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Vorrede zur dritten Auflage. 


Was den Grundplan und die allgemeine Anlage, inabefondere das Verhältniß 
zum erften, ſyſtematiſchen Theile der Encyflopädie anbelangt, blieb diefe 
neue Auflage des Rechtslexikons unverändert. Dagegen erfuhr diefelbe in ihrem 
äußeren Umfange eine erhebliche, in dev nunmehrigen Dreizahl der Bände her- 
vortretende Vermehrung und eine forgfältige Umarbeitung in zahlreichen Eingel- 
heiten. Schon die reichsgejeliche Umgeftaltung des gefammten Prozeßrechts 
ind der Gerichtsorganifation mußte auf die Anordnung der Artikel einen weit— 
eeifenden Einfluß ausüben, und e3 darf als ein günftiger Umftand bezeichnet 
erden, daß der Anfangstermin in der Wirkfamfeit der neuen großen Reichs— 
zeießgebungsafte nahezu mit dem Zeitpunkt zufammenfiel, in welchem die 
weite Auflage des Rechtslexikons erſchöpft war. 

Abgejehen von dem Prozeßrechte, erftredte fi die dem Rechtslexikon 
gewordene Umgeftaltung und Erweiterung vornehmlich auf die Gebiete des 
Handeld- und Verwaltungsrechts, nachdem durch eine von dem Herausgeber 
und Verleger gemeinfam ergangene Umfrage bei Mitarbeitern und Gönnern der 
Enchklopädie“ ermittelt worden war, welche Mängel der zweiten Auflage einer 
Verbeſſerung oder Ergänzung bedürftig erfcheinen möchten. 

Noch immer ift jedoch daran feftgehalten worden, daß das Rechtslexikon 
hauptjächlich die Beftimmung zu erfüllen Habe, fich in der überfichtlichen Dar- 
ftellung des für die Rechtsanwendung weſentlichſten Material der Juris- 
prudenz nad} dem Geſichtspunkte thunlichfter Spezialifirung des Stoffes brauchbar 
zu erweiſen, ohne den theoretifchen Geſichtspunkten der Rechtsphilofophie und 
ber Syſtematik oder der Rechtsgeſchichte eine in befonderen Artifelüberjchriften 
ausgedrückte Bedeutung beizumefjen. Der Herausgeber konnte feinen Augenblid 
darüber in Zweifel fein, daß troß aller auf die Feſtſtellung diefer Artikel- 
überjehriften angewendeten Mühe die Abgrenzung des im Rechtslexikon ent- 
Haltenen Stoffes ſowol gegenüber den leitenden Rechtsbegriffen der Wiſſenſchaft, 
al3 auch gegenüber den Bedürfniſſen der Praxis durch ftreng konſequente Durdh- 
führung einer abftratten Regel nicht zu erreichen ei. Auf dem Boden des 
öffentlichen Rechts insbejondere mußte beinahe überall die Schwierigkeit hervor— 
treten, die rechtlich bedeutfamen Geſichtspunkte der Verwaltung von ben 
politiichen Erwägungen der Zweckmäßigkeitsſphäre fharf zu trennen, um damit 
auszudrüden, daß das Rechtslexikon ein theils enges, theil3 weiter begrenztes 
Gebiet erfüllen ſoll, als jene Staatswörterbücher der Vergangenheit, die als 
Encyflopädie der gefammten Staatstoifjenfchaft gelten wollten. 


VI Borrede. 


Wenn der Herausgeber das Erſcheinen diefer dritten Auflage, deren Voll— 
endung durch mancherlei nicht vorgefehene Hindernifje verzögert wurde, mit 
größerer Zuperficht begleitet als frühere Auflagen, jo berechtigt ihm dazu die 
uneigennüßige und forgfältige Mitwirkung, welche die Durchführung des im 
Brühjahre 1879 enttworfenen Programms bei Herrn Profeffor Dr. Doom 
gefunden hat. 

Ein für den Herausgeber unvermeidlicher Winteraufenthalt in Italien 
bedingte zur Verhinderung eines zeitraubenden, der Sache nachtheiligen Brief- 
wechſels zwiſchen den vier betheiligten Perjonenkreifen der Redaktion, der Mit- 
arbeiterfchaft, der Verkagshandlung und der Druderei eine Stellvertretung des 
Herausgebers, die Profeſſor Docho w nicht nur während der Abtvefenheit des 
Herausgeber8 übernahm, fondern theilweife auch nach defien Rückkehr in Be— 
ziehung auf folhe Mtaterien fortführte, über welche im Voraus felbftändig zur 
Förderung der Sache von der Stellvertretung während der Abweſenheit des 
Herausgeber3 disponirt worden war. Profefjor Dochow ift daher neben dem 
Herausgeber big zur Vollendung des Werkes fürdernd, prüfend, fichtend, beffernd, 
thätig geblieben. 

€3 gelang ihm nicht nur, bei dem unvermutheten Rücktritt mancher älterer 
Mitarbeiter, die troß gegebener Zufagen im letzten Augenblick ſich wegen plötzlich 
eingetretener Hinderniffe abwendeten, dem Rechtslexikon werthvolle neue Kräfte 
in der Mitarbeiterſchaft zuzuführen, jondern auch vorhandene Lücken in nicht 
wenigen Einzelheiten zu ergänzen und Mangelhaftes zu befeitigen, zumal ex 
gelegentlich ftrengere Kritit walten zu laſſen dadurch befähigt blieb, daß er 
unabhängiger geftellt twar gegenüber mancherlei Rücfichten, deren Neberlieferung 
den Herausgeber ſchwer zu begründender Sammeliverfe nöthigt, bei eintretenden 
Erneuerungen ſachliche Intereſſen hinter perfünliche Schtwierigfeiten zurücktreten 
zu lafjen. 

Die verhältnigmäßig weitgehende Selbſtändigkeit, mit welcher die Stell- 
vertretung bes Herausgebers in der Durchführung des Artifelprogramms bei 
mannigfachen Einzelheiten verfuhr, war daher dem Fortgange des Unternehmens 
überall förderlich. 

Wofern diefe neue Auflage nicht blos als eine vermehrte, ſondern aud) als 
eine verbefferte anzufehen ift, gebührt den Herren Mitarbeitern und ber 
redaktionellen Mithülfe des Herrn Profeffor Dochow ein weit größerer Theil 
der Anerkennung als dem Herausgeber felbft, dem es eine angenehme Pflicht 
war, an biejer Stelle feinen Dank auszufprechen. 


Gaftein, 11. September 1881. 
Frauz von Holtzendorff. 
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P. 


Pachmann, Theodor Ritter von, 59. XI. 1801 zu Horatitz in Böhmen, 
wurde in Wien fuppl. Prof. für Röm. und Kan. Recht, ordentl. Prof. in Olmüb, 
feit 1850 in Wien, 1870 penfionirt und in den erblichen Nitterftand erhoben, 
——— Regierungerath +11. II. 1881. 

egeiiten: Die Verjährung nady dem allgemeinen bürgerlichen Rechte in Oeſterreich, 
Wien 1838. — Xel bu ‚e Kircgenrecht? (184953), 3. Aufl. Wien 1863—66. — au 


des aim: Rechts, — Biele 6 in geiticriften, 
Sch u * — — der Quellen, III.a ©. 4380. — Neue freie Preſſe Nr. 5912 
(2. Br), Nr. 5913 (13. Febr.). Teihmann. 


Pachtvertrag ift diejenige Art der Miethe (f. diefen Art.) im weiteren 
Sinne, bei welcher eine fruchttragende Sache zum Zwed der Nußung gegen eine 
Summe Geldes (Pachtzins) überlaffen wird. Die Sache kann auch hier eine körper⸗ 
fiche ober unklörperliche fein, 3. B. das Recht auf öffentliche Gefälle (vectigalia), 
(1. 16 D. d. V. 8. 50, 16); ein Gewerberecht, ein kaufmänniſches Geichäft (Seuffert, 
Arch. XVI. 218). Als Gegenleiftung aber ift bier abweichend von der Miethe 
ftatt des Geldes eine uote des Fruchterirages zu bedingen geftattet (jog. colonia 
partiaria, Theilpacht) (I. 8; 1. 21 C. de loc. 4, 65; Glüd, XVII. ©. 333; 
Sintenis, Gem. Eiv.R., II. $ 118 Anm. 4). Dadurch tritt die Pacht dem 
Gejellichaftövertrage nahe (1. 25 $ 6 D. loc. 19, 2). Sie bleibt aber nach Gemeinem, 
wie nach den Partitularrechten unter ben Regeln der Pacht ftehen (Preuß. LR. I. 21 
38 264—266; Sächſ. BEB. $ 1190); nur nach Defterr. Recht wird fie zur Sozietät 
(Allg. BGB. 8 1108). Die Grenze zwifchen der Pacht und dem Kauf künftiger 
Erzeugniffe wird dadurch gebildet, daß bei erfterer die erzeugende Sache unverbrauchhar 
fein und dem Pachter zur eigenen Fruchtgewinnung übergeben werden muß. Hier 
nach ift die Ausbeute eines Bergwerks, Torfftiches ꝛc. nicht zu verpachten, ſondern 
nur zu verkaufen (Gruchot, Beiträge zum Preuß. Recht, I. ©. 469). Yür die 
Form des P. gilt nur partikularrechtlich Befonderes. So verlangt das Preuß. Recht 
bei Verpachtung eines ländlichen Gutes gegen einen Zins don minbeftens 600 Marf 
gerichtliche oder notarielle Form, und bei Hleineren Landpachtungen oder bei folchen 
anderweitigen Pachtungen, deren Jahreszins 150 Mark nicht überfteigt, Schriftlichteit; 
ift diefe Form verabjäumt, fo macht die vollgogene Uebergabe den Bertrag auf ein 
Jahr wirkfam (88 401—407 Allg. ER. I. 21). Die Verpflichtungen der Parteien 
beftimmen fih im Allgemeinen nach ben im Art. Miethe entwidelten Regeln. 
Der Berpächter hat auch hier die Sache in brauchbarem Zuftande zu gewähren und 
die Laften und Abgaben von derfelben zu tragen (1.4; 1.20 84 C. de agric. 11, 47). 
Doch begrenzen dies Partifularrechte genauer dahin, daß er bei Verpflichtungen nad) 
einem Anfchlage nur diejenigen zu tragen habe, bie nicht vom Ertrage abgezogen 

dv. Holtenborff, Gnec. II. Rechtölegiton III. 3. Aufl. 1 
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worden find, und bei Verpachtungen in Bauſch und Bogen nur die Hypotheken— 
zinfen und die auf Privatrechtstiteln beruhenden fortlaufenden Leiftungen (Preuß. 
IR. a. a. O. 88 298, 294; Defterr. BGB. $ 1099). Wenn nach einem Pacht- 
anjchlage verpachtet ift, jo muß der Verpächter die darin aufgeführten Grundftüde 
und Gerechtigfeiten gemwährleiften, ſowie auch für die Richtigkeit der Thatſachen, nad) 
welchen darin die Höhe des Ertrages berechnet ift, einftehen. Dagegen haltet er 
nicht wie ein Verficherer für den Extrag ſelbſt. Der Pächter hat Hauptjächlich die 
Pflicht, den Pachtzing zu entrichten. Weber die Verminderung defjelben wegen ein- 
getretener Unglüdsjälle vgl. den Art. Remiſſion. Durch befondere Abrede kann 
auch eine Vorauszahlung des Pachtzinjes beftimmt werben (jog. Pachtvorſchuß, 
Pachtpränumeration); entweder jo, daß der Verpächter die Zwiſchenzinſen vergütet: 
dann dient das Geſchäft nur zu feiner Sicherheit; ober ohne dies: dann ift der 
Pachtzins um die Zwifchenzinfen erhöht. In beiden Fällen geht das Geld ſofort 
in das Vermögen des Verpächters über, und der Pächter hat im Falle der Auf: 
Löfung des Pachtverhältnifies (3. B. durch Konkurs) nur einen perjönlichen Er— 
ftattungganjpruch (condictio causa data causa non secuta, Defterr. BGB. $ 1102). 
In anderer Weiſe wird jür die Sicherheit des Verpächters gejorgt, wenn der Pächter 
ihm Wertpapiere ober dgl. als Pachtlaution behändigt, wovon die Zinfen dem 
Pächter bleiben. Dies ift einfache Berpfändung. Endlich kann an das Außbleiben 
der Pachtpränumeration ausnahmsweiſe auch ein Rücktrittsrecht für den Berpächter 
gefnüpit werden (Seuffert, Arch. VI. 186). Bein Ablauf des Pachtverhältnifies 
bat der Pächter die Sache zurüdzugeben und verſchuldete DVerfchlechterungen zu er- 
fegen. Bei Landgüterpachtung wird oft die Rüdgabe des Inventars, beſonders des 
Nutzviehs nur in Sachen von gleicher Art und Güte vorgefchrieben (j. d. Art. 
Eifern-Viehvertrag). Als Verſchulden gilt es auch, wenn der Pächter Gerechtig- 
keiten des Grundſtücks durch Nichtausübung untergehen läßt (Seuffert, Arch. XIV. 
213). Dagegen hat derjelbe wegen nothiwendiger und nüßlicher Verwendungen einen 
Erſatzanſpruch (1. 19 $ 4; 1. 55 $ 1 D. loc. 19, 2; Seuffert, Arch. XIV. 30), 
nach Preuß. Recht jedoch nur, wenn fie mit Einwilligung des Verpächters oder in 
‚ Bolge obrigfeitlicher Anordnung zur Beförderung des gemeinen Beften vorgenommen 
worden find ($$ 280—282 Allg. ER. I. 21). In die Laften einer erheblichen 
Einquartierung im Kriege follen fich nach Preuß. Recht Pächter und Verpächter 
theilen ($ 572 a.a. D.). Die Afterverpachtung ift nach Gem., Defterr. und Sächſ. 
Recht erlaubt, außer bei Theilpacht, nach Preuß. Recht dagegen ohne Zuftimmung 
des Verpächters nur an einzelnen Rubrifen oder Vorwerken einer größeren Pachtung 
($ 314 a. a. O.). Ueber die NRechtsverhältniffe dabei |. d. Art. Aitermiethe. 
Die Aufhebung der Pacht erfolgt, wie diejenige der Miethe, mit dem Ablauf ber 
jeftgefegten Frift und in Ermangelung einer ſolchen mit dem Rücktritt eines Theils 
nach voraufgegangener Kündigung, Wird nach Ablauf ber Zeit dag Pachtverhältnig 
fortgefeßt, jo erneuert ſich der Kontrakt bei fruchtbringenden Grundftüden auf die 
Dauer eine Jahres in derfelben Weife, wie der frühere beftand (1. 18 $ 11; 1. 14 
D. loc.; 1. 16 C. de loc. 4, 65; Seuffert, Arch. IV. 238). Nach Preuß. Recht 
ift die Kündigung bei ber Pacht in denfelben Fällen vorgejchrieben, wie bei der 
Miethe (j. diefen Art.), und zwar muß biefelbe bei beweglichen Sachen in ben 
eriten drei Tagen des DVierteljahres, an deſſen Schluß geräumt werben foll, bei 
unbeweglichen Sachen ſechs Monate vor der Räumung und bei Landgütern und 
Aedern ſechs Monate vor Ablauf des im Bertrage bejtimmten Wirthichaftsjahres 
erflärt werden. Die Fortfegung bes Pachtverhältnifieg nach Ablauf der Kontrafts- 
zeit wirkt nach Preuß. Recht einen neuen Vertrag nur dann, wenn der Verpächter 
auch Handlungen vorgenommen hat, bie feine Zuftimmung ausdrüden, 3. B. An— 
nahme jernerer Zinszahlungen, mehr als vierzehntägiges Schweigen zu der Erklärung 
des Pächter, den Kontrakt erneuern zu wollen u. dgl. m. Die Dauer der Ver: 
längerung beträgt dann in der Regel ein Jahr oder die im Vertrage feſtgeſetzte 
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Zeit oder bei der Pacht von Landgütern die Wirthichaftsperiode ($$ 269, 406, 
342—344, 325—331 Allg. LER. I. 21). — Imnerhalb der Pachtzeit hat jeder 
Kontrahent ein Rücktrittsrecht aus demjelben Gründen, wie bei der Miethe. Doch 
Tann der Verpächter öffentlicher Einkünfte wegen Nichtzahlung des Pachtgeldes ſofort 
vom Vertrage abgehen (1. 10 $ 1 D. de publ. 39, 4). Beim Konkurfe des Pächters 
kann, wenn die Webergabe der Sache noch nicht erfolgt war, der andere Theil dom 
Bertrage zurücktreten (KO. $ 18), wenn biejelbe aber bereits ſtattgefunden hat, 
ſowol der andere Theil ala der Konkursverwalter den Vertrag unter Beobachtung 
der gefehlichen oder ortsüblichen Friſt kündigen (RO. 8 17 Nr. 1). Iſt e8 da— 
gegen der Verpächter, welcher in Konkurs fällt, jo wird nur durch eine Veräußerung 
der Sache von Seiten des Konkursverwalters der Vertrag in derfelben Weife kündbar, 
wie durch eine Zwangaverfteigerung (KO. 8 17 Nr. 2). Endlich giebt nach Preuß. 
Recht auch der Tod des Pächters beiden Theilen das Recht, ein Jahr nach dem 
ZTodestalle reſp. nach Ablauf des Wirthichaftsjahres, in welchem der Tod erfolgt ift, 
unter Beobachtung der gefeßlichen Kündigungsfrift von dem Bertrage abzugehen 
(85 366—370 Allg. ER. I. 21). Die Rechtsmittel beider Theile find diejelben, 
wie bei der Miethe. Doch Hat der Verpächter ein geſetzliches Pfandrecht nur an 
den Früchten vom Moment der Abfonderung an, welches auch gegen rebliche britte 
Griverber wirkſam bleibt (1. 7 D. ex quib. caus. 20, 2). Die Fortführung der 
Früchte hinter feinem Rüden galt al fartum possessionis (1. 61 $8 D. de furtis 47, 2; 
Dernburg, Pfandrecht, 1. 8 37). Nach Preuß. Recht entjteht dieſes Pfandrecht 
ſchon an den fructus pendentes, teil dieſe im Eigenthum des Pächter find, es 
erlifcht aber, wenn der Verpächter die Fortführung der Früchte duldet (Förfter, 
Theorie und Praxis, I. $ 136 Anm. 211). Schließlich enthält das Preuß. 
ER. noch eine Reihe von Detailbeftimmungen aus dem Landwirthichaftsrecht in 
85 399—625. 

Quellen u. Lit.: S. im Allgemeinen bei dem Art. Miethe. Außerdem: Drechsler, 
Der landwirthſchaftliche Pachtvertrag, Halle 1871. — Blomeyer, Pachtreht und Baht: 
verträge, Berl. 1873. — Stobbe, Deutſches Privatrecht, IIL $ 186. — Dernburg, Preuß. 
Privatrecht, III. SS 166173. Ed. 


Pacifici ⸗Mazzoni, Emilio, 5 1832 zu Ascoli (Marken), ftub. in Rom, 
wurde Prof. in Modena, jpäter in Rom, Staatsrath und Rath am Kaſſationshofe, 
7 15. VIII. 1880. 

Schriften: Commento al codice civile italiano con la legge romana, le sentenze dei 
dottori e la giurisprudenza 1866 ss., 3. ed. 1875. — Istituzioni di dritto civile italiano 
1867 ss., 8. ed. nze 1880. — Studio storico sulla successione ittima dalle XII 
tavole al codice civile, Modena 1870. — La quistione romana, Fir. 1870. — Dizionario 
di legislazione e giurisprudenza civile, commerciale, amministrativa e penale, 1867 ss. — 
Repertorio generale di giurisprudenza civile, penale, commerciale ed amministrativa del 
Regno, Torino 1877 ss. — Giurisprudenza Italiana, il. a Serie (mit Carrara, Gabba, 
Maurizi), Torino 1874 ss. 

2it.: A. Pierantoni in Revue de droit international XII. 551. — Archivio giuridico 

. 204. Teihmann,. 


Pacins Siulio (Bacio a Beriga), 5 9. IV. 1550 zu Bicenza, wurde 
in Genf Prof. und 1576 Bürger, lehrte 1585 in Heidelberg, dann in Sedan, Mont⸗ 
pellier, Padua und Valence, T 1685. 

Er ebirte: Instit. 1. IV., 1579; Francof. 1583; Amst. 1642; -— Corp. jur. civ., Genev. 
1580; unb ſchrieb: De jur. civ. difficultate ac docendi methodo oratio, Heidelb. 1586. — 
’Eyavrıoyavan 3. legum conciliandarum centarise 3, Spir. 1586, 10 cent. Colon. 1661. — 
Analysis Institutt. Imperalium, Lugd. 1605, zulegt von Wassenaer, Traj. 1668, 1686. — 
Isagögicorum libri, Lugd. 1606, zulegt von Wassenaer, Traj. 1662, 1680. — Comm. ad 
4. librum Codicis, Spirae 1596. — Per Lugd. 1617 (0). 

Sit.: Jugler, IL 250-269; VL 147 ff., 346 fi. — Berriat St. Prix in ber Revue 
de legislation, 1840. — Rivier, Introduction hist, he 512. — Schulte, Geſchichte, I. a 
©. 469. — v. Stinting, Seidichte ber Deutjchen Rechtswiſſenſchaft (1880), I. 890392 u. ö. 

Zeihmann. 
1* 


4 vadelletti — Paine. 


Babelletti, Guido, 5 1848 zu Livomo, ftud. in Siena, kurze Zeit Advolat 
in Slorenz, ging Studien halber non Berlin, wurde Profeffor in Perugia, dann in 
Pavia, Bologna, 1874 in Rom, + 3. VII. 1878 in Montalcino (Toslana). 

S — Heredis institutio ex re certa secondo il diritto romano, im Arch. giu- 
ridico 39—165, — —— Koh v. u — ex re certa, Berl. 1870). — 
Arch. giuridico H., Y,v „ KVIL, Svin. — Teoria_ dell’elezione 
Eee (preiägekeönt), an AN 18i0, _ an —* marzo 1869, maggio 1870, sett. 

gennnjo, may —X * luglo 1875, gennajo Ir — Fontes juris italici medii aevi, 
Torino 187 el diritto Romano, Firenze 1 (euti) don dv. Holfenborff, 
Berlin 1879). — — diritto Pubblico, "Firenze 1881 er dem Tode gefammelte kleinere 
Seiten, — Auguft Wilhelm Zumpt, Zur Erinnerung an fein Leben unb feine Schriften, 

eip; 

a Brusa in Revue de droit international X. 445458. — Arch. storico italiano 
1878, p. 488. — Bruns in ber Rrit. V.J. Schr. N. F. L us), 525-532, 540. — Nouv. 


Revue historique III. — Rene historique de Monod, VIIL (1878) p. 237. — Cenno necro- 
logico im . giuridico XX. 568. — Revue de droit international VIII. (1876) 708. 
Zeihmann. 


ano, Mario, 5 1748 zu Brienza, wurde 1768 Prof. in Neapel, ver- 
folgt wegen jeiner liberalen Anfichten, ging ins Eril, nachher Mitglied der provifo- 
rifchen a 6. X. 1800 hingerichtet. 

Schriften: Consid. sul processo crim., Nap. 1787, 1801; ; km von Hillerin, 
Strassb. 1789. — Principi del codice penale; "Teona delle proc.; Consid. sul proc. crim., 
Milano 1853 (in der Bibl. scelta del foro criminale von Tocca ai). — Saggi politici dei 
principij, progressi e decadenza della — —— Lu; jano 1831. Prineeh el codice 
penale e considerazioni sul proc. crimin. Opere . filosofico-politiche ed 
— precedute dall’ elogio storico di gi gen scritta dal citt. Massa, Capolago 


git.: Nypels, p. 29, 30. — Sclopis, I. 616. — Revue critique 1860 en) 
p. Fee — Brusa, Ahponti per una introd. al corso di dir. e proc. Pe Torino 1 
p. mann. 


Baillet, Alphonſe Gabriel Victor, 5 17. XI. 1796 zu Soifſons, 
debütirte in ber affaire Papavoine und wurde bald einer ber bervorragenbiten 
Advofaten der Jetztzeit, F 16. XI. 1855 vor Gericht. Er trat auch in den Prozeffen 
Lafarge, Fieſchi, Firmin Didot Fröre® auf. Seine Plaidoiries et discours gab Jules 
Le Berquier, Paris 1881 heraus. 

git.: Michaud. — Gaudry, Barreau de Paris, 1864 II. 585, 592. — Barreau de 
Pinard — Eioge & 1a rentree des’ conferences de 1859. — Preface in obigem Werte 
p. L—LV. — Paillet ou l’avocat, par Lionville, 1880. Teihmann. 


Bailliet, Jean Baptifte Joſeph, & 17. XII. 1789 zu Orleans, wurbe 
Advolat in Paris, dann Richter in Orleans, fpäter App.Rath, zog fich 1851 zurüd, 
r 10. IV. 1861. 


Schriften: Legistation et jurisprudence des successions, Par. 1811—23. — Manuel 
du droit francais, Par. d. 1836. — Tables anal. et raisonnees des 5 codes, 
Par. 1813. — Consid. bar — — de la France, Par. 1815. — Droit public français, 
zer 103: — Diet. univ. de droit frangais, Par. 1825. — Codes et lois de la France, 

ar. 5 
8it.: Michaud, Biogr. universelle, t. 31. Zeihmann. 


Baine, Thomas (Tom Paine), 5 29. I. 1737 zu Thetjord (Norfolk), 
ging auf Franklin's Veranlaffung nach Philadelphia, für fein Pamphlet Common 
sense mit 500 Pfd. durch die Legislatur von Pennfylvanien, mit 500 acres durch 
den Staat New-Hork belohnt, jpäter in England wegen feiner Rights of man ver- 
folgt, nach feiner Flucht in Paris als Franzöfifcher Bürger mit Enthuſiasmus em- 
pfangen, bald jedoch wegen feiner Abftimmung gegen das Tobesurtheil Ludwig’ XVI. 
gefangen gejeßt, ging 1802 nach Amerika zurüd, F 8. VI. 1809 zu New-Hork. 

Er f&rieb: Common sense, 1776, Tanz. von Labaume, 1793, — Rights of man, 
1791 (Theorie et pratique des droits de ’homme par Soulds et Lanthenas, 1791). — 
Age of reason, 1792-1807, franz. 1798, — Agrarian Justice, 1797. 


Valaeottus — Vapftwahl. 5 
Sit.: Biogr. En Sheethom 1809, Sarlile 1814, Bele, gen · hort 1841. — Recueil 


de divers &crits de P olitique et u Slegislation, ar. 1792. — Works by Mendum, 
Boston 1856. — Polidenı orks, Dans. 861. — Eine — — ſeiner — en 
Shriften, ragt 1876. — Michaud. — Int tes, a ı Raumer, Geld. 

m Recht, Staat und —2 Kur "€. 112. _ De a 


— Ausq. 1854, ©. 122. — — Dictionary, Boston 1879 p. 688, 
Zeihmann. 


Balneottuß, Gabriel, 5 4. X. 1522 zu Bologna, feit 1546 Prof. des 
Kan. Rechts, 1556 bei der Rota, 1561 in Trient, 1565 Karbinal, 1566 Biſchof 
von Bologna (jeit 1582 Erzbisthum), + 22. VII. 1597. 


Er ſchrieb: De nothis et spuriis, Bon. 1550; Venet. 1572; Francof. 1573, — De- 
cisiones Rotae. — Concilüi Mridentini a. 1562 et 1568, edid. Mendham, 1848. 
it: Schulte, —S III. a S. 453, 454. Teichmann. 


Pancirolus, Guido, 5 1528 zu Reggio, wurde 1547 Prof. Instit. in 
Padua, 1571 in Turin, 1582 wieber in Pabua, F 1599. 

Schriften: — — Venet, 1573. — Notitia dignitatum utriusque imperii, Venet, 
1598, 1602; Genev. 1623. — Rerum memorabilium 1. Frag ‚Amberg. 1599, 1607; Lips. 1707; 
fan. Lyon 1617. — Thesaurus variarım lectionum ufriusque juris, Venet. "1610; Lugd. 
1617. — De claris legum interpretibus, Venet. 1637, 1655; c. Hoffmanni Lips. 1721. — 
Opera (Thesaurus univ. Er be 1584. 


kit: Savigny — Nour. bio; Par. 1862. — Rivier, 511. — 
v. Stinbing, le 5% en Rechtswi —E ), I. 121, 180, 288, 240, 890, 
592, 594. Teihmann. 


Banisbrief (Brod-, Freßbrief, Luienherrenpfrände, literse panis, vitalitii) 
heißt die Anweifung an ein geiftliches Inftitut, einer beftimmten Perjon (dem og. 
Baniften, Bröbling, Laienpfründer) den Lebensunterhalt („eine Laienpfründe von 
Küchen und Keller ſammt allen leiblichen Nahrungen und Nothdürften”) zu ge 
währen. Entftanden auß dem Recht weltlicher Fürften auf Unterhalt in Klöftern 
und in Stiftern während ihrer Reifen, übten e& diefe und zwar in Deutichland der 
Deutiche Kaifer gegen die eben gedachten Jnftitute, die Deutſchen Fürſten gegen 
Yanbfäffige berartige Anftalten aus. Die Ausſtellung ber P. dur den Kaifer, 
welde als ein Refervatrecht deſſelben betrachtet wurde, veranlaßte feit ber Nejor- 
mation viele Streitigfeiten, da die evangelifchen Stifter diefelben beanftandeten, 
fpäter weigerten ſich auch die Landesherren (jo namentlich: Friedrich der Große) fie 
für ihre Gebiete zuzulafſen. Deshalb verſprach der Kaiſer in der Wahlkapitulation 
von 1790 Art. I. 3 9, daß er diefes Reſervatrecht nur da, wo es hergebracht ſei, 
ausüben wolle. Mit der Auflöfung des Deutichen Reiches haben die P. aufgehört, 
jedoch Hat der Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 8 58 die damals mit einem 
wohlerworbenen und anerkannten Recht verjehenen Paniften dutch Zuweifung einer 
angemefienen Penfion entichäbigt. 

Sit.: Bonelli, Abhandl. des kaiſerl. Rechte, Panisbriefe 0 ertheilen, Wien 1784. — 
Sugenheim, Stantaleben des Klerus im Mittelalter, Berl. 1: . — Bl. weiter 
Klüber, Siteratur des Deutſchen Staatsrechtes, Erl. 1791. en Binfhius. 


Papillon, Thomas, 5 1514 zu Dijon, Advokat am Pariſer Parlament, 


+1 
e rich: Libellus de jure accrescendi, 1571. — De directis heredum substitutionibus, 
1616. — Comm. in 4 priores tit. libri L Digest., 1624 (beide Iegtere in Otto, Thesaurus). 
Sit: Michaud. — Rivier, 501. Teihmann. 


Bapftwahl. Das bezüglich der P. geltende kirchliche Recht beruht einmal 
auf der Dekretale Alerander’3 II. Licet de vitanda, welche vom dritten 
Saterantonzil (1179) (c. 6. X. de elect. I. 6), jobann auf der Dekretale Gregor’3X. 
Ubi periculum, welche auf dem Konzil von Lyon (1274) beftätigt wurde (c. 8 
in VI.° de elect. I, 6). Dazu kamen fpäter noch ergängende Beſtimmungen, be— 
ſonders dur Glemens V. und Gregor XV., die wejentlich Yormalien betrafen, 


6 Bapftwaht. 


fo daß das Geremoniale der P. überaus ompligirt wurde. — Für Die 
Alexander III. fteht troß de Dunfels, das auf vielen Perioden jencı 
Zeit Heute noch liegt, jeit, daß der päpftliche Stuhl unter dem beftimme: 
fluß des Staates beſetzt wurde. In der älteiten Zeit wählten zwar n 
und Bolt den Biſchof von Rom; feit Beginn der engen Verbindung 
der Kirche und dem Byzantinifchen Reiche aber übten die Kaifer durch Y 
einen beftimmenden Einfluß auf die Papftwahl; ja entichieden wiederholt zu 
Wahlen von fi aus; ähnlich weiterhin die in Italien an Stelle d 
getretenen Germanijchen Heerführer und Könige, an deren Stelle dann ıı 
Byzantiniſchen Kaiſer traten. Nachdem dann der päpftliche Stuhl längere 
Spielball Römifcher Adelageichlechter gewejen war, trat der Papft durch die 
Pippin’s zum König der Franken (754) in enge Verbindung mit dem Fra 
Das letztere ſetzte in kirchenſtaatsrechtlicher Beziehung die Byzantiniſchen Tı 
fort; die Kirche ihrerfeits ftellte zunächit den Einfluß des Fränkiſchen St 
die Bejeßung des päpftlichen Stuhles gar nicht in Trage. Seit 824 Lı 
Papft vor Empfang der Konfekration kaiſerlichen Gejandten einen Treueeid, 
juriftifch der entſcheidende Einfluß des Kaiſers in fignififanter Weife ausgedı 
Jahrhunderte lang blieb dieſes Nechteverhältnig bei Beſtand: ſowol die Kı 
in Rom als die Feftigkeit der Fränkiſchen und Sächfiichen Kaifer verbinde 
Aenderung. Heinrich III. ſetzte drei Deutſche Päpfte direkt ein kraft 
formell übertragenen Rechtes, den Papft nach Anhörung der Wünfche de: 
zu ernennen. Ein (noch nicht völlig aufgeflärter) Verſuch Nicolaus’ IL, 
nung der P. (Dekretale: In Nomine) jeftzuftellen, hatte feinen dauernden 
fcheint aber die erfte Aeußerung der weiterhin immer ftärker auftretenden pi 
geweſen zu jein, die Freiheit der P. von Laiferlichem Einfluß geſetz 
äuftellen. 

Erſt Alexander II. gelang es, aus den inzwiſchen in ber Kirche 3; 
ſchaft gelangten pfeuboifidorifchen Prinzipien die Konfequenzen für bie P. c 
zu ziehen. Seit Gregor VII. Hatte die Kirche allen weltlichen Einfluß 
Dinge abzufchütteln geftrebt; Alerander III. erhob diefen Gedanken bezüg 
P. zum formellen Recht und gab zugleich eine jeitbeftimmte Ordnung dei 
welche den nicht felten höchſt bedenklichen Vorkommniſſen bei früheren Wa 
Ende machen follte. Die Dekretale Licet de vitanda. beftimmt: wenn b 
Wahl Stimmeneinheit unter den Kardinälen nicht erzielt ı 
tann, dann ift derjenige ala rechtsgültig gewählt zu betrc 
auf den zwei Drittel der Wahlſtimmen jich vereinigt haben 
fich in Mißachtung dieſer Vorfchrift die päpftliche Würde anmaßt, ift den fd 
tirchlichen Genfuren verfallen. Durch diefe Konftitution wurde einmal der ! 
törper jeft abgegrenzt, fodann der weltliche Einfluß befeitigt 
wahlberechtigte Kollegium find nur die Kardinäle: erft 769 waren die Kai 
der Wahl audgefchloffen worden, feit Alexander III. erfolgte dieſer Ausſchli 
für den Nömifchen Klerus mit Ausnahmie ber geringen Zahl der Karbinäle, 

Das Kollegium der Kardinäle Hat fich entwidelt aus den Pre 
der Chriftengemeinde zu Rom: aus ben Presbptern, die in der älteren Jı 
Bilchof, wurden die Kardinäle, die dem Papft zur Seite ftanden. Die Sa 
bilden feitbem den berathenden Senat des Papftes im kirchlichen Regimer 
Erdkreiſes. Die Hiftorifche Entwidelung des Kardinalates Liegt noch fi 
Dunkeln: frühzeitig (im 12. Jahrhundert) läßt fich jeboch ſchon die heul 
beftehende dreifache Gliederung in Kardinalbiſchöfe, Kardinalpriejte 
Kardinaldialone nachweifen. Die Diakonen waren mit der Armenpfle 
traut, die Priefter hatten den Gottesdienſt an den Hauptlirchen Roms zu vi 
die Biſchöfe bildeten den Epistopat der Römiſchen Metropolitanprovin. Cı 
1576 wurde der Kardinalat auf Römiſche Priefter beſchränkt. Die | 
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Organiation bes Kollegiums rührt von Sirtus V. (1587): er beitimmte die 
Zahl der Karbinäle auf 70 in maximo, darunter 6 Biſchöfe (von Oſtia, Porto, 
Sabina, Zusculum, Albano, Pränefte) und 14 Diakonen; Diakone und Priefter 
find geweiht auf die Titel Römifcher Kirchen (3. B. N. N. cardinalis ad S. Mariam 
Majorem). Die Kardinäle werden vom Papft ernannt, herfümmlich unter gewifler 
Perädfihtigung der Tatholifchen Mächte, nicht felten erhalten Biſchöfe oder Erz⸗ 
diichöte auswärtiger Didcefen die Kardinalswürde. Die Ernennung fann auch in 
petto eriofgen, d. h. der Papft behält fich vor, den Namen des Ernannten zu einer 
iym gut jeheinenden Zeit zu publiziren. Die Zeichen der Würde find ber rothe 
‚Hut (cappa magna), Purpurfleider (welche nur die Orbenägeiftlichen nicht tragen) 
and der Kardinalsring ; neu ernannte Kardinäle werden feierlich in einem Konfiftorium 
eingeführt und empfangen durch die ſymboliſche Geremonie des Schließens und 
Ceffnens des Mundes das Recht, an den Berathungen Theil zu nehmen. Die 
ardinäle führen den Titel Eminenz und haben den Rang Römifcher Fürften. Im 
Kollegium jollen ausgezeichnete Doktoren der Rechte und Magiftri der Theologie, 
vornehmlich auß den Bettelorben, fein. Während der Vakanz des päpftlichen Stuhles 
wird bie Regierung durch das Kardinalskollegium, und zwar in erfter Linie durch 
den Karbinallammerlengo geführt. Doch dürfen während der Bafanz nur die laufen- 
den Geichäfte erlebigt werben. Daß der Papft aus der Mitte des Kollegiums ge 
wahlt werde, ift ein feit Jahrhunderten (jeit 1878) feitftehendes Herkommen, eine 
ausdrüdliche Borfchrift dieſes Inhaltes beiteht jedoch nicht und das offizielle Cere— 
noniale Gregor’s XV. jet auch die Möglichkeit einer Wahl extra collegium voraus. 

Seit Alerander II. ift Zweibrittelmehrheit der Karbinäle zu einer gültigen P. 
nothwendig und außreichend. Das Recht, an der Wahl theilzunehmen, kann feinem 
Kardinal entzogen werben, auch nicht durch die ſchwerſten Tirchlichen Genfuren. 
Rartin V. ift der einzige allgemein anerfannte Papft der nicht vom Kardinals- 
Lollegium, ſondern von einem Konzil, dem von Konftanz, erwählt wurbe. 

Stirbt der Papſt während eines öfumenifchen Konziles, jo fteht doch die Neu- 
wahl nicht diefem, fondern dem Karbinalsfollegium zu; da® Konzil ift durch den 
Zod des Papites ipso jure ſuspendirt, bis der Nachfolger über die Fortſetzung ent= 
icheidet. Diefe Säbe wurden durch die Const. Cam Romanis Pontifieibus Pius’ IX. 
vom 4. Dezember 1869 dauernd dem Kirchenrecht eingefügt. Sein dritter Faktor 
bat ein Recht der Mitwirkung an der P.: ohne Widerfpruch ftatuirte Alerander im 
Zinn Pfeudoifidor’ die „Kanoniſche Freiheit“ der Wahl. So das Kirchenrecht. 
ir begegnen jedoch in fpäterer Zeit unter dem Namen Exclusiva doch wieder 
ciner Theilnahme weltliher Mächte an der Wahl. Die Exelusiva fteht in feinem 
hiitoriichen Zufammenhang mit den ftaatlichen Rechten der früheren Zeit. Eine 
rechtliche Formulirung hat die Erflufiva niemals gefunden, weder durch Geſetz noch 
durh ein den Grforbernifien des Gewohnheitsrechtes entiprechendes Herkommen. 
Vielmehr beſteht dieſelbe Lediglich in einer gewiſſen Berüdfichtigung der Wünfche 
emelner Staaten, deren Maß jedoch völlig von dem Belieben des Wahlfollegiums 
abhängt. Ob die Erflufiva den Staaten oder den monarchiſchen Staatoberhäuptern 
wuitehe, wirb beftritten. Die Grlufiva wird zugejchrieben: Defterreich ala dem 
Rechtsnachfolger (?) des alten Deutjchen Reiches; daß Italien Rechtönachfolger 
Reapelö, iſt juriftiich jedenfalls unbedenklicher ala die vorbezeichnete Rechtsnachfolge 
Txiterzeiche, Italien Hat jedoch durch das Garantiegejeß verzichtet; Frankreich und 
Spanien; endlich beaniprucht Portugal diejelbe. Die Exkluſiva kann fi nur auf 
einen einzigen Kardinal beziehen. Diefelbe wurde im Laufe der Zeiten vom Wahl⸗ 
Yrper wiederholt berüdfichtigt (fo Defterreichd 1828, Spaniens 1880), zu anderen 
Zeiten miachtet (fo die Spaniſche unter Carl V. und Philipp IL). Daß eine gegen 
die eingelegte Extluſiva vollzogene P. rechtfich vollkommen gültig, tft unzweifelhaft. 
Tie Erffufiva dürfte fich im Zufammenhang mit dem nachreformatorifchen Staate- 
finenthum entwidelt haben: ihre prinzipielle Vorausſetzung wäre alsdann der ftaatd- 
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rechtlich Tatholifche Charakter des berechtigten Staates; diefer prinzipiellen 
ſetzung aber genügt Heute feiner der oben genannten Staaten mehr, 
Spanien. — 

Die Konftitution Gregor’ X. Ubi periculum ordnet das fogen. Kı 
an. MWieberholte Verzögerungen der Wahl (Gregor X. war erft drei Ic 
dem Tod feined Vorgängers gewählt worden) veranlaften Gregor X. zu 
flimmung: Nach dem Tode des Papftes follen die Kardinäle zehn Tage 
abweſenden Kollegen warten. Nach Ablauf dieſer Frift follen fie 
Palaft, in dem der Papft verftorben, ein- und von allem 2 
mit der Außenwelt abjchließen; da® Gemach, welches fie gemeiı 
wohnen, fol nur einen Ausgang haben. Nur Kardinäle, welche das 
wegen ſchwerer Krankheit verlaflen mußten oder welche erſt nach Ablauf | 
tägigen Frift eintraien, haben noch Zutritt. Nach Ablauf von drei Tage 
die Karbinäle nur mehr je ein Gericht für Mittag und Abend, nach weit 
Tagen nur mehr Brod, Wein und Wafler erhalten. Diefe ftrengen Sp 
Gregor’8 X. wurden fpäterhin gemildert. Vorherige Verſprechungen, Bert 
Eide, die die Wahl betreffen, find nichtig und ftrafbar. Für den Fall 
Papſt an einem anderen Orte als dem Siß der Kurie verftorben ift, haben 
Kardinäle dorthin zu begeben. Iſt aber die Ortſchaft oder die Stadt ı 
Interdikt belegt oder in offener Empörung gegen die Nömifche Kirche, fo 
nahegelegener Ort gewählt werben, in Betreff defien diefe Hinderniffe nicht o 
Ob Rom unter der königlich italienifchen Herdichaft ala in Empörung g 
Kirche begriffen zu betrachten fei, war beim letzten Konklave im Schooße de 
körpers beftritten; die Wahl erfolgte zwar in Rom, aber unter voller Ver 
aller päpftlicden Rechte; die reiheit der P. ift jedenfalls durch die I 
Italieniſche Geſetzgebung fo unbeichräntt als möglich verbürgt. (Legge sull 
gative del Sommo Pontifice e della Santa Sede e sulle relazioni dello sta 
chiesa, fogen. Garantiegefe vom 18. Mai 1871 Art. 6: „Durante la 
della sede pontificia nessuna autorit giudiziaria o politica potra per ( 
causa porre impedimento o limitazione alla libertà personale dei cardir 
Governo provvede a che le adunanze del Conclave e dei Concili Ecumeı 
siano turbate da alcuna esterna violenza.“) — Bon ben angegebenen F 
ſchriften darf das Kollegium nach ausdrüdlicher Vorſchrift Clemens’ V. fic 
ganz noch theilweije dißpenfizen, wenn Hierzu nicht ganz beſondere Gründe vı 
Gregor XV. und Urban VII. haben (1621—1625) das ganze Geremoniale 
noch befonder® Eobifizirt (Aeterni patris filius und Ad Romanum Pontificem 
Berfonen, welche die Kardinäle mit in's Konklave nehmen bürfen, find na 
und Stand genau angegeben. Nach dem Eintritt in's Konklave beſchwö 
Kardinäle die Kirchengejege über die P. Für die Rechtegültigkeit der Wahl 
Beobachtung der Vorfchriften über Konklave und Klaufur (nicht aber ber 
Formalien) unbedingte Vorausſetzung. Die Wahl erfolgt per inspirati: 
durch fofortige Einftimmigkeit; oder per compromissum: indem die A 
die Wahl einigen Schiebsmännern übertragen, bie aber einftimmig gewäl 
müſſen; oder per scrutinium: durch ſchriftliche Abftimmung. Letzleres 
Regel und die Einzelheiten der Abftimmung find auf's allergenauefte geordn 
Richter-Dove, Kirchenrecht, $ 123 N. 28 die Angabe ber einzelnen Akte) 
das erfte Skrutinium keine Zweibrittelmehrheit ergeben, fo ift der fogen. 
geftattet: das Skrutinium wird wiederholt und hierbei ift der Zutritt neuer €: 
zu den bisher fehon auf einen Kandidaten vereinigten geftattet. Iſt eine 
Wahl erfolgt, jo findet nach erfolgter Annahme, durch welche jofort die Juris 
erworben wird, Wechſel des Namens und danach bie feierliche Adoration du 
Kardinäle ftatt; fodann wird die Publikation der Wahl an's Bolt durch den ı 
Kardinaldiaton vollzogen, weiterhin geichieht die Krönung, von welcher die 
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ir Bontifilat datiren; war der Gewählte noch nicht Bifchof, jo wird er vorher 
feierlich Hierzu durch den Karbinalbiichof von Oftia konſekrirt. Sich felbft einen 
Nachfolger zu ernennen, ift der Papft nach geltendem Rechte nicht befugt; ob der 
Papit das geltende Recht dahin abändern kann, daß er fich jenes Recht beilegt, ift 
beftritten, dürfte aber nach der dermaligen Entwidelung des Kanonifchen Nechtes zu 
bejaden fein. — Endlich find noch die Konftitutiorien Pius’ VI. und VII. über 
die P. zu erwähnen. Veranlaßt durch die außergewöhnlichen Verhältniffe, in welchen 
Rom und bie päpftliche Gurie durch die Napoleonifchen Kriege fich befanden, erließ 
Pins VI im Jahre 1797 die Bulle Christi Ecclesiae regendae, welche ben 
Kardinälen bezüglich der Zeit und des Ortes des fünftigen Konklave alle erforder⸗ 
lie Freiheit zur Abweichung von den beitehenden Vorſchriften gewährte und dieſe 
Freiheit auch in der Zukunft für jeden Tall gewährt wiffen wollte, wo Unruhen 
im Volke, kriegeriſche Okkupation, Sriegegefaht oder andere unmittelbar drohende 
Urfacden die kanoniſche Vornahme der P. gefährden könnten. Pius’ VI. Nachfolger 
Xius VII. wurbe daraufhin in Venedig gewählt. Eine zweite Bulle Pius’ VI. vom 
Jahre 1798 Cum nos superiori anno dehnte die Fakultäten, von ben Firchengejeb- 
lichen Vorſchriften abzuweichen, noch weiter aus: der Kardinaldekan allein follte 
danach berechtigt fein, den Ort des Konklave zu beftimmen; wenn mur einige 
Karhinäle ſich dafelbft verfammeln, jollen fie zur Vornahme der Wahl berechtigt 
fein Pius VII. beftätigte durch die Bulle Quae et quanta cura im Jahr 1804 
die Bullen feine® Vorgängers. Die Päpfte des 19. Jahrhunderts Leo XIL, 
Pius VIIL, Gregor XVI., Pius IX. wurden nach den für normale Zeiten 
geltenden Borjchriften gewählt; ebenfo Leo XIII. nad lebhaftem, bejonders von 
“= englifchen Kardinal Manning geführten Kampje im Schooße des Kardinals— 
llegiums. 

Gigb.: C. 1. Dist. XXIIL (Nitolaus IL, dazu. beſonders bie unten cit. rift von 
Edeifer-Boichorfi); c. 6 X. de elect. I. 6 (Alexander III.); c. 8 in VLo de elect. I. 6 
(Sregor X.); c. 2 de elect. in Clem. I. 3 (Glemen® V.) — Const. Aeterni Patris Filius 
1%%4 und Ad Romanum Pontificem 1625 (Gregor XV., Urban VIIL) — Bulle Christi, 
Ecclesiae regendae 1797 (Pius VI). — Cum Nos Superiori Anno 1798 Eins VI). — Quae 
et guanta cura 1804 (Pius VIL) — Const. Rom. Pontificibus (Pius ) 1869 (f. auch 
Rihter:Dove, 8 128 NR. 17). — Königl Italieniſches Geſetz (jog. Garantiegefeg) vom 
13. Mai 1871 (abgedrudt bei Seirdberg: Lehrb. Anh. IV. Dazu —Xx enborff in 
kinem Jahrbuch für Gejeggebung, IV. ff. Bluntſchli, Die rechtliche Unverantwort: 
lichleit und Berantwortlichteit des römiſchen Papftes, Nördlingen 1872). 

2it.: Floß, Die P. unter ben Ottonen, Freib. 1858. — Zöpfel, Die P. vom 11. bis 
14. Jabıh., Göttingen 1871. — Cartwright, On papal conclaves, Edinburgh 1888. — 
— und Kakerihum, Berlin 1874. — Sheffer-Boihorft, Die Neuorbnung der 
2. bir Ricolans IL, Straßburg 1879. — Waig in Forſch. zur Deutichen Geſchichte, IV. 
188 f.; VIL 404 ff.; X. 614 ff. — Bangen, Die Röm. Kurie. — Jacobſon in Herzog’3 
Jeal⸗· Sucytlop. IL 577 (Karbdinäle); XI. 98 (P.); Mejer, ebenda, III. 204 (Kurie), — Ferner 
die Eyfteme von Philipps, V. 88 246; VI. 261 ff.; Schulte, IL. SS 25, 36 ff. und jept 
beionders Hinicpius, 1. 22 ff. — Die Zehrbu er des Kirchenrechts von Richter-Dode, 
122 ff. Mejer, SS 126 ff.; Walter, SS 126 ff. Zorn. 


. Baraphernen. Mit diefem Griechiſchen Ausdruck bezeichnet die Rechtsſprache 
im weiten Sinne alles, was eine Ehefrau in einer Ehe nach Dotalrecht extra dotem 
im Bermögen bat. Da das Gut der Frau nur durch einen befonderen Willensakt 
derielben zur Dos werden Tann, fo bleibt es regelmäßig felbft dann Paraphernal« 
gut, wenn es der Verwaltung des Mannes überlaffen if. Daß dieſer Römifch- 
tehtliche Sag Gemeines Deutſches Recht geivorden, ift nicht unbeftritten, eine 
Anzahl älterer und neuerer Juriften präfumiren für die Dotalqualität. — In rechte 
licher Beziehung ift der Fall, wenn die Frau ihr Gut dem Mann anvertraut, ut 
Ico paraphernoram apud eum maneat, der erheblichite, und man verfteht deshalb 
m engern Sinne unter P. dad außer dem Dotalgut dem Mann von der Frau an⸗ 
vertraute eigene Gut derſelben. Den Gegenſatz hierzu bilden bie der eigenen Ver- 
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waltung der Frau vorbehaltenen bona receptitia. Zu den letzteren und 
Paraphernalgut im engern Sinne gehört, was die Frau dem Mann durı 
geihäfte, 3. B. darlehnsweiſe Frebitirt. — Für das ihm anvertraute Pa 
gut haftet der Ehemann ald Verwalter, er vertritt jedoch nur wie bei 
diligentia quam suis rebus. Das Rüdforderungsrecht ift durch ein 
Piandrecht gefichert. — Was librigens eine Ehefrau als ihr Eigentum in 
nimmt, hat fie troß ihres Befites dem Ehemann und deſſen Gläubigern 
als ihr Eigenthum zu beweilen. Das ift die Folge der fogen. praesumtio 
die don Einigen mit Unrecht auf das .befchräntt wird, was fi) im 4 
Mannes befindet. — Die modernen Kobifilationen, welche wie die Preuf 
Sächfiiche auf dem Syitem des maritalifchen Nießbrauchs am ganzen Berr 
rau beruhen, kennen den Gegenſatz von Dos und P. nicht. An die € 
jelben tritt der des eingebrachten und vorbehaltenen Guts, welches letztere 
lich und vertragsmäßig borbehaltene Gegenftände zerfällt. Das Defterreichi 
entipricht dem Gemeinen. Ebenſo kennt das Franzoſiſche Recht in der ni 
gemeinſchaftlichen Ehe Paraphernalgut der Frau, über welches diejelbe frei 
Tann; foweit es in Siraagyajıen befteht, jedoch nur unter Zuftimmung 
mann oder des Gerichte. 
‚OueLle; Cod. de —* oe u dote — et paraphernie 5, 


14. 
un Allg — Sidi. BEB 1640, 
Done BOR. $1 f. — Code cir. B 1574 Le a s 


Barbefiuß, Jean Marie, 5 11. VIII. 1772 zu Blois, 1809—1E 
an der Rechtsſchule zu Paris und feit 1821 zugleich Rath am Kafla 
T 27. V. 1853. 

Schriften: Traite des servitudes suivant les principes du En civil, „Bl 
8. ed. 1838. — TraitE du — et des lettres de change, Par. — "Ele 
juri jurieprudenge commerciale, Par. 1811. — Cours de droit eat) Par. 1 

ar E. de Rozitre, Par. 1856, 57 (beutih von Schiebe, Sehrb. bes £ 
Berg us, Leipz. 1888; italien. Venez. 1838), enth. in der 2. éd. 1821 auch: Disc 
Porigine et = pro de la legisl. et de la jurispr. commerc., fowie Bibliot 
jurispr. comm Collection des lois maritimes anterieures au 18itme sie 
1828—45 (Bb. T IL erſchien beſonders ala: Us et coutumes de la mer, Par. 
NMemoire sur les diff6rents rapports, sous lesquels u Al: a dans | 
Rom. 1838. Origine du droit coutumier en France, Par. — La loi alle 
1848. — Organisation judiciaire depuis Hugues Capet a Louis XII. 
&r gab — im Srdonhandes ie u ‚de France, tome XXL 1b; en 
auigny ’3 un a Porte du eil’3 lomata, chartae, epistolae, leges ali 
stramenta ad res Gallo-Francicas spectantia, Par. 1846—49, u. die Schriften d’Agu 
Par. 1819, heraus. 

git.: ‚Botbiämibt, Sa Handbuch des H.R., Bb. L 2. Aufl., Erl. 1874, ©. 8, 9 
Revue sritique de legisl. et de jurispr., 1857, x p. 42474. — Rozire, N 
der 6. Aufl. d. Cours de droit comm, — Pardessus, sa Vie et ses Oeuyres, par 
Eloy, Par. 1868. — atobbe: Rechtsquellen, I. 250. — Naudet, Notice his 
/Academie, 1855. — Du Saussois, J. M. P., Paris Lyon 1878. — Le tribun 
cour de Cassation, 1879, p. 209—211. Teihma 


Barentelenorduung (Linealgradualiyftem, Th. L ©. 511 
Inteftaterbfolge wird im Weſentlichen durch bie Verwandtſchaft beftimmi 
Begriff der Verwandtſchaft beruht aber darauf, daß zwei Perfonen entioe 
einander ober von einem gemeinfchaftlichen Dritten abftammen. Um die Ber 
ſchaftsnähe zu beftimmen, rechnet das Röm. Recht nach Graben in der Weil 
es die Zahl ber Zeugungen zählt, die zwiſchen den Perjonen Liegen, deren Ver 
ſchaft berechnet werben fol. Die Römiſche Erbfolge iſt eine Gradualerbiolge i 
als im Allgemeinen ber nähere Berwandte dem entfernteren vorgeht. Doch if 
Gradualprinzip nie zur reinen Durchführung gekommen, jondern es wurde bi 
folge noch durch andere Momente beftimmt. Nach Juft. Recht gelangt bafjel 
innerhalb eines entfernteren Verwandtenkreiſes zur vollen Geltung. 


[ 


Varentelenordnung. 11 


Soweit die Verwandtſchaft zweier Perſonen zu einander rechtlich maßgebend iſt, 
bedient ſich auch das Deutſche Recht der Zählung nach Zeugungen. Doch werben, 
wenn die zwei Perjonen von einem gemeinjchaftlichen Dritten abftammen, nur bie 
Zeugungen gezählt, Die zu einer derjelben vom gemeinfchaftlichen Stammbvater herab- 
führen. Sind die Seiten ungleich lang, fo zählt man auf der längeren Geite. 
Geichwifterkinder , die nach Röm. Recht im vierten Grade verwandt find, find es 
nach Deutſchem demnad nur im zweiten Gliede, Obeim und Neffe gleichfalls im 
weiten. Im Gegenjag zum Röm. Recht verfinnbilvlicht das Deutfche Recht bie 
Verwandtſchaft durch den menfchlichen Körper und berechnet fie an den Gliedern 
vom Schultergelen? bis zum Nagel der Hand. Diefe Berwandtichaftszählung ift 
durch das Kar. Recht zur Beitimmung der Ehehinderniffe rezipirt und weiter aus⸗ 
gebildet worden. 

Für das Erbrecht, wo es fich ftet3 um die Verwandtichaft zweier oder mehrerer 
Perfonen zu einer dritten, dem GErblaffer, handelt, Hat das Deutiche Recht eine be= 
iondere Succeffionsordnung ausgebildet, welche fich nicht an die abjolute Verwandt- 
ichaitsnãhe, jondern an die natürliche Gliederung der Verwandtſchaft in engere Ver— 
wandiſchaftsgruppen anjchliekt. 

Der ganze Kreis der Verwandtſchaft zerfällt in eine Reihe kleinerer Kreiſe, 
welche dadurch gebildet werben, daß fie den nächiten Stammvater gemeinfam haben. 
Um die Sache möglichft anfchaulich zu machen, jegen wir, daß eine verwanbtichafts- 
loſe Perfon — wir wollen fie Danfwart nennen — eine Familie gründet. Nach dem 
Tode derjelben können nur ihre Abftämmlinge ala Erben in Betracht kommen 
(1. Parntel). Soll ein Kind des Dankwart beerbt werben, etwa Walter genannt, 
fo fönmen ala Verwandte defjelben in erſter Linie deffen Abjtämmlinge (1. Parentel), 
außerdem aber auch deffen Vater und Geſchwiſter auftreten (2. Parentel). Stirbt 
em Sohn des Walter, jo kann derfelbe beerbt werben erſtens von feinen eigenen 
Abftämmlingen, zweitens von feinem Water und deſſen Abftämmlingen, drittens von 
kinem Großvater und deffen Abftämmlingen. Alle diejenigen, welche den nächſten 
gemeinſchaftlichen Stammvater haben, bilden mit demſelben eine Parentel. Mit 
ieder neuen Generation erweitert ſich der Kreis der Verwandtſchaft um eine neue 
Parentel. Sonach ſchichtet fich die ganze Verwandtſchaft in übereinanderfolgende 
Sruppen, Parentelen ab, deren erſte vom Erblaſſer und deſſen Deſcendenten gebildet 
wird, während bie zweite aus dem Vater defjelben und deſſen Abftämmlingen befteht 
and die folgenden der Reihe nach ſtets den relativ nächſten Afcendenten und defſen 
Teicendenz umfaffen. In analoger Weife gliedert ſich die Verwandtichajt, welche 
durch die Mutter des Erblaſſers vermittelt wird. Die ganze Seitenverwandtichaft — 
und das ift das wejentliche Merkmal des Syſtems — erjcheint demnach ala aufe 
gelöft in Defcendenzen, welche von den Ajcendenten bes Erblaffer® ausgehen. Sämmt- 
liche Verwandte kommen entweder ala Stammeshäupter oder ala Abjtämmlinge in 
Vetracht. Die Reihe der Stammeshäupter vom Erblaffer angefangen bis zu dem 
ülteften nachweisbaren Ahn deſſelben bildet den Hauptitod oder Stamm der Ber- 
wandtſchaft, von welchem in bilblicher Darftellung die Dejcendenten des Erblaſſers 
in gerabe abfteigender Linie ausgehen, die Kollateralen defjelben ala Abftämmlinge 
feiner Afcendenten in ſchräger Linie fich abzweigen. 

Die P. ift nun jene Succeffiongordnung, zufolge welcher im Erbgang die 
dem Gntftehungsalter nach jüngere Parentel die ältere ausſchließt. Es folgt alſo 
im Erbe zunächſt die Parentel des Erblafſers, beſtehend aus feinen Kindern und 
Kinbeslindern. Wenn folche nicht vorhanden, neben dem Bater die Geſchwiſter des 
Schleffers und deren Sprößlinge als Glieder ber zweiten Parentel. So lange in 
einer Parentel ein erbberechtigter Verwandter vorhanden ift, kann niemand aus der 
näcft Höheren Parentel zum Erbe gelangen. Der Neffe bes Erblaſſers ſchließt alfo 
defien Oheim aus, da jener in der zweiten, diefer in der dritten Parentel fteht. 
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Innerhalb derſelben Parentel kommen verſchiedene Erbprätendenten 
Deſcendenten ihres gemeinſchaftlichen Stammvaters in Betracht. Die U 
ſchaftsnähe kann in abſteigender Linie nur in einer einzigen Weiſe, nämlich 
Zahl ber Beugungen, bemefien werben. Es entjcheibet alfo unter den Gliel 
felben Parentel der Abſtand vom Hauptitode, jo daß das dem Grade nac 
das entferntere außfchliekt. 

Die einzelne Parentel pflegt man wol auch ala Linie zu bezeichnen 
innerhalb der Linie der Grad ben Ausfchlag giebt, fo nennt man „bie 
Linealgradualordnung, ein Ausbrud, ber wegen ber Nebenbebeutungen des 
Linie im Verwandtſchaftsbilde zu Mißverftändniffen Anlaß geben kann und 
ſeits minder durchfichtig ift ala jener. Durch die Bezeichnung Linealgr 
wollte man die P. unterjcheiden von einer angeblichen reinen Linealı 
welche innerhalb ber einzelnen Parentel auf die größere ober geringere En 
vom Hauptſtocke gar keine Rüdficht nimmt. Die Eriftenz einer folchen Lineal 
muß geleugnet werden. Mit ihr ift nicht zu verwechſeln eine Mobififat 
P., welche durch allgemeine Zuläffigleit des Gintrittsrechtes entfteht, Frai 
die Kinder eined vorverftorbenen Parens in die Erbportion eintreten, bi 
befäme, wenn er erben würde. Diejes Eintritts« oder Repräfentationsrecht 
grifflich eine Rechnung nad Gliedern oder Graben zur Vorausfegung, da € 
nähere Grad durch den entjernteren repräfentirt wird. Wir haben es alfv c 
einer berartig geftalteten P. mit einem Linealgradualiyitem zu thun. 

Das Prinzip der BP. findet fich dermalen im Lehnrechte, ferner 
Succeffiongordnungen des Adels, im Lüb. Recht, im Defterr. BEB., in ei 
Sädhl.-Thüring. Ländern, in Schweiz. Rechten (jo namentlich im Züricher Gef 
und im Sächſ. BGB., welches die Seitenverwandten von der dritten Pare: 
nach der P. zum Erbe gelangen läßt. Die Englijche Erbfolge in unbe 
Gut beruht gleichfalls auf der Parentelenfolge. Auch das Indiſche Recht kei 

Unter den Germaniften ift es eine lebhaft ventilivte Streitfrage, ob 
als das dem Deutichen Recht eigenthümliche Succeffionsprinzip zu betradhi 
In der Deutichen Rechtswiſſenſchaft ift fie zuerft durch Joh. Chriſt. Maje 
des vorigen Jahrhunderts prinzipiell entwidelt worden. Wereinzelte Angriffe 
das von ihm aufgeftellte Syftem ‚vermochten nicht zu verhindern, daß bie 
allgemeiner theoretijcher Anerkennung gelangte. In neuerer Zeit haben 
Siegel und Wafferfchleben den Nachweis geführt, daß die Belege, durch 
man bis dahin die P. aus den Quellen begründete, nicht als ducchichlagend 
tönnen. Beide haben zugleich der P. ein anderes Succeffionsprinzip ala das ı 
lich deutfche gegenübergeftellt. Waſſerſchleben ignorixt für die Geitenverr 
ſchaft die Reihenfolge der Parentelen und bejtimmt die Verwandtſchaftsnähe 
dadurch, daß er den Abftand vom Hauptftode mißt, alfo die Zeugungen vom gı 
ſchaftlichen Stammvater bis zum Erben herabzählt, mag jener nun der Vate: 
Großvater oder irgend ein höherer Afcendent des Erblafiers fein. Demnach 
aljo beifpielaweife der Sohn meines Oheims von meinem Großoheim ausgeſch 
Siegel will die Zählungsart, bie im Deutjchen und Kanonifchen Recht zu‘ 
ftimmung der Verwandtſchaft zweier Perfonen dient, auch dann angewendet n 
wenn es fi) um die Beitimmung der Verwandtichaft mehrerer Perfonen zu 
dritten handelt, die mit dieſer nicht benfelben nächiten Stammvater gemeinſche 
haben, alſo nicht derfelben Parentel angehören. Für die Erbfolge werden ' 
von Waſſerſchleben ala von Siegel beftimmte Ausnahmen ftatuirt, um 
Berechnungsweiſe einigermaßen mit den Quellen in Einklang zu bringen. 
Kontroverfe, welche Siegel und Waſſerſchleben gegen ihre beiderfeitigen pofi 
Aufftellungen führten, jowie neuere Arbeiten haben dargethan, daß weder Sieg 
noch Waſſerſchleben's Theorie Anſpruch auf quellenmäßige Begründung mı 
darf. Andererjeits ift das Anfehen der P. wieder gejeftigt umd ber Verſuch 
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macht worden, jelbige durch unzweideutige Quellenausſprüche gefchichtlich zu begründen. 
Abgeiehen von älteren Quellen fpricht für ihren Germanifchen Urfprung die auffallende 
Ihatiache, daß fie für England Bladftone, für Frankreich Pothier, für Deutſch- 
land Joh. Chrift. Majer völlig unabhängig von einander in fachlich überein- 
timmender Weiſe au Darftellung gebracht haben. 

git. u Gigb.: Majer, Germaniend Uxverfafjung, 1789; Derjelbe, Teutſche Erbfolge 
jowohl überhaupt ala —— in Lehen und tamımgüter, 1805 ff. — Sriejinger ın 
ber fl a Beler von Danz’ Bi buch. de bes — Deutſchen Priva rechts L. X. 1822, 
1:23. ekinl: De ordin: o legibus et moribus Germanorum . 

ta sit, 1822. — ‘er, — recht mad) den Grundſatzen des Sadjfenfp., 
ey ie bern Das Deutiche Gebreht nach ben Rechtsquellen des Mittelalters, 1858; Der: 
'elbe, Die an. Berwanbtichaftsberechnung, 1853. — Wafjerihleben, Tas Brinzip 
ter Succeffionsorduung nad) Deuiſchem, inSbefonbene Sächfiſchem Recht, 1860; Derfelbe, 
Tie German. Bermandiihaftäberedinum unb das Prinzip der Erbenfolge, —— omeyer, 
zie Gtellimg des Sackenfpiegein zur Parentelen-Orbnung, 1860. — Rive, Zur rag: nad 
Sem Ari ip der Sucı Monsorbnung i m German. Recht, Fahrb. bes Biker Deutichen 
— Sewis in ber Krit. B.J.Schr. für Geſch. und Rectäwifienigaft, IX. 
vr eint. Brunner, tr enden ante Erbfolgeſyſtem u Beitra 
—* ber. telen-Orbn., 1869. — Waſſerſchleben; Das Prinzip ber Erb olge 
1850. — v. Amira, Erbenfolge und Vervandtichaftöglieberung nad ben altnieberbeutfcien 
Werhten, 1874. — Ropler, ur Lehre von der Parentelenordnung, in Buchelt’3 Zeitichr. 
Az ranzöf. Civilrecht, VL 171 (1875) und in ber Kit. B.Y.Schrift XXIIL 18. — 
eig Das Deuiſche —5 tin finen Grundzügen, 3. Aufl. SS 17: — — oe 
80 ff., dazu Unger, Syſtem bes Oefterr. Allg. Privatrechts, VL 135 — 
453. Anti ang⸗ des Preuß. ER. an die Deutſche Parentelenordnung. — az "für 
Sadlen $ 2043, 2044. — Weimar. Gel vom 6. April 1833. — Altenb. Beleg vom 6. April 
IL. — othaifches Gefeg vom 2. Jan. — Reuß-Greizer Gefek vom 22. Jan. 1841. 
Rei-Schleizer Geſeh vom 10. Dez. en —RX Brunner. 

Parochiallaſten. Die materiellen Mittel, welche zur Erhaltung der Kirche 
Ur äußerer Anftalt nothwendig waren, wurben in ber älteften Beit ber chriftlichen 
Kirche ausfchließlich von ben Semeinbegliebern aufgebracht. Zeugniffe Hierfür finden 
fh in großer Zahl bei den Kirchenvätern, fpeziell bei Eyprion, Zertullian, Hiero- 
mmus. Ganz in gleicher Weiſe decken die modernen Freikirchen bie Roften ihrer 
frhlichen Organifation (vgl. 3. B. Hinfichtlich der Schweizerifchen Freilirchen Gare is 
und Zorn, Staat und Kirche in der Schweiz, II. $$ 48—51 und Urt. XLVU—XLIX). 
Spitahin verlegte fich der Schwerpunkt der Eirchlichen Temporalien in andere Finanz- 
willen: eigenes Vermögen ber Kirche, Leiftungen der Staaten, Stolgebühren und 
andere Abgaben für den Empfang einzelner Firchlicher Zunttionen und beſonders 
Tiapenögebühren. Erſt in neuejter Zeit Haben die P. in der Form von Kirchen⸗ 
feuern wieder erhöhte Bedeutung gewonnen. Aus dem älteren Kirchenrecht find P. 
beionders als Beſtandtheil der kirchlichen Baulaft in das heutige Kirchenrecht über 
gegangen. 

die P., d. i. die Leiftungen der Gemeinde zu kirchlichen Zweden, laſſen fich 
nach dem geltenden Recht folgendermaßen gliedern: 

1. Vielach Haben fi ganz fpezielle Laſten der Gemeinden außgebildet und er- 
talten, fo 3. B. die Pflicht der Gemeinden, die Umzugskoſten der Geiftlichen (Allg. 
SL 88 406, 409 ff.; Rhein⸗Weſtph. Kirchmorbn. $ 61; Jacobjon, 886; 
Rihter-Dove, $ 2879) oder die Koſten kirchucher Bifitationen (nicht in der 
Iatbofiihen Kirche: Richter- Dove, $ 285, wol aber in ber evangelifchen: 
tbenda, 8237, sub II.) zu tragen. Allgemeine Grundſätze beitehen hierüber nicht 
und partifularvechtlich find die einfchlägigen Normen überaus verfchieben. 

„ U Die Theilnahme der Gemeinden an der Tirchlichen Baulaſt. Schon im 
Neuntenreiche waren die Parochianen zur Theilnahme an der Baulaft verpflichtet. 
brimar jedoch lag dieſelbe auf dem Kirchenvermögen und jalls baffelbe nicht zureichte, 
u den Inhabern tirchlicher Lehngüter. Eventuell wurden die Pfarrer und Parochianen 
deige zogen im verſchiedenen Diözefen aber in ſehr verſchiedener Weiſe. Das Triden⸗ 
Am beſtimmte ala Gem. Recht für die katholiſche Kirche: größere Reparaturen 
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Innerhalb derjelben Parentel kommen verichiebene Erbprätendenten 
Defcendenten ihres gemeinſchaftlichen Stammvaterd in Betradt. Die V 
ſchaftsnähe kann in abfteigender Linie mur in einer einzigen Weife, nämlich 
Zahl ber Zeugungen, bemefien werben. Gs entjcheidet alſo unter den Glied 
ſelben Parentel der Abftand vom Hauptftode, jo daß das dem Grade nad 
das entferntere ausſchließt. 

Die einzelne Parentel pflegt man wol auch als Linie zu bezeichnen 
innerhalb der Linie der Grad ben Ausſchlag giebt, fo nennt man „die ' 
Rinealgradualordnung, ein Ausbrud, der wegen ber Nebenbebeutungen des 
Linie im Verwandtſchaftsbilde zu Mißverftändniffen Anlaß geben kann und 
feita minder durchfichtig ift als jener. Durch die Bezeichnung Linealgr 
wollte man die P. unterjcheiden von einer angeblichen reinen Linealc 
welche innerhalb der einzelnen Parentel auf die größere oder geringere En 
vom Hauptftode gar feine Rüdfiht nimmt. Die Eriftenz einer ſolchen Linealı 
muß geleugnet werden. Mit ihr ift nicht zu verwechſeln eine Mobifikat 
P., welche durch allgemeine Zuläffigfeit des Eintrittsrechtes entfteht, Traf 
die Kinder eines vorverftorbenen Paren® in die Erbportion eintreten, di 
befäme, wenn er erben würde. Dieſes Eintritts- oder Nepräfentationgrecht 
grifflich eine Rechnung nach Gliedern oder Graden zur Boraugjegung, da e 
nähere Grad durch den entfernteren tepräfentirt wird. Wir haben es aljo a 
einer derartig geftalteten P. mit einem Linealgradualfgftem zu thun. 

Das Prinzip der P. findet fich dermalen im Lehnrechte, ferner 
Succeffionsordnungen des Adels, im Lüb. Recht, im Oeſterr. BGB., in ei 
Sächſ.⸗Thuring. Ländern, in Schweiz. Rechten (jo namentlich im Züricher Gef 
und im Sächſ. BEB., welches die Seitenverwandten von ber dritten Pareı 
nach der P. zum Erbe gelangen läßt. Die Englifche Erbfolge in unbew 
Gut beruht gleichfalls auf der Parentelenjolge. Auch das Indiſche Recht feı 

Unter den Germaniften ift e8 eine lebhaft ventilirte Streitfrage, ob 
ala das dem Deutichen Recht eigenthümliche Succeffionsprinzip zu betracht 
In der Deutfchen Rechtswiſſenſchaft ift fie zuerft durch Joh. Chriſt. Maje 
des vorigen Jahrhundert? prinzipiell entwidelt worden. Bereinzelte Angriffe 
das don ihm aufgeftellte Syftem vermochten nicht zu verhindern, daß bie 
allgemeiner theoretifcher Anerfennung gelangte. In neuerer Zeit haben 
Siegel und Waſſerſchleben den Nachweis geführt, daß die Belege, durch 
man bis dahin die P. aus den Duellen begründete, nicht als durchſchlagend 
tönnen. Beide haben zugleich der P. ein anderes Succeffionsprinzip ala das ı 
lich deutfche gegenübergeftellt. Waſſerſchleben ignorirt für die Geitenvert 
Ichaft die Reihenfolge der Parentelen und beftimmt die Verwandtſchaftsnähe 
dadurch, daß er den Abſtand vom Hauptftode mißt, alfo die Zeugungen vom gı 
ſchaftlichen Stammvater bis zum Erben herabzählt, mag jener num der Vateı 
Großvater oder irgend ein höherer Afcendent des Erblaffers fein. Demnach 
alfo beifpielaweife der Sohn meine Oheims von meinem Großoheim ausgeſch 
Siegel will die Zählungsart, die im Deutſchen und Kanonifchen Recht zu: 
ftimmung der Verwandtſchaft zweier Perjonen dient, auch dann angewendet nı 
wenn es fich um die Beitimmung ber Verwandtſchaft mehrerer Perfonen zu 
dritten handelt, die mit diefer nicht denſelben nächften Stammvater gemeinſche 
haben, alfo nicht derſelben Parentel angehören. Für die Erbjolge werden ' 
von Wafferfhleben ala von Siegel beftimmte Ausnahmen ftatuirt, um 
Berechnungsweiſe einigermaßen mit den Quellen in Einklang zu bringen. 
Kontroverfe, welche Siegel und Waſſerſchleben gegen ihre beiderjeitigen pofi 
Aufftellungen führten, fowie neuere Arbeiten haben dargethan, daß weder Sieg 
noch Waſſerſchleben's Theorie Anfpruch auf quellenmäßige Begründung mı 
darf. Andererjeits ift das Anfehen der P. wieder gejeftigt umd der Verjuch 
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macht worden, felbige durch unzweideutige Quellenausſprüche gejchichtlich zu begründen. 
Abgefehen von älteren Quellen ſpricht für ihren Germanifchen Urſprung die auffallende 
Ihatjache, daß fie jür England Bladftone, für Frankreich Pothier, für Deutich- 
land Joh. Chrift. Majer völlig unabhängig von einander in fachlich überein« 
ftimmenber ante ur. Darftellung gebracht Haben 

kit. u. Gfgb. jer, Germaniend Arverfa ung, 1789; Derjelbe, Zeutfche Erbfolge 
wg überhaupt da —E in Lehen und tamtmgüter, _ Srielinger A 


wer von Danz’ Handbuch bed heutigen Deutichen a R. 
je, odekind, De on ordine ie il, = join moribus es 
Erbrecht nach den Grundfähen des Sadjienip., 


fg — — Gebet * den ———— bes Mittelalters, 1853; Der⸗ 
zeiben Die an. Verwandtiſcha Aberecinung, 1 1853. aller] en a Beinaip 
Succeffionsorduung nach Deutſchem, insbefondere —S 860; Derjelbe, 
N German. Zertmanbiich haftöberejnung und das Prinzip ber Eebenfolg — 
Die — bes achienipiegeld zur Parentelen-Orbnung, 1860. — Kine "Zur 
— —8— fionso— mung m — Kt Sapıb. bes geneinen Deutiche — 
FL IN . — Zewis in ber Krit. V. I.Schr. für Geld. und dentäwifienicheft, "x 23; 
XIV. 1 einz. Brunner, —8 —— Erbfolgeſyſtem ein Beitra 3 
Eejchichte ber jazentelen-Orbn., 1869. — Wafjerihleben,; Das Prinzip ber Exbenfolge, 


180. — v. Amira, Exbenfolge und Verwanbdticaftäglieberung nach ben altnieberdeutichen 
Rechten, 1874. — Rohler, u Lehre von der Parentelenordnung, in zudelt 8 — 
Ar Framdſ. Civilrecht, VL 171 (1875) und in ber Krit. BJ. sine, 
rn Das eg Privatre tin finen Grundzügen, 3. Aufl. $$ 174—176. u ee 
dazu Unger, Syſtem be Oefterr. Allg. Fe VL 185 Anm. 1. — 
Gabenenn, rer bes Freu VER. an die Zeutihe de jarentelenorbnung. — BEB. für 
2043, 2044. — Weimar. Geſeß vom 6. April 1 — Altenb. Ge eh vom 6. are 
= — odeiſche⸗ Gefeh dom 2 Jan. 1 844. er Gele vom 22. Jan. 1841. — 
Rurk:Schleiger Geſetz vom 10. Dez. 1i einrih Brunner. 


Paro aften. Die materiellen Mittel, welche zur Erhaltung der Kirche 
als äußerer Anftalt nothwendig waren, wurden in der älteften Zeit der chriftlichen 
Kirche ausfchließlich von den Gemeindegliedern aufgebracht. Zeugniffe Hierfür finden 
Ad in großer Zahl bei den Kirchenvätern, jpeziell bei Cyprian, Zertullian, Hiero— 
mmus. Ganz in gleicher Weile deden die modernen Freikirchen die Koften ihrer 
fichlichen Organifation (vgl. 3. B. Hinfichtlich der Schweizerifchen Freikirchen Gareis 
und Zorn, Staat und Kirche in der Schweiz, II. $$ 48—51 und Urk. XLVII—XLIX). 
Späterhin verlegte fich der Schwerpunkt der firchlichen Temporalien in andere Finanz« 
auellen: eigenes Vermögen der Kirche, Leiftungen der Staaten, Stolgebühren und 
endere Abgaben für den Empfang einzelner kirchlicher Funktionen und beſonders 
Tiepensgebühren. Erft in neuefter Zeit haben die P. in der Form von Kirchen⸗ 
ftauern wieder erhöhte Bedeutung gewonnen. Aus dem älteren Kirchenrecht find P. 
reonders als Beſtandtheil der Firchlichen Baulaft in das Heutige Kirchenrecht über 
gegangen. 

Die P., d. i. die Leiftungen der Gemeinde zu kirchlichen Zweden, Laffen fich 
aach dem geltenden Recht folgendermaßen gliedern: 

I. Bielfach Haben fich ganz fpezielle Laſten der Gemeinden ausgebildet und er- 
Alten, fo 3. B. die Pflicht der Gemeinden, die Umzugskoſten der Geiftlichen (Allg. 
X. IL. 11 88 406, 409 ff.; Rhein-Weſtph. Kirchenordn. $ 61; Jacobjon, 896; 
Rihter-Dove, $ 287 D) oder die Koften kirchlicher Bifitationen (nicht in der 
latholiſchen Kirche: Richter-Dove, $ 285, wol aber in der ebangelifchen: 

:denda, 8287, sub II.) zu tragen. "Allgemeine Grunbfäße beftehen hierüber nicht 
und ——— find die einſchlägigen Normen überaus verſchieden. 

L Die Theilnahme der Gemeinden an der kirchlichen Baulaſt. Schon im 
ers waren die Parodjianen zur Theilnahme an der Baulaft derpflichtet. 
Trimär jedoch Tag diefelbe auf dem Kirchenvermögen und falls daſſelbe nicht zureichte, 
zu den Inhabern kirchlicher Lehngüter. Eventuell wurden die Pfarrer und Parochianen 
tngezogen, in verfchiedenen Diözejen aber in ſehr verfchiebener Weile. Das Zriden- 
finum beftimmte ala Gem. Recht für die Katholifche Kirche: größere Reparaturen 
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find primär auß dem Kirchenvermögen, fpeziell der fabrica ecclesise (vgl. 
Kirhenfabrik) zu beftreiten, feßmdär haben der Patron und alle, die 
Gut der betreffenden Kirche Einkünfte beziehen, einzuftehen; an letzter S 
die Parochianen beitragapflichtig („parochianos omnibus remediis oppoı 
praedicta cogant quacunque appellatione exemtione et contradictione 
ausgenommen nur wenn fie „nimia egestate laborant“). Zu Hand» unt 
dienſten können bie Parochianen bei jedem Bau beigezogen werben. Als Pa 
gelten nach der Konſequenz des Tatholifchen Kirchenrechtes alle Getauiten 
meinde, und in®befondere werden auch die fog. Forenſen („possidentes“) n 
Entſcheidung der Congregatio concilii als beitragapflichtig betrachtet. 

Daß Perfonen, die nicht der Konfeffion angehören, zu den P. beizutri 
pflichtet find, ift übrigens nicht nur Latholifches, fondern auch vieliach evar 
ſpeziell (utherifches Kirchenrecht geweſen (vgl. hierüber fpeziell Mejer, 8 6 
führlich Richter-Dove, $ 142° und für Preußen Jacobſon, 8 57). 

Die kirchliche Baulaft bezieht fich nad katholiſchem Kirchenrecht nicht 
die Kirchen-, fondern auch auf die Pfarrgebäube. 

Dad Tridentinum bat aber nur ſubſidiär Gem. Recht geſchaffen; 
follten die partifularen Rechtebildungen maßgebend bleiben (über die Ve: 
in der Erzdiözefe Köln 3. B. |. die Angaben bei Richter-Dove, 8 31° 

Nah evangelifchem Kirchenrecht find in der Regel Patron und Par 
verpflichtet zur Baulaft zu fontribuiren, wenn das Kirchenvermögen nicht c 
bzw. wenn nicht der Staat auf Grund der Säkularifationen die Baupflic 
nommen bat. Die partitularrechtlichen Bildungen find ſehr verfchieben: : 
Linie follen Herkommen oder Lofalftatuten, eventuell Kirchenorbnungen oder 
gejeße ala maßgebend betrachtet werben. 

Die Verpflichtung der Parochianen ift nach evangelifchem wie katl 
Kirchenrecht eine perfonale, Tann jedoch partikularrechtlich auch zu einer re 
worden jein. ilialgemeinden tragen nach dem gleichen Maßftab bei wie die 
gemeinde, falls nicht beſondere Beftimmungen vorhanden find. Bei unio per 
litatem bleibt jede Gemeinde auch für die Baulaft ſelbſtändig. — Von der. 
fabrik ift die Baulaft in der Art zu beitreiten, daß nicht nur die Renten, 
auch das Kapital in Anfpruch genommen werden darf, jedoch nur joweit, 
Fortdauer des Kultus dadurch nicht etwa gefährdet würbe. 

Die wichtigften partifularrechtlichen Beitimmungen find (Richter- 
8 3192; Schulte, Xehrb., $ 192): 

1) Preußen. Im Gebiete des ER. find maßgebend a) beiteheni 
träge; b) gerichtliche Präjudizien, c) Gewohnheiten, Herkommen, Lolalſi 
d) Provinziaftechte; e) das Allg. IR. (Das Kan. Recht als folches ift du 
ER. befeitigt, wol aber können deffen Beitimmungen objervangmäßig in Krait 

Nach letzterem ift primär baupflichtig die fabrica ecclesiae, ſoweit 
nicht durch die Dedung laufender Ausgaben anfgezehrt wird, eventuell Patr 
Parochianen. Immer aber müſſen die Lehteren bei Landlirchen die Kant 
Spanndienfte thun (Landkirche ift eine Kirche, deren Parochianen Landleutı 
find zu einer Stadtkirche auch Landleute eingepfarrt, fo ift die Kirche ſowol 
ala Landkirche). Die BVertheilung gefchieht in ber Weife, daß bei Landkirch 
Patron %/,, die Parochianen !/;, bei Stadtkirchen im umgelehrten Maßſtab der \ 
bemefjen wird. Im Uebrigen erfolgt die Bertheilung wie bei den jonftigen Gemeind 

2) In Bayern haben die Gemeinden, wenn die Kirchenfabrif nicht hir 
immer Hand und Spanndienfte zu leiſten, anderweitige Beiträge erſt nad) der K 
Tabrit, dem Patron, den am Kirchengut Zehntberechtigten, anderen Kultusſtift 
zeitweife tritt der Staat ein. 

3) In Württemberg ift jeit der Säkulariſation der Staat an Stel 
Gemeinden eingetreten; primär trägt das Kirchenvermögen die Baulait. 
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4) Im Königreich Sach ſen, fowie in Oldenburg und Sachſen-Weimar 
In N Parochianen einzutreten, wenn die Kirchenfabrik nicht zureicht; ebenfo in 

urbefjen. 

5) In Baden leiften die Gemeinden Hand- und Spanndienfte, haben ferner 
Thurm, Gloden, Orgel, Seitenaltäre und Kirchenornat zu beftreiten, eventuell auch 
roch mehr, falls die Kirchenfabrif unfähig ift (Richter-Dove, 8 819 N. 28 sub V). 

6) Im Gebiete des Franzöſiſchen Rechtes ift die Unterhaltung der Pfarr- 
gebäude primär Sache der Civilgemeinde (jo nach der Deutfchen Praris, anders 
die Franzöfiſche. Vgl. hierüber die Arbeiten von Hüffer, bie gefammte Literatur 
in atirt bei Schulte, $ 182* und Walter, ©. 608 21. Weber die Entftehungs- 
geichichte dieſes Nechtsfates |. die Motive zu dem Preuß. Geſetz vom 14. März 
1880 in Dove und Friedberg, Zeitjchr. für Kirchenrecht, XV. ©. 388. Hier 
fd auch die einfchlägigen Franzöſiſchen Geſetze jeit 1789 mitgetheilt.) Bezüglich ber 
Kirchengebäude ift die Eivilgemeinde jefundär, die Kirchenfabrit primär verpflichtet 
ãranzöſ. Dekrete v. 30. Dez. 1809 u. 14. ehr. 1810). Der proteftantiiche Kultus 
war durch Gefeß v. 5. Mai 1806 außbrüdlich dem Tatholifchen gleichgeftellt worden. 

Nach dem Geſetz vom 14. März 1845 (j. hierüber Zeitſchr. a. a. DO. 398 ff.) 
ind in den Linfsrheinifchen heilen der Preuß. Rheinprovinz bei außerordentlichen 
Bedirinifſen an dritter Stelle auch die Kirchengemeinden verpflichtet. Jetzt ift aber 
maßgebend das Geſetz vom 14. März 1880, das von hoher prinzipieller Bedeutung 
ft (die Motive zu dieſem Geſetz ſ. Zeitſchr. für Kirchenrecht, XV. 885—403). 

Durch daffelbe ift die Berpflichtung der Givilgemeinden zur Beftreitung der 
firhlichen Bedürfniſſe endlich den heutigen Staatsprinzipien gemäß aufgehoben und 
denſelben nur mit ftantlicher Genehmigung geftattet, den Kirchengemeinden Zu- 
werdungen aus ihrem Vermögen für Firchliche Zwecke zu machen. Nur joweit die 
Nicht der Givilgemeinden auf privatrechtlichen Titeln beruht, ift fie prinzipiell 
aufrecht erhalten worden. Die Kirchengemeinden haben ihre Bebürfniffe künftighin 
jelbit zu beftreiten ; alle Kirchen und Pfarrgebäube gehen aber aus dem Gigenthum 
der bürgerlichen in das der Kirchengemeinden über, nicht aber freie Pläße, welche 
jene umgeben, Begräbnißpläge und Pfarrgebäude, die biefem Zweck nur ſekundär 
dien. Was Givilgemeinden für Piarrwohnung an Geld» oder Naturalbeiträgen 
bisher leiſteten, bleibt unberührt. Forenſen find zu den Sirchenlaften nicht beitraga- 
vflichtig. Die aufrecht erhaltenen Pflichten der Givilgemeinden können von diejfen 
itgteren nach jechgmonatlicher Kündigung mit dem 25fachen Betrag der Jahres- 
itumg abgelöft werden; verlangt die Kirchengemeinde dieje Ablöfung, jo muß die 
Lirilgemeinde bierauf eingehen, braucht aber dann nur mit 22%, zu kapitaliſiren. 
Die Ablöfungsfumme darf in vier Jahresraten, von denen jedoch feine unter 
300 Mark beträgt, abgezahlt werden. Streitigkeiten find im verwaltungsgericht- 
lichen Verfahren auszutragen. 

7) Ueber partifularrechtliche Bildungen im Gebiete des Allg. Preuß. IR. vgl. 
Sgulte, S. 586° und beſonders YJacobjon, 8 176. 

8) Ueber die Rechtsverhältnifie in den neuen Preuß. Provinzen vgl. 
Nichter-Dove, $ 3192, ©. 1160. 

9) Ueber die ſehr komplizirten und partifulär ſehr verſchiedenen NRechtsverhältnifie 
in Oeſterre ich ſ. die Nachweiſungen ebenda ©. 1157 ff.; Schulte, ©. 579. 

II. Die wichtigſte P. bilden heute die Kirhenfteuern (j. darüber dieſen Art.). 

Nehtsauelten ad U.: Trid. Sess. XXI. c. 7 de ref. — Allg. Preuß. SR. Th. II. 
üt ge ix Rheinpreußen: Geſeg vom 14. Min 185 (8.6. 168), jegt in 
der : ” eriegt durch Geſeh en 14. 1880 (6.5. 225). 

ik: Gihhorn, en: 205, 808. jex, Kirchenrecht, $$ 156, 166. — 
Eyulte, & ir Auge, $ 192. — ziehelen, Bieheunät, 3, 8 819. 
Balter, Reben ie — 271, 272. — —— Kirchenrecht, $8 504519; 
Eerfelbe Kirchl. ft, 2. Aufl. München 1856, bei. 24. — lieber Breußen: 
Iocobfon, Kirchenrecht, ——8 97. — Ueber Bayern: eilseinesen, Kirchenrecht, SS 107, 
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113. — Sonft ausfügrlih über Partitularrechte: Richter-Dove, a. a. DO. — 

a. a. D. — Monographien: Mejer, Kirchliche Abgaben, in Herzog’3 Neal 
L 58. — Jacobfon, ebenda, VII. 636. Zoharmann, Zur Lehre von der rechtlic 
ber Kirchenlaften, in Ztſchr. für Deutiches Recht, 18, 33. B, 


Barry, John Humffreys, 5 1816, Sohn des hervorragenden \ 
3. H. Parry, Q. C., wurde 1856 Serjeant-at-Law, T 10. I. 1880. 

Er ſchrieb: Lord Campbell’ Libel Act (6. u. 7. Vict. c. 96), Lond. 1844. 

8it.: The illustr. London News, 1880 Jan. 21. — Academy 1880 p, 46. 

Zeihm 

Bartei, Parteiprozeß. Soweit ein Rechtaftreit nicht im An 
prozeß (j. biefen Art.) zu führen ift, d. 5. im Verfahren vor dem An 
und vor dem Landgericht bei Handlungen, welche vor einem beauftragten 
fuchten Richter oder dem Gerichtsjchreiber vorgenommen werden können, i 
befugt, jelbjt vor Gericht aufzutreten ober fich, fei e8 für dem ganzen Proze 
für eine einzelne Handlung durch jede prozekfähige Partei, mithin auch du 
Rechtsanwalt, welcher nicht, wie im Anwaltsprozeß, bei dem Progeßgericht 4 
au fein braucht, vertreten zu laſſen. Indeſſen kann das Gericht Bevollmächtigt 
das mündliche Verhandeln vor Gericht gejchäftsmäßig betreiben, zurückweif 
Vorſchrift, welche der Winkeladvokatur entgegenwirken joll. Mit Rückſicht 
erwähnte Befugniß der P. zur eigenen Yührung ihrer Sache hat man dag V 
in welchem fie von dieſer Gebrauch machen können, im Gegenfag zum Anwal 
nicht gerade glüdlich als P. bezeichnet. Das Verfahren in Nechtsftreitigfe 
dem Amtögericht, welches vor Allem den P. bildet, weiſt folgende Eigent 
teiten im Gegenjab zum Anmwaltsprozeß auf. Zuftellungen und Ladungen 
in demfelben durch DVermittelung des Gerichtafchreibers erfolgen (ſ. d. Aı 
ftellung). Es ift ferner der P. geftattet, ihre Klage zu Protokoll des ( 
ſchreibers zu erklären, unter, Umftänden fie auch mündlich zu erheben (f. 
Klage). Der Wechſel vorbereitender Schrijtjäße (f. diefen Art.) behufi 
mirung des Gericht? und des Gegners ift nicht obligatoriich, jondern nur ja 
Die Anträge find bei der Verhandlung mündlich zu ftellen, nicht aus den 
fägen zu verlefen, und das Gericht hat bei derjelben dafür zu wirken, daß 
P. über alle erheblichen Thatfachen erklären, fowie daß von ihnen ſachdienliche 
geitellt werben. Insbeſondere gilt eine Urkunde nicht ohne Weiteres weger 
bliebener Erklärung als anerkannt, vielmehr nur dann, wenn das Gericht die 
Erklärung über die Echtheit aufgefordert hat. Ferner findet die für den A 
prozeß maßgebende Regel, daß ber Bellagte die ihm auftehenden prozeßhin 
Einreden jämmtlich gleichzeitig und auch vor dem Beginn feiner Verhandlı 
Hauptfache geltend machen muß, feine Anwendung. Der Beklagte kann de 
Einlaffung auf die Hauptfache wegen jolcher Einreben nicht verweigern, wol ı 
das Gericht auf Antrag oder von Amtswegen befugt, eine gefonderte Berhu 
über diefelben eintreten zu laſſen. Eine Ausnahme macht allein die Eint 
Unzuftänbigfeit bes Gerichts. Dieje hat der Bellagte vor der Einlaffung zu e 
weil andererſeits die Kompetenz des Amtsgerichtes ala vereinbarte eintreten 
Iſt das Gericht ſachlich unzuftändig, fo foll es fogar den Beklagten vor de 
Handlung zur Hauptfache auf jeine ünzuſtändigkeit aufmerkfam machen. Wer 
das Gericht demnächſt feine fachliche Unzuftändigkeit durch Urtheil ausſpricht, 
die Sache auf Antrag des Kläger, welcher aber vorher bei der Verhandtı 
ftellen ift, an das Landgericht, bzw. bei beſonders darauf gerichtetem Antrag, 
landgerihtliche Kammer für Handelsfachen zu verweilen. Nach der Rechtäkrı 
Urtheilg gilt der Rechtaftreit als beim Landgericht anhängig. Walls in einen 
Amisgericht anhängigen Prozeſſe die Unzuftänbigteit beffelben dadurch herbei, 
wird, daß eine Widerflage erhoben, der Slageantrag erweitert oder durch 
Ineident-Präjubigialantrag die Feſtſtellung eines Rechtöverhältniffes verlangt 
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fo hat die. P., welche die jernere Verhandlung vor dem Amtägericht ablehnen will, 
einen Antrag auf Unzuftändigfeitserflärung und auf Verweifung der Sache an das 
Sandgericht zu ftellen, ehe fie zur Hauptfache weiter mündlich verhandelt. Mit der 
Rechtskraft des die Inkompetenz außfprechenden Urtheils tritt dann ebenfalls die 
ſchon bervorgehobene Folge ein, und es werben in biefem alle die bisher durch 
das amtögerichtliche Verfahren entftandenen Koften ala Theil der beim Landgericht 
erwachſenen Koften behandelt. — Die BVerweifung von Rechnungs, Auseinander- 
feyumgs- und Ähnlichen Sachen, welche im amtögerichtlichen Prozeſſe verhandelt 
werden, zu einem beſonderen vorbereitenben Verfahren, ift ausgeſchlofſen. Abgeſehen 
von Geftändnifjen und Erklärungen über die Annahme oder Zurüdichiebung von Eiden, 
welche auf Antrag ſtets zu Protokoll zu nehmen find, findet eine Feſtſtellung von 
Anträgen und Erklärungen zum Sitzungsprotokoll nur infoweit ftatt, als es bom 
Gericht am Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche ein Urtheil oder Beweis⸗ 
beſchluß ergeht, für angemefjen erachtet wird. 
Gigb.: Teutſche GPO. 33 74, 75, 456470. P. Hinſchius. 


Parteivortrãge, ſ. Hauptverhandlung. 


Vartialerneuernug (TH. I. ©. 866). Bei der Einführung des Konſtitutio- 
nalismus in Deutfchland ar vielfach geglaubt, eine nach dem Ablaufe ber jedes⸗ 
maligen Legislaturperiode eintretende Totalerneuerung des Landtags ſetze biefen der 
Geiahr aus, aller geichäftsfundigen, an parlamentariiche Verhandlungen bereit ge— 
wöhnten Mitglieder beraubt zu werden. Einzelne Deutiche Verfaffungen fegten daher 
eine Erledigung jämmtlicher durch Wahl erlangter Site oder doch aller Site ber 
weiten Sammer nur für den all einer Auflöfung des Landtags jeft, führten aber 
fatt der Totalerneuerung des Landtags nach Beendigung einer volljtändigen Legis— 
laturperiode eine in bejtimmten Friſten wiederkehrende PB. entweder für den ganzen 
randtag oder mur für die zweite Kammer oder endlich für alle gewählten Mitglieder 
der erften und zweiten Kammer ein (Sachſen, Baden, Heflen, Braunjchweig, 
Ruß ä. L.). 

Die P. wird durd die bei Beginn oder Schluß des erften ordentlichen Land⸗ 
tags innerhalb der einzelnen Gruppen der Lanbtagsmitglieder vorgenommene Aus- 
loofung vorbereitet. Diefe erfolgt in Sachjen in der Weife, daß derjenige Theil der 
Yandflände, welcher die niebrigften Nummern gezogen hat, nach dem erften, der mit 
ten nächjt höheren Nummern außgeloojte Theil nach dem zweiten und der Reſt nach 
dem dritten ordentlichen Landtage auszufcheiden hat. Die Zahl der Auszuloojenden 
und demnach auch der neu zu Wählenden ift für jede Gruppe der Landſtände in 
der Berfafjung feftgefeßt: in Sachſen beträgt die Gefammtzahl der auf einmal Aus- 
tretenden etwa ein Drittel aller Mitglieder der zweiten Kammer, in Baden die 
dältte der Abgeordneten aur weiten und ber grundberrlichen Abgeorbneten zur erſten 
Kammer. Ebenfo tritt in Braunſchweig vor dem Beginne eines jeden ordentlichen 
Landtages die Hälfte der Abgeordneten aus. Die auögetretenen Mitglieder können 
überall fofort wieder gewählt werden. 

Die meiften Deutſchen Berfaffungen haben die P. für die Landſtände nicht an— 
genommen, und gewiß mit Recht: einmal ift fie gegenwärtig nirgends nothivendig, 
um der Kammer, bzw. dem Landtage einen Grundftod parlamentarifch gejchulter 
und geihäftsfundiger Männer zu erhalten, da die Erfahrung lehrt, daß die Total⸗ 
aneuerung regelmäßig einer größeren Anzahl der bisherigen Abgeorbneten die früheren 
ige wiedergiebt. Dann aber kann gerade die Ausloofung eines Theiles der Stände- 
mitglieder die Bebentendften unter ihnen ihrer Site berauben und jo das Gegentheil 
des von der ganzen Einrichtung erfttebten Zwedes bewirken, und endlich würden bei 
jahrlichen Seffionen die durch die P. nothwendig gewordenen Wahlen in allzu kurzen 
Tarjen fi folgen, entweder die Wähler ermatten oder die Wahlagitationen per= 
onent machen. Nur da, wo die Zujammenberufung ber ee Landtage in 

d.Holgendorff, Emc. II. Reötsleriton III. 8. Aufl. 


| 


18 Varuta — Pappfliät. 


mehrjährigen Zwifchenräumen erfolgt, jowie da, wo die Dauer ber 9 
mandate eine ſehr lange ft, kann die P. nüplich fein, um den währ 
zur Herrichaft gelangten Anfchauungen eine Vertretung zu verichaffen. 
uellen: Baden, Berj.Uirk, vom 22. Aug. 1818 8 79. Sieh, vom 16 
Art. 7. — Sachſen, Verj. Url. vom 4. Sept. 1831 $ 71. Verf. Geſ. vom 
Nr. IIL — Heſſen, Geleg dom 8. Nov. 1872 Art. 48. — Braunſchweig, Geſetz 
1851_S$ 18, 19. — Reuß &. ©, Berf. — 54. 
Lit.: FIN Grundiäge des gem. Deutichen Staatsrechts, 5. Aufl. Bd. D 
8: A. Zaharıä, Deutihes Staals- u. Bundesrecht, 3. Aufl. Bb.L ©. 633. — 
ehrbuch des Deutſchen Staatsrechts, Leipz. 1878 S. 237. — Bluntidli 
Staatsrecht, 4. Aufl. Bd. I. S. 510, 511. — Held, Staat und Geſellſd 
©. 889-891. Br 


Barnta, Paolo, 5 1540 zu Venedig, aus einer Lucca en 
Familie, ftud. zu Padua, begründete zu Venedig eine literarifche Aka 
an das Tridentiner Konzil, 1588 Mitglied der Sechziger, dann G 
Clemens VIII, t 1598. 

Schriften: Orazione funebre 1572 (in F.Sansovino, Delle oraz. volgaı 
da diversi uomini illustri, Lyon 1741 I. 295). — Giustif. de’ signori Veneziani 
ultimamente conchiusa con il Turco, 1574. — Della perfezzione della vita p 
(ran, 1583, engl. 1657), — Discorei politici 1599 (alles bereinigt in Opere 

. Paruta, Firenze 1852). 

git.: Alfred Me&ziöres, Etude sur les oeuvres politiques de Paul P 
1853. — Janet, II. 67—74. — Kaltenborn, Borläufer bes H. Grotius, 1: 
128. — Sclopis, Storia (1863), II. 535. Teid 


Paßquier, Etienne, 5 7. IV. 1529 zu Paris, ſtud. in To 
Bologna, wurde 1549 Advokat, plaidirte gegen die Sefuiten, 1588 Dep 
fih 1604 zurüd, 7 30. VIII. 1615. 

Säriften: Le cat&chisme des Jesuites. — L’interprötation des Institutes 
(1847 par Giraud), — Les recherches de la France, Par. 1560, 1581, 1596, 
1633, 1685; Orleans 1567. — Oeuvres, 1773. — Oeuvres choisies (par 
1849. — Dialogue des avocats du Parl. de Paris par Loysel, n. ed. par Dı 

Lit.: Feugöre, Etude sur la vie et les ouvrages de P., 1849. — Moh 
183, 187. — Savigny, III. 53. — Schulte, Geſch, IIL.a ©. 562. Zei 


Basßquier, Etienne, Franzöſiſcher Staatsmann 1767—1862. 
Lit.: Favre, E. P. chancelier de France, Paris 1870. Zei 


Baftoret, Emmanuel, Marquis de, 5 25. X. 1756 zu Marſei 
procureur syndic des Eeinedepartements, wanderte aus, kehrte 1795 zurüt 
bald nach der Schweiz, abi zurüdgefehrt 1804 den Lehrftuhl des Y 
am Coll6ge, wurde 1809 Senator, 1826 Minifter, 1829 Kanzler, F 28. 


Säriften: Quelle a été Vinfluence des lois maritimes des Rhodiens sur 
des Grecs et des Romains? Par. 1784. — Zoroastre, Confucius et Mahomet, P: 
Moise consider€ comme legislateur, 1788. — Trait des lois p&nales, 1790 ( 
Erhard, Xeipz. 1792, 96). — Hist. generale de la legislation des peuples, 181 
Sit.: Michaud. — Pinard, L’histoire & l’audience, Par. 1848. — Nype 
thöque, 7, 66. Teicht 


Baftrengo, Wilh. de Geronenſis), aus Paſtrengo, Advolat ı 
in Verona, mehrmals Gefandter am Hof von Avignon, T zwiſchen 1361 u 


Er jhrieb: De originibus rerum (de viris illustribus), Venet. 1547. 
Bit.: Savigny, ILL 32—34; VI. 197, 420. Teihn 


Paßpflicht. Die für die niedere Bevölkerung, für die Handwerken 
die Juden ſchon feit Jahrhunderten beftehende Pflicht, fich auf Reifen durd 
Urkunden zu legitimiren, wurde im Laufe des vorigen und zu Anfang die 
hunderts unter dem Einflufle der zahlreichen Kriege und politiichen Ve 
biejes Zeitraums auf alle Fremden ausgedehnt. Dieje übermäßige für di 
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behörde ebenjo zeitraubende wie für die Neifenden Läftige Ausdehnung des Pap- 
zwanges fuchte man durch den Sab zu rechtfertigen, daß der Fremde fein Recht zum 
Eintritt in das Land, zum Durchgang oder Aufenthalt Habe und fich daher den 
hierfür von der Territorialgefeßgebumg aufgeftellten Bedingungen unterwerfen müſſe. 
Die noch weiter gehende Forderung, daß auch der Inländer bei feinen Reifen im 
Intande ſich über feine Perfon und feinen Reiſezweck durch einen Paß ausweiſen, 
dieien bei jedem mehr ala 24ftündigen Aufenthalte von der Polizeibehörbe des Ortes 
viftren laffen oder wol gar noch eine Aufenthaltskarte Löfen müſſe, wenn er mehr 
als zwei oder drei Tage am Orte zu verbleiben wünfchte, ließ fich jeboch überhaupt 
nicht techtierkigen, fondern nur aus Furcht der Regierungen vor revolutionären Um— 
trieben erflären. Diejer Entwidelung ded Paßweſens entiprach es, wenn ber Mangel 
eines Paſſes oder der Viſirung oder ſelbſt nur der Löfung einer Aufenthaltztarte 
Verhaftung, Rücktransport über die Grenze ober nach dem Heimathsorte zur Folge hatte. 

Alle diefe in dem verichiedenen Staaten Deutſchlands und des Kontinents mit 
verihiedener Strenge gehandhabten Vorfchriften der Paßgejehgebung wurden nach 
den politijchen Bewegungen und revolutionären Erhebungen der erjten Hälfte diejes 
Jahrhunderts regelmäßig verſchärft und beſonders in Defterreih, Preußen und 
Sachſen mit äußerfter Strenge gehandhabt. Erleichterte man auch die Erfüllung 
der P. im mehrfacher Beziehung, jo vor Allem durch die in ber Konvention vom 
21. DE. 1850 eingeführten Paßkarten und durch die Abichaffung ber amtlichen 
File für diefe, ferner durch bie in Preußen 1862 verfügte Aufhebung der Aufent- 
Yıltstarten und endlich durch die zwifchen Bayern, Württemberg, Hannover und 
Sachen abgefchlofjene Konvention vom 7. Febr. 1865 — die P. jelbft ift nach 
nem an einer Meinungsdifferenz des Abgeorbneten- und Herrenhauſes im Jahre 
1862 geicheiterten Verſuche der Preußiſchen Regierung erſt durch das Norddeutiche 
Qundeögefeß vom 12. Oft. 1867 aufgehoben worden, welches feit dem Eintritt ber 
füddeutfchen Staaten in das Deutjche Reich auch in diefen Geltung erlangt hat. 

Nach diefem ift das Paßweſen für den ganzen Umfang bes Norbdeutichen Bundes 
in einer den meiften europäifchen Staaten konformen Weife dahin geregelt worben, 
dab don den Bundesangehörigen und Ausländern weder beim Ausgange aus dem 
Qundesgebiete noch bei ber Rückkehr in daffelbe, weder während ber Reife noch 
während des Aufenthalts in den Ländern des Norddeutſchen Bundes ein Reifepapier, 
wie Paß, Paplarte, Wanderbuch u. dgl. gefordert werben dürfe. ; 

Mit der Aufhebung der P. ift jedoch weder das Recht der Bundesangehörigen 
auf Ertheilung von Päffen und fonftigen Reifepapieren noch die Pflicht jedes Reiſenden, 
Ach auf amtliches Erfordern über jeine Perſon, d. i. Namen, Alter, Stand, Wohnſitz, 
Staatsangehörigkeit, auszuweiſen, bejeitigt worden. Aber einmal muß diefe amtliche 
trage durch einen beftimmten, eine begangene ober beabfichtigte Rechtsverletzung ober 
fine firaibare Lebensart, wie Landftreicherei, gewerbamäßige Unzucht u. dgl. bes 
treftenden Verdacht oder durch irgend ein anderes öffentliches Intereſſe motivirt fein; 
dann muß der Ausweis nicht mehr durch Reifepapiere, fondern er kann aud in 
anderer Weife, 3. B. durch Zeugen oder Briefe, erbracht werben. 

Dos Recht, die P. vorübergehend für einzelne Gebiete oder ben ganzen Umfang 
des Deutichen Reiches oder für alle Reifen aus und nach beſtimmten Staaten des 
Auslandes einzuführen, ift dem Bundespräfißium für den Fall gewährt, daß Krieg, 
innere Unruhen ober jonftige Ereigniffe, wie Epidemien u. dgl., eine Kontrole ber 
Reijenden nothwendig erfcheinen laffen. Auch ift von diefem Rechte wiederholt Ge- 
brauch gemacht worden: jo wurde durch Kaiferliche Verordnung vom 26. Juni 
1878 für die Stadt Berlin die Pflicht jedes Fremden oder Neuanziehenden, fich durch 
Bob oder Paßkarte über feine Perjon auszuweiſen, bis auf Weitered wieder ein- 
rührt; ebenfo wurden mit Rückficht auf die befürchtete Einfchleppung der in Rußland 
ausgebrochenen Peſt durch Kaiferl. Verordnung vom 2. Wehr. und 14. Juni 1879 
die aus Rußland kommenden Reifenden für paßpflichtig erklärt. Endlich ift das 

2* 





20 Vatentgeſetzgebung — Paternitätsfiage. 


Recht der Poligeibehörbe, unter beftimmten Voraudfegungen einen Zwan 
ertheilen, welcher den Behörden der in ihm vorgeichriebenen Reiferoute 
werden muß, durch das Paßgeſetz ebenſowenig betroffen, ala die bisherige 
neu anziehender Perfonen und der Fremden an ihrem Aufenthaltsorte. 
Lit.: H. Kanngieber, Das Beleg über bad Babtzelen mit Geltuterungen, Ber 
Rönne, Staatsrecht ber Preuß. —— 8 . Aufl. Bd. IL Abth. 2 SS 
Berielbe, Staatsrecht des Deutſchen — 2. Aufl. Pa I s 117—121. — 
Stantäreit bes Königreich Würtemberg, 2. Auf fl. 280, 282, 233 No: 
A. Zadhariä, —5 — Staatd: und Bundesrecht, $ Aufl. 3. U. ©. 801 
 Shubidum, Berfaffungsrecht bes Norbd. Bundes, Tübing. 1870, : — 


Pateuntgeſetzgebung, ſ. Erfindungspatente. 


Paternitätsklage wird in der Regel die gegen den Vater eines Ki 
Anerkennung feiner Baterjchaft gerichtete Klage genannt. Cine folche ftel 
dem Kinde jelbft, ala der Mutter befjelben zu, nach Röm. Recht ala prae 
de partu agnoscendo (l. 3 $ 2 D. de agnosc. lib. 25, 8), außerdem a 
dritten Sntereffenten, 3. B. dem Erben oder Gläubiger des Kindes. D 
des Kindes nennen manche auch Filiationsklage. Andererſeits kann ebenfi 
Vater jeinerfeits auf Anerkennung bes Kindesverhältniffes Hagen. Beſonde 
ftellte bezüglich der Frau, welche ſich nach der Scheidung ſchwanger fühlt, 
Plancianum auf, theil® um Frau und Kind gegen Chilane des Mannes, tf 
dieſen gegen Unterfchiebung eines Kindes zu ſchützen (1.1 pr. 88 4, 14, 151 
Der Beweis der Vaterſchaft wird erleichtert durch eine Präfumtion, welche 
die in der Ehe liegende moralifche Garantie gründet: pater est quem nup 
monstrant (l. 5 D. de in ins voc. 2, 4). Danach wird vermuthet, daß di 
von dem, welcher in der Konzeptionggeit Ehemann der Mutter war, erzı 
Als Zeit der Empfängniß betrachtet das Röm. Recht die Frift vom 182j 
zum 300ften Tage von der Geburt rückwärts gerechnet, wobei der Tag der 
ſelbſt als erfter gezählt wird (1. 3 $$ 11, 12 D. de suis 88, 16; Keller, 
$ 410). Das Preuß. Recht Hat auf Grumd der Beobachtung, daß ei 
früeftens in fieben Monaten ausgetragen wird, bie Frift auf den Zeitrau 
210ten bis zum 802ten Tage eingejchränft und zählt dabei ala erjten d 
vor der Geburt ($ 2 Allg. ER. II. 2; StrietHorft, Archiv, Bd. 69 S 
Einem vor der Ehe erzeugten, aber in der Ehe (vor dem 182ften Tage de 
geborenen Kinde kommt nah Röm. Recht die Präfumtion nicht zugute; dı 
ein folches nach Juſtinian's Neuerung twenigftens dann ala ehelich, wenn d 
mann es als von ihm erzeugt anerkennt (1. 11 C. de nat. Iib. 5, 27; n 
c. 8 $ 1). Das Preuß. Recht dagegen hat die Präfumtion unpafender We 
alle in ber Ehe geborenen Kinder erſtreckt (5 1 Allg. ER. II. 2). Diefe Aus 
ift auch durch Plenarbeichluß des OTrib. (Entſch. VII. ©. 78) beftätigt n 
Dawider freilih u. a. Förſter (Theorie, III. $ 219), Hinſchius (RGeſ 
die Beurkundung u. f. w. $ 22 U. 5 Nr. 1). Die Pröfumtion kann nad 
Recht von jedem Interefienten durch Gegenbeweis widerlegt und dadurch di 
nahme der Paternität aufgehoben werben, nicht blos von dem Ehemann, fı 
auch von der Frau, dem Sinde oder drittkn Berfonen (Seuffert, Archiv, XXI. 
Ob bazu der Beweis, daß die Erzeugung durch den Ehemann unmöglich war ( 
Abweſenheit, Impotenz u. ſ. w.), erforderlich fei, oder ob der Beweis thatji 
unterbliebener Beiwohnung genüge, ift beftritten (1. 6 D. de his qui ui! 
muß aber im letzteren Sinne entichieden werben. Nachweije aus der Praris 
Windſcheid, Lehrb. I. $ 56 Anm. 8. Nach dem Wortlaut des Preuß. 
ift regelmäßig nur der Ehemann zur Anfechtung der Präfumtion mittels 
Illegitimitätsklage befugt ($ 7 Allg. ER. II. 2). Doch wollen die Meiften 
andere Intereffenten zur lage zulaffen. Förſter, a.a. O. Dawider Dernb 
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“ehrb., II. 843. Weiteres bei Fuchs, Die Rechtsvermuthung der ehelichen Vater⸗ 
icait, Wien 1880. — Abweichend vom Röm. Recht kennt das Gem. und Preuß. 
Recht auch eine P. aus unehelicher Erzeugung. Weber diefe und über den mit ber 
P. oit verbundenen Alimentationsanfpruch vgl. den Art. MmERUU HELEN. 


Pathengefchente (pecunia Iustrica) find diejenigen Zuwendungen, welche der 
Tathe, in der Abficht zu ſchenken, freiwillig macht. Begriffemäßig müffen diefelben 
gemaß 1. 6 C. pr. 6, 61 in die bona adventitia regularia des Täuflings, alfo 
in deffen Eigenthum unter väterlichem Nießbrauch fallen. Eine Ausnahme könnte 
zur ftattfinden, wenn der Bathe jeinem Gejchent eine andere ausdrückliche Beftimmung 
giebt. Weil jedoch gefchichtlich nachgewiejen wurde, daß die P. urfprünglich den 
Zwech hatten, die Koften ber Taufhandlung zu decken, fo wollen Einige bei nicht 
eusdrädficher Willengerflärung die Bermuthung dafür ftreiten laffen, daß die P. 
den Eltern des Täuflings gebühren — mit Unrecht, da ber Nachweis fehlt, daß 
jener geichichtliche Vorgang zu einer Aenderung des beftehenden Rechts gefiihrt Habe. 
Ties wurde von Aelteren dadurch vertheidigt, daß jie die P. als peculium quasi 
castrense erflärten, weil fie gegeben würben „propter aliquam militiam contra 
Satanam““. 

Soweit fich in Partifularrechten nicht ausbrüdliche Beftimmungen über P. finden, 
mäfen auch bier die Regeln über den Erwerb ber Kinder Pla greifen. Das Preuß. 
Ag. SM. Hat dagegen die Frage entichieden, indem es (II. 2 $ 157) die P. im 
Anſchluß an die al richtig zu erachtende Anficht des Gem. Rechts dem nicht 
rein Vermögen des Kindes beirechnet. Daher beftimmt auch eine Kab. Ordre, daß 
tes Königliche P., welches für den ſiebenten Sohn üblich ift, zu dem nicht freien 
Lermögen deflelben, wie jede andere Schenkung gehören foll. 


Luellen: Allg. SR. II. 2 $ 157. — Preuß. Kab.Orbre vom 7. Aug. 1821 (v. Kampp, 
Annalen, Bd. V. ©. 526) 


zit: Maresoll, vifion der Lehre von ben jog. Abventitien, — — VIIL 
m. 


8.76 1. — git ing, Castrense peculium, &. 648. — Bangerom, 1. $ nm. 1.— 
“Seller, $ 417. — Arndts, $ Anm. 1. — Förfter, Preuß. Privatrecht, III. S. 598 
dem. 17. Kayſer. 


Batriarchen hießen in der älteren Kirche ſeit dem 5. Jahrh. bie Biſchöie 
ton Konftantinopel, Alerandrien, Antiochien und Jeruſalem, welche die Oberauflicht 
über eine Reihe zu ihrem Sprengel gehöriger Metropoliten führten, mit diejen 
(Ratriarhal-) Synoben tür die Regulirung der gemeinjchaftlichen Angelegenheiten 
abhielten, das Ordinationsrecht der ihnen unterworfenen Metropoliten bejaßen und 
endlich die höchfte richterliche Inftanz in kirchlichen Angelegenheiten für ihre Sprengel 
tildeten. Im Abendlande nahm der Papft, welcher noch heute offiziell den Titel: 
Patriarcha Oeeidentis führt, eine ähnliche hervorragende Stellung ein, wiewol der 
Tatriarhat Hier wegen der Entwickelung des Primat? des Römifchen Stuhles nie 
traftiiche Bedeutung gehabt hat. Während Heute in der morgenländifchen Kirche 
der Patriarchat die höchfte kirchliche Würde ift, find Die Iateinifchen Patriarchate von 
Ronftantinopel, Aerandrien und Antiochien blos Bisthümer in partibus infidelium, 
deren Träger in Rom beim Papſt refidiren, nur der ihnen früher gleichftehende 
lateiniſche P. von Jeruſalem bat jeit 1847 zwar wieber feinen Sit in Jerufalem, 
aber in feinem Bezirk befinden fich weder ihm untergebene Erabifchöfe noch Bilchöfe. 
die Inhaber der mit der Römischen Kirche unirten orientalifchen Patriarchate, 
T des Meichitifchen, 2) des Maronitifchen, 3) des Syriſchen Patriarchats, 4) des 
atriarhats der Chaldäer zu Babylon und 5) bes Armenifchen Patriarchat von 
iin nehmen Heute die Stellung von Erzbiſchöfen mit (im Vergleich zu ben 
Gmdländiihen) erweiterten Rechten ein. Die P. von Venedig und Liffabon find 
Crwiſchoie die diefen Zitel führen. Ebenſo ift der Patriarchat von Weltindien ein 
bloher Titel, der an einen höheren Spanifchen Geiftlichen verliehen wird. 
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Sit.: P. Hinſchius, Das Kirchenrecht der Kathofiten und Proteflanten, B 
1. 538 ff. — Hergenröther in Moh's Ar. VII. 337.— Silbernagl, Bert 
gegenmwärtiger Beſiand jämmtlicher Kirchen bes Orients, Landshut 1865. 


P. Hin: 

Batrieiuß, Fr. Senenſis, 5 zu Siena, wurde Biſchof von Gaeta 

Er ſchrieb: De institutione reipubl. 1. IX., Argent. 1594. — De regno e 
stitutione 1. IX., Par. 1519, 1504. H £ 

. 2it.: Schön, De litt. polit. med. aevi, Vratisl. 1838, p. 437. — Mohl, 

Michaud. — Eongen, Neue Studien, Berl. 1873, ©. 136150. Zeihm 


Batronat (Th. I. ©. 658, 688) er der Inbegriff beftinmter, « 
fon auf eine Kirche oder ein Benefizium (gewöhnlich ein niederes Amt) 3 
Berugniffe und gewiſſer damit verbundener (namentlich Ehren-) Rechte. © 
tigjte Berugniß, welche aber dem P. auch fehlen kann, ift das dem Patro 
Vakanz der an der Kirche vorhandenen Aemter ober bei der des Benefiz 
fommenbe Präſentationsrecht (f. diefen Art.). Des Näheren ift das 
ſchon bei ber fyftematifchen Darftellung ſowol des fatholifchen, wie auch d 
ftantifchen Kirchenrecht? IH. I. a. a. O. behandelt worden. Hier ift nod 
zubeben, daß der P., welcher auch auf dem Boden der katholiſchen Kirche zu 
fachen Streitigleiten zwifchen den Berechtigten und ben Eirchlichen Obere: 
bat, feinen mittelalterlichen Urfprung in der prinzipiell haltlofen Vermiſch 
öffentlich- und privatrechtlichen Befugniſſen zeigt, infofern ala die nothwe 
leitenden Organen der Kirche zufommende Beſetzung der Aemter theilmeije 
bividualrecht gewifjer Perfonen geworden ift. Für die evangelifche Kirche 
das Inſtitut darum um jo haltloſer, ala e8 der Entwidelung einer felb 
Gemeindeverfaffung weſentliche Schwierigkeiten in den Weg legt. Endlich 
für beide Kirchen in Deutſchland, wo das P.recht meiftens ala dingliche 
Rittergüter gefnüpft ift, noch das weitere Moment in Betracht, daß mit d 
Deräußerlichleit und den Parzellirungen des Grundbefiges, fowie dem dadı 
beigeführten Uebergang des Recht? ala Kom-P. auf die Befiter der Abſpli 
berechtigten Gutes der früher meiftens noch beftehende Zufammenbang des 
der Familie des eriten Stifter vielfach gelöft worden ift, alſo au in F 
Entwickelung der Agrawerhältniffe das Inftitut immer mehr an innerer Bere 
verliert. Schon Beza Hat das P.recht für eine Erfindung des Teufels 
ebenfo der berühmtefte ältere Rechtslehrer der reformirten Kirche (Gisbert 
Politia ecclesiastica lib. III. tract. II. c. 1 8$ 3—5) die Unhaltbarteit 
darzuthun gefucht. Anfang des jehigen Jahrhunderts Hat jerner Schleier: 
die Aufhebung deffelben befürwortet und ebenſo haben fich auf ber Eifenacher , 
konferenz des Jahres 1861, in der erften Hannoverihen Kammer im Jah; 
bei der Berathung des Entwurfs einer Kirchenvorftands- und Synodalordnı 
neuerdings in den Sächfiichen Kammern Stimmen im gleichen Sinne erhoben. 
lich erflärt auch die Preuß. Berf.Url. vom Jahre 1850, Art. 17: „Ue 
Kirchen-P. und die Bedingungen, unter denen bafjelbe aufgehoben werben fan 
ein befonderes Gejeß ergehen”, jeboch ift dafſelbe bisher nicht erlaffen. 
Quellen u. Lit.: I. Rathol. Kirche: Tit. X. de jure patronatus III. 38; i, 
Vito III. 19; in Clem. III. 12. — Conc. Trident. Sess. XIV. c. 12, 13 de ref. - 
XXV. c. 9 de reform. — Tractatus de jure patronat. clariss. JCtorum P. I. (Ro 
Curte, Pauli de Citadinis, Jo. Nicolai Delphinatis) P. II. (Ant. de B 
Jo. de Anania, Henr. Boich, Caes. Lambertini), Francof. 1609. — Fl 
Tract. de antiquo jure patron. u. ’ract. ad. libr. III. Decret. tit. XXX VIIL de jure 
in opp. ed. Paris. T. I. p. 78, 249. — Juliani Viviani praxis jus patron. acı 
conservandique illud ac acquirendi modos brev. continens... S. Rotae decisionib 
firmata et ornata et ad singulas materias sec. stylum Rom. ‚Curiae accommodata, 
1670. — Franc. de Rope, Ad tit. de jure patron. libr. III. decretal, And 
Neap. 1763; eiusdem, De juribus honorific. in eceles. libr. II., Andeg. 1661. — 
de Fargna, Comment. in singulos canones de jure patron., Rom. 1717 ss, 34 
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2. Hinihins, Zur Geicichte der Inkorporation und des Patronatörechtes, Feſtgaben für 
a. 3. Heffter, Berlin 1873, ©. 1. — Oesterley, Diss. de jur. patr. notione * 
decretal, or. IX. hansta, Götting. 1824. — Phil. Mayer, Das Patronatsreht, dar» 
gene nad Gem. Kirchenrecht und nach Defterr. Berorbn., Wien 1824. — 8. Lippert, 
rjuch einer Hiftorikch-Dogmatifchen Entwidelung der Lehre vom Patronatsrechte, 1829. — 
Byanobiper, Neber den Begriff und bie ne jprünglichen Erwerbsarten des Patronatsrechts 
nach dem a Olmüß 1839. — Bruno Silling, Der kirchliche P. nach dem 
toron. Recht, Seipz. 1854. — P. Hinſchius, Sirchenrecht, Bd. 2 ©. 618 und Bd. 3 ©. 1 
tis 8. — O. Mittelstädt, De jure patr., quod reale dicitur, origine, Vratisl. 1856. — 
9. Gerlad, Das Pröfentationsrecht auf Pfarreien, Regensburg 1855. — Friedle, Aus: 
i des Praſentationdrechtes, in Moy, Archiv für kathol. Kirchenrecht, . 8ff. — Guſt. 
Ad. — Beiträge zur Lehre vom Patronatsrechte. Giehen 1865. — lem. Schmiß, 
Ratur und Eubjelt der Präfentation, Regenab. 1868. — P. Hinschius, De jure patron. 
io, Berol. 1855; Derfelbe, Das Iandeöherrlicde Patronatsrecht, Berl. 1856; Derjelbe, 
Ice die Succeifion in — — ſaͤkularifirter geiſtlicher Inſtitute, in Dove's Zeit⸗ 
ſchrift für Kirchenrecht, IL 412 f — Schulte, Patronatsrechte jälularifirter Bisthümer, 
Stifter x. in Moy’3 Archiv VIE. 215 f.— IL Kathof. und proteftant. Kirhenredt: 
Sigm Finkelthaus, Tract. de jure patron. ecclesiastico, Lips. 1689. — Matth. 
Stephani, Tract. de jure patron., Goth. 1639, 1672. — Flit Kaim, Das Kirchen⸗ 
datronatarecht, Leipʒ Th. I. 1845; Th. II. 1866. - C.H. L. Michels, Quaestio controv. 
de jure patr., Berol. 1857. — ES Hinſchius, Das Patronatsrecht und die moderne Ges 
Raltung des Grundeigenthums, in Dode’8 Ztichr. f. Kirchenrecht, VII. 1 ff. — II. Proteftant. 
Rirhentedht: M. Stachow, De jur. can. quod ad jur. patr. spectat in terris pro- 
testantinm usu ac non usu, Berol. 1865. — Hellmar, Der P. nad Preuß. Landes und 
Srovinzialvecht, Elberfeld 1850. v„. Hinſchius. 


Paetus, 5 1512 zu Rom, Advokat und Richter daſ. F_ 1581. 
& jhrieb: De judiciaria forma Capitolini fori libri 9, Rom. 1567. — De mensuris 


& ponderibus rom. et . — Variaram lect. liber unus, Venet. 1573. (Gronovius, 
Thes. antig. rom, XI. 1609 as.) 
Yit: Michaud, Biographie universelle. Teihmann. 


Pätz, Karl Wilhelm, 5 1780, wurde 1801 Doktor, ging nach Kiel, dann 
Prof. in Heidelberg, 1805 in Göttingen, F 1807. 

Schriften: De success. univ. per pactum promissa, Gott. 1801. — Progr. de vera 
kr. & feudalis Longobardici origine, Gott. 1805. — Lehrbuch bes Lehnrechts, herausgeg. 
von Gõ de. 1808, 3. Aufl. Gott. 182 

8it.: Heyne, De obitu C. W. P. ad Herennium suum, Gott. 1807. — Rotermund 
m Jöder. Teihmann. 


Bancapalen (Pocapalia), Schüler Gratian’3, wahrſcheinlich auch Lehrer 
des Kan. Rechte. Don ihm rührt Her die Gintheilung von P. I. u. III. des 
Zefrets, die Hinzufügung von Duellenbelegen (Baleae), eine Anzahl in den Appa- 
ratus auigenommmener Gloflen, eine Summa zum Dekrete. 

2it.: Maassen, Paucapalea, Wien 1859. — Schulte, Geichichte, I. 57; Derſelbe, 
Tie Paleae im Dekret, Wien 1875. — Encyklopädie, ©. 141. Teihmann. 


Bault, Karl Wilhelm, 5 18. XII. 1792 zu Lübeck, ſtud. in Tübingen 
u. Göttingen, 1820 Sekretär am Oberappellationagericht Lübeck, 1843 zum Rath 
an demjelben ernannt, jchied 1869 aus, } 18. III. 1879. 

Shriften: Abhandl. aus dem Lubiſchen Recht, Kübel 183765. — Lübeckiſche Zus 
Rande im Mittelalter, Bb. I. Kübel 1847; II. 1872; III. Leipz. 1878. — Geichichte der 
Lübed’khen Gefangbücher und Beurtheilum, der gegenwärtigen, Süb. 1875. — Peter Hey- 
ling (im Warneg's Allg. Miffionszeitſchrift, Mai 1876). 

Lit: Sybel's Zeitſchr. Yd. 41 ©. 528—530. — Revue historique X. (1879) 448, 449. 

Teihmann. 
. Baulfen, Paul Ditlef EHriftian, & 18. I. 1798 zu Flensburg, ſtud. 
m Göttingen, Berlin, Heidelberg und Kiel, 1824 Privatdozent in Kopenhagen, 
1825 außerord. Prof. in Kiel, z0g ſich 1848 nad Kopenhagen zurüd, T dort 
als Etaterath 28. XII. 1854. 

Säriften: De genio et indole jur. antiqui hereditarii Rom., Hafniae 1824. — Ueber 
%s Etubium des Nordiſchen Rechts im Allgemeinen und bes Däntichen Rechts inbefonbere, 
diel 1828. — Ueber Bollsthümlichleit und Staatsrecht bed Herzogthums Schleswig, Kiel 
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1882, — Vehrb. des Privatrechtd in den Herzogthümern r Shteäig ans ‚Bein 
1842. — Siesvigsk Rets-Formularbog samt tydak-dansk Lovi 
Flensborg 1853. — Samlede Skrifter, 1857—59. — Biele Fleinere Irre le 
und Deu! allge Zeitſchriften. 

8it.: Flor, Omrids af Paulsen’s Liv, i Dannevirke, 1855 Nr. 137, 188. 
mann, © lezwigs Recht und —— im ar 1 yabeh, 1855, Vorwort. - 
geren Ch. . Paulsen’s Livshistorie i Omrii Clausen, Kbhn. 18 
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Pauporios iſt nach der Erflärung Ulpian’s inl. 1 $ 8 D. 9, 1 der 
welcher Niemandem im eigentlichen Sinne zugerechnet werden kann; nach 
Tafeln wird unter P. die von einem vierfüßigen Thier angerichtete Beſch 
verftanden (Bruns, Fontes, p. 21). Nach ber weiteren Entwidelung dı 
Prätorifche Edikt haftet berjenige, deſſen Thier einen Schaden contra natu 
generis angerichtet hat, mit der actio de p. auf Erfaß, von welchem fich je 
Eigentümer durch Hingabe des Thieres (noxae datio) befreien kann (Aı 

1815 D. h. t.). Die actio de p. ift aljo eine Noxalklage. (Weber der 
ob das Petitum nur auf Schadenserfag oder alternativ auf diefen und no 
ditio gerichtet fei, |. Glüd, X. ©. 292 ff, Zimmern a. a. O. S. 1 
bei Bangerom, III. $ 689, Anm. Nr. 2.) rüber begründete man d 
de p. auf die culpa des Eigenthümers (Thibaut aa. O. ML. ©. :! 
Glück a. a. O. ©. 287 ff.; Hajfe, Culpa, ©. 18 ff.), während man j 
barüber einig ift, daß das Fundament der Klage, wenn auch nicht eine ı 
injuria, jo doch ein Delift, noxia des Thieres jei. (Auch bei anderen Völke 
man Thiere einer ftrafbaren Handlung fähig — Grimm, Rechtzalterthümer, € 

Geib, Geſch. des Strafrechts, II. ©. 197 ff.) Aus diefer Annahme, welche fi 
ausdrüdlich in den Duellen ausgeiprochen findet — jo nl. 1 D. h. t. —,iı 
noxae datio ſelbſt, das Erlöſchen des Erfaganfpruches durch den Tod des 
(1. 1818 D. h. t.), der Uebergang der Erſatzpflicht auf den Erwerber (nox: 
sequitur — 1. 188 12, 13, 17 D. h. t.), die Beftimmung, daß, wenn fi 
Thiere gegenfeitig bejchädigen, der Erſatz für das angreifende wegfällt (1. 1 
D. h. t.), ſowie endlich die Gleichftellung der P. überhaupt mit den Beichädi 
durch Hausfinder und Sklaven (Zimmern, 88 4 ff.). Steeitig ift, ob a 
wilde Thiere gehaftet wird, was man nach rechtlicher Meinung mit Bezug ı 
1. h. t. für den Fall bejahen muß, wenn ein ſolches Thier in gezähmtem | 
contra naturam diejes einen Schaden anrichtet. (Vgl. auch Bruns, Ztſchr. für | 
geſch, IIL ©. 348.) — Für eine Beichäftigung secundum naturam sui | 
wird nur im alle des Abweidens eine durch die actio de pastu geltend zu mı 
Erfagpflicht erwähnt. (Gegen Sintenis, $ 127. Anm. 29, Seuffert, | 
Anm. 3 mit Bezug auf J. 14 $ 3 D. 19, 5; Paull. sent. rec. 1.15 $ 1: 
C. 3, 35. Bol. Bernice, Sachbefchädigung, ©. 222. Ueber älteres De 
Recht bei Meibom, Deutiches Pfandrecht, S. 198. Partikularrechtlich 
namentlich die neueren {elbpolizeigejege für den Fall des Abweidens Beftimm 
getroffen ; hierüber ſ. d. Art. Pfändung.) Zritt der Schaden durch die culpa 
Menjchen ein, fo gelten die Beftimmungen der 1. Aquilia, die noch befondere € 
gegen denjenigen Tefttellte, welcher wilde Thiere an einem gangbaren DOrl 
(ı. an 1,1.42 D. 21, 1 — jeßt RStrafEB. $ 367 Nr. 11, vgl. aud | 
Nr. 5 

Von ben neueren Partitulargefeßbüchern gehen die meiften bei der P. vo 
DVerihuldung de Herrn au, Der Cod. Maxim. Bav. fteht noch im Ganze 
Römifch-rechtlichem Boden, hebt jedoch den Unterſchied zwiſchen dem contra 
secundum naturam sui generis verurfachten Schaden auf. Das Deften. 2 
laßt ala Grund der Haftung nur culpa eines Menjchen zu und betrachtet jed 
dere durch ein Thier angerichtete Beſchädigung als Zufall. Bei gleichem Gef 
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punkte, aber mit Lafuiftifcher Fülle verorbnet das Preuß. Allg. ER., daß bei Haus- 
tbieren, fowwie bei wilden, welche mit obrigfeitlicher Erlaubniß gehalten werden, ber 
Gigenthümer aus der vernachläffigten Aufficht haftet. Werden letztere ohne obrig- 
!stlie Grlaubniß gehalten, ſowie bei folchen Thieren, die in Haußhaltungen nicht 
gbraucht werden, tritt Haftung auch ohne Schuld ein. Jeder Erjag jällt bei Reiz 
Her eigener Unvorfichtigkeit des Beichädigten weg. Nach Sächſ. BGB. wird der 
Gigenthümer wilder Thiere von der Haftung nur befreit, wenn ber Beſchädigte ben 
Schaden veranlaft Hat. Bei einer Beichädigung durch Hausthiere kann fich ber 
GigentHümer dur) noxae datio nur befreien, wenn er nachweift, daß er bei ber 
Laufichtigung Nichts verjchuldet hat, wird ganz frei, wenn das Thier vor Erhebung 
der Klage gejtorben oder abhanden gekommen ift. Nach Code civil dagegen ift ge 
mãß feinem ausgedehnten Haftungsprinzip der Gigenthümer eines Thieres ober der- 
ierige, welcher fich befjelben bedient, für allen Schaden verantwortlich. Weber it 
in Unterfchieb zwiſchen zahmen und wilden Thieren gemadit, noch ob es entlaufen 
öt oder unter Obhut des Berechtigten fteht; nur eigene Unvorfichtigfeit bes Be— 
ihädigten oder höhere Gewalt mh a Anſpruch auf Schadenserſatz aus. 
Onellen: Tit. I. IV. 9. — Tit — Cod. Max. Bay. IV. 16 8 7. — Oefterr. 
una 1520. — Ang. 8R. I. 6 88 Kran — Sädji. BR. $$ 1560—1564. — Code civil 
a 
%t.: Außer den Pas 3 des Gem. und Part. Recht? noch —— ——— 
Seriuche, Bd. IL Nr. 8. Zimmern, Softem der Noralflagen, 1818, bei. Kap. V. 
Geherding, Racforkchungen, Bd. VI. Abf. 2 (zuerſt in der Gießn. Ztichr. ». DL Si Mn 
ayſer. 
Paurmeiſter, Tobias, 8 1558 zu Kochſtädt im —— ſtudirte 
ir Frankfurt a / O. und Marburg, ging fpäter nach Freiburg im Br. wo er 1581 
legum doctor wide, dann zum Syndikus des Domkapitels in Halberftabt yon 
— Rath u. Kanzler am Braunjchweigifchen Hof, comes Palatinus, F 17. VIII 
0) 
Harte: De jurisdictione Imp. Romani libri duo, Hanov. 1608; Fref. ad M. 1616; 
it.: Mertens, Memoria Tobiae Banrmeisteri, — — Putter, ee aha 33, 


Seren Nga id — Men Betauif. 880), 1. 67 5’ Gierke, ob, 
inging, it eu! en ei tot‘ A — ierte, ob. 
—E — — elite Teihmann. 


Bel, Beter, ar 5 zu Bierifgee 1529, F zu Mecheln 1589. Er ftub. 
wu Löwen unter Mubäus, Lehrte daf. bis 1586 u. wurde in biefem Jahre Mitglied 
des Großen Rath zu Mecheln. Er war ein eleganter Romanift, behandelte zugleich 
auch Kirchen⸗ und Gewohnheitsrecht, und ift als einer der Begründer der feerecht- 
lichen Studien anzufehen. 

& ihrieb: Paraphrasis in universam legatorum materiam, Lov. 1558. — Commen- 
urins ad Titt. B. Nautas canpones stabnlarii; de exercitorie achione; ad legem Rhodiam; 
de incendio ruina naufragio; ad Auth. Navigia C. de furtis; ad Titt. C. de naviculariis, 
de navibus non excusandis; de naufragiis, Lov. 1556 (neu ‚aufgelegt mit Anmerlungen 
tm Sinnius, 1647). — De amortizatione bonorum & principe impetranda, Holn 1562 
De a. — De jure sistendi et manuum injectione, quam arrestationem vocant, 1564 u. ın. — 

De testamentis co: Lov. 1564 u. m. — Commentarius ad regulas juris canonici, 
— — en —— et —— Fed 12 um — 

mmtau intwerpen). — Noch andere Schriften iver! u: 
geifjrieben, namentlid, Response 8. — — 

Rit.: Die gangbaren Sammelwerle von Swert, Mirgeus, Adami, Foppens, 
van der Na c. — Britz, Memoire sur Fancien droit beigigne, in Meémoires couronnds 
de FAcademie de Belgique XX. (1847). — Rivier, Patria beigica, II. 102 Rn 

ivier. 


„ Pecullum ift ein Bweigvermögen ober Sondervermögen, indem es einerjeitd ein 
il des patrimonium oder de Vermögens eines pater familias ift, anderer: 
kiss aber dem übrigen patrimonium entgegengejegt wird bermöge feiner Sonder⸗ 
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beziehung zu einer ber Gewalt des pater familias unterworfenen Per 
Neueren pflegen zu den Pelulien jedes in irgend einem Sinne einem Hau 
börende Vermögen zu rechnen; den Quellen ift aber diejer Sprachgebra 
indem fie al Stüde des P. die thatfächlich in der Hand der person 
befindlichen und ihrer Verwendung unterliegenden Bermögenäftüde bezeichn 

1) Seine erfte Erhebung zu rechtlicher Bedeutung verdankt der Begı 
dem Brätorifchen Edikte, indem diejes die Haftung des pater familias für 
liche (und analoge quasi ex contractu entftehende) Berbindlichkeiten feiner F 
thanen bis zum Belaufe ihres P. ausſprach. P. der persona subjecta ij 
vom pater familias zu freier Verfügung überlafjene Vermögen; über fein E 
für dag Juftinianifche und Gemeine Recht allein in Betracht kommenden . 
jede ihm jaktifch mögliche Verfügung geftattet; dagegen ift in der concessi 
als folcher noch nicht enthalten die Vollmacht zu Rechtsakten, zu welch 
Fähigkeit rechtlicher Dispofition bedarf, und auch die generelle Extheilung di 
Mebertragung der libera peculii administratio ermächtigt nicht zu Sch 
Indem das Hausfind fein P. mit dem Willen des Vaters thatfächlich al 
Vermögen behandelt, Hat es der Prätor gerecht gefunden, daß umgefehrt 
familias die Schulden der persona subjecta bis zum Belaufe ihres P. c 
gelten laſſe. Den Gläubigern des Kindes haftet alfo der Bater zwar n 
feinen Willen, fofern von dieſem die GEriftenz des P. abhängt, aber ni 
wie Puchta will, vermöge einer in der concessio peculii enthaltenen Erm: 
zum Kontrahiren, fondern weil vermöge des Zujammenhangs zwifchen Ed 
Vermögen in bemfelben Maße, in welchem er dem Hauskinde die Behandlu 
Vermögens ala eigenen geftattet, er auch den Gläubigern des Hauskindes 
muß, deſſen Schulden als jeine eigenen zu behandeln. Entſcheidend ijt t 
Betrag de P. nicht etwa zur Zeit ber Obligirung, zu welcher es an 
fehlen kann, fondern zur Zeit der peculio tenus erfolgenden Kondemnation. 

Wie aber das P. rechtliche Bedeutung erlangt durch die Haftung d 
familias gegenüber den Släubigern feines Inhabers, jo erlangen dadurch auch 
tung Diejenigen unter Gliedern derſelben familia eintretenden Thatbeftänd: 
unter einander Fremden Obligationen begründen. Schließt die Subjefi 
Hauskindes in jeiner Perfon ſowol jede Forderung, ala auch jede fpezielle G 
beit demjenigen gegenüber aus, deſſen Herrichait es ſchlechthin unterworie 
find doch den Gläubigern des Hauskindes gegenüber von rechtlicher Bedeu: 
im Verhältniß zum pater familias oder zu anderen Gliedern derjelben fam 
gründeten naturales obligationes, indem fie den Betrag, bis zu 
der pater familias haftet, als Naturalforberungen des Hauskindes mehren 
Naturalſchulden defjelden mindern. Außerdem ift das Prinzip der Haftung ! 
Belaufe des P. dadurch modifizirt, daß dem wirklich vorhandenen P. gleichfi 
dolos entzogene, ſowie während eines utiliter zu berechnenden Jahres da 
Tod oder Emanzipation des Hauskindes weggefallene P. 

2) Zum gemeinen, feinem Subjefte feinerlei eigenes Recht gewähren 
daher auch nicht auf Rechtsſubjekte beſchränkten P. gefellte fich in ber Kaiſer 
privilegirte castrense p. des filius familias miles. Unmittelbarer Inh 
zuerft von Auguftus ertheilten Privilegg war die Einräumung Iebtwillige 
Tügung, aus welcher fich vermöge eines Schluffes a majori ad minus die Mö 
jeder rechtlichen Dispofition unter Lebenden ergab. Indem aber in Erma 
anderweitiger Verfügung des filius familias nach feinem Tode das castrens 
derfelben Weife ala Eigenthum des pater familias erfchien, wie jedes andere r 
patrimonium entfremdete P., jo war auch bei Lebzeiten des Sohnes durd 
Recht das des Vaters nicht ausgefchloffen, jondern nur zurüdgebrängt, jo | 
rechtliche Dispofition des Vaters in ihrer Geltung bebingt war durch da: 
bleiben einer konkurrirenden Dispofition des Sohnes. Erſt durch Juſtinian 
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eastrense p. gänzlich au8 dem Vermögen des Vaters auögefchieden, jo daß es gleich 
dern Bermögen bes Gewaltfreien durch den Tod bes Sohnes zur Hinterlafjenfchaft 
defielben wird. Als castrense p. wurde jchließlich jeder Erwerb anerfannt, ber dem 
Sohne vermöge feiner militia zufällt, erfolgte er auf Grund eigener Thätigfeit oder 
üiner durch die militia motivirten Zuwendung Dritter. Kraft bejonberer Beitimmung 
it außerdem castrense p. das von der Ehefrau dem Soldaten teftamentarifch zu⸗ 
gewendete. Bezüglich des p. castrense hat der Hausſohn die volle Macht eines 
pater familias, jo daß er insbeſondere vollwirffame Nechtsgefchäfte mit dem Vater 
abzuschließen vermag. Der miles erjcheint aljo vermöge feiner privilegirten Stellung 
im Kaiferlichen Dienfte von der vermögensrechtlichen Unterwerfung unter die väter 
(ihe Gewalt infoweit entbunden, als fein Erwerb durch feine dienftliche Stellung 
vermittelt ift. 

3) Der Gedanke, daß der öffentliche Dienft in gewiflem Maße von der Unter- 
merrung unter die private Gewalt des Vaters entbindet, hat fich in der fpäteren 
Aaiferzeit in weiterem Umfange wirkſam erwiejen für Kaiferliche Beamte, fodann für 
Advokaten, deren Stellung mehr und mehr eine Vorftufe des höheren Amtes wurde, 
endlich Für Geiftliche. Nach Analogie des castrense p. unterliegt ihrer freien 
Veriũgung als quasi castrense p. ihr dienftlicher oder aus Anlaß des Dienftes ge— 
machter, bei Geiftlichen ihr jämmtlicher Erwerb. Außerdem ift nach Juſtinian's 
Beſtimmung p. quasi castrense das vom Landesherrn oder feiner Gemahlin 
Geihentte. 

4) Den wirklichen Pelulien, denen der Sprachgebrauch der Neueren fie beifligt, 
find in ihrer Beziehung zur Perfon des Vaters einerfeits, des Hauskindes anberer- 
keits geradezu entgegengeſetzt die bona adventicia. Cine befondere Behandlung diefer 
hat zuerft Konftantin eingeführt bezüglich der bona materna, indem er bezüglich bes 
von der Mutter feiner Kinder herrührenden Vermögens dem Vater die Verfügung 
über die Subftanz genommen bat, damit diefe nach feinem Tode ungejchmälert den 
Kindern zujalle. Daß bein Tode des Vaters das von der Mutter herrührende Ver- 
mögen auf ihre Kinder fich vererbe, war Konftantin’® Zwed, zu beffen Sicherung 
die von ihm angeordnete Beſchränkung des väterlichen Eigenthums als Mittel er- 
ichien. In Verbindung mit diefer Beichränfung des väterlichen Rechts erfchien aber 
im Laufe der Zeit die fo ſchon beim Tode der Mutter rechtlich geficherte Succeffion 
ihrer Kinder ala eine unmittelbare Beerbung jener und das Recht des Vaters am 
mütterlichen Nachlaſſe als Befugniß ber Berwaltung und Nutzung eines fremden 
Vermögens, welche aber über das Recht des ususfructus weit hinausgeht. Die 
Rechte der Kinder bezüglich der bona materna wurden außgebehnt auf alles von 
Nutterfeite anfallende Vermögen (bona materni generis), fowie auf den ehelichen 
werd (lucra nuptialia). Während aber bis auf Juſtinian, abgefehen vom p. 
wstrense umd quasi castrense, nur ein Erwerb von beftimmten Umfange rechtlich 
dem Hauskind zufiel, hat Yuftinian diefe Regel umgedreht und verfügt, daß als 
bona adventieia eigenes nur in Verwaltung und Nubung des Vaters ftehendes 
Vermögen bes Hauskindes werben jolle jeder nicht vom Vater herrühtende Erwerb. 
Jedes Recht des Vaters am Erwerbe des Kindes ift ausgeichloffen im Falle einer 
gegen den Willen bes Baters realifirten oder mit ber außbrüdlichen Beftimmung 
feines Ausſchlufſes erjolgten Zuwendung, ſowie bei ber gejeglichen Beerbung von 

wiftern, indem hier der Vater nicht neben dem eigenen Erbtheile noch einen 
Antheil an dem der Überlebenden Geſchwiſter haben fol. 

Das Juftinianifche Recht ift demnach Folgendes. Freies Vermögen des Haus- 
vohnes iſt das p. castrense und quasi castrense. Im Uebrigen ift fein eigenes 
Vermögen des Hauskindes, fondern gemeines P. (von den Neueren im Gegenfage zu 
deu bona adventicia ala p. profecticium bezeichnet) aller Erwerb vom Water ber; 
Aller übrige Erwerb ift eigenes aber in der Regel durch das Verwaltungs und 
Kufungsrecht des Vaters beichränftes Vermögen des Hauskindes. 
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In das Gem. Recht iſt die Stellung der bona adventicia unbeſtreitb 
gegangen. Das p. Gastrense und quasi castrense fommt im Berhältniß zui 
Rechte weit feltener vor wegen der fog. emancipatio Germanica, doch feh 
jedem Grunde, das Recht jener Pelulien deshalb für veraltet zu erflären ; 
erhebt fich bie entgegengejeßte Frage feiner Ausdehnung auf fonftigen, mit dem 
berufe des Erwerbers zufammenhängenden Erwerb. Höchſt zweifelhaft ift es 
ob das fog. p. profecticium und mit ihm die actio de peculio noch bei 
Rechte angehört. Durch Einräumung eines P. behandelte der Römer den mi 
folcden außgeftatteten Sohn oder Sklaven ala Subjekt eines feiner eigenen Bi 
unterliegenden, feinem wirthſchaftlichen Daſein eine gewifſe faktiſche Selbiti 
verleihenden Vermögens. Dazu erxiftirt aber nicht nur heutzutage wegen 
emancipatio Germanica faum mehr ein Bebürfniß, fondern es ift jedenfalls 
geben die Sitte einer folchen eine gewiſſe wirthichaftliche Selbftändigfeit beg 
den Austattung des Haußfohnes fremd, weshalb die concessio peculii ein 
nie üblich gewordener Aft ift. Andererſeits erleidet die Regel, daß das den 
vom Bater Gegebene in deſſen Gigenthum verbleibt, eine Ausnahme 
zur Begründung einer eigenen Wirthichaft oder zum Zwecke der Abichichtı 
währte Gabe. 

Die neueren Gefeßgebungen behandeln die vermögensrechtliche Stellu 
Hauskinder verfchieden,; während fie aber durchweg ſowol ein freies, als ei 
freies Vermögen berfelben kennen, ift ihnen das fog. p. profecticium und di 
de peculio durchweg fremd. i 

Quellen: Dig. 15, 1 de peculio, 49, 17 de castrensi peculio. — Cod. 6, 
"bonis maternis et materni generis; 6, 61 de bonis, quae liberis... adquiruntur; 
de castrensi peculio. — Inst. per quas personas 2, 9. 
Bit.: 1) Ueber ba3 fog. peculium profecticium: Marszolt, Zeitſchr. f. Civ. R. u. 
N. F. V. (1848) ©. 169 ff. — Bekker, Zeitſchr. f. H.R., IV. (1861)8. 500 ff. — Ma 
Neber Begriff und Weſen bes P. (1869); Derjel — —— II. (1876). - 
Pernice, Labeo, I. (1873) ©. 121 ff., 380 ff. — 2) Ueber das castrense u. quasi cası 
itting, Dad castrense p., 1871. — 3) Ueber bie bona adventicia: Marezoll, 3 
u. Proz., VII. 183}, S. 92 fi. — Schirmer, Erbredt (1863), ©. 173 € _ 
da3 heutige Recht: Witting, Archiv f. pralt. Rechtsw, N. F. xL (1877) ©. 16 
5) Außerdem die Lehrbücher von Bangerow, $% 292 ff.; Sintenis, $ 141; 
(1. Aufl.), 88 250 ff., und Windſcheid, 88 515 ff. Hölbe 


Benfionsbereitigung. Der 3 69 des Reichsgeſetzes vom 27. Juni 
zählt unter den Arten der Invalidenverforgung die Penfion auf. Es fieh 
ber Geſetzgeber diefe als eine Verforgung für die Zeit an, in welcher in Folge 
Eintritt® körperlicher oder geiftiger Unfähigkeit die Fortſetzung des Erwerbes ı 
bleibt oder beichräntt wird. Die Pflicht zu einer derartigen Verforgung kann 
aus der Begehung von Körperbefchädigungen oder aus der Verlegung des Haftp 
gejeges fließen. In beiden Fällen bezeichnet jedoch das Geſetz die Verſorgung 
ala Penfion, fondern nennt fie bort Unterhaltung, Hier Rente. 

Der zu dieſen verichiedenen Bezeichnungen führende Unterjchied zwiſchen 
Arten der Verſorgung liegt einestheils in ber Entftehung der Verſorgungsp 
anderntheils in der Perfon des Empfangsberechtigten. Nur diejenige — und 
Tebenslänglicde — Verforgung, welcher ein amtliches Verhältniß bes Berechi 
und eine in Folge oder während der Grfüllung der ans ihm fi ergebı 
Pflichten eingetretene Unfähigkeit zur ferneren Pflichterfüllung zu Grunde 
wird Penfion im tecjnifchen und eigentlichen Sinne genannt. 

Die Verbindlichkeit zu ihrer Gewährung ruht entweder auf einem privatı 
lichen oder einem ſtaatsrechtlichen Titel. Im erſteren alle gründet fie fich 
ihre entfprechend auch die Berechtigung auf einen Vertrag, in welchem ſowol 
Necht unter den Kontrahenten Eonftituirt, wie bie Höhe der Penfion ftipulict ı 
Er ift das Fundament, aus welchem Recht und Pflicht hergeleitet und ein etw 
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Streit entſchieden wird. Hierher gehören ſowol die P. der mittelbaren Staats- 
beamten, wie die Wittwenpenfionen. Allerdings Tann auch bei ihnen ein ftaatg« 
rechtlicher Gefichtspunkt auf die Eingehung und den Inhalt der Obligation von 
Giniluß werben, wie 3. B. in Preußen die Penfionsverhältniffe der Bürgermeifter 
einer gewiffen -Kontrole des Staat? unterliegen, und die Schließung der Verträge 
über die Wittwenpenfion für die Beamten obligatorifch gemacht, auch deren Höhe 
begrenzt, alfo der Kontraftswillfür nicht ganz überlaffen ift. Allein diefe Ein- 
mirtung ändert den obligatorifchen Charakter der Penfion nicht. Ruht dagegen bie 
Berechtigung auf einem ftaatörechtlichen Titel, nämlich auf der Verleihung und dem 
Antritt eines Staatsamtes, fo ift es ebenfo wie bei den Anfprüchen auf Gehalt ver- 
iehlt, ihr einen privatrechtlichen Charakter unterzulegen und dieſen in einer remune⸗ 
tatoriichen Schenkung zu finden. Selbft wenn fi, wie e8 in dem Erf. des OTrib. 
tom 8. Januar 1858 — Striethorft, Archiv, Bd. 29 S. 11 — geichehen, 
die P. nach dieſem Gefichtspunkte konſtruiren ließe, und der Hinweis auf die bon 
dem Beamten geleifteten Dienfte dem Erforderniß des $ 1173 I. 11 des Allg. EM. 
genügen könnte, ift dennoch eine derartige Heranziehung eines privatrechtlichen Titels 
nicht begründet. Mit der Verleihung und der Uebernahme bes Amtes erwächlt 
chen dem Anſpruch auf Gehalt auch der auf Penfion in der vom Geſetz firirten 
urd der Private, wie Staatswillfür entzogenen Höhe. Die Art der Verwaltung 
des Amtes hat feinen Einfluß auf das Recht; die Qualität der dem Staate ges 
Ietteten Dienfte ift weder überhaupt, noch in Anfehung der Höhe der Penfion von 
iheblichkeit. Anfcheinend verlaffen dieſen Geſichtspunkt zwei Arten von Penfionen, 
nemlich die im Wege der beſonderen Bewilligung an nicht berechtigte Beamte ges 
mährte und die Invalidenpenfion der Soldaten. Allein auch bei ihnen ift e& nicht 
das Privatrecht, welches die Berechtigung begründet, nicht die Rückficht auf die ges 
äfteten Dienfte, durch die gleichfam eine freigebige Verfügung des Staates pro= 
9ajirt wird, fondern in jenem alle das amtliche Verhältnik, in diefem die Pflicht 
des Staates, die Folgen der durch die Erflillung einer Staatepflicht hervorgerufenen 
ichränkten oder ganz befeitigten Erwerbsfähigkeit zu mildern. 
Die Bedingungen der P., foweit fie nicht auf privatrechtlichen Titel beruht, 
Aid nach den einzelnen Landesrechten verichieden, und ift diefe Verſchiedenheit durch 
die Reichsgeſetzgebung nicht bejeitigt, da fie in die Beamtenverhältniffe der Bunbes« 
*aaten einzugreifen nicht befugt ift. Dagegen hat fie in Anfehung der Reichs- 
deamten beſondere Vorſchriften gegeben und hat auch in Betreff der Militärperfonen 
Ye Materie einheitlich geregelt. Hiernach find zu unterfcheiden die Militär- und 
Ye Givil-P. und bei der lehteren wiederum das Reichsrecht und das Landesrecht. 
1) Meber die Militär-Penfionen ift ergangen das Militär-Penfionzgefeg vom 
27. Juni 1871 — R.G.Bl. ©. 275 — und das Ergänzungsgeje vom 4. April 
1874 — R.G.Bl. ©. 25 —. Diefe Vorſchriften regeln jedoch nur neben den In— 
Dalidenpenfionen der Soldaten die Berechtigung der Unteroffiziere, der Offiziere und 
der im Offiziersrang ftehenden Militärärzte. Die übrigen Militärbeamten ſtehen 
enter dem Civil⸗Penfionsgeſetze, deſſen Grundſätze bei jenen mit Rüdficht auf bie 
kigenart des militäriſchen Dienſtes keine Anwendung finden. Der Anſpruch ruht 
un der Vorausſetzung, daß der Offizier oder Arzt ſein Gehalt aus dem Militäretat 
beieht, ihm alfo ein vom eich dotirtes Amt verliehen worden, und daß eine Un- 
ur zur Fortfegung des aktiven Militärbienftes eingetreten und deshalb feine 
Lerabfehiedung erfolgt iſt. Ex entfteht der Regel nach bei Offizieren und Nerzten 
rach einer Dienftzeit von 10 Jahren, bei Unteroffizieren ſchon von 8 Jahren, aus⸗ 
cahmsweiſe früher, wenn der Grund der Berechtigung in einer in Ausübung des 
Tienftes ohne eigenes Verſchulden erlittenen Berwundung oder Beihädigung liegt. 
Th ein folcher Grund vorhanden, ſonach die Bedingungen des Ausnahmejalles vor⸗ 
tegen, hat die oberfte Militärverwaltungsbehörde zu entſcheiden. Im Uebrigen ge= 
nt zur Geltendmachung des Anſpruchs der Nachweis der eingetretenen Dienjt- 
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unfähigkeit. Er jälkt jedoch fort nach vollendetem 60. Lebensjahre, ein Alter, 
die Präfumtion der Dienftunfähigfeit begründet. Bei Unteroffizieren bebaı 
Nachweifes nicht nach einer 18jährigen aktiven Dienftzeit. 

2) Für die Reichecivilbeamten enthält das Geſetz über die Rechtäveı 
ber Reichabeamten vom 31. März 1873 — R.G. Bl. ©. 61 — die erfoı 
Beltimmungen. Sie machen zunächft die P. davon abhängig, daß der Bea 
Gehalt aus der Reichskaſſe erhält, jchließen alfo ſolche Beamte aus, bie 
Neben- oder Ehrenamt befleiden und nicht fowol Gehalt, ala vielmehr 
Entſchädigung für die Zeit und Dauer der jeweiligen Dienftleiftung beziehe 
dann unterſcheiden fie zwiſchen den definitiv und den unter dem Vorbe 
Widerrufs oder der Kündigung angeftellten Beamten und bewilligen lebter 
Penfionsanſpruch nur dann, wenn fie eine im Beſoldungsetat aufgeführte St 
walten. Sie machen endlich den Anfpruch abhängig von dem Nachweis eing 
Dienftunfähigkeit und einer 10jährigen Dienftzeit. Iſt jedoch erftere die Fol 
Krankheit oder Beichädigung, welche fich der Beamte bei oder in Folge d 
übung feines Amtes zugezogen, tritt ausnahmaweife auch bei kürzerer Dien 
P. ein. Der Nachweis der Dienftunfähigkeit wird geführt durch eine Erklär 
unmittelbar vorgefegten Dienftbehörde, daß fie den Beamten zur ferneren E 
feiner Amtapflichten für unfähig Halte Wie fie fi) die Grundlagen für d 
klärung beichaffen will, ob fie insbeſondere ein ärztliches Gutachten für not 
hält, bleibt ihrem Ermeſſen überlaffen. Auch denjenigen Beamten, welche 
Penfionirung berechtigendes Amt nicht verwalten, kann unter den gedachten ' 
feßungen eine Penfion bewilligt werben. Eine Ausnahmeftellung nehmen 
Reichskanzler, der Präfident des Reichskanzleramtes, der Chef der Kaiferlic 
miralität und’ der Staatsfefretär im Auswärtigen Amte. Ihnen erwächit 
bereit3 nach zweijähriger Dienftzeit und ift von dem Nachweife einer Dienftuni 
nicht abhängig. 

3) In den Landesrechten find die Vorausſetzungen der P. ſehr veri 
Nur in dem Erforberniß der Beamtengualität des Berechtigten ftimmen fie | 
Den reichsgefeglichen Beitimmungen nähern ſich am meiften die Preußiſch- 
lichen, welche durch das Gejeh vom 27. März 1872 — Gel.Samml. ©. ! 
gegeben find. Nach ihnen find nur die unmittelbaren Staatsbeamten, welı 
foweit fie ihr Dienfteinfommen aus der Staatskaſſe beziehen, penfionäberechtig 
ausgeſetzt, daß ihre Anftellung eine definitive und vorbehaltlofe ift, ober t 
wenn auf Kündigung oder Widerruf angeftellt, wenigftend eine etatsmäßige 
verwalten. Hiernach find die nur interimiftifch ober diätarifch befchäftigten B 
nicht penfionzberechtigt, wenn ihnen auch unter befonderen Umftänden eine } 
bewilligt werben kann. Zur Begründung des Anfpruch® gehört der Nachwe 
mal einer 10Ojährigen, mit dem Tage des Dienftaniritts, alfo in der Reg 
Tage der Leiftung des Dienfteides beginnenden Dienftzeit und ſodann einer d 
den Unfähigkeit zur Erfüllung der Amtspflichten in Folge eines körperlich 
brechen oder einer Schwäche ber körperlichen ober geiftigen Kräfte. Von 
Regel treten nach beiden Richtungen hin Ausnahmen ein. Staatsminiſter bı 
des Nachweiſes einer eingetretenen Dienftunfähigkeit zur Begründung ihrer P. 
Auch vor Ablauf von 10 Jahren tritt bei jebem penfionsjähigen Beamten d 
techtigung ein, wenn ber Grund ber Dienftunfähigkeit in einer bei Ausübur 
Amtes zugezogenen Krankheit oder Beihäbigung Liegt. Die Dienftunfähigfei 
durch eine Erklärung der dem die Penfionirung nachſuchenden Beamten unmiı 
vorgeſetzten Dienftbehörbe nachgewieſen, daß fie nad) pflichtmäßigem Ermeifer 
felben zur jerneren Erfüllung feiner Amtspflichten für unfähig Halte. Dabei ijt 
nicht ausgeichlofien, daß die über das Geſuch enticheibende Behörde noch 
Berweife für die Dienftunfähigfeit fordert. Für die Beſtimmung derjenigen Be 
welche ala dienſtvorgeſetzte anzufehen, ift die Verwaltungsorganifation der ein 
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Behörden entſcheidend, aljo bei Yuftizbeamten nicht die Inftanzengliederung. Bei 
Juftigjubalternbeamten vertritt in Preußen nicht die Anſtellungsbehörde die Stelle 
der Dienftvorgejeßten, da fie nicht, wie dieſe, in der Lage ift, die Amtathätigfeit 
des Beamten aus eigener Anſchauung zu würdigen. Ganz ander liegt die Sache 
in Bayern. Dort tritt die P. bereit? nad Ablauf von drei Dienftjahren ein, 
und bebarf derjenige Beamte, erg 40 Jahre im Dienft geweſen, des Rachweiſes 
eingetretener Dienſtunfãhig feit nid) 

Gegenjtand der P., d. h. ie ala Penfion zu zahlende Berforgung, ift nicht 
ein jet beftimmter, ſondern ein Quotentheil des Dienfteinfommens, der fich eines⸗ 
theild nach der Höhe des Dienfteinfommens zur Zeit der Penfionirung, anderntheils 
nach der Reihe der abfolvirten Dienftjahre richtet. Er wächft mit der Vermehrung 
jenes und fteigt mit dieſer. Das auf diefer doppelten Grundlage ruhende Pen— 
fionsfyfem ift nicht überall gleih. Sowol die Berechnung des Dienfteintommens 
and der Dienftjahre, wie der Duotentheil find vielfach verfchieden. Bei den Militär- 
denñonen beftimmt der $ 10 des Gejehes vom 27. Juni 1871, welche Emolumente 
reben dem chargenmäßigen Gehalt und Servig dem penfionsfähigen Dienjteinfommen 
binzugerechnet werben follen. Zu ihnen tritt nach $ 8 des Gefehes vom 30. Juni 
1873 — RG.Bl. ©. 166 — ein beftimmter Durchſchnittsſatz des Wohnungageld- 
zuichuffes. Ebenſo beftimmt das erjtere Geſetz, welche Zeit zu den Dienſtjahren zu 
tehnen, und welche davon doppelt anzurechnen ift. Unter Zugrundelegung dieſer 
Vorichriften baut fich dad Syſtem dahin auf, daß nach zurüdgelegtem 10. und vor 
vollendetem 11. Dienftjahre die Penfion 2%,, des Dienfteinkommens beträgt, für 
iedes weitere Dienftjiahr um %Ys, fteigt und im Höchftbetrage °%,, erreicht. Ein 
weiteres Anwachſen findet nicht ftatt. Dagegen kann noch eine Penfiongerhöhung 
entreten, fobald die SImvalidität die Folge einer in einem Kriege erlittenen Ver⸗ 
wundung ober Gefundheitsbefchädigung ift. Sie ift bald eine relative, die ſich nach 
dem Betrage der reglementsmäßigen Penfion richtet, bald eine abfolute in der Höhe 
von 600 Mark, welche durch die Schwere ber erlittenen Berwundung oder Beichä- 
tigung bedingt wird. 

Bei Unteroffizieren ift der Penfionsjag ein beftimmter, deffen Höhe nur nad 
dem Dienftalter variirt. 

Bei den Reichscivilbeamten ſetzt fich das penfionzfähige Dienfteinfommen zu= 
iemmen aus dem Gehalt, den feſtſtehenden Dienftemolumenten, zu welchen bei Mili« 
trbeammten der mittlere Stellen- bz. EChargenjervis gehört und nach $ 8 bes Geſ. 
5. 30. Juni 1873, aus dem Durchſchnittsfatze des — ——— Zufällige 
Einnahmen werden nicht mitgerechnet. Bei der Beftimmung des Dienftalters wird 
die Zeit des aktiven Militärbienftes binzugerecjnet und für jeden Feldzug, den der 
Veamte mitgemacht Hat, ein Jahr noch beſonders hinzugefetzt. Auf dieſen Grund⸗ 
Kgen rubt ein Penfionsſyſtem, das mit dem für die Militärpenfionen übereinftimmt, 
iedoch Benfionserhöhungen nicht Eennt. 

Die Berwaltung von Nebenämtern begründet nur dann eine P., wenn eine 
Hatsmäßige Stelle ala Nebenamt bleibend verliehen ift. — Bon den Landesrechten 
itimmt das in Preußen geltende Syitem ſowol in der Berechnung des Dienftein- 
Iommend und ber Dienjtjahte, wie in ber Feftfegung der Penfionshöhe mit dem 
wiherechtlichen überein. Am .weiteiten weicht von ihm dag Bayeriſche Syſtem ab. 
Rad ihm wird in den erſten 10 Jahren die Penfion auf "yo, in dem zweiten Des 
xnnium anf ®ıo, im dritten und fpäteren auf %/,0 des Gejammtgehaltes berechnet 
und nach erreichtem 70. Lebenajahre des Beamten dem Geſammtgehalt gleich geftellt. 
Tab dieſes Syftem für den Beamten das günftigite ift, fällt in die Augen. Da« 
gan führt es als Schattenſeite eine Ueberlaſtung der Staatskafſe mit ſich, bie fo 
ea si, daß eine Aenderung derjelben zu einem dringenden Bedürfniß werben 
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Die Ausübung der P. iſt entweder eine freiwillige ober eine ge 
Es kann der Berechtigte feine Penfionirung entweder jelbft beantragen oder 
wider feinen Willen gegen ihn außgejprochen werden. Beide Fälle finde 
wol im Reichs-, wie im Landesrecht. Das Geje vom 27. Juni 1871 
Militärpenfionen führt den Fall einer unfreiwilligen Penfionirung nicht 
an, wol aber das Geſetz über die Rechtsverhältniffe der Reichabeamten vom ! 
1873. Nah ihm ift der Beamte befugt, auf feine Penfionirung anzutra 
bat feinen Antrag bei der ihm unmittelbar vorgejegten Dienftbehörde anz 
Sie reicht ihn mit ihrer Erklärung über die Dienftunfähigleit des Antragit 
oberiten Reichabehörde ein, welche über ihn befinitiv zu entfcheiden Hat. J 
icheidung bedarf der Genehmigung bes Kaiſers, wenn ber Beamte eine Si 
Beitallung empfangen hatte. Im Uebrigen ift fie nach den 88 54 und 1 
maßgebend und kann auch, ba der Geſetzgeber die Frage über die Recht: 
der Penfionirung dem Rechtswege entzogen und ber Berwaltungsbehörbe un 
bat, im Wege des Prozeſſes nicht angefochten werden (Erf. des Reichägerü 
9. Januar 1880 — Entſch. Bd. I. ©. 34). Dagegen ift über die J 
Penſionsbetrages der Rechtsweg zuläffig und zur Entſcheidung des Rechtsſtri 
Landgericht ausſchließlich zuftändig — 8 70 des GVG. —. Stellt der Ber 
Penfionirungsantrag nicht, obwol der Fall der Dienftunfähigkeit vorliegt, 
ihm oder einem ihm zu beftellenden Kurator von feiner vorgefeßten Dien 
unter Angabe der Gründe erklärt, daß der Fall feiner Penfionirung vorha 
Wenn binnen ſechs Wochen gegen dieſe Erklärung feine Einwendungen 
werden, fo wird angenommen, daß er mit berjelben einverftanden fei, un 
verfahren, ala hätte er den Antrag geftellt. Erhebt er Einwendungen, jo | 
nad) Prüfung der Sachlage die oberfte Reichebehörbe, ob das Zwangsverfahrn 
zuſetzen ſei oder nicht. Bejahendenſalls erfolgt durch einen von ihr heaı 
Beamten die Vernehmung der Zeugen bzw. Sachverftändigen über die von | 
amten beftrittenen Thatfachen und Angaben, aus welchen die vorgefeßte Dienf 
das Vorliegen jeiner Dienftunfähigkeit gefolgert hat. Nachdem der Bean 
jein Kurator zum Schluß vernommen worden, enticheidet auf Grund der Berhan 
die oberfte Neichabehörbe bzw. der Kaijer. 

Diefen Vorſchriften jchließt das Preuß. Landesrecht fih im Allgemei 
Die Beftimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpuntte dem Penfionsantr 
Beamten ftattzugeben jei, erfolgt durch den Departementschef, welche bei 1 
Königl. Beftallung verſehenen Beamten der Genehmigung bes Königs bedı 
Entſcheidung darüber, ob und welche Penfion dem Beamten zufteht, hat t 
partementöchef in Gemeinfchaft mit dem Finanzminiſter. Während in A 
jener Beftimmung der Rechtsweg ausgefchlofjen ift, fteht er dem Beamten ge 
Iegtere Entſcheidung in Gemäßheit bes Geſetzes vom 24. Mai 1861 offen, 
für den Nechtäftreit nach $ 24 des Gefees vom 24. April 1878 das Lanl 
ausschließlich zuftändig. Im Anjehung bes Zwangsverfahrens wird zwiſchen 
lichen und nichtrichterlichen Beamten unterfchieden. Bei den letzteren tritt e 
reichsrechtlichen analoges Verfahren ein. Jedoch ift bei erfolgtem Widerſpri 
vorgeſetzie Minifter die entjcheidende Behörde. Gegen jeine Entjcheidung ftel 
Beamten binnen vier Wochen nach der Zuftellung. berfelben der Rekurs ı 
Staatsminifterium offen. Das Verfahren bei richterlichen Beamten rege 
88 56 ff. des Disziplinargejekes vom 7. Mai 1851. Nach ihnen geht die ı 
Beamten oder den zu beftellenden Kurator zu erlafende Erklärung von dem d 
Vorgeſetzten aus, aljo bei Mitgliedern der Amts- und Lanbdgerichte von dem 
gerichtspräfidenten, bei denen der Oberlandesgerichte von dem Oberlandeöge 
präfibenten, und zwar entweder von Amtstwegen ober auf den Antrag der € 
anwaltichaft. Erachtet im letzteren Falle ber Vorgeſetzte ben Erlaß der Gil 
nicht für angemefjen, jo entjcheidet über den Antrag des Staatsanwalts ber 
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jiplinarfenat des Oberlandesgerichts. Im Fall einer bejahenden Entfcheivung des— 
ielben muß der Präfident des Oberlandesgerichts die Erklärung an den Beamten 
erlafien. Sucht diefer nunmehr feine Penfionirung nicht innerhalb ſechs Wochen 
nah, fo Hat der Disziplinarfenat — event. nach Prüfung der Gegenerflärung bes 
Leamten — zu entfcheiben, ob dem Verfahren Fortgang zu geben fei. Bei bejahender 
Entiheidung wird ein Kommiffar ernannt, welcher den erforderlichen Beweis zu 
erheben Bat. Sodann jaßt nach vorgängiger Anhörung des Staatsanwalts der 
Tisziplinarfenat Beichluß darüber, ob ber Fall der Penfionirung vorliegt oder nicht. 
Segen ihn giebt es ein Rechtsmittel nicht. , Seine Ausführung fteht dem Juſtiz⸗ 
minifter zu, dem ex eingereicht werden muß. 

Die PB. erlifcht durch den Tod des Berechtigten und durch den Verluſt des 
Amtes, gleichgültig, ob berfelbe die Folge einer disziplinarifchen Veftrafung ift, ober 
der Berurtheilung zu einer Strafe, mit welcher die zeitige oder dauernde Unfähigfeit 
um Bekleidung öffentlicher Aemter verbunden ift. Ihre Ausübung ruht, wenn oder 
'olange der Berechtigte nicht im Befitze des Deutjchen Indigenats ift, und wenn 
»er foweit er durch Erlangung einer anderweitigen Anjtellung im Staatsdienjte 
em Dienfteintommen erlangt, welches unter Hinzurechnung der Penfion den Betrag 
des früheren penfionsfähigen Dienfteintommens überfteigt. * 

eves. 

Perez, Anton, 5 1588 zu Mfaro, ftudirte in Brüffel und Löwen, wurde 
1516 Brof. in Löwen, dann Span. Rath, T 1672. 

Schriften: Institutiones imperiales, Lov. 1629; Amst. 1669; Paris. 1671—82. — 
Praeleetiones in i Lov. 1626; Amst. 1645, 1 3; Colon. 1661; Genev. 1740, — 
Jus pablicum, Antv. 1657; Francof. 1668. — In 25 libr. Digestorum comment., Amst. 1669. 

it.: Nouv. biogr. generale, Par. 1862, Vol. 39. — Rivier, p. 528. — Roditre, 
Les grands jurisconsultes, 1874, p. 336. Teihmann. 


Perforation nennt man in der Geburtähülfe diejenige Operation, mittels 
welcher die Schäbelhöhle des Kindes eröffnet und ihres Inhaltes entledigt wird, in 
der Abficht, das Volumen bes Kopfes zu verkleinern und fo feinen Durchtritt durch 
das abjolut ober relativ zu enge Beden der Gebärenden zu ermöglichen. Dieje 
Cveration wurde, wie aus den Schriften des Hippofrates und Celſus hervorgeht, 
dereit& im frühen Alterthum ausgeübt, aber damals nur nach eingetretenem 
Tode des Kindes; erft in fpäterer Zeit verallgemeinerte fich ihre Anwendung auch 
bei noch lebendem Kinde und gab dadurch zu manchen religiöfen und rechte- 
wiftenichaftlichen Kontroverfen über ihre Zuläffigkeit Anlak. So lange man weder 
die Wendimg des Kindes auf die Füße noch den Gebrauch der Geburtäzange kannte, 
mußten die Fälle fi) häufig barbieten, in welchen dem Geburtähelfer nur die 
Wahl blieb, entweder durch den fogen. Kaiferjchnitt, d. h. durch die operative Er- 
öfaumg der Gebärmutter das Leben der Mutter auf's Spiel zu ſetzen, oder deren 
schmserhaltung mittels der das Sind tödtenden P. zu erzielen. Durch bie 
neueren Fortſchritte der Gehurtshülfe ift gegenwärtig in ben überwiegend meiſten 
iolchen Fällen ein für Mutter und Kind zugleich Iehengerhaltender Ausgang ermög- 
licht, defien Herbeiführung meift jo lange angeftrebt wird, wie die Zeichen bes fort- 
beitehenden Eindlichen Lebens unzweifelhaft deutlich bleiben. Bei gewiffen das Leben 
der Mutter unmittelbar bebrohenden Erjcheinungen kann indeß die Foriſetzung jolcher 
af eine natürliche Herausbeförderung des Kindes. gerichteten Bemühungen unzuläffig 
werben und ſomit der Geburtähelfer auch Heute noch fich vor die obenbegeichnete 
Wahl geftellt jeden. Obwol die durch den Kaiſerſchnitt bedingte Lebensgefahr feit 
Sinfügeung ber Liſter'ſchen Wunbbehandlung bedeutend verringert ift und daher bie 
Gntiheidung, foweit fie vom Geburtshelfer abhängt, gegenwärtig weit häufiger 
als ehedem zu Gunſten diefer, das Kindesleben erhaltenden Operation ausfallen 
dürfte, fo wird doch feitens der Mutter auch heute noch wahrjcheinlich in den 
weten Fällen die Einwilligung in die Vornahme des Kaijerfchnitt? verweigert. 

2 delttendorff, Gne. II. Rechtöleriton IT. 8. Aufl 8 
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In diefem alle fowie bei fortgeſetzter Unjchlüffigfeit der 
bleibt dem Geburtähelfer teine andere Wahl, ala mittels der P. wenigit 
Mutter auf Koften bes kindlichen Lebens zu retten, weil er durch Unterlaffun 
Operation beide einem fichern Tode preisgeben würde. Es bat allerdings b 
in Deutichland nicht an hervorragenden Geburtshelfern gejehlt, welche die 
lebenden Kinde unter feinen Umjtänden für gerechtfertigt erflärten, und ı 
diefem Jahrhunderte haben fi) 3. B. Ofiander und Schmidt in folcden Ein: 
geiprocden, während man 3. B. in England von jeher unbeftritten das 1 
Neben als geringwerthiger im Bergleiche zum mütterlichen behandelt hat. 
den maßgebendften Gynäfologen der Jetztzeit herrſcht dagegen auch in Deu 
Uebereinftimmung darüber, daß unter den oben bezeichneten Umftänden ſow 
dann, wenn die Mutter nicht jähig zur Selbftenticheidung ift oder wenn aus 
welchem Grunde der SKaiferichnitt Feine Ausficht auf günftigen Ausgang 
Mutter bietet, die P. nicht bloß eine erlaubte, fondern eine durchaus geb 
Operation jei. Alle leitende gynäfologifche Autoren, Scangoni, Beit, € 
Hohl u. ſ. w., ſprechen ſich nachdrüdlich in dem genannten Sinne aus, di 
genannte mit dem treffenden Zuſatze, daß in diefer wichtigen Angelegenhe 
Geburtähelier feine andere Vorſchriit als diejenige feines ei 
Gewijfens gemacht werden könne. Gegenüber den prinzipiellen Bedenter 
rechtlicher wie moralifcher Natur, welche man gegen die überlegte Tödtung 
Kindes durch die P. erhoben Hat, ift vor Allem zu berüdfichtigen, daß das 
fahren des Geburtsheliers gegen das Kind nicht getrennt vo: 
Berjahren gegen die Mutter betrachtet und beurtheilt w 
kann. Der Arzt ift verpflichtet, Nicht? zu verfäumen, was die Mutter retter 
und wenn dies Rettungswerk nur unter fünftlicher Verkürzung des im Wege 
den und unter den gegebenen Umftänden doch dem Tode nicht mehr zu entzie 
findlichen Lebens möglich ift, jo wird die Hinwegräumung dieſes Hinbernif 
gebieterifchen Gewifſſenspflicht. Praktiich wird die Frage der Zuläffigkeit einer ei 
ftattgefundenen P. nur in den allerfeltenften Fällen einer nachträglichen fo 
Prüfung fähig fein, da bierbei eine Menge von Umftänden in Betracht f 
würde, welche nur dem Geburtshelfer felbft im Momente des Entichlufie 
Handelns Mar vor Augen lagen, einer fpäteren Konftatirung und Abſchätzun 
ſich mehr oder weniger entziehen. Die Verfolgung eines Geburtshelfers weg 
berechtigter Ausübung der P. Liegt daher thatfächlich faft außerhalb des B— 
praftifcher Vorkommniſſe. Nur in dem alle, daß nachweislich fein ſolches 
verhältniß zwiſchen Umfang des Findlichen Kopfes und Weite des mütte 
Bedenausganges beftanden Hätte, welches die Ertraktion des umverjehrten . 
unmöglich” machte, würbe ben Geburtäheljer der moralifche Vorwurf und bie 
rechtliche Folgewirkung einer Tödtung aus Fahrläffigfeit treffen. 
Lit.: Mittermaier, Meber die Gr m un Debing jungen > Stenflofigteit 
im Neuen Arhiv für Kriminalredht, Bd. V Meyer, £ 
Mutter oder bie Frucht bei einer Kollifion a PR eh 5 Recht Ri} onung von 
ber Runfälfe?, ürzburg 1845. — Verhandl. der Gejellihaft für Geburtshülfe in 
32 (über die Ka ob man en lebenbes Kind perforiren bürfe oder nid 


ente'8 ei x. für gerichtl. Med. 296 ff. — Churdill, Die P. des Ir 
Fotus, im Dubliner Journal Nr. LI, Ve, % 1. — Hohl, ehrbuch ber Geburl 
ſeipz. 1862. Sintelnbur 


Periculum (Gefahr) wird von den Quellen in fehr verjchiedenen Beziel 
gebraucht. Vgl. darüber Fr. Mommſen, Beiträge, I. ©. 237 —241. Vo 
weiſe bezeichnet bei Obligationen die Wendung res periculo alicuius est. oder 
aliquem pertinet den Nachtheil, den ein die gefchuldete Sache treffendes zul 
Ereigniß, insbeſondere der Untergang bderjelben, für eine Partei zur Folge hat 
zwar beißt e8 fo vom Schuldner der Sache, wenn er burch ihren Untergang 
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befreit wird, ſondern verpflichtet bleibt (1. 9 $ 9; L. 11 pr. D. d. R. C. 12, 1), 
oder bei zweifeitigen Obligationen zwar befreit wird, aber zugleich fein Anrecht auf 
die Gegenleiftung verliert (1. 1 $ 1; 1.4 pr. D. h. t.), in Bezug auf ben Gläubiger 
dagegen kommt jene Wendung vor, wenn er feine Forderung ohne Erſatz, insbejondere 
bei zweifeitigen Obligationen auch ohne gleichzeitige Befreiung von feiner Gegen- 
verrflichtung einbüßt (1. 11 pr. D. cit.; 1.5 8 7 D. comm. 18, 6; 1,8 pr. D. 
h.t;l 348 6D.d.C.E. 18, 1). 2gl. v. Wächter, Ar. f. civ. Pr. XV. 
2. 97—115. Man hat fih vieffad; bemüht, bie Verteilung ber Gefahr bei allen 
Vertrigen auf ein gemeinſames Prinzip zurüdzuführen. Die ältere Theorie glaubte 
us foldes den Satz aufftellen zu können: casum sentit dominus. Seht ift bie 
Unhaltbarkeit dieſer Formel, gegen bie fich namentlich v. Wächter’3 angeführte Abhand- 
tung richtet, allgemein anerkannt. Aber auch die an deren Stelle gejeten Regeln: 
impossibilium nulla obligatio und casus a nullo praestantur, find zu allgemein 
und unbeftimmt, um überall eine Grumdlage der Entjcheidung abzugeben. Prinzipiell 
tam nur fopiel gejagt werben, daß der Gläubiger für eine fafuell, d. 5. ohne Ber- 
ihulden des Verpflichteten unmöglich gewordene Leiftung, 3. B. bei zufälligem Unter- 
geng eines individuell beftimmten Schuldgegenftandes, feinen Erſatz zu fordern hat, 
zigrem alfo das P. trägt. Species perit ei cui debetur. Anders fteht es jedoch 
dann, werm zufolge Vertrages oder kraft Mora (f. biefen Art.) das P. auf ben 
Schuldner übergegangen ift. Bei Genusjchulden Liegt eine Unmöglichkeit jo lange 
met vor, als noch Sachen der Gattung, aus welcher geleijtet werden foll, vor- 
benden find; fo Lange trägt daher auch nicht der Gläubiger, jondern der Schuldner 
dae P. Für die Fälle, wo die Schuld mit dem Recht auf eine Gegenleiftung ver- 
bunden ift, enthält das Röm. Recht verfchiedene Regeln. Beim Kauf behält der 
Berläufer regelmäßig troß Untergangs der Sache feine Forderung auf dag Kauf: 
geld; daher Heißt es, daß das p. emtoris est (f. den Art. Kauf). Bei ber 
Miethe dagegen verliert der DVermiether, dem durch Beichädigung der Sache bie 
Gewahrung ihres Gebrauchs unmöglich wird, von da ab feinen Anjpruch auf das 
Niethgeld ; imfojern fann man fagen: p. est locatoris (j. ben Art. Miethe). 
Air die übrigen zweileitigen Verträge finden fich burchgreiiende Säße nicht, weil 
ime meift nicht durch bloßen Konſens verbindlich wurden, und alſo bei kaſueller 
Unmöglichkeit einer Leiſtung der auf’ dieſelbe Berechtigte feine Gegenleiftung ver- 
weigern, bez. wenn er fie bereitö vollzogen hatte, mit condictio causa data causa 
»on secuta zurädjorbern fonnte. Im Heutigen Recht, nach welchen die Verträge 
grundfäglich durch Konſens zur Perfektion gelangen, wendet man nun, je nachdem 
%e fich mehr dem Kauf oder mehr der Miethe nähern, die für jenen bez. für dieſe 
geltende Regel analog an. Andere Meinungen vgl. bei Windſcheid, Lehrb., II. 
*321 Rr. 3. Auch die neueren Gejeggebungen haben fein durchgreifendes Prinzip über 
die Geiahr aufgeftellt, brauchen aber den Ausdruck in demjelben Sinne, wie das 
Sem. Recht ($ 95 Alg.ER. I. 11. HGB. Art. 345). Die Negeln find daher bei 
den einzelnen Verträgen anzugeben. Die neuere Literatur verzeichnet Windfcheid 
«a. ©. Anm. 13. Ed. 

Verizonius, Jacobus (Voorboeck), 5 26. X. 1651 zu Dam (Gröningen), 
en 1681 Prof. der Eloquenz und Geichichte in Franeker, 1698 in Leyden, T 6. 

715. 

Särijten: Animadr. historicae, Amst. 1685. — De doctrinae studüs, Lugd. Bat. 
TR. ula minora,. Lugd. Bat. 1740. — Verzeichniß feiner Bibliothet, "genden 15. 


kit: ichaud. — Te Water, Narratio de rebus acad. Lugd. Bat. saec. 18. 
Teosperis et —— anal. Bat. 1802. — Schulte, Geſchichte, III.b 267. — Kramer, 
Elogiam P., Berol. Teichmann. 


—E iichael, 5 1794 zu Traunſtein, ſtudirte in Salzburg und 
randehut Philofophie, die Rechte und fpäter auch Theologie, wurde Studienlehrer 
und 1834 Proi. des Kirchenrechts, der SKirchengefchichte zc. am Lyceum Freifing, 
kit 1847 an der Univerfität München, $ 1862. 
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Shriften: Die RE — 1898 2. Aufl 1856. — Hanbb. bes gemei 
fatsatiigen Kirchenrech be., 1. Aufl. 1846, 2. Aufl. 1858, 3. Aufl. 1856, 4. (1 
von Silbernag 20 18 — Kommentar über ‘Eid, herung, Firirung und Abldfung 
dem Zehen age ‚pet Ani den em Baupflicht Kim 1 (in ber A — Baherns v 
mann, L 8 De ca, le. 1841. 
— — (al⸗ —* des Ber don —e 1859 (als T 
janzen Wer 

. Kit.: Rektoratärede 1868 von Stadlbaur, ©. 14 ff. Be; 


Berneber, Andreas von Ried, in der Mitte des 16. Jahrh. wa 
richter, Später Bayeriſcher Rath zu München, t bald nad 1532 (9). 


Schriften: Institutiones. — Der Lehnrecht kurtze u. aygentliche Verteutsc 
Von Straff u. Peen aller u. yeder Malefitshandlungen (ipäter Halssgerichtsordnung) 
1559. — Gerichtlicher Prozess. Diefe Werte herausgeg. von Hunger, 1545 u. 
Särend, 1573, 1578, 1581; neue Ausgaben, auf deren Titel (der ſhon 1583 ve 
Bon di on v. Obernhaufen genannt wirb, 100 1600, 1614. — Bollftändige 
don ehamenten, unb sbijilien, Senf. 8 in. 1 725. 

Stobbe, squellen, I "18. 714; Derielbe, ec — 

9 — Geib, Lehrb. —*— — "Strafrechtä Leipz. 1861, 1.286, 287 Hä 
Das Preuß. Strafret, Bonn 1855, I. 119, 180. — Archiv des Kriminalred)! 
6.121 ff. — Nyp I ee N. 000, 1284. — v. Stinping, Bis. Ber. i 
Rehtämifientgaft Peso, 1 573-579 eihm 


BPernice, Ludw. Wilh. Anton, 5 11. VI. 1799 zu Halle, ha 
fich dafelbft 1821, wurde 1825 ord. Prof., 1830 Genfor für jurift., zeitge 
philof. Schriften, Tegte 1844 feine Profefjur nieder und wurde außerorb. Reg 
bevollmächtigter und Kurator der Univerfität Halle, 1845 Direktor des H 
Schöppenftuhle. 1849 trat er wieder ala Profeflor ein, wurbe im bie erjte . 
gewählt, trat dann augleich bon ber Univerfität Halle ins Herrenhaus gewä 
als Kronfyndilus berufen ins — ein, — 18. VII. 1861. 


Säriften: De furum d vulgo directariorum nomine circumfertu 
1821. — Geſchichte d. Alterth. u. —— des Xdmiſchen Rechts, 1821, 2. Aufl. 
Obs. de —— comitumque imp. Germ. inde ab a. 1806 6 „subjectorum jur. priv 
tata ratione, 1 Quaest. de jur. publ. Germanico, Halle 1828, 2. Auag. 
Comm. qua de jure —— quo principes Hohenloönses tanquam comites Gle 
duci Saxoniae Coburgensi et Gothano Er sint, Halle 1835. — Codex juris 

s Hallenzis, 1 1839. Rechtsgutachten betr. die —— der H. Werner, Gri 

—— — Rechtägutachten betr. bie eventuelle Succeifion der Sonderburg 
er Haufed Seiten Balin 1851 (Kopenb. 1869), — Rechtsgutachten betr. 
—— bed im Herz: 5* — unter De 8 ärz 1849 zu 
gefommenen Tog. Sivinkf — re — Comm. de singul: — astiae Schaven 
ot os noch En — Yo a Kir bie rechtliche —S rer gen 
vormals rei inbikchen en und Grafen in Preußen, ten | 
bei der b. eigen Bundesbehörbe „angebrachte Beihwerbe b. fürſtl minth. 
—— gegen den —— vo u Heffen. 1855. — De sancta confoederatione, | 
die rechtliche Stellung bes ne Haufes Sale Berne 1 
3: "uetiatiaen — * des a ante @ie Giech. Halle 1859. 

it.: Bermice, Sadigun, Stahl, 862, &. 3-40. — Kaltenborn, Geihi 

Deutſchen Bunbdesverhältniite, Berl. 187, gl 419, 423; IL 426. = 
eichman 


ce, Viktor Anton Herbert, zweiter Sohn des Borftehenden, 
IV. 1832 zu Dale, Babilitirte ſich 1856 in Berlin, 1857 Proi. in Göttinge 
diefe Stelle 1862 aut, um in die Tienfte dei Kurfärften von Helen zu 
+21. IV. 1875. 


N Comm. jur. Rom. duse, Hal. 1855. — Tenfkhrift über die Ant 

ng, Teffau 12. — Zur Mürdig ber d. Barnfteht’ihen ichen Echrift: Erbre 

— Edleiwig-Holfein, e 1S6H — Üldendb Etaatäichrift, Cidenb. 1: 

— Grörtern sur Schleẽw ig Reinichen Eucrefhonäfrage, Kaftel 1866. — Mizı 

zur indie web, Teritriti⸗ 1869. — Beriañungẽtecht der im Neidira:! 
tretenen — und Länder ber Dcherr. Unger. Romandie. Dalle 152. 


Lit: Brodbanä Teidmen 
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Perfonallehn. Wührend das Lehn in ber Zeit der Anfänge des Lehn- 
weiens mır ein zeitlich beichränttes Recht des Beliehenen begründete, Hat fich ſchon 
früh die Erblichfeit der Lehen zur durchgreifenden Regel ausgebildet, jo daß das 
Gegenteil als vereinzelte Ausnahme erſcheint. Die Lehnserrichtung bezieht fich 
demnach nicht blos auf den erften Erwerber, ſondern jaßt auch alle lehnsfolgeſähigen 
Nachkommen deffelben in fich, welche in der Inveſtitur deffelben ſtillſchweigend mit 
inbegriffen find und daher bei dem Tode des jeweiligen Befitzers nach den Grund⸗ 
füben des Lehnrechts in das Lehn ſuccediren. Vermöge ber befonberen Beitimmungen 
des Lehnkontrakts kann aber auch ein Lehn unter zeitlicher Beſchränkung errichtet 
werden. Ein derartiges betagtes Lehn (Zeitlehn) ift das P., welches nur auf 
Lebenszeit des Empiängers verliehen wird. Am häufigften erfolgten ſolche Ver— 
lahımgen an Lehnsumfühige, an Geiftliche und an Frauenzimmer zur Tebengläng- 
lihen Berforgung, an letztere namentlich in der Weiſe, daß die Frau des Vaſallen 
Hi ee — — 1786 defen kl riſtiſchen Aufiä 

J agemann, auı in_befien Heinen jurifti u en, Th. 

13. — ch Tresen, 117. 3 A ai we ’s ——— ja _ 
aener, Syſtem bes vhnliie ing, 1. 2, 358, insbeſ. 363. 
Heintih Brunner. 


Berfonenftand (Verbrechen gegen ben). Das RStrafGB. jaßt unter diejer 
Veyeichmmg zwei Delikte äufammen: die Veränderung oder Unterbrüdung des 
damilienſtandes (Berfonenftandes) eines Dritten und die betrügliche Eingehung 
ciner Ehe. 

1) Den Gegenftand des erjteren Delikts bilden alle Familienrechte, welche durch 
theliche oder aufßereheliche Geburt, durch Adoption oder Arrogation oder durch die 
Gh: envorben werben (v. Schwarz e). — Zum Thatbeitande gehört, daß diefe Rechte 
durch „Veränderung oder Unterdrüdung” ihres Grundes verleßt werden. Die bloße 
Anmaßung fremder Gamilienvechte gehört nicht hierher. Wenn fie auf rechtswidrige 
Bereicherung gerichtet ift, jo kann der Begriff des Betrugs anwendbar werben. 
ayern Hatte diefen Fall den Berbrechen gegen den Yamilienftand eingereiht. — 
Tie Handlung muß nad dem RStrafGB. gegen den P. „eines Andern“ gerichtet 
jein. Ob die Einwilligung deflelben das Delikt ausſchließe? Die Konjequenz ſpricht 
für die Bejahung der Frage. Gleichtvol dürfte fie der Stellung und der Faſſung des 
$ 169 gegenüber zu verneinen fein (anderer Meinung: v. Schwarze im Handbuch c. 
*omm.). — Daß die Abficht auf vermögensrechtliche Benachtheiligung bes Andern 
eder auf eigenen rechtswidrigen Gewinn gerichtet fei, wird nicht gefordert. Das 
Ihtere Moment aber bildet nach dem StrafGB. einen Auszeichnungsgrund. Die 
Ausfiht aut den rechtswidrigen Vermögensvortheil muß dabei das Motiv der That 
gebildet haben. — Ein Mittel zur Verkbung des Verbrechens wirb häufig in dem 
VLewirken der Herftellung jalicher öffentlicher Urkunden (insbejondere faljcher Civil⸗ 
Randsurtunden) gegeben fein. Baden hatte diefen Fall ausgezeichnet. Es werben 
bier die Beftimmungen über intellektuelle Urkundenfälfchung ($ 271 des StrafGB.) 
anwendbar. — Zur Vollendung gehört die Hervorbringung falſcher Borftellungen 
über den P. der betreffenden Perfon. — Nach Rhein. Recht muß der Strafverfolgung 
die Entſcheidung der Eivilftandafrage im Eivilverfahren vorausgehen. — Der Haupt- 
iall Verbrechensart iſt in der Kindesunterſchiebung (f. dieſen Art.) 
“geben. 


Defterreich fennt dieſe Verbrechensart nur als eine Betrugsſpezies. Es ftimmt 
darin mit einigen älteren Gefehen (vgl. Heſſen 397, 6) und mit der gemeintecht- 
lien Boltrin, inſofern diefelbe bier die Gefichtspuntle des Betruges und der 
dãlichuug zur Anwendung brachte, überein. 

2) Auch das zweite Delikt enthält eine durch Täufchung bewirkte Beränderung 
des P. und konnte um beswillen mit dem erften zufammengeftellt werden. Voraus- 
sicht if eine auf die Vorausſetzungen eines Ehejchluffes bezügliche Täuſchung, welche 
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die abgeſchlofſene Ehe zu einer nichtigen ober anfechtbaren macht. Im 

werden zwei Fälle unterfchieven. Die Täufchung kann fi) auf „ein gi 
Ehehinderniß“ beziehen — hier wird nicht vorausgeſetzt, daß die Anregı 
Abſchluß der Ehe von dem Täufchenden ausging — oder auf fonftige U 
Im letzteren Falle muß die Ymitiative beim Täufchenden geweſen fein, 

Täuſchung muß zugleich von folcher Bedeutung fein, daß die Gültigkeit 
mit Rückficht darauf angefochten werben kann. In beiden Fällen muß d 
halten des Täufchenden ſich als ein „argliftiges" darftellen, d. 5. es mufi 
berechnet gewejen fein, dem Andern die Erkenntniß des richtigen Sachverh: 
möglich zu machen oder etwa auftauchende Zweifel zu erftiden. Den ( 
hierzu bildet ein bloßes Daraufantommenlaffen, ob e& der Andere der Mül 
finden werde, fich über betreffende Verhältniffe zu orientirn. — Als Ti 
derjenige vorausgefet, der die Ehe mit dem Getäufchten abfchließt. — & 
dingung der ftrafrechtlichen Berfolgung ift das Vorliegen eines ehegerichtlic 
kenntnifſes, wodurch die Ehe aufgeldft wird; eine jernere der Antrag bes gei 
Theiles. Die Frift zur Einbringung des Antrags läuft von dem Momeı 
der Getäufchte von der Täufchung Kenntniß erlangt, die Verjährung v 
Momente des Eheabjchluffes (anderer Meinung: v. Schwarze). 

Gigb. u. Sit.: RStrafsB SS 169-170. — Defterreih $ 201d. — Ungarn 
255. — Belgien art. 368. — Frankreich art. 345. — v. Holgendorff, Handb 
©. 277—285 (vd. Schwarze). — Tie Kommentare, A. Mer 

Bertheß, Siemens Theodor, 5 2. IM. 1809 zu Hamburg, ) 
Bonn, t 25. XI. 1867. 

Schriften: Der Staatöbienft in Preußen, Gotha 1838. — Das Deutſche St« 
vor der Revolution, Hamb. u. Gotha 1845. — Einverleibung Krakau's Gotha 1847. 
Herbergsweſen ber "Hanbwerfs, efellen, Gotha 1856. —— herldes Leben Gotha 1: 
6. ur 1872. — Politifche Nunande und Berfonen n Deutſchland zur Zeit der 
Herrichaft, Gotha 1882-89 (MI. Dh. beranägeg. von Anton Springer). 

Sein älterer Bruder Friedrih Matthias Rs) u 
und neue Lehre über Geiellichaft, Staat und Kirche, Hamb. 1849, 8. A ae “ 

eihma 

Pertinenz einer anderen ift diejenige Sache, deren wirthichaftliche Bei 
nach der Anſchauung des Verkehres und der durch diefe geleiteten Annah 
Rechtes in ihrem Dienfte für eine andere -Sache aufgeht. Gs ergiebt fi i 

1) Die Rechtsnorm, welche eine Sache zur P. einer anderen erklärt, i 
poſitiver Natur; was nach der Anſchauung des Verfehres feine eigene Bei 
bat, kann fie doch Haben nach der Anſchauung des Einzelnen, und wenn bai 
jene Anjchauung des Verkehres fich aneignet, jo thut es dies micht im Ge 
zur Anſchauung des Einzelnen, jondern lediglich wegen ihrer im Zweifel anzun 
den Webereinftimmung mit der Anſchauung des Verkehres. 

2) Die Bedeutung der P.qualität erſtreckt fich auf das rechtliche Schid 
Sade nur infoweit als dieſes durch ihre wirthfchaftliche Bedeutung fich bei 
daher theilt die P. das Schickſal der Hauptjache nur infomweit ala dieſes durch 
fügung fi beitimmt; denn Objekt der Verfügung oder bes Willensaktes 
Sache in ihrer Eigenjchaft ala Gegenftand des Bebürfniffe. Sodann erſtre 
felbftverftänblich die Verfügung über die Hauptfache auf die P. nur infom 
ihr Umfang lediglich durch die vom Rechte angenommene Tragweite des A 
aktes ala jolchen fich beſtimmt, daher wird 3. B. durch Mebergabe der Hau 
zu Eigenthum oder zu Pfand die P. nicht berührt. Unabhängig von der P.q 
ift die Erftredung einer Verfügung auf eine nicht außbrüdlich genannte Sache, 
nach dem allgemeinen oder im einzelnen falle anzunehmenden Sprachgebreud 
ihrem Wortlaute nach nur auf eine beftimmte Sache gehende Bezeichnung 
Sachen mit umfaßt; vielmehr macht ſich die P.qualität ala folche erft dann q 
wenn eine nicht nur dem Wortfinne nach, fondern auch nach ſog. Logifcher 
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pretation nicht unter eine Verfügung fallende Sache lediglich wegen ihres Verhält⸗ 
niffes zu einer anderen Sache von der über dieſe getroffenen Verfügung mit er- 
griffen wird. 

Ob nach Römifchem Rechte dem P.begriffe überhaupt irgend welche Realität 
wfomme, ift beftritten, jedenfalls fpielt er in ihm feine erhebliche Rolle und wird 
durch feinen eigenen Namen bezeichnet. Die wie von Nebenbeftandtheilen einer 
Sache fo auch von Nebenfachen gebrauchte Bezeichnung der accessio entbehrt jeder 
ietten Begrenzung. Wenn fodann neben den bloßen Theilen einer Sache die 
jmigen eigenen Sachen genannt werben, die man gleichfam als bloßen Theil einer 
anderen um biefer willen bat, jo handelt es fich hier um fälle, wo eine Bezeich- 
nung zwar dem Wortlaute nad) nur eine Sache, in dem Sinne dagegen, in welchem 
fie gebraucht zu werben pflegt, einen ganzen Kompler von Sachen umfaßt. Gilt 
+ 3. bei einem Hauskaufe ala mitgelauft, was quasi pars zum Haufe gehört, fo 
berußt dies darauf, daß wir 3.3. mit ber Bezeichnung des Wohnhaufes den ganzen 
Komplex von Sachen mit umfaflen, deren Zugehörigkeit zum Haufe feine Bewohn- 
barteit fordert; irgend welcher Unterſchied befteht hier zwiſchen wirklichen Stüden 
des Hauſes und dem zu jeiner Benutzung erforberlichen eigenen Sachen wie den 
Sclüfeln nicht; denn die Bezeichnung des Wohnhaufes in ihrem üblichen Sinne 
ihließt biefe ebenjo unmittelbar in fich als jene, Die Möglichkeit vollends; daß 
em Grundſtück P. eines anderen fei, aljo nur um des Anderen willen exiftire, ift 
dem Römifchen Rechte gänzlich fremb und die dafür angeführten Entſcheidungen 
betuhen lediglich darauf, daß gerade bei Grundftüden vermöge ihrer rein zufälligen 
Abgtenzung die Frage leicht auftaucht, wie weit eine Verfügung über Grund und 
Boden reiche; inwieweit fie insbeſondere über das allein genannte, vielleicht im 
Zinne des Verfügenden für einen größeren Kompler namengebende Stüd hinaus ſich 
witrede. Dagegen finden fich allerdings Entſcheidungen, nach welchen eine Ver 
"gung auf beftimmte nicht genannte bewegliche Sachen fich erftredt, ohne daß be- 
züglich diefer eine ſtillſchweigende Willensmeinung vorläge. Auch Hier aber kann 
aicht gefagt werden, daß die eine Sache lediglich um der anderen willen eriftire 
und deshalb deren Schidjal theile; vielmehr ericheint hier nur das Intereſſe des 
Leräußererd am Behalten der Sade im BVerhältniffe zum Interefſe des Erwerber: 
on ihrer Erlangung jo unbedeutend, daß e& wirthſchaftlich ala das Normale er- 
kheint, bei der Uebergabe einer beftimmten Sache die andere drein zu geben. Daß 
2. die auf einem Gute befindlichen Borräthe an Stroh und Dünger, lediglich 
um dieſes beftimmten Gutes willen eriftiren, Täßt fich nicht behaupten; wol aber ift 
“ür den Beräußerer, ber vielleicht gar feine Verwendung für fie hat, ihr Werth jo 
diel geringer als für den am Orte ihrer gegenwärtigen Lagerung fie verwendenden 
Erwerber, daß ohne befondere Anhaltspunkte die Abſicht fie zurückzubehalten nicht 
enuneßmen ift. Dagegen erftret fi nad) Röm. Rechte die Veräußerung von 
Silbergeichter wicht auf die dazu gehörigen Futterale; daß aber 3. B. die Veräuße— 
ung eines Schrankes die dazu gehörigen Schlüffel in fich begreift, beruht auf der 
Rothwendigkeit des beftimmten Schlüffels zur Benupung des Schranke, kraft 
weiher wer ala Gegenjtand der Verfügung einen Schrant nennt, in Wirklichkeit 
gar nicht blos den Schrank, ſondern diefen nebſt den ihn öffnenden und ver- 
ihliehenden Schläffeln meint. Daß auch Hier keineswegs die P.qualität der be— 
tımmten individuellen Sache enticheidet, zeigt fi daran, daß ber Käufer eines 
Schrankes nicht blos die Auslieferung ber zu ihm wirklich vorhandenen Schlüffel, 
iondern ſchlechthin die Lieferung ſolcher verlangen kann; iſt beim Kaufe fein be- 
finmter Schlüffel demonftrirt, fo ift bezüglich der erforderlichen Schlüffel der Kauf 
u Genuskauf, indem gekauft ift der Schrank nebft der erforderlichen Zahl ihn 
Anender und verichließender Schlüffel, wie bafjelbe im alle des Hauskaufes gilt. 

So iſt in Wirklichkeit der Begriff der P. dem Nömifchen Rechte fremd, indem 
die anf ihm zurückgeführten Gricheinungen theils auf bloßer Interpretation der Partei- 
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abficht theils auf einer vom Standpunkte des Parteiinterefied aus getroffeı 
gänzung derſelben beruhen. 

Dagegen bat fich der Begriff der P. mit verichiedener Ausdehnung fein 
wendungägebietes in neueren Rechten eingebürgert, ingbejondere in Beziehu 
Immobilien. Die Betrachtung 

1) eines Grundftüdes als eines zu einem anderen gehörenden erlangte v 
Bebeutung namentlich durch die im Gegenfage zum Römiſchen Rechte im D 
vielfach fich findende Gefchloffenheit des Gutes. 

2) Bon beweglichen Sachen gelten ala P. unbeweglicher allgemein die 
Grundftüc bezüglichen Urkunden, fowie vielfach) dad Gutsinventar, das nad 
Rechte von der Verfügung über das Gut nicht berührt wird. Die bemwegli« 
unbeweglicher Sachen theilen konſequenter Weife, wie im Defterreichifchen Gt 
ausdrücklich anerkannt ift, gleich den fonftigen rechtlichen Schidjalen der Haı 

auch ihre Immobiliarqualität; ohne diefe Annahme würde nad) neuerem Reı 
Veräußerung, insbejondere Verpfändung eines Grundſtücks fich gar nicht aı 
beweglichen P. erſtrecken fünnen. P. eines Grundſtückes fönnen auch Rec 
als P. des Grundeigenthums oder ſolche Nechte, welche im Zweifel defien € 
teilen, während die Prädialfernituten vermöge der Unmöglichkeit ihrer Abtr 
vom praedium dominans mehr ala bloße „P.“ des Grundeigenthums find. 
können mit fonftigen Rechten andere Rechte ala P. verbunden jein. 
Ald Quellen der P.Iehre betrachtet man im Römifchen Rechte namentlich 1. 13 
1. 18 D. de act. emt. 19, 1. — Bon neueren Rechten: Preuß. CR. I. 2 95 42 R 
BGB. SS 476, 477, 479 ff. 
Bit.: v. Wächter, ge des Württemb. Priv.R., II. S. 242 ff.; Derjelbe, 
1. 6.296 ff. — Unger, Syftem des Oefterreich. Priv. R., I. 88 5855. — Stobbe, 
be3 Deutihen Priv.R., 1. $ 65. — Roth, Bayer. Eiv.., $ 115, 15; Derjelbe, € 
Priv.R., $ 81. — Dernburg, Preuß. Priv.R., I. $ 62%. — Funke, Lie Lehre von 
1827. — Böppert, Meber organifche Erzeugnifie, 1869, ©. 3 Höldı 


Petitionsrecht. Yan veriteht unter P. die Befugniß, fi mit Bit: 
die ftaatlihen Organe zu wenden. Daffelbe zerfällt in das Beſchwerderech 
das P. im engeren Sinne. Das Beſchwerderecht bezieht fich auf Rechtsverletz 
auf die Befeitigung eines Unrechts, ganz einerlei, ob daffelbe durch Handlunge 
durch Unterlaffungen herbeigeführt ift, dem Gebiete des Privatrechts ode 
öffentlichen Rechts, angehört. Indeſſen hat die verfafjungsmäßige Unabhän 
der Gerichte zur Folge, daß Beſchwerden gegen angeblich von den Gerichten X 
Rechtſprechung begangene Rechtsverlegungen nur im richterlichen Inftanzenzuı 
es ala Beichwerden im engeren Sinn gegen einfache Dekrete, fei es ala Rechte 
gegen Urtheile verfolgt werben können; eigentliche Beſchwerden in Juftiziachen 
nur ftatt wegen berzögerter oder verweigerter Juftiz und gegen rechtskräftig entſch 
Strafſachen auf Grund des Begnadigungsrechtes, fofern die Begnadigungsgeju 
den eigentlichen Beſchwerden gerechnet werden können. Derjelbe Grundſatz gil 
fichtlich der Beſchwerden gegen die Entſcheidungen ber Verwaltungsgerichtshöfe. 
P. im engeren Sinne bezieht ſich auf bie künftige Verbeſſerung mangelhafter Zuj 
reſp. auf die Verhütung zu beforgender Webelftände. Das im Allg. ER. (I 
88 156, 180) bereits in beiden Bedeutungen anerfannte P. ift auch in ber }] 
Verf. Art. 32 ausdrüdlich gemwährleiftet. 

Das P. im weiteren Sinne fteht an und für fich ohne Rüdficht auf Alte 
Geſchlecht Allen zu, welche die Fähigkeit zur Willenserklärung befiken. Dr 
Tann ebenfowol von einem Einzelnen allein, ala auch in Verbindung mit Ar 
gelibt werden; auch derartige Beamten-Petitionen find gejtattet, doch findet de 
auf das Heer nur inſoweit Anwendung, als die militärifchen Geſetze und Diszip! 
vorſchriften nicht entgegenftehen,; auch müfſen bei Maffenpetitionen die Ein: 
wirffich unterzeichnen, Petitionen unter einem Gejammtnamen find nur Beh 


ff. — 
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und Sorporationen geftattet. Ob dieſe letzteren ein unbeſchränktes oder ein auf 
ihren Wirkungskreis beſchränktes P. haben, ift beftritten, namentlich ob den Kreid- 
tagen und den Stadtverorbnetenverfammlungen, reſp. den ftäbtifchen Behörden das 
Recht zufteht, Hinfichtlich allgemeiner Staatsangelegenheiten zu petitioniren. 
Bol. darüber im Allgem. v. Rönne, Staatsrecht, 3. Aufl. Bd. I. Abth. 2 
©. 197 ff.; über das Petitionsrecht der Stäbte v. Rönne, a. a. O. ©. 198, 
und v. Möller, Preuß. Stadtrecht, S. 86. Stenographifche Berichte des Preuß. 
Abgeordnetenhaufes 1865, Bd. I. ©. 356 ff. Bd. IV. ©. 295 ff.; über das Petitiong- 
teht der Kreistage v. Könne, aa. O., ©. 546 ff.; v. Möller, Das Recht 
der Preuß. Kreis⸗ und Provinzialverbände, S 72 f-; über das Petitiondrecht der 
Frovinzialftände v. Rönne, a. a. O., ©. 518; v. Möller, a.a. D. ©. 199. 
Die Petitionen im weiteren Sinme können entweder an bie Behörden oder an 
den Landtag (am jedes der beiden Häufer), reſp. den Reichstag (Art. 23), oder an 
Korporationen öffentlich = rechtlichen Charakter oder an das Staatsoberhaupt jelbft 
gerichtet fein. Die an den Landtag, refp. den Reichstag gerichteten Petitionen haben 
manches Eigenthümliche. Insbeſondere wird den Kommiffionen infofern eine er- 
weiterte Kompetenz beigelegt, als fie an Stelle eines Gutachtens über die formelle 
md materielle Zuläffigfeit einer Petition die Zurückweiſung derjelben in gewiſſen 
willen beichließen können; und zwar befteht nach ber Geichäftsorbnung des Herren- 
harits die Ginrihtung, daß Petitionen, welche nad; dem einftimmigen Urtheile ber 
*cnmiffion zur Berathung und Beſchlußfaſſung im Plenum ungeeignet find, nur 
mit fuer Angabe des Petitums im Kommiffionzbericht angeführt und drei Wochen 
zung im Bureau des Haufes aufgelegt werben, und als erledigt zu betrachten find, 
wem fie nicht während dieſer Zeit von einem Mitgliede aufgenommen werden, in 
weihen alle die Kommiffion noch nachträglich berichten muß; nach der Geichäfte- 
nung des Haufes der Abgeorbneten wirb der Inhalt der eingegangenen Petitionen 
weientfich durch eine in tabellarifcher Form angefertigte Zufammenftellung feitens 
der Kommiffion zur Kenntniß des Haufes gebracht; zur Plenarverdandlung gelangen 
aur diejenigen Petitionen, bei welchen auf eine folche entweder von der Kommiffion 
cder von 15 Mitgliedern angetragen wird; geht der Antrag von der Kommilfion 
23, fo Hat fie über die von ihr zur Digtuffion verwieſene Petition Bericht zu er 
keıten, geht der Antrag von Mitgliedern des Haufes aus, fo kann entweder eine 
iſ an die Kommiſſion zur Berichterftattung ober die Borberathung im 
Sanie, reip. die Schlußberathung im Haufe ftattfinden. Ganz analog dieſen Ge— 
\teftäbeftimmungen bes Mbgeorbnetenhaufes find die des Reichstags. Es verfteht 
fh übrigens nad) allgemeinen Grunbfäen von ſelbſt, daß die Staatäregierung durch 
die Deberweifung einer Petition nicht verpflichtet wird, dem betreffenden Beichluffe 
Folge zu leiften, und daß noch weniger dem Sandtage, reſp. dem Reichstage das 
Recht zufteht, durch ein weiteres unmittelbares Eingreifen die geforderte Adpülf e und 
Lerüdfichtigung herbeizuführen; dagegen wirb man bem betreffenden Haufe bie Be 
ugniß zugeftehen müflen, Auskunft über das von ber Regierung auf Grund der 
Temveifung Beranlaßte zu verlangen (Art. 81, AL. 3). Im Reiche ift Übrigens 
neuerdings die Gimrichtung getroffen, daß dem nächftfolgenden Reichstage eine Vor- 
lage gemacht wird, auß welcher die auf die. überwieſene Petition erfolgten Ent- 
iäliehungen zu erjehen ſind 
‚tit:v. — Staatdrecht, 3, Aufl. 1869, Th. I. Abth.2 ©. ehr a vi: Art. 
und Petition, in BluntihLli’s Staats Wört.B., 3b. I. 
en fi. — Welder, Art. Petition, im StaatöLer. von Rotted An Beten, 
3. U. 3. XL ©. 459 ff. — v. Mohl, Beiträge zur — vom ee in kon⸗ 
*tiutionellen Staaten re Völkerrecht Rn E 1860 22 MM — 
>. Gerber, —— — Sa; Brelaike, fr} ©. Aa Stein, Ber 
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petitie, Gravenbage Da _ artrerg en Stantereht des Deut n Reiche, Bb. I 
© 519. inf Meier. 
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Petrus de Alliaco (Pierre d'Ailly), 5 1350 in Compiogne, xis 
Paris, dann Almofenier, auf Geſandtſchaftsreiſen, Kanzler der Univerfität | 
Bifchof von Le Puy, dann Gambrai, 1411 Kardinal, auf den Konzilieı 
und Konftang, F 1425 u Bekannt durch Tract. de eccles. potestate. 

Lit: Schwab, oh. Gerfon, 1858, S. 85 ff. — Hübler, Die Konftanze 
1867. — Schulte, @efchichte, II. 401, 40. — Gierte, Joh. Alt fiuß, Brest 
Tihadert, Peter von Ailli, Gotha 1877. — Revue historique de Monod, vide 

Teichn 

Petrus de Ancharano, & gegen 1330 in Toskana, (Ankarano) 
von Baldus, lehrte zu Siena, Bologna, Ferrara, erhielt wichtige Aufträg 
auf dem Konzil zu Pifa Abg. der Univerfität Bologna , auf dem Koſtnitz 
advocatus concilii und serutator votorum, } 13. V. 1416. 

Er ſchrieb: Comm. in Decretales, Lugd. 1535—43; Bonon. 1581, 1583. - 
super Sexto, Lugd. In; super Clementinas, Venet. 1483; Mediol. 1494; Lugd. 1. 
1558; Bonon. 1581, . 2. 

Lit.: Säulte, ea II. 278-282. Teichm 


Petrus Bleſenſis, junior, canonicus cancellarius zu Chartres, 
wahrſcheinlich um 1180 das Speculum jur. can. ed. Reimarus, Berc 

Lit.: Savigny, IV. 488486 (über P. BL Laer) — Schulte, Sesiät 
2357. — Bethmann-Hollweg, Eiv.Prz., 3b. V eich 


Petrus Jacobi, & zu Aurillac, lebte als Prof. in Montpellier. 

= I ar 1811 feine Practica aures, auö ber ber tractatus de arbitris wo 
uszug i 

et: Savigny, VI.37-39. — De Parieu, Etude sur la pratique dorde 
Jacobi in Wolewsti' 3 Revue de lögislation et de jurisprudenee, XX. 417 
v. et a re ber populären iteratur des Römifch-fanonifchen Rechtes iı 
land, Leipz. 1 — Bethmann-Hollweg, Civ.Prz., art Be 
Teichm 


Petrus Ravennas (Petrus Tomais), 5 zu Ravenna, dozirte zu 
Piſa, Greifswald, Wittenberg, Köln, T gegen 1508 in Mainz. 

Schriften: Alphabetum aureum, Colon. 1508; Rothomagi 1508; Lug 
1517. — Repetitio C. inter alis, 1499, — De potestate' pontificis, Albiburgi 1508. 
pendium juris civilis, Albib. 1503. — Comp. — canonici, 1504—1506. — All 
et conclusiones in materia consuetudinum, — Notabilia dicta, 1508. — Com 
— een 1508. — Constitutio de statutis, Colon. 1574. — Consilia. — 
varia, 
— Stobbe, Rehtaauelien, I. ©. 14. — Rofegarten, Geichichte ber U 
Greifswald, I. S. 154-162. — Mutber, Aus dem Univerfitäts: um pet 
— — der Reformation, * 106, ©, 60 ff. 95—128, 971-895. — er, 
ſchichte der Rechtswiffenichaft, ©. 260 ft. — v. —— ig der p 
Lit. Leipz. 1867, ©. 147. — — Geſchichte, IL Teichma 


Petrus de Sampfone, 5 in Nimes oder Umgegend, lehrte wol 12 
zu Bologna. 
Er ſchrieb: Summa decretalium. — Distinctiones. — Lectura in Decret. Iı 
IV. — ie gerfahte au die Synodalftatuten von Mmes rk 
alte: ——— des tatholiſchen Kirchenrechts, 3. Aufl. 1873, ©. 77 
fetse, 7 te, U. 108—110 Teich ma 


Petrus de Unzola, & zu Unzola, wurde 1275 Notar, F 1312. 
Schriften: Aurora novissima, Vincent, 1485. — Zuläße ” dem tractatus 
os des Halandinas, Lugd. 1538. — De jndiciis, Vinc. 1487. — Apparatus rot 

t. 

re v. Stinging, Geſchichte ber populären Literatur bed —— — 
in Deutichlanb, Leipz. 1 67, S. 2%. — Beihmann-Holiweg, Givdir, 2 h 1 
Tei 

Petrus de Vinea (Pietro della Vigna) 5 zu Capua gegen 1190, 
rühmte, unglüdliche Protonotar Friedrich's II., beteiligt an ber Geſehgebꝛ 
Sizilien, namentlich aber an den Beſtrebungen deſſelben behufs Gründung 
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faiferlichen Kirche, in der Petrus der Vikar des Kaiſers, ein neuer Fels der Kirche 
fein folfte, + nach Blendung wol durch eigene Hand auf dem Wege nach Piſa 1249. 
8it.: G. de Blasiis, Della vita e delle opere di P. de V., Napoli 1860. — Huil- 
lard-Bre&bolles, Vie et correspondances, Paris 1865. — Sclopis, I. 50, 266. — La 
Mantia, Storia della legislazione di Sicilia, Palermo 1866, I. 94, 97. Sei 
eigmann. 


Pfaudbriefe, auch Hypothekenbriefe genannt, find Heutzutage zins— 
tragende, meift auf den Inhaber lautende Obligationen, welche größere Immobiliar⸗ 
freditinftitute als Schuldner ausftellen in Höhe von Beträgen, für welche fie jelbft 
wieberum hypothekariſch geficherte Gläubiger find. 

Zwei Arten folcher Krebitinftitute find zu unterfcheiden: 

1 Korporationen von Immobiliareigenthümern eine Lokal begrenzten Bezirkes. 
Nitgliedsjähig find bisweilen nur die Eigenthümer einer beftimmten Klafſe Ländlicher 
Grundftüde, 3. B. der Rittergüiter, bisweilen aller Güter von einem gewiſſen Minimal 
werthe ab aufwärts, mag für letztere der gemeine Sachwerth, der jährliche Rein- 
ertrag, oder die Grundfteuer als Mafftab gewählt fein. Die älteften dieſer „land⸗ 
baitlicden Kreditverbände“ oder „Landichaften” gehören dem letzten Drittel des 
vorigen Jahrhundert? an und find eine Schöpfung Friedrich's des Großen. Die 
Umwüftungen des fiebenjährigen Krieges und die Müngreform ftellten in Schlefien 
Aniserungen an den Immobiliarfredit, dem die bißherigen Einrichtungen nicht ger 
machfen waren, da entwarf ein Kaufmann Bühring in Berlin den 1767 höheren 
Ins freilich abgewiefenen Plan eines Kreditvereines für Schlefin, auf den alle 
beutigen Immobiliarkreditinititute zurückzufühhren find. Kaum zwei Jahre jpäter 
entichloß fich Friedrich der Große auf Veranlafjung feines Großkanzlers v. armer, 
die Errichtung der Schlefifchen Landichaft unter unmwefentlichen Abweichungen vom 
Vähring’fchen Entwurf zu genehmigen. Die glüdlichen Refultate deſſelben ver- 
ar ſehr bald die übrigen Provinzen, aus eigener Initiative gleiche Inflitute 
zu errichten. 

Ihrer wirthichaftlichen Seite nach find die Korporationen Vermittler zwilchen 
dem geldbedürftigen Grunbeigenthümer und dem zinsſuchenden Kapitaliften. ' Auf 
das Gefuch des Grunbeigenthümers fertigte bie Korporation früher nach Vornahme 
der ioxderlichen Schritte, wie Aufnahme der Werthtare u. ſ. w. über den begehrten 
oder beiwilligten Betrag, in den vom Grumbeigenthümer gewünfchten Appoints 
numerirte Inhaberpapiere aus, welche fie nach ihrer Nummer auf das betreffende 
Grundftück hypothekariſch eintragen ließ. Auch bie Papiere ſelbſt erhielten einen 
diesbezüglichen Spezialvermerf, jedoch ohne direkte Angabe des Grundftüdeigenthümers, 
und wurden dadurch zu Inhaberhypothekeninſtrumenten. Diefe Papiere Händigte die 
Korporation dem Gigenthümer des nun pfandbelafteten Grundftüdes entweder zu 
beliebiger Dißpofition direkt aus, oder fie vermittelte auch noch für feine Rechnung 
den Berlauf an Dritte und übergab ihm dann nur den Erlös, Der P.inhaber ift 
Gläubiger der Korporation, er darf fich wegen Zinfen und Kapital aber auch direkt 
m das verpfändete in feinem P. bezeichnete Gut halten; überdies hafteten noch die 
Srundftüde der gefammten Mitglieder der Korporation jolivarifch. Die Korporation 
ieg ihrerſeits von dem Gigenthümer des Grundftüds Zinfen und eventuell das 
Rapital ein, und Hatte felbft ein Piandrecht am Grundftüd, für beffen Realifirung 
‘sr weientliche Privilegien zur Seite ftanden. — Später ſchloß die Korporation 
\ıoft mit dem Grunbdeigenthümer einen Darlehnsvertrag, ließ ihre Forderung ein 
tragen, und flelfte nun auf Grund deflen Inhaberobligationen aus. Deren In— 
aber ift Lediglich Gläubiger der Korporation, aus dem früheren Ingroffationd« 
dermert auf dem Inhaberpapier ift ein einfacher Vermerk des Inhalts geworden, 
%F bie Korporation es auf Grund einer von ihr erworbenen hypothekariſch 
Yelherten Forderung außgeftellt habe, der Piandbriefinhaber hat fein bingliches Recht 
hr om verpfänbeten Grundftück. Die P. früher beiderfeitig kundbar, wurden im 
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vierten Dezennium unſeres Jahrhunderts für den Inhaber unfünbbar. 
Darlehn verbindet ih auch ein Amortiſationsvertrag. Ihre Sicherheit fin 
Iandichaftlichen P. vor allem darin, daß erſtens die Korporation niemals u 
Briefe ausgiebt, zweitens die Hypotheken innerhalb ber erften zwei Drittel d 
werthes bleiben müfjen. Diefe Landſchaften eriftiren noch; eine unter ihnen ge 
Bereinigung fucht die P. börfen- und Tursfähiger zu machen. 

II. Da die ftetig fteigende Intenfität des landwirthſchaftlichen Betri: 
ſtärkere Anfpannung des Immobiliarkredits forderte, aber die landſchaftl 
leihungsgrenze häufig engere Grenzen zog als die Kypothelarifche Sicherheit v 
oder anders die Grundftüde eine ftärkere Piandbelaftung bei voller Siche 
Forderung geftatteten, ferner die Eigenthümer ftäbtifcher Grundftüde und aud 
Klaſſen Ländlicher Grundftüde von diefen Krebitinftituten ganz ausgefchloffer 
fo bildeten fich etwa ſeit der Mitte unferes Jahrhunderts noch andere Jmn 
krebitinftitute theils auf genoffenfchaftlicher Grundlage, theild in Form von 
gejellichajten, alfo ſtets Korporationen dritter Perſonen. Namentlich die 
die fog. Hypothekenbanken, richten ihren Betrieb ganz kaufmänniſch ein 
ftreden ihn auf Immobilien fat jeder Art. Ihre Hypothekenbriefe tragen 
vorhin bejchriebene zweite Form der Iandichaftlichen P. Ihre Beleihung 
find weiter gefaßt, theils unterliegen fie dem freien Ermefjen des Vorſtai 
namentlih in Süddeutſchland, theil® find fie an Quoten der einen oder 
Werthtare gebunden. Der Grundeigenthümer erhält Hier die Darlehnsſumn 
direkt haar ausgezahlt, theils auch nur die P. zur eigenen Verwerthung ausge 
Dieje Hypothelenbanten geben den Grundeigenthümern fündbare, unfünbbar 
Amortifationadarlehne. Die P. find nur auf Seiten der Bank kündbar, nid 
find fie mit Prämien rüdzahlbar, 3. ®. jo daß der Inhaber ftatt des N 
betrages von 100, den Betrag von 110 zurüdbelommt. P. in höheren G 
jummen als dem zehn» und zwanzigfachen Betrage des Aktienkapitals in 
zu halten, pflegt diefen Hypothekenbanken verboten zu fein. 

Wie die Mehrzahl der gewerblichen Unternehmungen, jo haben au 
Hypothekenbanken unter ber letzten Gründungsfrifig oder den fie begleitend 
ftänden gelitten und leiden zum Theil noch an deren Folgen. Die Hyp 
banken find wie jeder Kaufmann darauf angewiefen, ihr Geichäftsfapital n 
oft und mit möglichft hohem Gewinn — bier Zins und Provifion — umzuſt 
deshalb kommen fie faft naturgemäß jehr bald dahin, Hypothelarifche Darlch 
zugeben, ja au fuchen und entiprechend P. auszuftellen, nur um möglichft Hof 
dende vertheilen zu fönnen. Die damalige Preisfteigerung aller Werthobjeft 
der ftäbtiichen und ländlichen Grundſtücke, das Sinten des Geldwerthes verlei 
Bankvorjtände in zum Theil ganz entſchuldbarer Weiſe, Pfandobjekte höher 
anfchlagen, höher zu beleihen als der jpätere Rüdgang der Grundſtückspreiſ 
jet erſt erfichtlich, rechtfertigte. Die Nothwendigleit, um bei den feit der 
Hälfte des vorigen Dezenniums ſich immer häufiger einftellenden Zwangavı 
der Pfandobjekte nicht Ausfälle zu erleiden, die Grundſtücke ſelbſt zu eritehen, 
den Hypothekenbanken einen für ihr Grundlapital Häufig zu Hohen, ſchwer 
werthenden Immobiliarbeſitz auf, und bindet dadurch zum Theil fogar ihre B 
gelder. Ein Sinten ja bisweilen völliges Schwinden des Geichäftägewinnes 
nicht außbleiben, und bald erwachte auch in den P.inhabern Sorge um die 
heit ihrer Sorberungen. Die P. fanden in Folge deffen nicht mehr fo willige Al 
im Publitum, ja ftrömten zum guten Theil fogar an bie Börjen und burd I 
die Hypothekenbanken zuräd. 

Diefe und andere Uebelſtände veranlakten die Hypothekenbanken jelbft, da: 
achten, wie den Hypothekene ober P.inhabern größere Sicherheit gewährt 
tönne. Zwei Wege zeigten ſich, erſtens ihnen durch einen ihre Intereffen vertr 
Plandhalter ein Fauftpfand an den Emiſſionshypotheken zu beftellen, zweitens g 
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einige Sonderrechte der P.inhaber im Konkurſe der Hypothekenbank zu ftatuiren. 
Eine Petition der Hypothelenbanten an den Reichstag erfuchte um Regelung der 
Pirage; es kam zu einem Gefeßentwurf, betreffend das Fauſtpfandrecht für P. und 
ägnliche Schuldverfchreibungen, welcher an eine Kommiffion verwieſen wurde, jedoch 
im der Seifion 1876 nicht mehr bis zur dritten Leſung gelangte. Die Regelung der 
Prage, die inzwijchen eine Tendenz ‘zeigt, filh zu einem Geſetz über die ganzen 
Supothefenbanten quezudehnen ſteht daher noch aus. 

Ueber bie Lit. Rabe, Sammlung Preußifcher Gejeke, Bd. XI. ©. 9 ff. und XI. 
E.7 ff. (1818 u. 18%) unb das faft eeldöpfenbe —— in — Goldſchmidt 
Rehteanwalt und Direktor ber Noxddeutſchen Grundkreditbant zu Berlin), ei Hypo» 
t5eterbanfen, Kritik und Reformvorjchläge, Jena 1880, S. 230 ff. — Dazu no 3. Bäſch, 
Tas Fauftpfandrecht für Pfanbbriefe und die Hnpothelenbanten, Berlin 1880. — Roſcher, 
Rationalötenomit des Aderbaues (6. auft. 1 0), ©. 183 fi. — Gierte, Das Deutiche 
Genoffenjchaftsrecht, Bb. L (1868) ©. 1 fi Baftig. 

Pfandlehn, feudum pignoratitium. Da nad) allen Urkunden, welche über 
Ye Errichtung eines P. erhalten find, unzweifelhaft ift, daß der Gläubiger Vafall 
zure, fo konnte darüber nie ein Bedenken auftauchen, daß jenes wol zu unter« 
icheiden fei von der Verpfändung eines Lehns, bei welcher der Pjanbgläubiger in 
das Lehnsverhältniß gar nicht eintritt. Aber was den Gegenftand der Verleihung 
bildete, war früßer ſehr beftritten, zumal man den Urfprung des Inſtituts — bie 
geliehene Satzung des Deutfchen Rechte — nicht kannte und einzelne Beftimmungen 
des Langobardiſchen Lehnrechis, welche vom fendum pignoratitium nicht handeln, 
eu daffelbe bezog. Auf ben richtigen Weg Hätten die Urkunden Hinleiten können, 
welche zum Theil wenigftens an Deutlichkeit nicht? zu wünfchen übrig laffen: bona, 
quae mihi pro 10 m. iure feodi fuissent obligata — obligantur bona 
pro — ut ea teneat iure feodi, quod dicitur Pfandlehen. Das Geſchäft be 
fand alfo darin, daß dem Gläubiger ein Gut zur Sicherheit für die Forderung zu 
Lei und Genuß als Pfand übergeben und daß er gleichzeitig mit diefem Gute 
ließen wurde: der Gläubiger wird feines Pfandrechts wegen und in Beziehung 
cu dad verpfänbete Gut Vaſall. Diefer jet wol allgemein angenommenen Aufs 
iafumg, daß das zu Piandrecht übergebene Gut den Gegenftand der Verleihung ge⸗ 
tildet habe, fteht die ältere gegenüber, wonach dag feudum pignoratitium ein Zehn 
am Pand rech te geweſen jei: obiectum huius feudi, lehrt Böhmer, est jus pig- 
aoris in re tradita ideoque recte vocatur pignus infeudatum; auch das Preuß. 
Ag. IR, folgt diefer Theorie, indem es I. 18 $ 75 beftimmt: wenn einem Gläubiger 
das Piandrecht auf eine zur Sicherheit feiner Forderung Übergebene Sache zu Lehn 
terliehen worben, fo heißt es ein P. Die richtige Anficht ift zuerft von Gottir. 
Madihn (Miscellen aus allen Theilen der Rechtögelehrtheit, I. Nr. XXXXVH. 
©. 241 ff.) vertheidigt worden, ohne indeß alsbald allgemeinen Eingang zu finden. 
Eichhorn (Einleitung, $ 196) charakterifirte das in den Urkunden erwähnte P. als 
can wiederfäufliches Lehn, Andere hielten es wenigftens dem praftifchen Refultate 
uch ganz ähnlich dem Kaufe auf Wiederfauf (vgl. Pfeiffer in Weiske's 
Rehtaler., VI. 399). Allein auch diefe Anfichten find nicht richtig; ſowol nach 
den Quellen des Deutſchen Lehnrechts wie nach der fpäteren Praxis wurde das P. 
vom wiederfäuflichen Zehn unierſchieden, wie das namentlich Homeyer (Syitem, 
x18 5.345— 851) nachgewiejen hat. Vgl. auch noch v. Gerber, 8 108; Befeler, 
3104 Rote 18 und $ 95 Note 6; Meibom, Das Deutfche an — ff. 

ranklin. 
Pfaudleihen im weiteren Sinne find Anſtalten, welche auf Pfänder Geld 
lien; in diefem Sinne gehören auch die Lombardbanken (f. d. Art. Reichabank) zu 
nen. Im engeren Begriff verjteht man jedoch unter P. öffentliche oder konzeſſionirte 
Arrttaften, welche befugt find gegen einen entiprechenden Zins Darlehen auf Pfänder 
Ww geben, und welche geiviffe Vorrechte genießen, aber auch beitimmte polizeiliche 
Levlihtungen übernehmen. — Das Kanonifche Zinsverbot hatte den Nachtheil, 
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daß der Aermere für ben Fall der Roth in Wucherhände gerieth. Es beginn: 
ſchon im frühen Mittelalter die öffentliche Wohlthätigleit mit der Begründu: 
Banken, welche den geringen Leuten auf Pfänder Geld vorftredten.. Nach den 
ſoll die erfte dieſer öffentlichen PB. im Jahre 1850 in Salins (Frankreich) 
Anderen etwa ein Jahrhundert ſpäter in Perugia auf Anftiften eines Mir 
mönchs entftanden jein, in Deutichland erfolgte die Gründung einer foldyen 
duch Marimilian I. in Nürnberg (1498). Die Bedenken, welche von Kanı 
Seite gegen die Zuläffigfeit diefer P. erhoben wurden, hörten auf, nachden 
Leo X. das Lateranenfiiche Konzil (1514—1517) fich für dieſelbe erflärt 
Don Stalien breiteten fi die P. bald über Flandern, Frankreich und Deut 
aus. Die öffentlichen wurben beſonders privilegirt und erhielten den Namer 
pietatis nach dem Stalienifchen monte di pieta (das Wort „monte“ bebei 
diefer Verbindung ſoviel wie Mafje oder Bank). Die privaten P. knüpfen 
Lombarben, die Banliers des Mittelalters an; fie beburften ebenfalls ber 
feitlichen Konzeffion. 

Die Unterfheidung zwiſchen öffentlichen und privaten P. ift auch im De 
Reich geblieben. Die öffentlichen wurden namentlich im vorigen Jahrhund 
ein befonderes Schugmittel gegen den Wucher angefehen und ihre Gründun 
Staat jelbft übernommen, fo in Wien 1707 mit einer Reorganifation, in 
1787. In Preußen, regulirte die Kab.Ordre vom 28. Juni 1826 (Gej.< 
©. 81) die Grundſätze für die öffentlichen ftädtifchen P. und die Kab.Ordı 
25. Febr. 1834 ftellte ein Reglement für das Königl. Leihamt in Berlin auf. 
privaten P. wurden allenthalben der Aufficht der Polizeiobrigkeit unterworic 
fonnten nur mit deren Bewilligung betrieben werden. Ihre Inhaber ware 
pflichtet, öffentliche Negifter zu führen, dieſelben jederzeit der Behörde zur € 
vorzulegen; fie mußten fich mit dem poligeilich jeftgejeßten Zinsfuß, welcher 
den Ianbesüblichen überfchritt, begnügen, hatten aber das Recht, die Pfände 
der Derfallgeit ohne vorherige Klage unter polizeilicher Kontrole zu ver 
Partitularrechtliche Piandreglements ordneten das Weitere, fo in Preußen da 
vollftändige vom 13. März 1787 mit Abänderungen vom Jahre 1801, 1803 u. 
in Hannover die Gew.O. vom 1. Auguft 1847 $ 40 und die Min.Bel 
15. Oft. 1847; in Heffen-Naffau, Schleswig-Holftein und in ben Gebiete 
Franzöſiſchen Rechts beftanden nur einzelne polizeiliche Verordnungen. In der 
fanden in neuerer Zeit die P. ihre Stelle in den Gew. Ord. (fo auch in Prı 
vgl. ferner das Gejeß vom 22. Juni 1861). 

Auch das neue Deutfche Reich hat fich mit den P. beſonders bejchäftigt. 
das Bundesgeſetz vom 14. November 1867, welches die Höhe des Zinsfuß 
frebitirten Forderungen ber freien Bereinbarung anheim gab, ließ die X 
beftimmungen über gewerbliche Leihanftalten beitehen. Die Nordbeutiche G 
vom 21. Juni 1869 $ 35 Abj. 2 ließ den Gewerbebetrieb eines Pjandleihere 
bejondere Erlaubniß zu, doch konnte derjelbe demjenigen verſagt werden, welcher 
Verbrechen oder Vergehen, gegen das Eigenthum oder aus Gewinnſucht beg 
beftraft war. Die Freigebung des Gewerbes hatte jedoch erhebliche Mißſtänl 
Folge, deren Befeitigung das RGeſ. vom 23. Juli 1879 anftrebt. Hiernad) 
derjenige, welcher das Geſchäft eines Pfanbleihers betreiben will, ber obrigfei 
Erlaubniß, welche verfagt werden kann, wenn die Unzuverläffigfeit bes Nachſucd 
in Bezug auf den beabfichtigten Gewerbebetrieb durch Thatfachen begründet ift. 
Erlaubniß darf nicht auf Zeit ertheilt werden (Gew.D. 8 40), der Widernuf il 
geftattet, wenn nachträglich Umftände fich ereignen, welche die Berjagung de 
laubniß gerechtfertigt hätten (Gew.D. 88 55, 148). Auch konnen bie & 
regierungen bejtimmen, daß in Ortjchaften, für welche dies durch Ortaftatut (Gi 
$ 142) feftgejeßt wird, die Erlaubniß von dem Nachweis bes Bebürfniffes abh 
gemacht werden kann. Als Piandleiher gilt nach dem Geſetz aber auch der ſog. 


Vlandieigen. 47 


laushãndler, d. 5. derjenige, welcher gewerbamäßig bewegliche Sachen mit Gewährung 
des Rüdfauisrechts ankauft. Die Centralbehörden find befugt über den Gejchäfts- 
betrieb der Pianbleiher Vorfchriften zu erlafjen, joweit darüber die Landesgeſetze feine 
Beſtimmungen treffen; fie können auch anordnen, wie die Pfandleiher ihre Bücher zu 
"uhren und welcher Sontrole fie fich über den Umfang und die Art ihres Geſchäfts- 
betriebed zu unteriverfen haben. Hiernach find in den einzelnen Staaten zahlreiche 
Lerfügungen ergangen, jo in Preußen der Cirk. Erl. des Min. des Innern vom 
21. Sept. 1879 (Min. Bl. für die innere Verwaltung ©. 253). Gegenwärtig 
iit in der Sandtagafeffion 1880/81 in Preußen ein Geſetz betr. das P.gewerbe, ver- 
einbart worden, deſſen Publikation am 17. März 1881 erfolgte. Dafjelbe ſetzt als 
Jinsruß zwei Piennig für jeden Monat und jede Mark von Dahrlehnäbeträgen bis 
uw 80 Mark, einen Pfennig für jeden Monat und jede diefen Betrag überfteigende 
Mark jeſt, Doch kann wegen feiner Auslagen der Pfandleiher ſich ausbebingen, daß 
om an Zinfen in allen Fällen mindeſtens der Betrag von zwei Monaten gezahlt 
werden müfle. Für die Berechnung der Zinſen find genaue Vorfchriften gegeben, 
io u. A., daß jeder angefangene Monat für voll berechnet wird. Daneben dari bei 
Zarfehen bis zu 50 Mark eine Einichreibegebühr bis 20 Pfennig genommen werben. 
Beitere Forderungen bes Pfandleihers für Aufbewahrung, Erhaltung des Piandes, 
iowie die Vorwegnahme der Zinfen find verboten und begründen eine erft in fünf 
Jahren verjährende Rüdforderungsflage. Die Fälligkeit des von dem Pfanbleiher ge- 
geberm Darlehns tritt nicht vor ſechs Monaten nach der Hingabe ein; entgegenftehende 
Adteden find nichtig, doch kann der Schuldner früher einlöfen (bis zum Abſchluß des 
Verkaufes jogar), braucht aber aladann nur die Zinfen bis zum Zeitpunkt der Ein- 
ung zu bezahlen. Der Erwerb des Pfandrechts tritt für den Piandleiher erjt durch 
die Eintragung des ihm übergebenen Gegenstandes in ein beitimmtes Pfandbuch ein, 
dcpen Inhalt gejetlich vorgeichrieben ift. Der Verpfänder erhält einen Pfandſchein, 
welcher zwar als Legitimationspapier gilt, aber im Hinblid darauf, daß einerjeits 
tie Derpfänbung vielfach durch Mittelsperſonen erfolgt und anbererjeits fih nun 
‚inmal ein nicht zu bejeitigender Verkehr mit Piandicheinen ohne förmliche Weber; 
tragung der Rechte aus dem Pfandvertrage eingebürgert hat, ift dem Befitzer bes 
Bandicheins ein gewifler Schu und Gelegenheit zur Wahrnehmung jeiner Rechte 
cuch gegen den Berpfänder gegeben, indem bejtimmt worden ift, daß der Verpfänder 
dae Piand ohne Rüdgabe des Pfandſcheins erſt nach Ablauf von drei Wochen nad) 
ter Fälligkeit des Darlehns einlöjen kann. Der Verlauf des Pfandes erjolgt in 
Aoweichuug von den bisherigen Vorſchriften ohne einen vollſtreckbaren Rechtstitel 
und ohne gerichtliche Ermächtigung Lediglich in öffentlicher Verfteigerung durch einen 
Serichtövollzieher oder zugelafjenen Auftionator (Gew.D. $ 36), nicht früher als 
sier Boden nad; Fälligkeit. Die Vorfchriften der CPO. 88 717 Abf. 2, 721, 722 
Fnd in das Geſetz analog übernommen. Der Ueberichuß des Erlöſes nach Abzug 
der Schuld und des verhältnigmäßigen Antheild an den Koften bes Verkaufs ift bei 
der Ortaarmentafſe zu Hinterlegen und verfällt derjelben, ſofern der Berechtigte ihn 
nicht binnen Jahresfriſt in Anfpruch nimmt. Nichtbeobachtung der für den Ver— 
fani gegebenen Borjchriften macht ben Pjandleiher erjaßpflichtig, die Klage gegen ihn 
verjährt ebenialls in fünf Jahren. Die ftaatlichen Leihanftalten (es befteht nur eine 
jolde im Berlin) werden von dem Gefeß nicht berührt, die Errichtung von P. durch 
Semeinden und Kommunalverbände bebürien der obrigkeitlichen Genehmigung, und 
*e unterliegen, foweit fie in Zufunit errichtet werden, den Beitimmungen diejes 
kiehen, während daffelbe auf die bereits beftehenden P. diefer Art vorläufig feine 
Armwendung findet, aber von dem Minifter des Innern in Anwendung gebracht werden 
tan. — Reichögejeglich fommen ala Strafbeitimmungen noch in Betracht: RStrafGB. 
° 360 Rr. 12 in der Fafſung des Gefeßes vom 26. Febr. 1876 bzw. Gew.D. 
148, wonach P. und Rüdfaufshändler, welche bei Ausübung ihres Gewerbes den 
Saräber erfafienen Borfchriften zumiderhandeln, mit Geldjtrafe bis zu 150 Mark oder 
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mit Haft beftraft werben, und 8 290, welcher den öffentlichen Pfandleih 
Gefängnißftrafe bis zu einem Jahre und — bis zu 900 Mark androh 
fie ihnen in Pfand gegebene Gegenftände umbejugt in Gebraus 
———— vom = fi 1 X (RER. 8 ai das 
erwähnte Br Preußiſche Ge vom 17. März 188 
Außer den Kommentaren ber Gew. Ei . den Lehrbüchern des partifularen 
unb Polizeirechts befonder® 8. v. Stein, Handbuch der oeraltungalebte, 2. Au 
©. 495, woſelbſt ſich noch weiterer Siteraturnachweis findet. Ray 


anbprivilegien, privilegirte Pfandrechte, jo nennt man biejenigen 
rechte, welchen, abweichend von dem allgemeinen Grundſatz daß regelmä 
ältere Pfandrecht im Falle der Konkurrenz dem jüngeren vorgeht, nach 
deren geſetzlichen Beſtimmungen der Vorrang vor den übrigen eingeräumt ift 
felben rangiren im gemeinrechtlichen Konkurſe in der zweiten Klaſſe der K 
gläubiger. In der neueren Theorie ift flreitig, ob die P. ein Borrecht a 
denjenigen Pfanbrechten erzeugen, mit denen belaftet eine Sache in das Eig 
begjenigen gekommen ift, gegen den bie privilegirte Pfandforberung entfteht. 
feit Thibaut vielfach bejahte Gtreitfrage wird doch in der Praris mit Reı 
neint. Den Pfandrechten aus der Zeit des früheren Eigenthümers legt die 
im Konkurſe ein Separationdrecht bei; die Pfandgläubiger diefer Art nehn 
verpfändete Sache als Pfandfeparatiften, Separatiften ex jure crediti aus 
meinen Konfurgmaffe zur abgefonberten Befriedigung heraus. Zu jolchen 
feparatiften wird, wenn auch nicht ohne Widerfpruch, der Veräuferer der 
ſelbſt gerechnet, welcher ſich bei der Veräußerung für das rüdftändige Kaufg 
Piand an: der Sade vorbehalten hat. Eine Mittelmeinung Hält für das Pfand! 
aus der versio in rem daran jeft, daß dafjelbe ſoweit privilegirt ift, auch den 
rechten aus der Zeit des früheren Eigenthümers vorzugehen. 

Als P. find geſetzlich anerkannt: 1) dag Pfandrecht des Fiskus wegen ri 
diger Steuern und wegen Kontraktsforderungen. Objekt des privilegirten Pian 
in letzter Beziehung find jedoch nur die durch den Kontrakt erworbenen 
2) Das Pfandrecht des auf Nüdgabe der dos gerichteten Anſpruchs, fofern 
ber Ehefrau oder deren Defcendenz geltend gemacht wird. 3) Das Piandrı 
versione in rem, für Forderungen, welche darauß erwachſen find, daß für d 
Haltung, Wiederherftellung oder Anſchaffung der Sache Kredit gegeben ift, 
das Krebitirte wirklich zu ſolchem Zwecke verwendet worden. 

Die Preuß. und Sächſ. Gejehgebung erkennen ſolche P., die mit dem 9 
der Erfennbarfeit der Pfandrechte (Publizität) unvereinbar find, regelmäßig 
an; jedoch werden nach Preuß. Recht aus dem Erlös eines fubhaftirten Grun 
vor den eingetragenen Reallaften und Forderungen zweijährige Rüdftände a 
Deichlaft, den ftaatlichen Grundſteuern und anderen gemeinen Laften, ſowie 
rücftände des ländlichen Gefindes, der Wirthichafte- und Forftbeamten au 
legten Jahre vorwegbezahlt. Nückfichtlich der Seeſchiffe Haben handelsrechtli 
fogenannten Schiffegläubiger privilegirte Pfandforberungen. Bezüglich des Mo 
vermögens hat die Deutjche KO. die Beitimmungen über P. antiquirt; nur 
die KO. 8 41 gewiffe Gläubiger den Fauftpfandgläubigern gleichftellt, kann ei 
auf die landesgeſetzliche Regelung der gegenfeitigen Stellung dieſer Gläubige 
fommen. 

Sit. u. Quellen: Neuftetel u. Zimmern, Römihrredttiche rg 


Nr. ID: — v. Bat im — fir civil. pᷣraxis XIV. ernbur 
I. 2. —1.1C41—128D. 49, a Den 
HGB. An. 757 ff. — 


Pfäudung ift der nach Deutſchem Recht zum Schutze des Grunbeigen! 
erlaubte Aft fd Selbfthülfe (Selbfterefution), durch welchen Thiere auf fre 
Grund und Boden ergriffen und weggetrieben werben (TIhier-P., Schüttung) 


Brändung. 49 


Terfonen 2 fremden Boden angehalten werden, eine Sache zum Pfande zu geben 
Terional-P.). 

I. 1) Rah Gem. Recht ift Vorausſetzung des P.rechte, daß ein Thier oder 
Renich auf jremdem Grund und Boden angetroffen wird, nicht noch der Umftand, 
daß von denjelben wirklich ein Schaden angerichtet oder eine Befitzſtöruug begangen 
worden ift (was ſich ja oft nicht ——— feſtftellen läßt); es wird alſo nur erfordert 

cin vermeintliches, nicht ein wirkliches Interefſe. 

2) Berechtigt, die P. vorzunehmen, ift jeder, der ein rechtliches Intereffe daran 
hat, daß das Betreten des Grundftüds unterbleibt, alfo nicht nur der Eigenthümer, 
iondern auch der Servitutberechtigte (diefe beiden eventuell gegen einander), ferner 
der nur obligatorifch Berechtigte, wie der Pächter, bei Gemeindeland in der Regel 
die Gemeindebeamten (Feldhuter). Tür den eigentlich Berechtigten Tann die Aus— 
ubung durch Perfonen erfolgen, welche dazu eine bejondere oder eine in bem Dienft- 
oder Amtsverhältniß begründete Vollmacht haben, nicht durch einen negotiorum 
gestor. Unftatthaft ift die P., wenn der Betreter ein Recht zum Betreten des 
Semdftüds Hatte, 3. B. das Wenderecht, oder der Eigenthümer verpflichtet war, 
das Grundſtück zu umzäunen. 

3) Die P. hat fofort auf dem Grundſtück ſelbſt zu erfolgen (auf frifcher That), 
we nicht das Recht der Nacheile befteht. Es ift erlaubt, dabei die zur Befeitigung 
‚ine? nerlaubten Widerftandes erforderliche Gewalt anzuwenden; verboten ift nur 
der Ezeß in ber Gewalt. Ebenſo darf die P. feine übermäßige fein, d. h. es 
dürten nicht unnöthig viele Thiere oder Sachen weggenommen werben. Wendet der 
Serfändete nach erfolgter P. Gegengewalt an, um das Thier oder die Sache wieder 
m erlangen, jo begeht er die unerlaubte Pfandfehrung oder Gegen⸗-P. Der 
Kander ift verpflichtet, die Sache aufzubewahren (omnis diligentia in custodiendo), 
a muß bem befannten Gigenthümer des gepfändeten Thieres und eventuell ber 
Cbrigkeit Anzeige von der P. machen und das Thier in den etwa vorhandenen 
Liandſtall Schaffen Lafien. 

4) Die Bortheile der P. beftehen darin, daß der Pjänder an der Pfandſache 
en Letentionsrecht Hat und ein Beweismittel‘ für die erfolgte Rechtsverletzung und 
Leihädigung; einer Beſitzſtörung und der Prätenfion einer Servitut, welche durch 
Verjährung das Hecht felbit entftehen lafſen könnte, wird durch diefen Realproteft 
wirfam vorgebeugt. Der richtigen Anficht nach wird ein bingliches, Dritten gegen- 
iber wirffames Piandrecht aber nicht begründet; nur kann fi) der Pfändende aus 
dem Piand für feine Schadenserſatzanſprüche und das etwaige Pfandgeld, tmelches 
aus der Buße zu erflären ift und bejonbers in den Ländern des Sächfiichen Rechts 
vorkommt, befriedigen, wenn der Eigenthümer der Pfandſache unbefannt ift oder ſich 
weigert, feiner Verpflichtung nachzulommen. Die Forderung muß aber immer ge= 
ügtfih geltend gemacht werden. Der Gerichtsftand dafür ift begründet am Ort 
der P. (vol. EPO. $ 32 „Klagen aus unerlaubten Handlungen“, unter welche auch 
ie Fälle der actio legis Aquilise fallen — og. forum delieti commissi). _ 

Ueber die Eigen-P. wegen einer Forderung, welche fi am längjten erhalten 
dat ald Recht des Gutsheren feinen Bauern gegenüber und bei Vorhandenfein einer 
zit der B.Elaufel verjehenen Forderung, f. den folgenden Art. und über die P. im 
vi (SPD. 88 708 ff.) |. d. Art. Zwangsvollſtreckung. 

Unter ben Partikularrechten kennen das Württemb. und das 
— Recht nur die Thier⸗P.; in dem letzteren iſt noch beſonders hate 
daB der Pfänder fich binnen acht Tagen mit dem Eigenthümer abfinden ober 
Angen muß, wibrigenfalls er das gepfänbete Vieh zurückzuſtellen hat, was auch dann 
qichehen ſoll, wenn der Gigenthümer eine andere angemeſſene Sicherheit leiſtet. 

Für dag Preuß. Recht find im Allg. ER. ausführliche Beitimmungen ger 
trofien. Hiernach heißt P. „die eigenmächtige Beſitznehmung einer fremden Sache, in 
der Abficht, fich dadurch den Erſatz eines zugefügten Schadens zu Ban oder 

2. Holgeudorff, Enc. IL Rechtäleziton IIL 8. Aufl. 
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künftige Schabenszufügungen und Beeinträchtigungen feines Rechte abzum 
Zuläffig ift die P. bei Vieh und anderen beweglichen Sachen, aber nur un 
Vorausſetzung, daß der Beichädiger oder Störer unbelannt und unficher iit 
die P. das einzige Mittel zur Sicherung des Beweiſes bietet, alfo nur in 
„Nothſtande“. Dabei ift der Exzeß in der anzuwendenden Gewalt und in 
der zu nehmenden Sachen ausbrüdlich verboten, der Pfänder ift zum Anzeige 
Obrigkeit verpflichtet, welche den Schaden fofort zu unterfuchen und abzufchät 
Außer dem Schadenserfag kann der Pjänder „das in den Provinzialgejegen 
bejtimmte Pfandgeld“ fordern, bei P. zum Schuß gegen Störungen nur das 

Widerftand des zu Pfändenden und Gegen-P. werben mit Erhöhung bes Pfan 
auf das Doppelte bzw. Vierfache geahndet. 

Diefe Beftimmungen und ebenfo bie über PB. in Schonungen find für d 
Weitem wichtigfte Anwendungsgebiet der P., die Vieh-P., erjegt durch die | 
Vorſchriften der Feldpolizeiordn. vom 1. Nov. 1847 und bes Gejches vom 13, 
1856, welche ihrerfeit® wieder im Großen und Ganzen durch das noch 
reichende Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz vom 1. April 1880 außer Kraft gejeßt ı 
find. Dies Geſetz gilt auch für den ganzen Umfang des Preuß. Staates, w 
die Feldpolizeiordn. im Allgemeinen nur für die landrechtlichen Gebiete Anwendun 

Der $ 77 des Flld- und Forſtpolizeigeſetzes beftimmt, daß, wenn überget 
Vieh auf einem Grundftüd betroffen wird, auf dem es nicht geweidet werber 
daffelbe auf der Stelle und in unmittelbarer Verfolgung von dem feld» oder 
hüter, dem Bejchädigten oder deffen Angehörigen oder Dienftleuten gepfändet ı 
fünne. Außer diefem alle des Weidefrevels ift die Thier-P. noch zuläſſ 
Uebertretung des $ 10 des Gejehes, welcher den $ 868 Nr. 9 des RStraiG! 
gänzt. Hiernach ift das Webertreten auf fremdes Feld nur dann ftraflos, wı 
gejchieht wegen ber jchlechten Beichaffenheit des Weges oder eines jonftigen & 
niſſes. Die P. it binnen 24 Stunden dem Gemeindevorftand oder der Ortsp 
behörde anzuzeigen; der Gepfänbete kann bei dem Civilgericht, bzw. der Verwal! 
behörbe und dem Berwaltungsgericht Klage erheben. Wird die P. aufrecht er! 
jo werden die Pfandſachen verfteigert und aus dem Erlös die Koften und di 
betaillirt geregelten Erſatzgelder gebedt, der Schadenserſatz nur, wenn er binne 
Monaten gerichtlich geltend gemacht ift. Nach $ 17 wird die unrechtmäßige \ 
Gelbftrafe bis zu 150 Mark oder mit Hait beftraft, desgl. die Bereitelung der P 
Widerftand gegen den Pfänder (abgefehen von den 889 113 und 117 de Stra 
und die Wegnahme gepfändeter Sachen (abgejehen von den Fällen der 88 18) 
289 des StrafGB.). Damit ift die Kontroverje nicht erledigt, ob die Lediglic 
einem Privaten vorgenommene P. den Schuß der 88 137 und 289 genießt. M 
Erachtens ift der $ 187, welcher eine amtliche Anordnung vorausſetzt, nic, 
wendbar, auch wenn für den Fiskus als Grundeigenthümer gepfändet wird, 
aber jtet& ber $ 289, der twohlerworbene Rechte Privater ſchützt, nicht nur 
tragsrechte (vgl. Oppenhoff, Rechtſpr. Bd. VII. ©. 153 und Bd. XI. €. 
Derjelbe, Komment. zu $ 137 Nr. 2, zu $289 Nr. 7; John in v. Hol 
dorff's Handbuch bes Strafrechts Bd. II. ©. 191; Merkel, dafelbit ©. 
und v. Schwarze, Kommentar zu $ 187 Nr. 2). 

Erfolgt die Wegnahme einer Sache, welche nach $ 42 des StrafGB. der 
ziehung unterliegt, jo kann man dieſe nicht eigentlich eine P., fondern nur ein 
ſchlagnahme nennen (vgl. 88 94 ff. der StrafpO.). Vgl. auch den Art. Bei 
nahme. 

Das Sächſiſſche Recht ſchließt ſich dem Gemeinen Recht wie es oben 
geſtellt worden iſt, auf das Engſte an. Die P. iſt zuläſſig auf dem Grundſtüch 
auf einem an dafjelbe anſtoßenden Wege. Der Pfänder iſt verpflichtet, von 
Gepfändeten ein anderes geeignetes Pfand anzunehmen, er kann angehalten we 
die Sache bei der nächſten Ortsbehörde zu Deponien, und hat bei der Geri 
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behorde Anzeige zu machen; er hat die Wahl zwiſchen Schadenserſatz und einem 
Piandſchilling von fünf Neugrofchen. Hierfür „haftet die Sache ala Piand“. Dur 
die P. wird alfo ein eigentliches Piandrecht begründet, wie denn auch das BGB. 
die B. im Sachenrecht unter der Lehre vom Piandrecht behandelt. 

Im Sranzdfifchen Recht kennt der Code civil die P. nicht. Maßgebend ift 
noch das decret concernant les biens et usages ruraux et la police rurale vom 
28. Sept., 6. Oft. 1791, welches in Tit. II. 88 12 und 25 dem Grundeigen- 
tGümer ein P.recht an Thieren zufpricht. 

Ueber die P. in einigen Schweizeriſchen Privatrechtskodiſikationen vgl. 
Rägeli, Das Germanifche Selbftpfändungsrecht, $ 30 (S. 74 ff.), 1. daſelbſt auch 
über die Ratur des P.rechts und des Recht? an der gepfändeten Sache ($$ 31 ff.). 

II. Bon Deutſchen Reichsgeſetzen ift nur zu erwähnen das Geje über 
das Boftweien des Deutfchen Reich vom 28. Oft. 1871. Nach $ 17 können ordentliche 
Toten, Extrapoſten, Eftafetten und Kuriere bei Unpaffirbarfeit der gewöhnlichen 
Dege, fi) der ungehegten Wieſen und Weder bedienen, ohne daß Hierbei die P. 
erlaubt wäre (8 18). Dieſelbe ift auch unzuläfftg gegen den Poftillon, der mit 
dem ledigen Geſpann zurückkehrt. Das Recht auf Schadenserſatz ift dem Eigenthümer 
vorbehalten. 

ge r das Gemeine Recht ve Braut, Grundriß, $$ 107 u. 108. — Del 

8321 u. 19322. — — I 88 418. I. 1 u. 180-185 

3* ——— — vom 1. Nov. 1847 (Gef. amml. ©. 376) SS 4 Fe 46 u. 
5 mb dazu ba3 Gejeh vom 13. April 1856 Se -Samml. ©. 205). — Feld⸗ und orſt⸗ 
polizeigefe vom 1. April 1880 (Gei-Samml. ©. 230) 38 69 fi. — Sächfiſches BGB. SS 488 
ne Pe Gr betreffend das Poſtweſen für das Deutſche Reich vom 28. Dftober 1871 
Lit: Wilda, Das Pfändungsrecht, in der Zeitichr. für Dentiches Recht, Bd. L, 1839, 
2.17. —v. — landet * 561 15 Bee er Deut es Privat: 
ai, 85 69 ff. — Befeler, Deutihes Privatredt, = 55. — "Stobbe, Deutii ivat⸗ 
Fe ». BER 70. — z8 Roth, Deu! eb Drivatzeät, 3b. J. 8 80. — v. Wächter, Wütrtt. 
— — Sarwey, Das Pfandüngsinftitut zc., im Württemb. Axchiv 


Bi ir Recht x.12 Ve . — Dernbur — — vb 18 128, örſter 

Theorie und Praxis * hen, Beine ai 84. Rönne, Preuß. —— 

2 au Bi u. 427. ftem bed Deftere Allg. Privatrecht, 2». I 
ägeli, Das Ferdi de Rn faͤndungsrecht Garich 1876). Keil. 


Pfünbungsflaufel (Grekutivflaufel) ift der einer Vertragsurkunde hinzu⸗ 
gerügte Paffus, in welchem fich der Schuldner bereit erklärt, fich der fojortigen 
Sreution des Gläubiger zu unterwerien. Die Yormel Tautet regelmäßig „mit 
»der ohne Recht“ oder „ohne Gericht“. Die ganze Urkunde Heißt dann 
eine erefutorifche oder mit dem aus Italien Herübergenommenen Namen instrumentum 
guarentigiatum. Das Inſtitut ift in Italien entftanden als eine Weiterbildung der 
eonfessio in inre, dann in allen romanijchen Ländern durch die Prariß der geift- 
hen Gerichte allgemein geworden und in Deutichland feit dem ewigen Landfrieden 
von 1495 rezipirt worden als letztes Ueberbleibſel der früher weit verbreiteten Selbit- 
dulie. Da es dem Deutſchen Volksbewußtſein durchaus entſprach, fo wurde es in 
dem Reichd-Dep.-Abfchied von 1600 ausdrücklich beftätigt, indem daſelbſt ($ 32) be- 
itimmt wurde, daß aus den „Berfchreibungen ohne Recht“ ein mandatum sine 
clausula erlafien werden jollte und ihnen damit aljo das Recht der paraten Exekution 
wgeiprochen wurde, wie dies Allee Briegleb in feiner trefflichen Darftellung der 
Wedichte des Exekutivprozefſes ausführt. 

Dennoch Hat dies Necht nicht bis im die neuere Zeit feine gemeinrechtliche 
Geltung bewahrt, fondern nur noch in den Partikularrechten — nad) dem Borbild 
des Franzoſiſchen Rechte — gegolten. Vielfach wurde in diefen eine P. auch in 
dem Sinne erfordert, daß auch rechtskräftige Endurtheile nur dann vollſtreckbar 
enen, wenn fie mit derjelben verjehen waren (Vollſtreckungsklauſel). Durch die 
SE. ift für das Deutfche Reich dies Alles objolet geworden; San erjordert zur 
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Vollſtreckung eine Vollftredungsflaufel (EPO. $ 668) und läßt andererfeits aı 
gerichtlichen oder notariellen Urkunden, welche über einen Anfpruch auf ei 
ftimmte Geldfumme oder auf eine beftimmte Ouantität anderer vertretbarer 
oder Wertpapiere errichtet find, die Zwangsvollſtreckung zu, wenn Die Uı 
mit ber P. verjehen find, d. 5. wenn der Schuldner fich in der Urkunde bei 
tigen Zwangsvollſtreckung unterworien hat (CPO. $ 702 Nr. 5). Im u 
vgl. den Art. AmMOSOHLULITTEAHNR 

Sit. u. Gigb. : Artealeb, Neber eretkorilhe Urkunden unb — (& 


—— — . Aufl. 1845. Pland in Schneiber’s kit. Jahrbüchern 
ER OT ee Renaud, Si beö g 
Deutſchen N ., S. 702 ff. — v. Meibom, Manbreiit, ©. 220. — Code de 
dure civile art.-445 ss. — EPD. 8. Bud (Biwangävoliftzetung) ſJ. oben. Ke 


Pfarrer (TH. I. ©. 654, 682; parochus, ecclesise parochialis cı 
eccl. par. rector) ift in der katholiſchen Kirche derjenige Geiftliche mit p 
lichem ordo, welcher vom Bifchof mit der Leitung ber GSeelforge in eine 
Heinften, regelmäßigen Diftritte der Diözefe, in einer ſog. parochia oder I 
beauftragt ift. Wenngleich fein Amt ein ftändiges ift, ober es wenigſtens jei 
fo befitzt er doch eine jurisdietio ordinaria im eigentlichen Sinne (d. h 
felbftändige Leitungsgewalt für das äußere Gebiet) nicht. Seine Funktion 
ftreden ſich zunächſt 1) auf die Ausübung der Seelforge im engeren Sinne 
Handhabung ber Beichte, Spendung der Saframente, Bormahme fonftiger rel 
Alte, wie Benediktionen, Progeffionen, Ausübung des Predigtamtes, Unterm 
der Jugend in der Religion. Sodann Hat er 2) nach katholiſchem Recht di 
auffichtigung der Volksſchulen; 3) die Verwaltung des Vermögens der Piar 
und des Pfarrbenefiziumd; ferner 4) und zwar früher in vielen Deutjchen S 
auch mit beweifender Kraft für das bürgerliche Gebiet die Führung der Tauf⸗, 
firmationg-, Trau⸗ und Todtenregifter (ein Recht, welches aber für das Di 
Reich nach dem RGeſ. über die Beurkundung des Perfonenftande mit bem 1. 
1876 befeitigt worden ift). Die dem P. gebührenden Rechte ftehen ihm zu 
das Territorium und über die innerhalb beffelben domizilirten Perfonen (qui 
est in parochia, est etiam de parochia). Es fann daher einmal ein aı 
Priefter ohne feine oder des Bichofs Genehmigung feine geiftlichen Funktion 
der Pfarrei ausüben, andererſeits hatte früher jeder Einwohner die Pflicht 
gottesbienftlichen Handlungen allein in feiner Pfarrfirche anzuwohnen und die 
fi nur feitens feines P. leiften zu laſſen (ſog. Pfarrzmwang); heute gilt dai 
noch für gewiſſe Akte, die jog. jura parochialia oder pfarramtlichen Handlunge 
engeren Sinne, d. 5. für Taufe, Aufgebot, Ehefchließung, öfterliche Kommu 
Krantenölung und Begräbniß. Für die Vornahme einzelner biefer Akte ha 
BP. einen Anspruch auf beftimmte Gebühren, die jog. jura stolae (j. d. Art. S 
gebühren). Außerdem kommt ihm ber Genuß des regelmäßig mit der P 
verbundenen Benefiziums zu. Die befonderen, dem P. in Folge des Ermwerbei 
Pfarramtes obliegenden Pflichten find 1) die, fpäteftens binnen zwei Monaten 
ber Erlangung des Beſfitzes des Amtes das Glaubensbekenntniß und das Geli 
ber Treue gegen die Römiſche Kirche abzulegen, und 2) bie Verpflichtung, an 
Sie der Pfarrei beftändig Nefidenz zu halten. — In der evangelifden Ki 
umfaßt das Pfarramt, welches hier ebenfalls das Firchliche Amt für die Heir 
regelmäßigen Sreife ift, die Predigt des göttlichen Wortes, die Leitung de Go 
dienftes, die Verwaltung der Sakramente und anderer firchliher Handlungen, fi 
die Handhabung der Kirchenzucht in und mit ber Gemeinde; endlich giebt es 
wo Presbyterien beftehen, auch zugleich das Recht des Vorfihes in denſelben. 
eigentliche äußere Leitungsgewalt kommt dem P. nach proteſtantiſchem ebenfor 
wie nach katholiſchem Kirchenrecht zu. Jedoch nicht deshalb, weil etwa den höf 
Behörden (Konfiftorien) kraft göttlichen Rechts die Jurisdiktion zuftände, fon 
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weil in Folge der hiſtoriſchen Entwidelung die Leitung ber kirchlichen Angelegen- 
heiten in die Hände ber Landesherren und der von ihnen beputirten Behörden Sa 
bei endlich auch der Kreis der vom P. ſelbſtändig zu erledigenden Angelegenh 
foren nicht ein vollſtändiger Independentismus ber einzelnen Seelſorger und ihrer 
Gemeinden befürwortet werben foll, der Natur der Sache nad) nur ein eng be= 
grenzter jein kann. Vielmehr ift das Pfarramt als ſolches infofern ein durchaus 
ſelbſiändiges, ald es das einzige prinzipiell nothiwendige in der evangelifchen Kirche 
iſt und nicht wie das katholiſche als bloßes Hülfsamt eines anderen (des bifchöfe 
lihen Amtes) erjcheint. Der oben erwähnte Grundjag: Quidquid est in parochia, 
et de parochia gilt aud) in ber evangelifchen Kirche, jedoch ift das Prinzip Bier 
uch mehr durchbrochen, wie in der katholiſchen Kirche. ©. übrigens ferner TH. I. 
S. 673, 680 und den Art. Kirchen —— 
Quellen u. Sit.: Tit. X. de rocks TIL 29. — Conc. Trident. Sess. 5 de reform. 
«2. — Sess. 23 de reform. c. 1; —— reform. se 18. — Kirchen⸗ 


teht: Aug. Barbosa, De officio et potestate upä. 164 — „pl ext, 
Von den Rechten umb Bil Rx der —— Prag 1 5”. —'Ba dauf, Er re ui 
tanatdamıt, 1886, 6 efot "Dr Prarohlatvechte, State. 2 Bbe. — Seig, 
Dad Recht "des farramtes Be je ai N — te, 2 Bbe. in 8 Thln., — 1840—42. — 


r jchi — 1. — Proteſtant. Kirch — J. H. Boehmer, 
Hin u Kirdenzeäit, eoteftan e 2 DR Arten e 


— er, Johann Friedrich, & 5. V. 1667 zu Straßburg, wurde 
Inipeltor der —2 zu Lüneburg, Stoßbritann. Rath, nA 27. VIII. 1780. 
Schrift: Vitriarius illustratus h. e. Institutiones jur. Rom. Germ. antehac a 
Yitriario editae, Frib. 1691; Gotha 1698, 1712—1730, 189 — von Riccius, 1741). 
eit.: Jugler, IV. 177. — Bütter, vitt., I 280282. — Mopl, u: —* 
eichmann. 


Bfeiffer, Burch. Wild, 5 7. V. 1777 zu Kaſſel, wurde 1814 Reg, Rath, 
1817 AGRath dajelbft, ging u Lübeck, nach Wilhelm’3 I. Tode zurüd nach Kaſſel, 
yolitich wirkſam, 7 4. X. 

‚eaziften: ermilchte Kane über Gegenftände bed Römifchen un — n Rechts, 

1802. — bie Gre: der Patrimonialjurisdiktion, tt. it feinem 
— Bruber: Keelem jegbuch nach feiner Abmeldung von Deutihlans Gemeinem 
—* Eꝛtt. 1808, er neuen Geſetzgebung für Deutſche Stasten, Bött. 1816. — 

find die dan ng9fanblun eined Zwiſchenherrſchers für bem rechtmäßigen 

— * —5 — * —— ? Hann. 1012, — * mmlung bemerkens⸗ 

werihet En! Abpell Ger. Kafſel, Hann. 1 818—20. — Praktiiche Ausführungen 

— Alen Theilen — * ann. 182544. — Das Recht der Kriegseroͤberung 

auf | Staatölapitalien, Hann. — Ueber bie Orbnung der Regierumi Bnachfelge, 
—— der —eã Verfaffung in Kurheſſen, auf 15H 

e Meierrecht (1848), 2. Aufl. Kafjel 1855. — Der alte und der neue Bundestag, Ran 
151. — Die Selbftä ee des 2 Siöhteramts, Kafiel 1851, 2. Aufl. Gött. 1865. — Zeitichr. 


für Dentſches Recht, —8 
Kit: Hüänersborf in en eitichr. für Deutfe t, XIV. 432-447. — Ralten: 
korn, jichte der Deutſchen Bundesverhältnifie, 1 Br. 3. IL 413. 
Teihmann. 


Pferchrecht ( Gurdenſchlag; TH. I. ©. 501) ift das Recht eines Grunbftüds- 
— zu verlangen, daß eine Schafheerde auf feinen Aeckern des Düngers wegen 

in Hürden werde und bafelbft lagere; oder das Recht bes Eigenthümers 
einer Schaſheerde vder des Schäfereiberechtigten, feine Schafe auf fremden Grundſtücken 
legem zu laffen. Das erflere ericheint entweder als ein perjönlicher Anſpruch ober 
als ein Realrecht; das zweite ebenfalls als ein perjönlicher Anjpruch oder ala eine 
Früdiafferwitut. Dagegen kann weder das eine noch das andere Recht als eine un⸗ 
mittelbare Folge der Weidegerechtigleit angefehen werden; es kann den Hürdenſchlag 
ohne beionderen Erwerbägrund weder der BWeibeberedhtigte auf den dem Weiderecht 
anterfiegenden Grunditüden, noch ber Eigenthümer der letzteren von dem Weide: 
Dereditigten beanfpruchen. Zuweilen fteht das P. in ber erfteren Bebeutung ber 
Gemeinde zu, und biefe überläßt es aladann ihrerfeits in der Negel gegen eine Ab- 


a Salon u. 
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gabe (Pierchgeld) nach einer beftimmten Weihenjolge allen oder einzeinen 
gehörigen Grunbbefigern. 
t.: Hagemann, Hand! — — — He 1807), 8 
agemann, TPraft. Erörterungen, her, Das g 
Württemb, Privatrecht (2. Aufl. Zübing. 1846 ff.), I. &. 49 ff. — Wie — 
Nr. 181; XVIL Nr. 82. ge 
er, Paul Achatius, 5 12. IX. 1801 zu Stuttgart, Au i 
bingen, 1827 Oberjuſtizaſſeſſor, ſchied 1881 aus, fieben Jahre lang Mitg 
Württ. Kammer; bemüht, die Mängel der Bundesverfaffung und die Mißgı 
bunbestäglichen Reaktion zur Erörterung zu bringen, furze Zeit Kultusminiſt 
georbneter in die Deutſche Nationalverfammlung, trat 1851 wieder ala Ob: 
an Ei 1858 n Rubeftand, F 80. VII. 1867. 

Hriften: Briehueiel gieier Deutſchen, Stuttg. 1831, 2. an 1832. — 6 
über es el und bie ben des Deutichen Kiberalismus, Zub. 1i — leber biı 
Ei n — Ei} lnttemberge zum Deutichen Bunde, Etra ab. 1882 (Antı 

uli 1838, Stuttg. 1888) Az Antrag betr. Bundestagsbeichlüffe v.%8. Juni 1832, 
— — Ueber bie — ng des Öffentlichen Kechts in Deutſchland dürch bie De 
Ben Bundes, Stutig. gas Bent ber Steuerbertwilligung, Stuttg. 1836. — & 

Recht, Staat En hei. Stutt, ib. 842. — Das Baterland ꝛc., 1845. — Teut 
—*— im Jahre 1851, „Suttg, | 1851. — Zur Deutichen Berfaffungsfrage, Stute 
Mo I. aym, Die Deutihe Nationalverfammlı 

— ‘a il "elite ni —* nheitsbeſtrebungen bis zu ihrer Erfüllun: 
182, 1. 10 279. Zeihmar 


ichtiheilsberechnuug (Th. J. S. 462). Den Pflichttheil konn 
Römiſche Recht nur als eine Quoie der Inteſtatportion auffaſſen und befti 
denn das Pflichttheilsrecht war die materielle Reaktion des gefeglichen Gr 
gegen eine ſchrankenloſe Zeftirfreiheit, deren Gebrauch als ebenfo lieblos w 
vernünftig, ſomit als Pflichtwidrigkeit, Mißbrauch erfchien. Die Praris des Gi 
biralgerichts fand für die Größe der Pflichtquote beitimmteren Anhalt in de 
cidiſchen Duart, alfo in einem Viertheil der Inteftatportion. Erſt allmälig en 
fich die Berechnung des PflichttHeils von diefem Ausgangspunkte, der infoicrn 
zutraf, als bei der Falcidia der Erbe nur Vermächtnißnehmern, bei dem Pflic 
ber Geſetzeserbe auch dem eingejeten Erben gegemüberftand. Juftinian w 
Recht, wenn er jene Pflichttheildquart zu niedrig jand, namentlich wo Jemant 
Pflichttheilgberechtigte Hinterließ, deren Erbportion ſchon an fich geringfügig 
Dazu Tan, daß in den Pflichttheil mehr eingerechnet wurde als in bie Fa 
jener alfo oft geringer ausfiel als dieſe. Bei Erhöhung des Pflichttheilmakes in 
18 vom Jahre 536 beging jedoch ber Kaifer das erflärliche aber unleugbare 
fehen, feinem Pflichttheil zwei verſchiedene progreffive Größen zu Grunde zu 
nämlich */, der Inteftatportion, wenn diefe weniger als ein Viertheil des Nad 
beträgt, ſonſt %/,. Auf der Grenze beider Größen war ber logiſche Fehler ı 
meidlich; man denke fich folgende Skala: Y,, Ya, Ya, iz, Yıo, Yız x. G 
Borwurf trifft neuere Gejeßgebungen (f. unten). Mit Unrecht wird beha 
Juſtinian's Beftimmung habe Lediglich Deſcendenten, nicht alle Pflichtteilserbe 
Auge. Berner: der Kaifer, oder gar ſchon das frühere Recht, berechne den P 
tHeil kollektiv, d. h. Für alle Pflichttheilserben zufammen ala Quote des gefan 
Nachlafjes, und nicht vielmehr diftributiv, d. 5. für jeden Einzelnen ala Cuote 
Inteltatportion. Die Richtigkeit der letzteren Berechnungsart ift Tängft ern 
namentlich dadurch, daß nad) erfterer nicht jelten der Pflichttheil größer fein ı 
ala bie Inteſtatportion jelbft; auch der Schein des Gegentheils ſchwindet, 
man bedenkt, daß in dem Quellenbeifpiele (mehrere Kinder) beide Berechn 
gleiches Ergebniß liefern, was den bequemen aber falſchen Ausdruck begreiflich n 
Bei Enfeln iſt die Pflichttheilagröße noch Heute beftritten: folgerichtig erichein 
Anficht, wonach zunächſt die Stammtheile der Inteftaterbjolge allein entſche 
dann aber die Quote der verfchiedenem Stamme angehörenden Entel ıc. für 
Stamm beſonders zu berechnen iſt, aljo verjchieden ausfallen kann. Nach glei 
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Grundfag beftimmt fich der Afcendentenpflichttheil. Immer ergiebt fi) die In— 
teftatportion des einzelnen Pflichttheilsberechtigten durch Mitzählung aller berer, 
welche bei geſetzlicher Exbiolge defjen Miterben jein würden, gleichviel aljo, ob rechte 
mäßig enterbt, ob ihnen Pflichttheilarecht zufteht; doch gehört nicht Hierher die arme 
Vittwe, indem diefer das Röm. Recht weder Inteftaterbrecht noch Pflichttheil, ſondern 
eanen außerordentlichen, durch Vorabzug vom reinen Altivnachlaß zu befriedigenden 
geiehlichen Singularanjpruch beilegt. Iſt fonach des Einzelnen Pflichttheilsquote 
amittelt, dann ergiebt fi) 1) deren reeller Betrag a. aus dem Nachlaßbeitande zur 
Tedeszeil, aber b. unter Einrechnung alles beffen, was der Berechtigte auß des Erb- 
laffers Vermögen von Todeswegen erhält (nach richtiger Anficht auch des durch 
glihe Anwachfung und Vulgarjubftitution ihm Zufallenden), fowie defien, was ihm 
mi diefer Beftimmung unter Lebenden ausdrücklich ober ftillichweigend (jo Dos, 
Eheſchenkung, Berufsausftattung) vom Erblaſſer zugewendet ift; 2) ob diejer reelle 
Michttheil Dem Berechtigten irgendwie letztwillig, aber unverfürzt Hinterlaffen worden. 
Aus feterem folgt, daß jede Belaftung und Beichränfung, foweit fie die portio 
debita treffen wũrde, geftrihen wird, und nur für den etwaigen Ueberſchuß fort- 
beiteht. Hierauf bezieht fich die nach dem Mariamıs Socinus (t 1556) benannte, 
aber bereits im Röm. Recht enthaltene fog. cautela Socini, die dem Erblaſſer an- 
zäh: entweder den Pflichttheil ohne onus, oder mehr und mit onus auf bem 
Genen, und jomit dem Berechtigten die Wahl zwifchen beiden zu Binterlafien. 
An dieſer P. Hat bie Verſchmelzung des jormellen und materiellen Notherbrechts 
durch Juſtinian in der Nov. 115 nicht? geändert. — Die neueren Gejehgebungen, 
melde nur Pflichttheilsrecht anerkennen, bafjelbe auf Defcendenten und Aſcendenten 

‚ biefen ben Ehegatten und getwiffe öffentliche Anftalten (und zwar bald 
mit Pflichttheilsrecht, bald mit außerordentlichem Erbrecht) zugeſellen, haben die 
bintechuung in den Pflichttheil im Einzelnen umgeftaltet; jo bringt dag Sächſ. 
298. alle Konferenda der Defcenbenten in Anrechnung. Die Beitimmungen dieſes 
Geſetzbuchs, noch mehr ala die des Preuß. LR., trifft der Vorwurf übertriebener 
Lreite, ferner daß fie bei Defcendenten (der Code civil auch bei Afcendenten) ben 
Fehler der verſchiedenen Quotengröße verewigen. Das Heutige Pflichttheilsrecht 
bedarf der Vereinfachung, im Anfchluß entweder an die portion disponible des Code 
eiril, oder (maß vorzuziehen) an die durchweg fachgemäßen Beftimmungen des 
Cterr. BGB., welches dem Defcendenten die Hälfte, dem Afcendenten ein Dritt- 
theil feines gefeßlichen Erbtheils zufpricht; nur wäre leßtgenanntes Recht auf Eltern 
zu beſchränken. Dem Ehegatten follte man keinen Pflichttheil, jondern eine außer 
ordentliche Borabzugsquote, bzw. den mangelnden Unterhalt aus der Maſſe ger 


git.u Onellen: Geande, Recht ber Raterien ꝛc. Sb ı — Das 
Rotkerbentecht, Wbth. I. (1877) &. 278 N, u. XXXV. — Wind» 
iheid, — III. 88 580 fi. — 18. u: en. 1Bc1— 
— Opefang BEN 3 nn LE 43 188.681 fi. — Oefien. 
IB. 55 762, 784 fi. — Edi. BGB. $ 25642617. — Code civ. art. 918 58. — 
Rommien, Erbr..Entiv., al Säüße. 


Pferhten, gudwig Karl Heinrich von der, 5 11. IX. 1811 zu Ried 
in Imwiertel, ſtud. in Erlangen u. Heidelberg, 1833 Dozent in Würzburg, 1836 
ab. Prof, 1841—43 Appellationsgerichtsrath in Aſchaffenburg, dann Profeffor in 
veidzig an Puchta's Stelle 1848—49 Königl. Sächſ. Miniſter des Auswärtigen 
a. des Kultus, gab in Folge der Kammerverhandlung über bie Anerkennung der fog- 
Deutſchen Grundrechte Februar 1849 feine Entlafjung, war dann von April e. a. 
Kiniſter in Bayern bis April 1859, nachmals Bayer. Bundestagegefandter in Frank⸗ 
mt a M., 1864 BVorfigender im Bayerifchen Miniftervathe, ſchioß 14. VI. 1866 
den Dlmüper Allianzvertrag mit Oefterreich, 22. VIII. e. a. aber mit Preußen nad) 
Annahme des Schuß und Trugbündniffes einen günjtigen Frieden, 29. XII. 1866 
alafien, 18. VID. 1880. 
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Säriften: De — Abhanbdl. aus dem Pandektenren 
a Votum über die — in — oe 1864, (2) Braunſchw. 186: 
= 1864). — Stubien zu ee Ludwig — Stadt: und Sanbrecht, 
— — 3 fer Fyotzaeſcichte, Bd. XII. 346-480. — Archiv für civil. Prari 


— ze 2369 — — — Berne de droit international IX. = 
550. — Stufe, Bio — Riezler, Gehhichte Bayerns, Gotta 188 
Da Täpfet Ban * —S einteita ebungen a Fe 

eihma 


Pfrlinde bebeutet im katholiſchen Kirchenrecht einmal foviel, wie Prä 
(j. diefen Art.), ferner aber daß feftftehende, unter Firchlicher Auterität mit eine 
lichen Amt verbundene Recht bes Lebenslänglichen Niepbrauches an einem ı 
Theil des Kirchenvermögens, und da für die Megel mit jedem Kirchenamt C 
ficium, f. diefen Art.) ein beitimmtes Ginfommen verbunden fein ſoll, 
auch fo viel wie beneficium. B. Hinſchi 


Buffer, Kaſimir, 5 10. X. 1794 zu Rom, wo fein Vater Hau! 
der Schweizergarde war, 1798 mit den Eltern nach Luzern heimgekehrt, ftut 
Tübingen 1813, mußte bald (1814).zurüd, um ala Vizeverhörrichter u. Reda 
gehülfe (Regierungsfefretär) einzutreten, auch Fürſprech. 1819 erhielt er eine 
ftuhl des Rechts u. vaterländ. Geichichte Übertragen, für welches Amt er fü 
in Heidelberg und Tübingen bis 1821 vorbereitete. 1824 legte er bie P 
nieder, hielt aber an ber polytechnifchen Anftalt 1829—36 juriftifche Dr 
Sehr bald in das politiſche Leben eintretend, machte er ſich um freiheitliche 
ftaltung des Staatsweſens höchjt verdient, befonders auch ala Gejehgeber 
Kantons bis zu den 60er Fahren und durch Mitwirkung bei der Bundesgejeke 
1831 —41 war er Obergerichtapräfident, jaß auch 1851—71 im Obergerid) 
lange Jahre Mitglied d. Bundesgerichte, 1854 Präfident d. Nationalrathe. 
betagt feierte er 1871 fein 50jähr. Doktorjubiläum, F 11. XI. 1875, nachd 
Bunbesverfaffung von 1874 Diele verwirklicht, was er ſchon 1881 berür 

atte. 

s Sch Sriften: De variis caventium pro aliis a ;pellationibus, Tub. 1821. — Die 
8 no en Pins bed Kantons Luzern, Tüb. 1821. — Neber Preffreiheit und Put 
Zuruf an den ei a Vorort Bugern, 1831. — Ueber die Folgen ber r 
Shhatäreform in_ber Samciy, Ihri 1831. — N eläut. bed bürgerl. Gefeßbuche, 1832— 
Ueber das neue Erbrecht, 1: FR Saum ärtner) Reben über Bunbedreform, 1 
NRechtöfreund für den Kant. —ã at t Zurgilgen) Anleitung zur Führu 
— — in Strafſachen, 198 a IE — Der Sempader Krieg, 184 
teiger un defien Staatsprozeß, Er 1845. — Meine Betheiligung « 
Leu ſchen —— Hs 1846, Vachir. 1 Altenmäßige Darftellung mertwi 
Kriminalrechtäfälle,: üri) 1846 (mit Zurgilgen). — Beleuchtung der Ammann'ſchen 
fudjungsmethode und Betrachtungen über bad Sirafsehtäuerfahten beshaupt, Zürich 18 
Geſchichte bes Kantons Buzern bis 1848, — rich 1850—52, N. A. 1861. — Ranton : 
hiſtoriſch, geographiſch und ftatiftiich —— 1858, 59. — en fleinerer Sc 
nebft Erinnerungen aus feinem vet, ga; rich 1866. — Die Stontäverfaffung des Ke 
Luzern und deren Revifion, Luz. — Rriminal und goligeiftzafgefegbud erläutert 

1860. — Dad een = Aaning Luzern, Suz. 1866 

it: Dr. fimir ee Bi: Na Luzern 1875. — d. DOrelli, Rechtsj 
unb ken Züri Iumer, Teen bes Sqhwege 
Bundesſtaatsrechts, @) Schafft. 1 1 Mh. — Secretan, Galeri —— ic 

eihmanı 


Philippi, Job. Friedrich Hektor, 5 16. II. 1802 zu Hannover, 
Poppelsdorf bei Bonn in der Nacht zum 1. Januar 1880 ala Geh. Oberjufti 
u. Präfident des Landgerichts in Elberfeld. 

Sch —— Die — in ber Preuß. —— ei een, ® 5 
1865. — Die Vormundſchaft in ber Preuß. Rheinprovinz, Elberf. 
über das „opathetenuent, Elberf. er — — den Entwurf en wen — 
bürgerli echisſtreiti keiten, —— — Zu dem Entwurfe eines Brian übe 
Bormun fdjaftäweien, Eiberf. 1871. Teigmann 
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Phillimore, John George, 5 1809, Abvofat in Oxford, Nepetitor des 
Givifrechte am Middle-Temple, 1852 ins Parlament gewählt, + 27. IV. 1865. 

Schriften: Private Law among the Romans. — Introduction to the study and his — 
ot Roman Law, 1841. — History and Principles of the Law of Evidence, 1 tory 
of England during the reign re 1863. 

&it.: Pierer’3 Jahrbücher IIL Vd. Altenburg 1873, ©. 418. — Beft’ 8 Srundglige bes 
Bemeisredhtö, Heidelb. 1851, Bd. XXIIL — Cates, Dictionary, 1867, p. 879. 

Zeihmann. 

Phillips Georg JI. 56. I. 1804 in Königäherg, ſtud. in Berlin u. Göttingen, 
premovirte 1824, wurbe 1826 Dozent, 1827 Profefjor in Berlin; im Jahre 1834 
iolgte er einem Rufe nach München; nach den auch die Univerfität München jehr 
\chhaft berührenden Vorgãngen des Yahres 1848 aber war er durch feine ultra= 
montone Richtung bewogen, einem Rufe an die Univerfität Innsbruck Folge zu 
ieten. Derjelbe rebigirte ala Nachfolger von Görres die „Hiftorifch-politifchen 
Aötter“. T zu Wien 6. IX. 1872. 

Shriften: Ueber Exb- und Zbahlzecht m mit befonderer Degiehung auf da® Germaniſche 
“ 1, 1886. — Beute Geſchichte, 2 1832—834. — Lehre der ehelichen Güter: 
ges — — Reiche“ und —— ſeit — Ankunft ber Normannen 
66, 2 ch ber Darftellung ber Geichichte bes Angelſachfiſchen Rechts, 


18. — Uehung alienrechts in Frankreich, 1 1870. — — in frei, 
1. — aihe Be Une Ingolſtadt, 1 — Beiträge ur Geſchichte 
re rterung: Hat feit * Ufnrpation des Deutichen 


ithrones "emp 7 Fee zum Außfter! der Sachſ. Kaiſer die Karolingiſche 


et 21er — Grunbjäge des gemeinen Deutichen Privatrecht3 mit Einichl. 
der Se ®be., 1. Aufl. 1829, 2. Aufl. 188, 1839, 3. u 1846. — Ueber Orbalien, 
10. — Die Deutiche "Kömi Baht Bis tn golbenen "Bulk, 1858. — Die große Symode von 
ie, 1885. t, 7 869. — Deutſche Rei ur Redtögrichichte, 
1. Aufl. 1845, 2. Aufl. 1 ar 1856, 7 Aufl. 1859. — Die Didzelanfynode, 1. Aufl. 
19, 2, Anfl. 1850. — Der Ariprun der Rapenmufen, 1849. — Lehrbuch des Rirgenueät, 
uf. 187 871.— Dermifite Schriften, 1856—1860 (3 Bde). — 
daẽ baätiiche © Iphabet . — 1870. — Codex. Salisburgensis, Beitrag zur Gejchichte ber Bor- 
Gratianijchen Rechtsquelli em, 1864. 
Sit.: A Geſchichte der L. M. Univerfität, 1872, Bb. II. ©. 527 f-, Ar 
ezo 
& zu Medicina bei Bologna, trat als Lehrer in Bologna auf, ‚ging 
aach — wo er das —— erlangte, F nad) 1207. Sigle py u. pi. 
Shriften: Glossae. — Quaestiones. — Disputationes (Brocarda). — Summa ad tres 
Iihros Codieis. — De ordine Judiejorum (oeiäjrieben na nad 110, 1548 Pi, — — Gratiae 
hei de adielorum ordine ed. F. Bergmann, Gott. 1842). — De testi 
it: Sovigny, IV. 312-853. — Binnen Barlmen, Sn, Bb. VL ©. 15, 
n-76, eihmann. 


Pinheirs⸗ Ferreira, Silveftre, 5 81. XII. 1769 zu Liſſabon, in ver- 
Bar diplomatifchen Stellungen, eine Zeit. lang in Brafilien, F 1847 zu Paris. 
et !ürieb: Observations sur le Manuel diplomatique du baron Ch. de Martens, Par. 

> gro public interne et externe, Par. 183038. — Notes au Precis du 

in des 1832. — Notes au droit de la — et des gens par 
Tattel, a en le guide en de M. de Martens, — In Bortug. 
Exrade: Projet des lois organjgues du et la constitution ie rail 1832. — 
inion et projets conc. le re ent u gouvernement — en Portugal, 
— Projet de 2a politique pour la nation portugaive, 1: — Observ. sur la 


charte constitut. du Portugal, Par. 1835. — Declaration des droits 


de Pisa et du eito Par 1836. — Öbserv. sur la constitution e 
Paris 1886. Er: — 


it: Micbaud. — zo,5 Arte et publicistes, Par. 1856, p. 51—70. — 
11 3837, alvo, (8) I. 96. — Revue a frangaise, 
eihmann. 


J 


ie, Abraham de, & 27. V. 1811 im Haag, promovirte 1835 zu 
wurde Advolat, 1863 Dekan des barreau im Haag, } 25. V. 1878. Er 
Tor 40 Jahr Redakteur der Themis, die zahlreiche Beiträge von ihm enthält, u. 


* 
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begründete das Weekblad van het Regt 1839 fj., Mitglied von Geſetzgebung— 
tommiffionen, Förderer der Sache der Juden. 

Schriften: De causa obligationis C. C. 11311183, Traj. ad Beat, 1885. — De 
Callistrati Icti scriptis, L. B. 1835. — Handleiding tot *— a etboek, 'sGraver- 
bage 1838, (5) Utrecht 1875; tot het — — Eo h. s 6) koche ImS; 6; 
tot de Wet op de Regterlüke janisatie en het — —ã 844; tot het Wi 
boek van Burg. Regtvordering 1: u. 1857; tot Fe Dre van Strafvördering 188. 
tot de Wet op, gen Overgang van de vroegere tot de nieeue wetgeving, 1850. — je 
Organisatie, 1851. — N. landsche staatswetten, 1859. — Adviezen, — 1862. 

2it.: Weekblad van het Regt Nr. 4240 vom 80. Mai 1878. — Mr. A. de Pinto, her- 
dacht door Mr. A. A. de Pinto, — 1879 (Themis, 40. deel, 4. stuk). — Nieuwe 
Rotterdamsche — * 5. Juni 1878. — Allgem. Yuriftenzeitung von Mayer um 
Stall, 2. Jahrg. Nr. 26, ©. 383, 384. Zeihmann. 


Pirhing, Ehrenreich, 5 1606 zu Sigarten in Bayern, trat 1628 in dem 
Jeſuitenorden, Lehrte zu Dillingen, war Rektor des Kollegs in Eichftädt, Domprediger 
in Regensburg, T 1690. 

‚Säriften: De jarisd. et —— praelat. et rect. eccl. episcopis inferioram, 1633. — 

160,8 seripto et non scripto, De jurisd. e et Ba Se — seu —— eccL, 
* off. et pot. jud. deleg., 1664. — De constit. et 
1666. De renuntiat. benef., 1667. — —E —e Dilling. 1645. 

Tea zR, 1722; _Venet. 1759 (Facilis et succincta canonum doctrina, 1690; Augsb. 
108, Venet.. 1688, 1711). — Apologia s. defensio Caesaris, Ingolst. 1652; bdeutſch "Münden 


8it.: Schulte, Geſchichte, II. a ©. 148. Teigmann. 


Bilanelli, Siufeppe, 5 28. IX. 1812 zu Tricore in Terra d’Otranto, wurde 
im Alter von 20 Jahren Advokat in Neapel, begründete 1840 mit Roberto Savareſe 
eine Rechtsſchule, aus der die hervorragenditen Rechtsgelehrten, Advolaten u. Richter 
des Süden? Italiens Herborgingen, befürmwortete im Neapol. Parlamente von 1848 
Abſchaffung der Todesſtrafe und Juryeinführung; flüchtete nach Frankreich, dann 
nach Turin, 1860 Minifter Garibaldi’3 als Diktators in den beiden Sizilien, dann 
unter Yarini Chef der Yuftiz, 1861 Mitglied des Parlaments, Vertreter d. Politik 
Cavour’3, Profeffor in Neapel. Nach dem Sturze Rattazzi's (1863) beforgte er die 
Vorarbeiten zum Codice Civile Italiano, deſſen Einführung fein Nachfolger im 
Juftizminifterium, Vacca, vollzog. Nunmehr wieder in die Advokatur tretend, T 5. 

. 1879. 


IV 

Schriften: Della pena di morte, (3) Torino 1849. — Dell’ istituzione dei giurati. 
Torino 1856. — Del duello, Torino 1859. — (Mit Mancini und — ——ù 
al codice di procedura civile degli Stati Sardi. — Progetto del Codice Civile, Torino 
1863. — Dei progressi del diritto civile in Italia nel sec. XIX., Milano 1872. 

git.: Pessina, Opuscoli, 1874 p. 19, 201. — Pacifici- "Mazzoni, Istituzioni di 
diritto civile italiano, (@ Firenze 1874 8* — Mittermaier, Seiehrumgen über bie 
Wirkſamkeit der Schwurgerichte, Erl. de © 30, 566, 572. — [77 er, Lehrbuch des en 
Deutichen —— —— Leipz. 1880, —* 216, "217 Note. — La antia, Storia della 
Legislazione di Sicilia, Palermo 1874, I. 376 nota 2, 383 nota 2, 385 nota 3, 393 nota 
2. — Brusa, „Appunti per una introd. al corso di dir. e Br penale, Torino 1880, p. 181, 
215. — Luigi Sampolo, Commemorazione, Palermo 1 Teihmann. 


Biftoriß, Simon, & 28. X, 1489 zu Leipzig, wurde, nachdem er in Pavia 
und Xeipzig ftubirt, 1515 Doctor juris u. Professor Codicis, dann Mitglied des 
Oberhofgerichts, 1523—37 Kanzler des Herzogs Georg, trat in das Orbdinariat 
zurück, von 1542 an Kanzler bei Herzog Morik, von Karl V. in den Reichsritter⸗ 
ftand erhoben, zuleßt „Rath von Haus aus“ in Dienften des Kurfürften Auguft, 
7 8. XII. 1562. — Confilien von ihm in der Sammlung feines Sohnes Mo: 
deftinug. 

Sein Sohn: Mobdeftinus, & 9. XII. 1516 zu Xeipzig, ftudirte in Leipzig, 
Pavia und Padua, wurde Pro. in Leipzig, Kurfürftl. Rath, Stabtrichter, Bürger 
meifter, 7 15. IX. 1565. 
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—— * Index locorum communium (Reusner, Cynosura, I. 131 s8.). — Consilia 
ponsa juris, Lips, 1586-88, 159699 — Quaestiones c. addit. Schultesii, Lips. 
109, 1600—1613. — Processus juris opera Ch. Crusii, Magdeb. 1623, 16380. — Responsa 
juris ex bibl. J. B. Mansonii, Jenae 1 
Xit.: Vita auct J. a Beust, Viteb. 1585. 


Sein zweiter Sohn: Hartmann, Bruder des Vorigen, 5 1548, wurde Bei- 
fer des Oberhofgerichts u. Schöppenſtuhls zu Leipzig, dann Mitglied d. Geheimen 


Rothe u. Appellationzgerichts in Dresden, 7 1. III. 1601. 
Schriften: — u juris tam Rom. quam Saxonici, 1579—1598 a 


S———— ., Lips. 1608 — Opera omnia, Lips. dee Lips. — Ar 4 Ye 

? — ⸗Jubilãum ter “ 

— — A ae — een En Ipfege (ei zur Beutichen, — 

Shen Ned — — 2 ). — v. Stinping, —8 der Deutichen Rechtewiflen. 
khait, 1880, J. 1. —5' Zeihmann. 


Piteval, ss Gayot de, & 1673 zu yon, wurde 1713 Advofat, 
71748. Belannt durch: Causes celöbres et interessantes, Paris 1735 ss.; Bäle 
1:47, 1748; deutſch: Erzähl. fonderbarer Rechtshändel, Leipz. 1747—68. Eine 
Fortſezung veranftaltete der Parlamentsadvolat Frangois Richer (5 zu Avranches 
an 1718, F au Paris 1790), Amfterd. 1772—88; abgekürzte Samml. Pitaval's 
(Faits des causes c6lebres et interessantes, Amsterd. 1757) von Fr. Aler. de 
Weriault (} 1778). Eine Deutſche Ueberſetzung des Richer'ſchen Werkes (Jena 
1792-95) wurde von Schiller mit einer Vorrede begleitet. Hitzig u. Häring 
xröffentlichten eine ähnliche Sammlung: Der neue Pitaval, Leipz. 1842 ff. (von 
®. 31 ab Heraudg. von Vollert). Eine Auswahl aus letzterem Werke: Die 
rerefianteften Kriminalgefchichten aller Länder aus älterer und neuerer Zeit, von 
2cllert (2), Leipg. 1872—73. 

it: Michaud. — Dupin, Prof. d’avocat, IL Nr. 1803. Teihmann. 


‚Vitheen®, Franziskus (Pithou), 5 1543 zu Troyes, war Kanzler zu 
Paris, + 1621. Mehr Kanonift ala Romanift. 

Säriften: De la deur, des droits, pre&minences des rois et du royaume de 

yes 1587. omm. in 1. libr. Cod.; in Novellas; in Cod. can. veterum eccl. 

Peltetier, Par. 1687. — Liber legis Balicae, 1602 (Glossarium). — Capitularia 

7 rancorum. — Cr gab mit feinem Bruder Petrus das Corp. de can. heraus: c. 

vos Petri et Fr. Pithoeorum ed. le Pelletier, Par. 1687; Lips. 1695, 1705; Aug. Taur. 


1746. 

Sein Bruder Petrus P., 5 1. XI. 1539 zu Troyes, ging nach Bourges 
and folgte Eujad nach Balence, trat beim Parijer Parlament ala Advokat ein, 
atging den Verfolgungen in der Bartholomäusnacht, trat einige Zeit nachher zur 
“scholiichen Kirche über, war Generalprofurator zuerft zu Gayenne, dann zu Paris, 
Rh, um einer GEpidemie zu entgehen, nach Nogent fur Seine, T dajelbft 

1. 1596. 


—— sacra, juridica, historica et miscellanea, ed. Labbé, Par. 1809. — 
— Par. 1594—1609, in ben Preuves von Du Be, von Du- 
A Bafllane, tmoires de la Ligne t. v., von Dupin, 1824, 1 


im Manuel 

hist. Francorum Scriptores. cosetanei XIL, Fef. — Hist. 

Tancorum script. — XL, Fef. 1596. — Brevistio canonum v. Ful Es — 
158. — Mosalcarım et rom. | collatio, Par. 1573. — Leges Visigothorum, Par. 


1579. — Obserr. ad Co. et Novellas, Par. 1589. — Observ. analytigues sur la coutume 
at 1601. — Karoli et Lodoriel Pii capitula s. leges eccles. ‚1 
Stil: Mercier, Vita P. Pith., in ben Opera, 1608. — Aug aaa vor d. 1.80. 
— — Ant Loisel in befien Opuscules. — Boivin, Vita, elogia, opera, 
N Par. 1716. — Gresley, an oe . P. avec quelques mémoires sur son päre 
& so fröres, Par. 1756. — Milleror loge, 1847. — ee Rechtsquellen, I. 29, 
2,70. — Maaten, Geihiäte der’ Due en, Guag 1870 ©. XXXVL-XXXIX. — 


—— — v. Gtinging, ſchichie der —— — — 


Pizzamiglie, Clemente, 5 zu Codogno im Jahre 1882, ſtudirte in Pavia, 
czelt den Preis für die Arbeit: Dei Giurati in Italia, Milano 1872, zuletzt in 
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Mailand, F 16. VII. 1872 zu Garnago. Unvollendet blieb eine Arbeit übe: 
Yamilienrecht (Studi sui poteri e sui diritti di famiglia im Archivio giuridico 
VIII. 861—380). 

2it.: In morte di Clemente Pizzamiglio, Modena, tip. Sociale 1873. — Revue de 
droit international, V. 315. — Brusa, Appunti, 1880, p. 18. Teichma un 


Blacentinuß, 5 zu Piacenza, lehrte zu Mantua, Bologna, Montpellier, me 
er eine Rechtsichule gründete, jpäter wieder in Piacenza u. in Montpellier, F 1192. 
Sigle P. Pla. Plac. 

Schriften: Glossae. — De varietate actionum, Mogunt. 1530; Francof. 1609. — 
Bumma zum Codex, Mogunt. 1536. — Summa Institatlonum, Mogant. ’1685. — Summa zu 
den tres libri, Papiae 

Bit.: Saviany, IV. 244-285, 537—543. — v. Stinping, Geſchichte ber populären 


Kit, bed Röm.stan. tens i in in Deutkchland, Beipz., 1867, Bethbmann-Hollwe 
&iv.Prz,, Bd. VI. & — Germain, Ecole de M., 1877. ’ na, a 


Blacet, jus placeti regii, beißt das von der Staatögewalt in Anfprud 
genommene Recht, von den Erlaffen ber geiftlichen Behörden (des Papftes, der Cry 
biichöfe und Biſchöfe) dor ihrer Publikation Ginficht zu nehmen und die Ver— 
Öffentlicfung derfelben zu geftatten, reſp. zu verbieten. Ein folches Recht ift ſchon 
feiteng einzelner Fürſten im Mittelalter geübt worden und fpäter findet ſich dafſelbe 
Taft in allen Staaten in Geltung. Die katholiſche Kirche Hat in dem P. ftets 
eine —— der ihr nach göttlichen Recht zuſtehenden Freiheit gefunden. Im der 
Bulle: In coena domini werden daher diejenigen, welche die Berfündigung und Voll: 
ziehung papftlicher Bullen und Breven verhindern, mit dem Banne belegt, auch 
Pius IX. Hat in dem Syllabus vom 8. Dezember 1864 Nr. 28 die Lehre: „die 
Biichöfe dürfen ohne Grlaubniß der Staatsregierung fogar apoftolifche Schreiben 
nicht verfündigen”, als irrthümlich veprobirt, und endlich hat die Konftitution des 
vatikaniſchen Konzil® vom 18. Juli 1870 c. 3 die Nothwendigfeit des P. ale 
Bedingung 'der Gültigkeit päpftlicher Anordnungen verworfen. Nicht dadurch ver- 
anlaßt, wol aber in Folge der überhaupt der katholifchen Kirche gewährten größeren 
Selbftändigfeit haben einzelne Staaten das P. ganz aufgegeben, fo 3.8. Preußen 
(Berf.Url. Art. 16) und Oldenburg. Ebenſo ift es in Defterreich im Jahre 
1850 und nachmals durch das Konfordat von 1855 Art. 2 befeitigt worden; jedoch 
hat das Geſ. vom 7. Mai 1874 über die äußeren Rechtöverhältniffe der katholiſchen 
Kirche 8 17 den Biſchöfen die Pflicht auferlegt, ihre Erlaſſe (Verordnungen, In: 
ftruftionen, Hirtenbriefe 2c.) zugleich” mit deren Publikation der politifchen Landes: 
behörde zur SKenntnißnahme mitzutheilen. In Württemberg hat man dafjelbe 
in dem Gef. von 1861 Art. 1 nur für diejenigen Anorbnungen fallen laſſen, welche 
rein geiftliche Gegenftänbe betreffen, dieſe müffen jedoch mit der Verkündigung der 
Staatsregierung zur Ginficht vorgelegt werben. Das Bad. Gej. von 1860 $ 15 
und das Königl. Sächſ. Geſ. von 1876 88 2, 3, verlangen das letztere für alle 
tirchlichen Verordnungen, und haben da8 P. fir diejenigen, welche in bürgerliche 
oder ftaatöbürgerliche Verhältnifſe eingreifen, beibehalten. In Bayern bat man 
dagegen das P. in dem alten Umfange beitehen laſſen. 

In der evangelifhen Kirche, welche niemal® das Auffichtsrecht des 
Staates und die Uebung des P. beanftandet hat, ift daffelbe viel feltener zur An- 
wendung gelommen, weil e8 bei der Vereinigung ber höchiten Staatsgewalt und bes 
oberften SKirchenregiments in ber Hand bes Landesheren überflüffig war, und nur 
da, wo bie edangelifche Kirche eine volle Autonomie befist, oder der Landesherr 
einer anderen Sonfeffion angehört, von Bedeutung fein Tann. In Frankreich ift das 
P. auch der evangelifchen Kirche gegenüber vorgefchrieben und das vorhin erwähnte 
Bad. Geſetz macht ebenjowenig wie das Bayer. Religionsedikt von 1818 einen 
Unterſchied zwiſchen der Tatholifchen und evangelifchen Kirche. 
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Lit.: Van Espen, Tractat. de promulgatione egum ecclesiasticarum ac speciatim 

bullarım ac rescriptorum Curiae romanae (opp: Lovanii 1758, IV. 128 s8.. — A. Müller, 

De placito regio, diss. hist.-can., Lovanii 1877. — Briebberg, Grenzen zwiſchen Staat 

und Kirche, Tüb. 1872 (f. Regifter unter Placet). — Bol. im Hebrigen bie re bes 

ſtirchenrechts P. Hinſchins. 
Plakatweſen ſ. Preßgewerbe. 


Platner, Eduard, 5 30. VIII. 1786 zu Leipzig, wurde 1811 außerordentl. 
Prof., 1814 ordentl. Prof. in ie 1836 Geb. ‚Hofeath, r 5. VI. 1860. 

Schriften: Notiones jur. et just. ex Homeri et Hesiodi carmin. explic., Marb. 1819. — 
Beitr. zur Kenutniß bed Attifchen Rechts. Marb. 1820. — Der Prozeß unb die Klagen bei 
den Attilern, Darmft. 1824, 25. — De iis partibus libroram Ciceronis rhetor. quae ad jus 
spectant, Marb. 1831. — Ueber Toleranz, Marb. 1886. — Die Idee und ihre Karrikatur⸗ 
gehalten in ber gegenwärtigen Zeit, Warb. 1837. — Ueber die falſche Idealität, Marb. 
838. — Ueber die Jubivibualität, Ward. 1840. — Ueber bie Shnrattertofigteit unferer Zeit, 
Marb. 1841. — Quaestiones de jure crim. Romanorum, Marb. (1886) 1842. — Ueber Er⸗ 
tenntnig ber Bolföindivibualität, Marb. 1843. — Ueber den Weltihmerz, Marb. 1844. — 
Ueber die politifchen Beftrebungen in ihrer Berechtigung und Verirrung, Marb. 1848. — 
Ueber die Weltanfchauungen in dem jüngften Zeitbewegungen, Marb. 1850. — De sententia 
praetoris, Marb. 1851. — Ueber bie Gerechtigfeitsibee bei Aeſchylos und Sophofles, Seipz. 


git.: Brockhaus. — Nypels, Bibliothäque, p. 8, 9, 13, 14. Zeihmann. 

Plasgeihäft (Th. I. ©. 538). Daffelbe unterſcheidet fih vom Diſtanz⸗ 
geihäft dadurch, daß bei diefem die Waare dem Empfänger von einem anderen 
Orte überfendet fein muß, wogegen dies beim P. nicht gefchieht. Diefer Unterichied 
iſt infofern von Erheblichkeit, als Art. 347 des HGB. nur bei Diftanzgefchäften 
den Gmpfänger verpflichtet, die erhaltene Waare ungefäumt zu unterfuchen und die 
gerundenen Mängel dem Verkäufer ſofort anzuzeigen, wibrigenfall® die Waare ala 
genehmigt gilt. Der Art. 347 bezieht fich aljo nicht auf folche Fälle, wo bie 
Waare fih an dem Orte befand, an welchem der Berfäufer zur Zeit des Bertrags- 
abihluffes feine Handelaniederlafjung oder feinen Wohnfit Hatte, und der Käufer an 
diefem Orte die Waaren in Empfang zu nehmen Hatte. Denn dann barf der Ver— 
fäufer fofort bei der Ablieferung und Webergabe der Waare eine Erflärung des 
Käufers über deren gehörige Beichaffenheit verlangen, er ift mithin nicht genöthigt, 
fh der Gefahr einer nachträglichen Beanftandung der Waare feitens des Käufers 
nach ihrer Ankunft in dem anderen Orte, wohin fie verwendet wird, auszuſetzen und 
feinerfeitö den Betveiß dafür zu übernehmen, daß die Waare zur Zeit der Abfendung 
empfangamäßig geweſen fei. (Entfcheid. des ROHG. Bd. II. ©. 82, Bb. VI. ©. 288, 
Bd. XIIL ©. 389, Bd. XXI. ©. 59. Anderer Anfiht Harries in Gruchot, 
Beiträge, Bd. XVI. ©. 886.) Ebenſowenig findet Art. 349 des HGB., wonach die 
Klagen gegen den Berfäufer in ſechs Monaten nach der Ablieferung verjähren, auf P. 
Anwendung (Entfch. des ROHG. Bd. XI. ©. 46). Umgekehrt führt das OTrib. 
(®. LXII. S. 200 der Enticheid.) aus, daß auch die Lieferung einer Mafchine, 
welche von den Leuten des Majchinenfabrifanten beim Empfänger aufgeftellt worben, 
als ein P. anzufehen ift. Indeß fieht man doch nicht ein, warum bei P. nicht 
wie bei Diftanzgefchäften der Empfänger verpflichtet fein foll, feine Ausftellungen 
dem Geber gleich nach dem Empfange anzuzeigen, er damit vielmehr nach feinem 
Belieben warten kann, vielmehr fpricht das praftifche Bedurfniß für die analoge 
Anwendung bes Art. 347 auf die P. Dies führt auch ein Erkenntniß des Stabt- 
gerichts zu Berlin vom 19. März 1869 (Buſch, Archiv, Bd. XVII. ©. 290) aus, 
indem es bezeugt, daß in Berlin der Art. 347 für den Verkehr unter Kaufleuten 
auch bei P. maßgebend ift, und Hervorhebt, daß nad) $ 53 des EG. für Schleswig- 
Solftein vom 5. Juli 1867 die Art. 847 —840 auch für P. gelten (Harries 
in Gruchot, Beiträge, Bd. XVI. ©. 887; ebenjo Entſch. de ROHG. Bd. IX. 
ale one S Budelt, Rommenter zu Axt. 7 I HGB 81 u. 21 

tk: d. Hahn un uchelt, Kommentar zu Art, . u .— 
TH, HR, & u. EN — Build, Ari, XVL ©. 6, 2° XVvo. ‘er 290; ln. 
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6. 46; XIX. S. 140; XXIL €. 383, 194; XXI. S. 120. — Entich. bei ROH. VI 
€. 103, 107, 287, 307; VII. 309, X. ©. 347. — 
v. Krämwe 


— GBlenarbeſchluß). Das P. eines Gerichts umjaßt ſäͤmmtlich 
zu — gehörende Richter, einſchließlich der Hülfsrichter. Weber die Organi- 
fation des P. jagt das GVG. nur, daß der Präfident (bei den Landgerichten) reir. 
ber erfte Präfibent (bei den Oberlandeägerichten und dem Reichögerichte) den Vorfiß 
in demfelben führt (BG. 88 61, 121, 133). Was dagegen das PB. des Land: 
gerichtö reſp. des Oberlanbeögerichts zu hun bat, darüber jagt das GBE. nicht: 
jedenfalls dienen die Plenarberathungen dieſer Gerichtähöfe niemals dazu, um irgen 
eine die Rechiſprechung betreffende Trage zu erledigen. Die Landeögejeßgebung hat 
darüber Beitimmungen zu treffen, inwieweit Angelegenheiten ber Juſtizverwaltung 
ober Difciplinarangelegenheiten durch Beichlüfle des PB. zu erledigen find. Dagegen 
find dem P. des Neichsgerichts durch das GVG. beftimmte Funktionen übertragen 
worben, die aber auch mit der Rechtſprechung nichts zu thun haben. Bielmeh: 
beichränten fich die Plenarbeichlüffe auf folgende Fälle: 

1) Wenn ein Mitglied des Reichsgerichts zu einer Strafe wegen einer entehren: 
ben Handlung oder zu einer Freiheitsſtrafe von länger als einjähriger Dauer redt= 
fräftig verurtheilt ift, fo kann baffelbe wi MEOLNS feineg Amts um 
Gehalts für verluftig erklärt werden (GG. $ 128). 

2) Wenn gegen ein Mitglied des —— wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens das Hauptverfahren eröffnet iſt, jo Tann die vorläufige Enthebung der 
felben von feinem Amte durch Plenarbeihluß erfolgen (BG. $ 129). 

3) Wenn die Vorausſetzungen für die Verjegung eines Mitgliedes des Reiche 
gericht® in den Ruheſtand vorliegen und diefelbe nicht beantragt wird, auch einer 
diesfallfigen jeitens des Präfidenten ergangenen Aufforderung an das betreffende Wit: 
glied, die Verſetzung in den Ruheſtand zu beantragen, nicht Folge geleiftet wird, Ic 
ift die Berfegung in den Ruheſtand durch Plenarbejchluß des Reichsgerichts aus 
zuſprechen (GBG. 8 181). 

Bezüglich des Verfahrens iſt für die Fälle 1) und 3) vorgeſchrieben, daß außer 
dem Oberreichsanwalt, auch noch das Mitglied vor der Beichlußfaffung zu hören it. 
In dem Falle unter 2) genügt es dagegen, wenn nur ber Oberreichsanwalt gehört 
wird. An der Beichlußfaffung bei Plenarentjcheidungen müffen ſich mindeſtens = 
Drittheile aller Mitglieder mit Einſchluß des Vorfigenden betheiligen; jedoch muß 
die Anzahl eine ungerade fein. Wäre die zur Beichlußiaflung bereite Zahl von 
Mitgliedern eine gerade, jo Hat berjenige Rath, welcher zulegt ernannt ift, und bei 
gleichem Dienftalter derjenige, welcher der Geburt nach der jüngere ift, oder, wenn 
dieſer Berichterſtatter ift, der nächſt ältere Yein Stimmreht (GVG. $ 139). 

Bon dieſen Entjcheibungen bes P. find vollkommen verſchieden diejenigen Ent: 
fcheidungen, welche bei dem Reichägerichte von „vereinigten Senaten“ getroffen 
worden. Die „vereinigten Senate“ find ein Organ der Rechtſprechung, welches in 
folgenden Fällen in Thätigfeit tritt: 

1) In den Steaffachen, welche zur Zuftändigfeit des Neichögerichts in letzter 
Inſtanz gehören, entjcheidet der vereinigte zweite und dritte Strafjenat alß erkennen | 
des Gericht (EPG. 8 138 Abſ. 2). | 

2) Wenn ein Civilfenat in einer Rechtsfrage von einer früheren Entjcheibung _ 
eine anderen Givilfenat® oder der vereinigten Civilfenate abweichen will, jo hat | 
derjelbe die Verhandlung und el ber Sache vor die vereinigten Eivilfenate 
zu verweilen (GBE. $ 187 Abf. 1). | 

3) Wenn ein Strafjenat in einer NRechtsfrage von einer früheren Entfcheibung 
eines anderen Straffenates ober ber vereinigten Straffenate abweichen will, jo ver- 
weift er die DVerhandlung und Entſcheidung der Sache vor die vereinigten Strai⸗ 
fenate (GBG. 8 138 Abſ. 2). 
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In dieſen drei Fällen find „vereinigte Senate“ Gerichtshöfe nicht zur Ent 
ſcheidung der ftreitig gewordenen Rechtsfrage allein, jondern zur Verhandlung und‘ 
Entſcheidung der Sache felbft, infoweit diefer Ausdruck für Entfcheidungen des Reichs⸗ 
gericht überhaupt in Anwendung gebracht werben kann. (gl. StrafpO. 88 898 
bis 395, CPO. $$ 527—529.) 

In den unter 2) und 3) bezeichneten Fällen find die Enticheivungen ber „ver 
einigten Senate” an die Stelle der früheren Plenarentfcheidungen (vgl. Kab. Ordre 
vom 1. Auguft 1876 und Gel. vom 12. Juli 1869 über Errichtung des ROHG. 
$ 9) getreten. Während dieſe aber nur die freitige Rechtsfrage, alfo eine Voraus⸗ 
jegung für Erledigung der Sache ſelbſt, entichieden, erledigen die „vereinigten 
Senate” die Sache jelbft, und damit implizite auch die flreitig gewordene Rechts— 
frage. An bie früheren „Plenarentfcheidungen“ erinnert nur noch die Vorjchrift des 
636. $ 139, nach welcher die Zahl der Abftimmenden für die Entfcheibungen der 
„vereinigten Senate” ebenjo normirt ift, wie für „Plenarentjcheidungen” (nämlich 
des Reichsgerichts). Durch $ 189 wird fomit für Enticheibungen ber „vereinigten 
Senate” die Borfchrift des $ 194 des GBE. modifizirt. Unberührt bleibt aber 
duch dad GVG. $ 139 die Vorſchrift der StrafPO. $ 262, foweit diefe letztere 
Beitimmung der Natur der Sache nach überhaupt in Frage kommen Tann. 

Suellen find im za angeführt. 
Lit.: Bol. den Art. Gerichisverfaflung. John. 

Bolitiaund, Angelus, 5 1454 zu Montepulciano, Freund Lorenzo de 
Medict’s, T 1494. Großer Philolog; auch für die Rechtswifſenſchaft thätig. Opera, 
Venet. 1498; Paris. 1512; Basil. 1553. 

git.: Sapigny, VI 435446. — Buonamici, Poliziano giureconsulto, Pisa 1863. — 
Mähly, A. P., Leipz. 1864. — v. Stinping, Geſchichte der Deutichen Rechtswiſſenſchaft 
(1880), I. 176—178 u. 5. — Mommsen, p. XV. Teihmann. x 

Politiſche Verbrechen. Der Ausdruck p. V. wird Häufig gebraucht als 
Gegenfag zu dem Ausdrude gemeine Berbrechen. Gefagt foll damit werden, daß 
es Verbrechen gebe, welche durch politiſche Motive veranlaßt werden, während dies 
dei anderen — den gemeinen Verbrechen — nicht der Fall ſei. Nun ift aber für 
die Begrifföbejtimmung bes Verbrechens nicht maßgebend das Motiv, aus welchem 
das Verbrechen hervorgeht, ſondern es beftimmt fich der Begriff des Verbrechens, 
wenigſtens der Regel nach, durch dasjenige Recht, gegen welches die verbrecherifche 
Handlımg gerichtet war. Dies ift der Grund, weshalb der Ausdrud p. V. jelbit 
etwad Schwanfendes und Unbeftimmtes Hat. Denn giebt es fchon einzelne Ver⸗ 
brechen, von denen behauptet werben kann, daß diefelben jaft immer aus politifchen 
Motiven begangen werden — 3. B. der Hochverrath — während bei einer großen 
Zahl anderer Verbrechen die Veranlaſſung derjelben durch politiiche Motive kaum 
angenommen werden kann — 3. B. Diebſtahl, Betrug, Münzfälſchung, Meineid — 
fo wird doch auch eine dritte Kategorie von Verbrechen aufgeftellt werden können, 
dei deren Begehung politifche Motive ebenſo gut vorhanden gewejen fein, wie auch 
geiehlt haben können, wie dieſes 3. B. bei den Injurien, bei ber Befreiung der Ge- 
fangenen und ſonſt der Fall ift. Dazu kommt, daß einerjeit auch bei denjenigen 
Verbrechen, welche vorzugsweiſe es beanjpruchen bürfen, p. V. genannt zu werben, 
nicht jelten andere ala politifche Motive obgewaltet haben — 3. B. Eigennuß bei 
Hochverrath ober Landesverrath — und daß anbererfeits diejenigen Verbrechen, 
welche vorzugsweife gemeine Verbrechen genannt werden, mitunter auch wol aus 
politifchen Motiven begangen werben können — 3. B. der Diebſtahl don Schrift- 
ftüden, um bie Pläne des politifchen Gegners kennen zu Iernen, die Tödtung u. a. 
Benn man troß dieſer Unbeftimmtheit des Ausdrucks p. V. benjelben dennoch 
nit aufgeben mag, fo ift ber Grund hierfür vielleicht in folgenden Umſtänden 
zu finden. 1) Die p. V. haben eine gemeinjame biftorifche Bafis. Diefe iſt in 
dem Römifchrechtlichen crimen majestatis (Lex Julia majestatis — unbeitimmt, 
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ob durch Gäfar oder durch Auguftus erlaflen —) gegeben. Dieſes umjaßte al: 
Handlungen gegen die Majeftät und die Sicherheit des Römifchen Staates und 
Volkes — nach Untergang der Republit auch Verbrechen gegen die Perfon de 
Kaifers, jowie Verbrechen gegen höhere Staatsbeamte, namentlich Senatoren un 
Mitglieder des Kaiferlichen Konfiliums und Konfiftoriums. Uebrigens war bie Br 
griffabeftimmung des Röm. crimen majestatis — (die Juſtinianiſchen Inſtitutionta 
[4, 18] geben folgende Definition: lex Julia majestatis, quae in eos, qui contra 
imperatorem vel rempublicam aliquid moliti sunt, suum vigorem extendit 
unbeftimmt, und bieje Unbeftimmtheit blieb beftehen, troß der 1. 11 D. (48, +: 
durch welche nur beftimmt wird, daß nicht Alle, welche vor der lex Julia majestats 
Khubig feien, auch des Todes ſchudig ſeien, ſondern daß zum Tode nur derjenig 
bes crimen majestatis Schuldige zu berurtheilen fei, welcher hostili animo ad 
versus rempublicam vel principem animatus; ceterum si quis ex alia causa legis 
Juliae majestatis reus sit, morte crimine liberatur. Der an fich jo unbeftimmt: 
Begriff des hostilis animus beſchränkt alfo nicht daS crimen majestatis überhaust. 
fondern nur die todeswürdigen Fälle dieſes Verbrechen. Die Strafen de crimen 
majestatis find durch die Röm. Kaifer Arcadius und Honoriuß derartig auch au 
die Kinder derer, die fich dieſes Verbrechens fchuldig machten, ausgedehnt, daß der 
Söhnen jegliches Vermögen zu konfisziren und denſelben die Erhjähigfeit abzuſprechen 
fei — sint postremo tales, ut his perpetua egestate sordentibus, sit et mors so 
latium et vita supplicium. Ten Töchtern wird etwas an Vermögen belaffen, weil 
man annimmt, fie würden in Folge der Schwäche ihres Geſchlechts nicht fo vie 
wagen, wie die Söhne. Die Gehülfen, die Mitwiſſer, die Diener der Thäter ſollen 
ebenfo wie die Thäter jelbft, die Söhne jener Gehülfen ıc., wie die Söhne de 
Thäter beftraft werden. Ueberdem war es, damit die Strafe des crimen majestatis 
verwirkt würde, keineswegs erforderlich, daß das Verbrechen zu irgend einem Griolge 
gerührt Hatte, da der bloße Wille, ſelbſt ſchon der Gedanke an die That, der That 
ſelbſt gleich geftellt wurde. Dieſes Röm. Geſetz ift in das corpus iuris canonieci 
(causa 6. qu. 1 can. 22) wörtlich Übergegangen und an einer anderen Stelle — 
cap. 5 in Vito (V. 9.) — noch auf diejenigen außgebehnt, welche gegen bie Perion 
eine® Kardinals einen feindlichen Angriff unternahmen. Sodann find dieſe Be 
ftimmungen des Röm. Rechts in die goldene Bulle Tit. 24 (55 1—17) aufgenommen 
und haben Hier ihre Anwendung auf die Kurfürften gefunden. So waren die Be 
ftimmungen des fremden Rechts über das Römiſche Stantöverbrechen aus boppeltem 
Grunde geltendes Recht in Deutfchland geworden, einmal wegen der Rezeption 
des Röm. Rechts überhaupt und ſodann auch wegen der fpeziellen Publikation biejer 
Beftimmungen durch ein Deutfches Reichsgeſetz, und um fo mehr mußten diejelben 
auch in der Praris Anwendung finden, ala die CCC nur eine auf die Der 
rätherei bezügliche Beitimmung enthielt (Art. 124: Item welcher mit bosshaftiger 
verretherey misshandelt, soll der gewonheyt nach durch viertheylung zum todt 
gebracht werden), welche noch unbeftimmter war unb für die praktiſche Anwendung 
ſich noch weniger empfehlen mochte, als die Vorſchriften des Röm. Rechts. — Aus 
dem crimen majestatis find num wenigſtens mehrere ber jetzt als p. V. bezeichneten 
einzelnen Verbrechen hervorgegangen. Zuerſt — ſeit dem 18. Jahrhundert — wurde 
aus dem allgemeinen crimen majestatis ber ſpezielle Begriff der Majeſtätsbeleidigung 
außgefondert. Den Landesverrath Hat von dem Hochverrathe das gemeine Deutſche 
Strafrecht überhaupt nicht gefondert, jondern es ift die erft durch die Partikular- 
gejeggebung gejchehen, zuerft Durch das Preuß. Allg. ER., dem fi) dann das Bayır. 
StrafGB. von 1813 anſchloß. Wenn fo die p. V. auch eine gemeinjame Hiftorifche 
Bafis haben, jo konnte diefer Umftand doch nicht verhindern, daß nicht bei der 
partifulären Fortbildung des Strafrecht? mancherlei Verſchiedenheiten entftanden 
wären. 2) Die p. B. werden ala folche Verbrechen bezeichnet, welche gewiſſe Be: 
fonderheiten für das gerichtliche Verfahren erforberlich machen; und in dieſer Be 
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ziehung werben denn auch wol die p. V. und die durch die Preffe begangenen Ver— 
brechen nebeneinander genannt. Dieſe Befonderheiten jedoch, die man ben p. V. 
für das gerichtliche Verfahren vindizirt hat, find nach zwei Seiten hin bebeutfam 
geworben. Bon der einen Seite wollte man bie p. V. nicht von Gefchtworenen- 
gerichten abgeurtheilt wiffen — jo ift 3. 3. in Preußen, nad) voraufgegangener 
Abänderung des Art. 95 der Berf.Urk., durch Gefe vom 25. April 1853 ein be= 
fonderer Gerichtshof errichtet worden, der fog. Staatsgerichtshof, welchem die Unter 
fuchung und Wburtheilung jämmtlicher Fälle des Hochverrath und des Landes- 
verraths, ſowie der Fälle von Thätlichfeiten gegen den König und die Mitglieder 
des Königl. Haufes, fowie endlich der feindlichen Handlungen gegen befreundete 
Staaten und zwar ohne Zuziehung don Geſchworenen übertragen ift —, 
von der anderen Seite hat man dagegen bie p. V. umd die burch die Preffe be 
gangenen Delikte gerade als ſolche bezeichnet, welche jchlechterdings immer nur unter 
Mitwirkung von Geſchworenen abgeurtheilt werden können. So hatte beiſpielsweiſe 
in Preußen Art. XIX. des EG. zum Straf&B. (14. April 1851) einzelne Delikte 
(Straf6B. 88 78, 84, 85, 86, 98, 99) „als p. V.“ den Schwurgerichten zu= 
gewiefen, und das Preßgeſetz vom 12. Mai 1851 (8 27) beftimmte, daß die mittels 
der Prefje verübten Vergehen, welche mit Freiheitsſtrafe von mehr als drei Jahren 
bedroht feien, zur Kompetenz ber Schwurgerichte gehören ſollten. Diefe Beitimmungen 
find dann aber jpäter durch Gejeh vom 6. März 1854 aufgehoben worden. Die 
Beriaffung für den Norbbeutichen Bund Hatte Art. 75 für den gegen den Nord— 
deutichen Bund begangenen Hochverrath und Landesverrath ala Gerichtshof dag 
SApp.Ger. zu Lübeck beftimmt. Dieje Vorſchrift ift auch in Art. 75 der Verfaſſung 
für das Deutiche Reich übergegangen. Da inbefjen dasjenige RGeſ., durch welches 
die näheren Beftimmungen über die Zuftänbigfeit und das Verfahren des OApp.Ger. 
teftgefeßt werden follten, nicht erfolgte, jo blieb e8 bis zum Inkrafttreten des GVG. 
(1. Oftober 1879) bei dem, was die Verfaffung des Deutfchen Reiches für die Zeit 
618 zum Erlaß dieſes RGeſetzes angeorbnet Hatte, b. h. es verblieb auch in Betreff 
der gegen das Reich etwa vorfommenben Fälle von Hochverrath und Landesverrath 
bei der feitherigen Zuſtändigkeit der Gerichte in den eirzelnen Bundesftanten. — 
Jeht ift duch das GVBG. vom 27. Januar 1877 die Frage, welchen Einfluß die 
etwaige politifche Beichaffenheit eines Verbrechens auf das gerichtliche Verfahren 
äußere, in folgender Weiſe beantwortet worden: ber Negel nach iſt es für die ört— 
liche und fachliche Zuftändigkeit der Gerichte, fowie für das Verfahren ganz gleich- 
gültig, ob ein Verbrechen oder Bergehen den Charakter eine® p. B. hat, oder ob 
bieg nicht der Fall ift. Eine Ausnahme von diefer Regel enthält nur das GVG. 
8 136 Nr. 1, nach welcher Beftimmung für die Unterfuhung und Entfcheidung in 
eriter und letzter Inſtanz in den Fällen des Hochverraths und des Landes= 
verraths, infofern dieſe Verbrechen gegen ben Kaiſer ober das Reich gerichtet 
find, außfchliehlich das Reichsgericht zuftändig jein fol. Hiermit hängt es denn 
zujammen, daß einzelne wenige, durch diefe Vorfchrift nöthig gewordene, das Ver— 
fahren betreffende Beftimmungen in die StrafPO. aufgenommen find (vgl. StrafPO. 
$ 184, 176, 484; GBG. $$ 138, 139). Die Preffe Hat in den Juſtizgeſetzen 
eine bejonbere Beachtung nur infoweit gefunden, ala nad) $ 6 des EG. zum GVBG. 
die beftehenden lanbeagefeglichen Vorfchriften für die durch die Preffe begangenen 
ftrafbaren Handlungen unberührt bleiben follen; während im Webrigen die durch 
die Preffe begangenen Verbrechen nur dann von den Schwurgerichten abgeurtheilt 
werden, wenn die Vorausſetzungen des GVBG. $ 80 vorliegen. 

Abgejehen von dieſen Fällen, hat der Ausdruck p. B. feine praftifchen Konſe— 
quenzen. 63 kann daher auch davon abgejehen werden, bie einzelnen Strafvor- 
fhriften, die mit diefem Wort etwa zufammengefaßt werden könnten, aufzuzählen. 


Lit. Bol. die hinter d. Art. Hochverrath,Sandesperrath, Majeftätsbeleidigung 
gehe dl h 8 — a ——— 


d. Holgendorff, Euc. II. Rechtslexiton IIT. 8. Aufl. 5 
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Pälik, Karl Heinrich Ludwig, 5 17. VII. 1772 zu Genftthal, wurde 
1795 Prof. der Moral u. Geſch. in Dresden, 1803 Prof. philos. in Leipzig, ging 
noch 1803 nach Wittenberg ala Prof. des Natur- u. Vöolkerrechts, 1815 Profi. der 
Sächſ. Geſch. u. Statiftil in Leipzig, 1820 Prof. der Politik u. Staatswiſſenſchaften. 
+ 27. II. 1838. Gr gab feit 1828 „Jahrbuch der Geichichte und Staatskunit” 
heraus (fortgejeßt von Bülau). 

Schriften: Handbuch ber Geichichte ber —— Staaten des Kheinbundes. Leipz 
1808—1810; — bed Deutſchen Bundes, Leipz. 1817, — Die Staatamiflenichften im Sir 
unferer Zeit, Zeipz. 1828; neue Aufl. "187. — Sunbeis für encyllopädiiche Vorträge üker 
die gefammten C hntömifienfhaften, Leipz. 1825. — Staatenfufteme Europa’3 und Amerika’s. 
1826. — Vermiſchte Schriften aus dem Kreiſe der Geſchichte un Staatswifſenſchaft en. Meiken 
1881.— Staatsw. Vorl. für die gebildeten Leſer in konſtitutionellen Staaten, Leipj 1881 88.— 
Die Suropäitdhen Verfaſſungen ſeit 1789, Seipz. 1817—25; 2. Aufl. 1833, 34; Bb. IV. vo: 


Bülau, 1847. 
Lit.: R. Reto der —— ‚abe, XVLA1 ff. — Mohl, I. 141, 292, 297, 481; 


O0 
IL 368, 384, 388 me Ompteda, III. 26, 28, 44, 48. Teigmann. 

Bolize ( (police, polizza, abgeleitet entweder von polliceri [Stobhe] ober von 
politicum, diefe von polyptychon, moAdnruyos [Diez, Weigand]) bedeutet Zettel, 
Schein, technisch aber: Verſicherungsſchein, eine Urkunde (Franzöſ.: contrat 
d’assurance = police), welche ber Berficherer (die Verficherungsanftalt oder =-Ge- 

ſellſchaft ze.) über den Abfchluß eines Verſicherungsvertrags ausftellt und dem Ber: 
ſicherungsnehmer einhändigt. Die P. enthält ben weſentlichen Inhalt des Ber: 
ficherungsvertrags theils ausdrücklich, theils durch Bezugnahme auf die veröffentlichten 
Reglemente des Verſicherers, auf dad Statut der Verficherungagefellichait u. dgl. 
und ift im Zweifel fo aufzufafien, als enthalte fie die ausdrüdliche Beſtimmung. 
der DVerficherer übernehme die Affefuranz unter den bei feiner Konzeifion aufgeftellten 
und publizirten Bedingungen, ſowie den im Statut genannten Beftimmungen, AU 
dies ala lex contractus gebacht und daher Hinterher nicht mit Wirkung auf den 
bereit abgejchloffenen Vertrag einfeitig veränderlich. Ungenau redigirte P. find in 
Zweifel gegen den Derficherer, welcher fie oder die darin angezogenen Reglemente 
abgejaßt hat, auszulegen (vgl. Entich. d. ROHG. Bd. III. ©. 86, Bd. IV. ©. 59). 
Das Franz. Recht verlangt unter den beftimmt vorgefchriebenen Angaben in der P. 
auch jolche über das Geſellſchaftskapital (f. Bodenheimer a. a. ©. ©. 70). Bei 
Feuerverficherung wird partitularrechtlich Borlage der P. an ftaatliche Auffichte= 
behörben gefordert; ob die Augftellung und Uebergabe der P. im Zweifel zur Per- 
fektion des Verfiherungsvertrags erforderlich ift, ift Thatfrage, dürfte aber, ohne 
beſondere Anhaltspunkte für das Gegentheil, zu verneinen fein (vgl. Entſch. des 
ROHG. Bd. II. ©. 346, Bd. V. ©. 10, Bd. IX. ©. 382; Goldſchmidt zc., 
Zeitichr. für das gef. H.R., Bd. XV. ©. 610, 611). Meber die Androfung von 
Rechtsnachtheilen in P. ſ. d. Art. Feuerverſicherung. Ueber fog. polices 
d’honneur ſ. d. Art. Seeverjiherung. 

Da das Recht des DVerficherunganehmers und bzw. Verficherten aus dem Ver— 
fiherungavertrage wie Rechte aus Obligationen überhaupt übertragbar ift, jo kann 
es durch Ceſſion an einen neuen Gläubiger übertragen werben, ohne daß der Um— 
ftand, daß eine P. auögeftellt ift, tmejentlichen Einfluß auf das Recht oder die 
Rechtsübertragung Hat; denn die P. ift zunächft nur Beweisurfunde; der im Ver— 
kehre vorhandenen Tendenz, die Verficherungsforderung an die P. zu knüpfen und 
letere zum Werthpapiere umzugeftalten, trägt dag Allg. Deutiche HGB. in Bezug 
auf die Seeaffeturanz-P. Rechnung, und zwar dadurch, daß es deren Indofjabilität 
erflärt, vorausgefeßt, daB fie an Order lautet (P. als Orderpapiere ſ. HGB. 
Art. 302, 896, 904, 905); alsdann gehen durch das Indoffament (Giro) der P. 
alle Rechte aus dem indoffirten Papier auf den zweiten Nehmer, Indoffatar, über 
und ber Berficherer (Ausfteller der PB.) Tann fich nur folder Einreden bedienen, 
welche ihm nach Maßgabe der P. ſelbſt oder unmittelbar gegen den jebesmaligen 
Kläger zuftehen. Bei der Berficherung auf fremde Rechnung iſt zur Gültigkeit der 
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erſten Uebertragung das Indoſſament des Verficherten nicht erforderlich, ſondern das 
des Verficherungsnehmers genügend. Da aber auch im Seeverſicherungsverkehr die 
Ausstellung einer P. nicht geſetzlich obligatorifch ift, fondern von dem den Ver— 
fiherer alferdings zwingenden Verlangen des Verſicherungsnehmers abhängt (Art. 788 
des HGB.), jo faun immerhin auch eine Uebertragung ber Forderung bes Verficherungs- 
nehmer® (ohne P.) mit den gewöhnfichen Wirkungen einer Geffion eintreten und 
dies Tann namentlich dann von Bedeutung werben, wenn die verficherten Gegen- 
fände während bes Laufes der Verficherung veräußert werben (f. Hierüber Art. 904 
u. 905 des Allg. Deutichen HGB.). Es ift zuläffig, daß über mehrere Verfiche- 
rungsverträge eine gemeinſchaftliche P. ausgeſtellt werde; alsdann gelten bie 
Verträge als gleichzeitig (HGB. Art. 791). (Ueber Abſtempelung der Seeafſekurang⸗ 
P. in England und Engl. Gebieten in Goldfhmibdt ꝛc., Zeitfchr. für d. geſ. H-R., 
Bd. XXI. Beilagendeit, ©. 150, 151.) 

Die P. heißt tarirte P., wenn ber Verficherungswerth auf eine beftimmte 
Summe (Tare) dur Bereinbarung ber Parteien (in der P) feſtgeſtellt ift (die 
Zarirung, fei es, daß fie fi) auf den imaginären Gewinn mit eritredt oder ‚nicht, 
iſt jedoch wegen wefentlicher Meberfegung der Taze anfechtbar). Die P. heißt offene 
P., wenn entweder gar feine Tare in ber P. angegeben ober die Angabe des Ber- 
ficherungöwerthes nur proviforifch erfolgte (letzteren Falls auch: „vorläufig 
tarirte” ®.). Iſt die Ausftellung einer P. vereinbart, jo ift die Verficherungs« 
prämie nach der darin angegebenen Taxe zu berechnen (Protololle ©. 4268) und 
gegen Auslieferung der P. zu bezahlen (Art. 816). ft eine P. ausgeſtellt, jo ift 
der Verficherungsnehmer bei einer Seeverficherung für fremde Rechnung (abgeſehen 
von einer Spezialvollmacht) nur dann Iegitimirt, über die Rechte, welche in dem 
Verfiherungsvertrage zu Gunſten des Berficherten vereinbart find, zu verfügen, ins⸗ 
befondere die Verficherungsjumme einzuflagen zc., wenn er bie P. beibringt; dag 
Recht auf die DVerficherungsfumme iſt demnach zunächſt an die P. gefnüpft; nur 
gegen Beibringung der P. hat der DVerficherer an die Verficherten zu zahlen und 
bevor der Berficherungsnehmer dem Verficherten die P. ausgeliefert hat, disponirt 
der Berficherungsnehmer über die Rechte aus dem Berficherungsvertrage; er iſp nicht 
verpflichtet, die P. dem DBerficherten oder den Gläubigern oder der Konkursmafſe 
defielben außzuliefern, bevor er wegen der gegen den Verficherten in Bezug auf die 
verficherten Gegenftände ihm zuſtehenden Anjprüche befriedigt ift; dagegen haftet 
aber der Verficherer, wenn er, während ſich die P. noch im Beſitze des Verficherungs« 
nehmers befindet, durch Zahlungen an den Berficherten oder an deſſen Gläubiger 
oder Konkursmaſſe, oder Verträge mit Diejen, das gejehliche Vorrecht des Ver— 
ficherungsnehmers beeinträchtigt (ſ ag Art. 898 u. 894 d. HGB.). 

Dnellen: Allg. Deutſches Bo. Art. 302— 305, 788, 791, 797, 816, 892— 896, 904, 
95. — Preuß. SR. THU. Zit. $ 2064 ff. — Code de comm. art. 382 as. — Bol 


ftänbiges Beifpiel einer ———— aus bem 16. Jahrh. |. bei Benvenuto Straccha, 
Tractatus de assecurationibus (Venetiis MDLAXIX. u on 


Bit: Die Kommentare bed aligem. Deutſchen bon en —— ug. 
den an eführten Artikeln; ferner Goldfchmidt ıc., Sir Mi d. NR DO Bu: S. 
Bei m d Bd. XV. 610, 611; die Entſch. ; Bb. I. 
3b. VII. S. 189; 3b. IX. ©. 130, 284, A — — 
©. 38 und bie hinter den Art. Benerverfiderung, ‚Slenertiärzungn, Derliherunge 
vertrag angegebene Lit. Auch Eonftant Bodenheimer, Zur Gefehgebung über 
cherungsweſen, Bern 1879. Gareis. 
Volizeiaufficht eine acceſſoriſche Freiheitsſtrafe, welche nach Verbüßung einer 
anderen Strafe in Wirkſamkeit tritt und in der Entziehung gewiſſer Befugnifſe 
berjönlichen Freiheitsgebrauches befteht. Aus dem Franz. und Preuß. Recht wurde 
fie in das Deutiche Straf &B. übertragen. Die erfte Erwähnung der P. findet fich 
im 8. C. vom 28 Floreal XII ($ 181). Die Haute cour imperiale wird danach 
ermächtigt, in Fällen der Freiſprechung „de mettre ceux qui sont absous sous la 
surveillance ou & la disposition de la haute police pour le temps quelle deter- 
5* 
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mine.“ Nachdem auch ein Dekret vom 19 Bentöfe XIII alle entlafienen forgats 
unter die Aufficht der Ortspolizeibehörbe ihres Wohnortes gejeht Hatte, ergingen 
die ausführlichen Beſtimmungen des Code pénal von 1810 (art. 44, 45, 46 ss.), deren 
Prinzip darin beftand, daß entlaffene Verbrecher für ihr gutes Verhalten entweder 
Kaution leiften oder P. erleiden follten. Dies Syſtem ward fpäter vollftändig 
durch das Reviſionsgeſez vom 28. April 1892 verändert. Die P. befteht in dem 
Derbot, fi an beftimmten von ber Regierung bezeichneten Orten aufzuhalten , den 
Aufenthaltsort ohne vorherige Abmeldung zu verlafien und bindet den davon Pe 
troffenen an eine Zwangsroute. Webertretung diefer Beichränkungen bildet das Ver- 
gehen ber rupture de ban. (Ueber die weiteren Ausführungsmaßregeln: das 
minifterielle Cirfular vom 18. Juli 1833.) Die Strafe der P. ift entweder Lebens- 
länglich ober zeitlih. Sie tritt entweder ipso jure ein, fo daß der Richter nicht 
darauf zu erkennen braucht (bei allen Verurtheilungen zu travaux force auf Zeit, 
bei detention und réclusion, banissement), oder fie wird in Gemäßbeit des Geſetzes 
vom Richter ausgefprochen, um den Thäter ala gefährlich zu Tennzeichnen. Auch bei 
politifhen Verbrechen findet die P. Anwendung (art. 47—50 de3 Code penal), 
desgl. bei gewiffen Vergehen gegen das Eigenthum. Aus der Beziehung der P. zu 
den politifchen Verbrechen erklärt fi) das aus Anlaß bes Stantsftreiches ergangene, 
durch die Regierung der Nationalvertheidigung am 24. Oktober 1870 aufgehobene 
Dekret vom 8.—12. Dezember 1851, wonach allen unter P. ftehenden Individuen 
der Aufenthalt in Paris und der Bannmeile unterfagt ift und rupture de ban (nady 
dem Code penal im Marimum mit fünf Jahren Gefängniß ftrafbar) adminiftratine 
Transportation nach Cayenne oder Algier ohne richterliches Erkenntniß nach fich 
ziehen Tonnte. Auch das neue Belg. StrafGB. (art. 85) ftimmt im Weſentlichen 
mit den Beftimmungen des Franz. Recht? nach dem Geſetz vom 28. April 1832 
überein. Lebenslängliche P. kann nur gegen rüdfällige Verbrech er erfannt werben ; 
in allen anderen Fällen ift die P. eime zeitliche, von mindeſtens fünf» und höchſtens 
zwanzigjähriger Dauer. Weitere Veränderungen enthält das Franz. Geſetz vom 
30. Juni 1874. Dies Geſetz läßt vier neue Artikel an Stelle der alten art. 44, 
46, 47 48 des Code penal treten. Die Stellung unter P. giebt der Regierung das 
Recht, dem Entlaffenen den Aufenthalt an gemwiffen Orten zu unterfagen. Einen 
beftimmten Aufenthaltsort anzuweiſen, ift die Regierung nur dann befugt, wenn der 
Sträfling es unterließ, vierzehn Tage vor dem Ende ber Strafzeit einen Wohnſitz 
zu wählen. Ohne Autorifation der Regierung kann der Sträfling feinen Aufent= 
haltsort nur von jech® zu ſechs Monaten wechjeln. Das Marimum der P. beträgt 
20 Jahre, wenn auf Zwangsarbeit, Reklufion oder Detention erfannt wurde; der 
Richter ift micht mehr gezwungen, auf P. zu erfennen. Auch die Vertvaltungs- 
behörbe kann die Ausführung ber P. fuspendiren, während ausbrüdlich die früheren 
Streitfragen entjcheidend anerkannt wurde, daß auch durch Begnadigung die Straie 
der P. aufgehoben werben kann. (S. auch das JuftizminifterialCirkular vom 21. Febr. 
1874.) Unzweifelhaft nähert fich das neue Franz. Gefe den im Deutichen StrafG2. 
außgeiprochenen Auffaffungen. 

Die Mehrzahl der Deutfchen Strafgefeßbücher Hatte die P. als Strafmittel 
aufgenommen; am meiften näherte ſich dag Preuß. Straf®B. von 1851 den ehe 
maligen Franz. Anfchauungen, indem das Eintreten der P. wefentlich von dem 
Charakter der jtrafbaren Handlung abhängig gemacht wurde, ohne Nüdficht auf 
Perfönlichkeit des Thäters. Die Meinung der Sachverftändigen und inabejondere 
ber Gefängnißbeamten wenbete fich indeſſen faft einmüthig gegen diefe Strafart, die 
als ein Hinderniß gegenüber dem beffernden Erfolg des Strafvollzuges erfannt ward. 
Man erinnerte vorzugsweiſe daran, daß durch P. das Fortkommen enilafener Sträfs 
linge, und folglich auch deren Beflerung erfchwert werde. In Frankreich, wo die 
P. am ftrengften durchgebildet ift, findet man eine auffallend Hohe Zahl von Rüd- 
fälligen. In Verüdfichtigung der gegen die P. geäußerten Beſchwerden und in An— 
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ihluß an das Bayer. Straf6B. von 1861 hat das RStrafGB. der P. eine völlig 
veränderte Geftalt gegeben. In gewiſſen genau bezeichneten Fällen kann der Richter 
auf Zuläffigkeit von P. erfennen (bis Höchftens fünf Jahr). Nach Anhörung 
ber Gefängnißverwaltung fann alsdann die Landespolizeibehörde P. eintreten Lafien. 
Die Wirkungen der P. find: Verbot des Aufenthalts an gewiſſen Orten; Bejugniß, 
Ausländer aus dem Bundesgebiet zu verweilen; Wegfall der bei Hausfuchungen 
fonjt beftehenden Bejchränfungen. Die PB. kann jederzeit von ber Behörde zurlid- 
genommen werben (RStrafGB. 88 89, 40). Als eine, freilich nicht auf Geſetz, 
fondern lediglich auf der Praxis beruhende Art der P. kann man auch die fitten- 
pofizeilich über liederliche Dirnen geübte Beauffichtigung anfehen. Auch giebt das 
Nahrunggmittelgefeß vom 14. Mai 1879 der Polizei nach geſchehener Verurtheilung 
gewiffe Auffichtsrechte über die Geichäftsräume, 

Auch England Hat nad dem Vorgange der Iriſchen Gefängnigreform und 
im Zufammenhange mit dem Beurlaubungsſyſtem in feiner neueften Geſetzgebung 
die P. eingeführt. Sehr ausführliche Beftimmungen darüber enthält die jog. Habitual 
Criminals act 32 und 88 Vict. c. 99. Ausführlich verhandelte darüber ber britte 
Italienische Yuriftentag zu Zurin im September 1880. 

2it.: Gouin in der Rövue de l£gislation tom. XII. (1840) B 393. — Chatagnier, 
Du renvoi sous la surveillance de la haute police, Par. 1849. — Humbert, Consequences 
des condamnations p6nales. — Bertauld, Cours de droit penal, p. 274. — Trebutien, 
1245. — Helie ypele), Traits, 1. $$ 341 es. -- Ortolkn, Kldments de droit pönal, 
& 157. — Fremont, La surveillance de la Haute Police d’ftat, de sa suppression et 
des ınoyens d’y suppleer, Par. 1869. — Renault, Etude sur la loi du 23 Janvier 1874. — 
L. Buscon, I. surveillance de la haute police, son passe, son present, son avenir, 
Montauban 1878. — Gualtieri Sighele in der Rivista penal IV. 32. — v. Holtzen- 
IL Shda, Die Folgeiauffiht in Peruben, Id. Hotpendortte Skrfeehtäne, 

— te Pol il J hr . n r afreı , 
1863, ©. 28 — Weiß, ——— für das Königreich Bayern, 1868, f ©. 106. ar 

v. Holgendorff. 

Polizeikoſten. Wie die Polizei auß ber Gerichtsverwaltung, fo find die Koften 
der Polizeiverwaltung aus dem Syſtem der Gerichtäkoften erwachfen. Die ben 
Landesherren verliehene Grafengewali umjaßte nur dem obrigfeitlichen Theil des 
Gerichtsweſens, das „Gerichtalten“ (imperium merum et mixtum), nicht das heutige 
Richteramt — die eigentliche Rechtiprechung —, welche im Mittelalter ala ein 
indieium parium fi) aus den größeren und kleineren Kommunalverbänden nad) 
Herfommen und Geſetz jormirte. Das Gerichthalten, einjchlieglich der „Friedens⸗ 
bewahrung” , erfehien deshalb im Mittelalter vorzugsweiſe als Bermögenzlaft, 
als die einzig dauernde Ausgabe des bürgerlichen Gemeinmwejens, im Unterſchied von 
der geitweife ſehr Hohen, aber doch zufälligen daſt des Heerbanne. Eben daraus er 
gab fi die maturgemäße Verbindung der Gerichtöverwaltung mit dem Grund- 
beſitz. Durch die bereitwillige Uebernahme dieſer Laft erhielt der Großgrundbefig 
allmählich die Stellung erblicher Obrigkeiten, und ebenfo wurden bie Städte durch 
Uebernahme dieſer Laſten Herren in ihrem Gebiet, Obrigfeiten ihrer Angehörigen. 
Das mittelalterliche, mit einer Naturalwirthichaft verbundene Amtsſyſtem hatte ins 
deffen bie Folge, daß in den Gebieten der Landesherren die Koften diefer Verwaltung 
die landesherrlichen Einkünfte fortſchreitend aufgehrten. Vorzugsweiſe darauf berußte 
es, daß gegen Ende de Mittelalters die „Gerichtslehne“ nicht mehr blog an Be- 
fiber großer herrſchaftlicher Gebiete, jondern an die Beſitzer einzelner Ritterhufen 
berliehen wurden. Aus der taufendfältigen Verleihung dieſer Verwaltung, nament« 
lich im Often Deutſchlands, ging der „Patrimonialftaat” hervor, ber in Verbindung 
mit den landſtändiſchen Verfaffungen ſich während der Reformationgzeit vol entwickelt 
und die Bewohner des platten Landes in einen Hertenftand und Unterthänigenftand, 
die Bewohner der Stäbte in ein Aftiv- und Paſſivburgerthum gefchieden hat. 

In diefer Gerichtöverwaltung ift nach wie vor bie Friedensbewahrung 
enthalten, welche jet nach Vorgang ber Reichsgeſetze ala Polizei bezeichnet und, 
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umfaffender ala früher, ala Pflicht der Obrigkeit „für gute Ordnung und gemeinen 
Wohlftand zu ſorgen“ aufgefaßt wird. Reichs⸗ und Landespolizeigeieße erkennen 
es als Pflicht und Recht der Ortsobrigkeiten an, die nachbarlicde Ordnung auch 
durch allgemeine Sagungen zu regeln und auf diefem Wege ihre erweiterten Gewalten 
nun aud in die rechtliche Form der „Unterthänigkeit” auf dem platten Lande, des 
Berhältnifles der „Schußverwanbten“ in den Städten zu bringen. Die Tragung 
ber Gerichts- und ®., war und blieb aber die Borbedingung aller 
werthvollen Herrſchaftsrechte. Die P.laft, die fich Durch die Vorfchrirten 
ber Reiche» und Landespolizeiordnungen ſehr erheblich zu vermehren anfing, blieb 
ein annexum biejer überzahlreichen Stadt- und Gutsobrigkeiten und wurde auch 
durch den Verfall und die Quieszirung ber landſtändiſchen Verfafjungen nicht alterirt. 

Aenderungen in diefem Verhältniß find allmählich jeit den Zeiten der $ranı. 
Revolution eingetreten. Im Welten Deutſchlands — unter dem Einfluß der Gejek- 
gebung Frankreichs, des Königreichs Weitfalen und anderer Rheinbundftaaten — erloichen 
nicht nur die Patrimonialgerichte, ſondern auch das Poligeiamt wurbe von dem Großgrund⸗ 
befig und den Stadtlommunen mehrfach abgelöft, oder doc im Namen des Landesherm 
verwaltet. Auch die P. wurden zum Theil auf die Staatzlaffe übernommen ; ein 
anſehnlicher Theil indeſſen ala eine „Hergebrachte” Laft den Gemeinden belafien. 
Im dftlichen Deutfchland dagegen war der gejchloffene Großgrundbeſitz mehr geeignet. 
die patrimoniale Geftalt der Ortsämter beizubehalten. In Preußen hört zwar mit 
dem Jahre 1808 die Patrimonialjuftiz der Städte und der Domänenämter auf, die 
Polizei wird in einigen wenigen größeren Städten durch unmittelbare Staatsbeamte 
auf Staatöfoften verwaltet, in den übrigen nach den Stäbteordnungen wenigftens 
ala „mittelbares“ Staatsamt behandelt. Es bleibt indefien die Regel, daß auch in 
diefen Städten die Verwaltung burch einen von ber Staatsbehörde beftätigten Ge— 
meindebeamten geführt wird und daß die Koften und Einkünfte der Verwaltung der 
Kommune verbleiben. Auf dem platten Lande jollte nach dem Plan des Freiherm 
vom Stein (1808) die Gut&polizei aufhören und durch unmittelbar vom König 
ernannte Beamte (womöglich Ehrenbeamte) erjegt werben. Dieje weitergehenden Pläne 
fcheiterten zunächft an dem Koftenpunft in der damaligen Yinanznoth des Staats. 
Seit 1812 übernahm die Staatskaſſe jedoch einen bedeutenden Theil der P. durch 
die Organifation der Gendarmerie, auf deren Thätigkeit die Polizeiordnung des platten 
Landes biß in die neuefte Zeit vorzugsweiſe beruht hat. Allein umfomehr legte nun 
der Großgrundbefitz einen Werth auf die Beibehaltung einer gutsherrlichen Polizei— 
gewalt über feine Dienftleute und bäuerlichen Nachbarn. Die Beibehaltung der 
Patrimonialjuftiz und Polizei erfchien der nach ben Freiheitskriegen herrſchenden 
Richtung ala ein werthvolles Element einer „ſtändiſchen Gliederung”. In dem 
Rahmen diefer Einrichtungen wurden nun in den Jahren 1828—28 die neuen 
Kreis⸗ und Provinzialordnungen Preußens nach den leitenden Ideen des Kronprinzen 
formirt, und ein „Ritter-, Bürger- und Bauerſtand“ wieberhergeftellt, foweit dies 
vw ben Grundfägen der Stein-Harbenberg’shen Reformgejehgebung noch mög— 
ich war. 

Die Sturm» und Drangperiode von 1848 war entichloffen, die 
patrimontalen Elemente auch im Polizeiweſen gründlich zu befeitigen. Aber noch 
einmal fcheiterte die Ausführung an den Koſtenpunkt. Die in Ausficht geftellten 
Aenderungen der Gemeindelajten erwedten eine lebhafte Abneigung der Ländlichen Be— 
völferung gegen die neuen Einrichtungen, auf welche geftüßt, die damalige Preußifche 
Minifterverwaltung in einer verfaffungsmäßig ſchwer verantwortlichen Weile bie 
ſchon publizirten Kreis- und Gemeindeordnungen filtirte, die Kreis- und Provinzial 
ftände für wieberhergeftellt erklärte. Bezüglich der P. Hatte das Geſetz über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 ($ 8) die Beltimmung getroffen, 
daß „die Koften der örtlichen Polizeiverwaltung von den Gemeinden zu beftreiten“ 
find. In der nicht erheblichen Zahl von Städten, in welchen die Ortspolizei durch 
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unmittelbare Staatsbeamte verwaltet wird, werden die „Gehälter der von der 
Staatsregierung angeſtellten Beamten” vom Staat, die jonftigen P. von der Ge— 
meinde getragen (während nach dem Gejek vom 30. Mai 1820 die Gemeinden in 
diefem alle nur für die erforderlichen Lofalien zu forgen hatten). Auf Grund 
diefer Scheidung Hat fih in Preußen eine umfangreiche Verwaltungsrechtiprechung 
(früher durch Minifterialveftripte, jetzt auch durch die Verwaltungsgerichte) darüber 
gebildet, welche Ausgaben zu den perjönlichen, welche zu ben fachlichen P. 
zu rechnen find. 

Das zähe Feſthalten an der Patrimonialordnung bes platten Landes und an 
der Tragung der P. als ftädtifche Gemeindelaft im Oſten Deutichlands hat übrigens 
in ihrem endlichen Erfolg dahin gewirkt, die obrigfeitliche Ortöverwaltung in engem 
Verband mit der Kommunalverwaltung zu belafjen. Das Unhaltbare war nur die 
Behandlung der poligeiobrigkeitlichen Rechte ala iura patrimonii. Verwandelte man 
diefe Rechte in eine Pilicht der befitenden Klaſſen der Gemeinde, diefe Verwaltung 
im Auftrage des Staat mit der vollen Berantwortlichfeit bes öffentlichen Amts zu 
übernehmen, jo entwidelte fich aus der Verbindung der perjönlichen Pflichten und 
Koſten des Polizeiamtes mit dem Gemeindeverband ein überaus fräftiges Syſtem 
obrigfeitlicher Selbftverwaltung. Ein jolches ift demnächſt aus der Preußifchen Kreis⸗ 
ordnung don 1872 hervorgegangen und bat ſich alabald zu Höheren, provinziellen 
Organen der Selbftverwaltung weiter entwidelt, während die unter dem Einfluß 
der Franzofiſchen Geſetzgebung geförderte Trennung des Polizeiamts und der P. vom 
Gemeindeverband zwar eine bequeme, aber unfelbftändige und ber höheren Entwide 
lung unfähige Munizipalverfafjung erzeugt hat. Das vielfach Iaut gewordene Be— 
ftreben, bie Koften der Ortspolizei auf bie Staatsfaffe zu übernehmen, beruht auf 
einer kurzſichtigen Anſchauung; denn die P. bilden einerjeits nur einen ſehr geringen 
Bruchtheil der Gemeinbeausgaben, im Vergleich mit der Armen, Schul, und Wege- 
laft, wärend fie ala Gemeindelaft andererſeits unentbehrliche Grundlage für bie 
Selbſtändigkeit der Selbſtverwaltungsorgane bleiben. Unter allen Inſtitutionen 
älterer Ordnung bat fich die Dezentralifation der kommunalen Laſten als das 
fonfervativfte Element bewährt, welches die Deutſche Staatsbildung vor einer über 
eilten Gentralifation bewahrt bat. s 


Kit. fehlt, da der Koſtenpunkt in den Darftellungen bes Polizeirechts ala Nebenſache ber 
handelt zu werben pflegt. ® is Gneift. 


Bolizeiftrafverfahren (ZH. I. ©. 957 ; vgl. auch die Art. Bolizeiverord=- 
nungen, Polizeikoſten). Unter P. ift zu veritehen: bie Feſtſetzung einer Strafe 
jeitens der Polizeibehörden fir Handlungen oder Unterlafjungen, welche durch gejegliche 
Beſtimmungen (im weiteften Sinne) allgemein und im Voraus mit Gtrafe bedroht 
find. Davon zu unterfcheiden ift die Anwendung von Erekutivftrafen, d. h. Zwangs⸗ 
maßregeln, durch welche beftimmte Perjonen zu einer von den Verwaltungsbehörden 

- geforderten Leiſtung, Handlung oder Unterlaffung genöthigt werben follen (vgl. 
den Art. Berwaltungserelution). Während bezüglich dieſes Verfahrens bie 
Landesgeſetzgebung ausſchließlich zuftändig ift, kann fie ein P. mur innerhalb ber 
reichsgeſehzlich bejtimmten Grenzen ($ 453 ff. der StrafPO.) anordnen und regeln. 

Die Polizei ift aus der Gerichtöverwaltung erwachien und bei der Trennung 
der Juſtiz und Verwaltung wurde ben Polizeibehörden eine Rechtſprechung in Strafe 
lachen nur infoweit übertragen, ala eine folche ben Gerichten niederer Ordnung zu- 
ſtand. Es hängt alfo, während die Trage, ob Verwaltungsorganen richterliche 
Geſchafte zu übertragen jeien, nach ftaatsrechtlichen Gefichtöpunften zu enticheiben 
it, der Umfang ber etwa zugelaffenen Jurisdittion geichichtlich mit der Vertheilung 
der Straffachen an die Gerichte verichiedener Ordnung überhaupt zufammen. In 
Rom wurde nur über die ſchwereren Verbrechen vor den Kriminalgerichten ver- 
handelt, während die Verfolgung der übrigen ftrafbaren Handlungen vor dem Civil- 
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richter geſchah, entweder durch den Verletzten (delicta privata) oder irgend "einen 
Unbetheiligten (actio popularis). In der Kaiſerzeit wurden außerdem Straifacde 
don gewiflen Polizeibeamten jelbftändig erledigt. So hatte ber praefectus annonae 
(ogl. Mommfen, Römiſches Staatsrecht, II. 996 ff.) über die geringen Delikte, di: 
beim Getreibeverfehr und Schiffahrtäbetrieb vorlamen, in einem wahrjcheinlich at- 
gekürzten Verfahren zu erkennen, ebenjo der praefectus vigilum (vgl. Mommien, | 
©. 1010 ff.) über incendiarii, effractores, fures, raptores, receptatores (1. 3 $ 1 
D. 1, 15), wobei er aber in ſchwereren Fällen die Verhandlung an den praefectus 
urbi abgeben mußte (1. u. C. 1, 48), deſſen fpäter ſehr umfaflende Kriminaljuris 
biltion fich auch erft allmählich aus einer polizeilichen von geringem Umjange ent 
widelt Hatte (Mommfen, 1013 ff.). — Im Deutfchen Strafverfahren unterjchied 
man zwiſchen peinlichen und nicht=peinlichen Sachen. Die erfteren (Miffethaten, 
Unigerichte) waren mit Strafen belegt, „die an Hals und Hand gingen“ und nidt 
abgekauft werden Tonnten, die anderen (Frevel, Brüche) wurden regelmäßig mit Geld 
gebüßt. Nur die Ungerichte wurden „in ftrengem Recht“ (vor den Kriminal- 
gerichten), die Brüche im „freundlichen“, „beicheidenen“ Recht (vor den Eivilgerichten) 
erledigt. Da man dieſe Unterfcheidung mit einer bei den Stalienern beliebten (in 
delicta atrocia und leviora, vgl. 3.2. J. Clarus, recept. sentent., 1. V$ prim. 
no. 9) ibentifiziren konnte, jo behielt man fie ſowol in der CCC (vgl. art. 104) 
wie in der fpätern Praxis bei. Es werben peinliche Strafen: an Leben, Ehre, Leib 
ober Gliedern, den bürgerlichen: Lanbesverweifung, Gejängniß und Gelbitihie gegen: 
übergeftellt (vgl. Carpzow, Practica nova rer. crim. 102 no. 58). Die mit 
bürgerlicher Strafe bebrohten Sachen gehörten vor die niederen Gerichte und wurden 
auch progefjualifch in mancher Hinficht verfchieden behandelt (vgl. Carpzow, L c. 
no. 20—25). Ein ähnlicher Unterfchieb kam auch in der Gejehgebung zum Aus: 
drud, indem neben den peinlichen Gerichtsorbnungen, jowol für dad Reich wie für 
die einzelnen Territorien, Polizeiordnungen ergingen, in denen eine Reihe von weniger 
bedeutenden Delikten mit Strafe bedroht wurde. Unter Polizei (der Augsbrud 
kommt wol zuerſt in $ 40 der Reichöregimentsorbnung von 1495 vor, welcher c& 
dem Reichsregiment zur Pflicht macht: Ordnung und Polizei fürzunehmen und bie 
Köftlichkeit und Ueberfluß aller Stände zu mäßigen) verftand man die Friedens— 
bewahrung, die Sorge für Ordnung und gute Sitten. Die Reichspolizeiordnung 
(zuerſt 1530 auf dem Reichstage zu Augsburg erlaffen, 1548 zu Augsburg wieder: 
holt und 1577 durch den Sranffurter NReichdeputationstag revidirt und gebeffert) 
ſowie zahlreiche Verordnungen über Münzen, Handwerk und Handel (vgl. Stobbe, 
Geſchichte der Deutſchen Rechtsquellen, II. S. 200 ff., und Gerftlacher, Handbuch 
der teutſchen Reichsgeſetze, TH. IX.) konnten freilich nur den Rahmen abgeben, den 
bie Landesgeſetzgebung im Einzelnen auszufüllen hatte. Es ergingen auch zu dieſem 
Zwede allerorten zahllofe einzelne Beftimmungen, durch bie nach allen Richtungen 
hin tief in das Privatleben eingegriffen wurde. Cine möglichft volllommene Unter 
ordnung des Bürger unter die ftaatliche Bevormundung war das deal des eubä- 

moniftifchen Polizeiftanteg im 17. und 18. Jahrhundert, der feiner Pflicht nur zu 
genügen meinte, wenn er bie Individualität der Entwidelung bejeitigen und bie 
Unterthanen auf Schritt und Tritt kontroliren unb zurechtweiſen konnte. Dem 
entjprechend umfaßte bie Polizei, d. 5. die Sorge für das „Gemeinwohl“, beinahe 
die ganze Staatsthätigkeit und alle Staatsorgane waren mit ihr befaßt, namentlich 
auch die niederen Gerichte. Bei der Errichtung felbftändiger Polizeibehörden über 
trug man diejen auch einen großen Theil der niedern Gerichtsbarkeit, theils um bie 
Gerichte zu entlaften, theil® weil man die Polizeivergehen als wefentlich verſchieden 

von den friminell ftrafbaren Handlungen betrachtete. Doch war diefer Geſichtspunkt 

keineswegs außfchlieglich maßgebend. Man beitimmte die Kompetenz der Polizei 

behörden vielmehr in Höchft verjchiedener Weiſe, indem man dabei Nüdficht nahm: 

bald auf die Höhe der in abstracto angebrohten ober in concreto aufzuerlegenden 
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Strafe, bald auf den Inhalt der betreffenden Strafvorichriften, bald darauf, ob die⸗ 
fefben von Verwaltungäbehörden ausgegangen waren oder nicht (vgl. 3. B. Mitter- 
maier, Die Straigefeggebung in ihrer Yortbildung, I. Beitrag, Heidelberg 1841, 
©. 221 ff.). In Anlehnung an diejen formalen Gegenſatz ift auch die Frage nach 
einem materiellen Unterjchiede zwifchen polizeilichem und kriminellem Unrecht in der 
Strafrechtswifſenſchaft vielfach erörtert worden. Man ging dabei zunächit von ber 
Meinung aus, welche. den naturrechtlichen Anſchauungen am Ende des vorigen Jahr 
hunderts entiprach, daß jedes Verbrechen die Verlegung eines beftimmten Rechtes 
enthalten müſſe. Eine ſolche Tieß fich bei vielen jtrafbaren Handlungen nicht aufs 
finden und man machte das Vorhandenſein derjelben zum unterjcheidenden Merkmal 
zwiſchen kriminellem und polizeilichen Unrecht. So Feuerbach (der freilich in 
feiner Revifton für „Polizeivergehungen“ eine Berlegung der bedingt nothwendigen 
Rechte des Staates, d. h. derjenigen voraußfeht, „die zu ihrer wirklichen Eriftenz 
einen Akt der Staatsgewalt als folcher“ benöthigen), Srolmann und ähnlich Luden, 
welcher Rechte= und Gefeßeg-Verbrechen unterjcheidet, je nachdem ein fubjeltives Recht 
verlegt ift oder nicht und die letzteren ala Polizeiverbrechen bezeichnet. Da jedoch 
bier der Kreis der Poligeiverbrechen ein zu weiter wurde (Feuerbach betrachtet 
ala jolche: Landzwang, Wucher, Hazarbipiel, Schwören, Fluchen, Zutrinfen, Bettelei 
und jämmtliche Fleifchesverbrechen), ſchränkte man von anderer Seite den Begriff 
auf ſolche Handlungen ein, die weder in ein fubjektives Necht eingriffen, noch die 
Sittlichkeit verlegten, fonbern nur wegen der möglichen nachtheiligen Folgen von 
der Geſetzgebung für ftrafbared Unrecht erklärt worden fein. So v. Wächter und 
ähnlich auch Hälfchner Daß der Begriff des Verbrechen? eine Unfittlichkeit 
nothwendig vorausſetze, betont namentlid Stahl, der ala Polizeiübertretungen alle 
Handlungen anjehen will, „welche nicht gegen bie zehn Gebote, ſondern nur gegen 
die Gebote des Staates find“. Aehnlich Hatte Köftlin den in Rebe ftehenden 
Gegenjag ala den „des an und für fich Unrechten“ und bes „Gejährlichen“ hervor 
gehoben, wobei er jened als das „wirkliche“, dieſes als das „mögliche” Unrecht be= 
zeichnete. Während Merkel mit feiner Unterjcheidung bes formellen von dem 
materiellen Unrecht fich der Auffafjung Luden's nähert, hat Binding darauf hin= 
gewieſen, daß es Aufgabe des Staates fei, die Rechtsgüter vor Verlegung zu ſchützen 
und daß zu dieſem Zwecke verboten fei: fowol die Verlegung wie die Gefährdung 
von Rechtögütern, ala auch die Vornahme gewifjer Handlungen, die möglicher Weile 
eine Gefährdung jemer herbeiführen könnten. Gegen bie Bezeichnung dieſer Unter 
ſcheidung als Verbrechen und Polizeiunrecht verwahrt fi) Binding ausdrücklich. — 
Die Entwidelung der Gejehgebung Hat in Deutichland denjenigen Recht gegeben, 
welche, wie Heffter, Better, Wahlberg, einen prinzipiellen Unterfchied leugneten. 
Während das Bayerische Strafgeſetzbuch von 1813 in Art. 2 Abſatz 2 fagte: „Hand⸗ 
lungen oder Unterlaffungen, welche zwar an und für fich ſelbſt Rechte des Staates 
ober eines Unterthans nicht verlegen, jedoch wegen ber Gefahr für rechtliche Ordnung 
und Sicherheit unter Strafe verboten oder geboten find u. f. w., heißen Polizei- 
übertretungen,“ unterſcheidet das Straf®B. für das Deutſche Reich, wie ſchon das 
Preußifche nach Franzöſiſchem Vorbild gethan, die ftrafbaren Handlungen nur nach 
der Art und Höhe der angebrohten Strafe. Die Uehertretungen find dabei nicht in 
einen qualitativen Gegenfaß zu den Verbrechen und Vergehen geftellt worden, nament« 
lich finden die allgemeinen Beftimmungen des StrafGB. aud auf jene prinzipiell 
Anwendung, joweit nicht innerhalb der zuläffigen Grenzen landesgeſetzlich etwas 
Anderes beftimmt ift. Eine folhe Abweichung ber Landesgeſetze vom Reichärecht 
ift für Mebertretungen ſowol wie fir Vergehen nur bezüglich der Materien zuläffig, 
welche nicht Gegenftand des NStrafEB. find. — Eine Kobifilation des Polizei-⸗ 
ſtrafrechts Hat neben dem RStrafGB. nur in einigen Rändern ftattgerunben, 3. B. 
in Bayern (Pol. StrafB. vom 10. November 1861, revidirtes vom 26. Dezember 
1871), Württemberg (vom 27. Dezember 1871), Baden (vom 31. Oftober 1861, 
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vgl. Art 3 des Badiſchen Einführungagefeges zum RStrafGB. vum 28. Dezember | 
1871), Abweichungen von den allgemeinen Beitimmungen bes Reichsgeſetzes find | 
darin nicht enthalten. N 

Auch auf dem Gebiete des Strafprogefies ift eine durchweg verſchiedene Behanı- | 
lung der Verbrechen und Vergehen einer- unb ber Polizeiübertretungen andererfeiti 
ſchon vor dem Erlaß ber Deutichen StrafPBO. in den meiften Territorien befeitig: 
worden. Dabei ift jeboch nicht außgefchlofien, daß bei leichteren Delikten, alic 
namentlich bei ebertretungen, ein einfaches Verfahren vor den zuftändigen Gerichten 
angeorbnet wird (vgl. z. B. StrafPO. 88 211, 244, 264 Abi. 5, auch 281, 318, 
447 ff.). Der Grundjaß, daß eine Strafe auch für Poligeidelikte nur von den Gerichten 
verhängt werden ann, war in Preußen durch die Verordnung vom 8. Januar 1849 
eingeführt (vgl. über die Hiftorifche Entwidelung Förſtemann, ©. 212 ff., be. 
251—259) und auch die StrafPO. für das Deutfche Reich fteht auf diefem Stand- 
punkt (vgl. $ 13 des GVG.). Es Handelt fi} dabei um eine Beftimmung, die im 
Öffentlichen Intereffe gegeben ift, die aber zugleich einen rechtlichen Anſpruch für 
jeden Beſchuldigten darftellt. Das dffentliche Intereſſe ift bei dem leichteſten Delikten 
jo gering, daß es durch andere Rückfichten verdrängt werden Tann, 5. B. durch bie 
auf eine Ueberlaftung, welche den Gerichten aus der außfchließlichen Bejakung aud) ' 
mit den geringften Straffachen erwachſen müßte. Der Beſchuldigte aber, dem regel⸗ 
mäßig 'an einer jchnellen und mit geringen Koften verbundenen Strafrechtspflege 
gelegen ift, wirb, falls eine geringe Strafe in Ausficht fteht, das einfachere und 
billigere Poligeiperjahten dem gerichtlichen vorziehen, obgleich das letztere mehr 
Garantien für eine unparteiifche Rechtäpflege darbietet. In bdiefem Falle können 
Bedenken gegen bie Zuläffigkeit der polizeilichen Beitrafung faum obwalten, und es 
ift allen Yorberungen auch des Rechtaftantes genügt, wenn nur in jedem Falle die 
Möglichkeit gewährt wird, vor der Vollſtreckung der Strafe die richterlihe Ent: 
ſcheidung anzurufen. Diefer Auffaffung wollte fi) auch die StrafPO. um jo weniger 
verfchließen, ala in einigen Staaten, 3. B. Preußen und Baden, mit der vorläufigen 
polizeilichen Strafverfügung gute Erfahrungen gemacht maren. 

Da bezüglich der Einführung dieſes Verfahrens hauptſächlich die Bedürfnißfrage 
maßgebend fein muß, fo ift biefelbe ber Landesgeſetzgebung (vgl. die Zuſammen⸗ 
ftellung ber in den eingelnen Bundesftaaten ergangenen Beitimmungen unten) an= 
bheimgeftellt und die StrafPO. hat nur die Grenzen für die Thätigkeit jener beftimmt 
(Bud VI, Abſchn. 2, 88 453—458). 

1. Eine polizeiliche Strafverfügung ift nur zuläffig bei Webertretungen, und 
auch hier barf die Polizeibehörde im einzelnen alle keine andere Strafe als Haft 
bis zu 14 Tagen oder Geldftrafe und diejenige Haft, welche für den Fall, daß die 
Geldſtrafe nicht beigetrieben werden Tann, an die Stelle der letzteren tritt, jowie eine 
etwa verwirkte Einziehung verhängen. Gfeichgültig ift es, ob die Webertretung Durch 
das NStrafGB., ein Reichs⸗ oder Landesgeſetz oder eine Verordnung unter Straie 
geitelt wurde, es kommt nur darauf an, daß feine höhere Strafe ala Haft oder 
Gelditrafe bis 150 Mark angebroht ift. Sind Nebenftrafen außer der Einziehung 
zuläffig, 3. 3. Ueberweifung an die Landespolizeibehörde wie in $ 362, Abi. 2 des 

StrafGB., Verluſt der Befugniß zur Beichäftigung jugendlicher Arbeiter wie in 
& 150 der Gew.D. u. ſ. w., jo darf die Polizeibehörbe diejelben im einzelnen Fall 
nicht auferlegen, wären fie obligatorifch, fo eignete der Fall fich nicht zur polizei= 
lichen Strafverfügung. Auf Haft von mehr als 14 Tagen kann nur erfannt werden 
bei Umwandlung der verhängten Gelbftrafe, welche nach den in dem fraglichen 
Strafgejeß aufgeitellten Grundfägen, in Ermangelung näherer Beitimmungen nad 
Maßgabe des 8 29 des StrafGB. erfolgen muß. Es kann alfo eventuell an Stelle 
einer Geldftrafe eine Haft von 42 Tagen treten. — Innerhalb diefer Grenzen tft 
die Landesgeſetzgebung nicht beſchränkt, fie Hat namentlich anzuordnen, welcher Ber 
börde die Befugniß zum Erlaß der Strafverfügung zuftehe und kann die Kompetenz 
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berielben beliebig beftimmen. In Preußen ift die Befugniß demjenigen übertragen, 
der die Polizeiverwaltung in einem beftimmten Bezirke auszuüben bat [vgl. a) $ 1 
und b) $ 2], außerdem find in einzelnen polizeilichen Angelegenheiten bejondere 
Behörden zum Erlaß von Polizeiftrafmandaten für zuftändig erflärt. Eine Zur 
fammenftellung derſelben findet fild bei Dalde, (2. Aufl.) S. 296 ff. Ebenjo 
werben nur Polizeibehörben im Allgemeinen als zuftändig genannt in Sachſen, 
Württemberg, Baden (außer den Bezirkspolizeibehörden [a) $ 124] find nad) 
a) 8 127 noch Bahnhofsvorftände und Hafenbehörden wenigftens zur Seftjegung 
von Geldftrafen befugt; über deren Verfahren vgl. c) und d)), Medlenburg, 
Altenburg, Anhalt, Schwargburg-Sonder&haufen, Lübeck, Ham« 
burg. Die Geſetze für Weimar, Oldenburg, Braunſchweig, Meiningen, 
Koburg- Gotha, Schwarzburg-Rudolftadt, Reuß j. 2, Bremen zählen 
die zuftändigen Behörden einzeln auf. Auch die Grenzen der Zuftändigkeit find 
verfchieden beftimmt. Abgeſehen davon, daß meiftens für Forft- und Feldrügefachen, 
bezüglich deren $ 8, Abſ. 3 des EG. zur StrafPO. die Anorbnung eines be= 
iondern gerichtlichen Verfahrens zuläßt (vgl. die Art. Forſtſtrafrecht, Forft- 
frafverfahren), ein polizeiliche Straffeftjegungsrecht nicht befteht, Haben mur 
einige Staaten ihren Polizeibehörden die reichögefeglich zuläffige SCompetenz voll ein- 
geräumt. So Sachſen [ohne jedoch die in befonderen Gefegen vorhandenen Be— 
ſchränkungen aufzuheben, a) $ 1, Abi. 2, vgl. Walter, ©. 17], Württem- 
berg (jedoch nur bezüglich der Oberämter [a) Art. 14], während die Ortsvorfteher, 
fowol bezüglich der Höhe der zu erfennenden Strafen [a) Art. 11) wie der Ueber⸗ 
tretungen, welche ihrer Kompetenz unterjtehen [a) Art. 10], ſehr beſchränkt find), 
Baden (mar für die Bezirfspoligeibehörben, bezüglich der Bürgermeifter vgl. a) $ 130), 
Altenburg, Anhalt, Shwarzburg-Sondershaufen, Reuß, Lübed, 
Bremen. Dagegen erſtreckt fi die Beſugniß der Poligeibehörden in Preußen 
auf die Feftfegung von Strafen bis zu 15 Mark ober von Haft bis zu drei Tagen, 
a) $ 1 vgl. c), ebenfo in Braunſchweig $ 12, in Oldenburg auf bie 
Feſtſetzung von Geldſtrafen für die in a) 2 aufgezählten Webertretungen, in Medlen=- 
burg auf die in a) $ 9 angeführten Webertretungen, in Weimar nur für die 
oberen Behörden auf Halt [a) $ 3], für die übrigen auf Geldftrafen und Ein- 
ziehung [a) 8 4] und nicht auf alle Uebertretungen [a) $ 2], ebenjo in Schwarz 
burg-Rudoljtadt [a) 88 2 und 8], in Meiningen nur für die Orts— 
dorjtände beftimmter einzeln aufgezählter Orte auf Gelbftrafe bis zu 60 Mark und 

Halt bis zu 14 Tagen, für die dex übrigen auf Gelbftafe bis zu 25 Mark (8 2), 

in Koburg-Gotha nicht auf alle Uebertretungen und auf Strafen nur bis zu 
60 Mark und 14 Tage Haft, in Hamburg ($ 4) nur auf Gelditraje, auf Haft 
nur im Falle der Umwandlung und bezüglich der im $ 361 des StrafGB. an⸗ 

geführten Webertretungen. 

‚ „IL Die polizeiliche Straffeftfegung darf niemals eine endgültige fein, vielmehr 

it ſtets der Antrag auf gerichtliche Enticheibung zuläffig. Neben demfelben kann 

(andesgejeglich noch eine Veſchwerde an bie vorgejeßte Adminiftrativbehörde geftattet 

werden, jedoch nur in der Weile, daß bie Ergreifung des einen Rechtsmittel ben 

Verluſt des andern zur Folge hat. Das ift gefchehen in Württemberg [a) Art. 20], 

Baden [a) $ 128], Medlenburg [a) $ 27], Hamburg ($ 7). In dem Freie 

faffen einer Wahl zwifchen Beſchwerde und Antrag auf gerichtliche Enticheidung 

fiegt Teine Verſagung des Rechtsweges, die allerdings unzuläffig wäre. Die gegen- 

teitige Ausfchließlichkeit mußte angeordnet werben, weil eine gleichzeitige Verhand⸗ 

fung derſelben Sache vor Juſtiz⸗ und Adminiftrativbehörden, die möglicherweife zu 

entgegengefegten Entfcheidungen führte, praktiſch umzuträglich gewefen wäre. Mit 

der Beſchwerde ſelbſi heichäftigt fich die StrafpO. nicht weiter, die Stelle, bei ber 

fie anzubringen, die reift, binnen welcher fie einzulegen, die Wirkung derſelben, ben 

weiteren Verlauf des Verfahrens Haben die Landesgeſetze ausſchließlich zu beftinmen, 
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vgl. Württemberg [a) Art. 20 und 21], Baden [b) $ 17], Mecklen burg 
la) 88 28—30], Hamburg ($ 8). 

III. Der nothwendige Inhalt der Strafverfügung ift reichsgeſetzlich vorgeſchrieben 
Es gehört dazu: 1) die Feſtſetzung der Strafe, 2) die Bezeichnung des angewendeten 
Strafgefeßes, 3) die Angabe der Beweismittel, 4) die Eröffnung, daß der Beichuldigte, 
fofern er nicht eine nach den Geſetzen zugelaffene Beichwerde ergreife, gegen die Stun’ 
verfügung binnen einer Woche nach der Bekanntmachung bei der Polizgeibehörbe, 
welche dieje Verfügung erlaffen Hat, oder bei dem zuftändigen Amtsgericht auf ge 
richtliche Entfcheidung antragen könne. Außerdem verfteht es fidy von felbit, bat 
die Strafverfügung datirt und von der betreffenden Behörde unterzeichnet fein muß. 
Landesgeſetzlich find Häufig noch weitere Beftimmungen getroffen. a) Wo eine 
Beſchwerde zuläffig ift, muß auf die gegenfeitige Ausjchließlichkeit der beiden Rechts 
mittel aufmerffam gemacht werben. b) In Preußen, Sadjen, Weimar, 
Meiningen, Altenburg, Koburg- Gotha, Anhalt, Schwarzburg— 
Rudolſtadt, Reuß ſoll die Verfügung einen Hinweis auf den Eintritt der Voll⸗ 
ftreebarkeit und bei Geldftrafen die Angabe der Kaffe, an welche, und binnen welcher 
Friſt zu zahlen jei, enthalten. Häufig ift landeögefehlich auch die Angabe ber Koften 
bzw. der baaren Auslagen vorgefchrieben, wenn das Verfahren jelbft Toftenfrei it. 

Das bei Erlaß der Strafverfügung zu beobachtende Verfahren ift nur landes— 
geſetzlich und natürlich nicht einheitlich geordnet. Allgemein ift nur die Rüdficht- 
nahme auf thunliche Beichleunigung, ohne welche daſſelbe feinen Zweck verjehlen 
würde. Das wäre aber auch dann der Fall, wenn die Straffeftfegungen nicht den 
wirklich Schulbigen träfen oder die Strafe in einem Mißverhältniß zu der betreffen- 
den Handlung ſtünde. Es muß alfo auf ber einen Seite das Verjahren möglichit 
abgekürzt, auf der andern bie Feſtſtellung bes Thatbeſtandes in genügender Weijt 
vorgenommen werden. Dabei bedarf nun bie Polizeibehörde nicht eines wirklichen 
Beweiſes der Schuld, fondern kann fich damit begnügen, daß diefelbe wahricheinlich 
gemacht ift (vgl. 3. B. Preußen [a) $ 6]). Die Unterwerfung unter die Straffeft- 
ſetzung ift ber befte Beweis, daß diejelbe das Richtige getroffen, und dem Unſchuldigen 
oder dem durch die Strafe Beichwerten fteht ja die Anrufung der richterliden Ent- 
ſcheidung frei. Es ift aus diefen Gründen in ber Regel auch eine mündliche Ver— 
handlung mit dem Beichuldigten zwar nicht unterfagt, aber auch nicht vorgeſchrieben 
worden. Häufig find ber Polizeibehörde behufs Vorbereitung der Straiverfügung 
diejelben Befugniffe eingeräumt worden, wie ber Staatsanwaltſchaft durch $ 159 der 
StrafPO. So 3. B. in Württemberg [a) Art. 18] und Baden [a) $ 126]. 
Anwendung von Zwangsmaßregeln wird dabei nur infoweit ftatthaft fein als die 
Landesgeſetzgebung fie ausdrüdlich zuläßt. Sie dürften ſchon deswegen wenig em— 
pfehlenäwerth fein, weil fie Weiterungen veranlaßten, die mit der dem Poligeiver- 
fahren wejentlichen Beichleunigung nicht in Einklang ftänden. In Württemberg 
{b) $ 12, Abi. 7 find gegen ausbleibende Zeugen Ordnungsſtrafen zuläffig. 
Mecklenburg [a) $ 15] verlangt eine Verhandlung mit dem Beſchuldigten, zu 
welcher derjelbe vorgeladen und, wenn er fich in dem Bezirke ber betreffenden Polizei⸗ 
behörbe befindet, auch vorgefüßtt werden kann. Nach $ 16 können auch Zeugen, 
die jedoch nicht zu vereidigen find ($ 20; fo bezüglich des Verbotes ber Zeugenver— 
eidigung beinahe alle Landesgeſetze), vorgeladen und nöthigenfalls gegen fie die in 
der StrafPO. vorgefchriebenen Zwangsmaßregeln auf Erſuchen der Polizeibehörde 
durch den Amtsrichter verhängt werden. In Bremen find ohne mündliche Ver— 
handlung nur Geldtrafen auläffig und jedenfalls kann der Beichuldigte, unbeichadet 
des Antrags auf gerichtliche Entfcheibung, eine wiederholte polizeiliche Verhandlung 
beantragen ($ 95). Bezüglich der Zeugenvorladung vgl. $ 108. In Hamburg 
können Zeugen unter Androhung einer Strafe biß zu 30 Mark vorgeladen, und 
gegen bie Außbleibenden burch Vermittlung des Amtsrichters die progefjualen Zwangs— 
mittel angewendet werben. 
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Im Einzelnen find hervorzuheben: 

1. Beſtimmungen über das Verhältniß der Polizeibehörden zur Staatsanwalt« 
ichaft bezüglich der Einleitung des Verfahrens. Es ift daran feftzuhalten, baß $ 152 
der Straf PO. die Staatsanwaltichaft verpflichtet, das Verfahren einzuleiten, joweit 
nicht gefeglich ein Anderes beftimmt iſt. Die Zuläffigkeit eines polizeilichen DBer« 
jahrens an fi) ändert daran nichts. Es bedurfte baher bejonderer Vorſchriften, 
wenn die Staatsanwaltichaft verpflichtet erfcheinen foll, die beireffenden Sachen zu= 
nächſt an die zuftändige Polizeibehörde abzugeben. Diefelben können von der Yandes- 
geießgebung ausgehen, ohne daß darin eine unzuläffige Beeinträchtigung bes reichs⸗ 
gejeglich aufgeftellten Legalprinzipes läge, denn die Zulafjung des Polizeiverfahrens 
jest auch die Zuläffigfeit von Beitimmungen voraus, welche die regelmäßige An= 
wendung deſſelben bezweden. Ergangen find fie jedoch nur ausnahmsweiſe 3. 2. 
in Sadfen [b) $11], in Medlenburg [b) $ 2], im Gegentheil wird die Polizei= 
behörde Häufig angewiefen ihr Verfahren einzuftellen, wenn fie in Erfahrung bringt, 
daß der Amtsanwalt ein folches eingeleitet hat. So in Preußen [b) $ 3], 
Württemberg [a) Art. 16], Baden [b) $ 5]. Eventuell wird die Verfügung 
wirkungslos, wenn der Amtsanmwalt eingefchritten ift, bevor dieſelbe dem Beichuldigten 
befannt gemacht wurde. So in Preußen [a) $ 9], Oldenburg [a) 8 2], 
Medlenburg [a) $ 26], Altenburg ($ 9), Koburg- Gotha ($ 10), An= 
halt ($ 10), Reuß ($ 7). Praktiſch werden die Poligeibehörden in der Regel 
durch Anzeigen zunächft mit den Sachen befaßt werben, und in einigen Staaten find 
die betreffenden Organe angewiefen, dienftliche Anzeigen bezüglich zur Strafverfügung 
geeigneter Straffachen an bie zuftändige Polizeibehörbe zu richten, 3. B. in Württem- 
berg [b) $ 1], Baden [b) $ 1-3], Weimar ($ 7). 

II. Berpflichtung der Polizeibehörben zur Erledigung der an fie gelangenden 
Anzeigen. Dem Rechte einer Behörde zum Einfchreiten in Straffachen entipricht 
regelmäßig die Pflicht, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen, es können baher die 
Polizeibehörden Sachen, die zu ihrer Kompetenz gehören, nicht ohne Weiteres an 
den Amtsanwalt abgeben. Nur ausnahmsweiſe ift ihnen das Recht dazu eingeräumt 
worden, wenn fie eine Sache für ungeeignet zum Erlaß einer Strafverfügung halten, 
j03.8. in Württemberg [b) $ 10], Baden [b) 8 4], Weimar ($ 7). Da- 
gegen muß bie Uebergabe zugleich mit den entftandenen polizeilichen Akten ſtets er= 
folgen: 1) wenn es fich herausſtellt, daß die betreffende Handlung nicht zur Kom— 
petenz der Poligeibehörbe gehört oder eine Höhere Strafe erforderlich erfcheint al 
fandeögejehlich den Polizeibehörben zu verhängen erlaubt ift; 2) wenn umftändliche 
oder mit polizeilichen Mitteln nicht anzuftellende Erhebungen, 3. B. eibliche Ver⸗ 
nehmungen, nothwendig find, 8) mitunter auch wenn der Beichuldigte verhaftet und 
dem Amtsrichter vorgeführt ift, 3. B. in Medlenburg [a) $ 18], oder die Strajs 
verfügung nicht jofort erlaffen werben Tann, 3. B. in Württemberg (b 88 8 
und 4), oder die Sache nicht voraußfichtlich in 14 Tagen erledigt fein wird, 3. B. 
in Baden [b) $ 10], vgl. auch Preußen [b) $ 22]. — In diefem alle wird 
natürlich gerabe jo verfahren, ala wenn die Staatsanwaltſchaft von vornherein die 
Neu Klage en hätte. 

Wie die Verfügung dem Beſchuldigten bekannt gemacht werben joll, 

(rt die Straf PO. nit vor. Die Landesgeſetzgebungen haben in ber Regel ſo⸗ 

wol mündliche Eröffnung zu Prototoll,, in welchem alle auf Verlangen eine Ab- 

ſchrift ertheilt werben muß, wie Zuftellung einer Ausfertigung durch die Poft oder 

beiondere Beamte zugelafln. Preußen [vgl. a) $ 3 und Über die Modifikation 

des Verfahren: durch die Neichejuftizgefegebung Meves, ©. 418, A. 12], 

Zraunſchweig, Anhalt, Schwarzburg- Sonvershaufen erwähnen bie 
Aue einer mündlichen Bekanntmachung nicht. 

V. Zu beflimmen, wann die Strafverfügung vollftredbar wird, ift Sache 

der er Es geſchieht: 1) wenn die Friſt zur Einlegung der Rechtamittel 
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unbenußt verjtrichen ift und Wiedereinfegung in ben vorigen Stand nicht zuläifig 
ericheint, ober bie ergriffene Beichwerbe (wo dieſelbe zuläffig) verworfen wurde. 
2) wenn der Beſchuldigte den Antrag auf gerichtliche Enticheidung zurückgezogen 
‚(ogl. $ 456, Abſ. 2 der StrafPO.) bzw. auf die erhobene Beſchwerde verzichtet 
bat (ausdrädlich hervorgehoben in Württemberg a) Art. 22 Rr. 3), Braun: 
ſchweig ($ 14, Abfchn. 2) fchreibt eine Vollſtreckbarerklärung durch den Amts 
richter vor. Auch die z. B. in Sachſen [b) $ 4], Württemberg [a) Art. 22]. 
gegebene Beftimmung, vgl. Preußen [b) $ 22], daß ausdrädliche Unterwerfung 
die Verfügung vollftresfbar mache, verftößt nicht gegen das Reichsgeſez. Wenn aud 
ein folcher Verzicht auf richterliche Entiheidung in der StrafPO. nicht erwähnt if. 
fo Tiegt doch fein Grund vor, warum ein ausdrücklicher Verzicht weniger wirfiam 
fein follte, als ein ftillfchtweigender durch Berftreichenlafien der Antragsfrift. Bezüg- 
lich der Einlegung von Rechtemitteln ift ein folder in $ 344 der StraßPO. aus 
drücklich zugelafien, und wenn man biefen Paragraph auch nicht direlt anwenden 
fan, weil der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung fein Rechtsmittel im Sinne der 
Straf PO. ift, jo wird man doch daraus entnehmen können, daß die StrafP O. die 
Abkürzung einer Frift durch ausbrüdlichen Verzicht nicht prinzipiell verwirft. Für 
die Zuläffigkeit ſprechen fich aus: Löwe, ©. 883 Nr. 5; Keller, ©. 490 Nr. 10: 
Puchelt, ©. 768 Nr. 8; Voitus, S. 405 ff.; dagegen Meves, ©. 418, weil 
die Zuläffigfeit eines folchen unmwiderruflichen Verzichtes vom Gefeßgeber ebenfo be= 
züglich der Strafverfügung hätte hervorgehoben werben müffen, wie das beim amts- 
richterlichen Strafbeiehl in $ 449, Abi. 2 der StrafPO. gefchehen fi. Man 
wird mindeftens ebenfogut den entgegengejegten Schluß machen können. Weil die 
StrafPO. beim amtsrichterlichen Strafbetehl, wo fie den Eintritt der Vollftredibar- 
keit erwähnt, den Verzicht auf Erhebung des Einſpruchs zugelaffen Hat, würbe das 
bezüglich des Antrags auf gerichtliche Entſcheidung ebenfalls gefchehen fein, wenn 
nicht die Beitimmung darüber, zugleich mit denen über den Eintritt der Vollſtreck- 
barfeit bei der Strafverfügung, der Landesgefeßgebung hätte überlafien bleiben jollen. — 
Die Vollſtreckung erfolgt regelmäßig durch die Polizeibehörde im Verwaltungswege: 
in Medlenburg [a) $ 31], Weimar ($ 12), Meiningen ($ 5), Koburg=- 
Gotha (8 8), Shwarzburg-Rudolftadt ($ 8), Reuß ($$ 5 und 6) be 
züglich der Haftitrafen durch DVermittelung des Amtsgerichtes; in Braunſchweig 
($ 14, Abi. 2) wird die Verfügung wie ein gerichtliche Urtheil vollſtreckt. — 
Zweifelhaft ift, was geichehen foll, wenn die auferlegte Geldftraie nicht beigetrieben 
werden kann und eine eventuelle Ummandlung berjelben in Haft von vornherein 
nicht ftattgefunden Hat. Die Annahme, daß 8 463 der StrafPO. analoge An= 
wendung finde, alfo die Umwandlung nachträglich durch das Gericht, ohne Prüfung 
der Verfügung ſelbſt geichehen könne, wäre unftatthaft, da $ 463 nur von dem 
Strafbejcheibe, nicht auch von der polizeilichen Strafverfügung fpricht, welche der 
Gejegeber doch nicht einfach überjehen Haben kann. Aus demjelben Grunde kommt 
auch $ 491 der StrafPO., der ſich nur auf gerichtliche Urtheile bezieht, nicht in 
Betracht. Ebenſowenig verfteht es fich, wie Schider (I. ©. 91 Nr. 5) meint, von 
ſelbſt, daß die Polizeibehörbe eine ſolche Umwandlung nachträglich vornehmen Tönne. 
Darin läge eine Beeinträchtigung des Beichuldigten, dem jo der’ Rechtsweg abge- 
fchnitten würde, welchen er vielleicht befchritten hätte, wenn eine Strafummandlung 
in ber Verfügung enthalten gewejen wäre. Darum ift auch die Beitimmung des 
Gefees für Hamburg ($ 13) zu mißbilligen, daß die Umwandlung, ohne Ber- 
mittelung der Gerichte, ſtets erft dann geſchehen jolle, wenn ſich die Geldſtrafe faktiſch 
nicht hat vollſtrecken laſſen. Sie verftößt, wenn nicht gegen den Wortlaut, jo doch 
gegen den Sinn der StrafpO. Thilo (©. 503 Nr. 7), Dalde (S. 296 Nr. 3), 
Boitus (©. 411 ff.) wollen der Polizeibehörde das Necht einräumen, eine neue 
Strafverfügung zu erlaffen, ebenfo für Preußen Oppenhoff (©. 630 Nr. 24). 
Dabei wird jeboch zu unterjcheiden jein, ob bie betreffende Handlung zur Zeit der 
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zweiten Strafverfügung verjährt ift oder nicht; mit anderen Worten ob ber Zeit- 
raum zwifchen den beiden Berfügungen mehr oder weniger als drei Monate betragen 
würde. Nur im lektern Falle wäre der erneute Erlaß ftatthaft und die betreffende 
Berfügung jo zu behandeln, ala ob vorher eine folche noch gar nicht ergangen. 
Meves (©. 415 ff.) Hält das begangene Verſehen für nicht mehr verbefferlich und 
meint, der Beichuldigte könne gegen eine neue Verfügung den Einwand der ſchon 
erfolgten Feftjegung erheben und Laufe Gefahr, wenn er benjelben unterließe, daß 
innerhalb der Berjährungsfrift beide Verfügungen an ihm zur Vollſtreckung gebracht 
werden könnten. Natürlich müßte in der zweiten Verfügung die Aufhebung der 
erften ausgeſprochen werben, aber ſelbſt wenn das unterbliebe, Tönnte fi. der Be- 
ſchuldigte immer noch gegen eine Doppelvollftrefung mit den Mitteln jchügen, die 
gegen ungerechtjertigte Polizeimaßregeln überhaupt zuläffig find. Der von Meves 
gefürchtete Einwand aber wäre in jedem Fall unerheblich, da er entweder an die 
vorgeſetzte Behörde ginge, welche ihn ala unbegründet zurückweiſen könnte, ober fich 
als Antrag auf gerichtliche Enticheidung darftellte, im welchem Falle das Gericht 
ohnehin in der Sache jelbft zu erkennen hätte, 

V. Bezüglich der Wirkung fteht eine vollſtreckbar gewordene Strafverfügung 
dem rechtafräftigen Urteile gleich, das ſtaatliche Klagerecht ift durch dieſelbe ver⸗ 
braucht. Eine Ausnahme findet nur infofern ftatt, als die Staatsanwaltſchaft auch 
nad rechtskräftig gewordener Polizeiverfügung die öffentliche Klage erheben Tann, 
wenn die betreffende Handlung, richtig betrachtet, feine Webertretung, jondern ein 
Verbrechen ober Bergehen darftellt. Der Grundſatz non bis in idem, ben bie 
Straf PO. zwar nicht außbrüdlich aufftellt, aber unzweifelhaft ſtillſchweigend aner- 
fennt, fteht dem nicht entgegen. Seine Anwendung beruht auf der Annahme, daß 
bei der erften Berhandlung ein Zuſammenwirken der Staatdanwaltihaft und der 
Gerichte ftattgefunden Habe, alfo dafür, daß feine rechtlich erheblichen Gefichtäpuntte 
überjehen wurden, Garantien gegeben jeien. Dieſelben fehlen bei dem Polizeiver- 
jahren, welches darum auf ein beftimmtes enges Gebiet beichränft wurde. Eine 
Ueberichreitung deffelben führt zur Aufhebung des Verfahrens, falls es zur gerichte 
lichen Verhandlung fommt, und es ift dann gerade fo, als fei in der Sache jelbft 
noch nichts gefchehen. Sollte das anders fein, wenn die richterliche Prüfung durch 
ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Verzicht des Beichuldigten ausgeſchloſſen wird, 
fo räumte man damit dem Beichuldigten einen fonjt unerhörten Einfluß auf dag 
Raatliche Mlagerecht, und ber Strafverfügung eine über ihren Inhalt weit hinaus— 
gehende Bedeutung ein. Mehrere Landesgeſetze enthalten entiprechende Beitimmungen, 
3.8. Preußen [a) $ 8], Württemberg [a) Art. 24], Medlenburg [a) $ 31], 
Beimar (8:18), Meiningen ($ 7), Altenburg ($ 8), Koburg- Gotha 
89 Shwarzburg-Rudolitadt ($ 10), Reuß ($ 7), aber auch wo dieſelben 
fehlen, muß aus inneren Gründen ebenjo entjchieden werden. So auch daß Reiche« 
gericht (vgl. Urtheil vom 2. Juni 18805. Rechtipregungll. ©. 17, Entjheid. I. 
S. 217), welches andererjeits anerkennt (vgl. Urtheil vom 7. Zuli 1880, |. Puchelt, 
€. 707 Nr. 4), daß die innerhalb der polizeilichen Zuftändigkeit verhängte Strafe 
wegen ber gleichen Uebertretung nicht nochmals don den Gerichten außgefprochen 
werden darf. Nicht unbedenklich ift Die in den erwähnten Landesgeſetzen, mit Aus— 
nahme von Preußen, Württemberg, Medlenburg, weiter enthaltene Be- 
fimmung, daß folchen Falls eine gezahlte Geldſtrafe zurüderftattet, verbüßte Haft 
doll angerechnet werden müffe. Kür Preußen will Oppenhoff (S. 635 Nr. 4 
zu 8 8) auch ohne geſetzliche Beſtimmung ebenfo entjcheiden. Die Zurüderftattung 
der Geloſtrafe kann unzweifelhaft angeordnet, nicht aber auch der Richter angewiefen 
werben, eine vollzogene Haftftrafe in Anrechnung zu bringen. Sicher wenigftens 
dann nicht, wenn bas betreffende Delikt reichsrechtlich mit Strafe bebroht ift, in 
welchem Valle allein die reicherechtlichen Grundfäge auch über Anrechnung verbüßter 
Strafen zur Anwendung gelangen bürfen. Praktiſch würde es ohnehin große Schiwierig- 
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keiten machen, daß ein geſetzlicher Maßſtab fehlt, nach welchem Haft auf andere 
Freiheitsſtrafen angerechnet werden könnte, alſo dem richterlichen Gutdünken über 
laſſen werben müßte, das Verhältniß zwiſchen beiden von Fall zu Fall zu ermitteln. 
Da Reichsrecht durch Landesgeſetze nicht abgeändert werden kann, wird man, ſoweit 
folches in Betracht kommt, die angeführten Geſetze für unverbindlich halten mũffen 
und bei dem endlichen Urtheile feine Rüdficht auf die in folge ber Poligeiverfügung 
verbüßte Strafe nehmen können. So au Meves (©. 414, Anm. 14), welde 
meint, nöthigenfall® habe der Giviltichter darüber zu entfcheiden, wer ben Berur- 
theilten wegen der erlittenen Haft entichädige. — Wenn eine Poligeibehörbe ih 
Zuftändigkeit überfchreitet, jo ift ihre Verfügung nichtig und muß von der vorgefeßter 
Behörde "aufgehoben werben, an welche fich der Beichuldigte auch dann noch wende: 
kann, wenn die Friſt zur Stellung eines Antrages auf gerichtliche Enticheidbung be 
zeit? abgelaufen ift. Alsdann kann jedoch das Gericht mit der Sache nicht mehr 
befaßt werden, auch nicht, wie Keller, ©. 490 Nr. 9, will, dur Einwenbung 
gegen bie Zuläffigkeit der Strafpollftretung. 8 490 ber Sirafpo. iſt unanwend⸗ 
bar, er fich nur auf gerichtliche Entſcheidungen bezieht (vgl. Löwe, S. 833 
Nr. 2e). 

VI Schließlich enthalten die meiften Landesgeſetze Beitimmungen über die 
Verwendung der eingegangenen Geldftrafen und die Vorſchrift, daß bezüglich‘ Art 
und Anzahl der ergangenen Strafverfügungen Tabellen nach beftinmten Formularen 
anzulegen und den vorgefeßten Behörden von Zeit zu Zeit einzureichen find. 

Wenn nun eine Strafverfügung nicht vollftredbar geworden, jondern ein An- 
trag auf gerichtliche Entjcheidung geftellt ift, jo find nur noch die reichsgeſetzlichen 
Borfchritten maßgebend. Gemäß derjelben Tann ein ſolcher Antrag angebracht werben: 
1) bei ber Polizeibehörde, welche die Verfügung erlaffen Hat, 2) bei dem zuftändigen 
Amtögerichte, und zwar fehritlich oder mündlih. In Ieterem Falle muß die Ans 
bringung entweder durch ein Protokoll des Gerichtsjchreibers ($ 454, Abf. 1) oder von 
der Polizeibehörde in ber landesgeſetzlich vorgejchriebenen Form bekundet werden, vgl. 
3. B. Preußen [a) $ 5], Württemberg [b) $ 15], Braunſchweig ($ 13). 
Nach den Beftimmungen in: Breußen [b) $ 5], Sachſen [b) $ 8], Alten- 
burg ($ 6), Weimar ($ 11), Oldenburg [a)$ 4], Shwarzburg-Rudol- 
ftadt ($ 7), Neuß (8 4) Haben fich die Behörden von der Stellung des Antrages 
gegenfeitig zu benachrichtigen. Der Amtsanwalt braucht einen folchen nicht anzunehmen, 
muß den angenommenen aber ſofort an die Polizeibehörbe oder das zuftändige Ge— 
richt gelangen laſſen. — Daß auch der gefehliche Vertreter des Beichuldigten und 
der Ehemann zu jelbftändiger Antragftellung befugt feien, ift zwar im Gejege nicht 
ausdrücklich gejagt, entipricht aber der prozeſſualiſchen Behandlung dieſer Perfonen 
durchaus. Der analogen Anwendung des $ 340 fteht nichts im Wege, wenn auch 
aus demſelben direkte Folgerungen nicht gezogen werben können, da der fragliche 
Antrag fein Rechtsmittel im Sinne der StrafPO. ift. Nach 8 4 des Geſetzes für 
Meiningen fann au der Amtsanwalt auf gerichtliche Enticheidung antragen. — 
Die Zuftändigleit des Gerichtes bezüglich der Antragftellung ift nach den allgemeinen 
Grundfägen zu beurtheilen. Eine Beichränfung auf das Gericht am Si der Polizei= 
behörbe, die Meves (S. 417) annimmt, ift durch keine gejebliche Vorſchrift geboten. 
Sie wäre ſchon um deswillen unangemefjen, weil e& die Anbringung des Antrags 
erſchwerte, wenn der Beichulbigte ſich nicht in jedem Falle an das Amtögericht jeines 
Wohnort? wenden dürfte. Die Verhandlung ſelbſt Tann darum doch por dem Gericht 
ftattfinden, in deſſen Bezirk die Polizeibehörbe ihren Sit hat, da dieſelbe die Akten 
zwar an bie zuftändige Staatsanwaltichaft abgeben muß, natürlich aber unter 
mehreren zuftändigen die Wahl Hat. Die Altenüberjendung, für welche Hamburg 
($ 7, Abſ. 2) eine vierwöchentliche Frift läßt, muß geichehen, ohne daß bie 
Polizeibehörde, falls der Antrag bei ihr geitellt wird, befugt wäre, bie Rechtzeitig. 
feit beffelben ober die Berechtigung des Antragftellers zu prüfen. So Thilo, 
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S. 504 Nr. 4, Meves, ©. 417, Anm. 17, anderer Meinung: Löwe, ©. 884 
Nr. 4, der jedoch, im Fall der Beichuldigte der polizeilichen Entſcheidung wiber- 
ſpricht, ebenfalls die Sache dem Amtsrichter überlaffen will. Docho w hat jeine 
früher ausgeſprochene Zuftimmung zu Löme’8 Meinung anjcheinend fallen lafſen 
(ogl. 1. Aufl., ©. 236 und 2. Aufl., ©. 238 mit 3. Aufl, ©. 279); vgl. auch 
Voitus, ©. 397 ff. — Bis die Alten der Staatsanwaltfchait eingereicht find, 
tann die Verfügung zurüdgenommen werden, fpäter nicht mehr. Die Anfidt Thilo’s, 
©. 504 Nr. 2, daß eine jolche Zurüdnahme im Einverftändniß mit der Staats- 
anwaltſchaft zuläffig fei, jo lange die Sache dem Amtsrichter noch nicht vorgelegt 
ift, at im Gefe nicht den mindeften Anhalt. Erfolgt die Zurüdnahme, über deren 
Statthaftigleit die Landesgejepe Anweifungen geben können (vgl. Preußen [c) II. 1], 
Württemberg [b) 816] — nur wenn die Verfügung unbegründet war), jo wird 
dadurch weber die Erhebung ber öffentlichen noch der Erlaß einer neuen Verfügung 
außgefchloffen. — Gegen die Verfäumung der Antragsfrift ift ein Gefuch um Wieber- 
einjegung in ben vorigen Stand zuläffig. Ueber baflelbe, welches auch bei ber 
Polizeibehörbe geftellt werden Tann (nothwendig wegen $ 45, Abf. 2), entfcheibet 
der Amtörichter nach den allgemeinen Grundfäßen. Daß auch $ 47 entiprechende 
Anwendung finde, wie Löwe (S. 885 Nr. 2 zu $ 455) und Thilo (©. 505 
Nr. 2) wollen, wird man bei dem Schweigen des Geſetzes, welches in $ 455 bie 
übrigen von ber Wiedereinjegung handelnden Paragraphen einzeln für anwendbar er- 
flärt, nicht annehmen dürfen. Die StrafPO. will die Beftimmungen über die Voll⸗ 
firefbarkeit ber Strafverfügung und darum auch die über den Einfluß der Wieder- 
einfegung auf jene der Iandesgejehlichen Regelung überlaffen. In Württemberg 
la) Art. 22] ift $ 47 für anwendbar erflärt worden, ebenjo Oldenburg [a)5$ 1]; 
wo ausbrüdliche Beftimmungen fehlen, werben die allgemeinen Grundſätze ber be— 
treffenden Gejebgebung zur Anwendung kommen müſſen. — Wenn der fragliche An- 
trag an den Richter gelangt, jo hat derſelbe nur die Rechtmäßigkeit eventuell die 
%egitimation des Antragjtellerd zu prüfen und muß dann einen Termin zur Haupt⸗ 
verhandlung anberaumen. Bis zum Beginn bderfelben kann ber Antrag zurück— 
genommen werben, aladann tritt die Verfügung wieder in Kraft ($ 456, Abf. 2). — 
Der Einreichung einer Anklagefchrift oder einer Entjcheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens bedarf es nicht ($ 456, Abf. 1), da erftere durch die polizei= 
lichen Akten erjeßt wird, und letztere nicht abgelehnt werben Tann, wenn der Antrag 
rechtzeitig geftellt ift. — Das Verfahren in der Hauptverhandlung, bei welcher die 
Staatsanwaltſchaft mitwirken muß, als habe fie die öffentliche Klage erhoben, weicht 
von dem gewöhnlichen nicht ab. Daß ber Angellagte fich dabei nur durch einen mit 
iöriftlicher Vollmacht verfehenen Vertheidiger vertreten laſſen kann ($ 457, Abf. 2), 
entipricht Lediglich den allgemeinen Beftimmungen der $$ 231 und 283. Cein 
Erſcheinen wird als regelmäßiger Fall vorausgefegt und er muß entjprechend den 
Beltimmungen des $ 231, Abf. 2 geladen und gegen den Aushleibenden, auch wenn 
er durch feinen Vertheidiger vertreten ift, verhandelt werben. Gine Regelung 

des Verfahrens in dieſem Fall von der Landesgeſetzgebung zu erwarten, wie 
v. Schwarze, ©. 590 zu $ 457, will, dürfte weder ftatthaft noch nothwendig fein, 

da die allgemeinen Beftimmungen der StrafPO. anwendbar find ($ 457, Abi. 1) 

und volltommen ausreichen; vgl. gegen v. Schwarze auch Voitus, ©. 408 ff. 

Die gegen das jchöffengerichtliche Urtheil zuläffigen Rechtsmittel find die gewöhn- 

lichen, namentlich ift Wiebereinfegung in den vorigen Stand, entſprechend $ 234, 

zuläſfig. Auch 8 235 kann angetvendet, d. h. ein perjönliches Erſcheinen des An= 

geflagten vor Gericht angeordnet werden. — Das Gericht kann die verhängte Strafe 
beitätigen, den Angeklagten freifprechen, ihn zu einer leichtern oder härtern Strafe 

verurtheilen, es ift an die Strafverfügung nur infofern gebunden, als fich das Urtheil 

auf diefelbe That wie jene beziehen muß. Was in Ziveifelafällen als „biejelbe 

That“ anzujehen fei, muß nach ben allgemeinen Grundjäßen beurtheilt werben. 

dv. Holgendorff, Euc. II. Rectäleriton III. 3. Aufl. 6 
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Findet das Gericht, daß bezüglich der fraglichen That die Polizeibehörde zum Erlaß 
einer Strafverfügung nicht befugt war, wobei die Landesgefege zu berüdfichtigen find. 
fo wird die Verfügung aufgehoben ($ 458). In der Sache jelbft darf dann auf 
feinen Fall erfannt werben, auch dann nicht, wenn die That bes Angellagten zur 
Zuftändigfeit der Schöffengerichte gehörte. Das betreffende Urtheil fann durch Be— 
rufung angefochten werden, es präjudizirt die Staatsanwaltichaft bezüglich der Er: 
hebung ber öffentlichen Klage in keiner Weile. 

In Defterreich befteht ſowol ein eigentliched P. wie ein fog. richterliches 
Mandatsverfahren (vgl. 88 460—462 ber StrafPO.). Daß erftere ift von dem 
Gerichten unabhängig, e8 kennt ala Rechtsmittel nur den Rekyrs an die vorgeſetzte 
Behörde. Die Regelung der Zuftändigfeit wie des Verfahrens ift nicht einheitlich 
geſchehen, weder für ben ganzen Staat noch für einzelne Länder, es bezieht fich 
jedoch nur auf die nicht in dem allgemeinen Straigefeße enthaltenen Gejeßesüber- 
tretungen (vgl. Lienbacher, ©. 267 ff.). Das Mandatöverfahren ift eine beſondere 
Art des Verfahrens in Webertretungsfällen ($$ 447 ff.). Letzteres findet vor den 
Bezirkögerichten ftatt und weicht in mancher Beziehung von dem gewöhnlichen ab, 
fo Eennt es 3. B. keine Vorunterfuchung, feine Verhandlung über die Verſetzung in 
Anklageftand ($ 451), in der Regel keine Vereidigung der Zeugen ($ 458), indem 
an Stelle des Eides der Handichlag tritt, und läßt ausnahmsweiſe ein Kontumazial- 
verfahren zu ($ 459). Das Dlandatsverfahren befteht in einer GStrafverfügung, 
deren Inhalt ungefähr der polizeilichen der Deutſchen StrafPO. entipricht, und 
gegen welche innerhalb von acht Tagen Einfpruch erhoben werben Tann, der den 
Eintritt des ordentlichen Verfahrens herbeiführt ($ 462). Sie erfolgt auf Antrag 
des mit den ftaatsanwaltlichen Verrichtungen betrauten Beamten, wenn von einer 
öffentlichen Behörde gegen einen auf freiem Fuß befindlichen Beichuldigten auf Grund 
ihrer eigenen dienstlichen Wahrnehmung eine Gejehesübertretung angezeigt wird, 
welche im Geſetz mit Arreft von höchſtens einem Monate oder nur mit einer Geld- 
ftraje bedroht ift. Es fann burch biejelbe nur Arreſt von höchſtens brei Tagen 
oder Ku Gelbftrafe von 15 Gulden verhängt werben. 

Sieb: Straf PO. für dad Deutſche Reich EEE en T Behn, Materialien, IL 
©. 49 (Entwurf $ — 288 (Motive), 1123 ff., 1429 ff 647 ff. (Verhandlungen der 
Reichen tommilfton, — Preußen mit Ausnahme bes Dberlandes ericht®: eat Köln: 
£) hit de ber die vorläufige Straffeltfegung wegen ebertretungen v. 14. Mai 1852 (Gef. SammL 

® —— 3. Ausfuhrung dieſes ehter Min.Bl. S. 259); c) Allgem. Verfügung 
vom 15. 879 betr. die Belanntmachung der Minifterien ber Fuftig unb be3 Innerũ 
über das Serehen bei ber vorläufigen Straffeftiegung wegen Uebertretungen (Juſt. Din. Bl. 
©. 361); d) Gele vom 26. März 1856 über bie Rubungen und Laften aus ber vorläufigen 
et tegen Zebeztertungen en (Gej.Samml. ©. 225). — Sadjen: a) Geſetz das Ber: 
fabeem | in B—— etr. vom 8. März "1879 (Gef. u. Berorbn. Bl. dom Fahre 
1879 Die Di: Verordnung zur Ausführung biefes wi vom 15. Sept. 1879 Geſ.⸗ u. 
35 Bl. ©. 351). — W üttemberg: ; Gefeg v. 1 are 100 betr. —— des 
— ———— vom 27. Dez. 1: x. A.9 ven 53 ff.); b) Derfügung der 
Minifterien der auswärtigen Un Angele, —— und * Innern un ot iehung des — 
12. Aug. an eg. Baben: a) Gefek vom 3. in 1879 bie Ein⸗ 
hrung ber huiggef e * 88 N ff. (Gef.- u. nt l. ©. w Au b) Verordnung 
Br 11. Sept. ki dag eis und Finanz ftrafoerfaheen zc. er el. €. . 618 Mr; 
a erorbnung des —— delt 29. Sept. 1879 (Gef. BI. Nr. 0) gi Deochnung Di 
inifterium3 ber Inan en vom 25. Oft. 1879 Geſ.Bl. Nr. 53 88 6: eh — Mel 
burg: Schwerin enburg:Streli ——— — a) Eh ur Ausführung der 
StrafBD. v. 28. Mai 1a 833 ff.); b) Verorbnung ek. die Jnſtruktion 
der Amtsantwälte in Betre I sun — Strafverfügung unterliegenden Weber: 
fretungen vom 28. Mai 1879 (Reg. Bl. 377 ff). — Sadhjen- Weimar: a) Geſetz über die 
polizeiliche Straffeftiegung vom %. en 1879 (Reg.Bl. 1879 ©. 158 ff); b) —— 
bekanntmachung das polizeiliche Straffeſtſe⸗ ——— — betr. vom 5. Juli 1879 (KReg. Bl 
©. 3839); c) niferalbelanntmaung die So eiftraftabellen betr. v. 2. Juli 1879 (Reg. Bı. 
©. 397). — Oldenburg: Gefjeg betr. die Bel niß ber ex Tolle pibehörben er Erlaß von 
Sixafoerfigun en x. vom 25. März 1879 (GL 8 — Braun: 
en — bie Ausführung | be Deutſchen — — — 1. April 1879 
— GSadfen- Meiningen: AG. zur Deutihen StrafPD. vom 17. Juni 
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1879 85 1 ff. (Samml. der landesherrlichen Verordnungen Bb. 22 ©. 105 ff), — Sachſen⸗ 
Altenburg: Eh die polizeilichen rafoerfügungen betr. vom 8. Mai 1879 (Gej.Samml. 
©. 152 fi) — Sasien-Roburg:& Sotha: Geſeh die Steaffettepung, er Der ung der 
Polizeibe hoͤrden betr. vom 7. April 1879 (Geſ. Samml. ©. 145 ff.). je betr. 
die anbderteitige Einfräntung der use) &. 300 ber Ginnengeiät ih ar 28. März 
1877 $$ 4—13 (Gej.Samml. Bb. 8 Schwarzburg:Rudolftabt: 
a) Geſeß bie Fa 4 —S ur ee betr. dom 28. März 1879 
(Gef. Samml. b) Verordnung bie Führung von gemeint en über bie 3 den 
Verwaltungs: und —E exlebigten Straffälle be Samml. ©. 

Schwarzbur — Seieh daß den Sermaltung —5 —— ers 
eftfeßungsrecht betr. vom 17. Mai 1879 88 1 ff. (Gel. —— — . 109 ff); b) Inſtruktion vom 

Auguft zur Ausführung dieſes les ( (Se.Samml. S . 185 fi). — Reuß jüngere ere 
Sınie: eh das 1 poligsitiche TE u Anforderungarrcht betr. dom 
1879 (Se. Samml. bed: a) Aerorbnung die Ausführung pe 
StrafPBD. betr. vom 8. Febr. 1879 Abf. f aan der Lübedifchen ‚Derorbnungen und 
— S. 88 Pi b) Ku für Strafbefugnifie 3% BVolizeibehörden v. 20. März 
1861 (Samml. 1861 ©. — Bremen: — Kar bie Ausführen der 
Saas Progel eiehe x. vom 25. Ei 79 8 94—98, 102, 108 (Geſ.Bl. sn. 
Hamburg: Ei etr. das Berhältnib er —— zur Heap ege — 3 April 
Te AB Mean, —— iger teiminellem und polieiliciem nnrecht: Bert 

i ich be wiſchen Kir em und polizeilicdem Unze: etter, 
Iheorie des beugen Beuigen © —— — —— Nas Normen und ie 
Uebertretung, 3b. . (veiche ee Ann Geuesbag, 
desifion der — e und Pr riffe des porn ae Rechts, Men & 5 Bd. 

S. 219 ff.; Derjelbe, Lehrbuch * —— Rech! Grolmann, Grund s 
der. ‚Ariminaleehtamiffenichaf, 8 365. — Hef ee Sag bed Beitigen "Strafe 1 
$ — Hälfdner, Salem bes Deeubikäer Strafrechtes, B 1 fl. 6, Berl: 

im ſAthatl 1869, &.96 ff.; Derjelbe, Tas gem. eutiche — Bd. L. 34. — 
Köftlin, Neue Revifion der Srundbegeife des — — ©. 692 f.; —2 
Syfiem des Deutf: Steafrehte, 8 is S. 1ff. — Mer Kriminaliſtiſche Abhand⸗ 
lungen, J. 8 3 ff. — Hugo Meyer, Lehrbuch des Deut; = —— (2. Aufl.), 3 25 
6. 136 ff; Motive zuın —E eines —— für den Rordd. Bund, ©. 185 ff.; 
En Rortlampf), ©. 86 ff. — Stahl, Die Philofophie des Rechts, 8 d. II. Ay 3 

8.693 ff. — v. Wächter, Das fgl. Sahflde u. das Thürin, ice Strafreit, 'S.29 ff. — 
Bahlberg, Tas Prinzip "ber —— im Gtrafi u 23 ff. — 2) yaalich 
des P.: ) für das Deuiſche Reich: Doom, Der XSira @. Aufl), S. 27 
Geyer, ehrbuch des gemeinen Deuffchen Staffuf. © ©. 87 — Meves in d. Satlen. 
dorff, Handbud) des Serien Se in — Voitus, Kontroverſen 
SE die StrafPO. und GBG., .— Si Kommentare en StrafPD. von 

Bomhard und Festen "Dalde, Be dwe (1. Aufl.), Budelt, v. Schwarze, 
hie, Voitus bei den 8 453458. — b) Für die einzelnen Territorien: EA 
Beikemann, —5 des Preuhziſchen Polizeirechts — Oppenhoff, Die Preußiſchen 

eieße über das münb! ie unb Öffentliche Verfahren in Straffagen ꝛc. ⸗ achfen; Walter 
Das im Königreih Sachſ m geltende DT Württemberg: Schider, Dad Volizeiftrafrecht 
au ? im Königreich — emberg. — Die neue Juſtizge ehgebun im Konigreich Württems 

% Amtliche ußgabe. — Baden: Strafrecht, bearbeitet don er v. Seyfried und 
Bi Breihere v. Neubronn. — Medlenburg: v. Amber jerordnungen zur Aus⸗ 

Hrung der Reichsjuftiggefege. — Weimar: Steataverträ (7 örtfe und Verordnungen zur 
Ausführung der eichsſ —— im — Sachſen. — Braunſchweig;: Mans— 
feld, Die Braunſchweigiſchen ögejehe zu * Beil nftiggelepen, 9 ür Delle 
reich: Lienbadher, Das ee reiht au d. BilientHal. 

Bolizeiftunde. Eine Schlußftunde für — Wirthshauſer (gegen das 
Ratfhen) findet fich in den Städten Deutſchkands fchon feit dem 14. Jahrh. 
angeordnet, theils aus Rückſichten auf die Erhaltung der Nachtruhe (v. Maurer, 
Stäbteverjaffung, II. ©. 157), theils aus dem Luruspolizeilichen Gefichtepuntte 
RentHold, Sächſ. Verwaltungsrecht, ©. 275). Auch daB heutige Recht hat bie 
P. nicht aufgegeben; doch ift die Regelung meiſt -provinziell reſp. Igkal verſchieden. 
(Für Preußen vgl. $ 6, © des Geſetzes über die Polizeiverw. vom 11. März 1850 
und die Berordn. vom 20. Sept. 1867 für die neuen Landestheile; für Bayern die 
Verordn. vom 18. Juni 1862, Reg.Bl. ©. 1388, und dazu Art, 2, 4 des 
Pol. Strafs6B.; für Könige. Sachſen Polizeiordnung vom 22. Juni 1661 zit. 19; 
3 Wärtternberg Berfügung des Min. des Innern vom 2. Dez. 1871, Reg. gt. 

©. 302.) Gin ® Gelonberes Glodenzeihen (nach älterem Rechte: Bierglode, Weine 
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glocke, Rathsglocke) ift zum Eintritte der P. nicht mehr erforderlich (Verfügung des 
Preuß. Min. des Innern und der Polizei vom 7. April 1839); andererfeits er 
ftredt ſich Yeßtere nur auf Schanfgäfte, nicht auf Privatgäfte (OTrib.Erk. vom 25. 
Juni 1879) und Quartiergäfte (Oppenboff, zu $ 365 R. 8), nicht auf Die der 
Reiſenden dienenden Eiſenbahn- Reftaurationslofale und auf die Lolale geichLofiene 
Gefellichaiten (Württemb. Verfügung 8 2), dagegen auf die von einer geſchlofſenen 
Geſellſchaft unter Aufhebung des allgemeinen Zutrittsrechts ermietheten Lolalitäten 
eines Wirthshauſes, mindeſtens fofern die Ermiethung feine ftändige ift (Plenar- 
erkenntniß des Bayer. oberften Gerichtshofs vom 28. Juli 1875; Stenglein, 
Zeitfchr., Bd. 5 ©. 42 der neuen Folge). Wer in einer Schankftube oder an einem 
Öffentlichen Vergnügungsorte über die gebotene P. hinaus verweilt, ungeachtet ber 
Wirth, fein Vertreter ober ein Polizeibeamter ihn zum Fortgehen aufgefordert hat, 
wird mit Geldftrafe biß zu 15 Mark beftraft; der Wirth, welcher das Verweilen 
feiner Gäfte über die gebotene P. hinaus buldet (Über die an den Wirth zu ftellenden 
Anforderungen vgl. Oppenhoff, Rr. 7; v. Schwarze, Nr. 4; Baher. Erk. vom 
20. Nov. 1875; Samml., Bd. 5 ©. 516), wird mit Gelbitraje bis zu 60 Marl 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen bedroht (RXStrafGB. $ 365). — In Defterreid 
erfolgt die Feftjeung der P. (Sperrftunde) entweder für das ganze Kronland ober 
eine einzelne Ortfchaft und entweder allgemein oder für eine beftimmte Zeitperiode. 
BVolizeiftrafe trifft den Wirth auch dann, wenn er feine Lofalitäten zur beftimmten 
Stunde nicht ſchließt, die Gäfte erft, falls fie, obgleich der Wirth von einem Sicher 
heitsorgane bereit fruchtlos an die Erfüllung feiner Pflicht Hinfichtlih der P 
erinnert worben ift, fich nach diefer Stunde aus jenen Lolalitäten auch dann nod 
nicht entfernen, wenn ein Sicherheitgorgan die Aufforderung hierzu unmittelbar an 
fie felbft gerichtet hat (Minifterialverordn., betr. die Yeftjebung der P., vom 3. April 
1855, RG.Bl. N. 62). — Auch in Frankreich lokale Regelung; dagegen in Eng 
land allgemeine durch die Licensing Act von 1874. Seuthold. 

Bolizeiverordunngen. Der weite Umfang und die gejegähnliche Wirkung 
der P. im Heutigen Berwaltungsrecht fteht im Zufammenhang mit jehr alten Ber- 
hältniffen der Deutjchen Reichs- und Landesverfaffung. In den Nemtern der Karo: 
lingifchen Verfafjung lag von Haufe aus die Berugniß, ala Obrigkeit zu gebieten 
und zu verbieten und die Gebote durch eine Zwangsbuße (muleta) zu erzwingen, die 
nach der Höhe des Amts (als Königebann, Herzogsbann, Grafenbann, Schultheißen: 
bann) verfchieden abgemefjen war. Aus dem Recht des Zwangsgebots im ein: 
zelnen Fall folgte daß Recht des Zwangsgebots für alle Fälle gleicher Art, alfo 
das Verordnungsrecht, von welchem ſchon die Kapitularien der Karolingifchen 
Dynaftie den ausgiebigiten Gebrauch gemacht Haben. Nur zu folchen Verordnungen, 
durch welche das Hergebrachte Volksrecht (einjchließlich des Hergebrachten Gerichte 
verfahren?) geändert werben follte, bedurfte e8 der Zuftinnmung der optimates terrse, 
um dieſen Verordnungen auch in den Volksgerichten die Folgeleiftung zu fichern. 
Die consensu optimatum erlafjenen Verordnungen haben bie höhere Autorität einer 
„lex“, durch welche auch bie lex terrae abgeändert werden fanı. Da bie Ge 
richte über den freien Mann nur in einem judicium parium secundum legem 
terrae Recht fprechen, fo übertrug ſich berfelbe Grundfag auch auf die Verord⸗— 
nungen der Landesherren, umd fchon auf dem Wormſer Reichdtage von 1281 
wurde der folgenreiche Satz anerfannt, daß die domini terrae constitutiones vel 
nova jura facere non possunt, nisi meliorum et majorum terrae consensus pri- 
mitus habeatur. In Deutichland wie in England Haben fich im Laufe der Jahr⸗ 
Hunderte biefe berathenden Notablen (meliores) fpäter zu Parlamenten, bzw. Land- 
ftänden foryiirt, worauß ber Begriff der parlamentarifchen Geſetze, als ber „Ber 
ordnungen mit Zuftimmung der Qanbesvertretung” hervorgegangen ift. 

Der Erlaß allgemeiner Friedensgebote, welche feine Aenderung de 
Volksrechts enthalten, lag hiernach von Haufe aus im Gebiet des Königl. Ber- 
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ordnungsrehts. Wenn democh wichtige Erlaffe diefer Art consensu optimatum 
ergangen find, fo beruhte dies nur darauf, daß bie praftiiche Wirkſamkeit folcher 
Gebote vor allem von der Mitwirkung der mächtigften Reichaftände abhängig war, 
deren Beiftimmung eben deshalb werthvoll und jchwer entbehrlich erichien. Analog 
war die Stellung der Herzöge und anderer domini terrae, wenn fie ald Gerichte= . 
obrigteiten Friedensgebote erließen. Wenn ihre Landespolizeiordnungen und Landes— 
polizeigefeße häufig consensu der Landftände erlaffen wurden, jo geihah ed, um 
ihre praftifche Wirkſamkeit zu fichern. Grundfäglich nothiwendig war biefe Zu⸗ 
ſtimmung nicht, und in biefem Gebiete um fo weniger, ala bie meijten dieſer Gebote 
auf Beichlüffen des Reichstags beruhten, deren Ausführung ben geiftlichen, weltlichen 
Fürſten und anderen Neichsftänden auf das nachdrücklichſte zur Pflicht gemacht war, 
jo daß die große Mehrzahl jener Erlaſſe fih nur als Ausjührungsmaßregeln 
der Reichsgeſetze darftellen.. Die umfaflende Weberficht der Landftändifchen Ber- 
Taffungen, wie fie namentlih Moſer giebt, läßt nirgends einen jeften Grundſatz 
über die Betheiligung der Landftände an P. erkennen, die vielmehr durchaus un« 
gleichmäßig, von Zeit- und Ortsverhältnifien abhängig erſcheint. In den Kleinen 
Zerritorien, wo fich feine landſtändiſche Verfaſſung entwideln Tonnte, fowie in den 
großen Zerritorien, wo die Landſtände feit dem breißigjährigen Kriege in Ruheſtand 
traten, blieb ohnehin nichts übrig, ala den landesherrlichen Verordnungen legis 
vicem beizulegen, jo weit der Landesherr durch die Bezeichnung, durch den Inhalt 
und durch die feierliche Verfündung den Willen ausſprach, daß ein Erlaß ala eine 
lex in perpetuum valitura gelten folle. 

Die lebendige Quelle für die zahlreichen Normen der Polizeigewalt war und 
blieb biernach nicht fowol die formelle Gefeßgebung ala das Verordnungsrecht 
der Obrigkeit. Durch die zahlreichen Verleihungen der Gerichtslehne an Landesprälaten, 
Städte, Korporationen, Rittergüter, ging das Verorbnungsrecht auch auf die unteren 
Stujen des Patrimonialftaates über, und wurbe zwar den Gutzobrigkeiten hier und 
da beftritten, in der Prariß jeboch meiſtens durchgeſetzt. 

Nach der Weije der Ausführung jcheiden fi} nun aber die Polizeinormen 
nad) Vorgang der Reichsgeſetze in zwei jcharf gefchiedene Klaſſen, welche ich mit 
den Ausdrüden Polizeiftrajnormen und Polizei verwaltungs normen ſcheide. 

Die Polizeiftrajnormen richten fich bireft an die Unterthanen, und 
umfafjen ſolche Maßnahmen, bei denen e& zur Erreichung des polizeilichen Zweckes 
ausführbar erfcheint, beftimmte Handlungen oder Unterlaffungen der Unterthanen 
unmittelbar und unbebingt zu gebieten oder zu verbieten, ſei es mit Androhung 
"einer beitimmten Gelbbuße oder Haft, fei e& mit unbeftimmter Bereifung auf 
obrigkeitliche Ahndung (arbiträre Strafe). 

Die Klaſſe der Polizeiverwaltungsnormen dagegen richtet fich nicht an 
die Unterthanen, ſondern an die juborbinirten Obrigfeiten, macht bemjelben die 
Durchführung beftimmter Aufgaben zur Pflicht, und kommt bemgemäß durch Aus- 
juhrungsdekrete nach vorgängiger Prüfung des Einizeljalls zur Geltung. Das Eng- 
liſche Verwaltungsrecht hat biefe Ausführungabelrete unter dem Namen orders, das 
neuere Deutjche Verwaltungsrecht unter dem Namen „Polizeiverfügungen“ zu einem 
Hauptgebiet der Verwaltungsgerichtsbarkeit geftaltet. 

Die Ausführung ber Polizei ftrafnormen dagegen geftaltete fi, analog ber 
jummarifchen Strafjuftiz, für geringere Straffälle. Als der praktiich wichtigfte Ge— 
fichtspunkt erjchien dabei die Frage, wer die Koften zu tragen, und wer die Bußen 
und fonftigen Einkünfte beziehen follte. In diefem Sinne wurben bie BVolizeiftrafe 
fälle in der Regel zur jurisdictio bassa gerechnet, und bildeten ein regelmäßiges 
annexum der Stabigerichte und patrimonialen Orlsobrigkeiten, bei denen dieſe 
polizeilichen Yunktionen nach alter Weife als ein Beſtandtheil des Gerichts blieben. 
Als demnächſt mit dem Fortſchreiten des gelehrten Richterthums auch diefe Heinften 
Juſtizſtellen allmählich mit einigermaßen rechtskundigen Gerichtshaltern beſetzt wurben, 
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zeigten fich doch jo große Schwierigkeiten einer angemefjenen Belegung und Geichäits | 
fügrung, daß man fchon auß diefem Grunde die Juftizbirgermeifter in ben Städten, 


die rechtstundigen Juftitiarien in den Ländlichen Gerichten auf bie eigentlichen Suftig | | 


ſachen befchränkte in dem Umfang der Kompetenz ber alten Schöffengerichte Ir | 


dem erften Stadium der „Trennung der Yuftiz von der Verwaltung“ blieben des: 


Halb die Polizeiftraffälle gewöhnlich bei der Laufenden Polizeiverwaltung zurück 
Erſt allmählich begann man auch die Polizeiftraffälle von der Verwaltung zu | 


trennen und den orbentlichen Gerichten in vereinfachtem Berfahren zu überweiſen 
Im 19. Jahrh. ift dies die Negel geworben, in Preußen vollftändig durchgefühn 
und nun auch in die Reichajuftizverfaffung übergegangen. Für daß ganze Gebiet bei 
Poligeiftrafrechts bieten nunmehr die ordentlichen Gerichte die genügende Rechte 
tontrole dar, ohne daß es dafür einer befonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit beduntte. 

Inzwiſchen hat ſich durch die neuere Organijation ber Staats- und 
— — eine förmliche Stufenleiter des Polizeiverordnungsrechtes 
gebildet. 

1) Bon Oben nad) Unten umfaßt da8 Iandesherrliche Verordnungsrecht 
die das ganze Landesgebiet umfafjenden Polizeinormen. Die regelmäßig wieder⸗ 
tehrenden, durch längere Praxis feftgeitellten Normen find jedoch zu Polizei gefeger 
konfolibirt, die Hauptmaffe derſelben, ſoweit wie möglich, zu „Polizeiftrafgefegbüchern“ 
kodifizirt. Daneben befteht nur ein ergänzendes Gebiet von „P.“ fort, ſoweit nicht 


die Landesverfaffung alle Strafandrogungen auf den Weg der Gefegebung verteilt. | 
Aber auch im lehteren Falle bleibt noch ein erheblicher Raum ſowol für Ana= | 
führungs verordnungen, wie für ſolche P., deren Erlaß in den Poligeiftrafgejegen | 


ausbrüdlih vorbehalten ift. Dies landesherrliche Verordnungsrecht kann auch 
den Gentralbehörben und Oberbehörben überlaffen werden und bildet dann kraft 
einer potestas delegata neue Polizeiftrafnormen, für welche die Landesgefeße ge: 
wöhnlich ein Marimum der Strafandrohungen feſtſetzen. 

2) Bon Unten herauf haben die Stadtmagiftrate, Gutsobrigfeiten 
und andere Lokalbehörden ihr aus alter Verleihung der Gerichtslehne her⸗ 


rührenbes Verordnungsrecht beibehalten, welches nunmehr der ftaatlichen Oberaufficht | 
unterliegt und von den oberen Staatsverwaltungaftellen aus tam confirmandi quam 
supplendi et corrigendi causa Zontrolirt wird. Das Berorbnungsrecht beruht hier | 


nicht auf einer potestas delegata, fondern subordinata. 
Bei diefer Entwidelung von Oben herab und von Unten herauf ift häufig ein 
Zuſtand Hervorgegangen, bei dem den mittleren Provinzial» und Kreis: 


behörden das Poligeiverordnungsrecht fehlt oder nur in jehr beſchränktem Maße‘ 


zuſteht. In neueren yſtematiſchen Organiſationsgeſetzen wird dieſe Lüde oft ergänzt 
und allen Behörden ein ftufenweifes Berordnungsrecht innerhalb ihres Zuſtändigkeits- 
— beigelegt. 
Es iſt daraus ein ſehr mannigfaltig gegliedertes Polizeiverordnungsrecht hervor⸗ 
gegangen, vermöge deſſen neben dem Grundſtock des geſetzlich firirten 
————— noch jehr zahlreiche Bezirks Kreid- und Orts-P. beſtehen, 
welche namentlich in Preußen eigene Sammlungen für jeden Regierungsbezirk bilden, 
in Geftalt von Orts-P. aber ſich fo gehäuft Haben, daß eine Sammlung und Ueber: 
ficht derjelben zur Unmöglichkeit wird. Dieje Mannigfaltigkeit beruht auf wirklich 
vorhandenen beſonderen Bedürfniſſen, zum nicht geringen Theil aber auch auf der 
alten Neigung zu ſtatutariſchen Beſonderheiten. Im letzten Menſchenalter tritt mit 
Recht die Tendenz hervor, das Polizeirecht in möglichſt weitem Maße zu kodifiziren, 
ober doch geieglich zu fixiren, das banebenftehende Verordnunggsrecht auf untergeordnete 
Gebiete und geringe Strafmahe zu befchränken und gewifſe Formen der Beſchließung 
und Publikation dafür feſtzuſetzen. 
Für die Gerichte entitehen aus biefem Geſchaftskreis mancherlei Zweifel und 
Streitfragen. Es entſteht der Schein, als ob hier eine geſetzgebende Gewalt durch 





Pölman — Pönalllagen. 87 


blos ezxefutive Staatsbehörden, ja durch jehr untergeordnete Organe der Selbftver- 
waltung, geübt würde. Allein dieſe polizeilichen Normen ftehen in der Wirklichkeit 
nit nur auf dem Boden de Verorbnungsrechts und feiner Delegation. Sie 
haben legis vicem mur, infofern ala fie bindende Normen für GEnticheidungen der 
Gerichte bilden und in gejegähnlicher Weife publizirt werben. Der Grundcharakter 
der Berorbnung tritt aber hervor in dem Recht der oberen Staatsbehbrden, die Ver⸗ 
ordnungen der unteren zu ſuspendiren oder aufzuheben und in dem Recht der Gentral- 
inftanz, alle Verordnungen diefer Art außer Kraft zu fegen. Die Gerichte haben 
darüber zu befinden, ob die Behörden innerhalb ihrer Zuftändigfeit und ben gejeblich 
vorgejchriebenen Formen entſprechend die Verordnung erlaffen haben, nicht aber über 
das Bebürfnig und die Angemefjenheit der Verordnung ſelbſt. In der Außlegung 
diefer Polizeinormen urteilen die Gerichte jelbftändig und erfüllen bamit bie 
Bunftionen einer DBerwaltungsgerichtsbarkeit ebenjo in dieſem Gebiete des Poligei« 
rechts wie in den analog geftellten Gebieten des Zoll-, Steuer- und Regalrechts. 

In Preußen insbejondere war zwar durch das Allg. ER. II. 13 8 6 der 
Erlaß allgemeiner ®. für ein „Majeftätsrecht” erklärt: den Bezirke- und Orts-P. 
aber (dem Bedürfniß dieſes zufammengefegten Staatsweſens entfprechend) ein breiter 
Spielraum gelaffen. Das Gejeg über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
und bie neuen Geſetze über die Verwaltungsreform ſeit 1872 geben jeftere Normen 
bezüglich der Gegenftände, der Zuftändigfeit und der Publikation diefer Klafje von 
Verordnungen. In Bayern, fowie in den Deutfchen Mittel- und Kleinftaaten, 
war e8 in Zolge des kleineren Gebietsumfanges und der gleichartigen Verhältniſſe 
möglich, das Poligeirecht in erheblich weiterem Umfang zu kodifiziren, dagegen das 
Gebiet der P. möglichſi einzufchränten. 

Lit.: v. Rönne, Preuß. Staatsrecht, I.a $ 16. — a 


88, 156. — dv. Mohl, Württemb. Staatsrecht, I. 212. 
9, Kap. V., VI 


‚ Bayer. Verwaltungsrecht, 
dein, Rehtsftant, & Aufl 
Gneift. 


Bölman, Albert, war Advolat in Königsberg Mitte des 16. Jahrhunderte. 

Er gab heraus: Die neun Bücher bes Magbeburgiichen ober Söchfiſchen Rechts 
(Distinetionen genannt), Magdeburg 1547 Brot Dad Rechtsbuch nah Diftinktionen 
(Bummlung Deutiher echtöquellen], Jena 1836) und ſchrieb: Das laufende Urtel 1558, 
Königeb. 1569. — Der ge Prozeß des ordentlichen Berichtes in bürgerlichen Sachen, 
Königsb. 1566, 1610. — Ein kurzer Unterricht, wie ſich Bürgermeifter 2c. in ihren Yemtern 
halten follen, Ronigeb. 1577, 1600. — Handbuch, barin zu finden, was fich bei Gericht zu: 
trägt, Wittenb. 1570. 


it.: Stobbe, Recdhtöquellen, I. 427. — Kamptz, bb. Bd. XXIII. ©. 178; 
3b. XXVL. ©. 272. —— SD Keihmann. 


Pönalflagen ‚find diejenigen privatrechtlichen Klagen oder Forderungen, denen 
der Beklagte ausgejekt ift zum Zwecke der Beltrafung einer von ihm zu verant= 
wortenden rechtöwibrigen Verlegung des Klägers. Die actiones poenales werben 
entgegengefegt ben actiones rem (sc. actoris) persequentes. Während nämlich andere 
Klagen nur infomweit auf eine Schädigung des Vellagten ausgehen, ala das von 
ihnen gewahrte Intereſſe des Klägers nicht ohne jene fich befriedigen läßt, ift das 
von den Strafflagen geltend gemachte Interefje des Kläger gerabe das ber Be— 
frafung oder der Schädigung des Beklagten; gleich allen Privatflagen eriftirt aljo 
auch die Strafflage um des Klägers willen, dem ihre Einräumung die Vergeltung 
feiner Verlegung duch eine Schädigung des Bellagten zugefteht. Gegenftand der 
P. ift ausnahmslos eine Gelleiftung; die Schädigung des Verlehers an feinem Leibe 
Oder feiner Freiheit, welche noch die zwölf Tafeln in gewiffen Fällen dem Berlehten 
zugeſtehen, iſt nicht nur im neueren Rechte abgefommen, fondern hat wol auch nie 
den Gegenftand einer privatrechtlichen Klage gebildet. Die P. ift verichiedener 
Natur nach der Natur ber durch fie geahndeten Verlegung. Iſt e& bie unmittelbare 
berfönliche Verlegung und nicht die pefuniäre Schädigung des Gläubigers, welche 


88 Vonalllagen. 


geahndet wird, fo iſt die Klage eine ſog. actio vindictam spirans, fo daß fie lediglid 
feiner perfönlicden Genugthuung dient und daher nicht als Beſtandtheil feines Ber- 
mögen® auf feine Erben übergeht. Dagegen ift diejenige pefuniäre Schädigung dei 
Verletzers, welche felbft eine folche vergilt, zugleich eine pefuniäre Entſchädigung dei 
Verletzten, und es ift dem Begriffe der P. durchaus nicht weſentlich, dem Verletzten 
außer jener Entſchädigung noch eine pekuniäre Bereicherung zu gewähren. Der Be 
trag der Gelbftraje ift bei der perfönfichen Verlegung willfürlic; nach den zwöl' 
Tafeln beruht er auf gefeplicher, nach dem prätorifchen Edikte auf richterlicher 
Zaration innerhalb des durch den Verletzten geforderten Maßes. In den Haupt- 
fällen peluniärer Schädigung beruhte dagegen das Maß der fie ahndenden Schädigung 
des Verleger auf dem Grundſatze der Talion. Bei ber Schädigung durch An- 
eignung oder beim furtum ergab dieſes Prinzip die poena dupli, bei der Schädigung 
durch Zerftörung oder beim damnum iniuria datum den einfachen Betrag des zer 
ftörten Werthes. Wie aber dort nach dem prätorijchen (die Kapitalftrafe der zmöl: 
Tafeln abjchaffenden) Edikte die Ertappung auf der That, jo begründete hier nad 
der lex Aquilia die Ableugnung im ‚Progefie eine Berboppelung des Schulbbetrages. 
Gleich der actio furti manifesti ging auf das Bierjache die Klage aus dem zu 
iniuria, furtum und damnum iniuria datum Hinzutretenden vierten und legten ber 
Tanonifijen Privatdelitte des damnum vi hominibus armatis coactisve datum. Indem 
es fi hier darum handelte, nicht blos bie Schädigung bes Verlekten, ſondern bie be 
ſonders gefährliche Art ihrer Vollziehung durch Zufammenrottung und Waffengewalt 
zu ahnden, traf dieſes Delift die höchſte Strafe, indem es zur dierfachen Entſchãdigung 
verpflichtete, ohne Rückſicht darauf, ob die fremde Schädigung wie beim fartum mit 
eigenem Vortheile verbunden geweien. Daß bag Delikt als ſolches neben der Forderung 
der Strafe eine zweite auf Entſchädigung des Verletzten gehende Forderung begründe, 
ift ein dem Römischen Rechte gänzlich fremder Gedanke, und wenn dem für gegenüber 
neben ber actio furti die condictio furtiva aufgefommen ift, fo darf nicht überjehen 
werden, daß dieſelbe keineswegs jedem durch das furtum Gefchädigten zufteht, jowie dab 
ihre Bezeichnung und Behandlung als condictio fie überhaupt dem Kreiſe der Delikte 
lagen entrüdt. Wenn aber Juſtinian's Inftitutionen die actio vi bonorum rap- 
torum al® actio mixta bezeichnen, quia in quadruplo rei persecutio continetur, 
fo gehen fie damit von der Anomalie der neben der actio furti beftehenden con- 
dictio furtiva als dem Normalen aus, indern jene gemifchte Natur lediglich darauf 
gegründet wird, daß im ber Strafe des DVierfachen die Entjchädigung des Verlegten 
enthalten ift. Während urſprünglich die actio vi bonorum raptorum in ihrer 
Strenge noch über die ‚actio furti manifesti hinausging, da bei ihr auch die mit 
feiner Aneignung verbundene Schädigung mit dem DVierfachen gebüßt werden mußte, 
ift im neueren Nechte die Klage nicht mehr durch Zufammenrottung und Waffen 
gewalt, wol aber nach den Inftitutionen durch Aneignung bedingt, fo daß es ſich 
nun um ein mit perjönlicher Vergewaltigung verbundenes fartum handelt, das merk⸗ 
würdiger Weife nicht einmal eben fo ftreng gebüßt wird, ala ein gewöhnliches aber 
bandhaftes furtum. Denſelben Mangel an wirklichem Berftändniß der P. zeigen 
die Inftitutionen bezüglich der actio legis Aquilias, deren pönale Natur fie nur 
infofern gelten laſſen, als fie dem Kläger theil® durch die eventuelle Verboppelung 
ihres Betrages, theils durch Berüdfichtigung eines höheren als des durch die Ber- 
letzung zerftörten Werthes mehr als volle Entſchädigung zu gewähren vermag. Gerade 
diefe Klage zeigt aber ihre ungemifcht pönale Natur dadurch, daß mehrere berjelben 
Beſchädigung Schuldige je ihren vollen Betrag ſchulden. 

Aus Juftinian’s Inftitutionen ift die fchiefe Auffaffung der P. in die neuere 
Literatur übergegangen, in welcher fie namentlich durch Savigny’s Auftorität ſich 
befeftigt bat. Indem Savigny davon ausgeht, daß einerjeits die eigentlichen 
Strafflagen den Kläger, anftatt ihn blos zu entjchädigen, bereichern, andererſeits 
aber der Einficht fich nicht verjchließt, daß manche lagen ung in den Quellen als 
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P. entgegentreten, ohne dem Kläger eine folche Bereicherung zu gewähren, unter 
ſcheidet er von ben zweifeitigen ober den Kläger bereichernden die einfeitigen Strafe 
klagen, welche zwar vom Standpunkte des Klägers nicht als ſolche erfcheinen, wol 
aber von dem des Beflagten aus, da fie ihm nicht blos einen Gewinn abnehmen, 
Tondern durch die ihm auferlegte Verpflichtung zur Entſchädigung des Klägers ihn 
möglicher Weife jchädigen. Der Römiſchen Auffafjung widerſpricht diefe Theorie 
nicht nur dadurch, daß fie für die eigentlichen von ihm ala zweifeitige bezeichneten 
BP. Das Moment der Bereicherung des Klägerd als nothwendig ftatuirt, fondern auch 
dadurch, daß fie andererfeits als einfeitige P. jede durch ein Unrecht des Beklagten 
bedingte Erfagforderung gelten läßt. Weſentlich ift es im Gegenſatze Hierzu nach 
Römiſcher Anjchauung der P. zwar nicht den Kläger zu bereichern, wol aber ben 
Beflagten zu ſchädigen, weshalb bie Forderung einfachen Erſatzes P. nur ift alg 
Ahndung der Zerftörung eines Werthes und nicht ala Forderung der Rüderftattung 
eines dem Kläger entfremdeten Werthes ober der Abnahme einer ihm rechtswidrig 
auferlegten Belaftung. Keine P. find daher die actio doli, die actio quod metus 
causa und die actio Pauliana, wenngleich fie, foweit fie dem Beflagten mehr als 
feine Bereicherung abjorbern, actiones ex delicto find. Die Deliftflagen des Römischen 
Rechts find daher 1) reine Strafllagen ala Ahndungen perfönlicher Verlegung ; 2) ent« 
jchädigende Strafflägen als Ahndungen direkter pefuniärer Schädigung, endlich 8) reine 
Reftitutiongforderungen (arbitrariae actiones) zur Außgleichung der Nachtheile, welche 
dem Kläger ein nicht fowol an fich, ala durch die ihn begleitende vis oder fraus ihn 
widerrechtlich verlegender Vorgang zugefügt hat. 

Bon -praktifcher Bedeutung ift die Abgrenzung der P. von anderen Delikts- 
tagen deshalb, weil die poena von jedem Schuldigen voll eingeforbert werden kann, 
während die Lediglich reftitutorifchen Deliktsklagen mit einmal erfolgter Reftitution 
ihr Ziel erreicht haben. Dagegen gilt von allen Deliktsfchulden, daß die DVerant- 
wortlichkeit des Delinquenten nicht auf die Erben übergeht, wie auch berjelbe Satz 
gilt von der durch dingliche Klage geltend gemachten DBerantwortlichkeit für boloje 
Vereitelung der Reftitution. 

Im Gemeinen Rechte ift dem Römiſchen gegenüber die privatrechtliche Verant⸗ 
wortlichkeit für Delikte einerjeitd ausgedehnt durch ihre vom Kanoniſchen Rechte ver 
Tügte Erftredung auf die Erben, welche aber nad) dem Gem. Rechte nur bis zum 
Maße des Ererbten ftattfindet. Dagegen geht Heutzutage die privatrechtliche Delikts⸗ 
Hage lediglich auf Entſchädigung, jo daß es feine P. mehr giebt. 

Während daher die reftitutorifchen Deliktsklagen fortdefteßen, find 1) die reinen 
Strafflagen gänzlich weggefallen. Allerdings war gerade die actio iniariarum die 
einzige P. von anerfannter gemeinrechtlicher Geltung geweſen; dieſelbe ift aber außer 
Kraft gejett durch das RStrafGB. 88 185 ff. Die durch daffelbe Geſetz neu ein⸗ 
gerührte a bezwecdt lediglich Schadloshaltung des Klägers. 2) Die entſchädigenden 
Strafllagen find zu reinen Entſchädigungsklagen geworben: a) Bezüglich der rechts- 
widrigen Entiwendung beruht diefeg Refultat auf ihrer grundfäßlichen, die konkurrirende 
Brivatftraje ausſchließenden öffentlichen Beſtrafung. Die actio vi bonorum raptorum 
ift dadurch in der actio furti aufgegangen, die actio furti dagegen in der condictio 
furtiva nur für den Eigenthümer der entwenbeten Sache, wogegen von feinem Ans 
ſpruche der eines anderen durch furtum Gefchäbigten fich noch, wenn auch nur noch 
wenig, bezüglich feiner paffiven Vererbung unterjcheibet. b) Daß die Sachbeſchädigung 
nach Gem. Rechte Lediglich zur Entſchädigung verpflichtet, zeigt die Tonftante, dem 
Röm. Rechte zumwiberlaufende Behandlung mehrerer derfelben Beſchädigung Schuldiger 
als für dieſelbe Leiftung folidarifceh Haftender. Ohne Grund ift dagegen die An= 
nahme, daß mit der Auffaffung der Klage ala einer reinen Entſchädigungsklage 
fich nicht vertrage das bezüglich der Höhe des zerftörten Werthes vom Röm. 
Rechte dem Kläger geftattete Zurückgreifen auf eine der Beichäbigung voran- 
gegangene Zeit. 


J 


Mit Unrecht ſpricht man von einer P., wenn der Betrag einer reſtitutorücht: 
Klage zur Beſtrafung rechtswidrigen Verhalten des Beklagten im Prozefie fich erhöht: 
der Wegfall folder Strafen in unferem Rechte beruht auf der Verſchiedenheit de 
Deutichen vom —— a ha e. 

Quellen: Gai IV. — Just. Inst. IV. 6 $$ 16 sq. — Gai IIL 182 29. — Js 
Inst. IV. 1-5. — Dig. Fu 

“sit: u, Sollem, F — rn Derfelbe, Obligationenzeht, IL ©. ® 
bis 84. — Brinz, Pai g 5 — Dindfheid, Pandelten, 8 32. - 
BEE Re ©. ; — eitr. zur Erlauteruug einzeln 


Rechtömaterien, I. teb ernic t Lehre von ben Sachbeſchäl 
dem) S.116 ı Werfeibe, 8a She ern —X 24 Thon, ——— zu ul 
tin — N ©. 29 ff., 59 fi. 


Bontififalien, jura pontificalia, heißen diejenigen Rechte, welche bem Bilde 
Taft feiner biſchöflichen Konſekration zuſtehen, alſo aus dem biſchöflichen Ordo ber 
fließen, wie die Spendung der Sakramente der Ordination und Firmung, die An: 
fertigung des Chriama, die Konſekration der Kirchenaltäre und Opfergefäße, die 
Salbung der Könige, bie Benebiktion der Achte und Aebtiffinnen. Andererjein 
nennt man auch die Infignien, welche der biichöflichen Würde eigen find, wie 3. ?. 
die Mitra, den gebogenen Hirtenftab, den Biſchofsring, den bifchöflichen Thron mi 
dem Valdachin darüber ıc., P. Die Ausübung der Pontifikalrechte und ber Gebrauch 
der Pontifikalinſignien iſt de jure auf den Sprengel des Biſchofs beſchränkt, in einn 
fremden Diözefe bedarf er für beides immer der Erlaubniß des betreffenden Orbinariue. 
Kraft befonderen Privilegs Tann der Gebrauch der P. auch anderen Firchlichen Würden: 
trägern geftattet fein, ferner haben die Kardinäle, welche nicht Kardinalbiſchöfe find, 
in Folge des Kardinalats das Vorrecht, fich in den ihre Titel bildenden Kirche: 
der P. zu bedienen. — Endlich verfteht man unter P. die Firchlichen Funktionen, 
welche die Biſchöfe im feierlicher Pontifitalfleidung, alfo angethan mit den vollm 
Infignien ihrer Würde, jelbft im feierlicher Weiſe celebriren. P. Dinſchius. 


Popularklagen find diejenigen Forderungen ober Klagerechte, deren Durh 
ſetzung im Wege des Civ. Prz. erfolgt, obgleich fie nicht ein privates Recht des ein 
zelnen, fondern ein gemeinjames Iniereſſe aller Bürger geltend machen. P. fin 
alfo im Gegenfage zu den dem einzelnen kraft eines Sonberrechtes zuftehenben die 
jedem Bürger kraft Bürgerrechtes zuftehenden Eivilflagen. Auch fie machen ein 
eigene Recht bes Klägers, aber fein ihm ausſchließlich eigene geltend. Dadurch, 
daß die P. nicht ein ſpezielles Intereſſe des einzelnen Klägers geltend machen, find 
fie nothwendig nicht rem persequentes, jondern poenales. Indem bie Popularis 
actio jedem Bürger als folchem zufteht, fteht fie ihm zu nicht als einem Vertreter, 
fondern als einem Mitgliebe der Gefammtbürgerichaft, ift aljo begründet in feine 
eigenen Perfon, kommt daher auch ihm für feine Perjon zugute, jo daß er bit 
mittel® der popularis actio erlangte Summe nicht etwa an den Staat abzulieien 
bat. Für die „profuratorifche" Natur der P. beweift nicht 1) der Ausſchluß der 
Infamen von ihrer Anftellung und die Unmöglichkeit ihrer Anftellung durch einen 
Kognitor, da beibes fich Hinreihend dadurch erklärt, daß Hier der Mläger nicht als 
Subjelt eines Sonderrechtes, ſondern in feiner Eigenfchaft als Bürger auftritt. Daß 
fodann 2) die Erhebung der P. ihre erneute Anftellung durch andere Kläger au 
ſchließt, erflärt fich aus der Identität bes Nechtäftreites, welcher vermöge ber Iden⸗ 
tität des vom Bellagten begangenen Unrechtes und des durch die Klage geltend ge 
machten Interefjes feiner Ahndung hier nicht wie fonft durch Identität der Por 
teien bedingt ift. 

Die populares actiones find durchweg prätorijchen Urſprungs; die durch die 
felben gejchüßten Intereſſen find namentlich 1) das religiöſe der sanctitas sepuleri 
bei der actio sepuleri violati, ſodann 2) das der Freihaltung Öffentlicher Straßen 
und Plätze a) bei der actio de dejectis et effusis, de positis et suspensis und der 
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ädilitiſchen de bestiis, b) bei der actio de mortuo illato und ber operis novi nuntiatio. 
3) Das Interefje der Integrität obrigfeitlicher öffentlicher Belanntmachungen wird 
geihüßt durch die actio de albo corrupto. 

Einen eigenen Charakter hatte die actio de testamento aperto oder die Straf⸗ 
Mage wegen vorzeitiger Teftamentseröffnung, indem bier die Straffumme nur zur 
Hälfte dem Kläger praemii nomine zufiel. Während bei allen anderen prätorijchen 
P. die Strafe dem Kläger in feiner Eigenjchaft als Glied des populus geſchuldet 
wird, ift fie bier vielmehr dem populus ſelbſt geſchuldet, der nur feinem Vertreter 
die Hälfte überläßt. Solche dem Staate gefchuldete Gelditrafen, deren Einforderung 
im Wege des Givilprozeffes jedem Bürger zuftand, waren in einer Reihe von Fällen 
durch Gefek ftatuirt; beftritten ift jedoch, ob auf diefe Fälle der Begriff ber popu- 
laris actio Anwendung finde. Gleichgültig ift es Hierfür, daß jene Geſetze ſelbſt 
dieſer technifchen Bezeichnung ſich nicht bedienen; ihre Anwendbarkeit auf die ger 
dachten Fälle ift nicht zu leugnen, da wir auch in ihnen einerfeit® mit civil» 
progefjualifchen Aktionen e8 zu thun haben und andererjeits dieſe actiones im Gegen- 
lage zu den privatae noch in höherem Grabe populares find ala bie präto- 
riſchen. Wenn aber namentlih Brinz die ganze Berjchievenheit der Fälle auf 
einen Gradunterfchieb zurüdführt, jo überfieht er, daB der populus, deſſen Interefie 
die prätorifchen P. zu wahren pflegen, keineswegs identifch ift mit demjenigen populus, 
welchem kraft gejehlicher Damnation eine Strafe geſchuldet iſt. Dort ift der Gegenſatz 
des Privaten und Popularen der des einzelnen und aller, indem die popularis actio 
nit ein Sonderinterefje des Klägers, ſondern ein Interefje aller Bürger wahrt, das 
ala Intereffe jedes Bürgers für jenen in einer Weile ein fremdes ift. Wer dagegen 
eine dem Staate gejchuldete Summe einflagt, der ijt ein Bertreter fremden Rechtes, 
ba die Rechte des populus als einer rechtlichen Einheit für ben einzelnen Bürger 
fremde Rechte find; für diefe Fälle alfo und nur für fie trifft Savigny’s Auf 
fafjung (Obligationentecht, II. ©. 314) zu, daß „jeder Bürger gleichſam einen Staats⸗ 
anwalt vorftellte”. 

Beſteht jo eine Weſensverſchiedenheit zwiſchen den jedem Bürger für fich zu= 
ftehenden und ben im Namen des Staates vom einzelnen Bürger als feinem Organe 
geltend gemachten Strafjorderungen, jo erhebt fich andererſeits bie Frage, ob eine 
mehr al progefiuale Verſchiedenheit beftehe zwilchen den prätoriichen populares 
actiones und den popularia interdicta. Solche Interdiftg eriftirten 1) gegen 
unberechtigte Anlagen a) an öffentlichen Wegen (mit Ausnahme ber jtäbtifchen und 
wol auch der Staatsſtraßen) und Ahzugslanälen, b) an öffentlichen Flüffen, ſoweit 
dadurch die Schiffahrt behindert oder der Wafferlauf geändert wird; 2) gegen Ver— 
hinderung der Benutzung oder Reparatur der Wege und Flüffe bzw. Flußufer; 
3) gegen Schädigung durch irgend welche Anlagen auf öffentlichem Boden. 

Während die unter 1 erwähnten Interdikte den prätorifchen populares actiones 
ſchlechthin gleichartig find, ift bei den übrigen dieſe Gleichartigleit jedenfalls nur 
eine theilweife, weil fie nicht jedem Bürger, fondern nur dem durch den Bellagten 
Behinderten oder mit Schaden Bedrohten zuftehen. Zwar macht auch hier die Klage 
fein Sonderrecht geltend; doch ift fie nicht mehr pönaler Natur und macht ein 
individuelles Intereffe des Klägers geltend. Ein individuelles Recht wahrend, deffen 
Anfpruch auf rechtlichen Schu im Bürgerrechte ala ſolchem begründet ift, find biefe 
Klagen zwar den eigentlichen P. aufs engfte verwandt, aber doch keine wirklichen 
P. mehr, indem die Beionderheiten diefer hier wegfallen. 

Während die Fälle einer dem Staate gefchuldeten Strafe, deren Forderung im 
Wege des Eiv.Prz. jedem Bürger zuftand, mit einer Ausnahme (l. 8 pr. D. de 
term. moto 47, 21) ſchon dem Juftinianifchen Rechte nicht mehr angehören, find außerdem 
für unfer Recht gleich anderen Forderungen auf eine dem Kläger zu zahlende Strafe 
die eigentlichen P. weggefallen, während die Geltendmachung eines individuellen kraft 
Vürgerrechtes auf rechtlichen Schu Anſpruch machenden Interefſes dem heutigen 
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Rechte noch angehört, mit der Mobifitation jeboch, daß heutzutage anftatt der nad 
NRöm. Rechte jenen Schuß begründenden Eigenſchaft eines Bürgers die eined Rechts 
fubjeftes genügt. 

In England, wo der Strafßrz. auf dem Begriffe bes allgemeinen Anklage 
echtes beruht, können auch im Wege des Eiv.Prz. durch jeden Bürger Gelbtraien 
eingefordert werden, deren Betrag aber nur zum heil als Belohnung dem Kläger 
zufällt, jo daß berjelbe als Vertreter des Staates auftritt; die eigentlichen prätoriichen 

P. kehren dagegen in feinem modernen Rechte wieder. 

FIR it. D. de popularibus actionibus 47, 28. 

Lit: Mommien Pie Stabtrechte SF Iatinifdhen Gemeinden Salpeala 
Malaca in = Provinz Bätica, in d. Abb. b. k. Sächſ. Gei. d. W., 1855, uf 
Bruns, Stihr, für Rechtägefchichte, III. ©. 341-415 (biefe Arbeit iR ——i epoche 
machend “für b ie Scheidung ber jedem Bürger für fi) zuftehenden Popula— en unb ber bem 
einzelnen Bürger anvertrauten inforberung einer dem populus geichulbeten Strafe). _ 
Brinz, Panbelten, 2. Aufl., $ 86. ‚Höl ber. 

Bortaliß, Jean Etienne Darie, 5 1. IV. 1746 zu Bauffel im Departe 
ment Var, wurde 1765 Advolat zu Air, ging nach Paris, wo er nad) Ausbruch 
der Revolution verhaftet und bis zum Sturz der Schredensherrichaft in ein Deten- 
tionshaug eingefperrt wurde. Dann trat er in Paris ala Advolat auf, wurbe Ab- 
geordneter, nach der Revolution vom 18. Fructidor zur Deportation nach Guiana 
verurtheilt, der er fich durch Flucht nach Deutjchland entzog. Nachdem er nad 
Frankreich zurückgekehrt, wurde er von Napoleon in bie Kommilfion zur Mbjafjung 
eines Givilgefegbuches gewählt, erhielt 1801 Sig im Staatsrathe, wurde 1803 
Senator, 1804 —— — T faft ganz erblindet 25. VII. 1807 und wurde 
im Bantfeon Beigejebt 

Schriften: iscaura, ‚ Fapporta et travaux inddits sur le code civil ‚par vicomte 
Freder. -Portalis, Par. 1 ur le concordat de 1801, Par. 1845. — Sur la distinction 
des deux puissances, m — Consultation sur la validite des mariages des protestants 
de France, 1771. — 2 u e et de FPabus de l’esprit philosophique durant le 18m 
sidcle, Riss Et, 3 Aufl. 1 

‚ Satoifer, Geichichte des 18. und Us Jahrh., 5. Aufl. 1865, Bb. VI. &._379, 
880. — ter tob Rechtsquellen, IL 486 NR. 57. — Savi ny, Beruf unferer Zeit, ©. 61 
bis 78, — andere in der Rerue hist. abe, . 180— 188. — Boull&e, Essai sur la 
vie, le caractöre et les ouvrages de P., Par. 1859. — Fregier, Portalis ‚Philoso — 
chretien, 1861. — Eloge de J. E.M. Portals, L. Dallenese nem. 
1861. — Bodidre, Les grands jurisconsultes, 1: p- 406, 408. — —— —52 — 
ILa ©. 8, Sriebberg, Grenyen, & 516; helle, Eheſchließung. S. 
Mig Kia loges nn (2) 1864, ih über ben Sohn, comte Josey N har 
Portalte {1778—1858]. — Ebenſo Le tribunal et la Cour de cassation, 1m, 4147. 

ei mann. 

Portopflichtigkeit. 1) Der Begriff der P. ift einmal abzugrenzen gegenüber 
dem Begriff der Portofreiheit, andererjeits entgegenzuftellen der Poſtpflichtigkeit (Poſt⸗ 
Zwang) und dem Frankirungszwang. Unter Poſtpflichtigkeit ift diejenige Be 
ſchränkung der Handlungs und Gewerbefreiheit zu verftehen, in Yolge deren es ver- 
boten, zur Beförberung gewiffer Gegenftände — Heute nur noch verichlofjener Brieie 
und öfter ala einmal wöchentlich erfcheinender politifcher Zeitungen — fich einer an⸗ 
deren Gelegenheit ala der Poft zu bebienen (ſ. d. Art. Poft); wer daher derartige 
Gegenftände, abgejehen von auferorbentlichen, in $ 15 be Poſtgeſetzes vorgejehenen 
Zällen, anders ala mit der Poſt befördert, macht fich. einer Poftbefraudation ſchuldig 
Choftgeie, 8 27; 5. d. Art. Poſtſtrafrechh. Während die Poftpflichtigkeit ein 

m Geſetze, ift die Frankirungspflichtigkeit ein im Reglement ruhender 
® egriff. Der Frankirungszwang befteht nach Deutſchem Poftrechte im inländischen 
Derkehr für Poftlarten, Drudjachen, Waarenproben, Poftanweifungen, Poftaufträge 
und Gftafettefendungen. Hat die Verlegung der Poftpflichtigfeit Strafe, jo hat die 
Nichtbeachtung des Frankirungszwanges lediglich Nichtbeförderung, Kam. Nichte 
annahme zur Folge. (Die häufigfte Nichtbeachtung bes Frankirungszwanges, die 
ſchon zu vielen Unzuträglichkeiten Anlaß gegeben, ift die Benußung Deutjcher 
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Reichspoſtkarten in Bayern und Württemberg oder umgekehrt, alſo für die betreffenden 
Verwaltungsgebiete unfranlirter Karten.) 

2) P. beftegt nun gemäß dem Deutfchen Poſt- und dem mehrjach veränderten 
Pofttargefeg für alle der Poft zur Beförderung übergebenen Sendungen. Wem dies 
trivial Elingt, der fei darin erinnert, daß 3. B. bis dor Kurzem die Poftverwaltung 
der Argentinifchen Republit alle nicht illuftrirten Zeitungen gratis beförderte. Die 
P. ift lediglich eine Pflicht des Abſenders: die Höhe des Porto beftimmt fich theils 
durch Geſetz, theils durch Reglement, theils durch internationalen Vertrag. Außer 
bei den oben erwähnten, dem Frankirungszwange unteriworjenen Sendungen, kann 
der Abſender der Poftverwaltung die Einziehung der Gebühren vom Adreſſaten über- 
tragen. In dieſem Falle wird mit dem Transportvertrage ein Nebenvertrag (dom 
Weſen der Affignation) verbunden, deffen Beſtehen aus der einfachen Aufgabe ber 
unfranfirten Sendung gejchloffen wird. Die Poft ift zum Abſchluß ſolchen Ver— 
trags (von ben erwähnten Sendungen abgejehen) verpflichtet, erhebt aber fir die 
damit verbundene Mühwaltung eine außerordentliche Gebühr, „Bufchlagäporto“ von 
10 Pfennig, welches nur bei den „portopflichtigen Dienſtſachen“ in Wegfall fommt 
(Pofttargefeß, $ 1; Pofttarnovelle, $ 3). Durch die „Richtfrankirung” wird aber 
die P. nicht zu einer Pflicht des Adreffaten; eine folche entjteht erft Durch die An⸗ 
nahme der Sendung: wird die Annahme oder die Zahlung der Gebühren verweigert, 
fo ift der Abfender regreßpflichtig (Poftordn., $ 44, IV.). Unbezahlt gebliebene 
Beträge an Porto ıc. find die Poftanftalten berechtigt nach den für die Beitreibung 
Öffentlicher Abgaben beftehenden Borfchriften exekutiviſch einziehen zu lafſen (Poft« 
geſetz, $ 25). Jedoch fteht dem Erequirten die Betretung des Rechtsweges offen. 
Die P. erlifcht (Pofttargejek, $ 7) durch Verjährung, wenn binnen einem Jahre 
die Nachforderung nicht angemeldet wird. Ebenſo fällt die P. fort bei Sendungen, 
welche erweislich auf der Poft verloren gegangen oder wegen einer von ber Poft zu 
vertretenden Beichädigung vom Adreffaten nicht angenommen worben find. Die 
Verlegung der P. wird nach $ 27 des Poſtgeſetzes beftraft (ſ. d. Art. Poſtſtrafrecht). 

3) a) Die P. ift modifizirt durch einzelne mit Staatsbehörden (Verzeichniß 
bei Fiſcher, Pojtgefeßgebung, ©. 106) auf Grund $ 11 des Portofreiheitsgeſetzes 
getroffene Vereinbarungen, wonach an Stelle der einzelnen Porti Averjional- 
fummen an bie Reichpoftverwaltung gezahlt waren. b) Bortovergünftigungen 
find vorläufig noch bewilligt den Perjonen des Militärftandes und ber Kriegamarine 
(P.D.A. IT. Abth. 1; Poſthandbuch, ©. 170; Gebührentarif, $ 37), während jedoch 
Bortofreiheiten oder Ermäßigungen nur im Wege bes Gefehes geändert werben fünnen, 
iſt (Portofreiheitägeje, $ 5) eine Aufhebung biefer Vergünſtigungen im Verwaltungs⸗ 
wege möglich. c) Ein gänglicher Fortjall der P., PBortofreiheit, befteht nach dem 

eb dv. 5. Juni 1869 ——— auch auf Baden, Reichslande, Bayern, 
Württemberg ausgedehnt, j. Fiſcher, ©. 99) für bie vegierenben Furſten des 
Deutfchen Reichs, deren Gemablinnen und Witwen. Dieje Portofreiheit bezieht ſich 
auch auf Sendungen, welche die diefen Allerhöchften Herrſchaften zugetheilten DBer- 
waltungen, Hausminifterien, Hofmarfchallämter abfenden und empfangen. fyerner ge 
nießen Bortofreiheit alle reinen Reichsdienſtſachen, Militär-, Marine, Poft«, Bundes- 
ige Reichstagsſachen, mit Ausnahme aller Stadtpoftjenbungen. Erforderlich ift, 
daß diefe Sendungen die Bezeichnung ala Dienftfache tragen und mit amtlichen 
Stempel (Siegel, auch Siegelmarke) verſchloſſen find. 

Die Gebührenpflichtigkeit im ZTelegraphenverkehr, wie die gebührenfreie Beför⸗ 
derung der Telegramme regeln Telegraphenordn. (1880) 88 18, 26; Allerh. Berorbn. 
vom 2. Jumi 1877. 


git.: Sambbn it Voſt is a raphie, 5 66, 1, 174, 176 fi. — Fij oft» 
2 Kg 5 le. — —Saband, —E us Teuiſchen 
— ra — — Be die Bortofeifeiten x. erläutert (Pots⸗ 

are 1870). Kirhenheim. 
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Boft. 1. Die Entwidelung im Allgemeinen. 1) Das B.weien ge 
hörte von feiner Entſtehung an zu den wenigen Verwaltungsgegenftänden, Hinfichtlih 
deren eine Kompetenz bed früheren Deutfchen Reiches begründet war. Indeß Battı 
doch die Reichsſtaatsgewalt als folche daran feinen unmittelbaren Antheil, vielmehr 
war das P.weien ſchon vor dem SOjährigen Kriege ein lehnbares Recht des fürft⸗ 
lichen Haufe Thum und Taris getvorden, welches nod im Reichebep.-Hauptichluf 
von 1808 $ 18 und in der Deutfchen Bunbesacte von 1815 Art. 17 in feinem da- 
maligen Stande garantirt wurde. Es Hatte übrigens zu ben Kontroverſen des che 
maligen Reichsrechts gehört, ob beim Mangel eines förmlichen Reichsſchluffes die 
Zulafſung der Taxis'ſchen P. in den einzelnen Territorien wirklich eine reichsver⸗ 
Taffungamäßige Verpflichtung der Reichaftände ei. Jedenfalls kam es thatſächlich 
zur Einführung derfelben nur in ben mittleren und Heinen Gebieten bes füdlichen 
unb weitlichen Deutchland, für welche eine derartig einheitliche Verkehrsanftalt eine 
wirkliche Wohlthat war, nicht aber in Defterreich und in Preußen. Namentlich in 
Preußen ift diefelbe nirgends eingeführt, und mit Ausdehnung des Staatögebiete 
überall bejeitigt worden. Insbeſondere wurden Die Tarisſchen Nechte am Rhein 
und in Weftfalen durch Vertrag vom 4. Juni 1816 in eine Jahredrente verwanbelt. 
an deren Stelle wieder durch Vertrag vom 11. Mai 1819 das nutzbare Eigenthum 
eines Domänenkomplexes im Großherzogthum Pofen trat, das unter dem Namen 
Fürſtenthum Krotoszyn zur Standesherrichaft erhoben und ala Thron-Mannlehen 
verliehen wurde. Endlich ift durch Vertrag vom 28. Jan. 1867 das ganze damals 
noch beftehende Taxis'ſche Poſtweſen gegen eine Entjchädigung von 9 Mill. Mar 
auf den Preußifchen Staat übernommen worden, nicht blos in denjenigen Gebieten, 
bie wie Naffau, Heſſen-Homburg, Frankfurt damals Preußen inkorporirt wurden 
ober wie Hohenzollern bereits inforporirt waren, jondern auch in den übrigen Ge 
bieten, namentlih im Großherzogthum Heffen und den Thüringifchen Staaten. 

2) In Preußen war, ſchon wegen ber zerfplitterten Lage des Staatögebiets, der 
Ausbildung des P.weſens von jeher eine ganz befondere Aufmerffamfeit zugewandt 
worden. Schon unter dem Großen Kurfürften wurden mit den zwiſchenliegenden 
Heinen Gebieten P.verträge gefchloffen. Bereits 1652 wurde ein eigener General: 
poftmeifter an die Spige dieſer Verwaltung geftellt. Unter Friedrich dem Großen 
erging die umfaſſende P.ordnung vom 26. Nov. 1782. Im Allg, OR. nahmen die 
Beltimmungen über dag P.wefen einen breiten Raum ein (Th. II. Tit. 15 Abſch 4). 
In den 1815 neu erworbenen Landestheilen blieb die dortige Geſetzgebung allerdings 
beftehen, weil fie materiell im Ganzen übereinjtimmte. Erſt das P.gejeß vom 
5. ne 1852 hat eine einheitliche Regelung für das ganze Staatägebiet herbei- 
geführt. 
3) Die Berjaffung des Nordd. Bundes und ebenfo die gegenwärtige Reiche 
verjafjung Hat im Art. 4 Nr. 10 beitimmt, daß das P. weſen der Beauffichtigung 
und der Gejehgebung des Reichs unterliegen follte. Die näheren Normativbeftimmungen 
geben Art. 48—51. Diefe finden jeboh auf Bayern und Württemberg nur ſehr 
befchräntte Anwendung. Dan muß demgemäß zwiſchen einem Reichspoſtweſen im 
meiteren und im engeren Sinne unterjcheiden. Jenes bezieht fich auf das gefammte 
Reich mit Einfluß von Bayern und Württemberg, betrifft aber nur die Einheit 
der Gejeßgebung, des Tarifweſens und die Vertretung nach Außen; dieſes bezieht 
fi auf das Reich mit Ausſchluß von Bayern und Württemberg und begreift die 
Verwaltung der P. als einer einheitlichen Berkehrsanftalt mit gemeinfamem Budget, 
gemeinjamer Organifation und gemeinſamem Dienftbetriebe. Hinfichtlich dieſer Reichs» 
poftverwaltung im engeren Sinne ift aber nochmals zu unterfcheiden zwifchen den⸗ 
jenigen Attributen, welche der Reichsgewalt ala folcher, und demjenigen, welche 
Namens des Reiche den Einzelſtaaten zuftehen. Denn die Reichögewalt als jolche 
hat nur die obere Leitung, den Erlaß der gejehlichen und reglementarifchen Normen, 
den Abichluß der P.verträge, die Anftellung der oberen Beamten, während alle 





Voſt. 9 


übrigen Funktionen, in&befonbere die Anftellung der unteren Beamten, den Einzel» 
itaaten zuftehen; eine Sachlage, die nur dadurch wieder zu Gunften der poftalifchen 
Einheit alterirt wird, ala es den Einzelftaaten in der Reicheverfaflung ausdrücklich 
freigeftellt ift, wie Hinfichtlich der militärifchen, jo auch Hinfichtlich der poftalifchen 
Berugniffe befondere Verträge abzufchließen, in Yolge deren dann die meiften Staaten 
die jelbftändige Ausübung diefer Befugniſſe auf Preußen übertragen haben. Preußen 
endlich Hat die gefammte Verwaltung des ihm vertragsmäßig oder fonft zuftehenden 
P.weſens durch Erlaß vom 28. Sept. 1867 auf ben Minifterpräfidenten übertragen, 
fo daß bei der Identität beffelben mit dem Reichskanzler eine Trennung zwischen der 
Preußifchen und der Reichspoſt vollftändig bejeitigt ift. 

4) Die Regelung des Reichspoſtweſens ift auf Grund des Abfchnitts VIII. der 
Reichsverf. (Art. 48 ff.) zuerft durch das P.gefeh bes Nordd. Bundes vom 2. Nov. 
1867 erfolgt, welches im Wejentlichen dem Preuß. P.gefee von 1852 nachgebilbet 
war, und fich hauptſächlich auf das P.regal, die Erfagpflicht, die poſtaliſchen Vor⸗ 
rechte, die P. kontraventionen und deren Beitrafung erſtreckt. An bie Stelle defjelben 
it dann ſeit der Begründung des Reichs das Reichspoſtgeſetz vom 28. Oft. 1871 
getreten, welches von dem früheren Geſetze nur unweſentlich abweicht. Daneben 
tommt noch das Gefe über das P. taxweſen vom 28. Oft. 1871, mobifizirt durch die 
P-tarnovellen vom 1. Juni 1873 und 3. Nov. 1874 in Betracht. Das ſog. B.-Eifen- 
bahngeſetz vom 20. Dezbr. 1875 ift ſchon in dem Art. Eifenbahngejetgebung 
erörtert. Die reglementarifchen Beitimmungen waren zuerſt in der P.orbnung vom 
18. Dezbr. 1874 zufammengefaßt, welche dann durch Die Abänderungen vom 13. April 
1877 und 4. Febr. 1878 mehrfach modifizirt wurden, und an deren Stelle gegen- 
wärtig die B.orbnung vom 8. März 1879 (Gentralbl. ©. 185 ff.) getreten ift. 

Mit der P.verwaltung ift jeit dem 1. Jan. 1876 die Verwaltung des Tele 
graphenwejen® verbunden worden, welches übrigens bisher Lediglich durch reglemen- 
tariiche Beſtimmungen geregelt wird, jebt durch die Meichatelegraphenorbn. vom 
13. Auguft 1880. 

U. Die Organifation. 1) Die Eentralverwaltung lag in Preußen jeit 
1814 in der Hand bes Generalpoftmeifters, der regelmäßig Mitglied des Stants- 
minifteriums war. Die Befugniffe deffelben gingen jedoch ſeit der durch Verordn. 
dom 17. April 1848 erfolgten Errichtung des Minifteriums für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten auf den Handelsminifter über, der die P.ſachen in der erjten 
Abtheilung feines Minifteriums, welches die Bezeichnung Generalpoftamt führte, und 
an deren Spike als Minifterialdireftor ein Generalpoſtdirektor ftand, bearbeiten Vieh. 
Nach dem Mebergange des P.weſens auf das Reich bildet dann ſowol für das Reich, 
als auch für Preußen der Reichskanzler die oberite Stelle. Unter ihm wurben die 
Piachen anfangs von einer Abtheilung des Reichskanzleramts beforgt, die wiederum 
die Bezeichnung Generalpoftamt führte und am deren Spike wiederum der General« 
poſtdirektor ftand, und neben ber als eine weitere Abtheilung die Generalbireftion 
der Telegraphen funktionirte. Seit dem 1. ‘Ian. 1876 ift dann die oberfte Leitung 
des PB» und Telegraphenweſens vom Reichskanzleramte getrennt und unter fort 
dauernder Leitung und Verantwortlichkeit bes Reichskanzlers einer oberften B.- uud 
Telegraphenverwaltung unter einem Generalpoftmeifter übertragen, welche in zwei 
Abtheilungen das P.- umd das Telegraphenweſen bearbeitete. Dieje Centralbehörbe 
gefällt jedoch gegenwärtig in drei Abtheilungen und führt die Bezeichnung Reichs- 
boftamt, an deffen Spike nunmehr ein Staaisſekretär Steht. 

2) Als provinzielle Mittelbehörden fungiren die Oberpoftbireftionen, beitehend 
aus einem Oberpoftbireftor, einem Bureauvorfteher mit dem Zitel Poftrath, einem 
Piinipektor und einem P. kafſenkontroleur, Hauptfächlich für Beſchwerde- und Rechnungs- 
lachen. Die Nothwendigkeit ſolcher Behörden hatte ſich ſchon zur Zeit der Stein' ſchen 
Reiormen geltend gemacht, und führte damals zu der Ausdehnung der Kompetenz 
der Regierungen, die fich aber nicht bewährt hat und ſchon 1815 wieder bejeitigt 
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wurde. Die endliche Einführung der Oberpoſtdirektionen erfolgte erſt 1849 und ik 
ein Wert des Miniſters v. d. Heydt, der dabei einer lebhaften Oppofition be 
gegnete; fie find feitdem auf das Reich ausgedehnt. Die Bezirke follten urſprünglich 
mit ben Regierungsbezirken genau zufammenfallen, find jeboch jpäter vieliach 
erweitert worden. 

3) Die Iofalen P.anftalten find je nach dem Geſchäftsumfange P.ämter erfter, 
zweiter und britter Klaffe; die Vorfteher der P.ämter erfter Klafſe heißen P.dird- 
toren, die der zweiten P.meifter, die ber dritten P.verwalter. Zur Beſorgung dei 
P.dienftes in ganz Meinen Orten beftehen jog. P.agenturen, die regelmäßig nicht vor 
Beamten, fondern von geeigneten Ortseinmohnern verjehen werben. 

IU. Das P.regal und der P.zwang. Bon einem poftmäßigen Betrieb 
ift überhaupt nur die Rebe, wenn mit feftftehenden Abgangs- und Ankunftszeiten ein 
Wechjel der Transportmittel und eine Zugänglichkeit für Jedermann gegen Entgelt 
fich verbindet. Auf einen folchen Betrieb bezieht fich das P.regal und der P. zwang 
jenes enthält Lediglich eine Beichränfung des freien Gewerbebetriebe, ein Berbor, 
diefer eine pofitive Nöthigung, ein Gebot; dieſer faßt daher ala das majus, ſoweit 
e8 überhaupt befteht, jenes in fih. Das P.regal ift nun zunächft durch das Eijn- 
bahngefetz von 1838 zu Gunften ber Eifenbahnen, durch das P.gefeh von 1852 zu 
Gunften der Dampfichiffe, beſchränkt worden, jo daß jeitdem alle diejenigen Gegen: 
ftände, welche nicht dem P. zwang unterworfen waren, mitteld Eijenbahnen und Dampi: 
ichiffe befördert werden konnten; zu Gunften des Fahrgewerbes auf den Landftraßen 
hat dann zuerft das P.gejeß von 1852 die regelmäßigen Abfahrts⸗ und Ankunite 
zeiten freigegeben, fojern nur fein Wechſel der Transportmittel ftattfand, das P.geick 
von 1867 die mit allen poftmäßigen Kautionen ausgeftatteten Fuhranſtalten einer 
Erlaubniß der P.behörbe nur dann unterworfen, wenn auf der betreffenden Etvede 
eine täglich gehende Perſonen⸗P. bereits beftand, endlich das P.gefeg von 1871 das 
P.regal ganz und vollftändig aufgehoben. Der P.zwang für Neifende und für 
Padete wurde ingbefondere feit der Entftehung der Eiſenbahnen vielfach eingefchräntt 
und gänzlich aufgehoben, für Neifende 1852, für Padete 1867. Er befteht gegen- 
wärtig nur noch für Briefe und für politifche Zeitungen. Was zunächſt den 
P.zwang für Briefe betrifft, jo wirb babei vorausgefeßt, daß Die Beförderung 
von Orten mit einer B.anftalt nach Orten mit einer PB.anftalt des In= und 
Auslandes erfolgt; es beiteht aljo 3. B. fein P.zwang für Stadtpoftbriefe; ber 
P. zwang bezieht fich ferner nicht auf offene, ſondern nur auf verfchloffene Briefe, 
ohne daß es dabei auf die Art des Verſchlufſes ankommt, jo daß insbeſondere auch 
zugenähete Briefe dem P.awang unterliegen, nicht aber Kreuzbandſendungen; der 
P.zwang bezieht fich endlich nicht auf Gefälligkeitäbeforgungen, jondern es unter 
liegen demſelben nur diejenigen Briefe, welche gegen Bezahlung beförbert werben; 
eine P.fontravention würde aber fchon bei der Beförderung eine einzigen Brieies 
gegen Bezahlung vorliegen, ohne daß ein gewerbömäßiger Betrieb vorhanden zu 
fein braucht; auch ift es durchaus nicht nothwendig, daß die Bezahlung in baarem 
Gelde beftehe; eine Beförderung gegen Bezahlung ift jedoch geftattet, wenn folche 
durch expreffe Boten oder Führer erfolgt, fofern ein folcher Expreffer nur von einem 
Abſender abgeichict ift, und weder von Anderen noch für Andere Briefe mitbringt. 
Der P. zwang in Bezug auf Zeitungen politifchen Inhalts, welche öfter als wöchentlich 
ericheinen, unterliegt denfelben Borausjegungen und Modalitäten, wie der B.zwang in 
Bezug auf Briefe, mit der Ausnahme, daß das Verbot ber außerpoftmäßigen Bejör- 
derung fich nicht auf den zweimeiligen Umkreis de Urſprungsorts der Zeitung bezieht. 
Hinfichtlih der Zeitungen hat die P. nicht bloß den Transport, fondern auch den 
Debit, d. 5. die Annahme und Ausführung der Beftellungen, die Adreffirung der 
einzelnen Blätter, die Einkaffirung der Gelder und die Abrührung derfelben an die 
Berleger. Wie übrigens die Annahme und Beförderung reglementmäßiger B.fendungen 
überhaupt nicht verweigert werben darf, fo ift insbeſondere auch feine im Gebiet des 
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Reichs erjcheinende Zeitung vom P.debit auszuichließen; auch muß bei der Nor- 
mirung der Provifion nad) gleichen Grundſätzen verfahren werben. 

IV. Die Garantie der P. Urſprünglich waren in Preußen befonbere 
Bejtimmungen hierüber nicht erlaften, es kamen vielmehr die allgemeinen privat« 
rechtlichen Grundſätze über das Verhältniß der Fuhrleute zu den Frachtgebern in 
Betracht. Auf diefem Standpunkte ftand auch noch das Allg. ER IL. 15 88 157 ff., 
indem dort namentlich dag Verhältniß der Schiffer gegen die Reifenden und Be— 
irachter als maßgebend Hingeftellt wird. Grit das Preuß. PB.gejeß vom 5. Juni 
1852 hat die Analogie des P.transportes mit dem Schiffstransporte aufgegeben und 
jelbftändig Normen für die feitens der PB. zu leiſtenden Garantien jeftgejekt, die 
dann auch ziemlich wörtlich in das frühere Norbb. Bundes- und jetzige Reichspoſt- 
gejeß übergegangen find. Danach wird ein Erſatz im Allgemeinen geleiftet für Gelb- 
iendungen, Padete mit oder ohne Werthdeflarationen, Briefe mit beflarirtem Werthe 
und refommandirte Sendungen. Die Grjagleiftung bleibt jedoch ausgeſchloſſen, 
wenn fie durch die eigene Fahrläffigfeit des Abſenders herbeigeführt ift oder durch 
die natürliche Beſchaffenheit des beförderten Gutes oder durch die unabwendbaren 
Folgen eines Naturereignifieg oder wenn der Schaden ſich ereignet hat auf einer 
auswärtigen P.itation, mit der feine Konvention befteht. Bei verzögerter Bejör- 
derung tritt ein Erſatz nur dann ein, wenn die Sache dadurch verborben ift oder 
ihren Werth bleibend verloren Hat (ganz oder theilweife), während keine Rückſicht 
genommen wird auf eine Aenderung des Kurjes oder des marftgängigen Preifes. 
Die Entſchädigung bezieht fich ftet® nur auf den unmittelbaren Schaden und ſelbſt 
diefer wird vielfach nicht vollftändig erfeßt, wie 3. B. bei Padeten die Vergütung 
nie mehr beträgt ala 3 Mark für das Pfund. 


Lit.: Stephan, — * ber Breubilgen Pot von ihrem Urjprunge bis auf die 
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Poſiliminium (TH. I. ©. 1027 fi). Das Röm. Recht betrachtete die 
Kriegsgefangenſchaft ala rechtmãßige Entftefungsurfache der Sklaverei und wendete 
dieien Grundfag auch auf die Friegagefangenen Römer an. Da nun überhaupt fein 
Sklave ein Zeftament machen konnte, jo mußte auch das Zeftament eine in ber 
auiegsgeiengenfehaft verftorbenen Römerd nichtig fein. Da weiter ein Sklave weder 

Bürgerrecht noch Familie noch Vermögen haben Tonnte, jo ging der in Kriegs- 
geiangenfchaft gerathene Römer feiner ganzen Hürgerlichen Stellung verluftig, ohne 
diefelbe durch die einfache Thatfache der Rückkehr aus der Gefangenschaft aurüd- 
erwerben zu können. Das Röm. Recht ftellte deshalb die fictio legis Corneliae auf, 
welche das vor der Gejangennahme errichtete Teftament eines in Kriegägefangenfchaft 
berftorbenen Römer® durch die Fiktion aufrecht hielt, derjelbe fei kurz dor feiner 
Sefangennahme vom Yeinde getöbtet worden, aljo als freier Römer gejtorben. Der 
dur die Kriegagefangenfchaft herbeigeführten dauernden Vernichtung = bürgerlichen, 

v.Holgendorff, Enc. II. Rechtalexikon ITI. 8. Aufl. 
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Familien⸗ und Vermogensrechte wurde dagegen von der Römiſchen Jurispruden; 
durch die Konftruftion des jus postliminii abgeholfen, nach welchem dann, wenn ein 
gefangener Römer fich noch während des Krieges jelbft befreit und glüdtich zu ben 
Seinigen gelangt, bzw. dann, wenn ein Solcher nach einem die Rückkehr der Krieg 
gefangenen beftimmenben Friedensſchluſſe in fein Vaterland zurüdkehrt, angenommen 
werden jolle, derjelbe jei überhaupt niemals entiernt geweien, alle vor der Kriegs 
gefangenfchaft vorhanden gewejenen Rechtsverhältnifie beftänden alſo nach wie vor 
zu Recht. 

Da nun die Sklaverei in den heutigen Kulturftnaten überhaupt nicht mehr 
eriftirt und insbeſondere ſchon feit dem 12. Jahrh. nicht mehr eine rechtliche Folge 
der Kriegägeiangenfchaft ift, jo bedarf weder das Privatrecht noch das Bölkerrecht 
der neueren Zeit beitimmter Ziktionen, um den aus ber Kriegsgejangenſchaft zuräd- 
gefehrten Staatsangehörigen in jeine privat- und ftaatsrechtliche Stellung wieder 
einzuführen; denn diefe wird durch die Kriegsgefangenſchafi überhaupt nicht ver- 
nichtet. Die etwaige Einfeung eines Kurator für das Vermögen des Kriege 
gefangenen ift Teine Folge der rechtlichen, fondern nur der thatfächlicher 
Unfäbigfeit des Lebteren, jein Vermögen ſelbſt zu verwalten: es Liegt Hier eine em 
fache cura bonorum absentis vor, die durch die Thatfache der Rückkehr des Ge 
fangenen, aber nicht in Folge eines befonderen jus postliminii ihr Ende erreicht. 
Ebenſowenig ift e8 eine Anwendung des Römifchen jus postliminii, werm ber Eigen: 
thümer eine ihm während eines Landfrieges durch Die feindliche Macht weggenommen: 
bewegliche ober unbemwegliche Sache wieder in Beſitz nimmt oder vindizirt; denn 
nur feine thatſächliche Herrfchaft über die Sache, nicht aber fein Eigenthumsrecht ift 
duch den Krieg vorübergehend aufgehoben worden: es liegt aljo fein Rechte: 
verluſt vor, zu beffen Befeitigung ein jus postliminii nothwendig wäre. 

Dagegen könnte es fraglich jcheinen, ob nicht die Rüderwerbung wirklicher 
völferrechtsmäßiger Kriegsbeute — wie Waffen, Kriegsvorräthe und fonftiger zur 
Kriegführung nothwendiger, im Eigentyum der feindlichen Staaten oder der Kom— 
battanten befindlicher Sachen — ſowie die Wiebernahme eines durch eine Trieg: 
führende Macht weggenommenen feindlichen oder neutralen Schiffe bzw. der Ladung 
beffelben eine Anwendung des Römifchen P. fei. Selbft das Völferrecht der Gegen- 
wart nimmt nämlich, wenngleich unter dem Widerfpruche vieler hervorragender 
Publiziſten, in dieſen Fällen eine wirkliche EigentHumgerwerbung von Seiten des 
Kaptor — jei dies nun ein einzelner Feind oder der Nehmeftaat jelbft — an, würde 
alſo eines jus postliminii bebürfen, um das Recht de& urfprünglichen Eigenthümers 
nach einer Rückkehr der meggenommenen Sache in die Hände defjelben bzw. unter 
den Schuß feiner oder einer befreundeten Nation wieberherzuftellen. Da jebod 
der Kaptor nach allgemein geltenden Grundſätzen das Eigenthumsrecht an. weg: 
genommenen Schiffen und Ladungen nicht ſchon im Momente der Wegnahme, 
ſondern erft an einem fpäteren, von Theorie und Prari® verjchieden beftimmten 
Zeitpunkte, dann aber au mit definitiver, bleibender Vernichtung dee 
urfprünglichen Eigenthumsrechts, erwirbt, fo ift auch in diefem Falle ein jus post- 
liminii nicht anwendbar. Wird dem Kaptor nämlich ein wirkliches Eigenthum, wie 
manche Publiziften, 3. B. Bluntfchli, wollen und auch die Norbamerilanifch 
Praxis Hinfichtlich aller nationalen Schiffe und Güter anerkennt, erft nach vor- 
gängigem Spruche eine® kompetenten Prifengerichts zugeftanden, jo erhält die vor 
dem Spruche des Prifenhofes erfolgte Wiedernahme des Schiffes durch ein Schi 
derfelben oder einer befreundeten Nation, die Repriſe, nur das urfprüngliche, noch 
gar nicht verlorene Eigenthum. Nach dem Spruche des Prifengerichts ift aber nad 
derjelben Anficht jedes Wieberaufleben des urfprünglichen Eigentums ausgeichloffen, 
ſelbſt wenn Schiff und Ladung wieder in die Gewalt ihrer Nation gelangen. Das 
Gleiche gilt dann, wenn, wie die meiften Staaten des Europäifchen Kontinents und 
viele Publigiften, 3.8. Vattel, Klüber, Martens u. A., nach dem Vorgange 
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von Grotius noch jeithalten, der mindeftens vierundzwanzigftändige Befi des 
Schiffes durch den Kaptor, oder werm, wie ſchon der Consolato del Mare (cap. 287) 
beitimmte, das einmalige Bergen des Schiffes in einem neutralen bzw. zu ber 
Nationalität des Kaptor gehörigen Hafen oder unter dem Schuß eines Geichwabers 
das frühere Eigenthumsrecht zerftört: vor Ablauf ber Friſt bzw. vor Erreichung 
des betreffenden Hafens Liegt "überhaupt noch Fein Berluft des Eigenthums vor, 
welchen wieder aufzuheben, ein P. nothwendig wäre, nach Ablauf der Friſt bzw. 
nach Bergung des genommenen Schiffes giebt aber auch die Wiedernahme durch 
ein Schiff derjelben Nationalität dem urfprünglichen Eigenthümer fein Recht nicht 
wieder. Da aljo, wo das jus postliminii nothwendig wäre, ift es völkerrechts⸗ 
mäßig außgefchloffen. 

Diefelben oder doch wefentlich gleiche Grundfäge find teoß mannigjachen von 
der Theorie erhobenen Widerſpruchs ala die für die vom Feinde im Landkriege ge 
machte völferxechtsmäßige Beute geltenden zu bezeichnen: das frühere Eigenthum 
lebt nicht wieder auf, ſobald die Beute dem Feinde nach vierundzwanzigftündigem 
Beſitz oder einmaliger ficherer Bergung wieber abgenonımen worden. 

Sollten übrigens die bereit? in mehreren Ländern wenigſtens für die Repriſe 
don Schiffen und Gütern durch Kriegsfchifie ihres Heimathftaates anerkannten 
und von der Wiffenfchaft mit Eifer vertretenen Rechtsanfichten der neueren Zeit, 
welche allgemein darauf ausgehen, überhaupt der jeinblichen Offupation einer Sache 
jede rechtliche Wirkung abzufprechen, zum Siege gelangen, fo würde mit ber Un— 
möglichfeit eines Eigenthumsrechts des Feindes an den weggenommenen Sachen auch 
der letzte Schein einer Anwendbarkeit des jus postliminii wegjallen, da diejes einen 
eingetretenen Rechtsnachtheil zur Vorausſetzung hat, um bdenfelben durch 
eine Fiktion wieder zu bejeitigen. 

Iſt jonach im gegenwärtigen Völferrechte eine analoge Anwendung des Röm. 
jus postliminii auf die Nechte des Kriegsgefangenen und die Rechte an Sachen, 
welche der Feind weggenommen bat, weder nöthig noch möglich, jo dürfte es doch 
als zuläffig erfcheinen, das P. zur Bezeichnung der rechtlichen Stellung anzuwenden, 
in welcher fich eine vom Feinde während des Krieges aus ihrem ganzen Herrichafte- 
gebiete oder doch aus einem Theile deſſelben verbrängte Regierung zu allen vom 
Feinde außgegangenen Verfügungen dann befindet, wenn fie wieder in den Befiß ber 
Herrſchaft über das vom Feinde offupirte Gebiet gelangt. Aber auch diefe Meinung 
ift nicht ſtichhaltig. 

Hat nämlich die feindliche Okkupation nur einen einzelnen Landestheil oder 
3war das ganze Land, aber doch nur für kurze Zeit getroffen, war fie alfo nicht bie 
Folge einer vollftändigen Bernichtung, einer debellatio der Landesregierung, fo fteht 
ieft, daß, weil die Landesregierung noch ftaat?- und völferrechtlih vorhanden und 
deshalb widerftand&berechtigt ift, auch noch nicht von einer wirklichen Zwiſchen⸗ 
berrichaft oder Ufurpation geiprochen werden Tann, jollte jelbft der Feind ſich eine 
wirkliche Regierungsgewalt angemaßt haben. So lange aber eine jeindliche Invafion 
oder Offupation noch nicht auf der zweifelloſen Thatſache der vollendeten Befik- 
ergreifung der Herrſchaft über den bebellirten Staat beruht, ift fie Lediglich eine 
thatjächliche, keine rechtliche Aufhebung ber bisherigen ftaatlichen Ordnung. Die 
Wiederherſtellung der ietzteren, überhaupt die Annullirung aller während ver Okku⸗ 
pation ergangenen Verfügungen nad; der Bertreibung bes Feindes ift jomit in 
Wahrheit Nichts al die Herftellung der thatſächlich en Wirkſamkeit einer Obrigg 
feit, deren Recht auch während der feindlichen Ofkupation unalterirt beftanden Hat, 
alfo nicht erft durch ein jus postliminii wieder begründet werden muß. 

Iſt dagegen die Landesregierung vollftändig vom Feinde vernichtet, debellirt, 
der Landeshert bepoffebirt worden, ober hat eine Revolution die bisherige Verfafjung 
und die in ihr berufenen Träger der Staatsgewalt bejeitigt, jo Hat der vertriebene 
Stontsherricher mit ber thatfächlichen Möglichkeit eines Widerftandes gegen ben 
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Feind auch die rechtliche Möglichkeit Hierzu verloren, ba der Krieg nach Heutigen 
DBölferrechte nur zwiſchen Staaten geführt werben kann, alfo burch die Vernichtung 
des einen ber Triegführenden Staaten, bzw. durch die Entthronung des Staats 
berrfcher8 unmöglich wird. In diefem alle ift demnach, ſofern das Volt fich mich 
zu Gunften des vernichteten Staates ober des vertriebenen Souveränd erhebt, de: 
feindliche oder der revolutionäre Machthaber in ben vollitändigen Befiß der Her: 
ſchaft gelangt. Das Recht ded bepoffebirten Souveräns verliert damit jede ftaats- 
und völferrechtliche Bedeutung: es giebt weder in noch außer dem Staate cm 
Forum, vor welchem es geltend gemacht werben könnte, und auch das Recht, burd: 
friegeriiche Gewalt die Reftauration, zu erzwingen, ift dem bepoffedirten Fürſten mi: 
dem Berlufte der Staatögewalt verloren gegangen. Fremde Staaten lönnen dem. 
Ufurpator wol fein Recht abiprechen,; aber einem folchen Urtbeile fehlt jede rech: 
liche Kraft, und ebenfowenig kann die Meinung des ganzen Bolld ober einzelner 
Parteien in demjelben, daß der Ufurpator kein Recht auf die Herrichaft habe, der 
zweifellofen Thatjache des Beſitzes ber Staatsgewalt gegenüber irgend welche recht: 
liche Wirkung äußern. 

Die ftaatliche Ordnung lebt alfo nur durch den Ufurpator fort und kann nur 
durch ihn Tortleben, weil ihre Erhaltung die in den Händen des Wurpators befindlich 
Staatögewalt zur Vorausſetzung hat: ber Befik ber Staatögewalt giebt jonach dem 
Uſurpator nicht blos die Macht, fondern auch das Recht zu Herrichen. Damit ih 
aber auch alles dasjenige, was der Ufurpator im GEinflange mit den unter feiner 
Herrſchaft geltenden Nechtenormen gethan hat, für rechtmäßig erflärt. Eben deshalb 
fann, wenn die durch Groberung oder Revolution begründete Herrfhait von dem 
vertriebenen Staatsherrſcher oder zu deſſen Gunften von einer befreundeten Macht 
wieder umgeftoßen wird, nicht von einem P. ber urjprünglichen, jetzt reftaurirten 
Regierung gefprochen werben: da das jus postliminii auf Grund der thatjächlichen 
Rückkehr des urfprünglich Berechtigten annimmt, derſelbe ſei überhaupt nie tort 
gewejen, jo würde dad P. die Bejeitigung de ganzen von dem Ufurpator ge 
fchaffenen Rechtszuſtandes, die Annullirung ſämmtlicher durch ihn begründeter 
Rechteverhältniffe fordern. Hier aber findet gerade das Gegentheil ftatt: ein be 
ftimmtes Rechtsverhältnig wird unter Anerkennung, daß daffelbe eine Zeit lang und 
zwar mit fortbauernden rechtlichen Wirkungen unterbrochen geweſen, erneuert, die 
Zeit der Wurpation wird nicht rüdwärts ungeſchehen gemacht, ſondern die im ihr 
ergangenen Verfügungen und begründeten Rechtsverhältniffe bleipen beftehen, und 
dem reſtaurirten Herrſcher fteht nur zu, diejenigen rechtlichen Beftimmungen, welche 
den Ufurpator in feiner Stellung ala Souverän anerkennen und fichern, eintach ale 
ipso jure nichtig zu betrachten, weil ohne beren Annullirung eine Reftauration 
überhaupt nicht möglich fein würde. Daß dem reftaurirten Herricher hierbei eine 
Berufung auf fein früheres weder durch eine Willenshandlung des Volks noch durch 
die Anerkennung des Ufurpatord von Seiten des Auslandes entziehbares Recht zufteht, 
während der Wurpator fich bei der Bejeitigung bes rechtmäßigen Souveräns mur 
auf bie Thatfache des gleichviel durch welche Faltoren erworbenen Beſitzes der 
Staatögewalt berufen konnte, ändert zwar das juriftifche, wie das moralifche Urtheil 
über diefen Vorgang, macht aber aus ihm doch nicht ein wirkliches, die Zwiſchenzeit 
der Ufurpation beſeitigendes P., jondern nur eine ftaatsrehtlihe Neu: 
bildung auf Grund eines früher geltend geweſenen, dann bejeitigten und endlich 
unter Anerkennung diefer zeitweifen Bejeitigung durch Die Befikergreifung der Staate- 
gewalt wieder zur Geltung gebrachten Rechts. 


Quellen: Gaius, I. $ 129. — D. 49, 15 de captivis et de postliminio. — C. 8, 51 
de postliminio reversis et redemtis. — neber bie Repeifengefehgebun ber * eingefnen Sander 
vgl. — Fléments du droit international, 8. &d., tz. Phillimore, 
——— upon "international law, vol. III. part. X. ch. 6 n de 
Bit.: Hafe, Das jus postliminii und die fictio legis Corneliae, Halle 1851. — Be 
mann, Das jus postliminii und bie lex Cornelia, Exl. 1872. — Wheaton, a. a. O., 
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Kap. 10; Buch IX. . 6; Derjelbe, Das Beuterecht im Krieg und das Gerbeutereit 
inäbejonbere, Rörhlingen 1878, ©. 160. — Heffter, Europ. Völterrecht, . u 1e 
art, . a 


bis . — HU Zaharid, Zeitſchr. für die gelammte Staatswifſen 

©. 79 fi. — Berner die zahlreichen auf die Verbindlichkeit der Regierungahandlungen eines 
Zwiſchenl jexd dan liden Sa ten bei 9. 9. Zacha riä, Deutiches Staatd- u. Bundes⸗ 
techt, 3. Aufl., Bd. u a8 Preuß. Stantäredht, Abth. 1, Seipz. 


ı 8. 78, un . ge 36 
1870, &. 210, 211. — F. Brodpaus, 8 Segitimitätsprinzip, Leipz. 1868, &. 322 ff. 
F. Brodhans. 


Poſtſtrafrecht ift die Bezeichnung für die Summe aller derjenigen Vorſchriften 
und Kegeln, burch welche der mit der Verwaltung der Poſt betrauten Behörde ein 
Recht zu ſtrafen zugejprochen wird und zwar nicht ala Disziplinarbehörde, jondern 
als Strafbehörde. Indem die Vorfchriften einestheils die einzelnen Fälle aufzählen, 
in welchen jener Verwaltungsbehörde ein ſtrafrechtliches Einfchreiten zuftehen joll, 
alfo die Handlungen angeben, die unter ihre Zuftändigfeit fallen, anderentheils bie 
Art und Weile diejes Einfchreitens jeitfegen und regeln, umfaßt der Begriff ſowol 
da8 P. im engeren Sinne, wie das Poſtſtrafverfahren. 

Die früher in Deutfchland allgemein geltend gewejene Trennung zwiſchen der 
Polizei und Kriminalgerichtsbarkeit Hatte die Einführung und Ausbildung eines 
beionderen Verfahrens für ſolche Handlungen heworgerufen und begünftigt, welche 
gegen die Anordnungen der Abgaben» und Steuergejeße gerichtet und in diejen mit 
Strafe bedroht waren. Sie lagen, weil fie wirkliche Verleßungen der allgemeinen 
Rechtsordnung nicht enthielten und deshalb unter das allgemeine Strafgejeß nicht 
fielen, außerhalb des Gebietes des Kriminalrecht? und außerhalb der Zuftändigfeit 
der Kriminalgerichtsbarfeit. Andererſeits aber hatten fie auch nicht den Charakter 
einer Vergebung gegen polizeiliche Beftimmungen, weil die fie mit Strafe bedrohen- 
den Geſetze nicht dem Zwede dienten, eigentliche Rechtsverletzungen zu verhüten, den 
Straivorichriften fonach die Ratur einer Präventivmaßregel fehlte. Es erichien daher 
degrifflich unmöglich, die Handlungen der Polizeigerichtsbarfeit zu unterftellen. Des- 
bald wurde ihre Verfolgung und Beftrafung den mit der Einziehung der Abgaben und 
Zölle betrauten Behörden überlaffen. Der praftiiche Nußen, den diefe Einrichtung 
mit fich führte, gab Anlaß, ihr Gebiet joweit ala möglich auszudehnen, und ordnete 
man ihr nach und nach neben den Abgaben und Zöllen alle öffentlichen Gefälle 
unter. Zu ihnen gehörten auch die Einnahmen aus dem Poftregal. Die Ver- 
folgung und Beftrafung ihrer mit Strafe bedrohten Hinterziehung wurde den Poft- 
behörden übertragen und in Preußen durch vielfache Anweifungen und Refkripte 
(ef. 3. B. Reſtr. des Finanzminiſterii vom 29. Februar 1824) georbnet. Der 
ipäter auch im Gebiete des Strafrecht? fich in den Vordergrund drängende Begriff 
eines Rechtsſtaates hob zwar fowol die Unterfcheidung zwiſchen der ‘Polizeis und 
Kriminalgerichtöbarfeit auf, wie er auch das den Verwaltungabehörden verliehene 
Strafrecht befeitigte, indem er die Forderung ftellte, daß jede Strafe nur von dem 
ordentlichen Richter außgefprochen werden dürfe. Allein bald fanden die Grund- 
gedanken, welche jener Scheidung zu Grunde gelegen und die Adminiftrativjuftiz 
in das Leben gerufen hatten, wieder Gingang in die Gefeßgebung: die DVortheile, 
welche fie geboten, einestheils dadurch, daß die techniſchen Schwierigkeiten bei der 
Ermittelung und Feſtſtellung der ftrafbaren Handlung eine leichtere und fachgemäßere 
Ueberwindung fanden, anderntheils dadurch, daß mit der großen Geringrügigfeit des 
Delikts ebenfo die Schnelligkeit des Verfahrens, wie der Mangel der Oeffentlichkeit 
in Mebereinftimmung ftanden, erleichterten ihre Wiederaufnahme. Dabei erlangten 
fie aber ihren früheren Umfang und ihre frühere Selbſtändigkeit nicht wieder, er- 
hielten vielmehr eine Stellung, die fich als eine vorläufige und bedingte kennzeichnet 
und dag gerichtliche Verfahren als Hintergrund hat, auf welches ſowol der An- 
geſchuldigte, wie die Verwaltungsbehörde zurückzugreifen beiugt ift. In diefer 
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Stellung brach fich das Adminiftrativverfahren auch in ber die Poftgejälle betrefie- 
den Materie wiederum Bahn und ging in Preußen in das Gefe vom 5. ur 
1852 über. Als nun nach der Errichtung des Norbdeutichen Bundes und der He: 
ftellung des Deutjchen Reichs das Poftregal auf das Reich übertragen wurde, ba: 
die Reichsgeſetzgebung, die auch ſchon bei anderen Abgaben und Gefällen bie At 
miniftratiojufti aufrecht erhalten hatte, auf der gegebenen Grundlage und insbeſonder 
den Preußifchen Gefegen weiter, und wuchs daher auf ihnen auch das Geſetz vom 
28. Oftober 1871 „über das Poſtweſen des Deutichen Reiche“, welches zur Zer 
die alleinige Quelle und Grundlage des Deutjchen P. bildet. Wenn auch nıt 
Art. 79 III. 8 4 des Vertrages vom 28. November 1870 in Bayern und nat 
Art. 2 Nr. 4 des Vertrages vom 25. November 1870 in Württemberg die frz 
und jelbftändige Verwaltung des Poftwejens dem Landesrecht vorbehalten worte 
ift, fteht doch dem Reiche auch diefen Bundesſtaaten gegenüber die Geſetzgebung x 
über die Vorrechte der Poft, die rechtlichen Berhältniffe derjelben zum Publikum 
die Portofreiheiten und das Taxweſen, joweit diefe Gegenftände nicht lediglich da 
inneren Verkehr in den beiden Staaten betreffen. Innerhalb diefer Materien lieg 
das P., wie && in dem Geſetz vom 28. Oftober 1871 ausgebildet ift, und ift de= 
felbe deshalb auch in dieſen Staaten, aljo innerhalb des gejammten Gebietes he 
Deutjchen Reichs maßgebend. 

J. Das materielle Strafrecht findet fi im Abfchnitt IV des Geſetzes in der 
88 27—83. Sie enthalten die Aufzählung der ala ftrafbar bezeichneten Handlungen 
die Strafandrohungen und einzelne den allgemeinen ftrafrechtlichen Grundjäßen ar: 
gehörige Beitimmungen. 

Die rechtliche Qualität der bedrohten Handlungen deutet das Geſetz Durch du 
Ueberfchrift des Abfchnitts an, in welchem fie Poft- und Portodefraudationen 
genannt werden. Sie follen aljo — wie dies auch aus den Motiven des Gelege 
erfichtlich, in welchen fie nicht ala Defraudationen, ſondern ala Uebertretungen br 
zeichnet waren — gejeblich als Uebertretungen behandelt und nach den für dick 
maßgebenden Grunbfägen beurtheilt werden und zwar jelbft dann, wenn etwa ir 
Einzelfalle die prinzipale Geldftrafe die den Webertretungen geſetzte Grenze über 
fchreiten ſollte. Da das P. als ein Spezialgefeß des allgemeinen Strafrecht un: 
zuſehen, greifen überall da, wo es nicht durch ausbrüdliche Beitimmungen ve: 
ihnen abweicht, die allgemeinen Grundſätze defielben über die Webertretungen Plas 
Demgemäß ift ſowol der Verfuch, wie die Theilnahme durch Gehülfenfchait ſtrafloe 
nicht aber die Anſtiftung. Bei realer Konkurrenz ift die Anwenbbarfeit des 8 74 
des StrafGB. ausgeichloffen und findet nach den 88 77, 78 ibid. eine Zuſammen 
rechnung der Strafen ftatt. Ueber die Verjährung der Strafverfolgung disponin 
der $ 7 des EG. zum StrafGB. und über die der Strafpollſtreckung der $ 70 dee 
Straf&B. — Dagegen weicht da® P. von dem gemeinen Strafrecht in folgender 
Punlten ab. Das Strafminimum beträgt nicht eine Mark, fondern die Summe 
von drei Mark; bei ber Umwandlung der Geld- in reiheitsftrafe darf die Dauer 
ber Ießteren ohne Rüdficht auf die Größe der erfteren niemals die Dauer von 
ſechs Wochen Haft überfchreiten; der Rückfall iſt ein geſetzlicher Strafſchärfungsgrund. 
der- unter den gegebenen Boraugfegungen eine Qualifizirung der Strafbarfeit der 
That herbeiführt. Cr trifft jedoch nur die Porto-, nicht auch die Poftdefraubationen, 
jet nicht die Begehung eines gleichen, jondern nur eines gleichartigen Delikte. 
nämlich einer der verfchiedenen im $ 27 des Geſetzes gedachten Bergehungen vor: 
aus und wird durch den Ablauf von drei Jahren nach ganz oder theilweiſe ver- 
büßter ober erlaffener Vorſtrafe ausgeſchloſſen. Die mit Strafe bedrohten Handlungen 
find in Folge ihrer Natur ala Zuwiderhandlungen gegen die Poftgefälle auf einen 
nur geringen Kreis beichränft und fcheiden fich in Porto- und Poftdefraudationen. 
Während die Berechtigung der gegen die erfteren gerichteten Strafandrohungen aus 
der Ausfchließlichteit des Rechts der Poſt zur Beförderung gewiffer Sendungen folgt, 
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iſt die Strafwürdigkeit der Poſtdefraudationen nicht ohne Bedenken. Da nämlich 
die entgeltliche Beſörderung von Perſonen fein ausſchließliches Vorrecht der Poſt 
mehr bildet, enthält auch die unbefugte unentgeltliche Benutzung der Poſt keinen 
Eingriff in das Poſtregal: ſonach jehlt es an einer inneren Berechtigung, dieſe 
Handlung für eine ftrafbare zu erflären. Diefe Bedenken haben bei dem Eifenbahn- 
Polizeireglement ihre Würdigung gefunden und dort dahin geführt, dergleichen Hand- 
lung nicht ſtrafrechtliche, ſondern civilrechtliche Folgen beizulegen. 

Als Portodefraudationen find ftrafbar und werden bebroft mit einer dem 
Quadruplum des defraudirten Portos gleichtommenden Gelditrafe, die jedoch nicht 
unter drei Mark beizagen darf, und im eriten Nücdfalle mit dem Doppelten, im 
ierneren mit dem Pierfachen diefer Straje: 1) die entgeltliche Beförderung von 
Briefen und politiſchen Zeitungen von einem Ort zum anderen auf anbere Weiſe, 
als durch die Poft; es iſt eben das Vorrecht ber Poſt, Briefe, d. h. verſchlofſene 
ſchriftliche Mittheilungen, und Zeitungen politifchen Inhalts, nicht auch Fachzeitungen 
und Zeitjchriften, gegen Bezahlung zu befördern. Dieſes Vorrecht verletzt ſowol der- 
ienige, welcher eine andere Gelegenheit benußt, wie der, welcher die Beförderung 
gegen Entgelt unternimmt. 2) Der unrichtige Gebrauch einer von der Portozahlung 
befreienden Bezeichnung der Sendung und die Einlegung einer portopflichtigen Sen- 
dung in eine die Portofreiheit genießende. Der Gebrauch eines ju niedrigen, dem 
Zarife nicht entiprechenden Portoſatzes oder eines Kreug« oder Streifbandes für eine 
dem vollen Porto unterliegende Sendung ift jelbft dann nicht ftrafbar, wenn er eine 
Portohinterziehung beabfichtigt, jondern zieht nur die Nachtarirung und die Ein- 
siehugg des ſog. Strafportos nach fih. Dagegen jällt unter die Strafvorichriit der 
Mißbrauch der Bezeichnung „portopflichtige Dienſtſache“, weil durch fie die Strafe 
der unterlafjenen Frankirung befeitigt wird. 8) Die Benugung bereits entwertheter. 
Poftwertögeichen ohne Hinzutritt einer weiteren, die That zu einem gemeinen Delikt 
binabdrüdenden Handlung, durch die dem Werthzeichen der Schein eines noch nicht 
entwertheten gegeben werben joll. Es ändern jedoch derartige Handlungen, wenn 
fie, wie 3. B. das Auifleben des Werthzeichens mit der Schaufeite, auch nicht ein- 
mal die Möglichkeit einer Täufchung bieten, den Charakter der That als einer De- 
fraudation nicht. 4) Die Mitgabe portopflichtiger Sendungen an Poftbeamte oder 
Poftillone behujs Umgehung der Portogefälle Die Defraudation tft in den leht- 
gedachten drei Fällen vollendet und die Strafe verwirkt, ſobald die Sendung der 
Poft bzw. der betreffenden Perfon übergeben ift, eine Webergabe, die bei Brieien 
ihon dann ala erfolgt anzujehen ift, wenn fie dem Briefkaſten anvertraut find. 

Als Poftdefraudation wird erflärt, und macht fich einer folchen ſchuldig, wer 
wifientlich, um der Poftlaffe das Perfonengeld zu entziehen, uneingefchrieben mit ber 
Bolt reift. Auch bier beiteht die Strafe in dem Bierfachen des defraudirten Per- 
jonengeldes, mindeftena aber in der Summe von drei Marl. Während bei ben 
Portodefraudationen und in dem ad 4 gedachten Falle die Strafbarkeit der That 
durch ben auf bie Umgehung der Portogefälle gerichteten dolus des Thäters bedingt 
ift, erfordert Bier der Thatbeſtand ein zweifaches jubjektives Moment, nämlich das 
Bewußtſein von der Strajbarkeit der Handlung und die Abficht einer Hinterziefung 
des Perjonengeldes. 

U. Das formelle P., das Strafverfahren, behandelt der Abſchnitt V des Gel. 
vom 28. Oftober 1871. Es Garakterifirt fich ala ein Adminiftrativverfahren. Die 
Deutige StrafP O. Hat zwar ein folches nicht eingeführt oder vorgefchrieben —, hat 
& jedoch überall da, wo es beitand, aufrecht erhalten und bat zur Regelung des 
Verhältniffes zwifchen ihm und dem gerichtlichen Verfahren im dritten Abfchnitte 
des jechften Buchs verfchiedene Anordnungen getroffen, welche vielfach auch auf das 
Landesrecht modifizirend einwirken. Indem jedoch der $ 5 des CE. zur StrafPO. 
vorfchreißt, baß bie progeßrechtlichen Bejtimmungen der Reichsgeſetze durch bie 
StuBO. nicht berührt werben, Hat er die Anwendung jener Anorbnungen auf dag 
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Poſtſtrafverjahren ausgeſchlofſen. Es darj daher auf fie nur da rekurrirt werden | 
‚wo dad Geſetz vom 28. Oktober 1871 auf die Vorſchriften des geltenden Etri- 
progeffes Bezug nimmt. In Folge deſſen find eine Reihe voh Normen in Gelturc 
geblieben, die mit ben allgemeinen Grunbjägen der StrafPO. nicht im Einklang 
ftehen, Normen, die früher auch dem Landesrecht angehörten, dort aber zur Zar 
außer Kraft gefeßt find. 

Das Verjſahren zerfällt in zwei Abfchnitte, in das Submiffions- und in de: 
förmliche Unterfuchungsverfaßren. Das erftere ift obligatoriih, und fteht es da 
Behörde nicht frei, von ihm abzuſehen. Gs befteht barin, daß bie Oberpoftbireftio: 
auf Grund der ihr gemachten Anzeige ohne nähere Unterfuchung und vor der Ein 
leitung eines jörmlichen Verfahrens dem Beſchuldigten mitteld Verfügung eröffnet 
welche Gelbftrafe für von ihm verwirkt zu erachten jei, und ihm freiftellt, das ferner 
Berfahren und bie Ertheilung eines Strafbejcheides durch Bezahlung der Strafe un 
der Koften binnen einer Friſt von 10 Tagen zu vermeiden. Diefes Verfahren, 
deffen fich auch das Preuß. Landesrecht mehrfach, 3. B. in dem Geſetz über Die Ge 
bäubdefteuer, bebient, hat neben dem Borzuge großer Schnelligkeit den Bortheil, den 
Angefchuldigten der mit der Durchführung des Adminiftrationsverfahrens verbundenen 
Unannehmlichkeiten zu entheben, und ruht auf der Annahme, daß die ftrafbar: 
Handlung nicht ſowol in böfer und gewinnfüchtiger Abficht, ald vielmehr aus Un: 
tenntniß des Geſetzes, Unachtfamfeit oder Fahrläffigkeit begangen worden und deshalb 
von dem Beichuldigten nicht in Abrebe geftellt werden wird. 

Erfolgt innerhalb der 10 Tage die Zahlung nicht oder nur unter gleichzeitiger | 
Erhebung einer Ginrede, durch welche die Schuld beftritten ober bie richtige Be 
rechnung der Strafe bemängelt wird, fo tritt das förmliche Verfahren ein. Es wirt 
dadurch eröffnet, daß die Oberpoftdireftion die Einleitung der Unterfuchung anordne 
und mit ihrer Führung entweder die am Wohnorte des Beichuldigten bzw. am Orte 
der That befindliche Poftanftalt oder den Bezirksaufſichtsbeamten beauftragt. Die 
Rechte des Unterfuchungsbeamten find beſchränkter, als die einem Richter zuftehenden: 
er ift nicht berechtigt, irgend welchen Zwang gegen ben Beſchuldigten ober die zu 
vernehmenden Perſonen zu üben, um fie zur Befolgung feiner Borladung oder zur 
Abgabe einer Erklärung oder Ausſage zu veranlafjen: er ift auch nicht berechtigt, 
die Vereidigung gehörter Zeugen oder Sachverftändigen vorzunehmen. Die Xa: 
dungen und fonftigen Zuftellungen können zwar durch die Poftunterbeamten oder den 
Gerichtsvollzieher bewirkt werben; wenn jedoch die Zeugen oder Sachverftändigen 
der Ladung nicht folgen, jo muß das zuftändige Amtägericht um bie Bewwirkung ber 
Ladung erfucht werden, welches das gerichtliche Verfahren bei Ladung von Zeugen 
ober Sachjverftändigen in Straffachen zur Anwendung bringt und nöthigenfalle aui 
weiteres Anrufen der Poftbehörde die Strafen des ungehorfamen Ausbleibens gegen 
den Zeugen oder Sachverſtändigen ausſpricht. Erfcheinen fie, verweigern aber ihr 
Zeugniß, jo greifen die gerichtlichen Zwangsmittel gegen fie nicht Plab, jondern es 
muß die Poftbehörde, wenn fie die Beugniffe für nothwendig erachtet, die Sache 
zur gerichtlichen Entſcheidung verweiſen. Dagegen ift der Unterfuchungsbeamte ver⸗ 
bunden, den Beichuldigten über die Anfchuldigung zu vernehmen und ihm, wenn 
die zu verhängende Gelbftrafe nach der Submiffionsverfügung den Betrag von 
150 Mark überfteigt, auf fein Verlangen eine Friſt von vier Wochen zur Ein 
reichung einer Bertheidigungsichrift zu gewähren. Ein Berfäumnißverfahren findet 
gegen ihn nicht ftatt. Die Unterfuchung ift eine jummarifche, die an keine befonderen 
Formen behufs Legalifirung der Protokolle und des Verfahrens gebunden ift. Es be 
darf bei der Aufnahme der erfteren felbft bei der Schreibengunfunde der vernommenen 
Perſon nicht der Zuziehung einer zweiten ſog. Beglaubigungaperfon. Das Verfahren 
nach biefer Richtung Hin in ftrengere Formen zu Heiden, war nicht Bebürfniß, weil 
dem Bejchulbigten jeder Zeit die Anrufung des Gerichts offen fteht. Das Ergebniß 
der beendigten Unterfuchung unterfteht der Prüfung der Oberpoftdireftion. Sie ver- 
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fügt entweder die Zurücklegung der Akten unter Benachrichtigung des Angejchuldigten, 
oder erläßt den Strafbefcheid, oder giebt endlich die Sache behufß gerichtlicher Ver⸗ 
jolgung des Beichuldigten an die Stantsanwaltichaft ab, wenn fie nämlich die 
eidliche Bernehmung von Zeugen für nothwendig hält ober die Schulbfrage ala 
zweifelhaft anfieht. Der Strafbejcheid ift an diejenigen Erforberniffe nicht gebunden, 
welche der $ 459 der StrafBD. aufzählt; es genügt, wenn er neben ber jeitgejeßten 
Strafe die Entſcheidungsgründe enthält. Dagegen follen in ihn aufgenommen werden 
die Belehrung über die dem Angejchuldigten zuftehenden Rechtsmittel und über die 
bei einem Rädjalle eintretende Strafſchürfung. Er wird dem Beichuldigten durch 
die Poftanftalt, welche oder bei welcher die Unterfuchung geführt worden, verkündet 
oder zugeftellt. 

Als Hintergrund dieſes abminiftrativen Verfahrens dient das gerichtliche. So— 
wol die Poſtbehörde, wie der Beſchuldigte können daſſelbe anrufen, erſtere jedoch 
nur, fo lange noch fein Strafbeicheid von ihr erlaffen. worden. Nach vergeblichem 
Berlauf des Submiſſionsverfahrens ift fie befugt, fowol vor der Einleitung ber 
Unterfuchung, wie während und nach berjelben die Sache zum gerichtlichen Verfahren 
zu verweifen. Gegen einen ablehnenden Beſchluß der nunmehr mit der Verfolgung 
des Beichuldigten bejakten Staatsanwaltichaft fteht ihr nur das Recht der Beſchwerde 
an die dienftvorgefegten Behörden derfelben zu, nicht auch kann fie gemäß $ 170 
der Straf PO. auf gerichtliche Enticheibung antragen, noch nach $ 464 ibid. nune 
mehr jelbjtändig Anklage bei dem. Gerichte erheben. Auch der Beichuldigte kann 
zu jeder Zeit auf gerichtliches Gehör antragen, war jedoch der Strafbeicheid ſchon 
erlafjen, nur innerhalb 10 Tagen nach der Berfündigung oder der Zuftellung des⸗ 
felben. Der Antrag ift bei der Poftanjtalt anzubringen, bei welcher die Unter- 
ſuchung geführt wird, oder die den Strafbeſcheid verfünbet Hat, und gilt ala an⸗ 
gebracht, wenn während der Unterfuchung der Angejchuldigte einer Ladung der Ber 
waltungsbehörde nicht folgt oder jeine Auslafſung vor ihr verweigert. Er bat zur 
Folge, daß ein etwa ſchon ergangener Strafbeicheid als nicht ergangen angefehen 
wird, fomit nicht Grundlage des gerichtlichen Verfahrens fein Tann. 

Neben dieſem Antragsrecht hat der Angefchuldigte gegen einen Straibeicheid 
nach feiner Wahl, aber ohne jus variandi noch das mit bem beneficium no- 
vorum auögeftattete Rechtemittel des Rekurſes an die der Oberpoftdirektion vorgeſetzte 
Dienftbehörde. Es muß, wie der Antrag innerhalb zehntägiger Präffufivfrift nad 
Zuftellung des Bejcheides bei einer Poſtbehörde angemeldet werden. Dit der An« 
meldung kann eine Rechtfertigung verbunden werben: jehlt fie, jo jet die Boftanftalt 
dem Beſchuldigten eine Friſt bis zu vier Wochen, binnen welcher er die Recht 
fertigung jchriftlich einveichen oder bei ihr zu Protokoll erflären foll, ohne daß jedoch 
die Wirkung des Rechtsmittels von ihrem Gingange abhängt. Die Rekursinſtanz 
enticheidet, möthigenjall® nach vorgängiger Beweisaufnahme endgültig durch ein Re— 
folut, welchem ein mündliche® Verfahren oder ein Berhandlungstermin nicht voran⸗ 
geht, nur auf Grund der Akten. 

Die Entfcheidung der Verwaltungsbehörbe darf nur eine Geldftrafe, nicht auch 
eine zu fubftituirende Freiheitsſtrafe ausſprechen. Iſt ihre verurtheilende Entſcheidung 
tehtafräftig geworden, jo Liegt ihr auch die Pflicht der Strafvollftredung ob, welche 
fich in Preußen nach der Verordnung vom 7. September 1879, betreffend dad Ver 
waltungszwangsveriahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, zu richten hat. Bei 
iruchtloſem Ausfall derfelben hat die Oberpoftdireltion durch Vermittlung der Staats- 
Anwaltiaft die Umwandlung der Geld- in eine Haftftrafe bei dem Gerichte zu 
beantragen. Meves. 

. „Postumi. Der Begriff der P., d. i. der Nachgeborenen, Hat ſeine Bedeutung 
im Röm. Grbrecht erlangt (Einfluß auf Widerruflichleit der Schenkung |. Wind- 
ſcheid, II. $ 367, 22). Früher, ala die Frage, ob folche Perfonen zu Exben ein 
geſezt werden önnten, da fie doch personae incertae feien, wird die Frage auf« 
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getaucht fein, ob die Uebergehung eines postumus in der legtwilligen Berfügung, mit 
anderen Worten, ob das Erjcheinen eines postumus nach Errichtung eines ihn nidt 
berüdfichtigenden Zeftaments das Teſtament „rumpire“, ungültig mache. Im Rom. 
Sinne ift nun ein Unterfchied zu machen zwifchen p. alieni und p. sui; leßtere fir 
die nach einem beitimmten Zeitpuntt der väterlichen Gewalt des GErblafiers Zu: 
gefallenen, jene die p., welche mit der patria potestas bed Erblaſſers nichts zu thu— 
haben. Die p. alieni find in Beziehung auf Teſtamentsgültigkeit völlig irrelevant. 
fie konnten nicht einmal mit Rechtsgültigkeit zu Erben eingefeßt oder mit einem 
Legat bedacht werden, nur Fibeilommtiffe, feit fie auffamen, durfte man ihnen zu 
wenden. Grft das Prätorifche Erbrechtsſyſtem erkannte den eingefegten p. alieni dic 
bonorum possessio secundum tabulas zu (pr. I. 3, 9; fr. 8 D. 87, 11), währen 
anbererjeits ein Senatsſchluß unter Habrian ihnen auch die Fideilommißfähigteit. 
folglich die Bermächtnißjähigfeit überhaupt entzog (Gajus, I. 287, ſ. aber 
Huſchke in feiner Ausg. ad h. 1. nota 3). AJuftinian hat dann in feiner c. de 
incertis personis (c. 1 $ 1 C. 6, 48; $ 27 I. 2, 20) alle p. im Allgemeinen ale 
tapabel für jede legtwillige Dispofition anerfannt (Beichräntung f. in $ 28 1.2 
20; fr. 9 88 1, 8, 4. fr. 28 $ 8 D. 28, 2). 

Unter p. sui verftand man ſchon nach altem Civilrecht diejenigen, welche beim 
Tod des Erblaſſers noch nicht geboren waren, welche aber, jalls fie bereits zur Ze 
der ZTeftamentserrichtung geboren getvejen wären, in dieſer potestas geftanden haber 
würden. Dieſe Perfonen mußten entweder eingefeht oder enterbt werden, wenn fie 
das Teftament nicht rumpiren follten (Ulpian., XXII. 18, 19, vgl. 15). Wan 
nennt fie p. legitimi. Das gleiche Gewaltverhältniß, wie in dieſem alle, tra: 
nun auch ein, wenn dem Erblaſſer nach feinem Tode ein Enkel geboren wurde, 
deffen Vater jchon vor dem Erblaſſer geftorben war, und daher Hat fir diefen Fall 
Gallus Aquilius, ein Zeitgenofje Cicero’s, eine Erbeinjegungsformel erfunden, welche 
ung in ber ala eine der fieben leges damnatae berüchtigten lex Gallus (fr. 29 pr. 
D. 28, 2) mitgeiheilt wird (ſog. p. Aquiliani). Die Jurisprudenz wandte 
dann dieſe Formel auch auf Urenkel des Erblaſſers an (fr. 29, 88 2—4 cit.), zu: 
nächft aber beftimmte eine lex Junia Vellea vom Jahre 27 n. Chr. (Bruns, 
Fontes, 108), daß die zwar noch bei Lebzeiten des Erblaſſers, aber nach der Teſta⸗ 
mentserrichtung ihm als sui geborenen ebenſogut wie diejenigen, welche nach ber 
Teſtamentserrichtung durch Wegfall von Vorgängern sui würden, im ZTeftament 
zu berüdfichtigen feien, wenn nicht das Teftament durch ihre Agnation rumpirt 
werben folle (jog. p. Velleani, primi et secundi capitis). Die lex Junia Vellea 
hatte von den nach dem Zeftiraft und nicht fofort bei der Geburt sui Gewordenen 
diejenigen nicht ausdrücklich berüdfichtigt, welche erft nach jenem Zeitpuntt geboren 
worden waren ; Julian glaubte auch dieſen Ball nach Analogie des Geſetzes beurtheilen zu 
müſſen und die Jurisprudenz rezipirte diefe Meinung (fr. 29 $ 15 eit.; jog. p. Sal- 
viani s. Juliani). In ähnlicher Weife dehnte man bie bereit? gefundenen Bor 
ſchriften auf analoge Fälle aus, 5. B. auf die nach des Erblaſſers Tod erft agnaszirenden. 
a aber jchon geborenen p. sui (fr. 29 88 5—9 cit.), namentlich aber auf die 

e, in welchen die Agnation nicht auf dem natürlichen Wege ber Geburt und 
bes Nachrüdens, jondern auf dem fünftlichen Wege der erroris causae probatio, 
manumissio oder adoptio ꝛc. (Hinfichtlich folcher Tälle war noch anderer Meinung 
Gajus, II. 188—48) zu Stande fam. Dadurch ward denn allmählich für den 
teftirenden Römer bie Weitläufigleit einer letztwilligen Verfügung immer größer, 
denn er mußte formell, um die Ruption feines Teftaments zu verhüten, jeden mög: 
lichen Fall einer agnatio p. berüdfichtigen und den postumus entweder einfegen oder 
enterben, jo daß 3. B. die Formel: si qui post mortem meam p. nati fuerint, 
heredes sunto: die Gültigkeit des Teſtamentes nicht ſchützte, wenn noch zu Leb— 
zeiten des Erblaſſers sui agnaszirten (Paul., III. 4b, 9; fr. 10 D. 28, 2). 
Diefem Formalismus half endlich Juftinian ab (c. 4. $ 8 C. 6, 28), obwol aud 
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er noch Einfegung oder Enterbung fänmtlicher p. verlangte ($ 5 I. 2, 18); nad) 
nov. 115 aber tritt als Folge der Uebergehung nicht mehr die frühere (fr. 14 pr. 
D. 28, 2; fr. 5 D. 28, 3) Nichtigkeit des ganzen Teftaments ein, ſondern die 
Präterirten haben nur eine Aniechtungaflage gegen die eingejeten Erben. Uebrigens 
ertheilte fchon der Prätor bonorum possessio an die eingefehten Erben, wenn der 
postumus vor dem Tode feines Gewalthabers ſelbſt wieder weggefallen war (Wind- 
icheid, $ 568, 9), und die agnatio p. ift ohne Einfluß, wenn zu der Zeit, wo fie 
eriolgte, die teftamentarifche Erbſchaft bereits deferirt war (Windſcheid, 8 576, 6). 
Nach den modernen Landesrechten kommt der Begriff der P. in Betracht in 
dem Sinne der nad) der Errichtung einer letztwilligen Berfügung Notherben ge 
wordenen und die Webergehung diefer Perfonen führt denn meiftens die Eröffnung 
der gejehlichen Erbfolge herbei (Bayer. Recht nach v. Roth, Bayer. Civilvecht, II. 
$ 337, 28; Preuß. Allg. SM. II. 2 88 45456; Oefterr. BEB. $ 778; Sächſ. 
BGB. 8 2601). Modifilationen finden ſich aber z. B. im Preußiichen Recht in 
doppelter Hinficht, einmal infojern dem GErblafjer noch Zeit gelaffen wird, den nach— 
geborenen Notherben innerhalb eines Jahres zu bedenken, ſodann, indem die 
Negitimation nicht gleich den übrigen Agnationsformen wirft (Koch, Preuß. Erbr., 
$ 66, 81). Nah Franz. Recht endlich ift die agnatio p. wirkungslos für das 
Teftament und es findet nicht einmal eine Anfechtbarfeit wegen Irrthums des Erb— 
aher über die Exiſtenz ber p. ſtatt (Zahariä-Pudelt, Franz. Civilr., IV. 
$ 724, 7). 
2 ee D. 28, 2 de liberis vel postumis heredibus instituendis vel exheredandis. — 
C. 6, 29 de postumis heredibus instituendis vel exheredandis vel praeteritis. 
Lit.: Mühlenbrud-Glüd, Pandekten-Komment. XXXVI. I fi; XXXIX. ss — 
geumann, itſchr. fllr Givile. und Prog, XIX. 809 fi. — Heimbad, dal, R. $. V. 
. 11 ff. — Vexiug, Röm. Erbrecht, ©. 255—65. — %. Schröder, Das Notherbenrecht 
(1877), ©. 4560. — Amann, Die Grundfäge ber heutigen Pandeltenkritik yazitt an ber 
fogenannten Lex Gallus (1878), — Lehrb. der Panbelten: Goſchen, V. 855 fi.; 
Reller, IL H 509; v. Bangerow, II. $ 429, 3 Nr. 2, 8 468, 1; Winbicheid, 
I. $ 576, 4}. ä % Merkel. 


Boftverträge. 1) Der Abſchluß. Da der Art. 48 der Preuß. Verjf. Urk. 
mr für den Abſchluß von Handelsverträgen und folchen Verträgen, durch welche 
dem Staate Laften oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen aufgelegt werden, 
die Zuftimmung des Landtags erfordert, eine Belaftung des Staats oder eine Ver⸗ 
pflihtung der Einzelnen aber nach der richtigen Anficht nur dann anzunehmen ift, 
wenn dieſelben in der Form eines Budgetpoſtens oder eines Geſetzes aufgelegt werden, 
fo ift der Abfchluß von P. nach Preußicher Theorie und Praris ganz allgemein 
ala eine ausſchließliche Prärogative der Krone betrachtet worden, in der Weiſe, daß 
dem Randtage nur Hinfichtlich der Ausführung denkbarerweiſe eine Mitwirkung 
gebührt. Das Preuß. Staatsrecht hat aber auf diefem Gebiet, durch das Deutfche 
Reichsrecht im Wejentlichen feine Geltung verloren. Denn wenn auch hinfichtlich 
des Poſtweſens keineswegs eine ausſchließliche Kompetenz des Reich begründet, viel= 
mehr eine felbftändige Landespoſtverwaltung beftehen geblieben ift, und die RVerf. 
jelbſt die Berechtigung der Einzelftanten zu Vereinbarungen hinſichtlich der Aus— 
Übung dieſes ihnen verbliebenen Poſtweſens anertannt hat, fo iſt doch Hinfichtlich aller 
derjenigen P., welche fich auf die Sphäre der Geſetzgebung oder der höheren Ver— 
waltung beziehen, die Kompetenz des Reiche außfchliehlich begründet. Indem num 
der Art. 11 der RVerj. feſtſetzt, daß alle diejenigen Verträge, welche ſich auf Gegen- 
fände beziehen, die nach Art. 4 in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören, zu 
ihrem Abſchlufſe der Mitwirkung von Reichstag und Bundesrath bebürfen, fo find 
nunmehr im Gegenſatz zu dem frühern Preuß. Rechtszuftande die P. in ihrer 
großen Mehrheit der Borlage an den Reichstag unterivorfen. Indeſſen kommt es 
in dieſer Beziehung darauf an, ob der Inhalt der fraglichen Verträge in die Sphäre 
der Geſetzgebung eingreift ober nicht, da die Beftimmung des Art. 11 nur auf foldhe 
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fich bezieht. Die Grenzlinie zwifchen Gejeggebung und Berwaltung ift num gerade 
für das Gebiet des Poſtweſens reichöverfaflungsmäßig gezogen worden; es joll ir 
diefer Hinficht der Zuftand maßgebend fein, wie er früher in Preußen, dann im 
Norddeutfchen Bunde herrſchte. Die geſetzliche Regulirung bezieht fich Daher weſentlich 
nur auf den Poftzwang, die Garantien und Borrechte der Poſt, die Strafen und 
das Strafverfahren, die Höhe des Portos für Briefe und Parete, während Dagegen 
in die Verorbnungsiphäre beifpielaweie gehören bie Yeftftellung der Gebühren für 
Poftanweifungen und fonftige Gelbübermittlungen, für Sendungen von Druchkſachen. 
für Korreipondenzfarten ꝛc. Demgemäß find als in bie Gefeesfphäre eingreiiend 
der Mitwirkung des Reichstags alle jene oft nur aus einem einzigen Additional: 
artikel beftehenden P. unterworfen, die durch die Reform des internationalen Brie: 
und Padetportos herbeigeführt find, während nur ganz ausnahmsweiſe P., wie die 
über die Zulafjung der Korrefponbenzkarten, ohne ſolche Mitwirkung zu Stande ge 
bracht find. — 2) Was fodann den Inhalt der neueren P. betrifft, jo ftimmen 
diejelben, die Regelung einzelner befonderer Verhältniffe abgerechnet, größtentheils 
fogar wörtlich mit einander überein; die Feſtſetzungen beziehen fich hauptfächlich au' 
die Briefpoft und auf bie Fahrpoft. Hinfichtlich der Briefpoſt wird die Höhe des 
Portos, die Frankirung, die Behandlung der Drudjachen, Waarenproben, Relom: 
mandationen, Poftanweifungen, Erpreßbeftellungen, der unbeftellbaren Briefpoftgegen- 
ftände, der Portofreiheiten, der Portobezug, die Erfagleiftung, der Zeitungsbebik, genau 
geregelt. Hinfichtlich der Fahrpoſt fordern befonders die Vertheilung der Einnahmen 
und die Abrechnung, jowie die Gewährleiſtung fpezielle Beftimmungen. — 3) Eine 
weitere Ent wickelung des internationalen Poſtverkehrs ift Durch den auf Grund der 
Deutſchen Denkichrift von 1868 und des Deutichen Entwurf? von 1874 am 9. Okt. 
1874 zu Bern abgefchloffenen allgemeinen Poftvereinsvertrag herbeigeführt worden, 
an deffen Stelle inzwifchen der Parifer Weltpoftvereinsvertrag vom 1. Juni 1878 
getreten ift. Dieſer Weltpoftverein bildet insbeſondere infofern ein einziges Poft- 
gebiet, ala in dem gejammten Umfange defielben das Porto für franfirte Brieie 
20 Piennig, für Postkarten 10 Piennig, für Drudjachen ꝛc. 5 Pfennig, für un= 
franfirte Briefe 40 Pfennig beträgt. Hinſichtlich der Portovertheilung findet Teiner- 
fei Abrechnung mehr ftatt, jondern gilt der Grundfah der Kompenfation. Die Un: 
entgeltlichteit des ZTranfits ift im Prinzip anerkannt; Tranfitvergätungen finden 
nur, und ohne daß die Einheitlichkeit des Portos dadurch alterirt wird, ausnahms- 
meife zu Gunften folcher Länder ftatt, Die wegen ihrer geographiichen Lage, wie ins- 
bejondere Belgien, feine genügende Gegenleiftung erlangen oder befonbere Opfer (für 
Seepoftverbindungen) bringen müffen. Organe bes Weltpoftvereine find theils 
periodifche Kongrefie, die Hinfort alle fünf Jahre zufammentreten, theils Schiebe- 
gerichte zur Austragung von Streitigleiten, theils das in Bern im Anfchluß an die 
Schweizerifche Poftverwaltung errichtete internationale Bureau ala permanente 
Gentralftelle für die auf den Verein bezüglichen Angelegenheiten. 68 ift das eine 
völferrechtliche Einigung, wie fie bisher auf feinem anderen Gebiete des Verkehrs- 
lebens annähernd erreicht worden ift. Uebrigens ift ben Mitgliedern des Vereins 
ſowol für die Geftaltung ihres inneren Poſtverkehrs, als auch für die Regelung der 
engeren Beziehungen unter einander völlig freie Hand gelaffen, fodaß alſo namentlich 
der zwiſchen Deutſchland, Defterreich-Ungarn, Luxemburg und Helgoland beſtehende 
engere Poſtverein mit der 10 Pfennig-Brieftaxe auch ſerner fortbeſteht; wie denn 
auch in Bezug auf den Verkehr mit Werthbriefen und Poſtanweiſungen zwiſchen 
einer großen Anzahl von Mitgliedern des Weltpoftvereins befondere Vereinbarungen 
befte er 
r wen Meier, Ueber ben Abſchluß von Staatöverträgen, 2 1874; 
vis ‚Die Verkehrsanſtalten des Deutichen Reichs, in 5: nr endeten! 3 
Ball a ees an {rl Sf en ——— m 
2). ). — Schmoller, ihrb Jahrg. V. (1881) ©. 422. enft eier. 
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Boftverwaltung. Noch vor wenigen Jahrzehnten gab es Gelehrte, welche, 
vornehm auf jede wifjenichaftliche Betrachtung de Poftwejens herabblidend, einem 
Art. P. einen Raum in einem Nechtöleriton zuerlannt hätten. Männer, wie 
Klüber, welcher 1811 fein „Poſtweſen in Teutjchland, wie e8 war, ift und ſeyn 
fönnte”, veröffentlichte, verfuchten allerdings jchon damals die Aufmerfiamteit des 
Rantsrechtlich gebildeten Publikums auf diejen Verkehrszweig zu lenken: im Ganzen 
aber blieb das ntereffe ein mattes. Set hat fich das geändert: Heutzutage wird 
der Werth einer wiflenfchaftlichen Betrachtung des Poſtweſens nicht mehr unter- 
ichägt, und der alljeitig gebildete Juriſt mag und muß fich auch mit den auf den 
erften Bli ihm ferner Liegenden Fragen der P. beichäftigen. 

Wenn man bei der geichichtlichen Skizzirung des Poſtweſens zurüdgreift auf 
die durchdachten Berwaltungseinrichtungen der Aegypter und Perfer, von welchen 
uns Herodot und Diodor berichten (Herodot, I. 128, 180; II. 35, 98, 96, 
103; II. 126; VIII. 98. — Diodor, I. 50; II. 45, 46, 58, 54), auf die Or- 
ganifation des cursus publicus der Römifchen Kaiferzeit, über welchen der Codex 
Theodosianus (VII. 5) eingehende Beftimmungen aufbewahrt (ef. Ritter von 
Rittershain in den v. Holtzendorff-Virchow'ſchen Vorträgen und Hude— 
mann, Röm. Poftwefen), ober ſelbſt auf das Edit pour l’6tablissement des Postes 
Ludwig’ XI. vom 19. Juni 1464, jo ift dies kulturhiſtoriſch bedeutſam, kann 
aber bier füglich unterbleiben. Vom Standpunkt des Verfafjungs- und Verwaltungs- 
rechts find jene Verhältniffe dermaßen andersartige, daß eine Anknüpfung daran 
unpraktifch wäre. Fehlte doch jenen Inſtituten, als lediglich für die Beförderung 
der Staatöbrieffchaften bejtimmten, vor allem das Merkmal der allgemeinen Zu- 
gänglichkeit, welches wir heute beim Begriffe Poft als Effentiale erachten; ein Merk: 
mal, das im Mittelalter weit eher ala von Staatswegen in den Begriff hinein 
getragen wurde durch die privaten Beförderungsanftalten, welche ausgingen von ben 
einzelnen Interefjenkreifen, von den Kentren des Handels und der Induſtrie, von 
den Brennpunkten geiftigen Lebens (ftädtifche Botenanſtalten, Metzgerpoſten, Boten 
der Univerfität Paris und des Deutichen Ordens). 

Auch die uns näher ftehende P. im heiligen Römiſchen Reiche hat 
nicht mehr denn Hiftorifches Intereffe: die P. galt dort de jure als Reichsſache, 
de facto ift fie e& mie geweſen. Bekanntlich war bie Reichspoſt dem alten Mai- 
länder Gefchlechte della Torte et Taffis am 27. Yuli 1615 förmlich zu Lehen 
gegeben: aber die Reichsfürſten erfannten diefe Belehnung niemals an, richteten un- 
beirrt ihre P. ein und beriefen fich wiederholten Anträgen des Grafen von Thurn 
und Taris gegenüber mit Recht auf das Beiſpiel des Kaiſers, welcher ja ſelbſt in 
feinen Erblanden nicht die Tarxisſche, jondern eigene P. Hatte. So Hat fich die P., 
wie jo Vieles im alten Reiche territorial entwidelt: die einzelnen Fürſten, wie von 
Brandenburg, Sachjen zc. hatten ihre eigenen P. Nicht in den Kaiferlichen Man- 
daten oder den Taris’fchen Kombinationsrezeffen, ala vielmehr in den Churbranden- 
burgiich-Preußifchen Poſtordnungen find die Wurzeln der heutigen P. zu fuchen. 
Nur in den Heineren Staaten behielten die Thurn und Taris die P., nachdem theils 
einzelne Verträge (cf. Klüber, $ 434 Not. c) theils der Reichsdeputationshaupt⸗ 
ihluß $ 18 und Art. 17 der Bundesacte (cf. Stängel, Poftweien, 1844, ©. 155 ff.) 
bie Rechte derſelben beftätigt hatten. 

Mehr ala bisher jchließt fih nach dem gänzlichen Aufhören der Reichspoſt 
die Entwidelung zu Zeiten des Deutjchen Bundes an das Territorialftaatsrecht an. 
Im Innern wird ber Verwaltungsorganismus ausgebaut in Preußen, welches die 
Poftordnung vom 26. Rovember 1782 und die Beftimmungen des Allg. CR. Th. II. 
it. 15 Abjchn. 4 durch die Poſtordnung vom 5. Juni 1852 erſetzte; nach außen 
juchen fi die einzelnen Deutſchen P. durch Einführung gemeinfamer Verwaltungs- 
und Betriebönormen enger aneinander zu jchließen. Den Zeiten der völferrechtlichen 
Verbindung Deutſchlands, den Zeiten des Bundes, entipricht ein wölferrechtlicher 
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Familien⸗ und Vermogensrechte wurde dagegen von ber Römiſchen Jurisprudenz 
durch die Konftruftion des jus postliminii abgeholfen, nach welchem dann, wenn ein 
gefangener Römer fich noch währen des Krieges ſelbſt befreit und glüdlich zu den 
Seinigen gelangt, bzw. dann, wenn ein Soldier nach einem die Rückkehr der Kriegs 
gejangenen beftimmenden Feiedenzfchluffe in fein Vaterland zurückkehrt, angenommen 
werben ſolle, berjelbe jei überhaupt niemals entjernt gewejen, alle vor ber Kriegs- 
gejangenjeheft vorhanden gewejenen Rechtsverhältnifie Seftänden alfo nad wie vor 
zu Recht. 
Da nun die SHaverei in den heutigen Kulturftaaten überhaupt nicht mehr 
eriftirt und ingbefondere ſchon jeit dem 12. Jahrh. nicht mehr eine rechtliche Folge 
der Kriegsgefangenſchaft ift, To bedarf weder das Privatrecht noch das Völkerrecht 
der neueren Zeit beftimmter iltionen, um den aus der Kriegsgefangenſchaft zurüd: 
gekehrten Staatsangehörigen in jeine privat- und ſtaatsrechtliche Stellung wieder 
einzuführen; denn dieſe wird dur die Kriegsgefangenſchaft überhaupt nicht ver- 
nichtet. Die etwaige Einſetzung eines Kurator für das Bermögen bes Kriegs- 
gefangenen ift feine Folge der rechtlichen, fondern nur ber thatfählichen 
Untäbigteit des Leßteren, jein Vermögen felbft zu verwalten: es Liegt hier eine ein- 
jache cura bonorum absentis vor, die durch die Thatjache der Rückkehr des Ge- 
fangenen, aber nicht in Folge eines befonderen jus postliminii ihr Ende erreicht. 
Ebenſowenig ift e8 eine Anwendung des Römifchen jus postliminii, wenn der Eigen- 
thümer eine ihm während eines Landkrieges durch die feindliche Macht weggenommtene 
bewegliche ober unbewegliche Sache wieder in Beſitz nimmt oder vindizirt; Denn 
nur feine thatjächliche Herrfchaft über die Sache, nicht aber fein Eigenthumsrecht ift 
durch den Krieg vorübergehend aufgehoben worden: es Liegt aljo kein Redhts- 
derluft vor, zu defien Befeitigung ein jus postliminii nothwendig wäre. 

Dagegen fönnte es fraglich jcheinen, ob nicht die Rüderwerbung wirklicher 
völferrechtgmäßiger Kriegsbeute — wie Waffen, Kriegevorräthe und fonftiger zur 
Kriegführung nothwendiger, im Eigenthum der feindlichen Staaten oder der Kom— 
battanten hefindlicher Sachen — ſowie die Wiedernahme eine dur eine Trieg- 
führende Macht weggenommenen feindlichen oder neutralen Schiffes bzw. der Ladung 
deffelben eine Anwendung des Römiſchen P. fei. Selbſt da® Völkerrecht der Gegen- 
wart nimmt nämlich, wenngleich unter dem Widerſpruche vieler hervorragender 
Publiziften, in diefen Fällen eine wirkliche Gigentgumserwerbung von Seiten bes 
Kaptor — ſei dies nun ein einzelner Feind oder der Nehmeftaat jelbft — an, würde 
aljo eines jus postliminii bedürfen, um das Recht des urſprünglichen Eigenthümers 
nach einer Rüdfehr der weggenommenen Sache in die Hände deſſelben bzw. unter 
den Schuß feiner oder einer befreundeten Nation wieberherzuftellen. Da jedoch 
der Raptor nad allgemein geltenden Grundſätzen das Eigenthumsrecht an. weg- 
genommenen Schiffen und Ladungen nicht jchon im Momente der Wegnahme, 
fondern erft an einem fpäteren, von Theorie und Praris verjchieden beitimmten 
Zeitpuntte, dann aber auch mit definitider, bleibender Vernichtung bes 
urfprünglichen Eigenthumsrechts, erwirbt, jo ift auch in diefem alle ein jus post- 
liminii nicht anwendbar. Wird dem Kaptor nämlich ein wirkliches Eigenthum, wie 
manche Publigiften, 3. B. Bluntjchli, wollen und auch die Nordamerilanifche 
Praxis Hinfichtlih aller nationalen Schiffe und Güter anerkennt, erft nad vor⸗ 
gängigem Spruche eines kompetenten Prijengerichts —— ſo erhält die vor 
dem Spruche des Priſenhofes erfolgte Wiedernahme des Schiffes durch ein Schiff 
derſelben oder einer befreundeten Nation, bie Repriſe, nur das urſprüngliche, noch 
gar nicht verlorene Eigenthum. Nach dem Spruche des Prifengerichts ift aber nach 
derfelben Anficht jedes Wiederaufleben des urjprünglichen Eigentums ausgefchlofien, 
ſelbſt wenn Schiff und Ladung wieder in die Gewalt ihrer Nation gelangen. Das 
Gleiche gilt dann, wenn, wie die meiften Staaten des Europäifchen Kontinents und 
viele Publiziften, 3. B. Battel, Klüber, Martens u. A., nach dem Borgange 
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von Grotius noch iefthalten, der minbeftens vierundzwanzigſtündige Befik bes 
Schiffes durch den Kaptor, oder wenn, wie ſchon ber Consolato del Mare (cap. 287) 
beftimmte, da® einmalige Bergen des Schiffes in einem neutralen bzw. zu ber 
Nationalität des Kaptor gehörigen Hafen oder unter dem Schub eines Geſchwaders 
das frühere Eigenthumsrecht zerftört: vor Ablauf der Friſt bzw. vor Erreichung 
des betreffenden Hafens fiegt "überhaupt noch fein Berluft des Eigenthums vor, 
welchen wieder aufzuheben, ein P. nothwendig wäre, nach Ablauf der Frift bzw. 
nach Bergung de genommenen Schiffes giebt aber auch die Wiedernahme durch 
ein Schiff derjelben Rationalität dem urfprünglichen Gigenthümer fein Recht nicht 
wieder. Da aljo, wo das jus postliminii nothiwendig wäre, ift es bölferrechts- 
mäßig ausgeichloffen. 

Diefelben oder doch weſentlich gleiche Grundſatze find trotz mannigfachen von 
der Theorie erhobenen Widerſpruchs als die für die vom Feinde im Landkriege ge— 
machte völkerrechtsmäßige Beute geltenden zu bezeichnen: das frühere Eigenthum 
lebt nicht wieder auf, ſobald die Beute dem Feinde nach vierundzwanzigſtündigem 
Befitz oder einmaliger ficherer Bergung wieder abgenommen worden. 

Sollten übrigens die bereit? in mehreren Ländern wenigftens für bie Reprije 
von Schiffen und Gütern dur Kriegsſchiffe ihres Heimathitantes anerkannten 
und von der Wiſſenſchaft mit Eifer vertretenen Rechtsanfichten der neueren Zeit, 
welche allgemein darauf ausgehen, überhaupt der feindlichen Okkupation einer Sache 
jede rechtliche Wirkung abzufprechen, zum Siege gelangen, jo würbe mit der Un— 
möglichleit eines Eigenthumsrechts des Feindes an den weggenommenen Sachen auch 
ber legte Schein einer Anwendbarkeit des jus postliminii wegfallen, ba dieſes einen 
eingetretenen Rechtsnachtheil zur Vorausfegung bat, um denjelben durch 
eine Fiktion wieder zu befeitigen. 

Iſt fonach im gegenwärtigen Völferrechte eine analoge Anwendung des Röm. 
jus postliminii auf die Rechte des Kriegsgefangenen und die Rechte an Sachen, 
welche der Feind weggenommen bat, weder nöthig noch möglich, jo dürfte es doch 
als zuläffig exicheinen, das P. zur Bezeichnung der rechtlichen Stellung anzuwenden, 
in welcher fich eine vom Feinde während des Krieges aus ihrem ganzen Herrſchafts- 
gebiete oder doch aus einem Theile defjelben verbrängte Regierung zu allen vom 
Feinde außgegangenen Berfügungen dann befindet, wenn fie wieder in den Beſitz der 
Herrichaft über das vom Feinde offupirte Gebiet gelangt. Aber auch diefe Meinung 
iſt nicht ſtichhaltig. 

Hat nämlich die feindliche Okkupation nur einen einzelnen Landestheil oder 
zwar das ganze Land, aber doch nur für kurze Zeit getroffen, war fie alſo nicht bie 
Folge einer vollftändigen Vernichtung, einer debellatio der Landesregierung, fo fteht 
teft, daß, weil die Landesregierung noch ftaatd- und völferrechtlich vorhanden und 
deshalb wiberftandsberechtigt ift, auch noch nicht von einer wirklichen Zwiſchen⸗ 
herrſchaft oder Ufurpation gefprodhen werden Tann, ſollte ſelbſt der Feind fich eine 
wirkliche Regierungsgewalt angemaßt haben. So lange aber eine feindliche Invafion 
oder Ofkupation noch nicht auf der zweifelloſen Thatfache der vollendeten Beſitz⸗ 
ergreiftung der Herrſchaft über den bebellirten Staat beruht, ift fie Lediglich eine 
thatfächliche, keine rechtliche Aufhebung der bißherigen ftaatlichen Ordnung. Die 
Wiederherftellung der Lehteren, überhaupt die Annullirung aller während der Offu- 
pation ergangenen Verfügungen nad) der Vertreibung bes Feindes ift fomit in 
Wahrheit Nichts als bie Herftellung der tHatjächlichen Wirkſamkeit einer Obrigg 
feit, deren Recht au während der feindlichen Oktupation unalterirt beftanden hat, 
alfo nicht erft durch ein jus postliminii wieder begründet werden muß. 

Iſt dagegen die Landesregierung vollftändig vom Feinde vernichtet, bebellirt, 
der Landeöherr depoſſedirt worden, oder hat eine Revolution die bisherige Verfaſſung 
und die in ihr berufenen Träger "der Staatsgewalt befeitigt, jo Hat der vertriebene 
Staatsherrſcher mit der thatfächlichen Möglichkeit eines ———— gegen den 
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Feind auch die rechtliche Möglichkeit hierzu verloren, da der Krieg nach heutigem 
Völkerrechte nur zwiſchen Staaten geführt werden kann, alſo durch die Vernichtung 
des einen der kriegführenden Staaten, bzw. durch die Entthronung des Staats- 
herrſchers unmöglich wird. In diefem alle ift demnach, ſofern das Volk fich nicht 
zu Gunften bes vernichteten Staates ober des vertriebenen Souveräns erhebt, der 
feindliche oder der revolutionäre Machthaber in den vollitändigen Befik der Hen- 
Ichaft gelangt. Das Recht des depoſſedirten Souveräns verliert damit jede ſtaats- 
und völferrechtliche Bedeutung: es giebt weder in noch außer dem Staate ein 
Forum, vor welchem es geltend gemacht werben könnte, und auch das Recht, durch 
friegerifche Gewalt die Reftauration, zu erzwingen, ift dem depofjedirten Fürſten mit 
dem Verlufte der Staatsgewalt verloren gegangen. Fremde Staaten lönnen dem 
Ufurpator wol fein Recht abſprechen; aber einem jolchen Urtheile fehlt jede recht: 
liche Kraft, und ebenfowenig Tann die Meinung des ganzen Volks oder einzelner 
Parteien in demjelben, daß der Ufurpator fein Recht auf die Herrichaft habe, der 
zweifelloſen Thatjache des Beſitzes der Staatsgewalt gegenüber irgend welche recht- 
liche Wirkung äußern. 

Die ftaatlicde Ordnung lebt alfo nur durch den Wfurpator fort und kann nur 
durch ihn fortleben, weil ihre Erhaltung die in ben Händen des Ufurpators befindliche 
Staatsgewalt zur Vorausſetzung hat: der Befik der Staatögewalt giebt fonach dem 
Ufurpator nicht blos die Macht, fondern auch das Recht zu herrſchen. Damit it 
aber auch alles dasjenige, was der Wjurpator im Einklange mit den unter feiner 
Herrſchaft geltenden Rechtenormen gethan hat, für rechtmäßig erflärt. Eben deshalb 
fann, wenn bie durch Eroberung oder Revolution begründete Herrichait von dem 
vertriebenen Staatsherrſcher oder zu deſſen Gunften von einer befreundeten Macht 
wieder umgeftoßen wird, nicht von einem P. der urfprünglichen, jest reftaurirten 
Regierung gejprochen werden: da das jus postliminii auf Grund der thatfächlichen 
Rückkehr des urjprünglich Berechtigten annimmt, berjelbe fei überhaupt nie fort 
geweien, jo würde das P. die Befeitigung des ganzen von bem Uſurpator ge- 
Ichaffenen Rechtazuftandes, die Annullirung fämmtlicher durch ihn begründeter 
Rechtsverhältniffe fordern. Hier aber findet gerade das Gegenteil ftatt: ein be- 
ftimmtes Rechtsverhältniß wird unter Anerkennung, daß daffelbe eine Zeit lang und 
zwar mit fortdauernden rechtlichen Wirkungen unterbrochen geweſen, erneuert, die 
Zeit der Ufurpation wird nicht rückwärts ungefchehen gemacht, ſondern die in ihr 
ergangenen Berfügungen und begründeten Rechtsverhältniffe bleiben beftehen, und 
dem reſtaurirten Herricher fteht nur zu, diejenigen rechtlichen Beftimmungen, welche 
den Ufurpator in feiner Stellung ala Souverän anerkennen und fichern, einfach als 
ipso jure nichtig zu betrachten, weil ohne deren Annullirung eine Reftauration 
überhaupt nicht möglich fein würde. Daß dem reftaurirten Herrſcher hierbei eine 
Berufung auf fein früheres weder durch eine Willenshandlung des Volks noch durch 
die Anerkennung des Uſurpators von Seiten des Auslandes entziehbares Recht zufteht, 
während ber Ufurpator fich bei der Befeitigung bes rechtmäßigen Souverän® nur 
auf die Thatjache des gleichviel durch welche Faktoren erworbenen Beſitzes der 
Staatsgewalt berufen Konnte, ändert zwar das juriftifche, wie das moralifche Urtheil 
über dieſen Vorgang, macht aber auß ihm doch nicht ein wirfliches, bie Zwiſchenzeit 
ber Ufurpation befeitigenbes P., ſondern nur eine ftaatsredhtlihe Reu— 
bildung auf Grund eines früher geltend gewejenen, dann bejeitigten und endlich 
unter Anerkennung diefer zeitweifen Bejeitigung durch die Befikergreifung der Staats- 
gewalt wieder zur Geltung gebrachten Rechts. 

Quellen: Gaius, I. $ 129. — D. 49, 15 de captivis et de postliminio. — C. 8, 51 
de postliminio reversis "et redemtis. — Ueber die Beprjengefegebun ber ' einzelnen Sander 
vgl. Wheaton, El&ments du droit international, 9. &d., tome I tz. Phillimore, 

/omment. upon international law, vol. III. part. ’X. ch. 6 88 — 

Sit. Hafe, Das jus postliminü und die fictio legis Corneliae, Halle 1851. — Bed: 

mann, Das jus postliminii und bie lex Cornelia, Exl. 1872. — Wheaton, a. a. O., U. 
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Poſtſtrafrecht iſt die Bezeichnung für die Summe aller derjenigen Vorſchriften 
und Regeln, durch welche dev mit ber Verwaltung der Poft betrauten Behörde ein 
Recht zu firafen zugejprochen wird und zwar nicht ala Disziplinarhehörde, jondern 
als Strafbehörde. Indem bie Borfchriften einestheils die einzelnen Faͤlle aufzählen, 
in welchen jener Berwaltungabehörbe ein ftrafrechtliches Einfchreiten zuftehen foll, 
alfo die Handlungen angeben, die unter ihre Zuftändigfeit fallen, anderentheils bie 
Art und Weife dieſes Einfchreitens jeftfegen und regeln, umfaßt der Begriff ſowol 
das P. im engeren Sinne, wie das Poftitrafverfahren. 

Die früher in Deutjchland allgemein geltend gewefene Trennung zwifchen ber 
Polizei- und Kriminalgerichtsbarteit Hatte die Einführung und Ausbildung eines 
beionderen Verfahrens Für folche Handlungen Hervorgerufen und begünftigt, welche 
gegen die Anordnungen ber Abgaben- und Steuergejehe gerichtet und in dieſen mit 
Strafe bedroht waren. Sie lagen, weil fie wirkliche Verlegungen der allgemeinen 
Rechtsordnung nicht enthielten und deshalb unter das allgemeine Strafgefeg nicht 
film, außerhalb des Gebietes des Kriminalrecht? und außerhalb der Zuftändigfeit 
der Kriminalgerichtsbarfeit. Andererfeit? aber Hatten fie auch nicht den Charakter 
einer Vergebung gegen polizeiliche Beftimmungen, weil die fie mit Strafe bedrohen- 
den Gejee nicht dem Zwecke dienten, eigentliche Nechtsverleßungen zu verhüten, den 
Strafvorfchriften fonach die Natur einer Präventivmaßregel fehlte. Es erichien daher 
begrifflich unmöglich, die Handlungen der Polizeigerichtöbarfeit zu unterftellen. Des- 
halb wurde ihre Verfolgung und Beitrafung den mit der Einziehung der Abgaben und 
Zölle betrauten Behörden überlafien. Der praftifche Nutzen, den diefe Einrichtung 
mit fich führte, gab Anlaß, ihr Gebiet joweit al möglich außzubehnen, und ordnete 
man ihr nach und nach neben den Abgaben und Zöllen alle öffentlichen Gefälle 
unter. Bu ihnen gehörten auch die Einnahmen aus dem Poſtregal. Die Ber- 
tolgung und Beftrafung ihrer mit Strafe bedroßten Hinterziehung wurde den Poft- 
behörben übertragen und in Preußen durch vielfache Anweiſungen und Reftripte 
(ef. 4. B. Reſtr. bes Finanzminiſterii vom 29. Februar 1824) georbnet. Der 
ſpäter auch im Gebiete des Strafrecht? ſich in den Vordergrund drängende Begriff 
eines Rechtsſtaates hob zwar ſowol die Unterfcheidung zwifchen der Polizei und 
Kriminalgerichtsbarfeit auf, wie er auch das den Verwaltungsbehörben verliehene 
Strafrecht befeitigte, indem er die Forderung ftellte, daß jede Strafe nur von dem 
ordentlichen Richter ausgeſprochen werben bürfe Allein bald fanden die Grund- 
gedanfen, welche jener Scheidung zu Grunde gelegen und die Adminiftrativjuftiz 
in das Leben gerufen Hatten, wieder Eingang in die Gefeßgebung: die Vortheile, 
welche fie geboten, einestheils dadurch, daß die techniſchen Schwierigkeiten bei der 
Ermittelung und Feſtſtellung der ftrafbaren Handlung eine leichtere und fachgemäßere 
Ueberwindung Tanden, anderntheils dadurch, daß mit der großen Geringfügigfeit bes 
Delitts ebenfo die Schnelligkeit des Verfahrens, wie der Mangel der Oeffentlichteit 
in Webereinftimmung fanden, erleichterten ihre Wiederaufnahme. Dabei erlangten 
fie aber ihren früheren Umfang und ihre frühere Selbftändigkeit nicht wieder, er- 
hielten vielmehr eine Stellung, die fich ala eine vorläufige und bedingte fenngeichnet 
und das gerihtliche Verfahren ala Hintergrund hat, auf welches ſowol ber An- 
geihulbigte, wie die Berwaltungsbehörde zuridzugreiten befugt if. In dieſer 
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Stellung brach fich das Adiminiftrativverfahren auch in der die Poftgejälle betreffen- 
den Materie wiederum Bahn und ging in Preußen in das Geſetz vom 5. Juni 
1852 über. Als nun nach der Errichtung des Norbdeutfchen Bundes und der Her- 
ftellung des Deutjchen Reichs das Poftregal auf dag Reich übertragen wurde, baute 
die Neichägefeßgebung, die auch ſchon bei anderen Abgaben und Gefällen bie Ad- 
miniftrativjuftiz aufrecht erhalten hatte, auf der gegebenen Grundlage und insbeſondere 
den Preußifchen Gefegen weiter, und wuchs daher auf ihnen auch das Geſetz vom 
28. Oktober 1871 „über das Poſtweſen des Deutjchen Reichs“, welches zur Zeit 
die alleinige Quelle und Grundlage des Deutichen P. bildet. Wenn auch nad 
Art. 79 III. $ 4 des DVertrage® vom 28. November 1870 in Bayern unb nad 
Art. 2 Nr. 4 ded Vertrages vom 25. November 1870 in Württemberg bie ireic 
und felbftändige Verwaltung des Poſtweſens dem Landesrecht vorbehalten worden 
ift, tet doch dem Reiche auch diefen Bundesſtaaten gegenüber die Gejeßgebung zu 
über die Vorrechte der Poft, die rechtlichen Berhältniffe derjelben zum Publikum, 
die Portofreiheiten und dad Taxweſen, joweit diefe Gegenftände nicht lediglich den 
inneren Verkehr in den beiden Staaten betreffen. Innerhalb diefer Materien Liegt 
das P., wie e8 in dem Geſetz vom 28. Oktober 1871 ausgebildet ift, und ift da«- 
ſelbe deshalb auch in diefen Staaten, aljo innerhalb des gefammten Gebietes dee 
Deutjchen Reichs maßgebend. 

1. Das materielle Strafrecht findet fich im Abſchnitt IV des Geſetzes in den 
88 27—83. Sie enthalten die Aufzählung der ala ftrafbar bezeichneten Handlungen, 
die Strafandrohungen und einzelne den allgemeinen ftrafrechtlichen Grundjäßen an- 
gehörige Beftimmungen. 

Die rechtliche Qualität der bedrohten Handlungen deutet das Geſetz durch die 
Meberfchrift des Abſchnitts an, in welchem fie Poft- und Portodefraudationen 
genannt werden. Sie follen alfjo — wie dies auch aus den Motiven des Geſetzes 
erſichtlich, in welchen fie nicht als Defraudationen, fondern ala Mebertretungen be- 
zeichnet waren — gejehlich als Webertretungen behandelt und nach den für dieſe 
maßgebenden Grundſatzen beurtheilt werden und zwar ſelbſt dann, wenn etwa im 
Einzelfalle die prinzipale Geldſtrafe die den Uebertretungen geſehte Grenze über 
fchreiten ſollte. Da das P. als ein Spezialgefeß des allgemeinen Strafrechts an= 
äufehen, greifen überall da, wo ed nicht durch ausbrüdliche Beitimmungen von 
ihnen abweicht, die allgemeinen Grundſätze defielben über die Uebertretungen Platz. 
Demgemäß ift jowol der Verfuch, wie die Teilnahme durch Gehülfenichaft ftrafloe, 
nicht aber die Anftiftung. Bei realer Konkurrenz ift die Anwendbarkeit des 5 74 
des Straf GB. auögefchloffen und findet nach den 88 77, 78 ibid. eine Zuſammen⸗ 
rechnung der Strafen ftatt. Weber die Verjährung der Strafverfolgung disponirt 
der $ 7 des EG. zum StrafGB. und über die der Strafvollftredung der $ 70 des 
Straf®B. — Dagegen weicht da® P. von dem gemeinen Strafrecht in folgenden 
Puntten ab. Das Strafminimum beträgt nicht eine Mark, fondern die Summe 
von drei Mark; bei ber Umwandlung der Geld- in Freiheitsſtrafe darf die Dauer 
der letzteren ohne Rüdficht auf die Größe der erfteren niemals die Dauer von 
ſechs Wochen Haft überſchreiten; ber Rüchall ift ein gefeglicher Strafihärfungagrund, 
ber- unter den gegebenen Vorausfegungen eine Dualifigirung der Strafbarfeit der 
That herbeiführt. Cr trifft jedoch nur die Porto=, nicht auch die Poftdefraudationen, 
jet nicht die Begehung eine gleichen, jondern nur eines gleichartigen Delikte. 
nämlich einer der verfchiedenen im $ 27 des Geſetzes gedachten Bergehungen vor- 
aus und wird durch den Ablauf von drei Jahren nach ganz oder theilweiſe ver- 
büßter oder erlaffener Vorſtrafe ausgeſchloſſen. Die mit Strafe bedrohten Handlungen 
find in Folge ihrer Natur ala Zuwiderhandlungen gegen die Poftgefälle auf einen 
nur geringen Kreis beſchränkt und jcheiden fich in Porto- und Pojtdefraudationen. 
Während die Berechtigung der gegen die erfteren gerichteten Strafandrohungen aus 
der Ausfchließlichkeit des Rechts der Poft zur Beförderung gewiffer Sendungen jolgt, | 
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iſt die Straſwürdigkeit der Poſtdefraudationen nicht ohne Bedenken. Da nämlich 
die entgeltliche Beiörderung von Perſonen kein ausſchließliches Vorrecht der Poſt 
mehr bildet, enthält auch die unbefugte unentgeltliche Benutzung der Poſt keinen 
Eingriff in das Poſtregal: ſonach fehlt es an einer inneren Berechtigung, dieſe 
Handlung für eine ſtrafbare zu erklären. Dieſe Bedenken haben bei dem Eifenbahn- 
PVolizeireglement ihre Würdigung gefunden und dort dahin geführt, dergleichen Hand» 
fung nicht ftrafrechtliche, ſondern civilrechtliche Folgen beizulegen. 

Als BPortodefraudationen find ftrafbar und werden bebroht mit einer dem 
Zuadruplum des befraudirten Portos ‚gleichtommenden Gelditrafe, die jedoch nicht 
unter drei Mark betragen darf, und im erften Rüdfalle mit dem Doppelten, im 
ferneren mit dem Vierfachen diefer Strafe: 1) die entgeltliche Beförderung von 
Briefen und politifchen Zeitungen von einem Ort zum anderen auf andere Weife, 
als durch die Poft; es ift eben das Vorrecht ber Poft, Briefe, d. h. verichloffene 
Ichriftliche Mittheilungen, und Zeitungen politijchen Inhalts, nicht auch Fachzeitungen 
und Beitfchriften, gegen Bezahlung zu bejürbern. Dieſes Borrecht verletzt ſowol der⸗ 
jenige, welcher eine andere Gelegenheit benußt, wie der, welcher die Berörberung 
gegen Entgelt unternimmt. 2) Der unrichtige Gebrauch einer von der Portozahlung 
befreienden Bezeichnung der Sendung und die Einlegung einer portopflichtigen Sen- 
dung in eine die Portofreiheit genießende. Der Gebrauch eines ju niedrigen, dem 
Tarife nicht entiprechenden Portoſatzes oder eines Kreuz- oder Streifbandes für eine 
dem vollen Porto unterliegende Sendung ift ſelbſt dann nicht ftrafbar, wenn er eine 
Portointerziefung beabfichtigt, jondern zieht nur die Nachtarirung und die Ein- 
ziehung des fog. Strafportos nach fih. Dagegen fällt unter die Strafvorichrift der 
Mißbrauch der Bezeichnung „portopflichtige Dienftfache”, weil durch fie die Strafe 
der unterlaffenen Frankirung bejeitigt wird. 8) Die Benutzung bereits entwertheter. 
Poſtwerthzeichen one Hinzutritt einer weiteren, die That zu einem gemeinen Delikt 
binabdrüdenden Handlung, durch die dem Werthzeichen der Schein eines noch nicht 
entwertheten gegeben werben ſoll. Es ändern jeboch derartige Handlungen, wenn 
fie, wie 3. B. das Auffleben des Werthzeichens mit der Schaufeite, auch nicht ein- 
mal die Möglichkeit einer Täufchung bieten, den Charakter der That ala einer De- 
fraudation nicht. 4) Die Mitgabe portopflichtiger Sendungen an Poftbeamte oder 
Poftillone behujs Umgehung der Portogefälle. Die Defraudation ift in den ebt- 
gedachten drei Fällen vollendet und die Strafe verwirkt, jobald die Sendung der 
Boft bzw. ber betreffenden Perſon übergeben ift, eine Uebergabe, die bei Briefen 
ſchon dann ala erfolgt anzufehen ift, wenn fie dem Brieifajten anvertraut find. 

Als Poſtdefraudation wird erklärt, und macht ſich einer jolchen ſchuldig, wer 
wifientlich, um der Poftfaffe das Perfonengeld zu entziehen, uneingefchrieben mit ber 
Poft reift. Auch Hier befteht die Strafe in dem Bierfachen des defraubirten Per- 
fonengeldes, mindeftens aber in der Summe von drei Marl. Während bei den 
Portodefraubationen und in dem ad 4 gebachten Falle die Strafbarkeit der That 
durch den auf die Umgehung ber Portogefälle gerichteten dolus des Thäters bedingt 
ift, erfordert bier der Thatbejtand ein zweifaches ſubjektives Moment, nämlich das 
Bewußtfein von der Strafbarkeit der Handlung und die Abficht einer Hinterziehung 
des Perjonengelbes. 

I. Das jormelle P., das Strafverfahren, behandelt der Abfchnitt V des Gel. 
vom 28. Oftober 1871. Es charakterifirt fich als ein Adminiftrativverfahren. Die 
Deutiche StrafPO. hat zwar ein folches nicht eingeführt oder vorgejchrieben —, hat 
es jedoch überall da, wo es beitand, aufrecht erhalten und Hat zur Regelung des 
Verhältniſſes zwijchen ihm und dem gerichtlichen Verfahren im dritten Abichnitte 
des ſechſten Buchs verfchiedene Anordnungen getroffen, welche vielfach auch auf das 
Landesrecht modifizirend einwirken. Indem jedoch der $ 5 des EG. zur StrafPO. 
vorfchreibt, daß die progekrechtlichen Beſtimmungen der Reichsgeſetze durch die 
StrafPO. nicht berührt werben, hat er die Anwendung jener Anordnungen auf das 


104 Voftſtrafrecht. 


Poftftrafverfahren ausgeſchlofſen. Es darf daher auf fie nur da rekurrirt werden. 
‚wo das Gejeh vom 28. Oktober 1871 auf die Vorfchriften des geltenden Strai- 
progeffes Bezug nimmt. In Folge deſſen find eine Reihe von Normen in Geltung 
geblieben, die mit den allgemeinen Grunbfäßen der Stra PO. nicht im Einklang 
ftehen, Normen, die früher auch dem Landesrecht angehörten, dort aber zur Zeit 
außer Kraft gejet find. 

Das DVerfahren zerfällt in zwei Abjchnitte, in das Submiffions- und in das 
förmliche Unterjuchungsberfahren. Das erftere ift obligatorifch, und fteht es der 
Behörde nicht frei, von ihm abzufehen. Es befteht darin, daß die Oberpoftdireftion 
auf Grund der ihr gemachten Anzeige ohne nähere Unterfugung und vor der Ein- 
leitung eines jürmlichen Verfahrens dem Beſchuldigten mittels Verfügung eröffnet, 
welche Seldftrafe für von ihm verwirkt zu erachten fei, und ihm freiftellt, das fernere 
Verfahren und die Ertheilung eines Strafbefcheibes durch Bezahlung der Strafe und 
der Koften Binnen einer Friſt von 10 Tagen zu vermeiden. Diejes Berfahren, 
beffen fi auch das Preuß. Landesrecht mehrfach, 3. B. in dem Geſetz über die Ge— 
bäudefteuer, bebient, hat neben dem Vorzuge großer Schnelligfeit den Vortheil, den 
Angeiguldigten der mit der Durchführung des Adminiftrationsverfahrens verbundenen 
Unannebmlichkeiten zu entheben, und ruht auf der Annahme, daß die ftrafbare 
Handlung nicht ſowol in böfer und gewinnfüchtiger Abficht, ala vielmehr aus Un- 
fenntniß des Geſetzes, Unachtfamkeit oder Fahrläffigkeit begangen worden und deshalb 
von dem Beihuldigten nicht in Abrede gejtellt werden wird. 

Erfolgt innerhalb der 10 Tage die Zahlung nicht oder nur unter gleichzeitiger 
Erhebung einer Einrede, durch welche die Schuld beftritten oder die richtige Be— 
rechnung ber Strafe bemängelt wird, fo tritt das jörmliche Verfahren ein. && wird 
dadurch eröffnet, daß die Oberpoftdireftion die Einleitung der Unterfuchung anordnet 
und mit ihrer Führung entweder die am Wohnorte des Beichuldigten bzw. am Orte 
der That befindliche Poftanftalt oder den Bezirksauffichtsbeamten beauftragt. Die 
Rechte des Unterfuchungabeamten find bejchräntter, ala die einem Richter zuſtehenden; 
er ift nicht berechtigt, irgend welchen Zwang gegen den Bejchuldigten oder die zu 
vernehmenden Perfonen zu üben, um fie zur Befolgung feiner Vorladung oder zur 
Abgabe einer Erklärung oder Ausſage zu veranlaflen: er ift auch nicht berechtigt, 
die Vereidigung gehörter Zeugen oder Sachverftändigen vorzunehmen. Die La= 
dungen und fonftigen Zuftellungen können zwar durch die Poftunterbeamten oder den 
Gerichtsvollgieher bewirkt werben; wenn jedoch die Zeugen oder Sachverftändigen 
der Ladung nicht folgen, jo muß das zuftändige Amtögericht um die Bewirtung der 
Ladung erfucht werben, welches das gerichtliche Verfahren bei Ladung von Zeugen 
ober Sachverftändigen in Straffahen zur Anwendung bringt und nöthigenfall® auf 
weiteres Anrufen der Poftbehörde die Strafen des ungehorjamen Ausbleibens gegen 
den Zeugen ober Sachverftändigen ausſpricht. Gricheinen fie, verweigern aber ihr 
Zeugniß, jo greifen bie gerichtlichen Zwangsmittel gegen fie nicht Pla, jondern es 
muß die Poftbehörde, wenn fie die Zeugniffe für nothwendig erachtet, die Sache 
zur gerichtlichen Enticheidung verweifen. Dagegen ift der Unterſuchungsbeamte ver- 
bunden, den Beichuldigten über bie Anjchuldigung zu vernehmen und ihm, wenn 
die zu verhängende Geldftrafe nad) der Submiffionzverfügung ben Betrag von 
150 Mark überfteigt, auf fein Verlangen eine Frift von vier Wochen zur Ein- 
reichung einer Vertheidigungsichriit zu gewähren. Ein Verſäumnißverfahren findet 
gegen ihn nicht ftatt. Die Unterfuchung ift eine jummarifche, die an keine befonderen 
Formen behufs Legalifirung der Protokolle und des Verfahrens gebunden ift. Es be— 
barf bei der Aufnahme ber erfteren felbft bei ber Schreibensunfunde der vernommenen 
Perſon nicht der Zugiehung einer zweiten fog. Beglaubigungaperfon. Das Verfahren 
nach dieſer Richtung Hin in jtrengere Formen zu Heiden, war nicht Bebürfniß, weil 
dem Befchuldigten jeber Zeit die Anrufung des Gerichts offen ſteht. Das Ergebniß 
der beendigten Unterfuhung unterjteht der Prüfung der Oberpoſtdirektion. Sie ver: 
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fügt entweder die Zurücklegung der Alten unter Benachrichtigung des Angefchuldigten, 
oder erläßt den Strafbefcheid, oder niebt endlich die Sache behufs gerichtlicher Ver⸗ 
tolgung des Beichuldigten an bie Staatsanwaltichaft ab, wenn fie nämlich die 
eidliche Vernehmung von Zeugen für nothwendig hält oder die Schuldfrage ala 
zweifelhaft anfieht. Der Strafbeicheid ift an diejenigen Erforderniffe nicht gebunden, 
welche der $ 459 der Straf PO. aufzählt; es genügt, wenn er neben der feftgejeßten 
Straie die Entfcheidungsgründe enthält. Dagegen follen in ihn aufgenommen werben 
die Belehrung über die dem Angeichuldigten zuftehenden Rechtsmittel und über die 
bei einem Rüdjalle eintretende Strafihärfung. Er wird dem Befchuldigten durch 
die Boftanftalt, welche oder bei welcher die Unterfuchung geführt worden, verfündet 
oder zugeftellt. 

Als Hintergrund diefes abminiftrativen Verfahrens dient das gerichtliche. So— 
wol die Poftbehörbe, wie der Beſchuldigte können dafjelbe anrufen, erftere jeboch 
mır, fo lange noch fein Strafbeicheid von ihr erlaffen. worben. Nach vergeblichem 
Verlauf des Submiſſionsverfahrens ift fie befugt, ſowol vor ber Einleitung ber 
Unterſuchung, wie während und nach berfelben die Sache zum gerichtlichen Verfahren 
zu verweilen. Gegen einen ablehnenben Beichluß der nunmehr mit der Verfolgung 
des Beichuldigten befaßten Staatsanwaltſchaft fteht ihr nur das Recht der Beſchwerde 
an die dienftworgejegten Behörden derfelben zu, nicht auch Tann fie gemäß $ 170 
der StrafPO. auf gerichtliche Entfcheidung antragen, noch nach $ 464 ibid. nun= 
mehr jelbftändig Anflage bei dem. Gerichte erheben. Auch der Beichuldigte kann 
zu jeder Zeit auf gerichtliches Gehör antragen, war jeboch der Strafbeicheib jchon 
erlaffen, nur inmerhalb 10 Tagen nach der Verkündigung oder der Zuftellung des⸗ 
jelben. ‚Der Antrag ift bei der Poftanftalt anzubringen, bei welcher die Unter- 
juchung geführt wird, ober die den Strafbeſcheid verfünbet hat, und gilt ala an- 
gebracht, wen während ber Unterfuchung ber Angefchuldigte einer Ladung der Ver- 
waltungabehörde nicht folgt oder feine Auslaſſung vor ihr verweigert. Er hat zur 
Folge, daß ein etwa ſchon ergangener Strajbeicheid als nicht ergangen angejehen 
wird, jomit nicht Grundlage des gerichtlichen Verfahrens fein kann. 

Neben dieſem Antragsrecht Hat der Angejchuldigte gegen einen Strafbeſcheid 
nad feiner Wahl, aber ohne jus variandi noch das mit dem beneficium no- 
vorum auögeftattete Rechtsmittel des Rekurſes an die der Oberpoſtdirektion vorgeſetzte 
Dienftbehörde. Es muß, wie der Antrag innerhalb zehntägiger Präflufivfrift nad 
Zuftellung des Beſcheides bei einer Poftbehörbe angemeldet werben. Wit der An- 
meldung kann eine Rechtfertigung verbunden werben: jehlt fie, jo ſetzt die Poftanftalt 
dem Beichuldigten eine Friſt biß zu vier Wochen, binnen welcher er die Recht- 
fertigung fchriftlich einreichen oder bei ihr zu Protokoll erflären ſoll, ohne daß jedoch 
die Wirkung des Rechtsmittel von ihrem Gingange abhängt. Die Rekursinſtanz 
entjcheidet, nöthigenfall® nach vorgängiger Beweisaufnahme endgültig durch ein Re— 
folut, welchem ein mündliche Verfahren oder ein Verhandlungstermin nicht voran— 
geht, nur auf Grund der Alten. 

Die Entfcheidung der Verwaltungsbehörbe darf nur eine Geldftrafe, nicht auch 
eine zu fubftituixende Freiheitsſtrafe ausſprechen. Iſt ihre verurtheilende Entſcheidung 
techtöfräftig geworben, jo Liegt ihr auch die Pflicht der Strafvollſtreckung ob, welche 
fih in Preußen nach der Verordnung vom 7. September 1879, betreffend das Ver— 
waltumgazwangaverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, zu richten Hat. Dei 
fruchtloſem Ausfall derfelben hat die Oberpoftdireftion durch Vermittlung der Staats- 
änwaltichaft die Umwandlung der Geld- in eine Haftftrafe bei dem Gerichte zu 
beantragen. Meves. 

Postumi. Der Begriff der P., d. i. der Nachgeborenen, hat feine Bedeutung 
im Röm. Erbrecht erlangt (Einfluß auf Widerruflichleit der Schenkung j. Wind- 
ſcheid, II. $ 367, 22). rüber, ala die frage, ob folche Perfonen zu Erben ein- 
gejeßt werden könnten, da fie doch personae incertae feien, wirb die Frage auf⸗ 
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getaucht fein, ob die Uebergehung eines postumus in der letztwilligen Verfügung, mit 
anderen Worten, ob das Erfcheinen eines postumus nach Errichtung eines ihn nicht 
berüdfichtigenden Teſtaments das Teftament „rumpire“, ungültig made. Im Röm. 
Sinne ift nun ein Unterfchied zu machen zwiſchen p. alieni und p. sui; letztere find 
die nach einem beftimmten Zeitpunkt der väterlichen Gewalt des Erblaſſers Zu- 
gefallenen, jene die p., welche mit der patria potestas bes Erblaffers nicht? zu thun 
haben. Die p. alieni find in Beziehung auf Teftamentsgültigfeit völlig irrelevant, 
fie konnten nicht einmal mit Nechtsgültigkeit zu Erben eingejegt oder mit einem 
Legat bebacht werden, nur Zibeilommiffe, jeit fie auflamen, durfte man ihnen zu: 
wenben. Grit das Prätorifche Erbrechtsſyſtem erfannte den eingejeten p. alieni die 
bonorum possessio secundum tabulas zu (pr. I. 3, 9; fr. 3 D. 87, 11), während 
andererſeits ein Senatsichluk unter Hadrian ihnen auch die Fideikommißfähigkeit, 
Tolglih die Vermächtnißfähigkeit überhaupt entzog (Gajus, II. 287, |. aber 
Huſchke in feiner Ausg. ad h. 1. nota 3). Juſtinian bat dann in feiner c. de 
incertis personis (c. 1 $ 1 C. 6, 48; $ 27 I. 2, 20) alle p. im Allgemeinen als 
fapabel für jede letztwillige Dispofition anerfannt (Beichränkung |. in $ 28 I. 2, 
20; fr. 9 88 1, 8, 4. fr. 28 $ 8 D. 28, 2). 

Unter p. sui veritand man jchon nach altem Civilrecht diejenigen, welche beim 
Tod des Erblaſſers noch nicht geboren waren, welche aber, jalla fie bereits zur Zeit 
der Teftamentserrichtung geboren geweſen wären, in biejer potestas geftanden Haben 
würden. Diefe Perfonen mußten entweder eingejegt oder enterbt werden, wenn fie 


das Teftament nicht rumpiren follten (Ulpian., XXII. 18, 19, vgl. 15). Man - 


nennt fie p. legitimi. Das gleiche Gewaltverhältnig, wie in diefem Falle, trat 
nun aud ein, wenn bem Grblaffer nach feinem Tode ein Enkel geboren wurde, 
deflen Vater ſchon vor dem Erblaſſer geftorben war, und daher hat für dieſen Tall 
Gallus Aquilius, ein Zeitgenofje Cicero's, eine Erbeinfegungsformel erfunden, welche 
uns in ber als eine der fieben leges damnatae berüchtigten lex Gallus (fr. 39 pr. 
D. 28, 2) mitgelheilt wird (ſog. p. Aquilieni). Die Jurisprudenz wandte 
dann dieſe Formel auch auf Urenkel des Erblaſſers an (fr. 29, 88 2—4 cit.), zu: 
nächſt aber beitimmte eine lex Junis Vellea vom Jahre 27 n. Chr. (Bruns, 
Fontes, 108), daß die zwar noch bei Xebzeiten des Grblaffers, aber nach der Teſta⸗ 
mentserrichtung ihm ala sui geborenen ebenfogut wie diejenigen, welche nach der 
Teſtamentserrichtung dur Wegfall von Borgängern sui mwürben, im Teſtament 
zu berücfichtigen jeien, wenn nicht das Zeftament durch ihre Agnation rumpirt 
werben folle (fog. p. Velleani, primi et secundi capitis). Die lex Junia Vellea 
hatte von den nach dem Zejtiralt und nicht fofort bei der Geburt sui Gewordenen 
diejenigen nicht ausdrüdlich berüdfichtigt, welche erjt nach jenem Zeitpunft geboren 
worden waren ; Julian glaubte auch diefen Fall nach Analogie des Gefehes beurtheilen zu 
müffen und die Jurisprudenz rezipirte dieſe Meinung (fr. 29 8 15 cit.; jog. p. Sal- 
vieni s. Juliani). m ähnlicher Weile dehnte man bie bereit3 gefundenen Vor—⸗ 
ſchriften auf analoge Fälle aus, z. B. auf die nach des Erblafjers Tod erſt agnaszirenden, 
vorher aber ſchon geborenen p. sui (fr. 29 88 5—9 cit.), namentlich aber auf die 
Fälle, in welchen die Agnation nicht auf dem natürlichen Wege der Geburt und 
des Nachrüdens, fondern auf dem Tünftlichen Wege der erroris causae probatio, 
manumissio oder adoptio ꝛc. (Hinfichtlich jolcher Fälle war noch anderer Meinung 
Gajus, II. 188—43) zu Stande fam. Dadurch ward denn allmählich für den 
teftirenden Römer die Weitläufigfeit einer Legtwilligen Verfügung immer größer, 
denn er mußte formell, um die Ruption feines Teftaments zu verhüten, jeden ımög« 
lichen Tall einer agnatio p. berüdfichtigen und den postumus entweder einjehen oder 
enterben, jo daß 3. B. die Formel: si qui post mortem meam p. nati fuerint, 
heredes sunto: die Gültigkeit des Teftamentes nicht fehüßte, wenn noch zu Leb— 
zeiten des Erblaſſers sui agnaszirten (Paul, III. 4b, 9; fr. 10 D. 28, 2). 
Diefem Formalismus Half endlich Juftinian ab (c. 4. $ 8 C. 6, 28), obwol aud) 


Boltverträge. 107 


er noch Einfegung oder Enterbung ſämmtlicher p. verlangte ($ 5 I. 2, 18); nad) 
nov. 115 aber tritt ala Folge der Webergehung nicht mehr die frühere (fr. 14 pr. 
D. 28, 2; fr. 5 D. 28, 3) Nichtigfeit des ganzen Teitaments ein, fondern bie 
Präterirten haben nur eine Anfechtungsfiage gegen die eingejeßten Erben. Uebrigens 
ertheilte fchon der Prätor bonorum possessio an die eingejeßten Erben, wenn der 
postumus vor bem Tode feines Gewalthabers jelbft wieder weggefallen war (Wind- 
ſcheid, $ 568, 9), und die agnatio p. ift ohne Einfluß, wenn zu der Zeit, wo fie 
—— die teſtamentariſche Erbſchaft bereits deferirt war (Windſcheid, 8 576, 6). 

Nach den modernen Landesrechten kommt der Begriff der P. in Betracht in 
dem Sinne der nach ber Errichtung einer Teßtwilligen Verfügung Notherben ge 
wordenen und die NWebergehung dieſer Perſonen führt denn meiften® die Gröffnung 
der gejeblichen Exbiolge Herbei (Bayer. Recht nah v. Roth, Bayer. Civilrecht, II. 
$ 337, 28; Preuß. Allg. CM. II. 2 $$ 45456; Deflerr. BGB. $ 778; Sädj. 
BGB. $ 2601). Modifilationen finden fich aber 3. B. im Preußifchen Recht in 
doppelter Hinficht, einmal infofern dem Erblaffer noch Zeit gelaffen wird, den nach- 
geborenen Notherben innerhalb eines Jahres zu bedenken, ſodann, indem bie 
Zegitimation nicht gleich den übrigen Agnationsformen wirt (Koch, Preuß. Erbr., 
$ 66, 81). Nah Franz. Recht endlich ift Die agnatio p. wirkungslos für dag 
Teftament und e& findet nicht einmal eine Anjechtbarfeit wegen Irrthums des Erb⸗ 
en über die Eriftenz der p. ftatt (Fachariä-Puchelt, Franz. Civilr., IV. 


— D. 28, 2 de liberis vel postumis heredibus instituendis vel exheredandis. — 
C. 6, 29 de stumis heredibus instituendis vel exheredandis vel rasteritis. 

Sit.: Ahlenbrud- Glüd, Pandekten Komment. XXXVI. 139 ff.; XXXIX. 8 = 
Heumann, itſchr. für Civilr und 7% XIX. 8309 ST — Simba, baf., N. 

11 t ering, Röm. Erbrecht. S. 255—65. — F. Schröber, Das A 
(1877), S. 4560. — Amann, Die Srundfäge ber h af —— AH an ber 
fogenannten Lex Gallus 1878). — Vehrb. der ame Fa; ee ß 2,85 Ne 
Keller, IL 509; dv. Bangerow, II. $ 429, 3 W — J 
Im. 8 576, 4 fi. i 5 Merkel. 


Boftverträge. 1) Der Abſchluß. Da der Art. 48 der Preuß. Verf. Urk. 
nur für den Abſchluß von Handelsverträgen und ſolchen Verträgen, durch welche 
dem Staate Laften ober einzelnen Staatbürgern Berpflichtungen aufgelegt werben, 
die Zuftimmung des Landtags erfordert, eine Belaftung des Staats oder eine Ver- 
pflichtung der Ginzelnen aber nach der richtigen Anficht nur dann anzunehmen ift, 
wenn dieſelben in der Form eines Budgetpoſtens oder eines Geſetzes aufgelegt werben, 
io ift der Abjchluß von P. nach Preußifcher Theorie und Praxis ganz allgemein 
als eine ausſchließliche Prärogative der Krone betrachtet worden, in der Weiſe, daß 
dem Landtage nur hinſichtlich der Ausführung denkbarerweiſe eine Mitwirkung 
gebührt. Das Preuß. Staatsrecht hat aber auf dieſem Gebiet, durch das Deutſche 
Reichgrecht im Weientlichen feine Geltung verloren. Denn wenn auch Hinfichtlich 
de3 Poſtweſens keineswegs eine anafchließliche Kompetenz des Reich begründet, viel 
mehr eine jelbftändige Landespoſtverwaltung beftehen geblieben ift, und die RVerf. 
jelbſt Die Berechtigung der Einzelftaaten zu Dereinbarungen binfichtlich der Aus— 
übung dieſes ihnen verbliebenen Poſtweſens anerfannt hat, jo ift doch Hinfichtlich aller 
derjenigen P., welche fich auf die Sphäre der Gejeßgebung oder der höheren Ver— 
waltung beziehen, die Kompetenz des Reichs außfchlieklich begründet. Indem nun 
der Art. 11 der RBerf. jeftiekt, daß alle diejenigen Verträge, welche ſich auf Gegen⸗ 
fände beziehen, die nad) Art. 4 in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören, zu 
ihrem Abfchluffe der Mitwirkung von Reichdtag und Bundesrath bedürfen, fo find 
nunmehr im Gegenſatz zu dem frühen Preuß. Rechtszuſtande die P. in ihrer 
großen Mehrheit ber Borlage an den Reichstag untertoorfen. Indeſſen kommt es 
in dieſer Beziehung darauf an, ob ber Inhalt der fraglichen Verträge in bie Sphäre 
der Gefeßgebung eingreifl oder nicht, da die Beitimmung des Art. 11 nur auf ſolche 
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fich bezieht. Die Grenzlinie zwiſchen Gejehgebung und Verwaltung ift nun gerade 
für das Gebiet des Poſtweſens reichsverfaſſungsmäßig gezogen worden; es joll in 
dieſer Hinficht der Zuftand maßgebend fein, wie er früher in Preußen, dann im 
Norddeutſchen Bunde herrſchte. Die geſetzliche Regulirung bezieht fi} daher weſentlich 
nur auf den Poftzwang, die Garantien und Vorrechte der Poft, die Strafen und 
das Strafverfahren, die Höhe des Portos für Briefe und Padete, während dagegen 
in die Verordnungsſphäre beifpielaweife gehören die Yeftftellung der Gebühren für 
BPoftanweifungen und fonftige Gelbübermittlungen, für Sendungen von Drudjachen, 
für Korrefpondenzlarten ıc. Demgemäß find als in die Gejekesiphäre eingreiiend 
der Mitwirkung des Reichstags alle jene oft nur aus einem einzigen Additional 
artikel beftehenden P. unterworfen, die durch die Reform des internationalen Briei- 
und Padetportos herbeigeführt find, während nur ganz ausnahmsweiſe P., wie die 
über die Zulaffung der Korrefpondenztarten, ohne ſolche Mitwirkung zu Stande ge 
bracht find. — 2) Was fodann den Inhalt der neueren P. betrifft, jo ftimmen 
biefelben, die Regelung einzelner beſonderer Berhältniffe abgerechnet, größtentheils 
fogar wörtlich mit einander überein; die Feitjeßungen beziehen fich Hauptfächlich aui 
die Briefpoft und auf die Fahrpoft. Hinfichtlich der Briefpoft wird die Höhe der 
Portos, die Frankirung, die Behandlung der Drudjahen, Wanrenproben, Rekom⸗ 
mandationen, Poſtanweiſungen, Erpreßbeftellungen, der unbeftellbaren Briefpoftgegen- 
ftänbe, der Bortofreiheiten, der Bortobezug, die Erſatzleiſtung, der Zeitungsdebiß genau 
geregelt. Hinfichtlich der Fahrpoſt fordern beſonders die Vertheilung der Eintahmen 
und die Abrechnung, fowie die Gewährleiftung fpezielle Beitimmungen. — 3) Eine 
weitere Ent wickelung des internationalen Poſtverkehrs ift durch den auf Grumd der 
Deutjchen Denkſchrift von 1868 und des Deutjchen Entwurf? von 1874 am 9. Dft. 
1874 zu Bern abgeichlofienen allgemeinen Poftvereinsvertrag herbeigeführt worden, 
an befjen Stelle inzwifchen der Parifer Weltpoftvereindvertrag vom 1. Juni 1878 
getreten ift. Diefer Weltpoftverein bildet insbeſondere infofern ein einziges Poft- 
gebiet, als in dem gefammten Umfange deſſelben das Porto für franfirte Brieie 
20 Piennig, für Poftlarten 10 Pfennig, für Drudjachen zc. 5 Pfennig, für un- 
frankirte Briefe 40 Pfennig beträgt. Hinfichtlich der Portovertheilung findet feiner: 
lei Abrechnung mehr ftatt, jondern gilt der Grundjaß der Kompenfation. Die Un- 
entgeltlichkeit de8 ZTranfits ift im Prinzip anerkannt; Tranfitvergütungen finden 
nur, und ohne daß die Einheitlichfeit des Portos dadurch alterirt wird, ausnahma- 
weife zu Gunften folcher Länder ftatt, die wegen ihrer geographifchen Lage, wie ing- 
bejondere Belgien, eine genügende Gegenleiftung erlangen oder bejondere Opfer (für 
Seepoftverbindungen) bringen müflen. Organe des Weltpoftvereina find theils 
periodifche Kongrefje, die Hinfort alle fünf Jahre zufammentreten, theil® Schiede- 
gerichte zur Austragung von Streitigleiten, teils das in Bern im Anfchluß an die 
Schweizerifche Poftverwaltung errichtete internationale Bureau ala permanente 
Gentralftelle für die auf den Verein bezüglichen Angelegenheiten. Es ift das eine 
völferrechtliche Einigung, wie fie bisher auf feinem anderen Gebiete des Verkehrs— 
lebens annähernd erreicht worben ift. Uebrigens ift den Mitgliedern des Vereins 
ſowol für die Geftaltung ihres inneren Poſtverkehrs, ala auch für die Regelung der 
engeren Beziehungen unter einander völlig freie Hand gelaffen, ſodaß alfo namentlich 
der zwifchen Deutichland, Defterreich-Ungarn, Luxemburg und Helgoland beftehende 
engere Poftverein mit der 10 Pfennig-Brieftaxe auch ferner jortbefteht; wie denn 
auch in Bezug auf den Verkehr mit Werthbriefen und Poftanweifungen zwiſchen 
einer großen Anzahl von Mitgliedern des Weltpoftvereins beſondere Vereinbarungen 
beftehen. 
n Eile Ernf — Meber ben Abſchluß von Staatsverträgen, we 1874; 

S. 298 fi. — Fiſch Die em des Deutichen Reiche, in v. enden, H 
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Poftverwaltung. Noch vor wenigen Jahrzehnten gab es Gelehrte, welche, 
vornehm auf jede wiflenfchaftliche Betrachtung des Poftweiens herabblidend, einem 
Art. B. feinen Raum in einem Nechtölerifon zuerfannt hätten. Männer, wie 
Klüber, welcher 1811 fein „Poftweien in Teutjchland, wie e8 war, ift und feyn 
könnte“, veröffentlichte, verfuchten allerdings ſchon damals die Aufmerkiamteit des 
faatsrectlich gebildeten Publikums auf biefen Verkehrszweig zu Ienfen: im Ganzen 
aber blieb das Intereſſe ein mattes. Jetzt Hat fich das geändert: heutzutage wirb 
der Werth einer wiſſenſchaftlichen Betrachtung des Poſtweſens nicht mehr unter 
fchägt, und der allfeitig gebildete Juriſt mag und muß fich auch mit den auf den 
eriten Bli ihm jerner Liegenden ragen der P. beichäftigen. 

Wenn man bei der gejchichtlichen Skizzirung des Poſtweſens zurüdgreiit auf 
die durchdachten Verwaltungseinrichtungen der Aegypter und Perjer, von welchen 
ung Herodot und Diodor berichten (Herodot, I. 128, 180; II. 35, 93, 96, 
103; II. 126; VIII. 98. — Diodor, I. 50; II. 45, 46, 58, 54), auf die Or⸗ 
ganifation des cursus publicus der Römifchen Kaiferzeit, über welchen der Codex 
Theodosianus (VII. 5) eingehende Beftimmungen aufbewahrt (cf. Ritter von 
Rittershain in den dv. Holtzendorff-Virchow'ſchen Vorträgen und Hude— 
mann, Röm. Poſtweſen), oder ſelbſt auf das Edit pour l’6tablissement des Postes 
Ludwig's XI. vom 19. Jumi 1464, fo ift dies kulturhiſtoriſch bedeutfam, kann 
aber hier füglich unterbleiben. Vom Standpunkt des Verfaffungs- und Berwaltungs- 
rechts find jene Verhältnifſe dermaßen andersartige, daß eine Anfnüpfung daran 
unpraltiich wäre. Fehlte doch jenen Inſtituten, ala Iebiglich für die Beförberung 
der Staatöbriefichaften beftimmten, vor allem dag Merkmal der allgemeinen Zus 
gänglichkeit, welches wir heute beim Begriffe Poft ala Effentiale erachten; ein Merf- 
mal, das im Mittelalter weit eher ald von Staatswegen in den Begriff hinein- 
getragen wurde durch die privaten Bejörderungsanftalten, welche ausgingen von ben 
einzelnen Sintereffenkreifen, von den Gentren des Handels und der Inbuftrie, von 
den Brennpuntten geiftigen Lebens (ſtädtiſche Botenanftalten, Mebgerpoften, Boten 
der Univerfität Paris und des Deutfchen Ordens). 

Auch die und näher ftehende P. im heiligen Römifhen Reiche hat 
nicht mehr denn Hiftorifches Intereſſe: die P. galt dort de jure ala Reichsſache, 
de facto ift fie es nie gewefen. Bekanntlich war die Reichspoſt dem alten Mai- 
länder Gefchlechte della Torte et Taffis am 27. Juli 1615 förmlich zu Lehen 
gegeben: aber bie Reichäfürften erkannten diefe Belehnung niemals an, richteten un- 
beirrt ihre PB. ein und beriefen fich wiederholten Anträgen des Grafen von Thurn 
und Taxis gegenüber mit Recht auf das Beifpiel des Kaifers, welcher ja ſelbſt in 
feinen Erblanden nicht die Tarisfche, jondern eigene P. Hatte. So Hat fich die P., 
wie jo Vieles im alten Reiche territorial entwidelt: die einzelnen Fürſten, wie von 
Brandenburg, Sachjen zc. hatten ihre eigenen P. Nicht in den Kaiferlichen Dan- 
daten oder den Taxis'ſchen Kombinationsrezeffen, als vielmehr in den Churbranden- 
burgifch-Preußifchen Poftordnungen find die Wurzeln der heutigen P. zu fuchen. 
Nur in den Heineren Staaten behielten die Thurn und Taxis die P., nachdem theils 
einzelne Verträge (cf. Klüber, $ 434 Not. c) theils der Reichabeputationshaupt- 
ſchluß $ 18 und Art. 17 der Bundesacte (ef. Stängel, Poſtweſen, 1844, ©. 155 ff.) 
die Rechte derjelben beftätigt hatten. 

Mehr ala bisher jchließt fi) nach dem gänzlichen Aufhören ber Reichspoſt 
die Entwidelung zu Zeiten des Deutfchen Bundes an das Zerritorialftaatsrecht an. 
Im Innern wird der Verwaltungsorganismus ausgebaut in Preußen, welches die 
Poſtordnung vom 26. November 1782 und die Beſtimmungen des Allg. LR. Th. II. 
Tit. 15 Abſchn. 4 durch die Poſtordnung vom 5. Juni 1852 erſetzte; nach außen 
juchen ſich die einzelnen Deutfhen P. durch Einführung gemeinfamer Berwaltungs- 
und Betriebönormen enger aneinander zu ſchließen. Den Zeiten der völferrechtlichen 
Verbindung Deutfchlands, den Zeiten des Bundes, entipricht ein völferrechtlicher 
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Verein, der Deutſch-Oeſterreichiſche Poſtverein, die VBorftuje einer einheitlicher. 
Derwaltung, erflärlih und unentbehrlich in einer fo engen Verkehrsgemeinſchaft, wie 
fie der Zollverein darftellte. Diefem völferrechtlichen Verein gegenüber tritt mit dem 
Jahre 1867, al® aus dem Bunde ein Staat wird, eine einheitlihe Ver— 
waltung: die P. wird Sache des Norbdeutichen Bundes, welcher als Rechtsnach- 
folger der einzelnen Bunbespoftanftalten die gemeinfame P. übernimmt: die noch 
jelbftändigen P. Sachfens (infl. Altenburgs), der Großherzogthümer Medlenburg. 
Oldenburge, Braunſchweigs und der Hanfeftäbte gehen am 1. Januar 1868, die 
Thum und Taris’fhe P. in den Mittelſtaaten durch Ueberlafjungsvertrag vom 
28. Januar 1867 für 3 Mil. Thlr. am 1. Juli 1867 auf Preußen bzw. den 
Bund über. Nachdem das Poftweien in Eljaß-Lothringen ſchon am 12. September 
1870 auf die Deutfche P. übergegangen, traten gemäß der Vereinbarungen vom 
15. November 1870, am 1. Januar 1871 bzw. 1872 noch das linksmainiſche 
Großherzogtfum Heffen und Baben Hinzu. Durch Abſchnitt VIII. der RBerf. ift 
jest das Poftwefen ala einheitliche Staatsverfehrsanftalt eingerichtet und 
verwaltet (Art. 48). Eine partituläre P. haben nur (Art. 52) Bayern umt 
Württemberg, welche nicht zum „Reichapoftgebiete" gehören. Während in leteren 
eine völlig einheitliche Geftaltung der Berwaltungseinrichtungen, des Dienftbetriebs. 
der Neglements, Finanzen ꝛc. ftattfindet, befteht im Deutjchen Reiche lediglich Ein- 
beit der Gejebgebung, Einheit des Tarifweiens zwiſchen ben einzelnen Bundesjtaaten. 
Einheit der Vertretung gegenüber dem Auslande (vgl. Art. 52 Abi. 2, 3). Im 
Deutfchen Reichäpoftgebiete gebührt die obere Leitung der P. dem Präfidbium, welches 
die reglementarifchen und adminiftrativen Anorbnungen zu treffen, wie die aus— 
wärtige Verwaltung zu führen, die Beziehungen zu anderen Verwaltungen zu regeln 
bat: in Bezug aber auf das Deutfche Reich, einfchließlich Bayerns und Wirttem- 
bergs, ift die P.“ keine einheitliche, vielmehr mobifiziren fich in dieſer Hinficht Die 
DVerjaffungabeftimmungen durch die Klaufeln „der Verfailler Verträge (mit Bayern 
A. en) 4, mit Württemberg Art. II. 2 Nr. 4 — BGBL 1870 ©. 654 ff., 1871 
©. 9 ff.) » 

Die Poſt ift ſomit — abgejehen von Iden letzterwähnten Modifikationen — 
einheitliche Reichsverkehrsanſtalt: die P. ift gleichwerthiges Glied im geſammten 
Verwaltungsorganismus. Die rechtliche Natur der P. beftimmt fich nicht etwa nach 
Regeln des Privat-, des Handelsrechts, fondern nach öffentlichsrechtlichen Grundfäßen. 
Die P. ift nicht Gewerbebetrieb, fondern Staatsverwaltung, und ber Staate- 
ſekretär de Reichspoſtamts ift nicht der erfte Frachtführer des Reiches, wie es z. B. 
eine Enticheidung des ROHG. (Entſch. Bd. XII. ©. 111) ausſprach (vgl. dagegen 
Goldſchmidt u. Poſtarchiv 1874 ©. 321). So viele Rechtshandlungen der P. jub- 
fidiär Grundfägen des HGB. unterliegen, Hanbelögeichäfte find, fo wenig ift darum die 
Poſt ein Kaufmann, ſchon darum nicht, weil fie ihre Geſchäfte nicht gewerbsmäßig betreibt. 
Die Neigung, die P. einfach ala Kaufmann Hinzuftellen, erklärt fi daraus, daß 
hier der Staat nicht wie in anderen Verwaltungsgebieten, wie in Militär und 
Gerichtsverwaltung, herrſchend, jondern dienend auftritt, daß nach Heutiger Fultur- 
ftaatlicher Auffaffung die P. nicht die Ausilbung eines Hoheitsrechtes, fondern die 
Befriebigung eines allgemeinen Bedürfniſſes darftellt: Hier ift nicht Regalitätsprinzip, 
Sondern Dienft im öffentlichen Intereffe, hier äußert ber Staat nicht Staatsgewalt, 
jondern „Pflege“ (im Bluntſchli'ſchen Sinne). Wie die P., wirthſchaftlich be— 
trachtet, vom Unternehmungaprinzipe, bem feiner Zeit berechtigten Fiskalismus fich 
zum Gebührenprinzipe gewendet hat, jo muß auch rechtlich diejelbe nicht mehr ale 
ein Hanbelägewerbe in Geftalt der Ausübung eines Hoheitsrechtes, nein, einfach als 
ftaatlicder Verwaltungszweig angejehen werben. 

Damit ift zugleich der Charakter des P.rechts gekennzeichnet. Daffelbe 
ift Theil des öffentlichen, nicht des Privatrechts. Der Staat ftellt für den 
Betrieb der Poft und deren Verkehr mit dem Publitum bejondere Normen auf: 
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nur wenn er dies nicht thäte, was an ſich denfhar wäre, käme das Handels 
recht in Anwendung, wie dies auch der Fall ift, wo jenes Spezialrecht Lüden läßt. 
Da aber der Staat fein gewöhnlicher Gewerbetreibender, fo hat er Hier ein ab» 
weichendes Recht aufgeftellt, das theils bevorzugend, indem es der P. gewiſſe Vor- 
rechte einräumt, um den Betrieb ꝛc. zu erleichtern, theil® benachtheiligend, indem es 
die P. zum Kontrahiren zwingt. In dreifacher Weife ift dies Recht der P. kodi⸗ 
Azirt: in Gefeh, in Reglement, in Inſtruktion; das Gefeß enthält das Allgemeine, 
bezeichnet die Peripherie, das Reglement ift für das Publikum, die Inftrultion für die 
Beamten. 1) Geſetzlich geregelt find die grundſätzlichen Rechte und Pflichten der 
P., der Poftzwang, die Haftpflicht, die Pflicht zur Wahrung des Brieigeheimniffes, 
der Schuß gegenüber Kontraventionen, die Taren, die Portofreiheiten, die Vorrechte 
der P. gegenüber den Eifenbahnen zc. Hervorhebenswerth find von geltenden Reiche- 
voftgefegen: Verf. Urk. 4 Nr. 10. 48 ff, Poftgefeg und Pofttargei. vom 28. Oktbr. 
1871, ®ojttarnovelle vom 17. Mai 1873, Portofreiheitägel. vom 5. Juni 1869, 
Eiſenbahnpoſtgeſ. vom 20. Dezember 1875. 2) Die PBoftordnungen, welche 
vom Reichskanzler erlaffen werben, enthalten die allgemeinen bei Benugung der 
Poftanftalt zu beobachtenden Vorjchriften, welche als Beſtandtheil des Bertrages 
zwiſchen P. und Publikum gelten (vgl. allgemeine Inhaltsregeln derſelben, Poſtgeſ. 
3 50): an Stelle der Reglement? vom 30. Novbr. 1871 und 18. Dezbr. 1874 
it, beſonders zur Herbeiführung möglichiter Mebereinftimmung der im internen DBer- 
kehr beitehenden Vorſchriften mit denen bes Weltpoftvertrages, bie jet gültige Poft- 
ordnung dom 8. März 1879 erlaflen worden. 3) Die allgemeine Dienft- 
anmweifung endlih (A. D. A. j. P. u. T.), welche vom Staatsſekretär bes Reichs- 
poftamts gegeben wird, bezieht fich auf die Einzelheiten der eigentlichen P. und 
des Betriebes, Vertheilung und Grledigung der Geſchäfte ıc. Die erfte Preußiſche 
Voftdienftanweifung wurde 1854 ausgearbeitet, zahlioje Cirkulare, Reſkripte ec. zu 
erſetzen, und 1863 neu aufgelegt. Seit den letzten Jahren wird eine neue Dienft- 
anmeifung, — ba viele Einzelheiten fich noch im Fluſſe befinden, undermeiblicher- 
weile in Bruchftüden, — herausgegeben. 

Nach dieſer Skizzirung des Bildungsganges ber Reichs-P., bes rechtlichen 
Charakters dieſes Verwaltungszweiges wie ſeiner Normen, haben wir zunächſt einen, 
ſelbſtredend Hier nur flüchtigen, Blick auf die Thätigkeit der P. zu werfen. Der 
Umfang dieſer Thätigkeit iſt in keiner Weiſe geſetzlich direkt beſtimmt; implicite aber 
liegt in den verſchiedenen Paragraphen der Taxgeſetze, Verträge ꝛc. eine Fixirung der 
Geſchäfte, zu deren Uebernahme die P. verbunden, während man eine direkte Ver— 
pflichtung zur Uebernahme des Transportes der dem Poftzwange unterworfenen 
Gegenftände als Korrelat derſelben aufftellen kann. Der Geſchaͤftskreis ber Deutſchen 
P. iſt ein ſehr umfangreicher: während in ben meiſten Staaten Bejdrderung von 
Perfonen und Padeten Privatgefellfchaften überlaffen, befaßt fi die Reichapoft mit 
dem Transporte von Gütern (Briefen, Padeten 2c.), Perjonen und mit der Ver- 
mittlung des Geldverkehrs, Poſtbankgeſchäft (Geldauszahlunge- und Gelb- 
einziehungsgefchäfte). Nach fortwährender Erweiterung des Geſchäftskreiſes befördert 
die Deutiche P. jet (abgejehen von der Perfonenpoft): Briefe (Einjchreibjendungen, 
mit Behändigungsichein, durch Eilboten), Poftlarten, Zeitungen, Drudjachen, Ge— 
\chäftapapiere, Waarenproben, Padete mit und ohne Werthangabe, Poftanweifungen, 
tefegraphifche Poftanweifungen, Poftaufträge wie Nachnahmefendungen, welche letztere 
am 1. Oftober 1878 an Stelle der viele Nachteile mit fich führenden und zu 
häufigen Betrügereien veranlafienden „Poftvorihüfle” eingeführt wurden (vgl. Amts- 
blatt 1878 ©. 269; Poſtarchiv S. 591). In allen diefen Richtungen haben im 
lebten Jahrzehnt theils völlige Neugeftaltungen, theils erleichternde Beitimmungen, 
theils Portoermäßigungen Platz gegriffen: man denfe an die Erleichterungen in der 
Berörderung von Zeitungäbeilagen, die vielen Vergünftigungen bei Verjendung von 
Drudjachen (Poftarchiv 1880, ©. 280; Amtsblatt 1881, S. 125), die Erhöhung 
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des zuläffigen Meiftbetrags der PBoftanweifungen, die Einführung der Karten mir 
Rückantwort, der (abzuholenden) Bahnhojebriefe u. a. m., worauf einzugehen bier 
nicht der Ort ift. 

Aus den eben gegebenen aufzählungsartigen Andeutungen geht ſchon hervor. 
daß es eine der Hauptaufgaben der P. fein muß, ein möglichft einfaches technifches 
Erpeditiongverjahren herzuſtellen. Iſt dies ein bedeutfamer Zweig der irmeren 
P., jo tritt ein zweites großes Gebiet Hinzu, die Regelung des Poftenlaufs, das 
Poftturswejen (vgl. darüber beſonders Stephanin Rotted u. Welder, XI. 
681 und Bollzugabeftimmungen zu Art. 1 des Eifenbabnpoftgejeges). Schließlich hat 
die P. für ein gutes Transportweſen Sorge zu tragen, eine bejondere Art der Ber 
waltung alles defien herauszubilden, was fich auf die Beiörderungsmittel bezieht (Po ſt⸗ 
fuhrweſen). Eine eigene Ausbildung erheifcht ferner die Verwaltung des Feldpoſt⸗ 
weſens (Feldpoftdienftorbn. v. 28. Juni 1878, Berl. 1873; Ausführungsbeftimmungen 
dazu, Berlin 1873; vgl. Armeeverordnungsbl. 1880, ©. 141), wie jchließlich bei 
ber immer mehr zu Tage tretenden internationalen Tendenz die auswärtige P. (vgl. 
darüber Renault, La poste et le tlögraphe; Fiſcher, Poft und Telegraphie im 
Weltverkehr, in v. Hol tzendorff's Jahrb., N. %. U. ©. 745 u. d. Art. Poftverträge). 
Zu diefen rein technifchen Poftgefchäften treten die allgemein organifchen Gefchäite, 
die Regelung der Perfonalien, ferner die Finanzverwaltung. Auch diefe Berwaltungs- 
zweige ericheinen bei der Poft weit vielgejtaltiger, als in anderen Gebieten: ſchon 
die Abrechnungsverhältniſſe zeigen große Abweichungen, weit mehr noch in Folge ber 
großen Zahl des Perſonals die Sorge für daffelbe: die Verwaltung der Skaifer- 
MWilhelmftiftung, der Poftipar- und Vorſchußvereine, bilden ein großes jelbftändiges 
Verwaltungsgebiet für ſich (vgl. z. B. Statiftit im Poftamtsblatt 1880, S. 191. 
Poſtarchiv 1879, ©. 720 ff.). Aber ganz abgefehen Hiervon, treten an die B. noch 
die verjchiebenartigften Anfprüche anderer Verwaltungszweige, denen fie ald Hülfs- 
verwaltung bient. Die Deutſche P. vermittelt den Berlauf der Wechfel- 
ftempelmarfen: desgleichen wirft fie mit bei Ausführung der Geſetzes über die 
Statiſtik des Waarenverkehrs vom 20. Juli 1879. Die Aenderung der Deutjchen 
Ger.D. veranlaßte Neuerlak ber Beitimmungen, betreffend die poftamtliche Behand- 
lung der Sendungen mit Zuftellungsurfunden (Ber. Nr. 122, 1879): ihre Bethei- 
ligung bei der Münzummandlung war eine außerordentliche (ausführlich: Poft: 
archiv 1880, ©. 353); jchließlich ift der in neuefter Zeit immer Iebhafteren Be- 
wegung au gedenken, welche auch bei ung, wie dies in England, Stalin mit Erfolg 
geihehen, die B. mit dem Sparkajjenmeien in Verbindung zu ſetzen beeifert ift. 
(In den gefammten Geſchäftskreis der P. wird dem Laien den jchnelliten und bejten 
Einblid gewähren die Weberficht über die Einrichtungen bei der Gentralbehörbe, 
Amtsblatt 1880, -S. 121 und beſonders die Aufichriften der Alten bei den Oberpoft- 
direftionen, wozu da® Schema in A. Pd. A. Abſchn. XI. Abth. 1. Anlage 2 Re— 
giftraturplan A. B.) 

Daß bei dem fo enormen Umfange der Gejchäfte der Organismus derjelben ein 
außerordentlich jchnell und ficher arbeitender fein muß, ift erfichtlih. Wenn wir 
denjelben zum Schluß betrachten, jo wird uns jetzt jeine Lebensthätigkeit Harer vor 
die Seele treten, und wir werben zugleich ein Gefammtbild der P. erhalten, Deren 
einheitliche Organifation feit Beftehen des Reiches auf Grund des breigliebrigen 
Preußiſchen Syſtems möglichit durchgeführt ift. 

Die Bafis des Organismus der P. bilden, den Verkehr mit dem Publikum 
vermittelnd und die Funktionen der Betrieböftelle mit denen der unterften Ver— 
waltungsbehorde in fich vereinigend, die Poftämter, nach ihrer Bedeutung in jolche 
L, I. II. Klaſſe und Poftagenturen eingetheilt: die Leßteren, deren Verwaltung 
von Ortsangehörigen ala Nebenbeichäftigung geführt wird, find in Bezug auf Ber 
triebgverband und Rechnungslegung einer Abrechnungsanftalt zugewiefen. Neben 
den jtabilen Pojtämtern Haben in der Neuzeit in allen Staaten die mobilen Poft- 
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ämter bejondere Bedeutung erlangt, die Bahnpoftämter, welche den Betrieb auf ein- 
zelnen Eifenbahnftreden Leiten. 

Sämmtliche Poftämter eines größeren Bezirkes (Regierungsbezirkes 2c.) unter 
itehen einer Oberpoftdireftion, deren es 40 im Deutfchen Reichspoſtgebiete 
giebt. Diefes Syſtem der Mittelbehörden zwifchen den Lolalanftalten und der Eentral= 
inftanz datirt vom 1. Januar 1850. Nachdem in der erften Hälfte dieſes Jahr« 
hunderts in Preußen an der Gentralifation der P. jeftgehalten, gelang es 1849, die 
Ginfügung der Provinzialbehörden zu veranlafien (Erl. vom 19. September 1849; 
Stephan, ©. 708 ff., Poftarhiv 1875, Nr. 1). Dadurch erjolgte die gewaltigfte 
Reorganifation, welche bie P. in Deutichland überhaupt erfahren. War in früheren 
Zeiten der fich langſam zum jeften Organismus geftaltenden P. die Gentralifation 
heilfam gewejen, jo erforderte „da Zeitalter des Dampfes“ und ber jchnellere Ver— 
feßr eine beweglichere abminiftrative Geftaltung, welche durch die Einfügung 
der Oberpoftdireftionen erreicht wurde. Diejes Syſtem bat fich fo bewährt, daß es 
einiah in die P. des Meiches Überging. Daß im Einzelnen dabei Umgeftaltungen 
und Fortbildungen nicht unterblieben, ift bei der ftetigen Erweiterung des Verkehrs 
jelhftverftändlich: man bedenke, daß in Preußen 1849 ca. 1700 Poſtanſtalten mit 
einem Perfonal von 14500 Köpfen beftanden, während heute im Deutfchen Reichapoft- 
gebiet ein Poftheer von über 62000 Perfonen in 7000 Boftanftalten thätig ift. Der 
Geſchäftskreis der Oberpoftdireftionen, denen 1849 Vieles zugewieſen wurde, was 
den Geichäftsgang der Gentralftelle jchleppend gemacht hatte, umfaßt die Sorge für 
Ausführung der gejehlichen wie abminiftrativen Anordnungen, Ueberwachung des 
Dienftbetriebes, Erledigung von Beichwerden, die Leitung des Strafverfahrens bei 
Poftfontraventionen, Bearbeitung des Garuntieweſens, Anftellung ꝛc. der unteren 
Beamten, theilweife den Verkehr mit den Eifenbahnverwaltungen ꝛc. Den Oberpoft« 
direftionen find, behufs Abrechnung ꝛc. mit den Oberpoftfafien, der Kontrole des 
Betriebes Poſt⸗ bzw. Telegrapheninjpeltoren beigeorbnet. 

Die Centralverwaltung führt das Reichspoſtamt, defien Bildungsgang mit dem 
1. April 1880 einen gewiſſen Abjchluß erreicht hat. Auch die Wurzeln diefer 
Behörde ruhen naturgemäß im Preußiſchen Staatsrechte. Der Ausdruck „General 
poſtamt“ (Generalerbpoftmeifteramt) findet fi zuerft in einem Patent Friedrich's III. 
vom 15. Juni 1700: die Selbftänbigfeit diefer Behörde war eine relative, ba ben 
Anfchauungen des 18. Jahrhunderts entiprechend jelbige vom Finanzdepartement 
teffortirte. Am 16. Dezember 1808 wurde das Generalpoftamt dem Minifterium 
des Innern zugewiejen, am 3. Juni 1814 wieber von diefem getrennt und Tebiglich 
dem Staatskanzler unterftellt, ſchließlich durch Erl. vom 17. April 1848 als 
1. Abteilung des Handelsminiſteriums Konftitwirt. Als die P. Reichsſache wurde, 
unterftand fie zunächit dem Bundes-(Reichs-)Kanzleramte, defjen I. Abtheilung dag 
Generalpoftamt (die II. die Generalbirektion der ZTelegraphen) bildete. Hiernach 
dereinigte das Generalpoftamt in fich die doppelte Funktion einer Preußifchen Staats» 
und einer Reichsbehörde. Die Organifation war noch die Preußifche, welche in Folge 
der vermehrten Gejchäfte, durch Allerhöchfte Orbre vom 16. November 1872 um— 
geitaltet wurde. Demgemäß wurden zwei Abtheilungen, eine technifche (T) und eine 
für Etats- und Kaffenmwejen (E) errichtet, während alle Sachen von organifcher und 
prinzipieller Bebeutung, alle Generalien (G) dem Generalpoftmeifter zugefchrieben 
wurden (vgl. Hirth's Ann. 1873, ©. 591). Eine Veränderung von höchſter 
Bedeutung wurde durch die Vereinigung der P. mit der Telegraphenverwaltung her⸗ 
beigeführt (Allerhöchfte Verordn. vom 22. Dezember 1875), in Folge deſſen die Lei— 
tung beider Verwaltungen vom Reichskanzleramte getrennt und dem Generalpofte 
meiſter unterftellt wurde, unter deſſen einheitlicher Leitung (vgl. auch Stellvertretungs- 
geſez vom 17. März 1878) Generalpoftamt und Generaltelegraphenamt thätig 
waren (vgl. d. Art. Telegraphenvermwaltung). Dieſes Uebergangaftabium 
endete mit dem 1. April 1880, mit welchem Tage gemäß eat Ordre vom 
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23. ehr. 1880 die Gentralftelle ala „Reichepoftamt“ unter einem „Staatefetretär“ 
ins Leben trat, in biefer neuen Bezeichnung auch die Gleichftellung mit den Tibrigen 
höchſten Reichsbehorden (Schatamt, Juſtizamt) andeutend. Sachlich trat infoiern 
eine Aenderung ein, als eine III. Abtheilung geſchaffen wurde, in welcher jetzt die 
geſammte P. und Telegraphenverwaltung gipfelt, während die I. Abtheilung bie 
Gentralftelle für die fpeziell poftalifchen Angelegenheiten ift. 

Der Gejchäftsbereich der III. Abtheilung umfaßt fämmtliche organifche, gejeh- 
liche und abminiftrative Mafregeln, bie Beziehungen zu den oberften Behörden, 
Bundesrath, Reichstag, das Perfonal-, Disziplinarweſen, die Wohlfahrtzeinrichtungen, 
Etatsweſen zc., Poftiparkaffen, Statiftit, Herausgabe der Dienftanweifung, de Amte- 
Blattes, obere Leitung der Reichsdruckerei, Verwaltung der Bibliothek, des Reiche- 
poſtmuſeums zc. Die I. Abtheilung ift fpeziell zuftändig für die poftalifchen Ein— 
richtungen, das techniſche Poſtweſen, Betriebamobus, Kursweſen, Ausſtattungsgegen⸗ 
ftände, Tarife, Verhältnifſſe zum Auslande, Zeitungsbetriebsweſen, Technik des Poſi⸗ 
bantgefchäftes, Erſatzleiftungen, Beſchlagnahme, Defraudationen, Portofreiheiten zc. 

Direkt dem Reichspoſtamte unterſtellt find, abgeſehen von den Oberpoſidirektionen. 
die Reichsdruckerei (und die Zelegraphenapparatenwerfftatt), die Generalpoftkafie, 
das Poftzeitungsamt, Poftanweifungsamt, Poftzeugamt und das Deutſche Poſtamt 
in Konftantinopel. 

Die in diefem zum Schluffe dargeftellten Organismus der P. thätigen Be 
amten zerfallen, abgejehen von den lUnterbeamten, in zwei Gruppen. Die einen, 
die höheren P.beamten, müſſen ein Maturitätzengniß haben, beginnen ihren Dienſt 
ala PBofteleve, haben die erfte Prüfung nach drei Jahren vor der Oberpoftdireftion 
und nach weiteren brei bzw. zwei Jahren die höhere P.prüfung beim Reichspoſt- 
amte zu beftehen, wodurch die Qualififation zum höhern Dienft in der P. erlangt 
wird. Daneben beiteht die Laufbahn der Poftgehülfen, welche durch vierjäbrige 
Dienftzeit und Beſtehen der Poftaffiftentenprüfung die Qualifilation zum Boft- 
verwalter eines Poftamts III. Klaffe, zum Poftaffiftenten bei einem Poftamt I. und 
U. Klaſſe und zum Bureauaffiftenten bei einer Oberpoftdireftion erlangen (vgl. Abfchn. 
x. Abth. 1 der A. D. A.; Poftarhiv 1875, ©. 125, 1874 ©. 289 ff.; Poftamtabt. 
1880, ©. 223). Behufs Einheitlichkeit in der P. werden die oberen Beamten vom 
Kaifer ernannt, und Hiervon nur event. den Landeßregierungen Mittheilung gemacht 
(Berf.Urk. Art. 50), während die übrigen bei der P., insbefondere die im Lofalen umd 
technifchen Betrieb thätigen, von den Landesregierungen angeftellt werben. Die erfteren 
find Reichabeamte, die leßteren Landesbeamte, unterliegen jedoch, da fie „nah Vor— 
schrift der Reichsverfaſſung den Anordnungen des Kaiferd Folge zu leiften ver: 
pflichtet”, dem Reichsbeamtengeſetze vom 31. März 1878 (vgl. 8 1 deſſelben und 
Laband’s Ausführungen, I. S. 398). 
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Bothier, Rob. a & 9. 1. 1699 zu Orlsand, wurde 21 Jahre alt Rath 
am Präfidialgericht zu Orleans, woſelbſt er jpäter einen Kesrftußt befleibete, nebenbei 
ala Rath an ber Chambre du domaine prattiſch t Atig war, T 2. III. 1772. 

Schriften: Pandectae Justinianese in norum ordinem tae, Par. 1748-52; Lyon 
1782; Par. 1817—24 (£d. frang. par Br&eard de Neuville ne ital. Venez. I 1. 
1841, 1842). — Coutume —E 1740, 1760. — Traité du contrat de change, Par. 1768. — | 
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Trait&s sur differentes matiöres de droit civil, Par. 1773; bejonderä Trait6 des obligations, 
Par. 1761; par Bernardi 1805; ſpaniſch Barcelona 1879. — Trait& de la procedure civile 
et criminelle, Par. 1778. — Traite du droit de domaine de propriete, Par., Orl. 1772— 
1776, — Traite de la communaute, Par. 1819. — Oeuvres completes par Siffrein, Par. 
1820—22; par Dupin aine, 1825; par Rogron et Firbach 1825; par Bugnet 1845— 
1848. — Oeuvres annotées et mises en conciliation avec le code par Bugnet, 1861, 62. — 
Die meiften Traites überfegt von Foramiti, Venez. 1888 -85. 

Lit.: Zeitiche. für Rechtögeich., VIIL 280, 281. — Moreau de Montalin, Analyse 
des Pand. de P., 1827; ital. Venez. 1838. — Hartmann, Das Deutſche —— 
Berl. 1869, ©. 75, Note 19, ©. 94. — Daꝑin, Diss. sur la vie et les oeuvres de P., 
Paris 1825. — Fr&mont, Vie de P., Orleans, Tours 1859. — Rodiöre, Les grands 
Jjurisconsultes 1874, p. 374—378. — Encyllopäbie ©. 242. Zeihmann. 


Pözl, Joſeph von, 5 5. XI. 1814 zu Pechtnersreuth, ftud. in München, 
wo er 26. XI. 1842 promovirte, 1843 Dozent in Würzburg, 1847 ordentl. Prof. in 
Münden, 1868 zweiter und 1865 erfter Präfident der Kammer der Abgeorbneten, 
1872 Reicharath, F 9. I. 1881. 

Schriften: Iſt der Patron als folder baupflichtig? 1842. — D. privil. fisci Bavar., 
1848. 3 een ed rdehngreit ale b. 1847. — Lehrbuch del Baheriſchen Ver⸗ 
faffungsrechtes, 1851, (5) 1877. — Sammlung ber Bayeriichen Verfaffungs-Geſehze, 
1852—77. — Lehrbuch des Bayerifchen Dermaltungdrechtet, ünden 1856, (3) 1871 und 
1874. — Die Baperifchen Wafjergefeße von 1852 u — von 1848 (in der von 
ihm redigirten Komment.-Samml.), erſteres in 2. Aufl. 1881, aud andere Gelee. — Die 

mpetenzfrage im Bentind’ihen Succeffionäftreite, 1853. — Die Geleggebung des König 
reiches Bahern jeit Marimilian II. (feit 1867). — Als Kammermitglied: Bericht über bie 
Kucheffiiche Verfaffungsfrage und Bericht über die Gew.D. (Berhandl. Bb. IV., VL), — Bes 
gränder umb Redakteur ber Krit. Ueberichau, 1859—1858, bann der Krit. B.J. Schrift feit 
1859. — Zahlreiche Aufjäge in Bluniſchli's StaatsWört. B. und in vielen Zeitichr. 
Reyfcher, Schneider, Schletter, Blätter für Rechtsanw. und Blätter für adm. Praxis). 
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Bräbende (praebenda) ift nad) dem neueren Sprachgebrauch dag mit einem 
firhlihen Amt verbundene Recht auf den Genuß der Einkünfte deſſelben, bedeutet 
aljo foviel wie beneficium. Urfprünglich verſtand man darunter die praebenda 
quotidiana in refectorio ad majorem mensam, d. 5. den den Mönchen und 
Kleritern am gemeinſchaftlichen Tiſch gewährten Lebensunterhalt. Hieraus erklärt 
& fih auch, daß ala das gemeinfchaftliche Leben der Kanoniker in den Dom- und 
anderen Stiftern aufhörte, und in Folge defjen den einzelnen Mitgliedern feſte Ein— 
nahmen zugewieſen wurden, man dieje letzteren P. nannte und daß heute noch vor« 
zugsweiſe die Gefammtheit der mit einer Stiftsftelle verbundenen Vermögensrechte P. 
beißt. Zu diefen Stiftd-P. gehörten in früherer Zeit für die Regel beftimmte firirte 
Einnahmen, Früchte, Zehnten, Nutzungen gewiffer Grundftüde, endlich auch gewöhnlich 
eine Wohnung (caria), nicht aber zu dem P. einkommen im eigentlichen Sinne bie 
fog. distributiones quotidianae, d. h. die befonderen für die Refidenz haltenden und 
am Chordienft teilnehmenden Stiftsmitglieber beftimmten Einfünfte. Seit der Here 
ftellung der Deutfchen Bisthümer und Kapitel nach der Sätularifation des Jahres 
1803 bejtehen bie P. meiftend in feiten, von dem einzelnen Staaten ausgeſehten 
Gelddotationen. — In der evangelijchen Kirche verfteht man unter P. bie Einkünfte 
der Kanoniker an ben Hin und wieder, wie z. B. in Preußen und dem Königreich 
Sachen vorkommenden Stiftern, während das Wort in der allgemeinen Bebeutung, 
welche ihm für das Tatholifche Kirchenrecht zulommt (f. den Anfang dieſes Art.), 
nicht gebraucht wirb. 

Quellen u. Sit.: Tit. X. de praebendis, III. 5; de concess. praeb., III. 8; tit. VI. 
de praeb., III. 4; de conc. praeb. dl. 7. — Ant. Schmidt, De varietate praebendarum 
in ecelesiis Germanicis diss., Heidelb. 1773, und in befien Thesaurus jur. ecclesiast., tom. 
IL — Jacobfon in Heraog’3 Real:Encyklopädie für proteft. Theologie —* FR 
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räjudizialſachen find im Gebiete des Eiv.Prz. (v. Bar, Th. I. Suppl 
©. 30) klagbare Ansprüche, denen ein zu Grunde Tiegendes konkretes Verhältnik 
in folder Weife gemeinfam ift, daß mit ber Entfcheidung über den einen konſequent 
im Grunde auch ſchon die Entſcheidung über ben anderen gegeben if. Die ältere 
Konneritätstheorie befinirte die P. ala „Progeßjachen“, unter welchen fie Einreden 
neben Klagen, prozefjuale und materielle Borfragen neben Rechtsverfolgungsmitteln 
zufammenfaßte und in den Begriff der P. übertrug. Das Rom. Recht dagegen ver- 
steht das Präjudiziren von der Gntfcheidung ganzer Progefie, und da die End- 
enticheidung als folche eben eine Entfcheidung über ben Anipruch ift, fo find es am 
legten Ende bie Anfprüche ſelbſt. zwiſchen denen der Präjudizialnerus obwaltet, nicht 
dagegen Einreben und in ben Zufammenhang beffelben Anſpruchs und Progefled ge: 
börende Vorfragen. Wo nun ein Präjubizialverhältniß zwiſchen zwei Anſprũchen 
obwaltet, ſchreibt nach Planck das Röm. Recht vor, daß die causa major, der 
Prozeß über den bedeutenderen, namentlich den bedingenben , der causa minor, dem 
Prozeß über den unwichtigeren "baw. bedingten, voraufgehen fol. Zur Herbeiführung 
diefer Ordnung gab das Röm. Recht nah DO. Bülow zwei Mittel, die exceptio 
praejudicii und das „Präjudizialdefret“. Umging nämlich der Kläger die Reihenfolge, 
indem er ftatt der causa major die minor anhängig machte, jo warb er aut Grund 
der dem Bellagten gewährten exceptio abgewieien, die nach Bülow aber aui 
Grundftüde- und Erbichaftsprogeffe befchränft war. Traf das Handeln des Kläger: 
fein Vorwurf, ftellte er beide Prozefje zugleich an oder handelte ſich's um Prozeſſe 
verfchiebener Kläger ıc., fo verfügte der Magiftrat die Ausjegung oder Siftirung ber 
causa minor, was jowol auf Antrag, wie Schlefinger mit Recht bervorhebt, als 
von Amtswegen möglich war. Das heutige Gem. Recht beichräntt nah Planck 
die P. auf bedingende und bedingte Anſprüche. Die Deutiche RGeſetzgeb. gejtattet 
dem Gerihte von Amtswegen wie auf vorgebrachte exceptio praejudicii das Ber: 
fahren in einer Civilfache durch einen Beichluß, der mittels Beſchwerde anfechtbar 
ift, außzufeßen, wenn ein Rechteverhältnig in Frage kommt, welches den Gegenftand 
eined bereit? anhängigen Mechtäftreites bilbet oder ber Feſtſtellung durch eine Ver: 
wiltungsbehörde bebürftig ift, oder wenn fch der Verdacht einer ftrafbaren Hand- 
lung, 3. 3. einer Wechſelfälſchung, ergiebt und die Ermittelung berfelben für die 
Entſcheidung der Civilfache von Einfluß fein könnte, ohne daß jedoch dag Straf⸗ 
urtheil für den Givilrichter bindend wäre. 
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BPräjubizien nennt man die Rechtefprüche der Gerichte inſofern, ala man 
ihren beſtimmenden Einfluß bezüglich juridiſcher Fragen für deren gleiche Beurtheilung 
in anderen Progefjen bzw. durch andere Richter hervorheben will. Die autoritäre 
Bedeutung der P. beruht im Gebiet bes a Rechte auf ihrer wiflenjchaftlichen 
Ueberzeugungskraft und auf freier Annahme ber fie befolgenden Gerichte. Eben 
danım kommt fie auch an fich dem Urtheilen der unteren Gerichte in gleichem Maße, 
wie denen ber höheren Gerichte zu, und wenn die Sachlage nichtsbeitoweniger im 
Allgemeinen eine andere ift, jo beruht dies doch nicht auf geſetzlicher Nothwendigkeit, 
fondern in ben thatfächlichen Berhältniffen. Eine andere Stellung nehmen bie P. 
ber höchften Gerichte nach Franz. Recht und ber ihm folgenden Deutichen RGeſetzgeb. 
ein. Diefe Gejehgebungen poftuliven die Einheit der Rechtiprecfung im Staate, und 
fofern fie den höchften Gerichtshof zum Träger diefer Einheit machen und ihm vor= 
ſchreiben, Rechtsſprüche der unteren Gerichte, bie auf unrichtiger Außlegung oder 
Anwendung oder Nichtanwendung der Geſetze oder Rechtsgrundſätze beruhen, zu 
taffiren, wird biefer Gerichtshof zum allein berechtigten Ausleger ber Gejehe en 
feine P. obligatoriſch für ſfammtliche Gerichte des Staates außer ihm. Am fteengften 
verfolgt diefe Tendenz die Franz. Geſetzgebung, indem fie auch im Gebiete der Eivil- 
rechtspflege die Staatsanwaltichaft zum Wächter des Geſetzes beitellt und ihr in der 
Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Gefeßes ein Mittel in die Hand giebt, die 
Einheit der Rechtſprechung fogar da zur Geltung zu bringen, wo ben Parteien ſelbſt 
ein Rechtömittel nicht zufteht oder fie von demjelben keinen Gebrauch machen. Die 
Deutfche RGeſetzgeb. dagegen kennt dieſes Rechtsmittel und dieſe Theilnahme der 
Staatsanwallichaft im Civ. Prz. nicht; nichtsbeftoweniger kommt auch ihr zufolge 
den P. der einzelnen, wie der vereinigten Civil- oder Strafjenate des höchſten Ge— 
richtshofes gleiche Bedeutung zu, da dieſelben für den erfennenden höchften Gerichtshof 
ſelbſt in gleichen Fällen verbindlich find, nur daß der einzelne Senat von feinen 
eigenen Entſcheidungen abweichen darf. Davon ift dann die naturgemäße Yolge, 
daß alle Rechtsſprüche der unteren Gerichte, fowie fie in höchſter Inſtanz an« 
geiochten werden, nach Inhalt der P. des höchſten Gerichtshofes beurteilt und 
eventuell abgeändert werden müfjen. 

Bit u. Quellen: Savigny, Syftem, 1. Sy. fl. — Pland, Mehrheit, 88 26 
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tuflen (v. Bar, TH. I. Suppl. ©. 58 ff.) ift eine Verfäumnißfolge, und 
foll nah $ 208 der Deutſchen EPO. allgemein ala Verfäumnißfolge eintreten, 
wo nicht die Verfäumnißjolge, 3. B. Geſtändniß ber Klagthatfachen, Reafjumtion ıc., 
ſpeziell vorgeſchrieben ift. Sie befteht darin, daß die Partei wegen Verſäumniß einer 
ihr geflatteten oder aufgegebenen Prozeßhandlung während der gewährten Friſt bat. 
an dem gejegten Termine das Recht zur Vornahme diefer Handlung verliert. Die 
Friſt bzw. der Termin, mit deren Ablauf diefe Folge eintritt, wird im Gemeinen 
Recht eben darum auch ala präkluſiv oder peremtorifch bezeichnet, und zwar 
im Gegenſatz zu dilatoriſchen Friſten und Terminen, mit deren Verſäumniß 
eben jene in ihren Wirkungen höchſt bedeutſame Folge nicht ſofort eintritt. Die 
Deutſche CPO. verwirft das Syſtem der wiederholten Ladung und Friſtanfetzung, 
ihre Friſten und Termine find durchweg mit wenigen Ausnahmen fojort prätlufiv 
und zwar ipso jure, ohne daß es einer vorgängigen Androhung der Berfäumniß- 
folgen bebürfte. Alles Nähere j. im Art. Berfäumnißverfahren. 
K. Wiebing. 
Brälaten (praelati) im eigentlichen Sinne find die Biſchöfe und die Inhaber 
der höheren, über dem bifchöflichen ftehenden Aemter, wie die Erzbiſchöfe, Primaten 
und Patriarchen. Im Sprachgebrauch der Delretalen werben auch die Aebte, alſo 
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bie Vorſteher der geiftlichen Orden, unter diefer Bezeichnung begriffen. Gaben dieſe 
nicht blos eine der bifchöflichen analoge Regierungsgewalt über ihr Klofter und die 
zu demfelben gehörigen Perfonen (die fog. jurisdietio quasi episcopalis), ſondern 
auch eine folche Über einen gewiſſen, dem Kloſter zuftehenden und von jeder Diöcde 
erimirten Bezirk (territorium separstum), fo nennt man fie praelati nullius oder 
praelati nullius diosceseos. Im Gegenfak zu den Bilchöfen werben aber die Aebte 
als praelati inferiores bezeichnet. Aus der allgemeinen Bedeutung bon praelatus, 
ala einer Perfon, welche Anderen vorgeht, dieſen übergeordnet ift, erklärt es ſich, 
daß auch im Mittelalter die Inhaber von mit der Yurisbiltion oder mit dem Per: 
fonat verbundenen Stiftsämtern, 3. B. Pröbfte, Dechanien, Kuftoden der Domtlapitel, 
ja mitunter auch die Pfarrer praelati genannt worden find. Endlich hat der Aus— 
drud: praelati noch eine bejondere Beziehung zu dem Organismus der Römifchen 
Kurie. P. find nämlich die Geiftlichen derſelben, welche gewifle Befugniſſe des 
oberjten Kirchenregiments des Papftes, fei es allein, fei es zu Kollegien vereinigt, 
theils in Unterftügung der Kardinäle, theils jelbjtändig ausllben und deswegen auch 
durch einen äußeren Ehrenvorrang außgezeichnet find oder welche wenigftens ohne 
einen derartigen Antheil an ber päpftfichen Jurisdiktion gleiche Ehrenrechte, wie die 
an der letzteren partizipivenben, befigen. Die eriteren heißen eigentliche, die letzteren 
Ehren-P., während man bie Prälatur, welche der Papft nach Ablegung ber vor: 
geichriebenen Prüfung verleiht, praelatura justitiae, die, welche er unter Abſehung 
davon ertheilt, praelatura gratise nennt. Die Prälatur ift die Vorſtufe des Kar— 
dinalats. Die allgemeine die P. in ihrer Tracht außzeichnende farbe ift die violette. 
Die P., ua die Römifchen, wie die nicht zur Kurie gehörigen (f. den Anfang 
dieſes Art.) werden im Kurialftyl, im Gegenſatz zu den Nicht-P., Monsignori genannt. 
Quellen u. Bit.: c. 41, 44 X. de elec 1.6; c.3 $ 5 in VI éod. I. 6; c. 2X. 
de ind. IL. 1; c. 8 X. de of. ind. ordin. I. 81. — Ueber bie Römifche Prälatur —— en, 
= Kamil e ne line Ri —— re I ei Far Ki 
der Rixcche 1, .— BHillips, Kirchenrecht, 6, .— P. Hinſqhius, ent. 
1, 375 a 2, 110 ff. p Hinihins 


Prälegate (Bowermächtniffe, praeceptiones) im weiteren Sinne find bie einem 
Erben aus der Erbſchaft Hinterlafjenen Vermächtniſſe (f. d. Art. Legat). Nachdem 
mit der Form des altrömifchen legatum per praeceptionem im Gtreit der Juriſten⸗ 
ſchulen auch deffen fachgemäße Auffaffung als eines Voraus für den Eingeſetzten 
vor Erbantritt und Erbtheilung abhanden gefommen war, bildeten fich aus vielem 
Schwanken nachftehende Begriffe des Juſtin. Rechte: I. Ein gewöhnliches Legat Liegt 
vor, wenn ein Nichterbe mit einem Vermächtniſſe an einen Erben belaftet ift. 
II. Praeceptio im technifchen Sinne tft a) das einem unter mehreren Miterben fo 
Hinterlaffene Vermächtniß, daß nicht der Bebachte felbft, fonbern nur deffen Mit- 
erben (alle oder einige) belaftet find; b) das Vorausvermächtniß für den Fiduziar- 
erben. III. Praelegatum im technifchen Sinne: das einem unter mehreren Miterben 
fo zugewendete Vermächtniß, daß auch ber Bedachte ala mitbelaftet erfcheint, 
indem entweber a) ein Onerirter überall nicht genannt ift oder b) ausdrücklich alle 
Erben (folglich auch der Bebachte) belaftet find. Für dies eigentliche P. zog bie 
Elaffiiche Jurisprudenz auß dem Satze; ein dem Alleinerben Hinterlafjenes Legat 
würbe als folches unwirkſam fein (heredi a semet ipso inutiliter legatur), zunächſt 
die Folgerung: dann ſei auch das einem von mehreren Erben Hinterlaffene Wer: 
mächtniß, für den Yall, 1) daß ber Prälegatar Erbe wird, foweit unwirkſam 
(konfundirt), ala er damit an fich felber belaftet, wirffam nur foweit, ala die Mit- 
erben belaftet feien; jenen Theil habe er ala Erbe, dieſe Theile als Legatar. 
Fernere Folgerungen: der konfundirende Theil accreszirt einem etwaigen Kollegatar, 
ift einzurechnen in die Falzidiſche und Trebellianifche Quart, wird mit dem Erbtheil 
an den Univerjalfideitommifjar reftituirt; ift der Sollegatar jelbit Miterbe, alfo 
ebenfalls Prälegatar, jo verhalten ſich beider Legatantheile (4.8. "/,,, 11,2) gerade 
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umgelehrt wie ihre Erbtheile (12, Yız) u. ſ. ſ. Wird dagegen 2) der Prälegatar 
nicht Erbe, weil er außfchlägt, oder bleibt er nicht Erbe, weil er ala suus 
abftinirt dder als voluntarius Reftitution erlangt, dann erhält er, in Ermangelung 
anderer Verfügung des Erblaffers, das ganze P. Gleiches gilt nach richtiger Anficht 
aud) dann, wenn der Prälegatar nach dem dies cedens legati, aber vor dem Erb⸗ 
antritt verfiorben (Transmiffion des ganzen P. auf feine Exben) ober erbunfähig 
geworben ift; während freilich die herrſchende Meinung für erfteren Fall auf Grund 
einer Stelle, die von „praeceptiones® handelt, das Gegentheil behauptet. Alfo: 
der Prälegatar, welcher Erbe nicht wird (nicht will ober nicht kann), erhält bzw. 
transmittirt auf feine Erben das ganze ihm zugewendete P., und zwar als Legat. — 
Dieje gefammte überkünftliche Theorie fand auf die technifche praeceptio (oben m 
feine Anwendung (nur daß bier im Falle a das Voraus auch im jud. fam. ercisc. 
geltend per werden konnte); fie durfte eben jener Eigenſchaft halber und ala 
dem Willen des Zeitator der Kegel nach wiberftreitend in Deutfchland nicht rezipirt 
werden. Gleichwol behauptet die gemeinrechtliche Doktrin deren Rezeption. Ja 
ach das Sächſ. BEB. will die Römiſchrechtlichen Grundfäge vom P. in allem 
Beientlichen durchgeführt ſehen (mit der ftillichweigenden Ausnahme: ſoweit nicht 
der Erblafſer anderes beftimmt haben follte); obwol bereit gleich älteren Landrechten 
das Preuß. ER. und das Defterr. BGB. mit vollem Fug das Entgegengeſetzte auf« 
geht Hatten: es ift zwifchen fog. Prälegat und Vorausvermächtniß an einen unter 
mehreren Erben fein Unterjchied; ftets hat der Vermächtnißnehmer das Ganze jure 
legati, mag er Erbe werben ober nicht, jo daß e& bei der Auägleichung unter ben 
Erben überall nicht in Anſchlag kommt und nicht® davon mit ber Erbichaft an 
Käufer oder Univerfalfideilommifjare außzuliefern if. Dem Code civil mußte bie 
log. Prälegattheorie A bleiben; fein „don ou legs & titre de preciput ou hors 
part“ bietet nichts Beſonderes. 
kit u. zen Buchalp, Die Lehre von ben Prälegaten, 1850. — Degen- 
kolb, De leg. raeceptionem, 1855. — Arndis in Glüd’s Komment. 47 
1 Bol. Aheilere allepaten Reetiamer, Unger 1) bei Winbiaeib, Lehrb. 
Tug h BE, Saiye,Ych —— 
e 14 emei 
——— af, —— 
De er 186D.43, 3. — 
7 — Yreuß Allg. SR. 1.12 M 268, 271, 449, 474; IL. 11 
490. — Code cir. art. 919. — Oefterr. BEB. 3 648. — Eid BER. s$ 24012408. — 
Rommfen, Exrbr.sEntw., $ 351. Schuͤtz e. 


Präliminarien der vöollkerrechtlichen Verträge (conventiones praeparatoriae 

s. praeliminares, preliminaires) find vertragsmäßige Abreden unter ben Staaten, 
die ala blos vorläufige gelten und durch den Abſchluß von definitiven Stante- 
verträgen erjegt werben jollen. Unterhandeinde Staaten pflegen ſich ihrer zu be— 
dienen, um gegenfeitiged Einverftänbniß in den Hauptpunften vertragamäßig ficher 
ja Stellen und num bie Formulirung defjelben oder die Feſtſetzung von Nebenpuntten 
ipäterer Vereinbarung vorzubehalten. P. Haben demnach bald die Bebeutung bloßer 
pecta de contrahendo, indem fie bie Punkte aufführen, welche bie Grundlage ber 
Unterganblungen bilden follen; bald ftellten fie einen proviforiichen Rechtszuſtand 
teikhen den Staaten jeft unter Vorbehalt, denfelben in einen definitiven zu ver⸗ 
wandeln; bald endlich normiren fie einen befinitiven Nechtazuftand unb behalten 
Kur die” feierliche Beftätigung und etwaige Ergänzungen befjelben einem fpäteren 
Yanptvertrage vor. Immer aber find fie wölferrechtlich verbindliche Verträge; es 
ii dem, daß ihre Geltung vom Abſchluß des Definitivvertrags abhängig gemacht 
werde. Auch für fie gelten demnach die Regeln, die das Völkerrecht betreffs der 
Yegitimation zum Nann der Ratifikation, Auslegung und Erlöſchung der Gtaatd- 
derträge aufftellt. P. werben bald in Geftalt bloßer Punktationen abgefaßt, jo daß 
% pmächft nur beabfichtigen, eine Vertragsbaſis zu fchaffen; bald ala jörmliche 
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Derträge abgeichloffen. Hauptanwenbung finden fie bei Friedensſchlüfſen (Friedena-P.), 
wobei fie häufig mit Waffenftillftandsverträgen kombinirt werden. 

Beifpiele ber wichtigften Präliminarverträge in der Neuzeit find die P. von 
San-Stefano vom 8. März 1878; ber ihnen in Gemäßheit des Berliner Vertrags 
vom 13. Juli 1878 derogirende Definitivfriede von Konftantinopel wurde am 
8. Gebr. 1879 geichloffen. Nächftvem: die PB. von Berfailleg vom 26. Febr. 1871: 
bie Nikolsburger Friedens-P. nebſt Waffenftillftandsfonvention vom 26. Juli 1866; 
die P. von Bilfafranca vom 11. Juli 1859; die Wiener P. vom 1. Febr. 1856 
zum Parifer Frieden vom 30. März 1856. 

8. v. Martip. 

Prämie bedeutet juriftiich wie im gewöhnlichen Sprachgebrauche fo viel ala 
Preis, Belohnung, Vortheil, Vorrecht, Vergütung (auch im Sinne von Proxenetikum. 
Vergütung für eine Vertragsvermittelung) u. dgl. 

1) Bon diefer Bedeutung geht auch der beſondere handelsrechtliche Gebrauch 
dieſes Wortes aus und zwar zunächft auch die Beſtimmung des Seehandelsrechts, 
daß Schiffer alle Arten von Belohnungen (,P.“), die fie von dem Befrachter, 
Ablader oder Ladungsempfänger erhalten, dem Rheder ala Einnahme in Rechnung 
bringen müflen (HGB. Art. 513) und daß P. u. dgl. im Seefrachtgefchäft nicht 
gefordert werben können, wenn fie nicht außbebungen find (ebenda Art. 622). Zu 
jenen Belohnungen werben auch die Ausfuhr-P. (Erportbonififationen) gerechnet ; 
jo daß auch dieſe der Kapitän dem Rheder ala Einnahme verrechnen muß, gleichviel 
ob er fie ala Schiffsführer ober ala Vertreter der Ladungsinterefienten zugedacht er 
hielt (f. Entſch. des ROHG. Bd. VI. ©. 64). Hierüber ſ. d. Art. Kaplaten und 
Primage. 

2) Mit obiger Bedeutung von P. hängt auch die Verwendung dieſes Wortes 
für Rabatt, Refaftie in diefem Sinne, P. in Spezialtarifen von Transportanjtalten, 
auch don Annoncenbureaugs zufammen (vgl. hierzu HEB. Art. 384; Entſch. des 
ROGG. I. ©. 212; IV. 136; XII. 213; Gareis, Kurzgef. Lehrb. des Handels 
rechts, S. 342). 

3) Eine mehr techniſche Bedeutung hat das Wort P. im Berfierungs: 
recht; Hier ift P. die Gegenleiftung, welche fich der Verficherer vom Verficherungs- 
nehmer für die Nebernahme der Gefahr vertragamäßig bezahlen läßt, das Aequivalent, 
welches ber Berficherungsnehmer dafür bietet und zu bieten hat, daß ber Verficherer 
den Erſatz des Schadens, welcher den BVerficherten treffen fann, nach Maßgabe des 
DVerficherungsvertrags übernimmt. Bei der Verficherung auf Gegenſeitigkeit iſt bie 
P. ein im Verhältniß zur Höhe bes innerhalb einer Rechnungsperiobe eingetretenen 
Schaden? durch Nepartition dieſes Schadens (und der Verwaltungskoſten) ſich er 
gebender, mithin variabler Beitrag, welcher, annähernd geſchätzt, auch ſchon vor 
Ablauf der Rechnungsperiode ganz oder theilweile, jedenfalls vorbehaltlich jpäterer 
definitiver Feftfegung erhoben werben kann und gerade dann auch P. (uneigentliche 
BP.) genannt wird. Bei der „Verficherung gegen P.“ aber ift die P. ein feiter ver- 
tragamäßig vor Ablauf einer Verficherungsperiode befinitiv feftgefegter Betrag, welchen 
der Verficherer in ſpekulativer Abficht als Gegenleiftung für die Gefahrüübernahme 
vom Berficherungsnehmer bezieht (f. Goldſchmidt, H.R., 2. Aufl. $ 49 ©. 584 
bis 587; Stobbe, Deutfches Privatrecht, Bd. III. ©. 197 und bie cit. Lit. auch die 
Lit. unter db. Art. Berfiderungsvertrag. Ueber „Zeit-P. im Geeverficherungs- 
recht |. Allg. Deutfches HGB. Art. 834, 835, 849, 760). Nach Seeverficherungs- 
recht ift die P., fofern nicht ein Anderes vereinbart ift, fofort nach Vertragsabſchluß 
und wenn eine Polize verlangt wirb, gegen Auslieferung diefer zu bezahlen. Zur 
Zahlung der P. ift der Berficherungsnehmer, fubfibiär (im Seeverficherunggrecht) auch 
der Berficherte verpflichtet. Im Seeverficherungsrecht ift eine proportionale Rüd- 
forberung der P. (abzüglich der Riftornogebühr) geftattet, wenn die Unternehmung. 
auf welche fich bie Aſſekuranz bezieht, von bem Derficherten aufgegeben oder ohne 
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deffen Zuthun die verficherte Sache der übernommenen Gefahr nicht ausgeſetzt wird 
(f. Art. 899 des Alle D. HGB.; P. Holſchuld oder — . Entſch. 
des ROHG. IX. ©. 375, 386 und Sareis, a. a. D. ©. 392). 

4) Eine eigenthümliche, jeehanbelsrechtliche Bebeutung dat die P. ala Bod⸗ 
merei=®., die P. welche der Bodmerift („Seebarlehnsgläubiger", Bobmereigläubiger) 
zu beanfpruchen bat; da nämlich diefem Gläubiger für bie Zurückzahlung des von 
ihm gegebenen Darlehns nur bie verbobmeten Gegenftände (fortune de mer) haften 
und er keinen Anſpruch auf Rüdzahlung des für eine beftimmte Seeunternehmung 
gegebenen Darlehns hat, wenn bie verbobmeten Gegenftänbe bei dieſer Gelegenheit 
zufällig zu Grunde geben, fo ift es angemeffen, daß der Bobmerijt nicht blos ge= 
wöhnliche Dahrlehnazinfen, fondern ein höheres Aequivalent (10 biß 25, ja 40 Progent 
des Seedarlehnskapitals, nämlich die Bodmerei-P.) für die Hingabe des Kapitals 
und für jene Riſikoübernahme erhält, ein Yequivalent, welches beliebig hoch von 
den Parteien feftgejet werden Tann und in Grmangelung entgegenjtehender Verein⸗ 
barung auch die Zinfen umfaßt, jedoch die Natur der Zinfen verläßt und als ein 
Zuwachs zum Kapital ericheint; deshalb laufen vom Zahlungstage an (das ift dom. 
ahten Tage an nach Ankunft des Schiffes im Beitimmungshafen der Bobmerei- 
reife) kaufmänniſche Zinfen nicht bloß von bem Bobmereifapital, fondern auch von 
der P.; Hierbei wird zur Beitimmung des Fälligteitsterming der Tag der Ankunft 
nicht mitgerechnet. Diefe Regeln finden Anwendung, wenn die P. für bie ganze 
Reife bedungen wird, daher mit ber Ankunft im Beitimmungshajen der Lauf der 
P. endigt; man nimmt hierbei an, daß bie Höhe biefer P. von vornherein jo bes 
meflen jei, daß auch das Riſiko des Unterganges ber verbobmeten Gegenftände von 
der Ankunft des Schiffes an bis zur Löfchung mit in Betracht gezogen ift. Anders 
wenn die P. Zeit-P. ift, d. h. zeitweile, 3. B. monatsweiſe bedungen wurde für 
die Zeit von der Entftehung der Bodmereiſchuld bis zur Nüdzahlung derfelben: dann 
nimmt man an, daß durch die P. der Zinsfuß Habe beftimmt werben jollen, „ber 
dem Darleiher bis zur Rückzahlung zu Theil werben folle”, und diefe P. Läuft in 
jebem Falle bis zur Zahlung des Bobmereitapitald. In dem Bobmereibriefe muß 
(u. 4.) nicht blos der Kapitalbetrag der Bodmereifchuld, ſondern auch der Betrag 
der Bobmerei-B. „ober der Gefammtbetrag der bem Gläubiger zu zahlenden Summe“ 
und die Zeit, zu welcher die Bobmereifchuld bezahlt werben fol, enthalten fein 
(Allg. D. HGB. Art. 680, 684 Ziff. 3, 688; über Riftornirung der Bobmerei=P. 
\. ebenda Art. 699). Die Bobmerei-P. kann unter die fälle der großen Haverei 
fallen (ebenda Art. 708). Weber Bobmerei-P. |. Lewis, Seerecht, I. ©. 7, 8 
11, 15 u. a.; Matower, HGB., 8. Aufl., ©. 658, 659, 661, 664 Anm. 25. 

5) P. Hat auch die Bedeutung von Gewinn; fo nennt man P. mitunter den 
Betrag einer Kurdfteigerung von Effekten (3. B. die Altie macht 3%, P.), ferner 
den auf ein Zotteriepapier fallenden Gewinn (das behufs defſen Erhebung ausgeſtellte 
Legitimationspapier heißt ‚P.ſchein“); auch im RGeſ. betreffend die „Inhaberpapiere 
mit P.“ vom 8. Juni 1871 bedeutet P. jo viel als Gewinn, nämlich den Betrag, 
welcher Gläubigern außer der Zahlung der in dem Inhaberpapier verſchriebenen Geld- 
ſumme dergeſtalt zugefichert wird, daß durch Auslooſung ober durch eine andere auf 
den Zufall geftellte Art der Ermittelung die zu prämitrenden (d. 5. vom Gewinn 
zu treffenden) Schuldverfchreibungen und die Höhe der ihnen zufallenden P. bee 
ftimmt werden follen. (Solche Inhaberpapiere dürfen inmerhalb des Deutfchen Reiches 
nur auf Grund eines Reichsgeſetzes ausgegeben werben, |. d. Art P.papiere.) 

6) P. im P. geſchäft ift das Aequivalent für das dem Weſen dieſes Geſchäfts nach 
zugeſtandene Wahlrecht ; das Wahlrecht. welches ber P. empfänger dem P. geber einräumt 
und welches mit Bezug auf einen bereits abgeſchlofſenen oder erſt noch abzufchließenben 
Vertrag (in der Regel Lieferungs» oder Differenzgejchäft) einen Eingriff in die Rechte- 
\phäre de P.nehmer enthält, giebt dem P.geber die Wahl zwiſchen Wollen und 
Nihtwollen, oder zwiſchen So- und Anberswollen oder zwiſchen So- und Anders- 
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und Nichtwollen (ſ. d. Art. P.geſchäft, Nochgeſchaft und Stellgeſchäfth; 
dieſes Wahlrecht wird nur gegen Zahlung eines ſeſt vereinbarten (daher nicht un- 
mittelbar vom Kurfe abhängigen und Hierdurch von der „Differenz“ verfchiebenen 
Betrag, der P. zugeftanden. Iſt der Käufer P.geber, fo Beikt die P. „Bor.“ 
(„Lieferungs-®.") ; ift das Wahlrecht dem Verkäufer zugeftanden, jo wird ber Kar 
preis um ben Betrag ber B., hier Rüd-P., Empfangs-P. genannt, vermindert oder 
die Rück⸗P. beſonders vbezabli. 

— games Moser, Die Lehre von den Seitarichäften, — 1875, €. 5 ff. — 


Thol, — 6. Aufl., 88 286-294. — Endemann, HR. Ma 121. — Garteii 
in Siebenhaar’s — fir WR. und HR. Bd. 18 S. 108 E — Entid. as ROSE. 
XV. ©. 398, 399; XIX. Gareis. 


Prämiengeſchäft (Th. J. ©. 538). Das P. ift ein Vertrag, inhaltlich deſſen von 
einem Kontrahenten, Prämiennehmer, dem anderen, Prämiengeber, gegen Verſprechen 
einer beftimmten Geldfunnme, Prämie genannt, ein an einem vereinbarten jpäteren 
Zeitpunkte auazuübendes Wahlrecht zugeftanden wirb, welches mit Bezug auf einm 
‚bereit® abgeichloflenen oder erſt noch abaufchließenden Vertrag einen Eingriff in die 
Rechtaiphäre des Prämiennehmers enthält; der Vertrag, auf welchen das P. Bezug 
nimmt, ift in bie Vereinbarung über Wahlrecht und über Nequivalent Hierfür, die 
Prämie, mithin in das P. wefentlich, aber noch unfertig eingefohloffen, jo daß ti 
nad Endigung des P. entichieden ift, ob ober wenigftend in welchen Umfange er 
zu Stande kam oder nicht, und im Taufmännifchen Verkehr regelmäßig ein Bieferung:- 
geſchäft (Firgeichäft), deſſen Gegenftand gewöhnlich börfenmäßige Papiere bilden. 

Das Wahlrecht, für welches bie Prämie gegeben wird, berechtigt den Präntien- 
geber an einem beftimmten fpäteren Zeitpunfte zu wählen, ob er den gleichzeitig 
verabredeten Lieferungsvertrag abgeſchloſſen wiſſen wolle oder nicht (ein 
jaches P.); die Prämie wird Hierbei bezahlt: entweder wenn dad Wollen dice 
Lieferungsgeſchäfts, oder wenn dag Nichtwollen gewählt wird, ober auch jchon 
für das bloße Wahlrecht, ohne Rüdficht auf dieſe ober jene Ausübung der 
Wahl. An ber Berliner Fondsbörſe gilt: „Zeitgefchäfte mit Prämie find (Zeit-) 
Geichäfte, bei denen e8 einem der Kontrahenten (bei Vor⸗P. dem Käufer, bri 
Rüd-BP. dem Verkäufer) freifteht, gegen Zahlung einer Prämie (Reugeld) von 
dem Geſchäfte zurückzutreten” (f. unten). Der Vortheil des Prämiengebers Liegt ir 
der Möglichkeit, die Konjunktur im Zeitpunkte der Wahl für fih vortheilhaft zu be 
nüßen ; der des Prämiennehmers im gewiflen, wenn auch geringeren Gewinn wenigjtens 
der Prämie. 2) Das Wahlrecht Tann aber auch derart vereinbart fein, daß der 
Prämiengeber nicht zwiichen dem beftimmten Wollen und Nichtwollen, fonder. 
zwiſchen So- und Anderswollen wählen kann: dies ift der Fall beim 
„Wanbelgefchäft“, wobei der Wähler (Prämiengeber) die Erfüllung des Ber 
trages in einem beliebigen Zeitpunfte innerhalb einer enger oder weiter firirten Friſt 
fir verlangen Tann; ferner beim „Schluß auf jeft und offen“, bei welchem 
der Prämiengeber, der hierbei immer als Käufer erfcheint, das Recht hat, an einem 
beſtimmten Zeitpunkte binfichtlich eines beftimmten Theils der Waare von der Er 
füllung zurüdtreten zu dürfen; hierher gehört auch da „Nochgeſchäft“ und da: 
„Stellgejchäft“, |. die beſ. Art. bierüber. 8) Das Wahlrecht des Prämien 
geberd kann endlich ber Art vereinbart fein, daß bem Prämiengeber die Wahl zwiſchen 
Nichtwollen, Sowollen und Anbersmollen zufteht; dies ift ber Fall beim 
„aweifchneidigen P.“, welches darin beiteht, daß der Prämiengeber am be 
ftimmten Termine wählen fann, ob er (als Käufer) bie behandelte Waare vom 
Prämiennehmer beziehen, ober fie (als Verkäufer) dem Prämiennehmer Liefern , oder 
weder das Eine, noch das Andere, jondern Abftand vom (Lieferungs-)Bextzage 
wolle. — Ueber die Verbindung äweier P. j. d. Art. Zwei-P. — Die juridiſche 
Natur der P. im Allgemeinen und im Einzelnen, fogar ihre Klagbarkeit ift fehr 
beitritten. Sehr verichiedene Nechtsinftitute: Reugeld, Konventionalftrafe, Spiel, 
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Wette (die Auffafjung als Spiel ober Wette ift beſonders und außbrüdlich aus— 
geichlofjen durch 8 18 bes Oeſterr. Börjengefehe® vom 1. April 1875), getvagte Ver⸗ 
träge, DVerfiherungsgefhäft ıc., wurden zur Erklärung derjelben herangezogen: die 
Prämie ift aber nichts Anderes ala ein vollkommen berechtigte Geldäquivalent, 
welches für die Gewährung (oder Ausübung) eines gewifſen Wahlvechts gegeben wird. 
4 it.: ner: — in ber En: enit don Benebitt XIV. beichriebene Pro‘ totyp 

um 


Eau) Cart, Über in ger er’3 Zeitſchr. für Rei 
—ãe— er 1.u. 2. a m — Bender, Verkehr git taaispa ieren, . Aufl. 
rie ae * 


NN. — Eh, = Dei taatöpapieren, ©. 195 ff. u. a. a. Deri aube, 
(mi I Gehthe. ar das act Tgee Re A * — — 
mi r. für al. au D midt, a An 

LRr.5,9 u 11; Garda in — Kin für 8.» und HR, Bd. XVII. 
Eu V. 6. 123-170 u. tur, ef. * Bor $ 62. — Die juribiiche Nalur berieiben ind: 
Selonbere | Bender, aa. Wi — Thol, H.R., 8 288. — Gareid in Siebenhaar’s 


Ach. a. a. O. 88 14, 15, 19. — a 0 „Bedingungen e die Geſchäfte an ber Merlin 
Sonbabbrie Rh u Fi m Be mit etheitt von Bo ner, f. 60 — ic, Bt 
* — — 2 r3 x “ er ih —— e. % Y nn ti. b. 
eilagel ey ee amburger Ujancen, ebenda — En! 
58. b. Er * 03, 800 ie, — Goudsmit, M. T., Het Begrip en Wezen der 
an — Proefschr., Leiden 1871; vgl. Sabanb in ber Zeitſchr. für das 
gel. H-R., 3b. XIX. ©. 43941. Gareis. 


Prami find Werthpapiere, welche emittirt werden zum Zweck der 
Kontrahtrung einer Prämienanleihe; letztere ift eine Art ber öffentlichen Anleihe 
gegen Obligationen. Als der B.anleihe charakteriſtiſch wird erachtet, daß in ihr 
ein Darlehnavertrag mit einem Spielvertrage verbunden ift (f. IHöl); es werben 
nämlich hierbei nach Maßgabe des bei ber Emiffion der einzelnen (Darlehne«) 
Obligationen veröffentlichten Planes an beftimmten Terminen und in beftimmtem 
Umfange einzelne Reihen ober einzelne Nummern ber emittirten Obligationen aus- 
gelooft und dieſen, ebenfalls durch das Loos oder dgl., ein Gewinn von gewiffer Höhe 
zugetheilt (vgl. Endemann a. a. O. und d. Art. Lotterie, privatrehtlich, Ziff. 4). 
Die B.anleihen find entweder unverzinslich ober verzinalich; erfterenfalls verpflichtet 
fi ber Emittent der P. nicht zur Zahlung feſter Zinſen, fondern nur zur Zurück- 
zahlung des Kapitals und zur Zahlung bes Gewinne, Beides nach Maßgabe des 
Lotterieplanes, welcher den Zilgungaplan und die jeften Berloofungstermine ent⸗ 
halten muß (Hierzu vgl. Endemann, ©. 666); bei verzinslichen P.anleihen 
werden niedrige Binfen bezahlt und nit dem Reft der programmmäßig angenom« 
ae Berzinfungd= und Tilgungsquote wird die Tilgung und Prämienzahlung 
ewirkt. 

Der Negoziabilität der P. nach unterſcheidet man Prämienanleihepapiere auf 
Namen und Prämienanleihepaiere auf den Inhaber etztere auch „Inhaberpapiere 
mit Prämien” genannt); die weitaus größere Cirkulationsfähigkeit kommt den 
Letzteren zu; daher reizen gerade dieſe die Spiel- und Gewinnſucht des Publikums 
und eignen fie fi) auch zur Monopolifirung behufs Gröffnung von Kredit- 
und Gewinnquellen für bie Finanzen des Staates oder öffentlicher Korporationen. 
Von dieſen finanzpolitiſchen wie von polizeilichen Motiven ausgehend, hat das RGeſ., 
betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien, vom 8. Juni 1871, die auf den In- 
haber Tautenden P. zu Gunften des Reiches und der Bunbesftanten monopolifirt. 
Auf den Inhaber lautende Schuldverfchreibungen, in welchen allen Gläubigern oder 
einem Theile berfelben außer ber Zahlung ber verſchriebenen Geldfumme eine Prämie 
dergeftalt zugefichert wird, daß durch Ausloofung oder durch eine andere auf den 
Zufall geftellte Art der Ermittelung die zu prämiirenden Schuldverſchreibungen und 
die Höhe der ihnen aufallenden Prämie beftimmt werben follen, dürfen innerhalb 
des Deutſchen Reiches nur auf Grund eines RGeſ. und nur zum Zwecke der An⸗ 
leide eines Bundesſtaates ober des Reiches außgegeben werben ($ 1 bes angel. Ge- 
feed). Allen entgegen dieſen Beſtimmungen im Inlande emittirten, fowie allen ben 
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jenigen auslänbifchen P. au porteur, welche nach dem 30. April 1871 im Ausland: 
ausgegeben find, iſt Verkehrsfähigkeit gejehlich abgejchnitten, fie Dürfen weder tweiter 
begeben noch an Börfen, noch an anderen zum Verkehr mit Werthpapieren beftimmter. 


Berfammlungsorten zum Gegenftande eines Geichäfts oder einer Geſchaftsvermittelung | 


gemacht werben ($ 2 d. Gel). Die vor dem 1. Mai 1871 emittirten ausländiſchen 
P. au porteur find vom Verkehr ebenfalls ausgefchloffen, fofern fie nicht abgeftempelt 
und zu biefem Behufe fpäteftene am 15. Juli 1871 eingereicht worben find, 


nad) Maßgabe näherer Beftimmungen des Gejehes (88 3, 4 u. 5) und der auf Grund 
dieſes Geſetzes dom Bundesratd erlafjenen Vorſchriſten zur Ausführung diefes Ge | 


fees vom 19. Juni 1871. Strenge Strafandroßungen fuchen die Grreichung de 
Zwedes dieſer Normen zu fichern: Wer dem Gejehe ($$ 1, 2 u. 3) zumiberhambelt, 
verfällt in eine Geldftraje, welche dem fünften Theil des Rennwerths der rechtswidrig 
behandelten P. gleichkommt, mindeſtens aber 300 Mark betragen fol, und we 
ein P. au porteur gegen 88 2 u. 8 d. Gef. öffentlich ankündigt, ausbietet oder 
empfiehlt oder zur Feſtſtellung eines Kurswerihes notirt, verfällt in eine Geldjtraie 
bis zu ber oben bemerkten Höhe oder in eine Gefängnißftrafe biß zu drei Monaten 
($ 6 d. Geſ.), Strafbeftimmungen, deren Anwendung den Straflammern des Land- 
gerichts gemäß 8 74 Ziff. 3 des GVG. ausſchließlich obliegt. Geftattet iſt demnach 


der Umſatz a) von inlänbifchen Staats- oder Privat-P. au porteur, welche vor | 


Verkündigung bes angeführten Gefetzes ausgegeben wurden; b) von inländiſchen 
Staat» ober Reicha-P. au porteur, welche auf Grund eined RGeſ. emittir® wurden: 
©) von rechtzeitig angemeldeten und abgeftempelten außländifchen P. au porteur, und 
d) von allen P. auf Namen. Unter den Begriff der geſetzwidrigen Negoziirung jällt 
jedoch weder der bloße Beſitz, noch der durch Erbgang oder ähnliche nicht im Willen 
der Betheiligten Herbeigeführte VBefitvechfel, noch auch die zum Zweck des Gewinn: 
bezugs Falle der Auslooſung erfolgende Realiſirung (ſ. Endemann, a. a. O. 
S. 667). 

Quellen u. Lit.; Das angeführte Reichsgeſeß Dann, Br un a @ hierzu 


in der auztfampf, jüen Sammlung ben une 19 Deutichen 

Reiches, Bd. TU. — Endemann, H.R., 3. Aufl, $ 139. — Thöl, H.R., 6. Aufl., $ 309. — 

Bl. auch bie Art. Prämien w deteriet (peibatrechtlic) un die dort angegebene Lit. 
areiß, 


Präfentationßpapiere find Urkunden über Forderungen, welche nur mittels 
Präfentation der Urkunde geltend gemacht werben können. Der Schuldner ift nn 
gegen Präfentation des Papiers zu leiften ‚verpflichtet. Wird bie Leiftung eingeklagt, 
jo erjcheint der Beſitz des Papier als ein tejentlicher Theil des Klagfundaments. 
Denn da8 Papier ift nicht blos Beweismittel für die Forderung, deren Geltend: 
machung in Frage fteht, jondern Ausübungsform des Rechte. Die P. zählen daher 
insgefammt zu den Wertbpapieren, d. h. zu ben Urkunden, deren Befig dic 
Verwerthung des darin verbrieften Rechtes in privatrechtlicher Begiehung bedingt. 

Die meiften P. enthalten die Klauſel, daß gegen das Papier, gegen Rückgabt 
bes Scheind u. dgl. geleiftet werben folle Man Tann dieſe Klauſel bie Ppofitive 
Präfentationsflaufel nennen. Sie wird erſetzt durch einen derartigen Inhalt der 
Urkunde, aus welchem in unzweideutiger Weiſe die Abficht bes Ausſtellers hervor⸗ 
geht, daß nur gegen das Papier geleiftet werben jolle. Ein Hinweis auf Statuten, 
welche nur ſolche Beftimmung enthalten, vermag die PräfentationsKlaufel zu erſetzen. 
Gewiſſe Papiere find geſetzliche P., fie gelten ala P. ohne Rüdficht darauf, ob bie 
Urkunde die Präfentation als Borausfegung der Leiftungapflicht Hinftellt. 

P. find ſtets die Forderungspapiere mit der reinen Inhaberklauſel (ſ. d. Art. 


Inhaberpapiere). Eine vertragsmäßige Ausfchließung ber Präfentationspflicht 


ift bei ihmen unzuläffig, denn es kann fich ſelbſtverſtändlich Niemand verpflichten, 
dem Präfentanten des Papiers ohne Präfentation zu zahlen. Wird ein Inhaber: 
papier außer Kurs gejebt, fo Hört e& deshalb nicht auf ein P. zu fein. 
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Die indofjablen Papiere find P., wenn nicht, was bei ihnen zuläffig üft, die 
Präfentationapflicht vertragsmaͤßig uigeſchloſſen wird. 

Schlichte Namenpapiere find P., wenn fie die pofitive Präfentationsflaufel ent 
halten. Jedoch find es ohue dieſe Vorausſetung wenn nicht bie Präſentationspflicht 
vertragamäßig ausgeſchloſſen ift, der Wechfel, kaufmänniſche Anweifungen und Ver« 
pflichtungsſcheine, das Konnoffement, der Ladeichein, der Bobmereibrief und wol auch 
der euren und bie Seeafleturangpolige. 

den Forderungen aus P. muß der Gläubiger durch Präfentation bes 
— den Schuldner zur Leiſtung auffordern. Es braucht nicht etwa der Schuldner 
ſeinerſeits mit ber Leiſtung voranzugehen, ſondern er mag abwarten bis der Gläubiger 
als Präfentant bes Papierd die Leiftung verlangt. Nicht die Fälligfeit des Papiers, 
jondern erſt die Präfentation des fälligen Papiers jet den Schuldner in Berzug. 
& können daher erjt von dem Momente der vergeblichen Präjentation ab Verzugs- 
zinſen gefordert werden (Entſch. d ROHG. V. 375; VI. 281; XXII. 804). Der Sak: 
dies interpellat pro homine gilt nicht für P. und ebenjowenig Art. 289 des HGB., 
nah welchen Kaufleute untereinander berechtigt find, in beiberfeitigen Handels⸗ 
geichäften auch ohne Verabredung oder Mahnung von jeder Forderung feit dem Tage 
ihrer Fälligkeit Zinſen zu fordern (Entjch. des ROHG. XXI. 305). Die Schuld aus 
dem P. ift Mahnſchuld. Der Gläubiger muß mahnen und zwar in beitimmter 
Form, nämlich mit Präfentation des Papiers und mit dem Anerbieten, da8 Papier 
gegen die Leiftung dem Schuldner auszuhändigen. Die Aushändigung des Papiers 
und die Leiftung mäüfjen an fich Zug um Zug geſchehen. Die P. find Einlöfunge- 
papier. Das Recht aus dem P. ift nur ein Recht auf Einldfung bes Papiers 
(vgl. bezüglich des Wechſels Thöl, W.R., 8 60). 

Die Schuld aus dem P. ift Zoiſchud, nicht Bringſchuld. Der Schuldner 
braucht die Leiſtung dem Gläubiger nicht darzubringen; der Gläubiger muß kommen 
fie zu holen. Art. 825 des HGB., nach welchem ber Schuldner verpflichtet ift, 
die Zahlung von Geldfummen auf feine Gejahr und Koften bem Gläubiger zu über 
machen, findet auf Holichulden aus P. keine Anwendung. 68 hat vielmehr ber 
Gläubiger den Betrag im Wohnorte oder im Gejchäftslofale des Schulbners zu 
holen, e& müßte denn eine bejondere Zahlftelle verabredet oder das Papier bei dem 
Gläubiger domizilirt fein. 

Der Schuldner kann auf die durch Präfentation erfolgende Mahnung verzichten 
und fih zur Darbringung der Leiftung verpflichten. Ein folcher Verzicht liegt in 
der Kaufel: ohne vorgängige Präfentation. Die Leiftungspflicht bleibt auch 
in diefem Falle bedingt durch die Aushändigung des Papiers. Das Papier verliert 
durch diefe Klauſel (negative Präſentationsklauſel) nicht den Charakter des Werth- 
papieres. Allein der Schuldner fieht von einer Aufforderung des Gläubigers ab. Der 
Schuldner Hat das Papier zu fuchen, nicht umgelehrt ihn das Papier. Will er nicht 
in Berzug kommen, jo muß er fich unaufgefordert zur DVerfallazeit in die Wohnung 
des Gläubigers begeben, um gegen Aushändigung bes Papiers jeinerjeitd bie Leiftung 
anzubieten (Entſch. des ROHG. VIII. 164). 

Die Forderung aus dem P. entfteht nicht etwa erſt in dem Momente der 
Präfentation. Die Obligation ift ſchon vor der Präfentation eriftent. Nur die 
Ausübung der Forderung ift an die Präfentation gebunden, Es fünnen daher jchon 
dor diefem Zeitpunkte von dem Betrage der Forderung Zinſen laufen. Die Ber- 
jährung der Forderung ift von dem Fälligkeitstermin an zu rechnen. 

Regrehaniprüche, welche auß der verweigerten Honorirung bes Papiers erwachien, 
Haben die vergebliche Präjentation des Papiers zur Vorausſetzung. Denn das Regreß- 
veriprechen ift von vorneherein durch die Thatfache bedingt, daß die Leiftung gegen 
gehörige Präfentation zur Verfallszeit unterbleibe. 

Soweit die vergebliche Präfentation des Papier? einen Theil des Klage— 
fundaments bildet, muß fie der Kläger im Fall des Beitreitens beweifen. Einen 
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Theil des Klagfundaments bildet die Thatſache der vergehlichen Präfentation, wenn 
der Kläger Aniprüche auf den Verzug des Beklagten gründet, 3. B. Verzugszinien 
einllagt, und wenn er auf da8 Unterbleiben der Einlöfung Regreßaniprüche ſtützt 
Im Urkundenprozeß ift diesfalls die Behauptung ber Präfentation unter urkundlichen 
Beweis zu ftellen. Abgeſehen vom Urkundenprozeß kann der Beweis der Präfentation 
nach ben allgemeinen Beweißgrunbfägen geführt werben (Entf. des ROHG. V. 25), 
jedoch greifen in Wechfelfachen die bier nicht weiter zu erörternden Grundjäße über 
das Erforderniß des Wechjelproteftes ein. Um bie Wechſelllage gegen den Acceptanten 
bes gezogenen bzw. gegen ben Ausſteller des eigenen Wechſels, in welchem ein 
Domiziliat nicht genannt ift, auf dem Wege de Urkundenprozeſſes einzubringen, ift 
e an fich nicht erforderlich, die ftattgefundene Präfentation zu behaupten und unter 
urkundlichen Beweis zu ftellen. Denn nicht der Anſpruch als folcher, fondern nur 
die Geltendmachung beffelben ift‘ von der Präfentation abhängig und nach den 
Grundfähen des Reichscivilprozeßrechtes ift e8 nicht unzuläffig, eine Klage dahin zu 
formuliren, daß Bellagter verurtheilt werbe gegen Präfentation bes Papiers zu Leiften. 

Iſt durch den Verluſt des Papiers die Präfentation beffelben unmöglich ge 
worden, fo bietet im Allgemeinen bie Amortifation des Papiers einen rechtlichen 
Erfab der Präfentation dar. Es tritt dann das gerichtliche Ausfchlußurtheil, bzw. 
ber Mortifitationafchein an die Stelle des abhanden gelommenen und amortifirten 


a! in 
* in : Brunner in ber Zeitfchr. f. HR. XXI. 59 ff.; Derfelbe in Endemann' 
zus, 3a A DO. Abichn. Werthpapiere, ©. 155; _ Dernburn, Preuß. Privatrecht, 
64 ff. — Stobbe, Su autfehes Privatrecht, DIL. 137. — Puchelt, Kommentar zum 
SB. au. * Nr. 7, Art. 303 Nr. 4. — Moſſe in ben Lerhanblungen ves 15. Deutkhen 
uriftentags, &. 111 f. — Rule detigie, ebenbaf., ©. 
ꝰ Fainrich Brunner. 

Präſentationbrecht, jus praesentandi, tft das Recht, dem zur Verleihung 
eines Tirchlichen Amtes berechtigten Oberen bei der Vakanz befjelben ein geeignetes 
Subjekt in Vorſchlag zu bringen. Dafjelbe ift für die Regel Fein ſelbſtändiges Recht, 
fondern nur ein Ausfluß gewiffer anderer Firchlicher Rechtsverhältniſſe. So bildet 
& gewöhnlich in der Latholifchen und proteftantifchen Kirche eine und zwar bie 
wichtigfte der im Patronatrehte (j. TH. I. ©. 659, 688) enthaltenen Bejugniffe. 
Berner gewährt für das Gebiet der Tatholifchen Kirche ein weiteres Betfpiel dic 
BPräfentation des Pfarrvikars ſeitens eines firchlichen Inftituts, welchem die betreffende 
Pfarrei quoad temporalia inforporirt ift (f. d. Art. Inforporation). Anderer⸗ 
ſeits erſcheint das P. aber in der Fatholifchen Kirche auch als ein jelbftändigee 
Recht; in biefer Geftaltung kommt es namentlich als Recht der Landesherren vor, 
dem Papft auf die höheren Benefizien, wie bie biſchöflichen und erzbifchöflichen Stähle 
geeignete Kandidaten zu präfentiren. 

Lit.: H. Gerlach, Das P. auf Pen, Regenab. 1855. — & &rieble, Ueber die 
Ausübung des P. in Moy's Ardiv f. kathol. Kirchenrecht, Bd. 28 ©. 3 ff. — Bol. den Art. 
Nominationsredht. BP. Hinſchius. 

Bräfumtionen, |. Rehtsvermuthungen. 

BPräteritiom (Webergehung; IH. I. S. 461) bedeutet: I. nach altröm. Recht: 
das Nichtgedenken ſolcher Perſonen im Teftamente, welche in Ermangelung ausbrüd- 
licher und gehöriger Enterbung ober Einfegung gejehlich Erben werben, folglich wider 
den lebten Willen fuccediren. Unter den Begründungsverjuchen dieſes fog. formellen 





Notherbrechts jcheint folgender der einfachfte.e Der paterfamilias, welcher durch lex 


specialis Jernanden von Tobes wegen aboptirt (zum Erben einjeht), ohne gleichzeitig 
den suus, bem als Nächitberechtigtem die familia zufallen muß, entweder won 
Todes wegen zu emanzipiren (zu exherediren, exheredem scribere) oder miteinzufeßen, 
bewirkt ebendadurch, daß Iekterer a) gleichwol Erbe wird, b) nach bem Grundjage 
nemo pro parte testatus etc. den eingejeßten Erben ausſchließt; mit anderen Worten, 
daß der letzte Wille nichtig ift, und ber vom Geſetz berufene suus contra testamen- 
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tum (nullum) gejeßlicher Erbe wird, eben weil derſelbe übergangen iſt. Den 
Gegenſatz ſolcher Webergehung bildet aljo das bloße Gedenken (Gehörig - Nennen) 
im Zeftament, ſei es durch GErbeinfegung, fei es durch Enterbung, wodurch bem 
ftrengen Recht genügt wird. Doch darf die Erherebation (emancipatio mortis causa) 
des Hausfohnes, ganz analog ber erſchwerten Emanzipation unter Gebenden, nur 
nominatim erfolgen (Titius exheres esto), die von Haußtöchtern und Hausenkeln 
dagegen inter ceteros (ceteri exheredes sunto). Stillfchweigende Webergehung oder 
nichtnamentliche GEnterbung (beides ift P.) des Hausſohnes Hat Nichtigkeit bes 
Zeftament® zur Folge, P. der Uebrigen nur, daß biefe neben den Eingefegten Erben 
werden, neben suis auf einen Kopftheil, neben extraneis auf die Hälfte. Dazu 
gejellte fich fpäter die Rückficht theils auf ſolche übergangene Notherben, deren 
Eriſtenz dem Teſtator nicht bewußt geweſen, theils auf den nach der Teftaments- 
erricätung irgendwie entftandenen suus (postumus), welcher, wenn nicht im Voraus 
eingejeßt oder enterbt, da Teftament rumpirt. Weiter ging der Prätor; er verhieß 
allen Denen, welche die bon. poss. intestati unde liberi haben würben, eine bom. 
poss. contra tabulas, d. h. gegen die Teſtamentsurkunde, wenn jene liberi darin 
übergangen oder nicht gehörig enterbt worden, aber mit der Wirkung, daß nur 
die Erbeinjegungen vorläufig verbrängt, dagegen andere Verfügungen, namentlich zu 
Gunften kognatiſcher Defcendenten und Afcendenten, bis zum Betrage eines Kopf⸗- 
theil aufrechterhalten werben. Nachdem Juftinian noch im Codex die Voraus— 
fegung des civilen bzw. prätorifchen Notherbrechts in das Erforbemiß ber Einfegung 
oder namentlichen Enterbung aller sui und postumi bzw. aller liberi umgeftaltet 
hatte, fchritt er fpäter in der Nov. 115 fort zur Verſchmelzung bes formellen Noth- 
erbrechts mit dem Pflichttheilsrecht: Dejcendenten und ·Aſcendenten haben einen ge— 
jeglichen Anfpruch nicht blos auf Pflichttheilshinterlaffung, ſondern ſchlechthin auf 
Erbeinfegung, welcher Anſpruch ihnen nur zur Strafe, und zwar unter Anführung 
eines novellengemäßen und wahren Ausſchließungsgrundes, fei es durch Webergehung 
fei es durch Enterbung entzogen werben Tann. 

I. Nunmehr ift P. nicht mehr Verlegung einer unabweiglichen Formvorſchrift, 
fondern gleich der unmotivirten Enterbung: eine unverbiente Kränkung des gejeßlichen 
nur aus beftimmtem Grunde entziehbaren Anfpruch® auf die Ehre der Erbeinfegung, 
und zwar der Afcendenten wie der Dejcendenten. Zwar ift das Recht ber Nov. 115 
von jeher und durchweg beftritten; allein nach richtiger Anficht war e8 mit bem 
zeitherigen formellen Rotherbrecht fortan unvereinbar. Der Webergangene, gleichwie 
der grundlos Enterbte, ftellt nach wie vor die hereditatis petitio ab intestato an, 
nunmehr aber unter Berufung auf Berlehung jener Novellenvorſchrift (antizipirte 
Replik). — Auf ganz anderer Grundlage fußt die Fortentwickelung des P.rechts in 
ben Gejeggebungen der Neuzeit. Gemäß der antirömifchen Auffaffung: die Erbfolge 
vermittelt nicht perfönliche Repräfentation, ſondern Iebiglich Vermögensübergang, 
folglich ift auch die Erbeinjegung Feine Ehrenfache mehr, jondern Verwirklichung eines 
gejelichen Anrechts auf materielle Güter, fichern fie den nächften Angehörigen nur 
den Anipruch auf Hinterlaffung einer Nachlakquote (Pflichttheil), nicht aber auf 
Erbeinfegung ala foldhe; was um fo unabweislicher war, als der letzte Wille eine 
Erbeinſetzung überall nicht mehr erfordert, ala gejehliche und letztwillige Nachfolge 
neben einander beftehen können. So brach die an ſich morſche Ruine des Yuftin. 
Notherbrechts zufammen. Nur Pflichttheilserbrecht giebt e8, bald jchlechthin unent⸗ 
siehbares (Code civil), bald nur aus Gründen von befchränkterer Anzahl entziehbares 
(Preuß. Allg. ER. und Sächſ. BEL). Der Code civil geftattet überall Feine 
Erderebation, erwähnt auch der P. nicht, fondern giebt, wenn bie bisponible Portion 
überfchritten ift, dem heritier l&gitimaire eine einfache Reduktionsklage (f. d. Art. 
Querela inofficiosi). 

II. Dagegen kennt mit dem Preuß. Allg. ER. und Defterr. BEB. das Sächſ. 
BGB. ſowol Enterbung ala Uebergehung der Pflichttheilaberechtigten, verfteht aber 
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unter leßterer zweierlei: 1) die abfichtliche Webergehung, d. 5. Richthinterlaffung 
des Pflichttheils durch Stillfchweigen über einen befannten Pflichttheilöberechtigten ; 
2) unabfichtliche Uebergehung, d. H. Nichterwähnung eines Pflichttheilsberechtigten 
aus Unbelanntichaft mit demjelben (Irrthum); fo, weil defien Recht durch Rad 
geburt ober anderweit erft fpäter entftanden, weil derfelbe für. todt gehalten oder 
fein Dafein ober Anſpruch dem Zeitator unbelannt geweien. Die Wirkungen folcher 
Uebergehung beftimmen jene Gejehbücher verſchieden, am folgerichtigften das Sächfiiche 
dahin, daß im Falle 1 die Anfechtung des letzten Willens nur big zum Betrage 
des Pflichttheils geftattet wird, im alle 2 aber der (irrthümlich) Uebergangene 
fein volles geſetzliches Erbrecht verfolgen kann, jomit den inftituirten extraneus ganz 
en neben eingejeten gleichnahen Pflichttheilaberechtigten aber als geſetzlicher 
e eintritt. 


Bit. u. Ouellen: Grande, Dos Recht der Notherben zc., 4 2 ff. — Schmidt, Tas 
Bern Recht der Rotherben, ©. 18 ff. — Schröder, Das Ro herbenrecht, (1877). 
eri ring, ® am —— ar A XI — Windideid, Lehrb. TIL 88 —36 — —2 2, 
5 ig, Ey 1% rare a es, a das. 
eu! — Defterr. — 
88 2600 Me 2564 Kar Erbr.-Entw., 88 498 ff. ie 


Prãvarikation (TH. 1. ©. 748) im eigentlichen Sinne begeht der Anfläger, 
welcher mit Webertretung feiner Pflicht ben eines öffentlichen Verbrechens Angeflagten 
begünftigt. So bedroht $ 346 des Deutſchen StrafGB. denjenigen Beamten mit 
Strafe, welcher in ber Abficht, Jemanden der gejehlichen Strafe rechtäwibrig zu ent- 
ziehen, die ihm obliegende Berfolgung einer ftrafbaren Handlung unterläßt, oder 
eine Handlung begeht, welche geeignet ft, eine Freiſprechung ober eine dem Geſetze 
nicht entiprechende Beſtrafung zu bewirken, oder die Vollftrefung der außgefprochenen 
Strafe nicht betreibt, oder eine gelindere als die anerkannte Strafe zur Vollſtreckung 
bringt. Im abgeleiteten Sinne ift Derjenige einer P. fchuldig, welcher, ver 
pflichtet ftreitige Rechte zu vertreten, den Gegner feines Machtgebers begünftigt. 
So erflärt $ 356 des Deutjchen StrafGB. denjenigen Anwalt oder Rechtsbeiftand 
für ftrafbar, welcher in den ihm amtlich anvertrauten Angelegenheiten in berjelben 
Rechtsſache beiden Parteien durch Rath ober Beiftand pflichtwidrig dient. Dieſe 
Saflung läßt die alte Streitfrage offen, ob das Geſetz auch denjenigen Anwalt ftraien 
will, welcher, in einer fpäter anhängig werdenden Rechtsfache einen Auftrag feines 
früheren Gegners annimmt, während biefer Auftrag daſſelbe Gefchäft wie der frühere 
Prozeß betrifft. Doch gebietet $ 31 der Rechtsanwaltsorbnung bem Rechtsanwalt 
jeine Berufathätigfeit zu verfagen, wenn fie von ihm in derſelben Rechtsſache bereits 
einer anderen Partei im entgegengefeten Intereſſe gewährt iſt. 

Se euerbad, Lehrb., $ 425. — v. Schwarze und Oppenho —— 3 

a Denken ErnfoB. m a re 


bentton ift vorhanden, wenn eine Partei, ſei es dem Gegner ober im 
Strafverfahren dem konkurrirenden Berfolgungsbeamten, burch Erhebung der Klage 
bei einem Gericht zuvorgekommen ift und dadurch einen beitimmten Gerichtäftand 
für das weitere Verfahren begründet hat. Der Ausbrud ift offenbar der1. 7 D. 5,1 
entlehnt, welche an einem konkreten Fall die Regel aufftellt, daß bei einmal erhobener 
Klage der Bellagte dem Gerichtaftand unterworfen bleibt, auch wenn er nachher 
3. B. durch Privilegium einen anderen erhalten hat („quasi praeventus“, vgl. auch 
1. 19 pr. D. 2, 1; 1. 7, 80 D, 5, 1). Außer diefem Fall ift aber die P. ſowol 
im Civil- ala Strafprogeß bei einem Zufammentreffen ber Gerichtaftände von 
Bedeutung. 

1 Im Eiv.Py.; hier find zwei Fälle denkbar: 
1) Beide Theile find zur Uebernahme der Klagerollen gleichberechtigt, fo bei 
den jog. judicia duplicia: Theilungsflagen unb interd. retin. possessionis; ſowie 
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bei einem Servitutenftreit, wenn der Eine die actio confessoria, der Andere bie 
negatoria anjtellt. Hier ift die P. wichtig, weil mit der Entſcheidung über biefe 
gleichzeitig die bebeutenden Fragen über Beweislaft ıc. geregelt werden. Das Röm. 
Recht läßt den erften Anruf die Parteirolle firiren (1. 13 $ 29 D. 5, 1) und ſpricht 
damit wol indirekt aus, daß dag mit der Klage befaßte Gericht zuftändig wird und 
bleibt. Das Kan. Recht und die Reichögefege knüpfen jedoch dieſe Wirkungen erft 
an die Infinuation des erften Dekretes an den Bellagten (Gloſſe zu C. 59 X. 2, 28; 
RHO. IL. 8), daffelbe ift auch der Standpunkt der RCPO. 88 230, 235 Nr. 1. 

2) Sehr Häufig find mehrere Gerichtäftände des Beklagten vorhanden, unter 
welchen dem Kläger die Wahl zufteht. Hier Liegt bie Bedeutung der P. in ber 
Frage, wie lange der Kläger von ber einmal getroffenen Wahl wieder abgehen kann 
oder mit anderen Worten, wann für ben Bellagten der Einwand biejer Rechts- 
bängigfeit begründet if. Die Römischen Vorfchriften ertvähnen als Zeitpunkt dieſer 
P. die Antwort des Beklagten auf die Klage (1. 1883 C. 7, 17;1.4 $1C.2,2, 
welche jeboch nicht gloffirt ift). Deswegen wollen Einige die P. erft mit der Litis⸗ 
fonteftation eintreten lafſen, während Andere mit Necht und geftüßt auf Nov. 112 
e. 3; 2. Cl. 2, 5, fowie auf die erwähnten RGeſ. jchon der Infinuation in der 
gehörigen Form diefe Wirkung beilegn. Im alle mehrerer gleichzeitiger In— 
finuationen entfcheidet das Loos (l. 14 D. 5, 1). — Hier liegt gleichzeitig in ber 
P. eine billige Rüdfichtnahme auf den Bellagten, auch verhütet fie, daß berjelbe 
Rechtäftreit doppelt verhandelt werde. Man bat deshalb in neuerer Zeit inſoweit 
den Begriff der P. überhaupt in Abrede gejtellt, weil in diefem alle von einem 
„Zubortommen“ nicht die Rede fein Tann. E 

Doftrinell wurde die P. aus einem doppelten Geſichtspunkte gerechtfertigt. In 
älterer Zeit (Pütter) vindigirte man ben Gerichten ein Recht auf P. unter An— 
wendung der Beſitzgrundſätze (1. 10 D. 20, 1), was namentlich für die mit ber 
Gerichtöbarkeit verbundenen pekuniären Bortheile von Bedeutung war. Diefer Anficht 
ſchließt fi} in neuerer Zeit noch Linde an, während bie heut herrſchende Anficht 
nur für den Beklagten auß der P. das Recht Herleitet, vor dem einmal angerufenen 
Gericht auch fein Endurtheil zu erlangen. Praktiſch ift dieſer Streit deswegen, weil 
nad der erften Erklärungsweiſe ein Kompromiß der Parteien über die P. unzuläffig 
it, dag andere Gericht auch über die ihm befannt gewordene Litispendenz von Amis- 
wegen Rüdficht nehmen muß (Präj. des Preuß. OTrib. vom 12. April 1833 — 
Schleſ. Ar. II. ©. 214). 

Bon den Partikularrechten befand fi) nur die Allg. Ger. Orbn. auf dem Stanb- 
punft der alten Anficht, während die übrigen der neuen folgten. Die CPO. 
für das Deutfche Reich firirt die P. an die Erhebung der Klage, d. h. an bie Zu— 
ftellung ($$ 230, 235); fie begründet bie Einrede der Rechtshängigleit und wird 
duch eine Veränderung der fie begründenden Umſtände nicht berührt (Motive, 
©. 467). Eine P. kann jelbftverftändlich nur ftattfinden, wenn eine Wahl mehrerer 
Gerichtäftände vorliegt, wie dies nach $ 35 geftattet ift. 

I. Im Strafßrz. foll die P. ebenfalls den Gerichteftand im Fall eines 
Zufammentreffens oder einer Kollifion regeln. Dergleichen findet ftatt, wenn ent« 
weder mehrere Gerichte verfchiedener oder deſſelben Staates die Zuftändigfeit für ſich 
in Anfpruch nehmen, jene, wenn 3. B. ein Verbrechen auf ber Grenze begangen 
wurde oder während einer Eiſenbahnfahrt durch verfchiedene Territorien; diefe wenn 
gleichzeitig mehrere fora begründet fein können (del. commiss., deprehensionis, 
domieilii) oder Konnerität vorhanden if. Schon im Gem. Strafißrz. gilt die P. 
als ein Recht des Gerichte, über welches im Zweifel nicht durch das Loos, fondern 
duch das gemeinfame Obergericht entfchieden wurde, Die P. wurde jedoch nur 
durch Handlungen begründet, twelche gegen die Perſon des Beichuldigten, als ſolchen, 
gerichtet waren, aljo nicht durch die bloße Feſtſtellung des objektiven Thatbeſtandes. 
Dies ift auch im Ganzen der Standpunkt der Partikulargejege, welche fich nur da= 

dv. Holgendorff, Enc. II. Redhtäleziton IT. 3. Aufl. 9 
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durch unterfcheiben, daß ein Theil fchon in jedem Antrag der Staatsanwalticeant 
gegen eine beitimmte Perfon (Preuß. Gef. vom 3. Mai 1852 Art. 4; Hamovp. 
Staa PD. 8 26), die Mehrzahl erft in der gerichtlichen Eröffnung ber Unterfuchung 
einen ausreichenden P. akt fieht. Lehteres ordnet auch die StrafPO. fr daß Deutice 
Reich an, mit dem Hinzufügen, daß das gemeinfame Obergericht auch noch im Laufe 
der Unterfuchung die Yortfegung oder Entſcheidung einem anderen zuftändigen Gericht 
übertragen Tann, falls dies im Intereſſe der Sache liegt (Motive, ©. 132, nad 
Vorgang des Preuß. Gef. vom 3. Mai 1852 Art 4; Preuß. StrafPO. von 1867 
Art. 40; Thüring. StrafPO. Art. 59). Wenn die Unterfuchung als eröffnet gilt, 
bängt von dem einzelnen Fall ab, es ift dies bald die Eröffnung des Haupt 
verfahrens ($ 168), bald die der Vorunterfuchung, bei der Privatllage die Ent: 
ſcheidung des Gerichts über die Eröffnung ‚des Hauptverfahrens ($ 423), bei Bor: 
führung des Beſchuldigten in ſchöffengerichtlichen Sachen der Beginn der Verhandlung 
($ 211), bei Ausdehnung ber Aburtheilung auf eine neue That der diefe Ausdehnung 

anordnende Gerichtsbeſchluß ($ 265), der amtörichterliche Strafbefegl ($ 447), die 
Ladung zur Hauptverhanblung bei Strafbejehlen ber Polizei ($ 456), der Steuer 
behörben ($ 462) und im jog. objektiven Strafverfahren ($ 478). — Endlich findet 


auch der Grundſatz der P. Anwendung, wenn von mehreren Staaten an einen anderen | 


ein Geſuch um Auslieferung geftellt wird (Bundesbeſchluß vom 26. Januar 1851). 
en 11.7, u 5, 1. — L 19 pr. D. 3, 1.—C.19 X. 2, — — — 
L4S1C 2,2.--L18$8 C7, 17 — Nor cp, 2 -0La 5-11 18 205 25 
1. a Ba II. $ 8. — Preuß. Allg. Ger.D., Eint., $ 166. — re 8 190. — Baden 
ürttemb. — 58, 326. — Bayern ‚de. 179. — Deu Heer —A g 27. — 

SPD. 88 35, 230, 235 . — Für den Stzefpug 7D. 5, 1. — 1. ult. c. 4.— 1. ult 
. 2, 2. — C. 20 10, 1,8. — C.1010, De Berne Gefe dom 8, ei 1852 Art. 
4 — Vrz.Ordn. für bi neuen Provinzen vom 25. Juni 1867, Art. 40. — Code d’instr. 
= 29, 69. — Bab. Prz.Ordn. von 1864 Art. 55, 56. — Hannover $ 17. — Sadjien 
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ud Hadler, © Die Strafgerichtäverfaffung und das Strafverfahren be Deulſchen 1829, 
Kayſer. 


Procarium N bie Ueberlafjung einer Sache auf beliebigen Widerruf. Das 
P. unterjcheibet fi 

1) von der Schenkung dadurch, daß es fein Mecht überträgt. 

2) vom Kommodate baburch, daß dem Gebrauche der überlaffenen Sache nicht 
von vornherein eine beftimmte Grenze geſetzt und ber precario dans nicht verpflichtet 
ift dem Empfänger die Sache bis zu gemachtem Gebrauche zu belafien. Mit dem 
P. fann auch eine conductio verbunden, d. 5. e& Tann dem Empfänger bie Leijtung 


einer Vergütung auferlegt fein, ohne daß daburch der DVerleiher irgend welche Ber: | 
pflichtung übernähme. Im Gegenjage zum bloßen Kommodatar ift der precario | 


t. 49. — Eee Art. 55 ff. — Oldenburg Art. 53, 35 $ 2. — Württemb. Art. 23 f.— | 





accipiens, e8 wäre ihm denn augbrüdlich nur die Detention überlaffen, juriſtiſchet 


Beſitzer der Sache; beftritten ift ob dieſer Befi ein anomaler (fog. abgeleiteter), 


weil nicht mit dem regelmäßig zum juriftifchen ee erforderlichen Bemußtfein | 


eigener Machtvollkommenheit verbundener, fei. Es ift aber jenes Bewußtjein aus 


geſchloſſen durch dag Bewußtſein prefären von einem fremden Willen abhängigen | 


Habens und erklärt ſich der dem Prefariften zugeftandene Beſitz der Sache daraus, 


daß er in Ermangelung jeder dem precario dans ihm gegenüber obliegenden Ber | 
pflihtung ohne bie Annahme juriftifchen Beſitzes des Schutzes gegen Dritte nt: | 


behren würbe. 
Dem precario dans fteht gegen ben Empfänger ohne Weitereß, d. 5. ohne daß 


es borher bes Widerrufes bebürjte, welcher ja in ber gerichtlichen Abforderung ent- | 
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halten ift, micht nur die Geltendmachung jedes in feiner Perfon begründeten ding« 
lichen Rechtes, fondern außerdem 

1) das interdietum de precario zu. Seit Savigny pflegt dieſes als inter- 
dietum recuperandae possessionis aufgefaßt zu werben, wogegen neuerdings fein 
poffefloriicher Charakter vieliach beftritten wird. ebenfalls num unterfcheidet es fich 
von anderen Befiflagen dadurch, daß es nicht fowol den Beſitz bes Klägers als 
vielmehr die prefüre Natur des dem Beklagten zuftehenben Beſitzes geltend macht. 
Macht es geltend, daß der Befik bes Bellagten lediglich auf der Geftattung de 
Kläger beruht und daher nicht gegen beffen Willen behauptet werben barf, fo 'mag 
& immerhin als Befitzkiage gelten; denn e& macht ben Beſitz bes Bellagten geltend 
als einen dem Kläger gegenüber nicht in Betracht kommenden, macht aljo geltend, 
daß im Verhältniß zum Bellagten der Kläger, von welchem jener feinen Befitz hat, 
als Befitzer zu behandeln ſei. Das Interdikt erſcheint alſo nicht ſowol, wie Savigny 
annimmt, dem interd. de vi als ben interdicta retinendae possessionis analog ; in= 
dem es nicht durch Borenthaltung der Sache troß erfolgten Widerrufes bedingt ift, 
gründet es fich nicht auf vitiöfe Entziehung des klägeriſchen Befitzes, ſondern darauf, 
daß der Kläger im Berhältniß zum Beklagten ala einem lediglich Fraft feiner Ge— 
ſtattung Befikenden ala Befiter behandelt wird. 

Gegen den poffefjoriicden "Charakter des Juterdiktes Tann nicht eingewendet 
werden: 

a) daß es feinen juriftifchen Befig bes Klägers voraußfehe, denn dadurch, daß 
ex einem anderen den juriftichen Befitz precario überläßt, gerirt fich der Detentor 
als juriſtiſcher Beſitzer. Ebenfowenig widerlegt die Annahme poflefjoriichen Charakters 

) der Ausſchluß des Interdiktes gegen ben Eigenthümer, ba hier der vom 
Interdikte geltend gemachte prefäre Charakter bes Befitzes nicht zutrifft. 

2) Eine vertragsmäßige Verpflichtung bes Prefariften zur Rückerſtattung 
wurde päter dadurch anerkannt, daß dem precario dans eine actio praescriptis verbis 
auerlannt wurde. Während das Interdikt auf Reftitution oder Entfchädigung wegen 
ihres Unterbleiben® nur zuſteht gegen den Befitzer und denjenigen, welcher dolo malo 
possidere desiit: jo geht jene Vertragsklage a 2 auf Erfaß jeder durch grobe Ver- 
nachläffigung ber Sache dem Kläger zugefügterf Schädigung. 

Die Berpflichtung des Prefariften 

1) entfteht durch Empfang des juriftifchen Befitzes vom precario dans. Der 
Beſitz des Empfängers wird 

2) aus einem prefären. ein ungerechtfertigter durch Widerruf, jowie, falls ber 
jortdauernde Wille des precario dans ala pofitive Bedingung gefeßt ift, durch ben 
Untergang feiner Perfon oder Willensfähigfeit; während andernfalls der Befih des 
Empfängers den Erben des Verleihers gegenüber feine prefäre Natur behält. Da- 
gegen erftrerft fi die dem Empfänger ertheilte Konzeſſion nicht auf feine Erben; 
doch jteht das Interbift nach Ulpian's freilich von Geljus und Papinian (1. 11 D. 
de div. temp. praeser. 44, 8) wiberjprochener Anficht auch gegen den Erben zu. 
Diefe Ausdehnung des Interbittes ift analog der Erftredung der Deliktöflagen gegen 
bie Erben, indem es gegen den Erben geht als Subjekt eines ungerechtfertigten vom 
Kläger Herrührenben Beſitzes. 

Während manche (mit Unrecht) behaupten, daß dem Gem. Rechte die Unter 
ſcheidung bes P. vom Kommodate fremd fei, ift biefelbe im Preußiſchen ER. jeft- 
gehalten, dagegen behanbeln andere Gejegebungen wie der Code Napoleon und das 
a BGB. ($ 1129) das P. ala einen bejonderen all des Kommodates. 

ellen: D. 48, 26 de precario. — C. 8, 9 de precario et Salviano. — Preuß. 
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Ad. LIX. S. 221 fi. — Savigng, Recht bes Befipes, $ 42. — Zhering, Grund bes 
Srrpiä ed, 2. Aufl. ©. 97 ff. — Bruns, aeipflagen, 5 15. — Ranba, Sn, 2. Aufl., 
©. 128 f. — Better, Necht bed Befipes, S. 122 ff, 17: & — Lenel, Parteiabfiht und 
Rechtserfolg (Separatabzug aus Jhering’3 Jahrb. xx.) . 55 ff. sn 

er. 


Preßgeſetzgebung. 1. Die Zeit der Cenſur. Dem Beifpiele der firch- 
Ligen Gejehgebung folgend (Bullen Alexander's VI. von 1496 und 1501, Leo's X. 
von 1515; in einzelnen Deutſchen Diözefen analoge Anorbnungen jchon feit dem 
letzten Biertel des 15. Jahrhunderts nachweigbar, jo in Köln feit 1475, in Mainz 
feit 1486), verwerthete feit dem Anfange des 16. Jahrhunderts auch die weltliche 
Macht die Eenfur in ihren verfchiebenen Formen ala Waffe im Kampfe gegen geiftige 
Strömungen aller Art. Die Eenfur im eigentlichen Sinne, als eine dem Drude 
vorhergehende Prüfung bes Manuſtriptes (verſchieden von Bücherrevifionen, Ueber- 
wachung der Prefgewerbe, nachträglichen Verboten bereit? gebrudter Bücher u. dgl. 
wird für Deutfchland zuerft durch das Wormſer Edikt 1521 (nicht, wie regel- 
mäßig angenommen wird, erft 1529) begründet. Landesgeſetze (für Defterreich die 
BDerordnungen Ferdinand's I. vom 12. März 1528 und 24. Juli 1528) und Reich« 
geſetze (Reichsabſchiede von 1529 und 1580) wetteiferten in ber Durchführung bes 
einmal außgefprochenen Gedankens. Anfänglich nur auf die Dauer der Firchlichen 
Wirren berechnet, wird die Genfur zur ftehenden Einrichtung, und tritt una in völlig 
durchgebilbeter Geftalt ſchon in der Reichspolizeiordnung von 1548 und in dem 
Reichsabſchiede von 1570 entgegen, welch’ Ießterer, der oben angeführten Berord- 
nung Ferdinand's I. für Oefterreich von 1528 folgend, die Drudereien auf gewifſe 
Orte, ingbejondere Fürftenfige, angejehene Reichsſtädte und Univerfitätaftädte be— 
fchränfte. Weitere Anorbnungen brachten bie Reich8polizeiorbnungen von 1577, 
Rudolf's II. Reffript vom 15. März 1608, das Laiferliche Dekret vom 14. Auguft 
1715 (befonder® auch gegen die Profefjoren der Rechte fich wendend), das Patent 
vom 10. Februar 1746 ügertommilfion zu Sranffurt a./M.) u. a. m. — Die 
Entwidelung in den außerbeutfchen Ländern ging analoge Wege. Allmälig aber 
begann ber Gedanke der Preßfreiheit, in dem Sinne von Bejeitigung der Cenfur der 
Manuffripte, fi Bahn zu brechen. In England wurben jeit 1694 die Be 
ftimmungen über Genfjur nicht wieder erneuert; fie war damit ftilljchweigend be- 
feitigt. In Schweden fiel fie 1766 (definitiv erft 1809); Dänemark gewähr- 
leiftete unter dem Einfluffe Struenjee’3 durch das Gele vom 14. September 
1770 „eine uneingeſchränkte Sreiheit der Preffe”; Jofef IL., der fchon 1765 eine 
ausführliche Denkichrift über Cenſur ausgearbeitet, aber in bem berühmten Genfur- 
gejege vom 11. Yuni 1781 die Genfur beibehalten hatte, befreite 1787 die Wiener 
Buchdrucker gänzlich von berjelben, mußte aber am 20. Januar 1790 biefe Befreiung, 
don welcher die Gegner des Monarchen ben ſchrankenloſeſten Gebrauch gemacht hatten, 
zurücknehmen. Beſſer ala unter ber Herrfchait des aufgellärten Despotismus be 
währte die Prefreiheit fi in den Verfaffungsftaaten (Nordamerila, Frank- 
reich [hier wurde die Genfur 1791 abgefchafit, 1805 wieder Hergeftellt, 1814 und 
1827 wieder befeitigt]), Belgien), während Rußland noch heute an der Genjur 
feſthält. — In Deutichland Hatte Art. 18 der Bundesacte vom 8. Juni 1815 
gleichförmige Verfügungen über P.freiheit verheißen. Der Bund erfüllte die Ber 
heißung, wie alle anderen. In Folge der Karlabader Konferenzen gab der Bundes 
beihluß vom 20. September 1819 in $ 1 ftatt der P.freiheit der Cenfur 
gefegliche Grundlage (für Zeitungen und Zeitfchriften fowie für Bücher nicht über 
20 Bogen). Zunächft nur für fünf Jahre erlafjen, wurde dieſes „probiforiiche 
Preßgefeg“ durch Beſchluß vom 16. Oktober 1824 verlängert, „bis man fih 
über ein definitives Preßgeſetz vereinbart haben würde." 

I. Die Zeit der P. Die Macht der Ereigniffe ging nach zwei bangen 
Dezennien über jenen Beichluß zur Tagesordnung über. Nachdem der Bund am 
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3. März 1848 den Deutſchen Staaten die Beeitigung ber Genfur freigeftellt Hatte, 
beftimmten die Deutichen Grundrechte vom 21. Dezember 1848 in Art. 4: „Die 
Preffreiheit darf unter einen Umftänden und in feiner Weife durch vorbeugende 
Maßregeln, namentlich Genfur, Konzeffionen, Sicherheitsbeftellungen, Staatsauflage, 
Beichränlungen ber Drudereien ober be Buchhandels, Poftverbote ober andere 
Hemmungen des freien Verkehrs beichränkt, ſuspendirt oder aufgehoben werben. .... 
Ein Preßgefeg wird vom Reiche erlaflen werben.“ Aber nochmals follte die Ent« 
widelung der Preffreiheit gehemmt werben durch die wieder zur Herrſchaft gelangte 
rüdläufige Bewegung. Der berüchtigte Bundeabefhluß vom 6. Juli 1854 
fonnte zwar bie Genfur nicht wieber einführen, aber andere „vorbeugende Maßregeln“ 
trachtete er zu konſerviren. SKonzeffion bei Preßgewerben und GEntziehung derjelben 
im Verwaltungswege, DBertvamungsipftera (avertissements), äußerte Beſchränkung 
des fliegenden Buchhandels, Kautionzbeftellung bei politifchen periodischen Drud- 
ſchriften, firenge Haftung für Preßdelikte ꝛc. — das waren die „Garantien“, bie 
man für nöthig Hielt, um Mißbräuchen ber gewährleifteten „Preffreiheit” entgegen 
zu wirken. Der Bund Hatte feine Unfähigkeit zur Regelung bes Prefrechts mit 
diefem Beſchluß Mar nachgewieſen; ben Ginzelftaaten oblag es nunmehr, felbftändig 
die Sache in die Hand zu nehmen. — Nur wenige von ihnen führten den Bundes— 
beichluß aus; anbere blieben ihren älteren, vor 1854 erlaffenen Gefetzen treu; eine 
dritte Gruppe fchritt felbftändig zu neuer geſetzlicher Regelung (Weberficht in ben 
Motiven zum Entwurf von 1874; vielfach abgedrudt, 3. B. bei Berner, Preßrecht, 
©. 64 ff.). Hervorzuheben find 1) dad Preuß. Gei. vom 12. Mai 1851 (Aende⸗ 
zungen v. 6. März 1854 und 21. Mai 1860), im Allgemeinen von bemfelben Geifte 
beherricht, wie ber Bundesbefchluß von 1854; Kommentare dazu von Rönne 
(1851), Schward (1862), Thilo (1862) und? Hartmann (1865). Die 
Zeitungaftempelfteuer betreffen die Gef. vom 29. Juni 1861 und 26. September 
1862. Die octroyirte Verordnung vom 1. Juni 1863 führte neue Beſchränkungen 
en. 2) das Bayerijche Gei. vom 17. März 1850; Kommentar von Brater 
(1853). 3) Das Königl. Sächſ. Ge. vom 24. Mai 1870; Kommentare von 
Baufch (1870) und Barth (1870) — 4) In Defterreid Hatte die P. fich 
anfänglich überftürzt; dafür blieb fie fpäter zurüd und hat bis auf ben heutigen 
Tag den Geift der fünfziger Jahre nicht los werben können. Auf die Gejehe vom 
31. März 1848, 18. Mai 1848 und 13., 14. März 1849 folgte die durchaus 
tealtionäre Prekordnung vom 27. Mai 1852. Sie wurde am 17. Dezember 1862 
durch dag noch heute geltende Preßgefeß verbrängt. Eine gut gemeinte, aber juriftifch 
ganz verfehlte Novelle vom 15. Oktober 1868 brachte einige weitere Erleichterungen. 
Kommentar von Lienbacher (1868 I. Bd.; 1868 II. Bd). 

II. Die Reichsgefetzgebung. Art. 4, Nr. 16 der Neichäverfafjung hatte 
die Beftimmungen über Preß- und Vereinsweſen ber Beauffichtigung durch das 
Reich unterworfen. Damit war der Anftoß zu einer weiteren gebeihlichen Entwicke- 
lung der P. gegeben. Schon in der Sitzung vom 2. Mai 1871 erklärte das Reichs- 
fanzleramt einem auf Bejeitigung der Zeitungsfautionen und ber richterlichen Unter 
fagung des Gewerbebetriebe gerichteten Antrage gegenüber, daß fich die verbündeten 
Regierungen für verpflichtet hielten, die gejehliche Regelung bes Preßrechts in die 
Hand zu nehmen. Der Reichstag konnte demnach auf raſche Erfüllung feines 
Wunfches reinen, als er in der Sikung vom 10. Mai 1871 den Beichluß jaßte, 
„den Reichskanzler zu erfuchen, dem Reichstage in ber nächften Seffion den Entwurf 
eined für das ganze Bundesgebiet geltenden Preßgefeßes vorzulegen.” Allein bie 
Borlegung des Entwurfs verzögerte ſich von Seffion zu Seffion. Endlich ſah fi 
der Reichötag veranlaßt die Snitiative zu ergreifen. Windthorft (Berlin) und 
Genofien Iegten am 12. März 1873 dem Haufe einen Entwurf vor, der im Welent- 
lichen die Beichläffe des 6. und 7. Journaliſtentages (1871 und 1872) wieder 
holte. Am 19. März 1873 wurde der Entwurf einer Kommiffion von 21 Mit« 
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gliedern überwiefen. Biedermann erftattete den Bericht. Aber bei der zweiten 
Lefung, am 29. Mai 1873, ließ das Haus auf Wunſch des Reichskanzlers, ber bie 
baldige Borlegung des Regierungsentwurjs in Ansficht ftellte, feinen Entwurf fallen. — 
Am 11. Februar 1874 wurde der Regierungsentwurf vorgelegt, am 20. Februar 
ber erften Berathung unterzogen, und hierauf an eine vierzehngliedrige Kommiffion, 
zufammengefegt aus Juriften und Bertretern hervorragender Preforgane verichiebener 
Richtung, überwieſen. Marquarbjen wurbe mit der Berichterftattung betrant 
(die von der Kommiffion an der Regierungsvorlage vorgenommenen Veränderungen 
bat Marquardfen in feinem Kommentar, S. 19, zufammengeftellt). Die zweite 
Lefung begann am 16. März 1874 und wurde am 24. März beendet. Allein 
ber Entwurf, wie er auß der zweiten Leſung hervorging, wurbe von den Regierungen 
ala unannehmbar bezeichnet. Um die Differenzpunkte zu befeitigen, traten bie Mit⸗ 
glieder der bißherigen Kommiffion mit den Bundeskommiſſären von Brauchitſch 
und von Schelling zu freier Berathung zufammen. Die Ergebniffe berjelben 
wurden in der von Marquarbfen, v. Forcade und v. Schwarze rebigirten 


Faſſung als deren Anträge bei der dritten Lefnng vorgelegt; fie betrafen das 


Kolportiren von Drudichriften durch jugendliche Perfonen, ben Umfang des Ber 
richtigungszwanges, die Provofation auf gerichtliches Gehör im Berichtigungaver- 
fahren, das politifche Plakat, die Haftung des Redakteur, die preßrechtliche Fahı- 
läffigfeit, die vorläufige polizeiliche Beichlagnahme. In der Sitzung vom 24. und 
25. April 1874 wurden die Anträge genehmigt, und das Geſetz ſelbſt in dritter 
Leſung beichloffen. Die Kaiferl. Publilation eriolgte am 7. Mai 1874; die Geſetzes 
kraft trat am 1. Juli 1874 ein, während die Einführung in Eljaß-Lothringen einem 
befonderen Geſetze vorbehalten wurde. — Wenn wir den burchichnittlichen Stand 
der Gejeßgebung in den meiften Theilen Deutichlande bis zum Jahre 1874 ins 
Auge faffen, fo ergiebt fi, daß das Reichspreßgeſetz in folgenden Punkten weientliche 


Derbeflerungen gebracht Hat. Nachdem ſchon die Gew.O. vom 21. Juni 1869 bus | 


Konzeffionenfyftem auch bezüglich der Preßgewerbe beifeitigt hatte, hob das 
RpPreßGeſ. auch die richterliche Entziehung der Gewerbebefugniß vollitändig auf. Die 


ſchwerdrückenden finanziellen Belaftungen der Prefje wie Zeitungaftempel-, Kalender 


und Inferatenfteuer, ferner die Kautiongpflicht der politifchen periodifchen Preſſe ent 
fielen. Die Entziehung des Poftdebits wurde beſchränkt, die Regelung des Plafat- 
weſens der Landesgeſetzgebung überlaffen. Der präventive Charakter der Probeeremplare 
wurde gemilbert, der Berichtigungszwang (übermäßig) beſchränkt. Auch bezüglich 
der Haftung für Preßdelikte find gewiſſe Erleichterungen eingetreten, wenn auch ber 
zweite Abſatz bes $ 20 in ber Praris nicht jo fungirt ala man gehofft Hatte. Da- 
gegen ift insbeſondere die vorläufige polizeiliche Beſchlagnahme geblieben, und bie 
Beichränkungen, denen fie unterworfen wurde, können auf große praftifche Bedeutung 
feinen Anipruch machen. — Sonach bedeutet das Reichspreßgeſetz gewiß einen Fort⸗ 
ſchritt in freiheitlicher Richtung. Das muß die Deutjche Preffe dankbar anerkennen; 
mag fie immer betonen, daß größere Fortichritte hätten gemacht werden Tönnen: 
heute handelt es fich in erjter Linie darum, das Errungene zu vertheidigen, die er- 
ftrittene Pofition zu behaupten. 

IV. Auswärtige Gejeggebung: 1) England. a. Die Verantwortlich: 
teit für Preßbelikte beftimmt fich nach ben allgemeinen Grundſätzen des Strafrechtee. 
Wer. an der Veröffentlichung (publication) eines ftrafbaren Preßerzeugniſſes mit 
gewirkt bat, haftet für deſſen Inhalt. Der Inhaber eines Preßgewerbes hat auch 
das Verſchulden feiner Leute zu vertreten; doch fteht ihm feit der Lord Campbell’s 
Act (6 und 7 Victoria c. 96) vom 24. Auguft 1843 der Gegenbeweis offen, daß 
die Veröffentlichung ohne feinen Auftrag, feine Zuftimmung, fein Wiſſen erfolgte und 
nicht veranlaßt war durch einen Mangel an Aufmerkſamkeit von feiner Seite (want 
of due care and caution on his part). Die Zuläffigleit dieſes Einwandes in dem 
Derfahren gegen Zeitungseigenthümer ift äußerſt beftritten (vgl. über den Fall 
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Regina v. Holbrook bie Schrift von Ford, The law of libel as applied to news- 
papers, London 1879). Meber ben beftrittenen Begriff des Libel vgl. Flood, 
A Trestise on the Law concerning Libel and Slander, 1881. — b. Nach ber 
Parlamentsacte 6 und 7 Will. IV. c. 76 mußte auf jeder Zeitung Name bes 
Druders und Verlegers angegeben fein; ſeit ber Acte von 1869 (32 und 88 
Viet. c. 24) genügt Angabe des Druderd. Die Verpflichtung zur Kautions- 
beftellung entfiel 1869. Die Injeratenabgabe wurbe 1858, der Zeitungs- 
ftempel 1855, die Papieracciſe 1861 abgejchafft. Val. Griffith, A Digest of the 
Stamp Duties, 8. Aufl. 1880. — Reue Geſetz in Vorbereitung. — d. In Engliſch⸗ 
Indien wurde 1878 durch die Vernacular Indian press law die Genfur eingeführt. 
(gl. darüber Dacosta, Remarks on the Vernacular ... . law, 1878.) 

2) Frankreich. Das Franz. Preßrecht beruft auf einer bunten Menge von 
aus verfchiedenen Jahrzehnten ftammenden, nur durch denjelben Mangel an freiheite 
lichen Geifte zufammengehaltenen Geſetzen. a. Die Anwendbarkeit der allgemeinen 
ftrafrechtlichen Grundfäge ift mehrfach durchbrochen. Einmal durch bie ber period. 
Preffe (fchon feit dem Jahre IV der Republik) obliegende Verpflichtung zur Be— 
ftellung eines gerant responsable, der Miteigenthümer des Blattes (bis 1871 auch 
Eigenthũmer eines Viertels der Kaution) fein muß, die Redaktion leitet, jede Nummer 
unterzeichnet, und für den Inhalt derſelben im vollen Umſfange haftet (Gef. vom 
18. September 1828). Politifche, philofophiſche und religiöfe Artikel müffen von 
dem Berjaffer unterzeichnet jein (Gef. vom 16. Juli 1850), und dürfen nicht 
aufgenommen werben, wenn biefer fich nicht im Vollbefitze der bürgerlichen Ehren- 
rechte befindet (Gej. vom 17. Februar 1852 und 10. Mai 1868). Andererjeits 
liegen im Code penal von 1810, Art. 288 ff. (durch bie fpätere Geſetzgebung viel- 
fach durchbrochen) die Keime des „Belgifchen* Syſtems, der ausfchließlichen und 
ftufenweifen Haftung, indem die Berufung auf den Vormann (Berbreiter, Druder, 
Verjafſer) geitattet und in den Motiven wie bei ben Berathungen mit ben erft 
ipäter befannt gewordenen Schlagworten (das Geſetz will nur ein Opfer; Nach- 
forſchung d’&chelon en 6chelon) gerechtiertigt wurde. — b. Der Herauögabe einer 
periodifchen Druchſchrift muß, eine vorläufige Anzeige vorhergehen (Gef. vom 
11. Mai 1868). Politiſche Blätter unterliegen unbedingt und andere dann, wenn 
fie öfter als einmal in der Woche ericheinen, der 1870 vorlibergehend bejeitigten, 
6. Juli 1871 wieder eingeführten Kautionspjlicht (83000 bis 24000 France). 
Die Kaution haftet für Koften, Schadenserſatz, Geldftrafen. Dauernde und zeitweilige 
Einftellung des Blattes auf richterlichem Wege ift geftattet (Gef. vom 18. Juli 
1828, 27. Zuli 1849, 11. Mai 1868). Auswärtige politifche Blätter bürfen 
nur mit Bewilligung der Regierung im Inlande verbreitet werden (Gef. dom 
17. Februar 1852). — Die Abgabe der Pflichtexem plare regeln die Gef. vom 
21. Oftober 1814, 27. Juli 1849, 11. Mai 1868, die Verpflichtung zur 
Aufnahme von Berichtigungen und amtlihen Belanntmahungen bie 
Ge. vom 25. März 1822, 27. Juli 1849, 17. Dezember 1852, 11. Mai 1868. — 
°. Daß Druder- und Buhhändlergewerbe wurde 19. September 1870 
freigegeben ; doch muß jede Drudichrift den Namen des Druders enthalten. Die 
Kolportage, nach dem Gefeke vom 27. Juli 1849 an polizeiliche Bewilligung 
geknüpft, ift Durch Gefeg vom 17. Juni 1880 freigegeben worden. — Der Zeitungs- 
tempel wurde 1870 abgefchafft, am 4. Oktober 1871 durch eine Bapierfteuer 
erſetzt. Dieſe beträgt 10 Francs für 100 Kilogramm; weitere 20 Francs für Papier, 
das zum Drude von periodiſchen, der Kautionspflicht unterliegenden Drudjchriften 
beftimmt if. — Ueber die Verfolgung und Beſtrafung ber Preßdelikte find zu 
dergleichen die Gef. vom 29. Dez. 1875 und 3. Januar 1876. — Ein neues, 
durchaus freifinniges, Preßgeſetz ift gegenwärtig (Mai 1881) der parlamentarifchen 
Verathung unterbreitet. 
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3. Belgien. Das berühmte Belgifche Syſtem beruht auf den oben er 
wähnten im Franz. Code p6nal außgeiprochenen Grundſätzen. Nah Art. 18 der 
Berfaffung und Art. 11 des Preßdekretes vom 20. Juli 1831 können Berleger, 
Druder, Berbreiter nicht verfolgt werben, wenn ber Berfafler befannt und im In- 
lande wohnhaft ift. Nennung des Vormanns entſchuldigt aljo; bei Nichtuennung 
tritt volle Haftung für den Inhalt ein. Mehrere Perſonen können dann gleichzeitig 
zur Verantwortung gezogen werben, wenn fie außerhalb ihrer Geichäftsthätigkeit mit- 
gewirkt haben (ftehende Praxis der Belg. Gerichte; in Deutſchland meift überfehen). 

4. In Italien gilt das Sarbinifche ðeſeß sulla stampa vom 26. März 
1848. Man vgl. auch die Ital. Entwürje eines Polizeiftrafgefeßbuches. — Däne: 
markt, Preigef. vom 3. Januar 1851. — Norwegen, StrafGB. von 1842 Kap. 
25. — Schweden, Drudfreiheitsverordnung vom 16. Juli 1812, revidirt 1879. — 
Spanien, Geſetz vom 7. Januar 1879 (nenes in Vorbereitung). — Quremburg, 
Preßgeſ. vom 20. Juli 1869. — Holland, Gel. vom 28. September 1816, 
Straf EB. vom 3. März 1881 Art. 58 und 54. 


8it.: 1) Deu de und Defterr. Recht: atfmann Geſchichte ber Büchercenfur, 
1819. — Sachſe, Tie Anfänge der Büchercenfur, — Wiesner, Denfinrdigkeiten der 
Defterr. Genfur, 1847. — Be letter, nbbuch Be Bei en he 1846. — Gollmann, 
Quellen, Materialien und — des utſchen 1844. — ei 
Brater, Staatsworterbuch (Auffäge von Srater und Kia, u Lin ©. 250 fi, 227 ff.) 
Rott ed-Welder, Staatzleriton Biedermann im 08. — Die Sehrbücher 
des Staat: u. Berwaltungdrechtes von Mohl, wustee Blanc ar vd. Stein. — Zie 
im Xerte erwähnten Kommentare zu ben Preuß, —— 8* err. Prehoeſehen. — Die 
Kommentare zum Reidöpreßge eg von le 1874; le 184; Rar- 
auarbien, Berner, ehebuch d. —* — t — Rayi fer in 

olgenborff 8 Handb. d. Strafrechts, Bd. IV. — v. Lißzt, a8 Reihäprekreht, Berlin, 
1 Für ER v. rin t, Lehrbud) bes Defterreigi chen — 1878. 
25 — und als ech Hatin, Histoire politique et litt6raire de la presse en 

Krance, 185 8 Bbe.; Derfeibe, Manuel —ã et pl —* de la presse, 1868; 
Derfelbe, gr liographie historique' et gritique de 2 ue franı 1866. — 
Ravelet, Code manuel de la — . Aufl. olland de Villargues, 
Code des lois de la presse, 3. Aufl. 1876. — —— Traits des delits et contra- 
ventions de la parole etc. (2. Aufl). — Parant, Lois de 1a presse. — de Grattier, 
—— sur les lois de Ja presse. — Rousset, Nouveau code annot6 de la presse. — 


de Berny, Concordances des lois sur la presse. — Für Belgien: Dehusrmannz: 
Code de 1a res 1861 (2. Aufl. 1881). —— — La Para —— 
2. Aufl. 1 3. Aufl. 1879, 


z Haus Principes gen. droit 
S. 289 in — — 1. Redt: Sorbeer, Die — laden der a uns Due age in 
England, 1851. — Dubor, eidichte ber &n agtüihen, Suse, 1878. — erfafjung 
Englands, 2. Aufl. 1864. — Die Ur beiten © ne f % über Gnglifche und 
waltung. — 4) De lege ferenda eigeiebene Arbeiten aud neuerer I achten von 
Kleine an ten_II. 309 m m: an ben 6. Sueiftentag. — Bahlberg 
Allgem. Deutichen ———8 1871 (Kleine Schriften I. Bd.). — Sentner, Die 
Scale en bed Preßſtrafrechts, 1873. — Jaques, Grundlagen ber P. 1874. — Bieder⸗ 
mann — 1 .. d Deutten Beichögeicgen über ve Breite, 871. — Buyn, La 
libertö de Ia arole, Amst. 1867. — Celliez, Etude d'un projet d e loi sur ‚la responsa- 
bilitE en mati — de parole et L presse, Par. 1877. — Ollirter, De 1a libert6 de Ia 
prome, Par. 1880. — Crivellari, La stampa, 1868. — Buccellati, La Libertä di 
pa, 1880. a Sulla legge della stampa, 1881 (mit dem Preife "Ravizga Bi 
Eh — Wenig betannt aber deuge de von Anterefiei Evertsen de Jonge, 
tot de Leer der zoogenaamde — de la Presse“, Ultraj. 1847. — Buys (de AN 
De jure cogitata communicandi, Amst. 1850. — Dal. bie Art. Serausgeber, Prep 
gewerbe, Preßpolizei, Preßſtrafrecht, Redakleur. — 
v. 8izzt. 


Preßgewerbe. 1. P. find diejenigen Gewerbe, die fich mit der Herftellung 
und dem Umfage von Drudichriften beichäftigen. Dabei wird von der Geſetzgebung 
der Begriff ber Druchſchrift Hier meiſt in engerem Sinne genommen als im Preß- 
polizei · oder Preßſtrafrecht (vgl. den Art. Preßpolizei). Die rechtliche Stellung 
der P. ift von maßgebender Bedeutung für die Sicherung ber Prekfreiheit. Nach 
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der Reichsgeſetzgebung ftehen die P. im Allgemeinen den übrigen Gewerben gleich, 
während fie nach Defterr. Recht den drüdendften Ausnahmabeftimmungen unterivorfen 
find. Nicht zu den P. gehören: a) bie gewerbamäßige öffentliche Verbreitung von 
Druichriften (Preßgeſ. $ 5); fie kann durch die Ortspolizeibehörbe beftimmten 
Perfonen aus den in $ 57 der Gew.D. angeführten Gründen unterfagt werben; 
b) die Beförderung von Zeitungen politifchen Inhalts, die öfter als einmal wöchent⸗ 
lich erfcheinen, und durch das Reichspoſtgeſ. vom 28. Oktober 1871 dem Poftziwange 
unterworfen find. 

Auf die P. jelbft finden die Beitimmungen der Gew.O. vom 21. Juni 1869 
Anwendung (Preßgeſ. $ 4). Dieſe untericheidet zwifchen dem ftehenden und dem 
Geiwerbebetrieb im Umherziehen; eine Unterfcheidung, die mit ben in Bezug auf 
P. bisher üblichen nur theilweife zufammenjällt. Weſentliche Beſchrankungen hat 
auf biefem Gebiet das Sozialiftengej. vom 21. Oftober 1878 gebracht. 

2. Rach Reicharecht ift der ftehende Betrieb der P. an keine behörbliche 
Bewilligung gefnüpft; das Syſtem der Kongeffionirung ift aufgegeben. Erforderlich 
ift lediglich: a) mit dem Beginne des Betriebes gleichzeitige Anzeige deſſelben; 
b) bei gewiffen P. (Buch- und Steindruder, Buch und Kunfthändler, Antiquare, 
Leihbibliothekare, Inhaber von Leſekabineten, Verkäufer von Drudfchriften, Zeitungen 
und Bildern find in $ 14 der Gew.O. genannt) Anzeige des Gewerbelokales. — 
Dagegen bebürjen nach Oeſterr. Recht (Gew.O. vom 20. Dezember 1859) einer be= 
jonderen Konzeifion alle Gewerbe, welche auf mechanifchem oder chemifchen Wege 
die Vervielfältigung von Literarifchen oder artiftifchen Erzeugnifien oder den Handel 
mit benjelben zum Gegenftande haben; ferner die Unternefmungen von Leihanftalten 
für derlei Erzeugniſſe und von Leſekabineten. Die Photographie wurde 1864 für 
ein freies, die Photolithographie 1870 für ein Eonzeffionirtes Gewerbe erklärt. Der 
Bewerber um die Kongeffion muß Berläßlichleit, Unbejcholtenheit und genügenbe 
allgemeine Bildung nachweiſen (Gew.D. 88 16, 18, 19). Der Selbjtverlag ift frei« 
gegeben (Preßgej. von 1862, $ 3); das Recht zur Herausgabe einer periodifchen 
Druchchrift jchließt auch das Recht zum Verlage derfelben in fich (Preßgeſ. $ 3); 
begünftigt ift der Verkauf von Schulbüchern, Kalendern, Heiligenbildern, Gebeten 
und Gebetbüchern (Preßgeſ. $ 3, Gew.O. 8 19). Endlich kann der Verkauf 
periodifcher Drudjchriften durch Statthalterei ober Polizei beftimmten Perjonen für 
einen zu bezeichnenden Bezirk auf Widerruf bewilligt werben. 

3. Als „jliegenden Buchhandel“ bezeichnet man den BVertrieb von 
Druchſchriften außerhalb beftimmter Verkaufslokale. So alt wie bie Buchdruckerkunſt 
erfreute ex fich ſtets befonderer Aufmerkſamkeit von Seiten der Gefehgebung, die ihn 
entweber zu unterdrüden ober doch jcharfer Meberwachung zu unterwerfen fuchte. 
Die Formen, in welchen der fliegende Buchhandel auftritt, wechſeln nach Zeitalter 
und Vollätemperament; immer aber ift er ein ebenjo wichtiges wie gefährliches 
Ferment in dem geiftigen Leben weitausgedehnter Volksſchichten. Nach der Reiche« 
geiehgebung Tann der fliegende Buchhandel entweder im Umberziehen oder aber als 
Ausfluß des ftehenden Gewerbebetriebes ausgeübt werben; nach diefem Unterſchiede 
beftimmen ſich die ihn regelnden Rechtsſätze. Seine heutigen Formen find: 

a) Das Haufiren mit Drudjchriften ober die Kolportage: der Ber- 
trieb von Drudichriften im Umberziehen, alſo (KGew.O. $ 55) außerhalb des 
Wohnortes des Gewerbämannes ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaffung 
und ohne vorgängige Beitellung. Die Kolportage ift an die Ertheilung eines auf 
den Namen Iautenden SLegitimationäfcheines gebunden. Diefer kann Ausländern 
ohne Weiteres, Neichsangehörigen dagegen, die im Inlande domizilirt und 21 Jahre 
alt find, nur aus beftimmten Gründen (RGew.O. $ 57 abſchreckende ober anſteckende 
Krankheit, Verurtheilung wegen gewiffer Delikte, Stellung unter Boligeiaufficht, übler 
Leumund) verfagt werden. — In Oefterreich iſt das Kolportiren von Drudichriften 
unbedingt und ohne jede Ausnahme verboten (Gew. O. 8 51). 


) 
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b) Da8 Sammeln von Abonnenten und Subffribenten. Wenn 
daffelbe im Umherziehen (KGew. O. $ 55) betrieben wird, unterliegt es bemjelben 
Beichränkungen wie ber Haufirhandel. Dagegen ift der Gewerbsmann, ber ein 
ftehendes Gewerbe betreibt, ohne Weiteres befugt, auch außerhalb des Ortes jeiner 
gewerblichen Nieberlaffung perfönlich oder durch in jeinen Dienften ftehende Reifende 
Beftellungen auf Waaren zu fuchen (M&ew.D. $ 44), mithin Abonnenten und 
Subfkribenten für die von ihm verlegten oder herausgegebenen Drudichriften zum 
fammeln. — Nach Defterr. Recht (Preßgeſ. $ 23) ift dagegen ein von der Sicher 
heitsbehörde außzuftellender beſonderer Erlaubnißichein erforderlich, bei deſſen Gr- 
theilung nicht nur auf die Eigenfchaften und Berhältnifie des Bewerbers, ſondern 
auch auf die Beichaffenheit der Drudichriften Rücficht zu nehmen if. Die Unter 
ſcheidung des Deutichen Rechtes ift der Defterr. Geſetzgebung fremd. 

c) Daß Berbreiten von Druckſchriften an öffentlichen Orten 
(durch den crieur, vendeur, afficheur, distributeur sur la voie publique des Franz. 
Rechtes). Die gewerbamäßige öffentliche Verbreitung erfolgt entweder im Umher— 
ziehen und fteht dann dem Haufirhandel gleich, oder aber im. ftehenden Gewerbe 
betriebe. Auch in biefem letzteren alle bedarf der BVerbreiter der Erlaubniß der 
Ortspolizeibehörde (RGew.O. 8 34: „wenn gewerbamäßig Drudichriften oder andere 
Schriften oder Bildwerke auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen | 
Öffentlichen. Orten auögerufen, verfauft, vertheilt, angeheitet oder angefchlagen werden 
follen”). Die Erlaubniß darf nur aus denfelben Gründen verweigert werben, wie 
der Legitimationafchein zum Gewerbebetrieb im Umherziehen (vgl. oben). Sie 
Öffentliche Verbreitung ift mithin in allen Yällen von behördlicher Bewilligung ab- 
Hängig. NRüdfichten auf die Straßenpolizei waren von Einfluß auf diefe Beftimmung, 
während man andererſeits durch Beſchränkung und Aufzählung der Berfagungsgründe 
ber polizeilichen Willkür vorzubeugen ſuchte. — Das Defterr. Preßgeſ. ($ 33) ver- 
bietet das Ausrufen, Vertheilen und Feilbieten von Drudjchriften außerhalb der | 
hierzu orbnungsmäßig beftimmten ofalitäten unbedingt und ohne jede Ausnahme. | 
Die Bedürfnifſe des Verkehrs machten fich indeffen in ſolcher Stärke geltmd, daB 
die Gerichte und das Juſtizminiſterium, über den unzweifelhaften Wortlaut des 
Geſetzes fi Hinmwegjegend (1865), die Vertheilung von gewerblichen Ankündigungen 
in den Straßen an Vorübergehende für zuläffig erklärten. 

4. Schon die Gew.D. Hatte ($ 143) die Beftimmungen der Landesgeſetze, nach 
welchen die Befugniß zur Herausgabe von Druchſchriften und zum Vertriebe der 
felben im Verwaltungswege entzogen werden konnte, aufgehoben; dagegen Hatte fic 
jene landesgeſetzlichen Vorfchriften in Kraft gelafjen, welche die Entziefung der Be 
fugniß zum jelbftändigen Betriebe eine® Gewerbes durch richterlicheg Erkenntniß als 
Strafe im Falle einer durch die Preffe begangenen Zuwiderbandlung vorjchrieben 
ober geftatteten. Diefe Beftimmung erſchien ala eine Ausnahmamaßregel zu Un- 
gunften der Preffe, da nach dem Spfteme der RGew. O. die Berechtigung zum Be— 
triebe aller anderen Gewerbe weber durch richterliche noch durch adminiftrative Ent- 
ſcheidung entzogen werben kann. Das Rpreßgeſ. ($ 4) Hat diefer Rechtsungleichheit 
ein Ende gemacht. Cine Entziehung der Befugniß zum felbftändigen Betriebe irgend 
eines P. oder fonft zur Herausgabe und zum Bertriebe von Drudjchriften findet 
nunmehr weber auf abminiftrativem noch auf richterlichem Wege ftatt. Diefer Satz 
ift die nothivendige Konfequenz aus dem Prinzipe der Gewerbefreiheit. — Dagegen 
bat die Oeſterr. Gejebgebung (Preßgeſ. $ 3) an der richterlichen wie der abminiftrativen 
Entziehung der Gewerbeberechtigung jeftgehalten. Erftere kann (abgejehen von 
dem Bollzuge eines Straferkenntnifſes wegen Berleung der allgemeinen Straf ober 
Steuergefege) ftattfinden, wenn der Gewerbetreibende wegen des Inhaltes einer 
von ihm gewerbamäßig erzeugten, verlegten ober verbreiteten Drudichrift eines Ber- 
brechens, oder wenn er aus Anlaß einer folchen Schrift innerhalb eines Zeitraums 
von brei Jahren dreimal eines Vergehen ober einer Uebertretung, fei e8 nach dem 
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Straigejeße, jei e8 wegen Bernacjläffigung der pflichtgemäßen Sorgfalt, ſchuldig er- 
fannt wurde. Die Entziehung darf in der Regel nur für die Dauer eines Jahres, 
dann aber für immer anggeiprochen werben, wenn gegen ben betreffenden Gewerbs- 
mann zeitliche Entziehung jchon einmal verhängt wurde. Adminiftrative Entziehung 
(durch die Gewerbebehörbe) kann dann eintreten, wenn der Gewerbetreibende wegen 
eine® Deliktes verurtheilt wurde, dad ihn von dem Antritte bes Gewerbes aud- 
geichloffen Hätte, und wenn nach der Beichaffenheit des Gewerbes mund der Natur 
der begangenen ftrafbaren Handlung unter den gegebenen Umftänden von dem Fort⸗ 
betriebe des Gewerbes Mißbrauch zu beſorgen ift. In biefem alle kann die 
Entziefung ſowol für beftimmte Zeit al® auch für immer auageiprochen werben, 
jedoch nur innerhalb dreier Monate, vom Gintritte der Rechtskraft bes die Ente 
ziehung bedingenden Erfenntnifjes an gerechnet. 

5. Das Plakat. Das Anfchlagen, Anheften von Drudichriften an öffent 
lichen Orten fällt unter den Begriff der öffentlichen Verbreitung (vgl. oben), und 
kann wie dieſe gewerbamäßig ober nicht gewerbsmäßig betrieben werden. Im erften 
Falle findet $ 43 der Gew.D., im zweiten $ 5 bes Prefigej. auch auf die Plakati— 
zung Anwenbung; in beiden bedari der Plalatirende einer ihm perjönlich zu er- 
theilenden ort3polizeilichen Erlaubniß, die nur aus beftimmten Gründen verweigert 
werden darf. Auch das politifche Plakat unterfcheibet fi nur duch Inhalt 
und Zweck, nicht aber durch die Art, in welcher die Verbreitung, das Zugänglich- 
machen an das Publikum erfolgt, von den übrigen Plakaten, fällt alfo zunächſt 
unter die erwähnten gefeglichen Beitimmungen. Aber gerade wegen des politifchen 
Plakates ift das Plakatweſen überhaupt vor dem Inslebentreten ber Reichöpreßgejeh- 
gebung vieljach Gegenstand eingehender landesrechtlicher Regelung geweſen. Mit je 
größerem Mißtrauen die Gefeßgebung bie öffentliche Aeußerung von politifchen An= 
ſchauungen überhaupt betrachtet, um jo jchärfer wird fie auch das politiiche Plakat 
iu überwachen trachten. Eben darum wich der Rechtszuftand im Norden Deutjch- 
lands weit ab von dem in Süddeutſchland. Im Allgemeinen Laffen fich vier Gruppen 
von Geſetzgebungen unterſcheiden. a) Die erfte verbietet daß politiiche Plakat. So 
das Preußiſche Preßgeſ. von, 1851 $ 9, nach welchen Anjchlagzettel und Plakate, 
welche einen andern Inhalt Haben, als Ankündigungen über geſetzlich nicht ver- 
botene Verfammlungen, über öffentliche Vergnügungen, über geftohlene, verlorene 
oder gefundene Sachen, über Verkäufe oder andere Nachrichten für den gewerblichen 
Verkehr, nicht angeichlagen, angeheftet oder in fonftiger Weiſe öffentlich außgeftellt 
werden dürfen. b) Eine zweite Gruppe (Baden, Weimar, Lübel u. A.) unterwirft 
das Anſchlagweſen keinerlei Ausnahmsbeftimmungen. c) Nach der Sächfijchen Geſetz— 
gebung ift, ſoweit es ſich um Plakate lediglich gewerblichen Inhaltes handelt, vor⸗ 
bergehende Ablieferung des Pflichteremplares erforderlih, aber auch genügend. 
d) Bayern u. &. verlangen auf dem Plakate außer der Nennung des Druderd oder 
Verleger? auch die Angabe des Berfafierd. 

Der Gegenſatz der Anfchauungen trat auch bei der Berathung des RPreßgef. 
zu Tage. Die Regierungsvorlage Hatte die ftrengen Beftimmungen des Preuß. 
Rechtes aufgenommen und das politifche Plakat unbedingt verboten. Die Reiche- 
tagsfommiffion verwarf dieſe Anordnungen, und erſetzte fie durch das Sächfiſche 
Syftem. Ihre Anträge fiegten bei der zweiten Leſung im Plenum, jcheiterten aber 
an dem Widerfpruche der Regierungen. Da eine Einigung nicht zu erzielen war, 
entſchloß man fich von ber reichagefehlichen Regelung der Materie abzujehen. So 
entftand der 2. Abf. in $ SO der RpPreßgeſ.“ Das Recht der Landesgeſetz- 
gebung, Borichriften iiber das öffentliche Anfchlagen, Anheften, Anzftellen, jowie 
die öffentliche unentgeltliche Verteilung von Bekanntmachungen, Plakaten und Auf 
rufen zu erlaffen, wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Die Gew.D. von 1869, welche lediglich die perfönliche Berechtigung zum An« 
ſchlagen regelte, Hatte an dieſem echt der Landesgeſetzgebung nichts geändert; eine 
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ausdrückliche Beftätigung deſſelben in dem Preßgeſ. war aber ſchon wegen der da- 
ſelbſt im $ 1 enthaltenen Beftimmung nothwendig, nach welcher die freiheit der 
Preffe nur denjenigen Beſchränkungen unterliegt, welche durch das Preßgeſ. aus— 
drüdlich vorgefchrieben oder zugelaffen find. Eben danım ift $ 30 ſtrikte zu inter 
pretiren. Er umfaßt die gewerbämäßige und die nicht gewerbamäßige öffentliche 
Verbreitung; dagegen nicht alle, jondern nur die aufgezählten Formen der öffentlichen 
Derbreitung. So ift 3. B. landesgeſetzliche Beſchränkung der entgeltlichen Verteilung 
von Plakaten ausgeichloffen. 

Die Defterr. Gefeßgebung ($ 23 des Prefgef.) verbietet das Aushängen nnd 
Anſchlagen von Drudfchriften in den Straßen und an anderen öffentlichen Orten 
ohne bejondere Bewilligung ber Sicherheitsbehörde. Das Verbot bezieht fich jedoch 
nicht auf Kundmachungen von rein Örtlichem ober gewerblichem Intereſſe, ala: 
Theaterzettel, Ankündigungen von Öffentlichen Luftbarleiten, von Bermiethungen, 
Berläufen u. dgl., doch dürfen auch folche Ankündigungen nur an den von der Be- 
hörde Hierzu beftimmten Plätzen angefchlagen werben. 

6. Die finanzielle Belaftung ber Preßgewerbe. 

8) Die Reichsgeſetzgebung Hat (Preßgeſ. $ 80, Abf.), dem von Belgien. 
Nordamerika, Frankreich, England gegebenen Beifpiele folgend und den ſchon vor 
1874 in einer Reihe von Deutſchen Staaten, jo Bayern, Württemberg, Sadhien, 
Baden, Thüringen u. A., beftehenden Rechtaguftand auf das ganze Reich übertragend, 
die bejondere Befteuerung ber Preffe und der einzelnen Preferzeugniffe, alſo Zeitungs= 
und Kalenderftempel, Abgabe von Inferaten u. f. w., befeitigt. Die 
BP. unterliegen fortan nur noch der auf den Landesgefegen beruhenden allgemeinen 
Gewerbefteuer. Damit ift — hoffentlich für immer — eine Maßregel gefallen, die, 
von welcher Seite fie betrachtet werben mag, ſtets als irrationell ericheint. Die 
befondere Befteuerung der P., die allerdings ber Staatskafſe eine reichliche fichere 
und bequeme Ginnahmsquelle eröffnet, ift vom volkswirthſchaftlichen Stand» 
punkte aus verwerflich, weil fie (die „irrationellfte aller Konfumtionafteuern“, wie 
Lorenz dv. Stein fie nennt) ala Zeitungaftempel die tägliche geiftige Nahrung de Volles 
vertheuert oder die periodifche Prefie dazu verführt fich für den peluniären Augfall 
auf andere vielleicht unlautere Weiſe ſchadlos zu halten; weil fie als Inſeraten⸗ 
abgabe an das Ungleiche ſchablonenhaft den gleichen Mafftab anlegt und den Armen, 
der Beichäftigung jucht, ebenfo trifft wie den Weichen, der feinen großen Befik ver- 

“ äußern will. Sie ift verwerflich vom politifchen Standpuntte aus; fie ſoll als 
Präventivmaßregel wirken, das Auftauchen Heiner mit geringem Anlage: und Be 
triebskapital außgerüfteter Blätter verhindern, weil bei diefen die Gefahr eines Miß- 
brauches ber Preßfreiheit beſonders nahe liege; und fie treibt damit die Preffe dem 
Großkapital in die Hände, bewirkt die Verbindung diefer beiden Mächte und potenzirt 
dadurch ihren Einfluß. — Die Defterr. Gejeßgebung ift bisher dieſen Erwägungen 
nur theilweiſe zugänglich gewejen. Das Gejeh vom 30. März 1874 hat alle Ge 
bühren für Ankündigungen, für Einjchaltungen in periodifchen Schriften, ſowie für 
Einfchaltungen in Ankundigungs⸗ und Anzeigeblättern aufgehoben. Damit ift die 
Injertiongfteuer gefallen. Aber die Zeitungsftempelfteuer leiftete allen 
Angriffen Widerftand. Nach der Verordnung vom 23. November 1858 unterliegen 
derſelben alle (nicht blos bie politifchen) Zeitfchriften des In- und Auslandes, welche 
ein oder mehrere Male in der Woche ericheinen; die Stempelgebühr beträgt 1 Kreuzer 
für die im Inlande und in den Poftvereinsftanten erfcheinenden, 2 Kreuzer für andere 
Zeitfchriften des Auslandes. Ausgenommen find amtliche Zeitungen (vorausgeſetzt, 
daß ihr Inhalt eben rein amtlicher Natur ift, alfo dann nicht, wenn 3. B. das 
„Amtsblatt“ ausgedehnte Sinferatenbeilagen hat), fowie Blätter, welche ber Be- 
ſprechung rein wifjenfchaftlicher, künſtleriſcher, technifcher oder anderer Fachgegenftände 
gewibmet find; doch werben dieje letzteren dann ftempelpflichtig, wenn fie Ankündi⸗ 
gungen (foweit dieſe fich nicht außfchließlich auf Gegenftänbe ihres Fachs beziehen, 
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Gef. vom 26. Dezember 1865) ober Unterhaltungsletüre enthalten. — Mit der 
Befteuerung ber Preßgewerbe Hat der Spielfartenftempel ſchon darum nichts 
zu thun, weil Spiellarten nicht als Drudfchriften im Sinne des Preßgeſ. betrachtet 
werben können (vgl. übrigens auch Reichägef. betr. den Spiellartenftempel vom 
3. Juli 1878). 

b) In Bezug auf eine andere finanzielle Belaftung der P. hat die Reichagejeh- 
gebung den Muth nicht gehabt ihre Aufhebung zu dekretiren. Es find die Frei⸗ 
exemplare, die (regelmäßig von dem Berleger) an Behörden und Bibliothefen 
abgeliefert werden müffen. Sie erfcheinen Iebiglich ala eine billige Bereicherung 
geroiffer Bücherfammlungen, die überdieß nur zum Theil der Benubung durch dad 
Publitum offen ftehen. Für diefe Art der Bereicherung von Bibliothelen fpricht 
nur ihre Billigfeit, gegen fie, ganz abgejehen davon, daß fie ber Stantögewalt wenig 
würbig ift, die ſchwere Laft, die fie gewiſſen P. aufbilrdet (im Jahre 1874 haben 
die einzelnen Oeſterr. Verlagahandlungen je 300—1500 Gulden in Freieremplaren 
abgeliefert). 

Bei der Berathung des ReichsP. Tonnte man ſich über die Befeitigung der 
Freieremplare nicht einigen; die Klagen ber Deutfchen Buchhändler hatten zwar lautes 
Echo im Deutihen Parlamente gefunden, aber andererſeits betonte man die Intereſſen 
der alademifchen Inftitute und wies auf den unerſetzlichen Werth hin, den voll 
ftändige Sammlungen aller im Lande erfchienenen literariſchen Erzeugniffe für die 
fünftige Gefchichtichreibung hätten. Da eine Verſöhnung der Gegenſätze nicht zu 
erzielen war, bejchloß man, die Landesgeſetze in Kraft zu Yaffen, ſoweit dieſe die 
Abgabe von Yreieremplaren an Bibliothelen und öffentliche Sammlungen anorbnen. 
Bon den einzelnen Deutichen Staaten hatten das Königreich Sachen, Sachjen- Weimar, 
die Sächfifchen Herzogthümer, Baden, Oldenburg, Reuß, Braunfchweig, Bremen, 
Lippe-Detmold auf die Abgabe jchon vor 1874 verzichtet; die übrigen Staaten 
halten an berfelben jeft (vgl. Zufammenftellung von Bertram im Börjenblatt für 
den Deutihen Buchhandel vom 6. April 1870, Nr. 78). 

Nach Defterr. Recht (Preßgeſ. $ 18) müflen von allen zum Verkaufe beftimmten 
Druchſchriften, welche im Inlande verlegt oder gebrudt werben, und nicht Lediglich 
den Bebürfnifien bes Gewerbes und Verkehrs oder des häuslichen und gefelligen 
Lebens gewidmet find, vier bez. (bei periodifchen Drudjchriften) fünf Freiexemplare 
an beftimmte Behörden und Bibliothefen abgeliefert werden. Bei Drudichriften 
von beſonders Loftipieliger Ausftattung werben die wirklich bezogenen Exemplare mit 
50 %, des urjprünglichen Pränumerationg- oder Labenpreifes, aber nur auf Ver- 
fangen der Partei vergütet. Für die Ablieferung haftet zumächft der Verleger, der 
Druder aber bei jenen Drudichriften, bei welchen ein Berleger nicht oder fäljchlich 
genannt gi oder welche im Auslande verlegt werben. 


Bit.: S. zu Art. Preßgeſezgebung. — Dal. die Art. Heraus eben. 3* ⸗ 
polizei, Breffixafre t, a 39 u dv. ß 


Preßpolizei. I. P. ift der Inbegriff jener Rechtsregeln, durch welche dem 
Mißbrauche der Preffreiheit vorbeugend enigegengewirft und bie fünftige ftrafrechtliche 
Verfolgung etwa begangener Preßdelikte gefichert werden fol. Zahl und Charakter 
diefer Rechtsregeln wechjelt nach ber mehr oder weniger polizeilichen Tendenz der 
Gejammtgejeßgebung. Unmittelbares Objelt der P. find die Druckſchriften, als 
die Mittel zur Begehung von Preßdelikten; unter ihnen nimmt die periodiſche 
Preſſe auch durch die Zahl der ausfchlieklich an fie gerichteten Normen die erfte 
Stelle ein. Durch die Mebertretung der preßpoligeilichen Anordnungen entftehen bie 
P.delikte (auch unpaffend „eigentliche Prefbelikte” genannt), die von den durch 
den Mißbrauch der Preffreiheit begangenen Preßdelikten („uneigentliche Preßdelikte“; 
die außerdeutſche Literatur gebraucht viel richtiger die entgegengeſetzten Bezeichnungen) 
weientlich verſchieden find (f. d. Art. Preßſtrafrecht). 
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I. Drudichriften im Sinne des Preßrechtes find aber nicht nur bie Er- 
zeugniffe der Buchdruderpreffe, fondern auch alle anderen durch mechaniſche oder 
chemiſche Mittel bewirkten, zur Berbreitung beftimmten Bervieljältigungen von 
Schriften und bildlichen Darftellungen mit oder one Schrift und von Mufikalien 
mit Xert oder Erläuterungen (Preßgel. $ 2; Defterr. Preßgeſ. $ 4). Irrelevant 
ift die Art der vervieljältigenden Technik (Kupfer- und Stahlftih, Photographie. 
Holz= und Steindrud, Kopirmafchine, Hektograph, Prägen und Gießen ıc.). Immer 
aber muß e8 fi) — was in der außerdeutſchen Gefehgebung und Wiſſenſchaft all⸗ 
gemein zugegeben und zum Theil ausdrüdlich ausgeſprochen wird — um eine 
Gedantenäußerung handeln. Denn nur mit einer ſolchen hat e8 dad Preb- 
recht in feinen polizeilichen, wie in feinen ftrafrechtlichen Beftimmungen zu thun; 
Staatsnoten, Eiſenbahnprioritäten, Spiellarten, Geldftüde ıc. find troß der verviel⸗ 
fältigenden Technik keine Drudjchriften. Dabei ift das Wort „Gebankenäußerung“ 
im weiteren Sirme zu nehmen, und umfaßt auch die Manifeftation der künftleriſchen 
Idee in Bild und Tonwerk (Iehtere aber nur unter ben obenerwähnten pofitivrecht- 
lichen Beichränkungen). Die Drudjcrift ift fertig, nicht mit ber Vervielfältigung, 
fondern erft, wenn die Thätigkeit des Verleger abgefchloffen ift; wenn biefer fie zur 
Berbreitung beftimmt und die nöthigen Schritte unternommen bat, damit die Ber- 
breitung beginnen kann. Dieſen Zeitpunkt bezeichnet man zum Unterjchiebe von der 
Verbreitung als dag Ausgeben, Erjcheinenlaffen der Drudichriit. — Unter 
den Begriff der periodifchen Drudichriit fallen Zeitungen und Zeitſchriften (für 
den Unterjchied maßgebend ift das Erſcheinen in Blättern oder Heften), welche in 
monatlichen oder fürzeren, wenn auch unregelmäßigen Friften erjcheinen (Preßgei. 
8 7; ähnlich Defterr. Preßgef. $ 7). Inhalt der Drudjchriit und Form des Er- 
ſcheinens ift irrelevant. Den Gegenjaß zur periobifchen Drudichrift bildet das 
Lieferungswerk, das, wenn auch noch fo großartig angelegt, planmäßig jein 
Ende finden muß, während andererjeitd der Plan der Anlage den Inhalt der ein= 
zelnen Nummer zum Voraus beftimmt. Zur einzelnen periodifchen Drudichrift ge- 
hören als deren Pertinenzen die Beilagen, bie gemeinfam mit jener abonnirt aus- 
gegeben verbreitet werden und feine jelbftändige juriftifche Exiſtenz führen. Die 
periobifche Druchſchrift unterliegt einer Reihe von befonderen preßpoligeilichen An⸗ 
ordnungen; fie wird nach Außen Hin durch ben verantwortlichen Redakteur 
repräſentirt. 

III. Zu den preßpolizeilichen Anordnungen gehören: 

1) Die Verpflichtung, die an der Herſtellung und Ausgabe der 
Druckſchrift betheiligten Perſonen auf der Dructſchrift ſelbſt zu 
nennen. 

Auf jeder Druckſchrift muß Name und Wohnort des Druckers, ferner Name 
und Wohnort des Verlegers genannt fein (Preßgeſ. $ 6; Oeſterr. Preßgeſ. 
8 9). Der Berfaffer oder Herauögeber ift nur dann zu nennen, wenn die Drud- 
ſchrift im Selbftverlage erfcheint und daß dies der Fall auf der Drudfchrift zum 
Ausdrude gelangen ſoll (d. h. der ungenannt bleiben wollende Berjaffer kaun fich 
als DBerleger, ftatt als Selbjtverleger bezeichnen und fo feine Anonymität wahren). 
An Stelle des Namens des Druckers oder Verlegers genügt die Angabe der in das 
Handelöregifter eingetragenen Birma. — Druder ift derjenige, der die Drudichriit 
(in dem weiteren Sinne des Preßrechtes) heritellt; aber nicht der einzelne Arbeiter, 
fondern der Inhaber des Geſchäftes; der daſſelbe leitende Stellvertreter darf nicht 
ftatt des Inhabers genannt werben. 

Gewerbamäßigkeit, Entgeltlichleit, Legitimität der Herftellung find irrelevant. 
Wenn mehrere Drudereien an ber Herftellung felbftändig beteiligt find, jo ift jede 
für den von ihr Hergeftellten Theil der Drudjchrift ala Druder zu nennen; bat 
eine Druderei auch andere zur Hülfeleiſtung Herangezogen, fo ericheint die erjtere 
nach Außen Hin als einziger Druder. — Verleger ift derjenige, der die Drud- 
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ſchrift erfcheinen Läßt, der vermittelnd einerfeits zwifchen ben Derfafler und ben 
Druder, andererſeits zwiſchen dieſen und ben Verbreiter tritt. Gewerbamäßigteit, 
Entgeltlichkeit, Legitimität find auch hier nicht von juriftifcher Bedeutung. Auch auf 
dem Nachdrud muß der Verleger genannt jein. Der Kommifjionsverleger, ber 
auf jrembe Rechnung und Gefahr verlegt, ift Verleger, nicht aber der Kommiffionär 
oder der Sortimentsbuchhändler. — Befreit von der Verpflichtung zur Nennung 
des Druderd und Berlegerd find jene Drudichriften, die nur den Zwecken de Ge 
werbes und Verkehrs, des häuslichen und gefelligen Lebens dienen; ferner Stimm« 
zettel für öffentliche Wahlen, jofern fie nichts weiter als Zwed, Zeit und Ort 
der Wahl und die Bezeichnung ber zu wählenden Perſonen enthalten. Kupferſtiche 
avant la lettre (bie ſog. &preuves d’artistes) werben, obwol nicht unter den Wort- 
laut des Gejehes jallend, allgemein hierher gerechnet. — Die periodiſche Drud- 
fohrift muß außer der Nennung des Druderd und Verlegers auch die Angabe des 
verantwortlichen Redakteur? (Namen und Wohnort, d. 5. den Ort, von dem aus 
er die Redaktion Führt) enthalten. Mehrere Perfonen dürfen nur dann genannt 
werben, wenn aus Form und Inhalt der Benennung mit Beitimmtheit zu erjehen 
ift, für welchen Theil der Drudjchrift jede der benannten Perfonen die Redaktion 
führt (Preßgel. 8 7; dgl. d. Art. Redakteur). — Jede Uebertretung dieſer Be— 
ftimmungen ift (Preßgel. $ 18) mit Gelbftrafe bis zu 1000 Mark oder mit Haft 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten bedroht, wenn fie durch falſche Angaben 
mit Kenntniß ihrer Unrichtigkeit begangen wurde; mit Geldftrafe bis zu 150 Mark 
oder mit Haft aber dann (Preßgef. $ 19), wenn diefe Vorausſetzung fehlt. Die 
ſchwerere Strafe trifft den Verleger einer periodifchen Druckichrift auch dann, wenn 
er wifjentlich gejchehen läßt, daß auf derfelben eine Perjon fälſchlich ala Redakteur 
genannt wird. 

2) Die Verpflichtung zur Ablieferung der Pflihteremplare 
(wol zu weterfcheiden von den im Art. BPreßgewerbe beiprochenen Freiexemplaren), 
durch welche der Behörde bie rechtzeitige Kenntnißnahme von begangenen Preb- 
belitten und ein erfolgreiches Einfchreiten gegen die Schuldigen, fowie gegen bie 
Druchſchrift ſelbſt gefichert werden foll. Die Reichsgeſetzgebung verlangt (Preßgeſ. 
$ 9) nur von der periodifchen Preffe ein Exemplar jeder Nummer (mit Ein- 
ſchluß der Beilagen), das ber Verleger gleichzeitig mit der Ausgabe ber 
Druchſchrift (das Geſetz fpricht ungenau von dem Beginne der Außtheilung oder 
Berjendung) gegen eine ihm ſofort zu ertheilende Beſcheinigung an bie Polizei 
behörde des Ausgabeortes unentgeltlich abzuliefern bat. Befreit find diejenigen 
Drudichriften, welche ausſchließlich den Zweden der Wiflenichaft, der Kunft, des 
Gewerbes oder ber Induftrie dienen; den Gegenſatz bildet die politifche Preſſe einer- 
feits, die Unterhaltungapreffe andererjeit. Die Strafe für umterbliebene oder ver 
ſpätete Ablieferung (Geldftrafe bis 150 Mark oder Haft nach Preßgeſ. $ 19) trifft 
immer nur den Verleger, vorausgejeht, daß ihm ein Verſchulden zur Laft fällt. — 

Weit ftrenger find die Beftimmungen des Oeſterr. Rechts (Preßgeſ. $ 17), in« 
dem dieſes von jeder nichtperiodiſchen Drudichrift, die nicht mehr als fünf 
Bogen im Drude beträgt, und nicht Lediglich den Bedürfniſſen des Gewerbes und 
Verkehrs oder des häuslichen und gefelligen Lebens zu dienen beftimmt ift, die Ab⸗ 
gabe von zwei Pflichteremplaren (an Polizei und Staatsanwalt) wenigſtens 
24 Stunden vor der Austheilung oder Verjendung verlangt. Die Verpflichtung, 
wie Haftung trifft (unzwedmäßig genug) nicht den DBerleger, fondern den Druder. 

8) Die Berpflihtung zur Aufnahme amtlider Belannt- 
machungen (Preßgeſ. $ 10). Diefe Verpflichtung obliegt dem verantwortlichen 
Redakteur jener periodifchen Drudichriften, welche überhaupt Anzeigen aufnehmen; 
er hat bie ihm von Öffentlichen Behörden mitgetheilten amtlichen Belanntmadungen 
auf deren Berlangen gegen Bezahlung der üblichen Einrückungsgebühren in einer der 
beiben nächften Nummern zur Veröffentlichung zu bringen. Zuwiderhandlungen 
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werben, wie folche gegen die Berichtigungapflicht, behandelt und beftraft (Preßgeſ. 
8 19; vgl. unten Nr. 4). — 

Im Wefentlichen übereinftimmend Oeſterr. Preßgeſ. 88 20 ff. 

4) Die Berichtigungspflicht (Entgegnungsreht) beruht auf dem 
Gedanken, daß Jeder, den eine in einer periodifchen Drudichrift gebrachte Nachricht 
berührt, zum Worte kommen, an derſelben Stelle und vor demfelben Publikum, an 
welcher und vor welchem über ihn geiprochen worden, gehört werden fol. ie 
Lefer des Blattes follen urtheilen, nachdem beide Theile gefprochen haben. Das 
Entgegnungsrecht (Preßgeſ. $ 11; Defterr. Prefgef. $ 19) befteht nur der perio- 
diſchen Preffe gegenüber, es bezieht fich auf die in berjelben mitgetheilten That- 
jachen (nicht auf Urtheile, Kritiken u. dgl.), jet aber keinen Angriff auf den 
Entgegnenden voraus. Das Entgegnungsrecht fteht allen Betheiligten, jei es 
Behörden, Korporationen, fei es Einzelindividuen zu, d. h. allen denjenigen, welche 
ein Intereſſe daran Haben, gehört zu werben. &3 entfällt, wenn bie Berichtigung 
nicht von dem Anzeiger unterzeichnet ift, wenn fie ftrafbaren Inhalt hat, ober fich 
nicht auf jene thatjächlichen Angaben befchränkt, welche den Anlaß der Berichtigung 
bilden. Der verantwortliche Redakteur Hat die ihm, fei es mündlich, fei es 
ſchriftlich, zur Aufnahme mitgetheilte Berichtigung, in feinem Blatte zu veröffent⸗ 
lichen, und zwar ohne Einfhaltungen und Weglajfungen, denn der 
Entgegnende foll vollfftändig und ohne unterbrochen zu werben, zum Worte kommen; 
in demjelben Theile der Drucichrift, in welchem der zu berichtigende Artikel 
erſchienen war, und mit berfelben Schrift, denn gleiches Gehör foll beiden Theilen 
gewährt werben; und in ber nach Empfang der Einjendung nächftfolgenden Nummer, 
fofern dieſe nicht bereits für den Drud abgefchloffen ift; denn ſoll die Entgegnung 
Wirkung haben, jo muß fie fofort erfolgen. Aus dem Weſen bes Entgegnungsrechtes 
ergiebt fich ferner, daß — entgegen einer weit verbreiteten Anficht — die Be 
rihtigung nur in derſelben Sprache Anſpruch auf Veröffentlichung machen Tann, 
in welcher der zu berichtigende Artikel erjchtenen war. Die Aufmahme erfolgt 
koſtenfrei, foweit die Entgegnung den. (einfachen) Raum der zu berichtigenben 
Mittheilung nicht überjchreitet; für die über dieſes Maß Hinausgehenden Zeilen 
find die üblichen Einrüdungsgebühren zu entrichten. Diefe Beichränkung der Loften- 
freien Aufnahme genügt dem praftiichen Bebürfniffe nicht; Bayern, Preußen ließen dag 
einfache Maß des Artikels entjcheiden, in welchem die Mittheilung enthalten war; 
Frankreich, Italien, Belgien (Sachfen) geben den doppelten Raum des zu be 
richtigenden Artikels frei. Durch die Aufnahme wird die Verantwortlichkeit des 
Redakteurs für den Inhalt weder des berichtigten, noch des berichtigenden Artikels 
berührt. — Genügt der Rebakteur ber Berichtigungapflicht nicht — mag es fih 
um Derweigerung oder Unterlaffung der Aufnahme oder um einen dem Geſetze nicht 
entjprechenden Abdruck der Entgegnung handeln — fo tritt das gerichtliche Be— 
rihtigungsverfahren ein. Die Behörde greift aljo nicht fojort (wie nach dem 
Badifchen Syſtem von 1868 oder dem älteren Defterr. Rechte von 1862—1868), 
fondern erſt dann ein, wenn eine Mebertretung des Geſetzes ftattgefunden hat. Die 
Verfolgung findet nur auf Antrag des Verletzten ftatt (Prefgej. $ 19), das Gericht 
bat zunächft die Eriftenz des Entgegnungsrechtes und die Verlegung der Berichtigunge- 
pflicht feftzuftellen, dann über das Verſchulden des Redakteur zu urtheilen. Das 
Refultat des Verfahrens kann demnach fein: a. Gänzliche Abweiſung bes Klägers; 
b. Anordnung der Aufnahme ohne Beftrafung des Redakteurs, wenn die an fich un= 
berechtigte Verweigerung in gutem Glauben gefchehen oder die Beitrafung aus an— 
deren Gründen (Tod, Begnadigung, Verjährung) außgefchloffen ift; c. Verurtheilung 
des Redakteurs (Gelbftrafe bis zu 150 Mark oder Haft) mit gleichzeitiger Anordnung 
der Aufnahme, bei Eriftenz des Entgegnungsrechtes und mala fides des Redakteurs; 
d. Beftrafung des Redakteurs ohne Anordnung ber Aufnahme, wenn der Ahbrud 
zu fpät, im Mebrigen aber dem Geſetze entiprechend erfolgte. — Beharrt der Re 
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bafteur auch ber richterlichen Anorbnung der Aufnahme gegenüber auf feiner Weige⸗ 
rung, fo fann er abermals zur Verantwortung gezogen und beftrajt werben; ein 
direfter oder indirefter Zwang zur Aufnahme findet nach Deutihem Recht nicht ftatt. 
Dagegen hat nach Oeſterr. Preßgeſ. $ 21 das Gericht gleichzeitig mit der Anordnung 
der Aufnahme die Einftellung der Druchſchrift bis zur Erfüllung der Verpflichtung 
zu verfügen. 

5) Das Berbot der ferneren Verbreitung kann — von den viel 
weiterreichenden Beitimmungen des Sozialiftengefeges abgejehen — nur gegenüber 
ausländiſchen periodifchen Drudichriften ausgeſprochen werden (Prefgei. 
$ 14). Die Verletzung bes Gaftrechtes ſoll mit Entziehung deſſelben beantwortet 
werben. Ausſpruch und Aufhebung des Verbotes ift in die Hand des Reichs- 
kanzlers gelegt. Der Ausſpruch ift an die Vorausſetzung gelnüpft, daß zwei⸗ 
mal binnen Jahresfriſt gegen bie betreffende Drudjchrift eine Verurtheilung 
nad 88 41 u. 42 des StrafGB. (alfo wegen ihres frafbaren Inhalts) erfolgte; 
die Zuläffigfeit entfällt, wenn das Verbot nicht innerhalb zweier Monate nah Ein- 
tritt ber Rechtskraft des letzten Erfenntniffes ausgejprochen if. Die Bedeutung 
diefer Maßregel und zugleich das Bedenkliche derfelben -Liegt darin, daß fie gegen 
die künftig ericheinenden Nummern der Druchſchrift gerichtet ift, nicht die That, 
fondern die Tendenz ins Auge faßt. Mit der Belanntmachung des Verbotes wird 
der von bemfelben betroffenen Drudichrift zugleich der Poſtdebit entzogen, d. h. 
die Poſt darf feine Beftellungen auf diefelbe annehmen, die einzelnen Nummern 
nit mehr befördern oder ausfolgen. Webertretung bes Verbotes, d. h. aljo Ver- 
breitung derſelben auf irgend eine Art, wird (Preßgef. $ 18) mit Geldſtrafe bis zu 
1000 Mark ober mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten geahndet; 
do ift Kenntniß des Verbotes erforderlich (anderer Anfiht Berner). — Auf 
einem anderen Standpunkte fteht die Defterr. Geſetzgebung. Nachdem ſchon durch 
das Preßgeſetz von 1862 das adminiſtrative Verbot bejeitigt worden war, fiel 
1868 auch das richterliche Verbot, fei es imlänbdifcher, jei es außländifcher perio- 
difcher Druckſchriften, hinweg, ſoweit es nicht bereits erichienene, fondern erſt künftig 
ericheinende Nummern treffen fol. Wol aber kann nach Defterr. Recht die Ent 
jiehung des Poſtdebits felbftändig und nad} freiem Ermefjen des Minifteriums 
de3 Innern, aber nur gegen ausländifche periodifche, wie nichtperiobifche Drud- 
ſchriften ausgeſprochen werden (Preßgeſ. $ 26). Die nothwendige, aber duch einzige 
dolge der Entziehung des Poſtdebits ift ber gänzliche Ausſchluß der betreffenden 
Druchſchrift von der Beförderung durch die Poſt. Es Handelt ſich einerjeits alſo 
um mehr ala um ben an bie Poſtämter gerichteten Auftrag, keine Beftellungen auf 
bie betreffende Druchſchrift mehr anzunehmen ; andererfeitß Liegt aber in der Entziehung 
des Poſtdebits keineswegs das Verbot ber Verbreitung, vielmehr Tann die Drudichrift 
nad wie vor auf jedem anderen Wege, als auf dem der Poft bezogen und verjendet 
werden. Nur foweit ber Poftzwang reicht — und nach den Deiterr. Poſtgeſetzen 
von 1837 und 1850 umjaßt er alle periodiichen Schriften, fie mögen durch Hand⸗ 
ſchrift oder Abdruck dargeftellt oder vervielfältigt fein —, fchließt die Entziehung des 
Poſtdebits das Verbot jeder Art der Beförderung in fich. 

6) Die nichtrichterliche Beſchlagnahme von Druckſchriften wäre 
ſchon nach der RStrafPO. (88 94 ff.) bei Gefahr im Verzuge zuläffig, ſoweit bie- 
jelben für die Unterſuchung von Bedeutung fein können oder der Einziehung unter- 
liegen. Aehnliche Anordnungen enthielten die meiften Deutfchen Partikular⸗StrafPO. 
In der Literatur, und bei der Berathumg des NPreßgefehes wurde bies vielfach über 
fehen, wurde nicht nur die fog. „polizeiliche“, jondern jede der Urtheilsfällung voran= 
gehende (alſo auch die richterliche) „vorläufige” Beichlagnahme als eine Ausnahme» 
beftimmung zu Ungunften der Preffe belämpft. Von anderer Seite verlangte man 
die Bejeitigung der vorläufigen Beſchlagnahme geradezu ala ein Privilegium der 
Prefie, da man den Gedanken nicht tüdten dürfe zc., während wieder Andere 
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wenigſtens die Ingerenz ber nichtrichterlichen Behörden ausgeſchloſſen wiffen wollten 
(Gegner der vorläufigen Beſchlagnahme, aber unter fich vielfach abweichend: Mohl. 
Gneift, Wahlberg, John, Jaques, Marquardſen u. A.; die Deutfchen 
Journaliſten ſchwankten in ihren Anfichten, ebenſo wie die Yuriftentage). Die heute 
eltenden Beftimmungen des NPrefgejeges find das Nefultat eines Kompromifies 
rehget, 88 23 fi). Aus demjelben ift hervorzuheben: 

3 Die nichtrichterliche Beſchlagnahme ift nicht allgemein, wie nad) der Straf PL... 
fondern nur wegen gewiſſer Delikte zuläſffig. Dieje find: Uebertretungen der 
88 6, 7, 14 u. 15 des Preßgeſ. (Nichtnennung von Druder, Verleger ıc., Ber- 
breitung einer verbotenen Druchſchrift, Veröffentlichung über Truppenbewegungen): 


ferner Uebertretungen der 88 85, 95, 184, 111, 130 des StrafGB. (Aufforderung 


zu Hochverrath, Majeftätsbeleidigung, unzüchtige Darftellungen, Schriften u. 1. i. 
Aufforderung zu ftrafbaren Handlungen, Aufreizung zum Klaflenlampf), die beiden 
legten Delikte (88 111, 130 des StrafGB.) jedoch nur dann, wenn dringende Ge 
fahr beiteht, daß bei Verzögerung der Beichlagnahme die Aufforderung oder Auf: 
reizung ein Verbrechen oder Vergehen unmittelbar zur Folge haben werde. In allen 
Fällen aber muß, wie nah ber StrafPD., ein mindeften® verjuchtes Delikt vor- 
liegen, damit die Beichlagnahme zuläffig fei. 

b. Die richterliche Beſchlagnahme bedarf unter allen Umftänden der gericht: 
lichen Beftätigung (wenn fie vor Erhebung der Öffentlichen Klage ftattgefunden 
bat, durch den Amtsrichter, in deffen Bezirk fie vorgenommen wurde). Die Gin 
holung der gerichtlichen Betätigung muß binnen Kurz bemeffenen Friften ftattfinden, 


und die Beichlagnahme erlifcht, wenn die Beftätigung nicht binnen fünf Tagen nah | 


der Anordnung herabgelangt ift. 

ce. Gegen den die Beichlagnahme aufhebenden Gerichtsbeſchluß ift fein Rechte 
mittel zugelaffen 

d. Auch der beſtätigende Gerichtsbefchluß muß aufgehoben werden, wenn nicht 
binnen zwei Wochen nach ber Beftätigung die Berfolgung in der Hauptſache ein- 
geleitet ift. 


Bei der Beichlagnahme find die dieſelbe veranlaffenden Stellen der Echritt | 


unter Anführung der verleten Geſetze zu bezeichnen. Trennbare Theile der Schrift, 
welche nichts Strafbares enthalten, find von ber Beichlagnahme auszufchließen. Dir 
Beihlagnahme Tann fich auch auf die zur Vervielfältigung dienenden Platten und 
Formen erſtrecken; fie erfolgt bei Drudfchriften im engeren Sinne auf Antrag des 
Betheiligten durch Wblegen des Satzes. Der Beichlagnahme unterliegen nicht nin 
die bereit in Verbreitung befindlichen, aber noch nicht in Privatbefig übergegangenen 
fondern auch die noch nicht verbreiteten, aber zur Verbreitung beitimmten Exemplare 
der Drudichrift. 

Berbreitung der Drudichrift oder Wieberabbrud derjelben während der Dauer 


der Beichlagnahme ift, wenn der Thäter Kenntniß von derjelben Hatte, mit Gelb: | 
ftrafe 6i8 zu 500 Mark oder mit Gefängniß bis zu fech® Monaten zu belegen. — — 
In weiterem, als dem Hier erörterten Umfange ift die Beichlagnahme nach dem | 


Sogialiftengejege zuläfſig. — 


Das Defterr. Recht geftattet (StrafpO. $ 487) die vorläufige nicht: | 
richterliche Beichlagnahme ohne weitere Einfchräntung, wenn Drudichriften ent: | 


weder gegen die Vorſchriften des Preßgeſetzes ausgegeben oder verbreitet werden ober 


wenn fie im öffentlichen Iutereffe zu verfolgen find; die vorläufige richterlide | 


Beichlagnahme aber nur auf Klage und Antrag des Privatllägerd. Die nicht: 
richterliche Beichlagnahme bedarf der gerichtlichen Betätigung, die (nach 88 488 fi. 
der StrafPO.) in ähnlicher Weile, wie nach Deutichem Rechte, eingeholt werden 
muß (doch find die Friſten weiter bemeſſen). Gine wohlgemeinte, aber durchaus 
unpraftifche Beitimmung (die fich übrigens auch im Hamburgifchen und Badiſchen 
Rechte fand) enthält $ 491 cit., nach welchem, wenn das Gericht die Beichlagnahme 
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ausbrüdlich für ungerechtfertigt erklärt, dem vom derſelben Betroffenen ber Erſatz bes 
erweiglichen Schadens aus der Staatslaffe gebührt. 

T) Die Verpjlihtung zur Kautionsbeftellung, gegen welche fich 
das Deutfche Parlament ſchon im Jahre 1871 mit großer Majorität außgeiprochen 
hatte, ift dem RPreßgeſetze fremd geblieben. Dagegen hält das Defterr. Recht 
(ebenfo wie das Franzöfifche) an derjelben bis zum heutigen Tage feſt. Die Zeitungs- 
faution foll gleichzeitig verfchiedenen legislatoriſchen Zwecken dienen. Sie foll die 
politifche und finanzielle Solidität des Unternehmens verbürgen; fie ſoll die Ein- 
treibung von Geldftrafen und Prozeßkoſten fichern; fie foll endlich die Möglichkeit 
gewähren, eine beſondere Nebenftrafe, die des Kautionsverfalle, in das Strafenſyſtem 
einzuführen. Die BVerwerflichleit der ganzen Einrichtung, welche die angeftrebten 
Zwecke entiveder gar nicht oder nur auf Koften höherer Intereſſen erreicht, bedarf 
heute feines Nachweiſes mehr. Nach SS 23 ff. des Oeſterr. Preßgef. unterliegen ber 
Kautionspflicht jene periobifchen (nicht von der Regierung herausgegebenen) Drud- 
ſchriften, welche öfter ala zweimal im Monate erfcheinen und, wenn auch nur neben- 
ber, die politifche Tagesgeſchichte behandeln, oder politifche, religiöfe, foziale Tages- 
fragen befprechen. Die Höhe der Kaution beträgt, je nach ber Häufigkeit des Er— 
ſcheinens und der Einwohnerzahl des Außgabeortes, zwifchen 1000 und 8000 Fl. 
Der Kautionsverfall wird ausgeſprochen (Preßgeſ. $ 35), wenn Jemand wegen des 
Inhaltes der Drudichrift eine Verbrechens oder Vergehens fir ſchuldig erfannt wird, 
mag auch den Herausgeber ſelbſt Teinerlei Verſchuiden treffen. Die verfallende 
Summe fteigt, je nach der Schwere des begangenen Deliktes, von 60 Fl. bis zum 
vollen Betrage der Kaution, eventuell aljo bis 8000 Fl. Wird der für verfallen 
erflärte Betrag von dem Herausgeber nicht binnen drei Tagen nach Rechtsfrait des 
Erkenntniſſes erlegt, fo veranlaßt der Staatsanwalt bie Zahlung aus den ala Kaution 
erliegenden Werthen; das Gleiche geichieht, wenn Gelbitrafen oder Prozeßkoſten, auf 
welche „aus Anlaß der Herausgabe“ der Drudichrift erfannt wurde, von bem Bes 
teoffenen nicht rechtzeitig erlegt werben. Die Verminderung der Kaution führt, wenn 
der Ausfall nicht binnen acht Tagen erſetzt wird, zur Einftellung der Drudjchrift. 

Bit: ©. zu Kt. Daebgeichgesung — Bol. die Art. Herausgeber, reß⸗ 
gewerbe, Preßſtrafrecht, Redäkteur. v. Liszt. 

Preßſtrafrecht. P. ift der Inbegriff der Rechtsregeln über Inhalt und Um— 
fang der Verantwortlichfeit für den Mißbrauch der Preßfreiheit. Das P. hat daher 
zunächſt Antwort auf zwei Fragen zu geben: 1) Was ift Mikbrauch der Preh- 
freiheit? 2) Wie beftimmt filh die Verantwortlichkeit für dieſen Mißbrauch? An 
der Löfung beider Fragen haben Wiſſenſchaft und Gefeßgebung feit Langem und — 
bis auf den Hentigen Tag — ohne befriebigendes NRefultat gearbeitet. Die folgende 
— iſt nur beſtrebt de lege lata, nicht aber de lege ferenda die Löſung 
zu fördern. 

. I Preßfreiheit ift das Recht der freien Gebankenäußerung duch Drudichrijten 
innerhalb der gefeßlichen Schranken und unter der gejeßlichen Berantwortlichteit. 
Der normwidrige und ftrafbare Mißbrauch diefes Rechtes — das auch ala Preb- 
recht im ſubjektiven Sinne bezeichnet werden kann — konſtituirt das Preßdelikt. 
Mit den Preßpolizeidelikten (f. d. Art. Preßpolizei) hat es jo wenig zu thun, 
wie die Tödtungsdelikte mit der Webertretung des Verbotes des Waffentragend. Im 
Unterfchiede don dem Preßpolizeidelikte nennt man e8 dag „uneigentliche” ober 
„materielle", am richtigften aber das Preßdelikt ſchlechtweg. Seine Begriffe- 
beftimmung bat nicht blos theoretifche, jondern eminent praftifche Bedeutung; denn 
eine Reihe von gefeglichen Beitimmungen Inüpft an das „Preßdelikt“ an, ohne biefes 
wu definiren. — Der Blid auf die auswärtige Gejehgebung fördert wenig. Die 
Anſchauungen des Englifchen Rechtes über das Libel (vgl. d. Art. Preßgefeh- 
gebung) fpotten der juriftifchen Konſtruktion. Das Franzöſiſche und die unter 
feinem Einfluffe ftehenden anderen Rechte zählen hierher: öffentliche Aufforderung zu 
10* 
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ſtrafbaren Hondlungen, outrages à la morale publique et aux bonnes moeurs (ein 
viel umfaſſender Begriff, unter den Angriffe auf Religion, die Freiheit der Kulte, 
Eigentfum und Familienrechte ebenfo fallen, wie die Verherrlichung ftrafbarer Hand» 
lungen und die Berhöhnung des Geſetzes), Öffentliche Beleidigung des Präfibenten 
der Republit, der Kammern, fremder Souveräne und Minifter, Angriffe auf die 
Volksſouveränität, die Verfaffiung ꝛc., diffamation et injure publique gegen 
Öffentliche und Privatperfonen ıc. — Die Deutjche Wiffenjchaft hat fi) wiederholt 
mit ber juriftifchen Konftrultion des Preßdeliktes befaßt. Glajer, John, 
Jaques, v. Burt, Merkel, daneben der Holländer Buyn, aus neuefter Zeit 
Oetker (Goltdammer’s Archiv, Bd. XXVI.) find hier zu nennen. Glaſer 
gebührt das Verdienft, der Frage zuerft näher getreten zu fein; ein Verdienſt, das 
durch dad Mißlingen des Verfuches nicht geichmälert wird. Er unterfcheidet 1) die 
uneigentlichen Preßdelikte, „Handlungen, deren Thatbeftand nicht ſchon an und 
für fih durch den Mißbrauch der öffentlichen Meinungsäußerung bedingt ift“, wie 
Injurien, Gottesläfterung, Betrug, Fälſchung, Erpreffung ꝛc.; fie find nach den 
Grundfägen des allgemeinen Strafrechtes zu beurtheilen. 2) Die eigentlichen 
Preßdelikte, „für die öffentliche Orbnung gefährliche und blos darum verbotene Pu- 
blifationen“, nicht kriminelles, jondern polizeiliche Unrecht. Als verboten find nur 
diejenigen Publifationen anzufehen, durch welche entweder a. zu ftrafbaren oder 
wenigften® rechtswidrigen Handlungen aufgereizt, oder b. ein durch das Gefetz ge- 
ſchütztes Objelt in einer an fich verwerflichen Form angegriffen wird. Hier jollen 
nur objektive und zwar gerichtliche Maßregeln Anwendung finden. Gegen diefe Ein- 
theilung vgl. John, Marguardjen, Jaques, Merkel, Oetker; fie kann 
heute als genügend widerlegt angefehen werden. Sie krankt an einem doppelten 
Irrthum; einerſeits an der Identifizirung von Preffe und Deffentlichleit und damit 
an ber Verrüdung des Schwerpunftes der Frage; anbererfeit3 an einer ganz un= 
Haltbaren, heute antiquirten Auffafjung de Polizeideliltes, mit welcher die Ein- 
theilung in fich zufammenfällt. Gefährdung von Rechtögütern ift eben kein Polizei 
delikt. — Oetker bat der Unterfuchung neue Bahnen gewiefen, hat aber einerjeits 
ſowol die Bedeutung der Drudichrift, als auch die der Verbreitung derjelben nicht 
richtig gewürdigt, andererſeits den Kreis der Preßdelikte zu weit gezogen. 

Das Preßdelikt ift Mißbrauch des Rechtes der Gedantenäußerung. Unb zwar 
der Öffentlichen Gedankenäußerung ; gerichtet an die unbegrenzte Menge, die wir 
Publikum nennen. Es folgt dies jchon daraus, daß dag Mittel, die Drudichrift, 
begrifflich dazu beſtimmt ift, in bie Deffentlichleit zu treten. Charakterifiren wir 
aber eine beftimmte Deliktagruppe durch Hervorhebung des zu ihrer Begehung ges 
brauchten Mittels, dann muß diefeg Mittel in der feine Beftimmung erfüllenden 
Weife gebraucht fein. Ich fpiele nicht mein Blasinftrument, wenn ich mit einem 
Metallftäbchen auf dafſſelbe fchlage. 

Wenn aber das Preßdelikt Mißbrauch des Rechtes der öffentlichen. Gedanken- 
äußerung ift, dann ift es eine beſondere Spezies in einer größeren Gruppe; danm 
erweitert ſich die legislatoriſche Frage: „welche Handlungen find Preßdelikie de lege 
ferenda® zu der anderen: „wann ift die öffentliche Gedanfenäußerung überhaupt 
ſtrafbar?“ Und diefe Trage Hat nicht das Preßrecht zu löſen; es bat vielmehr 
aus der im pofitiven Rechte gegebenen Löfung feine Konſequenzen zu ziehen. 

Die Gedankenäußerung muß, um zur Aufitellung einer befonderen Deliktägruppe 
führen zu können, an fi, d. 5. ohne Rückſicht auf einen weiteren Erfolg, norm⸗ 
widrig und ftrafbar fein. Sie kann dies fein, wenn fie unmittelbar Rechtögüter- 
verletzung ift, wie bei der Öffentlichen Beleidigung, der Gottesläfterung;, fie kann 
es fein ala Rechtögütergefährdung, wie bei der Öffentlichen Aufforderung zu ftraie 
baren Handlungen; fie kann e& fein als reiner Ungehorfam, wie bei der ver 
botenen Ankündigung ausländifcher Lotterien. In allen dieſen Fällen ift mit der 
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das Delikt in die Gruppe ber Delikte durch öffentliche Gedankenäußerung, und wenn 
in Druckſchriften begangen, in die ber Preßbelikte einzureihen. Anders, wenn die 
Gedankenäußerung Mittel zum Zwecke, zur Herbeiführung weiterer Erfolge ift, und 
die Norm erft mit der Erreichung dieſes weiteren Ziele übertreten ift; fo bei Be— 
trug, Erpreffung, Mißbrauch der Amtsgewalt. Mag bier immerhin die Preſſe be- 
nüßt fein, es liegt doch mie ein Preßdelikt vor (anders Oetker). Mit anderen 
Worten: die Gedankenäußerung muß Begehung des Deliktes, nicht Mittel zur 
Begehung ein. 

Bei dem Prefdelikte erfolgt die Gedankenäußerung durch Berbreitung von 
Druchſchriften; darin liegt ihre Eigenthümlichkeit, die fie von den übrigen Fällen 
der normwidrigen Gedankenäußerung unterjcheidet. Die Druckſchrift ift der 
Gedanke, die Verbreitung feine Aeußerung. Eine Reihe von Konſe— 
quengen wird ung Mar, wenn wir an biefer Auffafjung feithalten. 

or Allem erkennen wir fofort die veränderte Beftalt, in welcher der 
Gedanke uns hier entgegentritt. Cr ift firirt, verkörpert in der Drudjchrift; 
er ift ſichtbar und greifbar geworben und hat durch die Vervielfältigung die Kraft 
gewonnen, ber Schranken von Zeit und Raum zu fpotten. Und zugleich ift er 
jelbftländig geworden, unabhängig von dem Willen feines Schöpfers, befähigt, in 
Taufenden von Einzelindividuen auf eigene Fauft in die Welt zu treten. Dieſe 
felbftändige und vielfache objektive Eriftenz der Drudichrift wird noch Lange 
nicht in ihrer vollen Tragweite gewürdigt. Ihre Beachtung würbe ung Lehren, daß 
man durch Beſtrafung des Verjaſſers den Gedanken gar nicht trifft, objektive Map» 
regeln gegen die Druchſchrift daher notwendig find; fie würde una Lehren, daß wir 
auch in den allermeiften Fällen mit dieſen objektiven Maßregeln unfer Ziel viel 
ficherer erreichen, ala wenn wir nach ben fchuldigen Perfonen fuchen. Gefährlich 
ober gar gemeingefährlich ift Die Drudfchrift nicht, aber ein ſelbſtändiges der Sinnen 
welt angehöriges Individuum: darum Beſchlagnahme und Vernichtung. Wer den 
Gedanten ala Gedanken tödten will, macht fich eines Nonſens ſchuldig; wer den 
fleiich-getvorbenen Gedanken vernichtet, zieht nur die Konſequenz aus der Fleiſchwerdung. 
Und ferner ergiebt fich, daß in der Verbreitung der Drudichrift, eben weil 
fie die Yeußerung be Gebankens ift, die Begehungshandlung bei den 
Preßdelikten ala normwibrigen Gedanfenäuherungen, liegt. Darum ift, was ihr 
vorausgeht, Konzeption und Reinfchriit des Manuſtriptes Abichließen de Verlags⸗ 
vertrages Uebergabe an die Druckerei, Herſtellung des Druckes (Satz, Korrektur, 
Abdruch), Falten, Glätten, Heften, Binden des Buches und endlich auch die Aus— 
gabe der Drudichrift (f. d. Art. Preßpolizei: Begriffsbeſtimmung der Drudjchrift) 
ftraflofe Vorbereitungshandlung; darum ift mit der Verbreitung das Delikt als 
vollendetes gegeben, unb ber Dit der Verbreitung der Ort der begangenen That. 
Darum ift femer der Berfafler, der in ber verbreiteten Drudichrift zur Menge 
Ipricht, der Thäter des Preßdeliktes; und der DVerbreiter, den nöthigen dolus auf 
feiner Seite vorausgeſetzt, fein Mitthäter; darum iſt für bie Gehülfen, die das 
Mittel, die Drudjchrift, Herftellen, für Druder und Verleger, mit der Verbreitung 
und an dem Orte der Verbreitung ihre flrafbare Thätigfeit konſummirt. 

Das Gejagte bedarf aber der Erläuterung. Der Begriff der Berbreitung ift im 
Geſetze (RPrebgel. 8 {A nicht definirt. Reiche Kafuiftil findet fich in den Kommen- 
taren und Lehrbüchern des Preß⸗ und Strafrecht. Sie intereffirt uns bier nicht, 
fondern der Begriff. Verbreiten ift Zugänglichmachen an das Publikum; eine 
Thätigkeit, kein Erfolg, ein aktiver, fein paffiver Begriff. Cine verbreitete Drud- 
ſchrüt ift eine Drudichrift, die verbreitet wird, nicht eine folche, die verbreitet ift. 
Zugänglich mach en und nicht Bugänglihfein (publication und nicht publicit6) 
it Berbreitung. Sie ift eine centrijugale Bewegung, eine Thätigfeit, die ftrahlen« 
Törmig von einem Mittelpunfte ausgeht, die eben darum begrifflich weder zeitliche 
noch Örtliche Schranken kennt. Und daraus folgt, daß der Begriff der Verbreitung 
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zwar einer quantitativen Aus dehnung aber feiner qualitativen Steigerung fähig iſt. 
Die Berbreitung ift noch immer Verbreitung, auch wenn Hunderte von Jahren ieit 
der Außgabe der Druchſchrift verftrichen find, und diefe den Erdball durchflogen hat; 
fie war aber auch ſchon Verbreitung in dem alferkleinften jener konzentriſchen Kreije 
die fie durchmeſſen, und in dem alleverften Zeittheilchen. An dieſem Orte, in dieſem 
Augenblide war die Gebankenäußerung bereit? erfolgt, das Delikt bereit vollendet. 
Dies läßt fih auch fo ausdrücken: Mit dem Beginnen der Verbreitung 
ift das Preßdelikt begangen, als vollendetes begangen, und der Ort, von bem 
aus die Verbreitung erfolgt, ift der Ort ber begangenen That. An dieſem Orte, 
in diefem Augenblide ift die ftrafbare Thätigkeit des Verfaſſers und feiner Gehülfen 
oder Anftifter konſummirt. Das weiterfolgende, das räumliche und zeitliche Fort⸗ 
Ichreiten der Verbreitungathätigfeit Tann ihnen gegenüber nicht mehr in Betracht 
tommen; es ift eine Folge der jelbftänbigen objektiven Eriftenz des Gebankens in | 
der Drudichrift. Sie Haben nur an jenem Orte, in jenem Augenblide delinquirt. 
Aber eben weil der Gedanke objektive jelbftändige Griftenz hat, kann er von anderen 
Berfonen, die ihn nicht gezeugt hatten, benüßt, durch Verbreitung der Druckſchrüt 
geäußert werden: die weiteren Verbreitungsakte Lönnen, den nöthigen dolus voraus- 
geſetzt, felbftändige, mit bem erften Eongruente Preßbelikte fein. — Aus der Natur 
ber Verbreitung folgt ferner, daß ein Berfuch der Preßdelikte ebenfowenig möglich 
ift, als der DVerjuch einer Gedantenäußerung überhaupt (was man gegen Iebtere 
Behauptung vorbringt, Hat weder praftifche Bedeutung, noch theoretifchen Werth); 
denn Beginn der Verbreitung ift ſchon Derbreitung, das Borangehende Borberei« 
tungahandlung, und einen Beginn des Beginnes anzunehmen, wird man doch wol 
nicht geneigt fein. 

Wir find davon ausgegangen, daß die Verbreitung von einem Gentrum aus 
erfolgte; die Sache fomplizirt fi, wenn mehrere Verbreitungscentren gegeben find. 
Wann das letztere, wann das erjtere der Fall, läßt fich juriftiich ebenfowenig ab- 
grenzen, wie die Zahl der zu einer „Denfchenmenge” erforderlichen Perfonen. Man 
nehme an, daß dieſelbe Schrift von Pariß und von Leipzig aus verbreitet wird. 
Gleichgältig ift es, ob der Beginn der Verbreitung an beiden Orten gleichzeitig er- 
folgte oder nicht. Immer Haben in einem jolchen falle, wenn fie dieſe Art der 
Verbreitung gewußt und gewollt haben, Berfafjer, Druder, Verleger zwei jelbfi- 
ftändige, realiter konkurrirende, und kongruente Preßdelikte begangen (vgl. mein 
Gutachten an den 15. Deutſchen Juriftentag über diefe Frage). Dan vergegen- 
wärtige fi, um dieſe Anficht plaufibel zu finden, den Fall, wenn Jemand einen 
und denjelben Vortrag an verfchiebenen Orten vor verichiedenen Berfammlungen 
ablieft. Hier jehlt nur die, durch bie Natur der Drudfchrift ermöglichte, Wirkung in 
die gerne; an dem Vorliegen einer realen Konkurrenz wird hier wol Niemand zweifeln. — 

Bedarf es noch einer Aufzählung ber Preßdelikte? Ihre Zahl kann durch 
die geſetzliche Kriminalifirung normwibriger Gebanfenäußerung beliebig vermehrt 
ober vermindert werden. Daß ohne befondere zwingende Gründe nur die Rechter 
güterverlegung, nicht aber ihre Gefährdung oder gar reiner Ungehorfam mit Straie 
bedroht werben foll, ift ein nicht nur für bie Preßdelikte geltender Sag. Wer aber 
bier aprioriftifch Grenzen abfteden will, der verfennt, daß bie Grenzlinie zwischen 
dem beftraften und dem nichtbeftraften” Unrecht vom Gejegeber nad Zeit und 
Volkscharakter und Bebürfniß gezogen werben muß. Die philofophirende Juris- 
prubenz Tann hier dem Geſetzgeber nichts anderes ala Hathichläge an die Hand 
geben; ob ihre heutige Geftaltung fie dazu befähigt, ift freilich eine andere yrage. — 
Irrelevant ift es, ob die Gebankenäußerung in bem Reiche» oder im Lanbesrechte, 
im Strafe oder im Preßgefege oder im ftrafrechtlichen Nebengejegen mit Strafe be= 
droht ift; die in den 88 15, 16, 17 des Preßgef. enthaltenen Delikte find ebenjo- 
gut Preßbelikte, wie die öffentlichen Aufforderungen, die Beleidigungen, die Gotte- 
läfterung, die Verlegung der Sittlichleit des Straf6B. & fein können. — 
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I. Das P. ftellt befondere Regeln auf, nach welchen ſich die Verantwortlich- 
feit fiir begangene Preßdelikte nach Umfang und Inhalt (wer ift verantwortlich; 
welche Strafe trifft ihn?) beftimmt. Ueber diefe Regeln herrſcht noch ebenſowenig 
Gemeinjamteit der Anfichten, wie über ben Begriff des Preßdeliktes. — Die Be 
ſtimmungen der auswärtigen Rechte find in dem Art. Preßgejeggebung erwähnt. 
Es Handelt fi dabei, da bie Strafbarkeit des Berfafjers und des Herausgebers 
(foweit diefer dem DVerfafjer gleichfteht; vgl. d. Art. Herausgeber) nicht zweifel- 
Haft jein Tann, im Wejentlihen um jolgende ragen: 

1) Die Strafbarkeit des Redakteure. Frankreich, Italien, Deutfchland be— 
trachten ihn ala dolofen Thäter. 

2) Die Strafbarkeit des Druders, Verlegers, Berbreitere. Hier 
finden wir die verichiebenften Syſteme. 

a. Die Genannten werden ald doloſe Thäter geftraft, 

a. wenn fie den Vormann nicht kennen, jo Frankreich, Belgien; 
ß. wenn fie überhaupt jahrläffig gehandelt Haben, jo England. 

b. Sie werben wegen Fahrläfſigkeit geftraft, wenn fie den Vormann nicht 
nennen oder jonft die pflichtgemäße Sorgfalt nicht aufgewendet haben; jo Defterreich, 
Deutſchland. 

Die Kritik dieſer Syfteme fällt nicht ſchwer. Das unter 1) wird im Art. 
Redakteur beſprochen. Das Syſtem unter 2) a. a. ift als das „Belgifche“ 
Syftem, das Syftem ber ausſchließlichen und jucceffiven Haftung, der responsabilits 

par cascades vielfach, wenn auch mit theilweije bedeutenden Mobifilationen, in ben 

Deutichen Partitularftanten und anderwärts nachgeahmt worden. Es arbeitet ficher 
und leicht; kann fich aber vor dem Vorwurje nicht retten, daß es ein — höchſtens — 
Tahrläffiges Verhalten gewaltfam zu einem doloſen Thun ftempelt. Der gleiche Ein- 
wand erhebt fich gegen die Englifche Libellgefehgehung von 1843. Bleibt daß unter 
2) b. angeführte Syftem der Fahrläffigkeitsſtrafen; vielgepriefen, ſcheinbar ebenſo 
mild, wie gerecht, verdankt es der herrſchenden Unklarheit über den Begriff des 
iahrläffigen Delikte zum großen Theil feine weite Verbreitung. Man Hat verkannt, 
daß die preßrechtliche Wahrläffigfeit keine andere ift, als die des allgemeinen Strafe 
rechtes; daß man alfo, indem man biejes Syſtem adoptirt, Drucker, Verleger, Ver⸗ 
breiter wegen fahrläſſiger Herbeiführung des in ber Druchſchrift enthaltenen Preß ⸗ 
deliftes, alfo wegen jahrläffiger Aufforderung zum Hochverrath, fahrläffiger Beleidigung, 
Tahrläffiger Gottesläfterung zc. beftraft (dem Nachweis bei v. Liszt, Lehrb. d. Defterr. 
PreßR. und RPreßſt.). Nun läßt fich nicht leugnen, daß jahrläffige Begehung dieſer 
Delifte wol denkbar und juriſtiſch konſtruirbar ift; aber welcher Bruch mit dem 
ganzen Syſteme unferer Straigefeßgebung in ber Aufftellung ſolcher Deliktsbegriffe 
Liegt, bedarf feines Nachweiſes. 

Eine Ergänzung ber Grandſatze des allgemeinen Strafrechtes iſt aber unbedingt 
nothwendig und zwar darum, weil Redakteur, Drucker, Verleger nicht ala Gehülfen, 
der Berbreiter nicht als Thäter, geitraft werden können, fo lange unſer pofitives 
Recht vorjägliches Handeln verlangt; denn der Nachweis, daß fie mit dem Bewußt« 
jein von der Kaufalität ihres Thuns gehandelt haben, ift in ben jeltenjten Fällen 
zu erbringen. Es bleibt nur ein Ausweg, ben die RGeſetzgebung in ben 88 41, 
42 des Straf6B. und 88 477 ff. der StrafPO. theilweiſe eingefchlagen Hat: die 
objektiv-jelbftändige Exifienz der Drudichrift anzuerlennen und demgemäß in bie 
DObjeltivirung des Verfahrens bei Preßdelikten daB Schwergewicht der Re— 
preffion zu verlegen. (Im Prinzipe übereinftimmend Glajer, Wahlberg, 
Merkel, v. Liszt; bei Letzterem Detailvorfchläge) Das objektive Verfahren ift 
noch einer bebeutenden Grweiterung jähig; ala Konſequenz derjelben müßte ber 
Wegjall ang anderen Ergänzungen der allgemeinen ftrafrechtlichen Grundfäße ge- 
fordert werden. — 
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Der im Schooße der Reichstagskommifſion von 1873 ausgearbeitete Entwuri 
eines Preßgeſetzes Hatte das Belgiſche Syftem aboptirt; der Regierungsentwurf ftand 
auf demjelben Standpunkte. Allein in der Kommiffion von 1874 kam bie entgegen: 

gelegte, von dem Deutfchen Juriftentage (1872) auägehende Strömung zur Geltung 
das Belgiſche Syſtem wurde befeitigt und ein gemiſchtes Syftem aufgeftellt, daB ı in 
das Geſeh ſelbſt überging. Nach diefem (Preßgeſ. 88 20 u. 21) gelten für bie Ber 
antwortlichteit für Preßdelikte folgende Säße: 

1) Zunächſt kommt die Schuldlehre des allgemeinen Strafredts 
zur Anwendung. Danach find Verjaſſer und erfter Verbreiter, oder Herausgeber 
und erfter Berbreiter, den nöthigen dolus bei Beiden vorausgeſetzt, Mitthäter event 
Thäter. Druder und Berleger können wegen vorfählicher Theilnahme an dem Preh- 
delikte al Anftifter oder (regelmäßig) Gehülfen beſtraft werden. Modifikationen 
diefer gegenſeitigen Stellung find jelbftverftändlich immer möglich. Die ſpäteren 
Berbreiter machen fich event. Vorſatz erforderlich!) eines neuen ſelbſtändigen Preb- 
deliktes durch die Verbreitung ſchuldig. 

2) Auf der Bafis dieſer allgemein ſtrafrechtlichen Grundſätze ftehend, präſu- 
mirt das Geſetz, unter Zulaſſung des Gegenbeweiſes, die doloſe Thäterſchaft des 
verantwortlichen Redakteurs (f. dieſen Art.). 

3) Begründet der Inhalt einer Druchſchrift den Thatbeſtand eines Prefdeliktes, 
fo präjumirt das Gejeh bei gewiſſen (micht bei allen) an Herftellung, Ausgabe, 
Verbreitung ber Drudjchrift betheiligten Perfonen, wenn fie nicht als dolofe Zhäter 
oder Theilnehmer beftraft werben können, ihre fahrläffige Thäterſchaft. Es find ver 
antwortlih Redakteur, Berleger, Druder, Verbreiter. Betont jei, daß bier „Ber 
leger“ und „Druder“ nicht die auf der Drudichrift genannten Perfonen (f. d. Art. 
Preßpolizei), fondern diejenigen find, bie thatjächlich das betreffende Gewerbe 
leiten, alfo event. Stellvertreter, oder ber wirkliche Druder ftatt des genannten 
Strohmannes. 

Gegen die Präfumtion ſteht den Genannten ber Gegenbeweis zu (er iſt nich t von 
Amtswegen zu erheben!). Der Gegenbeweis kann auf verjchiedene Weiſe geführt werden: 

a. der Angeklagte weift die Anwendung ber pflichtgemäßen Sorgjalt ober ſolche 
en nach, welche diefe Anwendung unmöglich gemacht haben. Ober aber 

der Gegenbeweis wird erjeßt durch bie Nennung eines Vormannes. Bor 
EN, ft 1) eine in der obigen Reihenfolge worftehende Perfon; 2) Verfaffer oder 
Einfender, wenn mit ihrer Einwilligung die Veröffentlichung erfolgte; 3) bei nicht 
periobifchen Drucjchriften der Herausgeber. Die Nennung (und Belheinigung) muß 
bis zur Derfünbigung des erften Ürtheils erfolgen; der Genannte zur Zeit der 
Nennung fi) in dem Bereiche ber richterlichen Gewalt eines Deutihen Bundes 
ftaates befinden oder wenn er bereits geftorben ift, zur Zeit der Veröffentlichung 
beiunden haben. Unmöglichkeit der Nennung, jelbft wenn fie eine durchaus un— 
verfchuldete ift, Tann die Nennung nicht erjegen; doch fteht dem Angellagten auch 
in diefem alle der unter a. erwähnte Weg offen, 

ce. Der Verbreiter außwärtiger Drudichriften hat außer den unter a. und b. 
erwähnten Vertheibigungsmitteln noch ein andere, um der Verantwortlichkeit zu ent⸗ 
gehen. Er bleibt ftraflos, wenn ihm bie betreffende Drudichrift auf dem Wege bes 
Buchhandels zugelommen ift. — 

Die preßrechtliche Babrläffigfeit zieht Geldſtrafe bis zu 1000 Mark oder Haĩt 
ober Feitungshaft oder Gejängniß bis zu einem Jahre nach fi. — 

Möglicäft komplizirt und die praftifche Anwendung erſchwerend, find die Be- 
ftimmungen, welche die Novelle vom 15. Oktbr. 1868 in daß Defterr. Recht ein- 
geführt Hat. Auch nach dem Defterr. Preßrechte wird die prinzipale Anwendung der 
allgemeinsftrafrechtlichen Grundfäge ergänzt durch das Syftem der Fahrläſſig- 
teitöftrafen. Dagegen ift dem Defterr. Rechte die Präfumtion der dolojen Thäter- 
ſchaft des verantwortlichen Rebakteurd fremd geblieben. Wegen Fahrläffigleit haften: 
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1) der Redakteur, wenn bei Anwendung ber pflichtgemäßen Aufmerkſamkeit 
die Aufnahme des ftrafbaren Inhaltes der Drudichrift unterblieben wäre; 

2) der Berleger einer nmichtperiobifchen Drudichrift, wenn derſelbe bei feiner 
eriten Bernehmung einen im Inlande domigzilirenden Berfaffer oder Herauögeber 
(einen folchen kennt das Defterr. Recht bei nichtperiodifchen Druckſchriften überhaupt 
nicht!) zu nennen und nachzuweiſen nicht vermag; 

8) der Druder, wenn bei der Drucklegung die Vorfchriften der $$ 9 und 
(oll wol heißen: oder) 17 des Prefgef. (Nennung des Druders ıc., Pflichteremplare) 
u — wurden (alſo ideelle Konkurrenz mit den betreffenden Polizei⸗ 
delikten). 

4) ber Verbreiter, a. wemn die Verbreitung auf eine durch das Geſetz unter⸗ 
ſagte Weiſe geſchah (Konkurrenz mit der Preßgewerbeübertretung des $ 23 bes 
Preßgeſ.); b. wenn die verbreitete Druchſchrift mit Verbot oder Beichlag belegt war 
(Konkurrenz mit den betreffenden Preßpolizeidelikten); c. wenn auf der Schrift die 
Angabe des Ortes des Erſcheinens gänzlich fehlt oder weder ber Verjaffer, noch ein 
gewerbsmäßiger Verleger angegeben ift ober die Unrichtigfeit diefer Angaben erfenn- 
bar war; d. wenn im Außlande erfchienene und im Inlande verbreitete Schriften 
durch ihren Titel oder durch den Gegenftand, bilbliche Darftellungen oder durch die 
Art der Zuſendung die Aufmerkſamkeit zu erregen geeignet waren. 

Die preßrechtliche Fahrläſſigkeit ift immer Uebertretung; die Strafe ftuft fich 
ab nach der Schwere des in der Drudfchrift enthaltenen Preßdeliktes: Arreft von 
1-6 Monaten, wenn diejes ein Verbrechen, Geldſtrafe von 20—200 fl., wenn 
biefes ein Vergehen iſt. — . 

II. Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den Öffentlichen 
Sigungen des Reichstages ober über Verhandlungen eines Landtages oder 
einer Kammer eines zum Deutſchen Reiche gehörenden Staates können weder 
zur Verfolgung der an ber Berichterftattung betheiligten Perfonen, noch auch zum 
Einleitung des objektiven, auf Unbrauchbarmachung der Drudichrift gerichteten Ver⸗ 
jahrens führen (KVerf. Art. 22, Straf@B. $ 12, Oefterr. Prefgel. $ 29). Da- 
gegen jehlt eine analoge Exemtion der Berichte über Gerihtsverhand- 
lungen. Die vielfach aufgeftellte, von der Deutfchen wie Defterreichijchen Praris 
aber jtet? zurückgewieſene, Behauptung, daß die Berichterftattung über öffentliche 
Gerihteverhandlungen jchon wegen dieſer Deffentlichkeit ſtraflos bleiben müffe, ift 
darum unhaltbar, weil die Deffentlichkeit des Gerichtsſaales eine andere ift als die 
der Breffe, eine andere nach ihrer inneren Natur, wie nad) ihren Wirkungen. Diefe 
Berichte ftehen alfo unter der Herrichaft der allgemeinen Grundjäge des Straf und 
Preßrechtes. Stellt fich der Bericht als die nach ber objektiven, wie nach ber ſub⸗ 
jeftiven Seite jelbftändige Reproduktion eines ftrafbaren TIhatbeitandes dar, jo kann 
der Umftand, daß es fich Iebiglich um Reproduktion handelt, feinen Einfluß auf bie 
Rehtswidrigfeit oder Strafbarkeit des Thuns äußern. Derjelbe Grundſatz kommt 
aber au dann zur Anwendung, wenn die Verhandlung bei gefchlofienen Thüren 
ftattgefunden Hat; vorausgeſetzt, daß die Berichterftattung nicht gegen die Beftim- 
mungen des 8 17 des Preßgeſ. verſtößt. 

IV. Die meiſten Preßgefetze Haben, dem von Frankreich (26. Mai 1819) ge 
gebenen Beifpiele folgend, die Verjährung der Preßdelikte an eine kürzere 
Verjährungsfrift gebunden. Die Gründe für diefe Sonderbeftimmung laſſen ſich auf 
zwei Gefichtapunfte zurückführen. 1) Mag e8 auch zunächit den Anfchein haben, 
ala wäre fein Grund dazu vorhanden, den Mißbrauch der Prekfreiheit anders zu 
behandeln, als jeden anderen Mißbrauch des Rechtes ber freien Gebanfenäußerung, 
fo ergiebt fich doch ein wefentlicher Unterjchied, fobald wir, von ben regelmäßigen 
Formen der nichtperiodiſchen Preffe abfehend, nur die politifche Tagespreffe ins Auge 
feffen. Der Rebner, ber in öffentlicher Volksverſammlung fpricht, hat Zeit gehabt, 
feine Worte vorher auf der -Wagichale der Ueberlegung zu prüfen; der Journalifi 
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arbeitet von Heute auf morgen, unter dem erſten Gindrude einer telegraphifch ein- | 
getroffenen Nachricht, während der Seßer auf das Manuflript wartet. Probuft | 
augenblicklicher Eingebung, oft leidenjchaftlicher Erregung, in kurzer Frift dem Ber- 
Taffer felbft fremd getvorben, und auf die augenblidliche Stimmung berechnet, muß 
der Zeitungsartikel aus den Umftänden, denen er feine Entftehung verbankt, beurtheilt | 
werden. Mit den DVerhältnifien ändert fich feine Bedeutung. Darum ift mafches, | 
der That möglicht unmittelbar ſich anſchließendes, Strafverfahren notybwendig, | 
fol das Urtheil der Individualität des Falles gerecht werben. Der periobijchen, 
in kurzen Intervallen ericheinenden Drudjchrift gegenüber ift eine kürzere Ber | 
jährungsfrift gewiß gerechtjertigt. Objektive, gegen bie Drudjchrift als jolche ge | 
richtete Maßregeln (Unbrauchbarmachung) werden durch den Eintritt der Verjährung 
nicht außgeichloffen. 2) Dazu tritt num die Möglichkeit einer jofortigen Ein- 
leitung und rafchen Durchführung des Verfahrens. Druder, Verleger und Redakteur 
find mit Namen und Wohnort den Behörben befannt; der objektive Thatbeitand ift 
in ber Drudichrift verkörpert und durch die Zulaffung der nichtrichterlichen Be 
ſchlagnahme fofort feitftellbar; die geſetzlichen Präfumtionen machen die Sammlung 
der Nachweife für die fubjeltive Verſchuldung meift entbehrlich: Gründe genug, um 
mit der Verfolgung raſch vorgehen zu koöͤnnen. — 

Die Reichsgeſetzgebung Hat diefen Erwägungen Rechnung getragen (ähnlich 
Defterr. Preßgeſ. 88 27 u. 40). Nach 23 verjährt die Strafverfolgung (nicht bie 
Strafvollftredung, für welche die gewöhnlichen Friſten aufrecht erhalten bleiben) 
derjenigen Verbrechen und Vergehen (nicht Webertretungen), welche durch Verbreitung 
von Drudjchriften ftrafbaren Anhaltes begangen werben (ed find die Preßdelikte 
in dem oben beſprochenen Sinne), ſowie derjenigen fonftigen Vergehen, welche in dieſem 
Geſetze mit Strafe bedroht find (dev Preßpolizeidelikte) in ſechs Monaten. 

V. Die Aburtheilung der Prekbelikte ift ben gewöhnlichen Gerichten zu- | 
gewiejen. Doch bleiben (nah $ 6 des EG. zum BG.) die beftehenden Iandes- | 
gejetlichen Vorſchriften über die Zuftändigfeit der Schwurgerichte für Prehbelikte in | 
Kraft. Solche Borfchriften beftehen in Bayern, Württemberg, Baden und Oldenburg. | 
Dgl. d. Art. Shwurgericht. | 

8it.: ©. d. Art. Preßgefehgebung. — Bol. auch die Art. Heraudgeber, Pref: | 
gewerbe, —ö— ° ar v % Fr ah 


Primage (au) Prämie, primage ; — Th. 1. ©. 544) ift in der älteren Bebeutung 
eine Belohnung, welche der Befrachter (b. i. Derjenige, welcher ben Seefrachtvertrag mit 
dem DVerfrachter geſchloſſen Hat) oder auch der Ahlader (d. i. Derjenige, welcher die 
Frachtgüler Liefert) dem Schiffer für die glüdliche Ankunft des Frachiguts mit oder 
ohne vorgängige Zuficherung gewährte. Die vertragsmäßige Zuficherung der P. 
jeitens des Befrachters erfolgte jpäterhin regelmäßig nicht zu Gunften des Schiffers, 
fondern zu Gunften des Rheders und dem Schiffer verblieb nur eine die Fracht 
überfteigende Belohnung, welche den Namen: Kaplaken (panni cappales, 
Engl. hatmoney und auch noch primage, Franzöſ. chapeau de maitre genannt) 
führte, theils an ber Fracht für eine Tonne, theils in Prozenten der Fracht (von 
2 bis zu 6 Prozent) beftand und an die Bedingung gefnäpft war, daß der Bes 
frachter mit dem Schiffer objektiv zufrieden ſei. ©. hierüber d. Art. Kaplafen. 
Auch diefes Kaplalen oder P. wurde fpäterhin zur Fracht gerechnet und nicht an 
den Kapitän, jondern an den Rheder bezahlt. In England wurde fodann eine 
Ertravergütung des Kapitäns ufanzmäßig eingeführt, das ſog. privilege, und in 
Deutihland und Frankreich (in erfterem, insbejondere Hamburg, unter dem Namen: 
Gratifilation, Gratiale und auch Kaplaken, in Frankreich ala „strennes“‘ ober 
„chapeau‘‘) häufig ein prozentmäßiger Zufchlag zur Fracht für den günftigen Ausfall 
der überfeeifchen Spekulation bebungen, welcher nur dann dem Schiffer und nicht 
dem Rheber zu leiften war, wenn Erſteres ausdrücklich vereinbart worden. 
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Da durch derartige Vereinbarungen zwiſchen Schiffer und Befrachter das Intereffe 
des Rheders möglicherweife Leicht geichädigt wird (j. Malower, a. a. O. ©. 550 
Anm. 68 a), fo beftimmt das Allg. Deutſche HGB., da der Schiffer Alles, was 
er vom Befrachter, Ablader oder Labungsempfänger außer der Fracht ala Kaplaken, 
P. oder jonft ala Belohnung oder Entſchädigung, gleichviel unter welchem Namen 
(auch ala Erportbonififation, |. ROHG. a. a. DO. und Lewis, Seerecht, ©. 120) 
erhält, dem Rheder als Einnahme in Rechnung bringen muß (HGB. Art. 518). 
Hierdurch ift aber keineswegs ausgeichlofien, daß P. u. dgl. vertragsmäßig, bebingt 
oder unbedingt, rechtlich feftgejegt werden könne (Art. 622) und daß für deren 
Zahlung der Befrachter eventuell hafte (Art. 629). 

Quellen: Allgem. Deutſches B. Art. 518, 622, 629. 

Lit.: (Meber die Begriffe |. Bobrit, Algım. nout Wörterbuh, 1850, S. 375; 
Nöbing, Allgem. Wörterbuch der Marine, Bd. I. S. 806.) —. Er. d. ROHG. (über 
Ausfuhrprämien) vom 16. April 1872; Entih. Bd. 6 Nr. 116.6. — Seexeihtl, Bit.: 
6. v. Raltenborn, Grunbfäße bes prattif: Europäifchen Seerechts 1851, Bd. I. 88 62, 
79, 96 (insbef. ©. 156, 268—270, er akower, Augem- Beutices GB., 8. Aufl. 
1880, 6. 580, 623, 627. — Seiwis, Deutfches Seerecht, 1877, I. ©. 118-120. — ©. au 
b. Art. Raplaten. Gareis. 


Brimogeniturorduung. Dieſelbe iſt von ſtaatsrechtlicher Bedeutung, fofern 
‚fe jaft in allen europäiſchen Monarchien die Thronfolge beſtimmt. Andererſeits 
gehört fie dem Privatrechte an als eine von der gemeinen Erbfolge abweichende 
finguläre Succeffionzordnung. 

1) Die $. als ftaatsrechtliches Imftitut. Dem älteren öffentlichen 
Rechte Deutſchlands ift fie völlig unbelannt. Das Germanifche Königthum war ein 
Recht des ganzen Königsgeſchlechts. Unter mehreren Mitgliedern deflelben entichied 
die Wahl des Volkes. Im Fränkiſchen Reiche kam jeit Chlodwig bie Theilung auf. 
Billig vereinzelt fteht der Verfuch hausgeſetzlicher Einführung des Seniorats, welchen 
der Bandalenkönig Geiferich machte. Das Deutſche Königthum konnte als ein 
Wahlkönigthum zur Ausbildung einer beftimmten Succeffionsorbnung feinen Anlaß 
bieten. Diefe ift vielmehr von den Territorien ausgegangen und zwar hat fie mit 
der Entwickelung des Staatöbegriffes in demjelben gleichen Schritt gehalten. So 
fange die Verwaltung des Reiches in ben einzelnen Theilen deffelben durch Beamte 
im engeren Sinne de Wortes ausgeübt wurde, hatte der König bag Recht, bie- 
jelben beliebig einzufegen. Es ift in Th. I. ©. 179 und 195 bereit? ausgeführt 
worden, wie Die Aemter den Charakter erblicher Lehen annahmen. Das Lehn onnte nach 
Deutihem Lehnrechte ohne Zuftinmung und Mitwirkung des Lehnsherren nicht ger 
theilt werden. Bezüglich der Fürftenthümer wurde der Grundjaß der Untheilbarfeit 
mehrmals durch Reichsſentenzen ausdrüdlich ausgeiprochen. So lange der Eharafter 
des Amtslehns fireng gewahrt wurde, konnte in daffelbe nur eine Individual 
fucceffion ftatthaben, bei welcher in der Regel der Altersvorzug Beachtung fand. 
Seit dem 13. Jahrh. und zwar namentlich jeit dem Interregnum find der Gefichte- 
punkt des Amtes und die Grundfäge bes ftrengen Lehnrechts allmählich verſchwunden. 
Lie Deutichen Fürftenhäufer führen feit diefer Zeit im ſtreng privatrechtlicher Auf 
taffung die Theilbarfeit des Fürſtenthums durch in ähnlicher Weile, wie fie im 
Erbgang bei freiem Grumbbefig eintrat. Man betrachtete die Befeitigung der In= 
divibualfucceffion als eine Errungenschaft gegenüber dem früher geltenden Ufus. So 
wurde bie Theilungsfitte allgemein. Diefe rein privatrechtliche Behandlung ber fürft« 
lichen Erbfolge bildete aber nur einen Durchgangapunkt in der Entwidelung der 
Landeshoheit. Nachdem bie Theilbarkeit dazu beigetragen hatte, den urfprünglichen 
Amtscharakter des Fürſtenthums vollends abazuftreiten und jomit ihre Aufgabe erfüllt 
war, machte fi) in den Deutichen Fürftenhäufern felbft eine Reaktion gegen bie 
Ländertheilungen geltend. Die Erfahrung eines Jahrhunderts mußte zur Genüge 
lehren, daß die fortwährenden Theilungen die Kraft des Haufes ſchwächten und 
feinem Anfehen erheblich jchabeten. Seit dem 14. Jahrh. ift in den Deutfchen 
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Fürftenhäufern das Beftreben allgemein, die Individualjucceffion, welche man mit 
bewußter Abficht aufgegeben, wiederum einzuführen. Beſonders maßgebend wurde 
in dieſer Beziehung die goldene Bulle, welche für die weltlichen Surwürben im 
Intereſſe einer definitiven Regelung der Königswahlen die Untheilbarteit und Primo: 
genitur feitfeßte. Indem man dieſes Beiſpiel nachahmte, wurde in allen welt 
lichen Fürſtenthümern bier früher dort ſpäter zum Theil unter hartnädigen Kämpien 
die Untheilbarkeit und das Recht der Grftgeburt eingeführt (zulekt in Meiningen 
1802). Demnach ift heutzutage in allen monarchifch organifirten Staaten Deutid- 
lands die Thronfolge durch die P. geregelt. Dieſe hat die Untheilbarkeit der Succeffion 
zur Vorausjetzung, wie fie ohnehin durch den modernen Staatabegriff erfordert wird. 
Die Primogeniturfolge ift Linealprimogeniturfolge. Der Vorrang des Erftgeborenen 
vor den Nachgeborenen ift zu einem Vorrang der Linie des Erſtgeborenen Dor den 
jüngeren Linien in konſequenter Weife ausgebehnt. 

2) Die®. ala privatrechtliches Inſtitut. Das ältere Deutſche Privat: 


vecht weiß nichts von einer Untheilbarkeit des vererblichen Grundbeſitzes, die ja die 


Unterlage der Primogeniturfolge bilbet. Waren mehrere gleich nahe Berwandte vor: 
handen, jo wurbe bad Erbe getheilt. Nur bezüglich des Handgemals (Th. J. ©. 215; 
hatte der Aelteſte von der Schwertjeite einen Borzug. Dagegen zeigt das Deutiche 
Lehnrecht im weiteren Verlaufe jeiner Entwidelung eine entfchiedene Hinneigung zur 
Primogeniturfolge. Der Lehnsherr war nur verpflichtet, Einen von mehreren Lehns- 
erben zu belehnen und zwar jenen, den biefe unter ſich auswählten. Mit Rüdficht 
auf die Lehnsvormundſchaft, welche dem Lehnaheren während der Minderjährigkeit 
des Bafallen das Recht auf den Bezug der Lehnzfrüchte gewährte, wurde unter 


mehreren Defcendenten bes letzten Lehnsmannes gewöhnlich ber Erfigeborene für das | 


Lehn beftimmt. Das Langobardiiche Lehnrecht, das mit dem Röm. und Kanon. 
Recht in Deutfchland rezipirt ward, läßt die Auftheilung des Lehns unter gleich 
nahen Lehnserben zu. Ebenſo war dem Röm. Recht das Prinzip ber Inbividual- 
fucceffion unbelannt. Im Gegenfage nun zu ben Beftimmungen des Gem. Rechts 
bat in den Kreiſen des Adels in Yolge von Hausgeſetzen oder im Wege ber Objer- 
vanz oder durch Errichtung von Bamilienfideilommiffen die Individualfuccefiton 
Eingang gefunden. Sie geftaltet fih ala P. oder im anderen Yormen (Majorat, 
a ae 2c.), von denen unter den begüglichen Schlagworten gehandelt wird. 

Nach der P. fuccedirt dem Exblaffer in erfter Linie ſtets fein erfigeborener 
Sohn. Iſt diefer vorwerftorben, fo folgt der erfigeborene Enkel von diefem Sohne 
ber, eventuell der erftgeborene Urenkel von dieſem Enkel her. ft kein Deſcendent 
des borverftorbenen erftgeborenen Sohnes vorhanden, jo erbt der zweitgeborene Sohn 
des Erblafſers, reſp. deſſen Dejcendent nach Erftgeburterecht. Eventuell kommt ber 
brittgeborene Sohn und deflen Linie zur Erbſchaft. Gebricht es an Defcendenten 
des Erblafſers, fo kommt die zweite Pareniel (die des Vater?) als erbberechtigt in 
Betracht ıc., und zwar erbt innerhalb der einzelnen Parentel immer der Erfigeborene 
der älteren Linie. Halbbrüder von väterlicher Seite ftehen ſtets den vollbürtigen 
glei, während Halbbrüder von mütterlicher Seite gar nicht berüdfichtigt werden 
(Preuß. Allg. ER. II. 4 88 162, 168). 

Nur ausnahmsweiſe findet fich die Erſtgeburtsfolge bei Bauerngütern, fo in 
Kippe und Waldeck, während fonft bei Bauerngütern, wenn Indivibualfucceffion 
ftattfindet, — Minorat eintritt. 

Lit. Hermann Schulze, Das Recht ber GErfigeburt in ben IR 
getenbufen, er keine Bedeutung für bie Deutf je Staatsentwideln: T— 1851. — —R er 

rbnung der x Regierunganachfolge in den monardhiichen Staaten des teutichen Bundes, 
Ba Erörterungen a. —— * teutſchen Staatd« und Fur ee L vor 
Meyer, Kolonatöreı Weigel, Einleitung in das Walbed” Ihe Rene at. 

— Herm, Schulze, * — fa Bartlälın — Eee _ 
Sen, Ang. ER. II 8, een. 86 — Bayer. Verf. Urk. von 
1818, Beil. VIIL $$ 86 — Brunner. 
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BPrinzeffinftener (Th. I. S. 845), auch Fräuleinftener, wird noch immer 
diejenige aus Staatömitteln gewährte Geldzahlung genannt, durch welche eine - 
Tochter des regierenden Haufes bei ihrer Vermählung audgeftattet und abgefunden 
werden fol. Sie ift ſehr alt, wurde jchon in der Magna Charta dem Könige 
von England wenigftens für die Verheirathung feiner älteften Tochter zugefagt und 
hat auch im Deutichland bereit? in der Blüthezeit der landſtändiſchen Berfafjung 
beftanden. 

Gegenwärtig R vielfach durch — Apanagegeſetze anerkannt worden, daß 
den Prinzeffinnen des regierenden Hauſes bei ihrer Vermählung eine beftimmte, 
gejeglich Teftgeftellte Summe als Mitgabe, Heirathagut, Ausfteuer aus Staatsmitteln 
zu gewähren if. Bon diefer Summe darf jedoch meiften® ber Betrag derjenigen 
Summe abgezogen werden, welche der betreffenden Pringeffin aus Staatsmitteln ver⸗ 
abreicht wurde, ala fie entweder in Folge des Todes ihrer Eltern ‘oder nach erlangter 
Volljährigkeit mit Genehmigung des Souveräns einen jelbftändigen Haushalt fich 
einvichtete. 

Uebrigens fprechen nicht alle Apanagegejehe jämmtlichen Prinzeffinnen des 
regierenden Hauſes eine Mitgabe und Ausftattung aus Staatämitteln zu; mehrfach 
haben nım bie Töchter des Souveräns umb des Sfronpringen einen geſetzlich aner- 
fannten Anfpruch auf die P., während die Ausftattung und Abfindung der Töchter 
anderer Glieder des regierenden Haufe von ihren etwaigen Apanagen oder bon 
denjenigen ihrer Väter getragen werben mäfjen, bzw. bem freien Verwilligungsrechte 
der Landſtände unterliegen. 

Die Höhe der PB. muß da, wo zwar die Verpflichtung zu ihrer Gewährung, 
nicht aber ihre Betrag geſetzlich feftgeftellt ift, in jedem einzelnen Falle zwiſchen 
Regierung und Landftänden vereinbart werben. In denjenigen Ländern, in welchen 
bie Höhe der Steuer gejeglich beftimmt ift, ift biefelbe regelmäßig nach der Ent« 
ternung der Verwandtſchaft vom dermaligen Souverän verfchieden normirt. Weberall 
aber ift die P. eine einmalige und vollftändige Abfindung der Prinzeffin, mit deren 
Auszahlung — wenigfſtens bis zum vollftändigen Ausgange des Mannsſtammes — 
jeder Anſpruch erſchöpft ift, den Jene an das Hausvermögen der regierenden Familie 
oder an den Staat zu machen berechtigt ift. Auch kann bei einer zweiten Ehe die 
Steuer nicht noch einmal gefordert werben. 

Die Frage, ob da, wo bie Verpflichtung zu ber Gewährung der P. gejehlich 
nicht feftfteht, wie 3. 8. in Preußen, doch eine herfömmliche Verpflichtung der 
Stände zur Verwilligung derjelben angenommen werben müſſe, ift ſchon deshalb zu 
berneinen, weil das moderne Staatsrecht herkommliche Steuern nicht kennt. S 
fteht in diefem Falle ſomit nicht blos die Höhe der geforberten P., jondern auch 
ihre Verwilligung oder Ablehnung ausſchließlich in dem Ermeffen der Landſtände. 
In Preußen ift übrigens die P., obgleich fie von ber Regierung fortdauernd ala 
eine „herkömmliche“ bezeichnet wird, feit geraumer Zeit nicht mehr gefordert, im 
Oldenburg dagegen ausdrädlich auf die Eivillifte übernommen worben. 

DOnellen: Bayern: Familienftatut vom 5. Aug. 1819 Tit. VL $ 11. — be: 
Vfg. Urk. 8 105; Ha ng von 1828 88 49, 50. Medlenburg: Grbvergteich, ’ 7 
115—119. Baden: nagegefeg von 1839 88 16, 17. — Oldenburg: lage 
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41 3a er Deutſches Stantd« und Bundesrecht, 2. Thl. 3. Aufl. ©. 498 
Rote 4 E De 3 * L, Grm Beh des gemeinen Deutichen Sing, 5. Su. Bd. I. 
6. 78. — v. Ronne, namen der Preußifhen Monardie, TH) bi, 2, 3. Aufl. 
©. 692 Rote 8 F. Brod Hans. 


Prinzipal (Chef, Herr, Inhaber eines Handelsetablifſements, einer Firma) 
ift Derjenige, in deifen Namen das Hanbelögejchäft betrieben, die Verwaltung der 
Firma geführt, die Unterfchrift für das Geſchäft abgegeben wird. 8 ift an fh 
möglich, daß der P. das Kapital und die Arbeit, welche zum Betriebe des Handels- 


aut 
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geichäfts erforderlich find, ganz oder theilweife ſelbſt Liefert, mithin felbft Alleineigen: 
thümer ober Miteigenthümer der Geſchäftsfonds ift, allein oder mit Anderen den 
Betrieb ausübt, die Arbeit ber Geichäfte beſorgt aber nothwendig ift dies nicht. 
in ausgebehnten Unternehmungen auch thatſächlich unmöglich; entſcheidend ift de: 
Name: nur Derjenige, in deſſen Namen das Gefchäft, das Handelsgewerbe, be 
trieben wird, gleichviel ob auf feine Rechnung, mit feinem Kapital, mit feiner Arbeit 
ober auf fremde Rechnung, mit fremdem Kapital, mit fremder Arbeit, ift der P. 
Darum fteht der P. begrifflich im Gegenſatz zu denjenigen Perfonen, welche Kapital 
in das in feinem Namen betriebene Geichäft eingelegt haben, wie 3. B. der ftil: 
Gejellfchafter, der Kommanbitift, der Aktionär, und er fteht im begrifflichen Gegen: 
fage zu dem gefammten Perjonal der Firma, welche in feinem, des P. Namen ver: 
waltet wirb, im begrifflichen Gegenſatz aljo zu den Handlungsbevollmächtigten und 
den Handlungsgehülfen, zu Faktor, Disponent, Geſchäftsführer, Prokuriften, Agenten 
Kommis u. ſ. w. — ber P. ift Derjenige, qui institorem praeposuit (THöl, a. a. C. 
S. 190 Anm. 9). 

Der P. ift entweder eine phyfiſche ober eine juriftiiche Perſon; wird ein 
durch den Vormund im Namen des Mündels, durch den Ehemann mit feinem Ber: 
mögen im Namen ber Ehefrau geführt, fo ift eriterenfalls der Mündel, Vcpterenialle 
die Ehefrau der PB. In Bezug auf die Gefchäfte einer Aktiengefellichaft kommt die 
P.ſchaft der juriftifchen Perfon der Aftiengefellichaft zu (TShöl jagt a. a. DO. ©. 481: 
ber Generalverfammlung); ebenjo muß entiprechend auch der offenen Handelageiel: 
ſchaft, der eingetragenen Genofſſenſchaft, der Kommanditgejellfchaft und der Kommandit⸗ 
Altiengefellichaft in Bezug auf die in ihrem Namen geführten Geſchäfte der Charatter 
bes P. beigelegt werben. Letzteres ift zum Theil betritten, und zugeftanden muß 
werben, daß die Konfequenzen der P.ſchaft einer juriftiichen Perjon nicht nach allm 
Richtungen gezogen werben können, namentlich nicht in ſtrafrechtlichen und gewerbr- 
polizeilichen Beziehungen, in welch’ letzteren man geneigt ift, die mit der Betriebe 
leitung an oberiter Stelle betraute phyfiſche Perjon als P. anzufehen. 

Das Rechtsverhältniß zwiichen dem P. und dem (übrigen) Perfonal eine 
Handelsgeſchäfts (einer Yirma, einer Handelöniederlaffung) ift im der Regel als 
Arbeitsvertrag, Yreidienft- oder Lohnbienftvertrag aufzufaflen und nach Inhalt diejee 
Dertrags im Einzelnen zu beurteilen. Das Geſetz beftimmt jedoch, daß. der Tod 
bes P. einen Antrag, einen Auftrag ober eine Vollmacht, welche von ihm aus 
gegangen find, im Zweifel nicht aufhebt. Ferner enthalten die Gefehe genaue Br 
ftimmungen über die Profura und Handlungsvollmacht, fowie über Handlungs- und 
gewerbliche Gehülfen, insbeſondere über bie einfeitige Aufhebung des Dienftverhält- 
niffes (f. hierüber die Art. Handlungsbevollmäcdtigte, Handlungs: 
gehülfen, Hanblungslehrling, Prolura u. A.), Ueber ben Einfluß der 
Konkureröffnung über das Vermögen des P., ferner über den Verkauf des Etablifie 
ments u. dgl. — in Bezug auf den Fortbeſtand der Dienftverhältniffe ſ. Die von 
Tuchßberger, a. a. O. ©. 94— 96 zufammengeftellten Entſch. des ROHS. 
BP. als Lehrherr f. ebenda ©. 91, 94. 

Nach Tandrechtlichen bzw. gemeintechtlichen Beftimmungen ift zu beurtheilen. 
inwieweit ber P. aus Vergehen und jonftigen en feines Perionals 
ſchadenserſatzpflichtig werben kann (vgl. Entſch, bes ROHG. I. ©. 258; IV. ©. 220, 

243; X. 84; XIN. 77). Beauftragt der P. einen jeiner Untergebenen zur Vor 
nahme einer "trajbaren Handlung, gleichviel ob dieſelbe innerhalb der dienstlichen 
Sphäre bes Lebteren gelegen erfcheint ober nicht, fo ift der P. als Anftifter oder 
Gehülfe, möglicherweife auch Mitthäter, ftrafbar. Weber die Verantwortlichkeit des 
BP. ſ. inabefondere Thöl, a. a. O. $ 86. 

Fer Algen. Deutfches HGB. Art. 4: —— 409, we 
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©. 287 ff. und bie bort cit. Lit. — Entſch. bes RDRO, bei gumaben er, Eutid., S. 78, 
84, 91, 94, 95; — namentl. Entſch. d. ROHG. Bd. L €. fi. und Bd. IV. — Fr ff. 
areis. 


ät der Pfaudrechte. 1) Die Frage, welches von mehreren Pfand- 
echten an derjelben Sache den Vorrang hat, beantwortet fich in der Regel nad 
dem Satz, daß das Alter über die Stellung der Pfandrechte zu einander entjcheibet. 
Dasjenige Piandrecht geht vor, welches früher ala ein anberes rechtöverbinblich gegen 
den Berpfänder entftanden ift. Weber Ausnahmen von biefer Regel |. ben Art. 
Piandprivilegien. — Der nad Obigem erhebliche Zeitpunkt der Entjtehung 
des Piandrechts beftimmt fich dadurch, daß für einen beftehenden oder in feiner 
fünftigen Entftehung vom bloßen Willen des Berpflichteten fortan unabhängigen 
Anfpruch die gejeglichen Borausfegungen des Legalpfandes vorhanden find, oder eine 
richterfiche Abpfändung ftattfindet, ein Pfandvertrag gefchloflen wirb oder durch eine 
zur Wirkſamkeit gelangte Iegtwillige Verfügung die Pfandhaft einer Sache angeordnet 
iſt. Ob *und inwieweit ein Pfandrecht im Voraus für einen künftigen (nicht blos 
künftig fälligen) Anfpruch begründet werben kann (Kautionshypothek), ift in hohem 
Maße ftreitig. Nach Dernburg genügt — was fehr zu bezweifeln — die darauf 
gerichtete Abficht des Verpfänders auch wenn fein Rechtsverhältniß befteht, daß ben 
Berpfänder ſchon jegt, wenn auch mur bebingt, verpflichtet, die Schuld zur Eriftenz 
kommen zu laffen, oder das den künftigen Pfandgläubiger ſchon jet nöthigt, in Zukunft 
Gläubiger der Pfandfchuld zu werden. Soweit das Pfandrecht Sachen betrifft oder fich 
auf Sachen erftredt, die erft fpäter erworben werden, gilt es nach der durch Dern⸗ 
burg, Arndts, Fitting, Windfcheid mit Recht gegen v. Bangerow, Puchta 
und Andere vertheibdigten Anficht der Praxis nicht ex nunc, ſondern ex tunc als 
konvaleszirend, fo daß verjchiedene, vorher begründete Pfandrechte nicht zu gleichen 
Rechten, jondern in dem Verhältniß zu einander ftehen, ala ob die Sache ſchon vor 
dem Entftehen des erſten Pfandrechts im Eigenthum bes Verpfänderd geweſen wäre. 
Dies hindert natürlich nicht, daß allen diefen Pfandrechten bie Pfanbrechte aus der 
Zeit des früheren Eigenthümers vorangehen, mit denen die Sache bereits belaftet 
war, ala die vom jetzigen Eigenthümer begründeten Pfandrechte rückfichtlich diefer 
Sade in Kraft traten. — Piandrechte, welche auf öffentlichen ober buch brei un= 
beicholtene Zeugen unterjchriebenen Privaturkunden beruhen, werben nach der in ber 
Praris herrſchenden Anficht anderen Pfandrechten vorangeftellt, wobei jedoch wieber 
ftreitig ift, ob auch den privilegirten, und ob allen anderen Pfandrechten ober nur 
den vertragsmäßig oder gar nur den fchriftlich beftellten. Die geſetzliche Vorſchrift, 
auf welcher dieſe Praxis beruht, jcheint in Wahrheit nur die Beweisregel zu ent- 
halten, daß einfache Privaturfunden nicht geeignet find, das Alter des Pfandrechts 
darzuthun (vd. Bangeromw). Zauftpfänder und Spezialpfänder haben gemeinrechtlch 
feinen Vorzug vor Hypothefen und Generalpfänden. Im Gegenjab Hierzu zeigt fich 
in Deutjchen Partikularrechten ſchon frühe das Streben nach Bevorzugung des Belik« 
prandes, handhabenden Pfandes, ein Streben, welches auch im Allg. Deutjchen HGB. 
zur Anerkennung gelangt if. Die RKO. gewährt abgefonderte Befriedigung aus 
beweglichen Sachen nur den Fauftpfandgläubigern und denjenigen, die biefen aus— 
drüclich gleichgejtellt find. Im Preuß. und Sächſ. Recht ift die Frage nach der P. 
meift nur bei den Hypotheken praktiſch, da die bewegliche Sache ala Beſitzpfand in 
der Regel nicht Mehreren wirkſam verpjändet fein kann. Indeſſen läßt die im Preuß. 
Recht begründete ſymboliſche Verpfändung — 3. B. der Schiffägefäße — eine Ber 
gründung mehrerer Pfandrechte an berjelben Sache zu. Reichsgefetzlich ift gegenwärtig 
durch die Zulaffung der Anfchlußpfändung und der gleichzeitigen Pfändung, fowie 
der Pfändung von Anfprüchen für mehrere Gläubiger (EPO. 88 727, 728, 750 ff.) 
die Möglichkeit der Konkurrenz mehrerer Piandrechte an beweglichen Sachen und 
Rechten auch da gegeben, wo nach Landesrecht ſonſt nur das Beſitzpfand anerkannt 
wird, welchem Iehteren das Pfändungspfandrecht in beftimmten Beziehungen geſetzlich 
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gleichgeftellt ift. Eine Konkurrenz kann auch infofern durch Pfändung entfichen, ala 
bereit3 pfandweife haftende Gegenftänbe, 3. B. die beweglichen Pertinenzen hypothe⸗ 
zirter Grundftüde gepfänbet werden, ohne daß durch bie Pfändung die Haftung für 
die Hypothek aufgehoben wird. Zür P. der eingetragenen Hypotheken enticheibet 
zegelmäßig die Reihe der Eintragungen. 

2) Was das Verhältniß des befferen und jchlechteren Pfandgläubiger® zu ein- 
ander anlangt, jo braucht der befjere Piandgläubiger das Borhandenfein einer ander- 


weitigen Berpfänbung in feiner Weife zu berüdffichtigen. Das Recht des nachjtehenden | 


Piandgläubigers ift dem befjeren gegenüber wirkungslos, abgejehen davon, daß jener 
diefem gegenüber da® jus offerendi et succedendi bat (vgl. den Art. Oblation), 
daß er ferner beim Verkauf des Pfandes durch den vorftehenden Gläubiger von dem: 


felben den Weberfchuß des Erlöſes über feine Pfandforderung, die hyperocha, zu be | 


anfpruchen berechtigt ift, und daß er endlich, fofern die Sache dem vorangehenden 
neben Spezialpfändern nur ala Theil eines Generalpfandes haftet, der Klage dei 
legteren die exceptio excussionis realis entgegenfegen darj. Ob ber ſpätere Piand- 
gläubiger zum Pfandverkauf berechtigt ift, wird beftritten. Jedenfalls ift ein ſolcher 
Berkauf, wenn auch nicht vom Pfandfchuldner, fo doch durch den Eviktionsanſpruch 
des vorftehenden Pjandgläubiger® anzufechten, ſofern diefer nicht mit dem Pfanderlös 
zunächſt abgefunden wird. Die Praris hat dem nachitehenden Gläubiger jaft durch 


ganz Deutjchland ein weitergehende®, auch ben befieren Pfandbgläubiger bindendes | 


Verkaufsrecht eingeräumt, fofern er durch Vermittelung des Gerichts verkauft. Bei 
ſolchem Verkauf pflegen alle Gläubiger zugezogen zu werben, und e& wirb ein Wider 


ſpruchsrecht des befieren Gläubigers felbft dann nicht anerkannt, wenn der Verkaufs | 
berfuch des nachftehenden Gläubiger jo ausfällt, daß nicht bloß biefer vom Piand- | 
erlds nichts erhält, fondern auch der vorftehende Gläubiger gar nicht oder nicht | 
vollftändig zur Hebung gelangt. Dies gilt unter anderen auch nach Preuß. und | 


Sächſ. Recht. Das Preuß. Hpypothelengeje für Neuvorpommern und Rügen enthält 
dagegen die Beitimmung, daß der jüngere Pjandgläubiger das Grundſtück nur m 
der Art zur Beräußerung ftellen darf, daß die voreingetragenen Poſten unverändert 
ftehen bleiben, eine Vorjchrift, welche bei Einführung der neuen Preuß. Grundbuch: 
gejehgebung in Neuvorpommern und Rügen für diefe Landestheile aufrecht erhalten if. 


3) Ein vorftehender kann dem nachjtehenden Gläubiger vor feiner Forderung | 


die P. einräumen. Das ift ohne Einfluß auf die Stellung der dazwiſchen ftehenden 


Gläubiger. Nah Gem. und Preuß. Recht (das neue Preuß. Grundbuchrecht Hat | 


in diefer Beziehung an dem früheren echt nichts geändert), rückt beahalb der 
zwiſchenſtehende Gläubiger auf, wenn die urfprünglich voranftehende Poft getilgt, d. 5. 
gelöfcht wird. Der nachitehende Gläubiger verliert dag Recht an ber Stelle, Die der 
getilgten und gelöfchten Poft gebührte, zur Hebung zu gelangen. Das Sächfijche 
Necht kennt abweichend Hiervon eine Ceſſion der P. ohne die Forderung, das Vorrecht 
der eingetragenen Forderung nach dem Alter ohne die Forderung ſelbſt wirb wirklich 
übertragen. 

Dantlen: D. qui potiores 20, 4; C. 8, 18. — Preuß. Geiep über den ‚Eigenthumserwerb 
unb bie bingliche Belaftung ber Srundftikte x. vom 5. Mat 1872 8 35. — Belek über das 
Grundbuchweſen ꝛc. in Neuborpommern ıc. vom 26. Mat 1873 $ 43. — Sädl. BEB. 
88 443 ff., 440. — Allgem. Deutiches HGB. Art. 806 ff. -— RRD. s 40, 41. 

Bit.: Hepp, Beiträge zur Behre von der Datirung des nbdrechts, im civ. Archiv X. 
12. — Regelöberger, di Lehre vom Alterövorzug ber Pfandrechte, 1859. — Dernburg, 
Pfandrecht, L 8$ 69 ff., II. 88 160 ff. Eccius. 

ätsaktien. Betreffend den Begriff Aktie iſt auf TH. J. S. 535 
und ben Art. Altiengefelljchaft zu verweilen. P. ſetzen andere Aktien voraus, 
vor denen die Priorität zuftehen foll, diefe werben aladann Stammaltien genannt. 
Als um 1840 die Eifenbahnaktiengejellichaften ins Leben traten, beburften dieſelben 
bald über das urjprüngliche Grundfapital hinaus zur ertigftellung der Bahn ober 
zu Grweiterungsbauten weiterer Gelbmittel. Die Erhöhung des Grundfapitald durch 
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Ausgabe gleichberechtigter Aktien verbot fich durch dem niedrigen Kurd. Man hätte 
fofort zur Anleihe fchreiten können, man gelangte aber dahin erft auf einem unklaren 
Ummege. Das Grundkapital wurde erhöht und über ben betreffenden Betrag er- 
folgte die Ausgabe von P. auf den Inhaber (Preuß. Gef. Samml. 1840 ©. 376). 
Dieſe P. erhielten einen jeften Zins, nahmen an Dividende keinen Theil, gewährten 
fein Stimmrecht in den Generalverfammlungen, wurden zur Rückzahlung amortifirt, 
und mußten zum Nennwerth unter gewiſſen Vorausſetzungen ſofort zurüdgezahlt 
werden. Wegen der Zinjen und des Kapital® wurde ein Vorzugsrecht vor dem 
„Grundaktienkapital“ zugeficyert. Das P.kapital Tediglich ala eine Anleihe anzufehen, 
iſt dadurch verſchränkt, daß ausdrücklich dad Grundkapital erhöht ward, und daß 
die Inhaber der P. ald Mitglieder der Gejellfchait bezeichnet find. Bei einem Kon⸗ 
kurſe würden aljo die P. den Gläubigen nachgeftanden Haben, wonächft ihnen das 
Vorrecht vor den Stammaltien blieb. Es findet fich die Gegenüberftellung von P. 
und Dividendenattien (Preuß. Geſ. Samml. 1842 S. 77) bis von „fo genannten“ 
P. die Rede ift (Preuß. Gef. Samml. 1843 ©. 17; 1844 ©. 61). Gleichzeitig 
vollzieht fich der Uebergang zur Anleihe, e8 werben über den Anleihebetrag verzins⸗ 
liche Eifenbahnobligationen auf den Inhaber ausgeftellt (Preuß. Geſ. Samml. 1843 
S. 96). Mit 1845 verſchwinden die P. und in Zufammenziefung von P. und 
Eifenbahnobligationen. werben über die Anleihe Privritätsobligationen ausgeſtellt 
(Preuß. Geſ. Samml. 1845 ©. 572). Die Bezeichnung ale Mitglieder der Gefell- 
ſchaft, die Erwähnung, daß eine Theilnahme an der Dividende nicht zuftehe, ift 
nicht mehr vorfindlih, die Inhaber der Prioritätsobligationen werden ausdrücklich 
als Gläubiger der Gefellichaft bezeichnet; dagegen wird bis in die neuefte Zeit fort⸗ 
gerührt die Zuficherung, daß diefelben ein unbedingtes Borzugsrecht vor den Stamme 
aftien und ben dazu gehörigen Dividendenjcheinen haben (Preuß. Geſ. Samml. 1870). 
Auf dieſes jelbftverftändliche Vorzugsrecht beichräntt fich zunächft die Priorität. Gegen 
jernere Anleihen ift dann häufig ausbedungen, daß die Priorität auch diefen gegen- 
über zuftehen foll (Preuß. Ge.Sammf. 1872 ©. 606), was dann fpäter durch den 
Vermerk „vorbehaltlich ber Vorzugsrechte der bereits früher für das Unternehmen 
emittirten Prioritätsobligationen“ erfüllt iſt. Für den Konkursfall ſtellt fich Die 
Sache dahin, daß ſämmtliche Prioritätsobligationen mit den übrigen nicht bevor- 
rechteten Gläubigern in gleichen Rechten ftehen, daß aber bie fpäteren Emiffionen 
der Prioritätsohligationen ihre Perzipienden an die früheren bis zu deren voller 
Beiriedigung abzutreten Haben. Für eine Anzahl Prioritätsobligationen ift bie 
Zuficherung gemacht: „Zur Sicherheit für Kapital und Zinfen wird den Inhabern 
der Obligationen das gefammte unbewegliche Vermögen der Gejellichaft verpfändet“ 
(Preuß. Geſ. Samml. 1856 ©. 766; 1870 ©. 575). Hierdurch ift einftweilen nur 
ein Pfandrecht verfprochen, welches erſt durch Eintragung in das Grundbuch ver- 
wirkfiht wird. Die Bildung eines einzigen Grunbbuchhlattes für den gejammten 
Bahnkörper ift durch 88 2, 25 ber Preuß. Grundbuchordn. vom 5. Mai 1872 
ermöglicht. Cine ſolche hat bisher ebenfowenig wie eine Eintragung der Anleihe 
überhaupt ftattgefunden. (Vgl. das Oeſterr. Gele vom 24. April 1874, betr. die 
gemeinfame Vertretung ber Rechte der Befiger von auf Inhaber lautenden ober 
durch Indoffament übertragbaren Schuldverjchreibungen und die bücherliche Ber 
Handlung der für ſolche Theilfchuldverfchreibungen eingeräumten Hypothekarrechte; 
Oeſterr. R.G.Bl. 1874, XV. ©. 95; Zeitſchr. f. d. gef. Handelär. XX. 509 und 
das Geſetz vom 19. Mai 1874, betr. die Anlegung von Eifenbahnbüchern, die 
Wirkung der von einer Eifenbahn eingeräumten Hypothekarrechte und ber bücher 
lichen Sicherung ber Pfandrechte der Befiger von Eijenbahnprioritätsobligationen ; 
Daten. R.G.BL. 1874, XXI. ©. 168; Inſtrutt. dazu XXX. 275 ff.; Zeitichr. 

ei. Hanbelörecht XX. 509 [Ausgaben von Kajerer, Bien, Alfred 
doden⸗ Das Schweizeriſche Bundesgeſetʒz vom 24. Juni 1874 über die Vers 
pfändung der Eifenbahnen auf dem Gebiete der Schweigerifchen ea fieht 

dv. Holgenbdorff, Gnc- IT. Rechtolexikon II. 3. Aufl, 
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von einer Grundbucheintragung ab; begründet das Pfandrecht mit der Bewilligung 
ſeitens des Bundesrathes, wonächit die Eintragung in ein Pfandbuch erfolgt (Art. 4. 
5; Meili, ©. 28). Der dem Deutichen Reichstage (4. Legislaturperiode II. Seſſion 
1879) vorgelegte Entwurf eines RGeſ., betr. das Pfandrecht an Eiſenbahnen und 
die Zwangsvollftredung in dieſelben, ift bisher nicht zur Beratung gelangt. Zived: 
mäßig joll das Pfandrecht an der Bahneinheit mit der Eintragung in das Gijen- 
bahnbuch (Piandhuch) entftehen. Die Begründung des Entwurfes ift von wifſſen⸗ 
ſchaftlichem Werth. Eine Organifation der einzelnen Inhaber einer Anleihe zur Wahr: 
nehmung der gemeinfamen Rechte ift durchaus erforderlich; einen Schritt Hierzu thu 
das oben erwähnte Defterr. Geſetz vom 24. April 1874. Vgl. Schweizerifches Geirt 
Art. 15 und Entwurf eines RGeſ., beit. das Fauſtpfandrecht fir Pfandbriefe und 
ähnliche Schuldverjchreibungen. Die zu Irrthümern Anlaß gebende Bezeichnung 
Prioritätsobligation follte minbeftens nicht weiter geführt werben, für neue Anleiber 
empfiehlt fich die Bezeichnung Anleiheichein. 

Die Nothwendigkeit der Kapitalsbeſchaffung hat den Stammaltien gegenüber 
bevorrechtete Aktien zur Geftaltung gelangen laſſen, welche ala Stamm-P., Prioritäts 
ftammaltien, ®., actions privilegiees, preference shares, preferred shares im 
Gegenfaß zu ben actions de capital, actions originairement émises, ordinary shares, 
original shares bezeichnet werden. Die Sonderftellung dieſer P., ihre Vorrechte 
gegen die Stammaftien find ftatutarifch ſehr mannigfaltig; es ift der Anficht ent- 
gegenzutreten, daß biejelben qualifizirte Prioritätsobligationen feien,; die Inhaber 
find vielmehr Aftionäre im Sinne des Art. 214 de HGB., woburd auch eine 
Amortifation keineswegs ausgefchloffen ift; fie machen Einlagen, durch welche dar 
Grundkapital (Art. 209 Ziff. 4) erhöht wird. Im Falle des Konkurſes der Geſell⸗ 
ſchaft können die P. ebenjowenig, wie die Stammaltien zur Maſſe liquidiren; ert 
nachdem die gefammte Gläubigerichaft zur vollen Befriedigung gelangt, können fir 
zur Hebung gelangen, wobei dann für den Einzelfall zu enticheiden ift, wieweit das 
Vorrecht reicht. 

Im Gebiet des Allg. Deutjchen HGB. Tann bei den für die Entftehung der 
Aktien geſetzlich beſtimmten Formen ein Zweifel, ob Anleiheichein oder Aktie, Gläubiger 
ober Gefellfchafter, nicht wol entitehen. Anderweit werben die Abhängigkeit der 
Jahresbezüge von dem Gewinn, das Stimmrecht in den Generalverfammlungen, 
das Zurüctehen gegen die Gläubiger, das Verhältniß zu den Aktien, denen gegen- 
über ein Vorrecht gewährt ift, die Grundlage für die Trennung der P. und 
Gläubiger (Prioritätegläubiger) geben. Die Einfügung von P. in eine beftehend: 
Alktiengeſellſchaft ift, obwol ftatutarifch nicht vorgefehen, vielfach anftandslos Durch 
geführt (3. B. Vereinigte chemifche Fabriken zu Leopoldahall, Beil. vom 5. April 
1873), jedoch ohne Regelung im Einzelnen und Klarſtellung der Verhältniffe der 
P. zu den Stammaltien, namentlich im Fall der Kollifion. Die ftatutariiche Zu: 
läffigfeit der Grundkapitalerhöhung verpflichtet nicht die Vorfchiebung von P. zu 
bewilligen. Bei der Abgefchlofjenheit der Geſchäftsjahre mit ihren Gewinnergebniffen 
befteht ein Nachbezugsrecht auf einen von den Stammaltien zu entnehmenden 
Dividendenbetrag, falls der Yahresgewinn nicht außreicht, aus dem Gewinne fol- 
gender Jahre nicht (anders die Engl. Rechtſprechung, Shelford, S.198). Iſt die 
Dividendennachzahlung bedungen oder nach den Umftänden als gewollt anzunehmen, 
fo ift damit ein Yorderungsrecht geftaltet, welches in feinem Befriedigungsrecht aut 
den Gewinn fpäterer Jahre beichränkt ift. Die Rangorbnung zwiſchen laufenden 
Prioritätsbividenden und Nachbezugsrecht, ſowie zwiſchen Nachbezugärechten ver 
fchiebener Jahre läßt fich weder aus dem Aktienrecht, noch aus den Beitimmungen 
über die Verrechnung von Zahlungen beim Borhandenfein verfchiedener Forderungen 
herleiten (Wiener, ©. 389). Der Verkehrsanſchauung wird es entiprechen, daß die 
laufende Dividende dem Nachbezugsrecht vorgeht. Das ROHG. Hat hauptfächlich 
darauf hin, daß die erfte ftatutariche Feftjegung eines Dividendenbezugerechts (Preuß. 
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Geſ. Samml. S. 195) das Vorzugsrecht de älteren Jahrganges ausgeſprochen habe, 
angenommen, daß dies auch für folgende nicht näher geregelte Nachbezüge ald ge 
wolft gelten därfe (Entich. des ROHG. XXI. 3872). Dies erfcheint bedenklich. Kann 
angenommen werben, daß fich eine Gejellichaft allmählich zum Jahresgewinn empor= 
arbeitet, jo ift der Ießte unberichtigte Dividendenfchein ber dem Gewinn nächite; die Nach⸗ 
zahlung würde zuleßt den älteften treffen, weil er dem Jahresgewinn am jerniten ftand. 
Ob fich das Vorzugsrecht auf die Vertheilung bei der Liquidation erftredt, ift 
durchaus Thatjrage. Auch das Wort „Priorität“ ift Hierbei nicht bebeutungalos ; 
daß bei dem Vorrecht zunächft an einen beitimmten Dividendenbezug gedacht wird, 
führt fich darauf zurüd, daß bei den P. zunächft an eine Vermögensvertheilung nicht 
gedacht wurde, und deshalb hierfür keine Beftimmung getroffen ift. Es läßt fich gewiß 
dafür ftreiten, daß in der Zufage, e& folle den P. der landesübliche Zins nicht 
verloren gehen, verjtärkt auch enthalten I on gegen einen Kapitalaverluft Garantie 
geleiftet werde. Eine geöbene Verbreitun na ſcheint nicht im Außficht zu ftehen. 
Sit.: Renaud, Altiengefelihaften. — Auerbad, Aktienweſen. — 833wenfeld, Das 
Recht der Attiengeelihaften — Beihorner, Das Deutſche Eiſenbahnrecht. — Beine, 
Atiengele en; Derjelbe in Deutfches Hanbeläblatt, 1873 ©. 173, 176; 1874 12 
14. — Gol mibt, KuccarBiftoio,MEtiemftteit, a ritſchri für bas gel. .R. Bb. I. 
©. 135 ff. — abenburg, ebendaf., eller, sberbal, ®b. XV. 
©. ® fi. — Urth. des OApp.Ger. She a. —— — — an 3b. I. ©. 155 ff. — 
Siegfried, — vih und die Dörlengeii BR 3. Aufl, ©. „637. — Rofenberg, 
Ungar. Gerichta! len, 1880 Nr. 27—38. — Blun a Ar —2 — Be bie Anfprü e 
der ie der Geſellſchaft der vereinigten Schwei gebafnen gea tammaftien. — Munzinger, 
e —8 das geſ. H.R. Bd. XIX. —— Stein, Zur Eiſenbahnrechts⸗ 
eili, Die ac von ben P. (1874). — v. Strombe Ueber 2. ae: 
— hie Beurtheilungen von Wiener in Zeitichr. für bag ge. H.R. XXI. 330. — Meilt, 
ng und Konkurdrecht ber re fen); dazu Keyßner ve Zeit "ir das gel 
OR. XXV. 426. — Shelford, Law of joint stock comp., p- in dler, Law 
of partnership, p. 689, 817. — Vidari, Diritto commerciale, Fol . p “, a. 
€ ner. 
Brifengerichte find beftimmt, die Ausübung bes Priſenrechts im Seekriege 
völferrechtögemäß zu reguliren. Soweit daher Triegführende Staaten nicht über- 
haupt auf Seebeute verzichten, fei e& durch Rüdgabe faifirter Güter, fei e8 durch 
Freigebung feindlichen Privateigentfums, find fie völkerrechtlich verpflichtet, dem 
Prifenverfahren durch Einjegung von P. den Charakter eines Rechtsverfahrens auf 
zudrüden. Gemäß der Ausdehnung nun, in welcher das gegenwärtige internationale 
Recht die Befugniß anerkennt, feindliche und neutrale Schiffe anzuhalten und aufs 
jubringen, umfaßt die Prifengerichtebarkeit: 1) die Ahurtheilung der bei dauerndem 
Kriegazuftande durch Staatzfchiffe oder durch mit Kommiſſion verfehene Privatichiffe 
folder Staaten, die der Parifer Deflaration von 1856 nicht beigetreten find, oder 
durch die Sandmacht in ben Häfen weggenommenen und aufgebrachten jeindlichen 
Privatfahrzeuge nebjt deren Ladungen, infomeit letztere der Wegnahme unterliegen ; 
2) bie Aburtheilung derjenigen neutralen Privatichiffe, die fich einer Neutralitäts- 
verlegung ſchuldig oder verdächtig machen, ſei es durch Kontrebandetrangport, ſei es 
aud nur durch Widerfegung gegen legale Schiffaheimfuchung oder durch Blokade— 
bruch, oder überhaupt durch ein-Verhalten, welches Verluſt des neutralen Charatters 
nach fich zieht. Doch hat die Priſenjurisdiktion nicht immer dieſe Schranken ein⸗ 
gehalten. Noch in den Kriegen Napoleon's J., namentlich ſeit 1808 ſchwoll ſie 
bei Handhabung des Franzöftichen Kontinental-, des Englifchen Blokadeſyſtems zu 
en Umfange an. Nachdem mit der Reftauration ber völferrechtliche 
Verkehr feine normale Geftalt wieder angenommen bat, find auch jene Auswüchſe 
des Seekriegsrechts nicht mehr wiedergekehrt. Die in den civilifirten Staaten an 
Ausdehnung und Schärfe gewwinnende Agitation für Preigebung bes Privateigen · 
thums im Seekriege hat zwar eine erhebliche Stütze gewonnen an einigen, dieſelbe 
ſtipulirenden Spezialverträgen; auch an dem Berfahren Preußens, Oeſterreichs und 
Stalins im Jahre 1866 und an ber allerdings jpäter wieder zurückgenommenen 
11* 
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Verordnung des Norddeutfchen Bundes vom 18. Juli 1870; ift aber bis jeßt ohne 
Refultat geblieben. 

Die P. werden von dem friegführenden Souverän für die Dauer eines Krieges 
organifirt; und zwar vermöge feiner Kriegäherrlichkeit durch jederzeit wiberruflichen 
Amtzauftrag. Bald find es Speziallommiffionen, bald find beſtehende Behörden 
verfaffungsmäßig zu kommittiren. Im Namen des Souveräng und auf Grund jeina 
Reglements, der Landesgeſetze, demnächft der etwa maßgebenden Staatsverträge, jubfibiär 
des gemeinen Völkerrechts haben fie über die Legalität der Prifen zu erkennen; fie 
find demnach immer nur ald Landesgerichte anzufehen, obwol rein völlerrechtliche 
Berhältniffe ihrer Kognition unterliegen. Der bei diefer Sachlage erklärliche Wunſch, 
der Priſenjurisdiktion allſeitige Anerkennung unparteiifcher Rechtſprechung zu fichern, 
hat Verfuche angeregt, an Stelle bloßer Nationalbehörben internationale Kommiffionen 
einzufegen, wie ſolche 3. B. früher zur Aburtheilung der Sklavenfchiffe beftanden. 
Dergleichen mixed commissions find aber biß jet nur für einzelne Streitjälle, ins 
bejondere zur Revifion prifengerichtlicher Urtheile ins Leben getreten. 

Die Gefhichte ber Prifenjurisdiktion Hängt enge mit der des Kapereitwejens 
zuſammen; mit ihm reicht ihr Uürſprung in das Mittelalter zurüd. Gleichwie be: 
Privatfrieg zur See an Marfebriefe und Kautionen geknüpft wurde, fo unterwar 
man auch die in bemfelben gemachte Seebeute Hinfichtlich des Thatbeftandes, der 
Regitimation des Nehmers, der Nationalität des genommenen Gute amtlicher Kon 
trole. Dieje wurde in alter Zeit bei den Seemächten durch Offiziere der Admriralität 
geübt. Nach dem Borgange Frankreichs ift man dann beftrebt geweſen, beionder 
Behörden mit der Entfcheidung, ob die unter Autorifation bes Staates erfolgten 
Kapturen völferrechtlich gemacht feien, zu betrauen. In Frankreich wurbe jeit 1659 
jebesmal eine Staatsrathskommiſſion mit der Entſcheidung in Prifenfahen betrant: 
Napoleon I. organifirte 6. Germinal VIII einen conseil des prises mit dem Eike 
in Paris und mit Appellation an den Staatsrath (feit 1806); er wurbe durd, 
Napoleon II. 18. Juli 1854 und 19. Mai 1859 erneuert. Am 17. Oft. 1870 
wurbe in Bordeaur ein conseil provisoire des prises eingerichtet. In Großbritannien 
wird ala prize court für jeden Krieg nunmehr (feit der Gerichtsreform von 18731 
beftellt die Probate Divorce and Admiralty division der High Court of Justice 
mit Appellation an die Juftiglommiffion des privy council. In Nordamerika if 
die Prifengerichtöbarkeit den ordentlichen Gerichten in Seefachen, aljo ben distrier 
courts, cireuit courts und in dritter Inſtanz der supreme court übertragen. Sa 
Preußen etablirten die Reglements vom 20. Juni 1864 einen Prifenrath (Präfident, 
ſechs Mitglieder nebft Staatsanwalt) mit Appellation an einen Oberprifenrath. 

Kompetenter Prifenrichter ift nach anerfanntem völferrechtlichen Her: 
tommen lediglich der Souverän, in bdeffen Namen die Prife gemacht if. Denn 
ihm allein gebührt die Entjcheidung und Verantiwortung, in welchem Umfange e 
durch fein Konfiskationsrecht Gebrauch zu machen Habe. Daher beftimmt die Kom: 
petenz des P. fich niemals durch die Nationalität des genommenen Schiffes oder 
Gutes; ebenfowenig durch die des neutralen Hafens, in dem etwa die Prife aui- 
gebracht wird (fofern überhaupt der Kaptor dort Zulaffung findet), und wäre es 
auch ein Hafen ihres eigenen Heimathsſtaates. Denn der einmal begründete Gerichtz- 
ftand des Nehmeftaates kann nicht darum an einen fremben Staat übergehen, weil 
befien Gebiet berührt wird. Nur dann, wenn die Kaptur eine Rechtsverletzung des 
neutralen Staates involvirt, 3. B. in feinem Territorialwaſſer oder durch defien 
Mißbrauch zu illegalem Angriff oder durch ein nicht Legitimirtes Schiff erfolgt, wirt 
diefer ftet3 befugt fein, die Freigebung des widerrechtlich genommenen Schiffes, das | 
fi unter jeiner Botmäßigkeit befindet, nöthigenfall® zu erzwingen. Immer aber 
können B. von den friegführenden Mächten nur innerhalb des eigenen Staatsgebietes 
gültig errichtet werden. Ihre Etablirung in neutralen Häfen, durch Delegation 
dortiger Agenten und Konfuln etwa, ift nicht ftatthaft; weder läßt das beftehende | 
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Bölferrecht eine derartige Ausdehnung amtlicher Funktionen zu, noch wäre die 
Duldung derſelben mit neutraler Haltung vereinbar. 

Das prifengerichtliche Verfahren richtet fich überall zunächft nach ben 
Verordnungen des Einzelſtaates, pflegt aber überall jehr ſummariſch zu fein. Die 
Inftruftion erfolgt regelmäßig unmittelbar nach Ankunft des Kaptors durch die 
Hafenbehörden mitteld Entgegennahme der bei der Kaptur aufgenommenen Protokolle, 
der Schiffepapiere und Schlüffel, der Inventur des Schiffe® und der Ladung, Ber- 
börung des Schiffer? und der Mannſchaft. Demnächft geht, falls nicht etwa die 
Illegalität der Prife aus der Inftruftion ſich ala zweifellos ergiebt, die Sache an 
das P., welches, fofern diejelbe fpruchreif ift, fofort erkennt. Wird inbeß innerhalb 
der für Reklamationen gejeßten Friſt die Legalität ber Prife von deren Eigenthümer 
oder einem Intereſſenten angefochten, fo beginnt vor dem P. ein Reflameverfahren. 
Dieſes trägt im Allgemeinen civilprozefjualiiche Formen, wobei die Rolle des Klägers 
bald dem Prifeneigenthiimer, bald dem Raptor zugewieſen wird, ift indeß regelmäßig 
dem Reklamanten jehr ungünftig. Denn nach einer allgemein feitgehaltenen Rechte« 
anfiht der Seemächte fteht dem Kaptor bie Präfumtion rechtmäßiger Kaptur zur 
Seite; Reklamant Hat daher die Widerrechtlichkeit der Nehmung, alſo 3. B. dem neu= 
tralen Charakter der Ladung oder des Schiffes, daB legale Verhalten defjelben zu 
beweifen. Dabei find die Beweismittel vielfach beichräntt anf die bei ber Nehmung 
dorgefundenen Dokumente und farther proof ift auögeichloffen. 

Durh das Prifenurtheil wird das genommene Gut entweber fei es ganz, 
fei es theilweife kondemnirt, d. 5. für gute Prije erflärt, ober freigegeben, demnächſt 
entweder an den Neflamanten oder an ben Raptor ausgeliefert, reſp. zum Verkaufe 
geftellt. Die Koften des Verfahrens fallen dem Kaptor im Falle offenbar wiber- 
rechtlicher Nehmung zur Laft, wie er dann auc dem DVerlehten vollen Schadenserſatz 
zu leiften hat. Dagegen hat fie nach verbreiteter Praris der Neutrale felbft dann 
zu tragen, wenn die Aufbringung der Hinterbrein freigegebenen Prife doch durch 
Verdachtsgründe gerechtfertigt war (probable cause of capture), wie er auch in 
dieſem Falle Leinen Anſpruch auf Entſchädigung Hat. 

Gegen das Prifenurtheil fteht es jeder von beiden Parteien zu, binnen beftimmter 
Berufungsfriſt an die dafür eingejeßte Inſtanz zu appelliven. Doch pflegt bie 
Appellation Teinen Suäpenfiveffelt zu haben, fo daß das Urtheil der erſten Inſtanz 
gegen Kautionsleiftung für den Fall der Richtbeftätigung exequibel ift. 

Urtheilen, die von kompetenten B. überhaupt anerfannter Mächte gefällt werben, 
weigern weder die Friegführenden, noch neutrale Staaten die Anerkennung. Demnach 
wird ber in Folge der Kondemnation gejchehene Verkauf al vechtägültig betrachtet. 
Demnach haben Neutrale keinen Anfpruch auf Rückgabe ihres von der einen Kriege- 
partei als Prife Tondemnirten Gutes im alle der Wiedernahme (f. dieſen 
Art.) jeitens des andern. Indeß wird immer der Staat, in deffen Namen die Prije 
adjudizirt ift, für ein völkerrechtswidriges Urtheil verantwortlich fein. Cr ſetzt fih 
dieſerhalb Reklamationen, Reprefialien, jedenfalls der Netorfion aus und Tann even- 
tuell im Wege des völferrechtlichen Streitverfahrens zu Genugthuung umd Schabend- 
erfah angehalten werden. Ein berühmtes Beiſpiel Hierfür ift Friedrich's des Großen 
Streit mit der Englifchen Regierung 1752—1756 (vgl. Abb. d. Berl. Akad. 1866 
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p. 29). 

Quellen: Gute Zufammenftellung giebt Bulmerincq in ber Revue de droit inter- 
national X. (1878). — Großbritannien: Verzeichniß ber Gelege und Inſiruktionen bei 
M. Pohls, HR., IIL 4, 1067. — Geh. Rathsordre dom 29. Dlärz 1854. — Prilenatten 

nd 1864. — An Autorität einer Rechtsquelle gleich ift das reiben von Sir 
D. Scott und Sir J. Niholl an Mr. Jay vom 10. Sept. 1794, bei Phillimore 
(sec. ed.) 8, 666. — Sammlungen don Beilenurtbeilen find ſehr gobtueig Es verdienen Er: 
wãhnung bie von Robinjon, 6 Vols. Zonb. 18011808 mit_ben Sertiepungen von Ebd» 
wards umb von Dodfon; ſodann von Marriot, Lond. 1801, und Stewart, Lond. 
1814. — Frankreich; Ordonnance de la marine von 1681 und Valin's Kommentar. — 
Prifenreglements vom 26. Juli 1778 (Hauptgejeß). — Arräte vom 6. Germinal VID; 2. Prä- 
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rial XI. — Deklaration vom 29. März 1854. — Betreffs des neueren Materials iſt zu Sl; 
Revue de droit internat. X. 386. — Sammlung: Lebeau, Nouv. code des ol 
Par. an 9. — Barboux, Jurisprudence du conseil des prises pendant guerre de 
1870-1871. — Rordamerita: Inſtruktion vom 10, el 1776. — Prize act von 1812; 
von 1864. gl. Revue de droit internat. X. 6 Reports von Howard, Wheaton, 
Peter u. 4. — Deutfhland: Preuß. Allg. 3 9; 1.8, —2 der bewaffneten Rex 
tralität. — Prifenreglement und Prifenorbnung vom 20. Juni 1 864. 
git.: Martens, Essai conc. les armateurs etc., 1795. zgecoslon, Seerecht, 2 Bde. 
amb. 1808, 1805. — Hautefenille, Droits et devoirs nations neutres, 3 Vol 
. ed. 1868; Telfeiden Histoire du droit maritime international, 2. ed. 1869. — Gessner, 
Droit des nen! 1865. — Pistoye et — Traité des prises maritimes, 2 Vol 
1855. — Trendelenburg, Lüden im Bölterreht, 1870. — Wollheim da Fonfſeca, 
Der Deutſche Seehanbel und bie Franzofiſchen Pr fengerichte, 1873. — Bulmerincg. 1 
droit des prises maritimes. Theorie du droit des prises. Les droits nationsux et 
projet de röglement international des prises maritimes (Revue de droit er, xx 
v. artig 


riſenrecht. Unter P. wird verftanden fowol “ Inbegriff der Rechter 
beftimmungen für die im Kriege von Geeftaaten durch ihre Kriegsſchiffe bewerfftelligte 
Fortnahme privater Schiffe und Ladungen, alfo ein objektive P., ala auch die 
diefen Kriegafchiffen zu jener Fortnahme zuftehende Befugniß, aljo ein fırbjektives 
P. Das P. wurde freilich vor der Parifer Seerechtäbeflaration von 1856 , welce 
die Kaperei für abgeſchafft erflärte, auch von Privatlapern allgemein gebt, jet 
aber darf die Kaperei nur noch von denjenigen Staaten, welche jene Deklaration 
nicht unterzeichneten oder ihr nicht beitraten, Tongeffionirt werden und find daher 
auch in den neueften Prifenreglements der großen Mehrzahl der Seeftanten feine 
Beitimmungen weiter über die Kaperei enthalten, während bieje früher den Kaupt: 
inhalt der Prifenreglements, welche daher auch vieljach Kaperorbnungen genannt 
wurden, bildeten, 

Die Theorie des P. ift fowol in den Völkerrechtswerken ala auch in Werten 
über internationale Seerecht, ſowie in Schriften tiber die Rechte der Neutralm 
ungenügend berüdfichtigt. Die Vertreter der Theorie beſchränken fich meift auf eine 
Darlegung des geltenden P., und nur wenige fügen Tritifche Bemerkungen und 
Reformvorjchläge, und zwar meift nur über die P.organifation, Hinzu. Daß einzige 
ausführliche Werk über das P., ber trait6 des prises maritimes von Piftoye uns 
Duverdy, ift 1855, alfo vor der Parifer Deklaration, erfchienen, das nach Derjelben 
im Jahre 1866 erfchienene Manual of Naval Prize law von Luſhington ift nur 
für Engliſche Seeoffiziere in Kriegszeiten beftimmt. Die pofitiven Beſtimmungen 
des P. in Gefebgebung, Verträgen und Deflarationen der Staaten find zum erfter. 
Mal vollftändiger gefammelt in dem im Auftrage des Institut de droit international 
dom Unterzeichneten herausgegebenen Rapport der Kommiffion für materielle und 
Tormelles P. (f. die Literaturangabe). 

Als Quellen des P. können gelten: 1) Legislatorijche Alte: Geſetze und Ber- 
orbnungen, insbeſondere Reglement? und Inftruftionen; 2) Judiciäre Alte: PBräju- 
dikate der Prifengerichte ; 8) Internationale Dellarationen; 4) Vertragsmäßige Verein⸗ 
barungen; 5) Das Völkerrecht. 

Zu ben legißlatorifchen noch geltenden Akten gehören für England: die Acte 
for regulating Naval Prize of War von 1864 (27 und 28 Vict. c. 25) und vom 
2. Juni 1874; Dänemark: das „Vorläufige Geſetz wegen Unterfuchung und Ent: 
ſcheidung der Sachen, welche aufgebrachte feindliche oder verbächtige Schiffe betreffen” 
vom 18. Februar 1864 und das „Röglement concernant le blocus des ports 
ennemis et la capture de navires ennemis et suspects par les croiseurs Danois“ 
vom 16. Febr. 1864; Defterreich: die Minifteriellen Verordnungen vom 11. Mai 
1859 und vom 3. März 1864; Kaiferliche Verordnungen vom 3. und 21. März 
1864, vom 18. Mai und 9. Juli 1866; Preußen: „Prifenreglement” und „Be 
ftimmungen über das Verfahren in Priſenſachen“ vom 20. Juni 1864; Italien: 
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Prifenbeftimmungen im Koder für Seeredjt von 1865 und Königl. Dekret und In— 
ftruftionen vom 20. Juni 1866; Frankreich: Ordonnance de la marine aus 
dem Auguft 1681; Röglement vom 19. Juli 1778 über Organifation und Ver— 
jahren des Prifenkonfeils, und für die Neutralen vom 26. Juli 1771; arr&ts royal 
du 2 prairial an XI, Geſetz vom 15. Ian. 1849; Defrete vom 18. Juli 1854, 
vom 9. Mai 1859, 28. Nov. 1861 und der Delegation der Regierung ber natio= 
nalen Bertheidigung vom 27. Oft. 1870; Inſtruktionen und ergänzende Instruktionen 
vom 25. Juli 1870 (andere Frangöfifche Verordnungen vom Jahre 1400 an 
i. Bulmerincgq, Le droit des pris. marit., in der Rev. d. dr. intern. X. ©. 887); 
Rußland: „Regeln über Prifen” von 1869 und Ukas vom 24. Mai 1877 
(art. 5—7); und für die Türkei: das „Röglement concernant les prises mari- 
times“ Juni 1877. Bon Staaten, welche nicht der Parifer Deklaration beitraten, 
haben in der Zeit nach berfelben Prifengefeße erhalten: bie Vereinigten 
Staaten von Nordamerita 1862, 1868 und 1864, und Spanien: das 
Königl. Dekret vom 27. Juli 1867, Iekterer Staat vorher eine Reihe von Ordenanzas 
de la Armada, de Marina und del Corso (Bulmerincq, 1. c. 418 fi). Bon 
den vor ber Parifer Deklaration erlaffenen Prifenverorbnungen find noch gültig für 
Schweden: die Ordonnanz vom 12. April 1808 und für die Niederlande die 
Königl. Berordn. vom 18. Dez. 1818, hauptſächlich die Vertheilung der Prifen- 
gelder. betreffend und das indeß nur die Organifation bes Prifengerichtes angebenbe 
Geſetz vom 1. Oft. 18388. In Norwegen galt das Dänifche Reglement für 
Kaperfahrten vom 28. März 1810, in Griechenland wurbe über die Prifengerichte= 
organifation ein Präfidialdefret erlaſſen am 10./22. April 1829 und in Peru gilt 
ein Reglement vom 29. April 1822. 

Vergleichen wir die nach der Parifer Deklaration erfchienenen P., Geſetze, 
Reglements, Verordnungen und Inftruftionen mit einander, fo bilden im Allgemeinen 
die Dänifchen, Preußifchen und Oefterreichifchen eine Gruppe, die Franzöſiſchen und 
Italienischen eine zweite und die Engliſchen und Amerilanifchen eine dritte 
Gruppe, während die der anderen Staaten feiner diefer Gruppen beigezählt werden 
fönnen, entweder wegen ihrer Gigenthümlichkeiten wie: die Auffifchen Prifenregeln 
oder wegen ihrer Unvollftändigkeit wie: das Türkiſche, Lediglich die Prifengerichts- 
organifation feftftellende Reglement. Größtentheils find dieje legielatorifchen Akte 
mit Rüdficht auf einen beftimmten Krieg erlaffen worden. Sie alle find nur ein« 
feitige Willensakte des fie erlafjenden Staates, demnach feine Alte völferrechtlicher 
Tragweite, wenngleich ihre Uebereinftimmung folche vorbereiten kann und fie für 
den Staat, der fie erließ, deſſen Rechteftandpunkt im P. veranichaulichen. 

In gleicher Weife find die Entfcheidungen nationaler Prifeninftangen nur für 
den betreffenden Staat ala Bräjudilate zu verwerthen. Eine größere Zahl ber 
jelben ift nur von ben Prifengerichten Englands, Frankreich und der Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa erlaffen und publizirt. Die Englifchen wurden publigirt 
= Robinfon, bie Franzöfiichen durch Lebeau, bie Amerifanifchen durch 

eaton. 

Bon internationalen Dellarationen find für da P. nur von Bes 
deutung: die Deflaration Rußlands vom 28. Febr. 1780 an die Höfe von London, 
Verfailles und Madrid, deren Grundfägen die Mehrzahl der Europäiſchen See 
ſtaaten unbedingt oder bebingt beitraten, und die Parifer Seerechtsdetlaralion vom 
16. April 1856. Beide Deklarationen beabfichtigten feitzuftellen: 1) welche Güter 
wur See während eines Krieges unverleglich oder frei und 2) wenn eine Blokade 
gültig oder effektiv fein ſollte? Die Deklaration von 1780 erklärt die Güter ber 
Angehörigen der Kriegführenden auf neutralen Schiffen, mit Ausnahme von Kriegs- 
tontrebande für frei, während der im Punkt 3 der Deklaration angezogene Art. X 
des zwiſchen Großbritannien und Rußland abgefchloffenen Vertrages vom 20. Juni 
1766 noch die Deftination der transportirten Kriegsmunition für den Feind 
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und Art. XI. nur die Konfisfation der Kriegskontrebande fordert. Die Parifer See: 
techtsbeflaration erflärt die neutrale Waare auch unter feindlicher Flagge für frei. 
Außerbem verfünbet die Deflaration von 1780, daß die in ihr enthaltenen Grund» 
Täge in dem Verfahren und den Entjcheidungen über die Legalität der Prifen zur 
Richtſchnur dienen follen, und erklärt die Parifer Deflaralion die Kaperei für au: 
gehoben. Beiden Deklarationen fehlen Beftimmungen über Deklaration und Rotififation 
ber Blokade und über die Konftatirung des Blokadebruchs. Zwei Aufgaben ver: 
bleiben den Seeftaaten: 1) die Parijer Geerechtsbellaration durch eine vollftändige 
und jortentwidelte zu erſetzen und 2) einer zu vereinbarenden neuen Deklaration die 
Anerkennung aller Geeftaaten zu verichaffen. Ein allgemeines Kriegsſeerecht er: 
ftrebten ſchon im vorigen Jahrhundert mehrere Staaten (f. den Introitus und 
art. X bed Vertrags zwifchen Rußland und Dänemart vom 9. Juli 1780, art. V 
ber diefer Konvention beigefügten Separatartifel; Bertrag Rußland mit Schweden 
vom 21. Juli/1. Aug. 1780 und mit Preußen vom 8. Mär) 1780 (art. sep.); 
Dertrag Preußens und der Bereinigten Staaten von Nordamerila vom 10. Sept. 
1785, 11. Juli 1799 und 1. Mai 1828. Es firiren ferner die zum Vertrag Groß⸗ 
britannieng mit Rußland vom 5./17. Juni 1801 feitgeitellten Abbitionalartikel, die 
ſowol zur Beichleunigung des Prifengerichteverjahren® ald zur Entſchädigung ber 
Eigenthämer von Schiff und Ladung im Fall unbegründeter Zurückhaltung derfelben 
zu befolgenben Regeln und Prinzipien. Es erfolgte hierzu der Beitritt von Dänemark 
am 11./23. Oft. 1801 und von Schweden am 18. März 1802. So föürderten 
einzelne Staaten das materielle und formelle P. Aufichluß über übereinſtimmende 
Anfichten verſchiedener Staaten in Bezug auf das P. geben auch die über Diele: 
allein von verjchiedenen Staaten als Alliirten in einem Kriege geichloffenen Prifen- 
konventionen. Es find hier zu nennen: bie Prijentonventionen von England und 
Frankreich für den Krimfrieg vom 10. Mai 1854, und für den Krieg gegen China 
von 22. Febr. 1860, und von Defterreich und Preußen für den Krieg gegen 
Dänemark vom 6. Juni 1864. Sie beftimmen namentlich die fompetente Juris— 
biktion für die an Kauffahrern des Alliirten gemachten Prifen, indem diefe der 
Priſenjurisdiktion des eigenen Staates übergeben werben follten und führen als Prijen- 
fälle nur an ben Blokadebruch und die Zufuhr von Kriegskontrebande. 

Dertragamäßige Vereinbarungen und Iegislatoriiche Alte entwidelten das P. 
weiter als e& in ben obenbezeichneten Dellarationen enthalten war, In der Zeit 
nach der Pariſer Seerechtdeflaration erklärten in Bezug auf ihren Krieg gegen China 
England am 7. März und Frankreich am 28. März 1860 feindliches Eigen- 
tum auch auf feindlichem Schiff für frei, verfündete Italien die Freiheit feind⸗ 
licher Schiffe im Seekriege für den Fall der Reziprozität im art. 211 Tit. V feines 
Seerechtäfoder, und nachdem Defterreich fi am 18. Mai 1866 für dieſe Freiheit 
in Bezug auf feinen Krieg gegen Italien erklärt Hatte (DBerorbn. vom 20. Juni 
1866). Auch Preußen hat in feinem Kriege gegen Dejterreich mittels Königl. Er⸗ 
lafjes vom 19. Mai 1866, unter Bedingung der Reziprozität, und ohne biefe Be— 
dingung im Kriege gegen Frankreich, im Namen des Norbdeutichen Bund, am 
18. Juli 1870 ſich für die Freiheit feindliche Handelsſchiffe ausgeſprochen, indeß 
follen fie der Wegnahme dann unterliegen, wenn neutrale Schiffe ihr unterliegen. 
In ihrer den Beitritt zur Parijer Deklaration weigernden Erklärung hatten fich die 
Bereinigten Staaten von Norbamerila und im Jahre 1860 Holland, Dänemarf, 
Hannover, Bremen und Lübe für Unverleglichleit des feindlichen Privateigentygums 
ausgeſprochen, als dieſe Ießteren Staaten vom Holländiſchen Minifter des Aus— 
wärtigen vom 11. Januar 1860 zur Abgabe einer Kolleftiverflärung darüber auf 
gefordert wurben. 

Die Berufungen auf das Völkerrecht als Duelle des P. in ftaatlichen Akten 
und Verträgen, Prifengerichtzentfcheidungen und wiſſenſchaftlichen Werfen find in 
diefer Allgemeinheit werthlos. Erſt nachdem ein dad gefammte P. umfafjendes 
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internationales Reglement der Seeftaaten vereinbart worden, wird bon einem 
geltenden vollftändigen Völker-P. die Rede fein können, zu welchem biöher nur 
Bruchftäde in der Parifer Deklaration vorliegen. Dazu aber, daß die von einzelnen 
Staaten mit” einander vertragamäßig vereinbarten Beitimmungen zum Wölferrecht 
werben, ift jchon der Hinzutritt der großen Mehrzahl der Seeftaaten genügend, denn 
einige wenige Seeftaaten können das Zuftandefommen völferrechtlicher Prifenbeftim- 
mungen durch ihren Widerfpruch nicht Kindern, fonft Könnte auch die Parifer See— 
rechtsdeflaration nicht beanfpruchen, ein völferrechtliches Aktenftäd zu fein, wenn 
auch nad Beitimmung der Deklaration nur diejenigen Staaten, welche fie umter- 
zeichneten oder ihr beitraten, an die Beftimmungen derjelben gebunden find. 

Darüber was Gegenftand der Prife fein könne, find die Auffaffungen der 
Staaten verſchieden, je nachdem fie die Unverletzlichkeit des Privateigentgums in 
Kriegen von Seeftaaten im engeren ober weiteren Umfange anerfannten. Ein prijen- 
gerihtliches Verſahren wurbe in früherer Zeit hauptſächlich gegen neutrale Schiffe 
und Güter geübt, feindliche verfielen eo ipso nach den Grunbfägen für Kriegsbeute 
und nationale wurben nach ftaatsrechtlichem Ermeſſen behandelt. Indeß iſt heut⸗ 
zutage eine gleiche Behandlung aller Prifen, abgejehen von der Nationalität, an⸗ 
gebahnt. Auf diefem Standpunkte ftehen die Italieniſche Inftruftion (art. V) und 
die Pranzöfifehe von 1870, auch das Preußifche Reglement ($ 22) Hinfichtlich des 
Blokadebruchs. Immerhin kann aber nur Privateigentfum Gegenjtand einer Priſe 
fein, fälſchlich bezeichnet‘ daher die Oeſterr. Berordn. vom 9. Juli 1866 85 a 
Schiffe, welche feindliche Staatseigenthum find, nebft ihrer Ladung ala gute 
Priſe. Dieſe können nur Gegenjtand ber Kriegsbeute fein und unterliegen keinem 
BPrifenverfahren. Ein Fijcherjahtzeug Tann nur, wenn & zu im Prijenreglement ver- 
botenen Handlungen benubt wird, Gegenftand der Prife fein (art. III der Stat. 
Inſtr. von 1866; art. 2 der franz. von 1870; Span. Recht). Jedes durch Sturm 
verichlagene oder von feiner Mannſchaft aus diefem oder anderen Gründen verlaffene 
Schiff, ober befien Ladung wird nur unter gleicher Vorausſetzung Gegenftand ber 
Priſe, oder verfällt nur dann, falls, troß ftattgehabter Publikation, der berechtigte 
Eigenthümer ſich nicht meldete (Königl. Niederländ. Dekret vom 13. De. 1818 
art. 6; Schweb. Prifenordonnang vom 12, April 1808 art. IV $ 5; Franzöf. 
arröte vom 6. germinal Jahr VIII art. 2, 8 u. 19; Dekret vom 18. Juli 1854 
art. 2; Instr. compl. 1870 art. 19; Italien. Seerechtäfoder art. 221). 

Eine Kondemnation ober gerichtliche DBerurtheilung von Schiff oder Ladung 
ober beider zugleich, follte nur für im Prifenreglement verbotene Handlungen erfolgen. 
Als ſolche oder ala Fälle einer bonne prise werben in ben Beitimmungen bon 
Staaten anerfannt: die verbotenen Tranaporte von Kriege» und Quaſi⸗Kriegskontre— 
banbe, der Blofadebruch und der Widerftand gegen das Anhalten, Bifitiren, Durch- 
ſuchen und bie saisie (Dän. Prifenregl. vom 16. Febr. 1864 II. 11 b c; Kaiferl. 
Defterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 8 5 bc 86; Preuß. Reglement $ 7, 2, 8 
und $ 22). Das als verbächtig aufgebrachte Schiff gilt nach dem Preuß. Prifen- 
reglement $ 7, 4 und nach der K. Oeſterr. Berordn. vom 9. Juli 1866 $ 5 e 
nur dann als gute Prife, falls der Verdacht durch die Unterſuchung nicht befeitigt 
wurde. 

Sobald der Unterſchied der Behandlung der Schiffe je nad) ihrer Nationalität 
fortiällt, werben auch die Konbemnationen wegen falfcher, gefälfchter, vernichteter 
ober über Bord geworfener Schiffäpapiere jortfallen. Hat ein Privatichiff an Feind» 
Teligleiten ber Kriegführenden Theil genommen, jo wird es nach den Grundſätzen 
des Kriegsrechts, nicht nach denen des P. verfallen. Zum Außiprechen der Kondem- 
nation ift das Vorhandenfein bejonderer Merkmale für die verbotenen Handlungen 
eriorberlich. Der verbotene Transport muß für den Feind beitimmt und in flagranti 
kapturirt fein. Zur Kondemnation für Blokadebruch ift erforderlich, daß die Blokade 
effektiv, publiziert und zur Kenntniß des Blokadebrechers gelangt ift. Die Aus— 
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Earirungen eines Schiffe nach einem blofirten Hafen gelten nad dem Preuß 
Reglement $ 25 noch nicht ala Verſuch, die Blokade zu durchbrechen. Rach dem 
durch die Englifche Admiralität publizirten Handbuch des P. ift die Deftination des 
Schiffes entfcheidend. Zu dem animus beim Blofadebruch muß aber aüch ein factum 
binzutreten. Fehlt aber der animus, d. 5. ift ein Schiff durch einen Kafus im die 
Blofabelinie Hineingerathen, jo kann ebenjowenig eine Kondemnation erfolgen. De 
MWiderftand eines Schiffes gegen das Anhalten u. j. w. muß thatfächlich eriolgt 
fein, nicht blos in einem Proteft beftehen. Eine Kondemnation wegen des Wider 
ftandes wird aber nur dann erfolgen können, wenn die Handlungen, gegen welche 
der Widerftand erfolgte, reglementsmäßige waren. 

Die Rechtsfolge der Kondemnation wird mefentlich beftehen in bem 
BVerluft des Eigenthums an Schiff ober Ladung ober an beiben zugleich. Sci 
und Ladung verfallen bei Kriegstontrebandezufuhr nach Preuß. Priſenregl 
8 7 Punkt 2 und nach dem Dänifchen Recht vom 16. Febr. 1864 II. 11 b nur, 
falls die Ladung ausſchließlich aus Kriegskontrebande beiteht, nad Seiten. 
Verordn. vom 9. Juli 1866 $ 5 Punkt 6, wenn die Dienge eine im Berhältuit 
zur übrigen Ladung erhebliche ift, nach der Franzöſ. Instr. $ 6 und ber Instr. 
compl. $ 9, wenn die Ladung zu Dreiviertel aus Kriegäfontrebande beftet: 
nach dem Jtal. Seerechtskodex (art. 215) verfällt in jedem Fall das Krieg: 
fontrebande führende Schiff, nach dem Bertrag Italiens mit ben Bereinigten Staaten 
von Nordamerifa (art. 12) aber umd nach dem Auffifchen Ula® vom 24. Mai 1877 
(art. 6) nur bie für den Feind beftinirte Kriegskontrebande, nah 
Ruſſiſcher Beſtimmung aber nur, falls neutrale Schiffe fie Ben: die Ruffiicher 
Prifenregeln von 1869 ($ 76) Laffen auch das neutrale Schiff verjallen, Tall: 
feineLabung nur aus Kriegstontrebande beſteht. Huch die Schwebifcht 
Priſenordonnanz ($ 6), jowie Verträge Rußlands mit Großbritannien vom 20. Juni 
1766 (art. 11) und 20. Febr. 1797 (art. 11), jowie mit Portugal vom 20. Se 
1787 (art. 27) erklären nur die von neutralen Schijjen zugeführte 
Kriegsfontrebande für gute Prife Die Konflalation der dem Feinde 
zugeführten Kriegsfontrebande überhaupt ift nach pofitiven Beſtimmungen zweifellos, 
nur die zur Vertheidigung des Schiffes erforderliche Menge, wenn fie nicht zum 
MWiderftand gegen das arretirende, oder vifitirende, oder faifirende Schiff verwandt 
wurde, wird freigegeben. 

In Bezug auf die Quafi⸗Kriegskontrebande tritt nach art. IX. der Franzöfiſchen 
Instr. compl. Raptur des Schiffes ein und nad art. 7 des Auffifchen Ukaſes vom 
24. Mai 1877 je nach den Umjtänden die Saifte und ſelbſt Konfiskation jedes jid 
des Transports derjelben ſchuldig machenden neutralen Schiffe. Wird aber dem 
Feinde nur offizielle Korrefpondenz überbracht, jo feheint bie Kondemnirung des ft 
transportirenden Schiffes dafür doch zu weitgehend, während fie bei der Zuführung 
von Truppen an ben Feind volllommen begründet ift. 

Blokadebrecher verfallen mit ihrer Ladung nach pofitiven Beftimmungen unt 
Berträgen, find alfo zu fondemniren, ebenſo Wiberitand Ieiftende Schiffe, weil fie 
die Durchführung Friegsrechtlicher Maßregeln zu verhindern beabfichtigen. 

In Bezug auf Repriſen oder dem Prifennehmer wieder abgenommene Schiffe 
oder Güter gelten folgende Beitimmungen. Nur das Dänifche Reglement vom 16. Febr. 
1864 (II. 11) betrachtet Reprifen an nationalen Schiffen als gute Prife; das 
Preuß. Reglement ($ 10), die Defterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 ($ 8) und ber 
Italien. Seerechtskoder (art. 219) verorbnen Rüdgabe an den Eigenthümer; nad 
Spaniſchem Recht (Ordenanzas de l’Armada von 1748 und del Corso de 1779) 
erfolgt biefelbe nur, falls bie Prife noch nicht in einen feindlichen Hafen gerührt 
war und noch nicht 24 Stunden im Beſitz bes Feindes war; nach Portugiefifchen Recht 
(Codigo de las partidas, part. II. tit. 9 1. 7) auch dann, falls die Prife mehr als 
24 Stunden im Befik des Feindes war. Nach den Ruffiichen Prifenregeln (88 120 ff.) 
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iſt eine jede Repriſe dem Eigenthümer zurückzuerſtatten, falls die Priſe weniger als 
24 Stunden in den Händen des Feindes war. 

Die Repriſen an Schiffen der Alliirten werden nad Spaniſchem Recht 
zurüderftattet an den urfprünglichen Eigenthämer, wenn die Prife noch nicht 24 Stunden 
im Beſitz bes Feindes war, das Portugiefifche und Ruffiiche Recht gewähren Zurüd- 
erftattung im alle der Reziprozität, das Italieniſche Recht bedingungslos. 

Die Reprijen an neutralen Schiffen werben nach Franzöſiſchem (Instr. art. 11) 
und Ruſſiſchem Recht nicht zurüderftattet an den früheren Gigenthümer, falls die 
Prifen mehr ald 24 Stunden im Befit des Feindes waren. 

England rejtituirt alliirte und neutrale Schiffe unter Bedingung der Reciprocität 
(Hall in der Rev. d. dr. intern. X p. 198). Die Vereinigten Staaten von Nord» 
amerita veftituiren nur die noch nicht kondemnirten Prijen und diefe auch nur dann, 
jalls fie entweder den Vereinsſtaaten gehören oder in ihnen ober unter ihrem Schutze 
lebenden Perſonen; unter der Bedingung der Reziprozität aber den beftändig auf 
dem Territorium und unter dem Schuße eines befreundeten Staates lebenden Per- 
ſonen (Amerit. Prifenacte von 1864 art. 29). 

Eine Prime wird für bie zurüderftattete Reprife nach Spanifchen und Ruffiſchem 
Recht immer gefordert, nach Engl. Recht für alliirtes und neutrale® Gut, nad 
Franzöſ. Recht für nationale Schiffe und für ein neutrale, falls e8 mehr als 
24 Stunden im Befit des Feindes verblieb; nach Italien. Necht weder für nationale 
noch für alliirte. Nach Amerikan. Recht werben allgemein den Rekaptoren Berge 
lohn, Koften und Auslagen gezahlt. 

Die Verträge der Staaten (Vertrag Frankreich mit den Niederlanden vom 1. Mai 
1781, der Niederlande mit den Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 8. Oft. 
1782, Preußens mit den Bereinigten Staaten von Nordamerika vom 10. Sept. 1785, 
vom 11. Juli 1799 Art. 17—21 und 1. Mai 1828 Art. 12) flatuiren Rüd« 
erftattung der Reprifen an dem rechtmäßigen Eigenthümer, einige Verträge gegen 
eine Prime oder gegen eine r&compense du sauvement, andere nur, falls die Prife 

nicht mehr als 24 Stunden in den Händen de Feindes war, und falls fie noch 
nicht in einen feindlichen oder neutralen Hafen geführt war. 

Nach der Darlegung deſſen, was Gegenftand einer Prife fein könne, und der 
Handlungen, welche zum Prifemachen und Kondemniten berechtigen, fo daß das P. 
nur für verbotene Handlungen geübt werden kann, welche mit den Prifegegenftänden 
begangen wurden, und der Mebergang einer Prifenjache in das Eigenthum des prije= 
machenden Staate® ala eine civile Folge des Bffentlich-rechtlichen Prifenurtheiles 
ericheint, wodurch das P. den Charakter einer gewaltfamen und gemwinnfüchtigen 
Erwerbsart einbüßt, ift e8 noch erforderlich, die formell berechtigte Ausübung des 
P. darzuftellen. 

Autorifirt zur Ausübung des P. find nur die Kriegsichiffe riegführender Staaten 
(. d. Ordonnanz der Niederlande vom 26. Jan. 1781 art. VI; Preuß. Reglement 
$1; Oefterr. Berordn. vom 3. März 1864 $ 1 und vom 21. März 1864 8 5; 
Ruffifche Prifenregeln von 1869 88 7 und 64). Gegen bie Kaperftaaten find aber 
Repreffalien geftattet (art. 208 des Italien. Seerechts). Einem Privatichiff, welches 
ſich gegen einen feindlichen Angriff vertheidigt, fteht nad) Italien. Seerecht (art. 209) 
dag Recht zu, daffelbe zu nehmen. Das genommene Schiff müßte indeß, nach der 
Rechtsanſchauung der Pariſer Deklarationsſtaaten, dem Staate des nehmenben 
Schiffes zufallen. 

Die Ausübung des P. darf beginnen mit der Kriegserflärung und fchließt ab 
mit dem Friedensſchluß, ceffirt aber auch während eined zur Kenntniß der Kriegs- 
fahrzeuge ber SKriegführenden gekommenen Waffenftillitandes (88 31 und 87 ber 
Ruffiichen Prifenregeln). Indeß wird in der Regel das P. erft einige Zeit (drei bis 
ſechs Wochen) nach der Kriegserflärung in Bezug auf in einen blofirten Hafen ein- 
fauiende oder aus demſelben anslaufende Schiffe geübt. Beſondere Publikationen 
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der Kriegführenden beſtimmen die gewährte Friſt. Ueberhaupt aber wird das P. 
an Schiff ober Ladung nur geübt werden dürfen, unter Vorausſetzung ber Kenntniß⸗ 
eg von ber Kriegserflärung durch die bezügfichen Kapitäne oder Eigenthüne 
der Ladung. 

Das P. darf von den Sriegführenden in ihren Gewäſſern und auf offener Ser, 
nicht aber in neutralen Gewäfjern geübt werden (Dän. Negl. vom 16. Febr. 1864: 
Preuß. $ 9; Oefterr. Verordn. vom 3. März 1864 $ 3; Franzoöſ. Inftr. $ 4 und 
Ergänzungen zu derſelben $ 1; Ruſſiſches P. SS 20, 21, 27 u. 28; Schwedijche 
Ord. art. I. $ 1; Ferman der Piorte an den Kapudan⸗-Paſcha, März 1793 um 
Italien. Inftr. art. IV. Verträge: Frankreichs mit England vom 26. Sept. 1736 
art. 11 umd mit Rußland vom 11. Januar 1787 art. 28). Das Yranzöftide 
Conseil des Prises erflärte die in neutralen Gewäfjern gemachten Prifen für mul 
und nichtig mittel Entfcheidung vom 27. fruct. J. VIII, während die Ruffiichen 
Regeln 88 25 und 26 dem neutralen Staat die Prife zufprechen und die Regierung 
des Kaptorftaates zur Entichädigung an den Eigenthümer verpflichten. 

Das P. müßte in ein Necht der Beichlagnahme (saisie) verwandelt werben. 
Der art. 3 der Barifer Deflaration fpricht nur von nicht zu faifirenden Gegenftänden, 
nirgends fpricht biefe Deflaration von Prifen. Die Saifte drüdt nur eine proviſoriſche 
Maßregel aus, die erſt und nur eventuell: im Falle der Kondemnation durch Prien: 
gerichtsurtheil zur definitiven wird, da ja die Saifie durch ein freifprechende® Urtheil 
auch aufgehoben werden Tann. 

Auf das Anhalten eines Schiffes (f. d. Art. Durchſuchungsrech t) folgt 
die Viſite, auf die Vifite eventuell auch die Durchſuchung (f. denfelben Art). Sie 
Saifie ift aber nicht die nothiwendige Folge weder der einen, noch ber anderen, 
fondern erfolgt nur je nach deren Ergebniß. Eine Saifie ohne vorhergehende Viñte 
ift aber unguläffig (Franzöſ. Inftr. art. 15). Die Saifie kann, um ein Rechtsaft 
zu fein, nım unter gewiffen Voraußfegungen und in Form Rechtens effeftuirt werben. 
Die Beftimmungen ber meiften Reglement? und Berträge bezogen fi) nur auf die 
Saifie neutraler Schiffe, da die feindlichen früher ipso iure verfielen. Nachdem die 
meiften GSeeftaaten auch feindliche Schiffe nur für verbotene Handlungen verfallen 
Iaflen, und einige Staaten auch Beftimmungen über das P. an eigenen oder natio- 
nalen Schiffen enthalten, ift auch die Saifie an allen Kategorien von Schiffen, 
abgejehen von deren Nationalität, gleicher Regelung zu unterwerien. Nach den 
Beitimmungen der einzelnen Staaten kann die Saifie ausgelibt werden wegen ver 
botener Transporte von Kriegslontrebande und Quafisfriegäfontrebande, d. h. der 
offiziellen Korrefpondenz des Feindes, der Truppen des Feindes oder für den Feind 
(tal. Inftr. art. VIII, Franzöſ. Inftr. art. V und VI und complöm. art, XI: 
Ruſſiſche Prifenregeln $$ 14 und 15) und von Fourniture für Kriegsſchiffe (Ruffifcher 
Utas vom 24. Mai 1877 art. 7), wegen Blokadebruchs und wegen Widerftandes 
gegen die Anhaltung, Bifitation oder Durchfuhung. Die Saifte ift aber auch aus 
geübt worden für den Fall der Verbächtigfeit, ferner wegen falſcher, gefälfchter oder 
doppelter Schiffspapiere, wegen Bernichtung oder Werfen derfelben ins Meer beim 
Herannahen des arretirenden Kreuzers (Schwed. Vertr.; verſch. Spanische, Franzöſ. 
Inſtr. art. VI und instr. compl. art. V, IX und X; Dän. Regl. vom 16. Febr. 
1864 88 6, 7 und 10; Oefterr. Berorbn. vom 3. März 1864 $$ 1 und 2 und vom 
9. Juli 1866 $$ 1 und 2; Preuß. Regl. 88 26; Italien. Seerecht art. 211 
und Inftr. art. 20; Nuffiiche Prifenregeln 88 10, 60, 76, 83—88 und 101). Sie 
Ruffiſchen Prifenregeln nehmen ein zu wilienfchaftlichen Expeditionen beſtimmtes 
a ber Vorausſetzung von der Saifie auß, daß es die Neutralitätsgejege 
beobachtet. 

So lange die Nationalität der Schiffe für die Saifte von Bedeutung ift, find 
& auch die bezüglichen Beitimmungen. Es finden fich diejelben in Geſetzbüchern, 
Verordnungen und Verträgen (art. 226 de Code de commerce; art. 724 des 
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Ruffiſchen HGB.; Gejeh des Nordd. Bundes vom 25. Oft. 1867, gültig für das 
Deutſche Reich nah Art. 80 al. 2 der Verf.; Dänifches Gejeh vom 18. März 
1867 und Dän. lettre patente vom 25. Juli 1870 8 1; Berorbn. der Nieder 
lande vom 26. Yan. 1761; Spanifche Berordn. von 1748 und 1802 und Königl. 
Dekrete vom 6. Dez. 1808, 10. Nov. 1829 und 6. Juli 1830; Schwebifche 
Ordomnanz vom 21. Jan. 1804; Franzdf. Zollreglement vom 26. Juli 1778 art 2; 
Instr. compl. von 1870 art. 6; Ruffiiche Prifenregeln von 1869 8 41; Sefterr. 
Berorbn. vom 7. Aug. 1803 Art. 9; Preuß. Kriegadeflaration und Verordn. vom 
30. April 1781 Art. II—V; Türkifche Verorbn. vom Aug, 1870; Inftruktionen 
zu Prifenlonventionen Englands und Frankreichs vom 10. Mai 1854 art. 8, 2° 
und Defterreich® und Preußens vom 6. Juni 1862 Art. 3 b; Vertrag Rußlands 
mit Portugal vom 9./20. Dez. 1787 art. XI; Preußens mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika vom 10. Sept. 1785 Art. 14 und vom 11. Juli 1799). Nach 
Berordnungen (Dän. Regl. vom 16. Febr. 1864 $ 9; Defterr. Verorbn. vom 
3. März 1864) und Berträgen (Rußlands mit Portugal von 1787; Deutfch- 
lands mit Portugal vom 2. März 1872; Preußens mit Griechenland‘ vom 12. Aug. 
1839; Belgiens mit Griechenland vom 25. Sept. 1840; Hollands mit Griechen- 
land vom 22. ehr. 1843 und Italiens mit den Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa vom 26. Febr. 1871) foll die Rationalität eines Schiffes nad 
der Gefeßgebung besjenigen Landes, welchem es angehört, be— 
ſtimmt werden. Troßbem fcheint eine allgemeine internationale Regelung biefer 
Frage erwünſcht. Mit Beziehung auf die angeführten Gejehe, Verordnungen und Ber- 
träge würben fich die international zu fordernden Schiffapapiere reduziren lafſen auf 
1) ein Dolument über das Eigenthum am Schiff, oder 2) auf das Konnoffement, 
welches über Eigenthum, Natur und Deftination der Labung Auskunft giebt; 
3) auf das Schiffemannfchajtsverzeichnig, mit Angabe der Nationalität des Schiffer? 
und der Mannichaft; 4) die Päffe, falls fie nicht durch das Berzeichniß unter 3 
entbehrlich werden können, und 5) das Schiffsjoumal. Daß auch nur ein Schiffe- 
papier das Eigenthum an einem Schiff Tonftatiren könne, wenn es eine präzife Be— 
ftinımung darüber enthält, bejagen das Franzöf. Reglement vom 26. Juli 1778 
unb die Franzöſ. Instr. compl. von 1870 art. 6, 2 (f. auch Ruffiiche Prifen- 
regeln $ 59). 

Was fpeziell die Saifie wegen Blokadebruchs anbetrifft, fo kann eine Saifie 
nicht blos erſt dann ftattfinden, nachdem das angehaltene Schiff ſchon einmal vom 
Blokadeſchiff zurückgewieſen worden, — wie das die Verträge der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika mit Schweden vom 4. Sept. 1816 (art. 18) und vom 4. Juli 
1827 (art. 18), mit Preußen vom 1. Mai 1828 (Art. 18) und Griechenland vom 
22. De. 1837 (art. 16), von Preußen mit Griechenland vom 12. Aug. 1839 
(Art. 20) und Griechenlands mit den Hanfeftädten vom 15. Dez. 1846 (art. 17) 
vereinbaren, — fondern auch ſchon dann, wenn das angehaltene Schiff, wenngleich 
von der Blokade unterrichtet, dennoch den Blokadebruch verfuchte. Auch die citirten 
Berträge erachten für den erften Verſuch die Kaptur oder Kondemnation für 
zuläffig, jall® bewiefen werben kann, daß dad Fahrzeug auf feiner Reife hat erfahren 
fönnen und müffen, daß die Blokade des fraglichen Platzes noch fortdauert. Nach 
Schwebifcher Ordonnanz von 1808 (Art. I$ 8) führt aber unbedingt erft der zweite 
Berfuch zur Saifte. Gleiches vereinbarten die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und die Amerikaniſchen Südftanten 1824, 1825, 1831, 1832 und 1836. Wogegen 
art. 14 des Vertrag der Vereinigten Staaten von Nordamerika mit Italien vom 
26. Febr. 1871 die Saifte beim erften Verſuch nur dann nicht eintreten läßt, wenn 
das angehaltene Schiff von der Blofade keine Kenntniß Hatte. 

Beabfichtigt das arretirende Kriegafchiff einen Kauffahrer zu faifiren, fo müffen 
die Schiffelufen und die Pulverfammer des genommenen Schiffes gefchloffen und 
verfiegelt, die Ladung unter Verſchluß gebracht und verfiegelt werden. Schiff und 
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Ladung ſind mit Beſchlag zu belegen und zu inventarifiren, und auf das genommene 
Schiff wird eine zu deſſen Behauptung und zur Aufrechterhaltung der Ordnung aus 
reichende Mannjchait vom Kriegsſchiff übergeführt. Schiffspapiere und Briefe werben 
gleichfalls mit Beſchlag belegt, inventarifirt und verfiegelt. Weber die Saifie, den 
Zuftand des Schiffes und der Ladung und die gefchehene Inventarifirung wird ein 
Brotofoll aufgenommen. Schiff und Ladung find auf der Fahrt, außer in dringenden 
Fällen namentlich zur Vermeidung von Deteriorationen, intakt zu erhalten, und it 
die Ladung nicht zu Öffnen. Die Mannſchaft des faifirten Schiffes wirb nur dam 
friegsgefangen, wenn fie zum Militär des Feindes gehört oder ein feindſeliges Ve— 
nehmen an den Tag legt, übrigens ift die Mannſchaft zu ernähren, kleiden und 
erjorberlichenfalls zu pflegen. Die Verbrennung oder Verſenkung eines ſaifirten 
Schiffes, über welche Alte ein Protofoll aufzunehmen ift, find geftattet: 1) Talls e— 
ſchwierig ift, das Schiff wegen feines fchlechten Zuftandes bei Seegang über Waſſer 
zu halten, 2) wenn das Schiff fo fchlecht jegelt, daß es dem Kriegsſchiff nicht folgen 
ann und beshalb vom Feinde genommen werben könnte; 8) wenn eine herannahende 
feindliche Krieggmacht die Wiederabnahme der Prife befürchten läßt; 4) wenn das 
arretivende Kriegsſchiff, ohne Verringerung der zu feiner legalen Sicherheit erjorber: 
lihen Mannſchaftszahl, nicht im Stande ift, die genügende Mannfchaft auf da: 
genommene Schiff überzuführen,; 5) wenn die Prife zu werthlos, als daß fich deren 
Abführung Lohnt; 6) wenn ein Hafen, wohin die Prife geführt werden Tönnte, zu 
weit entfernt ift. (Die einen oder anderen ber vorftehend angeführten Beftimmungen 
finden fich in der-Verordnung ber Niederlande vom 26. Jan. 1785; im Däniſchen 
Regl. vom 16. Febr. 1864 $$ 15, 18 und 19; in den Defterr. Verordn. vom 
3. März 1864 88 10, 11 und 14, und vom 9. Juli 1866 88 7, 12 und 15; 
im Preuß. Prifenreglement 88 13, 16 und 18; in den Franzöſ. Inſtr. von 1870 
art. 15 und compl. $ 20; in den Ruffiichen Prijenregeln 85 66—72, 104 und 108: 
in ber Akte der Vereinigten Staaten von Nordamerika von 1864 art. 1; in de 
Inſtr. der Prifenkonvention Englands und Frankreich von 1854 art. 3 und 6, und 
der Inftr. der Prifenkonvention Oefterreich und Preußens von 1864 Art. 1—3 und 6, 
und in dem Vertrag Italien mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika von 
1871 art. 16 und 20.) 68 ift jelbitverftänblich, daß vor der Vernichtung des 
genommenen Schiffes das gejammte Perſonal defjelben von demjelben entfernt und 
deffen Ladung möglichit geborgen wird, fowie daß die Legalität der Fortnahme und 
Vernichtung prifengerichtlicher Prüfung unterliegt. 

Ein genommenes Schiff ift zunächſt von dem bafjelbe jortführenden Kriegsſchif 
in den nächften Hafen bes Nehmeftaates zu bringen. Nur wenn fich in der Nähe 
des Ortes der Prifennahme ein Hafen des Nehmeftaates nicht befindet oder wenn 
ein folcher zu weit entfernt ift, kann das Schiff in einen Hafen einer alliirten Macht 
verbracht werden, in einen Hafen einer neutralen aber nur wegen Seenoth und wenn 
das begleitende Kriegsſchiff von einer feindlichen Webermacht verfolgt iſt. (Bat. 
Niederländifches Plafat vom 6. Jan. 1711; Schwebifche Praxis in dem citirten 
B.rapport, Revue de droit intern, T. X. 224; Dän. Prifenregl. vom 16. Febr. 1864 
$ 15; Oefterr. Verordn. vom 3. März 1864 $ 10, vom 21. März 1864 8 5. 
vom 9. Juli 1866 8 13; Preuß. Regl. SS 14 und 15, Franzöſ. Inſtr. S 18; 
Auffiiche Regeln 88 9, 104—106 , Prifenfonvent. von England und frankreich von 
1854 und von Oeſterreich und Preußen von 1864 Art. 3 und 5.) Die eben citirten 
Beitimmungen ftimmen im Allgemeinen überein. Die VBerbringung von genommenen 
Schiffen, fog. Prifen in neutrale Häfen und ihr Verkauf dafelbft wird jet von der 
Mehrzahl der Seeftanten nicht gewährt oder nur ein Aufenthalt von 24 Stunden, 
außer im Fall erzwungener Stellungen. (Siehe bie Holländ. minifter. Verordn. 
vom 14. und 15. April 1854, Ertraft aus der Cirkulärnote, betr. die Neutralitäts- 
erklärung Dänemarks [beigefügt der lettre patente vom 20. April 1854] 2° u. 4°; 
Franzöſ. Neutralitätgerflärung vom 9. Juni 1861 und 6. Mai 1877; Italienifche 
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Neutralitätserlärung vom 6. April 1864; Defterr. Orbonnanz vom 7. Aug. 1808 
Art. 17 und vom 25. Mai 1854 Art. 7 und 2; Cirkularverordn. und Inftr. vom 
16. Nov. 1866 und Neutralitätsbefret vom 11. Mai 1877 Art. 2; Neutralitäte- 
erflärung ber Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 22. Aug. 1870 und Er- 
tlärung des Attorney General vom 28. April 1855; Bertrag von Preußen und 
den Bereinigten Staaten von Nordamerila vom 10. Sept. 1785 art. XIX; vom 
11. Juli 1799 art. XIX und vom 1. Mai 1828 art. XII, Vertrag Schwedens 
und der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 8. April 1783 art. XVII Nr. 4 
und vom 4. Juli 1827 art. XVIL) z 

Wegen des Verfahrens im Verbringungshafen und der gerichtlichen Entfcheidung 
haben wir zu verweifen auf den Art. Prifengerichte. In bem citirten P.rapport 
ift das Verfahren vor der nationalen Unterfuchungsinftanz und vor dem international 
zu organifirenden Prifengericht von einander gejchieden. In dem jenem Rapport 
angehängten P. reglementsentwurf find das materielle und jormelle P. umfaſſende 
Rechtöbeftimmungen, zum Theil auf Grund bed beftehenden Rechts, zum Theil 
reformirende enthalten. 


Xit.: Martens, Essai concernant les armateurs, les prises et surtout les reprises, 
Goettingue 1795. — Pisto ye et Duverdy, Trait6 des prises maritimes, Paris 1855 
2 vol. — G. Lushington, A Manual of Naval Prize law, London 1866. — Bulmerincgq, 
Le droit des prises maritimes, 1878, in ber Revue de droit intern. T. X.; Derjelbe, 
Thöorie du droit des prises u. les droits nationaux et un projet de röglement international 
des prises maritimes, ebendajelbft T. XI. — F. 3. Jacobfen, Beiträge zu dem P. der Eng: 
länder und Bemerkungen über das Däniihe P, Altona 1808. — Pierantoni, Sur les 
prises maritimes d’apres l’&cole et la legislation italienne, 1875, in der Revue de droit 
intern. VIL_p. 619 ss. — Bluntjchli, Das Beuterecht im Kriege, Nörblingen 1878. — 
Hübner, De la saisie des bätiments neutres, A la Haye 1759, 2. Ehl. — Seeredhts- 
werte: Azuni, Systöme universel des principes du droit maritime de l’Europe, trad. par 
Digeon, Paris an VI. 2 tom. — Rau, Grundſätze des Völkerſeerechts, Hamburg 1802. — 
S$acobfen, Geerecht des Friedens und des Krieges in Bezug auf die Kauffahrieiſchiffahrt, 
Altona 1815; Derjelbe, Handbuch über das praktiſche Seerecht ber Engländer und Fran⸗ 
gi. amburg 1803—1805, 2 Bde. — Pohls, Das Seerecht, 3 Thle., hamburg 1832. — 

iruß, Das Seexecht, Seipzig 1888, 2 Thle. — v. Kaltenborn, Grundſätze des praft. 
Europãiſchen Seerechts, Berlin 1851, 2 Thle. — Cauchy, De droit maritime international, 
Paris 1862, 2 vol. — Ortolan, Rögles internationales et diplomatie de la mer., Par. 
1864, 2 vol — W. de Burgh, The Elements of maritime international law, London 
1868. — Negrin, Tratado elemental de Derecho internacional maritimo, Madrid 1873. — 
Masse, Le droit commerciel dans ses rapports avec le droit des gens, Paris 1874, 
1. hl. — Bölterrehtöwerte: dv. Martens, Klüber, gt ter, Oppenheim, 
Binntihli,v. Wildmann, Morning, Phillimore, Twiß, Creafy, Wheaton, 
Kent u. Dubley field, Galvo u. Fiore — Siehe aud bie riften über bie Rechte 
der Reutralen beim Art. Keutralitätögefepe. . Bulmerincg. 


Brivatanflage. I. (Vorläufer der neuen Gejekgebung.) Die P., 
d. i. jenes DVerhältniß einer Privatperfon zu einem StrafPrz., vermöge deſſen 
diefelbe auf die Erhebung und Durchführung der Klage Einfluß zu nehmen berufen 
ift, kann unter die verfchiedenartigften Gefichtspunkte gebracht werben: 

1) Lediglich zu theoretifchen Zwecken, wie 3. B. zur Begründung bes Unter 
fuchungsprinzipg im Strafßrz., pflegt man darauf hinzuweiſen, daß in den Ur= 
zuſtänden ber Völker die öffentliche Natur des Strafrecht noch nicht zur Geltung 
gekommen ſei und baher auch für die Verfolgung deſſen, was erft jpäter ala friminelles 
Unrecht erlannt wird, noch feine felbftändige Form gefunden wurde. Das Charat- 
teriftifche dieſes Zuftandes Tiegt darin, daß die große Mehrzahl der Delikte nur 
dann und nur foweit geahndet wird, als ber durch die rechtswidrige Handlung 
Verletzte dies jordert. 

2) Da, wo einerfeitd bie öffentliche Natur des Gtrafprozeffes bereits erkannt, 
andererfeitö aber weder der Inquifitionsprozeß entwidelt, noch ein Organismus bon 
zur Anklage berujenen öffentlichen Beamten eingerichtet ift, bleibt nichts übrig, als 
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die Durchführung der öffentlichen Klage (als ſolcher) in Privathände zu legen, 
jei es nun, daß dieſe fich freiwillig darbieten, wie im republifanifchen Rom, fei es, 
daß eine Verpflichtung von Privaten, unter gewifjen Umftänden die öffentliche Klage 
in die Hand zu nehmen, ftatuirt wird, wie in England. 

3) In Frankreich, wo das unter 2) erwähnte Verhältniß dadurch aus: 
geichloffen wurde, daß ber Organismus der Staatsanwaltichait gefchaffen ward, 
ward doch von jeher auch die Berechtigung des durch die ftrafbare Handlung Be 
ſchädigten, auf ben Strafprozeß Einfluß zu üben, anerfannt. Der Theorie nach wir 
ein dem Adhäfionsprozeß ähnliches Verhältniß zwifchen der öffentlichen Klage (action 
publique) als Hauptfache und der Privatllage (action civile) als Nebenfache und 
dem entfprechend eine Streitgenoffenfchaft zwifchen der Staatsanwaltichaft ala Haupt: 
partei (partie principale) und dem Privatfläger (partie civile) als Rebenpartri 
(partie jointe) angenommen; ber Theorie nach bringt der Beſchädigte vor dem 
Strafrichter nur jenen Anſpruch zur Geltung, welchen er auch vor dem Civilrichter 
erheben könnte, nämlich ben Entſchädigungsanſpruch. Allein überfieht man die der 
Givilpartei im Franz. StrafPrz. eingeräumten nach der Abftufung der Delikte in 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen verfchiedenartig geregelten Bejugniffe, ic 
kann man nicht verfennen, daß diefelben auf mehr Hinauslaufen, — daß dem Br 
ſchädigten vielfach Gelegenheit gegeben ift, mil Umgehung der Staatsanwaltfchaft und 
gegen deren Willen die Schuldigerflärung und Beitrafung des Angeklagten 
anzuftreben. — Soweit in Deutichland das Franz. Recht als folches rezipirt war, 
waren dort dem Beichädigten im Allgemeinen nicht nur fo weit gehende Befugnifſe nicht 
eingeräumt, fonbern e8 war auch ber Adhäſionsprozeß auf großen Gebieten nicht zu 
gelaffen, d. 5. e& war dem Bejchäbigten nicht geftattet, feine Entſchädigungsklage vor 
dem Strafrichter und im StrafPrz. anzubringen. 

4) Wie fehr man auch geneigt war, unter ber fortichreitenden Entwickelung 
und Ueberjpannung der Inquifitiongmarime die äußerten Konſequenzen aus de 
Öffentlichen Natur des Strafrechts zu ziehen, fo konnte man fich doch der Ueber 
zeugung nie ganz verjchließen, daß e8 nicht in allen Fällen zu rechtfertigen Fei, den 
StrafPrz. ohne jegliche Rückſichtnahme auf die Wünſche des Beſchädigten in Gang 
zu ſetzen. Zwei Rüdfichten entgegengejeter Art müſſen dabei ins Auge geiakt 
werben. In gewiffen Fällen wird die unglüdliche Lage des vom Verbrechen Be 
troffenen durch die Einleitung des StrafPrz. fo verichlimmert, daß ber Ießtere ge 
wifjermaßen das Werk des Verbrecher? erſt vollendet, und Rücdfichten der Wenid- 
lichkeit dazu drängen, das öffentliche Intereffe an der Beitrafung des Verbrecher 
vor dem de Beichädigten zurüdtreten zu laſſen. Es gilt dies von gewiffen Ber 
Vegungen ber Geſchlechtsehre und theilweife auch dom Ehebruch und einigen 
verwandten Delikten. In anderen Fällen ift die Geringfügigleit der Rechteverlegung 
und die Befugniß gewiffer Privaten, über das verlegte Objekt frei gu verfügen, jo 
auffallend, daß eben nur unter der Vorausfegung, daß der Verletzte Klage erhebt, 
eine Störung der öffentlichen Rechtsordnung, die weſentliche Vorausſetzung jeber 
Beitrafung, ala vorhanden angeſehen werden kann. In Folge deſſen ift bei der 
artigen Delikten (ſog. Antragsverbrehen) — am vollftändigften behandelt 
im Königl, Sädi. Straf6B. — ber Grundſatz zum Geltung gelangt, daß dieſelben 
nicht ohne Antrag des Beichädigten verfolgt werben dürfen. Faſt undermeiblid 
folgt Hieraus das Recht zur Rüdnahme des Strafantrages bis zur Fällung 
ober jelbft bis zur Bekanntmachung des Straferfenntniffes. — Ferner lag der Ge 
danke jeher nahe, bei ben minder wichtigen Antragsbelikten (unter Benugung bes 
Franzöſiſchen Vorbildes) dem Berlegten die Verfolgung ftatt des dieſelbe ablehnenden | 
Staatsanwaltes zu geitatten, ja bei Delikten nieberjter Ordnung die Interdention | 
des letzteren geradezu außzufchließen und dem Verlegten allein zu überlaflen, jo daß 
man alfo im erften alle zur fubfidiären, im zweiten zur prinzipalen P. bei einem 
freilich ſehr beichränkten Kreis von Delikten gelangte. (Auch in diefer Hinficht it 
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hauptſãchlich auf die - Königl. Sächſ. StrafPO. [ipeziell Art. 29—83] und bie 
der a l0nS taaten zu verweifen. 

5) Erit jeit dem Jahre 1860 ift zumeift in den Verhandlungen des Deutjchen 
Juriftentages das Bebürfniß nach erweiterter Einführung der jubfidiären P. zur 
Sprache gebracht worden. &8 handelte fich Hierbei um das prinzipielle Bedürfniß 
einer Korreftur der Befugniß der Staatsanwaltichaft, allein barüber zu entſcheiden, 
ob die ftrafrechtliche Verfolgung in einem beftimmten Falle zu unterbleiben habe 
(Sog. Anklagemonopol der Staatsanwaltichaft). Yon der einen Seite wurde geltend 
gemadt, daß die Erhebung der Strafflage nicht in das Belieben, fondern in das 
pflichtmäßige Ermeflen des Staatsanmwaltes geftellt fe, — daß eine Kontrole des 
Lebteren durch Einräumung einer Anklagebefugnig an den Beichädigten nur einen 
Rückfall entweder in die privatrechtliche Auffaffung des Strafrecht? oder in den In⸗ 
quifitionaprozeß, welcher den Richter fich jelbft in Bewegung ſetzen läßt, involvire. — 
Bon der anderen Seite warb aber betont, daß der Beſchädigte ein ganz unverfenn- 
bares unmittelbare® und mittelbare Intereffe an ber Verfolgung des an ihm ver- 
übten Deliftes habe, dab der Staatsanwalt über das öffentliche Intereffe an der 
Berfolgung der Delikte nach feinem Befinden urtheilen könne, einem Privaten aber 
der Zugang zum Richter durch einen Beamten ber Juftigverwaltung nicht jolle ver- 
Legt werden fönnen. Der Deutfche Yuriftentag entjchied fich nach eingehender Verhand⸗ 
fung für die Empfehlung der ſubſidiären P. in dem Sinne, daß wenn der Staatd= 
anwalt die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung ablehne, der Beichädigte unmittelbar 
bei Gericht den Antrag auf Einleitung der Unterfuchung ftellen fönne. Da, wo der 
Staatsanwalt von der erhobenen Anklage einfeitig zurücktreten Tann, wird man dann 
dem Berlegten in gleichem Sinne geftatten müffen, die Sache weiter zu führen. 
Andererjeit® empfehlen fich als Korrefturen gegen Mißbräuche ber P.: die Ein- 
ſchränkung derfelben auf die erfte Inftanz, die Verpflichtung des Staatsanwaltes, 
die Sache im Auge zu Halten und deſſen Berechtigung, die Verfolgung wieber ſelbſt 
in die Hand zu nehmen, und bie Haftung des Privatanflägers für die Koften im 
Falle der Freiſprechung de Angeklagten. 

Seither ift in doppelter Richtung eine Wandlung eingetreten. Einerſeits hatte 
die Deutfche Reichsgeſetzgebung im Strafgeſetz und in ergängenben Gefeßen eine große 
Anzahl von Antragsdelikten gefchaffen und diefelben durchaus gleichartig mit weit- 
gehenden Befugniffen des Antragsberechtigten außgerüftet; e8 waren die gemachten 
Erfahrungen keine günftigen, und es ward auf Aenderung der Gejeßgebung, theil- 
weiſe mit Erfolg, Hingearbeitet. Andererfeits aber griff in die Yegißlativen Erörterungen, 
eine über die Deutfchen Grenzen hinaus (fpeziell nach Italien) fich fortpflanzende 
Bewegung ein, welche mit der urfprünglich dom Deutfchen Juriftentage empfohlenen, 
vorfichtig eingeengten P. fi nicht begnügte, indem man, uneingebent ber ſchlimmen 
Erfahrungen der antifen Welt, eine fufibiäre Bopularklage, ſelbſt ein mit dem ber 
Staatsanwaltichaft konkurrirendes ftaatsbürgerliches Anklagerecht alles Ernſtes zu 
fordern beginnt, wobei man überfieht, daß es unmöglich ift, abnorme Verhältniffe 
in der oberften Leitung bes Staates, wie fie allein eıne Abhülfe in diefer Richtung 
wünfchen@werth erjcheinen lafſen Tönnten, durch Yuftizeinrichtungen zu bejeitigen, am 

wenigften aber die dadurch berfuchen ſolite, daß man der Parteileidenſchaft das 
Gebiet der Strafrechtspflege als ein ganz neues Feld des Kampfes erſchließt und die 
Staatsregierung immer mehr in eine Parteiſtellung drängt. 

DO. (Oeſterreich.) Bei Darſtellung des neueſten Standes der Geſetzgebung 
muß zunäcft Defterreich erwähnt werben, weil dort die StrafBO. von 1878 
und ber im Jahre 1874 dem Reichsrathe vorgelegte Entwurf eines Strafgeſetzes die 
unter I erwähnten Fragen ihrer Löfung durch planmäßiges Ineinandergreiſen des 
materiellen und — auzuführen fuchten. Das in Oeſterreich beftehende 
materielle Strafrecht kennt nur wenige Ausnahmen von dem Grundſatz der Ber- 
folgung ber Delikte von öffentlichen Amts wegen; dieſe wenigen Bene deren „ſtraf⸗ 

d. Holgendorff, Enc. II. Kechtslexiton III. 3. Aufl. 
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gerichtliche Verfolgung nur auf Verlangen eines Betheiligten ſtattfindet“, find aud 
nach dem neueften StraPrz.R. durchaus Gegenftand der „PB.“ ($ 2 Abi. 2); die Er 
hebung ber letzteren muß jedem Einfchreiten der öffentlichen Behörde unbedingt vom: 
gehen; auf den Wunfch des Privatanflägers kann zwar der Staatsanwalt defien 
Vertretung übernehmen, fonft aber findet eine Einmiſchung der Staatsanwalt 
ſchaft in die Verhandlung der Sache in keiner Weife ftatt (StrafPO. 5 46). Ta 
Privatankläger kann bis zu dem Augenblide, wo der Gerichtshof fich zur Berathun 
des Urtheils zurüdzieft, von der Anklage mit der Wirkung befinitiver Beendigumg 
des Berjahrens und der Erlöfchung de materiellen Klagerechtes zurüdtreten (Straſsð 
8 530; StrafPD. $ 259 3. 2). Diefe Regelung des Gegenftandes hat zu Klagen 
feinen Anlaß gegeben. Der Entwurf des Strafgefees Tonnte daher, wie eng er fh 
ſonſt an das Deutfche Strafgejeß anfchloß , deſſen Syftem (auch ganz abgefehen von 
den laut gewordenen Bedenken) nicht einfach annehmen, follte aber auch auf die Bor 
theile, welche man in der Vermehrung der Fälle, in welchen dem Willen des Br 
legten ein Einfluß geftattet ift, erbliden dürfte, nicht verzichten. Während alſo da 
bisherige Oeſterr. Recht nur P.delifte, das Deutſche Geſetz Er Antragapelilit 
Tannte, läßt ber Entwurf Beide zu. Nur „auf Grund einer P.“ beftrafen find, 
wie die Motive jagen, Handlungen, „bei denen das Interefſe des Perlehten an & 
langung der Genugthuung ober an Unterlafjung der Verfolgung“ (erſteres 3. 2. 
beim Rachdruck, letzteres beim Ehebruch), „das öffentliche Antereffe jo überwiegt 
daß ihm bie Verfolgung ganz überlafjen werden kann und der Staat nicht weite 
einzutreten bat“, dagegen find „nur auf Antrag zu verfolgen” folche Handlungen 
bei denen „dies zwar nicht in gleichem Maße der Fall ift, jedoch beſondere Grünk 
hinzutreten, welche die Staatsgewalt beftimmen, ihr Einjchreiten von der SYmitiatin 
de Einzelnen abhängig zu machen“. Den Unterichied beider Gattungen lafien die 
85 80—83 des Entwurjes in Folgendem Herantreten: Die Antragsdelikte find Gegn: 
ftand der öffentlichen Anklage, welch’ letztere Lediglich durch Stellung des Antrags 
von Seite eines hierzu Berechtigten bedingt ift; der Antrag bezieht ſich auf „bit 
That“; er ift eben darum Hinfichtlich der Perfonen untheilbar, und da er nidt 
widerruflich ift, übt er feinen anderen Einfluß auf den Prozeß, ala welchen ein: 
Bedingung der Ergreifung der Initiative feitend der Staatsanwaltſchaft üben fan. 
Der „Privatankläger” dagegen ift von Anfang bis zu Ende dominus litis; bie $. 
muß gegen beitimmte Perjonen, auf welche das Berfahren zu befchränfen ift, ge 
richtet fein, und fie Tann bis zum Beginn ber Vollſtreckung des Strafurtheiles zuräd: 
genommen werben. Der Ausſchuß des Oeſterr. Abgeorbnetenhaufes Hat fich dien 
Borfchlägen vollftändig angeichloffen. 

3um bereit geltenden Defterr. Recht zurückkehrend, in welchen das Antrag 
delikt noch feinen Platz Hat, ift der fjubjidiären P. Erwähnteng zu thun, weld 
durch die 88 47—49 der StrafPO. von 1873 geregelt wird. Sie nimmt zum Aur 
gangspunkt ben in Oeſterreich vorlängft beſtehenden Adhäfionsprozeß. Der durch di 
ftrafbare Handlung „in feinen Rechten Verletzte kann fich ... feiner privatrechtlide 
Ansprüche wegen dem Strafverfahren” als Privatb etheiligter anfchließen. & 
kann alfo neben dem Staatsanwalt auf die Verurtheilung des Beſchuldigten hir 
arbeiten, und e8 fcheint alfo nur ein naheliegenber weiterer Schritt, daß er, went 
der Staatsanwalt die Verfolgung verweigert oder von bderfelben zurücktritt, de 
dur das Anklageprinzip gebotenen Berfolgungsantrag fuppliren kann. Dide 
Antrag unterliegt, auch wenn er vom Staatsanwalt ausgeht, in jedem Stadiur. 
der Prüfung des Gerichtes; don dem des Subfidiaranflägers gilt da8 Gleiche, nur 
daß bei feinem Einſchreiten die Vorunterſuchung ſtets obligatorifch ift (von fin 
baren Handlungen unterfter Ordnung ift Hier gang abgejehen) und daß zu ihr 
Einleitung nicht die Zuftimmung des Unterfuchungsrichters genügt, ſondern ein Br | 
ſchluß der Rathskammer erforderlich if. — Durch ſolches Einfchreiten des „Privat: 
beteiligten“ verliert der Prozeß nicht den Charakter, den die Natur der ftrajbarm | 
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Handlung ale Gegenftand der öffentlichen Anklage ihm aufprägt: e8 kann daher bie 
Staatsanwaltfchait in die Verfolgung jederzeit wieder eintreten. — Gegen Gerichte- 
bejchlüffe, welche die Verfolgung ablehnen, und gegen das Endurtheil hat der Sub- 
fidiarankläger, als jolcher, fein Rechtsmittel. Es kann mit Beruhigung ausgeſprochen 
werben, daß bieje Einrichtungen fich bisher bewährt Haben, und daß die vielfach 
beforgten gehäffigen Mißbräuche ferngehalten wurden; ja in allerneuefter Zeit legt 
man biefer Gefahr fo wenig Bedeutung bei, daB auf Beſeitigung der zuletzt er- 
wähnten Schuhwehren hingearbeitet wird. Die Mehrzahl der Subfibiaranklagen 
wird fofort vom Gericht abgelehnt; im emtgegengejepten Falle übernimmt nicht jelten 
Die Staatsanwaltſchaft die Verfolgung; Fälle, wo dies nicht geichieht und der Auß- 
gang dennoch dem Subfidiarankläger Recht giebt, find äußerft felten. (Der Ent- 
wurj des Strafgejehes fichert außdrüdlich dem Antragäberechtigten und dem mit ber 
Beleidigungsflage Belangten und vermöge der exceptio veritatis am Ausgang eines 
gegen den Beleidigten geführten Strafprogefjes Betheiligten die Stellung ala Subfidiar- 
anfläger. 

II. (Deutfhes Reid.) A. Eigentlihe Privatanklage. Das 
Straf®B. hatte einer beträchtlichen Anzahl von Paragraphen (2 Verbrechen, 24 Ber- 
gehen betreffende 58, 3 Webertretungafälle) den Zufaß beigefügt: „Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag ein“ und den Antrag für untheilbar hinfichtlich der an ber Handlung 
(ala Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger) Betheiligten erflärt ($ 63). Der Antrag 
£onnte nach $ 64 „nach Verkündung eines auf Strafe Iautenden Urtheils nicht 
mehr zurüdgenommen werben“, eine Regel, von welcher allerbings Ausnahmen ge- 
macht wurden, und zwar nach beiden Seiten bin, indem Fälle ftatuirt waren, in 
welchen ber Antrag nicht mehr zurüdgenommen werden konnte, jobald einmal die 
—— Anklage bei Gericht erhoben worden“ trafB. 88 176, 177), während 
anbererjeit bei der Berfolgung der Beleidigung „im Wege ber Priv atklage ober 
P.“ der Antrag „bis zum Anfange der Vollſtreckung des Urtheiles zurüdgenommen 
werben” Tonnte ($ 194 de StrafGB.). — Das RGeſ. vom 26. Febr. 1876 Hat 
nun zunächft die Fälle der „Berfolgung nur auf Antrag“ nicht unerheblich ver- 
mindert. Die Hauptveränderung beftand aber in der Umkehrung der Regel über bie 
Zuläffigleit der Rücknahme des Antrages; die letztere ift jegt nur mehr außnahma= 
weije und nur „bi® zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Urtheils, möglich 
(neue Faffung des $ 64). Diefe Ausnahme tritt bei Beleibigungen mit Einſchiuß 
der Fälle der 85 102—104 u. Entwendungen von Nahrungsmitteln ein ($ 370, 3.5 u. 6), 
außerbem aber nur in Wällen, wo der Rüdtritt „Angehörigen“ zu flatten tommt, 
ſei &, daß ſchon das Antragsdelikt nur vorhanden ift, wenn die That An— 
gehörigen zur Laft jällt (85 247, 268, 292), fei es, daß der Nüdtritt ausdrücklich 
nur ihnen gegenüber geftattet wird (Körperverlegung $ 232 und Sachbeichädigung 
. Fe y womit allerdings das Prinzip der Untheilbarkeit des Antrags burch- 

ert iſt. 

Durch die Aenderung der angeführten Beitimmung über die Rüdnahme des An- 
trags bei Beleidigungen ift die dort vorkommende Erwähnung der P. aus dem 
Strafgejeg wieber getilgt worden. Dagegen bat aber die StrafBO. der prinzi- 
palen Privatklage in allerdings ſehr beichränkter Weile Raum gegeben: „Bes 
Teidigungen und Körperverlegungen können, joweit bie Berfolgung nur auf 
Antrag eintritt, von dem Berlebten im Wege der Privatflage verfolgt 
werben, ohne daß es einer borgängigen Anzufung der Staatsanwaltichait bedart“ 
(8 414). Durch diefe Regelung des Gegenftandes ift alfo eine Unterart der An- 
tragsdelikte, Delikte, welche Gegenftand der Privatflage jein können, gefchaffen, 
eine Unterart, deren Abgrenzung keineswegs von ber Rüdficht auf die Zuläffigteit 
der Rüdnahme des Antrages beherrſcht ift, da Iehtere bei Körperverletzungen, die 
nicht durch Angehörige verübt find, nicht eintritt. Scharf aufgefaßt ift alſo nach 
neueftem Deutſchen Recht jede ftrafbare Handlung Gegenftand der öffentlichen 
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Klage, welche jedoch in gewiffen Fällen durch den „Antrag“ bes Privaten bedingt 
it, und unter Umftänden durch deſſen Rücknahme zum Stillftand gebracht werben 
tann, während bei einigen biefer Delikte noch der Staatsanwaltichaft anheirmgegeben 
ift, wegen Mangels eines öffentlichen Intereſſes fich des Einſchreitens zu enthalten, 
jelbft wenn der „Antrag“ des zur Privatklage Berechtigten vorliegt. 

Dieje Stellung der „Privatllage” wirb weiter dadurch charafterifirt, daß die 
StrafPOD. einerjeitß den Adhaͤſionsprozeß nicht zuläßt, andererſeits aber $ 11 be 
EB. zur StrafPO. beftimmt, daß die „Verfolgung“ von Beleidigungen und 
Körperverlegungen nur mehr nach den Beftimmungen der StrafBO. flattfindet — 
womit die biöherigen vor dem Civilrichter zu führenden Injurienprozefie befeitigt 
find, was aber wol die Erhebung eine (menigftens auf Körperverlegung bafirten) 
Privatanfpruches auf Entſchädigung vor dem Eivilrichter nicht ausſchließt. Immerhin 
führte die Beichränfung ber „Privatllage” gerade auf jene zwei Fälle dahin, daß 
bier auch civilprogeffualifche Momente Hineinfpielen. 

Das Weſen des „Antragsdeliktes“ im Allgemeinen liegt nach dem Etmi- 
geſetz jeßt darin, daß * Objekt der öffentlichen Klage iſt, deren Erhebung (und aus 
nahmsweiſe aud) deren Fortführung) durch den Mangel (Wiederfortfall) des Antrages 
verhindert wird. Nach der StrafpO. „können „gewiffe Antragsdelikte“ auf dem 
Wege der P. verfolgt werben“ ; das würde für ſich allein an bem Recht des Privaten, 
fi auf den Antrag zu beichränten und von der Staatsanwaltichaft die Verfolgung 
zu verlangen, bei der Schärfe, mit der das Legalitätsprinzip in der Straf PO. ber 
tont wird, nicht? ändern, wenn nicht 8 416 der StrafPO. Hinzufügte, daß in ſolchen 
Fällen „die öffentliche Klage“ „von der Staatsanwaltichaft nur dann erhoben“ wind, 
„wenn dies im Öffentlichen Intereffe Liegt“. Ob letzteres der Fall jei, Hat die 
Staatsanwaltichaft unabhängig, aber pflichtmäßig zu beurtheilm. Dan muß alio 
im $ 416 nicht blos eine Entbindung ber Staatsanwaltſchaft von der Hem 
ſchaft des Legalitätsprinzips, fondern ein (bebingtes) Verbot der Einmifhung er 
bliden. Wenn alfo nicht ein öffentliches Intereſſe hinzutritt, kann die Handlung 
nur durch P. verfolgt werden. Liegt ein folches dagegen vor, jo hat der Verletzte 
die Wahl zwifchen Antrag und P. Ferner erjegt (worin Löwe gegen Keller bei: 
zuſtimmen ift) die Privatanklage wol den Antrag, dagegen macht diefer jene nicht 
entbehrlich. Der Antrag ift an eine beftimmte Yrift gebunden, die P. aber nur 
indirekt, infofern mit Ablauf der Antragsfrift die Verfolgbarkeit ber Handlung auf⸗ 
hört. Schlimm ift es nun aber, daß die Frift durch einen Antrag gewahrt werden 
fann, welcher ſo nſt die Staatsanwaltichaft in Bewegung feßt und — der Private 
mag wollen oder nicht — zu ungefäumten Austrag der Sache führen muß. In 
den Fällen der P. kann das Gleiche eintreten, wenn der Staatsanwalt die Ber: 
folgung als im öffentlichen Interefie gelegen erklärt; außerbem hängt e& ganz vom 
Belieben des Privatanklägers ab, wann er dem Antrag die Anflage folgen Laffen 
will. (So Löwe, anderer Meinung Dochow.) — Aehnlich greifen die Dinge 
bezüglich der Beendigung des Verfahrens ineinander über: die „Privatflage kann bis 
zur Verkündung des Urtheils erfter Inftanz und ſoweit zuläffige Berufung eingelegt 
iſt, bis zur Verkündung bes Urtheils zweiter Inſtanz zurüdgenommen werden“ ; mım 
ift aber die Rücknahme des „Antrages“ im den Fällen der Privatklage bei” nicht 
an Angehörigen verübten Körperverlegungen unzuläffig, und Tann daher bei an- 
genommenem Öffentlichen Intereffe der jortlebende Antrag die Rüdnahme der Privat: 
lage um jo gewiffer vereiteln, weil bie anfängliche Ablehnung der Verfolgung durch 
die Staatsanwaltichaft „in jeder Lage ber Sache“ widerrufen werden kann (8 417 
Abf. 2). (Anderer Meinung v. Schwarze, Erörterungen, ©. 66 ff., deſſen Aus- 
Tührungen aber wefentlich auf dem Berhältniffe bes Entwurfes der StrafßO. und 
der Motive hierzu zu dem damals beitandenen materiellen Strafrecht beruhen, wo» 
gegen bad DVerhältnig der StrafPO. zu bem Geſetze, das bei ihrer Einführung that- 
fählich galt, zurücktreten foll.) In den anderen Fällen der P. würde für die Zurüd- 
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ziehung ded Antrages, wenn fie überhaupt noch in Betracht käme, der Enbtermin 
nad $ 64 bed StrafGB. mit der „Verkündung eines auf Strafe lautenden Urteils” 
zufammenfallen, jo daß ein Zeitpunft gedacht werben Tann, wo zwar die P., aber 
nicht der in ihr enthaltene Antrag, zurückgenommen werben kann. 

Hierzu tritt dann noch der Einfluß der Möglichkeit der Privatflage auf die 
Kompetenz. Im Falle der Privatllage ift nämlich die Zuftändigkeit des Schöffen- 
gerichtes begründet ($ 27 Nr. 3 des GBG.); tritt dagegen wegen biefer Delikte die 
Staatsanwaltihaft ein, fo ift die Straflammer zuftändig, kann aber auf Antrag der 
Staatsanwaltihaft die Verhandlung und Entſcheidung dem Schöffengericht über- 
weiſen ($ 75 Nr. 4 des GBG.). Die Stantsanwaltichaft, welche Hier gemeint ift, 
ift ficher die am Landgericht, nicht der Amtsanwalt. Es ift alfo Mar, daß der 
zur Privatflage Berechtigte, wenn ex fich vorerft auf einen Antrag befchränfen will, 
fi an den Staatsanwalt am Landgericht wendet. Thut er dies nicht und be— 
Taßt das Schöffengericht direft mit feiner Klage, jo entſteht nun die Frage, an 
wen die nach $ 422 vorgefchriebene Mittheilung der Anklagefchrift an die Staate« 
anwaltſchaft zur Kenntnißnahme und die nah $ 417 Abſ. 1 ftattfindende Be— 
kanntmachung des Termins zur Hauptverhandlung zu ergehen hat? Da nicht zu 
bezweifeln ift, daß die einmal begründete Kompetenz des Schöffengerichtes durch die 
nachträgliche Uebernahme nicht mehr berührt wird, und da im Allgemeinen an- 
zunehmen ift, daß Anordnungen, welche die „Staatsanwaltichaft“ betreffen, zunächit 
den Beamten angehen, welcher bei dem zuftändigen Gerichte beftellt ift, muß die im 
8 417 der StrafPO. angeordnete Bekanntmachung des zur Hauptverhanblung be= 
ſtimmten Termines der Amtsanwaltfchaft zulommen. Das Gleiche will v. Schwarze 
auch bezüglich der Mittheilung der Anklageichrift und er kann dafür das eben 
erwähnte Moment und bie aus dem entgegengefeßten Vorgange entftehende Ueber— 
Laftung der Staatsanwaltichaft am Landgericht geltend machen. Yür die entgegen- 
gejetzte Auffaffung Löwe's fpricht allerdings, daß in diejem Moment die Zu- 
ftändigfeit des Schöffengerichtes noch nicht fichergeftellt ift, da beim Einfchreiten 
der Staatsanwaltichaft das Landgericht zuftändig ift, und daß es bedenklich ift, daß 
bem bei letzterem beftellten Staatsanwalt der Amtsanwalt vorgreifen Tann. Allein 
immerhin ift daß nur ein Bedenken de lege feronda ; ae Geſetz ſelbſt aber ſcheint 
durch fein Schweigen für den Amtsanwalt zu entjcheib: 

Dad Herüberragen civilprozeſſualiſcher Momente äußert ſich 1) in dem 
(bei in berfelben Gemeinde Wohnenden) obligatorifhen Sühneverſuch bei 
Beleidigungen ($ 420), welcher ja direkt nur einen WVergleich über da Fundament 
einer Strafflage bezwecken kann, eine jehr empfindliche Erſchwerung des Verfahrens, 
da der Sühneverfuch der Erhebung der Klage vorangehen muß, einen Gang zum 
Bergleichgamt (allerdings nur innerhalb des Gemeindebezirkes) nöthig macht und große 
Vorſicht fordert, damit inzwifchen nicht die Antragafrift ablaufe; gar leicht können 
drei Schriftftüde vor Beginn des Berfahrens nöthig fein: der Antrag, die Anrufung 
des Bergleichsamtes, die Anklagefchrift. (Anderer Meinung v. Schwarze, Er— 
örterungen, ©. 45, 46, welcher nachzuweilen fucht, daß während der Schwebe des 
Sühneverfuhes die Antragsfrift ftille fteht, wobei jedoch zu bemerken ift, daß die 
Antragsfriit durch das Reichsſtrafgeſetz geregelt ilt, das von Sühneverjuch nichts 
weiß.) 2) In den Beitimmungen über Sicherheitsleiftung, Armenrecht 
($ 419) und Koften ($ 503 Abf. 2u. 3 der StrafPO.; $$ 83 u. 84 des Gerichtö- 
koftengeſetzes). In erjterer Hinficht ift namentlich ſchon über den Einfluß der Ver— 
jäumung der Sicherheitgleiftung Meinungsverfchiedenheit entftanden ; Keller, Doch o w 
und v. Schwarze halten die Erneuerung ber Privatflage als einer zurückgenommenen 
($ 432 der StrafBO.) auch in dieſem Falle für unzuläffig, während Löwe (mit 
Unrecht) meint, auch hierin müßten die im $ 419 angerufenen Normen der CPO. 
maßgebend fein, welche unter gleicher Vorausfegung die erneuerte Erhebung der Klage 
geftatte. — Streitig ift auch der ſubjektive und objektive Umfang des Armenrechts 
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(vgl. v. Schwarze, Grörterungen, ©. 49). 8) In der Widerklage ($ 428. 
4) In dem Einfluß des Todes der Berechtigten ($ 433) und der Nichteinhaltung 
von dieſem unter Androhung ber Einftellung des Verfahrens geſetzten Friften ($ 431). 

Zu den Einzelheiten des P.verfahren® übergehend, ift Folgendes hervorzuheben: 
1) Die Berehtigung zur Erhebung der Privatflage richtet fich in 
erfter Linie allerdings nach den Beitimmungen des Strafgefeßes über die Berechtigung 
zum Strafantrag. Doch konnte ſich die StrafPO. nicht damit begnügen, auf dieie 
zu verweilen. Derjenige, welcher einen gejelichen Vertreter hat, kann wol einen 
Strafantrag ftellen, da® Recht zu jelbftändiger Erhebung der P. ift ihm jedoch ab 
gefprochen ($ 414 Abf. 3). (Zu diefem Refultat gelangt tro eingehend begründete 
Widerſtrebens auch v. Schwarze) Auch die Vertretung der Korporationen u. ſ. w. 
ift ausdrücklich denfelben Perfonen zugewieſen, durch welche fie in bürgerlichen Rechte 
ftreitigfeiten vertreten werden; da ein Geſetz einen Fall, ber nie eintreten wir, 
auch nicht hypothetiſch ſetzen kann, und da SKörperverlegungen an nicht phyſiſchen 
Perſonen nicht begangen werden können, fo ift mit der Anerkennung der Möglichkeit 
einer Privatllage auch die Streitfrage de materiellen Rechts entichieden, ob Kur 
porationen u. ſ. w. Objekte von Beleidigungen fein können. — Hinfichtlich der 
Konkurrenz mehrerer Berechtigten (insbefondere wegen ber Erlöſchung oder 
Zurüdziehung ber Klage derjelben) find die Beftimmungen des Strafgefees (5 62) mit 
denen der StrafPO. ($ 415) zu fombiniren. Hervorzuheben ıft die Kontroverie, 
ob die Ießtangeführte Veitimmung nur dann Geltung habe, wenn neben dem un: 
mittelbar Verletzten jelbft noch andere zur felbftändigen Erhebung ber lage Be 
echtigte vorhanden find (Boitus, Löwe) ober auch dann, wenn durch dieſelbe 
That mehrere Perfonen verlegt wurden (v. Schwarze, Dohom und Geyer. 
68 dürfte Lebteren beizupflichten fein, da es fich nur um bie Wirffamkeit von in 
ber Sache ergangenen Entſcheidungen handelt, das Strafverfahren aber jo geſtaltet 
werden muß, daß mehrere Prozefje mit „in der Sache“ verjchiebenem Ausgange ent: 
ſchieden fernzuhalten find, und daß der Bejchuldigte gegen die wieberholte Verfolgung 
auf Grund befjelben Faktum, nach einmal ergangener Entſcheidung in der Sache, 
geichüßt werden muß. 2) Die Stellung des Privatantlägers wird, abgejehen 
von jenen ſchon oben erwähnten Beftimmungen, welche das SHereinragen civil 
progefjualifcher Momente bezeichnen, namentlich dadurch charakterifirt, daB ex zwar 
prinzipiell berechtigt ift, fi} vertreten zu Laffen (durch einen mit fchriftlicher Boll: 
macht verjehenen Rehtsanmwalt, $ 418), daß er aber angehalten werden fann, 
perfönlich zu erfcheinen ($ 427 Ab. 8), wogegen andererſeits bezweifelt wird (L öme), 
ob der einmal, ſei es in Perfon, fei es durch feinen Anwalt erfchienene Privat 
kläger fich nicht vor Schluß der Verhandlung entfernen könne, ohne daß Rücktritt 
von der Klage angenommen wird. (Nach der Oeſterr. StrafPOD. $ 46 wirb Rüd- 
tritt don der P. angenommen, wenn ber Privatanfläger unterläßt, bei der Haupt 
verhandlung feine Schlußanträge zu ftellen.) Weberhaupt unterliegt der Privatkläger 
eingreifender Prozeßleitung des Richters, geftüßt auf die Androhung der Einftellung 
des Verfahrens ($ 481). Seine Vernehmung als Zeuge muß für unzuläffig erachtet 
werben, weil ein das Gegentheil beſtimmender Paragraph geftrichen wurde; Da aber 
fein perjönliches Erfcheinen wol nur zum Zweck der Vernehmung gefordert werden 
Tann, jo nimmt auch diefe Vernehmung einen civilprozeffualiichen Charakter an, umd 
ſpricht man daher auch bereit von „Zugeftändniffen" des Privatklägers, welche 
der Enticheidung zu Grunde zu legen find. — Im Prozeß jelbft hat der Privatkläger 
die Aufgabe zu Löfen, die fonft der Staatsanwaltichait zufommt, und es find ihm 
daher auch diefelben Mittheilungen zu machen, er ift in gleicher Weile anzuhören 
und zur Ergreifung von Rechtemitteln berufen wie jene; doch kann er das Recht der 
Akteneinficht nicht perfönlich, nur durch einen Anwalt ausüben. 3) Für bie Stellung 
des Beſchuldigten ift bezeichnend, daß auc er fich in der Hauptverhandlung 
burch einen Rechtsanwalt vertreten laffen Tann, daß bie Haft (wenn auch nicht 





Privatanfiage. 188 


die Vorführung) ausgejchloffen ift, und daß er ala Widerfläger auftreten kann. 
4) Den Gang des Verfahrens betreffend, jo muß mitunter bei Beleidigungen 
Der Erhebung der Klage ein Sühneverjuch vorausgehen, und man (Löwe) hält dies 
Tür jo unerläßlich, daß er, wenn unterlaflen, in jeder Lage der Sache nachgeholt 
werden muß, auch wo bieje Nachhofung zwedlos ift und der etwa zu erwartende 

. Nuten leicht auf andere Weife erzielt werden kann. (Anderer Meinung v. Schwarze 
Tür den Fall, wo erft im Laufe des Verfahrens die Frage, ob Körperverlehung oder 
Beleidigung anders beurtheilt wird.) — Werner können vorläufige Ermittelungen 
flattfinden; eine Berpflichtung Hierzu befteht für Leine Behörde. Das Verfahren jelbft 
beginnt mit der jörmlichen Anklagefchrift, einer vorläufigen Prüfung berjelben (ber 
Umfang diefer Prüfung und der Einfluß der vorläufigen Zurädweifung auf die An= 
tragzfrift ift kontrobers; ſ. v. Schwarze, Erörterungen, &. 53), ihrer Mittheilung 
an den Beichuldigten und dem nach Anhörung des letzteren ergebenden Beichluß 
über die Eröffnung (oder Nichteröffnung) des Hauptverfahrens. Die Anficht Löwe's, 
daß die Anklage auch wegen Unzulänglichleit der Beweismittel zurückgewieſen werben 
Lann, erflärt v. Schwarze (Erörterungen, ©. 55) für unbegründet; fie hat aber 
den Wortlaut des Geſetzes für fich, weil das Gleiche auch „bei einer von ber Staats- 
anwaltihaft unmittelbar erhobenen Anklage Anwendung“ fände. Allerdings aber 
wirb der Richter berüdfichtigen müffen, daß ihm hier nur eine Angabe ber Be- 
weismittel vorliegt und baß der Privatlläger nicht wie der Staatsanwalt ein 
Borbereitungsverjahren organifiren Tann; er wird aljo vorläufig die Angaben des 
Privatflägers über die zu gewärtigenden Beweismittel gelten laſſen müffen. Bei dem 
fpeziellen Einfluß, den die StrafPO. der Staatsanwaltichaft auf die Ladungen und 
auf die Herbeifchaffung des Beweismaterials zur Hauptverhanblung gewährt, war 
bier eine etwas abweichende Regelung nothwendig: Die Beitimmung ift bier dem 
Vorſitzenden des Gerichtes überlafien, daneben ift beiden Theilen das Mecht der un⸗ 
mittelbaren Ladung gewahrt ($ 426). 

B. Beſchränkung des „Anklagemonopols“ ber Staatsanwalt- 
ihajt. Schon der Entwurf der StrafPD. Hatte die fubfidiäre Privatflage nur in 
ſehr beichränktem Umfange aufgenommen, nämlich nur bei Antragsbeliften und nur 
zu Gunften des Berleten. Die Yuftizlommiffion des Reichstages beichloß aber bie 
völlige Befeitigung der fubfibiären P. und fuchte das Gegengewicht gegen das fog. 
Anflagemonopol der Staatsanwaltſchaft in der Unterftellung der Staatsanwaltichaft 
unter bie die Erhebung ber öffentlichen Klage anorbnenden Weifungen der Gerichte. 
Nach lebhaften Widerſpruch der Regierung gegen ſolche Verleugnung des Grund- 
gedankens de3 modernen StrafPrz. gingen aus einem Kompromiß die 88 169—175 
der StrafPO. hervor. Hiernach Hat die Staatsanwaltichaft, wenn fie dem Antrag 
auf Erhebung der öffentlichen Klage feine Folge giebt, „den Antragfteller unter 
Angabe der Gründe zu befcheiden”. „Iſt der Antragfteller zugleich der Verletzte, 
jo kann er, nachdem ber Weg der Beichwerde an den vorgejeßten Beamten vergebens 
betreten ift, binnen einem Monat auf gerichtliche Enticheidung antragen. Diefe 
Entſcheidung kommt dem Oberlandesgericht, joweit nicht ohnehin das Reichagericht 
zujtändig ift, zu. Das Gericht „kann“ von der Staatsanwaltichaft Mittheilung der 
„bisher von ihr geführten Berhandlungen” verlangen, dem Beichuldigten Gelegenheit 
zur Erklärung geben, endlich felbft zur Vorbereitung feiner Entſcheidung Ermittelungen 
anordnen, und beichließt dann entweder „die Erhebung ber öffentlichen Klage“, 
deren Durchführung der Staatsanwaltfchaft obliegt, oder falls fich hierzu „kein ge= 
nügender Anlaß” ergiebt, die Verwerfung des Antrages. Letztere hat zur Folge, 
daß die öffentliche Klage nur auf Grund neuer Thatfachen oder Beweismittel erhoben 
werben kann. Zum Schub gegen Mißbrauch jollen dienen: 1) Der dem Antrag- 
fteller auferlegte Anmwaltszwang ; 2) die Berfagung des Armenrechts (ergiebt fich aus 
den Verhandlungen des Reichstages); 3) die jchon angeführten Friftbegrenzungen, 
wobei aber wol beachtet werden muß, daß den erften Antrag an die Staatsanwalt- 
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ſchaft Jedermann ftellen, ber Verletzte fich alſo die Friſt beliebig offenhalten kann; 
4) die Sicherheitsleiftung „für die durch das Berfahten über den Antrag und durch 
die Unterſuchung der Staatskafſſe und dem Beichulbigten vorausfichtlich erwachfenden 
Koften“, welche dem Antragfteller auferlegt werben kann. Wird die Sicherheit binnen 
der beftimmten Friſt nicht geleiftet, jo ift der Antrag für — zu erflären, 
daraus folgt, daß biefe Zurüdnahme überhaupt (bis zuk Entſcheidung) zuläffig it. 

C.Rebenklage (f. diefen Art.). Der öffentlichen Klage können fidh ala Neben 
tläger anjchließen: 1) Wer als Privatfläger auftreten könnte; 2) Derjenige, aui 
deffen Antrag das Gericht der Stantzanwaltichaft gegen ihre Anficht die Erhebung 
der öffentlichen Klage auftrug, „wenn die ftrafbare Handlung gegen fein Leben, feine 
Geſundheit, feine Freiheit, feinen Perfonenftanb oder feine Bermögensrechte gerichtet 
war”. Aus diefem Zuſatz geht indirelt hervor, daß nicht jeder, der ala Verletzter 
den erwähnten Gerichtsbeſchluß erwirken kann, auch als Nebenkläger einfchreiten 
darf, was man wol hart finden wird, da ber „Antragfteller” für die Koften Haitet 
und binfichtlich diefer (das heißt der Höhe derſelben) jedenfalls zu hören ift (8 504). 
8) Derjenige, welcher die Zuerfennung einer Buße begehrt. Nach förmlicher, fchrift- 
licher Anjchlußerflärung, über welche das Gericht nach Anhörung der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft entfcheidet, Hat der Nebenkläger im weiteren Verfahren die Rechte des Privat: 
klägers. (Will er diefe üben, wozu dann noch den Staatsanwalt zum Einfchreiten 
zwingen? Will er dies nicht, fo wäre dies wol eben: jo beachtenswerth, ala die 
Rücknahme des Antrages auf Erhebung ber öffentlichen Klage.) 
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Privilegien heißen die durch einen Akt der Staatsgewalt unter Abweichung 
von allgemeinen Rechtsregeln begründeten Rechte beftimmter Individuen dem Staat 
oder anderen StantZbürgern gegenüber. Die Grundlage eines jeden Privilegs ift 
ein gefeßgeberifcher Akt, lex specialis, privilegium im objektiven Sinn. Wie folcher 
Alt rechtswirkſam zu Stande kommt, ift eine Frage des Öffentlichen Rechte. Die 
Berleihung eines einzelnen Privileg Tann unmittelbar durch Geſetz bewirkt werben; 
es kann aber auch Öffentliches Recht des Staats fein, daß auf Grund eines Geſetzes 
nach gewiſſen Richtungen bin die Verleihung von Sonberrechten anderen ala den 
gefeßgeberifchen Organen anvertraut iſt. Gemeinrechtlich wird der unvorbenklichen 
Zeit auch bei P. die Bedeutung beigelegt, daß dadurch der Nachweis rechtlicher Ent« 
ftehung erjeht wird. Als wirkliches durch die Stantögewalt begrünbetes Necht 
fteht das Privileg im Gegenfaß zu jederzeit widerruflichen Konzeſſionen. Die Ber- 
Taffımgaurkunden ber einzelnen Deutfchen Staaten erfennen es zum Theil ausdrück- 
lich an, daß neue P. wenigſtens injoweit, ala fie Beichräntungen der Freiheit oder 
des Eigenthums enthalten, nur im Wege der Geſetzgebung, alſo unter Zuſtimmung 
der Landesvertretung oder auf Grund von Gefegen, welche die Gewährung regeln, 
bewilligt werden dürfen. Allerdings hat die Entwidelung des Staatsrechts die Er- 
theilung vieler P. zur Verwaltungsſache gemacht, dies gilt in den meiften Deutfchen 
Staaten von der Verleihung von Korporationgrechten , Genehmigung der Ausgabe 
von Inhaberpapieren, ſofern es dazu einer Ermächtigung bedarf, Genehmigung ber 
Eifenbafnunternehmungen. Reichsgeſetzlich ift die Diepenfation don gewifien Ehe⸗ 
hindernifien und vom Aufgebot den Landesregierungen zugewiejen. 

Die Eintheilungen der B. in konventionelle und nicht Tonventionelle, privilegia 
onerosa und gratmita, beziehen fich nicht auf den juriftifchen Entſtehungsgrund, 
fonbern auf den Anlaß, ber bie rechtliche Entftehung Herbeigeführt hat. Diefer An« 
laß kann, je nachdem ex fich als ein Vertrag mit ober ohne Gegenleiftung auffafien 
läßt, bie Interpretation der Verleihungsalte ſelbſt verſchieden beeinflufſen. — Affir⸗ 
mative P. im Gegenſatz von negativen erzeugen die Befugniß etwas wirkſam zu 
thun, was fonft nicht erlaubt oder unwirkſam iſt. Hierhin gehören verliehene 
Hoheitsrechte, Patente, Monopole, während ala hauptjächliche Arten negativer P. 
Immunität von Steuern und die Eremtion dom ordentlichen Gerichtsftand, vom 
— und von gewiffen Rechtsregeln, z. B. des ehelichen Güterrechts, zu nennen 

nd. — Ein anderer Gegenſatz iſt der von privilegia personalia und realia, je nach ⸗ 
an das Sonderreit einem beftimmten Individuum oder dem Beſitzer einer be- 
ftimmten Sache zufteht; man ſpricht daneben auch noch von privilegiis mixtis, die 
bejtimmten Perjonen ala Befitzern einer Sache zuftehen, 3. B. die Steuerfreiheit ber 
Kirchen engrundſtücke. Privilegia personae und causae And eine nur für den Konkurs 
erhebliche, jeßt nicht mehr praftifche Unterfcheidung der privilegia exigendi, je nachbem 
diefelben lediglich auf ber Berjon des Berechtigten oder auf der Natur der Forderung be= 
ruhen und alfo im legteren Fall auch mit dem Forberungsrecht übertragen werben können. 

Die auf P. beruhenden Sonberrechte können in derjelben Weife wie anbere 
Rechte untergehen. Es kann auch an und für ſich nicht als eine Beſonderheit der 
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P. bezeichnet werden, daß fie durch neuen Geſetzesakt des Staats widerrufen werben 
tönnen, indem die Gefeßgebung auch andere wohlertvorbene Rechte mit berjelben 
Wirkfamkeit zu zerftören in der Lage ifl. Wie aber ftantsrechtlich jeder Eingriff in 
beftehende Privatrechte durch die Staatsgewalt als ein unzuläffiger erachtet wird, 
& jei denn, daß überwiegende Gründe des gemeinen Wohl: dazu nöthigen, fo gilt 
daffelbe auch bei den P. Aufhebung des P. verpflichtet den Staat zur Entfchäbigung, 
natürlich jedoch nur infoweit ein abſchätzbarer vermögensrechtlicher Schaden entſteht 
Anders wenn das Privileg auf Widerruf, ad bene placitum, ertheilt ift, ober wenn 
als Grund der Aufhebung Mißbrauch des Privilegs zum Nachtheil des Staats oder 
der Staatsburger dargethan werden kann. 
Quellen u. Sit.: X. de privil. 5, 38; —— — 7. — L I6 D. de leg 
1,83 und a a. DO. — Schlayer, Darflellung der ben Privilegien, in Limbe's 
Zijchr N. F. XI. 2. — v. erber, Abha —E I. — 1878), ©. 470 AR . 
Eccin 
Probekauf. Unter diejem Namen werden drei verichiedene Kaufverträge zu- 
fammengefaßt. L Der Kauf auf Beficht oder auf Probe (Belieben, Gefallen, Laune), 
emtio ad gustum. Hierbei wird nach der Herrichenden, au im HGB. anerkannten 
Meinung (dawider Unger) die Eriftenz des Geſchäfts von dem freien Belieben des 
Käufers abhängig gemacht, welches derſelbe durch Billigung oder Mikbilligung der 
Waare zu erkennen giebt; der Verkäufer dagegen ift jofort gebunden. Im Einzelnen 
find folgende Fragen zu unterfcheiden: 1) In welcher Weiſe hängt das Geſchäft von 
der Willenserklärung des Käufers ab? 2) Binnen welcher Frift muß biefelbe er 
folgen? 3) Wer trägt bis zur erfolgten Willenserflärung bie Gefahr? Zu 1: Das 
Geſchäft kann durch die Willenserflärung fußpenfiv bedingt fein. Dies ift der Fall, 
wenn es nach der Abficht ber Parteien erft mit der Billigung der Waare als ge 
Ichloffen gelten ſollte. Der Käufer ift dann bis zu feiner Genehmigung gar nicht 
gebunden, von derſelben ab definitiv ($ 4 I. 8, 28; 1. 20 pr. $1D.19, 5). 
Dad Geſchaft kann aber auch vollkommen abgefchloffen, und nur bie een 
deffelben in Die Willkür de Käufers geftellt fein, entweder in der Art, daß es durch 
die Mißbilligung beffelben fich von jelbit rückwärts auflöft, ala wenn es nie ge 
ſchlofſen worden wäre (Rejolutivbebingung ; — 1.208 1eit; 1.6 D. 18,5) I: 
fo, daß der Käufer nur ein Forberungsrecht bat auf Rüdgängigmagjung, (. 12 D. 
19, 5; 1.3 C. 4, 54). In dem letzten Falle können nach ber Abficht ber Parteien 
die Grundſätze des ädiliciſchen Edikts über die actio redhibitorie zur Anwendung 
zu bringen fein (1. 31 $ 22 D. 21, 1). Welcher von den drei Fällen vorliege 
ift nach dem gebrauchten Ausdrücken, eventuell nach den Umftänden zu entjcheiden. 
Die Bezeichnung pactum displicentiae paßt jowol auf den zweiten, als auf den 
dritten Fall. Im Zweifel wird man, wie auch nah HGB. Art. 339 eine auf 
fchiebende Bedingung vorausſetzen müfſen (bawider Brinz), bez. eher eine Rejolutiv- 
bebingung, als einen Wiederaufhebungsanſpruch. Zu 2: Die Willenserflärung, welche 
außdrüdlich oder ſtillſchweigend fein kann, muß rechtzeitig erfolgen. Die Frift dafür 
wird häufig vertragemäßig oder ortsüblich bejtimmt fein; wie 3. B. bei den Römern 
für das Nüctrittsrecht nach der Art der äbdiliciichen Rebhibition 60 Tage gejeht 
waren (1. 831 $ 22 D. 21, 1). Eventuell kann ber Verkäufer eine Erklärung 
verlangen, fobald er dem Käufer die Befichtigung und Prüfung der Waare ermög- 
licht Hat (HGB. Art. 339). Andererfeits ift eine Säumniß des Verkäufers hierin 
dem Käufer unnachtheilig. Ergeht binnen der beftimmten Friſt eine Erklärung bes 
Käufers nicht, fo hat fich die Bedingung nicht erfüllt. Mithin kommt das juspenfiv 
bedingte Geichäft gar nicht zu Stande, das refolutiv bedingte dagegen bleibt dauernd 
beftehen; ebenjo auch dasjenige, deſſen Auflöfung ber Käufer hätte fordern können. 
Streitig ift, ob diefe Regeln auch Anwendung finden, wenn ber Käufer die Waare 
bereit8 empfangen und bis nach Ablauf der Friſt entweber ſich nicht erflärt oder 
jene gar mit Pfandrecht oder anderen Laften beſchwert hat. Nach der richtigen An- 
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ficht liegt in dieſem Verhalten eine Genehmigung und wird alfo der Kauf allemal 
befinitiv wirkſam (HEB. Art. 339, Abf. 4). Uebrigens Tann der Berläufer auch 
eine verfpätete Erklärung des Käufers noch annehmen. Dann liegt ein neues Ger 
Ichäft vor. Zu 8: Die Gefahr fowol des Untergangs ala ber Verſchlechterung trägt 
ei zur definitiven Entſcheidung in allen Fällen der Verkäufer. Denn das Recht 

beim fuspenfiv bedingten Geichäft die Billigung zu verweigern, und 
Ba dem bereits geſchloſſenen die Mißbilligung zu erklären, kann durch zufällige Er⸗ 
eignifſe nicht geändert werben. Das etwa gezahlte Raufgeld darf er dann zurüd« 
fordern. Hat er aber die Beſchädigung ſelbſt verſchuldet, jo haftet er auf Erfah. 
Bon dem Geſagten weichen viele Juriften darin ab, daß fie die Gefahr des Unter 
gangs tertiggn, aber auflögbaren P. dem Käufer zuweiſen (Goldſchmidt, 
Fitting 

Bon dem oben dargeftellten Kauf auf Beſicht ift, wie Goldſchmidt erieſen 
bat, die biß dor Kurzem noch irrthümlich ala Mufterfall und Vorbild defielben an= 
gejehene, gegenwärtig nur im Franz. Recht (Code Nap. art. 1587) noch praftifche emtio 
vini ad degustationem, Weinhandel mit vorbehaltener Prüfung, wol zu unterjcheiden. 
Diefe ift auch eine Art des bedingten Kaufe, enthält aber tet? nur eine Refolutiv- 
bedingung, deren Erfüllung dadurch eintritt, daß der Käufer bei ber Probe den 
Wein als verborben erkennt (Cato, De re rust,, c. 148; 1. 4 $ 1 D. de peric. 
et comm. 18, 6). 

Das Preuß. Recht (LR. I. 11 88 331—39) fieht den Verkauf auf Probe 
immer als fuspenfiv bedingten an (nad Yörfter, II. $ 124, al einfeitig bindende 
Bertragdofferte), erflärt aber das Schweigen des Käufers während ber beftimmten 
Friſt für gleichbebeutend mit der Genehmigung und giebt außerdem dem Verkäufer 
das Recht, die mangelnde Friftbeftimmung richterlich ergänzen zu Iafjen. Iſt eine 
auflöjende Bedingung gewollt, jo heißt das Geſchäft Neukauf, und ift bie Sache 
übergeben und das Kaufgelb bezahlt, jo fann dem Käufer nur ein Recht auf Rüd- 
kauf eingeräumt fein. Das Franz. Recht ſchließt fich (art. 1588: vente & l’essai) 
dem Röm. Recht an, vermuthet aber im Zweifel auch ſtets ſuspenſiven Abſchluß. 

I. Kauf nach Probe (oder Mufter). Diefer wird unbedingt, jedoch mit ber 
Zufage (dietum promissum) des Verkäufers geichloffen, daß die Waare der vor⸗ 
gelegten Probe entſprechen folle. Der Verkäufer ift dann verpflichtet, die probemäßige 
Waare zu liefern, der Käufer eine folche anzunehmen. Nach dem Handelsrecht hat 
der Käufer bei Meberfendung der Waare diefelbe unverzüglich nach dem Empjange 
zu prüfen und etwaige Mängel ſofort, oder falls folche ihrer Natur nach erft fpäter 
zu Tage treten, gleich nach ihrer Entdedung dem Verkäufer anzuzeigen, widrigenfalls 
die Waare als genehmigt gilt (HEB. Art. 340; 347, Abi. 4). 

II. Der Kauf zur Probe ift „unbedingter Kauf mit Hinzufügung des Berweg- 
grundes“. Diefe enthält die für den Käufer nicht verbindliche Verheißung, im Falle 
der en eine größere Ouantität er & wollen (HGB. Art. 341). 

ad L Golbiämibt, atfhr. (1858). — Fitting, def. IL — 
un nger. al. Il. — $itting, daf. Glneifeung ded Inhalts biefer Bi Arbeiten 
neuen, aan r cip. Bar x Hr 1(l —— agembölt, Zeitſchr. für 
Sivitkedht u Dit. a XVII. 11. — ZHöL, H.R., $ 259. I. lee Ueber den 
Eu, — borgeg, zeigten | aa in — dr it und PR _ 
Fa etreff efagr ad I. und II.: — Das een 

Fein rg len 1870, Ed. 


EN ift der Richterfpruch, wodurch eine Perfon für einen 
Verſchwender erflärt und entmänbigt wird. Wegen ber barüber geltenden prozeffua- 
liſchen Regeln vgl. den Art. Entmündigungsverjahren. Die Voraus— 
ſetzungen einer P. find von ber Gefeßgebung verfchieden beftimmt worden. Nach 
dem älteren Röm. Recht wurde nur derjenige, ber die ab intestato ererbten bona 
paterna ayitaque bergeubete, vom Magijtrat der Berfügung über diefe letzteren ent 
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ſetzt, welche von ba ab in die Verwaltung der Agnaten kamen (Ulp. XIL 2, 3). 
Die Entmündigungsformel (ob eam rem tibi ea re commercioque interdico) bei 
Paul. Sent. III. 4a $ 7. Dabei war nicht jowol der Schub des Verichwenders. 
als die Zufammenhaltung des Familienvermögens beabfichtigt. Später wurde nah 
Analogie des Geiſteskranken überhaupt jeder, der fein Vermögen, gleichviel wie er 
& erworben (nicht bloß die Zinſen deffelben), durch unzeitgemäße und übertziebene 
Ausgaben verfchleuderte und verthat (1.1 pr. D. de cur, fur. 27, 10), vom Prätor 
entmündigt und ihm ein nach freiem Grmefjen erwählter Kurator beitellt. Beftimmter 
find die Vorausſetzungen der P. auch im Gem. Recht nicht feftgeftellt. Feſtzuhalter 
ift jedenfalls, daß die Analogie des Bahnfinnigen auf das Erforberniß einer geiftigen 
Schwäche, welche „die Sorge für die Zukunft dem Eindruc bes Yugenblids opfert‘, 
Hinweift (Sintenis, Gem. Giviltecht, II. 8 155 A. 16). Leichter nimmt es mit 
den Borausfehungen g 80 des Allg. LR. 1.1. Der Entmündigungabefchluß tritt ſchon 
mit der Zuftellung an den Entmündigten, nicht erſt mit ber Veröffentlichung in 
Kraft (NEPO. 88 623, 627). Die Wirkungen ber P. beftehen nach Gem. und 
Preuß. Recht im Weientlichen darin, daß der Entmündigte für Rechtsgeſchäfte nur 
noch die Handlungsjähigfeit des impubes infantia maior hat. Er erhält einen Bor- 
mund, und feine Beräußerungs- und Verpflichtungagefchäfte find nur bei Zuſtimmung 
deffelben bzw. des Obervormundſchaftsgerichts wirffam (1. 6 D. d. V. O. 45, 1: 
1. 10 pr. D. de cur. fur. 27, 10; $ 31 Allg. ER. I. 1). Auch zur Errichtung 
eined Teſtaments und zur Betheiligung als Zeuge bei einem folchen ift er unfähig 
(1. 18 pr. D. qui test. 28, 1; nach $ 27 Allg. ER. I. 12 freilich nur bejchränft). 
Ebenfo ift er von der jelbftändigen Prozeßführung außgefchloffen (Enticheib. des 
ROHG. Bd. 14 S. 358); ja nach $ 256 Allg. ER. II. 2 verliert er jogar die väter- 
liche Gewalt. Im Uebrigen bleibt er fähig, Ertverbsafte und andere als vermögens- 
„ rechtliche Geichäfte, 3. B. eine Eheichließung, vorzunehmen (88 29, 39 des Ref. vom 
6. Febr. 1875, wodurch landesgeſetzliche Abweichungen befeitigt find). Auch durch 
Delikte, 3. B. betrügliche Vorfpiegelung, daß er felbftändig fei, macht er fich Haitbar. 
P. — privaten Vertrag iſt unwirkſam (Seuffert, Ar. XV. 186; XVIII. 125). 
‚ubbetohhe in anal: 3 Bu HL IV. &. 671—69. — Windfgeib Lehr: 
buch, “ t 71 Nr. 5; IL 8 446 ernburg, Lehrbuch, I. 8 76. Er. 


Prodominium. Die Ausübung der in ber Lehnsherrlichkeit enthaltenen 
Rechte kann geichehen durch den Lehnsherrn ſelbſt, durch einen Bevollmächtigten, 
deffen Stellung nach. den civiltechtlichen Grundjägen vom Mandat zu beurtheilen 
ift, und in den geeigneten Fällen durch einen Probominus: — einen Vertreter, 
welcher die Befugniffe de Lehnsherrn, ohne von dieſem beauftragt zu jein, Frait 
eigenen Recht? außzuüben berufen ift. Diejes Recht gründet fi) auf Gefeß, nament: 
lich Verfaffungsgeſetze, Herkommen, Yamilienverträge oder ſonſtige autonomiſche An- 
orbnungen, und dadurch wird zugleich der Umfang der Befugnifſe des Prodominus 
beftimmt: im Allgemeinen übt er alle Rechte des Lehnsherrn. Das PB. findet ſich 
nur bei Lehen, in Beziehung auf welche die Lehnsherrlichkeit einer juriftiihen Perjon 
oder einer Mehrheit von Berechtigten zufteht. Vom fog. prod. simplex insbeſondere 
ift in drei Fällen die Rede: bei Lehen eines geiftlichen Inftituts ſteht es ben 
Prälaten, bei denen der Stäbte den Magiftraten, bei jolchen, bie fich im Miteigen- 
thum aller Mitglieder einer Yamilie befinden, einem durch Verträge, Hausgeſetze 
oder Obfervanz beftimmten NRepräfentanten, meift wol dem Senior zu. Iſt ein 
Lehn an Kammergltern beftellt, fo ift der Landesherr, dem in Ermangelung 
abweichender Rechtöbeftimmungen das Eigenthum an denſelben aufteht, Lehns herr 
und nicht Prodominus; in Beziefung auf Lehen aus eigentlihem Staatsgute 
dagegen foll der Landesherr nach der Anficht der meiften Schriftfteller nur ein prod. 
sublime und nicht die Lehnsherrlichkeit felbft haben, obwol auch für die entgegen- 
ftehende Anficht mancherlei Gründe angeführt werben könnten. Die ganze, früher 
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oft befprochene Streitfrage hat übrigens, wie ſchon von Eichhorn und Anderen 
bemerft wurde, geringes praftifches Intereffe. — Ueber das P. der Reichsvikare hin⸗ 
fichtlic) der Reichslehen vgl. aurea bulla c. 5. 


Lit.: Eihhorn, $ 212. — Mayr, $ 1386. — Weber, IL ©. 11—17. — Pfeiffer 
in Bieten —— VL 427 1 s Feantiim 


Progreffivigftem, Zwiſchen den beiden einfachen Arten des Vollzugs der Frei» 
heitsftrafen, d. h. zwiſchen ber Einzelhaft und der alten Gemeinjchaitshaft (entweder 
ohne Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit, oder nach dem jog. Auburn’fchen Syftem 
unter Trenmung der Gefangenen bei Nachtzeit und mit Auferlegung des Schweiggebots) 
ichob fich nach und nach ein drittegein: das Jrifche oder Progreffivfyftem. Anknüpfend 
an ben Grundgedanken bes Beſſerungszweckes Liegt das Hauptmerfmal des P. darin, 
daß dem Berhalten des Sträflings ein beftimmender Einfluß auf die Modalitäten des 
Strafvollzugs und die Dauer der Strafe zuerlannt wird. Demgemäß ergeben fich 
gewiffe Abftufungen, entiprechend den wahrnehmbar gewordenen Anzeichen der Befſerung: 
höherer Antheil am Arbeitsverbienft, größere Erleichterungen in der Unterwerfung unter 
die Disziplin, Abkürzung der Haftdauer. Und umgekehrt: Verluſt der erlangten Bor» 
theile durch Widerfeglichkeit, Unfleiß und ordnungswidriges Betragen des Gefangenen. 
Die eriten Anfänge des P. liegen in dem Vorſchlag, die Dauer der Freiheitsſtrafe aus- 
zubräden in dem Maße der den Gefangenen auferlegten, nach feinen Anftrengungen bald 
rüber, bald fpäter zu bewältigenden Arbeitäleiftungen. Verwirklicht ward dieſer Gedanke 
zuerſt in dem von Maconochie eingeführten Markenſyſtem, durch welches die 
zeitliche Dauer der Strafe in einer beftimmten, vom Sträfling abzuverbienenden 
Anzahl von Arbeitspenfen markirt wurde. An fih iſt es möglich, daß ein derartiges 
Prinzip ſowol auf die Einzelhaft, als auch auf die Gemeinfchaftshaft, auf ſchwere 
oder auf leichtere Freiheitäftrafen angemwendet werde. Neue Geftalt gewann das P. 
in Stand, wo Erofton jeit 1854 eine von weit reichenden Erſolgen gefrönte 
Reform der Strafanftalten ins Werk ſetzte. Das Iriſche Syftem beruht auf einer 
dur ben Gedanken der ftufenweifen Fortbildung des Verbrechers geleiteten Ver— 
ſchmelzung der Einzelhaft und der Gemeinfchaft. Die Strafe der Zwangsarbeit 
(penal servitude), deren Minimum gegenwärtig fünf Jahre beträgt, zerfällt danach 
in folgende Abfchnitte: 1) Einzelhaft bis zur Dauer von 9 Monaten, wegen guten 
Verhaltens um einen Monat kürzbar; 2) Gemeinjchaftshaft in progreffiver Klaffi- 
fitation, vermittelt durch Verſetzung in Gemäßheit guten Verhaltens und gefenn- 
zeichnet durch Zubilligung beftimmter, in jeder Klaffe verdienter Marken; 8) Zwifchen« 
anftalt (intermediste prison) ohne Dißziplinarftrafe außer der Zurüdverfegung, im 
Sinne einer allmäligen Annäherung an die Freiheit; 4) bedingte, d. h. widerrufliche 
dreilafjung (conditional pardon) gegen einen Urlaubsſchein (ticket-of-leave) und unter 
Anwendung poligeilicher Aufficht über die Entlaffenen. Obwol von den Anhängern 
der ftrengen Ginzelhaft das Iriſche Syftem als Rüdjall in die Grundfehler der alten 
Gemeinſchaftshaft angefehen wurde (jo von Füßlin, Röder, Ducpstiaur, 
Suringar), find deflen Vorzüge dennoch ſehr bald allgemein anerkannt und jelbit 
von denen hervorgehoben worden, die entjchieden der Einzelhaft den Vorzug gegeben 
hatten (Mittermaier, Hoyer, Julius). Immerhin verbreitete fich jeit 1859, 
wo die Einzelheiten des P. zuerft bekannt wurden, die Weberzeugung, da es als ein 
ſelbſtändiges, auf eigenthümlicher Grundlage ruhendes Syftem anerkannt werden 
müffe und keineswegs als rein Außerliche Mifchung unverträglicher Elemente bezeichnet 
werden dürfe. Auch begriff man, daß es dabei nicht auf eine Nachahmung der in 
Stland gegebenen AÄeußerlichkeiten anfomme, jondern vielmehr, je nach ben Verhält- 
niffen ber einzelnen Laͤndet, mannigjache Abweichungen durch die bejondere Natur 
der Umftände geboten fein Können. In Deutichland verfochten der Unterzeichnete 
und nah ihm Hoyer, Sohn, v. Groß, Hänell, Fulda, in Holland van der 
Brugghen, Eyijfel und Grevelind, in Frankreich Lucas und Bonneville 
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feßt, welche von da ab in die Verwaltung der Agnaten kamen (Ulp. XIL 2, 9). 
Die Entmündigungsformel (ob eam rem tibi ea re commercioque interdico) bei 
Paul. Sent. III. 48 $ 7. Dabei war nicht ſowol der Schub des Verjchiwenders, 
als die Zufammenhaltung des Familienvermögens beabfichtigt. Später wurde nah 
Analogie des Geiſteskranken überhaupt jeder, der fein Vermögen, gleichviel wie er 
& ertorben (nicht blog die Zinjen deffelben), durch unzeitgemäße und übertrieben 
Ausgaben verjchleuderte und verthat (1.1 pr. D. de cur. fur. 27, 10), vom Prätor 
entmündigt und ihm ein nach freiem Ermefjen erwählter Kurator beftellt. Beftummter 
find die Vorausfegungen der P. auch im Gem. Recht nicht feitgeftellt. Feftzuhalter 
ift jedenfalls, daß die Analogie des Wahnfinnigen auf das Erjorberniß einer geiftigen 
Schwäche, welche „die Sorge für die Zukunft dem Eindrud des Yugenblids opfert“, 
Hinweift (Sintenis, Gem. Civilrecht, III. $ 155 A. 16). Leichter nimmt es mit 
den Borausfegungen $ 30 des Allg.ER. I. 1. Der Entmündigungsbeichluß tritt ſchon 
mit der Zuftellung an den Entmündigten, nicht erft mit der Veröffentlichung in 
Kraft (REPO. 88 623, 627). Die Wirkungen ber P. beftehen nach Gem. und 
Preuß. Recht im Wejentlichen darin, daß der Entmündigte für Rechtsgeſchäfte nur 
noch die Handlungsjähigfeit de impubes infantia maior hat. Er erhält einen Bor: 
mund, und feine VBeräußerung®- und Verpflichtungsgefchäfte find nur bei Zuftimmung 
defielben bzw. des Obervormundſchaftsgerichts wirkſam (1. 6 D. d. V. O. 45, 1: 
1. 10 pr. D. de cur. fur. 27, 10; $ 31 Allg. &R. I. 1). Auch zur Errichtung 
eined Teſtaments und zur Betheiligung ala Zeuge bei einem ſolchen ift er unfähig 
(1. 18 pr. D. qui test. 28, 1; nach $ 27 Allg. ER. I. 12 freilich nur beichräntt). 
Ebenſo ift er von ber jelbftändigen Prozehführung ausgefchloffen (Enticheid. des 
ROHG. Bd. 14 ©. 358); ja nach $ 256 Allg. ER. II. 2 verliert er jogar die väter 
liche Gewalt. Im Uebrigen bleibt er fähig, Erwerbsakte und andere als vermögen: 
‚rechtliche Gefchäfte, 3. B. eine Ehefchließung, vorzunehmen (88 29, 39 des R&ef. vom 
6. Febr. 1875, wodurch landesgeſetzliche Abweichungen bejeitigt find). Auch durch 
Delikte, 3. B. betrügliche Vorfpiegelung, daß ex felbftändig fei, macht er ſich haĩtbar. 
P. En privaten Vertrag ift unwirkfam (Seuffert, Arch. XV. 186; XVII. 125). 
: Ubbelohde s rs nie tier. IV. ©. — — Windſcheid, Lehr 

buch, \ 71 Rr. Pt X ee Lehrbuch, I. 76. Ee. ’ 


Prodominium. Die Ausübung der in der Lehnsherrlichkeit enthaltenen 
Rechte Tann gefchehen durch den Lehnsherrn jelhft, durch einen Bevollmächtigten, 
beffen Stellung nach ben civilvechtlichen Grundfägen vom Mandat zu beurtheilen 
ift, und in den geeigneten Fällen durch einen Probominus: — einen Vertreter, 
welcher bie Bejugniffe des Lehnsherrn, ohne von dieſem beauftragt zu fein, kraĩt 
eigenen Rechts auszuüben berufen ift. Dieſes Recht gründet fich auf Geſetz, nament- 
lich Verfaffungsgeſetze, Herkommen, Yamilienverträge ober fonftige autonomijche An- 
orbnungen, und dadurch wird zugleich ber Umfang der Bejugniffe des Prodominus 
beftimmt: im Allgemeinen übt er alle Rechte des Lehnsherrn. Das P. findet ſich 
nur bei Lehen, in Beziehung auf welche die Lehnsherrlichkeit einer juriſtiſchen Perſon 
oder einer Mehrheit von Berechtigten zuſteht. Vom jog. prod. simplex insbeſondere 
ift in drei Fällen die Rede: bei Lehen eines geiftlichen Inſtituts fteht es ben 
Prälaten, bei denen der Städte den Magiftraten, bei ſolchen, die fi) im Miteigen- 
thum aller Mitglieder einer Familie befinden, einem durch Verträge, Hausgeſetze 
oder Obſervanz beitimmten Nepräfentanten, meift wol dem Senior zu. Iſt ein 
Lehn an Kammergütern beftellt, jo ift ber Landesherr, dem in Ermangelung 
abweichender Rechtsbeſtimmungen das Eigenthum an denſelben zuſteht, Lehnsherr 
und nicht Prodominus; in Beziehung auf Lehen aus eigentlichem Staat s gute 
dagegen joll der Landesherr nach der Anficht der meiften Schriftfteller nur ein prod. 
sublime umb nicht die Lehnsherrlichkeit felbft haben, obwol auch für die entgegen- 
ftehende Anficht mancherlei Gründe angeführt werden Könnten. Die ganze, früher 
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oft beſprochene Streitfrage hat übrigens, wie ſchon von Eichhorn und Anderen 
bemerkt wurde, geringes praktiſches Intereſſe. — Ueber das P. der Reichsvikare hin« 
füchtlich der Reichslehen vgl. aurea bulla c. 5. 

Sit.: Eihhorn, $ 212. — Mayr, $ 136. — Weber, II. ©. 11—17. — Afeiiter 
in Weiske's Rechtslexikon VI. 427 ff. Franklin. 


Progreifivigftem. Zwiſchen den beiden einfachen Arten des Vollzugs der Frei⸗ 
heitsſtrafen, d. h. zwiſchen der Einzelhaft und der alten Gemeinichajtshaft (entweder 
ohne Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit, oder nach dem jog. Auburn'ſchen Syſtem 
unter Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit und mit Auferlegung des Schweiggebots) 
jchob fich nach und nach ein drittegein: das Jrifche oder Progreſſivſyſtem. Anktnüpfend 
an ben Grundgedanken des Beſſerungszweckes Liegt das Hauptmerfmal bes P. darin, 
daß dem Verhalten des Sträflings ein beftimmender Einfluß auf die Modalitäten des 
Strafvollzugs und die Dauer der Strafe zuerkannt wird. Demgemäß ergeben fich 
gewiffe Abftufungen, entiprechend den wahrnehmbar gewordenen Anzeichen der Beſſerung: 
höherer Antheil am Arbeitsverbienft, größere Erleichterungen in der Unterwerfung unter 
die Disziplin, Abkürzung der Haftdauer. Und umgekehrt: Verluft der erlangten Vor⸗ 
theile durch Widerfeglichkeit, Unfleiß und orbnungswibriges Betragen des Gefangenen. 
Die eriten Anfänge des P. liegen in dem Vorſchlag, die Dauer der Freiheitsſtrafe aus- 
zubrüden in dem Maße der den Gefangenen auferlegten, nach jeinen Anftrengungen bald 
früher, bald fpäter zu bewältigenden Arbeitäleiftungen. Verwirklicht ward diejer Gedante 
zuerft in dem von Maconochie eingeführten Markenſyſtem, durch welches bie 
zeitliche Dauer der Strafe in einer beftimmten, vom Sträfling abzuverdienenden 
Anzahl von Arbeitpenjen marfirt wurde. An fich tft es möglich, daß ein derartiges 
Prinzip jowol auf die Einzelhaft, ala auch auf die Gemeinfchaftshaft, auf ſchwere 
oder auf leichtere Freiheitsſtrafen angewendet werde. Neue Geftalt gewann das P. 
in Irland, wo Erofton feit 1854 eine von weit reichenden Erſolgen gefrönte 
Rejorm der Strafanftalten ins Werk ſetzte. Das Jrifche Syftem beruht auf einer 
durch ben Gedanken ber ftufenweifen Fortbildung des Verbrechers geleiteten Ver— 
ſchmelzung der Einzelhaft und der Gemeinfchaft. Die Strafe der Zwangsarbeit 
(penal servitude), deren Minimum gegenwärtig fünj Jahre beträgt, zerfällt danach 
in folgende Abjchnitte: 1) Einzelhaft bis zur Dauer von 9 Monaten, wegen guten 
Berhaltens um einen Monat fürzbar; 2) Gemeinjchaftshaft in progreffiver Klaffi- 
fikation, vermittelt durch DVerfegung in Gemäßheit guten Verhaltens und gefenn- 
zeichnet durch Zubilligung beftimmter, in jeder Klaffe verdienter Marken; 3) Zwiſchen⸗ 
anftalt (intermediate prison) ohne Disziplinarftrafe außer der Zurüdverjegung, im 
Sinne einer allmäligen Annäherung an die Freiheit; 4) bebingte, d. h. wiberrufliche 
Sreilaffung (conditional pardon) gegen einen Urlaubsſchein (ticket-of-lesve) und unter 
Anwendung polizeilicher Aufficht über die Entlaffenen. Obwol von den Anhängern 
der ftrengen Einzelhaft das Iriſche Syitem als Rüdjall in die Grundfehler der alten 
Gemeinſchaftshaft angefehen wurde (jo von Füßlin, Röder, Ducpetiaur, 
Suringar), find deſſen Vorzüge dennoch fehr bald allgemein anerkannt und ſelbſi 
von benen hervorgehoben worden, die entjchieden der Einzelhaft den Vorzug gegeben 
hatten (Mittermaier, Hoyer, Julius). Immerhin verbreitete fich jeit 1859, 
wo bie Einzelheiten des P. zuerit bekannt wurden, die Ueberzeugung, daß e& als ein 
ſelbſtändiges, auf eigenthümlicher Grundlage ruhendes Syſtem anerfannt werben 
müffe und keineswegs als rein äußerliche Miſchung unverträglicher Elemente bezeichnet 
werben bürfe. Auch begriff man, daß es babei nicht auf eine Nachahmung der in 
Irland gegebenen Aeußerlichleiten ankomme, jondern vielmehr, je nach den Berhält- 
niffen der einzelnen Ländet, mannigfache Abweichungen durch die befondere Natur 
der Umftände geboten fein können. In Deutfchland verfochten ber Unterzeichnete 
und nad ihm Hoyer, John, v. Groß, Hänell, Fulda, in Holland van der 
Brugghen, Eyfſel und Grevelind, in Franfreih Lucas und Bonneville 
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de Marfangy, in Italien Beltrani-Scalia, in Amerika Sanborn, n 
der Schweiz v. Orelli, Guillaume und Hürbin, in Dänemart Bruun, 
in Ungarn Tauffer die Grundjäße des Jrifchen Syſtems. Zunächft warb durch 
Aneignung wefentlicher Stüde die Einrichtung ber Englifchen Strafanftalten nad 
dem Iriſchen Mufter vervolllommnet. In der Schweiz find die in der Aargauijchen 
Anftalt zu Lenzburg angenommenen Grundſätze des Strajvollzuges aus dem Grund: 
gedanken bes P. hergeleitet worben. Unter. ben verfchiedenen Beftanbtheilen des 
Iriſchen Strafvollzuges hat die wiberrufliche und bedingte Entlaffung der Gefangener 
am Allgemeinften Billigung gefunden, weil fie auch dem Einzelhaftiyftem angefügt 
werden kann und nicht nothwendig im Zufammenhang fteht mit einer beſtimmten 
Form der Haft. Zuerft auf Deutjchem Boden warb die bedingte Entlaffung als 
ein Akt der Gnade im Königreih Sachien eingeführt. Anders im RStmißt. 
(88 23—27). Hier ift die „vorläufige Entlafjung“ eine Maßregel der Juſtizver 
waltung. Die böchfte Juftigauffichtsbehörde beichließt darüber nach Anhörung de: 
Gefängnißverwaltung. Auch der Widerruf geht von berfelben Inftanz aus, wenn 
gleich bie Ortspolizeibehörde aus dringenden Gründen bes Öffentlichen Wohle die 
einftweilige Feftnahme vorläufig Entlaffener verfügen bar. Anwendung — dit 
vorläufige Entlafſung auf diejenigen zur Gefängniß⸗ oder Zuchthausſtrafe Ber: 
theilten, welche fich 1) gut geführt, 2) drei Viertel der ihnen auferlegten Stra, 
mindeſtens aber ein Jahr, in Haft geweien find, und 8) in die Maßregel ein 
willigen. Eine Refolution des Norbdeutfchen Reichstages vom 4. März 1870 ver: 
langt eine Vorlage des Bundesraths, durch welche „die Vollſtreckung ber Freiheits 
ftrafen gejeßlich geregelt und die Einſetzung einer Bunbesbehörbe angeordnet wird, 
welcher die oberjte Aufficht über die fämmtlichen Angelegenheiten der Strai- und 
Befferungsanftalten obliegt“. (Erneuert im Tellfampfichen Antrag vom 29. Jan. 
1875.) Uebrigens enthält das RStrafGB. alle Elemente, aus denen, ohne Aende: 
rung des Geſetzes felhft, das progreifive Syſtem aufgebaut werden kann: 

I. Zuläffigteit der Einzelhaft bis zu brei Jahren (wenn der Sträfling ein- 
willigt auch Länger). 

U. Zuläffigleit der Gemeinfchaftshaft daneben. 

IM. Zuläſſigkeit der Arbeit in freier Luft. 

IV. Borläufige Entlaffung und 

V. Bolizeiaufficht. 

Auf dem Internationalen Gefängniß⸗Kongreß zu London erklärten fich 1872 
die Vertreter der meilten Staaten für das P., inäbefondere Beltrani-Scalic 
(Italien), Frey (Defterreih), Almquift (Schweden). Schon vorher war Bruur | 
(Dänemark) in feinen Schriften dafür eingetreten. Dagegen ftimmten die Bertretan 
bon re überwiegend die Holländer und zur Hälfte die Deutjchen. 

:d». Holgendorff, Das Jriſche Gefängnißfyften, 5* erjelbe, Bemerkunger 

und Vi —— über U er ' en In Gelängn — 
1862; Derjelbe, Die — — der reiten die bebingte tlafjın 

Gefangenen, 1861. — Van der tudes sur le systöme p£nitentiaire Irl landet 
1865. — Die vollftänbige ausländifche —E bis 1866 iſt verzeichnet in v. ee per 
Kritifche Unterfuchungen über die Grundfäpe und Saebrifie d - isn Strafoollzuges. — 
Prisons and Reformatories at Home and oa eltrani-Scalia, I 
sistema penitenziario d’In; Bi trıa e d’Irlanda, Ro: — — ne onA.Borrego, Estadios 
Baia, Ser Madrid 1: ürbin, Die Strafanflalt Lenzburg in ben n Sehen 1871 
18 1875, Aarau 1877. — Bee Lungen des internationalen ngnitston su Stod- 
holm, 3b. I. ©. 308 ff., 818, 502 ff N bolkenderff. 


Prokura ift die von dem Eigenthümer einer Handelsniederlaffung (Prinzipal) 
ertheilte Bollmacht, in deſſen Namen und für deſſen Rechnung das Handelsgeſchäſt 
zu betreiben und per p. die Firma zu zeichnen. Der jo Benollmächtigte heißt 
Prokuriſt. Der Prokurift ift nach einem ſchon auf der Nürnberger Konferenz 
gebrauchten Ausdrud das alter ego des Prinzipald. Der Name P. war längſt vor 
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dem HGB. üblich und bezeichnete auch früher den generellen Auftrag, geſchäftliche 
Dispofitionen zu treffen, doch war hiermit fo wenig wie mit ähnlichen Ausdrücken: 
Faktor, Disponent, Handlungsvorftand, ein beftimmter Kreis von Befugniflen 
angedeutet; höchftens beftimmten die Gejege ſubſidiär, was in der P. enthalten jein 
follte. Die gewichtigfte Neuerung des HGB. befteht darin, daß diefer Inhalt abfolut 
geworden und allen willfürlichen Abänderungen entzogen if. Die P. ermächtigt 
danach zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Gejchäften, einfchlieflich der— 
jenigen, die jonft eine Spezialvollmacht erfordern. Vorausſetzung ift zwar: es follen 
ſolche Rechtshandlungen fein, die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit fich bringt, 
Doch ift dabei nicht etwa an das konkrete Gefchäft des Prinzipal® gedacht, fondern 
an ben Handelöverlehr im Allgemeinen, fo daß überhaupt keinerlei vermögensrecht- 
liche Handlungen auägejchloffen find. Davon finden nur zwei Ausnahmen ftatt: 
der Profurift hat ohne fpezielle Ermächtigung feine Befugniß zur Veräußerung und 
Belaftung von Grundftüden und er kann die P. nicht ihrem ganzen Umjange nad 
auf einen Anderen übertragen. Alle anderen Einfchränkungen, welcher Art fie auch 
fein mögen, jelbft Bedingungen, Zeitbeftimmungen, find Dritten gegenüber ganz 
unmwirffam und gelten als nicht gefchrieben. Aber wol zu beachten ift, daß dieſe 
Unwirkſamkeit fich eben nur auf das Verhältniß zwiſchen Prokuriften und Dritten 
bezieht; dergleichen Einfchränkungen können vollftändig wirkſam fein als Inftruftionen, 
foweit das Berhältniß zwifchen Prinzipal und Prokuriften in Trage kommt. 

Keine Ausnahmen von der Regel find ed, daß a) ein Prinzipal, der mehrere 
Handelsniederlafſungen unter verfchiedenen Firmen befigt, einen Profuriften mit der 

ächtigung ernennen kann, nur eine biefer Firmen zu zeichnen, und daß b) eine 
P. an mehrere Perfonen als Kollektiv-P. ertheilt werden Tann, d. h. fo daß 
nicht jeder von ihnen für fih, fondern nur fie alle inagefammt (jammt und jonders) 
als Bertreter des Prinzipals zu handeln ermächtigt fein follen. 

Die Zeichnung der Firma durch den Profuriften foll in der Weile gefchehen, 
daß der Profurift der Firma einen die P. anbeutenden Zuſatz und feinen Namen 
beifügt. Bei einer Kollektiv-P. foll jeder Prokurift der Firmenzeichnung feinen 
Namen beifügen. Dieje der Uebung des Verkehrs entfprechenden Borfchriften des 
HGB. find indeß bloße leges imperfectae,; auch one daß dieje Formen beobachtet 
worden, Tann ein Handeln des Profuriften für den Prinzipal ftattfinden, jofern nur 
die Beziehung auf denſelben erfichtlich ift. 

Die P. enthält an ſich eine bloße Ermächtigung, zur Uebernahme derfelben 
gehört aber ſtets Willensübereinftimmung zwiſchen Prinzipal und Profuriften und 
ftet3 übernimmt der Profurift zugleich mit der P. die Verpflichtung, weder für eigene 
Rechnung, noch für Rechnung Dritter Handelögeichäfte zu machen. Daher beruht 
die P. immer auf einem Bertrage und zwar ift das zu Grunde liegende Vertrags- 
verhältniß in der Regel (doch nicht nothwendig) der Engagementävertrag. 3 

Die Ertheilung der P. ift an keine beftimmte Form gebunden, nothwendig tft 
nur die deutlich erklärte Abficht des Prinzipals, den Profuriften in der geſetzlichen 
Weile zu bevollmächtigen.. Das HGB. hebt beſonders hervor, daß dies geichehen 
tönne durch Bezeichnung der Vollmacht als P. "oder bed Bevollmächtigten als 
Proturiften ober durch die Ermächtigung, die Firma per p. zu zeichnen. Doc, find 
dieg nur Beifpiele und andere Modi der Beftellung bleiben denkbar und zuläffig. 

Die Ertheilung, ſowie das Erlöſchen der P. find zum Handelsregiſter anzu- 
melden. Mit diefer Anmeldung ift im erften Fall die Zeichnung durch ben ober 
die Profuriften zu verbinden. An die Unterlaffung der Anmeldung find bei ber 
Ernennung des Profuriften bloß Orbnungaftrafen gefnüpft, bei der Aufhebung der 
P. auch die Folgen der jog. relativen Nichtigkeit, d. h. wenn bie Thatſache der 
Aufdebung nicht ind Handelsregifter eingetragen ift, Tann diefelbe dritten Perfonen 
nur dann enigegengefeßt werden, wenn ihnen bie pofitive Kenntniß hiervon nadj= 
gewwiefen wird. Anderen Falles muß jeder Dritte die Aufhebung der P. gegen fich 
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gelten laſſen, fofern er nicht nachweift, daß er diefe Thatjache weder gekannt habe, 
u I. en bocriger Er babe fennen müſſen. 
u. Bit.: 8 Et bie —— — von v. Hahn, v. Bölbern: 


dort, en Matomer, — H. R. J. — — in Golb- 

lömibt AN 183. — Sabenburg, € 5 — Keyßner, 
—* xv.e 442; Derie [be in Build, a "sn. XL 5, 

a — — in — 3 Handbuch, 1870. Behrenb. 


BVrolongationsgeihäft. Prolongation ift im Allgemeinen Berläng 
einer Leiftungs- (Lieferungs-, Haftunge-, Zahlungs-) Friſt oder Aufſchub As En 
Talltages; fie Tann eintreten entweder in Folge einer Beitimmung bes objektiven 
Rechtes (gefegliche oder nothwendige Prolongation) oder in Folge einer Privat- 
willensdispoſilion, insbejondere eines Vertrages (freiwillige, vertragamäßige P.). 
Hierher Art. 883 des Allgem. Deutſchen HGB. Matower’s Kommentar Hiegu, 
8. Aufl, ©. 849, Anm. 10. 

J. Prolongation im Wechſelrecht ift entweder Auffchub ber Erfüllung einer 
Wechfelverbindlichkeit, jo daß der Wechſelſchuldner erft fpäter als urfpränglich be 
ftimmt etwas zu leiſten braucht, ober fie ift Verlängerung ber Dauer ber Haftung 
eines Wechſelſchuldners, insbeſondere Regreßpflichtigen. Prolongation im erfteren 
Sinne ift in ber Regel eine freiwillige ober vertragsmäßige Prolongation; aber bie 
Sormalität der Wechielobligationen und die Pluralität ſolcher auf ein und dem: 
ſelben Wechfel bringt e8 mit fich, daß das vertragsmäßige Prolongiren ber Wechiel 
nur beichräntte Wirkungen hat; durch die Prolongation kann nämlich die im Wechie 
benannte Berfallzeit und folgeweife auch die Berjährung bes Wechſels nicht geändent 
werben ; jonbern bie Prolongation erzeugt nur eine Einrede, welche gegen ben bir 
Aufichiebung bewilligenden einzelnen Gläubiger (Wechfelingaber) auf Grund eine 
pactum de non petendo — denn ala jolches ftellt fich der Prolongationsvertrag im 
diefem Sinne juriſtiſch dar — perfönlich zuſteht; Hat ein Wechfelinhaber dem 
Acceptanten eine Prolongation bewilligt, wofür feine befondere Form vorgefchriebm 
aber ein jchriftlicher Vermerk, unterzeichnet vom Wechjelinhaber, auf dem Wechiel 
gewöhnlich ift, jo kann er, troß der Prolongation, den Wechjel an dem urfprünglichen 
Berfalltage Mangels Zahlung proteftiren lafſen und aladann Regreß gegen Ausfteller 
und Indoffanten nehmen; diefe können ihm die Einrede der Prolongation nicht ent 
gegenfegen, benn das pactum de petendo erzeugt nur unter ben Kontrahenten 
Wirkungen, folglich nur zu Gunften des Acceptanten eine Einrede. Beftritten if. 
ob eine Prolongation, die ohne Zeitbeftimmung gericht, gültig ift (vgl. Hartmann 
a. a. D., Anm. 25. Thöla. a. O., ©. 730 oben). 

Prolongation im Sinne der Verlängerung ber Haftungsfrift tritt z. B. cn, 
wenn fog. Prolongationägefeße, Moratorien, den Fälligkeits- und Broteftechebunge 
termin auffchieben oder — bei Meßwechſeln — wenn die Meſſe durch Berlegung 
hinausgeſchoben wird (f. O. v. Wächter a. a. O., ©. 746. Thöla.a. ©. 
©. 728). Das die Prolongation ausfprechende Geſetz ift jedoch nicht nothwendig 
für alle AIntereffenten eines Wechſels bindend, ſondern die Hinausſchiebung der Ber 
fallgeit und Proteftfrift ift nur von demjenigen Wechfelverpflichteten anzuerkennen, 
welche unter ber Herrfchaft der Gejehgebung des Landes, welches nur die Prolongation 
verfügt, die Wechjelobligation auf fich nahmen; Wechfelgaranten, welche außerhalb 
des Herrſchaftsgebietes dieſer Gefegebung ftehen, berufen fich mit Recht auf bdirie 
Thatfahe und auf die Selbftändigfeit der auß ihrem Ortsrechte übernommenen 
Wechfelobligation; die Franz. Wechjelmoratorien aus ber Zeit bon 1870,71 
vermochten daher nicht Die Haftfrift der Deutfchen Indoſſanten von in Frankreich 
— Wechſeln zu verlängern. 

I. Gine andere Bebeutung Hat Prolongation im Sinne des börjenmäßigen 
B., das P. im eigentlichen Sinne. Infofern mittels bes Reportgefchäftes eine früher 
begonnene Spekulation, die den erwarteten Nuten noch nicht brachte, fortgeſetzt 
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(„prolongirt“) werden Tann, nennt man das Weportgeihäft auch P.; wer ein 
Differenzgeichäft über den Berfalltag hinaus fortfegt, ber „nimmt oder giebt in 
Prolongation“. Das Gefchäft ift aber fein anderes als das fog. Reportiren oder 
Koftgeichäft; hierüber |. d. Art. Reportgeſchäft. Hiermit fteht einigermaßen in 
Zufammenhang, daß auch der Rückkauf mitunter Prolongation genannt wird. Durch 
Bereinbarung eines Aufichubs der Lieferumgszeit kann jedes Firgefchäft in ein neues 
Sirgeichäft ı BR in ein nicht fixes Lieferungsgefchäft um werben. 
©. 15 ak ie ra Hanne: ” en r Behr. für — 
Bd. XVII. ©. 294 höl, WR, ufl., $ . artmann, — 128. 
Sohm in Goldf midt itſchr. daB gef. ER, d. XXI ©. 477 fe — 
D v. eat —— os ®. ‚ 1880, &. 746-750 und bie dort cit. Bit. — En! * en 
Se — er: Ein Ka 066: Ei d 281 ir er: 183 — 
2x © Ei ©. 182 f}.); auch bei Sugassrarn, Su 
—— — En — Zeitſchr. für das art. HR. Bd. XX 
dissn 248-257 "(Redjtipreung über das P., Report:, Ro eſchaft, insbeſ. e. 250, 
areiß, 
Promeſſengeſchäft (Th. I. ©. 538). Das Promeffen- oder Henergeiehäft ift ein 
Kaufvertrag, bei welchem der Verkäufer (Verheuerer) dem Käufer (Heuerer) gegen einen 
beftimmten Preig (Heuergelb, Prämie) verſpricht, ihm ben auf ein individuell bezeichnetes 
2008 (d. i. Krebitpapier, welches einen in folge künftiger Ausloofung möglichen Gewinn 
verheißt) fallenden Gewinn zu bezahlen. Gegenftand des Kaufes ift Hierbei der 
ungewiffe, mögliche Gewinn ala bloße Möglichkeit, weshalb das P. eine Art des 
Hoffnungsfaujes (emtio spei, nicht rei speratae) ift; als ſolcher ift e8 aber voll⸗ 
tommen klagbar und zwar ohne Unterjchieb, ob der Verheuerer Eigenthum oder ein 
Forderungsrecht in Betreff des verheuerten Looſes Hat oder nicht, und ob letzteren 
Falles der Heuerer den Mangel eines die Reallieferung möglich machenden Rechts 
tannte oder nicht, die Reallieferung überhaupt intendirt oder nicht vielmehr der Ver⸗ 
heuerer blos verpflichtet ift, dem wirklich treffenden Gewinn an den Heuerer auszu—⸗ 
bezahlen. — Das Geichäft wird dadurch abgeichlofien, daß ber Verheuerer dem 
konſentirenden Heuerer den Schlußbrief („Heuerbrief“, „Promefje”, „Promeſſenloos“, 
auch „Gertififat” genannt), der nothwendig die genaue Bejchreibung des verheuerten 
Looſes (wegen Art. 337 bes Allgem. Deutichen HGB. f. Löhr's Gentralorgan für 
Deutſches Handels⸗ und Wechfelreht. N. F. Bd. III. ©. 84—85), ſowie regelmäßig 
die Klauſel „fir“ (f. d. Art. Firgeichäftim Anhange) enthält, übergiebt. Die Promefje 
ift demnach nicht das Loos jelbft, wenngleich fie oft „Loos“ genannt wird, fondern 
nur der die Verpflichtung des Verheuerers feltftellende Schlußbrief. Wenn die Real- 
Lieferung des Looſes nicht ausdrüdlich bedungen oder ortsgebräuchlich außgejchlofjen 
ift, bat der Heuerer nur das Recht, die Auszahlung bes auf die betr. Nummer 
iallenden Gewinnes zu verlangen. Sind mehrere Looſe gleichzeitig verheuert und in 
einer Promefie behandelt, jo wird mitunter vereinbart, daß dem Verheuerer gegen 
Zahlung ber Gewinne eine Anzahl noch nicht gezogener Looſe zurückzuliefern fei; 
hierüber und über andere Nebenberedungen f. Bender a. a. O. insbeſ. ©. 454. 
(In einem andern Sinne ift Promefje [Aktienpromeſſe, Promeffenichein] ein Papier, 
welches über die Betheiligung an einem Aktienunternehmen (Zeichnung, Theilein- 
zahlung] außgeftellt ift und das Verſprechen enthält, gegen ſatzungsmäßige Weiter 
einzahlung bzw. Bollzahlung bie Altie auszuhändigen. Bon folchen Promeffen 
iprechen Art. 173, Art. 2078 und Art. 222 des Allg. D. HGB.) — Man hat 
die P. als Spielvertrag oder als Wette auffafien und ala verwerilich und nicht 
klagbar bezeichnen wollen, namentlich für den Fall, daß Die Reallieferung des Looſes 
im alle der Ziehung befjelben nicht wirklich gemeint fein foll; hiergegen mit Recht 
Bender, Thöl, Endemann; ebenjowenig ift die Auffaffung des Heuergefchäfts 
ala Pacht oder Miethe haltbar, für welche nicht einmal, wie früher angenommen 
wurde (ſ. Bender, a. a. O. ©. 460), ber Name beffelben jpricht, da heuern, 
v. Holgenbarff, Gne. IL Redtälegiton III. 3. Aufl. 13 
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niederbeutjch hür, haur, nicht blos erwerben durch Miethe, fondern ertwerben, gr: 
winnen überhaupt auch durch Kauf bedeutet; |. Grimm, Gramm., I. 532 m 
Lerer, Mittelhochdeutiches Handwörterbuch, I. 157. Die richtige Auffaffung ali 


lie einen ne Bender, $ 99; vgl. Endemann und Thöl, aa | 


Bender —— mit Slantap apieren, 58 K-9. - Brinkmann, OR. 55- 
Thol, HR, 308, n Br i 
Zeliujchr r — * €. _ eber Altienprom fenfchein ne 1 AR: 


Am S6. 3 Aufl, ©. 545, 592. — Gtrey, Dad Deutlie Danbeltgefe ef, an 
©. 312 fi. Gar 


Propft (praepositus), im weiteren Sinne ſoviel wie Borgefehter, hieß uripränglit 
der dem en Reiter eines Kloſters untergebene Borfteher einer einzelnen Zelle, be 


den Benediktinermönchen ber nächfte Obere des Sklofter® nach dem Abt. Im Tele | 


der Ausbildung der Dom- und Kollegiatftiftsverfafjung und der dabei ftattgehabter: 
Herübernahme von Tlöfterlichen Einrichtungen Tommt der praepositus oder P. aut 
noch bis auf dem heutigen Tag in ben einzelnen Kapiteln vor. Er ift in da 
Regel der erfte Würbenträger und Vorfteher in demjelben, Hat aljo gewöhnlich dir 
erfte Dignität inne. Im Mittelalter war meiftens die Stelle des Archidiakonus at 
der bifchöflichen Kirche mit der des P. verbunden und fo erlangte derjelbe em 
große Bedeutung für die Verwaltung jowol der Temporalien des Stiftes, wie auf 
der bifchöflichen Jurisbiltion überhaupt, welche ihm neben der Vorſtandſchait ir. 
Kapitel zulam. Mit der Bebeutungalofigkeit des Archidiakonats ift ihm Heute mr 
die letztere, ſowie ein gewiſſer Kreis von Rechten innerhalb bes Kapitels geblieben 


welcher freilich in den einzelnen Statuten verfchieden beftimmt iſt. — In der evar⸗ 
gelifchen Kirche kommt der Ausdrud P. gleichfalls noch in den wenigen vorhanden , 


Domkirchen vor, ferner aber auch für Die Beamten, welche die Aufficht über die je 
evangelifchen Klöſter, d. h. Wräuleinftifter führen, jo in Holftein, endlich aber aut 
in einzelnen Provinzen (3. B. Schleswig und Holftein) für die Superintendenten. — 
In beiden Kirchen dient er ferner zur Bezeichnung ber höheren, an ber Spitze da 
Militärjeelforge ftehenden Geiftlichen (fo in Preußen, wo der evangelifche Feldpropi 


die Stellung eines Generalfuperintendenten inne hat). Endlich führen in beiden Kirchn 
auch Geiftliche, welche an bedeutenden Kirchen angeftellt find, fo in Berlin die eritr | 


Geiftlichen an der Nikolai» und Petrikirche, der katholiiche Pfarrer an St. Hedwig, 
welcher zugleich Subdelegat des Bifchofs von Breslau ift, den Titel: P. 
Sit: P. Hinſchius, Kirchenrecht, IL 88 fi., 114 ff., 317. 2. Hinſchiub 


Proſtitution. Mit diefem, wol am richtigften von pro und statuere (ih 
darbieten, hingeben) abzuleitenden Worte bezeichnet man die gewerbamäßige Hingeb 
meift weiblicher Perfonen zur Befriedigung gefchlechtlicher Triebe, — ein foziale 
Uebel, welches bei allen Völkern unb au allen Zeiten genau fo lange beftanden hat. 
wie e8 Anfammlungen von Menſchen in größerer Anzahl an gemeinfamen Wohr 
orten gab. Schon im Alten ZTeftamente (Gene. XXXIV. 81, Geh. XVI. % 
u. folg.) findet ihr Beſtehen ausführliche Erwähnung, und welche einflußreiche Roll 
“= P. im gefellfchaftlichen Leben der Griechen und Römer gejpielt, ift Himlänglic 
befannt. 

Im chriftlichen Mittelalter galt befonder® dem Deutfchen Bürgerthum dit 
reine züchtige Ehe als Grundpfeiler der Geſellſchaft; jedoch erfannte man dem Natur 
drange feine Berechtigung auch außer der Ehe nicht ganz ab, ftellte jogar die Per 
ſonen, welche fich zur Befriedigung jenes Dranges bingaben, unter öffentlichen Schu 
und wies ihnen bejtimmte Käufer, beftimmte Straßen, ja beftimmte Trachten at 
Die herrichende Auffaffung unterlag jedoch im Laufe der Zeit manchen Wandelunge. 
die man am Beiſpiele der jegigen Deutichen Reichshauptſtadt anfchaulich verfolgen 
kann. In Berlin beftanden nachweislich jeit dem 15. Jahrhundert privilegirte, ein 
befondere Abgabe zahlende, Freudenhäufer, fowie auch „fahrende Weiber” die Er 
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Laubniß hatten, unter öffentlihem Schuß von Markt zu Markt zu ziehen, um fich 
Durch geichlechtliche Hingabe ihren Erwerb zu fuchen. Außerhalb diejer beftimmt 
gezogenen Grenzen aber wurde jede Kuppelei und Unfittlichleit mit ſchweren Strafen 
geahndet, nicht felten fogar mit dem Zode. Unter dem Einfluffe der Refor- 
mation machte fi) eine ftrengere Aſcetik auch der privilegirten P. gegenüber geltend 
und man verjuchte e8 mit der Entjernung ſämmtlicher eingefchriebener Dirnen; aber 
es mehrten fih dann die Angriffe auf ehrjame Frauenzimmer, die heimlichen Ge— 
burten und Kindestödtungen und manche Scenen öffentlichen Aergernifſes berart, 
DaB man ſehr bald wieder zur Duldung der Freudenhäuſer zurückkehrte. Den 
gleichen Berfuch wiederholte man im Jahre 1698, indem auf Befehl des Kurfürften 
Friedrich II. jämmtliche feile Dimen aus Stadt und nächiter Umgebung nach dem 
Zucht- und Spinnhauſe in Spandau abgeliefert wurden. Aber wiederum ſah man 
fich fon im Jahre 1700 durch das raſche Weberhandnehmen der Winkel-B. ge 
nöthigt, dad Syſtem gebuldeter Wirthſchaften wieberherzuftellen, wobei man zu- 
gleich zum erften Male die fanitäts polizeiliche Beauffichtigung mit der fitten- 
und ficherheitspoligeilichen verband. Das damals erlafiene Borbell-Reglement, 
welches auch auf bie übrigen größeren Stäbte der Preußifchen Monarchie übertragen 
wurde und bis 1792 in Geltung blieb, erklärte „biefe Wirthichaft nicht für gefehlich 
erlaubt, aber als ein nothwendiges Uebel geduldet”. Diefe Unterjcheidung ift Hier, 
wie in anderen Ländern, feitbem nachdrüdlich feitgehalten worden, jo daß feinerlei 
Lizenz oder Gerechtſame durch einen gefeßlichen Akt gewährt, fondern nur eine 
Duldung geübt wurde aus Gründen, die in den gejellfchaftlichen Zuſtänden Liegen 
und mit deren Aufhören man jederzeit auch jener Duldung ohne gejebliche Forma— 
Tität und ohne irgend welche Entjchädigung beliebig ein Ende machen fann. 

Unter Friedrich's des Großen Regierung vermehrte ſich in Folge des Zufluffes 
vieler Fremder und der Vergrößerung der Garnifon die Zahl ber Freubenhäufer in 
Berlin bis an Hundert. Es folgte dann 1792 ein neues Reglement unter dem 
Zitel: „Verordnung wider die Verführung junger Mädchen zu Bordells und zur 
Verhütung der Ausbreitung venerifcher Uebel“, — ein Titel, welcher von dem Be- 
ftreben zeugt, den Schein obrigkeitlicher Anordnung und Regulirung eines unzüchtigen 
Treibens zu vermeiden. Im Weientlichen enthielt das neue Reglement die gleichen 
Direktiven, welche bald nachher in da8 Allgem. ER. aufgenommen wurden und 
deren wichtigiten Satz der $ 999 in Th. II. Tit. 20 des letzteren bildet: Liederliche 
Weibsperſonen, welche mit ihrem Körper ein Gewerbe treiben wollen, müſſen fich 
in die unter Aufficht des Staates geduldeten Hurenhäufer begeben“. Ungeachtet 
dieſes landrechtlichen Paragraphen duldete die Polizei in der Yolge auch allein- 
lebende Dirnen, weil fie ihrer Erfahrung nad) „die Bordelle allein nicht für aus— 
teichend hielt, der Winkelhurerei die aufmunternden Anreize zu entziehen“. Männer 
aus den gebilbeteren Schichten der Bevölkerung gehen jelten oder nie in die öffent- 
lichen Bordelle; — gerade diefen Männern aber ftehen die Mittel zur Verführung 
anftändiger Mädchen und Frauen und zur Verheimlichung ihres Treibens am ebejten 
zu Gebote. Die Polizei jah daher einen gewiſſen Schuß gegen gejährlichere Sitten- 
verderbniß und gejunbheitliche Infektionen darin, daß jolchen Männern die Gelegen- 
heit nicht verwehrt wurde, unter Vermeidung aller Auffälligfeit einzeln wohnende, 
auch der polizeilichen Obhut unterftellte Dirnen zu befuchen. VLetztere durften nur 
in gewiffen von ber Polizei vorgefchriebenen Straßen wohnen, und die Wirthin, 
welche eine folche bei fich aufnahm, war für dieſelbe ebenſo verantwortlich, wie die 
Bordellwirthin für ihre fämmtlichen Dirnen. 

Die firengeren ethifchen Prinzipien, welche in dem erften Jahrzehnt unferes 
Yahrhunderts das Preußifche Staatsleben durchdrangen, fanden indeß auch in ber 
Aufaffung der P.frage ihren Widerhall, und ein Nejolut des Minifteriums des 
Innen vom 17. Oft. 1810 beftimmte, „daß feine einzeln Lebende Proftituirte mehr 
zu dulden, daß die beftehenden Borbelle in abgelegene Gafjen zu verlegen ſeien, unter 

13* 


196 Proftitution. 


feinen Umftänden neue errichtet werden dürften und vielmehr eine Berminberung 
derfelben mit allen Mitteln angeftrebt werden müfje“. Auch durfte fortan fein 
Bordellwirth mehr Eigenthümer fein, und das Bürgerrecht wurbe ihm vertagt. 
Seit jener Zeit begann ein hartnädiger Kampf ber Behörden gegen bie P., deren 
völlige Unterdrückung ausgejprochenes Ziel war. Die fogleich nach der Einfchränkung 
der Bordelle fich ergebende Thatfache, daß die ſyphilitiſchen Erkrankungen in Berlin 
bei Civil und Militär zunahmen, wurbe als unerheblich bei Seite gelafien; denn, 
wie es in einem Minifterialreflript vom 25. Juni 1839 wörtlich heißt: „fich in ber 
unberjtänbigen Befriebigung geichlechtlicher Bedürfnifſe vor Schaden und Anflecung 
gefichert zu ſehen, darauf hat Niemand einen Anſpruch an die Polizei”. Es könnt 
daher „von einem Konflikte der Tendenzen ber Sittenpolizei mit denen der Sanitate 
polizei nicht füglich die Rede fein“. Gmblich jand in Folge Königlicher. Ordre vom 
5. Auguft 1845 die gänzliche Aufhebung aller in Berlin beftehenden Borbelle mit 
dem 1. Januar 1846 ftatt. Aber anftatt der erwarteten Verminderung der Pro 
ftituirten konſtatirte die Polizei ſchon nach zwei Jahren eine Zunahme derſelben 
und ihr Treiben nahm dabei einen weit fittengefährlicheren Charakter an, weil fie 
fich unter den allerverjchiedenften Scheinformen, ala Schantmamfelle, Räherinnen, 
MWäfcherinnen, Dienftboten, verheirathete rauen (ſog. „Scheinfrauen“) u. |. w., in 
die Gelegenheiten zur Ausübung ihres Gewerbes Hineinzufchmuggeln wußten. Die 
Zahl der Kupplerinnen ftieg bedeutend, und beſonders junge. Mädchen von 15 bis 
20 Jahren fielen den Bermittelungskünften biejer Weiber zahlreich zum Opfer. Bir 
Auftritte auf Straßen und Pläßen wurben flanbaldfer ala vordem, und die Polizei 
war zu einem Aufgebote beftändiger, die Straßen burchziehender Streifwachen ge 
nötbigt, um dem Unfuge zu fteuern. Zugleich nahm. die Häufigkeit ſyphilitiſcher 
Anſteckungen fofort zu; die Zahl ber in der Eharit6 behandelten infizirten 
Srauenzimmer betrug im lebten Jahre vor der Aufhebung ber Borbelle, 
1845 : 514; nad) deren Aufhebung 

im Jahre 1846 : 627 

”» m 1847 : 761 

"u 1848 : 885. 


Die Zahl der in ber Charit6 behandelten fyphilitifchen Männer ftieg gleichfalls 
nach 1845 raſch; es waren 

im Sabre 1845 : 711 

„m. 1846 : 818 

"m. 1847 : 894 

"m. 1848 : 979. 
Zugleich nahm, wie die Charite-Annalen beweifen, die Krankheit an Hartnädigteit 
und Bösartigkeit zu, da die Durchſchnittsdauer der Kuren von 34 auf 43 Tage ftieg. 

In Folge dieſes eflatanten Mißerfolges ber Aufebungsmaßregel entſchloß man 
fih ſchon im Jahre 1850 zur Wiebereröffnung der alten und einer großen Anzahl 
neuer Duldungshäufe.. In dem bezüglichen Beſchluſſe des Königl. Polizeipräfidiums 
vom 18. Dez. 1850 heißt es ausdrücklich: „Es gilt als anerkannt, daß die P. 
biefer Parafite der Gejellichaft, durch Feine gewaltfame Maßregel welcher Art fie 
auch immer fein möge, unterbrüdt werben könne, daß jedweder Verfuch in biefem 
Sinne das Nebel nur verſchlimmert, und daß man demgemäß derjelben 
eine gewiſſe Toleranz unter einer der Dertlichleit und den Um— 
ftänden angemefjenen Kontrole zugeftehen muß“. 

Durch denjelben Beichluß wurde eine „Kommiffion zur Ueberwachung der P. 
und ber Syphilis“ niedergeſetzt, beftehend aus einem Polizeirath und. einem Arzte, 
welche ala exekutive Behörbe in Anfehung der Mafregeln, gegenüber ber tolerirten 
= und ala berathende hinſichtlich der Verfolgung der heimlichen P. zu fungiren 

atte. 
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Das Preuß. StrafGB. vom 14. April 1851 gewährte durch Aufnahme des 
Landrechtlichen Verbote nur folcher gewerbsmäßigen Unzucht, welche den polizeilichen 
Anordnungen zuwider getrieben werde, und durch das daran angereihte Verbot der 
Kuppelei die Möglichkeit der Tolerirung von Borbellen; aufgehoben wurde aber diefe 
Mröglichkeit für die Poligeibehörde durch das „StrafGB. für daB Deutiche Reich“, 
welches in $ 180 die Beſtrafung wegen Kuppelei ohne Rückſicht auf polizeiliche 
Anorbnungen über Jeden verhängt, „wer gewohnheitsmäßig ober aus Eigennuß durch 
feine Bermittelung ober durch Gewährung ober Verſchaffung von Gelegenheit der 
Unzucht Vorſchub Ieiftet“. In Folge diejer Geſetzesbeſtimmung haben jeit 1871 die 
Bordelle nominell aufgehoben werden müſſen, ungeachtet des lebhaften Widerftandes 
einzelner Städte, namentlich Hamburgs, deſſen Senat gegen das Verlangen des 
Reichskanzleramtes, die Aufhebung der Bordelle betreffend, vergeblich an den Bundes⸗ 
rath appellirte. Die Beauffichtigung der P. beſchränkt fich feitdem darauf, daß Die 
Mädchen, welche von ber Polizei als Proftituirte erfannt werben, einer Einjchreibung 
und fortan einer regelmäßigen ärztlichen Unterfuchung unterworfen werden. Bei 
konſtatirter Infektion werben fie dann zwangsweiſe in ein Krankenhaus gebracht und 
darin biß zu erfolgter Genefung feftgehalten. Diefe periodifchen Unterfuchungen find 
in Preußen den drtlichen Polizeiverwaltungen aufgegeben, und die Koften derfelben 
Haben die Kommunen nad dem Geſetz vom 11. März 1850 zu tragen (vgl. Er- 
Ienntniß des OTrib. vom 11. März 1852). Als Folge diefer neuen Ordnung der 
Dinge ergiebt fich überall die bereits früher nach Aufhebung der Frauenhäuſer er 
gebene Zhatjache, daß die Unzucht auf den verſchiedenſten Umwegen und Schleichwegen 
um jo tiefer ins gejelljchaftliche und dffentliche Geben fich Hineindrängt und über 
Zunagme der fyphilitifchen Erkrankungen von den verfchiedenften Seiten Klagen er= 
hoben werben. 

In Bayern wurde bis zum Jahre 1861 die P. nur in bejonderen Häuſern 
der größeren Städte unter fortwährenber fitten- und gefjundheitspolizeilicher Aufficht 
geduldet, dagegen der Einzel-P. und allem Aufjuchen der Gelegenheit zur gewerba- 
mäßigen Unzucht auf Straßen und öffentlichen Plägen energiſch entgegengetreten. 
Dieſes Verfahren bewährte ſich namentlich zu Münden in dem Grade, daß nach den 

gepflogenen Erhebungen keine Hauptſtadt Europa’ eine verhältnigmäßig fo geringe 
Sası Topbilitifcher Erkrankungsfälle Hatte und in keiner Stadt die Straßenunfittlichkeit 
auf ein jolches Minimum berabgebrüdt war wie in München. Die neue Straigejeß- 
gebung vom 10. Nov. 1861 machte ein ganz veränbertes Berfahren nothwendig. 
Die Polizeibehörde durfte fortan feine Kenntniß mehr von dem Beftehen eines Bor- 
della erhalten, ohne fofort die gerichtliche Einfchreitung zu veranlaffen, während 
andererſeits da8 Auffuchen der Gelegenheit zu unzächtigem Erwerb auf ben Strafen 
nicht mehr ftrafbar war Die Folge davon war eine ftarke Ueberhandnahme der 
Wintelborbelle und de unfittlichen Gaſſenverkehrs, eine zunehmende ‚Verbreitung ber 
Syphilis ſowol in den Städten wie von biejen auf das Land und in bie Familien⸗ 
reife hinein (den ftatiftifchen Nachweis vgl. in Maier, Ueber die Verbreitung 
der venerijchen Krankheiten in Bayern, in Eulenberg’8 Vierteljahrsſchrift für 
ger. Med. Bd. XVIN. Het 1, 1873). Eine Wenderung des Gefees wurde bald 
ala nothwendig erfannt; man einigte fich im Jahre 1868 über eine Yufagbeftimmung, 
vermöge deren „einmal beſtrafte Weibsperfonen auf die Dauer eines Jahres durch 
die Boligeibehörde der ärztlichen Unterfuchung ihres Gefundheitszuftandes unterftellt 
werben konnten“; — im Jahre 1871 brachte dann das neue StrafGB. die viel 
weitergehende Beftimmung: „Mit Haft wird beitraft eine Weibsperſon, welche 
polizeilichen Anordnungen zuwider gewerbamäßige Unzucht treibt". Dieſe Beftimmung 
jegte bie Poligeibehörde in Stand, regelmäßige Unterfuchungen der von ihr der P. 
überfüßrten Dimen vorzunehmen, ohne aber diefer Maßregel die regelmäßige und 
umjafjende Wirkjamkeit gewähren zu können, wie folche bei Duldung beauffichtigter 
Frauenhäuſer ermöglicht war. 


198 Broftitution. 


Außer Deutfchland befteht gegenwärtig nur in Defterreich ein Verbot dar 
Bordelle, welches indeß nicht deren blühendes Fortbeſtehen, 3. B. in Peſt und in 
Prag, Hindert, während in Wien an ihrer Stelle die Privat-P. befanntlich zur 
höchften Entwidelung gelangt ift. In allen übrigen Ländern Europa's find die 
Bordelle polizeilich geduldet und mehr oder weniger benuffichtigt, jei eg von Staats 
ober von Gemeindewegen. 

Am einheitlichften ift das P.weien in Italien geregelt, wo die Staate 
regierung vermittelft einer befonderen unter dem Miniſter des Innern fungirender 
Centralaujjichtsbehörde biefen Dienftzweig direkt leitet. In jeder Provinzial: 
Hauptftabt befindet fich eine Inſpektion und in jeder Bezirkshauptſtadt ein 
Sanitätsamt mit der außfchließlichen Aufgabe, die P. zu überwachen. An der 
Spitze jebes ſolchen Sanitätsamtes fteht ein ärztlicher Beamter, welcher zugleih 
Dirigent des Hofpital® oder der Hofpitalabtheilung für Syphilitifche ift und unter 
welchem bie erforderliche Anzahl von Aerzten zur regelmäßigen Unterfuchung der 
Dirnen, ſowie von polizeilichen Hülfsbeamten fungirt. 

In Frankreich, wo fon Lubwig der Heilige nach einem vergeblichen 
Verfuche ftrengfter Unterbrüdung eine geregelte Dulbung und Beauffichtigung ab- 
gefonberter Bordelle einführte, wurde im Jahre 1791 das Prinzip der perfönlicer 
Freiheit und ber Unverleglicheit der Wohnung auch auf die feruellen Lebensbezie hunger 
angewandt und alle bis dahin bejonbers ſeit Lubwig XIV. beftandenen Einrichtunger 
der Sittenpoligei abgeſchafft. Die Folge war das Einreiken jener zügellofen öffent 
lichen Frechheit, welche man aus den Zeitbildern des Direftoriums kennt, und gegen 
welche man fich erſt im Jahre 1799 nach Einrichtung der Polizeipräfeltur zu ener 
gifcher Repreffion aus bloßer polizeilicher Machtvollkommenheit entfchloß, nachdem 
wieberholte Berfuche einer gefelichen Regelung, theild an prinzipiellen Freiheit 
bebenten, theils an ber Scheu vor Öffentlicher Iegislativer Behandlung eines jo in 
dezenten Gegenftandes geicheitert waren. Seit jener Zeit ift Alles, was in Frank: 
reich zur Regelung des P. weſens gefchehen ift, nur auf dem Wege polizeilichen Be 
liebens und gleichfam im Namen der fittlichen und fanitären Nothwendigkeit ge 
ichehen, ohne formelle gejeßliche Grundlage; es hat daher auch nicht gefehlt ar 
Berufungen gegen dieſe Maßregeln der Polizei an bie Gerichte; und wenn jolde 
Berufungen von letzteren ſtets im gebieterifchen Interefje der Öffentlichen Sittlichkeit 
und Gefundheit ablehnend befchieden zu werden pflegen, jo wird boch der zuweilen 
lähmende Einfluß eines Mangels gefeglicher Autorifation von ben Sranzöfifchen Pe 
richterſtattern anerkannt. Schon im Jahre 1818 außerte fich der Pariſer Polizei⸗ 
präfeft in einer beſonderen Denkſchrift an die Regierung folgendermaßen: „Frühe 
ober fpäter müſſen entweder die Grundſätze ber perjönlichen Freiheit vollftändig 
fiegen, und das Gewerbe ber Luſtdirnen, geſchirmt von allgemeinen Grunbfägen, 
ein ebenfo freie fein, wie jedes andere, ober die Gejeggebung muß einen 
Unterfchied, eine Ausnahme machen und fie ber Aufficht von Behörben übertuagen, 
welchen die Pflicht obliegt, bie guten Sitten, bie Ordnung, die Menſchen zu beau' 
fichtigen, welche durch ihre Lage, ihre verwworfenen Gefinmungen, in ſtetem Kampie 
mit der Religion und Sittlichfeit, der guten Orbnung und den Anforderungen der 
guten Geſellſchaft Liegen“. Bei biefem ‘Mangel gefeplicher Beftimmungen und bri 
bev in Frankreich beſtehenden Webertragung biejes polizeilichen Auffichtszweiges an 
bie Kommunen ift es nicht zu verwunbern, daß Art und Maß von Beaur 
fi'htigung in den verichiedenen Theilen des Sandes äußerft verſchieden ausfallen, und 
daß, im Gegenfage zu der forgfältigen Handhabung des Dienftes in Paris, man über 
große Vernachläffigung und daraus entipringende Öffentliche Uebelftände in manchen 
Provinzialftädten Klage führt. 

Im Gegenfage zu ben Ländern romanifcher Bevölkerung zeichnet fih England 
und ber größere Theil der Rordamerikaniſchen Bereinsftaaten durch eine 
grundſätzliche Paffivität in diefer Angelegenheit aus. Bis zum Jahre 1864 beftand 
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in England gar feine geſetzliche Vorjchrift bezüglich der P., umd die Poligei hatte 
fein Recht, hindernd einzufchreiten, außer wenn öffentliches Aergerniß gegeben oder 
Beläftigungen auf der Straße ftattfanden und darüber von zwei Steuerzahlern in 
aller Form Klage erhoben wurde. Auch von einer obligatoriichen ärztlichen Unter- 
ſuchung war nirgends die Rebe. In Folge dieſer Verwahrlofung breitete fich die 
Syphilis in foldem Maße aus, daß 3. B. von den Refruten durchſchnittlich 20 
bis 25 Prozent infizirt befunden wurden und der Präfenzftand bes ſtehenden Heeres 
einen beitändigen Abzug von 15 bis 20 Prozent fyphilitifch Erkrankter aufwies. 
Diefe Zuftände drängten jo fehreiend nach Abhülfe, daß, ungeachtet des heftigen 
Widerftandes der firenglicchlichen Parteien, welche darin eine gewerbliche Konzeifion 
an das Lafter erblidten, im Jahre 1864 bzw. 1866 eine fanität3polizeiliche Beauf⸗ 
fichtigung der Proftituirten — vorläufig nur in einer beftimmten Anzahl von 
Hajen- und Gamifonftädten — gejehlich eingeführt wurde. Diefer Dienftzweig ift 
dem Kriegaminifterium unterftellt, welches über die Ergebnifje regelmäßige Berichte 
dem Parlamente vorlegt. Die Ausdehnung ber bereits als höchſt wohlthätig ftatiftifch 
erwieſenen Einrichtung über ſämmtliche Städte bes Landes, namentlich über London 
mit feinen 4000 Borbdellen und 60000 Luftdirnen, wird von vielen, beſonders ärzt⸗ 
Lichen Seiten dringend verlangt, während von einer ſehr rührigen Gegenpartei unter 
Berufung auf die verlegte perjönliche Freiheit und auf das verlegte öffentliche Scham⸗ 
gefühl die Wiederabſchaffung der Geſetze verlangt wird. 

So wiederholt ſich denn in der Geichichte aller Staaten die Erſcheinung der 
P. als eines von den menschlichen Konglomerationen unabwiſchbaren Schmußfledens, 
und wenn BParent-Duchatelet in feinem Haffiichen Buche über bie P. in Frank- 
reich fagte, die Proftituirten feien in den größeren Städten ebenfo unvermeiblich wie 
Abzugslanäle, Abdeckereien und Schmußbehälter, jo hat er damit die erfahrungs- 
gemäße abjolute Unmöglichkeit einer Unterdrüdung ebenfo richtig wie die ethifche 
Häßlichkeit des Uebels bezeichnet. Für die tiefe Begründung ber P. in den Funda= 
menten unferer fozialen Zuftände jpricht auch die ftatiftifche Negelmäßigfeit 
ihres Intenfitätöganges überall ba, wo bie Größe der bezüglichen Ziffern überhaupt 
eine ftatiftifche Betrachtung zuläffig macht. Vergleicht man z. B. die Jahresſummen 
der polizeilichen Einregiſtrirungen von Proſtituirten in Paris während eines zwölf⸗ 
jährigen Zeitraumes nach vd. Dettingen’& Tabellen, jo ergiebt fich eine mit ge 
ringen Schwankungen regelmäßig fortfchreitende Zunahme von 46 504 Einregiftrirungen 
im Jahre 1837 bis zu 50 015 im Jahre 1849. Auch die monatliche Zahl der Ein- 
regiftrirungen zeigt nur jehr geringe Schwanfungen, und felbft in dieſen Schwankungen 
tritt eine regelmäßige Schwellung für die Herbftmonate gegen einen ebenjo regel— 
mäßigen Rüdgang für die Wintermonate hervor. Bei folcher Regelmäßigkeit der 
Zahlen Tann fein Zweifel bleiben, daß — fo verfchieden auch die individuellen Motive 
des Schrittes bei den Taufenden fich geftalten mögen, doch allgemeinere und tiefere 
Einfläffe, mit deren Geſammtbezeichnung als „ſoziales Elend“ man fich zu begnügen 
pflegt, Hier jo beftimmt ihre unvermeidlichen Endſproſſen treiben wie in der Trunk⸗ 
jucht, im Selbſtmorde, im Irrfinn im Verbrechen. Mit allen dieſen Schweſter⸗ 
phänomenen und beſonders mit dem berufsmäßigen Gaunerthum erſcheint ja auch die 
P. erfahrungsgemäß in innigem Bunde, und ſehr richtig bezeichnet ein geiſtreicher 
Franzofiſcher Kriminalſtatiſtiker (Corne) die P. als das weibliche Aequivalent für 
die bekanntlich fünf bis ſechs Mal größere Kriminalität bei den Männern. Die 
auffällige Zunahme der P. in unſeren großen Städten ſeit den letzten Dezennien, 
3. B. in Berlin und in Paris, um das Dreifache desjenigen Prozentſatzes, welcher 
der Bevöllerungszunagme entiprechen würde, geht gleichen Schrittes mit der Qunahme 
der Selbftmorbe und des Irreſeins, jowie mit der Abnahme der Ehen, — ftatiftifche 
Beziehungen von bedeutfamer Tragweite für die volfswirthichaftliche Betrachtung. 

Der Rechtsſtaat als folcher Hat gegenüber dem uns hier befchäftigenben fozialen 
Nebel zwei verjchiebenartige Intereffen zu vertreten: den Schuß der Öffentlichen 
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Sittlichkeit gegen anftoßerregenden Unfug und gegen Verführungen ber Jugend. 
und ben Schuß der allgemeinen Gefundheit gegen bie aus ber P. mt: 
fpringende Verbreitung anſteckender Krankheiten. 

In erfterer Hinficht fallen alle naturrechtliche oder philofophifche Streitiragen, 
welche fich auf die Berechtigung ber außerehelichen oder „freien” Geſchlechtsliebe be- 
ziehen, nicht in® Gewicht gegen die thatfächlich herrſchenden Lebens- und Sitten 
auffaffungen der civilifirten Volker, welche in biefer wie in anderen ragen für den 
Rechtsſtaat ala mafgebende Grundlage dienen. Diefen Sittenauffafjungen Hohn: 
fprechende öffentliche Handlungen ober Aufforderungen und Verführung dazt 
erſchüttern die einmal beftehenden Vorausſetzungen der fittlichen Geſellſchaftsordnung 
find daher vom Staate nicht zu dulden und ala grober Unfug unter Straĩe zu 
ftellen. In dieſe Sphäre der Polizeithätigkeit Fällt neben manchen ähnlichen Unfug 
tategorien, 3. B. der Trunffucht, dem Glücksſpiele, der Thierquälerei u. |. w-, auch 
bie P, infoweit fie an die Deffentlichkeit tritt und namentlich ber 
unreifen Jugend Aergerniß und Verführung bietet. Ueber die Br 
kämpfung dieſer beiden Ausfchreitungsrichtungen hinaus gegen die laſterhaitt 
Lebensweiſe felbft vorzugehen, ift nicht Aufgabe der Polizei, welcher & 
auch an wirkſamen Mitteln dazu fehlen würde. &8 haben fich zwar jederzei: 
Stimmen erhoben, welche eine gänzliche Unterbrüdung der gewerbämäßigen Unzuch 
dem Staate zur Pflicht machen wollen; aber e& ift bezeichnend, daß diefe Stimme 
ſämmtlich vom Lande oder aus Heineren Städten — namentlich Univerfitätsorten — 
berfommen, während bei allen erfahrenen Beurtheilern biefer Frage in größeren 
Stäbten eine auffallende Einſtimmigkeit darüber herrſcht, daß e8 ſich um ein in 
feiner proteusartigen Vielgeftaltigfeit äufßerft ſchwer angreifbareg und nimmermehr der 
Ausrottung, ſondern nur der Kontrole und der Eindämmung feiner jchlimmften Aus 
wäüchje jähiges Uebel Handelt. „Aufer meretricesg de rebus humanis, turbaveris 
omnia libidinibus“, fagt ſchon der Kirchenvater Auguftinus, und einer der 
beitigften neueren Eiferer gegen die Hamburger und Parifer Borbellwirthichaften, de: 
Moralftatiftiter v. Dettingen, giebt doch zu, „daß der Staat jenen ſchmutziger 
Abzugskanal der fozialen Zuchtlofigleit dulden müſſe, dulden und ihn abbämmer, 
da fonft feine verfumpfende Macht ohne einengendes Bett für den gefammten Boden 
der Gejellichaft unberechenbar werben könnte; und fchüßen folle er nach Kräiten 
phufifch und moralifch, die Gefammtheit vor Infizirung“. Eine völlige Ausrottung 
des Uebels ift jchon deshalb undenkbar, weil ihm die dazu erforderliche Begrenz 
barkeit des Begriffes fehlt. Wenn man jede vorbebachte Preisgebung weiblicher 
Reize zu materiellem Gewinne in ben Bereich der polizeilichen Verfolgung Hinein- 
ziehen wollte, jo dürfte feine Gejellfchaftsflaffe bis zu den Salons der hohen Ariftofratic 
hinauf von dem Borwurfe freibleiben, Mitſchuldige in ihrer Mitte zu dulden. Jr 
mehr oder minder eleganter Form durchdringt alle gejellfchaftlichen Berhältnifie 
der Macht- und Erwerbsfaktor der feruellen Gunftgewährung; feine 
Abftufungen von der einflußreichen Hofdame herab bis zur verfommenften Gaffen: 
dirne find fo taufendfach vieljeitige und verichlungene, daß für Die Grenze des her 
kömmlich Zuläffigen durchaus fein anderes, ethifches Merkmal auffindbar ift als 
dasjenige, welches allen Kategorien des Unfugs gemeinfam ift, die Deffentlichkeit. 
Bon diefer das Lafter zurückzudrängen und dadurch das letztere möglichit einzubämmen, 
ift Die einzige fitten polizeiliche Aufgabe des Staates gegenüber der P. Da freilich 
biefe Eindämmung nur mittels einer gewiſſen Regelung und diefe Regelung nur 
unter einer gewiſſen ausgefprochenen Duldung des Uebels in beftimmten Grenzen 
möglich ift, fo entfteht dadurch ein Konflift mit den Grundfäßen idealer 
Moral, und auf biefem Konflikte beruht die Oppofition mancher einflußreicher. 
beſonders Firchlicher Kreife gegen jedes Syftem von Regelung der P. Dan be: 
bauptet, daß in gleichem Schritte mit jolcher Regelung daB Gewiffen zunehmend 
abgeftumpft werde; — „in England, wo man alles feinen Weg gehen Lafje, ſei 
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doch Sünde noch Sünde, in Frankreich nicht”. Allein abgeſehen von dem weiterhin 
zu beiprechenden ſchwer in die Wagſchale fallenden janitären Gefichtspuntte hat 
doch auch über bie fittlichen folgen bes laisser aller für das Gemeinwejen bie 
Erjahrung längft ihr Urtheil geiprochen und eine geregelte Eindämmung des Uebels 
als abjolut nothwendig erkennen laſſen. Diefe Eindämmung hat im öffentlichen 
Eittlichleitsintereffe derart zu geichehen, daß keinerlei öffentlihe Schau- 
pläße unfittlicher Anfpraden und Verlodungen geduldet werden, 
und daß die Wohnftätten der Proftitwirten den Augen bes Publikums mög- 
lift enträdt, den Vorübergehenden in feiner Weife auffallend und der 
unteifen Generation unter feiner Bedingung zugänglich feien. 
Alle über dieſe Ziele hinausgehende jog. radikale Unterbrücdungsmaßregeln haben 
das Gegentheil des Gewollten, bie Verlegung bes Uebels aus einem gelannten, 
polizeilich überjehbaren und beeinflußbaren in ein heimliches, aller Beauffichtigung 
entzogeneß Gebiet, jowie ein Durchfidern aus diefem durch taufend unberechenbare 
Poren in die Deffentlichfeit zur Folge gehabt. 

Das zweite Intereffe des Staates an der P.frage ift dasjenige der öffent⸗ 
lien Gejundheit, da die P. als Hauptquelle der Verbreitung gewiffer an- 
fedender Krankheiten anerfannt iſt. Wäre e8 möglich, die P. wirklich und gänzlich 
aus der Welt zu fchaffen, fo würbe es vorausfichtlich gelingen, demnächft auch die 
ſyphilitiſchen Erkrankungen gänzlich zu befeitigen. Aber gerade Hier gilt in noch 
weit höherem Grade die Wahrheit, daß jeder Berfuch völliger Unterbrüdung nur 
eine Berzichtleiftung auf diejenigen Auffichtsmaßregeln bedeutet, welche gegenüber 
einer ber Beobachtung zugänglichen Geftalt des Uebels möglich find. Alle Be 
ftimmungen zur Unterdbrüdung der P. haben in fanitärer Hinficht erft 
teht ihren Zwed verfehlt, und im Gegentheile nur eine Zunahme der 
Genitalerfrantungen zur Folge gehabt. Es bleibt daher Nichts übrig, als die 
Träger und Vermittler des ſyphllitiſchen Giftes durch ſcharfe Ueberwachung, regel 
mäßige Unterfuchungen, Iſolirung und Heilung der Erkrankten möglichft unſchädlich 
für das Gemeinweſen zu machen. Und ſolche Auffihtsmaßregeln fanitärer 
Art find, wie die Erfahrung in allen Ländern lehrt, fo dringend erforderlich, daß 
davor jebwebe Bedenken ethifcher oder religiöfer Art gegen bie birefte Einmiſchung 
— Organe in die Vorbeugung geſchlechtlicher Erkrankungen ſchwinden 
mũſſen. 

Lehrreich iſt in diefer Hinſicht ein Vergleich der Syphilisverbreitung in Ländern 
mit und ohne vorbeugende fanitäre Ueberwachung. In Paris 3. B., wo die jänmt« 
lichen Proftituirten, joweit fie der Polizei bekannt find, zwangsweiſe einer regel- 
mäßigen ärztlichen Unterfuchung unterzogen werben, kamen nad) einem Bericht von 
Lefort auf ſämmtliche Hofpitalpatienten 3,3 Prozent an Syphilis oder Gonorrhöe 
leidende, in London dagegen, wo gar feine ſolchen Unterfuchungen ftattfinden, belief 
fh das Verhältniß auf 8,8 Prozent. Die Zahl der an diefen Krankheiten 
unentgeltfich in und außer ben Hofpitälern in London behandelten Perjonen beträgt 
nach amtlicher Schägung jährlich über 52000, zu welchen alfo die vielen auf eigene 
Koften von Xerzten, Apothefern und Pfufchern behandelten, jowie die gar nicht be 
dandelten Kranken noch hinzukommen. 

Bon ber unmittelbar günftigen Wirkung der ärztlichen Kontrole erhalten wir 
auch ein charakteriftiiches Bild durch die Statiftit der Garnifonen in denjenigen 
Städten Englands, im welchen jene Kontrole vermöge des „Gejehes zur Verhütung 
anftedender Krankheiten“ im Jahre 1866 eingeführt worden ift. Vor diefer Ein- 
richtung ſchwankte die Verhältnißzahl der jährlich an biefen Krankheiten in bie 
Lazarethe aufgenommenen Soldaten auf je 1000 Mann des Präfenzftandes zwiſchen 
110 und 120. Im Jahre 1866 ſank fie auf 90,5; in 1867 auf 86,3; in 1868 
auf 72; in 1869 auf 60; in 1870 auf 54,5. (Fourth Report on the operation 
of the Contagious Diseases Acts. London 1872.) 
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Die auch in Deutſchland verfuchte Agitation gegen die Maßregeln zur fanitären 
Beauffichtigung der P. ſtützt fich befonders auf die Behauptung, ſolche Maßregeln 
hätten nur den Zwed, Wollüftigen ihre Ausſchweifungen ungefährlicher und ficherer 
zu machen. Mohl, welcher alle und jede Regelung des P.weſens verwirit, ſagt: 
„was insbeſondere die mebizinifch-polizeiliche Rückſicht betrifft, fo ift fie ganz un- 
motivirt, da ſich hier jeder jelbft vor Schaden wahren kann“. Schär- 
mayer gebt jogar noch weiter und findet e8 „vielmehr mit den Forderungen der 
Sittlichleit im Einklange und von praktiſchem Erfolge, felbft da, wo Bordelle ge 
duldet werden, dieſe wegen ſyphilitiſcher Anftedung nit zu über: 
wachen; fie würben dadurch bald in einen Zuftand und Ruf verjallen, der auch 
den geilften Wolläftling von der Benutzung abfchreden werbe“. 

Schürmayer’3 humaner Vorſchlag findet fich bekanntlich Längft in London 
und ben übrigen großen Britifchen Handelaftädten ganz ideal ausgeführt; man hat dor: 
nie anders verfahren, — aber mit welchem „Abfchredungs”-Grfolge, ift ebeujo be 
tannt; nirgendwo in Europa ift die Benutzung der Vorbelle eine allgemeinere alz 
in ber Britifchen Metropole. Bei dieſen und ähnlichen Argumenten, deren fich, wie 
oben erwähnt, vor 40 Jahren auch ein Preußiſcher Minifter bediente, vergißt mar. 
überdieß die wichtige, ſchon für fich allein entfcheibenbe Thatjache, daß die fragliche 
Krankheit ſowol durch weitere Anftedung , wie auch dur erbliche Ueber— 
tragung von den fehuldigen auf bie unfepufbigften Glieder der Familie fich ver 
breitet und die Lommenden Geſchlechter im voraus vergiftet. Wie 
konnen Frau und Kinder, wie die Amme des unfichtbar infizirten Säuglinge, um 
mit Mohl zu reden, fich jelbft vor Schaden wahren? Gegen dieſe in ihrer Weiter 
verbreitung von jedem Einzelfalle aus unberechenbare Infektion überall vorbeugen) 
einzufchreiten, ift doch gewiß eine Pflicht der ſtaatlichen Geſundheitspflege, bei weiche: 
& gar nicht entlaftend in Betracht fällt, inwieweit Einzelne fi den Schaden 
durch Aa Schuld zuziehen. 

Die Hauptfache bei Bekämpfung der Syphilis ift frühe Entdedung um 
frühe Behandlung der Infeltion; — beide können nur gefichert werben durch 
ein Syftem regelmäßiger ärztlicher Unterfujungen fämmtlicher Luftdimen, ohne 
Unterſchied, ob fie der Erkrankung verdächtig find ober nicht. Viele derſelben find 
fich des Franken und anſteckungsfähigen Zuftandes gar nicht oder erſt nach Längerer 
Dauer bdeffelben bewußt; andere find von einer zu brutalen Gleichgültigfeit gegen 
alle Folgen der Kranfheit befeelt, um ihre Freiheit aufzugeben, jo lange das Leiden 
nicht einen jo hohen Grab erreicht hat, daß fie außer Stande find, länger ihrem 
Erwerbe nachzugehen. Bezeichnend it eine gutachtliche Aeußerung über diefe Frage 
von einer Stelle, der man bie vollite Erfahrung zuerkennen muß, ohne ihr etwaige 
einfeitig ärztliche Berufsgeſichtspunkte vorwerfen zu können, — von den Berwalten 
(„governors“) des Londoner Hojpitals für fyphilitifche Frauen. Diefelben erklären, 
fie ſeien ſehr betroffen gewejen über den großen Kontraft zwifchen denjenigen Krank-⸗ 
heitafällen, welche aus Diftritten ohne ärztliche Ueberwachung der Luftdirnen zur 
Aufnahme gelangten, mit denjenigen aus Diftritten mit ärztlicher Webertwachung. 
Von den erjteren litt der größere Theil in Folge langer Vernachläffigung an den 
bößartigften und bartnädigften Formen der Luftjeuche, während die letzteren größten 
theils einer leichten und vollfommenen Heilung fähig waren (Report of the Lock 
Hospital and Asylum, 1872). MWebereinftimmend Iautet das Urtheil aller in diefem 
Dienftzweige erfahrener Sanitätsbeamten dahin, daß bie Bordelldirnen eine viel 
minder gefährliche Duelle der Infeltion bilden, als die einzelmohnenden Perjonen. 
Meberhaupt ift ben Bordellen der janitäre Vorzug nicht abzuftreiten, daß fie die 
genauefte und regelmäßigfte Kontrole geftatten. 

In Frankreich duldet man bei den ftehenden Lagern, 3. B. bei demjenigen von 
Chalons, Bordelle, die man aber unter ftrenger Aufficht Hält; man erreichte dadurch zu 
Chalons in den Jahren 1868—1864 eine Verringerung der fyphilitifchen Anſteckungen 
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bis auf 1,3 Progent der Truppenftärke, während um dieſelbe Zeit bei der durch feinerlei 
Kontrolmaßregeln geſchützten Britiſchen Armee zu Alderſhot die Verhaͤltnißzahl 80 
bis 31 Prozent betrug! Generalarzt Roth verlangt denn auch in feinem klaffiſchen 
Lehrbuch der Militärgeſundheitspflege eine geregelte Ueberwachung der P. in jedem 
ſtehenden Lager unter Konkurrenz ber Civilbehörden, und erklärt wohlkontrolirte 
Bordelle für das beſte Mittel zur Durchführung der erforderlichen Unterfuchungen. 
Wenn man bedenft, daß in der Preußifchen Armee die Zahl der anſteckenden Genital« 
erkrankungen jährlich 45 bis 54 auf je 1000 Mann der Truppenflärke, in der Franzöſiſchen 
90 bis 100, in der Englifchen 250 bis 300 beträgt, und wenn man fich vergegen- 
wöärtigt, in welchem Maße bier ber Träftigfte Theil der jungen Märnmerwelt, die Bäter 
der kommenden Generation, einer Infektion unterliegen, die von ihnen über das ganze 
Land verbreitet und in das jpätere Familienleben mithinein gebracht wird, dann 
muß aller Zweifel darüber weichen, daß ber Bwed einer wirkſamen fanitären Kon- 
trole allen anderen Geſichtspunkten weit voran zu ftellen ift. 

Der bier dargelegten Pflicht ſchützenden Eingreifens zur Abwendung gemeiner 
Geſundheitsgefahr ſowol, wie fittlichen öffentlichen Aergernifjeg kann der Staat nad) 
Kräften gerecht werben, ohne babei in ben Fehler einer zu aktiven Einmifchung in 
alle Berhältniffe der Proftituirten, in ihre Lebensweiſe, Kontraftbeziehungen, Kleidung, 
Zarife u. |. w. zu verfallen. Dieſen Fehler hat man in früheren Jahrhunderten be- 
ſonders auch in den Deutſchen Hanbelaftädten vielfach begangen, und noch heute 
findet man in einzelnen Städten ſolche obrigfeitliche Bordellordnungen, in welchen, 
wie 3. B. in derjenigen für Leipzig vom Jahre 1868, die Anjprüche der Dirnen 
an den Wirth feftgejeht, „es für angemeffen” erklärt wird, „daß jedes Mäbchen zur 
Abendbmahlzeit ein Seidel Lagerbier trinke” u. dgl. m. Durch derartige Beftimmungen 
jetzt fich die Staaisbehörde wirklich in ein unziemliche® Verhältniß von Mitwirkung 
an bem Unzuchtsgefchäfte und verleiht den Augüberinnen des letzteren ein Bewußtfein 
Tormulirten Gewerberechts, welches ala Vorwand zu weitergehenden Anjprüchen und 
Anmaßungen mißbraucht wird. Sowol im Intereſſe des fittlichen Prinzips wie der 
praftifchen Orbnungserhaltung ift e8 vielmehr dringend erforderlich, daß alle Auf 
fichtsmaßregeln, wenn auch auf befonberer gejehlicher Autorifirung der Polizeibehörbe 
beruhend, doch in ber Ausführung ftet3 nur den Charakter von einftweiliger Duldung 
eines unvermeiblichen Uebels ohne Bewährung irgend welcher konkreten gejeplichen 
Berechtigung, Konzeffion oder dgl. firenge bewahren. 

Im Uebrigen ift bei der rapiden Zunahme bes internationalen Handels-⸗ und 
Reiſeverkehrs an einen radikalen Erfolg aller gegen die Syphilißverbreitung ge 
richteten Mafregeln nicht zu denken, ohne eine gleichmäßige internationale 
Regelung der P. und der Syphilisbehandlung. Namentlich für Hafenpläe, mit 
ihrer beftändig wechielnden Bevölkerung von Matroſen aller jeefahrenden Nationen, 
würde mur eine Vereinbarung zwischen letzteren über gleichmäßige Auffichtsmaßregeln — 
etwa mit Einführung von Gejundheitspatenten für die Schiffemannfchaften — den 
erforderlichen Schuß gewähren. An Borfchlägen in dieſer Richtung fehlt e& bereits 
nicht, wol aber an irgend welcher Ausficht auf ihre Verwirklichung, fo lange bie 
——— Vorbeugung der gemeingefährlichen Krankheiten überhaupt keine leitende 
Stel indet. 

Die Ergebniffe der Hier vorgeführten Thatſachen aus der bisherigen Geſchichte 
und Statiftit des P.weſens Iaffen fih in folgenden Sätzen zufammenfaffen: 

1) Eine gänzlihe Unterdbrüdung ber ®. ift unmöglich und alle 
darauf abzielenden Maßregeln find nicht blos nutzlos, fondern fogar jchädlich, indem 
fie das Uebel nur in veritedtere, der Beauffichtigung ſchwerer zugängliche Formen 
und Bahnen treiben. 

2) Die auf möglichfte Verminderung des Uebels gerichteten Schritte find viel 
mehr gegen das vereinzelte Auftreten defjelben, als gegen die Eolleftive Form, bie 
Bordelle, zu richten, ba Iehtere wegen der weit leichteren neberwachung 
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und fanitären Unterfuchhung geringere Gefahren jür das Gemein- 
wejen darbieten, als die vagirenden Einzeldirnen. 

8) Alles erfennbare Auftreten der Proftituirten vor der 
Oeffentlichkeit, alle direkte ober indirekte unfittliche Verlodungen auf Straßen 
und Pläßen, im Theater oder anderen öffentlichen Räumen find mit größter Strenge 
zu unterdräden und eventuell zu betrafen. Die bem Lafter dienenden Häufer bürfen 
weber durch ihre Lage noch durch irgend welche ihre Beitimmung verrathende Aui- 
jälligkeit, beſonders aber nicht durch perjönliches Gebahren der Bewohnerinnen den 
Borübergehenden Aergerniß oder Verführung bieten. Unter keiner Bedingung dürfen 
diejelben der unertvachfenen Yugend zugänglich fein, 

4) Sämmtliche der Poligeibehörde ala gewerbsmäßige Proflituirte befannte 
Berjonen müffen einer regelmäßigen ärztlichen Unterfuhung unterworjen 
und beim Befunde einer anſteckenden Genitalerfrantung zwangsweiſe einem Kranken⸗ 
baufe bis zur erfolgten Genefung übergeben werben. 

5) An welden Orten und in weldem Maße dajelbft eine Duldung 
der P. unter ben vorjtehenden Bedingungen unvermeiblich fei, muß der Entſcheidung 
der Ortspolizeibehörde, vorbehaltlich des ftaatlichen Auffichtsrechtes, anheim- 
gegeben werben. 

6) Die Ermächtigung der Polizeibehörde zu den vorbezeichneten Maßnahmen 
muß auf bem Wege der Gejeggebung geregelt werben. 

7) Eine internationale Hebereinftimmung der Mafregeln zur Beauf- 
fihtigung der P. und zur Unterdrüdung der Syphilis ift beſonders bezüglich der 
Hafenpläße möglichft bald anzuftreben. 

Bit: Parent:Duchatelet, Die P. in Baris, überfegt von Beder, Leipz. 1887. — 

R. von ost, Die Bolizeiiiffenfchaft nad) den Granbi en des — " Zübingen 
1832—1834. — Behrend, Die P. in Berlin, Erlangen 1850. — Seannel, Die P. an 
den en, Bei Stabi u. EB —2* von Müller, & ragen Rayn Die P. 
—* a je — Germann, Borfäläge a ne! ber Yphilie, —* 
jer, Ueber Nie te in Kr in er ee gerichtl. ne 
Fl ne anitätämeien, N. F. B 1 AN ‚frage, daſ. 
3b. XXIV. 9 — Krauß und — — Worterbuch der tnatsarzneitunbe, 
2b. IL At. — Uffelmann, Darfelung des auf dem Gebiete der öffentlichen Gejund- 
Beitäpfiege in außerdeutfchen Sändern bis jet Geleil Dean 1878, ©. 483 ff. — 
v. Dettingen, Die Moralftatiftit, 2. Aufl. 1874, Abſch. „Ueber P.“ 


Fintelnburg. 
Broteft, ſ. Wechfelproteft. 


BProteftationen im Hypothekenbuch. Unter P. im Allgemeinen wird die Ber- 
wahrung gegen Folgen verftanden, welche aus Akten dritter Perfonen zu eigenem Nach- 
theil entftehen könnten. In das Hypothekenbuch (Grundbuch) eingetragen, jollen bie 
ſelben vor nachtheiliger Aenderung des Inhalts des Hypothekenbuchs ſichern. Das 
BEL. für das Königreich Sachjen drückt dies dahin aus, daß eine in das Hypotheken⸗ 
buch eingetragene Verwahrung bie Wirkung hat, daß in daſſelbe Nichts zum Nachtheile 
des Rechts aufgenommen werben darf, deſſen Sicherung durch die Verwahrung be— 
zweit wird. Cine eingetragene Proteftation kann aber den weiter gehenden Zweck 
haben, den Erwerb oder die Erhaltung eines bdinglichen Rechts mit beitimmter 
Priorität durch Eintragung zu fichern. In der Sprache der neueren Geſetzgebungen 
wird eine P. im letzteren Sinn ala „Vormerkung“ bezeichnet, — jo in der Säch- 
fiichen Hypothelenordn. vom 6. Nov. 1843 $ 51, vgl. Sächſ. BEB. 88 404, 
405; in ber Oeſterr. Grundbuchorbn. vom 25. Juli 1871 88 885 ff. und im 
Preuß. Geſetz über den Eigenthumserwerb und bie bingliche Belaftung der Grund⸗ 
ftüde ꝛc. vom 5. Mat 1872 88 8, 9, 16, 22; Grundbuchorbn. vom 5. Mai 1872 
8 88. In der neuen Preuß. Geſetzgebung ift aber diefe Bedeutung des Wortes 
„Vormerkung“ nicht ftreng feftgehalten,- ba in $ 70 des Geſetzes über den Eigen- 
thumserwerb auch ein „Widerjpruchsrecht”, das durch Vormerkung gefichert werden 
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joll, erwähnt wird. Eine eigentliche „Vormerkung“ Hat ftatt zu Erhaltung bes 
Rechts auf Auflaffung oder Eintragung des Eigenthumsüberganges oder auf Wieder- 
eintragung des Eigenthums, ebenjo zur Erhaltung bes Rechts auf Eintragung eines 
dinglichen Rechts, einer Hypothek oder Grundſchuld an beftimmter Stelle. Das 
eingetragene Widerfpruchsrecht fichert, jofern es auf Ungültigfeit der Hypothek ober 
Grundſchuld beruht, die Negatorienklage des Eigenthümers, wenn e& auf Tilgung 
ober auf einem Anfechtungsrecht beruht, bie perjönliche Stlage auf Quittung oder 
Abtretung. 


Gigb. ſ. oben. . 
Lit.: Prinz, Der Einfluß der Dapoiierabnät een a, das Sachenrecht, ind- 
beiombere bie sehe von ben Proteftationen, 1858. — fter a Grmbbuchzedt, 1872, 
Behrend in feiner Zeitidhr. VIL ©. ht fl. — Strügti und del in 


Sera 7 Beiträgen, Bd. 17 ©. 738, b. 186. 41. — * — u dur 
vorläufige Eintragung im Grundbuch in Johow's Jahrbüchern Bd. 8 ©. ur us 
ccius. 


Protokoll (Civilprozeß, v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 9 ff.), urſprunglich ber 
Name des Titelblatted, welches im Röm. Recht den aus einzelnen Blättern (chartae, 
tabulae) beftehenden Gerichtsakten vorgeheftet wurde, bebeutet im fpäteren Römifchen 
und Gemeinen Progeffe Die gerichtliche Urkunde, in welcher die Vorgänge einer Ge— 
richtsfitzung unmittelbar nach ihrem Eintritt und jomit auch in chronologifcher 
Aufeinanderfolge verzeichnet werden. Die unmittelbare Aufzeichnung, welche bie 
werthvollſte Garantie für die Treue der Beurkundung bildet und das P. von fpäteren 
Regiftraturen unterfcheidet, mögen dieſe auch noch in demſelben Termine, aber 
nach Schluß der Verhandlungen niebergefchrieben fein, ward im Römiſchen Ber- 
fahren durch Erzeptoren oder Berichterftatter erzielt, welche ihre Aufzeichnungen 
mittel Anwendung der Siglenſchrift, aljo ftenographifch machten und das Aufs 
gezeichnete nach der Sitzung in voller Schrift ausführten. Der Gemeine Prozeß ber 
dient ſich zur P.führung der Notare oder juriftifch gebildeter Gerichtsjchreiber 
(. diefen Art.), welche geleitet durch ihr Verſtändniß für das, was rechtlich relevant 
oder irrelevant ift, Vorträge, Ausfagen ıc., wenn auch nicht immer dem Wortlaut, 
fo doch dem Sinne nach in vollem Umfange zu fiziren im Stande find, während 
das Franzöſ. Recht und die Deutichen Ausführungsgejeke zur CPO. auf Rechtskunde 
des Gerichtsichreibers und damit entweder auf die Genauigkeit und Vollftänbigfeit 
der P.führung oder auf die Unmittelbarkeit derjelben Verzicht Leiften, indem fie den 
Nichter nöthigen, nah Schluß ber Verhandlung das P. zu biktiren ober deſſen 
Führung fortwährend zu überwachen. Die äußere Form der P. ftammt aus dem 
älteren Deutfchen Reichsprozeß, welcher das Rubrum, das mit rother, und dag 
Nigrum, welches mit ſchwarzer Tinte gefchrieben wurde, unterfchied. Das Rubrum 
giebt Zeit und Ort der Verhandlung, bie Bejegung ber Gerichtsbank und die Prozeß- 
jache, in welcher verhandelt wird, nach Parteien und Streitgegenftand an. Das 
Rigrum zerfällt in die Relation der Vorgänge während der Verhandlung einfchlieklich 
des Erſcheinens ober Nichterfcheinene und des Abtretend von Parteien, Anwälten, 
Zeugen ıc., und in den Schluß, welcher die Angabe der Schlußzeit und die Unter- 
ſchrift des Gerichtsichreibers, nach einzelnen Rechten auch die ber Richter oder 
wenigſtens des vorfigenden Richters enthält. Nach der Deutſchen CPO., die 
Hinfichtlich der Relation der Vorgänge auf die Beſchränkungen des Zranzöf. Rechts 
in nicht appellabeln Sachen zurüdgreift, joll dag P. der mündlichen Verhandlung, 
zu befien Führung ein Gerichtsichreiber zuzuziehen ift und deffen Verhältniffe im 
Wefentlicden auch für amdere gerichtliche Verhandlungen maßgebend find, folgende 
Beftandtheile haben: Ort und Tag der Verhandlung, die Namen der Richter, des 
Gerichtsſchreibers, des etwa zugezogenen Dolmetjcher® und in Ehefachen auch des 
Staatsanwalts, wenn derfelbe erichienen ift; ferner die Bezeichnung der Prozeßſache, 
wie vorhin, die Namen der erjchienenen Parteien, gejehlichen Bertreter, Bevollmäch- 
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tigten und Beiſtände, die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Oeffentlichkeit 
ausgeſchloſſen iſt. Die übrige Relation hat ben Gang der Verhandlung nur im All⸗ 
gemeinen wiederzugeben, fpeziell dagegen feftzuftellen: 1) Die Beobachtung ber flir die 
mündliche Verhandlung vorgefchriebenen Förmlichkeiten, wie die Verlefung der Anträge, 
die Beeidigung von Zeugen, bie Schließung oder Wiedereröffnung der Verhandlung und 
zwar mit der Maßgabe, daß bei Schweigen bes P. ihre Nichtbeobachtung anzunehmen 
ift; 2) Anträge, in Ehefachen die der Staatsanwaltſchaft eingefchloffen, jedoch nur im 
amt3gerichtlichen Verfahren im P. felbft und foweit das Gericht in der dem Urtheil 
oder Beweisbeſchluß voraufgehenden mündlichen Verhandlung die Aufzeichnung eines 
Antrages für angemefjen erachtet, im Iandgerichtlichen dagegen, ſoweit fie nicht mit 
den Anträgen der vorbereitenden Schriftfäe identifch find, in Schriftfägen, welche dem 
P. anzulegen find, wobei die Aufzeichnung im Schriftfaße der Aufzeichnung im P. 
gleichfteht; 83) auf Antrag ferner Geftändniffe von Thatjachen, in gleicher Weile Er- 
Härungen über Annahme oder Zurüdichiebung angetragener Eide, andere Erklärungen 
aber im Tandgerichtlichen Verfahren nur, foweit fie wefentlich find, im amtögerichtlichen, 
ſoweit das Gericht e& für angemeflen erachtet, wie vorhin; 4) Anerkenntniffe, Ber- 
zichte, Vergleiche, welche den Anfpruch ganz oder theilweife erledigen, immer im P. 
felbjt; ebenjo 5) die Ausſagen von Zeugen und Sachverftändigen, foweit fie micht 
früher vernommen find oder ihre Ausfagen mit früheren zufammenfallen ; doch genügt 
die bloße Angabe, daß fie vernommen find, wenn das Endburtheil der Berufung nicht 
unterliegt und die Vernehmung vor dem Prozeßgericht felbit ftattfinbet; 6) die 
Ergebniffe eine® Augenſcheins; 7) die Entſcheidungen des Gerichts, joweit fie nicht 
fchriftlich dem P. beigefügt find; 8) die Verfündung der Entſcheidungen. Nach 
Schluß des P. wird es vom Gerichtäfchreiber und dem Vorſitzenden, bei befjen Ver— 
binderung vom nächftälteften Richter, bei Verhinderung des Amtsrichter vom Ge- 
richtsſchreiber allein unterjchrieben. Anträge, Geftändniffe, Erklärungen, Anerkennt- 
niffe, Verzichte, Vergleiche, Ausfagen, Gutachten, Augenfcheinsergebniffe werben den 
Parteien vorgelefen ober zur Durchficht vorgelegt, auch follen Genehmigung ober 
etwaige Einwendungen gegen das P. vermerkt werden, einer Unterzeichnung des P. 
durch die Betheiligten bedarf es dagegen nicht. Beſondere Beftimmungen find ge 
troffen für das BP. im jchriftlichen Verfahren in Rechnungs- und ähnlichen Sachen, 
welches im Allgemeinen nach den Vorjchriften für die Amtögerichte abzufaflen ift, 
ſpeziell aber feftftellen ſoll, welche Unfprüche erhoben und welche Angriffe und 
Bertheidigungsmittel vorgebracht, wie weit diefelben ftreitig oder unftreitig find und 
was bezüglich ihrer an Thatjachen, Beweigmitteln, Beweiserflärungen und Beweis— 
einreben geltend gemacht ift. Im P. des Gerichtövollziehers über Bollftredunge- 
bandlungen find zu vermerfen: Ort und Zeit der Aufnahme, Gegenftand der Boll- 
ſtreckungshandlung, die weſentlichen Vorgänge bei der BVollftredungshandlung und 
die Namen der Perfonen, mit welchen verhandelt ift, die Unterzeichnung diefer Per- 
fonen und die Bemerkung, daß fie nach Vorlefung oder Vorlegung und Genehmigung 
der Aufzeichnungen erfolgt jei, und enblich die Unterfchrift des Beamten. — Biel- 
fältig wird in der EPO. erwähnt, daß Erklärungen, Anträge und in Amtsgerichts- 
fachen auch Klagen zu P. des Gerichtsfchreibers abgegeben oder angebracht werben 
tönnen. Diefe P. Haben vorgefchriebene Formen nicht, ihre Formen find daher die 
allgemeinen, die Erklärungen und namentlich Anträge werden eine Nachhülfe des Ge— 
richtsſchreibers erfordern und Unterzeichnung ber Betheiligten dürfte Daher der Vorficht 
halber geboten fein. — Das P. ift auch nach den Vorſchriften der Deutihen EBD. 
eine Öffentliche Urkunde, welche vollen Beweis der in ihm beurfundeten Vorgänge 
erbringt, ja die Beobachtung der Förmlichkeiten des Verfahrens Tann nur durch das 
P. eriwiefen, und der Thatbeftand des Urtheils, durch welchen in Verbindung mit 
dem P. und den vorbereitenden Schriftfägen das gejammte Sachverhältnik firirt 
wird, nur duch das Sitzungs-P. widerlegt werben. AL öffentliche Urkunde kann 
gegen das P. der Verweis unrichtiger Beurkundung, bezüglich der Yörmlichkeiten der 
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münblichen Verhandlung nur der Beweis der Fälſchung geführt werden; einen ver- 
ftärkten Beweis des Gegentheils, wie im Gemeinen Recht durch drei Zeugen, kennt 
die Deutfche CPO. indeffen nicht. Vgl. den folgenden Artikel. 

Ducken: = To —— Pe: 19. — c. 8, 6, 1 1x2 
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Protokolle find auch im StrafPrz. (John, Th. J. Suppl. ©. 11) gericht» 
liche Urkunden, in welchen die Vorgänge gerichtlicher Verhandlungen unmittelbar 
nach ihrem Eintritt und daher chronologifch verzeichnet werden. Ihre Geftalt und 
ihre Beftanbtheile, die im Grunde nur Konfequenzen ihrer Natur ala berichtende 
Urkunden find, weichen in den Rechten, von welchen bier die Rebe ift, im Ganzen 
von denen des Civ.Prz. nicht ab. Als notwendig fordert das Gem. Recht im 
Anhalt an die PED. die unmittelbare Aufzeichnung durch einen techtäerftänbigen 
Gerichtsſchreiber in Gegenwart des Richters bzw. der Gerichtsmitglieder nach eigener 
Wahrnehmung und zum Beweiſe deffen die endliche Unterfchrift des Gerichtsfchreibers, 
wozu nach ben Partifularrechten auch Unterjchrift der Gerichtsmitglieder oder des 
vorfigenden Richters allein und Unterzeichnung des P. oder der aufgezeichneten Aug- 
jagen durch Angefchuldigte, Zeugen und andere Betheiligte hinzugelommen find. 
P., welche diejen Erjorderniffen entiprachen, nannte man jürmliche P. und legte 
ifmen volle Beweiskraft bei und zwar in dem Maße, daß außer dem Fälfchungs- 
beweife von Manchen nur ein verftärkter Gegenbeweis gegen fie zugelafien wurde. 
Andere berichtende Aufzeichnungen, welche eines diefer Erforderniffe ermangelten, aljo 
nicht in Gegenwart des Gerichts, nicht unmittelbar, nicht vom Gerichtsfchreiber auf- 
genommen waren, nannte man einfache P. oder P. fchlechtiveg oder Regiftraturen, 
freilich ohne daß von konſtanter Terminologie hier die Rede fein könnte. Inſofern 
im fchriftlichen Inquifitionsprogefie das Urtheil aus den Akten gejchöpit wurde und 
dazu nur beweißfräftige Akten geeignet waren, mußte für alles Handeln, welches 
materiell oder progefjualifch für das Urtheil Bedeutung haben Tonnte, die Aufnahme 
förmlicher P. erfordert werden, und die Zulaffung der formlofen p. oder Regiftraturen 
fich auf Akte und Vorgänge von nebenfächlicher Bedeutung, wie Eingang und Aus- 
gang von Korreipondenzen, Anzeigen von Subalternen über erfolgte Berhaftungen oder 
beiorgte Vorladungen, Beſchwerden des Angefchuldigten über jeine Behandlung im 
Gefängniß, ferner Entlaffjung aus der Haft u. dgl. beſchränken. — Was den neueren 
Anklageprozeß anlangt, fo fordert zunächit die Gerichtsverfaffung weder in Frankreich, 
noch Defterreich oder Deutjchland rechtsgelehrte Gerichtafchreiber, ja nicht einmal 
immer ftänbige Gerichtzfchreiber, vielmehr können in Frankreich bei Friedensgerichten 
der Maires, in Oeſterreich bei Vorerhebungen. und in der Vorunterſuchung, in 
Deutjchland bei denjelben Berhandlungen in bringlichen Fällen beliebige andere 
Perfonen nach vorgängiger Bereidigung zur P.führung zugezogen werden. Soweit 
daher ungelehrte Gerichtajchreiber thätig werben, tommt es, namentlich in den Vor⸗ 
progeduren, thatfächlich und in Defterreich fogar de jure zu einem Diktiren der P. 
ſeitens des Richters, wovon bie folge ift, daß das P. aufhört, das Beugniß einer 
am Handeln im Prozeffe unbetheiligten Perfon zu jein und als Beugnik des in 
Wahrheit ſelbſt protofollirenden Richters unter Umftänden zu einem Zeugniß in 
eigener Sache wird. Was ſodann das Verfahren angeht, fo ift bafjelbe von den 
Grundfägen der freien Beweiswürdigung und der Mündlichleit ober richtiger der 
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Unmittelbarkeit der Erkenntnißquellen beherrſcht, und ift im Folge deſſen die Be- 
deutung der P. um ein Exrhebliches geringer getvorben, wie im Unterjuchungsverjahren. 
Wiederum kommt jeboch in Betracht, daß der Grundſatz freier Beweiswürdigung 
zwar die Schäßung der Beweisergebniſſe der freien Weberzeugung des Urtheilenden 
anheimftellt, keineswegs aber eine Negation der inneren und äußeren Erforberniffe 
ber Beweistüchtigkeit der einzelnen Beweismittel in fich jchließt, dieſe Erfordernifje 
daher und zwar auch bei P. durch die StrafPO. ihre gefehliche Normiryng erhalten 
haben; und ferner, daß der Grundſatz ber Unmittelbarkeit nicht für die Entjcheidung 
im Gröffnungsverfahren gilt, die vielmehr noch immer auf Grund der Akten der 
Vorunterfuhung oder jonftigen Vorerhebungen erfolgt, und daß derfelbe für das 
Urtheil der Hauptverhandlung durch Verlefung der in den vorbereitenden Prozeduren 
aufgenommenen P. vielfältige Durchbrechung erfährt. Dies vorausgefandt, ift nun 
aunächft Hervorzuheben, daß die Defterreichiiche und Deutſche StrafPD. den Gegenſatz 
von förmlichen P. und Regiftraturen nicht erwähnen, jondern nur den Ausdruck P. 
fennen. Die P. find gerichtliche, zu welchen auch die in der Deutichen Stra BO. 
vielfach erwähnten @erichtäjchreiber-P. einjchliehlich des vom Staatsanwalt zum 
Zeichen feiner Genehmigung mitunterzeichneten Hinrichtungs-P. zu zählen fein dürften, 
oder nicht gerichtliche, wie diejenigen der Gemeindevorfteher und des Amtsausſchufſes 
über Einſprachen gegen Schöffen und Geichworenenliften und deren Entſcheidung, 
ferner die der Staatsanwaltichaft über Strafanträge und nad) der Oeſterr. Stu PD. 
auch die der Sicherheitsbehörden über Vernehmungen, Augenjchein und Hausdurch- 
fuchung, welche im Gegenſatz zur Deutichen StrafPO. ſogar in der Hauptverhandlung 
ala Beweismittel benugt werben dürfen, wenn fie umverweilt dem Unterſuchungs- 
tichter zur Prüfung und eventuellen Ergänzung oder Wiederholung der Verhandlung 
mitgetheilt waren. Die gerichtlichen P. find entweder ſolche der VBorunterfuchung, 
welcher amtsrichterliche und kommiſſariſche Unterſuchungshandlungen gleichitehen, 
oder der Hauptverhandlung. Für erftere gilt der Grundſatz, daß über jede Unter 
fuchungshandlung ein P. aufgenommen werden muß, bei welchem nach der Defterr. 
StraPD. ftets ein beeideter P.führer zuzuziehen ift, während nach der Deutichen 
nur für Augenſchein und für Vernehmung von Angeſchuldigten, Zeugen und Gadh- 
verftändigen die Zugiehung eines Gerichtefchreiber® oder bei Dringlichkeit einer hierfür 
au beeibigenden Perfon als Gerichtsjchreiber nothwendig ift. Als nothwendige Beſtand⸗ 
theile („muß“) des P. fordert die Deutjche Straf PO. die Angabe von Ort und Zag der 
Verhandlung und der Namen der mitwirkenden und betheiligten Perfonen, die von 
letzteren mittel® Unterzeichnung zu bewirkende Genehmigung des fie angehenden In— 
halts des P. oder Angabe ihrer Weigerungsgründe, und Angabe der eingehaltenen 
wejentlichen Förmlichkeiten des Verfahrens einfchließlich derer der einzelnen Hand» 
lungen, wozu dann als natürlicher Inhalt und mit Rüdficht auf die Entfcheidung 
im Eröffnungsverfahren und die mögliche Verlefung des P. in der Hauptverhandlung 
eine vollftändige Relation des Gejchehenen hinzukommt. Als nothwendige Form 
fordert dieſelbe StrafPO. ferner Unterfchrift des Unterfuchungsrichterd und des zu⸗ 
gezogenen Gerichtsjchreibers. Inſofern aber die Zuziehung eines Gerichtsſchreibers 
oder einer als folcher fungirenden Perſon nicht bei allen Unterfuchungshandlungen 
nothwendig ift, bei dieſen daher die Unterjchrift des Gerichtöfchreibers von jelbft weg⸗ 
Tällt und die des Unterfuchungsrichters allein übrig bleibt, folgt nicht, daß man mit 
v. Schwarze, welchem Löwe u. Geyer fich anfchließen, den Begriff Unterſuchungs⸗ 
handlung zu bejchränfen Hat, ſondern daß die Deutſche StrafPO. unter P. förmliche 
und minder förmliche, alfo auch die Regiftraturen verfteht und die Beltimmung, 
daß über jede Unterfuchungshandlung ein P. aufzunehmen ift, nur den Sinn hat, 
daß jede Unterfuchungshandlung in protofollariicher Weife in den Akten zu ver- 
zeichnen ift, wobei über Formen und Beltandtheile die jedesmaligen Berhältnifle 
entſcheiden, wie denn ja auch betheiligte Perfonen, 3. B. bei Durchfuchungen, nicht 
gegenwärtig fein können und daher deren Genehmigung hinfällig wird. Was das 
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P. der Hauptverhandlung betrifft, jo muß daſſelbe in Abficht auf die Form vom 
Borfigenden und Gerichtsichreiber unterjchrieben werden, nach der Deutſchen StrafPO. 
bei Verhinderung des erfteren vom nächftälteften Richter; bei Verhinderung des Amts⸗ 
richter® genügt die Unterfchrift des Gerichtafchreibers allein. Ranbbemerkungen er 
fordern gleiche Beglaubigung. Die Unterfchrift muß vor dem Schluß der Ber- 
handlung und wo die Hauptverhanblung ſich durch verſchiedene Sitzungen fortſetzt, 
vor dem Schluß jeder Sigung erfolgen. Denn fie ift Beftandtheil des P. umd 
diefeg eine unmittelbare Aufzeichnung, wie auch die Beitimmungen über Verhinderung 
des Borfigenden an ber Unterfchrift erkennen Yaffen, bie von Verhinderung in der 
Sigung zu verftehen find. Ohne die Unterferift ift das P. kein P. und fpätere 
Unterzeichnung nur Anerkennung eined wichtigen P. Als Inhalt des P. führt die 
Straf PO. zunächſt Ort und Tag der Verhandlung, die Namen der Richter, Ge— 
ſchworenen, Schöffen, des Staatsanwalts, des Gerichtsjchreibers und eines etwaigen 
Dolmetſchers, die Namen der Angeklagten, Bertheidiger, Privatkläger, Nebenkläger, . 
geſetzlichen Bertreter, Bevollmächtigten, Beiftände, die Bezeichnung ber ftrafbaren 
Handlung nad der Anklage, die Angabe über Deffentlichkeit der Verhandlung oder 
deren Ausfchluß an, die als nothwendige Beftandtheile nicht bezeichnet find, auch 
nicht alle für wefentlich erachtet werben fünnen, wie 3. B. die Bezeichnung ber 
itrafbaren Handlung nicht. Im Uebrigen muß das P. den Gang und die Ergebniffe 
der Hauptverhandlung im Wefentlichen wiedergeben, namentlich auch Bildung der 
Geſchworenenbank und Bereidigung der Gefchtworenen und Schöffen, ferner Anträge 
und Entfcheibungen, insbeſondere bie Urtheilgformel, die Bezeichnung der verlefenen 
Schriftſtücke, die erfolgten Vernehmungen, und zwar bei Schöffengerichten mit Rüd- 
fiht auf die Berufung auch ihren fpezielleren Ergebniffen nach, bei Straflammern 
und Schwurgerichten im Hinblid auf die Revifton nur im Allgemeinen und nur, 
wo es auf bejonbere Feftftellung eines Vorganges, 3. B. für Wiederaufnahme und 
Strafverfolgung, ankommt, nad; Anordnung des Vorfigenden vollftändig oder dem 
Wortlaut nach, wobei auch Berlefung und Genehmigung der Vernommenen oder 
Gründe ihrer Weigerung zu vermerken find, und endlich die Einhaltung aller weſent⸗ 
lichen Förmlichkeiten. Dieſe Förmlichkeiten der Hauptverhandlung und ihrer Beitand- 
theile können nur durch das P. erwieſen und in Abficht auf fie der Inhalt des P. 
nur durch Fälſchungsbeweis entkräftet werben. Weber Weigerung ber Aufzeichnung von 
Anträgen auf Beurkundung foll nad} v. Schwarze und Löwe auch beim Revifiong- 
gerichte Zeugenbeweis geführt werben können. Die Defterr. StrafPO. enthält im 
Allgemeinen die gleichen Borfchriften, nur fordert fie Aufzeichnung der Ausſagen von 
Zeugen und Sachverftändigen, foweit fie nicht bereit in den Akten enthalten find, 
und außerdem beſondere P. über Berathung und Ahftimmung der Richter. 
— Sn Art. 181 ff. — Code d’instr. art. 148, 155, 189, 276 ss., 318, 37 
Beutiien 5 8 37, 41, 45, 51, 87, 91, 94, 1 N. 187.  Denttäe StrafPD. 8 * 31 
Se — e or 185 f., 211 271 ff., 341, 355, 381, 385, 406, '421 3 


Alba — be —— S. — 418, 604. — — Straf 
38 28, 88, — 452. — Geſetz vom 28. Jan. 1855 88 14 ff. — ei 
vom En Mai! Ars m in) hy‘ 

Bit.: ir tra 8 68. — a es ih —— 1879. — Planck, 
Strafverf. — Fo, Straf Prz. IL After, Yranz. Strafverf., 
8 4 Fi 2 N "2 — Benin. ru Seien € — Ll. von v. Schwarze, 

— —— Dodon, RStuofpg, — Fr er, Strafßrz.R., $ 108. — 
Kayier, Stra erihtäuerf, 883. — De des Rei — in —2 Bd. I. 
S. ‚ 418, 496, 826, 840. 8. Wieding. 


Protokolle (völterrehtlich). Diefer im Rechtöverfahren der Einzelſtaaten 
hergebrachte Ausdruck ift in neuerer Zeit auch auf den Staatenverfehr übertragen 
worden. Man gebraucht ihn im Allgemeinen für die Aufzeichnungen amtlicher Ber- 
handlungen, die in Gegenwart von Vertretern der Staaten und burch fie geführt 
werden; insbeſondere dann, wenn es fich darum Handelt, ein Einverftänbniß der 

dv. Holgenborff, Gnc. II. Rechtolexikon M. 9. Aufl. 14 
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Staaten durch perfönliche Ahrede zu Stande zu bringen, jei es, daß ein Vertrag 
herbeizuführen oder zu vereinbaren, ein Beichluß zu faſſen ift, jei es, daß eine ge 
wiffe Richtung ber Politik verabredet oder auch nur eine gemeinjame Erklärung ab: 
gegeben werben fol. Hauptanwendung findet demnach der Ausdruck in der Kongreb: 
prariß der Staaten, ſowol bei den Kongrefien in dem bejonderen Sinne des Wortes, 
ala auch bei bloßen Konferenzen, jobann aber auch in der Praxis des Bundestechts. 
Da in ſolchen P. fich die Materialien für Auslegung und Würdigung ber verein 
barten Feftfegungen finden, fo findet nicht felten eine Veröffentlichung derfelben ftatt. 
Beſondere Förmlichkeiten und Borausjegungen zur Gültigkeit eines P. beftehen 
im diplomatifchen Berfehre nicht. Doch hat der Gebrauch dieſes Jahrhunderte 
folgenden Prinzipien allgemeine Anerkennung gefichert: Bei Schluß einer jem 
Situng der verfammelten Souveräne ober ihrer bevollmächtigten Organe ift ein P. 
aufzunehmen, welches unter Bermert von Zeit und Ort der Zufammenktunft , jowie 
‚ber Namensangabe aller Betheiligten eine getreue Darftellung ber ftattgehabten 
Berhandlungen in ihren wejentlicden Zügen nebft dem Refultate der Abftimmungen 
zu geben Hat. Das P. wird zu Beginn der folgenden Sitzung vorgelefen, geprüft, 
genehmigt und von jedem Theilnehmer durch Namensunterfchrift vollzogen. Jedem 
von diefen fteht es indeſſen frei, feine in ber Verhandlung ausgefprochene Anfiht 
‚durch ein dem P. beizufügendes Separatvotum (vote, opinion) genauer zu begründen 
und zu präzifiven. Urkunden, auf die das P. Bezug nimmt, werben bemfelben alt 
Annexe angehängt. Der P.führer und feine Gehülfen werben gleich im ber erſten 
Seſſion von dem Borfigenden vorgeichlagen; es ift regelmäßig ein Beamter de 
jenigen Staates, bei dem der Kongreß fich verfammelt. Bei konföderirten Staaten 
find hierfür bejondere Beamten angeftellt. Die Sprache des P. ift diejenige dır 
Verhandlungen; aljo bei Staaten verjchiedener Nationalität gegenwärtig noch immer 
a izup, Das Guroplikge Beientfäaftsseit, Seig, 1847. — Charler & 
it: A. Miruß, Das Europäifche jani Brei i . — arles de 
Martens, Guide re es er Ke, 8.2. Martiß 
. v. artıp. 


Protutor ift derjenige, welcher die Verrichtungen eines Vormundes ausübt. 
ohne wirklich Vormund zu fein. Von einem folchen unterjcheidet er fich, wie ein 
Geſchäftsführer ohne Auftrag vom Mandatar, doch wird auch der P. dem eigent: 
lichen Bormund analog behandelt. Der Umftand, daß der P. von feiner mangelnden 
Befugniß Kenntniß hatte, bewirkt, daß er, wie Jemand, der ſich Hinzugebrängt hat 
nicht blos für culpa in concreto, fondern für diligentia exactissima haften muß (1. 1 pr. 
81; 11. 4, 5D. 27, 5; 1 53 $ 8 D. 47, 2). Grfährt dagegen ein P. nad 
träglich, daß er fein Bormund jei, jo muß er für die Beftellung eines folchen jorgen. 
ehe er fi) von den Gefchäften zurüdziehen fann (1. 39 $ 2 D. 26, 7). ’ 

Im Berhältniß zum Bevormundeten wird der P. wie ein Vormund betrachtet 
und fteht deshalb mit Ausnahme des erwähnten Falles auch für die biefem ob- 
liegenden Verbindlichkeiten ein. Die Klagen find die actiones pro tutela directae un 
contrariae. Im Verhältniß zu Dritten hat das prätorifche Edikt bereits dem durch 
einen P. beichädigten Kontrahenten die Wiedereinjegung in den vorigen Stand un 
eine Klage wegen dolus gegeben. Erſtere findet ftatt, wenn der Dritte in Folge 
der in ber Litisfonteftation Liegenden progefjualifchen Konfumtion durch einen Projeß 
mit dem P. feine wirkliche Klage verlor (1. 1 $ 1 D. 27, 6). Dieſer Fall it mit 
ber Hier gefchilderten Wirkung der Litisfonteftation Heute weggefallen (j. d. Art 
Konjumtion und Litisfonteftation). Die lage dagegen ging auf vollen 
Schadenserſatz (vgl. 1.9 $ 1 D. 27, 6), interefiante Fälle: 1.10; .788D. 27,6 
(Rudorff, I. ©. 296 ff.). Im heutigen Gem. Recht läßt man jeboch nicht bloe 
eine Haftung für dolus eintreten, ſondern verpflichtet auch denjenigen, der leiht: 
finnig als Bormund auftrat, wie jonft wegen culpa in contrahendo. 
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Bemerft muß übrigens werben, daß der P. auch bei gutem Glauben Feine Ber- 
äußerungsbefugniß Bat (1. 2 D. 27, 5; 1.2 C. 5, 45), daß Zahlungen an ihn 
nur foweit gültig find, als fie in das Bermögen be Bevormundeten gelangen 
(l. 28 D. 46, 3), daß mehrere P. folidarifch verantwortlich find (1. 39 $ 9 D..26, 7) 
und baß, entgegengefeßt dem Röm. Recht (1. 4 D. 27, 5), ein Privilegium des Be- 
vormundeten gegen den P. nicht beiteht (NO. 8 54 Nr. 5 „gejeglih”). — Bon 
ben neueren Geießbüchern hatte fich daB Allg. ER. (II. 18 $$ 228 ff.) der gemeinrecht- 
Tichen Doltrin angefchloffen, der Code civil des P. in dem hier gebrauchten Sinne 
überhaupt nicht gedacht. (In Art. 417 Hat protuteur die Bedeutung von Mit- 
dormund.) Die Bormundichaftsordn. vom 5. Juli 1875 erwähnt den P. ebenfalls 
nicht und hebt die landrechtlichen Vorfchriften auf ($ 102), e8 werben daher für die 
Beurtheilung der burch einen jaljchen Vormund gejchaffenen Verhältniſſe bie allge- 
meinen Rechtögrundfäge maßgebend fein müffen, welche zu der ratio scripta des 

Gem. Rechts von ſelbſt Hinführen. — Der Cod. Max. Bav. läßt ben P. wie einen 
gewöhnlichen Bormund haften, erflärt feine Handlung für kraftlos — nur foweit fie 
dem Mündel zum Nuben gereichen, follen die Borfchriften der Geichäfteführung ohne 
Auftrag Anwendung finden — und verpflichtet ihn dem Mündel zum Schabenzerjat. 
Ein Dritter wird einen ſolchen nur ex dolo protutoris erlangen können. — Das 
Defterr. BGB. begnügt fi) mit der Beftimmung, daß derjenige, welcher ſich eigen- 
mädtig in eine Vormundſchaft eindrängt, dem Minderjährigen für allen dadurch 
erwachjenen Schaden verantwortlich ift, während das Sächſ. BGB. den P. an fi) 
wie einen Vormund behandelt, ihn im alle des Irrthums mur für geringes DBer- 
jehen haften läßt und bei Genehmigung feiner Handlungen auch berechtigt erklärt, 
den gemachten Aufwand erftattet zu verlangen. Dem Dritten ift ein gutgläubiger 
BP. auf die Bereicherung, im Falle der Unredlichkeit auf vollen Erſatz verpflichtet. — 
Analoge Grundfäge N bei an Kalk — Anwendung finden. 

Quellen: En ei 4. c. . Bav. 1.78 4 — 
Deften, BOB. 5 2 ächt. PN 55 1968 

: Außer = Ft Hin Rudorff, —9— der Vormundſchaft, 1888, In ©. 292 
bis Fri — Reuftetel im Arch. für civ. Pragii rn 1 18. — Zimmern, ebende, I . 19. — 
Dernburg, Das Vormundſcha zrecht, 2 Aufl & . 100, 101. Kayier. 


Brondhon, Jean Baptifte Bictor, 5 1. II. 1758 zu Chasnaus, ſtud. 
zu Bejangon, wurde Advokat, 1796 Profeffor an der Ecole centrale de Besangon, 
1805 in Dijon, vielfach verfolgt, T 20. XI. 1838. 

Schriften: Cours de legislation et de jurisprudence frangaise, Besangon 1799. — 
Cours de droit frangais Ir partie, Dijon 1809, (2) 1810. (TraitE sur Pétat des personnes 
et sur le titre preliminaire du Code civil, par Valette, Dijon 1842, Paris 1848.) — 
Traites des droits d’usufruit, d’usage, d’habitation et de superficie, Dijon 1823—1827, (2) 
1836. — Trait6 du domaine public ou de la distinction des biens, Dijon 1838—1885, (2) 

Dumay, Dijon 1843—1845. — Trait6 des droits d’us servitudes reelles, du rote 

superficie et de jouissance des biens communaux et des etablissements publics, 1836. — 

Traitä du domaine de pro) priete, Dijon 1838, 1839. 
8it.: Blo; orain, Dijon 1888; Lagier, Dijon 1889; Curasson, Dijon 
— Tenaille, Paris 1841; Loiseau, Paris 1857; Goin, Dijon 1868. — Estignard, 

facujte de arsit et Ecole centrale de Besango Besangon 1857. — Gabriel Du- 
mar, tade sur la vie et les travaux de P., 878. — Recueil de l’Acad. de Legisl. 
oulouse XXVII. p. XXXIX.—XLI. Zeihmann. 


Brosifion (TH. I. ©. 537, 589 ff.) ift ein Lohn für Miühewaltung, welchen 
ein Kaufmann für die einem Anderen, Kaufmann oder Nichtlaufmann, geleifteten 
Dienfte, insbeſondere für bejorgte Geichäfte, nach ober ohne Verabredung von diefem 
in Anſpruch nehmen kann. Diefe Bebeutung Hat auch die im Er mit Wechfeln 
vorkommende P.: im uneigentlichen Sinne beim Diskontiren (f. d. Art. Kurs⸗ 
en weſentlich aber: 

1) Beim Regreß des Wechſelinhabers, welcher Mangels Zahlung pro- 
tefliren Tief. Die P. ift hierbei Erfah für Bemühungen, welche in Folge der 
14* 
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ar entftehen, und für die damit verbundenen Gefahren (Hoffmann, 
WR, ©. 422). Demnad kann der Wechfelinhaber, der zwar Proteft Mangels 
Zahlung erheben ließ, aber feinen Regreß genommen Hat, von dem Acceptanten 
(oder Ausſteller eines eigenen Wechſels) ebenfowenig eine P. fordern, als der Traffant, 
gegen welchen Regreß genommen wird, dem Acceptanten eine eigene P. berechnen 
darf (Nürnberger Nov. Kommilfionsverh. 1858, ©. LIV—LVI). 

2) Beim Regreß eines Imboffanten, ber ben Wedjjel einlöft ober als 
Rimefie erhalten Hat; in diefem wie im alle 1) ift die PB. bis zur Höhe von 
4, Prozent der Wechſelfumme nach (. Borchardt, aa. ©. 
©. 267 Anm. a, b und c zu Art. 51 der WO.). 

3) Beim Ehrenaccept: der Ehrenacceptant, der nicht zur Zahlung gelangt, 
weil der Bezogene oder ein anderer Intervenient zahlte, ift berechtigt, von dem 
Zahlenden eine P. von !/,; Progent zu verlangen, ein Anfpruch, der nicht wechjel- 
mäßig verfolgt werden fann (f. Renaud, W.R., ©. 174); während Demjenigen, 
welcher einen Wechfel eingelöft hat, mithin auch dem Ehrenzahler, eine P. von 
ı/, Prozent, verfolgbar mit einer Wechſelklage, zulommt (Renaud, a.a. DO. 8 80 
Pote 11]; Borchardt, a. a. O. ©. 265, Zuf. 592 mit Anmerkungen a u. b). 

Der Inhaber eine Mangel® Zahlung proteftirten Wechſels verliert durch 
Unterlafjung rechtzeitiger Notififation unter anderem den Anfprud auf P. (Art. 45 
der WO.; vgl. auch d. Art. Notifilation). 

Ueber die Berechnung, die fich nach dem Kurſe richtet, f. d. Art. Kurs- 
berehnung. Für die Höhe der P. find die Gejehe des Zahlungsortes maß— 
gebend (f. Art. 52 der WO.; Borhardt, a.a. DO. ©. 278, Zuf. 620 und Note). 
Ueber P. bei Rückwechſeln ſ. diefen Art. — Im börfenmäßigen Effektenhandel 
wird unter P. im Gegenja zur Courtage, welche dem Mäler für die VBermittelung 
des Geſchäfts zu zahlen ift, die Gebühr verftanden, welche ber Bankier bezieht; fie 
wird vom Geſammtkurswerth der behandelten Effekten (ausſchließlich jedoch ber 
Courtage und Spejen, aber einfchließlich der Zinfen) berechnet und zwar in der 
Regel mit Y/,, Y, oder Y/, Prozent, je nach Vereinbarung. — Ueber die Provifions- 
forberung von — ſ. Friedr. Meier, im Centralorgan für Handels- u. WR. 
N. 8. IX. ©. 14 ff. und Erk. des ROHE. vom 14. Sept. 1872, — von 
Schiffsadreſſaten: Goldſchmidt 8 Zeitſchr. ſ. d. geſ. H.R., XVII. ©. 378, — des 
Kommiffionärd ala Eigenhändler: Erf. des ROHG. vom 17. Oft. 1871. P. ift, 
wenn DL eingellagt, nicht zur Reviſionsſumme zu rechnen (Entſch. des 
Ron 1. ©. 228). 

b. u. Bit.: "Deut ſches So Fa = 100 371, ne 876, Deutjche 
a tt. — 52, 63, 65, 81, eat. 6 OR, Ei u BR.) 

Aufl. — — aus. eutfihe ao, 7. aut, 189. — D. v ahter, 
Ent des Gr, 1880 &. 816. — Kunpe, WR, "sg 4, _ du Ganz WR. be 
deutet provision fan couverture) Dedung, vgl. Thöl, a. a. Fi $ 71 Anm, 7. — Code de 
comm. art. 115—117. — Ueber P. außer bem W. : Endemann, öR. ya, 92, 119, 128. 
Kat 20, 148, 18 147, 149, 165, 168 Anm. 10-14. — —5 bes ». L 
S. Bo In. . 112, 115; '2. XL ©. 248; Bd. XXII. S. en 


ee: oder Mäklergebühr ift die Vergütung, welche der Müller 
(proxeneta) für jeine Bemühungen um das Zuftandefommen eines durch ihn ver 
mittelten Geſchäfts beanfpruchen Tann. Das Röm. Recht beurtheilte den mit dem 
Mäkler eingegangenen Vertrag nach der Analogie des Mandate oder der Dienft- 
. miethe, gab aber auch dann, wenn ein ausbrüdlicher Vertrag vorher nicht gefchloffen 
war, eine actio praescriptis verbis, welche im Wege einer extraordinaria cognitio 
(eineg außerordentlichen Ginjchreitens) geltend zu machen war. Die Höhe des P. 
follte im letzteren alle der praeses provinciae, d. h. der kompetente Magiftratus 
Teftjegen, wobei er die Bedeutung des vermittelten Geſchäfts und die Art der ge- 
leifteten Dienfte berüdfichtigen follte. Der Mäkler ftand demnach etwa auf einer 
Stufe mit dem Arzt, dem Lehrer und dem Advokaten, denen für ihre Honorare 
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forderungen dieſelbe Klage gegeben wurde. Es beitand hierbei nur der Unterfchied, 
daß der Mäkler nur dann das P. verlangen konnte, wenn das durch ihn dermittelte 
Geſchäft zu Stande gelommen war, während die Bemühungen des Arztes, Lehrers 
und Advolaten Erfolg nicht gehabt zu haben brauchten. 

Diefe Grundjäße find im Wejentlichen unverändert in dem Gem. Recht beibehalten 
worden. Beftritten ift, von wem der Mäfler das P. fordern dürfe, ob von beiden 
Theilen oder ob nur von feinem Auftraggeber; jedenfalls ift es unguläffig, fich das 
P. von beiden verſprechen zu laſſen, weil ja die beiderjeitigen Intereſſen kollidiren, 
der Mäfler aljo nicht beiden gegenüber mit der Treue verfahren könnte, welche bei . 
gegenfeitigen Kontraftsverhältnifien tegelmäßig vorauägejegt wird. Die Höhe des 
P. beftimmt der Richter; dabei wirb weniger der Umfang der geleifteten Dienfte, 
als die Höhe des Objekts maßgebend jein,; vielfach hat fich auch ein ganz be— 
ftimmtes Gewohnheitsrecht Hierfür gebildet. Etwaige Auslagen kann der Mäfler 
neben dem P. nicht fordern. Dagegen ift die Zuläffigfeit eines P. gemeinrechtlich 
nicht auf beitimmte Geſchäfte beichränkt, ſondern daſſelbe kann 3. B. auch für die 
Bermittelung einer Ehe gefordert werden, wenn nur dabei nicht etwa unerlaubte 
Mittel angewendet worden find. Einige Gerichtshöfe abjtrahiren von der Boraus- 
ſetzung des Zuſtandekommens des Geſchäfts durch den Mäfler und gewähren das P. 
auch dann, wenn der Mäller nur die fichere Ausficht a den Abſchluß des Ge- 
ſchãfts eröffnet hat, und diejeg dann ohne ihn perfelt wird. 

Die Vorſchriften der Partikularrechte über das P. find jeit der Emanation des 
HGB. vielfach aufgehoben worden, jo die des Preuß. Allg. IR. Das HGB. trifft 
aber nur Beftimmungen über die Courtage der amtlichen Handelömäfler, neben denen 
23 noch die Privathandelsmäkler und ſolche Mäkler giebt, welche Handelsgeſchäfte 
nicht gewerbemäßig ‚oder Nichthandelageichäfte vermitteln, wie 3. B. die Häujer- und 
Gütermäfler. (Anders der code de commerce, wonach toute operation de courtage 
ein Handelsgeſchäft iſt — art. 632.) Auf die lekteren beiden Kategorien können 
die Art. 66—84 des HGB. nur injoweit Anwendung finden, ala fie fich mit dem 
Tonftigen Civilrechte deden; in&bejondere treffen die nur für Handelsmäkler geltenden 
Borichriften der Börjen- und Mäklerordnungen nicht ohne Weiteres für alle Fälle zu. 

Das Sächfiſche BGB. hat noch die Beſonderheit, daß es das Verſprechen einer 
Mällergebühr für die Nachweifung einer heirathsfähigen Perfon oder für die Ver— 
mittelung einer Ehe für nichtig erllärt, eine Beftimmung, deren Aufnahme in das 
Deutihe BEB. ſich empfehlen dürfte. Anderer Anficht Über das jetzige Rechtsbewußt- 
jein jcheint das Neichögericht zu fein. Bol. das Erk. vom 8. Febr. 1881 (Annalen 
des Reichäger. Bd. III. ©. 350), wo in einer Kurheffiichen Sade ein Mäkelgeld 
fir Vermittlung einer ‚Heirat ‚verfagt wird auf Grund der Kurheſſ. Verordn. vom 
20. Aug. 1800. ©. im Uebri bi a die Art. Mäkler und Courtage, 

Quellen: Tit de — nariis cognitionibus D. 50, 18 und de proxeneticis D. 
50, 14. — Tit. de suffr: dan Den At. 66.54 —— Mgem. &R. I. 8 85 1379 
bis 1984. — Bol. dazu 25 ẽ6 zum SB. vom 24. Juni 1861 (Geſ. Samml. 449 
his a Art, 9 und 60, — Sidi. BOB. N 1256—1259. 

Lit: Kuhn im Be ua Amalt. — N. F. Bd. VL ©. 225 ff. — 
Sintenis, — Bd. — Keller, Pandekten, II. $ 96. — Windſcheid, 
ER 404. — v. Hahn, en zum HGB. Zul. 2 nad Art. 84. — Gruchot, Dad 
Recht des Kommiffonshanbels, 5.269. — Dernburg, Preuß. a Ay Kai — 
Seuffert, Axchiv. X. 48; xu. Fiss: Xu. 14; XIV. 124, 229; XXD. 8 V. 210; 
KXVL 240; XX VII 225; XXIX. 125; XXX. 21, 22, 1. 
ozehbetrieb. Während im früheren — Prozeß die fonnelle Brögehe 
leitung bem Richter zukam, d. 5. die Anbringung der Klage, das Anfuchen um 
Prozeß, ala ein allgemeines auf die Sortleitung des Verfahrens überhaupt gerichtete 
Begehren galt, welchem ber Richter durch Anordnung der einzelnen zum Fortgang 
bes Prozefieg notwendigen Schritte und durch Ausführung feiner diesfallfigen An⸗ 
ordnungen zu entſprechen hatte, hat der Franzöſiſche Prozeß zu Folge einer Ueber⸗ 
ſpannung ber Berhandlungsmarime und der Anfchauung, daß das Weſen des Richter- 
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amtes außfchlieklich im Urtheilen beftehe, den Parteien allein die Sorge für die 
Fortbewegung des Prozeſſes und die Anregung der richterlichen Urtheilsthätigteit im 
Rechtsftreit Überlaffen, und zwar in dem Umfange, daß jeder Spruch bes Gerichtes 
die Verbindung des Iehteren mit dem NRechteftreite aufhebt und es Sache der Par 
teien ift, diefelbe durch neue Schritte wieber Herzuftellen. Die Deutiche CPO. 
hat diefe Franzöfiichen Einrichtungen, die jog. Paffivität der Gerichte und das 
Dejaifirungafgften, nicht angenommen, vielmehr nur im Interefſſe der Entlaſtung 
bes Gerichtes die Bewirkung gewifier, zum formalen Fortgang bes Prozefjes erforber- 
lichen Akte den Parteien unter ihrer eigenen Verantwortung zugewieſen. Diejelben 
haben infofern den Prozeß zu betreiben, als fie ſich die vorbereitenden Schriftſaͤtze 
und andere Parteifchriften, ſowie gewiffe gerichtliche Entfcheidimgen und bie Ladungen 
gegenfeitig durch die Gerichtsvollzieher Bo) zuftellen umd für die letzteren das 
Gericht vorher um Termingbeftimmung angehen müfjen. Dabei ift indeſſen eine Mit- 
wirfung des Gerichte nicht vollkommen außgefchloffen. In der Hand deffelben 
liegt zunächſt die Anfegung ber Termine bei Einleitung des Prozefſes, bzw. der 
Inſtanz, fowie ferner die Anberaumung aller weiteren Termine nach der erften münd⸗ 
lichen Berhandlung, mögen fie blos wieder zu einer folchen oder auch zur Beweis- 
aufnahme beftimmt fein. Sodann erfolgt die Ladung von Zeugen und Sachverftän- 
digen‘, jowie die Beichaffung von Urkunden, welche fich im Befitze von Behörden 
befinden, ebenjalld von Amtswegen durch dad Gericht. Selbft gewiſſe Zuftellungen 
und Ladungen, wie 3. B. diejenigen, welche im Auslande vorzunehmen find, und die 
öffentlichen Ladungen bewirkt daſſelbe auf Parteiantrag., Ja von Amtswegen hat 
es alle nicht in mündlicher Verhandlung verfündeten Entfcheidungen und Verfügungen 
zuftellen zu laſſen. Endlich ift e8, foweit dies nad) Lage der Sache möglich, ver- 
pflichtet,, jelbft beim Ausbleiben beider Parteien in einem Termin zur Beweis— 
aufnahme die Yeßtere vorzunehmen. — In der mündlichen Verhandlung ift Dagegen 
von einem P. der Parteien leine Rebe, vielmehr tritt hier das Prozekleitungsrecht 
des Gerichte viel ſchärfer und intenfiver hervor, als im fehriftlichen Prozeß, weil 
durch feine Ausübung der Mangel der feften Gliederung des Prozeſſes in einzelne 
Stadien und das Fehlen ber Eventualmarime erjeßt werben muß. Es ift das 
Gericht, welches die Verhandlung eröffnet und fchliekt, für einen geordneten Vortrag 
der Sache forgt, zu den erforderlichen Prozeßhandlungen (zur Antwort, zur Beweis- 
antretung) auffordert, durch Ausübung des Fragerechtes das Streitmaterial Mar 
ftellt, erſchwerende und chilandfe Vertheidigungsmittel abjchneidet, und endlich im 
Intereſſe Leichterer Beherrfhung und Bewältigung des Progehftoffes die Verbindung 
nicht kumulirter, die Trennung kumulirter Steeitigfeiten und die abgefonderte Ber- 
Handlung über ifolirungsfähige Angriffe und Vertheidigungsmittel und Präjudizial- 
punkte anorbnet (f. das Nähere im Art. Prozeßleitung). 

Ueber den P. der Parteien bei der Zwangsvollſtreckung vgl. den ber 
Fe Artikel. 

alt Deutfhe ERD. 88 2,2. 1 in, —7— 458, 479, 515, 548, 127, 281, 828, 326 
bis ni 2, 393, 485, 520, 548, , 182 
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ar keit ift die Fähigkeit einer Progekpartei, ohne einen gejeglichen 
Vertreter oder Beiftand felbftändig den Prozeß zu führen oder durch einen Anderen 
führen zu laſſen. „P.“ ift alfo vor Allem nicht zu verwechjeln mit „Parteifähig- 
keit”, Si h. rechtlicher Perfönlichkeit und fomit rechtlicher Möglichfeit zu Magen oder 
verflagt zu werden; ſodann ift „PB.“ von Prozeklegitimation (legitimatio ad pro- 
cessum) zu unterfcheiden, d. i. der Befugniß als Bertreter eines Anderen im Prozeſſe 
deffelben aufzutreten. 

Nach dem Geſagten erjcheint die P. als eine Seite oder, wie die Motive zu 
8 50 ber CPO. für das Deutſche Reich fich ausdrücken, als ein Ausflug der 
Handlungs und Dispofitionsfähigkeit. Wer diefe Fähigfeit befigt, wem fie fehlt, 
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darüber entſcheidet nicht das Prozeßgeſetz, A das Civilrecht in prinzipieller Weife. 
Auf dieſes wird denn auch in $ 50 der Deutſchen EPO. verwieſen. Wegen der 
Vielheit der Givilrechte im Gebiete bes Deutſchen Reiches jand es aber der Gefck- 
geber geboten, in ber CPO. die PB. infoweit einheitlich zu tegeln, als es im In⸗ 
tereffe einer einheitlichen Bengebeelehaebung geboten ift. Die in biefer Richtung 
en Srundfäge der EBD. 

1) Ber fi durch Verträge —— Tann, iſt prozeßfähig, ſoweit jene 
hahihu mic. 

2) Die patria potestas ober dad eheherrliche Mundium, welchem eine Partei 
unterworjen ift, bejchräntt ihre P. nicht, fofern im Uebrigen die Borausfegungen 
ihrer Handiımgajähigteit gegeben find. 2 

3) Die Geſchlechtsvormundſchaft iſt auf die P. ohne Einfluß. 

4) Zur Vornahme einzelner Prozeßhandlungen, welche * bürgerlichem Rechte 
eine beſondere Ermächtigung erfordern, bedarf es einer ſolchen nicht, wenn die 
Progekführung überhaupt 3 ſolche Ermächtigung zuläffig ift oder geftattet wurde. 

5) Die Beurtheilung der P. eines Ausländers richtet ſich nach dem Rechte 
des inlänbifchen Progeßgerichtes, wenn ihm das ausländifche Recht dieſe Fähigkeit 
abſpricht, das inländifche diefelbe gewährt (CPO. 88 5053). 

Was insbejondere den sub 2 außgeiprochenen Grundſatz anlangt, jo ift bie 
Folge defjelben nur die, daß ein Urtheil nicht mehr deshalb als nichtig angefochten 
werden Tann, weil eine der Parteien persons alieni juris war; dagegen präjubdizirt 
ein ſolches Urtheil ſelbſtverſtändlich den Hausväterlichen und eheherrlichen Rechten 
an dem Bermögen des Hauskindes oder der Ehefrau, welche Parteien waren, nicht. 

Bälle der Rothwendigkeit einer „befonderen Ermächtigung” (ſ. oben sub 4) nad 
Eivilrecht find angeführt bei Hellmann, Kommentar zur E&PO., Bd.1.6.192 ff. Nr. 5. 

Perſonen, welchen die P. fehlt, müffen durch andere Perfonen (gejetliche Ber- 
treter) im Prozeffe vertreten jein. Den Mangel der PB. hat das Gericht ebenfo wie 
die Legitimation des gefeßlichen Vertreters ober die erforberliche Ermächtigung ur 

Progehführung von Amtöwegen zu berüdfictigen. Die Zulaffung einer prozeß⸗ 
unfähigen Partei oder eines nicht Iegitimirten geſetzlichen Vertreters Tann bei Gefahr 
im Berzuge unter Vorbehalt der DBefeitigung des Mangel® vom Gerichte verfügt 
werben. Doch muß mit Erlafjung des Endurtheila in diefem alle zugewartet werben, 
bis die zur Bejeitigung des Mangels jeftgejeßte Frift abgelaufen ift (EPO. 8 54). 

Wenn eine prozeßunfähige Partei verklagt werden joll, der ein gejehlicher 
Bertreter fehlt, jo muß der Vorfiende einen Interimskurator bis zum Eintritte 
eines gefeßlichen Vertreters beftellen. Auch ohne Gefahr im Berzuge kann der 
Vorſitzende einen Spezialprozeßkurator beftellen, wenn eine progeßunfähige Perfon im 
Gerichtsſtande des dauernden Aufenthalts nach $ 21 der CPO. een ſoll. 

ellmann. 

Prozeßlegitimation (legitimatio ad processum) ift der Nachweis, daß ber 
für eimen anderen im Progefie handelnde Vertreter zu ber Vertretung des erfteren 
berechtigt iſt. Beruht die Berechtigung dazu auf Gejeg, wie bei den Vertretern 
bandlungsunfähiger Perjonen, den Vormundern von Unmündigen oder Minder- 
jährigen, oder den Vorftehern jurifticher Perſonen, jo wird die P. durch den Nach- 
weis der betreffenden zur Vertretung berechtigenden Stellung, 3. B. durch Vorlegung 
der vormundichaftlichen Beitallung, geführt. Der von der Partei ſelbſt ernannte 
Bertreter hat fich dagegen entweder dur die Prozeßvollmacht (f. diefen Art.) 
zu legitimiren oder durch Nachweis eines, wenn auch nicht jpeziell auf den Prozeß 
gerichteten, Vertretungsverhältnifies, welches ihn trotzdem zur Progekführung für 
feinen Machtgeber berechtigt, 3. B. der Stellung ala Generalbevollmächtigter, als 
Prokuriſt, ala Schiffer, als Korrefpondentrheber, ala Inkafjo-Mandatar. In einer 
Bevollmächtigung , welche dem Vertreter eine der erwähnten Stellungen giebt, Liegt 
zugleich die Prozeßvollmacht. Der $ 76 der Deutichen CPO., welcher ohne Unterfchied 
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ſchriftliche Vollmacht für den Prozeß fordertdund dem Gegner das Recht gewährt, 
bie gerichtliche ober notarielfe Beglaubigung berfelben, wenn fie nur in einer Privat: 
urkunde enthalten ift, zu verlangen, findet auch auf derartige nicht direft und aus 
ſchließlich zur Prozeßführung Iegitimirende Bollmachten Anwendung. 

Die Doftrin des Gemeinen Prozeſſes gebrauchte den Ausdrud Legitimation in 
Anwendung auf den Prozeß noch in zwei anderen Bebeutungen. Zunächft veriteht 
fie unter Legitimation zum Prozeß im Sinne von Rechteftreit, Sachlegitimation, 
legitimatio ad causam, bie nöthigenfalla durch Beweis zu erhärtende Behauptung, 
daß der gerichtlich geltend gemachte Anfpruch der Partei, welche ihn verfolgt (jog. 
aktive Sachlegitimation), zufteht, und zwar auch gegen diejenige Partei, gegen welche 
er erhoben ift (paffive Sachlegitimation). Sie Hatte bei der Aufftellung dieſer Be— 
griffe die Fälle im Auge, in welchen ein ber einen ober anderen Partei urſprünglich 
fremdes Nechtsverhältnik (3. B. eine ererbte ober cedirte Forderung, eine ererbte 
oder übernommene Berbinblichfeit) oder eine auf einem bdinglichen Verhältniß be 
ruhende Berechtigung ober Verpflichtung (3. B. Eigentgum am Grundſtück bei einer 
Servituten⸗ oder Neallaftflage) oder eine perjönliche Qualität (Verwandtſchaft bei 
der Erbſchaftsklage, Gemeindebürgerrecht bei einem Anfpruch auf Gemeindenubungen) 
als Borausjegung des Nechte, bzw. ber Verbindlichkeit in Trage kommt. Während 
die frühere Progekdoktrin die Sachlegitimation als einen Punkt, welcher vor ber 
Verhandlung über das jtreitige Recht ſelbſt zur Berichtigung gebracht werden mußte, 
behandelt hat, war dieſe Auffaffung aber ſchon in neuerer Zeit aufgegeben, und 
dag mit Recht. Der Nachweis der Aktiv- bzw. Paffivlegitimation ift nicht Vor- 
bedingung für das Auftreten ala Kläger und Bellagter im Prozeß, vielmehr nur 
für das Gewinnen defjelben. Die Anführung bzw. der Beweis der ben Legitimation 
punkt betreffenden Thatſachen gehört mit zur Subftantiirung bzw. zum Beweiſe ber 
Klagethatſachen. Demgemäß ift auch die jog. exceptio deficientis legitimationis 
nicht3 anderes als eine verneinende Einlaffung auf die Klage, eine Einrede im 
eigentlichen Sinne. Die Deutſche EPO. enthält Leine befonderen, hierher ge 
börigen Vorjchriften, weil fie jene Theorie für überwunden und feiner jpeziellen Gr- 
wähnung mehr für werth gehalten hat. Allerdings ift e8 bei dem neuen Verfahren 
möglich, daß mit Rückſicht auf 88 187, 275 das Gericht in ben pafienden Fällen 
abgefonderte Verhandlung über die ftreitige Sachlegitimation anordnen und darüber 
durch Zwiſchenurtheil erkennen Tann, weil fich biefelbe unter Umftänden ala ein 
tHolirungsjähiges Element des Rechtsſtreites daritellt. 

Endlich gebrauchte die gemeinrechtliche Prozeßdoktrin den Ausdruck Legitimation 
noch in der Bedeutung von legitimatio ad praxim, d. 5. für ben Nachweis des 
im Prozeß auftretenden Advolaten oder Anwaltes, daß er zur Ausübung der 
advokatoriſchen oder Anwaltspraris befugt ſei. Dieje Berechtigung tritt nach $ 20 
der Deutſchen Rechtsanwaltordn. vom 1. Juli 1878 mit der Eintragung in 
die bei jedem Gerichte zu führende Lifte der zugelaffenen Rechtsanwälte ein, und 
giebt das Recht, bei allen Gerichten des Deutichen Reiche Bertheidigungen zu führen, 
als Beiftand aufzutreten und, joweit nicht Anwaltszwang befteht, auch die Der 
tretung von Parteien zu übernehmen. 

Lit: Bethmann-Hollweg, Derfuche über einzelne Theile des Civ.Prz., S. 78 ff. — 
Planck, Diss. de legitimatione ad caı Götting. 1837. — Linde, Zi dr. r Civil⸗ 
recht und Prozeß, IL 297 fi. — Arigen Fra Ber für civ. Praxis wo * 

n iu 


Brozefleitung (Civilprogeß, v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 6 ff.) bedeutet die 
auf Ordnung und. Fortgang des Verfahrens und feiner Handlungen und Berhand- 
lungen beftimmend einwirlende richterliche Thätigfeit oder, wie Grolmann definirt, 
„bie Summe ber während bes Laufe ber Verhandlungen dem Richter obliegenden 
Pflichten, vermöge welcher er dafür zu ſorgen Hat, daß ber Rechtäftreit in der zmed- 
gemäßen und gejeglichen Orbnung betrieben, und alles, was zu Verwirrungen, Ber 
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sögerungen und unnöthigen Weitläufigleiten Beranlaffung geben könnte, vermieden 
werde". Die P. kann nah Grolmann fi bald negativ äußern, wenn fie 
der Form oder dem Inhalt nach fehlerhaften oder unzuläffigen oder verzögerlichen 
Handlungen entgegentritt, 3. B. den Antrag auf Berfäumnißurtheil zurückweiſt oder 
vertagt oder verjpätete Dejenfionen bes Beklagten ober verjpätete Beweismittel und 
Beweißeinreden auf Antrag zurüdweift, bald pofitid, wenn fie, im Anfchluß an 
die GEigenthümlichleiten der bezüglichen Prozedurart, den Fortfchritt der Verhand- 
lungen jürbert, 3. B. einen Beweisbeſchluß erläßt, Termin zur Fortjegung der münd- 
lichen Verhandlung anſetzt, oder bei Aufhebung eines durch Berufung oder Revifion 
angeiochtenen Urtheils bie Sache zu weiterer Verhandlung und Entjcheidung an bie 
frühere Inftanz verweift. Grolmann hat den Ausdrud P. von J. H. Böhmer 
entlehnt, welcher die interlocutiones merse ald Defrete beftimmte, „quae ad direc- 
tionem processus pertinere videbantur“, und fie als ſolche den interlocutiones 
mixtse und dem Endurtheil entgegenſetzte. In Folge deſſen beichräntte Grol- 
mann auch die P. auf ben Lauf der Verhandlungen im Unterjchiede vom End⸗ 
urtheil, und? Gönner und Spätere erweiterten biefe Beichränfung zu einem 
Gegenjag zwiſchen B. und bezifiver richterlicher Thätigleit überhaupt (vgl. d. Art. 
Entfheidungen). Dieſer Gegenſatz wie jene Beichränkung find jedoch verwerflich, 
da das Enburtheil, .dem im Gemeinen Recht die executoriales eingefügt, nach der 
Deutichen CPO. die Bollftrertungsflaufel angehängt werden foll, nur die Brüde zur 
Gretution bildet, bei welcher auch bie Arbeitatheilung zwiſchen Gerichtevollzieher 
und Gericht nur nebenfächliche Bedeutung hat, wie v. Bar (a. a. DO. ©. 1) hervor⸗ 
hebt. Ihren natürlichen und einzigen Gegenjat bat die P. vielmehr ala Ihätigkeit 
des Richters an der Thätigleit anderer im Prozeß handelnden Perſonen, fomit vor 
allen der Parteien, deren Nechtöverjolgung von Anfang bis Ende bes Prozeſſes zu 
ihr in fortwährender Beziehung fteht. Die Stellung des Richters als Organ der 
Staatsgewalt duldet feine Unterwerfung unter die Willlür der privaten Parteien, 
und eine leitende Thätigkeit Tann begrifflich Teine von fremdem Willen abhängige 
fein; wiederum aber find die Anfprüche und Rechte, welche die Parteien im Prozeß 
verfolgen, ihre Privatrechte, über welche ihnen die Dispofition zufteht: fo fragt fich, 
wie die Grenze zwiſchen P. und Parteiendispofition zu beitimmen iſt? Grolmann 
bezeichnete fie in der Weiſe, Daß der Richter in der negativen P. felbftändig, in der 
pofitiven dagegen an die Anträge der Parteien gebunden fei, und Gönner, deſſen 
Anterſcheidung zwiſchen reflektirender und fonftiger richterlicher Thätigkeit freilich der 
Grolmann’fchen nicht ganz entfpricht, erklärt die erftere fir jelbftändig, die letztere 
aber von feiner befannten Verhandlungsmazrime für abhängig: der Richter 
fei, foweit ihn nicht ausbrüdliches Geſetz ober die Natur der Sache zu felbftändiger 
offizieller Tätigkeit berechtigten, an bie Anträge der Parteien dergeftalt gebunden, 
daß er, wann und foweit die Partei einen Antrag nicht geftellt, zu handeln nicht befugt 
fei und die Partei für verzichtend anzufehen habe. örhellt aus diefer überall ein- 
greiienden Verzichtöpräfumtion, zu wie gefährlichen Konſequenzen die Theorie Grol«- 
mann’% und Gönner's Hinführt, fo ift der Grund für dieſelbe einzig der, daß 
im Civilprozeß den Parteien die Dispofition über die von ihnen verfolgten Rechte 
zuſtehe, denfelben daher auch die Dißpofition über die progefjualen Wege und Mittel, 
fie zu verfolgen, geftattet fein müfle. Diefe Folgerung ift jedoch eine verfehlte. 
Denn, mögen bie im Prozeß verfolgten Rechte immerhin Privatrechte der Parteien 
fein, es ift die Staatshülfe, die zu deren Realifirung beanfprucht wird, und ſonach 
iſt es auch Recht bes Staates zu beitimmen, unter welchen Boraußfegungen und 
Modalitäten er diefelbe gewähren will. Die Dispofition ber Parteien über ihre 
im Prozeß verfolgten Rechte involvirt daher feine Dispofition über die Rechte des 
Staates und feiner Organe, der Gerichte, vielmehr fteht den letzteren prinzipiell bie 
ſelbſtändige Handhabung der Prozeßordnung zu und fie haben fi) von der Dispofition 
der Parteien nur infoweit leiten zu Laffen, al der Staat umb feine Prozeßordnung 
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dies ausdrüdlich vorfchreiben oder ihre BVorfchriften lediglich das Parteiinterefie 
ſchützen follen, wie benn der Staat, abgefehen von Ehe- und Entmünbdigungsjachen, 
kein Intereſſe daran Hat, ob eine Partei der anderen Geftändniffe machen, ihre 
Privaturfunden anerkennen, ihr oder einem Zeugen den Eid erlafien will, während 
3. B. gegen Zulafjung Meineidiger zum deferirten Eide auf Seiten des Schwörenden 
die Gefahr neuen Meineides, auf Seiten bes Gegners die Möglichkeit ber Benutzung 
der Delation, um den Delaten zum Meineid zu verleiten und in Strafe zu bringen, 
alfo fittliche Gründe von allgemeiner Bedeutung fprechen. Handelt es fich hier demnach 
um die Vorſchriften des Gem. Rechts und ber Deutichen EPO., fo ergiebt fich für 
erſteres, was die negative P. zunächſt anlangt, die Richtigkeit der von Grolmann 
aufgeftellten Regel, daß der Richter bezüglich diefer Thätigleit an den Antrag ber 
Barteien nicht gebunden ift, ſchon aus dem Grunde, daß der Richter nicht nur 
Richtigkeiten, Chikanen und Berfchleppungen entgegenzutreten, fondern ben Parteien auch 
die Nechtöverfolgung nur imfoweit zu geftatten hat, als fich ihre Handlungen inner 
halb der durch Geſetz und Sachlage gezogenen Grenzen bewegen, aljo fehlerhaite 
Handlungen zurüdzumeifen oder berichtigen zu laſſen hat. Die Deutihe CPO. 
welche nach ausdrücklicher Erklärung der Motive auf dem Boden der VBerhandlungs- 
marime fteht, was jedoch insbeſondere Hinfichtlich der Regel: quod non est in actis, 
non est in mundo nicht ganz zutrifft, hat fich zur negativen P. verſchieden geftelit. 
Abweifung von Amtawegen ift geftattet wegen Unzuläffigteit des Rechtsweges, wegen 
fachlicher oder örtlicher Unzuftändigleit aber nur, wenn die Sache vor einen aus⸗ 
ſchließlichen Gerichteftand gehört oder die Klage bei der Kammer für Handelsfachen 
oder bei einem Gerichte höherer Inftanz angebracht wurde oder die Sache keine ver- 
mögengrechtliche ift, während in anderen Fällen, wenn die Sache vermögensrechtlicher 
Art ift, im Verfahren unter Anweſenden, weil bier außdrüdliche Vereinbarung oder ftill- 
ſchweigende durch Einlaffung möglich ift, Antrag oder Einrede zur Abweiſung er- 
fordert werden, im Berfäumnißverjahren dagegen nad) der auch vom Reichögericht an⸗ 
genommenen richtigen Anficht wieder Prüfung und Abweifung von Amtswegen ein= 
treten. Die Berichtigung von Mängeln der Legitimation kann im anwaltsfreien 
Prozeß von Amtswegen veranlaßt werden, im Anwaltsprogeß die des Mangels ber 
Vollmacht nur auf Antrag. Für Klage, für Berufunge-, Reviſions⸗, Einſpruchs- 
fäße find nothwendige Erforberniffe aufgeftellt; Mangel derſelben in ber Klage führt 
in den fehriftlichen Progedurarten zu fofortiger amtlicher Ahweifung, in den münb- 
lichen berechtigt er zwar zur Abweifung des Antrages auf Berfäumnifurtheil, aber 
nicht zur Weigerung von Terminsanjegung und Verhandlung und jelbft im Urkunds- 
progeß nicht zur Verſagung der Verurtheilung auf Anerfenntniß, wie er auch in der 
mündlichen Verhandlung verbeffert werben Tann, eine Verbefferung, welche aber 
wiederum fir die nothwendigen Beftandtheile der Einfpruche-, Berufung: und 
Revifionsfäße nicht gilt. Verſpätete Vertheidigungsmittel, Zeugenbeweife und Editions- 
gefuche gegen dritte Perſonen können nur auf Antrag zurückgewieſen werden, anberer- 
ſeits aber hat man aus dem Grundſatze freier Betveiswärbigung, der fich jeboch nur 
auf das Ergebniß aufgenommener Beweife, nicht auf die Frage der Erforderlichkeit 
derjelben bezieht, für ben Richter das Recht ableiten wollen, bei Auflage der Notheibe 
fruſtratoriſch angebotene Beweife von Amtswegen beifeitezufeßen, welche amtliche 
Beifeitefegung dagegen bei Werthbeftimmung des Streitobjeft und bei Schadensklagen 
gejtattet ift. — Bezüglich der pofitiven P. ferner erleidet zunächit die Regel: 
non procedat judex ex officio im Gem. Recht ſchon für die ordentliche Prozedur, 
geſchweige denn fir die unter dem Geſetze freiefter P. ftehende unbeftimmt jummarijche 
Prozedur und den Konkursprozeß, durch die Pflicht des Nichterd für Beobachtung 
ber substantialia judieii, daher namentlich auch für Regulirung der Legitimationen 
mit Einſchluß von Kuratoren- und Anmwaltsbeftellung zu jorgen, ferner durch An— 
ordnung von Verbindung, Trennung, Reihenfolge und Siftirung der Prozefie, jowie 
Abzweigung don Inzidentverhandlungen, durch den Grunbjah des wmechfeljeitigen 
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Gehörd und der mit ihm zufammenhängenden Abgebung und Bekanntmachung von 
Ladungs- und Kommunikativdekreten, durch Erlaß von Endurtheil oder Beweis- 
interlofut jammt Normirung, Anordnung und Leitung ber Beweiß- bzw. Gegen⸗ 
beweistährung, durch Ladung oder Anordnung von Zwangsmitteln gegen Zeugen, 
Bereidigung und Vernehmung von Zeugen nad) ober ohne vorgängige Abgabe eines 
Produftiongerfenntniffes u. dgl. m., fo viele Ausnahmen, daß bereit? Bayer die 
Geltung der Gönner’fchen Regel für den ordentlichen Prozeß verworfen hat. Es 
iſt vielmehr im Gem. Recht wejentlich von der offiziellen P. auszugehen, und im 
Anſchluß an Mevius und I. H. Böhmer und im Anhalt daran, daß im Ger 
meinen Prozeß urfprünglich nur für die lage ein Antrag erforderlich war, daß jpäter 
das Intereffe an möglichit eigener Wahrnehmung der Rechte die Anwälte den Antrag 
an jedes Rechtsverjolgungamittel Hat anhängen laſſen, Geſetz ober Eonftanter Ges 
brauch ober communis opinio doctorum aber bie Nothwendigkeit nur für wenige von 
ihnen beftätigt haben, ein Antrag nur zu fordern: für die Geltendmachung materieller 
Anfprüche, alſo für die Klage und die Judikatsklage oder dad Exekutionsgefuch, 
für Koften-, Armenrechts⸗, Arreft- und Kautionsanſprüche mit Ausnahme der au 
von Amtswegen zu erfordernden Kaution für Arreftanlagen, ſodann für Editions⸗ 
Intervention und Reafjumtionsanfprüche, für die den Klagen gleichbehandelten 
Rechtsmittel und Provofationen, ferner für Dilationen und Prorogationen, für 
peremtorifche Auflagen und für Erkennung peremtoriſch vom Richter angebrohter 
Ungehorfamänachtheile, während andere Ungehorjamsnachtheile ipso jure eintreten. 
Vergleicht man damit die Beftimmungen der CPO., jo ift zuvörderſt hervorzuheben, 
daß fie eine prinzipielle Regelung, wann auf Antrag und wann von Amtöwegen 
zu handeln fei, nicht getroffen, jondern die Frage nur im Einzelnen, aber wiederum, 
wie 3. B. die Vorjchriften der 89 74, 266, 269 ergeben, nicht überall entſchieden 
bat, jo daß die Frage entfteht und von Jedem nach feinem Sinne beantwortet 
werben wird, ob der Richter jojort von Amtswegen die Verlefung der Anträge aus 
den Schriftſätzen verorbnen, eine Glaubhaftmachung ohne jofort aufnehmbare Be— 
weismittel als unftatthaft ohne Antrag verwerfen, auf eine Klageichrift im Anwalts- 
prozeß, welche nicht von einem zugelaffenen Anwalt abgefaßt ift, den Termin an— 
jegen und den Antrag auß berfelben im Termin verlefen Lafien darf. Hiernach die 
Beſtimmungen im Ganzen angejehen, läßt ſich allerdings nicht leugnen, daß das 
Gebiet des Antrags umd der Parteiinitiative Erweiterungen erfahren hat. Ein Theil 
derjelben hängt jedoch mit Neuerungen zufammen, welche die CPO. getroffen: fo das 
Erforderniß der Eimrede bei Mängeln ber Vollmacht im Anwaltsprozeß und die 
Zulafjung der Partei zum Worte neben ihrem Anwalt, ſodann bie in Konjequenz des 
Selöfthetriebes der Parteien eingeführten Parteiladungen und Parteizuftellungen (vgl. 
bie Art. Sadung und Zuftellung) fammt den Anträgen auf Beicheinigung der 
Rechtskraft und auf Ertheilung vollſtreckbarer Augfertigungen, den Klagen auf Boll- 
ſtreckungsklauſel ober auf Vollftredungsurtheil, den Einwendungen gegen die Boll. 
ſtreckungsklauſel und den Klagen aus folchen Einwendungen, ferner die Klagen aus 
Einwendungen gegen den Anſpruch, die Klagen auf Vorzugsbefriedigung, ferner die 
Feſtſtellungs⸗ und Inzidentjeſtſtellungsklagen, bie Anträge auf Verweiſung vor das 
zuftändige Gericht, der Wideripruch gegen erflärte Nebenintervention u. dgl. m. Als 
gängliche ober theilweiſe Ahänderungen der oben bargelegten gemeintechtlichen Verhältniffe 
ftellen fich dagegen bar: die Anträge auf außerordentliche Progeburarten, die Anträge 
auf Verhandlung der Hauptjache nach Verwerfung der ſog. prozeßhinbernden Einreden 
und auf Verhandlung über den Betrag des Anſpruchs nach anerfennender Entfcheidung 
über feinen Grund, der aus eigener Initiative von der Partei zu erhebende Wider» 
ſpruch gegen angelegte Arrefte, die Nothwendigkeit der Anfechtung von nicht bes 
glaubigten Vollmachten, der Wegiall ber Anträge auf peremtoriiche Auflagen, wenn⸗ 
gleich fie in dem Gefuchen um Zahlungsbeiehle und Aufgebote noch implicite ent« 
halten find, der Wegjall der Präklufion für Verſaumniß der Anmelbefrift im Konkurfe 
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und bei Aufgeboten und der Widerſpruchsfriſt bei Zahlungsbefehlen, das Eintreten 
der Verſäumnißfolgen kraft Gefeßes, mit Ausnahme aber der Anträge auf bieje 
Folgen bei Nichtleiftung beantragter Kautionen, bei Schweigen zum Reafjumtiong- 
antrage, bei Ausbleiben im Schwurtermin und in ber mündlichen Verhandlung aller 
Inftanzen. Zu den hierin gelegenen Beſchränkungen des Umfangs der offiziellen P. 
tommen jedoch noch diejenigen Hinzu, welche auß der Vereinbarung der Parteien 
folgen, die, abgejehen von Ehe- und Entmündigungsfachen, bald ala ausdrückliche, 
bald ala ftillichweigende von der CPO. zugelaffen ift: für das Beruhenlaffen bes 
Prozeſſes, abgefehen vom Lauf der Nothfriften, für die Aufhebung von Terminen, 
für Verlängerung und Verkürzung der Friften mit Ausnahme der Nothfriften, für 
fachliche oder örtliche Zuftändigkeit des Gericht? im oben angegebenen Umfange und 
fofern nicht die Erhebung einer vor die Civilkammer gehörigen Widerklage bie 
übereinftimmend beantragte Berweifung vor die Kammer für Handelsſachen aus- 
fließt, ferner für Erjcheinen der Parteien vor Amtögerichten an orbentlichen Gerichts: 
tagen zum Anbringen und Verhandeln ihrer Sachen ohne Ladung und Termins- 
beftimmung und für fofortigen Uebergang von vergeblich gepflogenem Güteverſuch zu 
gleichem Anbringen und Berhandeln vor dem Amtsgerichte, ſodann für die Aenderung 
der Klage, für die Zurüdnahme der Klage, ber Berufung, der Revifion nach erfolgter 
Einlaffung des Belfagten auf die Hauptfache bzw. auf die Berufungd- oder Revifions- 
lage, für Fallenlaffen von Zeugen, nachdem fie erichienen find, für Zurädnahme von 
Urkunden nach erfolgter Borlegung, für die Auswahl von Sachverftändigen vor- 
behältlich gerichtlicher Beſchränkung ihrer Zahl, für den Erlaß des Zeugen- und 
Sacdhjverftändigeneides, für Eidesdelation an Meineidige, für Inhalt und Norm endlich 
bes Eibes, fofern berfelbe nur auf Thatfachen geftellt if. Eine weitere Beſchränkung 
erleidet das Offigialprinzip durch den Verzicht, wie er, abgefehen vom Verzicht auf 
den Anſpruch, und theilweife unter Ausfchluß von Ehe- und Entmündigungsfachen, 
von der CPO. geitattet wird: bezüglich der Prozeßart, der Thatjachen, der Beweis- 
und Gegenbeweismittel, der Einreden, joweit nicht von Amtäwegen zu berüdfichtigende 
Bunkte (j. d. Art. Einlafjung) in Betracht kommen, in Abficht ferner auf Be— 
ftreitung von Thatfachen und Beweismitteln, auf Berfäumnißanträge, Exekutions- 
anträge, Rechtsmittel, Einipruch und Anfechtungsflagen ; insbejondere joll ein Ber- 
zicht auch in Unterlaffung rechtzeitiger Rüge der Verlegung von BVorfchriften und 
Formen de8 Verfahrens gefunden werden, durch welche Beitimmung in höherer 
Inftanz die Remedur von Amtewegen gegen die meiften der in ben früheren In— 
ftanzen vorgefallenen Nichtigfeiten ausgeſchloſſen iſt. Was hiernach, alfo nach Abzug 
von Antrag und Parteiinitiative, von Vereinbarung und Verzicht der Parteien, 
erübrigt, das fällt als Gebiet der amtlichen Initiative anheim, und zwar in der 
Weife, daß foweit e8 an dem erforderlichen Antrage oder der nöthigen Partei 
initiative mangelt, mit Gönner Verzicht anzunehmen ift, während wo bie Rechte 
der Vereinbarung und des DVerzichts nicht geübt find, die richterliche Initiative an 
fich nicht behindert ift, wenn fie nicht durch die Nothwendigkeit der Parteiinitiative 
und des Antrags überdies beſchränkt fein follte. Die Einzelbeftimmungen der CPO. 
und der KO. angefehen, gehört zum Gebiete der offiziellen B.: die Anberaumung, 
Verlegung und Vertagung von Terminen und die Anjegung der Friften mit Aus« 
nahme von Nothfriften und der nach Anfang und Dauer beitimmten gejeßlichen 
Friſten, die Verkündung der Urtheile und der auf Grund mündlicher Verhandlung 
ergebenden Beichlüffe und Verfügungen, die Zuftellung der nicht verfündeten Be- 
ſchlüſſe und Verfügungen und der Ehetrennungsurtheile, die Beftellung von Ber 
tretern für unbelannte Probaten bei Sicherung des Beweiſes und für Lehrlinge, 
Arbeiter, Dienftboten ıc. bei Klagen im Gerichtöftande des Aufenthalts, die An⸗ 
ordnung ber Beſtellung von Zuftellungsbevollmächtigten für Gerichtsauswärtige, die 
Beltellung von Rechtsanwälten für Arme und für Entmündigungsbeflagte behufs 
Anfechtung der Entmündigung und verfagter Wieberaufhebung, einftweilige Zulaffung 
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nicht progekfähiger oder der Ermächtigung ermangelnder Vertreter, Entjcheibung über 
Kautionzleiftung nicht mit Vollmacht verfehener Vertreter, Zurüdweifung von Winkel» 
advokaten, Dispenjation von Gerichtöperjonen wegen Ausjchließung Traft Geſetzes 
oder Bejangenheit; die etwaige Anordnung mündlicher Verhandlung bzw. Anhörung 
der Betheiligten oder des Schuldner? oder Gegners bei Ablehnung oder Dispenfation 
von Gerichtäperfonen oder Sachverftändigen ꝛc. bei Bebürdung von Gerichts- 
ſchreibern 2c. mit Prozekloften, bei Feſtſetzung der Prozeßkoſten und Armenrecht, bei 
Anlegung von Arreften und Proviforien, bei Beſchwerden ꝛc.; jodann die Eröffnung, 
Schließung, Wiedereröffnung der Verhandlung in den Terminen, die Gewährung und 
Entziehung des Wortes, Zulaffung des Deutfchen nicht mächtiger Parteien zum Wort 
im Anwaltsprozeb, Zulaffung tauber Parteien zum Vortrag, Zuziehung von Dolmetfchern 
zur Verftändigung mit tauben, ftummen und des Deutfchen nicht mächtigen Per- 
fonen, Unterfagung weiteren Vortrags wegen Unfähigfeit außer bei Rechtsanwälten, 
die Einhaltung der Deffentlichleit und deren Ausfchließung bei Gefahr für öffentliche 
Ruhe und Sittlichfeit und bei Vernefmung Entmündigter im landgerichtlichen Ver⸗ 
fahren, die Anordnung der Verbindung, Trennung, Reihenfolge und Siftirung ber 
Prozefle, der abgejonderten Verhandlung in Rechnungs» und ähnlichen Sachen und über 
einzelne Angriffs⸗ und Bertheidigungsmittel, insbeſondere über progeßhinbernde Ein— 
reden, Wiebereinfegung und Wiederaufnahme; Anorbnung der Berlefung der An- 
träge im Anmwaltsprogeß ; Einjegung von Kommifjarien und Requifition von Gerichten 
für Vernehmungen, für Beweisaufnagmen und in Rechnungs- und ähnlichen Sachen; 
Beweisaufnahme und Anordnung folder durch Beweisbeſchluß; Labung, Beſtrafung, 
Berwarnung, Bereibigung und Vernehmung von Zeugen und Sachverjtändigen 
u. dgl. m. — Wenn hiernach, foweit nicht Neuordnungen vorliegen, gegenüber den 
dargelegten Grundjäßen bes Gem. Rechts ſich in der That eine theilweiſe Erweiterung 
des Dispoſitions⸗ und Antragaprinzips bezüglich der P. ergiebt, fo erhellt, daß auch 
die Regel: non eat ultra petita partium, welche im Gem. Recht für Sachgejuche 
ausnahmslos, für Prozepgefuche dagegen nach den Regeln: jura novit curia und 
index de jure semper supplere potest nicht gilt, in der Deutfchen EPO., die 
jedoch für die Erftattung der Prozeßkoſten feinen Antrag fordert, gleichfalls eine Er- 
weiterung erfahren haben muß. Denn wo bie Entjcheidung an den Antrag gebunden 
ift, würde jebe über den Antrag hinausgehende Entjcheidung zu einer nicht bean— 
tragten werden. Ein Antrag auf Verkurzung der Einlaffungsfrift bis auf drei Tage 
berechtigt darum nicht zur Verkürzung bis auf einen Tag, und Berufunge- und 
Revifionsanträge, wenn fie Aufhebung des Verfahrens, aber nicht bis zum ver- 
Legenden Alte zurück beantragen, werden nicht ex officio ergänzt werben dürfen, 
fondern wo fie verfehlt find und fein Interefje haben, zurückgewieſen werden müffen, 
wogegen bei Beichwerbe und Wiederaufnahme nicht die Anträge, fondern die Be 
fchwerbegründe maßgebend find. — Endlich das Vorbringen der Parteien anlangend, 
fo Liegt & in der Natur der Sache, daß die Parteien Thatfachen und Beweiſe, auf 
welche fie ihre Rechtsverfolgung gründen, dem Richter, der ihre Verhältniſſe nicht 
kennt, an bie Hand zu geben Haben. Aber die Frage ift die, ob der Richter ſich 
lediglid an das von den Parteien Vorgebrachte zu halten verpflichtet ift, ober ob 
er die Parteien auf Lüden, Fehlgriffe, Zweifelhaftes mittels des ſog. Fragerechts, 
welches Wach zutreffend ala Recht, mit der Partei überhaupt zu fprechen, erklärt, 
aufmerfjam machen und fie dadurch zu Aufflärungen, Berichtigungen und Ergänzungen 
veranlafjen barf und ob er wol gar zu jelbftändigen Ermittelungen und zu Berichtigungen 
und Ergänzungen nach eigenem Wiflen zu jchreiten befugt ift. Gönner hat fich für 
die erftere Alternative auf die Regel: quod non est in actis, non est in mundo be= 
rufen, welche jedoch dem Richter eine Paffivität aufndthigt, die ihn zu Gunften jelbft 
einer folchen Partei zu entjcheiven zwingt, welche offen erflärt, mit der Wahrheit 
und entfcheidenden beftimmten Beweismitteln zurüdhalten zu wollen. Wie weit 
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jene angebliche Regel für einen anerfannten Rechtögrundfaß oder vielleicht für ein Sprüd: 

wort zu halten fei, welches num eine verkehrte Richtung der P. kennzeichnen follte, mag 

dahin geftellt bleiben: aber mit Recht ift e& von Wetzell betont worden, daß fie, 

von ihrer Beziehung zur Schriftlichleit entfleidet, nicht? Anderes beſage, ala die älter, 

durch Gejeg und MWeberlieferung beftätigte Gloffatorenregel, daß der Richter non 

secundum conscientiam suam, sed secundum allegata et probata judicare debet. 

Berfolgt man dieſe Regel, deren Schwerpunft in der Negation: non secundum 

conscientiam suam liegt, genauer, jo haben die Prozeffualiften jeit ältefter Zeit dem 

Richter niemals geftattet, de facto sibi ut privato noto zu ergänzen, und wenn 

A. Heusler in feinem fonft wohl berechtigten Gegenjag zur Berhandlungsmarime 

dem Richter die Benutzung feiner Privatlenntniß zugeltehen will, jo überfieht er, daß 

Ricterpflicht der Zeugenpflicht nachfteht und Entſcheidung des Richters nach feinem 

privaten Wiſſen feiner willkürlichen Entſcheidung die Thore öffnen würde. Immer 
Dagegen hat der Richter de facto sibi ut judici noto et de jure supplere bürien. 

und tie er in letzterer Beziehung das vorgebrachte Material unter andere Aktionen, 

Einreden und Rechtefategorien, ala die von der Partei gewählten, zu bringen jtets 
berechtigt erachtet worden ift, jo hat man ihn in erfterer im Gem. Recht auch bi 
heute für befugt angejehen, notoria zu ergänzen und fich des Augenfcheins und der 
Sachverftändigen felbftändig zu bedienen, wie auch das Fragerecht ftetß für zuläſſig 
gegolten Hat, wenngleich die Schriftlichfeit des Verfahrens feine Uebung zurüd- 
gedrängt. Das supplere de facto sibi ut judiei noto greift aber offenbar noch 
weiter aus, und der Richter wird ſelbſt ſolche Thatjachen und Beweismittel benupen 
dürfen, auf deren Exiſtenz ihn bie Verhältniffe der Sache oder Alten, Urkunden, 

Zeugen und nicht die Parteien Hingewiefen haben. Auch die Deutſche CPO. hat 
fi nicht mit der bloßen Paffivitdt des Richters begnügt. Sie legt ihm das Frage: 
echt gegen bie Parteien bei zur Erläuterung unflarer Anträge, zur Ergänzung un: 

genügender thatfächlicher und Beweismittelangaben und zur Herbeifährung aller für 
die Feftftellung des Sachverhältnifjes erheblichen Erllärungen und verpflichtet ihn 

im Amtsgerichtöverfahten ſogar, auf Stellung jachbienlicher Anträge, vollftändige 
Angabe aller erheblichen Thatjachen und vollftändige Erklärung über fie hinzuwirken 
(f. d. Art. Amtsgerichtliches Verfahren). Um dieſem fyragerecht, welche 
im mündlichen Verfahren zu freier Entwidelung gelangen kann und von welchen 

die Motive unter Anderem mit Recht die Befeitigung der Abweiſung angebradhter: 
maßen für viele Fälle erwarten, Nachdrud zu verleihen, darf auch das perfönlice 
Erſcheinen der Parteien zur Aufklärung der Sache verordnet werden, in Eheſachen 
eventuell unter Anwendung der Strafen und Zwangsmittel gegen Zeugen mit Aus: 

nahme der Haft, gegen den Konkursſchuldner auch unter Zulaffung diejer, in anderen 
Sachen unter naturgemäßer Berückſichtigung der Weigerung bei freier Beweis 

würdigung, Auflage der Notheide und Koftenentfcheibung. Im Beweispunkte fodanı 
darf das Gericht alle bei ihm offentundigen Thatjachen ergänzen, die Vorlage der von 
einer Partei angezogenen, in ihrem Beſitze befindlichen Urkunden jeder Art, aljo auch 
der Rechnungabücher, die Vorlage im Befike der Partei befindlicher, auf Verhandlung 
und Entjcheidung der Sache bezüglicher Alten, die Einnahme eines Augenfcheins, 
der allerdings wol an den in Händen der Parteien befindlichen oder öffentlich zu: 
gänglichen Gegenftänden von urkundlicher Bedeutung einjchliehlich des Prozeßobjekte 
fowie nach dem Deutichen HGB. der Vorlage des Maklerjournals feine natürlichen 
Grenzen hat, und Begutachtung durch Sachverftändige von Amtswegen anordnen, 
auch Zeugen zur Angabe des Zufammenhanges, in welchem die von ihnen zu be 

kundenden Thatfachen ftehen, und des Grunbes ihres Willens veranlafien. In Ente 
mündigungs⸗ und, ſoweit es für Erhaltung der Ehe in Betracht kommt, auch in 
Eheſachen, ſowie im Konkursverfahren fteht dem Gerichte das Recht freier Ermittelung 
au, bzw. vorbehältlich des Gehört ber, Parteien ober des Bellagten allein. 
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fen find diejenigen beſonderen Nachtheile, welche einer Progeh- 
partei auferlegt werben, weil fie ſich Streitmuthwillen zu Schulden kommen läßt. 

Die im Röm. Rechte am häufigiten erwähnte P. (über die P. des vor- 
juſtinianiſchen Recht? vgl. Gaius IV. 171—182; Puchta, Kurfus, I. 8 157; 
über die des Yuftinianifchen Rechts ſ. Inst. 4, 16) des Duplum in Folge ver⸗ 
geblichen Leugnens gegenüber gewiffen Klagen wird ſchon gemeinrechtlich als un⸗ 
a erachtet (f. Wetzell, Syftem bes Eiv.Prz., 3. Aufl. $ 80 ©. 810). 

Die CPO. für das Deutjche Reich kennt P. im eigentlichen Sinne nicht, wenn 
man nicht die Vorſchriften der 88 SL 252, 256 hierher rechnen will, wonach die 
Verzögerung des Vorbringens don Angriffee, Beweiß= und Verteidigungsmitteln 
die Ueberbürdung der Prozeßkoften trog Obfiegens in ber Sache jelbft zur Folge 
haben und die Geltendmachung von Bertheidigumgsmitteln außgeichloffen werben 
Tann, welche nachträglich vorgebracht werden, deren Zulafjung den Prozeß verzögert 
und von denen das Gericht überzeugt ift, daß fie in der Mbficht der Progeh- 
verjchleppung oder aus grober Nachläffigkeit nicht früher vorgebracjt wurden. Ins⸗ 
bejondere find die den neueren Prozeßgefegen bekannten jog. Frivolitätsſtrafen wegen 
muthiwilliger Erhebung des Rechtsmittels an den höchiten Gerichtshof im Deutichen 
Eivil- und StrafPrz. in Wegfall gelommen. 

Auch können wicht als Progepftrafjegungen in dem oben befinirten Sinne die 
Beitimmungen der CPO. angejehen werden, wonach die Partei, welche einen Termin 
oder eine Frift verſaumt, die Verlegung eine Termine, die DVertagung einer Ber- 
handlung, die Anberaumung eines Termine zur Fortſetzung der Verhandlung, die 
Verlängerung einer Haft durch ihr Berfchulden veranlaßt, eines Angriffe oder Ver⸗ 
theibigungsmittele ohne Erfolg fich bedient, bie Hierdurch veranlakten Koſten zu 
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tragen Hat oder ber Progekbevollmächtigte, Gerichtsvollzieher, Gerichtsfchreiber zc. in 
die durch feine lata culpa verurjachten Koften verurtheilt werden kann. Denn es 
fehlt in beiden Fällen an dem Prozeßmuthwillen einer Partei. 

Dagegen jtellt das Gerichtöfoftengejek für das Deutſche Reich vom 18. Juni 
1878 neue Prozeßſtrafandrohungen auf. Indem e8 nämlich in $ 47 eine Anzahl 
von Progeßhandlungen von der Gebührenpflicht erimirt, beftimmt es zugleich in Abi. 2, 
daß die sub Ziff. 2, 4, 5, 6, 7, 10 bes $ 47 Abſ. 1 aufgeführten Progeßhandlungen 
mit einer Gebühr belegt werben können, wenn das bezügliche Verfahren nach freiem 
Ermeſſen des Gerichtes muthwillig veranlaßt if. 

Außerdem find unter die P. auch jet noch gewiſſe Nachtheile, welche das 
Civilrecht Hinfichtlich der Beweislaſt an das unberechtigte Leugnen des Klage 
grundes anknüpft, zu rechnen. Dahin gehören nach Gem. Rechte folgende Fälle: 

1) Wenn ber mit ber rei vindicatio belangte, den Befig Ieugnende Beklagte 
bes Beſitzes überführt wird, Tann ber Kläger Webertragung des Beſitzes verlangen 
und die Rolle des Beklagten übernehmen (j. Arndts, Pandelten, $ 166). 

2) Der mit ber rei vindicatio belangte Beflagte, welcher das vom Kläger be: 
bauptete Eigenthum de Autor? leugnet und den Kläger zum Beweife zwingt, iſt 
mit ber Einrede, daß ihm ein von bem gleichen Autor abgeleitetes jus in re zu: 
ftehe, ausgeſchloſſen (Windſcheid, Pandelten, $ 197 Note 1). 

3) Den mit condietio indebiti belangten Bellagten, der die Zahlung leugnet, 
trifft, nachdem fie bewiefen ift, die Beweislaſt des indebitum (1. 25 pr. D. 22, 3). 

4) Der Bürge, ber die Bürgfchaft Teugnet, derfelben aber überführt wird, ver- 
liert daß beneficium excussionis, der socius, welcher die Sozietät leugnet, das bene- 
fieium competentiae, ber mit actio de pauperie belangte Eigenthümer des Schaden 
ſtiftenden Thieres das Recht der noxae datio, wenn er das Eigenthum an dem 
Thiere in Abrede geftellt Bat (l. 10 $1D. 46,1; 1.6788D. 17, 2;,1.2 
81D.42,1;1.1$15D. 9,1; Wegell, Spitem des Civ.Prz., 3. Aufl. ©. 311. 

Hellmann. 


Prozeßvollmacht bedeutet ein doppeltes: einmal die Machtbefugniß zur 
Durchführung des Progeffes Namens einer Partei, ſodann die jene Machtbefugnit 
übertragende Urkunde. Derjenige, welchen eine Partei mit folder Machtbefugnik 
ausftattet, ift der Prozeßbevollmächtigte. Die Aufftellung eines Progekbevollmächtigten 
ift nach den Beitimmungen der Deutjchen CPO. theils nothwendig, theils freiwillig. 
Nothwendig ift diejelbe im Verfahren vor den Landgerichten und allen Gerichten 
höherer Inſtanz, mit anderen Worten im Anwaltsprogek (ſ. d. Art. Anwalts 
prozeß). Im Verfahren vor den Amtägerichten oder einem beauftragten oder 
erfuchten Richter und wo das Geſetz die Vornahme einer Prozeßhandlung zum 
Protokoll des Gerichtsichreibers geftattet, hängt es von dem Willen der Partei ab, 
ob fie perjönlich handeln oder fich durch einen Bevollmächtigten vertreten Laffen will. 
Bevollmächtigter Tann nur eine prozeßfähige Perſon fein. 

Der Umfang der Vollmacht für den Prozeß umfaßt alle den Rechtsſtreit be 
treffenden Prozeßhandlungen, einſchließlich derjenigen, welche durch eine Widerklage, 
Wiederaufnahme des Verfahrens und die Zwangsvollſtreckung veranlaßt werden, die 
Beltellung eines Vertreters für die Inftanz und eines Bevollmächtigten für die 
höhere Inſtanz, die Befeitigung bes Rechtaftreites durch Vergleich, Verzicht, An 
erfennung, die Empfangnahme der Prozeßkoſten (CPO. 68 74—77). 

Dagegen Liegt die Beiugniß zur Empfangnahme des Streitobjefts nicht ſchon 
in der allgemeinen P. 

Die Bollmacht für den Hauptprogeß umfaßt von Rechtswegen die Vollmacht 
für eine etwaige Hauptintervention und das einen Arreft oder eine einftweilige Ber: 
fügung betreffende Verfahren. 
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Der gejepliche Umfang der P. Tann mit Wirkung gegen Dritte, in&befondere 
den Progeßgegner nicht eingefchränft werben, außer Hinfichtlich der Befugniß zum 
Tergleih, zum Verzicht und zur Anerkennung. Bei einer Mehrheit von Bevoll⸗ 
mädhtigten hat jeder Einzelne das volle Vertretungsrecht; eine entgegengejeßte Be— 
fimmung ift wirkungslos. Die Handlungen des Bevollmächtigten gelten ala Hand- 
Iungen der Partei; doch kann bie miterjchienene Partei Geftändniffe und fonjtige 
thetjächliche Erflärungen des Bevollmächtigen ſofort widerrufen oder berichtigen. 
Die Behugniffe des Progekbevollmächtigten werden durch den Tod des Vollmacht- 
gebets, durch eine Veränderung feiner Prozeßfähigkeit oder feiner gefeßlichen Ver— 
tmtung nicht aufgehoben, vorbehaltlich der Beitimmungen über die Ausſetzung des 
Leriahtens (88 217 ff. der EBO.). Wenn ber Bevollmächtigte nach der Ausſetzung 
fir einen Rechtönachiolger auftritt, jo bedarf er der Vollmacht des Letzteren. Auch 
die Kündigung der Vollmacht hebt die Befugniffe des Bevollmächtigten gegenüber 
dem Prozeßgegner nicht vor deren Anzeige an den Lebteren und im Anwaltsprozeß 
nicht eher auf, als ein anderer Anwalt von feiner Beftellung ala Prozeßbevoll- 
mãchtigter dem Gegner Anzeige gemacht hat (EPO. 88 78—83); wo e8 eines Nach⸗ 
zeifes der Benollmächtigung bedarf, muß derſelbe durch Vorlage einer Vollmachts- 
afunde und Uebergabe derjelben zu den Gerichtsakten erfolgen. 

Der Prozeßgegner kann verlangen, daß die private Vollmachtsurkunde ge- 
achte oder notariell beglaubigte werde. - Als gemügende fchriftliche Vollmacht ift 
@ zu erachten, wenn bie anweſende Partei die Bevollmächtigung zum Sitzungs- 
viotofolle erflärt (Motive zu 88 74— 81 des Entw. der CPO.) Beim Be- 
glaubigungsakt bedarf es weder der Zuziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines 
Kotofofle. Oeffentliche Behörden oder Korporationen, welche für fi oder als 
Veneter des Staates ıc. einen Nechtäftreit zu führen haben, können die Bevoll- 
rachtigung * eigener Autorität öffentlich beurkunden (vgl. Komm.Protokolle 
2. 659, 660). 

Eines Rachweiſes der Vollmacht bebarf es unter folgenden Vorausſetzungen: 
a) So oft der Gegner den Mangel der Vollmacht rügt. b) Wo eine Vertretung 
durch Anwälte nicht geboten ift. Im zweiten Falle muß nämlich das Gericht 
den Mangel der Vollmacht von Amtswegen berüdfichtigen. h 

Zuitt in der mündlichen Verhandlung Jemand ohne Vollmacht für eine Partei 
aui. fo lann ihn das Gericht entweder gegen ober ohne Kaution zur Prozekführung 
einſweilen zulafien, darf jedoch das Endurtheil erſt erlaffen, nachdem eine für Bei- 
bringung der Genehmigung, d. h. einer jchriftlichen Vollmacht, zu beftimmende Friſt 
chgelanfen ift. Grfolgt die Genehmigung nicht, fo gilt die Partei ala nicht erichienen, 
muß aber bie bisherige Prozehführung gegen fich jedenfalls infoweit gelten Laffen, 
als fie mündliche Vollmacht ertheiit oder die Progekführung auch nur ſtillſchweigend 
genehmigt Hat. Hellmann. 


Prüfungsredht (rich ter lich es). Es kann vom Standpunkte einer juriftifchen 
etuchmgaweije feinem Bweifel unterliegen, daß alle rechtanmwendenden Behörden 
verbflihtet find, in jedem einzelnen Falle die Prüfung anzuftellen, ob eine anwenb- 
bare Kchtenoem vorhanden fei oder nicht; für die Subfumtion konkreter Verhältniffe 
unter abſtrakte Normen ift die Eriftenz ſolcher abjtrafter Normen die oberfte Boraus- 
“gung. Die von der jededmaligen Staatsform bedingte Weiſe der Geſetzgebung ift 
dabei ganz gleichgültig. Es gilt das ehenfo von Rechtsſätzen, die im Wege bes 
Sanoßnbeittrechts, als von jolchen, die im Wege der Geſetzgebung entftanden find. 
% if ferner gleichgültig, ob ſolche Nechtafäke dem Privatrecht oder dem Strafrecht, 
Sn Proyeh-, Stants- ober Kirchenrecht angehören. Die Prüfung hat fi auch keines⸗ 
Te: auf bie Rechtagültigleit ber Form zu beſchränken, ſondern ift in gleicher Weife 
a die Rechtögältigkeit des Inhalts zu erftreden, muß alfo auf die Form und den 
Rhelt der Ausführungsverordbiuungen, auf die Form und den Inhalt der proviforifchen 
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Verordnungen mit Geſetzeskraft, auf die Form und ben Inhalt der Geſetze, nament 
ob die Iegteren in beiden Beziehungen mit der Verfaſſung übereinftimmen oder nid 
gerichtet fein. Es giebt Hier eben gar keine ragen, die man tranjcendent nem 
tönnte, fondern fie find alle durchaus immanent, jo lange man fich in den-Gren 
einer rein juriſtiſchen Betrachtungsweiſe hält. 

Dieſe rein juriftifhe Betrachtungsweife ift aber überall dur Erwägungen 
politischer Natur beeinträchtigt, fo daß in der Wirklichkeit nirgend® die vollen Kon- 
ſequenzen jener Argumentation anerkannt find. 

Zunächſt find die Verwaltungsbehörben bei der ihnen in allen Ländern im 
weiten Umfange zuftehenden Rechtsanwendung (vgl. Th. I. ©. 891 ff.) in Bezug 
auf Poligeiftrafrecht, Verwaltungsrechtspflege im engeren Sinne auch Hinfichtlich der 
Prüfung der Rechtsgültigkeit ber darauf bezüglichen Normen an die Weifungen ge- 
bunden, die ihnen von den oberen Behörben ertheilt werben. 

Die Juftizbehörden find nun allerdings im modernen Rechtaftaat Feiner anderen 
Autorität ala ber des Geſetzes unterworien. Indeſſen ift doch die Theorie und 
Praris des Gemeinen Deutfchen Staatsrechts darüber einig, daß das richterliche P. 
fein ſchrankenloſes ſei. Daffelbe fol ganz abgejegen von der Form, mach ber 
Meinung der meiften Rechtslehrer, der auch die Wirklichkeit entipricht, fich auch au’ 
das materielle Gebiet erftreden, wird aber in dieſer Hinficht auf die Prüfung der 
formellen und materiellen Gejehmäßigfeit ber Verordnungen eingejchränkt, während 
dagegen eine Prüfung ber Verfaffungsmäßigfeit ber Geſetze höchſtens in jormeller, 
nicht auch in materieller Hinficht gefordert und gewährt wird, und doch iſt unver: 
fennbar, daß die Beitimmungen einer VBerfafjungsurfunde eine höhere Art von be: 
Tehlenden Normen find und ungeachtet einer durch ein gewöhnliches Geſetz gegebenen 
anderweiten Beitimmung beobachtet werden müſſen; oder joll der Richter auf eine 
in einem gewöhnlichen Gefege vorgeichriebene Strafe erfennen dürfen, obgleich die 
Verfaffung biefe Strafe verboten hat? Die Richter find jo wenig Wächter der Ver— 
faſſung als Wächter ber Geſetze, aber fie follen die ihnen vorliegenden Fälle nur 
unter gültige Geſetze jubjumiren, und ein verfaffungsmwibriges Gejeb ift als cin 
gültiges nicht anzuerkennen. 

Es iſt deshalb an fich gar nicht befonders prinzipwidrig, wenn in Preuß: 
pofitivrechtlich das richterlihe P. noch weiter beſchränkt und blos Hinfichtlich dı: 
Vorhandenſeins ber formellen Nequifite geftattet ift. Der Art. 106 ber Veij. Urt. 
lautet nämlich: „Gejeße und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in der vom 
Geſetze vorgefchriebenen Form befannt gemacht find. Die Prüfung der Rechtsgültigkeit 
gehörig verkünbeter Tönigl. Verordnungen fteht nicht den Behörden, ſondern nur 
den Kammern zu.” Daran ergiebt fich: die Preußifchen Gerichte haben zwar das 
Recht, in allen Eivil- und Straffachen zu prüfen, ob überhaupt eine Publikation 
in der Gejeßjammlung reſp. in den Amtsblättern oder in der ortzüblichen Weir 
(Polizeiverordnungen der Behörden) und ob fie in der gehörigen Form ftattgefunden 
babe; zu der gehörigen Form gehört aber bei Gejegen und königlichen Verordnungen 
lediglich die Kontrafignatur eines Minifters, nicht aber die Erwähnung der Zu: 
ftimmung des Landtags in der Publifationaformel der Geſetze, und nicht die Kontra: 
fignatur des gefammten Staatsminijteriums bei proviforifchen Verordnungen mit Gr- 
jeßestraft, die letztere gehört bereits zu den Erforbernifien der inneren Rechtegültigfeit, 
es wäre denkbar, daß eine folche Verordnung mit einem bejonderen Publikationspatent 
ohne die eigentliche Publikationsformel veröffentlicht würde. Dagegen fteht eine materielle 
Prüfung den Preußifchen Gerichten nur in Bezug auf die Poligeiverordnungen der 
Behörden zu, Hinfichtlich deren fie vor der Anwendung die Uebereinftimmung mit 
den im Geſetze vom 11. März 1850 vorgejchriebenen allgemeinen Normen feitzuftellen 
haben, nicht aber darüber, ob die königl. Ausführungsverordnungen etwa in ba: 
Geſetzgebungsgebiet übergreifen, ob fie dem Inhalte des außzuführenden Geſetzes ent: 
ſprechen, auch darüber nicht, ob die auf Grund von Art. 68 erlafjenen Notb- 
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verordnungen innerhalb ber Zeit, wo ber Landtag nicht verfammelt war, erlaſſen 
find, ob die Veranlaffung eine dringliche war, und unter eine der beiden allein 
zulaffigen Kategorien fällt, ob ber Inhalt der Berfafjung zuwiderläuft, endlich auch 
darüber nicht, ob das, was ſich ala Geſetz ankündigt, wirklich Geſetz ſei, ob ins⸗ 
bejondere die Zuftimmung des Landtags überhaupt dorhanden war, ob die Regierung 
nicht Beftimmungen aufgenommen bat, über welche eine Vereinbarung nicht ftatt« 
_ bat, ob das fragliche Geſetz die Berjafjung verlegt. 
Die Prüfung der Rechtögültigkeit über das ben Gerichten zugetviefene enge 
Gebiet hinaus est nur :dem Landtage zu. Ueber die dem Landtage demgemäß 
uftehenben Berugniffe beſteht eine Kontroverfe. A 
tik: am über bie gemeinrechtl. Sit. bei a Stontärsät, 3. Aufl. 
pfl, Stoatsreht, 5. Aufl. 1863, — Dazu: Mohl, Ueber 
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Prüfungstermin (v. Bar, Th. I. Suppl. S. 80, 89) nennt die Deutſche 
KT. den zur fung der angemeldeten Konkursforberungen vom Konkursgerichte an⸗ 
geirzten und öffentlich bekannt gemachten Termin, mit welchem indeß auch Wahl eines 
neuen Berwalters und des Glaͤubigerausſchuſſes, Akkord⸗ und andere ‚Verhandlungen 
verbunden werben Lönnen. Rechtzeitige Anmeldung aller Forderungen in der Anmelde⸗ 
it vorausgeſetzt, kann ed mit einem allgemeinen P. fein Bewenden haben; wird bie 
Anmeldungsfrift aber verfäumt, jo kann die Forderung, auch bei Anmeldung dor dem 
ellgemeinen P., im diefem bei Wiberfpruch des Verwalter oder eines Gläubigers 
sucht erledigt, vielmehr muß ein befonderer P. angejegt werden, und zwar auf Koſten 
des Humigen Gläubigers. Die gleiche Folge kann bei gleichem Widerſpruch auch 
de Anderung ber Anmeldung, die biß zur Seftftellung der Forderung im P. als 
Veihtigung oder Ergänzung wie bei jeder Mlage möglich ift, haben. — Vorbereitet 
DE der P. durch Auslegung der Anmeldungen nebft Anlagen und ber Gläubiger- 
tabelle, für deren Einrichtung die Motive auf das bewährte Muſter der Preußiſchen 
— v. 6. Auguſt 1855 verweiſen, zur Einficht aller Betheiligten in der Gerichts— 

htriberei, ſowie durch abſchriftliche Mittheilung der Tabelle an den Verwalter. Die 
lung erfolgt im Termine mündlich, ohne daß diejelbe jedoch unter gleichen 
Seiehen ftünde, wie die mündliche Verhandlung im ordentlichen Prozeß. Gegen 
ausbleibende Gläubiger Tann fo wenig wie gegen den Berwalter ein Verfäumniß- 
werben. Vielmehr wird bie Forderung eines abweſenden Gläubigers 

rißt minder wie anbere geprüft, und die einzigen Nachtheile, die ihn treffen, find 
die, daß er gegen feftgeftellte Forderungen Anderer ſpäter feinen Widerſpruch erheben 
tamı und ch gegen feine orberung, ben er durch fofortige Aufllärungen 
Bet Bätte befeitigen Können, ihn zu Anftellung des Spezialprogefjes zwingt, wenn 
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er Befriedigung erlangen will. Abweſenheit des Verwalters, der Hier nicht als 
bloßer Bertreter einer Privatpartei fungirt (f. d. Art. Konktursvermwalten), 
nöthigt zur Anfegung eines neuen Termins, deffen often ihm bei grober Fahr—⸗ 
läffigfeit nach Analogie von Gerichtefcgreibern und -vollgiehern von Amiswegen aui- 
zuerlegen fein dürften, wie er unbedingt in folchem Falle mit einer Orbmungsftraie 
belegt werben kann. Ausbleiben des Schulbners, der zur Aufklärung fich über jede 
Forderung zu äußern hat, obwol er zugleich zur Wahrung feiner Rechte gegenüber 
fpäterer Givilerefution nicht befriedigter Gläubiger und bezüglich etwaiger Aufnahme 
anhängiger Prozeffe und etwaiger condietio zu Unrecht anerfannter und gezahlter 
Vorberung&beträge geladen wird, veranlaßt, wenn er nicht flüchtig ift, feine ſoiortige 
Vorführung. Die Prüfung erſtreckt ſich über alle Forderungen nach Maßgabe der 
Tabelle und nad) deren Reihenfolge. Der Richter, der hier wie im ordentlichen 
Prozeß das Recht der Verbindung, der Trennung, der Beitimmung der Reihenfolge der 
Forderungen und der abgejonderten Verhandlung von Grund, Betrag, Rang der For: 
derung, Echtheit der Urkunden ꝛc. befigt, Hat nad Vortrag der Berhältniffe der 
Forderung die Erklärung des Schuldner® und des Verwalter herbeizuführen und 
den Gläubigern zu etwaigem Widerfpruch Gelegenheit zu bieten; doch fteht der 
Widerjpruch nur folcden Konkurägläubigern zu, beren Forderungen ſchon feftgeftellt 
find ober deren Stimmberechtigung bei erfolgter Beanftandung vom Gerichte jet: 
geftellt wird. Gelingt es nicht den Widerfpruch, der aud) ohne Angabe von Gründen 
zuläffig ift, durch Herbeiführung von Aufflärungen oder gütliche Vermittelung zu 
bejeitigen, jo muß der Widerfpruch, auch der des Schuldners, in der Tabelle ver- 
merkt werben und Tann bie Befriedigung im Konkurswege bei Widerſpruch des Ver- 
walter& oder eine Gläubiger nur durch rechtskräftige Entſcheidung im Spezial: 
prozeß, die in die Tabelle als Prüfungsrefultat einzutragen ift, erzielt werben, 
mogegen der Wiberfpruch des Schuldners nur die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſfel 
für Die Civilerefution hindert. Die Forderung gilt für feftgeftellt, wenn be 
züglich Grund, Betrag oder Rang ein MWiderfpruch weder von einem Gläubiger 
noch vom Verwalter erhoben ift, und die Feſtſtellung wird vom Richter in die 
Tabelle eingetragen mit der Bedeutung eines für alle Konkursgläubiger verbint: 
lichen rechtöfräftigen Urtheil® und dem Recht auf die entiprechenden Dividenden, 
ſoweit noch ausreichende Nettomaffe vorhanden ift. Ebenſo wird die Feſtſtellung 
auf den Wechſeln und fonftigen Urkunden durch den Gerichtefchreiber vermerkt. — 
Die Defterr. KO. bezeichnet den P. als Liquidirungstagfahrt. Für diefe Hat fie in 
der Hauptfache gleiche Vorſchriften wie die Deutiche KO. getroffen, doch giebt fie 
unter Anderem nur jolchen Gläubigern ein Widerfpruchsrecht, deren Forderungen 
bereits feftgeftellt find. Das Gemeine Recht kennt nur ein fchriftliches Liquidations 
verfahren, doch fommt in feinem Gebiete partifularrecitlich ein mündlicher allgemeiner 
Se ober — allerdings vor. 
Quellen: ap z5 87, u af 141 ff., 155 ff.; Motive ©. 360 fi. — 
— KO. Such, 2 175, 179, 
a ont Prz. $ — — Komment. zur Are Sg 128 ñ. 
ti. 
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Prüfungsweien. Mit der Ausbildung des Staatäbienftes zu einem ge 
regelten Organismus war gleichzeitig auch der im Preuß. Allg. ER. TH. II. Zit. 10 
$ 70 ausdrüucklich ausgefprochene Sag zur Geltung gelommen, daß Niemandem ein 
Amt aufgetragen werden folle, der ſich dazu nicht hinlänglich qualifizire und Proben 
feiner Geichidlichteit abgelegt Habe. Die näheren Beftimmungen beruhen aber nur 
für den Juſtiz- und für ben höheren Verwaltungsdienſt auf Geſetz, für alle übrigen 
Zweige de Staatsdienſtes auf bloßen Regulativen. 

1) Was zunächit das Juftig=P. betrifft, jo hatte bie Allg. Ger.O. Ih. IN. 
zit. 4 88 26 ff. ein Univerfitätsftubium, den Nachweis von 18 jog. Zwangstollegien, 
zu denen 3. B. Logik, Enzyklopädie, gerichtliche Medizin und Rechtsphiloſophie ge 


J 
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hörten, während Handelsrecht, Verwaltungsrecht und Praktika ala Zwangskollegien 
nicht aufgezählt wurden, endlich dag Beitehen von drei Prüfungen erfordert, von denen 
die erfte, in einer mündlichen Befragung und in fchriftlichen Klaufurarbeiten beitehend, 
bei jedem Oberlanbeägerichte vor zwei Mitgliedern deſſelben die zweite nach 1'/zjähriger 
vroftiicher Beihäftigung in berfelben Weile, nur daß an Stelle der Klaufurarbeiten 
aine Relation trat, die dritte nach 2'/„jähriger Befchäftigung bei der Immediat- Juſtiz⸗ 
Sraminationa-Rommiffion abgelegt wurbe, wobei die mündliche der fchriftlichen Prüfung 
sorherging, bie letztere in einer Relation und in einer wiflenjchaftlichen Abhandlung 
beitand. Der Art. 90 der Verf. Urk Hat dann den Grundfag aufgeftellt, daß zu einem 
Rihteramte nur Derjenige zu berufen fei, der fich nach Vorſchrift der Geſetze dazu 
befähigt Habe. Das neue Gerichtsorganifationsgefeß, die fog. Verordn. vom 2. Jan. 
1849, ftellte eine Revifion der geltenden Borfchriften in Ausficht. Eine folche ift jedoch 
zunächft nur im Verordnungswege herbeigeführt worden, indem das Regulativ vom 
5. Dg. 1864 die Zwangafollegien aufhob, die Ablegung ber erften Prüfung auf jech® 
Anpellationsgerichte beichränkte, und die Prüfungsfommiffion bei jedem berjelben aus 
dem Präfidenten, zwei vom Yuftizminifter ernannten Richtern, und zwei vom Kultus— 
minitter ernannten Univerfitätslehrern bildete; bie Regierung war zu diefen Aenderungen 
der Allg. Ger.O. bejugt, weil es fich dabei nur um Einzelheiten der Ausführung 
handelte, die auch gegenwärtig noch, nach Erlaß eines neuen Geſetzes, den Inhalt 
des Regulativs bilden. Eine neue gejehliche Regelung ift erft in Folge des Erwerbs 
der neuen Landestheile, welcher im Interefſſe der Staatzeinheit eine gleiche An— 
felungsfähigfeit für alle Provinzen erheifchte, durch das Gefeß vom 6. Mai 1869 
über bie juriftifchen Prüfungen und Vorbereitung zum höheren Yuftigdienft erfolgt. 
die Hanptveränderung gegenüber dem bißherigen Rechtszuftande beftand darin, daß, 
ia Nebereinftimmung mit der Einrichtung in Hannover und den übrigen neuen 
Boovingen (Berordn. vom 26. Yuni 1867), die drei Prüfungen auf zwei reduzirt 
wurden. Wenn nämlich ſchon die Natur der Sache auf zwei Prüfungen hinweiſt, 
don denen bie eine nach zurücgelegtem Univerfitätftubium, die andere nach erlangter 
Vohidung und Schulung im praftiichen Dienfte abzulegen ift, jo beruhte auch 
im der That das mittlere Preußifche Eramen nur auf dem hiſtoriſchen Umftande, 
daß bafielbe in früherer Zeit eine untere Richterqualität verliehen Hatte, injofern 
die Betreffenden zu den Stellungen der Juftitiarien und Unterrichter befähigt 
wiren, während bereit? das Nachtragageje vom 26. April 1851 Art. XV. zu 
jeder Richterftelle die Ablegung der dritten Prüfung erfordert hatte, wogegen bie 
weite mır moch zur geitweifen Funktion eines Hülfsrichters bei Gerichten erfter 
Infanz se. qualifigtren ſollte; nur für die Friedensrichter und Notare der Rhein 
drobing genügte daB zweite Examen. Mit dem Geſetze vom 6. Mai 1869 find 
jcdoch gegenwärtig die 88 2 und 8 des GEBE. für das Reich und der $ 1 
des Preuß. Ausf. Geſ. vom 24. April 1878 zu verbinden. Zu dem Geſetze vom 
6. Rai 1869 wurde das Regulativ des Juſtizminiſters vom 29. Dez. 1869 er- 
Infen, welches dann durch dag Regulativ vom 6. Dez. 1875 erjet wurde, an deſſen 
Etzle nunmehr das Regulativ vom 22. Auguſt 1879 getreten ift, welches jedoch 
dırh die juftigzminifterielle Verfügung vom 20. März 1880 bereitß twieber einige 
Auderungen erjahren hat. 


Vemgemäß ift gegenwärtig in ganz Deutſchland die Fähigkeit zum Richteramte 
durh ein dreijäßtiges Rechtsftudium auf einer Univerfität, und zwar für mindeſtens 
die Hälfte diejes Zeitraums auf einer Deutfchen Univerfität (während das Preußiſche 
Seh nur eine Univerfität erforderte, auf welcher in Deutſcher Sprache gelehrt wird), 
iewie durch die Ablegung zweier Prüfungen bedingt, zwiſchen denen ein Zeitraum 
von mindeitend drei Jahren liegen muß, welcher im Dienfte bei den Gerichten und 
bei den Rechtöanmwälten zu verwenden ift, und zum Theil auch bei der Staats- 
seltkhaft verwendet werben Tann; in den einzelnen Bundesſtaaten kann jeboch be 
ſteunt werden, daß ber für daß Univerfitätsftubium ober für den Qorbereitungs- 
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dienſt bezeichnete Zeitraum verlängert wird, und daß ein Theil des Iehteren Zeit: | 
raumes, jeboch höchſtens ein Jahr, im Dienfte der Berwaltungsbehörben verwendet 
werden muß oder verwendet werden darf. 

In Preußen ift das afademifche Triennium nicht verlängert, das praktiſche 
Quabriennium nicht verkürzt, von der Ermächtigung zu einer obligatorifchen ober 
Tafultativen Beichäftigung bei der Verwaltung kein Gebrauch gemacht. Die erite 
Prüfung erfolgt bei einem ber Oberlandeögerichte, vor einer Kommiffion, welche aus | 
Mitgliedern der Gerichte, der Rechts- und Staatsanwaltichaft, ſowie aus Lehren | 
ber Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft gebildet wird; es ift aber keineswegs noth | 
wendig, daß an jedem Eramen Mitglieder der verichiedenen Kategorien theilnehmen; | 
die Berufung der Profefforen gefchieht nicht mehr durch den Kultusminifter, wie nad) | 
dem Regulativ von 1864, auch nicht mehr durch den ZJuftigminifter, wie nad; dem 
Regulativ von 1869, fondern durch ben Präfidenten, und auch nicht mehr auf einen 
beftimmten Zeitraum, fondern für jeden einzelnen Fall. Die Prüfungen find vor 
drei Mitgliedern, einfchließlich des Präfidenten, abzuhalten, reſp. vor vier Mitgliedern, | 
wenn der Präfident an der mündlichen Beiragung nicht theilnimmt. Die münblide 
Prüfung war feit 1869 nicht mehr öffentlich; durch eine Verfügung des Juftiz 
minifter8 von November 1880 ift jeboch die Anordnung der Deffentlichkeit in das 
Ermeffen der einzelnen Prüfungstommiffionen geftellt worden. Die ſchriftliche Prüfung, | 
welche der mündlichen vorhergeht, beiteht in der Bearbeitung einer wifjenfchaftlichen 
Aufgabe, welche nach der Wahl des Rechtefandidaten dem Gem. Civilrecht, bem 
Deutjchen Privatrecht, dem Handels-, Kirchen-, Civilprozeßrecht oder dem Straireht 
angehören foll, und für welche eine ſechswöchentliche Frift gewährt wird. Die praftiihe 
Beſchäftigung ift beim Amtsgericht auf minbeftens 1%, Jahr, beim Landgericht ein: 
fchließlich der Staatsanwaltſchaft auf mindeftens 15 Monate, von denen mindeftens 
6 Monate auf die Staatsanwaltichaft fallen, beim Oberlandesgericht auf mindeſtens 
6 Monate, und beim Nechtsanwalte auf gleichjall® minbeftens 6 Monate jeitgejekt 
worden. Die Ablegung der zweiten (großen) Prüfung erfolgt bei ber Juſtizprüfunge 
fommiffion; bie jehriftliche Prüfung Hat eine rechtswiſſenſchaftliche Arbeit und eine 
Relation aus Prozeßakten zum Gegenftande; jede der beiden Arbeiten ift binnen 
6 Wochen abzuliefern; mit ber mündlichen Prüfung ift ein freier Vortrag aus Alten 
zu verbinden, welche 3 Tage vor dem Termine zugeftellt werden. 

2) Die Bedingungen für den Eintritt in den höheren Verwaltungsdienſt 
waren durch die Inftruftion des Königs an das Generaldireftorium v. 12. Febr. 1770 
(welche nirgends publizirt ift) und durch dag in Folge derſelben ergangene Cirkular 
des Generaldireftoriums vom 28. Febr. 17720 an die Kriege und Domänen 
kammern (abgedrudt bei Mylius) georbnet. Die bamaligen Normen, insbeſondere 
auch die damals erfolgte Errichtung einer Ober-Eraminations-Rommiffion für die Be 
bienungen beim Finanz⸗ und Kameralweſen find dann im Ganzen für die Folgejzeit 
maßgebend geblieben (vgl. Publifandum vom 16. Des. 1808 $ 15), jedoch ſeit 
1817 durch eine Reihe fporadifch erlafjener Anordnungen modifizirt, bis fich bie 
Regierung veranlaßt jah, die in verſchiedenen Geſetzen, Inftruftionen und Ber: 
fügungen zerftreuten Anordnungen zu kodifiziren. Das biesfallfige Regulativ vom 
14. Febr. 1846 über die Befähigung zu den höheren Nemtern der Verwaltung 
murde auf den Bericht des Staatsminifteriums durch die Königl. Kab. Ordre vom 
28. Febr. 1846 genehmigt, und nach Allerhöchſter Anordnung in der Geſ. Samml. 
publizirt. Danach mußte derjenige, welcher bei einer Regierung behufs feiner 
Vorbereitung zum höheren Verwaltungsdienſt eintreten wollte, in der Regel nach⸗ 
weiſen, daß er bei einem Gericht als Auskultator gearbeitet und entweder bie 
zweite juriftifche Prüfung genügend beftanden, ober doch das Zeugniß der Reife zu 
diefer Prüfung erlangt, und eine für probemäßig erflärte Relation geliefert habe. 
Er mußte ferner durch eine bei der Regierung mit ihm vorzunehmende Prüfung 
darthun, daß er fich mit den Staatswiflenfchaften vertraut gemacht, die Haupt: 
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grundfäße der Nationalökonomie, der Polizei und der Finanzwiflenichaft fi) an— 
geeignet, und wenigftens allgemeine Bekanntſchaft mit den kameraliſtiſchen Hülie« 
wifienichaften, insbeſondere auch der Landwirthſchaftslehre erlangt habe. Dieſe 
Prüfung war jedoch eine blos mündliche und wurde unter dem Vorſitz des Regierungs⸗ 
präfidenten von zwei Regierungsräthen vorgenommen. Endlich die dritte Prüfung 
eriolgte nach vollendetem Worbereitungsdienft bei der Regierung auf Grund eines 
vom Regierimgspräfidenten nad) Berathung im Plenum ausgeftellten Generalatteftes 
durch die Ober-Graminationg-Rommiffion, und zerfiel in eine fchriftliche, auf eine 
Abhandlung über einen ftaatswifjenjchaftlichen, über einen politiichen und über einen 
fuanziellen Gegenftand ſich erftrediende, und in eine mündliche Prüfung. 

Bereita 1868 wurden die Regierungspräfidenten angewiejen, feine Referendare 
mehr anzımehmen, weil einerjeit® die Zweckmäßigkeit einer fpezififchen von ber all- 
gemeinen juriftifchen abweichenden Vorbereitung für den Verwaltungsdienſt zweifel⸗ 
beit geworden war, und weil andererjeit3 durch die zahlreichen Verwaltungsbeamten 
aus den neuen Landestheilen das Bedürfniß auf ange Zeit Hinaus gebedt wurde. 
Tie bisherige Berwaltungslaufbahn wurde dann auch rechtlich dadurch unmöglich 
gemacht, daß in Folge des Geſetzes vom 6. Mai 1869 das zweite juriftifche Examen, 
welches die Vorausſetzung zum Uebertritt in die Verwaltung bildete, weggefallen 
vor Es konnte mun bie Frage entjtehen, ob die vollziehende Gewalt berechtigt 
jei, einfeitig daB Prüfungswefen der Berwaltungsbeamten zu ordnen, oder ob dazu 
der Landtag mitwirken müſſe. Inſofern man für die Entfcheidung diefer Frage 
darauf rekurrirt, ob die fragliche Anwendung ſchon in der verfafjungsmäßigen Zeit 
tinen „gefehlichen“ Charakter habe, jo kommen bafür formelle und materielle Momente 
in Betracht. In formeller Hinficht fönnen für den geſetzlichen Charakter des Regulativs 
von 1846 die Publikation in der Geſ. Samml. und die behufs derfelben ergangene 
fünigl Kab.Orbre jprechen, während. doch andererſeits nicht zu verfennen iſt, daß 
fh zahlreiche derartige Regulative in der Gef. Samml. finden, ohne daß man bie 
dolgerung einer ihnen innewohnenden Geſetzeskraft daraus ableitete, umd daß ins⸗ 
beiondere in dem bier in Betracht kommenden Regulativ jedenfalls auch ſolche Anz 
ordnungen zu finden, welche unter feinen Umftänden dem Gejehgebungsgebiete an= 
gehören. ragt man aber, intoiefern der Inhalt des Regulativs demjelben den 
Charakter eines Geſetzes ober einer Verordnung verleiht, jo wird man jagen müffen, 
dab zwar die Mehrzahl der Beitimmungen Lediglich ſolche feien, welche rein in der 
Sphäre der vollziehenden Gewalt Liegen, daß aber doch die Einrichtung des 
adminiſtrativen P. an fich einen großen Staatögrundfag, die Ausprägung einer 
wahchaften Staatzinftitution, enthalte. Und dieſe Auffafjung fcheint noch beftärft 
wu werden durch Die Verf. Urk. Art. 98: „Die befonderen Rechtäverhältniffe der nicht 
yum — gehörigen Staatsheamten ſollen durch ein Geje geregelt werben, 

welches, ohne die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zweckwidrig zu 
den Staatsbeamten gegen willfürliche Entziefung von Amt und Ein- 
per angemeffenen Schuß gewährt." Es ift Hier zwar verfaffungsmäßig hin— 
kein bes Inhalts des zu erlafjenden Geſetzes Teftgeftellt, daß dafjelbe der Regierung 
be der Wahl der Beamten eine gewiffe Freiheit der Bewegung geben folle, es. ift 
che doch zugleich angenommen, daß auch die Auswahl der Beamten geſetzlicher 
IAnelung zu unterliegen habe. Es bedurfte demgemäß in ber That einer geſetzlichen 
Rgaltrung, wie ſolche durch das Gefeß, betreffend die Befähigung für den Höheren 

Irvaltungadienft, vom 11. März 1879 erfolgt ift. 
„u Gemäßheit dieſes Geſetzes und des dazu erlaffenen Regulativs des Staats- 

8 vom 9. Mai 1879 gilt gegenwärtig Folgendes: 

Zur Grlangumg der Befähigung für den höheren Verwaltungsbienft wird ein 
rindeſtens dreijähriges Studium ber Rechte und ber Staatswiſſenſchaften und bie 
Alegung zweier Prüfungen erfordert. Das Studium Hat ſich insbejondere auch auf 

inalötonomie und Finanzwifſenſchaft, ferner auf Staats- und Verwaltungsrecht 
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zu erftreden. Bis zum 1. Januar 1882 find jedoch die Minifter des Innern und 
der Finanzen befugt, auch folche Referendare, welche den Nachweis des erforderlichen 
ftaatswifjenfchaftlihen Studiums nicht zu führen vermögen, zum Vorbereitungsbienit: 
zuzulaſſen. Die erſte Prüfung ift bie erſte juriſtiſche nach Maßgabe des Geſehet 
vom 6. Mai 1869, die ſich jedoch nad) einer neuen Anordnung mehr als bisher 
auf bie ftantstiffenfchaftlichen Fächer erftreden fol. Der erften Prüfung folgt ein 
zweijähriger Borbereitungsdienft bei den Gerichten, die Ernennung zum Regierungs- 
zeferendar durch denjenigen Regierungspräfidenten, in befjen Bezirk der Betreffende 
beichäftigt werben will, und ein zweijähriger Borbereitungadienft bei der Verwaltung, 
der in der Beichäftigung bei einer Regierung, einem Bezirfverwaltungagerichte und 
einem Landrathsamte beitehen muß, außerdem in der Beichäftigung bei dem Magiſtratt 
einer Stadtgemeinde beftehen Tann. Die Ablegung der zweiten (großen) Gtaat« 
prüfung erfolgt bei der Prüfungsfommiffion für höhere Verwaltungsbeamte, und it 
ſowol eine jchriftliche, als eine mündliche; die fchriftliche beiteht in zwei Arbeiten 
aus den Gebieten des Staats- und Verwaltungsrecht, reſp. der Volks⸗ und Staat: 
wirthſchaftslehre, deren jede binnen 6 Wochen abzuliefern iſt. Die münbliche er- 
ftredt fich auf das in Preußen geltende öffentliche und Privatrecht, insbeſondere au’ 
Berfaffungs- und Verwaltungsrecht, auf die Vollswirthichafte- und Yinanzpolitit. 
Diefe Beitimmungen gelten nun aber blos für die Stellen der Abtheilungsbirigenten 
und Mitglieder bei einer Regierung und der den Oberpräfidenten oder Regierungs 
präfidenten zugeordneten Berwaltungsbeamten, ſowie diejenigen Mitglieder des Ober- 
verwaltungsgerichts und der Bezirfsvertwaltungägerichte, welche die Befähigung zu 
den höheren Berwaltungsämtern befigen müfſen. Within bedarf es für die Stellen 
der Oberpräfibenten und Regierungspräfidenten einer bejonderen Qualififation über 
Haupt nicht. Die Beftellung zum Auftitiarius feßt die erlangte Befähigung zum 
höheren Juftizdienfte voraus; die Beſetzung der Stellen der technijchen Beamten, 
insbeſondere der Forſt⸗, Schul-, Bau und Mebizinal-Räthe, richtet fich nach den 
für Die einzelnen technifchen Zweige geltenden Beftimmungen; zur Bekleidung der 
Stelle eines Mitgliedes der Provinzialjtenerdirektionen ift die Befähigung zum höheren 
Berwaltungs= oder Yuftigdienft, ſowie eine praktiſche Vorbereitung in der Steuerverwal- 
tung erforderlich. Die Minifter der Finanzen und des Innern find übrigens er: 
mächtigt, einerjeitß ſolche Perfonen zur Ablegung der zweiten Prüfung für ben höheren 
Derwaltungsbienft zuzulaflen, welche die erfte juriftifche Prüfung abgelegt und als 
Landraths⸗ Kreid- und Amtshauptmänner, Oberamtmänner in den Hohenzollern'ſchen 
Landen, Amtmänner in der Provinz Heffen-Nafjau, Harbes- und Kirchſpielvögte in 
der Provinz Schleswig-Holftein, ftädtifche Bürgermeifter, Beigeordnete oder Magiftrate: 
mitglieder mindeftens einen fünfjährigen Zeitraum hindurch fungirt haben, und bereits 
zur Zeit der Verkündigung des Geſetzes ala folche angeftellt geweien find, ſowie 
anbererjeits ſolche Perfonen für befähigt zum höheren Verwaltungadienfte zu erklären, 
welche bie Befähigung zum höheren Juſtizdienſte erlangt haben, und mindeftens brei 
Jahre entweder ala Yuftitiarien beichäftigt geweſen find oder die Stelle eines Land: 
raths ꝛc. verwaltet haben. 

Was insbeſondere die Beſetzung der Stellen der Lanbräthe, ber Sreid- und 
Amtshauptmänner und ber Oberamtmänner in ben Hohenzollernſchen Landen, fowie 
die für dieſe Stellen erforderliche Befähigung betrifft, jo hatte der $ 16 des Geſetzes 
vom 11. März 1879 zur Regelung diefer Materie ein befonderes Geſetz in Ausficht 
geftellt, in der Weife, daß zwar bis zum Erlaß beflelben die beftehenden Beftimmumgen 
in Kraft bleiben, daß aber nach dem 1. Januar 1884, wenn bis dahin das Gefet 
nicht erlaffen fein follte, zu diefen Stellen nur folche Perfonen berufen werden können, 
welche bie Befähigung entweder für dem Höheren Verwaltungsbienft ober für den 
höheren Juftigdienft erlangt haben, ohne daß jedoch gleichzeitig die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften über die Bejegung dieſer Stellen, insbeſondere die in einzelnen Landes: 
theilen Haltfinbende Mitwirkung der Kreistage außer Kraft treten würde. (Eine voll- 
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Rändige Meberficht ber Vorjchriften über die Bejegung diefer Stellen bei Herrfurth, 
2.20.68. 71.) Inzwiſchen Hat nun das Geje vom 19. März 1881, betr. die 
Wändermg und Ergänzung der Kreisordnung vom 18. Dez. 1872, in $ 74 vor⸗ 
gerhrieben, daß ber Landrath vom Könige ernannt wird, und daß ber Kreistag 
berugt ift, für bie Bejegung des erlebigten Landrathsamts geeignete Perſonen, welche 
kit mindeſtens einem Jahre dem Kreiſe durch Grundbefig ober Wohnfik angehören, 
in Vorſchlag zu bringen (dev $ 74 der urfprünglichen Kreisordnung hatte das Vor— 
Ihiagärecht auf Grundbefiger und Amtsvorjteher beſchränkt), daß aber als geeignet 
zır Stelle eines Landraths diejenigen Perjonen zu betrachten find, welche entweder 
die Befähigung zum höheren Verwaltungs- oder Juftizdienfte erlangt haben, oder neben 
dr — Angehörigkeit zum Kreiſe durch Grundbefitz oder Wohnſitz zugleich 
mindeſtens während eines vierjährigen Zeitraumes entweder als Referendare bei den 
Gerichten und Verwaltungsbehörden, oder in Selbſtverwaltungsämtern des betreffenden 
Kteiſss oder der Provinz thätig geweſen find, wobei ben Perſonen der letzteren 
Kategorie eine Beihäftigung bei ben höheren Berwaltungsbehörden bis zur Dauer 
ver zwei Jahren in Anrechnung gebracht werben Tann. 
Gt: Meber bie Gefchichte: Et Meier, es Reform ber Bimelen EUR, Sm, 
* I und Harben 1881) &. 32 ff. — San, Stubienreifen, 
2Wff. — v. en jmingb, Leben bed Oberprä benten v. Binde, ‘©. 86, 17 
Kr Ranmer, Lebenderinnerungen, ©. 46, 64. — d. Bamotte, Prattifche Beiträge, L 
2 #. 1782); TIL 3 fl. (1785), — imon, —— über die konigl. Preu — Ser 
It Eraninationd-Rommiffion, Berlin — Simon, Die mebint«, ig Erami- 
—— —— ie eini einige ee bie fie jüng| —J eg! ber ihre 
hende Gätularfeier, Bi lege feronda: Halſchner, Dos jncf iſche —— 
Pe Bonn 1859. — len Ucber nalen und Staatäpr! fungen ber Preuß. 
Urmaltungsbeamten, Bonn 1868. — äffle, Zur Frage des Prüfungsanſpruchs u die 
Rındidaten des höheren Staatsdienſtes. ale fe die a Staatemiften her, Bd. 
I, €, 601 ff. — Die Auffähe von Robert v. taatsre —— und 
Yolitt, So. II. (1869), über dad Prüfungsweien im a hätte, ur E ung, ©. 242 ff, 
ader bie Bildung der berufsmäßigen VBerwaltungsbeamten, ©. ff.; über die Bbınd 
dern Siaatsdiener, S. 449 ff. — Gdppert, jemerfungen zu dem vom Königt ſtiz⸗ 
niniſtrrinm dem —— —2 — eines Geſetzes über die juriſtiſchen mgen 


end die Borl zum höheren Juſtizdienſt, Berlin 1869. — Muther, Die Hl es 
Frag et —— Weimar 1873. — 6. Meyer, Das Studium des öffentlichen Rechts 
und der —— Saft in Deutiälond, A ion. — Jolly, Die Ausbildung der Ver⸗ 
walt eitſchr. 1875). 2 gu re Reform bes Rechtsſtudiums an den 
Freabi ehrend, Pte) ir eich ebung, 1875). — Königs, Aue 


bi ud Gehe ber Beamten in Preußen, Berlin 1875. — v. Bsthömann-Holtweg, 
Deber bung und Rechtäwifienichaft als Aufgabe unferer Zeit, Bonn 1876. — Kleinz 
Dägter, echtd- und ftantswiflenicaftlichen Fakultäten in Defterreich, Wien 1876. — 
% Stein, Gegenwart und Zutunft der Rechts und Steatämifienfgaften Deutichlands, 
Sattgat 1876. — Die Verhandlungen bes XIII Deutichen Juriſtentags 1876, insb jonbere 
de &ebe Gueiſt's, auch im Geparatabdrud erihienen. — Gierke, Die juriftifche Stubiens 
Er . Holke enheiit: Brentano, Jahrb. 1877). — Ado Ipb Wagner, Zur 
Et je der Einrichtung des nationalöfonomilchen und ftatiftiichen Unterrichts 
aut den Verfitäten (Jeitfde, bes He Ws Bei Kam 1877). — Ernft 
Aeier in der oa — bey Robert v. ). — Die Berhand- 
iagen de 8 über das she 2 ge Bondta, h — das AG. — Die 
— des ———— Landtags über bas Gefeg betr. bie Befähigun für den höheren 
ienft. — Weber die jetzt geltenden pofitiven —— — in Grau Ben: Herrs 
F ber ‚Rath, vd adenber Rath im Minifterium bes Innern) Das Geieh 
IE die Befähigung für aber m höheren Berwaltungsdienfi vom 11. Mä: 9 nebft den Aus⸗ 
ri u amtlicher Duelln, Berlin 1 9 _ gecebi (Geb. 
a, ie ie bes * Haufe), vom 11. März 1879, betr. uch ähigung für 
a aka Bei ee dienſt 2c., in 1 0.— Rah (Oberamtörichter), Die ge —— = 
gimats riſchen Vorſchriften über die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſte in Preußen, 
L 1880. — Der aa an hal in ber Preußiſchen Staate: um! er Reichd- 
vezali namentlich für Subalternämter —— itz Deutſche Beamte 1878/79, 
Be tabdrud erichienen, Grünberg 1880). — dv. Röune, Preuß. Staglärecht, 
WB IL Mg. 16. 380 ff. i 
Ernſt Meier. 
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Prügelſtrafe, törperliche Züchtigung, ehemals als Hauptftrafe für Leichter 
Vergehen oder ala acceflorifche Strafe und Straffhärfung allgemein in Mebung, 
ward bereits vor dem Jahre 1848 burch einzelne Deutiche Staaten (Raffau, Braun: 
ſchweig, Baden) abgeſchaffi, von ben Grundrechten 1848 verboten und jeitbem mehr | 
und mehr aus der Deutjchen Geſetzgebung verdrängt. Am Iängften erhielt fie fich im 
Königreich Sachfen, Altenburg, Mecklenburg, Württemberg. Die Schweigerifche Bunder- 
verfaffung unterfagt die P. Durch das Deutfhe StrafGB. ift fie ala richten 
lich erfannte Strafe befeitigt. Sie kann alfo nur noch als disziplinares Strafmittel 
in Anwendung kommen (wie beifpielaweife in Preußen) und wird, obſchon aud in 
diefer Hinficht durch die allgemeine Abneigung und fachverftändige Beobachtung an: 
gefochten, ais Zuchtmittel in den Strafanftalten angewendet. Am entfchiebeniten 
hatte Bayern mit der PB. gebrochen. Art. 25 des StrafGB. von 1861 beftimmte: 
„Körperliche Züchtigung ift auch als Dieziplinarftrafe in allen Strafanftalten und 
Sefängnifien unbedingt ausgeſchlofſen“, wobei e8 verblieben ift. Die P. findet fh 
noch in außerdeutſchen Gejegen: namentlich in England nicht nur bezüglich der Ann 
und Marine (1879 auf beftimmt bezeichnete Fälle und 25 Hiebe mit der „neun ge 
ſchwänzten Katze“ beſchränkt), jondern auch in den Strafanftalten (unter Zugiehung 
zweier Richter und nach Anhörung des Delinquenten) bei leichteren, fummariid ab: 
zuurtheilenden Vergehenafällen (Whipping). Sehr ausführlich ward ber Gegm 
ftand auf dem zu London 1872 abgehaltenen internationalen Gefängnißkongreß ch 
Örtert. Während die große Mehrzahl der Sachverftändigen aus den Fontinentala 
Staaten die P. entjchieden, jowol aus dem Grunde der Unfittlichleit verwarj, a 
auch nach praktiſchen Erfahrungen als entbehrlich bezeichnet, blieben bie Stimm 
der Engländer ſehr getheilt. Die Deutfchen Strajanftaltsbeamten billigten in de 
Mehrzahl die bisziplinare Anwendung der P. bei jugendlichen Delinquenten. Dar 
gegen verwarf der zweite internationale Gefängnißkongreß zu Stodholm mit Stimmen: 
mehrheit (gegen Engländer und Dänen) die P. 

Lit.: Fur die ältere Zeit, im der die Beibehaltung der P. noch flreitig war: Feuer⸗ 
bad: Mittermaier, Lehrbuch, $ 148. — Ueber die P. als Disziplinarftrafe: Elvers ik 
v. Holfendorff’® Allg. Teutihen Strafretößtg., 1861, ©. 756. — d. Balentini, 
ebendaf. 1865, ©. 359 ff. — Transact. of the Intern. Prison Congress (1872), p. 384. — I 
Congrös penitentiaire intern. de Stockholm, tom. I. p. 245 ss. 

v. Holgenborff. | 


Brugger, Johann Joſeph, 5 1717 in Landsberg, jtudirte in Ingel 
ftadt, ſodann Soldat und berrichaftlicher Verwalter, ward 1753 Profeffor in Ingali 
tabt, T 1788. 

; —— Observationes pract. ad Jus et Consuetudines Bavariae de Privilegi 
Statuum Provincialium, 1762. — Diss. ad Jus et Consu. Bav. de Jure Foeminarum il 
lustriam singulari, 1765. | 

Kit.: Prantl, Gejchichte der LM. Univerf. 1872, 3b. J. ©. 598; Bd. — a 

ezolb. 

Publiciana actio ift die Klage, welche das prätorifche Edikt demjenigen, de 
die Ufufapion einer Sache begonnen, dann aber ben Befik derjelben verloren hat 
zur Wiedererlangung bed Iehteren gewährte. Das Ebitt ift mitgetheilt in L 1 pr 
D. h. t., die Slagformel bei Gaius, IV. 386. Laut berjelben war die Klag 
mit der Fiktion verfehen, daß die Uſukapionsfriſt für den Kläger bereits abgelauid 
fei, und auf den Fall, daß unter diefer Vorausſetzung der Kläger Eigenthum Habe 
wide, der Richter zur Verurtheilung des Beklagten angewiefen. Inſofern mar it 
eine utilis rei vindicatio ($ 4 I. de act. 4.6; 1.786D.h. t.). Nach de 
jest allgemein angenommenen Meinung konnte mit der P. fowol der bonitariid 
Eigenthümer, al® der bonae fidei possessor den verlorenen Befit verfolgen. Seh 
ftreitig ift e8 aber, ob es für dieje beiden Fälle zwei verſchiedene Ediktsbeftimmunge 
und Formeln gegeben habe (dafür zuletzt Huſchke, ©. 7, 12, und Lenel, ©. 27 
oder nit (Schirmer, ©. 349; Brinz, Lehrb., $ 178 Anm. 45), und weldt 
das eigentliche Grundprinzip der Klage geweſen ei. Während die erftere Frag 
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ein blos hiſtoriſches Intereffe Hat, ift die zweite feit dem Wegfall der Klagformel 
und der durch dieſe gegebenen Norm für die Vorausſetzungen ber Klage doppelt 
wichtig. Manche leiten nım die Klage, gemäß der in jener Formel außgefprochenen 
Bejugnahme auf die Ufulapion, aus dem „werdenden Eigenthum” (Hujchte, ©. 19) 
der „der Selbftgewähr" (Schirmer, ©. 348) des Uſukapienten ab; dieſe müfjen 
'olgerecht an dem Klagerforderniß des Ufufapionsbefiges jefthalten (1. 7 8 17,1. 9 
s5D. ht; vgl. Schulin, ©. 529). Andere erklären bie Erforbernik für 
eine „blos jormulare Konſequenz“, jehen als Grundlage der Klage vielmehr die 
tonae fidei possessio an, und behaupten, daß es ſchon bei den Römern eine Publi— 
vaniidhe Klagformel gegeben habe, welche direkt auf bonae fidei possessio intendirte 
md von ber Fiktion der vollendeten Uſukapion abfah (arg. 1.1282 D.h. t.; 
Brinz, Anm. 19; vgl. au Bruns, Th. I. ©. 398). Endlich wieder andere 
gründen die P. auf „reblichen Erwerb” oder „putativeg Eigenthum“ mit der Kon— 
jceuenz, daB durch ſolche Erwerbögründe, welche zum Mebergang bes Eigenthums 
Eeñtz nicht erfordern, bementiprechend für den gutgläubigen Rechtenachfolger eines 
Kichteigenthümers auch bie P. ohne Befi begründet werde. So wirklich Wind- 
iheid, Lehrh., 8 199, Ar. 2 und unfolgerichtig Huſchke, ©. 50, ja fogar 
Prinz, Ann. 28, weil er bonse fidei possessio nicht als eine Art des „gemeinen 
Leñtzes“, ſondern als ein Beſitzrecht, ein Mittelding zwifchen Befig und Eigenthum 
cuñaßt. Die letzte diefer drei Meinungen führt zu höchſt anomalen Yolgefägen 
wa.d. Bangeromw, 8 333, Anm. II. 1a). Als richtig ericheint die erfte mit der 
Raßgabe, da dem Beginn der civilen Ufulapion auch derjenige einer anderen 
mitsrichen) Grfigung gleichftand (1. 11 $ 1; 1.12 $ 2 D/h. t.), daß ferner, 
fen Juftinian an bie bonae fidei possessio eine auferorbentliche Erfikung ger 
früpft Bat, auch der Beginn der leßteren zur P. genügt (3. B. bei res furtivae, 
1985 D. h. t.), und daß endlich Die mala fides superveniens, welche das 
Lan. Recht zum Hinderniß der Erfitung erhoben hat, eben nur diefe letztere nicht 
cher auch das einmal erworbene Recht der P. ausſchließt. So mit Recht Brinz, 
Ann. 50, 51; dawider freilich Windfcheid, Anm. 8. Bei biefer Maßgabe ift 
die erfte der drei Theorien von ber zweiten nicht erheblich verjhieden, zumal auch 
die Vertreter dieſer Iekteren die bonae fidei possessio an Sachen, bie einem Bere 
euberungserbot unterliegen, zur P. nicht für außreichend erachten (Brinz, Anm. 22). 
Zie joge, ob auch ein Putativtitel bei der Begründung der P. außreiche, war 
unter den Haffifchen Juriſten ftreitig (17 2 $ 16 D. pro emt. 4,4 md 1.782 
D. ht). Heutzutage wird wegen der Statthaftigfeit der Erfigung in einem folchen 
‚alle and die P. allgemein zugelaffen (Hujhte, ©. 56; Brinz, Anm. 39). — 
Ueber die Paffivlegitimation, den Gegenftand und das Ziel der Klage gelten Bier 
dieelben Regeln, wie bei ber bireften Vindikation (f. diefen Art.). Auch die 
Ginteden, welche gegenüber der letzteren Platz greifen, finden bier ebenfalls An- 
wendung; außerdem aber auch 1) exceptio iusti dominüi (si non ea res Ni Ni sit), — 
dl. L'alt. D’h. t. — von der man wegen 1. 57 D. mand. 17, 1 meift an= 
ımmt, daß fie nur causa cognita ertheilt worden fei, jedoch mit Unrecht (Brinz, 
An. 5661); und 2) die exceptio aus eigener bonae fidei possessio des Bellagten 
'ä on Ns Ns quoque emit et ei traditum est). Gegen die Ießtere hat ber Kläger 
unter der Vorausſetzung, daß er früher als der Belfagte und von demfelben Auftor 
(marb, die replicatio rei venditae ac traditae (1. 9 $4 D. h. t.). Wenn 1. 31 
‘2D.d.ae. v. 19, 1 dieſe Entſcheidung auch beim Erwerb von verſchiedenen 
Tormännern treffen will, jo muß fie zurldjtehen, und hier vielmehr das Prinzip, 
x in pari causa potior est qui possidet durchgreifen. Einen neuen Verfuch zur 
Tuenigung beider Stellen macht Eifele, Jahıb. |. Dogm. XIV. &.1 ff. Un 
sehtiertigt ift die Behauptung, daß bie P. jedem geweſenen Ufufapionsbefiker 
deuernd, afjo auch bei freiwilliger Befigentäußerung zugeftanden habe. So Schulin, 
Ueber einige Anwendungsfälle der .P., Marb. 1878. Vgl. dawider Brinz, Krit. 
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DVierteljahraiche. XVI. ©. 251; Huſchke, ©. 29 f- Viel gejtritten wird übe 
den Sinn = in 1. 33 pr. D.de0.A A. 44, 7 vorkommenden P. rescissoria 
Huſchke, ©. 101, faßt fie ald eine dem Eigenthümer für zwei beſondere fill: 
verheißene FE "Richtiger erflärt man fie mit Brinz (Lehrb., $ 178, Arm. 75) ale 
eine eben auch nur dem (gewejenen) bonae fidei possessor zuftänbige Klage, bei 
welcher aber bie eingetretene Erlöfchung der bonae fidei possessio (J. B. in olar 
von Uiufapion des Beklagten) durch eine zweite Fiktion oder fonfttwie außer Ari 
gejeßt worden ſei. Man hat auch verjucht, die ſämmtlichen utiles in rem actions 
mit einer Fiktion ala Anwendungen der P, barzuftellen (Schulin, a. a. ©; 
dawider mit Recht Brinz in ber Krit. Vierteljahrsſchr. a. a. D.). — Endlich 
werben ebenfo, wie bie P. ala Analogon der Vindikation ftattfindet, auch nad 
Analogie der übrigen Eigenthumsichugmittel (a. negatoria u. ſ. w.), ja der übrigen 
dinglichen Klagen überhaupt entiprechende Rechtsmittel auf Grund ber (zur Grfizung 
geeigneten) bonae fidei possessio gewährt und nach Vorgang der 1. 11 $1D.hi 
in der Regel Publizianiiche Mlagen genannt. Das Preuh. Recht hat die P. zuiolge 
der zur Zeit feiner Abfaffung üblichen Vermiſchung derfelben mit dent Possessorium 
ordinarium zu einer Klage umgewandelt, die jedem früheren Better, ja dem bloken 
Inhaber gegen ben Gchlechterberechtigten zuſteht (3 161—163 Allg. ER. L 7) 
Das Oeſterreichiſche BEB. (95 372, 373) umd das Sächſiſche BGB. "ss 825 his 
327) find im Mejentlichen zum Kin, Recht zurückgekehrt. 

Dnellen: Tit, Dig. de Publiciana in rem actione 6, 2, 

Neuefte Lit: Hufcte, ae Recht ber Bubticianikden age, Stuttg. kr Tayı 
Schirmer, Krit. B.I.Schr. XVII. S. 347—362 und Sdhulin, daſ. ©. 526-585. 
Bring, Lehrb. I. (2. Huf) — 178, 179. — Ueber Kinzelnes Senel, Beiträge * 
des prätor. Gbikts, Stuttg. 8 — Bruns in — Jahrb. des Gem. sale W 
S. 1-21. — Sonftige Lit. bei Winbfcheib, Lehrb., 

— 

Publizität 8Th. I. ©. 502) der Einſchreibungen im Grunde und Hypothelen- 
buch bildet, verbunden mit ber Segalität (ſ. diefen Art.), die Grundlage de 
publica fides, der fichern allgemeinen Erfennbarfeit der wichtigjten binglichen Rechts 
verhältniffe an Grundſtücken und gleichgeltenden Gegenftänden. Dies nicht in dem 
Sinne einer Veröffentlichung bderjelben durch die Preffe, durch amtliche, etwa fr 
Srundbuchs- und Hypothekenanzeigen beſonders beftimmte Blätter, wie fie allerdinge 
in Bremen fich finden. Vielmehr beruht die P. auf ber vom Gefeß gewährten 
Möglichkeit, Einficht von den amtlich und zum öffentlichen Glauben geführten 
Urkundenbüchern (ſ. d. Art. Hypothekenbücher, Grund» umb) zu nehmen 
oder daraus ſich Abſchriften geben zu laſſen, welche zum öffentlichen Glauben amt 
lich ausgefertigt werden. Gntweber ift die Berugniß zur Einficht oder kojtenpflichtigen 
Abſchriftnahme (Hypotheken⸗Inſtrumente, -Scheine u, drgl.) Jedem geftattet, der jid 
bieferhalb bei der Hypothekenbehörde meldet — jo nach Franz. Recht, wo mur 
Perjonaljolien bejtehen, doch auch in Defterreich und Liechtenftein — oder nur dem 
jenigen, welcher die Eintwilligung bes eingetragenen Befiherö nachweift oder auch 
ein bejonberes Intereſſe beicheinigt oder mindeſtens glaubhaft macht; fo überwiegend 
nach Deutſchem Partitularrecht, wo Realfolien angelegt werben. — Die Vermerk 
und Eintragungen in ben Büchern, foweit fie bingliche Rechtsverhältniffe betreffen, 
liefern vollftändigen Beweis. Auch dann, wenn fie nicht erfenmbare Fehler an ſich 
tragen, aljo anfechtbar find. Wenn aber Jemand die Eintragung benubt, ber den 
Fehler kennt, jo muß der „individuelle fchlechte Glaube den Glauben des Grund 
buchs überwiegen“ (Bericht bes Preuß. Herrenhaufes 1872). Sonjt könnte es da— 
bin kommen, baf der Anftifter einer betrügerifchen Auflaffung (J. B. Vorſchiebung 
eines falichen Verkäufers) fich das Grundſtück umanfechtbar fichert, indem ex ſich 
durch tweitere Auflaſſung die Eintragung ala Eigenthümer verichafft. Allein jo ein 
fach liegen die Streitfälle felten. Das Preuß. Allg. ER. erflärte Eintragungen 
ſchon für anfechtbar, jobald der Eingetragene zur Zeit der Eintragung auch mu 
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um einen früher entftandenen Titel, einen Rechtögrund eines Andern zur Eintragung 
wußte. Dem entgegen ift in nmeuefter Zeit ein erhöhtes Gewicht auf Ausſcheidung 
der obligatorifchen ober fonftigen Beranlaffungsgründe von der wirklichen Begründung 
dingliher Rechte an Grumdftücken gelegt. 

Die neuejte Preuß. Sefehgebung Ba ausdrüdlich beitimmt, daß die Kenntniß 
eines älteren Rechtsgeſchäfts und bes baburch begründeten perfönlichen Anſpruchs 
ar Auflaffung einem Andern in jeinem Eigenthumserwerb nicht entgegenfteht. 
Selbſt eine frühere Tradition fteht nicht entgegen. Jeder Erwerber tut daher gut, 
io bald ala möglich feinem Erwerbe die P. zu fichern, aljo feine Eintragung zu er⸗ 
wirken. Gleichwol ift, Formfehler ausgefchloffen, die Anfechtung der Eintragung 
auch auf Grund des Rechtsgeſchäfts zuläffig, „in deſſen DVeranlaffung die Auflaffung 
erolgt if.” Da die Beranlaffung zur Grundſchuld Lediglich im Willen des Eigen- 
thümers liegt, jo gelten zwar nicht bei ihr, aber doch bei der Hypothek gleiche 
Regen. Was die Aufftellung von Beichränkungen eingetragener Rechte, jowie von 
ügentlichen Einreben, joweit fie nicht ausdrücklich ausgeichloffen, wie die Verjährung, 
mbelangt, jo wird Hier durchgängig der Kundbarmachung derjelben im Grundbuch 
die anderweitig erlangte Kenntnif gleich geachtet. 

Bern demnach das Weſen der P., bes öffentlichen Buchglaubens darin ge— 
uaden wird, 1) negativ, daß dingliche Rechte durch keine andere als bie Yorm der 
Eimtragung, 2) pofitiv, daß fie auch Lediglich nad) Mafgabe ihres vor Augen 
Siegenben Inhalts begründet und erhalten werben, fo ift dies doch nur mit erheb- 
fihen Einfchräntungen zu verftehen. Es giebt nicht nur bingliche Rechte (befonders 
Sewituten), die nicht der Eintragung bedürfen, fondern es erhellen auch bie Rechts- 
vrhältniffe weder vollftändig, noch unumftößlich aus dem Buch allein. Insbeſondere 
it die früher Tebhaft befämpfte jog. Dupligität des Eigenthums, d. h. die Fortdauer 
ame wahren, 3. 3. aber öffentlich nicht anerkannten, neben dem ſog. Buch- 
kEigenthum keineswegs befeitigt, noch Tann fie füglich befeitigt werden. Ebenſo⸗ 
wenig un die P. den Eintragungen von dinglichen Rechten die Kraft abftrakter 
dormalafte. 


Die Rehtsmirkiamteit der Eintragungen, „die Rechtskraft der bürgerlichen Ein= 
träge" (Exner) beftimmt fich nach dem Stande der Gefehgebung zu der Zeit, ba 
fe erfolgt find. Gine BVerftärkung derſelben durch Gefehesänderung überträgt fich 
ai vorandene Eintragungen nicht; es fei denn dies ausdrücklich angeorbnet. Die 
Leititelberichtigung der Pfandbücher wird burch deren Umwandlung in Grund- 
bücher wicht im Bucheigenthum verwandelt (ſ. Dalde in Gruchot's Archiv, 
XVI. 469 ff.). 

Öppothelenfcheine find öffentliche Urkunden, aber nicht die Träger der publica 
ide des Grundbuchs, deſſen Inhalt entfcheidet, wenn er mit dem des Scheins nicht 
ibeeinftimmt. Anders bei ben Grundfchuldbriefen des neueftene Preuß. Rechte. 
die Grundalten ftehen nicht unter dem Schutze des P.prinzips. 

Sigb. w ae: arrenb Grund dr. $ 19, Gejeß über Eigenth.Erwerb “m ra 

88 4, 10, 11, 15, 38 49 nebft Kommentaren. — Dernb nid, Preuß. 
Nouteeht, $ bon Serieibe und Binziäe, Das Preuß. 8 ee I. Abth. (Beipg. 
ui ra 2,8 Sol berg, Ueber die Bedeutung bed öffent! an laubens bes upotheten 
diti mach Ang. ER. und des Grundattes nach dem Geſe a 5. Mai 1872 (Halle ie), 
E68, 31,71 77 fi., 161 ff. — Aelteres Euub- t f. Prinz, Der Einfluß de 

—**— —— auf das ee (1858. — —A— für Stadt und 

— vom 4. Dez. 4,6, 7, 28, 88—86. — dv. Waͤchter, Die 

ie Gerichtäblicher und "ine —2 für bie Sicherung und bie Natur der ein» 
* Rechte nah Württemb. Recht, in feinen Grörterungen, PH 1 “ 137 ff. (1845). — 
aeberger, Studien zum Ba geilen en 8 ff. (1872). — Siss- 
aann, Komment. zur Gädj]. — elende 879. — arg r. Sachen, 

— 1865, 88 9 ar DaB ——— —— — fi 7 
We, * Em a "Medienburgifge Hypothekenrecht (Leipz. 1871), 
E UF — Ögde dir. art 2106-2199 (Mblehriften on Jedeemann, Miekung von Ause 
afngen). — Sachen: Weimar, Pfd.Gel. vom 6. Mai 1839, S$ 71 fi; Ausf.Orbn. vom 
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12. März 1841. — Hier fog. Privilegienbücher für General Helen: Auflez, Handb. d. 
Sabuları. in Sag! Ye 3 Das ; nn Kane — Hierzu 
Randa in der Krit. B.I.Echr. von Brinz, 16, 17 ff. Schaper. 
Puchta, Wolfgang Heinrich, & 8. VII. 1769 zu Möhrendorf bei Er— 
langen, wurde Advokat in Ansbach, dann Kriminalrath, 1797 Juſtizrath, 1811 


Dirigent des Landgericht? in Erlangen, t 6. III. 1845. 

hriften: Anleitung zum vorfichtigen ſtreditiren auf unbewegliche Güter nach ben 
Grundjäßen bes Preubtiden Hypot X Erl. 1815. — Ueber Güterzerträmmerung und 
Grundftüdhandel, Erl. 1816. — Der Geſchäftsmann in Gegenftänden ber Öffentlichen und 
Privatrechtaprazis, Erl. 1818. — Worte ber Erfahrung für das Prinzip der Spezialität, 
Erl. 1819. — Ueber bie Grenzen des Richteramtes in bürgerlichen Rechtsſachen, Nürnb. 
1819. — Sanbbud des gr ichen Verfahrens in Sachen ber freiwilligen Gerichtäbarkeit. 
Nürnb. 1821, 2. Aufl. 1831, 1832. — Unterricht über die Gemeinbeverwaltung auf dem Land: 
und im Königreich Bayern, Erl. 1822, 2. Aufl. 1823. — Beiträge zur Gejehgebg. und Brari: 
bed bürgerlichen Rechisverfahrens, Erl. 1822. — Unterricht Über die neue Gypotheten: 
verfaffung in Bayern, Erl. 1828. — Das Inſtitut der Schiedsrichter, Erl. 1823. — Entiouri 
einer Ordnung bed Verfahrens in den Gegenftänben ber freiwilligen Gerichtäbarteit, Erl 
1824. — Ueber die bürgerliche Rechtäpflege und Seritänerfoflung Bayerns, Erl. 1826. — 
Der Dienft der beutfchen Lam ämter oder Finzelrichter, Erl. 1829, 1830. — Ueber die geridti. 
Klagen, beſonders in Streitigkeiten ber LAhbeigenthümer, Gießen 1833, 2. Aufl. 1840. — Die 
Landgerichte in Bayern und ihre Reform, Exl. 1834. — Das Prozehleitungsamt des Deuticen 
Civilrichters, Gießen 1836. — Ueber die rechtliche Natur der bäuerlichen Gutsabtretung, 
Gießen 1837. — Anleitung zur Eiv.Prz.Prar. in Bayern, Erl. 1838. — Der Inquifitions: 
prozeß mit Rüdficht auf Reform des Deutſchen Strafverfahrens, Erl. 1844. 
et Seine Erinnerungen aus bem Leben und Wirken eines alten Beamten, Nördl. 
1842. 

Georg Friedrich P., Sohn des PVorigen, 5 31. VIII. 1798 zu Cadolz⸗ 
burg in Franken, ftudirte in Erlangen, wo er 1820 promovirte, wurde 1823 außer: 
ordentl. Prof., 1828 ordentl. Prof. in München, ging 1835 nach Marburg, 1837 
nach Leipzig, 1842 nach Berlin, 1844 Geh. Obertribunalsrath, 1845 Mitglied des 
Staatsraths, F 8. I. 1846. 

Schriften: Grundriß zu VBorlefungen über juriftifche Encyflopäbie und Methobologie, 
Erl. 1822. — Civil. Abhandl., Berl. 1823. — Enchklopädie, Leipz. 1825. — Das —8 
heitsrecht, Erl. 1828—1837. — Lehrb. für Anftitutionenbozlef, Münd. 1829. — Syſtem dei 
Gemein. Eivilzehts, Münch. 18932. — Verosimilium capita V, Lips. 1837. — Lehrbuch der 
Pandelten, Xeipz. 1838, 12. Aufl. von Schirmer, 1877. — Ginkitung in das Recht ber 
Stiche, 1840. — Kurſus ber Inftitutionen, Leipz. 1841, 1842; 9. Aufl. von Paul Krüger, 
(2 Bde.) Leipz. 1881. — Borlefungen über das heutige Romiſche Recht, Leipz. 1847, 1848. 
6. Aufl. von wbortt 1878, 74. — Kleine civilift. Schrifien von Ruborff berauägeg., Leipzy 
1851. — Auffäge im RKheiniſchen Mufeum, Krit. Jahrbb. u. Weiske's Rechtälerilon. 

Lit.: Augsburger Age; gt . dom 5. Februar, 1846. — Rrit. Jahrbücher ber Deutſchen 
Rechtöwifienichaft, 1846, ©. .— Huber'3 Janus, 1846, ©. 397 ff. — Nekrologt 
Stahl’3 und Wegell’3 vor den „Seinen civilift. Schriften“. — Revue de legislation 
XXVI. (1846). — Ziller, Ueber die von ®. der Zarftellung der Rechte zu Grund gelegten 
rechtsphiloſophiſchen Anfichten, Leipg. 1853. — Schulte, Geichichte, III.b 198, 928. 

. Teihmann. 


Bufendorf, Sam. Freih. v., & 8. I. 1682 zu Flöha bei Chemnitz, find. 
in Leipzig und Jena, wurbe 1661 Prof. des Natur- und Völkerrechts in Heidel⸗ 
berg, ging 1668 nach Lund, wurde Schweb. Hiftoriograph, 1688 Kurbrandenburg. 
Geh. Rath zu Berlin, vom König von Schweden zum Freiherrn erhoben, + 16. 
X. 1694. 

Schriften: Elem. jurisprud. univ.. Hag. 1660, Jen. 1669. — De Philippo Amyntae 
filio (in Diss. acad. select., Upsala 1677 p. 86). — De jure naturse et gentium, Lond.. 
Scan. 1672 c. not. var., Francof., Lips. 17h; frangöf. von Barbeyrac, Amst. 1706, Bäle 
1732, nouv. ed. 1771. — De officio hominis et civis, Lond., Scan. 1873, 1702, c. not. 
Barbeyracii Lugd. Bat. 1769; nouv. &d. Par. 1830. — De rebus suecicis, Ultraj. 1686. — 
De rebus gestis Frid. Wilh. Magni Electoris, Berl. 1695. — De rebus gestis Friderici III. 
Berl. 1695. — Severinus de Monzambano, de statu imperii Germanici, Genev. 1667, Veron. 
1668 und öfter (deutich von Dr. Breßlau, Berl. 1 Jus feciale divinum, Lub. 1695, 
Francof. 1716. — Eris Scandica 1686, 1759. — De habitu religionis christianae, Brem. 
1687, 1697, 17083, franz. Francf. sur ’O. 1690, Utrecht 1690, Amst. 1707, deutſch von Imm. 
Weber s. 1. 1692, Sranff. 1714. 
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Lit: Bluntſchli, Geichichte des i Staatsrechts, 1864, ©. 108—132. — 
Bluntiäli, be Pi. ge rg Te 341, 331. — Siuria, 
Rrhtz und Staatsprinzipien, IL 1—87, 242 ff. — Stobbe, Rechtsquellen, . 
Beiehberg, Recht der Eheichließung, S. 258. — Warntönig, Rehtsphilofophie, 2. — 
84 5. . — Raumer, Geſch. Entw. des Begriffes von Recht, Staat und Politit, 
Aufl. 6. 56. — Cauchy, Droit maritime international, I. 49—53. — Srantlin, 
Eas Deutihe Reich nad Sev. v. Monzambano, Greifaw. 1872. ng Real 
enpllopädie IX. 43144. — no] er, Gefchichte der National-Dekonomit, 1874, ©. 304 
dis 918; Derjelbe in ben hiſtoriſch⸗philol. Berichten ber konigl⸗ Sa, Seenigaft, 1868, 
©.02 f. — v. Treitjchke in den Preuß. Jahr. XXKXV. 614-655, XXXVL 61—109. — 
Equlte, Geſchichte, IL b 52. Teihmann. 

Friedrich Eſaias P., Großneffe des Vorigen, 512. IX. 1707 zu Büdeburg, 
winde Advokat am Geller Tribunal, 1738 Oberappellationsgerichtsrath, 1757 Mit- 
glied der Sozietät der Wiſſenſchaften zu Göttingen, 1767 Vizepräſident bes Ober- 
apsellationägericht8, erblindete, wurde jedoch glüdlich operirt, T 1785. 

Säriften: Obs. jur. univ. quibus praec. res. judic. summi trib. Cellensis contin., 
Cellis et Hannov. 1744—1784. — Animadversiones juris, Hannoy. 1783. — De juris- 
&ictione germanica, ov. 1740. — Er gab jeined Vaters Introd. in processum crimi- 
solem Luneburg. ed. II. ov. 1768, und Kriminal⸗Inſtruktion 1736 heraus. 

Bit.: Rotermund zu Jöcher. — Meuſel, X. 568. Zeihmann. 

6, €., 5 1800, f 8. VIII. 1836 zu Bonn. 

Schriften: Observ. duae de jure civili, Bonn 1831. — Ueber bie Deutichen Univerfis 
töten, Beleuchtung der Schrift von Diefterweg: Ueber bad Verderben an den Deutichen 
Inverfitäten, Bonn 1836. — Er war einer der Gerausgeber bes Rheinifhen Muſeums 
itt Inrisprubenz. 

Lit: Reuer Nektolog ber Deutſchen, XIV. 1047. Teihmann. 

Bunktation nennt man jede fchriftliche Beurkundung einer zwifchen zwei ver- 
ttagichließenden Parteien „vorläufig“ erzielten Willensübereinftimmung. Die recht- 
üde Bedeutung einer jolchen kann aber fehr verjchieben fein. Die P. kann enthalten 
1) bloße Traftate, d. h. Erklärungen ohne Verpflichtungswillen, zur Notiz für bag 
Gedachtniß oder dergl. Aus folchen entipringt feine Rechtswirkung. 2) Eine 
volerdete Willengeinigung über einen künftigen Vertragsſchluß; fog. pactum de 
oontrahendo oder Vorvertrag, 3. B. der Wechſelſchluß (pactum de cambiando), ıc. 
UL 68. D. d. V.O. 45, 1. Hieraus hat der Berechtigte eine Klage auf Ab- 
fhluß des verjprochenen Vertrages, eventuell auf fein Intereſſe. Doch ift dazu er- 
forderlih, daß der Vorvertrag nicht aus formellen Gründen ungültig je. Im All— 
geruimen bedarf derſelbe freilich nach der Grundregel des Gem. Rechts feiner be 
Rinmten Form. Indeſſen muß ausnahmsweife die Beobachtung der für den fog. 
Hauptoertvag gebotenen Form verlangt werden, wenn dieſelbe nicht blos im Dienfte 
des Parteiwilleng und zu deſſen befierer Feſtſtellung, ſondern zu feiner Beſchränkung 
md, um voreilige Gebundenheit zu verhüten, vom Gefſetzgeber vorgejchrieben ift; wie 
2. die Infinuation übermäßiger Schenkungen. Denn in ſolchen Fällen würde 
durh die Magbarkeit eines diefer Form entbehrenden Vorvertrages die Umgehung 
tır gefehlichen Formvorſchrift ermöglicht werden. Hier ift denn auch eine an bie 
Ridteingehumg des Hauptvertrages gefnüpfte Konventionalftrafe ıc. ohne Wirkung. 
I Tie P. kann auch einen fertigen Vertrag enthalten, welcher nur noch duch 
Birerholung in einer befondern Form beglaubigt werden foll. Dies ift nament- 
lich der all, wenn über ein Grunditüd kontrahirt, aber zum Beweiſe des Kontrakts 
ur den Gumdbuchrichter eine öffentliche Urkunde erforderlich ift. Dann geht die 
Rage aus der P. auf Erfüllung der vorbehaltenen Form, ohne daf darin ein zweiter 
Vertrugefchluß zu finden wäre, nicht minder aber auch unmittelbar auf Erfüllung 
Ceuif, Arch, X. 242; XI. 33). Dos Preuß. Allg. CR. unterſcheidet die ver— 
Miedenen, unter dem Namen P. zufammengefaßten Wbreben nicht gehörig. Es ver- 
'it einer „von beiden Theilen unterichriebenen P. gleiche Gültigfeit, wie einem 
Yenlihen Kontrakt,” ftellt fie aber, „wenn wejentliche Bejtimmungen fehlen, ober 
dir Parteien die Berabredung gewifjer Nebenbedingungen fich darin ausdrüdlich vor⸗ 
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behalten Haben“ (6i8 zur vertrags⸗ oder geiehmäbigen Ergänzung diefer Mängel), 
mit Etui pin glei (88 120—126 Allg. ER. I 

: Regelöberger, Civilrechtliche — 868, S. 128—162. — Degen: 
—X ie Xegriff bed Vorvertrages, reib. a _ Bindthe. Lehrbuch, I a 
Rr. 2. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, I. $ 101 

Pupillarinbftitutien (75. 1. ©. 100) bezeichnet im Röm. Recht ve &- 
nennung eine® Erben durch den Gewalthaber für beffen (geborenen ober noch un- 
geborenen) Gewaltunterworfenen auf ben Fall, daß letzterer durch des erfteren Tod 
gewaltfrei werben und vor erlangtem Zeitiralter (ala pupillus, impubes) verjterben 
ſollte. Borausfegung ift, daß der Gemwalthaber auch für fich jelbft ein Teftament 
errichtet, als defjen Beftandtheil das Pupillarteftament gilt (pars et sequela paterni 
testamenti), mit welchem es fteht und fällt. Grund jener Befugniß ift ſowol die 
eigene Zeftirunfähigfeit de impubes als die noch nach dem Tobe fortgefeßt gedachte 
Herrichaft des paterfamilias über die familia, indem das Pupillarvermögen ala Zu- 
wach® bes väterlichen behandelt wird. Den Namen Subftitution trägt die Ernennung 
des Pupillarerben darum, weil der Gewalthaber jo indirekt auch fich felber einen 
Nacherben einſetzt, gleichviel ob er zugleich den Pupillen zu feinem Erben ernannt 
haben mag ober nicht. So ift denn auch im Zweifel Vulgarjubititution in der }. 
enthalten und umgelehrt. Zwar verfügt der Gewalthaber über zwei Erbſchaĩten 
aber in Einem Teſtament, weshalb jene, wenn fie in der Perſon des Pupillen ode 
des Subftituten fich vereinen, untrennbar find; weil aber der Teftator dem Kinde, 
nicht dieſes fich felber, Erben ernennt, Tann Anfechtung ber P. weder durch die 
Notherben des Teſtators, noch durch die des Pupillen ftattfinden. Die Aufhebunge 
gründe des Pupillarteftaments ergeben fich aus deſſen Borausjegungen. — Während 
der Code civil jegliche Subftitution verbietet, und daher der P. überall nicht er- 
wähnt, Iebt diejelbe fort in der neueren Deutfchen Gejehgebung, jedoch im wejentlic 
veränderter Geftalt. So betrachtet das Preuß. Allg. ER. das elterliche Teſtament 
und die P. ſtets als zwei in Gültigkeit und Wirkungen von einander unabhängig 
Teftamente; beſchränkt den Zeftator bei der Wahl des Subftituten auf die Bluts 
verwandten bes Kindes; gewährt außer dem Vater auch der Mutter das Subftitutions 
recht, biefer aber nur für das von ihr auf das Kind vererbte Vermögen. Nah 
Defterr. Recht können Eltern ihren Kindern (auch den teftirunfähigen) nur rüdjiht 
lich des Vermögens, das fie ihnen Binterlaffen, Erben oder Nacherben ernennen. 
Das Sächſ. BGB. Tennzeichnet folgende Verſchmelzung der subst. pupill. und quasi- 
pupillaris: 1) das Recht, an Stelle ihrer leiblichen Kinder über deren einftigen Nach 
laß zu verfügen, fteht zu dem Vater und der Mutter (nicht anderen Afcendenten), 
letzterer für das außereheliche Kind, für das eheliche nur, wenn der Vater fein Recht 
nicht ausgeübt hat; 2) Borauzfegung ift a) irgendwelche Derfügungsunfähigkeit dei | 
Kindes, mit Ausnahme der Prodigialität, b) daß da Kind nicht vor der Unfähig: 
keit gültig teftirt Hatte; 3) die elterliche Verfügung gilt als letzter Wille des Kindes 
(melches ſelbſt überhaupt nicht enterbt werden kann), beffen Pflichttheilserben alio 
auch zu berüdfichtigen find; 4) ber eingejeßte Erbe ift direkter, wenngleich bedingt 
ernannter Erbe des Kindes, und zwar erften Grades; 5) ber Barens braucht über 
Tann em Nachlaß überall nicht zu verfügen. 

Bit. u. Quellen: —— Pr u. XLL — Arndts im Rechtslex. X. ©. 663 f. — 
Baron, Gefammtrechteverh,, — Pietak, Arch für civ. Praxis m u. LIX. - 
Windie En Zehrb., Di — 2,16; D. 2 6; C. 6, 26. — Code civ. art 
896. — Preuß. Allg. Rn 2 ri 's2ı — —— BGB. $ 69. — , Ben. 
g8 2208 — Mommfen, Erbr.-Entiourf, 88 148, 487 ff. Sähiük 

Purgelbt, Johann, f. im Anhang. 

Butativehe. (matrimonium putativum) ift diejenige Ehe, welche in dem guten 
Glauben beider oder auch nur eines Ehegatten, daß ihr fein trennendes Ehehinderniß 
entgegenfteht, abgefchloffen wurde. Zur Annahme der bona fides ift aber nach 
heutigem fatholifchen Kirchenrecht die Eingehung in der vom Tridentinum vor 
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geſchriebenen Form, eventuell, wo dafjelbe nicht publizirt ift, die Abſchließung erft 
nah jtattgehabtem Aufgebot erforderlich. Unter diefer Vorausſetzung gelten die 
Kinder, welche bis zu der ficheren Kenntniß der Ehegatten von der Nichtigkeit der 
Ehe, eventuell bis zur richterlichen Nullitätserflärung der lebteren erzeugt find, 
für ehelich. Daſſelbe muß auch für die evangelifche Kirche gelten, jofern Hier die 
Gheeingefungsiorm beobachtet ift, da ein bloßer Rechtsirrthum die Ehe nie zur 
putativen machen kann. Für das Gebiet des Gem. Rechts Hat die P. weiter die 
Birkung, daß zu Gunften des guigläubigen Gatten auch die von ber Eheichließung 
ab bis zu den vorhin gedachten Zeitpunkten Hinfichtlich des Vermögens eingetretenen 
Birtungen jo behandelt werben, ala ob eine wahre Ehe vorgelegen hätte. Das 
Vreuß. Allg. LH. giebt den Kindern aus einer P. bald die Mechte von ehelichen 
Kindem im Verhältniß zu ihren unmittelbaren Eltern und unter ſich mit Gewährung 
des Ramend der Mutter und unter Ausſchluß aller Verwandtſchaftsrechte zu den 
Vewandten der Eltern, bald nur die Rechte von Kindern aus einer Ehe zur linken 
Sand (Th. I. Zit. 2 SS 50 ff); ferner ftellt es kaſuiſtiſch abgeftujte Regeln für 
die Bermögensverhältnifje der Ehegatten auf (Th. IL Tit. 1 88 952 ff). Das 
Leſtert. BEB. ($ 160) fteht Hinfichtlich der Wirkung der P. für die Kinder auf dem 
Boden des Gem. Rechts, während es, was die güterrechtlichen Verhältniffe betrifft, 
die Ehepaften zufammenfallen und das Vermögen in den vorigen Stand, vorbehalt- 
fi der Entſchädigungspflicht des Schuldigen gegenüber dem Unjchuldigen, zurüd- 
lehren (äkt (8$ 102, 1285). Dagegen bat das Sachſ BGB. (%$ 1628, 1782) das 
San. Recht in vollem Umfang adoptirt, und damit ftimmt auch der Code civ. art. 
1, 202 überein. 

Cuellen u. 2it.: c. 2, 8, 10, 14 X. qui filii sint legitimi, IV. 17. — J. N. Hertius, 
De watrimonio putativo, Giess. 1690 (opusc. Vol. I. tom. I. p. 245 ss.). — E. C. West- 
phal, De veris casibas matrimonii putativi, Halae 1758. — J. H. Boehmer, Jus 
ecksiast. Protestant., lib. IV. tit. 17 $$ 36 ss. uſchius. 


P. Hi 
Pütter, Johann Stephan; Pütter, K. IH. und Püttmann, Joſias 
tudoig Ernſt, ſ. im Anhang. 


Q. 


„Duarautäneanſtalten. Ouarantänen find Anftalten, in welchen ankommende 
Terionen, Schiffe, Waaren u. ſ. w. einer — urfprünglich 40 tägigen — Iſolirung und 
Leobahtung bzw. einer Desinfizirung unterworfen werden (Beobachtungsquarantäne, 
Rinigungaquarantäne). Die angefochtene, aber auch jeßt noch vorherrſchende Anficht . 
von der Uebertragbarkeit der orientalifchen Peit und anderer Seuchen durch Berüh- 
Ang Kranker oder infizirter Gegenftände hat zu Abjchliefungsmaßregeln gegen die- 
jmigen Länder, in benen biefe Krankheiten bereichen, geführt, Solche Abfchliegungs- 
zahegeln beftehen theils in gänzlicher Abfperrung ber Grenze mit beftimmten, durch 
Sorantänen geficherten Eintrittsftellen, theil® in Ueberwachung der aus jeuchen- 
derdachtigen Ländern kommenden Perjonen oder Waaren, namentlich jeewärts ein- 
gthender Schiffe. Duarantänen als Eintrittäftellen für den Seeverkehr befinden ſich 
in fait allen größeren Häfen Europa's, namentlich in denen des Mittelmeer? (bie 
Aordeutichen Seejtaaten und Dänemark benugen die Löſchungs und Reinigungs-Q. 
2 Känjd bei Gothenburg); Abſperrungen der Landgrenze durch Militärkorbong 
innen ftehend (Rumänien, Defterreich. Militärgrenze gegen die Türkei), oder yorliber« 
Chend Brarhen beim erjten Auftreten ber Cholera) fein. Die Schwierigkeit, Sperr- 
nagregeln ſtreng durchzuführen, und bie daraus hervorgehende Zweifelhaftigkeit bes 
Welg die KRoftipieligleit der Grenzſperren und Duarantänen, die Nachtheile, welche 
für den Verlehr daraus entjpringen, haben biefen Maßregeln viele Gegner erwedt. 
ddeitendorff, Gnc. II. Rechtälegiton IT. 3. Aufl. 16 
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Inzwiſchen Haben die Regierungen die VBerantwortlichkeit für die Unterdrückung der 
Quarantänen nicht zu übernehmen vermocht, man bat fi} aber bemüht, durch ame: 
mäßige Einrichtungen den Verkehrsſtörungen thunlichft vorzubeugen. Die Geieh- 
gebung bat fich in den Seeſtaaten mehrfach mit der Regelung des Quarantäneweſens 
beichäftigt, namentlich in Frankreich (vergl. daB Gef. vom 8. März 1822 und das 
Dekret vom 26. Febr. 1876 sur la police sanitaire maritims, Bull. des lois, XI. 
Ser. Nr. 299). Die letztgedachte Macht hat fih auch um eine internationale Behand- 
kung der Sache bemüht. Im Jahre 1850 vereinigte fie in Paris eine Konferenz von 
Vertretern der bei dem Verkehr im Mittelmeer Hauptfächlich betheiligten Mächte, deren 
Ergebniß die Einigung über ein internationale® Reglement sanitaire war. Der 
betreffende Vertrag vom 3. Februar 1852 — welcher aber nicht von allen theil- 
nehmenden Mächten ratifizirt ift — beftimmt, daß allgemeine gefſundheitspolizeiliche 
Mafregeln nur gegen die orientalifche Peft, das gelbe Fieber und die Cholera ein- 
treten follen und daß alle Schiffe, mit Ausnahme der zum Zoll- und Wachtdienit 
beftimmten Fahrzeuge, ſich mit einem Gejunbheitspaffe (f. d. Art.) zu ver 
ſehen haben. Jedes Schiff, welches mit unreinem Gefundheitspaß anlangt, mus 
Quarantäne halten. — Die Erkenntniß, daß zum Schub gegen Einfchleppung von 
Seuchen eine dauernde ſanitätspolizeiliche Ueberwachung der Urjprungsländer wichtig 
fei, Hat zur Einfegung internationaler Sanitätsbehörden, namentlich in Konftantinopel 
und Alerandrien, geführt. — Nach weiteren Berfuchen internationaler Regelung, 
welche im Jahre 1866 auf Anregung Frankreichs in Konftantinopel ftattgefunden, 
aber zu einem Vertrage nicht geführt Hatten, Kat Defterreich im Jahre 1873 eine 
auch vom Deutſchen Reiche beſchickte Konferenz in Wien veranlaßt, welcher die Aui⸗ 
gabe geftellt wurde, die den Fortſchritten der Wiffenichaft und den gefammelten Er⸗ 


fahrungen entiprechend einzurichtenden Duarantänemaßregeln und die Einfegung einer | 


Seuchenkommiſſion für das Studium der Epidemien an den Stätten ihrer Exiſtenz 
herbeizuführen. Indeſſen find die Arbeiten der Konferenz in Folge des Ruffiſch- 
türfifchen Kriegs ing Stoden gerathen, und es bleibt abzuwarten, ob und mit welden 





Erfolge fie wieder aufgenommen werden. Im März 1880 erwieberte ber Defterr. | 
Minifterpräfident auf eine Snterpellation, daß dem Inslebentreten einer inter: | 
nationalen Sanitätsfommiffion noch Schwierigkeiten entgegenftänden, ba bei einzelnen | 
Regierungen verfchiedenartige Auffaffungen über den Werth einer folchen Kommiſſion 
herrſchten. Die Gejehgebung des Deutichen Reiche ift mit allgemeinen Quarantäne | 


maßregeln bisher nicht befaßt geweſen. Bei der im Anfang des Jahres 1879 an 
fcheinend von Rußland her drohenden Peftgefahr ift durch eine Kaiſerl. Verordnung 
vom 29. Januar 1879 (R.G. Bi. ©. 8, 125, 158) die Einfuhr gewwiffer Gegenftändt 
(gebrauchter Wäſche, Kleider und fonftiger Träger des Anſteckungsſtoffes) aus Ruß: 


. land iiber die Reichsgrenze verboten, die Einfuhr von Schaftvolle nur nach vor: | 
gängiger Desinfektion geftattet, auch durch Kaiferl. Verordnung vom 2. Februar | 
(R.G.Bl. ©. 9, 155) der Reiſendenverkehr aus Rußland gewifſen Beſchränkungen 


unterworfen worden. Es wurbe ferner im Verein mit Oefterreih und andern 
europäifchen Staaten eine Kommiſſion von Sachverftändigen in die durch die Epidemic 


heimgefuchten und bedrohten Theile Rußlands entfendet. Weitere Maßregeln wurden 
durch das Erlöfchen ber Seuche in Rußland unnöthig. Das Preußifche mittels | 
Ausf.Orbn. vom 8. Auguft 1835 (Geſ.S. ©. 240, dazu die Allerh. Ordre vom | 


29. Auguft 1858) publizirte Regulativ über das bet anſteckenden Krankheiten zu be 
obachtende Verfahren enthält eine Reihe von Beftimmungen bezüglich der Cholera, 


Typhus und anderer anftedenden Krankheiten. Danach werden 3. B. die über Ser, 


aus Orten, two die Cholera herricht, eingehenden Schiffe einer viertägigen Beobachtung 
quarantäne unterivorfen. Hat fich während dieſer Obfervation kein bebenflicher Gr: 
krankungsfall ergeben, jo wird das betr. Schiff zur freien Praktik (zum freien Verkehr) 
in den Hafen zugelaffen. Hat aber das Schiff Cholerakranke an Bord, fo werden 
diefelben von dem Schiffe entfernt und letzteres wird nach Anleitung der Desinfektiong- 


' 
\ 
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infruftion gereinigt. Vgl. die Minifterialverj. vom 12. Juli 1873. Bezüglich der 
Teit ift auf Grund des $ 306 des damaligen (jet $ 327 des Deutjchen) StrafGB. 
tie minifterielle Berfügung vom 8. Juli 1863 (Handelsardiv j. 1868, IL. ©. 61) 
ctgangen. Inhalts derjelben muß fich jeder Führer eines nach einem Preuß. Hafen be= 
itmmten Schiffes, welches einen der Peſt verbächtigen Landestheil verläßt, mit einem 
bejundheitspafſe verſehen. Der Peft verdächtig find alle Türkifchen Häfen mit Ein- 
ihluß der Syriſchen und Aegyptiſchen und alle übrigen Häfen ber Nordküſte Afrika's 
mit Ausnahme der al unverbächtig zu betrachtenden Häfen Algeriens und der Marof- 
fanichen Staaten. Der Geſundheitspaß muß von dem Deutfchen Konjul am Ab- 
abttsorte oder, wenn in dem Hafen oder Bezirke ein Deutfcher Konful nicht vefidirt, 
von der zuftändigen Ortsbehörde längſtens 48 Stunden vor der Abfahrt auageftellt 
iin und die Beicheinigung enthalten, daß am Abfahrtsorte und in beffen Nachbar- 
iäaft eine peftartige Kranfheit weder verbreitet ift, noch innerhalb der lebten 30 Tage 
verbreitet war und daß der Gefundheitäzuftand am Bord bes Schiffes bei deſſen 
Abiahrt zu einem Verdacht feinen Anlak bot. Ein folcher Gefundheitspaß ift aus 
idem der Peft verbächtigen Hafen beizubringen, welchen das Schiff unterwegs an- 
gelaufen hat. Die mit einem den vorftehenden Beftimmungen entfprechenden Ge— 
iundheitöpaffe verfehenen Schiffer erhalten in Preußifchen Häfen freie Praktik. Schiffe 
dagegen, welche aus einem pejtverbächtigen Orte ohne reinen Geſundheitspaß fommen, 
degleichen Schiffe, welche aus einem peftartig angeftedten Hafen kommen, Ießtere, 
zen fie peftiangende Gegenftände (Häute, Zelle, Haare ober andere Abfälle von 
Tieren, Lumpen, wollene ober feivene Maaren oder Effetten) an Borb haben ober 
2 nicht 15 Tage von dem Peſtorte weg find, werden in einem Preuß. Hafen 
et zugelaffen, wenn duch vollgültige Zeugniffe nachgewieſen wird, daß fie ſich in 
mer der Q. Großbritanniena oder der Großbritanniſchen Befigungen, Frankreichs 
'erichließlich Algeriene), Italiens, Schwedens oder Dänemarks einer Reinigungs« 
waronfäne untertoorfen und bort freie Praktik erlangt haben. Sinb fie mit einem . 
iolchen Cuarantäne-Gefundheitsatteft nicht verfehen, oder find fie feit ihrer Abfertigung 
aus einer diefer Anftalten und innerhalb der Iegten 15 Tage mit einem, auß einem 
deftartig angeſteckten Hafen kommenden, noch nicht quarantänefreien Schiffe in Be— 
rühtung gefommen ober haben fie einen verbächtigen SrankHeitse bzw. Todesfall an 
od gehabt, fo werben fie von den Preuß. Häfen ab- und zu einer Reinigungs- 
uorantäne des Auslands zurüdgewiefen, infofern bie drtlichen Verhältniffe des 
daienz nicht geftatten, ſolche Schiffe unter einer ſtrengen Bewachung biß zur Auf⸗- 
ftdrung der růdſichtlich der vorgefommenen Krankheite- u. |. w. Fälle vorliegenden 
Verbahtögrände bzw. bis zum Ablauf der 15tägigen Friſt vollftändig außer Be- 
Afrung mit dem Verkehr zu jegen. — Die Hamburgifche Verordnung in Betreff 
it Cusrantäne zu Kuxhaven vom 22. (29.) Dezbr. 1856 (Handelsarchiv |. 1857, 
1.3.23) unterwirft alle aus dem Schwarzen Meere, der Türkei und anderen ver- 
dihtigen Häfen kommenden Schiffe der Duarantäneunterfuchung. Diefelben dürfen 
au mer Ouarantäneflagge (einer grünen oder gelben Flagge event. der Rational« 
Auge am Bormaft) die Elbe auffegelm oder zum Anker üegen. Finden fich bei 
der Interfucgung Symptome von Peit ober gelbem Fieber, jo wird daß Schiff von 
der &be fort, an eine Reinigungsquarantäne gewiejen. Ein ähnliches Verfahren 
findet auf der Unterweſer ftatt, wo eine gemeinfchaftliche Preußen-Dldenburg- 
Vieniſche D. errichtet ift (Handeldarchiv j. 1868, I. ©. 141). Dgl. die Lubeckſche 
Tg des Ouarantänetvefens zu Travemünde vom 10. (14.) Oltober 1857, bie 
Redienb.-Echtwerin’iche Verordn. vom 27. Juni 1868, betr. die Cholera, und vom 
19. Auguft 1858, betr. die Pet. In Schleswig-Holftein find bie fräher gegen das 
gäbe dieber und die Cholera angeordnet geweſenen Quarantänemaßregeln durch die 
Taterte vom 2. April 1852 und 3. Yuli 1853 aufgehoben. Quarantäne oder 
Sehmbteitstommmifftonen follen nach der Ouarantäneverordn. vom 15. März 1805 
'Öhrmoleg. Samml. der Berorbn. j. 1805, ©. 40) in wichtigen Geeftäbten beftehen. 
16* 
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Quellen u. Sit.: Abstract of tions in force in foreign countries respecting 
Quarantine, communicated to the Board of Trade (Mai 1860); Abstracts of retarns of 
information on the laws of Quarantine which have been obtained by the Board of Trade 
(Juli 1860); Ordered, by the House of Commons, to be printed, | * . Hug. 1860 Rx. 568. — 
Prus, Rapport sur ia peste et les quarantaines, Paris 1 ulenburg, Las 
Medizinalweien in Preußen, Berlin 1874. 3. König. 

Quarta Divi Pii heißt das Viertheil des reinen Nachlafjes eines Arcogators. 
welches nach einer Konftitution des Antoninus Pius der während feiner Impubertät 
Arrogirte allen Erben gegenüber beanfpruchen Tann, wenn ihm durch legten Willen 
oder durch nicht gehörig begründete und obrigkeitlich gebilligte Emanzipation die 
Beerbung des Arrogators entzogen wird. Diefer Quartanſpruch bildete eine unter 
vielen Maßregeln ganz bejonderer Fürforge für ben gefchlechtsunreifen Arrogirten. 
damit nicht deſſen (erjt von Antoninus jelbft geftattete) Arrogation aus unlauteren 
Motiven vorgenommen und wieder aufgehoben werde, und gewährte 1) eine periön- 
liche Forderung auf Vorabzug des Viertheils wie einer Nachlaßſchuld, gleichviel od 
Inteſtat⸗ oder Teftamentserben des Arrogators gegenüber, bie nicht als Pflichttheils- 
recht, jondern ähnlich dem Recht der armen Wittwe als außerordentliche Singular: 
fucceffion aufzufaſſen ift; konnte 2) durch feinen gejeglichen Enterbungsgrund bejeitigt 
werden; fiel 3) hinweg, wenn der Arrogivte durante arrogatione die Pubertät cı: 
reichte, beides Ießtere hat man ohne Zug beftritten. Bei Verkürzung feiner Quar: 
durch bögwillige Veräußerung unter Lebenden hat der impubes gegen die Empiänger 
gewilfe dem patronatifchen Erbanſpruche nachgebildete Anfechtungsllagen bis zur Cr: 
gänzung feiner Quart. Gehört übrigens der imp. arrog. zu den inteftaterbberechtigten 
Deſcendenten bed Arrogators, jo bat er die Wahl zwiſchen Geltendmachung feine 
Notherbrechts (Nov. 115) und Ausübung jenes Quartabzugsrechts. — Das Redt: 
inftitut gilt zwar im Gem. Recht als rezipirt troß der Unbejtimmbarfeit eins 
Pubertätsalters, ift aber den neueren Gefeßgebungen fremd geblieben; dem Code civ. 
ſchon darum, weil diefer Arrogation nicht fennt und für den Adoptandus das Alter 
von 21 Jahren jorbert; dem Preuß. Allg. LR., Oeſterr. BGB. und Sächſ. BEL. 
weil diefe, Arrogation und Adoption nicht unterfcheidend, nur eine vielfach erjchwert: 
Annahme an Kindesftatt anerkennen, das angenommene Kind („Wahlkind“, Oeſten. 
in Erb⸗ und Pflichttheilsrecht nach den Adoptiveltern dem leiblichen Kinde vollkommen 
gleichftellen, und die Aufhebung des Verhältniffeg nur durch erſchwerten und gerichtlid 
bejtätigten Vertrag geſchehen laſſen. In Sachſen Hatte jchon dag Erbfolgemandat von 
1829 die Q. D. P. augdrüdlich aufgehoben. 


Sit. u. Quellen: Arndts im Rechtäler. VIIL — — ande, Recht ber 
—— ac * — dv. Vangerow, Lehrbuch, L $ 252. om J — z — B 
5,2. — D. METER la. gi 2 88 66 


38, 5. — 
Saft 868. s 179 #., 755 ff. — Code civ. art. 348 ss. — Eädjl. BGB. & Ku r. 
2567. — Bol. Schfolgemandat vom 31. Januar 1829 $ 59. 


Quarta Trebellianica, rectius: Trebelliana (Th. I.&.459) nennt nach a e 
Vorgange das Kanoniſche Recht zwar hiſtoriſch ungenau, aber aus praktiſchen Gründen 
die Quarta SC. Pegasiani, d. 5. die durch dieſes Senatusfonfult (unter Vespaſian 
auf das Berhältniß des Fiduziarerben zum Univerfalfideilommiß ausgebehnte Falci- 
diiche Quart. Das Abzugsrecht hat, wojern ein Verbot des Teftatord nicht im Wege 
fteht, der Erbe; aber nur dann, wenn er, obgleich mit dem Univerſalfideikommiß 
belaftet, freiwillig antritt. Die Anficht Mancher (u. A. BPuchta’s), auf die Tre 
belliana müſſe der Exhe fih Mehr anrechnen Iaffen, ald auf die Falcidia, nämlich 
ſchlechthin Alles, was er mortis causa erhalte (mit Ausnahme des Prälegats), hat 
zwar gute innere Gründe für fich, entbehrt aber der praftifchen Durchführbarteit 
und bes Quellenanhalts und wird daher, joweit nicht Abweichungen aus der Natur 
des Univerfalvermächtniffes (Früchte, Kaufpreife zc.) fich ergeben, von der herrſchenden 
Meinung mit Recht verworfen. — Die neueren Gejehgebungen, welche da® Quart⸗ 
abzugsrecht des Erben überhaupt aufgegeben haben (ſ. d. Art. Falcidiſche Quart) 
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fennen auch die Trebelliana nicht mehr; und zwar diefe Quart umfoweniger, ala 
der römiicherechtliche Gegenſatz zwifchen Erbeinfegung und Erbichaftsvermächtniß feine 
‚im Juftin. Recht bereits abgeſchwächte) Bebentu q verloren hat. 

Lit. u. Quellen: Dernburg im Civ. Arc. XXVII. 6. 307 ff. — Puchta, 
Fand, 8$ 546, 557. — v. Bangeroie, Lehrbuch, II. S 536. — Tewes, Syſtem, 
s121. — ®Winbjdeid, Lehrbuch, II. $ 666 Anm. 8. — 8 5 Inst. 2, 298. — D. 35, 2; 36, 
1.— «2 C. 8, 36. — c.c. 16, 18 X. 8, 26. — Preuß. Allg. LR. 1.12 $ 467. — Oelterr. 
288. 58 608 ff. — Saͤchſ. 368. 88 2508 ff. — Mommien, Fr fi 
: e 


Quaſibeſitz, iuris quasi possessio, (vgl. Th. I. ©. 395, 396—397, 404) 
’t das dem Beſitz (f. diefen Art.) analoge Verhältniß, bei welchem jowol die 
Stähliche Herrichaft, als auch der darauf gerichtete Wille des Subjefts nicht in 
dem Umfang, welcher dem Eigenthum entfpricht, jondern in einer dem Inhalt anderer 
Rchte gemäßen Beichränftheit vorhanden find. Das Röm. Recht bildete einen 
jelchen ©. zuerjt bei Servituten aus; hier wurde die thatfächliche Ausübung gewiſſer 
Srundgerechtigkeiten durch Interdikte gegen Eigenmacht geſchützt, und diefer Schuß 
Yan auf den Begriff des Q. und auf diefelbe theoretiiche Rechtfertigung, wie der= 
wenige des Sachbefiges zurüdgeführt (Gai. 4, 139; 1. 20 D. de serv. 8,1). Weiter 
haben die Römer einen ©. auch noch bei Emphyteuſe und Superfizies 
'i. diefe Art.) amerfannt, weil auch diefe eine fortgefeßte Ausübung ihres Inhalts 
wlaflen, nicht aber bei anderen Rechten. Ueber Weſen und Gegenjtand diejeg O. 
irticht fich das Röm. Recht nicht näher aus und beiteht daher Heutzutage Streit. 
Men darf ihn nicht ala Verhältniß des Inhabers zu einem Rechte (Brinz, 
xhrb., J. $ 196), fondern nur ala eine jervitutmäßig beſchränkte Sachbeherrichung 
&faften, baher ift auch jein Gegenftand nicht, wie die Bezeichnung als iuris possessio 
nahe legt, das Recht, jondern die Sache, und folglich D. auch ohne Vorhandenfein 
bw. nach Grlöfchen des Rechts, deffen Inhalt man verwirklicht, möglih. Während 
hiemach ſowol das Anwendungsgebiet, als die dogmatiiche Ausbildung des O. im 
Rom, Recht beichränft geblieben find, haben das Kan. Recht und auf dies geftügt die 
Voitere Theorie und Praxis, jowie die neuere Gefehgebung beides bedeutend erweitert. 
Tas Kan. Recht Ließ den D. an allen, eine dauernde Ausübung geftattenden Rechten 
u, inäbelondere an Hoheitärechten, Aemtern und Benefizien, Regalien, Reallaften, 
Achten aus der Ehe, ja fogar an obligatorifchen Rechten wenigjtens dann, wenn 
Ne auj ein Grundſtück radizirt waren (Bruns, Recht des Belikes, ©. 186 ff.). 
Ties toipirte man in Deutſchland und fügte jenen Rechten noch weitere, eigenthüm- 
id Teutſche Real- und Standesrechte Hinzu. Auch das Preuß. ER. (88 5, 146, 
147 Ag. ER. I. 7), der Code civ. art. 2228 und das Oeſterr. BGB. $ 311 
rehmen diefen Stanbpunft ein, indem die erften beiden alle Rechte, vorausgeſetzt, 
daB fie nicht durch einmalige Ausübung erlöfchen (vgl. Heydemann, Einl., I. 
8. 329336), das letzte wenigſtens die Vermögensrechte (Randa, $ 24 Anm. 2) 
'r befigbar erflären. Gegen dieſe allzumeite Ausdehnung des O. erfolgte dann 
are Reaktion durch Sadigny, der den O. nur bei dinglichen und bei den aftiv 
ait Grund und Boden verknüpften eigentHümlich Deutfchen Rechten gelten Laffen 
ril (Be, S. 504), weil nur bei biefen die Formen der Verlegung, gegen welche 
Se Ausübung gefchügt werde, zu denken feien (7), und deſſen Meinung lange die 
Serrkhende geblieben ift. In meuefter Zeit jeboch jtreben Theorie und Praris mit 
Kcht wieder über dieſe Schranken hinaus und neigen dazu, auch ftändig ausühbaren 
Thligationen,, wie Miethe und Pacht, namentlich aber ben ſog. Individualrechten, 
Tie Gewerberechten, dem Urheber», Patent», Firmen-, Marten-Recht u. ſ. w. Beſitzſchutz 
{u verleißen. Näheres bei Bruns, a. a. O., ©. 421; Windſcheid, Lehrb,, 
64A. 5; Randa, $ 24, ©. 537—556. — Bei allen Rechten, welche befikbar 
And, vollzieht fich der Erwerb des O. analog dem Befigermerb (f. diefen Art.) 
Wrpore et animo, d. 5. durch thatfächliche Herftellung der Herrichaft, welche den 
Inhalt des Rechts bildet, in Zufammenhang mit dem Willen, dieje Herrichaft für 
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fich zu haben. Im Einzelnen ftreitet man 3. B. darüber, ob bei Rechten zu vor: 
übergehenden Handlungen die Vollziehung einer folchen geichehen fein müfje (Randa, | 
8 26 9. 1), ober die bloße Möglichkeit derfelben genüge (Windſcheid, 8 163 
4. 5); jedenfalls ift eine äußere Bethätigung der Herrfchaft, ala Analogon ber | 
Apprehenfion, unerläßlich. Bei negativen Servituten wird der D. dadurch begründet, | 
daß der Zuftand der dienenden Sache, und zwar zufolge Willer® des Berechtigten | 
thatfächlich beſteht; diefer Wille Tann aber in fehr verfchiedenen Formen, 3.2. | 
durch Verbot, durch thätliche Hinderung einer Uebertretung, burch Abfchluß eines 
Vertrages u. ſ. w., zu Tage treten (vgl. Randa, $ 28, ©. 615—618). Zur 
Verluſt des Q. tritt, wie der Bejigverluft (f. diefen Art.), erft mit der Ber 
nichtung ber Herrſchaft ober bes Willens ein. Erſteres wird duch Unmöglichkeit | 
weiterer Ausübung herbeigeführt, mag diefe Unmöglichkeit aus Handlungen des be | 
Lafteten Gegners oder aus Zufällen entipringen (vgl. Randa, $ 35). Was aber 
die Vernichtung des Willens betrifft, jo gehört dazu auch Hier der Entſchluß, den 
OQ. aufzugeben, oder der Tod bes Subjekts. Dagegen kann die bloße Unterlafjung 
der Ausübung während längerer Zeit ala Erlöſchungsgrund des Q., — abgefehen | 
von pofitiven Vorſchriften der Partilularrechte, wie das Oeſterr BEB. $ 351, — 
nur infofern gelten, als daraus auf die Aufgebung des Befigwillens zu ſchließen iſt. 
Bertretung ift auch im O. zuläffig und erfordert auch Hier regelmäßig den Herr- 
ſchaftswillen des BVertretenen und bei bem Vertreter die Abficht, diefen Willen dee 
Prinzipals geltend zu machen. Der Schuß des O. wird bei Wege- und Wafjer: 
fervituten (f. biefe Art.) durch befondere Interdifte gewährt. Im Uebrigen haben 
die Römer die Sachbefiginterbikte, und zwar bei den in einer Vorrichtung am | 
berrichenden Grundſtück fich verkörpernden Servituten birelt, bei den mit Detention | 
ber dienenden Sache verbundenen Rechten utiliter angewendet. Dies letztere hat | 
die mittelalterliche Theorie und Praris generalifitt und bei allen Rechten, für welde | 
O. anerkannt wurde, auch die ſämmtlichen Beſitzſchutzmittel analog zugelaffen, indem 
man insbeſondere in jeder Unmöglicämachung ber weiteren beliebigen Ausübung be 
Rechts eine Spoliation und Entziehung de O. erblidte (Bruns, Recht bes Be 
fites, $ 26). Im neuefter Zeit wird jedoch bon verfchiedenen Seiten wieder auf eine 
Sonderung der einzelnen Fälle nach dem Vorbilde des Röm. Rechts gedrungen 
(Windideid, $ 164, 4. 18). 

Lit.: Ranba, Recht des Befibes, 3. Aufl., 55 24-86. — Windſcheid, Lehrbud, 
88 168, 164, 464. — Brinz, Xehrb., SS 196, 201, und die bei diefen angeführten &ingel: 
Ihriften, zumal Bruns, Das Redt bed Befipes und die Befipklagen. Ed. 





Quaſikontrakte und Quaſidelikte (TH. 1. S. 409 ff.) verdanken ihre Exiſten; 
in der heutigen jurift. Technik der fehlerhaften Syftematik, welche ſchon mit Ga j us beginnt 
und durch Juftinian fanktionirt wird. Während es von jenen beißt: non proprie ex 
contractu nasci intelliguntur, sed tamen, quia non ex maleficio substantiam capiunt. 
quasi ex contractu nasci videntur (pr. I. 3, 27), heißt e& von dieſen: non proprie 
ex maleficio obligatus videtur, sed quia neque ex contractu obligatus est, et 
peccasse aliquid intelligitur — videtur, quasi ex maleficio teneri (l. 5 $ 4 D. 
44, 7). Es liegt auf der Hand, daß fich Hieraus Nichts für die Begriffe der ger 
bachten Obligationen ergiebt und es ift an der Zeit, überhaupt mit ihnen zu brechen 
(Baron, Pand., $ 210; Förfter, Preuß. Privatrecht, $ 70). Zu den Duniie 
tontraften rechnen die Römer: die Obligation des negot. gestor, tutor, des nicht 
vertragsmäßigen Geſellſchafters, des Erben gegenüber den Vermächtnifnehmern , de: 
Empfängers einer Nichtichuld, ſowie die durch Litigfonteftation entftehende Der: 
pflichtung der Parteien (1.3 $ 11 D. 15, 1; f. die Art. Novation, Litiskon— 
tejtation). Als oblig. quasi ex delicto werben aufgeführt: bie Obligation des 
judex qui litem suam fecit, die Haftung aus dem edictum de nautis, cauponibus 
et stabularüs, aus der act. de posit. et suspens. und de effusis et ejectis. Mit 


Duafi-Pupillarfubftitution — Quasl-Ususfructus. 247 


Ausnahme des erjten alles Haben die Quaſidelikte das Eigenthümliche, daß ihnen 
entweder der ſog ſubjektive oder objektive Thatbeſtand fehlt. 

Quellen: Tit. 1. 3, 27; 4,5. — L 5 pr. $$ 8-6 D. 44, 7. — 1,6. D. 50, 18. 

Kit: Die Lehrbücher. Kayfer. 

Suafi-Pupillarfubftitution nennt man ein der Pupillarfubftitution nach⸗ 
gebildete, von Juftinian im Jahre 528 eingeführtes Rechtsinftitut, wonach e8 dem 
Vſcendenten geftattet ift, ſofern er fich felbft ein Teſtament errichtet, feinem geiſtes— 
tranfen Dejcendenten (wenn er diefem den Pflichttheil Hinterläßt) für den Fall, daß 
dider im Wahnfinn verfterben jollte, zunächſt aus defjen Kindern eventuell Gejchwiftern 
Subftituten zu ernennen, ohne Anjechtbarkeit durch Imoffiziofitätsquerel. Cine alt 
Fegründete Praris findet hierin die Befugniß nicht blos zur fideikommiſſariſchen 
Subftitution in das vom Zeftator dem Geiſteskranken Hinterlaffene, jondern zur 
Erbenernung für des letzteren gefammtes Vermögen; welcher Auffafjung zwar zur 
Exite fteht die Vorgeſchichte der Konftitution Juſtinian's und die ausbrüdlich betonte 
Analogie der Pupillarfubftitution, jedoch Vieles entgegenfteht, jo: daß Gewalt bes 
Zeftators über den Geiſteskranken nicht erforderlich ift, und daß mehrere Ajcendenten 
das Subftitutionsrecht ausüben können, was Konflikte bewirken muß. Demgemäß 
it heute wiederum nahezu jegliche Frage dieſes Rechtsinſtituts beftritten. Dem 
dtanz. Recht, dem Oefterr. und dem Züri. BGB. unbekannt, im Preuß. Allg. ER. 
einerſeits auf andere ZTeftirunfähige (Taube, Stumme) ausgedehnt, andererfeit3 auf 
die Eltern eingefchräntt, ift es im Sächſ. BGB. mit der Pupillarfubftitution in eigen⸗ 
thümlicher Weite verſchmolzen worben (f. d. Art. Bupillarjubftitution). 

Lit. u. Quellen: Winbiheib, Sehrbuch, III. $ 560. — Tewes, Syfem, 88. — 
&90.6 26. — 8 1 Inst. 2, 16. —1’43 D. 28, 6. — Preub. Allg. SR. IL. 288 545 ff. — 
Leere. BGB. 55 609, 566. — Sädjl. BGB. 8g 2203 f. — Mommjen, Erbr.-Entivurf, 
50, 148, 3 5 Shüpße 


Quasi-Ususfructus oder wmeigentlicher Nießbrauch ift ein Niekbrauch nur 
dem Ramen, nicht der jwriftifchen Konftruftion nach, Wenn nämlich ein „Nieß- 
brauh“ an Gegenftänden begründet wird, deren wirthichaitlicher Gebrauch im Aufe 
brauden derjelben beiteht, jo wird, ba der eigentliche Nießbrauch unverbrauchbare 
LObielte dorausſetzt, dies Rechtsverhältniß jo zurechtgelegt, daß fich der den „Nieh« 
brauh” begründende verbindlich macht, dem Ujufruftuar durch Tradition der Objefte 
Eigentum zu verfchaffen, und der Uſufruktuar dann dafür Haftet, anftatt der ver 
braudten Objekte bei Beendigung des Nießbrauchs“ Sachen gleicher Qualität und 
uantität zu veftituiren. Auf Grund befonderer Ausmachung kann der Uſufruktuar 
aud; berechtigt werden, anftatt gleichartiger Objekte den Geldwerth der empfangenen 
—— in welchem Falle er alſo alternativ verpflichtet iſt und ſelbſt die 

hat. 

Die Zuläãffigkeit eines ſolchen Rechtsverhältniſſes wurde im Röm. Recht zuerft 
grhlih anerkannt bei dem Legat eines Nießbrauchs am Vermögen des Erblaſſers 
tunh ein Senatußfonfultum ungewiflen Datums ($ 2.1. 2, 4; tit. D. 7, 5; fr. 
12.D.7, 9; fr. 1, fr. 24 pr. D. 38, 2; fr. 69D. 35, 2; c.1 0.8, 38; Ulp. 
2%, 27) und die Quellen bezeichnen das Rechtzinftitut jelber als quasi-ususfructus 
K2Lct;fr.2$1D. 7,5). Aber die Römer jcheinen auch bei der Annahme eines 
bien quasi-ususfructus legatus ftehen geblieben zu fein, jo daß die Anerkennung 
enderer Begründungsarten ala des Vermächtniffes erft der gemeintechtlichen Praxis 
angehört; es ift jet Himfichtlich des Begründungsakts zwifchen eigentlichem und 
eigentlichen Rießbrauch kein Unterjchied mehr zu machen. Die cautio usufructuaria 
dat bereite dag erwähnte Senatusfonfultum bier für anwendbar erflärt, wenn auch 
fm beionderer Form (fr. 12 D. 7, 95 c.1C. cit.). Im Uebrigen ergeben fich aus 
der Befonberheit der juriſtiſchen Konftruktion für den D. naturgemäß Abweichungen 
dor. den Regeln des eigentlichen Nießbrauchs jo die Abweihung, daß hier alle 
Gear des Niekbrauchobjelts der Nießbraucher als Eigenthümer allein zu tragen 
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bat, daß ihm andererſeits die volle Dißpofition über den Gegenftand zufteht, daß 
er aber hier nicht wie beim eigentlichen Nießbrauch durch Dereliktion fi) von weiteren 
Derbindlichfeiten befreien Tann. Demgemäß ift auch von den Erlöfchungsarten die 
durch Untergang der dienenden Sache und confusio mit dem Eigenthum eintretende 
ausgeſchloſſen; die Quellen - En Tod und capitis deminutio be& Berechtigten 
hervor (fr. 9 D. 7, 5; fr. 781 7, 9), man wird aber auch Zeitablauf oder 
Berzicht infofern als —— des D. zu betrachten haben, als mit Ein- 
tritt des dies oder mit Erklärung des DVerzichtes die Müdforderungsflage actio nata 
wird; eine Verjährung durch Nichtgebrauch wirb nicht zu Tonftruiren fein (vgl. aud | 
Sächſ. BGB. $ 659), vielmehr beginnt mangels Zeitbeftimmung die Rückforderungs⸗ 
Hage ſchon vom Tage der Begründung be D. an zu verjähren. 

Zu dem O. pflegt man auch den Nießbrauch an unkörperlichen Sachen, an 
Rechten, zu rechnen. Man follte das freilich nur Hinfichtlich jolcher Rechte thun, 
deren vermögensrechtlicher Ertrag nicht ander gewonnen werden kann, ala dadurh 
daß man fie durch Ausübung aufhebt oder veräußert, 3. B. unverzingliche Forderungen, 
und follte den Nießbrauch an unverbrauchharen Rechten, z. B. an verzinslichen 
Sorberungen, zum eigentlichen Uſusfruktus rechnen. Auch jcheinen die Römiſchen 
Quellen, indem fie nomina, sortes, kalendarium als Gegenftände des Nießbrauchs 
bezeichnen (fr. 3 D. 7, 5; fr. 24 pr., fr. 87 D. 33, 2), nur verzinalide | 
Kapitalien im Auge gehabt zu haben. Indeß ftellen fie diefe Fälle eben nicht zum | 
eigentlichen Nießbrauch, jondern charafterifiren fie ala Konjequenzen jenes Senat: | 
ſchluſſes über den Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen, und fo Hat die Doktrin 
don jeher den Begriff bes eigentlichen Uſusfruktus auf körperliche Sachen beichräntt 
und ijt von dieſem Standpunkt aus zu der Auffaffung bes Nießbrauchs an Rechten | | 
als eines umeigentlichen in allen Fällen gelangt. 

Gegenftand dieſes O. können natürlich nur Rechte fein, welche übertragbar Find | 
und bie Anzübung durch einen Andern zulaflen, alfo nicht Grunddiernftbarkeiten | 
(über fr. 1 D. 88, 2 f. Hanauſek, 82-88) oder höchftperfönliche Forderungen. 
Der Inhalt der Berechtigung geftaltet fich, je nach dem zum Gegenftand bes Nieh- 
brauche® gemachten Recht (Kafuiftit |. bei Hanauſek, 69—79, 120—158: 
Stammler, 9%—106; Mansbach, 60-68; Dernburg, Preuß. Privat- 
recht, I. 8 286; Sächſ. BGB. 88 628, 630) und nach den Abfichten der begründen- 
den Parteien, verfchieben, beim O. an Forderungen giebt man aber im Zweifel dem 
Uſufruktuar nicht blos das Necht auf die fructus civiles, fondern auch das Recht, 
die Forderung jelbft einzuziehen, um an dem Gegenftand der Leiftung jelbft wieder 
einen eigentlichen oder uneigentlichen Nießbrauch auszuüben (ſ. aber bezüglich de 
gefeblich begründeten Nießbrauhg Hartmann, a. a. O. 529 ff.). — Ueber die 
juriſtiſche Konftruftion eines Nießbrauchs an Rechten hat man namentlich in neuerer 
Zeit, mit Beziehung auf das Problem von Rechten an Rechten, häufiger geftritten. 
Der Forderungsnießbrauch fpeziell ift entweder als eine begrenzte Ceffion der Forde- 
rung, um an beren Objelt Rießbrauch zu erlangen (Hananfek), oder als un 
beſchränkter Webergang mit Rückleiſtungspflicht bei „verbrauchbaren” Forderunge⸗ 
echten (Stammler) oder, je nachdem bie Forderung auf Objekte eine® veras 
ususfructas geht ober nicht, bald als tranalative Succeſſion mit Rüdübertragungs: 
pflicht, bald als Eonftitutive Succeffion in da8 Forderungsrecht ( Mansbach) aur- 
gefaßt worben (f. darüber Hartmann, a. a. D.). 

Bezüglich gewiſſer Objekte iſt es ſchon nach Abm. Mecht zweijfelhaft, ob fie 
Gegenftände des mahren ober des uneigentlichen Nießbrauchs find. So hinſichtlich 
vestimenta (über die Antinomie zwifchen $ 2 I. 2, 4 und Digeftenjtellen ſ. Gitate 
bei Windſcheid, a.a. O.Note 6; Hanaufel, 16-19, — Sidi. BEB. 8 624 
ertlärt fi) für verus ususfr.); jerner kann man ftreiten, ob der vom Emphyteuta 
oder Superfiziar beſtellte Nießbrauch das Recht des Beſtellers ſelbſt oder deſſen Ob- 
jekt betrifft Gürkel, 58 ff.); insbeſondere ift die Eigenſchaft des an verzinslichen 
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Rapitalien fattfindenden Nießbrauchs als eines eigentlichen oder uneigentlichen 
ci. v. Roth, Bayr. Eivilrecht, II. 88 157, 19) oder als eines gar nicht ala Nieß- 
brauch, fondern nach Analogie des Rentenanfpruch® zu behandelnden Rechtsverhält« 
nifes (Mansbach, 47) in Frage zu ftellen. — Uebrigens ift die Möglichkeit nicht 
ausgeichloffen,, auch an unverbrauchharen Sachen einen D., wie umgelehrt an ver— 
brauchbaren Sachen einen verus ususfr. zu begründen (jedoch ſ. Bürtel, 16 ff.). 

Die modernen Landesrechte erfennen den D. im Allgemeinen an, mır find fie 
der gefonderten Behandlung befielben gegenüber dem eigentlichen Nießbrauch meift 
weniger günftig, als das Gem. Recht. So ift nach Bayer. Recht jeder Nießbrauch 
en anderen Sachen ala an Viktualien (v. Roth, II. 8 157, 7; 8 159, 46), nach 
Treuß. und Defterr. Recht wenigſtens der Nießbrauch an Kapitalien (Bernburg, 1. 
285, Defterr. Allg. BGB. $ 510) zum eigentlichen Nießbrauch zu rechrien. — 
Sachj. BGB. 88 623—630, 654; Code civ. art. 587—589 (Zahariä, Handb. 
d. Franz. Civilrechts, II. $ 225). 

Der Nießbrauch an einem Vermögen zerfällt in eigentlichen und uneigentlichen, 
ie. nach den einzelnen Beftandtheilen des Ganzen; der Nießbraucher Hat, wie er auch 
ont die Laſten des Niekbrauchägegenftandes tragen muß, fo bier die Paifiva des 
Lermögens zu übernehmen, d. b. er hat nach Gemeinem Recht den Nießbrauch nur 
aı dem Ueberfchuß der Aktiva (fr. 43 D. 38, 2; Dernburg, Preuß. Privatr., I. 
x 287; Hanauſek, 2 ff.; Sädf. BGB. 88 631—686.). 

Quellen: D. 7, 5 de usufructu earum rerum quas usu consumnntur vel minuuntur. 
„Lit: Rabai, Beiträge zur Dogmengeichichte bed Gem. Civilrechts, Nr. 3 S, 139 ff., 
139. — Held, Die Lehre dom ususfr. earum rerum quae usu consumuntur vel minuuntur, 
138. — Bürfel, Beitr. zur Lehre vom Niekbrauch, 1864 (unveränderter Abbrud 1880). — 
danaufek, Die Lehre vom umeigentlichen Nießbrauch nach Gemeinem Recht, 1879. — Ueber 
Yen Riekbraud ann Oprbezungen ipeziell: Thomas, De usufr. nominum, Jenae 1837. Stein» 
verger, Zeiiſchr. für Civilrecht und Proz, R. F. Kl. Nr. 5. — Stammler, Der Nieß— 
sau an Forderungen, 1880. — Mansbad, Ser Niegbrauh an Forderungen, 1880. — 
8. Hartmann, Kit. D.I.Schr, N. %. IT. (XXIL) 518-547. — Lehrbücher der Pan⸗ 
kin: Aendts, $ 181: Böding, 1. 8 166; Brinz, 2. Aufl. 1. 8 194; Keller, 
1.519; Budta, 8 182; Seuffert, L $ 170; Windſcheid, I. 8 — — 

eriel. 


Ouatembergelder find in gewiffen Terminen (urſprünglich wol vierteljährlich), 
en den Bergmerkdeigenthümer zu entrichtende Abgaben von Bergwerken, fo Lange 
diee Ah im Bau befinden. Die Größe derſelben war verichieben, auch gelten fie 
nicht alz Anerkennung des Obereigenthums, fondern waren meiftens ausbrüdlich für 
die Ethaltung der Knappfchaft beftimmt. Die neuefte Gefehgebung hat wie viele 
—— fo auch die D. aufgehoben (Preuß. Gef. vom 12. Mat 
5136, Ar. 2). 

il: € 9.8. Hete, Kommentar über dad Bergrecht, 1823, 8 84. — Schomburg, 
Srudtungen Aber NA neue Dentiche Beraneiepuehungs 18ht, © deı) 280. 2 s; : 

ayſer. 
. Qusreta inofficiosi (Th. I. ©. 468) bezeichnet nach Röm. Recht vor ber 
Im. 115: bie Beſchwerde bes Pflichttheilsberechtigten, wodurch dieſer Schuß bean⸗ 
wagt für fein durch den Erblaſſer pflichtwidrigerweiſe verletzies Recht. Mit dem 
Mihttheilsredgte jelber, dieſer materiellen Reaktion des geſetzlichen Erbrechts ber 
Abit Angehörigen wider eine fehrantenlofe Teftirfreiheit, durchgetührt auf Grund 
dr jiftion, es müffe von einem Teftator, der feine Rachſten liebloſer und pflicht⸗ 
ridtiger Weiſe (contra officium pietatis) nicht bedacht hat, anſtandshalber ange— 
"ommen werben, berjelbe fei nicht recht bei Sinnen geweſen (color insaniae), ent« 
ridelte ſich auch deifen Schupmittel gegen Enbe ber Republit aus der Gentumviral- 
grictäprerie. Daß babei für den Standpunkt bes Lieblofen Erblaffers die Analogie 
d Etotnöfloge, für ben des gefräntten Erben die Analogie der Injurienklage den 
Wrern nicht fremd geblieben, zeigt einerjeitß die Verjährungsfrift, die ausgedehntere 
Aehtäkeft des Urtheils umd bie Bezeichnung der Snoffigiofitätseintebe ala contra- 
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dietio, anbererjeitd die Auffaffung der individuellen Beſchwerde als einer vindictam 
spirans. Querela bedeutet bier wie fonjt: Proteſt⸗Beſchwerde; dieſelbe kann der 
Erbſchaftsklage vorausgehen ober mit diefer als antizipirte Replik verbunden werben. 
Im Uebrigen find drei Fälle zu untericheiben: 1) Pflichtwidrige gänzliche Aus- 
ſchließung dom PflichttHeil im Teſtament; das Rechtsmittel heißt Bier querela (bjm. 

contradictio) inofficiosi testamenti, unb ift hereditatis petitio ab intestato mit 
antizipirter Replik (bzw. Duplit) bes pflichtwibrigen Teftaments. Vorausſetzungen: 

Ausgeichloffenfein vom Pflichttheil durch Enterbung ober Uebergehung, welches un- 
verbiente Kränfung enthalte (die Enterbungsgründe waren vor der Nov. 115 geſeh⸗ 
lich nicht beftimmt); Kläger (bzw. Kontradizent) ift der fo verletzte Pflichttheils- 
berechtigte felbft oder, wenn dieſer bereit für den Gebrauch ber Querel fich erklärt 
(proteftirt oder den Proteft präparirt) Hatte, deſſen Erben, jedoch Dejcendenten auch 
abgejehen davon; außer diefer Transmiffion findet unter mehreren Berechtigten gleich 
wie bei der Snteftaterbiolge felbft auch. Accregzenz ftatt, endlich eventuell eine er⸗ 
neuerte Delation des Beſchwerderechts an nachftehende Pflichttheilserben. Bellagter 
(bzw. Kontrabikt) ift der eingejehte Erbe, oder einer von mehreren Eingejeßten, oder 
endlich wer heredis loco ift; allein jelbftverftändlich nicht blos dann, wenn derſelbe 
die Erbſchaft befitzt. Wirkungen: a) Bejeitigung (Refciffion) des inoffigiofen Teſta⸗ 

ments, und zwar ganz ober theilweiſe, lehteres wenn nicht gegen alle Eingeſetzten 
geffagt oder durchgedrungen ift, fo baß hier dem Erfolge nach letztwillige und geſetz⸗ 
Tiche Erbfolge nebeneinander ftattfinden können; b) Herbeiführung der Imteftaterb: 
folge zu Gunften des Klägers (Kontradigenten) , alfo bald ganz, bald tHeilweile; 

jedenfalls aber verlangt und erlangt der Kläger nicht etwa blos feinen Pflichttheil, 
fondern ben vollen gefehlichen Erbtheil; dag Urtheil bewirkt, wenn ernſtlich geftritten 
wurde, auch Dritten gegenüber endgültige Recht. Außer burch Verzicht oder durch 
Tod des gekränkten Pflichttheilgerben ohne vorbereitete Duerel erliſcht das An- 
fechtungsrecht in fünf Jahren vom Erbſchaftsantritt. 2) Pflichtwidrige Verkürzung 
des Pflichttheil® durch freigebige Zumendung unter Lebenden. Gegen Umgehung 
des Pflichttheilſchutzes durch doloſes oder jchuldhaftes Gebahren des Erblaffers, dem 
aufolge der Berechtigte im Nachlaffe feinen Pflichttheil nicht vorfindet, gewährten 
Konftitutionen ſeit Alexander Severus eine querela (contradictio) inofficiosse 
donationis vel dotis, die nur infojern ber querela inoff. testamenti nachgebilbet 
ift, ala auch bier Berufung auf Lieblofigkeit des Erblaſſers und unverdiente Kränkung 
des Pflichttheilarechts ala Klage ober Einrede auftritt und zwar in Form des Protelts, 
der antizipirten Neplit bzw. Duplik, als enblich Pflichttheilsmaß und Berechtigte 
biejelben find wie dort. Dagegen iſt die Klage keine hereditatis petitio, ſondem 
eine perfönliche Revofationsllage wider den liebloſen Liberalitätsakt; ſetzt fie Teitator 
und Tejtament überall nicht voraus, ſondern Lediglich, daß bei Vergleichung det 
Vermögensbeſtandes zur Zeit der (angefochtenen) Liberalitat mit dem Nachlaßbeitande 
zur Todeszeit eine Verkürzung des Pflichttheils fich herausſtellt; ift fie gerichtet 
gegen den Empfänger ber Liberalität, nicht gegen einen Erben ala ſolchen; bewirkt 
fie nur Aufhebung der Liberalität bis zum Betrage des Pflichttheils, fomit feine 
Inteftaterbfolge; Läuft die Verjährung nicht von einem Grbantritt, fondern vom 
Tode des Erblaſſers. Uebrigens ift das Necht beider Ouerelen vielfach beftritten. 
3) Bei unvollftändiger Zuwendung des Pflichttheile hat nach Juftin. Recht der 
unverbient Verletzte ſtets einen bloßen GErgänzungsanipruch bis zum Betrage bes 
vollen Pflichttheils (fog. actio suppletoria, ad supplementum legitimae) gegen 
bie eingejeßten Erben. Dies Rechtamittel ift nach Einigen eine bejondere Klage ex 
lege, nach Anderen theilt fie die Natur des Anſpruchs aus dem Hinterlafenen (alſo 
bald hered. petitio, bald Erbtheilungs-, bald Vermächtnißflage 2c.). — Yolgt man 
der unſeres Erachtens richtigen Anficht, daß den Notherben der Nov. 115 ſchlechthin 
eine hereditatis petitio mit antizipirter Replik ber verlegten Novellenvorichrift zu: | 
fteßt, welche nur Verbrängung des eingefeßten Erben, nicht aber UmftoRung des ge 
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iammten novellenwibrigen Teſtaments bewirkt, jo Zann neben dieſem Rechtsmittel 
eine quer. inoff. testamenti ber Novellenerben nicht gedacht werden, jondern Lediglich 
je nah Umftänden bald eine quer. inoff. donationis vel dotis, bald eine activ 
suppletoria. Folglich wäre die quer. inoff. testamenti fortan beichränft auf bie in 
der Novelle nicht erwähnten Geichwifter des Erblaſſers. Allein auch diefe Querel 
dat, ganz abgefehen davon, daß jenes Pflichttheilsrecht nur für den feltenen Fall 
der turpis persons praelata zuftand und daß bie Wirkung der Geichwifterquerel 
iortan auf die des Rechtsmittels der Nov. 115 beichräntt werden müßte (wofür die 
Luellen doch wiederum feinen Anhalt bieten), unjeres Erachtens alabald durch die 
Nor. 118 jeglichen Boden verloren, da die pflichttheilsberechtigten Gejchwifter nach 
der neuen Inteſtaterbfolgeordnung überall nicht mehr beftimmbar find, demnach das 
alte Pflichttheiferecht der consanguinei als ftilljchweigend befeitigt gelten muß, was 
auch in partifulärer Deutſcher Praris Längft anerkannt geweſen iſt. — Die neueren 
Geiekgebungen geftatten ihren Pflichttheilserben, zu denen Geſchwiſter nicht gehören, 
die Anfechtung pflichtwidrigen Teſtaments und Lieblofer Schenfung (abgejehen von 
dem alle, wo dem Erblaſſer die Exiſtenz des Notherben unbelannt geweſen) ſtets 
nur bis zum Betrage bes Pflichttheils, und weichen Lediglich ab in Be— 
fimmung ihrer Anfechtungsmittel. Der Code civ. giebt bem Verletzten bis zum 
Letrage ber nichtdisponiblen Portion nur eine Reduktionsklage, welche etwa ber 
&tio suppletoria unb der quer. inoff. donationis etc. zuſammengenommen entjpricht. 
Zie in zwei Jahren verjährende „Beſchwerde“ des Preuß. Allg. ER. hat je nach 
Unfänden die Natur bald einer auf den Pflichttheil beſchränkten Erbſchaftsklage, 
bald eines bloßen Ergänzungsanſpruchs (ähnlich die Anfechtungsflage bed Defterr. 
288); eine in Maß und Zeit beſchränkte Anfechtung von Schenkungen unter Leben⸗ 
den vertritt bie quer. inoff. donationis. Das Sächſ. BGB. giebt, unter Befeitigung 
der actio suppletoria, dem Pflichttheilaberechtigten ftet® die Erbichaftsflage ſowol 
af Ergänzung ald auf Gewährung feines Pflichttheils; daneben eine Anfechtungs- 
lage ge lieblofe Schenkung, Ausſtattung oder väterliche Mithülfe; beide verjähren 
in drei Jahren. 

Sit. — Dat die Lit. Hinter bem Art. Pflichttheilsberehnung — 
Ist 218. —D. 5, 2. —C. 3, 23-80. — Nov. 92 c. 1. 115, c. 3-5. — Preu ig 38 
11235 482 ff. 852 ff. Anh., $ 164; 1. 11 88 1118 ff. — Oefterr. BGB. sy 518. — 
Unger, Gpflem, VI. 88 85 ff. — Code civ. art. 920 ss. — Sachſ. BGB. 55 2586, 2589, 

816. — Mommijen, Erbr.-Entiwurf, 55 498 fi. Schüße . 

Quesnel, Pasquier, 5 14. VII. 1684 zu Paris, gehörte dem Orden ber 
Veter des Oraioriums an, flüchtete 1685 nad) Brüffel, wo er das Haupt der 
Jarjeiflen wurbe; 30. V. 1708 auf Antrieb des Erzbiſchofs von Mecheln verhaftet, 
mio er am 13. September nach Holland, F 2. XII. 1719 zu Amfterdam. Durch 
Inne Reflexions morales sur le nouv. test. 1671—78 veranlaßte er die Bulle 
Unigeitas vom 8. Sept. 1713 und ift befannt durch bie nach ihm genannte 
Sınmlung von Konzilienbeichlüffen und päpftl. Dekretalen. 

Ehrihten: Opera S. Leonis, Paris 1675; Lugd. 1700; Venet. 1748. — Tradition 
&[ise romaine sur la prödestination des Baints et la gräce efficace, Cologne 1687 
'perd. Germain). — Discipline de l’öglise, Lyon 1689. — Hist. de la vie et des ouvrages 
Ansald, 1695. — Causs Arnaldina, 1699. — Souverainet& des rois defendue, 1704. 

‚SL: Maaken, Seigichte, L 486-500. — Schulte, Geſchichte, I.a 624. — 
Michaud. — Herzog’3 Renlenchflopäbie. Teich mann 


SQDuinquennal⸗Fakultãten (facultates quinquennales), d. h. die den Deutſchen 
Lüchien auf fünf Jahre vom Papfte ertheilten Vollmachten, von gewiſſen Vor- 
Kritten des Gem. Rechts zu diepenfiren ober von Folgen beitimmter unerlaubter 
Sandlungen, joweit die Abſolution dem Papfte vorbehalten ift, loszuſprechen. Diele 
Truguifie werben ben Biſchöfen deshalb übertragen, weil es mit Nüdficht auf die 
Rinde ihrer Didzefen nicht angemeffen erjheint, ſtets in jedem befonderen Fall 
AM die Diapenfation, reſp. Abjolution aus Rom einzuholen. Dergleichen Weber- 
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tragungen kommen auch für andere Länder vor, wiewol freilich die Dauer der Be— 
vollmächtigung eine verſchiedene ift, 3. B. eine foldhe auf drei, fieben ıc. Jahre (dann 
ſpricht man von Triennal«, Septennal⸗Fakultäten) ertheilt wird. Uebrigens ift aud 
der materielle Umfang diefer Bollmachten nicht gleich, vielmehr wird derſelbe eben- 
falls im Hinblid auf die in Frage kommende Didzefe bald enger, bald weiter geiakt; 
legtere8 gilt namentlich für die Sprengel, two viele Proteltanten mit Katholiten 
gemifcht zufammenwohnen. Je nachdem ſich die Fakultäten auf die rein innere 
Seite des religiöfen Lebens oder auf das Recht beziehen und demnach auf die Be 
feitigung ber inneren, da® Heil der betreffenden Perfon berührenden oder auf die 
rechtlichen, in die äußere Ericheinung tretenden Folgen gerichtet find, unterjcheidet 
man facultates pro foro interno unb facultates pro foro externo. 

Bit.: D. Mejer, Die Propaganda, ihr Recht und ihre Provinzen, Gött. 1852, Th. I. 
S. 201 H wo au A attgetgeit Kb. r ehr für Deutf Land u 
tiſchen bei Schulte, Syfiem bes katholifchen Rrchenzedt, Gießen —— at, 

. Hin 


Quintanadvenas y Billegas, Antonio de, 5 zu Burgoß, wurde Frei. 
zu Onnate, Rath des Vizekönigs von Sizilien, + 1628. 

Ex jhrieb: Ecclesissticon 1. IV. Salmantiae, 1592. — De jurisdictione et imperio 
libri duo, Matriti 1598. 

Sit.:Meerman, Thesaurus, praef. t. II. p. 3, 207—808. — Rivier, p.522. — Schulte, 
Sehihe III. a 739. Teihmann. 


Quiſtorp, Joh. Chrift. von, 5 1737 zu Roſtock, Habilitirte ſich 1759 
bajelöft, wurde 1772 ord. Prof. zu Bon 1780 Oberappellationsrath, 1792 
geabelt, $ 15. IH. 1795. 

Schriften: Princip. jurisprud. eccles. germ. fundamentalium, Rostock. 17661768. — 
Prineipia jurisprud. eccles. germ., maxime protestantium, Rostock. 1771. — Stleinere jurift 
Schriften, Büthhow und Wismar 1772. — Verſuch einer sichtigen Beftimmung des Verhältnite: 
ber gemeinen in Deutichland üblichen — gr si einander, (2) Roft. 1780. — Beitr. ı. 


Erläut. verfch. x — Roſt. 1777—17 Rechtliche Ge Vemahın en, von Wieſe 
ss 1793—1 — Entwurf ex ie Geſetzbuch in peinlichen un gatraflachen, Rott. 
1782. — na * sutiöen peinlichen Rechts, Roft. 1770, 6. Aufl. 1 

Menje Tridmsı ann. 


Quittung (apocha) ijt die Urkunde, welche von dem Zahlungsempfänger über 
den Empfang einer Zahlung ausgeſtellt wird. Eine ſolche D. hat den Zwed, dic 
Zahlung zu beweifen. Wird fie ausgeftellt, ohne daß Zahlung geleiftet ift, jo kann 
dabei die Abſicht obwalten, eine Willenzerflärung über Befreiung des Schuldners 
abzugeben. Das ift aber nicht ihre eigentliche Beftimmung, und ihr Weſen wird 
deshalb mit Unrecht in einen Anerfennungsvertrag erfolgter Befreiung geſetzt (Bähn. 
Die D. bewies die Zahlung nach Röm. Recht nicht fojort, fondern erft nach 30 
Tagen, innerhalb welcher Frift die Beweiskraft durch die querela non nume- 
ratae pecuniae befeitigt werben Tann. Das Weſen dieſer Querel wird von 
Bähr in eine nach 30 Tagen außgejchloffene Anfechtung bes Anerkennungsvertrages 
geſetzt. Die Klage beburjte feiner weiteren thatfächlichen Begründung. Es wurde alio 
vermuthet, daß die D. in bloßer Erwartung der Zahlung ausgeſtellt worden. 
Schlefinger fordert den Nachweis des letzteren Umſtandes. Die neueren Kodifi— 
Kationen jchreiben ber D. ſofort die Beweiskraft zu. Ausdrücklich ausgefprochen it 
bies im Preuß. Allg. LR., im Deutſchen HGB. und im EG. der Deutfchen CPO.; 
die Franz, Sächſ., Defterr. BGB. ſchweigen von der Querel. 

Der Zahlende, dem fonft das Yuftin. Recht, wenigften® beurfundeten Schulden 
gegenüber, ben Beweis der Zahlung durch die Vorſchrift der Zuziehung von füni 
Zeugen erjchwert, Hat ein Recht auf DO. Des Rechts auf ©. erwähnt ſowol das 
Preußiiche Allg. LR., ala das Sächſ. BGB. Letzteres ſchließt ausdrücklich den Fall 
fofortiger Baarzahlung im Kleinhandel aus. In der Franz. Praris wird das Recht 
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auf D. aus dem Saf hergeleitet, daß Verträge zu allem verpflichten, was billig 
und herkömmlich iſt. 

Lit. u. Gigb.: Linde's Zeitſchrift für Civilxecht und Proz. I. ©. 244. — Buſch, 
Archiv für cid. vr XI. ©. 1. — Gneift, Die formellen Verträge des neueren Preu 
Obligationdrechts, S. 25 fi. — Bähr, Die Anerkennung ala Verpflihtungsgrund, S. 317. — 
d.Gerbern. Khering, Jahrbücher, II. S. 288 ff.; III. ©. 357. — Schlejinger, Zur Lehre 


von ben Formal-Kontralien. — 1. EN 1, 2 C. de non num. pec. 4, 30. — Preuß. ur 
ML 16 $ 85—148. — Sächſ. BED. 55 981 ff. — Deutiches HGB. Art. 285. — €. 
gar EBD. $ 17. Ecciuß, 


R. 


Rabatt im eigentlichen Sinne iſt die, beſonders beim Kauigeſchäfte vor⸗ 
kommende Vergütung dafür, daß ber Käufer den Preis vor ber feſtgeſeßten Friſt 
zahlt. Ihm ſteht diefer Bortheil zu, wie er in dem umgefehrten Falle DBerzugs- 
iinen gewähren muß, wenn er nach dem Ablaufe diefer Frift zahlt. NR. im une 
eigentlichen Sinne nennt man denjenigen Abzug, welcher vertrags- oder obſervanz⸗ 
mäßig von bem beſtimmten Kaufpreife, meift nach Prozenten deſſelben, ganz ohne 
Kiffiht auf die Zeit der Zahlung den Wiederverfäufern von dem Großhändler, 
der auch überhaupt bei der Entnahme einer größeren Menge von Waaren dent 
Käufer bewilligt wird. Es ift dies eigentlich eine Herabjegung des fonft beim 
Eimelverfaui gewöhnlichen Preijes. , 

Kit: Endemann, Deutſches HR, $ 107. — THöl, HR. (1875), $ 254. — Buſch, 
&d., 3b. VIL ©. 312; 4 ET XXII. 3 so ; } v Krämel, ir 

Reel, Samuel, 5 1628, Prof. in Kiel, hervorragender Diplomat, } 1691. 

& ſchrie b: De jure naturae et gentium diss. duae, Kilon. 1676. 

8it.: Hautefeuille, (2) 245. — Oppenheim, alter, (2) 12, 73.— Wheaton, 


Comm. Lawrence, Leipz. 1: L 111. — Klüber: Morftadt, ©. 16 Note e. — Omptebda, 
1216; IL 33. — Walter, Naturrecht, $ 529. Teihmann. 


Ragon, Charles Frederic, 5 26. VII. 1818 zu Entrains (Nievre), 
wurde Prof. suppl. in Dijon, 1847 Prof. in Poitiers, 30. X. 1878. 

Et ſchrie b: Theorie de la retention et de Pimputation des dons faits à des succes- 
sibles, * — — — — —— — ae la Den et den La 
disponib| 'ant l’ancien it, le ie Nap. et la jurispru: ss. Ein gro 
Bett über die Mömerftraßen Galiene if noch Aicht veröffentlicht. 5 

‚2it: Ducrocg in Revue générale 1879 p. 60-64. — Bulletins de la Société des 
nüigquaires de l’onest. Teichmann. 


Naugorduung der Gläubiger (v. Bar, Th. I. Suppl. S. 89) nennt 
am die Reihenfolge, in welcher im Konfurje die Gläubiger aus dem Erlöfe der 
Aıne oder Theilungsmaffe befriedigt werden follen. Das Gem. Recht, welches 
«ls dem Kridar gehörige Gut zum Konkurs zieht, ftatuirt auch eine einheitliche, 
as Trivilegien des Deutichen und Röm. Rechts Tombinirte R., welcher zufolge 
nach Abzug der Gerichte-, Verwaltungs-, Kontradikturloften und Maſſeſchulden zuerit 
die Lofien der Beerdigung und der leizten Krankheit, Gefindelohn und öffentliche 
Abgaben an den Fiskus und die ihm gleichgeftellten Kommunen, Kirchen und 
Eulen zu befriedigen find, danach als zweite Klaſſe die privilegirten Piand- 
Säußiger, als dritte die einfachen Piandgläubiger, als vierte die privilegirten und 
lich als letzte die einfachen chirographarifchen Gläubiger befriedigt werden, und 
Wei dann noch übrig ift, auf Strafforderungen und Verleihungen auf den Zobesjall 
A vertheilen iſt. Partikularrechtlich kommen dazu in den verſchiedenen Klaſſen noch 
fee Privilegien. Die nenere Zeit ift der Häufung von Privilegien, zu welchen 
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jedoch auch manche Abfonderungsrechte zählen, mit Recht entgegen: die Motive ber 
Deutſchen KO. weilen treffend darauf bin, daß die größte Vorficht Keinen Gläubiger 
dagegen ſchütze, daß der Schulbner mit Privilegirten in Verbindung trete, daß 
Privilegien Präffufton und ammt-Prioritätsurtheil zur SKonfequenz Haben und 
dadurch Prioritätzftreitigfeiten und Verſchleppung der Beiriedigung erzeugen und 
hemmend auf ben Verkehr wirken. Aufgehoben bat bie Deutiche KO. die Privilegien 
jedoch nicht, ſelbſt das des Fiskus nicht, obwol die Gejellfchaft am Iekten Ende 
DVerlufte leichter zu ertragen vermag, wie der Private. Ihr Syftem ift folgenbez: 
Abfonderungsberechtigte werben durch Grefution außerhalb des Konkurſes befriedigt, 
bei einer Mehrheit von Gläubigern greift jedoch nach Landesrecht, insbeſondere bei 
Immobilien, eine R. Pla. Ebenſo Hat die KO. eine R. unter den Mafle 
gläubigern vorgejchrieben. Endlich was die Konkurägläubiger anbelangt, wobei 
indeffen zu bemerken ift, daß bie feit der Konkurseröffnung laufenden Zinfen, die 
Konkurskoſten der einzelnen Gläubiger, Geldftrafen und Forderungen aus Liberalitäten 
vom Konkurſe ausgeſchloſſen find, unterfcheidet die KO. bevorrechtigte und nicht be— 
vorrechtigte Forderungen, Die erfteren werben in folgender Rangorbnung, und bei | 
gleichem Rang im Berhältniß ihrer Beträge befriedigt: 1) Lohn, Koftgeld und | 
andere Dienftbezüge des Ieten Jahres vor'm Konkurſe oder Tode des Schuldners, 
wenn fie auf DBerdingung zu dauerndem Dienft für Haushalt, Wirthſchaftsbetrieb 
oder Erwerbsgeſchäft des Schulbner® beruhen; 2) öffentliche Abgaben bes lebten 
Jahres vorm Konkurfe an Reichs⸗, Staate-, Gemeinde-, Amts-, Kreiß- ober 
Provinzialverbänbe, und zwar auch nach vorſchußweiſer Entrichtung durch den Steuer⸗ 
erheber an bie Kaffe; 3) Abgaben und Leiftungen bes Iegten Jahres an Kirchen, 
Schulen, Deich, Meliorations- und andere öffentliche Verbände, ſowie Annahme 
pflichtige Zeuerverficherungsanftalten; 4) tarmäßige Yorderungen der Aerzte, Wund- 
ärzte, Apotheler, Hebammen und Srankenpfleger für Kur- und Pflegefoften des 
legten Jahres vor'm Konkurfe; 5) Forderungen von Kindern und Pflegebefohlenen 
aus der dem Schuldner gejeglich unterworjenen Verwaltung ihres Vermögens, es jei 
denn, daß biefelben nicht binnen zwei Jahren nach Ende der Verwaltung gerichtlich 
geltend gemacht ober ber Prozeß nicht bis zur Konkfurseröffnung fortgeführt wäre. 
Am Borrechte nehmen vor dem Konkurſe erwachiene Prozeßkoſten, Vertragsſtrafen 
und Zinfen Theil, wie fie auch bei einfachen Forderungen zugleich mit dem Yor- 
derungsbetrage felbft in Anſatz zu bringen find. — Die Defterr. KO. bat ein ge 
mijchtes einheitliches Syftem. Aus dem Erlös der Altivmaffe, bei welcher die 
Geſammtmaſſe und die befonderen Mafjen für abgefonderte Beiriedigung zu unter 
ſcheiden find, werben zunächſt die Maffefchulden, und zwar unter eventuellem Vorzug 
der Maffetoften vor ben übrigen Maſſeſchulden, immer aus der bezüglichen, im 
Zweifel aber aus der Geſammtmaſſe befriedigt. Danach jchließen die Realgläubiger | 
die Konkurögläubiger von den befonderen Maffen aus. Aus der Gefammtmaffe, in 
welche auch bie Weberfchüffe ber Sondermaffen fallen, werben fobann bie Konkurs: 
gläubiger nach folgenden fünf Klafſen befriedigt: 1) Begräbnißkoſten, Gefindelohn, 
Arzte, Wundarzt- ıc. Lohn und bie öffentlichen Steuern und Abgaben der letzien 
drei Jahre vor dem Konkurſe, jo daß eventuell bie letzteren zurücgefeßt werben, die | 
übrigen aber pro rata unter fich zur Perzeption gelangen, 2) Forderungen der Kinder, 
Minderjährigen und Kuranden aus pflichtwibriger Verwaltung ihres Vermögens und 
Forderungen des Staatsſchatzes aus dem Dienſtverhältniß des Schuldner; 3) alle 
übrigen feiner befonderen Klafſe zugewiefenen Forderungen pro rata. Bei diejen drei 
Klafjen werden mit der Hauptforderung auch die Zinfen, Renten und wiederkehrenden 
Hebungen ber drei Iehten Jahre in Anfa gebracht, ebenfo Prozeß- und Exekutions⸗ 
toften, ſoweit fie nicht als Maffeloften fchon abgezogen find. 4) Rüdftändige Zinfen 
und wieberfehrende Zahlungen überhaupt und foweit fie nicht mit dem Kauptrechte 
dag gleiche Borrecht genießen; 5) Forderungen aus Schenkungen und Geldftraien, 
auß Webertretungen jeder Art, in beiden Klafſen eventuell ebenfalls pro rata. 
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Natenwechſel (Th. I. S. 554). Ein R. iſt ein Wechſel, deſſen Wechſel⸗ 
iumme in mehrere, laut des Wechſelbriefes an verſchiedenen Verfalltagen zu zahlende 
Beträge zerlegt iſt (jo nach ber Auffafſung der Nürnberger Handelsgeſetzkommiſſion, 
die Deutfche WO. betr.), ein Wechfel mit mehreren Summen und verſchiedenen 
Leriolltagen (THdLl). Während vor der Einführung der Deutfchen WO. folche 
R. Häufig gebraucht und unbeftritten gültig waren, wurbe nad) der Einführung de 
genannten Geſetzes, obwol dieſes die R. nicht, wenigſtens nicht ausbrüdlich berührt, 
die Geltung derſelben als Wechſel mehrfach bezweifelt und in&bejondere die folchen 
Berhfeln nicht felten beigefügte jog. faffatorifche Klaufel, d. H. die Beftimmung, daß 
tei Nichteinhaltung eines Termins fofort alle fpäteren Raten als verfallen gelten 
iellen, als ungültig und nicht gejchrieben behandelt. "Nach Beichluß der Nürnberger 
Sendelögefeh-BeratHungsfommiffion (Nov. III., in Oeſterr. Nov. I. zur Deutſchen 
BO. Art. 4, jet Deutjches Reichsgeſetzz; muß die Zahlungszeit für die gefammte 
Behfelfumme eine und diefelbe fein und es entfteht demnach aus R., mit ober 
eine die kafſatoriſche Klauſel, feine mwechlelmäßige Verbindlichkeit Deuiſche WO. 
* D), was bereit? vorher in Defterreich durch Verordnung des Oeſterr. Juſtiz- 

3 vom 29. Oft. 1852 beftimmt worden war. 
—8 Ueber: die älteren Anfichten über — % Seuffert, Archiv ber * 
Gerichte, Bd. XIV. rel (Ar. 50) und bie dort cit. Ab 
ei — Solly in der Krit. 2IeH. © b. IL ©. 237. (Aud) Borharbt, D 
Sum. | * zu Art. 4 ©. 28—29, Zuf. 69 ©. 38; — 14 ©. 459.) — Bew 
der Kommilfion zur Berathung eines Ag em 
ER 


meh zur au, 
Far BO. in Anreı und gelommene Fragen 
—LXXIX., Nr. 2 er 


Nürnd. 1861, 

»b. I. Beifeivehe 4 Aufl. 
$ — 46. 188-1 89, $ 47 Nr. IL. Fre 1 cn 72 bort cit. Lit. — v. Wächter, 
Eurzflopäbie des Wechfeledhtä 1880, ©. 408. Gareiß, 


Reh, Arnold, 5 1599 zu Herzogenbuſch, Kalvinift, trat fpäter zum 
Ratheliemns über und wurde 1626 ne zu Ingolſtadt. Bearbeitete ſowol das 
Rom. Reht als das Bayeriſche ER., 

aesriften: Assertiones a 5 ER 1624. — De Contractibas, 


8%. — De Test. solemni, 1627. — De Poenis II. nupt., Pie. — De his qui test, fac. 
Ing 1829. — De De ge erimis quibuadam Juris communis et „Landrecht“ differentiis, 
— De usucap. et praeser., 1640. — Trac. de Deposito, 1644. — 


Aa Juris u 50 Bein guoad prooess. edict. differentiis, 1645. — De SC. Vellej., 
27 1848, . dato, 648. — De II. nuptiis, 3 heile, 1650, 1652. — 
ie ri Findic, sr _ — Kenn illustres etc., 1652. — De contrahenda emtione, 
163. — De reseindenda venditione, 1654. — De SC. Maced., 1655. — De rebus creditis, 
16. — De evictionibus, 1660. — Tract. de actionibus, 1689. — De interdictis, 1670. 


&iL: Bramtl, Geſchichte der 8.M. Univerf., 1872, Bd. I. ©. 428; Bd. u, — 
ezo 


Ratiſikation (ratificatio, auch ratifficatio = approbatio und confirmatio, 
!cn ratificare = ratum habere, quod actum est approbare, oonfirmare, in früherer 
‘At auch bei ſtaatsrechtlichen Urkunden [chartse und literae], und verftärtt durch 
dit verba: laudare und approbare, im Gebrauch [Ducangel, bei völkerrechtlichen 
Suhmeiafich feit Juftinian [f. den Bertrag deſſelben mit dem Perſerkönig Kosroes 
tom Jahre 561 bei Barbeyrac, Hist. d. ane. trait., II. 195], auch bei ihnen 
M älterer Zeit mit mannigfach verftärkten Ausdrücken, 3. B. ratum gratum et 
inum habere [Vollmacht Heinrich” VII. aus dem Jahre 1880 bei Leibnitz, 
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Cod. jur. gent., 59], ober ratifier, agreer et approuver [Vertrag von 1308 bei 
Leibnitz, 43]) bedeutet zur Zeit: die durch die Staatsgewalt vollzogene An- 
erfennung von deren Vertretern abgefchloffener völferrechtlicher Verträge. Dabei geht 
bis an die letzten Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts die eidliche Bekräftigung neben 
der R. ber (Mart., Rec., II. 517). Die R.urfunde enthält zumächft wörtlich den 
Vertrag und ſodann deffen Genehmigung, unterzeichnet und beſiegelt durch die 
Staatögewalt. Die Tontrahirenden Staaten wechſeln in verabrebeter Zeit ihre reip. 
R.urkunden aus vermittelft ihrer Bevollmächtigten oder, im falle ftatigehabter 
Mediation, vermittelit der Mediatoren, veröffentlicht werden die Verträge erſt nad 
der Auswechjelung der R. (de Calliöres, De la maniöre de negocier, I. 125. 
Mart. Guid. dipl. [ed, 1851], II. 154, bei demſelben II. 155 ff. f. auch verjchichene 
Rurkunden). In der Gegenwart wird ber Regel nach eine R. ausdrüdlid 
vollzogen, zu einer Forderung derfelben aus konkludenten Handlungen (micht aus 
hloßem Stiliſchweigen) (Brot, IL. XV. 8 17; IM. XXIL.$8; Battel, IL XI. 
$ 208; Hefiter [ed. 1861] $ 87; Berner, 636) ift Heutzutage wegen jener 
Regel jelten Veranlaffung, außerbem Kat die ausdrüdliche, formelle R. ben Vorzug 
größerer Gewißheit der Genehmigung be Bertrages. Zwar halten Grot (IL. XV. 
$ 17), Klüber ($ 142) und Bhillimore (II. 65) die R. nur dann für notb: 
wendig, falls fie ausdrücklich vorbehalten ift und falls (Phillimore) ber Unter 
händler fein Bevollmächtigter war; indeß bedingen ſchon Bynkershoek (Quaest. 
jur. publ. II. VII) und Vattel (II. XII. $ 156) die Verbindlichkeit eines Ber- 
trages durch deſſen R., ſelbſt Martens (Einl. in das Völkerrecht, $ 42) Hält fir, 
wenn auch nicht nad) natürlichem, jo doch nach pofitiven Völkerrecht für geboten; 
daß aber die R. eine wejentliche Form für die legale Wirkſamkeit eines Per: 
trages fei, Hat in überzeugender Weile ausgeführt Wilbmann (I. 172). Seiner 
R. unterliegen die don Sriegabefehlahabern abgeichloffenen Waffenftilftände, Kartelle 
zur Auslieferung von Gefangenen ıc. (nicht aber diejenigen Berträge, welche die 
Beendigung eines Krieges oder Tervitorialveränderungen betreffen), weil bie Gr- 


mädjtigung zum Abſchluß in alfendlich gültiger Weile für jene Perfonen jchon in 
ihren allgemeinen, ihre Stellung begrändenden Commissum getwifiermaßen ala fill | 


ſchweigende Vollmacht enthalten tft, fo daß die R. nur erfolgt, jalls fie vorbehalten 
ift (Grot, DI. XXI. $ IV. 2; 88 VIL, VIIL, IX, XIL; ®attel, II. xW. 
$ 208; Martens, Völkerrecht, und Klüber, l.c.; Wheaton, Flem., I. 228: 
Oppenheim, 181; Twiß, I. 233; Berner, 632 und 36). Dabei verfagt 
Grot den Kriegsbefehlshabern die Auslieferung von Gefangenen ohne eingeholte X. 
Mofer (Ber. TH. X. Bd. II. ©. 5) konſtatirt, daß die Waffenftillftände bald der 
R. des Souberäng, bald des Tommandirenden Generals unterliegen, bald aber jede 
R. für überflüffig erachtet werbe, bie dieſen Unterfcheidungen angefügten Beifpiele 
find willkürlich gewählt. Endlich macht Berner (1. c.) die Einichränfung, daß 


Verſprechungen eines Feldherrn, welche dad Maß feiner Befugniffe fberjchreiten. | 


bloße Sponfionen feien und ihre Verbindlichkeit erft durch die N. der Staatögewvalt 


erlangen, während Mofer (1. c.) die Stantsgewalt auch bann für gebunden hält. — | 
Dur die R, erfüllt der Vollmachtgeber das Verſprechen, die Handlung feines Pe | 


vollmächtigten zu genehmigen (Wurm, 165). Dieſes Berfprechen ift in der Regel 
ausdrüdlich (nicht in der Regel ftillfegweigend, wie Oppenheim, 181, meint) 


vorbehalten und entiveder im Vertragsinſtrument ſelbſt (R.Iaujel) ober im ber 





Vollmacht (ausdrücklich oder ftilliehweigend, Berner, 635) enthalten. Die R.Haufel, 


gewöhnlich am Schluß der Verträge, behält Veibringung und Auswechfelung der 


R.urfunde in beitimmter Friſt und an beftimmten Ort vor (Moſer, Verſ., X. I. 


881 ff.; Klüber, $ 326), enthält aber keineswegs das Beriprechen, daß bie X. 


unbedingt und ohne Präfung erfolgen fol (Berner, 635). Befonderd in ver: | 


Taffungsmäßigen Staaten ift der Vorbehalt einer R. wichtig (Hefiter, 5 87 Nr. 21, 
indeß, falls er verabfäumt worden, jelbftverftänblih (Wurm, 169). Gegen ben 
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Vorbehalt der R. in der Vollmacht, — welche dann mit dem Veriprechen ber 
Kctifigirung der Punkte, in Bezug auf welche die Bevollmächtigten übereingelommen 
find, fhließt (Mart., Guid. dipl., II. 240 ff.; Vollmachten der Art ebendaf. und 
dei Miruß, Europ. Gefandtichafterecht, II. 168), — wendet Wurm (179) ein, 
ieh man fi) dadurch vorbehalte, „ſowol zu vatifiziren, als nicht zu ratifiziren, 
deehalb der Vorbehalt müffig fei”, indeß wird, ohne daß eine R. in Ausſicht ge 
helft iſt, ſchwerlich eine Verhandlung begonnen werden. In Bezug auf die Ver- 
tnblichleit der Staatsgewalt zur R. ift die Vollmacht fehon an fich weſentlich, ein 
deglaubigungsſchreiben genügt nicht. Grot (II. XI. SS XIL; IN. XXIL S IV. 1), 
Suiendorf (D. jur. nat. et gent., II. IX. $ IL) und Bynkershoet (l. c.) 
verpflichteten die Staatsgewalt, die abgejchloffenen Vereinbarungen, die beiden erfteren 
iten auf Grund einer Generalvollmacht, Bynkershoek nur auf Grund einer 
Eonialvollmacht, felbft dann zu ratifiziren, wenn der Bevollmächtigte feinen ge- 
Kine Imftruffionen zuwidergehandelt hat. Hat aber der Bevollmächtigte fein 
Randat überfchritten oder ihm nicht kommittirte Dinge in den Vertrag aufgenommen, 
io fan ber Vollmachtgeber die R. ausſetzen ober verweigern Gynkershoeh). 
VNartens (1. c.) Hält, ohne Unterſcheidung der Arten der Vollmacht, Verein— 
herungen wider die geheimen Inſtruktionen nur nach natürlichem Völkerrecht für 
debindlih, nach pofitivem aber nicht. Letztere Anficht vertritt auch Wheaton 
(1.234). Nachweis der Ueberjchreitung der Anftruftion im Einzelnen oder ftarke 
und gute Gründe zur Weigerung der R. verlangt Vattel (IM. XII. $ 156). 
N: Beigerungögründe, welche indeß erſt nach Abſchluß des Vertrags eingetreten 
ca dürfen, führt Wheaton ferner an (I. 237): die phyſiſche oder moralifche 
Urnöglihteit der Bertraggerfüllung, Irrthum der Parteien in Bezug auf That- 
an und Beränderung der die Kraft des Bertrages bedingenden ümſtände; aus 
tm orten und dritten Grumde könnien fogar ratifizirte Verträge fir ungültig er- 
fit werden. Wurm (186) erinnert außerdem (ev faßt ben zweiten Grund 
Algememer: als „mangelnde Millenzfreiheit der Kontrahenten”) für verfaffungs- 
Tüßige Stanten an bie nichterfolgende Zuftimmung der Kammern. Heffter (8 87) 
felt moralifch (2) die Weigerung für unftatthaft, wenn der Vertrag ber vor- 
gepigien Vollmacht entfpricht, und bei grumdlofer Weigerung eine Entſchädigungs⸗ 
'etteung für begründet. Berner (635) will zwar die. R. nur aus wichtigen und 
deionders anzuführenden Gründen verweigert wifjen, twobei er die von Wheaton 
rad Burm angerührten anerkennt, geht aber offenbar zu weit, wenn er die Ver— 
eigerung au) dadurch motivirt, daß ber Vertrag zum Unheil des Staates ab» 
söchlofien jei, inbem das Urtheil darüber doch Lediglich in das fubjeltive Ermeſſen 
kr Aonteabenten gefleilt bleibt; zu allgemein ift auch der von Twiß (l. ec.) an- 
Krürte Beigerungagrund, daß den Kontrahenten nachtheilige Umftände nach ber 
Mterihrift des Vertrags eingetreten ſeien. Wir erachten, daß fein Stant einem 
:cı finem Bevollmächtigten materiell und formell gültig abgeichloffenen Vertrage 
"b. Heifter, $$ 83—86 und 87 bie wejentlichen Bedingungen und die Form 
da Inträge) feine Genehmigung verjagen darf, Lediglich mit Anerkennung ber 
D% me in den engften Grenzen anzumwendenden Klaufel rebus sic stantibus, und 
vB die geheimen Inſtruktionen, welche nur für das Rechtsverhältniß zwiſchen 
Lelnachtgeber und Bevollmächtigten maßgebend ſein können und dem anderen 
acnnahenlen unbekannt bleiben, für die R. gar nicht in Betracht fommen. Hat 
ca Theil feine R. erklärt, fo ift der andere zur R. ſeinerſeits rechtlich nicht ge= 
Dengen (Müber, 1. c.; Heffter, $ 87; Berner, 685). Einen ohne Auf 
fag and Vollmacht in feinem Namen abgejchloffenen Vertrag, eine bloße sponsio, 
ttuugt der Staat nicht zu ratifiziren (Grot, II. XV. $ XVI.), eine ſolche sponsio 
" ne nachfolgende R. einfach ungültig (Martens, Völkerrecht, 1. c.; Klüber, 
a ©; @rot, IL. XXVII. $ 3, und Wheaton, I. 229 [ausbrldliche oder ftill- 
eigene #]; Heffter, 88 84 und 87). Nur Grot (I. c.) Hält den Staat für 
® örigenbazif, Gnc. U. Rechtslexiton DL. 3. Aufl. 17 
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gebunden, auch ohne R., wenn er aus dem abgefchlofjenen Vertrage Vorteil sieben 
will. Vattel fordert zwar einerfeit? die R. (II. XIV. $ 208), erblidt aber in 
der sponsio anbererjeit8 eo ipso das Veriprechen der R. ($ 209) und hält den 
Staat dennoch nicht für gebunden ($ 210), wol aber dazu verpflichtet, feinen 
Willen, namentlich in Bezug auf R. oder Nicht-R., ſobald al möglich zu verlaut: 
baren ($ 212), wogegen Berner (632) in einer folchen Willenserklärung nul 
einen biplomatifchen, indeß der Billigfeit gemäßen Brauch erblidt, damit die ande 
Partei an der nutzloſen Erfüllung ihrer Verpflichtungen gehindert werde. Hat di 
Erfüllung ſchon begonnen und unterbleibt die R., fo ſoll der Abſchließende zunädl 
mit feinem Bermögen, fodann gar mit feiner Perſon GGrot, II. XV. $ M. 
haften, oder es erjolgt die restit. in integrum (Klüber, 1. c. not. g) und in 
den Fall der bona fide Erfüllung, Entjchädigung (Wheaton, I. 229). Irde 
ift der sponsor nad Berner (1. c.) nur entjchädigungapflictig, wenn er d 
Mangel feiner Vollmacht verheimlicht Hat, von jeder Verantwortung aber bemit 
wenn er die Vollmacht nicht verheimlicht und die R. möglichſt amgeftrebt hat, 
während Hefiter ($ 84) nur dann den sponsor für verantivortlich Hält, wenn 
die Genehmigung oder den Vollzug der sponsio zu bewirken übernommen het 
Wir erachten die rest. in integrum, ſoweit fie überhaupt möglich ift, für genügend 
daß aber, falls fie unmöglich, nur ein freilich meift ſchwer zu firirender Schaden 
erſatz erübrigt, felbftverftänblich nur aus dem Vermögen bes sponsor, wogegen di 
Grfüllung der sponsio durch diefen ſelbſt (Watte, $ 211) meift abfolut unmögli 
fein wird. Mebrigens kommen praftifche Fälle der völferrechtlichen sponsio fel 
vor, da faft außfchließlich Bevollmächtigte und in der Regel ad hoc unterhandeln. 
R.vertveigerungsfälle gefchloffener Verträge j. u. A. bei Martens, 1. c. not h 
Klüber, 1. c. not. d; Wurm, 163 ff.; Twiß, l.c.; Calvo, I. 717. -| 
Die Folgen der Weigerung einer R. richten ſich nach dem Verhältniß der Font 
hirenden dor dem Anfange ber Unterhanblungen. Sollte ein feindliches Verhältn 
durch den Vertrag beenbigt werden ober Beichwerden Erledigung finden, oder 
die Unterdandlung vor dem Vertragsabſchluß abgebrochen, jo kann wieder ber 
der Selbfthülfe betreten werden. Im Friedenszuſtande aber hat ber eine Kontrabe 
gegen den anderen nur eine Forderung, falls der erjtere nachgeiviefener Maßen 
Folge feines Eingehens auf die Verhandlung eine Einbuße erlitten hat und ı 
eine folche, welcher durch die R. des Vertrages vorgebeugt ober bie baburd) auf 
geglichen fein würde (Wurm, 199). — Trogdem, daß erſt durch die R. die vol 
Glaubwürdigkeit eines Vertrages nach der Praxis angenommen wirb, ift denn 
von den meijten Autoren und angeblich auch nach ber Praxis die Unterjäri 
des Vertrages als der Anfang feiner Gültigkeit bezeichnet worden (Mirbed 
Henning’3% Staatzjchr., I. 210; Martens, Völkerrecht, 1. c. und Essai 

1. armat. $ 41 not. c; Klüber, 1. c.; Hejfter, $ 87; Kent, L 1% 
Wheaton, 1.288; Oppenbeim,l.c.; Mart., Guid. dipl.,II.154; Berner, 636 
Zwiß, I. 283), wobei fingirt wird, daß die R. die Gültigkeit auf den Abjchlu 
zurückziehen fol, dagegen batirt (nah Wurm, 170) die Verpflichtung vom 9 
der Auswechſelung der R., wenn auch unmotivirt, Rayneval (Instit,, 2, 118 
und erklärt Wurm ſelbſt (172), troßdem daß auch er jene von der Mehrzahl ve 
tretene Anficht zugleich als Herlommen anerkennt (170), die Behauptung, dab 
bloße Unterzeichnung eiriem Bertrage feine volle Gültigfeit gebe, für eine wurut 
bare Fiktion, während endlih Twiß (l. c.) die Abtretung von Gebietstheilen b 
treffenden Verträgen erſt volle Wirkſamkeit mit der aktuellen Geffion der Territon 
zumißt. Fur die erftere Anficht wird bejonder? von Martens angeführt, daß 
consensus den Vertrag perfekt mache, während die R. nur beweife, daß der Mandı 
in Gemäßheit feines Auftrages gehandelt hat. Fur die letztere ſpricht aber, d 
bie R. praktiſch allgemein vorbehalten und als nothwendig zur Gültigkeit ad 
wird, daß, falls fie unterbleibt, der Vertrag nicht gültig wird, daß bie Erfül 
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sgder Regel erft mach der R. beginnt (eine vertraggmäßige verabredete Ausnahme: 
S endna Protokoll vom 15. Juli 1840, f. bei Murbarb, N.R.,I 168, welchen 
ZU Burm [171] einen in der Geſchichte der Diplomatie unerhörten Fall nennt) 
go daß in verfaffungsmäßigen Staaten die Zuftimmung der Kammern vor der R. 

Chodert wird, Talls fie nicht fchon vor dem Abſchluß, was mol jelten oder nie 
rate und vedentlich wäre, gegeben worden ſein ſollte. Streng genommen wird 
zo ein Vertrag durch die Unterzeichnung nur bedingt verbindlich, wenn auch die 

Zufimmung oder die R. nur aus wichtigen Gründen unterbleiben darf. Daß aber, 

os na dem Wortlaut von Verträgen, die Gültigkeit erft mit der R. beginnen 
\scl, Hat fchon Berner (I. c.) nachgeiviefen und Wurm (171), daß die Yeind- 
Wigkeiten nur auf Grund eines unterzeichneten Friedens, nicht ipso jure ceifiren, 
mern nım, wenn es beſonders verabredet oder ein Waffenftillftand abgejchlofjen ift. 

Lit: Die Ratifilation don Staatäberträgen von XXI. (Wurm) in ber Deutichen 
E83.Cchr. 1845, 1. Heft, ©. 163 ff. — Berner in —F 3 Staats Wort. B. Bd. IX. 
ar. Etaatenverträge, ©. 68 u und bie oben cit. völferrechtlichen Werke von Grot, 
Menuborf, Byntershoet Battel, Mofer, Martens ur Wheaton, 
his Oppenheim, BWildmann, Rent, Phillimore, Zwiß, Calvo. 

Bi "Bulmerinca. 


Ratihabition im Civilrecht ift die nachträgliche Genehmigung eines Rechte- 
gihättes, welches den Zwed hat, den Beſtand deſſelben zu fichern, reſp. erſt herbei⸗ 
rühren. Eine allgemeine Theorie der R. läßt ſich nicht aufſtellen, da dieſelbe je 
Mag der Verſchiedenheit des Rechtsgeſchäftes, welches vorangegangen iſt und ratihabirt 
jrird. verſchieden wirkt. Es ift vielmehr zu unterſcheiden 1) die R. einer fremden 

. —S fog. negotiorum gestio (j. dieſen Art.), welche für die Regel 
t den Zeitpunkt des vom gestor gejchloffenen Gejchäftes zurückwirkt; 2) die R. 
Handlungen, welche ein Dritter vorgenommen hat, bie aber wegen mangelnder 
ondlungsfähigkeit oder jehlender Dißpofitionabefugniß deſſelben nicht vollkommen 
Epilrig Find, feitend desjenigen, deſſen Konſens bie Handblungsfähigfeit ergänzt, fo 
2. bie Genefmigung des Vormundes zu Rechtsgeſchäften des Mündels und des 
Wigenthümers zu einer feitens eines Dritten, ftattgehabten Veräußerung oder Ber 
Pritung (3. B. Berpjändung) feiner Sache. Auch Hier tritt für die Negel in Folge 
der von dem Berechtigten gegebenen R. Rückwirkung auf den Zeitpunkt des ab- 
iichlofjenen Gefchäites ein, jedoch vorbehaltlich der in der Zwiſchenzeit gültiger 
FBeife Tür Dritte beftellten Rechte. Das ift auch nach Preuß. Recht (j. Allg. 
ER. L 58811 ff; 2088 72 f.; Förster, Preuß. Privatrecht, $ 42) anzunehmen; 
ffelbe gilt nach dem Sächſ. BEB. 85 472, 787, 1822, 1911; nicht Kar Defterr. 
B6 8456. 3) Verſteht man auch unter R. die nachträglich erklärte Zuftimmung 
Partei au einem von ihr eingegangenen Rechtsgeſchäft, das entweder nichtig ober 
siechtbar ift. Liegt Hier ein abjolut nichtiges Geichäft vor, fo kann dafjelbe dadurch 
Rücgt zu einem gültigen werden, vielmehr wird hier durch die ſog. R. erft ein 
bes „ joiern es allen rechtlichen Erforberniffen genügt, neu gejchaffen. Bon einer 
arkung kann alfo nicht die Nede fein. Anders verhält es fich mit den Ge- 
‚ welche relativ nichtig find, 3. B. mit einer wegen Irrthums des einen 
ımgültigen Ehe, oder mit denjenigen, welche nur der Anfechtbarkeit unter 
Hier ftellt fih die jog. R. als Befeitigung des Rechts, das Geſchäft als 
btig aufzuruien oder anzufechten, dar, und dadurch ergiebt fich daſſelbe Reſultat, 
* es von Anfang an vollkommen vechtäbeftändig gewejen wäre. Die modernen 
y echte (f. Preuß. Allg. CR. I. 5 88 37, 38, 186 ff.; Code civil art. 1838; 
Sad, 363. 88 104, 109, 787, 847, 848, 1656, 1822, 1911) ſtehen im BWefente 
Ben auf demjelben Standpuntte, nur weift das Preuß. &R,, welches in Bezug auf 
Tüten wegen Uniäbigleit des einen Theile abjolut nichtigen Vertrag bei einer ſpaͤteren 
Rülfigen ſog. R. (Anerkenntniß genannt) die Rückwirkung auf Grund ftattgehabter 
PPartetäbereintuntt zuläßt, die Anomalie auf, daß die Genehmigung jelbft dann zurüd- 
17* 
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bezogen wird, wenn ber Vertrag wegen Mangels einer freien und ernitlichen 
Einwilligung (aljo wegen phyfiſchen Zwanges, Simulation, Trunkenheit) abſolut 


nichtig war. 
Quellen: Tit. D. Ye rem haberi 46, 8. — Pr. I. de auct. tat. 1, 21.— 1.5 
9.1.0. de’ auch. mut. 120,70, .— 1.16 $1D. de pignor. 20, 1. — LL 29, 210 D. de. 


tit.: Busse, De ratihabitione, Lip, 1831. — Agricola, De ratihabitione, Bon- 
Gothae 1848. — Bedhaus, Ueber die R. der Nechtäge aan, Bonn 1859. — J. Grit⸗ 
finger, Zur Sehr von der R. ber Behtägeihäfte, T . F. L. Grecory. 
spe iur. civil. de ratihabitione, Hagae-Comitis 1864. — 8. Seuffert, Die an von der 
ber Rechtägeihäfte, Würzb. 1868. 2. Hinigius. 
Han, Trederic-Charles, 5 3. VIIL 1808 zu Buchsweiler bei Stiaß⸗ 
burg, wurde 1826 doctenr, 1833 prof. supploant provisoire, erhielt 1841 die 
chaire de droit civil, 1870 Rath am Kaffationshoje, T 10. IV. 1877. 
Säriften: Mit” Aubry: Cours de droit civil frangais, d'après la methode de 
Zachariae, 18938—43, 4. ed. 18691879. — Abhandlungen in der Revue du notariat et de| 
Venregistrement unb Revue Foelix t. II. III. 
Sit.: Revue generale 1877, p. 300-804. — Nouv. Revue historique 1877, -; 
Gaz. des Tribunaux 1877, Nr. 15 644. — Le tribunal et la cour de N, io p. 38. 
ch mann. | 
Raub ift die in rechtswidriger Zueignunggabficht — Anwendung 
von Gewalt oder Bedrohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben or 
eine Perfon, um dadurch in den Befitz einer fremden beweglichen Sache zu gelangen 
Bei diefem Raubbegriffe liegt der Schwerpunft in dem gegen die Freiheit ber Perſon 
gewaltthätig begangenen täuberifchen Angriffe, eine in Thüringen, Heflen, Oeſterreich 
vertretene Anficht. Hingegen forderten bie Strafgefege für Preußen, Bayern, Württem: 
berg u. a. zum Thatbeitande des R. auch die Wegnahme der fremden Sadıt 
unter Anwendung don Drohung oder mit Gewalt, mit anderen Worten: det 
Thatbeitand des Diebſtahls, erſchwert durch Vergewaltigung gegen eine Perion, 
Diefe Auffaffung führt in der Prariß leicht zu falſchen SKonfequenzen, wit 
v. Schwarze in feinen Bemerkungen zu dem Oeſterr. Strafgejegentwurf 1875 
richtig bemerkt. Hiernach ift der R. feinem Zwecke nach ein Eigenthumsverbrechen 
feinem Mittel nach ein Angriff auf die Freiheit der Perfon und wo die om 
"Vergewaltigung einer Perjon begangene Wegnahme nicht als Diebftahl zuw 
rechnen wäre, fann die gewaltſame Bemächtigung ber fremden beweglichen Sadı 
nicht als R. beurtheilt werden. Wer feine ihm rechtswidrig entzogene Sache mi! 
Gewalt gegen eine Perfon an fich bringt, der Gläubiger, ber eine gewaltfame recht 
widrige Pfändung feines Schuldner unternimmt, wer nicht in rechtswidriger Zu 
eignungsabficht oder, um fi) unrechtmäßigen Gewinn zu verjchaffen, die Ausud 
don Gerealien in das Ausland mit Gewalt gegen Perjonen vereitelt, der Schuldnit 
welcher mit Gewalt gegen feinen Gläubiger fich des Schuldfcheins bemächtigt od« 
wer eine fremde bewegliche Sache mit Gewalt ober Bebrohung gegen eine Perle! 
wegnimmt, um fie zu vernichten, — macht fich nicht bes R. ſchuldig. Ebenſoweni 
ift der Dieb, welcher gegen eine Perjon Gewalt anwendet, um fich in dem Weit 
der geftohlenen Sache zu behaupten, ala Räuber zu beurtheilen, obgleich mehrel 
Strafgefee denjelben dem Räuber gleichitellen. Das RStrafGB. ftellt den R. dei 
Diebftahl in diefem alle gleich ($ 252). Nach $ 244 begründet R. auch Rücka 
beim Diebftahl. Zum Thatbeitande des R. genügt Anwendung törperlicher Gemall 
Ueberwältigung ift nicht nothwendig. Auch muß die Drohung mit einer geger 
wärtigen Gefahr Teine ſolche ein, welche den Bedrohten außer Stand ſetzt, dur 
Gegenwehr den R. zu vereiteln. Schon dag Ueberfallen mehrerer Perſonen, mamentli 
zur Nachtzeit, an einfamer Stelle, kann ala ein Anthun von Gewalt durch Drohun 
angefehen werben. Argliftige Sinnesbetäubung, etwa durch Narkotifirung ohne & 
waltanwendung, jchließt die Annahme eines R. aus. Ebenſowenig macht fi d 
R. ſchuldig, wer das Zimmer, in welchem fich eine Perfon befindet, ohne Gemwal 


Raub. 261 


anwendung gegen dieſelbe zufchließt, um im Nebenzimmer ungehindert ftehlen zu 
fonnen. Einige Geſetze fordern zur Entwendung mittels Gewalt gegen die Perfon 
euch Nöthigung des Angegriffenen zur Weberlafjung der Sache. — Der Defterr. 
Entwurf erklärt, daß wegen R. auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder auf Ge- 
üüngniß nicht unter 1 Jahr zu erkennen jei, wenn mit Gewalt gegen eine Perjon 
oder unter Drohungen mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine fremde 
bewegliche Sache einem Anderen in rechtewidriger Zueignungsabficht tweggenommen 
wird (8 254). Das RStrafGB. ($ 249) definirt den R. als gewaltfame Wegnahme 
in diebiſcher Wbficht und beftraft denfelben theils mit Zuchthaus von 5 bis 10 Jahren 
idon dann, wenn ber R. nicht ſchwerer qualifigirt ift, ala daß er auf einem öffent 
lihen Wege ober Platze verübt wird, theils mit oder mehr ala 10 Jahren Zucht: 
uns, wenn dabei ein Menſch gemartert oder durch Mißhandlung getöbtet worden 
it, teils mit Gefängniß bei mildernden Umſtänden. Sind mildernde Umftände 
verfanden, jo tritt Gefängniß nicht unter Einem Jahre ein. Der R. zählt zu den 
Standgerichtöfällen und kann in dem außerorbentlichen Strafverfahren mit Tobe be 
fraft werden. Auf Zuchthaus von 5—20 Jahren läßt der neue Oeſterr. Entwurf. 
adennen, wenn eine ſchwere Körperverletzung oder der Tod des Verletzten durch ben 
X. herbeigeführt wurde ($ 256), auf Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebens⸗ 
lenglich das Deutſche StrafGB. ($ 251). Einfacher Raub wird bei mildernden 
Imtänden mit Gefängniß nicht unter 6 Monaten im $ 249 des RStrafGB. be 
tooht, Nicht unter 5 Jahren Zuchthaus bei ſchwerem Raub in fünf Fällen. 

Auf den Werth der geraubten Sache kommt es nicht an, wol aber darauf, 
ch die Gewaltanwendung mitteld Drohung oder gewaltthätiger Handanlegung, von 
einem Einzelnen oder mit Raubgenofjen, mit Waffen, von einem Rückfälligen ıc. 
artemommen worden. ift. . 

208 ältere Röm. Recht betrachtet den N. als furtum, bis derfelbe in ber actio 
\i bonorum raptorum als felbftändiger Begriff der rapina bejtimmt wird; allmählich 
vaden einzelne Tyälle des R. ſtrafbar, der N. in Waffen, der Straßen-Rt. latrones, 
grasstores mit Frimineller Energie verfolgt. Im Germanifchen Alterthum machte 
Mur ein Mebermaß von Gewalt oder an Wehrlojen verlibte Gewalt, den R. unehrlich. 
<e in offenem Kampf erlegten Feind berauben galt für ehrenvoll; heimliche 
Cuatwendung erſcheint ftrafbarer und jchimpflicher ala R. Später ift das Verhältnik 
der Steibarkeit von Diebftahl und R. umgedreht und ſchon die älteren Reichsgeſetze 
urd Kehtäbicher ftrafen die Räuber am Leben. Unter der Vorausſetzung recht» 
mäßiger Fehde war auch ber R. erlaubt, eine neuerlich beftrittene Thatfache des 
nütrlalterlicden Fehderechts. Seit den Kapitularien hat das latroeinium eine über 
die mit Gewalt begangene Entwendung hinausgehende Bedeutung durch das Weber 
tandnehmen der Räuberbanben, die rauben, jengen, plündern, wodurch baffelbe als 
Ftichenabruch ben ſchärfften öffentlichen Strafen verfällt. Von der Strenge der 
[CC, welche dem Räuber mit der Schwertftrafe droht, wich die fpätere gemeinrecht- 
lite Toftrin dur; Individualiſirung der verſchiedenen außgezeichneten Fälle bes 
Vehrechens ab und befchränkte die Todesſtraſe nur auf die ſchwerften Fälle. Der 
möitionelle Zug zu Abſchreckungsſtrafen erhielt fich bis zum heutigen Strafrechte, 
Beihes dem R. vorwiegend ala Verbrechen wider das Vermögen auffaßt. 


& .: i .—_ 2 
* AA Deutſches Reich SS 249, 250, 251, 255, 258, 261 Oeſterr. Entwurf 1874 


drnichtaai Beil, (1879). — Wilda, Strafrecht der Germanen, ©. did ff. — Dfenbrüggen, 
Aanan, Sirafrecht S. 309814. — v. Holpen ale andb. d. Deutichen erafeechts, 874, 
Mi. — Häljgner, Preuß. Strofreht, II. 520 fi. — Glafer, Abhandlungen aus 
em Cefler. Strafreht, 1858, ©. 98. — Sammlung Meafrest iger Enticheidungen des 

1874, 419, 448, 457 olts 


it: Rubo, Kommentar (1879), ©. 859. — Berner, Lehrb. son ©. 549. — v. Buri, 


L 
Beheionähofeg, Bien 1873. — Schüße, Lehrb., 2. Aufl. 419, _ 
eat, Ach. XV. 345. — Dienbrüggen, Abhandlungen aus bem Strafrecht 1857, 
N — Köftlin, Abb, ©. 389. Wahlberg. 
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Raufhandel. Wäre es möglich, in jedem Falle der Tödtung oder Körper: 
verlegung durch den frafprogefjualifchen Beweis es jeftzuftellen, wer der Thäter, 
Gehülfe ꝛc. gewejen, jo würden die den N. betreffenden Beſtimmungen überhaupt 
nicht eriftiren. Thatſächlich Liegen aber die Verhältniſſe Häufig jo, daß zivar feit: 
geitellt werben Tann, es fei Jemand in verbrecherifcher Weiſe getöbtet oder verlcht, 
daß auch jeftgeftellt werden kann, es jeien bei diefer Tödtung oder Verlegung diee 
beftimmten Perjonen in irgend einer Weife betheiligt geweſen; aber was nun der 
Einzelne dieſer Mehreren gethan, darüber läßt ſich dann Häufig entweder gar Nichts 
oder doch nur Ungenügenbes feſtſtellen. Derartige Verhältniffe treten ein bi 
Schlägereien, Raufhändeln, jowie, wenn von Mehreren ein Angriff gegen eine 
Menjchen gemacht wurde. Die auf Fälle diefer Art bezüglichen Strafbeitimmungn 
finden fi jchon vor der CCC namentlich in Deutfchen Stadtrechten; dann in der 
CCC jelbft Art. 148, welche geſetzliche Beſtimmung zu vielfachen Kontroverſen im 
Gem. Recht und jo mittelbar zu vielfachen Berfchiedenheiten in den dem Deutichen 
StrafGB. vorauigehenden Strafgefegbüchern geführt hat. Namentlich waren es zwei 
Punkte, in denen die Partitulargejege auseinandergingen: 1) Die Strafbeitimmungen 
über den R., welche in allen Gejeßgebungen ben Fall betrafen, daß Jemand im R 
getöbtet wurde, unterjchieden fich in Betreff der im R. zugefügten Körperverlegungen 
dadurch von einander, daß einige Gefeßgebungen alle im R. zugefügten Körper 
verlegungen berüdfichtigten (Heffen, Art. 274), während andere nur die ſchweren 
(Sadjen, Art. 173), noch andere (Preußen, $ 195) die ſchweren und erhebs 
lichen SKörperverlegungen ind Auge jaßten. Die mannigjachen Unterfcheibungn 
der Straigejegbücher bei der Eintheilung der Körperverlegungen wirkten bier natürlid) 
nad. 2) Ein beitimmter Erfolg, 3. B. der eingetretene Tod, zeigt fich als das 
Ergebniß nicht einer einzelnen, jondern mehrerer von verfchiedenen Thätern begangenen 
Verletzungen, wobei es durch Beweis jeltgeftellt ift, von mem jede einzelne der 
fraglichen DVerlegungen herrühre. Die meilten Geſetze beftimmten in dieſem Falle 
eine den Gejammterfolg mit umfaffende Strafe, jo auch Preußen ($ 195 Abi. 2), 
während andere (3. B. Braunfchweig, $ 153) nur für diejenige Verletzung die 
Straje eintreten Liegen, welche dem einzelnen Thäter nachgewieſen wurde, ohne dak 
das eingetretene Gejammtrefultat Berüdfichtigung fand. Darin aber ftimmten die 
Partikularſtrafgeſetzbücher überein, daß fie in bald weiterem, bald geringerem Um 
fange. das einer gewiſſen Strafe entjprechende Ouantum von Schuld ala vorhanden 
präfumirten, wenn dasjenige, was der Angejchuldigte wirklich gethan, mit Volk: 
ftändigfeit nicht eriwiefen werden konnte. WMindeften wurde zu dieſem Zwede die 
Strafbeitimmung aufgeftellt, daß derjenige, welcher fich bei einer Schlägerei be 
theiligte, welche den Tod oder die Körperverlegung eines Anderen zur Folge hatt, 
beftraft werden jolle (Gefängnißftrafe von verjchiedener Dauer, Preußen, $ 19 
drei Monate bis fünf Jahre), auch wenn nichts weiter als feine Betheiligung bei 
der Schlägerei erwiejen wäre. Nur der Nachweis, daß Jemand ohne fein Ber: 
ſchulden in die Schlägerei verwidelt worben, konnte von diefer Strafe befreien. Und 
auch darin ftimmten die Gejeßgebungen überein, daß die den N. betreffenden Be 
ftimmungen nur aushülfsweiſe und zwar dann eintreten follten, wenn die That de 
einzelnen bei dem N. Betheiligten nicht mit juriftifcher Beftimmtheit herauägeitellt 
werden konnte. Das Deutſche StrafGB. ($$ 227, 228) Hat, wenn auch unter 
Vermeidung des Ausdruckes „R.“, die den Partikulargejeßgebungen gemeinfamen 
Srundfäge im Allgemeinen anerkannt. Im Einzelnen ift zu bemerken: 1) Falls 
die Strafbeftimmungen des $ 227 in Anwendung kommen jollen, muß als obid: 
tiver Befund der Tod eines Menfchen oder eine ſchwere Körperverlegung (StrajGB. 
$ 224) vorliegen. Auf diefen Erfolg bleiben die fubfibiären Beftimmungen de 
$ 227 befchränft; bei Körperverletzungen, welche unter $ 224 nicht fallen, Tann eine 
Strafe „wegen Betheiligung an der Schlägerei oder an dem von Mehreren gi 
machten Angriffe” nicht eintreten, fondern nur eine ſolche wegen Thäterſchaft oder 
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Theilnahme an einer „SKörperverlegung” ($ 223). 2) Kann bei einer Schlägerei 
oder einem don Mebreren gemachten Angriffe es jeftgeftellt werden, was der einzelne 
Angeklagte getfan Hat, fo tritt diejenige Strafe ein, welche durch die dem Anz 
gellagten nachgewiejene Handlung verwirft ift, und nicht bie lediglich auf Präfumtion 
berußende Strafe des $ 227. Iſt jedoch die letztere bie jchwerere, jo ift fie in 
Anmendung zu bringen. Stünde e& 3. B. jeft, daß dieſer Angeflagte bei ber 
Sälägerei fich nicht weiter betheiligt Habe, ala daß er dem Getödteten einen leichten 
Sälag verfehte, jo wird doch die Strafe wegen „Betheiligung an ber Schlägerei” 
as die jÄwerere in Anwendung zu bringen fein. 8) Die Strafe wegen „Be 
!iligung an der Schlägerei” wird dadurch, daß ber Getödtete ober der körperlich 
ifer Verletzte ſich an der Schlägerei betheiligte ober biefelbe vielleicht gar pro- 
zeiiete, nicht außgefchloffen. Die Möglichkeit, Daß auch der bei der Schlägerei Ver— 
köte zur Strafe gezogen würde, bleibt nicht außgeichlofjen ; z. B. bie Schlägerei hat 
des Refultat, daß ein Menſch tobt auf dem Plage bleibt, der andere eine ſchwere 
krperverlegung ($ 224) davon trägt. Don lekterem aber wird es erwiejen, daß 
© dem Getödteten eine der Wunden beigebracht, welche durch ihr Zufammentreffen 
a anderen Verwundungen den Tob be Verletzten verurfachten. In biefem alle. 
zirde derjenige, welcher bie ſchwere Körperverlegung davon getragen, in Gemäßheit 
de 3227 Abſ. 2 zu ſtrafen fein, wie ihn denn auch die Strafe des $ 226 treffen 
mihte, jalls erwieſen wäre, daß die todtbringende Verlegung von ihm herrübre. 
Te der „Schlägerei“ iſt eben Jeder daran Betheiligte jowol Angreifer, wie auch 
Angegriffener, und hierdurch unterfcheidet fi) die „Schlägerei” von dem „von 
Vthreren gemachten Angriff”, bei welchem Iebteren bie „Mehreren” — zwei ge= 
rügm — nur al Angreifer, und der Angegriffene nur als jolcher zu benfen ift. 
% Zer Begriff der „Schlägerei” fchließt es nicht auß, daß nicht die Abficht, „eine 
Schlägerei zu veranlaffen“, gefaßt werden Könnte; aber es ift nicht erforberlich, daß 
ders Moment thatfächlich feftgejtellt werde; vielmehr genügt die Zeftftelung, daß 
der Angeflagte fich bei einer, gleichviel wie entftandenen, Schlägerei betheiligt 
fee. Lei dem „von Mehreren gemachten Angriff” ift es mur erforderlich, daß die 
Thrtfahe des von Mehreren gemachten Angriffes jeitgeftellt werde. : Daß die 
Nefreren den Angriff verabredet haben, braucht dagegen ebenfowenig feſtgeſtellt zu 
eben, wie daß der Angriff den Tod ober die ſchwere Körperverlegung des An⸗ 
gegriffenen habe herbeiführen ſollen; wennſchon, falls diejes jejtgejtellt wiirde, hier- 
ducch die Antvendbarfeit des $ 227 nicht ausgefchloffen zu werden braucht. Denn 
zeder dad Komplott, noch auch die bon jedem der Komplottanten gefaßte Abficht, 
da Anugeeifenden zu tödten, reſp. demſelben eine ſchwere Körperverlegung zuzufügen, 
Prantiren bie Möglichkeit des Nachweifes dafür, daß diefer Angeklagte dieſes und 
ar Angellogte jenes gethan Habe; vielmehr wirb troß jener Zeitftellungen es 
\sitelhait bleiben Lönnen, was der Einzelne der Komplottanten zur Herbeiführung 
*s eingetretenen Erfolges beigetragen Habe. Und dieſes genügt, um bie Vorjehrift 
ters 227 in Anwendung zu bringen. 5) Der Umftand, daß Jemand ohne jein 
“rhulden in die Schlägerei — nad den Worten des $ 227 müßte man auch 
> einem unverfchuldeten Hineinziehen in den von Mehreren begangenen Angriff 
sehen tönnen, vgl. jedoch die Wortjafjung von $ 367 Nr. 10 — hineingegogen 
ander ift, bildet einen Gtrafausichließungsgrund von der „Betheiligung an ber 
Sülägerei“ ; aber auch nur von dieſer. Denn wurde es feitgeftellt, daß Jemand 
war ohne fein Verſchulden in die Schlägerei Hineingezogen worben, daß er aber, 
Az daß dies durch Die Zwecke ber Noihwehr geboten geweſen, einem Anderen eine 
ıgeverlehung im Sinne des $ 228 augefügt Hätte, jo würde zwar die Straf. 
dritt der 88 227, 228, micht aber die des $ 223 unanwendbar werben. Auch 
are der ohne fein Verſchulden in die Schlägerei Hineingegogene nach) $ 367 
X 10 zu firaien fein, falls die dort angegebenen Borausfekungen zuträfen, ſelbſt 
wen ei feftftände, daß er keine Verleyung herbeigeführt hätte. 6) Wenn außer der 
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Betheiligung an der Schlägerei, oder an dem von Mehreren gemachten Angriff gegm 
einen ber Betheiligten auch noch jeftgeftellt wird, daß berjelbe der Urheber ein 
derjenigen Berlegungen fei, welche nur durch ihr Zufammentreffen mit anderen Be 
legungen ben Tod oder die jchwere Körperverlegung herbeigeführt Haben, jo tritt 
die Strafe des 8 227 Abſ. 2 ein — Fünf Jahre Zuchthaus eventuell mildern 
Umſtände 228. 

Lit: Phenblungen von dv. Wächter im Krim. Arch. XIV. Nr. V. und im ber Eidl. 
Ger. Ztg. XI. — Abegg im Krim.Ard, 1886 VL, 1837 XVL — Raufmanr, 
— 1887 58 — Rrans im Gerichtsfaal wehee: 1V. Bd. IL ©. 169. — Berner, 

au = 304. — Hälihner, ebendaf. — Derſelbe in Soltdammen 

Arch. X — Luden, — nblun, In I. &. 282. — Geyer in v. Holgendorifi 

ganbb., 2 in '&.551 fl.; B.V. ©. — Meyer, Lehrb., 6. 407 ff. — v. as 
omment., 4. Aufl., ©. 553 ff. John 

——0 8 "1784 zu Straßburg, Profeffor dajelbft, N 1854. 

tieb: Cours de proc&dure civile, Paris-Strasbourg 1 — Trait& theorique et 
prtigne u droit criminel au cours de legisl. criminelle, er 1838, Brux. 1837. 
it.: Nypels, Nr. 680 Teichmann. 


Raevardus, Jacob (Reyvaert), & 1534 zu Liffeweghe, ftud. in Lünen 
und Orleans, wurde 1558 Doktor, reifte nach England, 1565 Prof. in Dow, 
ging dann nach Brügge, 1568. 

Schriften: Tribonianus. — Ad Jen: Seribon. lib. sing. — Lib. sing. ad_leges XI 
tabb., Jen. 1586 (prisci et antiquitatum explicatio, ed. Conradi, Lips. 17 —— 
quibun jura usucap. illustrantur. — Variorum s. de jur. ambiguitatibus libri V, Bruges 15%; 

ol. 1576. — Ad tit. D. R. J. Antv. 1568; Lugd. 1598. — Oper. a posth., Fran 
1601; Helmst. 1660. — Opera omnia, ed. 2, Francof. 1622; Neap. 1 

Kit: Jugler, 1. 254-261. — Rivier, p- 506. Teihmann, 

Naymunbus de Peñaforte (Ramon), 5 zu Peflaforte bei Barcelona 
nach 1180, Pönitentier und Dominilanermönd, T 6. I. 1275 in feiner Heimatt, 

Er ftellte auf Beranlafjung Gregor’3 IX. die Dekretalenfammlung Gregor’ 3 IX. zulamnm 
und ſchrieb: Summa sacramento: Rom. 1603; Avenione 1715; Veronae 1744. — }: 
ftruftion über dubia conscientiae. jecretales in consiliis et confessionibus necessarus 

it Vita auctore Fr. Peßa, Rom. 1601; von Perez, Salamant. 1601. — hit 
Lip „ Sieheneeh) t, IV. 297. — v. Stinping, Geſchichte der pop. Zit. des romiſch· lanen 
A, £ ® Eh, ©. 493 ff. — Stobbe, ealagueien, I: . 18. u gittafeln ber Kinhen 

gisiate, a von mengarien, EL — Schulte, Geichichte, II. 6, 8. 
— Rodinger, Berth. v. Regenäbung unb Sa vB. m (tab 
I _ ie "de PAcad. de Toulouse, IV. 174 5. — Augsb. Allg. Big. za — 
eichman 

Nayneval, Gerard be, 5 1736 zu Maſſevaur wurde 20 Jahre al 
premier commis im auswärtigen Minifterrum und hatte als Botſchafter in Londen 
großen Antheil an dem Handesverteag von Eden 1787, F 1812 zu Paris. 

Schriften: Institutions du droit de la nature et des gens 1808, 1332, 2. ed. 181.- 
De la libert des mers, 1812. 

2it.: Cauchy, Droit maritime international, II. 355. — Mohl, em 562. 

eigmann. 

Reallaſten find I. ihrem Begriffe nad) Verpflichtungen eines Grundbeiseri 
als jolchen, einer berechtigten Perfon gewiſſe wiederkehrende Natural-, Geld» od 
Dienftleiftungen zu gewähren. In Ermangelung eine Kunſtausdrucks wird auch di 
entjprechende Berechtigung wol ala R. bezeichnet. In ihrem gejchichtlichen Urſprun 
ftellen fich die R. hauptſächlich als Ausflüffe der Grundherrlichkeit oder der Vogt: 
dar; fie konnten aber auch unabhängig von folchen Verhältniffen durch Auflaffun 
begründet werden. In allen Fällen Hatte der Berechtigte an der belafteten Liegen 
ſchaft eine Gewere, in welcher ſowol ein bingliches Herrſchaftsrecht, als ein Anfprul 
auf bie einzelne Leiftung ununterſchieden enthalten waren. Dieſe Beſchaffenheit d 
R. nun machte es ſchwierig, ja unmöglich, fie in die vom Röm. Recht überliejerte 
Rechtskategorien einzureihen. Deshalb iſt ihre rechtliche Natur auch Heute noi 
überauß ftreitig. Die älteren Annahmen, daß die R. ala Forderungen mit ein 
accefforiih Hinzutretenden Hypothek oder als Grunbbienftbarfeiten auf eine Leiſtun 
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des belaſteten Beſitzers (servitutes in faciendo) aufzufaſſen ſeien, find jetzt wol 
allgemein als unrichtig erkannt. Dagegen beſtehen nunmehr hauptſächlich zwei 
ertteme Theorien, von denen die eine (v. Gerber, Savigny, Stobbe u. X. m.) 
in den R. reine Forderungsrechte erblidt, die nach Art der Röm. actiones in rem 
sriptae fich gegen den Grundbbefiger, als Zujtandöverpflichteten, richten follen, 
während die andere (Dunder, Meibom u. W. m.) umgefehrt aus der R. über— 
haupt nicht den Befitzer, fondern nur das Grundſtück ſelbſt verhaftet fein Täßt. 
Aber beide Theorien verfürzen da® Weſen des Inſtituts auf entgegengejeßten Seiten. 
Us reines Forberungsrecht hat die R. in Deutfchland nie gegolten: das zeigt fich 
in ihrer Begründung durch Auflaffung, in ihrer DVerfolgbarkeit mit dinglicher und 
mit Befiplage und in der Gewaltjamfeit, mit welcher die ältere Theorie den Röm. 
Hypothek · und Servitutenbegriff auf fie anzumenden ftrebte. Anbererjeit3 bindet die 
%. ebenſowenig lediglich das (perjonifizirte) Grundftüd, ſondern gewährt auch eine 
Gretution gegen bie Perjon des Befigers. Neueſtens ift auch gelehrt worben, die 
X. gewähre auf die Leiftungen überhaupt kein Recht, ſondern dieſe feien nur in con- 
dieione, d. 5. der R.berechtigte habe an dem pflichtigen Grunbftüd volles Eigen- 
tum unter einer Suspenſiv⸗, und der belaftete Grundbefißer jein dingliches Nutzungs⸗ 
techt unter einer Refolutivbedingung (2. Mann). Und dieſe Lehre ift jogar als 
tes „Räthjels Löſung ober die Entdeckung der Nilquellen“ begrüßt worden (Pozl's 
Kit. Vierteljahrsſchr. XII. ©. 124). Allein e8 mar doch ficherlich nicht die Auf- 
haffung des Deutjchen Volkslebens, daß der Gutsherr auf die Frucht- und Dienft- 
letungen bes Bauern eigentlich gar fein Recht habe, und ebenfowenig entipricht es 
dem Rechtsbewußtſein, daß faſt das geſammte Deutjche Grundeigenthum viele Jahre 
hindurch theils ſuspenſiv, theils vefolutiv bedingt in der Schwebe geweſen fein follte. 
diemah wird denn auch diefer Verfuch aufzugeben und vielmehr eine Mittelmeinung 
anzunehmen fein (v. Wächter, Befeler, J. Unger), welche die R. für ein ges 
wüſchtes Inſtitut erflärt und innerhalb defjelben dingliche und obligatorifche Elemente 
jondert. Danach ift dag Necht in feiner Totalität dinglich, alſo nur auf die für 
bilde Rechte beftimmte Weiſe (Eintragung) zu begründen, mit einer actio in rem 
auj Anerkennung verfolgbar, des Befitzes jähig ıc. Aus diefem Rechte aber folgen 
wgleih die Anfprüche auf die einzelnen Leiftungen als perjönliche, die eben darum 
mit beionderen Klagen auögeftattet, aber auch einer beſonderen Verjährung unter« 
vorm find ꝛc. Nach diefer Feſtſtellung geftalten fich die einzelnen Punkte jolgender- 
mot: II. Als Entſtehungsgründe galten früher Rechtsſatz, Privatrechtsgeſchäft und 

ung. Bon biefen Gründen ift der erſte Heutzutage nicht mehr in Wirkſamkeit, 
heil die Geſetzgebung überall in umgelehrter Richtung auf die Abfchaffung der R. 
hinarbeitet. Vgl. für Preußen Geſetze vom 2. März 1850 und vom 3. April 1869. 
Zie Privatwillkür, insbefondere der Vertrag, kann zwar nicht ohne jede Form, wol 
ober in der Weife noch Heute R., ſoweit fie herfümmlich find, neu erzeugen, daß 
Ye an Stelle der Auflaffung getretene Eintragung in dffentliche Bücher, reſp. ger 
richtliche Anmeldung und Beitätigung des Geſchäſts beobachtet wird. Endlich die 
Stang wird zwar wenigftens als außerordentliche von 30 Jahren noch Heutzutage 
ditliach für zuläffig gehalten (Seuffert, Ard., IX. 201; XVII. 88, 84), ift aber 
doch weder gewohnheitsrechtlich, noch durch Analogie der Servituten zu rechtfertigen 
'senffert, Arch, XII. 290; XV. 40): wogegen aus unvordenflicher Dauer die 
gmohnte Vermuthung auch hier Platz greift (vgl. 8. Dunder, Die Lehre von 
den 3, $ 29). Eine Uebertragung der R. auf ein anderes, als das urſprünglich 
bereiitigte Subjekt, wird durch Rechtsgeſchäft ebenfo, wie die Neubegründung bes 
wirft; mm über Kirchenzehnten beftimmt beſonderes c. 1 in VIto de praescript. 
3,18. Eine Umwandlung dagegen, fei ed, daß bie R. fizirt, b. h. aus quantitativ 
ukeflünmten in beftimmte, jei es, daß fie abärirt, d. h. aus Natural- oder Dienft- 
Wangen in Gelbzahlungen umgejeßt werben, findet nicht blos durch Vertrag 
da Intereſſenten/ ſondern bejonders häufig auch durch geſetzliche Verfügung ſtatt. 
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Betheiligung an der Schlägerei, oder an dem von Mehreren gemachten Angriff gegen 
einen der Betheiligten auch noch feitgeftellt wird, daß berfelbe der Urheber eine 
derjenigen Berlegungen jei, welche nur durch ihr Bufammentreffen mit anderen Ber 
letzungen den Tod oder die ſchwere Körperverlegung herbeigeführt haben, jo trin 
die Strafe des $ 227 Abſ. 2 ein — fünf Jahre Zuchthaus eventuell mildernde 
Umftände $ 228. 

Zit.: Abhandlungen von v. Wächter im Krim. Arch. XIV. Nr. V. und im ber Eidi. 
Ger.ßtg. XIL ©. 65. — Abegg im Krim.Arch. 1836 VL, 1837 XVL — Raufmanı, 
ebenbaf., 1837 IV. — Kraus im Gerichtsfaal Jahrg. IV. Bd. IL ©. 169. — Berner, 
ebendaf. XVIIL &. 304. — Häljchner, ebendal. IL ©. 155; Derfelbe in Goltdammer'i 
Arch. X. S. 618. — Luden, Abhandlungen, I. ©. 282. — Geyer in v. Holgendorif's 
ganbb, 3b. II. S. 551 fj.; Bd. IV. ©. 379. — Meyer, Lehrb., S. 407 fi. — v. Schwarze, 

omment., 4. Aufl., ©. 558 ff. John 


MRauter, 5 1784 zu Straßburg, Profeſſor daſelbſt, F 1854. 
Er jhrieb: Cours de procedure civile, Paris-Strasbourg 1834. — Trait& theorique et 
pratique du droit criminel ou cours de legisl. criminelle, Paris 1836, Brux. 1837. 


it.: Nypels, Nr. 680. Teichmann. 


Naevarduß, Jacob (Reyvaert), & 1534 zu Liffemeghe, ftud. in Löwen 
und Orleans, wurde 1558 Doktor, reifte nach England, 1565 Prof. in Zouch, 
ging dann nach Brügge, T 1568. 

Schriften; Tribonianus. — Ad leg. Scribon. lib. sing. — Lib. sing. ad_leges III 
tabb., Jen. 1586 (prisei et antiquitatum explicatio, ed. Conradi, Lips. 1728). — Triga libell 
quibus jura usucap. illustrantur. — Variorum 8. de jur. ambiguitatibus libri V, Bruges 1561 
Col. 1576. — Ad tit. D. R. J. Antv. 1568; Lugd. 1598. — Oper. parı posth., Francol 
1601; Helmst. 1660. — Opera omnia, ed. 2, Francof. 1622; Neap. 1779. 

%it.: Jugler, I. 254—261. — Rivier, p- 506. Teichmann, 

Raymundus de Penaforte (Ramon), 5 zu Pehaforte bei Barcelona 
nach 1180, Pönitentiar und Dominikanermönch, 7 6. I. 1275 in feiner Heimath. 

Er jtellte auf Veranlafjung Gregor’3 IX. die Defretalenfammlung Gregor’ IX. zulanın 
und jchrieb: Summa sacramentorum, Rom. 16098; Avenione 1715; Veronae 1744. — Jr 
firuftion über dubia conscientiae. — Decretales in consiliis et confessionibus necessarise. 

8it.: Vita auctore Fr. Pefia, Rom. 1601; von Perez, Salamant. 1601. — ?hil« 
Lips, Kirchenrecht, IV. 237. — v. Stintzing, Geichichte der pop. Sit. des römiich-fanen. 
Rechts, Leipz. 1867, ©. 493 ff. — Stobbe, Kestsquelten, II. 18. — Zeittafeln ber Kirche 
geichichte, 3. Aufl. von Weingarten, 1874, ©. 68. — Schulte, Geſchichte, II. 6. 5 
408413, 528. — Rodinger, Berth. d. Regensburg und Raimund v. P., Münden (Act! 
1877. — Rec. de PAcad. de Toulouse, IV. 174 ss. — Augsb. Allg. Big. 2 ©. 68. 

eıhmann 

Nayneval, Gerard de, & 1736 zu Maſſevaur, wurde 20 Jahre alt 
premier commis im auswärtigen Miniftertum und Hatte als Botfchafter in London 
großen Antheil an dem —— von Eden 1787, T 1812 zu Paris. 

Säriften: Institutions du droit de la nature et des gens 1803, 1332, 2. &d. 1851. - 
De la libert6 des mers, 1812. 

2it.: Cauchy, Droit maritime international, II. 855. — Mohl, I. 388; II. 562. 

s Zeihmann. 

Nenllaften find I. ihrem Begriffe nach Verpflichtungen eines Grunbbeiiser 
als jolchen, einer berechtigten Perſon gewiſſe wiederkehrende Natural-, Geld» ode 
Dienjtleiftungen zu gewähren. In Ermangelung eines Kunftausbruds wird auch di 
entiprechende Berechtigung wol als R. bezeichnet. In ihrem geſchichtlichen Urſprun 
jtellen ich die R. Hauptjächlich ala Ausflüffe der Grundherrlichkeit oder der Vogt 
dar; fie fonnten aber auch unabhängig von folchen Verhältniffen durch Auflaffun 
begründet werden. In allen Fällen hatte der Berechtigte an der belafteten Liegen 
ſchaft eine Gewere, in welcher ſowol ein bingliches Herrichaftsrecht, als ein Anipruc 
auf die einzelne Leiftung ununterfchieden enthalten waren. Dieſe Beſchaffenheit d 
R. nun machte es ſchwierig, ja unmöglich, fie in die vom Röm. Recht iberlicierte 
Rechtsfategorien einzureihen. Deshalb ift ihre rechtliche Natur auch Heute nut 
überaus ftreitig. Die älteren Annahmen, daß die R. als orberungen mit cin 
acceſſoriſch Hinzutretenden Hypothek oder ala Grunddienſtbarkeiten auf eine Leiſtun 
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des belafteten Beſitzers (servitutes in faciendo) auizufafien jeien, find jetzt wol 
allgemein ala unrichtig erkannt. Dagegen beſtehen nunmehr hauptfächlich zwei 
ertreme Theorien, von demen die eine (v. Gerber, Savigny, Stobbe u. A. m.) 
in den R. reine Forderungsrechte erblidt, die nach Art der Röm. actiones in rem 
sriptae fi) gegen den Grumbbefiger, als Zuftandsverpflichteten, richten jollen, 
während die andere (Dunder, Meibom u. U. m.) umgelehrt auß der R. über- 
haupt wicht den Befitzer, fondern nur das Grundſtück ſelbſt verhaftet fein Yäßt. 
Aber beide Theorien verfürzen das Weſen des Inſtituts auf entgegengefeßten Seiten. 
Als reines Forderungsrecht Hat die R. in Deutichland nie gegolten: das zeigt fich 
in ihrer Begründung durch Auflaffung, in ihrer Berfolgharkeit mit binglicher und 
mit Befigflage und in der Gewaltjamkeit, mit welcher die ältere Theorie den Röm. 
Önpothel= und Servitutenbegriff auf fie anzumenden ftrebte. Andererſeits bindet die 
R. ebenſowenig lediglich das (perfonifizirte) Grundſtück, fondern gewährt auch eine 
Erelution gegen die Perſon des Beſitzers. Neueſtens ift auch gelehrt worden, die 
R. gewähre auf die Leiftungen überhaupt kein Recht, jondern dieſe jeien nur in con- 
dicione, d. 5. der R.berechtigte habe an dem pflichtigen Grundftüd volles Eigen- 
!um unter einer Sußpenfiv=, und der belaftete Grundbefitzer fein dingliches Nutzungs⸗ 
techt unter einer Rejolutivbedingung (2. Mann). Und diefe Lehre ift ſogar als 
des „Räthjel® Löfung oder die Entdeckung der Nilquellen“ begrüßt worden (Pözl's 
Kit. Vierteljahrsſchr. XII. ©. 124). Allein e8 war doch ficherlich nicht die Auf⸗ 
iaßung des Deutjchen Volkslebens, daß der Gutsherr auf die Frucht- und Dienft- 
kiftungen des Bauern eigentlich gar fein Recht habe, und ebenjowenig entipricht es 
dem Rechtsbewußtfein, daß faſt das geſammte Deutjche Grundeigenthum viele Jahre 
hindurch theils ſuspenfiv, theils rejolutiv bedingt in der Schwebe geweſen fein follte. 
Siemad wird denn auch diejer Verfuch aufzugeben und vielmehr eine Mittelmeinung 
anunehmen fein (v. Wächter, Befeler, I. Unger), welde die R. für ein ge- 
müchtes Inftitut erflärt und innerhalb defjelben dingliche und obligatorijche Elemente 
Vondet. Danach ift das Recht in feiner Totalität dinglih, alfo nur auf die für 
ſolche Rechte beftimmte Weiſe (Eintragung) zu begründen, mit einer actio in rem 
uf Anerfennung verfolgbar, des Befikes fähig ıc. Aus diefem Rechte aber folgen 
ygleich die Anfprliche auf bie einzelnen Leiftungen ala perjönliche, die eben darum 
mit hefonderen Klagen außgeftattet, aber auch einer befonderen Verjährung unter= 
worin find ıc. Nach diejer Feſtſtellung geftalten ſich die einzelnen Punkte folgenber- 
min: II. Als Entftehungsgründe galten früher Rechtsfag, Privatrechtsgeſchäft und 
Srhung. Bon diefen Gründen ift der erſte Heutzutage nicht mehr in Wirkſamkeit, 
weil die Gefehgebung überall in umgekehrter Richtung auf die Abſchaffung der R. 
binarbeitet, Vgl. für Preußen Gefege dom 2. März 1850 und vom 3. April 1869. 
2ie Privatwillkür, insbeſondere der Vertrag, kann zwar nicht ohne jede Form, wol 
ober in der Weife noch Heute R., ſoweit fie herfömmlich find, neu erzeugen, daß 
dee an Stelle der Auflaffung getretene Eintragung in Öffentliche Bücher, reſp. ges 
übliche Anmeldung und Beitätigung des Geichäfts beobachtet wird. Endlich die 
Grigung wird zwar wenigitens ala auferorbentliche von 30 Jahren noch Heutzutage 
vita für zuläffig gehalten (Seuffert, Arch. IX. 201; XVII. 83, 84), ift aber 
dot) weder gewohnheitsrechtlich, noch durch Analogie der Servituten zu rechtfertigen 
Seufiert, Arch, XII. 290; XV. 40): wogegen aus unvordenklicher Dauer die 
gwohnte Vermuthung auch Hier Platz greift (vgl. 8. Dunder, Die Lehre von 
den R, $ 29). Eine Nebertragung der R. auf ein anderes, als das urfprünglich 
derechtigte Subjekt, wird durch Rechtsgeſchäft ebenfo, wie die Neubegründung bes 
Dit; nut über Sirchenzehnten beftimmt bejondere® c. 1 in VIto de praescript. 
2,18. Eine Umwandlung dagegen, ſei es, daß die R. firitt, d. h. aus quantitativ 
ubetimmten in beſtimmte, jei es, daß fie abärirt, d. h. aus Natural- oder Dienft- 
kitungen in Geldzahlungen umgejegt werben, findet nicht blos duch Vertrag 
de Sntereffenten , ſondern beſonders Häufig auch durch gefehliche Verfügung ftatt. 


“ 
266 Rebuffus. 


III. Das Rechtsverhältniß aus der N. richtet fich auf der paffiven Seite ſtets gegen 
den Beſitzer des belafteten Grundſtücks als ſolchen. Aktiv dagegen kann es ent» 
weder ebenjall® mit einem Grunbftüd, oder auch mit einem Amte oder auch mit 
einer Korporation verknüpft fein; feltener fteht es einem einzelnen Menſchen zu. 
Die Rechtsmittel beziehen fich theils auf dag Recht im Ganzen, theils auf den ein⸗ 
a Leiſtungsanſpruch. Zu jenen gehört vor allem die Klage auf Anerkennung 
der R. (fog. actio confessoria utilis), eine petitorifche actio in rem; dann aber 
auch die durch das Kanon. Recht hierher übertragenen Beſitzklagen auf Grund der 
iuris quasi possessio, die mit einmaliger Ausübung ber R.berechtigung erworben 
und durch Verweigerung der Leiftung und Beftreitung de Rechts auf diefelbe ver: 
loren wird. Gegen bloße Störungen dieſes Beſitzes findet da® interdictum uti 
possidetis, gegen Entziehungen befjelben die actio spolii ftatt, und zwar find bribe 
nach den Grundfäßen bes Kanon. Rechts nicht blog gegen den Schuldner, ſondern 
auch gegen Dritte, welche in die Ausübung des Recht? eingreifen, anzufiellen | 
(f. darüber Bruns, Recht des Beſitzes, ©. 201, 210, 214, 331). Neben biejen | 
Klagen aber gilt auch die Forderungsklage auf die einzelne Leiftung, welche immer | 
von demjenigen, der zur Verfallzeit juriftiicher Befiker des Grundſtücks war, ein- 
zutreiben ift. Hiernach ift insbefondere für Rückſtände niemal® der Sondernad: 
folger, fondern Höchftens ber Erbe des urfpränglichen Schuldners verhaftet; ebenio | 
verjährt die Klage auf jede Leiftung, gefondert von ihrer Fälligkeit ab, und ift 
endlich die Erefution nicht, wie ältere Quellen wol annehmen, ausſchließlich auf 
dag Grundftüd, jondern gegen die Perſon des zur Berfallzeit im Befiz Gewejenen zu | 
richten (f. Bejeler, Syftem, $ 190 Anm. 13, 14; anders wieder Sächſ. BGB. $ 510). 
IV. Erlöſchungsgründe ber R. find zunächft diefelben, wie bei allen binglichen 
Rechten: Untergang des belafteten Objekts, Konfufion, Aufhebungsvertrag in gleiher | 
Form, wie die Beftellung ıc. Zweifelhaft aber ift, inwieweit N. durch Beitablauf 
getifgt werben. Abgeſehen von, der dreißigjährigen Alagverjährung, welche für jeden 
einzelnen Leiſtungsanſpruch mit defjen Fälligkeit und für die Geſammtklage mit der 
vermweigerten Anerkennung des Recht? zu laufen beginnt (Seuffert, Arch. XVII. 83), 
ift auch die Erlöſchung der R. durch Erſitzung der Freiheit oder gar dur bloßen 
Nichtgebrauch während zehn Jahren behauptet worden. Allein ohne Grund, da bie 
Analogie der Servituten Hier nicht zutrifft (Seuffert, Arch. V. 6; IX. 323 u. a. m.). 
In neuefter Zeit find die R. faſt Überall der Ablöfung unterworfen und theils durch 
ſofortige oder allmähliche Abzahlung des dem Werthe der R. entſprechenden Kapitals, 
theils durch Umwandlung in eine Hypothekenſchuld beſeitigt worden (ſ. d. Art. Agrar: 
geſetzgebung). V. Einzelne Arten der R. find Zins (census), Zehnten (decimae), 
Frohnden, zuweilen auch Leibzucht, Witthum, Apanage, endlich ausnahmsweiſe 
Laudemium und Sterbefall. Auch die Staatd- und Gemeindelaften , foweit fie auf 
Grundftüden ruhen, werden wol hierher gezählt, 3. B. Deichlaft, Grundfteuer x. 
Ueber alles dies f. die einzelnen Art. 

Lit.; 8. Dunder, Di Lehre von "den R., Marburg 1897. — — —— aus 
Theorie der R., rn 846. — Heimbach in te n le, IX 5 
v. Gerber in nen Jah für Dogm., II. ©. 35—66; VI. &. 266285. — — daß 
II. &. 299— erfelbe, Rehtätgenrie der Fe jena 1560. 2: Meibom in Better’ 
Jahrb. bes Gem. Rechts, IV. S. 442-510. — 8. Mann, Anterhuhungen über ben Begriff 
der R., Deſſau 1869. — Stobbe, Handbuch, IL 53 100-105. Ed. 


Rebuffus, Jacobus, aus Montpellier, Lehrte daſelbſt 30 Jahre, bekleidete 
wichtige Aemter, T 1428. 

Schrift en: Comm. in tres libr. Codicis. 

Bit.: Savigny, VI 495. — Göppert, Ueber bie organifchen Erzengniffe Halle 1869, 
S. 4N. 9. mann. 


Nebuffuß, Petrus, 5 1487 zu Baillargues (Montpellier?), Prof. des Kanon. 
Rechts in Montpellier, Cahors, Bourges, Poitierd, Paris, F 1557. 
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Er jcht ieb: Consilia. — Praxis beneficiorum, Lugd. 1553, 1579, 1586, 1599; Colon. 
1610. — Ordonnances, 1573. — In tit. Dig. de Verborum Bignif. commentaria, Lugd. 
1586. — Comm. ad ordinationes regias, Lugd. 1613. — De supplicationibus 8. errorum 
ropositionibus, Spir. 1587. — Explic. ad libros Pandect, priores, Lugd. 1589. 
* varii, Lugd. 1619. — Tract. 'eoncordatorum, Par. 1538, Lugd. 1576, 1599 245 
Colon. 1 

git.: Nour. Biographie, gend genrale univ., Par. 1862 Vol. 11. — Ririer, p. 492. — 
Schulte, Geſchichte, Teihmann. 


Receptum nautarum, cauponum, stabulariorum. Gaftwirthe und ähnliche 
üenerbtreibende genoffen in Rom einen ſehr üblen Leumund (Friedländer, 
Sittengeich. Roms, II. ©. 40 ff.). Der Prätor Hielt daher bie allgemeinen Rechts⸗ 
regeln, wie fie aus einem Mieths⸗, Leih⸗, Verwahrungs- oder auch einem beſon⸗ 
deren Garantieübernahmeverhältnig entipringen (daher noch Heute die verſchiedene 
Vehandlung des R. in den Kehrblichern) nicht für ausreichend, fondern ſchützte das 
Nublifum durch Aufftellung jtrengerer Haftungsgrundjäße in jeinem Ebilt (Gold 
ihmidt in ſ. Zeitfchr. rechnet deshalb das R. zu den gefehlichen Obligationen; 
&%. IT S. 64, 103). Nah Gem. Recht (partikularrechtlich giebt es gewerbe- 
velizeiliche Borfchriften) find jene Gewwerbetreibenden zur Aufnahme von Reifenden 
geieglich micht verpflichtet, wenn fie gleich in eigenem wohlverftandenen Snterefle 
nit leicht ſolche zurückweiſen werden. (So löſt die jcheinbare Autonomie 
wicen 1.1 $1 D. 4, 9 und l. un. $ ult. D. 47, 5 mit Recht v. Vangerow, III. 
x 648 Anm. 1, bei welchem die weitere Literatur über dieſe Streitfrage nachzufehen 
*) Haben aber Gaftwirthe zc. oder deren Stellvertreter bei fich Reiſende auf⸗ 
genommen, wozu es eines ausbrüdlichen Vertrages nicht bedarf (1.188 D. h. t.; 
L3 pr. D. h. t.), jo ftehen fie auch für die völlige Unverfehrtheit (salvum fore 
recipere) der von dem Reiſenden eingebrachten Sachen, felbft wenn fie diefem nicht 
gehoͤren, ein. Vorausgeſetzt ift nur, daß bie Aufnahme innerhalb des gewerba- 
mößigen ‚- aber felbft unentgeltlicden (1. 8 $ 1; 1. 6 D. h. t.) Geichäftsbetriebes 
des Wirthes erfolgt (1. 8 $ 2 D. h. t.), jo daß aljo das Edikt auf bloße 
Zimmernermiether, Reftaurateure, Kafinogejellihajten, auf Perfonen, welche aus Ge— 
'älligteit eine Unterkunft gewähren, jowie auch dann nicht Anwendung findet, wenn 
2. mit einem Gaſtwirth ein monatlicher Miethsvertrag über ein beftimmtes 
Zimmer abgefchlofien wird (Seuffert, Arch. II. ©. 872; XVII. ©. 42; Gold- 
ihmidt, a. a. D. ©. 61; Harder, a. a. O. ©. 228). Daß die Sachen ſelbſt 
in das Gaſthaus, Schiff oder Stall gebracht find, ift nicht erforderlich; es genügen 
für die Haftung überhaupt alle Thatjachen, aus denen die Aufnahme erfichtlich ift, 
wie 5 B. das Einjteigen in den am Eiſenbahnhof befindlichen Omnibus; ebenſo 
dezieht ſich das R. auch auf Sachen, welche der Reiſende während feines Aufenthalts 
dater einbringt. Selbftverftändlih kann durch beſonderen Vertrag biefe ftrenge 
Öaftung ausgeichloffen werden, nach Nöm. Recht genügte auch eine einfeitige Er- 
Hirung des Gewerbetreibenben, wenn fie vor der Aufnahme erfolgt (1. 7 pr. D. 
b t.: si praedixerit) — eine Vorſchrift, welche von der gemeinrechtlichen Praxis 
iheilẽ wörtlich aufgefaßt, theils aber auch auf allgemeine öffentliche Bekanntmachungen 
und auf die bekannten Anfchläge in den Zimmern ausgebehnt wird Goldſchmidt, 
©a.0D.6. 381-838; Seuffert, Arch. X. 162; Bl. für Rechtsanwendung, 
%”. XVIL S. 198). — Die Pflicht des Schiffers, Gaft- und Stallwirthes beſteht 
in Anwendung der ſorgfältigſten custodia (1. 5 D. h. t.); fie ſtehen ein für jede 
Leichadigung und Gntwendung der Sachen, nicht blos dur fie felbft, jondern auch 
durch ihre Sienſtleute, andere Reiſende (1. 1 $ 8; LI. 2, 8 D. h. t.) ja ſogar durch 
itte Berfonen (1. 5 $ 1 eit.), wenn nicht etwa auch eine ganz ſpezielle Beauf⸗ 
ẽchtigung ohne Erfolg geweſen wäre (1. 81 pr. D. 19, 1; 1. 41 D. 19, 2). Iſt 
des Vergehen durch den Wirth, feine Leute oder dauernde Bewohner feines Haufes 
ziehen, jo findet gegen ihn nach Röm. Recht eine paffiv unvererbliche actio in 
fartum auf daß doppelte ftatt (1. un. D. 47, 5), welche jedoch in der Gem. Praxis 
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außer Anwendung bleibt. In allen Übrigen Fällen und heutzutage ganz allgemein 
haftet der Prinzipal mit der actio de recepto, zu deren Beweis die bloße Zhat- 
ſache der Aufnahme ausreicht, auf vollen Erfah des Werthes, wovon er fich nur 
durch den Nachweis der eigenen culpa des Klagenden oder vis major befreien fann 
A. 1 pr. 88; 11. 2,83 pr. $1 D.h. t.). Die Klage geht auch gegen die Erben 
(1. 884D. h. t.), mehrere Wirthe haften pro rata, jolidariich nur dann, wenn 
fie einen gemeinfamen Gejchäftsführer haben (1. 785 D.h.t.; 1.4 pr. D. 14,1). 
Auf zurüdgelaffene oder eigens dem Wirth zur Aufbewahrung übergebene Sachen 
bezieht ſich das prätorifche Ebift nach richtiger Meinung wol nid. — 2ie 
berrichende Meinung, welche die Borfchriften über das R. als finguläre anfteht, hält 
eine Ausdehnung derfelben auf den Landtransport für unzuläffig (Windſcheid, 
v. Bangerom, befonder® Goldſchmidt, a.a. O. S. 352 ff.); Baron (Pan. 
©. 612) läßt diefe zu, da er die ganze Haftung der nautae, c., st. aus dem von 
ihm aufgeftellten beſonderen Begriff der custodia im engeren Sinne erflärt (vgl. a. a. ©. 
©. 483). — Bon den Partikulargejeßgebungen (ber Cod. Max. Bav. enthält feine 
Vorſchriften) ftellt das Defterr. BGB. das R. n. c. st. unter die Vorſchriften über 
das depositum, Yäßt aber die Wirthe, Schiffer und Fuhrleute für dem durch bie 
eigenen oder zugewieſenen Dienftperfonen angerichteten Schaden haften. Das Eädji. 
BGB. und das Preuß. Allg. ER. ftehen bis auf Einzelheiten faft vollftändig auf 
dem Boden ded Gem. Rechts, defjen Grundfäge das Allg. IR. auch auf die öffent: 
lichen Landkutſchen, See- und Steomfchiffer ausdehnte. Der Code Nap. leiter 
die Haftung der Gajtwirthe und Frachtführer aus einem de6pöt necessaire (miserable) 
ab; fie Hajten für jeden Diebftahl und jede Beichädigung der Sachen, außer wenn 
diefe verurſacht ift Durch eigene Schuld bes Neifenden, bewaffnete Hand oder jonftige 
höhere Gewalt. 

Alle diefe Vorſchriften find, ſoweit fie fih auf Land- und Wafjertranäport 
beziehen, durch das Deutſche HGB. und bie ergänzenden Reichsgeſetze über Eifen- 
a und Poſt außer a — (Bl. d. Art. Frachtgeſchäft.) 


uellen: Titt. D. 4, Allgem. ER. II. 8 ss — (die 88 158 
bis 181 1734—1738, —E End y durch Art. 60 bes EG. 3 en vom 24. Juni 
van; aufgehoben) — Befterr. BEB. — 964, 970, 1816. — Er. EB. 88 1280 fi. — 

er, 1782—1786, 1952— is — Babe über das Voftweien dom 2. or. 


Tr J . reſp. Reicjägel. vom 28. Oftob. 1871 


kit: ee ben Behrbüchern bes Gem. und ne — noch: Müller, Ueber die de 
ecepto actio und beven analoge Ausbehmung auf bie FG Leipz. 2. Aufl. 1857. — 
Buddens = Weiske's Nechtöler. . 440 fi. —JVJJ in feiner en 
ür HR. II. S. 58 ff, 331 ff. — — ol tſch Br Be. ge 
eiß, — für prafi. ; etönifien Haft, t Fe _ er 
im Archiv f., pratt. Rehtawifenic aft, Fr ©. En Haftung für fremde 
Eulpa, Züri) 1867, S. 57 ff., 79 f- - _ auch die Lit. hinter —F — — 
Kaiſer 


Rechuungslegung. Der Gläubiger hat die Schuld, der Schuldner die 
Tilgung zu beweiſen; bei einer Reihe von Rectöverhäftniffen kann der Gläubiger 
zwar den Schuldgrund beweijen, nicht aber die Forderung ziffernmäßig begründen. 
weil es ihm Hierzu an ber notäwendigen Kenntniß der einzelnen Thatſachen mangelt, 
diefe vielmehr zunächft dem Schuldner beiwohnt. Auch in diejen Fällen hat der 
Schuldner die Tilgung feiner Schuld aus dem vom Gläubiger erwieſenen Rechte 
grund darzuthun; er hat den Beweis dafür zu erbringen, daß er mit den von ihm 
angegebenen Werten jeine Schuld löſe. Die Nechenichaftsgabe, R., ergiebt fich als 
eine Vertheidigung des Schuldners, durch welche allein ex den Beweis zu führen 
im Stande ift, daß aus dem Forderungsgrunde fein Gläubiger nichts, ala den be— 
rechneten Betrag, oder jogar, eventuell der Schuldner, zu fordern habe. Die R. ift für 
beide Theile, den Rechnungsherrn und ben Rechnungsleger, das Mittel, das be 
ftehende Nechtsverhältniß auf eine beftimmte Forderung zu ftellen; für den erfteren 
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von Bedeutung, um zu konkreten Forderungswerthen zu gelangen, für den letzteren, 
um fih aus der Schuld zu befreien. Dem Necht des Gläubiger? auf R. fteht ein 
Recht des Schuldners auf Rechnungsabnahme gegenüber, welches ſich nicht überall 
icharj entwidelt Hat; aber zur Erkenntniß des Rechtsverhältniſſes von Bedeutung ift. 
Zer Berwalter (Allg. Preuß. ER. TH. I. Tit. 14 $ 145), der Bormund (Preuß. 
Vormundfchaitsordn. vom 5. Juli 1875 $ 69) Haben ein anerfanntes Recht auf 
Rehnungsabnahme, Quittung und Entlaftung; zu erinnern ift an die Decharge- 
ortbeilungen, wie fie in den Statuten der Aktiengefellichaften vorgefehen find. Daß 
der Anfpruch des Gläubiger auf R. und damit eine Verpflichtung des Schuldners 
in Bordergrund getreten ift, Hat feinen thatjächlichen Grund darin, daß die Lage- 
des Gläubigers, um mit Erfolg den Schulbner anzugreifen, eine ſchwierigere ift, als 
die des letzteren, welchen in gleichen Streitfällen an ber Rechnungsabnahme nichts 
gelegen if. Das Zwifchenglied der R., um zur einftweiligen Feftitellung der For⸗ 
derung und daraufhin zur Löſung zu gelangen, ergiebt fich in einer großen Reihe 
von Rechtsverhältniffen ala nothwendig und ift jolche in allen Rechten deshalb auch 
enerfannt (r. R. rationes reddere; 1. 46 $ 4 D. de proc. 3, 3; 1. 2 D. de neg. 
et. 9, 5; 1. 183 D. de tut. et rat. 27, 3; Allg. Preuß. ER. I. 14 
S$ 143, 144; I. 17 $ 219; auch Deutiches HGB. Art. 270, 361, 376 für eine 
ine Fälle); in der Rechtswiſſenſchaft wird begonnen die R. als befonderen In— 
balt einzelner Obligationen darzuftellen (fo Dernburg, Preuß. Priv.R., Bd. 2, 
2. Aufl, $ 44; Wörfter-Eccius, Preuß. Priv.R., $ 48 ala vorbeugender 
Schub gegen Rechtöverlegung). Das Sächſ. BGB. behandelt unter „Forderungen 
os Verträgen und vertragsähnlichen DVerhältniffen“ XXI., „Verbindlichkeit zur 
% und beitimmt: „S 1398. Wer mit oder ohne Auftrag fremde Gejchäfte führt 
»er fremde Sachen veräußert, oder gemeinfchaftliche Sachen ala Theilhaber derjelben 
derwaltet, oder aus fonjt einem Rechtögrunde eine Verwaltung hat, oder fremdes 
Vermögen mit den Srüchten herauszugeben verpflichtet ift, Hat die Verbindlichkeit, 
dem Geichäfisheren, Mittheilhaber ober font Berechtigten Rechnung abzulegen. 
31894. Die Ablegung der Rechnung befteht in der Mittheilung einer geordneten 
Zujammenftellung der Einnahmen und Ausgaben unter Beifligung der vorhandenen 
Velage. $ 1395. Nechnungsjehler können zu jeder Zeit berichtigt werden, aus— 
guommen, wenn über fie ein Vergleich gefchloffen worden ift. $ 1396. Werden 
bei einer Rechnungsahlegung einzelne Einnahme oder Ausgabepoften weggelaſſen, 
io beitehen die darauf bezüglichen Anfprüche im Zweifel fort.” 

Wenn die Bedeutung der R. in den einzelnen Rechtöverhältniffen die gleiche 
it, fo wird ihre Form eine ſehr verfchiedene fein können. in Beifpiel giebt hierfür 
das Geiellichaftsverhältnig. In 8 219 TH. I. Tit. 17 des Allg. ER. ift anerkannt, 
Die jeder Mitgenofje von feinen für die Gejellichaft übernommenen Gejchäften den übrigen 
Nitgliedern Rechnung zu legen verpflichtet fei (vgl. dazu Plenarbeichluß des vorm. 
OTrib. zu Berlin, Entih. XII. ©. 136 und die Jubilatur in Koch's Kommentar 
ym Ag. Preuß. ER.; jerner Entſch. des ROHG. XVII. 399); es hat die weiteren 
Audrud gefunden bei ber Gelegenheitägejellihaft im Art. 270 des HGB. (Entich. 
ve RO6G. V. ©. 208, XIU. ©. 40, XIV. ©. 87, XXI. ©. 177; Zeitichr. 
"d. gef. H.K. VII. ©. 458, 469), wobei hervorgehoben ift, „unter Mittheilung der 
Lelage“; letzteres begründet fich dadurch, daß dal. Beläge, Rechnungen, Notizen 
ds gemeinfchaftliche Urkunden gelten, auf welche fich die Editionspjlicht (f. dieſen 
a; Keyßner, Kommentar zum HGB. Art. 270 Nr. 8) bezieht. Keineswegs 
hit damit ausgedrückt, daß überhaupt Beläge überall zur R. gehörten; es hängt 
dies vielmehr durchaus von der Beurtheilung des einzelnen alles ab, ob ber 
Refmingshere ohne dies fich von der thatjächlichen Richtigkeit zu überzeugen außer 
Stande iſt (Zeitichr. 5. d. gel. H.R. XV. ©. 565; Erf. des Reichsgerichts vom 
A. Febr, 1880 in Gruchot’s BVeitr., XXIV. 1004), wobei die fonft feitftehenbe 
Art pweifelhafte Gewifienhaftigfeit des Rechnungslegers die Anfprüche verſchieden 
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geſtalten kann. Fur die offene Handelsgeſellſchaft hat das HGB. eine beſondere 
nicht verordnet; keineswegs darf daraus aber gefolgert werben, daß feitens des g 
— Geſellſchafters eine ſolche Verpflichtung nicht beflehe (Zeitfchr. j. d. 9 
H.R. XV. 226); die Buchführung und dag Recht jebes Geſellſchafters, jederzeit di 
Handelsbücher und Papiere einzufehen und auf ihrer Grundlage eine Bilanz 
feiner Ueberficht anzufertigen, kann allerdings eine weitere R. häufig erübrigen; 
dagegen Hiermit Sicherheit und Beſtimmtheit noch nicht befteht, ift namentlich i 
einzelne Poften eine R. nach Bewandtniß der BVerhältniffe zu erfordern (Anſchü 
und dv. VBölderndorff, Kommentar zum HGB. II. ©. 216; Zeitſchr. f. d. ge 
- H.R. VII 575 ff., XV. 226, XXII. 288; Entſch. des ROHG. V. 203, XII. 40 
XIV. 87, XXII. 177). 

Ueber weitere Beſonderheiten bei verfchiebenen Rechnungsverhältniffen fei hin 
— Regiſter 8. v. R. bei Windſcheid, Pand.; Förſter, Preuß 
Priv.R.; Thöl, H.K.; Seuffert, Arch. Für das Bormundichaftsredit: Dern 
Burg, Bormunbfdafter. 2. Aufl. ©. 9, 98, 214 ff., 287; Hejfe, Preuß. Do 
munbdichaftsorbn., 185 ff., 220 ff. 

Meber bie Zeit der R. und den Ort (Entich. dee ROHG. XV. 227) derjelben 
laſſen fich allgemeine Regeln nicht aufftellen; ber einzelne all wird ftets Hin- 
reichenden Anhalt bieten, um für den Zweck der R. das Mittel nach Zeit und On 
unter Wahrung ber Rechte beider Theile genau zu beftinmen. 

Soll die R. erledigend fein, jo muß fie, wie $ 1394 deg Sächſ. BGB. beſagt, ſowol 
die Einnahme» ala die Ausgabepoften umfaffen, denn nur dann kann zu einem Rejultat 
gelangt werden; eine hiervon ganz getrennte Frage ift, ob nicht etwa bereits dic 
Ginnahmepoften, oder die Kenntniß eines einzelnen dem Gläubiger von Nußen fein 
fann (Bähr, a.a. O. ©. 258); dies ift zuzugeben (Beifpiel: Entfch. des ROßG. 
XII. 366); aber bie Offenlegung der Einnahmen bei entftandenen Ausgaben ift feine 
R. Der Gläubiger hat keineswegs ein vechtliches Intereffe dabei, mehr zu erhalten 
als ihm zufteht, ſondern er will gerade das Zujtändige haben, alfo unter Wbrechnung 
der Gegenforderungen behufs Abwickelung der ganzen Angelegenheit (Dernburg, 
a. a. D. $ 44 Nr. 4). Soweit der Rechnungsherr die einzelnen Poften bemängeln 
kann, was im Einzelnen nach Art berfelben und der Gejchäftsangelegenheit über 
haupt zu beurtheilen ift, hat ber Rechnungsleger Beläge beizubringen, bzw. den 
Beweis der Richtigkeit zu führen, was auch Einnahmepoften berühren kann, foiern 
diefelben zu niedrig angejeht fein jollten (vgl. Bähr, ©. 263). Die einzelnen 
Rechnungspoften find für den Rechnungsleger verpflichtende Zugeftändniffe, das für 
den Rechnungsheren berechnete Guthaben ift ein Schuldanerkenntniß, entjprechend 
dem Saldozug im Kontokurrentverhältniß. DBetreffend die Rechnungsfehler und Aus— 
laffjungen fünnen die obigen Beftimmungen der 88 1395, 1396 ala allgemeinen 
Mechtes bezeichnet werben (HGB. Art. 294). An die gelegte Rechnung können 
fich Streitigkeiten über deren Richtigkeit und Vollſtändigkeit anknüpfen (Allg. Preuß. 
Gerichtsordn. TH. I. Tit. 45, 46 88 34 ff), für deren Erledigung, jofern fie ein 
erhebliche Zahl von ftreitigen Ansprüchen oder von ftreitigen Ernennungen betreffen, 
in 88 313—8319 der CPO. für das Deutjche Reich ein vorbereitendes Verfahren 
georbnet ift (vgl. Fitting, Der REiv.Prz., 4. Aufl. $ 64; Schelling, Lehrb. 
des Deutjchen Civ. Prz., $ 171, fowie die Kommentare zur CPO.). 

Erfolgt eine beanspruchte R. nicht, jo Hat der Rechnungsherr dag Recht, einen 
ihm aus dem Nechnungsverhältniß zuftändigen Anfpruch gegen den Rechnungsleger 
klagend zu verfolgen; die Verfolgung ift nicht won der vorgängigen N. abhängig, 
und fann ein bezüglicher Einwand de Bellagten nicht durchbringen; es bleibt diejem 
überlaffen, feine Gegenforberungen anzubringen und zwar geeigneten Falles unter 
Vorlegung einer Rechnung, jo daß fich das Rechnungsverfahren anfchließt (Entſch. 
des ROHG. XII. 367 und die zahlreichen Allegate dafelbft; Erf. des Reichsgerichte 
dom 4. Nov. 1879 in Grucdot’s Beitr. XXIV. ©. 445; Zeitfchr. |. d. gel. HR. 
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XXII. S. 288). Sofern der Beklagte dieſe Umgeſtaltung zum Rechnungsprozeß 
nicht vornimmt, erſtreitet zwar Kläger den einzelnen Poſten, es bleibt aber die 
Abwickelung des ganzen Geſchäfts unerledigt und kann ſpäter der Beklagte mit feinen 
Gegenforderungen noch auftreten. 

Ferner kann der Rechnungsherr ſelbſt die Rechnung aufmachen, ſein Guthaben 
danach berechnen und Beklagten dadurch zur Geltendmachung ſeiner Gegenforderungen 
zwingen. Iſt der Rechnungsherr in dieſer Weiſe zur Abwickelung zu gelangen nicht im 
Stande, fo bleibt nur übrig, fich des Mittels der lage auf R. zu bedienen, wobei 
dann präjubiziell zu erörtern ift, ob unter den Parteien ein folches Verhältniß beſteht, 
kei dem der Beflagte angehalten werden Tann im Wege der R. die Erfüllung feiner 
Verpflichtung nachzuweiſen. Iſt ein vollſtreckbares Urtheil auf R. erjtritten, jo wird 
der Bellagte nach $ 774 der CPO. durch Geldftrafe oder Haft zur Erfüllung an- 
gehalten werben können, foweit die R. „außfchlieklich von feinem Willen abhängt“, 
worüber er nach $ 776 a. a. D. zu hören iſt. Wieweit die Möglichkeit der Aus— 
tunftsertheilung reicht (Bähr, a. a. O. ©. 270), ift Frage im Einzelnen; jelbft 
wern ber Rechnungspflichtige fich jelbft außer Stande gejebt hat zur R., muß ber 
Zwang wegfallen. Vorher ift es jeboch zuläffig, den Rechnungspflichtigen durch 
Wwingung des Offenbarungseides (Einf. Geſ. zur CPO. $ 16 Ar. 3) anzuhalten, 
daß er, joweit im Stande, offenlege (Dernburg, a. a. O. ©. 108). Schließlich 
muß die unterbliebene R. in einem Schadenserſatz feine Erledigung finden, wobei 
cuch ein Schäungseid nicht ausgeſchlofſen ift. 

Griolgt die R., fo ift im Einzelnen zu unterfuchen, ob diejelbe als eine voll- 
ändige erachtet werden kann, wobei der Offenbarungzeid für die Vervolljtändigung 
dr Atinfeite verwendbar ift, jo daß der NRechnungfteller im eigenen Intereſſe zur 
Korftellung der Ausgabepoften angehalten wird (Bähr, a. a. O. ©. 273). Das 
bereits oben erwähnte Verfahren in Rechnungsſachen nach 88 318 ff. der CPO. 
findet feinen Abſchiuß dahin, daß der Rechnungsiteller zu beftimmten erledigenden 
£eitungen, der Hegel nach Zahlung, verurtheilt wird, wogegen auf eine Widerklage 
— —— feinerfeit zu Erfüllung feiner Verpflichtungen verurtheilt 

en 


Eine im Voraus beftimmte Befreiung von der Rechnungslegung (vertragamäßig 
oder teftamentarifch) ift, ſofern nicht ausdrückliche Gejehe entgegenftehen, zuläfiig, 
ehnt daß jedoch Betrug oder Unterfchlagung damit gededt werben könnte. Die er— 
wigene Treulofigleit bejeitigt ben Erlaß der R., welche auf die Vorausſetzung ber 

ftigfeit beruhte. 

Die Preuß. Vormundſchaftsordn. vom 5. Juli 1875 8 68 läßt eine Befreiung 
des Votmundes von Legung der Schlußrechnung nicht zu; es Liegt hierin der Aus— 
drud, dab die Verwaltung des Bormundes und feine Stellung nicht eine lediglich 
wivatrehtliche ift (vgl. Dernburg, Vormundſchaftsrecht, ©. 239; Heffe, Bor- 
undiheftsordmung, S. 191, 225). 

Aus dem Zeitablauf endlich bei Fortſetzung des Verhältniffes ann auf Erlaß 
MR. eine thatfächliche Folgerung entjpringen (Allg. Preuß. ER. Th. I. Tit. 14 
$ 158; dgl. pᷣi Beſchluß des Preuß. O.Zrib. Bd. XL. ©. 1); ebenfowie aus dem 
Etillichweigen gegen die ganze R., ähnlich wie beim SKontofurrent eine Rechnungs- 
nahme ſich ergeben Tann. 


Lit: Bahr, Meber die Verpflichtung zur R., im Jahrb. für Dogmatik bes heutigen Röm. 
mt jrinatseäts von $Hering u. M. XML. 250-897. — Dernburg, Preuh. 
Privatuedit, 3b. IL, 2. Aufl., $ 44. Revene 


VRechtsanwaltſchaft. 1. Hiftorifches. Fir den Römiſchen Prozeß ber 
übern und Haffiichen Zeit find die Profuratur, die Befugniß für und ftatt einer 
Sartei dor Gericht aufzutreten, und die Stellung al® advocatus, patronus oder 
Mor, weicher der Partei bei ihrem Grjcheinen vor Gericht blos mit feinem 
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juriſtiſchen Rath und feinem Anſehen (advocatus) diente oder gleichzeitig neben der: 


jelben Anträge ftellte und für dieſelbe plaidirte, zu unterjcheiden. Während die 
Zuläffigfeit der Stellvertretung fich nur langfam und allmählich erweiterte, war die 
Unterftügung der Partei durch Rechtsbeiftandichaft Jedem freigegeben und galt als 
eine des höchſt geftellten Mannes nicht unwürdige Beichäftigung. Als fich aber 
NR. und Prozeß immer fünftlicher geftalteten und dem Volksbewußtſein mehr ent: 
frembeten, war dadurch auch die Nothwendigkeit einer fpeziellen Fachbildung für die 
gedachten Funktionen bedingt und fo ward jeit dem 3. Jahrh. die Rechtebeiitand- 
ſchaft ein von technifch gebildeten Yuriften ausgeübtes Gewerbe, welches zugleich als 
eine Art des öffentlichen Dienſtes angejehen und daher unter die Kontrole der 


Magiftrate geftellt wurde. Die Zahl der Advolaten war für jedes Gericht jejtgeieht | 
und die Eintragung in das Verzeichniß beffelben (matricula) erjolgte nur auf Rad: | 


weifung der Qualififation (namentlich eines juriftiichen Vorbildung). Die Kollegien 


ber Abvofaten der einzelnen Gerichte befaßen Korporationgrechte, und den Mitgliedem 
berjelben ftanden eine Reihe von Privilegien (in&bejondere Befreiung von läftigen | 


Stadt- und Provinzialämtern) zu. Andererſeits blieben fie aber der Kontrole der 
Magiftrate und der Disziplinargerichtsbarkeit derfelben unterworfen, für ihre Leiftungen 


war eine beftimmte Taxe feitgejeßt und ihnen die Pflicht auferlegt, den Ort ihres | 


Gerichtes nicht ohne Urlaub zu verlafien. Faktiſch befamen fie auch in Diefer Zeit 
die Profuratur in ihre Hand, denn, wenngleich diefe niemals im Römiſchen Reid 
gejeglich beſchränkt oder Konzeffionirt worden ift, erſchien es doch bei der bamaligen 
Geftaltung des Verfahrens und der Entwickelung des materiellen Rechts für die 
Partei mißlich, fich durch einen nicht juriſtiſch geſchulten Profurator vertreten zu 
laſſen. 


Der Formalismus des älteren Deutſchen Prozeſſes und die Tenden 


defſelben, den Rechtsſtreit durch Herausgreifen einzelner, zum Beweis zu ſtellender 
thatſächlicher oder rechtlicher Behauptungen zu erledigen, erforderte ebenfalls eine 
genaue Kenntniß des gerichtlichen Verfahrens und praftifche Gewandtheit. Daher 


finden fich auch Hier neben den Parteien Fürfprecher, deren Zuziehung überdies | 


noch den Vortheil hatte, daB die Partei die Verſehen derſelben verbeffern konnte, 
während ihr dies Hinfichtlich der von ihr jelbft gemachten Fehler nicht zuftand. 


Erforderlich war die Zuziehung eines Fürfprechers nicht, und ebenfowenig Haben fie | 


einen bejonderen Stand gebildet. 

Seit der Rezeption der fremden R. in Deutjchland und der Beſetzung der Ge: 
richte mit römischrechtlich gebildeten Yuriften war von jelbft wieder die Nothwendigfeit 
eine bejonderen rechtögelehrten Advofatenftandes und die Verbindung der eigent- 
lichen Stelfvertretung mit der Advokatur gegeben. Bei einem dem Volksbewußtjein 


und Volksverſtändniß völlig fremden Rechte, einem chriftlichen und ünftlichen, vielſach 
die Verlegung der materiellen Parteirechte durch feinen Formalismus Herbeiführenden 


Verfahren, der fich immer mehr verflachenden juriftiichen Methode, welche einer den 


Verkehrsverhältniſſen entiprechenden Verarbeitung de fremden und einheimifchen | 


Rechtzftoffes nicht gewachfen war, und in unfelbftändiger Weife fich an die frühere 
Literatur anlehnend, Kontroverfen auf Kontroverjen häufte, mußte dem Advokaten⸗ 


ftand das erhebende Bewußtfein, der Verwirklichung des Rechtes zu dienen, immer 


mehr abhanden fommen, und er jelbft da, wo es ſich um bie Vertretung einer ge 
rechten Sache handelte, auf die Anwendung juriftifcher Kunftgriffe gedrängt werben. 
War doch das geheime und formaliftifche Verfahren geeignet, unehrenhafte Prattifen 
vor dem Publikum zu verdeden, ſowie jedes Streben nach Wahrhaftigkeit und jede 
Scham über unerlaubte Mittel zu unterdrüden. Der Ausdehnung der Advokaten- 
thätigfeit auf das Gebiet des öffentlichen Rechts war die politiiche Entwidelung 
entgegen, auf biefem Wege konnte dem Advokatenſtand keine frifche und gejunde 
Lebenaluft zugeführt werden, und jo ſank derjelbe in Deutjchland zu einem kon 
zeffionirten und monopolifirten, der Disziplinargewalt der Gerichte unterworfenen 
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Gewerbe herab, deffen Mitglieder namentlich auf den Gelderwerb angewieſen waren, 
und weil da8 Bolt in feinen Rechtsfachen mit ihnen am meiften in Berührung 
tm, für die Schäden des geſammten Rechtszuftandes ungerechtjertigter Weiſe ver— 
entwortlich gemacht wurden. Berichte, wie der Leyſer's, von 1732 (Medit. ad 
pandect., spec. 547 n. 4): „Nullum fere nunc scriptum editur in quo si advocatorum 
forte mentio fit, convitiis non onerentur. Deinde dignitas eis nulla relinquitur. 
In convivüs ad infimum subsellium reiiciuntur, in solemnibus infra scribas, 
argentarios, publicanos amandantur. Denique magistratus in aliorum criminibus 
indulgentissimi advocatorum levissima errata severe puniunt ac frequentibus 
muletis eos fere ad incitas redigunt... Ita fit ut si paucos excipias probos 
dcetosque viros... non nisi viles et ad alia negotia inepti homunculi advo- 
ationem ambiunt“, in Verbindung mit den bervorgehobenen Umftänden laffen es 
erftärlih erfcheinen, daß man die Verkommenheit der Advofatur, ein bloßes 
Symptom des fchlechten Rechtszuftandes, ala Grund des Iehteren anſah, und in 
Trußen im Jahre 1780 den mehrfach ſchon angeregten, freilich nur auf furze Dauer 
niäberen Verfuch machte, die Advokaten ganz abzufchaffen, und fie durch die wunder⸗ 
fihe Mißgeburt der ftaatlich befoldeten Affiftenzräthe zu erfeßen, welche bei 
der Interfuchung des Faktums vornehmlich Gehülfen und zugleich „Kontroleurs“ 
des Richters, bei der Erörterung des Rechtspunktes dagegen Beiftände der Parteien 
fein jollten. 

Benn mehriach behauptet wird, daß der abjolute oder der Poligeiftaat Schuld 
an der Herabdrädung des Advofatenftandes in Deutfchland geweſen ift, fo ift das 
nicht unbedingt richtig. Noch in ber fpäteren Kaiferzeit genofjen die Advokaten 
car höheren Achtung, ebenfo unter Ludwig XIV. in Frankreich. Hier war ebenjo= 
venig, wie bei den Römern, eine jo große Kluft zwiſchen dem Rechisbewußtſein bes 
Tolles und dem für daffelbe in den Gerichten angewendeten Recht vorhanden; ferner 
var das mündliche Verfahren, welches in Frankreich auch in Civilfachen nie ganz 
verhrängt worben ift, im Gegenſatz zum fohriftlichen Prozeß geeignet, die Bedeutung 
des Moofatenftandes dem Publikum zum Bewußtfein zu bringen. Dazu fam endlich, 
teä der Deutſche Advolat, nicht wie der Franzöfiſche, durch die Gewohnheit des Aufs 
"eigens in die Magiftratur dem Richter als Kollegen gleichgeftellt war. Als ftaatlich 
trgefionieter Beamter, welcher einen ala nothwenbiges Nebel geltenden Beruf aus— 
üste, lonnte er in feiner Vereinzelung dem Beamtenthum gegenüber feine freie und 
würdige Stellimg einnehmen, während umgefehrt in Frankreich, wo fich die Funk— 
None dei Profuratord (procureur, avous) von der des Advokaten getrennt erhalten 
hatten, erftever zwar als offieier ministsriel galt, der Advokat aber fein Staatg- 
xımter, jondern der unabhängige Mann war, welcher fi) mit feinen Kollegen zu— 
"umenihloß und der Magiftratur gegenüber ala Macht auftreten Tonnte. 

In Folge der Veränderung bes Rechtazuftanbes in Deutſchland, insbejondere 
!t Verbefierung bes Eiv.Prz. und der Einführung des mündlichen Verfahrens in 
Strafochen feit dem Jahre 1848, fowie in Folge des Wiedererwachens des politifchen 
Yıkma hat fi) die Lage der Advolatur in Deutjchland wieder gehoben und die 
Sertitulargefeßgebung hat wenigften® in manden Deutfchen Staaten den früheren 
etmbpunit des Mißtrauend gegen die Abvofaten aufgegeben. 

Die Beſchränkung der Zahl der Abvolaten umd ftaatliche Anftellung für 
anen beftimmten Gerichtäbezirt wurde in Altpreußen, Kurheſſen, Nafjau, 
Yayern und Anhalt beibehalten. In der Rheinprovinz, in Hannover 
2 m Braunſchweig mar dagegen nach dem Vorbilde Frankreichs der Beruf 
‘= Anmaltes (Profurators, avous) von dem des Advokaten geſchieden. Während 
N Moofatırr freigegeben war, wurben die auf eine beftimmte Zahl für jedes Gericht 
ze Anwaltichaiten nur an Advokaten (daher der Name Advofat-Anwälte) ver- 
tb. Endlich beftand in Baben, Medlenburg- Schwerin, Medlenburg- 
”-Sslgendorft, Eac. II. Reätälezilon III. 3. Aufl. 18 
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Strelitz, Frankfurt aM, Hamburg und Bremen Freiheit der Advokatur, 
und zwar in ber Weife, daB jeder, welcher die vorgefchriebenen Prüfungen abgelegt 
batte, zu derſelben zugelaflen werden mußte. 

Als Qualififation für die Advokatur wurde meiften® diefelbe wie für die Be 
Heidung einer Richterftelle verlangt, während in den freien Städten die Ablegung 
einer bejonderen Abvofatenprüfung erforderlich war. 

Anwaltszwang beitand in Deutjchland in den Ländern des Franzöſiſchen 
Rechtes, ferner in Hannover bei den Höheren ala den Amtsgerichten. 

Immerhin war die Lage des Anwaltsftandes vielfach noch eine gebrüdte. 
namentlich in Folge der in manchen Ländern den Gerichten über die Abvofaten in 
weiter Umfange eingeräumten Disziplinargewalt, in Folge unbefriedigender Gebühren: 
taxordnungen, und der richterlichen Kontrole in Betreff der Gebührenforderungen. Tieier 
Umstand hat mehrfach die Bildung von freiwilligen Anwaltsvereinen zur Erringung 
einer befjeren Stellung für den Anwaltzftand und zur Vertretung ber gemeinjamen 
Intereſſen deſſelben veranlaßt. So haben ſich 1860 in Naffau, 1861 in Bayer 
und in, Preußen folche gebildet, und endlich 1871 ein allgemeiner Deutfcher Anwalts: 
verein, in welchen der Preußifche aufgegangen ift. 

II. Geltendes Recht. In Folge der neuen Juftigorganifation find aud 
die Verhältniffe der Rechtsanwälte, fo heißen jet die Advokaten, wie ſchon frühe 
in Preußen, für ganz Deutfchland durch die Deutfche Rechtsanwaltsorbn. vom 1. Juli 
1878 einheitlich geregelt worden. Die neue Organifation ruht auf den Grund: 
fügen der Freiheit der R., der Lofalifirung, de Anwaltszwanges und 
der Domizilirungsd= und Reſidenzpflicht der Anwälte. 

Der Rechtsanwalt ift fein Staatsbeamter, er übt aber einen öffentlichen Beruf 
aus, Fraft deffen er gewifle öffentliche Rechte und Pflichten Hat. Er wird nicht an: 
geftellt, wol aber zur R. zugelaſſen. Fähig dazu ift nur derjenige, welcher di: 
Dualifitation zum Richteramte in einem Bundesſtaate erlangt hat. Ein Recht aut 
Zulaffung eriftirt aber nım für den Staat, in welchem die Richterprüfung beftanden 
worden ift. Die Zulafjung erfolgt auf Antrag durch die Landesjuſtizverwaltung 
nad) vorgängigem Gutachten der betreffenden Anwaltskammer, beim Reichsgericht 
durch das Praͤſidium defjelben. Sie muß aus bejtimmten Gründen (3. B. wegen 
Verluſtes der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter) verjagt werben, un 
kann es auch aus anderen, geſetzlich feitgejegten Gründen. Die Zulaffung erfotat 
nach Wahl des Antragſtellers bei einem beftimmten Gericht (auch einer vom Lan: 
gericht detachirten Kammer für Handelsfachen), ausnahmaweife auch bei mehrerer. 
Kollegialgerichten defjelben Ortes; ferner kann die Zulafjung eines bei einem Amts 
gerichte zugelaffenen Anwalts auch gleichzeitig bei dem Landgerichte des Bezirks er 
folgen. Nach ber Zulaffung Hat ber Rechtsanwalt in öffentlicher Gerichtsftgung 
einen Eid auf gewiffenhafte Erfüllung feiner Pflichten zu leiften. Ueber bie zu 
gelaffenen Rechtsanwälte wird bei dem betreffenden Gericht eine Liſte geführt. Mit 
der Eintragung in bie leßtere beginnt die Bejugniß zur Ausübung der R. Dir 
Zulafjung gewährt dem Rechtsanwalt die Befugniß, vor jedem Gericht des Deutjchen 
Reiche in Strafe, Civilprozeß- und Konkursſachen als Beiftand aufzutreten, jeme. 
ſoweit fein Anmwaltszwang beiteht, Vertretungen zu übernehmen und Bertheidigungen 
zu führen. Soweit Anwaltszwang (ſ. d. Art. Anwaltsprozeß) eingeführt ül. 
kann nur ein bei dem Prozeßgericht zugelaffener Anwalt ala Progepbevollmächtigter 
für die Partei auftreten, jedoch ift es ftatthajt, daß in der mündlichen Verhandlung. 
einfchließlich einer zur Beweidaufnahme beftimmten, ein anderer Anwalt die Aus: 
führung der Parteirechte (das Plaidoyer) und auf Grund einer Subftitution des 
zum Prozeßbevollmächtigten bejtellteri Rechtsanwaltes auch die volle Wertretung 
übernimmt. 

Die dienftlichen Pflichten des Nechtsanmwaltes find folgende: 1) Ex Hat jein! 
Berufsthätigkeit gemwiffenhaft auszuüben und in und außerhalb feines Berufes ein 
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defielben würdiges Verhalten zu beobachten, 2) falls er ſich über eine Woche 
von feinem Wohnfig entfernt, für feine Stellvertretung zu forgen und dem Vor—⸗ 
figenden des Berichtes, bei welchem er zugelafjen worben ift, ſowie dem Armtagerichte 
feines Wohnfiges unter Benennung des Stellvertreter? Anzeige zu machen. 3) Er 
it ferner verpflichtet, den ihm überwiefenen, im Worbereitungsbienfte befindlichen 
Rechtskundigen Gelegenheit und Anleitung zu praftifchen Arbeiten zu geben. 4) Eine 
allgemeine Pflicht, Jedermann feine Dienfte zu gewähren und jeden Auftrag zu 
übernehmen, befteht nicht, nur die Verpflichtung, im Fall der Ablehnung eines 
Auftrages, dieſe ohne Verzug bei Vermeidung des Erſatzes des durch die Zögerung 
entſtandenen Schadens zu erklären. Wol aber muß der Anwalt fich vom Gericht 
siner Partei zuordnen laffen in den Fällen, in denen die Deutjche EPO. ($ 101 
Ar. 3, 88 609, 620, 626) dies verfügt (j. d. Art. Armenrecht und Ent» 
mündigungsverfahren), ferner dann, wenn die Partei für Sachen, für welche 
Anwaltszwang befteht, feinen zur Vertretung geneigten Anwalt findet und bie 
Tıogehfährung nicht muthiwillig oder ausſichtslos ericheint, oder auch dann, wenn 
© das Gericht zu Gunften einer mit dem Armenrechte verfehenen Partei in folchen 
Fallen, wo eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ift, angemeſſen erachtet. 
Eine Pflicht zur Verſagung feiner Berufsthätigfeit befteht für den Anwalt, falls fie 
für eine pflichtwidrige Handlung in Anfpruch genommen wird, falls er bereit ber 
anderen Partei in berjelben Rechtsſache bedient geweſen ift ober feine Thätigfeit in 
einer freitigen Angelegenheit, an deren Entjcheidung er früher als Richter theil- 
trommen Hat, verlangt wird. 

Das Rechtöverhältniß zwifchen dem Anwalt und feinem Klienten ift reichs— 
gäezlich nur in einzelnen Punkten geordnet. Der Rechtsanwalt ift verpflichtet, für 
den Aienten geordnete Handakten zu führen, auch dieſelben noch 5 Jahre nach Be— 
endigung des Auftrages aufzubewahren, jofern er nicht den Klienten zur Empfang- 
nahme derfelben auigeforbert hat, in welchem alle die Verpflichtung ſchon 6 Monate 
nach der Aufforderung erliſcht. Bis zur Berichtigung feiner Gebühren und Auslagen 
hat er aber an den Handakten ein Retentionsrecht. Werner ift der Anwalt befugt, 
in allen Sachen, wo er nicht in Gemäßheit der Deutichen CPO. vom Gerichte 
beigzordnet iſt, einen angemeffenen Vorſchuß dor Nebernahme der Vertretung zu ver— 
langen. Sodann hat er für feine Thätigfeit Gebühren und Erfah feiner Auslagen, 
insbeiondere auch Gchreibegebühren und Reiſekoſten (Tagegelder, Nachtquartiere, 
Fubrloſten) zu beanfpruchen. Für die Höhe ber erfteren ift die Gebührenordnung 
maßgebend, welche die einzelnen Sätze auf der Baſis jefter Paujchquanta und bes 
ftimmter progreffiver Werthflaflen feſtſetzt. Wenn aber ber Rechtsanwalt einer Partei 
nicht richterlich beigeordiret oder zum Vertheidiger beſtellt worden ift, Tann durch 
Vertrag eine höhere als die tarmäßige Vergütung vereinbart werden. Der Auftrag: 
geber ift indefjen nur gebunden, wenn er jeine Zufage fchriftlich gemacht Hat, auch 
fann er, wenn ber Rechtsanwalt bei ber Augbebingung eine angemeffene Grenze über 
itritten hat, eine Herabminderung bis auf den gefehlichen Betrag, auf dem Wege 
des Prozefies, in welchem ſtets ein Gutachten des Borftandes der Anwaltskammer 
tyuholen ift, erzielen. Soweit dag frühere Recht durch die erwähnten jpeziellen Bes 
'immungen nicht modifizirt wird, ift daſſelbe für das Verhältniß zwiſchen Anwalt 
ad Klienten noch maßgebend geblieben. Im Gem. Recht hat man dafjelbe bald als 
Mandat, bald als Dienftmiethe gefaßt, ja fogar (Wesel) jeve Vertragsbeziehung 
wriſchen beiden Theilen geleugnet. Die Motive zur Deutſchen Rechtsanwaltsordnung 
haben fich zwar der erfteren Äuffaffung angeichloffen, und dieſe tritt auch in der wieder» 
bolten Bezeichnung des Klienten ala Auftraggeber? in dem Geſetze mehrfach hervor, 
ndefien ift dadurch die rechtliche Natur des Verhältniffes immer nicht gefeglich feft- 
welt und es Hindert nichts daffelbe, als einen Vertrag auf entgeltliche Leiſtung 
eier Arbeit, in welcher zugleich die Vertretung bes einen Kontrahenten inbegriffen 
, ya charakterifiren. 

18* 
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Anwaltskammern. Die Anwälte eines jeden Oberlandesgerichtsbezirkes 
bilden eine Anwaltsfammer. An ihrer Spitze fteht ein Vorſtand von 9—15 Mit- 
gliebern, welche von dem betreffenden Anwälten auf vier Jahre gewählt werben und 
von denen bie Hälfte aller zwei Jahre ausfcheidet. Die Kammer ftellt ihre eigene 
Geſchäftsordnung, ſowie diejenige für den Vorftand auf, bewilligt die durch Beiträge 
aufzubringenden Mittel für die Verwaltung ihrer Angelegenheiten und nimmt bie 
Rechnung be Borftandes ab. Der Borftand führt die disziplinariiche Aufficht über 
die zur Kammer gehörigen Anwälte und handhabt die ehrengerichtliche Strafgemalt 
über diefelben, ex vermittelt ferner auf Antrag Streitigkeiten unter ihnen und jolde 
aus dem Auftragsverhältniffe zwiſchen Anwalt und Auftraggeber, diefe jedoch nur 
auf Antrag des letzteren, er erſtattet weiter Gutachten, welche von der Landes 
juftizverwaltung oder bei Streitigkeiten zwiſchen Anwalt und Auftraggeber von 
den Gerichten erfordert werben, endlich verwaltet er dag Vermögen der Kammer und 
legt derfelben die jährliche Rechnung. 

Die ehrengerichtliche Beftrafung eines Rechtsanwaltes tritt ein, wenn 
er die ihm obliegenden Pflichten verlegt Hat. Die Strafen find: 1) Warnung, 
2) Verweis, 3) Geldftrafe biß zu 3000 Markt und 4) Ausſchließung von ber R. 
Das Ehrengericht bildet der Borftand der Anwaltskammer in der Bejegung von Fin! 
Mitgliedern. Das Verfahren ift dem Strafprogeß nachgebildet. Der Staatsanwalt, 
welcher die öffentliche Klage erhebt und überhaupt bei dem Verfahren funktionirt, 
ift der Staatsanwalt beim Oberlandesgeriht. Die Berufung von den Urtheilen 
der Ehrengerichte geht an den Ehrengerichtähof. Diefer ift bei dem Keichägericht in 
Leipzig gebildet und befteht aus dem Präfidenten, jowie drei Mitgliedern dieſes 
Gerichtes, endlich aus brei Mitgliedern der Anwaltskammer defjelben. 

Für die Anwälte beim Reichsgericht gilt die Befonderheit, daß fie nicht gleid- 
zeitig bei einem anderen Gericht zugelaffen werden, auch bei einem folchen nicht 
auftreten dürfen, auch können fie die dem Prozepbevollmächtigten zuftehende Ver— 
tretung nur auf einen anderen, beim Reichsgericht zugelaffenen Anwalt übertragen, 
während ala Bertheidiger oder zur Ausführung der Parteivechte jeder bei einem 
Deutſchen Gericht zugelaſſene Anwalt auch vor dem Reichsgericht auftreten Tann. 
Für die Anwälte beim Neichagerichte ift aus diefen eine eigene Anmwaltsfanımer 
gebildet, deren Vorſtand für fie ala Ehrengericht fungirt, jedoch ift die Mitgliebichait 
in dem letzteren mit der im Ehrengerichtshof unvereinbar. 

Gigb.: Deutſche Medtäanmaltsorbnung vom 1. Juli 1878. — Deut ſche Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879. — Defterr. Advokatenordnung vom 6. Juli 
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Rechtsbeſitz, ſ. Quaſibeſitz. 


Ne ishüngigteit (Litispendenz) iſt eine aus verſchiedenen Wendungen ber 
Quellen 2. C. de litig. 8, 86; rubr. C. 1, 21; rubr. X. 2, 16) abgeleitete 
einen. welche von der früheren gemeintechtlichen Theorie auf den Zuſtand 
einer in gerichtlicher Verhandlung begriffenen Streitfache ala die Grundlage gewifier 
Rechtswirkungen angewendet wurde. Ueber den Zeitpunkt der R. beftand Streit, 
weil jene Wirkungen nicht alle gleichzeitig eintraten; vgl. Renaud, Civilprozeß, 
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872. Seht hat die CPO. 8 235 feſtgeſetzt, daß die R. durch die Erhebung der 
Klage begründet wird, d. i. regelmäßig duch die Zuftellung des Schriftſatzes, 
welcher die Klage enthält ($ 230, Abi. 1). Die Wirkungen der R. find theils 
progehrechtlicher,, theil® materieller Natur. Der erfteren Art find folgende: 1) jede 
Partei kann während der Dauer bes Prozefſes einer anderweitigen Geltendmachung 
derielben Streitfache durch den Gegner die progeßhindernde Einrede der R. (exceptio 
litis pendentis) entgegenfegen (EPO. $ 235, Nr. 1; 8 247, Nr. 3). Diefe Ein« 
tee war dem klaſſiſchen Röm. Recht fremd; fie wurbe erfegt dadurch, daß die ein- 
mal bis zur litis contestatio geführte actio fogar konſumirt und damit ihre Wieder- 
bolung für alle Zeit (theils ipso iure, theils per exceptionem rei in iudicium de- 
ductae) auögejchloffen war. Nach dem Wegjall des Konfumtionaprinzips entwickelte 
A jedoch jene Einrede, weil die Vertheidigungapflicht nicht gleichzeitig mehrmals 
demielben Anipruch gegenüber beſteht (Wach, in Krit. Vierteljahrsſchrift XIV. 
©. 589). Ihr objektiver Umfang ift derſelbe, wie bei ber Einrebe der rechtskräftig 
autihiedenen Sache. Auf die Form, in welcher die neue Geltendmachung des rechts- 
hingigen Anfpruch® erfolgt (ob durch Klage, Kompenfationgeinzede, Widerklage ober 
yräubizialinzidentflage), kommt nichts an. Bon Amtswegen ift die Berüdfichtigung 
der X. nicht geboten. — 2) Die fachliche, wie die örtliche Zuftändigfeit des Gerichts 
beftimmt fich nach dem Zeitpunkt, in welchem bie R. eintrat. Cine fpätere Ver— 
änderung der Umftände, welche fie begründet haben, ift unerheblich (jog. perpetuatio 
fori; PD. $ 235, Nr. 2). — 3) Der Kläger hat nad Eintritt der R. nicht 
mehr das Recht, ohne Einwilligung bes Bellagten eine Klageänderung (f. diejen 
Art.) vorzunehmen (CPO. 8 235, Nr. 3). Daneben ift oft ala progeßrechtliche 
Birtung der R. die Befugniß des Beklagten zur Erhebung einer Wiberflage hin— 
geellt worden. Allein dieſe febt zwar die R. voraus, aber außerdem auch den 
Writer At der Steeiteinlafjung. Bol. d. Art. Widerflage. Ueber die mit 
der R. verbundene Litigiofität ſ. diefen Art. Als materielle Wirkungen der R. 
tommen noch in Betracht die Unterbrechung der Verjährung und, was freilich ftreitig 
it, der Grfigung (f. diefe beiden Art.), bie Steigerung der Haftung des Beklagten 
bei der Bindikation (j. diefen Art.), der Eintritt der Vererblichkeit bei fonft 
anvererblichen Magen u. a. m. Ueber biefelben im einzelnen vgl. Windſcheid, 
th. 1.88 124—126 und bezüglich des Preuß. Rechts Dernburg, Lehrb. I 
$ 190-182, Die EBO. $ 239 enthält im Bezug auf Art und Umfang dieſer 
Virhungen mırr eine Verweifung auf das bürgerliche Recht. Dagegen jept fie als 
Jrtpunft des Eintritt für alle gleichmäßig den Moment ber Erhebung der Klage 
vet, fo daß damit bie nach bisherigem Recht ſchon mit der Einleitung der Klage 
verbundenen hinausgeſchoben, die bisher erſt mit der Litisfonteftation eintretenden 
dorgerüct find. Jedoch darf dieſe Neuerung nicht auf ſolche Wirkungen erftredft 
derden, welche nicht an dieeR. im Sinne des Progeßbeginnd, jondern an andere, 
yneilen unter den Begriff der R. gezogene Momente gefnüpft find. So z. 2. 
bleibt die Haftung desjenigen, der, alg Befitzer beklagt, fich für einen jolchen aus— 
giebt, ofme es zu fein, immer durch den Inhalt feiner Streiteinlaffung bedingt und 
darum an den Zeitpunkt derfelben gebunden. Ob der Augenblid des Eintritts der 
*. au jür die im Urtheil zu entjcheidende Frage nach dem Borhandenfein des 
llageriſchen Rechte maßgebend fei, ift beftritten. Für die Bejahung ©. Seuifert, 
Km. zur EPO., $ 239, Anm. 1; dawider Gaupp, Komm. zu $ 239, Ann. II. 
2 6. Das Richtige iſt, daB inſoweit ala eine Ergänzung, Erweiterung oder Um« 
faltung der Klage zuläffig ift (CPO. $ 240), auch eine nach der R. eingetretene 
Seräuderung der Umftände bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche 
ds Urtheil ergeht, vom Kläger geltend gemacht werden Kann. — Die Dauer der 
% mitredt fich bie zur rechtskräftigen Entſcheidung des Progefles oder der ander- 
Detigen Grledigung befielben durch Zurücknahme der Klage, Verzicht auf den An— 
"pub u. f w. Bei Rechtskraft des Endurtheils wird die Einrede ber R. abgelöft 
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durch die Eintede der rechtskräftig entfchiedenen Sache. Lautet das Urtheil auf Ab- 
weifung nicht des Anſpruchs, jondern nur der Klage wegen Mangels einer Prozch- 
voraugfegung, jo hebt es alle an die R. gefnüpften Wirkungen wieder auf. 

Ed. 


NRechtshülfe (subsidium juris) ift die auf Erfuchen eines Gerichts in einem 
fremden Sprengel ftattfindende Vornahme einer richterlichen Handlung feitens di 
örtlich zuftändigen Gerichte. Sie Tann nicht nur erforberlich werben, wenn bie 
Gerichtsbarkeit des erfuchenden Gerichts für dasjenige, in beffen Sprengel die Hand- 
lung bewirkt werben muß, eine frembe ift, vielmehr find auch die Gerichte eine 
und defjelben Staates, trogdem fie ſämmtlich die gleiche, diefen zuſtehende Gerichts— 
barfeit ausüben, genöthigt, gegenfeitig die Leiftung der R. in Anfpruch zu nehmen, 
weil jedes derfelben eine beftimmte, die jedes anderen außfchließende Zuftändigfeit 
befigt. Hinfichtlich des heute in Deutfchland geltenden Rechts ift zunächſt zu unter 
fcheiden die Gewährung der R. ſeitens Deutfcher Gerichte gegen andere Deutfche und 
die gegen Nichtdeutjche, ferner aber auch, was das Verhältniß der Deutichen Gerichte 
zu einander betrifft, die Leiftung der R. in den zur ordentlichen ftreitigen Gerichte 
barkeit gehörigen, d. 5. in den vor dem ordentlichen, reichsgeſetzlich organifirten Ge 
richten zu verhandelnden Givilprozek-, Strafe und Konkursfachen, und in anberen 
Angelegenheiten, wie 3. B. in Progeflen, für welche die zugelaffenen Sondergerichte 
zuftändig find, und in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

I Die Gewährung der R. feitend eines Deutſchen Gerichtes gegenüber dem 
andern ift a) durch das Deutfche Gerichtsverfaffungsgefeß nur geregelt in Sachen 
der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit. In dieſer Haben fie fich gegenfeitig auf 
Erſuchen R. zu leiften, gleichviel ob fie demjelben Bundesſtaate angehören oder 
nicht. Das Erfuchen ift an das Amtögericht desjenigen Bezirks zu richten, im welchem 
die Amtshandlung vorgenommen werben ſoll. Es darf nur abgelehnt werden, wenn 
es nicht don einem im Inſtanzenzuge vorgeſetzten Gerichte ausgegangen ift und 
überdies enttveber dem erfuchten Gericht die örtliche Zuftändigfeit mangelt oder die 
vorzunehmende Handlung nach dem Rechte deffelben verboten if. Wirb das Gr 
fuchen von dem Amtsgericht unftatthafter Weile abgelehnt oder beichlofien, demſelben 
in folchen Fällen, wo es nicht zuläffig ift, ftattzugeben, jo entſcheidet das vorgejegtt 
Oberlandesgericht. Die Entſcheidung bdefjelben kann nur mittels Beſchwerde beim 
Reichsgericht angefochten werben, wenn diefelbe die R. für unzuläffig erklärt und 
dag erjuchende und erfuchte Gericht verfchiedenen Oberlandesgerichtsbezirten angehören. 
In beiden Inftanzen ergehen die Entjcheidungen ohne mündliche Verhandlung au’ 
Antrag der Betheiligten oder des erfuchenden Gerichtes. Freiheitsſtrafen (micht aber 
die Haft, infoweit fie Zwangsmittel im Exekutionsverfahren ift) find, wenn fie die 
Dauer von jech® Wochen nicht überfteigen, in demjenigen Bundesftaate, in melden 
fih der Verurtheilte zur Zeit der Strafvollftrefung befindet, zu vollftreden, bei 
höheren Strafen kann die letztere, trotz des darauf gehenden Erfuchens, abgelehnt werben, 
nur {ft der Verurtheilte auf Erfuchen an denjenigen Bundesſtaat, in welchem die 
Strafe erkannt worden ift, auszuliefern. Mit Rüdficht darauf, daß nach der Deutjchen 
StrafPO. die Strafvollftredung der Staatsanwaltichaft zufteht, ift das Erfuchen um 
Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe in dem Bezirk eine anderen Gerichtes oder um 
Ablieferung eines in einem folchen befindlichen Verurtheilten behufs der Strafver 
büßung an die Staatsanwaltichaft bei bem betreffenden Landgericht zu erlafen. 
Nur im Falle der R. unter den Behörden verfchiedener Bundezftaaten find die 
baaren Auslagen, welche durch eine Ablieferung oder Strafvollitredung erwachſen, der 
erfuchten Behörde von der erfuchenden zu erftatten. Im Uebrigen greift feine Koften: 
erftattung unter ihnen Pla, wol aber find beim Vorhandenſein einer zahlungs 
pflichtigen Partei die Koften von derjelben durch die erfuchte Behörde einzugichen 
und die eingezogenen Beträge der erfuchenden zu übermitteln. — Zu bemerten ıft 
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übrigens, daß fich ber Umgang derjenigen Handlungen, bei welcher die Leiftung der 
R. nothwendig ift, durch die Einführung be Progekbetriebes der Parteien bei Zur 
#tellungen, Ladungen und Zwangsvollitredungen, ſowie des Inſtitutes der Gerichte- 
volgieher gegen früher wejentlich verengert hat. Bei der einheitlichen Regelung des 
Veriahrens in den betreffenden Beziehungen und dem die Reichsjuftiggefeßgebung 
beherrſchenden Grundſatz, daß die Gerichtsgewalt jedes Deutjchen Gerichtes fich auf 
alle im Deutjchen Reich Sefindlichen Perfonen ohne Rüdficht auf den Bundesſtaat, 
dem fie angehören oder in welchen fie fich befinden, erſtreckt, bedarf e8 nur des 
Angehens bes betreffenden Gerichtsvollziehers bzw. Gerichtäfchreibere, und diefer hat 
die erforderliche Handlung nach Maßgabe der Prozeßordnungen vorzunehmen, ohne 
Küdficht darauf, ob das Prozeßgericht einem anderen Bundesſtaat angehört. b) Für 
die nicht unter a erwähnten Angelegenheiten regelt fich die Gewährung ber R. 
wien Deutfchen ordentlichen Gerichten, ferner zwifchen Deutfchen Sondergerichten 
fewie zwifchen ben Deutfchen Staatsanwaltichaften (mit den unter a erwähnten Aus- 
rahmen) und endlich zwiſchen Deutſchen Staatsanwaltfchaften und Deutfchen Gerichten 
nach dem Gefe des Norddeutfchen Bundes vom 21. Juni 1869, betr. die Gewäh— 
rung der R., welches auch in Baden und Südheffen durch den Art. 80 der RVerf. 
vom 15. Rov. 1870, in Württemberg nad Art. 2, Nr. 6 des Vertrages vom 
25. Rod. 1870, in Bayern dur $ 6 des Gef. vom 22. April 1871, und in 
Elſaß⸗ Lothringen durch das Gef. vom 11. Dez. 1871 eingeführt worden ilt. Das— 
jelbe bezieht fich allerdings nur auf die R. im bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und 
Strffjahen, dagegen nicht auf Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
der Juftizverwaltung. Es hat den Gedanken, daß die Deutſchen Gerichte ſich gegen- 
ieitig R. zu gewähren verpflichtet find, wie wenn fie Gerichte ein und defjelben 
Etaates wären, ſoweit dies feiner Zeit bei der Verfchiedenheit der Juftizorganifation, 
tes Prozeßverfahrens und des Strafrechtes möglich war, jchon damals praftifch ver- 
wirllicht. Neben demfelben find endlich die Vorjchriften der zwiſchen den einzelnen 
Bundesſtaaten in Betreff der R. geichloffenen Verträge infoweit in Geltung geblieben 
und haben diefelbe auch noch Heute, abgefehen von dem unter a bezeichneten Gebiete, 
iniomeit behalten, als dieſe Beftimmungen mit dem Bundesgeſetze nicht im Wider 


ch ſtehen. 

I. In Betreff der Gewährung dev R. an ausländiſche Juſtizbehörden enthält 
nu die Deutſche CPO. Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung aus Urtheilen 
ausländischer Gerichte. Eine ſolche kann nicht anders ftattfinden, als wenn ihre 
Zulöffigleit durch ein Vollftredungsurtheil eines Deutjchen Berichtes ausgefprochen 
morden if. Zur Exwirkung deffelben Hat der GErefutionsfucher lage gegen den 
Verurtheilten beim Gericht des allgemeinen Gerichtaftandes des letzteren, eventuell dem 
des belegenen Vermögens zu erheben. Eine Prüfung der Gejehmäßigfeit der Ent- 
iheibung ſteht dem inländilchen Gericht nicht zu. Dagegen ift der Elaß des Boll- 
fefungsurtbeileg abzulehnen: 1) wenn bie Gegenjeitigfeit jeitens des Staates, 
welhen das ausländiſche Gericht angehört, nicht verbürgt ift, 2) wenn das aus— 
landiſche Urtheil nad) dem fremden Recht noch nicht die Rechtskraft befchritten hat, 
3) wenn auf Grund bes Urtheils eine Handlung erzwungen werben foll, welche 
nah dem Recht des erfenmenden Deutfchen Richters nicht erziwungen werden darf, 
4) wenn nach dem Rechte des Yehteren bie Zuſtändigkeit keines der Gerichte des 
enden Staates, welchen das ausländiſche Gericht angehört, (mach anderer Auß- 
iegung: die des ausländifchen Berichtes, welches das in Frage ftehende Urtheil er- 
Infien hat, nicht) begründet war, 5) wenn das außländifche Urteil gegen einen 
Zentichen, ohne daß fich dieſer auf den Prozeß eingelaffen hat, ergangen und bie 
den letzteren einleitende Ladung oder Verfügung ihm weder im Staate des auß- 
lndi Prozeßgerichts in Perſon noch durch Gewährung der R. im Deutſchen 
with zugeſtellt ift. Im Uebrigen entſcheiden die mit den ausländiſchen Staaten ab— 
gchloffenen Verträge. Soweit ſolche nicht vorhanden find, beſteht eine verbreitete 
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völkerrechtliche Praxis, daß die Juſtizbehörden unter Vorausfetzung der Gegenfeitig- 
keit den Erfuchen fremder Gerichte genügen, ſofern bie Handlung formell ftatthart 
ift, und in ber Zuftändigfeit der erfuchenden Behörde Liegt. S. übrigens auch den 

Art. a 
ſab.: Deutiches GVG. 157 ff. — Deutſche CPO. 660, 661. — Norbbeitiches 
Bunde vom En Juni 18 "'] % Be Me 
Bit: nen Das internationale Privat: und Strafreht, ©. 456, 463. — Hefiter, 
Vollerrecht, * 5 ff. — Enbemann, Die Rei —— | im Norbbeutichen "Bunde, in ber Zeit: 
it Ge gebung und Rectäpflege | in an 3b. DL (1 ep) © ©. 398, '605 (aub im 

But erichienen). — Wach, Borträge Über die RCPO., 3 Be hin = 
inſchin 


Rechtskraft (civil rechtlich). Mit Rückficht auf das Verfahren ſpricht man 
von fog. formeller R., wenn fein Mittel mehr vorhanden iſt, um ein vom 
Richter geiprochenes Wrtheil (Decifivdelret) anzufechten. Warn dies der Zall üft, iit 
nach den verfchiedenen Prozeßgefegen verfchieden (vgl. darüber Th. I. ©. 634), die 
CPO. beftimmt in 8 645, daß die R. vor Ablauf der für die Einlegung des zu: 
läffigen Rechtsmittels oder bei Verfäumnißurtheilen des zuläffigen Einfpruches be 
ftimmten Friſt nicht eintreten folle. Die frühere Eintheilung, wonach nur diejenigen 
Endurtheile rechtskräftig find, welche mit einem orbentlichen, d. 5. mit einem an eine 


Nothfrift gebundenen, Rechtsmittel nicht mehr angefochten werden können (vgl. EG. 


zur CPO. $ 19), ift nach der CPO. aufgegeben, weil diefe außerordentliche Rechtsmittel 


nicht kennt und an Stelle berjelben die Wiederaufnahme des Verfahrens im Weg: | 
der Klage gefeßt hat ($ 541; vgl. jedoch Bolgiano, Civ. Prz., I. ©. 360, und im 


Arch. f. civ. Praris Bd. LIX. ©. 420, gegen ihn Hinſchius in der Ztſchr. für 


d. Civ.Prz. I. ©. 1 ff). Selbftverftändlich kann auch ausdrücklich oder ſtillſchweigend 


durch Verzicht auf das Rechtemittel die R. herbeigeführt werden (CPO. 88 475, 
529). Die R. macht das Urtheil zu einer „sententia indubitate, quae nullo remedio 


attentari potest (1. 23 $ 1 D. 12, 6), fie bewirkt eine Fiktion der Wahrheit, un: | 


abänderliches formelles Recht und äußert die erheblichiten Wirkungen auf das unter 
den Parteien beftehende Rechtsverhältnig. Diefe Wirkungen bilden den Begriff der 
ſog. materiellen R. — Der Umfang ber R., ob ihr nur die eigentliche vichter: 
liche Entſcheidung oder auch das dieſer zu Grunde liegende Material (Tenor oder 
auch Urtheilögründe) unterworfen fei, ift außerordentlich beftritten. Für die gem. 
Theorie nahm Savigny (Syitem VI. 350—870, 429—448, 451, 452) an, 
daß auch die in den Gründen enthaltenen Elemente des Urtheile (iog. objektive 


Entſcheidungsgründe), d. h. diejenigen Betandtheile der Gründe, welche Entjcheibungen | 


enthalten, in R. erwachſen; rechtskräftig würden demgemäß au) die Enticheidungen 
werben, welche über die den Anfpruch des Klägers oder Beklagten bedingenben Rechte 


(Präjudizialpunfte) ergehen. Dieje Anficht vermeidet zwar, was ſchon das Römiſche 
Recht in 1. 6 D. 44, 2 hat vermeiden wollen: den möglichen Wiberfpruch zweier | 


Urtheile über bafjelbe Rechtsverhältniß, allein fie geht über den Willen ber Parteien 
Binaus, welche in ihren Anträgen der vichterlichen Entfcheidung eine Grenze gezogen 
baben und nur innerhalb biefer einen Spruch verlangen. Unger (Defterr. Privat- 
teht, II. ©. 615 ff.) und Wepell (Civ.Prz, ©. 518 ff.) ſchranten die Sa: 
vigny'ſche Anficht ein, fie laſſen die R. de Urtheils nur fo weit reichen, ala der 


Inhalt deffelben reicht und beziehen dieſelbe nur auf den konkreten Klageanſpruch. 


Noch Andere GBuchka, Die Lehre vom Einfluß des Prozeſſes, I. ©. 311; Förfter. 
Preuß. Privatrecht, I. 268) firiren die Rechte auf das, was der Richter entjchieden 
bat, weil er es entfcheiden mußte. Einig ift man nur darüber, daß es nicht 
darauf anfommt, an welchem Ort der Ausſpruch des Richters ftehe, ſowie daß .die 
Biftorifchen und deduktiviſchen Beſtandtheile des Urtheils von der R. ausgeſchloſſen 
find. Die gem. Praxis ſchwankt (vgl. Gruchot, Beitr. Bd. VII. ©. 175 fi), 
neigt fich jedoch zum großen Theil der Savigny’fchen Anfiht zu. (Ueber das 
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ROH. ſ. Seuffert, Arch. XXV. Nr. 278, Erk. v. 31. März 1871.) — Nach 
Preuß. Allg. Gerichtsordn. ift zwar beſtimmt (I. 13 $ 88), daß „bloße Ent- 
Iheibungsgründe niemals die Kraft eines Urtheils Haben jollen”, und dem ent 
ivrehend Hat das Preuß. OTrib. befonderd in dem Erfenntniß vom 16. Oft. 1848 
(&tih. Bd. XVOL. ©. 462) in den Gründen nur ein Auslegungsmittel des allein 
tcchtekräftig werbenden Tenor gejehen, die Theorie des Preuß. Rechts dagegen hat 
die K. in dem weiteren Sinne bes gem. Rechts aufgefaßt (Förfter a. a. O., bei. 
2.264; Dernburg, Lehrbuch des Preuß. Rechts, I. ©. 267—272). — Die 
Ftanzöſiſche Theorie und Praris Hält zwar daran jeft, daß Alles, was rechts- 
käftig werben folle, auch in dem Tenor, fog. dispositif, ftehen müfje, dieſe aber ift 
durh den Gegenftand und den Umfang der „conclusions formelles prises par les 
parties“ beftimmt, fo daß auch präjudizielle Punkte der R. fähig find (Aubry et 
Rau, Cours de droit civ., VI. p. 489 ss.). — Die Deutſche EPLO. ſchließt fich, 
mie in ben Motiven ©. 291 au&brüdlich hervorgehoben ift, an bie für das Gem. 
Reht von Unger und Wegell und für das Preuß. Recht von dem früheren 
Letlinet OTrib. aufgeftellte Anficht an. Nach 8 293 find Urtheile der R. nur 
joweit jähig, als über ben durch Klage oder Widerflage erhobenen Anſpruch ent= 
ihieben ift (vgl. au 292). 63 ift jedoch nach richtiger Meinung nicht 
eirderfich, daß Dies gerade im ſog. Tenor gefchieht, jondern es können auch Ent- 
iheidimgen über Einreden und Repliken in ben Urtheilsgründen vorkommen. Hin- 
fhtlih der Kompenfationgeintede ift in $ 293 Abf. 2 die Beftimmung getroffen, 
daß die Gntfcheidung über die Eriftenz der Gegenforderung nur bis zur Höhe des⸗ 
ienigen Betrages, mit welchem aufgerechnet werden foll, ‘der R. fähig if. In R. 
ght alio nur dasjenige über, worüber entſchieden ift, Gründe werden niemals 
sctöträftig (dgl. auch $ 695). Dagegen nähert fi die EPO. infofern der Sa- 
tigny’ihen Theorie, als fie auch eine R. der fog. Elemente des Urtheils, ber 
Krajudizialpunkte eintreten Täßt (8 231), mit dem Unterfchieb jedoch, daß dies nicht 
ion aus dem Geſetze felbft folgt, fondern von einem ausdrüdlich darauf gerichteten 
Antıng der Parteien abhängig gemacht wird ($ 258). 

„Birfungen der R. Das ältere Römiſche Recht legte nicht ſchon dem Ur- 
teil, ſondern fogar der Litisfonteftation fonfumirende Wirkung bei und verhinderte, 
dab eine bereits erhobene Klage nochmals vor den Richter gebracht würde (vgl. den 
An. Konfumtion). Herbeigeführt wurde diefe Konfumtion durch die exceptio rei 
jndieatae (ſog. negative Yunktion). Später aber fah man ein, daß dieſe Einrede 
aur dem Beklagten zu Gute fomme und daß es Fälle gäbe, wo ber Kläger zur 
Auirechterhaltung des Urtheils genöthigt werde, auf feinen früheren Anfpruch zurüde 
Wwlommen. Hier gewährte man ihm gegen die exceptio rei judicatae des Beklagten eine 
zeplieatio rei secundum se jadicatae (1. 9 $ 1 D. 44, 2; 1. 16 $ 5 D. 20, 1). 
Fmdlih mußte der Kläger dagegen gejhäßt werben, daß nicht der Bellagte gegen 
ita einen Anfpruch geltend machte, der ihm bereits durch rechtskräftige Verurtheilung 
wefannt ivor, 3. B. wenn ber im Vindikationsprozeſſe unterlegene Beklagte nuns 
ehr die reftitwirte Sache jelbft mit der Vindikation zurüchforderie. Auch hier wird 
des erfte Urtheil durch die dem Kläger gegebene exc. rei jud. aufrecht erhalten — 
iog. pofitive Funktion — (1. 40 $ 2 D. 8, 3; 1.L 15, 19, 80 $1D.44, 2). © 
ftar neben die Konſumtion bald eine neue Auffaffung der exc. rei jud. zur Auf 
chterhaltung des Urtheile, und es bildete fich die Theorie.der R. im engeren 
time weiter aus, welche man uuch bei Präjubizialentfcheidungen, die weder Ber- 
inheilumg noch Freiſprechung enthielten, anerkannte. Hinfichtlich des Beklagten Hatte 
Sr die exe. rei jud. jet gemäß der in 1. 57 D. 50, 17 außgeiprochenen Kegel 
die ebentung, daß er mit ihr den Kläger zurückwies, der ihn mit der nämlichen 
Auge befangte. Inſofern Hat auch Heute noch dag Urtheil Lonfumirende Wirkung 
"Unger, IL &.682—685; Buchka, II. ©. 211 u.Q.). Mit Umecht wird dies 
vonv. Savigny, v. Wächter, Keller, Windjcheid für dag Heutige Recht ge 
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leugnet und behauptet, daß auch in dieſem Falle die exc. rei jud. zur Aufredt- 
erhaltung der R. diene, aljo auch hier eine pofitive Funktion habe. Ebenfo un 
richtig ift e8, daß Brinz, Bekker u. A. nur die negative Funktion der exc. rei jud. 
anerkennen wollen. Ein praktifches Intereffe gewährt jedoch diefer Streit nicht mehr. — 
Kann aber der Kläger den einmal abgeurtheilten Anſpruch nicht wieder aufs Nur 
gegen ben Bellagten vorbringen und ift der Richter an die einmal in einer Civil: 
ſache gefällte Entjcheidung gebunden (mie weit auch die thatfächliche Feſtſtellung dei 
Strafrichters für das Civilgericht maßgebend ift, gehört nicht hierher, über bie älter 
ſchwankende Praris in Deutfchland vgl. Förfter a. a. DO. ©. 258 Anm. 11: 
Zahariä, Lehrbuch des Strafiprz., I. ©. 99 ff., nach dem EG. zur CPO. ð14 
Nr. 1 ift die bindende Kraft der ftrafgerichtlichen Urtheile für den Givilrichter au: 
gehoben, vgl. Kayfer, Das Strafgerichtsverfahren u. das Strafverfahren des Deuticen 
Reiches, 1879, ©. 112 fi), fo bedarf die fyrage, warn in einem neuen Verjahren dır 
alte Anſpruch als wiebergefehrt zu betrachten fei, einer eingehenden Erörterung. Dieſelde 
richtet fich nach den Vorfchriften des bürgerlichen Rechts, da die CPO. Beſtimmungen 
darüber nicht enthält, nur müfjen bie Wirkungen über die Rechtshängigfeit (88 235 f.) 
mindeften® auch die der R. fein, jo namentlich in Bezug auf den Rechtsnach'olger 
(88 236, 288, 665, 671). Das Römifche Recht beantworteigbiefe Frage mit der vieliut 
al. 8, 7 8 4 D. 44, 2; 11. 19, 22, 30 $ 1 D. eod.) auögebrüdten Rechtsregel 
exceptio rei judicatae obstat, quoties "inter easdem personas eadem quaestio re 
vocatur. Danach hat man die Identität des Anfprusche® in objeftiver und jub⸗ 
jeftiver Beziehung zu prüfen. 1. Objektiv. a) Der eingellagte Gegen: 
ftand. Identität des Gegenftandes ift vorhanden, wenn zuerſt das Ganze und 
ſpäter ein Theil eingeflagt wird, es ſei denn, daß dieſer ein felbftändiges Zairin 
bat, wie 3. B. bie Hausmaterialien 1.78 2D. 44, 2). Streitig ift, ob aus 
das Umgefehrte ftattfinde (bein von Winbjceib, 1. &. 853), was mit Rd: 
fiht auf 1. 18 D.44, 2; 1. 1 C. 3, 1 zu vemeinen ift (Wegell, Civ. Prz. 347 
Note 23; Unger, n. €. "ar, Hdentität liegt auch vor, wenn der frühere Yn- 
ſpruch Voraueſchung des ſpäteren iſt und der re zurädgetviefen wurde (LI. 8, 11 
88D.44, 2; .18 1; 1. 26 8 8D. 10, 2; 1.18 D. 44, 1; 1.13 D. 9 
6; 1.18, 2681D. 44,1;1. 11810; 1. 16 eod.; 1. 881 D. 20, 1:17 
D. 25, 3; über. 7$ 8 D. 44, 1 Lit. bei Windfcheid a. a. O. $ 180 Note 
16; EBD. 88 231, 258). Bird umgefehrt die Vorausſetzung eines zuerſt ab⸗ 
erfannten Anjpruces vorgebracht, jo — über die Frage der Identität Steit, 
Prinzipielle Entſcheidungen (1. 10. 8, 8; 1. 3 C. 3, 1) und Anwendungen in fon: 
freten Fällen jprechen für die Verneinung. ") Das eingellagte Recht. Ce it 
feine Identität vorhanden, wenn im fpäteren Prozeß ein anderes Recht in Anſpruch 
genommen wird, als in früheren (z. B. erſt Eigenthum, dann Beſitz); wohl aba 
dann, wenn nur der frühere rechtliche Gefichtspunft geändert und die Sache mil 
einer anderen Klage verfolgt wird (jo erft Die mandati actio — dann die negotior 
gest. [1.5 D. 44, 2]; a. quanti minorisredhibitoria [Ll. 2, 58 1 D. 44, 2]. 
ec) Der geltend gemachte Erwerbögrund. Obligatoriiche Rechte Fön 
auf verichiedene Erwerbägründe geftügt werden und die Abweifung aus bem ei 
fchließt die Verfolgung aus einem andern nicht aus (1. 14 $ 2 D. 44, 2). 
dinglichen Rechten kommt es darauf an, ob man nach heutigem Recht die Ang 
bes Erwerbägrundes fr weſentlich Hält oder nicht (nach Römischen Recht war üb 
haupt zur Beſchränkung der R. auf den gegenwärtigen Erwerbögrund eine praescri 
pro actore erforberlich). Hält man biefe Angabe für nothwendig (wofür a 
IRA. 88 34, 87, 96; 41, 49 fprechen), jo Tann ein anderer Erwerbagrund, 
der in ber Klage genannte, fpäter nicht mehr geltend gemacht werden, weil 
Recht an fich dafjelbe bleibt, wenn es auch aus verfchiedenen Gründen entftan 
ift. Hält man aber bei dinglichen Klagen die Anführungen eined bejtimmten 
werbsgrundes (causa specialis, expressa) für fafultativ, fo Liegt in der Klage 


Rechtstraft. 283 


einem folchen eine Beſchränkung im Sinne der Römifchen praescriptio, und es kann 
dader nach erfolgter Abweiſung tet? auf® Neue aus einer anderen causa geklagt 
werden. Hat man aber sine c. expr. geklagt, jo fteht der jpäteren Klage cum. c. e. 
die R. der erfteren entgegen und umgekehrt. Nah EPO. $ 280 muß der Klage 
grund ſtets angegeben werben, und es ift daher die dingliche Klage auch nur mit 
espressa eausa zuläffig. Selbftverftänblich ift endlich, dak einer Klage, deren Er— 
werbagrund jünger ift als das gefällte Urtheil (causa superveniens), die R. des 
esteren nicht entgegengehalten werden kann, denn dieſes bat das dingliche Recht 
nicht für alle Ewigkeit, fondern nur in ber gegebenen Zeit geleugnet. 2. Sub» 
iettid, Dritte Perfonen werden zunächſt von dem Urtheil und deſſen R. nicht 
xtũhtt (1.2 C. 7, 56). Wol aber find mit den Parteien identiſch: deren Univerfals 
und Singularfuccefforen und die von einer Partei nach der Litißfonteftation ihr 
Xeöht Berleiten (1. 9 8 2 D. 44, 2; 1. 68 D. 42, 1, vgl. auch EPO. 88 286, 
238, 665, 671). Das Gleiche gilt im heutigen Recht von der Stellvertretung. 
Ausnahmsweiſe wirft die R. des Urtheils in folgenden Fällen: a) Bei einer Mit- 
derechtigung oder Mitverpflichtung Mehrerer wirkt das von dem Einen exjtittene 
Uttheil auch zu Gunften der Anderen, dad gegen einen Mitverpflichteten ergangene 
Unheil wirkt nicht gegen die Nebrigen (anderer Meinung Hinfichtlich der Prädial- 
imsituten Savigny, VI. 481; Baron, Geſammtrechtsv. ©. 160 ff., Pand., 
8.172), ebenfo wenn es nur gegen einen Mitberechtigten auögefallen ift, außer wo 
dieer über das ſtreitige Recht allein verfügen konnte. b) Die R. eines Urtheils 
joikhen teflamentarifchen und gefeklichen Exben wirft auch gegen die Legatarien und 
Gläubiger. c) Hat ein Unberechtigter durch Urtheil auf Grund eines Notherbrechts 
tes Ieflament umgeftoßen, fo gilt der wirkliche Notherbe mit ihm identiſch. d) Wer 
mifientfich feinen Auktor einen Prozeß führen läßt, muß ſich auch die Einrede der 
% entgegenftellen Lafien. e) Auf diefe Tann fich aber auch Jedem gegenüber berufen, 
zer in einer (Heut unpraktiſchen) Popularklage unterlegen ift. f) Ein für ober gegen 
den Bofallen ergangenes Urtheil wirft auch in Bezug auf den Lehnsherrn. 
e) Statuäirrtheile wirken in der Regel gegen Jedermann. 

‚Vie Partitulargefeßgebungen ftehen Hinfichtlich der Bedeutung der materiellen 
%. im Weientlichen auf dem Boden ber ratio seripta des Röm. und Gem. Rechte, 
en welche fi die Part.Praris faſt vollftändig anlehnte, fo bei. in Preußen und in 
Sachfen, welches auch bier in feinem Geſetzbuch nur die Lehre der Pandekten mil 
geringen Modifikationen darſtellt. Der Code civil fnüpft an die l’autorit6 de la 
Chose jug6e die Wirkungen einer unwiderleglichen Nechtsvermuthung und. läßt biefe 
wie im Gem. Recht nur inter easdem personas, bei eadem quaestio (eadem casa, 
idem corpus, idem jus) gelten. 
ie Bedeutung ber R. liegt aber nicht bloß in der Aufrechterhaltung bes 
Srtkeils, fondern auch in beffen zwangsweiſen Durchführung jeitens bes ftegreichen 
Högerd. Im Römiſchen Recht wird ihm bei einer Verurtheilung auf Geld bie 
#%o judicati, in anderen Fällen eine imploratio officii judicis (1.8 pr. $ 1D. 48, 
* gewährt, Mit Unrecht wollen Einige (eitirt bei Buchka, II. ©. 214) dieſes 
!eopelte Rechtömittel aufrecht erhalten, während nach richtiger Meinung nur der 
'omuloje Antrag übrig blieb, mit welchem Kläger bei dem Gericht um Grefution des 
don ihm gefällten Uriheils nachfucht. So auch nach den Part. Gſgb. (3. B. Baden 
>87). Rach Juftin. Recht konnte bei Geldurtheilen die act. jud. erft nach Ab⸗ 
lcui von vier Monaten, innerhalb deren der Zinſenlauf ruhte, angeftellt werben; 
ac diefer Zeit trat eine Verzinfung mit 12%, ein — eine von der Praxis im 
gemeinen nicht befolgte und durch EG. zur CPO. 8 14 Nr. 4 aufgehobene Bor- 
ent. Rach der CPO., welde bie Zwangsvollſtreckung faſt ausſchließlich in bie 
drde des Gläubigers legt, iſt nur ein Geſuch um Ertheilung einer mit der Voll⸗ 
teetngellauſel verfehenen Ausfertigung des Untheils (vollſtreckbare Ausfertigung) 
Brig gebieben (8 662). 
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NRechtskraft Hat im Strafprozeß eine richterliche Verfügung erlangt, wen 
fie weder einer vom Belieben einer Partei abhängigen Anfechtung noch einer A 
änderung durch freien Entſchluß des Richters mehr unterliegt, und zwar let 
deshalb, weil entweder eine folche überhaupt unzuläffig ift oder bie Partei ale 
Mittel der Anfechtung ohne Erfolg verjucht oder auf diefelben ausdrücklich oda 
ſtillſchweigend verzichtet hat. Wenn auf dem Gebiete des Civ. Prz. das Bedüriniß 
nie verkannt wurde, daß eine Linie gezogen werben müſſe, bei welcher angelangt der 
Streit als definitiv geichlichtet, die richterliche Entſcheidung ala unumftößlid an 
aufehen ift, jo haben auf dem Gebiete des Strafßrz. zuerft die unmenfchliche Härte. 
bie man bem Beſchuldigten gegenüber in früheren Jahrhunderten fich erlaubte, un 
feit dem legten Viertel bes vorigen Jahrhunderts die maßlojen Webertreibungen 
welche bie Theorie an das fog. Inquifitionspringip Tnüpfte, dahin geführt, daß im 
Namen der „materiellen Wahrheit”, nad welcher der StrafPrz. mit allen Mitten 
zu ftreben Habe, dem Prinzip der R. im Kriminalprozeß jede Geltung abgeſprochen 
wurde. Bon biejer Uebertreibung ift man nunmehr Längft zurüdgelommen, un 
jegt fteht die Frage nur fo, ob unter Umftänden eine Wiederaufhebung der 
eingetretenen R. (ſ. unten) ftattfinden könne. Dagegen ift allerdings auf dem 
Gebiete des StrafPrz. in noch weiterem Maße ala auf dem des Civ.Prz. die Im: | 
benz vorherrfchend, die Zahl derjenigen vor der Endentjcheibung ergebenden Ver 
fügungen zu vermehren, welche feiner R. fähig find. Es ift Hierfür ein doppelter 
Geſichtspunkt maßgebend. Die Entſcheidung über Gegenftände, die ihrer Natur nad | 
buch die Endentjheibung ihre Bedeutung verlieren, in unbefchränkter Weile de, 
Anfechtung durch Rechtsmittel zu unterftellen, welche auch nur annähernd ähnlicht 
Bürgichaften bieten, wie die gegen das Enburtheil, würde der Verſchleppung dr 
Straffachen Thür und Thor öffnen und allaugroße Anforderungen an bie Zeit der 
oberen Behörben ftellen, zudem müßte man entweder jeder jolchen Beſchwerde au: 
fchiebende Wirkung beilegen, und dadurch die verfügte Mafregel, oder man müßte 
fie ihr verfagen und damit die Beſchwerde felbft in vielen Fällen praftifch vereiteln. 
In zahlreichen Fällen ift daher gegen richterliche Verfügungen feine jofortigt 
Beſchwerde gegeben, daraus aber abzuleiten, daß die Wirkſamkeit dieſer Verfügung 
nicht weiter reicht, als ihr unmittelbarer Zwed, daß fie alfo nicht dem Endurtheil 
einen Theil der Entſcheidung vorwegnehme. Umgekehrt giebt es richterliche An 
ordnungen, die, auch wenn fie der Anfechtung durch Parteien nicht oder nicht meht 
unterliegen, ſich dvermöge ihrer von oft vorübergehenden Verhältniſſen abhängigen 
Natur jeder R. entziehen, die nämlich der Richter felbft wieder zurüdzunehmen ebenie 
berechtigt ala verpflichtet ift. Das hervorragendſte Beifpiel für Erſteres Bietet die 
befchräntte R. der Entfcheidung über die Berjegung in Anklageftand (Eröffnung 
bes Hauptverjahren, . diefen Art.), für letzteres die Verfügung ber Unter: 
fuchungshaft, die Ablehnung von Beweiserhebungen. Manchmal wird in erfter 
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hinficht das Umgelehrte zwedmäßig gefunden; fo 3. B. wird nach der Deutfchen 
ErmaPD., da wo eine gerichtliche Vorunterſuchung ftattfindet, auf möglichſt raſche 
endgültige Austragung ber Frage der örtlichen Zuftändigkeit (88 17 und 18) 
dingewirkt. Im Laufe des Strafverfahren® ergehen hinwieder Entjcheidungen, welche 
Jmiienfälle des Strafverfahrens endgültig abthun, 3. B. Strafe wegen Ungebühr, 
Ausbleiben von Zeugen u. dgl. Solche Entjcheidungen find eigentlich Enburtheile 
iter geringfügige Sachen. Bei diefer Mannigjaltigfeit der Beziehungen muß daher 
von einer eingehenden Beſprechung ber R. der im Laufe bes Strafverfahrens ergebenden 
Terfügungen bier abgejehen und das Folgende auf die R. des Endurtheiles 
welchen allerdings dem Weſen nach .alle richterlichen Entſcheidungen gleichitehen, 
die das Strafverfahren beenden und zu welchen auch die im $ 172 der Deutjchen 
Ste PO. erwähnte Zurückweiſung des Antrages eines Privaten auf Einleitung der 
Unterruchung gehört) beichränft werben. 

R. Unanfecätbarkeit und Vollſtreckbarkeit find Begriffe, die fich gegenfeitig auf 
Is Rächſte berühren aber doch audeinanbergehalten werben müffen, namentlich muß 
act unbedingt das rechtefräftige Urtheil auch vollſtreckbar oder das vollſtreckbare 
vötskräftig fein. Es ift denkbar, daß 3. DB. ein Urtheil letzter Inſtanz erft nach 
der Verkündung oder Zuftellung rechtskräftig wird (menngleich die Deutiche wie 
He Cofterreichifche StraßfßO. die Frage nicht in dieſem Sinne entſcheiden); aber 
Ohne Weiteres ift anzunehmen, daß es erſt nach derjelben vollſtreckbar wird (anderer 
Renmg: Löwe bei $ 481 der StrafPO.); jedenfalla Tönnen der Vollſtreckbarkeit 
andere Hinderniffe als der Mangel der R. (3. B. Krankheit, Schwangerfchaft, Vor⸗ 
sihelt des Ausſpruches über die Nachficht der Tobesftrafe) entgegenftehen. Umgekehrt 
cs denkbar, daß das Urtheil zwar noch nicht rechtskräftig, aber vollſtreckbar ift. 
‚wer fpricht $ 481 der Deutſchen StrafPD. das Gegentheil aus; dagegen Tann 
ecch der Defterr. StrafPO. der Angellagte, welcher nur Berufung, nicht auch Nich- 
tteitsbeichtverbe eingelegt hat und erftere nicht gegen die Strafart, fondern nur gegen 
das Skafmaß richtet, erklären, daß er die Strafe einftweilen antrete ($ 294). — 
Icdenalls aber jtehen R. und Rechtsmittelſyſtem in engſter Wechſelwirkung: das 
Unpeil it rechtskräftigg, fobald fein Rechtsmittel gegen bafjelbe mehr offen 
fe. Gin Rechtsmittel fteht nicht mehr offen, wenn alle zuläffigen Rechtsmittel 
erichötit find, alſo in letter Inftanz erkannt ift, oder wenn alle zur Ergreifung von 
Rehtamitteln berufenen Perfonen auf diejelben verzichtet haben, oder wenn für alle 
die greift, innerhalb welcher fie ein Rechtsmittel ergreifen konnten, unbenußt verftrichen 
't. Za mm zur Ergreifung ber Rechtsmittel jaft immer mehrere Perfonen berechtigt 
fd und jede wieder im der Lage jein Tann, nur gewiffe Theile des Urtheils an- 
wehten, fo ergeben fich die Begriffe der partiellen und ber relativen R.; 
fee tritt für jeme Theile des ürtheils ein, welche durch bie gegen andere Theile 
wncteten Rechtsmittel nicht berührt werden; letztere tritt zum Nachtheil derjenigen 
Kartei ein, welche unterlaffen hat, die ihr ungünstige Entfcheibung durch Rechtamittel 
twechten. Eine Logifche Folgerung der relativen R. ift das Verbot ber refor- 
natlo in peius (f. diefen Art.), der Aenderung zum Nachtheil besjenigen, ber 
in Rehtämittel eingelegt hat, joweit bie aus dem Urtheil der Rechtsmittelinſtanz 
"a zgebende Verſchlimmerung feiner Lage Lediglich durch das von ihm eingelegte 
Xehtämittel herbeigeführt wurde. Bu Gunften des Angeklagten wird indeß die 
Stuenge des Grunbfaßes ber relativen R. mehrfach gemildert. Jedes Rechtsmittel, 
ziches die Aufhebung des Urtheils nur zum Zweck der Erneuerung des Verfahrens 
‘wirkt, farm, auch wenn es lediglich zum Nachtheil des Angellagten eingelegt 
Due, die vom Angeklagten gar nicht angefochtenen, ihm ungänftigen Beftimmungen 
'* Rüheren Urtheils befeitigen. Uber ſchon die Rechtemittelinftang kann den 
släten Vorgang zu Gunften des Angeflagten einzuhalten in bie Lage fommen. Die 
22utjge StrafPO. ftellt im $ 348 geradezu den Grundfaß auf, daß jedes von ber 
Stetanwaltichaft eingelegte Rechtsmittel die Wirkung Hat, daß die angefochtene 
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Entſcheidung auch zu Gunſten des Beſchuldigten abgeändert werden kann, — ein 
Beltimmung, deren Tragweite nichts weniger ala klar ift; denn ba bie Rechtamittel: 
inftany in ihrer Thätigfeit auf die durch bie Anfechtung bezeichneten Grenzen be⸗ 
ſchränkt ift (8 368, 392) und jelten die Anjechtung zum Nachtheil des Angeklagten 
genau benfelben Buntt, in&befonbere benjelben Mangel des Berfahrens, treffen wird, 
welcher zum Vortheil des Angeklagten zu berüdfichtigen ift, jo hängt die dem letzteren 
zugedachte Rechtewohlthat von Bedingungen ab, die nicht immer erfüllt fein werben, 
wo dies wünſchenswerth jcheinen mag, und jedenfalls wird ihre Anwendbarkeit ot 
zweifelhaft fein. Die Defterreichijche StrafPO. (88 290, 477) fucht den gleichen 
Zweck dadurch zu erreichen, daß fie zumächft zwiſchen der unrichtigen Anwendung der 
Strafgefeßes (und der Beitimmungen über die erforderliche Anklage) und anderen 
Anfechtungsgründen unterjcheidet. Jene ift unter allen Umftänden zu berüdfichtigen, 
fobald dieſelbe ber Rechtamittelinftang aus Anlaß eines von wem immer ergriffenen 
Rechtsmittel befannt wird. Analog damit ift die Beftimmung bes 8 397 de 
Deutſchen StrafPO., welche jedoch nur dann Anwendung findet, wenn bas Ur: 
theil zu Gunften eines Angellagten wegen Gejeesverlegung bei Anwendung die 
Strafgejepes aufgehoben wird und ficy das Urtheil auch auf andere Angeklagte 
erſtreckt, während bie Defterreichifche Beſtimmung auch auf Verletʒungen dee 
materiellen Rechtes, die nur einen Angeklagten betreffen und von keiner Seite 
gerügt find, Anwendung finde. Die im $ 397 der Deutjchen Straf PO. blos für 
den oben bezeichneten all ertheilte Anmweifung, zu Gunften anderer Angeklagten iv 
zu ertennen, ala ob fie gleichjalls das Rechtsmittel eingelegt hätten, ertheilt dus 
Defterr. Gejeh a. a. O. für Me Fälle, wo die Rechtsmittelinſtanz eine zum Nadthe. 
eines Mitangeflagten unterlaufene Formverletzung Tonftatirt. 

Was nun den Umfang ber R. des einem Nechtsmittelzuge mehr unter: 
worfenen Urtheils betrifft, fo ift für fie der Grundgedante maßgebend, daß dasjenige. 
was durch daffelbe entſchieden ift, als endgültig entfchieden zu gelten habe, nidt 
neuerlich richterlicher Prüfung und Entſcheidung unterworſen werben könne. Zr: 
Satz gilt zum Nachtheil wie zum Vortheil des Angeklagten: res judicata pro ver; 
tate habetur; foweit e8 dem Angeklagten zu ftatten kommt, tritt aber neben did: 
Forderung juriftifcher Logik auch die Billigfeitöregel: Ne bis in idem. <: 
Mar der Grundſatz und jeine Berechtigung, fo groß find die Schwierigkeiten bei der 
Anwendung; bdiefe find fo mannigjaltig und Hängen mit jo vielen Detaile ds 
materiellen und Prozeßrechtes zufammen, daß hier mehr nicht geboten werben kann 
ala die Andeutung der allgemeinjten Geſichtspunkte. Nechtsfräftig wird auch au 
dem Gebiete des Strafrecht? nur bie Entjcheidung, das Heißt die Anwendung dee 
Geſetzes auf einen Tonkreten Vorfall, und zwar nur in ihrem Schlußrefultat. Ti 
Prämiffen dieſer Entſcheidung (die objektiven, und fubjeftiven Entſcheidungsgründe 
find der R. nicht fähig, das heißt, daß fie in einer anderen Strafjache meuerbing: 
geprüft werden müſſen und die dabei angeregten Fragen, trotz aller Gleichartigkrit 
ja Gleichheit der Verhältniffe, anderd entjchieden werden können. Wenn alfo cine 
Handlung für ſtraflos erklärt wurde, weil das Gericht das Strafgeſetz barani nicht 
anwendbar fand, und eine andere völlig gleichartige Handlung deſſelben Angeklagte: 
neuerlich unter Anklage gejtelt wird, fo kann das frühere Urtheil das Gerid 
nicht abhalten, die Frage der Anwendbarkeit des Strafgeſetzes neuerdings unabhãuan 
zu prüfen, ebenſo wie umgekehrt eine vorausgegangene Verurtheilung wegen cin“ 
völlig gleichartigen Handlung den Richter nicht von der Pflicht entbindet, ſich fein: 
Meinung über die Anwendbarkeit des Strafgeſetzes auf das neue Faktum zu bilden. - 
Ebenſowenig ift die vorausgegangene Enticheibung über dem Gebiet bes materielle 
wie des formellen Recht? angehörige Erceptionen der neuerlichen Prüfung und Cat 

ſcheidung in einer neuen Straffache entrüdt, wenngleich die Frage genau in berielb 
Geftalt wiederkehrt; 3. B. die nach der geiftigen Geſundheit des Angeklagten 
felben Zeit, wo er zwei verfchiebene Handlungen beging, nach feinen jtaatsbürg 
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lichen Berhältnifien, von welchen bie Zuftändigfeit des Gerichtes oder die Anwend⸗ 
barteit des inländiſchen Strafgeſetzes abhängt. Noch viel weniger find Feftftellungen 
terielben Thatjache (3. B. eines Alibi, die Herftellung des Beweiſes der Wahrheit 
in einem Beleidigungsprozeß) in einem anderen Strafprogek maßgebend. Die frühere 
Entiheidumg kommt alfo nur inſoweit in Betracht, als fie über eine beftimmte An- 
llage entjchieben hat und mit diefer diejenige, welche neuerdings vorgebracht wird, 
identiſch iſt. Die Entſcheidung der Frage, ob dieſe Identität vorhanden jei, wird 
dadurch erſchwert, daß daſſelbe (einfache) materielle Faktum durch Heranziehung 
bisher umberührter und Ausſcheidung bisher berüdfichtigter Thatmomente eine neue 
Sctakt annehmen Tann, daß theilbare Falta ifolirt und in neue Verbindungen 
germdht werden fönnen, daß Thatmomente, die bei der einen Anklage ala Neben- 
ımflände anzufehen waren, zur Erhebung einer neuen Anklage Anlaß geben fünnen 
1. ®. Entwendung der bei einem Mordanfall gebrauchten Waffe, Berlegung eines 
Vannverbotes u. dgl.). Die Hieraus entjtehenden ragen find vom Standpunkte 
des materiellen Rechts und zunächſt der Konkurrenztheorie allein gar nicht zu ent⸗ 
ihciden. Maßgebend ift vielmehr der progefinale Gefichtepuntt. Wenn bei der erjten 
Lerhandlung eine Erweiterung oder Modifikation ber Anklage möglich war in dem 
Eime, daß die neu jormulitte Anklage ſchon damals Hätte zur Geltung gebracht 
werden, d. 5. daß ihr nicht der Einwand hätte entgegengefeßt werden können, das 
vi ein vollfländiges Abweichen von dem durch die Anklage bezeichneten Gegenſtand 
dr Berhandlung, dann ſteht der meuen Anklage der Einwand der R. entgegen, 
ie nicht das Geſetz den Vorbehalt anderweitiger Verfolgung in gewiffen Fällen 
woßt und biefer Vorbehalt ausdrüdlich gemacht wurde. Ye ftrenger ein Gejek 
Rodifllationen der Anklage verhindert, defto Leichter wird daher eine neue Anklage 
zit verändertem Gefichtöpunfte erhoben werden können. — Die Forderung der 
Identitãt beſchränkt fich aber nicht anf den Gegenftand,; es muß fich auch um bie- 
iaben Perſonen Handeln. Hier wird allerdings für die Mehrzahl der Fälle bie 
Sacht dadurch vereinfacht, daß der Träger ber öffentlichen Anklage ftet3 der Staat 
it. Bezüglich der anderen Partei, des Angeklagten, wird daran nicht gezweifelt, 
dei fein Angellagter dad gegen einen Andern ergangene Urtheil gegen fich gelten zu 
Infen brauche; wol aber wird mitunter (unfered Erachtens mit Unrecht) behauptet, 
da der wegen Theilnahme Angeflagte die R. des im Prozeß gegen einen ber 
Thatenchait Angeklagten ergangenen, das Faktum ſelbſt negivenden Ürtheils anrufen 
tonne. — Befonderer und fehr eingehender Erörterungen bedarf bie Frage nach der 
X der Gndentfcheidungen über Gegenftände der Privatanklage. Wenn durch eine 
folde Entſcheidung Lediglich außgejprochen wird, daß die Verfolgung ober Ver— 
n unzuläffig ſei, weil die erforderliche Privatanklage fehle (weil der ala An⸗ 
füger auigetretene Private zur Anklage nicht berechtigt ſei, in Oeſterreich könnte 
ach eine öffentliche Anklage zurückgewieſen werden, weil die Handlung nur 
Sgenftand der Privatanklage ei): fo Liegt hierin fein Hinderniß der Erhebung ber 
Frvatanfloge durch eine andere Perfon wegen derjelben Handlung. Im Uebrigen 
wer ändert die Buläffigfeit einer Privatanklage nicht? an dem Grundſatz, daß das 
egangene vedhtäkräftige Urtheil deſſen Gegenftand nach allen feinen Seiten erledigt. 
& wird alſo auch Hier die Frage der Ipentität.des Gegenftandes entjcheibend 
fir, und weſentiich vom Standpunkt bed materiellen Rechtes beurtheilt werben 
mimen, ob nämlich neben bem Gegenftande der „durch Urtheil erledigten Anklage 
10% eine oder mehrere Handlungen übrig bleiben, welche Gegenftand öffentlicher ober 
Privatanffage fein können. 

308 das gegenfeitige Verhältniß von Eivil- und Kriminalurtheil betrifft, fo ſtimmen 
de Deutſche ($ 267) und die Defterreichifche ($ 5) StrafPOD. darin überein, 
tab das Givifurtheil für den Strafrichter nicht bindend, leßterem aber geftattet ift, 
Bafkbe iu berücfichtigen; bezüglich der über bie Gültigkeit der Ehe ergebenden Er- 
Ienntuiffe macht das Defterreichiiche Gejeg eine Ausnahme, die in das Deutjche 
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Geje nicht überging. Selbftverftändlich ift das Civilurtheil maßgebend, wenn eine 
beitimmte civilrichterliche Entſcheidung Vorbedingung der ftrafgerichtlichen Verfolgung 
und Beftrafung ift (88 170, 172 und 238 der StrafPO.; vgl. Löwe, ©. 472). 
Was umgekehrt die Berückſichtigung des Kriminalurtheils im Civ. Prz. betrifft, jo 
find im $ 14 3. 1 des EG. zur. Dentichen CRD. die landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
über die bindende Kraft bes ftrafgerichtlichen Urtheils für den Civilrichter (mach viel⸗ 
fachen Kämpfen und Grörterungen, ala mit dem Prinzip der freien Beweiswürdigung 
unvereinbar) außer Kraft gejeßt worden; doch wird es mol als in der Ratur ber 
Sache liegend erfannt werden müffen, daß dag Strafurtheil da mafgebend bleibt, 
wo es nicht blos auf den Beweis einer den Thatbeftand eines Deliftes involvirenden 
Handlung ankommt, fondern geradezu barauf, daß ein Delikt begangen ſei (vgl. 
$ 548, 3. 2—5 der Deuticen EPO.). Nach $ 140 ber Deutſchen CPO. kam 
übrigens ber Civilrichter die Verhandlung bis zur Erledigung des Strafverfahren 
ausſetzen, wenn fich im Berlaufe eines Rechtsſtreites ber Verdacht einer firafbaren 
Handlung ergiebt, deren Grmittelung auf die Entſcheidung Einfluß üben Tann 
(vgl. au $ 548 3. 6). — In Defterreich hat ein Hofdelret vom 6. März 1821 
ausgefprochen, „daß Rechtsangelegenheiten, deren Entjcheidung von dem Berweife und 
der Zurechnung eined Verbrechens abhängt, vor erfolgtem Urtheil des Kriminalrichters 
..... bei dem Givilgerichte nicht angebracht werden können“, und angeorbnet, daB, 
wenn fi) im Laufe des Civilprozeſſes zeigt, daß der Erfolg einer Strajunterfuchung 
„auf die Entſcheidung der Streitfache einen wefentlichen Einfluß haben könnte“, mit 
dem Civilprozeß innezuhalten und „das Erkenntniß des Strafgerichtes abgewartet” 
werden jolle. 

Die Regel über die R. des Strafurtheils ift ſehr erheblichen Einſchrän kungen 
unterioorfen. Zunächft unterliegt e8 wol nirgend Bedenken, einfache Schreibfehler 
troß eingetretener jormeller R. zu berichtigen. Im Gegenſatz zu dieſen geringiten 
Verſehen lafſen fich Fälle in die Augen jpringender gröblicher Mißgriffe denken, die 
wol faft immer auf abjolute Inkompetenz der Gerichte überhaupt, der Gerichte 
eines beftimmten Landes oder eine beftimmten Gerichtes oder auf irgend einen gröb- 
lichen Mißbrauch der Formen des Verfahrens zurüdzuführen fein werben. (Plan 
denke 3. B. ein Gericht unterfter Ordnung, das ein Todesurtheil jällt, ein Gericht, 
das ein Kind im engften Sinne des Wortes, einen Wahnfinnigen, oder ein anderes, 
das einen Erterritorialen vor feine Schranfen zieht.) Für jo außerordentliche Fälle 
forgt kaum je ein Geſetz, und es ift auch fonft fchwer, mehr darüber zu jagen, alt 
daß im gegebenen alle eine Abhülfe befchafft werden muß. — Eine andere tid 
eingreifende Alterirung der R. kann durch die KRollifion der Gejege, und zwar 
ſowol durch die örtliche wie durch die zeitliche, herbeigeführt werben. Stein Staat 
vollzieht auswärtige Strafurtheile, daraus muß aber noch nicht folgen, daß ihnen 
jede R. abzujprechen ſei; namentlich zu Gunften des Angeflagten follte das fremde 
Urtheil anerfannt werden, foweit im gegebenen Falle Hierin nicht eine Verzichtleiftung 
auf die Geltung der eigenen Geſetze auf dem ihnen gebührenden Gebiete läge. — 
Wenn das materielle Strafgejek eines Landes geändert wird, jo liegt darin an ſich 
fein Grund, alle ergangenen und noch nicht vollzogenen Strafurtheile zu revibiren; 
& Tann dies aber aus Gründen der Billigkeit bei weientlicher Milderung der Strai- 
gefeßgebung angeorbnet werden und es Tann durch die Gerechtigkeit geboten fein, 
wenn bie neue Geſetzgebung den Gedanken ber Berwerflichkeit beftimmter Strajarten 
zum Ausbrud bringt. Geſchieht jodann die Umwandlung der Strafe aud im 
Intereſſe des Verurtheilten, jo wird immerhin doch ber formelle Schuß, den die R. 
des UrtHeils ihm gewährt, babei theilweiſe entfallen. — Ebenſo kann bie Noth- 
wenbigfeit der Verhängung einer Gejammtftrafe die R. der ergangenen Einzel: 
urtheile beeinträchtigen. — Ein weiterer Grund ber Bejeitigung ber eingetretenen R. 
des Strafurtheilg Tiegt in ber Wiebereinjegung gegen die jchuldlos verjäumte 
Frift zur Ergreifung eines Rechtsmittels (Deuiſche StrafpO. 8 44; Oefterreihiiche 
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Sm PD. 8 364). — Daß die relative R. eines Urtheils zu Gunſten des An— 
getlagten durch nachiolgende Vorgänge wieder aufgehoben werden kann, ift fchon oben 
erörtert worben. — Nach der Defterreichifchen StrafPO. ($ 292) Tann die Er- 
gering der Nichtigkeitsbeſchwerde der Staaisanwaltſchaft „zur Wahrung des Ge- 
iges“ bie Folge haben, daß ein rechtskräftiges Urtheil zu Gunften bes Berurtheilten 
vom Kaſſationshof aufgehoben wird. — Der wichtigfte Fall der Wieder- 
auihebung der R. bes Strafurtheils Liegt jedoch in der Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens (f. diefen Art.), über welche Hier nur bemerkt werden 
zıöge, daß diefelbe niemals zur Beſeitigung eines Rechtsirrthums, auf welchem das 
Urtheil berußt, ſondern grundfäglich nur zur Richtigftellung der thatfächlichen Grund⸗ 
ingen des Urtheils ftatthat. 

tik: Klenze, Lehrbuch des Strafverfahrend (Berl. 1836), S. 155, 160. — Mitter- 
maier, Das u Sirafoertaheen, I. ©. 614 ff., 697 fi. — Bland, Syſtem. Darftell., 
8.14 fl. — Zadariä, Handbuch bes Deutſchen Strafßrz., IL ©. 853 ff. — Oppen⸗ 
soff, Die Preuß. Gefege über das Verfahren in Strafiacdhen, S. 12—18, 460-464. — 
Klien, De auctoritate sententiae criminalis absolutoriae (4 dere Leipz. 1827—1829). — 
Fabricius, De re criminali iudicata (Jen. 1835. — Wendler, De re iud. inprimis in 
ausis criminalibus ( . 1883). — Helie, Traitö de !’Instr. crim. (1. nal IL 8 173— 
185. p. 524 as; Derjelbe, Pratique criminelle, N. 505, 922 ss. — Tr&butien, Cours de 
droit erim., IL p. 684 ss. — Morin, R£pert.: verbo Chose inpe. — Mangin, Traite de 
‚schon publigue, 8. &d. (1876), 88 370441. — Rolland de Villargues, Zu art. 360 bes 
ı ode d’Instr. crim. — Borsari, Azione penale, p. 5098—575. — Glafer, Die Durchführung 
tr Regel: Non bis in idem im Engliſchen und Sranzöfiicden Straf Prz. Gerichtsfgal 1871, 
1A; Derfelbe, Anklage u. |. w., im Englifhen Schtwurgerichtäverfahren, S. 96-118. — 
Ach, fir Kriminalvedht, 1880, ©. 49750 (Mittermaier), — Gexrichtsſaal 1857 Bd. II. 
©. 41-273 (Abegg), 1866 ©. 31 ff. (Berner, Non bis in idem ger auswärtige Straf: 
ankileı — Goltdammer’s Ar. IL ©. 785—791; III. &. 22—8 —— üßner); 
IL &. 385-460, 472-496 Berner), 98; X. 6.47; xVil. ©. 831 fi. @elative 


*ehlökaft); XVIIL ©. 153 ff. (Wirkung eines eine ungeie liche Strafe verhängenden Ur 
til; XXVL_©. 186 ff. Ortloff). — Mg. Deutihe Strafredhtägtg. X. ©. f- (8008, 
Aber delatine Rechtäkraft). — v. Schwarze in v. Holkenborff's han IL 6.285 ff. — 
Aeoa, dal, IL ©. 474 ff. — Löwe, Die GtrafßD. für das SDeutiche Reich, S. 730 


% 2a und die baf. angeführten Stellen. — 4. Keller, Die StrafPD., ©. 277, 278, 408, 
3. — Ullmann, See. Strafprozeßrecht, S. 786, 787. — ©. Mayer, ndbuch bed 
Crflert, Straſprozehrechis IL ©. 16 ff. — Meber bad Verhältniß des Stra urtheild 3. Civ. Prz. 
‘. inätelonbere: Naderia, ndbudy, I. S. 99 ff. mit ausführlicher Literaturangabe. — 
ejer, De civilis et criminalis causae praegjudicio (Hann. 1841). — Verhandlungen bes 
ı Zeatkhen Juriſtentags Bb. 1. S. 3 ff. Pland); Bd. U. ©. 45 ff. (Eduard v. Liszt), 
2.155,28. —v. Yar in der Zeit He für Gel. u. Nectäpfiege, 1871, ©. 202 fi. — 
3unermann im Geridtsfaal 1870, ©. 124 ff., 321 ff. — I. Brud, Ueber bie prüs 
jrbigiele Wirtung bes vechtäfräftigen Ariminalurtheils, Berlin 1875. Glaſer. 


Rechtsmittel (civilproz.). I. Zweck bes Civ.Prz. iſt es, einer Privat- 
“hisftwitigkeit durch ſtaatliche Autorität ein dem Rechte und der Gerechtigkeit ent⸗ 
"rchmdes Ende zu machen. Es muß ein Ende gemacht und ein Zuftand gefchaffen 
zeden, der weiteren Streit ausſchließt. Das verlangt die Rechtäjicherheit. Diefen 
‚tand nennen wir die Rechtskraft (j. diefen Art.). Gr mitte prinzipiell ſofort 
Fit dem Richterausfpruch, welcher die Streitigfeit entfcheidet, eintreten. Und jo war 
© wpränglich. Res judicata, die abgeurtheilte Sache, war den Römern finis con- 
'wersiaram (l. 1 D. de re judie. 42, 1) und für immer blieb ihnen daher der 
engel eines technifchen Ausdruckes für bie rechtskräftig abgeurtheilte Sache. Aber 
3 And Menichen dem Irrthum und der Leidenfchaft ausgeſetzt, in deren Hand ber 
Staat die Erledigung der Prozeſſe gelegt hat. Diefe Erwägung muß dazu führen, 
"a Intereffe der betheifigten Privaten und bes Mechtes felbit Garantien dafür auf 
stellen, daß jener Zweck des Civ. Prz. durch die Gerichte fo vollkommen als möglich 
Täht werte. Bu biefen Garantien gehören die R., d. h. im Allgemeinen bie 
“itel, wodurch ein Richterausſpruch als dem Rechte oder der Gerechtigkeit nicht 
einher angefochten und fein Uebergehen in Rechiskraft gehindert werben ann. 
Son aber dürfen wir diefen weiten Begriff durch den Zufaß befchränten, daß die 
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Gefeß nicht überging. Gelbitverftändlich ift das Civilurtheil maßgebend, wenn cin 
beftimmte civilrichterliche Entfcheidung Vorbedingung der ftrafgerichtlichen Verfolgung 
und Beitrafung ift ($$ 170, 172 und 238 der StrafPO.; vgl. Löwe, ©. 472%. 
Was umgekehrt die Berüdfichtigung des Kriminalurtheild im Eiv.Prz. betrifft, jo 
find im $ 14 3. 1 des EG. zur Deutſchen CPO. bie landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
über die bindende Kraft des ftrafgerichtlichen Urtheils für den Civilrichter (nach dic: 
fachen Kämpfen und Grörterungen, als mit dem Prinzip der freien Bemeiswürbigung 
unvereinbar) außer Kraft gejeßt worden; doch wird es wol als in der Natur der 
Sache liegend erfannt werden müffen, daß das Gtrajurtheil da mafgebend bleibt, 
wo e& nicht blog auf den Beweis einer den Thatbeitand eines Deliktes involvirenden 
Handlung ankommt, fordern geradezu darauf, daß ein Delikt begangen jei (vgl 
$ 548, 3. 2—5 der Deutichen EPO.). Nach $ 140 ber Deutichen EPO. kan 
übrigens der Eivilrichter die Verhandlung bis zur Erledigung bes Strafveriahrens 
ausſetzen, wenn fi) im Berlaufe eines Rechtsſtreites ber Verdacht einer ſtrafbaren 
Handlung ergiebt, deren Grmittelung auf die Entſcheidung Einfluß üben far 
(ogl. au $ 548 3. 6). — In Oeſterreich hat ein Hofdelret vom 6. März 1821 
ausgeiprochen, „daß Rechtsangelegenheiten, deren Entſcheidung von dem Beweije und 
der Zurechnung eines Verbrechens abhängt, vor erfolgtem Urtheil des Kriminalrichters 
..... bei dem Givilgerichte nicht angebracht werden können”, umd angeordnet, daB, 
wenn fich im Laufe des Civilprozeſſes zeigt, daß der Erfolg einer Strafunterſuchung 
„auf die Entſcheidung der Streitjache einen mwejentlichen Einfluß Haben könnte“, mit 
dem Givilprogeß inmezuhalten und „das Erkenntniß des Strafgerichtes abgewartet” 
werben folle. 

Die Regel Über die R. des Strafurtheils ift jehr erheblichen Ein ſchränkungen 
unterworfen. Zunächft unterliegt e8 wol nirgend Bedenken, einfache Schreibichler 
trotz eingetretener formeller R. zu berichtigen. Im Gegenſatz zu biefen geringiten 
Verſehen laſſen ſich Fälle in die Augen pringender gröblicder Mißgriffe denken, die 
twol fat immer auf abſolute Inkompetenz der Gerichte überhaupt, der Gerichte 
eines beftimmten Landes oder eine beftimmten Gerichte oder auf irgend einen gröb- 
lichen Mißbrauch der Formen des Verfahrens zurüdzuführen fein werben. (Plan 
denke 3. B. ein Gericht unterfter Ordnung, das ein Todesurtheil fällt, ein Gericht, 
das ein Kind im engjten Sinne des Wortes, einen Wahnfinnigen, oder ein anders. | 
das einen Erterritorialen vor feine Schranken zieht.) Für fo außerorbentliche Föllt 
forgt kaum je ein Geſetz, und es ift auch fonft jchwer, mehr darüber zu fagen, alt 
daß im gegebenen Falle eine Abhülfe befchafft werden muß. — Eine andere tid 
eingreifende Alterirung der R. kann durch die Kollifion der Gefeße, und zwar 
ſowol durch die örtliche wie durch die zeitliche, herbeigeführt werben. Kein Staat 
vollzieht auswärtige Strafurtheile, daraus muß aber noch nicht jolgen, daß ihnen! 
jebe R. abaufprechen fei; namentlich zu Gunften des Angeflagten jollte das fremde 
Urtheil anerfannt werben, foweit im gegebenen falle Hierin nicht eine Verzichtleiftung 
auf bie Geltung der eigenen Geſetze auf dem ihnen gebührenden Gebiete läge. — 
Wenn das materielle Strafgejeg eines Landes geändert wird, fo Liegt darin an fh 
fein Grund, alle ergangenen und noch nicht vollzogenen Strafurtheile zu revidiren: 
& Tann bied aber aus Gründen der Billigfeit bei weſentlicher Milderung der Stra 
geießgebung angeordnet werden und es Tann durch die Gerechtigkeit geboten fein, 
wenn bie neue Gejeßgebung den Gedanken der Verwerflichkeit beſtimmter Strafarten 
zum Ausbrud bringt. Gefchieht fodann die Umwandlung der Strafe auch im 
Intereſſe de DVerurtheilten, fo wird immerhin doch der formelle Schuß, den die R. 
des Urtheils ihm gewährt, dabei theilweije entfallen. — Ebenfo kann die Roth: 
wendigfeit der Verhängung einer Gejammtftrafe die R. ber ergangenen Einzel⸗ 
urtbeile beeinträchtigen. — Gin weiterer Grund ber Befeitigung ber eingetretenen X. 
des Strafurtheilg Liegt in der Wiedereinfegung gegen die ſchuldlos verſäumte 
Frift zur Ergreifung eines Rechtsmittels (Deutjche StrafBO. $ 44; Oefſterreichiſche 
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Stra PO. $ 364). — Daß die relative R. eines Urtheild zu Gunften des An- 
gellagten durch nachfolgende Vorgänge wieder aufgehoben werben kann, ift ſchon oben 
erörtert worden. — Nach der Defterreichiichen StrafPO. ($ 292) kann die Er- 
greinng der Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltichaft „zur Wahrung des Ge- 
iches· die Folge haben, daß ein rechtäfräftiges Urtheil zu Gunften des Berurtheilten 
vom Kaffationahof aufgehoben wird. — Der wichtigſte Fall ber MWieder- 
eufhebung der R. des Strafurtheild Liegt jedoch in ber Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens (f. diefen Art.), über welche bier nur bemerkt werben 
möge, daß dieſelbe niemals zur Vefeitigung eines Rechtsirrthums, auf welchem das 
Urtheil. berubt, Inge —— nur zur Richtigſtellung der thatſächlichen Grund⸗ 
legen des Urtheils ſta BR 
zit: Klenze, Lehrbuch ee es (Berl. 1886), S. 155, 160. — Mitter- 
geist, * Baar — — iD — Dane, Syſtem. Darfiell., 
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Restömittel (civilproz.). Zwed bes Civ.Prz. ift es, einer Private 
chtsfteifigkeit durch ſtaatliche ort ein bem Rechte und ber ðerechtigken ent⸗ 
ehendes Ende zu machen. Es muß ein Ende gemacht und ein Zuſtand gefchaffen 
zeden, der weiteren Streit ausfchließt. Das verlangt die Rechtäficherheit. Dieſen 
‚atand nennen wir die Rechtskraft (j. diefen Art). Er müßte prinzipiell ſofort 
Ei dem Richteraugfpruch, welcher die Streitigfeit entjcheidet, eintreten. Und fo war 

“ fprängli. Bes judicata, die abgeurtheilte Sache, war den Römern finis con- 
—— (l. 1 D. de re judie. 42, 1) und für immer blieb ihnen daher der 
Nengel eines technischen Ausdruckes für bie rechtskraftig abgeurtheilte Sache. Aber 
= ĩnd Renſchen dem Irrthum und ber Leibenfchaft außgejet, in beren Hand ber 
Staat die Grledii gung der Prozeffe gelegt hat. Dieſe Erwägung muß dazu führen, 
n Intereſſe der Getheiligten Privaten und des Rechtes ſelbſt Garantien dafür aufe 
ellen, daß jener Zwed des Eiv.Prz. burch die Gerichte fo volltommen ala möglich 
rzäht werbe. Zu dieſen Garantien gehören bie R., d. 5. im Allgemeinen bie 
Kinel, wodurch ein Richterausſpruch als dem Rechte "oder der Gerechtigkeit nicht 
— angefochten unb fein Nebergehen in Rechtskraft gehindert werden Lann. 
Soint aber bärfen wir diefen weiten Begriff durch den Zuſatz re daß bie 
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Anfechtung dor einem ſtaatlich ũbergeordneten Richter geſchehen müfſe. Die ftant- 
liche Autorität, welche den erſten Ausſpruch gethan, kann nur durch eine höhere 
ſtaatliche Autorität korrigirt werden. Daher war die Germaniſche Urtheilsſchelte 
noch fein R. im eigentlichen Sinn (anderer Meinung: Wetzell, 8 54 zuR.5 
ef. 8 59 i. £.), denn fie zog die Sache nicht notwendig an einen ſtaatlich über 
geordneten Richter (Pland, Deutfche Gerichtsverjaflung, I. ©. 284). Erſt des 
Römische Recht brachte uns R.; unfer Deutfches Hatte in der Urtheilafchelte erft den 
Anſatz zu ſolchen (Wach, Bortr., S. 178). Aber auch im Römischen Recht konnten 
eigentliche R. erft entftehen, ala mit dem Kaiſerthum die republikaniſche Gleichheit 
aufhörte und eine Stufenfolge von niederen und höheren Staatsbeamten mit dem 
Princepe an der Spitze vorhanden war (Savigny, Syftem, VI. ©. 291 f.. 
Jet erft entwidelte ſich die altrepublifanifche appellatio zum wirklichen R. gleichen 
Namen? (Savigny, i. c. ©. 485 ff.: „Appellatio und provocatio*): quum non 
oporteat ad compares judices appellationes referri, sed a minore judicio in majus 
tribunal ascendere (nov. 23 c. 4). Bollftändig mit biefen Refultaten aus dir 
Natur der Sache und aus ber Geichichte harmonirt der Begriff der R., wie die 
Motive zur Deutſchen CPO. im $ 11 der „Allgemeinen Begründung“ ihn aufftellen 
und das Geſetz jelbft ihn jefthält: „progefiualifche Rechtöbehelfe, wodurch Entfcheidunger, 
welche die Rechtskraft noch nicht befchritten Haben, vor einem höheren Nichter an: 
gefochten werden." Der Gemeine Prozeß und andere Rechte faſſen freilich den Be— 
griff der R. weiter. Sie ftreichen dad Requifit des höheren Richters; fie ziehen 
außerdem auch die Mittel, wodurch man rehtsträftige Entſcheidungen nod an 
fechten Tann, ſei e& weil fie in Wahrheit keine zu Recht beitehenden Urteile find — 
Nichtigkeitsbeſchwerde (f. diefen Art.) —, fei es weil fie obwol dem jus 
strictum doch nicht der aequitas entfprechen — Wiedereinfehung (f. dar An. 
Wiederaufnahme) — in den Begriff der R. herein, obwol dieſelben eigentlich 
überhaupt feine prozeſſualiſchen Rechtsbehelfe find, ſondern civilrechtliche Klagen. 
welche in Folge ihrer Richtung gegen ein Urtheil nebenher die Qualität von R. 
angenommen haben“ (Wetell, Syſtem, 3. Aufl. ©. 670). Wie aber danach der 
Begriff der R. pofitiv zu faffen fei, darüber fonnte man ſich nicht einigen. „Ju 
den vieldeutigften, vielgebeutetften und daher fchillerndften Ausdrücken der progefjualen, 
Nomenklatur gehören die termini technici „R.“ und „Rechtefraft“, jagt mit Recht] 
Bolgiano (Arch. LIX. ©. 420; vgl. Motive zur Deutfchen EPO. 1. c.). Wanım 
dann aber, wie er es der Deutjchen CYO. gegenüber verfucht, dem Geſetz mit feinem 
feften Begriff den ſchwankenden ber Theorie octroyiren wollen? Daß heißt einer, 
ichlechten Taufch zumuthen und kann nur zur Verwirrung führen. Man vgl. 3.8. 
38 248 Abf. 2, 276 Abf. 2, 508 Abf. 8, 562 Abi. 3, 554, 645 der RERL.: 
es ift abfolut nöthig, weil von ber größten praktifchen Bedeutung, hier überall — 
auch dem 8 554 gegenüber, trotz Bolgiano, Zeitſchr. für Deutfchen Civ.Prz., II. 
S. 201 sub 3 — daran jeftzuhalten, daß nur Berufung, Revifion und Beſchwerde 
R. im Sinne der RCPO. find, nicht auch Einfpruch, Nullitäts- und Reftitutione 
Elage, wenn auch nicht geleugnet werden fol, daß diefe Rechtsbehelfe Manches mit 
den R. gemein haben (f. unten). Lediglich um der Rechtsgeichichte und der Rechte 
vergleihung willen hat die Wiflenfchaft zu betonen, daß der Begriff der R., ba m 
fein Biftoriich unmittelbar gegebener ift, auch weiter, ala die Deutſche CPO. es tut. 
gefaßt werden kann und bisher meift gefaßt worden ift. Der weitere Begriff des 
Gemeinen Prozeſſes Yautete nach Wegell, 1.c. ©. 668: „Anfpruch einer Partei aui 
Abänderung einer fie in ihrer Stellung zur Gegenpartei benachtheiligenben richter: 
lichen Verfügung.“ 

II. Um nun die Vielheit der R. im pofitiven Recht im Allgemeinen ſich x 
veranfchaulichen, erwäge man Folgendes: Die R. dienen, wie fchon angebeutet, einer! 
doppelten Intereſſe: dem der Parteien, welche fie gegen Verlegungen durch richterlid: 
Willengerflärungen fchügen; zugleich aber auch dem öffentlichen Intereffe, indem ft: 
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für die durch bie Vielheit der Gerichte gefährdete gleichmäßige Auslegung und An— 
wendung bed Rechtes forgen. Letzteres jet voraus, daß ber Gerichtsorganismus in 
ine oberfte Ginheit außlaufe, bis zu welcher die Sache gebracht werben fan. Kann 
nun jede Sache biß in dieſe höchſte Inftanz gebracht werben, fo bedarf es feiner 
Lieldeit von R. Das R., wie es für feinen erſten und Gauptzwed, den Schuß der 
Parteien, konſtruirt iſt, erfüllt dann immer zugleich auch den anbern Zweck, bie 
*chtäeinheit zu wahren; denn eine wiederholte Prüfung der Rechtsanwendung muß 
iR. ſchon behufs jenes erften Zweckes auf alle Fälle herbeiführen. Deswegen 
lannten das Römische und das Gemeine Recht nur ein eigentliches R., die 
Ipellation; denn prinzipiell Tonnte jede Sache bis zum Kaiſer reip. biß zu den 
Nchigerihten, als den „unmittelbaren Organen der kaiferlichen Jurisdiktion“ 
athtacht werden. Das R. änderte in der Höheren Inſtanz nur feinen Ramen 
'Cherappellation), aber nicht fein Wefen. Und auch ala die Neberlaftung der 
üchiten Gerichte Kaifer und Reich veranlafte, die Appellation an die Reichsgerichte 
tuch das Erforberniß einer im Lauf der Zeit mehr und mehr erhöhten Appellationg- 
iumme zu beſchränken, waren die hieraus nad) Römifchem Vorbild (retractationis 
anilam: nov. 82 c. 12) entitandenen neuen Gebilde der Revijion und der 
Supplifation (Wetell, Syſtem, $ 59) für das Gemeine Recht keine neuen 
%, iondern Iediglich der Appellation nachgebildete Surrogate derjelben, wenn fie 
zuch partifularrechtlich vielfach zu jelbftändigen R. neben ber Appellation wurden 
fie inzbeſ. die Leuteration des Sächfifchen Rechtes). — Ganz anders, wenn bie 
vum Schutz der Parteien aufgeftellten R. vor der höchften Inftanz enden, dieſe aljo 
Fır um Schub der Nechtzeinheit befteht. Der Zug der neueren Zeit geht dahin, 
Ye Garantien für richtige und gerechte Entfcheidungen in die Zeit vor dem Richter 
druch zu verlegen, in die Beftimmungen über die Qualifitation zum Richteramt, 
2er die Stellung bes Richters im Staate, über die Beſetzung ber Richterbanf, über 
Se game Konftruftion des Verfahrens; bementiprechend aber bie Zahl der möglichen 
Auicchtingen des nämlichen Uriheils durch die Parteien zu beſchränken. So auch 
de neue Deutſche Geſetzgebung. Sie hat den „Grundſatz der drei Inftangen“, dem 
vbrigens auch für das Gemeine Recht eine gefehliche Grundlage fehlte (Zimmern, 
"eihichte des Römifchen Privatrechtes, II. ©. 508; Wegell, Syitem, $ 54 
Rote 26,8 57 Note 12), aufgegeben. „Den Anforderungen, welche bie Prozeß⸗ 
varteien an den Staat ftellen Tönnen, dürfte völlig genügt jein, wenn ber Staat ben 
Teoyhpereien die Möglichkeit gewährt, ihren Rechtaftreit in einem wohlgeorbneten 
Lerofren zweimal zu verhandeln und die Entſcheidung zweier wohlbejegter Gerichte 
u emirken“ (Motive zur Deutichen EBO. 1. c. $ 14, ©. 405). Lediglich im 
Rierſe der Rechtseinheit geftattet fie die Anrufung ber höchſten Inſtanz im Reich, 
> Keichsgerichtes. Dadurch aber gelangte fie von jelbft zu einer Doppelheii 
HR Denn die Wahrung der Rechtseinheil erforderte blos eine revisio in jure, 
“ze Nahpräfung in thatjächlicher Beziehung. Hierauf ift das R. der Revifion 
"Dielen Art.) befchränkt ($ 511 mit $ 524 der REPO.). Den Intereſſen der 
terteien dagegen ift durch ein fo fonftruictes R. in außreichender Weife nicht Genüge 
dan Die Unnatur und oft faum Lögbare Schwierigkeit der Trennung der Rechto— 
Tage von der Thatfrage, für das R. zur Wahrung der Rechtseinheit ein „nothe 
Sndiges Nebel“, würde die Intereflen der Parteien ſchwer gefährden. Vorzüglich 
at Küdficht auf diefe Erwägung ift die von den Entwürfen proponirte Aufnahme 
er Revifion auch als R. zweiter Inſtanz vom Bunbesrath teprobirt (f. die reiche 
“teatr über diefe Trage bei Strudmann, Komment. zu $$ 472 ff. der EBO.) 
in der Berufung (f. diefen Art.) der RCPO. den Parteien ein Mittel ver- 
"lea worden, gegen jebe mögliche Art der Verlezung durch das erftrichterliche Nr- 
!beil, gegen Unrichtigleit der thatfächlichen Zeftftellungen fo gut, wie gegen Ber- 
gungen des materiellen oder des — (vgl. v. Kries, ©. 87, 145) fich 
zu ichüuen. Dabei Hat filh die Deutiche CPO. — vor die zweifache Möglichkeit 
19* 
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geſtellt, entweder dem Gemeinen Rechte folgend die Berufung ſo anzulegen, daß der 
Oberrichter lediglich zu beurtheilen hätte, ob der Unterrichter das ihm von den 
Parteien vorgelegte Material richtig geprüft habe, daß alſo das Nachbringen neuen 
Materials in der Berufungsinſtanz ausgeſchlofſen oder doch nur als beneficium (non- 
dum deducta deducendi et nondum probata probandi) unter dem Gefichtspuntt _ 
einer Reftitution erlaubt wäre (Wegell, Syftem, 5 56 zu Note 72 ff.); oder dem 
Römischen Rechte folgend in der Berufung gewillermaßen eine Wiederholung dee _ 
ganzen Rechtsſtreites mit prinzipiell unbeſchränktem Novenrecht zuzulaſſen — im 
Hinblid auf die Mündlichkeit des Verfahrens (Motive 1. c. 3 12) und auf bas 
matetielle Recht (Hellweg, Arch. LXI. ©. 1832; cf. 1.6 $ 1 C. de appell. 7. 
62) für die letztere Konftruftion entſchieden. So verleiht die Berufung „wenn nicht 
actu jo doch potentia” (v. Krieg, ©. 150) ein „neues Judicium“, wie die Motive 
1. c. ſich ausdrücken. — Hatte nun endlich ſchon das Gemeine Recht neben der 
Appellation und ihren Surrogaten noch die Aufftellung einer querela simplex, eines 
„nur uneigentlich fogenannten R." (Wetzell, Syftem, $ 61 nach Note 2) für 
nöthig gehalten, jo Liegt der nämliche Gedanke auch der Beſchwerde (f. diejen 
Art.) der RCPO. zu Grunde. Sie foll, da Berufung und Revifion nur gegen 
Endurtheile zuläffig find (83 472, 507), Schuß gewähren nicht nur gegen Zwiichen: 
urtheile und infofern zum Erfah der gemeinrechtlichen Zwiſchenappellation dienen 
(Wach, Vortr. ©. 181); jondern auch gegen verleende Beichlüffe und Verfügungen 
den Parteitn und Dritten zuftehen. Sie joll in dieſen Funktionen zugleich „durh 
Ausjcheiden nebenfächlicher Streitpunfte den Stoff des Rechtsſtreites für die übrigen 
R. vereinfachen" (Motive zu 88 506 ff. Einl. ©. 526; CPO. 88 478, 510; vgl. 
auch die veranjchaulichende Tabelle bei v. Krieg, ©. 879). Bon ſelbſt ergiebt fi 
hieraus, daß die Bejchwerde einerfeits, Berufung und Reviſion andererfeit® einander 
ausſchließen müfjen. 

IN. Die bisherige Doktrin ftellte folgende Eintheilungen ber R. (im Sinne des 
Gemeinen Prozeſſes) auf: 1) In folche mit oder ohne Sufpenfiveffeft, je nachbem die 
Einlegung des R. die Wirkjamfeit der angefochtenen Entſcheidung aufhält oder nicht. 
Das Gemeine Recht attribuirte den Sufpenfiveffeft ber Appellation und der Reftitution; | 
verfagte ihn dagegen der einfachen Beſchwerde und ber querela nullitatis (insana- | 
bilis). Die REPO. anerkennt als ipso jure aufſchiebend nur die Berufung und die 
Revifion ($$ 644, 645), dagegen nicht die Beſchwerde ($ 585 Abf. 1). Jedoch it 
dieſe Regel nach beiden Seiten durchbrochen; es cefjirt der Sufpenfiveffelt der Be— 
rufung und der Revifion in den fällen der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des Urtheils 
(85 648 ff.); die Berfagung des Sufpenfiveffeltes der Beſchwerde gegenüber gemäß 
8 535 Abſ. 1 cit. in allen Fällen, wo aus der fojortigen Bollftredung der Gnt- 
ſcheidung ein unwiberbringlicher Nachtheil erwachfen würde. Ueberdies ift e8 dem 
diskretionären Ermefjen bes Richters überlaffen, auch in anderen Fällen die Aus 
feßung der Vollziehung der mit Beſchwerde anjechtbaren Entſcheidung anzuordnen 
($ 585, Abf. 2). Bon den uneigentlichen R. der CPO. (hier nur der Kürze wegen 
jo genannt) hat den Suspenſiveffekt Yediglich der Einfpruch ($ 645). 2) In jolche 
mit oder ohne Devolutiveffett, je nachdem dag R. die Sache an den höheren Ridgt: 
bringt oder blog nochmalige Prüfung und Entfcheidung bei einem Richter 55* 
Inſtanz bewirkt. Bon den gemeinrechtlichen NR. waren devolutiv die Appellatio 
und die einfache Beſchwerde; nicht devolutiv die Reviſion und die Reſtitution 
während die Nichtigkeitsbeſchwerde nach Wahl des Imploranten beim höheren ode 
niederen Richter durchgeführt werden konnte. Iſt hiernach ſchon für das Gemein 
Recht dieſe Eintheilung mit Recht als eine nicht durchgreifende bezeichnet —* 
(Renaud, Lehrb., $ 172 zu Note 4), jo mußte fie der RCPO. gegenüber für Di 
R. im techniſchen Sinne von vornherein wegfallen, da diefelben Wen begriffamäßig — 
die Beſchwerde wenigſtens, inſoweit fie wirklich R. iſt und nicht blos die Funktion 
einer Gegenvorftellung verfieht (8 534) — die Debolution an eine höhere Inftarı 
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ordern. Inwieweit aber die einzelnen R. die Sache an dem höheren Richter 
bringen, ob nur zur Entfcheidung über Aufrechthaltung oder Aufhebung des an⸗ 
geiochtenen Richterfpruches, oder auch zur Abgabe des an die Stelle des aufgehobenen zu 
frgenden neuen Ausjpruches, darüber vgl. die betr. Spezialartifel. . Die uneigentlichen 
A der RCPO. ermangeln de Devolutiveffeftes fämmtlich. 3) In ordentliche und 
außerordentliche R., meift (vgl. "über den verfchiedenen Sinn, der mit dieſer Ein- 
teilung verbunden wird, Renaud, Lehrb., 8172 zu R. 3; Bolgiano, Zeitfchr. 
“ir Deutſchen Civ. Prz, II. ©. 114) je nachdem ein R. binnen der für die R. 
:gelmäßig beftimmten Friſt gebraucht werden muß oder an diefelbe nicht gebunden 
it. Ordentliche R. waren nach Gemeinem Recht lediglich die Appellation (die 
yuerela nullitatis sanabilis ift in diefer feit dem IRA. 8 121 aufgegangen) und bie 
Kitten. Was aber unfer Reichsrecht angeht, fo ift es „ficherlich ein Verbienft der 
aeım RXCPO., die zweifelhaften Ausdrücke ordentliche und außerordentliche N. ver- 
mieden zu haben“ (Hinſchius, ©. 1). Die alte Terminologie darf auch weder 
af Grund des $ 19 noch bes $ 20 des EG. zur EPO. im neuen Recht wieder 
Wunden werben; beibe find nur für das Uebergangsſtadium aufgeftellt, und auch 
20 (an welchen ſich Bolgiano, nachdem er den $ 19 aufgegeben hat, noch an» 
Aommert) enthält Lediglich eine zur Vermittlung des Ueberganges aufgeftellte Ver— 
ardung der Nichtigkeits- und der Reftitutionsklage mit den aufßerorbentlichen R. 
di Gemeinen Prozefſes. 

‚IV. Bas ſchließlich das Verfahren anlangt, jo normiren für daſſelbe bei der 
Kihtigfeit- und Reſtitutionsklage, eben weil fie an fich nichts als gewöhnliche 
NMogen find, zunächft und im Ganzen die für die Erhebung und Durchführung von 
lagen überhaupt geltenden Borfchriften (vgl. RCPO. $ 548); weil fie aber doch 
gleich gegen ein richterliches Urtheil gerichtete Angriffsmittel find, jo ftehen fie 
alldings micht nur unter befonderen, den Bufammenhang mit dem Vorprozeß 
Sahrenden Kompetenzvorjchriften (KCPO. 8 547; vgl. mit Wetzzell, Syftem, $ 53 
8.98 ff. und 8 60 zu N. 41 ff.), fondern find den R. auch darin angenähert, 
aaß fie gleich diefen befonderen Vorfchriften über Statthajtigfeit, Form und Frift, 
ſewie der Offizialprüfung des Gerichts Hinfichtlich des Vorhandenſeins diefer Voraus⸗ 
''sungen unterliegen (vgl. weiter unten und einftweilen $$ 549, 552 der RCPO.). 
Cinfhtlich des Verfahrens beim Einſpruch ſ. diefen Art. Bezüglich der eigent- 
üchen A aber ift bie alte Weitläufigkeit eines getrennten Verfahrens beim judex 
3 quo and beim judex ad quem ber interpositio, Erwirkung der apostoli, Di« 
Aion dee Sache an den Oberrichter und Edition der Aften einerjeits, ber 
“ıppliestio pro processibus, Yuftifitation der Formalien, Reproduktion der Ladung, 
Abergabe der Akten, introductio und weiteres Verfahren andererjeits (vgl. Wehell, 
Sdüem. 98 55, 56, 57) aufgegeben. Das Verjahren Spielt fich von Anfang an 
sim Oberrichter ab, bei welchem die R. einfach durch Zuftellung eines Schriftfaes 
:ı den Imploraten eingelegt werden (88 479, 515 ber REPO.). Nur bezüglich , 
Veſchwerde gilt, im Hinblick auf ihre Funktion als egenvorftellung, Ab⸗ 
Teichendeg: 8% 582 der REPO. Die Beſchwerde zeichnet fich auch ſonſt gegenüber 
\ beiden anderen R. aus; fie ift, da fie gemöhnlich feine Suspenfivkraft Hat, auch 
“ist an die für die Einlegung der Berufung und Revifion vorgefchriebene einmonat= 
he Rothieift (88 477, 514; vgl. damit für die Wiederaufnahmellagen $ 549 der 
KERC.) gebunden — nur bie fofortige Beſchwerde muß nach 8 540 Binnen einer 
Kettirift vom zwei Wochen eingelegt werden —; fie unterliegt wegen ihrer „mehr 
!tergeorbneten, nebenjächlichen Bedeutung“ Hinfichtlich der Anfechtung ſelbſt und 
Sen Erledigung „thumlichft einfachen Formen“ (Mot.). Dagegen theilt fie mit den 
ren anderen #. (übrigens auch mit dem Einſpruch und den Wiederaufnahmeklagen 
3 %6, 552) die Rothwendigkeit einer richteramtlichen Vorprüfung der Zuläffigfeit 
%s X vor dem Eintritt in.die Prüfung feiner Begründetheit (88 497, 529, 537). 
205 vetahren über die Begründetheit felbft wird von den großen Prinzipien des 
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neuen Prozeſſes beherrfcht: von der Mündlichkeit, der Ginheitlichkeit ber Verhandlung. 
vom Anmwaltszwang, von der Berhandlungsmarime. Die Ausnahmen Binfichtlic 
der Beichwerbe ergeben fich aus 88 532 Abf. 2; 536. Die Verhandlungsmarime 
insbeſondere bringt, es mit fich, daß das Gericht — zwar nicht an die Begründung 
bes R. durch die Parteien, aber — an die von den Parteien gejtellten Anträge 
gebunden ift (88 487, 499, 522). Daraus ergiebt fich von jelbft, daß eine re- 
formatio in peius (ſ. dieſen Art.), falls das R. nicht beiberjeits ergriffen war, 
nicht ftattfinden Tann, e8 jei denn, daß der Implorat dem R. des Imploranten 
ſich angefchloffen hat, was ihm im Hinblid auf das Movenrecht des Imploranten 
und auf die Befugniß deffelben, feine Anträge während der mündlichen Verhandlung 
jederzeit zu ändern, durch 88 482, 518 im weiteften Umfang, insbeſondere ohne 
Rückſicht auf die Konnerität der gegenfeitigen Beſchwerden (Mot. zu $$ 461, 462 E. 
©. 516), geltattet iſt. Anders war e8 im Gemeinen Recht, welches eine reformatio 
in peius nicht nur im {all der appellatio reciproca oder der unſerer Anfchließung 
entjprechenden „accefjoriichen Adhäſion“ des Appellaten, jondern auch bei eimfeitiger 
Appellation von Amtswegen zuließ, weil vom Moment ber Introduftion an der 
Appellat das Recht habe, vom Richter die Berüdfichtigung des Intereſſes, welche 
er an ber Abänderung des angefochtenen Urtheils habe, ex officio zu verlangen: fog. 
Gemeinfchaftlichkeit der Appellation (Wepell, 5 56 zu N. 51 ff., zu R. 68 fi.; 
ſ. jedoch dagegen Renaud, Lehrb., $ 180 zu N. 31 ff). Weber Verzicht auf R. 
und Zurücknahme derjelben vgl. 88 (311), 475, 476, 529, (548) und die Spezial: 
artifel über bie einzelnen R. 
Lit.: Für das Gemeine — Wepell, re. 52 und bort bie ältere Lit. über die 
R. inögelammt. — — — ehrbud, $ 172. — Hür den ‚a Ik. RCiv.Prz.: Bad, 
Borträge, ©. 178 ff iano, Yealo für bie civ. Ir ©. .; Der 
un sitfer: us ru, — I. S. 110 ffi.; III. ff. — Hinigius, gie. 
Sau, di — Far bie fremben” dh: e orrafonen Die im 
IR Piz, 879. —X FW bei ben einzelnen R. cit temeyer. 


Rechtsmittel (im Strafprozek). Ebenſo wie im Civilprozeß eine end- 
gültige Entſcheidung nothwendig ift, die jeden weiteren Streit ausfchließt, erfordert 
auch der Strafprogeß ein definitive Urtheil über die Schuld oder Unſchuld einer 
Angeklagten. Hier wie dort muß zunächft angenommen werden, daß der ergangene 
Richterſpruch ein gerechter fei. Jedoch darf die Möglichkeit eines Irrthums in that 
ſächlicher oder rechtlicher Beziehung nicht in Abrede geftellt werben. Zur Verbefferung 
eines folchen dienen die R., d. 5. diejenigen prozeffualen Maßnahmen, welche bie 
Parteien ergreifen Können, um bie Abänderung einer richterlichen Entfcheidung dur 
eine andere, ſowol während bes Laufes als nach Beendigung eines Progefies herbei: 
auführen. In diefem weiteften Sinne ift aber der Ausdruck R. nicht immer zu ver 
ftehen, vielmehr ift in den verſchiedenen Gefeßgebungen verfchieden beftimmt, welche 
bon dieſen Rechtsbehelfen technijch ala R. bezeichnet werden follen. Abgejehen von 
diefen Berjchiedenheiten unterſcheidet man: 1) R. gegen Endurtheile von ſolchen gegen 
richterliche Verfügungen und Beichlüffe, die dem Urtheile vorausgehen; 2) juspenfive 
von nichtfuspenfiven, je nachdem die Wirkung der angegriffenen Entſcheidung durd; 
das R. aufgehalten wird oder nicht; 8) devolutive von nichtbevolutiven, je nachdem 
über das ergriffene R. in einer höheren Inſtanz verhandelt wird oder nicht: 
4) ordentliche von auferordentlichen, welche letzteren ſich gegen ein formell vedhte- 
kräftiges Urtheil richten. Bei den R. gegen ein Enburtheil kommt es ferner daraui 
an, ob das letztere a) wegen eine faltifchen ober rechtlichen Irrthums abgeändert 
ober b) aufgehoben werben foll, weil Berjtöße gegen formellrechtiiche Vorſchrüten 
bag Urtheil nichtig erſcheinen laſſen. 

Im Germanifchen Prozeß gab es eigentliche R. nicht, nur ein Anſatz da zu 
war in bem fogen. „Urtheilichelten“ gegeben. Dafjelbe (vgl. Grimm, Deutſche 
RechtzaltertHümer, ©. 865 ff.; Plarid, Das Deutjche Gerichtäverfahren im Mittel⸗ 
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alter, I. ©. 268 ff.) beftand in der Behauptung, daß der Nichter, welcher das an= 
gegriffene Urtheil fand, pflichtwidrig gehandelt Habe, verbunden mit dem Borfchlage 
anes befleren Urtheils. Das Urtheil fchelten konnten nicht nur die Parteien, jondern 
au jeder Umftehende, jogar ein Mitglied des Gerichtes jelbft, fobald nur ein 
Schöffe feine Meinung geäußert hatte. Das weitere Verfahren beichränfte ſich als— 
dann urfpränglich auf den Streit zwifchen dem Schelter und dem Gejcholtenen. Daß 
die Entſcheidung durch einen höheren Richter erfolgen mußte und fich auf den ur- 
iprünglichen Parleienftreit bezog, ift erft ein Ergebniß ber fpäteren Entwickelung. — 
Ton einem wirklichen R.iyfteme fonnte erft nach Neception der fremden Nechte die 
*ede ſein. Hier war vor Allem das Römijche Recht maßgebend, dem urjprünglich 
tbenialls R. Fremd waren. Die provocatio ad populum, die al& folches ericheinen 
tönnte, hatte einen durchaus politifchen Charakter, fie jollte nicht eine gerechtere Ent- 
’cheidung herbeiführen, jondern die Gewalt gewifler Beamten befchränten. Auch in 
der Kaiſerzeit war die Berufung an das Staatsoberhaupt anfänglich wol nur den 
Nagiftraten gegenüber zuläffig, die auf Grund einer Taiferlichen Delegation Recht 
fmaden (vgl. Mommſen, Römiſches Staatsrecht, II. S. 927 ff.). Mit der 
immer weiteren Ausdehnung diefer Delegation wurde die appellatio ein wejentlicher 
Veftandtheil des Strafverfahtens, das ſich in diefer Beziehung formell nur 'wenig 
vom Civilprozeß unterjchied (vgl. Geib, Geſchichte des Römiſchen Kriminalprozefieg, 
2. 675 ff.). Uebrigens konnte das Urtheil auch ohne Appellation aus manchen 
Srinden ala nichtig aufgehoben werden, vgl. titt. D. quae sententiae sine appel- 
Itione rescindantur (49, 8), C. quando provocare necesse non est (7, 44). Das 
Sunonifche Recht entwidelte die römifchrechtlichen Grundjäße weiter, und fo war es 
dern bezüglich des Akkuſationsprozeſſes zweifellos, daß ſowol Kläger wie Bellagter 
ãch der Appellation bedienen Tonnten. Bezüglich des Inquiſitionsprozeſſes war das 
zmeiielhaft umd jedenfalls die Appellation an das Reichelammergericht verboten. Dies 
par ein Zugeftändniß an die Territorialgewalt, ohne daß die betreffenden Reichs⸗ 
göege (J. B. Abichied des Reichstages zu Augsburg 1680 8 95; Sammer« 
gerichtzerdnung von 1555 Th. II. Tit. 28 8 5) über die Zuläffigkeit von R. inner- 
halb der Territorien jelbft etwas hätten feftjegen wollen. Man nahm jedoch das 
Segentheil an, und diefe Anficht, der auch Carpzow beitrat, behielt in den Landes⸗ 
geiehgebumgen das Uebergewicht. Da jedoch thatjächlich R. nicht zu entbehren waren, 
Arte men ebenfalls auf Grund der Autorität Garpzomw’s ein Remedium ul- 
terioris defensionis ein. Auch der Rekurs an den Landesherrn wurde ſtellenweiſe 
yugelaflen, jedoch konnte derfelbe nur auf dem Wege der Gnade nachgefucht werden. 
Almählich jedoch kam auch die Appellation wieder in Aufnahme, fo daß zulekt, ab- 
sieben don der zuläffigen Beſchwerde gegen vorläufige Seftfegungen und der In 
integrum restitutio contra rem iudicatam (Wiederaufnahme des DVerfahrens) als 
J. des Gemeinen Strafprogeffes erfcheinen: 1) die Appellation, 2) die weitere Ber- 
tbeidigung, 3) die Nullitätsquerel. Die Appellation (Provofation, Berufung) ſowie 
tie weitere Bertheidigung (Läuterung, Supplifation, Revifion) waren auch gegen 
gwiſchenurtheile zuläffig und bezwedten eine Abänderung der erften Gentenz, welche 
"e als iniqua bezeichnen, eventuell auf Grund neuer Thatfachen, jo daf eine Nach- 
infindtion nöthig werben konnte. Sie unterſchieden fich dadurch, daß die Appellation 
fets Devolutio- und Sußpenfiv-Effeft hatte, dafür aber an beftimmte Formen und 
“titten gebunden war, während die Supplitation eine Debolution niemals und eine 
Suäpenfion nur dann herbeiführte, wenn fie innerhalb des Decendium (ber zehn- 
tägigen Appellationgfrift) eingelegt war. Sie konnte fo lange wiederholt werben, 
fis tres conformes sententise ergangen waren. - Die Nullitätsquerel (Nichtigkeits- 
beihierbe) fügte fih auf die Behauptung, daß das erfte Urtheil formell ungültig 
fa: Sie hatte fteis Devolutiv- und Sußpenfiv-Effett und führte nie Abänderung, 
Tondern Aufhebung ober Beftätigung des früheren uͤrtheils herbei. Außerdem Tommt 
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noch eine Revifion ex officio der Obergerichte vor, welche aus dem Oberauffichts 
echte des Staates abgeleitet wurde. 

Im Englifchen Recht dienen ala R.: 1) writ of certiorari, durch welches 
die Entfcheidung entiveder der ganzen Sache oder einer einzelnen Rechtsfrage dor dem 
böchften Gericht&hofe Queen’s bench ermöglicht wird; 2) motion in arrest of judge- 
ment, durch welchen Antrag in Fällen einer mangelhaften Prozedur bie richterliht 
Entſcheidung nad) ergangenem Spruch der Geſchworenen aufgehalten werben kann. 
Wird der Antrag angenommen, fo muß in einer neuen Verhandlung auch ein neue 
Geſchworenenverdikt erfolgen; 3) writ of error (Nichtigkeitsbeſchwerde), welches eine 
Aufhebung, mit der meift Freiſprechung verbunden ift, und neuerdings auch eine Ab- 
änderung bes früheren Urtheils herbeiführen Tann; 4) motion for a new trial. 
Diefer Antrag auf Anberaumung eine® neuen Termines Tann zwar bei jeber Rechte 
verlegung, aber nur in Vergehens⸗ nicht auch Berbrechensfällen geftellt werden und 
unterliegt auch fonft manchen Einfchränfungen. Außerdem kann neuerdings die Ent 
ſcheidung einer freitigen Rechtsfrage außgejegt werden, der Art, daß das gleichwol 
in der Hauptfache gefällte Urtheil bezüglich feiner Rechtsbeſtändigkeit von ber Ent- 
ſcheidung über die in suspenso gelaffene Rechtsfrage abhängt. Näheres bei Glaier, 
Anklage, Wahrfpruch und R. ıc., ©. 424 ff. 

Das Franzöſiſche Recht fteht auch in diefer Materie dem Inquifitione 
prozefje weit näher als das Englifche. Es ericheinen ala R.: 1) Opposition, d. h. 
Einfpruch gegen eine richterliche Verfügung einfchliehlich des Urtheile, welche ohne 
Anhörung des von der fraglichen Maßregel Betroffenen ergangen war. Derfelbe hat 
feinen Devolutiv-Effet. 2) Appel, Berufung, welche dazu dient, eine Abänderung 
unrichtiger Verfügungen oder Entſcheidungen durch den höheren Nichter herbei: 
zuführen. Sie kann von allen Betheiligten, jedoch nicht gegen Urtheile ber tri- 
bunaux de simple police, welche eine Geldftrafe von höchftens 5 Francs verhängen, 
und niemal® gegen Urtheile der Gefchtworenengerichte, innerhalb einer beftimmten 
Friſt ergriffen werden und hat Devolutiv- und Suspenfiv-Effelt. Das Appellatione- 
gericht (Chambres correctionelles für die Polizeigericäte — Cours d’appel für die 





Chambres correctionelles) entfcheidet nach vorgängiger mündlicher Verhandlung, in | 


welcher beliebig nova vorgebracht werden Tönnen. 3) Demande en cassation 
(Nichtigkeitsbeſchwerde), die allen Progekbetheiligten jedoch nur dann zufteht, wenn 


Berufung entweder nicht möglich oder fchon verbraucht ift. Weber fie emticheidet | 


außfchließlich der höchſte Gerichtshof (cour de cassation). 4) Demande en revision. 


der nur in Sehr beſchränktem Maße zuläffige Antrag auf Wiederaufnahme des Ber: 
fahrens nach rechtöfräjtigem Urtheil. — Außerdem Tann der Generalprofuratoer 
dafur Sorge tragen, daß Urtheile, welche gegen das Geſetz verjtoßen und nicht an- 


gefochten worben find, durch den Kafſationshof für nichtig erklärt werden, sans pre | 


judice du droit des parties int6ressdes. 


Die neuen Deutſchen Strafprozeßgeſetze (feit 1848) Haben ſich meift an das 


Tranzöfifche Recht angelehnt. Als hauptſächlichſte R. Tommen Berufung und 


Nichtigkeitsbefchwerde in Betracht; über Näheres vgl. Zahariä, TI. ©. 616. 


Die Defterreihifche StrafpO. gewährt als R.: 1) Beſchwerde gegen 
richterliche Verfügungen, welche in ber Regel Devolutiv- aber keinen Sußpenfiv- 
effeft Hat (vgl. 3. B. 88 45, 49, 68, 64, 118, 114, 197, 352, 357, 8392, 
395, 480, 481, 489, 491, 494). 2) Einfpruch gegen die Verfegung in den An- 
Hageftand (88 208 ff. vgl. $ 421), für Zeugen und Sachverftändige gegen eine 
Verurtheilung wegen Außbleibens ($ 248), gegen ein Kontumazialerenntniß (8 427, 
vgl. $ 478), gegen ein Strafmandat ($ 462), gegen eine richterliche Entſcheidung 
im fogen. objektiven Strafverfahren in Preßfachen ($ 498). 8) Berufung, welde 
ber Regel nach nur gegen den Ausſpruch über die Strafe ($ 288) und in ſchwur⸗ 
gerichtlichen Verhandlungen auch wegen der Entſcheidung über privatvechtliche Aus: 
ſprüche ($ 345) ergriffen werden kann. Nur für die Urtheile der Bezirksgerichte 
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vertritt fie zugleich die Nichtigkeitsbeſchwerde ($$ 468 ff.). 4) Nichtigkeitsbeſchwerde, 
welche bezüglich aller Endurtheile auf Grund beftimmter Nichtigkeitsgründe ($$ 281, 
344) zuläffig ift und an den Kaſſationshof gerichtet werden muß. 5) Wieder« 
auinahme des Verjahrens (89 852 ff.). 6) Wiebereinfegung gegen den Ablauf von 
driften ($ 864). 

Die Entwürfe einer Stra PO. für das Deutfche Reich Hatten als N. nur 
Beſchwerde und Revifion aufgenommen, da fie von der Anficht ausgingen, daß 
in einem wirklich auf Mündlichkeit beruhenden Berjahren ein Platz für die Be— 
fung micht mehr übrig fei. Die Reichsjuftiztommiffion nahm diefelbe jedoch für. 
die Urtheile der Schöffengerichte wieder auf, fo daß jetzt ala R. im Sinne der 
SteafBO. Beichwerde, Berufung und Revifion anzufehen find. Diefelben ftellen 
Rechtöbehelfe gegen noch nicht rechtskräftig gewordene richterliche Verfügungen dar, 
durch deren Anwendung ein höheres Gericht mit der Entſcheidung betraut wird. 
Suäpenfineffeft dagegen ift fein charafteriftiiches Merkmal der R., da derjelbe nur 
der Berufung und Reviſion beigelegt ift, für die Beſchwerde dagegen fein Eintritt 
vom richterlichen Ermeſſen abhängt. Die Beſchwerde richtet fich gegen Beſchlüſſe 
und Verfügungen, Berufung und Rebifion gegen Endurtheile. Die Revifion ift 
Hatthaft, 1) wenn wegen ber Verlegung wichtiger Prozeßnormen ein gültiges Urtheil 
uberfaupt nicht vorliegt, 2) wenn der Richter aus den von ihm jeftgeftellten That- 
jachen rechtsirrthümliche Folgerungen abgeleitet hat. Auf eine Prüfung des that- 
ühlihen Materiales darf fi) der Nevifionsrichter in feinem Falle einlafjen. Die 
Zeurfung dagegen dient recht eigentlich dazu, das ungenügende Material des eriten 
Richters zu ergänzen, wobei e8 nicht darauf ankommt, ob der gerügte Mängel bei 
Beurtheilung der Thatfrage dem Richter zur Laft fällt, von den Parteien verſchuldet 
wurde oder ein unvermeidlicher war. Nova können in ber Berufungsinftan; vor= 
gebracht werden, auch wenn fie fchon zur Zeit der erften Verhandlung bekannt 
waren. — Diefer Unterfchied zwiſchen Berufung und Revifion ift freilich zum Theil 
dadurch verwiſcht, daß die Berufung, wo fie zuläffig ift, die Revifion ausſchließt, 
deren Funktionen aljo mit übernehmen muß, jo daß der Berufunggrichter die An- 
gifte jowol auf die formelle Nechtöbeftändigfeit des Verfahrens in erfter Inſtanz, 
wie auf die dort getroffenen Entfcheidungen über That- und Rechtsfragen zu 
vrüten bat. (Im Einzelnen vgl. die betreffenden Artikel.) — Keine R. im technifchen 
Sime find die Übrigen in der StrafPO. zugelafienen Rechtsbehelfe, als: Gejuch um 
Wiederinſetzung in den vorigen Stand, Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens, 
aut gerichtliche Entſcheidung gegenüber einer polizeilichen Strafverfügung, Ein- 
fpruch gegen den amtörichterlichen Strafbejehl u. f. w. (vgl. die betr. Artikel). 
Anh der Einwand fan als R. nicht betrachtet werden. Das verfteht ſich be— 
üglih des Ginwandes der Unzuftändigleit (88 16, 18; vgl. den Art. Gerichts- 
and, S. 108) und der Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens 
'$ 199) von felbft, da’diejelben nicht Rechtsbehelſe gegen richterliche Verfügungen, 
Iondern Einreden gegen die Zuläffigleit des ganzen Verfahrens barftellen, über welche 
me richterliche Entfcheibung erft noch zu erfolgen Hat. Der Einwand gegen bie 
Köfnung der Borunterfuchung ($ 179) fteht materiell der Beſchwerde infojern gleich, 
ele er fh gegen eine Verfügung der Straffammer richtet, nur kommen bie für jene 
dergefchriebenen Formen und Friſten nicht zur Anwendung und außerdem fehlt ihm 
der Devolntiveffelt. Der ferner noch zuläffige Einwand gegen die Ablehnung eines 
Antrages auf Auficub der Strafvollftrefung ($ 490) wendet fich gegen eine Ver- 
ügng nicht des Kichters, fondern der Staatsanwaltſchaft und kann ſchon deshalb 
ds ®, nicht bezeichnet werden. Das ift infofern auch praktiich von Bedeutung, als 
de allgemeinen Beftimmungen, welche im exften Abſchnitt des dritten Buches der 
StuBO. für die R. gegeben find, nicht auch für die übrigen Rechtöbehelfe gelten. 
Kar Är die Wiederaufnahme des Verfahrens hat $ 405 außbrüdlich eine Ausnahme 
gemacht (vgl. auch 8 401 U. 2). Daß eine folche auch für die Wiedereinſetzung 
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in ben vorigen Stand, wenigftens bezüglich ber Berechtigung, ein berartiges Geſuch 
zu Gunften des Beichuldigten anbringen zu können, gemacht werben müfle, nimmt 
Löwe, ©. 236 N. 3b, an. Doh wird man gegenüber den von ihm geltend 
gemachten Gründen ber Billigfeit und angeblichen Yolgerichtigfeit daran feithalten 
möüffen, daß nach dem Wortlaut des 8 44 der betreffende Antrag nur von bem 
geftellt werben Kann, der die Frift ſelbſt verfäumt bat. 

Die den R. gemeinfamen Beltimmungen (83 338 —345) betreffen: I. bie 
Legitimation zur Einlegung; UI. die Formen, in welchen ein nicht auf freiem Fuß 
befindlicher Beichuldigter die auf R. bezüglichen Erklärungen abgeben kann; III. die 
Zurädnahme eine® R. und den Verzicht auf ein ſolches; IV. die Wirkung ber von 
der Staatsanwaltfchaft eingelegten R. 

I. Die Einlegung von R. fteht zu: A. Allen Prozeßbetheiligten, alſo 1) dem 
Beichuldigten. Derſelbe kann auch durch Andere vertreten werden, —— a) in 
feinem Namen Handeln. Dahin gehören: der Vertheidiger ($ 340), d h. ber 
jenige, welcher in dem boraußgehenden Verjahren ala folcher fungirt Hat, ai auch, 
wer erſt in der R.inſtanz als Vertheidiger auftreten will, wie das v. Kries, 
©. 21, anzunehmen jcheint. Ein ſolcher nachträglicher Vertheidiger bedarf einer 
Segitimation von Seiten des Angellagten, um R. wirkſam für ihn einlegen zu 
Tönnen; vgl. Erkenntniß des Reichsgerichts vom 16. Januar 1880 (Entjcheidungen, 
I ©. 71) und 14. Februar 1880 (Rechtfprechung, I. ©. 356). Berner: die An: 
gehörigen eined abweſenden Angeflagten; welche Perfonen darunter zu verftehen 
find, ift ungewiß, in der StrafPO. wird der Ausdruck nicht als term. techn. be 
hanbelt (vgl. 88 22, 51, 54, 149, 401; jener 982, 106, 328, 486, auch 483). 
Es wird der Richter alfo im einzelnen Falle zu entjcheiden Haben, ob die betreffende 
Perfon ein Angehöriger des Angellagten ift, ohne daß ihm dabei $ 52 Abf. 2 des 
StrafEB. unbedingt bände, wie v. Schwarze (Kommentar ©. 485 NR. 2) am 
zunehmen fceint; vgl. v. Krieg, ©. 23. Die vermuthete Vollmacht diefer Perſonen 
hält natürlich gegenüber einer ausdrücklich desavouirenden Erklärung des Be 
ſchuldigten nicht Stich. b) Kraft eigenen Rechtes können bei Einlegung von R. für 
ben Beſchuldigten vorgehen, alfo auch gegen feinen Willen handeln: ſein geſetzlicher 
Dertreter jowie der Ehemann einer bejchulbigten Frau ($ 340). Wer als geie- 





Kicher Vertreter anzufehen ift, ann nur auf Grund der geltenden civilcechtlichen Be | 


ftimmungen entjchieden werben. 2) Die ftrafverfolgenden Parteien, d. 5. die Staats 


anwaltichaft, eventuell auch die Verwaltungsbehörde (SS 464—469), der Privat- | 


($ 480, vgl. $ 438) und der Nebenkläger ($ 441, vgl. $ 448). B. Andere Per 


fonen, welche durch die betreffende gerichtliche Entſcheidung beichwert werden. Die 
. Ergreifung von R. gegen Gndurtheile ift in der StrafPD. ($ 479) nur bei dem 
fog. objektiven Strafverfahren für Diejenigen geftattet, welche einen rechtlichen An 
ſpruch auf den Gegenftand des Verfahrens haben, wol auch dann, wenn fie in erfter 


Inſtanz nicht auftreten (anderer Meinung: Voitus, 466; v. Schwarze, Kom | 


mentar, &. 600). Bezüglich der Möglichkeit einer analogen Ausdehnung dieſer Be- 


ftimmung vgl. v. Krieg, ©. 25 fi. Das R. der Beſchwerde Tann ſtets von Allen | 
gebraucht werben, welche durch eine Verfügung ober einen Bejchluß betroffen werben | 
(vgl. $ 346 Ab. 2). Die Stantsanwaltfchaft und der Beihulbigte find bezüglich 


des Gebrauches der R. prinzipiell gleichgeftellt. Auch die Friſten zur Einlegung 
find von gleicher Dauer. Daß fie einen verichiedenen Anfangstermin haben Tönnen, 
3. B. wenn der Angeflagte bei der Berfündigung des Urtheils nicht anweſend war 
(8 855 Abf. 2, $ 381 Abf. 2), hängt damit zufammen, daß der Angeklagte erit 
fpäter authentifche Kenntniß von dem ergangenen Urtheile erhielt. Andere fcheinbare 
Verſchiedenheiten erklären ſich wol daraus, daß nur der ein R. anwenden fan, 
welcher fi} durch eine Entſcheidung beichwert fühlt. Das ift auf Seiten des An- 
gellagten nicht .der Fall, wenn er für unfchuldig erklärt toird; bezieht Dagegen bie 
Freiſprechung fich nur auf die Strafe, jo wird er ein R. ergreifen tönnen. Gleicher 
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Anſicht: Löwe, ©. 601 N. 2b; dv. Kries, S. 49; anderer Meinung: v. Schwarze 
(in v. Holtzendorff's Handbuch, IT. S. 251), weil das rechtliche Intereſſe des 
Angeklagten fich auf Nichtverhängung einer Strafe beſchränke. Das ift einmal nicht 
ganz richtig, z. B. wenn bezüglich eines jugendlichen Berbrechers die erziehende Maß⸗ 
tegel der Unterbringung in eine Beflerungsanftalt angeorbnet wird, dann aber läßt 
diefe Anficht doch zu ſehr die Nüdficht auf das fittliche Empfinden außer Acht, 
deren der Staat ſich in feinem eigenften Intereſſe nicht entfchlagen darf. Außerdem 
Ioricht jedenfalls die Beitimmung des $ 266 Abſ. 4 dafür, daß das Geſetz ben 
Unterſchied zwiſchen „nicht ſchuldig“ und „nicht ſtrafbar“ keineswegs für irrelevant 
hält. — Daß im Falle des 8 209 Abf. 2 dem Beichuldigten ein R. verjagt ift, 
welches dem Staatsanwalt zufteht, ift nur eine jcheinbare Beeinträchtigung, denn 
der Beichluß, durch welchen das Verfahren eingeftellt wird, fteht in feiner direkten 
Wirlumg dem freifprechenden GEndurtheile gleich. Bezüglich der Zuläffigleit der 
Wiederaufnahme des Verfahrens ift allerdings ein Unterfchied vorhanden (vgl. $ 210 
mit $ 402), welcher ein Endurtheil erwünjchter fcheinen läßt, doch Hat der Be— 
iQuldigte einen rechtlichen Anfpruch nur darauf, daß über feine Schuld ober Un- 
iuld eine gerichtliche Entſcheidung erfolge, nicht aber darauf, daB dies durch ein 
Gndurtheil geſchehe. Ebenjowenig wird der Angeflagte durch den Beſchluß beſchwert, 
welcher über die fachliche Zuftändigfeit nach Maßgabe des $ 270 enticheidet, da er 
das Urtheil des für zuftändig erklärten Gerichtes eventuell auf Grund des $ 377 
R. 4 anfechten kann. — Die Staatsanwaltfchaft ift keineswegs eine reine Prozeß: 
dartei, jondern eine Vertreterin des ftaatlichen Intereſſes, das durch die Verurtbeilung 
nicht des Angeklagten, jondern des Schulbigen gewahrt, durch ein ungerechtes Urtheil 
aber ſtets verlegt wird. Einer folchen Verlegung gegenüber hat der Staatsanwalt 
die Pflicht, fich der zuläffigen R. zu bedienen, und es ift nur eine nothwendige 
Aonfequenz, wenn $ 338, Abſ. 2 ber Staatsanwaltſchaft bie Befugniß einräumt, die 
*. auch zu Gunften des Beichuldigten anzuwenden. Damit ift nicht ein dißpofitives 
Recht eingeräumt, ſondern eine Pflicht auferlegt, die in allen Füllen ausgelibt werben 
m, wo die gegen den Beſchuldigten ausgeſallene Entſcheidung ungerecht ericheint, 
ohne daß auf die im Laufe bes Berfahrend von der Staatdanwaltichajt geftellten 
Artrige oder den Willen des Beichuldigten ankäme. Ob im einzelnen Yalle das 
R. yı Gunften oder Ungunften des Beichuldigten ergriffen fei, wird das Gericht zu 
entiheiden haben. Vgl. über diefe Frage Löwe, ©. 602 N. 8. — Diele Pflicht 
geht auf bie anderen ftrafverfolgenden Parteien nicht über. Daran ändert auch 
5 480 nichts. Derfelbe räumt allerdings dem Privatkläger (vgl. SS 437, 465 ff.) 
diejenigen R. ein, welche in dem Berjahren auf erhobene öffentliche Klage der 
Staataanwaltſchaft zuftehen, jagt aber nicht, daß er fich ihrer auch in berjelben 
Beie bedienen Lönne. Wenn die R. des Privatklägers ſchon an fich dieſelbe Be- 
deutung hätten wie die der Staatsanwaltichaft, jo wäre es jebenjalla überflüffig 
geweien, die Anwendbarkeit des 8 848 noch beſonders hervorzuheben. Die Bes 
aldungen der Reichsjuſtizkommiſſion (Protol. ©. 664; Hahn, 1097) geben 
gar keinen Aufichluß. Der Antrag v. Schwarze’8, dieje Befugniß für den Privat» 
Näger ausdrücklich auazufchließen, wurbe abgelehnt, ohne daß fich erfennen ließe, ob 
man ihn für unvichtig oder für überflüffig hielt. (Gleicher Anfiht: Dalde, ©. 261; 
Thilo, S. 483 R. 1; Bomhard und Koller, ©. 314; v. Krieg, ©. 47; 
anderer Meinung: Löwe, ©. 705 R. 2, v. Schwarze, Komment., ©. 571, 
dgl dagegen die Ausführung in dv. Holtzendorff's Handb., II. 250; Keller, 
ER 2; Doom, ©. 95; Puchelt, ©. 725 N. 2.) — Natürlich macht 
% berüglich der Staatsanwaltſchafi einen Unterſchied, ob fie für oder gegen den Be— 
tzuldigten Handelt. Während fie im letzteren falle, 3. B. durch Verlegung von 
Kehtenormen, welche Lediglich zu Gunften des Angeflagten gegeben find, nicht ber 
Int erſcheint (vgl. $ 878), kann fie im erften bie Revifion auch auf diefen Grund 
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fügen. Gine wirkliche Beichränkung ihrer Thätigfeit zu Gunften des Freigefprochenen 
enthält dagegen $ 879. 

UI. Eine beitimmte Form für die Einlegung der R. ift nicht vorgefchrieben, fie 
kann fchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers bei dem zuftändigen Gerichte 
geichehen, und nur darauf kommt es an, daß die nothwendigen Erklärungen inner- 
halb ber gefeglichen Friſt an das Gericht gelangen, gegen befien Entjcheibung das 


R. ergriffen werden fol. Ein Irrthum in der Bezeichnung defjelben ift unſchädlich 


($ 342), ein Zweifel im einzelnen alle auch kaum möglich, da eine Wahl zwilchen 
verſchiedenen R. niemals gegeben ift, fobald nur bie Erflärung deutlich erkennen 
läßt, daß ein R. ergriffen werden follte. Dazu genügt allerdings nicht die Bitte 
um Grtheilung einer Abjchrift des Erkenntniſſes (vgl. Erkenntniß des Reichögerihts 
dom 2. Dezember 1879, Rechtipr. I. S. 110), wol aber eine Erklärung, foiort nach 
Verkündung der Entfcheidung, die eventuell in der Sitzung felbft zu Protolol 
genommen werben muß. (Anderer Meinung: Löwe, ©. 617 0.5; v. Kries, 


©. 62.) Ob die Einlegung durch ein Telegramm gefchehen könne, ift aweifelhait; | 


das Reichögericht verneint e8, vgl. 3. B. Erf. v. 3. Febr. 1880 (Entſch. I. S. 2621. 
auch Zimmermann im Gerichtsfaal Bd. XXXII. ©. 263 ff. — Für den nict 
auf freiem Fuß befindlichen Beſchuldigten ift die Ginlegung noch dadurch erleichtert 


($ 341), daß 1) er bie betreffenden Erklärungen zu Protofoll des Gerichtsſchreibers 


desjenigen Gerichtes geben Tann, in deſſen Gefängniß er fich befindet und falls das 
Gefängniß fein gerichtliches ift, desjenigen Amtögerichtes, in beflen Bezirke das 
Gefängniß Liegt; 2) die Friſt ſchon gewahrt ift, wenn innerhalb berjelben das 


Protokoll aufgenommen wurde, wenn auch die Weberreihung an das auftändige | 


Gericht erſt jpäter erfolgt. Schriftliche Erklärungen eines Verhafteten unterliegen 
dagegen den allgemeinen Regeln. 

II. Auf die Einlegung eines R. kann verzichtet werben, entweder ſtillſchweigend 
durch Verfäumung der Friſt oder ausdrücklich durch eine Erklärung, welche zwar 
feiner beitimmten Formen bedarf, aber in authentifcher und nicht mißzuperftehender 
Weiſe zur Kenntniß des Gerichtes gebracht werden muß. Es genügt 3. B. die 
mündliche Erffärung unmittelbar nach Verfündigung des Urtheils, daß man fich bei 
demjelben berubige (vgl. Erkenntniß des Reichsgerichts vom 1. Juni 1880, Entic. 
II. ©. 78), welche alsdann durch das Sitzungsprotokoll zu befunden iſt. Zurüd- 
genommen fann derſelbe nicht werden, e& jei denn, baß er vorzeitig, 3. B. vor Er⸗ 
Öffnung der Urtheilsgründe ausgeſprochen war, ober bie Erklärung, daß man ein 
R. einlegen wolle, früher an das Gericht gelangt als die vorher, 3. B. zu Protokoll 
eines Gefängnißbeamten, ausgefprochene Verzichtleiftung (vgl. Erkenntniß des Reihe 
gericht vom 81. Jannar 1880, Entſch. I. ©. 92). — Dem Verzichte gleich fteht 
im Allgemeinen die Zurüdnahme eines fchon eingelegten R. (3 344). Jedoch Tann: 
a) ein von der Staatsanwaltichaft zu Gunften des Beichuldigten eingelegtes R. ohne 
deffen Zuftimmung nicht zurückgenommen werben ($ 344); b) wenn die Entjcheibung 
über das R. auf Grund mündlicher Verhandlung ftattzufinden hat, die Zurücknahme 
nad) Beginn der Hauptverhandlung nur mit Zuftimmung des Gegners erfolgen 
(8 345). Der Grund für biefe erft von der Reichajuftiztommilfion aufgenommenen 
Beltimmung war die Erwägung, „daß es ber Staatsanmwaltfchaft nicht zuftehen bürie, 
das Gericht an der Erlafjung einer dem Befchuldigten günftigen Entſcheidung zu 
hindern“ (vgl. Löwe, ©. 607 N. 2, der mit Recht darauf aufmerkſam macht, dab 
diefeg Argument jedenfall® unzureichend fei, da es bei den vom Befchuldigten 
gebrauchten R. keine Bedeutung Habe; vgl. auch dv. Kries, ©. 114 N. 49). — 
Die Borfchrift des $ 344 Abſ. 1 findet auf die R., welche ber gejehliche Vertreter 
ober der Ehemann für den Beichuldigten eingelegt haben, feine Anwendung, vielmehr 
können diefelben auch ohne Zuftimmung bes Letzteren zurüdgenommen werben. 
Anderer Meinung: Löwe, ©. 606 N. 8 (vgl. auch die dort pro und contra Gitirten), 
weil ber Beichuldigte vielleicht gerade in Rückſicht auf die von anberer Seite 
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geichehene Ginlegung feinerfeit? das R. nicht angewendet habe. Diefe zwar un- 
zweifelhaft berechtigte Erwägung dürſte dem Schweigen des Gejehes gegenüber doch 
nicht durchichlagend fein, umfoweniger, als die in $ 340 erwähnten Perfonen in dem 
Gebrauch der R. volllommen felbjtändig find. — Gegen feinen Willen kann das 
von dem Beichuldigten eingelegte R. von einem Andern natürlich niemals zurüd- 
genommen werben. Der Bertheidiger bedarf dazu einer ausdrücklichen Vollmacht 
15 344 Abl. 2). 

IV. So weit die angewenbeten R. Suspenfiveffekt haben, erſtreckt ſich derſelbe 
nur auf die Theile der Entjcheidung (des Urtheilstenors), gegen welche fich ber 
Angriff richtete. Eine allgemeine Nachprüfung durch das Gericht der Höheren Inftanz 
Findet nicht ſtatt, daffelbe bleibt vielmehr bezüglich der Ausdehnung feiner Thätig- 
fat an die Parteienanträge, wenn auch nicht an deren Begründung, gebunden. 
Ein Unterfchied zwiſchen Revifion und Berufung befteht in biejer Beziehung darin, 
daß bei erfterer beftimmte Anträge unerläßlich find ($ 348), bei letzterer eine ſolche 
Spezialifirung nicht erfordert, vielmehr angenommen wird, daß eine auf beſtimmte 
Pınkte nicht beichränfte und nicht näher begründete Berufung den ganzen Inhalt 
des Urtheils anfechte ($ 359). Das ift im heutigen StrafPrz. um jo eher zuläffig, 
als das Intereſſe des Staates durch die Staatsanwaltichaft wahrgenommen wird. 
An diefeem Berhältniß will auch $ 348 nichts ändern, derjelbe macht vielmehr nur 
zu Gunften des Beichuldigten eine Ausnahme von dem Sab, daß ein eingelegtes 
* nur eine Abänderung zu Gunften des Einlegenden herbeiführen Tann (vgl. den 
An. Reformatio in peius). Daß jedes von ber Staatsanwaltfchaft eingelegte 
R. die Wirkung hat, daß die angefochtene Entjcheidung auch zu Gunften des Be— 
iSuldigten abgeändert oder aufgehoben werden Tann, heißt nur die Sache ift in 
weiter Inſtanz geradeſo zu behandeln, ala wenn fich der Beichuldigte dem R. ber 
Staatsanwaltſchaft angeichloffen Hätte. Gine folche im früheren Recht zuläffige An⸗ 
ichlußerklärung kennt übrigen® die Straf PO. nicht, doch wäre die Abgabe einer folchen 
innerhalb der gefeßlichen Frift wol als felbftändige Ergreifung des R. zu behandeln. 
(2gl. Ext. des Reichögerichtes vom 10. Februar 1880, Entſch. I. ©. 196.) 

kit: Walther, Die R. im Strafverfabeen x x, 2. Abth, Münden 1858 und 1855; 
dert val auch die Angaben der älteren Sit. —- Mittermaier, Die Gefegebung u. Rechtö- 


über Etrafverfahren nad; i I neueften LT ass, ©. 622 ff. — Pland, 
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bug. a Kart ei —A 1871 184 ff., 
2 HL —8 Gl John, Das Deutfche PR 
recht. S. 70 v. Schwarze in v. 67 3 Hanbbud) bes Deutſchen Straf» 
— S 21 ff. — Geyer, Sehrbuch des gemeinen Deutichen Steufprogehreihtes, 


83. — ‘dv. Aries, Die R. des Eiv. Prz. und. bes Strafßrz., N ae Kommentare 
zu upL. von Bombard u. Roller, ©. 247 ff.; Daide, 207 ff.; hr 
SH; Köwe (2. Aufl), ©. 599 fi; Puchelt, S. 527 ff.; v. —X 

Ihilo, ©. 894 ff., Voitus, ©. 346. — 
Nechtsvermuthungen. „Etwas vermuthen“ Heißt im Allgemeinen: es als 
Thatfache annehmen, vorausſetzen — ohne vollkommenen Beweis. Ob 
die angenommene Thatſache eine äußere oder innerliche (piychologifche) iſt, ob eine 
vergangene gegenwärtige ober zufünftige, ob Zuſtand, Verhältniß ober Er— 
eigniß iſt für ben Begriff der Vermuthung an fich gleichgültig. Die Ausdrücke 
‚Praesumere“, „praesumtio“ find noch ungleich vielbeutiger; fie jchließen auch ziemlich 
abmegige Begriffe, wie „anmaßen”, „Anmaßung”, „vorher thun“, „vorher ge 
imuhen“ u. a. in fih. In dem Sinne jedoch, in welchem fie in den Deutichen 
Sprachgebrauch übergegangen find, — und nur in biefem Haben bie beiden Worte 
ir die heutige Jurisprudenz technifche Bedeutung — beſagen ſie durchaus daſſelbe, 
vie nach dem Vorbemerkten „vermuthen” und „Vermuthung“. 
i Dies vorausgeſchickt erflärt fich zunächft die befannte Eintheilung der Präfun= 
tion in praes. hominis s. facti (einfache richterliche oder faktiſche Vermuthungen) 
und praes. juris (R.) ohne Schwierigkeit. 
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ftüßen. Cine wirkliche Beſchränkung ihrer Thätigleit zu Gunften des Freigefprochenen 
enthält dagegen 8 379. 

II. Eine beitimmte Form für die Einlegung der R. ift micht borgefchrieben, fie 
Kann fchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers bei dem zuftändigen Gerichte 
gejchehen, und nur darauf fommt es an, daß die nothiwendigen Erklärungen inner 
halb der gejeglichen Frift an das Gericht gelangen, gegen befien Entjcheibung ba; 
R. ergriffen werben fol. Ein Irrthum in der Bezeichnung beffelben ift unſchädlich 
($ 342), ein Zweifel im einzelnen Falle auch faum möglich, da eine Wahl zwiſchen 
verfchiedenen NR. niemals gegeben ift, jobald nur die Erklärung deutlich erkennen 
läßt, daß ein R. ergriffen werden ſollte. Dazu genügt allerdings nicht die Bitte 
um Grtheilung einer Abjchrift des Erfenntnifjes (vgl. Erkenntniß des Reichsgerichts 
vom 2. Dezember 1879, Rechtſpr. I. ©. 110), wol aber eine Erklärung, ſojort nad 
Verkündung ber Entjcpeidung, bie eventuell in der Sigung ſelbſt zu Protofeli 
ee werben muß. (Anderer Meinung: Löwe, © 617 N.5; v. Kries, 

©. 62.) Ob die Einlegung durch ein Telegramm geicgehen tönne, iſt zweijelhait; 
das Neichögericht verneint e8, vgl. 3. B. Erf. v. 3. Febr. 1880 (Entſch. I. ©. 262), 
auh Zimmermann im Gerichtsfaal Bd. XXXII. ©. 263 ff. — Für den nicht 
auf freiem Fuß befindlichen Beſchuldigten ift die Einlegung noch baburch erleichtert 
(8 341), daß 1) er die betreffenden Erklärungen zu Protokoll des Gerichtsfchreibers 
besjenigen Gerichte geben kann, in deſſen Gefängniß er fich befindet und falls das 
Gefängnik kein gerichtliches ift, desjenigen Amtsgerichtes, in deſſen Bezirke das 
Gefängniß Liegt; 2) die Friſt ſchon gewahrt ift, wenn innerhalb berjelben das 
Protokoll aufgenommen twurbe, wenn auch die Weberreichung an das zuftändige ; 
Gericht erſt jpäter erfolgt. Schriftliche Erklärungen eines Verhajteten unterliegen 
dagegen den allgemeinen Regeln. 

III. Auf die Einlegung eines R. kann verzichtet werden, entweder ſtillſchweigend 
durch Verfäumung der Frift ober außbrüdlich durch eine Erflärung, welche zwar 
feiner beſtimmten Formen bedarf, aber in authentifcher und nicht mißzunerftehender 
Weife zur Kenntniß des Gerichtes gebracht werden muß. Es genügt 3. 2. die 
mündliche Erklärung unmittelbar nach Verkündigung des Urtheils, daß man fi bri 
demjelben beruhige (vgl. Erfenntniß des Neichagerichts vom 1. Juni 1880, Entſch. 
II. ©. 78), welche aladann durch das Sitzungsprotokoll zu befunden ift. Zurüd- 
genommen Tann derſelbe nicht werben, es ei denn, daß er vorzeitig, 3. B. vor Er- 
Öffnung der Urtheilögründe außgefprochen war, ober die Erklärung, daß man ein 
R. einlegen wolle, früher an das Gericht gelangt als die vorher, 3. B. zu Protofoll 
eines Gejängnißbeamten, außgefprochene Berzichtleiftung (vgl. Erkenntniß des Reich“ 
gerihtd vom 81. Januar 1880, Entſch. I. ©. 92). — Dem Berzichte gleich ſteht 
im Allgemeinen die Zurüdnahme eines fchon eingelegten R. (3 344). Jedoch kann: 
a) ein von ber Staatsanmwaltichaft zu Gunften des Beichuldigten eingelegtes R. ohne 
deffen Zuftimmung nicht zurückgenommen werden (8 344); b) wenn die Enticheidung 
über das R. auf Grund münblicher Verhandlung ftattzufinden hat, die Zurldnahme 
nach Beginn der Hauptverhandlung nur mit Zuftimmung des Gegners erfolgen 
($ 345). Der Grund für dieſe erft von der Reichajuftizlommiffion aufgenommenen 
Beitimmung war die Erwägung, „daß es der Stantsanwaltfchaft nicht zuftehen dürte, 
das Gericht an der Erlaffung einer dem Beichuldigten günftigen Entfcheidung zu 
hindern“ (vgl. Löwe, ©. 607 R. 2, der mit Recht darauf aufmerfjam macht, daß 
dieſes Argument jedenfalls unzureichend fei, da es bei den vom Befchuldigten 
gebrauchten R. feine Bebeutung Habe; vgl. au dv. Kries, ©. 114 N. 49). — 
Die Vorfchrift des $ 344 Abſ. 1 findet auf die R., welche ber geſetzliche Vertreter 
ober ber Ehemann für den Beichuldigten eingelegt haben, keine Anwendung, vielmehr 
tönnen bdiejelben auch ohne Zuftimmung des Letzteren zurüdgenommen werben. 
Anderer Meinung: Löwe, ©. 606 R. 8 (vgl. auch die dort pro und contra Gitirten), 
weil der Beſchuldigte vielleicht gerade in Rückſicht auf die von anderer Seite 


Aechtsvermuthungen. 301 


geſchehene Einlegung ſeinerſeits das R. nicht angewendet habe. Dieſe zwar un— 
zweifelhaft berechtigte Erwägung dürfte dem Schweigen des Geſetzes gegenüber doch 
nicht durchichlagend fein, umfoweniger, als die in $ 340 erwähnten Perfonen in dem 
Gebraud der R. vollfommen jelbftändig find. — Gegen feinen Willen kann das 
von dem Beichuldigten eingelegte R. von einem Anbern natürlich niemals zurüd- 
genommen werden. Der DVertheidiger bebarf dazu einer ausdrücklichen Vollmacht 
ꝛ 344 Abſ. 2). 

IV. So weit die angewendeten R. Suspenfiveffelt haben, erftredt fich berjelbe 
nur auf bie Theile der Gnticheidung (des Urtheilstenors), gegen welche ſich der 
Angriff richtete. Eine allgemeine Nachprüfung durch das Gericht der höheren Inftanz 
findet nicht ftatt, bafjelbe bleibt vielmehr bezüglich der Ausdehnung feiner Thätig- 
fat an die Parteienanträge, wenn auch nicht an deren Begründung, gebunden. 
Gin Unterichied zwiſchen Revifion und Berufung befteht in biefer Beziehung darin, 
daß bei erfterer beitimmte Anträge unerläßlich find ($ 348), bei letzterer eine folche 
Spezialifirung nicht erfordert, vielmehr angenommen wird, daß eine auf beitinmte 
Bunkte nicht beſchränkte und nicht näher begründete Berufung den ganzen Inhalt 
des Urtheils anfechte ($ 359). Das ift im heutigen StrafPrz. um jo eher zuläffig, 
als das Intereſſe des Staates durch die Staatsanwaltichaft wahrgenommen wird. 
An diefem Berhältniß will auch 8 343 nichts ändern, derſelbe macht vielmehr nur 
zu Gumften des VBeichuldigten eine Ausnahme von dem Sa$, daß ein eingelegtes 
R. nur eine Abänderung zu Gunften des Einlegenden herbeiführen Tann (vgl. den 
Art. Reformatio in peius). Daß jedes von der Staatsanwaltichaft eingelegte 
R. die Wirkung bat, daß die angefochtene Entſcheidung auch zu Gunften bes Be 
Khuldigten abgeändert ober aufgehoben werben Tann, Heißt nur die Sache ift in 
weiter Inftanz geradefo zu behandeln, ala wenn ſich der Beichuldigte dem N. der 
Staatsanwaltſchaft angeichloffen Hätte. Cine ſolche im früheren Recht zuläffige An- 
\hlußerflärung kennt übrigens die StrafP OD. nicht, doch wäre die Abgabe einer jolchen 
innerhalb der gejeblichen Friſt wol als jelbftändige Ergreifung des R. zu behandeln. 
(Sgl. Ext. des Reichsgerichtes vom 10. Februar 1880, Entſch. I. ©. 196.) 

Lit.: Walther, Die R. im Strafverfahren zc., 2. Abth,, Münden 1853 und 1855; 
dort vgl. auch bie Angaben der älteren Sit. -- Mittermaier, age Seiepgebung | u. Behtar 
übeng über —— nach lan neueften kuchen, ©5400 1. , ©. 622 fi Pland, 
Spftematiiche Darſtellung m — chen bean ©. 4 — Zadhariä, —ã 
des deutſchen Strafp: Ping, U _ — off im 1871 ©. 184 
2a ⸗ Dedow, R ha % —V 9 fi. — Sohn, Das Deutſche Strafprogeh, 4 
uch, &. 70 ff. — ” em: in d. Selhenasir ° Handbuch des Deutſchen Straf- 
grrieeäte — Geyer, Lehrbuch des gemeinen. Deutichen Stenfpeogebreäted, 

83 f. — v. — Die ar des Civ. Prz. und des StrafPrz., 1880. — Die ar vera 
5 "ufpo. von Bombarb u. Koller, ©. 247 fi.; Dalde, ©. 207 ff. a er: 
5. Su; game Q. Auf), © 5 f Pucelt, ©. 5% fi; v. Schwarze, a ; 
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NRechtsvermuthungen. — vermuthen“ Heißt im Allgemeinen: es als 
Thatſache annehmen, vorausſetzen — ohne vollkommenen Beweis. Ob 
die angenommene Thatſache eine äußere oder innerliche (pfychologiſche) iſt, ob eine 
dergangene gegenwärtige ober zulünftige, ob Zuſtand, Verhältniß oder Gr- 
eigmiß, ift für den Begriff der Vermuthung an fich gleichgültig. Die Ausdrücke 
„praesumere“, „praesumtio“ find noch ungleich vielbeutiger;; fie fchließen auch ziemlich 
abmegige Begriffe, wie „anmaßen“, „Anmaßung“ R „vorher tun“, „vorher ge= 
brauchen“ u. a. in fih. In dem Sinne jeboch, in welchem fie in den Deutfchen 
Sprachgebrauch übergegangen find, — und nur in dieſem haben bie beiden Worte 
“ir die Heutige Jurisprudenz technifche Bedeutung — befagen fie durchaus daſſelbe, 
tie nah dem Vorbemerften „vermuthen” und „Vermuthung“. 

Dies vorausgeſchickt erklärt fich zunächſt die bekannte Eintheilung der Präfunt- 

in praes. bominis s. facti (einfache richterliche oder faktiſche Vermuthungen) 
und praes. juris (R.) ohne Schwierigfeit. 
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Faktiſche Vermuthungen find alle Annahmen, Vorausſetzungen von 
Thatjachen, zu denen ein denkender Menſch — troß Dlangel vollfommenen Be— 
weiſes — durch bie Erfahrung veranlaßt wird. Hieraus folgt unmittelbar 
ein Doppeltes für die Beantwortung der Frage, welche Rolle den faktiſchen Ber: 
mutbhungen im Prozeß zukommt. Erſtens Tann eine praes. facti niemals Play 
‘greifen, wo es an jeder Beweisführung fehlt, jondern immer nur ala Refultat eins 
unvollftändig erbrachten Beweiſes. Zweitens kann fie nur in Betracht kommen, 
wo und foweit dem Richter eine Beurtheilung der vorgebrachten Beweiſe vom 
Standpunkte ber Erfahrung aus überhaupt freifteht. Am umfafjendften ift demnach 
ihre Bebeutung, wo das Prinzip ber freien Bemweiswürbigung volle 
Durchführung gefunden. Aber auch bier fehlte es bis jeht an einer beſonderen 
juriſtiſchen Theorie der (faktiſchen) Vermuthungen. Und inſofern mit Recht, als 
bier die Lehre von den faktifchen Vermuthungen mit der Lehre vom Beweiſe über- 
Haupt aufammenfällt, da auch der ftriktefte Zeugen- oder Urkundenbeweis im Sinne 
der Logik nur eine dringende Vermutung begründet. Mit Unrecht dagegen, join 
man meint, über faktiſche Vermuthungen fei überhaupt nichts Allgemeines zu jagen. 
Einerfeitö bietet die angewandte Logik, die wiffenjchaftliche Lehre vom Beweiſe und 
von den Methoden zahlreiche allgemeinere Gefichtspunfte, wie in vernünftiger Weile 
Bermuthungen aufzuftellen find. Andererfeits ſteckt fchon in den rechtlich bindenden 
Beweisregeln des bisherigen Gemeinen Prozeßrechts zugleich eine umjangreiche 
Theorie ber für den Prozeßbeweis wichtigen jaltifchen Bermutdungen, bie 
im Großen und Ganzen auch unter der Herrichajt des Prinzips der freien Beweis— 
würdigung allgemeines Anſehen genießt und verdient; nur ift babei nicht fowol ar 
die Beweisregeln jelbft (3. B. den Satz, daß bie übereinftimmende Ausfage zweier 
Hafftfcher Zeugen vollen Beweis begrünbe), als vielmehr an die Logifchen Erwägungen 
zu denken, auf welche mehr oder weniger bewußt jene Regeln zurückweiſen. 

Beruht die Bedeutung der „iaktifchen Vermuthungen“ allein auf der Erfahrung, 
fo gründet fich die der R. ala folcher, wie ſchon der Name andeutet, ausſchließlich 
auf das Recht felbft. Entſprechend der oben gegebenen Definition der faktiichen 
Vermuthung ift demnach die R. zuvörderſt zu definiren als Annahme (Boraus- 
jeßung) von Thatfachen, zu welcher Jemand trog Mangel volllommener Be 
weife durch das Recht veranlaßt, d. i. verpflichtet wird, gleichviel ob biejelbe 
ohnehin durch die Erfahrung angezeigt ift oder nicht. Durch biefe Faſſung ift 
unmittelbar zweierlei außgeichloffen. Einmal die Subfumirung der Filtionen unter 
den Begriff der Präfumtion; fie find zwar auch Annahmen von Thatfachen, zu denen 
das Recht nöthigt, aber nicht blog trotz Mangel ausreichender Beweiſe, ſondern 
troß dem Bemwußtfein von dem Nichtvorhandenfein oder doch Nichtjo vorhanden 
fein der angenommenen Thatfachen. Sodann aber auch alle Annahmen von That- 
lachen, die nur für den Gefeggeber Anlaß, Motiv zur Aufftellung von Rechts 
vorfchriften gewejen find, ohne zugleich Diejenigen , an welche fich die betreffenden 
Rechtsvorſchriften richten, zu einer Erneuerung jener Annahme zu veranlafen. Rechts- 
vorſchriften der legteren Art find 3. B. die Satungen des Römifchen Kaiſerrechts, 
daß das Gelddarlehn des Soldaten, auch wenn er filiusfamilias ift, klagbar fein 
foll, — daß die mater binuba Schenkungen an ihre Kinder erfter Ehe nicht propter 
ingratitudinem joll revoziren können; die Vermuthungen, von denen bier der Ge 
jeggeber ausgegangen, daß ber filiusfamilias miles die Schuld nur zu caftrenfifchen 
Zwecken Eontrahiren werde, und daß ein Widerruf der mater binuba nicht ſowol in 
ber Undankbarkeit ber Kinder erfter Ehe, als in ber von ihr felhft eingegangenen 
Ehe feinen Grund Habe, find für die praftifche Anwendung, wie für die ſyſtematiſche 
Darftellung des Rechts völlig irrelevant. 

Unter den letzterwähnten Gefichtspunft fällt auch Vieles, was man bißher 
öfter8 unter ben Begriff einer jog. praesumtio juris et de jure geftellt hat, und 
ift diefe Erfenntniß ſowol, als die von anderer Seite beliebte Vermiſchung mit dem 
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Begriffe der Fiktion für Manche der Beweggrund geworden, die praesumtio juris et 
de jure ganz aus der juriftifchen Terminologie zu ftreichen. Auch verfahren hierin 
Diejenigen ganz Tonfequent, die zugleich den Filtionen jeden Werth für bie juriftifche 
Wiffenfchaft abiprecden; denn der Werth ber praesumtio juris et de jure ift in der 
That kein anderer, als der ber Filtionen, mit denen fie die Art der Wirkung 
völlig gemein hat. Für Jeden dagegen, der den Fiktionen — unter gewiſſen Voraus- 
ſetzungen (ſ. d. Art. Fiktionen) — einen relativen wiflenichaftlichen Werth zu- 
erfennt, muß auch der Begriff der praesumtio juris et de jure einen Werth gleich 
dem der Filtionen behalten. Das will jagen: auch die praesumtio juris et de jure 
bildet, ſofern fie in rechter Weile — zur Vereinfachung der Auffaffung oder Dar- 
ftelung des Rechts und zumal für Fälle, wo ohnehin eine faktiſche Bermuthung 
nahe liegen würde — gebraucht wird, eim nicht zu unterſchätzendes Logifches und 
didaktifches Hulfsmittel, ſowol für die Syftematit, ala für bie juriftiche Praxis. 
Und genau wie bei den Fiktionen wiederholt fich auch bei der praesumtio juris et 
de jure bie Gricheinung, daß ihre Bejeitigung, wo bie Präfumtion berechtigt ift, 
nur unter unbewußter Zubülfenahme anderer Präfumtionen zu erfolgen pflegt. Dan 
denke 3. B. an bie belannten Präfumtionen eines Verzicht? in Fällen, wo eine 
Präfufivfeift nicht eingehalten wird. Wenn man eine ſolche Präfumtion durch bie 
Rechtsregel erjegen will: wer die betreffende Frift nicht einhält, fol fein Recht 
verlieren, — fo läßt fich dies allerdings hören, wo der Verzicht — überhaupt auf dag 
betreffende Recht — unzuläffig, reſp. rechtlich unwirkfam ift. Wenn dagegen der Ver⸗ 
zicht zuläffig, und namentlich ſchon vor Ablauf der Frift in wirkſamer Weife 
möglich ift, bebingt die Aufftellung jenes anderen Verluſtmodus einerfeits eine un⸗ 
nöthige Vermehrung des juriftifch-fyftematifchen Apparats, andererfeitö die Anwendung 
einer neuen Präfumtion: der Richter wird genöthigt, Sriftverfäumniß anzı= 
nehmen, wo nicht Verzicht augenfcheinlich zu Tage Liegt oder um der weitergehenden 
Folgen willen vom Gegner bewieſen wird. 

Nebrigens bat die praesumtio juris et de jure bisweilen noch eine eigenthüntlich 
praktiſche ober ethifche Bedeutung; jo insbeſondere die berühmte fanonijch-rechtliche 
Präfumtion des consensus de praesenti im alle eines coitus zwiſchen bisher nur de 
futuro Deiponfirten, und die Präjumtion der Verzeihung eines vorausgegangenen Ehe- 
bruchs jeiten® des unfchuldigen Ehegatten auf Grund der trotz Kenntniß davon erneuten 
ehelichen Beimohnung. Gewiß fönnte man auch in biejen beiden Fällen von jeder 
Präfumtion abjehen und demgemäß dem consensus de praesenti als regelmäßigen Ent« 
ſtehungsgrunde der Ehe den exceptionellen des coitus nach vorausgegangenem Ver— 
löbniß de futuro an die Seite ftellen, und ebenſo der Berzeihung als einen be= 
fonderen anderen Ausſchließungsgrund der Eheſcheidung, reſp. ber separatio per- 
petua, die erneute eheliche Beimohnung, trog Kenntniß don dem vorausgegangenen 
Ehebruche. Aber jowol für das natürliche fittliche Gefühl, als für die Syſtematik 
empfiehlt fich zweifellos der Weg; den ftatt beffen Gefeßgebung und Doltrin bisher 
eingefchlagen. Im Grunde geben dieg die Gegner der praesumtio juris et de jure 
felbjt zu. Sie meinen freilich, die Sache liege vielmehr jo, daß „ber Inhalt der 
angeblichen Präfumtionen, als etwas fich von ſelbſt verftehendes, auch von der Maſſe 
des Volkes lebhaft gefühlt würde, und der bloße Gedanke, daß es Hier einer befon- 
deren geſetzlichen Vorſchrift bebürfte, ſchon Indignation zu erregen im Stande wäre”. 
Allein jo richtig dieje Bemerkung an fich ift, jo falſch ift fie ala Motivirung der 
Meinung, der Begriff der praesumtio juris et de jure jei auf dieſes „fich von jelbft 
verftehende” unanwendbar. In Wahrheit verfteht fich dergleichen doch nur im 

ethiſchen, d. h. in dem Sinne von jelbft, daß ein Andershandeln bem allgemeinen 
fittfichen Gefühle Hohn fpricht, aber ala etwas Thatfächliches verſteht fich bekanntlich 
das Sittlichhandeln im Gegenſatz zum Unfittlihhandeln nicht von ſelbſt. Wahr an 
jener Bemerkung ift alfo nur, daß unfere Rechtsanſchauung (bie hier durchaus 
dem fittlichen Gefühle folgt) die fragliche Annahme ala eine unbedingte, auch ohne 
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geſetzliche Vorſchrift fordert, die letztere mithin nur beſtätigt, was ſchon fit 
allgemein geübter Rechtsanſchauung, oder mit anderen Worten kraft Gewohn⸗ 
heitsrechtes für uns gelten würde: und eben darum kommt biefer Annahme gerade 
die Bedeutung einer Rechts vermuthung zu, und zwar, da fie eine unbedingte (mit 
Ausichluß des Gegenbeweiſes, auch wo berjelbe thatfächlich möglich wäre) fein joll. 
einer praesumtio juris et de jure. 

Der Begriff der gewöhnlichen R., ber praesumtio juris tantum, ift durch 
die vorhergehenden Bemerkungen in zwiefacher Richtung beftimmt: ben jaktifchen Ber 
muthungen gegenüber als eine Annahme (Borausfegung) von Thatfachen, zu der 
Jemand — im Prozeß insbefondere der Richter — durch das Recht ſelbſt ge 
nöthigt, aljo juriftifch verpflichtet wird, ohne Rückſicht darauf, ob in concreto zu 
ſolcher Annahme Erfahrungsgründe vorliegen ober nicht; der praesumtio juris et de 
jure, als einer befonderen Abart ber R. gegenüber durch bie ſtets nur bebingte 
Wirkſamkeit, fojern folche durch den Beweis des Gegentheils ausgeſchloſſen. 
reſp. aufgehoben wird. Der letztere Unterjchied reicht tiefer hinab, als es bei ber 
oberflächlichen Betrachtung ſcheint. Er weiſt Hin auj eine Grundverſchiedenheit des 
Zwedes: die praesumtio juris et de jure foll dem Rechte felbft dienen, und 
zwar — wie ſchon bemerft — in allgemeinfter Weife als ein Hülfsmittel der Syſtematil 
zur Grleichterung der Auffafjung und Darftellung des Rechts; die einfache praesumtio 
juris foll in erfter Linie immer einem und bemjelben praftiichen Zwecke dienen, der 
Erleichterung des Beweiſes im einzelnen konkreten Kalle. Daß daneben noch 
gewiffen Forderungen bes Nechtagefühls, reſp. gewifſen herrſchenden, fittlichen und 
äfthetifchen Anfchauungen, Rechnung getragen werden foll, fommt bei beiden Arten 
von R. vor, übrigens bier, wie dort, nur bei einzelnen, nicht bei’ allen. 

Dan hat wiederholt Verfuche gemacht, den Begriff der gewöhnlichen R. noch enget 
zu umgrengen, jedoch ohne rechten Erfolg, joviel Gutes dabei auch über die einzelnen | 
Arten von R. gefagt if. Die Doktrin hat allerdings nicht felten mit dem Begriff der 
praesumtio juris argen Mißbrauch getrieben, und fie konnte dies um fo eher, als die 
NRömifchen und Kanonifchen Rechtsquellen in der Verwendung der Ausbrüde „prae- 
sumere“ und „praesumtio“ im Allgemeinen feinen jeften Sprachgebrauch aufweiſen, 
wie denn auch die ältefte Mlaffifizirung der Präfumtionen erſt der Glofjatorenzeit 
angehört. Zu jenem Mißbrauch des Präjumtionabegriffes gehört insbeſondere die 
Aufftelung der ganz generellen Präfumtionen zu Gunften des Bellagten, des Br 
figer u. f. w., wie fie fi) nur erklärt aus einer Verkehrung des richtigen Sahes. 
daß jede R. den Beweis einer gewiflen Thatſache unnöthig macht, in den ebenio 
gewiß unrichtigen, daß überall, wo fein Beweis für eine Thatfache gefordert wird, 
eine R. vorliege. Wenn der Kläger nicht beweift, was er beweifen müßte, wenn 
ihm Staatöhülfe (zunächſt in Geftalt des Urtheils, dann in der Vollſtreckung 
defjelben) zu Theil werben ſoll, fo ift er freilich mit feiner Klagiorderung abzuweiſen. 
reſp. Bellagter von berfelben freizufprechen, aber nicht auf Grund irgend welder 
Annahme von Thatfachen zu Gunften bes Lebteren, ſondern einfach, weil bie gejek: 
Tichen Bebingungen für die Gewährung der Staatshülfe oder mit anderen Worten 
für ein verurtheilendes Erkenntniß ſeitens des Klägers nicht erfüllt find. Auf der 
anderen Seite geht man aber ebenfall® zu weit, wenn man allen Regeln über 
die Beweißlaft, ſowie allen Rechtsſätzen, bie fi) als einfache Schluß: 
folgerungen aus Dispojitivnormen ergeben, ein für allemal die Bedeutung 
von (einfachen) R. abfprechen will. Rein an fich, ihrem unmittelbaren Inhalte nad, 
find allerdings beide Arten von Rechtsregeln keine R. Und darin Liegt allein ſchon 
Grund genug, fie von anderen R., die ausſchließlich als folche zu denken find, zu 
unterſcheiden. In einer beftimmten Weife verwandt, namentlich ald Grundlage de: | 
konkreten richterlichen Urtheils, erjcheinen fie dennoch — wenn nicht alle, fo doch 
zum größten Theile — ala R. 
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Offenbar kann es für ein dem SKlagpetitum entſprechendes Urtheil nur zwei 
wreihende Gründe geben: entweder die Annahme, daß das Klagpetitum dem wirk⸗ 
lichen materiellen Recht des Klägers entipricht, oder ein Verjäumniß, alfo eine Art 
Unrechthandeln ſeitens des Beklagten, für welches ihn die Urtheilsfällung nach dem 
Wagpetitum, ohne Rückſicht darauf ob es begründet ift oder nicht, als Strafe 
tft. Inwieweit der eine oder ber andere ber beiden Gründe Plab greift, ift 
atärlich nach jedem pofitiven Rechte befonders zu beantworten, und kann dieſe 
Antwort auch nach einem beſtimmten Rechte mitunter recht zweifelhaft fein, wie 
dies inäbefondere auch von dem älteren Gemeinen und unferem heutigen Deutichen 
vrrozeßrechte gilt. Unbeftritten jedoch behauptet in den letztgedachten Rechten ber 
ertere der beiden Gründe, wenn nicht ben ganzen, fo doch weitaus den borberften 
Tlog. Bezeichnend hierfür ift namentlich die Thatfache, daß jelbit da, wo man die 
Unterlaffung der Beweisfährung feitens des Beklagten al® Unrecht, als „Ungehorfam“ 
mnaßt, die Strafe durch eine Fiktion — als poena confessi et convicti — auf 
den erſten der beiden Gründe gleichfam rebuzirt wird. Sicherlich ift e8 dann viel 
amiucher, an die Unterlafjung des Beweiſes ſeitens des Beklagten eine R. für das 
Legrindetfein der das Slagpetitum vechtfertigenden Thatfachen zu knüpfen. Hält 
tian indeffen diefen einfachen Weg für unverträglich mit den Intentionen der hier 
in Stage kommenden Prozeßgeſetze ſelbſt — wofür fich ja mancherlei jagen läßt —, 
ie it doch unter allen Umftänden unter den zweiten Grund der Fall nit 
ju bringen, wo dem Beklagten ber verfuchte Beweis mißglückt ift; und eben darum 
nehmen jür dieſen Fall alle Regeln, durch welche dem Kläger ein Stüd Be— 
misleft abgenommen wird, notbiwendig die Geltalt von R. an. Denn fo gewiß 
das Rißglücken des Beweiſes, daß der Kläger, der eine Erfigung behauptet, 
nala fide befeffen habe, oder daß ein vom Kläger eingeiordertes Darlehn zurüde 
gnblt jei u. j. w., nimmermehr als Beweis für die bona fides des Klägers ober 
fir das Nichtzurückgezahltſein gelten kann, jo gewiß wird der Richter burch die Be— 
vitlaftregeln zugleich verpflichtet, in ſolchem alle bona fides, reſp. Nichtzuräd- 
geraßitfein vora us zu ſetzen, und diefe Vorausſetzung dem Urtheilßbefehle zu Grunde 
w legen. Und wenn man auch biergegen etwa behaupten jollte, der Beweis des 
Aichtgezahltſeins des Darlehns und rejp. der bona fides bei der Erſitzung jei ſchon 
darum überflüffig, weil das, „was einmal rechtlich eriftire”, ja „was nur 
außerli ohne Mangel eriftire“, „die Berechtigung feiner Eriftenz in fi) trage, 
dis dieſe Griftenz vernichtet werde”, fo läge hierin — ganz abgejehen von der jehr 
raglichen Richtigkeit dieſer Behauptung an ſich — eine Verwechjelung der Eriftenz 
jelbit mit dem Beweife der Eriftenz. Daraus, daf etwas eriftirt, und zwar 
io lange egiftirt, bis es in feiner Griftenz vernichtet wird, folgt ficherlich nicht, 
tab es fo lange exiſtirt, biß die Vernichtung der Eriftenz bewiefen wird; 
'ndert alfo das Recht, daß die Eriftenz dennoch bis zum Beweis ber Vernichtung, 
Tr. des Mangels angenommen wird, fo ift dies eben nichts anderes, als eine R. 
ırd an bem Beſtreben, ſolchen „Beweislaftpräjumtionen“ den Titel „R.“ abzu= 
reden, ift nur fo viel richtig, daß diefelben ala eine befondere Gruppe begriffen 
2 aus Gründen, die Hier nicht näher erörtert werden können, auch jyſtematiſch, 
&der, beſtimmter gefagt, im Syſteine eines Prozeß- oder Beweisrechts in jelbftändiger 
Leite behandelt werben mäffen. 

Aehnliches — wenigftens im Reſultat Aehnliches — ift zu jagen von den 
Sen gleichfalls ſchon berührten „Rechtsinhaltspräfumtionen” , wie fie Burckhard 
Runt hat. Es iſt ja gewiß richtig, daß Rechtsſätze, wie 3. B. die fog. prae- 
matio Muciana, bie Regel, daß Pertinenzen präfumtiv als mitverkauft gelten, u. j. w. 
gar nichts anderes find, als Schlußfolgerungen aus gewwiffen allgemeinen Rechts- 
scodfähen oder Rechtebegriffen, und daß ihnen darum im Rechtefyfteme eine 
Ste mmitteldar bei ben Iekteren und nur ba gebührt. Allein ebenfo gewiß 
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erſcheinen ſie in ihrer Verwendung im Prozeß und als Vorausſetzungen des 
Urtheils in der Geſtalt von Annahmen gewiſſer Thatſachen ohne genügenden Beweis, 
mithin, da es das Recht ſelbſt iſt, das fie als ſolche erſcheinen läßt, und wie 
übrigens auch Burckhard im Grunde zugiebt, als R. 

Um es mit einem Worte zu fagen: das Weſen der N. liegt allein in der 
bezeichneten Funktion derfelden. Der Unterjchied aber zwifchen den „Beweislait- 
präfumtionen” und „Rechtsinhaltspräfumtionen” einerfeit? und R., wie beifpiels 
weile den Sätzen: pater est, quem nuptiae demonstrant — ber Verſchollene ift als 
todt zu vermuthen, jofern jeit feiner Geburt 70 Jahre verfloffen find — wenn Tob- | 
feindſchaft zwiſchen Erblaſſer und Legatar ausgebrochen, ſoll das Vermächtnik als | 
adimirt gelten — u. f. w. andererjeitö, befteht in der Hauptſache nur darin, daß 
die erfteren fozufagen bloß gelegentliche, b. 5. in gewiſſen Rechtsfägen implicit 
enthaltene, aber nur unter einem beitimmten Gefichtspunkte hervortretende R. find, die | 
letzteren dagegen ausfchließliche, in durchaus felbftändigen Rechtsſätzen jormulirte. | 
Aus dieſem Hauptunterſchiede ergiebt ſich von ſelbſt eine Verſchiedenartigkeit der | 
Wirkung. Da die in den allgemeinen Regeln über die Beweislaſt des Beklagten | 
implicite enthaltenen Präfumtionen zu Gunften des Klägers ala ſolche erft wirkſam | 
werden, wenn bie dem Bellagten zugeiwiejene Beweisführung unterblieben oder miß⸗ | 
glückt ift, fo verfteht fich von jelbft, daß, ftreng genommen, niemals von einem pro- | 
zeffualifchen „Gegenbeweife” wider diefe Vermuthungen, fondern nur von einem Be 

weife de Gegentheila gefprochen werben kann; woraus weiter folgt, daß nach diefem 

Beweife des Bellagten (dev ala ein Hauptheweis anzufehen) dem Kläger noch ber | 
Gegenbeweis zufteht. Und daſſelbe muß nothwendig gelten, wo die Behauptung 
des Beklagten, daß ein Dispoſitivgeſetz, das in feinen Konſequenzen eventuell eine 
Vermuthung für den Kläger begründen würde, in concreto durch ausbrädliche wiber: | 

Iprechende, für die Parteien rechtsverbindliche Seftfegungen auögeichloffen fei, ala eine, 
Einrede im weiteren Sinne zu betrachten und der darüber zu führende Beweis dem: | 

nach ebenfalls ein Hauptbeweis ift, — wie bieg nach dem früheren Gemeinen Redıt | 

wol unbeftritten deregall war. Auf der anderen Seite ift Mar: ein Rechtsſatz, dır 
ausſchließlich eine R. darftellt, und zwar in Bezug auf einzelne beftimmtr 
Umftände, — denn andere ausjchließliche R. giebt es in ber That nicht — ein, 
folcher Rechtsſatz kann immer nur feine Rolle fpielen in dem Zufammenhange eine 
Beweisführung, die zum mindeften die Bedingungen als vorhanden zu Tonftatiren | 
hat, von denen die Anwendung jenes Rechtsſatzes abhängt. Iſt e8 num der Kläger. 
der die betreffende Vermuthung für fich anführt, jo ift hierauf nur noch ein wahrer 
Gegenbeweis feitens bes Beklagten denfhar, der nach bieherigem Gemeinen Recht eine, 
nochmalige Beweisführung des anderen Theiles ausſchließt. Spricht umgekehrt die| 
Vermuthung für den Beklagten, fo kommt e& darauf an, ob fie fih ſchon aus ber 
Klage felbft ergiebt oder erft aus einer Eintebe des Bellagten. In jenem Falle | 
muß der Gegenbeweis ſeitens bes Kläger antizipirt werden, im diefem gehört der 
Gegenbeweis wider bie Vermutung zum Gegenbetveife wider den Einredebeweis. 
Uebrigens iſt leicht zu ſehen, daß auch der zuletzt beſprochene praktiſche Untericie| 
zwiſchen „ausſchließlichen“ und „gelegentlichen“ NR. für unfer Heutiges Deutihes| 
Recht Hinwegfällt, nachdem daffelbe in ber Deutfchen EPO. das ſog. Prinzip der 
Beweisverbindung fanktionirt Hat, wonach von einer ſcharſen Scheidung 
zwiſchen Hauptbeweis und Gegenbeweiß nicht mehr die Rede fein kann, wie denn 
auch die CPO. jogar den letzteren Ausdruck gefliffentlich vermieden bat. 

Ein Syſtem der ausfchließlichen R. giebt es fo wenig, wie ein Syftem der 
„Retsinhaltapräfumtionen" ; ſelbſt die fog. Willenzpräfumtionen machen hiervon 
nur eine jcheinbare Ausnahme. Was einer gewiſſen Willensäußerung in Morten 
oder Thaten ala wirklicher Willensinhalt zu Grunde Yiegt, ift natürlich zunächit 
gerade fo gut eine Sache de Beweifes, wie irgend etwas Aeußerliches. Nur wirt 
bezüglich einer folchen pfychologifchen Thatſache ein voller Beweis noch viel ſeltenen 
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möglich fein, wie bezüglich äußerer Fakta; daher in Bezug auf fie ſchon das bis⸗ 
beige Gemeine Prozeßrecht den faktifchen Vermuthungen freien Raum gewährt. 
Ales, was die Doktrin an Negeln über die Interpretation von Verträgen aus ein« 
jeitigen, insbeſondere Letwilligen Verfügungen aufgeftellt hat, ift im Grunde nichts 
anderes, ala eine Theorie der faktiſchen Vermuthungen Hinfichtlich aller möglichen 
für das Recht relevanten pfychologifchen Thatfachen; beiläufig ein weiterer Beleg zu 
der fehon im Eingang des Artikels motivirten Behauptung, daß eine Theorie der 
ialtiihen Vermuthungen durchaus nicht zu den Unmöglichkeiten gehört. Soweit 
iemet das Recht ſelbſt folche Regeln janktionirt, jo erhalten fie zugleich noch eine 
beiondere Bebeutung, die aber nicht durchweg die gleiche ift. Die allgemeineren 
geehlich firirten Interpretationsregeln ftehen auf genau derfelben Stufe, wie die ſog. 
geieglihen Beweisregeln. Als einfache ausſchließliche R. ftellen fich nur diejenigen 
Bilmspröfumtionen dar, die unter ganz beftimmten thatfächlichen Umftänden die 
Annahme eines ebenfo beftimmten, d. 5. fogleich inhaltlich beftimmten Willens vor- 
khreiben. Und eben dieje Willenzpräfumtionen Haben unter ſich nicht mehr Zu= 
kummenhang, als die R. bezüglich einzelner bejtimmter äußerer Ereigniffe. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung über den Charakter ber jog. geſetzlichen 
Teneisregeln, mit denen vorſtehend die allgemeinen gejeglichen Interpretationsregeln 
juiommengeftellt worden find. Man hat diefelben bisweilen ebenfall® unter den 
Begriff der R. fubfumiren wollen. Und geht man aus von dem Begriffe, den bie 
Sogt mit dem Ausdrud „Beweis“ verbindet, jo müßte diefe Subfumtion als völlig 
gerehtiertigt erſcheinen; fie wären danach nichts anderes, als eine Art ausjchließ- 
licher R. don generellem Charakter. Geht man Hingegen aus von dem Begriffe des 
Leweiſes im Sinne des einmüthigen juriftiichen Sprachgebrauchs, fo bleibt der Begriff 
der Bermuthung nothwendig überall außgeichloflen, two ſchlechtweg die Be— 
dingungen eines folchen juriftiichen Beweifes aufgeftellt rejp. erfüllt find. 

. tit: Burdhard, Die civiliftiichen Präfumtionen, 1866 (daj. auch ein Neberblid über 
de ältere Lit) — Die Lit. über einzelne R. |. bei ben betr. Rechtsmaterien. y 
“ €. Bierling. 


Recursus ab abusu (appellatio oder provocatio tanguam ab abusu, appel 
comme d’abus) ijt die gegen einen Mißbrauch ber geijtlichen Gewalt feitens der 
firhlien Beamten an die Staatsregierung eingelegte Berufung, um dadurch Abhülfe 
u erlangen. Der Rekurs Hat in Frankreich, wo er jeitmehr als 300 Jahren in 
Uebung geweſen ift, feine genaueſte Ausbildung erfahren, und ift Heute auf Grund 
der Articles organiques vom 18. Germinal X (8. April 1802) dahin geregelt: 
& farm erhoben werben megen Anmaßung einer nicht auftehenden, ober Ueber- 
iäritung der gewährten Gewalt, Zuwiderhandeln gegen bie Geſehe und Verordnungen 
tes Staates, Verlegung der durch die in Frankreich tezipirten Kanone aufgeitellten 
Sumbläge, Berübung von Attentaten” auf die ?reiheiten und Gewohnheiten ber 
tkicanifchen Kirche, endlich wegen jeder Unternehmung oder Handlung, welche bei 
Ausübung des Kultus die Ehre der Bürger beeinträchtigen, willkürlich ihr Gewiffen 
beunmbigen oder gegen fie in Unterdrüdung, Beleidigung oder'in öffentlichen Skandal 
esarten lann. Berechtigt zur Geltendmachung ift jede intereffirte Perjon, eventuell 
Purgela eines Privatantrages der Präfelt. Die zur Entfcheidung kompetente Be— 
Se it — früher waren es die Parlamente — jetzt der Staatsrath, welcher im 
Bege des Adminiftrativverfahrens, alfo in geheimer Situng und ohne Intervention 
von Anwälten, verhandelt. Bei gegründetem appel kann der Staatsrath wol Ab- 
Küle ihaffen, 3. B. durch Unterdrüdung des mißbräuchlichen Schriftftüdes, Ver- 
Rätung der Angelegenheit an das Straigericht, durch Befehl an ben Geiftlichen, die 
deweigerte Handlung vorzunehmen, aber ein Recht, auf Strafen gegen die Geijt- 
lihen zu erfenmen, befit er nicht. Andererſeits gewährt aber bie Franzöfiſche Ger 
icheching auch umgekehrt des Kirche und den Geiftlichen den appel, wenn bie 
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Staatsbeamten die Öffentliche Ausübung des Kultus oder die den Geiftlichen durch 
die Geſetze und Reglements garantirten Freiheiten beeinträchtigen. — In Deutid: 
land war zu Zeiten des Deutichen Reichs ein jolcher Rekurs ebenfalls als Deutiches 
Gem. Recht anerkannt, indem die Befugniß des Kaifer, gegen den Mißbrauch der 
geiftlichen Amtsgewalt einzufchreiten, auf feine Stellung als advocatus ecclesise 
gegründet wurde. Die beiden höchſten Deutſchen Neichagerichte haben über eine 
Reihe von folchen Rekurfen entjchieden, jedoch Tonnten die Beſchwerden auch an den 
Kaifer direft oder durch Vermittelung des Reichstages, des Kurfürftenkollegiums und 


ber Corpora Catholicorum und Evangelicorum gebracht werben. Zur Erhebung 


des Rekurſes war ſowol der Verletzte als auch der Reichsſiskal befugt. Uebrigens 
war bie Anrufung des Kaiſers gleichmäßig gegen Webergriffe der Latholifchen Kirchen- 
beamten wie der proteftantifchen, namentlich der proteftantifchen Landesherren alö 


Träger der oberften Kirchengewalt, gejtattet. Das neuere Deutfihe Bartikular: | 


Staatskirchenrecht, welches bis zu den Bewegungen des Jahres 1848 die | 


Ausübung der aus der ftaatlichen Souveränetät Herfließenden SKirchenhoheit von 


einem mehr polizeilichen Standpunkte aus geregelt und daher ein Syftem von 
gegen die Kirche anwendbaren Präventivmaßregeln ausgebildet hatte, ift in Bezug 


auf den Hier in Rede ftehenden Punkt Lüdenhaft, weil man nach Aufgeben jens | 
Präventivſyſtems es vielfach verfäumt hat, ein genügendes Nepreffivfyften gegen den | 


Mißbrauch der geiftlichen Gewalt zu entwideln. Das Bayer. Religiongedikt von 


1818, $$ 52 ff., geftattet den Genofien einer Kirchengefellichaft, welche durch Hand: | 


lungen der geiftlichen Gewalt gegen die fejtgefeßte Ordnung bejchwwert werden, den | 
Rekurs bei ber einjchlägigen Regierungsbehörde ober bei dem König unmittelbar | 


anzubringen. Ueber die Rekurſe befindet das Minifterium des Innern für Kirchen 


und Schulwefen, und zwar in der Regel nur nad) Vernehmung der betreffenden | 
geiftlichen Behörden. Daß auch die Regierungsbehörden felbft gegen einen Amts | 


mißbraud) einfchreiten können, ift mehr vorausgefetzt ala außgefprochen. Für die 


oberrheinifche Kirchenprovinz Hat das gemeinfame Edit vom 30. Jan. 1830 , 


8 36 „ben Geiftlichen, fowie den Weltlichen, wo immer ein Mißbrauch der geilt- 
lichen Gewalt gegen "ie ftattfindet, den Rekurs an die Landesbehörden geftattet”, 
und ber gemeinfame Erlaß vom 1. März 1853 hat hierin nicht? geändert. In 
Württemberg gilt diefe Beſtimmung Heut noch unzweifelhaft, da Hier das Geſet 
von 1862, betr. bie Regelung des Verhältniffes der Staatsgewalt zur Latholifchen 
Kirche, nur die ihm wiberjprechenden früheren Beitimmungen aufgehoben hat und 
daffelbe das ftaatliche Auffichts- und Schuhrecht feftyält. Für Baden ift dafjeld: 


troß ber nicht geſchickt gefaßten kafſatoriſchen Klaufel des Gefeges vom Jahre 1860 


über bie rechtliche Stellung der Kirchen („alle Gejege und Verordnungen, die mit | 
obigen Beftimmungen nicht vereinbar find, werben aufgehoben”) anzunehmen. Cbenio 


entjteht für die früher jelbjtändigen Gebiete von Kurheſſen, Nafſau um | 


Frankfurt a. M., welche gleichfalls zur oberrheinifchen Kirchenprovinz gehören, 
feit Einführung der Preußiſchen Verfaffung, welche eines Rekurſes nicht ge: 
denft, die Frage, ob jene Beitimmung bes Edikts befeitigt if. Da indeſſen die 
gebachte Verf. Urk. kein Aufgeben des ftaatlichen Hoheitsrechtes über die katholiſche 
Kirche und überbieg Feine Autorifation Für diejelbe, die Geſetze zu verlegen, enthält, 
fo wird man die Frage verneinen müſſen. Auch wird man für Altpreußen jelbit 
Mangels einer bejonderen Beitimmung die Beſchwerde wegen Mißbrauchs der Amts 
gewalt bei der Regierung Niemandem unterfagen fönnen. Die Verfaflung für das 
Königreich Sachſen enthält, ähnlich wie die älteren Berfaffungen einiger Hleineren 
Deutſchen Staaten, nur die Vorſchrift: „Beſchwerden über den Mißbrauch der Kirch: 
lichen Gewalt können auch bis zu der oberften weltlichen Staatsbehörde gebracht werden“. 
Erſt in neuerer Zeit hat der Rekurs, jet „Berufung“ genannt, eine befondere Regelung 
in dem für die Preußifche Monarchie geltenden Gefee über die kirchliche Disziplinar- 
gewalt vom 12. Mai 1873 für diejenigen Fälle gefunden, wo diefe den Vorjchriiten 
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befielben (88. 10 ff.) zuwider ausgeübt worden ift. Die Berufung, welche ſowol 
von dem von einer Disziplinarentſcheidung betroffenen Kirchlichen Beamten als auch 
dem Oberpräfidenten im öffentlichen Interefſe eingelegt werben kann, wird in pro= 
jffualifchen Formen und vor einem bejonderen ftänbig bejegten, im feiner Mehrheit . 
aus richterlichen Beamten beftehenden „Gerichtshof für Tirchliche Angelegenheiten“ 
verhandelt, und Tann zur Kaffirung des Disziplinarerfenntniffes führen. Der Ge- 
danke, daß auch umgekehrt den Geiftlichen eine Berufung wegen Mißbrauchs ber 
Staatsgewalt zufteht, hat in dem Preuß. Geſetze über die Vorbildung ıc. der Geift- 
lißen (vom 11. Mai 1878) infofern Verwirklichung gefunden, als baffelbe eine 
Leruimg an den gedachten Gerichtähof geftattet, wenn die Gefegmäßigkeit der vom 
Rultuminifter verhängten Maßregeln gegen geiftliche Bildungsanftalten oder des 
vom Oberpräfidenten gegen die Anftellung von Geiftlichen erhobenen Einſpruchs in 
‚Zweiiel gezogen wird. Ferner in dem Reichagefe vom 4. Mai 1874, betr. die 
Verhinderung der unbefugten Ausübung von SKirchenämtern, welches dem aud- 
gewiefenen, internirten oder feiner Staatsangehörigkeit für verluftig erflärten Geift- 
lihen die Berufung an das höchſte Straigericht des Landes, in Preußen an ben 
raten Gerichtshof darüber geftattet, daß die thatfächlichen, die erwähnten Maß- 
zegeln rechtiertigenden Vorausſetzungen nicht vorliegen. Außerdem Hat die neuefte 
Geſetgebung einzelner Deutfchen Staaten, nämlich Preußens (Gejeh vom 18. Mai 
1873), Baden (Geſetz vom 19. Fehr. 1874) und Heffens (Gefeg vom 23. April 
1875) einzelne Fälle des Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt, jo namentlich 
der Strafe und Buchtmittelgewalt, unter Sriminalftrafe geftellt. 

‚tit: Van Espen, Tractat. de recursn ad principem. — ebene in Dove’3 
u kiner Zeitliche. Für Kirchenrecht III. 68; IV. 258; V1.184; VIII. ; IX. 397; Derfjelbe, 
Grenzen ziwilchen Staat unb Kirche, Tübingen 1872 (j. Regifter unter appellatio ab abusu u. 
Xelura, — Für Preußen: 2 Dintains, Die Breih, Richengeiehe bed Jahres 1873, 
Serlin 1873, und von 1875, ebendaf. 1875; Nachtragäheft ebendaf. 1881. — d. Sicherer, 
Staat und Kirche in Bayern, 1873. — P. Hinſchius, Die firafrechtl. Verantwortlichleit der 
Rixhenbiener, in v. Holgendborff, Handbuch des Deutſchen Strafrechts. Bb. IV. ©. 497 fi. 

P. Hinſchius. 

Nedaktenr. I. Die Herausgabe einer periodiſchen Druchſhrift erſcheint nicht 
mt ala ein Literarifches, fonderm auch als ein gewerbliches Unternehmen. 
Den fe erfordert — man denfe an ein mobernes Zeitungsblatt im großen Stile — 
bedeutendes Anlagelapital, werthvolles Betriebamaterial; eine Anzahl von Preß⸗ 
gewerben ſteht im Dienfte des Unternehmens ober ift unmittelbar mit bemjelben 
bereinigt; die interne Verbindung mit den Mitgliedern ber Redaktion, mit dem 
Ferionale der Druckerei, der Expedition, der Abminiftration ift geſchäftlicher Natur; 
das Amoncenweſen beforgt in großartiger Weife die Vermittelung zwiſchen Nadj= 
Mage und Angebot, und in ben meiften Fällen wirb gewerblicher Gewinn beab- 
aͤchtigt und erreicht. Bei einfachen Verhältniffen Liegt die Gejammtleitung ſowol 
der gewerblichen wie der literariichen Thätigkeit des Zeitungäunternehmens in ber 
Hand derfelben Perſon; größere Ausdehnung des Unternehmens, fei e8 nach ber 
nen oder der anderen, jei e& nach beiden Richtungen hin, zwingt zur Arbeits- 
theiiung. So entfteht der Begriff des „R.“; er ift diejenige Perfon, welche bie 
literarifhe Thätigkeit der periobiichen Druckſchrift ganz oder zum Theile 
leitet. Ihm gegenüber fteht der gewerbliche Leiter des Blattes, der Herausgeber 
oder Berleger, der mit dem Eigenthümer de Blattes identiſch ober eine von 
diem verichiedene Perjon fein kann (j. d. Art. Herausgeber). Sobald nun die 
Frehgefepgebung e3 unternimmt, die BVerantwortlichkeit für die durch bie periodiſche 
zufihrit begangenen Preßdelikte zu regeln, muß fie diefen Berhältniffen Rechnung 
Tagen. lange man — ausgehend von dem nur theilweiſe richtigen Gedanken, daß 
Susieht eines Deliktes nur eine phyfiiche Perjönlichkeit fein könne — Bedenken trägt, 
delt gegen das Unternehmen als folches gerichtete Strafen (Geldftrafen, zeitweilige 
ober dauernde Einftellung) zugulaflen, wird der R. al® der geeignete Träger ber 
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DVerantwortlichkeit ſich darſtellen. Konfequenter ala das Franzöſiſche Recht, nad 

welchem ber gerant responsable Miteigenthümer des Blattes (propristaire au moins 

d’une part ou action dans l’entreprise) fein muß, hat die Deutjche Gefelgebung 

bie Titerarifche umb die gewerbliche Seite des Unternehmens vollftänbig getrennt 

- Auge gefaßt. Ihr ift der N. nichts weiter ala der literariſche Leiler des 
ttes. 


Aber auch innerhalb der redaktionellen Thätigkeit iſt die Arbeitstheilung noth⸗ 
wendig geworben. Nicht der R., ſondern die Redaktion leitet das Blatt. Gin 
vielföpfiges Individuum mit theilweife getrennten, theilweife ineinander übergreifenden, 
bald Toorbinirten, bald jubordinirten Funktionen; eine Gefammtperfönlichkeit, die 
wieberum nicht geeignet ift, die DVeranttwortlichkeit zu tragen. Darum hebt die 
Geſetzgebung aus den Mitgliedern der Redaktion Einen Hervor, um ihn haftbar | 
machen zu können für das, was bie Redaktion verſchuldet Hat: den verantwort: | 
lien R.; und fie mildert die Wiberjprüche, in welche diefer gefehliche Begrif 
mit den thatfächlichen Verhältnifien zu gerathen droht, indem fie die Aufftellung | 
mehrerer verantwortlicher R. zuläßt. Den R. hat das Leben geichaffen; der | 
verantwortliche R. iſt ein Probuft ber Gejehgebung. 

Der gejegliche Begriff des verantwortlichen R. ſeßt ſich aus zwei Elementen 
äufammen. 1) Niemand ift verantwortlicher R., der nit ala folder auf der 
Drudichrift genannt ift. Jede Nummer der Drudicrift muß Name und Wohnort 
des verantwortlichen R. angeben (j. d. Art. Preßpolizei); Nichtnennung ober | 
falfche Angabe macht jeden Betheiligten, in&befondere aber den Verleger, ftraibar 
Greßgeſ. 88 7, 18, 19). Durch die Nennung übernimmt der Genannte die Ber: 
antwortlichfeit. Wer nicht genannt ift, den trifft die vom Gefehe dem verantwort: | 
lichen R. übertragene Haftung nicht, mag er auch thatjächlich diejenigen Funktionen 
ausüben, die das Geſetz bei dem verantwortlichen R. vorausſetzt. 2) Die Nennung | 
allein genügt aber nicht. Verantwortlicher R. wird man nicht einfach durch bie 
Angabe auf der Drudjchrift; die Nennung muß vielmehr den thatjächlichen Ver— 
hältniffen entfprechen. Nicht jeder auf dem Blatte Genannte ift verantwortlicher 
R., ſondern nur derjenige, ber die vom Geſetze vorausgejehten Funk: 
tionen ausübt. In der Beitimmung diefer vom Geſetze ſelbſt nicht beftimmten 
Funktionen Tiegt der Kernpunkt der Schwierigleiten, mit welchen Theorie und Praris 
zu kämpfen Haben. Die Yunktion des verantwortlichen R. beiteht in der Ober: 
auffiht über den Gefammtgang der Redaktionsgefchäfte, foweit 
die etwaige kriminelle Bedeutung des Inhaltes der Nummer in 
Brage fommt. Es genügt aljo einerjeit® nicht, wenn er nur in irgend einer 
Weiſe an ber Redaktion betheiligt ift; es ift andererſeits nicht erforderlich, daß er als | 
der geiftige Mittelpunkt des ganzen Unternehmen? erjcheint. Nur wenn diee 
Stellung zur Redaktion und die Nennung ald verantwortlicher R. auf dem 
Blatte zufammentreffen, ift der gefeßliche Begriff des verantwortlichen R. gegeben. — 
Theilweife abweichend ift die Auffaſſung des Defterr. Rechte. Dieſes verlangt 
(Preßgef. $ 8) die Nennung wenigſtens eines verantwortlichen R., und deutet 
damit an, daß der Genannte nicht nothwendig mit der Oberaufficht betraut fein 
muß, daß es vielmehr genügt, wenn er Mitglied der Redaktion ift. — Die Nennung 
mehrerer verantwortlidher R. ift in dem RPreßgeſ. dann geftattet, wenn 
aus Form und Inhalt der Benennung mit Beſtimmtheit zu erfehen ift, für welchen 
Theil der Druckichrift jede der benannten Perfonen die Redaktion führt. — 

Der verantwortliche R. hat für die Aufnahme von amtlichen Bekanntmachungen 
und von Berihtigungen (f. d. Art. Preßpolizei) Sorge zu tragen; er haftet 
ferner für den Inhalt des Blattes. Diefe Haftung bedarf näherer Betrachtung. 

II. Das Rpreßgeſ. präfumirt zunächſt ($ 20) die doloſe Thäterfchait 
des verantwortlichen R. in Bezug auf die durch die Drudichrift begangenen Preß⸗ 
delikte. Es betrachtet ben R. als den Verfaffer der ganzen Zeitung, weil er durch 
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Auswahl aus dem ihm von den Mitarbeitern und Korreſpondenten zur Verfügung 
geftellten Materiale die einzelne Nummer zufammenftellt, weil er jeden Artikel prüft 
und durch die Aufnahme zu dem feinigen macht, weil er Haltung und Richtung 
des Blattes beftimmt, und demſelben den Stempel feiner Individualität aufprägt ; 
weil es mithin feine Gedanken find, welche die Drudfchrift äußert. Es mag dahin 
gettellt bleiben, ob bdiefe Annahme eines R., der das ganze Blatt leitet, den that- 
jachlichen Berhältniffen entſpricht; gewiß paßt fie nicht gegenüber der Stellung bes 
verantwortlihen R., der ja nur bie juriftifche Kontrole zu führen, nur eventuell 
keine warnende Stimme zu erheben Hat, der aljo nur dadurch ſchuldig werben kann, 
daß er den Einfpruch unterläßt, wo er ihn einzulegen Beranlaffung und Verpflichtung 
gehabt Hätte. Wir Haben ung aber, diefe Bedenken bei Seite laffend, mit bem 
gegebenen Geſetze zu beichäftigen. Das Geſetz betrachtet ben verantwortlichen R. 
als dolojen Thäter der durch den Inhalt der Drudfjchrift begründeten Delikte, wenn 
mit durch bejondere Umftände die Annahme feiner Thäterichaft ausgejchlofien ift. 
zuch diefe Präfumtion befreit die Gejehgebung den Ankläger von ber 
vührung bes Schuldbeweifjes. Sie will die allgemein ftrafrechtlichen Grund- 
füge durch dieſe Annahme weber abändern noch ergänzen, fondern nur anwenden 
cu die konkreten Berhältniffe der Zeitungspreffe. Die präfumirte Thäterfchaft des. 
* if, von der Präfumtion abgejehen, feine andere nach dem Prefrechte ala nad 
dem Gtrafrechte ; fie ſetzt fich aus bem gleichen Elementen zufammen hier und bort, 
fie wird Bier und dort außgeichloffen durch das Fehlen eines diejer Elemente. Aber 
fe braucht nicht nachgewieſen zu werben; es genügt die Thatjache, daß der An= 
gellagte verantwortlicher R. ift, um feine Thäterfchaft anzunehmen. Gegen dieſe 
Fräfuntion ift der Gegenbeweis zuläffig., Während aber gegenüber der Annahme 
der Fahrläffigkeit die Führung des Gegenbeweijes dem Angeklagten obliegt, ber 
Nihter von Amtöwegen feine Erhebungen vorzunehmen hat, jehlt hier eine analoge 
Tetimmung. Es bleibt alfo bei ber ftrafprogefjualen Grundregel, daß bie Zeit: 
fellung des Sachverhaltes durch gemeinjchajtliche Thätigfeit des Gerichtes und der 
Letteien, ohne Bertheilung der Beweislaſi, ftattzufinden hat. Das ift nun aller- 
dings eine wejentliche Abſchwächung der aufgeftellten Präfumtion. Diele wirkt aber 
iimeit, als der Richter ohne befondere Veranlaffung zur Erhebung ber 
die Präſumtion entkräftenden Thatſachen nicht fchreiten darf. Die „bejonderen Um- 
fände”, von welchen das Geſetz ſpricht, find alfo nicht ſolche Umftände, welche die 
Ihäterjchaft ausfchließen, fondern ſolche, welche die Annahme ber Thäterſchaft 
eihütten. Mit anderen Worten: a) der Gegenbeweis gegen bie Präjumtion fteht 
dem angellagten R. jelbft uneingeichränft offen; b) von Amtswegen aber 
it fo lange an ber Präfumtion feftzuhalten, als nicht befondere Umftände eine Er— 
hebung der Vertheidigungsthatſachen nahelegen. — So entjällt die Beitrafung 3. B., 
zen der verantwortliche R. ein wejentliches Thatbeſtandsmerkmal nicht gefannt hat. 
Tab dies der Fall geweſen, bedarf befonderer Zeftitelung, in deren Ermangelung 
de Verurtheilung des R. auszuſprechen ift. Die Feſtſtellung des Irrthums kann 
ur eriolgen entweder auf Grund des von dem Angeklagten geführten Nachweiſes 
»er von Amtörwegen; leßteres aber nur dann, wenn bejondere Umftände die An— 
aahme eines Irrthums nahe legen. — 

Dad RPreßgeſ. präfumirt ferner, wenn der R. nicht ala Thäter oder Theil 
aehmer zu beſtraſen ift, feine Sahrläffigfeit; dieſer Präfumtion gegenüber kann 
© entweder den Gegenbewveis führen, daB er die pflichtgemäße Sorgfalt angewendet 
babe, bzw. daf ihm die Anwendung derfelben unmöglich geweſen fei, ober aber fich 
ar feinen Vormann (Verjaſſer oder Einfender) berufen (1. d. Art. Preß ſtrafrecht). — 

2a8 Defterr. Recht kennt die Präfuntion der dDolofen Thäterjchaft des ver- 
utvortfihen R. nicht, wol aber die Beftrafung deffelben wegen Vernachläſſigung 
de Wlichtgemäßen Aufmerfjamteit; doch Hat in diefem Falle der Ankläger den 
Radtoeis des Verſchuldens zu erbringen. 


/ 


IH. Die erhöhte Verantwortlichkeit, welche das Geſetz an die Perſon des ver- 
antwortlichen N. knüpft, veranlaßt diefelbe, die Fähigkeit zur Uebernahme der ver- 
antwortlichen Redaktion einer periodifchen Drudichrift von dem Vorliegen gewiffer 
——— Eigenſchaften abhängig zu machen, Eigenſchaften, welche einerſeits eine 

dem Geſetze entſprechende Haltung des Blattes verbürgen, andererſeits dem ſtraf⸗ 
gerichtlichen Einſchreiten Erfolg ſichern ſollen. Das RpPreßgeſ. verlangt ($ 8): 
1) Verfügungsfähigkeit; 2) Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte; 8) Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Deutſchen Reiche. — Theilweiſe ſtrenger das Oeſterr 
Recht, welches von dem veraniwortlichen R. verlangt, daß er Oeſterr. Staatsbürger 
fei und an dem Orte feinen Wohnfit habe, an welchem bie periobifche Drudichriit 
ericheint. — Die Beſtellung eines gejehlich Unfähigen zum verantwortlichen 8. und 
feine Nennung auf der Druchſchrift ift (RPreßgeſ. $ 19) mit Geldftrafe bis zu 
150 Mark oder mit Haft bedroht. Die Strafe trifft alle diejenigen, welchen ein 
Verſchulden nachgewiejen werden kann. Dagegen wird nach Defterr. Recht (Preigei. 
$ 11) die Namhaftmachung eines geſetzlich Unfähigen: als verantwortlichen R. in 
der dor Herausgabe der periodifchen Drudfchrift an die Behörden zu machenden 
Anzeige (f. d. Akt. Herausgeb er) mit einer Geldſtrafe von 50—500 Gulden 
und außerdem mit Arreft von einer Woche biß zu einem Wtonat belegt. 

Lit.: ©. Hinter dem Art. Preßgeſetzgebung. — Bol. auch bie Art. Herausgeber. 
Breßgewerbe, Preßpolizei, Preßſtrtafrecht v. Liszt. 

Redaktionsverſehen. Unter R. eines Geſetzes verftcht man im Allgemeinen 
jede mangelhafte Ausdrudaweije eines gejegeberifchen Gedankens. Dafjelbe ift zu 
trennen einerfeit® von demjenigen Fällen, in welchen der Gedanke des Gejehgebers 
zwar korrekt ausgedrückt, aber inhaltlich verfehlt ift (Denkfehler), ſowie andererjeits 
von denen, in welchen ber korrekte Ausbrud, den der Gejehgeber "wählte, bei 
der Publikation des Tertes unrichtig wiedergegeben wird (Drudjehler). Während 
die Vefeitigung don Druchkfehlern ebenfo unbebingt geftattet, wie die Berichtigung 
von Denkjehlern verfagt ift, muß bezüglich der Stellung bes Richters gegenüber den 
R. folgendermaßen unterjchieden werden. In der Regel wird der vom Gejehgeber 
gebrauchte, mangelhafte Ausdruck zu eng oder zu weit fein, den Gedanken aljo nur 
unvolllommen wiedergeben. Hier ift auf dem Wege der extenfiven oder rejtriftiven 
Auslegung Abhülfe zu jchaffen. Dagegen giebt e8 andere, freilich felten vorfommende 
Fälle, in denen fi) Gedanke und Ausdruck durchaus widerſprechen. Ihnen gegen: 
über ift die Auslegung offenbar machtlos, und es bleibt nur die Alternative, ent: 
weder den publizirten Wortlaut troß feines nachweisbaren Widerfpruches mit dem 
gefeßgeberifchen Gedanken zur Anwendung zu bringen, oder den Gefeestert dem 
Gebanten des Gejchgebers entſprechend abzuänbern. Nur wenige Schriftteller ent: 
ſcheiden ſich für eine folche Tertesforreftur und auch unter diejen beftehen noch 
mangigiache er 

ein Goltdammer’3 Archiv 1872 ©. 350-873. — Son ning, Die R. 
des ne Seat, reib. 1874. — Merkel in dv. Holgendorff’3 Handbuch bes Strafrechts 
— dv. Wädter, ar egeice Fragen IIL (Aladem. Programm), Beipz- 157 

a im Gerichtsfaal 1877 ©. 821-339 Sontag. 


Redefreiheit. Die R. der Mitglieder gejekgebender Verfammlungen, d. h. die 
Nichtverfolgbarkeit derjelben vor den ordentlichen Gerichten des Landes wegen ihrer 
Adftimmungen und wegen ihrer in den gejehgebenden Berfammlungen gehaltenen 
Reden, jeht für das Deutjche Reich durch Art. 80 der Berjaflung für das Deutiche 
Reih und $ 11 des Deutichen Straf®B. unbedingt und ausnahmslos an: 
erkannt, eriftirte zur Zeit des früheren Neichaftantsrechtes nicht; wurde auch von 
den älteren Publiziften gar nicht gefordert. Johann Jakob Mojer verlangt — 
gegenüber ben gewaltthätigen Gingriffen, welche einzelne Landesherren, bejonders 
von Medlenburg und von Württemberg, gegen die Mitglieder der Stände— 
verfammlungen ſich erlaubt hatten — nur den Schuß der ordentlichen Gerichte, wir 
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derſelbe jedem, auch dem geringften Unterthan nicht entzogen werben dürfe Die 
neueren Deutichen Beriaffungsurfunden haben aber den Grundfa anerkannt, daß die 
Mitglieder der gefehgebenben Verſammlungen in diefer ihrer Eigenſchaft unverletzlich 
fein — (vgl. 3. B, Preuß. Verf. Urk. Art. 84) — und als ein Theil biefer Un- 
verletzlichkeit fteilt fich denn auch ihre Unverfolgbarkeit wegen der von ihnen in der 
geießgebenden Verfammlung gehaltenen Reden heraus. Doch waren Hierbei folgende 
Verichiedenheiten bemerfenswerth: 1) Einige Berfafjungen ftügten fi auf Art. 9 
der bill of rights (That the freedom of speech and debates or proceedings in 
Parliament ought not to be impeached or questioned in any court or place out 
of Parliament) und jchlofien jegliche Berfolgbarkeit der von Mitgliedern gefeßgebender 
Verſammlungen gemachten Yeußerungen aus. Nur innerhalb des Haufes war auf 
Grund der Geichäftsorbnung befjelben gegen fie zu verfahren. Die Gejchäftsordnungen 
Deutſcher Parlamente unterfcheiden ſich aber darin von der des Engliichen, daß die 
letztere außer ben Rügen auch Einkerferungen und Ausftoßungen ber Mitglieder aus. 
dem Parlamente geftattet, während erjtere nur Rügen des Präfidenten gegen bie 
erzedirenden Mitglieder kennen — nur die Bayerifche Gejchäftsorbnung der zweiten 
Kammer vom 28. Febr. 1825 und dag Meiningenjche Berfaffungagefeh von 1829 
tennen auch die Ausſchließung erzedirender Mitglieder aus der Kammer. Diefe die 
volle Unverantwortlichleit der Kammermitglieder anerkennenden Berfaffungen find: 
Die Bayerifche Berjaffung (26. Mai 1818, Art. 27); die Sadjen- 
Reiningenjche Verfaffung (1829, Art. 99); Preußiſche Verfaffung (81. Yan. 
1850, Art. 48: „Sie [die Mitglieder beider Kammern] können für ihre Abftimmungen 
in der Kammer niemal®, für ihre darin audgefprochenen Meinungen nur innerhalb 
der Kammer auf den Grund der Geichäfteordnung [Art. 87] zur Rechenfchaft gezogen 
werden“); die Berfaffung des Norddeutjhen Bundes Art. 30: „Kein Wit 
glied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abftimmung oder wegen 
der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinarifch 
verfefgt oder ſonſt außerhalb der Berfammlung zur Verantwortung gezogen werben“. 
Ziele Beſtimmung reproduzirte den Art. 4 des von der Frankfurter National 
verfammlung beichloffenen Geſetzes vom 30. Sept. 1848, und ift unverändert in 
die Berfaffung Für daB Deutiche Reich übergegangen. 2) Eine zweite Kategorie von 
Verjaffungen Tieß die Unveranttvortlichkeit der Kammermitglieder zwar der ‚Regel 
nach beſtehen, machte jeboch von biefer Regel Ausnahmen, und zwar theils in der 
Weiſe, dab von ber Nicstverfolgbarkeit nur ausgenommen werben ſolche Delikte, 
welche die Verlegung einer Privatperfon enthalten — Heſſen-Darmſtadt (Berf. Ant. 
1820, 3 83), die frühere Kurheffiiche (1881, $ 87), fowie die frühere Hohenzollern« 
Siegmaringenfche Verf. Urk. (1833, $ 183); teils in der Weife, daß außer Privat 
deliften auch einzelne gegen den Staat gerichtete Delikte — Yeußerungen hochver- 
tütheriichen Inhalts, Beleidigung der Majeftät und. der Regierung, Beleidigungen 
und Verleumdungen der Ständeverfammlungen, des Bundestages, und ähnliches — 
eusgenomen wurden. Zu den Berfafjungen der Iehteren Art gehören: bie frühere 
Sanndverifche Verfaſſung (1833, $ 110); die Württembergifche Verf. Urk. 
1819, $ 185); die Sadien-Weimarifge Verf. Ark. (1816, 8 68); die Wal- 
dedide Beri.Nrt. (1852, $ 68) und die Königl. — Veq urt (1831, 
333). 8) Die Braunfhweigifche Verfaffung (1832, $ 134) und bie Ber- 
fung von Reuß jüngerer Linie (1849, $ 111) kennen für die Abgeordneten 
!nerler Eremtion von den Landesgeſetzen. 4) Die Oldenburgifche Berfaflung 
11849, Art. 148) geftattete, daß der Landtag ein von einem Abgeordneten in Aus— 
bung. feines Bernies begangenes Delikt, abgejehen von der eigenen förmlichen Miß— 
billigung, auch an die Gerichte verweiſen dürfe. 
Dieſe Verjſchiedenheiten find nun durch 8 11 des Deutſchen StrafGB. in der 
Deie befeitigt, daß der in Art. 30 der Verfaffung für das Deutfche Reich aner- 
fannke Grundfag auch auf die Witglieber der Landtage oder Kammern der zum 
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Deutjchen Reiche gehörenden Staaten übertragen worden if. &8 bezieht fich die 
Vorſchrift auf die Mitglieder der Vertretung des Staats, nicht aber auf bie Mit: 
glieder von Provinzial-, Gemeinde, Kreisverwaltungen; auch bezieht fich dieſe Vor 
ſchrift nur darauf, daß die betreffenden Perfonen nicht außerhalb der Berfammlung, 
welcher fie angehören, zu Verantwortung — ftrafrechtlich oder disziplinariſch — ge 
zogen werben dürfen. Die partifulären Berfchiedenheiten der Dieziplin, welche in 
den parlamentarifchen Verfammlungen gegen deren Mitglieder geltend zu machen it, 

find felbftverftändlich beftehen geblieben. 
8it.: & Herrmann, Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der Mitglieder ber Staͤrde 
verjommlung chin bes Krim Red) ‚echtd, 1858, ©. 341 ff.) — v. Bar, Die Regte der Wit 
lieder En ae au mit befonderer Beziehung auf Preußen, Leipz. 1868. — 
ahariä —— on * —5 — rg — — — Bei u des fg 

der P 


Erib, vom 29. Januar 1866, 
mit einem teit. Kommentar Bee = "John, — ſirafrechtlicher Ko 
OTrib. (Berl. 1866). — Buyn arole (Amsi md hie 
-b, Holgenbdorff in feiner > Ehen, tg., 1 24. — d. Kanne, nat 
N onardhie, Ib ©. 428, —— Säule, Dad Preuß. rag 
. 165. — v. ware, mir zum Stra n für daB Deutſche Reich Aufl 
S. ff. — Laband, Staatsrecht, Bb. I. ©. 57 er 


Reduktion der Geihworenenlifte — im Gegenſatze zu der durch Wahl u 
Auslooſung bewerkftelligten Bildung ber Jahred- und der Dienftlifte (Spruchlifte) 
ift jener Vorgang, vermöge defien ein Beamter, kraft des ihm durch das Gefe ci 
geräumten Rechtes, aus ber ihm vorgelegten Lifte eine Anzahl von Namen ftreid) 
So ward nach der Preuß. Verordnung von 1849 (88 67, 68) dem Schwurgerichts 
präfidenten vom Regierungspräfidenten ein Verzeichniß von 60 aus der Jahresli 
berausgezogenen Perfonen überjendet, das er auf 36 Namen reduzirte. Dedglei 
überfendete ihm nach der StrafPO. für die anneltirten Preußifchen Provinzen ($ 287 
ber erſte Präfident des Appellationsgericht? ein Berzeichniß von 48 Namen, dai 
er auf 30 reduzirte. Eine andere Form der R. trat in Baden ein, wo ber Pr 


worauf dann erft durch Auslooſung die Dienftlifte (30 Namen) gebildet warb. 
Eine ähnliche R. um Y, nahm in Württemberg der Vorfitende des Kreisgerich 
im Verein mit ben zwei älteften Räthen vor, worauf erft die Auslooſung der 9 
Geſchworenen für die Seffion erfolgte. — Nach dem königl. Sächſ. Gejeg vom 1 
September 1868 ſetzte der Präfident ber letzten Schwurgerichtafigung die Ja 
lifte auf die Hälfte herab. Auch das Deutſche GVG. fchreibt einen Vorgang vi 
den man ala einer Reduktion der Jahresliſte gleichlommend anfehen kann. Die Jal 
liſte entfteht nämlich dadurch, daß ein bei dem Amtsgerichte unter Borfig des Amt: 
richter8 zufammentretender Ausſchuß von Vertrauensmännern ($ 40) diejenigen } 
fonen aus der Urlifte außwählt, welche er zu Geſchworenen für das nächſte © 
ſchäftsjahr vorjchlägt. Diefe Vorſchläge find nad; dem dreifachen Betrage 
auf ben Amtsgerichtsbezirk vertheilten Zahl der Geſchworenen zu bemeffen & 8] 
Diele Vorſchlagsliſte gelangt an ben Präfidenten bes Landgerichtes und wird in ein 


gejagt die dreifache Zahl umfaffenden) Lifte die für das Schwurgericht beftimmte Zal 
von Hauptgejchiworenen und Hülfsgeſchworenen „gewählt“ wird ($ 89). So entitel 
die Jahreslifte, aus welcher die Dienftlifte Iediglich durch Verloofung gewonnen wi 
(Die Bildung ber Jahresliſte in Defterreich beruht zwar auf einer ähnlichen Op: 
tion, einer beim SKreiögerichte zufammengejeßten, aus Richtern und Bertrauenamänn 
der Bevölkerung beftehenden Kommiffion [$$ 11—65 des Gel. vom 23. Mai 1873 - 
R.G.Bl. Nr. 121]; allein da hier freie Auswahl aus der vollen Urlifte ſtattfind 
fällt der Vorgang nicht unter den Gefichtapunft der R.) 
Gtlajer. 
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NReeves, Sohn, 5 1752, wurde 1791 Chief Justice of Newfoundland, 
T 1829. 

Schriften: An inquiry into the nature of property and estates, Lond. 1779. — Chart 
ot Penal laws, 1779. — History of the English law from the Saxons to the end of the 
reign of Henry VIL 1784, 2. ed. — to the reign of Elizabeth, 1787—1829, new edit. by 
Finlason, Lond. 1869; new Amer. ed. Philadelphia, 1880. — Legal considerations on the 
regeney as far as regards Ireland 1789. — Hist. of the government of the Island of New- 
— — Hist. of the Law of Shipping and Navigation from Edward III. to 
1806, 2. ed. 3 

2it.: Allibone, Dictionary, 1870. — Krit. V. J.Schr. XII. 228. Teihmann. 


Refaftie, Franz.: refaction. Bei zahlreichen Waaren, welche nach Gewicht verkauft 
werden, ift eine Beimifchung fremder Beitandiheile unvermeiblich,; mit Rückſicht bes 
rechnet der Käufer einen Gewichtsabzug für die etwa vorhandenen Unreinigfeiten und 
im Zufammenhang damit einen Abzug dom Kaufpreis, R. (Art. 352 des HGB.). 
Vielfach jet ber Verkäufer bereits den üblichen Betrag in der Rechnung ab. Der 
Betrag der R. kann auch vertragsmäßig jeftgejegt oder gefeglich tarifirt jein. Die 
%. führt fich auf einen Onalitätsmangel zurück, e8 wird damit das Necht deg Käufers, 
vom Bertrage zurückzutreten, auf eine Preisminderung eingefchräntt. Vgl. auch d. Art. 
Grtgewicht. — Im Eifenbahnfrachtverkehr wird unter R. eine Rüdvergütung an 
den Betrachter zur Berringerung de tarifmäßigen Yrachtiages verbunden. Der Bes 
gänftigung einzelner Spebiteure ıc. durch die Bewilligung von R. wird entgegen⸗ 
gewirkt und verlangt die Defterr. R.-Verordnung vom 12. März 1879 (Gold- 
ichmidt ac, er f. d. gef. H.R. XXVI. 580) die ung 

it: Ehöl, HR. 6. Aufl, ©. 818. — Entf. d. ROH®. Db. . ©. 9 und bie 
dort hrie Lit. — Mittermaier in Gol dſchmidt zc., Ziſchr. f. d. geſ. H. R. Bd. XII. 
Beilagı &. 79. — Lyon-Caen & Renault, Precis de droit commercial, I. 348. — 
Gareid, HR, ©. 348. Keybner. 


Refermatio in peius. Unter reformatio in peius, in durius verfteht man 
die Abänderung bes ergangenen Urtheils zu Ungunften des Beichuldigten in einer 
heren Inftanz. Im Römiſchen Recht kommt der Ausdruck in diefer Bedeutung 
nicht vor, vielmehr bezeichnet Ulpian in 1. 1 pr. D. de appell. 49, 1 mit in 
peins reformare das Fällen eines weniger guten Urtheils in der Appellinftanz. Jedoch 
forte eine Veränderung des Spruchs immer nur zu Gunften bes Appellanten ge— 
Ichehen, daß entſprach einzig der humanitatis ratio, auf welcher die Zulaffung des 
Kechtsmittels überhaupt gefchehen (vgl. 1.6 D. 1. c.), und geht auch aus 1. 89 pr. 
€. de appell. 7, 62 deutlich hervor. Diefe Auffaffung bildete auch in Deutichland 
owol Air den Akkufationg- wie den Inquiſitionsprozeß die Regel. Bei letzierem 
forte man fogar von einem abfoluten Verbot der r. i. p. ſprechen, indem Rechtsmittel, 
joweit fie überhaupt auläffig waren, als ein beneficium des Verurtheilten erichienen. 
Gin Vertreter des flaatlichen Intereſſes war neben dem Richter nicht vorhanden, 
und daß diefer fein eigenes Urtheil angegriffen hätte, war natürlich ebenſo undenkbar 
vie unzuläffig. Der in zweiter Inftanz zuftändige Richter hatte daher das fragliche 
Urtheil nur aus dem Gefichtepunkte der unzuläffigen Beſchwerung des Remebenten 
u prüfen und mußte das Rechtsmittel ebenjo zurückweiſen, wenn er den Spruch 
des irüheren Richters für zu milde, als wenn er ihn nur für gerecht hielt. Bon 
diem durch die communis opinio gebilligten Verbote der r. i. p. wich aber die 
gemeintedhtliche Praxis ſowol, wie bie Gefeßgebung einzelner Staaten, 3. B. Bayern, 
Seen, Württemberg, ab, weil man einen Verftoß gegen das Streben nad) materieller 
Vahrheit darin erblidte, wenn der zweite Richter in irgend einer Weiſe be— 
hränkt wärde. Doch Tann diefe Rüdficht für die Rechtsmittelinftang nicht maß- 
gend fein. Werm der Staat in öffentlichem Intereſſe die Rechtmäßigkeit der erften 
Unfeile prüfen will, fo konnte das im Snquifitionsprogeffe nur durch eine von 
Antswegen borzunehmenbe Revifion feitens ber Obergerichte geſchehen, wenigſtens 
wär es laum rationell geweſen, den Eintritt einer ſolchen Prüfung davon abhängig 
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zu machen, daß der Verurtheilte fich beſchwert fühlt. — Im "öffentlich-mändlichen 
Verfahren Tann von einem abfoluten Verbote der r. i. p. nicht mehr die Rede fein, 
jedoch wird man ihre Zuläffigkeit auf die von der Staatsanwaltichatt ergriffenen 
Rechtsmittel beſchränken müffen. Die Rechtsmittel find eben Rechtsbehelfe der jtrei⸗ 
tenden Parteien, von denen die eine das öffentliche, die andere nur ihr eigene: 
Intereſſe vertritt. Wenn nun auch die Prüfung des angegriffenen Urtheils jeitent 
des zweiten Richters noch fo weit gehen kann, wenn auch das neu eingeleitete Ber 
fahren fih aud ganz wie ein iudicium novum anläßt, jo ift e& doch immer nur 
durch einen Parteiantrag hervorgerufen und kann ohne befondere gefegliche Beftimmung 
feinen anderen Erfolg Haben als die erwünſchte Remebur berbeizuführen ober das 
alte Urtheil beftehen zu laſſen. Durch dieſe Erwägung erledigen fi) wol auch die 
Bedenken, welche v. Krieg, ©. 112 ff., gegen dad Verbot der r. i. p. bei ber 
Berufung de lege ferenda begt. 

Die Oeſterreichiſche StraPO. (vgl. bezüglich der Nichtigkeitsbeſchwerdt 
8 290 4. 2, der Berufung $ 295 4. 2 und $472 9. 2, der Wiederaufnahme dei 
Verfahrens $ 859 9. 4) und ebenfo die Deutfche ftehen auf diefem Standpımtt. 
In der Iebteren ift auch die r. i. p. verboten, ſowol bezüglich der Rechtsmittel 
(Berufung 8 372, Revifion $ 398 A. 2) wie der Wiederaufnahme des Verfahren 
(& 413), wenn das neue Urtheil herbägefühtt wurde von dem Angellagten (teip. 
Berurtheilten) oder zu Gunften defjelben von der Staatsanwaltichaft oder dem ger 
ſetzlichen Vertreter eines Beſchuldigten bzw. dem Ehemanne einer beſchuldigten fyrau. 
Daß auch die für den Angellagten auf Grund einer vermutheten Vollmacht von den 
dazu berechtigten Perjonen (vgl. 85 324, 339) eingelegten Rechtsmittel dieſelbe 
Wirkung haben, veriteht fih don ſelbſt. — Bezüglich des Inhalts dieſes Verbote 
ift die Ausdrucksweiſe des Geſetzes nicht volllommen übereinftimmend. Während 
8 372 (Berufung) vorfchreibt, daB das Urtheil nicht zum Nachtheile des Angeklagten 
abgeändert werben darf, foll bei der Revifion ($ 398 W. 2) und der MWiederaui: 
nahme ($ 413) das neue Urtheil eine härtere Strafe als die in dem erfteren früheren 
erkannte nicht verhängen. Nach der communis opinio (vgl. Löwe, $ 638 N. 2ı 
ſoll dieſer Unterjchied in dem Wortlaute der Geſetzesſtellen keine Bedeutung haben. 
Anderer Meinung ift Buchelt ($ 583 N. 3) und wol mit Recht. Wenn man audı 
zugeben mag, daß ein Grund für diefe Verſchiedenheit kaum vorhanden fein dürite, 
jo reicht doch die Erklärung, welche Löwe darin finden will, „daß $ 398 ſchon in dem 
Entwurfe enthalten war, während $ 372 erft von der Reichsjuſtizkommifſion aufgenommen 
worden ift”, fchwerlih aus. Uebrigens geben die Protokolle gar feine Aufklärung 
über die Meinung der Kommiffion, welche in erfter Lefung (vgl. v. Hahn, ©. 1025) 
auf den Antrag Thilo's hin den Paragraphen in folgender Faffung annahm: „daß 
fein Urtheil eine härtere Strafe ala die in dem eriten erkannte verhängen dari”, 
während in zweiter Lefung ein Antrag Strudmann’% (vgl. v. Hahn, ©. 1387 n. 
1897) durchging, welcher die Abänderung zum Nachtheil des Angeklagten verbot, 
ohne daß dieſe Faffung überhaupt diskutirt worden wäre. Daß die Redaktions- 
fommiffion jpäter die Verjchiedenheit überfehen hat, ift zwar denkbar, aber der Richter 
darf ihr nicht folgen, wenigſtens dann nicht, wenn mit den verfchiedenen Worten fich 
ein verjchiebener Sinn verbindet, wie das hier unzweifelhaft der Fall ift. Das Ver 
bot einer Abänderung zum Nachtheil des Beichuldigten hindert das zweite Gericht 
an einer nachtheiligen rechtlichen Dualififation der That, während bei dem Werbote 
der härteren Beftrafung auf die zu Grunde gelegte Dualififation nichts anfommt. 
Es kann alfo der Berufungsrichter z. B. nicht ftatt Unterjchlagung, welche das erſte 
Gericht angenommen Hatte, wegen Diebftahls beftraien, was fr den Angeflagten 
nachtheiliger wäre, weil dieſe DBerurtheilung fpäter eventuell die Zuläffigfeit der 
Beltrafung wegen Rückfall» begründen könnte (vgl. dagegen Thilo, ©. 423 N. 4, 
weil fein gegenwärtiger, fondern erſt ein zufünftig möglicher Nachtheil in Frage 
käme). Unrichtig wäre es aber jebenjall®, wenn man daraus die Nothwendigkeit 
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aner Freiſprechung folgern wollte, falls die geringere Qualifikation als rechtsirrthümlich 
cucheint (Löwe, 1. c.;v. Kries, ©. 114). 6s wird vielmehr das erfte Urtheil un« 
verändert bleiben mäffen, denn ein darin begangenes Verſehen kann die Aufhebung 
nur dann veranlaffen, wenn es den Remedenten beſchwert. Damit erledigt fich auch der 
son Löwe hervorgehobene Fall, daß der zweite Richter in die Lage kommen könnte, 
eine gejehlich unzuläffige Strafe zu verhängen, 3. B. wenn wegen Unterſchlagung 
zu einer Geldſtrafe verurtheilt war und er Diebftahl annähme. — Bon Einfluß 
it der erwähnte Unterjchied auch dann, wenn in erfter Inftanz eine Gefammtitrafe 
verfängt wurde, während in zweiter theilweife Freiſprechung erfolgte. Die Nicht- 
xuikichtigung der letzten bei Ausmeflung der Geſammtſtrafe jtellt eine Aenderung 
wm Rachtheil des Angeklagten dar, denn daſſelbe Endrefultat hätte nicht erreicht 
verden Tönnen, wenn das zweite Urtheil die noch übrig bleibenden Einzelſtrafen nicht 
anders behandelt Hätte, als das in erfter Inſtanz gejchehen (vgl. Erk. des Neichager. 
vom 30, Oktober 1879, Rechtipr. I, S. 25; au Oppenhoff, Straf6GB., ©. 207 
% 28, 212 N. 3; Olshaufen, Kommentar zum StrafGB., ©. 328 N. 1). 
Latürlich kann der Berurtheilte nicht verlangen, daß der volle Betrag der nunmehr 
xxwallenden Eingelftrafe von der Gejammtftrafe in Abzug gebracht werde, eine r. i. p. 
liegt nicht vor, wenn die noch beftehenbleibende Einzelftrafe in ihrem vollen Umfange 
drjingt wird, oder eine etwa noch nöthige Gefammtftrafe den Betrag ber ver- 
zirften Einzelſtrafen nicht erreicht und eine Reduktion mit Rüdficht auf die fort» 
gFaileme Straie jtattgefunden hat. — Gegenüber dem Verbote, eine härtere Strafe 
w rerhangen, muß dagegen bie Gejammtitrafe ala Einheit ericheinen, ohne daß es 
cat die einzelnen Faktoren anläme, aus welchen fie fich zuſammenſetzte. So Löwe 
SIR. 4b; Keller, S. 408; Puchelt, 6.5840. 4; vgl. Erk. des Reichsgerichts 
ten 12. Juli und vom 22. September 1880; Rechtipr. II. ©. 186 und 239. — 
Kin weiterer als der durch die abweichende Faſſung von 88 372 und 398 bedingte 
Unterihieb befteht in Bezug auf bie r. i. p. zwifchen Berufung und Revifion nicht. 
© gilt dad betreffende Verbot auch dann, wenn der Berufunggrichter die Sache zur 
Sutgeibung an die erfte Inftanz zurückverwies ($ 369 A. 2). Anderer Meinung: 
t. Kries, S. 118, weil fi) in dem 3. Abjchnitte fein Hinweis darauf fände, daß 
368 4. 2 analog zur Anwendung kommen folle. Einer Analogie bedarf e8 aber 
ar niht, weil das in 8 372 enthaltene Verbot ganz allgemein gegeben ift, ohne 
dab der Geſetzgeber auf die Möglichkeit der verſchiedenartigen Erledigung bejondere 
Rufiht gemommen hätte. 

ine härtere Strafe kann aljo in keinem Falle verhängt werden. Dies Berbot 
Sueht fh auch auf die Verbindung mit einer Nebentrafe, die Ertheilung der Be— 
gu zur Publikation des Urtheils ıc., auch darf die Anrechnung einer etwa er- 
Tenen Unterfuchungshaft in zweiter Inſtanz nicht abweichend von dem erſten 
Ungeile unterbleiben (dgl. Ext. des Reichsgerichts vom 4. Dezember 1880; Rechtipr. 
IL &. 602). &benfowenig wäre eine Umwandlung ber Strafe, abgejehen von der 
‚Mr Geldfirafe für den Unvermögenzfall, zuläffig und könnte der zweite Richter, 
Tan er ftatt einfachen Diebftahla ſchweren annähme, ftatt auf 18 Monate Gefängniß 
“rl Jahr Zuchthaus erkennen. Trotz des $ 21 des StrafGB. ift, ganz abgejehen 
Yon, dab Zuchthausftrafe wegen der nothwendigen und möglichen damit vere 
>indenen Ehrenfolgen (88 81, 32, vgl. auch $ 20 des Straf®B.) jchwerer als jede 
dere erfcheint, fchon wegen der Art der Vollſtreckung, Zuchthaus Härter als Gefängniß 
2 Geängniß härter als Feſtungshaft. 

Exwa denkbare ſchädliche Folgen des Verbotes ber r. i. p. können deshalb nicht 
teten, weil der Staatsanwalt geeigneten alles durch Ergreifung von Rechts- 
Atteln dafür forgen wird, daß der Richter daß Urtheil auch zu Ungunften des 
—E abzuänbern vermag. Jedoch wird man eine ſolche Wirkung des von 
SE Statdonwaltichaft ergriffenen Rechtsmittels nur dann annehmen dürfen, wenn 
°affelbe nicht ala unbegründet zurüdgemiefen wird. So Geyer, ©. 835; Bom- 
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hard und Koller, ©. 289 NR. 2; Löwe, 668 N. 5. Ausdrücklich ift dieſer 
Tall im Gefege nicht vorgefehen, doch wäre hier eine ftrifte Buchftabeninterpretation 
nicht angebracht, da eine ſolche dahin führen könnte, das Berbot der r. i. p. 
illuſoriſch machen. 
Fr epp in ber Zeitfchr. für Deut FR Strafverfal en, R. ar II. (184) 
—A in Archiv 0 b. IV. S. & 5 % ; Bd. en — 
— ee im Gericgtefanl 1 16 Sn: 1862 © 29 .; 1868 ©. 380 ld — Ar: 
nold im Gerichtsſaal 1858 auf: — Seuffert, Ueber die r. 1. p. x., Münd. 1861. — 
Bad u im a 1065 6. 47 f. — Sadaris, Hanbbud) des Deuiſchen ann. 
Bd. — 9 u. ſonſt. — . Kries, Die Rechtsmittel ꝛc., ©. 112 fi. 
—54 Be — v. 'Shmwarze in v. Hol — 8 mdbuch bes Sira rozeßrechts 
Bd. "6. 264, gan: Ben 3. (8. Aufl.), S. .. 320, 328. — John, Tas 
Deutiäe —— — 1. Geyer, Lehrbuch des gemeinen Deutichen trafprogeh: 
rechts, 8183 835, —* — Die. Kommentare zur Deutfchen Straf PD. bei den betreffenben 
—— elonders Bomhard und Koller, Dalde, Keller, Löwe (2. Aufl. 
Bugelt,v. Schwarze, Thilo, Voitus. d. Lilienthal 


Negalien. Der Ausdruck „regalia‘ hat in den amtlichen Altenſtücken der 
Reichefanzlei, in denen er ſich zuerft findet — dem Konkordat von 1122 und der 
constitutio Friderici I. de regalibus von 1158 —, nicht die technifche Bedeutung, 
die wir demjelben gegenwärtig beilegen; bort find "die den geiftlichen Fürſten vom 
König geliehenen weltlichen Rechte, — "Hier die dem König überhaupt (und zwar 
in Oberitalien) auftehenden Regierungsrechte und Beiugnifle fo genannt. (Vgl. aud 
die Rechtſprüche von 1234 und 1238 bei Franklin, Sententiae curiae regiae, 
Nr. XII, XII und LVII). Die Goldene Bulle, welche c. IX. den Kurfürften der 
rubigen Beſitz des Bergwerl-, Salz: und Salinenregal® zuſichert, gebraucht ba: 
Wort „R." dabei nicht, wol aber gejchieht dies in der Wahlfapitulation von 1519, 
wo der Ausdruck ſoviel wie Regierungsbefugnifie überhaupt bedeutet. Ebenjo aud 
in der damaligen Literatur und ähnlich im J. P. O.a. VIII. $ 1. Seit der Mitte 
des 16. Jahrhunderts findet fich aber ſchon bei den Schriftitellern die bekanntt 
Unterſcheidung don regalia maiora und minora, wobei es freilich ftreitig blieb, war 
zu dieſen und mas zu jenen zu rechnen ei; auch der Gattungabegriff: Regal erlangt: 
teine beftimmte juriftifhe, allgemein anerkannte Bedeutung. Im 17. und 18. Jahr 
Hundert gewöhnte man ſich den Ausdruck: R. auf nutzbringende R. der Lande— 
herrſchaften zu bejchränfen, und nannte diefe: R. im eigentlichen Sinne, reg. minora, 
accidentalia, im Gegenjaß zu den unveräußerlichen, unübertragbaren Hoheitsrechten, 
reg. majora, essentialia; in biefem Sinne etwa werben Hoheitsrechte und R. aud 
in den Wahlfapitulationen von 1790 und 1792 neben einander genannt. benio 
ging man bei der Rebaction des Preuß. Allg. LR. im Weſentlichen von diefer Unter 
ſcheidung aus. „Unter R. überhaupt“, lehrte Suarez, „werden alle Rechte der 
Staates und feine® Oberhauptes über bie bürgerliche Gefellichaft und deren einzelne 
Mitglieder verftanden“ ; fie feien aber zu theilen in Majeftätg- oder Hoheitsrechte 
und in nubbare Rechte. Zu den nubbaren Rechten nun rechnet das Geſetzbuch alle 
Staatseinkfünfte aus dem Beitenerungsrecht (welches zugleich ein Majeftätgrecht ik) 
und aus dem Staatdeigenthum; das lebtere ift entweder befonderes Staats— 
eigenthum (Domänen) oder gemeines (Land» und Heerftraßen, ſchiffbare Ströme, 
das Ufer des Meeres und die Häfen: Tit. 15 TH. IL, — Herrenlofe Sachen und 
Güter: Tit. 16, — Abfahrts- und Abzugsgelder, Konfiskation, gewifje Geldftraien: 
Tit. 17). Die Nutzungsrechte dieſer eben genannten Arten. des gemeinen 
Eigenthums des Staates nennt dann das Gejegbuch niedere R.: $ 24 Tit. 14 Th. 
II. Preuß. Allg. ER. 

In neuerer Zeit hat man ſich vielfach mit dem ſtets ſtreitig geweſenen Begrifi 
der R. befchäftigt, ift aber zu einem allgemein befriebigenden Reſultat nicht gelangt. 
Die Kameraliften haben wenigſtens den Vorzug, daß für fie der ſyſtematiſche Ge 
fichtspunkt, von welchem aus die Lehre zu behandeln, von vornherein gegeben: ift. 
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weil man allgemein die R. als Einnahmequellen für den Staat auffaßte. Davon 
aber abgeſehen, findet man auch bei ihnen die verſchiedenſten Begriffsbeſtimmungen. 
Rau z. B. verſteht darunter „Vorrechte der Staatsgewalt in Beziehung auf ein 
Gewerbe, welches ohne eine bejondere gejegliche Beſtimmung gu den bürgerlichen 
Rahrungszweigen gehören würbe”, und bezeichnet ala Gegenftände der R. Erdarbeiten 
(Vergbau, Förderung des Steinfalzes und der Salzfoole, Sammeln von Salpeter- 
ade, Goldwäfcherei, Jagd, Fiſcherei), Handwerktsarbeiten (Salzfieden, Münz⸗ 
srögung, Tabaksbereitung zc.), Handels geſchäfte (Salzhandel), Dienftgeichäite 
Woit, Telegraph, Eifenbahn, Lotterie), jo daß alſo Berechtigungen der verfchiedenften 
Art demfelben Begriffe unterftellt werben (Brundfäge der Finanzwiſſenſchaft, 1. Abth. 
8 85 und 166, 5. Aufl). Mar Wirth definirt: „Das R.- oder Hoheitsrecht 
it diejenige Befugniß des Landesherrn, reſp. des Staates, welche er aus feiner 
Gigenfhait ala Obereigenthümer ſchöpft“, und führt als R., die noch Heute eriftirten, 
jelgende auf: Bergwerk, Salz⸗, Salpeter-, Münz-, Papiergeld, Poſt⸗, Eifenbahn-, 
Telegtaphen ⸗ Tabak· Kalender-, Spielkarten, Fähr-, Floß- und Schiffahrte-, fowie 
mdlih das Lotterie-R. (Grundzüge der Nationalökonomie, II. &. 850, 2. Aufl.). 
Schätfle bezeichnet die R. oder nutzbaren Hoheitsrechte ala ,Gewerbszweige, welche 
die Regierung vermöge eines die Konkurrenz der Bürger ausſchließenden Vorrechis 
betreibt" und konſtatirt ein ſolches Vorrecht Hinfichtlich des Betriebes von Bergbau, 
Ealyerzeugung, Münze, Tabak, Lotterie, Poft, Eifenbahn, Telegraphen (National 
&momie, $ 277 ©. 588, 2. Aufl). Ad. Wagner (Finanzwifienichaft, 2. Aufl. 
1877) unterfcheibet privatwirthichaftliche und flaatswirthfchaftliche Ginnahmen des 
Siaates und unter lehteren wieder Steuern und Gebühren: beide können in ber 
Aehtsiorm der R. vorlommen; die Einnahmen aus regalifirter gebührenpflichtiger 
Statsthätigleit (Poft-, Munz⸗, Telegraphentvefen) jeien Gebühren; dagegen müßten 
die jog. GinanzR. (gewerbliche, grumdherrfchaftliche und ſolche, die ſich auf gewifſe 
Verugumg der öffentlichen Gewäſſer beziehen) entſchieden als Steuern betrachtet 
werden. Andere wieber andere. 

In erheblich ungünftigerer Lage befinden ſich die Juriften. Zunächſt Liegt die 
frage: find die N. flaatsrechtlicher oder privatrechtlicher Natur? Für jene fpricht 
der hiſtoriſche Urſpruug der R., der ftantewirthfchaftliche Zweck derfelben und der 
Unftand, daß eben der Staat das Subjekt der Berechtigung ift, — für den private 
techtlihen Charakter dagegen der Inhalt und das Objekt der R.; fieht man Iekteren 
Gefhtäpunft als den wichtigeren an, fo muß man nicht nur die durch Berleihung 
eines Regala für den Beliehenen begründete Gerechtigkeit, ſondern bag Regal 
elbſt in feiner Totalität ala ein Privatrecht bezeichnen. (So neuerdings auch 
Stobbe, Handbuch II. 8 83 Note 6.) 

Eodann: läßt fich der Begriff der R. überhaupt juriftiich Tonftruiren? Man 
bat es geleugnet: das Negal fei fein juriftifcher Begriff, es jei unverträglich mit 
dr Herichaft des Rechtsbewußtſeins. Nun kann man ja zugeben, daß die Ent- 
Aehung der R. nicht ſowol auf die bewußte Anerkennung eines Rechtsprinzips, als 
dielmeht anf zufällige politifche und wirthfchaftliche Verhältniffe zurücdzuführen ift, — 
man fann auch zugeftehen, daf zwar nicht das Rechtsbewußtſein, aber, fo zu fagen, 
die wirtbfchaftliche Erkenntniß der Fortdauer der R. widerftrebt; — indeß Tann man 
doch nicht Teugnen, daß die R., jo lange fie überhaupt beitehen, als Rechts inftitute 
beitanden haben, als ſolche vom Necdtsbewußtfein, wenn auch oft wiberftrebend, 
merlannt waren und zur Zeit noch beftehen und nod; anerkannt find. Sie werden 
täßer ober fpäter ganz gewiß aus dem Privatrecht verfchtwinden, aber fo Lange fie 
rücht verfcwunden find, müfſen fie auch ala Rechtsinftitute behandelt und juriftiich 
Imfteuirt werben. 

Für die Begriffsbeftimmung ift num anerfannt von der entſchiedenſten Bedeu- 
tung die Gegmüberftellung von Hoheitsrecgten und R. Das Unterjcheidende aber 
in nicht nur der publigiftifche Charakter der fog. Hoheitsrechte — auch nicht nur der 
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Umftand, daß letztere weientlich, unveräußerlich, unübertragbar find, aljo nur vom | 
Staate außgelibt werben dürfen — fondern da ift das eigentlich Charakteriftiiche, daß 
die Hoheitsrechte nach unferer Anfiht vom Staate und der Staatsgewalt dem 
Staate immer zuftehen müffen; fie find nicht Befugniffe, welche der Staat haben 
kann ober nicht haben Tann, fie find überhaupt nicht jelbftändig zu denkende Rechte 
des Staates, fondern fie find Yeußerungen der Staatsgewalt und in leßterer jo be 
gründet, wie etwa einzelne Rechte des Eigenthümers im Eigenthum enthalten fin. 
Dagegen ift das Beitehen von R. bekanntlich für ben Begriff und die Wirkfamteit 
der Staatsgewalt unerheblich — ſelbſtverſtändlich aber nur in faatsrechtlicher Be 
ziehung — und bie Aufgabe berjelben jeitend des Staates durchaus gleichgültig; | 
eben deshalb kann auch die Ausübung eines Regals auf andere übertragen meiden. 
Richt minder wichtig ift es aber, bie * von anderen Vermögensrechten des Staates 
— zufälligen, wie man jeßt jagt, B. an Domänen, Forften ıc. — genau zu 
trennen ; fie unterjcheiben fi von Ar zunächſt Hinfichtlich der Möglichkeit dr 
Erwerbes infofern die der Regalität unterworfenen Objekte der Regel nach überhaupt 
nicht ohne Verleihung der Staatögewalt ertvorben werben Tönnen ; fodann hinfichtlich 
des Grundes der Zuſtändigkeit: der Staat erwirbt die R. nicht, wie etwa das 
Eigenthum an Domänen, nach den Grundſätzen des Privatrechts, ſondern fie ſtehen 
nad) dem Rechte bes betreffenden Landes dem Staate ala folchem zu; endlich in 
Beziehung auf den Inhalt des Rechts: denn das aus dem Regal fich ergebende R. 
ift nicht ala eine einzelne Berechtigung, ſondern als die außfchließliche Möglichkeit, 
überhaupt Rechte hinfichtlich der regalen Objekte zu erwerben, zu qualifiziren. Abay 
weber in der Gefehgebung, noch in ber Kiteratur, noch bei der Rechtiprehu: 
find diefe Grenzlinien immer beobachtet worden, und fo ift e8 gefommen, daß vieli 
Hoheitsrechte ober zufällige Vermögensrechte des Staates ala N. bezeichnet 
behandelt wurden; Nutzungen aus der Suftizverwaltung 3. B., das Recht ferner 
berrenlofe Güter, die Zollgerechtigfeit gar, find feine R. und werden im Allg. 
doch als folche angeſehen. In den Partikularrechten ift die Zahl der R. jehr ven 
fchieden angegeben; dies erklärt fich zum Theil eben aus der erwähnten Verſchiebu— h 
der Begriffe, zum Theil aber auch daraus, daß nach den Landesrechten bald mehr 
bald wenigere DM ber Regalität unterworfen find. Iſt doch jelbft die Zahl 
gemeinrechtlichen R ſtreitig; nannte z. B. v. Gerber früher mit anderen * 
ſtellern deren vier: "Müsten- und Fiſchereiregal in öffentlichen Släffen, Jagd⸗, 3 
und Salinen-, Poftregal, jo kennen andere eine größere, andere eine geringere Ya 
wie 3. B. einer der neueften Schriftfteller über dieſen Gegenftand (Böhlau) WM. 
Griftenz nur zweier R. (des Bergwerks- und Salzregals) behauptete und alle jo ' 
genannten ala auf den Hobeitsrechten bes Staates beruhende Bejugniffe bezeichnel | 
Neuerdings ſpricht v. Gerber (13. Aufl. 8 67) auch ben eben genannten R. 
Charakter der Gemeinrechtlichkeit im eigentlichen Sinne überhaupt ab und näl 
fi Hiermit der Anficht von Befeler (8 95 unter IV.), welcher die R. add 
Inſtitut des von ihm fog. bedingt Gemeinen Rechts bezeichnet, jo daß eine Ba 
muthung für die Geltung defjelben in den einzelnen Staaten nicht beftehe. Ya 
Unverfennbar ift es, daß die Richtung unferer Zeit der fortdauernden Anerlez 
nung der R. längſt widerftrebt. Es erſcheint mit der Forderung nach wirthii 
licher und gewerblicher Freiheit auf der einen, nach vollkommener Rechtsgleich 
auf der anderen Seite nicht vereinbar, daß der Staat fich die ausſchließliche a4: 
lichkeit des Erwerbes gewiſſer Privatrechte vorbehält und die Unterthanen an di 
Ausübung ganz verhindert oder letztere wenigſtens von der erlangten ftaatfi 
Konzeſſion abhängig macht. Und wenn auch der Staat ein mejentliches In! 
bat, die Einnahmequellen, welche ihm aus der Griftenz der R. erfloffen, nicht ug >, 
fiegen zu laffen, fo hat die Volkswirthſchaftspolitik nach Mitteln zu fuchen, dj 
finanziellen Interefien zu wahren, ohne die grundherrichaftlichen oder Gewerbei ! 
dauernd zu Tonferviren. (Ueber die Hier in Betracht tommende Fragen vgl. @ : 
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Bogner, dinanzwifſenſchaft, 2. Aufl.. 88 145, 146). Diefem Zuge ber Zeit ift 
den auch die Geſetzgebung gefolgt, indem die brüdendften grundbherrlichen R. feit 
den lepten drei Jahrzehnten befeitigt find. (Wegen des Jagdregals fiehe die Zu- 
immerftellung bei Stobbe, II. $ 151, — wegen des Bergregala aber Brajfert 
in der Zeitſchtift Für Bergrecht XVIII. ©. 17 ff) Das jüngfte der R., das Poft- 
iegal — der Inbegriff aller von der Staatspoftanftalt in Anfpruch genommenen 
Leörderungsrechte — ift auch das wichtigfte. Auch die Eriftenz diefer ftaatlichen 
Grftufivberehtigung — des Poftregal® im engeren Sinne und des Poſtzwanges 
fi. oben d. Art. Poſt) — ift aus vollewirthichaftlichen Gründen lebhaft bekämpft 
zerden: man fordert, daß der Staat jedes ausſchließliche Poſtrecht aufgebe und eine 
mbedingt freie Konkurrenz geftatte. Allein abgefehen von ben gerade hier jehr 
itwer wiegenden finanziellen Interefien, kommen doch auch noch andere Rückfichten 
in Betracht, welche gegen die Aufgabe des Regals in feiner Totalität jprechen. 
!üher daß geltende Reichsrecht vgl. den oben angeführten Artifel und Laband, 
natöreht, II. $71. — Zelegraphenregal? daf. IL 311 ff.) 

Für die Gejchichte der R. und Hinfichtlich der Rechtsverhältniſſe, welche fich 
we der Verleihung eines Regals an Privatperfonen ergeben, ift auf bie betreffenden 
Kihmitte in den Lehrbüchern der Deutfchen Rechtägefchichte, des Stantd- und Pris 
xnechts zu verweilen. Im Allgemeinen vgl. die folgende Literatur. 


‚Nit: Gemeiner, Beitrag zur Lehre von ben R., München 1842. — $ Q. —— 
be R. überhaupt und das Salzregal insbeſondere, in der Zeitſchr. für Deut ge ‚echt, 1852, 
B.XIL ©. 319 ff. — Zöpfl, Art. Hoheitsrechte, in Weiste’s Rechtslex. V. ©. 321 ff. — 


%sehlan, De regalium notione et de salinarum iure regali, 1855. — Strauch, Ueber 
Ing ind Ratur ber R., Erl. 1865. — Arndt, Zur Veſchichte und Theorie des Berg 
zei, Halle 1879. — Rofcher, Geichichte der Nationalötonomit, München 1874, an ver- 
subenn Gtellen, insbeſondere S. 158 ff. — v. Gerber, $ 67.— Bejeler, 8 94. — Stobbe, 
13. — Roth, IIL $ 240. — Für das V Recht insbeſ. val. Dusberg, Ueber das 
Am dee R. im Allg. LR., in der Zeitſchr. für wiſſenſchaftliche Bearbeitung des Preuß. 
ka IL 6. 59 ff. Franklin. 


entſchaftsgeſetze. (Th. J. S. 856 fi) Die Minderjährigkeit bes 
Pie macht nach allen Deutſchen Berfafjungen die Einfegung eine 
letererweſers, Regenten, Regierungsvormundes nothwendig, welcher die Funl- 
kam des minderjährigen Souveräns auszuüben Hat. Außerdem muß, obgleich 
Deutſchen Berfaffungen darüber nichts beſagen, eine Regentichaft dann 
"rm, wenn der lebte Throninhaber ohne fucceffionsfähige Deſcendenz verftirbt, 
8: ane ſchwangere Witte Hinterläßt, bzw. wenn ber nächitberufene Agnat vor 
r1 ten Throninhaber mit Hinterlafjung einer noch beim Tode des Letzteren 
’zongeren Wittwe verftirht. Endlich Liegt die Nothwendigkeit einer Regentichaft 
% dann dor, wenn der Monarch auf fo lange Zeit — nach der Bayerifchen und 
krumbergifchen Verfaffung Ein Jahr — an der Führung der Regierung gehindert 
!.xb die Regierungsgejchäfte zu ſtocken beginnen, weil bie nur unter perjönlicher 
krirtung oder Initialibe de Souveräns möglichen Regierungshandlungen nicht 
R:zummen werben Zönnen. Cine ſchwere geiftige oder Lörperliche Krankheit, welche 
ka Erıverän die Ausübung ber ihm zugeiviefenen Funktionen unmöglich macht, 
ke: daher wie in ben älteren, fo auch in dem neueren Deutjchen Berfaffungen zu 
K Auiekung einer Regentſchaft. 

Zegegen bifferiren die früheren Beitimmungen über bie Wirkungen der geiftigen 
& imerlihen Regierungsunfähigkeit des zur Thronfolge berufenen Agnaten von 
® crihlagenden Süßen ber gegenwärtigen Verfafjungen. Wie nämlich der Sachjen- 
Wind das Longobardiſche Lehnrecht den nächftberujenen, aber zum Lehndienft 
em, tauben, fiummen, blinden, lahmen oder mit jonftwelchem körperlichen 
"el behafteten Agnaten bes legten Bajallen wenigitens dann, wenn er mit 
"62 hebtechen geboren war, von ber Lehnsfolge und bamit auch von der Suc- 
Wade Sandeahoheit ausſchloß, fo beftimmte auch die Goldene Bulle, ba 
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Wahnfinn, Blödfinn oder ein ſonſtiger Fehler, welcher die Führung der Herrichait 
unmöglich macht, an der Gucceifion in ben Kurfürſtenthümern hindern joll. 
Während alfo das frühere R. den bei dem Anfall des Succeffionsrechts in Folge 
eines unheilbaren geiftigen ober Törperlichen Gebrechens regierungsunfähigen Agnaten 
zu Gunften des ihm zunächitftehenden regierungafähigen Agnaten überging, lafſen 
bie Deutichen Berjaffungen ber Gegenwart ſelbſt bei vollftänbiger Unheilbarkeit bei 
Gebrechens, welches den Thronfolger regierungsunfähig macht, doch nur eine Regent: 
ſchaft eintreten. Welche geiftigen oder Lörperlichen Fehler Hierzu Veranlaſſung 
geben können, ift regelmäßig in den Verfaffungen nicht gejagt; doch war ſchon zu 
Reichszeiten zweifellos , daß nicht mehr der Standpunkt des Feudalrechts fondern | 
derjenige der Goldenen Bulle, nach welcher die Fähigkeit zur Yührung ber Regie: | 
rung außfchlaggebend fein fol, das Deutſche Staatsrecht beherrſche | 
Die Perjönlichkeit des Regenten ift in den verſchiedenen Verfaffungen verſchieden 
beitimmt: im einzelnen Staaten, wie Bayern, Altenburg, Braunſchweig, Koburge 
Gotha, hat der Monarch das Necht, einen Regierungsvormund für den Thronjolger 
aus der Zahl der volljährigen fürftlichen Agnaten frei zu wählen; in Oldenburg 
wählt der Monarch den Regenten ſogar volllommen unbefchränft, ift aber ebene 
wie in Koburg-Gotha an den Konfens der Landſtände gebunden. Im anderen 
Staaten, wie Preußen, Sachen, Württemberg, muß die Negentichaft ftets, aljo ohne 
jede Rüdficht auf den Willen des legten vegierungsfähigen ober bes jebigen regie 
tungsunfähigen Souveräns, auf den nächften regierungsfähigen Agnaten übergehen, 
welcher dag für die Volljährigkeit des Souveräns Teftgeftellte Lebensalter erreicht hat, 
follte auch der VBolljährigfeitstermin der Prinzen des regierenden Hauſes auf cin! 
fpäteres Lebensalter feftgefeßt fein. Einzelne Verfaffungen geben für den Fall, dai| 
eine Beftimmung bes letzten Monarchen über die Perjon des Regenten nicht vor, 
liegt, zunächft, d. i. vor allen Agnaten, der Mutter oder väterlichen Großmutter 
des minderjährigen Thronfolgerd, wenn fie fi} nicht wieder verheirathet Haben, ein 
Recht auf die Regentſchaft — Altenburg, Koburg-Gotha, Neuß j. 8. Andere 
Staaten — Oldenburg, Bayern, Württemberg u. a. — geben ber Mutter, bin. 
väterlichen Großmutter die Regentichaft nur beim Mangel eines volljährigen regir: 
rungsfähigen Agnaten, während in anderen Staaten — Preußen und Sachſen — 
die rauen ſchlechthin von der Regentſchaft außgeichloffen find, beim Mangel cine:| 
zegierungsfähigen Agnaten jomit durch ein beſonderes Geſetz ein Regent beitellt 
werden muß. Iſt nun aber ein folches unter der Herrſchaft des letzten Souveräns 
nit zu Stande gelommen, fo Tann bei ber Minderjährigkeit oder Regierung, 
unfähigfeit des derzeitigen Souveräns fein N. gegeben werden, weil die Sanltion 
deflelben von Geiten des Monarchen deffen Regierungsfähigkeit zur Vorausſetzung 
hat. In diefem alle ift daher in ber Braunſchweigiſchen und Preußifchen Der 
faffung die Wahl eines Regenten dem Landtag zugewieſen und zwar hat biejelbe in 
Preußen in vereinigter Sitzung beider Häufer zu erfolgen. Zu biefem Zwecke muß 
das durch die Verfaffung unterbeflen mit der Regierung baute Staatsminifterium 
fofort nach der Throngelangung des minderjährigen Thronfolgers oder nach dem 
Eintritt der dauernden Verhinderung des regierenden Souveräng den Landtag br 
zufen, welcher zuerſt über die Notäwendigkeit der Regentſchaft zu entjcheiden und 
bierauf die Wahl vorzunehmen Hat. Nach ber Bayerischen Berjaffung geht, wenn 
weder ein volljähriger regierungsfähiger Agnat vorhanden, noch bie Wittwe dei 
Vorgängers am Leben ift, auch der legte Monarch über die Perjon des Regenten 
feine Beftimmung getroffen hat, die Regentſchaft auf den erjten Kronbeamten über. 
Uebrigens verliert nach der richtigeren Anſicht ber gewählte ober durch fein Amt 
berufene Regent die Regentichaft, jobald ein Agnat des fürftlichen Haufes bie Bl“ 
jährigkeit erreicht und damit fähig wird, felbft Regent zu fein. 
Die den Eintritt einer Regentſchaft einleitenden Handlungen find nach den ver 
ſchiedenen Verfaffungen verſchieden: Regelmäßig iſt hierzu, ſofern es ſich nicht um 
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die Regenticgaft während der Minderjährigkeit des Souveränd handelt, auch nicht 
cine verraffungamäßig gültige Anorbnung des legten Monarchen vorliegt, ein von 
den Sandftänden zu genehmigender Beichluß des aus den volljährigen Agnaten des 
mgierenden Hauſes, wol auch mit Ausſchluß des zunächft zur Regentfchaft Berufenen 
(Firttemberg, Sachen, Oldenburg, Koburg-Gotha), gebildeten Familienraths 
wthwendig. In Preußen und Bayern dagegen ift der verfaflungsmäßig berufene 
Aynat berechtigt, aus eigener Initiative die Regentichaft zu übernehmen, jelbft- 
vertändlich unter Mitwirkung des verantwortlichen und überdies zur Legalifirung 
je Regierungsaltes nothiwendigen Staatsminifteriums. Doch müffen die Kammern 
merüglich vom Regenten zufammenberufen werden, um — nach der Preußifchen 
&rofung — in vereinigter Sitzung über die Nothwendigkeit der Regentichaft zu 
hrihliehen. Doch kann den Kammern das Recht, die Nothwendigfeit der Regent— 
Kit zu verneinen, nicht bei der Succeffion eineg minderjährigen Herrſchers, fondern 
ac dann zuftehen, wenn es fich um bie geiftige ober Törperliche Regierungsfähigkeit 
be Monarchen Handelt; denn die Verjafjung ſelbſt knüpft die Regierungsfähigkeit 
kle: Souberänd an die Erreichung eines beftimmten Alters, und nicht ein eine 
über Beſchluß der Landftände, fondern nur eine von diefen bejchloffene und dom 
Regnten genehmigte VBerfaffungsänderung könnte den minderjährigen‘ Monarchen 
khon dor dem verfafjungsmäßigen Bolljährigteitstermin für volljährig erklären. 
Kur die Altenburgiſche Verfafſung kennt eine an die Mitwirfung der Stände nicht 
gebundene Volljährigkeitgerflärung des minorennen Herzogs durch den Senior bes 
Sachen Geſammthauſes aller Linien. 
‚ ‚2a Regent übernimmt die Yührung der Regierung erſt nach Ableiſtung des 
m tingelnen Siaten, wie Bayern, Hefjen-Darmftadt, Preußen, befonders formulirten 
Kgeutihaitseibes, bzw. des regelmähig vom Souverän zu leiftenden Verfaffungseides 
ar Zerprechene. Bis zu diefer Eidesleiftung hat das Staatsminifterium die Re— 
geerung zu führen. Cine Weigerung, den Eid oder das Verſprechen zu leiften, ift 
de Vericht auf die Regentſchaft anzujehen. 

Lie Rachtſphäre des Regenten ift verſchieden beftimmt: in einzelnen Ländern, 
+ &. in Preußen, Hat er alle Bejugniffe des wirklichen Souveräns; in anderen, 
» 2. in Bayern, ift die definitive Veſetzung erledigter, fowie die Begründung neuer 
Inter, dor Allem aber die Vornahme von Berfaffungsänderungen auch auf vers 
Mfungsmöfigem Wege dem Regenten entweder ganz unterfagt oder an den Konſens 
eins meit aus dem Gefammtminifterium beftehenden Regentſchaftsraths (Bayern), 
dm. des aus den volljährigen Prinzen gebildeten Familienraths (Sachen) gebunden 
Oder endlich nur Für die Dauer der Regentſchaft gültig (Württemberg). In ein 
yinen Ländern ift dem Regenten die Berathung mit dem Regentichaftsrathe in jeder 
Bictfigen oder ſchlechthin in jeder Regierungsangelegenheit zur Pflicht gemacht. Der 
Regent ift überall, obgleich dies in den meiften Verfaffungen, auch der Preußifchen, 
wit augeprochen ift, unverantwortli und zwar nicht bloß für die Dauer der 
*genidaft, Auch iſi derjelbe durch einen bejonderen ftrafrechtlichen Schuß aus⸗ 
geriet (KStrajcßB 88 96, 97, 100, 101). Die Giültigfeit feiner Regierungs- 
Krblungen wird nach den für die Gültigkeit der Handlungen des Souveräns auf 
gekellten Beſtimmungen beurtheilt, ſoweit biefelben nicht durch die vorgenannten 
Berofungsfäge modifizirt find. Die dkonomiſche Ausftattung des Regenten ift regel= 
wikig aus der Givilfifte zu beſtreiten. 

Tie Gyiehung des minderjährigen Monarchen ift der Mutter, bzw. ber väter⸗ 

Sofmutter (Bayern, Sachien u. a.) oder dem privatrechtlichen Vormunde 
eranen, regelmäßig unter Aufficht des Regenten, wol auch des Regentſchaftsraths 
(Soden, Bürttemberg). In einzelnen Berfafjungen darf der Regent nicht zugleich 
Loramd des minderjährigen Gouveräng fein, außer wenn bie Mutter oder Groß- 
Autter die Regentſchaft führt (Oldenburg). In anderen ift die Verbindung beider 
Icmter mmödrucklich gejtattet (Altenburg, Koburg⸗ Gotha). Meiftens, 5. B. auch in 
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Preußen, Tann ber privatrechtliche Vormund für ben minderjährigen Souverän durd 
teftamentarifche Verfügung des legten Monarchen ernannt werden. 

Die Regentſchaft ift beendigt, jobald der Souverän volljährig, bzw. vegierungs: 
fähig getworben. Weber die Frage, ob die Regentichaft wegen eingetretener Regie 
rungafäßigleit des geiftig oder Körperlich kranken Souveräng aufgehoben werben joll, 
muß in derfelben Weife wie über die Einjegung der Regentjchaft bei überkommener 
Regierungsunfähigkeit entjchieden werden: es haben alfo entweder bie Landftände über 
einen vom Regentichaftsrathe gefaßten Veſchluß fich zu enticheiben, ober der Reyat 
— vn: - = Rothwendigfeit der Fortdauer, bzw. nach ber Mg 
ichfeit der Aufhebung der en ur Entfcheidung vorzulegen. 

a Quellen: Leu; Easy 18 ‘ Ehre ae m A Bella Cap. 5 83. 
2. — ee Derf.Ukt. ‘ 9—15. — Prafe 


Ba 
De ae Art, 56-58. — W N um: Verf. Urk —— — Altenburg: Staat 
ge 8 16—17. — KoburgGotha: Staatsgrundgeſeß 88 12 _ Peer weig: 
N ——— 8 16—22, — Oldenburg: Reb. — na 
älteren fpftematifchen Darftellungen bed R 
g Den, — des Deutſchen Sigatsrechts, Ep 18, — kenn! 
dv. Bad, Siaatsrecht, Völkerrecht und Politik, _ — Di 
ht 5 nad den Grunbjäßen des Deutichen Ba, ig m — 11-8 16. — 
Sahrbücher, herausgeg. v. R. yaym Bd. I. S. 488 ff. — Fricker, Zeitſchr. für di 
gejommte Staatswitienichaft ©. 199 —* — 9. Rönne, Gtantöreht bee 
onarchie, 4. Aufl., Bb. I. — sg 47—50. — v. Kirchenheim, Bon — 
Leipz. 1880. F. Brodhaus. 


Regierungsftellvertretung. Auch die Regentichaft ift eine fellvertreten 
Regierung. In gewiffen en feftgeftellten Faͤlien der Gefchäitsuntähigte 
erhält der Monarch für die Dauer derſelben in dem verfaffungswäßig berufent 
Reichsverweſer einen Stellvertreter, welcher Traft eigenen Rechts, wenn es 
Namen des regierungsunfähigen Färften, die Regierungsgewalt zu üben hat. 
Gegenfag zur Regentſchaft bezeichnet man nun aber mit dem Ausdruck R. J 
daß ber Inhaber der Regierungsgewalt, alſo Monarch ober Regent, bei einer var 
ausfichtlich vorübergehenden Behinderung, an eine von ihm bezeichnete ‘Perjon, } 
den Thronfolger, oder Behörde, 3. B. das Staatsminifterium, den jederzeit wid 
ruflichen Auftrag ertheilt Hat, ihm zuftehende Regierungaatte an feiner Statt, i 
feinem Namen und nad) Maßgabe gegebener oder einzuholenber Inſtruktionen p 
beforgen. Ein folches Verhältniß findet feine Erklärung darin, daß das Et 
oberhaupt durch Erkrankung oder Aufenthalt im Auslande in die Lage geſetzt werden 
tann, die regelmäßige Erledigung der Regierungagefchäfte, in®bejondere Entgegen 
nahme von Vorträgen und Vollziehung der Unterichriften, eine Zeit lang unterbredel 
zu mäüffen, one daß es einerjeit® angeht die Sachen bis zur Hebung der Bee 
derung aufzuichieben, ohne daß andererſeits der Fall rechtlich dazu amgethen ! 
ober jeitend der Tompetenten Stellen als rechtlicher Grund anerkannt wird, um 
Regentfchaft, alfo einen Regierungswechſel, eintreten zu lafſen. So ſehen denn 
mehrere Deutiche Verf. Urk. neben und in Sonderung von ber Negentichaft bie 
Läffigfeit einer R. ausbrüdlich vor; von den jetzt geltenden namentlich das O 













p. 157, 178 und passim. Andere ſchweigen allerdings. Indeſſen wenn fie du 
hehends als Grund einer Regentſchaft, neben der Minderjährigkeit, die dauernde 
die „auf längere Zeit eintretende“ Verhinderung des Souveräns zu regieren, aus 
drücklich fordern oder doch vorausſetzen laſſen, jo weifen fie bamit darauf hin, w 
es auch folche Behinderungsfälle giebt, bie eine Reichsverweſung nicht erjorderl 
machen, wie es demnach als Recht und Pflicht des zu eigener Verrichtung 
unaufichiebbaren Regierungsaktes zeitweilig nicht befähigten Staatsoberhaupte: m| 
Scheint, Sorge dafür zu tragen, daß eine Stodung in den Geſchäften nicht eintrekt 
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daß jederzeit die Möglichkeit beftehe, Negierungsentichließungen einzuholen. Recht 
fihes Mittel Hierzu ift die Erteilung eines zugleich eine Vollmacht in fich fchließenden 
Auftrage, vermöge deffen die in Stellvertretung bewirkte Entichließung als dom 
Staatsoberhaupt ausgegangen rechtlich anzuerkennen ift. Vollkommen unbegründet 
it dermach der Einwand, der gegen die Zuläffigfeit einer R. aus dem Grunde er- 
heben wird, weil die dem Monarchen ‚zu perjönlicher Ausübung übertragenen Rechte 
mr auj Grund verfafjungsmäßiger Beitimmung auf eine andere Perfon übergehen 
dürten. 68 Handelt fi} bei der R. keineswegs um dem Uebergang von fürftlichen 
Legietungsrechten, etwa des Geſetzgebungsrechts, an eine andere Perfon, jondern 
lediglich um die Erfüllung eines fürftlichen, generellen oder fpeziellen Auftrage. Der 
Monarch bleibt Inhaber der Regierungsgewalt, auch wenn er ſolche Aufträge er- 
theilt. Durch feine Vollmacht drüdt er ber vertretungsweife gezeichneten Verfügung 
den Charakter einer Negentenhandlung auf, und dag „in höchſtem Auftrage“ durch 
den Regierungsvertreter vollzogene Gejek ift als ein vom Gejehgeber ausgehendes 
wöätäbefländig. Aus den Verjaffungsvorſchriften, welche die Machtiphäre der Krone 
kormiren und abgrenzen, kann an fich mit Nichten gefolgert werben, daß die mon- 
acchiſchen Entfchließungen actus legitimi find, beren der Monarch fich höchſt per 
falih zu unterziehen bat. 

In foldem Sinne ift denn eine R. nirgends zu vermeiden und in einer Reihe 
Tutiher Staaten, auch folder, deren Geſetze fie nicht vorſehen, zu wiederholten 
Nalen vorgelommen, ohne daß gegen die ftaatsrechtliche Gültigfeit der vertretungs- 
weit geeichneten Urkunden, unb waren es ſelbſt Gejeßesurfunden, eine ernithaite 
Eimmedung erhoben worden wäre. In Baden ertheilte Großherzog Leopold 
unter dem 21. Februar 1852 auf Grund „anhaltenden Unwohlſeins“ dem Prinzen 
Friedtich dem gegenwärtig regierenden Großherzog, die Vollmacht, die der großs 
herzoglichen „Unterfchrift bebürfenden Gefee, Verorbnungen und Entjchliegungen“ in 
dee Gwßherzogs Namen zu unterzeichnen.” Grft mit dem Tode Leopold’, am 
%. April ej., fand die Uebernahme einer Regentichaft für den (tegierungsunfähigen) 
Großherzog Ludwig ftatt. Zahlreiche Prüzedenzjälle einer R. Liegen fodann aus 
Wirttemberg dor, wo ſowol unter der langjährigen Regierung des Könige Wilhelm, 
als aud) feines Nachfolgers, des jegigen Könige, oftmals Bertretungen des verreiften 
Der erhanften Monarchen unter den verjchiedenften Modalitäten eingerichtet und 
anfanbilss Bingenommen worden find. In Preußen ift jeit Beftehen der Berfaffung 
ein R. zu zwei verjchiedenen Malen eingetreten. In Folge ber Erkrankung König 
Friedtich Wilhelm’3 IV. wurde am 23. Oftober 1857 der Thronfolger, damalige 
Fr von Preußen, auf drei Monate mit der „vollen Stellvertretung des Königs 
in den Regierungageichäften” betraut. Der Fall erregte Bedenken, die darum er 
kebfich waren, weil es zweifelhaft erfchien und bei der breimal immer auf ein wei- 
tere Vierteljahr erfolgten Brolongation immer zweijelhafter werden mußte, ob es 
Ah in Wahrheit um eine blos vorübergehende Behinderung des Monarchen und 
nicht vielmehr um eine Regierungsunfähigfeit deffelben von ganz unbeftimmter Dauer 
handle, ob affo nicht der Fall der Regentſchaft gegeben fei, wie denn eine folche 
«ud mit dem 9. Oktober 1858 eintrat. Das zweite Mal wurde eine R. am 
% Juni 1878 in Folge des Nobilingichen Attentat? für Preußen, und da die 
$taußikhe Krone in Realunion mit der Deutſchen Kaiſerkrone fteht, gleichzeitig auch 
T das Reich angeorbnet, indem der König und Kaifer dem Kronprinzen für die 
Teuer Seiner Behinderung Seine „Vertretung in der oberen Leitung der Regie- 
Aungägeichäfte" übertrug. 

Auch in der finatsrechtlichen Doktrin Tann der Zweifel über verjaffungsmäßige 
Selifigleit einer R., wie ihm bie Preußifchen Vorgänge von 1857—1858 hervor- 
ven, ala überwunden gelten. Der damals jeitens der politifchen Publiziftit aus- 
KPbocenen Behauptung, daß für Preußen die Reichsverweſung bie einzige, über- 
Saupt Ratthafte Form ftellvertretender Regierung jei, hat filh allerdings einer ber 
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erjten Theoretifer des Preußifchen Staatsrechts, nämlich v. Rönne, angeſchlofſen 
der feine in ber erften Auflage des „Staatsrechts der Preußifchen Monarchie‘, I 
$ 85, außgeführte entgegengejeßte Anficht in den jpäteren Auflagen zuridnahn, 
Indeſſen auch biefer Autor findet in der vierten Auflage jeines Werkes, I. $ 51, 
N. 1, gegen die in Veranlaſſung des Attentat? von 1878 getroffene Einrichtung 
nicht? zu erinnern. Ja, troß feines prinzipiellen Bedenkens erklärt er, fich hierbei 
wörtlich an R. Mohl, Völker. Staatar. Politit, 1.149, N. 1, anfchließend, deh 
der König bei kürzeren Unterbrechungen jeiner Regierungsthätigkeit die Befugniſſe da 
Minifter erweitern, die Unterfchriften an den Thronfolger Übertragen durje „ode 
dergleichen“ ; überhaupt, meint er, müffe in jedem einzelnen alle „die freie Wahl 
des Mittel, und namentlich der Umfang des den vorläufigen Stellvertretern über 
tragenen Recht?” dem Könige überlaffen bleiben. Seine Argumentation ſcheint fd 
alfo darauf zu richten, daß eine R. nicht Mittel werden darf, um eine verjafungs 
mäßig nothwendige Regentfchaft zu umgehen. Und in der That, auch die weitet 
gehende R. wird durch eine fo tiefe Kluft von der Regentſchaft unterfchieden ; erichein] 
als ein in Vorausfegung, Dauer und Wirkſamkeit fo beſchränktes Verhältniß, vl 
jeber Berfuch, fie über die ihr durch die Natur bes monarchiſchen Rechts geftedten 
Grenzen auszudehnen, eine Verwirrung bes Öffentlichen Rechtszuftandes herbeiführen muß 
Denn während die Regentſchaft kraft bes Gejehes einzutreten hat in Fällen, it 
welchen eine thatfächliche Regierungsunfähigkeit des Monarchen von nicht abzuſehende 
Dauer jefigeftellt wirb, fegt die R. allemal einen Bollmachtsauftrag des regierungs 
fähigen Monarchen voraus, welcher für eine von ihm als vorübergehend in Austicl 
zu nehmende Behinderung betreff3 der erforderlich erfcheinenden Erledigung ber ihr 
obliegenden Geſchäfte Borforge trifft. Während der Reichsverweſer ftellvertretendi 
Inhaber der Regierungagewalt ift, die Regierung unverantwortlich nach feinem rigen] 
und freien Ermefjen führt, die Geſetze feinen Namen tragen, während ex weder durd 
perjönliche Eingriffe de Monarchen behindert wird noch deffen Abberufung unten 
worfen ift, geht bei der R., möge ihr ein noch fo weiter Spielraum eröffnet jein 
die Vollmacht immer nur auf einzelne Gefchäfte oder Gejchäftstomplere oder cin 
Summe von folchen. Der Stellvertreter fühlt fich durch die „Antentionen“ feine 
Machtgebers überall gebunden. Ex darf nur ſolche Entſchließungen jaffen, für well 
ber Auftrag hinreichende Legitimation giebt und ift fir die pünktliche Ausiührun— 
defjelben dem Fürften verantwortlich. Wenn nach verbreitete Anficht dieſe Ver 
antwortlichfeit auch von ben Gerichten und von der Volfävertretung geltend gemach 
werben darf, fo kann das allerdings für den Bereich feiner Regierungshandlungen 
von denen felbftverjtändlich eine jede minifterieller Kontrafignatur bedarf, nicht a 
geftanden werden. Für diefe wird er durch die landesherrliche Vollmacht gebedt. 
Das legt denn aber die Frage nad} den Mitteln nahe, über welche das & 
gebietet, um eine mißbräuchliche Verwendung der R. abzuwenden oder zu bejeitign 
Der monarchiſchen Inſtitution liegt in Deuticher Auffaffung der Gedanke zu Grund 
daß der Monarch die Regierung felber und nicht durch einen Andern zu führen jr 
Eine gelegentliche Zeichnung Tandesherrlicher Erlaſſe durch eine andere Perfon, „au 
allerhöchiten Spezialbejehl“ wird Heutzutage ohne rechtlichen Effekt; und eine will 
türliche und formlofe Uebertragung der Unterfchriften an eine jolche würde ver 
faffungswidrig fein. Vielmehr ift jede Beftellung einer R. ein verantwortlicher, de 
Publikation in den landesgeſetzlichen Formen bebürftiger Regierungsaft, der all 
folder der Prüfung des Staatsminifteriums bedarf und der rechtlichen und politichel 
Kontrole der Landesvertretung unterliegt. 

Lit.: Eine ausführliche und gründliche Beſprechung bed Gegenftandes hat zuerſt Mitt 
nacht, Ueber — De aan ar Fi Der —— — em, il 
Cotta!s Deutfcher ——“ 1864 Heft IL. ©. 222 geliefert; beumächft gie, Thron 
umfähigfeit und Reichsverw ‚in Zeitichr. für Staatswi enichaft XXXI. ©. 266 ff. Neu 
dings Qulge im Behrb. d. Teutſchen Staatsrechte (1880), ©. 270 ff., u. A. v. Kirchen 
heim, Die Regentichaft (1880), ©. 57 ff. F. v. Nartiß 
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t der Eiſenbahnen. Für die Beförderung von Perjonen, Reiſe— 
geväck, Leihen, Fahrzeugen und Thieren, ſowie von Gütern gelten auf jämmtlichen 
Ciſenbahnen Deutichlands einheitliche e Beſtimmungen, welche als Betriebs— 
reglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 1. Juni 1874“ im Central⸗ 
blatt für das Deutſche Reich 1874, ©. 179 bzw. für Bayern kraft des Reſervat— 
rechts (Geſetz · und Verordnungsblatt 1874) publigirt find. 

In Oeſterreich · Ungarn gilt das gleiche Betriebsreglement ſeit 10. Juni 1874. 
Der Deutſche Eifenbahnverein, zu welchem außer Deutſchland und Oeſterreich⸗ Ungarn 
roch die nachgenannten Bahnen gehören, hat das Reglement ebenfalls feit 1. Juni 
1876 fr demjenigen Vereinsverkehr eingeführt, welcher die Grenzen des Deutſchen 
Reihes oder der Defterreihifhen Monarchie überfchreitet, jo daß es noch 
auf nachftehenden Bahnen Geltung hat: Prinz-Heinri-Eifenbahn in Luxemburg 
1108,11). Chimay-Eifenbahn in Chimay (Belgien,. 59,53). Eifenbahn grand 
central belge in Brüffel (705,07). Aachen » Maftrichter - Eifenbahn. Holländifche 
bijenbahn in Amſterdam (353,08). Lüttich-Maftrichter-Eifenbahn in Lüttich (29,08). 
Niderländiiche Gentral-Eifenbakn in Utrecht (101,41). Nieberländifche Rhein-Eifen- 
bahn in Utrecht (248,85). Niederländiiche Staatsbahnen in Utrecht (1024,55). 
Yüttih » Simburger und Almelo⸗ Salzbergener Privatbahnen. Norbbrabant = Deutjche 
Süenbafe in Genmep (100,37). Rumänifche Eifenbahnen, ktiengejellichaft in 
Verlin (921,00). Warfchau- Wiener und Warſchau-Bromberger Eifenbahn in 
Varſchau (506,42). 

Das Bahnreglement reprobuzirt, fyftematifirt und erläutert zunächſt die Pro- 
nibitirbeſtimmungen bes Allg. Deutfchen HGB. über das Frachtgefchäft überhaupt, 
iomie über das Frachtgeſchäft der Eifenbahnen, macht ferner von dem Rechte, 
iakultative Transportbedingungen aufftellen zu dürfen, innerhalb der Grenzen 
te 568. (Art. 428) Gebrauch und firirt fomit den Umfang der Rechte und 
Mihten der Eifenbahnen, bzw. des diefelben benugenden Publikums. 

Das Bahnzeglement erichöpft damit jeboch keineswegs die überhaupt mög- 
üben und zuläffigen Bedingungen, an welche die Eifenbahnen den Abſchluß eines 
Vtiderings· oder Frachtvertrags Inüpfen können. 

. Tuch den Hanpttert des Bahnreglements haben die Staatsregierungen vielmehr nur 
Ne allgemeinen Normen über das Beförderungsgeſchäft im Perfonen- und Sachen- 
derlehr auigeftellt, und es ift den Bahnverwaltungen durch Abj. 2 der Einleitung 
sum Vahnreglement ausdrücklich freigefiellt, Zufagbeftimmungen zu erlaffen, 
welche jedoch mit dem Hauptterte nicht im Widerfpruch ftehen dürfen. 

Bon diefem Rechte Haben jämmtliche Deutfche und Oefterreichifch-Ungarifche Eifen= 
bahnverwaltungen Gebrauch gemacht, und es find im Deutfchen Reiche dermalen (Mitte 
1881) Berhandlungen im Gange, nach welchen auch diefe Zuſa tz beftimmungen zum 

lement einheitliche werben follen. Das Bahnreglement ift an jich eine 
ın öffentlichen Interefſe begründete Verwaltungsvorſchrift und Hat nicht gefegliche 
Kt (Entſch d. ROHE. Bd. XIX. ©. 186). 

Die Bedeutung don privatrechtlichen Normen für den Paffagier- und Frachtvertrag 
“Tangen die meiften Beftimmungen des Bahnreglements erft dadurch, daß der Paflagier, 
>. Berfrachter fich denfelben unterwirft. Still ſchwei gende Unterwerfung ift beim 
Teionmtransport bei richtig erfolgter Publikation des Bahnreglements und der Zuſatz⸗ 
Aimmungen nach Löfung eines Billets oder Benutzung der Fahrt ohne Billet, 
tbenjo bei Aufgabe von Gepäd, Vieh und Equipagen gegen Transportichein an 
'erefmen ; denn die Bezugnahme auf das Bahnreglement in den Billeten oder Trans- 
dertiheinen giebt Tein Recht, ausdrückl ich e Unterwerfung unter das Bahnreglement 
wie beim Frachtbrief anzımehmen, weil die Billete und Scheine als Quittungen und 
Fegitimationspapiere erft nach Vertragsabſchluß einfeitig ertheilt werden (Gold- 
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ſchmidt, Zeitfchr. |. d. gef. H.R., V. 597), und der Abfender vor dem Vertrags 
abſchluß diefe Urkunden nicht prüfen Tann, endlich der Aufbrud auf benfelben nicht 
publizirt ift. 

Beim Gütertransport unterwirft ſich der Verſender dem Bahnreglement durd 
Unterzeichnung des vorgefchriebenen Frachtbriefformulars, welches die ausdrückliche 
Bezugnahme auf die Betriebsreglements und Tarife der betreffenden Bahnen, welche 
das Gut bereift, enthält (Entfch. d. ROHG. Bd. XIX. ©. 186). 

Das Betriebsreglement enthält endlich auch Beftimmungen, welche rein polizer 
licher Natur und im Intereſſe der Ordnung und Sicherheit des Verkehrs getrofien 
find (3. B. $$ 17, 19). Auf Zuwiderhandlungen gegen dieſe find nicht die Grund- 
ſätze über Erfüllung von Bertragäbebingungen, ſondern die Grundjähe von den 
Delikten anzuwenden (Deutſche Verkehrs-geitung 1880, ©. 609). 

Das Bahnreglement zerfällt in IV Abſchnitte: Abfchnitt I. Allgemeine 
Beltimmungen. 88 1—6 regeln dad allgemeine Verhalten der Bahnbeamten gegen: 
über dem Publikum und bag für die Ordnung des Eiſenbahnbetriebs nothwendige 
Derhalten des Ießteren gegenüber den Beamten. Diefelben regeln ferner bie Ent: 
fcheidung von Streitigkeiten zwifchen Publitum und Dienftperfonal ($ 3), das Recht 
der Beichwerbeführung und das Verbot des Betretens der Bahnhöfe und des Bahn 
körpers (ſ. auch 58 54 und 55 des Deutichen und Bayeriſchen Bahnıpolizeireglements). 
8 6 ftellt die allgemeine Transport pflicht der Bahnen für Perſonen, Thiere und 
Sachen auf, ausgenommen in folgenden 3 Fällen, welche eine Konſequenz des Grund: 
ſatzes: „ultra posso nemo tenetur“ find: a) wenn außergewöhnliche Kindernifle, 
db. h. Betriebsſtörungen, welche nicht fofort bejeitigt werben können, vorliegen: 
b) wenn Höhere Gewalt vorliegt; c) bei Infuffizienz ber regelmäßigen Transport: 
mittel, d. 5. derjenigen, welche für den durchichnittlichen, jährlichen fowie in rege: 
mäßigen Zeitabfchnitten wieberfehrenden gefteigerten Verkehr genügen. 

Abſchnitt IL. a) Beförderung von -Perjonen. Ueber bie Verpflichtung 
der Eiſenbahnen zum Transport von Perfonen, über Rechte und Pflichten der 
Paffagiere gegenüber ben erfteren und umgekehrt, jener über bie Modalitäten der 
Perſonentransportes eriftiven in Deutfchland geſetzl iche Beſtimmungen nicht, mit 
Ausnahme des Reichsgeſetzes vom 7. Juni 1871, „bie Entſchädigungspflicht der 
Eijenbahnen bei Tödtungen und Berlegungen der Reifenden betreffend“. Der Paflagier: 
vertrag. wird daher in der Regel unter die Vertragägruppen bes Civilrechts eingereibt 
und entweder ala locatio conductio operis, oder als Innominatkontratt (Koch, Anl., 
©. 371) oder als locatio conductio rei (v. Hahn, Komment. 5. HGB. ©. 5 
aufgefaßt.. Endemann, ©. 706, nennt ihn „Arbeitsgeſchäft“. 

Da es beim Perfonentranaport ber Eiſenbahnen, ber nad) Art. 272, Abi. 3 
des HGB. ein Handelsgeſchäft ift, nicht angeht, in jedem einzelnen Fall mit 
einem Pafjagier die Bedingungen des Transport? zu verabreben, jo haben die Eiſen 
bahnauffichtsbehörden generelle Bedingungen publizirt, die für jeden Perſonen⸗ 
transport gelten, d. i. Abſchnitt Da des Betriebsreglements. Fahrplan und Tari 
deren Publikation nach 889 7 und 8 des Betriebsreglements obligatorifc it, 
regeln die Fahrzeiten, die Fahrpreife und Transportmweife, 3. B. ob in 
Schnell-, Vergnügungszügen, ob fie Ertrafahrten gewähren x. Für Ertm: 
fahrten beftehen jeit 1. März 1878 einheitliche Tarifbeftimmungen im Gebiel 
des Deutjchen Eifenbahnvereind, ebenjo über die Beförderung von Salon-, Perſonen- 
Kranten- und befonderen Gepädwagen, welche die direkte Abfertigung im ganzen 
Dereinsgebiet ermöglichen. 

Der Paffagiervertrag ift perjeft in dem Momente, in welchem der Billetpreii 
bezahlt ift. Die Aushändigung des Billets, welches den Charakter einer nachträglid 
und einfeitig ertheilten Quittung und eines Legitimationspapiers hat, ift nicht Voraus‘ 
fegung für Die Perfektion, wenn auch ber Nachweis bes Vertragaabfchlufies dem nid! 
im Befig eines Billets befindlichen Paffagier erſchwert fein wird. Der Billetverkau 
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it hinfichtlich der Zeit im Betriebsreglement infofern — als die Zeit, in 
welcher vor Abgang eines Zugs Billete verkäuflich find, fixirt 

Auf dem Fahrbillet muß die beiderſeitige Willensmeinung Vertragstontra⸗ 
henten bezüglich a) der Transportſtrecke, b) bes Fahrpreiſes c) der Wagenklaſſe, 
d) der Zeit ober e) des Zuges, wofür das Billet gültig ift, zum Ausdrud gebracht 
iin, und die Reifenden find berechtigt, in vorſtehenden 4 Punkten auf Tour- und 
Retourbilleten Tontroliren zu können, ob fie das richtige Billet erhalten haben. 

Die Entgegennahme eines anderen Billets als be verlangten ift eigenes 
Verjchulden des Reiſenden, jelbft wenn ein Verſehen des Schalterbeamten in 
Nitte läge ($ 10). 

Gelöfte Fahrbillets werben nur dann zurädgenommen, wenn wegen Mangels 
m Platz die Beförderung unmöglich ift. 

Jedes Billet berechtigt an ſich nur zur ununterbrodenen Fahrt. Mit 
Genehmigung einer Zwijchenftation ift einmalige Fahrtunterbredjung und eventuell 
Lerlängerung der Gultigkeitsdauer eines Billets zuläffig und ift dies auch mit 
Abonnementd«, Militär und fonftigen Billeten zu ermäßigten Preijen zuläffig, aus- 
nahmlich von Schulbefuchelarten. Bei Retour und Rundreifebillets darf die Gültig- 
fritsdaner in Folge der Fahrtunterbrechung nicht verlängert werden ($ 10, A. 3). 

Ueber Beförderung von Kindern unter 10 Jahren wurden auf der General- 
veriemmlung des Deutichen Eifenbahnvereins in Baden-Baden, vom 2. Auguft 1880 
ernbeitliche Beltimmungen im Vereinsgebiet befchloffen. (Kinder bis zu 8 Jahren 
fi, von 8—10 Jahren 50 Prozent Ermäßigung.) 

Jeder Paflagier ift verpflichtet, daß Billet vom Beginn der Yahrt an bis zum 
Endpunkte derjelben bei fich zu behalten und vorzuzeigen. Wird er ohne daſſelbe 
betroften, fo Hat er für die von ihm zurädgelegte Strede, oder wann die Zugangs- 
fation nicht fofort unzweifelhaft nachgewiejen werden Tann, für die vom Zug zurüd- 
gelegte Stredde daB Doppelte des gewöhnlichen Fahrpreiſes, in minimo 6 Marl, ala 
Kondentionalftraje fr feine Unachtjamteit zu zahlen, ohne Rückſicht ob er fchon ein 
Blllet gelöft Hatte oder nicht; eine Rüdforderung des doppelt gezahlten Fahrgelds 
finder nicht ftatt, wenn dev Reifende etwa daß urſprünglich gelöfte a verloren 
hatte und wieberauffindet (Koch, Deutſchlands Eifenbahnen, II. ©. 158). 

Bor der Abfahrt eines Zuges kann eine Konventionalitrafe nicht Er werben. 

Roh dem Bahnpolizeireglement Tann das Fahren ohne Billet mit Gelb bis 

3% Mark polizeilich beftraft werden und wenn der billetlofe Pafjagier bei dem 
Zageperjonal den Irrthum hervorrufen wollte, ala habe er ein Billet gelöft, fo ift 
der Ihatbeftand des Betrugs gegeben (8 263 des RStrafGB.). 
, Serſaumniß der Abfahrtszeit begründet von Seite der Eiſenbahn feinen An- 
idruch anf Rüderftattung des Fahrgeldes oder Entfchädigung, nur wenn der Bug 
dor der jahrplanmäßigen Abfahrtezeit die Station verläßt, it ein Entſchädigungs- 
aimud begründet, weil bas Publikum ein Recht auf Einhaltung ber Abjahrtszeit 
dat. Erfteren Falls kann ber jäumige Paffagier am nämlichen ober nachfolgenden 
ige mit einem Zuge gleicher Gattung jein Billet benupen, wenn er jofort bie 
Gältigleitadaner des Billets durch den Stationsvorſtand verlängern Täßt. 

Das Zugsperſonal ift verpflichtet, bei Ankunft auf jeber Station den Namen 
beidben anszurufen und bie Thüren derjenigen Wagen, in welchen fich Reifende 
imer Station befinden, zu öffnen. Wenn daher ein Paffagier fein Reiſeziel über 
ührt, weil der Schaffner den Namen ber Station gar nicht oder unrichtig aus⸗ 
green Bat, ober weil bie Wagenthüre nicht geöffnet wurde, fo iſt ein Ent- 

umgsanipruch gegen die Bahn begründet. 
j — Nichteinhaltung der durch den Fahrplan veröffentlichten Fahrzeit der Züge 
Seht fein Recht auf Schadenserfag zu Hagen, wenn auch die Verſpãtung eine 
a Eiſenbahn verſchuldete ift (3. B. veripätetes Eintreffen zu einem Gerichte- 
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Wird ein Anſchluß durch Zugsverfpätung verfäumt, ohne daß höhere Gewalt 
die Urſache der Iehteren war, und ber Reiſende weift nach, daß er im Beſite 
direkter Fahrkarte war und mit dem nächften Zuge wieder zur Abgangsftation 
zurückgekehrt ift, jo wird ihm der Preis für Hin« und Rückreiſe erftattet, wenn er 
feinen Anfpruch fofort nach Ankunft des verfpäteten Zuges beim Stationsvorftehe 
anmeldet. 

b) Beförderung von Reifegepäd. Der Gepädtransport fällt rechtlich 
unter den Begriff de Frachtvertrags und das Deutſche HGB., inſoweit nicht das 
Bedurfniß des Neijeverkehrs geboten hat, befondere Beitimmungen bezüglich der 
Eingehung des Frachtvertrags beim Meijegepäd im Betriebsreglement aufzuftellen. 
Neben diefen befonderen Beitimmungen gelten daher für ben Gepädtransport auch 
die Beitimmungen über den Güterverfehr (Abſchnitt ILI.), foweit beide vereinbart 
find. Der Umftand, daß nicht felten der Preis für den Gepädtrangport in dem 
Preis für den Transport der Perfon inbegriffen ift, ändert nicht? an ber juriſtiſchen 
Dualifitation des Rechtsverhältnifſes. Der Gepädtransport ift Accefforium de 
Perfonentranaports, weshalb im Betriebsreglement die Beſtimmungen fiber bie 
Gepädbeförberung unmittelbar Hinter den Beitimmungen über den Perfonentranspett 
eingereiht find. 

Als Neifegepäd muß von den Eifenbahnen angenommen werben, was ein Reiſender 
zu feinem und feiner Angehörigen Bebürfniß gebraucht, ausnahmsweiſe werden aud 
taufmännifche Waarenballots, Kiften ꝛc. zugelafien. 

Steuerbare Getränke, feuergefährliche und erplobirende Gegenftände, endlich 
lebende Thiere find von der Beförderung ala Neifegepäd außgeichlofien, theils weil 
die Zeit Jur fteueramtlichen Abfertigung fehlt, theil® aus Sicherheitsgründen. 

Die Obforge für ordnungsgemaͤße Verpadung ift Sache des Auigebers. Wird 
jedoch Gepäd, deffen Verpadung erfichtlich mangelhaft ift, unbennftandet von de 
Eifenbahn angenommen, fo wird ftillfchtweigende Billigung der mangelhaften Ver 
padung angenommen und ift die Eiſenbahn eventuell ſchadenserſatzpflichtig. Te 
Gepäcdaufgeber ift verpflichtet, ältere Poft- ober Eifenbahnzeichen von dem Gepid 
zu entfernen. Verſchleppungen, welche aus der Belaffung jolcher Zeichen hervor: 
gehen, bat die Eifenbahn nicht zu vertreten. Daß Gepäd ift 15 Minuten vor 
Zugsabgang aufzuliefern. Wird ſpäter aufgegebenes Gepäc wegen Mangel an Zeit 
unerpedirt mitgenommen, fo wird e8 bis zum Zeitpuntte der Nacherpebition nicht 
als zum Transport aufgegeben betrachtet umd die Eiſenbahn haftet nur dann fir 
Verluſt und Beihädigung (nicht Kieferfriftüberfchreitung), wenn ein mit dem Schaden 
zuſammenhängendes Verſchulden der Eifenbahn oder ihrer Leute nachgeiiejen wid. 
Solchem unerpebirten Gepäd ($ 29) fteht das Handgepäck gleich, das unentgeltlich; 
in ben Perfonentvagen mitgenommen werden dar. In beiben Füllen wird an 
genommen, daß die Beförderung folchen Gepädes Ausflug des Paflagiervertrags if, 
weshalb die Eifenbahn in Berluft- und Beichädigungsfällen nur zu haften hat, 
wenn Verſchulden ihrerfeits oder ihrer Leute vorliegt, was vom Gepädaufgeber nad: 
zuweilen if. Diefe Haftung Tann fie vertraggmäßig weder befeitigen, noch be 
ſchränken (v. Hahn, II. 541). 

Die custodia über das Handgepäd Hat nach dem Betriebäreglement ber 
Reifende felbft; ift daher Verluft oder Beihädiguug auf einen Mangel bon custodis 
zurädzuführen, fo ift dies niemala dem Eijenbahnperfonal zuzurechnen. 

Der Gepädaufgeber erhält einen Gepäckſchein als Dokument über die von der 
Eiſenbahn übernommene Verpflichtung. Deffen Inhaber ift ausfchließlich zur Rid- 
nahme des Gepäds Iegitimirt; wenn erhebliche Verdachtsgründe zur Verweigerung 
der Aushändigung an den Inhaber vorliegen, kann diefelbe verweigert werden. Dit 
Rückgabe des Scheins entbindet die Bahn von jeder Verantwortlichkeit, es fei denn, 
daß Verluſt — partieller — oder Beichädigung bei der Ablieferung äußerlich nicht 
erfennbar waren, in welchem Fall nachträgliche Reklamation zuläffig ift. 
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Das Recht, die Aushändigung des Gepäcks zu verlangen, und die Verpflichtung, 
das Gepäd außzuhändigen, beginnen mit der Ankunft desjenigen Zuges, zu welchen 
das Gepäd aufgegeben wurde, auf der Beitimmungaftation; mit dieſem Zeitpunkt 
beginnt die etwaige Verjäumniß der Lieferfrift, wenn auch diefer Zug verfpätet 
angelommen ift, weil bei verjpäteter Abfahrt oder Ankunft der Züge von 
Taffagieren weder für ihre Perfon, noch für Reiſegepäck Schadenserſatz gefordert 
werben Tann. 

Für den Verluft und Beichädigung von Neifegepäd, welches orbnungsmäßig zum 
Tranäport aufgegeben ift, haftet die Eifenbahn im Allgemeinen nach den Beftimmungen 
des Abſchnittes II. für Güter, foweit jolche auf die Beförderung vom Reiſegepäck 
anwendbar find und mit folgenden Modififationen: a) In Ermangelung einer Werth- 
deffaration (Berficherung gegen ungenügende Entfchädigungsfumme durch Zahlung 
höherer Fracht, als Frachtzufchlag, Prämie) ift der wirkliche Schaden (damnum 
emergens) jedoch in maximo mit 12 Mark pro Kilogramm nach Abzug des Gewichts 
des unverficherten Inhalts bei bloßer Beſchädigung eines Gepäcksſtücks zu erſetzen. 
b) Im Fall einer Werthbellaration, welche von der Aufgabeftation im Gepädjchein 
eingeſchrieben fein muß, ift der vom Gepädaufgeber nachzuweifende gemeine Handels⸗ 
werth bis zur Höhe der beffarirten Summe zu erfegen. c) Die Eifenbahn ift von 
icder Berantwortlichleit und NRechenfchaftsablegung für den Berluft (nicht Be- 
ihädigung) von MReifegepäd frei, wenn es nicht binnen acht Tagen nach Ankunit 
dei Zug®, zu welchem es aufgegeben ift, auf ber Beitimmungsitation abgefordert 
wird. Diefe Beichränfung der Haftpflicht verpflichtet den Gepädinterefienten, eine 
Rellamation zeitig geltend zu machen, damit beroutirte Gepädftüde verfolgt werden 
finnen. Die Abforberung bes Gepädes binnen acht Tagen bildet die Vorausſetzung 
der Geltendmachung des Änſpruchs auf Entichäbigung, wenn das Gepäd verloren ift, 
nicht aber die Bedingung der Entftehung diejes Anſpruchs. Die Abjorderung unter 
bricht den Lauf der achttägigen Frift. 

IR dad Gut nach Ablauf diefer Frift noch vorhanden, fo ift der Anſpruch auf 
Serausgabe auch nach der achttägigen Frift noch begründet. Die Berechnung ber 
Yeereift beim Reiſegepäck erfolgt nicht wie beim Güterverkehr nach Kalendertagen 
don Mitternacht zu Mitternacht, ſondern die Lieferfrift endet mit ber fattifchen, wenn 
auch verfpäteten Ankunft des Zuges, zu welchem das Gepäck aufgegeben wurde; von 
dicſen Moment ab wird der Tag zu 24 Stunden berechnet. Bis zum Ablauf von 
ei Tagen nach Ankunft des Zuges haftet die Bahn wegen Meberjchreitung der 
Keil. Nach Ablauf von dreimal 24 Stunden wird das Gepäd als verloren 
detrachtet, und bie Eiſenbahn ift nicht mehr rüdgabeberechtigt, jondern nur rückgabe— 
ofictig. Für Verſäumniß der Lieferfrift wird Erſatz geleiftet in der Höhe von 
9,20 Mark für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Gepäds und jeden angefangenen 
ei Berfäumniß (in maximo drei Tage, da von ba an Berluft angenommen 
sin). 


Im Falle einer Lieferungsfriftintereffe-Deflaration, welche eine Halbe Stunde 

vr Abgang des betreffenden Zugs erfolgen und im Gepädjchein von der Aufgabe— 
fation vermerkt fein muß, wird derjenige Betrag erfegt, welcher als Schaden inner 
halb des deklarirten Betrags nachgewieſen werden Tann. 
Weweiſt die Eijenbahn, daß fie die Verfpätung durch Anwendung der Sorgjalt 
«mes ordentlichen Frachtführers nicht habe abwenden fönnen, fo ift fie von der Haf⸗ 
tung für den Schaden, welcher durch Verſäumniß der Liejerfrift entftanden ift, frei, 
ve man annahm, daß es fchtwieriger ei, eine Verzögerung ber Reife zu vermeiden, 
als Berluft oder Beſchädigung. 

Der zollamtlichen Revifion des Neifegepäd® Haben die Reifenden ſtets perjönlich 
anywohnen und alle Deroutirungen ober Verfpätungen aus ber Nichtbeachtung dieſer 
etimmung jelbft zu vertreten. 
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Der Transport von und nach dem Gepäderpeditionzlofal ift Sache der 
Neifenden; bedient fich das Publikum zu biefem Zwecke der an größeren Stationen 
aufgeitellten Gepädträger (Kofferträger), jo thut es dies auf eigene Haft und Gejahr. 
$ 63 findet feine Anwendung, auch wenn die letzteren Bahnbedienftete find, weil 
derjelbe nur vom Transport mittel® der Eifenbahn handelt. Doc muß ein Zarii 
von der Eifenbahn angeichlagen fein zum Schuß gegen Uebervortheilung bes Publikums. 
Wird dem Eifenbahnperfonal — Portier ꝛc. — Reifegepäd zur Aufbewahrung über: 
aehen, fo haftet Hierfür die Eiſenbahn gleichfalls nicht. Diefe Einrichtung, welche aui 
größeren Stationen obligatorifch ift, ift Lediglich zur Bequemlichkeit des Publikums 
geihaffen. Alle von Paffagieren in den Wagen oder im örtlichen Bezirk der Bahn- 
verwaltung (b. i. Wartefäle, Reftaurationen, Perrons, Aborte, Geleifeanlagen x.) 
zurückgelaſſenen Gegenftände werden, wenn fie vom Eifenbahnperfonal gefunden und 
an die Gifenbahnverwaltung abgeliefert wurden, drei Monate aufbewahrt. Unter: 
liegen fie dem fchnellen Verderben, jo werden fie veräußert, und der Erlös drei Monate 
lang zur Dispofition des Berechtigten gehalten. Diejes Verjahren müffen bie ver- 
lierenden Eigenthümer (Paffagiere) anerkennen, weil fie fi) dem Bahnreglement durch 
Löfung des Billets, bzw. Benutzung der Fahrt unterworfen haben. Finden dritte 
BVerfonen im örtlichen Bezirke der Bahnverwaltung Gegenftände, fo unterliegen die 
jelben der in ben einfchlägigen Geſetzen des Fundortes vorgezeichneten Behandlung. 

c) Leihen. Die Beförderung von „Leichen“ Hat man noch als eine Art der 
Perjonenbeförderung betrachtet und hat die Aufgabe, wie die Auslieferung bei den- 
jelben, gleichtwie beim Reifegepäd zu erfolgen. Auch die Beförderung erfolgt mit den 
Verfonenzügen. Einzelne fpezielle Transportbedingungen find die vorgängige An: 
meldung des Transports, Luftdichter Verfchluß inf Sarge mit hölzerner Kifte, Bei- 
gabe eines Begleitere, eines Leichenpafjes, Vorauszahlung der Taren und Abholung 
der Leichen innerhalb ſechs Stunden nach Ankunft am Beitimmungsorte. 

Zu Abſchnitt II. lit. c, d und e find bereits einheitliche Zuſatzbeſtimmungen über 
die Abfertigung und Tarifvorfchriften im Deutichen Reich feit 1. März 1880 publizirt. | 

d) Equipagen und andere Fahrzeuge. In Folge der erwähnten ein: | 
heitlichen Zufaßbeftimmungen befteht nun auch ein einheitlicher Abfertigungamodus 
in ganz Deutfchland für „Fahrzeuge“. Nach demfelben ift zu unterfcheiden 
awifchen Equipagen und anderen nicht auf eigenen Rädern laufenden unbeladenen 
Fahrzeugen einerjeit® und den auf eigenen Rädern laufenden Fahrzeugen (Lokomotiven. 
Tendern und anderen Eijenbahnfahrzeugen). Letztere find bei den Gütererpebitionen, 
erſtere mittels Beförderungsſcheins bei der Gepäderpebition aufzugeben. Lokomotiven 
und Zender werden nad) dem Gewicht tarifirt, bei den übrigen Eijenbahnfahrzeugen 
wird eine beftimmte Stredentare per Kilometer und verwendeten Eifenbahnwagen er: 
hoben. Reiſende dürfen während der Yahrt nicht in den „Wahrzeugen“ bleiben, um 
einer Umgehung der Beftimmungen über Perfonenbeförderung vorzubeugen und die 
öffentliche Sicherheit nicht zu gefährden. Die Aufgabe muß eine Stunde vor Zuge 
abgang ftattfinden. 

e) Beförderung von Thieren. Die 88 40—45 des Bahnreglemente 
beftimmen, unter welchen Bedingungen lebende Thiere zur Beförderung auf den 
Eijenbahnen angenommen werben und in welchem Umfang bie letzteren Schaden zu 
präftiren haben. Im Allgemeinen richtet ſich die Haftpflicht nach den in Abjchnitt 
II. jür den Güterverkehr enthaltenen Bertragabedingungen, joweit dieſe anwendbar 
find. Letzteren gegenüber treten jedoch beim Viehtransport nach drei Seiten hin 
Beſchränkungen ein: 1) Da die Thiere durch den Berfender jelbft aufs und Durch den 
Empfänger abgeladen werben müſſen, jo fällt die Haftung für den Schaden hinweg. 
welcher aus der mit dem Auf- und Ablaben oder mit mangelhafter Ber- 
Ladung verbundenen Gefahr entitanden ift. 2) Haftet die Bahn nicht für den 
Schaden, welcher aus der mit dem Transport für diejelben verbundenen be— 
fonderen Gefahr (Entipringen, Fallen, Stoßen, Erſticken) verbunden ift. 3) Haitet 
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die Bahn nicht für den Schaden, welcher aus der Gefahr entftanden ift, deren Ab⸗ 
wendung durch die vorgefchriebene Begleitung bezwedt wird, 3. B. Mangel an 
Bartung, Fütterung, Tränkung. 

Abſchnitt II. Beförderung von Gütern. Die Deutichen und Oefter- 
reichelingarifchen bzw. Vereinsbahnen transportiren „ Güter" von und nad} allen 
für den Güterverkehr eingerichteten Stationen ſämmtlicher Vereinsbahnen auf Grund 
eines Frachtbriefs, jo daß jämmtliche Eifenbahnen dem Publikum gegenüber nur 
als unter einer Verwaltung ſtehend erjcheinen und auf ben Nebergangaftationen 
das Eifenbabnperfonal die Uebergabe an die anjchließende Bahn beforgt. 

Bezüglich der Annahme der Güter zum Transport eriftiren bon der den 
Eiſenbahnen als öffentlichen Anftalten durch das HGB. auferlegten Transportpflicht 
die gleichen Ausnahmen wie bei Zurüdweifung de Transports, nämlich: 
1) wenn außergewöhnliche Hindernifje (Betriebsftörung), 2) wenn höhere Gewalt 
entgegenftehen, 3) bei Infuffizienz der Transportmittel (3 6). In diefen drei Fällen 
fönnen die Eifenbahnen, um Aufftauungen der Güter zu vermeiden, auch die Ein- 
magazinirung zum fpäteren Transport fo lange verweigern, biß der Hinberungsgrund 
wegrällt ($ 55), fie müffen aber die Güter „zur vorläufigen Lagerung” annehmen, 
wenn Räumlichkeiten disponibel find; jedoch Haften die Eiſenbahnen dann nur als 
Verwahrer bis zu dem Zeitpunkt, in welchen bie Berlabung möglich ift, indem von 
da an erſt die Annahme bes Gut? zum „Transporte“ ala geichehen und ber 
Ftachtvertrag erft durch Aufdrücken des Expeditionsſtempels auf den Frachtbrief als 
abgeichloffen gilt. 

Die Eifenbahnen können aber die Annahme von Gütern auch verweigern: 
4) wenn die Güter „an ſich“ fich nicht eignen, 3. B. kranke Thiere ($ 40), der 
Selbſtentzündung unterwworfene Gegenftände ($ 48); 5) wenn fie „vermöge ihrer 
Verpadung” zum Transport nicht geeignet find (8 47). Was die Verpadung 
enlangt, jo ift durch Art. 422 des HGB. den Neglements verbindliche Kraft bei— 
gelegt. Den dieſe erlaffenden Adminiftrativbehörden ift alſo Freiheit gelaffen, Bor- 
*hritten über die Beichaffenheit der Verpackung im Allgemeinen oder für einzelne 
Arten von Gütern zu erlafien. Demgemäß ermächtigt $ 47 die Eifenbahnen, gar 
nicht oder nicht ordnungsmäßig verpadtes Gut, wenn die Natur deffelben eine Ver— 
Pakung zum Schub gegen Verluſt der Befchädigung auf dem Transport erfordert, 
nur dann zu befördern, wenn der Abſender das Fehlen oder die Mängel der Ver— 
Padung aut dem Frachtbrief anerkennt und außerdem hierüber noch ein Revers— 
otmulat ausfällt. Unbeanftandete Annahme eine äußerlich mangelhaft verpadten 
Buts macht die Eifenbahnen erfagpflichtig. 

Perfektion bes Frachtvertrags. Der Frachtvertrag ift abgefchloffen, fobald 
das Gut mit dem Frachtbrief zur Beförderung — nicht zur Einlagerung — an= 
genommen ift; denn die Eifenbahnen haften nach Art. 395 des HGB. von der 
‚Empjangnahme” des Guts zur Beförderung an und können, da Art. 895 1. c. 
Frohibitivbeftimmung ift, die Dauer biefer Haftung durch Reglements nicht ein= 
Kränten. Unter diefer „Empfangnahme” ift derjenige At zu verftehen, durch welchen 
ie Giienbahn bekundet, daß fie die Offerte des Abfender zur Eingehung bes Frachte 
* nach Frachtbrief und Frachtgut reglementmäßig erachte und den Transport 

ernehme, 


Bährend das HGB. weder die Auaftellung eines Frachtbriefes noch die Auf 
drüdung des Expeditionsſtempels (derjelbe enthält nur Name der Station, Monat 
ind Tag der Uebernahme) für den rechtöverbindlichen Abfchluß eines Frachivertrags 
'erdert, war es im Eifenbahnfrachtverkehr mit Rüdficht auf die zu gleicher Zeit und 
u verſchiedenen Plägen ftattfindende Mafjenauflieferung geboten, den Zeitpunkt, in 
hen die Auflieferung, bzw. Verlabung des in demſelben Frachtbrief deflarirten 
Satz vollftänbig gefchehen ift und von welchem am ber Frachtvertrag rechtliche 
Birfiomkeit Haben foll, in einer Jedermann Leicht fichtbaren Weiſe zu firiren und, 
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abweichend von bem Abfchluß des gewöhnlichen Frachtvertrags, im Reglement ſpeziell 
auszuſprechen, wie die Uebergabe ftattfinden muß und wodurch die „Empiang- 
nahme”, d. i. die Erklärung der Annahme der Frachtvertragsofferte des Abjenders, 
tonftatirt wird. Die Aufdrlidung des Expeditionsſtempels ſoll übrigens das regel- 
mäßige, nicht das ausfchließliche Zeichen des eingetretenen Konſenſes bilden, 
und es hängt von den konkreten Umftänden ab, ob, jalla die Aufbrüdung bee 
Expeditionsſtempels unterblieben ift, die Thatſache des eingetretenen Konſenſes, bzw. 
erjolgten Vertragsabſchlufſes auf andere Weile erwiejen werden Tann. 

Die Beidrüdung des Stempels der Aufgabeftation hat die Vermuthung für 
fi, daß fie 1) von den dazu fompetenten Beamten, 2) erft nach vollftändiger 
Auflieferung des im Frachtbrief deflarirten Gutes erfolgte. Diefe Fixirung bes 
Moments des Beginnd der Berantwortlichkeit ift fowol in Bezug auf Berechnung 
der Lieferfrift (diefelbe beginnt mit der auf den Tag des Bertragsabjchluffes folgenden 
Mitternacht) als in Bezug auf den Beginn der Haftpflicht der Eifenbahn nach $ 64, 
Abſ. 1 von weſentlicher Bedeutung. Läßt die Eifenbahn die Güter durch eigene 
Rollfuhrleute von den Abſendern abholen, fo ift ſchon mit der Uebergabe an Diele 
der Frachtvertrag abgeichlofien. 

Frachtbriefe. Das Betriebsreglement enthält als Beilage das Frachtbrie- 
mufter, welches jeder Sendung beigegeben fein muß. In dieſem erklärt der Ver— 
jender, daß er fich den Beftimmungen des Betriebsreglements und der Tarife unter 
twerje, welche für die betreffende Sendung zur Anwendung kommen. 

Hierdurch, ſowie durch das Gebot, daß der Frachtbrief andere Erklärungen und 
Dereinbarungen als fie dag HGB. oder das Betrieböreglement zuläßt, nicht enthalten 
darf, ift im öffentlichen Intereffe ein fogenannter Rormalfrachtvertrag ge 
ſchaffen, den jeder Verſender eingehen muß. Ebenſo find über Form und Inhalt 
des Frachtbriefes bindende Vorſchriften durch das Betriebsreglement erlafjen; cr 
muß die Unterfchrift des Abſenders oder eine gedrudte, bzw. gejtempelte Beichnung 
feines Namens, ſowie die deutliche und genaue Bezeichnung des Empfängers und 
bes Beftimmungsortes, und, wenn nach Ießterem verjchiedene Wege führen, die Anz 
gabe de Transportweges enthalten. Auch die zur zoll- und fteneramtlichen Be 
handlung beigefügten Begleitpapiere find darin zu verzeichnen. 

Der Frachtbrief ift nicht das einzige und ausſchließliche Beweismittel für ben 
Frachtvertrag. Auch ift Gegenbeweiß gegen ben Inhalt deffelben zuläſſig. Bei 
Gütern, deren Auf und Abladen nach Beftimmung des Reglements, bes Tariis 
oder bejonderer Vereinbarung mit dem Abjender, von dieſem oder dem Empiänger 
beforgt wird, macht die Angabe des Gewichts oder der Menge des Gutes in dem 
Frachtbriefe Teinen Beweis gegen die Eifenbahn, fofern nicht die Verwiegung der 
Wagenladung oder der Güter, welche dieſelbe bilden, erfolgt, und die Stüdzahl ober 
das Gewicht, Iehtered durch den Wägeftempel von der Ahgangaftation auf dem 
Frachtbriefe beicheinigt if. Die Eifenbahn Hat bei der Annahme des Frachtbrieies 
die Einträge in demfelben zu prüfen und erfennt bie Angaben — ausnahmlich des 
Gewichts und der Menge im alle der Selbftverladung — mit der Abſtempelung 
des Frachtbriefes als richtig und bindend an. Ginjeitige Abänderungen ber 
Trachtbriefangaben nach der Annahme und Adftempelung find unzuläffig und ohne 
Wirkung auf die Verpflichtungen des andern Theile. Der Beweiskraft des ab: 
— Frachtbriefs ſteht die Haftung des Abſenders für die Nichtigkeit deſſelben 
gegenüber. 

Der Abfender ift zur richtigen Bezeichnung des Inhalts und des Gewichts 
der Gifenbahn verpflichtet und haftet für den daraus entjtehenden Schaden und für 
eine Konventionalftrafe. Diefe verfällt bei faljcher Angabe ohne Rüdficht au! 
eine Schuld des Abſenders, welchem eine pofitive Verpflichtung bezüglich der 
Richtigkeit der Angabe gemacht ift, und ift alfo Lediglich an die Thatjache der 
Nichterfüllung der geftellten Vertragsbedingung geknüpft. 
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Auch bei Stücgut ift Erhebung der Konventionalftrafe, obwol die Gewichts- 
fontrole obligatorijch ift, wegen unrichtiger Angabe bes Gewichts zuläffig, da 
die Zufiherung der amtlichen Feitftellung des Gewichts behufs ber richtigen Fracht« 
Berechnung und der eventuellen Yirirung der Entichädigungsfumme die Bedingung, 
das Gewicht richtig anzugeben, und die Berechtigung, im alle der Nichterfüllung 
diefer Bedingung Konventionalftrafe zu verlangen, nicht befeitigt. 

Der Abjender muß die Route vorfchreiben, über welche das Gut geleitet werben 
Toll, wenn & verihiedene Routen vom Abſendungs- bis zum -Beftimmungsort 
giebt. Die Bahn ift aladann an dieſe Vorſchrift gebunden. Iſt der Transportweg 
richt vorgefchrieben, fo wird angenommen, daß er es der beſſer informirten Verſandt⸗ 
erpedition Aberläßt und muß die Verjandterpedition denjenigen Weg wählen, ber 
ihr im Interefje des Abjenders am zwedmäßigften erſcheint. 

Die Wahl der Route erfolgt auf Gefahr des Abjenders, d. h. die Bahn über- 
nimmt mar für die unrichtige Wahl (Mebrfracht, nothwendige Verzögerung gegenüber 
der kürzeren Route) keine Verantwortung; für den Transport auf ber bon ihr 
gewählten Route haftet fie felbftverftändlich. Geht das Gut auf ber gewählten Route 
durch vis major zu Grunde, jo haftet fie ebenfalls nicht. 

Sie Bahn Hat bei der Wahl der Inftradirungsroute nur gewöhnliche diligentia 
‚su präftiren, foweit nicht ein direkter Tariffa der Aufgabeitation, welche fie jelbft- 
verftändlich alle kennen muß, anzuwenden ift ($ 52, Abſ. 1). Auf der vom Ab⸗ 
jendet vorgefchriebenen, wie auf der von der Abjenbeftation gewählten Route ift 
sunähft der publizirte direkte Tarif, eventuell, d. 5. wenn ein birefter Tarif 
nicht publigirt ift, der zuſammenzuſetzende gebrochene Tarif anzuwenden. Deshalb 
it Grundſatz, daß jede Sendung, wenn die Beftimmungsftation feine Berbandftation 
it, auf die nächſt vorgelegene Berbandaftation zu fartiren ift, foweit 
mcht fpegielle Ausnahmen — 3. B. Webergangsftation — gemacht find. 

30ll- und Steuervorſchriften. Dem Abfender allein liegt die Ver— 
bindfifeit ob, die Bahn zur Erfüllung der zoll» und fteueramtlichen Obliegenheiten 
in den Stand zu fegen („das Gut transportbereit zu machen“), da die Beichaffung 
der Papiere feine zum Transport gehörige Handlung, fondern ein ſelbſtändiges 
ebengeihäft ift. Aus der Annahme des Guts zum Transport ohne Bollpapiere 
oder mit unzulänglichen Papieren und der Ausführung bes Transports darf alſo 
fein Bericht der Bahn auf Beichaffung der Papiere ſeitens des Abſenders abgeleitet, 
felde Annahme auch nicht ala „Verſchulden“ der Bahn zugerechnet werben. 
Der Abfender ift trotzdem für alle Strafen und Schäden haftbar, welche bie Eifen- 
bahn wegen Unrichtigleit oder Unzulänglichkeit der zur Zollabfertigung erforderlichen 
Zegleitpapiere treffen und ift der bei der Bollabfertigung ohne ihr Verſchulden ge- 
ichaͤdigten Bahn ftets haftbar, mag ihn ein VBerfhulden treffen oder 
nit. — Fällt jedoch der Eiſenbahn felbft ein Verſchulden zur Laft, jo Hat fie 
trım Rüdgriff bezüglich der über fie verhängten Zollftrafe. 

Hat die Eifenbahn bei der Zollverwaltung eine unrichtige zoll- ober fteuer- 
amtliche Mbiertigung auf Antrag des Verſenders oder ohne ſolchen veranlaßt, jo hat 
fe für alle Strafen und Schäden Regreß an den Abjender. Unkenntniß der Zoll: 
aörge und Regulative, Irrthum eined Kontravenienten über Sinn und Tragieite 
ziner zollfiskaliſchen Strafbeitimmung, ebenjo der Mangel der Abficht, ihr zumwider« 
a ſchließen die Strafbarfeit nicht aus (Entich. d. ROHG. Bd. XVIII. 
2. 245). 

Berehnung und Zahlung der Fracht. Erſtere erfolgt auf Grund 
der publizirien Tarife, in welchen die Preife für den Eiſenbahntransport von vorn⸗ 
fein jet normirt find. Mit Anwendung ber betr. Tarife erklärt fich der Ver- 
Inder bei Eingehung des Frachtvertrags durch Unterzeichnung des Normalfracht- 
briers einverftanden. In diefen Tarifen Liegt der Frachtberechnung bei Stüdgut dag 
Lruttogewicht,, bei Wagenladungen bie Tragkraft des Wagens, bei Vieh auch der 
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Saberaum befjelben zu Grunde. Bei Wagenlabungen obliegt die Verladung dem 
Verfender. Die Ueberfchreitung der am Wagen vermerkten Tragfähigkeitsziffer ift 
bis zur Höhe von 5 Prozent bei Wagen von 10000 kg Tragkraft zuläffig, andem- 
falls wird Kondentionalftrafe im doppelten Betrag der für das Webergewicht zu er- 
bebenden Fracht vom Verſender oder Empfänger erhoben. 

Die Aufgabe eines Guts erfolgt entweder „in Frankatur“ ober „in Weber: 
weifung”. Erſteren Falls hat der Abfender die Fracht fofort zu bezahlen, letzttren 
Falles erhält die Eifenbahn vom Abjender ben Auftrag, die Fracht vom Gmpfänger | 
einzufaffiren. Es fteht fomit im Belieben des Abfenbers, ob er das eine oder das 
andere ihun will. Der Empfänger tritt durch Annahme des Frachtguts und Fracht- 
briefs in den Frachtvertrag ein und übernimmt die in dem letzteren ftipulirte 
Zahlungspflicht der Eifenbahn gegenüber. Nimmt der Adreffat das Gut nicht an, 
fo ermwächit ihm auch Teine Verpflichtung zu einer Krachtzahlung. Der Adrefiat kann 
fich aber jchon durch Annahme des Frachtbriefs allein zur Frachtzahlung obligiren. | 
Auch eine Verfügung des Adrefſaten, das Gut mit dem alten Frachtbrief weite 
zu befördern, jchließt die Annahme des Guts und Frachtbriefs in fich und verpflichtet 
zur Zahlung der Fracht. 

Die Zahlung der Fracht hat zu erfolgen nach Maßgabe des im Frachtbrie in 
Bezug genommenen Bahnreglements, und nach biefem follen unrichtige Antvendungen 
des Tarife oder Fehler bei der Gebührenberechnung weder der Eiſenbahn noch dem 
zur Zahlung DVerpflichteten zum Nachtheil gereichen. 

Der auf dem Frachtbrief in der Nota ausgeworfene Betrag ift daher nidt 
maßgebend und find zu wenig erhobene frachtbeträge von den Parteien nachzugahlen, 
wie auch zu viel erhobene zurüdvergütet werben. 

Auch „Nachnahmen“ auf Güter find zuläffig und müffen vom Empfänget 
bei Selbfthaftung der Bahn im Unterlaffungsfalle eingezogen werben, ſei es, daß es 
fih um Nachnahme beveitd erwachfener Verjendungs- und Tranaportloften, ober um 
Nachnahme des Kaufpreifes handelt. Der Abjender kann vom Frachtvertrag zurüd« 
treten, wenn ber Antritt oder die Fortſetzung der Reife durch Naturereignifle oder 
fonftige Zufälle zeitweilig verhindert wird. Die Eiſenbahn hat fein Rücktrittäredt, 
aber das Recht, das Gut beim Vorhandenſein einer Hülfsroute auf biefer jeinem 
Beitimmungsort zuzuführen. 

Tritt der Abfender aus anderen als vorftehend erwähnten Gründen zurüd, fo 
muß er der Eifenbahn den bereits erwachienen Aufwand erfegen, unterwegs lam 
der Rückruf eines Gut? außerdem nur mit Zuftimmung der Eiſenbahn und gegen 
Zahlung eines Reugeldes erfolgen ($ 60). 

Ablieferung. Der „Transport“ eines Guts begreift nicht die Verpflichtung 
in fich, daffelbe am Ablieferungsorte in die Wohnung bes Empfängers zu ſchaffen: 
die Eifenbahnen können fich vielmehr im Reglement von ber diegfallfigen, dem Fracht⸗ 
führer im HGB. auferlegten Pflicht frei machen und da® Gut dem Empfänger auf 
dem Bahnhof des Beitimmungsortes zur Verfügung ftellen. 

Der Abjender kann jedoch nachträglich einen anderen Empfänger, ala im 
Frachtbrief vereinbart, und auch einen anderen Beltimmungsort fubftituiren. 
Doc darf der Berjender nicht einjeitig bie vereinbarte Transportſtrecke verlängern, 
überhaupt den Umfang ber Pflichten der Eifenbahn nicht ohne ihre Zuftimmung 
nachträglich erweitern. 

Im Verband der Deutfchen Eifenbahnverwaltungen ift als Regel die Armahme 
von Anmweifungen, bei welchen die Beftimmungsftation verändert wird, unterjagt 
und nur bei Wagenladungsgätern ausnahmsweiſe geſtattet. 

Solche Anweifungen müffen durch Vermittlung der Aufgabejtation erfolgen, da | 
ee. li, nur vergewiſſern kann, ob ein Brief, Telegramm zc. vom Abfender wirklich 

errührt. 
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Die „Dispoſitionsbefugniß“ des Abfenders über das Gut erlifcht, ſo— 
bald das Gut am Beitimmungsort angelommen und der Frachtbrief übergeben iſt, 
{mer wenn ber Empfänger nach Ankunft des Guts am Ablieferungsorte Klage auf 
Ausantwortung don Frachtbrief ober Gut flellt. Im demjelben Momenten beginnt 
die ausſchließliche Dispofitionsbefugniß des Empfängers. 

Die Eifenbahn ift verpflichtet, wenn fie dad Gut am Beitimmungsort nicht 
vet an die Behanfung führt, den Empfänger von ber Ankunft defjelben durch 
Boten, Poſt zc. zu benachrichtigen. 

Führt fie das Gut durch Rolffuhrunternehmer ſelbſt zu, jo ift Aviſirung nicht 
aboten. Es ift Sache jebes Einzelnen, ob er Güter, die an ihn ankommen, felbft 
ıbbolen oder fich der bahnfeitig aufgeftellten Rollfugrunternehmer bedienen will. 
Rach dem Bahnreglement braucht bie Eiſenbahn nur gegen fofortige Bezahlung der 
Art und fonftigen auf dem Gut Haftenden Gebühren abzuliefern. 

Gleichwie Berzug in der Auflieferung der Güter die Verpflichtung des Abjenders 
rach Ach zieht, Lagergeld oder Konventionalftraje für zu lange Inanſpruchnahme 
ter Räumlichkeiten oder Wagen der Eifenbahn zu zahlen, ebenjo kann Verzug in 
dr Abjührung, Abnahme ober Auslabung ber Güter die Verpflichtung des Empfängers 
bigrimden, Lagergeld oder SKonventionalftrafe zu zahlen. 

Für alle auf dem Frachtgut Haftenden Anfprüche, foweit fie durch ben Fracht⸗ 
zettrag begründet find, ferner für Zollgelder und andere Außlagen (excl. Nach- 
ahmen nach Eingang) haftet das Frachtgut der Eifenbahn als Pfand. 

Tie Realifirung des Pfandrechts erfolgt, wenn bie Eiſenbahn noch im Befitz 
des Liandobjektes ift, nach Art. 407 bes GR. dadurch, daß fie ben Antrag auf 
Verauj des Guts bei dem kompetenten Gerichte (Art. 310 des HGB.) einreicht. 
2a die Giſenbahnen Vorauszahlung vor Ablieferung der Güter verlangen, kommen fie 
‘iten in die Rage, von dem Pfandrecht Gebrauch zu machen. 

Die Ciſenbahnen haben als Kaufleute im Sinne des Art. 4 der HGB. unter 
der Vorausſetzungen der Art. 318 und 814 auch das Taufmännifche Retentionsrecht 
und außerdem felbftredend die ordentlichen Rechtsbehelfe gegen ihren Schuldner. 

Ablieferungshinderniffe. Wenn die Ab» oder Annahme de Guts 
vom Gmpfänger verweigert wird, wenn bie Abgabe eine Guts überhaupt nicht 
ihrnlith geworden und wenn Bahnhoflagernd aufgegebene Güter innerhalb ber 
dergeiguichenen Friſt nicht abgeholt werben, Haben bie Eiſenbahnen die Wahl: 
3 entweder die Güter auf Gefahr und Roften der DVerjender auf ber betreffenden 
Station zu lagen — von da an haften fie nur ale Depofitare —, b) ober bie 
Güter unter Kachnahme ihrer Koften und Auslagen in ein öffentliches Ragerhaus 
ar einem ihnen als bewährt befannten Spediteur zu übergeben — hiermit ift das 
— für die Eiſenbahn vollſtändig erledigt —, oder c) das Gut außer- 

rihtlih (muß nicht öffentlich fein) zu verlaufen. 

Letzteres felt jedoch noch weiter voraus, daß die Güter dem fchnellen Verderben 
"geht find umd zugleich mit dem Areffaten der Abſender die angebotene Zurüd- 
"wäre verweigert, oder ſalls der Empfänger die Annahme verweigert, oder nicht zu 
mitteln ift, daß zugleich der Verſender nicht zu ermitteln ift. 

Sat die Gifenbahn zwifchen diefen ihr offenftehenben — gewählt, Ar darf 
% nißt zum Rachtheil des Verſenders variiren (Entjch. des ROHG. VIIL ©. 817). 

Sajtpflicht der Eiſenbahn. Hinfichtlic der Ausführung des Transports 
Arber ganzen Strede ftehen mehrere Eijenbahnverwaltungen dem Ab- 
'odr als Korrealfchuldner gegenüber (Entich. de ROHG. XI. ©. 212). 

Die erſte Eifenbahn kontrahirt Namens ihrer Transportnachjolger und für 
Neozumg derfelben. Der Rüdgriff der Eiſenbahnen untereinander ift in Ermange- 
ag giehficher Hegelung nach den Beftimmungen des bürgerlichen Rechts über den 
egu der Korrealſchuldner untereinander zu beurtheilen. 

» Oslgendorff, Guc. IL Necptälerifon II. 3. Aufl. 22 
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Was die Haftpflicht der Eifenbahn für ihr Perfonal anlangt, jo haftet ſi 
qua Frachtführer (Art. 400 des HGB.): 

1) nur für ſolches Perfonal, deſſen fie fich zur Ausführung des Transport: 
bedient, das aljo mit der Expedition und Beidrderung der Güter im urſächliche 
Zufammenhang ftehende Handlungen vorzunehmen bat; 

2) nur für folche Handlungen und Unterfaffungen dieſes — welch 
daffelbe in Are hiun feiner Dienftesfunktionen begangen hat; und 

3) welche weder vor dem Abſchluß, noch nach Erfüllung des Fyrachtvertrage 
begangen wırden, jerner nicht für Mandatsexzeſſe dieſes Perfonals. 

In allen diefen rn iſt ihre Haftung nicht nad) Art. 400 des 56%. 
fondern nad) Art. 47 der HGB. zu bemeffen. Da die Eiſenbahn einen Transvor 
ala Ganzes (opus) übernimmt mit der Verpflichtung, rem salvam fore, fo haitt 
fie für den Schaden, welcher durch Verluft oder Beichädigung des Guts vom Fit 
punkte des Abichluffes bes Frachtvertrags bis zur Ablieferung entitanden ift, ohn 
Rückſicht, ob ihr ein Verſchulden' zur Laft fällt (Art. 395 des HER. 

Nur in drei Fällen ift fie exkulpirt, wenn a) höhere Gewalt, b) natürlid 
Beichaffenheit des Guts, c) äußerlich nicht — — der Verpackung di 
Urſache des Schadens find. Obwol Art. 395 1. c. eigened Verſchulden bes Ah 
fenderd, oder feiner Leute ala Exkulpationsgrund nicht enthält, hat die Eiſenbab 
ſolches doc nicht zu vertreten. 

Zur Begründung der Eintede der „Höheren Gewalt“ gehört ein Greignii 
„das unter ben gegebenen Umſtänden auch durch die äußerii 
diejen Umftänden angemejjene und vernünitiger Weije zu cr 
wartende Sorgfalt weder abzuwehren, noch in feinen ſchädlice 
Folgen zu vermeiden war“ (Entih. des ROGG. I. ©. 259; VII. €. 2 
159). Wäre ber durch „höhere Gewalt” entftandene Schaden zwar zu vermeide 
geweſen, aber nur buch außerordent liche ungewöhnliche Borfichtemat 
zegeln, jo haftet die Eiſenbahn nicht (Entſch. des ROHG. XII. ©. 321). ?i 
Eenbahn bat hiernach auch jür den bei der Abweſenheit jeglice 
Verſchuldens vorliegenden einjahen Zufall einzuftehen, 3. B. je? 
mangelhajte Funktion der Betriebd- und Transportmittel; dieſe müfjen bei jet« 
Trangport jo beichaffen fein, daf fie das Gut nicht beichädigen. 

Derluft oder Beihädigung durch die natürliche Befchaffenheit des Guts mı 
nach Naturgejegen, 3. B. durch unvermeibliche rüttelnde Bewegung des Wagıri 
durch den Transport in offenen Wagen, bzw. bie Einflüfle dev Witten: 
(Hige, Kälte), alfo von innen Heraus entftanden fein (innerer Berderb, Schwinde 
gewöhnliche Ledage). 

Nachdem die ordentliche Verpackung Sache des Abſenders ift, gilt mangelt 
Verpackung als eigenes Verjchulden deſſelben oder feiner Leute. Iſt fie äuperlic 
fihtbar und die Eijenbahn nimmt dag Gut doch an, fo wird darin ftilljchweigen: 
Billigung der Verpadung gefunden, welche ihre Haftung begränbet. 

Abgabe des Frachtguts zur Zoll- oder Steuerabfertigung auf der Beſtimmung 
ſtation —* als Ablieferung und macht die Eiſenbahn haftfrei. — Iſt dem Empräng 
vier Wochen nach Ablauf der Liejerfrift ein Gut nicht abgeliefert, jo kann er es a 
verloren betrachten und Erſatz für Verluſt fordern. Die Gifenbahn ift nach did 
Friſt nicht mehr rüdgabeberechtigt, wol aber rüdgabepflichtig, wenn es wieder au 
gefunden und vom Empfänger verlangt wird. 

Unbeanftandete Annahme eine® Guts und Bezahlung der Fracht (jedod m 
topulativ) gilt ala thatfächliche Billigung bes Transports und macht die Eiſenbal 
baftfrei; bei Frankoſendungen ift diefer Grundſatz nicht anwendbar, weil die Frac 
vorausbezahlt iſt. Ebenſo dauert die Kontraftöflage gegen die Eiſenbahn fort, wer 
der Empfänger des Gut bei ber Annahme beffelben und Zahlung der Fracht d 
Mängel defjelben äußerlich nicht wahrnehmen konnte, fo daß alfo auch eine ſiil 
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fhweigende Genehmigung des Transportvertrags nicht zu präfumiren ift. In ſolchem 
Falle muß jedoch die Feſtſtellung der Mängel ohne Verzug nach ber Entdeckung 
rachgeſucht, die Reflamation bei der Eiſenbahn binnen vier Wochen ſchriftlich 
angemeldet und nachgetviefen werben, daß bie Mängel in der Zeit, im welcher 
des Gut im Gewahrfam der Gifenbahn war, entitanden find. Erſt dann iſt 
actio nata. 

dür Anjprüche aus Berluft, Beihädigung und Verfpätung gegen 
die Eiſenbahnen ift einjährige VBerjährungsfrift geichaffen, alle übrigen 
Forderungen verjähren nach landesgeſetzlichen Beftimmungen, 3. B. Nachzahlung zu 
wenig. Rücdzahlung zu viel erhobener Fracht. 

Im Fall der NRihtablieferung beginnt die Verjährung mit bem Ablauf 
dei Tages, am weichem das Gut hätte abgeliefert werden müffen, bei Beichädigung 
oder Berminderung, fowie verjpäteter Ablieferung mit dem Tag ber Ablieferung. 

Ueber das Schidjal und den Verbleib eines nicht abgelieferten Guts haben die 
Eijenbahnen die eingehenditen Necherchen anzuftellen und dem Publikum altenmäßige 
Nittheilungen zu machen (Entſch. des ROHG. XXI. ©. 21). h 

Die Haftpflicht der Eiſenbahnen ift für folche Gefahren beſchränkt, welche 
nch den eigenthümlichen Einrichtungen berjelben in der Regel und vorausfichtlich 
chne Schuld der Eifenbahnen eintreten ($ 67 des Bahnreglements), jo bei leichter 
Verlegdarkeit des Guts (außergewöhnlicher Leckage), beim Zran&port in offenen 
Wagen (Diebftahl, Witterungseinflüfie), bei Mängeln der Verpadung, in Anjehung 
derjenigen Güter, welche vom Abjender ſelbſt verladen und vom Empfänger jelbft 
elladen werben, endlich bei folchen Sachen (Fahrzeuge, lebende Thiere), in Ans 
iehung deren verabredet ift, daß fie begleitet werben. Im dieſen fünf Fällen braucht 
die Cſenbahn Lediglich die Möglichteit zu erweiien, daß der Schaden in erfenn- 
tarem Inſammenhang mit dieſen Gefahren ftehe; aladann tritt die Präfumtion ein, 
tab der Schaden wirklich aus diefen nicht zu vertretenden Gejahren entftanden ift, 
gegen welche Präfumtion dem Reklamanten der Gegenbeweis offen jteht. 

_, VieHöhe der von den Eifenbahnen zu zahlenden Entichädigungafumme bemißt 
fd im ihrem Geldwerthe (Erſatz in natura fann nicht gefordert werben): 

‚») bei Verluſt und Beichäbigung nach dem gemeinen Handelswerth eines Guts 
geicher Onalität am Ablieferungsorte, in Ermangelung eines folchen nach dem 
Bath, um den man es am Ablieferungsorte gemeinhin laufen kann. Es bleibt aljo 
das individuelle Interefje, ber Äffektionswerth, fowie ber entgangene 
Gewinn außer Anfak und nır das damnum emergens ijt die omnis causa, welche 
die Ciſenbahn zu erjegen bat. In Ermangelung einer höheren Werthbellaration be- 
tragt der gemeine Werth in maximo 60 Mark pro 50 kg Brutto (Normaljag), wenn 
auch der wirkliche Werth denſelben überfteigt. Im Gall einer gültigen Werth- 
Mlaration auf dem Frachtbrief ift der beflarirte Betrag der Marimalgarantiebetrag. 

„Vie Höhe des Schadens innerhalb und bis zum Normalſatz, beziehungd- 
Dee zur deklarirten Summe bat der Entjchädigungsberechtigte in jedem Falle 
u erweiſen. Im Fall einer Beichädigung von Gut wird von der entftandenen Werth- 
minderung jene Quote vergütet, welche fich nach Verhältniß des von dem Beichädigten 
auhrweiſenden Handels · bzw. gemeinen Werths des beſchädigten Guts zu dem 
Aetmaſſay von 1 Mark 20 Pf. pro kg (eventuell deklarirten Werths) herausſtellt. 
Ar im Fall einer böslihen Handlungsweile der Gijenbahn oder ihrer Leute 
«firen alle Haftpflichtbejchräntungen und kann auch Iucrum cessans gefordert werden. 
Lie Judilatur des ROHG. hat den Begriff „bösliche Handlungsmeije” 
dahin irict, daß er den dolus im eminenten Sinne, außerbem auch den höchften 
Sb der Rachaffigkeit namentlich aber die Inxaria umfaßt, jenen frevelhaiten 
Ruthwillen der zwar die Beſchädigung nicht beabfichtigt, jich aber bei feinem 
dandeln der damit verbundenen Gefahr bewußt iſt und dennoch 
das dandeln nicht ändert. 

22* 
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a erbin. (Tb. I. S. 853.) Das Deutſche Erbrecht Hatte ſchon 
siegt? Die te die Töchter nicht mehr zu Gunften der Göhne von da 
3 mmgüter ausgeichloffen, und vom 16. Jahrh. an war in Deutic- 
— Finfluſſe des Römiſchen Rechts die Anſicht zur allgemeinen Herr⸗ 
daß das Erhrecht wenigſtens hinſichtlich aller Allodialgüter über: 
ng Norzug dis Mameſtammes vor ben rauen nicht kenne. Da nun 
£ Mannsſtammes innechalb der reichsſtändiſchen Häufer zur Er— 

















Anderzug des 
r 5 — —— ——— nöthig ſchien und deshalb überall da, wo er ſich nicht, 
und Fr behauptet hatte, wiederhergeftellt werben jollte, jo bediente man fich 
be gran fe der von dem Rechte nicht mehr geforderten Ausfchliegung ber Frauen 
zuam ur anderen Nechtsgeichäftes: man beranlaßte nämlich die Töchter der 
e hochadligen und reichsritterſchaftlichen Käufer, das ihnen zuftehende Erbrecht 
rch aus sprücliche, meiſtens eidliche Erbverzichte entweder definitiv für fi) und ihr 
dat Dofeendeny gu bejeitigen oder doch bis zum Grlöfchen des Manneftammes — 
bis auf den ledigen Anfall ju fuspendiren. Starb hierauf die männliche Linie 
aus, To war biejenige rau, bw. bie Linie derjenigen Frau, welche bei der cri: 
eingetretenen Konkurrenz mit einem männlichen Grben unter dem Vorbehalte dis 
fedigen Anjalls auf ihr Erbrecht verzichtet hatte, fucceffionsberechtigt: die R. 
Nachdem aber aus dem im 14. Jahrh. zuerft Herbortretenden Bejtreben, dic 
Stellung der hochadligen Häufer durch das Zufammenhalten der in ihrem Beſitze 
befindlichen Güter ju Tichern, eine befondere durch Hausgeſetze und Obfervanzen jet: 
geftellte Succeſſtonsordnung hervorgegangen war, welche meiftens die Primogenitur 
umd Stets den Vorzug des Mannsſtammes anerkannte, konnte auch den Erbverzichten 
der rauen und ben ihnen beigefügten Vorbehalten eine rechtliche Bedeutung regel- 
mäßig nicht mehr zugeſbrochen werben. Hausgeſetze und Herkommen hatten die 
Ansichliefung der Frauen zum objektiven Rechtsſatze erhoben: das Recht, auf welches 
fie Verzicht leiſteten, ſtand ihnen überhaupt nicht mehr zu; es war deshalb auch 
unmöglich, Sich daſſelbe Fir den Fall des Erlöſchens des Mannaftammes vor: 
yubehalten. Vielmehr wurde der Verzicht der hochadligen Töchter, feitdem dieſe 
rechtlich gegwungen waren, ihn zu leiſten, ein Scheingeichäft, welche den Inhalt 
eines an ſich bereits volltommen gültigen Rechtsſatzes in der Gefalt eines über 
ten, aber an fich vollfommen überflüfſigen Rechtsgeſchäftes wiederholte Beim 
sgange der männlichen Yinie eines reichaftändifchen Haufe konnte daher nidt 
mehr die R. und ihre Deſcendenz berufen werden; vielmehr gelangte, troß mehr⸗ 
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achen Widerſpruchs bie richtige Meinung zu allgemeiner Herrichaft, daß die Tochter, 
iberfaupt die nächite Verwandte des letzten Agnaten, die jog. Erbtochter, vor allen 
tegredienterben fuccebiven müffe, weil der Eintritt ber kognatifchen Erbfolge fchlechthin 
nech der Nähe der Verwandtichaft mit dem Erblaſſer zu beftimmen ſei. 

So weit diefer — nur auf jehr alte Erbverzichte nicht immer anwendbare — 
Srundfaß die Succeffion in den Deutfchen regierenden Häufern betrifft, ift er 
überall da, wo überhaupt ein Succeffionsrecht der Kognaten nach dem Ausſterben 
dee Mannsſtammes anerkannt ift, in den VBerfaffungsurfunden ausbrädlich fanktionirt 
worden. 

Luellen: Bayern: Verf. Urk. Fit. IL 8S 4, 5. — Sachſen: Verf. Urk. & 7. — Württem- 
— — . Hefien & Bett 8 zu in en de — — 

im. 2. — warzburg⸗ jaufen: ndeögrun ei 
Alin Pia eck: Verf. Urk. $ 15. — — 


Kit: Die zahlreichen älteren Schriften für und wider bie Erbfolge ber Regredienterbin 
bobei H. A. Yadariä ‚ Beutiches Staatd- u. Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. I. S. 375 Note 2. — 
die jegt geltende Lehre findet fich fomohl in ben Lehrbüchern des Dentichen Privatrechts — 
qlen Berber, Spftem des Deutſchen Privatrechts, 11. Aufl. 8 251 unb bei. $ 264. — 

tieler, Suflem gemeinen Dentichen Privatrechts, 2. Aufl. &. 712—714, 635. — 
Sillebrand, VLehrbuch bes heutigen gemeinen Deutichen Privatzechts, 2. Aufl. ©. 774 
#776 u U — als aud) in denen des Deutichen Staaisrechts — vgl.: H. A. Zahariä, 
1.0.6, S. 375-377. — Zöpfl, Grundzüge des gem. Deutſchen Stantsrechts, 5. Aufl., 
D.LE. 77-710. — G. Meyer, Lehrbuch des Deutfchen Staatsrechts, Leipz. 1878, 
E49. F. Brodhans. 


Regreß (Gückgriff) Heißt der Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens, den 
Jemand in der Verhandlung mit einem Dritten erlitten hat, jei es, daß dieſer als 
Glaubiger gegen ihn, ſei ed, daß er jelbft ala Gläubiger gegen ben Dritten auf 
getreten war. In den Quellen kommt der Ausdrud R. nur vereinzelt vor, 3. B. 
134 pr. D. de eviet. 21, 2. Häufiger wird er Heutzutage gebraucht. Doch 
endet man ihn weder auf alle Bälle an, auf welche er paßt, noch find die Gründe 
und Birtungen des R. in allen Fällen dieſelben, jo daß er fi) ala einheitliches 
Xeöhteinftitnt darftellen ließe. Vielmehr ift e8 nur möglich, die Hauptfälle, in denen 
man von R. zu fprechen pflegt, aufzuzählen. Dahin gehört: I. der R. des 
Vürgen, der vom Gläubiger in Anfpruch genommen worden if. Da die Bürg- 
Kat meelmäßig im Auftrage ober in Führung der Geichäfte bes Hauptſchuldners 
übernommen wird, fo Hat ber Bürge daraus einen direkten R. gegen den Haupts 
fduldner ($ 6 I. de fidej. 3, 20) (anders freilich bei Verbürgung in rem suam 
oder donandi animo, f. den Art. Bürgjchaft); und zwar. erlangt er damit Erſatz 
deien, maß er zur Befriedigung des Gläubiger und Befreiung des Hauptſchuldners 
greift hat, Rur darf er dabei nicht durch Nachläffigkeit die Intereſſen des Haupt- 
huldners ‚geihädigt haben, 3. B. indem er die demſeiben zuſtehenden Einreben un- 
beruft fie oder ihm durch Verſäumniß der Benachrichtigung zum zweiten Dale zu 
ten veranlaßte 2c.: im welchen Fällen er vom Hauptichulbner nur die Abtretung 
Ainer Mage (condietio indebiti) gegen den Gläubiger fordern kann (1. 10 88 11, 
12; 1.29 D. mand. 17, 1). Ausnahmsweiſe Hat der Bürge gegen den Haupt» 
Mußner Ranfprüche, auch ohne felbft geleiftet zu Haben: nämlich wenn der Gläu- 
Bier ihm die Schuld eriaſſen Hat, weil er ihm ſchenken wollte oder wenn ein 
Zrtter für den Bürgen gezahlt Bat ıc. (1. 10 $ 18; 1. 12 pr. 8$ 1, 2 D. mand.). 
gehen von den bisher beiprochenen bireten Klagen hat aber der Bürge in allen 

em auch noch indirekte Mittel des R. dadurch, daß er vom Gläubiger gegen 
Allıng die Abtretung ber dieſem zuftehenden Rechte gegen den Haupiſchuldner er« 
Fingen fann (bemeficium cedendaram actionum); 1. 386 D. de fidej. 46, 1; 
L%$11.D. de solut. 46, 8; nor. 4 c. 1), Za dieſe Rechtswohlthat ijt 
niflic dahin erweitert worben, daß die Zahlung von Seiten des Bürgen im 
mid als Kauf der Hauptforderung behandelt und dadurch auch ohne bejondere 
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b) Entichäbigung bei Lieferfriftüberfchreitung (88 69 und 70). Die publizixten 
Kieferfriften (3 57 bes Babnreglements) find gewahrt, wenn innerhalb derjelben das Gut 
dem Empfänger vor die Wohnung oder das Geichäftslofal zugeführt ift oder im Fall 
ber bebungenen Selbftabholung, wenn Aviftrung inmerhalb ber Kiejerfrift erjolgt ift. 

Für die Entihädigung im Fall einer -Lieferfriftäberichreitung gelten folgende 
Normen: 

1) Der Entfchäbigung ee bat den Nachweis bes durch bie Ver· 
fpätung ihm erwachſenen Schadens zu liefern. 

2) Ohne Nachweis erhält er nur theilipeiien Frachtnachlaß (!/, oder . 

8) Ohne Intereſſedeklaration bildet die Hälfte, bzw. die ganze Fracht die 
Marimalentihäbigung 

4) Bei Interefledeflaration bildet die beflarirte Summe die Marimalgrenzc 
der Entſchädigung. 

Im Fall einer „böslihen Handlungsmweife“ ceffiren wie bei a alle 
Haftpflichtbeichräntungen und bildet weder der Normalfah, noch die Werth- oder 
Intereſſedeklaration eine Grenze für die Höhe der —— — 

Lit.: Eger, —— trecht, 1879. Bd. J. IL. — Ruckdeſchel, Kommentar zum 
Betrieböreglement, 1880. — rmann, Das er äft, —— iger. 
Ru e e 


Negrebienterbin. (Th. I. ©. 858.) Das Deutſche a hatte fchen 
im fpäteren Mittelalter die Töchter nicht mehr zu Gunften ber Söhne von der 
Erbfolge in Stammgüter ausgefchloffen, und vom 16. Jahrh. an war in Deutich- 
land unter dem Einfluffe des Römifchen Recht? die Anficht zur allgemeinen Gen: 
ſchaft gelangt, daß das Erbrecht wenigftens Hinfichtlich aller Allodialgüter über 
haupt einen Vorzug des Mannsſtammes vor den rauen nicht kenne. Ba nun 
aber der Vorzug des Mannzftammes innerhalb der reichaftändifchen Häufer zur Er 
haltung de Yamilienglanzes nöthig ſchien und deshalb überall da, wo er fich nicht 
herkömmlich behauptet Hatte, wieberhergeftellt werben follte, jo bediente man ſich 
zum Zwecke der von dem Mechte nicht mehr geforderten Ausfchliegung der Frauen 
eine befonderen Nechtsgejchäftes: man veranlaßte nämlich die Töchter ber 
Deutichen Hochadligen und reichBritterfchaftlichen Häufer, das ihnen zuftehende Erbrecht 
durch ausdrüdliche, meiftens eidliche Erbverzichte entweder definitiv für fi) und ihre 
ganze Defcendenz zu befeitigen oder doch bis zum Grlöfchen des Mannsſtammes — 
big auf den ledigen Anfall — zu fußpendiren. Starb Hierauf die männliche Linie 
aus, fo war diejenige Yrau, bzw. die Linie derjenigen rau, welche bei der ent 
eingetretenen Konkurrenz mit einem männlichen Erben unter dem Borbehalte des 
Iedigen Anfalls auf ihr Erbrecht verzichtet Hatte, jucceffionsberechtigt: die R. 

Nachdem aber aus dem im 14. Yahrh. zuerft Hervortretenden Beitreben, die 
Stellung der hochadligen Häufer durch das Zufammenhalten ber in ihrem Beſitze 
befindlichen Güter zu fichern, eine beſondere durch Hausgeſetze und Obſervanzen icit: 
geftellte Succeffiongorbnung hervorgegangen war, welche meiften® die Primogenitur 
und ftet® den Vorzug des Mannsſtammes anerfannte, konnte auch den Erbverzichten 
der rauen und ben ihnen beigefügten Vorbehalten eine rechtliche Bedeutung regel- 
mäßig nicht mehr zugeſprochen werden. Haußgejege und Herlommen Hatten bie 
Ausſchließung der Frauen zum objektiven Rechtsſatze erhoben: das Recht, auf welches 
fie Verzicht leifteten, ftand ihnen überhaupt nicht mehr zu; e8 war deshalb auch 
unmöglich, fich baffelbe für ben Fall des Erlöſchens des Mannaftammes vor 
zubehalten. Vielmehr wurde der Verzicht der hochadligen Töchter, feitdem dieſe 
rechtlich gezwungen waren, ihn zu leiſten, ein Scheingefchäft, welches den Inhalt 
eines an fich bereits vollkommen gültigen Rechtsſatzes in der Geffalt eines über 
fieferten, aber an fich vollkommen überflüffigen Rechtsgeſchäftes wiederholt. Beim 
Ausgange der männlichen Linie eines reichsſtändiſchen Haufe Konnte daher nicht 
mehr die R. und ihre Defcendenz berufen werben; vielmehr gelangte, troß mehr- 
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jachen Widerfpruch® die richtige Meinung zu allgemeiner Herrichaft, daß die Tochter, 
überhaupt die nächfte Verwandte des letzten Agnaten, die jog. Erbtochter, vor allen 
Regredienterben ſuccediren müffe, weil der Eintritt der kognatiſchen Erbfolge ſchlechthin 
nach der Nähe der Berwandtichajt mit dem GErblaffer zu beftimmen jei. 

&o weit diefer — nur auf ſehr alte Erbverzichte nicht immer anwendbare — 
Grundſatz die Suceeffion in den Deutjchen regierenden Häufern betrifft, ift er 
überall da, wo überhaupt ein Succeffiongrecht ber Kognaten nach dem Ausſterben 
dee Mannaftammes anerkannt ift, in den Verfaffungsurtunden ausbrüdlich ſanktionirt 
worden. 


: Berl. 8 7. — Gr : Berf.Url. 5 5 Alin. 2. — 8: weig: Neue Land: 
—— N 14 um a "ehmaraturge Eonberähaufen: ——— unbgeich ri 13 
An 2. — eck: Verf. Urt. $ 15. 


Lit: Die zahlreichen älteren Schriften für und wider bie Erbfolge der Regredienterbin 
Pbei H. A. Zahariä, Deutihes Staats: u. Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. I. S. 375 Note 2. — 
Die jegt geltende Lehre findet fich ſowohl in den Lehrbüchern bes Deutichen Privatrecht? — 
u: 2. Gerber, Syftem bes Deutichen Privatrechts, 11. Aufl. 8 251 und bei. $ 264. — 
ejeler, Syftem gemeinen Dentichen Privatrechts, 2. Aufl. S. 712—714, 635. — 
Hillebrand, Vehrbuch des heutigen gemeinen Deutichen Privatrechts, 2. Aufl. S. 774 
ta 76 u A. — ala auch in benen be3 Deutichen Staaisrechts — >: 9.9. Zahariä, 
ı.0£, 6. 375-377. — Zöpfl, Grundzüge des gem. Deutihen Staatsrecht, 5. Aufl., 
LE. 707-710. — @, Meyer, Lehrbuch des Deutjchen Stanteseiit, Leipz. 1878, 
8.4.9. F. Brockhaus. 


Quellen: Bayern: ih zit. I. 8$ 4, 5. — Sadien: Verf. Ark. 8 7. — Württem- 
berg . 


Regreß (Rücdgriff) Heißt der Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens, den 
Jemand ın der Verhandlung mit einem Dritten erlitten bat, jei es, daß dieſer als 
Gläubiger gegen ihn, fei es, daß er ſelbſt als Gläubiger gegen den Dritten auf 
getreten war. In den Quellen kommt der Ausdruck N. nur vereinzelt vor, 3. B. 
LM pr. D. de eviet. 21, 2. Häufiger wird er Heutzutage gebraucht. Doch 
werdet man ihn weder auf alle Fälle an, auf welche er paßt, noch find die Gründe 
und Wirtungen des R. in allen Fällen diejelben, jo daß er fih ale einheitlicheg 
Kehtäinfitut darjtellen ließe. Vielmehr ift es nur möglich, die Hauptfälle, in denen 
man von R. zu fprechen pflegt, aufzuzählen. Dahin gehört: I. der R. des 
Pürgen, der vom Gläubiger in Anjpruch genommen worden ifl. Da die Bürg- 
Khait ugelmäßig im Auftrage oder in Führung der Geichäfte des Hauptſchuldners 
Abemommen wird, jo hat ber Bürge daraus einen bireften R. gegen ben Haupt- 
ſchulduet ($ 6 I. de fidej. 3, 20) (anders freilich bei Verbürgung in rem suam 
»er donandi animo, |. den Art. Bürgſchaft); und zwar. erlangt er damit Erjag 
teilen, was er zur Befriedigung des Gläubiger und Berreiung des Hauptſchuldners 
gelritet dat. Nur darf er dabei nicht durch Rachläffigleit die Intereflen des Haupt« 
ſhuldners geſchädigt Haben, 3. B. indem er die bemfelben zuftehenden Einveden uns 
beruht Vieh oder ihn durch Verſäumniß der Benachrichtigung zum zweiten Male zu 
teten veranlafte 2c.: im welchen Fällen er vom Hauptſchuldner nur die Abtretung 
hiner Mage (condictio indebiti) gegen den Gläubiger fordern kann (I. 10 8$ 11, 
12: 1.29 D. mand. 17, 1). Ausnahmsweiſe Hat der Bürge gegen ben Haupt 
duldner R.amfprüche, auch ohne felbſt geleiſtet zu haben: nämlich wenn der Gläu— 
iger ihm die Schuld eriaſſen hat, weil er ihm ſchenken wollie oder wenn ein 
zntter für den Bürgen gezahlt Hat ıc. (1. 10 $ 18; 1. 12 pr. $$ 1, 2 D. mand.). 
Ageiegen von ben bisher beiprochenen direkten Klagen Hat aber der Bürge in allen 
Allen and; noch indirekte Mittel des R. dadurch, daß er vom Gläubiger gegen 
hlung die Abtretung der dieſem zuftehenden Rechte gegen den Hauptſchuldner er- 
ungen tann (beneficium cedendarum actionum); 1. 86 D. de fidej. 46, 1; 
1% 811 D. de solut. 46, 8; nor. 4 c. 1). Ja biefe Rechtswohlthat ift 
elnilih dahin erweitert worden, daß bie Zahlung von Geiten des Bürgen im 
Ioeiel ala Kauf der Hauptforderung behandelt und dadurch auch ohne beſondere 
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Ceſſion das Klagerecht des befriebdigten Gläubigers erworben wird. Arg. 1. 28 D. 
mand.; 1. 86 D. de fidejuss.; Arndts, Lehrb., 8 856 Anm. 2; Seufiert, 
Arch. VI. 313; Oefterr. BGB. 8 1858; Preuß. Allg. IR. I. 14 88 838 fi. 
Dawider freilich wegen 1. 76 D. de solut. Puchta, Band., 8 405; Seuitert, 
Arch. XI. 117 u. a. m. Uebrigens verfteht fich, daß auch gegen bie cedirte 
Klage der Hauptfchulbner den Einwand behält, daß die Verbürgung in rem saam 
oder animo donandi eingegangen ſei. Ueber den R. bes Bürgen, der den Gläubiger 
mit einer geringeren ald der Schuldfumme abgefunden bat, vgl. neueſtens F. Keil, 
Zur Lehre von dem beneficium cedend. act., Jnaug. Diff., Halle 1880. Reben 
den Hauptſchuldner ift dem Bürgen auch fein Mitbärge regreßpflichtig, zwar nicht | 
regelmäßig ala folder ($ 4 I. de fidejuss.; 1. 39 D. de fidej.; 1. 11 C. eod. 
8, 40; Seuffert, Ach. XVII. 89), wol aber mittelbar, injofern der aus | 
geflagte Mitbürge von dem Gläubiger Abtretung feiner Forderung erlangt Hat (1. 17; 
1. 86; 1.41 $ 1 D. eod.; 1. 11. C. cit.), und zwar dann bis zu dem Betrage, 
den auch der Gläubiger von dem R.pflichtigen hätte einziehen können, abzüglich der 
auf den R.nehmer felbft fallenden Quote (Seuffert, Arch. XVIL 144). Dod iſt 
dabei beftritten, ob der Bürge vom Gläubiger diefe Abtretung erzwingen kann oder 
nicht. Für die Verneinung ohne Grund. Savigny, Oblig Redt, I. S. 273. 
Ueber alle diefe Fragen Girtanner, Bürgichaft, ©. 211 ff, 248 ff. 418 fi. 
538 ff. IL Der R. eines Geſammtſchuldners gegen die übrigen. Ein Korreal 
fchuldner, der den Gläubiger das Ganze geleiftet hat, kann von den übrigen ver- 
hältnigmäßigen Erjag nur dann begehren, wenn das Rechtsverhältniß, welches ihrer 
Gefammtverpflichtung zu Grunde lag, einen folchen Anſpruch gewährt; fonft nicht. 
Als Rechtsverhältnifie diefer Art Laffen fich denken Sozietät, Auftrag, Geichätts- 
führung und grundloſe Bereicherung, womit fi) denn von jelbft auch die R.klagen 
beftimmen (1. 62 D. ad leg. Falc. 385, 2; 1. (2) $ 1 C. de duob. reis 8, 
39). Zugleich Hat in ſolchen Fällen der zahlende Korrealichuldner auch das bene- 
fieium cedendarum actionum dahin, daß der Gläubiger ihm feine Klagen gegen die 
ze: abtrete (. 47 D. loc. 19, 2; 1. 18 C. de loc. 4, 65; Seufiert, 
ch. XX. 21; v. Bangerow, IM. $ 573 Anm. 3 [S. 75)). Dagegen ift es um | 
richtig, mit Savigny (Oblig. Recht, I. S. 241—246) zu behaupten, daß das 
benef. ced. act. wie dem Bürgen, jo auch dem SKorrealichuldner als ſolchem zu⸗ 
fomme, und daß ſogar eventuell auch ohne Ceffion der zahlende correus gegen bie | 
übrigen eine actio utilis zum Zwecke des R. anftellen könne, Dies wird auch durch 
1. 65 D. de evicet. 21, 2 nicht ertiefen und ift gründlich wiberlegt von | 
dv. Vangerow, a.a. D. Bei bloßen (nicht gemeinjchaftlichen) Solidarſchulden findet | 
umgefehrt ein N. regelmäßig ftatt. Denn Hier hebt ber zahlende Schuldner mit | 
feiner Obligation zufammen immer auch die felbftändige Verpflichtung der fibrigen | 
auf. Daher muß ihm entweder actio negotiorum gestorum contraria oder die Klage | 
des Gläubigers Fraft ausbrüdlicher oder ftillichweigender Ceifion auf theilweiſen Erſatz 
gewährt werben. Nur wo die Solibarobligation durch Delift begründet war, kann 
vom Erwerbe eined R.anſpruchs aus demfelben keine Rede fen (1. 1 88 18, 14 D. 
de tat. et rat, distr. 27, 8; 1. 29 (80) D. de neg. gest. 8, 5; 1.2 C. de, 
contr. jud. 5, 58; v. Vangerow, III. 8 573 Anm. 8 [S. 73]). Unter den neueren | 
Geſetzbüchern, welche folidarifche und Korrealohligationen nicht unterfcheiden, hat das | 
Preuß. den R. grundjäglich anerkannt (Allg. ER. I. 5 $ 445), das Sächj. dagegen 
($ 1086) außer im Falle einer Gemeinfchaft oder eines Auftragsverhältnifies ver- 
worfen. III. Sonftige Alle, in benen man von R. eines Schuldners rebet, 
bilben der Anſpruch des Kaufers wegen Entwährung (f. diefen Art.), fowie aud 
der des Mandatars und Geichäftsführers auf Schadenserſatz (f. die Art. Mandat 
und negotiorum gestio). IV. Bon dem R. eines Gläubigers ſpricht man 
im Wechjelrecht, indem hier der Wechfelinhaber aus drei Gründen gegen feine In 
boffanten und den Augfteller R. nehmen fann: und zwar weil der Bezogene die 
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Amahme verweigert hat, weil derjelbe nach erflärter Annahme unficher geworden ift, 
und weil der Wechjel am BVerjalltage nicht bezahlt wird. In allen brei Fällen ift 
Ne Nichtigkeit des R.grundes durch einen Proteſt jeftzuftellen und darf dann ſowol 
in als außer der Reihenfolge der Indoffamente vegredirt werden. Das Ziel ber 
*.flage ift in den erften beiden Fällen Sicherftellung, in dem dritten alle Zahlung 
der Wechſelfumme nebft Verzugszinſen, Proteftloften und Provifion. Doc find 
behuis dieſes letzteren R. (Mangels Zahlung) noch befondere Vorſchriften zu erfüllen. 
Näheres enthält die Deutihe WHO. Art. 25—29 und 41—55. ea. 


Keigsämter. Die Berfaflung des Deutjchen Reiche weift im Art. 4 der 
Veauffichtigung und der Geſetzgebung des Reiche eine Reihe von Angelegenheiten zu. 
dierburch wird die Nothwendigkeit einer Verwaltungsthätigkeit des Reichs in ber 
Wontrole jener Angelegenheiten umd in ber Vorbereitung der Werke der Reichs— 
adesgebung, fowie in der .Aufficht über die Ausführung der erlaffenen Geſetze be- 
zände. In gewiſſen Gebieten bat aber die Berfaflung und die weitere Gefeßgebung 
des Reihe auch die unmittelbare Verwaltung beftimmter Angelegenheiten für das 
Rich jelbft in Anſpruch genommen. Der jo begrenzte, erhebliche und ſtets wachjende 
reis von Geichäften wird durch R. verwaltet, d. h. durch Zaiferliche Behörden, 
melde ihre Amtöbejugniffe von der Reichsgewalt herleiten. Zu den R. müffen auch 
iolche Landesbehörden gerechnet werben, welchen von Reichswegen beitimmte Gefchäfte 
übertiagen find, wie 3. B. die Reichefchuldenverwaltung der Preukifchen Verwaltung 
der Staatafchulben übertragen iſt. Dadurch, daß eine ſolche Behörde zugleich Reiche- 
behörde wird, Hört fie nicht auf Lanbesbehörbe zu fein. Iſt die Verwaltung bes 
ftimmter Angelegenheiten nach reichsgeſetzlicher Ordnung und im Intereſſe des Reichs 
den Bundeöftaaten unter Aufficht des Reichs überlafien, fo bleiben dieje Angelegen- 
Yiten Sache des Einzelſtaats, und die Erledigung derjelben begründet für die bamit 
ꝛttaute Landesbehörde nicht die Rechtsſtellung eines R. 

Die Berwaltung der R. ift zu führen nach den Geſetzen des Reiche und nach 
den vom Bunbesrath auf Grund des Art. 7 Nr. 2 der RVerf. gegebenen allgemeinen 
Lervaltungsvorfchriften, regelmäßig unter der Leitung des Reichskanzlers, als des 
Trägers der Berantiortlichkeit für alle Anordnungen und Verfügungen des mit der 
Uedewachung der Ausführung der RGeſ. im Art. 17 der NBerf. betrauten Kaiſers. 
In diefer leitenden Thätigfeit war dem Kanzler durch den Präfidialerlaß vom 
12. Aug. 1867 (B. G. Bl. S. 29) das Bundeskanzleramt zugeordnet worden, auß welchem 
fih allmählich eine Reihe nebeneinander ftehenber und in gleicher Weije dem Reichskanzler 
unterftellter Höchfter R. entwidelt hat. Es find dies dad Reichgamt des Innern, das 
Heichspoftamt, das Reichdeifenbahnamt, das Reichsjuſtizamt, das Reichsſchatzamt und 
das Heihdamt für Die Verwaltung der Reichzeifenbahnen. Zwei andere höchſte R. von 
Jeicher Kechtsſtellung haben fich direkt aus Preußiichen Minifterien herausgeftaltet: dag 
Auswärtige Amt und die Admiralität. Die Mehrzahl diejer Aemter wird von Staats- 
Ifretänen oder Unterftaatafekretären, die Admiralität von einem Chef der Abmiralität, 
die Verwaltung der Reichseiſenbahnen von dem Preußifchen Minifter ber öffentlichen 
Ackiten, als Bertretern des Reichskanzlers in den Grenzen ihres Amtes, geleitet. 
2 Vertretung im Gebiete der Verwaltung erftredt fich nicht auf die Funktionen 
% Reichstanzlers, in welchen die Verantwortlichkeit deſſelben für die Anordnungen 
und Verfügungen des Kaiſers hervortritt. Nach diefer Richtung hat Fortentwickelung 
ve Re. Die Zuläffigleit einer widerruflichen generellen ober fpegiellen Vertretung 
de Reichöfanzlers eröffnet. Cine eigenthümliche Rechtaftelung nehmen bie zur 
Arfiht und Leitung der Reichsbank beftimmten Organe des Reiche, das Bant- 
Auatorm und das Banfdireltorium, ein, weil e& fich bei der Bank nicht um eine 
behaidliche Berwaltung mit obrigkeitlichem Kurator, ſondern um ein ſelbſtändiges 
Infitut handelt, in welchen das Reich durch feine Betheiligung feine Interefien zu 
wahren hat. — Das Reichägericht, die, Reichetonfulargerichte und bie Reichsdisziplinar⸗ 
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gerichte, ebenſo die Marinegerichte üben die ihnen zugewieſene richterliche Thätiglei 
dem Weſen des Richteramts entſprechend, unabhängig von ber Reitung des Rei 
Kanzler. Nach verjchiedenen Richtungen hat ſich auch eine Reichaverwaltungsjuris 
biftion entwidelt: hierher gehört insbeſondere bie Thätigleit des Patentamts, 2 











waltung bed Reichsinvalidenfonds, eingeräumt. Auch die Reichafchuldenverw 
fteht nur in gewiſſen Beziehungen unter der Leitung des Reichskanzlers, für eine Rei 
von Geichäften ift die Hauptverwaltung der Staatafchulden unbedingt verantwortli 

Die nähere Gliederung der R. in den der Selbſtverwaltung bes Reichs unt 
ftellten Angelegenheiten entzieht fih an diefem Orte der Darftellung. 

Auch die Aemter der Landesverwaltung von Eljaß-Lothringen find als R. 
bezeichnen, da Eljaß-Lothringen Reichsland ifl. Die durch die Geſetze dem Reid 
kanzler in Elaß-Lothringifchen Angelegenheiten eingeräumte Stellung mit ihren C 
Kiegenheiten ift feit 1879 auf ben kaiſerlichen Statthalter übertragen. Vgl. in 
bejondere Laband, Das Staatsrecht des Deutfchen Reiche, Bd. I. ©. 291 fi.) 
f. au d. Art. Reichsbeamte. Eccins. 

anwaltichaft. (Bol. d. Art. Staatsanwaltſchaft.) „Das Amt dir 
Staatsanwaltichaft wird auögelibt: 1) bei dem Reichsgericht durch einen Oberreidt- 
anwalt und durch einen oder mehrere Reichganwälte"... (GVG. 8 143). Tier 
jenigen Borichriften, welche das Geſetz bezüglich der Staatsanwaltichaft getroffen hat, 
beziehen fich fomit im Allgemeinen auch auf die R. Doc find folgende, die X 
foegiel —— Beſtimmungen hervorzuheben: 
Der Oberreichsanwalt und die Reichsanwälte werden auf Vorſchlag dir 
PR er vom Kaifer emannt (GVG. $ 150 Abſ. 1). Wer in Gemäßheit de 
GVG. 8 149 Abf. 2 zum Staatsanwalt bei den Oberlandesgerichten und den Land: 
gerichten ernannt werden kann, d. 5. wer die Qualififation zu einem Michteramt 
hat, ift auch beiähigt zum Oberreichdanwalt oder Reichganwalt ernannt zu werden. 

2) Während das GVBG. es der Landesgefeßgebung überlaffen Kat, darüber zu 
befinden, ob die Staatsanwaltichaft ein ftändiges Amt oder ob baffelbe ein von 
richterlichen Beamten auf Grund eines widerruflichen Auftrages ausgeübtes Amt fein 
Tolle (3. B. Württemberg, Gef. über die Gerichtsverjafjung Art. 27; Braun: 
ſchweig, Gel. vom 17. Jan, 1870; Oldenburg, Gej. über die Gerichtsveriafjung 
Art. 32), ift für die R. beftimmt worden, daß diejelbe ein ftändiged Amt ift. 

8) Da in denjenigen Staaten, in denen das Amt eines Staatsanwalts au’ 
Grund eines wibderruflichen Auftrages don richterlichen Beamten ausgeübt wird, da 
mit den Funktionen der Staatsanwaltſchaft Betraute nicht aufhört Richter zu fein. 
fo verfteht es ſich von felbft, daß nur in denjenigen Staaten die Staatsanwälte 
mit Wartegeld zur Dispofition geftellt werden können, in denen (wie in Preußen) 
das Amt des Staatsanwaltes ein ftändige® Amt iſt. Das GEBE. Hat fich für die 
R. dem Preußifchen Syſtem auch darin angeichlofien, daß es -$ 150 in Bezug auf 
den Oberreichganwalt und bie Reichsanmwälte beitimmt, daß diejelben durch kaiſerliche 
Verfügung jederzeit mit Gewährung des gejeglichen Wartegelbes einjtweilig in den 
Ruheſtand verjeßt werden Fünnen. 

4) Für die Mitglieder der R. fteht das Recht der Aufficht und Leitung dem 
Reichalanzler zu. Daß auch dem Oberreichsanwalt das Recht der Aufficht und 
Leitung in Bezug auf die Reichganwälte zuftehe, jagt das GVG. nicht. Es dürite 
fich dieg aber aus dem Zufammenhalt der 88 148 Nr. 3 und 145 und der analogen 
Anwendung derjelben auf die Verhältniffe der R. ergeben. Dem Reichsgericht gegen 


Reichsbant. 345 


über find die dem Oberreichsanwalt beigeorbneten Reichdanwälte die Kraft ihres 
Amtes legitimirten Bertreter des erfteren. In denjenigen Fällen jedoch, wo das 
Seie ausdrücklich die Mitwirkung des Oberreichdanwaltes vorgeichrieben hat (GVG. 
$3 128, 129, 131; vgl. den Art. Plenum), wird bie Vertretung des Oberreichs⸗ 
anwaltes durch einen Reichsanwalt mır auf Grund eines fpeziellen Mandates für 
wläffig zu erachten fein. Das Geſetz jagt auch dieſes nicht. Aber eine Ergänzung 
des Geſetes wirb in der Praxis nicht entbehrt werben können. Wo es dem Geſetz 
gleichgültig ift, ob der Oberreichganwalt oder einer der ihm beigeorbneten Reiche- 
anvälte vor dem Neichägerichte auftritt, da bedient fich daſſelbe des allgemeineren 
Ausdrudes: „die Staatsanwalticaft” (vgl. StrafPO. 88 391, 394) ober auch 
u bei dem Neichögerichte“ (vgl. $ 92 der Rechtanmwaltsorbn. vom 
1. Jufi 1878). 

5) Die Zuftändigfeit der R. beftimmt fich theils durch die Zuftändigfeit des 
Reichsgerichts, theils dadurch, ob die vom Reichägerichte zu treffende Entjcheidung 
mr getroffen werben darf, wenn ein Mitglied ber R. vorher gehört worben ift. 
In Vetracht kommen: Straffachen in der Reviſionsinſtanz und in denjenigen Fällen, 
in denen das Reichsgericht in erfter und letzter Inſtanz entſcheidet (vgl. d. Art. 
Reihsgericht). In bürgerlichen Rechtsftreitigleiten wird eine Mittwirfung der 
Staalanwaltſchaft nur bei Ehefachen und Entmündigungsfachen gefordert; von 
dieien können aber die Entmündigungsfachen (vgl. CPO. 88 594, 507; GEBE. 
$ Tl) on das Reichsgericht nicht gelangen, und jo wird fich die Mitwirkung der 
R. bei bürgerlichen Rechtöfteeitigfeiten auf Eheſachen beſchränken. Bezüglich ber 
jenigen Strafſachen, in denen das Reichsgericht in erſter und letzter Inſtanz ent 
icheidet ift es vom Geſetz ausbrüdlich anerkannt, daß alle Beamte der Staats- 
anwaltichaft den Anweifungen bed Oberreichdanwaltes Folge zu leiſten haben (GVG. 
3147 9b. 2), und daffelbe ergiebt fich aus dem GVG. ($ 153) für alle Beamten 
tes Poligeie und Sicherheitsdienſtes, inſoweit biefelben in Gemäßheit landesgeſetz⸗ 
licher Beftimmungen als Hülfsbeamte der Staatsanwaltichaft anzufehen find. Dal. 
ub au die Art. Plenum und Ehrengerichte. 

nellen find im Zerte angegeben. 

2%it.: S. hinter dem Art. &erihiöverfaffung. Sohn. 

Keichsbank. Zugleich als allgemeiner Artikel über Bankrecht, beſonders 
Recht der Zettelbanten und der Rotenausgabe. 

L Begriff und Wefen der Bank. 1) Banken im modernen Sinne des 
Wortes find Ereditvermittelnde Geichäftsanftalten, genauer Anftalten, welche von 
den einen Berfonen in den fog. Paffivgefchätten Kredit aufnehmen, um denjelben an 
andere Berfonen in den fog. Aktivgeichäften wieder zu gewähren: fie treten, im 
Unterichied von anderen Mittelsperfonen (Malern, Agenten), felbft in das Rechts- 
verhäftni des Schuldners zum erften Kreditgeber und des Gläubigers zum end⸗ 
Giltigen Kreditnehmer ein. Die wichtigften Paffivgejchäfte folder neueren Banken 
tmd das fog. Depoſitengeſchäft, d. 5. im banktechniſchen Sinne die An- 
sahme von Geld „zur Benutzung“ (nicht mur „zur Aufbewahrung“), deffen 
Lüchahlung fofort oder nach kurzen Kündigungsfriften verlangt werden kann (ftetß« 
und Emzfällige Depofiten); ferner das Geichäft der Banfnotenausgabe, 
d. 5. der Ausgabe don Anweifungen der Bantk auf fi ſelbſt, welche zahlbar 
en den Meberbringer auf Sicht find, gewohnheitämäßig über runde Gelbbeträge 
Iauten und im Verkehr an Geldesſtatt als lmlaufsmittel dienen; endlich das 
Gihäit der Aufnahme von Geld auf längere Termine, woflr dann etwa 
sehtmmte langterminliche Schuldſcheine (in Form von Pfandbriefen u. f. w.) 
uigeftelft werden. Außer diefen ſpezifiſch bankarti gen Paffivgejchäften kommen 
bei den Banken noch die gewöhnlichen paffiven Kreditgeſchäfte des Verkehrs vor, 
> 2. die Anaftellung von Anweilungen, von Wechſeln, die Aufnahme von Pfand⸗ 
ſchulden, befonders von hypothekariſchen, die Weiterbegebung von distontirten Wechſeln 
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(fog. Rediskontgeſchaft) auch das paffive Kontokorrentgeſchaft mit Geſchäftskunden, 
in welchem eine Bank Schuldner iſt. Die wichtigſten Aktiv geſchäſte der Bank find 
die Wechjeldistontirung (Anlauf von Wechfeln), die Beleihung von Fauf- 
pfändern (das fog. Lombardgeichäft), die Beleihung von Jmmobilien 
(Hypothetengefchäft), das aktive Kontolorrentgeichäft, in welchem die Baul 
Darlehen giebt, das Effektengeſchäft, d. 5. der Ankauf von börfengängigen 
Werthpapieren zur zeitweiligen Anlage von Kapitalin. Dazu kommen auch einzelne 
andere der gewöhnlichen Aktivgeichäfte des Kreditverkehrs, Darlehnagewährung in 
den üblichen Rechtsformen u. |. w. Diefe Paffiv- umd Aftivgefchäfte betreibt eine 
Bank auf Grumd eines eigenen Stammkapitals, das im Allgemeinen mehr 
Garantiefonds für die Berbinblichkeiten der Bank aus den Baffingefchäften, ale 
eigentliches Geſchäftskapital iſt. Zum Stammkapital tritt der Rejervefonds, 
welcher drei Yunktionen Haben kann: daB Stammkapital allmählich zu erhöhen und 
dann wie diejeß zu fungiren, Verlufte im Bankbetrieb unmittelbar zu deden, bie ver 
ſchiedenen Jahresgewinne auszugleichen, bzw. zu ergänzen. Die dkonomiſch⸗technijche 
Hauptaufgabe der Banken, ala ſelbſtſchuldende Kreditvermittler, ift die richtige Koms 
bination von Paffiv- und Aftivgeichäften und ber verſchiedenen Geſchäfte jeder dieſer 
beiden Kategorien untereinander. Hier ergiebt fi) dann als erſtes Geje des Banl- 
betriebes: die Beichaffenheit der Aktivgeichäfte muß fich nach derjenigen der Paffid⸗ 
geichäfte richten. Letztere find aljo das Mafgebende. Der Ruin von Banken iſt regel⸗ 
mäßig auf Berftöße gegen dieſes Geſetz zurückzuführen. Die Rüdficht auf bie Natur 
ber Bankgejchäfte muß auch den Rädfichten auf die Kreditbebürfniffe der Geſchäftswelt 
vorangehen. Dieje Bebürfniffe bürfen für die Errichtung und ben Betrieb der 
Banken nur foweit in Betracht fommen, ald es bie Technit des Bankweſens zuläßt. 

2) Diefe modernen Banken find weientlich etwas anderes ala die mit demſelben 
Namen bezeichneten Einrichtungen ber früheren Zeit: der Munzwechſel, der An- und 
Verlauf von edlen Metallen, die reine Depofiten- ober Hinterlege- und Girobant, 
bei welcher von Dritten Gelbfummen, die im ganzen Betrage bei der Bank Liegen 
bleiben mußten (Depofiten „zur Aufbewahrung“), eingelegt und die Zahlungen 
zwiſchen den Deponenten durch Ab⸗ und Zufchreiben auf den Kontis beiwerfitelligt 
wurden. Diele Banken (ältere Jtalienifche, bei. Venetianifche, Bank von Amfterdam 
1609, von Hamburg 1619, von Nürnberg 1621 u. a. m.) waren „Gelb banfen“ 
und dienten zur ficheren Aufbewahrung von Geld, zur Verhütung von Mäny 
verjchlechterungen, zur geichilderten Zahlungsvermittelung, alſo dem Geldverkehr, 
während bie modernen Banken Kreditbanten zur Bermittelung be Krebit- 
verfehrs find. Jene älteren Geldbankgeſchäfte kommen aber gegenwärtig in Per 
bindung mit folchen neueren Banken vor, zum Theil mobifizirt, 3. 3. das Ge 
geichäft auf Grund von „Depofiten zur Benugung”, nicht wie ehedem von „Depofiten 
zur Aufbewahrung“. In einem mit dem älteren wie dem neueren Bankweſen ver- 
wandten Sinne wird übrigens der Ausdrud „Bank“ auch noch für BVerficherung:- 
und ähnliche Anftalten wol gebraucht. Im Folgenden haben wir es nur mit den 
erſt beſprochenen modernen Kreditbanken zu thun. 

II. Bankrecht im Allgemeinen. Entwickelung und Rormen des Banl- 
rechts, ſowol desjenigen, welches in's Privatrecht, als welches in's öffentliche Recht 
gehört, laſſen ſich nicht richtig verſtehen und behandeln, ohne Anknäpfung an Begriff 
und Weſen der modernen Banten. 

1) Für bie Rechtsordnung tamen und fommen die Banken zumächft nach der 
Rechtsform in Betracht, in welcher fie felbftändige Unternehmungen, 
bzw. Gefchäfte find. Hier können einzelne Aktiv- und Paffingeichäfte als Sei 
allgemeiner :Handelagefchäfte bes Kaufmanns vorkommen, ober auch als eigenes 
jelbftändiges „Bantgeichäft” zu einer bejonderen Art von (Handeld-)Unternehmungen 
führen. Dann fpridt man wol — unb ganz paffend — im engften oder eigent: 
lichen Sinne von „Privatbankgeſchäft“, „Privatbant“, „Bantier: 
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geihäit” und hat es, wie fonft, mit Unternehmungen zu thun, beren leitendes 
Achte: und Wirthſchaftsfubjekt eine einzelne phyſiſche Perjon ift oder auch mit Ge» 
ichäiten in der Mechtsform ber offenen Handelsgeſellſchaft und ber gewöhnlichen 
ftillen oder Kommanditgejellichaft. Für die Errichtung und den Betrieb folcher 
Bankgeichäfte gelten in privatrechtlicher Hinflcht die gewöhnlichen Satzungen des 
brivatrechts, bzw. des Handelsrechts, in verwaltungsrechtlicher Hinficht die Ber 
timmungen bes Gewerberecht? (Gewerbeorbnung). Doch finden fc mol auch für ſolche 
‚LIrivatbanten“ einzelne Abweichungen vom Gemeinen Recht, beſonders gewifle Be— 
ichtanfungen in Betreff einzelner Geichäfte, 3. B. Verbot der Banfnotenausgabe, als 
folge der Monopole oder Privilegien anderer („öffentlicher”) Banken oder eines 
gemeinen Notenregald. Uebrigens wird in ber Terminologie des pofitiven Rechts 
ängelner Länder der Ausdrud „Privatbant” mitunter in einem beſonderen technifchen 
Sinne genommen, fo in England für Bantgefchäfte mit höchſtens ſechs Partnern, in 
Yreußen hießen die neben der Preußischen Bank feit dem Jahre 1848 konzeffionirten 
feinen Rotenbanten (meift Aktiengejellfchaften, auch Kommimalanftalten, |. u.) in 
den Provinzen „Privatbarten“. 

2) Wichtiger in verwaltungsrechtlicher Beziehung find diejenigen meiften® er- 
heblich größeren Banken, welche theils in der Rechtsform ber Aktiengeſellſchaft 
Ioder einer verwandten Form), theils ala Korporations- und dgl. Anftalten 
richtet worden find. Bei ihnen ſchien regelmäßig ein größeres öffentliches In⸗ 
trrefe mitzufpielen,, beffentivegen fie entweber in der Wbficht einer gewilfen Be— 

ü unter eine unmittelbarere Kontrole der Gefeßgebung und ber Berivaltung 
des Staates geftellt oder auch in der Abficht eimer bejonderen Beförderung mit 
Privilegien u. dgl m. ausgeftattet wurden. Man kann fie jenen Privatbanken 
segmäber insgefammt als „öffentliche“ Banken zufammenfaflen. 

a) Unter diefen Banken haben in der gefchichtlichen Entwidelung diejenigen, welche 
Lanknoten außgeben („Zettelbanten“, Notenbanten, Emiffionsbanten), 
in mieren mobernen Staaten regelmäßig in bevorzugtem Maße eine befondere In—⸗ 
teroention der Gefehgebung und Verwaltung erfahren und find unter ein bejonderes 
Rcht geftellt worben (f. u. unter IIL). 

b) Andere Banken, welche fich mit der Notenausgabe nicht befaffen, find 
dadon verhältnigmäßig freier geblieben. Für fie kamen meift nur bie allgemeinen 

en des Recht? der Erwerbung ber juriftifchen Perfönlichkeit, des Aftien- 
geielikhafterecdhts, auch etwa bie Vorſchriften über bie Ausftellung von Inhaber⸗ 
dapteren in Betracht, während der bejondere Zweck bes Unternehmens, eben ber 
Vetrieb von Bantgeichäften, gar nicht ober nur ausnahmaweife und in einzelnen 
Yuntten zu aparten Rechtnormen für biefe Banken führte. Wo daher z. B. bie 
Ürichtung einer Aktiengefellfchaft (wie bis 1870 in Deutichland) nach bem Rechte- 
diinzid des Konzeffionszwangs an die Stantögenehmigung gebunden war, unterlagen 
de letzteren folgerichtig auch Bankaktiengeſellſchaften. Diejelben waren aber im 
Uchrigen rechtlich nicht beſonders geftellt, nur daß etiva wieder fpezielle Arten von 
Lenten, z. B. Grundkreditbanken oder allgemeine Banken für einzelne Geſchäfts⸗ 
wege, 3. B. Hir die Annahme verzinglicher Depofiten, für bie Ausgabe von Pfand» 
ericen, einer ausdrädlichen Konzeffion fpeziell hierfür bedurften. Gewiſſe Be 
ihtänfumgen in Betreff einzelner Gefchäfte waren auch für jolche Bankgeſellſchaften 
ttmter die Nechtsfolge des Privilegs anderer, bejonbers der Zettelbanken. 

. I Die Richtung auf Gerwerbefreiheit, auf Befeitigung des Konzeffionszwangs, 
af Gleichterung der Errichtung von Aktiengefellfchaften u. j. w. hat in ben meiften 
Aneren ulturftaaten das Gefellichaits-, beſonders das Aktiengeſellſchaftsbankweſen 
"4 maͤchtig entwideln laffen. Die oben genannten Aktivgeſchäfte unterliegen dabei, 
mit Annahme der Banken, welche gleichzeitig Banknoten ausgeben, gewöhnlich keiner 
belcnderen gefelichen Regelung ober Beichräntung mehr, was ihre Wahl, ihre Kom⸗ 
binatim unter einander und mit Paffivgeſchaften (außer der Rotenausgabe) und ihre 
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Ausfuhrung im Einzelnen anlangt. Von ben erwähnten Paffivgeſchäften, ebenjalls 
mit Ausnahme der Notenausgabe, gilt im Allgemeinen daſſelbe, nur daß etwa auch dic 
Pfandbriefausftellung noch einer bejonderen Genehmigung bedarf und einer Kontrol: 
des Staats unterjteht (mitunter nach dem Wunſch der Bank ſelbſt, die dadurch den 
Kredit ihrer Pianbbriefe erhöhen will). Da die meiften dieſer Banken neuerdings 
in der Form ber Attiengejellichaft, Hier und da auch der Kommanbditgefellicer 
auf Aktien, ferner bei uns dfters auch in ber form der neueren (Eriwerba- und 
Wirthſchafts·) Genoffenichaft errichtet werden, fo ift jebt in Betreff des Deuticen 
Rechte auf die bezüglichen Abichnitte des HEB. (Buch 2 Tit. 1 Art. 85-14. 
Tit. 2 Art. 173—206), auf die Novelle dazu vom 11. Juni 1870 (Geſetz dei 
Norbbeutichen Bundes, jet als RGeſ. geltend) und auf das Norbdentiche, nunmehr 
Deutihe (in Bayern nicht eingeführte) Genoffenfchaitägefeh vom 4. Juli 1868, ferner 
auf bie bezüglichen Spezialartifel dieſes Wertes über Altiengefellfchaiten. 
Genoffenjhaften u. f. w. zu verweilen. Nach der RBerf. Art. 4 Nr. 4 unter 
liegen jet „der Beauffichtigung ſeitens des Reiches und der Geſetzgebung befjelben... 
die allgemeinen Beftimmungen über das Bankweſen“. Demnach fanı 
dag Reich auch für die Banken, welche nicht Noten ausgeben, bezügliche allgemein: 
Normen treffen. Fur die Grundkreditbanken und deren Piandbriefemiffion, bzw. für 
die Yauftpfandbeitellung ber erworbenen hypothekariſchen Forderungen zu Gunfter 
der Piandbrieje, ift eine reichagefegliche Regelung auch ſchon in Angriff genommen. 

Auf einige BVerhältniffe des älteren allgemeinen Bankrecht in Großbritannie. 
und in Preußen wird unten (Nr. IH.) im Zufammenhang mit dem Recht der Noten: 
ausgabe noch eingegangen werben. 

4) Ob, die Trage auß dem Gefichtäpunkte de lege ferenda betrachtet, die 
Entwidelung de8 allgemeinen Bankrecht? zum echte der „Bankfreiheit”, wie 
man es wol bezeichnen kann, unbedingt gebilligt werben Tann und muß, darüber 
werden die Auffaffungen auseinandergehen, je nachdem man überhaupt den Etant- 
punkt der Liberalsindividualiftifchen wirthichaftlichen Rechtsordnung, ſpeziell der Gr 
werbefreiheit und ber „Aktiengejellfchaftsfreiheit" (Fortfall der Staatsgenehmigung 
und ber Staatöfontrole über den Betrieb, Syften ber Normativbedingungen), vertntt 
ober mehr ober weniger davon abweicht und je nachdem man dann noch bejonde:t 
die Wirkungen ſolcher Bankfreiheit beurtheilt. 

a) Im Ganzen möchte zuzugeben fein, daß einer der Hauptgründe der älteren 
befchräntenden Bankpolitit, nämlich die Furcht vor einem ölonomifh=-tehniih 
ſchlechten und ſchlecht betriebenen Bankweſen, in der Regel nicht mehr ala zutreffend 
gelten kann. Theils Liegen Hier Überhaupt keine bejonderen ſpezifiſchen Gefahren im | 
Bankweſen, wie denn 3. B. der Bankhetrieb fich für Aktiengefellichaften technifch gam 
gut eignet (mit etwaiger Ausnahme, des fpefulativen Bankgeſchäfts), theils können 
bier die nächften Intereſſenten, Aktionäre und Gläubiger, wol für ſich ſelbſt ſorgen 
Eine Ausnahme in letzterer Hinficht bedingt etwa das Piandbriejgefchätt der 
Hypothekenbanken, wo eben deshalb noch Staatskontrole am Plate jcheint, 
zumal e8 fi hier um ſehr Langfristige Krebitgefchäfte zu handeln pflegt ; ferner da: 
Sparkaffenwejen — banktechnifch eine Art des Depofitenbantweiene —, da: 
feines Kundenkreiſes im Paffivgeichäft (Gelbeinlagen) wegen mit Recht bejonderm 
Vorſchriſten, in Betreff der Garantien, der Kapitalanlage u. |. w. zu unterliegen pflegt. 

b) Etwas Anderes ift die allgemein-wirthichaftliche und bie fozial- 
politiſche Seite der Frage, von denen die letztere gar nicht, bie erftere faum bit 
der früheren Bantpolitif beachtet wurbe. 

a) Das ſpekulative Gründungs-, Effekten-Emiſſionsgeſchä't 
und das Borſenſpiel gewiffer Banken, der fog. Orédits mobiliers („Kredit⸗ 
anftalten“ im engeren Sinne), übt einen verhängnikvollen Einfluß auf Gang 

‚Ausdehnung und Uebertreibung der wirthſchaftlichen Spekulation und folgeweiſe au’ 
die großen Krifen aus, je daß Hier eine Beſchränkung, beſonders für den Betrieb 
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jalcher Geſchäfte in Aftiengefellichaftsform, ſehr wohl zu erwägen fein kann, kaum 
weniger ald es beim Zettelbankweſen geſchieht. 

8) Die an und für fich techniſch Höchft großartige Entwidelung des Depojiten-. 
geihäfts, in Verbindung mit Kontoforrentgeichäft, Checkweſen, Ausgleichungshaus 
(Ciearing-house), beſouders in England, Schottland und einzelnen Nordamerikaniſchen 
Etaaten (Reww- Hort, Maffachufetts) führt zu einer immer größeren Erfparung 
on Baarreferven in den Banken — eben Mittel und Zweck jener Entwidelung. — 
daraus entfteht aber eine außerordentlihe Künſtlichkeit des ganzen 
Bant-, Kredit- und Geldiyftems eines Landes, die in kritiſchen Zeiten ihre 
algrmeinen Gefahren — Wanken, Zufammenbruch des Syſtems — mit fi führt. 
Tas legt die Erwägung nahe, Hier doch im Wege ber Geſetzgebung, 3. B. durch 
vrimmungen über das Minimum der Baarreferve für die ftets⸗ und kurzfälligen 
Lerbindlichkeiten, Vorkehrungen zu treffen. 

7) Endlich find die modernen großen Banken die Haupthebel der Ent» 
sidelung dee Macht des Privatlapitals, der neuen Geld- und Bbrſen⸗ 
erittofeatie und bieten in dieſer Hinficht gerade auch in der Form der Aktiengejell- 
isatten große fozialpolitifche Bedenken. Das würbe zur Erwägung führen, ob man 
nicht auch Bier, ähnlich wie bei Verkehrsanftalten, im Verficherungsweſen u. ſ. w., 
das große Öffentliche Bankweſen mehr und mehr aus der privatwirthichaftlichen in 
die gemeinwirthſchaftliche und Sjfentligerechtliche Form von Anftalten 
des Staot8 und der Selbftverwaltungsfdrper, der Provinzen, Kreife, Ge- 
rieinde hinüberführen könnte und ſollte. Zechnifch und öfonomifch find diefe Körper 
durchaus geeignet, im Allgemeinen ebenfo, wie die Aftiengefellichaften, Bantgefchäfte 
erdentlich zu Führen. Das Sparkaſſenweſen ift ſehr allgemein ſchon Sache jolcher 
Korper, einzelne anbere Banken beitehen bei uns und anderswo auch fchon als 
Nommunale, Bezirks⸗ Staatsanftalten. Namentlich möchte ein umfafjendes Grund« 
lerditbankweſen in Form von Staate-, Provinziale und Kommunalanftalten wol viel 
befer iungiren, ala das beftehende der Attiengeſellſchaften. Ein prinzipieller Ausſchluß 
der lezteren von diefem Gebiete durch die Rechtsordnung wäre dann zu erwägen. 

I. Zettelbantrebt und Banfnotenausgabe insbeſondere. 

1) Eharafter im Ganzen. Biel allgemeiner und tiefergreifend war von 
cher ioft überall die Intervention der Staatsgeſetzgebung auf dieſem befonderen Ger 
biett. Und während diefelbe heim jonftigen Bankweſen fich allmählich verringert Hat, 
in gerade Hier eine entgegengefete Tendenz ziemlich allgemein zur Entwickelung ge- 
langt. Mehriach ift ein ſörmliches Notenregal konftituirt oder auch ohne ein 
ialches die Banknotenausgabe allgemein an die Staatögenehmigung ge=- 
!nüpit und dabei wenigitens in Europa gewöhnlich mehr oder weniger (Groß« 
"itommien, Deutſchland, Italien u. a.), ſelbſt völlig bei einer einzigen Anftalt 
{entralifirt worden („Monopolbant”, Frankreich, Defterreich- Ungarn, Belgien, 
dolland u. a. m.). Auch wo aber das Recht zur Notenausgabe einer Reihe von 
Luke ertheilt wurde, alfo im Prinzip Dezentralifation blieb (Nordamerika), traten » 
t Vetreff der Errichtung und des Betriebes dieſer Zettelbanken die eingreifendften 
Wibrinkungen durch die Gejehgebung ein. Gerade das Recht der Notenausgabe 
zuzde jerner vielfach einer Bank zu dem Zwed verliehen (oder e8 wurde auch eine 
Stattanftalt damit betraut), um mittels eines ſolchen Privilegs, dem fich dann 
uch wol noch andere Vorrechte für ſonſtige Bankgefchäfte anſchloffen, eine Bank zu 
ner mächtigen Anstalt für die Hebung bes Kreditweſens und der ganzen Volks- 
tuthiheft eines Landes zu machen: das Syſtem der „privilegirten Zettel- 
denken“ nach Gefichtspunkten ber Wohlfahrtspoligei oder Volfswirthichaftspolitit, 
MU denen fich auch wol fiskaliſche Interefien verbanden. In neuerer Zeit find 
wer diefe Gefichtspunkte zurückgetreten, aber andere tauchten auf und wirkten in 
derikhen Richtung. Gerade die Notenausgabe ſchien im Interefſe des geſammten 

5 wie der Noteninhaber einer befonderen Iegislativen und abminiftrativen 
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Regelung ſeitens des Staates dringend zu bedürfen, um Mißbräuche mit ihr thun: 
Tichft zu verhüten (vermeintliche Gefahr der „Ueberemiffion“ oder Zuvielausgabe von 
Noten, angenommener Einfluß davon auf Spekulation und Preife, gejährliche Zu: 
fammenziehung des Notenumlaufs in Kriſen, Einftellung ber Baarzahlungen oder 
felbft völliger Zuſammenbruch von Zettelbanken, Ruin der Roteninhaber, Zerrüttung | 
des Geldweſens u. f. w.). Beſonders werden folche Gefahren (kaum allgemein mit | 
Recht) vom dezentralifirten Zettelbankweſen, jchon wegen der Konkurrenz der einzelum 
Banken untereinander, gefürchtet. Daher Hier, ſelbſt unter den Bertretern der liberal: 
individualiftifchen Wirthfchaftspolitit, dad Streben nach inhibirenden und 
reftringirenben Bankgeſetzen, womöglich zugleich nach größerer oder völliger 
Gentralifation der Notenausgabe bei einer einzigen großen Bank, welche danı 
ala Aktiengeſellſchaft unter unmittelbarer Staatsfontrole ftehen follte oder 
felbft ald Staatsanftalt einzurichten wäre. An fie dann aber einerſeits „im 
BVerkehrsinterefie" und „zur Regelung des Geldumlaufs im Lande”, alfo wieder aus 
volfawirthichaftsepofitifchen Gründen Gewährung eines umjafjenden Notenprivilegs, 
andererſeits aus Rückfichten auf die Sicherheit und Gefundheit des Gelb: und 
Bankweſens wieder getoifje Befchränkungen auch folder Gentralbanten, in Betreff der 
Höhe, öfter nach der Dedung des Banknotenumlaufs, der Größe der einzelnen Re 
tenftüde, des Betriebes anderweiter Bankgefchäfte, der Größe des Stammlapitals und | 
Reſerveſonds u. ſ. w.; endlih Wahrnehmung ber jinanziellen Staatsinter 
ejfen gegenüber diefen Banken durch Antheile am Gewinn, Steuern, beſtändige 
Darlehen an den Staat als Entjchäbigung für das Notenprivileg. Eine, wenn aud 
nur die Hauptpunkte hervorhebende Darlegung der Entwidelung des Zettelbankrecht 
in Großbritannien und Deutſchland möge etwas näher im Einzelnen zeigen, | 
wie fich diefe Dinge geftaltet haben. 

2) Britiihes Recht. a) England. Die Berlinte, 1694 gegründet: | 
Bant von England war ſchon nad} ihrer erſten Karte eine — Aktien⸗ 
geſellſchaft mit Korporationsrecht, mit begrenzter Haftbarkeit ihrer Theilhaber i | 
den eingefchoffenen Betrag. Ein ausſchließliches Privileg erhielt fie erſt 1708 fr| 
die Notenausgabe und für den Betrieb gewiſſer anderer Bankgeichäfte, aber mur ge 
gerüber Bankgejellfchaften von mehr als ſechs Partnern. Kleinere (fog. Privar | 
banten, f. oben) durften ſolche Geſchafte betreiben und auch Noten ausgeben, wae 
aud) im Laufe bes vorigen Sahrhunderts in bebeutendem Maße geſchah. Eri 
im Jahre 1896 wurden in England, aber zunächft nur außerhalb Londons 
größere Geſellſchafts banken, fog. joint-stock-companies, geftattet und zwar! 
ohne beiondere Staatögenehmigung. Diefelben unterftanden im rechtlicher el] 
dem allgemeinen Gnglifchen Gompanieg-Recht, d. h. indbejondere fie hatter 
das Prinzip der unbegrenzten Haftbarkeit zur Bafis, waren alſo nicht Aftienbantı | 
in unſerem techniſchen Sinne. Sie durften alle Banlgeſchafte betreiben, eine| 
Ähließlich der Notenausgabe, und bald, beſonders in den dreißiger Jahren, 
entſtanden zahlreiche ſolche Zettelbanten. Im Jahre 1833 wurden ſolche Joint 
Stock-Banken auch in London ſelbſt, hier jedoch ohne das Recht der Notenausgabt 
zugelafſen. Die Noten der Bank von England wurden damals auch zum geſetz⸗ 
lichen Zahlmittel (legal tender) für alle Zahlungen in England (nicht in 
Schottland and Irland), fo Lange fie prompt eingelöft wurden, erflärt. Bis dahin! 
bat im Uebrigen der Staat die Banfnotenausgabe ber Hauptbant, wie der Privar-! 
und Joint⸗ Stock⸗Banken nicht weiter geregelt, ala daß ſchon Ende des vorigen Jahrh. 
dann von Neuem ſeit 1826 verboten war, Noten unter 5 Pid. Sterling aus! 
zugeben. Während der Franzöfiſchen Kriegägeit von 1797 bis in die zwanziger 
Jahre, wo großentheils die Noten der Engliſchen Bank uneinlösbar waren und: 
Zwangskurs hatten, galt diefe Beichräntung nicht. Vorſchriften über die Höhe de: 
Notenumlaufs und die Dedung defjelben fehlten allgemein. 
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In den dreißiger Jahren entwickelte fi) dann der Notenumlauf, beſonders 
auch der Zoint-Stod-Banken ftark, weshalb man diefen Banten (übertreibend) einen 
islimmen Einfluß auf die damaligen Spekulationen und Kriſen zufchrieb. Zugleich 
operirte die Englifche Bank nicht geſchickt. Das Alles, neben gewifien, im Wejent« 
lien unrichtigen Doltrinen über Geld, Banken und Noten (ſog. Eurrency- Theorie), 
führte im Jahre 1844 zu einer einfchneibenden neuen Gefeßgebung fiber die 
Englischen, im Jahre 1845 auch über die Schottifchen und Iriſchen Zettelbanken 
duch Sir Robert Peel („Peel’fche Bankacte“). Die Bank von England 
wurde danach in zwei ganz getrennte Abtheilungen getheilt, das department 
ofissne fürdie Notenauögabe, und das banking department für Die anderen Bankgeſchäfte. 
Sem erfteren wınden ala Aftiva die Schuld des Staat? an die Bank (11015 100 
F. St.) und ein weiterer Betrag von Fonds ꝛc., zufammen 14 Mill. Pi. St. 
überwiefen, für welchen Betrag die Bank metallifh ungebedte Banknoten ausgeben 
dar. Jede weitere Note muß voll mit Metall gedeckt ſein. Im Bankdepartement 
feht das Depofitengefchäft, das regelmäßig den größten Theil feines Baarfonds an 
das andere Departement übergiebt und dafür Noten empfängt, ferner figurict hier auf 
der Paffivfeite das Aktienkapital (14553000 Pf. ©t.) und der Rejervefonds der 
Lank (über drei Mil. Pi. St.), auf der Aktivjeite ftehen die Ausleihungen und der, 
wie gefagt, jaft ganz in Noten (neben einer Heinen Geſchäftskaſſe) gehaltene Baar- 
’onde diefer (Depofiten«) Abtheilung. Auf diefe — wenig zwedmäßige, in Kriſen 
verhängnißvolle — Weile ift der metallifch ungedeckte Notenumlauf der Engliſchen 
Bant gefeglich feftbejchräntt, jetzt ſchon feit Tänger auf 15 Mil. Pr. St. 
(ig. direkte Kontingentirung”), der wirkliche Notenumlauf (abgejehen von 
den Roten in der Banlabtheilung) ift neuerdings meist ca. 25—28 Mill. Pi. St. 
Weitere befchräntende Vorſchriften über den Notenumlauf, feine abjolute Höhe, Deckung 
u. j.w. beitehen für die Engliſche Bank nicht, nur dürfen die Noten auch jet nicht 
ar weniger als 5 Pf. St. lauten. Den übrigen zahlreichen Privat- und Joint- 
Stof-Zettelbanten Englands blieb zwar das Recht der Rotenausgabe, boch wurde 
daffelße für eine jede Bank auf den Betrag der Notenemiffion von 1848—1844 
beihräntt, neue Zettelbanten durften nicht errichtet werben, die alten verloren in 
gevifen Fällen ihr Notenrecht, das dann theilweiſe der Bank von England zuwächſt, 
Ihe Geſammtzahl und die Summe des Notenumlaufs der Heinen Banken hat fich 
vernindert, indeffen gab ed 1873 noch immer 175 (wovon 119 Privat-, 56 Joint 
Stod) Banken mit 5 Mil. Pf. St. Notenumlauf. Weitere Borfchriften über die 
Tedung der Noten u. f. w. fehlen im Englifchen Bankrecht auch für dieſe Banken. 

‚bi Schottland war die Entwidelung etwas anders als in Gngland. 
Die dort im Jahre 1695 gegründete Bank von Schottland (mit Korporationgrecht, 
beihränkter Haftbarkeit) erhielt gleich Anfangs ein ausſchließliches Bankprivileg, 
das aber 1726 aus politiichen Gründen nicht erneuert wurde. So fonnte ſchon 
1727 eine Konkurrenzbant, ebenfalls mit Korporationsrecht, die Royal- Bank von 
Schottland entftehen, der fpäter noch eine dritte Bank mit Korporationärecht zur 
Ste trat. Neben diefen bildeten fi) aber von der Mitte des 18. Jahrhunderts 
an allmählich eine größere Anzahl Joint-Stod=-Banken, alle mit unbegrenzter Haft⸗ 
barkeit, Beide Kategorien von Banken betrieben das umjaflendfte Bankgeſchäft, 
wäter beſouders Depofitengeichäft, aber alle gaben auch Noten, bis auf 1 Pf. ©t.- 
Roten herab, aus, die fi) vollftändig” einbürgerten. Cine gejehliche Beſchränkung 
beitand wicht weiter. So bietet Schottland ein Beifpiel großartigen, foliden, ganz 
decentraliſirten, freien Bant- und Zettelbantweiens. Im Jahre 1845 wurde jeboch 
tbenfo wie in Irland die Peel’fche Bankacte, etwas modifizirt, auch in Schottland 
engerüßet, namentlich der Notenumlauf jeder Bank auf den Durchſchnitt ber Cir⸗ 
hulztion im voraufgehenden Jahre befchräntt. Doch dürfen die Banken darüber 
hmans Roten ausgeben, aber nur gegen volle Metalldekung, von welcher Befugniß 
Re auch veichlich Gebrauch machen. Neue Zettelbanken würden auch hier eines Ge- 
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ſetzes bedürfen. Vorſchriften über die ſonſtige Notendeckung und die anderen Banf- 
geſchäfte fehlen. Freiwillig haben die Schottiſchen Banken, welche mit einem Reg 
von Filialen das ganze Land eng umfpannen, ein Suftem des regelmäßigen Rotenaus: 
tauſches eingerichtet, welches als ein Kontrol= und Beichräntungsmittel bes Roten 
umlaufs wirft und den Noten die allgemeine Brauchbarkeit im Verkehr, gleich den 


Noten einer Gentralbant, verbürgt. Die Zahl diefer Schottifchen Banken war 1873 | 


11 mit 5,6 Mil. Pf. St. Notenumlauf, über 700 Filialen und 60—70 Mil. 
Pi. St. Depoſitenſchulden. Aehnlichkeit mit dieſem Schottiichen Zettelbankweſen zeigt 
ra einiger Nordamerikaniſcher Staaten, bejonders von Maſſachuſetts, auch das 
tweigerif 
c) — fo im Britiſchen Zettel ban kweſen ein reſtringirendes bantpoli- 
tifches Prinzip im Bankrecht zur Geltung kam, bat fich in einem entſcheidenden 


Punkte das Bankrecht für die übrigen, nicht Noten auögebenden Banken freier | 


geftaltet. Allmählich, beſonders jeit 1887, hat nämlich das Prinzip der begreigten 
Haftbarkeit im Geſellſchaftsrecht für die jog. Joint-Stod-Gompanies Eingang geiunden, 
To daß leßtere dadurch zu Aktiengefellichaften im Tontinentalen Sinne wurden. iür 
einzelne Arten von Gejellfchaften, darunter auch für Bankgefellichaften, blieb aber 
wegen des befonderen Zwecks ber Unternehmung dieſes Prinzip noch ausgeſchloffen 
Man hielt dafür, daß durch den Grundſatz der unbefchräntten Haftbarfeit ein Maß 
der geichäftlichen Solidität gefichert werde, wie auf kaum eine andere Weije und 
glaubte namentlich bei Banken an diejem Grundſah feſthalten zu ſollen. Indeſſen 


ging die Richtung ber Zeit doch auch Hier auf die Umgeſtaltung des Rechts und 


manche neuere Erjahrungen, beſonders in der Krifiß von 1857, wo auch eine große 
Schottiiche Bank zufammenbrach und eine andere ftodte, zeigte, daß jener Grunbiag 
doch nicht ficher die — Folgen habe, andererſeits aber für die Aktionäre 
verhängnißvoll wurde. So haben denn Gefehe von 1858 und 1862 aud für 
Banken die begrenzte Haftbarkeit zugelafien. Zahlreiche Banken find ſeitdem nad 
diejem Rechtsprinzip errichtet, bejonderd auch fog. Finanzkompagnien (fpefulative, 
Credits-mobiliersartige Banken), von denen freilich manche feine erbauliche Entwide 
lung nahmen. Die Zettelbanken, mit Ausnahme der alten inforporirten (Bank von 
England jelbit, drei Schottijche, Bank von Irland), beruhen aber jämmtlich auf dem 
alten Prinzip und würden auch ohne Berluft ihres Notenrechts nicht in der neuen 
Weiſe umgeftaltet werben fönnen. Auch die wichtigften und folideften Depofttenbanten, 
fo die großen Londoner Yoint-Stod-Banken, haben noch die unbegrenzte Haftbarfeit. 

3) In Deutſchland genügt es für unferen Zwed nur bis zur Periode der 
zwanziger und dreißiger, bzw. vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts zurüdzugehen, 
von wo erjt eine Gejchichte des eigentlichen Zettelbankweſens und wirklicher Banl- 
notenausgabe datirt. Ginzelne ältere öffentliche Banken waren meiftens mehr ftaate 
finanzielle als freditwirthichaftliche Einrichtungen und die etwaigen Bankicheine folder 
Banken mehr eine Art Staatspapiergeld. Eine unmittelbare Verbindung des neueren 
Zettelbankweſens und der Banknotenausgabe mit diefen älteren Banken befteht nid. 
Selbft die Preußifhe Bank, obwol aus ber älteren Königlichen Bank hemor- 
gegangen, ift doch erft durch die wichtige Reform von 1846 eine moderne Zettel: 
bant geworben. Natürlich war biß 1866,67, bzw. 1870 das Deutiche Zettelbant- 
recht fein einheitliches Deutiches, ſondern ein ftreng partikuläres, verſchieden in jedem 
Staate, wenn auch mehrfach auf gleichen oder ähnlichen Rechtsprinzipien beruhend. 

9 In Preußen war die Errichtung von Aktiengeſellſchaften, daher 
auch von Banken in dieſer Form ſeit Alters an Staatsgenehmigung ge— 
knüpft, jo auch im Geſetz vom 9. November 1843 über Aftiengejellichajten. Tas 
Recht, die Erlaubniß zur Ausgabe von Banknoten zu geben, vindizirte fich der Staat 
ebenfalls, ähnlich wie in anderen Ländern, ein folches Recht wol ala Konjequenz des 
Münzregals betrachtend, — gewiß bei der Nothwenbdigfeit, ein folches Regal ftrifte 
zu interpretiren, eine rechtlich nicht haltbare Auffafjung. Seit dem Geſetz vom 
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17. Juni 1833 war aber für die Banfnotenausgabe der Rechtsboden unzweifelhaft, 
indem dieſes Geſetz in 8 1 beftimmte, daß „Papiere, wodurch die Zahlung einer 
beſtimmten Geldfumme an jeden Inhaber verfprochen wird, von Niemandem aus⸗ 
zetellt und in Umlauf gefeßt werben dürfen, der dazu nicht die Tönigliche Ge— 
nesmigung erhalten hat“. Hierunter fallen vor Allem Banknoten (übrigens auch 
cut den Inhaber lautende Depofitenfcheine, einerlei ob auf Sicht oder auf beftimmte 
Termine zahlbar). Schon vordem Hatte die Pommerfche ritterfchaftliche Privatbank 
in Jahre 1824 das Recht zur Ausgabe von Bankicheinen für 1 Mill. Thaler, 
den Betrag ihres Stammkapitals, erhalten. 1838, bzw. 1836 wurde es ihr ent 
yogen, ihre dafür aber ein Vorſchuß von 1/, Mil. Thaler Staatslafjenanmweifungen ges 
sehen. Auch die in 100—1000 Thalerſtücken ausgegebenen Bankkaſſenſcheine der 
Sniglihen Bank, damals einer reinen Staatsanftalt, wurden 18386—37 eingezogen 
end dafür ber Bank 6 Mill. Thaler Staatslaffenanmweifungen überwiejen. Exit 
tm Jahre 1846 wurde biefe Bank in die Preußifche Bank unter Betheiligung von 
Irivatperfonen mit einem Kapital von 10 Mill. Thaler verwandelt, woneben ber 
Staat felbft mit einem Tleinen Aktivfapital bei der Bank betheiligt blieb. Dieſe 
Furt wurde dann als Zettelbant eingerichtet. (S. Kabinetdordreg vom 11. April 
ud vom 18. Juli 1846, und befonder® Banktordnung vom 5. Oftober 1846.) 
Sie war zwar nicht in allen rechtlichen Formalien eine eigentliche Aftiengefellichaft, 
aber do ein derfelben nahe vertvandtes Anftitut. Die Hauptbant wie ihre Kon— 
tere und Kommanditen Hatten ausbrüdlich die Eigenfchaft juriftifcher Perſonen. 
Die Cinſchüffe der Privaten Iauteten über 1000 Thaler und auf den Namen, og. 
Lunkantheilafcheine, deren Webertragung durch Ab- und Zufchreiben in den Büchern 
der = ne vorgejchriebener Form erfolgte. 

efe Preußiſche Bank befaß nun Lange Zeit, zum Theil bis zu ihrer Auflöfung, 
Im. gr zu ihrem Uebergang in die Deutfche R. in Preußen ſehr wichtige 
ztivilegien, denen freilich auch wejentliche, namentlich finanzielle Laften und 
Wichten zu Gumften der Staatölafje und gewiſſer wirthfchaftlicher Interefſen ent— 
idrachen. Man muß dabei berüdfichtigen, daß die Bank zwar ihrem Stammtapital 
aach überwiegend Privaten gehörte, doch ganz unter Staatverwaltung ftand und in 
vieler Hinficht doch wie eine wirkliche Staatsbank anzufehen war, indem namentlich 
{hr Ertrag in bebeutendem Maße dem Staate aufloß. Au dem Reinertrag erhielt 
aämlid, wnächft der Staat für fein Altivfapital in der Bank (zuletzt ca, zwei Mill. 
Thaler) 3Y,, die Privatbetheiligten für das ihre 44/, Prozent, der Reſt fiel, nach 
criolgter Doiation des Reſervefonds, beiden Intereſſenten je zur Hälfte zu. Außer 
den aus dem Charalter eines Duafi-Staatsinftitut3 ſich erklärenden Rechten des 
Kkıs, welche die Bank im Allgemeinen genoß, der Stempel⸗, Sportel= und Porto⸗ 
Tibeit, geiwiffen vom Gemeinen Recht abweichenben Borrehten im Lombardgejchäft 
tatte die Preußiſche Bank als Bank vier wichtige Privilegien: 1) Sie war und 
blieb Lange Zeit neben der Pommerfchen Bank in Stettin die einzige größere 
Fentlide Bank, indem andere Bankaktiengefellfchaften nicht fonzeffionirt wurden, 
Tmgen man im Preußen zeitweilig für folche Banken die Form der Kommanbit« 
eielihait auf Aktien wählte, bis auch dieſe mit ber Einführung des HGB. an 
Statögenehmigung geknüpft wurde. — 2) Die Preußiſche Bank hatte zwar rechtlich 
mcmals, aber ————— nahezu immer in Preußen das Monopol als 
gthibank Erſt vom Jahre 1848 an wurde die Errichtung von kleinen Noten« 
!erten auf Grund ziemlich ſchwerer Normativbeftimmungen zugelaffen, die aber ins⸗ 
samt nur für 7 Mill. Thlr. Noten follten außgeben dürfen. 1848 entftand nur 
‘u, 1850 eine zweite, dann 1856 einige weitere Heine joldhe Banken, regelmäßig 
mit ie einer Mili. Thaler Notenausgabe. Die Preußiiche Bank durfte dagegen ſchon 
1846 15, bzw. 21 Mill. Thaler Noten ausgeben und 1856, — wo ihr privates 
Stanmtopital auf 15 (1866 auf 20) Mil. Thaler erhöht und zwiſchm Staat und 
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Bank ein Vertrag Über die Einziehung von 15 Mill. Thaler Kaſſenanweiſungen 
mittela einer von der Bank zu verzinfenden und zu tilgenden Staatsanleihe ab: 
geichloffen wurde, — ward das Notenrecht der Bank ein unbeſchränktes (dob 
durften blos 10 Mill. Thaler in Zehnthalernoten beftehen) gegen die Verpflichtung, 
minbeftens !/; baar und den Reſt der Noten mit banfmäßigen Wechſeln zu deden. 
Seitdem hat die Bank auch ihren Notenumlauf ſtark ausgedehnt und bie beben- 
ſchende Bankjtellung nicht nur in Preußen, jondern ſchon vor 1866 in ganz Deutic- 
land errungen. — 3) Ferner mußten alle Depofiten der Vormundſchafts- und 
Gerichtsbehörben, Kirchen, Schulen zc. bei der Bank angelegt und von diejer mır 
mäßig verzinft werden. — 4) Endlich wurde die Annahme verzinslider 
Depofiten anderen öffentlichen Banken unterfagt. Sie ift den Privatnotenbanten 
erſt im Jahre 1857 in befchränttem Maße erlaubt worden. Die Preußifche Bant 
hat daher eine in jeltenem Umfange privilegirte Stellung eingenommen. Die Ar: 
nahme ihrer Noten an den öffentlichen Kafſen kam ihr ebenfalls ſehr zu ftatten. 
In den großen politiichen Kriſen von 1866 und 1870 bewährte die Preußijche Banl 
doll und ganz die Leiftungsfähigfeit einer großen nationalen Gentralbant 
und erwarb ſich berechtigter Maßen die Anwartichaft, zur Deutichen R. erhoben zu 
werben, wie e8 denn auch geichab. 

b) Richt unerheblich, aber keineswegs durchaus erfreulich war die Entwidelung 
bes Zettelbanktweiens in ben übrigen Deutjhen Staaten. Der leitende 
Rechtsgrundſatz war auch hier überall dad Erforberniß der Staatsgench: 
migung fpeziell für die Errichtung einer Zettelbanf ober für die Notenausgabe. 

e) Die Mittelftaaten waren im Allgemeinen mit ber Grtheilung ven 
Notenprivilegien ſehr reſervirt. Den Anfang machte Bayern, welches feiner] 
wejentlich für andere Bank- und fogar Verſicherungsgeſchäfte gegründeten Bayerijſchen 
Hypotheken⸗ und Wechjelbant durch Gejeg vom 1. Juli 1834 ſogar ein aus: 
ſchließliches Privileg der Notenaußgabe auf 99 Jahre (!) für 8 (jeit 1866 fün 
12) Mill. Gulden (nicht unter 10 Gulden das Stüch ertheilte: ein Privileg, das 
bei der Bankreform von Reichswegen in den fiehziger Jahren noch bejondere Be— 
rüdfichtigung finden mußte. Im gewerbreichen Königreih Sachſen wurde di. 
Leipziger Bank 1839 mit einem unbefchräntten Notenrecht (nicht unter 
Zwanzigthalerftüden und mit 3%, Baardedung jedoch), fpäter noch drei Kleiner: 
Banken mit einem fleinen Notenrecht, 1865 dann die in größerem Maßſtab errich 
tete Säch ſiſche Bank in Dresden ebenfalls mit einem ünbeſchränkten Note 
echt Tonzeffionirt. Ju Medlenburg- Schwerin erfolgte 1850, in Hannovcı 
1856, im Großherzogtfum Hefjen 1855 die Konzeffion einer eigenen Rotenbant 
Baden ſchritt dazu, richtiger Weiſe auf Grund eines bejonderen Gejege (5. Ju 
1860), welches die Ausgabe von Banknoten an den Erlaß eines Gejeges Emüpite 
erit 1870, Württembdrg 1871. Bon den felbftändigen Stadtftaaten, wo ein reelle 
Bebürfniß nach Zettelbanken vorlag, Haben Frankfurt a. M. 1854, Breme 
1856, Lübed 1856, bzw. 1865 (zwei Inſtitute) Zettelbanken erhalten. Ru 
Hamburg bat fi} nicht zu einer Konzeſſion verftanden und war, als eine dortig 
Bank Anftalten zur Notenausgabe traf, was nach dem beftehenden Recht kaum 1 
hindern geweſen wäre, baran, im abminiftrativen Wege dagegen einzufchreite 
worauf jene Bank auf ihre Abficht verzichtete (1864). 

8) In kaum zuläffiger Weife wurde dagegen in einer Reihe Deutfcher Klein 
ftaaten das Konzeffionsſyſtem dazu benußt, um für Zettelbanfen in einem foldhe 
Staate das Domizil zu erlangen und von da aus in den benachbarten größer 
Staaten, beſonders in Preußen und Sachſen, durch Filialen und Agenturen Gt 
fchäfte treiben und die Noten bier verbreiten zu lafſen. Dieje Banken waren zuder 
mehrfach in zu großem Maßſtabe angelegt, hatten umfangreiche, zum Theil u 
beichtänkte Notenrechte, dfters einen für eine Zettelbant zu weit gegriffenen und | 
unpaffenden Gejchäftskreis, nicht immer Hinlänglich folide Vorſchriften Über die Not 
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dedung, und endlich ganz unverhältnißmäßig lange Konzeſſionsdauer, bis Ende dieſes, 
Aniang, ja Mitte des 20. Jahrhunderte. Auf Grund ſolcher Kongeffionen wurde 
ſchon 1847 eine Zettelbant in Anhalt-Defjau, dann, während der Spekulations- 
periode Mitte der fünfziger Jahre, weitere zu Weimar 1853, zu Gera 1854, zu 
Gotha, Meiningen, Sondershaufen, Bückeburg (!), Homburg () 1856 errichtet. 
Dan muß zwar zugeftehen, daß alle diefe Banken befier waren als ihre Ruf, daß 
ihre gefammte Notenausgabe fich nicht allzu ſehr ausdehnen konnte, trotz ber Be— 
jugniffe dazu, daß eine Stodung der Baarzahlung bei Teiner, nicht einmal im Mit- 
teldeutfchen Kriege von 1866 vorgekommen ift. Aber die Noten diefer Banken 
waren ſehr mannigfaltig, gingen auf Kleine Beträge herab, wurden oft künftlich weit 
vom Domizil der Bank, wo fie allein eingelöft wurden, in Umlauf gefeßt und er- 
halten, und bildeten fo eine Läftige Art von Umlaufgmitteln, ganz ähnlich wie das 
tleinftantliche Staatspapiergeld, das meiften® dieſelben Staaten ebenjalla in einer 
ar Kleinheit diefer Staaten in Mißverhältniß ftehenden Menge ausgegeben hatten. 
Auch unterftäßten manche diefer Banken unfolide Gejchäfte und fchabeten dadurch. 
Tie Preußiſche und mitteljtaatliche Bankpolitik, welche im Ganzen die Entiwidelung 
Heiner Zettelbanfen innerhalb des eigenen Staates zu hemmen fuchte, wurde nicht 
ohne Erfolg von diefer Kleinftaatlichen Bankpolitik gekreuzt, fo daß in der That in 
den Ronzeffiongertheilungen dieſer Sleinftaaten (3. B. vom Staate Schaumburg- 
Sippe für eine Bank mit umbegrenzter Notenausgabe, in den verjchiedenften Wäh- 
urıgen, felbft in Hamburger Mark Banko, mit Hundertjähriger Konzeffionsdauer ) 
ein für die politifchen und öffentlicherechtlichen Verhältnifſe im alten Deutfchen Bunde 
nur zu harakteriftifcher Mißbrauch der Souveränetät gefunden werden muß. 

‚, Die größeren Staaten, Preußen, Bayern, Sachſen, Baden u. a. m., glaubten 
dieſem Zuftand gegenüber zu Repreffalien greifen zu miüffen, welche freilich dem 
Lundesverhälmiß und vollends der Cinheit des Wirthſchaftsgebietes im Zoll» 
derein wenig entfprachen, auch nur theilweife Erfolg hatten, aber nur bie Konfequenz 
des Zettelbankrechts diefer Staaten waren: fie jchritten zu theilweiſen oder gänglichen 
Berboten aller oder gewiffer Sorten ausländiichen Gtaatspapiergeldes und Bant- 
uten (1855, 1857) und ftellten die Zahlungaleiftung damit unter Strafe. Das 
Konigteich Sachſen ließ fremde Noten über 10 Thaler nur zu, wenn die betreffenden 
Vanlen in Sachjen Einlöfungsitellen errichteten. Rechtlich entftanden dadurch ganz 
malthare Zuftände, millionenfache Straffälle, — thatfächlich änderte fich wenig, 
nur etwa, daß die Notenſtücke unter 10 Thaler, die bejonders verpönt waren, durch 
größere vielfach erfeßt wurden. Vereinbarungen über eine gemeinfame Regelung 
diefer Dinge wurden im Zollverein angeregt, es kam aber nicht einmal zu ernft« 
hen Verhandlungen darüber. 

d) So entwidelte fich da Deutiche Zettelbankweien auf diefer ganz parti- 
fuforrehtlichen Bafis weiter, noch über 1866 und 1870 hinaus, bis das 
Zeutiche Reich eine neue einheitliche geſetzliche Negelung in bie Hand nahm, bie in 
tr That ſehr nothwendig war. Die Preußiiche Bank dehnte nach 1866 ihre Ge 
Mäne auf die neuen Provinzen, 1871 auf Elfaß-Lothringen aus. Die Kriegdereig- 
fe, dann die Einftrömung der Franzöfiſchen Milliarden, der ungeheuere Spekula⸗ 
tiens und Geſchaftsauffchwung 187173 führte zu einer ftarken Vermehrung des 
Yoterumlaufs, was zu neuen, aber kaum fpeziell begründeten Vorwürfen bejonders 
!g die Heinftaatlichen Banken Anlaß gab, da wenigſtens bei den anderen, be— 
fonders der Tom angebenden Preußiichen Bank, der Entwidelungsgang im Ganzen 
derelbe und eben durch bie Verhältniffe bedingt war. Der gejammte Deutjche 
Soterumlauf war Mitte 1870 258, März 1873 (ungefähr der Höhepunkt) 480 
RU. Taler, davon durch Kaffe (meift Metallgeld) nicht gedeckt bzw. 121 und 
18 Mil. Thaler. Der Rotenumlauf der Preußiſchen Bank allein betrug an diefen 
beiden dm Anfang des Krieges und das Ende der großen Aufſchwungsperiode be— 
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zeichnenden Terminen 168 und 386 Mill. Thaler, wovon ungededt 78 und 120 | 
Mill. Thaler. Die Deutfche Zettelbankreform wurde nur verzögert durch die ihr 
mit Recht vorangehende Reform der Munzgeſetzgebung, und noch etwas erſchwert 
durch die Berhältniffe des Deutjchen Staatspapiergelbes, welches letztere faft noch 
mehr einer Reform bedurfte. Bevor aber zum Schluß diefe Bankreform felbft hier , 
behandelt wird, erjcheint es nothwendig, auf einige Punkte, welche bei der Gr 
ftaltung des Zettelbantrechts und des Rechts der Notenausgabe beſonders ſchwierig 
und ftreitig find, und auch bei una mitjpielten, in Kürze aus dem Gefichtöpunfte 
de lege ferenda einzugehen. 

IV. Streitfragen des Zettelbankrechts. 1) Iſt das Recht der Noten- | 
ausgabe „felbftverftändlich” ein nur dem Staate zuftehendes, nur von 

" Seiten des Staats zu verleihendes Recht, infofern ein „Regal“? Nechtaphiloio 
phiſch entſchieden nicht! Nach dem pofitiven Öffentlichen Recht eines Landes jedenialls 
nur dann, wenn ein unvorbenkliches Herlommen oder ein beftimmtes Gejek dafür 
nachzumeijen ift. Erſteres wird ſchwer zu begründen, mindeftens Leicht ftreitig jein, 
letzteres ift daher regelmäßig für den Fall zu verlangen, daß der Staat ein ſolchee 
Recht beanſprucht. Die beliebte Ableitung dieſes Rechts aus dem Münzregal (in 
England, Defterreich, Preußen und anderen Ländern mehr in parlamentarifchen Ber 
bandlungen vorgefommen, gewöhnlich, aber nicht immer, ohne Widerfpruch zu fin: 
den) ift oben ſchon al unhaltbar bezeichnet worden, Wol das Recht, Papiergeld 
mit Zwangskurs auszugeben, aber nicht die Notenausgabe, fann ohne Weitenz 
als ausfchliepliches Recht des Staats gelten. Es iſt daher der allein lorrekte Weg, 
den man in Baden (j. oben) und neuerdings im Norddeutfchen Bunde und Deutichen 
Reiche (j. unten) beichritten hat, durch ein beſonderes Gejeg dem Staate das 
Recht zu Übertragen, allein die Befugniß zur Notenausgabe zu ertheilen, womit cin 
„Notenregal“ begründet ericheint. 

2) Iſt aber die Konftituirung eines folcden Notenregals — voa 
der Trage, ob baffelbe und an wen eventuell e8 zur Ausnutzung überlaffen werden 
fol, noch abgefehen — richtig und nothwendig? Das läßt ſich natürlid 
nicht abſolut beantworten, jondern ift wie alle folche Fragen über den ausſchließ 
lichen Vorbehalt von Rechten für den Staat nah den Umftänden, alſo weientlic 
mit nah Zwedmäßigfeitsrüdfichten zu enticheiden. Zu behaupten ift nur, 
daß aus dem Wejen der Banknote, aus ihrer rechtlichen Natur wie aus 
ihrer wirthſchaftlichen Funktion eine ſolche „Regalifirung der Notenauagabe” 
nit not hwendig folgt, einerlei, welche Auffaffung man in den eben genannten 
beiden Beziehungen von der Banknote hat. Nach unferer, auch von Juriſten, aber 
nicht allgemein, und von vielen, aber auch nicht allen Nationalöfonomen getheilten 
Auffaffung ift die gewöhnliche Banknote, welche nicht ausdrädlich, wie die Note der 
Bank von England, die Gigenfchaft des gejeglichen Zahlungsmittel® hat, rechtlich 
nicht Geld, jondern Anweifung auf Geld, wird mit ihr rechtlich nicht Zahlung 
geleiftet, fondern nur wenn der Empfänger einwilligt (satisfactio pro solutione est), 
ift die Banknote troß einiger abweichenden juriſtiſchen Yormalien nicht prinzipiell, 
fondern nur gradmeife nach ihrer Funktion im Verkehr von anderen Zahlungs 
mitteln des Kreditverkehrs, Anweifungen, Wechfeln, Cheds u. ſ. w. verſchieden. 
Namentlich wirft fie auch nicht anders auf den Münzumlauf, verdrängt die Münze 
an ſich nicht mehr aus dem Verkehr ala andere Krebitumlaufgmittel und kredit⸗ 
wirthichaftliche Einrichtungen (Girogefchäft, Checkweſen, Ausgleichungshaus), welde 
Münze „eriparen“. Much diejenigen Dekonomiften und Juriften, welche die Bank⸗ 
note rechtlich und öfonomifch mehr dem Gelbe, beſonders dem Papiergelde (deffen 
wejentlidhe Merkmale nach unferer Auffaſſung Zwangskurs und Uneinlögbarteit 
gegen ein anderes „Geld“ find) gleichjegen, können diefe weſentlich gleiche Verkehr: 
funktion der Note mit fonftigen Zahlmitteln und Einrichtungen der Kreditwirtbjchait. 
d. h. offenfundige Erfahrungsthatſachen, nicht überjehen. Soll ein Notenregal abjolur 
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nothwendig fein, jo müßte es die Regaliſirung aller ſolcher Zahlmittel und Ein— 
richtungen auch ſein. 

3) Wie verhält es ſich dann mit der Zweckmäßigkeit der Konſtituirung 
eines Rotenregals und bes Erjorberniffeg der Staatsgenehmigung (bie 
bieder im Wege des Geſetzes oder im abminiftrativen VBerordnungsmwege 
eriolgen Tann) für die Bankfnotenausgabe? ine Frage, welche mit der weiteren 
nah der Gentralifation oder Dezentralifation der Notenausgabe ſich 
war nicht deit, aber zufammenhängt. Kann und dar etwa ftatt folcher Regalifirung 
und der Stantögenehmigung für jeden einzelnen Fall (Syftem des Konzeſſions 
jmanges) auch ein Syſtem der Normativnbedingungen für Zettelbanken 
Pat greiien, wo dann die Staatsverwaltung ſich darauf beichränkt, fich in jedem 
einelnen Fall die Erfüllung folcher Bedingungen nachweifen zu laſſen? Oder kann 
und darf etwa jelbft das Gemeine Recht (das H.R. für Handelsgeſellſchaften, das 
Altiengeſellſchaftsrecht) Hier ohne Weiteres Anwendung finden, etwa mit einigen 
werigen Spezialbeftimmungen gerade für Zettelbanken wegen des Zweckes ber 
Untemehmung, mit anderen Worten Tann, im vollen Gegenſatz gegen das Noten- 
wgal und gegen die Monopolifirung der Notenausgabe in einem einzigen Central⸗ 
imitut „Zettelbantfreiheit” gewährt werben, woraus dann gewöhnlich eine 
mehr oder weniger ſtarke Dezentralifation des Zettelbankweſens hervorgehen wird ? 
Zeipiele fiefert das pofitive Recht verſchiedener Länder. So kann man bis 1845 
in Shottland, von 1826 bzw. 1833 bis 1844 in England von Zettelbant- 
freiheit Iprecden. Das ſchon ältere Recht von New-York, das neuere von ganz 
Rerdamerika (allgemeines Gejeg vom 30. Juni 1864) charakterifirt fich als ein 
<xtem (ſehr firenger) Normativbedingungen. 

a) Eine prinzipielle allgemeine Berwerfung jelbft der Zettelbankfreiheit ift 
niht mit dem dkonomiſch-techniſchen Moment zu begründen, daß daraus 
rothwendig ein unfolides Bank⸗, Kredit- und Geldweſen hervorgehe. Dieſe Be— 
fürhtung Taßt fich durch Beiſpiele der Erfahrung (Schottland, Schweiz, einzelne 
indamerilanifche Staaten) und auch allgemein theoretiſch aus den Yunftionen der 
Zetelbank und ihrer Noten widerlegen. Soweit die Bankfreiheit Hier mit Der 
ettaliſation zufammenhängt, ergiebt eine unbefangene Unterjuchung gewifle Schwächen, 
aber auch getwiffe Vorzüge der Dezentralifation vor der Gentralifation der Noten« 
auigabe, fo daß das Urtheil wenigitend in großem Umfang ein nur relatives 
hir wird, Gewifſe Nachtheile der dezentralifirten Notenausgabe, bejonder bie 
Vieffältigteit der Noten, die beſchränktere Umlaufsjähigfeit, die Einlöfung an Neben- 
dichen laſſen fich theils durch freiwillige Einrichtungen, zu denen das eigene Intereſſe 
die vanlen führt (gegenfeitige Zahlungsannahme der Noten, Rotenumtaufch, Schott« 
ind, Maflachujetts, Syſtem der Schweizerifchen Konkordats-Banten), theil durch 
ige gefegliche e Vorſchriften im Wefentlichen befeitigen, wodurch das Prinzip der 
Stelbanfrreiheit nur wenig modifizirt würde (Vorſchriſten über die eben genannten, 
HER freiwillig eingeführten Einrichtungen, über gleihmäßige Notenformulare, über 
Ketmeinlöfung an Gentralpunften des Verkehrs fir alle Banken — Nordamerikan. 
Gi, Dentſches Bankgejeg —, weitergehend: das Verbot, feine Noten unter einer 
griffen Höhe auszugeben, um die Fleineren Leute eventuell zu ſchützen und bie 
Dinge nicht aus den Heineren Verkehrskanälen zu fehr verdrängen zu laffen). Die 

e wird bier nicht jo leicht dem Gelde im Verkehr gleichgeftellt werben, mie 
de Rote einer mächtigen Gentral« oder Monopolbant, was in mancher Hinficht fein 
Gutes Hat. Meberragt eine ſolche Bank auch die Heineren Banken bes bezentra- 
Üiden und Bankfreiheitsſyſtems durch ihre größere Leiftungsfähigkeit in Kriſen — 
au ieht wichtiger, und jaft der entfcheidende Punkt für Gentralifation ber Notens 
msgde —, lann eine große Centralbank durch ein gutes Filialnetz die Heinen Plätze 
24 wit berücfichtigen und den Geld- und Kreditverkehr eines großen Landes gut 
unmenfaflen, fo vermag fich andererſeits die Meine Bank in Tapitalarmen Ländern 
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(Nordamerika) durch Notenausgabe Kapital zu verichaffen, da fie am Meiften in der 
Rage ift, individuell richtig nach den Lokalbedürfniſſen zu verleihen, mehr als die 
immer nothwendig etwas ſchematiſch operirende Centralbanf mit ihren Filialen. Tie 
Heine Zettelbant hat auch mehr Trieb und Fähigkeit, das Depofitengefchäit zu ent⸗ 
wideln, ala die Gentralbant, der die Notenemiffion alles erforderliche Kapital leicht 


führt. 

b) Andererfeitö aber wird gerade die Zettelbankfreiheit thatfächlich am Meiſten, 
oft allein von reichen Privatlapitaliften für die Gründung von Banken ansgenukt 
werden können. Solche Banken und überhaupt diejenigen (auch im Suftem ber 
Rormativbedingungen), welche nicht unter fpeziellerer Staatskontrole ſtehen, werden 
leichter dem bejonderen Klaſſenintereſſe einflußreicher privater Geichäftsfreife dienen. 
Die Kautelen gegen mißbräuchliche Kredizgewährung ber Heinen Zettelbanten bieten 
fich zwar in ber Kontrole des Publikums, in ber gegenfeitigen Kontrole ber Banken 


jelbft, aber diefe Kautelen find fchwerer zu handhaben. In Fritifchen Zeiten ſchwankt 


und wanft der Krebit folcher Banken und ihrer Noten eher, woraus weitere allgemeine 
wirtbfchaftliche Gefahren hervorgehen. Lauter Gründe, welche eine größere Staate- 
intervention auf dieſem Gebiete, die Centralifirung der Notenausgabe und das Prinzip 
der Staatsgenehmigung wenigftens oftmals rechtfertigen. 

e) Im Uebrigen wird Hier aber auch fonft ber Hiftorifch gegebene all: 
gemeine politijche und volkswirthſchaftliche Charakter eines Landes mit 
zu entjcheiden haben. In den größeren Staaten Eutopa’s, zumal des Kontinents, 
bat fich nicht nur Hiftorifch die Staatsgenehmigung, die Gentralifation im Zettel- 
bantiwejen eingebürgert: fie entfpricht auch dem modernen Zuge im Wirthfchaftsleben 
und im Bankweſen fpeziell. Die abweichenden Verhältniffe anderer Länder (Schweiz, 
wo aber Gentralifation der Notenausgabe fchon diters angeregt ift, Schweden, Rord- 
amerifa, theilweiſe Schottland und England) zeigen nur, daß ſolche allgemeine 
Momente überall mitjpielen, auch in ber Geftaltung eines Spezialvechts wie des 
Zettelbankrechts. Daraus wird man maßgebende Fingerzeige für die Richtung einer 
Reform des Bankrecht entnehmen dürfen. 

d) Und zwar umſomehr, da jedenfalls neben manchen ſpezifiſchen banktechniichen 
und banköfonomifchen Vortheilen der Regalifirung der Notenausgabe, des Prinzips 
der Staatögenehmigung für Zettelbanten und der ftärferen oder jelbft völligen Gen 
tralifation Leine entſcheidenden Nachtheile diejer Geltaltung des Rechts, 


mindeſtens unter umferen tontinentalen Berhältnifien, abgeleitet und durch bie Gr | 


fahrung belegt werden fünnen. Man hat wol, im Hinblid auf manche Beiſpiele, 
vor der Gejahr einer Verquickung der Banken mit den Staatsfinangen gewant. 
Indeſſen Laflen fich hiergegen in ruhigen Zeiten außreichende ſtaatsrechtliche Kautelen 
Schaffen, In unrubigen Zeiten zeigt da neue amerifanifche Beifpiel im Bürgerfrieg, 
daß auch die Dezentralifation des Zettelbankweſens die Banken nicht vor finanzieller 
Ausbeutung ſchutzt, oder der Staat giebt dann von fi aus Papiergeld aus 
(Defterreich, Nordamerika). Andererſeits aber haben die großen Gentralbanten in 
fritifchen Zeiten auch für die Staatsfinanzen eine finanziell und politifch wichtige 
Stüße geboten (Bank von England in den Revolutionskriegen, Defterr. Nationalbant 
1848 ff., Preuß. Bank 1866, 1870, beſonders Franzöſiſche Bank 1870—71), ein 
Moment, das bei der Entipeidung wol mit zu beachten ift. 

e) Speziell in ben Deutfchen PVerhältniffen wird man ſich demnad für 
Notenregal und Staatsgenehmigung und, wenn nicht für völlige, jo doch 
für überwiegende Centralijation der Notenausgabe bei einer großen Gentrul 





bank erklären dürfen. In diefer Weife ift auch die Deutfche Bankreform durch⸗ 
geführt worden. Die völlige Gentralifation (Monopolbant) ift ſachlich nidt | 


geboten, hat auch einige Mißftände. Im Deutfchen Reich wie in Großbritannien 
war fie, wenigften® zunächft, durch den beftehenden Rechtszuftand, wo e8 vorhandene 
Rechte zu ſchonen galt, außgefchlofien. 
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4) Eoll insbeſondere die Central-oder Monopolbank als reine Staats— 
cuſtalt odet, wenigftens nach dem Eigent hu msverhältniß, als Privatunter= 
nehmen, daher als Aktiengeſellſchaft oder dgl. errichtet werden? Sollen eventuell 
aud die übrigen Heineren Zettelbanten als wirkliche öffentliche Anftalten den 
Sclöitverwaltungsförpern (3. B. den Provinzen) übertragen werden, ausſchließlich 
oder neben privatwirtbfchaftlichen Bettelbantunternehmungen, ala welche dann meiſtens 
nr Aftiengefellfchaften zur Erwägung kommen werden ? 

Tiefe Fragen find wiederum nicht abjolut, ſondern nach den konkreten Verhält⸗ 

rien zu entſcheiden. In banktechniſcher Hinfiht kann weder von einem all« 
gemeinen Borzug noch einem folchen Nachtheil des einen ober des anderen Syſtems 
de Rede fein. Nach feiner technijchen Natur, welche vollends bier alles jpefulative 
Amt ansfchließt, eignet ſich das Zettelbanfgefchäft und die Notenausgabe ſowol 
fir die Bejorgung durch einen öffentlichen Körper (Staat u. |. w.), ala durch Aftien« 
geiellichaften. Die üblichen Gründe gegen ſolchen Gejellfchafte- und gegen Staats- 
tetrieb treffen nicht zu. Gegen große eigentliche Staatsbanten hat man politifche, 
sementlich kri e g s politiſche Bedenken geltend gemacht, indem deren Fonda bei einem 
englüclichen Kriege gefährdet fein würden, und zu erwägen bleibt dies Moment, 
dei bei ung mit für die Errichtung der R. ala Privatunternefmen den Ausſchlag 
geh. Andererfeit? hat man allgemeinvolfswirthfchaftliche, finanzielle und fozial- 
pelitäche Gründe für reine Staatsbanken vorgebracht, die wol enticheiden bürften. 
Indeffen ift gugugeftehen, daß man, wie bei uns, auch eine Gentralbant ala Privat- 
unternehmen ganz unter Staatsverwaltung ftellen, bie fachmännifch = technifche 
Veihüfe von Bertretungsorganen der Privatintereffenten dann beſonders leicht und 
wednähig einrichten Tann, ohne doch den Einfluß diefer Kreife zu ſehr zu ſtärken, 
und daß ich durch Gewinnbetheiligung bed Staates befjen finanzielle Intereffen 
an der Ausnutzung eine® Notenregals genügend wahrnehmen laflen. &o ift, wie bei 
der Breußifchen und jetzt ber R., der Unterjchied nicht groß. Namentlich müßte der 
Staat ja doch die Bank mit einem eigenen Kapital auäftatten, das ihm direkt oder 
indireft (dei Befchaffung durch Anleihen ober aus disponiblen Staatsfonds) wenigiteng 
groientbeile die Zinſen koften würde, welche im anderen Falle die Aktionäre als 
Zividende für ihr Kapital beziehen. Die Fortentwickelung der Dinge möchte gleichwol 
Si um zur reinen Staatsbank hinführen, d. 5. zur vollen gemeinwirthfchaftlichen 
Crgmiletion des Zettelbantwefene. 
. Beiger noch als bei der Gentralbant ift bei Heinen Banken eines ohnehin 
‚nmel anf dem Konzeſſionsprinzip und der Staatsfontrole beruhenden Zettelbant- 
weis für die Form der Altiengefellichaft zu jagen. Körper, wie in Deutichland 
die Mittelfaaten und die Preußifchen Provinzen, wären ganz geeignet, folche kleinere 
ttelbanfen auf eigene Rechnung zu betreiben. Die Schwierigkeiten der materiellen 
&ontrofe der Berwaltung würden jolchen Banken gegenüber erheblich geringer als 
tt Attimbanten fein. 

5) Welches ift, unter Vorausſetzung des Notenregals und des Konzeſfionsſyſtems 

is der Rechtsbafis des Zettelbankweſens, die pafjendfte Geftaltung des Rechts für 
die Einrihtung und den Betrieb der Banken? 
Ginzelnes wird auch Hier nach den Landes und Beitverhältniffen zu beftimmen 
'm. Vie leitenden Grundaäge ber Einrichtung und des Betriebes folgen aber 
zus den Wefen und der Yunktion der Zettelbant. Im Ganzen werben die Bor- 
‘sröten für die Gentralbant und für die etwaigen einen Banken übereinftimmen 
Zonen, doch wird der erfteren ein größeres Notenrecht zu gewähren, aber auch 
an därkeres Stammkapital und die Haltung eines größeren Baar— 
»trathg vorzuſchreiben, vielleicht auch der Gejchäftskreis in den Aktiv» und den 
Übrige Paffiogefchäften etwas zu verengern jein. Die wichtigeren Beſtimmungen 
Drrefien folgende Punkte: 
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a) Vorſchriften über die Banknoten ſelbſt. Kein Zwangskurs (aug bei 
Einlösbarkeit) für die Banknoten der Heinen Banken, nicht unbedingt, aber bo 
eventuell ein jolcher für die Noten der Gentralbant. — Keine unbedingte Verpflichtung 
zur Annahme ber Noten an ben Staatefaffen, indeſſen thatfächliche Zulaffung, 
mindeftens für die Gentralbanknoten. — Verbot Heiner Noten, aber nur unter einer 
nicht zu großen Höhe (50 Mark bei uns paflender ala 100 Mark ala Minimum); 


Eniſcheidung mit nach den Währungs- und Münzverhältnifien. — Zulaffung weiteren | 


Noten nur in beftimmten runden Abjchnitten. — Einlöfung der Centralbanknoten 
auch thunlichft, Doch ohne unbebingte Verpflichtung, an den größeren Filialen, der Roten 
der Heinen Banken außer am Domizil auch an Centralgeldplätzen. — Gegenfeitige An- 
nahme der Noten bei den Banken ſelbſt und Austaufch bzw. Einfendung zur Einlöfung. 

b) Vorfchriften über die NRotenausgabe und die |pezielle Notendedung, 
d. 5. über diejenigen Aktiven, welche ber Notenſchuld unmittelbar gegenüber ftehen 
und die jederzeitige Einlöfung der Noten ermöglichen follen. Für die Gentralbant 
empfiehlt fich bier das Recht der unbefhräntten Notenausgabe, unter der Be 
dingung einer beftimmten Notendeckung. Lebtere muß, nach der Natur ber itets- 
fälligen Notenſchuld, die ſog. „bankmäßige“ fein, b. 5. aus einem Baarvorrath 
in Edelmetall (teils geprägtem inländifchen, mit voller Währungseigenichait ver 
fehenen Gelbe, theild Barren und fremden Münzen des Währungsmetalle) und aut 
ficheren, nicht zu lange laufenden (ungefähr drei Monate) Wechjeln beftehen. Ale 
gefehliches Minimum bes Baarvorraths ift am beften eine Quote, */,, bei dei 


Gentralbant jelbft Y,, vorzuichreiben, aber Lieber Leine weitere Norm über dar | 
Verhältniß zwiſchen Notenumlauf und Baarfonds, namentlich nicht bie „Direkte | 
Kontingentirung wie bei der Englifchen Bank (ſ. oben Nr. IL), aber beffer aud | 


nicht die „indirekte Kontingentirung“ wie jet in Deutſchland (ſ. unten Rr. V.). — 
Den Heineren. Banken muß dagegen nur ein beſchränktes Notenrecht gewährt 
werden, mit den gleichen Dedungsvorjchriften wie bei der Gentralbant (doch nur 


Drittelbaarminimum). — Unfähigfeit, die Noten auf Berlangen einzulöfen, bebingt | 
den Verluft des Notenrecht? bei den kleinen Banken, eventuell den Zwang jur | 


Liquidation. Bei der Centralbant wäürben in ſolchem Falle Ausnahmevorfchriften 
kaum zu vermeiden fein. 

c) Vorſchriften über das Stammkapital und den Reſervefonds. Die 
Centralbank iſt mit einem abſolut und relativ großen, d. h. im richtigen Ver— 
haältniß zu ihrer Geſchäftsentwickelung, namentlich ihrem Noten- und Depofiten- 
geſchäft jtehenden Kapital auszuftatten, wodurch a ——— geſteigert und 
für die Paſſiven eine größere Garantie beſchafft wird. Die kleinen Banken ſind 
mit mäßigen, einzeln auch im Verhältniß zum Notenrecht ftehenden Stamm 
Tapitalien zu verfehen. Die Größe der einzelnen Aktien bei Aktienbanken, dann ob dide 
Iubaber- oder Namenpapiere find, ift von untergeordneter Wichtigkeit. Der Rejerve 
fonds ift auf eine mäßige Quote des Stammlapitala zu bringen, falls dies nidt 
erſt durch ihn bejonderd verftärkt werden fol. Er ift aus Exrtraeinnahmen (Agio⸗ 
gewinn bei Attienemiffion) und aus dem laufenden Reinertrag auf die vorgefchriebene 


Höhe zu bringen und dadurch darauf zu erhalten. Er dient zur Dedung von Per: | 


luſten und zur Ergänzung der Aftiendivibende auf eine beftimmte Höhe. Stamm: 
fapital und Rejervefonds find im Mebrigen im allgemeinen Bankgejchäft mit anzu= 
legen, aljo nur rechnungsweiſe, nicht in den Aftiven jelbft apart zu Halten. — Die 
Konzeffionsdauer für Zettelbanken ift auf eine nicht zu große Zeit auszu— 
dehnen, etwa 10—15 Jahre: nicht weniger, um eine getiffe Stabilität in den 
Verbältniffen zu ermöglichen, nicht mehr, um wünſchenswerthe Veränderungen bei 
Rechts Leicht durchführen zu können. 

d) Vorſchriften über die fonftigen Pafſive und Attivgefhäfte. Im 





Ganzen pafiend ein engerer Wirkungsfreis ala bei allgemeinen Banken und wiederum | 


ein etwas engerer bei ber —— als bei den Heinen Banken, denen fo Gelegenheit 
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zu geben ift, auch ohne Notenausgabe eine leidliche Rente zu erzielen. Von Paſſiv— 
gichäften ift fatthart und wünſchenswerth das Depofitengeichäft (Depofiten ohne und 
mit Kündigumgafrift, unverzingliche und verzinsliche), an welches fich Kontokorrent⸗ 
geihäft, Girogeſchäft, Checkweſen anſchließen; dabei womöglich Entwidelung bes 
Gebtauchs, die von der Bank gemachten Darlehen zunächft ala Guthaben 
gutzuihreiben (England, Nordamerika), ftatt fie fojort Baar oder in Noten 
(Kontinent) auszuzahlen. Die großen Centralbanken werben beſonders unverzingliche, 
keställige Depoſiten führen und fich dadurch regelmäßig, namentlih auch in 
Reriien, bebeutende Fonds neben der Notenausgabe zur Verfügung bringen (Englifche, 
Ftanzöſiſche, Deutſche R.). Die Vorfchrift einer Minimalquote Baarborrath für 
Resfälfige Depofiten ift aber dann zu erwägen, bei Heinen Banken wohl zu geben. 
xicdiskontirung von Wechſeln ift nicht auszuſchließen, aber nicht zu begünftigen. 
BVechſelacceptirung und Zeitgefchäfte in Waaren und Werthpapieren werben paſſend 
unterfagt (Deutfches Bankgefeb). Die normalen Aktivgeſchäfte find die Wechſel⸗ 
dielontirung und die Lombardirung (Beleihung von Fauftpfändern), mit näheren 
gerglihen Borfchriften über die Marimaldauer der Hierbei gemachten Darlehen 
(90-100 Zage) und über gewiffe Sicherheitsmomente (Zahl der Unterfchriften bei 
Vichieln, Art der Pfänder, Werthverhältniß zwiſchen Pfand und Darlehn). Im 
Imbardgeichäft kann den Banken, wenn das gemeinrechtlich ſonſt nicht geftattet ift, 
Wugetanden twerben, fich bei unterbliebener Rückzahlung des Darlehns ober Ergänzung 
des Bandes durch Nachichüffe im Fall finkenden Piandwerths jelbft durch Verkauf 
des Bandes fofort bezahlt zu machen. Ferner ift den Banken der An⸗ und Ber 
tar tdler Metalle und fremder Münzen, nur in beſchränktem Maße aber das 
Grettmgeichäft zu geftatten, was die Art ber Effekten und die Höhe der Anlage 
derin betrifft. Aktive Kontoforrenigefchäfte ohne bankmäßige Wechfel- oder Lombard⸗ 
defung, dann namentlich Hypothekengeſchäfte find regelmäßig auszufchließen, dauernder 
Ti von Immobilien ift nur für die eigenen Geſchäftszwecke zu geftatten. 

e) Borjchriften über Befteuerung und finanzielle Entſchädigung 
des Staats, Die Zettelbanken unterjtehen paffend dem allgemeinen Staate- und 
Rmmmalftenerrecht. Ausnahmen (3. B. für eine R., wie bei ung, in Betreff der 
%eitenerung durch die Einzelitanten) find beſonders zu en In Betreff der 
stempel u. dgl. empfiehlt fich ein Abfindungsſyſtem (England). Dem Notene 
zgal und Konzeffionsiyftem entipricht e8, daß der Gewinn aus ber (umgebedten) 
Kotemägabe dem Staate mit zujällt. Daher bei Aktienbanfen am Beſten eine 
Vetheiligeng des Staates an demjenigen Gewinn, welcher eine landesübliche 
Terziufang des Kapitals überſteigt, eventuell ein progreffin fteigender Antheil bei 
kiberen Gewinn (Deutfchland, Belgien). Diefe Einrichtung ift beffer als die Ge— 
rahrung eines feften Darlehnd aus der Bank an den Staat (Bank von England, 
Atamöfiiche, Defterreichiiche Bank), weil dadurch ein Theil de Kapitals dem Ge- 
!Heit entzogen wird. ine weitere Entſchädigung für das Notenprivileg kann in der 
wertgeltlichen Führung von Kaſſengeſchäften der Bank für den Staat liegen, eine 
Fzihtung, die beſonders bei großen Gentralbanten pafiend ift. 

N) Borfchriften über gefchäftliche Verbindung zwiſchen den Banken 
ırd dem Staat (eventuell einem anderen öffentlichen Körper). Zu begünftigen 
"rd Pafjingefchäfte der Bank, beſonders der Centralbanf mit dem Staate, wobei 
der, bzw. die Staatskaſſe Geld in die Bank (Steuereingänge) legt umd mit ihr in 
*tolorent teitt („offentliche Depofiten“, England, Frankreich u. a. Länder 
Iht. Bis zum Betrage feines Guthabens hat die Bank dann Zahlungen für 
'm Staat zu leiften. 68 empfiehlt fich, befonders nach Engliſchem Vorgange, 
de Ceutralbank hier einen Theil der Kaflengeichäfte des Staats zu übertragen, fo 
dieimigen, welche die Staatsſchuld betreffen (Zinszahlung u. ſ. w). Für Aktiv— 
gadene der Bank, in welchen dieſe dem Staat Darlehen gewährt, find aus kon- 
fututicnellen ımd aus banktechnifch-finanziellen Gründen bejondere Vorjchriften in 
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allen denjenigen Fällen nothwendig, wo die Normen für das gewöhnliche Aktiv: 
geichäft der Bank nicht fireng zur Anwendung gelangen. Daher 3. B. GEriordemik 
der Zuftimmung (nicht blos des Beiraths) von Comités der Privatintevefienten 
zu ſolchen Geichäften auch bei Gentralbanten, welche unter Staatsverwaltung ftehen 
(Preußifche, Deutſche R.). 

8) Vorſchriften über Deffentlichkeit, Verantwortlichkeit, Kontrole 

«) Der mit Recht im modernen Aktiengeſellſchaftsrecht und auf verwandten Ge 
bieten zur Anerkennung gelangte Grundjaß der Oeffentlichkeit in Bezug auj 
alle die Errichtung und den Betrieb folcher Geſellſchaften betreffenden Berhältnift | 
bat feine bejondere Bedeutung noch im Bankweſen und wiederum zumal im Zettel- 
bankwefen. Hier muß aber jchon das Geſetz, mindeften® das von ber Stantir | 
verwaltung zu beftätigende Statut („Bankordnung”), eventuell auch eine beſondere 
Verordnung der ftaatlichen Auffichtsbehörde nothwendig etwas Lajuiftifch ver 
fahren, d. 5. es find die Punkte genauer gu fpegialijiren, welche in Gemäßheit 
jenes Grundſatzes öffentlich unzweideutig dargelegt werben müfjen. Beſonders her 
en ift in dieſer Hinficht der „Status“ oder die „Bilanz“ („Banlaus 
weiß“), d. 5. die ziffermäßige Aufftellung der Aktiva und Paffiva der Bank. Dafür 
ift ein hinreichend ſpezialiſirendes Schema vorzufchreiben, jerner muß eine tegel- 
mäßige periodifche Veröffentlichung des Ausweiſes, wenigftens nad) Haupt 
poften, mit etwaiger Abrundung der Summen, bei Gentralbanten wöchentlich 
oder viertelmonatlich, bei kleineren Banken ebenfo oder wenigftens monatlich 
ftattfinden. Am Jahresſchluß muß diefer Ausweis, in Verbindung mit dem Rechen 
ſchaftsbericht der Bank, noch genauer ins Einzelne gehen. Diefe Ausweiſe 
follen einmal die Lage der Banken möglichft genau erkennen laſſen und fodann der 
Geſchäftswelt als eine Art Barometer der Beurtheilung der Lage des Gelbmarlie 
dienen. Seit den dreißiger und vierziger Jahren ift gerade bei Zettelbanken die 
regelmäßige Veröffentlichung des Status allgemein üblich geworben. Ebenſo iſt die 
Veröffentlichung des Ja hres⸗, Geſchafts- und Rechenſchaftsberichts um 
zuſchreiben und werben auch dafür paffend genauere Beftimmungen gegeben. Tie 
Deröffentlichungen haben am Beften in einem allgemeinen Staatsanzeiger un 
in verbreiteten öffentlichen Blättern zu gejchehen. 

Pd) Die Verantwortlichkeit der Organe der Bankverwaltung (Direktion, 
Vorſtand, Auffichte-, Berwaltungsrath) beftimmt fich ähnlich wie diejenige don 
Organen fonftiger Aktien- oder dgl. Gejellichaften, muß aber bei Banken in it 
und civilrechtlicher Hinficht eher noch verfchärft werden (ähnlich wie bei Verficherung® 
anftalten), eben weil es fich bier um möglichfte Garantien gegen den fo leichten 
Vertrauensmißbrauch handelt. Strajbeftimmungen find befonders für die Verletzunz 
‚ber: gefeglichen und ftatutarifchen Vorſchriften, u. a. auch für Unterlaffung ober gır 
"für se der öffentlichen Ausweiſe u. j. w. erforderlich. 

Die Kontrole durch ftaatliche Verwaltungsbehörden wird ſogar bei dem 
Syitem der Banffreiheit oder bei einem Syſtem einfacher Normativbebingungen zur 
Erwägung kommen können: bier in der Form einer „jormellen” (im Gegenioy 
zur fachlich-eingreifenden, „materiellen“) Kontrole, etwa ausgeübt durch cin 
ftantliches ftändiges, aus juriftiichen und bayktechniſch-ſachverſtändigen — 
zuſammengeſetztes „Bankkontrolamt“. ——— würde bier insbeſondere da 
Recht erhalten müſſen, Einſicht in die Bankbücher u. ſ. w. zu nehmen und üben 
den Befund, fo auch über die Nebereinftimmung der öffentlichen Ausweiſe und B 
richte mit jenen Büchern dffentlich Bericht zu erftatten. — Bei dem ftrengere 
Syftem des individuellen Konzeffionszwangs und des Rechtsprinzips des Rotenregald 
iſt dieſe Kontrolbefugniß für ſtaatliche Verwaltungsorgane noch zu verfchärien, 
indem ingbefondere an die fompetente höhere Behorde Anträge zum Einſchreiten und 
Strafanträge gegen Bankverwaltungsorgane in allen Fällen gefeg= oder ftatuten- 
widriger Handlungen oder Unterlafjungen zu richten find. Auch Hier handelt 





Reihsbant. 363 


fd darum, Kontrolbefugniffe der Staateverwaltung den Aftiengefellichaften gegen- 
über — ein bei und noch nicht endgültig befriedigend geregeltes Gebiet — nach den 
ivejiellen Verhältniffen der Zettelbanken zu geftalten. Im Deutichen Bankrecht, 
zuh im Banfgefeh von 1875 finden fich bezügliche, doch noch nicht ficher ausreichende 
Leitimmungen. Manches Einzelne ift in dieſer Hinficht zmedmäßig im Nord- 
omeritanifhen Zettelbanfrecht geordnet. — 

Die wichtigeren, beſonders die grundfäßlichen Beitimmungen, melde im 
Borausgehenden vorgeführt worden find, gehören in eigentliche Bankgeſetze, in 
allgemeine, wo es ſich um die Nechtsbafis für ein Syftem verjchiebener Zettel» 
sanfen handelt (Nordamerika, Großbritannien, Deutiches Reich), in ſpezielle, wo 
wabeiondere die vechtliche Stellung einer Central bank zu regeln ift. Die weiteren 
Adtimmungen, welche mehr den Charakter von Ausjührungsvorjchriften in Bezug 
at die gefeplichen Normen haben, werben im Berordnungswege, insbeſondere 
ad in der Form von zu beftätigenden ober eigen® zu gebenden Bankftatuten, 
Sankordnungen“ u. f. w. zu erlaffen jein. Die Scheidung beiber Reihen von 
Lerimmungen iſt natürlich im Gingelnen etwas willfürlich. Die Rechtsprinzipien 
da Rotenregalifirung und des Konzeſſionszwanges bringen eine größere Ausdehnung 
%s gentlih geſe tzl ich en Rechts auf biefem Gebiete unvermeidlich mit ſich. Das 
nee Teutiche Bankgeſetz von 1875 geht zum Theil ſehr ins Einzelne ein, bier und 
ta wol etwas zu weit. 

V. Die Zettelbant- und Bapiergelbrejorm im Deutfchen Reiche. 
11 Wie oben ſchon erwähnt, verzögerte ſich die allgemein für nothwendig befundene, 
mdgültige reichsgeſetzl iche Regelung des Deutfchen Zettelbantrechts durch den 
Deutich · ranzöfifchen Krieg von 1870—1871 und durch den Wunfch, ihr die 
Whg und Münzreform vorangehen zu lafien. Die Norddeutiche wie die 
Tentihe RVerf. ließ glüdlicher Weile feinen Zweifel über die volle und ausjchlieh- 
liche Kompetenz der Reichsgeſetzgebung auf diejem Gebiete, da in Art. 4 Nr. 3 und 4 
mht mır „die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen“, fondern fpeziell auch 
„die Feftftellung der Grundjäße über die Emiffion von jundirtem 
nad uniundirtem Papiergelde“ ala Gegenftand der Beauffichtigung und Ge— 
feggcbumg des Reichs bezeichnet werden. Unter ben freilich juriſtiſch ftrittigen Ber 
gun „Papiergeld“ gehörten jebenjalls die Banknoten, aber auch das von den meiften 
Gingelttanten ausgegebene Staatspapiergeld. Letzteres war in Deutjchland 
nitgends eigentliches, den Zwangskurs führendes Papiergeld, fondern feine Annahme 
ar freigeflellt, gewöhnlich war es auch auf Verlangen an gewiflen Kafjen gegen 
Seid einldsbar und allgemein wurde es zu Zahlungen an öffentlichen Kaffen (für 
Steuern u. f. w.) angenommen, früher mußte auch mitunter eine beſtimmte Quote 
dx: Steuegahlung in dieſem Papiergeld erfolgen. Bei dem engen Zufammenhang 
x: — meiftens nur in Eleineren Abfchnitten, in Preußen in Ein⸗ und Fünfthaler- 
"einen auögegebenen — Stantepapiergeldes mit den Banknoten und bei den Wirr- 
fılm, weiche bejonders die Deannigfaltigteit und relative (im Verhältniß zur Größe 
Nö Staaten) Menge des Heinftantlichen Papiergeldes bewirkten, that eine reichs⸗ 
seglihe Regelung dieſes partifulären Papiergeldes ebenjo noth, wie diejenige der 
toten und Zettelbanten. Da aber bei diefem Papiergeld unmittelbare Finanz» 
terefien der Einzelſtaaten mitjpielten und bie verichiedenen Staaten in fehr ver= 
Kidenem Maße den unverzinzlichen Kredit in dieſer Form benugt Hatten, fo war 
de Regelung dieſes Umlaufmittel® in einer Hinficht noch ſchwieriger. Sie ift denn 
zb nicht im gang befriedigender Weiſe gelungen. 

2) Zunachſt fuchte man nun im Norddeutichen Bunde und im Deutjchen Reiche 
Yrh propiiorifche Geſetze einigermaßen im Zettelbank-, Banknoten- und Papier 
sebueien eine weitere Entwidelung und Ausbehmung auf der bisherigen partifular« 
ichtlihen Grundlage zu hemmen und ben status quo im Ganzen erhaltend bem 
Reiche feine Mitwirkung bei jeder neuen Veränderung zu wahren. Dies geichah 
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in Betreff des Staatspapiergeldes durch das Norddeutſche Geſetz vom 16. Juni! 
1870, welches fpäter auch in den Süddeutſchen Staaten zur Geltung gelangte; für 
die Banknoten u. f. w. durch das Gejek vom 27. März 1870, das, weile 
auf eine beftimmte Dauer erlaffen war, bis zu ber die Regelung des Bankıneen: 
noch nicht gelang, mehrmals verlängert wurde (Gejek vom 16. Juni 1872, 30. Juni 
1873, 21. Dez. 1874, letzteres mit einigen weiteren Beitimmungen über die Lart- | 
noten und Zettelbanfen, durch welche die Bankreform eingeleitet wurde). Auch das 
Geſetz vom 27. März 1870 trat in den Süddeutſchen Staaten in Wirhſamlen 
(Anfang Januar 1872). 

3) Die Regelung des Staat3papiergelded. Durch das Gefeh vom 
16. Juni 1870 wurde beftimmt, daß biß zur gefeglichen, in der Verfafjung vor 
behaltenen Zeftftellung der Grundfäge über die Emiffion von Papiergelb von den] 
einzelnen Staaten des Bundes neues Papiergeld nur auf Grund eines auf den Antrag 
der betheiligten Landesregierung erlaffenen Bundesgeſetzes ausgegeben oder 
deffen Ausgabe geftattet werden dürfe. Das zur Zeit umlaufende Papim 
geld durfte nicht vermehrt, nur durch neue Scheine erfegt werden, letztere aber nicht 
af einen geringeren Nennmwerth als die alten lauten. Cine beftimmte Gultigkein 
frift Hatte dies Gefeg nicht. Noch vor dem Bankgeſetz kam es aber dann zu einm 
definitiven Gele über das Staatspapiergeld vom 30. April 1874. Der gro 
Fortſchritt darin lag in der Unifikation des einzelftaatlichen Papiergelbes, inden 
daffelbe gänzlich befeitigt und großentheild durch ein neues Reich% papiergelb, iog 
Reichskaſſenſcheine, erfeßt wurde. Der damalige Geſammtbetrag des Papier 
gelbes, das in einzelnen Staaten erft jeit 1866 neu eingeführt (Bayern, Mecklenburg) 
ober ſtark vermehrt worden war (Königreich Sachjen), war damals 61 874000 Thaln 
(davon auf Preußen 30475000, Bayern und Sachen je 12 Mill. Württemben 
3428571, Baden 8714286, Bellen 2457143, Medlenburg-Schwerin 1 Wil. 
Thlr., die anderen Kleinftaaten zwiſchen 1 Mill. und 0,18 Mill. Thlr., nur de 
drei Hanfeftäbte, Oldenburg, Lippe-Detmold und Eljaß-Lothringen Hatten feine. 
An Stelle diefes Papiergeldes follte endgültig die Summe von 40 Mil. Ihm 
oder 120 Mill. Mark Reichskaſſenſcheine in Abfchnitten von 5, 20 und 50 Mat 
treten und nach der Kopfzahl auf die einzelnen Staaten vertheilt werden. Tai 
hatten diefe das bisherige Papiergeld bis 1. Juli 1875 einzuziehen. Denjenigm 
Staaten, welche bisher mehr Lanbespapiergeld ala den nach diefem Vertheilung- 
fchlüffel von der Summe von 120 Mil. Mark ihnen zutommenden Betrag emittir 
Batten (d. 5. alle, mit Ausnahme Preußens), wurde indeffen für ?/; der Diffenn 
ihres bisherigen und ihres neuen Betrags ein Vorſchuß in Reichskaſſenſcheincn 
(nad) dem Geſetz eventuell haar, was aber jogut wie gar nicht geſchah) vom Reich 
überwiejen. Diefer Vorſchuß, 18247370 Thlr., ift vom 1. Jan. 1876 an in 15 
gleichen Jahresraten von den Einzeljtaaten zu tilgen. Im Ganzen find bis Min 
1880 auf Grund dieſes Geſetzes 174082100 Mark Neichkafjenfcheine verausgatt, 
die fi) bi dahin durch die Tilgungen auf 159,44 Mill. Mark vermindert hatten: 
davon beftanden 44,38 Mill. Mark in 5-Mark«, 42,79 in 20-Marl-, 71,28 Mi 
Mark in 50-Markjcheinen. Ausdrücklich wiederholt das Geſetz von 1874 die Be 
ftimmung des Geſetzes von 1870, daß ein Bundesſtaat in Zukunft nur auf Grund 
eines Reichsgefetzes Papiergeld ausgeben oder deſſen Ausgabe geftatten darı. 

So groß und erfreulich nun gegenüber dem bisherigen Zuftande dieſe ‘ 





war, fo ericheint fie doch nicht befriedigend. Das neue Reichapapiergeld muß b 
allen Reichs⸗ und Einzelftaatäfaffen nach feinem Nennwerth in Zahlung angenomm 
werben, wird von der Reichshauptkafſe (bie damit bie R. betraut Hat) für Rechnung 
des Reichs jeberzeit auf Verlangen gegen baares Geld (db. 5. nach den Miünzgeiegen 
gegen Deutiches Goldgeld und annoch gegen Silberthaler) eingelöft und ausdrüdli 
findet im Privatverfehr kein Zwang zur Annahme ftatt. Allein das eich Hat ga 
feine bißponiblen Saffenbeftände für folche Einlöfung, eine andere unmittelbar 
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Zelung, wie bei den Banknoten in den Eurzfriftigen Wechfeln, jehlt. Die Folge 
it, daß einfach die R. mit ihren Mitteln eintreten muß, die dadurch verhältniß⸗ 
näßig geihwächt werben. Schon jeßt liegen meiſtens einige 40 Mill. Mark 
ın dieſer Bank, mehr ala ein Viertel der Emiffion. In unruhigen Zeiten drohen 
bier bebenkliche Krifen. Gin jelches reines Staatspapiergeld kann überhaupt nicht 
genügend gedeckt werden, folide Banknoten find ihm ſehr vorzuziehen. In Kleinen 
Ihignitten beläftigt es den Verkehr, in großen ſtrömt es noch leichter in gewiſſen 
Zeten zur Einlöfungaftätte. Gerade die Unifilation Hat Hier die Lage er— 
'hwert, dad Eein- und mittelftaatliche Papiergeld Halte ehedem einen viel mehr 
lotal gebundenen Umlauf, fein Erſatz, das Reichspapiergeld, Hat einen allgemeinen 
Iinlauf, Arömt aber deswegen auch leichter nach den Gentralpunften. Es wäre 
daher richtiger gemwefen, entweder mit dem Prinzip des Staats-, bzw. Reichspapier- 
xldes ganz zu brechen, es völlig zu befeitigen, was damals aus den Mitteln der 
dianzoſiſchen Sriegsfontribution nicht fo ſchwer geweien, oder e8 (wie 1856 in 
Seıßen, wo dieſes fein Papiergeld von 30—831 auf 15—16 Mill. Thlr. durch 
'sche Maßregeln verminderte) durch eine Anleihe einzuziehen und etwa der R. das 
Acht zu geben, unter Berpflichtung der Verzinfung und’ Tilgung diejer Anleihe, 
Hiinere Banknoten von 50-, eventuell von 50- und 20-Markſtücken gegen die 
äblıhe oder gegen eine etwas mobifizirte Deckung auszugeben. Der jeige Zuftand 
ft nadtheilig und bietet in Berbindung mit unferer fteden gebliebenen Munzreform 
aeblihe Bedenken, zumal in politifchen Krifen. Eine Reform der angedeuteten Art 
sie noch jetzt am Plage. Auch die fpätere Summe von 120 Mil. Mark „un 
Amdirten“ Papiergeldes ift zu groß, als daß man dieſe Dinge einjach belaffen könnte. 
4 Die Bankreform. a) Proviforifhe Maßregeln. Durch das 
‚mäßnte proviforiiche Bundesgefeg vom 27. März 1870 wurde der Erwerb einer 
neuen Beſugniß zur Ausgabe von Banknoten ebenjalls an ein (auf Antrag der be 
wziligten Landesregierung zu erlaffended) Bundesgeſetz geknüpft, nicht minder 
Yı Aenderung einer bisherigen Beſchränkung, die Erhöhung eines 
geltenden Notenrechtes, die Verlängerung eines ſolchen. Doc konnte bei 
“lan von Rotenprivilegien ohne Weiteres eine Verlängerung einfttveilen eintreten, 
denn die betreffende Bank fich einer einjährigen Kündigung von da an unterwarf. 
Zach diefer Bedingung wurde auch das Ende 1871 ablaufende Privileg der Preußiſchen 
ent (und die ähnlich geregelten Privilegien der Preußiſchen Privatbanfen) vorläufig 
2oh immer auf ein Jahr verlängert. So war aber einer weiteren Ausdehnung 
des Rotmbanfiwejens ein Riegel vorgefchoben und zum Theil fehon der Boden für 
anc reichsgeſetzliche Bankreform geebnet. Bis zu letzterer war auf diefe Weile ein 
Kechteverhältni begründet, das man wol als ein Reichsnotenregal bezeichnen 
u, und ein ähnliches Verhältniß, ein Reichspapiergeldregal beftand nun 
6 für Papiergeld. Verglichen mit den ehemaligen Zuftänden, tritt auch Bier in 
‚ige der Erreigniffe von 1866 und 1870 ein großer Fortſchriit hervor. 
‚ dBie Vorbereitung der Bankgejeggebung des Reiche. Erſt im 
‚che 1874 begannen aber die ummittelbaren Arbeiten der Legislation für die Bank- 
rom ſelbſt. Diefelben und die dem Reichtage vorgelegten Gejeentwürfe haben 
cetcherlei Phaſen durchgemacht, auf die Hier nicht näher eingegangen werben Tann. 
© gmüge die Bemerkung in Betreff des wichtigften Punkts, daß in dem dem Neiche- 
“ge vorgelegten erften Entwurf der Plan der Errichtung einer „R.“, bzw. der Uime« 
*ndlung der Preuß. Bank in eine ſolche, jehlte, woran, neben anderen, politiſchen 
2 ionftigen Gründen, auch das fpezielle Finanzintereſſe des Preuß. Staats an der 
ec, Bank feinen Antheil gehabt hat. Auf Wunfch des Reichstags wurbe jedoch 
d: Anderung dahin zielend vorgenommen, die Preuß. Bank, unter finanzieller 
brijtatigung bes Preuß. Staats, zur R. um» und auszubilden. Die rechtlichen 
Sctirrigteiten, welche die eingelftaatlichen Bankprivilegien, beſonders auch die klein⸗ 
"aitlhen (f. 0.) wegen ber Größe ber Notenrechte, der Länge der Konzeffiong- 
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dauer u. f. w. bildeten, erledigte man großentheils fchon dadurch, daß man dire: 
Notenrechte und die fonftigen Befugnifſe der Zettelbanfen eben, nach ftrifter Inter 
pretation, nur ftreng für das Staatsgebiet des Konzeifionaftaats gelten ließ. dur 
weiteren „freitilligen” Fugſamkeit der Banken unter die Beftimmungen des neum 
Bankrechts des Reichs brauchte man einerfeit einige andere, fich bietende Preffionz- 
mittel und anbererfeitö einige in Außficht geftellte Erleichterungen und Beglinftigungen ' 
(jo u. a. Bayern und feiner eine® ausſchließlichen Notenprivilegs bis 1933 
ſich erfreuenden Bank gegenüber, ſ. o.). Im Uebrigen ſei zur Charakteriſtik ve 
Reichsgeſetzgebung bemerkt, daß die Ietere bei vielem Nichtigen und Guten, das ft: 
erſtrebte und erzielte, von etwas zu viel Antagonismus, ja Animofität gegen die 
Notenausgabe, zumal die metallifch ungedeckte, und fpeziell gegen die kleinſiaatlichen 
Zettelbanten, aber theilweife auch gegen die Preuß. Bank und deren bisherige, bei 
ſonders Iettjährige Politit, vom eriten Geſetzentwurf bis zur endgültigen Geitaltung 
des Gefehes getragen war. Auch jalfche ober doch einfeitige Theorien in Bezug ad 
die Funktion der Banknote fpielten dabei mit, offenbar ſchon in denjenigen SKreim 
wo bag Geſetz entworfen war. Einzelnes Unzweckmäßige, Kleinliche, mindeiten 
Unnöthige ift daher in das Geſetz gekommen. Weber einige wichtigere Punkte, jo ch 
die R. reine Staatd- oder Aktienbank werden, ob vollends fie auch der fog. „in 
direkten Kontingentirung” (f. u.) zu unterwerfen fei, gehen bie Anfichten noch ig 
außeinander. Im Ganzen wird man aber doch dem gegen den erjten Gntmud 
weſentlich verbefierten Geſetz das Lob ertheilen dürfen, daß es eine am fich ſchwierige 
unter den eigenthümlichen Deutichen Verhältniffen noch bejonders vermwidelte Mate 
befriedigend georbnet hat, — mindeftens für den zumächft ins Auge gefaßten Zeitraum 
Diefer bildet eine Nebergangsperiode big Ende 1890. Bon da an fteht, dar 
den Beftimmungen bes Gefehes, einer noch tiefer greifenden Umgeftaltung des Varb 
rechts, alsdann auf rein reichögefeßlicher Grundlage, fein Hinderniß entgegen, da bi 
dahin alle Notenprivilegien erlöfchen, bzw. die Banken fidh- ohne Weiteres aller 
Aenderungen der Gefehgebung fügen müffen. Ein centraliftifher Zug it u 
der Bankreform ohne Zweifel vorhanden, derjelbe ift feit der Wirkſamkeit des Geichk 
bereits ftärfer getoorden.. Ob man 1891 zur völligen Gentralifation der Note; 
ausgabe übergehen will, kann noch dahin geftellt bleiben; unmöglich, ſelbſt unvahr 
fcheinlich ift e& nicht, und ein rechtliches Hinderniß wird dann nicht beftehen. | 

0) Die Bantgejeggebung des Reichs. Das nach langen Verhandlung: 
zu Stande gefommene „Bantgefeg“ datirt vom 14. März 1875, feine Mirkjantet 
trat für einige Beftimmungen erft am 1. Jan. 1876 ein. Zu dieſem Geſetz lomui 
das Statut der R. vom 21. Mai 1875. In Verbindung mit dem —5— 
ſteht der Vertrag zwiſchen Preußen und dem Deutſchen Reich über de 
Abtretung der Preuß. Bank an das letztere vom 17./18. Mai 1875, ein Bertug 
zu dem Preußen durch das Preuß. Geſetz vom 27. März 1875 (das fich gleiche 
auf die fojortige Ermächtigung der Preuß. Bank zur Errichtung von Zweiganftaltel 
im außerpreußifchen Reichsgebiet bezog) ermächtigt worden if. Die Umwandiumg 
der Preuß. Bank in die Reichabant und die Erhöhung des Siammkapitals derjelbe 
ift durch zwei Belanntmachungen des Reichskanzlers vom 24. Mai 1875, betr. da 
Umtauſch der Antheilfcheine der Preuß. Bank gegen folche der R., und ebeniali 
vom 24. Mai 1875, betr. die Begebung von 20000 Stüd R.antheilen eingeletd 
worden. In Bayern wurde über die Aufhebung des ber dortigen Bahyeriſche 
Hypothefen- und Wechſelbank nach dem Geſetz vom 1. Juli 1884 zuftehenden aus 
ſchließlichen Notenprivilegs und über die Errichtung einer jelbftändigen Bay eriſche! 
Notenbank, die ganz dem R.gefeg unterftehen follte, ein Vertrag zwiſchen deu 
Bayeriſchen Staate und jener älteren Bank am 20. März 1875 gefchloffen, un 
durch ein Bayeriſches Gejeg vom 15. April 1875 wurden drei ältere Bayerifche Gejch 
welche die Hypotheken⸗ und Wechfelbanf betrafen, darınter das genannte vom 1. Jul 
1834 aufgehoben. Dadurch ift in Bayern der Boden für die R.gejebgebung geebnt 
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worden. Unter den zahlreichen Landes⸗ und Reichsverordnungen, zu denen die neue 
Geieggebung den Anlaß gegeben, verdient die Hamburgijche Bekanntmachung 
vom 19. Nov. 1875 hervorgehoben zu werben, durch welche, zur Ausführung bes 
Beſchluffes des Senats und der Bürgerjchaft zu Hamburg vom 13./20. Oft. 1875, 
die alte Hamburger Girobank vom Jahre 1619 nach einer mehr als ein- 
vierteltaufenbjährigen Wirffamfeit am 31. Dez. 1875 aufgehoben, die Girokonten 
gähloflen und bie nicht falbirten Konten auf die neue R.haupfftelle übertragen 
wurden. Auf diefen Ouaftäbergang der Hamburger Bank in die R. bezieht fich auch 
an Vertrag zwifchen dem Hamburger Senat und dem Preuß. Hauptbankdireftorium 
vom 7.11. Oft. 1875. Damit war wieder ein altes charakteriftifches Stüd par 
tihularrechtlichen Münz- und Bankıvefens, gewiß nicht das werthlofefte, vom Deutfchen 
Boden verſchwunden. 

d) Der Inhalt des R.rechts. Es kann ſich Hier nur um die Angabe 
der weientlichften Beftimmungen handeln. Für bag Einzelne ift auf das Gefet jelbft, 
aui das Statut der R. und die verjchiedenen Ausführungsverorbnungen und Be— 
fanntmachungen zu verweifen. In vielen Punkten find die Anforderungen an ein 
zationeffes Bankgeſetz auf dem Boden des Syſtems des Notenregals und des Kon— 
Wionszivangs, welche in dem vorigen Abjchnitt IV. unter Ar. 5 dargelegt und 
begründet wurden, erfüllt worden. Auch für die Kritik der getroffenen Beſtim⸗ 
mungen ift vornehmlich auf das früher Gejagte Bezug zu nehmen. Nur über ein 
paar Punkte wird im Folgenden noch eine kritiſche Bemerkung Hinzugefügt. 

Das R.gejeh zerfällt in Fünf Titel. Der erfte enthält bie allgemeinen 
Beſtinmungen ($$ 1—11), zu denen auch die in Titel 4 befindlichen Straj- 
bftimmungen (83 55—59) zu rechnen find. — Der zweite Titel beichäftigt fich 
mit dee R. (88 12—41). Dazu gehört fpeziell das nach 8 40 des Bankgeſetzes vom 
Railer im Einvernehmen mit dem Bundesrath erlaffene Statut der R., jerner ein 
Theil der im Zitel 5 enthaltenen Schlußbeftimmungen, befonderd 88 61 und 62, 
wo die Grundlagen geſetzlich Teftgeftellt werben, auf denen der Reichskanzler mit 
der Preuß. Regierung den Vertrag über Abtretung der Preuß. Bank an das Reich 
abjuſchließen Hat. Auch $ 66 ift hier noch zu erwähnen, welcher — vielleicht ein 
bors d'oeuvrs, aber abfichtlich eingefügt, um allen etwaigen juriftifchen Bedenken 
der Gerichte Rechnung zu tragen — vorjchreibt, daß „die Beitimmungen des HGB. 
über die Gintragung in das Handelöregifter und die rechtlichen Folgen berjelben 
auf die R. keine Anwendung finden“. — Der dritte Titel des Bankgefeies endlich 
(88 12-54) betrifft das neue R.recht für die „Privatnotenbanten“ (jeiger 
techniſchet Rame aller anderen Zettelbanken) und ift verwaltungarechtlich in mancher 
Hinficht der intereffantefte. 

. 0) Allgemeine Borfehriften. In dem „allgemeinen“ Bankrecht des 
Zt. 1 find zum Theil die Beſtimmungen über Notenreht, Banknoten und Noten- 
ausgabe enthalten, welche oben unter IV. Nr. 1, dann Rr.'5 sub a und b ala be= 
fenders wichtig hervorgehoben worben find. Doch finden fidh die weiteren Vor— 
fdritten über die gegenfeitige Notenannahme unter den Banken und über 
die Notendedung für die R. und bie Privatnotenbanken in den Titeln 2 und 8. 

Auch in dem Bankrecht des neuen Bankgeſetzes (gleich in $ 1) ift die Haupt- 
betimming des Geſetzes vom 27. März 1870 beibehalten worden: „Die Befugniß 
FT Ausgabe von Banknoten kann nur durch ein Reichögefeg erworben ober 
über den bei Erlaß des gegenwärtigen Gefehes zuläffigen Betrag hinaus erweitert 
werden“ Nach der Sachlage ganz mit Recht. 

Rach den weiteren befonderen Vorfchriften über die Banknoten — eine au 
dridat rechtlich beſonders wichtige Materie — dürfen dieſe nur auf Beträge von 
100 (ein, gegenüber unſerem fchwer zu deckenden Goldgeldbedarf wol zu hoch ge- 
gafmes, wenigſtens für die R. beffer auf 50 Mark zu ftellendes Dlinimum), 200, 
500, 1000 Mark oder ein vielfaches von 1000 lauten. (Thatjächlich geben alle 
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beſtehenden Deutſchen Zettelbanken überwiegend 100-Marfnoten, etwa im Betrage 
von 60 Prozent des ganzen Notenumlaufs aus, 200-Marknoten giebt es nur in 
einem kleinen Betrage bei der Provinzafaktienbant" in Poſen, 500. Marknoten bei der 
R., in relativ ſtarkem Betrage bei ber Sächfiichen Bank in Dresden und bei drri 
anderen Banken, 1000-Marfnoten nur bei der R., der Frankfurter und der Städtiſchen 
Bank zu Breslau.) Die Banknoten haben ausdrüdlich feinen Zwangskurs im 
Privatverkehr und auch nicht für Zahlungen an Staatskafſen, fie find fofort aui 
Pröfentation zum vollen Nennwerth einzulöfen, die R.noten bei ben Zweiganſtalien 
der R., foweit e& deren Baarbeftände und Geldbedürfniſſe geftatten ($ 18). Lie 
Privatbanten, welche fi unter das RGeſ. ftellen ($ 44), müflen außer an ei 
der Bank entweder in Berlin ober in Frankfurt a. M. eine Einlöfungaftelle für 
ihre Noten haben. Die R. muß die Noten diefer Banken in Berlin und an de 
Filialen in größeren Städten in Zahlung nehmen, darf biefelben aber nur zur Ein 
löfung präfentiven oder zur Zahlung an die Emiffionsbanf oder am Orte, wo letzten 
ihren Hauptfi hat, verwenden ($ 19). Anbererfeits müffen bie Priwatbanten die 
R.noten und ihre Roten untereinander am Hauptfig und an den Filialen in größern 
Städten annehmen, bürfen aber die fremden Privatnoten ebenfall® nur fo verwenden, 
wie die R. ($ 44 Nr. 5). Durch diefe Vorſchriften wird die Umlaufsfähigkeit alln 
Noten al pari im ganzen Reiche ermöglicht, aber es werden die Privatbanknoten 
auch ſtets wieder bald zur Emifftonzftelle zurüdgetrieben, fowie fie fich weiter davan 
entfernen. — Ausländifche Banknoten und ähnliche Werthzeichen, welde fd 
ausfchließlich oder daneben auf Deutſche Reichs- oder auf eine Landeswährung be 
ziehen, dürfen im Neichagebiet nicht zu Zahlungen verwendet werden. Gan 
pafiende Vorfchriften find auch für die Einziehung beſchädigter Noten und für den 
Aufruf und die endgültige Einziehung von Noten gegeben, wodurch manchen frühen 
Mißbräuchen geftenert ift. Eine Verpflichtung, für vernichtete oder verlorene Noten 
Erſatz zu leiften, — eine die Banknoten am Meiſten rechtlich ben Gelde gleichitellende 
Beltimmung — ift ausgeichloffen. 

Weitere allgemeine Vorſchriften find über die Veröffentlichung viertel 
monatlicher und jährlicher Bilanzen, nad beftimmtem Schema, gegeben. Ein 
fpezialifirteres Schema für die Jahresbilanzen hat der Bundesrath in einer 
Bekanntmachung vom 15. Januar 1877 aufgeftellt. 

Die Bankgeſchäfte anlangend, fo find allen Notenbanken, auch der. R. die 
Acceptirung von Wechſeln (nicht die Weiterbegebung biefontirter Wechſel mit dem 
Giro der Bank — eine Bejugniß, welche eine Bank zwar vorfichtig antvenden ol, 
aber nicht immer leicht entbehrt) und der Kauf oder Verlauf von Waaren oder 
furshabenden Papieren auf Zeit, einerlei ob für eigene ober fremde Rechnung. 
fowie die Bürgichaftzleiftung für folche Gefchäfte unterfagt. 

Für den fog. ungededten Notenumlauf aller Banken ift ferner ein Not⸗ 
malgefjammtbetrag von 385 Mill. Mark, eine ziemlich willkürlich gemählte 
Ziffer, jeftgeftellt und nach einem ebenfalls ziemfich willfürlichen Verhaltniß auf die | 
zur Zeit des Erlaſſes des Gefehes beftehenden 33 Zettelbanten vertheilt. Als un: | 
gedeckt gilt berjenige Theil des Notenumlaufs einer Bank, welder den Baar: 
vorrath überfteigt. Unter letzterem wird aber nit blos ber baare Geb 
betrag, fondern auch ber Goldfonds in Barren und fremden Müngen, ferner der | 
Betrag an Reichataffenfcheinen und an fremden Noten in der Ban verftanden. Aui 
die „NR.“ fallen von jenem Normalbetrage 250, auf die anderen Banken 135 Mil. 
Mark, davon 32 auf die Bayeriiche, 16 771000 auf die Gächfifche, je 10 Mill. 
auf die Frankfurter, Württembergiiche, Badiſche, Heſſiſche (Bant für Sübdeutſchland). 
6 Mill. auf die Hannoverſche, 41,, Mill. auf die Bremer Bank, der Reſt vertheilt 
fih in Beträgen von 5438000 (Seipgiger Ban) bis herab auf 159000 Mar 
(Heffen-Homburger Bank) auf die übrigen 24 Hleineren Zettelbanten. Zugleich wurde 
(ähnlich wie in England) beftimmt, daß das betreffende ungededte Notenquantum 
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ven jolchen Banken, welche ihr Notenrecht verlören oder aufgäben, dem Quantum 
der R. hier zuwachſen ſolle. Auf Grund dieſes „Accrescenzrechts“ Hat die R. jetzt 
das betreffende Quantum von 18 Zettelbanken, die ſeitdem auf ihr Recht verzichteten 
qum Theil gegen Entſchädigung, zu deren vertragsmäßiger Gewährung die R. er- 
mãchtigt ift), übertragen erhalten, jo daß dag Normalquantum ber R. jest 273 875 000 
Work beträgt. 

Eine Rotenausgabe über diefen Betrag hinaus ift nun ber R., 
sıe den anderen Banken, — übrigens immer nur innerhalb der jonftigen reiche-, 
iondeägefeplichen oder ftatutarifchen Grenzen für die gefammte Notenausgabe, was 
teren Höhe und Dedung anlangt — zwar geftattet, aber fie haben für bie 
leberſchreitung eine Steuer von 5 Prozent jährlich für ben Betrag des Plus 
u die Reichskafſe zu entrichten, nach einem im Geſetz näher angegebenen Beredh- 
zungsmoduß ($ 10). Daher wirb jenes eventuell ungedeckte Notenquantum auch 
eis die „ſteuerfreie“ Notenfumme und der Betrag, um welchen die jeweilig 
vittlid „ungededte” Summe Noten hinter dieſem fteuerfreien Betrag zu⸗ 
ridbleibt, al8 die „fteuerjreie Notenrejerve" bezeichnet. Das ganze, 
‚was fünftlich ausgedachte und mechanifche Syftem aber jollte ala eine „indi— 
relte Kontingentirung“ des „ungebedten Notenumlaufs“ wirken. Bei einer 
Examung auf dem Geldmarkt, bei hochgehender Spekulation, bei Abfluß von Metall 
ins Yusland wegen fehlechten Standes der Wechjelkurfe jollte die Verminderung ber 
Kotenreierve eine Zettelbank nöthigen, das zu thun, was freilich in folchen 
Fallen gutgeleitete Banken ohnehin in der Erkenntniß richtiger Diskoniopolitik von 
jelbit thin werben: eine Erhöhung des Disſskonis mit dämpfender Wirkung 
“ur die Spehulation und Hindernder Wirkung für den Metallabfluß rechtzeitig 
md genügend eintreten zu laſſen. Es ift dies ein ähnlicher Gedanke, wie der der 
telihen Acte bei der Engliichen Bank zu Grunde liegende (ſ. oben III. 2). In 
x Ausführung wi) man nur ab, weil fich die Engliſche Vorſchrift zu ftarr 
michaniſch erwieſen und in den drei großen Kriſen von 1847, 1857, 1866 jedesmal 
te vom Minifterium (gegen jpätere parlamentarifche Indemnität) fußpenbirt werben 
nüfen Eine Berbeſſerung diejes Mechanismus Liegt auch ohne Zweifel vor 
and da die R. im Mebrigen, unter Innehaltung beftimmter Dedungsvorichriften, ein 
unbeihränktes Notenrecht Hat, wird auch kaum eine ähnlich nachtheilige, die 
barils frigernde Wirkung der gefeglichen Vorfchrift wie in England bei uns ein 
arten tomen. Gine eigentliche Probe hat aber in dem verflofjenen Zeitraum noch 
nicht Hatigefunden, eine Ueberichreitung der geitatteten fteuerfreien ungededten Notens 
auzgode nur bei wenigen Privatbanken in Eleinem Maße (am meiften bei der Sächſ. 
Un), weshalb denn auch bisher die Einnahme des Reiche aus diefer „Steuer“ 
a unbedentend war. Bei den Privatbanken wird. e8 fi) eventuell in kritiſchen 
ten um rüdfichtslofe Einſchränkung der Diskontirung und des Notenumlaujs 
deln, was unter Umftänden bedenklich werden kann, oder um ſehr ftarfe, mehr 
As jachlich nothwendige Diskontoerhöhung, was ebenfall® nicht unbedingt gerechte 
zägt ift, oder endlich — und wol meiſtens — um vorübergehende Belaftung des 
Lantgewinns mit der Steuer: dann wirb aber ber Zweck der Einrichtung nicht er⸗ 
rät Bei der R. werden andere Rüdfichten doch wol mit Recht meift noch mehr 
zubgebend fein, als bie, bie Steuer auf den Verkehr abzumälzen. Da das Reich 
Swbin den halben Gewinn dieſer Bank bezieht, fällt auch die Notenftener den 
I Wateigenthünmern ber Bank nur eventuell zur Hälfte zur Lafl. Gerade um bie 
J in politifchen und merlantilen Kriſen ganz die fachlich richtige Stellung wählen 
“2 fe frei nach beitem Ermeſſen ihre Aufgabe erfüllen zu laffen, wäre e8 wol 
she, wenn fie diefer „indirekten Kontingentirung“ nicht unterftellt worden wäre. 
zaflr ipricht auch Die Gefchichte der Preußifchen und der Franzöfiſchen Bank. 

.. on diefen Vorſchriſten find noch diejenigen zu unterſcheiden, welche das Geſetz 
“ür die fpezielle Rotendeckung feſtſtellt. Dieſe muß bei der R. und bei den— 
d. doltendorff. Enc. IL. Reötslegiton IIL 8. Aufl. 24 
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jenigen Privatbanken, welche allgemein im Reiche zugelaſſen ſein wollen ( unten), 
die in Deutſchland übliche und bewährte „bankmäßige“ fein: minbeftens ', 
des Notenumlaufs in kursfähigem Deutichen Geld, in Gold in Barren oder aus 
Tändifchen Münzen, oder in Reichskaſſenſcheinen (letzteres bedenklich, denn dir 
Scheine find eben kein Geld, aber, wie die Dinge liegen — ſ. oben —, eine kaum 
zu vermeidende Beitimmung), der Reſt des Notenumlauis durch bisfontirte Wedel 
mit höchſtens brei Monat Verjallzeit und minbeftens zwei, in der Regel drei guim 
Unterfchriften (8$ 17, 45 Nr. 3). 

Für die Strafbeitimmungen, joweit fie allgemeiner Art find, fei aui das 
Geſetz jelbft verwiefen (88 55 ff.) 

P) Die „R.“ Sie ift aus der Preußifchen Bank hervorgegangen. Der Preußüche 
Staat zog am 1. Januar 1876 fein Einfchußlapital (5 720400 Mark) und die) 
Hälfte des Nefervefonds aus der Preußifchen Bank heraus und erhielt für die Ab 
tretung feiner Rechte aus den Mitteln der R. 15 Mill. Mark. Zugleich blieb ai 
Ieterer die Rente Haften, welche die Preußifche Bank nach dem Vertrag vom 
28./31. Januar 1856 bis 1. Juli 1925 dem Preußifchen Staate im Betrage von 
1865 730 Mark zu leiften Hatte. Für fpäter, wenn die Konzeffion der R. nidt 
verlängert werden ober feine andere Bank in diefe Verpflichtung eintreten follte, 
fteht eventuell das Reich dem Preußiichen Staate für diefe Rente gut. Die X. 
wurde rein mit Privatfapital außgeftattet, juriſtiſch aber nicht ala eine förmliche 
Aktiengeſellſchaft, jedoch als ein verwandtes Inſtitut, mit den Eigenſchaften eine 
juriftifchen Perfon und mit dem Hauptſitz in Berlin, errichtet. Das Kapital wurd 
gegenüber dem ber Preußifchen Bank verdoppelt (120 Mil. Mark in auf Ramm 
lautenden Anteilen zu 3000 Mark), worüber Hinaus keine Haftung der Eignr 
ftattfindet. Die neuen Antheile wurden den alten Antheilgeignern, die man fo zur 
Konverfion bereitwillig fand, für den Betrag ihrer biöherigen Preußifchen Bart: 
antheile überlafjen. 20000 neue Antheile wurben zu 180 Prozent begeben, «u 
„Agiogewinn“, welcher zur Abfindung Preußens und zur Dotirung des Reerr 
fonds die Mittel Lieferte. Aus dem Reingewinn wird zunächit eine Dividende von 
41/, Progent vertheilt, auß dem verbleibenden Reft eine Quote von 20 Prozent dem 
Reſervefonds gutgeichrieben, bis diejer ein Viertel des Grundkapitals (30 Mill 
Mark!), der dann noch reftirende Betrag des Gewinns fällt je zur Hälfte an die 
Eigner und an das Reich, doch nur bis zur Höhe von 8 Prozent Dividende an 
jene, von wo an das Reich ®/, des Weberichuffes erhält. Die biöherigen Dividenden, 
haben, troß der bedeutenden Entwidelung des Giro und Depofitengejchäfte, den gm 
übertriebenen Erwartungen zur Zeit des Erlaſſes des Geſetzes in feiner Weile at: 
ſprochen (Dividende von 1876—80 6,25; 6,29; 6,3; 5; 6 Progent, eigentlich abe 
für einen Einfhuß von 180, nicht von 100 zu vechnen, alſo noch viel Heine). 
Auch die R. ift zunächſt nur auf 15 Jahre, bis 1. Januar 1891, tkonzeſſionin. 
Alsdann kann eventuell das Reich die Bank aufheben, die Grundftüde gegen dal 
Buchwerth, die Antheile zum Nennwerth erwerben, ber dann vorhandene Reirror: 
fonds geht zur Hälfte an die Antheilgeigner, zur anderen an daB Reich über (er wat 
Ende 1880 16,42 Mill. Mark). Zu einer Verlängerung des Privilegs ift die Zu 
ftimmung des Reichstags erforderlich. 

Die Berwaltungsorganifation der R. ift im Weſentlichen derjenig 
der Preußiichen Bank nachgebildet. Die Leitung und Verwaltung iſt in ve 
Händen des Reichs, das dafür die betreffenden Beamten ernennt (Rede 
fanzler, R.direltorium, Reichsaufſicht durch ein R.turatorium). Die Rechnungen dei 
Bank werben vom Rechnungshof bes Deutichen Reichs revidirt. Die Antheilsi 
eigner nehmen an der Verwaltung nur durch die Generalverfammlung und bdurd 
den aus ihrer Mitte gewählten ftändigen Centralausſchuß Theil. Uebe 
feine Stellung und Kompetenz |. die 88 31—85 des Bankgeſetzes und auch dei 
Bankftatut. Er Hat zuzuftimmen zu Geſchäften mit ben Sinanzverwaltungen d:i 
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RNeichs oder Deutfcher Staaten, für die nicht die allgemeinen Bedingungen des 
Vankverkehrs anwendbar find ($ 35). — Auch an ben provinzialen R.hauptftellen 
beſtehen eventuell Bezirtsausfchüfje aus den dort wohnenden Antheilgeignern. 
Die 8. dat — ähnlich, aber etwas abweichend von der betreffenden Faſſung 
der Preußiichen Bankordnung von 1846 — „die Aufgabe, den Geldumlauf im ge 
ammten Reichögebiete zu regeln, die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern und für 
die Rugbarmachung verfügbaren Kapitals zu forgen” ($ 12), allgemeine, wenig faß⸗ 
bare Saͤtze ohne rechtliche Bedeutung, wie fie eigentlich in ein Gefe nicht 
gehören, eine Reminiscenz älterer Auffaffungen. Der Geſchäftskreis der R. ift 
der übliche folider Zettelbanken, hier und da, jo im Lombardgeichäft, wol mit etwas 
gu weitgehender Entfcheidung von Details durch das Gejeh felbft‘($ 18). Wichtig 
it die (mängpolitifche, der Englifchen Bank nachgeahmte) Verpflichtung der Bant, 
Larrengolb zum feften Sat von 1892 Mark für das Pfund fein Gold umzutaufchen 
6 14); fodann die Verpflichtung, unentgeltlich für Rechnung des Reiche 
ra anzunehmen und bis auf bie Höhe des Guthabens zu leiten (eine 
geihe Berehtigung befteht für die Bank in Betreff anderer Bundesftaaten). 
Unter Vorausſetzung der vorgefchriebenen Dedung darf die Bank beliebig viel 
(aach Bedürfniß des Verkehrs”) Noten ausgeben. Sehr bebeutfam war fchon 
bader Preußifchen Bank das Filialnetz. Die R. ift berechtigt, aller Orten 
in Reichegebiete Zweiganftalten zu errichten, der Bundesrath Tann die Errich— 
zung von folchen aud an beftimmten Plägen anordnen. Anfang 1881 Hatte bie 
R. niht weniger ala 222 Anftalten (inkl. Berlin) verſchiedenen Ranges (R.Haupt- 
ftellen, Kſtellen, -Nebenftellen, -Sommanditen, -Waarendepots), in dieſer Hinficht 
alle großen Guropäifchen Banken weit Hinter fidh Taffenb (Sranzöfiiche, Defterreichiiche, 
Engliche Bank). Mit Hülfe diefer Organifation vermochte die Bank in großartiger 
Bafe ihr Girogefhäft zu Zahlungen auf Grund ftets jälliger Depofitenguthaben 
on denjelben Orte und an anderen Orten, wo Bantitellen find, zu entwideln. Sie 
eg diefe Zahlungen unentgeltlich für ihre Kunden und Hat fich durch dieſe 
die Verfügung über pr. pr. 125 Mill. Mark Geld verichafft, das freilich 
— jeht beweglichen nnd inſoſern vorſichtig zu behandelnden Poſten bildet und, 
nebenbei bemerkt, das ganze Syftem der „indirekten Notenkontingentirung“ ziemlich 
Anforiich macht. — Bon ftaatliden” Eintommen- und Gewerbefteuern ift bie 
X. net ihren Filialen geſetzlich befreit. 
Auf die Entwidelung der Geichäfte ber R. feit 1876 ift hier nicht einzugehen. 
Zi a bat unter der Flauheit in der Volkswirthſchaft mit gelitten. Bemerkens—⸗ 
werth ift ihre (ob ganz richtige, fteht dahin) völlige Losfagung vom Gejchäft 
mit verzinglichen Depofiten, auch der ehemals „Öffentlichen“ u. |. w. der Preu- 
hüchen vank, wogegen der Beitand der ſtets fälligen unverzinslichen 
‚Sirolapitalien“, inkl. verwandter Poften und Reichsguthaben, zeitweilig 
on on 250 Mil. Mart erreicht Hat. In Zeiten geringeren Krebitanfpruch® der 
Irwaten (im Diskonto· und Sombarbgefchäft) Hat die Bank neuerdings ſtarke An 
gm in Ejfekten bewerkſtelligt, — im Intereſſe ihrer Rentabilität, was nicht 
ame unbebenklich erſcheint. Im Ganzen Hat fi aber ein Behüriniß nad 
änderter Gefeßgebung für die R. biäher auch in Nebenpunkten kaum fühlbar ge- 
md. Die Ausweile ber Bank find immer mehr, gleich denen der Engliſchen und 
Manöftichen Bank, ein wichtiges Spiegelbild bes Geldmarktes geworben. Zu wünjchen 
dere nur, daß die Bant getrennt ihre Silber und Goldbeftände veröffentlichte, was 
tisger wicht geſchieht. 
7) Die Brivatnotenbanten. Allen Banken, welche zur Zeit des Erlafſes 
de Xeiichsgeſezes die Befugniß zur Notenausgabe beſaßen und ausübten, damals 32 
{che die Preichiſche Bank), wurde dieſes Recht belafſen, doch durften fe außer- 
bald des —— ates Bankgeſchäfte durch Zweiganſtalten nicht be— 
treiben, noch durch Agenten für ihre Rechnung betreiben laffen, noch ala &efell- 
24* 
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ſchafter an Bankhäuſern ſich betheiligen ($ 42). Ebenſowenig durften ihre Noten 
außerhalb dieſes Staates zu Zahlungen gebraucht werden ($ 48). Das erite Verbot 
wurde mit einer ſchweren, das zweite mit einer leichteren Geldſtrafe bebroht (88 58, 
56). Solche Verbote mußten vorausfichtlich bei ber jegigen Neugeftaltung de 
Bankrecht? viel eher wirffam werben, ala die Verbote der fünfziger Jahre (j. oben 
IM. Nr. 3). Den Hleinftaatlichen Banken, welche meift den Schwerpunkt ihres Ge 
fchäfts außerhalb des Domizilftaates hatten ober doch anderswo Geſchäfte betrieben 
oder Noten umlaufen hatten, war jo das Leben jehr erſchwert: die Abficht des Ge 
fees. Deswegen konnte man erwarten, daß manche Banken fich gewiflen Beichrän- 
tungen unterziehen, um auch außerhalb ihres engeren Vaterlandes operiren zu können, 
oder auch von vornherein oder wenn ihnen diefe, ebenfalls noch läftigen Beſchran— 
kungen nicht behagten, ganz auf ihr Notenrecht verzichten würden. Das ift denn, 
auch eingetreten. 

Zunächft wurben diejenigen Banken, welche bis 1. Januar 1876 gewiſſe reiche | 
gejegliche Vorausſetzungen erfüllten, von dem zweiten, ihren Notenumlaui] 
außerhalb des Konzeſſionslandes betreffenden Berbot entbunden. Sie 
mußten namentlich ihre Gefchäfte auf das MWechjel-, Lombard- und (mit einer wer, 
teren Beichränfung) das Effektengeſchäft bejchränfen, den Reſervefonds aus den | 
Reingewinn ſtark botiren, ihre Noten wie die R. decken, fie auch noch in Berlin 
ober Frankfurt einlöfen, fie gegenfeitig in Zahlung annehmen und die fremden Roten | 
nach den oben mitgetheilten näheren Vorſchriften behandeln, auf gewiffe Privilegien 
für ihre Noten verzichten und ſich eine eventuelle Kündigung ihres Notenrechts bis | 
1. Januar 1891 ohne Entſchädigungsanſpruch gefallen Lafien ($ 44, Nr. 1-1). 

Ein weiteres Zugeftändniß, nämlich eine Befreiung von dem erften Verbot. 
anderswo im Neichägebiet durch Zweiganftalten und Agenturen Bankgeſchäfte zu be | 
treiben, wurde denjenigen Banken gemacht, die biß 1. Januar 1876 nachwicn, | 
daß der Betrag der ihnen durch Statut oder Privileg geftatteten Notenausgabe aui 
den am 1. Januar 1874 eingezahlten Betrag des Grumblapitals eingefchränt ie. | 
Dazu traten eventuell fernere Erleichterungen in Betreff des Gefchäftskreijeg und der 
Dotation des Reſervefonds ($ 44). 

Die ih nicht fügenden Banken wurden außerdem mit der Nichterneuerung | 
ihres Notenrechts, falls dafjelbe nach den Bundesgeſetzen oder Statuten abliefe, be | 
droßt. Es Hat fich gezeigt, daß diefe, allerdings fehr einfchneidenden Beftinumungen | 
genägten, um die Banken fajt jämmtlich zur Beugung unter das Reichögefeh oder 
zum Verzicht auf die Notenbefugnik zu bringen. Schon nach Bekanntmachungen dei | 
Reichatanzlers vom 29. Dezember 1875 und 7. Januar 1876 waren, weil fie die | 
betreffenden Bedingungen erfüllt Hatten, für 10 Banken die genannten beiden Ber 
bote, für 6 andere wenigſtens das zweite (wegen des Notenumlaufs außerhalb de 
Konzeſfionsſtaates) außer Kraft geſeßt. Wichtiger noch war, daß fchon Anjang 1876 | 
13 andere Banken (darunter bie jpäter ſchmaͤhlich banfhrüchige ritterfchaftliche Pri- 
vatbanf in Pommern, der ein großes Giro- und Glearinginftitut darftellende Berliner 
Kaffenverein, für den die Notenausgabe faft werthlos war, die Preußifche Privatbant 
zu Görlig, die Oldenburger Bank, die Lüheder Privatbank, die fieben Heinftaatlichen | 
Banken zu Weimar, Gotha, Gera, Meiningen, Sondershaufen, Deffau, Büdeburg. | 
endlich fogar die Leipziger Bank mit einem fteuerfreien Notenbetrag von 5348 000 | 
Mark) auf ihre Notenbejugniß ganz verzichtet Hatten, weil fie es für| 
vorteilhafter hielten, ohne diejelbe, von den Beſchränkungen des Reichsgeſetzes befreit. 
Bankgeichäfte zu betreiben (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 1. April 1876). 
Bald darauf hat auch die Heine Landesbank in Homburg, 1877 noch die Roftoder | 
Bank, bisher alfo im Ganzen 15 Banken, auf das Notenrecht verzichtet. Die ein: 
zige Bank, welche fih nicht gefügt Hat, für deren Noten und Geſchäfte daher 
die genannten beiden Verbote und die ſich daran fließenden Strafbeitunmungen in | 
Kraft find, ift die Braunfhweiger Bank (mit fteuerfreiem Notenbetrag von 
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2329000 Mark und im Durchſchnitt von 1879 wirklichem Notenumlauf von 2,488, 
ungebeftem von 1,61 Mill. Markt). Es giebt daher im Reiche jet außer der R. 
noch 17 Notenbanken, von denen gerade die größten, bie fünf mittelftaatlichen 
(Bayer, Württemb., Bad., Hefl., Sächſ.) und die Frankfurter feine Bankgefchäfte 
außerhalb des Heimathsſtaates betreiben dürfen. Diefe 17 Banken Haben einen 
feuerfreien ungebeeften Notenbetrag von 111115 000 Mark, gegenüber den 273 875 000 
Dark der R. allein. Bayern wurde im Bankgeſetz ermächtigt, feiner Bank einen 
Rotenumlauf bis zu 70 Mill. Mark im Ganzen zu geitatten ($ 47). 

dir Abänderungen Tandesgejeplicher oder ftatutarifcher Vorfchriften, welche 
für daz Notengeſchäft relevant erjcheinen, ift die Genehmigung de Bundesraths er- 
iorderlich. Das Reich Hat auch ein Auffichts- und Revifionsrecht gegenüber 
den Zettelbanken, unbejchadet des Ianbeöherrlichen. Endlich geht das Notenrecht 
außer durch Ablauf der Konzeffionsdauer, Verzicht, landesherrliche Berfügung nach 
Naßgabe der Statuten und Privilegien au) duch Erdjfnung des Konkurs 
derfadrena und durch Entziehung kraft richterlichen Urtheils auf 
Klage des Reichskanzlers oder der Regierung des Sitzes der Bank im Fall gewiſſer 
—— des Geſetzes Privilegs oder der Statuten, ober eines Verluſtes bes 
Gnmndlapitals um ein Drittel, oder bei fehlender Einlöfung der präfentirten Noten 
nit Spezialbeftimmungen in $ 50 Nr. 8) verloren. Für das Verfahren dabei ꝛc. 
i.die 3} 50—58 des Geſetzes. Bisher find Konkurfe und gerichtliche Entziehungen 
des Rotenrecht3 nicht vorgekommen. 

Art diefer gejelichen Grundlage hat fi feit 1. Januar 1876 das Deutjche 
Zetielbankweſen entwidelt. Der Notenumlauf hat fich ſehr vermindert, von März 
1373 mit 1440 und Ende 1874 mit 1325,4 Mill. Mark auf 1050,5—989,2— 
918,1—857,8— 990,1 Will. Mark Ende 1875—79, September 1880 984 Mill. 
Rart, Bringt man aber die jeßt faft ſämmtlich eingezogenen Noten unter dem 
Bertäbetrage von 100 Mark, dem Minimum bes jetigen Notenſtücks, in Abzug, 
die fir 1874 589,6 Mil. "Mart betrugen, fo erfcheint die Verminderung nicht 
ürmal fo ſehr Stark. Die wirthſchaftliche Krifis Hat babei auch noch vermindernd 
ar den Notenumlauf gewirkt. Die in unſerem Geſetz einſeitig betonte Baardeckung 
it wlatio nicht gewachſen, auch wenn man, was falſch iſt, dieſe Dedung jegt nicht 
eu das bei der R. fo groß gewordene "Sirobepofitengejchäft mit in Anrechnung 
bringt. Imfofern find die Erwartungen ber eifrigften Befürworter ber Noten« 
einidräntung, in der Reichsregierung wie im Parlament, nicht ganz in Erfüllung 
gegangen. Implicite folgt daraus, daß die Verhältniffe vor dem Banfgejeg nicht jo 
m Argn lagen, ala öfters behauptet worden ift. Die centraliftifche Tendenz 
tee Vankgeſeges Kat ſich mehr und mehr verwirklicht, indem die Quote der R.noten 
ten geammten Notenumlauf eine größere geworben ift, fie ftieg feit Anfang 1876 
ton ca. 70 auf 80 Prozent. Wem in 9—10 Jahren die bißherigen Notenrechte 
obaufen, wird es auch thatfächlich nicht ſchwer fein, ganz zum Notenmonopol übers 
igchen oder, was auch fachlich Manches für fich hat, nur einige der größeren 
Kanten in den Mitteljtaaten neben der R. beftehen zu laſſen. 

Zeſeße u. |. w.: Die wichti Ren er r Deutichland, find im Artikel ferbft genannt. 
gm L vom 14. 3 u R Mack — ar —E 
a munter J auf die — erhandlungen u. |. w. näher eingehend) von 

Sötbeer, Dentiche Bankverfa‘ Mung, langen 1875, mt Nachtrag 1881 (an Yezold’a 

bung bes Dentfchen Theil, Staats: und Verwaltungäreht, Bb. I. Heft 3 
————— 
Band'z —ES er ; 3 3 

“it: Das Bank, ettelbanfredit wirb in ben Werken über Verwaltungsrecht, 
* in den nationalöfonomil hen Werten über Bankweſen und Banfpolitit und in benen 

ber Busigekdhichte zur u 1 wmeniger eingehend mit behanbelt. ei Neberficht über Deutjche 
— bis 1875 ſ. bei Sotbeer, Die Bantverfafiung, S. 401407. Die befonders 
reichhellix Gnglikhe und ——2— — Kit. kann hier nicht genannt werben. — Meder das 
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eutige öffentliche 36 Seltelbantee — u. —— Da ier eld) Deu — v. Ronne, 

taaisrecht bed Deutſchen Rei 2. Aufl. I. Si ©. 280 268 ff. — Laband, 

—— des Deutii ” Reid (Küb. 1878), u E 880 J. — Ueber u jan. Red: 
v. Rönne, ch ne: er Preuß. Monarı N, e Auf. ie nit 


6. 515 ff. iergeld, I. 1. Ab —* f- — 
Bayern: PB Yu —* * en Fr 8. 357 der, %. ik ‚412. — 8. d. Si. 
andbuch ber srmaltım unngeleßws 8, Stuttg. ame 'S. 45 fi. 588 ff. — Ro. mal. 

alien. & ach, 10) & "RöBLer, Goyiale Te 
mwaltungsrecht, . J 873), 6 7— —* — an, Er Antetöihaftalehe, 8. A 
a I. ©. Br — — BER, 5. “uf, db. I. ©. 1% 5. 
1. — a. Er Pe Finanzwifſenſcha 9. — Spez. Banl und 
EAN elblit.: O. Hübner, Die Bant —X Bankieſen (Sd. IL 


Bi 
feiner ationaldton.), 2. Auft., Koln 1874. — * EN 1875. — Aniei, 
ex Krebit, 2. Abth,, Berl. 1879 €. 215 f., 417478 über Rotenbanten, in dem 
unb in ber Banknote Kuffaf ung zum ei —2 vom Deraffe) "Zur weiteren Begründung 
ber Darlegung im obigen Artitel erlaubt fih BD * auf feine eigenen Arbeiten zu derweiſen 
bei.: Beiträge Br Bi; — von ben Banten, Bein 1 ; Gelb: mn, Bee jeorie der Peelſchen 
Acte, Wien 1 ftem ber Zettelbantpolitik, 2; Aufl. (mit umfafener 
Berarbeitung * leg al at. und ftatut. Materials unb bef. Ber: Ei ü Br des Bankrechis 
Be Beihaafenigeine und Bantnoten, Berl. 1974 ( ve —— — 
Sorlagı; D jettelbantreform im Deutichen Reich, Berl. 1875; dann die beiben gröhrn 
aan! zungen, 1 bee Papiergeld und Bet! nn in Bluntfhli’s Staats ört?. 
— Für die Deutiche Bankgeſchichte: |. Geichi iöte der Kbnigl. Bank in Berlin 
es ieh) Fer. 1854 — v. Poſchinger, —ã ayerns und anderer Deut wen 
—— —— 1874 9— Derſelbe Bann * und Bankpolitit in Preußen, 8 Ehe, 
Berl. Preuß. Bank, 1866. — Hedt, Bantwekn und ache 
a fübbeutfepen aan *isi9--1875, Sina 1880. bolph Wagner. 
Reichsbeamte. Im Art. 18 der RVerf. ift — daß der Sailer die 
R. ernennt. Damit hat nicht die Nothwendigfeit der direften Ernennung eins 
jeden R. durch den Kaifer jelbft ausgedrückt fein follen; e8 genügt, wenn die Gr 
nennung im Namen des Kaiferd und kraft eines auf denjelben zurüdführenden Rahts 
ftattfinbet. Der $ 1 des RGeſehes vom 31. März 1873 (R.E.BL. ©. bip 
in MUebereinftimmung mit dem Geſetz vom 2. Juni 1869 über die Kaution de 
Bundesbeamten erweitert den Begriff. R. im Sinne dieſes Gefeßes ift jeder Beamte, 
welcher entweder vom Kaifer angeftellt oder nach Vorjchrift der RVerjf. den An: 
ordnungen bes Kaiſers Folge zu leiſten verpflichtet ift. Der gejegliche Begriff dei X 
deckt fich hiernach nicht mit dem Begriff: Träger eines Neichgamts. In einem Reihe 
amt kann Jemand als Beamter regelmäßig nur durch den Kaiſer angeftellt werde. 
Gewiſſe Reichsämter find aber derartig mit Landesämtern verbunden, daß die Landır- 
behörde als ſolche zugleich Reichsbehörde ift, ohne daß die Mitglieber ber Landis 
behörbe einer bejonderen Anftelung im Reichsamt bebürfen. Dies gilt 3. B. von 
den Beamten der Preußifchen Staatsfchuldenverwaltung, die alfo, troß ihrer Beiaffung 
mit reichgamtlicher Zhätigfeit, lediglich Landesbeamte find. Auch giebt es Fälle, in 
denen die Berufung in das RKeichsamt gefeglich nicht vom Kaifer, fondern vom 
Bundesrath oder vom Reichstag ausgeht. Hier find bie Träger des Reichsamt 
nicht R. im Sinne des RGeſetzes. Die von dem einzelnen Staate innerhalb feine 
Zuftändigfeit und für die von ihm zu erledigenden Angelegenheiten beftellten Beamten 
find an und für ſich Landesbeamte, fie bekleiden fein Reichsamt. Inſoweit fie abrt 
nach der RVerf. den Anordnungen des Kaiſers Folge zu leiften verpflichtet find, 
werden fie troßdem ala R. angeſehen, ihr Dienftverhältniß unterliegt den Beſtim⸗ 
mungen des RGeſetzes. Hiernach find die im Art. 50 Abf. 5 bezeichneten Telegraphen 
und Poſtbeamten R., nach ber Abficht des Geſetzes ebenſo die Militärbeamten (außei 
den Bayeriſchen), wenngleich bies im Geſetz genügenden Ausdrud nicht gefunden bet. 
Den Beamten ber Reichsbank, die ein Reichsamt nicht befleiden, und den Reicht: 
tagsbeamten, die nicht unter $ 1 des R.gejebes fallen, ift die Stellung ala R. du 
befondere gejeßliche Beftimmungen beigelegt. 
Das Verhältniß als N. wird begründet durch die Anftellung, die nad $ 
bes RGeſ. fich durch Aushändigung der Anftellungsurkunde manifeftitt. Das 6 
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beitimmt nicht, daß Jemand ohne feine Zuſtimmung N. werden könne, es muß 
alio die Zurädweifung der Anftellungsurfunde möglich fein. Der Uebernahme de 
Amtes fol die Ahleiftung des Dienfteides vorangehen ($ 8). Leber R. bat die 
algemeine Pflicht eines achtungswürbigen Betragens ($ 10); die Pflicht des 
Gehorfams gegen bie Gefehe fteigert fich bei ihm zur Pflicht der Treue, welche die 
Amtsverſchwiegenheit in fich fchließt (8 11), und zum dienftlichen Gehorfam, 
ohne daß jedoch der Beamte deshalb aufhört, für die Geſetzmäßigkeit feiner 
dandlungen verantwortlich zu fein ($ 41); der Beamte Hat überhaupt fein Amt 
der Berfaffung und den Gefeßen entiprechend gewifjenhaft wahrzunehmen ($ 10). 
Ber als Beamter zu einer Kautionsbeftellung verpflichtet ift, beftimmt das Geſetz 
'$ 2) im Allgemeinen, die Einzelheiten find durch Kaiferliche Verordnung im Ein- 
dernehmen mit dem Bundesrath geregelt. Der R. hat das im Rechtswege geltenb- 
jumachende Recht auf die ihm zugeficherte Bejoldung und einen Wohnungsgeldzuſchuß 
in Grmäßheit des Gejehes vom 30. Juni 1873 (R. G. Bl. ©. 166), bei dauernder 
Lerſezung in den Ruheſtand auf eine geſetzlich beftimmte Penfion, bei einftweiliger 
Verjegung in den Rubeftand auf Wartegeld. Auch der Wittwe und den ehelichen 
Rahlommen eines R. ftehen bejtimmte Rechte zu. Die Art, wie dem Beamten 
Auslagen und Reifetoften zu erfeßen find, ift gefeßlich geregelt. Die Anftellung eines 
R. gilt als auf Lebenszeit erfolgt, wenn nicht ber ausbrüdliche Vorbehalt einer 
Kimdigung ober des Widerrufs gemacht ift. 

Jeder R. — außer den richterlichen — muß fich die Berfegung in ein anderes 
Amt geiallen Lafjen, fofern deſſen Rang und Dienfteinfommen nicht geringer find 
als das bisherige ($ 23). Sonft kann derfelbe feines Amtes ohne feinen Antrag nur 
jur" Strafe im Nechtöwege oder im Dißziplinarverjahren beraubt werben. Bei 
Erganifationsveränberungen und für die im $ 25 des RGeſ. bezeichneten Bes 
amten findet eine einftweilige Verfegung in den Ruheftand ftatt. Eine vorläufige 
Tinftenthebung kann ferner in Folge eines Strafverfahrens oder eines Disziplinar- 
xrahtens eintreten. 

Gin R., welcher die ihm obliegenden Pflichten verletzt, begeht ein Dienft= 
dergehen und hat Disziplinarbeftrafung verwirkt ($ 72). Als Strafen kommen vor 
die unter der Bezeichnung „Orbnungaftrafen“ zufammengefaßten: Warnung, Verweis 
und Geldſtrafe ($ 74), und die Entjernung aus dem Amte ($ 75), die als Strafs 
veriehung oder Dienftentlafjung im gerichtlichen Disziplinarverfahren erfannt werben 
fann, während die Orbnungsftrafe im Verwaltungswege verhängt wird. Für bie 
Mitglieder des Reichsgerichts und gewiffe andere Beamte (RGeſ. $ 158) ift ein Die- 
ziplinawerjahren nicht vorgeſehen. 

Sit: Freiherr v. Zebligs Neukirch, Die Rechtöverhältniffe der R., Berl. 1874. — 
Benngieper, Das Recht ber Deutichen R., Berlin 1874. — Laband, Deutices Staat 
öt, LE. 382. — Thudihum, Das RReht (in Hirth’s Annalen, ing. 1876, 
&.265 fi). Eccius. 

Reichſſinanzweſen. J. Prinzipielle Erörterung. Die finanziellen 
Rittel zur Erfüllung der Staatszwecke zu beſchaffen, iſt die Aufgabe ber ſtaatlichen 
atnonzgewalt; biefelbe ift eines der Hoheitsrechte, welche in ihrer Einheit die 
seuveränetät konftituiren, und theilt mit Iebterer demnach auch die begrifflichen 
ertmale. Im Bundesftaat find die ftaatlichen Aufgaben getheilt zwiſchen Gentral- 
gmalt und Einzelftanten: beide bebärfen demnach finanzieller Mittel. In welcher 
Veiſe die Finanzquellen, welche überhaupt für den Staat in Betracht kommen, im 
Inndesftaat zwiſchen Gentralgewalt und Einzelftaaten zu vertheilen jeien, ift lebiglich 
Sache der pofitiven Gefehgebung: prinzipielle Richtpunkte für die letztere find nicht 
Bnıhonden, Ebenſogut kann die Eentralgewalt auf die indirefte, die Einzelftaaten 
at die direlte Beftenerung der Unterthanen angewiefen jein als umgekehrt. Nur 
das ff prinzipiell nothwendig, daß die Gentralgewalt ihre eigenen felbftändigen 
ömengguellen befige. Die Beichaffung der finanziellen Mittel für die Gentralgewalt 


376 Reisfinanzweien. 


durch Beiträge der Bundesglieder, Matrikularbeiträge, ift demnach als dem Begriffe 
bes Bundesſtaates wiberjprechend zu erachten, Matritularbeiträge find vielmehr em 
Gharakteriftitum des Staatenbundes. Wie der Iettere nicht ein einheitliches ſtaat⸗ 
liches Gemeinweſen, jondern eine Verbindung von mehreren ſolcher Gemeinweſen it, 
fo fehlt demfelben auch die eigene Finanzgewalt; was an finanziellen Mitteln für 
Zwede ber Verbindung erforderlich, ift einfach auf die Bundesglieder zu matrikuliren, 
durch die Finanzgewwalt berfelben zu bejchaffen und aus den Kaffen derſelben an vie 
Bundesbehoͤrde abzuliefern. Die Finanzwirthſchaft eines Staatenbundes, welche au 
Matrifularbeiträgen berubt, ift Sozietätswirthichaft, wie der Staatenbund jelbft eine 
ftaatsrechtliche Sozietät if. Dem Bundesſtaat dagegen wiberjpricht biefes Finan 
ſyſtem durchaus. Für den Bundesſtaat, der eine eigene Finanzgewalt beſitzt, müren 
in jedem Falle auch Finanzquellen eröffnet werben, welche ausreichen, um die Ve 
dürfniffe der Gentralgewalt vollftändig zu deden: der Bunbesftaat als jelbftändiges 
Rechtsſubjekt muß unabhängig fein von den Beiträgen der Bunbesglieder. Te 
Staatenbund kann begrifflich keine „eigenen“ Einnahmen haben, der Bundesitadt 
muß begrifflich „eigene“ Einnahmen haben, welche außreichen, feine Bedürjniſſe m 
been. Die biftorifche Genefis eines Bundesſtaaies ınag es mit fich bringen, dh 
die finanziellen Bedürfniffe der Gentralgewalt zuerſt durch Matrilularbeiträge be 
Ichafft werben. Es wird aber die Aufgabe der Geſetzgebung fein, die Hierin Liegende 
Inkongruenz mit dem Bundesſtaatsbegriff möglichit zu befeitigen. Bei Aufrichtung 
des Rorddeutſchen Bundes, ebenfo bei verichtedenen anderen Anläffen wurde die 
Richtigkeit dieſer prinzipiellen Gefichtspunkte auch Für den Deutichen Bundeeſtaat 
ſowol von Seiten der Regierungen, als auch der Volksvertretung anerkannt und demnach 
die Inftitution der Matrifularbeiträge nur als proviforifcher Nothbeheli betramtd 

U. Reichsfiskus und Reichſeigenthum. Das Deutiche Neid, ala 
ftaatsrechtliches Rechtsſubjekt ift nach allgemeinen Grundfägen eigenthums-, eriwerbi 
und verpflichtungsfähig: das Reich ala Subjeft des Vermögensrechtes wird repräfentut 
durch den Reichsfiskus, für welchen alle diejenigen Rechtsgrundſätze gelten, welde 
überhaupt für den Fiskus vorhanden find (Steuerfreiheit, Gerichtäftand zc.). Tab 
Reichsvermögen befteht aus allen zu Zwecken der Reichöverwaltung dienenden Ver 
mögensobjelten, Immobilien wie Mobilien, welche entweder für das Reich neu m 
worben oder von den Ginzelftaaten in das Eigenthum des Reiches übernommen 
wurden. Hauptbeitandtheile des Reichsvermögens find ferner die ReichBeifenbahnn 
in GEljaß-Lothringen (Zuf. Art. 1 zum Frankfurter Frieden: ber Kaufpreis vom 
825 Mill. Franke wurde aus der Kriegskoſtenentſchädigung entnommen, dau 
Geſetz vom 18. Juni 1873), fowie folgende dauernd vorhandenen Baarfonds: der 
Reichskriegsſchatz und der Reichsinvalidenfond. (Dazu kommen als proviforiic vor 
handene Fonds ber Reichsfeſtungsbaufond, ſowie der Reichstagsgebäudebaufond; der 
allgemeine Betriebsfond für die Verwaltung ift in jedem Etat neu zu bewilfigen) 
Der Reichskriegsſchatz beſteht in gemünztem Gelbe und darf nur zu Kriegszweden 
verwendet werden, die Zinſen des Invalidenfonds dienen in erſter Linie zur De 
zahlung der durch Kriege veranlaften Militärpenfionen; außerdem werden noch ver 
fchiedene andere Ausgaben, ingbejondere die Ehrenzulage der Inhaber des eiſernen 
Kreuzes auf die Zinfen des AInvalidenfonds übernommen; der etwa vorhanden 
Zinſenreſt fließt in die Reichskaſſe. 

Was zu Zweden der Reichverwaltung an Immobilien und Mobilien neu be 
ſchafft wurde, fteht unzweiielhaft im Eigenthum des Reiches, ebenfo was ausdrüdlich 
von den Einzelftaaten dem Reich zu Eigentum übertragen wurde. Außerdem find 
kraft pofitiver Vorſchrift der Reichsgeſetzgebung alle diejenigen Objekte, welche früher 
im Landeseigenthum ftanden, nunmehr aber für Reichszwecke verwendet werben, in 
das Eigenthum des Reiches übergegangen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß Nüdgabt 
an die Eingeljtaaten erfolgen muß, jobald die betreffenden Objekte unbrauchbar odrı 
entbehrlich für das Reich werben, ohne daß ein Erjaß zu befchaffen ift. 
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II. Die einzelnen Einnahmsquellen des Reiches. 1) Gebühren. 
3) Die ftantlichen Funktionen werben vom Reiche theilweile ohne Entgelt, theilweife 
gegen Gntrichtung von Gebühren bethätigt: folche werden erhoben beim Reichsgericht, 
bei einzelnen der oberften Berwaltungsbehörben, bei den Konfulaten und ben Geſandt- 
kHaften. Dazu kommt noch die fog. ftatiftifche Gebühr, welche für die vorgeichriebene 
Anmebung von Waaren, die die Grenze zum Zweck der Ein-, Aus- ober Durch- 
fuhr pajfiren, erhoben wird. 

Grhebliche Bedeutung für die Finanzen des Reiches haben dieſe Kategorien von 
Gehühten nicht. (Statiftiiche Gebühr im Etat für 1881 netto 300000 Marl, die 
verichiedenen Verwaltungseinnahmen etwas über 6!/, Mill. Mar.) 

b) Bon großer Wichtigeit für die Finanzwirihſchaft des Reiches dagegen find 
die Ginfünfte aus dem Poſt- und Telegraphenmwejen. Die Polt- und 
Ietegraphenanftalten find im Gefammtgebiete des Reiches als Staatsverfehrsanftalten 
omanifirt und zwar unter Verwaltung ber Gentralgewalt; nur Bayern und Württem- 
berg Haben ihre felbftändige Verwaltung al Sonderrecht fich reſervirt. Die Ver— 
gitung, welche für Benutzung jener Staatsanftalten des Reichen zu entrichten ift, 
kit fomit ſtaatsrechtlich auch unter den Begriff der „Gebühr” ; die Gebühren für 
2eugung der Reichspoſt- und Telegraphenanftalten fallen in die Reichalafle; 
die Höhe derſelben ift für die Poftanflalten durch Geſetz, für die Telegraphenanftalten 
durch Verordnung ded Bundesrathes normitt. 

© Böllig unter den gleichen rechtlichen Gefichtspunften find die Eljaß- 
vothringiichen Reichgeifenbahnen zu betrachten. Auch fie find gemäß ben Be— 
fimmıngen des Frankfurter Friedens, bzw. der hieran angeknüpften Reichsgeſetzgebung, 
Stoetsmftalten bes Reiches, bie Vergütung für Benutzung derjelben ſomit ftaatliche 
Gehũhr, welche in die Neichataffe fällt. 

Die Beftimmung der RVerf. Art. 49, daß die Einnahmen aus den Poft- und 
Telegraphenanftalten in erfter Linie zur Dedung der Außgaben zu verwenden feien 
und die „Neberfchüffe” in die Reichskafſe fließen, ift gegenſtandslos: die Verrechnung 
dar Gimahmen und Ausgaben erfolgt Iediglich im Etat, ohne daß beide Poften auf 
enander nothwendig influiren müßten; auch wenn ftatt „Ueberfchüffen” der Einnahmen 
Zehzits vorhanden twären, müßte da® Reich doch die Ausgaben fir Die „Staatsverfehrs- 
entalten“ tragen (die Bruttoerträgniffe von Poft und Telegraphen betragen ca. 135, 
die Kettorrträgnifie ca. 18"/, Mill. Mark, die der Eitenbahnen 36 u. 10 Mill. Mart). 

d) Unter die Kategorie der Gebühren jällt endlich noch derjenige Betrag, welcher 
an die Reichskafſe don Privaten für Benugung der ftaatlichen Prägeanftalten ent« 
Thter werden muß (Munzgeſetz Art. 12 Abi. 4). 

2) Reihafteuern. Als ſolche beitehen biß jet nur a) bie Stempel- 
abgabe von Wechſeln (ca. 6 Mill. Mark); b) die Stempelabgabe für 
Eviellarten (ca. 1 Mill. Marf). 

8) Alle Wechjel, welche im Deutjchen Reiche auögeftellt werden oder cirkuliren 
er ingendivelchen anderen rechtlichen Funktionen genügen follen, bedürfen eines 
ſaatlichen Stempels, fir defien Ertheilung eine nach ber Höhe des Wechſels ver- 
Mitden bemeffene Abgabe erhoben wird. Die Art der Erhebung diefer Abgabe ift 
die nämliche wie bei den Poft« und Telegraphengefällen, nämlich vermittelft zu 
lender und auf ben Wechiel auizuffebender Marken. Doch kann hier der Begrifi 
Stbahn· nicht verwendet werben, ba feine „Anſtalt“ des Staates benutzt wird. 
De Berwaltung der Reichöftempelfteuer erfolgt durch die Poftanftalten. 

„ b) Ebenfo bedürfen alle Karten, welche im Deutjchen Reiche zum Zwecke des 
Sheles jabrizirt oder verwendet werden, eines ftantlichen Stempela, für deſſen Er- 
Belung eine beftimmte Abgabe berechnet wird; der Stempel wird von den Steuer 
behieden ertheift. 

. 9 derner ift hier zu nennen die allgemeine Steuer, welche von der Reichabant, 
jowie von den übrigen, Noten emittivenden Banken unter gewiffen Vorausſetzungen 
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Bankgeſetz $ 9), ſowie die fpezielle Abgabe, welche von der Reichsbank aus ihren 
Erträgniffen (ibid. $ 24) an die Reichskafſe zu bezahlen ift (ca. 1%, Mil. Mark). 

3) Die fog. indirelten Steuern (Verbrauchsabgaben). In die Reiche 
kaſſe fließen ferner prinziptell die geſetzlich firirten Steuerjäe für die Konfumtion 
folgender Artikel: a) Salz (f. d. Art. Salzfteuer); b) Tabak (f. d. At 
Tabaksſteuer); c) Branntwein (f. d. Art. Branntweinfteuer); d) Bier 
6. d. Art. Bierfteuer); e) Zuder und Syrup (f. d. Art. Rübenzuder: 
fteuer. Aus der Reichskaſſe find jedoch ambererjeits diejenigen Steuervergütunge 
und Ermäßigungen in Bezug auf die bezeichneten Artifel zu bezahlen, welche auf 
Gefegen oder allgemeinen Berwaltungsvorichriften beruhen, ferner bie Rüderftattunge 
für umrichtige Erhebungen, endlich die Erhebungs- und Verwaltungskoſten (Rder. 
Art. 38). Erimirt von der Reichagefehgebung über die Befteuerung von Bier und 
Branntwein find Bayern, Württemberg, Baden, bezüglich des Bieres auch Glief 
- Lothringen, fowie die Großherzogl. Sächfifche Gemeinde Oſtheim und die Sadie- 
Koburgiſche Ortſchaft Königeberg. 

4) Die Zölle. (Etat von 1881/1882 für Zölle und Verbrauchſſteuem: 
342%, Mil. Mark.) Die Haupteinnahmsquelle der Reichskafſe bilden die Zölle. 
Das Deutjche Reichägebiet ijt nach Außen eine abgeſchloſſene Zolleinheit. Im 
Innern des Reiches dürfen Zölle beim Mebergang von Wagren aus einem 
Staate in den anderen prinzipiell nicht erhoben werben. Eine Ausnahme von bielem 
Grundſatz bildet nur die Mebergangsabgabe, welche von Bier und Branntwein bein 
Uebergang aus ben von ber Reichsgeſetzgebung in diejem Punkt erimirten Staaten 
in das denfelben unterworfene Neichögebiet erhoben wird. Der Zolltarif für Import 
und Erport von Waaren in das oder aus dem Reichszollgebiet ift vor kurzer Zeit 
vollftändig neu geregelt worden. Vom Reichszollgebiete find verfaſſungsmäßig ans 
geichloffen die beiden Hanjeftädte Bremen und Hamburg (bis 1868 auch Kübee); 
das Freihafenrecht Diefer Städte (nicht aber die Eremtion der übrigen vom Reichs 
zollgebiet außgefchlofjenen Territorien) ift Rejervatrecht im Sinne von RBerf. Art. 78°. 
Zum Freihafenbezirt der beiden Hanfeftädte gehört nach der Verfaſſung aud „ar 
dem Zweck entfprechender Bezirk ihres oder des umliegenden Gebietes“ (RBerf. Art. 32). 
Die Abgrenzung dieſes Bezirkes ift Lediglich Sache des Bundesrathes, verfafjung® 
mäßig geſchützt und zwar nach Maßgabe von RVerj. Art. 782 iſt nur das id: 
bajenrecht der Städte Hamburg und Bremen, aber auch diefes wurde feiner Zeit 
bei Berathung ber Norbdeutichen Bundesverfaffung nur als Provijorium betrachtet 
(Hänel, Studien, I. 200 N. 96). Ausgeichlofien vom Reichszollgebiet find 
außerdem noch kleine Gebietstheile von Baden, Preußen, Oldenburg (bie genaun 
Angaben ſ. bei Wagner, 593°, inzwifchen find allerdings noch weitere Modr 
filationen eingetreten); andererjeit3 gehört das Großherzogthum Luremburg (Staat 
vertrag vom 20./25. Oftober 1865) und die Defterreichifche Gemeinde Junghol 
(Staatävertrag vom 3. Mai 1868), obwol nicht zum Reiche, doch zum Reid 
zollgebiet. Die Eremtion der oben genannten Gebietstheile des Reiches vom 
Kteichszollrecht ift mur eine negative; eine jelbjtändige pofitive Zollgefeggebung dur 
bie betheiligten Gingelftaaten iſt dagegen nicht ftatthaft. Die Zölle fließen nad 
der Berfafjung prinzipiell zur Reichskaſſe: abzüglich jedoch der auf Geſetz beruhenden 
Vergütungen und Ermäßigungen, der Riüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 
ſowie der Erhebungsfoften (inkl. des Grenzſchutzes) an der Reichtzollgrenze. Das 
verfafjungamäßige Prinzip, dab die jämmtlichen Zolleinnahmen in die Reichslaſſe 
fließen, hat eine Mobifilation erfahren durch $ 7 bes Geſetzes vom 15. Juli 1879 | 
(„Antrag v. Srandenftein“); danach fließt nur der Betrag von 130 Mill. Matt | 
Zollgefälle und Verbrauchsabgaben in die Reichskaffe, der Mehrbetrag ift an die, 
Einzelftaaten herauszubezahlen. | 

5) Eine weitere Gruppe der Reichgeinnahmen bilden die Renten, welche ba: | 
Reichsvermögen abwirft, in erſter Kinie alfo die Zinſen aus belegten Reichsfonde, 
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ierner die Erträgniffe von Privatgefchäften, welche das Reich auf eigene Rechnung 
betreibt; in letzterer Beziehung kommt bis jet nur die Reichsdruckerei in Betracht 
Renten ca. 5, Reichöbruderei ca. 1 Mill. Mark im Etat für 1881). 

6) Matritularbeiträge (Etat von 1881/1882: 106 Mill. Mark). Soweit 
de eigenen Einnahmsquellen des Reiches zur Deckung der finanziellen Bebürfniffe 
deffelben nicht zuveichen, find Beiträge von ben Gingelftaaten zu erheben. Die 
prinzipiellen Bedenken gegen diefen Modus der Beichaffung finanzieller Mittel für 
Grüflung der Staatszwecke im Bundesſtaat wurden oben bereits erörtert: die Durch- 
hißrung der in der Berfaffung niedergelegten Grunbfäge im Zufammenhang mit der 
neueren Bollgejeßgebung würde auch eine Befeitigung der Matritularbeiträge zur 
dolge gehabt Haben: die in der Verfaflung firirten eigenen Einnahmsquellen des 
Xeiches werfen dermalen einen höheren Ertrag ab, als welchen das Reich zur Er— 
“lung feiner Zwecke bedarf. Durch die oben bezeichnete Modifikation der Ver— 
iafftung (da der oben citirte 87 in der That eine Modifikation von Art. 88 Abf. 1 
der KKerĩ. enthält, wird kaum bezweifelt werben können), wonach nur 180 Mill. Mark 
in die Reichskaſſe, alle weiteren Einnahmen aber in die Kaſſen der Bundesglieder 
ficken, werben die Matrifularbeiträge künftlich Tonfervirt. 

Die Matrilularbeiträge find von den Bunbesgliebern nah Maßgabe ihrer 
ensammefenden ftaatsangehörigen Bevölkerung (Verordn. d. Bundesrathes v. 21. Dez. 
1868) zu erheben. Sie müflen geſetzlich im Etat firirt werden und find aladann 
vom Reichöfanzler für die Reichskaſſe „bis zur Höhe des bubgetmäßigen Betrages“ 
enyujiehen, und zwar erfolgt die Einziehung in monatlichen Raten (RVerf. Art. 70). 
Enweit fi) die etatömäßige Firirung der Matrifularbeiträge ald unzureichend, fo 
muß die erforderliche Erhöhung durch Nachtragsgeſetz erfolgen; andererfeit® kann der 
Reichetanzler auch die Matrikularbeiträge zum Theil umerhoben laſſen, falls die 
endeweitigen Einnahmen bes Reiches zur Befriedigung der Bedürfniſſe ausreichen. 

W. Die Erhebung, Berehnung und Verwaltung der Reichs— 
tinnahmen. Die Gentralbehörde für Verwaltung ber Reichsfinanzen war ure 
hpringlich die Finanzabtheilung des Reichskanzleramtes; die jelbftändige Konftituirung 
des Reihafchagamtes erfolgte durch Kaiferl. Verordn. vom 14. Juli 1879 
REDE 196); der Neichafchatfelretär wurde gemäß dem Geje vom 18. März 
1378 zum veranttvortlichen Stellvertreter des Reichskanzlers ernannt (Reichsanzeiger 
som 18, Aug. 1879). Vom Schatzamt refjortirt ingbejondere die Reichshauptkaſſe, 
jowie die Reichgbeamten und Reichabehörben für das Zoll- und Steuerwefen. 

Nit der Finanzverwaltung des Reiches ftehen noch in Zufammenhang die Ver- 
maltungbehörben der jelbftändigen Reichsfonds, nämlich des Reichsinvalidenfonde, 
iomie des Keichskriegsſchatzes; biefelben find jedoch nicht dem Reichsſchatzamt, fone 
rm ımmittelbar dem Reichskanzler unterftellt; bie gleiche ſtaatsrechtliche Stellung 
Yt das Reichsbankdirektorium. — 

Die Erhebung der Gebühren, welche für die Benugung von Reichsanſtalten zu 
then find, gefchieht durch die den betreffenden Behörden beigeordneten finanziellen 
Ergane, von welchen die Abführung der eingenonmenen Beträge direkt an die Reichg= 
ae erolgt. Hinfichtlich der Abrechnung ber Poſt- und Telegrapgengefälle bedurfte 
® hei dem vor 1867 fo überaus Zomplizirten Zuſtande der Verwaltung diefer 
Yuftaften eines Yängeren Nebergangaftadiums, um die Prinzipien der Verfaffung zu 
teller Durchführung bringen zu können (RBerf. Art. 51). Der Abſchluß dieſes 
Urbergangäftadiums trat mit dem Jahre 1880 ein (Baden, Eljaß- Lothringen; vgl. 
hierüber Meyer, ©. 545). Die Gefälle der Poſten, Telegraphen und Reichzeifen- 
dahnen werden nunmehr von den einzelnen Behörden und Beamten erhoben und 
Ya die provingiellen Gentralinftangen an die Reichataffe abgeführt. — 

Bas die Neichafteuern betrifft, ‚jo wird die Abgabe für den Wechſelſtempel 
duch die Organe der Voftverwaltung erhoben und zugleich mit den Poftgefällen 
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verrechnet, jedoch unter felöftändiger Buchführung. Die Wechfelitempelfteuer en 
genau nach dem Ertrage in den Ginzelftaaten berechnet werben, da geſetzlich jedem 
Einzelftaat 2 Prozent von ben in feinem Gebiete fällig gewordenen Beträgen dieler | 
Steuer auszubezahlen find; die übrigen 98 Prozent fließen direkt in die Reichslafe 
Für Bayern und Württemberg, wo bie Poftgefälle in die Landeskaſſen fließen, wird | 
doch die Wechjelftempelfteuer ebenfo wie für das übrige Neichögebiet erhoben un 
berechnet. Der Ertrag der Steuer wird periodifch im Gentralblatt publizirt. j 

Der Spielkartenſtempel wird durch die Steuerbehörben (vgl. die Angabe de 
bier in Frage kommenden Steuerbehörben im Gentralhl. 1880, ©. 669) ertheilt und 
die Gebühr von dieſen verrechnet und zur Reichskafſe abgeführt. Auch Hinfihtlih 
diefer Steuer muß der Ertrag in jedem Einzelftaat jeftgeftellt werden, ba gefehlich 
jedem Ginzelftaat 5 Prozent für die Verwaltungskoſten hinauszubezahlen find. 

5 ne Banfnotenfteuer wird direft von den betreffenden Banken zur Reichstaf 
abgeführt. 

Die Erhebung der Verbrauchafteuern und der Zölle erfolgt durch einzelftaatlict 
Behörden im Namen des Reiches (nur in Hamburg und Bremen find Reichszoll- 
ämter). Die Zolleinheit der Deutichen Staaten ift viel älter als bie ſtaatsrecht 
liche Einheit des Reiches. Die Genefiß ber heutigen Zollgefeßgebung beruht im 
letzten Ende auf der berühmten Preußiichen Zollreorganifation vom Jahre 1818. 
Dem Preußifchen Zollſyſteme fchloflen fi allmählich die meiften Nord- und Mittel: 
deutſchen SKleinftaaten an, weiterhin auch in Folge der Initiative König Ludwig 1. 
Bayern, fo daß von 1. Januar 1834 ab der größte Theil von Deutjchland eine 
Zolleinheit gegenüber dem Auslande bildete. Die fo Hergeftellte Zolleinheit far 
Staatsvertrage® blieb in ber Hauptfache bis zur Aufrichtung des Norbbeuticen 
Bundesſtaates unverändert. Durch letztere wurde die bisherige völferrechtliche Ta: 
bindung in eine ftaatsrechtliche Einheit umgewandelt (auch für die Sübdbeutihen 
Staaten geſchah dies ſchon 1867). Die Zollgefeggebung richtet fich feit die: | 
Umgeftaltung einfach nach ben allgemeinen Normen für die Bundesgeſetzgebung: dit 
Zolverwaltung dagegen blieb im Weientlichen jo erhalten, wie fie feiner Zeit! 
unter der Herrichaft des völferrechtlichen Zollbündnifles eingerichtet worden war. 

Die Verwaltung des Zoll- und indirekten Steuerweiens durch die Behörden 
der Eingelftaaten Hat jedoch nach gleichheitlichen Grundfäßen zu gefchehen, demgemẽk 
wurden durch den Zollvereinavertrag von 1867 (Art. 3 $ 6, Art. 16 3. 4) gr 
meinfame Grundzüge für die Organifation diefer Behörden flatuirt. Die materieller 
Grundfäße ferner, nach welchen die Verwaltung zu geſchehen hat, beruhen entwedet 
auf der Neichagefehgebung oder auf Verordnungen des Bundesrathes. Die Durch⸗ 
führung dieſer Normen wird endlich in Beziehung auf die Gleichmäßigkeit kontrolin 
durch befondere Reichsbeamte. Seit den Beiten des Zollvereing erfolgt jene Kontrolt 
in der eigenthümlichen Weife: daß höhere Zollbeamte des einen Staates unter je: 
meller Aufrechterhaltung ihres eingelftaatlichen Beamtenverhältniffes mit der Ueber 
wachung eines beitimmten Zollbezirkes eines anderen Einzelſtaates beauftragt werden. | 
Diefe Kontrolbeamten führen jet den Titel: Reichabevollmächtigte für Zoll- und | 
Steuerwefen und werben vom Kaiſer ernannt; unter den Bevollmächtigten Ren 
noch Stationskontroleure (KVerf. Art. 36 PT 2). 

Die Zoll: und Steuererträgniffe werben dem Reiche zur Verfügung geftellt. 
„ſobald diefe Zölle und Abgaben nach den beftehenden Gejegen und den über die, 
Friſten der Zoll- und Steuerkredite getroffenen Verabredungen für ihre Kafſen jallig 
geworden find”. Ebenſo werben die Steuern behandelt (Etatsgeſ. vom 4. Dez. 1871831. | 
Die Abrechnung gefchieht in folgender Weife (RVerf. Art. 39): alle Aemter, welchen 
die direkte Erhebung der Zoll» und Steuergefälle obliegt, Haben am die ihnen 
vorgejegten Hauptämter Monate» und Quartalberechnungen einzufenden; von ben 
Hauptämtern find diefe Rechnungen zu prüfen und alsdann den einzelftaatlicen 
Gentrals(Divektiv-) Behörden einzujenden,; von Seiten der Leßteren hat Mittheilung 
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on die Reichsbevollmächtigten zu erfolgen. m gleicher Weiſe find nach Ablauf des 
gerzen Rechnungsjahres Finalabjchlüffe Herzuftellen. Nach Abſchluß der einzelftant- 
'ihen Rechnungsmanipulation erfolgt die definitive Teitftellung der Rechnung von 
Rtichswegen. Die hiermit betraute Behörde ift der Bundesrath durch feinen Aus— 
ihuß für Kechnungsweſen, das ehemalige Gentralbureau des Zollvereind. Diejem 
Ausihuß haben die einzelftaatlichen Gentralbehörben ihre Rechnungsabſchlüfſe in 
dauptüberfichten, nach den einzelnen Abgaben geordnet, einzureichen. Danach wird 
mertaliter diejenige Summe jeftgeftellt, welche der betreffende Ginzelftant an bie 
Rtichelaſſe abzuführen Hat, indem von dem Bruttoertrag die Koften abgezogen werben, 
ice von Keichswegen den Einzelftaaten vergütet werben müffen. Endlich ſetzt das 
Eınum des Bundesrathes den zu entrichtenden Baarbetrag definitiv jeft, nachdem 
wc die Berechnung des Rechnungsausſchuſſes dem Einzelitaate notifizirt und ihm 
wurd Gelegenheit zur Rüdäußerung geboten war. Die Summen, welche den 
Finzelitaaten auf Grund der neuen Zollgejeßgebung Hinauszubezahlen find, werben 
:iz Ausgabepoften in den Etat eingeftellt. 

on der zur Reichskaſſe einzuziehenden Summe ber Zoll- und Steuergefälle 
fmmen in Abzug: 1) die Vergütungen und Ermäßigungen, welche auf Gefegen oder 
clgemeinen Berwaltungsvorfchriften beruhen. 2) Rückerſtattungen für unrichtige 
Grxbungen. 3) Die Erhebungs- und Verwaltungsloſten, und zwar a) bei ber 
Zıljteuer die Befoldung der mit Erhebung und Kontrolirung diefer Steuer auf 
dr. Salzwerten beauftragten Beamten. b) Bei der Zuder- und Tabaksſteuer werden 
die zu vergätenden Verwaltungskoſten vom Bundesftaat für jeden Einzelſtaat fpeziell 
kitgefelkt. c) Bei den übrigen Steuern erhält jeder Einzelftaat für Verwaltungs- 
tcitm 15 Progent der gefammten, in jeinem Gebiet erzielten Einnahme. d) Bei den 
Zöllen werden die Koften für den Grenzſchutz und für alle Erhebungsbehörben an 
der Zollgrenge zwar vom Reiche vergütet, dagegen nicht die Koften für bie 
übrigen Verwaltungsbehörben (RVerf. Art. 88). 
2er Betrag der zur Reichskafſe geflofienen Einnahmen wirb in Ouartalüber« 
ft im Gentralblatt für das Deutiche Reich publizirt. 

‚ % Die finanziellen Sonderrechte. 1) Das Reichsgeſandtſchaftsweſen 
amd aus der Keichskaſſe beftritten, alle Bundesglieder tragen die Laſten biefer In— 
fitution in gleicher Weile. Gefandtichaften der Bundesglieder Hingegen find aus— 
Clichlich von dieſen zu beftreiten; nur Bayern, Sachſen, Württemberg und Braun« 
ictweig halten eine Vergütung aus der Reichskaſſe für die durch das Beftehen von 
Yardesgeiandtichaften ben Reichsgeſandtſchaften erwachſende Gejchäftserleichterung, 
iewie Bayern für die eventuelle Vertretung des Reiches durch feine Gefandten 
(Brille Schlußprotofoll VII. VII). 

2) Eomweit einzelne Bundesglieder von der Kompetenz einzelner Reichsbehörden 
Tuitt find, tragen fie zu den Soften derjelben nicht bei, fo die drei Süddeutſchen 
Staaten nicht für Die Kontrole der Bier- und Branntweinbeftenerung, Bayern nicht 
des Bundesamt für Heimathiwefen, die Reichnormaleichungslommiffion. 
iererjeits zahlen einzelne Reichstheile einen Mehrbetrag für gewiffe Inftitutionen, 
‘ Preußen für das Auswärtige Amt. Die angeführten Beifpiele erſchöpfen die in 
Ser Veziehung vorhandenen Sonberrechte nicht. Ihren rechnerifchen Ausbrud finden 
tie Sonderredhte bei Feſtſtellung der Matrikularbeiträge. r 

3) Neben den 40 Direktionen, in welche daß Reichspoftgebiet getheilt ift und 
zele in direkter Verrechnung mit der Reichskaſſe ftehen, haben Bayern und Württem- 
Sag ſich ihre jelbftändigen Poftverwaltungen refervirt, deren Gefälle in die betreffenden 
Yandestaffen fließen. Dafür bezahlen die beiden genannten Staaten je eine beftimmte 
Summe als Aequivalent an das Reich an Stelle der für ihre Landeskaſſen ein- 
seogenen Poftgefälle; diefes Averſum wird in die Matrifularbeiträge eingerechnet. 

. t Vom der Reichögejehgebung über die Beiteuerung des Bieres find frei Bayern, 
Wirnenberg, Baden, Eljaß-Rothringen. In diefen Theilen des Reichsgebietes ift 
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die Bierbefteuerung durch die Landesgeſetzgebung zu regeln, und die Steuer fe | 
fließt in die Landesfafien. Dafür bezahlen die betreffenden Staaten je ein Averjum | 
an die Reichskaſſe, welches jür die drei erftgenannten Staaten in die Matrikular: 
beiträge ein«, für Eljaß-Lothringen aber jelbftändig berechnet wird. | 

5) Die sub 3 angegebenen Sätze gelten für die angeführten Staaten, aus: | 
genommen Eljaß-Lothringen, ebenjo hinfichtlich der Beiteuerung des Branntweine. 

6) Die vom Reichszollgebiet ausgeſchloſſenen Gebietätheile des Reiches bezahlen 
anſtatt der Zölle ebenfalls ein beſtimmtes Averfum zur Reichatafle, welches nah 
der Bevölferungsziffer (die Zollabrechnungsbevölkerung ift alle drei Jahre feftzuftellen, 
Zollvereind-Vertrag Art. 11) zu berechnen ift, wozu für die Städte Bremen 
und Hamburg noch ein Mehrbetrag von 3 Mark pro Kopf der Bevölkerung ge 
fchlagen wirb. 

VI Die formelle Feftftellung der Reichſeinnahmen und Reide: 
ausgaben. Die jämmtlicden Einnahmen und Ausgaben des Reiches find nad der 
Berfaflung alljährlich in einen genau geordneten Boranfchlag zu bringen, der 
durch Gefetz feftgeftellt wird (Keichshaushalt, Etat, Budget, ABerf. Art.69ı. 
Ueber die rechtliche Natur des Budgetgeſetzes beſteht in ber Theorie ein mit großer 
Lebhaftigkeit geführter Streit: nach der Meinung von Gneift und Laband, 
welcher fi falt alle Theoretiler des Staatsrechtes angeichloffen haben (ausgenommen 
nur dv. Rönne), ift das Budgetgeſetz fein Gefeg im materiellen Sinne des 
Wortes und fteht in Konſequenz hiervon auch nicht unter den für „materiell 
Geſetze geltenden Rechtägrundjägen, wobei es dann gleichgültig ift, ob man | 
dem Budget den Charakter bes Geſetzes überhaupt abſpricht (Gneift) oder ob| 
man eine befondere Kategorie von „formellen“ Geſetzen konſtruirt, denen all 
rechtlichen Eigenfchaften der Geſetze Tehlen, da fie nicht „Rechtsvorſchriften“, ion 
dem „Rechnungapoften“, „Wirthichaftspläne” u. dgl. enthalten (Rab and). Gin 
juriftifche Bafis wird fich für dieſe Lehre vom Budget nicht gewinnen laffen, wie 
dies auch neuerdings v. Martitz treffend ausgeführt Hat. Mag man politiſch mit 
Gneiſt noch jo lebhaft von der Reformbedürftigkeit des Deutſchen Budgetrehte 
überzeugt fein, juriftifch werden für das Budgetgeſetz keinerlei andere Grundig 
maßgebend fein tönnen als für alle übrigen Geſetze. Der juriftifche Sinn des Bub 
getgeſetzes wird aber hiernach dahin bezeichnet werben müffen: bie geſammte Finanz 
wirthichaft des Reiches ift een auf gefegliche Grundlage zu ftellen, indem buch 

„Voranſchlag“ auf Grund der bisherigen Erfahrungen und Berechnungen 1) die Ein 
nahmepoften approrimativ firirt werden; dadurch wird ber Regierung einmal die 
juriftifche Möglichkeit gegeben, bie betreffenden Einnahmen nad) Maßgabe der vor 
handenen Gejee für das Gtatsjahr überhaupt zu erheben (Zölle, Steuern, Gefälle ıc): 
die dauernd für die einjchlägigen Materien vorhandenen Gejege bebürfen jomit, um 
ausgeführt werden zu können, alljährlich eines neuen, beſonderen Ausführungsgeics, 
ala welches das Budgetgeſetz in feinen auf die Einnahmen bezüglicden Pofitionen 
ſich darftellt. Die Berechnung der einzelnen Poſten felbft Tann freilich der Natur 
der Sache nach nur ein „Voramfchlag“, eine approrimative Feftjtellung jein und bat 
wefentlich nur rechneriſche Bedeutung. Wird biefer Anfchlag nicht erreicht, jo it 
es die Aufgabe der Geſetzgebung, auf dem Wege eines Nachtragsgefees das Grior 
liche anzuordnen, wird der Anjchlag überjchritten, jo wird über den erzielten Ueber 
ſchuß gleichfalls durch Nachtragsgeſetz ober bei Gelegenheit des nächitjährigen Etats 
zu beſtimmen fein. Immer aber werden Ausfälle wie Ueberſchüfſe gegenüber dem 
Voranſchlag auf gejehlichem Wege wie der Etat ſelbſt zu reguliren fein. 2) Die 
zweite Gruppe ded Etats bilden die Ausgabepofitionen. Auch fie können nur) 
approrimativ, nur im „Voranfchlag“ in das Gefe eingeftellt werden. — juriftiſcht 
Sinn dabei iſt auch Hier zunächſt der, daß die Regierung die betreffenden — 
für die im Geſetz bezeichneten Zweite überhaupt zu machen juriſtiſch berechtigt ill. 
Es bebitrien alfo bie Gefeße, welche jene Inftitutionen dauernd normiren, hinfichtlic 
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der hierfür erforderlichen finanziellen Mittel eines alljährlich zu erneuernden Aus— 
iuhrungsgeſetzes. Däbei ift die Regierung hinfichtlich der Ausgaben an die im Etat 
vorgefchriebene Zwerfbeftimmung gebunden. Griparniffe an den im Etat beitimmten 
Ausgabepofitionen, welche ohne Gejährbung des zu erreichenden Zweckes gemacht 
werden Tönnen, dürfen demnach nicht ohne Weiteres auf andere Pofitionen übertragen 
werden, es muß vielmehr über diefelben durch Nachtragsgeſetz oder im nächitjährigen 
Etat verfügt werben. Ebenſo bedarf jede Mehrausgabe, die nicht im Etat vorgeſehen 
iR, geſetzlicher Unterlage; unzweifelhaft wird die Regierung in dringenden Fällen 
and ohne vorherige Bewilligung ſolche Mehrausgaben zu machen für befugt erachtet 
werden müfſen, vorbehaltlich jedoch immer der von der Volksvertretung zu erholenden 
Indemnitaͤt“. Wird diefelbe verweigert ober wirb bie Bewilligung des gejammten 
Budgets von der Vollavertretung verweigert, fo fehlen für ſolchen Fall Rechts ſätze 
gänzlich. Selbſtverſtändlich wird in ſolchem alle der Gang der Staatsverwaltung 
meht eingeflellt werben dürfen, eine formell juriftiiche Grumblage aber für diejen 
Zuftend wird vergeblich auf dem Wege künftlicher Konftruftionen gefucht werben. 
Daß gerade bezüglich der ftaatlichen Finanzwirthichaft mehr als in allen übrigen 
Funktionen des Staates ein Zufpiken der geltenden Rechtsfätze bis zu ihren äuferften 
*onjequenzen Leicht verhängnißvoll für das Staatsleben werben kann, daß die ruhige 
Entwidelung eines Staates gerade auf diefem Gebiete mehr ala auf jedem anderen 
ver einem verftändnißvollen Zuſammenwirken der Regierung und der Volksvertretung 
bedingt ift, muß gewiß zugegeben werden. Dies berechtigt aber nicht dazu, die be= 
fiebenden Rechtafähe überhaupt ala nicht vorhanden zu betrachten oder durch fünft« 
liche Konſtruktionen oder Eremplififationen auf fremde Rechtsſyſteme aus dem Wege 
zu ſchaffen. Darin aber hat Gneift in jedem Falle Recht, daß unfer Deutjches 
Budgetrecht dringend der Vereinfachung bedarf; je mehr die Einnahme und Aus« 
gabepofitionen auf wenige große Kategorien rebuzirt werben (wie dies in England 
der Fall), defto weniger Anhaltspunkte für muthwillige und frivole Konflikte werden 
16 bieten, und die Regierung würde dadurch die gerade auf dem Gebiete der 
diuanzwirthſchaft erforderliche Freiheit der Bewegung gewinnen, welche durch das 
geltende Recht umb die dermalen geübte Praxis allerdings ungebührlich beſchränkt ift 
tgl. d. Art. Budget und darin fpeziell Die Angaben über das Englifche Recht). 
Der weitaus bebeutenbfte Beftandtheil der Ausgabepofitionen des Reichshaus- 
haltsetatg ift der Militäretat (im Voranfchlag für 1881/1882 372 Mill. Mar, 
einkhliehlich der Marine bei einem Gejammtbetrag der Ausgaben von 597 Mil. 
War). Bis zum Jahre 1875 Hatte derfelbe Lediglich formelle Bedeutung, erft ſeit 
1875 et auch der Militäretat unter den allgemeinen Rechtsgrundfägen über den 
Sauptetat. Durch die Berfaffung war dem Kaifer bis zum 81. Dez. 1871 und 
dam weiterhin durch Spezialgefek bis zum 31. Dez. 1874 eine Summe von 
225 Ihalern jährlich pro Kopf der auf 1 Prozent der Geſammtbevölkerung feftgejegten 
Wiedenspräfengftärke des Heeres (401659 Mann) zur Dispofition geftellt worden. 
Uber diefe Summe follte allerdings Etat und Rechnung aufgeftellt, aber dem 
Vndesrath und Reichstag nur „zur Kenntnißnahme und Erinnerung” vorgelegt werben 
Mer. Art. 71 Abj. 2). Die gefeßgebenden Faktoren des Reiches hatten danach 
%° Nirrung der finanziellen Bebürmiffe für das Reichsheer eine wirkliche ftaata- 
:chtlihe Kompetenz nicht, fondern Lediglich eine mit Teinerlei Rechtsfolgen verfnüpfte 
Rontrole. Seit 1875 find biefelben jedoch auch fir den Militäretat ganz in bie 
Veugniffe eingetreten, welche ihnen bezüglich der übrigen Etatspoſitionen zulommen. 
& können demnach auch bezüglich des Militäretats alle diejenigen Rechtsfolgen ein- 
zeten, welche überhaupt die parlamentarifche Mitwirkung bei eftftellung bes Etats 
nad) Deutſchem Budgetrecht begleiten. Dies wird auch nicht außgeichloffen durch 
die Borfeheift der Berfaffung, daß bei Yeftftellung bes Etat? die „gejehlich feſtſtehende 
Ligmifation des Reichöheeres zu Grunde gelegt“ werben müfje (RVerſ. Art. 62 
A. 4); diefe Beftimmung kann nicht den Sinn haben, als ob hierdurch eine Ab- 
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änderung der Militärorganiſation im Rahmen des Etatsgeſetzes ausgeſchlofſen ſein 
ſolle; da der Etat verjafſungsmäßig als Geſetz zu verabſchieden iſt, jo folgt daraus 
nothwendig, daß negativ jedes Geſetz im Rahmen des Etats mit Rechtskraft ab- 
geändert werben könne, ebenſo, daß pofitiv im Rahmen des Etats „organiſirt“ werden 
fönne (jo wurde 3. B. das Reichsjuſtizamt errichtet), obwol ficher bei ber eigen 
thümlichen Stellung des jährlichen Budgetgeſetzes weder biejes noch jenes wün- 
ſchenswerth erfcheint. Yormell wird ber Militäretat vierjach gegliedert gemäß ben 
vier jelbftändigen Armeeverwaltungen, die im Reiche vorhanden find: der Preußiihen, 
unter welcher alle einzelftaatlichen Kontingente ftehen, mit Ausnahme des Sächfiichen, 
Württembergifchen und Baperifchen, welche jelbftändig verwaltet werden. Baba | 
befteht noch ein beſonderes Rechtsverhältniß Hinfichtlich des Bayerifchen Militäretats: 
für Bayern wird nämlich der Militäretat von Reichswegen nur ala burchlaufender 
Poften eingeftellt, die betreffende Summe an die Bayerifche Armeeverwaltung aus | 
der Reichskafſe Hinausbezahlt und darüber dem Bundesrath und Reichstag nur Nach— 
weifung gegeben. Die Spezialifirung der Einnahmen und Ausgaben ift den Bayeriichen 
gejeßgebenden Faktoren vorbehalten. Im diefem Sinne trägt Bayern die Koften und | 
Laſten feines Truppentheiles jelbft. Für die Spezialifirung des Bayeriſchen Militär | 
etats jollen jedoch die Sätze des Reichsmilitäretats „zur Richtichnur“ dienen. — 
Das FKorrelat zum Voranſchlag bildet die Decharge nah Abſchluß de 
Rechnungsjahres. Auf dem Etatsgeſetz und dem Dechargebejchluß beruht formell 
die ganze Finanzwirthſchaft des Reiches. Ueber die Verwendung aller Einnahmen 
des Reiches muß der Reichskanzler alljährlich) dem Bundesrath und dem Reichstag | 
zur Entlaftung Rechnung legen (RBerf. Art. 72). Der Dechargebefchluß wird nidt | 
wie der Etat in die Form eines Geſetzes gebracht, ſondern ganz felbftändig vom 
Bundesrath wie vom Reichstag ertheilt. Die Decharge befteht in folgender Prozedur: 
nad Abſchluß des Rechnungsjahres bat der Reihsrehnungshof die gefammte 
Finanzwirthſchaft des abgelaufenen Jahres zu prüfen; für diefe Funktion des Reich 
rechnungshofes gelten materiell die Vorſchriften des Preußifchen Rechtes, wie aud | 
der Reichsrechnungshof felbit nicht? anderes ift als eine Erweiterung der Preußifchen 
Oberrechnungskammer. Cine definitive Ordnung der SKontrole des Etats ift für 
das Reich noch nicht getroffen, die geltenden Normen find als proviforifch zu be 
traten. Die Regierung muß zum Zwecke biefer Prüfung den Nachweis führen, 
daß die gejammte Verwaltung den gejeglichen Vorſchriften gemäß erfolgt ſei; int 
befondere find Mehreinnahmen und Mehrausgaben unter Angabe der Gründe nad: 
zuweilen. Alle Rechnungen und Beläge find dem Rechnungshof in Vorlage zu 
bringen und von demfelben zu prüfen. Die Kontrole des Rechnungshofes reicht 
ſoweit ala bie felbftändige Yinanzwirthichaft des Reiches. Unkontrolict bleiben mır 
die fog. Dispoſitionsſonds. Der Rechnungshof hat jerner alljährlich die gefammten 
Aktiva des Reiches auf Grund der einzureichenden Inventarien zu prüfen. enſo 
führt er die oberſte Kontrole über das Reichsſchulden-, ſowie über das Kautions- 
weſen. Die Thätigkeit des Rechnungshofes iſt einmal eine kalkulatoriſche Super 
tepifion, ferner die Prüfung darüber, ob bei Erwerb oder Veräußerung von Reiche 
eigentfum, bei Erhebung und Berwenbung der Reichgeinnahmen ben beftehenden 
Gejegen und Borfchriften, fpeziell dem Etatsgeſetz gemäß, fowie unter Beachtung der 
maßgebenden VBerwaltungsgrundfäge verfahren worden ſei. Verorbnungen und In 
ftruftionen der Regierung und Gentralbehörden, welche das Finanzweſen betreffen, | 
find dem Rechnungshof unverzüglich mitzutheilen, Verordnungen der Unterbehörden 
aber vor ihrem Erlaß demfelben zu kritiſcher Prüfung vorzulegen. Zum Zweckh jeiner 
Kontrole Tann der Rechnungshof von allen Behörden Mittheilungen, auch Ginfendung | 
der Alten verlangen, Kommifläre und Kommiffionen an Ort und Stelle entjenden, 
die Unterbehörben ſelbſt mit Orbnungaftrafen belegen. Den Unterbehörden ertheilt 
der Rechnungshof jelbft Decharge. Nach durchgeführter Kontrole geht das gefammte 
Material in Form einer Dentfchrift an den Bundesrath wie an den Reichstag; 
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jeder Theil beichließt jelbftändig über Ertheilung der Decharge. Monita des Rech- 
nungshofes abzuftellen, wird in erfter Linie der Reichskanzler ala berufen anzujehen 
iin. Ueber die durchgeführte Kontrole erftattet der Rechnungshof alljährlich auch 
dem Kaifer einen Immebiatbericht. 

Der Reichsrechnungshof ift demnach ala Kontrolbehörbe über die ganze finanzielle 
Saite der Reichsverwaltung als den Behbrden ber Iegteren, auch dem Reichskanzler 
übergeordnet zu betrachten und ijt in feiner Thätigfeit genau jo unabhängig wie 
die Gerichte. 

VII Anlehen. Im außerordentlichen Fällen kann das Reich behufs Dedung 
feiner Bebürfniffe auch Anlehen kontrahiren. Berfafjungsgemäß iſt Hierfür jedoch 
immer die Form des Geſetzes erforberlich (KVerf. Art. 73). Solche Anlehen wurden 
tentrahirt für die Zwecke des Heeres und der Marine, fowie für Poſt- und Zele- 
graphenweſen; die für den Deutich-Franzöfiichen Krieg kontrahirten Anlehen find 
zurũcbezahlt. Die gegenwärtigen Schulden bes Reiches belaufen fich auf die Summe 
ton 344 Mill. Mark (1878). 

Tie Verwaltung erfolgt durch die Preußifche Staatsfchuldenverwaltung unter 
der „oberen Reitung des Reichglanglers“. Die Kontrole über die Verwaltung führt 
Ye Reichsſchuldenkommiffion, welche aus drei vom Reichstag gewählten Mitgliedern, 
dem Präfidenten des Rechnungshofes, zwei vom Bundesrath zu wählenden Mit- 
aliedem des — unter dem Praäſidium des Vorfitzenden dieſes 
we gebildet wird 
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2 Mai 1870 (®. BL €. 311). — 7) vauftener: RVerf. Art. 3540; Geſeß vom 
a "Bi 1872 (R.G.B1. ©. 179); EHEN 26. Dez. 1875 (R.G.BL. ©. 377, 5 — 
Zt: uſtener: RVerf. Art. 3540; Belek v. 8. Juli as (8.6.81. ©. ', 404); Geſetz v. 
5 Dei 1873 (R.8.BL ©. un; Globe Sotheingen, betr. Geſ 5 19. —X 1879 über fiener- 
wir Stauntwein (R.G.BL. ©. 259). — 9) Zölle: RBe oll pereinsvertrag 
5. 3, gli IS. es, Zoli EN ep dv. 15. Juli “er A . &. 207); oa 
6. Juni 0 (R.E.BL ©. 1 oe h je; vom 28. Mai 1868 ( 
dom 8. ul * — & 3); 6 vom 1. Juli 1869 (B. G Bl. E 370): 
Geh n vn i 1879 (R.G.BL. ©. 159). Dazu ine 1 grobe Anzahl Bollzugsverorbnungen 
zum neun Bolltarif, ——— I. Gentralblatt pub) 
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— Georg Meyer, Lehrbuch, 88, 204, 208, 209. Röune, Etantäredt, 
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Gneift, at Dabr. und feibe, Su et, 1880. — Laband, T 
Budgetrecht Ir e, Ahle Han in Se nbut’ 3 tichr für Hein: 
za d —* Fest, 9 8 art tungen, 98 Derfelbe in 
tichr. vo Fa: —— — — G. Meyer in Grün: 
Bu % Zeitichr. VIII. 158; ferner Die betr. —— ae, flaatörechtl. Werten von 


v. Rönne, Sulz — . Gerber, Bagazid, v. —— Zöpft, En —8 Bözl, 
Bluntfdli. — Ueber Bi Rechnungähof f. bie ‚anonyme Abhandlung im ichr. 1. dus 
er, Staatöreht XXXII. 479 ff.; 23 ff. ‚eber das Zollioelen r ie rbeiten von 
Aufieh in Hirth’3 Annalen 1873—1876 (er die einfchlä, gen Artikel dieſes Autors in 
“ Werte. — Eine Hauptquelle für die Erkenntniß des Reiche: echte bilden ferner die, 
vie fadıen, das Finanzweſen Betzeffenden Berhanblungen des Reichstags. Zorn. 
erde ge (Bgl. d. Art. Gerihtsverfaffung.) Die Gerichtsbarkeit, 
welche das ausübt, erftreeft fich über das gejammte Gebiet des Deutfchen Ki 
Diejeg Reſultat wäre zu erreichen gewweien auch ohne die Schaffung eines Gerichts, 
welches ftantsrechtlich den Charakter eine R., d. h. eines Gerichtes bes Deutjchen 
Reiches, gehabt Hätte. Denn es giebt Oberlandesgerichte und auch Landgerichte, 
deren Gerichtöbarkeit nicht durch die Grenzen eines einzelnen Bunbesftantes eine| 
geſchränkt ift, jondern die Gebiete mehrerer Bundesſtaaten umfaßt. Diefes Refultt 
ift aber ohne irgend welche Mitwirkung des Reiches durch Verträge unter den ein! 
zelnen Bunbesftanten erreicht, und die von foldden Gerichten ausgeübte Gerichte 
barkeit ift aus diefem Grunde auch eine landesſtaatliche Gerichtöbarleit. In ähn⸗ 
licher Weife wäre e8 nun an fich auch möglich geweien, daß jämmtliche Deutjcht 
Bundesftaaten vertragamäßig dahin übereingelommen wären, einen gemeinjamen 
‚höchften Gerichtshof zu errichten und diejem eine vertragsmäßig beftimmte ſachliche 
Zuftändigkeit für das geſammte Gebiet des Deutjchen Reiches zu übertragen. Ja 
ſolchem Falle wäre ein Gericht gefchaffen, welches, troß feines Charakters als hödite 
inftanzlichen Gerichts und trotz des Umfanges feiner Gerichtsbarkeit über das ganze 
Reich, doch nur landesſtaatliche Gerichtsbarkeit ausgeübt Hätte und des ſtaatsrecht 
lichen Charakters eines N. entbehrt Hätte. Der ftantsrechtliche Unterſchied, welder 
zwiſchen dem R. und allen anderen ordentlichen Gerichten im Deutichen Reiche be 
fteht, ift aber gerade der, daß das R. die Gerichtsbarkeit des Deutjchen Reihe 
ausübt. Daß nun aber dem Deutjchen Reiche überhaupt richterliche Gewalt zuftck. 
das ift in der Verfaflung des Deutichen Reichs vom 16. April 1871 nicht zum 
Ausdrude gelommen. Die Artilel 74 und 75 berüdfichtigten zwar ben Fall, dah 
das Reich auch des richterlichen Schutzes gegen wiberrechtliche Angriffe bedürm 
Könnte. Aber jelbft wenn die Beftimmungen der Art. 74 und 75 zur Ausführung 
gefommen wären, fo würde doch das Oberappellationsgericht zu Lübed nicht cin 
N. geworben, Tondern ein Landesgericht geblieben fein, welches im Intereſſe de 
Reiches richterliche Funktionen ausgeübt hätte. Daß die richterliche Gewalt ein 
Attribut der Reichsgewalt fei, ift erft durch das Gerichtöverfafjungagejeß, ſowie dur 
die Givilprozeß- und Strafprogeßorbnung zum Ausdrud gelommen; das R. übt di 
dem Reiche zuſtehende vichterliche Gewalt in dem Umfange und unter Beobachtun 
degjenigen Verfahrens aus, wie folches durch die Reichsgeſetze beftimmt ift. 

Aus der Natur des R. als eines Gerichts, welches dazu beftimmt ift, die Ger 
richtsbarkeit des Deutjchen Reiches audzuüben, ergeben fich für die Organiſation 
deſſelben folgende Einzelnheiten. 

Die Mitglieder des R. find Reichsbeamte; kein Landesherr Tann ein Mitglied 
bes R. ernennen. Die Ernennung bes Präfidenten, der Senatöpräfidenten umd det 
Räthe erfolgt durch den Kaifer auf Vorſchlag des Bunbesrathes (GBG. 8 1271| 
d. 5. die Ernennung bleibt auf diejenigen beichränft, welche der Bundesrath vor‘ 
ſchlägt; aber der Kaifer ift berechtigt, die Borgefchlagenen abzulehnen und neue Zar 
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ihläge zu verlangen. Die Mitglieder des R. werden als Reichsbeamte in Gemäß- 
heit des Art. 18 der RVerjf. für das Reich vereidigt. Zu einem Mitgliede des R. 
dürten nur folche Perfonen vorgefchlagen werben, welche in Gemäßheit der 88 2, 
4,5 des GBG. Aberhaupt zum Richteramte befähigt find, und welche überdem das 
Fintunddreifigfte Lebensjahr erreicht Haben. Daß ber Ernannte vorher eine beftimmte 
Zeit hindurch, oder daß er bei Gerichten beftimmter Art als Richter oder Staate- 
anwalt thätig geweſen jein müſſe, ift fein Erforberniß für Die Ernennung. Noch 
weniger kann daran gedacht werben, daß bei Beſetzung be R. ben einzelnen Staaten 
das Recht zuftände, das Vorſchlagsrecht für eine beftimmte Anzahl von Stellen bei 
dem R. zu beanfpruchen. Bei Neubefegung einer Stelle ftehen dem Reiche jämmt- 
liche zum Richteramte qualifizirten Perſonen innerhalb des Deutfchen Reiches — 
inforern fie das fünfunddreikigfte Lebensjahr vollendet Haben — zur Dispofition,; und 
& darf aus den bei ber erften Ernennung ftattgehabten Vorgängen nicht geſchlofſen 
werden, daß, wenn ein Sitz im R. erledigt wird, den bis dahin beifpieläweije ein 
Sadfe eingenommen hätte, nunmehr wiederum ein Unterthan des Königreichs Sachſen 
on diefen Pla zu bringen fei; denn die Realifirung eines ſolchen Gedankens würde 
das R. zu einer ftantenbundlichen Einrichtung degrabiren. 

Die Bejolbung der Mitglieder des R. erfolgt aus ber Reichskaſſe. Die Hierzu, 
'otrie zur Suftentation des R. überhaupt erforderlichen Mittel werben durch das 
Reichthaushalisgeſetz Teftgeftellt (Verfafſung des Deutjchen Reiche Art. 69). Reichs⸗ 
seehlich find auch die Penfionsverhältniffe der Mitglieder des R. geregelt (GBE. 
1%, 181), und zwar fowol in Bezug auf die Vorausſetzungen des Eintritt? der 

, Perfionirung , wie aud) in Bezug auf die Höhe des Ruhegehalts. Als Boraus« 
fekung für die „Berfegung in den Rubeftand“ bezeichnet das Geſetz „ein körperliches 
Gebrechen oder Schwäche der Törperlichen oder geiftigen Kräfte“, durch welches ein 
Nitglied des R. zur Erfüllung feiner Amtapflichten dauernd unfähig wird. Unter 
dider Vorausfetzung hat das unfähig gewordene Mitglied nicht nur ein Recht, fich 
in den Ruheſtand verſetzen zu laſſen, fondern im Intereſſe der Leiftungsjähigteit des 
X. it daſſelbe verpflichtet, feine Verjegung in den Ruheſtand zu beantragen, derartig, 
dab wenn diefer Antrag, obwol bie Borausjegungen zur Gtellung deffelben vor⸗ 
hegen, nicht geftellt werden follte, die Verſetzung in den Ruheftand nach Anhörung 
tee betreffenden Mitgliedes und des Oberreichdanwalts durch Plenarbefchluß des 
3. anäzufprechen ift. Den Fall, daß die Verfegung in den Ruheſtand beantragt 
werden finnte, ohne daß die gejehlichen Vorausjegungen zu demfelben vorlägen, er- 
mähnt das Gefe nicht; e& durfte eben erwartet werden, daß ein Mitglied bes R., 
delches feinen Amtspflichten zwar nachkommen kann, aber nicht nachlommen will, 
fett der Berfegung in den Ruheſtand feine Dienftentlaffung beantragen werde. Die 
Übe des zu gewährenden Ruhegehaltes beftimmt fich nach der Dauer der Dienftgeit. 
Te Berfaffung des Deutfchen Reichs beftimmte fchon in Art. 18 Abſ. 2 Hinfichtlich 
er Reichabeamten: „Den zu einem Reichsamte berufenen Beamten eines Bundes- 
Mares ſtehen, fofern nicht vor ihrem Eintritt in ben Reichsdienſt im Wege der 
Reihegefekgebung etwas Anderes beftimmt ift, dem Reiche gegenüber biejenigen 
Kette zu, welche ihnen in ihrem Heimathalande aus ihrer dienftlichen Stellung 
ageſtanden hatten.“ Hätte demnach das GBG. über die Zahl der bei der Ver- 
"sung in den Rubeftand in Berechnung zu ziehenden Dienſtjahre nichts gejagt, fo 
Dinden doch jedem Mitgliede des R. diejenigen Jahre, während welcher bafjelbe in 
Imer fräßeren bienftlichen Stellung penfiongberechtigt war, bei feiner Verfegung in 
Kubefaend mit zu Gute zu rechnen geweſen fein. Das GBG. hat aber gegenüber 
den anderen Neichsbeamten die Mitglieder des R. in herborragender Weife begüinftigt, 
Inden es anorbnet, daß bei Berechnung ber Dienftzeit diejenige Zeit mitgerechnet 
werten fol, während welcher das Mitglied fich im Dienfte des Reiche oder im 
Stüttie oder Gemeindedienfte eines Bundesſtaates befunden oder in einem Bundes⸗ 
ſtaate alz Anwalt, Advofat, Notar, Patrimonialrichter oder ala öffentlicher Lehrer 
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des Rechts an einer Deutſchen Univerfität fungirt Hat. Unter Zugrundelegung diefer 
Berechnung der Dienſtjahre beträgt das jährliche Ruhegehalt bis zur Vollendung 
bes zehnten Dienſtjahres ein Drittel des Gehalts; d. h. ein Drittel des Gehaltes 
ift jedem Mitgliede des R. als Ruhegehalt gefichert, jelbft wenn daffelbe jchon inner- 
balb des erjten Dienftjahres zur Erfüllung feiner Amtapflichten dauernd unfähig 
werden follte. Nach Vollendung des zehnten Dienftjiahres erhöht ſich das Ruhe 
gehalt mit der Vollendung eines jeden folgenden Dienftjahres um Y/go des Gehalts, 
fo daß mit Vollendung des fünizigften Dienftiahres das Ruhegehalt dem Gehalt: 
ſelbft gleich wird. 

Für die Organifation des R. find außer benjenigen Garantien, welche das 
GVG. für die Unabhängigkeit der Gerichte überhaupt aufgeftellt hat, noch einzeln, 
diefelben erhöhenben Garantien Hinzugetreten. Folgendes ift namentlich Herborzuheben. 
Während nah GEBE. $ 69 die Vertretung eines Mitgliedes des Landgerichts aui 
den Antrag des Präfidiums durch die Landesjuftigverwaltung, und zwar auch aus, 
der Zahl der nicht ftändig angeftellten zum Nichteramte qualifizirten Perfonen er , 
folgen kann; während bei den Oberlanbeögerichten auf Antrag des Präfldiums von 
der Landesjuftizverwaltung ebenfalls Hälferichter, wenn auch nur aus der Zahl der, 
ftändig angeftellten Richter berufen werben dürfen (GVG. 8 122), ift für das R. 
die Zuziehung von Hälfsrichtern überhaupt unzuläffig (GEBE. 8 184). Zwar 
können (EG. zum GBG. 88 15, 16) zur Verhandlung und Entſcheidung derjenigen 
Sachen, welche nach den biöherigen Prozeßgejegen von dem oberſten Landesgerichte 
au erledigen geweſen wären, bei dem R. mit Zuftimmung des Bunbesrathes durch 
faiferliche Verordnung Hürfefenate eingerichtet, und diefe außer durch Mitglieder des 
R. jelbft auch durch Mitglieder der früheren oberften Gerichte oder durch Mitglieer 
ber Oberlandeögerichte bejet werben. Aber ſelbſt diejenigen Richter, welche, obne | 
Mitglieder des R. zu fein, lediglich mit Wahrnehmung der richterlichen Geſchäfte 
in biefen Hülfsfenaten beauftragt werben, bürfen als Hülfsrichter für bie Arbeiten | 
der bei dem R. dauernd zu bildenden Givil- und Straffenate nicht herangezogen | 
werben. (Vol. Verorbu. des Reichsjuſtizamts vom 28. Sept. 1879, abgebrudt in| 
ben Annalen des R. von Braun und Blum, 1880 ©. 6.) | 

Wenn auch in Gemäßheit des GEBE. 88 6, 8 die Ernennung ber Richter auf, 
Lebenszeit erfolgt und die Richter im Allgemeinen unabfeßbar find und wider ihren 
Willen nicht verfeßbar find, fo unterftehen doch die Richter dem Disziplinarberjahren, 
wie ſolches durch die Disziplinargefege der einzelnen Bundesftaaten geregelt iſt. 
Nach dem Vorgange des Gejſetzes vom 12. Juni 1869, betr. die Errichtung eins 
oberiten Gerichtshofes für Handelsfachen, welches Gejeh für die Organifation des) 
NR im mehrfacher Beziehung maßgebend geworben ift, find alle landesgeſetzlichea 
Disziplinarmaßregeln gegen die Mitglieder "des R. unanwendbar. Das GEBE. br 
Ichränft fi) darauf ($$ 128, 129) Vorfchriften darüber zu treffen, unter welchen 
Vorausſetzungen ein Mitglied des R. feines Anıtes und Gehaltes für verluftig cr 
Härt, und wann eine vorläufige Enthebung deſſelben von feinem Amte eintreten 
folle. DaB der Verluft des Amtes und des Gehaltes dann einzutreten hat, wenn 
ein Mitglied des R. von den ordentlichen Gerichten auf Grund der Strajgeſetze 
bireft ober indirelt zum dauernden ober zeitigen Verluſt des Amtes verurtheilt wird| 
Straf GB. 88 35, 86, 128, 129, 358), jagt das GVBG. nicht; aber es verftcht| 
fih dies von feibft, da "bie Mitglieder des R. von dem Gem. Recht in keiner Meike 
erimirt find. Aber auch dann, wenn auf Grund der Straigejege von den ordent⸗ 
lichen Gerichten der Verluſt des Amtes nicht ausgeſprochen iſt, ſo kann dies doch! 
duch Plenarbeichluß des R. nad Anhörung des betreffenden Mitgliedes und des 
Oberreihsanwaltes gefchehen, wenn ein Mitglied zu einer Strafe wegen einer ent-| 
ehrenden Handlung oder zu einer Freiheitäftrafe von einer längeren als einjährigen 
Dauer rechtskräftig verurtheilt ift. Die „vorläufige Enthebung eines Mitgliedes der 
R. von feinem Amte“ Tann ausgefprochen werben, wenn, gleichviel wegen welches 
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Verbrechens oder Vergehens, das Hauptverfahren gegen das Mitglied eröffnet iſt. 
Die Eröffnung der Vorunterfuchung bleibt mithin auf die Amteführung deg Mit⸗ 
gliedes einflußlos, falls nicht Schon im Laufe der Borunterfuchung die Unterſuchungs⸗ 
baft verhängt wird. Denn dieje zieht in allen Fällen, ohne Plenarbeichluß des R., 
die „vorläufige Enthebung von Rechtswegen nach fich”. Iſt aber die Unterjuchungs- 
hart nicht verhängt worden, fo wird die Frage, ob megen ftattgehabter Eröffnung 
des Hauptverjahrens die vorläufige Enthebung vom Amte auszufprechen jei, mit 
Riffiht darauf zu erörtern und zu entfcheiden fein, ob das eröffnete Hauptverfahren 
wu einer vechtöfräftigen Verurtheilung führen dürfte, in deren Folge das Mitglied feines 
Amtes und Gehaltes für verluftig erklärt werden müßte. Die „vorläufige Enthebung 
vom Amte” berührt nicht das Recht auf den Genuß bes Gehaltes. 

Die Zuftändigkeit des R. ift mit Rückſicht darauf geregelt, daß daſſelbe 
das höchfte Gericht des Deutjchen Reiches ift, ſowie mit Rüdficht darauf, daß daſſelbe 
berufen ift, die Rechtseinheit innerhalb des Deutfchen Reiches zu wahren. 

Da das R. das Höchfte Gericht des Deutjchen Reiches ift, fo find feine Ent- 
icheidungen in allen Fällen Entfcheidungen der Tegten Inſtanz, wennſchon dieſe 
legte Inſtanz bald die erfte, bald die zweite, bald die britte Inftanz jein Tann. 

I. Zuftändigteit des R. in erfter Inftanz. Diefe findet nur in Straf 
jachen flatt, und zwar für die Fälle des Hochverraths und des Landesverraths, in- 
{diem diefe Verbrechen gegen den Kaifer ober das Reich gerichtet find (Straf6B. 
3 80-98). Das R. ift in diefen Fällen ſowol Unterfuchungsgericht wie auch 
erfennendes Gericht. Als Unterfuchungsgericht fungirt der erfte Straflenat, und als 
erlennendes Gericht der vereinigte zweite umd dritte Straffenat (EPG. 8 138). 
Tiefe Zuftändigkeit des R. Hängt zufammen mit Art. 75 der Verfaffung für das 
Deutſche Reich. Dort war beitimmt: „Für diejenigen im Art. 75 bezeichneten 
Untemefimungen gegen dad Deuiſche Reich, welche, wenn gegen einen ber einzelnen 
Lundesftaaten gerichtet, ala Hochverrath oder Landesverrath zu qualifigiren wären, 
it das gemeinfchaftliche OApp.Ger. der drei freien und Hanfeftäbte in Lübeck die 
yıtändige Spruchbehörbe in erfter und letzter Inftanz. Die näheren Beftimmungen 
tor die Zuftändigfeit und das Verfahren des OApp.Ger. erfolgen im Wege ber 
Rechögefegebung. Bis zum Grlaffe eines Reichagejehes bewendet es bei der feit- 
herigen Zuftändigkeit der Gerichte und den auf das Verfahren dieſer Gerichte ſich 
beziehenden Beftimmungen.“ Diejenigen Reichögefege, durch welche dad OApp. Ger. 
zu Lübeck in Funktion gejegt wäre, find nicht erlaffen worden. Durch $ 136 des 
636. if Art. 75 der Verfaffung für das Deutjche Reich außer Kraft gejegt worden, 
ebenio wie ſchon früher Art. 74 durch die Publikation des StrafGB. außer Kraft 
gelegt wurde. In denjenigen Sachen, in denen das R. als Strafgericht erfter 
Irtanz fungirt, tritt die Juſtizhoheit des Reiches auch darin zu Tage, daf alle 
Gerichte und fonftige bei Führung der Vorunterſuchung in Anfpruch zu nehmenden 
Lehörden den von dem R. auögehenden Weifungen als folchen nachzufommen ver- 
Michtet find. Alle Beamte der Staatdanwaltfchaft haben ben Anweifungen des 
Oberreichanwalis Folge zu leiften (BG. 8 147). Wird der Unterfuchungsrichter 
den den Präfidenten bes R. aus ber Zahl ber Mitglieder beftellt, jo ift jeber Amts- 
Achter verpflichtet, dem Erſuchen des Unterſuchungsrichters um Vornahme einzelner 
Interfuhungshanblungen nachzulommen. Der Präfident des R. kann aber auch 
irdes Mitglied eines anderen Deutfchen Gericht? und jeden Amtsrichter zum Unter 
fuhungsrichter beſtellen; jowie anordnen, daß jeder von ihm hierzu beftimmte Richter 
des Teutfchen Reichs für einen Theil der Gefchäfte des Unterfuchungsrichters als 
Latreter defſelben handele (StrafBO. $ 184). Diefen Anordnungen des Präfidenten 
EX mi nachgelommen werden. Ob und welchen Einfluß eine ſolche Ane 
eraung des Präfidenten des R. auf ben Geſchäftsgang der Landesgerichte ausüben 
mößte, in welcher Weiſe an biefen Stellen für etwaige Vertretungen u. |. w. Sorge 
zu tragen iſt, das ift Lediglich Sache der Landerjuftizverwaltung. Der von dem 
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Präfidenten des R. in Anſpruch genommene Richter hat feiner Landesjuſtizverwaltung 
hiervon Anzeige zu machen, und unweigerlich das zu thun, was ber Präſident des 
R. von ihm verlangt. Die Beftimmung der StrafPO. 8 494 läßt darüber feinen 
Zweifel, daß das R. bezüglich der von ihm in erfter Inſtanz ergangenen Ber 
urtheilungen auch Strafvollitredungsgericht iſt. Die Strafvollftredtung ſelbſt würde 
in Gemäßheit der StrafPO. $ 483 durch den Oberreichdanmwalt zu erfolgen babe; 
und die hieraus für das N. fich ergebenden praktiſchen Schwierigkeiten würden durch 
die ganz allgemein gehaltene Vorfchrift des EBG. $ 147 Abf. 2, welche die Ueber 
tragung auch der Strafvollftredung auf jeden Beamten der Staatsanwaltihait ge⸗ 
ftattet, au bejeitigen fein. Im denjenigen Strafiachen, in denen das R. in eriter 
Inftanz erkennt, fteht das Begnadigungsrecht ausſchließlich dem Kaifer zu, der | 
ER ala perjönliches Recht ohne Mitwirkung des Bundesrathes ausübt (Stmiftl. 
485). 


I. Zuftändigleit des R. in zweiter Inftanz. Dieſe findet nur in 
Straffachen ſtatt. Das R. ift Revifionsgericht in Bezug auf alle Urteile der, 
Schwurgerichte, jowie in Bezug auf diejenigen Urtheile der Straflammern, welche 
von denjelben ala Gerichtshöſen erſter Inftanz erlaffen, und für welche nicht die 
Oberlandesgerichte die Revifionsgerichte find (EBG. 8 136 Nr. 2, $ 123 Mr. 3: 
dgl. d. Art. Oberlandesgerichte). Sowol Unterfuchung wie auch Verhandlung , 
der vorftehend bezeichneten Strafjachen können zu „Befchwerden“ Beranlaffung geben. 
Zur Erledigung ger ift aber nicht das R., fondern find die Oberlandesgerigte 
zuftändig (GBG. 8 123 Wr. 5). Wenn jedoch eine Entſcheidung des Schwun 
gerichts oder der Straflammer zwar an ſich das Rechtsmittel der Beſchwerde reiht: , 
fertigen würbe, aber auch Hinfichtlich ihrer Wirkung ala eine ſolche anzufehen it, 
auf welcher das Urtheil beruht, jo wird das R. auch diefe Entſcheidung, wegen 
ihres Zufammenhangens mit dem GEndurtheile, feiner Beurtheilung zu unterziehen 
haben (StrafBO. $ 875), j 

ID. Zuftändigfeit des M. in dritter Inſtanz. A) In bürger 
lihen Rechtsſtreitigkeiten. 1) Das R. ift zuftändig für die Ver— 
Handlung und Entjcheidung über das Rechtsmittel der Revifion 
gegen die Endurtheile der Oberlandesgerichte (GBG. 8 135 Ar. 1). 
Da nun nah EPO. $ 507 die Revifion in bürgerlichen Rechtäftreitigkeiten nur 
gegen die in der Berufungeinftanz von ben Oberlandesgerichten erlafienen Endurtheile 
fattfinden, da ferner die Oberlandeögerichte in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten nie 
mals Revifionsgerichte, ſondern nur Berufungs- oder Beichwerbegerichte fein Fönnen, 
fo folgt hieraus, daß das R., abgefehen von der weiter unten noch hervorzuhebenden 
Beitimmung bes $ 8 des EG. zum GVG., in bürgerlichen Rechtsjtreitigkeiten dat 
einzige Revifionagericht ift. Der Umfang der Zuftändigfeit des R. ala Revitioni 
gericht ift aber bedingt durch die Vorausfegungen, von welchen die Zuläffigkeit der 
Revifion abhängig ift. Es find dies Die folgenden. Die Revifion darf nur daraui 
geftüßt werben, daß eine Vorſchrift des materiellen Rechts oder des Verfahrens ver 
lebt fei. Dies genügt aber nicht, fondern es muß auch dasjenige Geſetz oder Gr 
wohnheitsrecht, defien Verlegung behauptet wird, entweder ein Reichsgeſetz oder cin 
ſolches Geſetz, reſp. Gewohnheitsrecht fein, welches außer in bem Bezirke des Br 
ri tes noch in dem Bezirke eines anderen Berufungsgerichtes gilt (CPO. 

$ 511). Hiernach wird es nöthig, für das in Deutichland, geltende bürgerliche 
Recht die Eintheilung zu machen: Recht, welches innerhalb eines Oberlandı« 
gerichtsbezirkes gilt; Recht, welches in mehr ald einem Oberlandeögerichtäbegirte 
gilt, und Recht, welches in allen Oberlandeögerichtäbezirken gilt. Die Revifien 
iſt zuläſſig für die beiden letzteren Arten von Recht, und bleibt außgeichloffen für 
bie erfte Art von Recht. Auf die Schwierigkeiten, die Hieraus für die Praris fih 
ergeben werben, näher einzugehen, ift hier nicht der Ort; nur darauf ift Bin 
zuweiſen, daß nad) $ 6 des EG. zur CPO. mit Zuftimmung des Bunbesrather 
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durch kaiſerliche Verordnung — nachträgliche Genehmigung des Reichstages vor⸗ 
behalten — beſtimmt werden kann, ſowol daß die Verletzung beſtimmter, in der 
Verordnung zu bezeichnender Geſetze, obwol fie nur in einem Oberlandesgerichts- 
bezirte gelten, dennoch Die Reviſion begründen, wie auch, daß die Verlegung ſolcher 
Gelee, welche in mehr als einem Oberlanbesgerichtäbezirfe gelten, die Zuläffigfeit 
der Revifion nicht begründen folle. (Vgl. die Verordnung, betr. die Begründung 
der Revifion in bürgerlichen Rechteftreitigleiten, vom 28. Sept. 1879; R.G.BL. 
©. 599.) Die Vorfchriften der CPO. $ 511 und des EG. $ 6 zeigen die Noth- 
wendigfeit einer thunlichſten Förderung derjenigen Gefeßgebungsarbeiten, aus denen 
dos bürgerliche Geſetzbuch für das Deutjche Reich Hervorzugehen beitimmt ift. Sind 
bezüglich des Geltung&bereiches der verlekten Rechtenorm die Erfordernifie der CPO. 
$511 erfüllt, jo ift in Nechtöftreitigfeiten über vermögensrechtliche Anfprüche die 
Zuläffigleit der Revifion der Regel nach durch einen den Betrag von 1500 Mark 
überfteigenden Werth des Beſchwerdegegenſtandes bedingt (GBG. 8 508). Diejeg 
Eriordeniß fällt aber fort in den Rechtzitreitigfeiten über Anfprüche, für welche die 
Senbgerichte ohne Rüdficht auf den Werth des Streitgegenftandes auzfchließlich zu⸗ 
hindig find (GEBE. 8 70 Abſ. 2, 3; vgl. d. Art. Landgerichte), jowie in allen 
denjenigen Fällen, in denen Unzuftändigfeit des Gerichts, Unzuläſſigkeit des Rechte- 
weges oder Unzuläffigfeit der Berufung den Inhalt der Revifionsbeichwerbe bildet. — 
Tiee Zuftändigkeit des R. als Nevifionzgerichts in bürgerlichen Rechtsftreitig- 
feiten wird in Gemäßheit des $ 8 des EG. zum GBG. für Bayern nicht ftatt- 
imden Bayern beftellt für fich ein oberfte® Landesgericht als Reviſionsgericht 
für bürgerliche Rechtaftreitigfeiten. Es werden aber nicht von diefem DBayerifchen, 
iondem von dem R. entichieden werben diejenigen Revifionsjachen, welche vor dem 
1. St. 1879 von dem Reichgoberhandelägerichte zu enticheiden geweſen wären, fowie 
diejenigen Revifionsſachen, welche durch fpätere Reichsgeſetze, mit Ausfchluß des 
Laperiichen oberſten Gerichtshofes, dem R. werden zugewieſen werben. 

2) Das R. ift als Beſchwerdegericht zuftändig für die dem Rechtsmittel 
da Veſchwerde unterworfenen Entjcheidungen der Oberlandesgerichte (GEBE. $ 185 
X. 2). Die Rechtöftreitigleit kommt durch die Beſchwerde gegen die Entjcheidung 
des Oberlandesgerichts allemal in die dritte Inftanz. Eine Beſchwerde über die in 
Aolge einer Beichwerde an das Oberlandeögericht getroffene Entſcheidung, die jog. 
„näitere Beſchwerde“ Kann nach der CPO. $ 531 nur dann ftattfinden, wenn in 
dicker Entſcheidung ein neuer jelbftändiger Beſchwerdegrund enthalten ift. Auch in 
teiner Cigenjchaft als Beſchwerdegericht wird die Zuftändigfeit des R. durch den vorhin 
cwãhnten oberften Bayeriichen Gerichtshof in dem dort erwähnten Umfange beichräntt. 
B) In Strafſachen. Nach dem GVBG. $ 123 ift in den jchöffengerichtlichen 
Strfachen, in denen nac) dem GVBG. 8 76 die Straffammern die Berufungägerichte 
nd, das Rechtsmittel der Reviſion den Oberlandeögerichten zugewieſen. Statt ber 
Cherlandesgerichte foll nun aber (GVG. 8 136 Abſ. 2) das R. Revifionggericht fein 
1 Stzaffachen wegen Zuwiberhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung 
Fatlier in die Reichafafje fließender Abgaben und Gefälle Diefe VBorjehrift- 
Dire für diejenigen der eben bezeichneten Strafjälle, welche ſchon in erfter Inſtanz 
vr Zufländigfeit der Straflammern gehören, überflüffig geweſen; denn für bieje 
chem iſt die Zuftändigfeit des R. au) da, wo es fich um Strafſachen wegen 
Juniberhandfungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher in bie 
Acichätaffe fließender Abgaben und Gefälle handelt, ſchon durch das GVG. $ 130 
4.1 #r. 2 beftimmt worden. Es bat demnach Abſ. 2 nur eine Bedeutung für 
diejenigen Straffachen der bezeichneten Art, welche in erſter Inftanz zur Zuftändigkeit 
’a Schöffengerichte gehören (GBG. 8 27 Nr. 1, 2; vgl. StraD. 8$ 459 ff., 
362). Aber auch unter diejer Vorausſetzung bleibt das Oberlandesgericht das zu- 
föndige Revifionagericht, wenn nicht die Staatsanwaltſchaft bei Einfendung der Akten 
an de Oberlandesgericht die Entjcheidung des R. beantragt. (Vgl. hierzu StrafPOD. 
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8 888 Abi. 2; $ 346 Abſ. 3.) Das R. enticheidet, falls das Oberlandesgericht 
die Sache an daſſelbe verweift, über die Revifion an Stelle des Oberlandeagerichts, 
d. 5. die Revifion kann auch in Fällen diefer Art einen weiteren Umfang nicht 
haben, als berjelbe durch die StrafBO. $ 380 beftimmt ift. (Die in die Reihe | 
Taffe fließenden Abgaben und Gefälle find: Die Zölle und gemeinichaftlichen Ber: 
brauchafteuern, nämlich Rübenzuderfteuer, Salzſteuer, Tabakſteuer; Branntwein- unt 
Brauſteuer; Spiellartenftempel; Poft- und Zelegraphengebühren; Steuer von der 
durch den entiprechenden Baarvorrath nicht gebedten Banknoten.) | 

C) Die Zuftändigfeit des R. ala Gerichtshof dritter Inſtanz tritt fomwol in | 
bürgerlichen Nechtaftreitigfeiten wie auch in Straffachen ein, wenn e& fich um Se | 
währung der Nechtshülie handelt. Wird dieſe abgelehnt, und die Ablehnung vn 
dem Oberlandesgerichte (zu deſſen Bezirk das erfuchte Gericht gehört) beftätigt, io 
Tann eine Anfechtung diefer, die Ablehnung der Rechtshülfe beitätigenden Entfcheidung 
durch das R. auf dem Beſchwerdewege an das N. gebracht werben, falls due 
erfuchende und das erjuchte Gericht den Bezirken verichiedener Oberlandeägerichte an: 
gehört (VG. 8 160). 

IV. Das R. 9 als das im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht (alſo bad 
ala Gericht zweiter, bald ala Gericht dritter Inſtanz) ſowol in bürgerlichen Rechte— 
ftreitigfeiten, wie auch in Strafſachen zuftändig, wenn in Gemäßheit der Beftimmungn 
ber CPO. $ 36 oder in Gemäßheit des 8 15 der Straf PO. die Beftimmung de 
mit der Entfcheidung der Sache zu betrauenden Gerichts durch das im Inftanzenzug: 
zunächft Höhere Gericht zu erfolgen hat. \ 

V. Ueber Zuftändigfeit des R. in folchen Fällen, welche zur Zuſtändigkeit ber 
Konfulargerichte gehören, vgl. Geſetz vom 10. Juli 1879 88 34—86. Eine Cr: | 
meiterung des im Vorſtehenden angeführten Umfange® ber Zuftändigfeit bes 3. | 
kann dauernd herbeigeführt werben im Hinblid: 1) auf $ 3 de EG. zum SIE. 
in Verbindung mit $ 14 des GVG.; 2) auf $ 17 des EG. zum GBE. in Per 
bindung mit $ 17 des GBG.; 3) auf $ 11 des EG. zum GEBE. Eine vor: | 
übergehende Erweiterung der Zuftändigkeit bes R. kann durch die Vorjchritten | 
der 8$ 14 und 15 des EG. zum GVG. herbeigeführt werben. 

Die Einheit der Rechtiprechung, welche buch das R. herbeigeführt werben jol, 
ift dadurch bedingt, daß Einheit in ber Rechtiprechung beim R. felbft ſtattfindet 
Diefem Bedürfniß der Gleichmäßigkeit in der Rechtſprechung fteht aber gegenüber | 
die Nothiwendigkeit, daß die Rechtſprechung nicht in Präjudizien-$urisprudenz erftar. | 
Letzteres wird dadurch erreicht, daß jeder Civilſenat und jeder Straffenat die ihm 
zur Enticheidung vorliegende Sache jo entjcheide, wie dies burch die juriftifche An: 
ficht der Majorität der Mitglieder diefes Senates geboten ift. Hierdurch ift die 
Grundlage für die Nechtiprechung des N. feitgelegt. Frühere Entſcheidungen de R. 
in ber gleichen Rechtsfrage werben, wie für andere Gerichte, jo auch für die Senat: 
des R. jelbit die beachtenswertheſte Autorität bilden, aber eben auch nur ein | 
Autorität, die durch beffere ala die bisherigen Gründe erſchüttert und befeitigt werden 
Tann, die aber auch nur dann erſchüttert umd befeitigt werden joll, wenn bie ncur | 
Würdigung der Rechtöfrage eine befiere ala die frühere fein ſollte. Sol demnach 
gegenüber der früheren eine andere Enticheidung einer Rechtöfrage ſeitens des R. er: | 
folgen, jo bedarf e8 eines Organes, welches darüber entjcheidet, ob die frühere ober | 
bie jet beliebte Entjcheidung der Rechtsfrage den Vorzug verdient. Diejes Organ 
bilden für ftrafrechtliche Rechtsfragen die vereinigten Senate für Strafſachen und für 
eivilrechtliche Rechtsfragen bie vereinigten Civilſenate; wobei denn natürlich unter 
ftrafrechtlichen Rechtsfragen auch die auf den Strafprogeh und unter civilrechtlichen | 
Rechtsfragen auch die auf den Civilprozeß bezüglichen Rechtsfragen mit zu verftehen | 
find. Das Geſetz (GBG. $ 137) erwähnt nur die Fälle, daß ein Giviljenat in | 
einer Rechtsfrage von einer früheren Entfcheidung eines anderen Civilſenats oder 
der vereinigten Givilfenate, ober daß ein Straffenat in einer Rechtsfrage von einer 
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früheren Gnifcheidung eines anderen Straffenates oder der vereinigten Strafjenate 
abteichen will. Fuͤr diefe Fälle verlangt das Geſetz, daß ber Civilfenat oder 
der Strafſenat, der eine von ber früheren abweichende Enticheidung der Rechtsfrage 
treffen will, biejenige Eivilfache oder Straffache, die zu diefer veränderten Rechts- 
arfaffung Beranlafjung giebt, überhaupt gar nicht entjcheibe, ſondern die Enticheidung 
diefer Sache felbft — und nicht blos die abftraft jormulirte Rechtsfrage — vor bie 
vereinigten Civil= reſp. vor die vereinigten Straffenate verweiſe. Das Geſetz erwähnt 
dagegen nicht den Fall, daß ein Givilfenat oder ein Straffenat in einer Rechtsfrage 
ven feiner eigenen früheren Entfcheidung abweichen will. Es mag immerhin be- 
yorifelt werben Lönnen, ob die Intention des Gejehes dahin gegangen jei, in Fällen 
dieer Art eine Aenderung der Rechtsauffaffung ohne weitere ftatuiren zu tollen. 
Zenn für die Nechtsficherheit fommt es darauf an, daß das R. ala etwas Einheit» 
des gebacht, die Rechtsfragen gleichmäßig entſcheide; ob Aenderungen dadurch ent 
Reben, daß der Senat A anders enticheidet ala der Senat B entjchieden hat, oder 
dadurch, daß der Senat A jebt anders enticheidet, ala er früher entichieden Hat, 
das ift dem Refultate nach für die Rechtjuchenden ganz gleichgültig. Diefe fuchen 
ift Recht bei dem R. jelbft, nicht bei einem Senate deffelben. Aber obwol dieſes 
pi, wird man doch Bedenken tragen müfjen, auch in dem alle, wenn ein Senat 
von feiner eigenen Rechtsauffafjung abgehen will, denjelben für berechtigt zu erachten, 
die Sache an die vereinigten Civil- ober die vereinigten Straffenate zu verweifen. 
Ties würde vielleicht zuläffig jein, wenn die vereinigten Senate darauf beſchränkt 
win, mır präparatorifch die Rechtsfrage zu entfcheiden, während dann ber einzelne 
Senat die Sache jelbft auf Grundlage der präparatorifchen Entſcheidung der ver- 
tmigten Senate entfchiede. Da aber dad GBG. die vereinigten Givil- und Straf⸗ 
Tenate zur Entſcheidung in der Sache ſelbſt berufen Hat, fo dürfen dieſelben auch 
ibte duch das Geſetz beftimmte Zuftändigfeit nicht überſchreiten, d. h. fie dürfen 
die Entiheibung einer Sache dann nicht Übernehmen, wenn ein Senat nur von 
biner eigenen früheren Rechtsanfchauung abweichen will. 

Tas Geſetz, durch welches dem R. fein Sit in Leipzig angewiefen ift, batirt 
vom 11. April 1877. Wenn durch $ 1 dieſes Geſetzes beftimmt ift, daß auf den» 
jenigen Bundesſtaat, in deffen Gebiet das R. feinen Sik hat, $ 8 des EG. zum 
638. feine Anwendung finden folle, jo würde dieſe Vorjchrift eine Bedeutung nur 
unter der Vorausſetzung haben, daß das Königreich Sachfen mehr ala ein Ober- 
'andeigericht einzufegen fich veranlaßt gefehen Hätte. Da nun aber für das Künig« 
reich Sachſen nur ein Oberlandeögericht eingejegt ift, Jo hat das R. mit dem bür« 
gerlichen Rechte des Staates, in welchem daſſelbe feinen Sit hat, um deswillen 
tichtz zu thun, weil nunmehr das Sächſiſche bürgerliche Geſetzbuch vom 2. Januar 
1863/1. März 1865 zu denjenigen Geſetzen gehört, deren Verlegung die Revifion 
in Gemäßheit des $ 511 der EPO. ausſchließt. Sollte durch das Gefek vom 
U. April 1877 es erreicht werden, daß Sachfen dem R. gegenüber eine andere 
©tllung einnehme ald Bayern, fo Hätte nod) beftimmt werben müffen, daß der⸗ 
jrige Yunbesftaat, in beffen Gebiet das R. feinen Sit Hat, minbeften® zwei Ober- 
Iandeigerichte einſetzen müfſe. Diefe Vorfchrift ift nun aber nicht getroffen, und jo 
bleibt $ 1 des Geſetzes dom 11. April 1877 fo lange eine abjolut nichtsſagende 
Vnihritt, bis e8 dem Königreich Sachfen genehm fein wird, noch ein zweites Ober- 
‚Aideögericht einzuſetzen. 

Sit: ben Artitel Gerichtsverfafſung. Speziell Über die Vorfchrift des $ 511: 
dh in Eee eitſchr. Ki ©. ih W and in ben Zeug ER Bd. Fr 

35. — Weruz in eitfchr. für Reiche: und Sandesrecht IT. S. 379, 380. — Ueber 
he vom 28. September 1879 vgl. Eccius, Die Revifionsinftanz und das Landes⸗ 
it Berlin 1880). — An Sammlungen ber Gnticheidungen des Reichsgerichts find bis 
ht dir erfchienen: Enticheidungen bes Keichägerichte — herausg. von ben Mitgliedern des 

ichte, Givilfachen und Etraflagen je getrennt, fog. offiziöfe Ausgabe (Veipzig) —; 
Rehttpredhung des Deutichen Reichsgerichts in Erzoftachen — beraudg. von Mitgliedern ber 
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Reichsanwaltſchaft (Mün und Leipzig) —; Archiv civilrechtl En! bi 
von Mede “ erg un Beni —; an — Be A ne ai 
Fe — des I Kl fowie aller auf die A Si —— — id 


Aoirfung von von Rarl — in 

Blum Eu de biefer „Annalen“ fi ir 
über die — — des tn für daß da 1879 und 18 ji Er 
Verfügungen für da® Jahr 

Neihsjuftizamt. En Erweiterung des Reichskanzleramts wurde ei kn 
1875 eine vierte Abtheilung dieſes oberften Reichsamts für die Juftizangelegenheitn 
bes Reichs begründet. Cine als Anlage I. zum Reichshaushaltsetat für 1875 ab- 
gedruckte Denkichrift bezeichnete die bienftlichen Aufgaben, denen das Reichskanzleramt 
nad) diefer Erweiterung gerecht werben ſollte. Im Reichshaushaltsetat für das 
Vierteljahr vom 1. Januar bis 31. März 1877 (K. G. Bl. 1876, S. 239) ericheint 
das R. als felbftändiges oberſtes Reichsamt neben dem Reichskanzleramt; als ſolches 
befteht dafjelbe feit Anfang 1877 unter Zeitung eines Staatsſekretaͤrs. Nach dem Grat 
des Jahres 1881—82 ift das R. unter dem Staatsſekretär und einem Direktor mit 
6 vortragenden Räthen und zwei etatsmäßigen Hülfsarbeitern beſetzt. Seitdem 1879 
bie Betheiligung bes R. an ben Gefchäften der Landesverwaltung von Eljaß- Lothringen 
befeitigt worden, bejchränft fich der Kreis der Verwaltungsgeſchäfte des R. auf dir 
Bearbeitung der Angelegenheiten, welche das Reichagericht und die Reicheanwalticait 
fowie die Kommiffion zur Ausarbeitung des bürgerlichen Gejehbuch® betreffen. Im 
Uebrigen übt dag N. eine begutachtende Thätigkeit in allen ihm zu diefem Zwede 
zugewiefenen Angelegenheiten des Reiche, es hat die Aufgabe, die Geſetzgebung de 
Reichs auf dem Gebieten bes bürgerlichen Rechts, des Strafrechts und des Ter- 
fahren vorzubereiten. An und für fich Hat der Reichskanzler (als oberfter Beamter 
der Reichsverwaltung) und aljo auch des R. verfaffungemäßig nicht das Recht, Gr 
fegentwürfe dem Bunbesrath zur Beichlußfaffung vorzulegen. Aber theils hat der 
Bundesrath jelbftändig oder auf Anregung des Reichstages, der dem Reichäfanzler 
eine gefeßgeberifche Aufgabe zur Erwägung überwies, die Ausarbeitung von Geich- 
entwürjen bei dem Reichsfanzler wiederholt angeregt, theila wird das R. für ver- 
pflichtet erachtet werben müffen, die der Reichsgeſetzgebung überwieſenen Angelegen- 
beiten dauernd auf das herbortretende Bedürfniß gejeßgeberifcher Neuerungen zu prüien, 
und nach der Feſtſtellung des Bebürfniffeg unter Zujtimmung des Reichskanzlers dat 
gewonnene Ergebniß den einzelnen Staaten zu unterbreiten. In diefer Weiſe find 
eine große Reihe von Geſetzentwürfen, 3. B. die Rechtsanwaltsorbnung, die ver 
fchiedenen Koftengejeße des Reichs, das Gejeh über Anfechtung von Rechtshandlungen 
außerhalb des Konkurſes, im R. ausgearbeitet, ala Preußiſche Vorlage von dem 
Bundesrath genehmigt, und im Auftrage ded Kaiferd von dem Reichskanzler an den 
Bundesrath gebracht und zu Gefeßen geworden. Daſſelbe gilt von dem im Jahre 
1880 dem Reichstag vorgelegten Wuchergeſetz, während zwei umfangreiche Entwürt 
eines Geſetzes über das Yauftpfandrecht für Pfandbriefe und ähnliche Schuld⸗ 
verjchreibungen und eines Gejehes betreffend das Pfandrecht an Eifenbahnen und die 
Zwangsvollſtreckung in biejelben, die auf Anregung des Reichstags ausgearbeitet 
waren, nach zweimaliger Borlegung im Reichätage unerlebigt geblieben und 1881 
nicht wieder vorgelegt find. — Eine erhebliche Thätigfeit hat das R. ferner bei der 
Ausführung der Reichajuftizgefege in der Ueberwachung der Landesgefehgebung zu 
üben gehabt; bie gleiche Aufgabe wird vorausfichtlich auch fernerhin die Thätigfeit 
mannigfach in Anſpruch nehmen. Eccius. 

Reichskauzler. Durch Praſidialverordnung vom 14. Juli 1867 (B GBl. 
23) war der Preußiſche Minifter des Auswärtigen Graf von Bismard- Shin 
haufen zum Bunbesfanzler des Norddeutichen Bundes „in Ausführung der Beftim- 
mungen ber Verfafjung” ernannt worben. Die Beftimmungen ber Norbbeutichen 
Bundesverfaffung über das Amt des Bundeskanzlers find unverändert in die Deutſche 
Reichaverfaffung übergegangen. Der R. wird dom Kaifer ernannt (RBerf. Art. 15. 


Reichslanzler. 395 


Abi. 1), der Bundesrath iſt Hierbei in keiner Weiſe betheiligt; die Entlafſung bes 
R. erjolgt gleichfall8 durch den Kaifer. Der R. kann jederzeit vom Kaifer zur Die- 
pofition geftellt oder penfionirt werden; er kann ferner jederzeit feine Entlafſung 
jerdern und Bat nach zweijäßriger Dienftzeit immer Penfionsanfpruch (Reichgbeamten- 
geieh vom 31. März 1878, $$ 25, 35). 

Für das Amt des R. find materiell zwei Reihen von Funktionen zu unter 
iheiden: die eine derſelben bezieht fi auf den Vorfig im Bundesrathe, die 
andere auf die oberfte Verwaltung im Reiche. 

1) Der R. ift nach der Berjafjung Vorfiender des Bundesrathes. Als ſolcher 
hat er die Leitung der Gefchäfte deffelben (KVerf. Art. 15, Abi. 1). Daraus ergiebt 
fh, daß der R. jedenfalls Bevollmächtigter zum Bundesrath fein muß; daß er 
Pteußiſcher Bevollmächtigter fein müſſe, ift zwar nicht pofitiv in der Verjafjung vor⸗ 
geihrieben, wol aber jolgt das indireft aus dem zwijchen dem Kaiſer und dem R. 
deitebenden Rechtöverhältnig (ganz abgejehen von thatjächlichen Verhältniffen) mit 
Rotäwendigkeit. Der R. kann ſich kraft jchriftlicher Subftitution im Vorſitz des 
Qundesrathes durch jedes Mitglied vertreten Laflen, ohne daß hierzu Laiferliche Ge— 
achmigung erforderlich wäre; ift kein Preußifcher Bevollmächtigter anweſend, jo führt 
Vahern den Vorfitz. (Verſaill. Schlußprot. 3. IX. Die Interpretation dieſer Be- 
finmung von Hänel [Studien, II. 25] ift ſchwerlich zutreffend.) Als Vorfigender 
%5 Bundesrathes eröffnet der R. alle Einläufe und enticheidet in minder wichtigen 
Sachen ſelbſt, die übrigen find dem Bundesrathe vorzulegen. 

2) Der R. ift jener Chef der Reichsverwaltung. Derjelbe hat nach der Ver— 

’afımg alle Anordnungen und Verfügungen bes Kaiſers (ausgenommen nur die kraft 
des militärifchen Oberbejehles erlafjenen) zu Tontrafigniren mit dem Rechtzeffelt: 
11 deß durch dieſe Kontrafignatur die Laiferlichen Anordnungen gültig werden und 
2ıdaß die konſtitutionelle Verantwortlichkeit des R. Hierdurch begründet wird (RVerf. 
A179) Der R. ift nach der VBerfaffung der einzige verantwortliche 
Ridaminifter. Für Anordnungen des Bundesrathes befteht feine Verantwortlich 
tet des R. Die Verantiwortlichleit des R. deckt einerjeits den Kaifer, welcher ala zwar 
nicht alleiniger, aber Mitträger der Reichsfouveränetät nach monarchiſchem Staats- 
sccht unverantwortlich ift; die Verantwortlichkeit des N. involvirt andererſeits die 
Nuatsrehtliche Haftung Für die Thätigfeit aller untergeordneten Behörden. Die 
Tätigkeit aller diefer Behörden ift in legter Inſtanz Thätigkeit 
des K. Kraft diefer allgemeinen Grundfäße mußte dem R. auch daB Recht zu- 
ginrochen werden, in die Thätigfeit aller Reichsbehörden jederzeit einzugreifen; an« 
elannt ift dies auch bezüglich der Verwaltungsbehörden, pofitiv auageichloffen da» 
x für die Gerichte (EPG. $ 1) und den Rechnungshof, nur in weſentlich mo- 
dhzirter Weiſe anerkannt für die Übrigen Finanzbehörden de Reiches. 
Die Verantwortlichkeit des R. beruht Iebiglich auf den unbejtimmten Bor 
‘riten der RVerf. Art. 17. Daraus wird juriſtiſch nur gefolgert werden 
timen, dab der R. dem Reichstage Rechenfchaft abzulegen nicht verweigern darf. 
Vritere Rechtsfolgen aber find an die Verantwortlichleit des R. nicht gefnüpft. 

In der Reichsverwaltung kann der R. nad) dem Gejeg vom 17. März 1878 
RE. 7) Stellvertreter erhalten. Und — kann nach dem Geſetz ein⸗ 
al ein allgemeiner Stellvertreter des R. (Vizekanzler), ſodann können Stell- 
detttetetr für einzelne Reſſorts der Reichsverwaltung beftellt werden. Die Er- 
"emung folder Stellvertreter erfolgt durch den Kaifer auf Antrag des R.; dem 
Iundesrath ſteht eine Mitwirkung nicht zu. Die Inftitution dieſer Gtellvertretung 
ir nur ein fafultativer Beſtandtheil des Reichsſtaatsrechtes (ber Kaiſer — — „Lann“). 
Tie Stellvertretung darf gejeglich nur eintreten „in Fällen ber Behinderung” des 
%: die Interpretation diefer Worte in der Praris erfolgte dahin, dab ala „Be 

ung“ vor allem der ungeheuere Umfang, welchen die amtlichen Funktionen bes 
®. wit der Zeit angenommen hatten, betrachtet wurde. Die vom Kaifer ernannten 
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Reichsanwaltſchaft (München und Bin —; Archiv ivilvechtlicher Entſcheidungen — herauf, 
—— —— a. in) ——— Amin — —* — Samm — 
ichtigen — bed ein wie aller auf die Reichere un ichen 
und SE enge a an im von Rarl Braun — — 


zauig on Dr. Hans 
Fri ( Hefte Annalen” finden fi Eines e Verfügungen 
er bie Bor: — bed hechegerichla für das x 187: 18 ff. bie 
Be dab Jahr 1 in ei 5 Ba # Jo * 
mt. e Erweiterung des Reichskanzleramts wurde im Jahre 
Fe eine ag Abtheilung diefes oberften Reichsamts für die Juftigangelegenpeiten 
bes Reich® begründet. Eine ala Anlage I. zum Reichshaushaltsetat für 1875 ab- 
gedrudte Denkichrift bezeichnete die dienftlichen Aufgaben, denen das Reichafanzleramt 
nach dieſer Erweiterung gerecht werden ſollte. Im Reichshaushaltsetat Tür das 
Vierteljaht vom 1. Januar bis 31. März 1877 (R.G.BL. 1876, ©. 239) ericheint 
dad R. als jelbftändiges oberſtes Reichsamt neben dem Reichskanzleramt; als ſolches 
befteht dafjelbe feit Anfang 1877 unter Leitung eines Staatsſekretaͤrs. Nach dem Etat 
de8 Jahres 1881—82 ift das R. unter dem Staatäfefretär und einem Direktor mit 
6 vortragenben Räthen und zwei etatsmäßigen Hülfsarbeitern beſetzt. Seitdem 1879 
die Betheiligung des R. an den Geſchäften der Landesverwaltung von Eljaß-Lothringen 
befeitigt worden, beſchränkt fich der Kreis der Verwaltungsgeſchäfte des R. auf die 
Bearbeitung ber Angelegenheiten, welche das Neichägericht und bie Reihsanwaltichat 
fowie die Kommiſſion zur Ausarbeitung de bürgerlichen Geſetzbuchs betreffen. Im 
Mebrigen übt das R. eine begutachtende Thätigfeit in allen ihm zu diefem Zwede 
zugewiefenen Angelegenheiten des Reiche, es hat die Aufgabe, die Gejeßgebung dis 
Reichs auf den Gebieten des bürgerlichen Rechts, des Strafrecht? und des Per: 
fahrens vorzubereiten. An und für fich hat der Reichskanzler (ala oberfter Beamter 
der Reichsverwaltung) und alſo auch des R. verjaffungsmäßig nicht das Recht, Ge: 
fegentwürfe dem Bundesrath zur Beichlußjaflung vorzulegen. Aber theils hat der 
Bundesrath jelbftändig oder auf Anregung des Neichstages, der dem Reichakanzler 
eine gejeßgeberifche Aufgabe zur Erwägung überwies, die Ausarbeitung von Geic 
entwürjen bei dem Reichskanzler wiederholt angeregt, theils wird das R. für ver 
pflichtet erachtet werden müffen, die der Reichsgeſetzgebung überwiefenen Angelegen: 
heiten dauernd auf das hervortretende Bedürfniß gejegeberifcher Neuerungen zu prüfen, 
und nad) der Feſtſtellung des Bebürfniffes unter Zuftimmung des Reichskanzlers das 
gewonnene Ergebniß den einzelnen Staaten zu unterbreiten. In diefer Weile find 
eine große Reihe von Gejegentwürfen, 3. B. die Rechtsanwaltsorbnung, die ver: | 
ſchiedenen Koftengefee des Reiche, das Geſetz über Anfechtung von Rechtshandlunge | 
außerhalb des Konkurfes, im R. auögearbeitet, ala Preußiiche Vorlage von dem | 
Bundesrath genehmigt, und im Auftrage des Kaiferd von dem Reichskanzler an den 
Bundesrath gebracht und zu Gejehen geworden. Daffelbe gilt von dem im Jahre 
1880 dem Reichstag vorgelegten Wuchergefeß, während zwei umfangreiche Gntwürt | 
eines Geſetzes über das Fauſtpfandrecht für Pfandbrieſe und ähnliche Schuld⸗ 
verſchreibungen und eines Geſetzes betreffend das Pfandrecht an Eiſenbahnen und die 
Zwangsvollfſtreckung in dieſelben, die auf Anregung des Reichstags ausgearbeitet | 
waren, nach zweimaliger Borlegung im Reichstage unerlebigt geblieben und 1881| 
nit wieder vorgelegt find. — Eine erhebliche Thätigkeit Hat das R. ferner bei der 
Ausführung der Neichsjuftiggefege in der Ueberwachung ber Landesgefeßgebung zu 
üben gehabt; bie gleiche Aufgabe wird vorausſichtlich auch fernerhin die Thätigfeit | 
mannigjach in Anjpruch nehmen. Eccius. 
NeichBlanzler. Durch Präfidialverordnung vom 14. Juli 1867 (B. GBl. 
23) war der Preußifche Minifter des Auswärtigen Graf von Bismarck-Schön— 
baufen zum Bundesfanzler des Norddeutichen Bundes „in Ausführung der Beitim- 
mungen der Berfaffung“ ernannt worden. Die Beftimmungen der Norddeutichen 
Bundesverfaffung über das Amt des Bundeskanzlers find unverändert in die Deutſche 
Reicheverfaffung übergegangen. Der R. wird dom Kaifer ernannt (RVerf. Art. 15, 
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Abi. 1), der Bundesrath ift hierbei in einer Weiſe betheiligt; die Entlafjung des 
R. erfolgt gleichfalls durch den Kaifer. Der R. kann jederzeit vom Kaiſer zur Die- 
vofition gejtellt oder penfionirt werden; er kann ferner jederzeit feine Entlafjung 
iorden und bat nach zweijähriger Dienftzeit immer Penſionsanſpruch (Reichabeamten- 
geiek vom 31. März 1878, 88 25, 35). 

Für das Amt des R. find materiell zwei Reihen von Yunktionen zu unter 
iheiben: die eine derſelben bezieht fich auf den Borfit im Bundesrathe, die 
andere auf die oberfte Berwaltung im Reiche. 

1) Der R. ift nach der Berfaffung Vorfigender des Bunbesrathes. Als ſolcher 
bat er die Leitung der Geichäfte deſſelben (KVerf. Art. 15, Abſ. 1). Daraus ergiebt 
fh, daß der R. jedenfalls Bevollmächtigter zum Bundesrath fein muß; daß er 
Treußiicher Bevollmächtigter fein müffe, ift zwar nicht pofitiv in der Verfaffung vor 
zehrieben, wol aber folgt das indirekt aus dem zwilchen dem Kaifer und dem R. 
beſtehenden Rechtsverhältniß (ganz abgejehen von thatjächlichen Berhältnifien) mit 
Rıtöwendigkeit. Der R. kann fich Fraft jchriftlicher Subftitution im Borfik des 
Vundesrathes durch jedes Mitglied vertreten laſſen, ohne daß hierzu Laiferliche Ge— 
achmigung erforberlich wäre; ift kein Preußifcher Bevollmächtigter anweſend, jo führt 
Lagen den Vorſitz. (Verſaill. Schlußprot. 3. IX. Die Interpretation dieſer Be- 
fimmung von Hänel [Studien, II. 25] ift ſchwerlich zutreffend.) Als Vorſitzender 
des Bundesrathes eröffnet der R. alle Einläufe und entjcheidet in minder wichtigen 
Saden jelbft, die übrigen find dem Bundesrathe vorzulegen. 

2) Der R. ift ferner Chef der Reichsverwaltung. Derſelbe hat nach der Ber- 

fafımg alle Anordnungen und Verfügungen des Kaifer® (ausgenommen nur die kraft 
det militäriſchen Oberbefehles erlaflenen) zu Lontrafigniren mit dem Rechtzeffelt: 
1) daß durch diefe Kontrafignatur die kaiſerlichen Anordnungen gültig werden und 
daß die Lonftitutionelle Verantwortlichkeit des R. Hierdurch begründet wird (RBerf. 
At. 17). Der R. ift nad der Berfafjung dereinzige verantwortliche 
Rigaminifter. Für Anordnungen de Bundesrathes beſteht Feine Verantwortlich- 
fit des R. Die Berantwortlichkeit des R. deckt einerjeits den Kaijer, welcher als zwar 
aicht alleiniger, aber Mitträger der Reichajouveränetät nach monarchiſchem Staate- 
ttcht unverantwortlich ift; die Verantwortlichkeit des N. involvirt andererſeits bie 
Mntsrehtlicde Haftung für die Thätigkeit aller untergeorbneten Behörden. Die 
Ihätigfeit aller dieſer Behörden ift in letzter Inſtanz Thätigkeit 
deER. Kraft diefer allgemeinen Grundfäge mußte dem R. auch das Recht zu⸗ 
giprochen werden, in bie Thätigfeit aller Reichabehörben jederzeit einzugreifen; an« 
tannt ift dies auch bezüglich der Verwaltungsbehörben, pofitiv außgefchloffen bar 
Segen für die Gerichte (GBG. $ 1) und den Rechnungshof, nur in .wejentlich mo— 
diñzittet Weiſe anerkannt für die übrigen Finanzbehörden bes Reiches. 
Die Verantwortlichkeit des R. beruht Lediglich auf den unbeflimmten Vor- 
‘sten der RVerf. Art. 17. Daraus wird juriſtiſch nur gefolgert werden 
bunen, dab der R. dem Reichstage Rechenſchaft abzulegen nicht verweigern darf. 
Veitere Rechtsfolgen aber find an die Veraniwortlichkeit des N. nicht geknüpft. 

In der Reichsverwaltung kann der R. nach dem Gejeh vom 17. März 1878 
LEBT) Stellvertreter erhalten. Und zwgr fann nach dem Gefetz ein« 
al ein allgemeiner Stellvertreter des R. (Vizekanzler), ſodann können Stell- 
tertreten für einzelne Reſſorts der Reicheverwaltung beftellt werden. Die Er- 
termang folcher Stellvertreter erfolgt durch den Kaifer auf Antrag des R.; dem 

tath ſteht eine Mitwirkung nicht zu. Die Inftitution diefer Stellvertretung 
* mar ein jahultativer Beftandtheil des Reichaftantsrechtes (dev Kaiſer — — „kann“). 
Zie Stellvertretumg darf geſetzlich nur eintreten „in Fällen der Behinderung” des 
%; die Interpretation dieſer Worte in der Praxis erfolgte dahin, daß als „Ber 
tinderung· vor allem der ungeheuere Umfang welchen die amtlichen Funktionen des 
R. mit der Zeit angenommen hatten, betrachtet wurde. Die vom Kaifer ernannten 
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Stellvertreter des R. tragen für ihren Geſchäftskreis die konſtitutionelle Verantwort⸗ 
lichkeit nach der RVerf. Art. 17 wie der R. ſelbſt; fie dürfen ſomit kaiſerliche 
Anordnungen für den Umkreis der ihnen übertragenen Stellvertretung kontrafigniren 
und werden dadurch dem Reichstage zur Rechenſchaft verpflichtet. Auf Grund jenes 
Geſetzes wurden ein General- und eine Anzahl von Spezialſtellvertretern beſtellt. Aui 
den Borfib im Bunbesrath bezieht fi) die allgemeine Stellvertretung des R. nicht, 
fondern nur auf die Leitung der Reichöverwaltung und die Kontrafignatur der kaiſer⸗ 
lichen Anordnungen. Im Mebrigen fteht die Vertheilung der Geichäfte völlig im 
Belieben des R. In jebem Tall ift der R. berechtigt, jederzeit „jede Amtshandlung 
auch während der Dauer feiner Stellvertretung felbft vorzunehmen“. Damit ift der 
Umfang der Stellvertretung völlig vom Belieben des R. abhängig gemacht. 

Eine befondere Stellvertretung des R. ift nur ftatthaft „für diejenigen 
einzelnen Amtszweige, welche fich in der eigenen und unmittel: 
baren Berwaltung des Reiches befinden“ Wo dem Reich nur Auf: 
fich ts funktionen zukommen, foll eine Stellvertretung des R. nach Ausweis der 
Motive nicht ftattfinden; wo die Verwaltung theils vom Reiche theils von den Ein 
zelftanten geführt wird, ſoll eine Stelfvertretung nur dann zuläffig fein, wenn die 
Verwaltung „vorwiegend“ vom Reiche gehandhabt wird. Dit der Stellvertretung 
des R. dürfen nur beauftragt werben „die Borftände ber dem R. unter: 
geordneten oberften Reichsbehörden“; die GStellvertretung kann fich aui 
den ganzen Umfang des betreffenden Reſſorts oder nur auf einzelne Theile deſſelben 
beziehen. Durch die letztere Beſtimmung ift die Möglichkeit noch weiterer Spezialifirung 
der verantwortlichen oberften Reichsbehörden vorgefehen. In der Praris werden audı 
proviſoriſche Chefs von oberften Reichsbehörden zu Stellvertretern des R. ernannt. 

Der Berfuch (des Abgeordneten Profeffor Hänel), bei Berathung bes ‚Stell: 
vertretungsgeſetzes eine gefegliche Firirung derjenigen Reſſorts, für welche Stell: 
vertreter beftellt werden Tönnen, zu erreichen, blieb tefultatlos; es werben demgemäß 
nach dem Gefeh die Stellvertreter perjönlich ernamnt. Dan dermeinte naiver 
Weiſe, Hierdurch die befürchtete Entwidelung diejer Stellvertretungsämter zu Reich: 
minifterien abjchneiben zu fönnen (vgl. Hänel, Studien, II. ©. 22). Thatjächlic 
bat fich jedoch das Verhältniß in rafcher Folge dahin feftgefteltt: I. An der Epig: 
der jämmtlichen Nefforts, welche in eigener und unmittelbarer Verwaltung der 
Reiches fich befinden, ſtehen Minifter mit dem Titel „Staatsfekretär“, nämlich 
1) für die auswärtigen Angelegenheiten (Auswärtige Amt), 2) für die Kriege 
marine (Admiralität), 3) für die Finanzen — ee 4) für das Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen (Generalpoftamt), 5) für die Juſtiz (Meichsjuftigamt), 6) für die 
Verwaltung der Reichseiſenbahnen (Reichgamt für die Verwaltung der Reich 
eifenbahnen), 7) für das Innere (Reichdamt des Inneren). Die Vorſtände dieier 
fieben Reichaminifterien find ſämmtlich durch kaiſerliche Spezialordred zu Stell⸗ 
vertretern des R. ernannt (dad Staatsſekretariat des Ausmärtigen ift zur Zat 
vakant; die Staatefelretäre für das Eiſenbahnweſen und das Innere find zugleich 
Preußiſche Minifter). II. Neben den fieben Spezialftellvertretern des N. beitebt 
ein Generalftellvertreter (der gleichjalls Preußifcher Minifter ift). III. Der oberite 
Chef aller vorgenannten Refferts ift der R. ſelbſt. Ein Eollegialifh or: 
ganijirtes Reihsminifterium, deſſen einzelne Refjortvorftänd: 
felbftändige oberfte Chefs ihrer Verwaltungen wären, befteht fo: 
mit allerdings nicht, wol aber beftehen jür fämmtliche Zweige der 
Reihsverwaltung verantwortliche Stellvertreter des R.; dir 


ſämmtlichen Staatsſekretäre des Reiches find aber dem R. unter: | 


geordnet, der demnach ftaatsrehtlih auch jetzt noch alle Funk— 
tionen der Reichöverwaltung in fich fonzentrirt. 

Die thatfähliche Entwidelung Hat jet bereits ziemlich weit über die beim 
Stellvertretungägefeß beabfichtigte Organifation hinausgeführt: ob nach dem Sinne 
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des Stellvertretungsgeſetzes die Ernennung verantworkficher Stellvertreter für die 
Juftiz, das Eifenbahnweien und das Innere als zuläffig erachtet werben bürfte, 
fann bezweiielt werden (die Motive nennen dieſe Refjorts nicht), da für alle diefe 
Refforts die „eigene und unmittelbare Verwaltung“ unzweijelhajt „vorwiegend“ in 
der Hand der Einzelftaaten Liegt. 

Ueber die Stellvertretung des R. durch den Statthalter von Eljaß-Lothringen 
id. Art, Reichsland. 

As unmittelbares Bureau des R. befteht jeit 1879 eine bejondere „Reiche= 


fanzlei*. 

Gigb. u. Lit.: RBerf. Art. 15—18; Geſeß vom 17. März 1878 (R. G. Bl. 7) über bie 
Ehlorrlrehung be3 Reichslanzlers (bie failerl. —— — find im ReichBangeiger 
enbligixt); du die Stenogr. Berichte über bie Beratung es —— ——— 878, 
ef, 378 fi, 401 fi, 381 f. — Kaband, Gtantäreht, L 88 32, 33. — Meyer, 
hübuch, $ 185. — Riedel, Kommentar, $ 9. — Seydel, Kommentar, ©. 126 ff. 
v.Rönne, Staatsrecht, L 842. — Zorn, Setebuh, L 8$9u.12. — Hänel, Studien, II. 
2.4 f.— Josl, Die Subftitutionsbefugniß des R., in Hirth’3 Annalen 1878 ©. 402 ff. 
:n Grundgedanken verfehlt), 761 ff. Born. 


Reichskriegsſchatz. J. Der Preußiſche Staatsſchatz. 1) Die Inftitue 
tion eines Staatsſchatzes befteht in Preußen jeit Friedrich Wilhelm I. Derfelbe 
Satte im vorigen Jahrhundert twejentlich bie Aufgabe, reichliche Mittel für alle Fälle, 
namentlich aber jür den Fall eines Strieges bereit zu halten, und den Staat der 
damals jehr Koftfpieligen und nur in beichränttem Maße möglichen Anleihen ganz 
w überheben; e8 kam darauf an, den Staatsſchatz auf ſolche Höhe zu bringen, daß 
ct auch für längere Kriege die Mittel bot; es war das gleichlam eine Erweiterung 
der Generalftaatatafie. 

2) Bei Gelegenheit der Neuordnung des gefammten Finanzweſens nach den 
Ateibeitöfriegen wurben nun folgende Grundfäge maßgebend. Zunächft wurden dem 
Statsihag beftimmte Einnahmen gejeglich zugewieſen; es verfügte nämlich zunächſt 
de Kab.Ordre vom 17. Januar 1820 im Allgemeinen, daß Eriparniffe, welche im 
carie der Adminiftration erzielt würden, und andere zufällige Einnahmen zur Bil- 
dung eines Staatsſchatzes abgeliefert werben follten, und es ſetzte die Kab. Ordre 
vom 17. Januar 1826 fpeziell jeft, daß zu dieſen zufälligen Einnahmen gehören 
iclten zuvörderft der Erlös aus der Veräußerung und Vererbpachtung folcher Ber 
ungen und Anlagen des Staats, bie nicht unter den Domänen begriffen und mit 
in Rutzungen dem Tilgungs= und Verzinſungsfonds der Staatzfchulden nicht über 
Did find, 3. B. Hüttene, Hammer, Salzwerke, gewerbliche Anlagen; jerner das 
Entgelt aus Ablöfungen und Präftationen, die zu den genannten Staatögütern ge 
Kirn; endlich die zurückzuzahlenden Darlehen und Vorſchüſſe, welche aus dem Ertra= 
mdinarium der Generalſtaaiskaſſe an Kommunen ober Privatperfonen gegeben 
id. An jeiten Grundſätzen über die auß dem Staatsſchatz zu machenden Verwen— 
dungen fehlte e8 dagegen, und wenn auch allerdings nach jeftftehenber Verwaltungs- 
Berime die Beſtände in erfter Linie für die Zwede der Kriegführung reſervirt wurden, 
"td doch in den folgenden Dezennien im Drange der Berhältniffe auch andere 
Ausgaben, nicht blos zu militärifchen Zwecken, 3. B. zur Dedung von Ausfällen, 
Beldhe der Staatskaſſe in theuren Jahren durch den Einkauf von Proviant und 
‚urage enwachjen waren, ſondern auch Ausgaben zu anderweiten Staatöbebürfnifien, 
+ 2. zur Bildung eines Betriebsfonds, zu diplomatiſchen Zwecken, zur Dedung des 
zmits der Bank, zu Gnadenbewilligungen, daraus bejtritten worden, ganz ab⸗ 
gihen von der Verwendung , welche während des Jahres 1848 eintrat. (Dal. 
darüber die Denkjchrift des Minifters Thile über die Verwaltung des Staatsſchahes 
en 6, April 1847, in „Der erfte Vereinigte Landtag”, Bd. I. ©. 226 ff., jemer 
Ye Rahweifung bei Gelegenheit der erften Bubgetberathung in den Drudichriften 
del. Kammer 1849/50 Nr. 449 — Stenogr. Berichte der II. Kammer 1849/50 
UM. &. 2217 fi, 2228 fi.) 
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3) Es nıag dahingeſtellt bleiben, inwieweit die finanziellen Beſtimmungen der 
Verj. Urk. die bisherige Machtvolltommenheit ber Regierung auf diefem Gebiete ftreng 
genommen vielleicht bejchränkt hätten. In der ftaatsrechtlichen Praris bildete fich 
alsbald der bei einzelnen Beranlaffungen allerdings beftrittene Grundfag aus, dak 
die in den Kab.Orbres von 1820 und 1826 dem Staatsſchatz zugewieſene Gin 
nahme auch ferner ohne eine Bewilligung des Landtages dem Staatsſchatz zuflöfie, 
alſo insbeſondere der Ueberichuß der Einnahmen über die Ausgaben, Hinfichtlic 
deren Verwendung keine Vereinbarung erzielt war, außerdem aber die oben aui- 
geführten zufälligen Einnahmen, hinfichtlich deren noch in Betracht kommt, daß die 
Regierung fi) damals in ziemlich weitem Make die Befugniß, Staatsvermögen 
ohne Zuftimmung des Landtages zu veräußern, beilegte; eine Bewilligung des Land: 
tages war nur erjorderlih, wenn dem Staatsſchatz eine unter die Kategorie jener 
Kab. Ordres nicht zu fubfumirende Einnahmequelle, wie 3. B. der Reit der Anleihe 
von 1859, zugeführt werben ſollte; an einer Maximalgrenze fehlte es ganz. — Eine 
Nachweifung des Beſtandes des Staatsſchatzes, jowie ein Etat der vorausfichtlichen 
Einnahmen und Ausgaben defjelben ift zwar in den Jahren 1851—1853 der. 
Kammern vorgelegt, dieſe Kontrole des Landtags aber jeit dem Staatshaushalte 
gejeh von 1854 darauf beſchränkt, daß eine derartige Veröffentlichung durch den Trud 
nicht mehr ftattfand, und nur die Abichlüffe der Rechnungen der Budgetfommiifion 
vertraulich zur Prüfung vorgelegt wurden, die dann ihrerſeits den Kammern all- 
gemein gehaltene Mittheilungen machte. 

4) Als nun in Folge der Kriege von 1864 und 1866 der Staatsſchatz geleert 
war, aus dem vorher fchon 5%, Millionen als Koften für die Grundfteuerregulirung 
entnommen waren, bie jedoch nach dem Geſetze von 1861 von ben Belafteten exjest 
werden mußten, fo nahm die Regiermg nach Beendigung des SKrieges von 1866 
Anfangs als jelbftverftändlich an, daß dem Staatsſchatz aus den Kriegskoſtenentſcha⸗ 
digungsgeldern diejenigen Summen, welche demſelben im Gejammtbetrage von etwa 
22 Millionen für die beiden lekten Kriege entnommen waren, ohne befondere Zu: 
ſtimmung de8 Landtags wieder zugeführt werden müßten. Der noch aus Nikolsburg 
zwei Tage nach dem Abſchluſſe der Präliminarien (28. Yuli 1866) datirte Geiey- 
entwurf, betreffend den außerordentlichen Bedarf der Militär und Marineverwaltung 
enthält weder jelbft noch in feinen Motiven ein Wort vom Staatisſchatz, außer der 
MittHeilung, daß demfelben ein Theil der zur Kriegführung verwendeten Summen 
entnommen jei, und erft bei der Einbringung dieſes Geſetzentwurfs (jog. 60-Millionen- 
dorlage) in das Abgeordnetenhaus am 14. Auguft jprach fich der Finanzminiſter 
beiläufig dahin aus, daß die Regierung beabfichtige, auß den eingehenden Kriege | 
Kontributionen vor allen Dingen ben Staatsſchatz bis zum Betrage von 22 Millionen | 
wieder zu füllen. Indeſſen hat die Regierung diefen Stanbpunft ſchon in der Kom: 
miffion aufgegeben und ſich mit der Aufnahme einer desfallfigen Beftimmung in den | 
vorliegenden Geſetzentwurf einverftanden erklärt. Diefer jedoch, wie er aus ben 
Beichlüffen der Kommiffion hervorgegangen war, enthält eine derartige Ermächtigung | 
nicht nur nicht, ſondern es war durch die in demfelben verfügte Verwendung über 
die Kriegsfontribution der Regierung thatfächlich unmöglich gemacht, irgend etwas 
in den Staatsſchatz zu legen. Bei der Plenarverhandlung über die 60-Millionen- 
vorlage drehte fich aber Alles gerade um dieſe Frage. Es wurbe damals die Notb- 
wendigfeit des ganzen Inftituts ausführlich erörtert, indem man von der einen Eeite | 
auf die finanziellen und volfswirthichaftlichen Nachtheile eines jo bedeutenden zinslo⸗ 
daliegenden Beſtandes und auf die Lonftitutionelle Gefährlichkeit der Einrichtung. 
von der anderen Seite aber darauf hinwies, daß ein folches Opfer nothwendig ic. 
um über die finanziellen Schwierigkeiten im Augenblide einer Kriegserflärung hin- 
wegzuhelfen, die um fo bedeutender jeien, je größer bei dem Syſtem allgemeiner 
Wehrpflicht die Differenz zwiſchen der Friedens und Kriegsformation fih heraus 
ftelle. Das Reſultat waren die Al. 3 und 4 des $ 2 des Gefehes, betr. den außer: 
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ordentlichen Bebarf der Militär- und Marineverwaltung und die Dotirung des 
Staatsſchatzes vom 28. Sept. 1866, berubend auf einem Amendement Michaelis- 
Roepell und (im lebten Safe) auf einem Unteramendement Laster. Dana 
follte der Staatsſchatz aus den Kriegsentſchädigungsgeldern zunächft auf 272, Mill. 
(mem man davon Abftand nahm, die Grundſteuerkoſten von ben Berpflichteten 
einzuziehen) wieder dotirt werben. &8 wurden ferner die dem Staatsſchatz durch die 
Kab.Ordrea vom 17. Jan. 1820 und 17. Juni 1826 zufließenden Einnahmen 
demfelben von Neuem zugefichert. Es wurbe aber gleichzeitig feſtgeſetzt. daß biefe 
Einnafmen, jobald die baaren Beftände des Staatsſchatzes auf 30 Millionen erhöht 
werden wärben, dem allgemeinen Staatsfonds zufließen jollten, und daß dieſe, 
foweit nicht über fie als Deckungsmittel im Staatshaushalte oder anderweitig unter 
Zuſtimmung des Landtages verfügt werde, zur Tilgung von Staatsſchulden zu ver- 
wenden fein. Es war aljo der Staatsſchatz Tontingentirt, und es durfte die Re— 
gierung damit um fo mehr einverftanden jein, ala die Aufgabe des Staatsſchatzes 
bei der Entwickelung des heutigen Kredits nicht mehr die jein Tann, die Mittel zur 
Ktiegfüßrung anzufammeln, ſondern nur die, die für die eigentliche Mobilmachung 
\eiort erforderlichen Mittel zu gewähren. Ein Amendement Tweften, wonach der 
Stoatöihap nur mit einer Refolutivbedingung, mit einem terminus ad quem, 
aämli bi8 Anfang 1870, bewilligt werben follte, jo daß aljo der Regierung nur 
die — einer augenblicklichen Kriegsbereitſchaft geboten wären, gelangte nicht 
dur e. 

5) Obgleich der Art. 48 der Verfafſung des Norddeutſchen Bundes lautet: 
„Die Roften und Laften des gefammten Kriegsweſens des Bundes find von allen 
Vindesſtaaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, fo daß weder Bevor- 
jugungen noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klafjen grunbjäßlich zuläffig 
find“, und obgleich der Preußiſche Finanzminifter in der Sitzung des Abgeordnetens 
hauſts vom 25. Sept. 1866 als die Abficht der Regierung Hingeftellt hatte, daß 
ven den Übrigen Regierungen des Norddeutſchen Bundes eine verhältnigmäßige 
Luste in den Staatsſchatz gelegt werden follte, jo ift das nicht einmal hinfichtlich 
derjenigen Staaten geichehen, welche mit Preußen Militärfonventiomen abgejchlofien 
haben. Deffenungenchtet kam der Preußiſche Staatäfchah bei der Mobilmachung im 
Jahre 1870 dem ganzen Norddeutſchen Bunde zu Gute, und wenn allerdings 
Sahjen davon Leinen Gebrauch gemacht Hat, jo find dagegen nad) Süddeutſchland 
Leträge ans dem Staatsſchatz abgegeben worden. Uebrigens hat ſich damals der 
Rufen eines folchen Inftituts von Neuem in ſolchem Maße herausgeftellt, daß, nad) 
den Worten Bismard’s: „wenn wir den Staagtsſchatz nicht gehabt hätten, wir 
poñtid nicht im Stande geweſen fein würden, die Paar Tage zu gewinnen, welche 
binreichten, das gejammte Linke Rheinufer vor der Franzöfiſchen Invafion zu chüßen“ 
!Eigung des Reichsſtages vom 4. November 1871). Es ergiebt fich das doch auch 
a das Marfte, wenn man bedenft, wie viel Zeit die legislative Behandlung der 
Kditfrnge unter allen Umftänden in Anfpruch nimmt, und daß, obgleich der 
Zechstag unmittelbar bei Eintritt der Kriegsgefaht und noch vor ber offiziellen 
Rrirgserflärung berufen wurbe, und obgleich berjelbe mit größter Beichleunigung die 
&diordenmgen der Bundearegierungen bewilligte, der Termin für die Subffription 
am die beichloffene Anleihe aber jo nahe gerückt war, daß der Erfolg derjelben 
darımter gelitten Hat, doch zwifchen der Mobilmachung und der Subftription mehr 
16 vierzehn Tage in der Mitte Ingen. Dazu komint, daß in der Zeit vom 15. Juli 
dis zum 8. Auguft die täglichen Mobilmachungsausgaben etwa 2 Millionen be 
tmgen, jo daß der Tag der Subftription von der Regierung fehnfüchtig erwartet 
Due Und dabei darf endlich nicht vergeffen werden, daß die damalige Kriegs- 
enleie heim Kurſe von 88 zu 5 Prozent noch nicht einmal zu zwei Drittheilen 
ju Stande gekommen ift und daß die 5eprogentigen Preußifchen Papiere vom 5. bis 
19. Juli von 1023, auf 87 gewichen find. 
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I. Der R. 1) Die Einnahmequellen. Aber obgleih der Nutzen da In— 
ftitution fi) auf das Evibentefte erwieſen hatte, und obgleich für den größten Theil 
bes Reichsgebietes ein Staatsſchatz in unangreifbarer geſetzlicher Gültigfeit beftand, 
obgleich man endlich nach einem fiegreichen Kriege über reiche Geldmittel gebot, io 
ift doch die Webertragung ber Inftitution auf das Reich nur nach ſchweren Kämpien 
erjolgt. Und zwar ift dabei viel weniger der Gefichtspunft des Rutzens oder der 
Nothwendigkeit eines Staatsichages an und für fi, ala vielmehr der Umftand 
ſchließlich entſcheidend geweſen, daß der Preußiiche Stantsichag eine nicht Leicht zu 
bejeitigende geiegliche Eriftenz Hatte. Insbeſondere Hatte fi} die Kommiffion nur 
zu einer einmaligen Betwilligung, wenn auch nicht unter einem terminus ad quem, 
aber nur unter Vorausſetzung des Wegialls des Preußijchen Staatsſchatzes, nicht aber 
zu einer dauernden Inftitution mit jelbftändigen Ginnahmequellen verftanden. Um 
diefe Frage drehte fich der parlamentarifche Kampf. In demjelben Kat die Regie 
rung infofern ben Sieg bavon getragen, ald der $ 2 bes Gejehes, betr. die Bildung 
des R., vom 11. November 1871 dahin gefaßt ift, daß, bei eingetretener Bermin- 
derung des Beftandes, bis zur Wiederherftellung bdeffelben der R. ergänzt werben 
folle durch Zuführung der aus anderen ala den im Reichshaushaltsetat aufgeführten 
Bezugäquellen fließenden Einnahmen des Reich und im Uebrigen nad) der darüber 
durch den Reichshaushaltsetat zu treffenden Beltimmung. Indefjen war diefer Sieg 
der Regierung, wenn man fich diefe jelbftändigen Ginnahmequellen genauer anfteht, 
doch mehr ein fcheinbarer; das Prinzip, wonach die Füllung des Staatsſchatzes un- 
abhängig fein jolle von parlamentarischen Bewilligungen, ift zwar gerettet, dieie 
Einnahmequellen an fich aber find Höchit problematifcher Art, und es ift demnad 
ber R. in biefer Hinficht jehr viel ungünftiger geftellt ala bisher der Preußiſche 
Staatsſchatz. So ſehr man nämlich die Preußiichen Beitimmungen vor Augen 
gehabt Hat, fo konnte doch von Verwaltungsüberſchüſſen von vornherein keine Rede 
fein, da über dieſe der Art. 70 der Reichäverfaffung bereits verfügt hatte; was aber die 
zufälligen Einnahmen betrifft, die zwar in einem Staatsweſen mit großem Behik 
erheblich jein können, jo reduziren fich diefe für einen Staat wie dad Reich jojort 
auf einen geringen Betrag. Diefer aber wird noch dadurch erheblich eingejchränkt, 
daß der Ausdrud zufällige Einnahmen als ein zu ſchwankender ganz vermieden und 
nur von folchen Einnahmen die Rede ift, deren Bezugsquellen im Reichshaushaltsetat 
nicht aufgeführt find; denn es ift nun bei der jetzigen Fafſung kaum in Abrede zu 
ftellen, daß nicht etwa das Plus der im Etat aufgeführten Cinnahmequellen , wie 
3. B. jpäter eingehende, kreditirt geweſene Steuern, in ben R. fließen, da e8 fich in 
biefen und anderen zahlreichen Fällen nur um Einnahmen Handelt, die in der That 
den im Etat aufgeführten Bezugsquellen ihre Entſtehung verdanken, es iſt jemer 
zuzugeſtehen, daß auch die Einnahmen von veräußerten Vermögensobjelten nicht ohne 
Weiteres dem R. zufließen, da unter der Bezeichnung „Einnahmen von veräußerten 
Vermögensobjekten“ ſich ein Titel im Budget findet. Es laſſen fich unter diejen 
Umftänden überhaupt ſchwer Fälle Tonftruiren, in denen eine Einnahme dem R. ohne 
Weiteres zufließt, man wird fich auf ſolche Möglichkeiten bejchränten milfſen, daß 
Jemand das Reich zum Erben feined Vermögens einfeßt, auf Fälle, die fein Menſch 
vorher fehen konnte, die al reine Glücksfälle fich darftellen. Dahin gehört aller 
dings auch eine Kontribution im Falle eines glüdlichen Krieges, und es mag hier 
die Thatjache fejtgeftellt werden, daß in ſolchem alle nach der übereinftimmenden 
Meinung ber Hervorragendften Rebner die Füllung des R. ohne bejondere Zuſtim— 
mung bed Reichstages ftattfinden würde. Webrigens aber, und namentlich aljo im 
alle eines unglüdlichen Krieges, ift man auf die periodifchen Jahresbewilligungen 
des Reichstages verwiejen, und dieſe gefegliche Zuficherung einer Wiederfüllung des 
R. Hat wieder nur theoretifchen Werth. Denn wenn auch aus diefer Beitimmung 
dem Reichstage allerdings die ftaatsrechtliche Verpflichtung zu derartigen Bewil- 
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ligungen ewaͤchſt, fo iſt dieſe doch jo wenig ſubſtantiirt, daß in dieſer Hinficht Alles 
auf den guten Willen des Reichstags ankommt, der dieſer Forderung an ſich ſchon 
duch jährliche Bewilligungen ganz geringer- Summen entjprechen würbe, und zwar 
deito wahrfcheinlicher, je fnapper die allgemeinen Staatsmittel nad) einem ungläd- 
lichen Kriege jein würden. 

Die normale Höhe des R. ift auf 40 Millionen feftgefeht worden, während 
eine proportionelle Berechnung zu einer Höhe von 48 Millionen geführt haben 
wirde. 68 ift dabei übrigens unter Hinweis auf die Erfahrungen von 1870 auß= 
drülich feftgeftellt worden, daß die Summe von 40 Millionen noch nicht einmal 
ausreicht, um die einmaligen Mobilmachungskoften zu decken. 

2) Was die Verwendung des R. betrifft, fo ift zunächft ausdrüdlich vor- 
geihrieben, daß derfelbe feiner offiziellen Bezeichnung gemäß nur für Zwecke der 
Nobilmachung benußt werben fol. Dieje Benutzung foll ferner mittels Kaiferlicher 
Anordnung, aber nur unter vorgängig oder nachträglich einzuholender Zuftimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages verfügt werben. Die Zuftimmung bes 
Lundesrathes rechtfertigt fi) aus der ganzen Struktur der Reichaverf., wenn auch 
gerade in militäriſchen Dingen, und alfo auch in Mobilmachungsfragen, der Kaifer 
en fi vom Bundesrathe unabhängig ift; nur zu einer Kriegserflärung ift in ges 
wiſen Fällen die Zuftimmung des Bundesrathes erforderlich. Die Zuftimmung des 
Reichätages enthält eine ftarfe Erweiterung ber Eonftitutionellen Befugniffe, die aber 
doch Lediglich die Bedeutung einer ornamentalen Berzierung hat; denn da dieſe 
Zuſtinmung erft nachträglich eingeholt zu werden braucht, fo ift es ein völliges 
Hathiel, welche Wirkungen die nachträglich verweigerte Zuftimmung eigentlich haben 
voll; das Räthfel ift in der That unlösbar, und jo hat man fi) damit begnügt, 
die ganze Frage für unpraftifch zu erklären. Das ift fie auch in Wahrheit genau 
cbemio fehr, wie das Mecht der Verweigerung von Kriegsanleihen. 

3) Die Verwaltung des R. ift dem Reichskanzler übertragen, welcher biejelbe 
nah den darüber mit Zuftimmung des Bundesrathes ergebenden Anordnungen bes 
Kader: unter Kontrole der Reichsͤſchuldenkommiſſion zu führen Hat. Die Reiche- 
‘ulentommiffion erhält von dem Reichskanzler alljährlich eine Nachweifung über 
den Beftand des R. imd außerdem in Fürzefter Friſt Mittheilung von allen in Ans 
chung defielben ergebenden Anordnungen und vorkommenden Veränderungen. Sie 
Hat die Befugniß, fi) von dem Vorhandenſein und ber fiheren Verwahrung Ueber 
twugung zu verſchaffen. Dem Bundesrathe und dem Reichstage ift bei deren vegel- 
mößigen Zufammentritt von der Reichsſchuldenkommiffion Bericht zu erftatten. Auf 
Grund diefer Beftimmungen hat eine Kaiſerliche Verordnung, betreffend die Ver⸗ 
valtung des R., vom 22. Januar 1874 das Nähere angeordnet, inabejondere auch 
SD, daß der zur Bildung des R. beftimmte Betrag von 40 Millionen Thalern 
a zemũnztem Gelde in dem Juliusthurm der Citadelle von Spandau verwahrlich 
ricderulegen iſt. 

4) Die Bildung bes R. war jedoch noch von der Suspenſivbedingung abhängig, 
%b der Preußiſche Staatafchat aufgehoben würde. Diefe Aufhebung ift durch das 
se Dom 18. Dezember 1871 erfolgt, und zwar vom 2. Januar 1872 an. Die 
%turh disponibel gewordenen 80 Millionen find dann in ihrem Hauptbeftande in 
be vom 26%, Millionen zur Tilgung der am höchiten verzinften Preußifchen 
Statfchulb, der Fünfprozentigen Anleihe von 1859, außerdem aber im Betrage von 
‚two 31, Millionen zur Tilgung folcher PBaffivrenten verwandt worden, die zum 
warzigiachen Betrage ablögbar find, alfo gleichfalls eine fünfprogentige Staatsſchuld 
wäfentiren. Alle bisherigen Einnahmen des Staatäſchatzes endlich follen hinfort 
ven allgemeinen Staatsfonds zufließen und find nach einem Zuſatze des Ahgeord- 
Artenbaufeg zur Schuldentilgung zu verwenden, foweit darüber nicht im Staate= 
haushalt ober fonft in gefeglicher Weiſe verfügt wird. 

% Gslgendorff, Enc. I. Retälerikon II. 3. Aufl. 26 
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Meichslaud ift das in Art. I. des Berfailler Präliminar - Friedensvertragee 
vom 26. Februar 1871 und in Art. I. des definitiven Frankfurter Friedensver⸗ 
trage vom 10. Mai 1871 von Frankreich dem Deutichen Reiche abgetretene und 
duch das RGeſ. vom 9. Juni 1871 mit dem letzteren für immer vereinigte Gebiet, 
deſſen Grenzen in den erwähnten Friedensverträgen und deren Nachtragskonventionen 
(vom 12. Oktober 1871 Art. 10 [R.G.B. ©. 367, 368), vom 24.27. 
Auguft und 28./31. Auguft 1872 [6.8 f. Glfaß-Rothringen ©. 283, 287) | 
näher feſtgeſetzt find (Elſaß⸗ Lothringen). Bereits in der Kab. Ordre vom 14. und 
21. Auguft 1870, durch welche ein Generalgouvernement für das Elſaß errichtet | 
wurde und in der Proflamation des Generalgouverneurs vom 30. Auguft defjelben 
Jahres ift ausdrüdlich ausgeiprochen, daß die Belegung des Landes keine vorüber 
gehende fein follte.e Die Befibergreifung erfolgte von vornherein mit dem animus 
domini. Nach richtiger Meinung ift daher der völkerrechtliche Erwerbstitel des X. 
für das Reich in der debellatio zu ‚fehen, welche durch die fyriedensverträge ih 
förmliche Sanktion erhielt (Rayfer in v. Holtzendorff's Jahrb. IV. ©. 152 ff. 
Zorn, Staatsrecht, J. S. 422), während andere (Röning, DBerwaltung bee Gr: 
neralgoudernementß, ©. 8 fi, 27 ff.; Bluntſchli in v. Holtzendorff's Jahr | 
buch I. ©. 807; Laband, Stantsreht, II. ©. 121) den völkerrechtlichen Zitel | 
in den Friedengberträgen und ben ftaatsrechtlichen in dem Vereinigungsgeſetz ſehen 
wollen. Praktifch ift die Frage bezüglich der Geltung verjchiedener von der Fran: 
zofiſchen Regierung de ia defense nationale erlaffenen Geſetze für ſolche Gebiete von 
Elfaß-Rothringen, welche wie 3. B. die Feſtung Bitſch zur Zeit des Erlaſſes ſich 
noch in Feindeshand befanden (Söning, a. a. DO. ©. 181—196; v. Ridt: 
hofen, Ueber die ftaatsrechtliche Gültigkeit der während bes Krieges feitens ber 
Branzöfifchen Regierung erlaffenen Geſetze und Dekrete für Elfah-Lotheingen I ;| 
Kayfer, a. a. O. ©. 187, 151—153). Gerichtlich ift die Frage dahin mt 
ichieden, daß die Gültigkeit der Sranzöfifchen Anordnungen für diejenigen —* 
theile angenommen wurde, welche am Tage des Ablaufs ber Publikationsfriſt nicht 
ſchon von den Deutſchen Heeren beſetzt waren. Wenngleich. von Anfang der Gin 
verleibung an kein Zweifel darüber obwaltete, daß Eljaß-Rothringen nicht ben Bundes 
gliedern des Reiche gleich ftand, fo war man fi) doc über die Natur feiner 
Stellung zum Reid) nicht Mar (Stenogr. Ber. 1871, I. Sefj. ©. 883). Der Aus 
drud „unmittelbareg R.“ findet fi) bereits in den Motiven zu dem Bereinigung 
geſetz (Drudf. des Reichstages 1871, J. Sefl., Nr. 61, ©. 6) und ift ſodann in 
das Geſetz dom 25. Juni 1878 (R.S.BL. ©. 61) übergegangen, welche bei Gin-| 
führung der Verfaffung in $ 2 beftimmt, daß dem in Art. 1 der Berfaffung bei 
zeichneten Bundesgebiet das Gebiet de R. Elfaß-Lothringen Binzutritt. Weber 
daffelbe fteht die Bandeshoheit, die Stantsgewalt dem Reiche als ſolchem zu, nicht, 
wie mit Unrecht Seydel (Kommentar zur RVerf. ©. 98 ff.) will, den verbündeten 
Regierungen; die Ausübung der Staatsgewalt ift aber dem Kaijer im Namen dei 
Reichs übertragen (Gef. vom 9. Juni 1871, 8 3). Nach dieſer Richtung ift die 
Stellung des R. zum Reich und zu den einzelnen Bunbesftaaten immer eine un: 
veränderte geblieben. Die Folgerungen hieraus werben fich jedoch erft ziehen Lafien, 
wenn eine Darftellung ber Berjafjung des R., wie fie jeht beiteht, gegeben ift. Vor, 


.. er muß ein Blid auf bie geichichtliche Entwidelung diefer Verfaffung geworier 
werden. 
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IL Geſchichtliche Entwickelung ber Verfaſſung des R. 

1) Die Verwaltung des Generalgouvernements (vom 14. Auguſt 
1870 bis zum 28. Juni 1871, dem Tage der Rechtskraft des Geſetzes vom 9. Juni 
1871) ift lediglich die einer militäriſchen Diktatur; fo raftlos auch bie Thätigkeit 
derfelben war (vgl. Amtliche Nachrichten für Eljaß-Lothringen, Belanntmachungen 
des Generalgouverneurs ıc., Straßburg 1879), um bie einzelnen Zweige der Ver- 
waltung nach Deutſchem Mufter zu geftalten, jo wenig war fie geeignet und Willens, 
die ftaatlichen Verhältnifſe des Landes zu Eonfolidiren. 

2) Die kaiferlihe Diktatur (vom 28. Juni 1871 bis zum 1. Januar 
1874). Indem das Bereinigungagejeg dem Kaifer die Ausübung der Souveränetäl 
belegirte, wine gleichzeitig beftimmt, daß bis zur Einführung dev RVerf. die Ge- 
feggebung dem Kaiſer in Gemeinfchaft mit dem Bundesrath zuftehen folltee Dem 
Rrihötage war mur die Genehmigung von Anlegen oder von Garantieübernahmen 
für das N. zu Laften des Reiche vorbehalten, auch follte ihm ein jährlicher Rechen- 
fhattäbericht gegeben werben. In diefer Periode beginnt man, die Verwaltung des 
*. von der des Reiches felbftändig zu geftalten, wenn fie auch durch Organe des 
Reiches ausgeübt wird. Im Bundesrath wird ein beſonderer Ausſchuß für Elfah- 
Lothringen gebildet; veranttwortlicher Minifter ift der Reichalanzler, der für die Ver⸗ 
waltung des R. eine beſondere Abtheilung im Reichskanzleramt einrichtet; ein be» 
* geſetzliches Publikationsorgan (GBl. für Elſaß-Lothringen) wird gegrlinbet. 

Die Organifation der Berichte erfolgte durch das Gefek vom 14. Juli 1871, wobei das 
ROHS. an die Stelle des Franzoͤfiſchen Kaffationshofes trat, und Kriegägerichten 
(legte Organifation: Gef. vom 12. Juli 1878) die Aburteilung der ſchwereren po⸗ 
litiſhen Verbrechen überwieſen wurde. Endlich wird die Wblöfung ber verkäuflichen 
Stellen im Juftizdienſt ins Werk geſetzt (Geſ. vom 10. Juni 1872). Die Orga- 
rifation der Berwaltungsbehörden war der Inhalt des Gef. vom 30. Dez. 1871, 
weiches zu den Grundlagen der Franzöfiicgen Verwaltung, wie fie namentlich durch 
das Geſ. vom 28 piaviose VIII. geſchaffen waren, ala oberfte Verwaltungsbehörde 
im Sande den Oberpräfidenten Hinzufügte- Ihm ift beſonders durch 8 10 des Gel. 
die Befugriß beigelegt, alle erforderlichen Maßregeln bei Gejahr für die öffentliche 

Tiherheit zu treffen und namentlich die Rechte auszuüben, welche das Franz. Gel. 
vom 9. Auguft 1849 der Militärbehörde für den Fall des Belagerungszuftandes 
zuweiſt. Außerdem wurden dem Oberpräfidenten vielfache Ermächtigungen ertheilt, 
welche nach Franzöſiſchen Gefetzen den Miniftern zuftanden, wie andererjeits auf den 
Xeichslanzier Befugniffe übergingen, welche das Franzöflfche Geſetz dem Staatsober- 
haupt zuwies (3. DB. die Eriheilung von Ehedispenfen durch Gel. vom 25. Februar 
1872). Die Funktionen des Franzöfiſchen Staatsraths wurden, ſoweit es fi um 
recvars comme d’abus Hanbelte, dem Bundesrath, joweit bie oberſte Verwaltungs» 
jrrisdiltion in | Frage fommt, einem auß Räthen des Oberpräfibium gebildeten „kaiſer⸗ 
chen Rath in Efaf-Lotheingen“ übertragen (Grlafje vom 1. Sept. 1872 und 

2. Febr. 1873). Meberall machte fich ein Streben nad) Dezentralifation geltend, 
und fo wurde auch den an die Stelle ber sous-prefets getretenen Sreißbireftoren 
md ben für Die Präfekten fubſtituirten Bezirkspräſidenten eine weiterreichende Amts- 
tbätigfeit beigelegt. Bon demſelben Geifte ift das Geſetz vom 30. Dezember 1871 
über die Einrichtung der Forſtverwaltung bejeelt; das Geſetz vom 16. Dez. 1878 
gelte die BVergverwaltung im Sinne bes Preußifchen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1855. Während fo die innere Organifation bed Landes vollzogen wurde, gleich ala 
> & fih um einen jelbftändigen Staat handelte, wurde das R. andererſeits auch 
allmahlich einzelnen Beftimmungen der RVerf. zugänglich gemacht. Schon das 
—— hatte Art. 3 der RVerf. eingeführt und beſtimmt, daß mit dem 

1. Jamar 1873 (duch Geſ. vom 20. Juni_1872 (8.6.Bl. S. 208] auf 
den 1. Januar 1874 erftredt) die Berjaffung in Elſaß- Lothringen Geltung haben 
ſollie und ſchon vor dieſem Zeittaume von dem Kaiſer mit Zuftimmung des Bundes- 

26* 
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raths einzelne Artikel derſelben eingeführt werden könnten. Letzteres geſchah auf 
dem Gebiete des Zollweſens (Art. 33 — Kaiſerl. Verordn. vom 17. Juli 1871 
[R.6.81. ©. 825)) nebft Verordn. vom 19. und 80. Aug. 1871 [RU & 
326, 329]), auf dem de Poſt- und Telegraphenmwejens (Art. 48—52 — Kai 
Berorbn. vom 14. Oft. 1871 [R.G.Bl. ©. 443]), auf dem des Eiſenbahnweſens 
(Art. 41—47 — Kaijerl. Verordn. vom 11. Dez. 1871 [R.E.BL. ©. 444]), vr 
geitalt jedoch, daß die Verwaltung der Eifenbahnen des R. der Landesverwaltung 
entzogen und auf die Verwaltung des Reiches ſelbſt übertragen wurde, auj dem 
Gebiet des Kriegsweſens (Art. 57, 59, 61, 68, 65, — Kaiferl. Verordn. vom 
23. Januar 1872 [R.G.BL. ©. 81]) nebft dem Gef. vom 9. Nov. 1867 über dir 
Verpflichtung zum Kriegsdienft. Schon zufolge diefer Verfaffungsbeftimmungen 
wurde das R. obwol fein jelbitändiges Bundesglied, jondern Provinz des Ride 
in feinem Berhältniß zu dieſem thatſächlich wie ein felbftändiger Gliedſtaat dee 
Reiche behandelt, und das Gleiche erfolgte durch Einführung einer Reihe von Reich: 
gefegen, welche eine jolche Erxiftenz zur Vorausfegung haben, wie das Geſetz über 
die Nechtshülfe vom 21. Juni 1869 (Gej. vom 11. Dezember 1871 [R.G.AU. 
©. 445]), über die Rinderpeft vom 7. April 1869 (Gef. vom 11. Dezember 1871 
[a. a. H.P, das Feftungsrayongejeg vom 21. Dez. 1871 (Gef. vom 21. februar 
1872 [R.G.BI. ©. 565), $ 29 der Gew.D. vom 21. Juni 1869 (Gef. vom 15. 
und Verordn. vom 19. Juli 1872 [R.G.Bl. ©. 350, 851]) u. j. w. 

3) Die unmittelbare Herrfchaft der Reichsgeſetzgebung (vom 
1. Januar 1874 bis 2. Mai 1877). Durch Geſetz vom 25. Juni 1873 (REL. 
©. 61) trat mit dem 1. Januar 1874 die RVerf. in Eljaß-Lothringen in Kt, 
dergeftalt, daß das Land dem Bundesgebiet hinzutrat, 15 Abgeordnete zum Reid 
tage erhielt (Wahlgel. vom 31. Mai 1869 und Berordn. des Bundesraths vor 
‚1. Dezember 1873 [R.G.Bl. ©. 375] betreffend die Abgrenzung der Wahltuile) 
und daß bie Reichägefege über die Bierſteuer Feine Anwendung finden, die Lande 
geſetze über das Octroi aber beibehalten bleiben follten. Fortan fand Elich- 
Lothringen unter dem Schutze der RVerj.; freilich in anderer Weiſe ala die Bun— 
desftaaten. Denn während in biefen Aenderungen der RVerf. nur im Wege bei 
Art. 78 vor fih gehen können kann das Reich im R., wo die Verfafjung nur duch 
ein Gefeh eingeführt ift, eine Veränderung und Aufgebung derjelben auch wieder im 
Wege eines einfachen Reichsgefetzes erfolgen laffen. Zur Landesgeſetzgebung im R. bedurtt 
es fortan eines Neichsgejehes mit der Modifikation, daß der Kaifer mit Zuftimmung 
des Bundesraths, während der Reichstag nicht verfammelt war, Verordnungen mit 
Geſetzeskraft erlafjen Tonnte, die jedoch dem Reichstage bei feinem Zufammentrit 
borgelegt werden mußten und ihre Wirkſamkeit verloren, wenn er feine Genehmigung; 
verjagte. Während in der borigen Periode der Kaiſer ala delegirter Landesher ven 
Elſaß⸗ Lothringen gleichberechtigt in Fragen der Geſetzgebung dem Bundesrath gegen 
überftand und feine Sanftion als ein befonderer Zaktor der Gejeggebung galt, war 
fortan ein reichsländiſches Partikulargefeg materiell und formell Reichsgeſetz, zu 
welchem es nur der Zuftimmung von Bundesrath und Reichstag beburjte und der 
Kaiſer als jelbftändiger Faktor der Gejehgebung außer Wirkjamfeit trat. (ul. 
Laband, Staatsrecht, II. ©. 144 ; anderer Meinung: Zorn, Staatsredät, I. ©. 433.) 
Nur Hinfichtlich der Notbftandgverorbnungen war das bisherige ftaatsrechtliche Ver⸗ 
hältniß ſtehen geblieben, doch durften fie nicht eine Veränderung der Verfafſung oder 
eines in Eljaß-Lothringen geltenden Reichögejeges oder Anleihen und Garantien " 
Raften des R. zum Gegenftand haben. 

4) Der Mebergang zur Gelbjtändigfeit (vom 2. Mai 1877 dis 
1. Oftober 1879). Bereits durch Erlaß vom 29. Oktober 1874 (R.G.BL. 1877. 
©. 492) war der Reichskanzler ermächtigt worden, den Landeshaushalt und die 
innere Gejeßgebung des R. betreffende Entwürfe gutachtfich einem Landesausihui 
vorzulegen, welcher durch die drei Bezirkstage des Landes (Unter-, Ober-Eljaß un 
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Lothringen) aus feinen Mitgliedern gewählt wurde und aus 80 Mitgliedern und 9 
Stellvertretern beftand. Durch Gefe vom 2. an 1877 (R.G.Bl. ©. 491) wurde 
der Landesausſchuß zu einem ftaatsrechtlichen Faktor der Geſetzgebung erhoben und 
ein zweiter jatultativer Weg für den Erlaß reichsländifcher Gejehe eingeführt. Da- 
nach konnte der Kaifer mit Zuftimmung des Bundesraths und des Landesausſchuſſes 
Geſetze für Elſaß⸗ Lothringen erlaffen, bergeftalt, daß nunmehr wieder wie vor ben 
Geieh vom 25. Juni 1873 der Kaifer Faktor der Gejehgebung wurde und neben 
ihm der Bunbesrath bie Stelle eines Oberhauſes, der Landesausſchuß die Stelle 
eines Unterhaufes vertrat. Lebterer jollte auch neben dem Bundesrath die Entlaftung 
iür den Landeshaushalt ertheilen, biefe aber bei einer Verweigerung jeitens des 
Landesaugfchuffes durch den Reichstag erfolgen. Im Uebrigen ift das Gejeh vom 
25. Juni 1873 in Kraft geblieben, und namentlich hat dieſer zweiten Form der Ge- 
feggebung nicht die Befugniß beigelegt werden follen, Gefee, welche durch die Reichs— 
geießgebung gefchaffen waren, abzuändern ober aufzuheben (Qaband, II. ©. 147). 

5) Die Selbftändigteit (vom 1. Oktober 1879). Im Anſchluß an bie 
vom Reichstag am 27. März 1879 angenommene Refolution, daß Eljak-Lothringen 
ene jelbſtaͤndige im Lande befindliche Regierung erhalte, erging das Geſetz vom 
4. Juli 1879 (R.G.Bl. ©. 165), welches laut Verordn. vom 283. Juli 1879 
RG. ©. 281) mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft trat. An dem Verhältniß 
von Elja-Lothringen zum Reich wird Nichts geändert, fo daß für dag R. auch 
noch ierner Landesgeſetze im Wege der Neichögejehgebung erlaflen werden können 
(GA. vom 2. Mai 1877) und der Kaifer mit Zuftimmung des Bundesraths befugt 
bleibt, Rothftandaverorbnungen zu erlaffen (Gef. vom 25. Juni 1878, 8 8). Die 
Ausübung der Staatshoheit fteht nach wie vor dem Kaifer zu, dem jedoch dag Recht 
beigelegt ift, fich in der Ausübung feiner landesherrlichen Machtbefugniffe durch 
äinen Statthalter, welcher im Lande vefidirt, vertreten zu lafſen. Dagegen feheidet 
die Eentralbehörde des Reich? — der Reichskanzler — völlig aus der Verwaltung 
ver Elſaß⸗ Lothringen aus, und er fteht eigenthümlicher Weiſe zu dem R. in keinem 
andern Berhältniß als zu einem Bundesſtaate, dagegen würde jedoch auch der 
Statthalter Elſaß- Lothringiſche Landesgeſetze welche im Wege der Reichsgeſetzgebung 
u Stande tommen, nicht an Stelle des Reichskanzlers zu Tontrafigniven haben (Geſeh 
IN. Die Aenderung der Staatsverfaffung im R. ift alſo Lediglich im Sinne der 
Kteichetagsreſolution erfolgt; es ift nunmehr eine Regierung im Lande gefchaffen. 
Tieelbe gipfelt in dem Statthalter, welcher an die Stelle des Neichalanzlers und 
bisherigen Oberpräfidenten tritt und endlich in verjchiedenen Richtungen vermöge 
Raiferlicher Delegation Iandesherrliche Rechte ausüben kann. 

ID. Gegenwärtige Verfafſung des R. 

A. Der Statthalter. Die Ernennung und Abberufung deffelben erfolgt 
tech den Kaiſer unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers (Art. 17 der RBerf.). 
Tie Refidenz des Statthalters ift Straßburg. 

1) Der Statthalter ala Inhaber landesherrlicher Befugniffe. 
In Betracht gezogen finb: die Vollziehung allgemeiner Verordnungen 
jur Ausführung von Gejeten, die Vollziehung beftimmter, auß- 
trüdli bezeichneter Verordnungen (Abänderung der Sreiß- und Bezirks- 
genen, Grmächtigung von Bezirken und Gemeinden zur Aufnahme von Anleihen 
und Stenerzufchlägen, Octroi, Brüden- und Fährgeld, Feftitellung des Haushalts der 
Lejirle, Anerkennung gemeinnütiger Anftalten, Ermächtigung zur Annahme letzt⸗ 
williger Zuwendungen u. f. w.), die Beſugniß zum Erkaß von Gelpftrafen 
ınd die Befugniß zur Gewährung der Rehabilitation jowie zum 
Erlaß von Steuern, Gebühren, Gefällen, die Ernennung und Ab- 
berniung verſchiedener mittelbarer Staatsdiener (Bitrgermeifter, Bei- 
geerdnete, Geiftliche aller Belenntnifie). In dieſen Grenzen bat der Kaiſer feine 
landesherrlichen Rechte durch Verordn. vom 23. Juli 1879 (R.G.BL. ©. 232) dem 
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erſten Statthalter Freiherrn v. Manteuffel perſönlich übertragen. Als Delegirter 
Kaiſerlicher Rechte iſt der Statthalter unverantwortlich. Auf dieſem Gebiete bedürfen 
daher ſeine Erlaſſe behufs Uebernahme der konſtitutionellen Verantwortlichkeit einer 
miniſteriellen Gegenzeichnung durch den Staatsſekretar (54 Abi. 1 des Gele). 

2) Der Statthalter an Stelle des Reichskanzlers. De jureiy 
die oberfte Leitung der gefammten Landesverwaltung in den Händen des Reihe 
tanzlers, welcher auch die fonftitutionelle Verantwortung hierfür dem Bundeẽrath 
und Reichstag gegenüber trug. Ein Theil davon war bereit durch bie Berorn. 
vom 29. Januar 1872 auf den Oberpräfidenten übergegangen, während bie dem 
Reichskanzler verbliebenen minifteriellen Befugniſſe auswärtige und militäriſche An- 
gelegenheiten, Juſtiz (Gef. vom 14. Juli 1871, $ 3), Berwaltung der indirekten 
Steuern, Forftverwaltung (Gef. vom 30. Dez. 1871, 8 1), Bergweſen (Ge. vom 
16. Dez. 1873, 88 164, 165), Vorbereitung der Geſetze und Berichterftattung an 
den Kaifer (Gef. vom 9. Juni 1871, 8 4) jeit dem Stellvertretungsgeſetz vom: 
17. März 1878 (R.G. Bl. ©. 7) von den Borftänden des Reichsjuſtizamts und dr 
Reichalanzleramts Tür Elfaß-Lothringen ausgeübt wurden. Letzteres Amt ſowie das 
Oberpräfidium in Straßburg wurden aufgelöft und die Juftizverwaltung dee R 
dem Reichsjuftizamt entzogen und alle minifteriellen Pflichten — einſchließlich da 
tonftitutionellen Verantwortlichleit — und Rechte dem Statthalter übertragen. 
Diefer hat fomit in Elfaß-Lothringifchen Angelegenheiten die Stelle eines verant⸗ 
wortlichen Minifters und lann fich in diefer, wie der Reichalanzler e8 nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 17. März 1878 konnte, durch den Staatsjetretär vertreten lafen. 
Dem Landesausſchuß gegenfiber ift eine Verantwortlichkeit nicht begründet. 

3) Der Statthalter an Stelle des Oberpräfidenten Hat die durch 
das Gej. vom 80. Dez. 1871, $ 10 gefchaffenen außerordentlichen Vollmachten bi 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit. (Die Anficht von Stengel in den Annalen dit 
Deutichen Reich? 1878, ©: 118 ff., daß $ 10 durch Einführung der RBerf. in Ehah 
Lothringen aufgehoben fei, beruft auf der falfchen Anficht, daß Art. 68 der RVeij. die 
landesgeſetzlichen Borfchriften Über den Belagerungszuftand außer Wirkfamteit gejebt Habe.) 

B. Die Centralverwaltung wird unter dem Statthalter durch ein 
Sandesminifterium geführt, an deſſen Spitze ein Stantsjetretär fteht und welds 
in Abtheilungen unter der Leitung von Unterſtaatsſekretären zerfällt ($ 6) und defin 
Beamte ſämmtlich Landesbeamte find. Das Minifterium gilt im Sinne des Be 
amtengejees ala oberfte Landesbehörde und ift infofern an die Stelle des Bunde 
raths getreten (Geſ. $ 8). Im Mebrigen ift die Organifation des Minifteriums| 
durch die Verordn. vom 28. Juli 1879 erfolgt; danach zerfällt letzteres in vier A 
theilungen: Inneres nebft Kultus und Unterricht, Yuftiz, Finanzen und Domänen, 
Gewerbe nebft Landwirthſchaft und öffentlichen Arbeiten. Die Refforts find jedoch 
nicht jelbftändig nebeneinander wirlende Behörden, vielmehr alle der oberen Leitung] 
des Staatsſekretärs untergeordnet, welcher alle Entjcheidungen trifft und fidh in der 
Abtheilungen ober im Plenum oder blos vom Referenten allein jede ihm beliebige 
Angelegenheit zum Vortrag vorlegen Iaffen kann. \ 

C. Der Staatsrath. Der Franzöfifche conseil d’stat Hatte in der bie 
berigen Organifation von Elfaß-Lothringen Teinen vollen Erfah gefunden; der 
recours comme d’abus war auf den Bunbesrath, die Verwaltungsbefugniſſe auider 
Oberpräfidenten, die Verwaltungsgerichtsbarkeit auf den Kaiferlichen Rath in Elſaß⸗ 
Lothringen übergegangen (Gef. vom 30. De. 1871, 88 8, 9; Stengel, in 
Hirth’8 Annalen 1875, ©. 1321 ff.; 1876 ©. 808 ff., 897 ff.). Die weiteren 
Behugniffe bes Staatsraths wie die Entfcheidung von Sompetenzkonflikten, die ber 
gutachtende Thätigkeit, die Dekretur deö rex in parlamento waren außer Wirhſam⸗ 
feit getreten. Nach ber neuen Berfaffung wird unter dem Vorfitz des Gtatthaltert 
ein Staatsrath eingefet, welcher auß den Vorftänden des Wtinifterium, dem Fri 
fidenten und Oberſtaatsanwalt beim Oberlandesgericht, drei auf Vorſchlag des Landes 
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aueſchufſes ernannten und noch fünf bis fieben aus Allerhöchſtem Vertrauen be— 
rujenen Mitgliedern befteht, und welchem die Begutachtung von Geſetzentwürfen und 
allgemeinen Ausführungsverordnungen jowie von anderen ihm durch den Statthalter 
überwiefenen Angelegenheiten obliegt. Außerdem können dem Staatsrath durch die 
“andeögejeßgebung noch andere, insbeſondere befchließende Funktionen übertragen 
werden, wobei namentlich in Ausficht genommen ift, daß aus demſelben ein oberfter Ver⸗ 
walhungagerichtshof gebildet werde, auf den die Beiugniffe des Kaiferl. Rechts und bie 
Entſcheidung von Kompetenztonflitten (GB. $ 17) übertragen werden können (Gej.$ 9). 

D. Der Landesausjhuß. Die Zahl der Mitglieder ift auf 58 erhöht, 
von denen 34 durch die Bezirkstage, 4 in den vier großen Städten des Landes 
(Straßburg, Mülhaufen, Web, Colmar) und 20 von den 20 Landkreiſen gewählt 
werben. Die Abgeorbnneten der Städte werben von den Gemeinberäthen aus deren 
Mitte, die Abgeordneten der Kreife indirekt durch Wahlmänner gewählt, die von 
den Gemeinberäthen aus ihrer Mitte ernannt werden. Die Wahl ift geheim, bie 
Dauer der Wahlperiode beträgt drei Jahre ($$ 12—18), das Wahlreglement er- 
’olgte durch Kaiſerliche Verordn. vom 1. Oktober 1879. Erweitert find die Rechte 
des Landesausſchufſes durch das ihm verliehene Recht der Gefekesinitiative und der 
Ucberweifung von Petitionen an das Minifterium. Die Mitglieder des letzteren 
haben das Recht, den Situngen des Landesausfchuffes und feiner Kommiffionen bei⸗ 
zuwohnen, und müfjen jederzeit gehört werden (85 20, 21). Die Gejchäftsiprache ift 
nad; dem RGef. vom 23. Mai 1881, welches am 1. März 1882 in Kraft tritt, die 
Teutiche. Eine Indemnität für Aeußerungen im Landesausſchuß ift nicht gewährleiftet. 

E. Bunbdesrath. Eine Vertretung des R. im Bunbesrath würbe aus 
demielben einen jelbftändigen Gliebftaat des Reiches gemacht haben und eine Sou⸗ 
veränetät bedingen, die nicht im Weiche jelbft ruhen kann. Materiell ift aber zur 
Vertretung der Borlagen aus dem Bereiche der Landesgeſetzgebung, fowie der Intereffen 
des R. bei Gegenftänden der Reichögefeßgebung der Statthalter befugt, Kommifjare 
in den Bundesrath zu jenden, welche an deſſen Berathungen Theil nehmen (Geſetz 
; fie haben das Recht, Anträge zu ftellen und Referate zu erftatten, auch find 
men bie Borlagen zuzuftellen (Gefchäftsorbn. d. Bundesraths vom 26. April 1880, 8 5). 

F. Die Gejeßgebung im R. kann hiernach in folgender Weife erfolgen: 

1) Formelle Landeögefeße; fie werden vom Kaifer in Webereinftimmung von 
Vundesrath und Landesausſchuß erlafien. 

2) Landesherrliche Verordnungen; fie werben vom Kaiſer oder Traft beffen 
Telgation vom Statthalter ober endlich don demjenigen Organe erlaffen, dem ein 
Landesgeſetz die Ausführung überträgt, 

3) Landesgejeße in den Formen der Reichsgeſeßgebung; fie werben vom Kaifer 
aach Zuftimmung des Bundesraths und Reichstags verkündet. 

... 4 Sanbesherrliche Notbftandsverorbnungen; fie werden dom Kaiſer mit Zur 
fimmung des Bundesraths erlaflen, wenn ber Keichstag nicht verfammelt ift, nach 
Naßgabe des Gefehes vom 25. Juni 1873, $ 5. 

5) Ausführungöverorbnungen zu den im Wege der Reichagefeßgebung erlafjenen 
Sandesgejegen; fie ergehen vom Saifer ober dem durch das Gefet delegirten Organe. 

IM. Die befondere Stellung des R. im Reid. Die Deutiche 
Werj. feßt die Selbſtändigkeit der zu einem Bunde vereinigten fouveränen Staaten 
dotaus, im benen neben ber Reichägewalt noch eine eigene, von ihr völlig Losgelöfte 
und abhängige Landesgewalt in den diefer durch die RVerf. belaffenen Gebieten 
mit eigener Hoheit fortbeſteht. Dieſe ſouverãne Selbſtändigkeit fehlte dem R.; letz- 
tes iſt eine Provinz des Reiche, hat feine eigene Selbſtverwaltung, fondern wird 
don dem Reiche als jolchem ER Reichsgewalt und Landesgewalt jallen in ihm 
— Dieſe Konſequenzen find jedoch von Anfang an nicht vollſtändig 

gegen, indem fofort ſeit ber Einverleibung in finanzieller Hinficht das R. den 
Lundesftanten gleich behandelt wurde; ber Landesfiskus wird von dem Reichsfiskus 
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unterjchieben, es giebt felbftändige Landesſchulden und eigenes Landesvermögen. bie 
Randesverwaltung wird auf Koften der Landeskaſſe geführt, die Beamten des R. werden 
aus dieſer Kaffe bejoldet. Wie die Bundesſtaaten hat Eljaß-Lothringen nad Ber- 
bältniß feiner Bevölferung Matrifularbeiträge zu entrichten und vermöge feines 
Ausfchluffes aus der Brauſteuergemeinſchaft ein Averfum für die Braufleuer zu 
zahlen. (Dgl. befonderd Laband in Hirth’8 Annalen 1878, ©. 562 ff. und jein 
Staatsrecht, I. ©. 605 ff.) Die Einführung der RVerf. in das R. hat bieje Son- 
derftellung nicht befeitigt, jondern nur gemildert. Alljeitig herrſcht in ber Theorie 
Einverftändniß (Löning, a. a. O. ©. 178 ff.; Meyer, Staatsrecht, ©. 347 fi.; 
Laband, Staatsrecht, I. ©. 578 ff.), dab die modiftlationgloje Einführung der 
RVerf. in Elfaß-Lothringen, wie fie in der That erfolgt ift, Widerſprüche in fi 
felhft enthält, Xxt. 3, 6, 19, 86, 42, 51, 54, 58, 62, 70 ſprechen von Bundes 
ftaaten, Art. 83, 35, 38, 39, 41, 56, 59, 66, 67, 76, 77, 78 Abf. 2 Haben die 
Eriftenz eines Bundesftaats zur Vorausjegung. Für die Bundesftaaten iſt die 
RVerf. ein Grundgeſetz, deren Aenderung nur im Wege ber Berjafjungsänderung 
auläffig ift. Das R. Hat fein verfafjungsmäßiges Recht auf das Beftehen der Ber: 
fafſung, das Reich kann feiner Provinz dieſes Benefizium ebenjo entziehen, wie ee 
ihr ertheilt worden ift. Es ergeben fich Hieraus eine Reihe von Unterfchieden 
zwiſchen dem R. und den Bundesſtaaten (Raband, Staatsredht, I. ©. 578 fi.). 
Allmahlich ift man jedoch thatjächlich immer weiter vorgefchritten, um dem R. eine 
von ber Reichsgewalt felbftändige Verwaltung zu geben, und dies ift in der möglicjit 
vollfommenen Weije Durch das Geje vom 4. Juli 1879 gefchehen. Hiernach ift Elſaß⸗ 
Lothringen innerhalb des Reichs joweit ein felbftändiger Staat, ala es nicht eine Ver— 
tretung im Bundesrath beanfprucht ; aber es ift davon auszugehen, daß diefe Selbftändig- 
keit nur eine jaktifche ift — wenn fie gleich auf Gefeßen beruht —, denn Souverän 
ift das Reich auch auf den Gebieten der Landesgeſetzgebung und Verwaltung geblieben. 


Quellen: Geienblatt für Eljaß-Lothringen, welches feit dem 1. Oft. 1879 von bem | 


Kanbesmintfierkum in Straßburg berauögegeben Wird; foweit vorſtehend nicht daB R.G.BL 


— iſt, befinden ſich die angeführten Geſehe in dem Gel. BL. für Eljaß-Lothrin: — Aut: 
ide Ra Nachrichten für Eljah-Lo: bein —F Berorbn. u. Belanntm. — Gouvern. Cib. Kommif. 
räfibenten vom A: bie März 1879, Straßb. 1i — Sammlung der m 


—R ringen geltenben Gi * Anregung bed früheren Die räfibenten v. Möller 
beraudgegeben von Althoff, Bel Derleim Prien gem. Bd. I. Berfafiung« 
recht und Geienbächer, 1880. — Sammlung von Gejegen, Bero en, Grlafien und Ber: 
Hemem, betr. bie Juftigverwaltung in Eljaß-Lothringen, — im Partet di Generol- 
roluratord in Colmar, ff. — Belanntmadungen bes —— * von Elſaß⸗ 
Lothringen, betr. die Bertwaltung ber direkten Steuern, Etats =. fieneien, 1875 fi. — 

Mazrimilian bu Prel, Deutiche Verwaltung in Eljaß-Bothring: 880. 
Sit.: Söning, Die Verwaltung d. Generalgouvernementd im ee 1874. — ze 

Gljab-Lothrin en unter Deutſcher —A in ben Preuß. Jahrb. 

©. 3, (im Separatabbrud erichienen Berlin 1874, — 


Saband Stantsreit, 188 ; II. $ 62. — Meyer, Staaisrecht, —A 69, 138—141, 
166. — Seybe ‚ Rommentar ; ur tn . 31, 92 ff. im füberaliifgen inne gejchrieben, 
ber einzige — er Aa — en für einen Staat erflät Ds — v. a er. 
recht bes Deutichen Re orn, Staatäreht, 1. ©. — 
gebung und Beratung arte) ‚ Code pönal in Ella eieem, 1871. — CH 
ent Franzdfiſche Stra! —— ER Elfaß-Lothringen, — Rayfer, Dar 
Sonbe: berftrafrecht in Eljaß-Lothringen (in d. pe enborff, Exg u aum Handbuch dei 
Strafrechts, IV. 687— 744); Deelett e, Ka rangöhihe = eb: ung, in Gi: 
Lothringen (in d. "pol enbdorff’a ahrb. Solff und 
Mitſcher, —* und —D in —B Shah, 1016. — eleptoigingi es 


rſtſtrafrecht und Fo— afverfahren vom 28. April gr burg 1 Berggeie 
—— en Brafjert, Bonn. 1873. — Page Behrens eift. Sir : 
für Eljaß-Bothringen, 1876 &, gu ben Reichajuftiz ide, € eg Dart. 
Staatstirchenrecht in en Y ot ringen, 2 Bbe. 1876, 1378 _ Bendheder, Zölle und 

direlte Steuern in Elfaß:Xothringen, 1877. — Jacob, Gmvegiftzement Ma &tjaß-Sothringen, 
1874. — Zubtreice Broicürenliteratur, u. A. Giab⸗vothringens v genbeit ı und Zukunft. 
2. Aufl, Straßb. 1877. — EljaßLothringen als Kailerl. Rronkand, Berli nt gun 
Reonprinzenland (Eljaß-Lothringen), Mailand 1878. Kayſer. 
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Reiten. I. Das Lonftitutionelle Prinzip im Deutſchen Reiche. 
Der (abgefehen von Mecklenburg) gemeindeutichen ftaatsrechtlichen Entwidelung ent 
Iprehend erfolgte auch die ftantliche Konftituirung des Deutjchen Reiches, wie zuvor ſchon 
des Norddeutſchen Bundes in Tonftitutioneller Form. Das in Vertretung des Volkes 
der Reichöregierung, insbeſondere für die Gejegebung zur Seite ftehende Organ ift 
dr X. Nothwendige logiſche Vorausſetzung für die Ausübung parlamentarifcher 
unktionen ift die Exiſtenz eines Staates, defjen Bevölkerung eben im Parlament 
ihre Raatsrechtliche Vertretung zu finden bat; daraus folgt, daß das im Februar 
1867 zur Berathung der Norddeutſchen Bundesverfaffung berufene Parlament ftaats- 
rechtlich nur als Notablenverfammlung, nicht aber als fonftitutioneller Regierungs- 
fetter betrachtet werben Tann, und zwar ganz ebenfo, wenn ihm eine „berfafjungs- 
vereinbarende” ala wenn ihm eine „verfaſſungsberathende“ Funktion durch 
die Staatsvertraͤge und Einzelftantögefehe zugewieſen wurde. 

Ser jehige Deutfche R. ift die eimheitliche (e8 giebt feine zwei Kanımern 
im Reiche) Vertretung des Deutjchen Volkes, jedes einzelne Weitglied des R. ift 
Vertreter des ganzen Volkes. Damit ftand es in Widerfpruch, wenn die RVerf. 
arpränglich (Art. 28 Abſ. 2) für Materien, welche nicht dem ganzen Reiche nad 
der Bar gemeinjam find, die Antheilnahme von Abgeordneten, welche in 
Staaten gewählt waren, auf welche die Reichsgeſetzgebung in der betreffenden Materie 
kine Anwendung fand, ausſchloß: biefe Prinzipwibrigkeit wurde durch Spezialgefek 
dom 24. Februar 1873 beſeitigt. Daß die Wahlkreife zum N. nach den einzel- 
foattihen Grenzen beflimmt find, ift an fich auch prinzipwibrig, war aber durch 
proftiihe Erwägungen geboten. Jeder Deutfche aber Tann prinzipiell an jedem 
Erte des Reichsgebietes wählen und gewählt werben. 

N. Die Bildung des R. Die Grundlage für die Bildung des N. ift der 
Sat: daß auf je 100000 Seelen je ein Abgedrdneter zu wählen ift, mit der Mo— 
difkafion jedoch, daß mindeftens in jedem Ginzelftaate ein Abgeordneter gewählt 
werden mu umb daß ein Bruchtheil der Normalzahl, welcher die Hälfte über- 
Ichreitet, für voll zu zählen ift. Die Seftftellung der Wahlkreiſe beruht auf Geſetz: 
die Zahl derfelben beträgt dermalen 397, was jedoch dem Stand ber Bevölkerung 
ncht mehr entfpricht (Preußen 286, Bayern 48, Sachen 283, Württemberg 17, 
Giah-Lotkringen 15, Baden 14, Heflen 9, Medlenburg-Schwerin 6, Sachjen-Wei- 
mar, Oldenburg, Braunfchweig, Hamburg je 3, Sachjen-Meiningen, Sachjen-Koburg- 
Gotha. Anhalt je 2, Medlenburg-Strelig, Sachjen-Altenburg, Schwarzburg-Rubol- 
ſtadt, Schwarzburg-Sondershaufen, Waldeck, Reuß ä. 8, Neuß j. L., Schaumburg- 
Kippe, Lippe, Lübeck, Bremen je 1 Abgeorbneten). Die Abgeordneten find nicht an 
Aufträge oder Inſtruktionen gebunden, fie find für die Ausübung ihres Abgeorbneten- 
tehte („Mandates“) Riemandem verantwortlich). 

.. TER. geht hervor aus allgemeinen direkten Wahlen, welche in geheimer Ab⸗ 
rmung vorzunehmen find. Das Wahlrecht ift auf breiter demokratiſcher Baſis 
Formirt, im Weſentlichen entiprechend den Beftimmungen des „Reichswahlgeſetzes“ 
vom 12. April 1849. Wahlberechtigt ift jeder Reichsangehbrige männlichen Ge— 
Thlehtes nach vollendetem 25. Lebensjahre, falls er nicht unter Vormundſchaft fteht, 
# in Konkurs befindet, während des laufenden oder letztvergangenen Jahres Armen- 
unterſtügzung aus öffentlichen oder Gemeinbemitteln empfangen Hat oder durch 
seihtliches Urtheil die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat; das Wahlrecht „ruht“, 
d.h. darf nicht ausgeübt werden bei Militärperjonen des altiven Dienftftandes, jo 
lenge fie bei den ahnen ftehen, ausfchließlich der Militärbeamten, ferner bei den- 
vrigen Perfonen, die nicht in den Wahlliften verzeichnet find, endlich bei denjenigen, 
melde fih zur Zeit der Wahl nicht am Ort ihres Domizils befinden. — Wählbar 
"nd ale wahlberechtigten Perfonen, auch diejenigen, deren aftiveg Wahlrecht ruht; 
der zu Wählende muß jedoch mindeſtens feit einem Jahre die Deuiſche Staats- 
engehörigteit befigen. Nicht wählbar find: die Souveräne und deren Vertreter im 
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Regierungsfollegium des Reiches, dem Bundesrath. — Die Mitgliedfchait zum R 
erlifcht durch Verluſt einer der Vorausſetzungen der Wählbarkeit, durch Berzicht 
durch Annahme eines bejoldeten Staatsamtes und Beförberung im Staatebienft zu 
höherem Rang oder Gehalt, durch Auflöfung des R., endlich durch Ablaufj der drei: 
jährigen Wahlperiode. 

Das Wahlverfahren erfolgt in der Art, daß die gejeglichen Wahlkreiſe in Wahl⸗ 
bezirte mit einer Normalzahl von ca. 3500 Seelen zerlegt werden. Für jede 
Wahlbezirt wird durch die Gemeindebehörbe eine Wählerlifte angefertigt, welde bir 
Namen aller Wahlberechtigten enthalten muß. Dieſe Lifte ift vier Wochen vor de 
Wahl auf mindeftens acht Tage öffentlich auszulegen, damit etwaige Rellamationen 
ſei es behufs Aufnahme ſei es behufs Streichung gewiſſer Perfonen angebrad 
werden können. Nach Abichluß dieſes Verfahrens ift die Lifte durch Unterfchrift de 
Gemeindevorftandes abzuſchließen. Bei Neuwahlen find neue Liſten auzujertigen 
wenn nicht die Neuwahl in das der erften Wahl folgende Jahr fällt. Die Kofta 
für Herftellung der Liften fallen den Gemeinden zur Laft. Der Wahltag wird durd 
Verordnung des Kaiſers beftimmt, und zwar haben die allgemeinen Wahlen in 
ganzen Reiche am nämlichen Tage ftattzufinden. Der R. muß mindeſtens alljährlid 
einmal einberufen werden; nach Ablauf ber geſetzlichen Wahlperiode müffen demnac 
die Neuwahlen fo vechtzeitig angeordnet werben, daß jener Verfaffungsvorihri 
genügt werben kann; bei Auflöfung des R. während der Wahlperiode haben di 
Neuwahlen jedenfalls innerhalb der dem Auflöfungstermine nachfolgenden 60 Zug 
zu erfolgen. Nur bei Ablehnung, Verzicht und Ungältigleitserflärung dürjen En 
zialwahlen ftattfinden. Weber die Wahlhandlung jelbft enthält das Wahlreglemen 
(eine Verordnung des Bunbesrathes, welche jedoch nur mit Zuftimmung des \ 
abgeändert werden darj) jehr fpezielle Vorfchriften, welche fich auf Wahllokal, Wat 
vorſtand und Stimmabgabe beziehem Letztere erfolgt durch Zettel, die derbedi i 
eine Urne zu legen find; das Geheimniß der Wahl ift ftrengften® zu wahren. ?i 
Stimmabgabe kann nicht durch Stellvertreter erfolgen, die Stimmzettel müffen w 
weißen Papier fein und dürfen kein äußeres Kennzeichen tragen, auch nicht im Wahl 
Lokal jelbft gefchrieben fein. Im Wahllokal dürfen keine Anjprachen gehalten odi 
Diskuffionen gepflogen werden. Das Wahlrefultat wird zunächit für den Wahl 
bezirk, weiterhin durch den von GStaatswegen ernannten Wahllommiffar für di 
Wahlkreis feitgeftellt, und zwar ſpäteſtens am dritten Tage nach der Wahlhandlun; 
die Feſtſtellung und Publifation erfolgt unter Zuziehung einer Kommiffion vo 
Wählern, das Wahlprotokoll ift dem R. einzujenden. Gewählt ift derjenige, welche 
die abfolute Mehrheit aller abgegebenen Stimmen zugefallen ift; hat fich eine jold 
Mehrheit nicht ergeben, fo findet engere Wahl ftatt, die juriftiih nur ala wer 
fegung der erften Wahl zu betrachten ift. Die engere Wahl erjolgt zwiſchen der 
jenigen beiben Kandidaten, welche die meiften Stimmen erhalten Haben; tritt b 
der engeren Wahl Stimmengleichheit ein, fo entfcheidet das durch den af 
kommiſſar zu ziehende Loos. Die engere Wehl bat binnen 14 Tagen nad d 
eriten Wahl ftattzufinden. Die Notifitation des Wahlergebniffes an den Gewählt 
erfolgt durch den Wahllommiffer, dem binnen 8 Tagen eine Erklärung über A 
nahme oder Ablehnung der Wahl ſammt den nöthigen Rachweiſungen Hinfichtli 
der gejeßlichen Erforberniffe der Wählbarfeit einzufenden ift. Die Wähler find I 
vechtigt, Vereine zu bilden fowie Verfammlungen zu veranftalten, die die R.wa 
zum Gegenftand haben; ſolche Berfammlungen müflen jedoch öffentlich und u 
bewaffnet ftattfinden, im Uebrigen gelten die landesrechtlichen Vorſchriften üt 
Vereins⸗ und Verſammlungsweſen. Das Wahlrecht ift in befonderer Weife itw 
rechtlich geichüht (NStrafGB. SS 107, 109, 339); ſoweit firafrechtliche Norm 
nicht eriftiven, ift jede Art von Wahlagitation juriftifh erlaubt; amtliche Wal 
beeinflufjungen bat der R. in der Regel als außreichenden Grund zur Ungültigtei‘ 
erflärung von Wahlen betrachte. Der R. entſcheidet über die Gültigkeit t 
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Wahlen felhft und allein, die Wahlprüfungen erfolgen primär durch die Abthei- 
lungen des R., eventuell durch die fpeziell zu beftellende Wahlprüfungsfommiifion 
gemäß den Borfchriften der Geſchäftsordnung. 

II. Die Rehtsverhältniffeder Mitglieder des R. Die Mitglieder des 
R. dürfen wegen ihrer Abſtimmung ober der in Ausübung ihres parlamentarifchen Be— 
cujes gethanen Aeußerungen weder ftrafrechtlic; noch disziplinariſch verfolgt werben. 
Eine Disziplin wird gegen Mitglieder des R. im Parlament nur nad) Maßgabe 
der Geichäftsorbnung, welche feiner Zeit vom berathenden Parlament des Norddeutſchen 
Vundes jefigeftellt und ſeitdem mit geringen Mobififationen von jedem fpäteren R. 
angenommen wurde, geübt. Dieſe Disziplinargewalt wird durch den Präfidenten 
gehandhabt, Disziplinarmittel find Ordnungsruf und Entziehung des Wortes: die 
iehr viel fchärferen Disziplinarmittel des Englifchen und Frangdfiichen Parlamentz- 
rechtes find dem Deutichen unbelannt. Beamte bebürfen zum Eintritt in den R. 
feines Urlaubes; als Beamte find zu betrachten die Staats, Kommunal» und Kirchen« 
beamten ber Landeskirchen. ferner die Offiziere, Gehaltsabzug und Stellvertretungs- 
foiten gegen Beamte, welche in den R. eingetreten find, find als unzuläffig zu be= 
zasten. Während der Sikungsperiobe kann fein Mitglied des R. ohne deffen 
Genehmigung wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuchung gezogen 
„er verhaftet werden, außer wenn die Ergreifung auf handhafter That oder im Laufe 
des nãchſtfolgenden Zuge 9 geſchah. Selbftverjtändlich bezieht fich dieſe Immunität 
nicht auf rechtskräftig erkannte Strafen (vgl. jedoch hierher Geſ. vom 31. Mai 
1880, $ 2 [R.G.Bl. ©. 117), über die Verlängerung und authentifche Erklärung 
bes de. vom 21. Oft. 1878 gegen bie gemeingefährlichen Beftrebungen der Sozial« 
demokratie). Wegen Schulden oder zum Sicherungsarreft kann ein Mitglied des R., 
während der Sitzungsperiode nur verhaftet werden mit Genehmigung des R. Durch 
Veſchluß des R. dem entiprochen werben muß, fann währenb ber Sitzungsperiode 
die Siftiru jedes Strafverfahrens gegen ein Mitglied, fowie jeder Unterfuchungs= 
und Give (nit Strafe) Haft eines ſolchen verlangt werden. Die Mitglieder des 
X. dürien als folche feine Beſoldung oder Entſchädigung beziehen, weder aus 
öffentlichen noch aus privaten Mitteln; doch jehlt diefem Verbote ber ftrafrechtliche 
Schus, und auch fonftige Rechtsfolgen "ind an daffelbe nicht geknüpft. Wahrheits⸗ 
yirene Berichte über Verhandlungen des R. (nit aber Bruchſtücke von ſolchen) 
And von jeder Verantworilichkeit frei 

W. Die Funktionen Fr R Was die Kompetenz des R. betrifft, ſo hat 
derjelbe zuvörderſt das Recht der Autonomie; darin liegt die Befugniß, fein Prä- 
im zu wählen, die. Gültigkeit der Wahlen feiner Mitglieder zu prüfen und 
darüber allein zu entſcheiden, feine Geſchäftsordnung zu normiren. Das Präfidium 
beiteht aus einem Präfidenten, zwei Bizepräfidenten unb acht Schriftführern,; der 
Fröfident übt die Disziplinargewalt über die Mitglieber des R., ſowie die Sipungs- 
befigei während der Berathungen, er. ernennt ferner bie Beamten des R. — Die 
Kanptfunktion des R. ift die Theilnahme an der Geſetzgebung. Die Mitwirkung, 
welche parlamentarifchen Faktoren nach dem monarchiſchen Staatsrechte, ſowie fich 
defielse in Deutfchland entwickelt Hat, zukommt, darf nicht dahin charakterifirt 
vebm, daß bie Volksvertretung mit bem Monarchen gemeinfam bie Geſetzgebung 
neibt; in dieſem Sinne find die Parlamente nach Deutſchem Staatsrecht keines— 
wegs „geleßgebende“ Derfammlungen. Vielmehr ift das den beiden genannten 

toren zulommende Recht an ber Gejegebung ein prinzipiell höchft verfchiebenes ; 

xi jedem eh ift au unterjcheiden zwiſchen Geſetzesin halt und Geſetzes befehl; 
den letzteren, Vilcher in ber Sanktion Liegt, giebt im monarchiſchen Staat nur der 
Nenarch, er allein ift demnach der Geſeggeber und ihm jteht folglich auch dag 
uegetide Recht zu, jedem Gejegentwurje die Sanktion zu verfagen (Veto), Das 
Parlament Hingegen ift nur betheiligt an der Feſtſtellung des Geſetzesinhaltes, 
nit au der Ertheilung de Geſetzesbefehles. So auch nach Reichaftaatsrecht, indem 
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fein Reichsgeſetz juriftiich eriftent werden kann, ohne daß der R. den Inbalt 
deffelben genehmigt hätte. Der R. kann auch die Initiative zum Erlaß von Gi: 
jegen ergreifen: in der Regel aber gelangen die Gefeßentwürfe erft nach erfolgter 
Feſtſtellung des Inhaltes im Bundesrathe an den R. Der Verkehr zwiſchen Vun— 
desralh und R. ift durch das Präſidium bes Ießteren und den Reichskanzler pu 
vermitteln. Geſetzentwürje, welche zuerft vom R. beichloffen werben, müffen jem: 
Tale vom Reichelanzler dem Bundesrath in Vorlage gebracht werden, Iehterr it 
aber nicht verpflichtet, einen materiellen Beſchluß über die Vorlage zu Taffen, wät- 
rend der R. Hinfichtlich der vom Bundesrath an ihn gebrachten Vorlagen die ı: 
thun rechtlich verbunden ift. Die Vorlage der vom Bundesrat feſtgeſtellten Geirt- 
entwürje an den R. gefchieht durch den Reichefanzler „im Namen des SKailer‘; 
von fich aus die Initiative zum Erlaß von Gefeßen zu ergreifen, ift ber Kailer ali 
folcher nicht kompetent (wol aber das Bundesglied Preußen). Geſetzentwürje, weld: 
der Bundesrath feftgeftellt Hat, müfjen jedenfalls dich den Kaifer dem R. in Per: 
lage gebracht werben, und zwar in umveränderter Faſſung. GErgeben ſich Different 
zwifchen Bundesrath und R., fo ift fo lange zu verhandeln, bis entweder Weherin: 
ftimmung beider oder Ablehnung in Folge verneinenden Bejchluffes eines der beider 
Faktoren erzielt ift. (Weber die Sanktion der Reichsgeſetze ſ. d. Art. Bundes: 
rath.) Bon der Theilnahme des R. an ber Gejehgebung noch eine bejonder 
Gruppe von Materien zu jondern, im welchen der R. eine juriſtiſch beſonders 1 
faffende „Genehmigung“ zu ertheilen habe (Laband), ift unbegründet. Auch dar 
Budgetgeſetz Tann ftaatsrechtlich nicht unter befonbere, von ber übrigen Geſetzgebung 
abweichende Grundfäße geftellt werden (bie nehmen Laband und Gneift mm: 
dagegen Kat fich insbefondere v. Martitz erflärt). — Dem R. fteht enblid em 
ganz generelles Kontrolrecht bezüglich aller Reichsangelegenheiten zu; daſſelbe mir 
geübt bei der Beratung bes Reichshaushaltsetats, kann aber auch die Form de 
SInterpellation annehmen und ebenjo durch Petitionen von außen angeregt werden. 
Die Kontrole des R. bezieht fich insbeſondere auf die Finanzwirthſchaft des Reid 
über die Verwendung aller Einnahmen und Ausgaben des Reiches hat der Reid: 
Tanzler alljährlich dem R. Bericht zu erftatten und deſſen Decharge einzuholen 
Ueber alle bebeutenderen einzelnen Finanzverwaltungen des Reiches übt der R. iernen 
noch eine fpezielle Kontrole aus, indem diefe Verwaltungen an die Reichsſchulder 
tommiffion Bericht zu erftatten Haben, in welcher der R. durch drei gewählte Wir: 
glieder vertreten ift, die ihrerjeits wieder dem Plenum des R. reieriren. 

V. DieBerhandlungendes R. Die Berufung des R. erfolgt durch kaiſerlice 
Verordnung. Die Verhandlungen werben vom Kaifer oder in feinem Auftrag durt 
einen Stellvertreter eröffnet. In der nämlichen Weife werden diefelben gefchlofir 
Nur ber Kaifer kann den R. während der Sitzungsperiode vertagen, wiederholte 
Dertagung aber fowie eine Vertagung von über 30 Tagen bedarf der Zuftimmung 
des R. ſelbſt. Mit Schluß des R. hören auch alle Kommiffionsarbeiten aui Im 
ausnahmaweife können die Arbeiten bejtimmter Kommiffionen auf Grund eines Reid 
gefeße® auch nach Schluß des R. fortgeſetzt werden), und alle Vorlagen werben bir: 
tömmlich neu behandelt (Prinzip der „Diskontinuität“). Die Verhandlungen find 
Öffentlich, geheime Sitzungen wären verfafjungswidrig; der Präftdent Tann jedot 
bei Ruheftörungen die Tribünen räumen laſſen. Die Mitglieder des R. werden 
beim Zufammentritt defjelben in Abtheilungen verlooft, welchen fpeziell die Prütung 
der Wahlen obliegt. Außerdem werden nach Erforderniß noch befondere Komm 
fionen, fpeziell zur Vorberathung von Geſetzen beftellt. Die Komgiffionsfitzunger 
find geheim. Alle Geſetzentwürfe fowie alle vom Bundesrath an den R. geleiteten 
Vorlagen müffen dreimal beraten werden, die erfte Berathung ift nach der Gr 
ſchäftsordnung nur eine allgemeine, die artifelweife Diskuffton erfolgt erft bei di: 
weiten „Lefung“. Ueber die Beitfriften, welche zwiſchen den verfchiedenen „Lefungen 
liegen müffen, ſowie über die eventuelle Verbindung mehrerer Leſungen enthält di: 
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Sehäftsordnung genaue Vorjchriften. Wird die Vorlage bei der zweiten Lefjung 
abgelehnt, ſo wird in die britte nicht mehr eingetreten. Andernfalla bat bei der 
dritten Lefung eine General» und eine Spezialberathung zu eriolgen und ebenfo hat 
die Abſtimmung ſowol über jeden einzelnen Artikel ala zum Schluß über die ganze 
Votlage zu gejchehen. Anträge von Mitgliedern des R., welche nicht den Charakter 
von Gejegentwäürfen tragen, werden in einmaliger Berathung erledigt. Die Beichluß- 
'ehung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit; eine ſolche darf überhaupt nur er- 
icigen, wenn mehr als die Hälfte der gefeglichen Mitgliederzahl des R. anweſend 
it, Dies wird regelmäßig präfumirt, doch kann jedes Mitglied jeder Zeit Aus— 
Ylung verlangen. Die Verhandlungen des R. find zu protofolliven: die Proto- 
felfe enthalten jedoch nur die gefaßten Befchlüffe und geftellten Interpellationen bzw. 
deren Zeantwortung im Wortlaut, ferner die offiziellen Anzeigen des Präfidenten; 
tieielben find vom Präfidenten und zwei Schriftführern zu vollziehen, fie find bie 
rinzigen offiziellen Urkunden über die Thätigfeit des R. Die ftenographiichen Be— 
richte, welche einen wortgetreuen Bericht über die Sigungen geben, find nicht offi— 
je, werben aber von den Schriftführern revidirt. Die Verhandlungen de R. find 
= — Straffanktionen geſchützt (KStraf6B. 85 105 u. 106). 

NBerf. Art. 5, 12, 18, 16, 20-82, 69-78. — Dabige vom 81. Mai 1869 
at * iD), bazu —— des Zunbesratües vom 28./31. Mai 1870 ad, 
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dit: Laband ee L 5 47—53. — Meyer, Lehrbuch, 7 Fer 
Ihudidum, Berfaffu ngörecht, 132, 219. — v. Mohl, Reichöftantaredht, ff. ba. 
—— —* La Sepbel, Romment, 138 fi. — Selb, RVerf. Ber f;; —d Könne, 
ven, Sehtb., L 88 6, 7, 11. — Wefterfamp by Die 292 
ib. ge Sn Rei und bie Parteien, 1880. — vd. Mail, Kae Bene kan en über 
Bahlen gem Deu en Reichätag, 1874. — Seybel, Der Ba irth’3 Annalen 
is06 6.352. — v. Marti, um ben Eonfttutioneien Begriff des Geſehes, in Tübinger 
ge, für Staatswiſſenſchaft 36. Jahrg. ©. 208 a — 3 Meyer in Grün: 
3 Seitiche. für Privat: und öffentliches Recht ıf. Zorn. 


Reichs⸗ und Stantdangehörigkeit. 1. Geſchichte. 1) Die Frage, wie dag 
vreußiſche Indigenat erworben werde, und welche Perſonen als Preußiſche Untere 
ibenen anzuſehen feien, hatte im Allg. ER. keine zureichende Antwort gefunden, und 
zar auch noch beinahe ein halbes Jahrhundert jpäter nicht beftimmt entſchieden; 
:2 Allgemeinen wurde jedoch angenommen, daß ſchon der Wohnfig innerhalb der 
Aachen Etaaten die Eigenjchaft als Preufe begründe, beſondere Uebereinkünfte 
zu den meiſten Deutſchen Regierungen ergänzten den ſchwankenden Begriff der 
eg 

das Geje vom 81. Dez. 1842 über die Erwerbung und den Verluſt der 
na als Preußifcher Unterthan, welches mit ben beiden anderen Geſetzen von 
>enichhen Tage Über die Aufnahme neu anziehender Perfonen und über die Armen- 
ge ein zufammenhängendes Syftem bildet (vgl. d. Art. Freizügigkeit), hat 
ca jeſten Rechtszuſtand begründet. Die Eigenjchaft als Preuße entitand danad) 
dutch Abſtammung, reſp. Legitimation, durch Verheirathung und durch Verleihung, 
ap, Anftellung ; Dagegen hatte der Wohnfig innerhalb des Preußiichen Staates für 
fc allein diefe Wirkung nicht mehr. Die Begründung ber Eigenſchaft als Preußiicher 
Untetkon durch Verleihung erfolgte mittels Ausfertigung einer Raturalifations- 


ei der Landeäpolizeibehörben (Provinzialregierungen reſp. Polizeipräfidium 
u 
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Die Berfafjungsurfunde enthält nur die Vorfchrift, daß die Berfaflung und 
das Gejeh beftimmen, unter welchen Bedingungen die Eigenjchait eines Preußen 
und die ftaatöhirgerlichen Rechte erworben, auögelibt und verloren werben. Die 
Berfaffungsfommiffion der Nationalverfammlung, von der dieje Faffung herrührt, 
hatte übrigens ein beſonderes Geſetz über das Staatsbürgerrecht ausgearbeitet, welt: 
gleichzeitig mit der Berfaffungsurfunde erlafjen werben jollte. 

Das Geſetz vom 81. Dez. 1842 ift auch für die Hohenzollern’jchen Lande als 
weſentlicher Beitandtheil der dort eingeführten Berfaffungsurfunde ohne bejondere , 
Publifation nach der damaligen Auffafjung der Staatsregierung maßgebend ge 
worden, Diefe Auffaffung ift indeffen fpäter mit Recht aufgegeben und demgemöh | 
das Geſetz vom 81. Dez. 1842 zwar durch ausdrüdliche Beitimmung im Jade 
gebiete, ſowie in der vormals Bayerifchen Enflave Kauladorf und in dem zur vor | 
maligen Landgraſſchaft Heffen-Homburg gehörig geweſenen Oberamte Meiſenheim 
Berordn. vom 20. Aug. 1855, 22. Mai 1867, 20. Sept. 1867), nicht aber in 
den übrigen durch die Gefeke vom 20. Sept. und 24. Des. 1866 mit der Monardje 
vereinigten Ländern eingeführt. Es traten daher der Altpreußifchen noch acht ander 
Gejehgebungen über den Erwerb und Berluft des Staatsbürgerrechts (Hannover, 
Schleswig⸗ Holſtein, Kurheſſen, Großherzogtfum Hefien, Heflen-Homburg mit Aus 
nahme von Meifenheim, Nafſau, Frankfurt, Bayern mit Ausnahme von Kauladon) | 
binzu, die zum Theil bis in die Grundlagen von einander abweichen, indem 3. 2. 
in Hannover die Staatdangehörigkeit ald Ausfluß und Zubehör der Gemeinbeangehörig: | 
teit betrachtet wurde, jo daß für den Erwerb derfelben lediglich die Gemeinde- und | 
‚Heimathögefehgebung maßgebend war, mit der Einſchränkung, daß die Gemeinden Aus | 
länder mır mit Genehmigung der Regierung zu Mitgliedern aufnehmen konnten. Tick 
Verſchiedenheiten bezogen fich jedoch ſeit der Vereinigung jener Länder mit dem 
Preußifchen Staate nur auf den Erwerb, nicht auch auf die Wirkungen des JIudigenate, 
da die Angehörigen dieſer Länder durch die Einverleibungagejege, reſp. durch die 
vollzogene Befiergreifung in den Preußifchen Staatsverband aufgenommen , daher 
ala Ausländer nicht ferner zu behandeln waren, und ein fpeziell Hannoverfches, Kur: 
heſſiſches ıc. Indigenat feitdem nicht mehr möglich war. 

Die ftantsrechtliche Einheit der Monarchie machte es aber unerläflich, gleich 
mäßige Vorfchriften über den Erwerb und Verluſt des Preußifchen Indigenats ar 
zuftellen. ine einfache Ausdehnung des Geſetzes vom 31. Dez. 1842 auf bie neun 
Provinzen Hatte jedoch infofern Bedenken, als manche Vorſchriften defjelben nad 
Inhalt und Faſſung der inzwifchen geänderten fonftigen Gefehgebung nicht mehr 
entiprachen,, auch während der 25jährigen Anwendung ſich einige Unzuträglichtkeiten 
herausgeſtellt Hatten. Die Staatöregierung legte daher in der Seifion 1868/1869 
dem Landtage einen neuen auf den Grundlagen des Geſetzes don 1842 ruhenden 
Geſetzentwurf für den ganzen nunmehrigen Umfang des Staates vor. Diefer Geſch 
entwurf wurde vom Hertenhaufe ohne wejentliche Abänderungen angenommen; dei 
Abgeordnetenhaus trat zwar in den meilten Punkten den Bejchlüffen des Herren 
Haufe bei, befchloß jedoch in dem ganzen Geſetzentwurf das Wort Unterthan dur 
das Wort Preuße zu erfegen. Dies wurde vom Herrenhaufe abgelehnt, und wegen 
diefer Differenz ift das Geſetz nicht zu Stande gefommen. 

2) Inzwiſchen war bereit3 durch Art. III. der Rord deutſchen Bundesveriafiung 
ein gemeinfamer Bundesindigenat begründet, mit der Wirkung, daß der Angehörige 
eines jeden Bundesſtaates in jedem anderen Bundesſtaate als Inländer zu behan 
bein, und demgemäß zum jeften Wohnfige, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen 
Aemtern, zur Erwerbung von Grunditüden, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts 
und zum Genuffe aller jonftigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Vorausfetzungen 
wie der Einheimifche zuzulaffen fei. Dieſer Bunbesindigenat des Art. IN. hatte alfo| 
keinen fpezifiichen Inhalt, ſondern ließ die Landesindigenate ihrem Inhalte nad) 
unberührt, und nahm nur die Schranken hinweg, welche innerhalb des Einzelſtaatee 
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die eigenen Angehörigen von fonftigen Norddeutfchen trennte. Bor allen Dingen 
blieben auch die Indigenatsgeſetze der Eingelftaaten maßgebend für die Voraus- 
fegungen, unter denen ber Erwerb und Berluft des Landes- und Bundesindigenats 
fattiand. 


Je mehr num aber durch bie organtfche Geſetzgebung des Norbdeutichen Bundes auf 

den verichiedenften wirtbfchaftlichen Bebieten der Bunbesindigenat mit einheitlichen 
pofitiven Inhalte erfüllt wurde, das Norddeutſche Bürgerrecht zu einem Inbegriff 
materiell gleichartiger politifcher und bürgerlicher Rechte fich geftaltete, die der Nord⸗ 
dentiche überall im Bundesgebiete geltend machen Tonnte, ohne zu fühlen, daß er fich 
ar dem Boden eines Einzelftantes bewegt, um fo mehr entitand das Bedürfniß 
von Bundeswegen in einheitlicher Weiſe auch diejenigen Normen zu geftalten, welche 
fh auf den Erwerb und den Verluſt diefer Bundesangehörigfeit beziehen. Es wieber- 
dolte ſich gleichſam Für den Norddeutſchen Bund derjenige Zuftand, der auch in 
Preuben der Abhülfe bedurfte. Da nun die Norddeutſche Bumdesverfaffung Furforge 
zn Beieitigung dieſes Zuftandes getroffen hatte, indem fie im Art. IV. auch bie 
Aetimmungen über Stantöbürgerrecht unter denjenigen Gegenftänden aufzählt, auf 
weihe fich die Kompetenz des Bundes beziehen ſoll, jo hat in Folge eines Reichs- 
togsbekhluffed vom 20. Mai 1869 das Bundespräfidium unterm 14. Febr. 1870 
een dom Bundesrathe befchlofienen Geſetzentwurf dem Reichstage vorgelegt, um 
a1 Stelle ber verſchiedenen Territorialgefehgebungen ein einheitliches nationales Recht 
wu eben. Dad Reſultat ift das Geſetz vom 1. Juni 1870 über bie Erwerbung 
umd den Berfuft der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit, defjen Wirhſamkeit am 1. Jan. 
1871 beginnen follte. Auf Grund der Berjailler Verträge ift daffelbe dann von dem⸗ 
ſelben Zeitpumkte ab auch für Baden, Südheffen und Württemberg, auf Grund des 
Behetes, betr. die Einführung Norddeutſcher Bundesgefege in Bayern, vom 22. April 
1871, vom Tage der Wirffamteit diejes Gefehes an auch für Bayern, endlich auf 
Srmd des NRGeſ. vom 8. Yan. 1873 auch Tür Elfaß-Lothringen in Kraft getreten. 
Ja den auf Bayern bezüglichen Gejeh vom 22. April 1871 find übrigens einige 
tittionefle Aenderungen des Geſetzes vom 1. Juni 1870 erfolgt. 
. 1 Da8 geltende Redt. A. Der Erwerb der R- md S. Wie in 
item Bundesſtaate, jo giebt es auch gegenwärtig in Deutfchland ein doppeltes 
Vigereht, daB Reiche und das Staaisbürgerrecht, da fowol das Reich wie die 
Eiyefftonten unmittelbare Unterthanen, je nach der Abgrenzung der Kompetenz 
yolihen Reich und Gingelftanten befigen. Es Tann Jemand ebenſowenig nur Staate- 
binger, als nur Reichsbürger fein, fo daß jelhft diejenigen Ausländer, welche im 
3riädienfte angeftellt werben, eine beftimmte Stantsangehörigkeit erlangen. Und zwar 
tcheint hinſichtlich des Erwerbs die Staatsangehörigkeit ala das Prinzipale, die Reiche“ 
mgebörigleit als dad Accefforium. Es wird Niemand zunächft Deuticher, fondern zu⸗ 
vicft Preuße, Sachſe rc. Das Reich als jolches tritt bei dem Erwerbe der Reichdangehörig« 
tat gor nicht in Aktion, die Reichdangehörigfeit ift aber die natürliche und notwendige 
ge der Staatsangehörigkeit. Der Erwerb der Stantsangehörigkeit erfolgt: 

1) Such Abftammung von Deutichen Eltern, ber weitaus häufigfte Fall; und 
war ift es dabei gleichgültig, ob die Abſtammung eine eheliche oder uneheliche 
car, mır daß im letzteren alle die Stantsangehörigleit der Mutter enticheibet. In 
Ieeinftunmung mit dein früheren Preußifchen Recht, mit der Geſetzgebung der meiften 
Zatihen Staaten, fowie der von Frankreich, Italien und Belgien ift Übrigens der 
Scmbjag aufgeftellt, daß die Nationalität der Eltern auch dann entjcheibet, wenn dag 
Rd ewa im Außlande geboren wurde (Code Nap. art. 10: Tout enfant ne d’un 
Frasgais en pays etranger est Frangais), während das Angloamerikaniſche Recht 
"ch immer von dem mittelalterlichen Grunbjage, wonach die Kinder als Erzeugniffe 
des Bohena ericheinen, fich nicht vollftändig losgemacht Hat; denn man hat in Eng- 
land war neuerdings anerkannt, daß die von Engliſchen Eltern im Auslande ge- 
boremm Kinder Engländer feien, man hält aber troßdem ganz intonjequenter Weiſe 
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Die BVerfafjungsurtunde enthält nur die Vorſchrift, daß die Verjaffung und | 
das Geſetz beftimmen, unter welchen Bedingungen bie Eigenſchaft eines Preußen 
und die ſtaatsbürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden. Die 
Berfaffungstommifion der Nationalverfammlung, von der dieje Fafſung herrühtt, 
hatte übrigen® ein befonberes Geſetz über das Staatöbürgerrecht ausgearbeitet, welche: 
gleichzeitig mit der Verfafjungsurfunde erlafien werben jollte. 

DaB Geſetz vom 81. Dez. 1842 ift auch für die Hohenzollern'ſchen Lande ale 
weientlicher Beftandiheil der dort eingeführten Verfafjungsurfunde ohne befonder | 
Publikation nach der damaligen Auffaffung der Staatsregierung maßgebend ge 
worden, Diefe Auffaffung ift indeffen fpäter mit Recht aufgegeben und bemgemäk 
das Geſetz vom 31. Dez. 1842 zwar durch ausdrückliche Beftimmung im Jade 
gebiete, fowie in der vormals Bayeriſchen Enflave Kauladorf und in dem zur vor 
maligen Landgrafichait Hefien-Homburg gehörig geweſenen Oberamte Meiſenheim 
(Berorbn. vom 20. Aug. 1855, 22. Mai 1867, 20. Sept. 1867), nicht aber in 
den übrigen durch bie Geſetze vom 20. Sept. und 24. Dez. 1866 mit ber Monarchie 
vereinigten Ländern eingeführt. Es traten daher der Altpreußiſchen noch acht ander 
Geſetzgebungen über den Erwerb und Berluft des Staatsbürgerrechts (Hannover, 
Schleöwig-Holftein, Kurheffen, Großherzogtum Heflen, Hefien-Homburg mit Aus 
nahme von Meifenheim, Nafſau, Frankfurt, Bayern mit Ausnahme von Kaulabor) 
hinzu, bie zum Theil bis in die Grundlagen von einander abweichen, indem 3. 2. 
in Hannover die Staatsangehörigleit als Ausfluß und Zubehör der Gemeindeangehörig: 
teit betrachtet wurde, fo daß für den Erwerb derfelben lediglich die Gemeinde» und | 
‚Heimathögefeßgebung maßgebend war, mit der Einfchränkung, daß die Gemeinden Aus | 
länder mır mit Genehmigung der Regierung zu Mitglievern aufnehmen konnten. Tick 
Verſchiedenheiten bezogen fich jeboch feit der Vereinigung jener Länder mit dem 
Preußifchen Staate nur auf den Erwerb, nicht auch auf die Wirkungen des Indigenats, 
da die Angehörigen diefer Länder durch die Einverleibungsgejeße, reſp. durch die 
vollzogene Befigergreifung in den Preußiichen Staatsverbanb aufgenommen, daher 
als Ausländer nicht ferner zu behandeln waren, und ein fpeziell Hannoverfches, ſtur 
beffifches 2c. Indigenat feitdem nicht mehr möglich war. | 

Die ftaatsrechtliche Einheit der Monarchie machte e& aber unerläßlich, gleich 
mäßige Vorſchriften über den Erwerb und Berluft des Preußiſchen Indigenats au 
zuſtellen. Gine einfache Ausdehnung des Gejehes dom 31. Dez. 1842 auf die neuen 
Provinzen hatte jedoch infofern Bedenken, ala manche Borfchriften beffelben nadı 
Inhalt und Faſſung der inzwifchen geänderten fonftigen Geſetzgebung nicht mehr 
entſprachen, auch während der 2bjährigen Anwendung fich einige Unguträglichteiten 
berausgeftellt hatten. Die Staatöregierung legte daher in der Seifion 1868/1869 
dem Sandtage einen neuen auf den Grundlagen bes Geſetzes von 1842 ruhenden 
Gejegentwurf für den ganzen nunmehrigen Umfang des Staates vor. Diefer Gedr 
entwurf wurde vom Herrenhaufe ohne wefentliche Abänderungen angenommen ; dar 
Abgeordnetenhaus trat zwar in ben meiften Punkten den Beichlüffen bes Herren 
haujes bei, beichloß jedoch in dem ganzen Geſetzentwurf das Wort Unterthan durch 
dad Wort Preuße zu erjeßen. Dies wurde vom Herrenhaufe abgelehnt, und wegen 
dieſer Differenz ift das Gefek nicht zu Stande gelommen. 

2) Inzwiſchen war bereits durch Art. III. der Rord deutſchen Bundesverfafiu 
ein gemeinſamer Bundesindigenat begründet, mit ber Wirkung, daß der Angeböri 
eines jeden Bundesftaates in jedem anderen Bundesſtaate ald Inländer zu beha: 
bein, und demgemäß zum jeiten Wohnfike, zum Gewerbebetriebe, zu öffentliche 
Aemtern, zur Erwerbung von Grunditüden, zur Erlangung des Staatsbürgerrecht 
und zum Genuffe aller fonftigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Vorausſetzungen 
wie der Einheimifche zuzulaſſen fei. Diejer Bundesindigenat des Art. III. hatte alid 
keinen fpezififchen Inhalt, ſondern ließ die Landesindigenate ihrem Inhalte nadı 
unberüßrt, und nahm nur die Schranken hinweg, welche innerhalb des Einzelſtaate 
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die eigenen Angehörigen von fonftigen Norbdeutfchen trennte. Bor allen Dingen 
blieben auch die Indigenatsgeſetze der Einzelftanten maßgebend für bie Voraus— 
— unter denen der Erwerb und Verluſt des Landes- und Bundesindigenats 
Je mehr num aber Durch die organifche Gefehgebung des Norbdeutfchen Bundes auf 
den verichiedenften wirthichaftlichen Gebieten der Bundesindigenat mit einheitlichem 
pofitiven Inhalte erfüllt wurde, das Norddeutiche Bürgerrecht zu einem Inbegriff 
materiell gleichartiger politifcher und bürgerlicher Rechte fich geftaltete, bie der Nord» 
deutihe überall im Bundesgebiete geltend machen konnte, ohne zu fühlen, daß er ſich 
ar’ dem Boden eines Ginzelftantes bewegt, um jo mehr entitand das Bedürfniß 
don Bundeswegen in einheitlicher Weife auch diejenigen Normen zu geftalten, welche 
fch auf den Erwerb und den Verluft diefer Bundesangehörigkeit beziehen. Es wieber- 
holte fich gleicham für den Norddeutichen Bund derjenige Zuſtand, der auch in 
Kreußen der Abhilfe bedurfte. Da nun die Norddeutſche Bımbesverfaffung Fürſorge 
zu Befeitigung dieſes Zuftandes getroffen Hatte, indem fie im Art. IV. auch die 
etimmungen über Staatöbürgerrecht unter denjenigen Gegenftänden aufzählt, auf 
weihe fih die Kompetenz des Bundes beziehen foll, jo Hat in Folge eines Reichs⸗ 
togsbeihluffee vom 20. Mai 1869 das Bundespräfibium unterm 14. Febr. 1870 
eınen vom Bundesrathe beichlofienen Geſetzentwurf dem Reichstage vorgelegt, um 
an Stelle der verſchiedenen Territorialgefeßgebungen ein einheitliches nationales Recht 
u jehen. Das Reſultat ift das Geſetz vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung 
md den Berluft der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit, defien Wirkſamkeit am 1. Jan. 
1871 beginnen jollte. Auf Grund der Verſailler Verträge iſt daffelhe dann von dem⸗ 
ſelben Zeitpumkte ab auch für Baden, Sübhefen und Württemberg, auf Grund des 
Oeletes, Betr. die Einführung Norddeutſcher Bundesgeſetze in Bayern, vom 22. April 
1871, vom Tage der Wirkfamkeit dieſes Geſetzes an auch für Bayern, endlich auf 
Gmb des RGeſ vom 8. San. 1873 auch für Elfaf-Lothringen in Kraft getreten. 
Yu dem auf Bayern bezüglichen Geſetz vom 22. April 1871 find übrigens einige 
tealtionelle Henderumgen des Geſetzes vom 1. Juni 1870 erfolgt. 
‚ 1 Das geltende Recht. A. Der Erwerb der R.- md ©. Wie in 
jtden Bunbeflaate, jo giebt es auch gegenwärtig in Deutichland ein boppeltes 
Vingereht, daB Reiche» und das Staaisbürgerrecht, da fowol das Reich wie bie 
N n unmittelbare Unterthanen, je nach der Abgrenzung ber Kompetenz 
yoilden Reich und Einzelſtaaten befiken. Es Tann Jemand ebenfomenig nur Stants- 
bürger, als nur Meichäbürger fein, fo daß felbft diejenigen Ausländer, welche im 
Keihäbienfte angeftellt werben, eine beftimmte Staatsangehörigkeit erlangen. Und zwar 
ercheint Hinfichtlich des Erwerbs die Staatsangehörigfeit als das Prinzipale, die Reichs⸗ 
myhörigeit als dad Accefiorium. Es wird Niemand zunächft Deutfcher, jondern zu⸗ 
nich Preuße, Sachjezc. Das Reich als jolches tritt bei dem Erwerbe der Reichgangehörig- 
tet gar nicht in Aktion, die Reichsangehörigkeit ift aber die natürliche und nothwendige 
ge der Staatsangehdrigkeit. Der Erwerb der Staatsangehörigteit erfolgt: 

1) Durch Abftammung von Deutjchen Eltern, der weitaus häufigfte Hall; und 
rar it es dabei gleichgültig, ob die Abſtammung eine eheliche oder uneheliche 
ber, mr daß im letzteren Falle die Staatsangehörigkeit der Mutter enticheidet. In 
leterrinftimmumg mit dem früheren Preußiſchen Recht, mit der Geſetzgebung der meiften 
zathen Staaten, fowie der von Frankreich, Italien und Belgien ift Übrigens der 
banndiatz aujgeſtellt, daß die Nationalität der Eltern auch dann entſcheidet, wenn das 
Xd eva im Außlande geboren wurde (Code Nap. art. 10: Tout enfant ne d’un 
Franais en pays 6tranger est Frangais), während das Angloamerifanifche Recht 
"ch immer von dem mittelalterlichen Grunbfage, wonach die Kinder als Erzeugniffe 
des Bodens erſcheinen, fich nicht vollftändig losgemacht hat; denn man hat in Eng- 
land zwar neuerdings anerfannt, daß die von Engliichen Eltern im Auslande ger 
born Kinder Engländer feien, man hält aber troßdem ganz infonfequenter Weiſe 
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daran jeit, daß die von Preußifchen oder Franzöfiſchen Eltern in England geboren 
Kinder gleichiall® Engländer ſeien. 

2) Dur Legitimation, indem die gefeglich erfolgte Legitimation, für welche in 
formeller und materieller Hinficht die Landeögefehe maßgebend find, dem Kinde die 
Stantgangehörigleit des Vaters giebt, infojern biefer ein Deutſcher, die uneheliche 
Mutter aber eine Ausländerin if. Die Adoption hat diefe Wirkung nicht. 

3) Durch Verheirathung, indem die Frau nicht blos dem Domizile des Manns 
folgt, fondern auch durch die Eheſchließung deſſen Staatsangehörigkeit erwirbt ; dafielbe 
Prinzip gilt auch in den meiften anderen Ländern, während man in England wiederum 
intonfequent ift, da zwar diejenige Ausländerin, die einen Engländer gebeirathet hat, 
als Englänberin, aber auch diejenige Engländerin, welche einen Ausländer geheirathet 
bat, noch immer als Engländerin betrachtet wird. 

4) Durd) Verleihung auf Antrag. Hierbei ift zu unterjcheiden, ob es fih um 
den Erwerb einer Staatsangehörigfeit jeitens eines Ausländers oder ſeitens eines Deut: 
ſchen handelt. Der Erwerb der Staatsangehdrigkeit ſeitens eines Ausländers eriolgt 
im Wege der Naturalifation. Auf ſolche hat zwar fein Ausländer ein Recht, & find 
aber bie Eingelftaaten gebunden, bie Praxis im Sinne der internationalen Freizügigkeit 
zu üben, wie folche namentlich in Preußen bisher ſchon nad) dem Prinzip der fi: 
heit der Einwanderung gehandhabt wurbe. Insbejondere wird fein längerer ver; 
heriger Aufenthalt verlangt, wie jolches felbft in den Vereinigten Staaten geiieht, 
die doch auf die Begünftigung der Einwanderung hingewieſen find, indem gegen: 
wärtig als Bebingung der Raturalifation ein fünfjähriger Aufenthalt verlangt wird, 
während die Englifchen Beitimmungen einem Verbote der Naturalifation gleichſtehen 
Die Naturalifationgurfunde darf jedoch nur demjenigen Ausländern erteilt werden, 
die nach den Geſetzen ihrer bisherigen Heimath dispofitionsfähig find, ſofern nicht 
der Mangel ber Dispofitionzfähigkeit durch die Zuftimmung des Vaters ober dei 
Vormundes ergänzt, wird; ferner nur Denen, die einen unbeicholtenen Lebenswand 
geführt haben, die an dem Orte, wo fie fich niederlaffen wollen, ein Unterfommi 
finden, und nach den daſelbſt beftehenden Verhältnifien fi) und ihre Angehörig 
zu ernähren im Stande find, worüber die Gemeinden mit ihrer Erklärung vor Cr 
teilung der Naturalifationsurfunde gehört werden müflen. Die Naturalifation erio 
nicht wie in England durch Geſetz, auch nicht wie bißher in manchen Kleinftaat 
durch das Staatsoberhaupt, ſondern nach dem Borgange Preußens durch bie höhe 
Verwaltungsbehörden, bie Bezirksregierungen, reſp. die Regierungspräfidenten. Ti 
Raturalifationsurfunde begründet mit dem Zeitpunkte der Aushändigung alle mit 
der Stantsangehörigfeit verbundenen Rechte und Pflichten, wenn nicht die Ausübung d 
pofitifchen Rechte an eine Tängere Stantsangehörigteit geknüpft ift, die aber in Deu! 
land nur gering bemefjen ift, während in den Vereinigten Staaten die Wahlba i 
in den Kongreß und in die geſetzgebenden Verſammlungen der Einzelſtaaten von 
ſieben⸗ reſp. neunjährigen Befi des Unionsbürgerrechts abhängig erſcheint, die Bähl 
barkeit zum Praſidenten aber eingewanberten Bürgern g 
Naturalifation erjtredt fich, ſoweit nicht eine Baal gemacht ift, zugleich i 
Folge der Einheit der Familie auf die Ehefrau und die noch in väterlicher Gewal 
ftehenden minderjährigen Kinder. Diejenigen Ausländer endlich, welche die Natırat 
liſation nicht erwerben, find der Fremdenpolizei unterworfen, deren Regulirung gleich! 
falls in die Kompetenz de Reiches fällt. — Die Verleihung der Staatsangehörigfei 
an einen Deutfchen erfolgt durch Aufnahme, die fich von der Naturalifation materic 
durch eine größere Leichtigfeit unterfcheibet; eine folche ift um deswillen gerechtiertigt, 
weil es fi nicht um Einmwandernng, ſondern blos um Uebertwanderung handelt, wel 
nur die Stellung des Staatsbürgers verändert, die de Reichsbürgers aber ganz un 
berührt läßt. Die Erlangung des Staatsbürgerrechts ift Heutzutage auf Grund 
Art. III. der RVerf. ein Recht jedes Deutfchen, das auf Grund der erfolgten Nieder 
lafjung gewährt werben muß, wenigftens nur auf Grund des Freizügigkeitögejetel 
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verweigert werben kann. Die bisherige foziale Freizügigkeit ift alfo zu einer politijchen 
erweitert. Dagegen bat der Einzelſtaat jeinerjeits nicht das Recht, den Eingewan- 
derten zur Grwerbung des Staatsbürgerrechts anzuhalten, jo daß aljo die Staaten 
binfichtlich der StaatSangehörigkeit fchlechter geftellt find, als die Gemeinden Hinfichtlich 
der Gemeindeangehörigfeit — eine Beitimmung, die erft noch durch weitere Erfahrungen 
id zu erproben hat. Wiederum erfolgt der Erwerb des Staatsbürgerrechts durch eine 
von der höheren Verwaltungsbehörbe auszuftellende Aufnahmeurfunde, die Loftenfrei 
ertheilt werden muß; nicht aber, wie vorgefchlagen war, durch eine bloße Meldung; 
niederum begründet die Aufnahmeurkunde von dem Zeitpuntte der Aushändigung an 
clle mit der Staatsangehörigkeit verbundenen Rechte und Pflichten; wiederum enblich 
eitrekt ich die Staatsangehörigfeit in der Regel auch auf die Familie des Auf- 
genommenen. 

5) Durch Anſtellung im öffentlichen Dienſte des Reiches ober eines Bunbes- 
#aates vermöge einer von einer Gentral- ober höheren Verwaltungsbehörde voll- 
jogenen oder beftätigten Beftallung, fo daß alfo ebenjowol die Anftellungen im mittel- 
dam wie im unmittelbaren Staatsbienjt die Naturalifationg- oder Aufnahmeurkunde 
gen können, während anbererjeits nit jede Anftellung diefe Wirkung nach fich 
ch. Wenn übrigens die Anjtellung eines Ausländers im Reichsdienſte erfolgt iſt, 
id exwirbt der Angeſtellte die Staatsangehörigfeit in demjenigen Bundesſtaate, in 
zeichen er feinen bdienjtlichen Wohnfit hat, oder nach feiner Wahl, infofern der 
tienftliche Wohnfig im Auslande Liegt (Gefeß vom 20. Dez. 1875). 

B. Der Berluft der R.- und ©. erfolgt, abgejehen von Legitimation und Ver- 
beiratfung : 

1) Durch Ausſchluß wegen gewiſſer Handlungen, jog. Expatriation, in doppelter 
Beie, je nachdem es fich entweder um jolche handelt, die jchon im Auslande fich 
auihalten, oder um folche, die bisher im Inlande gelebt haben. Deutfche, welche 
"id im Auslande aufhalten, können durch Ausſpruch der Gentralbehörde des Heimaths⸗ 
haates ihrer Staatsangehörigkeit verluftig erklärt werden, wenn fie im Falle eines 
Wrieges oder einer Kriegägejahr einer durch den Kaiſer anzuordnenden augdrüdlichen 
Auroerung zur Rüdfehr binnen ber darin bejtimmten Friſt feine Folge leiſten. 
Zafelbe gilt auch ohne den Fall des Krieges oder der Kriegägejahr von Denjenigen, 
Dlhe ohne Erlaubniß ihrer Regierung in fremde Staatsdlenſte getreten find, und 
15 der erhaltenen Aufforderung zur Rückkehr in denfelben verbleiben. Außerdem 
fonnen Geiftliche und andere Neligionsdiener in Gemäßheit des RGeſ. vom 4. Mai 
1874, betr. bie Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, dur) 
Ferfügung der Gentralbehörde des Heimathajtantes, reſp. durch _die Landespolizei⸗ 
dehorde in den beiden Fällen ihrer Staatsangehörigkeit verluftig erflärt und aus dem 
Fundesgebiete ausgewieſen werben, wenn fie entweder durch gerichtliches Urtheil aus 
rem Amte entlaffen find und hierauf eine Handlung vorgenommen haben, aus der 
deworgeht, daß fie dennoch das Amt fi anmaßen, reſp. thatſächlich ausüben, oder 
zem fie deshalb zu einer Strafe verurtheilt find, weil fie Amtshandlungen in einem 
Antenamte vorgenommen haben, das den Vorſchriften der Staatsgeſetze zuwider 
Ihnen übertragen worben ift. Der Wiebererwerb der fo verlorenen R.- und ©. 
!ıın nur mit Genehmigung des Bundesraths erfolgen. 

2) Die Auswanderung führt nad) Deutſchem Reichsrecht einen Verluſt der 
cuatsangehoörigkeit nur dann herbei, wenn fie entweder auf Grund einer beantragten 
rilafungsurfunde eriolgt ift, oder ein zehnjähriger Zeitraum verſtrichen iſt. Die Ent⸗ 
afungeurtunde muß unbedingt ertheilt werben, wenn es ſich um eine bloße Ueber— 
zenderung handelt, während die wirkliche Auswanderung mit Rüdficht auf die Militär 
ice dahin beſchränkt ift, daß in gewiſſen Fällen die Zuftimmung der fompetenten 
Rilitarautoritãten zur Entlafjung erforderlich iſt, welche Beſchränkung fich jedoch auf 
die nach nicht zum Dienſt einberujenen Referviften und Landwehrmänner nicht bes 
fieht. Die zehnjährige Friſt wird von dem Zeitpunfte des Austritt? aus dem 
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Bundesgebiete oder, wenn ber Audtretende ſich im Beſitz eines Reifepapieres odcı 
Heimathafcheines befindet, von dem Zeitpunfte des Ablauf® diefer Papiere an gı- 
rechnet. Sie wird unterbrochen durch bie Eintragung in die Matrifel eines Rede: 
Tonfulats. Ihr Lauf beginnt von Neuem mit dem auf bie Löfchung in ber Matriket 
folgenden Tage. In der That dürfen Bürger, die in feiner Weile während ein 
längeren Zeitraums um ihr Vaterland fi kümmern, als fich felbft ausſchließend 
angefehen werben. Indeſſen kann doch Solchen, die einerfeits ihr Deutjches Indigener 
auf dieſe Weile verloren, andererſeits ein fremdes noch nicht erworben haben, di: 
alfo ſtaatlos find, auch ohne jürmliche Rückwanderung und neue Niederlaffung die, 
frühere Staatsangehörigkeit im urfprünglichen Heimathaftaate wieder verliehen werden. 
wie auch den förmlich zurückkehrenden Deutjchen dieſer Art ein förmliches Recht auf 
Wiederaufnahme zugeiprochen ift, jo daß derjenige Bundesſtaat, in dem fie fich nieder: | 
laffen, zur Ertheilung einer Aufnahmeurfunde verpflichtet erjcheint; der ehemalige 
Deutſche darf aljo in der Fremde überall fich jagen, daß er jederzeit in die ſtaate 
bürgerlichen Beziehungen zu Deutſchland zurädtreten fann (Code Nap. II. 1, 18:.| 

3) Dagegen geht durch den bloßen Erwerb einer neuen Staatsangehörigfeit di: 
alte an fi} nicht verloren. Derjenige alfo, welcher etwa, um ſich feiner Militärprlict 
zu entziehen, unerlaubt ausgewandert ift und binnen 10 Jahren zurückkehrt, wird ale 
Deuticher Staatsangehöriger beſtraft und muß nachdienen. Da diejes freilich leicht m 
Kollifionen mit anderen Staaten führt, welche annehmen, daß mit der bei ihnen 
erfolgten Naturalifation jedes Band zum früheren Staate gelöft fei, jo hat Deutid: 
lanb neuerdings mit den Vereinigten Staaten von Nordamerifa unterm 22. je. 
1868 einen Vertrag, betr. die Staatsangehörigfeit derjenigen Perfonen, welche aus der. 
Gebiete des einen Theils in das des anderen einwandern, abgejchloffen, durch weichen 
unter Feithaltung des Prinzips, daß die alte Staatangehörigfeit mit dem Erwerbe ein 
neuen nicht verloren gehe, doch die Durchführung diejes Prinzips weſentlich eingeichrintt 
ift. Der Staatsangehörigleitsvertrag jet nämlich jeft, daß diejenigen Deutfchen, welche 
naturalifirte Staatsangehörige der Vereinigten Staaten geworben find und fünf Jahre 
lang ununterbrochen in den Vereinigten Staaten zugebracht haben, feiten® des Reit 
als Amerifanifche Bürger behandelt werben follen; und umgefehrt. Wenn alio ca 
Deutjcher nach fünfjährigem ununterbrochenen Aufenthalte i in den Vereinigten Staatrz 
förmlich naturalifirt worden ift, jo foll er bei feiner etwaigen Rückkehr nach Deutich 
land nur beitraft werden können wegen der Verbrechen, die er vor, nicht aber wıya 
derjenigen, die er durch die Auswanderung begangen bat, alſo namentlich nicht weg 
Verlegung feiner Militärpflicht. Wenn aber ein Solcher fich wieder dauernd [ 
Deutſchland niederläßt, jo befindet er fich nach zweijährigen Aufenthalt in ber & 
eines freiwillig Eingewanderten; er muß alſo die Staatspflichten überhaupt und ine 
befondere auch die Militärpflicht infofern erfüllen, als er derjelben nach feinen Alter« 
verhältniffen noch unterworfen ift. — Das Prinzip dieſes Vertrages ift durd da 
vorliegende Geſetz generell dahin erweitert worben, daß für Deutſche, welche fich in 
einem Staate des Auslandes mindeſtens fünf Jahre lang ununterbrochen aufhalten 
und in demfelben zugleich die Staatsangehörigkeit erwerben, durch Staatsvertrag die 
zehnjährige Friſt, mit deren Ablauf die Stantsangehörigteit im Allgemeinen crlüdt, 
bis auf eine fünfjährige vermindert werben Tann. 
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Bit. Eäulte, Geihicte, II.a6&. 154. eihmann. 

Reifeloften der Zeugen und Sachverſtändigen. Die Aa fih als 
Zeuge oder Sachverjtändiger in gerichtlichen Angelegenheiten vernehmen zu laffen, 
’it feine Freiwillige, deren Erfüllung in dem Belieben des Einzelnen fteht, ſondern 
fern erziwungen werden. Es braucht deshalb auch der Zeuge und Sachverftändige 
den materiellen Schaden, welcher ihm durch feine Vernehmung erwächlt, nicht zu 
tagen, und fteht der ihm obliegenden Pflicht das Recht gegenüber, den Erſatz dieſes 
Schadens zu verlangen. Zu demjelben gehören auch die Aufwendungen, welche er- 
ferderlih waren, ihn an den Ort feiner Vernehmung zu bringen. Diefer Ort ift 
in der Regel die Gerichtaftelle, alſo diejenige Stelle, an welcher der Richter die 
Vernehmung vornehmen will, und die dem Zeugen, bzw. Sachverjtändigen, in der 
Sadung bezeichnet werden muß. Das Prinzip, daß die zu vernehmende Perjon zum 
Roter, nicht umgekehrt der Richter zu ihr kommen ſoll, galt jchon im Gem. Recht 
md ift auch von denjenigen Prozeßgeſetzgebungen aufrecht erhalten worden, welche 
roch den Grundjägen eines jchriftlichen Verfahrens und einer formalen Beweiätheorie 
heldigten. Nah Einführung des mündlichen und öffentlichen Verjahrens und An⸗ 
nahme der freien Beweiswürdigung iſt es ſowol im Civil⸗, wie im Strafßrz. für 
die mündliche Verhandlung zu einer nicht zu bejeitigenden Notwendigkeit geworben. 
Es halten daher auch die Deutſchen Juſtizgeſetze an ihm feſi. Sowol die Civil— 
Die die Strafß O. fordern die Vernehmung ded Zeugen und bed Sachverſtändigen 
an der Gerichtöftelle, und zwar nicht blos in den mündlichen, bzw. Hauptverhand- 
iengen, fondern ganz allgemein. Beide Geſetze Laffen nur zwei Ausnahmen zu, 
deren eine fich auf die Landesherren, die Mitglieder ber landesherrlichen Familien 
und die Mitglieder der fürftlich Hohenzollern'ſchen Familie und die andere fich auf 
ya Fall bezieht, daB die zu vernehmende Perſon durch Krankheit oder körperliche 

an dem Erſcheinen auf der Gerichtsſtelle verhindert wird. In dieſen 
bien Fällen foll fich ausnahmsweiſe der Richter in die Wohnung der zu ver— 
xdnenden Perfon begeben. Cine Ausdehnung diefer Ausnahmen tft unzuläjfig. In 
kinm Falle fteht es in der Willkür der zu vernehmenden Perjon, ihr Erſcheinen 
vor Gericht abzulehnen und die Anweſenheit des Richters in ihrer Wohnung zu 
selangen. Zugleich mit der Annahme diejes Grundſatzes haben aber auch die 
wiril⸗ und die StrafPO., erſtere in den EN 366, 378, leßtere in den 88 70, 84, 
tar Recht der zu vernefmenben Perſon auf Erftattung ber ihr erwachſenden Aus: 
lagen anerfannt, eine Erftattung, welche zunächft und vorbehaltlich des Rückgriffs 
ar) den zur Koftentragung DVerpflichteten der Staatskaſſe obliegt. Sie bringt die 
geahlten Beträge ala baare Auslagen zur Liquidation, 

Vei der Rormirung der zu eritattenden R. gingen die einzelnen Landesgeſetze 
von verichiedenen Geſichtspunkten aus. Die einen verlangten den Nachweis der Aus- 
lagen und deckten nur deren Betrag. Andere, wie 3. B. die Preuß. Verordn. vom 
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29. März 1844 ftellten unter Angabe einer Marimal- und Minimalgeenze eine 
relative Höhe feſt und überließen e8 dem Ermeſſen des Gerichtes, innerhalb der 
felben im Einzelfalle den Betrag je nach dem Stande und Gewerbe ber zu ver- 
nehmenden Perſon zu beftimmen, wobei Sachverjtändige höher botirt waren, als 
Zeugen. Die wirfliche Auslage an R. blieb unberüdficgtigt: nur inſoſern wurde 
ihr Rechnung getragen, als es der vernommenen Perſon freigeftellt war, einen etwa 
höheren Betrag nachzuweifen und feine Erftattung zu fordern. In Preußen jand 
dieſes Prinzip eine Aenderung in dem Gejeh vom 1. Juli 1875, beffen Grundjäge 
mit einer einzigen Aenderung in die Reichsgeſetzgebung übergegangen find. Dieie 
bat nämlich die Materie durch die Verorbn. vom 80. Juni 1878 (R.G.BL. ©. 175) 
einheitlich geordnet. Sie macht keinen Unterfchied zwiſchen Zeugen und Sachverjtän- 
digen, wol aber — und darin unterfcheidet fie fich von dem Preußifchen Gejete — 
einen ſolchen zwiſchen öffentlichen Beamten und Privatperfonen. Da fie den Regrit 
ber erjteren nicht näher befinirt, find bie verſchiedenſten Auslegungen derjelben geltend 
gemacht worden, insbejondere Hat man zu ihnen die Rechtsanwälte und die mittel- 
baren Staatsbeamten gezählt. Daß die Erjteren, wenn ihnen auch die Gebühren: 
ordnung dom 7. Juli 1879 befondere Gebührenfäge für Gefchäftsreifen zubiltigt, 
nicht zu den Beamten gehören, folgt nicht nur aus den Beitimmungen der Rechis 
anwaltsordnung, fondern ſchon aus dem Umftande, daß das Geſetz ihre Reifen nicht 
Dienjt-, jondern Gefchäftsreifen nennt. Dagegen find die mittelbaren Staatsbeamtea 
Öffentliche Beamte. Allein daraus folgt noch nicht ihre Unterordnung unter bie 
Dorihrift der Verordn. vom 80. Juni 1878. Vielmehr bietet dieſe ala Kriterium 
für den von ihr gebrauchten Begriff den Satz, daß die öffentlichen Beamten nad 
Maßgabe der für ihre Dienftreifen geltenden Vorfchriften entichädigt werden jolln. 
Wo aljo und injoweit das Landesrecht Geſetze oder Verordnungen enthält, duch 
welche für Dienftreifen dieſer mittelbaren Staatsbeamten beftimmte Entichädigung 
fätze jeftgefeßt und normirt werden, find ihre Anfprüche auf R. nach diejen zu ber 
handeln, andernfalls aber werben fie ala Privatperfonen angejehen werben müſſen 

Diefe verſchiedene Behandlung der öffentlichen Beamten tritt jedoch nur dam 
in Wirkung, wenn fie als Zeugen über Umftände vernommen werben follen, von 
welchen fie in Ausübung ihres Amtes Kenntniß erhalten haben, wenn fie alio in 
ihrer Eigenfchaft als Beamte Zeugniß abzulegen haben, oder wenn fie als Sach⸗ 
verftändige aus Veranlafſung ihres Amtes zu hören find, und die Ausübung der 
zur Abgabe des Gutachtens erforderlichen Wiſſenſchaft oder Kunft zu den Pilichten 
ihres Amtes gehört. 

Privatperfonen dagegen erhalten eine Entjchädigung für die Koften der Neik, 
wenn ber von ihnen zurüczulegenbe Weg die Länge von zwei Kilometern überfteigt. 
Bei der Abmeffung der Entjhädigung wird unterjchieden, ob nach ihren perfönlicen 
Derhältniffen oder in Folge bejonderer Umftände die Benugung eines Zranavork 
mittels für angemeſſen zu erachten ift oder nicht. Es ift aljo bei der Prüfung m 
berüdfichtigen einestheils die durch Rang, Stand oder Reichtum bedingte Gepflogen⸗ 
heit des Gebrauchs don Transportmitteln, anderntheils die thatfächliche Lage der 
Perfon nach ihren Körper und Gefundheitsverhältniffen, im Vergleich zu der Länge 
des zuricdzulegenden Weges. Gricheint der Gebrauch eines Transportmittels am 
gemeffen, fo ſoll ohne peinliche Unterſuchung, ob der Entjchädigungsberechtigte fih 
zur Zurücklegung der Reife eines Transportmittela bedient habe, und welcher Aus 
lagenbetrag ihm dadurch entftanden fei, eine nach billigem Ermeſſen die erforderlih 
gewejenen Koften deckende Entſchädigung gezahlt werben. Es joll der Zeuge ode 
Sachverſtändige durch den Empfang der R. keinen Gewinn erzielen und deshalb nur 
einen Betrag erftattet erhalten, der nach der Anficht des Gerichts jeine Auslagen 
ungefähr dedt. Hieraus könnte folgen, daß derjenige Zeuge oder Sachverjtändige. 
ber fich eines Fuhrwerks nicht bedient und feinen Verhältniſſen nach zur Zurücklegung 
bes Weges nach der Gerichtsftelle auch nicht zu bedienen pflegt, ſomit Auslagen 
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richt gehabt hat, eine Reiſeentſchädigung zu beanfpruchen nicht berechtigt ſei. Allein 
das Geſetz geht davon aus, daß auch die zu Fuß ausgeführte Reife nicht ohne 
gewiſſe Unfojten gebacht werben Tann, wenn diefelben auch nicht in der augenblid- 
lichen Berauslagung baaren Geldes beftehen. Es bewilligt deshalb auch in dieſem 
Falle eine Entfhäbigung und zwar in dem Safe von 5 Pfennig pro Kilometer, 
cin Saß, der dem niebrigften Sae der Verordnung vom 29. März 1844 ungefähr 
gleichlommt. 

Auf die nach dieſen Grundſätzen feſtzuſetzende Entſchädigung für R. haben 
nicht allein diejenigen Zeugen einen Anſpruch, welche vom Gericht geladen worden 
find, fondern auch ſolche, die im Strafverfahren der Angeklagte unmittelbar Yaden 
lät. Gr muß die ihnen gefeglich zuftehenden R. gleich bei der Ladung ihnen ent- 
weder durch den Gerichtsvollzieher baar auszahlen laffen, oder deren Betrag bei dem 
thcrichtsſchreiber hinterlegen. Gefchieht keins von beiden, jo ift der Zeuge der Ladung 
m iolgen nicht verpflichtet, da er feine Sicherheit daflr bat, daß er, da ihm bie 
Sutihädigung auß der Staatskaffe nur dann gezahlt wird, wenn feine DVernehmung 
“ir erheblich erachtet und vom Gericht beichloffen wird, wegen der ihm durch das 
Unternehmen der Reife entftehenden Koften entjchädigt werden würde. 

eve 
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Gott 1782. — Encyflopädie und Geſchichte * Hehe in Deutiäland, Gött. a — Ge 
kticte ud Zuftand ber Sklaverei und Xeibeigenichaft in Griechenland, Berl. 1789. — Grund: 
ik = Regentichaft in jouveränen und abhängt igen Staaten, Berl. 1789. — Das allgemeine 

Frantf. 1800—1802. — Ueber bien edaktion eine? Deutfchen Geſetzbuchs. Frankf. 
en _ Ügem. Seutfches Geſetzbuch, 1801. — Der Gehorjam geoen bie obrigteitliche Ber 
fragumg in Zwang®- und in Straffacdyen, 1801. — Sf ag 1802. — Die Wahrheit 
dor Gericht, 1802. — Ueber ben —e fremder Rı Die Deutſche RVerf., 
Pe dee Gemeine Recht in Deuticland, 1804. — Das pleond-Recht, 1808. — Ueber 

insbeſ. in ben Teutiihen i öftanten. Mit — auf Plan ber kaiſerl. 

en Seiehtommilfion, 1 Ürgerberteng für die Gefeggebung mit der Stände: 

—— Staaten „Gum 1815. — Der VBürgervertrag für die Juſtiz⸗ 

Er * —— Kiel u i6. — Das Bunbesgericht für Staaten und Regenten, 
ene dahende Friedens * Kiel 18 

fir: — un ale it Jahrb. 1840 (®b. VIL) ©. 276. 

Zeihmann. 


Reis, Wilhelm Otto, 5 1702 zu Offenbach, war Prof. zu Midbelburg, 


7 1768, 
Ehriften: graecisans 1730 unb Auögabe von Theophili paraphrasis graeca 
—— en om. 1751, Tori, der Bıcer 49.52 zit. 1 (in Meermann, The- 
aurıs V, und —— — der Bafiliken. 
tik: en — Rivier, Introd. hist, 1881 p. 610. Teihmann. 


mition bedeutet im StrafPrz. die Anerkennung ber Echtheit einer Ur⸗ 
es oder der Identität einer Perjon ober Sade. Sie kommt in den verſchiedenſten 
Stadiem des Prozeſſes vor, in der Borunterfuchung, dem Hauptverfahren, ber 
brelutionsinſtanz, bei Berhaftungen und Beichlagnahmen, bei Leichenfchau und 
Augenſchein, bei Konfeontationen ꝛc. Die R. kann don den Parteien oder von 
Yitten Perfonen, von Zeugen, Komplizen 2c. geichehen: je nachdem nimmt fie bald 
da Charalter eines Geftändniffes, bald ben eines Zeugniffes an. In letzterer Be⸗ 
ziehung iſt fie zur Feſtſtellung ber Identität des Veſchuldigten ſchon im Vorver⸗ 
'cbren zuläffig, da fie meiſtens nicht ohne Nachtheil für die Sache wird, ausgeſetzt 
werden können; im erfterer Beziehung unterliegt fie den Grundſätzen über Revofation 
der Sehändniffe (f. d. Art. Geftändnik im Strafprogeh), weahalb ihre Herbei« 
“übhrung durch Ueberraſchung und ähnliche Mittel fie gänzlich nuplos machen kann. 
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Dagegen entſpricht es der Richtung des Kriminalbeweifes auf Gewinnung materieller 
Wahrheit, wenn der Nelognoszirende zur Angabe ber Erfennungseichen umd 
namentlich Zeugen zu deren Angabe vor der Befichtigung angehalten werden. — 
Nach Franzöſ. Recht follen in der Hauptverhandlung ſaͤmmtliche Meberführumgsitüde 
dem Beichuldigten und den Zeugen zur R. vorgelegt werben, nach einer Meinung 
fogar bei Strafe ber Nichtigkeit ; na) ber Deutſchen StrafPO. wird es Darauf an- 
fommen, ob in der Unterlafjung eine Beichränfung der Bertheidigung oder eine jonitige 
Verletung des Geſetzes enthalten ſei. 

u. Quellen: Bauer, Lehrb. 88 92 ff. 186, 152. — Pland, Strafen. 
S. 240. — Zadhariä, Strafßrz,, $ 108. — v— Schwarze, — zur Deuiſchen 
Eco, 858 Emm: 5. — Bretfgneiber ind. Schwarze’& Bortr., S. 48. — Carno:. 


De Pinstr. en — — Hoͤch ſter, StrafVerf., 88 256—261. — Code d’instr. art. 

35, 39, 0:3 B Reim Orbn, v. 1805, $5 340, 382 fj. — StrafBO. v. 185°. 

Be gi a 18, Te, Ye — Thüring. ShrafpD. xt. 86, 125 fi, 159 
ad. Straf PD. 8 se, 142, 144, 189. — eutſche — D. 8 658. 


ie ding 
——— heißt die vom Hypothekenamt ertheilte Beſcheinigung über: 
eine im Hypothekenbuche erfolgte Einfchreibung. Im weiteften Sinne jallen darunter 
nit nur Benachrichtigungen und Abfchriften, fondern auch HYypothefeniceire. 
Hypothefeninftrumente und andere zufammengejeßte Urkunden. Ob und in welcher 
Art fie von Amtswegen oder erft auf Antrag zu ertheilen, pflegt nach dem Inhalt 
der Eintragungen verjchieden beftimmt zu fein. Nicht überall aber hat der Aus 
druck R. jene umfafjende technifche Bedeutung, wie etwa in Bayern und im Königreich 
Sadjen. In Altpreußen 3. B. hat derfelbe eine befondere Beziehung auf das sog. 
Rekognitionsfyſtem. Für diejenigen Grundftüde, deren Hhpothefeniolium noch 
nicht Hat angelegt („vegulirt“) werden können, ſei es wegen noch jchwebenden Aus 
einanderjegungsverfahrens, fei es aus fonftigen Gründen, werden Anlagetabellen na 
Art der HYypotheftabellen geführt und barin die Eintragungen bis zur Anlegung des 
Hypothefenfolii vermerkt. Abſchrift des Vermerk? wird als Rekognition auf die ber 
gründende Urkunde gefebt, und dadurch ein R. Hergeftellt, welcher dem verbricter 
Vorberungsrecht die Dinglichkeit und den Altersvorzug fichert, und fo dem Gläubiger! 
die Möglichkeit gewährt, fojort ebenfo Beiriedigung aus dem Grundftüd zu fucen, 
wie wenn eine Hypothek bereit? orbnungsmäßig eingetragen wäre. Die Echtwierig- 
feiten, welche die vollftändige Durchführung der Anlegung von Grundbüchern mit 
ſich bringt, Hat died Syften auch für die neue Preuß. Grundbuchordn. ala unenk 
behrlich erjcheinen laſſen. Die bezüglichen Vorfchriften find bei der Nebertragung 
auf die neuen Landestheile mannigiach geändert, um das Zurüdbleiben von Lüden 
a zu verhüten. | 
Preußen: Gefek vom Se anal 1853 $$ 17 fi. — Berorbnung vom 16. Jun 
100° Bent, 2a u dom Juli 1828. — Provinzialvorfchriften in den Sintübrung: 
patenten 1. 3 2. bi Bahlmann, Zur GrundbuhDOrbn. vom 5. Dlai 1872 88 133-140 
g 136 Annieldebogen), Jadegebiet Gei. Samml, a 88 28, 29 ©. 116 tern eine): j 
Sunorpommern und Rügen SS 29 fi. ©. 94 Rangpeduungöplan); Säleswig-Halfen 
12 ff. ©. 243 (Melbefrift); "Hannover ses Fr ff. Er bagl.; Heflen-Staffel SS 32h 
* —5 Ehrenbreitſteiner Bezirt SS 32 ff. e& Ban Hohenzollern SS 4A. 
6. 308 bagl. — Bayern: Ra 88 170 ff. — on t. rer Fuß Min Berordn. 

vom 9. Januar 1865 88 185 ff. — Württemberg: Pfb. — Art. 174, 191. 


Schaper. 

Seelen, f. Ablehnung der Richter. 

Rekuſationsrecht (Th. I. ©. 683; votum negativum) der Gemeinde it 
in der evangelijchen Kirche das Recht derſelben, bei der Bejegung ber Piarritelle | 
durch das Kirchenregiment, jei es, daß letzteres diefe allein ausübt oder dabei an | 
den Vorſchlag eines Patrons gebunden iſt, gegen den ihr beitimmten Geiſtlichen 
wegen feines Lebens, feines Wandels und feiner Lehre Einfpruch zu erheben, und | 
dadurch die Uebertragung des Amtes au ben Nefufirten zu verhindern. Dieſes ai 
dem (Gebiete der Iutheriichen Kirche jchon von den Reiormatoren anerkannte und i 
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ciner Reihe von irchenordnungen des 16. Jahrhunderts ebenjalls feſtgeſtellte Recht 
it aber im Laufe der Zeit in einem Theile dev Deutſchen Landeskirchen verloren 
argangen; jo ift jede Mitwirkung der Gemeinde bei der Bejegung der Pfarrämter 
ausgeichloffen in Bayern, Kurheſſen, Nafjjau, Heffen- Homburg, Bir» 
tenield, Anhalt Bernburg und theilweife in Anhalt-Dejjau und 
Vedlenburg-Strelik. In Württemberg ſoll zwar feit 1855 bei Wieber- 
briegung des Amtes ber Pjarrgemeinderath über das Vorhandenſein bejonderer, bei 
der Beſchung der Stelle zu berüdfichtigender Bebürfnifie und Verhältniſſe vernommen 
sden, aber darin Liegt ficherlich nicht eine Anerkennung des votum negativum. 
Zugegen befteht daflelbe meiftens in Altpreußen (j. Allg. ER. TH. II. Tit. 11 
8325 ff. und wegen provinzieller Ausnahmen Jacobjon, Preuß. evangelifches 
Kirdenteht, ©. 364); in Hannover (Hier Vokationsrecht, wie auch fonit 
vol genannt, |. Befanntmachung vom 7. Juni 1865) und im Königreih Sachſen, 
mo jedoch der Kirchenvorftand Namens der Gemeinde und nicht dieſe jelbft das Ein- 
inuchsreht auszuüben hat (Kirchenvorftandsordn. vom 30. März 1868 $ 25). 
ümner fommt das votum negativam vor in Sachjen-Weimar, =Koburg, -Altenburg, 
Schwarzburg-Ruboljtabt und -Sondershaufen, Braunſchweig in einem Theil von 
Tillaburg-Schtwerin und den zu Medienburg-Strelig gehörigen Gemeinden bes 
Fürfenthums Ratzeburg. Um die Gemeinde für die Abgabe ihres Votums näher 
u informieren, bat der in Ausficht genommene Kandidat in den meijten der er« 
mähnten Länder, freilich nicht überall, vor derfelben eine (jog. Probe-) Predigt zu 
fetten Das Verfahren für die Aufnahme der demnächftigen Erklärung der Ge— 
meinde iſt verfchieben geftaltet; über die zur Sprache gebrachten Einwendungen hat 
demnichit die vorgeſetzte Kirchenbehörbe, gewöhnlich dag Konfiftorium, zu entjcheiben. 
Vahrend da, two die Gemeinde oder der Gemeindevoritand das Recht der Pfarrwahl 
04. B. in Dejterreich, in vielen, namentlich reformirten Gemeinden Preußens und 
Sennovers) hat, ein votum negativum ſelbſtverſtändlich undenkbar ift, kommt e& 
dech neben einem anderen Modus der Beſetzung der Pfarrämter, nämlich neben dem 
Zrier oder Zweiervorſchlag (dev Präfentation von drei oder zwei Bewerbern an 
Ne Gemeinde jeitend des Patron ober der Kirchenbehörde, üblich in —— 
Schleswig-Holjtein und in einzelnen Gemeinden von Mecklenburg-Schwerin um! 
Stelib) in ber Weiſe vor, daß die Gemeinde von den Borgefchlagenen einen ober 
wa weufiren darf und die Kirchenbehörde je nach Umftänden mit ober ohne Ber 
ufistigung der Einſprache die Ernennung ausübt. 

Ta in der fatHolifchen Kirche allein die Geijtlichen und nicht die Laien das 
Köt an der Leitung der firchlichen Angelegenheiten haben, jo ift hier ein ſolches 
ne Gemeinde, welche lediglich Objekt der Milfion des Klerus ift, nicht an— 
and, 

it: Bol. die Zufammenftelung in Mofer’s Allg. Kirchenblatt für das evangelifche 
Teafihland, Jahrg. — ©. — en — 
Keligiousgeſellſchaften. Der Begriff R. iſt ein moderner. In der vor- 
rormatoriichen Zeit gab e8 nur eine einheitliche Kirche; alle von der Lehre diefer 
Her Kirche abweichenden Neligiongmeinungen fielen unter den ftrafrechtlichen Be— 
za der Härefie und die Belenner von ſolchen demgemäß in kirchliche Strafen. 
Kchm eine Härefie größere Dimenfionen an, jo wurde auch wol das Kreuz gegen 
Yeclhe gepredigt umd die Unterdrüdung mit Feuer und Schwert durchgerührt 
Abigenjer). Aber auch die fchärfite Strenge des Ketzerrechtes Konnte nicht hindern, 
“3 thatjächlich fich eine Reihe von religiöfen Gemeinſchaften bildeten und erhielten, 
sam Lehre mehr oder weniger von der offiziellen Kirche abwich. Nechtlich aber 
‚Fire nur die Eine Kirche, 

. it 1526 Hatten bie Proteftanten im Deutſchen Reiche neben den Katholiken 
!teatsteätfiche Griftenzberechtigung;; erſt ber Weitfälijche Friebe (1648) ordnete alfer« 
dings das Rechteverhältniß definitiv. Danach waren im Deutfchen Reiche aner- 
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kannte Religionsparteien: 1) die Katholiken, 2) die Augustanae Confessioni Addicti, 
worunter ſowol die Lutheraner ala die Rejormirten verftanden wurden. Die Rarität 
biejer beiden großen Religionsparteien galt aber nur für das Reich und defien In- 
ftitutionen (3. B. das Reichskammergericht); die Territorien blieben nad wie ver 
Eonfeffionell abgefchloffen auf der Grundlage ber Staatsreligion, deren Belenner allein 
vollberechtigte Staatsbürger waren; doch mußte den Belennern der anderen Kon 
feffton wenigitens Duldung und einfache Haußandacht gewährt werden, und aus | 
nahmsweiſe gab es auch organifirte Gemeinden der anderen Konfeffion mit „frieden- | 
mäßiger“ Berechtigung. Für andere R. war vorerft im Reiche fein Raum; ale 
zwingendes Reichsrecht hatte der Wefträlifche Friebe den Grundſatz firirt: nulla alia 
religio vel secta praeter religiones supra nominatas toleretur. Dieſer Grundiat 
galt formell bis zur Auflöfung des Deutichen Reiches. i 

Thatjächlich aber war derjelbe zu dieſem Zeitpunfte bereit? längſt durchbrochen. 
und zwar durch die Initiative Preußens. Seit Mitte des 18. Jahrh. waren w 
zwei veligionspolitifche Grundfäge, welche jenen Staat leiteten: 1) volle Parität 

zwiſchen Proteftanten und Katholiken im Staate, ein Grundfaß, der 
im Orbengland Preußen, ſowie in Jülich“ leve- Mark bereits feit Anjang des | 
17. Jahrh. zur Durchführung gelangt, und deffen prinzipielle Annahme feit der 
Erwerb des zur Hälfte katholiſchen Schlefiens zur politiſchen Nothwendigkeit ge 
worden war und welchem das Reichsrecht auch nicht im Wege ſtand. 2) Duldunk 
auch anderer R. ein Grundſatz, den zwar das Reichsrecht verbot, den man aber 
in Preußen ohne Rücfiht auf das Reichsrecht adoptirte und formell damit reht:| 
fertigte, daß ein Theil des Preußifchen Staates nicht zum Reich gehörte. 

Demgemäß unterfchied das Allg. IR. zwiſchen den „öffentlich aufgenommenen 
Kirchengejellfchaften" und den „geduldeten SKirchengejellichaften". Unter erſterer 
wurden die chriftlichen Kirchen verftanden, zu Leßteren gehörten die Juden, Menno- 
niten, Herrenhuter und Böhmifchen Brüder. Außerdem wurde generell zugelafien, 
daß „mehrere Einwohner des Staates unter deſſen Genehmigung fi) zu Religion 
übungen verbinden können“; die erforderliche Genehmigung durfte aber exit nad 
egiolgter Prüfung der Statuten ertheilt werden. Diefe Beftimmungen des IR. 
repräjentiren die ältefte Deutſche Geſetzgebung über die Bildung von R. außerhalb 
der anerkannten Kirchen. 

Die territorialen Veränderungen in Folge der Napoleonifchen Kriege nöthigtn 
dann auch in anderen Deutſchen Staaten zur Aufgabe der älteren religionsrechtlichen 
Prinzipien, fpeziell zur Durchführung voller Parität zwiſchen Katholiten und Pro 
teftanten. Schon im Neichabeputationshauptichluß von 18083 und weiterhin in der 
Rheinbundsacte fand dies auch rechtliche Anerkennung. Die Deutfche Bundesadt 
garantirte dann weiterhin in Art. XVI. den Angehörigen der verjchiedenen Hrift- 
lichen Religionsparteien Gleichheit der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte; 
das jehige RGeſ. vom 3. Juli 1869 ſchließt diefe Entwidelung ab, indem es jene 
Rechte völlig unabhängig von irgend welchem Religionsbelenntniß ww 
klärt. Das Reichsrecht hat damit allerdings nur fanktionirt, was in ben meiſten 
einzelftaatlichen DVerfafjungen bereits vorlängft garantirt war (3. B. Bayer. Verj. Url 
von 1818 Tit. IV. $ 9). 

Die Bildung von „R.“ ift nach der neueren Entwidelung in ben meiften Deut: 
fchen Einzelitaaten frei gegeben worben, wenn auch ben fog. „anerlannten“ ob 
„Randes=" Kirchen bejondere Vorzüge bis jet überall in Deutichland verblieben u 
ber Zufammenhang der ftaatlichen Rechtsordnung mit diejen Kirchen aufrecht cr 
halten wurde. Die Unterjcheidung zwifchen öffentlichrechtlichen und privatrechilich 
Korporationen, durch welche man die BVerjchiedenheit des Nechteverhältnifies d 
Landeskirchen und ber übrigen NR. im Staate juriftiich zu präzifiren verfuchte, ante 
behrt jedoch in dieſer allgemeinen Faſſung der erforderlichen juriftifchen Beftimmtheit, 
„Deffentliche Rorporation? ift an fich fein Rechtsbegriff; wol aber kann das pofitind 
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Recht gewiflen R. beſondere Vorrechte einräumen und für bie jo bevorrechteten 
Kırchen jene Terminologie aboptiren, wie dies 3. B. die Bayer. Gejehgebung thut. 

Ueber die Bildung von R. und die Korporationgqualität derjelben beiteht in 
Tentichland ſehr verfchiedenes Partikularrecht. Man kann nach dem geltenden Rechte 
die R. dreijach gruppiren: 

I. Landeskirchen: als folche find prinzipiell die evangelifche Kirche überall, 
in den meiften Staaten auch die katholiſche anerfannt; zur Tatholifchen Kirche ges 
bören im Preußen, Baden, Heffen auch die altfatholiichen Gemeinfchaften ; in Baden 
und Württemberg bilden auch die Juben eine „Landeskirche“, in Bayern find bie 
griehiichen Katholiken „öffentliche" Korporation mit beftimmt firirten, nur den 
Sandesfirchen zulommenden Rechten. 

1. R. mit Korporationsqualität: neben ben sub I. bezeichneten R. haben 
Aorporationsrechte noch: 1) in Preußen: die Mennoniten, Juden, Herrenhuter, 
Laptiften, Altlutheraner, Vöhmifchen Brüder; 2) in Bayern: die Juden; 3) in 
Zachſen: die Juden und Deutſchkatholiken; 4) in Württemberg: die Herrenhuter 
end Tentichlatholiten; 5) in Baden: die Deutichkatholifen. 

II. R. ohne Korporationgqualität. 

Zur Erlangung der Korporationsrechte bedarf e8 in Preußen und Sachen eines 
Staatogefehes, in Bayern, Württemberg, Hefien bejonderer Verleihung, aber nicht 
der Form des Geſetzes. Andere R. können fich in Hefien, Baden, Württemberg frei 
dilten, dürfen aber nicht gegen Staatsgeſetze oder gegen bie Sittlichkeit verftoßen, 
a Vreußen ift Die Bildung gleichfalls frei, doch müſſen die Statuten der Orts- 
zolizeibehörbe vorgelegt werden, in Bayern und Sachſen bedarf die Gründung von 
Keligionsvereinen töniglicher Genehmigung nach vorheriger Vorlage der Statuten. 

Den ſtrafrechtlichen Schub gegen öffentliche Beichimpfung ihrer felbft, ſowol 
as ihrer religiöfen Gebräuche und Einrichtungen gewährt dad RStrafGB. allen R., 
die mit Korporationgrechten ausgeſtattet find; den ſtrafrechtlichen Schutz gegen Ver 
äbung beſchimpfenden Unfugs in gottesdienftlichen Lokalitäten, ſowie gegen vorjäß- 
!ie Verhinderung oder Störung des Gottesdienſtes aber überhaupt allen R. 


Sigb.: Preuß Edit vom 30. Juli 1789; —I vom 11. März 1850; Gejeh vom : 
12 Jam 1874 (Mennoniten); Gele vom 7. "Yuli 1875 id Brei, En 


Au. 12, 18, 80, 831. — Bayer. Rel.Cbift von 1818 a ne 

dert. — a — — Sachſ. Verf. Urt dom — 
1848; Juni 1870 $ 21. — Bad. sh u 9. 1860 $_8. 
Seit. vom =: April 1875 ya 2, 8. — Neber bie ältere Gigb. — —— Algem. 
Aird €. 434 ff.; 1853 ©. 162 Fi. — RStraf®B. 5$ 166, 


kit: —— Biere, RL 2, 99, 229. — Mejer, Kirchenrecht, 85 90, 
IR — Hermann, Leber die Stellun, eligionageiellfchaften im Staate. — Aeltere Sit. 
Eber bie Rehtzentwictelung iſt bei Ri on angeführt. Sehr eingehend handelt über 
ligionzvereime und deren Rechtöverhältniffe Erna ben geltenden Deutfchen Partikulaxrrechten 
Thdidum, Deut ſches — L A ; ferner Jacobſon ın Ztfchr. — ei en: 
ht 3 ligien * EL ones. 1 en 8 

verbrechen. Die alten R. waren Gottegläfterung, obfall vom 
BEN ron. hen Keperei, Verbreitung religiöfer Irrlehren und Sektenftiftung, 
JAuberei, Hererei, Wahrjagerei u. dgl., der Falſch- und Meineid; Störung des 
Fctteödienfteg und des Religionsfriedens, welche letzteren Verbrechen erft in dem 
uam Strafrecht nähere Beitimmtheit erhalten. Aus vorwiegend Firchlichem Stand» 
inte wurden alle jene Verbrechen aufgefaßt, die mit einer Verletzung der Religiond« 
übt verfnüpit ericheinen, wie SKirchendiebftahl, Entweihung von Gräbem und 
Yechen, Bigamie, Selbftmord, Inzeft, Sodomie. Seit der Aufflärungszeit ver- 
'hinden aus dem Strafrechte und Landesgefehe des Staates die Verbrechen ber 
Acherri der Hexerei. Das Joſefiniſche Gejegbuch von 1787 behandelte auch bie 
Getretäfterung als polizeiliches Unrecht, von der Anficht geleitet, daß Gott kein _ 
Redtsiubjekt ſei. Meineid wird nicht als ſelbſtändiges R. betrachtet, injofern das 
Erordenig der Gerichtlichkeit ala wejentliches Verbrechensmerkmal beitimmt if. 
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Kirchendiebftahl, Entwendungen an Grabjtätten oder an Leichen werben aB Dieb⸗ 
ftähle, nicht al® Safrileg behandelt. Selbſtmord ift nicht mehr bürgerlich ftraibar 
und andere alte Verbrechen, welche in dem früheren Strafrechte noch eine aus: 
geprägte Firchliche oder zeligiöfe Beziehung Hatten, find unter einen neuen Geſichte— 
punkt geftellt. Die Unmöglichkeit der Entfcheidung, welche Religion den echten 
Glaubensring befie, legt dem Staate wie dem Ginzelnen die Pflicht auf, jedes mit 
dem Beftande eines fittlichen und rechtlichen Gemeinlebens verträglicde Glaubens 
befenntniß als Ausfluß bes Rechts der eigenen Weberzeugung geſetzlich anzuerkennen. 
nicht weil jede Glaubensbefenntniß gleich wahr ijt, vielmehe, weil jedes ein Pe 
tenntniß gleichberechtigter Menjchen und Staatsbürger ift. Der Staat, der alle 
Glaubensbelenntniffe feiner Glieder ſchützt, bricht die Feſſeln hochmüthiger Sekten 
und garantirt die Gottesverehrung in jeder zuläffigen Form. Darauf kommt es vom 
Staatlichen Standpunkte aus vor Allem an. Die Religion wird zu einem Reichagute, 
“erhoben, injofern fie beftimmten Reichsanſtalten zur Grundlage dient. Das Gottes 
bewußtjein muß gejchüßt fein; unabhängig von jedem Eonfeffionellen Gepräge ift es ein 
Element in dem Kulturinhalte de Rechts und hat eine tiefe Bedeutung für Die foziale| 
Reform. Die Gottegläfterung erjcheint hiernach als ein Angriff auf die allgemeine religidie 
Grundlage aller im Staate beitehenden Religionsgeſellſchaften und kann ftrafrechtlic in, 
wenig unberüdfichtigt bleiben, wie ein abfichtlicher Angriff auf die allgemeinen fit: 
lichen Grundlagen des Staates. Cine Parteilichkeit des Staates gegen die nicht u 
religiöfen Korporationen gehörenden Neligionsverwandten liegt darin, daß nur bie 
gejeglih anerlannten, mit Korporationsrechten außgeitatteten Religionageiellichniten 
ha Strafſchutz genießen. Nicht auf die Korporationsrechte, nicht auf den 
Gegenftand der religiöfen Ueberzeugung und Verehrung Tann e& bei gerechter Ar 
wendung ber Belenntniffreiheit anfommen. Auch Heſterreich hat in dem. inter) 
Tonfeffionellen Gejege vom 25. Mai 1868 die alte Strafbeftimmung über bie vr, 
fuchte Verleitung zum Abfall vom Chrijtenthume, fowie über die verfuchte Aue 
ftreuung einer der chriftlichen Religion wiberitrebenden Irrlehre aufgehoben, was 
übrigens für kurze Zeit ſchon durch das Patent vonf 17. Jan. 1850 gejchehen war. 
Unter chriftlichen Kirchen find die fatholifche in den Formen des römiſchen. 
armenifchen, griechiichen Ritus, die evangelifche in den Formen der Lutherücen, 
unirten und rejormirten Konfeſſion, die griechifchenichtunirte Kirche zu verftchen. 
Ein Angriff gegen die chriftliche Religion oder Kirche trifft jede der verjchiebener. 
Sriftlichen Kirchen und Sekten, 3. B. ein Angriff auf das Chriſtenthum der Uni- 
tarier. Die Morphologie der R. nach dem jeweiligen Stande der Rechtskultur 
ſchildern Jarde, Handb., IL. 3—107; Abegg, Beilageheft zum Archiv d. Krim. R. 
1852; Wahlberg in der Allg. Deutichen Strafrechtszeitung, 1861, S. 273, 289 
und in den gefammelten Heinen Schritten Bd. I. S. 102—121; v. Maashurg, 
Zur Entjtehungsgefchichte der Therefianifchen Halsgerichtsordnung, mit bejondemt 
Rüdficht auf das im Art. 58 derjelben behandelte crimen magiae vel sortilegü, 
Sn Hugo Meyer, Lehrb. (2. Aufl.) $ 180; Billnow, Gerichteiaal, 
i5 Die Gottesläfterung und Herabmwürbigung der Gegenftäntt 
religiöfer Verehrung. Schwerfter Ball der öffentlichen Religionsverachtung üt die 
Läfterung Gottes durch Reden, Handlungen, in Druckwerken oder verbreiteten Schrüten. 
Das Merkmal der Deffentlichteit palam et publice ijt wejentlich, nach Gem. Deutichen 
Recht auch ein gegebenes öffentliches Aergerniß. Objekt des Verbrechens iſt der all» 
gemeine Gottesbegriff, fein kirchlich beitimmter, nicht blos ber dreieinige Gott der 
Chriſten, oder eine der göttlichen Perfonen, daher ift eine Beſchimpfung Jeſu Chriti 
nicht als Gottesläfterung, fondern ala Beſchimpfung der hriftlichen Lehre 
zu beurtheilen. Das Gegentheil wurde wiederholt in der Spruchpraxis zu Berlin und! 
Wien angenommen (Erk. d. Reichager. vom 13. De}. 1879, Rechtipr. I. 144). Die Abſicht 
. muß darauf gerichtet jein, die Demgöttlichen Weſen ſchuldige Ehrfurcht durch Schmähung., 
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Veripottung, Herabtvürdigung zu verlegen und dadurch gegen die Religion —— 
achtung an den Tag zu legen. Dieſe Abficht beſteht bei dem Verbrechen der Blasphemie 
nıcht immer und nothwendig ſchon in der Aeußerung gottegläfterlicher Worte oder frevel- 
boter Flüche an und für fich, weil nicht in jedem läfterlichen Ausrufe oder Fluche 
aus Roheit, Unüberlegtheit, nationaler Unart ſchon unverkennbar die Abficht, Gott 
wlaitern und beffen Heiligfeit herabzufeßen, enthalten ift. Das Deutfch e Straf6B. 166 
iordert öffentlich beichimpfende Aeußerungen, aur Unterfcheidung von leichtfertigen 
arglofen Rebensarten. Erregung eines Aergerniſſes durch öffentliche Läfterung 
ıt weientlich, auch wenn nur eine Perfon Aergerniß genommen hat (Erf. d. Reichöger. 
vom 12. Juli 1880, Entſch. I. 196; Rechtfpr. II. 188). FrüheresLandesftraj- 
tcht. Sachſen fordert „zum Öffentlichen Aergerniffe” über Gott und göttliche Dinge 
beubwürbdigende, verhöhnende oder verächtliche Aeußerungen. Bayern verlangt einen 
Angriff durch Ausdrüde oder Zeichen der Verachtung oder Verſpottung vor einer 
Kenichenmenge oder mitteld eines Preßerzengnifiee. Preußen, Sachlen, Thüringen, 
Traunfchweig, Lübeck Heben die Gottezläfterung ausdrüdlich hervor in Zufammenfafjung 
nit der-derabwärbigung der Gegenflände religidjer Verehrung, der Lehren, Einrichtungen 
oder Gebräuche, fowie mit der Verunehrung der dem Gottesbienfte gewibmeten Geräth- 
ihaten oder kirchlich⸗ ſymboliſchen Sachen, auch der bloß gebuldeten Konfeſſionen. 
Unzafiend wird auch die Aufreizung zum Religionshaffe Hierher gezogen, welche unter 
den Gefichtspumft einer Störung des Religionsfriedens jällt, mag fie vermittelt ber 
Veichimpfung von Gegenftänden veligiöfer Verehrung ber beftehenden Religionspar- 
teten oder auf ambere Weife verübt werben. Richtiger wird die Erweckung des Re— 
Agienshaffes und die Aneiferung zur Verfolgung fremder Religionsparteien als eine 
age Art der Störung des Religionsfriedens behandelt. Webrigens muß es ben 
Velennem und Lehrern der verfchiedenen im Staate aufgenommenen Konfeffionen 
hreıitehen, die Unterſcheidungsmerkmale ihres Bekenntniſſes barzuftellen und durch 
Arührung ihrer Gründe und Zeugniffe zu rechtfertigen. Auf theologifche Kontro— 
deren innerhalb der Grenzen einer wifjenichaftlichen Polemik kann das Gtraigejeh 
fem Anwendung finden; nur verhöhnende oder verächtliche Aeußerungen, in der 
Arc, ein gejeglich anerkanntes oder gebuldetes Glaubensbekenntniß herabzuwür⸗ 
digen, überfchreiten diefe Grenzen. Der Defterr. Entmw. von 1868 ftellt den Fall 
mit der Gottesläfterung zufammen, wenn Jemand Andere öffentlich von dem Glauben 
ca Bott abwendig zu machen jucht. Mit diefer Redewendung wollte der un⸗ 
beftimmte dunkle Ausdruck Unglaube genauer bezeichnet werben. Durch dieſe miß- 
lungene Tertirung follte für die Negation Gottes, für den Atheismus und Ma— 
teinliemus ein Plägchen in dem entehrenden Zuchthaufe refervirt werden. Nach 
deiem undefinirbaren Unrechte müßten auh Schiller und Goethe für ihre 
"öttee Griechenlands und ihren Prometheus in Zuchthaus wandern. Zwiſchen 
Segenitänden veligiöjer Verehrung und Sachen, die dem Gottesdienſte gewibmet find, 
"u untericheiden, und darüber, ob eine Sache dem Gottedienfte gewidmet ift, 
Im mır das Gutachten der betreffenden Religionsdiener maßgebend fein. Erfordert 
7m, daß in Kirchen und anderen religiöfen Verſammlungsorten ber beſchimpfende 
Unfug an den bezeichneten Gegenjtänden jtattfinde, mithin an Orten, welche an und 
Und einen veligiöfen Charakter haben, abgeſehen davon, ob dies während einer 
eottredienftlichen Verrichtung geſchieht ober nicht. 

2% VerbrehengegenbenXeligionsfrieden. Hierhergehören bie Störung 
rdie Verhinderung gotteßdienftlicher Handlungen oder anderer öffentlicher oder Häuß- 
her Religionsübungen, die Aufreizung zum Neligionshaffe gegen eine fremde Re— 
Aromspartei. Bei der Störung, Verhinderung, Erzwingung, Unterbrechung ber 
*eligionsübumg iſt das Recht der Bekenntniß⸗ und Aultusfreiheit der Mitglieder einer 
m Stzate beftehenden Religionzgejellichaft das Objekt diefer Art von R. Diefer 
Leihen macht fich ſchuldig, wer unbefugt den Gottesbienjt oder gottesdienſtliche 
Serichtungen oder andere religiöfe Handlungen und Feierlichkeiten einer geſetzlich 
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anerkannten Religionsgeſellſchaft gewaltthätig ſtört oder hindert, oder einen Reli⸗ 
gionsdiener derſelben während ſeiner geiftlichen Amtsverrichtung beleidigt oder miß⸗ 
Handelt oder ohne Zwang und Gewalt eine Religionsubung durch Erregung von 
Unordnung oder fonftwie unterbricht oder dabei durch unanftändiges Betragen 
Aergerniß giebt. Hierbei wird eine öffentliche NReligionsübung, nicht die häusliche 
Religionsäbung vorausgefeht. Die Oeffentlichkeit bedeutet bier ein Begriffemoment, 
gleichviel ob die Neligionsübung im Gottesdienfte oder unter freiem Himmel ober 
in einem Privathaufe vorgenommen wurde. Nur Württemberg und Altenburg ier⸗ 
berten im Falle der Verhinderung oder Störung des Gottesdienſtes Durch gemalt: 
thätigen Einfall, daß diefer an einem beftimmten religiöfen Berfammlungsorte ftatt- 
gefunden habe. Preußen, Oldenburg hatten nach Franzöſiſchem Mufter auch den 
Zwang der Ausübung gottesdienftlicher Handlungen in ben Thatbeftand aufgenommen. 
wobei es nur auf einen öffentlichen Gottesdienft ankommt, nicht auch darauf, daß 
die benötigte Religionsgemeinſchaft Korpovationsrechte Habe. Das Deutſche Strai 
GB. 8 167 ſpricht nur don Hinderung der Ausübung des Gotteßdienftes durd 
Thätlichkeiten oder Drohungen und verhängt Gefängniß bis zu brei Jahren baraui. 
In Oefterreich macht fich des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit ſchuldig 
wer gegen einen Geiftlichen durch gewaltfame Handanlegung oder gefährliche Drohung 
die Vornahme einer geiftlichen Amtöverrichtung zu erzwingen ſucht. Der Oeſterreichiſct 
Entwurf von 1874 8 179 bebroht mit Getängniß bis zu drei Jahren auch die 
Verhinderung oder Störung einzelner gottesdienftlicher Verrichtungen oder Andadıt:- 
übungen einer gefeßlich anerfannten Religionsgeſellſchaft. — Die Störung der gotter 
dienftlichen Handlung muß ſich nicht auf die ganze verfammelte Gemeinde ober dır. 
geiftlichen Funktionär erftreden; es genügt die Störung einzelner am Gottesdient 
theilnehmenden Perjonen, auch wenn diejelbe alabald wieder bejeitigt wurde. Gin 
blos fahrläffige Störung ift nicht genügend. Einige Geſetze trafen jede Art von 
Verhinderung oder Störung gottesdienftlicher Berrichtungen oder Verhandlungen, 
gleichviel, ob fie in der Kirche oder außerhalb derfelben ftattgefunden hat, namentlid 
bei Progeffionen, kirchlichen Begräbnifien ꝛc. Diefer Fall ift von jenen zu unter 
fcheiden, in welchen eine Beichimpfung einer Religionsgeſellſchaft Liegt, wobei eben 
nur gefordert ift, daß die Handlung in einer Kirche oder in einem anderen religiöien 
Derfammlungsorte, keineswegs während einer Ritualverrichtung verübt wurde. Ta: 
Deutſche Straf6B. bedroht die Verübung eines befchimpfenden Unfugs, alfo nict 
jeden Unfug in einer Kirche und fett dabei eine Beichimpfung gegen ben religiöieı 
Berfammlungsort jowie gegen deſſen Beftimmung voraus, wobei nicht erforderlich iſt, daß 
die Neligionsgefellichaft, in deren Verſammlungslokal ber beſchimpfende Unfug verübt 
wird, Korporationsrechte Habe, wie NRüdorfi, Straf®B. 1877, zu $ 166 um 
v. Liszt, Deutſches NReichaftrafrecht 1881, S. 366 bemerken. Auch die Altkatholiten 
genießen dieſen Strafichuß nach Preußiichem Geſ. vom 4. Juli 1875. Der Angrif 
des Gottesdienftes ift nicht nothwendig durch die Vornahme einer religiöfen Amt« 
verrichtung von Seite eines Religionsdieners bedingt. 

Zu den Berlegungen der Gegenftände religiöfer Verehrung gehört auch die muth 
willige ober boshafte Verlegung von Grabftätten und die Entweihung von Leicen. 
Zu einem Grabe wird ein Ort erft Durch die Zweckbeſtimmung ber Leichenbeerdigung. 
Die Möglichkeit der Verletzung religiöfer Pietät wird bei der Grabſchändung voran: 
geſetzt. Der Todtenkultus ift bei allen gebildeteren Völkern unter Straffchuß geitellt. 
Nachdem das Begraben in geweihter Erde kirchlich ala Necht des chriftlichen Todee 
aufgefaßt worden ift, konnten die Entwendung oder Beichädigung von Gegenftänden. 
welche Todten mit ins Grab gegeben find, oder Mifhandlungen und Ausplün 
derungen ber Leichen, nicht mehr unter den Begriff gemeiner Diebftähle, Verun⸗ 
glimpfungen oder Beichädigungen fallen, abgejehen davon, daß blos von einem 
Quafidiebftahl an Gegenftänden, die in Niemandes Inhabung find, die Rede im 
Kann. Wenn Entwendungen an Gegenftänden, welche an Grabdentmalen ſich be 
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Anden und Eigenthum der Familie der Verſchiedenen find, ftattgefunden haben, läßt 
fih von Diebereien ſprechen. Der Defterr. Entwurf $ 181 beitraft auch unbefugtes 
‚Sinwegbringen einer Leiche oder Theile derjelben von zur Aufbewahrung oder Ber 
adiqung von Leichen beitimmten Orten. Wer von einem Grabdenkmal, einer Leiche 
oder aus einem Grabe eine Sache in rechtswidriger Zueignungsabficht wegnimmt, 
öt gleich einem Diebe zu beftrafen (RStrafGB. $ 168). Die Zerjtörung oder Ber 
ihädigung von Gräbern und Grabdenkmalen ohne Entwendung wird als eine qua⸗ 
firte Sachbeſchädigung behandelt. Unrichtig wirb dieſes Delift im Syfteme diefes 
Weiegbuches dem Diebftahle beigezählt. Baden beitrafte die unbejugte Eröffnung 
eines Grades mit Gefängniß, wenn damit eine Entwenbung aus dem Grabe ver- 
bunden war, mit Sreisgefängniß oder Arbeitshaus. Wer einen nicht beerdigten 
Leichnam oder Theile davon entwendet oder einen folchen Leichnam unbefugt ver- 
tümmelt, wird auf Antrag von Gelängnißftrafe getroffen. Sind diejenigen, welchen 
die Sorge für die Beerdigung obliegt, durch die Verſtümmelung eines Leichnams zu 
wrienichaitlichen Zwecken fo tief verlegt, daß fie den Strafantrag ftellen, dann ſoll 
ter Richter eine Strafe, wenngleich eine geringere ausſprechen. Erſchwerend iſt, wenn 
de Leſchädigung von einer zur Aufficht über die Gräber angeltellten Perſon be— 
gungen wurbe. : 

E geht zu weit, wenn die Wegnahme eines Theiles einer Leiche aus dem Ge— 

wahrjam der berechtigten Perfonen mit längerem Gefängniß bedroht wird. Bedenkt 
man, daß bei Sektionen von inneren Theilen der Leiche häufig aus wiflenjchaftlichen 
Sründen Einzelnes angeeignet wird, fo erfcheint diefe Strafe bei dem Nichtvorhan« 
deniein einer gewinnfüchtigen Abficht zu Hart. Der beichimpjende Unfug gegen den 
Tedtentultus ift es vor Allem, welcher die Strafbarkeit diefes Delikts begründet, 
amd liegt der Handlung gewinnfüchtige oder nichtewürdige Abficht zu Grunde, fo 
Tiheint die Entziehung bürgerlicher Ehrentechte begründet. 
„it u Gigb.: Goltdammer, Ach. X. 793; XVI. 368, 442, 518. — Wajer, 
Stier. Gerichtögeitung 1858, Nr. 50.— vd. Jagemann, Kriminalleriton, 1854, ©. 405. — 
Htiaagel, Komment. zum Württemb. Straigeieg, L &. 497-500. — Motive, zu dem 
EEN. trafgefeg- Entwurf 1869. — Die Sehehäde von Berner, Sääpe, v. Liszt. — 
Bablberg in v. ——A 83 d. Strafrechts Bd. IL S. 268 ff. — Haager, 
End die Wtkatholilen in rechtlicher Hinficht noch Mitglieder der katholiſchen Kirche und als 
tele berechtigt, dem in $ 166 des Straf ®B. gewährten Staatsſchut in Anipruch zu nehmen?, 
Ik Werlsern 

Remiſſion des Pachtzinſes (remissio mercedis) ift der auf Billigkeits 
gaben beruhende Nachlaß des Pachtzinfes, welchen bei außerordentlichen Unglüde- 
iullen der Früchte der Pächter eines Candgutes von dem Verpächter gefehlich fordern 
fan. Rah allgemeinen Grundſätzen muß der DVerpächter dem Pächter gewähren: 
® re condacta frui liceat (1. 9 pr.; 1. 15 pr. D. 19, 2). Wenn alfo der Pächter 
2 fh in diefe Sage verſetzt worben tft, wenn er fich vertragamäßig ber verpachteten 
<ate bedienen Tonnte, durch zufälligen Untergang oder Verichlechterung der ftehenden 
Atihte aber um den erhofften Genuß beraubt worden ift, fo fteht ihm ein juriſti⸗ 
kr Anipruch auf Erlaß oder Schinälerung des Zinjes gegen den Verpächter nicht 
© Aber die Billigkeit erfordert es, daß der Verpächter in Mitleidenfchaft gezogen 
Der. Daß allein auf die aequitas der R.anfpruch von den Römijchen Juriſten 
%:ündet wurde, ergiebt fi) daraus, daf dem Pächter feine Klage auf das Intereſſe, 
icetetn nur eine exoneratio mercedis gewährt wurde (l. 15 $ 7 D. 19, 2), 
zig von dem Recht auf Gewährleiftung ftreng zu jcheiden it (Wernher, 
‘smment ad Dig. XIX. 2, $ 18). Im Gem. Recht hat man jedoch diefe Unter 
ung aufgegeben und die R. juriftiich zu rechtiertigen verſucht. Man gelangte 
de Auñaffung, daB, da nach den Grundjäßen der Acceſſion die noch nicht ge= 
'ammelten Frũchte in das Eigenthum des Verpächters fallen, diejer bie Früchte jelbit 
dm Pater zu gewähren habe und daß die ftilffehweigende Vorausſetzung der 
achtznspflicht die wirkliche Ziehung der Früchte jei (Glüd, Bd. 17 ©. 447). 
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Diefe unrichtige Anficht wird auch Heutzutage noch vertreten (Sell, a. a. C., 
©. 201 ff.; v. Bangerow, $ 641, 4. 1) und ift auch in — Geſetzbũcher über 
gegangen. (Ueber 1. 15 pr. Ss 1, 2 D. 19, 2 vgl. Jacobi, a. a. O., ©. 16ñ.: 
Sintenis, II. ©. 662, . 74; Sörfter, Preußiſches ibcirehzt me.2 
und bei. 1 329.) 

Dorausfeßungen der R. 1) Die Gewinnung (Perzeption) der Früchte muR 
vereitelt jein. Dieſe Beſchränkung erklärt ſich nicht daraus, daß mit der Perzeptior. 
Eigenthum und Gefahr auf den Pächter übergeht (v. Bangerom, a.a. D.), ſondern 
weil die Römer den durch Billigkeit gewährten Vortheil auf das Engfte begrenzen. 
Gemeinrechtlich hielt man aber die Perzeption erft dann für gefchehen, wenn bi 
Früchte eingefcheuert bzw. auf den Boden gebracht waren (Glüd, ©. 458 fi.), ia 
die Praris (Hymmen, Beiträge, VI 90) ging jogar dahin, daß fie felbit R. bei 
Unglüdsfällen vor der neuen Ernte und bei nicht gehöriger Berfilberung annahm 
(Sacobi, a. a. O., ©. 26 ff.; Glüd, ©. 459). 2) Der Schaden muß ein be 
trächtlicher fein (1. 25 $ 6 D. 19, 2), wobei vieljadh unzuläffiger Weije die 
Grundſätze von der Iaesio enormis angewandt wurden (ſ. d. Art. Laesio enor- 
mis, vgl. Glück, ©. 465 ff.; Jacobi, ©. 40 ff.), während nach richtiger Mei⸗ 
nung das Ermeſſen des Richters im konkreten Falle zu enticheiden Hat. Gritredt 
fih die Pacht auf mehrere Fruchtperioden, jo follen die Erträge der beſſeren Jahrr 
mit denen der jchlechteren aufgerechnet werden (1. 15 8 4 D. 19,2; 1. 8 C. 4 
65; C. 8, X. III, 18), fo daß, wenn das Mißjahr vorhergeht, der bereit? gewährte 
Erlaß Tondizirt werden kann. (Ueber weitere Streitfragen vgl. Jacobi, ©. 525. 
Die Höhe des Erlaffes beftimmt ſich aus dem Verhältniß ber durch Sachveritändige 
zu ermittelnden gewöhnlichen Ernte und der wirklich gemachten (v. $lorencourt, 
Abhandlung aus der juriftifchen und politifchen Rechenkunft, ©. 250 ff.; Jacobi. 
©. 43 ff). 3) Aeußere und außergewöhnliche Unglüdajälle müfſen den Schaden 
veranlaßt Haben, welchen ber Pächter abzumenden nicht im Stande war (I. 15 
8 2;1.2586D. 19, 2). Hierzu werben nicht blos ungewöhnliche Naturereig- 
niffe (Seuffert, Archiv XII. ©. 150; Glüd, ©. 355), jondern auch räuberiide 
Meberfälle und Beichädigungen im Kriege gerechnet. 4) Gemeinrechtlich wird audı 
noch eine — Anzeige von dem Unglüd an den Verpächter verlangt (Jacobi 
©. 88, 91. 

Die R. kann ſowol im Wege der Klage als der Eintede (Kompenfation) gel: 
tend gemacht werden, die vorbehaltlofe Bezahlung des Zinjes gilt aber ala ſtill 
fchweigender Verzicht auf R. Auch ausbrüdlich kann auf die N. verzichtet werden 
(l. 8 C. 4, 65); eine ſolche Entſagung unterliegt den allgemeinen Auslegungsregeln 
und ift im Zweifel nur auf die Unglüdafälle, von welchen die Frucht, nicht auch 
Grund und Boden betroffen wird, zu beziehen. Wegen der in der colonia partiaria 
— Geſellſchaft erledigt ſich der Erlaßanſpruch Hier von ſelbſt (1. 25 86 
D. 19, 2). 





emphyteutiſchen Grundſtücken findet eine R. des Kanon. (troß 1. 15 
D. 19, 2) nicht ftatt, weil diejer nur eine Anerfennungsgebühr für das — 
Obereigenthum, nicht ein Entgelt für die Fruchtziefung if. Doch haben Bartiku: 
largejeße bei Erbzinagütern eine R. zugelafien, um die Bauerngüter im leiftungs 
fähigen Zuftande zu erhalten (vgl. Bejeler, Deutfches Priv.R., S. 762 Not. 20. 
Bon den neueren Partitulargejegen fteht der Cod. Max. Bav. ganz auf ben 
ala richtig anerfannten Grundfähen des Röm. Rechts, indem er einen Schaden ver 
langt, welcher „nicht aus innerlichem Mangel des Beftandgutes jelbft, jonbern von 
äußenlich-unverjehen- und ungewöhnlichen Zufällen” herrührt. Das Oefterr. BGB. 
enthält ala befondere Abweichung vom Gem. Recht die Anwendung ber laesic 
enormis auf den Pachtvertrag und beſchränkt die Unglüdsfälle richtig auf die it 
bis zur Separation; auch verlangt e8 Anzeige und Konftatirung der ſchadenden Pr: 
gebenheit. Das Preußiiche Allg. ER. fpiegelt in der Fülle feiner Vorſchriften üb 
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die R. faſt gänzlich die damalige Gem. Praris mit ihren falſchen Auffaffungen 
wieder; es unterjcheidet zwifchen Total» und Partialremiffion. Erjtere iſt vorhanden, 
wenn durch alle Wirthſchaftsrubriken zufammengenommen nicht jo viel übrig bleibt 
als der Zins beträgt; Iehtere tritt ein bei Mißwachs oder Verluſt von Getreide. 
Tie R. ift auch begründet für Unglücksfälle durch Brand, Waflernoth und feindliche 
douragierungen nach der Perzeption. Es befteht für den Pächter bei Verluft feines 
Anivruches eine Anzeigepflicht und die Aufftellung einer genauen Adminiftrationd« 
zchnung behufs Beftimmung der zu erlafienden Summe; in bem Verzicht auf R. 
#0 der durch Kriegsſchäden entftandene VBerluft nicht inbegriffen. Der Code civil 
beichränlt die R. wegen Untergangs oder Mißwachſes der noch nicht feparirten Früchte 
mr aui den Fall, daß diefe die Hälfte oder weniger bes gewöhnlichen Ertrages 
eusmachen. Bei einem mehrjährigen Pachtvertrag findet Aufrechnung der guten und 
ihlechten Jahre ftatt, weswegen die R. erſt nach Ablauf der Pacht gefordert werben 
fann; doch darf mit richterlicher Erlaubniß der Pächter fchon vorher einen ver⸗ 
heltnigmäßigen Theil des Zinſes zurückbehalten. Der Pächter kann jedoch die 
Vagung der Gefahr ausdrüdlich übernehmen, doch bezieht fich ein folcher Verzicht 
der X. mır auf die gewöhnlichen Unfälle. 

In neuefter Zeit hat die Entwidelung des Verſicherungsweſens dahin gerührt, 
dab der Berzicht der R. die Regel der Pachtverträge bildet. Wol aus diefem Umftande 
ft ss zu erflären, wenn 205 Sãchfiſche BGB. eine R. — wet — AIR 

Euetene 1. 15 —— ;L.3586D.19, 2. — 118 
IE, 6; $ 6. — Defterr. 208 88 11 1041 108. — Sub Am) 
A a FR 4T8— Eos, — Code civil art. 1769—1773. — Sädjl. BGB 

£it.: Außer den er bes Gem. u. A Rehtö: Glüd, El, x &. 47 fl. — 
— in feinem jurifl. azin, 1 RN. — W. Sell, Arc. f Eiv.Prar. 

B.M— Baden, Meber nen, jagung des Bi ters. — Jacobi, Deber R. d. 
us —— Preuß. Recht (1856). — Dankwardt, Nation.Delon. u. —— Heft 4, 


Remotion des Bormundes (postulatio suspecti tutoris, recusatio suspecti) 
it die fchon feit den zwölf Tafeln (Bruns, Fontes, p. 28) eintretende Entiernung 
3: Iormundes aus feinem Amt, deffen er fich unwürdig oder unfähig gezeigt hat. 
die Gründe der R. find mannigjaltig,, nicht blos wirkliche Benachtheiligung des 
Fimels durch fraus und dolus, jondern auch Fahrläſſigkeit, Ungefhidlichkeit, unedle 
Sumng, zweite Ehe der Mutter führen die N. herbei (die Quellen enthalten 
nhlreiche Beiſpiele). Das Röm. Recht kannte urſprünglich nur eine förmliche An— 
Uage auj R., deren Erhebung im Intereſſe des Mündels möglichſt begünſtigt wurde 
"3 pr. D. 26, 10). Verpflichtet zur accusatio waren alle Mitvormünder, be— 
wehtigt Jedermann, fogar Frauen, ſofern fie aus Verwandtſchafts- oder Pietätzrüd- 
fhten einen Grund zum Eintreten für den Pupillen hatten. Auch diejem jelbit 
sid nad; erreichter Mündigkeit und Anhörung jeiner nächſten Verwandten die ac- 
esio gejtattet. Später konnte dieſe auch durch ein Einfchreiten der Obrigkeit von 
imsmegen erfet werden. Die Entſcheidung über die R. gebührte den höheren 
Bugitraten, welche felbitändig und ohne judex das Verfahren leiteten. Dem tutor 
Rypectus wurde nicht nur Gehör gewährt, ſondern auch — wenngleich nur unter 
seoien Garantien — ein defensor und procurator für ihn zugelaffen. Das Dekret, 
Teihes die R. ausſprach, war in den älteften Zeiten mit Iniamie verknüpft, fpäter 
Ic} man dieſe nur eintreten, wenn der Rechtsgrund in dem dplus des tutor lag 
erd ausdrücklich in dem Urtheil ausgeſprochen wurde. Daneben kamen allmählich 
auch mildere Arten der R. auf, wie Beiordnung eines curator, Unterjagung der 
Fsto ec, welche mit Ehrentolgen nicht begleitet waren. Während fchwebenden- Ver⸗ 
—XR Über die R. wurde dem Mündel ein Interimsvormund bejtellt und die 
Lemundichaft des suspectus hörte nicht jhon mit ber wirklichen Abfegung, jondern 
erit mit der Ernennung eines Nachiolgers auf. — Auch nach Altdeutſchem Recht 
gab «eine Mage auf Entfernung des ungetreuen Vormundes (balemunden). — 
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Durch die Reichsgeſetze werden die Obrigkeiten verpflichtet, von Amtswegen die 
Vormünder zu überwachen und ihre Pflichtvergefienheit zu ahnden. Diele fterige 
Aufficht, mit welcher eine alljährliche Rechnungslegung verknüpft ift, machen nicht 
nur bie Fälle der R. feltener, jondern fchließen auch die Popularflage aus. Ti 
halb tritt im heutigen Gem. Recht, welches übrigens die Römijchen Grundjäge vol: 
Ntändig aufgenommen Bat, das Verfahren ohne eigentliche Anklage, auf Denuntiatio: 
ober von Amtswegen ein. — Diejen Standpunkt des Gem. Rechts nimmt vollſtaͤndig 
ber Cod. Max. Bav. ein, der die auch im Gem. Recht übliche arbiträre Strafe gegin 
den Vormund wegen dolus und culpa lata verhängt. Auch nach Defterr. A68! 
tritt wegen Pflichttwidrigkeit oder Unfähigfeit des Vormundes oder wegen nadhträg:| 
lichen Eintritt? von GEreigniffen, welche ihn von Anfang an von der Bormundicett 
ausgeſchloſſen Hätten, Entlafjung von Amtswegen ein; daneben kann aber auch aui 
Antrag bes Vormundes oder der Mutter und Brüder, welche jelbft die tutela über 
nehmen wollen, eine Entfernung erfolgen. Das Sähfiihe BGB. läßt bei einne 
tender Unfähigkeit fofortige Entlaffung eintreten und berechtigt zu derſelben das Ber: 
mundfchaftsgericht, wenn fich der Vormund pflichtwidrig, nadhläffig, ungejchidt erwein 
ober ſonſt des Vertrauens verluftig wird. Die Entlaffung ſoll in der Regel am Ende 
bes Rechnungsjahres erfolgen. DiePreuß.Bormundihaftsorbnung vom. Juli 
1875 kennt eine Entfegung und eine Entlafjung des Vormundes. Grftere tritt cin, 
wenn fich der Vormund pflichtwibrig erweift. Die Entlaffung erfolgt: 1) weil der 
Vormund fich al geſetzlich unfähig erweift; befteht dieje in dem Verluſt der Hand⸗ 
lungsfähigkeit, jo bedarf es einer befonderen Entlafjung nicht, fondern die Bormund: 
ſchaft erfiicht ipso jure; 2) weil erhebliche Gründe zur Entlafjung vorliegen und 
der Bormund die Entlafjung beantragt; gegen feinen Willen foll ein Vormund nicht 
ohne Grund entlafjen werden, über die Wichtigkeit entſcheidet richterliches Ermeſſen: 
einige Fälle ($ 23 Nr. 4—7) find vom Geje ausgezeichnet; 3) weil die zur Füb 
rung der Vormundſchaft erforderliche Genehmigung (Vormundſchaftsordn. 8 22) nichter 
theilt oder wieder entzogen wird. Die Vorſchriften finden auch auf dem Gegen⸗ 
vormund Anwendung. Der Entjegungsatt erfolgt durch einfachen Beſchluß des Vor⸗ 
mundfchaftsrichterß, welcher mit Gründen zu verjehen und dem Vormund zuzuftelle 
ift. Dieſem fteht binnen vier Wochen feit der Zuftellung Beichwerde an das Land 
gericht zu, von deſſen Entjcheidung die weitere Bejchwerde an das Kammergericht 
geht. Nach Code civil wird die R. aus denfelben Gründen, wie im Gem. Red, 
zunächſt dem Familienrath vorgelegt, der auf Antrag eines Verwandten ober von 
Amtswegen durch den Friedensrichter berufen wird. Auf Widerfpruch des Ir 
bächtigen wird im gewöhnlichen Verfahren von den Gericht erjter Inſtanz ent 
ichieden. — Unabhängig von der R. ift das Strafverfahren gegen den Vormund 
Bon Untreue, 
uellen: Tit. Inst. 1 26; Dig. 26, „0 Cod. 5, 48. Sidi. gl 

Kor Sehr. Zit. 32 8 Cod. Max. Bav. I. 7 88 28 4. - — Defterr. 08. 

Ar 259. — een Ss 10m; 1078-1080. — Preuß. Borm. ir vom 5. Fa is 
68. DE. vom 24. April 1878 ss 26, Bol. Kayier, Ti 
—— und Hreuß, As, x, 2. Aufl. 1880, ©. 451, 457. a Cod. civil art. #2] 

88. — Co . art. 42. — RStrafGL. 266 Nr. 
8it.: Glüd, — ©. 41 ff. — Rubdorff, Vorm., m. ©. 176 ff. — Kraut, Dora, | 
1. &. 403-406. — Guyet, Abhandl., Rr. 8.— Hertel, De suspectis tutoribus, Magdeb. 
1841. — Kr Kommentare zur Breuf. DVorm.Orbn. von Dernburg, Löwenfein, 
Helle u. r Kayſer. 
Remuneratoriſche Schenkung it die Schenkung, deren Beweggrund in det | 
Dankbarkeit des Schenkers Liegt. Während bei anderen Rechtsgeſchäften ber von den | 
Parteien verfolgte Zwed in der Regel ohne Einfluß ift, prägt jeder Schenkung det 
in ihr liegende Zwed des Wohlwollens einen beſonderen Charakter auf, welcher dir 
eigenthünlichen Regeln über Schenkung zur Folge hat. Daß neben diefem allgemein 
Zwed noch der befonderö beabfichtigte, 3. B. des Mitleideng, der Großmuth, Lich 


* 
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licht, Freundſchaft ꝛc. auf bie rechtliche Beurtheilung feinen Einfluß äußert, darüber 
bericht alfjeitige Einftimmigfeit. Dagegen ftreitet man im Gem. Recht über den 
rel, daß Dankbarkeit für empfangene Dienfte oder Leiftungen die Schenkung her— 
beüühtte. Die Quellen des Röm. Rechts Legen der bejonderen Art des Wohle 
wollens (affectio) keine Bedeutung bei; fie ftellen honestae donationes erga bene 
nerentes amicos unb inhonestae (3. ®. erga meretrices) ganz gleich (1. 5 D. 
3,5). Wollte man überhaupt ſchenken, jo fam es auf den Beweggrumd nicht an 
md man fonnte das Geleiftete auch nicht zurückfordern, wenn fich dieſer als jalich 
mie (1. 658 2D. 12, 6;1.3887D. 12,4; 1.108 13 D. 17, 1; 1.12 
ed. Gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer follen für r. Sch. nicht hajten, „quamvis ad 
tenunerandum aliquem sibi naturaliter obligaverunt (1. 25 $ 11 D. 5, 8), allein 
rie in vielen anderen Fällen (1. 268 12; 1.3282 D. 123,6; L 54 $ 1D. 
#1, 2) ift bier die Naturalobligation nicht im technifchen Sinne aufzufaffen, jondern 
ar Anftandsrücfichten zu deuten, welche Jemanden zu gewiffen Leiftungen bewegen 
fen. Nur in einer einzigen Stelle wird die r. Sch. an den Lebenäretter ala 
nerces bezeichnet und dieſer Fall von allen Schenkungsbeſchränkungen des Cinciſchen 
Sines, ber Wiberruflichkeit, ber Infinuation, ber Ungültigkeit unter Ehegatten aus« 
geälsfen. (1. 84 & 1 D. 39, 5; Paull. SR. V.1186; 1.198 1D. 
eod. deutet offenbar auf eine obligatorifche Verpflichtung wegen empiangener operae 
iberales, eine ſolche Tiegt auch in dem thatfächlichen Verhäliniß der 1. 27 in Ver- 
bidung mit 1. 32 D. 39, 5.) Auf Grund diefer Duellenbelege muß die Anficht, 
weiße in der r. Sch. eine reine Schenkung fieht — mit Ausnahme der Lebeng- 
rettung —, als bie richtige betrachtet werden GKeller, Pandekten, $71; Winb- 
ihetd, $ 868). Ihr gegenüber wird von Einigen die r. Sch. ala Grfüllung einer 
Sahralobligation (vgl. Marezoll, ©. 31; Meyerfeld, ©. 376 ff.), von Ans 
> als oneroſer Vertrag mit allen feinen Wirkungen angejehen (Schweppe, 
Irietret, 5499), von Anderen endlich (Buchta, $ 71; Arndts, $ 83; Sa— 
329, IV. ©. 94; Sintenis, $ 23, Anm. 11; v. Vangerow, I. $ 125; 
Auütlenbruch, Lehrbuch, $ 449; Meyerfeld, I. ©. 874 ff.; Marezoll, 
xeitihrüt, I. S. 80 ff.; Schilling, Inſiitut, ©. 921 ff.) find zahllofe Mittel- 
neinungen aufgeftellt tuorden, welche bald bie eigentHümlichen Regeln der Schenkung 
renden, bald ganz ober theilweife außfchließen. Harburger, ©. 15, tritt wieder 
ardie Savigny’fche Meinung ein, wonach bei der r. Sch. der Begriff der 
Senkung mit allen ihren Folgen außgeichloffen fein ſoll. Die Praris ſchwankt. 
Bon den Partitulargefegbüchern nimmt der Cod. Max. Bav. die Schenkungen 
Y . Kemnnerationen fonderbar- und ertveißficher Verdienfte” von der Infinuation 
%:; des Oeſterr. BGB. folgt der richtigen Anficht, indem es die r. Sch. den 
Wrigen gleich ſtellt, vorausgeſetzt, daß der Beſchenkte auf die Leiftung fein Klage— 
&t hatte, ſonſt liegt ein entgeltlicher Vertrag vor. Auch der Code civil ftellt für 
: 50. feine abweichenden Grundſätze auf. Dagegen fteht das Preuß. Allg. CR. 
ber umrichtigen, 3. 8. der Redaktion herrichenden Gem. Prazis; es ſeht eine 
ide Handlung oder wichtigen Dienft des Empfänger voraus, den dieſer im Ber 
ritungsiafle zu beweiſen hat. Die Bewweislaft geht auf ben Anfechtenden über, 
“m — was vorgeſchrieben ift — das jchriftliche Verſprechen die zu belohnende 
xrlmg enthält. Der Widerruf findet nur wegen Uebermaßes ftatt und fteht den 
ietberhen nicht zu. Das Sächſ. BGB. fchliegt Form und Widerruf nur dann aus, 
vn duch die Schenkung Dienftleiftungen vergolten werden, welche gewöhnlich ber 
At zu werden pflegen, und der übliche Preis der Schenkung gleichtommi. 
Cuellen: 1 5; 1.19 81; 11.27; 82; 94 $ 1D. 89, 5. — Paull., Sent. Rec. V. 
15% 125 98'11.D. 5, 8. — Cod, Max. Bav. II. 8 $ 8. — Oefterr. BGB. 88 940, 
Tosı. Code eiv. art. 960. — Preuß. Allg. OR. I. 11 88 1169-1177. — Gädf. BEB. 


» Golgendorff, Enc. II. Rechtslexiken M. 8. Aufl. 2 
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Recht, 19. — Savigny, Syſtem, IV. ing, Inſtit., S. 21-1. — 

Marezoll je FA Cibilrecht und Proz. 30—40. — —* er, Die t. Ed), 

narblingen | 1 Löwenfelb, Kit. 2. Er xxL. ©. 110 f. — Grucho —— 
ayſer. 


— Georg, ð 4. J. 1561, machte große Reifen, trat 1589 in bie Dienfte 
des Grafen von Wied, wurde 1600 Konfulent in Nümberg, 1624 Profanzler in 
Altorf, F 16. VIIL 1625. | 

Schrift: Nemesis Carolina, Herborn. 1594, 1600; Francof. 1618 (Abegg, Goblei | 

rer CCO sc. Remi Nemesis Carolina, Heidelb. 1887). 
: Bil, grürmberger Gelehrtenleriton, II. 294—299; VIL 244 ff. — Nypels. 


Dahl, Gem. Recht, S. 87. — v. Gtinging, es. ber Deutichen 
—E t (1880), I. 5 Zeihmann. 


Renazzi, Filippo Maria, 5 1742 zu Rom, 1768 Profeffor daf., + 1808. 
Säriften: Index conclusionum in decisionibus 8. Rotac Rom. 1760. — Elements 
je crimin., 1773, — Bop. 1826; Florent. 1842 (Synopsis 3. ed. Rom., 1835; ital ven 


u etta, Nap. 1 von Loretti, 1844). — io sopra l'impunita legitima o Yasilo, 
Live 774. — De ordine s. forma judie., 1776, 1 — De sortilegio et magia, Venet 


1792; Rom. 1808. — Annali degli elementi di diritto erim., Siena 1794; Cat. Rom. 1823. — 


Ricerche sulle varie maniere di contrar le nozee Brasso gli antichi Romani, Siena 1807. — 
Storia dell’ universitä degli studi, Roma 1; an 


8it.: Cancellieri, Elogio di R, 1819. — Nouv. Biogr. gener. univ., Par. 


1862, Vol. 41. — Nypels, Bibliothöque, 32, "8 — Belopis, 1 6i0. — Carmignani. 
eh 1851, IV. 201. Be niann, MI 306 Teihmann 


Renouard, Auguftin Gherles, 5 22. X. 1794 zu Paris ala Sohn 
eines Buchhändlers, wurde 1830 im Yuftizminiftertum angeftelt, 1837 Rath am] 
Kaſſationshoſe, Mitglied der Kammern und de Inftitut®, 1861—77 procurear | 
general am Kaffationghofe, im Mai 1876 senateur inamovible, T auf Edle! 
Stors bei ’Iale Adam 17. VIII. 1878. 

Schriften: Projet de quelques ameliorations dans l’education publique, 1815. — 
Elsments de morale 1820, (8) 10. — Consid. sur les lacunes de P' jement secon- 
daire, 1824. — Melan; 5, "de morale, d’&conomie et de politique, extraits gurrages de 
Benjamin Franklin, 1 (8) 1853. — Traité des brevets d’invention 1825, (8) 1: 

Trait& des droits d’auteur, 1838. — Trait des faillites et des bananer‘ -outen, ES er 
1857. — Du droit industriel dans ses rapports avec les principes du droit civil, 1860. 


8it.: Bibliographie de la France 1878 No. 52, p. — — Gazette des Tribunau 
No. 15968, 16326. — Revue generale 1878, p. 524—528, 540. — L’Ilustration 31 aolı 
1878, No. 1853. — Charles Renouard. Discours — & la cour de Cassation Ale 
1877, precedes @une notice sur 8a vie par Charles Richet, Paris 1879. — Le trib 
et la cour de Cassation, 1879 p. 403—406, 541, 542. — Revue de droit international X] 
(1878) p. 269. Teihmann 


Nente, Reutenkauf. Soweit die R. nicht ala ein perjönliches R. ee 
ward, ericheint das Rentenrecht als ein R. an fremder Sache, vermöge deffen 

Rentherr von jedem DBefier derjelben die Zahlung einer R. beanjpruchen fan 
deren Außbleiben ihn befugt, fich an die Sache zu halten. Das ältere Deutjche X 
bat nur diefe al Grundlaſt Tonftituirte R. gefannt und ihr als einem Hochwichtige 
Faktor des damaligen wirtbichaftlichen Lebens eine eigenartige Ausbildung ge 
geben. — Das Rechtsgeichäft, durch welches die R. in der Regel begründet murdı 
war der Nentenfauf. Derjenige, welcher fich gegen Hingabe einer Geldfumme da! 
Recht des Nentenbezugs verfchaffte, hieß Nentenfäufer, Gültherr, Rentherr, Rentner) 
der andere Kontrahent: Rentenverfäufer, Gültmann, Rentenfchuldner. Die gekauft 
Rente konnte nicht nur in Geld, ſondern auch in Naturalien beftehen. Die Ent 
ftefung wie bie Uebertragung des Rentenrechts war Häufig an den öffentliche 
Tormellen Akt der Auflaffung geknüpft. Es zählte rechtlich zu den unbewegliche 
Gütern. Demnach bedurfte der Veräußerer einer R. der Zuftimmung der nädjite] 
Erben. Die R. wurde aus dem Haufe, aus dem Grunbftüde gelauft; das Ge 
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wurde „in das Haus gethan“. „Das Haus zindte”, das heißt, nur die belaftete 
Sache war für die R. verhaftet. Der Befiger konnte nicht auch mit jeinem übrigen 
Vermögen im Exekutionswege in Anfpruch genommen werben; er war in ber Lage, 
fih durch Derelittion des belafteten Objekts von der Haftung für die R. (ſowol 
die laufenden, ala die verjeffenen Zinfen) zu befreien. Rückſtände blieben auf der 
Sage liegen, fie bildeten nicht etwa eine perfönliche Schuld desjenigen, unter deffen 
Gigmthumaperiode fie entjtanden waren, ondern e8 mußte der Beſitzer der Sache 
auch die Schulden des Vorbeſitzers bezahlen, wenn er es nicht darauf anlommen 
taffen wollte, daß der Rentenberechtigte fich aus dem Haufe bezahlt machte. Eine 
durchſchlagende Belegftelle für biefen früher vielfach angezweifelten Rechtsſatz bildet 
tie Gloffe zu Art. 20 des Sächſ. Weichbilds (vgl. Thl. I. 190): Von Eigen wie 
man das vorgebin moge zu wichbilde rechte. Gie jagt nämlich: Wäre ver- 
enener Zind auf dem (aufgelaffenen) Gute und Hätte der, welcher den Zins verſaß, 
des Gut verfauft mit allen Rechten, wie er e& hatte und ber andere es in diefer 
Beiie empfangen vor gehegter Bank, er müste den zins selber legen, dem is vor- 
reicht wart (aufgelaffen wurde). Der Rentenherr Hatte eine Zinsgewere an ber 
Sude, welche fich auch vom Standpunkte des heutigen Rechts als ein Recht an der 
Scdhe darftelit, und im Fall der Säumniß darin äußerte, daß er das Gut fich zu— 
eignen oder verganten lafſen konnte. Partitularrechtlich hatte der Rentner wegen 
teriefiener Renten auch ein aufergerichtliches Pfändungsrecht an den auf dem Gute 
beirdlihen Mobilien. Die R. war auf beiden Seiten unkündbar (Ewigzins, Ewig- 
geld); weber Konnte der Rentherr das bezahlte Kapital zurüdverlangen, noch konnte, 
Tenigitens urfprünglich, der Nentenfchuldner durch Rüdgabe des Hauptgeldes fein 
Örundirk ohne Zuftimmung des erjteren frei machen. 
Die wirthfchaftliche Bedeutung des Rentenkaufs beruhte namentlich darin, daß 
a Jahrhunderte hindurch das von der Kirche verbotene zinsbare Darlehn erſetzte 
und ſchließlich der allgemeinen Zuläffigkeit defjelben Bahn gebrochen hat. Darum 
den man aber die Entftehung des Rentenkaufes nicht aus dem Bedürfniß und der 
Art einer Umgehung des fanonifchen Zinsverbotes erflären wollen. Die Ent- 
Rchmgsurfachen find vielmehr in der ausfchließlichen Produktivität von Grund und 
den und in ber beſchränkten Haftung des Erben für bie Schulden bes Erblaffers 
u juchen, welch’ Leßtere einen Perfonalkredit, wenn auch fonft die Vorausſetzungen 
deñelben vorhanden getvejen wären, füglich nicht aufkommen Lafjen Tonnte. 
Zus Rechtsverhältniß aus dem Rentenkaufe bietet in den verſchiedenen Stadien 
einer Gutwidelung Webergänge zur Erbleihe einerjeitß, zum zingbaren Darlehn 
“rdererieite dar. Leiheverhältniffe wurden namentlich in den Städten häufig eins 
gegangen, um Kapitalien fruchtbringend anzulegen und fich ben Bezug einer feſten 
x un derſchaffen. Der Kapitalsbeſitzer kaufte der Form nach für eine beſtimmte 
%lfumme ein ftäbtifches Grundftüd und ließ fich dafjelbe auffaffen, um es dann 
Bi Verläufer gegen einen vereinbarten Leihezins zur Leihe zu geben. Formell 
Isa ein Kauf mit nachfolgender Eigenthumsübertragung und eine Erbleihe vor, 
ih lief das Geſchäft auf einen Rentenkauf Hinaus. Im weiteren Verlauf der 
emidelung hat ſich das urfprüngliche Verhältnig mitunter der Art verduntelt, daß 
>= R. des Gigenthämers auf ein .bloßes R.recht reduzirt wurde, während der 
Litebeñtz in Eigenthum überging, welches mit einer ſchließlich der Ablöfung anheim⸗ 
udn R. belaſtet war. Ob man deshalb annehmen könne, daß der R.kauf 
Arthoupt aus dem Inſtitute der Erbleihe hervorgegangen ſei, iſt eine noch nicht 
»tarihloffene Frage. Seit dem 13. Jahrhundert beginnt das R.verhältniß ſich dem 
vebaren Darlehn allmählich zu nähern. Während früher die Ablösbarfeit ber 
X. ım Rvertrage fpeziell bedungen werden mußte, wirb nunmehr zuerſt partifulare 
ch die allgemeine Ablögbarkeit der R. ausgeſprochen (Wiederkaufsgülten). 
Ties geihah z. B. im Lübeck wahrſcheinlich ſchon 1251, in München von 1891 
ar, in Baſel ſeit 1441. Später wurde dann veichagefehlich (RPO. von 1577 
28* 
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zit. 17 8 9, Zit. 19 8 8) beſtimmt, daß alle jährlichen Gülten ohne Rüdfiht 
auf die Vertragäbeftimmung des einzelnen Falles für den Schulbner einfeitig ab- 
losbar fein follten. Da andererjeitß hier und ba die Auflaſſung hiuwegfiel und die 
dingliche Beziehung der R. zu einem beftimmten Grundftüd durch die Ausbehnung 
der Haftung auf das gefammte Vermögen des Schuldners befeitigt wurde, fo unter: 
ſchied ſich das zinsbare Darlehn von derartigen Renten nur noch durch das 
Kündigungsrecht des Darlehnagläubigers ,' welches dem R.gläubiger fehlte. Comeit 
durch Vertrag oder durch Partikularrechte dieſe letzte Scheidewand niebergerifien 
wurde, floffen R.- und Darlehnavertrag völlig zujammen. Im Anſchluß an den 
für die Ahlöfung der R.kaufsgülten aufgeitellten Zinsfuß wurde nun auch das zins- 
bare Darlehn durch die Praxis der Neichögerichte anerkannt. Trotz dieſer Um: 
wandlung, die im Allgemeinen vor fich gegangen ift, Haben fich die R. und ber 
R.kauf im heutigen Rechte ein befchränftes Geltungsgebiet bewahrt. Das Sächi. 
BGB. kennt fie unter dem Namen „eiferne Kapitalien” ; in München find die Ende 
bes 15. Jahrhunderts gefeglich geregelten „Ewiggelder“ noch von tiefeingreiiender 
praktifcher Bedeutung. Der Code Nap., die Gejeßgebung Hollande, Italiens und 
einzelner Schweizerlantone nehmen auf den R.kanf Rüdfiht. tür das heutige 
Deutfche Priv.R. bietet die juriftifche Konſtruktion des R.kaufs injofern Schwierigfeiter, 
als die Grundſätze des älteren Deutfchen R. nicht durchweg mehr ala gemeinrechtlich 
betrachtet werden können und anbererfeits ftreitig ift, welche von ben jüngeren 
Entwicelungsformen für die heutige R. als typifch zu betrachten ſei. Was die 
Konftituirung der R. betrifft, fo ift an Stelle der Auflafſung die Eintragung ir. 
die Öffentlichen Bücher oder gerichtliche Konfirmation getreten. Demgemäß ſetzt 
die Tilgung der Kaufrente im Rechtögebiete der Grundbücher, minbeftens foweit fi 
gegen Dritte wirkſam fein ſoll, die Loſchung im Grundbuch voraus. Die Haftung 
des belafteten Objekts für die unter einem früheren Befitzer aufgelaufenen Rückſtände 
iſt faſt allgemein außer Geltung gekommen. Jedoch bat in München das Ewiggeld 
auch noch in dieſer Beziehung den Charakter einer dinglichen Laft, wenn nicht die 
perjönliche Haftung des Schuldners durch befondere Vereinbarung begründet worden 
ft. Der R.ſchuldner Hat das Recht der Ablbſung. Die Höhe der NR. if 
durch RPO. von 1577 auf 5 Prozent feftgefeßt worben, doch folgte daraus 
nicht die Anmwendbarkeit der übrigen gejehlichen Zinsbeſchränkungen, z. B. des 
Verbots des Anatocismus. Dem Gläubiger Tann im Fall der Säumniß ein 
Kündigungsrecht vertragamäßig eingeräumt werden (RDA. von 1600, 8 35): 
andernfalla Hat er das Künbigungsrecht nicht, wenn nicht ein Partikularrecht es 
im Fall der Mora gewährt. Im Uebrigen gelten für das Rechtsverhältniß aus 
dem R.faufe die allgemeinen Grundſätze der Reallaft. 

Bit.: Albredt, Die Gewere, 157 ff. — Auer, Das Stadtrecht von Mündyen, 1840. — 
Riedel, Das Emiggel-Jafitut in Münden, 1819. — Dunder, Reallaften, 69 fi. — 
Silaız, © a: Mes ar iden ——— — Stobbe in ber —5 — für Dentices 


Arnol ‚ Gelhiäe | bes $ Sioentbums FH Ki — sihen, Städten, 1861. — 
Donli Bi iesolbsmten 1865. — 212. — 
ei ‚ Die Gült. u. ber Säutbbrie, in 5 Beitichr. =: an a öpfen ım 
Brent chen jahrb. VI. Stobbe,$1 erber,$ Tr Bluntf Fr SSITT. _ 
Gengler, 878. — Insbeſondere Roth, Bayer. Ge, .356. Heinri Brunner. 


‚Rentenbriefe, Zur Grleichterung ber Alöfung bäuerlicher Grundbienjtbar- 
feiten find in Deutfchland (Sachſen 1832, Bayern 1848, Preußen 1850 x.) in den 
legten Jahrzehnten befondere Kreditinftitute (Rentenbanten ıc.) errichtet, welche, 
zwiſchen den Berechtigten und den Pflichtigen tretend, Kredit nehmend bzw. gebend. 
den Mangel eigenen, zur Ablöfung hinreichenden Kapitals bei dem Pflichtigen er— 
ſetzen. Faſt überall ift ‚vie Sache geſetzlich in der Art geordnet, daß der Berechtigte 
an Stelle des Entſchädigungskapitals einen entſprechenden Betrag in „R.“ (fo in 
Preußen; „Grunbentlaftungsobligationen“ in Defterreich- Ungarn; „Land-R.“ ın 
Sachen, „Srundrentenablöfungsfchuldbriefe" in Bayern ıc.) erhält, welche von der! 
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Rentenbank verzinft und allmählich durch Verlooſung amortifirt werden. Die Ber- 
pflichteten dagegen zahlen an die Rentenbank eine, an Stelle der abgelöften Laft 
auf ihrem Grundftüde haftende Rente, deren Betrag außer den Zinfen eine Amorti= 
iationsquote enthält, und werden dadurch nach einer gejehlich beitimmten Zahl von 
Jahren völlig befreit. — Der R. ift hiernach eine von der Rentenbank ıc. aud« 
geitellte Schuldurkunde, worin diejelbe fich als Schulbnerin eines beitimmten Kapital= 
betrages belennt (gewöhnlich runde Summen) und fich zur terminlichen Verzinſung 
iowie im Falle der Kündigung (welche jedoch dem Inhaber nicht zufteht) bzw. 
Ausloofung zur Zahlung verpflichtet. Der R. Iautet regelmäßig auf den Inhaber. 
Temielben find Zinscoupons beigegeben, welche von Zeit zu Zeit ermeuert 
werden. Die Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen der Rentenbank garantirt 
der Staat (Preuß. Rentenbankgeie $ 8). R. gehören zu denjenigen Papieren, 
in welchen nach den Bormundichaftsordnungen Mündelvermögen dauernd angelegt 
werden darf (Preuß. Borm.D. vom 5. Juli 1875 $ 39 ꝛc.). Diejelben find an 
Ah nicht Pertinenz bes abgefunbenen Guts. Sie haften aber (ala Kaufpreis 
der abgelöften Berechtigungen) denjenigen Gläubigern und jonftigen Intereſſenten 
11. 8. Lehnsagnaten zc.), welchen jene Berechtigungen hafteten. Unter Umftänden 
dann daher die Hinterlegung verlangt werben (j. Preuß. Rentenbankgeſ. $ 49). — 
In Preußen wurden zufolge des Gejepes vom 26. April 1858 die damals beſtehenden 
7 Rentenbanten mit Ende des Jahres 1859 geſchloſſen (d. h. die Ahlöfungen 
follten nicht mehr durch DWermittelung der Renienbank ftattfinden); gleichzeitig 
wurde das Beriahren Hinfichtlich des Aufgebots und ber Ktraftloserklärung verlorener R. 
geordnet. Indeſſen ift nachträglich der Wirkungskreis der Rentenbanken durch Zus 
lofung ihrer Mitwirkung bei Ablöfungen in den neu erworbenen Landestheilen 
bw. bei den Ablöfungen der den geiftlichen und Schulinftituten jowie den frommen 
und milden Stiftungen zuftehenden Realberechtigungen wiederum erweitert worden, 
und dad Geje vom 17. Januar 1881 hat die Bermittelung der Rentenbanken, wie 
über, für die bis zum 81. Dezember 1883 zu beantragenden Kapitalablöfungen 
wieder zugelafien. 

Nach dem Geſetz vom 13. Mai 1879 können zu verichiedenen gemeinnützigen Zwecken 
Sandestultur-Rentenbanten errichtet werden, welche Darlehen in baarem 
Gelbe oder in von ihnen auazuftellenden Schuldverfchreibungen (nach dem Nennwerthe), 
ig. „LandeskulturK.“, gewähren. Iſt das Darlehn in baarem Gelde gegeben, 
io fam die Bank Landezkultur-R. in Höhe des gewährten Darlehns ausgeben. 
Tie X Haben denjelben Zinsjag wie die Darlehen (Höchftens 41/, Prozent). VLetztere 
firmen jeder Zeit ganz oder theilmeife baar oder in Landeskultur-R. nach dem Nenn- 
werthe zurücgegahlt werben. Den Inhabern der R. fteht fein Kündigungsrecht zu. 
Tiefelben werben durch Ausloofung amortifirt. Sie lönnen bei Abhandentommen 
arigeboten und für kraftlos erklärt werden. Das Verhältniß hat hiernach immerhin 
&inige Aehnlichkeit mit den oben befprochenen R., nähert fi) aber mehr dem der 
li Hypothefenbanten ausgegebenen „Pfandbriefe“, welche zuweilen auch den 

en „R.“ 2 

Gigb. m Sit.: Preuß. 9 vd. 2. März 1850, 26. April 1858, 28. Mai 1860 10. April 
165, Ei April 1869, 27. April 1872, 3. Gange 1873, 15. Febr. 1874; Borm.Orbn. vom 
5. Juli 1875 $ 39; Gef. v. 16. Juni 1876, 26. Juli 1876, 18. Mai 1879, v. 17. Januar 1881. 
Alech, Priv. vom 19. Sept. 1872. — Defterr. Gel. vom 4. März 1849; Patente vom 25. Sat. 
18%) mb 11. April 1851. — Entich. des OTrib. au Berlin XXX. ©. 266 (Präj. 2596 IL); 
XXX. ©. 214; XXI. ©. 305; VII. 6. 464: LXI. ©. 420. — Sörfler, Theorie un! 
Vrarıö des Preuß. Privatrecht, 4. Aufl., I. ©. 185 Anm. 40; 3. Aufl., IL S. 57; U. 
€. 111. — Indeich, Die Örundentlaftung (Beipz. 1869). — Lette u. dv. Rönne, Bandes: 
Uiltergefepgebung, II. ©. 519 ff. — Siegfried, Börfenpapiere, L (1874) 5,4 Fu 
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‚Renteniegat (leg. redituum, annuum, menstruum etc.) ift dad Bermächtniß 
beitimmter terminweije wieberfehrender und an den Vermächtnißnehmer auszuzahlender 
Einfünte. Das Röm. R. behandelt, wofern der Wille bes Teftators nicht entgegen- 
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fteht, diefe Zuwendung nicht ala Ein Vermächtniß, ſondern als ebenſo viele einzelne, 
jedes für fich anfallende, Vermächtnifſe (leg. in singulos annos etc.), wie der Ber- 
mãchtnißnehmer Hebungstermine erleben (und an dieſen fähig ſein) wird; ſodaß die 
conditio juris: si vivat, und ſomit ber dies cedens legati, jeder einzelnen Termin⸗ 
hebung innewohnt. Im Zweifel erſtreckt ſich das Legat auf die Lebensbauer des 
Bedachten (Leib= oder Lebensrente), es wäre denn entweber eine beichränfte Zahl 
von Terminen (4. B. auf zehn Jahre, bis zur Volljäßrigfeit) angeorbnet oder die 
Rente auch den Erben des Legatard beftimmt (oder einer juriftiichen Perjon), 
in welchem Falle im Zweifel auch Erbeserben ꝛc. bedacht find (immerwährende 
Rente). Stets Tann der Betrag der Einzelhebung dadurch unbeitimmt gemacht ein, 
daß die Einkünfte von einer beftimmten Sache oder Kapitalforderung angewieſen 
worden find. — Anders, wenn ber Teftator eine Summe im Ganzen vermachen 
und nur Bahlungstermine anordnen wollte; dies ift fein R., jondern Ein mit einem 
Mal anfallendes Vermächtniß. — Die neueren Gejehbücher behandeln das R. ir. 
Kürze, nachdem mit der Falcidifchen Quart die ſchwierigſte Frage, wie biefe zu be 
rechnen fei, ob nach Wahrfcheinlichkeit der Dauer ober durch Kapitalifirung der 
Rente, befeitigt ift; fie fchließen fich jedoch der römifchrechtlichen Auffafjung des R. 
ala einer Vielheit von DBermächtnifien an. Das Defterr. BGB. läßt jede Rent 
zwar mit Anfang des Termins fällig, dagegen erft mit Ablauf der Frift Hagbar 
werden; was nur dann haltbar erjcheint, wenn der Exblaffer Poftnumeration an- 

eorbnet at. 
g ein 4 Quellen: Arndts im Rechtäter, VI. &. 830 f — Roßhirt, — 
1. ©. 98 ff. — Windſcheid, Lehrb, IIL $ 660. — D. 38, 1 (inäbel. L 4, 1. — 
LI. 10, 12, 20, 26 D. 36, 2. — Preuß, Allg. ER. J. 12 8 “uf 424. — brflen. Er 
ST — 5 art. 1015. — Sãchſ. — 88 a 6. — ud Erbt 
enuſſon, Philippe, & 1682 zu Mans, wurde Advokat am Barlament. 
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Schriften: Traites de la communauts et du donaire, 1681—92. — 
Oeuvres, ed. Serieux no 177 — 

Kit: Rodiere, Les urisconsulte: eh, 944, 845. — Stein-Warn: 
tdnig, Franz. —— —— 2.1  Wichaud. — Gaudry, 
de Paris, 1864, II. 55. Teihmann. 

Neportg, eihäft. Report bedeutet bie Differenz zwiſchen ben Preifen, welche 
eine Waare Cameif ein börjengängiges Werthpapier) an zwei verfchiedenen Lieferung: 
terminen bat, und zwar wird der Name „Report“ insbeſondere dann gebraucht, 
wenn das Papier an bem jpäteren Termin höher im Kurſe fteht ala un dem 
früheren, während der Betrag, um welchen das Papier an dem jpäteren Termine 
niedriger fteht, ala an dem vorausgegangenen, „Deport“ genannt wird. Dice 
Differenzen find der Gegenftand der Spekulation in den verichiedenen Arten der R. 
Unter Lebteren verfteht man Kombinationen von Einkauf und Verkauf, zugleich ven 
Kafla= und Lieferungsgeichäften, ſei e8 daß dabei nur die Differenz in Spekulation 
tommt (R. als reine Differenzgejchäfte f. diefen Art.), fei e8 daß die Real⸗ 
Lieferung beabfichtigt ift (3. B. im „Koftgeichäft"). 

Das juriftiiche Weſen der R. Liegt darin, daß durch einen einheitlichen Willens 
entjchluß ſeitens des einen der Kontrahenten bie tombinirten Geſchäfte ale Gin 
Geihäft abgeichloffen werden. Es ift ein einheitliches Geichäfl, wenn der Reporteur 
(d. i. ber Kontrahent, welcher per Kafla kauft „reportirt“) zugleich mit dem Kafja- 
auf daſſelbe auf Lieferung verfauft und fich dadurch jelbft für den Fall des finfenden 
Kurſes Nutzen fichert, und ebenfo ift es, von der andern Seite aus betrachtet, ein 
einheitliches Gejchäft, nämlich injofern der Gegenkontrahent per Kaſſa verkauft (3. 2. 
etwa deshalb, weil er Baargeld raſch braucht), fich aber gleichzeitig zu anderem 
Kurſe die Rüdlieferung ausbedingt (auf Lieferung kauft) und fich damit die Chance 
reſervirt an dem zuleßt etwa noch fteigenden Kurje de vorher verkauften Papiers 
zu gewinnen. Der Reporteur benußt das R., um fein Kapital auf kurze Zeit und 
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zugleich ficher Fruchttragend anzulegen, nämlich Gewinn aus den Zinfen der Zwiſchen⸗ 
yet und dem Kursunterſchiede zu ziehen. Der Gegenkontrahent kann das R. benußen, 
um fi} ohne dauerndes Aufgeben des Papiers Baargeld zu verfchaffen (in diefer 
Anwendung nähert fi das R. der wirtbichaftlichen Funktion des Lombard) und 
fh doch zugleich die Möglichkeit offen zu erhalten, an der etwaigen Kurshebung zu 
moftiren; oder er prolongirt damit ein Lieferungsgeichäit (er „giebt das Papier 
in Koft” vom früheren zum fpäteren Termine, „Koſtgeſchäft“, vgl. den Art. Prolon- 
gationsgeſchäft) oder er Hilft dem Stüdmangel des Reporteurs durch Lieferung 
ver Kaffa ab u. ſ. w. 

Aus der juriftifchen Natur des R., als eines einheitlichen Gefchäfts, ergiebt fich, 

dah die Aktiengefellichaften troß bes Art. 215 Abſ. 3 des HGB. ihre eigenen Aktien 
zportiren dürfen, ba im R. der Erwerb nur gleichzeitig mit der Wieberveräußerung 
vaktirt ift. 
j — Das Boͤrſen⸗ u. Mallerrecht, 1875, ©. 72—79, auch in jeiner Zeitiche. 
für dad Privat» umb öffentlüche Recht ber Gegenwart, 1875. — James Moſer, Die Zeite 
Far Berlin 1875, S. 14. — Enbemann, HR, $ 121 II. — Thöol, 3% $ 285. — 
EEE, BET ELBE 
SR, m. XAVL. (IBal), ©. E-857. ; Gare 

Repräfentationsredit (Thl. I. S. 458) ift eine von der neueren romaniſtiſchen 
Zoftrin, die mehr oder minder bewußt deutfchrechtliche Grundfäße in das Röm. 
Recht hineintrug, erfundene Bezeichnung für das gejehliche (Nov. 118) Erbfolgerecht 
1) der entiernteren Defcendenten, 2) der Gefchwifterfinder, deren zwijchen ihnen und 
dem Exblafier geftandene Parentes (nähere Defcendenten, bzw. Geichwifter) vor dem 
Etblafſet verftorben find, folglich nicht mehr im Wege ftehen; jo daß ai gewiſſer⸗ 
men mit Juſtinian's Inſtitutionen und Novellen jagen kann: jene erben an Stelle 
ifter vorverfiorbenen Eltern dag, was anderenjalla dieſe würden erhalten haben. 
Hieraus mm jolgerte man: jene repräfentiren diefe; eine in faljcher Vorftellung 
wurende Ausdrucksweiſe, die am beften ganz vermieden wird, umb in der That 
'emere Irtthümer erzeugt hat. So: jene Perfonen erbten nicht kraft eigenen Rechts, 
indem aus dem echte be vorverftorbenen Parens, folglich nur, falls letzterer erb⸗ 
'chig gemefen und von ihnen beerbt worden ſei. Noch mehr verwirrte Glück diefe 
grundfoje Theorie, indem er unterjcheiden wollte: R. im angegebenen Sinne „zum 
2chui des Erbjolgerechts“ (nur bei Neffen) und R. „zum Behuf der Erbtheilung” 
(Enten und Neffen gemeinfam). Heute wird alljeitig erfannt, ein ſog. R., will 
man einmal biefen trreleitenden dem Röm. Recht fremden Namen beibehalten, könne 
aihts weiter bebeuten, als ben Inbegriff zweier für die Erbfolge ber entjernteren 
zeicendenten (erſte Klaſſe) und der Gefchwifterfinder (zweite und britte Klaſſe) 
gitenden Merkmale: 1) Gradesnähe ſchließt nicht auß, 2) es wird in stirpes 
uedirt. Letzteres galt nach Röm. Recht auch da, wo Enkel, bzw. Gefchwijter- 
fieder vom verſchiedenen Eltern, allein zur Erbfolge gelangen. Wenn bagegen ber 
A. zu Speier von 1529 für alleinerbende Gejchwifterfinder fchlechthin Kopftheilung 
mordnete, jo war das lediglich die Entſcheidung einer alten Streitfrage (Azo, 
Acturfius) im Sinne des Germanifchen Erbrechts gegen das Römifche. — Der Aus— 
ind repr6sentation, aber ohne bie obengenannten irrigen Zolgerungen, hat im 
Code eivil ſich eingebürgert, ift dagegen dem Preuß. Allgem. LR. wie auch dem Sächſ. 
262. allganz fremd geblieben. Alle drei Gejegbücher erweitern die gemeinfchaftliche 
rbiofge der Geſchwiſterkinder auf Gejchwifterablömmlinge überhaupt, und verwerfen 
Ye Cehrfähe jener faljchen Doftrin. Das fog. R., im Sachjenfpiegel nur für des 
Erkloffers Enkel anerfannt, hatten fpätere Sächſ. Geſetze der Seitenlinie ausdrücklich 
Deragt; wogegen wieber das Erbj. Mand. von 1829 $ 43 bie Kopftheilung bes 
Sdeierchen Keichsabſchieds verwarf. Nunmehr hat das Sächſ. BEB. die richtigen, 
sach vom Preuß. Allgem. CH. bejolgten Grundſätze des Gem. Rechts durchgeführt: 
Abtimmlinge vorberftorbener, enterbter, durch Verzicht ober Ausſchlagung aus⸗ 
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geichloffener Defcendenten bzw. Gefchwifter erben kraft eigenen Rechts, aber beichränft 
auf die Stammesportion des Parens. Obendrein wird, bei Ausſcheiden eines näheren 
Verwandten nach dem Erbanfall, unbeſchränkte successio graduum anerkannt. Folge 
richtig und nachahmenswerth ift das R., fowie die geſammte geſetzliche Erbiolge, 
nur im Oefterreich. BEB. geordnet. / 

it. u. Quellen: Glüd, teftaterbfol, 23 fi. — Seitn VL 

— — Tewes, Sven 38 "falle. en „ans. ee 6, 15 
Inst. 3, 1. — Nor. —— ar don 1509 8 SH. — Code ar. 
art. 739 ee ee Is aogs ee 
BGB. 5 733 ff. — Sädf. a 85 8027, 2080, 2035, 1, 046, 226 
Mommien, Erbr..Entw., 5 33 ff. Shäfe 


Neprefialien, auch Reprejalien (noch bei ©. %. v. Martens, Bölln: 
recht), repraesalia und repraesaliae, auch repraesentalia (Ducange), gerwöhnlice: 
repressaliae, find nad” Groot's Meinung durch die Dekretalen eingeführt, indek 
führen dieſe fchon den Ausdruck repressaliae für pignorationes ald eine vulgaris 
elocutio an (cap. un. d. iniur. et damno dato in VI. (5, 8). Als Terminus dr 
Juriſten feiner Zeit bezeichnet Groot: repressaliarum ius und ibentifizirt bie: 
fowol mit Zveyvoruondg oder pignoratio inter populos diversos, ala auch m: 
withernamium (nah Barbeyrac R. 2 ad Groot von wither ober wider und nam 
ober namp, bei Ettmäller, Lexic. Anglosax. s. v. Niman: näm-vidernsm, ki 
Biemann und bei Müller, Mittelhochdeutſches Wörterbuch : widername) drı 
alten Sachfen und Angeln, und mit den literae marcae der Franzoſen (root, 
I. II. $ IV), auch droit de marque (marcha, auch ius marchium, Ducangıl 
et de repwsailles. Repressaliae von reprehendere und reprendere, daher audi 
Reprehenfalien und Reprenfalien. Nach heutigem Gebrauch: Franzöfifch represailles, 
Engliſch reprisal, Stalienifch rappresaglia und ripresagliae. R. bedeuten zunäd't 
die eigenmächtige Wegnahme eines fremden Gegenftandes (auch einer Perſon) in 
Veranlaſſung oder zur Wiebervergeltung einer dem Wegnehmer widerfahrenen Rechte 
verlegung (früher auch Beraubung, Burchardi, 500), nach dem Völkerrecht dei 
Gegenwart aber: jede die Rechtswidrigkeit eine® Staates vergeltende eigen: 
mächtige Handlungsweife des verlehten Staates (Berner, 597) oder in allgeme: 
nerer, indeß nicht genügend genauer, Beftimmung: bie Reaftion eines Staates gegen 
ein von einem anderen Staat zugefügte® Unrecht Gurchardi, 1. c.). — Tu 
R. mehr oder weniger verwandte Formen treten ſchon im Altertfum (Wurm, 465 
und 476) auf: in Athen die auch bei Groot erwähnte, von Wolif 88 592 F 
noch behandelte, dvdooAmpie, bei den Römern die clarigatio, — welche indeß u 
unterſcheiden iſt ſowol von der Androlepfie (Wurm, 475 not. 44) als auch von da 
pignoratio, R. im eigentlichen Sinne (Bynkershoek, Qu. iur. publ., I. XXIV) 
— und die recuperatio (f. Sell über diejelbe ala völferrechtliches Inſtitut i in jeina 
1837 erfchienenen Monographie: Die recap. der Römer); im Mittelalter (Mar- 
tens, Armat. 19., ss.; Hautefeuille, Dr. mar. intern., 126 ss.) treten R. b. 
den Fehden der Seigneurs und der Auslibung und Belämpfung ber Seeräubit 
auf. Schon feit dem 18. Jahrhundert, im wirklich obligatorifcher Weiſe aber af 
feit dem 14., mußte dem Beginn der Thätlichkeiten in Form der R. eine Verband 
Tung bei den fog. conservatores pacis borausgehen und bie bei außbleibender Ent 
ſcheidung rechtmäßigerweife eintretende GSelbfthülfe autorifirt werben durch die march: 
(facultas a principe subdito data, qui injuria affectum se vel spolistum ab alte 
rius principis subdito queritur, de qua ius vel rectum ei denegatur, in ejusden 
principis Marchas seu limites transeundi, sibique ius faciendi“, Ducange! 
woraus der in neuerer Zeit gebräuchliche Terminus: lettre da margue fich bildete 
Der Markebrief beftimmte auch die durch R. beizutreibende Summe. Die ein 
Art der Markebriefe: die eigentlichen R. ermächtigen zur Ergreitung der Güter de 
Gegnerd innerhalb des Gebietes der den Markebrief emanirenden Staatsgewalt, di 
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andere Art, jpeziell ald marcha bezeichnet, geftattete, aller dem anderen Theile 
gehörender Gegenftände auf offener See fich zu bemächtigen. Die lettres de contre- 
marque waren gegen diejenigen gerichtet, welche bie lettres de marque ertheilt 
hatten. Zur Ertheilung diefer Briefe waren ermächtigt in Frankreich die Gouver- 
neure, höhere Gerichte und Parlamente (Masse, Dr. comm., I. 136 ss.), feit der 
Verordnung von 1485 nur der König, in den Lombarbifchen Stäbten die Obrigfeit 
und Gemeinde GBurchardi, 501), in Belgien einzelne mit dem Kriegsrecht begabte 
Städte (Bynkershoek, 1. c.); für England bezeichnete fchon die Parlamentsacte 
von 1358 die königl. Verleihung ala die ausfchließlich übliche, wogegen fie in den 
Niederlanden erſt am Anfange des 15. Jahrhunderts gefordert wurde. Die Engl. 
Parlamentsacte von 1416 gewährte die Ausreichung der R.briefe nur nach gefor- 
derter und verweigerter Genugthuung. Vertragsmäßig wurden die R. beichränft auf 
den Fall der Yuftizverweigerung (Franz.⸗Span. Vertrag von 1489 und Spanifch- 
Schott. Vertrag von 1550) und von auslaufenden Schiffen für dag Nichtüben von 
R. Sicherheitzftellung verlangt (Franz.-Engl. Vertrag von 1440 und 1468, Engl. 
Span. Bertrag von 1489). Endlich wurbe in einer großen Zahl von Verträgen 
(. Martens, 1. e. ©. 30) vereinbart, daß, außer im alle der Juſtizverweigerung, 
die Güter der gegenfeitigen Unterthanen nicht in dem Staate des anderen Theiles 
für die Schulden ihrer Landsleute mit Beichlag belegt werden dürften. Geſetzliche 
Regelung ward dem Inftitut der R. durch die ben bezüglichen Inhalt des guidon 
de la mer faft wörtlich wiedergebende ordonnance de la marine von 1681 und die 
Statnten der Lombardiichen Städte (j. über die Lombardifchen Statuten und die 
Gefch. der R. überhaupt Burchardi, 500 ff.). — Die R. find noch in der Ge- 
genwart ein völferrechtlich begründetes Inftitut. Mas Latrie brüdt fich daher zu 
allgemein aus, wenn er ©. 46 ausführt, daß die R. gefallen, nur die von ihm ge= 
ſchilderte frühere Art derfelben ift gefallen. Die Nothwendigkeit ihrer Fortdauer 
motivirt ſchon Bynkers hoek: „Repressaliarum usum in totum tollere, eorum, 
qui non uni Principi subsunt, improbitas non patitur“. Indeß fprach fi) das 
Röm. Recht wiederholt entjchieden gegen die R. aus, weil die Einzelnen nicht ſchul⸗ 
den, was eine universitas jchulde (1. 7 $ 1 D. 8, 4), weil man nicht Andere 
wegen fremder Angelegenheiten beläftigen (1. un. C. 11, 56) ober die Beſitzung eines 
Anderen wegen fremder, öffentlicher oder Privatſchulden in Anjpruch nehmen blürfe 
(l. 4 C. 12, 61), insbefondere aber nicht Gläubiger die Kinder ihrer Schuldner 
zurückhalten dürfen (nov. 134 cap. VII); auch wurden gegen die illiberales pigno- 
rationes und die durch fie geurfachten exactiones exosae, welche ber Gejehgebung 
Schon vielfach Aergerniß gegeben, mannigiache Strafen verhängt, weil e8 für wider⸗ 
finnig erachtet wurde, daß ein Anderer der Schuldner und ein Anderer der Bezahler 
jet oder daß Jemand anjtatt eines Anderen, der eine widerrechtliche Handlung verübt, 
blos weil er mit diefem einen und benfelben Ort bewohnt, beſchwert, beftraft werde 
und ein Uebel unfchuldig erleide (Nov. LII pr. und cap. I). Auch das Kanon. 
— ſprach ſich (1. c.) gegen die pignorationes (vulgo: repressalias), insbeſondere 

Geiftlihen, aus und bedrohte die Zuwiderhandelnden mit kirchlichen Strafen. 
Gegenüber dieſen wohl begründeten Perhorreszirungen ſeitens der Gefeßgebung hat 
die völferrechtliche Doktrin die R. zu entjchuldigen gejucht. Groot (II. II. SS II. 
und V.) leitet fie aus dem ius gent. voluntar. ab und ftellt den Satz als der Natur 
nicht wiberftreitend auf, daß alle Güter eines Staates für feine Leiftungen und 
Berpflichtungen, insbeſondere auch zu Gunften einer, einem fremden Anſpruch nicht 
gewährten, rechtlichen Genugthuung, haften. Dieſer Sab fei durch Sitte und ftill- 
ſchweigenden Konſens eingeführt, jowie ja auch fideiussores sine ulla causa ex solo 
consensu verpflichtet würden. Wolle man folche R. nicht einräumen, jo würden 
häufig Rechtswidrigfeiten unvergolten bleiben und den Fremden nicht leicht Gerech- 
tigkeit zu Theil werden. Die Pignorationen löſten gewiffermaßen als Auflagen 
Öffentliche Verpflichtungen ab. Vattel (IL. XVII. $ 344) rechnet das Privat- 
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vermögen zum Staatövermögen und läßt daher auch erſteres für die Schulden des 
Staates haften. Martens (B.R. 253) leitet aus der Haftungapflicht der Un— 
tertganen mit Perfon und Vermögen für die Schulden und Verlegungen des Staates 
auch dad an jenen zu übende N.recht ab, indeß foll jene Pflicht nur dann eintreten, 
warn eine Entſchädigung möglich ift. Gegen die Rechtiertigung der R. namentlich 
gegen Groot's Motivirung tritt in neuefter Zeit Maffe (I. 18 ff.) auf, indem er 
& für ganz unftatthaft erklärt, daß man R. an den Gütern oder Yorderungen ber 
einzelnen Untertdanen einer ſchuldenden Nation übe, anftatt an denen ber Nation 
(de Staates) jelbft. Er Hält überhaupt R. nur dann für rechtlich begründet, wenn 
fie zwifchen den betreffenden Staaten vertragsmäßig als zuläffig bezeichnet find 
oder wenn fie als Retorfion (?) geübt werden, indem die Politit dann geftatte, 
was das Recht verbiet. Wir jehen bie R. ala ein nicht zu entbehrendes Glieb in 
der Reihe der internationalen Rechtsmittel an, erachten aber für nothwendig, daß 
fie ftreng normirt und ihre Anwendung möglichft beichräntt werde. — Man unter 
fcheidet pofitive R., welche ber verlehte Staat durch die Wegnahme von Sachen 
ober Verhaftung von Perfonen des verlegt Habenden Staates ausübt, und nega= 
tive, welche in der Vorenthaltung oder Verweigerung von Rechten ober in Nicht- 
erfülung vertragsmäßiger Verpflichtungen beftehen (Martens, B.R., $ 251; 
Klüber, $ 234 not. c; Wheaton 1. 275; Wurm, 479; Berner, 599) 
oder in "Weigerung oder Erfüllung einer obligat. striet. jur. "im Gegenfage au 
comity) (Phillimore III. 14). Klüber (I. c.) untericheidet noch R. im wei- 
teren Sinne ala jede Gewaltthätigfeit zur Genugthuungserlangung wegen erlittenen 
Unrechts, mit Ausnahme des Krieges, im engeren Sinne ala Gewalthandlungen, 
wodurch der beleidigte Staat dem Beleidiger an» ober zugehörige Perjonen, Rechte 
oder Sachen (R. im engſten Sinne) zurüdhält zum bezeichneten Zwed. Dieje 
Diftinktionen find zu minutids. Ginige Autoren unterfcheiden allgemeine und 
bejondere R. in zwiejacher Weile. Zunächſt in der, wonach allgemeine keine 
Gewaltmaßregeln außfchließen oder die den Behörden und Unterthanen ertheilte 
unbeſchränkte Vollmacht enthalten, Perfonen und Eigenthum des fremden Staates 
zu ergreifen, wo e8 auch fei, während befondere nur beftimmte Arten von Ger 
waltmaßregeln geftatten (Wheaton, 1, c.; Berner, 1. c.). Entweder wird in 
der Anwendung der erfteren ein Uebergang in ben Kriegaftand erblidt (Martens, 
V.R., $ 257) oder fie werden als eine beim Anjange eine® Krieges ergriffene 
Maßregel charakterifirt (Wheaton, 1. c.) oder nah de Witt und Kent (I. 70) 
mit dem- Kriege felbit für identifch gehalten (ſ. auch Jefferſon's Propofition zur 
Zeit des Kontinentalſyſtems bei Manning, 115 ff.). General reprisals verfügte 
England im orientalifchen Kriege gegenüber Rußlands (des Monarchen, der Unter 
thanen und Bewohner) Schiffen, Fahrzeugen und Gütern, jo daß die Engliſche Flotte 
und (Kriegs⸗) Schiffe fich rechtmäßig derjelben bemächtigen durften (ord. of connc. 
d. d. 29. März 1854, bei Phillimore, III. 18). Der Lord⸗Oberrichter Hale 
aber unterſcheidet in feinen pleas of the crown (vol. I. 162 und 163) die gener. 
repris. von dem Stiege, denn wenn jene auch die Wirkung eine Krieges hätten, 
fo könnte doch kraft derſelben feine Privatperſon bie Schiffe bes Gegenteil, ohne» 
ein königliches ober obrigfeitliches Kommifjorium, nehmen und gerieten außerdem 
durch die R. Staaten nicht in einen vollftändig feindlichen Zuftand hinein. Groot 
(II. II. $ UI. 3) tonftatirt, daß man filh der R. bebiene nicht blog in den bellis 
plenis, jondern auch), wo man einer violenta quaedam juris executio ober eines 
bellum imperfectum bedürfe,; Wolff ($ 608) Hält R. für eine Spezies des Krieges, 
ähnlich dem Privatfriege, Mofer (Ber. IX. II. 521) ftatuirt R. in Kriegszeiten 
und führt befondere R. der Krieggmanier auf. Dagegen jentirt Bynkershoet 
1. ec. bündig: „repressaliis locum non esse nisi in pace“, bezeichnet Hautefenille 
(126) R. als zum Frieden gehörende und Kent (I. 69) als mit dem Friedens- 
ftande verträgliche Acte und giebt Burchardi (497) zu, daß fie ihn nicht aufs 
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heben, wenn auch ftören. Unſeres Erachtens wird der Ausdrud R. auf friegerifche 
Mafregeln nicht richtig angewendet, da jene ben Krieg behindern jollen, und würde 
für folche fog. R. im Kriege daB Kriege» und nicht das R.recht gelten. Das er- 
wähnte Beifpiel der Anwendung der gen. repr. war entweder eine Selbſtfolge des 
Krieges oder Überfchritt in feiner Allgemeinheit, ſoweit Privateigentfum auch im 
Kriege geſchützt ift, jelhft das Maß bes im Kriege Erlaubten. Die zweite Weije 
der Unterfcheidung allgemeiner R. als folcher, welche der Staat übt, und be— 
fonderer, zu deren Webung dem Beichädigten jelbft die Bejugniß ertheilt wird 
Wurm, l.c.; Berner, 1. c.), ift, ſeitdem bie R. nur durch oder im Namen 
de3 Staates von dazu ermächtigten Behörden oder Unterthanen gebt und nicht den 
Ginzelnen für erlitteneg Unrecht zu eigenem Recht und zur felbfteigenen Uebung 
verliehen werden, mit Ausnahme der Vereinigten Staaten (Kent, I. 69), weiter 
von feiner praftifchen Bedeutung. Eine Privatperfon, welche ohne Erlaubniß ber 
Stantögewalt R. in Bezug auf ein ihr wiberjahrenes Unrecht unternahm, wurde 
ſchon feit längerer Zeit des Raubes oder Seeraubes für ſchuldig erachtet (Wild- 
mann, I. 191; Berner, 598). Selbft der Gebrauch von R. in geringfügigen 
Sachen aus eigener Machtvollkommenheit der Unterthanen (Mojer, VII. 499) 
kann nicht zugejtanden werden, denn unbeftritten unterfteht, jo wie dag internationale 
Rechtsmittel des Krieges, fo auch das der R. grunbjählich der Verfügung ber 
Staatögewalt (Bartol., qu. 3; Bynkershoek, 1.c.; Wolif, 8589; Vattel, 
$ 846; Mofer, IX. II. 526; Martens, B.R., $ 255, Klüber, $ 282; 
Wurm, 459; Heffter, $ 110; Oppenheim, 228; Wildmann, I 197; 
Kent, I. 69; Phillimore, IN. 22). Groot ($ VII. 3) konftatirt zwar noch, 
daß iure gentium den Ginzelnen das jus pignorandi zuftehe, daß daſſelbe indeß iure 
eivili bald von der höchſten Gewalt, bald von dem Richter erbeten werde, aber 
fchon Bynkershoek, 1. c., führt auß: „repressalias concedere solius principis 
esse videtur, egreditur enim ea res legitimam Magistratus potestatem et sic nunc 
ubique servatur“. Als Perjonen, welche, in Vertretung ihres Souveräns, feine 
Gewalt für ihn auszuüben und daher auch R. anzuordnen bejugt find, nennt 
Burhardi (507): Gejandte und die Kommandanten der Land- und Seemacht in 
fernen Gegenden; indeß erachten wir auch Hier eine bejondere Uebertragung des 
Rechts Für jeden einzelnen Fall für erforderlich, da e8 fi) um ein Souveränetäts- 
recht Handelt und verichiedene Fälle verfchiedene Beurtheilung und Verfügung ver- 
anlafjen können. Gefahr im Verzuge wird aber bei den faſt überallhin ausgejpannten 
Zelegraphendrähten faum zu befürchten fein. Zur Ausübung der R. bebient fi 
der Staat feiner Civil- und Militärmacht (Burdhardi, 1. c.). Ebenſowenig fann 
daher zugegeben werden, dab NR. größtentheils bloße Derwaltungsmaßregeln 
(Oppenheim, 228) jeien, da fie ohne rechtliche Initiative der Staatsgewalt nicht 
geübt werben dürfen. — Die Anwendung von R. ift ſowol gerechtfertigt, wenn 
die Staatögewalt (publiziftiichee Unrecht im Gegenſatz zum privatrechtlichen ; 
Burchardi, 503), ala wenn die Staatdangehörigen und domizilirten Ausländer (ſchon 
nad) dein guidon de la mer: „naturels, sujets et rögnicoles”; Battel, 8 347; 
Burchardi, 504 und 505; Kent, I. 69) in ihrem Rechte verlekt find und braucht 
das Unrecht nicht von Gewaltthätigfeiten begleitet zu fein (Wildmann, I. 198; 
PhHillimore, IM. 14). Indeß kann ein von Behörden oder Staatsangehörigen 
verübtes Unrecht nur dann ihrer Staatsgewalt zugerechnet werden, wenn dieſe es ge- 
billigt und ſelbſt Gerechtigkeit (Battel,l.c.; Wildmann, 1.191 ff.; Wurm, 459; 
Berner, 597) oder die Schuldigen zur Genugthuung anzuhalten (Twiß, I. 20) 
verweigert. Bei einer Rechtöwibrigfeit der Staatsgewalt ift ein nächiter, bei einer 
der Behörden oder Staatsangehörigen nur ein entjernterer Anlaß zu R. vorhanden 
(Berner, 1. c). R. zu Gunften anderer Staaten oder nicht domizilirter Fremder 
find zu verfagen (Bartol., qu. 1.; Vattel, $ 3848; Martens, V.R., 8 256; 
Manning, 110 ff.; Wildmann, I. 198; Wurm, 461 fi; Heffter, J. c.; 
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Phillimore, II. 22; Burchardi, 505 fi.; Berner, 601). Bynkershoek 
gewährt fie jedoch (de foro legator. XXI. 8 V.), weil, wenn die R. überhaupt 
rechtlich begründet find, man fie auch Fremden nicht verweigern fünne, denn vor 
dem Necht gelte Fein Unterfchied der Perfon und müſſe man es Allen gewähren 
(. dagegen Bynkershoek jelbft in feinen qu. iur. publ. I. XXIV.). Klüber 
hat zwar ($ 233) allgemein völferrechtliche Selbfthilfe zum Vortheil und auf Anz 
rufen eined dritten Staates geftattet, wenn man fich volljtändig davon überzeugt 
bat, daß die Rechte dieſes Staates verlegt jeien, erfennt aber eine vollfommene Ber- 
bindlichkeit zu biejer Hüffeleiftung nur auf Grund eines Vertrages an. Sein Heraus— 
geber Morſtadt bemerkt dazu: „Selbſthülfe für einen Dritten ift contradictio in 
adjecto!”" Gegen Bynkershoek und bedingt für Klüber ift Wurm (461 ff.), 
feinen eigenen Widerfpruch motivirt er aber dadurch, daß, weil einem Staat zu 
Gunften fremder Unterthanen fein Repräjentationsrecht zuftehe, er auch nicht ihre 
Sache zu feiner- eigenen machen fünne. Unter beftimmten Berhältniffen find indeß 
R. zu Gunften Fremder als zuläffig erfannt worden, namentlich von de Witt, 
dann wenn der gewährende Souverän mit dem des Fremden ex pacto vel foedere 
zum Schuß ihrer reſp. Unterthanen verbunden war; von Mojer, IX. II. 521) 
gegen dag dem Feinde alliirte Land; von Martens (B.R., $ 256 not. a) für 
die Schweizerfantone auf Grund ihrer Vereinigung; von Hefiter ($ 110), 
Wurm (463) und Burdhardi (509) für den Deutfchen Bund, unter Berufung 
auf Art. XXXVII. der Wiener Schlußacte, wenn der durch R. zu unterjtügenbe 
Bundesſtaat im Rechte war. Gleiche Befugniß wird auch von Burchardi rüdfichtlich 
der Nordamerifanifchen Republit (505) behauptet, indeß Hat nur der Kongreß, nicht 
der einzelne Staat, Erlaubniß zu R. zu ertheilen (Verf. der Vereinigten Staaten 
vom 17. Sept. 1787 art. I. sect. 8) und Tann überhaupt ben Gliedern eines 
Bundesftaates, welche ihrer äußeren Souveränetät zu Gunften der Gefammtvertretung 
entfagt haben, nicht ein Attribut der äußeren Souveränetät zugebilligt werden. Bei 
dem anderen von Burcharbi (506) erwähnten Fall: den vorübergehenden Allianzen, 
müßte jebeniall® zunächft nur der durch eine Rechtswidrigkeit direkt betroffene Staat, 
der mit ihm vertragamäßig verbundene aber erſt dann zur R.übung zu fchreiten bes 
rechtigt fein, wenn dem erfteren die R.übung gegen den gegnerifchen Staat ſaktiſch 
unmöglih war, aljo nur eventuell und in subsidium. Nicht jede Allianzenfpezies 
wird aber eine folche R.rechtövertretung involviren, jondern nur Verträge, welche bie 
gegenfeitige Unterftüäßung zur Bewahrung ber rechtlichen Stellung der verjchiebenen 
Staaten feftfeßen, Hier im Friedensſtande aljo namentlich Garantieverträg. Wenn 
aber ſchon „wegen allgemeiner Verlegung des Völkerrechts, um einem unmenfchlichen, 
abfolut rechtswidrigen Verfahren ein Ziel zu ſetzen“ (Heffter, 1. c.), R. zu Gunften 
dritter Staaten berechtigt fein follen, oder wegen jeder Rechtsverlegung, ſei das ver- 
legte Recht ein vertragamäßig oder natürlich zuftändiges (Wurm, 459) oder all- 
gemein wegen Völkerrechtsbruchs (Burchardi, 500), jo würde daraus ein bellum 
omnium contra omnes in Form von R. entftehen. Auch in Bezug auf Beleidigungen 
eines Staates find R. fein paffendes Sühnemittel, wenn Das auch nicht, wie 
Phillimore, II. 12 apodiftifch verkündet, ein anerfanntes Geſetz ausſpricht. — 
Die am meiften anerkannte Beranlaffung zu R. ift die Juftizverweigerung und 
Juftigvergögerung (Bartol., qu. 1; Bynkershoek, qu. iur. publ.1.c.; Wolif, 
8 589; Wildmann, I. 194; Wheaton, I. 276; Heifter, $ 110) ober aud, 
insbeſondere nach Nordamerikanifcher Praxis, die Nichtbezahlung einer Schuld durch 
Fremde an Staatsangehörige (Kent, I. 69 not. b). Die Yuftizverweigerung wird 
für begründet erachtet, wenn man gegen einen Verbrecher oder Schuldner innerhalb 
einer angemeffenen Friſt fein Urteil erlangen kann (Groot, $ V), die Weigerung 
muß offenbar (palam denegata iustitia) jein (Byntershoet, 1. c.), die causa 
vera (Bartol., qu. 4: „alias iniuria“), die res minime dubia, denn in einer 
zweifelhaften ift die Präfumtion für den Richter (Groot, l. c.; Vattel, $ 350; 
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Wheaton, I 276; Wildmann, I 197 und 198; Kent, I. 69; Philli- 
more, III. 14) aber nicht minima (Phillimore, III. 15): „non debet represal. 
remedium dari pro modico“ — „per praedictam iniustitiam ius partis totaliter 
laedatur secus si laedatur aliqualiter“, Bartol., qu. 2. Eine zu R. Anlaß 
gebende Schulbforberung muß klar und liquid fein (Battel, $ 848; Wurm, 477). 
Bei einem erlangten, aber offenbar ungerechten, Urtheil eine Juſtizverweigerung für 
tonftatirt zu halten (root, 1. c.; Battel, $ 350), vermögen wir nicht, weil, wenn 
Recht geiprochen ift, Die Ungerechtigkeit meift nicht eben jo offenbar zu erweifen fein 
wird. — Bor der Anwendung der N. müſſen ſchon nach Beitimmung früherer Ver— 
träge (Martens, B.R., $ 96 und Armat., I. $ 4) gütliche Verfuche angewandt 
worden jein (Mofer, VIII. 501; IX. II. 524), falls, was wol ſelten erforderlich 
fein wird, die Nechtsverlegung nicht fofort einer Reaktion bedarf (Heffter, 1. c.); 
insbeſondere muß rechtliche Genugthuung verlangt werden (Battel, $ 348; 
Wildmann, I. 194; Oppenheim, 226; Twiß; II. 20). Zur Genug- 
thuungserlangung ift eine biplomatifche Borftellung durch den in dem verlet 
habenden Staat refidirenden Geſandten bes verlegten an ben erfteren zu richten und 
wird dieſe innerhalb einer beftimmten Frift, nach Verträgen des 17. und 18. Jahrh. 
bald 8, bald 4, bald 6 Monate Gynkershoek, .c.; Wildmann, I. 197; 
Manning, 108 fi; Phillimore, IH. 16), nicht beantwortet, jo find R. 
anwendbar (Wildmann, I. 195; Wurm, 1. c.). Unterliegt der Bejchwerde- 
gegenftand einer gerichtlichen Unterſuchung, fo muß zunächft der Weg des ordent- 
lichen Prozeſſes beichritten werden (mas England in dem Pacificofall 1850 verfäumte, 
indem es ftatt den DBeichädigten dazu zu veranlaflen, fofort an die Griechiſche 
Regierung eine willkürlich berechnete Schabenserfaßforderung richtete und ala dieje 
nicht gewährt wurde, zu R. fchritt, welches abnorme Verfahren vom Oberhaufe 
mißbilligt, vom Unterhaufe nur in Verbindung mit der gefammten diplomatifchen 
Aktion des Minifteriums nicht getadelt wurde [Phillimore, IM. 29]), und die 
nachgefuchte Juſtiz ſowol durch alle Inftanzen, als auch endlich durch die Staats- 
gewalt verweigert jein (Wilbmann, I. 197; PBhillimore, II. 15; f. dagegen 
Bartol., qu. sec.). Auch muß eine plena causae cognitio erfolgen (Bynters- 
hoek, 1. c.; Phillimore, II. 14) und der die R. fordernde Libellus dem Ge- 
fandten des verletzt habenden Staates vorgelegt werben zur Prüfung und eventuell 
zur Beranlaffung der Genugthuung (Byntershoet, Bartol., qu. 2: „debet 
actor offerre libellum, quando causa reguirit libellum“). Dem gegneriichen Staat 
ift Verteidigung gegen die R.jorderung gewährt, damit die R. nicht indebite ver⸗ 
hängt werden (Bartol., qu. 4). Daß vor der Anwendung der R. mit ihnen 
gebroht werbe (Mofer, IX., II. 525), ift wol ein objoleter usus. — Der Haupte 
grundſatz, auf welchen die R. zurüdgeführt werden, ift Vergeltung mit berjelben 
oder einer Ähnlichen (Oppenheim [227] Hält zur Erwiederung im Allgemeinen 
feindfelige Handlungen für ftatthaft), aber nicht beträchtlicheren als die veranlafjende 
Handlung (Mofer, XII, II. 526). Die vergeltende darf aber nicht am fich völfer- 
rechtlich unftatthaft fein, 3. B. der Mord oder die Mißhandlung eines Gefandten 
oder ein BZuwiberhandeln gegen gültige Verträge nicht in gleicher Weile erwiebert 
werden (Sroot, II., XVII. 8 VII; Martens, B.R., $ 258 not. a); Oppen- 
beim (227 ff.) meint dagegen, daß Unrecht mit Unrecht eriwiedert werben bürfe, 
das hieße aber das Unrecht fanktioniren. Gegen repreffalienmäßige Mikhandlung 
von Gefanbten ift jowol Groot (1. c.) als Bynkershoekt (D. foro legat., XXII. 
$ IM.), der Lettere will aber mit Verfagung der gefanbtichaftlichen Privilegien 
vergelten. Na Moſer (IX., II. 527) find auch Gegen-R. üblich. In Ausübung 
der R. kommt am bäufigften in Anwendung die Beichlagnahme von Sachen und 
Forderungen des verlegt habenden Theiles, welche fich im Machtbereich des verlegten 
befinden, jeltener, namentlich in neuerer Zeit, die Verhaftung von Perfonen (Wild- 
mann, I 187; Wheaton, I. 275; Hefiter, 1. c.; Burchardi, 507), noch 
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jeltener aber die Befikergreifung eines Theile des gegneriichen Staatsgebietes 
(Wildmann, 1. c.). Völlig unftatthaft erjcheint aber für Friedenszeiten (j. da= 
gegen Kent, 1. c.) die Ertheilung von Kommiffionen an Staatsſchiffe oder Privat- 
Treuzer zum Aufbringen von Schiffen auf hoher See (Wurm, 479), bejonderd an 
letztere, nach faft allgemeiner Abſchaffung der Kaperei jogar in Kriegszeiten. Das 
Embargo und die in ihrer Rechtmäßigkeit anzuzweifelnde Friedensblofade (Heffter, 
8 112, dafür, Wurm, 487, dagegen) gelten aber auch ala Mittel zu anderen 
Bweden (Heffter, 1. c.) und find von R. im eigentlichen Sinne unterfchieden 
(Wheaton, 1. c.) — Sowol bie ältere ala bie neuere Doftrin geftatten die 
Ausübung der R. an Perjonen (Bartol., qu.; Groot, II, I. $$ V-VII; 
Wolff, $ 591; Battel, $ 351; Mofer, VII. 500; Martens, BR. 
88 253 und 254; Wildmann, 1. c.; Heffter, $ 110; Twiß, IL. 21), wenn 
auch Schonung des Lebens verlangt wird (Groot, Wolff, $ 595; Battel, 
Hefiter), bei gewaltthätigem Widerftande gegen bie R.erefution wird aber Töbtung 
bald für gerechtfertigt angelehen (Wolff, 596 und 597; Battel, $ 352), bald 
mißbilligt, wenn fie ala ber wahrjcheinliche Erfolg der Gewaltanwendung vorher 
zuſehen war (root). Auch wird die VBollitredung von Leibesftrafen außgeichloffen 
(Wolff, $ 595; Vattel) und überhaupt gute Behandlung verlangt (PHilli- 
more, III. 28). Die verhafteten Perfonen werden auch ala Geifeln betrachtet 
(Heffter, 1. c.; Burdarbi, 1. c.). Al Zweck der Verhaftung wird das 
Erlangen der Freilaffjung eines unrechtmäßiger Weile Berhafteten bezeichnet (Battel, 
8 851), indeß wird jene ſchon frühzeitig eingefchränft durch zahlreiche Eremtionen. 
Ausgenommen werden Geiftliche, Gejandte, Scholaren, Jahrmarktsfaufleute, Weiber 
und Kinder (Bartol. qu. 7; Groot $ VII; Bynkershoek, De foro legat., 
XXII. 8 IV.), auch das Gefolge der Gefandten (Wildmann, I. 188). 
Phillimore (III. 23) erflärt die von Groot befürwortete Nichteremtion der zu 
unferem Feinde gefchidten Geſandten für unftatthaft. Bartol., 1. c., führt noch 
außerdem auf ala Eximirte: scriptores und bidelli, die nuncii und famuli ber 
Scholaren und ihre fie befuchenden Väter, Bußpilger und ihre Hofpigwirthe an 
Wallfahrtsorten, Zeugen und überhaupt vor Gericht Geforderte, Männer, welche zu 
ihrer DVerehelichung oder zur Beftattung eines Blutsverwandten fi in ein fremdes 
Land begeben Hatten und dur Wind und Wetter an einen fremden Ort Ber 
ſchlagene. Ueberhaupt dürfen R. nur an Unterthanen und bleibend, nicht zeitweilig, 
in einem Staate fich aufhaltenden Nichtunterthanen, nicht an Durchreifenden geübt 
werden (Groot, 1.c.; Wildmann,l.c.; Wheaton, I. 306 ff.), Erimirt find 
auch die Sachen der Gefandten, Studirenden und Jahrmarktsfaufleute (Groot, 1. c.). 
Gegen die Zuläffigkeit von R. an Perfonen remonftrirten in Anbetracht ihrer Un— 
gerechtigfeit und Härte Berner (509) und Wurm (480). Bon Gütern find zu« 
nächſt die des Staates zu beanfpruchen; daß Das aber Schwierigkeiten verurfache, 
weil Staatsvermögen gewöhnlich dem Verkehr entzogen und felten innerhalb fremder 
Staatsgrenze fich befinde, bemerkten ſchon Groot (III, II. $ II) und Gronov. 
ad Groot. R. an Staatsanleihen treffen, da felten der Staat ein Darleiher ift, 
in der Regel Private (Berner, 600). Indeß find für Eremtion des von Fremden 
in Staatsfonds angelegten Geldes, ſowie der öffentlichen Depofita, Vattel (8 344); 
Wildmann (l. c.); Burchardi (507). Nah Vattel iſt diefelbe gebräuchlich 
in England, Frankreich u. a. Ländern, nah Wildmann (I. 189) beobachten 
fie die beiden erfteren und Spanien fogar im Kriege. War ſolche Eremtion ſchon 
zur Zeit der von Friedrich dem Großen an der Schlefiichen Anleihe geübten R. 
(Martens, Caus. celebr., II. 97 ff.) anerfannt, jo haben die letztere verurtheilenden 
Autoren (Battel, IL, vm. $ 84 not. a; Wildmann, 1189 ff; Wurm, 479; 
Phillimore, II. 25 fi.) Recht und bie fie vertheibigenden (Beifter fiss1]. 
©. 200 not. 2; Berner, 600) Unrecht. Zur Entſchädigung der Privatperfonen, 
welche duch R. "umverfehuldeter Weife gelitten, find verpflichtet nach Groot ($ VII.) 
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und Wolff (598 und 599) allgemein diejenigen, welche zu den R. Veranlaſſung 
gaben, nah Battel (IL, XVIIL. $ 349) in erfter Stelle die veranlafjenden Privat= 
perfonen und ſelbſt dann, wenn ihr Souverän die Juſtiz verweigert und zum Theil 
noch dann, falls fie jeldft zur Genugthuung fich bereit erflärten. Burchardi (508) 
will mit Recht die Entihädigungsforderung nur gegen den eigenen Staat gerichtet 
wiffen, nimmt aber, was wicht anzuerkennen, deſſen Rechtöverpflichtung dazu in 
Abrede. — Zweck der R. ift nicht Beftrafung des Gegentheils (von Wurm, 459, 
gut nachgewiefen), fondern zu erlangende Genugthuung. Die zu gewährende Ent» 
ſchädigung erftredt fi) bis zum Betrage von Schäden und Koften aus dem Weg- 
genommenen mit Rüdgabe eines etwaigen Reftes oder Werthbetrages (Groot [1. c.]; 
Wolff [$ 602]; Moſer [VII. 502]; Vattel [$ 342]; Phillimore [IM. 28]). 
Sowie aber an ber weggenommenen Sache bis zum Betrage der Schäden und Koften 
Eigenthum durch die bloße Thatjache der Wegnahme, wie Groot und Wolff, l.c., 
meinen, nicht erworben wird, abgefehen davon, daf eine ſolche beichränkte Eigenthums⸗ 
erwerbung begriffswidrig ift, fo iſt auch nicht, im Rückſicht auf dem auch bei der 
Ausführung von R. zu fordernden Rechtsgang, einzuräumen, daß ein Staat, wie 
Battel ($ 342) behauptet, fich ohne Weiteres der weggenommenen Sache zu feinem 
Vortheil bis zum gedachten Betrage bedienen könne, — vielmehr findet Hier eine 
Art Pfändung ftatt (Heffter, 1. c.) und muß durch richterlichen Spruch die geübte 
R. Iegalifirt, der Betrag der Anfprüche firirt und darf die Entfchädigung nur dann 
aus dem weggenommenen Gute zuerkannt werden, wenn die veranlafjende Rechts- 
verlegung nicht fiftirt ober etwaiger Schaden nicht amberweitig erjet wurde 
Burhardi, 508; Wildmann, I. 198; Hefiter, $ 110). Nach gewährter 
Genugthuung oder Entjchädigung ceffirt aber die R. vollitändig. — Nicht zu be= 
zweifeln ift es, daß R. als ein milderes, mır von in beichränftem Maß nachtheilig 
wirkenden Folgen begleitetes, internationales Rechtsmittel dem Kriege vorzuziehen 
feien, indeß muß diejer eintreten, wenn ber fragliche Rechtsanspruch ftreitig ift und 
die geübten R. nicht den gegnerifchen Staat zur Genugthuung veranlaßten (Battel, 
$ 354; Berner, 596). Mifbraucht werden aber R., wenn unter dem Namen 
derjelben Gewalt geübt wird, um einer Unterhandlung über ein bieffeits in Anſpruch 
genommenes und jenfeitig beftrittenes Recht eine entfcheidende Wendung zu geben 
(Wurm, 484). 

2it.: Bartolus a Saxoferrato, Tractatus represaliarum, 1354. — Bynkers- 
hoek, Quaestionum iuris publiei libri duo, 1787. — Wurm, Art. Volkerrechtliche eins 
in Rotted'3 Stantäler. 1843 Bb. XIV. — Berner in Bluntihli’3 Staats Wört.B. 
1864 ®b. VII Art. Repreffalien. — Burchardi in Rotteck's Staatslex. 1865 
3b. XIL s. eod. v. — Mas Latrie, Du droit marque ou droit de represailles au 
moyen äge, Paris 1866. — Die völferrechtlichen Gefammtwerfe von Groot, Wolff (us 
gentium), Battel (ed. 1839), J. J. Mojer (Verfuch des Europäifchen Völlerredhts, Th. VII 
u. IX Bd. II) Marten? (Ausg. von 1796), Klüber (Ausg. v. 1851), Wildmann, 
Manning, effter (Ausg. v. 1861), Oppenheim (1866), Gpyeaton (el&m. d. droit 
internat., fin ent Bhiltimore und Twiß. — Repre alienfälte %. bei Mojer, VIU. 
508 ff. u. IX. IL. 527 ff, PHillimore, XII 24 f., u. Galvo, 1. 805 fl. 

a. Bulmerincq. 

Nequifition (völferrechtlich). Dit dem, in diefem Sinne angeblich durch 
Waſhington in Aufnahme gebrachten Ausdrud R., bezeichnet man die Auflage von 
Krieggleiftungen in Feindesland, zu welcher nach Kriegsgebrauch die Militärautorität 
der vordringenden Okkupationsarmee gegenüber den Bewohnern ber bejehten Gebiete 
und Ortfchaften ala befugt erachtet wird. Sie unterfcheidet fich don der Kriegs- 
tontribution (f. diefen Art.) dadurch, daß fie nicht eine Geldzahlung, fondern 
Lieferungen und Dienftleiftungen zum Gegenjtande Hat; und daß fie nicht nach 
Willkür auferlegt und bemeffen wird, ſondern in ber Rüdficht auf ein vorhandenes, 
anderweitig nicht zu befriedigendes militärifches Bedürfniß Motiv und Schranke 
Findet, Ihre Tandesrechtliche Analogie findet die Friegsrechtliche N. in denjenigen 
Mititärlaften, die bei eintretender Mobilmachung ein Staat feinen eigenen An« 
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gehörigen als fog. Kriegsleiftungen (f. diefen Art.) fubfidiarifch auferlegt. Da 
eine Offupationsarmee thatjächlich nicht immer in der Lage ift ihren Unterhalt durch 
Magazinverpflegung zu beftreiten, jo wird nach dem R.igitem die Laft diejes Unter- 
halts von dem eigenen Lande, injoweit es überhaupt ausführbar ift, auf da® beſetzte 
Gebiet abgewälzt, und die Koftenausgleichung dem künftigen Friedensſchlufſſe über- 
laſſen. In diefer modernen Gejtalt ift die R. zuerit durch die Franzöſiſchen Patrioten 
der Revolutionskriege ald Konſequenz ihrer neuen Taktik zu breiter Anwendung und 
von Napoleon in ein großartiges Syſtem gebracht worden. 

Wenn ſchon im eigenen Lande die mobilifirten Armeen nicht der Ermächtigung 
entbehren können, Dienfte „aller Art“ und Leiftung aller Gegenftände als Kriegs— 
laften den Gemeinden und Einzelnen anzufinnen (Deutſches Kriegsleiftungsgejeb vom 
13. Juni 1873, $ 3), jo wird um fo weniger von einer gegenftändlichen Be— 
ſchränkung des Rechtes zur R. im Felde die Rede fein können. Nur eine Ueber 
fchreitung des durch daß jpegielle Bedürfniß marſchirender oder kantonnirender Truppen 
gegebenen Maßes, desgleichen eine ohne dienſtliche Befugniß, insbeſondere um der 
Bereicherung willen, gemachte R. würde, als unter den Gefichtspunkt der Plünderung 
fallend, der Kriegamanier widerjprechen. Beides wird demgemäß in den Landes« 
militärgejegen unter Strafe geftellt. Im Wege der R. wird ſonach beichafft die 
Quartierleiftung nebft Stallung, die Naturalverpflegung (daß Cigarren und Wein 
fein R.objeft fein, behauptet wunderlicher Weife Calvo, Droit intern., 24 6d., 
$ 909); jodann Fourage, Einräumung don militärifch nothwendigen Grundftüden, 
Vorſpann und Fuhren, Arbeitsleiftungen und Dienfte (foweit die Forderung derſelben 
nicht eine unehrenhafte Handlung zumuthen würde) aller Axt, Lieferung von Materialien 
für militärifche Bebürfniffe, Flußfahrzeuge, und überhaupt Alles, was im Interefie 
der Kriegführung erforderlich werden kann, fojern die nöthigen Objelte in dem 
offupirten Gebiete oder Orte nur aufzutreiben find; und fojern nicht vorgezogen 
wird gewiſſe Heeresbebürfniffe, insbeſondere Arbeitzleiftungen gegen Vergütung, alſo 
durch Abſchluß von Verträgen, zu beichaffen. In Uebereinftimmung hiermit jormulirte 
das Brüffeler Projekt der Kriegsrechtsbeflaration von 1874, Art. 40. La propriete 
privee devant ötre respect6ee l’ennemi ne demandera aux communes ou aux 
habitants que des prestations et des services en rapport avec les necessites de 
guerre generalement reconnues, en proportion avec les ressources du pays et qui 
n’impliquent pas pour la population l’obligation de prendre part aux operations 
de guerre contre leur patrie. — Um nun aber der R. den Charakter der Regel- 
Iofigkeit zu nehmen, wird die eine ſolche ausfchreibende Militärbehörbe fich nicht an 
die einzelnen Bewohner der offupirten Ortfchaften und Bezirke wenden können, 
fondern ähnlich, wie dies für die Sriegaleiftungen im eigenen Lande geichieht, bie 
vorhandenen kommunalen und adminiftrativen Verbände verpflichten, denen dann die 
Repartition auf die Gemeinde- oder Bezirksinſaſſen ſowie die Beitreibung der ge— 
forderten Gegenftände überlaffen wird, mobei fogar die Abfindung aller ober gewifſer 
Naturalleiftungen durch ein Gelbäquivalent, alfo durch Kontribution vereinbart werden 
mag. In diefem Falle nimmt aljo die im Riwege auferlegte Leiftung den juriftifchen 
Charakter einer durch bie feindliche Militärgewalt einem örtlichen Verbande auferlegten 
obligatorichen Verpflichtung an. Im Falle aber, daß die im Lande vorgefundenen 
Eivilbebörben ihre Mitwirkung zur Beihaffung und zu gleichmäßiger Verteilung der 
bie Bevölferung treffenden Kriegsopfer verfagen oder zu einer jochen bie Gelegenheit 
fich nicht bieten follte, wird allerdings die Militärauktorität dieſe Maßregeln ſelbſt 
treffen müfſen, fi an die einzelnen Bewohner und deren Vermögensſtücke ſelbſt zu 
halten haben und ihre forderungen ſei es durch Strafandrohungen fei es unmittel- 
bar im Zwangswege zur Ausführung bringen. Immerhin Liegt in beiden Fällen 
eine gewiſſe Analogie zur Erpropriation vor. Es Handelt ſich um Eingriffe in die 
Privatrechtsiphäre der Individuen, welche im Intereſſe der an die Stelle heimischer 
Staatsgewalt ſich ſubrogirenden Militärgewalt dann verfügt werben, wenn ohne 
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ſolche Eingriffe jene Intereffen nicht oder nicht ausreichend befriedigt werben können. 
Und diefem Geſichtspunkte entiprechend liegt der requirirenden Behörde unter allen 
Umftänden die anerkannte Verpflichtung ob, über den Empfang der eingeforberten 
Leiftung eine ordnungsmäßige Quittung (einen Bon) auszuftellen, durch welche die 
in Anfpruch genommene Perfon oder Gemeinde in den Stand gejeßt wird, eine 
Entihädigungsjorderung für das von ihr Weleiftete zu belegen. " Eine Verſagung 
der Ausftellung jolcher Anerkenntnifie würde Die Grenze zwilchen rechtmäßiger Kriegs- 
leitung und Brandſchatzung verwifchen, ohne deren Aufrechterhaltung ein völferrecht- 
licher Kriegazuftand nicht gedacht werden kann. Die weitergehende Forderung, daß 
die zur Mafregel der R. greifende Militärmacht völferrechtlich auch verpflichtet jei 
auf Grund der eingereichten Liquidationen ein fürmliches Entſchädigungsverfahren 
noch während des Kriegazujtandes oder gar nach Beendigung defjelben eintreten zu 
laffen, entſpricht nicht dem gegenwärtigen Kriegsgebrauch, wie fie denn auch unaus— 
führbar fein würde. Die Frage, wer der an lekter Stelle zur Tragung der Kriegs— 
koſten verpflichtete Staat ſei, fommt fchließlich durch den Friedensvertrag mittelbar 
oder unmittelbar zur Entjcheidung. Die Entichädigung, die von dem mit Kriegs— 
leiftungen durch den Feind heimgefuchten Gebiete beanjprucht wird, zu bewilligen 
und zu bemefjen, ift Sache des Staats, dem dafjelbe verbleibt oder zugeiprochen 
wird. Iſt er Sieger, fo entnimmt er die Mittel Hierfür aus der ihm bewilligten 
ſtriegskoſtenentſchädigung. Iſt er nicht Sieger, fo hat er nebſt den übrigen Kriegs— 
ihäden auch dieſe Beträge auf die Gefammtheit ausgleichend zu übernehmen. Bei 
den Brüffeler Konjerenzen von 1874 bemerkte treffend der Deutfche militäriiche Sach— 
verftändige: Celui qui sera vainqueur comme celui qui sera vaincu, aura le devoir 
d’indemniser ceux de ses sujets qui auront en leur possession des quittances 
delivrees en temps de guerre. 


Lit.: Söning, Die Verwaltung bed Generalgonvernement3 im Elſaß, 1874, ©. 54 ff. — 
Rolin-Jaequemyns in ber Revue de droit intern, III. p. 331 ss. — Actes de la- con- 
ference reunie A Bruxelles, 1874, pour ler les Ye et coutumes de la guerre, in 
Martens, Recueil des Traites, ine serie, IV. (1879) p. 121—138, er Martip 

v. Martip. 


Nefervationen, päpftliche, reservationes papales (Thl. I. &. 660), 
d. h. das von den Päpften jeit dem 13. Jahrhundert in Anfpruch genommene Recht, 
beitimmte Klafſen von kirchlichen Aemtern zu beſetzen, welches theoretifch auf das 
freilich bis dahin niemals ausgeübte angebliche oberjte Kollationgrecht des Papftes 
auf fämmtliche Benefizien gegründet wurde, und dazu dienen jollte, die Herrichaft 
über die abgeiallene Obedienz zu bejeftigen und der Kurie eine reichere Einnahme— 
quelle zu verſchaffen (ſ, den Art. Annaten). Reſervirt, alſo ber päpftlichen 
Beſetzung vorbehalten, worden find namentlich im Laufe der Zeit 1) bie beneßeia 
in curia Romana vacantia, d. 5. alle, welche burch den am Sit der Kurie oder 
innerhalb eine nur zwei Tagereifen davon entfernten Bezirkes erfolgten Tod ihres 
Inhabers erledigt wurden; 2) die der höheren und niederen Kurialbeamten, wenn 
diefe im aftiven Kurialdienft ftarben; 3) die Benefizien, deren Bejegung in Folge 
der Kaflation der Wahl, bzw. Nichtabmiffion der Poftulation erfolglos. geblieben, 
ſowie diejenigen, welche durch eine vom Papft vorgenommene Promotion, Depofition, 
Privation und Suspenfion, oder eine vom Papfte acceptirte Refignation ihrer Ins 
haber und durch Annahme eines beneficium incompatibile (j. Th. I. ©. 656) 
vafant wurden. 4) Mit Nüdficht auf eine von Martin V. auf dem Gonitanzer 
Konzil abgegebene Erklärung, außer den jchon reſervirten Aemtern nicht mehr als 
zwei Drittheile der fonftigen Benefizien vorbehalten zu wollen, wurben von den 
Päpften demnächft die in den Monaten Januar, Februar, April, Mai, Juli, Auguft, 
Oktober und November (fog. menses papales) zur Erledigung kommenden Aemter 
reſervirt. Den Biichöfen, welche Refidenz hielten, war aber noch die Verleihung in 
zwei weiteren Monaten, Februar und Mai, geftattet; jpäter ift dieſe SER, 

d. Holgendorff, Gnc. II. Rechtäleriton II. 3. Aufl 
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jo modifizirt worden, daß dem Papfte alle in dem ſechs ungeraden Monaten (Januar, 
März, Mai, Juli, September und November, ebenfalls menses papales genannt) 
vakant werdenden Benefizien refervirt und die in den gleichen Monaten erledigten 
der ordentlichen Kollation durch die firchlichen Oberen vorbehalten fein follten (jog. 
alternativa mensium, Wechfel der Monate, womit fich alfo die Häufig dafür aud 
gebrauchte Bezeichnung menses papales nicht vollftändig det). Den Klagen wegen 
diefer übermäßigen R. wurde theilweife auf den Konzilien zu Konftanz und zu Baſel 
abgeholfen, namentlich hob das letztere alle bis auf die im Corpus iuris canonici 
feftgefeßten, alfo alle durch fpätere, in den Ertravaganten enthaltene und fonftige 
Bullen eingeführten, auf, jedoch hat das Wiener oder Ajchaffenburger Konkordat 
vom Jahre 1448 für Deutfchland im Weſentlichen den früheren Zuftand wieder 
hergeftellt, und babei tft es — abgejehen von bejonderen, feiten® der Päpfte durch 
Indulte gewährten größeren Rechten für einzelne Kirchenfürften — bis zur Ant 
Löfung des Deutfchen Reiches geblieben. Bei der Wiederaufrichtung ber katholiſchen 
Kirchenverfaffung in biefem Jahrhundert ift aber eine erhebliche Aenderung eingetreten. 
Ganz befeitigt find die R. in der Oberrheinifchen Kirchenprovinz und in 
Hannover In Bayern ift dagegen dem Papft die Propftei in jedem Dom 
tapitel vorbehalten, die Ernennung auf die Domberrnftellen in ben päpftlicen 
Monaten aber dem König durch Indult übertragen worden; in Altpreußen 
beftegt die R. fiir die in curia valant werdenden Erzbisthümer und Biathümer, 
ferner für die Propfteien der Metropolitan-, Kathedralfirchen und der Kollegiatkirche 
zu Aachen, ſowie für die in den ungleichen Monaten erledigten Kanonikate, für 
welche letztere jedoch der Papft dem König die Nomination zugeftanden Hat. In 
Defterreih, wo ſchon die Zofefinifche Geſetzgebung alle Reſervate aufgehoben 
hatte, ift wieder durch das jetzt allerdings befeitigte Konkordat dem Papft die erfte 
Dignität an ſämmtlichen erzbifchöflichen und bifchöflichen Kirchen vorbehalten worden. 

Bit.: Phillips, Kir t, V. 470 fi. — Jacobſon in Herzog’ Ren ie 
fr nt Shenlogie .; XI. di Pd — an? erg ng 
. 113—167. P. Hinſchius. 


Reſervatrechte (Sonderrechte). Die Deutſche Reichsverjaffung Handelt 
in rt. 79, Abſ. 1 von Abänderung der Verfafſung überhaupt, in Abj. 2 von Ab⸗ 
änderung derjenigen „Vorjchriften der Reichsverfafſung, durch welche beftimmtr 
Rechte einzelner Bundepftaaten in deren Verhältniß gur Gefammt- 
beit fejtgeftellt find.” Diefer Abf. 2 war in der Nordbeutichen Bundes- 
verfaffung nicht enthalten. An demfelben hat fich die verwickelte und beftrittene 
Lehre von den „Reſervatrechten“ geknüpft, für deren Behandlung wir jegliche 
Analogon in ber Gefeßgebung anderer Staaten, fpeziell der beiden anderen Bundei- 
ftaaten, entbehren. 

I Begriff. Die „Vorfehriften”, von welchen Art. 79% Handelt, werden in 
der Literatur ſehr verjchieden umgrenzt. Nach der Meinung mehrerer Staatsmänner 
und Schriftfteller (von Sriejen, Riedel, Seydel) gehören zu jenen Vorſchriften 
einmal alle diejenigen Säge, in welchen die NBerf. pofitiv einzelne Bunbesftaaten 
ala mit beftimmten Rechten ausgeftattet erwähnt, ſodann aber negativ der gejammte 
Umfreiß berjenigen Rechte, welche das Reich nicht im feine eigene Kompetenz gezogen, 
jondern den Bundesgliedern belaffen Hat. Es fallen nach diefer Meinung unter jene 
„Vorſchriften“ insbeſondere auch die Stimmrechte der einzelnen Bundesglieder im 
Bundesrath (RVerf. Art. 6), die Vorrechte der Krone Preußen (RVerf. Art. 11 ff. 
87, 63 u. a. m.), die organifatorifchen Beftimmungen über Vorrechte einzelner 
Bundesglieder in den Bundesrathsausichäfien (RVerf. Art. 8). Die negative Eeite 
diefer Anficht würde aber zu dem Nefultate führen, daß Abſ. 1 des Art. 78 voll 
ftändig illuforifch wäre, indem jebe Kompetenzerweiterung, ba eine jolche immer 
in die den Bundesgliedern verbliebenen Rechte eingreifen muß, dur den nah 
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Ab. 2 zuläffigen Einſpruch des „berechtigten“, aljo eines jeden Bundesgliedes ver- 
hindert werben Tönnte. 

Diefe Meinung entbehrt in ihrem negativen Theile durchaus aller Begründung, 
wie ſich aus den Neichstagsverhandlungen über die Materie und überhaupt aus ber 
ganzen Struktur des Reiches ergiebt. Die um den Abf. 1 von Art. 79 |. 3. 
geführten pringipiellen Kämpfe im Eonftituirenden Norddeutſchen Reichatag beweijen 
genügend, daß es unzuläffig ift, den Abf. 1 nunmehr vermittelft des erft im Jahre 
1870 in die Verfaffung aufgenommenen Abſ. 2 gegenitandalos zu machen. Nach 
ihrer pofitiven Seite aber entbehrt diefe Dleinung gleichfalls der Begründung, ba 
der zu interpretivende Sab nicht von „Borjchriiten — — der einzelnen”, ſondern 
nur von „Vorjehriften — — einzelner Bundesglieder“ ſpricht. — 

Eine zweite Meinung verzichtet auf einen prinzipiellen Geſichtspunkt für Feſt⸗ 
ftellung jener „Vorſchriften“, umgrenzt den Begriff vielmehr nur durch pofitive 
Spezialifirung. (Den Berfuch, diefe Spezialifirung in die Verjaffung jelbft aufzu⸗ 
nehmen, machte im Reichstag — leider vergeblich — der Abg. Proi. Hänel). Ein- 
verftanden find die zu dieſer Gruppe gehörigen Schriftiteller (Hänel, Löning, 
Meyer, v. Martit) darin, daß die den einzelnen Bundesgliedern nach Feſtſtellung 
der Reichskompetenz generell verbliebenen Rechte nicht zu den „Vorſchriften“ im 
Sinne von RBerf. Art. 79% gehören. Welche Rechte aber pofitiv unter jenen Be— 
griff jallen, wird verſchieden beftimmt: jo werben die Präfidialrechte von einigen 
darunter fubfumirt (Zöning), von anderen nicht, ebenjo die Vorrechte einzelner 
Bundesglieder im Bundesrath (Hänel, Löning), die Stimmrechte aller Bundes- 
glieder im Bundesrath (Löning). — 

Eine dritte Meinung (Meyer, Zorn) findet ben prinzipiellen Gefihtspuntt für 
Feftftellung der „Vorſchriften“ darin, daß Abf. 2 des Art. 79 eine Ausnahme 
von der ordentlichen Reicheorganifation ftatuiren wolle, was fi} aus feinem Sinn 
an fich, feiner Hiftorifchen Genefis, feinem Verhältniß zur RBerf. Art. 79, Abi. 1, 
fowie aus den Verhandlungen des Reichstages ergebe. - Nach diefer Meinung ift 
demnach begrifflich Alles aus jener Beitimmung auszufcheiben, was zur ordent= 
lichen Organifation des Reiches gehört, auch wenn dies den Charakter von Var» 
teten für einzelne. Bundesglieder trägt, jo die Präfidialrechte Preußen®, die Vor— 
echte einzelner Bundesglieder im Bundesrath, ebenjo aber auch die Stimmrechte 
aller Bundesglieder im Bundesrath. Die „Vorſchriften“, welche die RVerj. 
Art. 79? im Sinne Hat, tragen danach rein den Charakter von Ausnahms- 
rechten gegenüber ber ordentlichen Reichaorganifation, von ſtaats— 
rechtlichen Privilegien gegenüber dem Gemeinen Reichsrecht. 

Diefe Ausnahmsrechte find, nach den berechtigten Staaten geordnet: 

1. Die Gremtion der Stadt Hamburg „mit einem den Zweck entiprechen- 
dem Bezirke ihres oder bes umliegenden Gebietes“ von ber Bollgefeßgebung des 
Reiches (RVerf. Art. 84); ſoweit der Freihafenbezirk nicht „Stadt”=gebiet von 
Hamburg betrifft, ift derjelbe durch Verordnung des Bundesrathes abzugrenzen. 

2. Das sub 1 fpezialifirte Recht gilt ebenjo für Bremen (RVerf. Art. 84). 

3. Die Eremtion Oldenburgs vom Marimalſatze der — — (Zoll 
vereind«Bertr. vom 8. Juli 1867, Art. 22 verb. mit RVerf. Art. 40). 

4. Die Eremtion Badens von den Reichagejeßen über Die Beſteuerung des 
Bieres und Branntweins (RBerf. Art. 359). 

5. Die gleiche Eremtion wie Baden Hat auch Württemberg (MBeri. 
Art. 352). Diefer Staat ift ferner nach näherer Maßgabe von RVerj. Art. 52 erimirt 
von der Reichsgeſetzgebung über Poft- und Telegraphenweſen, joweit fie nach der RVerj. 
Art. 48—51 zu üben ift (vgl. dazu noch Württ. Schlußprot. 3. 2); Württemberg ift 
ferner nach Maßgabe von RBerf. Art. 452 verb. mit Schlußprot. 3. 2 erimirt von der 
Reichseiſenbahngeſetzgebung; endlich von ber Reichamilitärgejebgebung nach Maßgabe der 
Militärlonvention vom 21./25. November 1870 (RBer. Schlußjag zu Abſchn. XI). 
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6. Noch zahlreichere Exemtionen gegenüber dem Gem. Reichsrecht beſtehen 
für Bayern. Dieſer Staat hat 1) die gleiche Eremtion wie Baden und Württem- 
berg binfichtlich der Befteuerung von Bier und Branntwein; 2) die gleiche Eremtion 
wie Württemberg bezüglich der Poſt- und Telegraphengefekgebung ; 3) die Eremtion von 
der Reichgeifenbahngefeßgebung, ſoweit nicht die Ausführung von RVerf. Art. 41, 46° und 
47 in Frage fteht, 4) die theilweife Eremtion von der Militärgefehgebung (Verſailler 
Vertr. II. $ 5 und XIV. Schlußfat zu Abſch. XI der RBerf.); 5) die (aller 
dings nur formelle) Eremtion vom Reichamilitäretat (KVerf. Art. 69, 71, 72 verb. 
mit Berf.Bertr. III. $ 5 und XIV., dazu Schlußfag zu Abfchn. XI ber Aer.); 
6) die Eremtion von ber Heimatha- und Niederlaffungsgefeßgebung des Reiches 
(RVerf. Art. 4, 3. 1; Berl. Schlußprot. II). 7) Außerdem ift Bayern nod 
erimirt a) von der Reichsgeſetzgebung über Immobiliarverſicherungsweſen (Berl. 
Schlußprot. IV.), b) von der Thätigkeit der Reichsnormaleichungskommiſſion (Gr. 
vom 26. November 1871, $ 3), c) von der Thätigfeit der Reichdgefandtichaiten. 
ſoweit Bayerifche Spezialgefandtichaften fungiren (Verſ. Schlußprot. VII, VII). 
Die sub 7 a—c bezeichneten Eremtionen haben feine verfafjungmäßige Anerkennung 
empfangen, auf fie trifft demnach auch die RVerf. Art. 78? nicht zu; da aber die 
Eremtionen sub 7 a und c lediglich auf Vertrag bis zur Stunde beruhen, tönnen 
fie ebenfalls nur mit Zuftimmung Bayerns abgeändert werben. 

Dagegen gehören die Präfibialrechte der Krone Preußen, das Recht Bayerns 
auf ein Mehr von zwei Stimmen gegenüber den anderen beiden Königreichen, die 
Vorrechte von Bayern, Württemberg und Sachien Hinfichtlich der Zufammenfehung 
der Bundesrathsausſchüſſe, das eventuelle Recht Bayerns auf den Vorſitz im Bundes 
rathe (R. Verf. Art. 6, 8, 11—19; Bayer. Schlußprot. IX.) nicht zu den Sonder 
rechten im Sinne von Art. 78° der RVerf. 

I. Die Abänderung der „R." Für die Frage der Abänderumg ber R. 
kommt primär in Betracht ber Rechtstitel, auf welchem diefelben beruhen. Nach dem 
allgemeinen ftaatsrechtfichen Grundfaß, daß die Abänderung eines Rechtsſatzes nur auf 
demfelben Wege erfolgen darf, auf welchem der Rechtsſatz entftanden ift, müfen 
R., welche nur auf ben völferrechtlichen Verträgen vom November 1870 beruhen 
(ogl. Württ. Schlußprot. 3. 2; Bayer. Schlußprot. 3. IV., VIL, VII), ohne in bie 
Berfaffung aufgenommen worben au jein — eine Anomalie, welche bedenklicher Weile 
nicht vermieden wurde, während im Webrigen jene Verträge durch ihre Erfüllung mit 
Aufrihtung des Reiches und Erlaß der Berfaffung erlojchen — auch wieder auf 
dem Vertragsweg abgeändert werben: wenigſtens Tann dies gejorbert werben; un 
zweifelhaft aber würde ein unter Zuftimmung des berechtigten Bundesgliebes gegebenes 
Gejetz für Herſtellung des Rechtseffektes der Abänderung ausreichen. Iſt der Titel 
eines R.Verordnung (vgl. z. B. Laband, Staatsrecht, I, 114%), fo erfolgt 
die Abänderung durch Verordnung, iſt er Gefeß durch Geſeh (vgl. RGeſ. vom 
26. November 1871, die Maß- und Gewichtsordnung bötr., 8 3), iſt er Ver— 
jajf er dur Verjſaſſungsgeſetz. Für bie letztere Gruppe aber enthält bie 

RVerf. Art. 79% noch eine befondere Norm: R., welche „Vorichriften der RVerj.“ 
find, —— nur mit Zuſtimmung des berechtigten Bundesftaates 
abgeändert werben.“ Einverſtändniß herrſcht hinfichtlich der Interpretation dieſes 
Satzes darüber, daß bie Form ber hiernach erforberlichen „Zuftimmung“ keine andere 
it als bie regelmäßige Form ber Abftimmung im Bundesrath: der „berechtigte 
Bundesſtaat“ muß ſich unter der die Annahme votirenden Mehrheit im Bundesrath 
befinden und kann, falls dies nicht der Fall, jede Mehrheit hinfällig machen. Lebr 
bafter Streit aber wird geführt um die Interpretation der Worte „Zuftimmung des 
berechtigten Bundesſtaates“. 

Die Mehrzahl der Schrüffteller ift der Anficht, daß diefe Zuſtimmung lediglich 
in der bejahenden Erklärung im Bundesrath zu beftehen brauche, welche der ftimm- 
führende Bevollmächtigte kraft der ihm von feinem Landesherrn ertheilten Inftrultion 


Reſervatrechte. 458 


abgebe; die Inſtruktion aber ſei ausſchließlich Sache des Landesherrn, ſomit könne 
von irgendwelcher Betheiligung parlamentariſcher Faktoren an jener Erklärung feine 
Rede fein. Diefe Anficht wird nach offizieller Erklärung im Reichstag (v. Lutz, 
v. Mittnacht) von der Bayeriſchen und Württembergifchen Regierung getheilt. Die 
Schrütfteller diefer Meinung differiren nur infojern, als einige e8 allerdings für 
Tlatthaft Halten, durch Landesgeſetz die „Zuſtimmung“, welche Art. 79, Abi. 2 
Tordert, von ber Genehmigung der Einzellandtage abhängig zu machen. Anträge 
auf Erlaß derartiger Landesgefege wurden jowol in Bayern ala in Württemberg aus 
der Initiative der Kammern geftellt, jcheiterten aber an dem entchiebenen Wibder- 
ſpruch der Regierungen, welche Landesgeſetze des oben bezeichneten Inhaltes als 
reichsverfaffungswidrig erflärten. Die Schriftiteller find theilweife der nämlichen An⸗ 
Fiht (Hänel, Seydel, Thudichum), theilweife dagegen Halten fie, wie bemerkt, 
Gefege jenes Inhalte für reichsverfaſſungsmäßig auläffig, dermalen aber bei Nicht« 
vorhandenfein von folchen Geſetzen die unbejchränfte Inſtruktionsbefugniß des Landes- 
herrn auch für Zuftimmungserflärungen zur Aufgabe von R. für pofitiveg Reichsrecht. 
Geht man jedoch von dem Wortlaut des Art. 79, Ab. 2 der RVerf.: „Zus 
ftimmung des berechtigten Bundesſtaates“ aus umd erwägt hierzu, daß die Er- 
theilung der Inftruftion an die Bundesrathsbevollmächtigten vom Reichsrechte gar 
nicht berüdfichtigt, ſomit vollftändig dem Landesrecht verblieben ift, fo wird man 
zu dem Refultate fommen müſſen: 1) Landesgeſetze, welche die Inftruftiongertheilung 
an die Bundesrathabevollmächtigten irgendwie, inabefondere aljo etwa für den Fall 
der Aufgabe von R., von einer Mitwirkung ber Volfevertretung abhängig machen 
würden, fönnen jedenjall® nach Reichsrecht nicht Für unzuläſſig erflärt werben; 
2) da ſolch⸗ Landesgeſetze zur Zeit nirgends exiſtiren, iſt für die Interpretation des 
Art. 79, Abſ. 2 zu beachten, ob das im konkreten Zalle in Frage ftehende N. nach 
Landesrecht der Sphäre ber Geſetzgeb ung angehört ober nicht (Laband, Meyer, 
Mohl, Zorn); ift erſteres der Fall, wie beiſpielsweiſe bei dem Bayer. R. der eigenen 
Heimaths⸗ ebenjo der eigenen Bierbefteuerungsgefeßgebung (RVerf. Art. 4, 3. 1, 
Art. 35, Abſ. 2), jo bebarf ed, damit „der bevechtigte Bundesftant” mit Rechtskraft 
im Bundesrat bie „Zuftimmung“ zu einer Abänderung erklären könne, unbedingt 
der vorhergehenden Genehmigung der Volksvertretung; ohne dieſe Genehmigung fann 
in folddem alle eine rechtögültige Inftruktion gar nicht ertheilt werden. Daraus 
würde ſich die weitere Konjequenz ergeben: die Erklärung der „Zuftimmung”“ ohne 
erholte Genehmigung der Volksvertretung ift nichtig. Um aber die Eventualität 
einer derartigen Nichtigkeit feines Beichluffes zu vermeiden, müßte dem Bundesrath 
die Pflicht obliegen, die Inftruftion in dieſem alle auf ihre Rechtsgültigkeit zu 
prüfen, was thatjächlich feine Schwierigkeiten bieten mürbe, aber eine Abweichung 
von der Regel enthält, daß ber Bunbesrath die Inftruktion feiner Mitglieder nicht 
au prüfen habe. Soweit aber die Sphäre der Geſetzgebung nicht in Frage fteht, 
kann der Landesherr feine Bevollmächtigten zum Bundesrath frei inftruiren, auch 
im Sinne von Art. 79, Abf. 2, was beifpielaweife Hinfichtlich eines Theiles der 
militärifchen R. von praftifcher Bebeutung ift. Daß die Inftruktion in den kon⸗ 
ftitutionell verfaßten Ginzelftanten auch Hier der Kontrafignatur eines Miniſters be— 
darf und daß Hierdurch die damit nad EIERN begründeten Rechtsfolgen 
eintreten, ift nicht zu bezweifeln. 
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Nefervefonds ift der Vermögenabeitand, welcher bei aufergetöhnlichen Aus- 
gaben und Ausfällen feine Verwendung finden ſoll; bei Aktiengefellichaften und 
Kommanditgefellichaften, Genofſenſchaften, Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenfeitigteit 
u. f. w. auf Altien die Vermögensanfammlung aus ben Jahresbetriebgüberjchüffen 
zum vorgebachten Zwed. Das Franzöſiſche Geſellſchaftsgeſetz vom 24. Juli 1867, 
Art. 36; Dekret, die Verſicherungsgeſellſchaften betr., vom 22. Yan. 1868, Art. 4; 
Belg. HGB. Art. 62 Haben zwangsweiſe die Anfammlung eines R. beftimmt; das 
Englifche —— von 1862 (Statut 8 74) und das Allgemeine 
Deutſche HGB. Haben es der autonomen Beſtimmung überlaffen. Der ftatu- 
tarische Vorbehalt — R. kann ala Regel angenommen werden. Wenn bie 
allmähliche Verſtärkung der Betriebsmittel für die fortfchreitende Entwidelung der 
Mehrzahl von Aktiengefellfchaften erforderlich erſcheint, fo ift e& ein Verkennen der 
Beftimmung, einen R. zu diefem Zwed anzufammeln; e& mag das allerdings nament- 
li bei Banken geſchehen, e8 hat das aber die außbrüdliche folge, daß der R. als 
umlaufendes Kapital Verwendung findet und ohne gefonderten Beſtand nur einen 
Bilangpoften bildet. Das Deutſche HGB. beftimmt in Art. 217, daß der ftatutarifche 
Jahresbeitrag zum R. entnommen werden joll, bevor eine Dividende vertheilt werben 
darf; für die Bilanz ift im Art. 2398 beftimmt, daß der Betrag des R. umter die 
Paffiva aufzunehmen ift, was fi} ala nothwendig ergiebt, weil anderweit der Betrag 
des R. als vertheilter Jahresgewinn erfcheinen müßte. Der R. ift den Gläubigen 
gegenüber freies Gejellichaftsvermögen, auf deren Erhaltung oder beftimmte Ber- 
wendung fie fein Recht Haben. ine ftatutarifche Neneinfügung eines R. verletzt 
das Einzelrecht des Aktionäre auf BVertheilung des Gewinns ala Dividende; ſelbſt 
die Errichtung einer Schadensreferve, damit die plößlichen Verluſte eines Jahres 
aus den Erfparniffen getragen und in ihrem Einfluß auf die Dividende gemildert 
werden, ift der einzelne Aftionär zu dulden nicht verpflichtet; das Gleiche gilt für 
einen fog. Dividenden®., aus welchem in Gefchäftsjahren mit ungünftigem Ergebniß 
die Dividende auf einen beftimmten Betrag erhöht werden joll. Eriahrungsmäßig 
ift folcher Dividenden. bereit? im Jahreögefchäft verbraucht, wenn er bei mangeln- 
bem Gewinn zur Verwendung fommen fünnte. Gleich dem Erneuerungsionds 
(f. diefen Art.) ift der R. gefonderte Zweckvermögensmaſſe, gebildet ımd zu verwalten 
nah den Beitimmungen des Statut? mit Ausfchließung anberweiter Verwendung. 
Der R. fol auögleichend wirken zwiſchen den Ergebniffen verjchiedener Geſchäftsjahre; 
die Erſparniß aus ber Gegenwart foll das Gedeihen der Zufunit fichern und damit 
den Kredit befeftigen und Einfluß auf die Dividende üben. Ungenau werden tol 
auch die Prämienreferven der Lebenverficherungagejellfchaiten mit R. bezeichnet. Die 
jelben find nicht zu außergewöhnlichen Ausgaben beftimmt, fondern gerade zur Er: 
möglicjung der Bertragserfüllung; die Prämienreferven find auß den Jahresbeiträgen 
en damit aus denjelben die Verficherungsjumme gezahlt werben könne. 

Renaud, Aktienrecht, 2. Aufl., ©. 509, 655 ff., 9 ff. — Auerbach, Das 
Selle — "857, 376; _Derjelbe, Tas neue Hanbelägeiei eb, S. 185. — Keyßner, 
— © 512. — 8. v. Stein im Jahrb. des voltantetäimhaftlichen Vereins in 
Dim 1872, ©. 4 6 f. — Lömwenfeld, Altiengejellicaften, ©. 447. — Die —— 
von v. — n — volderndorff Feyßner zu Art. 217, "39a bes H68 
Entſch. 5. — Mathieu et Bourguignot, Commentaire de la loi sur 
les societes "65 — le 1867, No. 224. — Vidari, Diritto commereiale, vol. I. 
3 — — „Studium aus d. Gebiete bes Sebensverficherungstechted, in Ztfchr. für das 
2. 9 ff. — Hinrichs, Die ern. ihre wirthichaftliche und uch. 
Ye —— anal XX. 389 ff. — Predöhl, Ueber Yebensverficherung, Pas XXII. 
eyßner. 

Nefidenzpflicht, d. h. die Pflicht des Inhabers eines Kirchenamtes am Sitze 
deſſelben anweſend zu ſein, da dadurch allein die Erfüllung ſeiner ihm obliegenden 
Pflichten möglich wird. Die vielfachen, die Beobachtung der R. einſchärfenden Vor⸗ 
Schriften in der fatholifchen Kirche erflären fich aus der Verweltlichung derfelben im 
Mittelalter und der weitverbreiteten Sitte, wol die Einkünfte des Amtes zu ziehen, 
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aber die Obliegenheiten durch ſchlecht befoldete Vikare oder Stellvertreter erfüllen zu 
laffen. Nach Gem. Recht verpflichten zur Nefidenz die höheren Benefizien, bie mit 
Seelforge verbundenen Aemter und die Kanonifate. Die Biſchöfe und die Kanoniker, 
welche eine jährliche vacatio (Tyerien) von 2—8 Monaten haben, jollen außerhalb 
diefer Zeit nur bei einer dringenden und genügenden Urſache von ihrem Amtafik 
abwejend fein. Die Verlegung dieſer Vorſchrift zieht bei einer eine gewiſſe Zeit 
fortdauernden Abwejenheit deu Verluſt eines beftimmten Antheils ber Amtseinfünfte 
nach fih, und fchließlich Tann fogar die Abſetzung verhängt werden. Die eben er— 
wähnten Aemter, ſowie diejenigen, mit denen dieſe Pflicht ftatutenmäßig verbunden 
it, heißen beneficia residentialia, die anderen (e8 find dies gewöhnlich einfache 
Mefbenefizien) b. non residentialia. Bei letzteren kann der Benefiziat jeine Ver⸗ 
pflicgtungen durch einen Stellvertreter erfüllen laſſen. — In der evangelijchen 
Kirche beiteht die R. gleichfalls; ja die Eirchlichen Beamten haben bier nicht einmal, 
wie in ber fatholifchen Kirche, gejehliche Ferien, ſondern bebürjen jtet® des Urlaubs 
ihrer vorgefeßten Behörde. Verlegungen der R. werben bdisziplinarijch geahndet. 
Lit.: P. Hinſchins, Kirchenrecht, Bb. III. ©. 221-248. P. Hiuſchius. 


Neinme ift die dem Franzöfiſchen Recht entlehnte Bezeichnung des Vortrages 
des Borfigenden im Schwurgericht, mit welchem diejer am Schluß der Verhandlung 
die Sache den Gefchworenen zur Entſcheidung übergiebt. Im Engliſchen Recht 
beißt dieſer Vortrag Anweifung (Charge). Da im Engl. Prozeß der Ausſpruch der 
Jury als einfache Annahme oder Ablehnung der Anklagejchrift, an deren Abfafjung 
der Richter feinen Antheil bat, unftreitig die ganze Schuldfrage (aljo Rechts- und 
Thatfrage ungetrennt) enticheibet: bietet die Charge die einzige Form, in welcher 
der Richter an diefer Entjcheibung theilnimmt. Die Belehrung über das materielle 
und Beweisrecht, welche in ihr der Vorfitzende ertheilt, ift für die Geſchworenen 
bindend und jo wie vermuthet werden muß, daß lehtere fich an fie gehalten haben, 
jo müſſen Rechteirrthümer des Vorfigenden (mo überhaupt ein Rechtsmittel offen 
ſteht) die Vernichtung des Wahrfpruches begründen. Die Verpflichtung, den Ger 
ſchworenen auch das Beweisrecht an die Hand zu geben, bringt die Nothwendigkeit 
einer Grörterung der thatjächlichen Ergebniffe der Verhandlung mit fi, wobei vom 
Borigenden erwartet wird, daß er dem Urtheil der Geſchworenen nicht vorgreiie, 
eine Erwartung, die nicht immer in Erfüllung geht. — Im Art. 336 des Code d’instr. 
erim. heißt es nach Erwähnung bes —— der Parteivorträge: Le president 
resumera l’affaire. Il fera remarquer aux jur6s les principales preuves pour ou 
contre l’accuse. Il leur rappellera les fonctions qu’ils auront à remplir. Die 
Beitimmung läßt den Hauptinhalt der Englijchen Charge, die Rechtsbelehrung, 
ganz unerwähnt, was daher rührt, daß einerjeits die Anficht vorherricht, die Rechts- 
frage werde durch die dem Vorſitzenden ober richtiger der Anklagefammer zulommende 
Formulirung der an die Gefchtworenen zu richtenden Tragen bereits jo vollftändig 
entichieden, daß letzteren eine reine (überdies unabhängig von Beweisregeln) zu ent 
ſcheidende Thatfrage übrig bleibe. Andererſeits darf nicht überjehen werden, daß, 
während der Englifche Vorſitzende im Verlauf des ganzen vorausgehenden Verfahrens 
eine ftreng unparteiifche Haltung bewahrt, dem Franzöſiſchen diejelbe durch die 
ihm obliegende Vornahme der Verhöre des Angeklagten und der Zeugen nahezu 
unmöglich gemacht wird. Es ift daher leicht erflärlich, daß dem R. vielfach Miß⸗ 
trauen und Widerwille entgegengebracht wird. Daffelbe ward daher in Belgien 
(Geſ. von 1831) und in Braunſchweig (hier folgte jedoch ſpäter eine theil- 
weile Wieberzulaffung) abgeſchafft. Manche Deutiche Geſetze beſchränkten dafjelbe 
durch ausdrüdliche Anordnungen. Nach dem Bayerifchen Geſetz 3. B. follte der 
Borfigende nur die gejeglichen Merkmale des Thatbeſtandes auseinanderjeßen und 
die Punkte bezeichnen, auf welche die Geſchworenen ihre Aufmerkjamfeit vorzüglich 
zu richten Haben, ohne in die Beweiſe der Thatjachen einzugehen. Andere Gejehe 


456 Refume. 


zeichneten den Inhalt des Schlußvortrages genauer vor und fügten theilweije das 
Verbot bei, daß der Vorſitzende jeine eigene Anficht zu erkennen gebe. In aller 
neuefter, Zeit (1880) ift auch in Frankreich von ber Regierung ein das R. ab— 
ſchaffender Gefegentwurf eingebracht worden. Nach dem durch das Gejeh vom 8. Juni 
1879 in Diefem Punkte nicht modifizirten Art. 498 der IJtalienifhen StrafPO. 
Yautet die dem Vorfigenden ertheilte Vorſchrift: „Er faßt daB Ergebnik der Ber 
handlung kurz zufammen (riassume brevemente la discussione), erflärt die Fragen, 
macht die Geſchworenen auf die wichtigften für und gegen den Angellagten vorge 
brachten Gründe aufmerkſam.“ — 

Die neueften legislativen Grörterungen über das R. drehen ſich hauptjächlich 
um jolgende Fragen: 

1) Kann auf den Schlußvortrag des Vorfigenden ganz verzichtet werden? Diele 
Frage kann man meined Erachtens nur ftellen, wenn man noch der Anficht ift, daß 
die Geſchworenen im Wahrjpruch über „nackte“ Thatſachen fich auszufprechen haben, 
nicht aber, wenn man einmal anerkennt, daß der Gerichtshof durch die Yafjung, 
die Jury durch die Beantwortung ber Fragen die Unterordnung der Thatjachen 
des Falles unter bie gejeglichen Begriffsmerkmale gemeinfam vollziehen und daR 
darüber Gewißheit beftehen muß, daß den Geſchworenen das für fie, wie tür alle 
bindende Geſetz umd zugleich der Sinn der an fie gerichteten Fragen klar geworden 
fei. Zur Darlegung des Iehteren kann nur der Gerichtöhof, deffen Organ der Bor- 
figende ift, berufen fein, da Kenntniß des Geſetzes nur ganz zufällig bei einem oder 
dem anderen ber Geichworenen vorhanden jein kann und ihnen noch weniger ala 
diefe die Fähigkeit zugemuthet werden Tann, über die einander wiberjprechenden 
NRechtsbehauptungen des Staatsanmwaltes und des Vertheidigers, die beide einfeitig 
und unvollftändig jein können, fich jelbftändig und ohne Anleitung ein Urtheil zu 
bilden. Hält man diefe Anleitung dann für entbehrlich, jo muß man es auch für 
zuläffig halten, daß das geltende Recht von der Meinung ber jeweiligen Geſchworenen 
und nicht durch das Gejeh jeftgeftellt werde. Es ift daher nothwenbig, daß ber 
Borfigende verpflichtet werde, den Geſchworenen die nach Lage des Falles nothivendige 
Rechtsbelehrung zu ertheilen. Umfang und Modalitäten der Erfüllung dieſer 
Pflicht Yaffen ſich nicht ftreng vorfchreiben,; ob im gegebenen Falle eine Belehrung 
nothwendig ift, welche Fragen fie zu umfaffen Hat, muß der Borfigende nach pflicht« 
mäßiger Erwägung der Erforderniffe des Falles beurtheilen; ebenfo würbe er zu be= 
urtheilen haben, wie weit er fich auf das Gebiet der gemifchten Fragen hinaus 
begeben folle, jener Fragen, bei welchen es fich nicht um die Anwendung Har vor 
zuzeichnender Grundſätze, fondern um bie Beurtheilung und Abwägung der That- 
fache von einem beitimmten, juriftifchen Gefichtspunfte aus Handelt. Er wird in 
der Regel fich auf die Bezeichnung des letzteren beichränfen und den Geſchworenen 
das Weitere anheimftellen. Iſt dies geichehen, jo bringt es die Natur des Ber- 
hältniſſes zwifchen Gerichts und Geſchworenenbank mit fi), daß die letztere bei der 
Beurtheilung der von ihr ala erwieſen angenommenen Thatfachen, das Geſetz, fo 
wie es ihr vom Vorſitzenden dargelegt ift, zur Anwendung bringe. Sein Geſetz 
kann fie dazu zwingen, und es follte auch jeder Verſuch eines Zwanges unterlafjen 
werden; es ift gewiß genug, daß nöthigenjalls den Gejchinorenen mit den Worten 
Story’3 gejagt werde: „Die Gefchtworenen haben die phyſiſche Macht, das Geſetz, wie 
& ihnen das Gericht darlegt, außer Acht zu laffen; allein ich ftelle entſchieden in 
Abrede, daß fie das moralifche Recht Haben, über das Recht nach ihren perſönlichen 
Anfichten und nach ihrer Willkür zu entjcheiden.“ Und felbft wenn unter den 
Geſchworenen ein Yurift ift, jo kann er ſich dabei beruhigen, daß nur die Antwort 
verftanden werben Tann, welche in dem gleichen Sinne ertheilt wird, in dem die 
Trage geftellt wird; ein folcher Mann wird übrigens auch auf eine Yafjung ber 
Frage Hinwirken fönnen, welche ihm ermöglicht, einen Ausſpruch zu thun, der feiner 
Rechtsüberzeugung entipricht und ihn doch nicht ber Gefahr ausſetzt, daß feine Ant⸗ 
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wort nicht zu der geſtellten Frage paßt und daher falſch ausgelegt wird. — Hält 
man daran jſeſt, daß die Rechtsbelehrung des Vorfitzenden bei der jetzt als richtig 
anerkannten Art der Frageftellung die authentifche Begründung der Fafſung der 
Fragen, alfo deren authentijche Interpretation ift, jo wird man den Gedanken kaum 
abweiſen können, daß zu vermuthen ſei, es habe fich die Jury von jener Rechte=' 

- belehrung leiten lafſen und daß daher, wie ja überhaupt zur Vernichtung die Vermuthung 
beirrender Einflüffe genügt, der Ausfpruch der Geſchworenen wegen irriger Rechts- 
belehrung jollte vernichtet werden können. 

2) Kamm nach Borjtehendem ein Schlußvortrag nicht entbehrt werben, jo ift 

es allerdings nicht unbedingt nothwendig, daß derſelbe ein „R.“ im engern Sinne, 
d. i. eine Zufammenjaffung der Ergebniſſe bes Veweisverſahrens ſei. So wie die 
Sachen auf Grund der Franzöfiſchen Anordnung der Hauptverhandlung (f. 
diefen Art.) auf dem Kontinente jtehen, wird das R. fich nicht ſowol unmittelbar 
auf die Ergebniſſe bes Beweisverjahrens beziehen, ala auf deren Erörterung in den 
Parteivorträgen. Der Englifche Richter ftellt dem Beweisergebniß das Beweisrecht 
gegenüber, das er darlegen ſoll, und findet im Rechte bes Landes ben allerdings 
elaftifchen Begriff des „der Jury anheimzuftellenden Beweiſes“ (evidence to be left 
to the jury), und an diefer Grenze erſt foll die Aeußerung feiner perjönlichen 
Meinung ftille ftehen. Der fontinentale Schwurgerichtspräfident wird dagegen Die 
Hauptaufgabe des R. im engeren Sinne darin erbliden, die Einfeitigfeiten in den 
Darftelungen der Parteien: durch möglichſt objektive Gruppirung ber Beweis- 
ergebniffe zu berichtigen und ſchon dadurch leicht in einen polemifchen Ton verfallen; 
da er ferner ohne Unterftügung durch ein pofitives Beweisrecht die naturgemäßen 
und wifienjchaftlichen Anforderungen an die Beweije den Geſchworenen darzulegen haben 
wird, ijt er noch mehr der Gefahr ausgeſetzt, feine perjünliche Meinung durchbliden 
zu lafſen oder deſſen wenigſtens bejchuldigt zu werden. Allein diefer Gefahr wird 
er, jo lange er nicht zum völligen Schweigen verpflichtet und darum auch berechtigt 
wird, nie entgehen. Auch wenn er nur die Nechtsbelehrung ertheilt, wird er einer 
Grwähnung der vorgefommenen thatfächlichen Behauptungen nicht aus dem Wege 
gehen können, und, wenn vorausgeſetzt wird, daß er es auf ungebührliche Geltend- 
machung feiner Meinung abgejehen habe, diefelbe leicht zum Ausdrud bringen. Daß 
enblich in verwidelteren Sachen, bei längerer Dauer der Hauptverhandlung und 
ingbejondere der Parteivorträge, fich eine Überfichtliche Wiebervorführung des Ber- 
handlungsſtoffes ala ſehr nüßlich erweijen kann, ift einleuchtend. Man fteht aljo 
hier wieder vor der alten legislativen Streitfrage, ob eine an ſich zweckmäßige Ein— 
richtung bejeitigt werben folle, weil mit ihr Mißbrauch getrieben, oder fie Anlaß 
zur Verbächtigung geben könnte, eine Frage, auf deren Löfung auch die beitehenden 
Zuftände und die gemachten Erfahrungen Einfluß üben. Man kann aber wohl 
jagen, daß es befier wäre, nicht? zu verabfäumen, was die Unbefangenheit des 
Schwurgerichtsvorſitzenden ſichern kann und dann feinem Gewiflen und feinem Takt 
zu überlaffen, wie weit er im Schlußvortrage gehe. 

3) Wichtig ift auch die Frage des Zeitpunftes, in welchem der Schluß- 
vortrag abgehalten wird. Die Franzöfiiche Einrichtung, nach welcher dad R. der 
Feftftellung der ragen vorangeht, ijt wol nur aus der Annahme erflärbar, daß 
zur richtigen Auffaffung der Fragen die Geſchworenen keiner Anleitung bedürfen und 
dab das R. felbſt fih nur mit der Thatfrage zu bejchäftigen habe. Obgleich 
wenigften® letztere Anjchauung in Italien noch vorherrſcht, Hat man doch, die Roth— 
wenbigfeit einer Erflärung der Fragen durch den Borfigenden anerfennend, bei der 
Nevifion des Schwurgerichtsverfahrens im Jahre 1874 das R. der Feſtſtellung der 
Fragen angereiht, wenngleich die letztere ihrerſeits erjt nach den Parteivorträgen 
erfolgt. 


Der Entwurf der Defterr. StrafPO. wid) von den ganz an die Franzöfiſchen 
Einrichtungen ſich anjchließenden Beftimmungen der StrafPO. von 1850 über das 
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R. mweientlih ab. Der am meiften beftrittene Punkt (über die wechjelnden Anträge 
und Beihlüffe j. Mayer, Handbuch, I. ©. 168, 164, 846-849) war bie Reihen- 
folge von Parteivorträgen; Frageftellung und R. Das Schlußergebniß war, 
daß die Feſtſtellung der Fragen ſchon den Parteivorträgen und daher natürlich auch dem 
NR. vorangeht. Was die fachlichen Beftimmungen betrifft, jo lautet $ 825: „Er faßt 
die weientlichen Ergebniffe der Hauptverhandlung in einer gedrängten Darftellung 
aufammen, führt in möglichiter Kürze die für und wider den Angeflagten jprechenden 
Beweiſe auf, ohme jedoch feine eigene Meinung darüber kundzugeben.“ (Die lebte 
Regierungsvorlage Hatte gelautet: „Er jet den Geſchworenen die gefammte Lage 
der Sache auseinander.) „Er erklärt den Geſchworenen die gejeglichen Merkmale 
ber ftrafbaren Handlung und die Bedeutung der in den Fragen vorkommenden ge= 
feblichen Ausdrücke und macht fie auf ihre Pflichten im Allgemeinen und ins Befondere 
auf die Vorjchriften über ihre Berathung und Abſtimmung aufmerlfam. Der Bor- 
trag des Borfigenden darf von Niemand unterbrochen oder einer Erörterung unter» 
zogen werben; dagegen fteht e8 jeber Partei frei, zu verlangen, daß die ben Ge= 
ſchworenen vom Vorſitzenden erteilte Rechtsbelehrung im Protokoll erfichtlich gemacht 
werde.” — Nach $ 344 3. 8, der Oeſterr. StrafPO. ift es ein Nichtigkeitsgrund, 
wenn der Vorfigende eine unrichtige Rechtsbelehrung ertheilt hat. 

Neben ber Berathung bes Entwurjes der Deutjchen StrafBO. gingen lebhafte 
Verhandlungen des Deiitichen Juriftentages über die Frage, ob die Rechtäbelehrung 
des Borfienden die Geſchworenen binden jolle und über die Hieraus zu ziehenden 
Konfequenzen einher. Der vom Reichdtag angenommene Satz, welcher das Recht 
der Parteien jeitftellte, die Protofollirung der dtechtsbelehrung zu begehren, ward 
von der Regierung für unannehmbar erflärt und in dritter Leſung geftrichen, woraus 
auch folgt, daß die Rechtsbelehrung unanjechtbar if. „Die Geſchworenen find in 
teiner Weife an bie Nechtöbelehrung des Vorfikenden gebunden und entjcheiden 
jelbftändig die ihnen vorgelegten fragen. Es wurbe diefer Satz in der Juſtiz⸗ 
tommiffion allgemein anerkannt” (Keller). Der aus den verichiedenen Verhand⸗ 
lungen hervorgegangene $ 300 lautet: „Der Vorfigende belehrt, ohne in eine 
Würdigung der Beweife einzugehen, bie Geſchworenen über die rechtlichen Gefichts- 
punkte, welche fie bei Löſung der ihnen geftellten Aufgabe in Betracht zu ziehen 
haben. Die Belehrung des PVorfigenden darf von feiner Seite einer Erörterung 
unterzogen werben.” Ein Rüdblid auf $ 299 zeigt, daß dieſe Belehrung ebenjalls 
erft ftattzufinden hat, nachdem die Fragen an die Geſchworenen feftgeftellt find und 
auf Grund berfelben die Parteien ihre Ausführungen und Anträge zur Schuldfrage 
borgebracht haben. Was den Inhalt des Vortrages betrifft, fo ftellt ihn Löwe 
fo dar, als Habe „die StrafPO. das im Franzöfiſchen Recht vorgeichriebene R. be 
feitigt und baffelbe durch ein lediglich die rechtliche Belehrung der Geichworenen 
bezwedendes Schlußwort des Vorſitzenden erjegt“, und fomeit dabei das Gewicht auf 
„vorgeſchrieben“ gelegt ift, ift dies unbeftreitbar richtig. Eine Verpflichtung 
zur Zufammenfaffjung der Beweißergebniffe, zur Vorbereitung ber Entjcheidung der 
Gefchworenen über die Thatfrage hat der Vorfigende gewiß nicht, unterjagt ift ihm 
aber nur die „Würdigung der DBeweife”, ein Verbot, das eigentlich auch in 
Frankreich als beftehend anerfannt ift, und von anderen Schwurgerichtägefegen fogar 
neben der Anordnung des R. im engeren Sinne ausgeſprochen iſt. Allerdings ijt 
der Ausbrud nur foweit unzweibeutig, ala der Vorſitzende feine Meinung über das 
Beweisergebniß, ja auch felbft über das Ergebniß der einzelnen Beweiſe nicht zum 
Ausdruck bringen dar. Dagegen bemerkt Löwe jelbft: „Auch die ben Beweis 
betreffenden Beftimmungen des Prozeßrechts können den Gegenftand der Rechts— 
belehrung bilden.“ Keller jagt: „Damit ift nicht gemeint, daß der Vorfitzende in 
keiner Weile auf bie Beweiſe Bezug nehmen darf... Es müſſen 5. B., um den 
Geſchworenen den Begriff und die Erforderniffe eines Beweiſes durch Anzeigen ar 
zu machen, die vorgebrachten Beweife auch als folche bezeichnet werden." Gilt die 
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ſchon von den Beweifen, jo ift noch viel weniger daran zu denken, daß die Berüd- 
fichtigung des Thatfächlichen an fi von dem Schlußvortrage ansgejchlofien fei. 
Die Motive jagen: Das Gejek „zielt nicht auf eine theoretifche Erörterung der Ver⸗ 
brechensmerkmale ab. Die Rechtöbelehrung joll vielmehr die individuelle Lage bes 
Talles ins Auge jaffen und den Geſchworenen die zur richtigen Würdigung deſſelben 
erforderliche Anleitung geben. Dem Vorſitzenden ift e8 nicht verwehrt, zu dieſem 
Zwecke die thatfächlichen Ergebniffe der Verhandlung, ſoweit diefelben zum Ber- 
fländnifje der Rechtsweifung dienen, in den Schlußvortrag aufzunehmen." „Biels 
mehr“, jagt 5. Meyer, „it es im Sinne feiner Aufgabe gelegen, die in Betracht 
Lommenden rechtlichen Gefichtspunfte mit Rüdficht auf die vorliegende Sachlage zu 
entwideln“, was v. Schwarze als „Anpaffung ber Rechtsbelehrung an das That» 
fächliche, deſſen Beweis jedoch nur ala Hypotheſe behandelt wird“ bezeichnet. — 
Trotz ber Nichtanfnahıne des R. im engeren Sinne wird aljo das Gebiet der That- 
ſachen nicht gemieben werden können. Werm Keller indek für unzuläffig erklärt, 
daß im Schlußvortrage die Berichtigung unrichtiger thatfächlicher Anführungen des 
Staatsanwaltes oder Vertheidigers erfolge, jo ift ihm darin beizupflichten. — Was 
die Rechtsbelehrung jelbft betrifft, fo ift oben ſchon angebeutet, daß fie nicht blos 
in der Aufftellung theoretijcher Sätze, ſondern in der Darlegung und Eutſcheidung 
aller Fragen, welche der vorliegende Rechtsfall ftellt, beftehen müffe Wie weit 
Belehrung nöthig fei, Hat der Vorfigende zu beurtheilen, die für nöthig erachtete 
zu ertheilen, ift dagegen jeine Pflicht. Kontroverſe Fragen wird er ehrlicherweife 
als ſolche bezeichnen müfjen, auch die Gründe für und iiber nicht verſchweigen 
bürien; aber mit feiner Meinung darf er auch in ſolchem Falle wenigftens dann 
nicht zurüdhalten, wenn, was ja die Regel fein wirb, e& ſich um die Erläuterung 
eines in der Frage gebrauchten Ausdruckes handelt. — An die Belehrung über das 
materielle Recht jchließt fich die in den Motiven für felbftverftänblich erflärte An- 
leitung wegen des in formeller Hinficht von den Geſchworenen einzuhaltenden Ver 
fahrens. 
Gigb. u. Bit.: Engliſches Recht: Glaſex, Anklage, Wahrſpruch und Rechtämittel 
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Netention des Pfaudes. Auf der 1. un. Cod. etiam ob chirographariam 
pecuniam pignus retineri posse beruht der Satz, daß ein Gläubiger, ber fich im 
Beſitz einer ihm verpfändeten Sache befindet, auch nachdem er volle Befriedigung 
wegen der Pfandforberung erhalten Hat, dem Schuldner das Pfand vorenthalten 
kann, jolange er noch irgend welche andere Anfprüche an den Schuldner hat. Der 
Einwand aus diefer durchaus fingulären Vorſchrift, deren Billigfeit wenigſtens zweifel · 
Haft ift, beſeitigt die perſönliche Klage des Piandichuldners auf Herausgabe bes 
Pfandes. Der Wortlaut des Geſetzes rechtiertigt die mehrfach verjuchte Einfchrän- 
kung der Vorfchrift auf Fauſtpfänder oder vertragsmäßige Pfandrechte nicht. Gegen 
die dingliche Klage Anderer, insbeſondere anderer Pjandgläubiger ift das Retentiong- 
recht nicht wirkſam, und auch ber jpätere Pfandgläubiger Tann dem Befiber des 
Pfandes dieſen Befig vermöge des jus offerendi et succedendi durch Zahlung ber 
bloßen Pfandſchuld entziehen. Streitig war, ob das Retentionsrecht im Konkurſe 
von Beitand ſei. Die Frage ift ſchon nach Gemeinem Recht zu verneinen, heute 
aber müßig, da das Reichskonkursrecht für eine folche Zurüdbehaltung feinenfalls 
— Es — Dem Preuß., Sächf., Franz. R. ift die R. d. Pf. fremd. 


b.: — die Sit. hinier d. Art. Retentions recht. — C. tit. 8, 27. — 
Yın Eccins. 
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Retentionsrecht, Zurückbehaltungsrecht ift das Recht des Inhabers einer fremden 
Sache, dieſelbe dem binglich oder perfünlich zum Verlangen nach. Herausgabe der⸗ 
jelben Berechtigten bis zur Erftattung eines aus feinem Vermögen der Sache zum 
Beiten gekommenen oder durch fie verlorenen Vermögenswerthes vorzuenthalten. 
Nach dieſer Begriffabeftimmung (Großkopff, Sintenigs) fällt nicht nur die 
finguläre Retention des Pfandes für chirographariſche Forderungen außerhalb des 
Begriffes, derfelbe grenzt ſich auch nach anderen Richtungen Hin ſcharf ab. Die 
bis auf Großkopff herrſchende Lehre definirte mit mannigfacher Verſchiedenheit 
in der Formulirung das R. ald das dem rechtmäßigen Inhaber einer an fich heraus 
zugebenden Sache zuftehende Recht, diefelbe wegen einer konnexen Gegenforberung 
zurüdzubehalten. Die wenigftens als Naturalohligation wirkfame Gegenforderung müfſe 
zur Sache in einer Beziehung ftehen. Als Hauptfälle folcher Konnerität wurden 
aufgezählt, wenn die Forderung auf Verwendungen in bie Sache oder in Beziehung 
auf diejelbe beruhe, wenn fie durch die Sache ſelbſt, insbeſondere vermittelft einer 
durch biefelbe bewirkten Beſchädigung, ihren Urfprung gewonnen habe, und wenn 
die Forderung aus demfelben Nechtöverhältniß entftanden ſei, auf welches das Recht 
zur Herausforderung der Sache fich gründe. Der Iehte diefer Fälle wird durch bie 
obige Begriffsbeftimmung abgefchloffen. Er fällt, joweit dabei überhaupt das Recht 
auf Herausgabe der Sache zu befämpfen ift, unter den Gefichtöpunft ber exceptio 
non adimpleti contractus. Diefe ift, wie das R. eine Anwendung der exceptio 
doli generalis (v. Savigny); fie unterfcheidet fi vom R. dadurch, daß auf 
Grund ihrer alle möglichen Leiftungen, nicht blos fremde Sachen zurüdgehalten 
werden, und daß durch fie das Slagerecht felbft geleugnet, als nicht verfolgbar hin⸗ 
gejtellt wird. Im Prozeß tritt der materielle Unterfchieb der beiden Einreden da= 
durch hervor, daß mit der exc. n. ad. contr. zeitweife Abweiſung der Klage, mit 
der Einrede des R. eine Bedingung der Verurtheilung zur Herausgabe erftritten 
wird. Der Ausdruck retinere wird freilich auch von dem Zurüdhalten einer Leiftung 
überhaupt gebraucht; eine DBermifchung ber beiden Begriffe führt aber zu einer 
Derflüchtigung des R., welches nur mit dem bier angenommenen beichränften Begriff 
als ein eigenthümliches, gewifjen allgemeinen Regeln unterworfenes Inftitut aufrecht 
erhalten werden kann. 

Großkopff ging in der Beſchränkung des Begriffs noch weiter. Es erkannte 
auch den zweiten der obigen Konneritätzjälle nicht an. (Dagegen Sintenis.) 
Er leugnete jerner, daß durch das R. überhaupt eine Forderung, eine Natural= 
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obligation, geſchützt werde, das R. ſchůtze ein faktiſches Verhältniß, in welchem der 
Beklagte das, was er in und mit der Sache von dem Geinigen detinive, ungeachtet 
es nach Civilrecht bereit? für ihn verloren fei, behalten folle. Das Recht auf den 
Bermögendwerth gegenüber dem Kläger, der denfelben erftatten foll, bleibt aber 
immer eine Obligation. Der Zweifel Großtopff’s ift auf eine unrichtige Begriffe- 
beftimmung von Naturalobligation zurüdzuführen, die nach ihm nothwendig außer 
durch soluti retentio auch amberweit, 3. B. durch Kompemjation, fi wirkam 
zeigen müßte. 

Bon ben Streitfragen in Betreff des gemeinrechtlichen R. war bie wichtigfte die, 
ob daſſelbe auch gegenüber der Gläubigerfchaft im Konkurſe geltend gemacht werden 
kann. Die Frage muß mit Großkopff und Sintenid gegen Schent, v. Bayer 
bejaht werben. 

Don den neueren Kobififationen -ftellt das Sächſ. BGB. auch die exceptio 
n. ad. contr. unter den Begriff des Zurückbehaltungsrechts, fich überhaupt an die 
ältere Lehre anfchließend. Es befinirt dafjelbe ala das Recht des nicht durch uner= 
laubte Handlungen in ben Befig einer jeht Herauszugebenden Sache Gelangten, 
dieſelbe bis zur Beiriebigung wegen eines fälligen Gegenanſpruchs zurüdzubehalten, 
der in einem Berhältniß zu derjelben Sache feinen Grund Hat, und als dag Recht 
des aus einem zweifeitigen Rechtsgeſchäft zu irgend einer Leiſtung DBerpflichteten, 
dieſe bis zum Empfang der fälligen Gegenleiftung zu verweigern. Nach Preuß. R. 
befteht das R. in der Befugniß des Inhabers einer fremden Sache, felbige jo lange 
in feiner Gewahrſam zu behalten, bis er wegen jeiner Gegenforderungen befriedigt 
worden. Das Recht ift nur gegen ben Schuldner der, Gegenforderung“, regelmäßig nicht 
auch gegen defjen Konkursmaſſe geltend zu machen. Das Defterr. BGB. verwirft das 
R. überhaupt; ber Code civil giebt feine Definition, den Anwendimgafällen liegt aber 
der Begriff des Preuß. R. zu Grunde. — Das Allgem. Deutſche HGB. giebt den Kaufe 
Leuten wegen fälliger, — im falle der Unficherheit und bes Konkurſes auch wegen 
nicht fälliger — Anfprüche aus dem Taufmännifchen Verkehr ein R. an allen ber 
weglichen Sachen und Werthpapieren, die mit dem Willen des Schuldner? auf Grund 
von Handelsgeſchäften in ihren Beſitz gekommen find. Dies R. hat die Natur eines 
Fauftpiandes. Die Deutſche KO. beftimmt in $ 41, inwieweit das Zurüdbehaltungsrecht 
abgejonderte Befriebigung im Konkırje begrünbet. 

Sit. u. Gigb.: Schent, Die ‚ae vom R., 1837. — Buben, DaB R., 1839. — Lenz 


in Weidte’s echtäler. IX. 877. — Großkop in Zur Re e vom R., 1858. — Sintenis, 
Eivilzedht, ja 2: — Die Römilchen Sekte han erg ‚som an setzten Stellen. — —* 
BER. 58 — Preuß. Allg. 38-567. — Deftert. BEL. $ 471. — 
Code civil hai 7 1678, 1749, 1 — — Bu Deutſches HGB. Art. or fl fe 
Ecciu 


Netorfion (Franz. und Engl. gleichlautend), von retorquere, bedeutet im 
Staatenverfehr: die eine Unbilligkeit mit einer gleichen oder ähnlichen erwiebernde 
Handlungsweife. Die Anwendung gleicher Mittel gegen einen Staat, welcher er 
fich gegen den umferigen bedient (Masse6, Droit commerc., I. 130), oder die Ver⸗ 
geltung des „Einem nicht anftändigen” mit Gleichem (Mofer, Verj., VIII. 485), 
harakterifirt noch nicht das befondere Weſen der R. In einem weiteren Sinne 
begreitt man die R. unter die Repreffalien (Berner, 597; Burchardi, 497), in 
der Praris wurden fie mit einander identifizirt oder berwechjelt (Mofer, Verf., 
Th. IX. Bd. II. 519 und 527; Wurm, 458). Mafie (1. c.) läßt fogar 
Reprefjalien aui dem Wege der R. vor ſich gehen. — Die völkerrechtliche Ber 
rechtigung der R. wird aus der Selbftändigfeit, Nechtögleichheit oder Gleich- 
berecitigung der Staaten gefolgert (Wolit, $ 584; Klüber, $ 234; Heffter, 
827; Oppenheim, 152), halbfouveränen Etaaten (Martens, B.R., 8249) 
fann fie daher nicht zuftehen. Die Bezeichnung: retorsio iuris (Wolff, $ 583), 
retorsion en droit (®attel, II., XVIII. $ 841) und die Unterfcheidung von: 
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retorsio facti und iuris vel legis (Klüber, $ 284), wenn namentlich, nach der 
technifchen Ausdrucksweiſe, die Ießtere der R. im engeren Sinne, die erftere ben 
Reprefjalien entiprechen fol (Wurm, 1. c.), ift überflüffig und verwirrend weil 
dann die Reprefſalien wieder der R. ſubordinirt werden und weil die R. nicht gegen 
eine Rechtöwibrigfeit, fondern eine Unbilligfeit gerichtet ift, und auch nur Diele 
enthält (Heifter, $ 111; Berner, 1. c.; Burdardi, 498). Moſer 
(®erj., VIII. 485) fieht die Veranlaffjung zur R. nicht in einem Zuwiderhandeln 
gegen bie Gerechtigkeit oder natürliche Billigkeit, ſondern gegen die Freundſchaft oder 
die Gleichheit der Gerechtſame. Dem in der Rechtsſprache vielfach durchbildeten 
Terminud der Unbilligleit fubitituirt Wurm (459 ff.) den vieldeutigen Ausdrud 
(Ungunft gegen) Intereffen, während Englische Schriftfteller (Phillimore, III. 8, 
I. 13; Twiß, II. 18) R. ftatwiren gegen Abweichungen von ber comity, deren 
Begriff ſich indeß nicht mit dem ber Billigkeit deckt (vgl. d. Art. Comitas 
gentium) und außerdem fich nur einer partiellen, hauptjächlich Anglo-Amerikanijchen 
Anwendung erfreut. Twiß (l. e.) nennt die oben angegriffene Unterſcheidung ber 
N. eine unpraktiſche, gleiches Prädikat gebührt aber ber einigen (II. 19): paſſive 
Retaliation (R.) und aktive (lex talionis), indem er jelbft die letztere für unan⸗ 
wendbar im internationalen Rechtöverjahren erflärt, und außerdem jede R. eine 
Aktion enthält. Die Zurückführung bes Unterjchiedes von Neprefialien und R. auf 
den Unterjchied volllommener und unvollkommener Rechte (Martens, 1. c.; 
Klüber, $ 284 not. d) ift mit diefem letzteren für antiquirt zu erachten, außerdem 
zwingt jelbjt die R., wenn auch in milderer Form, zur Gewährung R. im 
Kriege (Mofer, IX., II. 519) wiberfprechen aber der Aufgabe der R., den Krieg 
zu verhindern, und unterliegen nicht dem R.recht, jondern dem Kriegsrecht. — Die 
zu retorquirende Unbilligfeit kann entftehen aus der Gejehgebung, dem Gewohn- 
beitsrecht und den Reglement? (Battel,l.c.; Twiß, II. 18), bloße Verfchiedenheit 
derjelben genügt aber nicht (Martens, $ 250; Klüber, 88 54 und 284 d; 
Heffter, l.c.; Wurm, 474); entweder muß der Fremde (uner Stantdangehöriger) 
nur hinter den Einheimifchen (des fremden Staates) zurückgeſtellt fein (Martens, 1.c.: 

Klüber, 1. c.; Berner, 598) oder auch Hinter andere Fremde (die An- 
gehörigen anderer Staaten — Wurm, 468 ff.; Heifter, 1. c.; Burdardi, 498; 
Twiß, II. 19). Der Billigfeit entipricht es indeß jchon, daß Fremde den Ein- 
heimiſchen gleichgeftellt werben. Die Bevorzugung der Fremden vor den Ein- 
heimifchen zu verlangen, gebietet die Billigkeit ebenfowenig (Klüber, $ 58), eine 
ſolche Forderung nannte ber Neapolitanifche Gejandte (in der berüchtigten Schweiel- 
Trage zwiſchen Großbritannien und Neapel im Jahre 1838) ein großes Paradoron 
der Politit, wogegen Wurm (473 ff.) mit Unrecht im Falle der Nichtgewährung 
einer folchen ausnahmsweiſen Bevorzugung, nach jehlgeichlagenen Unterhandlungen, 
eine R. für gerechtfertigt hält. Einem balbbarbarifchen Staat gegenüber erfcheint 
freilich ein ſolcher Wunſch für zuläffiger, indeß dürfte auch Hier, wie ſchon 
Berner (l. c.) richtig ausführt, unterhandelt und nicht die zu retorquirende und 
perhorreszirte barbariſche Maßregel in gleicher oder ähnlicher Weife erwiedert werden. — 
Als eine zu retorquivende Unbilligkeit wird angefehen entweder ganz allgemein die 
nichtbeiriebigende Behandlung der Untertanen in einem anderen Staate oder eine un⸗ 
günftige Stellung derfelben nach Gejeh und Gewohnheit (Vattel, I. e.; Twiß, 1.18; 
Wurm, 464), oder bie Verweigerung eines Gewohnheitsrechts und ein unbilliger 
Unterfchied zwiſchen Fremden und Einheimiſchen (Martens, 1. c.), oder eine un⸗ 
gleiche beſchwerende Behandlung, eine unbillige und beſchwerende Ungleichheit des 
pofitiven Rechts, eine Verweigerung unparteiifcher und unverzögerter Rechtspflege 
(Klüber, 88 54, 234 d, 58), oder die Ausfchließung von eigenen Unterthanen 
gewährten Vortheilen, Zurüditellung gegen dieſe oder andere Nationen, ungewöhnliche 
Belaftung bei Einräumung von Vortheilen, Abweichung von durch andere Nationen 
aufgeftellten Grundfägen, verbunden mit materiellen Nachtheilen (Hefiter, 1. c.). 
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Unbillige Einzelbeftimmungen kommen entweder vor bei Ein- und Ausfuhrberorb« 
nungen (Battel, 1. c.), oder Erbfchaften, 3. B. das befeitigte droit d’anbaine, 
oder Konturen durch Bevorzugung einheimijcher Gläubiger vor den auswärtigen 
(Klüber, $ 58; Wurm, 464). Nicht Allee, was dem Rechte gemäß zu fordern 
ift, darf nach Billigleit geiordert werben, fonbern werben die begründeten Forderungen 
dieſer durch die zu veriwirflichende internationale Gemeinfchart zu begrenzen fein, 
foweit ſolche Forderungen nicht ſchon anf Grund des Rechts erhoben werben 
Lönnen. — Der Zwed der R. ift nicht Strafe (wogegen Wurm [459] remonftrirt), 
fondern nur Abftellung der verlegenden Unbilligkeit ober Herftellung einer Gleichheit 
(Martens, 1. c.; Heffter; 1. c.). ft diefer Zwed erreicht, jo Hat die N. aufs 
zuhören. Die erwiedernde Unbilligleit Tann eine ber zu erwiebernden gleiche ober 
ähnliche oder möglichft ähnliche, und muß gleich ſchwer jein (Wofer, VIII. 489; 
Hefiter, 1. e.; Burdardi, 499), daß fie aber ben gegneriichen Staat nicht 
gleich empfindlich trifft, berechtigt nicht zur Steigerung des Maßes oder gar der 
Art (Wurm, 460). Zu den zur Ausführung der R. gewählten Mitteln muß der 
Staat jelbft, ohne die ihm gebotene Veranlaſſung, vollkommen befugt fein, denn „R. 
ift die Erwiederung eines von keiner Seite beftreitbaren Rechte" (Wurm, 1. e.). 
Die Ausführung der R. zu beftimmen iſt nicht, wie Phillimore (m. 8 fl.) 
meint, lediglich Sache des Staatsrechts, fie ift gebunden an bie vorſtehend auf⸗ 
geführten voͤlkerrechtlichen Säge. Der Anwendung der R. muß aber eine gütliche 
Berhandlung (Moſer, VIII. 488 hält es gerade nicht für nöthig, aber ber Freund⸗ 
Schaft dienlich), ingbejondere ein Antrag an bie jenfeitige Staatsgewalt vorausgehen; 
diefer wird befonders dann das zunächft allein zuläffige fein, wenn ein Staat einen 
unbilligen Grundſatz nur aufgeftellt, aber noch nicht durchgeführt hat, ſofortige R. gegen 
denfelben (Hefiter, 1. c.) wäre völlig ungerechtfertigt. Erſt wenn trotz des An⸗ 
trages keine Billigkeit mehr zu hoffen (Berner, 597) ober die Gegenvorftellungen 
erſchöpft find (Phillimore, I. 13), ift die Anwendung der R. berechtigt. — Ber- 
fügen kann eine R. nur die Staatögewalt, da nur ihr die Souveränetät und fomit 
aud das Recht der Selbthülfe gegen andere Staaten zufteht. Eines Iegislativen 
Beichluffes dazu (Heffter, 1.c.) bedarf e8 nur bei Gejeßesänderungen (Burdhardi,l.c), 
fonft aber umforweniger, als ein folcher nicht einmal zur Verfügung des äußerſten 
Rechtemittels, des Krieges, erforderlich ift. Das einer jeben Behörde innerhalb ihres 
Geſchäftskreiſes und der oberften Gerichtäftelle in Juftigfachen zugefprochene Recht der 
N.verfügung (erfteres von Burchardi, 1. c., lekteres von Wurm, 474) wider 
Spricht, abgejehen davon, daß Gericht und Behörden feine Sowveränetätsrechte ala 
ſolche haben und üben konnen, der nothwendigen Einheit der Willensbeſtimmung, 
Vertretung und Aktion des Staates nach Außen. Dagegen, daß die unmittelbare 
(R.⸗) Hülje durch die Obrigkeiten auch ohne höhere Autoriſation in unferen gegen- 
wärtigen Zuftänben nicht entbehrt werden könne (Burchardi, 500), jpricht die 
gerade in unferer Zeit durchgeführte ftrenge Behörbenhierarchie und die Abhängigkeit 
aller Organe von dem höchften, der Staatsgewalt, ala auch ber Heutzutage geförderte, 
twejentliche Verzögerungen ausjchließende Verkehr. Nicht je nach Beichaffenheit der 
Anftände, wie Mofer (IX., II. 521) meint, fondern unbedingt ift die Erlaubniß 
des Souveräng zur R.übung erforderlich, und zwar jowol für Behörden ala Ein= 
zelne (Heffter, 1. c.; Berner, 1. c.). Mofer (VIII. 487) hält den Befehl 
des Landesherrn bei R.übungen durch Unterthanen in Sachen, bie ihr Privat- 
intereffe betreffen, für unnöthig. Die Behörden find bei R.übungen nur die die 
Staatsverfügung ausführenden Organe Ob aber Einzelnen die R.ausübung zu 
geftatten umd ob fie diefelbe nad den gewöhnlichiten Ericheinungsformen der Auß- 
übung überhaupt als Einzelne zu üben vermögen und Veranlaffung haben, erfcheint 
uns zweifelhaft, da völferrechtlich jede Selbſthülfe des Einzelnen immer mehr ver- 
jagt ift, da die zu retorquirende Unbilligteit felten gegen einen Einzelnen, vielmehr 
in der Regel gegen eine ganze Klafſe der Bevölkerung, 3. B. Handeltreibende oder 
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Gewerbtreibende, oder gegen den gejammten Staat durch die Syfteme und Ord- 
nungen des Handelsverkehrs und Gewerbebetriebe oder gegen bie geſammte Be— 
völferung durch unbilliges allgemeines Recht oder Rechtsverfahren gerichtet iſt. 
Schon Moſer (VIII. 486) jagt, daß meift Souveräne der R. fich gegeneinander 
bedienen. Indeß ordnet jedenfall® der Staat eine R. jowol in Anlaß einer gegen 
ihn, als auch, fraft der Repräfentation feiner Stantsangehörigen, in Anlaß einer gegen 
diefe verichuldeten Unbilligkeit an (Wurm, 459), zu Gunften eines anderen Staates 
aber nur auf Grund eine Bundesverhältniſſes, denn ein Staat kann nicht durch 
die einfeitige Aufforderung bes einen Theils zur Exekution gegen den gegneriichen 
Theil berechtigt werden und hat in Bezug auf fremde Unterthanen fein Repräfen- 
tationgreht (Wurm, 462). Noch unzuläffiger erfcheint es, daß ein Staat gegen 
einen anderen deöhalb auf dem Wege der R. eine Unbilligleit begeht, weil diejer 
leßtere gegen einen dritten Staat früher einer gleichen ober ähnlichen fich ſchuldig gemacht. 
Wenn auch folches Verfahren nachweislich ftattgehabt (ſ. Moſer, IX., II. 519 ff.), 
fo war es doch nur eine mißbräuchliche Anwendung der R. Eine R. kann ferner 
nur gegen den verfchuldenden Staat, nicht gegen einen dritten, fie nicht verſchuldenden, 
geübt werden: „Retorsio non est nisi adversus eum, qui ipse damni quid dedit, 
ac deinde patitur, non vero adversus communem amicum. Qui iniuriam non 
fecit, non recte patitur“ (Bynkershoek, Qu. iur. publ., I. IV.) — Die Unbillig« 
feit eine® Staatsangehörigen ober einer ber Behörden des Staates ift immer nur 
ein entjernter Anlaß zur R., der nächite Anlaß muß in der Unbilligkeit der Staate- 
gewalt felbit Liegen, d. h. e8 muß der gegneriiche Staat das unbillige Verfahren 
feiner Unterthanen oder Behörden, ſoweit er dafjelbe nicht jelbft angeordnet, ſchweigend 
oder ausdrüdlich gebilligt oder demfelben zugejtimmt und es dadurch zu dem ſeinigen 
gemacht haben (Berner, 597; Wurm, 459). — Daß nicht immer gegenüber 
Unbilligkeiten R. ausreichen ober entiprechend fein werden, muß, namentlich wenn 
durch eine Unbilligfeit die Erhaltung der Exiſtenz eines Staates bedroht ift, zu⸗ 
gegeben werben und iſt praftiich bewährt durch die Kriege Hollands gegen England 
in Anlaß der Cromwell'ſchen Navigationsacte und Ludwig's XIV. gegen Holland wegen 
Nichtaufhebung des Verbot? der Franzöfifchen Waaren (j. Burchardi, 498 fi.). 
Englische Schriftfteller erflären dagegen die R. für das einzig geſetzliche Mittel gegen 
DVerlegungen der comity, und daß ſolche Berlegungen einen casus belli nie abgeben 
fönnten Bhillimore, I. 13; Twiß, IL. 18). 

Lit: Wurm, Akt. Bölterreihtliche Selbfi fe, in Rotted’8 Staatslex. 1843, Bd. _ 
a f — Berner, Art. Retorfion,, in Bluniſchli's StaatsWöort. B. 1864, Bd. 

— Burdardi in en % Stanteler. 1865, Bd. XII. 498 — Die ln 
then er von Wolff (ins geakun), Battel, Mofer Qerf.,, I. 485 ff. und 
IX. I. 518 fi), Marten? (BR), Klüber, He fter, Oppenheim, —— 
Twiß. — Retorſionsfälle |. Moe Berf., IX. II. 520 fi, Wurm, 471 i: und Galvo, I. 
802. A. Bulmerinca. 


Netorfion im Strafrecht ift die Erwiederung einer ftrafbaren Handlung 
durch eine gleiche oder ähnliche ftrafbare Handlung. Nicht zum Begriffe der R. 
gehören daher die Fälle der Nothwehr, auch wo Gleichheit ober. Sleichartigfeit ber 
Handlungen vorhanden ift, da der Nothwehr Webende fih feiner ftrafbaren 
Handlung jchuldig macht. Ebenfo ſcheiden diejenigen Fälle aus, bei welchen (wie 
3. B. in $ 218 des RStrafGB.) verichiedenartige jtrafbare Handlungen von beiden 
Seiten begangen werden. In dem obigen Umfange ift jedoch die R. für das Gebiet 
des Strafrechts ohne praftifche Bedeutung. In den heute geltenden Straigejeßblichern 
wird vielmehr gejordert, daß die R. aujder Stelle erfolgt fei, und unter diefer Be— 
dingung die R. nicht allgemein, fondern nur bei einigen ftrafbaren Handlungen 
(wechjelfeitigen Beleidigungen und leichten Körperverlegungen) als jakultativer Etrai- 
ausſchließungs⸗ oder Milderungsgrund berüdfichtigt. 
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Die gemeinrechtliche Praris nahm früher allgemein an, daß bei mwechjeljeitigen 
Beleidigungen von gleicher Schwere Kompenfation ftattfinden müfle. Man dachte 
dabei aber (unter Berufung auf 1. 10 $ 2 D. de compens. 16, 2) nur an Privat- 
ftrajen. Später wendete man diefen Grundſatz, indem man nicht fcharf zwiſchen 
Kompenfation und R. unterfchied, auch auf Öffentliche Strafen an. Da man 
‚die R., welche vielfach als ein Recht aufgefaßt wurde, nicht zu Gunften des erften 
Beleibigers geltend machen konnte, fo fchloß man für diejen aus dem Grunde Klage 
und Strafe aus, weil der erwiebernde Beleidiger fich ſelbſt Recht verfchafft und 
dadurch auf die Klage verzichtet Habe. Stillſchweigende Vorausſetzung war hierbei 
ftet3, daß die beiden Beleidigungen ungefähr gleiche Strafen nach fich gezogen hätten. 
Die Kompenfation öffentlicher Strafen, jelbft bei dem Antragsvergehen der Be— 
leidigung, zu deſſen Gunften jo viele Ausnahmen von allgemeinen Regeln gemacht 
zu werben pflegen, ift jedoch unhaltbar, da nicht abzufehen ift, weshalb durch R. 
das öffentliche Intereffe an der Beſtrafung befriedigt fein fol. Ebenſowenig kann 
ein Recht auf R. anerlannt werden. Es Tann fich deshalb Heute nicht mehr um 
Strafaußfchließung, jondern nur noch um Strafmilderung bei der R. handeln. Man 
muß dann aber, mehr als dies früher gefchah, den Nachdruck barauf Legen, daß die 
R. auf der Stelle eintrat. Und zwar fommt auf Geiten be erwiebernden Bes 
leidigers der Affelt in Frage. Da aber nicht jede R. im Affekt erjolgt, fo ift es 
dem richterlichen Ermeffen zu überlaffen, ob biejelbe im konkreten Falle bei der Feſt⸗ 
fegung ber Strafe zu berüdfichtigen jei. Für ben eriten Beleidiger können wol 
nur Billigkeitsrädfichten dahin führen, unter Unmftänden auch gegen ihn eine mildere 
ober gar feine Strafe zu verhängen, 3. B. in bem alle, wenn bie erwieberte Be- 
die erfte an Schwere Bebeitend überftieg.. Am richtigften ift es wol, in 

em StrafGB. hinfichtlic) der R. überhaupt feine Beftimmung zu treffen, beſonders 
nicht, wo der Strafrahmen für die Beleidigungen ſchon derartig iſt, daß das 
angedrohte mit dem gejehlichen Minimum der Strafarten übereinftimmt, der Affekt 
alſo hinreichend bei der Feſtſetzung der konkreten Strafe berüdfichtigt werben kann. 
Nicht zu billigen find die Beftimmungen des Deutſchen StrafGB. nicht blos des⸗ 
halb, weil die R. ala Strafausſchließungsgrund, jondern weil fie auch bei leichten 
Körperverlegungen aufgeftellt ift. Diefe letztere Borjchrift ift aus dem Preuß. StrafGB. 
übernommen, welches Realinjurien und leichte Körperverlegungen nicht von einander 
trennte, und Hatte dort ihre Berechtigung. 

Nach 88 199 und 288 des Deut StrafGB. Bi die Berüdfichtigung der 
R. bei der Straigumefjung von folgenden Bedingungen ab 

1) Es müffen zwei Beleidigungen oder eine Beleidigung und eine leichte Körper- 
verlegung vorliegen, gleichviel ob die erftere durch die letztere oder die letztere durch bie 
erftere erwiebert iſt. Dieſe ftrafbaren Handlungen müſſen in einem urfachlichen Zu⸗ 
ſammenhange ftehen. Hierhin zu zählen find, abgejehen von $ 189, alle nach dem vier- 
zehnten Abjchnitte, nicht aber bie nach dem zweiten bis vierten Abfchnitte des StrafGB. 
zu beftrajenden Beleidigungen. In Betreff der Körperverlegungen ift zu bemerken, 
daß die im $ 223 a aufgeführten Hier nicht zu berüdfichtigen find. Der Begriff der 
R. ift nicht ausgefchloffen, wenn es ſich um wiederholte Beleidigungen und Körper 
verlegungen handelt. Die Ertwieberung ſetzt nicht nothwendig Gleichartigkeit der Be— 
leidigungen vorauß; fchriftliche Tönnen mit mündlichen, Verleumbungen mit einfachen 
Beleibigungen u. dgl. erwiebert ſein; nur muß die Erwiederung von Seiten des erften 
Beleidigten erfolgen. 

2) Die Erwiederung muß auf der Stelle eingetreten fein. Für die Inter 
pretation biefer Worte lafſen fich feine allgemeine Regeln aufftellen. 

Bei Borhandenjein diefer beiden Bedingungen Tann der (erfennende) Richter 
die R. ala Strafausfchlieungs- oder Milderungsgrund berüdfichtigen; bei Be- 
leidigungen können beide Theile oder auch nur der eine ftraffrei — werden; bei 

v. Holgenborff, Enc. IL Rechtalexitkon IIL 8. Aufl. 
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Beleidigung und leichter Körperverlegung Tann nach $ 288 außerdem noch der Tall 
eintreten, daß der eine Theil eine ber Art oder dem Maße nad) mildere Strafe als 
der andere enthält, und zwar ift der Richter weder an das angebrohte Minimum 
der Strajart, noch an dieſe jelbft gebunden, er Tann alfo auch auf Haft und Geld» 
ftrafe erkennen, wo dieſe nicht angedroht find. — Die Berüdfichtigung der R. erfolgt 
don Amtswegen; es kann wol darauf angetragen, aber nicht verzichtet werden. Auch 
ift nicht erforderlich, daß wegen der beiden ftrajbaren Handlungen Anträge auf 
Strafverfolgung geftellt find. Bei Vertheidigung gegen eine Anklage kann man ſich 
auf die R. berufen, jelbft wenn die dreimonatliche Antragafrift für die betreffende 
Beleidigung oder Körperverlegung ſchon abgelaufen ift oder die Straffache fich in 
höherer Inſtanz befindet. Dem ffraffrei Erkannten darf die Zahlung einer Buße 
nicht auferlegt werden, dagegen ift bie Verurtheilung eines ober beider Theile in die 
Koften dadurch nicht außgefchloffen, daß einer derjelben oder beide für ftraffrei er- 
Märt werden (StraPD. 8 500). 
git.: Weber, Ueber Injurien u. Schmähfchriften, Bb. II. n. 15. — v. Wächter, Le 
„18 ef ter, —— 811 Sr — — Bd a 
erner, Sehrb. (1. Eh. 4 . 457 i. ⸗ Schtze, Lehrb. (2. a 370. er Meyer 
Lehrb. @. Aufl MS . 891 — v. Lißzt, Reis tal wu ©. 
Dohom und ner in db. rg * Sun S. dee ff. und ER .— 
— db. Buri, Abh.  — in im Gerichtsjaal Bd. XXVL 


en Progr. del corso di 
it Peuß. keit 31 b. III. ©. 282. — Goltbammer, Mater., 
Krug, Kommentar uns ach. Straf GB. zu Art. 243. — PBußelt, 
Beh. —— we 457 f. — In Betreff de Deutſchen ei bei. die Kommentare von 
Oppenhoff und v. Schwarze. Dochow. 


Retraktionsrecht, jo wurde vereinzelt das in der Praxis des Gem. Eiv.Prz. 
den Anwälten und Abvolaten an den Manualakten und den jonftigen ihnen über- 
gebenen Dokumenten biß zu Behriebigung wegen ihres Honorar und ihrer Auslagen 
beigelegte Retentionsrecht genannt. Dafielbe ift übrigens auch in der Deutjchen 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Yuli 1878 8 82 ausdrücklich anerkannt. 


— P. Sinſchius. 
Reugeld, ſ. Arrha. 


Neuniousklage (Th. J. S. 489) wird bie Vindikation genannt, mit welcher 
die geſetzwidriger Weife veräußerten Theile eines untheilbaren Bauergut® aus der 
Hand des Erwerbers, wie jedes dritten Beſitzers zurüdgeforbert werden können. Sehr 
häufig ift nämlich in Deutichland jeit dem 16. Jahrh. durch die Partikulargeſetz⸗ 
gebung die Parzellivung bei Bauergütern verboten. Findet nun dem Verbot zuwider 
dennod eine Theilung und Veräußerung eines folchen Theile ftatt, jo ift Diele 
nichtig, und der veräufßerte Theil ift der Vindikation unterivorfen. Berechtigt zur 
Anftellung ber Klage ift der Beſitzer des Bauerguts, bei abhängigen Bauergätern 
auch die Gutsherrſchaft; nach den meiften Schriftellern ſogar (jedoch mit Unrecht) 
der BVeräußerer und beflen Erben. Eine exceptio rei venditae et traditae wird 
diefen gegenüber nicht für zuläffig gehalten, und nur zum Erfah des Kaufpreiſes 
follen biejelben verpflichtet fein. Diefe Erfagpflicht Liegt den Übrigen Klageberech- 
tigten nad) Gem. Recht nicht ob, obwol fie partitularrechtlich meift angeordnet ift. 
Die Einrede des Verzichts und des Bergleich® kann der Klage nicht entgegengefeht 
werden. Ob Hinfichtlich der Verjahrung daſſelbe gilt, ift ſtreitg. Mittermaier, 
Hillebrand, Walter verneinen die Zuläſfigkeit der Einrede; Eich horn und 
v. Gerber bejahen dieſelbe. Wo durch die neuere Geſetzgebung bie Theilbarkeit der 
Bauerauter wiederhergeſtellt iſt, da iſt die R. fortgefallen. 

Lit. Leyser, Medit. — spec. 100 med. 1. — Strube Reihe — 
Bed. I. 33 48, 75; ’Beb. II. 1 Beb. IV. 127. — Seuffert’3 Ad. XV. Ra Fi 

mi 
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Nenßner, Nicolaus, 5 2. II. 1545 zu Löwenberg (Schlefien), wurde in 
Bajel 1583 Doltor, dann Kamm. Ger. Affeffor in Speyer, Prof. in Straßburg, 
1589 Prof. der Rechte und Sächſ. Rath in Jena; als Poet gefrönt und zum comes 
palatinus ernannt, übernahm er 1595 eine Miffion nach Polen, + 12. IV. 1602. 

Seine vielen Schriften zählt Jugler, V. 296—831, auf; er felbft ga 5 einen Catalogus 
—— Operum partim in lucem editorum, partim vero edendorum, Laning. 1588, 

Bit.: Günther, Lebensfliggen, a 1858, ©. 55. — v. Stinging, Geſchichte der 
Deutichen — — — (1880) I. Ara wi. : — 


Revalirung. Der Zahlungsauftrag begründet für den Mandanten dem 
Mandatar gegenüber die Pflicht zur Schadloshaltung. Die Schadloshaltung nennt 
man R. Sie wird geltend gemacht durch die R.klage, welche nicht? anderes ift, 
al® die actio mandati contraria. Der Anjpruch auf R. jet aber voraus, daß der 
Mandatar Zahlung geleiftet oder eine ber Zahlung gleichftehende Handlung 
(Kompenfation, Acceptation eines Wechjels zc.) vorgenommen Hat. R. fordern Tann 
auch der Bürge, welcher die Bürgfchaft im Auftrag des Schuldners übernommen 
Bat, von diefem, und jelbft ohne Auftrag auf Grund einer negotiorum gestio. Die 
R. geht auf NRüderftattung der gezahlten Summe und der jonft etwa bei Außrichtung 
des Auftrags gehabten Koften nebft Zinſen vom Tage der Zahlung, refp. der Auf- 
wendung an. Unter Kaufleuten Tann auch noch eine Provifion gefordert werden 


( HGB. Art. 290). 

Bit.: Thöl, Das Eu 18 320. — Ströll, Die Wechlelrevalirungsflage und die 
Zeutir Rechtiprechung, Nördlingen 1873. — Seuffert’8 Archiv XXVI. Nr. 226; XXVIN. 
Nr. 130. — Entſch. de ROHG. VIL Nr. 9; X. Wr. 20, 68. Lewis. 


Reverchon, Emile, 5 10. V. 1811 zu Laferriörejouß-Fougne (Doubs), 
wurbe 1846 maitre des requötes, wegen feiner Anjchauungen bezüglich der Dekrete 
vom 22. Jan, 1852 entjeßt, avocat au Conseil d’Etat et & la Cour de Cassation, 
ſchied 1859 aus, 1871 avocat general am Kaſſationshof, 1876 Conseiller, 
7 20. VII 1877. 

Schriften: Du mariage (thöse), 1835. — Des autorisations de plaider n6cessaires aux 
communes et &tablissements publics, 1841, 2. &d. 1853. — Projet de code ecclesiastique, 
1842. — De la taxe des biens de mainmorte (1855), 1878. — Les decrets du 22 janv. 
1852, Paris 1871. — Notice sur M. Martin du Nord, 1849, sur M. Maillard, 1858. _ 
Sehr viele Abhandlungen in Revue critique; Revue pratique; Le Droit; Block, Diet. 
de Y’admin. frangaise (vgl. Richon, p. 67—89), 

&it.: G. Richon, Notice sur la vie et les travaux de M. Reverchon, Paris 1878. — 
Desjardins, Discours de rentree: Henri IV. et les garlements, Paris 1877, p. 76. — 
Aucoc in Bull. de la Societ de legisl. comp., 1878 p. 9. — Gazette des Tribunaux 
21 aoüt 1877. — Accarias in Revue itiqus 1878, B — Chanterac im Annuaire- 
Bulletin de la Societ& de l’Hist. de France 1878, 2e fasc. — Rivier in Revue de droit 
international X. 275, 461 (IV. 171, 172); Derfelbe in Revue generale 1877, p. 656. — 
Schulte, Geſchichte, IL. a 674. Teichmann. 


Reviſion im Civilprozeß war früher das gegen die reichälammergericht- 
lichen Erkenntnifſe und die Urtheile ber Territorialgerichte zugelaffene Rechtsmittel. 
Gegen erftere jollte e8 binnen viermonatlicher Friſt bei dem Reichserzkanzler eingebracht 
und darüber von den Bifitatoren in Gemeinfchaft mit den bei der Abjaffung der 
früheren Sentenz betheiligten Kammerrichtern abgeurtheilt werben. Die Vorausſetzungen 
dieſes Rechtsmittels, zu defien Begründung feine Nova angeführt werben buriten, 
waren: 1) das Vorhandenfein an ſich zur Appellation geeigneter Beſchwerden; 2) eine 
summa revisibilis von 2000 Reichöthalern und 3) die Ableiftung des R.eides. 

Im heutigen Deutſchen Eiv.Prz. ift die R. das Rechtsmittel gegen bie in 
der Berufungainftang don den Oberlanbeögerichten erlafjenen, noch nicht rechtskräftigen 
Endurtheile und die den letzteren gleichftehenden Entſcheidungen, welches die Sache‘ 
an das Reichsgericht (ausnahmsweiſe in Bayern auch an das oberſte Landesgericht) 

80* 
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bringt. In Progefien über vermögensrechtliche Anſprüche, abgejehen von denjenigen, 
für welche bie Landgerichte, ohne Rückſicht auf den Werth bes Streitgegenftandes, 
ausſchließlich zuſtändig find, und abgejehen von denjenigen Fällen, in welchen es fi 
um die Unzuftändigfeit des Gerichte, die Unzuläffigfeit des Rechtsweges oder die Un- 
zuläſfigkeit der Berufung handelt, ift fie durch einen Werth des Beichwerbegegenftandes 
von mehr ala 1500 Mark bedingt. Die R. joll eine nochmalige Prüfung der an- 
gefochtenen Entſcheidung vom Rechteftanbpunfte aus ermöglichen, fie ſoll eine revisio 
in iure, nicht in facto fein. Sie ift durch die Vorausſetzung bedingt, daf die Ent- 
ſcheidung auf ber Verlegung einer materiellvechtlichen und prozeßrechtlichen Rechts⸗ 
norm beruht, jedoch muß bie verlegte Rechtsnorm 1) eine reichsgeſetzliche ſein oder 
2) dem Gem. Recht oder den in anderen Deutichen Ländern ala Eljaß-Lothringen 
geltenden Franzöfiſchen Geſetzen, oder endlich den in ber Verordn. vom 28. Sept. 
1879 (bzw. 11. April 1880) $$ 6 ff. und in bem Geſetz vom 15. März 1881 
näher bezeichneten Partikularrechten und Geſetzen angehören, oder 8) über den 
Bezirk des Berufungsgerichtes hinaus für den Umfang mindeftens zweier Deutfcher 
Bunbesftaaten oder zweier Provinzen Preußens oder einer Preußifchen Provinz 
und eines anderen Bundesſtaates Geltung erlangt Haben und nicht ausdrücklich dur 
die angeführte Verordn. 88 2—6 für den Ball ihrer Verlegung der R.jähigteit 
entkleibet fein. Die Verlegung ausländifchen Rechtes kann daher niemals die R. 
begründen, wol aber der Umftand, daß das Berufungsgericht daſſelbe irrigerweije 
ftatt des inländiſchen ober umgefehrt inlänbifches Recht ftatt ausländifchen Rechtes 
angewandt, aljo gegen die Grunbfäße von der örtlichen Kollifion der Geſetze ver 
ftoßen Hat. Weiter folgt, daß wie der R.richter an den vom Berufunggrichter feft- 
geftellten Thatbeſtand gebunden ift, er auch bei der Beurtheilung an fich zuläffiger 
R.beſchwerden die Auffaffung des Berufungsrichters in Betreff folder Rechtenormen, 
deren Berlegung mit der R. nicht angefochten werben kann, als für fi) maßgebend 
anerfennen muß. Die Verlegung der Rechtenorm, wodurch die R. begründet 
wird, Tann beftehen in der unrichtigen Subfumtion ber feſtgeſtellien Thatfachen unter 
die Rechtenorm, in der Nichtanwendung einer Rechtenorm, welche hätte angewendet, 
und in ber Anwendung einer Rechtenorm, welche nicht Hätte angewendet werden 
follen. Das anzufechtende Urtheil muß aber endlich auch auf der Verlegung einer 
Rechtsnorm ber gedachten Art beruhen, d. 5. ohne Verlegung derfelben nicht 
haben jo ergehen Zönnen, wie e8 ausgefallen ift. Wenn daher eine Verlegung einer 
Rechtsnorm begangen, aber das angefochtene Erkenntniß aus anderen Gründen rechtlich 
haltbar erfcheint, ober bei Anwendung der zutreffenden Rechtenorm eine andere Ent- 
ſcheidung als bie angefochtene nicht herbeigeführt werben würde, Tann der R.läger 
nit mit ber R. durchdringen. Die Fälle, in denen eine Entfcheidung als auf 
einer Verlegung bes Geſetzes beruhend unter allen Umftänden anzuiehen ift, zählt 
8 513 der Deutfchen END. auf. 

Für die Einlegung der R., die Friften dafür und dag Verfahren in der R.inftanz 
gelten im Allgemeinen dieſelben Grunbfäge, wie in Betreff der Berufung. Die 
R.ichrift, foweit fie zugleich den Charakter eines vorbereitenden Schriftfages hat, ſoll 
die R.anträge enthalten, d. 5. die Erklärung, inwieweit das Urtheil angefochten 
und deffen Aufhebung beantragt wird, und ferner 1) injoweit die R. auf Nicht- 
anwenbung ober nicht richtige Anwendung einer Rechtsnorm geftüßt wird, die Be— 
zeichnung ber letzteren; 2) infoweit bie R. auf Verlegung von das Verfahren bee 
treffenden Rechtsnormen bafirt wirb, die Bezeichnung der Thatjachen, welche den Mangel 
ergeben; 3) infoweit fie damit motivirt wird, da unter Verletzung einer Rechte- 
norm Thatſachen feitgeftellt, übergangen oder als vorgebracht angenommen jeien, 
gleichjalls die Bezeichnung dieſer Thatſachen. Endlich foll auch, foweit dies im 
einzelnen Fall erforderlich ift, der Werth des Beichiwerbegegenftandes angegeben 
werden. Gffentiell find die in der R.jchrift geftellten Anträge noch nicht, fie werden 
es erſt in der mündlichen Verhandlung, und daher fünnen fie auch noch felbft bis 
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zum Schluß derjelben vervollſtändigt, geändert ober erweitert werben. Eine be— 
ftimmte Bezeichnung ober Formulirung der angeblich verlegten Rechtenormen ift 
nicht weientlich, vielmehr genügt die Darftellung des Sachverhaltes mit einem Ab» 
änberungsantrage de3 angefochtenen Urtheils, es ift alfo die Aufhebung deſſelben 
nicht durch eine außbrüdliche Rüge der Verlegung beftimmter Rechtsnormen bebingt. 
Aus dem bisher Bemerkten ergiebt fih, daß die Geltendmachung von neuen That- 
jachen und Beweismitteln in ber R.inftanz ausgejchloffen ift, mit Ausnahme der— 
jenigen, welche den R.grund darzulegen bezweden. 

Der Prüfung des R.gerichtes unterliegt das angefochtene Urtheil nur nach Maß- 
gabe der von den Parteien geftellten Anträge. Erjcheint das Rechtsmittel nicht be= 
gründet, jo ift es zurückzuweiſen. Anderenfalls ift das angefochtene Urtheil, und 
ſalls dies wegen eines Mangels des Verfahrens geſchieht, auch das Verfahren, 
letzteres infoweit als es von dem Mangel betroffen wird, aufzuheben, ſowie die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungdgericht 
Zurüczuverweifen, welches bei der Iehteren an bie vom R.gerichte feiner Entjcheidung 
zu Grunde gelegte rechtliche Beurtheilung gebunden ift. Das R.gericht hat aber 
ausnahmsweiſe jelbft an Stelle des angefochtenen Urtheils, ohne Zurückverweiſung 
in die frühere Inftanz, zu erkennen, wenn die Aufhebung des Urtheils wegen Un- 
ghand igteit des Gerichts oder wegen Unzuläffigfeit bes Rechtsweges erfolgt, ferner 

enn das angefochtene Urtheil nur wegen Berleung einer Rechtsnorm bei An- 
wendung berfelben auf das jeftgeftellte Sachverhältniß ausgefprochen und das Sadj- 
verhältniß jo vollftändig feitgeftellt ift, daß die Sache zur Enbenticheidung reif ift. 
Falls indefien in den eben gedachten Ausnahmefällen für die in der Sache ſelbſt 
zu erlaſſende Entjcheibung die Anwendbarkeit von Rechtsnormen in Frage kommi, 
auf deren Berlegung die R. nicht gegrünbet werben Tann, jo hat das R.gericht die 
Wahl, jelbft zu erfennen oder die Sache zur anberweiten Verhandlung und Ent- 
ſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 

Gigb.: Reicht-Rammerger „Drbn, von 1555, In ad 58, 68. gt 88 124, 125. — 
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Reviſion im Strafprozeß iſt das gegen * nicht — End⸗ 
urtheile erſter bzw. zweiter Inſtanz zuläſſige Rechtsmittel, durch welches ſie (im 
Gegenſatz zu dem Rechtsmittel der Berufung) nur in rechtlicher Hinficht angefochten 
werben können. Die R. ift an die Stelle der Nichtigfeitsbeichwerde getreten (vgl. 
hierüber die Motive zur Stra PO. ©. 211), im Weſentlichen aber doch nichts 
anderes als eine wenig verbefjerte Nichtigfeitsbefchwerbe geworden (vgl. Löwe, 
©. 640 ff.). 

I. Die R. findet ftatt gegen die Urtheile der Straflammern der Landgerichte 

in erfter Inſtanz und in der Berufungsinſtanz und gegen die Urtheile der Schwur- 
— GStraf pO. $ 374). Und zwar erſtreckt ſich die Beurtheilung des R.gerichts 
nicht blos auf die Urtheile, ſondern auch auf alle in dem betreffenden Ver— 
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fahren dem Urtheile vorangegangenen Entfcheidbungen, ſofern daſſelbe auf ihnen 
berußt. 
Die R. jet voraus: 1) daß eine Verlegung eines Geſetzes ftattgeiunben 
hat, 2) daß das Urtheil auf der Verlegung des Geſetzes beruht, und 3) daß 
der Beichwerbeführer biefelbe vorſchriftsmäßig gerügt hat. Nur in einigen Fällen 
hat die StrafPO ($ 377) die Beobachtung der gejeglichen Vorſchriften für fo wichtig 
gehalten, daß ihre Verlegung, ſobald fie gerügt ift, ftets Aufhebung des Urtheils 
zur Folge hat. Es find die folgenden Fälle: 1) wenn das erlennende Gericht oder 
die Geſchworenenbank nicht vorjchriitemäßig befegt war; 2) wenn bei dem UÜrtheile 
ein Richter, Geſchworener oder Schöffe mitgewirkt hat, welcher von der Ausübung 
bes Nichteramts kraft Geſetzes außgeichlofien war; 8) wenn bei dem Urtheile 
ein Richter oder Schöffe mitgewirkt hat, nachdem berjelbe wegen Bejorgnif der 
Bejangenheit abgelehnt war, und das Ablehnungsgeſuch entweder für begründet 
erflärt war oder mit Unrecht verworfen worden ift; 4) wenn da8 Gericht feine Zu- 
ftändigfeit mit Unrecht angenommen bat; 5) wenn die Hauptverhandlung in Abwefenheit 
der Staatdanwaltfchaft ober einer Perſon, deren Anweſenheit das Geſetz vorſchreibt, ftatt« 
gefunden hat; 6) wenn das Urtheil auf Grund einer mündlichen Verhandlung er 
gangen ift, bei welcher die Vorjchriften über die Deffentlichkeit des Verfahrens ver 
letzt find; 7) wenn das Urtheil bzw. ber Theil befielben, welcher angefochten ift, 
feine Entſcheidungsgründe Hat; 8) wenn die Vertheidigung in einem für die Ente 
I Punkte durch einen Beſchluß des Gericht? unzuläffig beſchränkt 
worden ift. 

Hinfichtlich der Einlegung der R. ftehen fi) die Staatsanwaltfchaft und der 
Angeklagte nicht gleih. Die Staatsanwaltihaft darf die Verlegung von Rechts- 
normen, welche lediglich zu Gunften des Angeflagten gegeben find, nicht 
zu dem Zwecke geltend machen, um eine Aufhebung bes Urtheils zum Nachtheile 
des Angeflagten herbeizuführen. Außerdem ift die Stantsanwaltichaft dadurch ber 
Ichränft, daß ihr die R., mern der Angellagte von den Geſchworenen für nichte 
ſchuldig erklärt worden ift, nur in den Fällen zufteht, in welchen biejelbe durch 
die Beitimmungen des 8 377 Nr. 1, 2, 8,5 der StrafPO. {f. oben) oder durch die 
Stellung ober Nichtftellung von ragen begründet wird. 

Bei den von den Straflammern ber Landgerichte in der Berufungsinſtanz er- 
laffenen Urtheilen find beide Parteien gleichmäßig beichränft ; fie Dürfen die R. wegen 
Verlegung einer Rechtenorm über das materielle Recht zwar allgemein, aber wegen 
Verlegung einer Nechtenorm über das Verfahren nur bei Verlegung der Borfchrift 
des $ 398 der StrafBO., d. h. dann einlegen, wenn das Berufungsgericht, an 
welches eine Sache zur anberweiten Berhandlung zurüdvermwiefen ift, Hierbei nicht 
die rechtliche Beurtheilung, von welcher das Reviſionsgericht bei der Aufhebung des 
Urtheils ausgegangen ift, zu Grunde gelegt bat. 

Die R. ift zu Protokoll des Gerichtefchreibers oder fchriftlich bei dem Gerichte, 
deffen Urtheil angefochten wirb, binnen einer Woche einzulegen. Dieſe Ein- 
legungsfriſt bAinnt mit der Verkündung des Urtheils und, wenn der Angeklagte 
dabei nicht anwejend war, für diefen mit der Zuftellung des Urtheils, auf welche 
der Angeklagte nicht wirkſam verzichten fann. 

Iſt das Urtheil auf Ausbleiben des Angeklagten ergangen und will biefer, 
ohne auf die R. zu verzichten, Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beanfpruchen, 
fo muß er die R. entweder zugleich mit dem Gefuche um Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand oder nach geftelltem Gefuche um Wiebereinfegung noch innerhalb der 
Revifiongfrift einlegen. 

Die rechtzeitige Einlegung der R. bewirkt, daß das UrtHeil, ſoweit ed an- 
gejochten ift, nicht rechtafräftig wird. Auch muß dem Befchwerbeführer nad 
Einlegung der R. jofort das Urtheil mit ben Entſcheidungsgründen zugeitellt wer- 
den, wenn er bafjelbe vor diefem Zeitpunkte noch nicht erhalten hatte, 
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Im Gegenfage zu der Berufung nöthigt die Einlegung ber R. für fich allein 
nicht dag Nevifionägericht, fich mit der Sache zu befaflen. Der Beſchwerdeführer 
muß vielmehr noch rechtzeitig den Streitgegenftand für die Revifionsinftanz feftitellen 
und begründen. Es Tann bies zugleich mit der Einlegung der R. erfolgen; ift dies 
nicht geichehen, fo ſteht Hierfür eine weitere Woche zur Verfügung. Dieſe Friſt be= 
ginnt nad) Ablauf der Einlegungafrift oder, wenn zu diefer Zeit das Urtheil mit 
den Enticheibungsgründen noch nicht zugeftellt war, mit der Zuftellung defjelben. 

Aus den fog. Revifionganträgen und deren Begründung muß erfichtlich fein, 
ob ber Bejchwerbeführer die Urtheilsformel in ihrem ganzen Umfange oder nur zum 
Theil als umrichtig angegriffen Hat, und ob die behauptete Verletzung des Geſetzes 
in der Entfcheidung felbft ober in dem ihr zu Grunde liegenden Berfahren ober in 
beiden zugleich befunden wird. Wenn die behauptete Verletzung des Gejehes in der 
Entſcheidung jelbft Liegen fol, fo genügt zur Begründung bie Angabe, daß die An= 
wendung des Strafgeſetzes auf das jeftgeftellte Sachverhältniß fehlerhaft fei. Handelt 
es ſich dagegen um bie Verlegung einer Rechtenorm über das Verfahren, jo müffen 
auch die den Mangel enthaltenden Thatfachen angegeben jein, aus welchen bie Ver— 
letzung gejolgert wird. 

Die Rechtfertigung der R. kann von Seiten de& Angellagten — und baffelbe gilt 
auch für die Perfonen, welche für den Angeklagten die R. einlegen dürfen, StraPD. 
88 324, 340 — nur in einer von dem Vertheidiger ober einem Rechtsanwalt unter- 
zeichneten Schrift oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers erfolgen. 

U. Das Berfahren findet theild vor dem Gerichte, defien Urtheil angefochten 
ift, theils vor dem Nevifionägerichte ftatt. Nevifionsgerichte find die Oberlandes- 
gerichte und das Reichögericht. Die Oberlandesgerichte (f. diefen Art.) ent 
jcheiden über die R. gegen bie Urtheile der Straflammern erſter Inftanz, wenn bie 
R. ausſchließlich auf die Verlegung einer in den Landesgejegen enthaltenen 
Rechtsnorm geftüßt wird, und über die R. gegen bie Urtheile der Straflammern in 
der Berufungsinftanz (GBG. $ 123 Nr. 2 u. 3). Das Reichögericht entfcheidet 
über die R. gegen die Urtheile der Straflammern in erfter Inftanz, abgejehen von den 
Fällen, in welchen die Oberlandesgerichte Hierüber enticheiden, und über die R. 
gegen die Urtheile der Schwurgerichte (GVG. $ 136 Abſ. 1 Nr. 2). 

1) Sind die formellen Vorfchriften über die Einlegung der N. nicht beobachtet, 
fo wird die R. durch Beſchluß des Gerichts, deſſen Urtheil angefochten ift, als 
unzuläffig verworfen. Hiergegen kann der Bejchwerdeführer binnen einer Woche nach 
Zuſtellung des Beichluffes auf die Entſcheidung des Mevifionsgericht? antragen, an 
welches die Akten in diefem alle, ohne daß die Vollſtreckung des Urtheils Hierdurch 
gehemmt wird, einzufenden find. Sind die Vorfchriften über die Einlegung und 
Begründung der R. dagegen beobachtet, jo ift die Rechtfertigungsfchrift dem Gegner 
des Beſchwerdeführers zuzuſtellen. Diefer Tann binnen einer Woche eine Gegen- 
erflärung abgeben. Von Seiten des Angelagten fann dies zu Protofoll des Ge- 
richtsſchreibers oder in einer befonderen Schrift erfolgen, die jedoch nicht von dem 
Bertheidiger oder einem Rechtsanwalt unterzeichnet zu fein braucht. Die Alten 
gehen bann durch Vermittelung der Staatsanwaltichait an das Revifionsgericht. 

2) Auf die R. ergeht von dem Revifionsgerichte entweber ein Beſchluß oder 
ein Urtheil. Sind die Akten an ein unzuftändige® Gericht gejendet, jo ſpricht 
diefes durch Beſchluß feine Unzuftändigkeit aus und verweift zugleich die R. an 
das zuftändige Revifiondgericht, für welches der Beſchluß in Betreff ber Zu— 
ftändigfeit bindend ift. Im gleicher Weile Tann die R. durch Beſchluß als 
unzuläffig verworfen werben, wenn die Vorfchriften über die Einlegung der R. ober 
über die Anbringung und Begründung der Revifionsanträge nicht beobachtet find. 
Weiſt das Revifionsgericht in dem letzten Falle die R. nicht durch Beſchluß zu- 
rüd, jo muß biefelbe auch wegen Nichtbeobachtung ber erwähnten Vorſchriften ebenjo 
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wie in allen übrigen Fällen durch Urtheil erledigt, d. h. es muß Hauptverhand- 
lung anberaumt werben. 

3) Das Verfahren in der Revifionsinſtanz iſt im Weſentlichen ein ſchriftliches, 
die Anweſenheit des Angeklagten oder eines Vertheidigers befjelben daher nicht er- 
Torberlich, aber auch nicht ausgeſchlofſen. Der Angeklagte oder auf befien Wunſch 
ber Bertheidiger ift deshalb von dem Zermine der Hauptverhandlung zu benadh- 
richtigen. Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat jedoch feinen An- 
ſpruch auf Anweſenheit. 

Auf die Hauptverhandlung vor dem Reviſionsgericht finden die für die Haupt- 
verhandlung erſter Inſtanz geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Ein 
Berichterftatter ſetzt das Gericht in Kenntniß über das Sachverhältniß, ſoweit es für 
die Entfcheidung nothwendig ift, und über die Beſchwerdegründe. Es folgen hierauf 
die Ausführungen und Anträge der Staatsanwaltichaft und des etwa erfchienenen 

. Angeflagten oder Vertheidigerd. Der Beichwerbeführer pricht zuerft, dem Angeklagten 
gebührt das letzte Wort. ine bejondere Beweigaufnahme wird in ber Revifions: 
inftanz nur felten eintreten. In diefen Fällen ift e8 dem freien Ermeflen des Re— 
vifionsgerichts überlaffen, wie es fi} den Beweis für die feſtzuſtellenden Thatfachen 
verichaffen will. Das Revifionsgericht ift nur infofern eingejchränft, als die Beob⸗ 
achtung der für die Hauptverhandlung vorgejchriebenen Förmlichkeiten nur durch 
das Protokoll bewieſen werben kann, wenn nicht eine Fälſchung des letzteren be- 
bauptet wird. 

Bei der durch das Revifionsgericht ftattfindenden Prüfung ift zu unterfcheiden, 
ob die R. ſich darauf ſtützt, daß die Verlegung des Geſetzes in ber Enticheibung 
feloft oder in dem ihr zu Grunde liegenden Verfahren befunden wird. Im erfteren 
Falle entjcheidet das Reviſionsgericht, ohne an die Angriffe und Ausführungen des 
Beſchwerdeführers gebunden zu fein. Das angefochtene Urtheil kann daher aus 
anderen als den don dem Bejchwerbeführer angegebenen, auf bas materielle Recht 
fich beziehenden Gründen aufgehoben werden. Im zweiten Galle ift dag Revifions- 
gericht ehr beſchränkt; e8 darf nur diejenigen Thatſachen berüdfichtigen, welche bei 
Anbringung ber Revifionsanträge bezeichnet worden find, und muß Verlegungen bes 
materiellen Rechts vollftändig unbeachtet laſſen. Es kann mithin leicht der Fall 
eintreten, daß das Nevifionzgericht die R. verwerfen muß, obwol fich herausgeftellt 
bat, daß eine Vorjchrift des materiellen Rechts nicht richtig angewendet worden 
iſt — ein Rejultat, welches gewiß nicht zu billigen ift. 

4) Das UrtHeil des Revifionsgerichts Lautet entweder auf Verwerfung der 
eingelegten R. oder auf gängliche oder theilweije Aufhebung des angefochtenen Ur- 
theile. Mit der Aufhebung des Urtheils hat das Revifionsgericht die dem Urteile 
zu Grunde liegenden Zeitftellungen aufzuheben, jofern fie durch bie Gejegesverlegung 
betroffen werben, wegen beren bie Aufhebung des Urtheils erfolgt. Die Folge 
hiervon, 7— daß das Verjahren in einer dem Geſetze entſprechenden Weiſe zu er- 
neuern iſt. 

Das Revifionsgericht entfcheidet in der Sache jelbft: a) wenn 
die Aufhebung des Urtheils nur wegen eineg Mangels ded Verfahrens erfolgt ift, 
die fonftigen Revifionsgründe aber eine Erneuerung des Verfahrens als überflüffig 
ericheinen Lafjen; b) wenn die Aufhebung bes Urtheils nur wegen Gejeßesverlegung 
bei Anmwenbung des Geſetzes auf die dem Urtheile zu Grunde liegenden Feitftellungen 
erfolgt ift und ohne weitere thatjählihe Erörterungen nur auf reis 
ſprechung oder Einftellung des Verfahrens oder eine abjolut beitimmte Strafe zu er- 
fennen iſt ober dag Nevifionagericht, in Uebereinftinmung mit dem Antrage der 
Staatsanwaltichaft, die geſetzlich niedrigfte Strafe für angemefjen erachtet. 

In allen übrigen Fällen erfolgte Zurüdvermweifung der Sache, und zwar 
a) an da& Gericht, deſſen Urtheil aufgehoben ift, oder b) an ein demſelben Bundes- 
ftaate angehöriges benachbartes Gericht gleicher Ordnung, oder c) an das zuftändige 
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Gericht, wenn das Gericht der vorigen Inſtanz ſich mit Unrecht für auftänbig er⸗ 
achtet hat, oder d) an ein Gericht niederer Ordnung, wenn die noch in Frage 
Tommenbe ſtrafbare Handlung zu deſſen Zuſtändigkeit gehört. 

Das Gericht, an welches die Sache verwiefen ift, bat bie rechtliche Beurthei— 
lung, welche der Aufhebung des Urtheils zu Grunde gelegt ift, auch feiner Ent- 
fcheidung zu Grunde zu legen. Auch gilt für dafjelbe das Verbot der reformatio 
in pejus (ſ. diefen Art). Hat von mehreren Angeklagten nur einer die R. ein- 
gelegt, und ift in Folge deffen wegen Gejehesverlegung bei Anwendung des Straf- 
geſetzes das Urteil aufgehoben, fo ift zu erfennen, ala ob alle von ber Gefches- 
verlegung berührten Angeklagten die R. eingelegt hätten. 
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Nevakatorienklage ift das zur Entkräftung einer verbotenen Lehnsveräußerung 
dienende Rechtsmittel. Nach Langobardiſchem Lehnrecht war dem Vaſallen anfäng« 
lich die Veräußerung des Lehns bis zur Hälfte geftattet; erſt wenn das Zehn 
heimfiel, konnte der Herr auch das veräußerte Stüd vindigiren (I. Feud. 18 pr. 
8 2). Später wurde durch Lothar II. und Friedrich I. (II. Feud. 52 I. u. 55 pr.) 
jede Veräußerung an eine dritte, nicht in demſelben Lehnverbande ftehende Perfon 
unterfagt, und für den Wall einer Webertretung dem Heren das Recht gegeben, das 
Lehn ſofort al Heimgefallen an fi} zu ziehen, ohne daß feine Vindikation an. eine 
beftimmte Verjährungsfrift gebunden war (II. F. 55 pr.) Nur in wenigen Fällen 
behielt die Veräußerung auch jetzt noch fo lange Geltung, bis das Lehn ohnehin an 
den Herrn zurüdfiel, 3. ®. als Afterbelehnung, Beftellung einer Prädialjervitut ꝛtc. 
Jede diefer Bindikationen nun, Traft deren nach dem Ausdruck der Ouellen feudum 
ad dominam revertitur, revocatur ıc. (II. F. 40 $ 1; I. F. 13 $ 2) wird R. 
genannt (Pieiffer, in Weiske's Nechteleriton VI. ©. 580, 587; v. Gerber, 
Syſtem, $ 126; Stobbe, Handbuch, II. $ 124 bei Anm. 18). Nur Einige ber 
Ichränten diefe Bezeichnung auf diejenigen Fälle, in welchen der Kerr nicht jofort, 
fondern erft bei dem jpäteren Heimfall des Lehns die Veräußerung wieder auflöfen 
kann (Eichhorn, Einleitung in daB Deutſche Private., $ 228; Bejeler, 
Syitem, $ 112). — Noch häufiger indeffen, als auf die lage des Her, wird ber 
Ausdrud R. auf das den Lehnäfolgern gegebene Rechtsmittel bezogen. Da nämlich 
die Agnaten, jowie die Mit- und Eventualbelehnten ein von der Willkür des DBor- 
gängers unabhängiges Recht auf das Lehn haben, fo find auch fie befugt, ohne 
NRüdficht auf die von jenem vorgenommene Veräußerung die Herausgabe des Lehns 
zu verlangen, jobald daffelbe nach dem regelmäßigen Fortgange der Succeffion an 
fie gefallen ift (II. F. 26 $ 14). Fur dieſes Necht macht es keinen Unterfchieb, 
ob der Herr von feinem Einziehungsrecht inzwifchen Gebrauch gemacht hatte ober 
nicht; wenn er es gethan Hatte, jo wird die dadurch herbeigeführte Konfolidation 
von nun ab wieder aufgehoben. Die Quellen brauchen für die Klage hier diefelben 
Wendungen, wie oben (I. F. 8 $ 1; II. F. 39 pr.); daher ihre heutige Bezeich- 
nung als R., obwol fie ihrer Natur nach eine gewöhnliche vindicatio utilis ift und 
deshalb auch der Verjährung von 30 Jahren ſeit dem Eintritt des Succeffionzfalles 
unterliegt ıc. Streitig ift nur, ob auch den Defcenbenten des veräußernden Vaſallen 
die R. zulomme ober nicht. Die berrichende Meinung verneint diefe Frage mit 
Necht wegen ber pofitiven Beftimmung bes Lehnrechts, daß Söhne die Lehns⸗ und 
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die Allodialerbfchaft ihres Ajcendenten nicht trennen unb aljo bie Haftung aus deſſen 
Veräußerungen nicht von fich abwenden fönnen (II. F. 45). Demgemäß ift dem 
auch in den Quellen die R. überall nur den Agnaten gegeben, und die Konfolidation 
des Lehns dem Heren jo lange gefichert, als ber veräußernde Vaſall und lehnsfähige 
Defcendenten defjelben vorhanden find. Die Literatur über dieſe Frage f. bei Eich 
born a. a. O. $ 228, Anm. n.; die Gründe für die entgegengejete den Deſcen⸗ 
denten günftigere Meinung bei Weber, Handbuch des Lehnrechts, IV. 8 276. 
Dieſe letztere ift übrigens in Partitularrechten angenommen oder doch jo weit von 
Einfluß geweſen, daß man den Defcendenten bei Anftelung der R. nur die Ber 
pflichtung zum Erſatz des Erwerbspreiſes auferlegt Hat (Preuß. Allg. ER. I. nr 8 
266 ff.; genauere bei Stobbe, $ 124). 


Reyſcher, Auguft Ludwig, 5 10: VII. 1802 zu Unterrieringen, ſtudirte 
in Tübingen 1821—24, wurde Sekretär im Juftigminifterium, entwarf den Plan 
zu einer Geſetzſammlung, 1829 Dozent in Tübingen, 1831 aufßerordentl. Profeflor, 
1837 orbentl. Prof, im Borparlament zu Frankfurt, in ber Württembergiſchen 
Ständelammer, am 29. III. 1851 feiner Profeffur enthoben, Advokat in Gan- 
ftatt, befämpfte in- und außerhalb der Kammer das Konkordat, thätig für die Sade 
Preußens, Gründer des Nationalvereins, der Deutichen Partei, 1871—72 im 
Reichstag, F 1. IV. 1880. 

& gab mit Wilda bie Zeitfchr. für Deutfches Recht heraus (1899-1861). 

Schriften: Neber die Bebü' unfuer eit in der Gefehgebung, Stuttg. 188. — 
— * Württemb. Geſ et 3 — Pas — Statutar 
echte, Züb. 1834. — Publizifti —A Ban * — Beitr. zur Kunde des Deutſchen 

Rechts (Meber bie —— des Recht: — Die grundherrlichen Rechte des 
—— Adels, Tüb. 1886. — —X a Wücttembr Privatrecht, Tüb. 1 

2. Aufl. 184648. — eher bie Einführung ber der Württemb. Geſetze in die neuen Lande, zib. 
188. — Zübin, — Gutachten, 1838. — Die Aufgabe ber Deutigen Rotionalverfammlung, 
Tub. 1848. — Drei verfaflun, —— — Landesverſammlungen und mein Austritt aus dem 
Stantzbienfte, Züb. 1851. — efterr. u. Württemb. Konlordat, Tüb. 1858. — Württemb. 
Seiichte und Ueberficht Kine Berefing unb Gefeggebung, Leipz 1861 (aus Weiske's 
Rechtslexikon). — Die Rechte des Staates an ben Domänen und Kammergütern nad) dem 
Deutichen Slaatsrecht und ben Landesgeſehen, Leipz. 1863. — Der Rechtftreit über das Sin; 
thum an ben Domänen bes —5 Sachſen⸗Meiningen, Leipz. 1865. — Die Urjachen dei 

Deutichen Kriege u defien olden, Stuttg. 1867. — Das Foliparlament und die Deutihe 
Einheit, Ganft. 1 

Lit.: dir Chronit, des Schwaͤb. Merkurs 2. Abth. N. 79 (1880). — Auges. 
Allg. Big. 1880, ©. 1884. — Klüpfel, Die Univerfität Tübingen, Leipz. 1877, S. 90, 105. 

Teihmann. 


Aheberei, die Bereinigung mehrerer Berjonen, welche ein in ihrem Mit 
eigenthum ftehendes Schiff zu gemeinjchaftlichem Erwerb burch bie — ver⸗ 
wenden. Die Theilnehmer der R. heißen Mitrheder oder Schiffsfreunde, die An- 
teile derfelben am gemeinſchaftlichen Schiff Schiffsparten. Die R. gehört ihrer 
rechtlichen Natur nach unter den Begriff der partifulären Erwerbögemeinichaft; fie 
hat aber nad) der ihr in ben neueren Geerechten zu Theil gewordenen Entwickelung 
zugleich Elemente in fi) aufgenommen, welche über diefe Grundlage hinausreichen 
und die Neigung zu korporativer Gefchloffenheit erkennen lafjen. Hervorzuheben ift: 
a) die R. ijt gleich der Altiengejellichaft unabhängig von der Individualität der 
einzelnen Mitglieder. Jeder Mitrheder Tann jeine Schiffepart beliebig veräußern. 
Nur dann, wenn durch die Veräußerung die Nationalität des Schiffes verloren gehen 
würde, ift Einftimmigfeit erforderlih. Das nach anderen Seerechten beftehende Vor⸗ 
teure ber Mitrheber ift durch das HGB. beſeitigt. b) In Age genen “ 

R. enticheidet die Majorität, die nach Schiffsparten berechnet wird. Jeder Mi 
rheder muß nah Maßgabe diefer VBeichlüfie zu den Ausgaben der R. en 
Wer fich nicht fügen will, Hat nur das Recht zu abanbonniren, d. h. feinen An 
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ipruch auf Entgelt aufzugeben. Das früher im Deutichen Seerechten vielfach der 
Minorität gewährte Recht, da8.Schiff zu Gelbe zu fegen (ſog. Setz- und Kührrecht, 
vgl. Befeler, Privatrecht, ©. 1030, und Zeitſchr. |. Deutiches Recht, Bd. XVIIL. 
Nr. 9), ift nicht in da HGB. übergegangen. c) Bewöhnlich Hat die R. einen 
eigenen Bertreter, ben Korreſpondentrheder (Schiffedireltor, Schiffsdisponenten). 
Derjelbe pflegt meift aus der Zahl der Mitrheder ernannt zu werden, kann aber 
auch eine dritte, wicht zur R. gehörige Perfon fein. Er hat im Allgemeinen die 
Stellung eines Handlungsbevollmächtigten und ift zur Vornahme aller Handlungen 
befugt, welche der Betrieb der R. gewöhnlich mit fich bringt. Soweit er innerhalb 
feiner Bejugniffe gehandelt Hat, werben die Mitrheber ebenfo berechtigt und ver- 
pflichtet, wie wenn fie perjönlich kontrahirt Hätten. Seinen Machtgebern gegenüber 
ift ex verpflichtet, fi an die ihm ertheilten Inftruftionen zu binden und in außer 
ordentlichen Fällen ben Beichluß der R. einzuholen. Er muß über feine Gejchäfte 
ordnungsmäßig Buch führen, den Mitrhedern auf Verlangen Mittheilung von den 
die NH. betreffenden Thatjachen machen, ihnen Einficht in die Bücher, Briefe und 
Papiere geftatten und jederzeit zur Rechnungslegung bereit fein. Bei Wahrnehmung 
feiner Obliegenheiten haftet er für bie Sorgfalt eines ordentlichen Rheders. d) Ge 
winn und Verluſt werden nach Verhältniß der Schiffsparten vertheilt. Auch die 
Haftung Dritten gegenüber richtet fich, fojern fie die Perfon der Mitrheder ergreift, 
nach der Größe der Schiffsparten. e) Die Auflöfung der Rh. wird durch Stimmen- 
mehrheit befchloffen. Dem Auflöfungsbefchluß ſteht der Beſchluß, das Schiff zu 
veräußern, gleich. f) Soweit die Hier hervorgehobenen Beftimmungen das innere 
Berhältnik der Mitrheber unter einander betreffen, find fie Lebiglich bispofitiver 
Natur, fo daß in erfter Linie immer die Vereinbarungen des Ahebereivertrages zur 
Anwendung fommen. — Die Vereinigung mehrerer Perfonen zu gemeinfchaftlichem 
Betrieb des Rhedereigewerbes kann übrigens auch bie Geftalt einer Handelögefell- 
ichaft annehmen, ſei e8 einer offenen, einer Kommanbditgefellichajt auf Aktien, einer 
Attiengeſellſchaft ober auch einer ftillen Geſellſchaft. Aladann find die betreffenden 
Vorſchriſten aus dem zweiten und britten Buch des HGB. maßgebend. 

Gigb. u. Bit.: HGB. Art. 456-477 und bazu bie ET von Rod und Ma⸗ 
to wer. — Befeler, Deutſches Privatrecht, $ 258. — Heife, HR, 53 154-159. — Die 
genzbücher bes Seerehtd von Jacobſen, ©. 22 ff.; —2 ©. 5 u: v. Raltenborn, 

. 107 ff, und die baf. Angef. — Lewis, Serreht, I © 39 ff. Sehrend. 
ehren 


Nibbentrop, Georg Julius, 5 2. V. 1798 zu Bremerlehn (Hannover), 
ſeit 1820 Privatdozent, 1823 außerordentl. Proſeſſor, 1832 ordentl. Profeſſor in 
Göttingen, F 18. IV. 1874. 

Er ſchrieb; Comm. ad l. 16 $ 5.D. de pign. —— D. de exc. rei jud., Gott. 


1824. — ae it Lehre von ben Korreal we Bött. 1 
Kit.: Augab. Allg. Big. 1874 Nr. Teihmann. 
Nicard, Jean-Marie, 5 1622 zu Beauvais, wurde Advolat am Parifer 
Parlament, T 1678. 
Schriften: Oeuvres, &d. RR en 
Zit.: Rodiöre, Les 4 5,8 — Gtein-Warns 
tönig, 7*— —* und er an end re _ _ Gandry, Barreau 
de Paris, Zeihmann. 


Micardus, Anglicus, Engländer, lehrte in Bologna, wurde 1205 Dekan 
von Salisbury, 1214 Bifchof von Chichefter, dann von Salisbury, 1228 von 
Durham, F 1237. 

Er ſchrieb: Ordo judiciarius (ed. Witte, Feftprogramm zum 15. Oft. 1851 und Hal. 
1858). — Gloss. ad Decrett. — Casus. — Distinct. super Decretis. — Glossae zur Com- 
pilatio prima. — Casus decretalium. 
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Sit.: gavigud. DI. 682—635. — de ®al, 2eitr., 11. — Boziäre in R. Bibl. de 
droit, I. 118-116. — Gersborf’3 Rep. 1858, L sr — Shäulte, Geſchichte, L 183— 
185, 256. — Rivier, Introd. historique 1881, p. 571. — Bethmann⸗Holiweg, VI. 
105—109. Zehmann. 


Nichter, Aemilius Ludwig, 5 15. II. 1808 au Stolpen (Sachſen), wurde 
Advokat und Dozent, erhielt 1835 von Göttingen die Doktorwürde verliehen, 1836 
außerorbentl. Profeffor, 1838 ordentl. Profefipr in Marburg, 1846 in Berlin, Mit- 
glied de Oberkirchenraths, 1859 Geh. OReg.Rath, T 8. V. 1864. 

Schriften: Ausg. db. Corp. jur. can., Lie. 1839-89. — Beitr. 3. Renntnifb. Quellen 
bes Kan. Rechte, Leipz. 1834. — De emend. Gratiani, Lips. 1835. — De inedita Decret 
coll. Lips., Lips. 1836. — Canones et-decreta concilii Tridentini, Lips. 1839; assumto socio 
Schulte, Lips. 1853. — Lehrb. d. kath. u. evang.:Kirchenrechts, Leipz. 1842, 8. Aufl. 1877 fi. 
beforgt von Done. — De tripl. damn. Formosi episc. Portuensis, 1848. — Antigua canonum 
collectio ..... „ _Marb. Catt. 1844. — Die evang. Kirchenorbnungen bed 16. Jahrh. Weimar 
1846. — Der Staat und die Deutichkatholiten, Leipz. 1846. — Bortr. über Berufung der 
evang. Landeöfynode, Berl 1848. — Gutachten, bie Verf. der evang. Kirche in Preußen betr., 
Kein, 1800 — Geſchichte der evang. Kirchenverfaffung in Deutihland, Zeipz. 1851. — Beitr. 
zur Geichichte bes Ehefcheibun, Be in ber evang. Kirche, Berl. 1858. — Fr. Wilh. IV. 
und bie Verf. der evang. Kirche, Berl. 1861. — Beitr. zum Preuß. Kirchenrecht, herausgeg 
von Hinſchius, Veipz. 1865. — Ex begründete 1837 bie „Reitiihen Sahrbücher”. 
it: inihius Zur Geinnerung an AL R, Weimar 1865. — Dove, Zeitichr,, 1. 
138; V. 259—280; VII. 27 . — Reue zuang, Kirdenztg. Nr. 5-7. — Preuß. Jahrb. 
XL 339 ff. — Schulte, Geid., III.b ©. 210—225. Teichmann. 


Nichterlicher Eid. R. E. oder Notheid (juramentum necessarium ber 
Späteren, weil von ber Initiative der Parteien unabhängig, während die Römer 
unter juramentum necessarium jeden im Prozeß vorkommenden Eid wegen der Roth: 
wendigkeit fi auf ihn einzulaffen verftanden) ift diejenige Anwendung des Eides 
(f. diefen Art.) ala Beweismittel, wodurch der Richter ex officio die Herftellung 
ber Wahrheit oder Unwahrheit einer zu beweifenden Thatſache von der Eidegleiftung 
der einen ober anderen Partei abhängig macht. Der r. €. ift Beweismittel, trof 
dem ihn der Richter ex officio in den Prozeß einführt (anderer Meinung: Gens: 
ler, Archiv f. d. civ. Pre. LXII. S. 299); nicht ala ob er ihn nicht ala Veweii- 
mittel einführte (Wach, Vorträge, S. 176), jondern weil der Begriff des Bewei⸗ 
mittelö von der Verhandlungsmaxime unabhängig ift (Wendt, Archiv f. d. cv. 
Prx. LXIII. ©. 261 ff., vgl. S. 277). Die Voraußfegung des r. E. war im Gem. 
Prozeß ftetß eine voraufgehende Beweisthätigfeit der Parteien, die zu einem voll 
Beweisreſultate nicht geführt hatte (inopia probationum). Der unter biejer Por: 
außfegung zur Vermeidung eines non liquet vom Richter über die zu beweiſende 
Thatjache jelbft aufzuerlegende Eid wurde dann von der gefeklichen Beweistheotie 
des Gem. Prozeſſes erjaft, jo Hinfichtlich der Frage, welcher Partei er aufzuerlegen 
fei, wie Hinfihtlih der Wirkung der Gidezleiftung und reſp. -Nichtleiftung. In 
erjterer Beziehung insbeſondere war dem Richter (nach Wegfall der Unterſcheidung 
ber Glofſe zwiſchen causae arduae und minores; vgl. über dad Gejchichtliche Wegell) 
dorgejchrieben, die — wenigſtens theilweije ebenfalls nach Beweisregeln zu be 
meſſende — Stärke des erbrachten Beweiſes fo enticheiden zu Laffen, daß er den Eid 
bei weniger denn halbem Beweis dem Probaten zur Herftellung der Unwahrheit, bei 
mehr denn halbem dem Probanten zur Herftellung der Wahrheit, ſei es in Geſtalt 
eines j. veritatis oder eines j. credulitatis (nicht auch eines j. ignorantiae: Re: 
naud, Archiv f. d. civ. Pre. XLIII. ©. 178, 209) auferlegen mußte, während bei 
gerade halben Beweis bie größere ſubjektive Glaubwürdigkeit und das beffere Wiflen 
der einen oder anderen Partei entfcheiden und nur ceteris paribus Probant näher 
zum Gib fein follte. Da nun ber dem Probanten gegebene Eid für biefen ein 
Mittel zur Ergänzung des ihm im Interlokut auferlegten, von ihm unvolljtändig 
geführten Beweiſes, der dem Probaten gegebene Eid für dieſen ein Mittel zur Hin 
wegräumung dieſes gegen ihn geführten Beweiſes war, fo unterſchied der Gem. Prozeß 
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den r. €. in ein j. suppletorium und purgatorium, Erfüllung: und Reinigungseid, 
von welchen der letztere indeß, als Angefichts der Möglichkeit einer eventuellen Eides- 
delation entbehrlich, partifularrechtlich vielfach abgejchafft wurde, fo daß, wenn ber 
gelieferte Beweis nicht einmal zum suppletorium ausreicht, ex ala nicht vorhanden 
zu betrachten ift (Code civil art. 1866, 1367; Bayer. Prz.O. von 1869 Art. 469; 
vgl. auch Hannov. Prot. VIII. ©. 2986 ff.). — Iſt nun im Defterr. Entwurf von 
1876 der r. E. wie der Parteieneid überhaupt durch bie eibliche Vernehmung der 
Parteien als Zeugen erjebt, jo hat ihn dagegen bie Deutjche CPO. zwar in ihr 
Beweißfyftem aufgenommen, aber in Folge des Prinzips der freien richterlichen Ueber⸗ 
zeugung dem Gem. Prozeß gegenüber gänzlich umgeftaltet. In Konſequenz dieſes 
Prinzips, wie es in $ 259 der EPO. Ausdruck gefunden hat, mußte vor Allem die 
Borausfegung der inopia probationum fallen gelafjen, und bem Wichter geftattet 
werden, auf Grund Lediglich der vor ihm geführten Verhandlung, eventuell ſelbſt 
unter Zuräcveifung angebotener anberer Beweiſe — (Abweichung von dem Grundſatz 
der Subfidiarität des Eides: Endemann, Komm. zu $ 347 sub. II.; unrichtig 
Strudmann, ebenda (3. Aufl.) sub 1 i. f.) — ben Notheid aufzuerlegen, woraus 
fih von ſelbſt wieder ergiebt, daß berfelbe nicht blos über die zu beweiſende That- 
fache felbft, fondern auch über ein Indiz verlangt werden Tann (vgl. $ 487 w. 
„ber zu erweifenden Thatjache” — „über eine ftreitige Thatſache“, ſ. hierher auch 
Hannov. Prot. VII. ©. 2997); mußte weiter aber auch dem Richter bie freie Ent» 
icheidung nicht blos darüber, welcher Partei, jondern auch ob er überhaupt ben r. E. 
auferlegen wolle, unbefehräntt überlaffen werden (daher daB „kann“ des $ 347 
durchaus nicht in Bolgiano’s Sinn — Archiv . d. civ. Pre. LVIII. ©. 279, 
Ne. 2; Zeitjchr. f. Deutſchen Eiv.Prz. II. ©. 102 — als „muß“ zu interpretiren ift; 
vgl. die eingehende Erörterung ob „tann“ ober „muß“ in den Hannov. Prot. VIII 
©. 2993—2996). Gefallen ift daher die Regel, daß der Richter je nach der 
Stärke des erbrachten Beweijes dem Probanten oder Probaten den Eid zu geben 
habe, der übrigens ſchon durch die Befeitigung der die Wirkung der Beweismittel 
normirenden Regeln (EBD. $ 259, Abf. 2; ECG. zur (PO. $ 18, 3. 2; 8 14, 
3. 3) die Grundlage entzogen ift. Aber auch darauf, welcher Partei die Beweis⸗ 
pflicht obliege, kann es nur noch ankommen für die Frage, ob ein r. €. aufzulegen 
fei, indem, wenn ber Beweißpflichtige nichts bewieſen hat, die Vorausſetzung der 
Auflage: daß das Ergebniß der Verhandlung oder Beweisnahme zur Begründung 
der richterlichen Ueberzeugung „nicht ausreichend“ fei, mangelt; dagegen nicht mehr 
für die Frage, welcher Partei der Notheid zu geben fei (Mot. zu $ 419 des 
Entw, von 1874, &.509; zu$ 241 ff. des Entw. ©. 472 sub Il). Damit ift zugleich 
der Unterfcheidung eines j. suppletorium und purgatorium ber Boden weggenommen. 
Endlich ift der r. E. felbft von den Beweisregeln, welche die Deutiche CPO. gerade 
binfichtlich des Eides ſonſt noch beibehalten hat, wenigſtens theilweife befreit: er 
kann zwar als Beweismittel nur über Thatfachen, nicht über Rechte oder Urtheile 
auferlegt werden — wovon inbefien, wie ſchon nach Gem. Recht (Wetzell, 8 26, 
S. 280) bezüglich der Abſchätzung eines Schadens oder Intereſſe nach $ 260 eine 
Ausnahme gemacht ift —; aber er ift nicht auf die Thatfachen des $ 410 beichräntt, 
Tondern kann auch über facta aliena fchlechthin, jedoch unter Beobachtung der Normen 
des 8 424 (arg. $ 439), abverlangt werden. Hinfihtlich der Wirkungen der Lei- 
fung ober Nichtleiftung ift er dagegen wie nach Gem. Recht an Beweisregeln ge» 
bunden ($$ 428 fj.); die gemeinzechtliche Reftitution gegen diefe Wirkungen wegen 
neuaufgefundener Beweismittel (Renaud, $ 142 zu Nr. 80 ff.) iſt der RCEPO. 
unbelannt (vgl. aber 88 432, 438). Wie das Gemeine Recht fchließt fie Zurück⸗ 
ſchiebung und Gewiffensvertretung beim r. E. aus. Der r. E. kann nach $ 487 
nicht eher, als beim Abſchluß der Verhandlung auferlegt, muß aber eben deswegen 
ſtets durch bedingtes Urtheil angeorbnet werden ($ 439 cf. mit $ 426). Der r. €. 
ift Schließlich in allen Progefien, auch in Eheftreitigteiten, zuläffig; mit Ausnahme 
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des Urkunden und Mechielprogefies (arg. $$ 560 Abf. 2, 555, 558) und der Ent⸗ 
——— nah 88 611, 624, 626 ber Deutjchen 


ERD. 
Quel LUD: D, de jure '12,2.—1.80. — 3 1 X. eod. 2, 4. 
— —— Allg. Preuß. Ger. DOrbn. 10 $ 251; _ Seutice RL. 
git.: Strippelmann, — tBeib, 8. Abth. S. 1—260. — Wepell, Ye Rz 
Renaud, Lehrb., $ 142. — quano, Arch. f. d. civ. Prar. LVII. & 276294; LIX. 
©. 212; Derjelbe, ler ie —8 Civ. —R I. S. 101-110. — ah. Borträge, 
©. 174 fi. Birkmeyer. 


Niegger, Paul Joſeph Ritter von, & 29. VI. 1705 zu Freiburg im 
Breisgau, 1733 dafelbft Profeffor, 1758 nach Wien berufen, wo er auf die Geſehz⸗ 
gebung wejentlich einwirkte, 1764 in ben Nitterftand erhoben, 2. (6.%) ZU. 
1775 zu Wien. 

Bekannt car due) | feine Institutionum jurispr. ecel. pars L Wien 1765, 1768, m; 


F 0; II. IV. 1774, En 1777, 1780, &d. le Plat, Lovan. 17: 
Jar — © * I. v. el, 1773. — Elementa jur. eccl., 177 * — 
— Säreiber, nu Freiburg, TI. 172. — Wurzbach, XXVI. 129 ff. — Schulte, 
e a 
Ueber feinen en —ã—i Anton Stephan 1742 —1795 vgl. Schulte, Lc 
©. 261-268 — ien Freib. Prag 1790. Teichmann. 


—— j. Viehſeuchen. 


NRiffontro (Ital.) = Gegenrechnung — im Gegenſatz von scontro — Rech⸗ 
nung. Man bezeichnet damit eine eigenthüumliche Zahlungsart des kaufmän— 
niſchen Verkehrs, nämlich die auf alffeitiger Einwilligung berußende Aus- 
gleichung gegemfeitiger Schulden unter mehr als zwei Perfonen, welde 
zu dieſem Zwecke perfönlich ober durch Bevollmächtigte zufammentreten (Zahlung 
mit gejchlofjenem Beutel, ſkontriren; Ital.: riscontrare, scontrare, incontrare; 
Franz.: riscontre, virement). Der Zwed ift bie möglichfte Eriparung der Baar: 
zahlung. Eine ganze Zahl von Schuldverhältniffen verichiedener Perfonen (aus 
Wechſelverkehr, Liejerungsgeichäften zc.) ſoll ſich in der Weiſe löſen, daß ſchließlich 
nur zwei Perſonen mit Forderung und Gegenforderung bzw. mit Forderung und 
Schuld einander gegenüberſtehen. Die juriſtiſchen Mittel find Kompenſätion 
und Geffion oder Anweifung bzw. ‚Delegation ober gewöhnliches Mandat ; daß zuleht 
auch eine Baarzahlung Zonfurrirt, ift nicht außgejchloffen. Die Stontration, 
db. 5. das Geichäft, welches alle dieſe thatfächlich in Einen Vorgang zufammen 
fallenden Rechtsakte umfaßt, gefchieht in der Regel auf Mefjen und Märkten an be 
fonderen Tagen (Stontrirungstage), auf ben Börfen zur Liquidationszeit, au 
an beionderen Stontropläßen @. 3. der „Römerberg“ in Frankfurt a. M. 
„am Perla“ in Augsburg 2c.). In weitem Umfange erfolgt Heutzutage die Skon⸗ 
tration im Giroverfehr (f. diefen Art.) der Banken. Die Bank dient hier als 
dritte Perfon, welche durch ihren Hinzutritt das Skontriren ermöglicht. In Eng 
land und Norbamerifa beitehen zum Zwede der Skontration unter einer Anzahl 
verbundener Banken jog. clearing-houses (Abrehnungshäufer). — Dei 
Abrechnungsſyſtem bedarf feiner vorgängigen Verabredung. Gs genügt bie inter 
praesentes ausdrüdlich ober ftilljchweigend gegebene Einwilligung. — Die Bir: 
tung ift der der Zahlung mit Baarfonds gleich. Das Ab- und Zuſchreiben in 
den Handelsbüchern ift für diefelbe nicht weientlich, fondern dient nur zur Be 
urkundung. Die einzelnen Stontrirungsafte werben häufig auch in befondere Sion: 
trobücher eingetragen. Ob die Umfchreibung in den Büchern einer Girobank 
bie Skontration jelbft erft juriftiich vollzieht oder nur ala Beweismittel zu be 
trachten ift, läßt fih nur nach den Einrichtungen jeber einzelnen Bank beurtheilen. 
Im Giroverkehr der Deutfchen Reichsbank wird in der Regel erft die Buchung 
bei der Banfanftalt des Beftimmungsorts als der die Zahlung vollendende Aft 
au betrachten fein, nicht ſchon die Einlieferung des (tothen) Chede. 
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Lit.: wann, Darftellum: re Gemeinen Deutſchen und bes Den. HR, L 
©. 296). — ai er Ser Vo, a Tape Grm rue d. Gemein Seien 
Seine, Aufl., I. Idſchmibt, 
Pt — End en Das 5 che SR, 3 un. & 186. — 
—X in —— x. ae f. d. ge 9 x 08. — Ein Beiſpiel des 
riscontro |. in bem Auff. vom Malf, ebenda I 7. — — —— Zeit⸗ 
gerhäfte in Berlin |. ebenda Kıv. S. 468; XVII. ©. 174. — Ueber ”% lag dlearing- 
or Mittermaier in Soldihmidt’ 3 x. Zeitſchr. f. d. gr X. S. 7 ff. — 
Seyd, Das Londoner Bank⸗, ' und Clearing-house-Syftem, 1874. — Bapın, © Säfte 
der Zeitelbantpolitif, ©. 58,450, 687, 780. 


Riſtorno (Ital. von ritornare, d. 5. reſtituiren; Franz.: ristourne, Engl.: 
return), d. 5. Rüdgabe der Prämie bei Ungültigleit ober anberweiter Aufhebung 
des Verficherungsvertrages. Die Verpflichtung dazu mag man, wie died ausdrücklich 
von Franzöfiichen und Italieniſchen Juriſten geichteht, auf die Grundjäße von ber 
condictio sine causa jzurädführen. Im Seeverficherungsrecht Haben fich inbefien 
unter Mitwirkung von Billigleitsrädfichten eigenthümliche Regeln ſowol über bie 
Fälle, in welchen eine ſolche Rüdgabe verlangt werben kann, als über einen alsdann 
dem Verſich erer zur Entfchädigung für Bemühungen und Aufivendungen (Cour- 
tage zc.) verbleibenden Abzug („R.gebühr“) gebildet, welcher hiernach zu den 
Naturalien des Seeverficherungsvertrages gehört. Nach dem Allg. Deutichen HGB. 
Iann die Prämie bis auf die N.gebühr (in ber Regel 1, Prozent der Ber- 
ſicherungsſumme, nach den Deutfchen allgemeinen Bebingungen ’/, Prozent, 
eventuell die Halbe Prämie) ganz oder verhältnigmäßig zurlidgefordert (oder ein- 
behalten) werden: 1) wenn und foweit der Berficherer wegen Aufgabe der Unter 
nehmung, oder weil die Sache ohne Zuthun des BVBerficherten (3. B. bei 
Friedensſchluß) der Gefahr nicht außgejeht wurde, feine Gefahr gelaufen ift — ber- 
geftalt jedoch, daß, wenn die Gefahr bereits zu Laufen begonnen hat, nicht einmal ein 
theilmweifes R. ftattfindet; 2) wenn die Berficherung wegen Mangels des 
verficherten Interejje oder wegen Weber- oder Doppelverficherung un- 
wirkfjam ift — gleichviel, ob der Vertrag aus anderen Gründen für den Verſicherer 
unverbindlich ift und diefer jonft auf die volle Prämie Anſpruch hätte. In dem 
‚weiten Falle ift jedoch Vorausſetzung, daß der Verficherungsnehmer fi in gutem 
Glauben befand. — Aehnliche Grundſätze gelten bei allen feefahrenden Nationen. 
So infonderheit in Frankreich, Holland, Italien ꝛc. (In Frankreich verfteht man 
unter „ristourne“ die Aufhebumg des Vertrages ſelbſt.) Etwas weiter geht das 
Engliſche Recht: Es kommt (abgefehen von dolus — „fraud*) nicht darauf an, 
ob der Gegenftand der Aſſekuranz ohne Zuthun des Verficherten der Gefahr nicht 
außgejeßt wurbe; auch wird ſchon (theilweife) riftornirt, wenn das Intereſſe Unzu⸗ 
Länglich (short interest), oder wenn nach dem Marktpreife am Beftimmungsorte 
fein Gewinn möglich war. Nah Preuß. Recht ift bei Berficherung auf imaginären 
Gewinn das R. nur zuläffig, wenn die Unternehmung ohne Schuld des Verficherers 
nicht ftattfindet. — Auch bei der Bodmerei kommt das R. vor in dem Falle, 
wenn bie verbodmeten Sachen ber. Seegefahr wicht ausgefeßt werben. Nach bem 
HGB. kann der Gläubiger die jofortige Zahlung der Bodmereifchuld unter her- 
hältnißmäßiger Herabjegung der Prämie fordern, wenn bie Unternehmung - 
vor dem Antritt der Bobmereireife aufgegeben wirb; ift bie Reife bereits an= 
getreten, wird aber in einem anderen ala dem Beſtimmungshafen beendet, fo ift 
die Bodmereiſchuld in jenem Hafen ohne Abzug zahlbar. Wenn nur ein Theil 
der Sachen ber Sergefahr nicht außgejet worden, Tann nach dem Prinzip des Ge— 
ſehes ein (theilweiſes) R. nicht ftattfinden. 


Quellen u. Sit.: Allgem. Deutfches GB. Art. 699, 899-902. — Preuß. Allgem. 
SR 8 88 2333—2345 (cf. CO. GB. Art. 60 Ziff. D._— Code de — art. 
AB⸗ 361. — Holland. uch D. Set. 2 it. IX. Art . 635, — Rev. 


allgem. Plan Bamb. ae ogbeingungen 88 7884 (Voigt u. euere, Neues 
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Ach. f. HR. IV. &. 222 fi). — Allgem. Geeverj.Beb. v. 1887 | 4 64, 154. — 
Sewis, Dad Deutiche Seereht, II. (1878) S. 391—395. — R hi, —A— 
IL 88 — (S. 477-516). — Benecke (Rolte), — E ranz · und 
Bodmereiweſens, I. S. 334-888. — v. —— a Seerecht, IL 5 205 (S. 300-304). — 
Tedlenborg, Syſtem des Gerverficherungi! weſen 210. — v. Du IR — 
bes Franz. eerechtB, in Golbihmidt’B x. —e— für das gel. HR. ff. 
(Beide projets —— die Erwähnung bed — Pardessus, ur er com- 


mercial, Tome I. 870-886, —832. — J. W. Smith, Merc. dar, gth ed. 
Dowdeswell 1877 7 . 895899. — Leone Levi, Intern. comm. law, 2th ed. 1 
II. p. 889, ent, Commentaries on American Law, 12th ed. 1e13 Vol. I 
p. A, Si (Part. V. Lect. XLVIIL 8 (8). R. Rod. 


Nittergiiter (Th. I. S. 498) wurden urfpränglich ſolche Güter genannt, von 
denen Ritterdienfte geleiftet wırrden. Hierzu wurde vorausgeſetzt, daß bie Güter in 
ritterbürtigen Familien vererbt waren. Dagegen konnten es ſowol Allodialgüter, 
als Lehngüter fein. Als Ritterbürtige waren die Eigenthümer biefer Güter mit 
mannigjaltigen Vorrechten außgeftattet und von den Laften befreit, denen die nicht 
bevorrechteten Stände des Territoriums unterworfen waren. Im Laufe der Zeit, 
und zwar namentlich feit dem 15. Jahrhundert, gingen dieſe perjönlichen Vorrechte 
und Befreiungen zum Theil auf die Güter ſelbſt über und erfchienen als ein ding⸗ 
licher Vorzug eben diefer Güter (ala nobilitas realis). Daraus, ſowie aus bem 
Umftande, daß auch die Laſten der Ländlichen Bevölkerung meift als auf dem Grund: 
ſtück Haftend angefehen wurden, erflärt ſich die ſpätere Begriffebeftimmung eines R. 
ala eine Gutes, welches von ben regelmäßig auf Ländlichen Grundftüden ruhenden 
Laſten befreit umd mit gewiſſen Vorrechten ausgeftattet ift, die ber Befier des Gutes 
als ſolcher ausüben darf. Seitdem kann darüber, ob einem Gut die Qualität eine 
R. zuzuſprechen ift, nur die Verfaffung des betreffenden Landes, refp. der Provinz 
entjcheiden (vgl. Preuß. Allg. LA. TH. II. Tit. 9 $ 88). Im manden Staaten 
ift dafür ein Normaljahr maßgebend, in manchen auch die Eintragung in bejonbere 
Matriteln. Die Befreiungen der R. beitanden früher namentlich in der Befreiung 
von gewwiffen Steuern (Hauptfächlich der Grundfteuer), von Landfrohnden und ber 
Einquartierungslaſt. Die Vorrechte waren politifche und privatrechtliche, und zwar 
befonders Landſtandſchaft, Gerichtsbarkeit, Polizeigewalt, Patronatsrechi. Braugered- 
tigkeit, Mühlenzwang und andere Bannrechte, bie Forſt- und Jagdgerechtigfeit, 
leßtere gegenüber dem landesherrlichen Forſt- und Jagdregal. Außerdem gehörten 
in nicht wenigen Territorien die ein Rittergut betreffenden Rechteftreitigleiten ſchon 
in erfter Inftanz vor bie Obergerichte. Daher wurden dann dieſe Güter ala ſchriſt⸗ 
fäffige bezeichnet, im Gegenſatz zu den amtsfäffigen, hinfichtlich deren die Unter 
gerichte Tompetent waren. Die genannten Vorrechte und Befreiungen waren indeß 
nicht mit jedem Rittergut an fich verbunden. Vielmehr berubten dieſelben auf be 
fonderen Privilegien, auf Partikulargeſetzen oder unvorbenklicher Verjährung. Mande 
Gerechtfame, wie die Gerichtäbarteit und Polizeigewalt, Ag hauptjächlich auch hervor 
gegangen aus der Vogtei, welche in der älteren Zeit den VBefikern von R. über bie 
zu diefen gehörigen Hinterjaffen zuftand. Im Streitfall ift daher das Vorrecht von 
dem, der es in Anfpruch nimmt, zu beweifen; doch genügt bei gejeblichen Vorrechten 
der Beweis, daß das betreffende Gut zur Kategorie der R. gehört. Die Erwerbung 
von R. ift durch die Frühere Bejeharbung zuweilen auf Perjonen des Adelsftandes 
beichräntt (3. B. Preuß. Allg. Th. I. Tit. 9 $ 37) ober wenigftens bem 
Bauernftande verjagt worden 4 Sn $ 3908). Doc ift dag Eine wie 
da8 Andere fpäter aufgehoben (Preuß. Edikt vom 9. Oft. 1807, $ 1; königl. Sädjl. 
Gejeh vom 22. Februar 1834, $ 5). Länger hat fich die Einrichtung erhalten, 
daß einige der gedachten Borreihte, nämlich die Sanbftanbfäef und die obrigteit- 
lichen Behugniffe, fo lange ruhen follen, ala ſich das Gut in ben Händen eine nicht: 
a Beſitzers befindet (Keyſcher, ©. 445 ff.). Der eigenthümliche Charakter 

R. Hat fich in Folge der neueren "Sefehgebung jaſt überall verloren. Nur wenige 
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Borrechte Haben fich noch in einigen Staaten erhalten, fo namentlich die guts- 
ge Polizeigewalt. 
t.: Hagemann, Sanb buch des Landwirth ee Den 18m), ©. 133 
bes nigl. 


gene, Seirbud; Eh]. Privatrecht, 3) ©.6 — 
Renider, Das Gemeine und Württemb. Brivatreät, re ea kin. 1a e- 441 ff. — 
achter, Württemb. Privatrecht, 1539. — Roth, Bayer. Civilrecht, nr & un. _ 


Stobbe, Deutiches Privatrecht, IL 5 129. — 


Nittershufins, Konrad, 5 25. IK. 1560 zu Beauehmeig, reifte, wurde 
1591 in Bajel Doktor, fpäter in Altorf, F 25. V. 1613 


Schriften: Ausgabe d. Paulus, 1594. — an rogymnasmate | 1598. — Collatio legum 
ättic, et Rom., ia Partitiones jur. feudalis, — Jus Jus um h. e. Novellarum 


expositio, it. 1615, 1629, 1630. — Dodecadeltos s. in XII tab. comm., Argent. 
1616. — Di t. jur. eiv. et canonici libri 7, Argent, 1616, 1618, 1 1668. — Joannis 
antiqui gloss. Summa in Novellas Just., Fref. 1615. — Novellae const. Imperstt. Justiniano 


are ei ie Sersiät der Deutichen Rechts ſchaft (1880), I. 414419. 
inging, ichte der Deutichen toiffen , _ 
Pd Seigihte ag — Rivier, Introd. hist. 1881, p. 602. Zeihmann. 


Nivallins, Aymarus, seigneur de la Rivaliöre, 5 Mitte des 15. Jahrh., 
war Parlamentsrath in Grenoble, F nad) 1585. 


Er ſchrieb: Civ. hist. jur. s. in XII tab. leges comm. 1. V, Valent. 1515. Lugd. 1551. 
Bit.: Savigny, VI. 449—452. — Rivier, l. c. p. 588. Teihmann. 


Nobert, Jean, Profeffor zu Orleans, bekannt wegen feiner Streitigkeiten 
mit Gujas, + 1590. 
MS ſchrieb: Lectionum receptarum 1. II, Aureliae 1567. — Animadversionum 1. III, 


git: Rivier, 1. c. p. 591. — Spangenberg, Eujad und feine Zeitgenofien, Leipz. 
1822, 6.179, 10. . 2 ® — 


Nobertus, Flamesburienſis, Kanonikus von St. Viktor in Paris und 
Ponitentiar. 

Er ſchrieb um 1207 ein Poenitentiale. 

alle Schulte, R. Fl. summa de matrimonio et de usuris, Gissae 1868; Derfelbe, 
Geſch I. 208210; I. 528. Teichmann. 


Rocco, Niccola, 5 7. X. 1811 zu Caſoria, wurde 1838 zum Richter und 
dann zum Profurator am Tribunal in Palermo ernannt, 1848 Wichter, ſodann 
ftellvertretenber Generalprofurator an der Gran Corte Civile in Neapel, 1861 Vier 
präfibent einer der Kammern derſelben, fpäter Sektionspräſident des Appellhofes, 
u jeit 1858 Projeffor bes Handelsrechts, F 7. VII. 1877 in Vomero. 

Säriften: Dell’ uso ir —R8 delle — del regno ae due e Sieilie, ossia trattato 

diritto civile e in alermo 1849, Napoli 1858, 1859 
(Trattato di diritto civile —— Fe del’ uso e — In considerate 
nelle relazioni con le persone e col territorio degli stranieri, Livorno 1859). — Quistioni 
di diritto amministrativo, Napoli 1860. — La filosofia del ammin. e delle leggi che 
lo conservano, Napoli 1870. — La capacitä civile del religioso 'ofesso. — Come in- 
fAuisca il vero e 0 indirizzo delle scienze filosofiche sugli studii del diritto. — Sul 
sommo principio del dir. priv. internaz. — Sul commercio delle nazioni neutrali in tempo 
di guerra — Un problema di dir. internaz. in riguardo al navilio. 

Lit.: Discorso Denogco pol Pro£. Stefano Jannuzzi, Nap. ie. — Fiore, Droit 
i i ss. — Calvo, Droit international, (8 N 1108. — 
Asser, Schets, Haarlem i . 14 (deutich von M. Sohn, Berl. 1 &. 10, — Pie: 
rantoni, Gefchichte ber italien hen Volterrechtsliteratur, Wien 1872, —— 

eihmann. 


Nöber, Karl David Auguft, 5 28. VI. 1806 zu Damftadt, ftubirte in 
Göttingen und Heidelberg, 1830 Dozent in Gießen, ging wegen Verbotes weiterer 
philoſophiſcher Vorlefungen nach Heidelberg, wo er 1842 außerorbentl. Prof. wurde, 
wirfte für Berbreitimg der Krauſe'ſchen Lehren und Berbefferung des Gefängniß- 
weſens, F 20. XII. 1879. 

dv. Holgendorff, Gnc. II. Reditälegiton II. 8. Aufl. 31 
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riften: De usuris in futurum scceptis, Giss, 1830. — Abhandl. über praltiſche 
a es Civilrechts, Gießen 1833. — Grundzüge ber Politit des Rechts, Darmſt. 1897. — 
it, Bei 3. Gelehgebung über bie — ——— Seiateht jemeinfhaft, Darmft. 1837. — 
Comm. de quaestione an poena malum esge 889, Ipanifeh in Escnela del 
Derecho, 1864. — Grund —* des Naturrechts — * —— ie, "Orc. 1846, (2) 
Zeipz. 18601863, — von Giner, Mabrib 9. Zur ehtäbegrüi ndung ber 
—— — Heidelb. 1846. — Grunbl. m Deutſch den Reicäverfofung, nf. 1848. — 
anten und Bedeutung A Röm. u. German, echte, Veipz. 1855. — Die Berbefferung 
in S ee ie Gingelhaft, Prag 1856. — Berfuche ber Berichtigun don 
fragmenta, Gött. 1856. er Strafoo! olzug im Geitte * Fpu, Seip — 
erungsſtrafe und Seffesungdanftalten ala Rechtöforderung, Kein. 1864 — Die 1 band 
—— von Verbrechen und Strafe in ihren inneren iberfprüchen, iesb. 1867 
haniih von Giner, Mabrid 1871 und 1877. — Ueber die Gebrechen der Deutichen sr 
ulen und ihre Heilung, 1867, paniſch 1870. — Die Kriegs tichaft unferer Zeit us 
he, sn an unft, er — 8 Deuticher V. ISchrift 1868). — Die neue 9— 
Prag 1870, 6, 9 ©. 40—89, 116—1 (die Hortbildun ung der Ge * 
gu wahren a PN a 2 He ar bes Kechtes, Prag A; 70). — Bene: 
ds StrafGB. für den Horbbeuticen Bund Beilage zur Kit. V. J.Schr. 3b. — _ 
Kranfe'3 Syflem der Rectäpbilsfopbie, Leipz. 1873. — Estudios sobre derecho penal y 
sistemas penitenciarios, Madrid 1875. — Kaup's Grundriß zu einem Syſteme der Natur, 
Wiesb. 1877. — Diele — in Zeitſchriften. — Riv. di discipline carcerarie X. (1880) 
281—808 (fpaniich in Revista General tomo LVII. 365—888), — Rivista penale, II. 
273—286, VII. 113—128, 
®it.: Giner in Rerista General, Febrero 1880, ng 129—158. — Augsb. Allgem. 38 
1879, ©. 5272. — Almanaque 1879, Madrid 1878, p. 109-111. — B. Gabba, La 
scuola di Röder ed il sistema dell’ nz carcerario, Milano 1868. — Carrara . 
Biv, penale V. 148-168; Buccellati IX. 273—298. — v. Solgenborft, Hanbbud, J. 
. 264. mann. 


Nodiöre, Aime, 5 16. V. 1810 zu Alby, ftudirte in Touloufe und Paris, 
wurde 1838 Profeffor in Touloufe, einer der Gründer der Acadsmie de le&gislation. 
der Revue de legislation et de BT Is 2. XI. 1874. 

Schriften: Traité sommaire des diverses — u droit frangais, 1838. — Traitéę 
de competence et de proc&dure civile, 1840, (5) 1 löments de procädure criminelle, 
1845. — Mit Dont: Trait6 du marlage, 1847, * '6d. 1869. — De Fa solidaritd et de 
Pindivisibilite, 1852. — Les vi jurisconsulten 1873. — ne de l’Acad. de legisl 
de Toulouse L II, IV, V, RK, Kr, XII, XIV, XV, XVII XIX, XX, XXI. 

Sit.: Bressolles in Academie Fr legislation” de Toulouse XXIIL 47755 
Ueber jeinen Vater, avocat-avoud (1771—1847) vgl. Jean-Pierre-Paul Rodière, Etude 
biographique par A. Combes, Castres 1867. Zeihmann. 


Roffreduß Epiphanii, 5 zu Benevent, Iehrte zu Bologna, von 1215 an 
in Arezzo, in kaiſerlichen und päpftlichen Dienften, F bald nad) 1243 zu Benevent. 
& Iärieb: Glofſen. — De libellis et ordine judic. — Libelli de jure canon., Aven. 


1500, Argent. 1502. — De positionibus (Tract. univ. jur., Venet. IV. f. 2) Quaestiones 
Sabbathinae. — De pı ; 7 


Lit.: Savi it 184—217. — Schulte, Gedichte, IL. 75—78. — Bethmann: 
ollweg, Eiv.Proz., VI. 26, 3548, 200. — v. Stinging, Geſchichte der pop. Bit. det 


m.stan. echte, Rang. 1867, S. 360-404. Zeihmann. 
—— in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts, aus Modena. 
Er ſchrieb: Gloſſen. — Summa zum Codex. e praescript., Mog. 1530, Venet. 


1584 (Tract. univ. jur.). — De dissensionibus dominorum: 1530 (ed. Haubold, Lips. 
1821). — Sigle R. 


Bit.: Savigny, IV. 194-224. — v. Stinging, Geichichte d. pop. Lit. &. 202, 2%. 
Teihmann. 
Nogron, Joſeph-Adrien, 5 80. V. 1798 zu ontainerla-Guyon, con- 
serv. de la bibliothöque de la cour de Cassation, T 16. X. 1871. 


Bekannt durch Ausgaben ber Codes, & 1868. — Tous les codes Se frangais, 
1865. — Le plebiscite da 8 mai 1870. — Oeuvres complötes de Pothier, 
8it.: Gazette des Tribunaux du 1 nov. 1871. N 


Nohmer, Friedrich, 5 21. IT. 1814 zu Weiſſenburg (Franken), ftudirte 


in München, ging 1841 nad) der Schweiz, wo er mit Bluntjchli eine liberal⸗konſer 
vative Partei gründete, 1842 wieder in München, + 11. VI. 1856. In jeinen 
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Arbeiten wejentlich unterftügt durch feinen jüngeren Bruder Theodor (F 12. XI. 
1856). 


riften: Anfang und Ende ber Spekulation, München 1835. — —— — Beruf 
in der —— und Zukunft, Zürich — — Lehre von den politifi Banane Züri 
tö Meinungsäußerungen gegen ben Itvomontaniömud; rift über den 
Einflu * ultram. Parteı in Bayern 1 v.Widemann, Gtuttg eutſchlands 
alte unb neue Büreaufentie, 1848. — (Iheobor *) Kritit des Gothegeis i in gegen: 
wärtigen Weltanfichten, NchL. 1856 

Kit.: —— im ———— VII. 643-651; Derjelbe, ro hezatter und Geift 

der polit. Parteien, Nörbl. 1869, S. 82—99. — Secretan, Galerie, IL — 

eihmann. 


Rolandinus Paſſagerii, 5 Anfang des 13. Jahrhunderts, wurde 1284 
Notar in Bologna, T 1300. 

Säriften: Summa artis ——— — Tractatus de notulis. — Aurora. — De officio 
tabellionatus in villis et castris, Taur. 1000, pi 1590; Deutih Ingolf. 1549. — Flos 
ultimarum voluntatum, Brix. 1475, Li ugd. 1 

Sit: v. ng Geiehichte * pop. Sr bes Röm.-fan. Rechts in Deutſchland, Being 

1867, ©. 296, avignn, V.539—548. — BethmannsHollmeg, nV 
175 #, In: — Endemann, Studien, L 84. — Kunpe, Inha papiere, 137. — 
Beiträge, 9. ee 


Komagnofi, Giov. Dom., 5 1761 zu Salfo (Parma), entzog fich den 
Getriebe der Parteien, ging nach Trient, wo er ala Advokat lebte, 1802 SProfefjor 
in Padua, entwarf ein Gejekbuch für das peinliche Verfahren, Rechtslehrer zu Pavia, 
Generalinfpeftor der Rechtsſchulen, Redakteur einer Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft, 
verlor feine Stelle, wurde nad) Venedig abgeführt, doch bald entlaffen, Profefjor in 
Corfu, + 8. VI. 18835. 

Schriften: Genesi a diritto genale, Pavia 1791, 7. ed. Mil. 1839, 1852; denti von 
Zuben, Jena 1833. — ’ amor delle donne consid. come motore recipuo di 
Trent. 1792. — Che Pal sr liberta? 1792. — Introd. allo studio ddr. —8 unir,, 
Parm. 1805. — Giorn. di giurisp., Mil. 1811—14. — Della constit. di una monarchia naz. 
Tappren, 1815. — Deiis condotta delle acque, Mil. 1822—24; — von Niebuhr, Hele 

Della In Fagione civ civ. delle le acane, 1829. — Dell’ 'indole e dei — dell 


civilimento, Mil. a del cod. di proc. pemale, Fir. 1835; ed. Prato 
1838. — Consult. Dres "Mil. l 837. — Istituzioni di filosof. civ., jede. — Scienza 
delle costituzioni, — Op. complete racc. dal de Giorgi, Padova 1839; Mil. 


1841-1847; Nap. PaL 1861. 
Sit.: Conti, vn ÜR, Mil. 1835. — Rosso, R. difeso, Fir. 1838. — Biogr. 


nouv. gen., Par. — Luden in ber Genefid. — R. ‘de droit international 

1810, 2 34, 9 — els, — ue, 80, 31. — Mohl, L 226, 167, 802; 11. 248; 
= Cana. iani ill Ion, Milano 1818, 1 1. 517-598. selon, III. 18, 168, 

2. _ — Appunti, Torino 1880 p. Zeihnann. 


Römer, Robert, 5 1. V. 1823 zu Stuttgart, Sohn des Württembergiſchen 
Staatsmannes Friedrich v. Römer (1794—1864), ftubirte in Tübingen und Heidel- 
berg, wurbe 1846 Advokat in Stuttgart, Habilitirte ſich 1852 in Tübingen, 1856 
außerorbentl. Profefjor, 1857 ordentl. Profefjor, politifch auf die Seite Preußens 
fich ftellend, bie nationalliberale Partei Württembergs mitbegrünbenb und leitend, 
1864—67 in der Ständeverfammlung, 1871—76 Mitglied des Neichdtages, im 
Jahre — zum Rath am ROHG. zu Leipzig ernannt, T 28. X. 1879 zu 


Frankfu 
Schriften: Die Beweislaſt hinfichtlich bes ums nad Gem. Civilrecht u. Prozeß, 
— Das a Hager n a nad oe Einleitung des —8 in 
jeinem Berhältnik zum Enburtteil, © Stutt; tultg. 852. — Die bedingte Novation nad dem Röm. 
u. heutigen Gem. Recht, T ie N an an Zahlun — nad Ba sn En un 
Gem. Recht mit —— * neueren Geſehz 
Narbbentiüen en Bunbes umd Die Enddeutfche, — fr —E Freiheit, ee ae 
rundzüge bed Württemb. Erbrechts, Züb. 1872, — Dad Würitemb. — 
recht, Leipz. 1876 (Deutiches pet lenrecht, VL). — Abhandl. aus dem Rom. Recht, 
bem —5 — und Wechlelx Eiutig 1877. — Dit Meibom, Seltihrift zur vierten 
Sätnlarfeier ber Univ. — S. 5278), 1877. 
31* 
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Lit: Im Neuen Reich, 1879, &. 684. — Klüpfel, Geſchichte ber Deutichen Einheit: 
beftrebungen, Bd. IL, Berl. 1873, &. 37; Derfelbe, Die Univ. Tübingen, Leipz. 187, 
©. 105, 107, 139. Teihmann. 


Rofenvinge, Janus Lavrits Andreas Kolberup, 5 10. V. 1792in 
Kopenhagen, 1809 Student, 1814 Notarius der juriftifchen Fakultät am der In 
verfität zu Kopenhagen, 1818 Profeſſor juris extraordinarius, 1822 extraordinat 
Affeffor des Höchiten Gerichts, 1824 Mitglied der Akademie der Wiffenſchaften in 
Kopenhagen, 1830 Profeffor juris ordinarius, } 4. VIII. 1850 in Nantes. 

Schriften: De usu juramenti in litibus probandis et decidendis juxta leges Danize 
anti Sectio Im» Havnise 1815 (überfegt ind Dänifce von bem Berfafler mit Gmenbationen 
und ngen in Oersted’s Nyt jur. Archiv XIV. 1816); jo ®me, ibid. 181 
(überfegt in Daniſche von J. C. Kall, I. c. XXL u. XXI). — Bemserkninger om de 
amle danske Leves Bestemmelser om Vindicationsretten, Kbh. 1819. — Grundrids af den 

e Lovhistorie 1—2, Kbh. 1822—1823 (ins Deutiche überjeßt von €. ©. gomenn 
Berl. 1825). — Grundrids af den danske Retahistorie, 2. aldeles omarb. „Ad. 7-2 Mi 
1882, 8. ® Kbh. 1860. — Samling af gene danske Love, udg. Indledn. og 
Anm. 0 dels and Oversaett. 1-5, Koh. 1 1846 (unvollendet). — Grundrids af den 
danske Kirkeret 12, Kbh. 1838—1840; 2. udg. Kbh.. 1851. — Udvalg of gamle danke 
Domme of p& Kon; Retterteng % a Landsting 1—4, Kbh. 1842—48. — Sur 
feinen Abhandlungen find zu nennen: In „ ufidisk Tidsskrift“: Om den säkaldte Hals og 
Händsret efter den sldre Lovgivning, 17. B.; Bemserkni om Blodhssvnen hos de gamle 
Scandinaver 20. Bd., om Pant 1 aflre Tider 25. B. — „Nye danske Magazin“: On 
Rettergangsmäden ved de geistlige Retter af Bishop Knud, meddelt efter Haandskrift, 6.B. 
beionderer Abbrud. — In „Danske Magazin“ 3. Reek.: Danmarks Rigens Ret, en Sanling 
af gamle Retsretninger, 1. Bd., bejond. Abbrud 1842. — In „Kirkehist. Samli : Om 
den canonieke Rets Anvendelse i „Danmark*, 1. B. — u „Det L danske Videnskab. 
Selsk. philos.-hist. Afhandl.“: Om det kenmeli g Skriftemäls Anvendelse Norden mernest 
med Hensyn til Bestemmelse herom i den Skänske og Sjeelleendske Kirkeret, 7. B. ki 
Abdrud Kbh. 1841. — In „Skriftes 5. Reek. hist.-philos. Afdel.“: Om Rigens Ret og Det 
1. B., bef. Nbbrud Kbh. 1847. BU. Seger. 


Noffl, Pellegrino Graf, & 18. VII. 1787 zu Garrara, wurde Advofar in 
Bologna, 1812 Prof. des Strafrecht, ging nach England, 1816 nach Genf, mo © 
1819 Profefjor an der Akademie wurde, 1820 Mitglied des Großen Raths, jpätr 
der Tagfatung, von der er nach Paris gejandt wurde; 1833 nad) Frankreich über 
gefiedelt, erhielt er 1834 die Prof. d. polit. Oekon. am College de France, dit 
Prof. des konſtit. Rechts an ber Parifer Rechtsſchule; wurbe 1839 Pair, legte jein 
Prof. nieder, trat 1840 in den Staatsrath, ging 1845 als Geſandter nad Rom. 
wurde Minifter Pius’ IX., wollte die Deputirtentammer eröffnen, ala er auf da 
Freitreppe des Palaftes der Gancellaria erdolcht wurde (15. XI. 1848). 

Säriften: Trait6 de droit penal, Par. 1829; 4. &d. p. F. Helie, Par. 1872; Leide 
1878; italieniich von Pessina, Nap. 1853 u. 1870. — Cours d’&con. polit., Par. 1839- 
1841, 1865. — Pref. & l’essai sur le principe de population de Malthus, 1845. — Note 
aux O. de Ricardo, 1847. — Mel. d’6con. polit, hist. et de philos., 1857. — Cours & 
droit constitutionnel, Par. 1866, (2) 1877. — Annales de legislation, 1820-1823. n 

8it.: Rapport de M. Odilon-Barrot à l’Acaddmie sur le droit penal de M. Ross. 
1856. — Nypels, Bibliothöque, p. 76. — Garnier, Not. sur la vie et les travaux deR, 
Par. 1849. — Mignet, Not, hist. Iue & l’Academie 1849 (Portraits et Notices [4] 1:77 
II. 181—22%4). — Saladin, R. en Suisse de 1816—1883, Par. 1849. — Civiltä lich 
1850. — Reudlin, Geſchichte Italiens, II. (1860) 16, 42, 43. — Pierantoni, Suris 
degli studi del diritto internazionale in Italia, Modena 1869, p. 70, 92; Derjelbe 
P. Rossi, elogio accademico, Nap. 1874. — Baudrillart, Publicistes modernes, 1862. — 
Segel, Die Todesftrafe, Berl. 1870, ©. 242, 248. — Pessina, Opuscoli, Napoli 187% 
* Brasa Appunti, Torino 1880, p. 212. — Rivista penale di Lucchini VI 
61-271. Teich mann. 


Nofhirt, Konrad Eugen Franz, & 26. VIII. 1798 zu Oberſcheinied 
bei Bamberg, ftudirte in Landshut, Erlangen und Göttingen, eine Zeit lang it 
Gerichts» und Verwaltungsdienſte thätig, wurde 1817 Prof. in Erlangen, 1818 in 
‚Heidelberg, wo er bis 1870 lehrte, + 4. VI. 1878. Berbient um Strafe, Eivil:) 
und Kirchenrecht. | 
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Schriften; Neber die Tendenz des prät. Rechts und über bie Verhältnifie defſelben zum 
Cibilrecht. Etl. 1812. — Ueber den Beaeiff und und bie Pride fg Beitimmung, ber Staatspoligei, 
Zamb, 1817. — De Ieitimn cond. in damento, 1818. — Beitr. zum Abm 
Bed, en 1820, 1824. — Sehrbud * grimnalrechi⸗ Heidelb. 1822. — 

des Shit, gebe elb. 1828. — Einleitung in bad Erbrecht und ee 
5 — —— 1881. — Vehre von ben Vermächtniffen, Heibelk 
1885. — Zwei frim. —— Beidelb. 1836. — Gelsichte und Syſtem des Deutichen 
Etrafrechts, ki Sn onen, 1889. — Ueber das Syſtem ber Berträge, 1839. — Das —— 
Erbrecht ömern, Heibelb. 1840. — —8 — Deutft Seite, delb. 1840, 
141. — Ehren bes „ran unb Bab. Sivitn Sn 2. — Ueber den Ent« 
nurf ao — Fr Straf PO. as Ken ei. — Geſchichte des 
an im inte, — Grunbril de ranz. und Bab. Civilrechts, Heibelb. 
11 — Dogmen eſchichte re —— Heibelb. — Ranon. Recht, Schaffh 1857. — 
echt, ufl., Schaffh. 1 4. Aufl. ie "1869. — Gas ſtaatsrechtliche Ver⸗ 
Kitnig A “athaliihen Kirche in e— 1859. — Programm de studiis jur. 
Gr. et can. in Germ. — — aevi, 9 Heidelh, 1861. — Manuale latinitatis j jur. can., 
Schaffh. 1862. Aeußhere des er Heibelb. 1865—1867. — Beitr. zum 
Etrdium des Bett im ‘9. wre 65. — Beitr. zum Gemeinen Deutichen 
&io.i., Heibelb. 1868. — Er Dar hierher zeip. Berausgeber Ser Zeitſchrift für Civil⸗ 
und Rrimmalxedht 1883—1848, des Archivs bed Kriminalreht? u. a. m. 
dit.: v. Weech, Bab. Biogr., NM. 196—198. — Schulte, Berhichte, IIL.a S. 350-353. 
Zeihmann. 

Rößler, Emil Franz, 5 1814 zu Brüx in Böhmen, doftorirte 1842 in 
Fıog, ging als Privatdozent 1846 nach Wien, wegen feiner politifchen Anſchauungen 
prüdgejeßt, überfiedelte nach Göttingen, dann, als alle Hoffnungen gejcheitert, 
‚weiter Vibliothekar in Erlangen, 1862 Vorftand der Hofbibliothet in Sigmaringen, 
am 6. XII. 1863 an einer einfamen Stelle vor der Stadt mit mehreren Stich- 
wunden aufgefunden. 

Ehriften: Meber * —— ie a Banemghtern, Prag 1842. — Deutiche 5 
deıtmäler aus Böhmen und 845 und 1852. — Ueber die Bedeutung und 
* der Sei te bes Fr Be in d — Prag 1847. — Die Gründung ber Ani⸗ 


El — Neteolog (Gefammelte fleinere Schriften u. se oe über Straf 
ht u. |. io., Wien 1875, I. 216—219). — Zeitſchrift für Rechtageichichte 
Kidman. 
Rotteck, Karl Wenzel Robeder von, 5 18. VI. 1775 zu Frei⸗ 
bug i.®,, wurde 1798 Profefjor ber Geichichte, machte große Reifen, 1818 Pro- 
ig̃gt der Staatswifjenfejaften, wurde 1832 in den Ruheſtand verſetzt, nachdem er 
Jchte fang als einer der gewanbteften und —— Redner für politiſche Re— 
iornen gewirkt Hatte; +, vielfach verfolgt, 26. XI. 1840 
Ehriften: Neber ftehende Heere und Nationalmiliz, y Bee 1816. — Allgem. Geichichte 
112-1827, fortgef. son ermes und Steger, 2.4 866, 1867. Auäyug einer All⸗ 
nt Belige he, &- ufl. von Zimmermann, 18691871.) — been über Sandftänbe, 
franz. von Sonfant, N, — Lehrbuch bes Dermunftee t3 und ber —— 


Hat, Stutig, 1829, 1: Aufl. 1840. — Sammlung kleiner Seiften, Seiten! 1 
199, 91 7 f. — — ber dkonomiſchen olitt, Stuttg. — Die Kölnif 
Sog. betrachtet vom Stanbpunft be al — echis, (2) Speyer 1839. — Er Br mit 


Belder daB Staatälerifon, Alt. 1834—1844 Heraus (3. Aufl. no 1280) _ Gelemmelte E 
und gahnelafene Schriften (von Herm. v. Rotted), Pforzg. 1 

it: € Münd, Rd. R, 1891. — 8. Leon, Rs — el, ren 
Belder, Staateleriton, Bo. 14. — Seitgenofe, dritte R —* 2. 2, Keipz. 1830. — 
gem n. v.R, Das Leben 8. v. R.’, Ba jeim 1848, "Bob. ige, y IE 
Uf.— Schulte, Geldidte, II.a ©. — Frig, Sedihmibrehe, Freib. 1 
Libliethel politiicher Reben, er. 1845, I. 978.800. — Bluntihli, Gedichte des Sr 
egal} en Botitik, Wänten 1864, 523—534; Derielbe, StaatsWort. B. VI 
TR- je o 

Sein Sohn en 8 25. VII. 1815, t 12. VII. 1845 zu Freiburg 
als Privatdozent der Philoſophn 

Ecrieb; neber Konkurrenz ber Verbrechen, Freib, 1840. — Du Recht der Ein 


wödung in die inneren Angelegenheiten eines fremden Staats, freib. 1 
Tei Hmann. 
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NRouſſean, Jean Jacques, 5 28. VI. 1712 zu Genf, 1728 —80 in Turin, 
dann in Annecy, 1731—33 in Laufanne und Neufchätel Mufiklehrer, 1736 Kataiter: 
fefretär, lebte auf Les Charmettes der Frau von Warens, 1740 Hauslehrer in yon, 
erfand ein Syſtem der Notenjchrift, ging 1754 nach Genf, trat zur reformirten 
Kirche zurüd, Bürger von Genf, lebte auf dem Lande bei Paris, dann im Kanton 
Neufchätel, 1765 in Straßburg, dann in England, 1770 in Paris, 1778 in 
Ermenonville bei Marquis de Girardin, FT am 3. VII. 1778 (eines freimilligm 
Todes?). Am 11. X. 1794 ins Pantheon aufgenommen. 

Schriften jur. Inhalts: Discours sur l’origine et les fondements de Pin« te parmi 
les Se Bat u — Contrat social gen rinci du dei Be hen er 1782. 
Beutih in —— ſuigen —— von 6 ei Life, R Große u. MA., Lan. 

4 ff. und von v. Raſt, 8 e 1a montagne, Amsterd. 
1784. — Discours sur —* aa Fgonda es Vol. L p. 45320, — 
Lettres sur la legislation des Corses unb Consideration sur le „gouvernement de Pologae, 
Par. 1772. — Oeuvres, &ü. de Musset-Pathay, Par. 1823—1827. — Oeuvtes & 
Correspondance inedites par Moulton, Par. 1861. 


Sit.: Musset-Pathay, Histoire de la vie et des ou de J. J.R., Par. 1821. - 


Kofjegarten, Roufſeau gen 3 ge über dad Dogm er Souveränelät des Bolte, 
amb. 1832. — Broderhe —— fe un unb feine Me, Seipz. 1868-1814: 
erjelbe * — Plutar — a Rn ig des 18. m 

19. Jahrh., 5. Aufl. Heibelb. luntſchli, ichte Di u 

Staatsrechts md ber Bolt, in, * fear _ Mordan, et le 

R London 1 — Saint Marc Girardin, R. sa vie es nes Ouvrages, un — — 

London 1818. — ——— Voltaire et la soci6ts fran 81 — 


von Prof. Dr. Th. Vogt umb Dr. v. Saltmäzt, „üengenfalge 187 gott. 
* Vom Begriff des Staates, Neipg. 8. 1 Paris 1878. - 
Ritter, La famille de R,, Genzve 1878. — Mey] lan, . 88 vie Pr ses oeuvres, Bern 
1878 (au beutfch). — Yuy, De Vorigine des i — de R. Genère 1878. — 
Dieterih, Kant und R., Züb. 1878. — Shwarz, #3 —— zum pödagogiſchen 
Schriftſte! er, Bafel 1879. — Jean Jacques Rousseau jung par les Genevois d’aujourd’kti, 
Gentve Paris 1879 [Revue de droit international X. 470]. — ren IL 569 ss. — Le 
Centenaires de Voltaire a Wu aperen bibliogr. par Mohr in H. ae Bibliograpti 
der onen, 1879 Nr. 1, 2, . 1880 Nr. 9. chmann. 


Nübenzuderftener iſt eine, auf bie Fabrikation des, aus der Runtelrübe 
(beta eicla) gewonnenen Zuckers gelegte indirefte Steuer, welche nach jehr veridie 
denen Maßftäben und Methoden erhoben wird. 

Die einfachite Methode ift die mit 1. September 1841 im Deutfchen Zoll: 
dereine eingeführte, wonach die zur Zuderfabrifation verwendeten Rüben, bever 
fie auf die Zerkleinerungsapparate gelangen, amtlich verwogen und foann der 
ftenert werben. Die Steuer beträgt zur Zeit, nach dem Vereinsgeſetze vom 26. Juri 
1869 80 Pf. für den Gentner frifcher, roher und 4 Mark 40 Pf. für einen Gentnr 
getrodneter Rüben. 

In Defterreich wird nach dem Geſetze vom 18. Oft. 1865 die Steuer mit 
73 fr. Oefterr. W. vom Doppelcentner frifcher und 3 fl. 65 fr. Oefterr. W. vom Doppe 
centner getrodneter Rüben erhoben, bei Bemeffung der Steuerſchuldigkeit (Pauicalcı 
find jedoch befondere Maßſtäbe ins Auge zu faſſen. Es find hierbei maßgebend dir 
Leiftungafähigkeit der Werfvorrichtungen und die Zeitdauer bei deren Verwendung. 
ferner die Methoden ber Rübenſaftgewinnung, wobei eine genaue Fabrikkontrole 
nebenhergeht. 

In Rußland beſtand im Jahre 1848 eine Steuer von 60 Kopeken auf den 
Pud Rübenzuder, welche ähnlich, wie in Defterreich nach ber Leiſtungsfähigkeit der 
Fabrifeinrichtungen bemefjen wurde, indem unter amtlicher Aufficht und nad) drei« 
tägigem Durchfchnitt feftgeftellt werben mußte, wie viel Berkoweiz gewafchener unt 
geköpfter Rüben die Mafchinen verarbeiten können. Außerdem ift das Land nad 
der Zuderausbeute der Rüben in 3 Zonen eingetheilt. Zur Zeit beträgt die Stun 
nad) dem Gefege vom 10. Juli 1867 70 Kopeken für das Pud Zuder. 
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In Frankreich befteht feine befonbere Rübenzuckerſteuer, da dort aller Zuder 
einer Verbrauchaftener unterworfen ift, die folgendermaßen nach dem Gejehe dom 
11. Auguft 1875 und fonftigen Vorſchriften normirt ift: Für 100 Kilogramm 
Roßzuder jeben Urſprungs unter Nr. 13 der Skala der Pariſer Mufter-Typen wer- 
den erhoben 65,52 Fres. Bon Type 13—20, 68,24 Fres., für weißes Zuckermehl 
0,20 Fres., für den in dem Rübenzuderfabrifen und in den Sranzöfifchen Kolonien 
finirten Zuder 73,82 Fres., für den aus erfchöpfter Melaſſe durch Baryt und 
ondere Prozeduren gewonnenen Zuder 26 Fred. Für die zur Deftillation nicht 
erg Melafje mit 50 % Zudergehalt 19,34 Fred. und für Traubenzuder 
1.4 Fres. 

In Belgien wurbe burch Gefeg vom 4. April 1843 eine Riübenzuderfteuer 
ängeführt, welche nach der, auf Grund von Rübenfaftproben ermittelten, Robzuder- 
ausbeute berechnet wurde. Zur Zeit gelten die Beitimmungen bes Geſetzes vom 
26. Mai 1856, durch welche das Verfahren nach dem erfterwähnten Geſetze wenig 
geändert wurde. Die Belgifchen Fabriken werden hiernach im jogenannten Abonnement 
beiteuert. Es wird bie nach dem Ergebniß ber denfimetrifchen Dieffung berechnete Quan⸗ 
fitit Zuder gebucht und dem Fabrifanten zur Laft gefchrieben. Die Steuer beträgt feit 
1. Juli 1857 für 100 Kilogramm 39 Fres., für Kandis 61,50 Fres., für Melis 
oder weiße Lumpen 55,50 res. und 12,50 Free. für Syrupe von Raffinaden (für 
Erort zur See). 

Holland, wo die Zucderbefteuerung jeit 1819 eingeführt worden war, 
bitend bis 1868 eine Stener für raffinirten Zuder von 35 Gulden und für un- 
nifmieten von 22 Gulden für 100. Kilogramm, ohne Unterichied wo derjelbe pro= 
duziet worden war und welcher Qualität er angehörte. Seit dem Jahre 1864 
wurde zufolge des Eintritts Hollands in die internationale Zuderkonvention ein 
dopselter Steuermobus eingeführt, defſen Wahl im Belieben des Fabritanten Liegt. 
Tie eine Beſteuerungsart beiteht in der fortwährenden fteueramtlichen Betriebsaufficht 
der Fabriken und der Befteuerung des während beffen gewonnenen Produktes. Die 
andere, in der Regel zur Anwendung kommende, Befteuerungsart ift ähnlich wie in 
Lelgien das fogenannte Abonnement-Syftem. Hiernach wird die Gteuerleiftung nach 
dem amtlichen Befunde einer auf 15° C. erwärmten Saftprobe in der Weiſe vor 
gehrieben, daB für jeden Grad der Dichtigfeit und jeden Hektoliter eine Rohzuder- 
Mubente von 1685 Gramm angenommen wird. Dieſes von der Steuerbehörbe 
angenommene Ouantum unterliegt ſodann dem nämlichen Steuerfate, welchem aus⸗ 
landiſcher Rüben- und Rohzucker bei der Einfuhr unterworfen ift. Durch das Ge- 
it vom 2. Juli 1865 wurden 100 Pfund trodener, weißer Brotzuder mit 27 Gul- 
den Steuer belegt. Anderer Zuder wird aber nad) Gattung und Güte folgender- 
mahen befteuert: Raffinirter und dieſem gleichgeftellter a) Melis-, Lumpen⸗, Buber-, 
Rimer-Zuder über Java Nr. 20 im Rendement-Verhältnik 1,00 mit 27 Gulden. 
bi Randis im Verhältnik 1,07 mit 28,80 Gulden. Nach dem Gejeh vom 14. März 
1867 aber beträgt die Steuer von Rohzuder pro 100 Pfund I. Klaffe 25,38 Gul- 
den, II. Klafſe 28,76 Gulden, III. Klaffe 21,60 Gulden, IV. Klaffe 18,09 Gul- 
dm. Mehr ala I. Klaſſe zahlt 25,92 Gulden Steuer. Baftardzuder zahlt nad 
derelben Kaffe wie Rohzucker; Melado- und Traubenzuder aber im Verhältniß von 
»87 Hit 100 Pfund 18,09 Gulden. 

In Italien ift die Befteuerung des Rübenzuckers durch ein Dekret vom 
> Juni 1877 eingeführt, wonach für 100 Kilogramm rohen oder taffinirten Zuder 
2 fire 15 Gentes Steuer erhoben werden, wenn berfelbe in ben einheimifchen 
Inderfabriten oder inlänbifchen Raffinereien zum Verbrauche in Italien erzeugt 
werden iſt. Die Fabriken ftehen wegen Seftitellung der Produktion unter Tort- 
Däßrender feueramtlicher Ueberwachung. 

In Dänemark wird für jedes Pfund Zuder, der im Inland fabrigirt wurde, 
nach zwei Abftufungen die Steuer erhoben, und zwar wenn berjelbe dunkler ift als 


J 
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Nr. 19 der Holländifchen Standard unter Abzug von 8 %, für 50 Kilogramm 
9 Mark 80 Pi. und für Zucker, welcher dem Hol. Stand. Nr. 19 entipricht oder 
heller ift, fowie für Kandis und Brotzuder 11 Markt 20 Pi. 

In Schweden ift durch ein Gele von 1869 die Beitenerung des Rüben 
zuckers, bei der Vorausſetzung, daß 1 Gentner roher Rüben 6,25 Pfund Rohzude 
ergeben, berartig normirt, daß die Steuer dem Theilbetrag bes jeweiligen Eingang 
zolles gleichkommt und zwar 1879/82 3, und da an #, des Zolles. 

Außer der NRübenzuderfteuer wird in allen diefen Ländern ein Eingangs: 
zoll für Zuder erhoben. In allen übrigen Staaten Europa’ und in der 
Nordamerifanifchen Vereinigten Staaten befteht feine Rübenzuckerſteuer, ſondem 
nur Eingangazölle. 

Diejenigen Staaten, welche eine Rübenzuderiteuer ober eine innere Abgabe vom! 
Zucker, wie Frankreich, erheben, zahlen bei der Ausfuhr oder Rieberlegung in zell:| 
amtlichen Niederlagen eine nach der Höhe ber Steuer bemefjene Steuerver:| 
gütung, welche in der Regel nach der Art und Qualität des Zuckers bemeflen it.| 

Welche Bedeutung der Nübenzuder als Gegenftand der Befteuerumg hat, it| 
allgemein anerkannt, nicht weniger aber auch die Schwierigkeit, eine ganz zuperläftg:| 
Methode der Beiteuerung ausfindig zu machen. Das Beftreben durch internatimali 
Derträge eine gleichmäßige Beiteuerungsart und eine Außgleichung der durch di, 
Ausfuhrvergütungen für die Staatskaſſen entftehenden Nachtheile herbeizuführen, bat| 
noch zu feinem Nefultate geführt. Die zwifchen frankreich, England, Belgien urd 
Holland auf Beranlaffung des zwifchen den erfigenannten Staaten abgejchlofienei| 
Handelavertrages im Jahre 1865 vereinbarte und mit 1. Auguft 1865 auf I" 
Jahre ins Leben getretene internationale Zuderfonvention war der erjte Verfud.| 
der jedoch deshalb mißlang, weil die Methode zur Feſtſtellung des Rende 
ments ber Zuderjorten, welche von Franzöfiſchen und Englifchen Agenten ir 
Köln in einer Mufterfabrif eingeführt worden war, nicht entjprach, weil außer: 
dem dur die Einführung einer Klaſſifikation mit zu weit außeinandergehenden 
Unterfchieden nicht die richtige Qualität des Zuckers ermittelt werben font: 
und endlih, weil die Annahme der Farbennuance der KHolländifchen Typa 
zu großen Täufchungen Anlaß gab, indem die Fabrikanten ſehr bald bie hr 
ſeren Sorten dunkel zu färben unternahmen, um hierfür nur die niedere Steuerguot: 
zahlen zu dürfen. Am 11. Auguſt 1875 wurde zwiſchen den genannten Staaten 
eine neue Konvention auf 10 Jahre abgeichloffen, welche jedoch zur Zeit (Mitte 
1881) noch nicht tatifizirt und ins Reben getreten ift. 

Beſonders durch zwei Erfindungen in der Rübenzuckerfabrikation, von denm 
die, eine das Ogmofe- Verfahren, die andere dag von Scheibler erjundm 
Elutiong-VBerfahren genannt wird, ift eine Reform der Zuderbefteuerung deshalb ver 
anlaßt, weil die Yabrifation, je nachdem fie ohne oder mit einer diefer Methoden 
arbeitet, ſehr ungleich und ungerecht befteuert erjcheint. 

irth’3 — 1873 und 1880. — v. Auffeß, Die Zölle und Steuern di 


Deutiäen an 188 188 v. Kaufmann, Die Zuder-Induftrie in ihrer wirthichaftlicen un? 
teuerfistalifchen Bebentung für bie Staaten Europa’s, Berlin 1878. dv. Aufieh. 


MRückbürge ift derjenige, welcher dem Bürgen für fein Rückforderungsrecht En 
den Haupticulbner Sicherheit leiftet (1. 4 pr. D. de fidej. 46, 1; $ 201 1.1 
ALR.). Für einen R. ift daher Gläubiger und mit allen Rechten eines ſoichen une 
ber (erfte oder Haupt) Bürge, Hauptjchuldner aber eben derfelbe, welcher es in der 
Prinzipalobligation ift, nur nicht bezüglich feiner Prinzipak«, fonbern bezüglid) feiner 
Regreßſchuld. Der R. hat wie die Pflichten, jo auch die Rechte eineg Bürgen über 
haupt (f. d. Art. Bürgſchaft und 88 380— 384 I. 14 A.ER.), insbeſonden 
aud die Rechtswohlthat der Vorausklage und ber Slagenabtretung. Eine inter: 
efjante Anwendung ber letzteren in den Entſch. des DApp.Ger. zu Roftod, heraue 
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gegeben von Budde u. Schmidt, Bd. VI. 1868 ©. 175— 177. Ueber den 
Wegjall diefes Rechts vgl. Striethorft, Arch. Bd. XCIV.©. 160 ff. Eee 


Nüdfell. R. im weiteren Sinne ift Verlibung eines Verbrechens von Seiten 
eines bereits eimmal wegen eines Verbrechens rechtskräftig Verurtheilten. In diefem 
Sinn jpricht man oft in der Berbrecherftatiftit von der Prozentzahl der Nüdjälligen ; 
ziel in der Gefängnißftatiftit unter der Vorausſetzung einer bereit verbüßten 
Freiheitsſtrafe, jo daß alfo ein rüdjälliger Sträfling derjenige ift, welcher bereits 
einmal in Strafhaft war, vüdjälliger Zuchthausfträfling, der ſchon einmal Zucht 
hausſtrafe verbüßte ac. — Dem R. im weiteren Sinne will in neuefter Zeit in 
Deutſchland (anders in Frankreich, Belgien, Italien) kaum Jemand (Frieblän- 
der?) frafichäriende Wirkung beilegen. Häufiger verlangt man, baß der R. im eigent- 
lien Sinne zum Strafſchärfungsgrund gemacht werde (jo namentlih v. Wächter, 
Lerner, Hälſchner und Olshaufen; ſ. dagegen John, Hellweg, v. Ste- 
mann, 9. Meyer, Schütze, Merkel, v. Schwarze, und ſchon früher Bau- 
meitter, Köftlin, Mittermaier, Brauer, Geib u. U). Dabei ift man 
ticht einig darüber, ob R. in diefem eigentlichen Sinne vorliegen foll, wenn bie bei- 
den fraglichen Berbrechen gleichartig find ober blos bann, wenn beide unter den⸗ 
jelben Verbrechensbegriff fallen. Weiterhin berricht dann Streit darüber, welche 
Verbrechen gleichartig fein. Dan kann hierbei die Rücficht auf die Gleichartigfeit 
der Motive (, Triebjedern“) nicht außer Acht Iafien, verliert damit aber den jeften 
Voden unter den Füßen. Wie immer man aber den Begriff faßt, jo läßt fich doch 
nit luugnen, daß Straffchärfung wegen R. im Allgemeinen weber gemeintechtlich 
iu begründen, noch der Gerechtigkeit entfprechend ift. Die Wiederholung ift vom 
% nicht durch eine folche Kluft gefchieden, daß, während bei jener fog. juriftiiche 
Rumulation am Plaß ift (f. IH. I. ©. 739), beim R. dagegen noch über bie ein- 
face Mbition Hinauszugehen wäre. Selbſt die Verbüßung einer ſchweren Freiheits- 
fie wirft nur zu oft jogar wie ein Milderungsgrund beim R. Moralifches Sinken, 
Willeneſchwãche, Schwierigkeit ehrlichen Fortkommens find ihre Folgen und führen 
zum X. — Das Defterr. StrafGB. fieht im Allgemeinen im R. im eigentlichen 
Sinne („mern dee Verbrecher jchon wegen eines gleichen Verbrechens geſtraft wor⸗ 
37°) Blog einen Straferhöhungsgrund, macht ihn dagegen beim Diebitahl und bei 
‘est vielen Mebertretungen zum Gtraffchärfungagrumd. — Das Deutſche StrafGB. 
femt den R. nur ala bejonderen Strafſchärfungsgrund bei Diebitahl, Raub (und 
dieſem gleich zu ſtrafenden Verbrechen) und Hehlerei. Es nimmt babei R. nur an, 
zem die frühere Strafe verbüßt oder (was infonjequent ift!) erlaffen wurde. Im 
Teonderen iſt zu unterſcheiden: I. Diebftahl im wiederholten R. Mer im 
Zaland als Dieb, Räuber oder gleich einem Räuber (f. die $$ 252, 255) ober als 
ebler beftraft worden ift, darauf abermals eine diefer Handlungen begangen hat 
und wegen derſelben beftraft worden ift, wird, wenn er einen einfachen Diehftahl 
b:geht, mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren (bei mildernden Umftänden mit Gefäng- 
25 nicht unter 3 Monaten), wenn er einen ſchweren Diebftahl begeht, mit Zucht 
Aue nicht unter 2 Jahren (bei mildernden Umftänden nicht unter 1 Jahr) be- 
Fit. Wichtigſte Streitfragen: 1) Was ift hier unter Inland zu veritehen? 
Aubtig die herrſchende Anficht: Jedes Gebiet, welches jet zum Deutjchen Reich 
gbört, wenn es auch zur Beit der Vorbeftrafung für den Staat, in welchem 
jezt der R. beitraft werben foll, Ausland war (anderer Meinung: Harburger). 
21 Ruß die Vorbeftrafung eine gerichtliche fein? Nein; es genügt auch eine polizei- 
fihe (jo namentlich der Württ. Kaflationshof, Oppenhoff, Merkel, Schüße, 
Elshaufen, Hälfehner). 3) Die Frage, wer im Sinne des Gefehes „ala Dieb, 
Aauber ıc. beſirajt“ gilt, ift dahin zu beantworten, daß hierfür die Begriffsbeftimmung, 
welche das Deutſche Straf GB. giebt, allein maßgebend fein kann (fo gegen die herrſchende 
Fraris und Doktrin mit Recht v. Stemann und Merkel). 4) Auch Vorbeftra- 
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fung wegen Verſuchs oder Theilnahme, und im wiederholten R. begangener blober 
Verſuch eines Diebftahls zc., nicht blos die Thäterfchaft, begründet die Cualififarion 
(anderer Meinung: Schüße, dv. Stemann? vgl. Reichögerichtzerk. v. 3. Mai und 
23. Sept. 1880 [Redhtipr. I. ©. 716 ff. I. ©. 243 ff.]). — Rüdjallaftrafe tritt nicht ein, 
wenn jeit der Verbüßung oder dem Erlaß der letzten Strafe (ber zwiſchen ver 
erften und zweiten Strafe liegende Zeitraum ift gleichgültig) bis zur Begehung de: 
neuen Diebitahl® 10 Jahre verflofien find (jog. Rüdjallsverjährung, val. 
Reichsgerichtserk. v. 4. März und 29. Mai 1880 [Rechtipr. I. ©. 425 ff., 833 fi.]). — 
II. Der Raub ift durch R. qualifizirt (Strafe: Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, 
bei mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 1 Jahr), wenn ber Räuber bereits 
einmal ala Räuber oder gleich einem Räuber im Inland beitraft worden ift. Te 
Erlaß fteht natärlih auch ‚hier der Strafe gleih. Im ' Uebrigen gilt alles zu 1. 
Ausgeführte analog hier wie in den folgenden Fällen II. Diebftagt Tomi: 
Erprefjung mit Gewalt oder gefährlicher Drohung gegen eine Perfon (88 25 
u. 255) find auch betreffs des R. dem Raube gleich zu behandeln. — IV. Beh 
lerei im zweiten R., ganz analog dem Diebftahl im zweiten R. Strafe: Wenn 
die Hehlerei ſich auf jchweren Diebftahl, Raub oder ein dem Raub gleich zu be 
ftrafendes Verbrechen bezieht, Zuchthaus nicht unter 2 Jahren, bei mildernden lm; 
ftänden Gefängniß nicht unter 3 Monaten. — Ein Hauptfehler aller diefer Beitim: 
mungen ift, — Geſetz ſich nicht mit einer bloßen Erhöhung des Ma ximums 
der Pre en Strafe (Ermädtigun R. zur Strafichärfun n 
Gigb —— — q 203, 308, ds x Pr eis 269 2) detes — 
sid t. c., 176 & Pe 290-292, * 20 d, 821, 33, 6 80 
881, — 808658, 368, 366-388, 383, 8 99,"401, 7,06, 414, 415, 418, 420.48, * 
0, 486, 438, 441, 445, ME AR, 469, 472, an 482, "498, "514, 515, 517, 518, 521,52. 
Deutides —2 — 250 3.5, 252, 255, 261. — Code penal art. 55 (abi 
jeändert durch art. 34 Gele a, dom 28. April 1832), 57, 58 — 5 un % abgeändert 
uch das Geleh vom 13. Mai 863), — 418 (abgeändert Ben eb Bricht mn) 
1892), 482, 2. Code — else art, 54-57, 554, 558, 562, 564, 565. — noch 
Dec $ 18, 87 bi. 2 8. 2, 70, 114, 122 bes Deuticien ——— 3 
in den Deutfche ————— geſehen ſowi⸗ in den partitularrechtlichen Bollgeivorkrite 
Bien fi — SH Zebl mmungen über den R. — Oefterr. Entwurf I. 58 223 3.3 
und 4, $ a, an 278, 423 Ubi. 2. | 








die — vos, 0 f. — Sheurlen, Na, X. — Mittermaitr, 
ebenda XIV. — Ab er ge 1884 — Baumeifter, Bemerkungen 1847, ©. 72 f. 
Köflin, Suftem, S. 621 fi. — — Brauer, —— 1859; ellweg, ebenda 1870; v. Ste 
ment, bene 1871; Taube, ebenda 1 (Zufammenftell, . Kit, b. Deutfen Straf®8. 

rtloff, ebenba 1813 un in Eremalein 8 Zeitichr. I. — Meves, Allgem. Deu 
—— m in Brusa, Studi sulla recidiva, dum 1866. — Berne: 
Grundſ., an Kritit des Nordd. Entwurfes, S. 30 ff. — Hälfäne 


Beitr. S. 69 A — Wriebländer, Der R. im Gemeinen Dentihen Recht, I. 1 
(GiRocii) ). — Merkel in v. Holpendorff’ 8 Handb. II. ©. 559 fi.; II. ©. 686 fi. ' 
IV. &. 221 fi., 409 ff. — K. Olivecrona, Des causes * la — etc. (aus 
Schwebilchen üÜberfept von I. R. Kramer), 1873. — Olshaujen, Der Einfluß der Por] 
beitzafangen auf Die ei Ft tommende StraftHaten, 1878 ©. 14 fi., 82. - 
belitien, 1879 ©. 91°. —— Halburger, Ser Heafreitliße 8 — —— — 
beſonders S. 20 is ff. Ka Geyer. 
Nüdlanfshandel. Die den Pfandleihen (f. diefen Art.) nad de 
Landesgeſetzen auferlegten Beſchrankungen ließen in der Verabredung eines auf rin 
kurze Zeit beſchränkten Rüdtaufsrechtes (f. diefen Art.) bei Feſtſetzung eines ee 
böhten Rüdfaufszinjes den gewerbamäßigen R. entitehen. Derfelbe befand fich geger 
die Pfandleihe im Vortheil, weil er überhaupt feiner Genehmigung bedurfte, odel 
einer Entziehung ausgejegt war (Preuß. Gew.O. vom 17. Januar 1845 ; ; ‚Deutih 
Gew.D. vom 21. Juni 1869 8 35), feinen Zinsbeſchränkungen unterlag und von der] 
Piandverfauf befreit war. Fuͤr bie meiftens Meine Werthe betreffenden Geichätl 
fonnte in $ 321 IH. I. Tit. 11 Allg. ER., namentlich ſeitdem die Binabejchräntungd 
gejeglich aufgehoben waren, fein Schuß gefunden werben; ebenfowenig wie in Oeftiri 
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wich in 3 916 des BGB., obwol dort nach $ 1070 der Vorbehalt des Wiber- 
faufes nur bei unbeweglichen Sachen ftatthaft if. Im Deutjchen Reich griff zuerſt 
x 360 Rr. 12 des StrafGB. ein, indem der Rückkaufshändler mit Gelditrafe big 
150 Mark oder mit Haft bebroht wurbe, wenn ex den über den R. erlaffenen An— 
ordnungen zuwiderhandelt. Es fehlte aber an ben gleichen Anorbnungen. 

Die Rovelle zur Gew.O. vom 28. Auli 1879 madte in 8 34 für 
das Piandleihgewerbe eine vorgängige Erlaubniß erforderlich” und beſtimmt weiter: 
As Piondleihgewerbe gilt auch der gewerbsmäßige Ankauf beweglicher Sachen 
nit Gewährung des Rückkaufsrechtes.“ Es ift dies ein Fall der gefeßlichen Fiktion 
(i. diefen Art). In Fortführung defien ift in $ 38 beitimmt: „Soweit e& ſich um 
diejen Geichäftsbetrieb (R.) Handelt, gilt die Zahlung des Kaufpreifes ala Hingabe 
des Tarlehns, ber Unterſchied zwifchen dem Kaufpreife und dem verabredeten Rüd- 
taufspreife al bedungene Vergütung für das Darlehn, und die Mebergabe der Sache 
as Verpfändung derjelben.” Die Folge hiervon ift, daß es im Gebiet ber Deutjchen 
Gew. O. einen R., d. h. gewerbsmäßigen Betrieb des Rückkaufes, nicht mehr giebt; das 
emelne Gejchäft dieſes Gewerbebetriebs ift ala Pfandleihe zu behandeln, ſodaß ein 
Fndverlauf der in Rückkauf gegebenen Sache nach den Beitimmungen bes landes⸗ 
areslihen Pianbleih- Reglement? erjolgen muß. Das Preußifche Geſetz vom 
17. Rärz 1881, betreffend dag Piandleihgewerbe, umfaßt Pjandleihe und R. Ber 
adtenewerth bleibt, daB die Fiktion bes R. ala Pfanbleihe nur im gewerba- 
mäßigen Betrieb gilt; da die Feſtſtellung der Gewerbamäßigkeit im Thatfächlichen 
liegt, jo ift im Voraus nicht abzufehen ob ein Rückkaufsvertrag als Pfandgeſchäft 
gelten wird oder nicht. Betreffend die Verhältniſſe in Defterreich ift in den Jurifti= 
ihen Blättern von Burian und Johanny 1880 Nr. 52 eine gute —— gegeben. 

eyßner. 

Nücklaufsrecht iſt die Berechtigung des Verkäufers, den Wiederverkauf ber 
Zahe von dem Käufer zu verlangen. Aber auch der Verkäufer kann verpflichtet 
werten, den Gegenftand von dem Käufer wieder zurüdzulaufen. Beide Verbind- 
lichleiten, für deren eritere die Vermuthung gilt, treten durch bejonderen Vertrag 
(pactum de retrovendendo und retroemendo) ein, welcher bejonders häufig ala Neben= 
geding zu einem an fich vollfommen gültigen Kauf Hinzutritt. Aber auch durch 
Yegat kann ein R. mit jfeſtgeſetztem Preis zu Gunften ein beftimmten Perfon be 
itellt werden (1. 49 88 8, 9 D. de leg. 1, 30). Unrichtig ift e&, wenn Göp- 
dert Etrit. B. J. Schr. XIV. ©. 207) im Anſchluß an Degentolb (Begriff 
%e Borvertrages, ©. 22 ff.) das pact. de retrovendendo als pact. displicentiae auf 
fat. Der Uriprung der R. aus Röm. Rechtsquellen ift zweifelhaft und höchſtens 
für das p. d. retrovendendo anzunehmen. Größer ift feine Bedeutung im älteren 
Zeutichen Rechte, wo es zur Umgehung der Tanonifchen Zinsverbote ein Kredit 
gihäit verdedite und ein Wiebereinlöfungsrecht mit dinglicher Klage gab (f. den 
At. PiandLeihen). Seine Ausbildung verdankt dag Inſtitut des R. der gemein- 
schtlihen Praris. 

deutzutage haben die gedachten Verträge nur obligatorifche Wirkungen und 
antericheiden fich gerabe dadurch von dem in 1. 7 C. 5, 54 erwähnten Bertrag. 

Tas R. ift höchftperfönlich und geht auch nur bei ausbrüdlicher Beſtimmung 
auf die Erben Aber (Seuffert, Arch. VII. 181); es ift in der Regel feiner Aus— 
übung nach an eine beftimmte Friſt gebunden. Iſt eine folche nicht vereinbart, fo 
llirem Einige (bei Slüd, XVI. S. 206 ff.) — und dies ftimmt auch mit der 
Aufoffung des Deutfchen Rechts überein — das R. für unverjährbar. Andere laſſen 
deeißigjäßrige Verjährung vom Abfchluß an gerechnet zu (Windſcheid, $ 388, 
5 107 Anm. 5, 9), während noch Andere den Anfangspunkt derfelben an die nicht 
Seiriebigte Ausübunggerflärung bes Berechtigten knüpfen (Sintenis, $116 Anm. 283). 
It der Preis, um welchen das R. geltend gemacht werben foll, nicht im Voraus 
eitgeieht, fo gift mach der herrſchenden Anficht der Preis des früheren Kaufes, wäh- 
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rend Andere ‚(Sintenis) ala folchen ben gegenwärtigen Tarwertd annehmen. Tie 
Sache wird in dem Zuftande zur Zeit des Miederkaufs mit allem Zubehör und den 
hängenben Früchten herausgegeben, doch herrſcht über die Anrechnung von Berbeiie: 
rungen und über die Haftung für Berfchlechterungen Streit (Glüd, a. a. £. 
©. 221 ff). Die Beflimmung, daß das R. nicht zur Verdeckung wucherlicher Ge 
ſchäfte gebraucht werden fol, it durch das RGeſ. vom 14. Nov. 1867 außer An | 
mwenbung gefommen; vgl. jedoch da RGeſ., betr. den Wucher, v. 24. Mai 185% 
(j. den Art. Wucdergefehe), ſowie die Beſtimmungen der Novelle zur RGew. C 
im Art. Pfandleihen. 

Unter den Partitulargejeßbüchern enticheidet der Cod. Max. Bav. die gemein: 
rechtlichen Streitfragen in ber Art, daß als Preis der urjprüngliche gilt, dem Käufer 
die Verwendungen erjeßt werben müfjen und das R. unverjährbar ift. Das Oeſten. 
BGB. beichränkt das NR. auf unbewegliche Güter und auf die Lebenazeit bes Br 
echtigten ; es ift undererblich und unübertragbar. Von der einen Seite wird bir 
urfprüngliche Preis ohne Zinfen, von der andern dad Grundſtück in nicht verihlim- 
mertem Buftande ohne die gezogenen Nutzungen herausgegeben, und Berbefjerungn 
werben nach den Regeln des redlichen Befibes erſetzt. Das Preuß. Allg. LR. lehnt 
fi bei dem R. mehr an die Deutfcherechtlichen Beftimmungen an. Als Preis gilt 
der urfprünglich erhaltene; gewöhnliche Abnutzungen der Sache werben nicht ver 
treten, wegen Verſchlechterungen haftet der Wiederverkäufer für mäßiges Berichen, 
wegen Berbefferungen im Allgemeinen ala reblicher Befiger. Die Koften des Rüd: 
kaufs treffen den Berechtigten. Das R. ift höchſt perfönlich, doch können au 
Wiederkauf veräußerte Pertinenzen auch von einem dritten Erwerber eingelöft un 
überhaupt ein Vorbehalt zu Gunften der Erben gemacht werben, fonft erliſcht w 
mit dem Tode. MWiederfäuflich veräußerte Zinjen und Renten Tonnen . von km 
Berkäufer abgelöft werben. Nach dem Code civil ift bie faculte de rachat ein 
dem Berläufer auf Widerruf des Vertrages gewährtes Recht gegen Rückerſatz dt 
empfangenen Leiftungen, welches nur innerhalb fünf Jahre von Abſchluß des Ir 
trages an ausgeübt werden kann; es gelten alle Grunbjäße der Rejolutivbedingungen. 
und es liegt jomit eine Berwehfelung des R. mit ben Beftimmungen der 1.7C 
4, 54 vor. Das Süd. BGB. beſchränkt das R. bei Immobilien auf 10, bi 
Mobilien auf 1 Jahr. ® 

Mit dem R. ift das Näher- und A u nicht zu NER 


Onellen: 1. 12 D. 19, 5. — 1.2 C. 4, 54. — Codex Max. Bar. 48 45.- 
Oeſterr. BGB. 8 1068-1071. — Ang. ER. Lu 88 296-330. — Code di art. 1659- 
1673. — Sädl. BEB. $$ 1130 ff. 

Sit.: Bon ben Lehrbüchern bei. Sintenis, II. 639. — Glüd, Bd. XI 

©. 206 lathner, Der Wiederfauf, eine — — — — —— Abhandiun in bt 
Satan. für — Rechtäge dichte, Bd. IV. ©. 128 ff. Raylır. 


Mücktritt vom Vertrage im weiteften Sinne des Worts nennt man jet 
von einem Stontrahenten ausgehende Wieberaufgebung eine Vertrages ober feiner | 
Wirkungen. Diefelbe kommt aus ſehr verfchiedenen Gründen und in ehr veridie | 
denen Geftalten vor. Sie kann als Geltendmachung der Nichtigkeit oder ala An 
fechtung erſcheinen. Sie kann auch bei gültigen Verträgen eintreten kraft Ueber | 
eintommens ber Parteien (mutuus dissensus) ober kraft bejondern, einer Partei ein 
geräumten Rechts (Reuerechts), und dieſes Recht kann wieder gejehlich ober vertrag | 
mäßig begründet, von thatjächlichen Vorausſetzungen oder vom bloßen Belichen der 
Partei abhängig gemacht, endlich mit der Kraft einer Refolutivbebingung oder mit | 
einer blos obligatoriichen Wirkung auägeftattet fein. Die Abgrenzung der einzelnen 
Gruppen insbejonbere zwilchen den Fällen der Anfechtung und des Reuerechis in 
vielfach ftreitig (dgl. Wendt, Reuerecht und Gebunbendeit, Heft 2 Exl. 1879, 
©. 1 ff). Jedenfalls aber ſprichi man vorzugsweiſe und im engeren Sinne von 
R. in den letzterwähnten Fällen, wo einer Partei ein beſonderes Recht darauf N 
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üeht. Daher find die wichtigiten diefer Fälle bier zufammenzuftellen, obwol die 
ın jedem eintretenden Wirkungen durchaus nicht gleichartig und nicht auf gemein- 
fome Regeln zurüdzuführen find. 

Gefeslich Hat das Recht zum R. wegen bloßer Willensänderung jebe Partei 
bi Mandat und Societas (f. diefe Art.), ferner ber Verkäufer wegen laesio 
enormis (f. dieſen Art.), der Käufer wegen heimlicher Mängel der Sache (f. die 
It. Kauf und Wandlungsflage), ebenjo unter beftimmten Vorausfetzungen 
ver Bermiether und der Miether (j. den Art. Miethe), der Schenker wegen Un- 
danke des Beſchenkten (f. den Art. Schenkung), endlich jeder, der ohne Rechts— 
grund eine Zeiftung gemacht und dadurch den Empfänger bereichert hat (ſ. darüber 
Bendt, Reuerecht ımb Gebundenheil, Heft 1 Exl. 1878). Nach Windfheib’s 
vehre ſoll der R. in den meiften diefer Fälle auf bie „ermangelnde Vorausſetzung“ 
urdzufähren und biefe überhaupt als Grund zum R. anzuerkennen fein. Jedoch 
eriheint diefe Lehre als dem Rom. Recht nicht entſprechend. Abweichend von dieſem 
bet jedoch das Preuß. Allg. ER. I. 5 88 377— 384 ein Recht zum R. „wegen 
Yeränderter Umftände“ eingeführt (vgl. darüber Dernburg, II. $ 100). Nach Ge 
meinen Recht ift auch Nichterfüllung des Vertrages von Seiten des Gegners fein 
algmeiner Grund zum R.; das Preuß. Recht dagegen giebt bei Verträgen, beren 
Sauptgegenftand Handlungen find, dem auf diefe letzteren Berechtigten die Befugniß 
zum R. aus dem Grunde, daß ber Gegner jene nicht gehörig geleiftet Habe oder 
teten knne (Allg. ER. I. 5 85 480 ff. und dazu Dernburg, II. $ 26), außer 
dem auch noch ähnliche, beſonders geregelte Rechte bei einzelnen Verträgen, wie 
Werhderdingujg, Gefindemiethe u. |. w. Noch weiter gehend beitimmt der code 
ein art. Freu daß bei alfen zweifeitigen Verträgen wegen Nichterfüllung durch 
den einen Theil der andere die Wahl hat, Erfüllung zu beanfpruchen oder vom Ber 
trage zurüdgutreten und Schadenserſatz zu verlangen. Nach biefem Vorgang hat 
euch das HGB. beim Kauf jedem Theil wegen Berzugs bes anbern das Recht ein- 
geräumt, zwiſchen drei Wegen zu wählen, insbefondere auch vom Vertrage abzugehen, 
geich ala ob derfelbe nicht gefchlofien wäre (Art. 354— 859). Ueber R. beim 
Fmohtverkrage ſ. Art. 394. Endlich ift auch wegen Konkurſes, in den der Miether 
oder Pächter verfällt, wenn die Uebergabe der Sache noch nicht erfolgt war, dem 
endern Theil ein Recht zum R. gewährt (MO. $ 18). — Vertragsmäßig ann einer 
Yartei der R. aus jedem beliebigen Grunde vorbehalten werben. Hauptbeiſpiele 
tier dag pactum displicentiae, die addietio in diem und die lex 
vommissoria. Weber die letzteren beiden vgl. bie betreffenden Art. Durch das 
peetum displicentiae (beſſer poenitentiae, Neuevertrag) wird einer Partei der R. 
aus winem Belieben geftattet, und zwar im Zweifel derart, daß die Erklärung 
deſelben auf das Geſchaft wie eine erfüllte Refolutivbebingung wirken foll (1. 8 D. 
1.cE18, 1; 1. 6 D. resc. vend. 18, 5). Danach erlischt mit dem R. das 
us dem Bertrage entiprungene Rechtsverhältniß von jelbft und mit ihm alle auf 
"arıd deſſelben Über die Sache getroffenen Verfügungen mit Ausnahme derjenigen, 
zeige von dem Buridtretenben ſelbſt herrühten, weil für diefen feine Gebunbenheit 
yum X. beftand (1. 8 D. quib. mod. pign. 20, 6; vgl. Windfcheid, Lehrb., II. 
333, A. 6; anders Karlowa, Rechtsgeichäft, ©. 99). Auch eine Rückwirkung 
tritt infoiern ein, ala die Rubungen der Zwiſchenzeit bem Rücjallaberechtigten heraus⸗ 
&igeben werden müffen (1. 4 8 4; 1. 6 pr. D. de in diem add. 18, 2). ine 
st zur Erklärung bes R. ift gefeßlich nicht beftimmt, denn 1. 81 $ 22 D. de 
ud. ed. 21, 1 jet eine vertragamäßige Bezugnahme auf bag Edikt voraus; fie 
an dom Richter frei bemeffen werden (Seuffert, Archiv XXVIII. Nr. 131). Der 
euertrag Yommt zwar in ben Quellen nur beim Kauf vor, wo er, wenn zu 
Sarften des Käufer vereinbart, mit dem Probekauf (1. dieſen Art.) zufammen- 
alt vgl auch Fitting in Goldſchmidi's Zeitſchr. f. d. gef. H.R. V.©.118). Er 
fanr aber auch anderen Kontrakten beigefügt werden. Desgleichen iſt es möglich, 
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daß fein Inhalt nur auf Begründung einer Obligation zur Rüdleiftung des Empian- 
genen gerichtet werde. Das Preuß. Allg. ER. I. 11 $$ 331, 332 behandelt ebm- 
falls den Vorbehalt des Rechts, binnen einer gewiffen Zeit vom Kaufe wieder ab- 
zugehen, als eine auflöfende Bedingung, wendet aber, wenn die Sache übergeben 
und dag Kaufgeld bezahlt ift, die Regeln vom Wiederkaufe an. (Bol. Föriter, 
Theorie und Praris, II. $ 126, Nr. 4.) Et. 


NAüdverfiherung (reassurance, re-insurance) ift ein Verjicherungs: 
vertrag (f. diefen Art}, inhaltlich deffen Jemand, der ala Verficherer einen Ale 
turangvertrag (im Berhältniß zur R. nun „Vorverficherung“ oder „Hauptveriihe 
rung“ genannt) abgejchlofien Hat oder abjchließen will, da® dadurch übernommene 
oder zu übernehmende Riſiko ganz oder theilmeife auf einen anderen Verſicherer 
(Reaffecuradeur) überwälzt, indem er fich gegen die Gefahr, auf Grund des Ber 
ficherungsvertrags eine Verfiherungsfumme zahlen zu müffen, jeinerjeit? (ala R- 
Nehmer) bei einem Verſicherer (Rüdverficherer, R.anftalt) verfichert. 

Die Gefahr, welche den Gegenftand der R. bildet, befteht in dem vertrags 
mäßig übernommenen oder zu übernehmenden Rifilo, eine Schabenderfagfumme ale 
BVerficherer zahlen zu müffen: für den Fall des Eintritts diefer Gefahr deckt ſich 
der im Vorverſicherungsvertrage ala Berficherer fungirende R.nehmer durch den 
R.vertrag, welchen er entwweber mit einer R.anſtalt befonderer Art oder mit einer 
oder mehreren der gewöhnlichen Verſicherungsgeſellſchaften derjenigen Branche, welder 
der R.nehmer ala VBorverficherer angehört, abzuichließen pflegt; jo verjichern fh 
See⸗, Feuer⸗ und Lebensverficherungagejellichaften gegen bie von ihnen übernommenen 
Gejahren theild bei bejonderen R.anftalten, theils (und zwar häufiger) bei den ge 
wöhnlichen Berficherungsgefellichaiten ihres Geſchäftszweiges; e8 Tann auch die durd 
R. übernommene Gefahr jelbft Gegenftand einer neuen R. fein. (Ueber die Gejchichte 


diefer N. f. Mafius a. a. D., ©. 7-8; Saski a. a. O, ©. 82.) Tin 4 


R.vertrag (im echten und eigentlichen Sinne) fchließt demnach ein Berficherer 
als R.nehmer ab; im uneigentlichen Sinne wird auch zum R.vertrag ein Ver 
ſicherungsvertrag, durch welchen fich ein Verficherter (der am Vorverficherungsvertrage 
ala Berficherungsnehmer oder ald Verficherter Vetheiligte) ala (Rüd)-Verficherung® 
nehmer gegen die Gejahr ſchützt, es könne ber Verficherer infolvent und demnach die 
(Bor-)Berficherungsfumme nicht bezahlt werden (ſ. Preuß. LR, II. 8 $ 2011); in 
einem anderen Sinne wird das Wort R. mitunter gebraucht, infofern Unfall: 
verſicherung damit gemeint wird, dann nämlich, wenn der für ben Erfah eines durch 
Unfall eingetretenen Schabeng gefetlich Haftende fich durch eine Verſicherung (Unfall- ober. 
Haftpflichtverficherung) gegen den Schaden det, dem er durch die gefegliche Umiall- 


Haftung außgejeßt ift; eine derartige Verficherung ift aber ebenfalld feine R., weil‘ 


hier das Rifiko bzw. der Schaden nicht in Folge eines Verſicherungsvertrages. 
fondern auf Grund gejeßlicher Beftimmung auf dem Verficherungsnehmer haftet. Zur 
(echten) R. wird vorausgefeht, daß durch eine Vorverſicherung eine Geahr 
übernommen wurbe oder beabfichtigtermaßen noch übernommen werben wird, letzteres — 
eine bedingte R. — injofern die Uebernahme einer R. auch dann zuläffig iſt, wenn die 
Gefahr, welche der R.nehmer im Verficherungsvertrage übernehmen foll, noch nicht 
vorhanden ift, demnach ein erft beabfichtigte® Verficherungarifito reaffelurirt werden 
Soll (f. Erk. bei Buſch, Arch, Bd. XI. a. a. O.); in Fällen der letzteren Art iſt 
die Anzeige, daß der Borverficherungsvertrag perjeft geworben ſei, zur Wirkjamteit 
der R. im Zweifel nicht erforderlich, ſondern es wird die bedingte R. zur unbedingten 
duch die Thatfache der Perfektion des Vorverficherungsvertrags (ſ. Erf. bei Buic, 
Ad. a. a. DO. und Goldſchmidt's Zeitichriit, Bd. XIN. ©. 512). *ie 
juriftifche Natur der R. ergiebt fich daraus, daß die R. ein jelbftändiger 
und gewöhnlicher Verficherungavertrag ift, von den übrigen Verficherungsverträgen nur 
durch den Gegenstand, die eigenartige Gefahr verfchieden; das verficherte Interefie 
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it das Interefje, welches der R.nehmer daran hat, daß er aus gewiflen DBerfiche- 
tungäverttägen nicht ala Verficherer (ungedeckt) zahlen müffe; die durch die R. er 
nöglichte Ueberwälzung Tann fich auf die ganze Gefahr oder auch nur auf einen 
Teil des beſtehenden Riſiko erſtrecken; letzteres iſt der Fall bei der ſog. „R. der 
Grcedenten“, d. h. derjenigen Beträge der (Vor-)Berficherungsfumme, welche die 
Höhe der nach den Statuten der die R. nehmenden Berficherungagejellichaft aeg 
Bericherungsbeträge überjchreiten (f. Entſch. des ROHG. Bd. V. ©. 165—166). 
An der Gültigkeit der R. ift, imfofern nicht gejehlich daß Gegentheil ausgeiprochen 
iſt, wie früher in England (j. Goldjchmidt’s Zeitichrift, Bd. IX. ©. 184, und 
Tedlenborg a. a. D., ©. 51), nicht zu zweifeln. Der Inhalt der R.verträge 
ergiebt fich aus der Vereinbarung und, ſofern dieſe darüber ſchweigt, aus dem In— 
helte der in Frage kommenden Vorvetficherungevertrãge im Zweifel ift hinſichtlich 
At und Umfang der Gejahr u. dgl. das Vertragsganze ber (Bor-)Verfigerung auch 
für die R. maßgebend; Hierbei muß zweierlei ins Auge gefaßt werben, einerſeits: 
die vom Borverficherungsvertrage abweichenden Feitjeungen der R., 3. 2. Gefahr: 
oder Interefjeeinfchräntungen in der R., find ohne Einfluß auf die Wirkung bes 
Vowerficherungsvertrags; und andererſeits ift eine willfürliche Art ber Schadens⸗ 
wgulmung, welche der Vorverficherte und der Rückverficherte mit einander nach Eintritt 
des Borverficherungsfalles vereinbaren, ohne Belang für die Wirkſamkeit der R., injorern 
fh die Pflicht des Rückverficherers nach Demjenigen bemißt, was der Rüdverficherte dem 
Verñcherten rechtlich zu zahlen hat, und darüber hinausgehende Vergleiche jener Beiden, 
tiberalitäten u. dgl. ben Rückverficherer nicht binden (j. Mal a. a. O., ©. 514). 
Einfeitiger Rücktritt von der R. ift (auch nach dem Preuß. ER.) ausgeſchloſſen (ſ. Entſch. 
de ROHG. Bd. V. ©. 168). Das theilweife Erlöfchen des Vorverficherungs- 
vertrags nach Abſchluß der R. bewirkt ein verhältnigmäßiges Grlöfchen der R., 
wenn die leiztere auf einen ideellen Anteil lautete; es bewirkt aber feine Endigung 
der R., wenn feßtere einen feſten Betrag der Schadenserſatzſumme zum Intereſſe 
gemacht Hatte und wenn durch die theilweife Endigung der Vorverficherung, d. i. 
durch die Reduktion des Vorverficherungsintereffe das Riſiko nicht unter die jejt- 
vereinbarte R.fumme hinunter finkt; wäre Letzteres der Tall, jo würden mit ber 
Minderung der Gejahr im Borverficherungavertrage auch die in der R. übernommenen 
Geiahren entfprechend reduzirt werden. 

Das Deutiche HEB., nach welchem die R. unter Umftänden ala „Hanbele- 
gehäit“ aufzufaffen ift, erflärt die von dem Seeverficherer übernommene Gefahr ala 
verfiherbar und damit die Zuläffigfeit der R. im Seehandelsverlehr, in welchem 
die R. bereits lange fich einbürgerte, und beſtimmt ferner, daß bei ber ſeerechtlichen 
%. die Abandonfrift mit dem Äblaufe des Tages beginnt, an welchem dem Rück- 
derficherten von dem Berficherten der Abandon erklärt worden ift. 


= zonttiu: ee Tee — * 8 8 2016. — Allgem. Deutſches HGB. Art. 782, 
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Nückwechſel (IH. I. ©. 561). Der R. (auch Retour⸗, Rikors-, Gegen- 
Vider⸗ Her-Wechſel, ricambio, ritratto, retraite, rechange, hertrekking genannt) 
iſt ein "Bedjel, welchen ein Wedhfelregreßnehmer" zum Zwede der Einziehung der 





uaxirum. 


wenciedene andere Bedeu 


FT 1 
— —— sieh Die —— *— aus 
— ai m RE 5. 360, Ko N umme bes R., deren Beredinum ı 


* — 
oder Gr A Kurs em Remittenten des R. und erfpart Mi: 


deffeiben feine ne Ein: feiten® bes en et und ihm gle 
—— — eifeift wirb, wo bie zur Reegrehßtlage nötigen Papiere (nämlich 
—— ormeel, die Proteftuelunde umb die Retourredinung mit Belegen) 
Falten finb, ober enblich fo, daß ihn dieſe Papiere fortwährend begleiten (8. 
Beilagen). In den beiben letzteren Fällen Tann ber Nehmer be R., wenn 
Retraffat ben ®. nicht acceptirt und nicht honorirt, den Vorwechſel einklagen, for 
ex duch ein Giro auf diefem ala Inhaber befielben Iegitimirt ift, wicht aber 
auf Grund bes nicht acceptirten R. mit Beilagen (j. Borharbt a. a. O. 
454; für bie entgegengefetzte Anficht f. Anm. in Seuffert, Arch. Bd. V 
&. 115—117 und die dort citirten Abhandlungen). Der Retraffat wird den R 
regelmäßig acceptiren und honoriren, weil er jonft nicht blos bie Regreßllage, fondern 
auch eine Klage auf das Intereſſe zu gewärtigen hätte. Außer der Regreßſumme 
darf die Wechjelfumme des R. noch umfafien: die Diäffergebühren für die Negozirung 
des R., ſowie die etwaigen Stempelgebühren, nicht aber noch eine befonbere Proviton | 
(außer ber in der Regreßſumme nad) N vo tfchen Wechjelorbnung Art. 51 at 
haltenen). Borchardt a. a. O. Zuf. 6 

Ueber die Zugrundelegung eine ———— R. bei Berechnung der Regtez⸗ 
fumme ſ. den Art. ann, » R. im Sinne von Interime⸗ 
wedjel ſ. Thöla. a. O. 8 58, ©. 212 

Gigb.: Deutihe WO. Art. 58. — Code de c comm. art. 177, 179, 183 und Decret dı 
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Nüdwirkung der Geſetze. — Das Berhältnif eines neuen Geſetzes zu den 
bisher in Geltung befindlichen Rechtefägen regelt im Allgemeinen der Grundias: 
lex posterior derogat priori. Das heißt, mit der Wirkſamkeit eines neuen Geichs 
treten diejenigen von den bisherigen Rechtsfägen außer Kraft, welche fi) auf die 
gleichen Lebensverhältniffe oder Vorkommniſſe beziehen und eine mit der neuen Regel 
unvereinbare Rorm aufftellen. Aus dieſem Grundfat folgt indeß keineswegs baf 
der ältere durch das neue Gejeß verbrängte Rechtsſatz in den Gerichten nicht meh! 
in Anwendung gebracht werden bürfe. Es ift Vorfrage: Auf welche Begebenpeiter 
(Handlungen und Unterlaffungen) ſowie Zuftände erftredt das neue Geſetz feine Herr 
ſchaft? In diefer Hinficht ift zu bemerken: Wenn ein Geje erfcheint (und in Kro* 
tritt), jo find a Rechtöverhältnifie der Art vorhanden und Handlungen dr 
Art vorgefallen, für welche eine neue Regel eingeführt werben joll. Diefe Rechte 
derhältniffe (und Handlungen) haben durch das Bläher geltende Recht rechtliche Ord 
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ꝛamg erhalten. Findet nun das neue Geſetz auch auf dieſe bereits geregelten Verhaält⸗ 
nine und auf bie bereits im ihrer juriſtiſchen Bedeutung beſtimmten Handlungen 
Anwendung oder nur auf Rechtsverhältniffe und Handlungen dieſer Art, welche erft 
nach dem Inslebentreten des neuen Geſetzes zum Dafein kamen? Mit anderen 
Borten, greift ein Geſetz auch in den bei feiner Erſcheinung jchon begründeten 
jubjeltiven Rechtszuſtand ein? Dies ift es, was man bdie- zeitliche Kolli— 
fion der Gejege nennt. Zur Löfung der Kollifion müffen die normalen 
Grenzen für die zeitliche Herrſchaft der Rechtsſätze aufgefuht und muß die Frage 
io geftellt werben: wieweit erſtreckt fich zeitlich die Herrſchaft eines Rechtsſatzes? 
Som Standpunkt des pofitiven Rechts — und mer biefer foll hier erörtert werden — 
it die Antivort: die Grenze beitimmt ber Gejegeber (allgemeiner die rechtfchaffende 
Macht im Staate). Mithin find die praftifchen, d. 5. für die Rechteanwendung 
maßgebenden Regeln tiber die zeitliche Herrfchaft der Geſetze (Rechtsſätze) Beftand- 
theile des pofitiven Rechts des Landes. Diefer Ausgangspunkt ergiebt die Folge: 
Sobald daB pofitive Recht eines Landes ausdrüdliche Normen über die zeitliche 
derrihaft aufftellt, Hat der Richter die Kollifionen zwifchen dem älteren und dem 
neuen Rechtsſatz Lediglich hiernach zu enticheiden, wie auch der Inhalt diefer Normen 
fh zu der auß allgemeinen Erwägungen folgenden Löſung der Frage verhalten mag. 
Der Öefehgeber kann beftimmen, daß alle Handlungen und Verhältniffe der betreffen- 
den Art, welche von mm an zur richterlichen Würdigung fommen, ausſchließlich 
aach dem neuen Geſetz beurtheilt werden follen, auch diejenigen, welche aus der Zeit 
vor Eriheinung dieſes Geſetzes ſtammen. Die Anwendung eines Geſetzes auf ver 
gengene Thatfachen und Zuftände in dem angegebenen Sinn bezeichnet man als 
* der Geſetze. Nicht darin befteht alfo die R, daß einem Geſetz Geltung für eine 
rüßere Zeit beigelegt und ein vergangener Rechtazuftand umgeftaltet würde, denn 
die Einwirkung auf die Vergangenheit ift durch die Natur der Dinge ausgefchloffen 
and an ihr bricht fich auch die Allgewalt des Geſetzgebers. Die R. Iegt nur ver- 
gangenen Thatfachen eine andere rechtliche Bebeutung bei ala ihnen bisher zukam, 
oder, praftifch ausgedrückt, fie binbet die rechtliche Beurtheilung vergangener That- 
iaden an die Normen de neuen Gefehed. Die Unzuläffigkeit der R. wird vielfach 
2: ein durchgreifender, jeder Ausnahme unfähiger Grundfag verfündigt, bald ala 
Kechtseriom, das auch für das praftifche Recht durch entgegenjtehende Verfügung 
dia Gefehgeber8 nicht aus den Angeln gehoben werden kann (Stru ve, LZafjalle), 
bald ala mabweisbare Forderung an die Geſetzgebung. Die Aufftellung ift in beiderlei 
Genalt unhaltbar: in der erjten, weil im Widerſpruch mit der Stellung, welche 
xt Griehgeber gegenüber dem pofitiven Recht einnimmt, aber auch in der zweiten, 
wovon ſchon das Vorkommen der R. in den Geſetzgebungen aller Länder und Zeiten, 
tie Gegenwart nicht ausgenommen, überzeugen kann. Der Sab von der Nicht-R. 
dr Geſete Hat allerdings gute Berechtigung und ift im pofitiven Recht zur An« 
rtenmung gelangt, aber als Regel, nicht als Prinzip. 
de dor die Aufgabe gejtellte Richter, ob auf ein gewiſſes Verhältniß oder 

Terommnig das früher oder das gegenwärtig geltende Geje in Anwendung zu 
lommen Gabe, hat feine Unterfuchung vor Allem darauf zu richten: 

1. ob fi im dem pofitiven Recht des Landes eine dieſe Kollifiongfrage ent- 
ichidende Rorm findet. Solche Vorſchriften Tommen mit verichiedenem Geltungs- 
eriang dor, theils für alle in einem beftimmten Rechtsgebiet ericheinenden Geſetze 
Neuß. ER. Einl. 88 14—20; Oeſterr. BEB. 8 5; Sächſ. BGB. SI 2, 8; 
Code civil art. 2; Code penal art. 4 u. a.), theils für ein einzelnes Gejek oder 
®eiebuh, mögen fie hier in ein befonberes Einführungsgefeh (Publikationspatent) 
teriefen oder dem Geſetz jelbft einverleibt fein (tranfitorifcde Beſtimmungen). Manche 
randesrechte befigen aber ausdrückliche Normen über die zeitliche Herrichaft der Gefehe 
überhaupt nicht, andere wenigften® nicht in außreichendem Maße. Wo nun ein der- 
eriger Mangel vorliegt, da ift 

3. Holgendorff, Enc. II. Rechtalexikon IT. 3. Aufl. 32 
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an auf den a gchiden zieht (verfchiedene andere Bedeutungen von 
R. Thöl a. a. O., 866, Note 3). Die Regreßſumme aus dem bezahlten 
Br ober Hauptwechfel mi zur MWechfelfumme des R., deren Berechnung und 
Beitanbtheile |. in dem Art. Kursberehnung ausführlich. Der Regredint 
(Retrafjant) erhält fie ala Valuta von dem Remittenten des R. und erſpart dadurch 
die weitläufigeren und toftjpieligeren Umftändlichkeiten der anderweiten Einziehung 
der Regreßfumme. lm aber diefe Exfparung zu bewirken, muß der R. ummittelbar 
auf den Regrekpflichtigen (Retraflaten) ımd zwar auf defien Wohnort (a dritturs) 
geftellt und auf Sicht (a vista) zahlbar fein, wie dieſes auch durch die Deutide 


Wechfelorbnung Art. 58 vorgeichrieben ift. Der R. Läuft entweder als gewöhnliche | 
Zratte, jo, daß er gar nicht als folcher erfannt wird, oder jo, daß der Rehmer 
deffelben feine Eigenſchaft ala R. durch eine Bemerkung auf dieſem felbft oder burd | 
anderweite Anzeige (Avisbrief) feitens des Regreßnehmers erfährt und ihm gleich: 


zeitig "mitgeteilt wird, wo die zur Regreßklage nöthigen Papiere (nämlich dir 
proteftirte Vorwechſel, die Protefturfunde und die Retourrechnung mit Belegen) zu 
erhalten find, oder endlich fo, daß ihn diefe Papiere fortwährend begleiten (R. mit 


Beilagen). In den beiden Ießteren Fällen kann der Nehmer des R., wenn der 
Retraffat den R. nicht acceptirt und nicht honorirt, den Vorwechfel einflagen, Toten | 


er durch ein Giro auf dieſem ala Inhaber deſſelben Legitimirt ift, nicht aber ichon 


auf Grund des nicht acceptirten R. mit Beilagen (j. Borchardt a. a. D. Zul. 


454; für die entgegengefehte Anficht |. Anm. in Seujfert, Arch., Bb. XV. 
©. 115—117 und die dort citirten Abhandlungen). Der Retraffat wird den R 
regelmäßig acceptiren und honoriren, weil er jonft nicht bloß die Regreßllage, ſondem 
auch eine Klage auf das Intereſſe zu getwärtigen hätte. Außer der Regrekjumme 
darf die Wechfelfumme des R. noch umfafjen: die Mäklergebühren für die Regozirung 
des R., fowie die etwaigen Stempelgebühren, nicht aber noch eine befonbere Provifion 
(außer der in der Regrekfumme nad) DE rl Wechfelorbnung Art. 51 ente 
baltenen). Borchardt a. a. O., Zul. 6 

Ueber die Zugrundelegung eines Heels R. bei Berechnung der Regreß⸗ 
fumme ſ. den Ari. a über R. im Sinne von Interims: 
wechſel ſ. Thöl a. a. O., 5 58, ©. 212. 
ar Sieb: ens⸗ WO. Art. 58. — Code de comm. art. 177, 179, 183 und Decret du 


et: Gnert, WR, ©. 297—3%. — a eteläte, Alphab. Encyklop. der BR, 

3. IL ©. 418497. — Run e, WR, Dahn in tuntlatt Deutjhem 
—— 180 ©. 546. — Shöl, HN br: TR. 4. Aufl. $ 100 ©. 36571. 

Wächter, Gnchflop. d. TR, 1880, ©. sl. — — Algen. 

Dentide WO. 7. Aufl. 1879, Zuf. 454 © 2ıl, 278. — Ercole Vidari, La letter di 

cambio, Firenze 1869, p. 579 ss. — Ueber bie "alten cambii con la ricorsa, ih zur Um: 
gehung des Verbot der cambia sicea dienten, |. Runge, W.R., L Exturs, — — 
areis. 


Rückwirkung der Geſetze. — Das Verhältniß eines neuen Geſetzes zu dm 
bisher in Geltung befindlichen Rechtafägen zegelt im Allgemeinen der Grundfas: 
lex posterior derogat priori. Das heißt, mit der Wirffamfeit eine neuen Geſehes 
treten diejenigen von ben biöherigen Rechtsſätzen außer Kraft, welche fich auf die 
gleichen Lebensverhältniffe oder Vorkommniſſe beziehen und eine mit der neuen Regel 
unvereinbare Norm aufftellen. Aus biefem Grunbſatz folgt indeß keineswegs, daß 
ber ältere durch das neue Geſetz verbrängte Rechtsſatz in den Gerichten nicht mehr 
in Anwendung gebracht werben bürfe. Es ift Vorfrage: Auf welche Begebenheiten 
(Handlungen und Unterlaffungen) ſowie Zuftände erſtreckt das neue Geſetz feine Herr: 
ſchaft? In diefer Hinficht ijt zu bemerken: Wenn ein Gejeß erfcheint (und in Kraft 
tritt), fo find bereits Kechtsverhältniſſe der Art vorhanden und Handlungen der 
Art vorgefallen, für welche eine neue Regel eingeführt werden ſoll. Dieſe Rechte 
berhältniffe (und ‚Sandfungen) haben durch das bisher geltende Recht rechtliche Ord⸗ 
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mmg erhalten. Findet nun das neue Geſetz auch auf diefe bereits geregelten Verhält- 
nife und auf bie bereits in ihrer juriftifchen Bedeutung beftimmten Handlungen 
Anwendung oder nur auf Rechtöverhältniffe und Handlungen diefer Art, welche erſt 
aach dem Inslebentreten des neuen Gejehes zum Dafein famen? Mit anderen 
Borten, greift ein Geje auch in bem bei feiner Gricheinung ſchon begründeten 
iusjeftiven Rechtezuftand ein? Dies ift es, was man die zeitlihe Kolli— 
Fon der Gefege nennt. Zur Löſung der Kollifion müflen die normalen 
Grenzen für die zeitliche Herrfchaft der Rechtsſätze aufgefucht und muß die Frage 
io geftellt werden: wieweit erſtreckt fich zeitlich die Herrſchaft eines Rechtsſatzes? 
Lom Standpunkt des pofitiven Rechts — und nur dieſer joll hier erörtert werden — 
it die Antwort: die Grenze beftimmt der Geſetzgeber (allgemeiner die rechtjchaffende 
Naht im Staate). Mithin find die praftifchen, d. 5. für die Rechtsanwendung 
moßgebenden Regeln über die zeitliche Herrichaft der Geſetze (Rechtsſätze) Beſtand- 
teile des pofitiven Rechts des Landes. Diefer Ausgangspunkt ergiebt die Folge: 
Sobald daB pofitive Necht eines Landes ausdrückliche Normen über die zeitliche 
derichaft aufftellt, Hat der Richter die Kollifionen zwifchen dem älteren und dem 
naueren Rechtsſatz Kebiglich hiernach zu entfcheiden, wie auch der Inhalt diefer Normen 
fh zu der aus allgemeinen Erwägungen folgenden Löſung der Frage verhalten mag. 
Ter Öeiehgeber Tann beftimmen, daß alle Handlungen und Berhältniffe der betreffen- 
den Art, welche von man an zur richterlichen Würdigung fommen, ausſchließlich 
aach den neuen Geſetz beurtheilt werden follen, auch diejenigen, welche auß der Zeit 
dor Eiheinung dieſes Geſetzes jtammen. Die Anwendung eines Gejehes auf ver 
gengene Thatfachen und Zuftände in dem angegebenen Sinn bezeichnet man als 
#. der Gefeke. Nicht darin befteht alſo die R., daf einem Geſetz Geltung für eine 
rüßere Zeit beigelegt und ein vergangener Rechtazuftand umgeftaltet würde, denn 
Ye Emwirkung auf die Vergangenheit ift durch die Natur der Dinge ausgefchlofien 
and an ihr bricht fich auch die Allgewalt des Geſetzgebers. Die R. legt nur ver- 
gangenen Thatfachen eine andere rechtliche Bedeutung bei ala ihnen bisher zukam, 
oder praktiſch ausgedrückt, fie bindet die rechtliche Beurtheilung vergangener That= 
iachen an die Normen des neuen Geſetzes. Die Unzuläffigteit der R. wird vielfach 
== cn durchgreifenber, jeder Ausnahme unfähiger Grundfaß verfündigt, bald ale 
Xehtzeriom, das auch für das praktiiche Recht durch entgegenftehende Verfügung 
di Geſetgebers nicht aus den Angeln gehoben werben kann (Struve, Laffalle), 
ud als ımabweisbare Forderung an die Gejekgebung. Die Aufftellung ift in beiberlei 
Setalt umhaltbar: in ber erften, weil im Widerjpruch mit der Stellung, welche 
xt Geiezggeber gegenüber dem pofitiven Recht einnimmt, aber auch in der zweiten, 
Davon ſchon das Vorkommen der R. in den Geſetzgebungen aller Länder und Zeiten, 
die Gegenwart nicht ausgenommen, überzeugen kann. Der Satz von der Nicht-R. 
da Geiehe Kat allerdings gute Berechtigung und ift im pofitiven Recht zur Ans 
Firmung gelangt, aber als Regel, nicht ala Prinzip. 

: ie dor die Aufgabe geftellte Richter, ob auf ein gewiſſes Verhältniß ober 
Vorfommmih das früher oder das gegenwärtig geltende Geſetz in Anwendung zu 
femmen habe, Hat feine Unterfuchung vor Allem darauf zu richten: 

Lob fi in dem pofitiven Recht des Landes eine dieſe Kollifionsfrage ent= 
oxidende Norm findet. Solche Vorſchriften kommen mit verſchiedenem Geltungs- 
ımang dor, theils für alle in einem beftimmten Rechtsgebiet erjcheinenden Geſetze 
up. ER. Einl. 88 14—20; Oeſterr. BGB. 8 5; Sächſ. BEB. 88 2, 8; 
(ode civil art. 2; Code penal art. 4 u. a.), tHeils für ein einzelnes Gejeg ober 
ebuh, mögen fie hier in ein befonberes Einführungsgejek (Publikationspatent) 
!ermieien ober dem Geſjetz jelbft einverleibt fein (tranfitorifche Beftimmungen). Manche 
Sandesredhte befigen aber ausbrüdliche Normen über bie zeitliche Herrſchafi der Geſetze 
über5aupt nicht, andere wenigſtens nicht in außreichendem Maße. Wo nun ein ber- 
iger Mangel vorliegt, da ift 

2. Holgenborff, Guc. IL. Rechtäleriton IT. 3. Aufl. 32 


498 Nüdwirkung. 


II. der muthmaßliche Wille des Geſetzgebers zu ergründen, denn Recht üt der 
Wille der rechtfchaffenden Macht. Hier gewinnt die wiſſenſchaftliche Forſchung un- 
mittelbare praftifche Bedeutung. Freilich begegnet und gerade in biefer Lehre eine 
große Verſchiedenheit der Anfichten; indeß glüdlicherweife weniger in ber Beant: 
wortung ber einzelnen praftifchen Fragen als in der Fafjung ber allgemeinen Regeln. 
ein Beweis, daß das unmittelbare Gefühl und der geſunde Takt des Urtheilere 
mächtiger ift ala bie theoretifche Formel. 

Als Anhalt für die Löfung der zweifellos jchwierigen Aufgabe bieten ſich im 
Allgemeinen folgende, dem Wejen des Geſetzes wie ber Rechtsverhältnifje entnommen 
Bunfte: 1) Zweck der Geſetze Überhaupt, 2) Beichaffenheit des bejonderen in Frage 
befindlichen Geſetzes, 3) Natur der Vebensverhältniffe, zu deren Orbnung dieſes Gefeh 
beftimmt ift. Was im Einzelnen noch Yührer fein kann, entzieht fich einer zufammen- 
Taffenden Beichreibung. Aus der angegebenen Grundlage wird fofort Mar, dab die 
Regeln über bie zeitliche Herrichaft für die Rechtsſätze der einzelnen Rechtszmeige 
en find, anders für das Privat-, anders für das öffentliche Recht. | 

A. Privatrecht. Ein jedes Lebensverhältniß umd überhaupt jebes that: 
fächliche Vorkommniß wird fofort bei feiner Entftehung durch die zu dieſer Jeit 
geltende Rechtsnorm (oder Rechtänormen) ergriffen und nach feiner rechtlichen Be— 
deutung beftimmt, fei es zum rechtlich unerheblichen geftempelt ober mit rechtlicher 
Geftalt und Wirkung andgeftattet. Der juriftifchen Anſchauung vollzieht fich dir 
Unterwerfung der Thatſachen unter die Herrſchaft der Rechtsſätze von jelbft (nicht 
erſt durch das richterliche Urteil), und für die Rechtsanwendung giebt es feine 
Lücke im pofitiven Recht (THöL). Es ift nun im Zweifel nicht anzunehmen, dc}; 
der Gejebgeber die von dem bißherigen Rechte beftimmten Thatjachen und geregelten 
Verhältnifſe durch das neue Gele umformen und in den begründeten fubjeftinen) 
Rechtszuſtand ändernd eingreifen wolle. Den künftig entftehenden Thatfachen (und! 
Berhältniffen) allein fol in der Regel ein neues Geſetz rechtliche Maß und Zi) 
geben (leges et constitutiones futuris certum est dare formam negotiis, non sd} 
facta praeterita revocari, nisi nominatim de praeterito tempore adhuc pendentibu: 
negotiis cautum sit- Const. 7 de legibus 1, 14). Daher findet fich in den Rechter 
aller der abenbländifchen Kultur angehörigen Völker (über Chinefijches, Indiſches und 
Jüdiſches Recht ſ. Lajjalle, I. ©. 62—-68) ala Regel der Sat: Geſetze haben fein: 
rüdwirfende Kraft, oder beffer: Neue Gefege finden auf vollendete jur: 
ftiihe Thatfahen feine Anwendung. 

Diefer Regel gehen aber überall Ausnahmen zur Seite. Vor Allem 1) will 
ein Geſetz, welches ſich als authentiſche Interpretation zu erkennen gieht. 
ſofort in allen Fällen normgebend ſein, wo fortan ber ausgelegte Rechtsfatz zur An- 
wendung gelangt (auch in der Appellationd- und Revifionsinſtanz). Dies ift die 
weitgreifendfte Ausnahme. 2) Es kommen noch andere Gejege mit rückwirkendet 
Kraft vor, ſei es daß ihnen diefelbe ausdrüdlich oder, wie aus Inhalt und Zwid 
unzweideutig erkennbar, ſtillſchweigend beigelegt ift. In letzterer Beziehung ſteben 
wir vor einer Aufgabe der Geſetzesauslegung. Es find ſchon verſchiedene Beriuc: 
gemacht worben, berfelben durch Aufftellung einer allgemeinen Formel zu Hülie wı 
tommen (Savigny, Bornemann, Lajfalle, Rintelen u. a.). Kent 
befriedigt, wobei freilich nicht zu überfehen ift, daß an derartige Formeln feine ul 
hohen Anforderungen gejtellt werben dürfen. Mit größerer Sicherheit kann im Al: 
gemeinen der Umfang der R. bei den Gefehen der zweiten Klafje beſtimmt werden, 
Menn durch ein Geſetz das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden, der Klein; 
ober der Blutzehent aufgehoben, eine Reallaft für ablösbar erklärt, das Fiſchen 
öffentlichen Gewäflern freigegeben wird, jo hören im Zweifel auch die fchon be 
gründeten Jagd», Zehnt-, Real-, Fiſchereirechte mit der Wirkſamkeit des Geſetzes auf 
au bejtehen. Allein die aus beren bisherigem Beftand bereits erwachfenen Anprũd · 
und Verpflichtungen bleiben vom neuen Geſetz unberührt und können auch jetzt nod 
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auf Grund des ältern Rechts geltend gemacht werden. Noch viel weniger wird die 
Irage Über die vormalige Entſtehung, Aenderung oder Aufhebung ſolcher Rechte 
durch das neue Geſetz betroffen. Allgemein gefaßt: die R. im zweiten Umfang 
unteritellt in Anjehung der unter der Herrichatt des bisherigen Rechts entitandenen 
Rehtöverhältniffe mur die künftige Erzeugung rechtlicher Wirkungen jowie die künftigen 
an Anderung oder Aufhebung zielenden Thatfachen dem Einfluß des neuen Geſetzes 
und läßt abgefchloffene juriftiiche Thatſachen (facta praeterita) unberührt. Nicht 
ohne Grund wurde bezweifelt, ob bier überhaupt noch von R. geiprochen werben 
dire (Scheurl). Der herrichende Sprachgebrauch ift dafür. Eine große Rolle 
hat in unferer Lehre von jeher der Begriff der erworbenen oder wohlerworbenen 
Rechte geipielt. Derjelbe entbehrt aber (troß Laſſalle) der erforderlichen Beftimmt- 
beit, um in praktiſchen Regeln Berwertfung zu finden. Freilich bedarf auch näherer 
Veſchreibung, was unter einer abgejchlofjenen juriftifchen Thatſache zu verftehen fei. 
Ein genaueres Eingehen verbietet hier der Raum. Nur ſoviel jei bemerkt, daß unter 
dieien Begriff weder bloße rechtliche Möglichkeiten und Erwartungen fallen (3. B. 
eine in Ausficht ftehende Beerbung bei Lebzeiten des Exblaffers, das Konkursprivileg 
einer Forderung vor Ausbruch des Konkurſes), noch die rechtlichen Eigenfchaften der 
Lerionen (Rechts⸗, Handlungs-, Verpflichtungs-, Wechjel-, Verbürgungsfähigkeit u. |. w.). 
Ein unfehlbarer Schlüffel ift übrigens auch damit nicht gewonnen. So wiberftrebt 
+2. unjerm Rechtsgefühl, daß durch ein Gefeß. welches den Termin der Dünbig- 
feit oder Großjährigfeit, der thatjächlichen Vorbedingung für einen höheren Grab 
der Handlungafähigfeit, gegenüber dem bigherigen Recht hinausſchiebt, die nach dieſem 
Recht bereit® mündig oder großjährig Gewordenen wider in den Zuftand der Un- 
mündigteit ober Minderjährigkeit verfeßt werden, wenn fie das vom neuen Geſetz 
geiorderte höhere Lebensalter noch nicht erreicht Haben. Und doch würde dazu eine 
folgerichtige Anwendung der Regel führen. Daß fich aber der Geſetzgeber mit einer 
Benin Forderung der Billigkeit in Widerfpruch ſetzen wollte, iſt nicht anzu= 
nehmen. 
B. Oeffentliches Recht. 1) Auf dem Gebiete des Strafrecht3 wieder- 
bolt ſch die Gricheinung, daß die mannigfachen Theorien troß Verſchiedenheit der 
grundfäglichen Standpunfte in den praftifchen Ergebniffen nicht erheblich von ein- 
einander abweichen. Die Einen gehen von dem Sake aus, daß eine Handlung nad 
demjenigen Strafgejeg zu beurteilen ift, welches zur Zeit feiner Begehung das gegen- 
wärtige Recht bildete, Laffen aber eine Ausnahme für den Fall zu, daß in der Zeit 
zeichen der Begehung und der Aburtheilung ein milderes Strafgeſetz in Kraft ger 
treten it. Nach den Anderen darf das neue Strafgejeß vom Tage feiner Wirkſam⸗ 
fit an allein die Richtſchnur für die frafrichterliche Thätigkeit bilden; jedoch werben 
auch Hiervon Ausnahmen anerfannt, bald allgemein, wenn das ältere Gejeh dem 
Angeſchuldigten günftiger ift, bald nur in dem Fall, wenn die Handlung nad) dem 
Seh zur Zeit ihrer Begehung ſtraflos war, nach dem neuen Geſetz aber ftrafbar 
ik Der zweite Standpunkt wurde am beiten bamit begründet, daß das Straigefeh 
die Strafpflicht des Staates nad) Inhalt und Umfang beftimme und eine Inftruftion 
für den Strafrichter bilde; die auf dem bisherigen Geſetz fußende Strafpflicht er⸗ 
Side mit dem Tage, wo dieſes Geſetz von dem neuen entkräftet werde, eine neue 
tete an ihre Stelle (Binding). Hiermit wird jedoch die relative Natur der 
Staipflicht und ber Strafbejehle verfannt. Das Strafgeſetz fteht — wenigſtens ift 
davon außzugehen — im engen Zufammenhang und im genauen Verhältniß zu dem 
gelammten Kulturzuftand eines Volkes und zu den Bebürfniffen des jeweiligen 
Gemeinlebens. Cine Handlung wird für ftraflos, eine andere für ftrafbar, und zwar 
in dem beftimmten Maße ftraibar erklärt mit Rüdficht auf bie gegenwärtigen gejell- 
chaitlichen fittlichen, politischen, religiöfen, wirthfchaftlichen Berhältnifie. Nur weil 
die Handlung unter diefen Umftänden ins Leben getreten ift und in dieſe Verhält- 
niffe eingreift, belegt fie das Geſetz mit Strafe und mit dieſer Sn Indem ber 
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Gefetzgeber zu einer Aenderung des Strafrechts ſchreitet, giebt er nicht ein abtälligee 
Urtheil über das Werk feines Vorgängers, maßt ſich nicht ein Beſſerverſtehen an; 
er geht vielmehr davon aus, daß der gefellichaftliche Zuftand ein anderer geworden 
und daß diefe Wandlung auch eine Wandlung der Straigefeßgebung bedinge. Eine 
Handlung, die ehebem den rächenden Arm des Strafrichters erheifchte, Tann ieht 
vielleicht vor dem Strafgejeg ungeahndet vorübergehen und umgelehrt (unerlaubte 
Selbfthülfe, Kanzelparagraph, Sozialdemokratie u. ſ. w.). Was aber für das Ob, 
gilt auch für das Wie. 

Aus diefer Erwägung folgt die grundfäßliche Richtigkeit des erften Stanbpunfts. 
Die beigefügte Ausnahme wurzelt in einer Humanitätsrüdficht, welche auch der An- 
wendung einer von der gegenwärtigen Gejeßgebung verworjenen Strafart entgegen- 
tritt, obwol hierfür noch andere Gründe ſprechen. Die Hier vertretene Anficht hat 
dem Grgebniffe nach im Deutichen StrafGB. Anerkennung gefunden. Dafjelbe ftellt 
als Regel auf: eine Handlung wird mit derjenigen Strafe belegt, welche auf fie zur 
Zeit ihrer Begehung gedroht war. Hat jedoch in der Zeit zwiſchen ber Begehung 
und der Aburtheilung ein milderes Strafgefe Geltung erlangt, jo kommt dieſes zur 
Anwendung, follte es auch im Zeitpunkt der Urtheilsjällung wieder aufer Kt 
getreten fein KStraf6B. 8 2, vgl. mit $ 4 Iebter Abjab). Ob ein Straigeieh 
milder ift als ein anderes, bemikt fih nad dem Gejammtergebniß, zu welchem die 
Anwendung eined jeden Geſehe⸗ führt. Immer darf nur auf eine im RStraiGB. 
aufgenommene Strafart erfannt werden (EG. zum RStrafGB. $ 6). 

2) Neue Prozeßgefetze beftimmen im Zweifel das DVerjahren bei allen fortan 
der richterlichen Entſcheidung unterftehenden Fällen, auch bei denjenigen, welche zur 
Zeit des Inslebentretens bed neuen Geſetzes ſchon gerichtshängig waren. Indeß 
pflegen für die letzteren Sachen die Einführungsgeſetze eine minder fchroffe Grenz 
fcheidung zwiſchen dem alten und dem neuen Gele zu treffen, um Bermwidelungn 
fern zu Halten, welche fic) aus der Anwendung beider Gejehe auf bie verjchiebenen 
Abſchnitte des Progefies Leicht ergeben. Vgl. EG. zur RStrafPO. 88 8—12 mit 66. 
zur REPO. 85 18— 23. Die Rechtsſähe über die Verjährung der Anfprüche (und 
Strafen) fowie über die Beweislaſt gehören zum materiellen Recht (Entſch. de 
ROHG. XI. ©. 339, XIV. ©. 258). 

Kit: Savigny, Syſtem, Bb. VIEL S. 868 ff. (1849), wo auch Rachweiſe über u 
as Lit. — Scheurl, Beiträge zur Bearbeitung des Römifchen a BD. I. Ar. VL 

859). — Bafjalle Das Syſtem der erworbenen Rechte, Bd. I. (1861). — Reinhold 
Sant, Die re of der Geſehe nach il räumlichen und zeitlichen Grenzen, S 101 
bis 148, 186— ). — Rintelen, Ueber den Einfluß neuer Gefege auf — A: — 
— Emanation Beftehenben Resntsyerhältniffe (1877), — Brinz —— 

21. — Kierulff, Theorie, ©. 68-72. — Windſcheid, 3,3 
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oldfhmidt, Handbuch; des Sanbeikuät, 8 — Börfer, 
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_ — Sana eind. — 8 u des Deut —— 
Si, ANrin Ing ie 4 ‚520. Sa M — 
= 5 Diäten, ne Aide ne En Re Aug h —— be Ian He 
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Nudhart, Ignaz, 5 11. IH. 1790 zu Weißenau (Oberfranken), ftud. in 
Bamberg und Landshut 1811 Profeſſor in Würzburg, trat 1817 wegen Geſund⸗ 
heitsverhältniffen i in den Staatsdienſt Über, zunächſt als Fiskalrath, 1819 Miniſterial⸗ 
rath im Finanzminiftertum, 1823 Regierungsdireltor. 1825 zum erften Mal in 
die zweite Kammer gewählt, nahm er an den Geffionen von 1825 und 1828, ſowie 
an den ftürmifchen und verhängnißvollen von 1831 und 1884 einen auch als 
Nebner glänzend hervorragenden Antheil. Er vertrat die Intereſſen der Freiheit 
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und des ftaatlichen Sortichrittes mit ebenfo viel Muth und Ausdauer, ald Genialität, 
bermöge beren er der damaligen Zeit weit vorauögefchritten erfcheint. 1831 zum 
Regierungspräfidenten befördert, wurde er von König Ludwig I. nach Griechenland 
geiandt, wo er an bie Spike des dortigen Minifteriums trat. Nachdem er in 
Greenland feine feine Gefundheit geopfert hatte, wurde er ya auf Drängen Englands 
im = 1837 plößlich wieder entlaffen und 7 11. V. 1838 auf der Nücdreife 
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Rudorff, Adolph Friedrich, 5 21. III. 1803, } 14. I. 1873 zu Berlin, 
Schüler von Ribbentrop, Hugo und von Savigny, Habilitirte fih 1825 in Berlin, 
ne er als Dozent, als außerordentlicher und als ordentlicher Profefjor bis an fein 
wirtte. Seit 1860 war er auch Mitglied der königl. Preußifchen Afademie der 

Niinidaften. 

Hauptihriften: De lege Cincia, 1825. — DaB Recht ber Dormundichaft, 1882 
bi 1894. Grundriß zu Borlefungen über das Gemeine Givilrecht, 1883, 1849. — nbrig 
t Boclefungen fiber ben Gemeinen und Preußiſchen Giv.Prz., 1897. — Gromatiſche = 
De m 2. Behtsgeldihte 1857 188. ae "erfahte Raabe 
& — e, — _ dem ahlreiche 
Belegenheita· ber und Beitfchriften: Abhandlungen. Er war feit 1828 —e— 
vert 1842 Ritberaudgeber ber Zeiiſchrift ar geht tie de Rectäriffen jaft und fliftete 1861 
bie geäit für Red Kai, an welcher er _fidh noch furz dor feinem Tode thätig be: 
tbeiligte, beforgte von 1 an mehrere Außgaben ber Pe a Snftitutionen, 
——— und 1865 bie 7. Ausgabe von Savigny’s 

8it: Revue Kistorigue de droit ancien et moderne, frangais et Eeangen, is. 

idier. 


Anheftgeung. Eine Anzahl Rechtsnormen ift darauf gerichtet, fir die dem 
Nenſchen nöthige Ruhe durch Fernhaltung ftörenden Lärmes zu forgen. Bor Allem 
ts verboten, ungebührlicher Weiſe ruheftörenden Lärm (brait ou tapage, noise) 
Au erregen. Vebertretungen ſtraft das Deutſche Straf®B. mit Geldbuße bis zu 
150 Part oder mit Haft bis zu 6 Wochen ($ 360, 11). Unter dieſes Straigeſetz 
len mir Störungen ber öffentlichen Ruhe (alfo nicht Ungebüßrlichfeiten, welche 
CE den engeren Kreis ber Familie oder einzelner Perjonen veſchränkt bleiben; Erk. 
dis Yu, OTrib. vom 8. Mai 1874, Rechtsipe. Bo. 15 ©. 297), folche aber 
cin: Interfchied, ob fie an einem öffentlichen oder nicht öffentlichen Orte ftattfinden, 
aus einer gegen einen Einzelnen ober eine Mehrheit von Perfonen gerichteten Hand- 
lung entfpringen (v. Schwarze, Komment., S. 804 der 4. Aufl.), in einer 
deñtiven Handlung ober einem Geſchehenlaffen (3. B. Dulden eines —— 
Aahendtenden Hundebellens ſeitens des Befihzers; v. — a. a. O. S. 

26, ud R. 9; Leuthold, Sächj. Verwaltungerecht ©. 225, Anm. u 
tetehen, Tags oder Nachts verübt werden (Redteipr. Bd. 5 &. 140). Einzelne 
sele: Aufftellen einer Lärmenden Germerbamafchine, um die Ruhe Anderer zu 
Hm (Rehlipr. Dh. 12 ©. 343), heftige Räfonniren (Sächl. Gerichtszeitung, 
®%.20 6. 72), heftiges Peitſchenknallen (Qeuthold, a. a. D.), grelles Pfeiſen 
& einer Verfammlung zur Unterbrechung des Rebnerd (®. Schwarze, N. 9), 
Terankeffung eines ruheſtörenden Auflauf (Stenglein, Zeitichr. Bd. 3 ©. 307). 
Veitere Fülle bedrohen die Polizeiftraigefegbücher einzelner Staaten mit Strafe 
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(Bayern Art. 30, Baden $ 52). Außer der Beſtrafung ift natürlich die Yeit- 
nahme folcher Perſonen welche trotz Verbots der öffentlichen Organe zu lärmen 
— durch letztere (auch bie niederen: OTrib.⸗Erk. vom 21. Febr. 1879) zu⸗ 
läffig. Wer die zur Erhaltung der Ruhe auf ben öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen 
oder Waflerftraßen erlaffenen Bolizeiverordnungen übertritt (wirkliche Erregung ruhe 
förenden Lärmes wird bier alfo nicht vorausgeſetzt), verfällt der Strafe des 8 366, 
10 des RStrafGB. (bis 60 Mark Geldftrafe oder bis 14 Tage Haft). Endlich 
muß die Errichtung oder Verlegung folcher Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhn- 
lichem Geräufch verbunden ift, fofern fie nicht ſchon nach den Vorfchriften der 88 16 
bis 25 der Keichögewerbeordnung ber Genehmigung bedarf (dahin gehören inabe 
fondere Hammerwerke und Fabriken, in denen Dampfleffel ober andere Blechgefäß: 
durch Vernieten hergeftellt werben), ber Ortspoligeibehörde angezeigt werden ; letztere 
bat, wenn in ber Nähe ber gewählten Betriebsftätte Kirchen, Schulen ober andere 
Öffentliche Gebäude, Krankenhäuſer oder Heilanftalten vorhanden find, deren be 
ftimmungsmäßige Berufung durch den Gewerbebetrieb auf diefer Stelle eine erheb- 
liche Störung erleiden würde, die Entfcheidung ber Höheren Berwaltungsbehör: 
darüber einzuholen ob die Ausübung des Gewerbes an ber gewählten Betriebäftärte 
zu unterfagen oder nur unter Bedingungen zu geftatten ſei (RGew.D. 8 27). — 
In Oefterreich verfällt der polizeilichen Abftrafung, wer fi) an öffentlichen Ver 
fanımlungsorten, namentlich in Hörfälen, Theatern, Balljälen, Wirths⸗ und Kaffee— 
bäufern u. |. w., dann auf Eiſenbahnen, Dampfichiffen, Poftwagen u. dergl. der 
Art polizeiwidrig verhält, daß hierdurch die Ordnung und der Anſtand verlegt, 
das Vergnügen des Publikums geftört oder font ein Wergerniß gegeben wir 
[4 Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 des R.G.Bl. $ 11). Doch mir 
auch hier ein „Öffentliches” Aergerniß vorauägefeht (Rie nbader, Polizeiftrairedt, 
©. 68 ber 4. Aufl). Für alle freien oder konzeſſionirten Gewerbe, welche durh 
ungewöhnliches Geräufch die Nachbarſchaft zu beläftigen geeignet find, ift die Ge 
nehmigung der Betriebdanlage nothwendig (RGew.D. $ 31). — Nah Art. 478, 
Nr. 8 des Franzdfifchen Code penal verfallen in eine Geldbuße von 11 bi 
15 Francs les auteurs ou cumplices de bruits ou tapages injurieux ou nocturnes. 
tronblant la tranquillit6 des habitants. Die Praris des Kaſſationshofes nimmt 
an, daß ein beleidigender oder mächtlicher Lärm die Vermuthung der erfolgten 
Öffentlichen Ruheſtörung für fich hat, der Bezüchtigte aber den Gegenbeweis antreten 
kann. Zu den Fällen des bruit injurieux gehören namentlich bie Katzenmuſiken 
(charivaris); nächtliche R. verüben auch biejenigen @ewerbtreibenden, welche bi 
Ausübung ihres Gewerbed während ber Nachtzeit unnöthigen rm verurſachen 
(3. B. Bäckerburſchen, welche beim Brotkneten ruheſtörendes Geſchrei ertönen lanſen 
ein Poſtillon, welcher beim Durchfahren eines Ortes ohne Anlaß bläſt). Auch in 
England gilt das Blaſen eines Hornes oder der Gebrauch eines anderen lärmenden 
Inſtrumentes ſeitens ſolcher Perſonen, welche irgend einen Artikel verlaufen odır 
vertheilen, als common nuisance, Leut hold. 


Aunde, Juſt. Friedr., 5 27. V. 1741 zu Wernigerode, wurde 1775 Prei. 
in Kafjel, 1784 Hofrath und Profefipr in Göttingen, 1805 erfter Profefſor und 
Ordinarius, F 1807. 


i fte en: Abhand Urfprung ber Reichaftandichaft der Bifchöfe u. uebir, un _ 
Kurze het, ber — der —2 rafen, —e— 77. Ba e bes em. 
Staatsrechts, Kaffel 1777. — Bon den ttefn, ben gefallenen a hen —*X8 


ſteigend zu machen, 1777. — Grundfätze des allgem. teutſchen Rechts, Ti 1791, 8. Aut. 
von feinem Sohne, 1829. — Beitr. 3. Erläut. vehtlicher Gegenftände, 1799, 1802. 


git.: Bütter, Kitt., IL 698. — Schulte, Geiichte, IT.b ©. 156. 
Teihmann. 


Nunde, CHriftian Ludwig, 5 26. IV. 1773 zu Kaflel, wurbe 1795 
Beiſitzer des Spruchtollegii in Göttingen, Oldenb. Landesarhivar, 1801 Affeflor bri 
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der Regierumgafanzlei, 1806 Regierungsrath, 1814 Vizedirektor der Juſtizkanzlei 
und Juftigrath, 1817 Direktor, 1829 Konferenzrath, 1837 Geh. Rath, 1844 Kapitular 
Großfreug, + 25. V. 1849. 
Schriften: Comm. de hist, indole ac vi remediorum securitatis quibus jure Rom. 
2 est creditoribus debitoris Obaerati, Gott. 1794. — Princ. — interim. 
— —— Gott. 05 ab anbL ber ne von ber ajaterimd» 
Sinti anf Dentihen Bauergütern, FANG 1796, 2. Aufl. — Die Rechtslehre von 
der Leibzucht oder dem —— Oldenb. 1805. — * etlie Ken e über bie Vertheil. 
ber —— ———— 1808. — Sammlung der wichttigſten A tenfie zur hs 
%eitgeichichte, Olbenb. Kai = Yatzt Böautafln € eines Zuriften, Oldenb. 1886. — Deu 
cheliches Gütern, Dlbenb. 1841. Verfuh ei Kiptigen ——— des e 
Eldenb. 1 meines Recht für Deuttiland, & Oldenb. 1845. — Er bie 5.—8. 
gabe des — Deutſchen Privatrechts ſeines Valer⸗ Gott. 1791) 1 en. 
Lit: Neuer Nekrolog ber Dentichen, Bd. XXVIL S. 376—385. 
Teihmann. 
Ruprecht von Freyſing, jchrieb in der erſten Hälfte des 14. Jahrh. 
in Stadtrechtebuch von Freyſing und ein Landrechtsbuch, nachdem er länger als 
36 Jahre auf dem Lande und in den Städten Vorſpreche geweſen war. 
Lit.: Stobbe, Rechtöquellen, I. 435487. — 8. v. Maurer, Das Stadt- und Land⸗ 
vba — von Ruprecht don Freyfing, Stuttg. u. Züb. 1889. — Franklin, — 1868, 
Teichmann. 


Auflarauß, Ludwig (wohl R ouffarb), don Chartres, Profeffor in Bourges, 
no lebend 1561, Schüler und Kollege von Duaren. 

&gab heraus: Jus civile, manuscriptorum librorum ope summa_diligentia et in- 
tegerrima fide multis locis emendatum et perpetois notis illustratum, L. Russardo auctore, 
eonsilio tamen et auctoritate F. Duareni ‚yon, Rovilla 1560, 1561. Panbelten nad) 
Ar Novellen nad) Haloander, Cover nad) anne Hanbichriften. Privileg von 1557. 


tit: Saxe Onomasticon, II. (a. 1560. — Haubolb. — Hugo. ie nal, 
Histoire du Berry. : h ® er Rivi 4 


Autjgerzinß (Th. I. S. 503 ff) ift eine der Strafen, welche den Zinsmann 
wegen nicht rechtzeitig erfolgter Leiftung des auf feinem Grundftüd laftenden Zinſes 
treffen. Er befteht darin, daß der rüdjtändige Zins an jedem folgenden Zinstermin 
um den Betrag des eigentlichen Zinsquantums fich vermehrt. Diefe Strafe fand fih 
ifen in der älteften Zeit, jedoch jo, daß fich derfelben ber Zinsmann ausdrücklich 
unterwarj. den Rechtsbüchern iſt dieſelbe eine geſetzliche Strafe (Sächſ. ER. 
JAt. 54 8 2; Schwäb. LR., ed, Wackernagel, C. 60). Sebt iſt fie in 
dieſer Bedeutung " allgemein verſchwunden und kann alſo nur da eintreten, wo ſie 
— rapie ift; aladann Hat fie den Charakter se —— 

Lit.: Juriſtiſches Wochenblatt, IV. S. 683640. — Handbuch des 


N. trechts (We il — Bold, Beheh 3.8 l. Sä 
— Eu A En “ Te 


Nüttimamn, Johann Jakob, & 17. III. 1813 zu Regensberg (wo der 
Vater Sandfchreiber, dann auch Amtajchreiber, fpäter Notar war), wurde 1831 _ 
HGerichtsſchreiber, 1834 nach Zürich überfiedelnd, um als Verhörrichter einzutreten, 
dam Subftitut des Staatsanwalts bis 1838 und daneben Advofat; nach England 
gendet, um das Englifche Gerichteverfahren kennen zu Lernen, kehrte er ſchon nach 4 
Nonaten zuruck, 1837—89 Sekretär des Großen Raths, machte das Fürſprech- 
Amen, überall in ben borderften Reihen ber Liberalen (eaditale Partei), trat nach 
1844 in den Großen Rath ein, dem er bis 1872 angehörte. 1845 wurbe er zum 
Öecandten Zurichs an bie eidgenöffifche ZTagjagung gewählt, 1846 von ber Tag- 
huhung zum eidgendffiſchen Zuftigbeamten für 1847—50 ernannt. R. nahm ale 
Vorſtehet des Juftigbepartements ben lebhafteften Antheil an ber Gejeßgebung, ver⸗ 
tat 1848 die Uebertragung des Amerit. Zweikammerſyſtems auf die Schweiz, nahm 
auch beſonderen Antheil am Ausbau der Bundesverfaffung, Mitglied des Stände» 
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raths bis zu Antritt feiner Profeffur 1854 und dann wieder 1862—68, zweimal 
deffen Präfident, auch im Bundesgericht thätig, bearbeitete die beiden Bumbesiteni- 
gejege von 1851, regte die Organifation der Rechtspflege und Geſetz betreffend das 
Strafverfahren von 1852 an, nahm Theil an der Redaktion des Bluntjchli’fchen privat: 
rechtlichen GB., Hatte Anteil an der Gründung der Gefellichaft für die Zürich- 
Bodenſeebahn und der Schweizeriichen Kreditanftalt zu Zürich, F 10. I. 1876. 
Schriften: Ueber bie Engl. Strafrechtspflege Amtlicher Bericht, Zürich 1897. — 


Ueber Ba in Verträgen noch in Verbrechen li — Gründe von Obligationen, Zürih | 


1888, —— eß ai ——— Berũ ng des Verfahrens ber Weit: 
minfter Rechtahöfe, 1 her Geſetze, Tu Bryan ber 
Strafverfahren, ag Tess. _ x he und fortbilbung Ye ——— Feepen 
ürich 1855. — Ueber bie eg des Schweiz. Gemeinbebürgerrechts, 

eber bie Freiherren von Regend 


— über bie Frage: Inwieweit durch bie Eiſenbahnkonzeſfiönen ber Kantone und bie 
eichlüffe ber Bundesvertammlung, betr. Gene! migung, — für bie betheiligten Gejell: 


ſchaften — te begründet worden find, Zürich 1 Kirche und Staat in 
— it 1. — Kleine vermilchte Schriften juritifgen und biographifchen Inhalts, 
— 3— en re 1en, Eu ie NR. Sir GR Kr) 
u echtöliteratur, Zürt te ie afiu 
der Nordamerilan. Union, % Yormaıt e.V — v. ii, a = 
granteeich und England, a 1852, 5. 6 er ider in_ben ach 
. 3-83. — Blumer, Handbuch des Ei Bundesſitaatsrechts, (2) oc. "a, 


Zei Ar 


S. 


Saavedra y Farardo, Diego, 5 1584 zu Algezares in Murcia, war 
Gejandter in Rom, Neapel, München, wohnte dem Reichstage von Regensburg 
1641 bei, war 1643 in Miünfter, kehrte 1646 nach Spanien zurüd, wurbe Mitglied 
des hohen Raths für Indien, F 1648. 

j&hrieb: Empresas politicas o Idee de un prineipe politico cristiano, Monaco 
1640; Valencia 1655, 1800; wur mon 1640; lat. neunmal (von 16491748) gedrudt. — 
Obras de Diego 8. äuerft Ani 677, zule t Madr. 1859. 
Rit.: Bluntſchli, Sant I - 6264. Zeihmann 


Sachbeſchãdigung, die rechtswidrige und vorſätzliche Zerftörung ober Per 
ſchädigung fremder Sachen, infofern nicht die Merkmale eines anderen Delikte 
vorliegen. Die fi mehrfach findenden Abweichungen von dieſem Begriff find im 
Tolgenden angegeben. Nach demfelben ift vorauszuſetzen: 

1) als Objekt a) ein Förperlicher Gegenjtand. Defterreich dehnt nad 
der herrſchenden Auffafiung den Begriff auf Vermögensobjekte jeder Art aus. Baden 
30g auch das Verhältniß des Eigenthümers zur Sache hierher. b) Eine in fremdem 
Eigenthum befindliche Sache. Daher der Eigenthümer das Delikt an feinem 
Eigen nicht begehen Tann. Ebenfo nicht der im Auftrag des Eigenthümers Handelnde 
an defſen Sachen. Daher jerner die Beichädigung herrenlojer Sachen nicht hierher 
gehört. c) Daß die Sache einen ſchätzbaren Vermögenswerth repräfentire, wird 
von dem RStraf®B. nicht gefordert. Die Süddeutſchen Strafgeſetze ſchienen es ihrer 
Fafſung nach vorauszuſetzen. Die Zerftörung von Ggenftänden, welche für den 
Eigenthümer lediglich Affektionswerth Haben, fteht ihrem inneren Charakter nad) den 
Injurien näher, als den Verbrechen gegen das Eigenthum. 

2) In Betreff der Handlung und bzw. des Erfolgs: a) eine Zerſtörung 
oder Beichäbigung der Sache. Es muß alfo eine phyfifche Veränderung an 
der Sache hervorgebracht fein, und zwar eine folche, welche eine Werthminderung 


Züri) 1867. — Das Nordamerifan. hair | 
verglichen mit ben Feseähig Solange der Games, Zürich 1867—1876. — Reit | 


t8pflege und | 
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(Rinderung des pefuniären oder fonftigen Werthes derjelben) im fich jchließt. Daß 
diefe Minderung eine irreparable ſei, ift nicht zu fordern. Dagegen geht es zu 
weit, wenn „jedes einfache Befleden oder Beſchmutzen“ ala ©. behandelt werben 
mil (lüder, OppenHoff). Das „Beichädigen“ der Sache dahin zu interpretixen, 
daß darunter auch ſolche Einwirkungen auf diefelbe fallen, welche fie völlig unbe— 
Khädigt und unverändert Iaflen, wenn fie nur da® Berhältniß des Eigenthllmers 
zur Sache zu deſſen Nachtheil verändern (fie für ihn wertlos oder unerreichbar 
machen), ift willkürlich. Gleichwohl gejchieht e8 in der Regel (Oppenhofi, 
Hälſchner, Lüder ꝛc.). Baden ftellte den Fall dem Beichädigen zur Geite 
(oben). Räder findet eine Beichädigung der Sache jogar in jedem Angriff 
oui diefelbe, woburch „in die Ungeftörtheit eines fremden Vermögens im weitelten 
Sinne eingegriffen wird”. — Cine Verringerung des Werthes ber Sache, welche 
ohne eine Einwirkung auf ihr phyfiſches Dafein zu Stande kommt (Beränderung 
der ſturswerthes von Öffentlichen Srebitpapieren durch Lügenhafte Publikationen), 
begründet das Verbrechen ebenfalls nicht. — Die Forderung einer „mechanischen“ 
Gmirkung auf die Sache (Köftlin) ift weder in den Geſehen noch in der Natur 
der Sache begrlindet. Ebenſowenig die einer „unmittelbaren“ Einwirkung (Röftlin), 
bie. einer „eigenen Törperlichen Thätigkeit des Angeklagten” (Temme, Oppen= 
beit), &8 eriftirt kein Grund, bezüglich der ©. Hier andere Erforderniffe aufzu- 
Rellen, als bezüglich anderer Delikte Es ift daher auch der Fall nicht auszu⸗ 
ihlipen, wo der Delinquent fich des getäufchten Eigenihümers felbft ala eines 
Vrtengs zur Zerftörung der Sache bedient (j. indeß Hälſchner). b) Rechts- 
wibrigkeit der Handlung. Daher ſchließt die Einwilligung des Eigenthümers das 
Delitt aus. Ebenſo ein Recht zu der betreffenden Handblungsweife, welches u. N. 
in den Vorausſetzungen der Nothwehr fich begründen, Tann; oder in denen bes 
giehlich anerlann ten Nothitandes (vgl. HEB. Art. 534, 65). c) Dolus. Der 
eben bezeichnete Erfolg muß alfo mit Willen herbeigeführt jein. In der Preuß. 
juris war als genügend betrachtet worden: das Bewußtjein, „daß nach dem ge» 
wohnlichen Lauf der Dinge die Beſchädigung eine Folge der vorjäglich vorgenommenen 
Handlung jein werde”. — Die irrige Annahme eines Rechts zu der betreffenden 
Sendlung ſchließt den Dolus aus. Daher auch die irrige Annahme eine Rechts zur 
Schtfüle. — Einige Strajgeſetzbücher (Sachien, Hannover) bedrohten nicht jede vor⸗ 
ezihe S., fondern nur die aus Bosheit oder Muthwillen begangene. Baden flgte bie 
aus Radfucht begangene Hinzu. Dieſe Hereinziehung gewifler Triebjedern in die Deft- 
aitien des Delikts iſt, wiewol mehr aus techniſchen wie aus fachlichen Gründen, zu 
"ißhilligen und gegenwärtig aufgegeben. — Einige andere Strafgejegbücher begnügen, 
are. begnügten fich im Gegenſatze hierzu nicht mit einer Bebrodung jämmtlicher vor- 
Nliher ©., ſondern dehnen (dehnten) ihre Strafbeitimmungen in weiterem oder 
Faerem Umjange auf jahrläflige ©. aus (Defterreih, Bayern, Braunfchmweig, 
Lirttemberg?). Gerechtjertigt ift dies nur in Bezug auf diejenigen ©., welche eine 
gerenggährliche Richtung haben (dagegen Lüder). 

Zie Handlung darf nicht unter fpeziellere Strafbeftimmungen, 
bin. nicht unter den Begriff einer ſchweren Verbrechensart fallen. Insbeſondere 
ind hier die gemeingefährlichen Verbrechen (Brandftiftung, Verurſachung einer Ueber- 
Amemmung, Befchädigungen von Gifenbahnen 2c.) außzunehmen. 

. Gegen Die Begrenzung des Thatbeftandes, wie fie hier den Straf: 
jPrgen entiprechend gegeben wurde, find von legislativem Standpunkte aus vielfach 
deachtenswerthe Einwendungen gemacht worben. Es jcheint fein fachlicher Grund 
ir vorzuliegen, daß nur der GigentHümer, nicht auch der Nutznießer, Piand- 
Niubiger 2c. eines ftrafrechtlichen Schußes gewürdigt wird (Hälfchner). Ebenſo 
mg dafür, daß ber letztere nur gegen Schädigungen ber Sache jelbft, nicht gegen 
Verlehungen des Rechts an ber Sade durch fonftige Einwirkungen auf diefelbe 
‚währt wird. Es iſt ferner nicht begründet, die Verlegung von Forderungsrechten 
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ſchlechthin niedriger zu taxiren, als die von dinglichen Rechten (dagegen Hälſchner). 
In welcher Weiſe jedoch die fraglichen Beſtimmungen zu ergänzen ſeien, iſt im 
Unklaren und bier nicht zu unterfuchen. 

Dad RStrafGB. unterjheidet: a) die einfache S., b) die qualifizirte ©. erſten 
Grades, welche Gegenitände des öffentlichen Juterefſes betrifft, deren abfihtlic: 
Verlegung auf eine gemeine Gefinnung hinweiſt, c) die qualifizirte ©. zweiten 
Grades, welche dem Dienfte einer Vielheit von Perfonen gewibmete Gegenftände 
(wie Brüden, gebaute Straßen ꝛc.) betrifft, deren Verletzung vermögensrechtlic 
oder andere Interefien in weitem und unbeitimmten Umfange gefährdet. Ti 
mittlere Kategorie kann ben Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen. | 
Bei ihr, wie bei der lebten, mit höherer Freiheitsſtrafe bedrohten Kategorie tritt bie| 
Verfolgung von Amtswegen ein, während fie bei ber einfachen S. von bem An 
trage des Verletzten abhängig gemacht wird. Die meiften Strafgejee ziehen io 
die S. innerhalb gewiſſer Grenzen zu den Antragsdelitten. Eine Ausnahme macht 
Defterreich (vgl. Belgien). — Andere Abſtufungsgründe kennt dag RStrafGB. nid. | 
Bei der Strafbemeffung find aber ingbejondere in Betracht zu ziehen: die Größe 
des zugefügten Schadens (Ipeziell berückſichtigt von Defterreich, Bayern, Württemben, 
Hefien, Baden), die Verſchiedenheit der dem Delikte zu Grunde liegenden Trie 
federn (vgl. hier Baden 575. 71, Heffen 425. 26, Oeſterreich 318) und die 
Mobalitäten der Ausführung (Heflen 425 al. 1. 4. 5, Bayern 343 al. 4, Belgien 
528 ff.). Ferner eine erfolgte freiwillige Grjapleiftung. Mehrere Geſetze hatten fr 
ausdrüdlich ala Milderungsgrund anerkannt (Bayern, Württemberg, Baden, vgl 
Heflen). Baden Hatte jogar für den Fall volllommener Zufriedenftellung der Ir 
ſchaͤdigten Straflofigfeit zugefichert. 

Das RNStrafGB. bedroht gleich den meijten übrigen Straigefeßen (eine Aus 
nahme machte Bayern) auch den Verſuch der ©. 

Im Ganzen wird die ©. etwas gelinder behandelt, ala der Diebftahl un 
die übrigen gewinnflchtigen Eigenthumsverbrechen (f. jedoch Defterreich). Der Grund 
liegt in der Höheren Bedeutung der letzteren Verbrechensformen für die Sicerhrt 
des Eigenthumss. Das NStrafGB. droht alternativ Gelbftrafe und Gefängnit 
——— bis zu 8 Jahren. Hinſichtlich des Verluſtes der bürgerlichen Chrenrecke 
. oben. 

h Gigb.: RStrafGB. 95 308— 805. — Defterreich 88 85, 86, 89, 318, 468. — Ungen 
88 418421. — Belgien art. 521 ss. — franfreich art, 437, 489 ss. 4 5 
Lit.: Köftlin, Abhandl., S. 169 ff. — C. Lüder, Die Dermögensbeichäbigumg, vr 
1867. — Haälſchner, Syftem, II. ©. 588 ff. — v. St enborff, Handbuch 
©. 848 ff. — Bezold, Strafrechtspraxis, I. S. 451—456; II. 531-559. A. Mertel. 


Saden find im Nechtsfinne diejenigen körperlichen Gegenftände, melde 
nad) der Auffaffung des Rechtes Iediglih um der Perfonen willen eril 
als Mittel zar Befriedigung ihrer Bebürfniffe und darum als Objekte ihn! 
Rechte Sache ift alfo derjenige Körper, welcher vechtliche Bebentung bi 
nicht als die Zörperliche Erſcheinung eines Rechtöfubjektes, jondern ansjchlielid 
als mögliches Objekt fremden Rechtes. Auch bie Perfon ift mögliches Objekt! 
fremden Rechtes; das Mecht anderer Perfonen an ihr ift aber nie eim folde| 
welches ihre ganze Exiſtenz abjorbirt, fo daß ihre rechtliche Bedeutung in ber eins 
Rechtsobjekts aufginge. Indem dagegen die Sachen Lediglich um der Perfonen willen 
eriftiven, zieht dem Rechte an einer beftimmten Sache die Beichaffenheit jeint 
Objektes keine anderen Grenzen feine? Umfangs ala die durch den körperlichen Im 
fang der Sache gegebenen. Im Gegenfage zu allen anderen Rechtsverhältnifien id 
daher das Eigenthum ein Recht, deffen Grenzen zujammenfallen mit den Grenm| 
feines beftimmten körperlichen Gegenſtandes; jeine und nur feine Grenzen find durch 
die Grenzen einer beſtimmien körperlichen Erſcheinung unmittelbar gegeben; während 
die Grenzen aller anderen Rechtsverhältniſſe durch Rechtsbeſtimmung erft gezogen 
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werden müffen, find die des Eigenthums nur der Modifikation durch Rechtsbeſtim— 
mumg ausgeſetzt. Indem jo die Grenzen des Eigenthums gegeben find durch die 
der Sache, deren rechtliche Bebeutung in ihrer Angehörigfeit an den Eigenthümer 
auigeht, identifizirt der Sprachgebrauch das Eigenthum mit der Sache und ſetzt 
dis als res corporalis entgegen allen anderen Vermögensbeſtandtheilen, d. 5. ſowol 
denjenigen Bermögensrechten, welche überhaupt nicht beitimmte ©. zum unmittelbaren 
Segenftande Haben, als auch denjenigen Rechten an S., deren Umfang nicht dem⸗ 
imigen ihres Objeftes gleichlommt, jondern ein engerer durch den beſonderen Inhalt 
des beftimmten Rechtes abgegrenzter ift. Iſt alfo die S. oder res im eigentlichen 
Einne ein Vermögensobjekt, jo wird im übertragenen Sinne jeder Vermögensbeſtand⸗ 
tbeil als res bezeichnet und wirb in dieſem Sinne unterichieden die res corporalis 
oder der mit feinem beftimmten Törperlichen Objekte fich dedende Vermögensbeſtand⸗ 
theil von allen übrigen Vermögensbeſtandtheilen ald res incorporales ober folchen, 
ren Umfang nicht mit dem einer beftimmten körperlichen ©. ſich bedt (1. 1 
$1D. de div. rer. 1, 8). 

Die Einheit einer beftimmten ©. ober ihre Abgrenzung gegenüber anderen 
3. it in der Regel nicht duch Rechtenorm beitimmt. Aus dem Begriffe der ©. 
ale cines Lörperlichen Gegenftandes ergiebt ſich das Erforberniß körperlichen Zufammen- 
hanges ihrer Beftanbtheile, jo daß feine Zerftörung die Einheit der ©. aufhebt. 
Tagegen ift nicht ebenfo umgekehrt die Eriftenz einer Mehrheit von ©. ſchlechthin 
ausgeihloffen durch die Erxiftenz körperlichen Zuſammenhangs. Bielmehr beruht die 
Ginfeit getoiffer ©., der Grundſtücke, auf willkürlicher, den körperlichen Zufammen- 
Hang mit den angrenzenden Grundftücken überhaupt nicht berührender Abgrenzung. 
Bähend fo die Grundſtücke nur räumlich abgegrenzte Stüde eines körperlichen 
bangen find, erfcheint jede andere Sache als ein eigenes Törperliches Ganzes. Tragen 
wir jedoch, wann ein folches Ganzes vorliege, durch welche Art und welches Maß 
det Biperlichen Bufammenhanges mit anderen ©. eine ©. aufhöre als eigene von 
jeren derjchiedene ©. zu eriftiren, fo entfcheidet hierüber nicht ſchlechthin der phyfi- 
faliche Zufammenhang, fondern die nicht auafchließlich durch diejen beherrichte An⸗ 
‘hauung des Verkehres. Es ift danach zwar jchlechthin eine S. jedes natürliche 
Ganze; ift dagegen zwifchen verfchiebenen S. durch Verbindung ein körperlicher 
3utummenhang Hergeftellt, fo ift das fo entftandene Ganze dann und nur dann 
tine S., wenn die Törperliche Verbindung zugleich eine wirthichaftliche ift, ſodaß 
dm neu entfiandenen Ganzen eine einheitliche wirtbichaftliche Funktion zulommt. 
6: if dies möglich in der doppelten Weiſe, daß die Bedeutung der einen ©. in 
der der anderen aufgeht, als deren Zuwachs oder aecessio (j. d. Art. Accejfion) fie 
dermöge der Verbindung mit ihr ericheint, oder daß die wirthichaftliche Bebeutung des 
Ganzen eine eigene, durch die Bereinigung feiner verſchiedenen Stüde zu einem 
Sanzen hervorgebrachte ifl. Sind z. B. mehrere ©. aneinander geleimt ober ſonſt⸗ 
mie aneinander befeftigt, jo find fie baburch für bie Dauer der Verbindung zu 
Stüden eine® Ganzen geworden, wenn dieſes entweder ala bloße Erweiterung ber 
einen jener S. erfcheint, welche die andere in fich aufgenommen hat, ober aber ala 
Ar eigenes Produkt aus ben verfchiedenen Faktoren, durch deren Bereinigung es 
aatftanden ift; dient dagegen troß der Verbindung jedes Stüd feinem eigenen von 
dem des anderen verfchiebenen Zwede, jo bleibt auch jedes eine eigene ©. 

Rad) der Berjchiedenheit des zwiſchen ihren Beftandtheilen beitehenden Zufammen- 
hanges find die S. entweder einheitliche (corpora unita, Frwusva) ober zujammen- 
xjegte (corpora connexa, ovvrnufva) (sl. 30 D. de usurp. et usucap. 41, 3). 
Kezäglich dieſer Unterfcheidung haben bie Römiſchen Juriften fich angefchloffen an 
eine von der ſtoiſchen Philofophie aufgeftellte Dreitheilung der Körper, welche jedoch 
Mur zum Theile eine juriftiiche Verwerthung erfahren hat. Die Unterfcheidung des⸗ 
xmigm Körper, quod continetur uno spiritu, besjenigen, quod ex 
Contingentibus i. e. pluribus inter se cohaerentibus constat, und 
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desjenigen, quod ex distantibus constat, iſt, wie das dritte Glied der Ein- 
theilung zeigt, feine Eintheilung der S. Gemeinhin bezeichnet man das corpus quod 
ex distantibus constat ala Sachgefammtheit oder Geſammtſache, d. 5. als ein: 
Mehrheit von ©., welche in gewifien ‚Beziehungen ala Einheit behandelt werde. 
Als dasjenige Moment, durch welches eine Mehrheit von S. zur Gefammtheit voizd, 
pflegt man dabei die räumliche Vereinigung im Dienfte eine gemeinſchaftlichen 
Zweckes zu betrachten. Als corpora ber dritten Art bezeichnen aber bie Cuellen 
nur ſolche Gejammtheiten, deren Glieder zujammengehören entweder ala Menichen 
dur die Einheit einer fie miteinander verbindenden Organifation oder als Thier: 
durch die Einheit des die einzelnen Stüde einer Herbe oder eines Schwarmes zu: 
fammenhaltenden Naturtriebs. Das einzige von den Quellen genannte corpus 
der dritten Art, welches nicht auß Perjonen, ſondern aus ©. befteht, ift daher der 
grex, und diejenige Bereinigung welche die inftinktiv zufammenhaltenden Glieder 
eines folchen bilden, befteht keineswegs in gleicher Weile zwiſchen den Lebigli dur 
fremden Willen zufammengehaltenen Stüden einer beliebigen Kolleltion von S. 
Aber auch der grex ift zwar ein corpus im Sinne jener Eintheilung, nicht aber 
eine ©.; vielmehr heben die Quellen ausbrüdlich hervor, daß die zwiſchen ſeinen 
Gliedern beftehende Bereinigung in feiner Weiſe ihre Eigenſchaft ala eigene ©. be 
rühre, insbefondere giebt es kein vom Eigenthum ber einzelnen Stüde verſchiedenes 
Eigenthum des grex als foldhen (1. cit. $ 2) und wenn allerdings die Quellen den 
grex ald Objekt der Vindilation bezeichnen, fo ift dieſe gregis vindicatio lebiglid 
eine Kumulation mehrerer Vindikationen. Vindizirt find Hier alle thatfächlich zu 
jenem grex vereinigten Stüde mit der Wirkung, daß dem Kläger ausſchließlich in: 
geiprocden werben die erweislich ihm gehörigen, daß er dagegen ganz durchrält.| 
wenn er fich nicht ala Eigenthümer ber Mehrheit ausweiſt (1. 2 D. de rei vind. 6, 1}.| 
Auch diefe Befonderheiten bed grex dürfen nicht auf andere S.gefammtheiten aus 
gebehnt werden, wie denn auch die Quellen als universitas zwar bie zuſammen⸗ 
geſetzte S., 3. B. da® Gebäude (universitas aedium) und den grex, mie aber ein 
fonftige S.gefammtheit bezeichnen. Der Begriff der S.gejammtheit iſt ohne 
juriftifche Bedeutung, insbeſondere ohne Bebeutung für die Beantwortung de 
Interpretationsfrage nach dem Umfange der Verfügung über bie durch eint 
Kollektivbezeichnung zuſammengefaßten S. 

Rechtliche Verſchiedenheiten beſtehen zwiſchen verſchiedenen Arten von S. Hei 

na ihrer be Ag ala Rechtsobjekte, theils in anderen Beziehungen. | 

Nicht alle ©. find mögliche Objelte des Privateigenthums und privater 
—— gewiſſe ©. find als res extra commercium dem Privatrechtliche: | 
Verkehre entzogen. 

A. Indem die Rechte an ©. um der burch fie den Berechtigten garantirica 
faktiſchen Benußung derjelben willen beftehen, find der rechtlichen Beherrſchung entzogen 
diejenigen S., welche burch ihre Natur der faktiſchen Beherrſchung fich entzieben 
Keine Reitächjlte find daher: 

1) Wilde Thiere im Zuftande ihrer natürlichen Freiheit, nicht nur fo lange a 
überhaupt nicht verloren, fondern auch wenn er wieder geivonnen ift (. 3 $ 2 — 
1.5 8 6 D. de acq. rer. dom. 41, 1). 

2) Ebenfo find feine Rechtsobjekte die atmofphärifche Luft und die frei fließende 
Wafferwelle. Dadurch wird aber nicht berührt bie Herrichaft bes Grundeigen 
thümers innerhalb des über feinem Grundſtücke fich erhebenden Luftraumes, jormit 
die Möglichkeit der Beherrſchung des Fluſſes als ſolchen und das Eigenthum un 
dem nicht mehr frei ab= und zufließenden Waſſer. Uebrigens grünbet fich die 
Herrenlofigfeit der Luft und bes Waffers keineswegs ausſchließlich auf ihre natürlice. 
die faktiſche Beherrichung erſchwerende Beichaffenheit, jonft müßte fie von allen in 
teinem Behältniß gefaßten Gaſen und Flüffigfeiten gelten. Vielmehr find Luft un 
Waſſer naturali iure omnium communes und gründet fich ihre Herrenloſigkeit aut 
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daraui, “ fie einerjeit? allgemeine Lebensbedingungen und andererjeits relativ 
werthlos find. 

3) Während da8 offene Meer jeder ausſchließenden Beherrfchung fich entzieht, 
gilt baffelbe bezüglich privater, nicht aber bezüglich ftaatlicher Beherrichung von der 
Veerestüfte, welche ſoweit reicht ala die Fluth fteigt. Dagegen ift möglicher Gegen- 
fand privater Berechtigung im Meere oder auf feiner Küfte errichtete Anlage und 
dadurch auch für die Zeit ihrer Dauer der Boden, auf welchem fie errichtet ift 
81-5 1 rer. div. 2, 1; 1. 14 D. de acq. rer. dom. 41, 1). 

B. Bermöge ihrer Naturbeichaffenheit von Rechtswegen zum Gemeingebrauche 
setimmt und daher jeder mit ihrer beftimmungsgemäßen Benugung unverträglichen 
Brivatberechtigung entzogen find bie öffentlichen Slüffe. (Ueber den Begriff des 
Heitlichen Flufjes ſ. d. Art. Flüſſe.) Während der öffentliche Fluß nur innerhalb 
ser angegebenen Grenze Privatrechtsobjelt, alfo insbejondere nicht Eigenthumsobjekt 
# iſt das Flußufer zwar Eigenthumsobjekt, jedoch mit den durch die Nothwendigkeit 
Ener Betretung behufs beftimmungsgemäßer Benutzung des Fluffes gegebenen Be— 
Heinfungen. Beftritten ift, ob nicht bie öffentlichen Flüſſe im Eigenthum des 
Staates ſich befinden; doch unterſcheiden fich die Flüffe von anderen res publicae 
pableo usui destinatae dadurch, daß biefe durch Erlöfchen jener Beſtimmung zu 
xwohnlichem Staatseigenthum werden, und ber Ertrag, den fie etwa abwerfen, dem 
Stuote gehört, während das bloßgelegte Flußbette nicht Eigenthum des Staates ift 
ad der im Bette eines Flufſes entdedte Schatz Eigenthum des Entdeckers wird. 

C. Zu den privater Verfügung entzogenen res extra commercium zählte daß 

*imice Recht außerbem : 
.. die res divini ieris, welche als Eigenthum ber Götter galten. Heutzutage 
ind die. zum Gottesdienft beftimmten ©. und die nach Röm. Rechte ald res religiosae 
vn Nanen gehörenden Begräbnißftätten in der Regel Tirchliches oder Gemeinde— 
igenthum Eönmen aber auch im Eigenthum Privater ftehen. 

2) Die dem allgemeinen Gebrauche dienenden Objekte des Staats- und Ge— 
neindeeigentfumg, die res publicse et civitatum publico usui destinatae, wie die 
Mentichen Straßen und Pläge und die jedem zugänglichen öffentlichen Gebäude, 
alten ala res extra commercium, weil fie ohne vorherige rechtliche Aufhebung 
ener Beſtimmung von jeder Veräußerung ausgefchloffen waren. Daß fie aber nicht 
(os unter dem Hobeitsrechte, jondern im wirklichen Eigenthum des Staates oder 
* Gemeinde landen, zeigt fih daran, daß alle mit dem allgemeinen Gebrauche 
ändere Konjequenzen jenes Eigenthums zu Recht beftanden, jo 3. B. bezüglich 
© Früchte und des Schatzes ($ 39 I. de rer. div. 2, 1). Heutzutage find folche 
in derielben Art veräußerlich wie anderes Staats- oder Gemeinbeeigenthum, und 
— zum Gemeingebrauche kann durch bloßen Verwaltungsalt aufs 
oben werben. 

‚I. Solche Berfchiedenheiten der ©., welche in beitimmten einzelnen Be— 
ichungen Berfchiebenheiten ihrer rechtlichen Behandlung begründen, find 

‚ & der Gegenfah der beweglichen und ber unbeweglichen S. Unbewegliche ©. 
m die Grundſtuͤcke. Von den beweglichen ©. unterjcheiben fie fich Hauptfächlich durch 
!e Art ihrer Abgrenzung, inbem fie einerjeit® mit den an fie anftoßenden Grund⸗ 
Afen frperlich zufammenhängen, während andererjeits in vertifaler Richtung das 
Srundeigentfum ohne greifbare Grenze ift nicht nur nach unten, fondern auch nach 
der wegen der in ihm enthaltenen umd zur Benutzung des Grundftüdes ımentbehr- 
en Veherrſchung des über ihm fich erhebenden Raumes. Es bebarf daher das 
Prundeigenthtem vielfach beſonderer rechtlicher Behandlung und insbejondere fein 
miang beſonderer rechtlicher Fixirung. 

Sat dem Mittelalter hat man vielfach das Vermögen überhaupt in bewegliches 
=d imbewegliches zerlegt, wobei man im Allgemeinen die Rechte an Mobilien und 
ie Forderungen als beweglich und die Rechte an Immobilien ala unbeweglich be— 


510 Saden. 


handelt; feine Webereinftimmung befteht jedoch bezüglich ber auf Immobilien fich 
aa Forderungen, fowie des Pfandrechtes an Immobilien. 

B. Theilbarkeit einer ©. ift im Rechtsfinne die Möglichkeit ihrer u in 
mehrere S. berfelben Art. Theilbar find daher mur diejenigen ©., für bi 
Gattungscharakter ihre beftimmte form, welche durch Zerlegung zeritört wird, aleide 
gültig ift, d. 5. Grunbftüce und folche bewegliche S., deren wirthſchaftliche Be 
deutung lediglich auf ihrer Eigenſchaft als Quantum eines beftimmten Stoffes be- 
ruht. Juriftifche Bedeutung hat die Theilbarkeit: 

1) bei Grundftucken dadurch, daß hier die Theilung durch eine den Lörperlichen 
Zufammenhang nicht auffebenbe räumliche Abgrenzung fich vollzieht. Gs läht fi 
daher bafjelbe Stüd bes Erdbodens gleichzeitig in beitimmten Beziehungen ala eine S 
und im anderen als eine Mehrheit von ©. behandeln; wird 3.8. ein räumlich ab- 
gegrenzter Theil eines Grundftüdes verpfänbet oder in Beh genommen, jo Hört das Grund 
ſtück, welches dadurch in Anfehung des Piandrechtes oder des Beſitzes zu einer Mehrh:il 
don Grunbftüden geworben ift, nicht auf, als Gegenftand bes Eigenthums ein Grund⸗ 
ſtück ſein; iſt alſo ſonſt an einer ©. nur ein Eigenthum möglich, fo iſt bie Ginkeil 
des Gru nbftüdes eine willfürli angenommene und baher auch relative, indem jet 
Behandlung eines Grunditüdes als einer Mehrheit von Grumbftüden es im ber irag 
lichen Beziehung als Mehrheit erfcheinen läßt. Dies befagt der Satz, daß allein at 
Grumdftiden partes pro diviso möglich jeien (1. 8 D. de rei vind. 6, 1). Mit Une 
halten manche auch die Theilung beweglicher S. ohne Aufhebung ihres Törperlichen 
Zufammenhanges für möglich. Die Quellen fennen eine jolche Getheiltheit einer be: 
weglichen S. nur als Nadmirkung ihrer früheren Eigenſchaft als eines Stüde 
äweier aneinander grenzender Grunbftüde (1. 83 D. pro soc. 17, 2), und jelbit hie 
nimmt vielmehr Rechtsgemeinſchaft an 1. 19 pr. D. comm. dir. 10, 8. 

2) Im Mebrigen ift die Theilbarfeit von rechtlicher Bedeutung für das cin! 
Rechtsgemeinichaft auflöjende Theilungsverjahren, welches durch Zerlegung zu vel: 
ziehen dem Richter bei theilbaren ©. zufteht und in erfter Linie obliegt ($ 5 L di 
off, ind. 4, 17). Die Zerlegung muß aber bier möglich fein unbeſchadet bes Wenhe 
der S. Während an fich jede überhaupt theilbare ©. in infinitum theilber it, de 
ſteht die Theilbarkeit als eine den Richter zur Realtheilung ermächtigende bei keinc 
©. in infinitum, da bei Grundſtücken ſowol als Stüden irgend eines Stoffes di 
Parzellirung nicht Über eine gewiſſe Grenze hinaus möglich ift, ohne den Werth 
©. zu vermindern und ſchließlich zu zerftören. 

Vermöge des die S. mit dem Eigenthum ibentifizirenden Sprachgebrauches (1. &. 
ſpricht man von Theilung einer ©. auch dann, wenn nicht aus einer ©. mehten 
werben, fondern bezüglich derſelben S. an die Stelle eines Eigenthümers meh 
treten. Die Ouoten, welche bier den einzelnen Berechtigten zugeichrieben werten 
haben in Wirklichkeit nicht die Bedeutung von Theilen, fei e8 ber ©. ober ii 
ſie ergreifenden Rechtes, fondern nur die eines Maßſtabes für die Vertheilung d 
Ertrages, den die ©. abwirft, und des Aufwandes, den fie erfordert, ſowie — 
der S. oder ihres Werthes. Ein Theil der ©. ſelbſt wird alfo Hier dem B 
rechtigten zugeſchrieben im Sinne der durch das Theilungsverfahren zu realiſirende 
aeg auf einen jolchen Theil ober jeinen Werth (1. 5 D. de stip. serv. 45, 8 

©. Auf wirthfchaftlichen Eigenfchaften der S. beruhen die Begriffe der Ber 
braugbarteit und ber Vertretbarkeit. 

1) Berbraudbare ©. nennt man wenig genau die res quae usu consumuntır 
entſcheidend für dieſe Eigenfchaft ift nämlich nicht etwa die Möglichkeit der Subftar 
minberung durch Gebrauch, welche bei Teiner ©. fehlt, fondern vielmehr die In 
möglichkeit eines bie wirthichaftliche Bedeutung der ©. realifirenden Gebrauchs 
welcher nicht ein Verbrauch wäre. Verbrauchbare ©. find alfo nur Diejenigen, N 
welchen jeber Akt des beitimmungsgemäßen Gebrauches ein Alt der Verzehrung ol 
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Aujehrung, der Subſtanzminderung iſt; anſtatt als Konſumtibilien bezeichnet man 
fie richtiger als Gegenſtände der Konſumtion, indem ihr Gebrauch nicht etwa nur 
ihre Konfumtion zur Folge bat, fondern vielmehr in nichts anderem als dieſer be- 
febt. Bon rechtlicher Bedeutung ift der Begriff der res quae usu consumuntur 
namentlich dadurch, daß an ihnen fein bloßes die Verfügung über die Subftanz ber 
€. ausſchließendes Nutzungsrecht möglich iſt. Daffelbe gilt vom Gelbe ala einer 
S., deren beflimmungsgemäßer Gebrauch in ihrer Veräußerung, aljo in der recht- 
lien Verfügung über ihre Subftanz befteht. In übertragenen Sinne wird & 
daher gleichfall® zu den Gegenftänden der Konfumtion gezählt, wofür einen jaljchen 
= angiebt $ 2 I. de usufr. 2,4. (Weberhaupt jafien Juſtinian's Inftitutionen 

if der res quae usu consumuntur zu weit und zählen — auch 
— de usufr.7, 1;1.988D. 
nssfr. quemadm. 7, 9.) 

2) Ein beftimmtes gegenfeitiges Berhältniß gleichartiger ©. bezeichnet der Begriff 
der Vertretba rkeit. Gegenfeitig vertretbar find alle diejenigen S. einer beftimmten 
Art, zwichen welchen nach der Anfchauung bes Verkehrs feine qualitative Ver⸗ 
itiedenheit beſteht. Die Römer nennen fie res quae numero pondere mensura 
oonsant, als folche, welche von anderen ©. derjelben Art fich nur quantitativ unter 
iteden (1. 1 $ 2 D. de obl. et act. 44, 7); indem ihre Bedeutung für den Ver- 
fein nicht auf imbivibuellen Beſonderheiten der einzelnen S., fondern Lediglich auf 
ihrer Gigenfhaft als beftimmtes Quantum einer beftimmten Materie berubt, jagen 
fe vom ihnen, daß fie (magis) in genere functionem recipiunt per 
solutionem quam specie (l. 2 $ 1 D. de reb. cred. 12, 1), woraus bie 
Lexichnung der vertretbaren S. als fungibler entnommen if Die vertretbare 
z. zor' Koyhv ift bad Geld. Indem feine Bedeutung für den Verkehr bie eines 
betinmten Werthquantums ift, find nicht nur alle Miüngforten, welche an einem 
Ente die Bedentung wirklichen Geldes Haben, gegenfeitig vertretbar, fondern es ver- 
hitt uch das Geld alle anderen ©. in Anſehung ihres (Taufch-)Werthes. Indem 
beüglid, jeder S. für den Verkehr neben ihrer fpeziftichen wirthſchaftlichen Bedeutung 
5 — ihres Werthes in Betracht kommt, iſt in gewiſſem Sinne jede durch 

cd vertretbar. 

Zum Begriffe ber res quae usu consumuntur verhält fich der Begriff 
m dertretbaren S. fo, baß diefer in jenem enthalten ift; denn im Begriffe einer 

&., deren beftimmungsgemäßer Gebrauch in deren Aufzehrung befteht, Liegt es, daß 
ie individuelle Geftalt dem Verkehre gleichgültig ift, fo daß fie volfftändig erfeßt 
wi dur andere aus demfelben Stoffen zufammengejeßte S. Dagegen ift im Be— 
grüie der Bertretbarkeit das Merkmal ber Berbrauchbarkeit nicht enthalten und find 
auch thatjächlich keineswegs alle vertretbaren ©. zugleich verbrauchbare. 


£uellen: L 2, 1 de rerum divisione; 2, 2 de rebus incorporalibus. — D. 1, 8 
de Ärigione rerum et ualitate. — D. 48, 6-15. — Gai. II, 1-14. — Preub, OR.1.2— 
Erher. vos „ 285 fl. — Code civil art. 516 ss. — BGB. für den Kanton Zürid art. 
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Gadverftänbige (civilproz.) I. Die Lehre von ben S. ie da 
fontroverfenreichiten im Civ. Prz. Vorfrage für bie meiften dieſer Sonterern ha 
if, welche Stellung überhaupt den S. im Eiv.Prz. zuzuerkennen fei: die von Kıhım 
gehülfen oder die von Beweismitteln? Die GehälfentHeorie ift zuerft von Bonucr fi 
wiffenfchaftlich begründet worden. Nach ihm enthält der Wirkungskreis ve ©. 
Theil des Richteramtes jelbft, find die ©. judices facti, ob num ihre Thiticet 
darin beftehe, daß fie Wahrnehmungen rüdfichtlich beftrittener Thatſachen nk, 
eigentlich der Richter jelbft durch Augenjchein zu machen hätte, aber in Ermang 
der zur Wahrnehmung erjorberlichen befonderen Kenntniffe nicht machen kann, 
den Nichter machen (wahrnehmende, barftellende, beobachtende ©.); oder ob 
darin beitehe, daß fie aus feſtſtehenden Thatſachen die Schlüffe ziehen, welde 
Richter für feine Urtheilsfällung bedarf, aber wiederum wegen Mangels ver Sr 
nöthigen technifchen Ausbildung felber nicht ziehen Tann (urtheilende ©.). © 
ältere Gehülfentheorie, aus welcher man insbeſondere die Konſequenz gezogen 
daß das S.gutachten eine der Rechtskraft fähige und mit Rechtsmitteln anfed) 
Sentenz jei, wurde fpäter aufgegeben: quia ad causam instruendam adhibetur 
peritus, super causa vero statuere judicis est, wie ſchon Mevius richtig 
hatte. Dagegen ift namentlich’ duch Wetell die Anficht zur jet Herrich 
geworden, wonach die ©. zwar nicht jelbft Richter, aber allerdings Gehütten 
Richter, und zwar ftets unter Verwerfung des Unterjchiebes von wahrnehm 
und urtbeilenden ©., bei der Urtheilsfällung find, „denn auch die S. weit 
Augenschein zugezogen, dem Richter Worte oder Zeichen leihen, um das 
genommene kunſtgemäß auszudrücken und darzuftellen, urtheilen jchon" (Werke 
8 44 N. 18). Die Hauptlonjequenzen diefer Auffaflung find, daß die Zuziel 
von ©. jederzeit ox officio gefchehen kann; daß die Beftimmung der Zahl und 
Auswahl der ©. Lediglich Sache des Richters ift; daß die ©. nad Analogie 
recusatio judicis abgelehnt werben können; daß endlich die Grundfäße Des B 
auf fie feine Anwendung finden: daß in&befondere von einer Beweisantreiung 
Beweisaufnahme ebenſowenig wie von Gegenbeweis und Ergänzung durch rie 
lichen Eid die Rede fein kann. — Waren diefen Anfchauungen gegnüber Vier 
ion von älteren Prozeffualiften und Geſetzen ala Zeugen behandelt und testes & 
nannt worden, jo hatte doch ſchon die Stalienifche Praris die Unterjchiede zuifchen bW 
klar erkaunt (Strippelmann, ©. 54); und fand die Beweismitteltheori 
wie fie namentlih Schneider (Lehre vom rechtlichen Beweiſe, 88 176_ FF-) vo 
theidigte, wonach der S. „als Zeuge zu betrachten“, das Verfahren mit S- 
reined Beweisverfahren und ftreng von der Verhandlungsmarime behenicht ift, 
in der Deutfchen Theorie und Praris wenig Anklang. Vielmehr befolgte Die 9 
des Gemeinen Progefjes allgemein (vgl. Strippelmann, p. IV.) die ge mif: 
Theorie, wie fie namentlich Mittermaier dargelegt Hat. Na ihr Jinb VD 
bald Beweigmittel, bald Richtergehülfen, je nachdem die Nothwendiglit igrer 
ziehung fich im Beweisſtadium ergiebt, indem die Parteien den ihnen obliege 
Beweis nicht anders als durch fachverftändige Wahrnehmungen Dritter erb 
fönnen, ober erſt nach geführtem Beweis bei der Urtheilsfällung, indem Dem Ride 
die Beurtheilung des vorliegenden jeftftehenden Thatjachenmaterial® nur auf Gr 
fachverjtändigen Ermeſſens möglich ift. Für den letzteren fall accptirt bie geil 
Theorie alle die von ber Gehülfentheorie gezogenen Konfequenzen; für ber erjt: 
Tall will fie die allgemeinen Normen des Beweißverjahrens überhpupt un 
Grundfäße des Zeugenbeweiſes insbeſondere angewendet wifjen. — NeueitensS ent 
hat Obermeyer einederbejferteBemweismitteltheorie migeftellt. Wursgel 
davon, daß der Beweisbegriff (4. B. beim richterlichen Gid) von der VrrHamiuler 
mazime unabhängig ſei; anknüpfend ſodann an ben Indizienbeweis, bei weldenmn Die 
weisthätigfeit zwiſchen den Parteien und dem Nichter getheilt jei, indem bie Par 
vermöge einer „Beweißnachlaffung“ lediglich bie Prämifjen einer Aukzorg 
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Aqutbun haben, ber Richter aber dann ſelbſt den Beweisgrund durch Folgerung 
derftelle; gelangt er zu dem Rejultat, daß auch dann, wenn der Richter dieſe Schluß⸗ 
iolgerung micht ſelbſt ziehen könne, jondern Hierzu, fei es ex officio oder auf Antrag 
der Parteien ©. beiziehe, dieſe Beweismittel feien. 

U. De lege ferenda wird man fi) (mit Renaud, $ 118) für eine gemijchte 
Theorie zu enticheiben haben. Der Unterfchied zwiſchen wahrnehmenden und ur= 
theifenden S. iſt nicht wegzuleugnen. Wollte man den Begriff des Urtheilens jo 
drmiven, wie Wetzell es thut, jo würde man bie ganze bißherige Beweislehre 
unftoßen müflen. Denn jaft Alles, was man bisher thatfächliche Behauptung 
nannte und nur als folche für geeignetes Beweisthema erklärte, wird fich bei näherem 
äufehen als Urtheil barftellen (ngl. die von Obermeyer, ©. 58 zu R. 50 Eit.). 
Jeder finnliche Gindrud Hat, jobald er und klar zum Bemußtjein gelommen ift, 
‚nen Reflerionsprozeß durchgemacht und fich zum Urtheil geftaltet. Der Zeuge, 
zeicher ausſagt, daß das ftreitige Pferd eine Stute, urtheilt jo gut, wie der ©., 
welcher bekundet, daß es lungenritzig ſei; und doch Tann ein Zeugenbeweis nur über 
‚ntjachen“ geführt werden. Niemand wird die Cideszufchiebung darüber, daß 
Trobat einen Gegenftand vom Probanten gelauft habe, für unzuläffig halten, und 
3 mthält diefe Ausfage zweifellos ein „Urtheil”, während der Schiedseid nur 
ibrr „Ihatfachen” zuläffig ift. Die Unterfcheidung von Wahrnehmung und Urtheil 
# mit anderen Worten allerdings eine „nur relativ gültige, aber unentbehrliche“ 
Lbermeyer, ©. 57). Die Grenze zwiſchen beiden aber kann nach Alledem nur 
‚ine jubjektid begründete fein: wo wir uns des Urtheilsvorganges bewußt, wo wir 
urierer Subfumirung einer konkreten Erſcheinung unter einen abftraften Begriff inne 
werden, da fagen wir, wir „urtheilen” ; wo wir vermöge unferer Uebung und Ges 
röhnung die Urtheilsoperation unmerflich vollziehen, da behaupten wir „wahr 
nehmen". Der Geübtere, Erfahrenere, Gebildetere fieht und Hört und weiß da 
ah, wo der Ungeübtere, Unerfahrenere, Ungebildetere folgern und urtheilen und 
gauben muß. So ift Wetzell's oben citirte Behauptung nicht im Stande, den 
Unterihied zwifchen wahrnehmenden und urtheilenden ©. zu bejeitigen, wie denn 
auch Vetzell jelbit infonjequent genug die Scheidung der „Jachverftändigen Zeugen“ 
ven den S. und ihre Auffaffung als reine Beweismittel (Zeugen) adoptirt, obgleich 
fe fh doch nach feiner eigenen Definition von den „wahrnehmenden S.“ nicht 
weiter untericheiden, al8 daß fie bie Wahrnehmung, die fie jegt befunden, nicht 
im Piogefie jelbjt und zum Zwecke der Belimbung, fondern ſchon früher und zufällig 
gmadt Haben (Syft., 8 44 zu N. 14 und dazu Obermeyer, ©. 58 zu R. 52; 
©. 61 zu R. 66 ff.). — Auf der anderen Seite beruht aber au Obermeyer’s 


Anñcht. daß auch der urtheilende ©. lediglich Beweismittel fei, auf unhaltbarer - 


Tanife. Beim ©.-, wie beim Indizienbeweis (vgl. wegen des letzteren Heusler, 
&hin i. d, ein. Pre. IXII ©. 280 ff.) ift die Beweisthätigfeit bereits zu Ende, 
Dem die Schlußjolgerung beginnt. Die Iehtere ift nicht mehr Beweisführung, 
'ndem Würdigung des geführten Beweiſes; fie gehört zur urtheilenden Thätig⸗ 
At de Richters, die fich aus Beweiswürdigung und Rechtsanwendung zuſammenſeht. 
zu urtheilende S. aljo, welcher aus jeftitehenden Thatſachen nach den Regeln feiner 
Kımf eine Schlußfolgerung auf die entjcheidende Thatfache zieht, beweiſt nicht mehr, 
ferdem hilft dem Richter einen Theil feines officium erfüllen. — Und fo ergiebt 
"ch von jelbft, daß bie urtheilenden ©. Richtergehülfen, umd al folche durch- 
ange dom Richter abhängig und nach Analogie defjelben ben Parteien gegenüber 
3 behandeln; daß dagegen die wahrnehmenden ©. Beweismittel und ala folche 
den Allgemeinen Grundſätzen des Beweiſes unterworfen, im Einzelnen aber nach 
Anelogie der Zeugen au behandeln find. 

_ U. Sie Quellen des Gemeinen Prozeſſes, von welchen das Röm. Recht die 
<. in Anwendung auf den Giv.Prz. nur in zwei, das Kanoniſche Recht nur im 
“in Fällen, das ältere Deutfche Recht gar nicht erwähnt, bieten über unfere Frage 
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GSadjverftändige (civilproz.) I. Die Lehre von den ©. if eine der 
kontroverſenreichſten im Civ. Prz. Vorfrage für die meiften diefer Konttdberjen aber 
ift, welche Stellung überhaupt den S. im Civ. Prz. zuzuerkennen fei: die vom Richter- 
gehülfen oder die von Beweismitteln? Die Gehülfentheorie ift zuerft von Gönner 
wifjenfchaftlich begründet worden. Nach ihm enthält der Wirkungskreis der S. einen 
Theil des Richteramtes ſelbſt, find die ©. judices facti, ob num ihre Thätigfrit 
darin beftehe, daß fie Wahrnehmungen rücfichtlich beftrittener Thatſachen, welche 
eigentlich der Richter jelbft durch Augenfchein zu machen hätte, aber in Ermangelung | 
der zur Wahrnehmung erjorberlichen befonderen Kenntniffe nicht machen kann, für! 
den Richter machen (wahrnehmende, darftellende, beobachtende ©.); oder ob fie 
darin beitehe, daß fie aus feftftehenden Thatſachen die Schlüffe ziehen, welche der 
Richter für feine Urtheilafällung bedarf, aber wiederum wegen Mangels ber hierzu 
nöthigen technifchen Ausbildung felber nicht ziehen Tann (urtheilende S.). Tide) 
ältere Gehülfentheorie, auß welcher man ingbeiondere die Konfequenz gezogen hatte, 
daß das S.gutachten eine der Rechtskraft fähige und mit Rechtsmitteln anfechtbare 
Sentenz ſei, wurde ſpäter aufgegeben: quia ad causam instruendam adhibetur arts 
peritus, super causa vero statuere judicis est, wie ſchon Mevins richtig erfannt| 
hatte. Dagegen ift namentlich’ dur Wetzzell die Anficht zur jetzt herrſchendca 
geworben, wonach die S. zwar nicht ſelbſt Richter, aber allerdings Gehülfen des 
Richters, und zwar ftet3 unter Verwerfung des Unterſchiedes von wahrnehmenden 
und urtheilenden ©., bei der Urtheilafällung find; „denn auch Die ©., welche zum! 
Augenfchein zugezogen, dem Nichter Worte oder Zeichen Leihen, um bad Babe‘ 
genommene Tunftgemäß auszudrücken und barzuftellen, urtheilen ſchon“ (Wetzell, 
8 44 N. 18). Die Hauptlonfequenzen diefer Auffaffung find, daß die Zugiehung 
von ©. jederzeit ex officio gejchehen Tann, daß die Beltimmung ber Zahl und die 
Auswahl der ©. Iediglih Sache des Richters iſt; daß die ©. nach Analogie der 
recusatio judieis abgelehnt werden können; daß endlich die Grundjäße des Bereiis 
auf fie feine Anwendung finden: daß ingbefondere von einer Beweißantretung und 
Beweißaufnahme ebenjowenig wie von Gegenbeweis und Ergänzung durch rider 
lichen Eid die Rede fein kann. — Maren dieſen Anfchauungen gegenüber die S. 
ſchon von älteren Progefjualiften und Geſetzen ala Zeugen behandelt und testes gr 
nannt worden, jo hatte doch jchon Die Italieniſche Praris die Unterſchiede zwiſchen beiden 
klar erfannt (Strippelmann, ©. 54); und fand die Beweismitteltheorit, 
wie fie namentlih Schneider (Lehre vom rechtlichen Beweiſe, 88 176 fi.) ver 
theidigte, wonach der S. „als Zeuge zu betrachten“, das Verfahren mit ©. cn 
reines Beweisverfahren und ſtreng von der Berhandlungsmazime beherrſcht ift, auch 
in der Deutſchen Theorie und Praxis wenig Anklang. Vielmehr befolgte bie Prati 
des Gemeinen Prozeſſes allgemein (vgl. Strippelmann, p. IV.) bie gemijdtt 
Theorie, wie fie namentlid) Mittermaier dargelegt hat. Nach ihr find die S. 
bald Beweigmittel, bald Nichtergehülfen, je nachdem die Nothwendigkeit ihrer Ju 
ziehung ſich im Beweisflabimn ergiebt, indem die Parteien den ihnen obliegenden 
Beweis nicht anders als durch ſachverſtändige Wahrnehmungen Dritter erbringen 
können, oder erſt nach geführtem Beweis bei der Urtheilsſällung, indem dem Richtet 
die Beurtheilung des vorliegenden feftftehenden Thatſachenmaterials nur auf Grund 
fachverftändigen Ermeffens möglich ift. Für den letzteren Fall acceptirt die gemiſchte 
Theorie alle die von ber Gehülfentheorie gezogenen Konſequenzen; für ben erftern 
Tal will fie die allgemeinen Normen de Beweisverfahrens überhaupt und bie 
Grundfäge des Zeugenbeweijes inabejondere angewendet willen. — Neueftens endlich 
hat Obermeyer eineverbejjerteBeweismitteltheorie aufgeftellt. Ausgehend 
davon, daß der Beweißbegriff (3. B. beim richterlichen Eid) von der Verhanplunge 
magime unabhängig jei; anfnüpfend ſodann an den Indizienbeweis, bei welchem die Ve⸗ 
weisthätigfeit zwiſchen den Parteien und dem Richter getheilt ſei, indem die Parteien 
vermöge einer „Beweißnachlafjung“ Tediglich die Prämiffen einer Schlußjolgerung 





Sahverktändige. 518 


datzuthun haben, der Richter aber dann jelbft ben Beweisgrund durch Folgerung 
dertelle; gelangt er zu dem Refultat, daß auch dann, wenn der Richter dieſe Schluß- 
iolgerung nicht jelbft ziehen könne, fondern Hierzu, jei e8 ex officio oder auf Antrag 
der Parteien ©. beiziehe, dieſe Beweismittel ſeien. 

U. De lege ferenda wirb man fih (mit Renaub, $ 118) für eine gemifchte 
Theorie zu enticheiden haben. Der Unterjchied zwifchen wahrnehmenden und ur⸗ 
tbeilenden ©. ift nicht wegzuleugnen. Wollte man den Begriff des Urtheileng fo 
oremiren, wie Wetzell es thut, fo würde man bie ganze biöherige Beweislehre 
anftogen müflen. Denn jaft Alles, was man bisher thatjächliche Behauptung 
tannte und nur als folche für geeignetes Beweisthema erklärte, wird fi} bei näheren 
Zuſehen ala Urtheil darſtellen (vgl. die von Obermeyer, ©. 58 zu N. 50 Cit.). 
Jeder finnliche Eindrud Hat, ſobald er und klar zum Bewußtjein gekommen ift, 
‚inen Reflexionsprozeß durchgemacht und fich zum Urtheil geftaltet. Der Zeuge, 
velher außfagt, daß das ftreitige Pferd eine Stute, urtheilt jo gut, wie der ©., 
welcher befundet, daß es lungenritzig fei; und doch Tann ein Zeugenbeweiß nur über 
Thatjachen“ geführt werden. Niemand wird die Eideszuſchiebung darüber, daß 
Frobat einen Gegenftand vom Probanten gelauft Habe, für unzuläffig halten, und 
dh enthält dieſe Ausſage zweifellos ein „Urtheil”, während der Schiedseid nur 
über „Ihatfachen“ zuläffig iſt. Die Unterfcheibung von Wahrnehmung und Urtheil 
A mit anderen Worten allerbings eine „nur relativ gültige, aber unentbehrliche“ 
(Cbermeyer, ©. 57). Die Grenze zwifchen beiden aber kann nach Alledem nur 
‚ine inbjektiv begründete jein: wo wir und des Urtheilsvorganges bewußt, wo wir 
unieer Subfumirung einer konkreten Erſcheinung unter einen abftraften Begriff inne 
werden, da jagen ‘wir, wir „urtheilen” ; wo wir vermöge unferer Uebung und Ge- 
wotnung die Urtheilsoperation unmerflich vollziehen, da behaupten wir „wahr 
nehmen“. Der Geübtere, Erjahrenere, Gebildetere fieht und Hört und weiß da 
2, wo ber Ungeübtere, Unerfahrenere, Ungebildetere jolgern und urtheilen und 
ganben muß. So ift Wetzell's oben citirte Behauptung nicht im Stande, den 
Unterichied zwiſchen wahrnehmenden und urtheilenden ©. zu bejeitigen, wie denn 
auch Wetzell ſelbſt infonfequent genug die Scheidung der „jachverftändigen Zeugen“ 
von den &. und ihre Auffaffung als reine Beweismittel (Zeugen) aboptirt, obgleich 
Re ich doch nach feiner eigenen Definition von den „wahrnehmenden ©.“ nicht 
vier unterjcheiben, als daß fie die Wahrnehmung, bie fie jeht befunden, nicht 
rn Progeffe jelbft und zum Zwecke der Bekundung, fondern ſchon früher und zufällig 
gemacht haben (Syſt. $ 44 zu N. 14 und dazu Obermeyer, ©. 58 zu. 52; 
2.61 zu R. 66 fi). — Auf der anderen Seite beruht aber auch Obermeyer’s 
Arüht, daß auch der urtheilende ©. Lediglich Beweismittel fei, auf unhaltbarer - 
arimiffe. Beim S.⸗, wie beim Indizienbeweis (vgl. wegen des Iehteren Heusler, 
Archiv 1, d. civ. Pre. LXIT. ©. 280 ff.) ift die Beweisthätigkeit bereit zu Ende, 
ven bie Schlußfolgerung beginnt. Die letztere ift nicht mehr Betveisführung, 
'mden Würbigung des geführten Beweiſes; fie gehört zur urtheilenden Thätig- 
feit dei Richters, bie fich aus Beweiswürdigung und Rechtsanwendung zufammenjegt. 
ze heilende S. aljo, welcher aus jeftjtehenden Thatjachen nach den Regeln feiner 
Kumt eine Schluffolgerung auf die entjcheidende Thatjache zieht, beweift nicht mehr, 
Iondem Hilft dem Richter einen Theil feines officium erfüllen. — Und fo ergiebt 
tt von jelbft, daß die urtheilenden ©. Richtergehülfen, umd als ſolche durch-⸗ 
gagıg vom Richter abhängig und nach Analogie defjelben den Parteien gegenüber 
“ beenden; daB dagegen die wahrnehmenden ©. Beweigmittel und al foldhe 
ten allgemeinen Grundjäen des Beweiſes unterworfen, im Ginzelnen aber nad) 
*aalogie der Zeugen zu behandeln find. 

_ IL Die Ouellen des Gemeinen Progeffes, von welchen das Röm. Recht die 
5 in Anwendung auf ben Giv.Prz. nur in zwei, das Kanonifche Recht nur in 
um Fällen, das ältere Deutſche Recht gar nicht erwähnt, bieten über unſere Frage 
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jo wenig fichere Anhaltspunfte, daß es fich nur hieraus erflärt, wie jaft alle sab I. 
dargeftellten Anfichten fich auf fie berufen können. Sicher ift nur dies, daß die 
Funktionen ber urtheilenden ©. einft vom Gericht jelbit verjehen wurden, was id 
baraus erflärt, daß einerfeits entweder dad Urtheil von den Volksgenofſen selbit 
gefunden wurbe, oder das Richteramt für die durch bejondere Sachkunde zu ent: 
ſcheidenden Sachen an ©. (arbitri: vgl. insbeſondere Strippelmann, S. 7 fi) 
übertragen ; anbererjeit3 aber auch beim Nechtögelehrten nicht nur justi atque injasti 
scientia, fondern auch divinarum ac humanarum rerum notitia vorausgeſetzt wurd: 
(Strippelmann, ©. 4). Dem entjprechend ift auch heute da, wo die Richter 
bant jelbft mit ©. bejebt ift (3. B. in Handels- See- Gerverbegerichten), die Zu: 
ziehung von ©. ala Richtergehülfen bezüglich der einfchlägigen ragen unnötbig 
(Hannov. Protot., VII. ©. 2318; Oeſterr. Entw. von 1876 $ 404; Deutices 
GVG. $ 118); während im Webrigen beim Richter heute nur Rechtelenntnifie ver: 
muthet werden (arg. Deutſches GVG. SS 2 ff.) und ebendeswegen anderweite ad: 
fenntniffe auch da, imo fie zufällig beim Richter fich finden, der richtigen Anfidı 
nad (vol. Gönner, Abhandl. 44, $ 8; Abhandl. 45, 84; Wetzell, $ 44 nadı 
N. 10; Motive zum Deutfchen Entw. von 1874 ©. 496 gegen Obermener, 
©. 86 #) zur Beurtheilung nichk verwerthet werden dürfen. — Bon den Partitular 
gejeßen hatten fich die meiften ber gemifchten Theorie 3a elle (gl. z. B. 
Corp. jur. Frideric. I. t. 8 $ 7; IL. t. 6 $18; Allg. Preuß. Ger Ord., II. ı. 0 
88 388 f.; t. 42 88 14, 35; Baden 1881, $$ 540, 541; Sanmover 1850, 
88 275 ff., 280; Lippe 1859, 88 49, 51; Meiningen 1862, Art. 95 f., 10; 
Baden 1864, $$ 491, 498, 494; Württemberg 1868, Art. 205, 500 ff). Tie 
neueften Entwürfe und Geſetze dagegen find von Wetzell's Gehülfentheorie dr 
einflußt. Dies gilt inabejondere von der Deutichen CPO. 88 135, 867379, 
und von dem mit derjelben wefentlich übereinftimmenden Oeſterr. Entw. von 1876, 
88 215 Abf. 3; 392—406. Dabei ift jedoch mit einer Halbheit verfahren, weihe 
die ohnehin jo ſchwierige Lehre nur gänzlich zu verwirren geeignet iſt. Wäbrend 
die Motive zum Deutjchen Entw. von 1874 ©. 496 zunächft Wet ell’s Lehre janmt 
feiner Begründung derjelben vollftändig adoptiren, fahren fie unmittelbar dararf 
fort: „Dies Prinzip ift in Verbindung mit dem Grundfaß ber freien Beweis 
würdigung für die Vorfchriften des Entwurfs über den S.Beweis maßgebend ge 
wejen“ ; nicht gewahrend, baß die WeheLl’fche Gehülfentheorie die Anwendung de 
Beiveißbegriffes auf die S. total außfchließen müßte, daher denn auch Webell 
ſelbſt ausdrücklich gegen die Bezeichnung und Behandlung der S. ala Beweismitel 
proteftirt (Syft. $ 44 N. 14 und 16). Und dieje Prinzipienlofigkeit (die übriges 
auch fehon in den Hannov. Protof., XV. ©. 5718 ff., zu Tage tritt) fpiegelt fh 
auch überall im Geſetz jelbft wieder. Während unter Ausfcheidung der fachverftän 
digen Zeugen von den S. (Deutſche (PO. 8 379; vgl. Oeſterr. Ent. $ 400) 
die Gehülfentheorie in ihren Hauptfonfequenzen ausdrüdtich fanftionirt ift (vgl. oben 
sub I. und gleich unten sub IV.), werben die S. doch nicht nur ala Beweismittel 
bezeichnet (Deutiche CPO. $ 324 3. 2; Rubrik des 8. Tit. in Buch II. Abichn. 1: 
„Beweis durch S.“), jondern auch als" ſolche behandelt, indem bie Lehre von. 
©. mitten unter den Beweismitteln geregelt, auf die S. ausdrücklich bie Vorſchritt 
über den Zeugenbeweis als analog anwendbar erflärt ($$ 867, 371); von 
antretung, Beweisbeichluß, Beweisaufnahme mit namentlicher Beziehung auf die 
gehandelt ift (88 368, 324, 370). Damit find die S., joweit fie Beweismit 
find, in dubio aud) den übrigen Regeln bes Geſetzes über ben Beweiß unterm! 
fo der des $ 258 oder der des $ 487 u. f. w., was in bireftem Widerſpruch 
der Gehülfentheorie fteht (vgl. Mittermaier, 'g 6 S. 185 ff; Wegell,S 
nah N. 37). Wieweit aber die ©. ala Beweismittel zu betrachten find, darü 
fehlt es nicht nur im Geſetz an jebem Anhalt, fondern nehmen auch die Motive 
letzten, indem fie den Unterjchied zwiſchen wahrnehmenden und urtheilenden S 
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Vetzell verwerſen. — Bei diefer Sachlage wird nicht? übrig bleiben, ala die 
Motive bei Seite zu jegen und durch Wiederaufnahme des Unterfchiedes von wahr⸗ 
nehmenden und urtheilenden S. der gejehlichen Doppelauffaffung der ©. als Be— 
weismittel und als Nichtergehülfen Sinn und Berftand zu geben. Zu beachten ift 
jedoch dabei, daß nach der Fafſung des Geſetzes die aus der Gehülfentheorie aus- 
Yridlich aufgenommenen Konſequenzen auch auf die ala Beweismittel zu betrachtenden 
&. angewendet werden mrüfjen. 

IV. Das Detail der Lehre, für welches die Italienifche Praris Hauptquelle im 
Öemeinen Prozeß war (Strippelmann, ©. 33 ff.), umfaßt insbeſondere die 
iragen der Offisialbeiziehung, der Wahl und Beftimmung, ber Inftruftion, Be— 
&digung und Bernehmung der ©., der Bedeutung ihres Gutachtens für Parteien 
and Geriht. — Die erfte Frage würde an fich dahin zu beanttworten fein, daß die 
wogmehmenden S., weil fie Beweismittel find, ber Beweis im Civ.Prz. aber prin- 
well der Verhandlungsmarime unterftellt werden muß (Wendt, Archiv. f. d. 
a. %rr. LXIH. ©. 261 ff.), ausſchließlich von den Parteien durch Beweisantretung, 
Veh dagegen die urtheilenden S. als Richtergehülfen ausſchließlich vom Richter in 
den Progeß einzuführen wären. Neigte jedoch ſchon die ältere Theorie und Praris 
dahin, hier die Verhandlungsmarime zu durchbrechen (Obermeyer, ©. 41), fo 
dat die Deutiche CPO. $ 135 (ebenfo Defterr. Entw. $ 215 i. f.) daß Recht des 
Xihters, ©. ex officio beizuziehen fr jede Lage des Prozeſſes ohne Unterſcheidung 
doꝛ wahrnehmenden und urtheilenden ©. fchlechtweg anerkannt, in Entmäündigungs« 
iachen überbies eine richterliche Pflicht der Zugiehung ftatuirt (88 598, 599, 612). 
Sor einer Beweisantretung durch S. (Deutihe EPO. $. 368; vgl. 8 392 Oefterr. 
Ente.) fann daneben nur bei wahrnehmenden ©. die Rede fein; der Antrag ber 
Tarteien auf Zuziehung urtheilender ©. ift nur „Anregung einer von Amtswegen 
u bethätigenden Maßregel“ (Seuffert, Kommentar zu $ 368). — Die Aus- 
mabl und Beftimmung der Zahl der ©. ift ſodann von ber Deutſchen CPO. $ 369 
(Letter, Entw. $ 393) unterſchiedslos in die Hände des Gerichts gelegt. Das Geſetz 
hat dadurch der gemischten Theorie gegenüber, welche die wahrnehmenden ©. durch 
Venemung einer gleichen Zahl feitend der beiden Parteien aufftellen läßt (Mitter- 
maier, S. 128), die Gehülfentheorie Tonjequenter als Wetzell jelbft durchgeführt, 
welder den Schon von Rivinus gemachten, von Doktrin, Praris und Gejehgebung 
vichach adoptirten Kompromißvorſchlag ſich zu eigen gemacht hat, „wonach beide 
herteien geſondert in gleicher Zahl ihre ©. benennen, der Richter aber einen Ob- 
mann dazu thun fol” (Wetell, 544 N. 22; Obermeyer, ©. 101 N. 38 ff.). 
Toch bindet es das freie richterliche Ermeſſen nach zwei Geiten: das Gericht joll, 
wein für gewiffe Arten von Gutachten S. Öffentlich beftellt find (vgl. 3. B. RGeſ. 
vom 11. Juni 1870, betr. das Urheberrecht an Schriftwerfen $ .81; RGeſ. vom 
lt. Jan, 1876, betr. das Urheberrecht an Muſtern $ 14; RGeſ. vom 10. Yan. 
1358, betr. den Schuß der Photographien $ 10 u. |. w.), ſich regelmäßig an biefe 
halten. Hat nun diefe Beſchränkung auch vom Standpunkte der Deutihen CPO. 
aus nichts Auffallendes, jo fteht dagegen mit demjelben in jchroffitem Widerſpruch 
die Torichrift des $ 369 Abi. 4 (die denn auch der Defter. Entw. richtig ver- 
miden hat), wonach das Gericht an die burch Vereinbarung der Parteien beitimmten 
Frionen gebunden ift. Dieſe, gleich der vorigen durch die Reichatagafommiffton in’s 
Geiez auigenommene Beftimmung wurde als eine Konfequenz der Berhandlungamazime 
beantragt und gebilligt (Kommiffionsprotokolle, S. 141). Allein dieſe hat eben mit 
dem ganzen Standpunkt der Deutfchen CPO. nichts zu thun. — Die viel beftrittene 
fage, ob und inwieweit ein S.-Zwang zu ftatuiren fei (vgl. Hannov. Protof. VII. 
©. 2332 ff), — welche für das Gem. Recht, insbeſondere mit Hinweis darauf, daß 
“ür einen folchen fein Bedürfniß eriftire, und daß er undurchführbar jei, überwiegend 
demeint (vgl, die Gitate bei Renaud, $ 149 N. 32; Obermeyer, ©. 123 
%. 48 und 49); dagegen inäbefondere von Weg el! (vgl. außerdem bie bei Renaud, 
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1. c. Cit.) mit Berufung auf das munus publicum ber S. als Richtergehälien be- 
jaht wurde, — ift zwar von der Deutichen EPO. $ 872 (Defterr. Entw. $ 396) 
prinzipiell ebenfall® verneint, das Prinzip aber durch die ftatuirten Ausnahmen 
nahezu annullirt worden (OÖbermeyer, ©. 126). — Bezüglich der Frage der 
Ablehnung der ©. durch die Parteien müßte die gemifchte Theorie umterſcheiden 
ob die &. ala Beweismittel probuzirt wurben, in welchem Fall Probat durch Fe 
weigeinreben ihre Untüchtigleit oder Verdächtigfeit, wie bei Zeugen, geltend zu made! 
hätte, oder ob die ©. als Richtergehülfen beigezogen waren, wo bie en 
Ablehnungsrecht nach den Grundſähen ber Rekufation der Gerichteperfonen 
würden (vgl. Mittermaier, $ 4 ©. 131). Die Deutjche EPD. $ 371 (Leiten, 
Entw. $ 395) gebenft Lediglich des letzteren Rechtes. — Der Erjtattung dei Gut 
achtens hat die Inſtruktion und — außer bei Verzicht beider Parteien — bie 
eidigung des ©. voranzugehen. Die Art der Imftruftion muß dem richterli 
Ermefjen anheimgeftellt werden (vgl. indeffen Defterr. Entw. $ 399). Der S.&l 
aber war von jeher promifjorifch (juramento antea praestito: 1. 20 C. 4, 21; „un 
Erſtattung des Gutachtens”: Deutiche CPO. 8 375) und muß fo formulirt jen 
daß er jeden Grad ber Weberzeugung trifft („nach beitem Willen und Gemifien” 
Deutſche CPO. 8 375; vgl. auch ſchon KGO. von 1555, I. t. 85), während di 
Aelteren den ©. bald de veritate, bald de credulitate jchwören ließen. — J 
gutachtung ſelbſt kann, wie ſchon nach Gem. Recht, ſo auch nach den neueſten 
ſetzen, nach Ermeſſen des Gerichts mündlich oder ſchriftlich (Deutſche CPO. g8 36 
Oeſterr. Entw. $ 400); fie kann bei Uebereinſtimmung der ©. gemeinſam eriolg 
‚ (Defterr. Entw. $ 401; für die Deutſche CPO. beftritten; vgl. bie Eit. bei Ober 
meyer, ©. 155 R. 45). Das Gutachten foll nach der überwiegenden Anficht da 
Schrüftfteller (Renaud, $ 149 N. 45) mit Gründen verjehen fein; nach dem Oeſten 
Entw. $ 401 Tann der Richter Died verordnen; nach $ 376 Abſ. 2 vgl. mit $ 361 
Deutfche CPO. kann er eine Erläuterung des ohne Gründe abgegebenen Gutacht— 
vom ©. verlangen. — Ob bie Parteien ein Recht darauf haben, der mündli 
Bernehmung de ©. beizumohnen, wird ebenfo wie die frage, ob ihnen eine 
tämpfung des abgegebenen Gutachtens durch ein Beweisdiſputirverfahren zu geftatt 
fei, davon abhängen, ob und inwieweit man die S.vernefmung ala Beweigaufna 
anfieht (vgl. $$ 322, 258 Deutiche CPO.). — Was aber endlich die Stellung de 
Richters zum Gutachten anlangt, fo ftritt man im Gemeinen Prozeß fowol barübe, 
ob der Richter an das übereinftimmende Gutachten der S. gebunden ſei ober dafielkt 
feiner freien Würdigung unterliege? als auch darüber, wie der Richter in Kollifionk| 
fällen fi) zu verhalten habe? War man insbejondere feit Gönner (Ab. * 
88 18 ff.) geneigt, das übereinftimmende Gutachten für formal bindend zu erflären, 
in Kollifionzfällen aber bei Schägungen eine Durchſchnittsberechnung (nad) „Schüge" 
anzuftellen, bei anderen Begutachtungen die Majorität der ©. entſcheiben zu Lafer, 
reſp. im Fall der Stimmengleichheit dem Nichter die Zuziehung weiterer €. *— 
eines Obmanns zu geſtatten bzw. zu gebieten; hatte dann die Lehre von Walthe 
(©. 286 ff.), daß in jedem Kollifionafall, aufer wo e8 fi um Schägungen handle. 
„Kunft- und ©. von bewährterer Gejchidlichkeit, oder, wo es zu haben iſt, en 
ganzes Kollegium derſelben“ Zwecks nochmaliger Prüfung der divergirenden Gab 
achten und Abgabe eines „Obererachtens“ zuzugiehen jeien, vielen Anklang gefunden 
und mehrfach zur ſtaatlichen Errichtung oberfter jachmännifcher Kollegien gerührt 
fo hat fich dagegen die neuefte Gejeßgebung wieder dem ſchon von der älteren Do 
und Gefjeßgebung befolgten (j. bie Rachweiſe bei Obermeyer, ©. 170 ff.; S. 181 
N. 79 und 81) und auch vom Code proc. eiv. art. 823 und vom Code di proced 
civ. del regno d’Italia art. 270 vertretenen Grundſatz ber freien Würbigung der Cut, 
achten zugewandt. Dies ift auch ber Standpunkt der Deutfchen CPO. (und Wi 
Oeſterr. Entw.), wie derſelbe nicht nur von den Motiven bezeugt wird, welche ab 
von ihrem Standpunkt aus völlig inkorrekt von freier Beweis würdigung ſprechen 
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iondern insbeſondere Ausdruck gefunden Hat für Begutachtungen im engeren Sirme 
in $ 377 des Geſetzes ($ 402 Oeſterr. Entw.), für Schägungen in $$ 3 und 260 
dajelbſt (88 17, 298, 411 Oeſterr. Entw.). 

Lit.: Bol. die umfaffenden Siteraturangaben bei Walther, Arc. f. b. civ. . XXVL 
® han ae Wetzell, Golem, H UN. ie bei —X Bee 5 118 
R.— heben find: Hönner, gm uch, IL AbH, 44 und 45. — Mitter« 
naier, Arc. f. d. civ. Prar. IL &. 119 ff. — 6. F. H. Siedrichs, Diss. de indole 
Er GT En EG 
Silpeı - Si H — f. d civ. Prax. . ©. 
Bendt, ebenda Lan. € 285 ff. — Obermeyer, Lehre von den ©. im Givilprozeß, 
18. Birkmeyer. 

Eahverftändige (itrajpr.). I. Sachverſtändige (Kunſtverſtändige, ex- 

yertes) find Perfonen, welche durch ihre Ausbildung für einen beftimmten Beruf und 
durh bie bei Ausübung defielben gejammelten Erfahrungen die Befähigung erlangen, 
dem Gerichte die Auskunft zu ertheilen, ohne welche gewiffe Thatfachen, weil zu 
term Beobachtung und Beurtheilung die allgemeine Befähigung nicht ausreicht, mit 
Ferufigung nicht feftgeftellt werben können. Die Entwidelung des Beweisrechtes 
in der Richtung der freien Beweiswürbigung hat auch in Bezug auf die Stellung 
der &. namentlich im Strafprozeß eine weientliche Wenderung und Klärung mit fi 
gebrcht. Der Zug des älteren Beweisrechtes ging dahin, möglichft objektive Er⸗ 
prebungen der Thatfachen zu erzielen und dem Richter die Beitanbtheile ſeines Ur- 
tbeiles, wie bereits behauene Quaberfteine, fertig zu Liefern, jo daß er fie nur ein- 
Aigen Hatte. Daraus entwidelte fich zunächft die Tendenz, möglichft viele Fragen 
€. zuweilen, und nicht gerade genau zu unterfuchen, ob e& fich demn überhaupt 
um einen Gegenjtand handelt, zu befien Beobachtung und Beurtheilung eine befon- 
dere Beruigsbildung erforderlich ift und ob gerade in die Berufsfphäre biejer be— 
Ammten S. die Fragen fallen, auf deren Löſung es ankommt. Man ift 3. B. noch 
Yute nicht abgemeigt, etwa den Büchſenmacher barüber zu befragen, ob ein be 
fimmter Zuftanb einer burchlöcherten Glasſcheibe auf einen Schuß und ob er auf 
einen aus ber Nähe oder aus ber Ferne abgefeuerten ſchließen lafſe. In einem vor 
rigen Jahren verhanbelten Fall, der Europäifches Aufſehen erregte, hing bie Ent- 
fhetdung wejentlich davon ab, ob und wie ein menjchlicher Körper über eine fläche 
ven einer beftimmten Neigung Hinabrollen könne, und man war fehr verfucht, 
dics äntficher Beurtheilung anheimzuftellen. Es kommt vor, daß man es 
alt Gegenfiand ärztlicher Beurtheilung anfieht, ob Jemand einem beſtimmten 
Angin oder Sturz gegenüber die Hände eher abwehrend vor ſich hinftrecken oder 
Mügend über fich breiten werde. Vermeiden läßt es fich ohnehin nicht, daß ©. den 
nen mit Recht abgeforderten Ausſpruch fchließlich auf folche Thatmerkmale ftühen, 
“t Jedernann beobachten und beurtheilen kann. Es wird e8 den Aerzten Niemand 
dregen können, wern fie 3. B. erklären, durch den Umftand, daß nach Lage ber 
Tehältniffe dag Werkzeug, womit eine beftimmte Art der Tödtung allein zu bes 
terftefligen ift, nicht vorhanden fein konnte, zur Außfchliefung diefer Tödtungsart 

tum zu fein. Allein es folgt daraus allein jchon, daß jene objektive Beweis— 
it, welche einft dem Spruch der ©. vindizirt wurde, demfelben nicht innewohnen 
Bone, daß er für fich allein den Richter nicht berußigen dürfe und daß biefer die 
Bevflihtung habe, Fehr genau zu prüfen, ob berjelbe auf Grundlagen ruhe, über 
Nee fi eine ſelbſtändige Meinung nur auf die Gefahr Hin bilden ann, daß er 
ala der ſchlechter Unterrichtete fich über den beſſer Unterrichteten ftellt. Es ift daher 
du Spruch der S. immer nur eine Auskunft, auf Grund welcher der Richter die 
Zhatjache Teftzuftellen Hat, und eben darum der Herrſchaft ber freien richterlichen 

ürdigung nicht entrückt. Damit ift auch eine zweite in früherer Zeit, namentlich 
u’ dem Boden des Gemeinen Deutichen Inquifitionsprozeffes, hervorgetretene Ten- 
‘tr zuridgedrängt, die dahin ging, die ©. nicht ala Ausfunftsperjonen, fondern 
25 einen Theil des Gerichtes („Behülfen des Richters“, ala welche fie übrigens 


518 Sachverständige. 


noch die Motive zur Deutfchen StrafPO. [S. 59] bezeichnen, ohne damit ſich der 
hierdurch gewöhnlich ausgebrüdten Auffaſſung anfchließen zu wollen, da nur be 
gründet werden foll, daß der Richter die S. zu wählen babe) ober, was richtiger 
und deutlicher ift, ihren Spruch nicht al® ein Beweismaterial, jondern ala einen 
techniſchen Richterfpruch aufzuiafien, eine Tendenz, die in dem Vorkommen jtändig 
beftellter &., in der Mebertragung der Funktionen berfelben an jachverftändig: 
Kollegien u. dgl. Unterftügung fand. Im Gegenfah hierzu wurde wieder andersrre 
zum Theil jelbft in Frankreich, ganz beſonders aber in England, der @igenart de 
Stellung des S.beweijes unter den Beweismitteln nicht genügend Rechnung getragen 
indem man die ©. lediglich ala Zeugen und bann gewöhnlich als ausgeſprochen 
Belaftungs- oder Entlaftungszeugen behanbelt. 

Die Eigenart der Stellung der ©. und damit ihre prozeſſualiſche Stellung b2 
rubt aber auf Folgendem: | 

1) Der gewöhnliche Zeuge ift durch die Ereigniffe und Vorfälle gegeben, welch 
er wahrzunehmen, meift zufällig und faft niemals durch gerichtliche Veranitaltung 
in die Lage gelommen ift; er Tann je nach dem Stande ber Sache durch ander 
Perjonen, welche in derjelben Lage waren, Tontrolirt, wiberlegt, beitätigt und fest 
erjeht werden, aber auch diefe Perfonen find gegeben und Tönnen nicht ausgewäl! 
werben. Dagegen wirb ber ©., fo weit er über Wahrnehmungen auszufagen hat 
eigen® berufen, damit er dieſe Wahrnehmungen made. Die ©. fünnen ausgewäbl 
werben, umd zwar unter ihre Unbetangenheit möglichft verbürgenden Umpftänden, dii 
Zeugen find gegeben. Auch auf einen bedenflichen Zeugen kann man nicht verzichten 
ohne unerfegliche Mittel der Aufllärung zu verlieren; der ©. Tann in der Roy 
leicht erjeßt werben. | 

2) Der Zeuge ift fich im Augenblid, wo er den Gegenftand feiner Ipäter 
Ausſage wahrnimmt, in der Regel deſſen nicht bewußt, daß er darüber ein Arge 
abzulegen haben werbe, während beim ©. jchon die Wahrnehmung unter den &i 
fichtspunkt einer berufsmäßigen und zielbewußten Thätigkeit, der Beobachtung un! 
Unterſuchung, fällt. 

3) Der Zeuge fol über nadte Thatſachen ausfagen, die er wahrgenommen bat 
und fich darauf beſchränken. Dies ift zwar nicht unbedingt zu erreichen; uni 
Erlebniffe haften in ung felbft ſchon in der Geftalt von Urteilen. Allein * 
der Zeuge unter den vor Gericht an ihn geſtellten Fragen dieſe Urtheile wieder 
ihre Elemente zurückgeführt und dieſelben dem Gerichte dargelegt hat, iſt lekt 
auch vollfommen in der Lage, fich an feine Stelle zu ſetzen und unter ce 
der allgemeinen Denkgeſetze und Lebenserjahrungen jene Urtheile zu überprüin 
Dies ift beim ©. jchon, foweit e8 fich um die Wiedergabe feiner Wahrnehmunge 
handelt, nicht der Fall; er Hat eine bejondere Befähigung zur Beobachtung um 
Unterfuchung, feine Bejchreibungen des unmittelbar Wahrgenommenen enthalten bei 
reitß die Anwendung fachwifjenfchaftlicher Kategorien, fie bilden Urtheile, bie de 
Richter nicht ohne jachverjtändige BVeihülfe in ihre Elemente auflöfen und de 
— auch wenn fie aufgelöft vor ihm liegen, er nicht unmittelbar verwert 
ann. 

4) Kann der Richter manchmal in den Fall kommen, den Zeugen um ti 
Folgerungen zu fragen, welche er aus jeinen Wahrnehmungen zog, fo wird dis 
jeinen Grund nur darin haben, weil dies oft allein die Möglichkeit bietet, di 
Wahrnehmungen ſelbſt wieder aufleben zu machen und den Zeugen zu deren Wieden 
gabe zu bringen. Dagegen joll der ©. in der Negel die Folgerungen aus feiner 
Wahrnehmungen ziehen und dem Richter darlegen, und zwar durch Anwendung de 
ihm allein, nicht aber dem Richter befannten allgemein gültigen Gejege feiner Wiſſen 
ſchaft oder Kunft auf den konkreten Fall. In beiden Fällen muß der Richter in 
die Sage gebracht werden, die Richtigkeit der Folgerung zu prüfen; allein währen d 
vom Zeugen nur in Bezug auf die Wiedergabe der Wahrnehmungen abhängig ilt, mal 
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er vom 5. auch die Darlegung der allgemeinen Geſetze entgegennehmen und kann 
daher nur die Anwendbarkeit derfelben auf die konkreten Thatjachen prüfen. 

Bas der S. dem Gericht bietet, ift aljo ein zweifaches: 1) Die Darftellung 
der von ihm gemachten Wahrnehmungen (mit Einjchluß der zu biefem Zwecke an- 
geteilten Unterfuchungen und Verſuche), der Befund, Sahbefund, Sichtbefund, 
Tisom repertum, rapport; 2) die Darlegung und Begründung ber von ihm aus 
digen Wahrnehmungen gezogenen, für den Straffall erheblichen Folgerungen, das 
Sutadten, Kunjturtheil (parere, avis). Nun find aber dieſe beiden Auf- 
gaben in fich ſehr verſchieden und laſſen eine ſehr verichiebene progefiualiiche Ger 
Haltung zu: Der Befund geftattet in der Regel feinen Aufſchub, ift auch oft von 
lichen Berhältniffen abhängig, jo daß die Auswahl der ©., welche ihn aufnehmen 
'sllen, oit eine jehr beengte ift. Dagegen gejtattet er fofortige Firirung des Wahr- 
genommenen durch Nieberichrift, Zeichnung oder ſonſtige Nachbildung und ift dieſe 
angejäumte Fixirung fo weientlich, daß ihre Unterlaffung durch ganz befonbere Ber- 
hültniffe gerechtertigt werden müßte, um ohne jolche einen Bejund noch entgegen- 
nehmen zu dürfen. Dazu kommt auch noch, daß der Vorgang ber ©. bei Auf: 
aume des Beſundes unter gerichtlicher Leitung und Beurkundung fteht, obgleich 
dire nicht immer eine Tonftante fein kann (Deutiche StrafPO. $ 78; Oeſterr. 
5122). Alles dieß bewirkt, daß der Befund von ber allgemeinen Regel bezüglich 
dee Vorzuges der Mündlichkeit eine Ausnahme macht, daß nämlich hier die Nieber- 
khrift werthvoller ift, als ber jpätere mündliche Bericht, und eben darum, wenn 
jene bedenklich geiworben ift, eine Erneuerung bes Befundes mehr Auftlärung ver- 
wicht, ald eine erneute Vernehmung der ©. über denfelben. — Dagegen ftüßt ſich 
das Gutachten auf ben Befund; es kann aber in anderweitigen Materialien bes 
Szfprogefjed noch weitere Grundlagen finden, eben darum durch die fpäteren Ergeb- 
nine des Prozeſſes modifizirt und als endgültig erft nach völliger Auftlärung des 
Sahomfaltes, alfo am Schluß des Verfahrens, angefehen werben. Das Gutachten 
f aber au) unabhängig von der Perfon, welche den Befund beurkundet Hat, und 
meiters in höherem Grabe als diefer abhängig von der techniſchen Tüchtigkeit des— 
ierigen, der es abgegeben hat. Was die äußere Form der Gritattung derſelben be= 
tat, io wird Hier im Allgemeinen bie mündliche Darlegung durch‘ die Natur ber 
Sade nicht gehindert, und fie wird fehr Häufig die richtige Auffaffung der Anficht 
de &. und ihrer Begründung, die Beleitigung von Zweifeln und Mißverſtändniſſen 
teiemtlich fordern. Nicht immer werden übrigens im Strafprogeß Beiund und 
Gutachten figuriren; es Kann vorkommen, daß der Berund genügt, zumal wenn e& 
Ah um die fachkundige Firirung von Thatfachen handelt, deren Beurtheilung feine 
Sahfenntniffe fordert (Aufnahme von Plänen, Meffungen u. dgl:); es fann aber 
euch die Möglichkeit der Aufnahme des Befundes jehlen und bann müſſen bie 
Saundlagen des Gutachtens durch Zeugenausjagen (natürlich, womöglich, durch 
ſagverſtändige Zeugen, d.i. Perfonen, welche zwar jachtundig find, aber ihre 
VKalmehmumgen zu einer Zeit und unter Umſtänden machten, wo fie nicht ala ©. 
Aungitten — dgl. $ 85 der Deutichen StrafBD.) beichafft werben. Alle dieſe Ver- 
fälrmifie üben wefentlichen Einfluß auf die prozeffualiiche Geftaltung. 

U. Die Beftimmung ber ©. hängt von ganz anderen Gefichtäpunften ab, 
als die der Zeugen. Schon die DBorfragen, ob &. beizugiehen jeien, welcher Art fie 
kin jollen und in welcher Zahl erforderlich, können in gleicher Weife bei Zeugen 
act auftauchen. Nach 8 73 der Deutſchen StrafBO. erfolgt „die Auswahl der 
©. und die Beitimmung ihrer Anzahl durch den Richter“. Der Sab ift aber eigent- 
&h nur für die Vorunterſuchung richtig. Bezüglich des Vorbereitungsverfahrens 
fit $ 160 der Straf. die Auslegung zu, bie ihm Löwe (bei dieſem Paragraph 
und BESTEN. a) und Geyer (v.Holgendorjf’s Handb., I. ©. 240) geben, 
dB namlich der Staatsanwalt, der die Vornahme der „Unterfuhungshandlung“ 
beantragt, auch die S. namhaft macht und daß ber Amtsrichter ſich an dieſen An- 
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trag halten müffe, wenn er nicht geſetzwidrig ift. Andererſeits fteht die Vorbereitung 
der Bereißaufnahme in der Hauptverhandlung wefentlich in der Hand der Staats 
anmwaltichaft und des Angeflagten, nur fuppletorifch in der des Gerichtes (j. d. Art. 
Bemweisverfahren). Nach dem in diefer Hinficht zur Geltung gebrachten Grund: 
ſatze ift eine pofitive Borjorge für die Unbefangenheit ber &. dem Gericht nice 
möglich; es werben die ©. daher je nach der Parteiftellung, welche auf ihre Be 
rufung Einfluß gewinnt, den Belaftungs- und Entlaflungszeugen zur Seite geftellt 
fein, und bies wirft vermöge bes $ 193 der StrafPOD. über die Mitwirkung der vom 
Angefchuldigten benannten ©. bei dem Augenfcheine auf bie Vorunterfuchung zurüd 
Die Regel des 8 78, daß für eim beftimmtes Fach öffentlich beftellte S. 
nicht ohne befonderen Grund umgangen werben follen, bindet wol auch nur de 
Richter und den Staatsanwalt. — Nach $ 119 der Defterr. StrafPO. fteht die 
Wahl der S. (mit der gleichen Beſchränkung bezüglich der „bei dem Gerichte blci-' 
bend angeftellten“) bem Unterfuchungsrichter zu. Bezüglich der Zuziehung zur 
Hauptverhandlung ergiebt fi) aus ben für bie Vorbereitung des Beweismaieriale 
geltenden Grumdfägen (f. d. Art. Beweisverfahren), daß beide Parteien An- 
träge zu ftellen berufen find, bie Entſcheidung aber ftet? dem Gerichte zukommt. 

II. Die Zuläffigteit der vom Richter in Ausficht genommenen oder von! 
den Parteien angebotenen S. richtet fich nach folgenden Grundſätzen: Die Frage der 
techniſchen Bejähigung wird im Allgemeinen durch bie biejelbe bebingende Br- 
rufsſtellung und durch die Erwägung, welche Art von ©. der Fall verlangt, ihre 
Erledigung finden (f. I.) Es ift aber auch nothwendig, für die Unbefangenheit und 
Derläßlichleit der ©. im gegebenen alle Bürgichaften zu gewinnen, und hierin 
tritt allerdings hervor, daß während die Ausſage des ©. ber eines Zeugen näher 
tommt, als dem Spruch eine Richters, feine perjönliche Stellung mehr der des Id- 
teren ähnlich iſt. Es Liegt daher nahe, in ähnlicher Weife, wie bei Richtern, rin 
Ablehnung (f. diefen Art.) eintreten zu laſſen. Nach $ 74 der Deutichen Str’, 
BO. ift diefelbe im ganzen Umfange, wie bei Richtern, alfo auch wegen vorhandera 
Ausichließungagrlnde (mit Ausnahme des alles der Vernehmung als Zeuge in 
derjelben Strafjache) zuläffig. Eine eigentliche Ausſchließung findet nicht ftatt, aus 
genommen nach $ 87 bei der Leichenöffnung bezüglich besjenigen Arztes, welcher 
den Berftorbenen „in ber dem Tode unmittelbar vorhergegangenen Krankheit be 
handelt hat“. Die Ablehnung kann nach $ 88 der StrafPO. auch nad Erftattung 
bes Gutachtens mit Erfolg ftattfinden; der Erfolg befteht aber nur darin, daß Anlat 
fein kann, das Gutachten eines anderen ©. einzuziehen; injoweit ber Ausdrud auf 
den Sachbefund mit umjchließt, wird Iekterer nicht unwirkſam, zumal auch die Ber 
nehmung des Abgelehnten ala fachverftändigen Zeugen nicht unzuläffig if. Der —. 
hat „vor Erftattung des Gutachtens” einen Eid zu leiften (8 79 D. StrafPO.). Perſonen. 
welche al Zeugen nicht beeidet werben dürfen, können daher auch nicht ala ©. Fungiren; 
wenn Löwe bies auf die Hauptverhanblung beichränkt, fo hängt die mit ber unten 
zu erörternden Trage nach dem Zeitpunkt der Beeidigung zuſammen. Auch die 
Defterr. StrafpO. ($ 120) geht bei Sicherung ber zweckmäßigen Auswahl da 
©. von diefem doppelten Ausgangspunfte aus: einerfeits, daß „Perfonen, welche in 
einem Unterſuchungsfalle ala Zeugen nicht vernommen ober nicht beeibet werden 
dürften“, fowie nahe Verwandte des Beichulbigten oder Verletzten, bei fonitiger 
Richtigkeit, nicht als ©. beizuziehen find, andererfeits daß ftatt derjenigen S., wider 
welche der Ankläger oder der Beichuldigte „erhebliche Einwendungen“ (welche fih 
allerdings nicht auf den Mangel ber Unbefangenheit beſchränken müſſen, auch bie 
technifche Eignung betreffen können) vorbringt, durch andere zu erfehen ſeien, joier. 
nit Gefahr am Verzuge haftet. Bezüglich des Arztes, welcher den ber Autopfie zu 
unterziehenden Berjtorbenen „in der feinem Tode allenfalls vorhergegangenen Krant: 
heit behandelt hat“, ift im $ 128 der Defterr. StrafPO. nur vorgefchrieben, dah 
er in ber Regel „zur Gegenwart bei der Leichenbeichau aufzuforbern ſei“. Allein in| 
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57 der noch gültigen Vorjchrift Über die Vornahme der gerichtlichen Todtenbeſchau 
(vom 28. Januar 1855) Heißt es, er jei, „ber Unparteilichkeit bes Urtheils wegen, 
vo es nur immer möglich ift, als beſchauender Arzt nicht zu verwenden“. 

W. Die Berpflichtung, fi) als ©. verwenden zu lafſen, ift fowol in der 
Seutichen ala Defterreichiichen StrafPBO. ausdrücklich ftatuirt ($ 75 der Deutfchen 
StaPO., $ 119 der Oeſterr. StrafPO.). Erftere ſchränkt die Pflicht auf die 
fälle ein, wenn der Emannte „zu Grftattung von Gutachten der erjorderten Art 
öfentlich beſtellt iſt ober die Wiſſenſchaft u. f. mw. öffentlich zum Erwerbe ausübt, 
oder jur Ausübung derfelben öffentlich beftellt oder ermächtigt ift, oder fich zur 
Grtattung des Gutachtens” „vor Gericht bereit erklärt” Hat. Nach 8 76 der 
Zeutſchen StrafBD. berechtigen diefelben Gründe zur Verweigerung des Gutachtens, 
wie jur Verweigerung ded Zeugnifies. (Nach der Defterr. StrafPO. wird in allen 
dellen, wo dies praftifch werden Tann, der S. ausgeſchloſſen fein.) Auch „aus 
eıderen Gründen kann ein S. von der Verpflichtung zur Erftattung des Gutachtens 
enden werden". Das ift von bejonderer Wichtigkeit angefichts der in ber 
Zutihen StrafPO. (88 213 und 218) begründeten unbejchränkten Befugniß des 
Stenttonwaltes umd des Angeklagten, S. — auch nach Ablehnung des Antrages durch 
das Gericht — zur Hauptverhandlunng unmittelbar zu laden. — Für den Fall des 
Wohterkheinend oder der Weigerung des ©. droht $ 77 der Deutſchen StrafBO. 
net Anhaltung zum Koftenerſatz Geldftrafe bi8 zu 300 Mark, und im Yalle 
wiederoten Ungehorfams „noch einmal” bis zu 600 Mark an. Die Oefterr. 
Sm PO. umterfcheidet zwiſchen der Verweigerung der Mitwirtung bei der Vor— 
aafme des Augenſcheins im Vorverfahren, wofür eine Gelbftraje von fünf bis hun⸗ 
dert Gulden verhängt werden Tann ($ 119 Abſ. 2), und dem Ausbleiben der (auf 
Suerdmung oder mit Genehmigung des Gerichtee) zur Hauptverhandlung geladenen 
© (8 242 248), welche auch vorgeführt werben können und in die Koften der 
venagung der Hauptverhandlung und zu einer Geldftrafe von fünf bis fünfzig Gulden 
x vennttheilen find. (Leber die Gründe der Verichiedenheit |. Mayer, Handbuch 
de: Offerr. Steafprogeffed, I. ©. 519, 520.) 

. 7. Die prozejfualifhe Verwendung der ©. ift eine, nach Verſchieden⸗ 
fit der ihnen geftellten Aufgabe verfchiedene. Die umfaflendfte Verwendung tritt 
dann ein, wenn diejelben S. welche den Sachbefund aufnehmen und abgeben (was 
in der Regel ſchon im Borverfahren gejchieht) auch zur Abgabe des Gutachtens in 
der Hauptberhandlung berufen werben; eine weitere Modifikation tritt dann ein, 
Tem die Aufnahme des Sachbefundes nicht, wie die Regel ift, unter unmittelbarer 
Yeitung des Gerichtes, als eine Form der Einnahme richterlichen Augenjcheines, ſondern 
wie bei längeren, 3. B. chemiſchen Unterſuchungen ꝛc. bei der Körperbefichtigung von 
Farenzimmern u. dgl., in Abweſenheit bes Richters erfolgt. In jedeni Falle müffen 
die 5, die Gewähr für die Beweiskraft ihrer Angaben durch den Eid bieten. Die 
‘gemdhig wieberfehtende Verwendung derjelben S. bringt es mit fi, daß eine 
Üsdigung ein file allemal in der Weife für ausreichend erklärt wird, daß die An- 
gaben im einzelnen alle auf den bereit3 abgelegten Eid genommen werden (Deutjche 
Strad. 8 79, Abj. 2; Oefterr. StrafpO. $ 121, Abf. 1). Nach der Oeſterr. 
staBD. (daf. Abi. 2) Haben in anderen Fällen die ©. „vor der Vornahme des 
Augenfcheines“ fich eiblich zu verpflichten, „baß fie ben Gegenftand befielben forg- 
fütg unterfuchen, die gemachten Wahrnehmungen treu und vollftändig angeben und 
der Behnd ſowie ihr Gutachten nach beftem Willen und Getviffen und nach den 
Kıpeln ihrer Wiflenfchaft oder Kunft abgeben wollen“. In der Hauptverhanblung 
verden fie (ſoſern fie den Eid nicht bereits abgelegt haben) vor ihrer Vernehmung 
a 6 genommen ($ 247, Abf. 2), eine Ausnahme tritt nur bei den frait der dis⸗ 
keionäten Beiugnik des Vorfihenden berufenen ©. ein, über deren Beeibigung das 
Gericht nach der Vernehmung Beichluß jaht ($ 254). — Nach $ 79 der Deutſchen 
knna O. hat der S. „vor Grftattung des Gutachtens einen Gib dahin zu leiſten, 
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daß er das von ihm erforberte Gutachten unparteiiſch und nach beftem Wiſſen und 
Gewiffen erftatten werde”. Es muß wol angenommen werben, daß das Wort 
„Gutachten“ hier, wie an anderen Stellen, im weiteren, auch den Sachbefund um- 
faflenden Sinne genommen wurde. Der Eid umfaßt daher auch jchon die der Ab- 
gabe des Befunde zu Grunde liegende Unterfuchung und follte dieſer vorangehen. 
Allein dem Wortlaut des 3 79 der StrafPD. jteht die Beſtimmung des 3 65 gr 
genüber, nach welchem die Beeidigung ber Zeugen in ber Regel erft in der Haupt 
verhandlung erfolgt, und nur unter genau bezeichneten Bedingungen in der Bor: 
unterfuchung (niemals aber im Vorbereitungsverjahren) ftattzufinden Hat. Ob dick 
Beitimmung vermöge $ 72 au) auf ©. Anwendung finde, darüber ließen fich unteı 
Hinweis auf die „abweichende Beitimmung“ des $ 79 Zweifel erregen. Da indei 
aus den anderweitigen Beitimmungen der StrafPO. hervorgeht, daß in ber Haupt 
verhandlung der Befund, ebenjowenig ala das Gutachten abgelejen werden 

($ 249 der Deutichen StraPD.; nah der Oeſterr. Stra PO. 8 252 ift dü 
„Befundaufnahme“ im Gegenfag zum mündlich zu erftattenden Gutachten vorzufeien), 
daß die S. auch über erjteren dafelbft mündlich zu berichten haben (eine Ausnahm 
macht $ 255 der StrafPO. für „ärztliche Attefte über Körperverlegungen“) und i] 
der Hauptverhandlung jelbft dann zu beeiden find, wenn fie in der VBorunterfuchu:d 
beeidet wurben: fo verliert der in ber Vorunterfuchung abgegebene Befund jene em⸗ 
icheidende Bedeutung, welche es wünſchenswerth machen müßte, daß er nur untei 
Eid abgelegt wird. Daß in der Hauptverhandlung der Eid der Vernehmung itetz 
voranzugehen habe, fcheint nach Wortlaut und Entftehungsgejchichte der maßgebenden 
Terte unbeftreitbar (Voitus, Kontroverien, I. 118 ff.).. 

Was nun die fachliche Thätigkeit der ©. betrifft, fo ſteht fie, jo weit nörbig, 
unter der Leitung des Richters (Deuticde StrafPO. 8 78; Defterr. StrafßO. 8 1231: 
die bewirkt die Natur der Ausſage des ©. ala eines Beweismittel und die Regel! 
Judiei fit probatio; eben darin aber findet die Leitung auch ihre Grenze. Te 
Richter muß den ©. ar machen, worauf e8 ihm ankomme, was ex erfahren wolle 
und er hat dafür zu forgen, daß bei dem Vorgang, den die ©. einjchlagen, um ihr 
die gewünfchte Auskunft zu verſchaffen, Alles beobachtet werde, was bie Veweiehn 
der zu gewärtigenden Ausſage ſichert (3. B. Feſtſtellung der Foentität ber zu unter 
fuchenden Gegenftände); allein er ift nicht berufen, auf die technifchen — 
deren ſich die S. bedienen, einen Einfluß zu üben, ausgenommen, foweit e8 ſich u 
die Geltendmachung ausbrüdlicher Vorſchriften Handelt, wie fie für einzelne Unter 
ſuchungsfälle, theile in den StrafPO., teils in Spezialnormen gegeben find. 
Andererjeits muß er dafür forgen, daß den S. dasjenige zugänglich” gemacht wirt, 
deffen fie bedürfen, um ihr Gutachten darauf zu fügen; dazu gehört die Mittbeiturg 
der Alten im Vorverfahren, die Anweſenheit bei der Vernehmung von Zeuge 
und Beichuldigten, namentlich auch in der Hauptverhandlung (Deutjche Sturft. 
8 80; Defterr. StrafpO. 88 123, 241 Abſ. 2). Nach ber Oeſterr. Stift) 
(8 248) fol in ber Hauptverhandlung „ein noch nicht vernommener ©. bei du 
Vernehmung anderer ©. über denfelben Gegenftand“ nicht zugegen fein; did 
Deutſche StrafPO. macht zwar von der bezüglich der Zeugen im $ 58 der Etwi 
PD. ertheilten gleichen Vorſchrift bezüglich der ©. feine Ausnahme; allein die 
Materialien des Gejeßes Lafen den Auslegern (v. Schwarze, Geyer, Löweh 
feinen Zweifel darüber, es jei felbftverjtändlich, daß für die Vernehmung der S. dit 
entgegengejebte Regel gelte. Der dafür geltend gemachte jachliche Grund reicht abi 
nur aus, um es als zuläffig zu erklären, daß nach der abgefonderten Bernchmung 
ber ©. (die bei Ungleichheit der Lebensſtellung u. ſ. w. doch nicht ohne Nutzen ift 
auch nöthigenfalls eine gleichzeitige Vernehmung, ein Austauſch von Grli: 
rungen vor Gericht ftattfinde. — Bon großer Wichtigkeit ift die Macht und Ar) 
gabe des Nichter angeficht? von Ausfagen der ©., die ihm Bedenken erregen. Ti 
Oeſterr. Strai pPO. (85 124 und 125) unterfcheidet zwiſchen Bedenken gegen dr! 
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Feund und ſolchen gegen das Gutachten. Weichen in eriterer Hinficht die Angaben 
der ©. von einander erheblich ab, erjcheinen fie im Widerſpruch mit fich felbft, 
dunfel oder unbeftimmt, und können biefe Bedenten nicht durch bloße nochmalige 
Vernehmung befeitigt werden, ſo ift die Aufnahme bes Befundes unter Zuziehung 
derielben oder anderer ©. zu wiederholen. Unter ber gleichen Vorausſetzung ift das 
Gutachten anderer ©., und wenn dieſe Aerzte oder Chemiker find, geeignetenjall® das 
einer _ mebizinijchen Fakultät einzuholen. In allgemeineren Ausbrüden ertheilt $ 83 
der D. StrafPO. dem Richter die Befugniß „eine neue Begutachtung“ (einfchließlich 
Beundaumahme) „durch diefelben oder durch andere ©. anzuordnen, wenn er das 
Gutachten für ungenügend erachtet”. „In wichtigeren Fällen kann das Gutachten 
einer Fachbehörde eingeholt werben." In letzterem Falle it nach $ 255 der Deutjchen 
EnaO. die das Gutachten enthaltende Erklärung in der Hauptverhandlung vor⸗ 
wien; doch kann das Gericht die kollegiale Fachbehörde erfuchen, eines ihrer Mit- 
glieder mit der Vertretung ihres Gutachtens in der Hauptverhandlung zu beauftragen. 
Auf die einzelnen Arten der Aufgaben‘ der ©. kann hier nicht eingegangen werben ; 
m lebrigen find die Artikel Augenjchein und Beweisverjahren zu bergleidhen. 
na u. 8it.: Henke, Darftellung bed gerichtlichen Verfahrens in Sirafiadhen HN md 
IM] 9f. — Bauer, Lehrbuch bed Skeafprogefies ot. 1885), & 
Henze, est des Stzafoerfahreng ext. 1836), S. 103—105. — rn Grund» 
Krim dei gemeinen Deutichen StrafPrz. (Götting. 1) ©. 1 m. Müller, 
buch des tentf „gemeinen Ariminalbro eſſes Braunch, „sen. ‘Ss 235 —24. — 
Rittermaier, eutiche — (Heibelb. 1846), IL ©. 924-332. 
yudaria mbb, > Serie —— I (Sötting. 1868) ©. 21625, 425—480, — 
‚ & arftellung des Deutichen Strafverfahrens (Gött. 1857), ©. 29- 281, 
* 6. — — ae zur gehre, — die Erhebung des Thatbeſtandes (Wien 1831), 
f. — ilieemaien, Die Lehre vom Beweiſe im Deutichen Strafverfahren 
Fe 189), & ae . Zabteie Nachtraͤge in der tal. Ueberfegung von Ambrofoli 
'Railand 1858), S 3° gemann, Handbuch) der gerichtli en Unterfugjun; skunde 
anf. a. — 1a) _ Bonnier, Trait& des preuves en droit civil et en 
dit crimin Ba 8 1 38-181, 144—150. — Be Trait& de l’Instr. 
ein. (le Hy — ae 648 88.; Ya 317, 328 s8.; VIIL . 578 88.5 Derjelbe, 
Pratigne (Par. 1877), p- B5 ss., 155 ” 2, 229, 414, 415. — Morin, Repertoire verbo: 
je. — Duverger, Manuel des juges d’Instruction (Paris 1. ei) Vol. I. 
5 2 2, 256 ss. — Pietro Ellero, Della critica criminale (Ver 1 ), u: 194 ss. — 
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erjelbe in ſ. Lehrbuch bes Gem. Deutfchen Strafprz. 88 207, 20: 

= , $ SA, dv. Bar, —— des Deutſchen Stra Pate (Berlin 12a). 
—* Dohow, Der RStra —8 — 8. Au — e. 17 — Ullmann, Dad 

Htem. Steafproz echt (Immabrud 1879), ©. 382 f., 550 0 ff., 535. — Binding, Grunbriß 

Gmeinen Deutichen Strafprogehredhts (1881), $ d und bie daf. angef. Viteratur. 

Lajer. 

Eaint-Simon, Claude Henri, 5 17. X. 1760 zu Paris, focht unter 
Voehhington in Nordamerika, ſpekulirie 1790—1797 mit Graf Redern im National- 
Qterverfaufe, wobei er 144.000 Francs erwarb, arbeitete dann an einer Radikal⸗ 
"orm der Geſellſchaft, F in bürftigen Verhaliniffen 19. V. 1825. Seine Oeuvres 
conpletes 1865—69. 

til: Doctrine de 'St.-Simon, 1823—1830, 1854. — Sciebler, Der St.-Simoniamus, 
“en. 1831. — Garooe, Der St. :Simoniamus, Leipg. 1831. — Veit, St.-Simon und der 
St. Simoniämus, Reipz. 1834. — Stein, Der Sozialismus und Kommunismus, — 
jnllenave, Hist. du St.S., Par. 1847. — Hubbard, 8. sa vie et ses travaux, Pi 

2. Bluntigli, GtantöWörtB., IX. 510 f.; Derielbe in Krit. Meberichau u. 
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232 ff. — Walter, Naturrecht, — Ahrens, Naturrecht, 6. Aufl. 1870, I 
©. _ Dühring, Kritiſche —* der Rationalöton. und des Sozialismus, 18:1, 
©. 238. Teigmann 


Cäkulartfation Heißt im Allgemeinen die vom Staate einfeitig vorgenommene 
Aufgebung kirchlicher Inftitute und die Einziehung des Vermögens derjelben, um 
das letztere nach feinem Gutbefinden zu verwenden. Schon im frühen Mittelalter 
bietet die von Karl Martell oder von feinen Söhnen vorgenommene Einziehung 
eines großen Theiles der Kirchengüter, um dieſelben an feine Bafallen auszuleihen, 
das Beifpiel einer S. Am Reformationgzeitalter trat im Jahre 1525 in Deutich- 
and ein allgemeiner S.entwurf hervor. Indem diefer davon audging, daß die 
geiftlichen Güter weder für die Religion noch das Reich etwas nüß ſeien, fchlug cr 
dor, den geiftlichen Fürſten die Verwaltung ihrer Territorien von Kaiſer und Reich: 
wegen abzunehmen und aus den eingezogenen Gütern den für die firchlichen Beamten 
nötbigen Unterhalt anzumeifen, dann aber. auch in jedem Kreiſe eine hohe Schule 
zu errichten. Zur Ausführung dieſes Planes kam es nicht. Dagegen wurde in den 
proteftantifchen Territorien da8 Vermögen der Kapitel und Klöfter theils zu Unter: 
richtszwecken (zur Ausftattung von Schulen und Univerfitäten), theil® zu Ver— 
forgungsanftalten für gewiſſe berechtigte Klaffen (3. B. zu adligen Fräuleinſtiftern' 


verwendet, theils auch al® bonum vacans vom Staate eingezogen. Das Vermögen , 
der Bisthümer ſchmolz dagegen allmählich mit den Iandeöherrlichen Domänen zu: | 


fammen, indem Mitglieder der betreffenden landesherrlichen Familien zu Abmini- 
ftratoren gewählt wurben, bis eine Reihe biefer früheren geiftlichen Yürftenthümer 
im Weftjälifchen Frieden ſäkularifirt, d. 5. entweder in weltliche Herzogthümer 
verwandelt oder an proteftantifche Landesherren zur Entjchädigung gegeben wurde 
In Frankreich Hat im Jahre 1789 die Nationalverfammlung alle geiftlicden Güter 
für Nationaleigenthum erklärt. Nachdem Deutjchland im Fahre 1801 durch der 
Frieden von Luneville das Linfe Rheinufer an Frankreich hatte abtreten müfjen un 
gleichzeitig bie Dadurch beeinträchtigten weltlichen Fürſten auf eine Entſchädigung aus 
den Mitteln des Reiches verwieſen worden waren, bob der Reichsdeputationshaudt⸗ 
ſchluß don 1803 mit fehr geringen Ausnahmen alle reichsunmittelbaren geiftlicen 
FürftentHümer und Herrſchaſten auf und vertheilte ihre Territorien und Befigunger 
unter bie weltlichen, meiftentheil® proteftantifchen Neichaftände. Wenn die katholiſche 
Kirche ſchon damals, und nachher, al auf dem Wiener Kongreß die von dem 
päpftlichen Gefanbten beantragte völlige Herftellung bes früheren Zuftandes von der 
Hand gewiejen war, proteitirt hat, jo lag dazu, ſoweit es ſich um bie Landeshoheit 
und Tanbeöerrlichen Güter der früheren geiftlichen Fürſtenthümer handelte, nicht die 
minbefte innere Berechtigung vor, da dieſe ala Staaten fich abfolut unfähig gezeigt 
hatten, die Staatszwecke zu erfüllen. Hinfihtlich des eingezogenen eigentlichen Kirchen⸗ 
gutes war allerdings an der Kirche ein Unrecht verübt worden, aber dieſes wurde theils 
durch die Verbindung landesherrlicher und Tirchlicher Rechte hervorgerufen, theila war 
es ber Rüdichlag gegen die übermäßige Vermehrung des Vermögens in der tobten 
Hand. Da jedenfalls formell der Staat das Recht hat, die Güter feiner Unterthanen 
durch Geſetz einzuziehen und der Reichsdeputationshauptſchluß durch kaiſerliche Gr 
nehmigung Reichsgeſetz geworden ift, fo fann der Eigenthumsübergang an jenen 
Bermögenaftüden nicht angefochten werben und von einem fortdauernden Gigenthun 
der katholiſchen Kirche nicht die Rebe fein. Selbftverftändlich gilt da® nur von 
ſolchen Rechten, welche eine vermögensrechtliche Natur haben oder Acceffionen der 
jelben find, nicht von den rein firchlichen Rechten, welche die früheren Biſchdie als 
Zandesherren ausgeübt hatten. Ferner ift es eine, zwar nicht klagbare, aber doch 
auf der Gerechtigkeit beruhende Verbindlichkeit, daß ein Staat, in defien Hand ein 
großer Theil von Kirchengut dur S. gelangt, der durch die letztere betroffenen 
Kiche ausreichende Mittel für ihre religidfen und Kultuszwecke gewährt. Der 
Reichabeputationshauptichluß hatte zwar eine fo weitgehende Verpflichtung für die Staaten. 
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denen die ©. zugute gekommen ift, nicht außgefprochen, indeſſen haben biefelben bei der 
Biederaufrihtung der Tatholiichen Kirchenverfaffung (f. die Art. Konkordat und 
Cirtumjlriptiongbullen) jener Forderung der Billigleit Genüge geleiftet. 
Die neueften Beifpiele von ©. bieten die 1860 erfolgte Annerion eines Theiles des 
ſirchenſtaates und bie im Herbfte 1870 vorgenommene Bejeung des Übrigen Theiles 
defelben dich bie Italieniſche Regierung, womit der weltlichen Herrichaft be 
Fapftes ein Ende gemacht worben ift, ferner die in den 1860 von Stalien annel« 
tirten Ländern flattgehabte Aufhebung des größten Theiles ber Klöfter und bie Ein- 
ziehung ihrer Güter. — Da jede ©. nur ein durch beftimmte politifche und kirch⸗ 
liche Verhältniffe bedingter Nothakt des Staates geweſen ift und fein wird, jo kann 
actütlich von der Aufftellung ein für allemal gültiger Vorausiegungen, unter denen 
dieelbe ftatthaft ift, nicht die Rede fein. Für die Regel muß vielmehr umgekehrt 
dr auch in vielen neueren Berfaffungen (f. d. Art. Kirchengut) außgefprochene 
E11 un daß das Gut der Kirche ebenjo wie jedes andere Privateigenthum uns 
teriehlich iſt. 
_, fit: Dove, Art. Säfularilation, in Herzog's Real-Enchklopäbie 14, 177; |. auch bie 
Shriften über landesherrliches Patronatrecht zu dem Art. a iöies 
Hinſchius. 

Sala, Erio, 5 1821 zu Soliera (Modena), doktorirte 1842, Profeffor zu 
Dioden, F 8. XI. 1879. 

& järieb namentliy: Illustrazione delle leggi decemvirali. — Illustr. degli articoli 

1, 209, 244, 254, 268, 1962, 1969, 2008, 2042, 2089 del codice civile vigente e degli 
artiedli 115 dello stesso codice. — Del rinnovamento dei buoni studij giuridici in Italia, 
Tor. 169. — Delle successioni secondo il nuovo codice, Mod. 1867. — Sullo istituto 
dela gioria neT giudizi penali e sulla legge relativa 8 giugno 1874, Mod. 1875. — Bei- 
träge im der Rivista von Lucchini. 

„Sit: Gubernatis, Dizion. biografico, 1880 p. 906. — La Mantia, Storia di Si- 
«ia, Palermo 1874, II, p. 410. Zeihmann. 

Calmafiuß, Claudius (Saumaife), 5 1588 zu Semur, ftudirte in Hei« 
dien, war Advokat in Dijon, ging 1682 nach Leyden, t 1658. 

Edriften: De suburbicariis regionibus, 1619. — De usuris, Lugd. Bat. 1688. — 
le modo usurarum, Ingd. Bat. 1689. — De foenore trapezitico, Tag. at. 1640. — De 
primsta papae, Lugd. Bat. 1645. — De mutuo, ibidem 1645. — ct. de subserib. et 
— ibidem 1648. — Defensio regia pro Carolo I., 1649. — Resp. ad Mil- 

fit: Biographi 2 Par. 1864, Vol. 43 p. 359-364. — Enb : 
Ei et Aulmaldtenmit, ©, 191.°- Hase — 8 Möller 
Geihichte der Flaff. Philol im den Nieberlanden, i869. — Stern, Dition, Zeipz. 1879, 
u Bud S 51-88. — Laspeyres, Gedichte ber voltswirthichaftl. Anich. d. Niederlande, 
Yapı. 1863 ©. 257. Zeihmann. 

. Calpins, Botho Ludw. Wild. v., 5 81. VII. 1828 zu Berlin, ftubirte 
deielbft und in Bonn, 1848 Affeffor am SKammergericht, 1849 Kreisrichter in 
pen, 1852 Juſtitiar bei der Regierung in Frankfurt a. ©., ging 1858 nad 
Stalfund, wurde 1867 OApp. Ger. Rath in Celle, 2. VI. 1874. 

‚Ehriften: Rovation umd Delegation, Berl. 1864 — Abhandl. in Golbihmibt’s 
Auen fir HR. XIX. — Verhandlungen des 12. Yuriftentages, Bd. J. — Zeitſchr. f. H.R. 

%it: Kühne in Verhandlungen bes 12. Juriftentages, Bb. II. S. 384-887. 

Zeihmann. 
Ealzſtener ift eine auf die Verzehrung des Salzes in manchen Landern gelegte 
Steuer. In Deutſchland ift diefe Steuer, unter Aufhebung des bis dahin beitanden haben« 
dm Salzmonopols, durch die am 8. Mai 1867 unter den Zollvereingregierungen abge 
fälofiene Uebereinkunft mit 1. Januar 1868 eingeführt, zugleich aber ein Eingangs- 
Mangszoll auf das vom Auslande eingeführte Salz aufgelegt tvorden. Der Centner Salz 
wurde hierdurch mit 6 Mark S. baw. Eingangszoll belegt, welch letzterer durch den 
Sollten von 1879 für das auf Landwegen und nicht zur See eingehende Salz auf 
® Mark 40 Bf. erhöht wurde. Unter Salz werben nad Art. 2. Abſ. 3 biejer 
Nchereinunft außer Siede-, Stein- und Seejalz alle Stoffe verftanden, aus denen 
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Salz ausgejchieden zu werben pflegt. Nach Art. 5 der Uebereinkunft fann Salz 
unter gewiffen Vorausfegungen und Kontrolen abgabenfrei belaffen werden, und zwar 
auf allgemeine Rechnung bei nachgetviefener Ausfuhr über die Zollgrenze und nach vor: 
beriger Denaturirung (d. h. nad Vermiſchung unter zollamtlicher Kontrole mit 
Mitteln, welche es zum menfchlichen Genufſe unbrauchbar machen). Diele Ter 
naturirung ift verfchieden, je nachdem das Salz zu landivirthfchaftlichen oder gewerb: 
lichen Zweden beftimmt ift. Ausgefchloffen ijt dieſe abgabenfreie Denaturirung Fur 
alle Gewerbe, welche Nahrungs- oder Genußmittel für Menfchen bereiten, fowie fü: 
Tabatsfabrikate, Mineralwäfler und Bäder. Nur Mutterlauge und Soole kann 
zu Bädern und denaturirtes Salz für Eisfeller abgegeben werben. 

Auch für Gegenftände, welche unter zollamtlicher Kontrole eingefalzgen und ein: 
gepdfelt, ſodann aber audgerührt worden find, Tann Salz abgabenfrei verabfolg 
werden. Auf privative Rechnung eines Staates kann Salz abgabenfrei abgelafien 
werben in den fällen, wenn der Nachweis der Ausfuhr bei den zur Ausfuhr be 
ftimmten eingefalgenen und eingepöfelten Gegenftänden nicht erbracht werben Tann, 
bei Nothſtänden zur Unterftügung, für Berechtigte von Salznaturalabgaben, yur 


Nachpöfelung von Heringen. Zur Hälfte auf gemeinjchaftliche und Privatrechnung | 


eines Staates kann Salz abgabenfrei abgelaffen werden zur Einpöfelung vom Heringen. | 
Für die Denaturirung des Salzes, welches abgabenfrei belaffen werben fann, | 


find beftimmte Mittel vorgefchrieben, deren Miſchung mit dem Salze unter zo0llamı- 


licher Kontrole erfolgen muß. Diefe Mittel find, je nach dem Zwede der Berwendung 


bes bdenaturirten Salzes, verichieben. 
Zur Kontrole der inländifchen Staats» und Privatfalinen und zur Erhebung 
der Abgabe des daſelbſt erzeugten Salzes find auf den Salinen S.ämter errichte: 
Quellen u. 8tt.: Nebereinfunft unter den 1 Bentihen Zollvereindflaaten über bie Er⸗ 
hebung einer Abgabe vom Salz vom 8. Mai 1867; Schlukprototoll hieran. — Gejeh vom 
12. Oftober 1867. — Inſtruktisn für bie Staatsſalzwerke. — Inſtruktion für bie Er 
abgabenerhebun, auf | ben Privatfalinen. — Anleitung zur Erhebung der Salzabgabe 
8 ftellen, welhe Ah nit auf Salzwerken befinden von 1867. Beftimmungen Ye s 
efreiung des zu 2. Be re und „gerehlihen Sweden Seftimmten Salzes von ber 
Salzabgabe von 1872. — Appelt, Die Gefepgebung über die Erhebung 
ans: der im Deuticen —— befehenben —— Berlin 1870. — 
s Annalen 1873—187 . — v. Aufſeß, Die Bölle und Steuern dei 
ah en Reiches, 2. Aufl., 180. v. Aufſeß 


Samhaber, Franz, J 1828, wurde Privatdozent in München, 1863 or 
Prof. m Würzburg, F 10. XII. 1871. 
Er ſchrieb: Ueber Stantäverbrechen Baperikher Unterthanen gee en bt ae" Staaten, 
rauf; 1 1858. — Zur ehe von . wen obligation im Röm. MH heut. Erl. 1861. 
Augsburger Allg. Big. 1 — Brantl, Geſchichte ber re — —— 
Univ, 1872. Teichmann 


Sauchez, Thomas, 5 1551 zu Cordova, Jeſuit, 4 19. V. 1610 m 
Granada. 

Bekannt durch De sancto matrim. sacr. disputt. 1. III. ur: 1607, „ze, 1617, 1626, 
1652; Brix. 1624; Genuae 1802, 1619, 1625, 1672; Lugd. 1621, 1697. 1867, 1668, 
1690, 1759; Matriti 1605; Norimb. 1706; Venet. 1606, 1614, 1698; Fire 1737. 

kit: Schulte, Gehigte, IL.a ©.'737. Teigmann. 


Sande, Joh. van den, & gegen 1578 zu Arnheim, ftudirte in Wittenberg. 
lehrte zu Franeker, wurde 1604 Mitglied der Staaten von Friesland, + 1688. 

Säriften: Tract. de actionum cessione et de prohibit. rerum alienatione, Leor. 
683. — m in — Frisionum curis judicatarum libri 5, ed. Burger 166. — 
Comm. de diversis regulis 

Sit : Opera Joan. et de Sande sr 10m, Antv. 1674, cum add. L. Goris. stad. 
et lab. Christyn, Brux. 1721. — Mohl, L 886. — Rivier, Introd. bist. 1881, p. 60. 

Teihmann. 

Sanden®, Fellinus Maria, 51444 zu Felina (Reggio), Prof. zu Neggio. 

Ferrara, Pifa, Auditor rotae, Bifchof zu Penna, zu Lucca, F 1508. 


Sandhaas — Sanitätspolizei. 527 


Schriften: Commentaria in V libros Decretalium, Venet. 1497; Basil. 1567; Lugd. 
1577. — Consilis, Lugd. 1553. — De regibus Siciliae et „Apuline, Mil. 1495; Hanov. 1601. 

fit: Sadigny, VI. 486. — Biogr. nouv. gener. 1864 vol. 43 p. 279. — Schulte, 
Gedichte, IL 350. . Teihmann. 


Sandhaas, Georg, 5 zu Darmftabt, ftudirte in Gießen, wurde 1849 
Privatdozent, ging 1856 nach Gratz, + 2. IV. 1865. 

Schriften: Bemerk. über das Recht der nächſten Erben bei Verfüg. über das Grund- 
eixathum nach älterem Deutichen Recht, 1849. — Germ. Abhandl. Sieben 1852. Fraänk. 
eheliches Güterrecht, Si 1866. — Zur Geſchichte des Wiener Weichbildrechts, Wien 1868 
(Eiyungäberihte XLI. 368). 

2il.: de Wal in Nieuwe Bijdragen XV. 1865, 679. Teihmann. 


Eanxttätßpolizet ift derjenige Zweig der Staatsthätigfeit, weicher den Schuß 
der Bürger gegen die Erzeugungsquellen von Krankheit, Siechthum und vorzeitigen 
Iiterben zum Ziele hat. Gleichwie alle ſtaatspolizeiliche Wirkſamkeit findet auch 
die ihre Berechtigung und ihre Erfolge nur gegenüber folchen gemeinfchädlichen 
Eintöfien, deren genügende Abwehr dem einzelnen Bürger entweder überhaupt nicht 
wich oder doch nicht ohne jtörende Beeinträchtigung der Mitbürger ausführbar 
ft. Zur Erfüllung ihrer Aufgabe bedarf die S. außer den für alle ftaatlichen 
Birfomfeitsgebiete unentbehrlichen Rechts und DVermaltungsorganen, nothwendig 
ach einer techniſch-⸗wiſſenſchaftlichen Beihülie, welche überall fomol das 
Bedüriniß eines Eingreifens der öffentlichen Gewalt zu erfennen und zu bemeffen, 
we ad die Mittel zu richtigem Eingreifen an die Hand zu geben vermag. 

Jene Aufgabe erftredte fich im Allgemeinen auf folgende Puntte: 

1) Erforfchung der gemeinchädlichen Krankheitsurſachen, befonders derjenigen, 
welche einer direkten Bekämpfung zugänglich find. Als Hülismittel folder Er- 
'erihung dient einestheils die ftaatliche Förderung der hygieiniſchen Wiſſenſchaft, 
durh welche die allgemeine Kenntniß der Natur jener Schäblichkeiten gefördert wird, 
and anderntheils eine geregelte ftatiftiiche Berichterftattung über die jeweiligen fani- 
tn Zuftände und Borgänge innerhalb der Bevölkerung. Nur vermittelt einer 
iolchen fortgefeßten methodiſchen Berichterftattung und vermittelft Sammlung und 
vergieihender Bearbeitung des gewonnenen Materials können über die Quellen bes 
öhrfien und piychiichen Krankſeins in der Bevölkerung diejenigen Auffchlüfle ge— 
wernen werden, welche zu jeber tieferen und nachhaltigeren Wirkſamkeit der Sani- 
tatsbehörden eine nothwendige, bis jet noch in vielen Richtungen fehlende Vor— 
bedingung bilden. Je vorgefchrittener denn auch in den verichiedenen Kulturländern bie 
aottihe Gefundheitspflege ift, um fo forgfältiger ift in denſelben die Gefund- 
deitsſtatiſt ik ausgebildet, wie beifpielaweije in England, Schweden, Dänemart, 
»elland, der Schweiz. In Deutichland fehlen zur Ausbildung einer Gefundheits- 
festtit vor Allem die gefeglichen Grundlagen, durch welche eine regelmäßige Anzeige 
el anftetenden Erkrankungsfälle gemeingeführlicher Art, ſowie die Eintragung 
der Todesurſachen bei allen Todesfällen gefichert werden muß. Das Zuftande- 
forma hierauf bezüglicher geſetzlicher Beitimmungen gilt daher ala erſte Forderung 
“Ürane gebeihliche Entwickelung der ©. im Deutichen Reiche. 

2) Befämpiung der gemeinjchäblichen Krankheitsurſachen. Da letztere auf 
den allerverichiebenartigften materiellen und moraliſchen Gebieten wuchern, jo muß 
“ch auch die vorbeugende Thätigkeit der ©. auf die mannigialtigften Beziehungen 
dee gewerblichen, getellichaitlichen, erziehlichen und häuslichen Lebens erftreden, und 
geäth dabei unvermeidlich fehr oft in Konflikte mit anderen Interefien öffentlicher 
Der privatrechtlicher Art. Ueber die Grenzen, bis zu welchen hier der Staat bei 
kırem Gingreifen im Intereſſe der allgemeinen Gejunbheit gehen dürfe, haben bie 
Snihanungen nach Zeit und Land, ſowie nach den allgemeinen politifchen Partei= 
Fundiäßen ſehr gewechfelt, — vom laisser aller des janitären Mancheftertfums bis 
jum abfoluten Bevormundungafyftem. Doch darf man mit Mohl als anerfannte 
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Regel annehmen, daß feine Zwangsmaßregeln ftattfinden jollen, wo auch ohne joldhe der 
beabfichtigte Zweck erreicht werden kann; daß es nicht ſtatthaft iſt, zur Theilnahme an 
einer Staatsanſtalt zu zwingen, wenn der durch fie eritrebte Nutzen für bie freiwillig 
fich Vetheiligenden volljtändig erreicht wird auch ohne Ausdehnung auf die fid) ferne 
Haltenden, und wenn die Nichtbenägung lediglich zum eigenen Schaden zurechnunge- 
und willensfähiger Perfonen gereicht. Es darf ferner fein Vortheil auch janitärer Art 
auf Koften allgemeiner, rechtlicher oder fittlicher Grundſätze erfauft werben, wm 
ebenfowenig dürfen um folcher Vortheile willen unverhältnifmäßig belaftende An- 
fprüche an die Finanzkraft des Staates oder der Gemeinden erhoben werben. 

Unter den Aufgaben des Gefundheitsfchußes, welche ſich der Thätigkeit des 
Einzelnen und auch der Vereine gänzlich entziehen, fteht voran die Abwehr aller 
vom Auslande her drohenden gemeinſchädlichen Krankheitsur 
fachen, fpeziell der epidemifchen und fontagiöfen Krankheiten. Solange gegenüber 
diefer Klafſe von Gefundheitsgefahren noch feine internationale Regelung bes gemein: 
famen Berhaltens zu Stande gefommen, bleibt es Pflicht für jede Staatsverwaltung, 
die eigene Bevölkerung durch Abwehrmaßregeln zu jchüßen, auch wenn letztere zur 
mit erheblichen Benachtheiligungen der Intereſſen des Nachbarftaates ausführbat 
find. Ueberwachung des Waaren- und Perſonenverkehrs an den Landesgrenzen, 
eventuell Hemmung biejes Verkehrs bezüglich verbächtiger Artikel oder ſelbſt vel- 
ftändige Unterbrechung alles Perfonen- und Sachenverkehrs an beſonders bedrohten 
Punkten in Fällen dringender Seuchengefahr find Maßregeln, welche bei der heutigen 
Ausdehnung und Bedeutung bes zwilchenftaatlichen Verkehrs äußerſt ſcharf in die 
nationalen Wohlftandsintereffen auch des eigenen Landes einfchneiden, welche aber 
darum nicht minder unabweislich erjcheinen, ſobald es fich um Abwehr einer ſchweren 
Volksſeuche handelt, deren Berbreitungsweife durch den perfünlichen oder fachlichen 
Verkehr erwiefen ift. 

Die im Inlande entftehenden ſanitären Gemeinfhäden beruken 
theils auf verderblichen ftofflichen Agentien, — ala da find: jchlechte Athemiuit 
auf Straßen oder Pläßen oder in Öffentlichen Gebäuden, Schulen u. |. w., ver 
fäljchte oder verdorbene Nahrungs- und Genußmittel, qualitativ oder quantitatit 
mangelhaftes Trinf- und Nutzwaſſer, giftige Gebrauchögegenftände, Kinberipielmanm, 
Kleidungaftoffe, Tapeten, feuchter oder verunreinigter Wohnboden; — theils um 
verkehrten Lebensgewohnheiten, welche mit öffentlichen Einrichtungen zufammenhänge. 
3. 2. gefundheitsjchäbliche Anordnungen im Schulunterrichte ober im Militärdienft, 
— theild auf gewerblichen Arbeitseinflüffen, denen fich der einzelne Arbeiter nicht 
zu entziehen vermag, ohne feinen Lebensunterhalt aufs Spiel zu ſetzen, — this 
endlich auf vorhandenen Anſteckungsſtoffen, welche entiveder nur an den erkrankten 
Perſonen felbft oder auch an deren fachlicher Umgebung baften. 

Das Nähere über die wichtigeren präventiven Einzelaufgaben der S. vergl. in dm 
Artikeln über Impfweſen, Kae (polizeilich), Proftitution, 
Stäbdtereinigung, Volksſeuchen u. ſ. w. 

8) Nicht blos auf die gefunden, vor Krankheit zu ſchützenden, jondern aud auf 
die Pflege und Behandlung der bereits erfranften Bürger Hat die ftaat 
liche Fürſorge fich zu eritreden, und zwar in zwei Richtungen. Erſtens füllt dem 
Staate die Pflicht anheim, für dieAusbildung eines guten und genügend zahlreichen 
Heil= undPflegeperjonals zu forgen, da dieſe Sorge unmöglich von den einzelnen 
Bürgern übernommen werden kann. Dieſe Obliegenheit des Staates bleibt unbe 
rührt von der Frage des Gewerbeprivilegs für Aerzte und für Apotheker, dem 
wenn auch dem Bürger freie Wahl belafjen wird, ob er Gefundheit und Leben 
ftaatlich approbirten Nerzten und Apothelern oder Duadjalbern anvertrauen will, ie 
muß doc der Staat dafür forgen, daß die erfteren überall erreichbar find und 1} 
ihre Ausbildung und Ausrüftung die möglichfte Gewähr bieten für die Zuverläflig: 
feit ihrer Leiftungen. Das Beitehen guter medizinifcher und pharmazeutiſcher 
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Bildungsanftalten und ausreichender Hebammen- und Krankenpflegerfchulen, ſowie 
die Beobachtung jachgemäßer Vorjchriften bei Prüfung und Approbation der Aerzte, 
Ahothefer, Hebammen und Krankenpfleger bildet daher einen weientlichen Gegenftand 
der fanitätapofizeilichen Fürſorge. 

Zweitens aber Tiegt dem Staat auch die Sorge dafür ob, baß benjenigen 
Kanten und Siechen, welchen die materiellen Mittel zur privaten Beichaffung und 
Lenutzung der nöthigen Pflege oder Behandlung fehlen, biefe durch geeignete all= 
gemeine Beranftaltungen gewährt werden: Anftellung öffentlicher Armen- 
ärzte und Armenkranfenpfleger, Errichtung, Unterhaltung und Beauffihtigung 
guter öftentliher Krantenhäufer, Gebäranftalten, Srrenanftalten. 

Die Erreichung der verſchiedenen vorgenannten Ziele jet ein Jneinander- 
greifen rehtsfundiger, verwaltender und mediziniſch-techniſcher 
Kräfte voraus, beren ebenmäßiges und ftändiges Zufammenwirken zu fichern feine 
der feichteften Aufgaben in der ftaatlichen Organifation darftellt. Bei den Geſchäften 
der Sanitätbehörden Handelt es fich fachlich vorherrſchend um folche Fragen, welche 
die Anwendung mebizinifcher oder doch naturwiflenfchaftlicher Grundfäge auf konkrete 
Vrhältniffe erfordern, und eine folde Anwendung kann jelbftveritändlich nur 
chen Sachverſtändigen aufgetragen werben. Andererfeits haben die genannten 
Behörden bei ihren Berwaltungshandlungen zugleich die Beachtung aller in Mit- 
%traht fommenden Gefehe, bie Beichränfung der technifchen Ziele und Wünſche 
duch die nothwendigen rechtlichen und twirthichaftlichen Rückfichten, fowie endlich 
cuch die Fefthaltung der allgemeinen Geſchäfts- und Verwaltungsformen zu bes 
obachten, und dieſen Erforberniffen vermögen erfahrungsgemäß Techniker nur in 
'eltenen Ausnahmsfällen zu genügen; in der Regel gehört dazu vielmehr ein Or— 
gemismus von Beamten, welche mit ben allgemeinen Grunbfägen bes Rechts und 
xt Verwaltung durch Theorie und Erfahrung vertraut find. Im Prinzip anzu= 
Atcben ift daher überall eine ſolche Organifation, welche den ärztlichen Gefundheitz- 
bieten einen größtmöglichen berathenden Einfluß auf alle fachliche Entjchei- 
dungen technischer Art, fowie auch die Ausführung technifcher Unterfuchungen, 
Aum̃chts- und Berichtsarbeiten zuweift, dagegen die Verfügungen jelbft und die 
teraltungsmäßige Ausführung derjelben den allgemeinen Polizeiorganen beläßt. 
Ausnahmen bon dieſer Regel werden allerdings nicht zu umgehen fein, namentlich 
ur Zeit herrſchender Epidemien, da aladann eine rafche und wirkſame Thätigfeit 
dr Samitätsbehörben oft nur unter Bekleidung des örtlichen technifchen Beamten 
nit jelbftändigen ezefutiven Befugniffen möglich ift. Die als Norm jeftzuhaltende 
Menftlihe Anlehnung des ärztlichen Geſundheitsbeamten an die allgemeinen 
Zelijiorgene darf indeß nicht hindern, dem erfteren eine technijch felbftändige und 
kibitverantiwortliche Stellung einzuräumen, und zu dieſem Zwecke ift es erforderlich, 
daß wiſchen den jachverftändigen Inſtanzen von Phyfikus oder Kreisarzt bis zur 
ꝛ.cknüchen Centralfielle beim Miniſterium eine direkie Beziehung beſtehe. Ohne 
cinca jolchen Rückhalt, deſſen Verträglichkeit mit den allgemeinen Formen des Ver— 
waltingedienftes trotz der von v. Mohl geäußerten Bedenken das Beiſpiel Englands 
beweitt unterliegt die Berückfichtigung und Verwerthung des örtlichen techniſchen Bei⸗ 
ratha gänzlich der Willkür des örtlichen Verwaltungsbeamten, und es ergeben fich daraus 
die Mebelftände, an denen namentlich in Preußen die örtliche Sanitätspolizei unter der 
!eftetionären Autorität der Candräthe gegenüber den Kreisphyſikern zu Ieiden hat. 

Tie ſtaatliche Kontrole der örtlichen S. centralifirt fi am fachgemäßeften 
in der Minifterialftelle für die allgemeine Polizeiverwaltung, aljo dem Minifterium 
dw. Reicheamt des Innern. Hier begegnen fich die meiften und twichtigften ber- 
'migen Spezialvefforts, mit welchen die Sanitätöverwaltung fi in Einklang zu 
'tbalten bat. In ben meiften Staaten unterfteht denn auch das gefammte öffent- 
Ihe Gefundheitsiwefen dem Minifter des Innern, welchem ein oder mehrere technifche 

> Qeigendorff, ac. II Reäftäterifon IL 3. Aufl. 3 
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Räthe als Referenten zugeordnet find. Wenn in Preußen bie Medigilhlangeiaen- 
heiten einjchließlih der ©. feit 1817 theilweife und feit 1849 vollftändig dem 
Minifterium der geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten zugetheilt find, io bildet 
diefe in Europa einzig daftehende Einrichtung eine Anomalie, welcher von fadver- 
ftändigen Stimmen einige Mitſchuld an der mangelhaften Geftaltung der ftaatliher. 
Geſundheitspflege in Preußen zugeſchrieben wirb. 

Dem verantwortlichen politifchen Leiter der ftaatlichen Sanitätzpflege muß auße: 
den medizinischen Referenten, welche die laufenden Aufſichtsgeſchäfte beforgen, aut 
eine berathende wiſſenſchaftliche Gentralinitanz zur Seite und zur 
Verfügung ftehen, welche über alle prinzipielle, zu Zweifel Anlaß gebende Zuger. 
ein maßgebendes Botum abzugeben und dadurch ſowol den leitenden Verfügungen 
des Minifters, wie den ausführenden Maßregeln der Provinziale und Ortsbehörden 
die erforderliche Gleichmäßigfeit und die öffentliche Gewähr einer zuverläffigen willen 
ſchaftlichen Begründung zu verleihen geeignet ift. Eine ſolche Gewähr kann u 
ein einzelner Sachverftändiger allein bieten, theila wegen der großen Mannigialtigtnt 
der wiffenichaftlichen Spezialfenntniffe, welche bei prinzipiellen Entſcheidungen ite 
janitäre Einzelfragen in Konkurrenz zu treten haben, theils auch wegen ber Gerahr 
perfönlicher Voreingenommenheiten, von denen jelbft die tüchtigjten Gelehrten und 
Techniker fi nicht immer frei zu erhalten vermögen. Dan bat daher, wie in den meitter 
ausländifchen, jo auch in allen größeren Deutfchen Staaten Kollegien aus den hewor⸗ 
ragendſten Vertretern der hygieiniſchen Wiffenfchatt und Praxis gebildet — in den ftd: 
deutſchen Staaten unter Hinzuziehung gewählter Vertreter des ärztlichen Standes — 
welchen der Minifter die ihm vorkommenden zweitelhaften Fälle zur Begutachtung 
vorlegt; in Preußen fungirt als jolches Kollegium die wiſſenſchaftliche Dedu⸗ 
tation für bag Medizinalweſen, in Bayern der Obermedizinalaus: 
ſchuß, in Sachſen das Landesmebizinaltollegium u. |. w. Das feit 1876 errichtete, 
" Kaiferliche Gejundheitsamt” follte feiner urjprünglichen Beitimmung gemäß, 
eine analoge, die Deutfche Reichsregierung berathende Körperfchaft bilden, ift aber fhen 
vermöge der ihm vom Reichskanzler ertheilten büreaufratifchen Organifation, mel: 
das alleinige Gutachten des Direktors auch in technischen und wiffenjchaftlichen Zug: 
maßgebend macht, außer Stande feiner Bejtimmung gerecht zu werden. 

Ein Hinderndes Moment für die Entwickelung namentlich der örtlichen © £ 
in den meiften Deutjchen Staaten, und insbeſondere in Preußen, liegt in der ie 
unzureichenden Bejoldung der ärztlichen Beamten, welche für ihren Lebensunte 
Halt faſt ausſchließlich auf bie Ausübung ärztlicher Praris angemieien find, io I 
ihnen wenig Zeit und Kraft bleibt, die ihnen anvertrauten öffentlichen Anterie 
mit Fleiß und Nachdruck wahrzunehmen, viel weniger noch fich zu diefem gina 
auf der Höhe der jortſchreitenden Wiffenichaft zu erhalten. Als praftizivende Yantı 
gerathen diefelben auch in eine gewiffe Abhängigkeit von Klientenrädfichten, mich 
die im öffentlichen Dienfte erforderliche Unparteilichkeit und Energie leicht in Fragt 
ftellen. Endlich kommt dazu, daß die Medizinalbeamten in faft allen Deutichen 
Staaten den Schwerpunft ihrer Amtswirffamfeit in den Verrichtungen ber geridt: 
lichen Medizin angewieſen erhalten und daher auch ihre Aufmerkſamkeit vielmeb: 
diefem Zweige ber öffentlichen Medizin zuwenden, ala ber S. So lange bi 
Uebelftände beitehen, fann von ärztlichen Gefundheitsbeamten in dem Sinne, mt 
ſolche 3. 8. in England beftehen, in Deutfchland nicht die Rede fein, und erft nad] 
einer zeitgemäßen, auch auf dieſe wichtige Frage fich erſtreckenden allgemeinen 
Medizinalreform, wie fie in ſachverſtändigen Kreiſen einſtimmig ala Bedürinij 
empfunden wird, tann eine gedeihliche Entwickelung des Saniiätsweſens in Deutic⸗ 
land erwartet werden. 


Lit.: Nicolai, Grundriß der S., Berlin 1835. — R. v. Mohl, Die Boligetifeide, 
nad den Grundfäpen des Rechtäftaatz, "Tübingen 1866. — Schürmayer, Handbuch de | 
mebizinifchen Polizei, Erlangen 1848. — Bappenheim, Handbuch ber S. Berlin 1868. - 
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3. Hobreht, Ueber öffentliche Geſundheitspflege und bie Bildung eines Gentralamts für 

öffentliche Gefnbeitäpfiene im Staate, Stettin Tbss. — Sad, Verſuch eines Gefegentwurfs 

u Reorganifation bes Medizinalweſens in Preußen, in der Deutichen V.J. Schrift f. öffentl. 
efundheitäpflege, Bb. XI. Heft 4. Tintelnburg. 


Sarpi, Paolo, 5 14. VIIL 1552 zu Venedig, trat mit 14 Jahren in den 
Servitenorden, mit 26 Jahren Provinzial= Generalprofurator, entjchiedener Feind 
päpitficher Omnipotenz, Gegner der Jeſuiten, wiederholt Mordverſuchen ausgeſetzt, 
715.1. 1625. . B 

Säriften: Hist. del Consilio Tridentino di Pietro Soave Polano,. London 1619, 
fehr oft, zuleßt Florenz 1858 und Prato 1871, auch lat., franz., deutſch und engl. — Hist. 
del’origine, forma, leggi ed uso dell’ufficio dell’inquisizione nella citt& e dominio di 
Venezis 1698, Venet. 1687. — Tratt. le materie eficiari — d. 1688; lat. Jen. 
1881; deutſch Rürnb. 1688, Frauff, Zeipz. 1786, Bamb. Würzb. 1: — De jure asylorum, 
Lıgd. Bat. 1622, Venet. 1 7, 1688; franz. von Amelot de la Houssaye, Amst. 
1685. — Les droits des souverains defendus contre les excommunications et les interdits 
des papes, La Haye 1721, Amst. Lips. 1744. — Opinione del Padre Paolo Servita come 
debba governarsi 1a lica Venesiana per havere il perpetuo dominio (1615), Venet. 
121; franz. von Abbe de Marsy (Le Prince de Fra-Paolo), Berl. 1751. — Lettere, 
Firenze 1868. — Opere, Nap. 1790. 

tik: Griselini, Memorie, Losana 1760. — Bianchi-Giovini, Biogr: Basil. 
1397; franz. Brufſel 1868. — Hang, Fra P. S., Karlsr. 1838. — Schulte, Geichichte, 
ILa485. — Janet, II. 87-95. — Campbell, La vita di Fra P. 8, — 875. 

eichmann. 


Zarti, Maurus, 5 1709, Camaldulenſerabt, Kanzler des Ordens, 1755 
Abt in Rom. 


kt ſchrie b auf Veranlafſfung Benedikt's XIV. das nach feinem Tode (1766) von Fattorini 
dolendeie Wert: De claris Archigymn. Bononiensis Profess. a saec. a usque ad aaec. 
XIV, Bonon. 1769, 1772. 

Bit: Savigny, II. 62—71. Teihmann. 


Saunders, Sir Edmund, aus niebrigftem Stande, wurde 1683 Chief 
Justice wegen Gefinnungstüchtigkeit, F noch in demfelben Jahre. Werthvoll feine 
Aura 1686. Der „Zerenz der Reporter“ (nach Lord Nansfield's Ausdrud). 

8it: Cates, Dictionary 1867, p. 995. — Foss, Biographia juridica, 1870 p. 585. 

Teihmann. 

Caurin, Right Hon. William, hervorragender Iriſcher Rechtögelehrter, 
21767, zur Bar 1790 berufen, 18071822 Attorney-General for Ireland, f 1840. 

tit.: Cates, Dictionary 1867, p. 995. Teihmann. 

Gauter, Joſeph Anton, 51742 zu Riedlingen a. d. Donau, wurde 1801 
Proieflor des Kirchenrechts in Freiburg, 1807 Hofrat, F 6. IV. 1817. Verdient 
durch jeine Fundamenta jur. eccl. cathol. 1805—1816. 

fit: Schreiber, Univ. Freiburg, II. 136. — Schulte, Geſchichte, II. a ©. 264. 

Teichmann. 

Eabareſe, Roberto, ð 1805 zu Neapel, lehrte daſelbſt ſeit 1838, wurde 
154 verbannt, 1861 zurüdgefehrt Advokat, F 24. V. 1875. Einer ber größten 
Iulimiſchen Rechtsgelehrten der Neuzeit. Seine Seritti forensi raccolti e pubbl. 
er cara del Prof. F. Persico e preceduti da uno studio per l’avv. E. Cenni, 
Nap. 1876. Teihmann. 


R kavary, Jacques, 5 1622 zu Douai, nahm lebendigſten Antheil an den 
Reormen im Handelsweſen und ber Ordonnance von 1673 (von Puffort bezeichnet 
alt Code davary), F 1690 zu Paris. Sein Sohn Jacques ©. des Bruslons 
in Veriaffer eines dictionnaire universel de commerce. 

Gäriften: Le parfait negociant, Par. 1675, 1676, 1713, 1800. — Pardres ou avis et 
— ei les plus importantes matiöres du commerce, Par. 1688 (fpäter im Parfait 
R Lit: Goldſchmidt, Handbuch be HR., 2. mr 1874, ®b. L 31, 34, 42. — 

odidre, Les ds jurisconsultes, 1874, p. 353. — Behrend, Lehrb. des H.R., Berlin 
key, 18%, €, rar eihmann. 
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Gapigny, Friedrich Earl von, 5 21. II. 1779 zu Frankfurt a. M, 
Sohn des Geh. Regierungsratdes Chr. C. 8. v. -©., ftudirte in Marburg ala 
Schüler von Weis, dann in Göttingen und Marburg, befuchte Leipzig, Halle, Jena, 
prom. 1800 in Marburg, habil. fi baf., wurbe 1802 außerorbentl. Prof., ging auf 
wifienichaftliche Reifen, 1808 Prof. in Landshut, 1810— 42 in Berlin, Minitter 
der Gejegrevifion bis März 1848, F 25. X. 1861. Der Hauptfächlichfte Vertreter 


ka — wit Eich Be 16 bie en für geſchichtl. Retamifl ſchan. 
ich horn uni en ei 7 ii jen! 
Berlin 1 a Die Berliner Jur. Gef — — den Atod. in Berlin, 
Wien und Mi Inden zu vergebende — ftung 3 zur —5 — Teiln. © Etubien. 
tiften: Diss. de concursu 1800 (Berm. Schriften 
b . &. 74—169). — Reit, des Et, 108 a von Ruborff, Win Es, 
(Trait6 de la — par Staedtler, I ital. von Conticini, Fir. 1839; | 
Dom en 1848). — Bom Beruf un unferer Je eit Fi se en Rehtamihi 
1814, 8. ar. 2 — neue —— V te im —— 
eidelb. 18151881, 2. Aufl. 1 (franz. von re et 839— 1852; ital. 
non Bollati, Torino er. — een ih, Rdmiſchen Rechts, Berl. 184 
8 1849 (Tralte de droit rom. par Guenoux, 1851—1855); ipan. von Mesia y Elm 
Madrid 1879; engl. $ Band) von Guttrie, Kdinb. 1869. -— Obligationenrecht ala Theil 


des heuti in Röm. echte, Berl. 1851, ie Dr. des ee. par Girardin et Jozon,| 
1863 u. 1873). — Berm ipg. 1 

Bil: Shering in Ja eb. für Dı 7. — Arnbtd in Krit. 2.I.Sch. IV. | 
Nr. 1 ee * ber alle da —— 1861 Rr, 90. — Schmid ix der 
Deu en ss u kn m. 186 Seinking, 5 F. C. v. 6, Er keiner 
Würdigung, Ei Fer Ri „a Preuß. * ahrb. ud a: F. — — 
an fin Beben und ZBirlen, (Zeitichr. für ” —RW =) _ puren, 

.v.6, U Sr abe. — — C. AR Sein 1a ©. 4866. 


— in a Keats ICH i 4 v6, ci * Kai —— ri Chat, 
eimar itſchr. für age ichte eurl, Einige Worte ül v.$| 
860. — Laboulaye, Essai sur la ai et * doctrines de F. de S., Par. —— | 
im Heeiften und eben von Bruns (Berlin 1879), v Stinping Abenbungen, mt 
dlungen der Zeutichen Fre Bonn 1879 und Georg Tanners 
Bonif. und Bafil. Amer! onn 1879), Brinz tw ren 1879), C3 * 
ag 1879), Magßen nr ien 1879), Enneccerus (Marb. untihart (Ymnäbr. 
1en) Manbry, Fitting, Bremer, Runge, ehe — mancipio, Lein; 
Modderman (Groningen 1879), Co IM ne Levy (im Nieuwe Bijdragen voor 
— en Hin NERD 1879 fi. 3 1-89), Sa ber in Neuen 
ſcheidj — — Ir — Be 879). — Säulte, 
Bein — ILb S. Telisꝶet 53 do 


jues, Par. in p. Mieze _ ea in er 53 I Schr. 484 
Yan 0. — Siobbe, Fine er mellen, II. — Bluntjhli, Die neueren Rechisſchulen 
der Deutichen Juriften, . 1862. — Säulin, Drei atad. Vortr uigr, Bajel 1881, 
S. 235-583. ze ihmann. 


SEr aecie Sigismund, war Advokat zu Rom um 1618. 
& ihrieb: Tract. a judieiis (1608), Francof. 1918; 1669; Colon. 1738. — De 
IR. net a Francof. 1604; Colon. 1717. — De tentia et re judicata, Gener. | 
de commerciis et cambio, Rom. 1618; Colon. 1619, ed. 3; Genev. 1664. — 


in Goldigmibt, Banbbuc bes H.R., 2. Aufl. 1874, 137. — de Wal, — 
81. — Rodiere, Les grands jurisconsultes, 1874, p. 351. — Endemann, Studien, 1. 
54, 56, 75, 171, 265. Teihmann. 


Schadenserſatz ift Vergütung der Einbuße, welche Jemand durch ein be— 
ftimmtes Ereigniß in feinem Vermögen erlitten hat. &. hat mithin Vermögens 
ſchaden zur Vorausſetzung. Zwar wird von Entjchädigung auch im Sinne des Ent- 
gelts für pfychifchen Schaden geſprochen (3.8. Schmerzenägeld). Allein Niemand it 
ber Meinung, daß auf dieſe Entichädigung ſchlechthin die Grundfäße vom Erſatz für 
wirtbchaftlichen Schaden Anwendung leiden (3. 3. bezüglich der Vererblichkeit 
RStrafPO. 8 444 Abſ. 4). Deshalb empfiehlt fich, hier die Ausdrücke S. und 
Entihädigung zu vermeiden und dafür „Genugthuung“ („veluti solatium“ 1. 3 D. de 
litig. 44, 6; „Ergehung“ PGO. Karl's V. Art. 20) zu ſetzen, um jchon durch die 
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Beeihnung Hervorzuheben, daß diefe Anfprüche auf dem Grenzgebiet zwiſchen Strafe 
und 5. liegen und eigenthümfichen Regeln folgen (ſ. den Art. Buße). 

1. Der vermögensrechtliche Schaden ift immer Minderung des Vermögens. 
Eine Minderung liegt nicht nur dann vor, wenn durch das ſchädigende Ereigniß 
dem Vermögen bes Gejchädigten ein Werth entzogen wird, welcher ihm ſchon an= 
gehörte (damnum emergens, pofitiver Schaden, wirklicher Schaden, HGB. 
Art. 283), fondern auch wenn dadurd) eine Mehrung entgeht, welche ohne daffelbe 
dem Vermögen zugelommen wäre (lucrum cessans, entgangener Gewinn). 
Zum pofitiven Schaden zählt auch die Belaftung des Vermögens mit Berpflich- 
tungen (amisisse dicemur, quod .. . erogare cogimur, 1. 33 pr. D. ad leg. Ag. 9, 2). 

Bei dem Anſchlag des Schadens wirb entweder der Werth zu Grunde gelegt, 
welchen ein Gegenftand für Jedermann, ober derjenige, welchen er für den zu Ent 
ichadigenden Hat oder hatte. Jenes ift ber gemeine Werth (gemeine Handels- 
wath, HGB. Art. 896), der wirkliche Tauſchwerth, vera rei aestimatio, dieſes dag 
Intereffe (f. diefen Art.). Hiermit deckt fich nicht völlig die Unterfcheidung von 
unmittelbarem und mittelbarem Schaden. Unter jenem verfteht man bie 
auhtheifigen Folgen, welche das jchädigende Ereigniß nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Zinge unter allgemeinen Berhältniffen verurfacht, im Gegenſatz zu dem durch 
beindere, regelmäßig nicht vorhandene Umftände vermittelten (Preuß. ER. I. 6 
N 2,3; Zürd. privatr. GB. $ 997). 

2. Das regelmäßige Erſatzmittel ift Geld, aber ein anderer Gegenſtand 
geunbfälich nicht ausgeſchlofſen e 8.1.9 pr. locati 19, 2; Preuß. CR. I. 15 
8 17-22; Preuß. Erpropr.- Gef. $ 7). Die Geldentſchädigung befteht meiftens 
in einer Kapitalfumme, zuweilen in einer Rente (3. B. Haitpflichtgefeg $ 7). 

3. Die S.pflicht kann ihren Rechtsgrund Haben a) in der abfichtlichen oder 
’chrläffigen Verſchulbung des Schadens, fei e& durch Delikt ober durch Verlegung 
einer beſtehenden obligatorifchen Verbindlichkeit, b) im Verzug, c) in ber Weber- 
bindung durch Nechtögefchäit, Vertrag (3. B. cautio damni infecti, Berficherungs- 
bertrag) oder durch lehtwillige Verfügung, d) in beſonderer Rechtsvorfchrift ohne Ber- 
ichulden des Erſatzpflichtigen (3. B. Schiffer und Gaftwirthe, |. den Art. Receptum, 
die Vefrachter eines Schiffes in Folge Schiffewurfs, der Erwerber aus Zwangs⸗ 
enleignung, der Betriebsunternehmer in Folge des Haftpflichtgefehes). 

. Der ©. bildet zuweilen den urfprünglichen Gegenftand der obligatio (bei De- 
üft, Erpropriation, Haftpflichtgefeß u. ſ. w.). Anderwärts tritt er in eine beftehende 
obligatio ein (namentlich bei Verlegung obligatorifcher Verbindlichkeiten), und zwar 
irtweder an Stelle der bisher gejchuldeten Leiftung oder neben dieſelbe (wegen nicht 
Dechtzeitiger oder fonft unvollfommener Erfüllung, aber auch aus anderen Gründen, 
. B. Schiffewurf). 

4. Jeder S.anjpruch iſt bedingt durch den Nachweis des urſächlichen Zu— 
janmenhangs zwiſchen dem Ereigniß, für welches der Belangte einzuſtehen hat, 
und dem Rachtheil, defien Vergütung gefordert wird. Der eingetretene Schaden 
maß die Folge ber von dem Belangten zu vertretenden Handlung, Unterlaffung oder 
'onfigen Begebenheit jein. Diefer Beweis kann Schwierigkeiten unterfiegen, injonder 
beit wenn mittelbarer Schaden und ganz beſonders wenn mittelbarer Gewinnentgang 
in Frage ſteht. Hieran fcheitert nicht felten der Erſatzanſpruch. Diefes thatfäch- 
Ye Ergebniß darf aber nicht zur Aufftellung des Sabes verleiten, daß mittelbarer 
Sewinnentgang überhaupt nicht ober nur in befchränfter Beziehung (Ortsinterefie) 
Grioggegenftand fei. Im Gemeinen Recht Hat dieſer Sah feinen Boben. Das 
Rab. ER. (1. 6 $ 6) läßt die Berüdfichtigung besjenigen nicht im „gewöhnlichen 
Laui der Dinge und der Geichäite des bürgerlichen Lebens“ begründeten Gewinns 
ww, welcher „vermödge jchon getroffener Veranftaltungen und Vorkehrungen vers 
nuntigerweiſe erwartet werben fonnte‘. Zur Annahme bes urfächlichen Zujammen- 
bangs wird nicht abfolute Gewißheit gefordert. Es genügt ber Nachweis, daß ohne 
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das fchädigende Greigni nach regelmäßigen Verlauf unter den obwaltenden Um- 
ftänden der Schaden nicht zugegangen wäre, und in Betreff eines Gewinns, dab der 
Griaganfprechende die nachgewiejene Gelegenheit zum Gewinn nicht ungenüßt lafjen 
tonnte, ohne die Sorgfalt eine® umfichtigen Mannes zu verletzen (Mommien). 
Die Möglichkeit der Bereitelung durch außerordentliche Ereignifie bleibt anper Ve⸗ 
rüdfihtigung. Auseinandergehende Entjcheidungen in den Quellen (3. 2. 510 
Inst. ad leg. Aq. 4, 3 und I. 63 pr. D. ad leg. Falc. 35, 2) bezeugen nicht einen 
MWiderfpruch innerhalb der Römifchen Jurisprudenz, fondern weijen darauf Bin, dab 
bei der Prüfung des urjächlichen Zufammenhangs ber Zwei bes Anſchlags fowir 
der Grund der Erjakpflicht maßgebende Momente bilden und daß da, wo die Erich 
pflicht auf Verſchuldung beruht, auch der Grad der Verſchuldung einen Einfluß übt. 
Der Beweis des urfächlichen Zufammenhangs wird weniger ftreng beurtheilt, wenn 
dem Belangten ein vechtöwidriges Verhalten zur Laft fällt, und wird Leichter alt 
erbracht angejehen gegenüber demjenigen, welcher abfichtlich ober in grober Jah 
läffigteit zum NachtHeil eines Andern gehandelt hat, ala wenn der Belangte nur 
wegen geringer Sahrläffigfeit verantwortlich ift. Das Gleichgewicht zwifchen Schuld 
und Strafe, ein zunächſt das Strafrecht beherrichendes Geſetz, macht fich auch in der 


civilrechtlichen Verpflichtung zum ©. geltend (Xhering). Auf denjelben Grund ' 


gedanken führt Dernburg die freilich zu weit getriebene und zu formaliftiſche 
Unterfheidung des Preuß. ER. (I. 6 88 10— 15) zurüd, wonach bei Vorſatz und 
grobem Verſehen der „gefammte Schaden und der entgangene Gewinn“, bei mäßigen 
Verjehen ber pofitive Schaben und ber nach allgemeinen Verhältniffen erzielbare 
Gewinn, bei geringem Verſehen jogar nur ber unmittelbare Schaden und fein Gr 
winnentgang zu bergüten ift. (Dal. auch Defterr. BGB. 8 1324; Zürcher GB. 


88 997, 1000, 1004.) Der „Notbitand in Schädenprogeflen” ift gehoben, ſeit die ; 
Würdigung aller Umftände bezüglich der Trage, ob und in welchem Umfang ein | 


Schaden verurjacht wurde, der freien richterlichen UWeberzeugung überantwortet it 


(für ganz Deutichland zumächft durch einzelne Reichsgeſetze wie Urheberrechte-, Haft | 


pflicht-, Markenſchutz⸗ Mufterfchug-, Patentgefeß und dann allgemein durch RCPO. 


$ 260). Fur den Beweis der Höhe des zugefügten Schadens fam das Römiſche 


Recht dem Beweispflichtigen durch das ſog. juramentum in litem, Schäßungs- oder 
Würderunggeid zu Hülfe; ähnlich die Preuß. Allg. Ger.D. I. 22 859 ff. Ze 
RCPO. $ 260 hat den Eid al Recht des Beweispflichtigen befeitigt, dagegen ir 
das Ermeſſen des Gerichts geftellt, dem Beweisführer die eibliche Schäßung des 
Schadens aufzuerlegen, jedoch unter Feſtſetzung einer unüberfchreitbaren Grenze. Cine 
bertragamäßige Beitimmung, daß der Richter bei der Schabengermittelung auf gemife 
Beweismittel, 3. B. Zeugen und Sachverjtändige mit Ausichluß des Eides befchräntt 
fein fol (wie zuweilen in Verſicherungsverträgen vorfommt), entbehrt, weil gegm 
die Vorfchriften des öffentlichen Rechts über die freie Würdigung ber Thatfrage ver: 
ftoßend, der verbindlichen Krait. 

5. Neben dem GErforderniß des urfächlichen Zufammenhangs den S.anipruh 
noch davon abhängig zu machen, daß der Schaden die nothwendige und uns 
mittelbare Yolge des zu vertretenden Greigniffes fei, hat weder die Natur der 
Sache noch das pofitive Recht für ſich. Ebenſowenig, daß der Erfolg vom Kar: 
deinden vorausgefehen werben fonnte (vgl. jedoch Code civil art. 1149-1180). 
Die Erfagpflicht umfaßt auch denjenigen Nachtheil, welchen die verpflichtende That 
fache nur durch das Mitwirken ungewöhnlicher Umftände verurjacht hat (3. B. wegen 
nichterfichtlicher Zerbrechlichkeit der Sache, wegen anderweitigen Verſprechens der 
geichuldeten Sache unter Konventionalftrafe). Indeſſen bemerfe man: a) Die Gar 
tung aus Delikten ift auch durch die Beziehung bes Erfolges auf den Willen bei 
Handelnden (Zurechnung zur Schuld) bedingt. Deshalb kann trotz Vorhandenieins 
des urſächlichen Zufammenhangs zwiſchen Handlung und Erfolg bie Erſatzpflich 
wegen Mangels des ſubjektiven Erforderniſſes wegfallen. Inſofern wird zuweilen 
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die Borausfehbarfeit des Erfolgs von rechtlichen Belang (1. 31 D. ad leg. Aq. 9, 2; 
rap. 8. 1.6 $ 4). b) Eine Erfagiorderung findet nicht ftatt, wenn der ein- 
getretene Erfolg zugleich in einer Schuld des Beſchädigten feinen Grund Hat (jog. 
Kulpafompenjation); doch hebt fich nicht rechtswidrige Abficht gegen Fabrläffigfeit 
4.934 D. ad leg. Aq. 9, 2). Zur Schuld kann auch werben die Unterlaffung der 
Ihätigkeit behuf® Abwendung der nachtheiligen Wirkung einer fremden Handlung 
oder Unterlafjung, nicht blos in Bertragsverhältniffen (1. 21 $ 3 A.E.V. 19, 1; 
<achl.BEB. 8 688), ſondern auch bei außerfontraftlichen Berleungen, nur ift hier 
dos Maß der zum Zweck der Abwendung zuzumuthenden Thätigfeit weniger be 
fimmt und den Umftänden des einzelnen Fall zu entnehmen (beftritten , dafür 
RCHG., Entſch. XII. ©.373). Der Grundjat findet fi) auch im Preuß. Allg. 
—* nd mi mit „unerträglicher” Kafuiftif (I. 6 $$ 18— 21). Eigenthümlich Oeſterr. 
6B 

6. In — kann unter Umſtänden der Erfah fremden 
Schadens gefordert werden, dann nämlich, wenn der Fordernde den Vertrag mit 
dem Schäbiger im Interefſe des beichädigten Dritten geichloffen hat und wegen ber 
teriprochenen Leiftung dem Leßtern, gleichviel in welddem Umfang, wenn auch nur 
a’ Anfpruchabtretung haftbar ift (beftritten, dafür ROHG., Entſch. XVII. ©. 78). 

7, Innerhalb der jetzt gezeichneten allgemeinen Grenzen ftellt fich der Um— 
fang der S.pflicht, ob pofitiver Schaden oder auch entgangener Gewinn, ob 
unmittelbarer oder auch mittelbarer Schaden, verjchieden nach dem Grund der Erſatz⸗ 
wicht. Hierbei macht fi} der Gegenſatz geltenb zwiſchen Verlegungen in und außer 
Lernageverhältniffen, zwiſchen ber Haftung in Folge Verſchuldung und ohne Ver— 
iduldung, und bei der erfteren ift auch das Maß der Verſchuldung, dolus und 
calpa lata gegenüber der culpa levis zuweilen von Bedeutung. 

Regel bildet nach Gemeinem Recht und dem HGB. (Art. 283) die Vergütung 
icdes erweiglichen Schadens, des fog. vollen Intereſſes. (Sächſ. BEB. 85 124, 
125, 685 ff; Code civil art. 1149, 1382, 1883.) Anders das Preuß. &R. I. 2 
SS 116, 117: „der gemeine Werth‘‘, jedoch mit vielen Ausnahmen (4. B. I. 5 
835-291), Oeftere. BGB. 88 1323, 1924. 

Bo indeß auch das volle Intereſſe zu erjegen ift, da wird doch a) nur Ver- 
mögensihaden berüdfichtigt, fein Affeftionswerth (momit nicht zu verwechjeln 
das Affektionsinterefſe ala obligatorifches Bindemittel, |. den Art. Intereſſe); 
benicht unehrenhafter Gewinn, nicht Gewinn vom Gewinn, ſofern jener 
micht vom Erſatzpflichtigen gezogen ift (ı. 8, 1.15 D.de usur. 22, 1; Sächſ. BGB. 
125 a. €) unb wenigftend nach Römifchem Recht (beftritten) nicht übermäßiger 
rutus (aber auch im Fall von dolus und culpa lata? 1.45 $ 1 A.E.V. 19, 1). 
© Entiprang aus demfelben Ereigniffe für den Betroffenen Nachtheil und Be: 
wine, jo mindert fi) der S. um den Betrag bes Iebteren, fofern nicht das Ereig⸗ 
t für den Gewinn nur Anftoß, nicht Grund war oder fofern nicht auf den Ge— 
win der Empfänger ohnehin rechtlichen Anfpruch beſaß (nicht unbeftritten, dafür 
RCOG., Entich. XXU. ©. 184; anders das Preuß. Exrpropr.-Gef. $ 10). d) Um 
Urberforberungen vorzubeugen, hat dag Röm. Recht für den Erfah wegen Verlegung 
ner obligatorifchen Verbindlichkeit eine Grenze aufgeftellt: die zuzubilligende Summe 
il das Doppelte des allgemeinen Verkehrswerths des Schuldgegen- 
iandes nicht ũberſteigen. Dagegen HGB. Art. 288 (Entſch. des ROHG. XIX. 
<. 304). Auch dem Preuß. Recht ift der Sat als allgemeine Norm fremd, aber 
A daran fehlen nicht (I. 5 $ 301; I. 6 $ 95; I. 11 8 545). 

Bei der Ermittelung des ©. tommt auch in Betracht welcher Ort und 
PR Zeit zu Grunde zu legen ift, und zwar jowol für die frage, ob und in 
welchem Umiang Schaden vorliegt, ala für die Schäßung des Gegenſtands. Doch 
find die hierüber geltenden Rechtsſätze nicht einfach genug, um in wenige Worte ge- 
iaßt zu werden. Nur jo viel kann Erwähnung finden. In ber Behandlung treten 
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auch Hier aus einander die Geſchäfts- und die Deliktsohligationen. Hier tritt die 
Begehung, bort mehr die Erfüllung ala maßgebendes Moment in den Vorbergrund, 
jedoch nicht ohne mannigfache Abweichung. 

9. Die S.anfprüche, welche nicht aus Vertragsverhältniffen ſich entwideln, 
unterliegen zum Theil einer kurzen Verjährung (3. B. actio doli, Urheberrechts: 
geieh $ 83; Neichehaftpflichtgefeh $ 8 u. a.; Preuß. SM. I. 6 8 54). | 

Sit: Mommfen, Beiträge zum Oblig.Recht, — Abt heil: Zur FH vom Smterefie, 
1855. — ‚GSohnfeldt, Die Lehre vom nterefie, Yherin ment 
im Römilchen — (1867); Derjelbe in ine Jahrb. 8 vi © ©. YA er _ 
Die Pandektenleyrb. von Brinz, 2. Aufl. Bd. II. $ ha Bun 21a b, 

2». Dangerow, $ 571; Windſcheid, 88 257 Pr — Hür Preuß, Red It: drfler, $ 8 
%, 106; Dernburg, IL. 88 74-79. — Für rangdi. Recht: Bahariä, 
F. Regeläberger. 


Schafereigerechtigkeit (Thl. I. S. 501) bedeutet im weiteren Sinne des 
Wortes die Bejugniß, eine Schafheerde mit einem Schäfer (ſog. Schäferei) zu Halten. 
Dieſe Befugniß wird von einigen Schriftftelleen auch als Schäfereirecht bezeichnet. 
Die ©. im engeren Sinne enthält noch das weitere Recht, die Schafe auf der 
ganzen Feldmark oder auf einzelnen fremden Grundſtücken weiden zu Laffen. 

Die erftere Befugniß verfteht fi an und für fich für den Grundbefiter von | 
jelbft. Doch kann dieſelbe ſowol durch Geſetz ala Servitut befeitigt oder befchräntt 
werden. Durch Partikularrechte ift die ©. nicht felten der Gutäherrichajt ala aus: | 
ſchließliches Necht eingeräumt, anderwärts dafür Grundbeſitz von beſtimmter Größe | 
geforbert worden, endlich findet fih auch die Beitimmung, daß zwar ſämmtliche 
Gemeindeglieder Schafe Halten dürfen, aber feinen Hirten, vielmehr ihre Schaie 
dem gutöherrlichen Hirten anvertrauen müflen. Im Iehteren Falle fchreibt man 
dem Schäfereiberechtigten ein Schäferei-Stabrecht zu. Durch eine Servitut wird 
ber Eigenthümer des dienenden Grundſtücks in bem Fall am Halten einer Schaiherre 
verhindert, wenn derſelbe bei einer feinem Grundſtück auferlegten Weideſervitut aus 
drüdlich von der Mithude ausgeſchloſſen ift. 

Die ©. im engeren Sinne jet einen bejonderen Erwerbsgrund voraus. Diejer 
fann namentlich Bertrag, unvorbenkliche Verjährung, Gefeß fein. Nach dem Titel, 
auf bem das Recht überhaupt beruht, richtet fich auch der Umfang deſſelben. Tas 
gilt Hinfichtlich der Grundftüde, welche ber Hütung feitens des Berechtigten unter 
liegen, binfichtlih der Zahl der Schafe, welche diefer unterhalten darf, und Hinficht- 
lich des Umftandes, ob die ©. eine ausſchließliche ift oder nicht. Iſt die ©. ein 
außfchliehliche, fo darf außer dem Berechtigten Niemand auf dem Weiberevier Schafe 
hüten Laffen. ft diefelbe dagegen feine außfchließliche, jo können auch die übrigen 
Dorfbewohner Schafe auf die Weide bringen. Je nachdem ber Berechtigte nur ein 
beftimmte Zahl Schafe auf die Weide treiben darf, oder darin unbeichränft il, 
unterfcheibet man gemefjene und ungemeffene S. Bei der erfteren werben bie Lam- 
mer, fo lange fie faugen, nicht mitgezählt (j. Preuß. Allg. ER. Thl. I. Zit. 22 
8 98; Oeſterr. BGB. $ 500), auf Grund partifularrechtlicher Beftimmungen vder 
don Ortsgebräuchen mitunter jogar ein ganzes Jahr lang und jelbjt bis zur criten 
Schur (Bayer. ER. Thl. I. €. 8 $ 18 N. 2). Bei der ungemeflenen ©. ift, wie 
bei der Weidegerechtigkeit überhaupt, ber Berechtigte befugt, jo viele Schaje auf die 
Weide zu treiben, ala er mit dem auf feinem Gute gewonnenen futter während dei 
Winters erhalten kann (Oefterr. BGB. $ 500). Allein dieſes fog. Durcfwinterungs 
prinzip ift partifularrechtlich bei ausfchließlicher Schäfereiberechtigung Einer Perion 
nicht immer jeftgehalten, jondern nur da für maßgebend erklärt worden, wo die 
. Schäfereiberechtigung mehreren in berjelben Feldmark gebührt (Preuß. Allg. &R. 
a. a. O. $$ 150 fi., vgl. $$ 152 ff). Im Uebrigen find für die ©. bie für die 
Weidegerechtigkeit überhaupt geltenden Grundjäge maßgebend. 
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Gigb. u. Bit.: Preuß. SR. Th. I. Tit. 8 146-169. — Hagemann, Hand: 
buch dei Sandwirthichaftärechts (Hann. 1807), 35 310-815. — Scholz II., Das Schäferei- 
recht, Braunſchw. 1897. — Büff, Das Schäfereiredht, Eaffel 1863. — Steinader, Braunſchw. 
Pridatrecht, 8 198. — Reyſcher, Gem. und Württemb. Privatrecht, II. $ 299. — Stobbe, 
Privatreht, I. ©. 201 fi. — Senffert’3 Archiv XVI. Nr. 196, 197. Lewis. 


Chänbung. Doktrin und Gejehgebung verftehen darunter den außerehelichen 
Leiihlai mit einer unmündigen oder geiftesfranfen Frauensperſon oder mit einer 
foichen, die fich ohne Zuthun bes Thäters im Zuftande der Wehr- oder Bewußt- 
ioñgleit befindet, die unfreiwillige Schwächung, stuprum non voluntarium nec 
vilentum. Die Gefegblcher für Braunfchweig, Hannover, Oeſterreich nennen 
dieies Verbrechen, im Unterichiede von ber Nothzucht und Unzucht, S. Es kommt 
darauf an, ob der Zuftand der Bewußtlofigkeit ober Willenlofigfeit vorgefunden 
ader von dem Thäter herbeigeführt wurbe, um ben Beifchlaf begehen zu Tönnen. 
Zwei Fälle (KStraf6B. $ 176): gewaltfame Vornahme unzüchtiger Handlungen 
an einer Frauensperſon und Mißbrauch einer willenlofen, bewußtlofen, geiftes= 
kanten Frauensperſon zum außerehelichen Beifchlafe. Erfter Fall, in Abficht auf 
Beüchlaf gefegt, geht in verfuchte Nothzucht Über. Die Strafgefegnovelle von 1876 
hat das Eriorberniß eines Antrages geftrichen in Webereinftimmung mit $ 191 des 
Leer. Strafgeſetzentwurjs von 1874, dieſes Verbrechen heißt, im Unterfchieve von 
der Rethzucht und Unzucht, S. Bon einer Strafverfolgung der ©. ift nicht die Rebe, 
nem ber Thäter Grund zur Annahme Hatte, daß der an einer Schlafenden, Trun- 
teren unternommene auferebeliche Beifchlaf nicht ihrem Willen entgegen fei und bie 
Zrtimmung nachher wirklich erfolgt ift. Anders verhält es fich mit den Unmün— 
digen und Geiſteskranken, die rechtlich feine gültige Einwilligung geben können und 
deren noch nicht zur Reite gediehene ober krankhaft gehemmte Widerſtandskraft gegen 
Derjuchungen zu unzüchtigen Handlungen jelbft gegen ihr Verlangen im Antereffe 
dr gechlechtlichen Sittlichkeit durch das Geſetz geſchützt wird. Nicht blos der Ge— 
ihlehtseßre wegen, auch um der Abftumpfung des Schamgefühles und der phyfiichen 
Rachtheile willen wirkt das Strafgeſetz dem Gefchlechtsverfehre mit den genannten 
Verfonen entgegen, von der Erwägung geleitet und durch moralftatiftiiche Daten 
darin beſtärkt, DaB durch S. die Moralität wie bie Freiheit verlegt und die Gefund⸗ 
wit nicht ſelten untergraben werde. 

Mit Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren bedrohte daher Preußen benjenigen, der 
ee in einem willenlofen Zuftande befindliche Perjon zu einer auf Befriedigung des 
xihlechtätriebes gerichteten unzüchtigen Handlung mißbraucht, mit Perfonen unter 
vregehn Jahren unzüchtige Handlungen vornimmt oder biefelben zur Verübung ober 
Tuldung unzüchtiger Handlungen verleitet. Weniger dag bezeichneten bie Straf: 
getge für Sachen, Defterreich, Braunfchiveig, Bayern u. a. den Thatbeitand dieſes 
Sahregend, zumal der Mißbrauch zum auferehelichen Beiſchlaf und nicht blog 
sillmiofer oder bewußtloſer, fondern auch wehrlofer Frauensperſonen ala Gegen- 
ftande des Verbrechens bezeichnet werden. Bei dem Mißbrauche unmündiger Per- 
toren yı gefchlechtlichen Zwecken begründet die Qualität der Gejchändeten nicht 
weniger wie bei erwachſenen Frauensperſonen einen wefentlichen Strafänderungs- 
grund. Iſt das der Geſchlechtsreife naheftehende Mädchen bereits jo unglüdlich, der 
Noflitation verfallen zu fein, dann darf es zwar der Geſchlechtsgier nicht ſtraflos 
Peisgegeben werben, allein die Strafbarkeit bes Thäters ift eine ungleich geringere, 
Als bie des Verführers eines unfchuldigen Mädchens und läßt fich daher die an- 
ꝓdtohte Zuchthaußftrafe nicht in allen Fällen rechtiertigen. Gegenftanb bes Ver⸗ 
brechens kann auch eine Perjon üblen Leumundes und männlichen Geſchlechtes fein. 
% kommt weder auf die Beifchlaistähigteit noch auf bie gefchlechtliche Reinheit an, 
mmer aber auf das Wiflen des Thäterd von dem im Geſetze vorausgeſetzten Zu- 
ande der Wehr⸗ oder Bewußtloſigkeit, der Unmünbigfeit, oder der Geiſteskrankheit. 
Üarichtig iſt es, den Umftand als gleichgültig anzufehen, ob der Thäter den wehr- 
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loſen Zuftand vorfüßlich herbeigeführt Habe. Die geſchändete Perfon muß ſich ohne 
Zuthun des Thäters im Zuftande der Willenlofigfeit ober der Wehrlofigkeit beiunden 
haben. Hatte derjelbe Gründe zur Annahme, daß die gefchledftlich mißbrauchte 
Perſon die Mündigkeit ſchon überfchritten oder nicht nur dag Alter des erlaubten 
Geichlechtsumganges, jondern auch das reife Verſtändniß für bie Bedeutung des 
Beijchlaf® habe, fo befand er fich in einem die Zurechnung des Verbrechens aus- 
ſchließenden Irrthume. Bis zu 10 Jahren beſtraft das RStrafGB. 8 176, wer eine 
in einen willenlofen oder bewußtlofen Zuftande befindliche oder geiſteskranke Frauens 
perſon außerehelich ſchwächt. 

Sachſen ſtrafte den außerehelichen Beiſchlaf mit Perſonen in wehr⸗ oder be⸗ 
wußtloſem Zuſtande mit Arbeitshaus oder Zuchthaus bis zu vier Jahren. Sei 
aber der Verbrecher die Gemißbrauchte zuvor in dieſer Abficht auf argliftige Weile 
in einen Zuftand verfeßt, in welchen fie feinen Lüſten nicht zu wiberftehen ver 
mochte, jo fand zwei⸗ bis achtjährige Zuchthausftraje ftatt. Letzteren Fall behandelt 
Oeſterreich als Nothaucht. Der Oeſterr. Entwurf von 1867 bedrohte das 
der S., wenn es an einem noch nicht zwölf Jahre alten Mädchen oder an einem! 
noch nicht vierzehn Jahre alten Knaben begangen wird, wie Nothzucht, wenn E 
an einer ohne Zuthun des Thäterd im Zuftande ber Willens - oder Behrlofigtet 
befindlichen Perſon verübt wird, mit Zuchthaus bis zu vier Jahren und letzteres 
der Regel nur auf Verlangen der verlegten Perfon; wenn aber dadurch (ine 
ROSA, verurfacht worden, von Amtswegen. 

b.: Deutiches Etraf@. ! 176 3. 2, 178. — Sadjen Art. 182, 353. — Bay 

Art, — Oeſterr. Straf6B. 8 128. — 5, 2 zunfmeig 8 174. — Hamb. $ 148. — Seh! 
Entf von 1867 $ 192, von 1870 8 1 

G.J. . Meister, — juris erim., edit. II, 8 295. — Rlein, Teil 

Re hy ar —v. Grolmann, Grunbiäße ber Reiminelzentämenkheft, 8 239; Ter- 

iR e, Begriff ber Naar Serichtöhalle (Wien 1860) Nr. 46 äcdter, Abhanil, 

1835 ©. 300-310. — Hälicyner, Syftem, II. — Sqchütze, 385. Sammlung fiat 

Eee Entjheibungen von Adler, Krall, v. Walther, Wien un et 


Schard, Simon, & 1535 zu Neu = Haldensleben, ging nach Italien zur 
Durchforſchung von Bibliothefen, eine Zeit lang in Bafel, 1566 Beifiter des Kammer: 
geriähte in Speier, Pfalagraf, T 28. VI. 1573. 

SHriften: Ausg. d. Eustathios, Basil. 1561. — ei im; or jurisdictione, auctoritste 
et praeeminentia imperii atque juribus regni synt. 1. 156 6. — German. rerım 
guntuor celebriores vetustioresque Chronographi, Fe "Tsee. — Historicum opus, 

578 (Schardius redivivus, Gissae 1673), — Lexicon juridicum, Basil. 1582, ed. Kanr- 
hausen: Colon. 1598. 


Schirmer, Schardii gpistolac 7, Besim. 1864. — v. BT: Geſchichte der 
zutan Beam (1880), 1. 238, 296, 504, 505, 508-512, 518, 662, 68. - 
te, Gefchichte, IIL.b ©. 28. Teich mann. 


Schatullgut (von Scatull, Schachtel) bezeichnet dasjenige Vermögen, vor 
nehmlich Grundbefigvermögen, deſſen Einkünfte unmittelbar zur fürftlichen Ver 
fügung ftehen und deſſen Subftanz unabhängig von den für Domänen geltenden 
Regeln entweder nach den Grundfäßen der hausgeſetzlich fideilommifjariichen Eh 
folge oder durch freie Verfügung des fürftlichen Cigenthümers vererbt wird. zu 
Rechtsverhältnifie der Schatullgüter ergeben ſich ſomit aus der begriffsmäßign 
Trennung von Staatögut und fürftlichem Familiengut; ihre Ordnung gehört theils 
ins Staatsrecht, foweit nämli in Frage kommt: was zu den Domänen zu rechnen 
ift, theila in das Privatfürftenrecht und in die Hauägejege, foweit nämlich, ala die 
Erbfolge und die Verwaltung der Schatullgüter in Betracht foınmen. In Preuße: 
ward durch Verordnung vom 13. Auguft 1718 der Unterfchied zwiſchen Domaner 
und liegenden Schatullgätern aufgehoben und beide für unveräußerlich erklärt, i 
daß Hier die kronfideikommiſſariſche Qualität der letzteren zu präfumiren ift. Tu 
neben können aber immer noch Güter zu völlig freier Verfügung bes erſten Ermer| 
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bers vorbehalten bleiben. Nach dem Preuß. CR. (II. 14 $ 14) ift beftimmt: „Hat 
derjenige Landesherr, welcher ein folcher erfter Erwerber war, über unbewegliche, 
von ihm erworbene Sachen weder unter Lebendigen, noch von Todeswegen verfügt, 
fo find dieſelben für einverleibt in die Domänen des Staates anzujehen.“ Ver— 
ichieden davon: die Sächſ. Berfaffungsurtunde von 1831 $ 21, und die hausgefeh- 
üden Beftimmungen anderer vegierender Häufer, in denen der politifch = ftaatsrecht- 
liche Gebante nicht fo ſcharf formulirt ift, wie in Preußen. 

2it.: Hofmann, De patrimonio prineipis privato, quod die Chatouille vocant, 
11%. — Rivinus, De bonig principis patrimonialibus, 1787. — Ber, Zehrbegriff des 
Gameral: und Polizeirechts, II. 479 ® — v. Rönne, Staatsrecht (3. Aufl.), II, II. 6, 584 
RT — Heffter, Sonberrechte ber fouver. und der med. Häufer Deutichlands, 1871, 
E17 5. vd. Holpendorff. 


Schauſtellungen, öffentliche. Die ©. bilden eine Gattung der Suftbar- 
teiten (f. diefen Art.) im weiteren Sinne. Bon den eigentlichen Luftbarfeiten 
entericheiben fie fich aber baburch, daß, während bei Ießteren eine gleichmäßige Mit- 
wirtung ſämmtlicher Theilnehmer ftattfindet, die S. von beitimmten Daritellern 
einem Publitum von Zufchauern oder Zuhörern dargeboten werden. Auf den Be— 
gif der S. ift es an ſich ohne Einfluß, ob der Darfteller mit der Darbietung ſich 
tenismäßig ober außerhalb feines eigentlichen Lebensberufs (als Dilettant) be= 
aitigt, ob die Darftellung öffentlich oder vor einem gefchloffenen Kreife, entgelt« 
tih oder ohne Entgelt und erfternfalle für Erwerbs- oder fonftige (Wohlthätigkeits«, 
Konendeckungs⸗ u. |. w.) Zwecke erfolgt, ſowie ob biejelbe ein höheres Intereſſe der 
Kunft oder Wifſenſchaft zu befriedigen geeignet ift ober nicht. Vom Standpuntte 
der Sitten» und Luxuspolizei, ſowie der Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe er= 
teichen aber diejenigen ©. eine beſondere rechtliche Regelung, welche öffentlich dar— 
geboten werden und vorwiegend auf die Befriedigung bes bloßen Unterhaltungg= 
kedürnifes berechnet find. Hier namentlich gilt es, fowol die Zahl der ©. in 
angenefienen Schranfen zu halten, als Berjtöße gegen die öffentliche Sittlichfeit 
thunlichſt zu verhüüten. Dies ift auch der Standpunft des geltenden Rechte. 

4. In Deutſchland bedarf: I. nah Reichſsrecht: a) wer auf Straßen 
oder fonft im Umherziehen oder an einem Orte vorübergehend und ohne Be— 
grändung eines ftehenden Gewerbes öffentlich Muſik aufführen, ©., theatralifche Vor— 
Aıllungen oder fonftige Quftbarkeiten (ſ diefen Art.) öffentlich darbieten 
Dil, oßne daß ein höheres Intereſſe der Kunft oder Wilfenichaft dabei obwaltet, 
außer den übrigen Erjorbernifien, der vorhergehenden Erlaubniß durch die Behörde 
des Orts, an welchem die Leiftung beabfichtigt wird (KGew. O. $ 59 Abſ. 1). Eine 
geihe Etlaubniß iſt aber auch für diejenigen erforberkich, welche derartige Keiftungen 
en dem Orte ihrer (ftehenden) gewerblichen Niederlaſſung auf den Straßen 
darbieten wollen (RGew.O.$ 42; Preuß. Anweifung vom 4. Sept. 1869 $ 15; Sächſ. 
Ausfüßrungsverordnung vom 16. Sept. 1869 $ 27). Ueber die Ertheilung diefer 
Erlaubniß entſcheidet bie Behörde nach freiem Ermeſſen; thatjächlich findet für ein 
eine Hoffen von ©. (3. B. Jahrmarktsmuſik) in größeren Städten prinzipiell Ber- 
iagung ftatt. Beſtrafung des Betriebs ohne Erlaubnik gejchieht nach Landesrecht 
(Jacobi, Gewerbegefeßgebung, ©. 95). Zerner ift b) für Schaufpielunter- 
nehmer zum Betriebe ihres Gewerbes (auch wenn baffelbe ein ftehendes ift und 
fünitlerifche Leiftungen dargeboten werden), eine allgemeine perjönliche Erlaubniß ber 
"ach den fandesrechtlichen Vorſchriften zuftändigen Behörde (Preußen: Regierungs- 
hrößdent; Bayern: Diſtriktsverwaltungsbehörde) erforderlich. Diefelbe ift zu ver- 
fagen, wenn die Behörbe auf Grund von Thatjachen die Ueberzeugung gewinnt, daß 
sr Rahfuchende die zu dem beabfichtigten Gewerbebetriebe erforderliche Zuverläffige 
fit, insbefondere in fittlicher, artiftifcher und finanzieller Hinficht nicht befigt (Reich®- 
geeg vom 15. Juli 1880). Die Erlaubniß ift eine perfönfiche, hat aber Kraft für 
den ganjen Geltungsbereich der RGew.O. (Preuß. Verfügung vom 24. Nov. 1871, 
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Min.Bl. f. d. inner. Berw. ©. 345; Badiſche Verordnung vom 26. De. 1871 
$ 13; abweichend die Auffaflung der Bayer. und Sächf. Praris). Für den Beginn 
des Unternehmens kann die genehmigende Behörde eine Präflufipfrift ſetzen; auch erliſcht 
die Erlaubniß nach breijähriger Einftellung des Unternehmens ohne erhaltene Friſtung 
($ 49). Schaufpielunternehmer, welche die Erlaubniß nicht befigen, find nach $ 147.1 
ftrafbar. ferner bendthigen c) diejenigen, welche außerhalb ihres Wohnortes ohne 
Begründung einer gewerblichen Niederlaffung, gewerbliche oder fünf: 
Verifche Leiftungen ober S., bei welchen ein höheres wiffenfchaftliches oder SKuntt« 
intereffe nicht obwaltet, Teilbieten wollen, eines Legitimationsfcheines, 
welcher, wenn ber Gewerbebetrieb auf öffentliche Mufifaufführungen, theatralice 
Vorſtellungen, ©. ober fonftige Luſtbarkeiten (f. dieſen Art.) gerichtet ift, ver- 
fagt wird, jobald ber, den Verhältniffen des Verwaltungsbezirfe der höheren Ber 
waltungabehörbe entiprechenden Anzahl von Perfonen Legitimationafcheine ertheilt| 
find. Umherziehenden Schaufpielergejellichaiten wird der Legitimationafchein nur 
dann ertheilt, wenn ber Unternehmer die zu b) gedachte allgemeine Erlaubniß be 
fit. (Weber die Frage, wenn bei Leiftungen umberziehender Theatertruppen cin 
höheres Kunftintereffe anzunehmen ift, ſ. Erf. des Preuß. Obertribunale vom 
15. Oft. 1878, Juſtizmin-Bl. 1879 ©. 195.) Der Legitimationsichein für den 
Betrieb der vorbezeichneten Gewerbe gewährt die Befugniß zum Getverbebetriebe in 
einem anderen al® dem Bezirke derjenigen höheren Verwaltungsbehörde, welde ihn 
auggeftellt Bat, nur dann, wenn er auf ben anderen Bezirk von der Höheren Ver⸗ 
waltungsbehörbe des Iehteren ausgedehnt ift; dieſe Ausdehnung wird verfagt, ſobald 
für die, den Verhältniffen des Bezirks entiprechende Anzahl von Perfonen Legitima: 
tionsſcheine bereits außsgeftellt oder ausgedehnt find (MGew.D. 88 59 und 60). — 
Ausländer unterliegen in allen vorbezeichneten Richtungen denſelben Anforderungen, 
mie Deutfche (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 7. März 1877, Gentraldl. 
©. 142), haben aber überdies fein Recht auf Zulafjung zum Gewerbebetriebe in 
Umberziehen (KGew. O. $ 58). — II. Der landesrechtlichen Regelung verbleibt: 
a) Die Ertheilung von Vorſchriften für die nicht gewerbömäßige Zar 
bietung von ©., insbeſondere die Theateraufführungen durch Liebhaber. Fl. 
königl. Sächſ. Minifterial-Berordnung vom 8. Nov. 1872 (FHifcher’s Zeitichr. i. 
Praris und Gefeßgebung Bd. I. S. 124: Privatgefellichaften, welche zu ihrem Ber: 
gnügen oder zu einem woblthätigen Zwede, aber nicht des Erwerbs wegen, the 
tralifche Vorftellungen auffügren wollen, dürfen Eintrittsgeld nur mit Grlaubnik 
der Ortsobrigfeit erheben). b) Die Normirung von öffentlichen ©. in Galt: 
und Schantwirthigaften „Die Gaft- und Schankwirthſchaftskonzeſſin 
ſchließt die Erlaubniß zur Veranftaltung muſikaliſcher und deflamatorifcher Vorträge 
nicht in fi, Die Poligeibehörbe ift berechtigt und verpflichtet, Wirthfchaiten, in 
denen folche Luftbarkeiten dem Publikum geboten werden, einer ſtrengen polizeiliche: 
Aufficht zu unterwerfen und unſittliche Vorftellungen und Vorträge zu inhibiren.| 
behufs deffen auch die zur Aufführung oder zum Vortrage beftimmten Gegenſtande 
fi vorher anzeigen bzw. vorlegen zu laſſen.“ (Preuß. Minifterialverf. vom 30. Mir; 
1879 gegen die ſog. Zingeltangel, Minifterialblatt f. d. inn. Verw. S. 149.) nt 
ſprechende Polizeiverordnungen der einzelnen Oberpräfidien bzw. der Regierungen um 
Sanbbrofteien haben in biefer Beziehung in Preußen neuerdings die Beranftaltung| 
oder Duldung von ©. (theatralifchen, deflamatorifchen, mufikaliſchen Aufführungen 
und Vorträgen, pantomimifchen, plaftiichen und akrobatiſchen Vorftellungen) in Galt- 
und Schanklofalen (einfchließlich der Zelte und Buben bei Volksfeſten) an orte 
polizeiliche Erlaubniß gebunden, zu deren Einholung der Wirth (auch wenn er dit 
perjönliche Erlaubniß als Schaufpielunternegmer ſchon befigt) verbunden ift; Zee 
bzw. Befchreibungen find dem Gefuche beizufügen. Die Erlaubniß fann be 
dingungsweiſe ertheilt fowie auß fitten= und ort8polizeilichen Rückſichten zuräd: 
genommen oder verweigert werben. Typus: Düffeldorfer Poligeiverorbnung vom 
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35. Januar 1879, dergl. für Brandenburg vom 11. Dez. 1879; Bayern: Polizei⸗ 
EmiGB. Art. 32; Baden: PolizeiStrafGB. $ 63. c) Die Ausübung der allge 
meinen polizeifichen Aufficht über alle ©., insbeſondere vom ſittenpolizei— 
lihen Geſichtspunkte, ſowol gegenüber den einer Erlaubniß bedürfenden und 
nit Erlaubniß verſehenen Unternehmern (vgl. beſonders Medlenburg - Schwerin’fches 
Tublifendum vom 27. Sept. 1869 $ 9) und Wirthen (f. vorftehenb unter b), als 
gegenüber den Ausübenden (gegen unjchidliche, irreligiöfe u. |. w. Darftellung, desgl. 
rtemporiren u. |. A 3. B. durch Unterfagung einzelner Vorftellungen (Hirth’z 
Annalen 1876 ©. 79), Berbot ber Theilnahme von Schulfindern, der S. während 
dr geichloffenen Zeiten u. ſ. w. 

B. In Oefterreich wird das Gew.R. auf die Unternehmungen öffentlicher 
Veluſtigungen und S. aller Art mit. Recht von vornherein nicht erftredt (Kund- 
madungspatent zur Gew.O. vom 20. Dez. 1859, Art. V), da bier im Wefentlichen 
Attenpoligeiliche Rüdfichten maßgeben. Für dag Bühnenweien gilt die ſog. Theater⸗ 
xdnung (Min.-Berordnung vom 25. Nov. 1850), welche eine perjönliche behörd- 
(he Etlaubniß zum Betriebe des Schaufpielunternehmer-Gewerbes, eine Konzeffio- 
nirung der Theaterlofalität und eine Genehmigung der politifchen Landesſtelle zur 
irten Tarftelung eines jeden Bühnenſtückes (lektere Genehmigung ift, jobald fie für 
ine Bühne eines Kronlandes ertheilt warb, innerhalb de Legteren für Aufführungen 
derer Bühnen nicht weiter nöthig; $ 4) fordert, aber auch ſoweit letztere ertheilt 
#, der Sicherheitsbehörde das Recht vorbehält, aus dringenden Rüdfichten die Auf 
"ihrem ganz ober theilweife zu unterfagen. Auch für berumziehende Schaufpieler, 
Seltänger, Gymnaſftiker und Befiger von Schaugegenftänden aller Art, jowie für 
wandernde Mufifanten, Drehorgelipieler, Harfeniften und Sänger ift behörbliche 
Genehmigung zur Ausübung des Gewerbes erforderlich, bzw. außerdem Vorlegung 
der betreffenden Schauftüde an die Behörde geordnet (Dekrete vom 6. Januar 1836 
md 25. Rod. 1820; Minift.-Erlah vom 25. Nov. 1856). Singipielhallen unter- 
liegen im Wejentlichen den Vorſchriften der Thenterordnung (Gienbacher, Defterr. 
FelynchafR., ©. 73). 

C. In Frankreich ift nad) dem Laiferlichen Dekrete vom 6. Januar 1864 
bei Segrändung eines neuen Theaters Anzeige an das Minifterium und an den 
Treten zu machen. Beſonders würbige Bühnen follen aus Staats- oder Ge- 
meindemitteln Unterftägung empfangen. Den Theaterunternehmern ift die Verpflichtung 
arigelegt, allen Vorſchriften Hinfichtlich der öffentlichen Sicherheit, Gejundheit und 
Eidnung nachzukommen. Auch joll eine beſondere Prüfung der aufzuführenden 
Ihrateritüde ftattfinden und die Aufführungserlaubniß aus Gründen ber öffentlichen 
Sidnung wieder zurückgezogen werden bürfen. Das Dekret vom 30. Sept 1870 hat die 
Tihmgstommiffion Für dramatifche Werke befeitigt. Marionetten, cafes chantants, 
'erie andere Produktionen ähnlicher Art find von behörblicher Genehmigung abhängig. 

Auch in Italien gilt das Lizenzprinzip für S. (Gejeh vom 20. März 1865, 
A. X. 32 fi.) unter Wahrung der Wepreffivbefugniffe der Polizei (vgl. Über bie 
einfhlägigen Rormen Garelli, Diritto amministrativo, ©. 173 Rr. 1). England: 
Thenteracte 6 u. 7 Viet. cap. 68 (Ligenzprinzip, Eenfur). —— 

euthold. 


Seel, Anton Wilhelm, & 28. XII. 1799 in Stavanger in Norwegen, 
ırde 1816 Sieutenant und war 1818—19 mit den Dänijchen Truppen in Franke 
16. 1821 Student, 1826 Garniſonsauditeur in Kopenhagen, 1831 wirkl. Aſſeſſor, 
1836 Profeffor dev Rechte an ber Univerfität zu Kopenhagen und Affefior Confiftorii, 
1546 Generalauditeur des Lanbmilitäretats und Deputirter bes Generalkommiffariate- 
ölegium, 1851—54 Yuftigminifter der Minifterien Bluhme und Örfted, 1854—71 
Dieder Generalauditeur, 1855 mit den anderen Mitgliedern des Minifteriums Ör- 
an ih dem Reichägericht belangt, 1856 jedoch freigefprochen, } ala Geheimkonferenz⸗ 
m . IV. 1879. 
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Säriften: Om Tilbageholdelsesretten efter de danske Love na 1 nogte te forudskikkede 
Bemsrkninger om inglige Sikkerhedsrettigheder i Almindelighed, K! — Person- 
og Familie-Ret efter den danske Loy; npiming 1—2, 1859—1860 (1. a0 h ae | H 
Privatrettens almindelige Deel fremstillet efter den "danske Lovgivning, Kbh. 1 1866. — 
—— ae Getepentioärfe auf dem Gebiete bed ne bes —— and ! 

eher. 


Schend, Friedrich, Freiherr v. Toutenborch (Tautenburg), & 1503 (1504), i 
mit 32 Jahren Geheimrath Karl’ V., dann Senatöpräfident beim Reicjstommer: || 
gericht, trat 1536 im bem geiftlichen Stand, erfter Erzbiſchof von Utrecht, T 25.J: 
VII. 1580. | 


Seine Schriften bei Jugler, DI. — — Schulte, Shihte II.a &. 681.3 
eihmann. ! 


Schenkung (donatio) fällt unter den weiteren Begriff der Breigebigteitsond- | 
Yungen, d. 5. der freiwilligen vermögensrechtlichen Gunfterweifungen, für welde m 
weilen auch ber Ausbrud S. gebraucht wird. Als eine befonderer rechtlicher *e] 
Handlung unterliegenbe Art ber unentgeltlichen Zuwendungen Tennzeichnet fich *. 
©. durch objektive und ſubjektive Merkmale. Objektiv ift erforderlich, daß duch; 
die Zuwendung das Vermögen des Gebers ärmer und das Vermögen des Empiäng 
gers vermehrt wird. Subjeftiv, daß die Zuwendung auf der einen Seite in der], 
Abficht, gegen ben Empfänger eine reigebigfeit zu bethätigen (animus donandi,}, 
©.abficht) gemacht und auf der andern Seite ala Gunfterweifung angenomme | 
wird. Im Vergleich, im Verkauf einer Sache unter dem Werth aus Roth def 
Ueberbruß oder wegen Geringſchätzung Liegt fo wenig eine S. als in der Dosbeilel] 
lung gegenüber dem Mann. Dagegen kann bie ©. jehr wohl eine Zweckgabe ien, 
3. B. ©. zur Ausführung einer Reife. Wo die Abficht zu ſchenken num zum Theil 
beftimmenb war, wird das Geichäft zum gemifchten (negotium mixtum cum dosa- 
tione) und nur "tHeifweife von den S.regeln beherrſcht. Im Gegenfab zur S. ab⸗ 
fit ift dag S.motiv, d. 5. der Grund, welcher den Eutſchluß zur S. hervot 
gerufen Hat, in ber Regel rechtlich von feiner Erheblichkeit (vgl. jedoch unten B. a. 

Daß die Entftehung der ©. dur) bie wenn auch nur ſtillſchweigende 3 
mung bes Begünftigten bedingt, aljo ein Vertrag ift, wird zuweilen für biejeni 
Fälle in Abrede geftellt, wo das rechtliche Mittel der Zuwendung fi ohne Mi 
wirkung be zu Beſchenkenden verwirklicht, 3. B. Zahlung einer Schuld für 
jelben. Mit Unrecht. Die Vermögenszumenbung vollzieht fich bier allerdings 
Zuthun bes zu Beſchenkenden, aber fie erhält die Eigenjchaft einer S. exft durch di 
Gutheißung befjelben. Bis dahin begründet fie einen Vermogenserwerb, der fei 
materielle Beſtimmung erft erwartet (datum ob causam futuram) wie die Dosb: 
lung vor der Ehe. Der Empfänger kann die Entftefung der S. vereiteln, indem 
er dem Zuwendenden feine Auslagen vergütet und bei Annahmeweigerung denfelben‘ 
Erfolg durch Hinterlegung der entiprechenden Summe erzielt. So nach Gemeine‘ 
Recht (1. 18 pr. D. reb. cred. 12, 1) und Preuß. CR. (1.11 $ 1058). Code civil 
art. 932 verlangt fogar für die Regel ausbrüdliche Annahme. Dagegen ift bie bei 
kämpfte Theorie in das Sächſ. BGB. 5 1054 übergegangen. 

Die ©. ift ein Nechtsgefchäft, fie beruht auf einer Willenseinigung von ber 
ſtimmtem rechtlichen Inhalt. Aber fie hat gleich der Zahlung, Dosbeſtellung, 
Interceſſion, dem Vergleich die Eigenthumlichkeit, daß fie durch verichiebenarti 
vermögengrechtliche Vorgänge verwirklicht werben kann: durch Eigenthumsübertrag 
Forderungsabtretung, durch die Begründung von beſchränkten dinglichen Rechten ur 
don Forderungen (S.veriprechen) durch Befreiung von dinglichen Laſten oder v 
Schulden, Eriparung von Ausgaben, Verbefferung einer Sache oder Schuß geg— 
Merthminderung. Für diefe verichiebenartigen vermögensredhtlichen Vorgänge bilde 
die ©. den ee (causa). Sie unterwirft aber zugleich dieſelben. 
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gleichdiel welche rechtliche Individualität ihnen ſonſt zulommt, eigenthümlichen 
Rechtsvorfchriften. Daher die Dleinungsverjchiedenheit über die fyftematifche Stel- 
lung der Lehre von der ©. 

4. Die Befonderheiten, welchen ©. unterliegen, find folgende: 

1. Da8 Verbot der ©. unter Ehegatten, bejchränft auf ©. unter Lebenden 
und mit Erfräftigung für den Fall, daß der Schenker in ftehender Ehe ftirbt, ohne 
die ©. widerrufen zu haben. So Gemeines Recht und Sächſ. BGB. 88 1647—49. 
Aehnlich Code civil art. 1096. Das Verbot verworfen im Preuß. ER. II. 1 $ 310 
m im Orflere. BEB. $ 1246. 

2. Berwalter fremden Vermögens find ungeachtet freien Verfügungsrechts zu 
€. ans dem anvertrauten Bermögen nicht befugt, foweit biefe nicht durch die Gitte 
hegebracht find. Die Beftimmung des Reichsbeamtengeſetzes 8 15 Hinfichtlich der 
Annahme von ©. ift disziplinärer Natur. 

3. Von Altersher war die Geſetzgebung beitrebt, der Gefahr vorzubeugen, 
weiche die umbefchräntte Möglichkeit von S. mit fich bringt. In Rom fchon eine 
Lex Cincia a. 548 u. c. Spätere Satjergefeße jtellten für S. dag Erforberniß ber 
grrdtlichen Berlautbarung auf, nach neueftem Röm. Recht mit Beichränfung auf 
©. iber 500 Golidi, worunter heutzutage Dukaten gleich 4666, RM. verftanden 
werden (grande). Nichtbeobachtung diefer Form hat Nichtigkeit der ©. zur Folge, 
aber mır ſoweit fie den gefehlichen Betrag Überfteigt. Eigenthümliche Anwendung 
a S. von Renten und Ausſchluß bei gewiffen S. — Dem Röm. Recht folgt das 
Eid. BEB. 88 1056—58, die entjcheidende Summe bilden aber 3000 AM. Das 
Lunj. EK. (1. 11 88 1068—69), das Oeſterr. BGB. $ 948 und das Zürcher GB. 
51091 fordern eine Form nur für die Klagbarkeit der ©., alfo der S.veriprechen, 
‚neh ohne Rüdficht auf den Betrag, und zwar das Preuß. LR. gerichtliche, die an= 
deren Geſetzbücher eintache fchriftliche Errichtung. Code civ. art. 931 fchreibt für die 
pi Rüdficht auf den Betrag bei Vermeidung der Nichtigkeit einen notariellen 

t vor, 


4. S. unterliegen dem einfeitigen Widerruf bes Schenfers: nach Röm. Recht 

wegen Undants des Beſchenkten mit genauer Beftimmung ber einzelnen Fälle, ber 
Infiht Mancher zufolge auch wegen nachgeborener Kinder, was im Juftinianifchen 
&rht nur für die ©. des Patronus an feinen Freigelaſſenen anerkannt ift; nad) 
Yrub. ER. gleichfalls wegen Undants, dann aber auch wegen nadhgeborener Kinder, 
ide mır fire die noch nicht durch Uebergabe vollzogenen ©., ferner wegen Weber- 
mages, wenn die S. das Vermögen bes Schenters über bie Hälfte erſchöpft. Das 
meimehtliche beneficium competentige gegen bie Forderung aus ber ©. ift im 
Preuß. Recht zu einem beſchränkten Alimentationsanfpruch des Schenkers im Ver⸗ 
amungsfall erweitert. Aehnlich das Oeſterr. BEB. 55 946 — 949, 954. Dem 
Sad. BEB. iſt nur der Widerruf wegen Undanks befannt. Der Code eiv. art. 944 
deroint ſelbſt den bedungenen einfeitigen Widerruf. 
. 5 ©. find auch einer bejonberen Anfechtung durch Dritte außgefeht: durch 
die Pühttheilsberechtigten und durch die Gläubiger des Schenker (RO. $ 25, 
Rhei vom 21. Juli 1879 über die Anfechtung von Rechtehandlungen eines Schuldners 
cuherhalb des Konkursverfahrens $ 3). 

6. Die Berpflichtung aus dem S. verſprechen zeichnet fich durch mehrfache Mil- 
engen aus. Gemeintechtlich haftet der Schenker nur für Arglift und grobe Nach- 
äffigeit, bat den aus dem Schuldgegenftand gezogenen Gewinn nicht herauszugeben 
und feine Verzugazinfen zu entrichten, ift im Fall ber Entwehrung, von Argliſt 
abgeſehen, nicht erjaßpflichtig und erfreut fich der Rechtswohlthat der Kompetenz in 
tmeitertem Make. Aehnlich nach Preuß. ER. (I. 11 88 1076 fi) Die Forde⸗ 
dung aus einer S. kann im Konkurſe des Schenkers nicht geltend gemacht werben 
RD. 9 56 Ar. 4). 

B. Als befondere Arten der S. verdienen Erwähnung: 
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1. Die ©. unter einer Auflage (donatio sub modo). Sie unterliegt nad) 
Gemeinem Recht den S.grundfägen, ſoweit nicht der Bermögenswerth der Zuwen- 
dung durch den Aufwand, welchen die Ausführung der auferlegten Leiſtung ver— 
urſacht, aufgezehrt wird. Nach Preuß. ER. (I. 11 88 1058 ff.) ift die ©. unter 
einer Auflage „im zweifelhaften alle” ben Läftigen Verträgen gleich zu achten. 
Das Sächſ. BGB. $ 1065 folgt dem Röm. Recht. 

2. Die remuneratoriſche ©., durch welche der Schenker Vergeltung für 
eine Wohlthat oder Gefälligleit bezwedt, macht nach einigen Rechten eine Ausnahme 
von der Regel, daß das Motiv ber ©. ein juriftiich gleichgültiges Moment bilder. 
Der Wortlaut des Röm. Rechts (1. 84 $ 1 D. donat. 89, 5) beichränft die Aue- 
nahme bem Gegenftande nach auf die ©. an den Lebensretter und ber Wirkung nah 
auf die Befreiung von der Widerruflichkeit, was jedoch nicht ohne Bedenken und 
Widerſpruch auf andere Vergeltungs⸗S. und auf den Erlaß des Infinuationgerforder- 
niffes ausgebehnt wird. Das Preuß. ER. (I. 11 $$ 1169 fi.) ſtellt für alle S. 
zur Vergeltung einer löblichen Handlung oder eines geleifteten wichtigen Dienfies 
gewiffe Begünftigungen auf. Das Sächſ. BGB. 8 1064 nimmt die ©. für eine 
Lebensrettung von ber Borfchrift über die gerichtliche Form und über dem Wider 
ruf wegen Undanks aus, während das Defterr. BEB.$ 940 für belohnende ©. jede 
Beſonderheit verwirft. 

3. Die ©. von Todes wegen werben gemacht entweder für den Fall, daß 
der Schenker den Beſchenkten nicht überlebt ober daß ber Schenker in einer be 


ftimmten Lebensgefahr umkommt und der Beſchenkte ihn überlebt, und zwar ent, 


weber jo, daß der geſchenkte Gegenftand jofort in das Vermögen bes Befchenttm | 


übergeht mit Rüdfall, wenn die Vorausſetzung filh nicht erfüllt, ober fo, daß der 
Beſchenkte den Erwerb erft mit der Erfüllung der Bebingung macht. Die ©. von 
Todeswegen erfüllen den wirthichaftlichen Zweck der Vermächtniſſe und find daher 


in mehrfacher Hinfiht den Vermächtnißrechtsfäßen unterworfen. So fchon im Rim. 


Necht, welches überdies die S. von Todeswegen von bem Verbot der S. unter Che 
gatten auanimmt, im Zweifel für unbeſchränkt widerruflich erflärt und nad Wall 
gerichtliche Berlautbarung oder außergerichtlich vor fünf Zeugen errichten Läßt. Tas 
Sächſ. BEB. 88 2500— 2502 unterjcheidet zwifchen einfeitigen und angenommene 
©. auf den Todesfall und ftellt jene den Vermächtniſſen, diefe den Erbverträgen 
gleich. Nach Preuß. ER. (I. 11 88 1134 ff.) find ©. von Tobeswegen im eigene 
lichen Sinn nur vorhanden, wenn entiveber unter dem ausdrüdlichen Vorbehalt der 
Widerrufs bis zum Tode oder mit Rüdficht auf eine beporftehende Lebensgejahr ger 
ſchenkt wird. Der auf folche Weile Beſchenkte Bi - die Rechte eines Bermächtnii« 
nehmerd. Wieder anders das Defterr. BEB. $ 9 
Den aerd t. Inst. 2, 7; Dig. 99, 5, 6; Cod. 8, 54 (58) reuß. SR.LII 
Ten. 3 — a 1246, Ga = Sädl. 208 & 1049 bi 
jo Tee, 200-2808, 2612. — Zurch GB. 88 1177-1094, 2127. — 
— * art. 898—1100. 
t.: 0 M Ib, Die Gehre von ben Schenfu Ri 
as Si Bi 1, ai, 1 6) anmeldet ande In Mrd fr anL Deand 20 
. — 3. Bremer in Se mr Kr für Dogmat 2b. 13 Ah. 3 
ist) _ = Boipmer nn Ar. für civil, d. 61 ©. 335—370 (1878), — Eu: 


digny, — N 88 14: — Bindi ee _ — Desrie 

122. — Bernburg, er — 1616 — Unger Privat 

zäh H. Pr ahariä, Franzoſ. — ig IV. 88 —646, 648-651, 
75708. . Regelßberger. 


Sqheurl, Chriſtoph, 5 11. XI. 1481 zu Nienberg, ftubiete in Mologu, ! 


promovirte 1506, eine Zeit lang in Wittenberg, die Statuten dortiger Univerftät | 
1508 verjaffend, 1512 nach Nürnberg zurückkehrend, 1540 geadelt, } 14. VI. 1542. 
Wichtig fein Briefbuch, Potsdam 1867 und 1871. 
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Lit.: v. Stinging, Geichichte der Deut! echtswiffenſchaft (1880), I. 27, 184, 262, 
#4. — v. Soden u zur —— der en mit | Hinblid auf &. Shan, 
Xürnb. 1855. Zeihmann. 


Schiedseid, zugeichobener Eid, freiwilliger Eid, juramentum litis deeisorium, 
serment decisoire, ift Heutzutage — nachdem bie Eideszufchiebung behufs außer« 
gerichtlicher Erledigung von Rechtaftreitigleiten als nicht mehr zuläffig zu erachten 
oder ſogar ausbrädlich verboten ift (Saptigny, Syft., VI. ©. 85 zu R.a; 
Preuß. Allg. Ger.O. I. 10 $ 248), das jusjurandum in jure delatam der Römer 
aber, durch welches Kläger behufs Vermeidung des judicium die Enticheidung über 
den Anſpruch ſelbſt ing Gewifſen des Beklagten verftellen konnte, in Deutſchland 
fine Aufnahme gefunden hat (Wetzell, $ 27 zu N. 26) — diejenige Anwendung 
des Cides (f. diefen Art.) im Eivilprozeß, wodurch eine Partei bie Feſtſtellung 
airer von ihr zu beweifenden Thatfache vom Eid des Gegners abhängig macht, indem 
ãt ihn zur eiblichen Betheuerung des Gegentheils dieſer Thatfache auffordert (Eideg- 
entrag, »Delation). Der Delat wird dadurch verpflichtet (Bülow, ©. 37: 
berechtigt), den Eid anzunehmen und auszufchwören, oder an den Deferenten über 
die Afirmative der zu beweifenden Thatjache zurückzugeben (Eideszurückſchiebung, 
-Rdation) (1. 88 D. 12, 2; 1. 9 C. 4, 1; Deutihe BO. $ 417). Thut er 
fen von beiden, jo gilt bie beftrittene Thatfache ala wahr, wie wenn er fie ein= 
getanden Hätte (ſog. poena recusati ala Anwendung ber poena confessi) (1. 38 
et; 9417 Abſ. 2 mit $ 429 Abſ. 2 der Deutichen CPO.). Dieſelbe Wirkung 
vollen Beweiſes der beftrittenen Thatfache tritt ein, wenn Delat ben angenommenen 
& nicht ſchwört; wenn er ihn ohne gleichzeitige bedingte Annahme zurüdjchiebt, 
wo Relation unzuläffig ift; endlich wenn Deferent ben rite zurldgefchobenen Eid 
inerjeits feiftet (Deutjhe CPO. $ 429 Abf. 2, $ 430, $ 417 bl. 2, $ 428). 
Tegegen gilt das Gegentheil der zu betveifenden Thaſache als wahr, wenn Delat 
den jugeſchobenen Eid ſchwört; wenn Deferent den vom Gegner angenommenen 
Ei ihm erläßt; endlich wenn er den vom Delaten rite zurückgeſchobenen Eid nicht 
sitet (Deutfche CPO. $ 428 Mb. 1, $ 429 Abf. 1 und 2, $ 421, 8 430). — 
Zer &, in der gefchilberten Antvendung ſchon dem Römijchen Recht als jusjurandum 
in jadieio delatum befannt, ift Beweismittel. Er entnimmt feine Beweiskraft der 
natütlichen und allein würbigen Annahme, daß die Partei, indem fie eine Ber- 
fxerung unter Anrufung der Gottheit vor Gericht abgiebt, die Wahrheit fagen 
were (vgl. den Art. Eid und Strippelmann, ©. 186, 402); eine Annahme, 
de überdies verſtärkt wird durch dag Vertrauen, mit welchem Deferent die Ent⸗ 
lteidung über die Wahrheit der Thatſache und damit indirekt über das ſtreitige 
Recht in das Gewiſſen jeines Gegners verftellt hat (jog. Vergleichs⸗ oder Vertrags⸗ 
ratur des ©.) ; eine Annahme endlich, die für eben, ber ben Eid jelbft für heilig 
und unberleblich hält, bis zum Beweis bes Gegentheila im einzelnen Fall eine 
wingende jein muß, unb ebendarum den einmal gefeifteten Eid auch der freien 
enröwärdigung des Richters (cf. Deutſche EPO. $ 442) entzieht. Auch nad, 
der Zeutichen PO. $ 428 ift daher, in Abweichung von dem Prinzip des $ 259, 
die volle Beweiswirfung des ©. gefetzlich ftatuirt, und Gegenbeweis reſp. Anfechtung 
des aui den Eib gegründeten Urtheils wegen Unrichtigkeit des Beſchworenen nur 
unter der wany eine nachweisbaren Meineides geftattet ($ 428 Abi. 2 
mit $ 548 3. 1,.8 544). Die gegentheilige Anficht (f. von den Neueren bei. 
Bad, ©. 168 ff. Wendt, ©. 270 fi.; aber au Wehelf, $ 27 N. 29), 
welche dem S. bie innerliche Ueberzeugungafraft abiprechen und ihn daher nicht als 
Veweismitiel, fondern nur als ein daffelbe Ziel, wie der Beweis, verfolgendes formales 
Sefftelfungsmittel will gelten lafjen, das jeine jeftftellende Kraft Lediglich aus dem 
in der Delation liegenden Dispoſitionsakt des Dejerenten ziehe, fommt mit fich 
Kabit in Widerſpruch, indem fie dem Richter einerfeit? zumuthet, den Schwur- 
Dilchtigen über die Heiligkeit und Unverleglichfeit des Eides zu MER und ihm 

d. Helgendorff, Enc. II. Reätäleriton III. 8. Huf. 


546 Schiedseid. 


doch andererſeits dieſelbe verdächtigt; läßt überdies unerklärt, warum von ihrem 
Standpunkt aus der deferirte und angenommene ober referirte Eid doch unter allen 
Umftänden (vom Erlaß abgefehen) muB ausgeſchworen werben ; und überfieht endlich, 
wenn fie ſich für die Leugnung der Beweismittelgualität darauf beruft, Daß dem 
Richter die Prüfung der Glaubwürdigkeit des Eides entzogen fei, daB dies auch bei 
dem von ihr als Beweismittel anerkannten richterlichen Eid (j. diefen Art.) der 
Fall ift, obgleich doch dem Richter etwa in Folge der mündlichen Schlußverhand: 
lung (Deutfche CPO. $ 258) auch Hier das Beſchworene als unglaubwürdig fid 
darftellen könnte; daß nicht minder auch rüdfichtlich des Beweismittels der Urkunden 
die freie richterliche Meberzeugung theilweife durch Beweisregeln vinfulirt ift (8$ 380 #, 
88 150, 285, 405 Abf. 2 u.a. m.). In der That ift der ©. fhon vom Rom. Rec: 
ala Beweismittel anerfannt (vgl. bejonders 1.5 $ 2,1. 35 D. 12, 2), als folches auch 
von der Theorie überwiegend betrachtet (vgl. die bei Strippelmann, ©. &, 
N, 51—53 Cit.; dazu noch Wetzell, ©. 286; Nenaud, $ 132); und munmebr 
„ber heutigen Rechtsanfchauung entiprechend‘ (Dot. zum Deutfchen Entw. v. 1874, 
©. 504), auch von der Deutichen EPO. bezeichnet und behandelt (I. 1 Zit. iv 
‚Beweis duch Eid“; $ 416 „Antretung bes Beweiſes“; 88 418, 419 Eid und 
„andere Beweismittel; 88 426, 324, 558 , Beweisbeſchluß“; 88 428, 42% 
Wirkung „vollen Beweiſes“ u. ſ. w.). Lediglich contra rationem juris („aus 
Zweckmaͤßigkeitsgründen“: Mot. 1. c.) wurde von ber Deutfchen CPO. in einzelnen 
Punkten, wie Hinfichtlich der gemeinrechtlich höchſt Kontroverjen Frage der Delatien 
an Meineidige (vgl. Renaud, $ 133 zu N. 21 ff.; Mot. zu $ 398 des Deutſchen 
Entwurfs dv. 1874, ©. 505; Deutiche EPO. 88 422, 432 und gegen den Stanbdpuntt 
der Deutichen EPO. Strippelmann, ©. 192), jowie Hinfichtlich des prinzipiellen 
Ausſchlufſes eines Widerrufs der Zufchiebung refp. der Annahıne und der Zuräd- 
ſchiebung (Mot. eit. zu 88 408—406, ©. 507), dem Gefichtspumft ber fog. Ber- 
gleichanatur des Eibes Einfluß geftattet. — Die Subfibiarität des Eides (vgl. den 
Art. Eid) verlangt, daß die Eibesbelation zwar nicht blos beim Mangel anderır 
Beweismittel benüßt (Savigny, VII. ©. 89; Strippelmann, ©. 351), aber 
neben anderen Beweigmitteln jedenfalls nur für ben Fall der Refultatlofigkeit der: | 
felben gebraucht werde. Die „eventuelle Eibesdelation“, deren Zulaffung, wenn 
der ©. ein Beweismittel nicht ift, ein Verftoß gegen den Satz actore non probante 
reus absolvitur wäre, ift, häufig angefochten (Strippelmann, ©. 348), par 
titularrechtlich namentlich in Sachſen (Wetzell, 8 27 N. 45; Renaud, $ 132] 
N. 8) und in Braunſchweig (Mot. cit. ©. 506) unftatthaft, und auch im Nort- 
deutjchen Entw. $ 613 Abſ. 1 ausdrücklich außgeichloflen, von der Deutjchen CPC. 
8 418 für zuläffig reſp. nothwendig erklärt, zugleich aber die Subfidiarität des 
Eides dahin ausgedehnt, daß der ©., wenn immer andere Beweismittel, Tei c; 
dom Dejerenten oder Delaten, geltend gemacht werben, dieſen nachzuſteben 
babe. Hierdurch ift nicht nur dem Deferenten geftattet, unter ber Borausiegung 
der Geltendmachung anderer Beweismittel jederzeit bis zum bedingten Endurtheil! 
(8 425), reſp. bis zur Eidesleiftung ($ 426), auch nach erfolgter Annahme ode: 
Relation ſeitens des Delaten feine Delation wieder zurückzunehmen; fondern auch 
dem Delaten die Möglichkeit gegeben, von feiner Annahme oder Relation wie: 
abzugeben und zu anderen Beweigmitteln zu greifen (vgl. dazu auch $ 419 Abi. 2ı. 
Die in der Gewiffensvertretung durch Beweis (probatio pro exoneranda conscientia. 
vgl. die Literatur über diefelbe bei Renaud, $ 136 N.*) im Gem. Recht din! 
Delaten eingeräumte beichränftere Befugniß, der Erklärung über Annahme oder 
Zurüdfchiebung des ©. mwenigften® vorläufig durch Antretung anderweiten Beweiir 
über die von ihm zu beſchwörende Thatfache auszuweichen, ift durch die Erweiterung 
ihres Grundgedankens, „baß eine Partei Hinfichtlich des von ihr vollftändig Be | 
wiejenen nicht weiter mit einem Eid beläftigt werden dürfe" (Renaud, $ 136 w 
N. 4), in $ 418 cit. abforbirt; die Bezeichnung „Gewifjensvertretung“ für dir 
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neue Inſtitut aber vermieden, um nicht mit dem Ausdruck die zahlloſen gemein⸗ 
rechtlichen Kontroverſen in dieſer Materie (insbeſondere: ob die Gewiſſensvertretung 
Gegenbeweis ſei? ob Gegenbeweis gegen fie zuläffig? ob bei mißlungener Gewiſſens- 
vertretung Delat noch Annahme und Relation oder nur die eritere zur Verfügung 
babe? wie es bei unvollftändig gelungener Gewifjensvertretung zu halten jei? u. f. w.) 
ins Reichörecht herüberzunehmen (Mot. S. 506). — Als Beweismittel kann der 
©. nur über THatjachen, im Gegenfat zu Urtheilen, Rechtöbegriffen, Rechten, zu⸗ 
geichoben werben, mögen es im Uebrigen fog. innere oder äußere Thatfachen fein; 
aber auch nur folche Thatſachen können durch Eid bewieſen werben, bezüglich deren 
man annehmen Tann, daß der Schmurpflichtige über fie in überzeugender Weife 
zu deponiren im Stande jei: daher bie Beichränfung der Delation und Relation 
aui facta propria des Gegners und auf facta aliena lediglich feiner Rechtsvorgänger 
und Vertreter in der Deutichen EPO. 88 410, 413; und die Verwerfung ber, 
innerer Beweisfraft ermangelnden, Krebulitäts- und Ignoranzeide (Deutfche CPO. 
8424; dgl. den Art. Eid). Vartitularrechtlich war das Eidesthema auch fonft 
nod vielfach bejchränft (vgl. ingbefondere Strippelmann, ©. 103 ff.), während 
die Deutliche CPO. von dieſen Beſchränkungen, abgefehen von ber felbitveritänd- 
lien Beftimmung bes $ 411, nur den Ausſchluß der Eideszufchiebung in Ehe— 
und Gntmänbigungsiachen (88 577, 611, 620, 624, 626) adoptirt hat. — Deferiren 
tnmen nur die Parteien, rejp. die gefehlichen Vertreter nicht prozekfähiger Parteien, 
welche übrigens nach der Deutfchen CPO. ſelbſt ala Partei gelten. Deferirt werben 
tonte nach einer weit verbreiteten gemeinrechtlichen Praxis, die fich fälſchlich auf 
1132 D.44, 5;1.282C. 2, 59 und 1. 5 C.4, 1 ftüßte, unter Umftänden 
auch dritten Perfonen, welche mit dem Gegner in einem „juriftifhen Einheitsver- 
hältniß” ftünden, insbeſondere Gedenten, Mandataren und Vormündern (Strippel=- 
mann, ©. 204 ff.), während die Deutiche CPO. in $ 414 die Regel auiftellt, 
daß der Eid nur an die (prozeßfähige) Partei jelbft, nicht an Dritte, zugeſchoben 
weten fönne, wovon bie Möglichkeit bzw. Nothwendigkeit der Delation an die 
geetlichen Vertreter ($ 435 Abf. 1; Modifikation im Abf. 2) nach dem vorhin 
Zemertten feine Ausnahme bildet. — Die Stellung des Richters zur Eidesdelation, 
welde bei Auffaffung der letzteren ala Dispofitiongaftes nothwendig eine mehr oder 
Deniger vom Parteitwillen abhängige fein muß, ift, je mehr der ©. fi) zum reinen 
Veweismittel entwidelte, eine immer felbftänbigere und unabhängigere geworden. 
Untericheibet fich, Hierdurch ſchon das Gem. R. dem Römifchen gegenitber (Savigny, 
©. 85), jo ift, was die Deutſche EPO. anlangt, die Art, wie in ihr „die richter- 
Ihe Progeßleitung bei der Anordnung des Eides zur Geltung kommt“, mit „das 
vietigfte Stück der Reform unſerer Eidezbelation (Wach, ©. 172). Im officium 
jadieis liegt es über die Zuläffigkeit der Delation wie der Relation nad) Maßgabe 
in $$ 410, 411, 418, 414, 417 Abſ. 2, 435 zu wachen; dem Richter gebührt 
die Beitimmung der Faſſung des Eides (vgl. hierher übrigens jchon 1. 38 $ 8 D. 
12, 2 verbis: offieio judieis conceptio jurisjurandi terminetur) einjchließlich der Nor⸗ 
mitung ala Wahrheitd- oder Ueberzeugungseid ($$ 427, 324 3. 4); vom arbitrium 
judicis Hängt es innerhalb gewiſſer Grenzen ab, ob er bie Leiltung des Eibes durch 
bedingtes Urtheil ober durch Beweisbeſchluß anordnen will (88 425, 426, aber 
auch 558 Abſ. 4). Der Dispofition ber Parteien iſt zwar, ſoweit fie nur bie 
Veweismittelnatur des ©. nicht ganz negirt ($ 415 i. f.), in allen diefen Puntten 
Kaum, aber feine den Richter bindende Kraft gewährt (88 415, 426 Abſ. 1, 431). — 
Endlich ift die von ber Italieniſchen Doktrin aufgeftellte, von ber gemeinrechtlichen 
Pratis anertannte (Wetzell, 8 25 zu N. 3la; Strippelmann, ©. 389 zu 
Rt. 19) und in vielen Partikularrechten janktionirte (Renaud, ©. 371 N. 25 ff.) 
Regel, daf der Gib als geleiftet zu betrachten fei, wenn der Schwurpflichtige vor der 
Ableiftung ftirbt, ohne die Annahme widerrufen zu haben („mortem loco jurisjurandi 
ee“, motivirt durch den Satz „Nemo moriens immemor censetur aeternae salutis“ 
35* 
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und duch Berufung auf 1. 6 C. 9, 27), von der Deutjchen CPO. 8 438 als un- 
begründet („non omnis moriens est Evangelista Joannes®: Balbus; 1. 12 C. 4, 
1; nov. 18 c. 6; Bayer, ©. 908) verworfen und den Parteien vielmehr beim 
Wegiall des Schwurpflichtigen vor der Eidesleiftung die Ausübung aller Rechte Hin- 
fihtlich des zu führenden Beweiſes vorbehalten, welche ihnen vor der Eibesbelation 
auftanben. 
Quellen u. Sit.: Val. die zum Art. Eid angegebenen; ie und inäbefonbere: 
— Rec. Sent. IL 1. — Allgem. Preuß. am one L108$ a Code civil art. 
1857—1865. — Code Be art. 120, 121. — — glunıen, m. * 
m 127, 185, 150. — en: Such AR. — Hinf ins, —— 
ur Sehre von Der Gibeibelation Mit pet ——8* “auf beg fanonifche 
art ” Beiträge zur Lehre vom anbteib, 3 Beweis durch ben Honpie, 
1897. — ! Strip PR a . Die I ea —F ch — Glafer in ber 
Allgem. O Claes) Re. 78 und ba v. Darra: 
fomaty, In Br a. eb Parteieneib, 1876. — Bayer, han an — 
Wepell, et und bie bort u N.“ cit, Auf. aus 
— — $ 192—197, 218, 217. — ei — a HD, Dar .e 
5a 178. — BATOw, Mh. fir ch. Fra; &86—40. Henßler, ebenbe, ©. 35 
299 fi. — Wenbt, ebenda, LXI. ©. Birtmeper. 


Fe Tg 
Schiedamänner find die von ber Obrigkeit vorzugsweiſe nach Wahl der Ein- 
gejeffenen ernannten Männer, welche dazu bejtimmt find, im Ehrenamt ftreitige An— 
gelegenheiten gütlich zu jchlichten. — Der erfte Urſprung eines ſtaatlichen Eühne 
inftituts findet fich im Franzöſiſchen Recht, wonach, bei Vermeidung einer Geld- 
buße, fein Streit vor den Givilgerichten begonnen werben fonnte, dem nicht ein 
Sühneverfud) vor bem als bureau de conciliation beitimmten fyrievensgericht vor: 
aufgegangen war. Diefelbe Einrichtung wurde auf nach Einführung bes Preub. 
Allg. ER. in der Provinz Poſen beibehalten (Verordnung vom 9. Febr. 1817 8 9), 
ohne daß fie fich dafelbjt bewährte. Den eriten Anftoß zu einer weiteren Aus 
bildung des Inſtituts der ©. gaben die Stände der Provinz Preußen, auf deren 
Antrag im Jahre 1806, bejonders in Folge der Unterftüßung des Oberpräfidenten 
von Schön, dafjelbe durch Verordnung vom 7. Sept. 1827 eingeführt wurde. Ju 
der Preuß. Verwaltung wurde dad Inſtitut, obwol an fich eines lokalen Charafters 
entbebrend, ſtets als eine provinzielle Einrichtung betrachtet, und nur auf Anfuchen 
der Provinzialftände in die einzelnen Provinzen eingeführt, jo in Schlefien und 
Brandenburg durch die Kab.O. vom 14. Auguft 1832, in Sachen und Pommern 
durch die Kab.O. vom 15. Febr. und 7. Juni 1834, in Pofen — wo bie Arie 
densrichter durch Kab.D. vom 8. Mai 1825 befeitigt waren — durch Verordnung 
vom 7. Juni 1841; in Weftfalen, wo feit dem Jahre 1854 einzelnen Kreiſen 
©. bewilligt wurden, erfolgte die Einführung für die ganze Provinz in Gemäßkeit 
des Gef. vom 4. März 1855 (Gef. Samml. S. 181) zuleßt erft im Jahre 1872. 
Die Verordnung vom 26. Juni 1867 (Geſ. Samml. S. 1085) ermächtigte die 
Staatöregierung auch die neuen Provinzen dieſem Inftitut zugänglich zu madıen, 
ohne daß dieß geichehen ift. Auch in anderen Deutjchen Bunbesftaaten fand der 
Preuß. Vorgang Nachiolge, jo in Schwarzburg - Sondershaufen (Gef. vom 17. Juli 
1857), in Sachfen-Weimar (Gef. vom 9. März 1875). Uriprünglich blieb es ledig: 
lich den Parteien überlaffen, ob fie, um die vielfachen Weitläufigkeiten und Koften 
zu erjparen, ben ©. angehen wollten, deſſen Verhandlungen fportel- und ftentpelitei 
waren, deſſen Entjcheidung aber die Kraft eines richterlichen Urtheil® Hatte. Tas 
EG. zum Preuß. Straf&B. vom 14. April 1851 Art. 18 erhob jeboch das Inſtitut 
in den Provinzen, wo es beitand, zu einem nothwendigen Gliebe der Yuftigorgani- 
fation, indem beftimmt wurde, daß Sagen über Ehrverletzungen und leichte Mit- 
handlungen, welche im Wege des Strafprogeffeg verfolgt werben, nicht eher zugelafien 
werden follten, ala bis durch ein von dem ©. des Bellagten ausgeſtelltes Atteit 
nachgewiefen twurbe, daß der Kläger die Vermittelung des S. ohne Erfolg nad: 
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geſucht hat. Die günftigen Erfahrungen, welche mit diefer Borfchrift in. Preußen 
gemacht worden waren, fanden ihre Verwerthung für das Reich, indem durch $ 420 
der Strafß OD. beftimmt wurde, daß wegen Beleidigungen (abgejehen von dem Falle 
des 3196 des RStrafGB.) die Erhebung einer Klage erſt zuläffig fein foll, wenn die 
Sühne erfolglos verfucht worden ift. Die Behörden, welche berufen find, eine folche 
Sühne herbeiguführen, werben von der Lanbesjuftizverwaltung beftimmt. In Preußen 
wurde daß Vergleichgamt den S. übertragen, indem dieſes Inftitut durch Gef. vom 
29. März 1879 unter Beibehaltung der früher bewährten Grundſätze auf die ganze 
Monarchie nach erfolgter Neuregelung übertragen wurde. Dieſelbe S.orbnung gilt 
in Balded (Gej. vom 29. März 1879). Dem gleichen Vorbild ſchloß fi eine 
Reihe anderer Staaten an (Weimar, Meiningen, Altenburg, Koburg« Gotha, 
vLibpe⸗ Detmold, Schwarzburg-Sondershaufen, Reuß j. L.), während in noch anderen 
dem Amtsrichter das Sühneamt auch auf diefem Gebiet übertragen wurde (beide 
Meclenburg, Lübeck, Hamburg» Stadt). Meiftentheils ift der Gemeindevorſteher 
al: Vergleichsbehörde berufen (Bayern, Württemberg, Baden, Oldenburg, Heflen, 
Schwarzburg-Rubolftabt, Hamburg-Land, Eljaß-Lothringen), anderwärts ferner find 
beiondere Gühnebeamte eingeführt worden (dev Rektor oder Univerfitätsrichter für 
die Stubirenden in Preußen [Ber. vom 22. Auguft 1879 — Juſt.Min.Bl. 
©.251 —], und allgemein oft mit der Bezeichnung als Friedensrichter in Sachien, 
Brimor, Anhalt, Reuß j. 8, Bremen), endlich bald die Polizeibeamten, bald die 
Vogiftrate dazu außerfehen (Braunfchweig). 

Im Givilverfahren Hatte ſich die Vorfchrift des Kanon. Prozefjes, vor ber 
ritiskonteſtation (ſ. diefen Art.) einen Vergleich unter den Parteien anzubahnen, 
mit der Einführung des fchriftlichen Prozefjes und dem Anwaltszwang allmählich 
verloren. Stehen geblieben war nur partifularrechtlich die Vorſchrift, daß in Ehe— 
iachen die Anftellung ber Klage von einem Sühneverfuch bedingt war, der Häufig 
inter Zuziehung von Geiftlichen ftattfinden mußte (Preuß. Verordn. vom 28. Juni 
184 8 10—15; Hannov. Gef. vom 1. Mär; 1869 88 10—183; Code civ. art. 
233, 239). Der gleiche Grundfah ift von der CPO. beibehalten, die Zugiehung 
von Beiftlichen aber nur noch fakultativ (vgl. Preuß. Verf. vom 27. Auguft 1879 
- Hu.Min.Bl. S. 260 —). Danach muß der Kläger vor Anftellung der Klage 
bei dem für den Bellagten nach deffen Wohnfig zuftändigen Amtsgericht die An« 
beraumung eine Sühnetermins beantragen und zu dieſem ben Beklagten laden. 
Zie Parteien müfſen perfönlich erſcheinen, und der Richter kann Beiftände zurlide 
wein. Der Sühneverfuch Tann nach Ermefjen des Vorſitzenden des Landgerichts 
a einfeitiged Gehör des Kläger umterbleiben, wenn der Aufenthalt des Bellagten 
imbetannt oder im Auslande ift, ober ſich ein fonftiges ſchwer zu befeitigendes 
Tinderniß entgegenftellt, oder die Erfolglofigfeit bes Suͤhneverſuchs mit Beitimmt- 
keit vorherzufehen ift. Gricheint dagegen Bellagter in dem Sühnetermin nicht, jo 
git der Sühneverfuch als mißlungen, erfcheint ber Kläger oder beide Theile nicht, 
Io verliert die Ladung ihre Wirkung. — In jedem Prozeß hat fodann das Ge— 
richt die Befugniß, beide Parteien zur Sühne zu veranlaſſen; e8 kann fie zu dieſem 
Vehuie perfönlich vorladen oder an einen beauftragten ober erjuchten Richter ver- 
weiten. Endlich ift im Anfchluß an die oben erwähnte allgemeine Beitimmung des 
dranyef. Rechts jeder Partei geitattet, vor Erhebung einer Klage den Gegner zum 
Zwede des Sühneverfuch® vor das Amtagericht, wo er feinen allgemeinen Gerichts- 
fand hat, zu laden. Selbft wenn bier ein Vergleich nicht zu Stande fommt, jo fann 
doch auf Äbereinftimmenden Antrag beider Theile der Rechtsſtreit ſojort verhandelt 
werden, ein Vergleich ift protofollarifch feſtzuſtellen. Gin Zwang zum Erſcheinen 
in nicht vorhanden, doch werden die Koften des fruchtlofen Sühneverſuchs — und 
danſelbe gift, wenn der Gegner ausbleibt — als Theil ber Koften des zukünftigen 
Rechteſtreits behandelt. 
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War fomit reichögefeßlich dem Sühneverfahren ein weiter Spielraum geöffnet, 
fo ließ fich doch der Preuß. Gefeßgeber von einer Beibehaltung und Ausdehnung 
der ©. auf die ganze Monarchie nicht zurücdhalten, einerjeit? um den Amtsrichter 
zu entlaften, anbererfeit8 weil man glaubte, daß immerhin noch ein jegensreicher 
Wirkungsfreis für die ©. übrig bleiben würde. Die Grundſätze der Preuß. E.or- 


nung, welche auch für bie ber anderen Staaten maßgebend geworben find, ftellen ſich 


folgendermaßen bar: 
1. Die Thätigkeit der ©. erftredt fich auf bürgerliche Rechts ftreitigteiten. 
Beleidigungen und leichte Körperverlegungen. 


1. Bürgerliche Rechtöftreitigfeiten umfaflen auch Konfurs-, Liquidation, | 


Wechſel-⸗, Arreft« und Subhaftationsfachen ; ausgejchloffen find Status- und Che 
fachen, doch ift es nicht verboten, daß fich Eheleute behujs Herbeiführung einer 
Sühne der Hülfe eine® ©. bedienen können, welcher dann freilich nicht in feinem 
Amt handelt, alfo ablehnen kann ($ 17). Die Zuftändigkeit des ©. richtet fich. 
fofern feine Vereinbarung (auch ftilljcgweigend) vorliegt, nach dem Wohnfitz de 
Gegners des Antragftellers. Nach Analogie des 8 41 Nr. 1—4 der ERL. it 
auch der ©. in den bajelbft angegebenen fällen ($ 15) von der Ausübung feines 


Amts kraft Geſetzes audgefchloffen dergeftalt, daß der von ihm vorgenommene At 


als folcher nichtig ift und nur höchitens als Privatahlommen der Parteien beſtehen 
kann. Auch foll der ©. in Fällen fein Amt verweigern, wenn zur Gültigkeit der 
Willenserklärung ber Parteien eine gerichtliche oder notarielle Form erforderlich ift, 
oder wenn fonjt von feinem Gingreifen ein erjprießliche® Refultat nicht erwartet 
werben Tann, fo 3. B. wenn er der Sprache der Parteien nicht mächtig ift oder 
diefe ihm unbekannt find, oder wenn ihm Bedenken über die Geſchäftsfähigkeit ent: 
ftehen. Die Parteien müffen perjönlich erfcheinen, Bertreter find unzuläftig, Leis 
ftände können zurädgewiefen werben. Die Berhandlung ift eine mündliche, Eide 
ann ber ©. nicht abfordern, auch nur ſolche Zeugen uneiblich vernehmen, die fh 
ihm freiwillig ftellen. Der ©. enticheidet auch nicht (dadurch unterjheidet er fh 
vom Schiedsrichter), jondern fchlichtet nur. Kommt ein Vergleich zu Stande, ie 
ift derfelbe in ein Protofollbuch aufzunehmen, von den Parteien und dem S. m 
unterfchreiben ; Ausfertigung ift den Parteien oder ihren Rechtönachfolgern jederzrit 
zu ertheilen. Aus einem folchen Vergleiche findet, wie aus einer notariellen Urkunde. 
die Zwangsvollſtreckung ftatt ($ 832, vgl. CPO. 88 706, 662— 701, 708 — 705, 
in den Fällen der 88 664, 665° wird die vollftredbare Ausfertigung nur auf An 
ordnung bed Amisgerichts ertheilt) — eine Beitimmung, die nicht ohne Gefahr it, 
weil Häufig zum Schein ſchiedsmänniſche Vergleiche aufgenommen werden, durch die 
fi ein Gläubiger die Vortheile des $ 709 der CPO. durch Pfändung fichern fann. 
— Die Anrufung des ©. ift freiwillige Sache der Parteien. 

2. Bei Beleidigungen und leichten Körperverlegungen ift die Ahlehnungabeiug- 
niß des ©. eine bejchränttere, damit dem Privatkläger die Beichaffung des Atteites 
ohne Schwierigkeit möglich werde. Die Parteien müffen zu dem Sühnetermin gr 
laden werden, doch bleibt bie Art der Ladung dem Antragfteller, bzw. ©. über 
laffen, die Hülfe des Gerichtsvollziehers ift nicht ausgeſchloffen, aber nicht nott- 
wendig. Eine Beicheinigung über die Erfolglofigkeit des Sühneverſuchs fann nur 
ertheilt werden, wenn der Antragfteller im Termine anwefend war. — Die An: 
rufung bes ©. ift hier nothwendig. 

3. Die Verfügungen und Verhandlungen vor dem ©. find, foweit nicht etwaige 
Umgebungen der Stempelgejege beabfichtigt find, koſten- und ftempelfrei, nur die 
baaren Auslagen und Schreibegebühten find dem ©. zu entrichten, während die 
fächlichen Koften den Gemeinden zur Laft fallen, welche ihrerjeits wiederum etwaige 
Geldftraien erhalten. 

I. Beftellung der S. Mindefteng muß für jede Gemeinde oder jeder 
felbftändigen Gutsbezirk ein ©. beftellt werben, die Abgrenzung der Bezirke it 
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Gemeindeangelegenheit. Auch die Wahl erfolgt durch die Gemeinde- bzw. Kreig- 
vertretung auf drei Jahre, unterliegt aber der Beftätigung durch das Präfikium des 
Sandgerichte. Letzteres vereidigt den S. und führt auch über ihn die Aufficht, wäh- 
tend eine Enthebung vom Amt durch den erſten Givilfenat des Oberlandesgerichts 
erolgt. Jeder S. erhält einen Stellvertreter. 

Die Vorausſetzungen für die Fähigkeit eines ©. find geringfügige: breißigites 
Yebensjaht, Wohnfig in dem S.bezirk, Unbefcholtenheit. Eine Ablehnung kann nur 
aus Gründen erfolgen, welche im Allgemeinen diejelben wie für bie Ablehnung des 
vormundichaftlichen Amts find. Beamte bedürfen zur Annahme die Genehmigung 
ihrer vorgejeßten Behörde. Ungerechtfertigte Ablehnung zieht für den Zeitraum von 
3 bis 6 Jahren eine um 4; bis 1/, erhöhte Heranziehung zu ben Gemeindeabgaben 
nach fih. Eine Enthebung erfolgt bei Wegfall der für die Berufung erforderlichen 
Lorausfegungen oder aus fonft erheblichen Gründen. 

II. Das Amt des ©. ift ein Ehrenamt, e8 wird unentgeltlich verwaltet. 
N Verwaltung haben die ©. alle Rechte eines Beamten (3. B. RStraj- 
2. 3 196). 


Euellen: Code civ. art. 48-58. — RStrafPQ. $ 420. — REPD. & 570—573, 268, 
A. — Allgemeine Schiedmannsorbnungen find ex engen: reußen, Gel. vom 29. März 
159 (Ge. Samml. S. 321); Walded, Gel. vom 29. März 1879 (Reg. AI. S. 87); Weimar, 
Ee vom 27. März 1879 und vom 9. März 1875 (in ber bie nach rung ber Reichsjuftiz ⸗ 
are Amfaflenben ionberen Sammhıng . 52); Meiningen, . vom 17. Juni 1879 
'Samml, der IanbesHerrl. Berordn. S. 105) und Schiedsmannsorbnung vom 24. Juni 1879 
a.n0.6. 158); Altenburg, Schiebömanndordbnung vom 19. April 1879; Koburg: 
Gotha, Schiedsiiannsordnung dom 27. April 1879 (Gem. Geſ. Samml. Nr. 371); Anhalt, 
Fetkensvicterorbmung vom 10. Mai 1879 (Gef.Samml. ©. 541); Sipper-Detmold, Schieds⸗ 
memdorbuung vom 26. Juni 1879 (Geſ. Samml. S. 696); Shmargburg-Sonbers- 
dauſen, Sei. vom 17. Yuli 1857 und Machtragegel vom 17. Mai 1879 (Gej.Samml. S. 107); 
Reuß j. 8, Friedensrichterordnung dom 12. September 1879 (Gei.Samml. S. 128), — 
Ta ramgeorkänitien zur StrafPO. $ 420: Bayern, Belanntma ung vom 5. Anguft 
19 all Min. Bl. S. 3689-871); Sachſen, Verordn. vom 16. Mai 1879 (Gef.: u. Verorbn. Bl. 
— Ra; Wüittemberg, ri. ur Ausführung der StrafBD. vom 4. man 18m 86 
Ar ©. 50 fi); Baden, Verordn. vom 11. Sept. 1879 (Bei. u. Verordn.Bl. ©. 639); 
Nellenburg-Schwerin, Berordn. vom 28. Mai 1879 88 2—4 al. ©. ); 
Redlenburg-Strelig, Berorbn. vom 28. Mai 1879 5 24 (Offiz-Anz. S. 307); 
Seifen, Ge. vom 9. Juni 1879 Art. 4 (Reg. Bl. ©. 381); Oldenburg, Verordn. vom 
I. April 1879 Axt. 8 (Gef. Bl. S. 352); Braunihmweig, Belanntm. vom 80. Aug. 1879 
(be: u. Verordn BL ©. 509); ShwargburgeRudollabt, Gef. vom 17. März 1879 
Gei Samml. S. 83); Hamburg, Gel. vom 13. Juni 1879 (Hirfh, Sammlung der Auss 
a den KJuſt. Geſ); Lübeck, Berorbn. vom 12. Febr. 1879 (Samml. der Ver⸗ 
nönungen Rr. 10); Bremen, Gel. vom 25. Juni 1879 (Gei.Bl. ©. 195); Eljah:- 
Kothringen, Verordn. vom 18. Juni 1879 85 18—20 (Ge. Bl. für Eljah-Lothr. S. 61). 

Bit, der Preuß. Schiedsm. Ordn.: Bemerfenzwerth bie Kommentare bon gi, rihüß, 
graben, Eberty, Turnau. — ferner Sydom, Preuß. Auafüßegel, 1879, ©. 268—286 
t. XIV. — Steudmann u. Ro ‚ Die Preuß. Ausführgel. mit kurzen Erläut., ©. 379 
53406 R. XIX. — Kayfer, Die RYuf.Gel. und bie fir das u und in Preußen 
une Ausführungs- und Ergänzungsgefepe. Mit Anmerkungen 2. Aufl. 1290 — ©. 833 
ö ayſer. 


Sſchiedsrichter (recepti arbitri) find die von den Parteien laut Uebereinkunft 
imannten Privatperfonen, welche unter jenen an Stelle der ftaatlichen Richter einen 
Rehteftreit entſcheiden follen. Zur Herbeiführung eines Schiedafpruches ift zunächſt 
an Vertrag unter ben Parteien (compromissum) und fodann eine Vereinbarung 
dieſer mit dem erwählten S. (receptum arbitrium) erforberlih. Im Röm. Recht 
fatte der Schiedsſpruch (laudum) nicht die Kraft eines öffentlichen Urtheils, ſondern 
Meugte nur eine Klage auf die etwa ftipulirte Strafe. In einigen Fällen erklärte 
war Yuftinian ſchon den Schiedsvertrag durch Klage erziwingbar (1.4,5 C. 2, 56; 
Sor, 82 c. 11), aber erft dag Gemeine Recht ftellte den Schiedsſpruch dem Urtheile 
des öffentlichen Richters gleich. (Val. RAbſch. v. 1594 88 65, 66.) Von Bier war 
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das Inſtitut in bie Partikularrechte übergegangen (Preuß. Allg. Ger. O. I. 2 88 167 ff. 
1. 30 $8 48 ff.; Code de proc. art. 1003 ss.), aber zu feiner rechten Entwideung 
gelangt, wegen ber vielen Schranken, welche die Geſetze ber freien Bewegung der 
Parteien und der ©. zogen. Die Bejeitigung diefer Hemmniſſe ift die Zenden 
der Beitimmungen, welche die CPO. 88 851—872 über die S. getroffen hat. yol: 
gende Punkte find hervorzuheben: 

1) Fähig zum Abfchluß eines Schiebsvertrages find nur Perjonen, welche über 
den Gegenftand des Streits einen Vergleich eingehen können ($ 851). Es fam 
aber auch ein Schiebögericht durch Teftament u. ſ. w. eingefegt werden ($ 872). 
Der Gegenftand, über welchen der S. entjcheiben ſoll, muß daher der Verfügung 
der Parteien unterliegen, weswegen fchon nach Röm. Recht Kompromiffe über cri- 
mina publ., del. famosa, actiones populares, causae liberales, nach Kanon. Rech 
über res judicatae ausgefchloffen waren. Die CPO. ftellt in ſub⸗ umd objeftiver: 
Beziehung die Vergleichsfähigkeit auf, Hinfichtlih deren Vorausſetzung die Reichs: 
(GGB. Art. 137) oder Landesgeſetze (3. B. Preuß. Allg. IR. I. 16 5406, Säch. 
BGB. $ 1977) enticheiden. Weber die Form entſcheidet das bürgerliche Recht (vgl. jedoch 
8 858). Daß auch ©. im Voraus für zukünftige Rechtaftreitigfeiten ernannt wer 
den können, war fchon für das Gemeine Recht nicht zu bezweifeln und ift in der 
CPO. $ 852 anerkannt, doch wird in Webereinftimmung mit der Vorjchriit über 
die prorogatio fori ($ 40) verlangt, daß wenigſtens das Rechtsverhältni ſchon be . 
ftimmt fei. Aus dem Kompromiß entfteht für die Parteien die Verpflichtung, Als " 
zu thun, um die Fällung des Schiedsſpruches herbeizuführen und Fein ftaatlice , 
Gericht zur Entfcheidung der Sache anzurufen. Der Vertrag über die ©. erugt ' 
die actio und exc. pacti (Andre, ©. 19—24). 

2) Unfähig zum ©. waren nad) Gemeinem Recht Perjonen unter 21 Jahn, 
Taube, Stumme, Wahnfinnige, Frauen (e8 jei denn, daß fie, wie 3. B. frühe 
Aebtiffinnen, Gerichtsbarkeit haben). Die CPO. $ 858 hat davon abgefehen, Vorſchröten 
über die paffive Wahljähigfeit zum ©. zu geben; fie gewährt den Parteien das 
Recht der Ablehnung aus denjelben Gründen, welche zur Ablehnung eines Richters 
berechtigen ($$ 42. 43), fowie dann, wenn der ©. die Erfüllung feiner Pflichten 
ungebührlich verzögert. Die vorgenannten unfähigen Perfonen des Gemeinen Rechts A 
können ebenfalls abgelehnt werben und ebenfo jolche Perfonen, denen bie bürgerlichen : 
Ehrenrechte aberfannt find. Streitig war, ob der Kompromiß die individuelle Ve h 
zeichnung der ©. enthalten muß. Nach ERO. $ 854 ift nicht nur die mamentlide 3 
Bezeichnung der ©. nicht erforderlich, fondern der Vertrag fogar gültig, auch wem 
er feine Beſtimmung über die Ernennung enthält. In dieſem Fall ernennt jede 
Partei einen S. Ueber das weitere Verfahren bis zur Ernennung vgl. 93 855, . 
856. Berpflichtet zur Uebernahme eines receptum ift Niemand; wer fich aber be 
reit erflärt hat, wurde ſchon im Röm. Rechte durch richterůche Strafe zur Erül 
fung gezwungen, wenn ihn nicht gewifle geſetzliche Entſchuldigungsgrũnde zur Nieder: 
legung jeines Amtes berechtigen (Krankheit, Alter, Beleidigung durch eine Partei ı.). 
Auch dem Heutigen Recht ift der Zwang durch Klage und Zwangsvollftredung nict 
fremd. Ueber die Frift, binnen welcher der Schiedsſpruch gejällt werden muß, vgl. 
1.13 88 8, 4;1.14;1.21 85 D.h. t. Nach der CPO. bleibt dem Parteien 
fein anderes Mittel, ala an Stelle eines fäumigen ©. einen andern zu wählen. 

3) Das Verfahren war dem ©. nach früheren Geſetzen (Preuß. Allg. Ger.D. 
I. 2 8 171; Code de proc. art. 1009, 1019) durch die Parteien vorgefchrieben, 
ſonſt gilt der gewöhnliche Prozeßgang. Sind Mehrere ernannt, jo follen fie den 
Ausspruch zufammen thun, es ei denn, daß nach der Abficht der Parteien auch der 
Einzelne zur Fällung berechtigt ift („Jammt und fonders“, „jammt oder jonders*). 
In der Regel entſcheidet Stimmenmehrheit; welcher Ausweg aber bei Stimmen: 
gleichheit genommen werben foll, darüber herrſchte Streit. Nach richtiger Meinung 
galt, wenn es fich um verfchiedene Summen Handelt, die geringfte, ſtand aber der 
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jahalt des Urtheils jelhft in Frage, fo entjchieb ein Obmann, welcher entweder 
on den Parteien im Voraus bejtimmt oder von den ©. erwählt wird. Daß Ur— 
deil mußte in Gegenwart der Parteien verkündet werben, den Streit volljtändig 
nticheiden, feinen unerlaubten Inhalt haben und nicht parteiifch fein. Die CPO. 
:860 ff. überläßt Mangels Abrede der Parteien das Verfahren dem freien Er— 
seien der ©., welche jedoch die Parteien zu hören haben, ſofern diefe nicht darauf 
midten ($ 867). Die ©. konnen freitwillig erfcheinende Zeugen und Sachverſtän⸗ 
ige abhören, aber weder fie beeidigen noch von den Parteien einen Eid erfordern, 
wimeht bedarf es Hierzu einer Handlung des Richters, welche auf Antrag ber Partei 
orunehmen ift. Der S. enticheidet über feine eigene Zuftändigfeit ($ 863). Bei 
ıehreren S. enticheibet die abfolute Mehrheit ($ 864), bei Stimmengleichheit fällt 
er Shiebövertrag außer Kraft, jofern die Parteien für diefen Fall feine Vorſorge 
gtroffen haben ($ 859 Nr. 2). Der Spruch ift von den ©. zu unterjchreiben, den 
Kartei in Ausfertigung zuzuſtellen und unter Beurkundung derfelben Sauf ber 
%eichtsfcgreiberei zu hinterlegen ($ 865). E 

4) Der Schiedävertrag wird dor Beendigung der Sache durch Vergleich, aus⸗ 
wütliches oder ftillfchweigendes Aufgeben des Kompromifles und durch gewifie Er= 
“gnife, welche bie Perfon des S. oder der Parteien treffen, ungültig. Won biefen 
auß der Tod einer Partei Herborgehoben werden; er macht den Kompromiß hin⸗ 
ühg, wenn er nicht ausbrüdlich auf die Erben bezogen ift. Dem Tod gleich ift 
Bahafın, Konkurs, Uebemahme einer Gefandtihaft zu erachten. (VBgl. Wind 
teid, 8 416, Anm. 12, 18; die CPO. entjcheidet biefe Frage nicht.) Fällt 
Ne befimmte in dem Bertrage zum ©. beftellte Perfon weg, jo verliert die Ber- 
uborung ihre Wirkung ($ 859 Rr. 1); tritt dieſer Wegfall dagegen bei einem 
:6t ſchon im Vertrag benannten, fondern bei einem nach Abfchluß beffelben bes 
teilen S. ein, fo ift ein anderes Schiedsgericht zu konſtituiren ($ 857). Hier 
yach enticheidet die CPO. eine befondere Streitfrage durch gefeßliche Interpretation 
x Parteitwilleng. 
, I Berufung an ben orbentlichen Richter findet gegen einen Schiedsſpruch im 
Yemenen Recht nicht ftatt. Auch gab es nach richtiger Meinung nur eine Klage 
 Gfüllmg. Nach CPO. $ 866 fteht der Schiedsſpruch einem rechtäfräftigen ge 
adtlichen Urtheil gleich. Daraus folgt, daß gegen denjelben ein Rechtsmittel nicht 
tattfindet; es ift vielmehr nur eine Aufhebungsklage gegeben, welche in ber Regel 
m fine Zeift gebunden fft (Ausnahme 88 869, 870) und im Weſentlichen die 
Ratır der Nichtigkeits⸗ und Reſtitutionsklage (88 541 ff.) hat ($ 867). Es folgt 
mer daraus, daß aus dem Schiedsſpruch Zwangsvollſtreckung ftattfindet, fo jedoch, 
"8 der Verurtheilte wie bei einem ausländifchen Urtheil ($ 660) gehört werben 
m das Gericht ein Vollſtreckungsurtheil erlaflen muß ($ 868). Für lage auf 
Nbebung, gwangsvollſtreckung und bie fonftigen, aus dem Schiebsverirag entitehen« 
‚mn Steifigfeiten ift Mangels einer ſchriftlichen Bezeichnung im Vertrag das 
in fh für den Mechtsftreit zuſtändige Gericht Tompetent ($ 871). — Verſchieden 
von den &. find die Schäfungsmänner (arbitratores), welche von dem Richter ala 
Schbefländige hinzugezogen werben (1. 76 D. 17,2; 1. 25 pr. D. 19,2; Preuß. 
lg 8.1.5 88 72, 73; 1.11 $ 48; Entidh. des ROH. IV. ©. 428 ff., II. 
3.75, VII. ©. 81 ff, VII. ©. 110, XVII. ©. 845), und die Schied3- 
ranner (f. diefen Art.). Endlich giebt es auch ©. im Gebiete des öffentlichen 
A. Reihsverfaffung Art. 76; 6pO. 88 851—872) und Völkerrechts (Alabama-, 
zn Juen⸗Frage ıc.), ohne daß fich jedoch Hier fichere Normen ausgebildet haben. 
„eriber fiehe nachftehenden Art. 

£uelien: TiL D. 4, 8; Cod. 2, 56; X. 1, 48; in VItw I. 22. — Preuß. All 
ku£. 1288 167-176; L_30 88 48-56. — Code de proc. art. 10091028. — Baben 
De 
«Bert. DER. 85 — 1391. 
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Sit: Glück, Komment., VI &. 65-105. — W. H. Puchta, Das Juſtitut ber S., 
1828 (erörtert nur ben ——— ment, beffelben). _ Bietet in ber Zeitihe. für 
— und Prz. N. F. — W. Andre, Gemeinrechtliche Grundzüge der Schiedi · 
gerichte, 1860. — is — laden, , Das Abm. Schiebsrigterant unter Vergleichung mit dem 
officium judicis, — lement für — Schiebögerichte, Entwurf vo von Gold: 
ſchmidt (1874), h einer 8% Zeitſchr. II. 4 ff. — Die Kommentare iu en 

anpjer 

Schiedsſpruch — arbitrium, definitio bei den Römern, landum bei den 
Neueren, arbitrage, arbitration — ift eine auch in Staatenverhältniffen angewandte 
Entſcheidungsart von Streitigkeiten vermittelft unbetheiligter, von ben fireitenden 
Parteien gewählter Perfönlichkeiten. Die civilrecätliche Unterſcheidung zweier Arten 
des arbitrium (l. 76 D. pro socio 17, 2) (vgl. über das arbitrium Heimbach 
in Weiste’3 Rechtslex. I. 427 ff.) ceffirt im Völkerrecht, weil der volkerrechtliche 
©. immer von beftimmt namhaft gemachten Perjonen und in Gemäßheit cms 
Kompromifies gethan wird und er nicht wegen Unbilligkeit, ſondern nur aus be 
ftimmten , feftgeftellten Gründen angeftritten werben kann, wenn aud) die Billigkei 
als Entſcheidungsnorm nicht ausgefchloffen iſt. Die angeblich progeffualiftifche Unter 
ſcheidung (Heffter, $ 109) von arbitratio und eigentlichem arbitrium hat, für des 
Völkerrecht feine praktifchen Konfequenzen, die einzig von Heffter angetührte: da 
Nachweis einer thatſächlichen Unrichtigkeit, iſt bei jedem völkerrechtlichen S. jtate 
haft. Nothwendig iſt dagegen die Unterſcheidung des ©. und ber Vermittelung mb 
fann daher der arbiter nicht entweder conciliator (bei Groot) = mediatenr (bi 
Barbeyrac) = arbitrator (bei Ducange), oder arbiter, deſſen Ausſpruch man 
fich unbedingt zu fügen habe (Groot, III. XX. $ 46), fein, fondern nur arbite. 
Den Unterfchied zwiichen Vermittler und Schiedsrichter deutet überdies jchon des 
Civilrecht an (1.13 $ 2 D. 4, 8), ſ. über denjelben auch den Art. Vermittlung — 
Die Griechifchen Staatenvereinigungen (einige waren Staatenbünde, andere Vundes⸗ 
ftaaten) beriethen oder entjchieden ihre Streitigkeiten, feltener auch Die ihrer wei. 
Bürger, bald in ihren allgemeinen Berfammlungen (TZittmann, Griechifche Staats 
verfaffung [1822], 668, 672, 677), in welchen fie auth mit Herrſchern und Ge 
fandten dritter Staaten verhandelten (Tittmann, 684, 699, 702, 714, 720,725, 
729), bald in einem gemeinfchaftlichen Gericht oder durch eingeſetzte Richter (Titt- 
mann, 677, 687, 724, 729, 785, 788, 748). Die Provofation auf ſchiedsrichtee 
liche Entfcheidung gegen ein in Sadjen eines Fremden und Ginheimifchen (dem 
Staaten durch Rechtsverträge, odußora, mit einander verbunden waren) ergangms 
Urtheil an dag Gericht de3 Staates des Fremden oder eines britten umbetheiligtes 
Staates (dıxaorigiov &xxirrov) war in Athen geftattet (Heffter, Athen. Gerichte; 
verf., 1822, 339 ff.; Sell, Reluperatio der Römer, 1837, 307 ff.). Die Rechs⸗ 
unficherheit und VBefehbungen der Angehörigen verjchiebener Staaten veranlapten die 
Römer zu fog. Refuperationsbündniffen mit anderen Staaten, wonach burch beionden, 
für jeden einzelnen Fall von den Parteien gewählte ober, falls diefe dazu nicht 
bereit waren oder fich nicht einigten, durch den Magiftrat beftellte recuperatorei 
Streitigfeiten (causae privatae) zwiſchen Römern und Peregrinen verbündeter Staatet| 
—— entſchieden werben ſollten; kompetent war aber das iudieium en 
auch filt causse publicae der Privaten gegen einander, namentlich Verbrechen. it 
Entſcheidungsnormen waren gemiſcht aus dem Röm. Kecht und dem des verbündeen 
Staates, ſpäter das ius gentium, dabei Hatte in pribatrechtlicher Beziehung dei 
arbitrium ber Reluperatoren freien Spielraum. Die Reluperatoren forgten and) 
für Urtheilsbefolgung. Für öffentliche Diffidien zweier Staaten waren fie ind 
nicht fompetent, wohl aber ließen die verbündeten Iateinifchen Stäbte ihre Stwitig 
feiten von einem Bundesgericht ſchlichten und erhoben rechtsverbündete, Rom 
Superiorität anerfennende, Staaten den Römiſchen Senat zum Richter (Seit, 5 
182, 97, 112, 312, 838, 327, 302, 72, 75, 80). Biß zu Bonifazius VIIT. ütın 
die Papſte das Schiedsrichteramt zwiſchen Fürften, feitdem waren fie nur nod Ye 
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mittler; im 14. und 15. Jahrhundert find Schiebafprüche weltlicher Fürften häufig 
‚tütter, Beitt. zur Völferrechtägefch., 1843; 111, 112, 159 und 160, 179 ff.). 
Tie aus der Mitte des 183. Jahrhundert ftammenden „Austräge” der Genoffen des 
Teutichen Herrenftandes vereinbarten ſchiedsrichterliche Entſcheidung ihrer Streitig- 
taten duch unparteiiſche Standesgenofien. Ihrem Beifpiele folgten Kurfürften, 
dürften und Fürſtenmäßige. Reichsſtädte wurden zu Austrägen privilegirt. Die 
Rheinbundaacte (Art. XX VIII.) bezeichnet irrthümlich als „Außträge“ daß Recht der 
ärtlihen umd gräflichen Landesherren und ihrer Erben, in Sriminalfachen von 
Standesgenofjen gerichtet zu werden, Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander 
int (nie verwirflichten) Bunbesverfammlung vorbehaltend. Nach Art. 11 der 
Zeichen Bundesacte vom 8. Juni 1815 haben die Bundesglieder ihre Streitig- 
kiten bei der Bundesverfammlung anzubringen, nach jehlgefchlagener DVermittelung 
ınterliegen fie einer allendlich enticheidenden Aufträgalinftanz. Der Bundesbeſchluß 
vn 30. Oktober 1834 fetzte ein Schiedsgericht auch für Streitigfeiten der 
Lundesglieder unter einander jeft (Jordan in Weiske's Nechteler. 1889 I. 474 ff. 
F. Yußträge; v. Leonhardi, Das Aufträgalverf. des Deutfchen Bundes, 1838). 
Tie Ber. des Norbdeutichen Bundes vom 16. April 1867 beftimmt in Art. 76: 
‚Ztreitigfeiten nicht privatrechtlicher Natur zwiſchen verfchiedenen Bundesſtaaten 
reden auf Anrufen des einen Theils vom Bundesrath erledigt." Faſt gleichlautend 
ıt die Beftimmung in der Berfaffung des Deutichen Reichs vom 16. April 1871, 
Art. 76. Nach der Revifion der Schweizeriichen Bundesverfaffung vom 31. Jan. 
1874 urtheilt das Bundesgericht über civilrechtliche Streitigkeiten zwiſchen 
dem Bunde und den Staaten, den Kantonen unter ſich und zwifchen beiden und 
Invaten fowie Korporationen anbererjeitd (Art. 110); über ftaatsrehtliche 
wien Kantonen und über Bejchwerben von Privaten wegen Verlegung von Kon- 
!ıdaten und Staatöverträgen (Art. 113) und mit Zuziehung von Geſchworenen, 
telhe über die Thatfrage abiprechen, Über Verbrechen und Vergehen gegen 
das Völkerrecht, während der Bundesrath die jchiederichterlichen Sprüche über 
Streitigleiten zwiſchen Kantonen zu vollziehen bat. Streitigkeiten der Vereinigten 
Stetm von Nordamerika unter einander entjcheidet der Kongreß (Berfafjung vom 
4. Ct. 1776 Art. XIV. und Berfaffung vom 9. Juli 1788 Art. IX.$ 2). Der ©. 
kereinigter Staaten, insbeſondere von Bundesftaaten, wird mehr einen „Itaatörichter- 
lite (Heifter, 109) Charakter Haben; wo beftimmte, nicht für den einzelnen 
Aal gewählte Schiedsinftangen fungiren, werben dieſe ben Charakter von ſchieds— 
achterlichen verlieren (Welder, 110). — Eine Pflicht der Staaten zur friedlichen 
Faticheidung, ſomit auch zur jchiedsrichterlichen, ihrer Streitigkeiten ift im Allgemeinen 
duuerlennen, wenn auch unter Umftänden fein dritter Staat fich willig finden laſſen 
“aan zur Mebernahme des ©. oder dazu qualifizirt erjcheint, oder im einzelnen Fall 
Ar ſtreitender Staat das fragliche Recht für zu wichtig Hält ober fich ‚nicht für 
berehtigt dafſelbe einem ©. zu unterwerfen (Phillimore, IH. 8). Die wejent- 
ücfte Borbedingung eine Schiedsgerichts ift dad Kompromiß (1. 11 88 1 u. 8 
D. 4, 8), ein Bertrag zwiſchen ben Parteien, fi einem ©. zu unterwerfen. 
Inhalt des Kompromiffes wird der zu enticheidende Gegenftand (1. 21 $ 6 D. 4, 8) 
urd kann der Schiedsrichter nur über biefen und, injoweit es im Kompromiß feft- 
gecht iſt, entſcheiden (1. 82 8 15 D. ibid.). Hat der Schiedsrichter aus Verſehen 
iber einen tompromittirten Gegenftand nicht entſchieden, fo kann bie Entſcheidung 
über denſelben nachgeforbert werben (1. 48 D. ibid.). Außer dem Streitgegenftanbe 
räien auch die Prätenfionen und Forderungen der Parteien in Bezug auf denjelben 
ın dos Kompromiß aufgenommen werden (Battel, II. XVII. $ 829) und bie 
Art der Entfcheidungsnormen, namentlich ob nach Recht ober Billigfeit zu entſcheiden 
fi. Bern dag Recht im Zweifel (Groot, II. XX. 47; Pufendorf, V. XIII. 
S 5) oder überhaupt ftets (Berner, 102) die Enticheidungsnorm abgeben foll, fo 
werden bei der Lückenhaftigkeit oder mangelnden Gewißheit der geltenden völferrecht- 
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lichen Beftimmungen viele Streitigkeiten unentſchieden bleiben müſſen; und wenn 
auch im völkerrechtlichen ©. über die wahren Rechte der ſtreitenden Theile entſchieden 
wird und diefelben nicht wie im Vergleichswege theilweiſe aufgegeben werden (Welder, 
1..c.), jo bedingt doch dieſer Gegenftand noch nicht, daß Billigkeit ausgeſchlofſen 
bleibt, wie denn auch von anderer Seite (Bufendorf, 1. c. $ 4; Heffter, I. c.) 
Recht und Billigfeit als Entſcheidungsnormen ftatuirt find. Ungültig ift aber ein 
Kompromiß, in welchem dem Richter, was er entſcheiden ſoll, vorgefchrieben ift 
(. 19 pr. D. ibid.). Das Civilrecht unterjcheidet don dem compromissum das 
receptum als den Vertrag der Parteien mit dem Schiedsrichter, vermöge beffen der 
legtere die Verpflichtung übernimmt, den Streit nad) Inhalt des Kompromifjes zu 
enticheiben (1. 8 $ 2 D. ibid. und die Weberichrift dieſes Titels). Im Völkerrecht 
wird bie Aufforderung und Annahme diplomatifch vermittelt (j. Martens, Guid. 
dipl, I. 19, 3 not. 2). Iſt die Annahme erfolgt, jo wird nicht blos der Beginn, 
ſondern auch bie Fortführung der ſchiedsrichterlichen Funktion, als aus der Annahme 
folgend, erfcheinen und ift daher bie Bemerfung Phillimore’s (II. 4), daß 
fein Zwang zur Fortführung beftehe, nicht zutreffend. Daß Niemand Schiedsrichter 
in eigener Sache jein Tönne (1. 51 D. ibid.), ericheint jelbftverftändlich. Gewählt 
werben können zu Schiebsrichtern entweder Staaten, und zwar fowol monarchiſche 
ala republifanifche (England und Portugal forderten noch in neuefter Zeit den Ham- 
burger Senat zur Entſcheidung über Anfprüche Britifcher Kaufleute an die Portugiefiiche 
Regierung auf, Twiß, II. 10), oder Souveräne (infoweit rauen zur Thronfolge 
augelaffen find, auch diefe, weshalb im Völkerrecht 1. 6 C. 2, 55 nicht Anwendung 
erleidet), oder Gerichtähöfe (Klüber, $ 318 not. a; Zwiß, 1. c.), Rechts 
fakultäten (die zu Bologna entichied wiederholt Streitigfeiten Italienif her Staaten, 
Twiß, 1. c.), ober einzelne Privatperfonen, wie angefehene Staatsmänner, rechts⸗ 
gelehrte Kommiffarien (Klüber, 1. c.), Rechtslehrer, namentlic) Staats- und 
Volkerrechtslehrer. Souveräne können fich vertreten laſſen (j. Martens, Guid. 
dipl., 1. c.), ob fie den allendlichen Ausfpruch ſelbſt thun (Heffter, 1. c.) oder 
ihn nur verfünden (Berner, 1. c.), ift gleichgültig, da fie ihn meift nicht jelbft 
abfafjen werben. Privatperfonen können fich nicht vertreten laffen, da fie nur ihrer 
perjönlichen Eigenfchaften wegen gewählt find (1. 45 D. ibid.). Von den civilvechte 
lichen Entfcheidungagründen rüdfichtlich der Uebernahme eines Schiedgamtes kommt 
die Anrüchigkeit nicht in Betracht, da Parteien einen Anrüchigen nicht wählen werden, 
während Feindſchaft zivifchen dem Schiedsrichter und einer Partei für die andere ein 
Rekufationsgrund fein wirb, vorgerüctes Alter aber, Krankheit, Beichäftigung im 
Staatsamt oder in eigenen Angelegenheiten und eine dringende Reife, foweit dieſe 
Gründe die Uebernahme bes jchiebsrichterlichen Amtes abjolut unmöglich machen, 
eine Privatperfon entfchuldigen werden (vgl. 1. 7,1.98 81.15 D.). Staaten 
oder Souveränen, welche vorzugsweiſe ala Glieder oder Vertreter der internationalen 
Gemeinjchaft zur Uebernahme eines folchen Amtes verpflichtet: erjcheinen und fich 
vertreten Lafjen können, werben biefe Gründe nicht zur Seite ftehen. Sind mehrere 
Schiedsrichter gewählt, jo müflen alle mit einander nah Stimmenmehrheit (1. 17 
8 7 und 1. 27 83 D. ibid.) enticheiden (1.17 $ 2 D. ibid.). Bei Stimmengleich- 
heit wählen oder genehmigen bie Parteien den etwa von dem Schiedsrichter vor⸗ 
geihlagenen Obmann (Phillimore, IH. 4); richterliche Nöthigung der Schieds- 
rihter zu dieſer Wahl Tann im Bölferrecht nicht ftattfinden (1. 17 $ 6 D. ibid.). 
Geurtheilt wird nur über zur Zeit des Kompromihabichluffes vorhandene Streitig- 
teiten (1. 46 D. ibid.) und nah Groot (III. XX. $ 48) de prineipali negotio 
nicht de possessione, damit die dem ©. unterliegende Sache in statu quo bleibe, 
indeß muß ber Richter behufs der Beweisauflage feitftellen, wer der rechtmäßige 
Beſitzer iſt Gufendorf, 1. c. $ 6); das Givilrecht (1. 82 $ 20 D. ibid.) ver- 
pflichtet den Schiederichter, auch darüber zu entfcheiden, auf welche Weife eine vacua 
possessio Jemand gegeben werben foll. Die Parteien haben fi an dem im Mom= 


Schieds ſuruch. 557 


promiß zur Verhandlung und Enticheidung der Sache vereinbarten Orte einzuftellen, 
ihre Gegenwart bei der Enticheidung ift nur, wenn fie verabredet ift, erforderlich. 
Nach dem Civilrecht (1. 21 $ 10 D. ibid.) gilt, wenn fein Ort verabredet ift, was 
im Staatenverfahren rüdfichtli) der Verhandlung wol kaum ftatthaben wird, der 
des Kompromifjes und ift die in Abweſenheit ber Parteien gefällte Enticheidung 
ungültig (1. 27 $ 4 D. ibid.). Der Schiedsrichter beftimmt den Parteien einen 
Termin zur Vorlage ber Beweismaterialien und Verlautbarung etwaiger Anträge 
Geffter, 1. e.); ein Termin zur Entfcheidung ward im Staatenverfahren in der 
Negel nicht angejebt, geſchah e& aber, fo ift eine nach Ablauf deffelben gefällte Ent- 
Scheidung nichtig (1. 1 C. 2, 55), ein Beilpiel protrahirter Entfcheibung j. bei 
Martens, Guid. dipl., l.c. Der Zwang zur Erfüllung eines fonft micht an⸗ 
jechtbaren völferrechtlichen ©. Liegt in der im Kompromiß vertragsmäßig über 
nommenen Verpflichtung, fich dem Entſcheid zu fügen (Battel, 1. c.; Welder, 
1. ©; Phillimore, IH. 5). Alle fonft angeführten moralifchen und unmoralifchen 
Gründe (Welder, 1. e.; Berner, 103) find diefem Vertragszwange nicht gleich« 
werthig und haben außerdem feine Rechtsbaſis. Das von Phillimore (II. 6) 
zur Erwaͤgung geftellte Recht des Obmann, für den Fall der Nichterfüllung Krieg 
zu beginnen, ift bisher vom Völkerrecht ala ein rechtmäßiger Kriegagrund nicht an« 
erfannt, Heffter (1. c.) fpricht dem Schiedsrichter überhaupt mit Recht jegliches 
Zwangsrecht gegen die Parteien ab, und jelbft Phillimore will den Obmann im 
Ball der Nichterfüllung nicht zur Eröffnung eine® Krieges für verpflichtet halten. 
Die Unterzeichnung ded S. durch die Parteien in der Bedeutung, daß fie nicht 
blos nicht widerfprechen, ſondern auch erfüllen wollen (1. 4 $ 6 C. 2, 55), würde 
bei völferrechtlichen Schiedsſprüchen nur eine Wiederholung einer kompromiffarifch 
bereit übernommenen Verpflichtung involviren. Die Vereinbarung einer Strafe 
durch die Kompromittirenden für den Fall der Nichterfüllung (Berner, 1. c.) wäre 
unter Staaten an fich unangemefien und fein genügendes Aequivalent, außerdem 
würde der Maßſtab für die Abſchätzung de einer Partei durch die Nichterfüllung 
des ©. geurjachten Schadens beim Abfchluß des Kompromiffes fehlen, da dann ber 
©. noch nicht gefällt iſt. Ebenfo unanwendbar ift auch die Gewährung bes Rüd- 
tritt8 nach geleifteter Strafe (1. 4 $ 5 C. 2, 55; Nov. 82 cap. 11) und bie Feſt⸗ 
fegung einer Strafe für den Gall, daß ſich eine Partei zum ©. nicht ftellt (1. 2 
€. 2, 55). Der ©. ift inappellabel (bie L. 1 C. 2, 55; 1.9 D. 2, 8 er 
wähnte Ausnahme betrifft einen einzelnen Fall und findet außerdem im Völkerrecht 
feine Anwendung); indeß weigern troßdem fich der Annahme die Parteien, befonders 
diejenige, welche fich verlekt glaubt (Martens, Guid. dipl., I. 193 und not. 2; 
Zwiß, U. 8 fi). Mit Recht kann dem ©. Folgeleiftung verfagt werben, wenn 
1. das Kompromiß ungültig war (Heifter, J. N oder 2. verlegt wurde (1. 32 
$ 21 D. 4, 8), 8. bei abfoluter Rechtswidrigfeit (Battel, 1. c.; Martens, 
Guid. dipl., I. 198; Twiß, II. 8), denn daß man fich einem ungerechten ©. 
unterwerfen mäüffe, weil es im Völkerrecht Teinen höheren Richter gebe (Wilbm., 
I. 186), ift feine genügende Beweisführung; 4. bei thatſächlicher Unrichtigkeit oder 
wegen eines von ben Parteien oder dem Schiedsrichter verichuldeten Irrthums; 
5. wenn bie Parteien nicht oder nicht außreichend gehört find; 6. wenn ber Schiebä« 
richter parteitfch entſchieden (Vattel, 1. c.; Bufendorf, 1. c.; Hefiter, 1. c.), 
oder wenn er 7. eine Partei argliftig behandelte (1. 82 $ 14 D. ibid.) ober unreb» 
lich (Heffter, 1. c.) ober derfelben 8. etwa Unziemliches (1. 21 $ 7 D. ibid.) 
auferlegte, 3. B. etwas der Ehre oder Unabhängigkeit eines Staates Widerſprechen⸗ 
des (Martens, Guid. 1. c.), oder wenn 9. eine Partei den Schiebarichter beftochen 
(Bufendorf, 1. c.), oder wenn fie 10. gegen den Gegner argliftig geweſen (1. 31 
D. ibid. Dgl. Battel, 1. c.). Hefiter . c.) führt noch außerdem Unfähigkeit 
des Schiebamanned an, indeß muß diefe wol fpäter, nach Abſchluß des Kompromiffes, 
eingetreten fein. Daß der Schiedärichter, felbft wenn er fich geirrt, feinen ©. nicht 
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ändern darf (1. 19 $ 2; 1. 20 D. ibid.), ſpricht gegen die allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
füge. Bei nicht konnexen, der Enticheidung unterliegenden Sachen ift bie Aenderung 
dem Schiedsrichter geftattet, wenn er laut Kompromiß alle gleichzeitig zu enticheiben 
und nur eine einzelne entſchieden hatte (1. 21 pr. D. ibid.). — Ein Kompromiß 
hört auf durch die Fällung des ©., durch Zeitablauf, durch Todesfall ober all 
gemeine Unfähigkeit der Schiebsrichter, durch einen entgegenjtehenden Vertrag der 
Parteien oder durch Vergleich unter denfelben, durch Leiftung des Streitigen (vgl. 
1. 32 88 8 u. 5 D. ibid.). — Die NAgitation für den ©. beginnt mit der Ent- 
ftehung ber Friebenagejellichaften, welche 1816 in London, 1826 in den Bereinigten 
Staaten von Norbamerila, 1830 in Genf, 1841 in Paris ala ein Gomits ber 
societ6 de la morale chrötienne fich konſtituirten. Die internationalen Friedens 
Tongreffe beginnen mit 1842 in London und fanden 1848—51 ftatt in Brüffel, 
Paris, Frankfurt a. M. und London. Alle diefe Kongrefje verlangten, daß das 
Prinzip des ©. von einem Völkerkongreß (congres des nations) proflamirt werde 
(Raveleye, 182 ff.). Die alliance universelle de l’ordre et de la civilisation 
in Paris behandelte am A. Juni 1872 den ©. unb beichloß aus kompetenten 
BVerjonen eine Kommiffion zu bilden, welche alle auf bie internationale Jurisprudenz 
bezüglichen Dokumente fammeln und die auf die ©. bezüglichen hiſtoriſchen Fakta 
populär daritellen follte (f. die Berhandlungen der alliance, Paris 1872, T. I. 84). 
Die vom 7. bis 9. Sept. 1878 in Genf abgehaltene assembl6e generale der ligue 
internationale de la paix et de la liberts hatte auf die Tagesordnung geht, daß 
die geeignetſten praktiſchen Maßnahmen zur unmittelbaren Einführung des S. er— 
griffen und beſonders die Regeln für das Berfahren feſtgeſtellt würden. Die Be. 
fammlung erfannte aber zur Zeit, als das wirkſamſte Mittel zur Einführung bes 
Gebrauchs der S., den Abſchluß von Verträgen zur Vermittlung zwiſchen zwei ober 
mehreren Staaten (Rev. d. dr. intern, V. 632 ss). Die im Oftober 1873 in 
Brüflel abgehaltene conference internationale erklärte die Völker zur Anwendung 
des ©. fr verpflichtet (obligatoir) bei Streitigkeiten, welche durch Verhandlungen 
nicht beizulegen wären und daß, wenn auch das Mittel nicht in allen Fällen an- 
gewandt werben könne, die Ausnahmen boch wenig zahlreiche fein würden. Mehrere 
Mitglieder der Konferenz anerfannten nur eine Pflicht, nicht eine juridiſche Ver⸗ 
pflichtung (1. c. 696), indeß hat eine freie Konferenz, welche für den ©. fich erklärt, 
fi für eine ſtrikte Verpflichtung auszusprechen, denn jonft kann fie wol kaum er 
warten, daß Völker und Staatöregierungen ihre Beichläffe für mehr ald pia desideria 
halten werden. Reifen zur Agitation für den ©. unternahmen Elihu Burrit 
(ichon 1848) von Amerila nad) England, in den letzten Jahren Miles, Sekretär 
der Boftoner Friedensgeſellſchaft, nach Frankreich, Italien, Deutfchland und Belgien, 
und 1873 Henry Richard nach verfchiedenen größeren Städten Belgiens, Hollands, 
Defterreich®, Italiens und Berlin. Das Institut de droit international berieth in 
zwei Jabresfigungen in Genf (1874) und im Haag (1875) ein vom reſp. Bericht- 
erftatter Prof. Dr. Goldſchmidt ausgearbeitetes „Reglement für das internationale 
ſchiedsrichterliche Verfahren“. Das an letzterem Ort endlich redigirte und bes 
fchlofiene Reglement wurde den Minifterien des Auswärtigen mitgetheilt, und ift 
damit die häufig großen, Zeitauftvand verurfachende Vereinbarung ded Verfahrens für 
jeden einzelnen S.fall, infoweit die Staaten jenes Reglement für ihre S.fachen 
acceptiren wollen, unnöthig getworden. — Den Verhandlungen in freien Konferenzen 
find Anträge, Disfuffionen und Beichläffe in Legislativen gefolgt, jene haben dieje 
entweber vorbereitet oder fie unterftüßt, falls fie dieſen exit folgten. 

Soweit belannt wurde der erfte Antrag zu Gunften der internationalen ©. in 
Legislativen geftellt im Jahre 1885 im Repräfentantenhaufe von Maffachufetts, jo 
dann 1837 und 1838 in dem des Kongreſſes der Bereinigten Staaten und 1851 
und 1858 in dem Senat biefes Kongrefieg. Letzterer nahm 1853 eine Refolution, 
an, welche ben Präfidenten aufforderte, in den Vertrag einen Artikel aufzunehmen, 
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welcher die fontrahirenden Staaten für unter ihnen entftehende Differenzen zum ©. 
verpflichtete. Auch anbere Legislativen der Vereinigten Staaten traten für ben ©. 
ein. Am 1. Dezember 1873 Iegte der Senator Sumner dem Senat ber Ber- 
einigten Staaten Refolutionen zur Einführung des ©. für internationale Differenzen 
ala „a substitute for war in reality as in name“ vor. Der fchon am 1. Juni 
1849 von Gobden im Unterhaufe geftellte Antrag, ein Geſuch an bie Königin zu 
richten, die anderen Staaten aufgufordern, Verträge zu jchließen, welche die fon= 
trahirenden Theile verpflichten, durch gütlichen Vergleich nicht beizulegende Diffe- 
renzen jchiebsrichterlich entſcheiden zu laffen, wurde mit 176 gegen 79 Stimmen 
verworfen (Qaveleye, 182 ff.), dagegen beichloß das Unterhaus am 9. Juli 1873 
mit 98 gegen 88 Stimmen auf Antrag Henry Richard’8, daß die Königin 
erfucht werde, mit anderen Staaten in Verbindung zu treten to further improve- 
ment of international law and the establishment of a general and permanent 
system of international arbitration. ®Die Königin erfannte die philan- 
thropifchen Motive der Adrefje an und erklärte, daß fie auch in Zukunft durch Rath 
und Beijpiel für den ©. wirken werde (Rev. d. dr. international V. 471 u. 629 ss.). 
Im Dezember bdeffelben Jahres beichloß die Italienische Deputirtenlammer ein 
flimmig auf Antrag Mancini’8, „daß die Kammer den Wunſch ausbrüde, 
daß die f. Regierung in ihren auswärtigen Beziehungen dahin ftrebe, daß der ©. 
ein übliches und häufiges Mittel werde, in den Materien, welche demſelben 
unterworfen werden könnten, in Gemäßheit des Rechts die inter 
nationalen Kontroverfen zu entſcheiden, und daß, fobald fich die Gelegenheit dazu 
biete, in die Verträge eine Klaufel eingerigt werde, wonach Schwierigfeiten bei ihrer 
Anterpretation und Ausführung Schiederichtern anheimgegeben würden” u. A. Der 
Minifter des Auswärtigen trat dem Antrage bei, acceptirte aber die Klaufel nur 
mit einer gewiflen Referve (Communicat, d. Y’inst. d. dr. intern. II. fasc. p. 6). 
Endlich ift noch anzuführen, daß nad) Louis Barbault (Du Tribunal inter- 
national, Gendve 1872, p. 53) ſchon der Kaiſer von Rußland Alerander I. die 
Möglichkeit eines Mebereintommens aller Staatsoberhäupter erfannt Hat, um alle 
Differenzen dem ©. zu unterwerfen, anftatt fie durch Waffen zu enticheiden (Rev. d. 
dr. internat. V. 477 not.). 

Klagen über das jeltene Vorkommen von völferrechtlichen ©. f. bei Groot, 
1. c. not. k: Compromissum,, Martens, B.R., $ 172 not. b, Klüber, $ 818 
not. a, Welder u. Berner, 1. c. Indeß führen Groot und Klüber felbit 
— Fälle ſchiedsrichterlicher Entſcheidungen an. Aus neuerer Zeit machen wir 
namhaft: 


1) 1794. Errichtung don drei ſchiedsrichterlichen Kommiſſionen in Folge des Jay- 
Vertrages zwijchen den Bereinigten Staaten von Nordamerifa 
und England vom 19. November 1794 (art. 4—7). Bon jedem 
Staate wurde ein Kommiflär gewählt und beibe follten eine britte 

erjon wählen. Die erſte Kommiffion entjchied am 24. Nov. 1817 
j. d. Sentenz b. Martens, N. R. Suppl. an V. Tome 397 ss.). 
Die zweite Kommiffion fam zu keiner Enticheidung und urjachte ben 
©. sub Nr. 4. Die dritte Kommiſſion Löfte ihre Aufgabe nur zum Theil 
(j. Rev. d. dr. internat, VI. 121 not.). 

2) 1814. Reflamation der Vereinigten Staaten von Norbamerila wider 
Portugal: Case of privateer General Armstrong, ſchiedsrichterlich 
entjchieden durch den Präfidenten der Franzöſiſchen Republik Louis 
Napoleon am 30. Nov. 1852 (f. Kent, Comment. of the internat. 
law, Cambridge 1866, p. 179). 

3) 1818. In Folge eines Vertrages vom 20. Oktober 1818 zwifchen England 
und den Vereinigten Staaten von Norbamerifa erfolgte eine 
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4) 1827. 


. 5) 1884 u. 


6) 1889. 


7) 1889. 


8) 1841. 


9) 1852. 


10) 1858. 
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ſchiedsrichterliche Entjeibung des Kaiferd von Rußland, zu deren Aus 
führung ber Vertrag vom * a 1822 zwifchen England, den Ber: 
einigten Staaten von Nordamerika und Rußland abgefchlofien wurde, 
in welchem auch die Sentenz enthalten ift (Martens, N. R. VI. 67 1. 
Die Kommiffäre waren verfchiedener Meinung bei der Interpretation 
der Sentenz und wurde deshalb ein neuer Vertrag zwifchen den Br 
einigten Staaten und England am 13. Nov. 1826 abgejchlofien, der 
die Differenz erledigte. 

Differenz zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerite 
und England. Der König von Holland wurde in Gemäßheit eins 
Vertrages vom 29. Sept. 1827 im Jahre 1828 zum Schiedsrichtet 
gewählt, zur Entſcheidung einer Grenzftreitigfeit. Seine GEnticheidung 
wurde aber von beiden Theilen zurüdgewiefen, weil er die ihm worgelegte 
Frage nicht entfchieden, fondern eine willfürliche Grenze beftimmt harte. 
1835. Portendic claims von England gegen Frankreich. S. wi 
Königs von Preußen vom 30. Nov. 1843. Siehe denſelben und dm 
des Präfidenten der franz. Republik (sub Nr. 2) in den British and 
Foreign States-Papers, 1852—58, p. 1377 - 1880. 


Reklamationen von Bürgen der Vereinigten Staaten gem 
Merito. Nach dem Vertrag vom 11. April 1839 follten dieelbin) 
entjchieden werden durch eine gemifchte Kommiffion von vier Gliedem 
Bei getheilter Meinung follte "der König von Preußen, eventuell die 
Britiſche Majeftät ober der König von Holland aufgefordert werden, 
einen britten Schiedsrichter zu ernennen. Der König von Preußen 
fällte die Entfcheidung, vertreten durch feinen Geſandten in Wafhingten. 
Erft durch den Vertrag von Guadelupe-Hibalgo vom 2. Februar 1843| 
(art. 18—15) wurde die Entſcheidung ausgeführt (f. dem Vertrag bi! 
Martens, N. R. G. XIV. 7 ss.). Die Kommiffionen waren u. X 
darüber — ob fie ein Gerichtshof oder ein diplomatiſches Kımı 
feien (j. Rev. d. dr. internat. VI. 128 not. 1). 
—— Mexiko's und von Mexikanern an Fran! 
reid. ©. der Königin von England vom 1. Aug. 1844 in Gemeß 
beit des zwiſchen Frankreich und Mexiko abgefchloffenen Friede 
vertrages vom 9. März 1839 art. 2 (Martens, N. R. XVI. 60. 
Calvo I. 792). 

Reklamationen der Bereinigten Staaten von Nordamerika 
zu Gunften ihrer Bürger gegen Chile, rüdfichtlich der Brigg „Ma 
cedonian“. Durch Vertrag vom 10. Nov. 1858 wirb bem König der 
Belgier die Entſcheidung Übertragen und ift der ©. vom 15. Mai 
1868 (Lawrence in der Rev. d. dr. internat. VI. 121., Calvo, 
L 795). 

Schadenserſatzanſprüche wegen ber Prifen: Veloz-Mariena, Victoria et 
Vigie aus den Jahren 1823—24. ©. bes Königs der Niederlande 
vom 13. April 1852 zwiſchen Srantreih und Spanien. De 
Spruch wurde erſt auögeführt durch Bertrag zwifchen beiden Parteien 
vom 15. Febr. 1862 (Calvo, I. 798). 

Reklamationen ber Bürger refp. Untertanen der Bereinigten Staaten 
bon Rordamerifa und Englands gegen den einen ober anderen 
Staat, entjchieden durch je einen Kommiffär von jedem Staat und dın 
durch beide gewählten Joſuah Bates aus London (j. Bellaire un 
Lawrence). 


11) 1857. 


12) 1860. 


18) 1862. 


14) 1862. 


15) 1868. 


16) 1864. 


17) 1869. 


18) 1870. 
19) 1871. 


20) 1871. 
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Differenz zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerila 
und Neu-Granaba, entjchieden in Gemäßheit des Vertrages vom 
10. Sept. 1857 (tatifigirt 1860), (Lawrence, 1. c. 126). 

Differenz zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerila 
und Eofta-Rica in Gemäßheit des Vertrages vom 2. Juli 1860 
(tatifigirt 1861), entjchieden durch eine jchieberichterliche Kommiffion 
(Bellaire, Lawrence). 

Differenz zwifchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und Beru in Bezug auf die Schiffe „Lizzie-Thomson‘ und „‚Georgiana“. 
Durch Vertrag dom 20. Dezember 1862 follte der König der Belgier 
zum Schiedarichter aufgefordert werden, derjelbe übernahm aber den ©. 
nicht. Verträge vom 12, Jan. 1868 und 4. Dezember 1868 konſtitu⸗ 
irten fehiebsrichterliche Kommiſſionen zwifchen beiden Staaten (Bellaire, 
Lawrence). 

Differenz der Offiziere bes Engliſchen Schiffes „La Forte“ mit den 
Brafilianifchen Autoritäten. ©. bes Könige der Belgier 1863 
(Calvo, I. 794). 

Differenz zwifchen ben Bereinigten Staaten von Nordamerika 
und England. Reklamationen der Ackerbau⸗Kompagnien der Hubdfon- 
Bai und der Puget-Meerenge. Vertrag vom 1. Juli 1868 (vatifizirt 
den 8. März 1864). Der ©. (?) wurde am 10. September 1869 
abgegeben durch ˖ die Amerilanifche und Englifche Kommiffion, welche fich 
geeinigt, ohne auf einen britten Schiebörichter (?) zu provoziren 


- (Bellaire, Lawrence). 


Differenz zwifhen England und Peru wegen des gefangen gehaltenen 
und fpäter vertriebenen Englifchen Unterthanen IH. White Der 
Hamburger Senat jällte am 12. April 1864 den ©. (Calvo, 
I. 796). 

Differenz zwifchen England und Portugal rüdfichtlich des Eigen— 
thumsrechtes an der Inſel Bulama. Schiedsrichterliche Entſcheidung 
des Präfidenten ber Vereinigten Staaten von Nordamerifa im Jahre 
1870 (Lawrence). 

Differenz zwifchen Spanien und Aegypten, entichieden durch einen 
©. Englands (Laveleye, 190). 

Alabama claims (Vertrag von Wafhington zwifchen England und 
den Vereinigten Staaten von Nordamerila vom 8. Mai 
1871). Entſcheidung durch Fünf Schiedärichter, von welchen je einer 
durch Italien, Brafilien, die Schweiz, England und die Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerika ernannt wurde, vom 14. Sept. 
1872 (. Aegidi's Staatsarchiv XXV. 145 ff. und Martens, 
N. R. G., XX. 775 ff.). 

San» Juan= Differenz zwilchen den Bereinigten Staaten von 
Nordamerifa und England (Bertrag von Waſhington vom 
6. Mai 1871). Schiederichterliche Entſcheidung des Könige don 
Preußen vom 21. Oftober 1872 (ſ. Aegidi's Staatsarchiv XXV. 
217 fi.). 


21) Differenz zwilchen Portugal und England Hinfichtlich der Grenzen ihrer 


afrifanischen Beſitzungen. Schiedsrichter der Präfident der Franzöfiſchen 
Republik Thierz. 


22) Deftnitive Sejtitellung der IJtalienifh-Schmweizerifchen Grenze bei Alpe 


de Cravairola (Konvention vom 81. Dezember 1873; Martens, N.R. G., 
IX. 214), Schiedsſpruch des Amerifaniichen Gejandten in Rom Marfh 


». Holgendorff, Gnc. II. Redhtöleziton IIL 8. Aufl. 36 
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ala Obmann zu Mailand am 23. September 1874 (Märtens, 
N. R. G., II. Ser. I. 378). 

23) Reklamation des Don Rafael Aquirre wider die Vereinigten Staaten 
(Konvention vom 4. Juli 1868 zur Regulirung der Amerilan.-Werikan. 
Reklamationen). Schiedsſpruch des Obmannes Edward Thornton vom 
16. April 1874 (Martens, N.R. G., IL Ser. T. 1. ©. 5 fi.). 

24) Differenz in Bezug auf dag Shiff „Maria Luz“ zwiſchen Japan und Peru. 

Schiedsrichterliche Entſtheibung des Kaiſers von Rußland Alexander II. 
vom 17.—29. Mai 1875 (f. Annuaire de VInstitut de droit inter- 
national 1878, II. 353). 

Auch die Reklamationen Amerilanifcher Bürger gegen Spanien in Folge ber 
Ereigniffe in Kuba follten, nach einer am 12. Februar 1871 in Madrid abge» 
ichloffenen Nebereinkunft, gütlich beigelegt werden durch je einen Schiedsrichter 
beider Parteien und einen von diefen erwählten Obmann für den Fall ihrer Nicht- 
übereinftimmung. Diefer gütlichen Uebereinkunft war ein Reglement für das Ber- 
fahren beigefügt, jeftgeitellt durch die gemifchte Kommiffion am 1. Juli 1872 
(Martens, N.R.G., I. Ser. T. I. 17 ff). Die Konvention zwifchen England und 
Spanien vom 4. März 1868 in Anlaß ber das Englijche Schiff „ Mermaid” be= 
treffenden Differenz beftimmte, daß zu der dieſe Angelegenheit enticheidenden Kommilfion 
je zwei Glieder von jeder Regierung ernannt werden und für den all, daß fie fich 
nicht einigen, eine fünfte Perfon, welche allendlich und inappellabel enticheiden jollte 
(Martens, N. R. G., XX. 491 ff.). Der Modus der Ausgleichung von Differenzen 
wegen Reflamationen ihrer reſp. Staatsangehörigen an den gegnerifchen Staat ift von 
England und den Vereinigten Staaten von Nordamerika in ihrem Bertrage von 
MWafhington vom 8. Mai 1871 Art. 12 in der Art vereinbart worden, daß je ein 
Kommiflär von jedem Staat und der dritte durch beide zufammen ernannt wird, 
daß aber, falls die Ernennung biefes letzteren nicht innerhalb des dafür feſtgefetzten 
Termins erjolgt ift, derſelbe dann durch den Spanifchen Gefandten in Wafhington 
ernannt werben folle. 
= Sciebsfpruchsfälle j. bei Calvo, 792 ff.; Bellaire, 51 ff.; Lucas, Acad., 
415 ss.; Pierantoni, 62—85; Laveleye, 188; Lawrence, 117 ff. 

Wenn von einigen Schrüftftellern der Art. 8 bes Parifer Vertrags vom 30. März 
1856 und das Protokoll der 23. Situng des Parifer Kongreffes, d. d. 14. April, 
in welchem auf den vorgehenden Artifel Bezug genommen wird, fowie die Erledigung 
der Neuenburger und Luremburger Affaire ala Schiebsiprüche oder Beweiſe für 
weitere Verbreitung beffelben angeführt worden, jo ift ſchon von anderer Seite, in 
der Rev. d. dr. internat. V. 473 not. 2 und von Lawrence, 1. c., zur Genüge 
darauf Hingewiefen, daß jene Beftimmungen und GErlebigungen der Bermittelung 
ober ben bons offices zu ſubſumiren find. Ueber den weientlichen Unterſchied diefer 
u. a. und vom ©. ſ. aber d. Art. Vermittlung. — Aus den angeführten 
Fällen find aber die fog. jchiebsrichterlichen Kommiffionen auszuſcheiden, falle fie 
die Sache jelbft entfchieden und nicht ein Obmann ſchließlich Die Entfcheidung gefällt. 
Kommifjäre betheiligter Staaten können nie ala Schiedsrichter erfcheinen, und es 
war auch ein Fehler in ber Organifation des Alabama⸗Schiedsgerichts, daß auch 
die ftreitenden Theile je einen Schiedsrichter ernannten und um jo überflüffiger, 
ala außerbem jebem derjelben ein Englifcher und Amerikanischer Agent zur Seite 
ftand. Eine Veranftaltung einer Sammlung der Schiebagerichtsfälle wird vielleicht 
einerſeits eine größere Zahl derjelben ergeben, andererſeits aber vielleicht auch manchen 
bisher auch dafürgehaltenen Fall noch ausſcheiden. Nicht hierher gehörige Beitimmungen 
und Fälle anzuführen, führt mur zu einer Täuſchung über das bisher erreichte 
Stadium der Anwendung der Schiedsfprüche. Die fog. fchiebsrichterlichen Kommif- 
fionen, beftehend aus Vertretern ber Beteiligten, erfcheinen mehr ala Anftanzen zur 
Ausgleihung ala zur Entfcheidung von Differenzen, denn für einen ©. ift wejent- 
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Gh, daß ein wirklicher Richterfpruch, und zwar dritter Unbetheiligter, ftattfindet. 
Die Kommiffionen erfcheinen verwandt der von Dudley Field art. 534 propo⸗ 
nirten High Commission. — Aus ben angeführten Fällen ergiebt fich: 1) dag 
mehrere Schiedafprüche erft eine lange Zeit nach dem Entftehen der Differenz oder 
nach der vertragamäßigen Uebereinkunft zur Provozirung auf diefelben gefällt und 
manche nicht oder erft fpäter durch neue Verträge realifirt find, jo daß das Inftitut 
des ©. noch vielfach langſam, unficher und nicht inappellabel funftionirt; 2) daß 
die Schiedsrichter meift Souperäne waren ober Staatshäupter, wie die Präfidenten 
von Republifen, wenn auch die Ausarbeitung Richtern und Beamten übertragen 
wurde und bei dem Alabamaftreit dieſe jelbft die Schiedsrichter waren; 3) daß die 
Schiebsiprüche entweder ftreitige Territorien ober Grenzen berjelben, oder Reklama⸗ 
tionen wegen Berlegung von Privaten oder Schadenserſatz zu Gunften berjelben be» 
teeffen; die allerwichtigften Differenzen von Staat zu Staat find aber noch immer 
durch Kriege erledigt worden; 4) am Häufigften Haben auf Schiedsſprüche kompro— 
mittirt außerenuropäifche Staaten, ingbefondere bie Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa, und häufiger von europäifchen nur England, aber meift auch mit außer 
europäifchen. — Der Nutzen ber Schiebsiprüche ift baher bisher noch ein beſchränkter 
und relativer und find jehr wichtige Tragen für die weitere Verbreitung bie: 
1) „Welche Arten von Streitigkeiten können einem Sch. unterworfen werden?“ Wir 
find nicht der Anfiht Corimer’s (Rev. d. dr. internat. VI. 171), daß feine genaue 
Feſtſetzung derfelben möglich wäre, wir halten fie vielmehr zur regelmäßigen Wirt- 
ſamkeit des Inftituts für unerläßlich und wollen nicht die Fälle, in welchen daffelbe 
angewandt wird, in das freie Ermeſſen blos der ftreitenden Staaten ftellen. &ben- 
ſowenig ftimmen wir mit-Galvo überein, welcher (I. 790) die Fälle, bei welchen 
die Ehre oder nationale Würde direft beteiligt find, außfchließen will, während 
Lord Stafford Northeote gerade foldhe für entſcheidbar durch S. halt 
(Saveleye, 191). Wir glauben vielmehr, daß möglichft wenige Arten von Streitig- 
keiten dem ©. zu entziehen find und daß für dieſe dann nicht fofort die gewalt- 
ſame Entſcheidung durch Krieg einzutreten hat, ſondern demjelben entgegenzuwirken 
ift, entweder durch Bermittlung oder bons offices eines britten oder mehrerer 
unbetheiligter Staaten. Wir find deshalb nicht gegen jeden Krieg, aber dafür, daß er 
möglichft jelten eintrete und daß die Staaten durch das Völkerrecht dazu verpflichtet 
werden, ehe fie zu demſelben übergehen, fich der Rechtsmittel des gütlichen Ver— 
jahrens zu bedienen und daß fie ſich durch allgemeine Verträge, zunächſt, foweit 
Solche nicht zu erreichen find, durch befondere dazu verpflichten, nicht blog, wie 
auf dem Parifer Kongreß in dem viel allegirten Protokoll geichehen, es für wünſchens⸗ 
werth halten. — 2) „Wem ift bie Entjcheidung ober vielmehr die Ausarbeitung 
derfelben zu übertragen?" Entſchieden nur guten Kennern bes Völkerrechts und 
nicht folchen Perfonen, welche ſich ad hoc erft im Völkerrecht umfehen ober inftruiren. 
Die Staatehäupter find nur ihrer Machtftellung wegen berufen, ber ©. jelbft aber 
erfordert Rechtskenntniß, welche Teineswegs allen Diplomaten eigen ift, aber in 
Bezug auf das Bölferrecht ebenſowenig jedem Richter ober jedem Yuriften. 3) „Nach 
welchen Prinzipien ift zu enticheiden?“ Diefe Trage haben wir jchon oben ent: 
ſchieden: nach Recht und Billigkeit. Nie aber nach politifchen Prinzipien, bie oft 
fo viel als politiiche Rüdfichten jein werden, denn der ©. ift ein Rechtsfprud. 
Sehr richtig fagt Lucas (Bullet. de la soci6t6 d. amis d. 1. paix, Paris 1873, 
2 ser. No. 2): „I faut que l’arbitrage soit soumis & son tour & la loi du 
juste et qu’il ne puiss6 en transgresser: les principes fondamentaux.“ Daß für 
fämmtliche GEntfcheidungen das materielle Völkerrecht ſowol als das formelle 
(Prozeßrecht oder Recht für das Verfahren) vorliege, ift zwar vielfeitig gewünſcht, 
indeß ift deshalb nicht die Anwendung der Schiedsſprüche bis zur vollendeten 
Kobifilation im ganzen Umfange und der Anerkennung derfelben durch die Staaten 
hinaus zu fehieben. Jedenfalls werben aber die Reglements für da Verfahren eher 
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zum Abſchluß zu bringen ſein und find fie auch unerläßlicher, wenn auch bei deren 
Adfaffung die Erfahrung nur auf Grund weniger Fälle wird zu Rathe gezogen 
werben Tönnen, da mehr als der Anlaß und die Entjcheidung eines Schiedsſalles 
in der Regel nicht veröffentlicht ift. 

Eine völferrechtliche Entſcheidungsinſtanz im größeren Mafftabe und als 
ftändiges Forum erftrebten ſchon Groot (II. XXIII. 8. 8) und Caſtel de St. 
Pierre (Droyjen, Hiftor. Beitr. zur Lehre von den Kongrefien, in Monatäber. 
d. Preuß. Aab., Juli 1869, 651 ff.; vgl. auch Heifter, B.R., 4. Ausg, 
Beilage X. d. Kongreßpraris, 467 ff.)) Ueber Napoleon's mißglüdten Berfud 
(1863) zu einem bie wichtigften Staatenfragen entfcheidenden Kongreß |. die Alten- 
ftüde in Aegidi's Staatsarchiv V. Nr. 918 und 964 ff., und überhaupt über 
allgemeine Kongreffe, ſowie ingbefondere auch über den von Lorimer propon. 
„Congrès international, bas6 sur le principe de facto“ (Revue d. dr. internat. 
III 1 ss.), fiehe Witold Zalesti, Die völferrechtliche Bedeutung der Kongreſſe, 
Dorpat 1874, ©. 30 ff. Ueber die obligatorifche Einführung der Schiedsgerichts- 
barkeit ſ. au Lömwenthal, Grundzüge zur Reform der Völker, Berlin 1874. 
Er proponirt (S. 7) Bildung des internat. Schiedsgericht? aus den Präfidenten der 
oberſten Gerichtshöfe der einzelnen Nationen. — Die angeführten und andere ähn- 
liche Vorſchläge entiprechen aber meift nicht den Anforderungen einer Recht3-Schieds- 
Instanz, fondern find meift politifcher Natur, folche Inſtanzen können aber zur 
Stabilifirung des internationalen Rechtazuftandes der Staaten nichts beitragen. 
Dagegen hat in neuefter Zeit Laveleye eine haute cour arbitrale zur Ent 
ſcheidung ber Differenzen, freilich folder Staaten vorgefchlagen, welche zuvor einen 
code de droit international angenommen. Der Gerichtshof foll aus diplomatifchen 
Repräfentanten der beitretenden Staaten beitehen, welche in ihren Arbeiten durch 
jurisconsultes en droit international unterftügt würden. Zum Sit joll die Haupt 
ſtadt eines Eleinen neutralen Staates gewählt werben. Der Hof foll in Bezug auf 
feine Zufammenfegung permanent fein, feine Situngen aber nur zu Entſcheidung 
eines fpeziellen Konflikts Halten. Dabei genüge ber einzige Vorbehalt, daß die 
Intervention in innere Angelegenheiten ausgeichlofien fei. Die Initiative zu dieſer 
Inſtitution weift der Proponent England oder den Vereinigten Staaten von Nord 
amerifa zu. Außerdem proponirt Laveleye: 1) eine Konferenz von Delegirten — 
Juriften und Diplomaten — verjchiedener Staaten zur Feſtſtellung der heutzutage 
noch beftrittenen Grunbfäße des Völkerrechts; 2) daß feitgefeßt werben ſolle, daß 
man, ehe man zu den Waffen greife, die jchiedgrichterliche Entſcheidung der Mit- 
fontrahenten anrufe und daß 3) eine darauf bezügliche Klaufel den Berträgen ein- 
gefügt werde. Wir erachten, daß die proponirte Schiebsinftanz ſchon jetzt eingeführt 
werden könne und daß die Initiative dazu England, ala demjenigen Staat, welcher 
unter den europäifchen am häufigiten bisher auf ben S. probozirt, vorzugsweiſe 
äuftehe, daß daher nicht abzuwarten jei, bis die unter 1) erwähnte Konferenz ihre 
umfafjende Arbeit beendet und biefelbe wenigſtens von einer Mehrzahl von Staaten 
und jedenfalls don allen größeren janktionirt ift; daß die Feſtſezung unter 2) in 
einer allgemeineren, alle Rechtsmittel des gütlichen Verfahrens umfaffenden Weile 
erfolge und daß eine jolche den Verträgen eingefügt werde, wenngleich wir nicht 
überjehen, daß eine fchiebsrichterliche Entſcheidung der beſte Modus ift und die Ber- 
pflichtung dazu eine zwingendere, als zu einer bloßen Intervention oder gar nur 
zu bons offices, die beiden Ießteren aber doch dann werden angewandt werden 
müffen, wenn ein S. mit Rüdfiht auf die Art des alles unanwendbar jcheint. 
Uebrigens find Klaufeln in der einen oder anderen Weife ſchon wiederholt Verträgen 
eingefügt worden, fo 3. B. dem Vertrag zwiſchen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerita und Merilo vom 2. Febr. 1848 Art. XXI. bei Martens, 1. c. 
[arbitration] und dem Parifer Bertrag von 1856 Art. 8 vüdfichtlich der Differenzen 
zwifchen der Türkei und Mitkontrahenten des Vertrags [action mediatrice]. Andere 
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Berträge |. bei Bellaire, 62 ff. Auch Hat Berner fchon früher den Vorſchlag 
gemacht, jedesmal fogleich beim Abſchluß bes Staatsvertrages Beſtimmungen zu treffen, 
wie etwaige Streitigfeiten gejchlichtet werden follen. 

Im Gegenfahe zu ber: immer günftigeren Aufnahme des ©. Hat Frederic 
Seebohm (©. 104 ff. u. 123) angeführt, daß der ©. no proper substitute 
fowol of international law, ala auch for the judicial interpretation of international 
law jei und in leßterer Hinficht die Gntjcheidung eines Richters (judge) verlangt, 
indeß kann felhftverftändlich der ©. das Völferrecht nicht erfegen und ift der 
Schiedsrichter, der nach Rechtsprinzipien und dem Recht enticheibet, auch ein Richter. 
Wenn aber Seebohm dem ©. die Fähigkeit abipricht, Streitigkeiten zu ver- 
hindern, jo hat diefe der Richter nie und überhaupt nur die im Völkerrecht bisher 
wenig anerkannte und geübte Präventivjuftiz, und wenn er jerner den Gerichtshof 
(supreme court) ber Bereinigten Staaten von Norbamerifa a real International 
Tribunal nennt, jo möchten wir, zur richtigen Würdigung dieſes Bundesgerichts 
und nicht allgemein⸗völkerrechtlichen Inftanz, vertweifen auf die oben allegirten, ihn 
betreffenden Beitimmungen ber amerifanifchen Verfafſfung und auf G. Matile, 
Organisation et juridiction des cours f6derales des &tats-unis, in der Rev. d. dr. 
internat. VI. 89 ss. Seebohm jchlägt endlich, amftatt eine® court of 
arbitration, something tantamount in principle to an international judicial 
tribunal vor, indeß ift letzteres wol noch weit jchwieriger zu erlangen als erfteres, 
ba die Sonveränetät der Staaten fich dem Iehteren wol noch weit weniger unter= 
werien wird. Lorimer (l. c.) machte daher den acceptabler erſcheinenden Vorſchlag 
eines cour judicisire in Verbindung mit einem internationalen Kongreß. Auch 
Barbault (I. c.) nennt die arbitrage — ressource precaire. Wir fchließen aber 
mit den Worten Robert v. Mohl?s (Bölferrechtl. Lehre vom Aiyle, 1860, in 
f. Monographien a. d. Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, S. 764): „daß eine 
Ausdehnung des jchieberichterlichen Verfahrens zur Ordnung einzelner beftimmter 
Fragen ein großer Gewinn und feine thatfächliche Unmöglichkeit wäre”, womit den 
internationalen Schiedsinftanzen fogar eine legißlative Wirkſamkeit als möglich zu⸗ 
geiprochen wirb. Iſt das minus in dem plus enthalten, fo bedarf es wol keiner 
weiteren Beflrwortung des ©. für einzelne Streitfälle und zweifeln wir nicht, daß 
der ©. in nicht zu jerner Zeit ein nicht zu häufig angewanbtes Rechtsmittel fein 
wird, wozu denn dor Allem nöthig ift, daß die Praris baffelbe ala ein fie ver- 
pflichtendes anerkennt und daß zuvor die Theorie ein ausreichende Reglement für 
das Verfahren entwirft und es ben beftimmenden Subjekten des Völkerrechts, den 
Staaten, zur Annahme vorlegt. 

Sit.: Welder in feinem Staatäler. Art. Säiebageriht, 1865 XIIL 110 ff. — 
Berner in Bluntſchlies StanteWört.B., 1861 VI. 102 ff. — Martens, Guide dipl, 
1851 I. 198. — E. de Laveleye, Des causes actuelles de guerre en Europe et de 
Varbitrage, Brux. 1873. — Ch. Lucas, De la substitution de l’arbitrage à la voie des 
armes pour le r&glement des conflits internationaux, Paris 1873, in Seances et travaux d. 
Yacad. d. sc. mor, et politig. XXX. 415 ss. und im Bullet. de Ja societ6 des amis de la 
plz, Paris 1873, 2. Serie No. 2 p. 38 ss. — Henry Bellaire, Rapport sur les ar- 

itrages dans les conflits internationaux nebft anderen Gutachten über biejelbe frage in 
Congr?s de l’alliance universelle de Pordre et de la civilisation, Paris 1872, T. I. 51 ss. — 
W. B. Lawrence, Note pour servir & l’histoire des arbitrages internationaux, in ber 
Revue de droit internat. VI. 117 ss. — Pierantoni, Gli arbitrati internazionali, Napoli 
1872. — Lieber, Lettre sur l’arbitrage international in der Revue de droit internat. 
T. UI. 480 se. — A. Garelli, La pace nell’ Europa moderna, Torino 1870. — F. See- 
bohm, On international reform, Lond. 1871.— Pierantoni, La questione Anglo- 
Americana dell’ Alabama, Firenze 1870. — Pradier-Fodere, La question de P’Ala- 
bama et le droit des gens, Paris 1872. — 9. Geffden, Die Mlabamafenge. Stuttg. 
1872. — L’affaire de l’Alabama et le tribunal arbitral de Geneve, p. Rivier, Bibl. univ. 
et rev. Suisse, Laus. 1872, p. 577-605. — G. Rolin-Jaequemyns, Quelques mots 
sur la phase nouvelle du differend anglo-americain in ber Revue de droit intern. IV. 
127 ss. und in anberen Abhandlungen, Bibliographien und Notizen ber Revue. — Report 
of the agent of the united States before the tribunal of arbitration at Geneva, together 
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a the protocols of the conferences, the — of the tribunal, — 
©. Rhamon, Volkerrecht und Völterfriede, & 1881. — Ueber ben er fe die 
Bölferredhtö«-Rompenbien vonGroot, Pufendor Battei, Martens, Klüber, Heffter, 


Wilbmann, Kent, Pbillimoze, wiß, giore, Calpo, bie Robifitationdentwürke 
von Bluntfäli und Dubley Field. 8. Bulmerinca. 


Schieferdecker, Kaſpar (Schifordegherus), mit dem Beinamen v. Wilkaw, 
5 1583 zu Breslau, juchte Anton aber in Annecy auf, befuchte Italien, wide 
Advofat in, Schweidniß, flüchtete 1629 nach Breklau, F 17. II. 1681. 


a en m Fan Fabram'lib. I. II., Oppenh. 1610. — Disputatt. ad A. Fabrum 
i cof. 
Kil:v. indie, Geſchichte der Deutichen Rechtswifſſenſchaft 1880, L ae. 
eihmann. 


Schiffahrtspolizei ift die Thätigkeil der öffentlichen Gewalt zur Verhütung 
von Gefahren für Leben und Gut beim Schiffahrtbetrieb, insbeſondere bei der 
Seeſchiffahrt (über die ©. auf Flüffen ſ. d. Art. Flößerei, Flußſchiff— 
fahrt, Flüfſſe). Die auf dieſelbe bezüglichen Rechtsnormen bafiren auf eine 
allgemeinen Regifterkontrole (1.) und zerfallen in präventive (II. Prüfung der 
Züchtigleit von Yahrzeug und Führung; Regelung des Mannſchaftsweſens; Hafen 
ordnung; Verbot aggreifiver Handlungen) und in repreffive Normen (III. insbeſon⸗ 
dere Rettungsgeboten). Die Grundlage bildet allenthalben dag Reichsrecht zugüg- 
lich der Staatöverträge des Reiche. Der Beauffichtigung und Geſetzgebung des Reicht 
unterliegt die Organijation eines gemeinfamen Schußes der Deutfchen Schiffahrt und 
ihrer Flagge zur See, ſowie Die Regelung der Seejchiffahrtägeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, 
Balen und fonftigen Tagesmarken Verf. Urk. Art. 4 mit RGeſ. vom 3. März 18731). 
Die Kauffahrteifchiffe aller Bundesſtaaten bilden eine einheitliche Handelamarine. 
Das Reich Hat das Verfahren zur Grmittelung der Ladungsfähigkeit der Schiffe zu 
beftimmen, die Ausstellung der Mefbriefe, jowie der Schiffscertififate zu regeln und die 
Bedingungen feftzuftellen, von welchen die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffes 
abhängig ift. In den Seehäfen (und auf allen natürlichen und ünftlichen Wafferftraßen) 
werden bie Kauffahrteifchiffe ſaͤmmtlicher Bundesftanten gleihmäßig zugelaſſen und 
behandelt. Die Abgaben, welche in den Seehäfen von den Seeichiffen oder deren 
Ladungen für die Benubung der Schiffahrtsanftalten erhoben werben, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung diefer Anftalten erforderlichen Koften 
nicht überfteigen. Die einheitliche Flagge ift ſchwarz-weiß⸗roth (Art. 54, 55). 

I. Die Kauffahrteijchiffe der Bundesſtaaten haben die Reichsflagge zu 
führen; die Berechtigung dazu ift jedoch nur gegeben, wenn das Schiff im aus 
ichließlichen Eigentum von Deutjchen (bzw. einer Deutfchen, mit juriftiicher Perfön- 
lichkeit beffeideten, Gefellichaft) und in dag Schiffsregifter des Heimathahaiens 
(von welchem aus mit dem Schiffe die Seefahrt betrieben werden foll) eingetragen, 
hierüber auch von der Regifterbehörde ein Gertififat ertHeilt if. Der Regiftereinting 
und das Gertififat bezeichnen Namen, Gattung, Größe, Tragfähigkeit, Zeit und Cıi 
ber Erbauung, Heimathshafen, Aheder oder Mitrheder (nebft Erwerbstitel für Schiff 
ober Schiffäpart und Nationalität, Tag der Eintragung des Schiffes (Bundesgeich 
vom 25. Oft. 1867, betr. die Nationalität der Kauffahrteijchiffe ¶ B.G.Bl. ©. 35]; 
vorher HGB. Art. 432 ff.; Präfidialverorbn., betr. die Bundeöflagge, vom 25. Okt. 
1867 [B.G.Bl. ©. 39]). Schiffe von nicht mehr ala 50 Kubikmeter Brutto Raum- 
gehalt dürfen die Neicheflagge auch ohne Eintragung in's Schiffsregifter und Er 
theilung eines Gertififat® führen. Der Name des Schiffes muß auf jeder Lugjeite 
und außerdem nebjt bem Heimathshafen am Hed in gut fichtbaren, feſt angebrachten 
Schriftzeichen an ben feiten Theilen angegeben fein (RGeſ., betr. die Regiftrirung 
und die Bezeichnung der Kauffahrteiichiffe, vom 28. Juni 1873, R.G.BL. ©. 184; 
Ausführungsvorfchrüten vom 18. Nov. 1873, R.G. Bl. S. 367). Die Ermittelung 
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der Yadungsjähigkeit der Schiffe wird durch Vermeſſung ihres Raumgehaltes nad 
metriſchen Maße bewirkt, wobei ſowol der Brutto- ala der nach Abzug der Mann- 
iHattelogis und etwaigen Mafchinen-, Dampflefjel- und Koblenräume verbleibende 
Nettogehalt, und zwar regelmäßig im vollftändigen Verfahren (abgekürztes Ber« 
fahren namentlich, wenn das Schiff ganz oder theilweife beladen ift) gemefien und 
kerechnet wird (Schiffävermeffungsordn. vom 5. Juli 1872, R.G. Bl. ©. 270; 
Grgänzungäbel. zu $ 23 vom 24. Dit. 1875, Gentralbt. f. d. Deutiche Reich 
©. 718; Anweifung vom 18. Febr. 1874, Gentralbl. ©. 228). Näheres enthält 
der Art. Meßbrief. — Der Führer eines Deutichen Kauffahrteifchiffes ift regel- 
mäßig verpflichtet, die Ankunft des Schiffes in einem zum Amtsbezirke eines Deutjchen 
Rontulates gehörigen Hafen und den Abgang des Schiffes aus einem folchen Hafen 
km Konſul zu melden (RGeſ., betr. die Schiffs meldungen, vom 25. März 
1880, $ 1, 8.8.81. ©. 181, nebft kaiſerl. Verordn. vom 28. Yuli 1880, S. 183 
vd Girkular vom 15. Nov. 1880, Gentrafblatt S. 804). 

II. a) Der Schiffer ift (civilrechtlich und ftrafrechtlich) verbunden, vor Antritt der 
Keife dafür zu jorgen, daß das Schiff in jeetüchtigem Stande, gehörig ein- 
grihtet und außgerüftet, gehörig bemannt und verproviantirt ift, daß bie zum 
Soipeife Hr Schiff, Beſatzung und Ladung erforderlichen Papiere an Bord, bie 
Grethichäften zum Laden und Löjchen tüchtig find (HGB. Art. 480 ff.). Eine 
algemeine Schiffebefichtigung nach Englifcher Art findet regelmäßig nicht ftatt 
(vgl. jedoch Seemannsordn. $ 47 und Gentralbl. 1875 ©. 520). Ueber die Be 
mannungsanforberungen Hinfichtlich der Steuerleute und Mafchiniften enthalten bie 
Frifungenormen für Iehtere (!) nähere Beſtimmung. Seeſchiffer, Seeſteuer- 
leute und Lootſen müſſen ſich über den Beſitz der erforderlichen Kenntniſſe durch 
ar Pejähigungszeugniß der zuftändigen Verwaltungsbehörbe ausweiſen. Die 
Gelaftung der Vorſchriften über den Nachweis der Befähigung fteht dem Bunbes- 
uthe zu (KGew. O. 8 81; Bel. des Bunbestanzler® vom 25. Sept. 1869, betr. 
die Pritung der Seejchiffer und Geefteuerleute [B.G.BL. ©. 660]; desgl. vom 30. Mai 
1870, das Prüfungsverfahren betr. [B.6.BL. ©. 814]; für Lootjen gelten zur Beit 
106 die Iandesrechtlichen Normen, ſ. d. Art. Lootſen; die Landesgeſetze können 
das Lootſengewerbe an Genehmigung Inüpfen [RGew.O. $ 34]). Ergiebt fich, daß 
ein Zeuticher Schiffer oder Steuermann einen Seeunfall oder deffen Folgen in folge 
tes Mangels derjenigen Eigenſchaften, welche zur Ausübung jeines Gewerbes erjor- 
derlich find, verſchuidet Hat, jo kann demfelben durch Secamtsſpruch zugleich die 
Leiugniß zur Ausübung feines Gewerbes, dem Schiffer auch bie Ausübung des 
Etriermannögewerbes, unterfagt werden (RGel. vom 27. Juli 1877 8 26). Den 
Zeeſteuerleuten ftehen Hierbei die Mafchiniften der Seedampffchiffe gleich (RGej., betr. 
dern Getverbebetrieb, vom 11. Juli 1878, R.G.BI. S. 109; wegen der Prüfung 
Te. des Reichskanzlers vom 80. Juni 1879, Gentralbl. S. 427). — b) Die 
Xchtänerhältniffe der Schiffsmannſchaft (die RGew. O. Ieidet feine An 
wendung, $ 6) find in einer, den Bedürfniffen des Seeverkehrs Rechnung tragenden 
Beiie geregelt, im poligeilicher Beziehung dahin, daß jeber im Bunbesgebiete in 
Tienſt tretende Schiffemann fich vor einem Seemannsamte über Namen, Heimath 
und Alter auszuweiſen und ein Seefahrtsbuch in Empfang zu nehmen hat, und daß 
der Schiffer verbunden ift, feine Schiffemannfchaft unter deren perfönlicher Geftellung 
beim Seemannsamte an= und abzumuftern (Seemannsordn. vom 27. Dez. 1872, 
REBL. 6. 409; Näheres ſ. in d. Art. Anmufterung, Abmufterung, 
Heuervertrag, Seemannsamt, Schiffsmannſchafi; über Defertion 
Tag. Handeldarhiv 1880, ©. 78). — c) Die Hafenordnung ift im 
Beientlichen nach den Iofalen Bebürfniffen örtlich verfchieden geregelt (Preuß. 
Kompetenzgeſ. $ 115; Hamburger Reglement j. d. Benubung der Onaianlagen vom 
20. Juni 1872; Bremifche Bel. vom 20. Nov. 1879; |. auch ben Art. Quarans 
täneanftalten). Das Recht, Güter in einem Deutfchen Seehafen zu laden und 
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nach einem anderen Deutſchen Seehafen zu befördern, um fie daſelbſt auszuladen 
(Küftenfrachtfahrt) , fteht ausſchließlich Deutichen Schiffen zu (RGej. vom 22. Nai 
1881, R.G.Bl. ©. 97). Ausländifchen Schiffen kann diejeg Recht durch Stauts 
vertrag ober durch Laiferl. Berorbn. mit Zuftimmung des Bundesrates eingeräumt 
werden. — d) Eine Anzahl, den Schiffahrtsbetrieb Direft oder indirekt geiüh- 
dende Handlungen find durch das Strafgeſetz von vornherein verboten: Inbrand⸗ 
ſteckung (RStrafGB. 88 306—311) oder vorjäpliche Zerftörung ($ 305) eines Schifes, 
Zerftörung von Zeichen, welche zur Sicherung der Schiffahrt aufgeftellt find und! 
Herbeiführung des Strandens ober Sinkens eines Schiffes mit gemeiner Gefahr 
(88 822 ff., 325 ff., 265), Entlaufen ober Verbergen des Schiffemannes ($ 298), Ein⸗ 
ſchiffung von Gegenftänden, welche bie Beichlagnahme oder Einziehung bes Schiffes ob 
der Labung veranlafien können, ohne Vorwifſen des Rheders ſeitens des Schiffers od 
ohne Borwiffen des Lebteren ſeitens des Reifenden oder Schiffemannes ($ 297). | 
II. a) Kaiſerliche Verordnung trifft Vorkehrung zur Verhütung dee 
Zufammenftoßes der Schiffe auf See (die Schiffe haben Nachts Lichter, kei 
Nebel Schallfignale zu führen, bei Nebel u. f. w. die Gejchwindigkeit zu mäßig. 
beim Ausweichen beftimmte Regeln einzuhalten: Verordn. vom 7. Jan. 1880. 
R.G.Bl. ©. 1) und über die Signale, durch weldde in Noth oder Geiahr bei 
findliche Schiffe ihre Lage zu erkennen geben oder Lootſen zu verlangen Haben 
(Kaiferl. Berordn. vom 14. Aug. 1876, R.G.BL. ©. 18 ff.). — b) Hat fich ein 
Zufammenftoß wirffih ereignet, ſo hat der Fuhrer jedes der kollidirenden 
Schiffe dem anderen, ſoweit ohne erhebliche eigene Gefahr möglich, Beiſtand zu leiten 
und vor der Fortfegung der Yahrt Namen, Unterfheidungsfignal (die Unterfcheidunge, 
fignale werden in der jährlichen amtlichen Schiffsliſte mit angegeben) , Heimathe. 
Abgangs- und Beftimmungshafen feines Schiffes anzugeben (Kaiferl. Verorbn. vom 
15. Aug. 1876, R.G.Bl. ©. 189). Gemeinjame Strafbeftimmung für Verlegung | 
dorgedachter Verordnungen (Geldftrafe bis 1500 Mark): RStrafGB. 8 145. Zur 
Unterſuchung ber Seeunfälle, von welchen Kauffahrteifchiffe betroffen werder., 
find an den Deutfchen Küften Seeämter nach näherer Vorſchrift des R&e. vor 
27. Juli 1877 (R.G.Bl. ©. 549) errichtet (vgl. d. Art. Seeamt, Oberfeeamt). - 
c) Zur Leitung der Bergung und Hülfeleiftung in Seenoth beftehen an da 
Seeküſte Strandämter und ihnen untergeordnete Strandvögte. Lehtere haben di: 
direkte Leitung der Bergungs⸗ und Rettungsarbeiten zu bewirken, dürfen zur Rettung 
von Menfchenleben bie erforderlichen Fahrzeuge und Geräthfchaften,, ſowie jeden 
außerhalb der öffentlichen Wege zum Strande führenden Zugang in Anſpruch nehme. 
und gelten hinfichtlich der Befugniß, Hülfeleiftung zu Rettungszwecken zu verlangen 
ala Polizeibehörde im Sinne von $ 360, 10 de RStrafGB.: RStranbungsorn 
vom 17. Mai 1874 (R.G.Bl. ©. 78, nebft Inftrultion vom 24. Rov. 1875 
Centralbl. S. 751, für dag Neich und Ausf. Verordn. ber einzelnen Seeuferftantn) 
Del. d. Art. Strandrecht und Strandungsordnung, fowie Seewur 
Jedes Deutiche Kauffahrteiſchiff, welches von einem außerdeutſchen Hafen nach einen! 
Deutſchen Hafen oder nach einem Hafen des Kanals, Großbritanniens, bes Cunde, 
ober Kattegats oder nach einem außerdeutſchen Hafen ber Norb= ober Dftiee bei 
ftimmt ift, ift verpflichtet, Deutfche Seeleute, welche im Auslande fid in 
hüljsbebürjtigem Zuftande befinden, behufe ihrer Zurüdbefdrberun] 
nach Deutfchland auf fehriftliche Anweifung des Seemanndamtes gegen Entichädigus| 
nad jeinem Beftimmungshafen mitzunehmen. Gleiches gilt in Anfehung auslän| 
diſcher, auf Deutfchen Schiffen gedienter Seeleute für die nach deren Heimathlarde 
beftimmten Deutſchen Schiffe. Zur Erfüllung diefer Verpflichtungen kann der Scife| 
vom Seemanngamte zwangsweiſe angehalten werden (RGeſ., betr. die Verpflichtung] 
Deutſcher Kauffahrteifchiffe zur Mitnahme hülfsbebürftiger Seeleute, vom 27. Tu 
1872, 8.6.81. ©. 432). — Schließlich vgl. noch den Art. Seewarte. 
Leuthold. 
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Schiffer Schitisfapitän, Th. J. S. 544) im juriftifchen Sinne ift der Führer 
ans Seeſchiffes. Derſelbe kann Eigenthümer eines ſolchen, oder Angeftellter der 
Kheder fein; umd im letzteren alle kann er, wenn dag Schiff einer Aheberei gehört, 
ſelbſt Mitrheder oder ein fremder fein. Iſt ber S. Angeftellter des Rheders, jo 
lann er jederzeit von demfelben entlaffen werden, unbeichadet ber aus dem Dienft- 
verhältniffe ihm auftehenden Entfchäbigungsaniprüche. 

Die Stellung de ©. hat eine privatrechtliche Bedeutung einmal im Verhältniß 
im den Rhebern und dann dem Ladungseigenthümern und fonftigen britten Perfonen 
gegenüber. In letzterer Hinficht begründet es feinen Unterfchied, ob der ©. alleiniger 
Cigentblimer des Schiffes ift oder nicht, während das erftere Verhältniß nur im 
geiten alle in Frage kommen Tann. Hierbei ift es indeß irrelevant, ob ber 
Kapitän zugleich Mitrheder ift. Auch eine zwiefache Qualität de ©. haben die 
auf ihn bezüglichen feerechtlichen Regeln im Auge, nämlich feine Qualität ala Führer 
de Schiffes und feine Qualität ala Vertreter ber Rheder und der Labungsinterefienten. 

Der Kapitän Hat bei allen Dienftverrichtungen „die Sorgfalt eines ordentlichen 
€. anzuwenden”, jo daß jede Verlegung der nach den Geſetzen oder den Anſchauungen 
der Berufögenoffen einem jolchen obliegenden Pflichten als ein Verſchulden angefehen 
wid, für welches er, wenn es einen Nachtheil zur Folge gehabt, zu haften Hat, 
und zwar nicht nur dem Rheder gegenüber, jondern auch den Labungsinterefienten, 
den Reifenden, der Schiffsbeſatzung, den Schiffagläubigern, deren Forderungen aus 
Ruditgeichäften entftanden find. Das Geſetz macht dem ©. ausbrüdlich zur Pflicht, 
ale im Seeverkehr üblichen Maßregeln für die Erhaltung von Schiff und Ladung 
md fir die glückliche Vollendung der Reife zu treffen. Zu feinen bejonderen Ob» 
legenheiten gehört die Aufficht über die (regelmäßig dem Steuermann obliegende) 
Führung des Journals, in welches für jede Reife alle erheblichen Begebenheiten der- 
filben eingetragen werden, umd die Ablegung einer Verklarung (Seeproteftes, 
1. diefen Art.) bei jedem während der Reife eingetretenen Unfall. Journal, wie Ber- 
Narıng gelten als Beweismittel, wennichon bie gefeplich normirte Beweiskraft, welche 
ihnen das Deutſche HGB. beilegt, durch die REPO. (EG. $ 13) in Folge des 
Abgehens von ber alten Beweisiheorie befeitigt ift. 

Die Stellvertreterqualität de ©. ift die naturgemäße Folge des Umftanbes, 
dad 3 in der großen Mehrzahl der Fälle dem Inlereſſe des Rheders nicht ent 
diehen dürfte, wenn durch ihn die beim Rhedereigewerbe vorkommenden Geſchäfte 
von jenem Aufenthaltsorte auß, auch während das Schiff auf der Reife ift, würden 
dorgemommen werben; daß auch daB Intereſſe der Ladung häufig die Vornahme von 
Rechtshandlungen erheifcht, welche Die Labungabetheiligten, die jeht nicht mehr, wie wol 
in Rittelalter, die Ladung begleiten, fi) auch regelmäßig nicht mehr durch einen an 
Lord befinblichen Kargadeur vertreten Laffen, nicht mit dem gewünfchten Erfolge vor⸗ 
ehren Tönnten. Während nım nach Röm. Recht der Umfang der Vertretungsbefugniffe 
des magister navis im Verhältniß zum Rheder fich nach der fpeziellen lex prae- 
pesitionis richtete (1. 1 8 7 D. de exerc. act. [14, 1]), jo bat dag neuere See— 
tetht den &. mit einer gejehlichen Vollmacht, ſowol des Rheders wie der Ladungs- 
betheiligten, außgeftattet, und zwar macht ſich hierbei das Prinzip ber direkten Stell- 
dertretung geltend. Soweit es möglich ift, joll der S. nad) den Anweiſungen der 
Aheder und der Ladungsbetheiligten handeln, ſonſt Hat er fich durch das mwohlver- 
fiandene Intereſſe der einen umd der anderen leiten zu laſſen. Selbftverftändlich ift 
derielbe in Betreff der zu ergreifenben Maßregeln innerhalb der burch die Pflicht, nach 
zermannögebrauch zu handeln, ihm gezogenen Grenzen auch gegenüber den Ladunga- 
betheiligten ſehr frei geftellt. So räumt ihm das Deutjche Gefetz fogar ausbrüdlich 
bie Beſugniß eim, die Reife, beren Fortſetzung in der uriprünglichen Richtung der 
Zujall unmöglich macht, au ändern, zeitweife einzuftellen ober auch ganz aufzugeben. 

Am eingehenbften hat dieſes Stellvertretungsverhältnik das Deutfche HGB. geregelt, 
wennſchon die Hier zur Geltung gelangten Grundprinzipien ſich ebenfo in den fremden 
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Rechten, namentlich im Englifchen und Franzöftfchen, finden. Danach erfcheint der ©. 
als Vertreter der Rheder nicht, fo Lange das Schiff fi im Heimathshafen benubet 
Gine Ausnahme befteht in diefer Hinficht nur in Betreff der Annahme der Schiffe- 
mannfchaft. Außerhalb des Heimathshafens jedoch ift der S. der geſetzliche Ber- 
treter des Rheders nicht nur für bie Gingehung von Frachtverträgen, fondern fir 
die Vornahme aller Geſchäfte und Rechtshandlungen, welche bie Erhaltung dei 
Schiffes und die Ausführung der Reife mit fich bringen. Die gültige Eingehung 
gewiſſer Gejchäfte, nämlich von Darlehnögeichäften, Käufen auf Borg und ähnlichen 
Kreditgeichäften, ift freilich an die (von dem ein folches geltend machenden Zritten 
au beweijenbe) Bedingung gefnüpft, daß bie Eingehung des Geſchäfts überhaupt und 
in dem Umfange, in welchem es abgeichlofien, 1) zur Erhaltung des Schiffes oder 
2) zur Ausführung der Reife nothwendig geweſen ift; die von Bobmereigefchäiten 
an die zweite Bedingung. Wogegen es irrelevant ift, ob die Verwendung wirklich 
erfolgt, oder unter mehreren Sreditgeichäiten eine zweckmäßige Wahl getroffen , ober 
etwa gar dem ©. das erforderliche Geld zur Verfügung geftanden; es müßte denn 
der Dritte nachweislich in böfem Glauben gewejen fein. Die Berugniß zur Abs 
Ichließung von Gejchäften auf den perfönlichen Krebit des Rheders, ingbejondere zur 
Eingehung von MWechjelverbindlichkeiten für benfelben, ift in ber geſetzlichen Bollmadt 
des ©. nie enthalten, Hierzu bedarf er einer Spezialvollmacht. Innerhalb fein 
Wirkungskreiſes ift der ©. auch zur Anftellung von Klagen befugt, paffiv Tegitimirt 
aber nur bei Klagen aus der Bobmerei auf den Verkauf der verbodmeten Gegm- 
„ fände (Deutiches HGB. Art. 697) und bei der Klage des Schiffegläubigers aus 
feinem geſetzlichen Pfandrecht (Art. 764). Im alle dringender Rothwendigkeit dar 
der ©. auch zum Verkauf des Schiffes fehreiten. Doch muß dieſe Nothwendigktit 
feftgeftellt werden, wenn möglich durch das Drtsgericht nad) Auhörung von Sad: 
verftändigen und unter Zuziehung des Konſuls. Auch muß der Verkauf öfmtlid 
geſchehen. Im Verhältniß zwiſchen ©. und Rheder richtet fich der Umfang der 
Vertretungsbefugnifie nach der Ermächtigung, die der erftere vom letzteren erhalten 
hat, und nur, wenn nichts in diefer Hinftcht fejtgeftellt, ift auch hier das Geſetz maj⸗ 
gebend. Der ©. hat alfo die vom Rheder beliebten Beichränfungen feiner geſetzlichen 
Bollmacht zu reipektiren, und macht fich dem letzteren gegenüber ſchadenserſahzpflichtig 
wenn er es nicht thut. Allein dem Dritten gegenüber hat eine ſolche Beſchränkun 
nur dann Wirkung, wen der Rheder beweift, daß fie demjelben befannt war. 
Don ähnlichem Umfange find die Beiugniffe, mit denen ber = als gejeklicer 
Dertreter der Ladungsbetheiligten auf der Reife ausgeftattet if. Er ift nicht zur 
legitinirt, zur Wiebererlangung der durch Anhaltung, Aufbringung oder auf ander 
Weile entzogenen Ladung alle gerichtlichen und außergerichtlicden Schritte zu tum, 
fondern darf auch die Ladung ganz oder zum Theil löſchen, um einen Berluft vor 
derfelben abzuwenden oder zu verringern; fie verbodmen, ſowie einen Theil berjelben 
verfaufen oder verwenden, um die Mittel zur Fortſetzung der Reife zu gewinnen; 
gleichfalls zur Berbodmung der Ladung fchreiten, um die Mittel zu ihrer Erhaltung 
und Meiterbejörderung au beſchaffen, aber auch zum Verkauf, vorausgeſegt daß ie | 
allein ein erheblicher Verluft abgewendet werden kann. Doch ift ein folches von 
©. abgefchloffenes Geſchäft nur dann für die Ladungabetheiligten verbindlich, mem 
und joweit die Nothwendigkeit bargethan wird. Auf den perjönlichen Kredit der 
euer darf derjelbe nur auf Grund einer else Geichäite ebfehliehen. 
Siab. u. Br Deutihes HGB. Art. ans. le de comm at 
221—249. — Bel % Ru Hr comm. II. (ip me se 2. —* art. 12-89. - 
Pohlse, Serwät, 1 1f. — Raltenborn, Geeredt, 88 ff. — 
Deuiſches Seerecht * Fu ff. — Maclachlan, On the In of merchnt ebippin 
Lond. 1876), p. 187 ss. — Cresp-Laurin, Droit maritime, I. (Paris 1376) p. 
Desjardins, Droit commercial maritime, I. (Paris 1880) p. 515 ss. PT 
Schiffegläubi er (Th. I. ©. 546) find folche Gläubiger, denen ein privilegirtä 
Piandreht am Schiffsvermögen des Rheders zufteht, und zwar, mit Ausnahme de 
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odmereiglãubigers, ein geſetzliches. Es find dies Gläubiger, welche ihre Anſprüche 
: der beſtimmungsmäßigen Verwendung des Schiffes zur Seefahrt herleiten, und 
ver 1) folche, deren Forderungen entitanden find durch Aufiwendungen zur Erhaltung 
id Rettung bes Schiffs aus einer Gefahr, gleichviel ob der Rheder beſchränkt ober 
weichraͤnkt dafür haftet; und 2) ſolche, die derartige Aufwendungen nicht gemacht 
ıben, fih aber für ihre Anfprüche nur an Schiff und Fracht halten können (Protof. 
1 dandeler. Komm. VI. ©. 2844). Die Geegejehe haben es für nöthig befunden, 
e einzelnen Forderungen aufzuzählen, welche die Rechte eine &. gewähren. Nach 
atihem Seerecht find es folgende: 

1) die Koften des Zwangsverkaufs des Schiffe, einfchlieklich der etwaigen 
wachungs · Verwahrungs- und Erhaltungskoften ; 

2) die öffentlichen Schiffs⸗, Schiffahrte- und Hafenabgaben ; 

3) die Forderungen ber Bejagung aus den Dienft- und Heuerberträgen; 

4) die Lootjengelder, Bergungs-, Hülfe-, Loskaufs- und Reklamekoſten; 

5) die Beiträge des Schiffa zur großen Havarie; 

ö die Forderungen ber VBobmereigläubiger, denen das Schiff verbobmet ift, 
wie die Forderungen aus Rechtögeichäften, die der Schiffer kraft feiner geſetzlichen 
obmacht außerhalb des Heimathahafens abgeichlofien hat; 

7) die Forderungen wegen Nichtablieferung oder Beichädigung der Ladungs- 
iter und der Weifeeffelten der Pafjagiere und alle jonftigen Forderungen wegen 
ihterrällung ober nicht vertragamäßiger Erfüllung eines vom Rheder eingegangenen 
irrages, deffen Ausführung zu den Dienftobliegenheiten des Schiffers gehört; 

8) die Forderungen aus dem Verſchulden einer Perfon der Schiffebefagung 
deutichee HEB. Art. 757). 

Das dem ©. zuftehende Pfandrecht ergreift nach Deutichem Recht das Schiff 
5% Zubehör und die Bruttofracht der Reife, auf welcher die Forderung entitanden 
! dad den Perſonen ber Schiffebefagung gebührende auch noch die Fracht ber 
üheren Reifen, bie unter benjelben Dienft- und $Heuervertrag fallen. Dagegen 
green die den Deutfchen Forderungen der ©. entiprechenden er&ances privilögiees 
s mangöfifchen und die maritime liens des Englischen Rechts nur das Schiff und 
n Zubehör deſſelben. . 

2as Piandrecht des ©. ift ein privilegirtes, indem es — freilich nicht nach 
kon Rechten, wohl aber nach dem Deutſchen — im alle der Konkurrenz mit 
am auf Grund des bürgerlichen Rechte am Schiffe Haftenden fonftigen Pjandrecht 
2 Vorrang hat. ES fichert nicht nur die Kapitalaforderung, ſondern auch den 
oruh wegen ber Bobmereiprämie, ber Zinfen und ber Koſten. Daſſelbe ift ala 
" dingliches Recht gegen jeden britten Befiger des Schiffs verjolgbar. Es Tann 
m ©. geltend gemacht werben ſowol gegen den Rheder, ala gegen den Schiffer, 
1 zwar gegen den letzteren auch, wenn das Schiff im Heimathahafen Liegt, und 
: it das gegen den Schiffer erftrittene Erkenntniß auch gegen den Rheder wirkſam. 

Das die Rangordnung der ©. jelbft anlangt, jo gehen geiviffe Forderungen 
en übrigen vor, nämlich die Koften des Zwangsverkaufs nebit den Bewachungs- 
nd Lermahrungsloften. Bon den übrigen gehen immer die eine fpätere Reife be- 
Menden denen vor, welche die früheren Reifen betreffen. Nur find die aus einer 
ühren Reife entflandenen Forderungen aus den Dienft- und Heuerverträgen mit 
mielben Vorrecht außgeftattet, wie die eine fpätere Reiſe betreffenden, vorausgeſetzt, 
18 die verſchiedenen Reifen unter denjelben Dienft- ober Heuervertrag fallen. Für 
e in dieſem Sinne gleichzeitigen Forderungen gilt folgende Rangorbnung: 

1) die öffentlichen Schiffe-, Schiffahrts- und Hafenabgäben; 

2) die bezeichneten Forderungen der Beſatzung; 

3) die Zootjengelder, die Bergungs-, Hülie-, Loskaufs- und Reklametoſten, 
e Beiträge des Schiffs zur großen Havarie, Die Forderungen aus den vom Schiffer 
' Nothfällen abgefchlofienen Bodmerei- und anderen Kreditgeichäften, fowie aus 
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Lieferungen überhaupt, die zur Erhaltung des Schiffe oder zur Ausfũhrung der 
Reife erforderlich waren und zu diefem Zwecke gemacht find; 

4) die Forderungen wegen Nichtablieferung ober Veſchadigung vor Gütern 
ober Reiſeeffekten; 

5) die fonft noch oben unter Nr. 7 und 8 aufgeführten Forderungen. 

Die umter einer Nummer ftehenden Forderungen find gleichberechtigt. Rur bei 
denen unter Nr. 3 bat die jpäter entftandene vor der früher entftandenen den Bor 
rang, jeboch mit der Maßgabe, daß, wenn ein Krebitgeichäft zur Berichtigung einer 
früheren, unter die Nr. 3 fallenden Forderung eingegangen ft, fowie wenn ein Ge 
ſchäft Yediglich auf Anerkennung oder Erneuerung einer berartigen früheren Forderung 
abzielt, der daraus entftandenen Forderung ſtets nur das Vorzugsrecht der frühen 
Forderung zuſteht, jelbft wenn das Geſchaft zur Fortſetzung der Reife nothwendig wer. 

Das Piandrecht der S. am Schiffe erliſcht 1) dur den im Deutſchen Reih 
(„Inland“) im Wege der Zwangsvoilfireckung erfolgten Verkauf des Schiffes, wobe 
jedoch die ©. öffentlich zur Wahrnehmung ihrer Mechte aufzuforbern find; 2) duch 
den dom Schiffer im Falle zwingender Nothwendigkeit auf Grund feiner "gefehlichen 
Befugniffe bewirkten Verkauf des Schiffe. Es tritt aladann das Kauigeld an ie 
Stelle des Schiffe, im zweiten Falle jedoch nur, fo Lange es beim Käufer ausfich 
oder fich noch in den Händen des Kapitäns befindet. An der Tracht ift das Manb⸗ 
recht nur wirkjam, wenn diefelbe noch ausſteht oder fi} in den Händen des Schiffe 
befindet. Unter dieſer Vorausſetzung kann e8 aber auch im Falle der Ceifion bee 
Geifionar gegenüber geltend gemacht werden. Die für Aufopferung ober —— 
in Fällen der großen Havarie gewährte Entſchädigung tritt für die ©. an die € 
deffen, wofür die Entſchädigung gewährt wird. Ebenſo die Entjeädigung, welche 
für den Verluſt oder die Beſchadigung des Schiffe oder für die in Folge von Beriuk 
oder Beihädigung von Gütern enigehende Fracht dem Rheder von dem zu leiften 
ift, durch deſſen Schuld der Schaben verurfacht ift. Hat ber Rheder das Kauigeb 
für das veräußerte Schiff oder die Fracht oder die gewährte Entſchädigung ei 
gezogen, jo haftet er jedem S., dem dadurch fein Pfandrecht ganz oder zum Til 
entgeht, perjönlid für ben diefem dadurch entſtehenden Schaden. Auch wenn be 
ſelbe das Schiff zu einer neuen Reiſe in See ſendet, obwol er von ber Forderj 
eine ©., dem er nur mit Schiff und Fracht haftet, Kenntnik erhalten, haftet a 
zugleich bi auf Höhe des Betrags, der den ©. durch Vertheilung des Werihs, dm 
das Schiff vor Antritt der Reife hatte, zu Theil geworden wäre. 

— Saas 
— om Ki joi qui ren« navires 8i y 
Hufe de de an. L. m (Gele vom 21. — a L- 


Mischen. On the law u — shipping (2. ed. Lond. Ya p. Fr * ang 
Lewis, Deutiches Seerecht, II. 148 ff. Zen 


Schiffskollifion (Zuſammenſtoß von Schiffen, TH. I. S. 546) ift dem 
von juriſtiſchem Intereſſe, wenn dadurch ein Schaden herbeigeführt ift, indem & 
fih nun darum handelt, wer biefen Schaden zu tragen hat. Das Höm. Rech 
wenbet hierauf die Grundfäße de? lex Aquilia an. Es unterſcheidet demgemäß, & 
ber Zufammenftoß durch Zufall veranlaßt, oder durch die Schuld des Shifeiiiun 
Steuermanna oder der Mannfchaft verurfacht if. Im erfteren Falle Hat der Eigar 
thümer des befchädigten Schiffs jelbft den Schaden zu tragen, im zweiten der, 
ihn verſchuldet Hat (1. 29 88 2—5 D. ad leg. Aquil. [9, 2]). Seit dem Mitt 
hat man jeboch das römifchrechtliche Prinzip nur für den Fall beibehalten, daß 
Schaden durch nachwelsbares Verſchulden von der einen Seite herbeigeführt 
wobei noch einige Rechte das Verſchulden auf Vorſatz und grobe Fahrläſnigkeit! 
ſchränkten. War dagegen der Zufammenftoß durch Zufall verurſacht, oder war 
auszumitteln, wen die Schuld beizumefjen, oder traf die Schuld beide Theile, 
wurde der Schaden über beide Schiffe vertheilt. Es beitand und beiteht indes 
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opt in Betreff der Geftaltung dieſes Repartitionsprinzips feine Mebereinftimmung 
mter den verſchiedenen Seerechten, weder in Betreff des zu repartirenden Schadens, 
ch in Betreff der Art und Weife der Bertheilung defielben. Nach einer Anzahl 
Üterer und neuerer Seerechte (dem Portugiefiichen und Holländiichen HGB., dem 
jagliſchen und Rorbamerifaniichen Recht) ift Gegenftand der Repartition der Schaden, 
elchen Schiff und Ladung erlitten haben, und zwar wurde urjprünglich der Schaden 
m Schiff auf die beiden Schiffe vertheilt, der am ber Ladung auf bie beiberjeitigen 
übungen, in der fpäteren Zeit aber und jo auch jet werden Schiff und Ladung 
seine Maffe betrachtet, und e8 wird daher der dem Schiff oder der Ladung zu⸗ 
fügte Schaben von beiden Schiffen und — foweit fie beladen find — ben Labungen 
tragen. Die meiften älteren, wie jet geltenden Seerechte laſſen jeboch eine Repar- 
kim nur Hinfichtlich der den Schiffen zugefügten Beichädigungen eintreten. Die 
Isartition jelbft wird aber entweder — und zwar nach der Mehrzahl der älteren 
® neueren Seerechte (jo 3. B. dem Franzöfiſchen und Italieniſchen) — in ber 
ie vorgenommen, daß jedem Schiff die Hälfte des Schadens auferlegt wird, oder 
ter fo, daß diefer nach dem Verhältniß des Werths ber beiden Schiffe vertheilt 
u (jo von den neueren Seerechten das Ruſſiſche, Portugiefiche, Holländifche). 
Tdes Repartitionaprinzip befteht indeß in den fämmtlichen angegebenen Fällen heut- 
atage iaſt nirgends mehr. Bei dem durch beiderfeitige Schuld Herbeigeführten 
\hmmenftoß findet noch jeht in einer Reihe von Serrechten Repartition ftatt, 
ceegem nach den anderen in bdiefem Falle ein Anſpruch auf Erfah des zugerügten 
itadena überhaupt nicht Platz greift, der Schaden vielmehr von dem Beſchädigten 
‚6 zu tragen ift. Auf erfterem Standpunkt fteht das Englifche und Nordamerikaniſche 
tatt, die Franzöfiſche Jurisprudenz, die jedoch in neuerer Zeit überwiegend, ganz 
aie das Schwediſche, Norwegiſche und das neuere Belgiſche Seerecht, ala Maßſtab 
x die Repartition, die Größe der Schuld auf der einen und anderen Seite an« 
mut, anf letzterem das Portugiefiiche, das Holländiſche, das Ruffiihe und bag 
etiche Recht. Bei der durch Zufall veranlaßten Kollifion erkennen nur das 
Finde und Ruſſiſche Seerecht, und letzteres auch nur für den zur Nachtzeit er⸗ 
gen Zufammenftoß das Repartitionzprinzip an. Alle übrigen Laffen jedes Schiff 
Ann Schaden tragen. Im dem alle endlich, wo der Zujammenftoß zwar nicht 
: wolge eines Zufalls erfolgte, die Schuld aber nicht nachgewiefen werben kann, 
"en die meiſten Mechte bie Repartition eintreten. Indeß ift diefes Prinzip auch 
vr deeitigt im Nortvegifchen und Schwediſchen Seerecht, fowie im Deutichen HGB. 

Tas Tentiche HEB. Hat die Prinzipien des Röm. Rechts wieder hergeſtellt, 
Andings mit der durch den Grundfah, daß der Rheder für die bei Ausführung 
° Limftverricgtungen vorgekommenen Derjehen der Beſatzung haftet, bedingten 
tation. Die vom HGB. aufgeftellten Grumdjäge find demgemäß folgende: 
in Folge eines Zufammenftoßes von Schiffen Schiff oder Ladung oder Schiff 
d Sadung auf einer oder beiden Seiten befchädigt oder ganz zu Grunde gegangen, 
Mt, mern bie Kollifion durch das Verſchulden einer Perſon der Bejagung des 
iren Schiffs (d. 5. des Schiffers, der Schiffsmannſchaft oder einer der ſonſt noch 
= dem Schiffe angeftellten Perfonen) Herbeigeführt ift, der Rheder dieſes verpflichtet, 
ın dem anderen Schiff und deſſen Sadung zugefügten Schaden zu erſetzen, ohne daß 
»urh die perfönliche Erfaßpflicht der perſonen der Beſatzung ſelbſt berührt wird. 
‚ übeder, beflen Haftung natürlich, den darüber beftehenden allgemeinen Grund⸗ 
3 gemäß, auf Schiff und Fracht beſchränkt ift, haftet übrigens nicht nur für den 
“baden, der an ober auf dem Schiffe verurjacht ift, mit welchem das jeinige 
Udirte fondern auch für den, welcher dadurch entſtanden iſt, daß ber zwiſchen 
riem und ſeinem Schiffe ſtattgehabte Zuſammenſtoß einen Zufammenftoß des erſteren 
it ‚nem dritten verurfacht hat. Trägt dagegen die Schuld an dem Zufammenitoß 
# Veſatung beider Schiffe, oder iſt derſelbe durch Zufall verurſacht, oder läßt fich 
At ermitteln, ob Zufall oder Verſchulden die Urjache der Kollifion geweſen, jo 
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findet ein Anfprud auf Erſatz des ben Schiffen zugefügten Schadad nitt fi 
Das Berichulden des einen ober bes anderen oder beider Theile ift in jtden x 
zu erweifen, mögen beibe Schiffe, ober das eine ober das andere fid auf der il 
oder — wenn fie befeftigt waren, fich aber Iosgeriffen haben — im Ze 
finden, ober vor Anfer oder am Lande befeftigt Liegen. Eine Präfumtion ii: 
Schuld des in Fahrt befindlichen Schiffs, wie fie andere Rechte (3. B. das Ruf 
auftellen, kennt das Deutſche HEB. nicht. Für den Schaden, melde Yard 
vom Lootſen, der das Schiff führte, verfchuldeten Zufammenftoß herbeigeführt it, 
der Rheder nicht einzuftehen, vorausgeſetzt, daß der Lootfe ein Zwangsloebt 
und die Schiffebefagung bie ihr obliegenden Pflichten erfüllt hat. War der 
dagegen fein Zwangslootfe, fo haftet der Rheder für die Folgen des untt 
Kommando feines Schiffers erfolgten Zufammenftoßes, wenn dabei ein Verſehen 
beffen Seite vorgefommen. Abgejehen nämlich von dem Fall der vechtlichen 
wendigfeit, einen Lootſen zu nehmen, bleibt der Schiffer der verantwortlicht 
bes Schiffs. Gin vollftändiges Ahgeben bes Kommandos an einen anderen ind 
alfo ftets eine culpa. Wenn das Geſetz den Rheder jebes Schiffs den dem 
zugefügten Schaden tragen läßt, falls der Zufammenftoß durch beiderjeitiges 
ſchulden herbeigeführt ift, jo hindert dies bei Beſchädigung der Ladung deren @ 
thümer nicht, Entſchädigung von den Rhedern, auch dem des Schiffe, auf wi 
fich die Ladung befand, zu fordern. Dagegen haftet der Rheder auch den Lab 
eigenthümern nicht, wenn die den Schaden herbeiführende Kollifion durch 
Zwangslootfen verſchuldet ift. Cine Haftpflicht der Ladungseigenthümer find 
teinem Falle ftatt. 


Gigd. u. Sit.: Deutſches HGB. Art. 736-741. — Sen Code de comm 
407. — Belg. Code de comm. L. II. (Gele vom 21. Aug. 1879) art. 2238-8 


Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. Lond. 1876, p. 385 Si 
Höchster et Sacre, Droit maritime (Paris 1876), I. p. 184 ss.; Il. p. 73% 
Goujet et Merger, Dictionnaire de droit commercial (3. &d. von Ruben 
L p. 8 ss. — Sampredt in Sebigmiblis Pe für das gef. H.R. 
bis 99. — Lewis, Teutſches Seerecht, II. ©. 82 fi. 


Schiffsmanuſchaft (Th. I. ©. 544) ift das zur Bedienung eines Kauffa 
ſchiffs beſtimmte Perfonal. Die Rechtöverhältnifie derfelden Haben nach allen 
tungen hin in Deutjchland eine reichagejehliche Regelung erfahren in der Seem 
ordnung vom 27. Dezember 1872. Wennſchon das Gejeh von der S. nich 
den Kapitän ausſchließt, jondern auch — auf Dampfſchiffen — das geiat 
Mafchinenperfonal, fo legt e8 doch nicht nur diefem, ſondern aud) den als M 
wärtern oder in einer anderen Eigenfchaft auf dem Schiffe angeftellten Werke 
dieſelben Rechte und Pflichten bei, wie der S. Eine ſeerechtliche Bgeihmung, % 
den Schiffer, die Mannſchaft und die ſonſt noch auf dem Schiffe angeſtellten P 
umfaßt, it Schiffsbeſatzung (Deutihes HGB. Art. 445). 

Die ©. zerfällt in die Offiziere und die gewöhnlichen Seeleute. As DU 
find nur die zu bezeichnen, die ein Kommando auf dem Schiffe führen. Dal 
die Steuerleute und der Bootsmann, unter der VBoraußfegung, daß er Steuermrugl 
bienfte verfieft. Auf Dampfichiffen rechnet man auch den Ingenieur und Die r 
Ichiniften dahin. Die gewöhnlichen Schiffeleute zerfallen, je nach den beio 
Bunktionen, die ihnen auf dem Schiffe zugewieſen find, reſp. dem ihnen zukonn 
Range und ber ihnen gebührenden Heuer, in verfchiedene Kategorien. Man — 
ſcheidet Bootsmann, Zimmermann, Koch, Segelmacher, Vollmatroſen, Leichtm a — 
Schiffsjungen. 

Fur den Eintritt in den Schiffsdienſt wird im Deutſchen Reichsgebiet gef — 
daß der betreffende mit einem Seefahrtsbuch verſehen iſt, welches ihm von 
Seemanndamte auögefertigt wird. Iſt derfelbe ein Deutjcher, fo wird hierzu ch 
geſetzt, daß er das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, fich über feine Mili 
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qiltnifſe auszuweiſen vermag und, wenn er noch unter väterlicher Gewalt ſteht oder 
minderjägrig ift, die Einwilligung des Vaters oder Vormundes beibringt. Das 
Zienfiverhältniß des Schiffemannes wird begründet und geregelt durch den Heuer- 
vertrag (f. diefen Art.); doch enthalten auchedie Gejehe darüber eingehende Bes 
fimmungen. Der Schiffer erſcheint aber nicht nur als Dienftherr des Schiffsmanns, 
sondern es ſteht ihm auch eine Dieziplinargewalt über biefen zu, welche fich ſogar einer 
obrigfeitlihen Gewalt nähert. Derjelbe darf nach der Deutfchen Seemannzordnung 
alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Sicherung der Regelmäßigkeit des 
Tienftes erforderlichen Maßregeln ergreifen; Hierbei auch namentlich herkoömmliche 
Erihwerungen des Dienfte® und mäßige Schmäleung der Koft (letztere bis auf bie 
Tauer von drei Tagen) eintreten laſſen. Dagegen .ift demfelben die Verhängung 
von Gelditrafen, körperlicher Züchtigung und Einjperrung der Regel nach unterjagt. 
Wein um Widerfeplichkeit und Ungehorfam zu brechen, fann er alle erforderlichen 
Roßregeln ergreifen und felbft zur Feſſelung der Widerfpenftigen darf er fchreiten, 
wenn dies durch die Sicherheit des Schiffe und der darauf befindlichen Perjonen 
ud Vaaren gefordert wird. Die Schiffsleute Haben bei Vermeidung von Kriminal- 
Äuin dem Schiffer Hierbei auf Erfordern Beiftand zu leiſten. Verlegung der 
Lirtpflicten und Widerjehlichkeit haben für die Schiffsleute auch SKriminalftrafen 
yur Folge. Im Interefje der Aufrechterhaltung der Disziplin und mit Rüdficht 
an die Interefien der Nheder und Ladungsbetheiligten verbietet das Geſetz (ab⸗ 
girhen von einem alle) dem Schiffemann, den Kapitän vor einem fremden Gericht 
zu belangen. Doch geftattet e8 demielben in dringenden Fällen die vorläufige Ent« 
heitung des Seemannsamtes nachzufuchen, welche auch für ben Schiffer einftweilen 
bindend if. Auch iſt zur Verhütung von Mißbrauch der Disziplinargewalt bie 
biutragung aller ſeitens des Schiffer angeordneten Maßregeln in das Journal 
tergeichrieben, und dem Schiffer, ber fich eines ſolchen Mißbrauch ſchuldig macht, 
Krimmalftrafen angedroft. Wegen Seeuntüchtigleit des Schiffe oder Un= . 
Mlönglichteit des Proviants können ein Offizier ober wenigftens drei Schiffeleute 
Achterde bei einem Seemannsamt erheben. Diejes hat alsdann eine Unterſuchung 
der gedachten Thatfachen zu veranlaffen, deren Ergebniß in das Journal einzutragen 
m, jalls die Beſchwerden begründet find, für geeignete Abhülfe Sorge zu tragen. 
Bagıgen find grumdlofe VBeichtverben, wenn fie wider befferes Wiffen ober Leicht» 
Beife erhoben werden, mit Strafe bedroht. 
Ib. m. Bit.: Deutſche Seemanndorbnung vom 27. Der 1872. — Lewis, Dentfches 
et, LE. 194-179. — Tedlenborg, Haudlexikon für Rheber, Verficherer u. Schiffä- 
Bote Kal, Bremen 18689), ©, 405 | — Granz. Code de comm. art 250272. — 
lg. Code de comm. L. IL (Gejeg vom 21. Xugufi 1879), art. 47-65. — Engl. Mer- 
shipping act von 1854 (17. 18. Victoria c. 104), -sect. 141 ss.; von 1862 (25. 26. 
c sect. 13 ss.; dom 1867 (30. 31. Victoria c. 124), sect. 7 ss.; von 1871 
85, Victoria c. 110), sect. 7; von 1873 (36. 37. Victoria c. 85), sect. 7 ss. — 
stlschlan, On the law of merchant shipping (2. ed. Lond. 1876), p. 200—259. — 
Oliver'z shipping law manual (6. ed. Lond. 1879), p. 262 ss. — des -Laurin, 
(ean de droit maritime, I. (Paris 1876), p. 456 as. Remis. 


Eciffspapiere (papiers de bord, lettres de mer), Urkunden, die zun Aus 
deis über Rationalität oder Eigentfum eines Schiffes, Über deſſen Mannichaft, La= 
bung oder Reife dienen. Die Geſetzgebungen der Küftenftaaten jchreiben dor, welche 
zu biefem Zwed am Bord eines Schiffes geführt werden müffen. Zahl 

a Ar der in den einzelnen Ländern erforderten Papiere ftimmen keineswegs mit 
Erander überein. Diefe Nichtübereinftimmung ift ein großer Uebelftand, da e8 in 
beige derfehen zwefelhaft bleibt, ob eine nach den Gejehen bed Inlandes aus« 
wihende Segitimation auch von den Gerichten und Behorden bes Auslanbes ala ger 
— angeſehen werben wird. Namentlich im alle eines Seelrieges kann eine 
te Ungewißheit gefahrbringend werben, wenn es fi) danım Handelt, auf 
md der ©. die Neutralität von Schiff oder Ladung nachzuweiſen. Es wäre 
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deshalb wünſchenswerth, daß ein Kongreß ber jeefahrenden Staaten gemeinfame 
Grundſätze in diefer Hinficht nach Art der Parifer Deklaration aufftellen mödte; 
ob und wann e8 dazu kommen wird, ift allerdings bei der gegenwärtigen Lage der 
internationalen Beziehungen nur proßlematiich. Bis zu einer folgen Einigung wir 
davon auszugehen fein, daß die Frage, welche Papiere zum Erweiſe der Rationafitkt 
eines Schiffes erforderlich find, nach den Geſetzen des Landes zu enticheiden ift, dem 
das Schiff angehört (Preuß. Prifen-Regl. vom 20. Juni 1864 8 6). 

Im Allgemeinen ift hervorzuheben: dem Schiffer Liegt die Sorge dafür ob, 
daß fich die erforderlichen ©. an Bord befinden, er foll die Reife nicht antreten, 
bevor er mit denjelben verjehen ift, Der Beirachter ift verpflichtet, dem Schiptt 
diejenigen Papiere außzuhändigen, bie zur Verfchiffung der Ladung gehören, und 
zwar binnen der Frijt, innerhalb deren nach dem Frachtvertrage die Einlieferung det 
Ladung jelbft zu gejchehen hat. Schiffe, die keine Papiere führen, eben jolche, bei 
denen doppelte oder faljche Papiere gefunden werden, find von vornherein ver 
dächtig. Die Wirkung tritt wiederum vorzugsweiſe im Fall eines Seefrieges hervor. 
Werden folche Schiffe aufgebracht, jo gelten fie, wenn fie nicht im Stande find, da 
auf ihnen laftenden Verdacht zu widerlegen, als. gute Prife. Auch die Berantwort- 
lichkeit für den Hieraus dem Rheder und den Ladungsintereſſenten erwachſenden Ber 
mögensnachtheil trifft zunächft den Schiffer. 

Im Einzelnen laſſen fi die hauptſächlichſten S. wie folgt klaffifiziren: 
a) Urkunden, betreffend Eigenthum und Nationalität des Schiffe. Im Geltung 
gebiet des HGB. dient Hierzu das Schiffscertififat, eine Beſcheinigung über die Ein: 
tragung des Schiffes in das Schifferegifter, welche von der Regifterbehörbe aui- 
gefertigt und durch die ſowol da® Eigenthum am Schiff wie das Recht defjelben zur 
Führung der Neichäflagge dargethan wird. Nur Schiffe. von nicht mehr als 50 
Kubifmeter Brutto-Raumgehalt können, auch ohne ein Schiffscertififat zu befigen. zur 
Führung der Reichsflagge befugt fein. Die Einrichtung des Schiffsregifters und der 
Schiffzcertififate ift vornehmlich Englifchem Mufter ‚nachgebitbet ; früher galt in 
Deutſchland als Hauptfächlichiteg Dokument über bie in Rebe ftehenden Berhältnitie 
der Beil- oder Bielbrief; nad) dem Code de comm. und den auf ber Grundlage 
deffelben beruhenden Hanbelagefehbüchern werden bejondere Urkunden in Betreit de 
Eigenthums und in Betreff der Nationalität erfordert (acte de propriets und acte 
de francisation). b) Urkunden, betreffend das Verhalten gegenüber den Poligei- und 
fonftigen Hafenbehörden. Dahin gehören der Seepaß, Quittungen über Bezahlung 
von Zöllen und Hafenabgaben und der Meßbrief. Letzterer ift ein Zeugniß fiber 
Größe und Tragfähigkeit des Schiffes. Auf Grund einer bereits in der Norddent 
chen Bundesverfaffung enthaltenen, demnächſt auch in die Reichsverjaſſung über 
gegangenen Beftimmung find für das Deutiche Reich durch den Bunbesrath al. 
gemeine Anordnungen über die Vermeſſung der Seefchiffe und die Ausftellung von 
Meßbriefen getroffen worden. Seit diefer Zeit werben bie Deutichen Meßbriefe auch 
im Auslande allgemein anertannt. c) Urkunden, betreffend die Equipage. Die vor 
züglichfte derfelben ift die Mufterrolle, ein von der Mufterungsbehörde urkundlich 
ausgefertigtes Verzeichniß, welches Namen und Nationalität bes Schiffes, irmer 
Namen und Wohnort (Heimath) des Schiffers, ſowie jeder einzelnen Perſon der 
Schiffsbeſatzung angiebt. Der Eintragung in die Mufterrolle muß die Anmufterung 
boraufgehen, d. i. die perjünliche Vorftellung des Schiffsvolkes und eine Berlaut- 
barung der von demſelben mit dem Schiffer abgefchloffenen Heuerverträge vor der 
Mufterbehörde. Hierbei müffen die Schiffsoffiztere durch Qualifikationszeugniſſe, die 
Matrojen durch die den Gefindebüchern analogen Seefahrtsbücher darthun, daß ihrer 
Verheuerung feine Hinderniſſe entgegenftehen. Auf Grund des bei der Anmufterung 
aufgenommenen Protokolls wird der Inhalt der Heuerverträge mit in die Mufter: 
rolle aufgenommen. Letztere vertritt in Preußen zugleich die Stelle eines Seepafie. 
d) Urfunden, die Ladung betreffend: Gertepartien, Konnofjemente; das vom Schiffr 
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zu führende Ladebuch oder Ladungsmanifeſt, welches eine tabellariſche Ueberficht über 
die einzelnen, auf das Schiff abgeladenen Güter enthält. Unter Umſtänden können 
auch Zollquittungen, Urſprungszeugnifſe über die verſchifften Waaren und andere 
Artefte erforderlich werden. e) Urkunden hinſichtlich der Reife. Obligatoriſch iſt 
bier nad dem HGB. das Schiffsjournal, über defjen Inhalt und Beweigkraft Art. 
+86—489 zu vergleichen if. 

Die gmannten ©. find, wie ſchon hervorgehoben worden, nur die hauptjäch- 
lichſten, eine erſchöpfende Aufzählung der Urkunden, die möglicherweile unter dieſen 
Begriff fallen, wird fich kaum geben laſſen. 

Gigb. u. Lit.: Außer dem HGB. Art. 492 ff. beſ.: Nordd. Bundesgeſ. v. 25. Olt. 1867, 
betr. die Nationalität der ——— und ihre Befugniß zur X der Bunbeiflagge. — 
Rei betr. die Regiſtrirung und Bezeichnung ber — —— vom 28. Juni 1873. — 
Schirfevermefjiungsordnung dom 5. Juli 1872 nebfl Erafnzung vom 24. Dtt. 1875. — See 
zannsordnung vom 27. Dezbr. 1872. — v. Kaltenborn, Seerecht, I. S. 90 fi. unb bie 
%f. Angef. — Sewis, Serreht, L ©. 10, 14. Behrend. 


Schiffspart (TH. I. S. 544) nennt man den quoten Theil eines Kauffahrtei⸗ 
iciffes, das einer Rhederei gehört. Wenn nämlich ein ſolches Verhältniß vor=- 
kp, fo wird das Schiff in eine Anzahl ideeller Theile zerlegt, welche die Mitglieder 
der Rhederei, die Mitrheder, haben. Die Zahl der Parten ift nach dem Belieben 
der Mitrheber eine größere oder Heinere, ohne daß die Größe des Schiffs Hierauf 
einen Ginfluß Hat. Die ©. find nicht nothwendiger Weife gleich groß. Sie find 
theilber. Auch können einem Mitrheder mehrere Parten gehören. Die ©. haben, 
sarz wie die Aktien einen zwiefachen Charakter. Sie begründen einerjeits die Mit- 
gliedſchaft in der Rhederei, andererſeits find fie veräußerliche und vererbliche Ber- 
tiẽgensobjekte. Nach der Größe der ©. richtet fi, wenn nicht durch den Rhederei— 
trag etwas Anderes beliebt ift, einzig und allein das Stimmrecht der Mitrheder 
cı den Rhebereiangelegenheiten, jo daß auch die Willenzerflärung eines einzigen 
Kurheders, dem mehr als die Hälfte des Schiffs gehört, die Bedeutung eines 
Rojoritätsbefchluffes hat. Die Größe der ©. iſt maßgebend für die Bertheilung 
ven Gewinn und Verluſt, wie für die Verpflichtung der Mitcheder, zu den Ausgaben 
der Rhederei beizutragen, und für den Umfang der Haftung bderjelben dritten Per— 
fonen gegenüber da, wo beren perjönliche Haftung begründet ift. Die ©. kann — 
wem nicht der Nhebereivertrag etwas anderes verorbnet — jeberzeit von ihrem 
Egenthũmer beliebig ganz oder zum Theil veräußert werden. Den übrigen Mit- 
teen ſteht gejehlich kein Vorkaufsrecht daran zu. Auch ihre Einwilligung ift 
nicht erforderlich, mit Ausnahme des alles, wo das Schiff in Folge der Ver- 
eiberung das Recht, die Reichsflagge zu führen, verlieren würde. Die ftattgehabte 
Beraußerung muß indeß vom VBeräußerer und Erwerber den Übrigen Mitrhebern 
Hr dem Korreſpondentrheder angezeigt werben. So lange dies nicht gefchehen, 
wird der Veräußerer in feinem Verhältniß zu den Mitrhedern ala Mitrheder an- 
geichen und bleibt ala ſolcher jenen wegen aller vorher begründeten Verbindlichkeiten 
verhaitet. Auf der anderen Seite ift der Erwerber in feinem Verhältniß zu den 
Mitrhedern ſchon vom Zeitpunkt der Erwerbung an ala Mitrheder verpflichtet, wie 
er nicht nur die Beftimmungen des Rhebereivertrages, jondern auch die Rhederei— 
beihläffe und bie eingegangenen Geſchäfte gegen fich gelten Iaffen; fich auch gefallen 
loften muß, daß die Übrigen Mitrheber bei dem ſich für ihn fpäter Herausftellenden 
Veninnantheil wegen ihrer Anjprüche gegen den Veräußerer Abzüge machen. Ebenjo 
haften für die in der Zeit zwiſchen der Veräußerung und der Anzeige entftandenen 
derjonlichen Berbindlichkeiten zu dem der S. entiprechenden Theile ſowol der Ver⸗ 
Auberer ala der Erwerber. Die bereit? begründeten perjönlichen DBerpflichtungen bes 
Mitrheders gegen Dritte werden durch die Veräußerung ebenfowenig, wie bei Ver⸗ 
äußerung des ganzen Schiffs berührt. Das Verhältniß des Veräußerers zum Er- 
werber mit Nücficht auf Gewinn oder Verluſt der Reife, während welcher das Schiff 

». Holgendarff, Ene. II Reislertton III. 8. Aufl. 37 
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veräußert ift, richtet fich natürlich nach der Vereinbarung der Parteien. Fehlt eine 
folche, jo trifft Gewinn wie Verluft den Erwerber. 

Gigb. u. Sit.: Dentfches en Art. 441 ff., 458, 469-471, 474. — Semi, 
Seerecht, I. ©. 45 ff., 66 

Schilling, Friedrig Adolf, 5 9. II. 1792 zu Pegau, — — 
ſtudirte in Leipzig, habilitirte ſich 1816, wurde 1818 außerordentl. Prof. in Halle, 
ging 1822 nad Breslau als orbentl. Kıof,, 1825 a gaplis er 27. I. igh 

Sdriften: Diss. critica de Ulpiani fragmentis, Vratisl. 


ol ——8 Bea 1829. — Animadversiones ——— * pr en 
sn buch für Amftitutionen und Gedichte des Römifcen ä, 
rag 1897, — Lehrb. des Naturrechts ober der philof. Rechtzioi| , Leit 


1859—1863. — — erit. ad diversos jur. Justinianei locos spec. XL, Lips. 185. — 
—— genen din inquiritur, jurisconsultorum rom. de naturali et gentium jure opinion 
habuerint in jure civili excolendo, Lips. 1862. 
ip. Fe Bi enſchaftl. nraerlage vom 19. Mir 1865. — Neber Bruno 
BIETER vg! Sul Gedichte, UI.b ©. 280. Teichmann. 


Schiltenberger, Johann Peter, 8, 1684 in Stadtamhof bei Regensbum 
früher Advofat heim Hodftifte, 1718 Prof. in Imgolftadt, feit 1755 Gments, ; 
+ 1759. 


Schriften: Quaestiones selectae ex universo Jure, 1718, beögl. 1731. — Disputsio 
ad 1. 49 Tit. 16 ss. de re militari, 1734. — Consilia seu Responsa civilia et criminalia. 
1739. — Disput. ad 1. 5 ss. de Pactis, 1748. Te. de Pace, 1748. — Disp. ad L50 
Tit. Fi 5 et ö ss. de muneribus et honoribus, 17 

Sit: Prantl, Geſch. d. 8.M. Univerf., 1872, a. IL &. 507. Bezolt. 


Schilter, Johann, 5 29. VII. 1682 zu Pegau, wurde 1668 Amtmann in 
Suhl und fpäter beim Konfiftorium in Jena angeftellt, gs nach Frankfurt aM, 
dann nad Straßburg, wo er Rathsherr wurde, 14. V. 1705. ; 

Schriften: Exercitationes ad 50 libros a Jen: 1675—1680, “u 
Praxis ‚axia jur. rom. in foro germ., Francof. et Li ipe 1783. — Institutiones jur. can., Jen. 1681, 

— Jen. 1718, ed. 7. Francot. et Lips. 1749. — De libertate eccl. 
ten VII, Jen. 1688. — Diss. de matrimonio, Jen. 1683. — Institutiones Pe 
Germ., Ärgent 1696. — Codex jur. feud. Alemannici, Argent. 1696, Dr, 178. — 
Thesaurus antiquit. Teutonicaruı, ed. Scherz, Ulm. 1727. — Institutiones j 


. fendale, | 
Argent. 1696 (. — Ay Buri, Giehen 1432—1788, von Runbe, Giefen 1789 — | 
Concordata nat. germ. 


‚1 
Bit.: Schulze, Ginleitung das Deutiche Staatsrecht, Lei le ©. 71. — Jugler, 
VI. 72 #. — Stobbe, Rechtöquellen, IL a —— Dart he 
Schulte, Geſchichte, IIL.b 58. — manı 


Schlachthaus. Man unterfcheidet öffentliche und Privat-S. Gifer 
find den Gemeinden oder den Schlächtergewerben gehörige Anftalten, melde 
von den Schlächtern gemeinjchaftlich zum Schlachten des Viehes und zur Berarbeir 
tung des Fleiſches benugt werden, während letztere fich jaft ausnahmslos in oder 
bei den Wohnhäufern der Schlachter befinden. Da mit den Privatſchlãchtereien 
vielerlei Uebelſiände verbunden find, jo ift in neuerer Zeit das Beſtreben der Staats 
zegierungen der meiften Guropäifchen Länder darauf gerichtet gewefen, öffentliche 
©. einzurichten. Hiermit fol nicht gejagt fein, daß öffentliche S. überhaupt er 
in neuerer Zeit entftanden ſeien; haben doch die Römer jchon folche (Lanienae) ge 
habt, die mit derfelben Pracht ausgeſtattet waren, wie andere öffentliche Gebäudt, 
wie Bäder, Cirken u. ſ. w. 

Auch das Mittelalter Hat öffentliche gemeinichaftliche S. aufzuweiſen. In einer 
im ſtädtiſchen Archiv in Viegnitz noch vorhandenen Urkunde vom 6. Februar 1373 
beftätigt der Herzog Ludwig von Liegnik für fih und als Vormund feiner Vettem 
den an bie Stabt erfolgten Verkauf des ſog. „ſtuitelhofes“, d. h. S. Derſelbe wurde 
1789 vollftändig neu gebaut. Niemand durfte anderswo als im Kuttelhofe“ ſchlachten 
Die Entſtehungsgeſchichte des Breslauer S. fällt i in das 15. Jahrhundert. 

Im 17. und 18. Jahrhundert wurben im verfchiedenen Deutichen Städten umter 
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dem Ramen von „Kuttelhöfen” oder „Kuttelhäufern“ S. angelegt, die jedoch ben 
Forderungen unferer Zeit in keiner Weife entiprechen. 

Zu Anfang diefes Jahrhunderts wurben in Frankreich in allen mittleren und 
größeren Städten moderne öffentliche ©. eingerichtet. Dieſe Einrichtung verdankt 
& vorzugsweiſe Napoleon IL, welcher unter dem 9. Februar 1810 defretirte, 
daß alle Privatjchlächtereien in den mittleren und größeren Städten zu befeitigen 
und gemeinfchaftliche, öffentliche Etablifſements derart zu errichten fein. Belgien 
’sigte dem m Frankreich gegebenen Beifpiele, jo daß dort gegenwärtig ebenfalls 
in allen größeren Städten allen Anfprüchen genügende ©. vorhanden find. In der 
Schweiz, in Italien, in England und Schottland befigen jaft alle bedeutende Städte 
Üfentlihe S. In Defterreih, Bayern, Baden und Württemberg find die Gemeinden 
beugt, den S. zwang für ſämmtliche Arten von Vieh einzuführen, und zwar ift diefe 
Paterie gefe lich geregelt in Defterreich durch die Defterr. Gew.D. vom 20. De. 
1359, in Bayern durch das Polizei-StrafGB. vom Jahre 1881 bzw. das Polizei 
ẽtraigcðß. vom 26. Des. 1871, in Baden durch dad Gew. Geſ. vom 20. Sept. 
1862, in Württemberg durch das Generalreffript vom 20. Juni 1721. 

In Sadjen find die vortommenden öffentlichen ©. im Befige der Innungen. 
za S.jwang, welcher ſich nur auf Großvieh erftredt, hat nur die Gewohnheit und 
die polizeiliche Anordnung zum Rechtsboden. In Hefſen⸗Darmſtadt Hat bie S.frage 
20% feine gejeßliche Regelung gefunden; in einzelnen Städten, 3. B. in Darmftadt, 
® durch frühere landesherrliche Verordnung S. zwang eingeführt worden. In Preußen 
fm es nach dem Auftreten der Trichinofe zu einer ſehr lebhaften Agitation für bie 
Endtung öffentlicher S. Allein, trotzdem vielfeitig und eingehend beſonders feiteng 
der ägtlichen Vereine für die Nothwendigkeit der Errichtung öffentlicher, ausſchließ— 
14 zu benutzender ©. plädirt wurde, kam es erft im Jahre 1868 zu einer gefeh- 
“den Regelung dieſer Materie. Auf Grund des Geſehes vom 18. März 1868 
surden bi8 zum Jahre 1880 nur in zehn Städten öffentliche ©. errichtet. Durch 
die in den betreffenden Städten gemachten Erfahrungen kam allgemein die Ueber- 
egung zum Ausdruck, daß das Geſetz in einigen Punkten der Abänderung und Er— 
sänzung bebürtig fei, wenn die Errichtung öffentlicher S. und die gebeihliche 
Veiterentiwicdelung ber bereit vorhandenen gefördert werben ſolle. Es wurbe des- 
balb, beſonders auf Anregung des Niederrheinifchen Vereins für öffentliche Gefund- 
heitepflege, im Jahre 1880 ein Gefeentwurf zur Abänderung und Ergänzung bes 
Peepes vom 18. März 1868 berathen und im Jahre 1881 endgültig feftgeftellt, 
eher die Befugniffe der Gemeinden auf diefem Gebiete bedeutend erweitert. 
Zättend denſelben nach dem Gejee vom 18. März 1868 nur die Befugniß zu- 
fand, den Schlachtzwang und die Unterfuchung des in das ©. gelangenden Viehes 
mführen, find diefelben nunmehr berechtigt: 

1) „das von außerhalb in den Gemeindebezirk eingeführte Fleiſch innerhalb 
gwifſer Grenzen einer Unterfuchung zu unterwerfen“ ; 

2) „im ftäbtifchen Verkehr eine Sonderung des S.fleifches und des von Außen 
eingebrachten Fleiſches burchaufüßten“ ; 

3) „die ftädtifchen Schlächter zu nöthigen, das öffentliche ©. der Stadt zu be= 

außen, wenn fie für ihren ftäbtiichen Gewerbebetrieb fchlachten.” 
Da bie Entſchädigungspflicht der Gemeinden den Befigern von Privat-©. gegen- 
Sort ebenjalls vielerorts ein Hinderniß für die Errichtung don Öffentlichen ©. ge- 
ein, jo wurde eine Deflaration des von der Entſchädigung der Schlächter han— 
delnden $ 7 de& Gefehes vom 18. März 1868 hinzugefügt, ebenfo eine Beltimmung 
über den Beitpunft, bon welchem ab die Grrichtung neuer Privatfchlachtanftalten 
nicht mehr geftattet fein foll. 

Dos Gejeh verfolgt einen doppelten Zweck, nämlich 1) die mit dem Betriebe 
der Trivafihlachtftätten verbundenen Beläftigungen der Nachbarſchaft zu befeitigen 
md 2) daB Publikum gegen den Genuß ungefunden Fleiſches zu ſchützen. Nach der 
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gegenwärtigen Faflung find fichere Handhaben gegeben, dieſen doppelten Zwed voll- 
ftändig zu erreichen. 

Bezüglich der baulichen Einrichtung eines ©. verdient Erwähnung, dab zu 
einer volllommenen Ginrichtung folgende befondere Abtheilungen erforderlich find: 
1) Biehftälle zur Aufnahme des zu fchlachtenden Viehes, 2) das eigentliche €. mit 
befonderen Abtheilungen zum Schlachten von Groß- und Sleinvieh und zum 
Schlachten von Schweinen, 8) ein Lokal zur Bereitung der Eingeweide und Abjälle, 
4) ein ſolches zum Talgausſchmelzen. Hierzu kommen noch er für An 
geftellte, Brunnen, Wafferleitungen, Eiskeller, Dampfmafchinen u. |. w. 

Sit.: Brandes, Ueber Schlachthauſer mit beioubeer Raanst auf die Verhaͤllniſſe in 
ber töni k Refidenzftabt 1 Ganmaber, 1865; Derfjelbe, Di hwendigleit eines Schlach 
hauſes E, Deganietin ne "Bülow, 9 ei thäufer, bee Rote 
menbigkeit, nifation und Kenia ilität für alle 870. — 

Müller, ie Bebeutung eines Öffentlichen Schlachthauſes für Magdebu 1“ _ 
an — Anlage u Ha Eneiätung * Sala t = Wochenſchrift für — 
zod Birken bie Ein —* Menge e ia jäufer bemä Ha De ecke che 
ir, Geſund in y ver lad, Des Bleifchtoft bed Menfchen, 1875, 

— Gobbin, Üe Sn or tie ind thaͤuſer und bie ehe des elgemeinen —— 
{range in ber BI Schr. Öffentl. Gejunbheitäpflege, — Ulrid, ce 
ffentliche —S — in der Bresl. ärztl. Zeitſchrift, 1879 ©. 189. 3. Eifer. 
Schlägerei, |. Raufhandel. 

Schletter, Hermann Theodor, & 28. IV. 1816 in Dresden, habilitirte 
fi} 1839 in Leipzig, wurbe 1848 außerordentl. Projeffor, 1854 auferorbentl. Vei⸗ 
figer_ des App.-Gerichts, a an Re erg on A May 1873. 

ortſetzer di ® 8 t ts 
und Gelege — Kr, 7% 1 ——— —S— 
in —— db Er ber wichtigft N ehe —— Ei halt, Being 189.— | 

riften andbut er en eiege a jemeinen Mi * 
Handbuch der Feilen und — Literatur, Grimma —— Veitt. 
au Deutichen, insbel. —*— ea e, 1 —— In —— ——5*— — 
verſammlun is Lu niſtt er an! Tr ei 

Pr ‘ ja ur — Meber ben tmurf einem 


n unb mittleren Städte, 


—— — — nern d Handid) Pe ) Being, 1854. — Berk 
ur Textkritik der Karolina (un) nbichriften) — 8 
dea eis Hr 1856, 2. Aufl. 1862. — Konftit. Kusf, Aug von Sadıfen ua 
Bee A 857. — Allgem. Handbuch der Freimaurerei, —— —— Maureriſche 
msanfichten, 1 
Lit.: Unſere Zeit, 1874, 5. Heft S. 358, 359. Teihmann 


Schliemann, Adolf Karl Wilhelm, 5 21. VI. 1817 zu Mölln (Lau 
burg), wurde 1848 Dozent und Advolat in Roſtock, 1855 Rath in der Juſtizkanzlei 
Schwerin, 1870 Se kenn Bundes» Oberhandelögericht, + 19. I. 1872. 

Säriften Die a: und der Ebionittämus, Roft. 1848. — Die galt 
Gebenten, Koft. 1 1850. — Reit, Bemertungen sim Enhourfe em ng 
Sänzerin, 1858. — m — wang, Roft. 1861. — ge hr. f. b. pei- HR. XVL 1-31. 

: Entſch. des ROHG. IV. (1872) ©. 444, 445. — Vierer ’ Sambb. IH. (1819) 
mann | 


Sqlözer, Auguſt Ludwig von, & 5. VII. 1785 zu — im Hohen⸗ 
lohe⸗Kirchbergſchen, beſuchte Wittenberg, Göttingen, war Hauslehrer in Stodyolm 
und Upſala, nahm eine Stellung bei bem Ruſſiſchen Reichshiftoriographen Müller 
ein, wurde 1762 Adjunkt der Akademie in Petersburg und Lehrer an der Ralr 
mowäti’fchen Anftalt, 1769 Profefjor der Politik in Göttingen, 1802 geabelt, T 9. 
IX. 1809 ala Geh. Hofrath. 

Schriften: Allgem. Staatsrecht ans Stantöverfaffungelehee, Su 1793, 1804 (Staat 


gisigpe nad ihren Haupttheilen) _ Spstema politices, Gott. 1 — Fiſter Anteriuch 
lands Reichögrunbgefepe , Gotha 1777. —  Stantsange en, 17 1793. — Bor 
feitung, der —— — tt. 1772, 3. Aufl. 1786. riefwechſel, Bött. 17751782 


Schlöger’3 dffentl. und Privatleben don ihm Jeld geſchrieben, Gott. 1802 wer 
— Som (Berfafler der Anfangsgründe je een at, zufl. and deutſch, Riga 
1804—1806] Leipz. 1828). — Pütter, Litt. I. 88. — Moh 75, 148; 439—459. — 
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Bluntſchli, Staats Wört.B. IX. 241-246. — Rofcher, Geſchichte der Nationalötonomit, 
1874 ©. 582589. — Bol, Schlöger, Hann. 1844. — Zermelo, Schlöger ein Publizift 
im alten Reid, Berl, 1875. — Welendbond, Die Begründung ber neueren Druticen 
Seihichtfcgreibung durch Gatterer und Schlözer, Leipz. 1876. Teihmann. 


Schlußnote, |. Rote. 

Schlußtermin im Konkurſe ift nach der Deutfchen KO. ein zur Abnahme 
yer Schlußrechnung ded Verwalter, zur Beichlußfaflung über nicht verwerthbare 
Nofiegegenjtänbe und zur Erhebung von Einwendungen gegen das Schlußverzeichniß, 
fo ein zur Regulirung ber Schlußvertheilung vom Konkursgericht angejeter und 
#entlich befannt gemachter Termin. Seine Anberaumung Tann gelegentlich der 
henehmigung der Schlußvertheilung erfolgen und muß fo geichehen, daß bis zu 
emem Eintritt minbeftens drei Wochen Friſt laufen und wieberum ein Monat nicht 
Iberichritten wird. Was ferner erftlich die Schlußrechnung anlangt, welche mit 
hen Belegen und ben etwaigen Anmerkungen bes Gläubigeraugfchuffes drei Tage 
iorber in ber Gerichtsfchreiberei zur Einficht auszulegen ift, jo können außer einem 
waigen neuen Verwalter der Gemeinfchuldner und jeder Gläubiger Einwendungen 
ge fie erheben, aber bei Vermeidung der Entlaftung des Verwalter nur im ©. 
Rimm die Ginwendungen im S. nicht durch Vereinbarung, Aufklärung ꝛc. erledigt 
werden, jo find fie im gewöhnlichen Prozeßwege entweber im allgemeinen Gerichts- 
jande des Verwalters oder in dem ber geführten Verwaltung auszutragen. Die 
echlußfaffung zweitens über unverwerthbare Gegenftände fteht Lediglich den Gläu- 
figem zu; ergiebt fi} dabei ein Verwerthungsmodus nicht, fo find fie ber Ver— 
gung des Schuldners wieder anheimzugeben. Ginmwendungen endlich gegen das 
Shluhvegeichniß find im ©. anzubringen, ohne daß fie hier entjchieden werden 
üßten Im S., mit welchem aud) etivaige, dem Verwalter bis dahin nicht an« 
ägte Maffeanfprüche präffubirt find, Tann, wenn die Verhandlungen nicht Hin- 
veniffe ergeben, möglicherweife die jofortige Auszahlung der Reſtmaſſe eintreten, das 
Serht auch die Aufhebung des Konkurjes beichließen. — Die Defterr. KO. kennt 
ven ©. nicht. Die Einwendungen gegen ben Entwurf der Schlußvertheilung find wie 
3a den Abſchlagsvertheilungen innerhalb Frift anzubringen und nicht in einem Ter⸗ 
Nine; und wenn die Beichlußfafjung über unverwertäbare Gegenftände und die Ab- 
same der Schlußrechnung fich auch zu einem S. kombiniren Tießen, jo fteht bie 
“tere doch mu dem Gläubigeraußfchuß und dem neuen Verwalter zu, denen bie 
um Termine freilich durch Anfchlag am Gerichtshaufe geladenen Gläubiger nur 
Raterial zu Einwendungen liefern können, jo daß bie Verhältniffe auch Hierin nicht 
iberinftimmen. 

Luellen: Deutſche KO. 78, 150, 151, 159; Motive S. 380. — Oeſterreich. 

2 8 , 149 ff, ni] ee f s 
ib: Fuchs, Deutſcher Konk.Prz., 5 29. — Kommentare zur Deutichen KO. LI. von 
» — v. ee v. Bio senborft u. A. k — 

Ehinfvertheil im Konkurſe (v. Bar, Tb. I. Suppl. ©. 90) ift 
iach der Veutichen RD. die nach voraufgegangener Abſchlagsvertheilung erfol- 
‚eide Bertheilung ber Reftmafje des Schuldnervermögene. Ift diefelbe durch nadh« 
röglich seftgeftellte Konkursforderungen oder nachträglich dem Verwalter angezeigte 
Rafeanfprüche erſchöpft, fo ift eine ©., abgefehen davon, daß für die Zahlung 
schträglich Teftgeftellter Konkursforderungen bie Form einer S. benutzt werben kann, 
n fh zwar gegenftandalos, ſoll jedoch mit Rückſicht auf die Möglichkeit von Nach- 
tagsvertheilungen, für welche das Schlußverzeichniß gleichfalls die Grundlage ift, 
ht wegfallen. — Die S. die vom Konkursverwalter veranlaßt wird, bedarf nicht 
los der Zuftimmung des Gläubigerausfchuffes, fondern wegen der mit ihr ver— 
undenen Aufhebung bes Konkurfes und Präflufion der nicht angemeldeten bzw. ohne 
‘t erforderlichen Nachweiſe gebliebenen Forderungen und Anfprüche auch der Ge— 
iehmigung des Gerichte. Im Mebrigen foll fie eintreten, wenn die Verwerthung 
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der Maſſe beendigt ift; wo diefer Moment durch ſchwebende Prozeſſe über Maſſe— 
gegenftände oder andere Hinderniffe hinausgeſchoben ift, Tann das Gericht nad) Er 
wägung der Verhältniffe und der fich gegemüberjtehenden Interefſen die Bomalne 
der S. anordnen oder ausſetzen. Ihre Ausführung erfordert Klarftellung ber noch 
übrigen Theilungsmafje, darum namentlich auch Abnahme der Schlußrechnung des 
Verwalter, welche im Schlußtermin erfolgt, und Slarftellung der Beträge aller 
noch nicht befriedigten Konkurforberungen, weshalb der Verwalter nach gleichen 
Grundfäßen, wie bei den Abtragavertheilungen, ein Verzeichniß berfelben anzufertigen | 
und zur Einficht der Betheiligten in ber Gerichtöfchreiberei auszulegen hat. Gleich 
zeitig ift vom Verwalter die Summe ber Forderungen und der Betrag der Reftmafie 
öffentlich bekannt zu machen. Bon der Belanntmachung an läuft auch Bier eine 
Ausſchlußfriſt von zwei Wochen, innerhalb welcher nicht jeftgeftellte Forderungen durch 
die dem Verwalter zu führende Nachweifung der Erhebung der Feftftellungsflage bzw. 
der Aufnahme des Prozeſſes, Forderungen Abfonderungäberechtigter durch Nachweis 
des Verzichts oder Ausfalls, fuspenfiv bedingte Forderungen, für welche ein An 
ſpruch gegen den Gemeinfchuldner auf Sicherheitäleiftung nicht beitand, durch Nach 
weis des Eintritts der Bedingung noch zur Berüdfichtigung gefördert werben fünnen, 
mit deren Ablauf fie aber auch von der Konkursbefriedigung, und zwar in der Weile 
ausgeichloffen find, daß die bei den Wbfchlagävertheilungen für fie einbehalten 
bzw. einbezahlten und mit Rückſicht auf mögliche Kompenjationsbejugnifie für fie 
hinterlegten Beträge in die Theilungsmaſſe zurüdjallen. In Folge der Nachwei⸗ 
fungen Hat der Verwalter das Verzeichniß binnen drei Tagen vom Ende der Aus 
ſchlußfrift zu berichtigen und danach wiederum zur Einſicht in der Gerichtäfchreiberi 
audzulegen. Einwendungen gegen baffelbe find im Schlußtermin, wicht binnen Fri, 
anzubringen und zu verhandeln; die Entjcheidung kann im Termine ober fpäter er⸗ 
fofgen und ift von Amtswegen zuauftellen und, wenn die Berichtigung bes Ver— 
zeichniffes verfügt wird, im ber Gerichtsfchreiberei zur Einficht niederzulegen, ven 
welcher Zuftellung bzw. Niederlegung die Frift zur fofortigen Beſchwerde beginnt. 
Nach eingetretener Rechtskraft der Entſcheidungen verfügt das Gericht die Auszab⸗ 
lung der Reftmafe an die Gläubiger bes Schlußverzeichniffes, bei welcher die Ir 
theile, welche nicht erhoben werben, und bie Antheile, welche auf widerſprochene urd 
im Spezialprozek befangene, ferner auf ſuspenſiv bedingte, aber mit Kautionsaniprud 
verfehene, endlich auf reſolutiv bedingte Forderungen, wegen welcher der Gläubiger 
die ihm obliegende Sicherheitäleiftung nicht beichafft Hat, entjallen, zurüdbehultn 
und nach Anordnung des Gerichts Hinterlegt werden. — Nach der Oeſterr. AL. 
erfolgt die S., für welche im Wefentlichen die Vorſchriften über die Abichlage 
vertheilungen gelten, fobald das bekannte Maffevermögen vollftändig realifirt ur 
über ſammtliche ftreitige Forderungen einfchliehlich etwaiger Kautionsverhältnift 
endgültig entfchieben iſt. Doch fol die Unbeftimmtheit de Nücdjallens vor 
Dedungsbeträgen für bedingte Forderungen und wiederkehrende Bezüge an die Maße 
die ©. nicht auffchieben, da bie Gläubiger auf die aus ihnen fich ergebenben Divi⸗ 
denden bedingt angewiefen werben können. 

Quellen: Deutfche KO. $8 149 ff.;.Mot. S. 308, 380 ff. — Oefterreih. AD. SS 1STT. 


git.: Fuchs, Deuticher Konk. Prz, 5 29. — Kommentare zur Deutichen KO. 1]. ver 
v. Bölderndorff, dv. Sarmey, v. —A u. A. gen 


Schlußvortrag, |. Hauptverhandlung (Bd. II. ©. 288 ff.) u. Refume. 


Schmalz, Theodor Anton Heinrich, 5 17. UI. 1760 zu Hannever, 
ftudirte in Göttingen feit 1783 bie Rechtswifſenſchaft, wurde 1787 zu Rinteln 
Prof., ging 1788 nach Königsberg, wurde 1798 Konfiſtorialrath, 1801 Kanzler, 
1803 Geh. Juſtizrath und Direktor der Univ. Halle, feit 1809 am Kammergericht 
1810 erfter Rektor der Univ. Berlin, + 20. V. 1881. 





Schmalzgrueber — Schmerzensgeld. 583 


Schriften: — — des Grafen Wilh. zu Schaumbun göippe, nn. 1788. — 
Lerihtig. einer Stelle in der Venturiniſchen Chronik für 1808, Berl. 1815 (vexbächtigte 
ten Tagendbund und gab Anlah zu einer heftigen Polemif), — Gnchtlopädie bes @emeinen 
Rechts, Königeb. 1790. — nbbuch des Römtichen Privatrecht, Adnigsb. 1798, 2. Aufl. 
194. — Das Recht der Natur, Königsb. 1795 (Die Wiſſenſchaft bed natürlichen Recht, 
heranägeg. von Jarcke, Leipz 1ssh. — Enchtlop. der Eameralwifienichaften, Königeb. 1797, 
2. Aufl. 1819. — Staaisv mg roßbritanniens Halle 1806. — Handb. b. kanon. Rechts, 
Verl. 1815, 9. Aufl. 1834. — Bad Europäifche Bölterrecht, Berl. 1817. — —— eB 
Teutihen Privatrecht, Berl. 1818. — Staatswirthichaftslehre in Briefen, Berl. 1817. — 
Anfiht der fländifchen Verfafſung in der Preuß. Monardjie, (2) Berl. 1828. — End Deutſche 
Etantöreht, Berl, 1825. — Grundgefege be Zeutichen Bundes, Berl. 1825. 

Lit: Schmidt, Neuer Netrolog ber Deutichen, IX. S. 488-448. — Roſcher, 8 
der Rationalölonomit, 1874, S. 498. — Schulte, Gedichte, IN.b ©. 173—175. — Mohl, 
147, 248, 264. Teihmann. 


SAMMURERTEEE Franz, & 1668 zu Griesbach, 1705 Prof. d. San. 
Rechts zu Dillingen, 1709 in Ingolftabt, 1716 wieder in Dillingen, F 7. II 
1795. Belannt durch fein Jus eccl. univ., Dillingen und Ingolftadt 1717—1727; 
Ingofftabt 1728; Neap. 1788; Rom 1848—1845. — Consilia sen responsa juris, 
Ingolſtadt 1722; Dillingen 1740. 

Lit: Schulte, Gedichte, I. a ©. 160. Teihmann. 


Ehmanf, Joh. Jak., 810. III. 1690 zu Landau im Elſaß; wurbe, nachdem 
iin Halle einige Zeit gelehrt, 1721 vom Markgrafen von Baden-Durlach zum Hof- 
th, 1728 zum Kammerrath ernannt, ging 1734 nach Göttingen, 1743 nach Halle, 
174 zurück nach Göttingen, F 8. IV. 1757. 

‚Ehriften: Reichehiftorie 1720, (5) 1751. — Corp. jur. publ. sacri Rom. imp. acad., 
Leipr. 1722, (6) 1774, von Hommel 1794. — Corp. jur. genäun acad., Lips. 1730—1732. — 
Einkitumg zur Staatäwifenid., Leipz. 171170. — Heued Syſtem bes Medten der Natur, 
Gitt. 1754. — Aladem. Reden, Lemgo 1766. 

lit: Schulze, Einl, ©. 85. — Pütter, Litt., II. 3, 448, Teihmann. 


} eld ift der einem Verletzten gebührende Erjaß für die von ihm 
in folge einer Körperverletzung erlittenen phufijchen Schmerzen. 

1 Dem Röm. Recht war das ©. unbefannt (quis liberum corpus nullam 
recipit aestimationem — 1. 7 i. f. D. de his, qui effud. 9, 8), anerfannt war es 
dagegen ſchon in dem älteren Deutſchen Recht (vgl. bie Nachweifungen bei 
Stobbe, Deutfches Privatrecht, Bd. II. $ 203, Anm. 26) und wurde in ber 
Trris ala der natürlichen Billigkeit und den Deutſchen Rechtsanſchauungen ent 

ganz allgemein gewährt, feit es in Art. 20 der CCC erwähnt war. Wie 
». Bähter (Die Buße, ©. 81 ff.) ausführt, fing man ſeit dem 17. Jahrhundert an 
de Eratzllage bei Körperverlehungen nach ihrem bebeutendften Gegenjtande, den 
edittenen Schmerzen, ala Klage auf das ©. zu bezeichnen“. Dieje Klage ift dem- 
tch eine actio legis Aquiliae utilis, nicht eine actio iniuriarum ex lege Cornelia 
wis, fie ift eine Grfag-, nicht eine Gtrafflage. Nach diefer übrigens noch in ber 
nam Literatur (vgl. 3. B. Bruns im Th. I. ©. 489) und in der neueren 
Iudilaur (dgl. 3. B. daß Urtheil des OApp. Ger. Lübeck vom Jahre 1873 bei 
Senffert, XXXU. 289) nicht umbeftrittenen juriftifchen Konſtruktion beante 
werten fi bie beiden viel behandelten Kontroverfen Über die Ausmeffung des ©. 
md über feine Zulaffung bei kulpoſen Delikten dahin, daß die Bemeflung fich zu 
üühten Hat nach Art und Größe der außgeftandenen Schmerzen, nicht nach dem 
Duke des Verſchuldens des Verletzers, und daß auf ein &. in allen Fällen der 
Röyemerlegung, auch den nur auf Fahrläffigleit zurucführbaren, erfannt werden 
tern. Die Vererblichteit des S.anfpruches auf die Erben des Verlehten ift nad)- 
beiden Anfichten außgeichloffen, weil der in dem ©. gewährte Erſah immerhin eine 
Art don Genugthuung für den von dem BVerlegten erbuldeten Schmerz ift, welche 
von feinen Erben nicht beanfprucht werben kann (ſ. den Art. Schabenserfaß). 
Zurch das Rechtsinftitut der Buße (Straf6B. 88 188 u. 281) wird demnach das 
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©. keineswegs bejeitigt, wie das erwähnte Lübecker Urtheil behauptet, es wird nur 


durch die Zuerfennung einer Buße, die ja lediglich den Charakter einer Entjchäbigung 
hat (f. den Art. Buße), im einzelnen Falle die weitere Geltendmachung eines 
S.anfpruches ausgeſchloſſen (Straf&B. $ 231). Aus diefer Natur des S. beftimmt 
fich auch die Haftung mehrerer Mitthäter; ein Erfah braucht nur einmal geleiftet 


zu werben, nicht — wie eine Strafe (Privatftrafe) — von has ganz, die Mit: | 


Hpäter Haften alfo nur in solidum, nicht jeder auf das Ga: 

I. Unter den Partikularrechten billigt das Preuß. Allg. ER. (1.6 
88 112—114) ein ©. nur Perfonen vom Bauer- ober gemeinen Bürgerftande au 
denen Lörperliche Berlegungen aus Vorſatz oder grobem Berjehen zugefügt worden 
find. Der Betrag joll zwifchen der Hälfte und dem Doppelten ber erjorberlihen 
Kurkoften bemefjen werden. Dem vomehmen Mann wird ein höheres Ghrgrübl 
zugemuthet, feine Schmerzen find unfchäßbar und kommen nur als Strafzumelfung:- 
grund in Betracht. Da es fich nicht um ein Standesvorrecht handelt, fondern um 
„einen thatfächlich beftehenden Unterjchied der Stände“ , jo find dieſe Beſtimmungen 
durch Art. 4 der Preuß. Berfaffung nicht aufgehoben (Entſch. des OTrib. in 
Striethorft’3 Archiv, Bd. XXXII. ©. 190); das Unpafjende derſelben mir 
indeffen allgemein anerkannt. 

Das Defterreihijche Allg. BEB. gewährt in $ 1325 dem Verletzten 
„ein den erhobenen Umftänden angemeſſenes S.“, deſſen Höhe demnach lediglich dem 
richterlichen Ermeſſen überlaffen ift. Der Anipruch darauf ift unvererblich (arg. 
8 1817), fofern nicht die Klage von dem Verletzten bereits angeftellt oder vorbereitet 
it. In gleicher Weiſe verpflichten das Sächſiſche BGB. und das Zürder 
GB. GBluntſchli) denjenigen, welcher durch feine Verſchuldung (alfo dolus und 
culpa) Jemand an deffen Körper verleht, zur Bezahlung eines angemeffenen €. an 
den Beichädigten. In Baden und Württemberg ift ber Anſpruch auf ©. uni 
drüdlich aufgehoben. Ebenſo ift er dem Code civil unbefannt. 

II. Bon Reichsgeſetzen wird da8 ©. außer in ben erwähnten $$ der 
RStrafGB. indireft berührt durch das Geſetz, betr. die Verbindlichkeit zum Schaben« 
erjag für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken zc. herbeigeiührten 
ZTödtungen und Körperverlehungen, vom 7. Juni 1871 (R.G.BL., ©. 207), welde 
in $ 8 für den fall einer Körperverleßung nur den Erſatz der Heilungskoften und 
bed erlittenen Vermögensnachtheils gewährt, im $ 9 indeffen die weitergehenden 
Landesgeſetze aufrecht erhält (vgl. Entſch. d. Reichsger. I. ©. 277), und durch dus 
Geſetz über das Poſtweſen des Deutfchen Neich® vom 28. Oftober 1871 (REN. 
©. 347), welches in $ 11 im alle der Lörperlichen VBeichädigung eines Reiſenden 
Iediglich die erforderlichen Kur⸗ und Verpflegungskoſten zufpricht. 

Für die Bemeſfung de ©. ift jet ganz allgemein der $ 260 der GR. 
maßgebend („Schaden oder ein zu erſetzendes nterefle“). 

Quellen: CCOC art. 20. Allgem. SR. L 6 55, a — re Ang. 

g 15. — Sad. BOB. 8 1489. — Bad. ER. Art. 1382 ff. — Württemb. &e ge 
Sept. 1839 Art. I4. — Code civil art. —E— — Bal. bie —— Reichẽgeſeße 
Lit.: Glück, Bd. X. ©. 388 ff. — Gensler im Archiv für die civil Prax. mt 

S. 151 [3 Sei OLE ei bie bin hutige Pre 1860 und dat 

v. Stingin u dz1’3 Krit. ff. — — ———— vu 

Sintenis, 25 und UT 3b. IL $ 455 (6. 5 u 716. — 

vd. Wächter, ie Bu e bei Aoeleibigun, en u. Rosen en, 1: 74, nn — Stobbe, 

Deutfches Privatrecht, Bb. LIT —— —— FM ujfert a Archiv L 220; I. 

227; VIII 138; XI. 316; Si, gi = 1; rm. 42, XXIL 31; ar. % 

.XXVII. 30; I 230, 232; IX 9. — a unb Prari iö dei 

Privatredts, Bd. I. $ 151. — —— ehrbuch bei 5. Privatrechts, Bo. I 

261. — Rod, PB um Allgem. pi d. 6 365 ů — Unger, Spflem be 
efterr. Privatrechte, Bd. II a: 114 Anm. 16 ds — 

e 





Schmid — Schmidt-Phifelded. 585 


Shmid, Johann Kaspar v., Freiherr auf Haslach zc., 5 1622 zu 
Minden, T 1698. Studirte zu Ingolftadt, ward geheimer Kanzler in Bayern, 
als welder er der Bahnbrecher für die fpäter durch dem nachfolgenden Kanzler 
». Kreittmayr durchgeführte Gefehgebungsreform geworben ift. Auf ihn find 
auch die Bayerischen Amortiſationsgeſetze zurüdzuführen. Inſoweit feine Kommentare 
den Givilprogeß betreffen, find diejelben in der Bayer. Gerichtöpraris noch bis in 
die neuefte Zeit in Anſehen geftanden. 

Schriften: Systema Praetensionum Bavaricarım seu Jura Domus Bavaricae — 
Armmentar über die erklärte Banbdesfreiheit (verloren gegangen). — Commentaris amplissima 
ad Jus Municipale Bavaricum in tres Tomos divisa. — Commentarii ad Processum Summa- 
rum et Edietalem, Pontificum et Pandectorum leges, feudorum usus, atque locorum con- 


Rit.: Oberbayrifches Archiv Bb. I. S. 379, 3 Bezold. 

Chmid, Karl Ernft, 5 24. X. 1774 zu Weimar, wurde 1804 Stadt- 
grichtsrath, 1809 Prof. in Jena, dann 1811 in Hildburghaufen Wizepräfident, 
1813 Geheimrath, 1816 in Jena bei den Konferenzen zur Abfaffung einer Gerichts— 
drang und Exrichtung eines Oberappellationsgerichts- zugezogen, Lehrte bafelbft, 
+2. VI. 1852. 
‚ ‚Schriften: Ueber bie Dertbeilung ber Brisgsihäben, Hilbb. 1808. — Krit. Einleit. 
in d.gef, Recht des Gram. Reichs (in b. bürgerl. Recht), Sin, 1808, 1809. — Deutichlands 
Bieergeburt, Jena 1814. — Der Deutiche Bund, eine iger Fr 1815. — Ueber das 
i it der , 1816. — Beitr. zum Kriminalrecht (? erih. Für Dr. Koblraufch), Jena 
1913. — Aeber Preffreiheit und ihre Grenzen, a 1818. — Quadruplit in Sachen ber 
fir Brüder ge d. Ebersberg gegen Graf d. Bote betr., Heröfeld, Mein. 1820. — 
Lehchuch des Gem. Deutichen Staatsrechts, Jena 1821. — Der Büchernachdruck, Yena 1823. — 
Ueber die Thronfolgeordnung in Großbritannien und Hannover, Jena 1835. — Betheiligt 
am „Sermes“, 


tt: Günther, Lebensſtizzen. Jena 1858, ©. 88. — Brodhaus. — Mohl, L 
213, 81; IL 828. Teihmann. 
‚Reinhold, & 29. XI. 1800 zu Jena, trat in burſchenſchaftliche 
Verbindungen ein, was nad) langwieriger Unterſuchung ihm eine mebejährir, durch 
Vegnadigung auf 1 Jahr beſchränkte Feitungaftrafe einbrachte, wurde 1832 außer« 
ordentl. Prof. in Jena, ging 1836 nad) Bern, fpäter nach Jena zurüd, + 21. 


I. 1973, 

Shriften: e der Angelfachien, Leipz. 1832, neue Bearb. 1858. — Theorie und 
— eg eds, ls _ 3% Herefihaft der Gefehe nad; ihren Aalen 
und zeitlichen Grenzen, Jena 1863. 

it: Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 94, 95. — Unfere Zeit —— 
eichmann. 

Schnidt, Johann Ludwig, & 22. IV. 1726 zu Queblinburg, wurde 
1749 in Jena Advolat, 1766 ord. Prof., 1771 Hofrath, F 2. VII. 1792. 

Belannt durch jein Braftiihes Lehrbuch v. gerichtl. lagen und Einzeben, 1774, 9. Aufl. 
—— = Hintezlafiene bhanbInngen verfchiedener praftifcher Rechtsmaterien von 

it: Meufet xli. 285287. Teichmann. 

iſeldeck, Juſtus v., 8 8. X. 1769 zu Wolfenbüttel, wurde 
1799 Lonfiſtorial · Grenz« und Lehnraih, 1806 Hofrath und Geh. Sekretär im 
Virifterium des Herzogs von Braunſchweig, nahm an dem Wiener Kongreß Theil, 
ftat wegen arger Beleidigungen und Verfolgungen von Seiten des Herzogs Karl in 
hannoveriſche Dienfte, wurde Chef des Juftigdepartements, 1832 Landdroſt in Hildes- 
beim, kehrte nach Braunſchweig zurüd, + 23. IX. 1851 zu Wolfenbüttel. 

Shriften: Beitr. zur Lehre von den Pro; sbtoften, Helmft. 1798. — Juriſt. Miscels - 

n, Schwerin 1795. — Ueber den €ii elf 1798. — Anleitung für Anfänger in ber 
Zentichen Diplomatit, Braunſchw. 1804. — Meber meinen Austritt, Hann. 1827. 

%ıt.: Brodhans. Teihmann. 

„. Shmibt-Bhifelded, Konrad Friedrich v. Bruber bes Borigen, 5 3. VII. 

1779 zu Braunſchweig, erhielt 1794 das Dänifche Indigenat, wurde Sekretär des 
Etnatämmmifterg Grafen v. Schimmelmann, 1821 Etatsrath, 1822 Mitdireftor der 
lönigl. Reichsbank, 1829 Konferenzrath, + 15. XI. 1882. 
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— — Verſuch einer Darſtellung des Dänifhen Neutralitätsſyfiems Lepenh. 
— Aeber das jegige Verhältnig der jüdiſchen Nation zu dem fit Bürger | 
* — open. 1817. — Europa und Amerita, Kopenh. 1820 u. 1832. — Der Eur. 
Bund, Kopenh. 1821. — Proben polit. Redekunſt, Kopenh. — — — bie nenrligen 
Aufzegungen in ben Deraoatb Schleswig und Holftein, Kopenh. 1 
: Brodhau Teichmann. N 
— — & 8. XII. 1680 zu Grönenbach, wurde Prof. in Salp 
burg 1718, + 22. XI. 1728 ala Rektor. :' 
—5 Schriften verzeichnet Säulte, Geſchichte, OLa ©. 165. — Wurzbaqh, 


N Sein Bruder Benedict, 5 1682 zu Grönenbach, 1714 Prof. in Salzbutg 
28. VI. 1744. 
Seine Schriften bei Schulte, Geſchichte, IIL.a ©. 166. — ——— XXX 3%, 
Teichmann 
Schmittheuner, Friedr. Jakob, 5 17. IM. 1796 zu Oberdreis inf: 
Fürſtenthum Wied, ſeit 1830 Prof. der Staatswiſſenſchaften in Gießen, 1832-1838 
in Darmftadt, wieder in Gießen, F 19. VI. 1850. Bebentend als Schriftit 
auch auf ſprachwiſſenſchaftl. Gebiete. 
& ſchrieb: Grundriß ber polit. sun hiftor. Wiffenichaften, Biegen 1890-1832. — 


Swäl ? De tom Staate, Cieben, ae 
it. ‚76, — Geſchichte, 605—610. — Kaltenbota. 
in —— — E ix. 240 Teichmann 


Schnaubert, Andreas —— 5 30. XI. 1750 zu Bingen a. 3. 
trat zur evang. Kirche über, wurbe 1783 außerord. en in Gießen, 1784 ml 
Helmftädt, 1786 in Sena, 1809 Ordinarius, Geh. Juſtizrath, 4 10. VII. 1225] 

Schriften: Erört. ber Lehre von ben Heilbaren und ren Nicptigkeiten, Rack} 
1780. — Beitr. zum Dentfchen rt und Kirchenrecht, Marb. 1781—1783. — Erhureht, 
DEnMe: 1784, 1786, 3. Aufl. 1 Ueber Kirche und " ihengewait, Jena (1169 

5. — Grund! J des Rirchenrechis Fon Broteftanten und Katholiten in Deutichland, Js 
— — Auch der Regent ift an die von ihm und ſeinen —— gegebenen 
gebunden, ‚Roft. 1795. — —— des Deu utlhen ‚Staatauechtä, Jena 1806, 

: Neuer Nelrolog der Deutigen 1 1491. — Günther, Sepenatigen, 1 
©. ” 5. — Schulte, Geſch. II.b & —5* Teichmann. 

Schnaubert. Jul. Friedr. Theod., 5 6. VO. 1786 zu Helmftäbt, m 
1812 außerord. Prof. in Jena, dann außerorb, Beifiper des Schöppenfluhls, 
I. 1854. i 

es: Diss. ad legem Dig. de publiciana in rem act. * — * 

— Das — * „einer ebentung für Dafein, Bildımı mb. gell 
& Es ber Menſchen, Jena 1816, 1817. — Lehrb u au Wiſſenſchaftslehre Yes Recht, gem 
er _ Sala für die juriftiiche Brodit, ger I 858. 

.: Günther, Lebenaflizzen, 1858, S. 85, 86. Teihmann. 

"Shnschräße (SH. J. ©. 501). Hiermit bezeichnet man das durch Schu 
wetter in Waldungen umgebrochene ae Bon juriftiichem Intereffe find die & 
nur dann, wenn einer anderen Perjon, ala dem Eigenthümer bed betr. Waldes, dal 
Recht aufteht, fich derartiges Holz anzueignen. Cin folches Recht wir geröhnfih 
nur ben Mitgliedern einer Gemeinde an den Gemeindewalbungen auftehen. 
Recht der Gemeinbeglieber bat entweder die Natur einer Ruftifalfervitut, it ale 
mit dem Befik eines Grundftüds verbunden und ſetzt folchen voraus, ober ER, 
daffelbe durch einen Gemeindebeihhluß den Gemeindegliedern eingeräumt worden 
Ob im letzteren Fall das eingeräumte Recht ein unwiderrufliches oder widerruili— 
it, hängt von dem Inhalt des Verleihungsbeſchluffes ab. Denkbar iſt das Red 
auf ©. auch an den Waldungen einer Privatperfon, alsdann aber natũurlich all 
in der Geftalt einer Prädialfervitut. Lewis. 


Schneidewin (Oenitomus), Johann, 5 4. XII. 1519 zu Stollberg, if 


Haufe Luͤther's erzogen, 1548 Prof. in Wittenberg, 1550 zum Doktor promovitt; 
Konfulent und kurfürftl. Rath, F 1568 zu Zerbft. 






















Schnell — Schöffen. 587 


Sein Jaftitutionentommentar herauög. von Wejenbed, 1578, von Bredberobe und 
Gothofredus, 1596. 
Lit.: v. Stinging, Geichichte der Deutſchen Rechtswiſſenſchaft (1880), L 809, 310 u. d. 
Zeihmann, 


Schnell, Samuel, 5 1775 zu Burgdorf, fubirte in Tübingen, wurde in 
der Helvetiichen Periode Senator und Präfident des Kriminalhofes in Bern, nad 
der Mediation Advolat, 1806 Prof. de Bernifchen Rechtes und vaterl. Gejchichte 
an der Akademie, in welcher Stellung er, als Gründer einer wifjenjchaftlichen Rechte= 
fdule im Kanton Bern und Redaklor der wichtigften Geſetze (Civilprozeßordnung 
1821, Givilgefegbuch 1825) bis zum Jahre 1842 verblieb, F im Januar 1849. 
Schriften: Handbuch bee Berniſchen Sivitzems, Bern 1809 u. 1811; des Berniichen 
Snilpngeieh, Bern 1810. — EGB. der Stadt und Republit Bern mit Anın., Bern 1826 bis 
14 — über das gerichtl. Verfahren in Civilrechtsſachen für Bern mit Anm, 
Bern 1822 und 1885. 

Lit: Hartmann, Gallerie berühmter Schweizer der Neuzeit, Baben 1871, Bd. II. 
3.68. — Runzingew, Rektoratörede vom 15. Nov. 1865, Bern 1866, ©. 33 (Zeitichr. d. 
Ira. Suriftenvereind IL 394, 895, 401406). — v. DOrelli, Rechtsſchulen und echtes 
Stealur, Zürich 1879, ©. 76, 98, 102. Teihmann. 

Schöffen. Die Schöffen des Altdeutjchen Rechts waren Zeugen und Weiler 
da im Bolfe lebenden Rechtsbewußtſeins, ans der Gefammtzahl der Gerichtögenofjen 
herrorgezogen, um auf die Frage des Richters (d. 5. des Trägers der Gerichtögewalt) 
d33 Urtheil zu finden. Das Hereindringende Juriftenrecht und dag Selbſtändig- 
merden der im Altdeutichen Recht in eine reine Rechtsfrage umgeſetzten Thatfrage 
mußte die Schöffen aus ihrer Stellung verdrängen; fie wurden jeit der Carolina 
Solernitätszeugen, Figuranten zur ſcheinbaren Kompletirung der Gerichtsbant, Bei⸗ 
Aber bei Verkündung des von einem entfernten Zuriftentollegium auf Grund der 
Atten geiprochenen Urtheild. Natürlich ſank der Name immer mehr theils in Mik- 
chtung, tHeila in Vergeſſenheit. Die Verſuche, der Jury einen ſpezifiſch Deutjchen 
Charakter dadurch beizumefien, daß man für fie den Namen Schöffengericht vindizirte 
.,B.Reue, Das Deutſche Schöffengericht, Leipzig 1847), blieben ohne praktiſche 
!ebeutung. — Indeſſen Hatten fich hier und da (Zumal in Württemberg) Spuren 
de 5. bei den Strafbehörden unterfter Ordnung, wo es fih um die Handhabung 
der Ortäpoligei handelt, erhalten. Hieran knüpften nach Einführung des mündlichen 
Stofveriaßrens einzelne Deutjche Geſetze zu dem Zwecke an, um auch bei Straf⸗ 
Allen unterfter Ordnung nicht auf die Entfcheidung eines Einzelrichterd kompromittiren 
zu müflen. Dies gejchah (durch Beiziehung von zwei Bürgern al? ©.) in Hannover, 
Kurheffen, Oldenburg, Bremen, Baden und in der StraPO. für die 1866 er- 
verbenen Provinzen Preußens. 

Inzwiſchen waren in dem Kampfe gegen die Weiterverbreitung der Jury Einzelne 
nit dem größten Aufwand von Scharffinn und Beharrlichkeit v. Schwarze) auf den 
Gidaulen getommen, bie erwähnte Einrichtung zu benügen, um fo die auch von 
ihnen anerkannten Vortheile des Schwurgerichts mit Vermeidung ber Nachtheile zu 
langen. Da die fomplizirte Fragenftellung nur daburch nöthig gemacht werde, 
daß die Geichworenenbant jelbftändig der Richterbank zur Seite fteht, meinte man 
Ur Roth ein Ende zu machen, indem man das SJuriftene und Laienelement zu 
!inem Kollegium vereinte. Die Vertheidiger der Jury erhoben gegen dieſen Vor— 
itlag ſcharfen Widerſpruch, indem fie nachzuweiſen ſuchten, daß durch ſolche Berufung 
ungleich ausgerüfteter Perſonen zu gemeinſchaftlicher Thätigkeit gerade die Schatten-⸗ 
heiten des Juryſhſtems geſtärkt, die Vortheile faft ganz aufgehoben würden, während 
die Schwierigleiten der Frageftellung gar wol durch Reform des Schwurgerichts- 
veriahrens ohne Alterirung der Grundform gehoben werben können. 

In der That gelang es nicht, durch die Empfehlung des S.gericht? das Fort⸗ 
Ihreiten der Jurh aufzuhalten. Doch kam eine andere Bewegung auf bem Gebiete bes 
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StrafPrz. auch der Ausdehnung der Schöffengerichte in dem eben erörterten Sinne 
zu Statten: die immer beutlicher werdende Einficht, daß eine Berufung gegen das 
Erkenntniß über die Thatfrage im mündlichen Verfahren nicht am Plage jei. Jı 
diefem Sinne hat der Defterr. Straf PO.-Entiw. von 1863 bei den Straffällen unteritır 
Ordnung dem Richter drei Schöffen an die Seite gefeßt, jo daß bei Stimmengleid: 
heit Freiſprechung etfolgen, dagegen aber die Berufung ausgeſchlofſen fein fol. 
Eine Weiterführung dieſes (in Defterreich wieder aufgegebenen) Gedankens ift «, 
daß die Württ. Stra PO. von 1868 nicht blos für die Verhandlungen — Ober 
amtsgerichte neben zwei Juriſten drei Schöffen zu einen Kollegium vereint, ſondern 
die der Kompetenz der Franzöfiichen Zuchtpolizeigerichte entſprechende Mittelfiaft 
ber Straffälle (d. h. die nicht vor das Schwurgericht gewiejenen Verbrechen und 
Bergehen) einem ie zuweiſt, welches (ala Straflammer des Kreisgerichte) 
aus drei rechtsgelehrten Richtern und zwei S., eventuell aus vier Richtern und 
drei ©. befteht, und welches dem Angeflagten ungünftige Urtheile nur mit ein 
Mehrheit von mindeftens vier Stimmen gegen drei, eventuell von fünf Stimmen 
gegen zwei fällen kann, während zur Strafbemeffung einfache Stimmenmehrheit 
genügt. Dagegen ift anbererfeits gegen Endurtheile auf dem ganzen Gebiet dei 
Strafprozeſſes nur mehr die Nichtigkeitsbeſchwerde eingeräumt. — Im Königreich 
Sachſen endlich wurde am 1. Oft. 1868 ein Geſetz erlaffen, welches die Strañille 
unterfter Ordnung zwar den Einzelvichtern beläßt, jedoch bie anderen nicht den 
(gleichzeitig eingeführten) Schwurgerichten zugewieſenen Straffachen einem Kollegium 
überantwortet, das aus drei Richtern und vier S. befteht, über die Schuldfrage mit 
einer Mehrheit von mindeftens fünf Stimmen inappellabel entſcheidet, währen die 
Strafbemeffung von den drei Richtern allein mit Offen haltung ber Berufung vorgenommen 
wird. — Daß die Einrichtung ungemein tomplizirt jei und die gang ich 
aufgeſtellten Verſchiedenheiten des Strafverfahrens noch ſteigere, läßt ſich nicht ver 
kennen; ber löbliche Zweck, Abſchaffung der Berufung unter Herbeiführung ner 
Garantien des richterlichen Verfahrens, wäre beſſer durch Aufſtellung eines Kollegium: 
von vier Richtern oder noch beſſer durch Ueberweiſung der korrektionellen Fälle an 
eine kleine Jury (etwa von ſechs) erreicht worden. 

Eine neue, ganz unerwartete Wendung war dem Streit dadurch gegeben worden, 
daß das Preukiiche Yuftizminifterium ſich dafür entfchied, in dem Entwurj dei 
Geſetzes über die Deutiche Gerichtsorganifation und dem der Deutichen StrafPo. 
den ©. in dem Gerichten jeder Ordnung Raum zu gewähren (Denkjchrift über &. 
ausgearbeitet im Preuß. Suftigminifterium , Berlin 1873). Schon das Belannt 
werben dieſer Abficht rief eine große literariſche Bewegung hervor, bie noch rin 
Zeit lang fortwährte, obgleich die im Herbft 1874 dem Deutfchen Reichatage vor 
gelegten Entwärje die ©.gerichte nur mehr ala Gerichte für Webertretungen und lkeichtert 
Vergehen (89 14 bis 45, 55 des Gef.) Hinftellten und auß dem Ämtsrichter un 
zwei Schöffen aufammenfeßten. Derfolgt man biefe Bewegung aufmerfam umd 
betrachtet man den Stand der Sache, wie er ſich etwa Ende 1873 in den zwei 
neueften und bedeutendften Streitichriften gegen die Jury (denen von Binding 
und Schitfe) barftellte, fo kann wol fein Unbefangener mehr darüber im Zeil 
fein, daß die og. S.frage nur eine neue Phaje in dem alten Streite zwiſchen Ge 
ſchworenengerichten und reinen Juriſtengerichten war. Die ©. rekrutirten ihre An 
hänger aus dem Lager Eonfequenter oder vüdiälliger Gegner der Jury; ihre et 
Aufftelung war ein geſchickter Schachzug, darauf berechnet, entweder das Foriſchreiten 
des Jurygedankens aufzuhalten, ober, falls dies nicht gelingen follte, den Uebergang 
unter feine Fahnen zu maskiren. Gelingt es daher, jei es durch Literarifchen Kamp. 
ſei es durch eine legislative That, die Jury zu überwinden, dann wird das S. gericht 
von ſelbſt verſchwinden, da es für die meiften und bedeutendften feiner Anhängt 
dann feinen Zweck erfüllt hätte und felbft zum Gegenftande ihrer Angriffe geworben. 
auch von ben befiegten Verfechtern der Jury nicht vertheibigt würde, denen es für 
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das Verlorene, insbeſondere für die Summe geiſtiger Arbeit, die in Deutſchland auf 
die Criaffung, Aneignung und Fortbildung des Jurygedankens ſeit 1848 verwendet 
ward, feinen Erſatz bieten könnte. Vielmehr dürften auch unter ihnen Diejenigen 
überwiegen, welche vor die Wahl: „reine Juriftengericht” oder „S.gericht” geftellt, 
ich feinen Augenblid bedenken, für erfteres au jtimmen. 

Sit: Für Scho te, ober viel: he Schöffengerichte als das 
—* Fur * Ki — a er er Meng ee ni 
ihlorenengerucht wi ar (1864); Derjeldt, Dad —8 —— und an Ban 
6.1865), ©. 165 f.; Derjelbe, Stra — — —— im Königreich Sachfen, si; 
— — — cht, Leipz Hi 8; Derjelbe in Ye — —— 

— Zahariä, Dad moderne Shi eri erlin 187 58 
Fit Eiöfengeriä, geprüft an der Aufgabe ri orenen, Exl. 1e78; erie be, 
ner ie (an der Spike —— Ha ra a in Bolldammer’s 


A — Gpinola, e und Schöff richte, | daſelbſt XX. 
8.285 — Bahn ‚Der Kampf um bie F etzun der Deutfchen — Strafgerichisbank, im 
DK. Banbe der en Jahrbücer; Derjelbe, Die brei Grundfragen der AT 
tet Straf ts, Leipzig 17. — —X e, Laien in den Strafgerichten? Leip; a _ 
a Saaeger nahe er Säöffengeri ie au, Alk Beutiäe. In Spring X 

f. Gott es auoab. | gem. Big. 1872 Kuren 
Pe —— Gegen das moderne Ghöftengeriät! 


Rittermaier, Das ee richt i in Ko der Sanur und Sch Höffengerichte, 2 Berlin 1866, 
guter. Zur fen u er 60—70, 2. Aufl. unter Zitel: Schurgeriäht, 
Erirterungen ien 1 sl — v. Bar, Recht und Beweis im worenengericht 
185, 6.58 ff.; Derje ber ur Frage ber Geſchworenen⸗ u. Schöffengerichte, Berlin 1873. — 
John, Teber € chworenen— öffen ai, Be 1872. — Mayer, Gelchiworenen: 
—2* erichte, Berlin 1872. ar: Fi und Schöffengerichte, 
1873. — Seuffert, Geſchworene = ee — Bellmann, 6e 
iorene oder 6.2 Berlin 1873. — Wahlber Kritik bes Eahourfes einer Deutjchen StuBO. 
Dien 1), 6. 10 fi. und allgem, Br exx. Fritägeitung 10m S. 1ff.; Derfelbe in ber 
gem. Deutichen ne S. 40 ff. — Bier agen (Berlin 1874), 
€. 142. — Petich in Eaton ——e—— be ©. 32 — fr. Zimmer: 
aan, eber das projektirte Schöffengericht, Hg al 1873, &. 298 f. — v. Rönne, Die 
Aufgaben des Bürgerelementes im Strafproze 876. — "Sauhn ion der Einfül zung 
ker Shöffengerichte iſt für bie Sriminalce — fein Gewinn zu hoffen, A. 1873. 
Baltfer im ber Augsb. Allgem. Zeitung 1872 umb 1873, insbel. Pr. — — 
12.Darflellungen gegebener & 23h htBeinrichtungen in Gerichtsſaal 1a &.58 
Haageth; Goltdammer’s u x S- 673 ff. (Heinze); XVII. 719, 798 
| — Xxvu. 257; warze). — Deber ben van Sheit: 
en bes 9., 10. und 11. ——S a lentages. — ©. übrigens te Sit. hinter d. 
An —— Lafer. 


ericht ala Strafgericht unterſter Ordnung. — Nach den neuen 
—— eichsgeſetzen iſt das ©. lediglich Strafgericht unterſter Ordnung, 
Gericht unterſier Ordnung überhaupt (dem Amtsgericht ſ. dieſen Axt.) ein« 
ei bei welchem ein — bie Funktion der Staatsanwaltſchaft verfieht 
828, $ 25 und 143, 3. 8 
1. der organifatorifge Gedanke, welcher Hier zu Grunde liegt, hat 
Aladings infofern eine Modifikation erlitten, als urjprünglich Werth darauf gelegt 
war, auch bezüglich der Rechtsmittel das Berfagren vor ben Gerichten aller Ord⸗ 
Rungen gleich zu geftalten und die Heranziehung des Laienelementes alfo auch bier 
eine Art von Surrogat für die außgeichloffene Beftrafung gegen den Ausspruch über 
ie Thatnage Hätte bilden follen. Seht, wo bie Berufung gegen die Urtheile ber 
=. zugelaffen ift, handelt & fih alfo nur darum, daß auch in den Straffällen 
— Ordnung eine kollegiale Entſcheidung erfolgen fol. . Dad ©. bildet 
dem Prinzip nach ein Kollegium, vor welchem bie Hauptverhanblung ftattzufinden 
bat, und das zum Amtsrichter in demſelben Verhältniß ſteht, wie die Straflammer 
um Vorfigenden in der Hauptverhandlung; es findet feine Theilung ber richterlichen 
Aufgaben ftatt, bie Schöffen nehmen mit dem Amtsrichter an der Entfcheidung über 
njidentaffrngen umd an. ber Schöpfung des gejammten Exkenntniffes Theil. Aller⸗ 
dings find Ausnahmen nach zwei Richtungen Hin gemacht: 
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1) Die Schöffen Haben an gewiflen Sachen keinen Theil: an Yorft- und | 
Nügefachen, ſoweit dies Lanbesgejege anordnen (EG. zur StrafPO. $ 3), am Sachen. 
welche burch amtarichterliche oder polizeiliche Strafverfügung (wegen unterbliebenen 
Einfpruchs oder Antrages auf gerichtliche Entfcheidung) ihre Erledigung finden, endlich an 
Uebertretungsfällen, wenn der Beſchuldigte bei der Vorführung vor dem Amtsrichter 
die ihm zur Laft gelegte That eingefteht (StrafPO. $ 211, Abf. 2). | 

2) Die Schöffen haben feinen Theil an denjenigen einzelnen Entfcheibungen, | 
welche nicht während der Hauptverhandlung ergehen; dieſe werben vom Amti- 
richter allein gefällt (EPG. $ 30). Von bejonderer Wichtigkeit find Hier diejenigen 
Entiheidungen, welche die Eröffnung des Hauptverfahren®, die Vollſtreckung des 
Urtheils und der Wiederaufnahme des Verfahrens zum Gegenftande haben. Zie 
Abgrenzung wirb hier wenig Schwierigkeiten machen, ausgenommen in folchen Fällen 
wo bei Beginn ber Verhandlung fo Lange noch zweifelhaft ift, ob dieſer bereits cin 
getreten, eine Entſcheidung nöthig ift. Inſoweit nach allgemeinen Grumdfäßen vor 
der Hauptverhandlung gefällte Entſcheidungen in derſelben geändert werben Tonne, 
gilt dies auh im S. — Aber auch umgelehrt wird dem Amtsrichter das Recht 
vindizirt (Löwe, GVG. 8 31, Nr. 9), Beichlüffe des Gerichtes, welche nach der 
Hauptverhandlung zurädgenommen oder geändert werben können, allein abzuänderr, 
3. B. über Strafen gegen ausgebliebene Zeugen. Der Amterichter entſcheidet allein 
über Ausfchließung und Ablehnung der Schöffen (StrafPO. $ 31), alfo auch, wenn 
bie Nothwendigkeit Hierfür fich in der Hauptverhandlung ergiebt; in Diefem full 
wird er wol auch allein über die Ausſetzung bes Verfahrens entjcheiden müffen. — 
Zerner wirb wol anzunehmen fein, daß er diejenigen Funktionen, die bei Haupt 
verhanblungen vor ber Straflammer dem Borfigenden allein zufommen, ohne Bit: 
wirkung der Schöffen zu üben Hat. Dagegen liegt & im Wortlaut des Gries 
(v. Schwarze, GBG. $ 28, Nr. 3 feheint anderer Meinung), daß die vom Becke 
dem „Gerichte” übertragenen Entjcheidungen (3. B. über Handhabung der Sitzunge— 
polizei) oder dem BVorfigenden nicht vorbehaltene (3. B. GVBG. 8 176, Abi. N), 
wenn fie in ber Hauptverhanblung erfolgen follen, auch den Schöffen zufommen. — 
Innerhalb dieſer Grenzen find die Schöffen durchaus als Richter, ala Mitglieda 
eines Richterkollegiums anzufehen. 

I. Die Formation des ©. beruht auf der Zufammenfegung aus einem 
Amtsrichter und zwei Schöffen. Das Schöffenamt ift ein Ehrenamt und giet 
nur Anspruch auf Vergütung der Reiſekoſten (EPG. 88 31, 55). Das Geleh far 
dert, daß der Schöffe ein Deutfcher fei, erflärt gewiffe Perſonen für unfähig hier 
wegen Schmälerung ihrer Rechtzfähigleit (EBG. 8 32), fchließt Andere in minder 
ſcharfer Weife aus, indem e8 erklärt, daß fie nicht zum Schöffenamt berufen werden 
ſollen (GBG. 8 38 — wegen Mangels des erforderlichen Alters, eines firen Wohn 
fies, der körperlichen oder geiftigen Eigenfchaften, der nöthigen Unabhängigfeit, SH 
dafelbft wegen ihrer andberweitigen Verwendung im öffentlichen Dienft) und giebt 
gewiffen Perſonen das Recht, das Schöffenemt abzulehnen (GVG. 8 35, befonders 
bemerfenswerth: „Perfonen, welche glaubhaft machen können, daß fie den mit der 
Ausübung des Amtes verbundenen Aufwand zu tragen nicht vermögen“). Die Ur: 
Liften werben alljährlich in der Gemeinde angefertigt (GVG. 88 36 — 38), vom 
Amtsrichter geprüft und richtig geftellt (GB. $ 39) und von einem alljährlih 
unter feinem Vorſitz zufammentretenden Ausſchuß gewählter Vertrauensmänner ar 
die Jahreslifte in der Art rebuzirt, daß in diefe 1) die erforderliche Zahl von 
Schöffen, 2) die erforderliche Zahl von dem Sitz des Amtsgerichtes oder in deflm 
nächſter Nähe wohnhafte Hülfsſchöffen (f. dieſen Art.) aufgenommen wird (EVs. 
88 40—44). Ueber die Heranziehung der einzelnen Schöffen zu den ordentlichen und 
außerorbentlichen Gerichtstagen entſcheidet das 2008 ; doch kann auf Antrag der bethei⸗ 
ligten Schöffen eine Aenderung der Reihefolge vor Beſtimmung der zu verhandelnden 
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Zachen eintreten (GVG. 88 45—50). Die ©. werben „bei ihrer erſten Dienft- 
witung* in Öffentlicher Situng „für die Dauer bes Geſchäftsjahres“ in Eid ge= 
ummen (BG. $ 51). 

I. Die Zuftändigfeit des ©., welche durch dag GVG. 88 27 — 29 und 
’5 geregelt ift, berubt theils unmittelbar auf dem Geſetz, theils auf der der Straf⸗ 
ammer ertheilten Ermächtigung, gewiffe Straffacden dem ©. zuguweifen. In beiden 
Beiehungen beftand unverkennbar die Abficht, die relativ minber wichtigen Delikte 
vn &. zuzuweijen, und ift man von dem Gedanken ausgegangen, daB das ©. nicht 
ui mehr als breimonatliches Gefängniß, Geldftrafe und Geldbuße von 600 Mark 
ziemnen jollte. Allein man fcheint jpäter, als einmal die Einführung der Be— 
ung gegen die Erfenntniffe der ©. bejchloffen war, das Verfahren vor den ©. 
act mehr alß ein folches angefehen zu Haben, welches geringere Garantien biete 
is das dor der Strafkammer. Man bat daher der Strafbefugniß des ©. feine 
dere Grenze geſetzt, als welche vom Strafgejeh ſelbſt vorgezeichnet if. Demnach 
m dem S. durch das Gefeß zugewieſen: a) alle Webertretungen; b) die im Geſetz 
mit dem obenbezeichneten Höchftausmaß der Strafe bedrohten Vergehen (mit nicht 
mrihtigen Ausnahmen, den im GVG. 8 74 und StrafGB. $ 320 erwähnten Ber- 
gen); c) alle Fälle der Privatanklage; d) nicht qualifizirte Diebftähle, Unter 
Ihlaqung, Betrug und Sachbeſchädigung, wenn es fic) um weniger ala 25 Marf 
tandelt; e) Begünftigung und Hehlerei, wenn das in erfter Linie in Betracht kom⸗ 
wende Delit zur Zuftändigkeit der ©. gehört. Es fommen alſo Fälle ans ©., bei 
vechen von Anfang an eine bedeutend höhere Strafe als zuläffig erfcheint; über- 
dier gilt die Abgrenzung nach der Höhe de Schadens nur prima facie, nur für bie 
Üintettung des Verfahrens; jelbft wenn fich im Laufe der Hauptverhanblung heraus- 
felt, daß der Werth ober Schaden mehr als 25 Dark beträgt, ift darum allein 
Ye Zuftändigfeit des ©. nicht befeitigt und wird dieſes natürlich eine entiprechenb 
Haze Strafe zu verhängen haben. Tritt dagegen in einem ſolchen Yalle aus an= 
ven Gründen die Nothwendigkeit ein, die Verhandlung auszufegen, dann hat das 
richt wegen der hervorgetretenen Höhe des Schadens feine Unzuftändigkeit 
ansjniprechen, und diefer Ausſpruch ift, wie aus den Verhandlungen der Juſtiz⸗ 
!emaifion des Reichstages fich ergiebt, für die Straffammer bindend, wie es fcheint 
ct blos Binfichtlich der Kompetenzfrage, ſondern auch Hinfichtlich der ſchon aus— 
— en des Hauptverfahrene. (Dgl. insbeſ. v. Schwarze, GVG. 
238 Nr. 2 und 8. 

Die der Straflammer überlafjene Zuweiſung der Verhandlung und Entſchei— 
dag gewifier Straffachen an das ©. tritt in einer beträchtlichen Anzahl von fällen 
1826. 375 Ziff. 1—15) ein und ift von folgenden Bebingungen abhängig: a) Nur 
Sertandlung und Entſcheidung kann überwiefen werben; bie Eröffnung bes Haupt 
derahrens muß noch von der Straflammer beichloffen ſein; andererjeits kann die 
Ueberdeifung nur bei ber Eröffnung des Hauptverſahrens befchloffen werben; alfo 
1. 8. nicht, wenn nachher fi die Geringfügigeit der Sache herauaftellt und ohne 
hun eine Ausſetzung bes Verfahrens eintreten muß. b) Der Antrag der Staats- 
mpaltiait muß vorliegen; ba bie Neberweifung nur bei Eröffnung des Haupt- 
reiahrens, dieſe aber auch gegen den Antrag des Staatsanwalts beichlofen werben 
an, fo wird unter Umftänden ein Eventualantrag der Staatsanwaltichaft geftellt 
werden müffen. e) Antrag und Beſchluß find in das Ermeſſen des Staatsanwaltes 
ind der Strafkaminer geftellt und nur davon abhängig, daß „nach den Umftänden 
des alles anzunehmen ift, daß wegen des Vergehens feine andere ala die oben 
Berrichnete Strafe zu erkennen fein werde“. Dabei handelt es fich aber blos um 
me vorläufige Annahme, welche das freie Ermeflen des ©. weder bei unveränderter, 
Ku) bei ſich ändernder Sachlage beirrt. — Gegen den Beſchluß auf Zuweiſung der 
Eache an das ©. ift feine Beſchwerde offen, wol aber gegen den mit ihm zuſammen⸗ 


. 
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hängenden Beichluß auf Eröffnung des Hauptverfahrens, wenn und -foreit folı 
auch jonft der Befchwerde unterliegt (StrafPD. $ 209. Einige Kontroverien in 
unten angeführten Schrift von Voitus). 

IV. Auf das Verfahren übt die gemifchte Formation des ©. viel weniçer 
Einfluß, ala die des Schwurgerichtes. Abgeſehen von dem ſchon erwähnten dalle 
einer fummarifchen Aburtheilung des vorgeführten, ber That geftändigen, nur einer, 
Mebertretung Bejchuldigten durch den Amtsrichter allein tommt Hier nur die durd 
die Vorzeichnung ordentlicher Gerichtstage getroffene Vorkehrung gegen willfürlice 
Auswahl der Schöffen in Betracht. Die Abweichungen vom normalen Beriahren, 
die immerhin ftattfinden, obgleih man auf Vermeidung folcher bei Vorbereitung 
der StrafPO. den höchſten Werth Iegte, find nicht durch die formation des Gei 
richtes, fondern durch die relative Geringfügigfeit der Steafjacdhen und bie x 
wendigfeit eines einfacheren Verfahrens herbeigeführt worden 

1) Die Vorunterſuchung ift in den „zur Zuftändigteit der ©. gehirigm, 
Sachen“ (mit diefem Ausdrude werden die kraft des Geſetzes dahin gehörigen bee 
zeichnet, jollen die durch Beſchluß dahin verwiefenen mit verftanden werben, fo ge: 
braucht das Gefeß den Ausdrud: „vor die ©. gehörigen Sachen“) unzuläffig (Stu 
BO. 8 176 Abf. 3), doch ift nicht ausgeſchloſſen, daß der Amtsrichter „einzeim 
Erhebungen“ anordne (StrafPD. $ 200). 

2) Die Erbffnung des Hauptverfahrens (f. diefen Art.) richtet fh] 
zwar nad) den allgemeinen Grundſätzen, d. h. fie erfolgt auf Grund einer Anklage 
Schrift der Staatsanwaltſchaft durch Belhluß des Amtsrichters, allein es treten dech 
erhebliche Abweichungen ein. Es Tann „ohne fehriftlich erhobene Anklage und ohne 
eine Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung 
geichritten werden, wenn der Beichuldigte entweder ſich freiwillig ftellt ober in 
Folge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gerichte vorgeführt oder nur wegen Ueber 
tretung verfolgt wird“ (StrafPO. $ 211). Im anderen Fällen ift zwar die Au⸗ 
klageſchrift unerläßlih (StrafPO. $ 197), e& genügt aber eine ganz einfache wa 
fung, ohne Anführung der Ergebniffe der vorausgegangenen Erhebungen (Stuaftil] 
$ 198 Abſ. 1) und e8 bedarf (den Fall der Privatflage ausgenommen) nicht de) 
borläufigen Vernefmung bes Beichuldigten. Ueberdies zieht die Natur der Sa— 
der vorläufigen Prüfung ber Anklage engere Schranken. Einerſeits nämlich fa 
bon einer Eröffnung des Hauptverfahreng gegen ben Antrag ber Staatsanwaltihıl 
(gerade hier, wo dieſe durch minber Hervorragende Organe vertreten ift) nicht dm 
Nede fein, weil dazu das Subſtrat fehlt. Nach der anderen Seite Hin fei hier die 
bezügliche Stelle der Motive angeführt, weil fie auf die ganze Anordnung des Ber 
fahrens vor dem ©. ein, wegen Zerftreutheit der für baffelbe geltenden Beiti 
mungen, jehr dankenswerthes Licht wirft: „Es ift nicht zu verfennen, Daß bei ge= 
ringfügigen Straffachen, namentlich bei Polizeiübertretungen, zur Eröffnung db 
Hauptverfahrens ein geringereg Maß von Beweifen als in anderen Sachen genüg 
wird und muß, und man wirb eine genauere Aufklärung der Sache im Wege vom 
BVorerörterungen ſchon deshalb ausfchließen müffen, weil die Vornahme ſolcher nicht 
felten einen größeren Uebeiſtand darftellen würde ala eine etwa boreilige Cröffnung 
des Hauptverjahrene. Unbedenklich wird beifpielaweife die Anzeige eines —F 

v 










Beamten bei einer Polizeiübertretung zur Erhebung der Anklage genügen. Si 
liegt aber auch fo fehr in der Natur ber Sache, daß das Geſetz geglaubt Hat, 
befonderen Vorſchriften für die Behandlung geringfügigerer Strafſachen abjehen ui 
das Weitere dem Gerichtsgebrauch überlafjen zu können, und zwar um jo mehr 
das Verfahren vor den ©. ohnehin durch die Beitimmung der 88 211, 447 ff. 
453 ff. eigenthümliche Formen erhalten Hat, bergeftalt, daß bie Eröffmung 
Hauptverfahrens durch jörmliche Verfügung bes Amtsrichters fich uͤdern 
haupt nicht als bie regelmäßige Verfahrensart darſtellen wird.“ | 
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3. Den Umfang der Beweisaufnahme „beſtimmt das Gericht, ohne hierbei 
durch Anträge, Verzicht oder frühere Beſchlüfſe gebunden zu fein” (StrafPO. 
244 Abſ. 2). 

4. Im Falle der Klageänderung unterliegt bie ſonſt obligatoriſche Auͤs— 
ktung des Verfahrens dem Ermeſſen des Gerichtes (StrafßO. $ 264 Ab. 5). 

5. Erklärt fih das ©. unzuftändig, jo bedarf der Grundſatz, daß dieſer 
Peihluß „die Wirfung eines das Hauptverfahren eröffnenden Beichlufies hat“, hier 
iner Korrektur wegen der fummarifchen Natur der Hauptverhandlung vor dem ©.: 
# fann der Angeklagte innerhalb einer ihm zu beftimmenben Frift die Vornahme 
inner Beweiserhebungen vor ber Hauptverfanblung beantragen, über welchen An⸗ 
mg der Vorfitzende des Gerichtes, an welches die Sache verwiejen wird, entjcheidet 
EmPO. $ 270). 

6. Das Sigungsprotofoll muß Hier mehr als fonft enthalten, nämlich 
— erg — der Vernehmungen in der Hauptverhanblung“ (Strafe 

273 Abf. 2 

7. Zu erwähnen ift ferner bie Unzuläffigteit der — des Ver⸗ 
mögens des abweſenden Beſchuldigten (StrafPD. $ 332 Abſj. 2). 

8. Die wichtigfte Eigenthümlichleit des S. verfahrens it die Zulaffung der 
Berufung gegen die Urtheile der ©., welche gegen den urfprünglichen Vorſchlag 
xt Regierungen erfolgte und in diefer Gattung von Straffadhen allein eine 
un bes ganzen Urtheild durch eine Höhere Inftanz ermöglicht (StrafPO. 
N 354 

9. In gewiſſen Fällen treten nicht unerhebliche Abweichungen vom nor— 
nalen Berfahren ein. Dies ift der Fall: bei den beſonders fummarifch zu bes 
katelnden Sachen, die der mehrfach erwähnte $ 211 der StrafPO. bezeichnet, bei 
w af Grund amtsrichterlicher oder polizeilicher Strafverfügungen ein⸗ 
titenden Procebur (Straf PO. 88 447 ff., 453 ff). Andererſeits aber übt auch 
Se btſondere Natur der Sachen, welche dur fakultative Ueberweifung an dag ©. 
xlangen, Einfluß auf das ihrethalb einzuhaltende Verfahren. So werben 3. 2. 
Die ergehen bezüglich der nothwendigen Bertheibigung den „zur Zuſtändigkeit der 

3. gehörigen“ Sachen gleichgeftellt (StrafPO. 8 140 „zu verhandeln find“). Es 
zralt alfo durch die Zuweifung an dag ©. die Nothwendigkeit der Beitel- 
ung eines Bertheidigers für Angefchuldigte, welche taub oder ftumm find ober das 
16. Lebensjaht noch nicht vollendet haben. (Sehr beftritten; f. die u. angef. Schrift 
m Voitus.) Der Umftand, daß der Fall ‚erft Durch bie Neberweifung ein ſchöffen⸗ 
eichtlicher wird, übt auch auf bie Zuläffigfeit ber Vorunterfuchung und auf die 
jaffing der Antlageſchrift Einfluß; letztere kann allerdings in Erwartung des Ueber⸗ 
vcijungebeſchlufſes ſchon die einfachere Form erhalten, muß dann aber eventuell, 
zum diefer Beſchluß nicht erfolgt, umgearbeitet werden. Auch auf bie Zuläffigkeit 
‚rt Unuftändigfeitgerflärung des S. übt dieſes Verhaltniß Einfluß (vgl. insbeſ. 
!üne, StPO. $ 270 Rr. 5). 


Glab. m. Lit.: Die im te angeführten Gejepeöftellen und bie ug Parag 
otnelen Kommentare zu a Gejegen Er v. Schwarze, Lowe, &ı ji, 
jeitus, Dalde, — v. Bomhardu. Bellen, —— — — d 
ur Beärfpuogeh 8. Su ft. Iso, © 19 f., Zum * 0 Sptenatt 

B  Sestin 1878), & 109 Fe ha es —S— 
au — aterien a. b, Dentichen — — PL —— sin, 1tc0ı 1.6, 
!erfelbe t md N. oolgenborit'a , 561 ff., 2% — * 
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öffen. und Geſchworenendienſt (Beipzig 1880), — H. Ortloff, der Ariminal- 
en tg oremenbienft (Leipzig . — S. Ortloff, Lehrbuch 5 


Schöman(n), Franz Joſeph Conſtantin, 5 28. V. 1782 zu Wehr, 
wurde 1808 orbentl. Prof. in Jena, 1818 an der Spike einer Deputation nıh 
Weimar zu Napoleon entfandt, den er zu milderen Anfichten zu beftimmen verftan). 
rt 2. er 18183. 


le —F — des a ar Bieten —— 1806. 5 Sur di ik 
St, Römikhe Civilrecht mit dem Preuß. und * verglichen, Gießen 1: Pe 


1810. 
am Kit.: Günther, Lebendſtizzen, 1858, ©. 81, 82. Teich mann. 
Schön, Johann, 5 26. XI. 1802 zu Langendorf (Mähren), ſtudirte in 
Wien, 1831 außerordentl. Prof., 1836 ordentl. Prof. d. Staatswifjenfch. in Breslau 
rt 2 2 1839. 
ieb: Die Staatwiflen! ichtlich⸗ ſophiſch begründet, Ba 1881, 3 
Hi a gasiät, Ins —FX — — Sit —X 3. 1833 (franz. wm 
da —— 834, engliſch in Philade —— cam et polit. studio, 
er = Er —— ito 12 0a, ©. 198-180 und Rekcolog 
i owa riftftellerleri nı , ©. ro 
Defjelben, Breslau A ohl, I. 62, en Teich mann 


Schooßfallrecht iſt das Recht der Eltern, ihre ohne Deſcendenten (Buie) 
verftorbenen Kinder mit Ausſchluß aller übrigen Verwandten, namentlich der Ge— 
ſchwiſter, zu beerben. Daffelbe war in den Deutjchen Rechtsquellen des Mittelalters 
überwiegend anerkannt, es bildete einen wejentlichen Beitandtheil der Parenteler: 
ordnung, wurde aber vielfach durch das Gejammteigenthum und das daraus ab- 
geleitete Accrefcenzrecht der Geſchwiſter bei Verjangenichaftsrecht und many: 
Gütergemeinfchaft und durch das Fallrecht (paterna paternis, materna 
durchbrochen. Unter dem Einfluß des Römifchen Rec bat das ausiehlichlide & ©. 
vielfach dem konkurrirenden Erbrechte der Gejchwifter und ihrer Kinder Raum geber 
mäffen. Reines ©. gilt noch Heute nach dem Preuß. Allg. LR., Sächſ. BER. 
dem Fränkiſchen LR., den Stadtrechten von Bremen, Schleswig, Nördlingen und 
Lindau, ferner in Lübel und ben Ländern des Gemeinen Sachſenrechts (Anhalt, 
Thuringiſche Staaten, größter Theil von Holftein). Der Vorzug des Vaters wur, 
der Mutter hat aufgehört. Beide Eltern erben zu gleichen Theilen; ift mr noch 
einer von ihnen am Leben, fo erhält diefer dag Ganze. — In Defterreich und den 
Kanton Zürich gilt volllommenes ©. A fo Lange beide Eltern am Leben; an die 
Stelle eine vorverftorbenen Elterntheils treten feine Defcendenten. Nach dem gi 
tiſchen Low (Schleswig) beſchränkt ſich das S. auf den Vater, die Mutter theill 
mit den Geichwiftern. Aehnlich in den Kantonen Bern und Luzern, melde die 
Mutter überhaupt erft nach dem Tode des Vaters zulafien, und zwar in Kontur 
renz mit den Geichwiftern (Luzern) oder erft nad) den Geichwiftern (em). MM 
fortgefeter Gütergemeinjchaft gilt regelmäßig Accreſcenzrecht unter den in der der 
meinſchaft verbliebenen Kindern („Was in ber Were erjtirbt, bleibt in der Wer“), 
der überlebende Ehegatte kann alfo bei der Abfchichtung fein S. m Betreff der vor 
verftorbenen Kinder beanfpruchen. Dagegen tritt, wenn daß letzte in der Gemeim 
ſchaft mit ihm verbliebene Kind ohne Defcendenten ftirbt, Accreſcenzrecht zu ſeines 
Gunften ein unb die abgetheilten Geichwifter bes verftorbenen Kindes gelangen nidt 
zur Succeffion, auch wo bad ©. gejetlich nicht befteht. Als Gegengewicht gegm 
dieſe Einwirkung bes Gejammteigenthums ober der Were auf das Grbrecht ber u" 
gefundenen Kinder bildete fich vielfach ſchon im Mittelalter ein außfchliehliches gegen 
ſeitiges Erbrecht der letzteren aus, welches ſowol die Konkurrenz der in der Br 
verbliebenen Geſchwiſter ala auch dad S. ausſchloß. Bon diefem Standpuntte am 
erflärt fich das (im Lubeck jelbft aufgehobene) Lübiſche und nicht minder das Ham, 
"burger Erbrecht: jenes giebt vollbürtigen Geſchwiſtern überhaupt, dieſes, weni 
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fomeit fie von dem elterlichen Sammtgute abgetheilt find, ein das S. unbedingt 
ausfchliehendes jeitiges Succefſionsre— 
Gigb. u. — Allg. a 2 hy va} — Sädl. BGB. IS 2026, 

Frãnkiſche Landgerichtsordnung von 1618, Ti. 84 $ 2. — Bremer Stadtrecht von Fuss, L 
19. — beder Cat vom 10. Febr. "1862, Urt. 17. — Schleswiger Siadtrecht, 13. — 
Roth, Bayer. Civilxecht, WM. 619. — Heimbah. Lehrbu⸗ DE en Arion hen der 
zu den Dbenppelltionägeriäten Yena und Zerbft vereinten 

a f. — Oefterr 785. — Zürich. private. 68. et) Tr AN 


$$ 621, 08, 1 SR Tr 2. „406. — Züt. Low I. Fr set 
Etadtzecht von 1608, IL 3 $ 2 üb. Gladtreht von 1586, II — 18. — 
Pauli, Abhandlungen aus —X iſchen 3 II. 56 ff., 108 ff. Fe 


tt, Auguft Friedrich, 5 11. IV. 1744 zu eg wurde 1779 in 
Leidzig Beifitzer der jurift. Fakultät, Aſſefſor Oberhojgerichts, 1782 orbentl. Prof. 
der Rechte, T 10. X. 1792. 

Söeiften: Aug. d. Doujat, Praenot. can. Lips. 1776—1779. —— Be 
tiber bie neuefte riften, 1768—1782. — 'Bibl. ber neueflen jur. 8 1768, 
1788 fi. bg ‚iponins, BibL jur, 1775. — Jur. —E 1771 fl _ 
Syst. hist, — temporibus, m nupt. clausis, 1774. 

Sit.: Im ec —E Teichmann. 

© er, Heinrich Eduard Siegfried von, 5 31. II. 1779 zu 
Hildesheim, ala Sohn des Advokaten und Sekretärs am iutderiſchen Konfiſtorium 
S. ſtudirte in Helmſtädt mit Vorliebe Mathematik, dann Jura in Halle und Göt- 
fingen, promodirte 1803 und habilitirte fich als Dozent, wurde 1804 außerordentl. 
Proi. in Helmftäbt, 1808 ordentl. Prof., ging nah Marburg, nachdem er vom 
Tetan der philof. Fakultät P. J. Bruns zum Dr. phil. freirt worden, 1810 
nah Tübingen als Oberappellationsgerichterath, 1853 Komthur des Ordens ber 
Württemb. Krone und Obertribunalarath, 1858 in Ruheſtand tretend, + 16. VIII. 
1860. Im Jahr 1848 war er Ei die maßloſe Agitation aufgetreten. 

arten: —— aus dem Civilrecht, Haun. 1808. — Livil Abhandl. (2. Abtd.), 

De 5 — Nr Ale, Berol. 1859 Preisaufgabe der Alademie 
A raten cirilis, l. 1828. — rn bie 
ige — Dur 6 ja — (Heibelb. Jabeb. 1823 N 64, auch 
—* se — Justiniani Institutiones, Berol. 1832 (exfter Theil ur 
mit Zaje Fi C tous "eat Kisten. ‚großartigen tee bes Corp ge eh 
ereotppirt au 08 Jubildum). — Er ga dm Mohl, 


De regulis 
Rogge u. Far: die Reit. eitfchr. für Mi —— end, Be Stutt N" 1826-1820 
Ki du [%} — en ib. vr k — Are Retuotog, in 
ter Schal Kbranit bei es Schmäh. Wertes, 2 een — vom — Febr. 1861. — 
Klar el, Die Univ. — Leipz 1877, ©. %, 105, 15. —— 
lichkeit der Wil enßerflärgngen. Bei einer Willenserklärung 
(einem Rechtageichäft, — Vertrag) kann don dem Recht Abgabe (Abſchließung) 
ie ſchriftlicher Form erfordert werden, und zwar: 

1) entweder zur Gültigkeit ber Grflärung, des Rechtögefchäfte. In dieſem 
Falle if die S. ein essentiale negotii, ohne biejelhe treten rechtliche Wirkungen 
überhaupt nicht ein, 

2) oder zur Zlagbarkeit derſelben. Eine anderweite Erklärung, ein ander⸗ 
weit zu Stande gekommener Konſens kann rechtlich relevant ſein, aber es können 
daraus feine Anfprüche im Wege der Klage durchgeſetzt werden, 

3) oder nur zur Beweisbarkeit derfelben. Hier Tann fogar auch ohne 
Veobachtung der ©. geflagt werden und eine Verurtheilung erfolgen, falls der Be— 
Hagte gefteht. Im Leugnungsfalle kann der Kläger feinen Klageanſpruch aber nur 
durch Borlegung des darüber ausgeſtellten Schriftftüde beweiſen 

Der Grund, warum bei einem Rechtsgeſchäft S. erfordert wird, Tann Liegen in 
erner geſetzlichen Vorſchrift, welche deshalb erlaffen ift, damit „bei dem Handelnden 
sine gefammelte Befonnenheit hervorgerufen wird, wie fie für alle ernften Gefchäfte 
wünſchenswerth ift“, bzw. damit der wirkliche Abſchluß des Geſchafts ſcharf von 
allen Borverhandlungen abgejchnitten wird, oder damit der Beweis für die Zukunft 
gefihert if. Die S. Tann amd) veranlaßt fein durch eine biebezügliche Verab⸗ 
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redung der Parteien, welche vor oder nach der Perfeltion des Geichäfts getroffen iſt 
und regelmäßig im erfteren alle die Gültigfeit, im zweiten nur bie Beweisbadrit 
bezweden fol. 

Verträge, welche vor ber Vollziehung ber S. geichloffen finb (Borberttäg), 
Haben in den Fällen sub 1 und 2 gar feine Bedeutung und Fönnen — was 
ſehr beftritten ift — in dem Falle sub 1 nicht einmal durch Verabredung eine 
Konventionalftrafe indireft gefichert werden; diefe ift vielmehr bei Ar. 2 angebradt, 


während bei Nr. 8 aus dem pactum de contrahendo auf Nachholung der ©. gr | 
tagt werben Tann. Hierüber herrſchen indeflen viele Meinungsverfchiebendeiten. 


Bol. den Art. Punktation und bie unten citirte Abhandlung von Regeli- 
berger. 
Die einfeitige Erfüllung vermag den Mangel der S. niemals zu heilen; fie 


gewährt nur eine condictio ob causam datorum, bzw. eine condictio indebiti auf | 


Zurückgabe bes Geleiftelen. Der Empfänger Tann diefe Kondiktionen nicht einmal 


dadurch abwenden, daß er fih zur Gegenleiftung erbietet. Die zweijeitige Erfüllung | 


genügt nur bei Nr. 2 und 8. Geſchah bei Nr. 2 die Erfüllung mangelhaft, fo wi 
meines Erachtens aber auch feine birekte Klage auf genügende Leiftung gegeben (bw. 
auf die Anfpräche aus dolus und culpa des Gegners), fondern es ift aud in 
diefem Falle eine condictio zuläffig, woburd die von Stobbe gerügte Un: 
billigfeit (Deutfches Priv.R., Bb. II. $ 178 Anm. 24) ausgeglichen werden 
dürfte, 

Die Art und Weife, in welder die S. zum Ausdrud kommt, ift eine ich 


verſchiedene: es genügt entiveber jebe fchriftliche Fixirung des Parteiwillens, oder 
es wird eine fürmliche Urkunde, eine Reinfchrift (mundum) erfordert, welde von | 


beiden Theilen vollzogen fein muß (ſehr beftritten ift im Gemeinen Recht die De: 
deutung der 1. 17 C. de fide instr. 4, 21), oder es tritt gerichtliche, motarielle 
Mitwirkung oder Zuziehung von Zeugen ein; in fiskaliſchem Interefſe ift ot die 
Benugung don Stempelpapier vorgefchrieben, "wobei zu unterjcheiden, ob die Nidt: 
benugung Ungültigfeit der Erflärung oder nur Strafe nach ſich zieht; endlich find 
manchmal gewifje Worte (Wortformeln) unumgänglich, 3. B. „Wechſel“. In di 
Schriftform ſoll die Willenserklärung ihrem ganzen Inhalt nach aufgenommen wer 
den. Mündliche Nebenabreden haben, wenn die S. gejehlich vorgeſchricken 
ift, keine Bedeutung, fle find ungültig, bzw. unflagbar, bzw. unbeweisbar. Xi 
verabredeter S. enticheidet Hierüber Lediglich der Vertragswille der Kontrahenten. 
In ber allerweiteften Bebeutung gudlich kommt die S. einer Willenzerklärng 
im modernen Recht da zur Anwendung, wo fie nicht nur für die Entftehung, fer 
dern auch für die Fortbauer des Rechtsverhaltniſſes weſentlich iſt. Bei dieſen ig. 
Striptur- Obligationen iſt das Recht in der Schriftform gleichſam ver 
törpert, unlbslich mit ihr verbunden, jo bei dem Wechſel und anderen Inhaber 
papieren im weiteren Sinne. (Vgl. den Art. Inhaberpapiere) Mit ber 2. 
erlifcht prinzipiell dag Recht jelbft, indeffen find vor biefem Grundſatz erheblict 
Ausnahmen gemacht worben durch das Inftitut der Amortifation (j. dieſen Ar.) 
Unter ben einzelnen pofitiven Rechten kam in dem alten Röm. Recht die ©. 
jur Anwendung in der literarum obligatio, und, zwar war fie bei diefer weſentlic 
jur Entjtehung des Vertragsverhältniſſes. In den erften Jahrhunderten der Kai 
zeit kam bie ftreng formale literarum obligatio außer Gebrauch und wurde gan 
durch die Stipulation erjeßt, bei welcher man dann bald ein fchriftliches Empiang® 
betenntniß (cautio, syngrapha, chirographa — bie legten Namen deuten ben grit 
chiſchen Urſprung an) mit Angabe des Schuldgrundes zu erfordern pflegte. Enblib 
trat die Schrift vollftändig an die Stelle des geiprochenen Wortes, welches bei ihrem 
Vorhandenſein präfumirt wurde. (Bgl. Gneift, Formelle Verträge, 1845 und 
Padelletti, Röm. Nechtögeichichte, überf. von dv. Holpenborff, Kap. #i. 
Das Gemeine Recht — jedenfalls beeinflußt Dusch neuere Deuiſcherechiliche An 
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ſchauungen — hat wie alle Formen, fo auch die ©. faft ganz befeitigt. Diefe wird 
gemeinrechtlich nur in fehr wenigen Fällen erfordert, jo beſonders bei ber großen 
Schenkung, dem contractus emphyteuticarius über Kirchengrundſtücke oder unter Ab⸗ 
änderung der naturalia negotii, Interceffion der rauen und Iebtwilligen Ver⸗ 
Fügungen. Bon ben mobernen Gemeinen Rechten hat das Handelsrecht das 
Prinzip der Yormlofigfeit in weitem Umfang (HGB. Art. 317). Nur wenige Aus« 
nahmen find im HGB. felbft enthalten; fo wird ©. erfordert bei dem Bobmerei« 
vertrag (Art. 688), der Aktienzeichnung (Art. 174, 208), in dem Falle des Art. 
314 und bei Entſtehung ber Aftiengefellfchaften durch; Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter (Art. 178, 2m. Bol. Thöol, H.R., 8 240; f. auch die 88 2 u. 6 des 
Genoffentjaftägefehes vom 4. Juli 1868 (2. Su. ©. 415). Daß das moderne 
Rechtsbewußtſein überhaupt ber S. nicht geneigt ift, ergiebt fich auß dem Votum 
des 10. Deutichen Yuriftentages: „Die Gültigkeit von Verträgen ſoll auch, ab« 
geieben von Handelsſachen, von der Beobachtung der ſchriftlichen dorm in der Regel 
wmabhängig fein.” 

Unter ben Partikularrech ten hat das Preuß. Allg. SH. die 8. bei Willens⸗ 
eflärungen in einem fehr weiten Umfang erfordert, und zwar generell bei allen 
Verträgen, beren Gegenftand über 150 Mark beträgt (I. 5 $ 181). Bon diefer 
Regel giebt e8 Ausnahmen nach beiden Seiten hin, bei deren Aufftellung eine leitende 
Idee jo wenig maßgebend gewefen ift, daß dadurch das ganze Syftem des Allg. ER. 
rur noch verwerflicher erjcheint. Bei einer Reihe von Rechtsgeſchäften ift immer 
S. nothwendig ohne Rüdficht auf die Höhe des Objekts, während bei vielen an« 
deren von dem Grforberniß der ©. ſtets abgejehen wirb (vgl. I. 5 $$ 188 ff. * 
Die einzelnen Gefchäfte ſind zuſammengeſtellt bei Bornemann, Erdrterungen im 

Gebiete des Preuß. Rechte, ©. 149 ff. (1855); Er Theorie und Praris, $ 79 
Am. 65 u. 66, und Dernburg, Lehrbuch $ 96 N. 2 u. 3. Die ©. wird er⸗ 
fordert zur Magbarteit, ohne ©. befteht nur eine — Verbindlichkeit. Hierbei 
if wichtig die Beſtimmung des Eigenthumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 ($ 10), 
wonach durch die Auflaffung die Formmängel des der Auflaffung zu Grunde Liegen- 
den Geichäftes u werben. Die einfeitige Erfüllung ohne die S. gewährt nur 
einen Anſpruch auf Rüdgabe, bzw. Vergütung des Geleifteten (I. 5 88 155 ff.). 
Die beiderfeitige Erfüllung erjeht den Mangel der S. vollfommen, außer bei Ver- 
trägen über Immobilien, welche anjechtbar bleiben, wenn nicht bereit? die Auf- 
tafung erfolgt ift (vgl. Striethorft, Archiv, Bd. 74 ©. 122, Bd. 75 ©. 26). 
Ueber Leiſtung von Handlungen auf Grund eines mündlichen Vertrages f. 88 165 ff. 
ie. Im Allgemeinen muß bier, was in ber Natur der Sache liegt, die Gegen- 
leitung gemacht werben. Dem Erforberniß der &. genügen außer förmlichen Ur- 
tunden auch Punktationen, Briefe, Telegramme, unterfchriebene Rechnungen, Pfand» 
icheine und Aehnliches. Die Unterfchrift eines Bevollmächtigten ift außreichend, 
wenn die Vollmacht ſchriftlich außgeftellt war. Stempelunterbrüde aber können 
meines Erachtens die „Unterſchrift“ nicht erfeßen. Iſt die S. nur verabrebet, 
fo wird vermuthet, daß nicht blos der Beweis, ſondern die verbindliche Kraft des 
Vertrages von der ©. abhängen folle (8 117 1. c.). Gegenbeweis ift zuläflig. 
Nündlihe Nebenabreden follen in feinem alle berüdfichtigt werden ($ 128 1. c.). 
Tiefe Beſtimmung trifft nach einer Tonftanten Praris nicht zu für folche Neben- 
abreden, welche bie —— negotii berühren und eine Anfechtung des Vertrages 
als wehtsungäftig begrit 

Nach Deiterr. ot wird ©. erfordert zur Gültigfeit von Verträgen über 
Grundeigenthum (Allg. BGB. 8 484), bei nicht durch Uebergabe vollgogenen Schen- 
kungen (88 948 und 956), Erwerbsgeſellſchaften ($ 1178) und bei Erbverträgen 
(unter Ehegatten, $ 1249). Das Geſetz vom 21. Juli 1871 fchreibt notarielle Urs 
<unden vor für eine Reihe von Verträgen unter Ehegatten und mit blinden, tauben 
oder ftummen Perſonen. 
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Das Franzöſiſche Recht Hat die ©. zum Zwecke der Beweisbarleit bei 
allen Verträgen über Gegenftände, welche die Summe von 150 Franken überfteigen, 
vorgefchrieben und damit ben Zeugenbeweis hierfür ausgeſchloſſen (Code civil art. 
1341— 1848). Ebenſo im Badiſchen ER. (Art. 1841), wo die Summe auf 75 Gul⸗ 
den normirt if. Diefe Vorſchrifi iſt publici iuris, jo daß nicht einmal Die Gegen⸗ 
partei andere Beweismittel zulaffen kann. Der Zeugenbeweis ift jogar über Reben- 
abreden nicht zugelaffen. Die ganze Beftimmung ift vom fünften Deutfchen Juriftentage 
mit Recht für unzweckmäßig erflärt worden 

Nah dem Sächſ. & erfordern Willengerflärungen und Perträge in der 
Regel keine bejondere Form. Bei Nichtbeobachtung einer vorgejchriebenen Form iſt 
das Rechtsgeſchaft nichtig, auch wenn dies nicht beſonders außgeiprochen iſt (BEL. 
88 100 und 821). ©. ift nöthig bei Verträgen über Grundeigentfum ($ 8221. 
bei Schenktungen eined Betrages über 1000 Thaler ober wieberfehrenber Leiftungen 
auf unbeftimmte Zeit von jährlich mehr als 50 Thalern (Erklärung zu gerichtlicem 
Protofofl oder gerichtliche Veitätigung) und mannigfach bei letztwilligen Verfügungen 
(88 2070, 2071, 2098, 2104). — Bgl. auch $ 44 des RMil. Geſ. vom 2. Mai 1814 
(R.E.BL. S. 45). 

Kit: Die Panbektenlehrbücher von ae: 57, 221, und Windſcheid, = 
Begrläbergen * u Arte Bi HR, PA ‚Eon 
Deut! los Privatrecht, Bd. } 

If — Bernburg Lehrbuch, 58 "95 f. _ re rterungen im ebiete 

Er pen Reis, S. IK ff. — Mener, Die Schrift in ihrer Bedeutung nad Prak. 
gran ©. ber Verträge nad) re: jem. ER, m 

gie ot’ ragen Po ZU. S. 75 ff. — Unge 5 vſtem bei —— — *8* 


— 
—3 Fran, Civilxecht. Bb. IV. ©. 7. Verhandlungen bed yehnten 
8 — 3 (187 Ma ie ff. — NN Bo. Le Ss —— AM 
KVi. ©, 108, VIE 109, 148, 10d: RYIH, 293; AEX. 2; X. Di, iin 
1 36, in, 272; XKXL 80, 109, 214, 215, 262; "ERS. 885} Kran. 14. Reil 


Säriftvergleijung (comparatio literaram), b. 5. die Bergleichung der 
Handſchrift einer ihrer Echtheit nach zweifelhaften oder beftrittenen Urkunde mit 
anderen Schriftſtucken des muthmaßlichen Verfaſſers, um dadurch den Beweis der 
Echtheit oder Unechtheit zu liefern. Die ©. kann fowol im Eivil-, wie auch im 
StrafPrz. vortommen, und fie erfolgt unter Buziehung von Schriftnerfländigen, 
wobei nach den Regeln des Sachverftändigenbeweifes verfahren wird. Die aus Nik 
trauen gegen Fälſchungen erlafenen Beitimmungen der Nov. 49. c. 2 und Nov. 73 
führten in der Tanoniftifch«romanifchen Theorie des Mittelalters zu einem künftlice:| 
Syſtem von Regeln über biefe Art des Beweiſes. Als Hauptgrundſatz wurde de| 
aufgeftellt, daß die ©. allein nicht voll beweiſen, vielmehr nur halben Bands, 
(probatio semiplena) jchaffen ſollte. Diefe Regel Hat man im Gem. Prz. ebemiallt 
noch feftgehalten, wenngleich man fonft die mittelalterliche Theorie vereinfacht it. 
Auf demfelben Standpunkt ftanden die Preuß. Allgem. Ger O. von 1798 Th. 1. Zi 
13 88 10 ff. und die Hannov. Pr3O. $ 385, welche letztere ausdrücklich ſelbſt 
für den günftigften Ausfall des Gutachtens ber Sachverftändigen noch die Auferlegung| 
eines Ergänzungseides vorjchrieb. Sp genaue Vorfchriften dagegen auch der Code ie 
proc. art. 195210 über die zur verification des 6critures par experts geeigneten 
Schriftftüde und ber dabei zu beobachtenden Prozedur giebt, fo wenig fchränft er 
doch das Ermeffen des Richters bei der Prüfung des Rejultates des Verfahrens ein. 
Denfelben Standpunkt haben bie Deutice CPO. und Straf PO. gemäß des ir 
ihnen aboptirten Prinzips der freien Beweiswürbigung angenommen. 

Quellen: Deutſche CPO. 98 406, 407; EtrafPD. 8 9. 

Rit.: Gold mibt, en en, S. 101 ff. — Gensler u. Klüpfel im En 
für civil. Praxis Bd. II "58 ff. — Ortloff, Zurift. Abhenblungen, Br L 
©. 82 ff. 2. Hiuſchius. 


Schnlaufficht. 599 


Schulaufficht. Die große Aufgabe der Erziehung und Bildung der Jugend 
in öffentlichen Anftalten (scholse, Schulen im weiteften Sinne) ift ala eine gemeine 
fame für Familie umd Gemeinde, für Kirche und Staat anerkannt. Unbeftritten 
voran mit ihrem Antheil fteht die Familie, jo weit fie den Willen und die Fähig⸗ 
feit bat, ihren Erziehungsberuf zu erfüllen. Muß aber in Ermangelung deſſen die 
Mitwirkung einer höheren Gemeinfchaft eintreten, jo entfteht alsbald die Frage, ob 
die firhliche oder die politifche Gemeinde, und damit die weitere Frage, ob 
Kirche oder Staat die Schule beherrfchen und Ieiten fol. 

Dem Mittelalter war burch die Einheit der Kirche auch eine einheitliche Grund⸗ 
lage für Erziehung und Unterricht gegeben. Die Kirche war durch ihre Fundationen 
$is zur Orispfarre herab fo tief verwachſen mit dem Gemeindeleben in Land und 
Stadt, daß ihr die Leitung des Unterrichts in allen Stufen zujallen mußte. Die 
Schule galt ala „Annerum der Kirche”, ſchon aus dem Grunde, weil die Entftehung 
wie die Fortbildung aller gemeinfamen Anftalten der Art auf dem Perfonal bes 
Kerns und auf kirchlichen Mitteln beruhte. Da nun aber ber firchliche Beruf 
durch Menſchen erfüllt werden mußte, welche durch die Hierarchie der Aemter und 
durch den kirchlichen Befig mit der ſtändiſchen Ordnung ber Geſellſchaft in allen 
Stufen verwachien waren, fo fand fi) die Kirche auf dem Höhepunkt ihrer Macht 
überall verflochten mit den Herrfchaftsinterefien der Höheren Stände. Ihr Beruf 
wur Lehre und Seelſorge orbnete ſich dem Machtinterefje der Firchlichen Regierung 
unter. Waren am Schluß des Mittelalterd die großen VBermögensmaffen ber Kirche 
zu fürftlichen und abligen Dotationen geworden, zum Theil auch den Klöftern und 
Erden appropriirt, auf Koften der Lehrenden und feelforgenden Geiftlichfeit, jo blieb 
zur ein tärglicher Reft für die Zwecke eines allgemeineren Unterricht? übrig. Auch 
in den Mlöftern und Orden trat der Lehrzweck immer weiter zurüd von ben bierar- 
dijchen Beftrebungen der Erhöhung kirchlicher Macht. Der Lehrberuf der Kirche wurbe 
daher ungleichmäßiger und dürftiger erfüllt ala in früheren Jahrhunderten, während 
des Bebürfniß bes bürgerlichen Lebens mit ber Entwidelung des Handels und ber 
Gewerbe wuchs, und das Laienthum nöthigte fich ſelbſt au helfen. In den Städten 
entftehen zuserft gelehrte Schulen aus nichteficchlichen Mitteln, und damit auch ein 
beitheibener Antheil bes Stabtregiments und bes Kirchenpatronat® an der Einrichtung 
eines öffentlichen Schulweſens. 

Mit der Reformation tritt der geiflliche Beruf der Lehre und Seelſorge 
wieder in den Vordergrund und damit eine nachbrüdliche Anerkennung des firchlichen 
Verujs zur Organifation und Leitung der Schule unter Schußherrichaft ber welt- 
lichen Obrigkeit. Diefe Richtung Hat eine Rückwirkung auch) auf die Länder geübt, 
die der alten Kirche treu blieben, wie denn auch der VBolfgunterricht im Tridentiner 
Rnzil ald eine allgemeine Aufgabe ber Kirche nochmals anerkannt wurde. Mar 
uamnte die Schule nody immer eine „Tochter ber Kirche”, ohne freilich Hinzugufügen, 
“ fie, in Ermangelung eigener Mittel, meiſtens „bei fremden Leuten in Koft ges 
geben war”. 

L Borläufig abgejehen von Deutjchland ift daraus ein Kommuniong- 
derhaltniß zwiſchen Kirche, Gemeinde und Staat an den Anftalten des öffentlichen 
Unterrichts im ber europäiſchen Welt hervorgegangen. Ueberall galten die Grund» 
geleke der Herrichenden Siaatskirche ala Theile des gemeinen Landrechts. Die 
herrichende Kirchengemeinſchaft allein befitt bie obrigkeitlichen Rechte einer „Kirche“ 
end die Leitung der Schulen, unter Mitwirkung ftäbtifcher und anderer Korporationen 
ud unter allgemeinen Oberauffihtsrehten de Staats. Eine foldhe 
wird auß Dem ius advocatise et inspectionis saecularis abgeleitet, mit ber aner- 
fannten Aufgabe, durch ein ius cognoscendi, interdicendi, confirmandi dafür Sorge 
wu tragen, daß die vorhandenen Inftitutionen, Stiftungen und Einkünfte ihren be 
N mäßigen Ziveden erhalten bleiben. In ber fog. Aufflärungsperiode werden 
die Gewalten meiſtens im Sinne einer Milderung ber kirchlichen Ausſchließlichkeit 
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gehandhabt. Der Geiſt der Toleranz geht indeſſen doch nicht weiter ala bis zur u 
einer Religionsübung über die Grenzen eines exercitium religionis privatum Binaus, 
zur Zulaffung ber einzelnen Belenner zu ben bürgerlichen und politiichen Rechten 
und allenfall® auch zur ee einzelner Diffidenten zu den öffentlichen Unterrichts⸗ 
anftalten. Der ftreng fonfeffionelle Charakter der Unterrichtsanftalten wie de: 
Staaten bildet bis zum Schluß des XVII. Jahrhunderts die entſchiedene Regel der 
europäifchen Welt. 

Grft feit der Franzoſiſchen Revolution Hat die neu geftaltete ftaats 
bürgerliche Gefellichaft die völlige Gleichheit ihrer Deitglieder ohne Rüdficgt auf ein 
Glaubensbekenntniß zu ihrem Lebensprinzip und „Grundrecht“ erhoben, deffen Aus— 
führung aber alabald auf Hinderniſſe ſtieß. Die erftrebte Gleichheit konnte nicht 
barin beftehen, daß allen difjidentiichen Belenntnifien und Selten die Privilegien, 
und obrigfeitlichen echte der Hiftorifhen, mit dem Staatsweſen verwachſenen 
Kirche beigelegt wurden. Der umgekehrte Verſuch, diefe „Kirche“ zu ignoriren und 
mit Beſeitigung aller ihrer Rechte, Privilegien und Beſitzungen die Kirchengemein· 
ſchaft nur als eine Privaigeſellſchaft zu behandeln, ließ ſich nur in einem Schrecens 
tegiment auf kurze Zeit verwirklichen. Der enbliche Erfolg beichränkte fich daher | 
auf eine Außerliche Außeinanderjegung, bei welcher die Staatskirche als ſolcht 
ftehen blieb, neben ihr aber den einzelnen Bekennern anderer Denominationem 
die bürgerliche Rechtegleichheit, den einzelmen Gemeinden bie öffentliche Religions: 
übung, ihren größeren Verbänden ein gewiſſes Ma der Selbftveriwaltung gewährt | 
wurde. Es war damit den biffidentifchen Belenntniffen auch die Errichtung eigmer | 
Schulen überlaffen. In ungleihem Maße wurde ihnen auch eine Zulaffung zu den 
höheren, altprivilegirten Unterrichtsanftalten gewährt. Dagegen blieb im Vermogens- 
Familienrecht und im Verwaltungsrecht des Staats die „Stiche“ doch weſentlich in 
ihrem Befibftand, die kirchlichen Behörden augfchliehlich mit einer obrigkeillichen 
Würde befleibet, ihre Geiftlichfeit in Befi ber alten Immunitäten. Das alte 
Siaaiskirchenrecht, ſoweit es nicht ausdrücklich durch Geſetze mobifizirt war, galt nod | 
ala ergänzendes gemeines Landesrecht. Im Staatceremonial, in ben öffenttichen | 
Einrichtungen und in der Vollafitte blieb der Konfeffionelle Charakter des Staats 
verbandes ftehen. Im Unterrichtsweſen entitand daraus eine thatjächlich koordi⸗ 
nirte Stellung der ſtaatskirchlichen und der Staatsorgane unter vielen Schwankungen 
und Reibungen. Während in Frankreich dem Namen nach das gefammte Unterricht 
weſen unter bie centralifirte Leitung des Staats trat, blieb doch ber wiederhe: 
geftellten Hierarchie ein ſehr breiter, von Zeit zu Zeit borherrichender Einfluß. In 
der Mehrzahl der romanifchen Staaten blieb das alte Verhältniß der Römiſchen 
Kirche beftehen, und nur von Zeit zu Zeit drängte das ftantliche Auffichtsrecht in 
Intereffe der bürgerlichen Freiheit und Gleichheit den kirchlichen Einfluß zwil. 
Die tolerirten Minoritäten evangelifchen Bekenntniſſes Haben in Europa der römiih: 
und ber griechifch-tatholifchen Kirche gegenüber mur bie rechtliche Gleichheit de | 
Einzelnen, die öffentliche Religionsübung, die Selbftverwaltung ihrer Angelegenheiten. 
nicht aber eine Gleichberechtigung ihres Kirchenregiments erlangt. 

: I. Die Eigenthümlichkeit der Deutſchen Entwidelung im Gar | 
fag aller anderen Staaten Europa’s befteht nun darin, daß feit ber Reiormati | 
eine Mehrheit von „Kirchen“ mit der Deutjchen Sanbesopeit verwachſen ift an | 
Koften unferer pofitifchen und nationalen Einheit. Seit dem Weitjälifchen Sricn | 
zertheilt fich Deutfchland in gefchlofiene, ziemlich abgerundete Gebiete, welche einer | 
feits der Römiſchen Kirche, amdererfeit® dem Bekenntniß ber Yuguftana äugehören. | 
Die Latholifchen, Iutherifchen und reformirten Einzelſtaaten nehmen num aumädit | 
denjelben Entwidelungögang wie die Lonfeffionellen Staaten Europa’. Es kommt | 
zuerſt zur Geltung ein Syſtem der „Toleranz“, welches durch Ausdehnung 9— 
Auffichtsrechts, durch die allgemeine Einführung des placet regium, ee eine wm 
weiterte Einwirkung auf bie obrigfeitliche und Vermögensverwaltung der „Kirdr” 
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den Bekennern ber nur geduldeten Konfeffionen bürgerliche Gleichheit, eine freiere 
Religionsäbung und Selbftverwaltung zu verſchaffen fucht. Es war ſchon ein 
dynaſtiſches Intereffe, welches die größeren Reichsſtände zu einer Behandlung ihrer 
Untertfanen auf gleichem Fuß bewog. Allmählich aber macht fich auch ein mehr 
oder weniger Mar empfunbenes Gefühl geltend, daß die Deutiche Nation nicht fort 
beitehen kome, wenn zwiſchen ihren Religionstheilen Leine Ehe, keine Verwandtſchaft, 
feine fittliche Gemeinfchaft von der Taufe bis zum Grabe, keine Gemeinfchaft der Er⸗ 
ziehung, der Bildung der Humanitätzanftalten mehr beftehen könne. Das natur 
gemäße Berwachjen ber politifchen und der Tirchlichen Gemeinen, des einheitlichen Staats 
mit der Hiftorifchen „Kirche, welches allen anderen Völkern Europa's zum Ein 
Heitsband für Staat und Gefellfchaft geworben ift, wirkte in Deutfchland als 
en ſtetiges, mächtiges, mit der Macht der Kirche wachiendes Element des Zwie- 
ſdalts der Nation. Es erflärt fich daraus, fowie aus ber Kleinheit der terri« 
torialen Staatsförper, daß eine ftaatliche Bevormundung über die Kirchen fich fo 
übermäßig entwiclelt Hat. Ausführbar auf die Dauer war dag Syſtem des Weit. 
wriedens überhaupt nur, wo bie fatholifche, lutheriſche, veformirte Bevölkerung in 
größeren Gebicten ziemlich unvermifcht zufammenlebten, nicht aber da, wo fie ört« 
lich im engften Berbande neben und durcheinander wohnten. Dies Verhältniß kam 
or träheften zur Erfcheinung in Schlefien, ſeitdem e& zur Preußifchen Provinz 
und die volle Gleichheit der beiden Kirchen zu einer Lebensbedingung des Preußi- 
Ihen Befiges geivorden war. Auf diefem Boden entwickelte ſich zuerjt die Frideri- 
zianiſche Idee, daß der Staat nicht blos abmwehrend gegen die Ausſchließlichkeit 
ter Rirhenfgfteme, fondern pofitid ordnend die getrennten lieber der Nation 
weder zufammenzufafien Habe, durch die Einheit des Familienrechts und ber 
geitigen Bildung. Diefen Gedanken knüpft das Preuß. ER. von unten herauf 
an eine volle Gleichftellung ber Tirchlichen Einzelgemeinden, von oben herab 
an die einheitliche Oberleitung der Staatögewalt: während es dazwiſchen die Stel- 
fung der „Eiechlichen Oberen‘ (d. 5. die beftehenben Tirchlichen Berfaflungen) im 
Beimtlichen unverändert Yäht. Innerhalb dieſes Syſtems ericheint nunmehr die 
Schule ala „Veranſtaltung des Staats” der oberften Direktion der Staatsbehörden 
unterworgen. Die Bezirks und oͤrtliche Aufficht bleibt unter ſchonender Beibehaltung 
des herlommens verbunden mit dem Perfonal der kirchlichen Oberen. Daraus folgte 
nun aber doch eine Unterorbnung ber „‚geiftlichen Oberen‘ unter Staatögebote, welche 
wermeidlich zu einem Widerfpruh mit kirchlichen Grundſätzen treten mußten, 
ie mehr die Schulen ala „Beranftaltungen des Staates’ in wachjendem Maß den 
Sharafter der Gemeinjamkeit annehmen. An Hunderten von Orten war 
ts ihon unter Friedrich d. Gr. ummöglich den Eleinen armen Gemeinden und ben 
Gutsbezirken gefonderte Schulen für den Latholifchen und evangelifchen Theil zu 
gm. Diefe Schwierigkeit wuchs und behnte fich mit der Freizügigkeit fpäter auf 
das ganze Land aus, und auch für die Höheren Unterrichtsanftalten wurde eine Benutzung 
durch derſchiedene Konfeffionen noch unvermeidlicher ala für die neueren. Die dee, 
anen „allgemeinen Religionsunterricht‘‘, der beiden Religionstheilen gemeinfam fein 
Tollke, in ſolchen Anftalten zu ertheilen, ift mur vorübergehend und kaum im Ernft 
aufgetaucht. Ebenjowenig Hat man fich mit dem anderswo beliebten Gedanken be= 
gnügt, den Religionsunterricht bon der „konfeffionsloſen“ Schule zu trennen. Die 
Zeutiche Gewiſſenhaftigkeit hat fich bie Sache weniger leicht gemacht, vielmehr dem 
“genthümlichen Berhältniß bes Landes entiprechend in dem Preußiichen Schulregle— 
ment von 1801 die ſchwere Aufgabe unternommen, mit dem gefonderten Unter 
Acht in dem kirchlichen Belenntniffen den gemeinjamen Unterricht in ben 
Elementen der Wiffenfchaft zu verbinden, — eine dem Deutſchen Leben eigenthimliche 
Rembination, die fich don Schlefien auf die übrigen Sandestheile und von ben 
unteren auf die höheren Unterrichtsanftalten ausdehnte. Die konfeffionelle Miſchung 
der Bevdllerung und das Betwußtfein ber vollen, grunbjäßlichen Gleichberechtigung 
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der „Kirchen“ ließ keinen anderen Ausweg übrig. Der allgemeine Schulzwang, 
ſobald er ernſtlich zur Durchführung kam, machte es unvermeidlich, Kinder einer 
konfeffionellen Minorität in Anſtalten einzuſchulen, die zunächſt für die ſchulpflichtige 
Jugend einer anderen Kirche entſtanden und beſtimmt waren. Die ſtetig weiter 
fchreitende Bertheilung ber Schulerhaltungslaft auf die politiſchen Gemeinde 
verbänbe machte es unvermeidlich, die Öffentlichen Schulen durch die Beiträge ver- 
ſchiedener Konfeſſionen erhalten zu laſſen, die nicht für Anſtalten beanſprucht werden 
konnten, welche im Sinne firchlicher Ausſchließlichkeit geleitet wirrden. In dem 
ganzen Gebiet des öffentlichen Schulweſens mußte daher (unbeſchadet des ſtreng 
konfeſſionellen Charakters alles Religionsunterrichts) eine ſtetige Rüdficht auf Kinder 
anderer Belenntniffe genommen werben, welche an bem Schulunterricht thatjächlid, 
Theil nehmen oder in Folge ber Freizügigfeit und des Schulzwangs jederzeit einen 
Pla in der Schulanftalt finden müſſen. Demgemäß rg NH nun auch die 
©. Die Schulreglements Friedrich's 9. Gr. und das Preuß. indem fie eine 
Lokal⸗ und Kreisaufficht der Schulen durch den Drtsgeiftlichen Eh feine geiſtlichen 
Oberen“ vorbehalten, verpflichten die Geiftlichkeit, ſich nach den vom Staate ertheilten 
Schulordnungen zu achten“, und behalten die Enticheibung über „Meinungsver 
chiedenheiten” zwiſchen den firchlichen und weltlichen Leitern der Schule ber 
höheren Staatsbehörde vor (Allg. CH. II. 12 88 15—17). In Borahnung 
möglicher Konflikte ift in den Schulreglements von 1768, 1765 und 1801 auch khon 
die Beitellung befonberer Staatsfchulinfpeftoren neben den Ergprieſtern vorbehalten. 
Es waren hier eben andere Schwierigfeiten zu übertvinden, ala in ben Staaten, denen 
ber Gedanke Firchlicher Gleichberecitigungen bis heute fremd geblieben ift und 
die ſich deshalb zu einer Vergleichung nicht eignen. Der Preußiſche Staat wußte 
biefe Schwierigkeiten feiner Zeit nur zu überwinden durch die Macht des abfoluten 
Staats, dem die katholiſche Geiftlichteit ebenfo Obedienz leiftete, wie die mit der 
Staatsverwaltung eng verflochtenen evangelifchen Kicenfyfteme. In den Deuticen 
Mittel- und Kleinftanten tamen in Folge bes Vorherrſchens einer Kirche und m 
Folge ber geringeren Zerfplitterung ber Gemeinbeverbände dieje Schwierigkeiten erft 
fpäter und in geringerer Spannung hervor. 

Mefentlide Aenderungen in diejen Verhältniffen mußten nım aber feit 1815 
eintreten mit der Wieberherftellung des päpftlichen Kirchenregiments und der bilchöi- 
lichen Didcefalregierungen, deren Macht und Bedeutung lange Zeit unterjcätt 
wurde. Mit dem Kurialiyftem Iebte naturgemäß der Anſpruch der Römifchen Kirche 
auf die Herrichaft über die Familie und Schule im Geift des Kanonifchen Rechts 
wieder auf und damit ein Wiberftreben, bald auch ein fyftematiicher Widerftand 
gegen bie bis dahin bejolgten Anordnungen des Staats, zujammentreffend mit dem 
allgemeinen Wiberftreben der Nation gegen die „Omnipotenz“ des Abſolutismus. 
Wie alle gejellfchaftlichen Poftulate, jo glaubte auch dies, durch allgemeine Säge 
(Grundrechte) die Berhältnifje zwiſchen Staat und Kirche zu regeln. „Jede Kirche 
und jebe Religionägejellichaft orbnet und verwaltet ihre Angelegenheiten Telbit- 
ftändig“, — eine en unfaßbare Allgemeinheit, die alabald eine Auslegung 
erhielt, durch welche alle Streitfragen zwiſchen Kirche und Staat uno actu wu 
Gunften der kirchlichen Regierungsgewalt entichieden fein follten. Und da nun aud; 
die evangeliiche Kirche ein entiprechendes Maß der „Selbftändigfeit beanſpruchte 
fo ergab fich eine centrijugale Bewegung, welche von ber Volksſchule herauf bis 
zur ninerktät die Elemente der Gemeinſchaft aufzulöfen und mit dem Schlagwort 
der „Konfeffionalität” in der Schule wie in der Ehe zu den Grundſätzen des Wei: 
fälifchen Friedens zurüdzulehren derjuchte. Die feit 2 Jahrhunderten mühſam 
errungene Einheit follte lediglich eine Verirrung der Aufklärungsperiobe, als ein 
Erzeugniß ber Srangöfiichen Revolution fein, Mit gleichem Eifer (aber mit ſehr 
ungleichem Erfolg für die kirchliche Herrſchaft) wurde bie außfchließliche Beitimmung 
der Unterrichtsanftalten für den einen oder anderen Religionstheil, namentlich in 
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Preußen zum Prinzip der Verwaltung erhoben. Die vorherrſchende Richtung auch 
der päbagogifchen Literatur erſchöpfte ſich in der Darlegung der von Niemandem 
beitrittenen Wahrheit von dem nothiwendigen Zufammenhang der religiöfen und 
geiftigen Bildung der Jugend, aus der die grundjäßliche Scheidung nach Religiong- 
theilen fich durch einfache Schlußfolgerung ergab. Daß mit der ftreng kirchlichen 
Erganifation der Schule, jowie der Schulanfficht der Minorität der Kinder anderer 
Bekenntniſſe Gewalt an ihrem Recht und ihrem Gewiflen geichehe, erregte bei ber 
Mehrzahl der Kirchen⸗ wie der Schulmänmer wenig Bedenken. Dies Verhältniß 
murde entweder ignorirt oder ala ein nebenfächlicher Umſtand bemerkt, der zur 
Zeit „und in einigen Tauſend“ Vollksſchulen und einigen hundert Höheren Unter 
richtsanſtalten eintrete und oft nur „eine recht geringe Zahl” von Kindern betreffe. 
Derſelbe Hriftliche Standpunkt, der jede Berührung der Kinder feines Belennt- 
niſſes mit Lehrern oder Schülern einer anderen Sonfeifion als ein sacrilegium unb 
als gleichbedeutend mit dem Syſtem der religionslofen Schule darftellt, trägt fein 
Vedenken, die Kinder der Minorität in Unterrichtsanftalten hineinzuzwingen, bie 
ausfchließlich im Geiſt einer anderen Kirche Iehren follen. Wie nach der Geftaltung 
unferer Gemeinden für die Kinder der Minorität zu forgen fei, glaubt die Mehrheit 
der Fachmänner überhaupt der „Fürſorge des Staats’ überlaffen zu fönnen. Bei 
ganz unlösbaren Mifchverhältniffen der Konjeffionen will der theologifche Stanbpunft 
allenfalls eine „Simultanſchule ala fingulären Rothbehelf beſtehen laſſen, analog 
einer „Rotheivilehe‘, wo die widerjprechenden Aniprüche ber Kirche mit dem Landes« 
echt abfolut unvereinbar find. Dieſe Standpuntte verfennen gänzlich, daß ſolche Miß⸗ 
achtung des ſchwächeren Theild nur in Staaten mit einem einheitlichen Staats- 
firhenigftem beftehen kann, daß fie Dagegen unter 2 gleichberechtigten, gleichmächtigen, 
einander widerftreitenden Kirchenfuftemen zu Widerfprüchen führen, bie ihre Löfung 
dur die Gejehgebung und dag Auffichtsrecht des Staats finden 
müffen. Der indivibualiftifche Grundzug unſeres Volks, der alle Wiberfprüche der 
modernen Gejellichaft in jeinem Staatsweſen aufeinanderhäuft, verfolgt gleichzeitig 
mit dem Einheitsgedanken die Idee einer abſoluten Abſchließung der Religionstheile 
in ſouveräner Selbſtändigkeit bis in ihre äußerſten Konfequenzen. Erſt durch bie 
prattijchen Konſequenzen kommt es ber Bevölferung langſam zum Bewußtjein, daß 
man unfere Samilienväter nicht zwingen kann, ihre Kinder in Schulen zu fchiden 
und Schulen zu erhalten, welche Lediglich Annera einer anderen Kirche find, Die den 
Glauben diejer Eltern und Kinder als Irrglauben zu bekämpfen für ihre Heilige 
Mit Hält. Dies Verhältniß, welches der Partikularismus in jener theologijchen 
und pädagogifchen Geftalt als einen „blos juriftifchen Standpunkt” bei Seite jchiebt, 
ıft es, weiches Deutichland zu der mühſam errungenen Gemeinjchajt der Schule und 
der Schulaufficht nothwendig zurüdführt. Freilich ift es der rechtliche Gefichtspunft, 
der im gefellfchaftlichen Streit zulegt zur Geltung fommt. 

In Preußen, wo das Syſtem der Eonfeifionellen Schulen feit 1848 noch 
einmal die akuteſte Geftalt gewonnen hatte, ift die Rückkehr zu bem hiſtoriſch ge 
wordenen Recht durch Gef. v. 11. März 1872 erfolgt: „Unter Aufhebung aller 
entgegenftehenden Beftimmungen fteht die Aufficht über alle Unterrichte- und Er— 
Yiehungsanftalten dem Staate zu. Demgemäß handeln alle mit dieſer Aufficht 
betranten Behörden und Beamten im Auftrag des Staats. Die Ernennung der 
Yofal- und Kreisſchulinſpektoren gebührt dem Staat allein. Sachlich entiprechen- 
der wäre der Ausdrud: „Staatliche Oberaufſicht“, infofern ala das nähere 
Recht der Familie und der ſchulunterhaltenden Gemeinde, vorbehalten bleibt. Aus 
dem kirchlichen Streit der Gegenwart wird fich als danerndes Refultat auch wol 
das Anerkenntniß erhalten, daß den SKirchen ala organifirten Körperfhaften ein 
maßgebender Antheil am Religionsunterricht und eine Stimme in der Regelung 
des Schulplans gewahrt werden muß. Nur in ber zufammengefeßten Geſtalt, welche 
die Eoniturotarieh durch Mitglieder der Ortsobrigteit, der Gemeindeverwaltung, 
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der Geiftlichteit und des Schulperfonala erhalten, Laffen fi die Schwierigkeiten 
Yöfen, welche jede Gemeinfchaft eines Unterrichts für verfchiedene Komieffionen in 
Auswahl der Lehrer, der Lehrbücher, im Gefchichtaunterricht ıc. darbietet. Immer 
wird das Gebeihen jolcher Anftalten am meilten von ber Fürſorge der zu nächſt 
daran Betheiligten abhängig bleiben, und in dem engeren Kreiſe ber Kuratorin 
findet die indivibuelle Rüdficht auf die konfeffionelle Miſchung der Bevölkerung die 
geeignete Beachtung, welche in einer ftaatlichen Uniformirung des Unterrichtswejens 
nach Franzöfiidem Mufter nicht zu finden ift. Während aber der kirchliche Antheil 


die notäwendigen Seiten der Sonderung darftellt, jo Hat der Staatsantheil die | 
nothwendigen Elemente der Gemeinjamfeit aufrechtzuerhalten. Unentziehbar blabı 


daher dem Staat die Oberleitung und ein superarbitrium, um gegen die Ausſchließ⸗ 
lichteit der Firchlichen Beftrebungen die nationale Gemeinfamteit des 
Öffentlichen Unterrichts durch feine Auffichtsrechte zu erhalten und mit ſtaat⸗ 
Im Mitteln zu erzwingen. 


Sit.; Bel. Oneift, Die onfeifionele Schule, Berlin 1869. — In ber überreichen fünf; 
lichen und ogifchen Lit. Deutichlands kommt bie motbinenbige ‚ad, welche bie Fach 
männer auf die ſtaatsrechtlichen Berhältniffe ihres Bandes en der anerkannten Kirchen, 


Schulzwang, Schulunterhaltung, Gemeinbeverfaffung) zu nehmen haben, bis jeßt nur langian 
zur Geltung. eiſt 


Schulbauten, Schulbeiträge, Schulgeld. Die Aufbringung der Loſten 
für die öffentlichen Schulen konnte nicht wol ein Gegenſtand beſonderer Rech 
bildung werden, folange das öffentliche Schulweſen lediglich als Annerum ber Kirche 
galt (f. den Art. Sähulauffit). Nur in den Städten waren gegen Ende der 
Mittelalters gelehrte Schulen auch aus ftäbtifchen Mitteln begründet worben. Erft 
feit der Reformation kamen auch dürftige Anfänge eines Elementarunterridte 
zur Erſcheinung, deren Ausdehnung auf das platte Land ſeit dem XVII. Jahh. 
Gegenftand äußerft verwidelter Anordnungen wird, welche Hier vorzugsweiſe zu 
erörtern find. 

In den tatholiſchen wie in den proteftantiſchen Ländern Deutſchlands hatten 
fich die Anfänge eines Volksunterrichts an die alte kirchliche Vorſchrift angeſchlofen 
ut presbyter clericum habeat, qui possit scholas tenere. Die Küfterei war zugleich 
die Schule. Die Wohnung, das Küfterland, die Gebühren und Accidentien de 
Küfters bilden die urſprüngliche Ausftattung der Volksſchule und gehören dayı 
meiſtens noch heute. In den Nicht · Pfarrdorfern und an den Stellen, wo fih en 
Küftereintommen unzureichend erwies, begann man feit dem XVII. Jahrh. all 
mählich auf die Schaffung eines befonberen Schuleinkommens Bebacht zu 3 
In der Weiſe der Zeit geſchah dies meiſtens durch landesherrliche Verordnungen 
durch welche alle „Vaſallen, Amtleute“ ꝛc., d. h. alle ländlichen und ſtadtünen 
Obrigkeiten angewieſen werden dafür zu forgen, daß die Kinder des Volks in Lern 
und Schreiben und den nothwendigften Anfängen der Wiſſenſchaften unterrigte 
werden. Die Ausführung blieb nach Maßgabe der Gemeindeverjaffungen den Br 
theiligten unter Aufficht der landesherrlichen Behörden überlaflen, woraus im Bey 
der Autonomie jehr ungleiche Verhältniffe hervorgingen, von denen die Entwidelung 
des Preuß. Staats das vollfte Bild giebt, weil hier alle Schwierigkeiten der Fragt 
fi) auf einander häuften, von denen die Mittel- und Mleinftaaten nur die eine oder 
andere Seite zu überwinden hatten. 

1) Die erfte Grumdlegung erfolgt namentlich in ben Meinen Landgemeinden 
nad primitiven Grundfägen der Naturalwirthichaft. Gutöherrichait und 
Gemeinde verfchaffen dem Lehrer eine nothdürftige Schul- und Wohnftube, gewähren 
ihm die nothiwendige Teuerung, deren Anfuhr und Zubereitung zu einem Reihedien 
der Gemeinde wird. Zuweilen wird bem Lehrer auch bie tägliche Koft fo gewährt. 
daß er bei den Wirthen reiheum zu Tiſche geht. Die Gewerbeverjafiung der Zeit 
wurde Häufig dazu benupt, einem Schneider oder anderen Handwerker das Privi: 
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legium des Gewerbebetrieb auf dem Dorf zu gewähren gegen die Verpflichtung, die 
Zorfinder zu unterrichten. Zuweilen wurden die Lehreritellen mit Militärinvaliden 
beießt. Da bis zum Schluß bes XVII. Jahrhunderts das Elementarlehrerthum 
noch nicht als Berufaftand galt, jo konnten Hier die mannigfaltigften Kombinationen 
näglicher Hantierungen zum Borjchein kommen. 

2) Den zweiten Schritt bildet das Gebührenprinzip durch Einführung bes 
Schulgroſchens ober jeldeßs. In Anerkennung des Grundjakes, daB 
die Gemeinde für beftimmte geldwerthe Leiftungen ein Aequivalent von den Be— 
tbeiligten erheben könne, wurde von den Eltern der Schulkinder eine nach Köpfen 
berechnete Meine Zahlung erhoben, die nicht jelten das einzige Baareinlommen des 
Lehrets bildete. Für unterthänige Leute gewährte oft der Gutsherr die Zahlung 
des Schulgelbes aushülflich, wag im Preuß. ER. ala geſetzliche Regel ausgeſprochen 
wurde. Dies Gebuhrenſyſiem hat ſich Über ganz Deutichland verbreitet und fommt 
noch Heute in den meiften Gebieten zur Anwendung. 

3) Den dritten Schritt bildet eine Ergänzung ber Schuldotationen aus 
dm allgemeinen Mitteln der Gemeinde, welche jchon im XVII. 
Jahrhundert Häufig eintritt, im XIX. Jahrhundert eine immer breitere Grundlage 
ahält. Da nah dem Syſtem des Weitjälifchen Friedens die Bekenner ber katho— 
(hen, Intherifchen und reformirten Kirche meiftens in geſchloſſenen Gruppen bei- 
jammen wohnen, fo ericheint in den meisten Landestheilen die firchliche und die 
volitifche Gemeinde als identiſch. Schloß fich daher auch die Schule an das 
firhlicde Syſtem an, jo erichien e8 doch ala natürliche Pflicht der politifchen Ge- 
meinde, bie anerfannt gemeinnübige Anftalt aus ihren Mitteln zu unterjtüßen. 
Gine ftrenge Abgrenzung der Gemeinbezwede hat in Deutichland überhaupt nirgends 
fatigefunden. &8 bildete fich daher in großen Gebieten ftilljchweigend die Ob- 
ſerdanz, nach ber der politiiche Gemeindeverband für die Erhaltung der Volks— 
ſchule eimtritt, fofern die jonft vorhandenen Mittel nicht ausreichen. Die Mehrzahl 
der Nittel- und SKleinftaaten, darunter auch Bayern, konnten mit diefem Grundiag 
bis Beute anslommen. Die Schulunterhaltungspflicht trat damit auf den breiten 
Boden der Gemeindeautonomie, welche die Gemeindebebürfniffe in den mannigfaltigiten 
Örtalten von Real», Perfonal- und Verbrauchsſteuern aufbringt und nur für neue 
Struerweifen die Genehmigung der Auffichtsbehörden vorbehält. Mit der Durch— 
führung gleichmäßiger, direkter Staatsſteuern erfcheint im XIX. Jahrhundert auch 
das Syftem der „Steuerzufchläge‘ zu den Gemeindebedürfnifſen, welches im Lauf 
des Iekten Menſchenalters fich foweit ausgedehnt Hat, daß es in Preußen den Ge» 
lemmtbeteag der direkten Staatsſteuern bereits überfteigt. Die Erhebung befonderer 
Schulfteuern“ ift wie das Syſtem der Zwedfteuern überhaupt in den Deutfchen 
Gemeinden nicht zur Regel geworden, kommt jedod in ben weftlichen Provinzen 
Vreußens, namentlich in ben Städten, mehrfach zur Anwendung. 

.. 4) Ein vierter Schritt war die Bildung befonderer Gemeindeverbände 
für den Zweck der Erhaltung gemeinjchaftlicher Volksſchulen. Die Veranlaffung 
dazu war in folchen Lanbestheilen gegeben wo ausnahmsweiſe eine gemifchte katho— 
liſche und proteftantijche Bevölferung in kleinen Ortsverbänden jo beifammen lebte, 
daß die Bildimg gefonderter Ortsſchulen im Anſchluß an die Kirchenſyſteme zur Un« 
moͤglichleit wurde. Eine viel Häufigere Veranlaffung Iag in ber Kleinheit vieler Ge⸗ 
meinden, welche für fich allein eine Schule zu erhalten außer Stande waren. Noch 
eine Veranlaffung trat fpäter Hinzu, feitdem die Agrargefeßgebung des XIX. Jahr- 
Hundert die Gulsbezirke““ von den Dorfgemeinden trennte, und nun bie Gutsbezirke 
in der Regel außer Stande waren, für die Heine Zahl ihrer fehulpflichtigen Kinder 
eigene Schulen einzurichten. Alle diefe Umftände trafen zufammen in ber Preuß. 
Monarchie, und zwar am ftärfften in der Provinz Schlefien. Auf dieſem Boden 
entftanb das Syſtem dr „Schuljozietäten”, d. 5. eine Neubildung von 
Semeindeverbänden zu einem Einzeläwed‘, eine Bildung von „Berwaltungsgemeinden‘ 
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nach dem Syftem des Englifchen selfgovernment. Das Preuß. ER. unter dem ber- 
fönlichen Einfluß des Großfanzler® von Carmer erhebt dies Syſtem fogar zur 
normalen Bildung mit einem neugebildeten Steueriyften. „Die Unterhaltung der 
Schulen Liegt den fänmtlichen Haußvätern jedes Orts ob, ohne Unterfchieb des Glauben 
bekenntnifſes.“ Andererjeits „fol Niemandem wegen Verſchiedenheit des Glaubeni- 
befenntniffes der Zutritt in öffentliche Schulen verfagt werben‘. Die Aufbringung 
der Mittel erfolgt in der Regel nach dem Maßftab ber direkten Steatäflenern. 
„Sind jebod für die Einwohner verfchiedenen Glaubensbekenntnifſes bon einem 
Orte mehrere gemeine Schulen errichtet: fo ift jeder Einwohner nur zur Unterhaltung 
des Schullehrerd von feiner Religionspartei beizutragen verbunden‘ (Allg. &. 
I. 12 $ 30). Die Rechtſprechung der Gerichtshöfe hat diefe landrechtlichen Schul 
fozietäten als öffentlich-rechtliche Korporationen (Verwaltungsgemeinden) folgerichtig 
anerfannt und weiter gebildet. Das Syſtem derfelben wurde auch auf die neum 
Landestheile außgebehnt, weil es ein umentbehrliches Glied de Preuß. Verwaltung: 
echte geworden war. Roch Heute find in Preußen 55000 kleine Kommunaleinheiten 
vorhanden, von welchen die Mehrheit keine Kommunalfchule für fich allein erhalten kamn. 
Die noch vorhandenen 15000 Gutabezirke find dazu in der Regel außer Stande ebenio 
wie die noch vorhandenen 15 000 Kleingemeinden unter 200 Seelen. Daffelbe gilt von 
vielen Taufend Gemeindeverbänden, in welchen eine fonfeffionelle Minorität wohnt, 
für die ſich feine befondere Schule einrichten läßt. Das- Syftem der Schulfozietätn 
befteht daher in Preußen in bunter Vermengung mit dem unter 3 begeichartm 
Gemeindeprinzip.. In großen Landestheilen und zahlreichen Orten Hat fih on 
Stelle der Schulfozietäten die Verbindung der Schullaft mit der politiidgen 
Gemeinde ala Herkommen gebildet und erhalten. Die großen Gemeindeverhänk, 
welche die dazu erforderlichen Mittel befigen, find auf dem Wege der Autonomie 
demfelben natürlichen Zuge gefolgt, jo daß im Jahre 1876 von 170 Ortihiiten 
über 10000 Seelen etwa 150 die Schullaft ala gemeine Laſt der politifchen Se 
nn behandeln, nur etwa 20 noch ala Sozietätdlaft. Eben daraus ergiebt fh 
nun aber 

5) ala fünfter Schritt ingbejondere für Preußen die Nothwendigkeit eine 
Regelung der Schulunterhaltungapflicht durch einheitliche Normen des Ber: 
waltungsrechts, alfo nach einem dem Englifchen selfgovernment analogen Syftem. 
Der Preußifche Staat ift damit nur zu Stande gelommen für die Provinz Preuken 
durch ein Provinzialgefeg von 1845. Al man im Begriff war, für die üdrign 
Provinzen gleichartige Geſetze zu erlaffen, fließ man auf eine Reihe von Strit 
punkten, welche den Erlaß eine allgemeinen Schulgeſetzes bis heute verhindert 
haben, während in den Mittel- und Kleinftaaten die Aufgabe viel leichter zu lm 
war. Das Ziel dieſer Geſetzgebung ift unzweifelhaft die Behandlung der Edul: 
unterhaltung als gemeine Kommunallaft, und zwar in der Weile, daß Die Laufende 
Unterhaltung den Einzelgemeinden, die Schulbaulaft nur den größeren 
Berbänden, eine Reihe von Generalkoften der Staatskaſſe zur Laſt zu legen 
find. Der Erreichung dieſes Ziels fteht bis jet entgegen (1) der Anſpruch dr 
Kirchen auf die ausſchließliche Geftaltung der Schulen für die Kinder eines kirchlichen 
Bekenntniſſes, welche in der beanfpruchten Weife mit dem Schulzwang, mit dr 
gemeinen Laft der Schulunterhaltung und mit ber Tonieffionellen Miſchung der 
Deutichen Bevölkerung in Folge der Freizligigfeit unvereinbar ift, (2) das yet 
beſtehen ber Gutsbezirke und ber Mleingemeinden in Preußen, welches für bie größer 
Hälfte der vorhandenen Kommunaleinheiten eine durchgreifende geſetzliche Hegel und 
eine angemefjene Vertheilung ber Laften auf größere Verbände unausführbar malt. 
(8) die noch beftehende Steuwerautonomie ber Gemeinden, welche ein jo bunte 
Syftem der Bertheilung ber Gemeindelaften erzeugt hat, daß es ſchwer wird, wei 
benachbarte Land⸗ oder Stadtgemeinden zu finden, welche ein und daffelhe Syitem 
der Laftenvertheilung für ihre Gemeinde- und Schulbebärfniffe befolgen. Durch dir 
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neueren Theorien von der ‚Konfeffionalität' der Schulen und durch Die neuen 
Pläne einer grundftürzenden Steuerreform find diefe Hinderniſſe noch vermehrt, jo daß 
vorausfichtlich erft aus einem unerträglich gewordenen Nothſtand die Reform in der 
oben bezeichneten Richtung hervorgehen wird. Eine afute Geftalt wird diejer Noth- 
fand namentlich in den 170 Gemeinden über 10 000 Einwohner annehmen, welche 
ihon im Jahre 1876 32 000 000 Mark für Unterrichtszwede aufzubringen Hatten, 
jo daß bereiis in einzelnen Städten 100, 200 und mehr Prozent an Zufchlägen zu 
direften Staatsfteuern allein für Unterrichtszwecke aufzubringen waren. 

Einen bejonderen Streitpunft innerhalb dieſes Gebiet? bildet dag Schulgeld, 
defien Beibehaltung oder Abſchaffung. Die Gründe für das Gebührenprinzip 
in der Gemeindeverwaltung, welche e8 ala recht erfcheinen laſſen, geldwerthe 
Leiſtungen, welche bie Gemeinde nur beitimmten Perfonen gewährt, durch Beiträge 
der Betheiligten (jedenfalls zum größeren Theile) deefen zu laſſen, fprechen auch für 
die Echulgelder. Diejelben Gründe, auß welchen es unbeftritten für die Höheren 
Unterrichtsanftalten gilt, treffen zunächft auch für die Volksſchulen zu. Die Korres 
wondenz don Rechten und Laften bleibt eine normale Grundlage alles Gemeinde 
lebens, und es ift wünfchenswerth, auch in den arbeitenden Klaffen ein Lebendiges 
Vewußtſein ihrer Gemeinſchaft im Gemeinde- und Schuldverband zu erhalten. Dies 
Bewußtſein beruht aber erfahrungsmäßig noch mehr auf der Theilnahme an den Laften 
als aut der Theilnahme an den Rechten einer Körperfchaft. Auch ift e8 eine befannte 
Gahrung, daB ber gemeine Darm die Einrichtungen beffer würbigt, zu denen er 
irgend Etwas beizutragen hat, als diejenigen, deren Wohlthaten ihm einfach geſchenkt 
werden. — Diefen Gründen, deren Berechtigung von ben Gegnern nicht beftritten 
wird, ftehen indefien gewichtige Gegengründe gegenüber. Es find analoge Gründe, 
wıe diejenigen, Die auch im Syſtem der perjönlichen Steuern zwar für eine Gleich- 
Kit des Maßſtabs fprechen, aber boch eine herabgleitende Skala für die nicht be- 
Abenden Klaffen und unter Umftänden eine völlige Befreiung der unterften Stufe 
rechtiertigen fönmen. Zunächft trifft die Schulgebühr, wie das Kopfgelb gerade die 
Sausflände mit zahlreichen Kindern mit bejonderer Härte, während es im perfön- 
lichen Berband der Gemeinde wol angemefjen erfcheint, die Familien mit geringerer 
LKinderzahl, die Kinderloſen und die Unverheiratheten mit heranzuziehen. In vielen 
Semeinbebefchlüffen und Verwaltungsgeſetzen hat man mit Nüdficht darauf wenigſtens 
Abſtufungen der Schulgelder für die Familien nach den Stufen ihrer Einfommen- 
befleuerung eintreten lafſen, die einen Mebergang zu dem Syſtem der reinen Steuern- 
auibringung darftellen. Weit ſchwerer in das Gewicht jällt aber der Umftand, daß 
breite Schichten der Bevölkerung auch mit der firengften Verwaltungsexekution nicht 
u den Schulgelbern herangezogen werden können und deshalb „Freifchule erhalten. 
% entfteht dadurch ein Klaffengegenfag von „armen Schülern und „zahlenden‘ 
Ehälern, der in päbagogifcher und fittlicher Hinficht den Geift der Schuljugend in 
der bedenklichften Weiſe durchdringt und den Klafenneid und Klafſenhochmuth ſchon 
au den Schulbänfen nährt. Um biefen Uebelftand zu bejeitigen, Haben die größeren 
Stadtverbänbe es mit der Einrichtung befonderer „Armenjchulen‘‘ verfucht, damit 
aber noch fchlimmere Erfahrungen gemacht. Der Armenjchule ift vorweg ein Stempel 
der Iuferiorität aufgedrüct, der ihr Leben und Wirken lähmt und herabzieht, und 
den Klaffengegenſatz durch äußere Scheidung der Jugend nur noch fichtbarer und 
fühfbarer macht. In einer Zeit, in welcher die Entfremdung ber fogialen Klaſſen 
Ad in fo krankhaften Symptomen erkennbar macht, Haben daher bie größeren Stäbte 
uch das Syſtem der Armenfchulen meiftens freiwillig aufgegeben und anfehnliche 
Geldopfer nicht gefcheut, allen Kindern einen gleich guten Unterricht, frei von Schui⸗ 
geld, ieten, wobei es dann ben fog. Honoratioren unbenommen bleibt, den 
Stementarumterricht durch Privatlehrer, Privatſchulen oder durch die ſog. Elementar- 
ttafien der gelehrten Schulen zu gewähren. Die gleichmäßige Richtung der ftäbtifchen 
Gemeindebeichläffe im legten Denjchenalter kann ala Beweis bafür gelten, daß dies 
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Syſtem überwiegende joziale Gründe für fich hat. In den Grokfläbten ift bie 
‚Aufhebung ber Schulgelder bereits die vorwiegende Regel. In ganzen Provinzen 
und Regierungsbezirten Preußens, ſowie in kleineren Deutichen Staaten ift bielelbe 
Regel ſchon durchgeführt. Der Geſammtbeitrag der Schulgelder zu den Gefanmt- 
toften des Unterrichts in Preußen (rund 72 Millionen Mark) betrug im Jahre 


‚ 1876 nur nod 11420691 Marl. Der Gedanke der abftrakten „‚Gleichheit‘‘ hatte 


in ber Sranzöfiichen Revolution die Unentgeltlichfeit des Primärunterrichts ſogar zu 


einem gejelichaftlichen Poftulat erhoben, und Rachtlänge davon find aud im der .. 
Deutſchen Gejeggebung feit 1848 fühlbar geworben. Die Preuß. Verfaffungsurkunde 


ſpricht im Art. 25 den Grundſatz ber „Unentgeltlichfeit' aus, fuſpendirt indeffen die 
zwangsweiſe Durchführung bis zum Erlaß des noch nicht zu Stande gekommenen 


allgemeinen Schulgejeges. Unabhängig von fozialiftiichen Theorien haben fich indefien „ 


in der Praxis unſeres Gemeinbelebens und unferer Vollsſchulverwaltung die Gründe 
für die Unentgeltlichkeit im Ganzen ala die überwiegenden geltend gemacht. 
Einen ſchwierigen Incidentpunkt ber Unterhaltungapflicht bildet endlich die 
Schulbaulafi. Während die bauliche Unterhaltung der Schulgebäude ala Theil 
+ der gewöhnlichen Schullaft auch von den Tleineren Gemeinden getragen werden kam, 
veranlaßt ein Neubau nad den Heute anerkannten Anfprüchen an ein gefjundes 
Schulhaus fo anfehnliche Koften, daß der Kleingemeinde nur die Wahl bleibt 
zwiſchen der fchwierigen Aufnahme eines Darlehns, oder einer Ueberbürbung ber 
Steuerzahler auf eine Reihe von Jahren. Die Preußifche Verwaltung hat dem hier 
vorhandenen Bebürfniß öfter nicht ohne große Härten Genüge leiften können. Ge 
tritt dazu eine weitere Verwickelung dadurch, daß die Gefeßgebung des XVIIL Jahr 
hunderts (öfter auch das Herkommen) den Gutsheren zu erhöhten Beiträgen nad 
Analogie der Baulaften des Kirchenpatrong herangezogen hat, und aus dieſem Ber 
hältniß mannigjaltige Zweifel und Streitpunkte entftehen. Insbeſondere tritt dies 
ein, wo Gemeinden und Gutsbezirke ober eine Mehrheit von Kleingemeinden zu einem 
„Schulverband‘ zufammengefügt find, in welchem dann wieder Streit über die 
Beitragapflicht im Ganzen und im Einzelnen entjteht. Die Vornahme eines Neu: 
baus geftaltet fich daher gewöhnlich zu einem weitläuftigen Unternehmen , welches 
durch immer neue Streitpunfte fich unabfehbar Hinzuziehen droht. Die Verwaltung: 
prari® und Gefeßgebung Hat deshalb für diefen Fall ein fog. Interimifticum 
geichaffen, in welchem bie höhere Berwaltungsbehörbe die Streitpunkte vorläufig 
entjcheidet, und die nothiwendigen Anordnungen für die Ausführung des Baus trifft. 
vorbehaltlich weiterer Rechtsmittel für die Betheiligten, jedoch ohne auffchiebende 
Wirkung. In der gemeinrechtlichen Praxis wird dafür meiftens ber ordentliche 
Rechtsweg geftattet nach Analogie ſtreitiger Gemeindelaften, Patronatzlaften u. dgl. 
Die neuefte Gefeßgebung über die Verwaltungsrechtäpflege befaßt mit diefen Fragen 
die Berwaltungsgerichte, die dafür beſonders geeignet erjcheinen, da es ſich 
in der That um oft fehr verwidelte öffentlich-rechtliche Verhältnifſe Handelt, 
welche nicht auß dem alten Syſtem der tommunalen Nupungen und Laften, jondem 
aus modernen Verwaltungsrechtsnormen entipringen. Werben bie Gtreitigfeiten 
über den Beitrag zu Gemeinde» und Schulabgaben überhaupt vor die Verwaltung: 
gerichte verwiefen, fo ift e8 nur konſequent, auch die nur quantitativ verſchiedent 
Schulbaulaft auf diefelben Wege zu verweifen. In Preußen war in einem Ueber 
gangaftadium ber Gefehgebung für den Schulbauftreit der „ordentliche Rechtsweg 
vorbehalten worben, unverkennbar nur aus bem Grunde, um für diefen ſchwerſten 
Theil der Schulunterhaltungapflicht ein zechtliches Gehör zu gewähren. Ein 
führung der neuen Verwaltungsgerichtöbarkeit war feine Veranlaffung mehr, bie 
ordentlichen Eivilgerichte mit diejen Fragen zu befaflen, außer in dem Fall, mo 
eine Schulbaulaft oder eine Befreiung davon aus einem ius speciali titulo acqui- 
situm entipringt. Die neueften Befchlüffe der gefeßgebenden Körper in Preuken 


—— 


— — 


Schuldhaft. 609 


haben daher den ordentlichen Rechtsweg über die Schulbauſtreitigkeiten wol mit 
Recht befeitigt. 

Nur furz und beiläufig zu berüßren ift in dem Umfang dieſes Artikels die 
Erhaltung der Höheren Unterrichtsanftalten. Sie beruht auch in Deutjch- 
(and roch zu einem anjehnlichen Theil auf älteren Stiftungen. Im Uebrigen theilen 
fh Staat» und Stadtgemeinden in ziemlich zufälligem Verhältniß in die Unter 
haltungspflicht. Die Städte Haben im Iehten Menfchenalter jehr große Opfer für 
die Errichtung und Erhaltung von Gymnafien, Real» und Spezialichulen gebracht, 
von welchen jebenjalls ein ſehr bedeutender Theil (mindeſtens die Hälfte) angemefien 
nad) dem Gebührenprinzip durch Schulgelder aufzubringen it. Im Verlauf der 
Fortbildung unferer Unterrichtägejege werben auch für dies Gebiet gleichmäßigere 
Rormativbeftimmungen über die Vertheilung ber Laft und der Verwaltung zwifchen 
Staat und Gemeinde nothwendig werben. 

Lit: LU Schmid, Encyklopädie des Erziehungs unb Unterrichtsweſens (über die 
Schulgelder insbeſ. Bd. VII. ©. 31 N} — d. Rönne, Das Preuß. Unterrichtömweien, Th. I. 
1 - Gneift, Die Gelbftverwaltung der Volksſchule, 1869. Gneift. 


Schuldhaft (Perſonalhaft, Leibeshaft, contrainte par corps) ift zunächit und 
m gewöhnlichen Sinme bes Wortes ein Erefutionsmittel, d. i. ein auf die Erfüllung 
einer durch richterliches Urtheil feftgeftellten Verbindlichkeit abaielendeg Zwangsmittel, 
welches darin befteht, daB der Schuldner durch obrigkeitlichen Zwang feiner Freiheit 
für eine beſtimmte Zeit beraubt wird, damit er der aus ber Verurtheilung ent 
Ipringenden Verpflichtung möglichft raſch nachkomme. Außerdem wird aber unter 
€. auch der ala jchleunige Vorfichtemaßregel verfügte Sicherheitsarreft (proviforifche 
daftnahme u. dergl.) verftanden. Als Vollſtreckungsmittel, jowie als VBorfichte« 
maßregel hat das Inftitut der ©. feine Wurzeln im Röm. und im älteren Deutjchen 
R. insbefondere im letzteren findet fich Die Perſonalhaft als fuhfibiäres, bei Frucht— 
tofgteit der Erefution in das Vermögen des Schuldners häufig vorfommendes 
Voliſtreckungsmittel, dem ſich der injolvente Schuldner nicht felten freiwillig unter 
war; jo bereits in den Volfßrechten: 1. Sal. c. 58; 1. Visigoth. V. 6 $ 5; 
1, Burgund. XIX. 7; 1. Baiuv. II. 1 $$ 4, 5; jpäter ausführlicher in den Rechts— 
Sücern, fo Sfp. III. 39. $ 1; Sp.d. 2. 2.271; Schwip. 304 a, b. Als fpäter 
die Schuldknechtſchaft wegfiel, blieb die ©. ein Mittel, ben Schuldner und wol 
au feine Verwandten und Freunde zu nöthigen, alles ihnen Mögliche zur Ber 
medigung des bie Haft veranlaffenden Gläubiger aufzubieten. Diefen letzteren 
Zweck ſuchte namentlich die im Mittelalter entitandene eigenthümliche Art einer 
freiwilligen S., das Einlager (obstagium, das Eimeeiten, Leiften, die Geißelichaft) 
u meichen, d. i. die gewöhnlich vertragsmäßig übernommene Berpflichtung eines 
hauptſchuldners ober eines Bürgen, fich für den Fall, daß die ihnen obliegende 
Verbindlichkeit nicht ober nicht rechtzeitig erfüllt wird, allein ober mit einer be- 
fimmten Anzahl von Begleitern ober vertreten durch eine Art von Bürgen, an 
cinen beftimmten Ort zu begeben und dort bis zur Befriedigung bes Gläubigers 
aufzuhalten. Nach der Rezeption des Röm. R. blieb die ©. zwar fortbeftehend, 
abet doch mehr mit dem Charakter eines nur ausnahmsweiſe in Anwendung zu 
bringenden außerorbentlichen, indirekt wirkſamen Zwangsmittels. Nur zur Exekution 
von Wechſelſchulden und von Schulden, welche Stubirende kontrahirten, ſofern folche 
nach den afabemifchen Geſetzen Eagbar waren, erhielt fi) die ©. in allgemeiner 
und nicht blos fubfidiärer Geltung bis in die neuefte Zeit; ja für dag WR. wurde 
der Berfonalarreft von nicht wenigen Juriſten ber zweiten Hälfte des vorigen Jahr- 
funderts geradezu ala wejentlich und charafteriftifch erachtet und die Wechjelftrenge, 
der ‚rigor cambialis“, einzig in der Zuläffigfeit der ©. erblidt. So jehlte denn 
die leßtere in feinem der zahlreichen Wechſelrechte des vorigen und unſeres Jahr- 
himderts, und auch.die Allg. Deutfche WO. (1847) ftatuirte diefelbe ausdrücklich. 

d. Helgendorff, Gnc. II. Redtölegiton II. 3. Aufl. 39 
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Endlich langte die Rechtsanfchauung in theoretifcher Beziehung auf dem Stand⸗ 
punkte an, geradezu leugnen zu mülfen, daß „aus dem Wejen des Rechts die 
Verpflichtung des Schulbners folge, mit feiner Perjon für die Erfüllung ber der⸗ 
mögengrechtlichen Verpflichtungen in der Art einzuftehen, daß der Gläubiger berust 
fei, ihn feiner perfönlichen Freiheit zu berauben“; in praktischer Hinficht aber hat 
fih gezeigt, daß die S. dem kreditſuchenden Publitum, dem Schuldner und def 
Angehörigen regelmäßig nur Nachtheil und Leiden, ja ſelbſt völligen Ruin, häufig 
herbeigeführt durch niedrige Leidenfchaftlichleit des Bläubigers, diefem aber nict 
den gewänfchten Vortheil bringe. Geleitet durch dieſe und ähnliche Erwägunger 
und an der Hand einer genauen Statiftif über bie bisherigen Erfahrungen bet 
man nach dem Vorgang der Engl. und Franz. Gelebgebung die ©. ala Erekutione 
mittel auch in Defterreih, dann im Norbbeutichen Bunde, in Bayern und im 
übrigen Deutfchland auf. $ 1 des bezüglichen Norddeutſchen Geſetzes, nun Deutikr. 
Reichsgeſetzes bezeichnet den Perfonalarreft infoweit ala nicht mehr ftatthaft, als 
dadurch die Zahlung einer Geldfumme ober die Leiftung einer Quantität vertretbar 
Sachen ober Werthpapiere erzwungen werben foll; ähnlich das Oeſterreichiſche und 
die übrigen Geſetze. (Das Franz. Geſetz von 1867 ließ die ©. zur Beitreibung 
von Geldſtrafen und ſtrafrechtlichen Schadenserſatzſchulden beftehen, zur Gintreibun; 
der jchuldigen Koften des Strafverfahrens wurde die ©. in Frankreich wieder cin: 
geführt im Jahre 1871.) Damit ift die ©. in ihrer gewöhnlichen und wichtigkr. 
Bedeutung, nämlich ber eines Mittels zur Erzwingung einer ciwilrechtlicer 
Reiftung, auß der Reihe ber civilprogeffualen Zwangsmittel entfernt worden. 

Dagegen beftimmt $ 2 bes erwähnten RGeſetzes, daß die gefeglichen Vorſchrüten 
welche den Perfonalarreft geftatten, um die Einleitung oder Fortjegung des Prozch⸗ 
verfahrens, oder bie gefährdete Erefution in ba® Vermögen des Schuldners zu her. 
Sicherungsarreſt), unberüßrt bleiben, und verlegt jomit den Fortbeſtand und dir 
Ausbildung der Sicherungshaft, feine Vorausfegungen und feine Ausflührung in 
das partitulare Prozeßrecht. 

Diefer Rechtszuſiand währte im Deutjchen Reiche nicht viel über 10 Jahn. 
ihn beendigte die Einführung der Juftizgefege, welche am 1. Oftbr. 1879 in Wir: 
famteit traten und zunäcft den $ 2 des Reichsgeſetzes vom 29. Mai 1868 mi: 
aufhoben, Dagegen ihrerfeits die Sicherungshaft zum Zwed der Sicherftellung cin: 
gegen das Bermögen der Schuldner gerichteten Erekution geftatteten und die < 
auch in Bezug auf andere Fälle neu, eigenartig und für ganz Deutfchland einkir 
lich normirten. 

Demnach ift als geltendes Recht im Deutfchen Reiche nun zu bezeichnen: | 

1) Die ©. eriftirt ala perfönliher Sicherheitsarreft, zwar micht mei: | 
zum Zweck der Sicherung, der „Einleitung ober Fortſetzung des Prozeßveriahten: | 
überhaupt, wohl aber — foweit erforderlich — „um bie gefährbete Zivangavol: 
ftrefung in das Vermögen des Schulbners zu fihern“ (Deutfche CPO. SS 79! 
d. h. mit anderen Worten: „wenn zu beforgen ift, daß ohne die DBerhängun 
dieſes Perfonalarrefts die Vollſtreckung bes Urtheils vereitelt oder weſentlich erihwirt 
werden wärbe” (Deutſche CPO. $ 797), wozu auch ber Fall zu ziehen ift, dıE 
das Urtheil im Auslande vollftredt werden müßte (f. v. Wilmowsti und Leon 
a. a. O. S. 918); diefe Art der S. wird num auf Antrag, aber möglicherweije ob 
dorgängige mündliche Verhandlung von dem zuftändigen Amtsgerichte (dem de 
Aufenthaltsortes des Schulbners) verhängt umd entweder durch Haft oder hurt 
fonftige Beſchränkungen der perfönlichen Freiheit (3. B. durch Beichlagnahme vor 
Zegitimationspapieren oder von Reifemitteln, durch Stadt- oder Haugarreft u. |. m. — 
Deutjche CPO. 8 812 und die Kommentare Hierzu) nach gefeßmäßiger Anordnung 
bes Arreftgerichts vollzogen. 

2) Die ©. als Sicherheitshaft bes Gemeinfchulbnerd im Konkursverfahren. 
wenn Gefahr beftcht, daß der Gemeinfchuldner feine perfünliche Freiheit zu Ver: 
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ögensverfchleppung, Kolluſionen u. dgl. gebrauchen werde, kann das Gericht zum 

wecke der Sicherung der Waffe, wo es nothwendig erſcheint, ebenjo wie dann, 
enn der Schuldner die ihm vom Geſetz aujerlegten Pflichten nicht erfüllt, die 
bat deffelben anordnen (KO. $ 93). 

3) Die Haft zur Erzwingung des Offenbarungseibes; hierüber j. $$ 782—795 
der Deutſchen CPO. 
| 4) Die Haft zur Erzwingung des Zeugnifjes, welches ein Zeuge abzulegen 
ehne Grund fich weigert; über Borausjegungen, Dauer u. ſ. w. diefer Haft ſ. 
8 345, 855 der Deutjchen CPO. 

5) Die Haft zur Erzwingung nichtvertretbarer Handlungen bes verurtheilten 
Schuldner? ; wenn ein Schuldner zur Vornahme einer Handlung, welche nicht von 
einem Dritten borgenommen worben, verurtheilt ift, diefe Handlung aber, obwol 
fe ganz von feinem Willen abhängt, nit vomimmt, jo kann das Progefgericht 
auf Antrag erkennen, baß der Schuldner zur Bornahme diefer Handlung duch 
Geiditrafen bis zum Grumdbetrage von 1500 Mark oder durch Haft (bis zu 6- 
Vonaten) anzuhalten ſei; Eingehung der Ehe und Herftellung des ehelichen Lebens 
find jedoch ala nicht erzwingbar Hiervon ausgenommen (Deutiche (PO. 8 774). 

6) Die Civilhaft als Strafhaft, wenn der Schuldner einer Omiffiv- oder 
Tuldungsbandlung zumwiderhandelt, fo ift er wegen einer jeden Zuwiderhandlung 
auf Antrag des Gläubiger von dem Prozefgerichte zu einer Geldſtrafe bis zu 500 
Mark oder zur Strafe der Haft bis .zu 6 Monaten (im Ganzen aber nur bis zu 
2 Jahren) zu verurtheilen (Deutfche CPO. 8 775). 

Tiefe 6 verſchiedenen Arten der „Civilhaft‘‘ des Heutigen Deutichen Rechts find 
ihrer Ratur nach fehr verſchieden: fann die unter Ziff. 2 erwähnte Hat des Kon⸗— 
tureſchuldners noch unter den Begriff der Sicherheitshait (S. in diefem Sinne) 
geitellt werben, jo nähert fich die unter Ziff. 5 erwähnte „Zwangshaft“ ſehr bes 
teutend der eigentlichen ©. ala Erxekutionsmittel, während die unter Ziff. 3 und 4 
mehr den Charakter von Lediglich im Intereſſe der progefiualifchen Ordnung zu⸗ 
gelaffenen und anzumwendenben Zwangsmaßregeln und die unter Ziff. 6 den Charakter 
der Strafe tragen. 

Quellen: Fran vom 18. li 1867. — Defterr. Gejeh vom 4. Mai 
18.— Rorbd N k om 8, —— DE Grotte, el, & Fre Tag 109 1868. 
Bürttemb. Sieh vom 8. Jan. — Bayer Es vom _Bab. 

vom 12. fyehr. 1870, untl) ve "Aufbebunn der &. betr. — Gas 9 —X Bunbdeägei. 

‚81. en ie nunmehr em ge Bgeieg. er Aa Gefe sur la contrainte 

N 871. — Preuß. 9. — Preuß. RO.$ 18. — 
Bean el vom Ei Yuni 1869. ige ano. 7 780-800, 774, 775, 845, 355. — 


RD. 3 98. 

Lit: We belt, © bes ordentl. GinPu Da 5 80 Bi, 2, 3,50 iff. 2 und die dort 
er ft — a Geichichte bes Deutihen DVertragsrechts, 
tin & ae de Era, —X St anime: —BR— g —T 
il ivi a (im eutſchen Gerii erjelbe 
— S., Fr Motive T— Nordd. Gele Yon 29. i 1868. 

« des Rorbd. ent Bd. I. uses) ©. ad Reife, — Die Berhandlungen 
de Nordb. Reichstags über nn ber der 2 en 4 Ueber das Franzdſ. Be 

Dentſche Gerichtegtg. Bb. TIL — ferner: Meber die neuen & e übers 
dont hin in Soiamide f Eu & ba 3 gr Bd. XV. 110—147 
11870, — 0. Wilmowati un. Levy, 6 ff. u. a. a. —* —_8otbar 
— Komment. zur gro, zu $ LH u a. a. D. bie übrigen Komment. 

. — Ercole Vidari, Dr Ach i ädil pad cambiali, Bologna 
1m, p. "EH5L. OR, Db. I. Wecleltahte es 17, 108, 208, 204 (4. Bull). — 
Weibrock, De Ia contrainte par corps, 1870. areis. 


Echuldſchein iſt die urkundliche Bezeugung eines Schuldverhältniffes durch 
den Schuldner bzw. deſſen Vertreter. Das Röm. Recht hat den ©. (chirographum) 
et in der Kaiferzeit von den Griechen entlehnt und neben die altrömijche cautio 
getellt, welche leiztere nur ein Referat über den mündlichen en zum 
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Endlich langte die Rechtsanſchauung in theoretiſcher Beziehung auf dem Stand- 
punkte an, geradezu leugnen zu müſſen, daß „aus dem Weſen des Rechts die 
Berpflichtung bes Schuldner folge, mit feiner Perjon für die Erfüllung ber ver⸗ 
mögensrechtlichen Verpflichtungen in der Art einzuftehen, daß der Gläubiger beugı 
fei, ihn feiner perfönlichen Freiheit zu berauben‘ ; in praktiſcher Hinſicht aber hat 
fich gezeigt, dab die ©. dem frebitjuchenden Publikum, dem Schuldner und defien 
Angehörigen regelmäßig nur Nachtheil und Leiden, ja felbft völligen Ruin, häufig 
berbeigeführt durch niedrige Leidenfchaftlichleit des Gläubigers, dieſem aber nicht 
den gewunſchten Vorteil bringe. Geleitet durch dieſe und ähnliche Erwägungen 
und an der Hand einer genauen Statiftit über die bisherigen Erfahrungen hob 
man nad} dem Vorgang der Engl. und Franz. Gejehgebung bie S. als Exefutioni: 
mittel auch in GOefterreih, dann im Norddeutſchen Bunde, in Bayern und im 
übrigen Deutfchland auf. $ 1 des bezüglichen Norbbeutichen Geſetzes, nun Deutichen 
Reichsgeſetzes bezeichnet den Perſonalarreſt inſoweit ala nicht mehr ftatthait, ale 
dadurch die Zahlung einer Geldſumme oder die Leiſtung einer Quantität vertretbar: 
Sachen oder Wertpapiere erzwungen werben fol; ähnlich dag Defterreichiiche und 
die Übrigen Geſetze. (Das Franz. Geje von 1867 ließ die ©. zur Beitreibung 
von Geldftrafen und ftrafrechtlichen Schadenserſatzſchulden beftehen, zur Eintreibung 
der fchuldigen Koften des Strafverfahreng wurde die ©. in Frankreich wieder ein- 
geführt im Jahre 1871.) Damit ift die ©. in ihrer gewöhnlichen und wichtigiten 
Bedeutung, nämlih der eines Mittels zur Erzwingung einer civilrechtlichen 
Reiftung, auß der Reihe der civilprozefſualen Zwangsmittel entfernt worben. 

Dagegen beitimmt $ 2 bes erwähnten RGeſetzes, daß bie gefeglichen Vorſchrüten 
welche den Perfonalarreft geftatten, um die Einleitung oder Fortiegung des Prizeß⸗ 
verfahren, ober die gefährdete Erefution in das Vermögen des Schuldners zu fichem 
(Sicherungsarreft), unberührt bleiben, und verlegt fomit den Fortbeſtand ımd dir 
Ausbildung der Sicherungshaft, feine Vorausſehzungen und feine Ausführung in 
das partilulare Prozeßrecht. 

Dieſer Rechtszuſtand währte im Deutſchen Reiche nicht viel über 10 Jahr: 


ihn beendigte die Einführung der Juſtizgeſetze, welche am 1. Oktbr. 1879 in Wir: 


famfeit traten und zunächſt den $ 2 des Reichsgeſetzes vom 29. Mai 1868 mar 
aufhoben, dagegen ihrerjeit® die Sicherungshaft zum Zweck der Sicherftellung eint 
gegen das Vermögen der Schuldner gerichteten Exekution geftatteten und die < 
auch in Bezug auf andere Fälle neu, eigenartig und für ganz Deutfchland einkeit: 
lich normirten. 

Demnach ift ala geltendes Necht im Deutfchen Reiche nun zu bezeichnen: 

1) Die ©. exiſtirt als perfönlicher Sicherheitsarreft, zwar micht mehr 
zum Zweck der Sicherung, der „Einleitung ober Fortſetzung des Prozeßverjahrens 
überhaupt, wohl aber — foweit erjorderlihd — „um die gefährbete Zinangavel: 
ftreddung in das Vermögen des Schuldners zu fihern“ (Deutihe CPO. 8 788. 
d. 5. mit anderen Worten: „wenn zu beforgen it, daß ohne die Verhängung 
biefes Perſonalarreſts die Voilſirecung des Urtheils vereitelt ober weſentlich erichme:! 
werben wurde“ (Deutſche CPO. $ 797), wozu auch der Fall zu ziehen iſt, def 
dag Urtheil im Auslande vollftredt werden müßte (f. v. Wilmomwsti und Lerd 
a. a. O. S. 918); diefe Art der S. wird nur auf Antrag, aber moglicherweiſe ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung don dem zuftändigen Amtsgerichte (dem die 
Aufenthaltsorte® de Schuldners) verhängt und entweder durch Haft oder durh 
ſonſtige Beſchränkungen der perjönlichen Freiheit (3. B. durch ee der 
Zegitimationgpapieren oder von Reifemitteln, Durch Stadt- oder Hausarrefi u. . w 
Deutiche CPO. 8 812 und die Kommentare hierzu) nach gejegmäßiger Anorbnun 
des Arreftgerichts vollzogen. 

2) Die S. ala Sicherheitshaft des Gemeinſchuldners im Konkursverjahren. 
wenn Gefahr befteht, daß der Gemeinfchuldner feine perfönliche Freiheit zu 2er 
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mögensverfchleppung, Kollufionen u. dgl. gebrauchen werde, kann das Gericht zum 
ngwede der Sicherung der Mafle, wo es nothwendig erfcheint, ebenſo wie dann, 
wenn der Schuldner die ihm vom Geſetz auferlegten Pflichten nicht erfüllt, die 
"Gait deflelben anordnen (KO. $ 93). 

3) Die Haft zur Erzwingung des Offenbarungaeibes ; Hierüber j. $$ 782—795 
der Deutſchen CPO. 

4) Die Haft zur Erzwingung des Zeugnifſes, welches ein Zeuge abzulegen 
ohue Grund fich weigert; über Boraugfegungen, Dauer u. |. w. dieſer Haft ſ. 
SS 345, 855 der Deutichen EBD. 

5) Die Haft zur Erzwingung nichtvertretbarer Handlungen des verurtheilten 
Schuldners; wenn ein Schuldner zur Vornahme einer Handlung, welche nicht von 
einem Dritten vorgenommen worden, verurtheilt ift, biefe Handlung aber, obwol 
fie ganz von feinem Willen abhängt, nicht vomimmt, jo kann das Prozeßgericht 
auf Antrag erkennen, daß der Schuldner zur Vornahme diefer Handlung durch 
Geldſtrafen bis zum Grundbetrage von 1500 Mark oder dur Halt (bis zu 6- 
Monaten) anzuhalten jei; Gingehung der Ehe und Herftellung des ehelichen Lebens 
find jedoch als nicht erziwingbar hiervon ausgenommen (Deutſche CPO. $ 774). 

6) Die Civilhait als Strafhaft; wenn der Schuldner einer Omiffiv- ober 
Tulbungshanblung zuwiderhandelt, fo ift er wegen einer jeden Zuwiderkanblung 
auf Antrag des Gläubiger von dem Prozefgerichte zu einer Geldftrafe bis zu 500 
Mark oder zur Strafe der Haft bis zu 6 Monaten (im Ganzen aber nur bis zu 
2 Jahren) zu verurtheilen (Deutiche CPO. $ 775). 

Tiefe 6 verſchiedenen Arten der „Civilhaft‘‘ des heutigen Deutſchen Rechts find 
ihrer Natur nach ſehr verichieden: fann die unter Ziff. 2 erwähnte Haft des Kon— 
furefchuldmerd noch unter den Begriff der Sicherheitshait (S. in diefem Sinne) 
geitellt werben, jo nähert fich die unter Ziff. 5 erwähnte Zwangshaft“ jehr be— 
deutend der eigentlichen ©. ala Erefutiongmittel, während die unter Ziff. 3 und 4 
mehr den Charakter von lediglich im Intereſſe der prozefſualiſchen Orbnung zu= 
gelafienen und anzumenbenden Zwangsmaßregeln und die unter Ziff. 6 den Charakter 
der Strafe tragen. 

Quellen: Franz. Se vom 18.722. Juli 1867. — Defterr. Gele vom * — 
1868. - Nordd. See vom Mai 10 1868. — —großhen, PF Bi, vom 7. Aug. 1 
md: Gele vom 8. Yan. — Bayer. Ge 6. April 1869. — in 

Geich vom 12. Fe An untl, ve sin der 6. Hip — Das Nordb. Bundesgeſ. 
sg 31. —* — — red ei Eee Se a 


—* — Preu — Preuß. 38. — 
sn be nn mn — te —S 85 3 774, 775, re — 
"ie @: ell, Syftem des ordentl. Giv. 80 Ziff. 2, iff. 2 und bie dort 
ei 2 — Hin K ger: St AD ee 4 N Ser Deutfi ap Vertragdrechts, 
6. 1 Meder Aufgebung der S Ullmann, die Yörperliche & ein zu: 
Läffiges mie! in —— w der —— — — 5 1800); Dal elbe, 
A Motive zum Norbb vom 29. 868. 
bes —8 ae 3b. 1. (1868) ©. ff. — e le Die Schaub en 
N Rorbd. ae üb En ne der Sn air N — Meber das Franzöf. Belek 
_ Ferner: Meber 3: —— ven e übers 


\. ee Ai 2b. M. 
an WEHT idee Sei x dad 110—147 
180). — dv. Bilmomsti Yarlt Ha is —A for wa.a. ne — Sothar 
Erujfert, Romment. zur CPO. — 708, ©. u. a. a. O. bie üb abi Komment. 
u 
ss — echſelre ) — 
Wallrock, De la contrainte par corps, 1870. —— 


Säuldicein ift die urkundliche Bezeugung eines Schuldverhälmifies durch 
den Schuldner bzw. deſſen Vertreter. Das Röm. Recht hat den ©. (chirographum) 
et in der Kaiferzeit von den Griechen entiehnt und neben die altrömifche cautio 
geſtellt, welche leiztere nur ein Referat über den mündlichen sn zum 
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Anhalt für die Zeugen enthielt und eben darum meift nicht vom Schuldner, jondern 
vom Deftinatär der Urkunde gefchrieben wurde. Zu Juſtinian's Zeit ift diee 
Zeugenurkunde faft gänzlich verſchwunden, und der ©. in fubjeftiver Faffung weiter 
ausgebildet. (Vgl. Brunner, Zur Rechtsgeſchichte der-Urkunde, Bd. I. ©. fi.) 
Eine beftimmte Form des ©. ift nicht vorgefchrieben. Er wird durch Unterichrüt 
vollzogen. Nur das Preuß. Allg. ER. I. 11 $ 730 feßt noch weiter feſt, was zu 
einem „vollftändigen“ (Darlehna-)S. erfordert werde, jo daß der Darlehnögeber mır 
gegen Außftellung eines folchen zu zahlen braucht. Die rechtliche Abficht der Par 
teien, nach welcher fich die Bedeutung und Wirkung des ©. beitimmt, kann zunächft 
darauf beſchränkt fein, dem Gläubiger ein Beweismittel zu verſchaffen. In dieſem 
Falle enthält der ©. ein aufergerichtliches Geftänbniß und Liefert daher, jobald der 
Aussteller ihn dem Gläubiger übergeben hat, vollen Beweis der Thatfachen, die er 
bezeugt; durch Gegenbeweiß wird er widerlegt. Gs fragt fi) aber, ob auch ein 
weitergehende Abficht und Wirkung möglich ift. Diele Frage wird beſonders wichtig 
bei generellen oder gar abftraften S., welche die Fafſung haben: „Ich bekenne dem 
X. 1000 Mark aus einem Kaufe fchuldig zu fein“, reip. „Sch befenne dem X 
1000 Mark ſchuldig zu fein“. Denn dieſe find zum unmittelbaren Beweiſe von 
Thatfachen nicht geeignet. Das fpätere Röm. Recht hat folcher cautio, quae indiscrete 
loquitur, d. 5. worin der Ausſteller nicht ipse specialiter causas explanarit, pro 
quibus eandem conscripsit, die Beweiskraft abgeiprochen (1. 25 $ 4 D. de prob. 
22, 3 und 1. 18 C. de non num. pec. 4, 80) und demgemäß erklärt bie her⸗ 
gebrachte Lehre einen der thatfächlichen Spezialifirung entbehrenden ©. (ig. 
cautio indiscreta) für Traftlos. Allein gegen dieſe Lehre ift eine Reaktion eingeleitet 
worden durch das unten bezeichnete Buch don Bähr. Manche glauben nun ſchon 
durch Annahme einer Präfumtion helfen zu können, des Inhalts, daB es fig mit 
dem Entjtehungsgrunde der Schuld fo verhalte, wie ber Inhaber bes S. angeht 
(Buhl, ©. 44). Das ift jedoch theils willfürlich, theils unzureichend. ine zweite 
Gruppe von Schriftftellern erblidt in der Ausftellung eines S. wenigftens injoren 
einen Vertrag (fog. Beweisvertrag), als der Schuldner damit erfläre, für des 
von ihm Zugeftandene feinen weiteren Beweis vom Gläubiger verlangen zu wollen; 
danach werde auch durch ein generelles oder abſtraktes Schulbbefenntniß das Bor- 
handenſein einer Schuld erwieſen; da es aber zur Klage einer thatfächlichen Sub⸗ 
ftantiirung der Schulb bedürfe, jo fei bei derartigen ©. die Klage nicht auf bie 
anerkannte Schuld zu gründen, fondern vielmehr auf das mit der Anerkennung meitt 
verbundene oder doch aus ihre zu entnehmende Konftitut (Zahlungsveripreden). 
So Bruns, ©. 127—130; ähnlich Schlefinger u. a. m. Die Schwäche dider 
Theorie liegt theils in der Unterftellung eines Konftituts, theils in der inkonſequenten 
Annahme, daß der ©. zwar nicht von der Subftantitrung ber einzuflagenben der 
derung, aber doch von derjenigen der Eonftituirten Hauptſchuld dispenſiren Eönne. 
Eine dritte Anficht geht davon aus, daß dem ©. eine über das Gebiet des Beweie 
hinaußreichende, verpflichtende Abficht, ein materieller „Anerkennungsvertrag“ zu 
Grunde liegen könne, des Inhalts, daß der Ausſteller das Anerkannte nicht be 
ftreiten wolle. In dieſem Sinne gemeint werde der ©. aus einer Beweis- zur 
Diepofitivurfunde. Cr könne diefe Bedeutung bei fpezieller, wie bei genereller 
Zaffung haben; ob er fie habe, hänge von der Abficht der Parteien ab. Die Kon 
fequenz dieſer Bedeutung ift es, daß der ©. nicht durch Gegenbeweiß wiberlegt, fon 
dern nur durch Anfechtung nad) den Regeln der Kondiktionen entkräftet werden, und 
daß der Gläubiger aus dem Anerkennungsvertrage als jolchem, ohne auf die aner 
fannte Schuld zurüdgehen zu müffen, Magen Tann. Hierfür Windfcheid, Lehrb., 
$ 4123; Unger in den Jahrb. j. Dogm. VII. Nr. 7 u. a. m. Rod; weiter 
geht die von Bähr aufgeftellte Lehre, nach welcher der ©. in allen Fällen Ver— 
pflichtungsgrund fein und eine neue von der urfprünglichen causa Losgelöjte Schuld 
erzeugen fol. Diefe letzte Lehre geht entichieben zu weit und thut dem Parteiwillen 
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Gewalt an. Zwiſchen der zweiten und britten ift die praktiſche Differenz nicht jehr 
bedeutend. Sie befteht hauptfächlich darin, daß die erftere auch bei unentſchuldbarem 
Jrrtfum Gegenbeweis, die Iehtere nur bei entſchuldbarem Anfechtung zuläßt. Den 
Torzug verdient aus praltifchen, wie aus theoretifhen Gründen die letztere. Auch 
jme beiden Römifchen ea nicht im Wege, da fie mit ber Theorie der Sti⸗ 
pulation, wie fich dieſelbe der Kaiferzeit entwidelt Hatte, eng zufammenhängen 
md mannigjacher Deutung jähig find (vgl. Windfeheid, $ 412b Anmerk. 2). 
Fraglich kann nur fein, woran man erkennt, ob die Mbficht der Parteien auf Bes 
weismittel oder Berfprechen, auf Konftatirung oder Konftituirung einer Schuld ge 
richtet war. Man wird für daß erftere präfumiren müfjen, wenn der Inhalt des 
©. mehr Thatfachen, für das zweite, wenn er mehr Rechteverhältnife bezeugt. Die 
legtere Auftaffung muß auch dann Platz greifen, wenn ein ©. über ein gegebenes 
Darlehn ausgeftellt wird, während ein ſolches weder gegeben war, noch gegeben 
werden jollte. Anders freilich SS 866, 867 des Allg. CM. I. 23. Vgl. jedoch 
Zernburg, Lehrb. II. $ 15 Anm. 18. Der S. muß vom Gläubiger gegen Em- 
vang der Zahlung zurüdgegeben werden ($ 125 des Allg. ER. I. 16). Aus jeder 
Ridgabe des ©. durch den Gläubiger, fowie auß der von letzterem bewirkten Kafla= 
fin des S. entfpringt die Präfumtion, daß die Schuld getilgt fei (1. 24 D. de 
prob. 22, 3; $ 97 des Allg. ER. I. 16). Näheres bei Windſcheid $ 344 Anm. 
5 und Dernburg, II. $ 97. Beſondere Beitimmungen gelten über den S. beim 
Darlehnsvertrag (f. diefen Art.). 


Lit: Die Lit. iſt im Allgemeinen biejelbe wie in Daun auf ben Anerfennungs«- 


dertra dieſen Art.) — Hervorzuheben iſt: Bähr, Die Anerkennung als Verpflichtungs⸗ 
3 Ka ef, FR TI rt eitſchr. für Rechtagehsichte, ae 3 
a . — 


. — Buhl, Beiträge zur Lehre vom Anerkennungsvertrag, Heibelb. 
E73. — Rarlowa, Das — . 262. — 


Echulen, konfeffionelle und Simultanſchulen, ſ. Schulaufſicht. 


Schullehrer. Ein beſonderer Berufsſtand der Lehrer, insbeſondere ber 
Vollachüllehrer, konnte in der Europäiſchen Welt ſich nicht bilden, fo lange die 
Schule Lediglich al3 Annerum der Kirche galt. Der Lehrer ift nach diefer Auffaffung 
ein Glied der kirchlichen Hierarchie, der Ortslehrer ein dem Presbyier untergeordneter 
Klerikus“ zur Katechiſation. Univerfitäten, Akademien umd eine Anzahl gelehrter 
Schulen können fich als privilegirte Körperichaften unter dem Proteftorat deg Staates 
der Kirche im einer gewifſen Selbftändigkeit nebenorbnen, bleiben aber doch ein Glied 
des konjeffionell fundirten Staates (f. d. Art. Schulaufficht). Dies Verhältniß 
dat Ach im dem weftlichen Kulturftaaten ala Regel erhalten mit der Einheit der 
Staatäfirche. Auch in Deutichland entftand in dem Zwieſpalt der Kirchen zu= 
nachſt noch Fein bejonderer pädagogischer Beruf, in welchem fich Lehre und Erziehung 
mabhängig von einem kirchlichen Syſtem als Berufsſtand geftaltet hätten. Univer- 
Atöten und gelehrte Schulen bilden nur privilegirte Körperſchaften in einer gewiflen 
Selbſtandigkeit neben dem Landezkirchenregiment. Auch ala im 18. Jahrhundert 
bie Volksſchule als „Beranftaltung de Staats“ fich gewiffermaßen zwiſchen die 
Kirchen ſtellte, Hörte die Abhängigkeit der Ortafchule von ben „Kirchlichen Oberen” 
nicht auf, und für das zahlreiche Perfonal der Elementarlehrer fehlten zunächſt alle 
Lorbedingungen zur Anertennung eine® befonderen Berufsſtandes. Goweit der 
Lehret mit dem Süfter identiſch war, hafteie ihm die wenig geachtete Stellung ber 
niederen Kirchendiener an. Soweit Lehrer und Kuſter nicht identiſch waren, ergänzte 
Ach das Lehrerperjonal aus den niederen Handwerken und anderen wenig geachteten 
Schichten, und es war nur das Bewußtjein eines wichtigen, für die bürgerliche Ge- 
fellicgait ımentbehrlichen Berufes, welches ein gewiffes Selbftgefühl in dem dürftig 
ausgeftatteten Lehrerſiand erhielt. Die durchgehende Unterordnung des Ortslehrers 
unter die Gutöherrichaft, die landesherrlichen Aemter und die Stadtmagiftrate im 
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Patrimonialſtaat gab auch dem Lehrerſtand einen Anflug von der Stellung der 
unterthänigen SMafjen gegenüber der herrſchenden Mlafie. Als gegen Ende des 18. 
Jahrhunderts die Lehrerfeminarien einige Bedeutung erhielten, jo war es doch immer 
nur ber Kleinere Theil der beſſer ausgeftatteten Stellen, welcher mit einem beruismähig 
ausgebildeten Perſonal bejegt werben konnte. Auch in Preußen wurde erft jet der 
Derjingung des Staats nach den Niederlagen von 1806 bie Seminarbildung al 
organifches Glied dem allgemeinen Unterrichtefyftem eingefügt. Es blieb damit anh 
in der Preußifchen Gejeggebung eine weite Mluft ywifchen dem ftubirten Lehrer und 
dem unftubirten unausgefüllt. Während jener ſchon gegen Ende des 18. Jafı- 
hunderts die wichtigften Privilegien und Immunitäten der Staatsbeamten erhalten 
batte, jo wußte man dem unftudirten Lehrer noch immer feine Stellung in der 
Hierarchie des Staat und der Gejellfchaft anzumeifen. Auf die große Zahl der 


Glementarlehrer das Privilegium eines erimirten Gerichteftandes und manche ander J 


Beamtenprivilegien auszudehnen, trug man aus guten Gründen Bedenken. Aber 
auch in Bezug auf Gehalt und Penfionzberechtigung fehlten durchweg bie Gel: 
mittel, um den Lebrerftand mit feinem ganzen Berfonal unter die „unmittelbaren 
ober mittelbaren Diener de Staates“ einzureihen. Erſt feit der Zeit ber Freiheits 
kriege beginnt mit dem Aufwachfen der ftaatäbürgerlichen Geſellſchaft aufh die Ein- 
reihung de ganzen Lehrerftandes in die höhere Stellung des Staatsdieneithums, die 
um fo leichter ausführbar wurde, ſeitdem der privilegirte Gerichtäftand und einige 
andere Immunitäten der Beamten weggefallen oder ermäßigt waren. Mag in dm 
Berf.Urk. oder Verwaltungsgeſetzen ihre Stellung als „Stantsdiener“ ausgeſprochen fein, 
oder nicht, jo Haben fich doch überall diejenigen Momente entwidelt, auf bie + in 
der Sache ankommt. 

1) Die Lehrerbildung wird auf ein verwaltungsrechtlich beſtimmtes Maß 
einer berufgmäßigen Borbilbung geftellt, und eine durch geordnete Prüfungen zu n: 
werbende Qualififation bildet die Vorbedingung zum Lehramt, neben welder eine 
unvolljtändige Vorbildung in privaten Präparandenanftalten nur noch aushüiflich in 
Nebenftellen oder jehr gering dotirten Landjchulen zugelafien wird. 

2) Rüdfichtlich der Anftellung kommen die normalen Grundjäge des Amts 
recht? zur Geltung: fie erfolgt entweder unmittelbar durch bie Staatsbehörden oder 
auf Nomination eines Patron® oder einer Gemeindebehörbe nach den Grunbiäter 
vom „mittelbaren“ Staatsbeamtenthum unter Beftätigung der Auffichtsbehörde. Dit 
Anftellung ift eine grundfägli Tebenslängliche, die Dienftentlaffung md 
die bisziplinarifche Beftrafung nach den Grundjägen bes Deutfchen Beamten 
rechts geregelt. 

8) Gehalt und Penjionsberehtigung werden auf dem Fuß des nor 
malen Amtsrechtß geftellt. In manchen Kleinſtaaten find Minimalgehalte, Alter 
zulagen und Penfionzfäge ſogar gefeglich firirt, wie dies in einem Kleinſtaat in dit 
That ausführbar ift. In Preußen und in den größeren Staaten ift auf dem Wege 
der Regulative eine gewiffe Gleichmäßigkeit durchgeführt, wie dies bei der groben 
Verſchiedenheit der Bebärfniffe und Gewohnheiten der einzelnen Landestheile aus 
führbar war, und auch eine Penfionzberechtigung nach einem befcheidenen Mahitch 
ift jetzt wol überall anerkannt. 

So reift von biefer Seite aus das Unterrichtöwefen einer allgemeinen gr 
jeglichen Organifation auch von unten herauf entgegen. Den Beſchwerden dei 
Lehrerſtandes ift in den wefentlichften Punkten abgeholfen, und trotz mancher Schwan 
kungen in den Verwaltungsſyſtemen des lebten Menfchenalters ift wol nirgende ein 
Rüdichritt erfolgt. Die zuweilen übertriebenen und unausführbaren Forderungen des 
Lehrerſtandes beruhen auf der Einfeitigfeit, die in jedem gejchloffenen Berufekreis zur 
Erſcheinung kommt, und welche fich nicht genügend Mar macht, welche Hemmnifle in 
den Reich und Finanzverhältniffen des Staats und der Kommunen einem rafcherer 
Bortfchreiten entgegenftehen. 
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Sit: Vgl vorzugsweiſe 2. v. Stein, Die innere Verwaltun N, zeit ber Ver⸗ 
waltungälehre: Das Bildungsweſen) und K. A. Schmid, Enchklopäbie gelammten Ex 
ziehungẽ· und Untereicjtamefeng (jeit 1859) in den betr. Artikeln. Gneift. 


Anton, & 1659 zu Nymwegen, ftubirte in Leyden, wurde 1694 
Vrofefjor in Harderwyk, 1718 in Leyden, F 1784. 
Schriften: Diss. de recusatione judieis, Fran. 1708; Lugd. Bat. 1714. — Enarratio 
Is Dig., Lugd. Bat. 1720. — Jurisprudentia antejustinianes, Lugd. Bat. 1717; Lips. 
837. — Thesium controv. decades C., 1738. — Commentationes academicae, ed. Uhlius, 
Hal. 1770—1774. — Notae ad Digesta, ed. Smallenburg, Lugd. Bat. 1804-1835. 
git.: Rivier. — Haubold. — Hugo. Teichmann. 


Schulzwaug. Der ©. oder die allgemeine Schulpflicht iſt im Laufe 
der legten Jahrzehnte in allen Kulturfiaaten Europa’ als ein Streitpunkt der 
volitiichen und Firchlichen Parteien in den Vordergrund getreten. Seine Entjchei- 
dung hängt von der Vorfrage ab, ob der Staat ſich auf den jog. Rechtszweck zu 
beihränten, oder ob der Kulturzwed zu feinen wejentlichen Aufgaben gehört. 
Schon das Mittelalter hat diefe Frage bejaht, indem es für die geiftige und fittliche 
öebung des Volkes einen eigenen Berufäftand und ein eigenes Staatsweſen bilbete 
in der monarchiſchen Verfaffung ber Römiſch-katholiſchen Kirche. Der kirchliche 
Staat unterſcheidet auch bereils eine Elementar⸗ und eine Berufsbildung. Die 
legtere bietet er in reichem, aber ungleichem Maße in feinen gelehrten Schulen der 
freien Benutzung des Laienthums an. Für ben erfteren behauptet er eine er=- 
wingbare Berpflicätung aller Laien, die Heilswahrheiten und Gittengebote fich 
von der Kirche lehren zu laflen, und betrachtet dieſe Lehre ala ausreichenden „Volks⸗ 
unterricht” überhaupt. Der Lehrzwang wird damit zum Glaubensziwang und theilt 
das Schichſal der Veräußerlichung umd ftändifchen Zerjegung der Kirche am Schluß 
des Mittelalters. 

Mit der Reformation beginnt ber Zwiejpalt des Firchlichen und weltlichen 
Staates fich zu löſen: e& bleibt aber noch die mittelalterliche Grundidee der flant- 
lichen Einheit des Glaubens und damit das jus reformandi der Staatsohrigfeit 
itehen. Erſt aus dem Kampfe der verichiedenen Belenntniffe unter einander (in 
Zeutichland insbeſondere aus der Vereinigung Zatholiicher, lutheriſcher und refor— 
mirter Landesgebiete unter einem Landesherrn) entwidelt fi} langſam fortſchreitend 
der Grundſatz der Glaubenzfveiheit, der Bekenntnißfreiheit, der freien Religionsübung 
md Gleichheit ber Belenntniffe, der Unterrichtzfreiheit und der Aufhebung der Genfur. . 
65 iſt die Ehre des Germaniſchen Geiftes, an der Spitze diefer geiftigen Befreiung 
zu ftehen, ebenjo in ber alten wie in der neufolonifirten Welt. Gerade in dieſem 
tiefer erjaßten Grundſatz der Lehrfreiheit entfteht in den Nordamerikaniſchen Frei-⸗ 
ftoaten und in Deutjchland, Hand in Hand damit, der Grundfaß des „S.”, und zwar 
aus folgender Betrachtung. 

Die abſtrakte Unterrichtsfreiheit ebenjo wie die abitrafte Erwerbsfreiheit beftehen 
vraftifch nur für die befikenden Klaſſen; für die große Mehrheit der Bevölkerung 
haben fie mur eine negative Bedeutung. Die unteren Schichten der Gejellichaft haben 
nicht die Mittel, oft nicht die Einficht und den Willen, ſolche fakultative Freiheiten 
hachgemäß und gleichmäßig zu verwirklichen. Erſt von dem höheren Standpunkt der 
bemeinſchaft aus Laffen fich dieſe Mängel und Ungleichheiten überwinden. Wie ber 
Staat ala fittliche Gemeinichaft den Beruf Hat, bie Lebenderifteng des Erwerbs- 
wnjähigen durch eine Zwangsarmenpflege zu beichaffen, jo Hat er den Beruf, die 
geiftige und moralifche Erifteng der unmünbigen Jugend zu fichern, weil fie ſelbſt 
dafür nicht zu jorgen vermag, In Achtung vor dem Kreis der Familie überläßt 
er dieſe Fürforge zumächft dem Haufe. Aber die Gewalten des Hauſes find nicht 
mehr abjolute wie im Römifchen Altertfum. Wo das Gebot der Liebe und der 
Mit im Häuskichen Kreife verfagt, ift im Germaniſchen Leben von früher Zeit an 
ein Schugberuf des Stantes für die paffiven "Glieder des Hausverbandes zur Gel 
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tung gekommen. Er Tann fich diefer Verpflichtung nicht entziehen, weil e& feine 
eigenfte Sache ift, für die Lebensbedingungen der Gemeinfchaft zu forgen. Cs giebt 
aber in der That ein nothwendigs Minimalmaß geiltiger Entwidelung, melde 
der in der Gemeinjchaft aufwachjenden Jugend erjt die Möglichkeit eines menſchen⸗ 
würdigen Dafeins eröffnet, welches zur Aufrechterhaliung des Nahrungs- und Kultur 
ftandes der Gejammtheit, ja jelbft für die Heeresverfaffung und bie innere Gicer- 
heit des Staatslebens unentbehrlich erſcheint. Wie diefe Elementarbildung unerläßlich 
für alle Staatsangehörige, jo ift fie die Vorausſetzung und Einleitung für alle 
Weiterbildung in den höheren Stufen. Sie wird eben dadurch die Vorausſetzung des 
geiftigen Verkehrs, der ineinandergreifenden Bewegung, bes geiftigen Fortſchritts der 
ganzen Nation. Die in ihr gegebene Möglichkeit der Weiterbilbung bes Ein- 
zelnen wird zur Vorbebingung für bie geiftige Bewegung des Ganzen. Gie kann 
daher weder von der zufälligen Auffaffung der einzelnen familie, noch von den Be: 
figverhältniffen der einzelnen Familie ſchrankenlos abhängig bleiben, wird vielmehr zum 
ſtaatlichen Zwangsrechte in folgenden Grenzen: 

1) Der ©. beſchränkt fich auf die Stufe des Elementarunterridts, 
d. 5. auf das Maß intellettueller wie religiöfer Bildumg, welches nach der Kultur 
ftufe des Volks „nicht als Gabe einzelner Yamilien, noch ala ein bejonderes Gut 
einzelner Klafſen der Bevölkerung, ſondern als das gemeinfame Bedürfniß Aller für 
Alle gewährt werden muß". Es war zuerit das ftäbtijche Leben, welches nach der 
Reformation die Nothwendigkeit erlannte, außer dem Religionsunterricht die An- 
fangsgründe der Wifſenſchaft in biefen Kanon des allgemein Nothwendigen auf: 
zunehmen. Die Städte wurden damit die Wiegen ber heutigen Vollsſchule und 
eined eigenen Standes, der Volksſchullehrer. Der Wohlfahrtöftant des 18. Jahr: 
hunderts hat ſich von da aus des großen Gedankens bemächtigt, weil auch für ihn 
Bildung zur „Macht“ wird. Aus manchen Webertreibungen und Verirrungen dieer 
Richtung Tommt bie Heutige Zeit zu der Einficht, daß nur das gleichmäßig 
Durchführbare Gegenftand des Zwanges fein kann, daß der Elementarunterricht eine 
organische Stufe des gefammten Bildungsweſens bis zur höchften Berufsbildung hinau' 
werden, daß ebenbeöhalb feine Grenze mit dem Stand des gefammten Bildungs 
weſens nothwendig wechſeln muß. Schon aus dieſem Grunde fann das Unterrichts⸗ 
weſen nur durch die organifirende Gewalt des Staats ala Ganzes geitaltet werden, 
und kann deshalb an der Selbftändigkeit der Kirchen, Gemeinden und Yamilien keine 
abfolute Grenze finden. 

2) Die obligatorifche Elementarfchule umfaßt auch den Religionsunter⸗ 
richt — ihren urfpränglich Gegenftand. Es ift dies dag Hiftorüce 
Recht der anerkannten Kirchen. Es läßt fich nicht ignoriren daß immer noch ein 
erheblicher Theil der Ausſtattung der Volksſchule ein Erbtheil der kirchlichen Ge 
meinden und Inſtitute ift, und daß 98—99 Prozent der Bevölkerung in Deutid: 
land mit ihrem Tirchlichen Belenntnif auch dieg Erbgut überkommen haben. Noch 
allgemeiner jpricht dafür das fachliche Bedürfniß, welches den Religionsunterricht als 
Grundlage aller Lehre der unmündigen Jugend fefthalten muß. Gine Trennung 
von Volks- und Religionzfchule würde zu einem Dualismus firchlicher und welt 
licher Schule führen. Beide würden ſich befämpfen, anftatt zufammenzuwirken. Beide 
würden verfümmern, wo die vorhandene Austattung faum für eine Schule aus 
reiht. In Deutichland insbejondere würde der Zwieipalt aller Lebensanſchauungen 
und Gewohnheiten durch die ausſchließlich kirchliche Volksſchule von Unten herauf 
der Nation wiederum anerzogen werben. — Es entfteht durch dies ſchwierige Ber- 
bältniß eine neue Staatsaufgabe, welche in Deutfchland ihre Grumblage in der Pa: 
rität der anerkannten Kirchen findet, vermöge deren eine gleiche Fürſorge und Ber 
wendung des überfommenen Schulvermögens ftattfinden muß, nicht mehr nach einem 
Normaljahr, jondern nah dem heutigen Stand der Bevölkerung und des Be 
dürfnifſes. Diefe Parität und das gleiche Recht der diffentirenden Bekenntnifſe auf 
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die Wohlthat der Volksſchule bedingen die Staatsleitung in erhöhten Maße, und 
daneben ein Recht der Kirchengewalten, nicht zur unmittelbaren „Mitleitung“ der 
Edule, wol aber zur Kenninißnahme, Fürſorge und Abwehr, daß das wirkliche 
Belenntniß der Kirche in der Schule gelehrt und nichts biefem Bekenntniß Feind⸗ 
feliges in der Schulordnung Plah finde. 

3) Der ©. gilt nur ergänzend. Er refervirt der Familie das Recht, ihn 
jeer Zeit zu erfeßen durch einen gleich guten, in der Regel freilich theureren, 
Privatunterricht. Der S. wahre auch das abjolute Recht der Gewifjenzfreiheit, 
indem er fein Kind zum Religiongunterricht einer ihm fremden Konfeffion nöthigt. 
& grmägt in dieſem Punkt auch der Nachweis eine Privatunterricht? in einem 
difientirenden Religiongbefenntniß, deffen „religiöfe Subftanz“ zu prüfen übrigens 
niemals Sache des Staates fein kann. 

Mit diefer Begrenzung ift das Harkflingende Syſtem des ©. vom religiöfen, 
Attlichen, vedhtlichen, nationalen, wirthfchaftlichen Standpunkt aufrecht zu erhalten. 
Eein mächtigfter Gegner freilich bleibt die röͤmiſch-katholiſche Kirche. Gie 
halt unabänderlich das Recht auf die Lehre der Unmändigen als eine Pflicht ihrer 
Glaubenögenoffenfchaft jeft. Sie betrachtet das Recht, „ihre Herde zu weiben“, ala 
unmittelbar göttlicher Einſetzung. Diefem Anſpruch gegenüber hat der Staat das 
Recht feiner allgemeineren und damit höheren Gemeinfchaft geltend zu machen, 
weiches auch andere Belenntniffe zu einer nationalen und fittlichen Gemeinſchaft 
yimmenfaffen und aufammenhalten jol. Er vermag ber beanipruchten „Freiheit“ 
der Kirche nur die Garantie zu gewähren, daß in ber Schule das Firchliche Bes 
terntniß gelehrt umd Feine der Kirche feindjelige Einrichtung geduldet wird. Zur 
Lehauptumg ihrer Herrſchaft ftellt fich die Heutige klerikale Richtung freilich auf den 
Standpunkt, daß die Elementarjchule „Erziejungsanftalt” fei, der ©. alfo ein Ein- 
san in das abfolute Erziehungsrecht des Vaters. Die Schule ift aber in erfter Stelle 
Unterrihtsanftalt für Wiffen, verbunden mit der Lehre der Religion. Dem 
Griehungswert des Haufes tritt fie nur ergänzend, aushelfend, fördernd Hinzu. Sie 
gemäßtt das, was bie iſolirte Familie dem Kinde als Regel nicht zu geben vermag. 
Sie beichränkt fich grundjäßlich fo weit, um die wirklich erziehende Thätigfeit der 
Familie nicht zu durchkreuzen und zu hindern. Als ein, immerhin mangelhafter, 
Etſatz der Erziehung tritt fie nur ein fir die verwaßrlofte, unftttliche Familie. 
Lemag aber die Kirche eine ſolche Entartung einzelner Glieder nicht zu überwinden, 
bo jollte fie dem Staat nicht Oppofition machen vom Standpunft einer behaupteten 
Souveränetät der Familie gerade für unwürdige Familienhäupter. Ein Recht, 
dur das Familienhaupt auf die Erziehung zu wirken, fowie die völlige Freiheit 
der Einwirkung auf ihre mündig gewordenen Glieder, wird der Kirche vom Staate 
nirgends beftritten. — Auch in England hat der Standpunkt der Staatskirche, 
bereint mit den Lebensanfchauungen der regierenden Klaften, fich bis in das lebte 
Rerihenalter gegen ben ©. gefträubt und erſt in ber Gejeggebung feit 1870 ſich 
dem ventſchen Syſtem immer weiter genähert. — In Srantrei Hat die Re 
dolution mit ungeftümer Gewalt den Yugendunterricht ala ein Gejammtrecht der 
Seellichaft reflamirt, ift damit aber nur zu einer allbenormundenden Staatsverwal ⸗ 
fung des Unterrichtsweſens gelangt, die zur Behauptung ihres Abfolutismus wieder 
dw einer Theilung ihrer Herrſchaft mit der römifch-Tatholifchen Kirche genöthigt war. 
Die geiftige Unfreiheit behauptet fich bier unter dem abſtrakten Titel einer Freiheit 
der Lehre und des Unterrichts“. In Belgien Hat diefe Richtung fogar ein grund- 
giehliches Verbot des S. durchgefeßt. In den größeren Eonftitutionellen Ländern 
ft außer der Herrſchaft der Staatskirche auch der überwiegende Einfluß der befigenden 
Arien auf die Staatsgewalt, welche die joziale Bedeutung des ©. für die Erhebung ber 
arbeitenden Maffen zur „Theilnahme am Staat“ bisher nicht genügend gewürdigt Hat. 

So erfcheint denn Deutichland das Normalland des S. Es iſt vorzugsweiſe 
der Deutſche Geift, der die Schule ala ein öffentliches Inſtitut entiwidelt Bat. 
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Diefe Schule kennt feinen Unterfchied der Gejellichaft, fie bietet, was fie zu ga 
bat, für Alle Sie fegt fich die große Aufgabe, der Menichheit die Bedingung: 
der perfönlichen geiftigen Entwickelung Aller zu geben. Sie ijt die erfte Grundlag| 
der jozialen Freiheit, indem fie allein das Auffteigen aus allen in alle Klaſſen di 
die Bermittelung der geiftigen und fittlichen Bildung ermöglicht. Mit dem Syfiem 
des ©. in den Ediften von 1717 und 1786 wurde insbeſondere das neuere Preus 
Bilhe Staatsweſen inaugurirt. Nach der Erwerbung Schlefiens hat Friedrich 
Große zuerft ein würdiges Mufter der paritätiichen Volksſchule für Evangelifge u 
Katholiken gegeben. Unter allem Wechſel der Verwaltungsſyſteme iſt der ©. m 
einmal im Gele vom 23. Juli 1847 auch für die jüdiſchen Gemeinden in vo 
Korrektheit durchgeführt. Was die Entwidelung des Deutjchen Volkes zur ma 
vollen Ginheit, was inäbefondere die Deutiche Heereßverfaffung zur Europäik 
Hegemonie geführt hat, ift an erfter Stelle die geiftige Entwidelung ber Gefammt 
beit durch den S., ber ſeine Anerfennung und Geltung in der Emropäiichen ei 
durch feine Erfolge fichert, und bis zum Schluß unjere® Jahrhunderts ein Gemei 
ber —A— Welt ſein wird. 
Für England: The Education of the People by Canon — 

E. Bach er, Daß Voltsſchulweſen Englands und feine — Entwicke kung, 1865; iu: — ka 
Brantreig: Eug2ne Rendu, De la loi de l’Enseignement umb De 
dans Allemagne du Nord. — Für Dentihland: 8. v. Stein, Die Dernnl 
lehre, V. Theil: Das Elementar- und dad Berufäbildungstveien, Stuttg. 1808, Sn Bien een 
Gelammtnagweifungen ii v einzelnen Staaten in Shmib’s 
und Unterrichtaweiens, 1 fi. — Für bie —eS in Deuiſch and: Sn, Aw 

felfionelle Schule, Berl. ass! Greif 
Schürpf, Hieronymus, 5 12. IV. 1481 gu St. Gallen, ſtudirte ınte 
Krafft in afel, wurde zu Tübingen magister artium, ſpäter nach der ſoeben g: 
ftifteten Univerfität Wittenberg berufen , 1505 legens des liber Sextus und di 
Glementinen, 1507 ord. jur. civ. in Codice, dann Beifiter des Sãchſ. Oberhoi 
gerichts zu Altenburg “m un und Kurfürftl. Nath, 1586 legens in Digeti 

darauf in Frankfurt a. ©., + 6. VI. 1554. 

Schriften: Consiliorum 3. — juris centuria Is Francof. 1545; ce 

Ila Francof. 1551; cent, Ilfe Francof. 1558 — ed. tert. 1594 — ed. nov. 
1617. — Oratio de reverentia legum umb de legum justitia et — praestantia 
necessitate in Melanchthon, Selectae Declamationes, III. 101, 
Bit.: Muther, Aus * me und Gelehrtenleben im "deate De Reformati 
Erl. 1866, S. 178—229, 415454. (Muther, Der Reformationsjurift teromgm 
53 Erl. 1858). — d. Elinping, Geſchichie der Deutſchen Reine at: 

Zei man 
Säurfißein. Das nad) dem älteren Bergrechte an eine Erlaubniß nicht g 
bundene Schürfen ward im Verlaufe der legten Jahrhunderte, zunächit hauptjädli 
im Intereffe des an Werth gejtiegenen Grundbefiges, durch die wichtigeren Partikulı 
rechte (vgl. Ach enbach, Deutſches Bergreht, I. ©. 332 ff., ſowie ferner ey 
der Sächſiſchen Obſervanz, Köhler, Anleitung, S. 185) von einer bergamtlict 
Schurfligenz abhängig gemacht, welche fich im Sächſ. und Oefterr. Bergrechte 5 
heute erhalten hat, wofelbft fie im eine engere Verbindung mit den Normen ül 
die Bevorrechtung zum Muthen (ſ. d. Art. Finderrecht) getreten ift. für di 
urjprünglichen Zwed (Schuß des Grundeigenthümers) bietet der ©. nur infoiern ai 
geeignete Mittel, als „durch die Rothwendigkeit der Nachſuchung des ©. eine ® 
auffichtigung ber "Schürfenden ermöglicht wird“ (Achen bach, a. a. O. ©. 33 
A. Im Königreih Sachfen wird das Recht, innerhalb gewiſſer Grenz 
(Schurffeld) unter Ausfchliekung jedes Dritten und mit dem Vorrechte zum Mu 
metalliſche Mineralien (ſ. d. Art. Bergrecht) von der Erdoberfläche aus au 
zuſuchen und zu biefem Zwecke in fremden Grund und Boden einzufchlagen, vo 
DBergamte duch Ausftellung eines ©. ertheilt. Unter mehreren Bewerbern hat da 
frühere ein Vorrecht auf Auftellung des S. Der Grundeigenthümer bedarf jelbigen 
zum Schürfen auf eigenem Grunde zwar an fich nicht, wol aber, um ein Vorrech 
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zım Muthen geltend zu machen. Das Schurffeld iſt nach feinen Grenzen genau zu 
beftimmen, darf aber 400 000 Onadratmeter Ausdehnung nicht überfchreiten. Inner⸗ 
halb diefer Grenzen darf daffelbe Recht nicht gleichzeitig an verſchiedene Perjonen er⸗ 
theilt werden. Einem Schürfer dürfen gleichzeitig mehrere Schurffelder nur dann 
zugeteilt werden, wenn dieſelben mindeſtens 2000 Wteter in Türzefter Linie von 
einander entfernt Liegen. Die Ausſtellung eines ©. erfolgt nur für die Dauer eines 
Jahres; fechsmonatige Verlängerung ift zuläffig, wenn ber Schärfer an bem Be— 
ginne oder der Beendigung der Schurfarbeit ohne fein Verſchulden behindert 
worden ift. Nach Ablauf der Frift darf demjelben Schikrfer auf daſſelbe Schurffeld 
bimen 3 Jahren kein S. wieder ertheilt werden (darüber, daß dieſe zeitlichen und 
örtlichen Schranken illuforifh find, j. Achenbach, a. a. O. ©. 384; doch wird 
ine Schurfftener von jährlich 40 Pfennig für 4000 Duadratmeter Schurffeld erhoben: 
Sei vom 10. Oft. 1864 8 9). Im verliehenem Felde darf Schurferlaubniß nur 
wegen der nicht in der Verleihung begriffenen verleihbaren Mineralien gewährt 
werden. Auf unterirdische Schurfarbeiten Leiden dieſe VBorfchriften analoge Anwendung, 
doch Hat befondere Feſtſetzung der Schurffrift und bzw. einer Minimalbelegung des 
Shurffeldes zu erfolgen (Allgem. Berggejeg vom 16. Juni 1868 88 18 ff.). 

B. In Defterreich bedarf, wer fchürfen will (auch der Grundeigenthümer), 
hierzu der Bewilligung der Bergbehörden. Schurjbewilligungen werden nur auf bie 
Dauer Eines Jahres ertheilt, können aber auf Nachweilung gefchehener Schurfarbeiten 
von Jahr zu Jahr verlängert werben. Durch die Schurfbewilligung erlangt ber 
Schärier die Befugniß, innerhalb feines Schurigebietes, infoweit ältere Bergbau- 
wöhte nicht im Wege ftehen, Schurfbaue ohne Beichränkung ihrer Zahl zu eröffnen 
und zu betreiben, aber noch fein außfchließendes Recht zum Schürfen im Schurfe 
gebiet. Gin ausſchließliches Recht auf ein beitimmies Schurffeld (Freifchurf) 
wird erft ertvorben, wenn der Schürjer der Bergbehörde den Punkt anzeigt, an 
welchem er einen Schurfbau zu beginnen und das Schurizeichen zu ſetzen beabfichtigt. 
Linnen brei Tagen nach Beftätigung der Präjentirung der Freifchurfangeige muß 
das Schurfzeichen geſetzt und bavon ber politijchen Bezirksbehörde Mittheilung ge 
madt werben. Das durch den Sreifchuri gegebene Schubfelb ift ein Kreis, deſſen 
Centrum das Schurjfzeichen bildet, mit einem Halbmefjer von 425 Meter (Allgem. 
Lerggeie dom 28. Mai 1854 88 18 ff). Der Freiſchurf muß bauhaft gehalten 
werden ($ 170), weshalb eine zeitliche Beſchränkung des Freiſchurfrechts nicht ſtatt⸗ 
findet. Die (einfache) Schurfbervilligung Tann für ein beliebig großes Feld erlangt 
werden (Vollzugsvorſchr. $ 10, 2), aber auch der Freiſchürſer kann beliebig viele 
Freiſchurſkreiſe nebeneinander Lagern (ebenda $ 26 Abf. 2). , 4 Gulden jährliche 
eiihurigebäge (Kaiferl. Verorbn. vom 29. März 1866, R.G.Bl. Nr. 42). 

In Sachſen wie in Defterreih muß der S. vom Schürfer dem Grundeigen- 
thämer vor Beginn von Schurfarbeiten auf deſſen Grundftüde vorgelegt werben. 
Ueber die zwiſchen beiden entjtehenden Differenzen f. db. Art. Bergrecht. 

c. In Preußen ward durch die revidirten Bergorbnungen und das ER. 
I. 16 8 141 ff.) der ©. für alle Schürfer vorgefchrieben und zur Bedingung 
Air Berufung auf das Finderrecht gemacht. Dauer des ©.: 1 Jahr 6 Wochen. 
Roc, Anficht des OTrib. (Plenarbeſchluß vom 12. Juni 1848, Entſcheid. Bb. 9 
©. 90) dedite derfelbe für die Dauer feiner Gültigkeit das Feld dergeſtalt, daß da⸗ 
durch die Muthung eines zufällig Findenden ausgefchloffen ward. Das Allgem. 
Perggefe vom 24. Juni 1865 hat unter Ruckkehr zu dem, ber neuen Felbes- 
verfeihungsweife entfprechenb modifizierten, Finderrechte, in welchem es eine zweck⸗ 
mäßige Aufmunterung zu Schürfverfuchen und einen jeiten, dem bergebrachten 
Rechtszuſtande entiprechenden Anhaltspunkt file die Entſcheidung über kollidirende 
Bewerbungen erblidt (Motive zu $ 24), den ©. wieder fallen Laffen. 

D. In Frankreich if, da dort prinzipiell der Grumdeigenthümer ala ſchurf⸗ 
berechtigt angefehen wird, ein Dritter nur mit Genehmigung ber Regierung und 
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unter Entſchädigung des Grundeigenthümers (oder ala Geffionar des letzteren) zum 
Schürfen befugt (Art. 10 des Bergwerfäbelrel? vom 21. April 1810). Dagegm 
fordert das Sardiniſche Berggefeß vom 20. Nov. 1859 (Zeitfehr. für Bergrecht 
I. ©. 520) Art. 20 ff. den ©. jelbft vom Grunbeigenthümer. Dauer regelmäkig 
höchſtens 2 Jahre. Leuthold. 


Schwängerungsflage. Das Röm. Recht leitet aus dem bloßen unehelichen 
Beiſchlaf (stuprum) — für bie Geſchwängerte, noch für die unehelichen Kinder 
(spurii) befondere Rechte ab: nur den im Konkubinat erzeugten Kindern (liberi 
naturales) fteht ein Recht auf Mlimentation gegen ihren Erzeuger zu, wie fie ein 
geſetzliches Erbrecht Haben. Aus dem Kan. Recht fchreibt ſich ein Anjpruch der Ge 
ſchwängerten auf Ehelichung und Dotation. Die Praris hat dieſen umgeftaltet und 
den unehelichen Kindern den Alimentationsanfpruch der Konfubinenfinder gegeben. 
Diefe verichiebenen Anfprüche, die teils der Mutter für fich, theils dem Kinde zu⸗ 
ftehen,, pflegen durch eine gemeinfame Klage, die S., verfolgt zu werden. In der 
Regel wird dieſe von der Mutter und einem Vertreter des Kindes gemeinjam an 
gejtellt ; in einzelnen Landestheilen kann die Mutter den Anjpruch zum Bortheil ber 
Kindes allein erheben. 

1) Der auf dem Kan. Recht beruhende Anfpruch auf Ehelichung um 
Dotation ift in der Praxis zu einem Anfpruch auf Ehelichung oder Dotation 
geworden. Nach dem Weien alternativer Verbindlichkeiten fteht das Wahl—echt 
regelmäßig dem DVerpflichteten zu; bie Dotationsforberung kann aber ohne Weitere 
geltend gemacht werden, wenn die Bollziehung der Ehe ohne Schuld der Gr 
ſchwängerten unmöglich geworden iſt. Nach der Praris einzelner Landestheile bat 
überhaupt die Gejchwängerte die Wahl. Streitig ift, ob der Anfpruch durch das 
bloße stuprum ohne erfolgte Schtwängerung begründet wird. Die Klage fteht der 
ehrbaren Jungfrau (oder Witttve) zu. Sie wird ausgefchloffen durch den Rachweis 
der Beſcholtenheit, insbeſondere eines Geſchlechtsverkehrs mit anderen Männern, 
durch die Einrede vertragsmaͤßiger Abfindung, durch den Eintritt von Umſtänden 
die zur Aufhebung eines Derlöbniffes berechtigen. Der Umfang der Dos (Ent: 
ſchädigung, Kranzgeld) wird ee richterliches Ermeſſen beſtimmt. Iſt auf Che 
lichung geklagt und erkannt, ſo kam in früheren Zeiten als Exekutionsmittel neben 
der executio ad faciendum wol auch eine wirkliche Zwangstrauung vor, die in: 
deſſen ſchon vor der Reichsgeſetzgebung überall antiquirt, jedenfalls durch dieje be⸗ 
feitigt ift. Als Entſchädigungs-⸗ oder Dotationsflage geht der Anſpruch aktiv oder 
paffiv auf die Erben über. — Das Sächſ. BGB. entipricht in feinen * 
ſchriften weſentlich dem Gem. Recht. Die Klage iſt auch ohne den Erjolg der 
Schwängerung auf außerehelichen Beiſchlaf zu gründen, fie geht aktiv nur dam 
‘auf bie Erben über, wenn fie ſchon von der Gefchwächten jelbft bei Gericht 
angebradjt war. — Das Preuß. Recht kennt nur einen Entſchãdigungsanſpruch 
der Geſchwängerten, keinen Anſpruch auf Ehelichung auf Grund des außerehelichen 
Geſchlechtsverkehrs; auch jener findet nur ſtatt im Fall der Nothzucht oder 
eines berjelben gleichfteßenben Verbrechens und bei Schwängerung einer zwar nicht 
förmlich, aber doch in beftimmter Weiſe öffentlich verlobten Braut. — Das Franz. 
Recht kennt einen Dotationsanſpruch der Geſchwaͤngerten nicht, im Falle der Roth 
zucht und Entführung wird jeboch von der Praxis eine —— zu⸗ 
gelaſſen. — Vgl. übrigens auch den Art. Dotationspflicht. 

2) Der Geſchwängerten ſteht nach allgemeinem Gewohnheitsrecht ferner ein 
Anſpruch auf die Koſten der Entbindung, Taufe und fehgwödent- 
lichen Berpflegung zu. Durch diejen Anfpruch wird der Alimentationsanipruc 
des Kindes für die eriten Wochen jeined Lebens nicht auögefchloffen. Der Anſpruch 
wird überall (auch in Sachſen und Preußen) unter denſelben Vorausſetzungen zu⸗ 
gelaffen, unter denen die Alimentationsklage des Kindes ftattfindet. 
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3) Dr Alimentationsanſpruch ift ein Anſpruch des Kindes, wenn er 
auch in einzelnen Landestheilen unter dem Geſichtspunkt eines Anfpruch® auf einen 
Leitrag zu der während ihrer Lebenszeit zunächit ihr felbft obliegenden Alimentation 
von der Mutter allein geltend gemacht werden kann. Der Anſpruch beruht auf 
der Thatfache der Zeugung. Diejelbe Tann dem Kinde gegenüber nicht als ein 
Delilt angejehen werden; ebenfowenig aber wird auf Grund derjelben gemeintechtlich 
ein Status der Daterichaft anerkannt. Die rechtliche Grundlage ift Lediglich die 
geiegliche oder vielmehr gewohnheitsrechtliche Vorſchrift, die den aufßerehelichen 
btzeuger für die Alimentation bes Kindes Hatten läßt, es ift eine Klage ex lege. 
Zu Orunde liegt dabei die nach dem gejchriebenen Recht nur für die Konfubinen« 
finder ausgeſprochene Verbindlichkeit. — In analoger Anwendung der Vorſchriften 
über die Zeit, für welche ber Satz gilt: pater est quem nuptiae demonstrant, wird 
derjenige als alimentationzpflichtig angejehen, der mit der Mutter des Kindes vom 
182ten bis 300ten Tag vor der Geburt Geichlechtöverfeht gehabt Hat. Streitig 
ft, ob die Hieraus erwachjende Vermuthung der Zeugung fortfällt, wenn der Ge 
'hlehtäverleit mit mehreren Perfonen in der Konzeptionszeit jeitzuftellen ift. 
Soviel ſich Hierfür jagen läßt, jo Hat doch das Gewohnbeitzrecht, das übrigens den 
Anihruch in verſchiedenen Gegenden verichieden entwidelt hat, meiſt die exceptio 
plorium concumbentium verworfen. Bald wird der Mutter dabei das Recht der 
Auswahl mit jus variandi zugeftanden, bald eine ſolidariſche Verbindlichkeit der 
mehreren Zuhalter angenommen. Der Alimentationsanfpruch fteht auch den im 
Geruch und in Blutichande erzeugten Kindern zu; bei den eriteren muß die Er 
tlanmg für illegitim vorangegangen fein. Die Alimentationzpflicht dauert bis zum 
vierzehnten Lebensjahr des Kindes, im einigen Gegenden bei Mädchen nur bis zum 
jölften. Gtreitig ift, ob der Verpflichtete, ftatt Alimente zu zahlen, das Kind in 
ügene Pflege nehmen kann und ob eine fubfidiäre Alimentationspflicht des Vaters 
des Schwängerers ftattfindet. Vgl. hierüber und über andere Streitpuntte den Art. 
BE NE — Da8 Preuß. Recht betrachtet das Verhältniß des 
außerebelichen Erzeugers als ein Statusverhältniß, auf beffen Anerkennung zu Klagen 
ft und das, wenn anerkannt, auch ein Erbrecht begründet. Die Konzeptionszeit ift 
au die Periode vom 210ten bis 285ten Tag dor der Geburt bejchräntt. Im Ehes 
bruch erzeugte Kinder und foldde, deren Mutter in der Konzeptionszeit anderen 
Ninnern den Beiichlaf geftattet Hat ober zur Zeit des Geichlechtäverfehrs in ge- 
ihlehtliher Beziehung beicholten war, haben feinen Anfpruch. Weber die Höhe 
der Alimente enticheidet der Bedarf von Kindern des geringften Standes. — Jin 
zähf. Recht gilt ala verpflichtet zu einem Beitrag zur Alimentation, der unter 
Trükfihtigung des Standes ber Mutter, der VBedürfniffe des Kindes und des 
Vermögens des Vaters innerhalb geſetzlicher Marimal- und Minimalfäe feftzuftellen, 
ver mit der Mutter vom 182ten bis 302ten Tag vor der Geburt, den Tag der 
Iegteren umgerechnet, den Beiſchlaf vollzogen hat. Mehrere Konftupratoren haften 
als Geſammtſchuldner. — Das Franz. Recht verbietet die Erforſchung der Vater⸗ 
Net, außer im Fall der Nothzucht und Entführung, formell anerkannte Kinder 
Km Alimentation fordern. 

Durch das GBG. $ 23 find die Anfprüche aus einem außerehelichen Beifchlaje 
der amtögerichtlichen Zuftändigkeit zugewiefen. ; 

Lit. u. Gigb.: ©. die Eitate im Art. Alimentationapfliht. — Glück, Pandekten, 
®. XXVIIL ©. 188. — Buld, I retüichepeattüiche Darftellung ber Rechte en wachter 
— 1828. — Gett, Ueber bie —— aus ber außerehelichen Ge⸗ 

—— 1886. — uiebenäburg, Die Lehre bon bem rechtlichen Folgen ber 
euberehelichen Schwam , 1854. — Arnold, Ueber Alimentationd: und Deflorationds 
flagen, 1851. — Nov. 89 c. 12, 18. — Cap. 1 X. de adult. 5, 16. — Sädjf. BGB. 85 1551 ff., 
1858 f. — Preuß. Geſeß dom 24. April 1854 (Gej.Samml. ©. 193). — Code civil art. 
333 56. 40, 762. Eccius. 
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Ehwa zzenberg, Yohann Freiherr zu ©. und Hohenlandsberg, 512. XI. | 
1468, wibmete fid) dem Kriegsleben und wohnte den Heereszügen Maximilians L 
bei, wurde jedoch fpäter Sofmeifter der Bifchöfe von Bamberg, verfaßte 1507 
die „Bambergiie Halsgerichtsordnung, die für die nachjolgenden das Muſter war, 
+ 21. X. 1528. 

Bit: Zöpfl in v. ’3 Beit De ke e Hagen , L (1849) 18 
bis 144. — a Ykmann: Jh: Beh, —— Lei ig 8, bie 54 ——— Ham 

reih. dv. © marzenberg, rünberg 1878. — Shter ad, ie et Hungögeiätät, | dr 
arolina, Würzb. 1876. — Brunnenmeifter, Die Quellen ber a Kein, 
1879. — v. Stinging, Seſchichte der Deuti — (1880), I — _ 
Bienbeäggen in ber 136.6 —— rn tazta · Rr. 89-91. — Ber: er in der 
Defterr. Revue, IV. Jahrg. Ruhe .— Rante, Deutiche Geſchichte im Zeit 
alter ber Reformation, eib Da Deutichen Strafrechts, (SH, 
1. 254—259. — Stobbe, Se — — Handbuch des — — 
rechts von v. Holtzendorff, L (1871), Teichmann 
Schweder, Gabriel, 5 — zu Cöslin, Prof. in Tübingen, + 1735. 

Shriften: Tntzodueun, in jus Jus publ ap Rom, noriskimum, ub. 1681, nona ed 

B , Esling. 

Bit.: I at gan hne, Ginleit das Deutſche Staatsrecht, Leip. 
1887, ©. Pre Wätter, Sitt, L Era IL 208. an —— 

Schweigaard, Anton Martin, 5 11. IV. 1808 zu Kragerd, find. m 
Chriftiania , bereifte feit 1883 Schweden, Deutfchland, Schweiz, Frankreich, Tün- 
mark, um fih namentlich mit dem Banf« und Geldweſen vertraut zu machen, 1835 
Prof. der Rechte in CHriftionia, 1840 Prof. der Statiftif und der Staatswißen 
ſchaften. Als Bertreter der Hauptftabt feit 1841 wußte er ſich die Achtung aller 
—— zu erwerben und wurde 1845 Banbkdirektor, + 2. II. 1870. 

eiften: Den norske Proces, Christ, 1848—1849, (4) 1879. — Om Konkurs og 
om N een: ing, 1871. — Den norske Handels, 1841. — Kommentar over 
den 5 iminallov, Christ. 1844—1846, (2) 1860- 1862. 

git.: Brodhaus. — Ny nt „154 — Meyer, Sonv.Ler. 2 Aufl), 3. VL 
©. 661. — Goldigmibt, $ Ko T 088. — Aagefen, Fortegnelſe 1876. — Gosi. 
Den banfte Strafferet, I. (187 ) Derielbe in Revue de droit int. XII. 495. 

Zeihmoann 

Schweitzer, Chriſt. Wilh., 5 1. XI. 1781 zu Naumburg, Privatdoynt 
in Wittenberg, Affeffor ber — nach längeren Reifen 1806 Advotat 
Rechtsanwalt in Ronneburg, 1810 Prof. in Sena, 1813 Hofrath, 1817 bein 
OApp.Ger. vierter akademiſcher Rath, 1818 im Weimeriſchen Staatsminiſterium 
1828 wirklicher Geh. Rath, trat 1848 zurück, J 21. X. 1856 auf Clodra bei Weida 

Bit.: Hoßel, Ueber bie liter. und faotämänniigie — von S. Jena 1857. — 
Günther, %e öftiggen, 1858, ©. 84, 85. — Mohl, II. 388. Le Tch mann 

weppe, Albrecht, & 21. V. 1783 zu Nienburg, ſtud. im Göttingen 

wurde 1808 Doktor dajelbit und Dozent, 1805 außerorbentl., 1814 ordentl. ro 
in Be 1818 in Göttingen, 1822 am OApp. = in Lubeck, + 28. V. 1829. 

&riften: Diss. de jerela inoffc. testam., Gott. 1803. — Entwurf eines Syftern 

der Be Kiel 1806, 1812. — Das Syftem bee Sg * — biget 

1812, (3) 1829. — Das "Röimiide mentecht in ir —— Gerät. 


alt. 1814, 4. Ausg. (Mejer) Gött. 1828 Sec — Römifch i — 2 — 
alterthümer, en) Fa } — 


Au . Magazin, u 
Lit.: Neuer Netrolog ber en 8 Bd. yı Ber Teich mann 


ESchwurgericht (geihihtlich). der Amahme der fremden Redht: 
hat fi in Deutichland das Strafverfahren auf Römijch- Tanoniftifcher Grundlas 
immer mehr nach einer Richtung hin entwidelt, welche zu ben Germanifchen Grunt: 
fügen über dag Beweisrecht, die Stellung des Richters, die Deffentlichkeit ur 
Mündlichfeit bes Verfahrens und über die Theilnahme des Volles an ber Rehır 
pflege in grellen Widerfpruch trat. Der Zuftand ber Strafrechtäpflege wurde in 
Folge deſſen ein unhaltbarer. Partielle Reformverfuche erwieſen fich als ungenügent. 
Halbheiten und lieferten den Beweis, daß nur ein vollftändiger Bruch mit dir 
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überlieferten Traditionen des inquiſttoriſchen Verfahrens dauernde Abhülfe gewähren 
fonne. ihr die Neugeftaltung des Prozeßrechts wurde das Beifpiel Frankreich maß- 
gebend, wo eine ähnliche Entwicelumg ſchon 1791 zur Aufnahme der Gefchworenen- 
gerihte geführt Hatte. Die Bewegung, welche filh in Deutichland baffelbe Ziel 
feste, hielt fich zunächſt an die von dem Englifchen Typus vielfach abweichende 
dorm der Franzoͤſtſchen Jury und war von berfelben Hochpofitifchen Auffaffung 
durchtränkt, welche ſchon 1790 in den vorbereitenden Debatten der Franzöſiſchen 
Rationafverfammlung zur Geltung gefommen war und feitbem fehr zu Ungunften 
dr ©. auf lange Zeit hinaus die herrfchende gehlieben iſt. Trotz dieſen und anderen 
Inthümern, troß ungerechtjertigter Ueberſchätzung und kurzſichtiger Anfeindung haben 
die ©. fi zunächſt in den einzelnen Staaten Dentfchlands eingebürgert und find 
fie dann durch das GVBG. und duch die RStrafPO. zu einer Imftitution des 
Teutichen Reichsrechtes erhoben worden. 

Der thatfächlichen Entſcheidung des Kampfes über die Reform des Deutjchen 

Strfverfahren® ging eine lebhaft geführte Literarifche Yehbe voraus, bie zum Theil 
ar rechtsgefchichtlihem Boden außgejochten wurde, da man fi} nicht verhehlen 
fornte, daß die richtige Würdigung und Auffaffung de Inftituts einen Einblid 
in bie hiſtoriſche Entwickelung defjelben zur Vorausſetzung habe. Zudem mußte das 
Tunfel, in welchem die Anfänge der vielbeiprochenen Einrichtung verborgen lagen, 
u geihichtlichen Unterfuchungen anzeigen. Die Zahl derjelben ift darum Legion. 
Deutſchland, England und Frankreich haben fich fo ziemlich zu gleichen Theilen in 
die einſchlägige Literatur getheilt. Die zur Löfung des Problems aufgeitellten An« 
fihten gingen foweit außeinander, daß fie die Zahl der überhaupt möglichen 
Hypotheſen fo ziemlich erſchöpften. Ihrer nationalen Herkunft nach wurde die Jury 
als Angelſächfiſch, als Anglonormannifch, ala Wäliſch, als Urgermaniſch, ala Skan⸗ 
dinaviſch, als Fränkiſch, als Normanmifch oder gar als Slaviſch bezeichnet, ja aus 
den Römiſchen, dem Kanoniſchen und aus dem SOrientalifch-Franzöfiichen Recht 
wurde fie Hergeleitet. Ebenſo beftritten war der juriftifche Urſprung des Inſtituts, 
das heißt die Frage, aus welcher prozefjualen Einrichtung e& fich entwickelt Habe. 
Schr verbreitet war früher die Hypotheſe, daß bie Gejchtworenen aus den Germanifchen 
Urtheilfindern berzuleiten jeien. Mit Fug ift man hiervon abgegangen, um den 
ırprnglichen Sig der Jury im Beweißveriahren zu fuchen, indem man fie auß ber 
Eideshülfe, aus dem „DBoreide des Klägers bei handhafter That“, aus dem Zeugen« 
veraheen, auß einer Verbindung von Eidhelfern und Schöffen, oder von Eibheljer- 
deweis und Zeugenbeweis oder aus dem nordiſchen Nechtsinftitut der Ernannten 
beritammen Lieb. 
Das Engliſche Recht kennt eine Jury in Givilfachen, welche nur als Wrtheiljury 
imgirte und auf dem Sontinente nicht rezipirt wurde, und eine Yury in Sriminale 
ſachen. Letztere kommt als Anklagejury und ald Urtheiljury in Anwendung, von 
welchen jene nur in Frankreich zu einer bloß vorübergehenden Rezeption gelangt 
iſt. Die Civiljury ift Alter als die Urtheiljury im Strafverfahren und mindeftens 
ebenſo alt wie die Anfänge der Anklagejury. Sie möge hier zunächſt zur Er— 
örterung gelangen, da ihre Entwidelung zugleich den Schlüffel für das Verftändnik 
der Kriminaljury darbietet. 

A. Die Civiljury. In ihrer Geſchichte find drei Entwickelungsſtadien zu 
untericheiden: das Stadium des Inquiſitionsbeweiſes, das der Beweisjury und das 
der Urcheiljury, von welchen das erfte der Fränkiſchen, das zweite der Normannifchen 
md Anglonormannifchen, das dritte der ſpezifiſch Engliſchen Rechtsbildung angehört. 

a) Der Inquiſitionsbeweis. Das Weſen dieſes Beweismittels, welches 
ms zuerſt in Kapitularien und Urkunden des Fränkiſchen Reiches Karolingiſcher Zeit 
in deutlich beſtimmten Umtiffen entgegentritt, liegt in dem Gegenſatz zum formalen 
Anveißverjahren des Altdeutichen Prozeßrechts, insbeſondere zum Zeugenverfahren, 
über welches TH. I. S. 169, 181 zu vergleichen iſt. Das Frageverfahren (Inguisitio) 
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liefert in feiner Anwendung auf das Beweisthema des Prozefjes ein zweilitiges 
Beweismittel, indem ber Spruch der Geſchworenen ebenjo gut zu Gunften de 
Klägers als des Bellagten ausjallen kann. Die Geſchworenen werden vom Richter 
aus den angefehenften Umfaffen ausgewählt und geben, nachdem fie entweder durch 
einen ad hoc geleifteten Schwur ober bei ihrem Treueide die Wahrheit auszujagn 
gelobt Haben, auf die Frage bes Richter Hin ihren Ausſpruch ab, welchen die 
Partei nicht wie den Zeugeneid durch Berufung auf das Orbal des Bmeilampri 
in Zrage zu ftellen vermag. Der Vorladung zur Inquifitio Folge zu geben, war 
allgemeine Pflicht. Ebenſo durften das Wahrheitsverſprechen und die Ausfage nicht 
verweigert werden. Für die zur Inquifitio eingeſchworenen Umfafjen findet fi ver 
eingelt die Bezeichnung Juratores; fo nennt fie nämlich um 906 Regino von Prin 
(2. I. ©. 140) in feiner Darftellung des Verfahrens der geiftlichen Sendgeridte, 
welche die Fränkifche Inquifitio als Nügeverjahten rezipirt hatten. Die Zahl der 
Geſchworenen war in Fränfifcher Zeit noch feine geichloffene, Häufig wurden me 
als zwölf verwendet. Desgleichen Hatte fich in Bezug auf die zur Gültigkeit eins 
Ausfpruches erforderliche Stimmenzahl noch feine jefte Praxis ausgebildet. Wem 
zahlreiche oder beſonders angefehene Gemeindegenoffen wiberfprachen, mochte die 
Inquifitio wol in der Regel ala rejultatlos betrachtet worden fein. Ein Schwann 
der Praris macht ſich auch infofern geltend, ala manchmal jeder Einzelne feine Aus 
fage gefondert abgab, häufiger aber der Spruch mit gefammtem Munde erfolgte, fo 
daß die Gefchworenen dem Gerichte gegenüber als geſchloſſene Geſammtheit ar 
traten. Der Wahrfpruch erfchöpfte in der Regel das volle Beweisthema, indem er 
die zum Beweis geftellte Frage unmittelbar entichied und bie einzelnen licher 
jeugungsinomente, welche dem Spruch zu Grunde Lagen, latent blieben. Mandmal 
gingen aber diefe Außfagen mehr ins Detail und gaben die Geſchworenen zur ihre 
objektiven Wahrnehmungen an, es dem Gerichte überlaffend, fich hieraus den relevanten | 
Schluß zu ziehen. 

Der Inquifitiongbeweis war ein außerorbentliches Beweismittel. Das Frantiſche 
Königthum machte ihn als fisfalifches Vorrecht in Prozeſſen um Königagut geltend, 
eine Einrichtung, welche vieleicht in den Fislalprivilegien des Röm. Herhts einen 
Anknäpfungapunkt fand. Im Wege des Privilegiums ift das Inquiſitionsrecht, d. 9. 
die Befugniß, ala Prozeßpartei in jedem Gerichte, auch im Volksgerichte bie An 
wendung des Inquifitionsbeweiſes Herbeizuführen, von den Fränkiſchen Königen ar 
zahlreiche Kirchen und Klöfter ausgedehnt worden. Wie nur der König und de 
von ihm privilegirte Partei das Inquiſitionsrecht beſaß, jo Hatte auch nur der 
König in feiner Eigenſchaft als oberfter Richter die Befugniß, in einem an ii 
gebrachten Prozeſſe von ben Beweisformen des ftrengen Rechts zu entbinben um 
eine Inquifitio anzuorbnen. In der Regel erfolgte dieſe Anordnung durch a 
tönigl. Inquifttionsmandat, welches einen Wiffjus mit der Vornahme der Inquiitio 
im fpeziellen Falle beauftragte und der Partei, die es erwirkte, urkundlich ausgeftelt 
wurde („Indiculus, Brevis inquisitionis“), damit fie es am Tage des Prozeſſes vor 
weifen könne. Als garl der Große das Inftitut der ordentlichen Miffi geihafen 
Batte, erhielten die teifenden Richter allgemeine Vollmacht bei Rechtaftreitigkeiten, 
die auf ihren Aundreifen vor fie gelangen würden, im Namen des Königs nach 
eigenem Ermeſſen die Inquifitio anzuwenden. In erſter Linie ſollten fie von ihr 
Inquifitionsgewalt zu Gunften von Witten, Waifen, homines minus potentes und 
Kirchen Gebrauch machen, da diefe einer prozefjualen Vergewaltigung durch die 
formalen Beweismittel zunächft ausgefegt waren. In der Jurisdiltion der ordent: 
lichen Gerichtäbeamten, der Grafen, Vizegrajen und ber Centenarii war bie Jr 
quifitionsgewalt nicht enthalten. Gegenftändlich war die Inquiſitio auf Streitig 
feiten um Grundbefig und die ihm gleichftehenden Gerechtſame um die Freiheit und 
um Eigenleute befchräntt. Außerhalb des Progeffes wurde fie zu fiskaliſchen Zweden 
in reinen Berwaltungsangelegenheiten verwendet. 
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b) Die Beweisjury. Das Merkmal, durch welches die Beweisjury ſich 
von dem eben behandelten Inquiſitionsbeweiſe abhebt, liegt in ihrer feſteren formalen 
Ausgeſtaltung, insbeſondere darin, daß die Geſchworenen, von beſtimmten Ausnahms- 
füllen abgeſehen, dem Gerichte als eine gejchlofjene Einheit gegenüberſtehen, indem fie 
isren Wahrfpruch auf Grund vorausgegangener Tollegialiicher Beratung durch eines 
ihrer Mitglieder im Namen aller fozufagen als Zeugengenoffenjchajt abgeben. Das 
Gericht dat es nicht mehr mit einer Summe von einzelnen Geſchworenen, ſondern 
mit einer ad hoc gebildeten Körperjchaft zu thun, fo daß eine von vornherein zum 
zwec des Verhörs ftattfindende Iſolirung der Einzelnen durch den Richter aus— 
geihloffen iſt. Aeußerlich tritt diefer Fortfchritt in der Ausbildung des Wortes 
ae — Jurée hervor, welches die Geſammtheit der einzelnen Juratores be= 
zeichnen fol 

Nach der Auflöfung der Fränkiſchen Monarchie hat ſich die Inquifitio zunächſt 
als em außerorbentliches Beweismittel in Weftfrancien erhalten. Das Franzöſiſche 
Konigthum brachte fie, wie das Fränkiſche, in Fiskalprozefſen zur Anwendung. 
nöbefondere Haben die Rormannifchen Herzoge, welche fich die Einrichtungen des 
ettränkifchen Königehojes zum Mufter nahmen, die Inquifitio in fiskaliſchem 
Intereſſe verwerthet. Wie in Karolingiſcher Zeit wurde durch Privilegien der Nor 
mannischen Herzoge das fiskaliſche Vorrecht einzelnen Kirchen und Klöftern verliehen. 
Tesgleihen finden fi die Inquifitiongmandate, nunmehr techniſch brevia inqui- 
sitionis genannt, durch welche der Herzog im einzelnen Falle auf fpezielle Intervention 
siner Bartei Hin eine Inquifitio anordnete, jedoch nicht ohne fich gewöhnlich diefe 
außerordentliche DVergünftigung von der Partei bezahlen zu Iaffen. Vollfiändig die- 
klben Einrichtungen jeden wir die Normannen in dem von ihnen eroberten Eng- 
land mit rücfichtslofer Konfequenz zur Durchführung bringen. Der nationale und 
der fogiale Gegenſatz der Eroberer zu den Angeljachfen machte die Anwendung der 
Inquifitio Hier doppelt nothwendig, ein Moment, das in ähnlicher Weiſe ſchon bei 
der Entwiekelung des Fränkiſchen Frageverfahrens eine Rolle geipielt Hatte. Namentlich 
winde fie oft zu fisfalifchen Verwaltungszwecken benutzt. Als univerfelle Maßregel 
jur Geltendmachung der königlichen Rechte, als ficherſtes Auskunftsmittel der Nor- 
manniſchen Regierung, ſich in dem eroberten Lande zurechtzufinden, erlangte fie 
geradezu politiiche Bedeutung. So verdankt unter anderen das Domesdaybook, 
ciue eingehende Sataftrirung des Landes, feine Entjtehung einer umiafjenden In- 
aufftio, welche gegen Ende der Regierung Wilhelm's des Eroberers über die Grund- 
beikperhältniffe Englands vorgenommen wurde. Cine wichtige Umwandlung ber 
Sıftitution beginnt mit der Regierung Heinrich's II. Sie freift ihren Charakter 
ans blos außerorbentlichen Beweißmittel® ab und wird durch organijche Einfügung 
in das Gerichtsverfahren ein ordentliches Rechtsmittel. Seit dieſer Zeit find drei 
Daupfformen der Normannifchen Inquifitio in Civilfachen zu untericheiden, die 
inuisitio ex brevi, die inquisitio ex officio, die inquisitio ex iure. 

1) Die inquisitio ex brevi. Sie verdankt ihre Entftehung den Satzungen 
(assisae) Heinrich's IL, welche dieſer zuerft als Herzog der Normandie in den 
Jahren 1150—1152, dann als König von England nad) 1154 erließ, indem er 
vittelfte, daß im beftimmten Fällen jede Prozekpartei von ber herzoglichen, reſp. 
loniglichen Kanzlei ein Breve erwirken könne, durch welches für den betreffenden 
Troyß eine Inquifitio angeordnet und ſomit das alte formale Bewweisverfahren 
mit der ultima ratio des Zweilampfes ausgejchloffen wurde. Das Breve war an 
den Vicecomes (Bailli) ftilifirt und forderte Biefen auf, zwölf Geſchworene auazu- 
mählen und dor das Konigsgericht oder das Gericht eines Töniglichen Mifjus oder 
die herzoglichen Affifen der Normannifchen Barone zu laden, um dajelbft über bie 
Wahrheit der in dem Breve angegebenen Behauptung der Partei ihren Spruch ab« 
Wgeben. Fur die einzelnen Nechtsfälle haben fich beitimmte Formulare der Brevia 
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liefert in feiner Anwendung auf das Beweisthema bed Prozeſſes ein zweijeitiges 
Beweismittel, indem der Spruch der Geſchworenen ebenſo gut zu Gunſten des 
Klägers als des Beklagten ausfallen kann. Die Geſchworenen werden vom Richter 
aus den angeſehenſten Umſafſen ausgewählt und geben, nachdem fie entweder dur 
einen ad hoo geleifteten Schwur oder bei ihrem Treueide bie Wahrheit auszujagen 
gelobt Haben, auf die Frage des Richters Hin ihren Außfpruch ab, welchen die 
Partei nicht wie den Zeugeneid durch Berufung auf das Orbal des Bmeilampie 
in Frage zu ftellen vermag. Der Borladung zur Inquifitio Folge zu geben, war, 
allgemeine Pflicht. Ebenfo durften das Wahrbeitverjprechen und die Ausſage nicht 
verweigert werben. Für die zur Inquifitio eingeichworenen Umfafjen findet ji ver ' 
eingelt die Bezeichnung Juratores; fo nennt fie nämlich um 906 Regino von Prüm 
(ZH. I. ©. 140) in feiner Darftelung des Verfahrens der geiftlichen Sendgerichte 
welche die Fränkiſche Inquifitio als Rügeverfahren rezipirt hatten. Die Zahl de, 
Geſchworenen war in Fränkiſcher Zeit noch keine gejchloffene, Häufig wurden meh ' 
als zwölf verwendet. Deßgleichen hatte fich in Bezug auf die zur Gikltigfeit eins 
Ausfpruches erforderliche Stimmenzahl noch Feine fefte Praris ausgebildet. Br . 
zahlreiche oder beſonders angejehene Gemeindegenofien widerſprachen, mochte die ; 
Inquifitio wol in der Regel als vejultatlos betrachtet worben fein. Gin Schwan - 
der Praxis macht fich auch infofern geltend, ala manchmal jeder Einzelne feine Aus ; 
fage gejondert abgab, häufiger aber der Spruch mit gefammtem Munde erfolgte, jo " 
daß die Gefchiworenen dem Gerichte gegenüber ala gefchloffene Geſammtheit auf 
traten. Der Wahrjpruch erjchöpfte in der Regel das volle Beweisthema, indem a " 
die zum Beweis geftellte Frage unmittelbar entichied und die einzelnen Ueber 
zeugungsmomente, welche dem Spruch zu Grunde Iagen, Iatent blieben. Manchmal 
gingen aber diefe Ausfagen mehr ind Detail und gaben die Geſchworenen mır ihre 
objektiven Wahrnehmungen an, e8 dem Gerichte überlaffend, fich hieraus ben relevanten 
Schluß zu ziehen. \ 

Der Inquifitionsbeweis war ein außerordentlicheg Beweismittel. Das Fräntüce 
Königtdum machte ihn als fiskaliſches Vorrecht in Prozeſſen um Königagut geltend, 
eine Einrichtung, welche vielleicht in den Fiskalprivilegien des Röm. Rechts einem 
Antnäpfungspuntt fand. Im Wege des Privilegiums ift das Inquifitionsrecht. d. 6. 
die Befugniß, ala Progeßpartei in jedem Gerichte, auch im Volksgerichte bie Ans 
wendung des Inquifitionsbeweifes herbeizuführen, von den Fränfifchen Konigen aui 
zahlreiche Kirchen und Klöſter ausgedehnt worden. Wie nur der König und die 
von ihm privilegirte Partei das Inquiſitionsrecht bejaß, fo hatte auch nur der 
König im feiner Eigenſchaft als oberfter Richter die Befugniß, in einem an ih 
gebrachten Progeffe von den Beweisformen des ftrengen Rechts zu entbinben um 
eine Inquifitio anzuordnen. In der Regel erfolgte dieſe Anordnung durch cin 
tönigl. Inquifttionsmandat, welches einen Mifjus mit der Vornahme der Inquiktio 
im fpeziellen Falle beauftragte und ber Partei, die es erwirkte, urkundlich ausgeftellt 
wurde („Indiculus, Brevis inquisitionis“), damit fie e8 am Tage des Prozefles vor 
weijen fünne Als ga der Große das Inſtitut der ordentlichen Miffi geihafn 
Hatte, erhielten die Teifenden Richter allgemeine Vollmacht bei Rechtsſtreitigkeiten 
die auf ihren Runbreifen vor fie gelangen würden, im Namen bes Konigs nad 
eigenem Ermeffen die Inquifitio anzuwenden. In erfter Linie follten fie von ihrer 
Inquifitionagewalt zu Gunften von Wittwen, Waifen, homines minus potentes und 
Kirchen Gebrauch machen, da diefe einer progefjualen Vergewaltigung durd die 
formalen Beweismittel zunächft ausgefeßt waren. In der Jurisdiltion der ordent 
lichen Gerichtebeamten, der Grafen, Vizegrafen und der Gentenarii war bie In 
quifitionagewalt nicht enthalten. Gegenftändlic) war die Inquifitio auf Streitig 
feiten um Grundbefik und die ihm gleichftehenden Gerechtſame um bie Freiheit und 
um Eigenleute beichräntt. Außerhalb des Progefjes wurde fie zu fiskaliſchen Zwecken 
in reinen Verwaltungsangelegenheiten verwendet. 
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b) Die Beweisjury. Das Merkmal, durch welches die Beweisjury ſich 
von dem eben behandelten Inquiſitionsbeweiſe abhebt, Liegt in ihrer jefteren formalen 
Ausgeftaltung, insbeſondere darin, daß die Gefchtworenen, von beftimmten Ausnahms- 
füllen abgejehen, dem Gerichte als eine gejchlofiene Einheit gegenüberftehen, indem fie 
ihren Wahrſpruch auf Grund vorausgegangener kollegialiſcher Berathung durch eines 
ihrer Mitglieder im Namen aller fozufagen ala Zeugengenofienfchaft abgeben. Das 
Gericht hat es nicht mehr mit einer Summe von einzelnen Geſchworenen, fondern 
mit einer ad hoc gebildeten Körperfchaft zu thun, fo daß eine von vornherein zum 
zweg des Verhörs ftattfindende Iſolirung der Einzelnen durch den Richter aus— 
geſchloſſen ift. Aeußerlich tritt dieſer Fortfchritt in der Ausbildung des Wortes 
ar — Jurée hervor, welches die Geſammtheit der einzelnen Juratores be= 
jeihnen fol 

Rah der Auflöfung der Fränkiſchen Monarchie Hat fich die Inquifitio zunächft 
als ein außerordentliches Beweismittel in Weitfrancien erhalten. Das Franzöfiſche 
Konigthum brachte fie, wie das Fränkiſche, in Fiskalprozeffen zur Anwendung. 
Jnöbefondere Haben die Normanniſchen Herzoge, welche fich die Einrichtungen des 
Veſtirünkiſchen Königshofes zum Mufter nahmen, die Inquifitio in fisfalifchem 
Intereſſe verwerthet. Wie in Karolingifcher Zeit wurde durch Privilegien der Nor 
wanniſchen Herzoge das fiskaliſche Vorrecht einzelnen Kirchen und Klöftern verliehen. 
Tesgleichen finden fi) die Inquifitionsmandate, nunmehr techniſch brevia inqui- 
sitionis genannt, durch welche der Herzog im einzelnen Falle auf fpezielle Intervention 
Ainer Partei him eine Inquifitio anordnete, jedoch nicht ohne fich gewöhnlich diefe 
außerordentliche Vergünſtigung von der Partei bezahlen zu laſſen. Vollfiändig die- 
ilten Einrichtungen jehen wir die Normannen in dem von ihnen eroberten Eng— 
(and mit rüdfichtslofer Komfequenz zur Durchführung bringen. Der nationale und 
der fogiale Gegenjag der Eroberer zu den Angelſachſen machte die Anwendung ber 
Inauiſitio Hier doppelt notwendig, ein Moment, das in ähnlicher Weiſe ſchon bei 
der Entwickelung des Fränkischen Frageverfahrens eine Rolle gefpielt Hatte. Namentlich 
wurde fte oft zu figfalifchen Verwaltungszwecken benugt. Als univerjelle Maßregel 
zur Geltendmachung der öniglichen Rechte, als ficherſtes Auskunftsmittel der Nor 
manniſchen Regierung, ſich in dem eroberten Lande zuvechtzufinden, erlangte fie 
geradezu politifche Bedeutung. So verbankt unter anderen das Domesdaybook, 
eine eingehende Kataftrirung des Landes, feine Entſtehung einer umfafjenden In— 
aufftio, welche gegen Ende der Regierung Wilhelm's des Eroberer über die Grund- 
terhverhältniffe Englands vorgenommen wurde. Eine wichtige Umwandlung der 
Inftitution beginnt mit der Regierung Heinrich's IL. Sie ftreift ihren Charakter 
eines blos außerordentlichen Beweismittels ab und wird durch organifche Einfügung 
in das Gerichtöverfahren ein ordentliches Rechtsmittel. Seit dieſer Zeit find brei 
Hauptjormen der Normannifchen Inquifitio in Civilſachen zu unterjcheiden, bie 
inguisitio ex brevi, die inquisitio ex officio, die inquisitio ex iure. 

1) Die inquisitio ex brevi. Sie verdankt ihre Entftefung den Satzungen 
'assisae) Heinrich's II., welche dieſer zuerſt als Herzog der Normandie in dem 
Jahn 1150—1152, dann als König von England nad; 1154 erließ, indem er 
sitftellte, daß in beftinumten Fällen jede Prozeßpartei von ber herzoglichen, reſp. 
!niglichen Kanzlei ein Breve erwirken könne, durch welches für ben betreffenden 
brojeß eine Inquifitio angeordnet und fomit das alte formale Beweißverjahren 
mit der ultima ratio des Zweikampfes außsgefchlofien wurde. Das Breve war an 
den Viceeomes (Bailli) ftilifirt und forderte Biefen auf, zwölf Geſchworene auszu⸗ 
wählen und vor das Königagericht oder das Gericht eines königlichen Mifjus oder 
die herzoglichen Affifen der Normannifchen Barone zu laden, um bafelbft über bie 
Basıheit der in dem Breve angegebenen Behauptung der Partei ihren Spruch ab⸗ 
Wugeben. hr die einzelnen Rechtsfälle Haben fich beitimmte Formulare der Brevia 
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ausgebildet, indem jede Klage, die entweder unmittelbar zur Anwendung ber In 
quifitio führen jollte ober fonft aus irgend einem Grunde ein königliche Mandat 
erheifchte, ihr eigens ftilifirtes Breve erhielt (ugl. TH. I. ©. 254). Den Reitz 
fteeitigleiten, welche fonft durch das firenge Beweisrecht des formalen Rechtäganges 
hätten entjchieden werben müflen, wurbe burch die Brevia die Vergünftigung er- 
leichterter Beweisführung zu Theil. In Befigftreitigleiten geben die Brevia (B. de 
possessione) nicht nur eine Beweißvergünftigung, jondern überhaupt erft ein Klage 
recht, da ber alte jormale Rechtsgang einen jelbftändigen Befitzprozeß nicht kannte 
und nad der Natur feines Beweisrechtes Tüglich nicht kennen konnte. Die Affije 
Heinrich's II. wurde die Lex Aebutia des Englifchen Givilprogehrechtes, dem fie auf 
Jahrhunderte hinaus die Srundrichtung feiner Entwidelung gab. Sie hat ben alten 
formalen Prozeß, welcher von vornherein dem allmählichen Untergange geweiht 
war, in die Bahn der Reform Hinübergeleitet und dadurch dem Engliſchen Recht die 
Aufnahme des Römifch » Lanoniftifchen Prozeßrechtes erſpart, fie hat zugleich die welt: 
liche Juſtiz in Stand gefeßt, die Konkurrenz mit der Firchlichen Gerichtsbarkeit 
fiegreich zu beftehen, welche damals nicht blos in Folge der allgemeinen Präpon- 
deranz der Kirche, jondern auch durch die Ueberlegenheit des Kanonifchen Proye- 
rechtes bie weltliche Jurisdiktion mit ihrem ungefügen formalen Rechtagang yı 
übertwuchern drohte. 

Weil und foweit die Inquifitio ein ordentliches Beweismittel geworden war, 
mußten die bis dahin ſchwankenden Formen rechtlich beftimmt werben, wenn man 
fih nicht auf .das Ermeſſen der Beamten verlaflen wollte, denen die Einleitung 
oder auch die Durchführung der Inquifitio überwiefen war. So wurde die Zahl 
der Gejchworenen firirt, welche der Englifche Vizekomes, der Normannifche Bailli zu 
einer Rekognitio einzuberufen hatte. Als Regel ftellte fich die Zwölfzahl feit, wenn 
gleich die Geſchworenenzahlen bei einzelnen Inquifitionen noch lange Zeit diffeneen, 
jo daß es unrichtig wäre, die Zwölfzahl als urfprüngliches Kriterium der Jum zu 
betrachten. Ebenjo wurde es nothwendig, über die zur Gültigkeit eines Wahr 
ſpruches erforderliche Stimmenzahl beitimmte Normen aufzuftellen. Bei petitoricer 
Klagen verlangte man, da ja hier eventuell das formale Beweisveriahren im Hinter 
grunde ftand, in England zwölf, in der Normandie nad) einigem Schwanten di 
einflängige Stimmen. In pofjefjorifchen Sachen begnügte man ſich mit der ftriften 
Majorität, jo daß man es wol auch außreichend jand, von vornherein nur fichen 
Geſchworene vorzuladen, die aber dann natürlich übereinftimmen mußten. Det 
Wahrſpruch wird zwar in eriter Linie ſtets durch die Jury ala Geſammtheit ab- 
gegeben; jedoch Hat der inquirirende Richter im Falle eines unklaren, verbächtigen 
ober nicht einjtimmigen Spruches die Befugniß, die Geſchworenen von einander m 
trennen und einzeln um bie Gründe ihres Willens zu befragen, während fonit der 
Wahrjpruch das Beweisthema, wie es von vornherein durch den Wortlaut des 
Breve jeftgeftellt wurde, unmittelbar erfaßt. Der Inquisitio ex brevi mußte its 
eine Befichtigung des Streitgegenftandes, der Visus terrae, vorausgehen, ein Er 
forberniß, welches fich daraus erklärt, daß ber formale Prozeß mit peinlicher Strenge 
die genaue Beftimmung de Streitobjektes verlangte. Jenem Visus entſprechend 
lautete der Eid der Englischen Geſchworenen: Hoc anditis Justiciarii quod veritatem 
dicam de assisa ista et de tenemento, de quo visum feci per praeceptum domini 
Regis et pro nihilo omittam quin veritastem dicam. Die Gejchworenen wmüfien, 
wie in Fränkiſcher Zeit, aus den Angefehenften gewählt werben. Es follen nır 
Milites ober doch legales homines ala Juratores fungiren, welche zufolge ihre 
fozialen Stellung unter den Umſaſſen als das Organ betrachtet werben Fünnen, 
durch das fich die Gemeindeüberzeugung bezüglich der ftreitigen Thatſache ausſpricht 

Als technifche Bezeichnung der Inquisitio ex brevi wird in der Normandie dar 
Wort Recognitio, in England der Ausdruck Assisa gebraucht, welcher amdeuten 
will, daß die Einrichtung durch königliche Satzung (Affile) entitanden fei. 
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2) Die Inquisitio ex officio. Neben den Rekognitionen und Affifen 
im engeren Sinne des Wortes erhielt fich für den Fiskus die Inquifitio mit ihren 
ülten minder ausgebildeten Formen, welche ala Inquisitio ſchlechtweg oder als In- 
qusitio ex offieio ber Inquisitio ex brevi gegenübergeftellt wird. Noch nach neuerem 
Engl. Recht galt es als eine Eigenthümlichfeit des Inquest of office, daß er ver- 
mittelt einer Jury of no determinate number, nämlich von zwölf oder mehr oder 
weniger Geſchworenen durchgeführt wird (Blackstone, Co. IH. 258). 

3) Die Inquisitio ex iure. In den Engliichen und Normannijchen 
Rechtsbüchern des 13. Jahrh. tritt ung eine bejondere Art der Beweisjury in Civil« 
jachen des Gemeinen Prozefies entgegen, für welche die Benennung Jurata, die 
rüber ala gleichbedeutend mit Inquifitio gebraucht wurde, in ausjchließliche An= 
wendung kommt. Die Jurata erfcheint als ein gewohnheitsrechtlich zum ordentlichen 
Veweismittel erhobener Inquiſitionsbeweis. Die Art und Weife, wie fie allmählich 
m das ordentliche Verfahren eingefügt wurde, läßt fich nicht mit voller Sicherheit 
Hartellen. Wahrſcheinlich ift Folgendes. Nach Normannijchem und Englifchem Recht 
fand es ben Parteien frei, ſich auf die Ausfchließung des formalen Verfahrens 
und die Entſcheidung einer Jury zu vereinigen. In der Normandie konnte unter 
dieier Vorausſetzung jelbft in dem Gerichte eines Seigneurs eine Jurata berufen 
werden, wogegen fie in England ausſchließlich auf die Curia regis beichränft blieb. 
Vie es ſcheint Hat fi im Anſchluß an dieſe Einrichtung das Berfahren per 
jaratam zunächft für jene Fälle gewohnheitsrechtlich firirt, in welchen nach dem 
alten iormalen Verfahren das Gemeindezeugniß am Plate gewejen wäre und ein 
Xtognitionsverfahren noch nicht ausgebildet war. Der Konſens der Parteien wurde 
im Lauje der Zeit eine juriftifche Fiktion, da er mit Rückficht auf die Rachtheile, 
welde die Ablehnung der vom Gegner beantragten Jurata nad fi zog, Gebot 
fer progeffualen Zwangslage geworden war. Nichtsdeftoweniger blieb die Auf- 
“ung der Jurata ala eines Schiedsfpruches, auf welchen fich die Parteien freis 
willig beriefen, in England noch lange Zeit für die juriftifche Beurtheilung der— 
jelben maßgebend. Das Berfahten mit der Jurata mochte fih urſprünglich von 
der form oder vielmehr Formloſigkeit des Inquest of office faum unterfcheiden. 
Zoch hat die jeftere Ausbildung der Rekognitionen auf die Jurata einen wejentlichen 
Einfluß ausgeitbt. In der Normandie hat fie, von dem Mangel des Breve ab- 
xichen, vollſtändig die Art des Nelognitionsverfahrens angenommen. In England 
bat fie eine nach Analogie ber Aſſiſen ausgeprägte Form erhalten, wenngleich fie 
Emelne weſentliche Unterfchiede aufweift, die fich am beiten daraus erklären, daß 
die Affe ein durch Satzung umgebildeter Inquifitionsbeweis ift, während die 
Jurata fi aus dieſem gemohnheitsrechtlich entwidelt Hat. Die formalen Unter- 
ihiede zwiſchen Assisa und Jurata gruppiren fi) um bie der letzteren eigenthümliche 
fidesiormel: Hoc auditis Justiciarii quod veritatem dicam de hoc quod a me 
fuiretis ex parte domini regis. Bei der Affife ift die Beweisfrage bereits durch 
dat Vreve formulirt. Die Geſchworenen werben von vornherein zur Beantwortung 
deier beftimmten Frage vorgeladen und nehmen mit Rüdficht auf fie den Visus 
terrae vor. Der Jurata dagegen wird die Bemweisfrage vom inquirirenden Nichter 
'ormulirt und nach Whlegung des Wahrheitsverſprechens vorgelegt, jo daß dieſes 
feine Beziehung auf den fonkreten Streitfall und noch weniger auf einen voraus- 
gegangenen Visus terrae enthalten fann. Dabei macht es feinen Unterfchied, ob die 
Jarata unmittelbar von dem inquirirenden Richter einberufen ift oder ob — was 
in England, nicht in der Normandie vortam — die Einberufung durch ein könig— 
liches Breve erfolgt; denn im letzteren alle wird die Jurata zwar ex brevi be- 
Ten, aber nicht ex brevi inquirirt. Die Jurata mußte ihrer minder jormellen 
Natur nach ganz beſonders geeignet ſcheinen zur Beantwortung von Thatfragen, bie 
ich erft während des Progefles, zumal in Folge erhobener Einwendungen als reie- 
dant herausftellten. Da die petitoriichen Affifen eingeführt worden waren, um einen 

40* 


628 Schwurgerict. 


Erfah für den gerichtlichen Zweikampf zu bieten, blieben fie ausgefchloflen in Fällen, 
in welchen von Alters her das Duell nicht zuläffig war. Für Nechtäftreitigkeiten 
diefer Art, jowie für zahlreiche neu ausgebildete Klagen trat die Jurata ein. Beil 


diefe vor der Affifa den Vorzug hatte, daß die Beweisfrage vom Richter abgeiaßt 


und ſomit der Beichaffenheit des einzelnen Falles beifer angepaßt werben konnte. 
fand im Laufe der Zeit eine Verſchmelzung ber Assisa und Jurata in ber Wei 
ftatt, daß auch bei jener die Geſchworenen ihr Verbift in modum juratae abgaben. 

Im Gegenjaß zu ber folgenden Entwidelungsphafe charakterifirt fich die Jun 
diefer Periode durch die außfchließliche Zeugenqualität der Geſchworenen. Dieſe fällen 
ihren Spruch auf Grund eigener Wiffenfchaft von der Sache, ohne daß etwa in 
ihrer Gegenwart vor Gericht ein Beweisverfahren abgewidelt worben wäre. Ter 
Richter darf fie unter den oben angeführten Vorausſetzungen um bie Gründe ihres 
Wiffens befragen und ebenfo kommt e8 vor, daß fie unaufgefordert bie einzelnen 
Thatumftände darlegen, auf die fie ihren Ausfpruch ſtützen. Ihr Verdikt muß 
übrigens nicht auf eigener unmittelbarer Wahrnehmung jußen, jondern kann auch 
Mittheilungen und Meinungen glaubwürbdiger Vorfahren oder Nachbarn zur Grund 
lage haben. Gebricht es am der zur Gültigkeit eines Spruches erforderlichen Stimmen 
zahl, fo findet Affortiatio ftatt, d. h. es werden, um jene zu erreichen, ambere Ge 
ſchworene der Majorität beigefellt. Seit dem Ende des 18. Jahrh. trat an Stelle 
dieſes Verfahrens das Erzwingen der Einftimmigkeit. Die Geſchworenen waren nicht 
unverantwortlich, jondern unterlagen den Meineibaftrafen, wenn die Unwahrhen 
ihres Spruches per attinctam (Attainte), d.i. durch eine Jury von vierumdzwanzig 
Geſchworenen oder ſonſtwie, erwiefen worden war. 

4) Die Urtheilsjury. Ihre Ausbildung ift das Ergebniß einer jehr all- 
mäblichen gewohnheitsrechtlichen Umgeftaltung der Beweisjury. Der Uebergang wird 
vermittelt durch eine Jury mit gemifchter Funktion, d. 5. durch eine Yury, welde 
theils ala Beweiß- theils als Urtheilsjury fungirte. Indem dann die Gejchworenen 
allmählich den Charakter von Zeugen vollftändig abftreifen, tritt bie Jury ans jener 
Doppelftellung, welche einen Zeitraum von mehr ala 300 Jahren ausfüllt, als wine 
Urtheilsjury heraus. 

Bei der Beweisjury erjcheinen die Gefchworenen als Gemeindezeugen. Tier 
Begriff ift aber dabei ein fo außgedehnter, daß daneben jaft jedes andere Zeugs 
verichwindet. Die Weiterentwidelung Eennzeichnet fich nun dadurch, daß man am 
fängt, zwiſchen der Kenntniß gemeindelundiger Thatſachen und dem Wiſſen auf 
Grund bejonderer perfünlicher Wahrnehmung zu unterfcheiden. Neben das Row 
rietätszeugniß ftellt fich fo ala ein prinzipiell Verſchiedenes das Spezialzeugni. 
Das gegenfeitige Verhältniß beider Arten des Zeugnifjes hat fi in der Normandit 
und in England verfchieden geftaltet. Das Normannifche Recht brachte Das Spezial 
zeugniß durch geheimes richterliches DVerhör zur Verwerthung. Die Folge daden 
war, daß das Syſtem ifolirter Zeugenausfagen die Beweisjury völlig verbrängte. 
In England wurde das Spezialzeugniß den Gefchtworenen ala „Evidence“ vorgelegt 
und jomit formell dem Notorietätszeugniß untergeordnet. Da aber neben der Evi- 
dence das Gemeindezeugniß immer mehr und mehr verblaßte, find die Geſchworenen 
fchließlich nur noch Urtheiler über das ihnen vorgelegte Beweismaterial. 

Um von Anklängen abzufehen, welche in die Fränkiſche Zeit zurückreichen. 
fommt e8 in England während des 13. Jahrh. öfter vor, daß vor den Geſchworenen 
Urkunden probuzirt wurden, welche auf den Rechtaftreit Bezug Hatten. Wurde die 
Urkunde angefochten, fo wurden die Urkundszeugen, testes in charta nominati, ein- 
berufen und dem Kollegium der Geſchworenen zugeſellt. Vermuthlich unabhängig 
von biefer Einrichtung, welche noch im 15. und 16. Jahrh. auf derjelben Ent 
widelungsftufe fteht, hat fich — es ift nicht völlig Flargeftellt, wann und in melde 
Weiſe — die Rechtefitte ausgebildet, die von den Parteien produzirten Spezial 
aeugen den Gefchtorenen nicht zugugejellen, ſondern in Gegenwart derjelben nor Ge 
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richt ausſagen zu lafſen. Vollſtändig ausgebildet erſcheint dieſes Deponiren der 
von ben Parteien produzirten Zeugen in dem von Fortescue 1460 verſfaßten 
Bert: De laudibus legam Angliae. Daneben wird aber von Yortescue auf die 
eigene Kenntniß der Geſchworenen und deren Nachbarnqualität noch befonderer Werth 
gelegt; als Gemeindegenofjen könnten ihnen die fraglichen Thatſachen nicht völlig 
unbelannt fein, außerdem aber müßten fie — ein Fingerzeig für die Gründe der 
Unterorbnung bes Spezialzeugniſſes unter das Notorietätszeugniß — Beſcheid 
wifien über Ruf und Glaubwürdigkeit der produzirten Privatzeugen. Und ben 
Mangel der Jury außerhalb Englands erflärt Yortescue daraus, daß im Aus- 
lande der gleichmäßige Wohlftand ber Englifchen Gefjellihaft fehle und daß man 
daher die Jury nur aus armen, alfo unzuverläffigen Leuten zufammenfegen könnte 
oder aus folchen, welche vom Orte bes Streitpunttes ſehr entfernt wohnen und da= 
ber nichts davon wiſſen. 

Demnach Fungirten in der Zeit Fortescue's die Geſchworenen in Fällen, wo 
ihnen Evidence vorgelegt worden, theils als Wrtheiler über die vor ihnen verhörten 
Spejialgengen, theild ala Gemeindezeugen. Weil fie das Iebtere find, können fie ihr 
Terbift auch gegen die vorgelegte Evidence abgeben, indem fie ihr eigenes Willen 
über diefelbe ftellen. Sie find ferner in der Lage, ohne Borlegung von Beweis— 
material blos auf ihr eigenes Wiſſen Hin ein Verdikt abzugeben. Demgemäß find 
fe auch noch wegen unwahren Spruches dem Attainteverfahren außgefeßt. 

Weſentliche Yortichritte nach der Richtung der Urtheilsjury hin bekundet eine 
Zarttellung des Verfahrens, welche ein Jahrhundert nad) der Abfafjung von For⸗ 
tescue's Schrift entitanden it. Thomas Smith führt in feinem 1565 ge- 
ichtiebenen Traftate: De republica Anglorum unter den Vorzügen Englands, 
namentlich die Jury an und giebt bei diefem Anlafie eine eingehende Beichreibung 
dieler Inftitution. Die Zeugen werben vor den Gejchiworenen dem Kreuzverhör 
unterworfen. Der Richter giebt der Jury, ehe fie fich zur Abgabe des Wahrſpruchs 
wrüdjieht, ein Refume der Verhandlung. Die Geſchworenen werben bei der Be— 
eidigung verpflichtet ad facti veritatem dicendam secundum probationes in 
indicium deductas et conscientiam suam. 

In richtiger Werthſchätzung des durch das öffentliche Kreuzverhör geläuterten 
Veweismaterials wurde das Gebiet, auf welchem das vor der Deffentlichleit latent 
bleibende Zeugniß der Geſchworenen fich geltend machen Tonnte, von Rechtöwegen 
tingeichräntt. Die Eigenichaften eines Spezialzeugen und eine® Geſchworenen 
wurden für unvereinbar erklärt und zugleich wurde der Begriff bes Spezialzeugnifies 
allmählich jo weit ausgedehnt, daß das bei den Geſchworenen vorausgeſetzte und zu⸗ 
(effige Wiffen fchließlich auf das Maß der allgemeinften Notorietät beſchränkt wurde. 
& geſchah 1650, alfo in den Tagen Oliver Cromwell's, daß die damals 
Bancus superior genannte Kingsbench die Entſcheidung fällte, ein Gejchtorener bürje 
veine befondere perjönliche Kenniniß von der Streitjache feinen Mitgefchivorenen nicht 
keimlich mittheilen, jondern er müfle jeine Ausfage im Gerichtöhofe öffentlich wie 
ein Zeuge abgeben. Hand in Hand mit biefer Entwidelung geht das allmähliche 
Lerihwinden ber Attainte. Da die Geſchworenen auf vorgelegte Beweismittel Hin 
jdrechen, tönnen fie nicht mehr wegen unwahren Zeugniffes zur Verantwortung ge- 
zogen werden. Schon Smith erwähnt die Attainte als eine veraltete Einrichtung. 
Un Stelle der Ueberführung der Geſchworenen tritt die Nechtafitte, ein neue DVer- 
fahren, new trial, zu gewähren, wofür fich jeit Mitte des 17. Jahrh. fichere Bei- 
!oiele nachweiſen Laffen. 

Trotz Alledem wird der Satz: vieinus facta vieini praesumitur scire, welcher 
der Veweisjury zu Grunde Yag, aber für die Urtheilgjury feine Berechtigung mehr 
batte, in der Theorie und in einzelnen praktiſchen Anwendungen noch durch längere 
Zeit jeſtgehalten. Mit der ihm eigenthümlichen Zähigkeit blieb das öngliſche 
Common Law auf der Forderung beftehen, daß bie Jury aus dem Vieinetum zu 
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berufen ſei. Noch Cote führt jenen Satz ala das Motiv dieſes Erjorderniſſes an 


und Rechtsfälle aus den Zeiten Elifabeth’® und Karl's II. ſprechen benjelben Ge | 


danken aus. Seit die Geſchworenen thatjächlich feine Zeugen mehr waren, erichent 
dad Erforderniß des Vicinetum (venue) nicht nur ala überflüffig; e8 war ins 


befondere auch läftig, da die Erfüllung befjelben, welche mit peinlicher Genauigtrit | 


verlangt wurde, große Schwierigkeiten verurſachte. Gerade die Betonung dei 
Vieinetum war eine ber Hauptchifanen geworden, welche man zur Anfechtung dei 
Derfahrens in Anwendung brachte. Da Half denn in Givilfachen die Geſetzgebung 
ab. Nachdem jchon das Statut 21 Jakob I. ch. 18 theilweiſe Abhülte getroffen 
hatte, beitimmte 16 und 17 Karl II. ch. 8, daß ein Urtheil wegen Mangele des 
Vieinetum nicht inhibirt werben folle, vorausgefeht, daß die Jury überhaupt aus 
der Grafichaft des Streitortes einberufen jei. Ebenſo wurde die burch Common 
Law, theilweife auch durch Statute Law (85 Henry VIII. c. 6; 27 Eliz. c.5 
8 5) verlangte Anwejenheit von Hundredors durch 4 u. 5 Anna c. 16 für über 
flüffig erflärt, indem an Stelle der Hunbertfchaft gleichfalls das corpus comitatus 
gejebt warb. 

&o find die Geſchworenen aus Zeugen zu Beweißrichtern geworden. Wie dir 
Ausdehnung des Notorietätsbegriffs e8 möglich gemacht Hatte, durch das Verdilt 
von Nachbarn das alte formelle Zeugenverfahren zu erſetzen, hat bie rüdläufige Ve— 
wegung, nämlich die Beſchränkung des Notorietätsbegriffes dazu dienen mällen, dat 
perjönliche Willen von ber Streitſache aus ber Jury wieder herauszuziehen und 
zum Gegenftand eines freien materiellen Beweisverfahrens zu machen, während zu⸗ 
gleich der Spruch der Geſchworenen zu einem bie Beweisergebnifſe zufammenfafienden 
Urtheil umgeftaltet wurde. 

Die weitere Darftellung der Civiljury gehört nicht mehr in den Rahmen dieier 
geichichtlichen Betrachtung. 

B. Die Jury in Straffaden. 

1) Die Antlagejury. 

; Der Germanifche Prozeß war ein Anklageprozeß i im ftritteften Sinne des Wortes. 
Wenn nicht die verlegte Partei mit einer rechtsförmlichen Klage auftrat, konnte ein 
begangenes Verbrechen nicht beſtraft werden. Als in der Fraͤnkiſchen Periode fich 
die Idee bon der allgemeinen Strafgewalt des Staates ausgebildet Hatte, erlitt 
diefer Grundfat eine Abänderung. Man bejtrafte das eriwiefene Verbrechen ven 
Amtswegen. Man ftrafte alfo in Fällen der handhaften That. In andern 
Fällen wurbe zur Einleitung eines Beweisverfahrens die Inquifitio in Anwendung 
gebracht. Der Richter verfammelte die angefehenften Gemeindegenofien, nahm ihnen 
in der Regel ein eidliches Wahrheitsverſprechen ab und forberte fie dann auf ihn 
Eid Hin auf, auszufagen über beftimmte Verbrechen, die in dem Gerichtsiprengd 
begangen worden waren. Der Ausſpruch ber Geſchworenen, die Rüge, vertrat die 
Stelle einer vechtäförmlichen Privattlage. Sowie einer foldhen gegenüber ber Pr 
Elagte, jo mußte der Rüge gegenüber der Bezichtigte fich reinigen bon der ihm zur 
Laft gelegten Schuld, ſei es durch Eideshelfer, ſei e& burch ein Ordal. Da uni die 
Eriftenz des Rügeverfahrens in Karolingifcher Zeit nur durch vereinzelte Kapitularien- 
ftellen beglaubigt ift, jo find wir über die Details des Verfahrens nicht unter 
richtet. Doch liegt kein Grund vor, daran zu zweifeln, daß es mit jener urkund⸗ 
lich geficherten Form der Inquifitio im Wefentlichen identiſch war, welche heim 
Sinquifitionsbeweife in Anwendung fam. Das Nügeverfahren des weltlichen Rechn 
wurde von der Fränfifchen Kirche rezipirt und auf Grund beffelben die Einrichtung 
der Sendgerichte außgebilbet. Die Darftellung derfelben bei Regino von Prün 
geltattet ung Rückſchlüfſe auf ihr weltliches Vorbild. 

In den Ländern ber Fränkiſchen Monarchie hat ſich das Rügeverjahren bei 
weltlichen Prozeſſes auch nad Auflöfung bderfelben erhalten. Wir finden e in 
Deutſchland ala Rüge, in Flandern ala Veritas, Coye Verite, Franche Verite, in 
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Franzöfiſchen Coutumes ſpurenhaft als Enquöte oder auch Juree. In England wurde 
& durch die Rormannen in außgedehnteften Mae in Uebung gebracht und mit den 
iog. Fridborgs in Verbindung gejeßt, einer ſpezifiſch Englifchen Einrichtung, die eine 
Haftung der Gemeinden für beftimmte in ihrem Bezirk begangene Berbrechen zur 
Grundlage hatte. Die Affife von Glarendon (1166) ftatwirt ein Rügeverfahren vor 
den Vizekommittees und vor den Yufticiarien, welches die Inquifitio über Räuber, 
Mörder, Diebe und deren Helfersheljer zum Gegenftande Hat. ' Die Inquifitionen 
der Reiferichter und Vizekommittees werben im 12. und 18. Jahrh. nach beftimmten 
Frngeartifeln vorgenommen. Die Unterfuchung über Verbrechen wirb babei vor⸗ 
wiegend vom fißfalifchen Gefichtspunfte aus und zugleich mit ber AInquifitio über 
föniglihe Gerechtfame geführt. Erſt feit Eduard III. ericheint bie Iehtere getrennt 
von der Inquifitio über größere und kleinere Kriminalfachen. Bejondere Funktionen 
hat die Jury, welche der Coroner aus der Nachbarfchaft beruft, um bei unnatür= 
lichen Tobesjällen die Unterfuchung über Todesurfache zu führen. 

Die Rüge wird durch mindeftens zwölf legales homines mit geſammtem 
Wunde ausgeſprochen. Sie heißt presentment oder indietment. Der Gerlgte, 
— Indictatus vertheidigte fich urſprünglich durch ein Ordal, ſpäter durch die 

weis jury. 

Bis ins 14. Jahrh. findet fi nur eine aus den einzelnen Hundertſchaften 
ausgewählte Rügejury. Seit Diefer Zeit taucht eine neue Einrichtung, der Grand 
Enquest, auf, welcher von den föniglichen AJufticiarien gehandhabt wird. Es ift 
das eine Jury von vierundzwanzig Gefchtvorenen (wenn möglich Rittern) aus ber 
ganzen Grafichaft, welche in der Grand Jury, die zur Attainte in Civiljachen be= 
nũtzt wurde, ihr Vorbild haben dürfte. Als fich das Amt der Friedensrichter auß- 

" gebildet hatte, übten diefe die ihnen zufallende Kriminaljurisdiktion in ihren viertel- 
jährigen Grafichaftsfitungen gleichfalls unter Mitwirtung einer Jury und zwar einer 
großen Jury aus. h 

Während die der Herrfchaft entnommene Rügejury der Vizekommittees und Juſti⸗ 

ciarii außer Gebrauch kam, ift die uriprünglich aus der Graffchaft gewählte große 
Jury die Grundlage der heutigen Anklagejury geworden. Doc wurde fie nicht 
mehr aus vierundzwanzig, fondern höchſtens aus breiundzwanzig Geſchworenen ge= 
bildet, um die zur Gültigkeit eine® Spruches erforderliche Majorität von zwölf 
Stimmen erlangen zu können. Ferner hat fie im Laufe der Zeit ihren Charakter 
als Rügejury verloren. Der charakteriftiiche Unterſchied liegt in Folgendem. 
. „Die Rügejury gab auf amtliche Inquifitio Hin Anzeige von Verbrechen, um 
die fie wußte. Nun kam es aber ſchon im Mittelalter vor, daß eine klagberechtigte 
Partei bei der Rügejury eine Denunciation einbrachte, um auf dieſe Weife ein 
Indichment herbeizuführen und die Erhebung einer rechtsförmlichen Klage, eines 
Appeals, zu umgehen, die wegen der Folgen, die mit der Sachfälligkeit verbunden 
waren, für den Kläger ſehr gefährlich werben konnte. Die große Jury nahm nicht 
blos Denunciationen, jondern auch Informationen entgegen. Man wirkte von 
Amtswegen barauf Hin, ihr folche zu verichaffen. So entwidelte fich ein Beugen- 
veriahren vor der Jury, welche demgemäß in der Regel nicht mehr aus eigenem 
Biffen, fondern auf die erhaltenen Informationen Hin den Anklageipruch fällte. 
Auf diefen Grundlagen Hat fich das moderne Verfahren entwidelt, welches darin 
beſteht. daß der Denunziant als Kläger im Namen der Krone (prosecutor) eine 
ichriftliche Klage, eine Bill of Indictment einreicht, über deren Zuläffigkeit die An- 
Hagejurg nach Vernehmung des Anflägers und jeiner Zeugen enticheidet, indem 
fie durch den Ausſpruch „true bill“ den Bezichtigten formell in den Anklagezuftand 
verlegt oder durch ein „not found“ die Anklage ala grundlos bezeichnet. Die freie 
Rüge (zum Unterjchied vom eben. gejchilberten Indictment nunmehr Presentment 
en daneben außerordentlich felten geworben, ohne ausdrücklich aufgehoben 
ju werden. 
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2) Die Urtheilsjury in Straffachen. 

Die Anwendung eines Inquifitionsbeweife in SKriminalfachen war dem Fran—⸗ 
tifchen Recht unbelannt. Ihr ftand namentlich der Grundſatz entgegen, daß in 
Strafjachen Niemand eine Weberführung durch Zeugen zu dulden brauchte. Dieie 
Anfchauung haben das Altfranzöfifche, Normannifche und Anglonormannifche Recht 
gewahrt. Ein Beweisverfahren (und zwar ein formale) wurde nur durch Rüge 
oder Klage vermittelt. Die Klage in Kapitalfachen Hatte fich zu einer kampi— 
bedürftigen außgeftaltet, indem der Kläger der Erhebung des Klagvorwurfs die Worte 

“beifügen mußte: et hoc paratus sum probare per corpas meum, jo daß der 
negirenden Antwort des Bellagten ein Sampfvertrag der Parteien folgte. Zei 
Kampfunfähigen vertrat ein Ordal die Stelle des gerichtlichen Zweilampfs. Dieſem 
Berfahren ftellt ſich zuerſt ausnahmsweiſe, dann jatultativ die Entfcheibung durch 
eine Beweisjury zur Seite. In England und in der Normandie finden fi ſchon 
im 12. Jahrh. Beiſpiele dafür, daß der König dem durch Appell Beklagten ein in 
der Regel um Geld erwirktes Breve giebt, wodurd er ihm geftattet, fich auf dm 
Spruch einer Jurata zu berufen. Zunächſt blieb die Anwendung der Jurata aui 
Einreden beichräntt, fo daß die Schuldfrage nur mittelbar erfaßt wurbe. Allein in 
den Jahren Johann’s Häufen fich die Beifpiele, daß der Angeichulbigte fich ſchlecht· 
weg „de bono et malo“ über die Schuldfrage ſelbſt auf eine Inquifitio beruit, au’ 
daß entfehieben werde „utrum culpabilis sit vel non“. Ebenſo fing man an, in 
Fällen der Rüge ober einer wegen vorliegender Verdachtsgründe ex officio erfolgten 
Anſchuldigung die freiwillige Unterwerfung unter den Spruch einer Jury (se ponere 
super patriam, se mettre en enquöte loiale) zu geftatten, der dann das einfeitige 
Ordal, das fonft zur Anwendung gelommen wäre, erjeßte. f 

Seit der Magna Charts (Art. 36) hängt die Berufung auf die Jury vom 
freien Belieben des Bellagten ab. Das Breve, welches die Jurata anorbnete, follte 
nicht mehr gegen Geld als VBergünftigung, fondern es jollte fortan umfonft gegeben 
werden und darf nicht verweigert werden. Bald darauf aber ließ man das Cr 
forderniß eines einleitenden Breve vollftändig fallen, denn es traten Berhältnifit 
ein, die es nothwendig machten, die Jurata ala ordentliches und unbejchräntte: 
Beweismittel i in das Sriminalverfahren aufzunehmen. Entſcheidend hierfür wurde 
das Verbot der Ordalien durch die Kirche, welches 1219 in England veichögeieglic | 
anerfannt wurde. Da die Orbalien dad regelmäßige Reinigungsmittel gegen bie 
Rüge geweſen, trat nun die Jurata, die loial Enquöte, an deren Stelle. Doch hielt 
man in England und in der Normandie (von faum bemerfenäwerthen Schwankungen | 
abgejehen) an dem Grundſatze jeit, daß Jemand durch eine Jury nur dann in | 
gültiger Weiſe ſchuldig geiprochen werben könne, wenn er fi) auf den Sprud da | 
Patria als fein Bertheidigungsmittel berufen Hatte, Weigerte fich der Verbächtigte | 
deffen, fo fuchte man in echt Englifchem Geifte die Unterwerfung unter die Jum u 
erzwingen, indem man gegen ihn die peine forte et dure anwenbete, eine Dart 
rung, die im Laufe der Zeit fo fehr verſchärft wurde, daß fie Häufig den Tod dei 
Inkulpaten zur Folge Hatte. In Fällen des Appells wurde es dem Beflagten 
freigeftellt, fich auf den angebotenen Kampfvertrag einzulaffen oder fich einer Jum 
zu unterwerfen. Doch fam der gerichtliche Zweitampf allmählich außer Gebraud: | 
und jand fo jelten ftatt, daß man fich erft im %. 1819 durch den Casus Thorton 
veranlaßt ſah, ihn durch Parlamentsacte aufzuheben. 

Die Beweisjury, welche fich auf bie angegebene Weife in Strafſachen aus 
gebildet, entlehnte ihre Formen der Jurata bes Civilprozeſſes. Noch Länger wie | 
biefe Hat fie den Charakter der Beweisjury gewahrt. Der Ausbildung der Urtheile | 
jury geht auch bier ein Mebergangaftabium vorauß, in welchem die Jury zugleich | 
Beweis und Urtheilsjury ift. Leider find die Nachrichten über die maßgebenden 
Nebergangsformen bezüglich der Kriminaljury noch unvollftändiger umd dürftiger mie 
bezüglich der Giviljury. Die Schrift, welche zuerft die Jury, als einen Vorzug 
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Englands, den prozefſualen Einrichtungen bes Kontinents gegenüberſtellt, Fortescue's 
Sob des Englischen Rechts läßt fich des Ausführliceren mur auf bie Giviljury ein. 
Ein Zeugenverhör vor der Kriminaljury wird nicht erwähnt, doch ift der ganze Zu« 
ſammenhang der Art, daß fich ein fefter Schluß Hieraus nicht ziehen läßt. Da= 
gegen bietet eine Reihe von Statuten des 16. Jahrh. unzweifelhafte Beweiſe für 
die Rechtöfitte auch in Straffachen Evidence zu geben (21 Henr. VII. c. 11; 
26 Henr. VII. c. 4; 1 Edw. VI. c. 12;1 & 2 Phil. &Ma. c. 11, c. 13; 2 & 
3 Phil. & Ma. c. 10; 31 Eliz. c. 4). Unter anderem findet fi) auch die An- 
weifung an bie Friedensrichter und an die Coroners, daß fie alle Perfonen, die 
über den Unterfuchungsjall etwas wiffen, zum Erjcheinen vor der Jury verpflichten 
follen, um dajelbft gegen die Partei Evidence zu geben (2 & 3 Phil. & Ma. ce. 10). 
Ein ziemlich amfchauliches Bild des Verfahrens Tiefert Smith, De republica 
Anglorum, II. c. 26. Nachdem die Jury gebildet worden ift, ergeht eine öffentliche 
Auforderung, es möge jeder vortreten, der Indicien liefern oder etwas gegen ben 
Ingellagten jagen wolle. Dann wird das Protokoll der friebensrichterlichen Unter 
juchung vorgeleſen, ſodann werden der Bejchädigte, der Konftabler und jene, bie 
bei der Verhaftung zugegen waren, und fonftige Beugen vernommen. Der An— 
gellagte beſchräukt fi bei Smith auf hartnädiges Leugnen. Zeugen des An- 
geflagten werben nicht erwähnt. Bei der Ausbildung des Zeugenverfahrens vor der 
Arimmaljury ließ der Anſchuldigungsbeweis den Vertheidigungsbeweis in feiner 
Gntwidelung Tange Zeit weit Hinter fih. Man mochte fich in den letzteren um fo 
'hwerer bineinfinden, als ja jormell ſchon die Jury jelbit das vom Angeflagten 
angerufene Bertheidigungsmittel war. Auch ala man bemjelben bereits geftattet 
hatte, Entlaſtungszeugen zu bringen, war e& im Allgemeinen Rechtens, nur die An- 
fiagegeugen, nicht aber die Zeugen de Angeflagten zu beeidigen. Erſt die Statute 
' Wil. II. c. 8 (1695) und 1 Anna c. 9 (1702) Haben jenes bei Hochverrath, 
dies überhaupt eine zwingende Vorladung der angegebenen Entlaftungszeugen und 
deren Bereidigung angeordnet. 

Die oben angeführten Statute, welche das Vicinetum und das Erforderniß 
von Öumbrebor betreffen, waren nicht auf die Kriminalfachen ausgedehnt worden. 
Kur fir Klagen aus penal statutes wurde geſetzlich (24 Ge. II. c. 18) Abhülfe 
gihaffen. Im Uebrigen blieb das alte Recht, welches die Nachbarnqualität der 
Beichworenen erheifchte, für die Priminaljury nominell in Kraft. Allein die Praris 
dt es ignorirt. Schon Lord Hale (Hist. of the Pleas of tke Crown, vgl. 
2b. I. 261) vermag zu fagen, er erinnere fich nicht, daß der Mangel an Hun- 
diedors je geltend gemacht worden jei; die Sheriffs nähmen bei der Auswahl 
der Geſchworenen nicht auf das fpezielle Vicinetum, jondern nur auf die Grafichaft 
im Allgemeinen Rüdfiht. Die Parlamentsacte von 1825, 6 Georg IV. c. 50 an 
ıt for eonsolidating and amending the laws relative to Jurors and Juries, hat 
nur dag beſtehende Recht firirt, als fie ohne Unterjcheidung von Eivil- und Straf 
Iuben beftimmte, daß die Gefchivorenen aus der Graffchaft zu wählen feien ohne 
En auf irgend eine Hundertſchaft, oder auf ein fpezielles Vicinetum innerhalb 

ı Gurichaft. 

Berfen wir einen Rückblick auf die taufendjährige Geſchichte der Jury, jo fällt 
junächſt in die Augen, daß fie auf dem Boden, ber ihre Keime ausgebildet Hatte, 
verfümmert und verſchwunden ift, während fie in bem Lande, wo fie erft in Folge 
der Rormanniſchen Eroberung feſten Fuß faßte, eine lange und reiche Entwidelung 
durdmachte. Im Laufe diefer Entwidelung erfuhr fie eine vollftändige Aenderung 
Ihren Welens, jo daß fie fchließlich ein ganz anderes Gebilde zu fein jcheint, als 
Re uripränglich geweſen. Aber nicht auf Grund gefehgeberifcher Reformen, jondern 
a’ dem Wege einer völlig fich felbft überlaffenen gewohnheitsrechtlichen Umbildung 
hat fih in England die alte Zeugengenoffenfchaft zur Urtheilsjurh umgeſetzt. Nicht 
ein Erzeugniß urwüchſiger Verhaltnifſe, das allenthalben entſteht, wo dem Volke 
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Antheil an der Rechtspflege geſtattet wird, verdankt fie vielmehr ihre Reception in 
England dem ſcharf durchgreiſenden Auftreten des Normanniſchen Königthums, ihre 
älteſte Entwickelung aber der ſorgſamen Pflege der Anglonormanniſchen Jurisprudenz. 
welche an dieſer Einrichtung bereits ihren Scharffinn übte, als anderwärts noch 
feine Germanifche Jurisprudenz beftand. Erſt als die Ausartungen des kontinen⸗ 
talen Inquiſitionsprozeſſes zur Bergleichung herausforderten, trat fie in die bee 
Beleuchtung einer freiheitlichen und menſchenwürdigen Inftitution. An der Wende 
des Mittelalterd, als ihre Entwickelung zur reinen Urtheilgjury eben in vollem Zug 
ift, zeichnet Yortescue, der ältefte Herold ihrer Vorzüge, ala Gegenftüd: zu jeiner 
Darftellung der S., in düfteren Yarben das jammerbolle Bild des kontinentalen 
Torturverfahrene. 

Zroß aller Umwandlungen, welche fie durchgemacht, hängt die Jury von heute 
in einem Punkte prinzipieller Bedeutung mit den Grunbfäßen bes Germanijchen Pr 
weisrechtes zufammen, aus welchem fie allmählich herausgewachſen ift. Das Gr 
richt, das auf den Spruch einer Jury hin über die Sühne ber ‚vorliegenden Rechis 
verletzung urtheilt, nimmt zur Beweisfrage dieſelbe Stellung ein, wie die Genni: 
nifchen Urtheilfinder. Wie im Altdeutichen Prozeß das Beweisverfahren ein fertige, 
in fich abgeichlofienes Ergebniß lieferte, das nicht erſt ber richterlichen Prin) 
bedurfte, fo ift auch im S.verfahren die Entſcheidung der Beweisirage ein vom 
tichterlichen Ermefjen unabhängiges Produkt des Prozefſes. Indem bie fubjektine‘ 
Meberzeugung des Gerichts außgeichloffen blieb vom Beweisverfahren, hat bie Jum, 
ein urſprüngliches Beweismittel, durch ihre allmähliche Umbilbung zur Urtheilsium 
den Rahmen für die Entwidelung eines materiellen Beweisrechts abgegeben. 


a Biener, Dad Engl. Gelhmorenen ercht, 8 Bbe., 1852-1855. — Forssth, 
His of trial by Jury, new a — Palgrave, The Rise and Pro- 
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Schwurgericht iſt diejenige Gerichtsform, in welcher zur Feſtſtellung der 
juriftiicherelevanten Sachverhaltes im Gegenjak zur Präcifirung der daraus fih m 
gebenden praftifchen Konſequenzen (alfo zu dem deflarativen Theil des Urtheils im 
Gegenfaß zu dem dispoſitiven) Staatsrichter und aus der Bevölkerung von Fall m 
Hall Herbeigerufene Männer, von welchen juriſtiſche Bildung nicht gefordert mir 
(Geſchworene), ohne zu einem Kollegium vereint zu werden (Schöffengeriät. 
ſ. diefen Art.), aufammenwirfen. 

1. Zur Stunde hat das ©. für den Kontinent noch lediglich für den Stwi— 
progeß Bedeutung, weshalb im Folgenden auch nur von der Kriminaljury geſproch— 
wird. Für den Strafprozeß nun Liegt die ſcharfe Grenzlinie zwiſchen den Funktion 
der Nichter- und der Geichworenenbanf dort, wo bem Ausjpruch über die Schuld 
der über Strafe, Prozeßkoſten und Privatanfprüche folgt. Der Ausipruch über u 
Schuld und zwar in einer Form, in welcher er nicht blos die Feſtſtellung nadtı 
Thatjachen, jondern die Subfumtion derjelben unter die gejehlichen Ausdrüde um 
faßt, fommt der Gejhworenenbant zu. Die Richter Haben an diefem Ausiprı 
nur mittelbaren Antheil, inſofern fie nämlich dafür zu jorgen haben, daß ber Aus 
ſpruch nur auf Grumd eines ftreng gefehlichen Verfahrens und in&befondere ei 
den pofitiven und aus der Natur der Sache entipringenden Regeln entjprechent: 
DBeweißverfahrens ergebe, daß den Geſchworenen die zur Enticheidung bes konkreie 
Fallez erjorberliche Rechtsbelehrung zu Theil werbe und daß durch Formulirung 
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der von ihnen zu beantwortenden Fragen die jachliche und formelle Korrektheit ihres 
Wahrjpruches umd die Einſchränkung beffelben auf den Gegenftand der Verhandlung 
und auf die ihm betreffenden Rechtsnormen gefichert werde. Bei richtiger Auffafjung 
ill das S. als ein integrivender und organiſch eingefügter Theil der Gerichts- 
inftitutionen des Landes ericheinen ; die Geſchworenen müffen fich ala Richter fühlen, 
d. 5. einerjeit® als Diener und Organe be Geſetzes, denen eine genau abgegrenzte 
Funktion zulommt, andererjeits aber auch ala unabhängige Männer, die ihre Ent 
icheidung Lediglich nach gewifjenhafter Weberzeugung einrichten. 

Aus diefer Grundanfchauung ergeben fich für die Stellung und Einrichtung 
dee ©. folgende Konfequenzen: 

1) Die Jury ift feine politifche Imftitution, oder fie ift es nur in 
dem Sinne, als Alles, was eine gute und unabhängige Juſtiz fichert, Gegenftand 
auch einer berechtigten politifchen Forderung ift. Alles, was ihr einen fpezififch- 
volitiichen Charakter beilegt, ſchädigt ihre Wirkſamkeit und jäljcht ihren Charalter. 
Zu vermeiden ift daher vor Allem eine Einrichtung, welche ihre Aufgabe unter dem 
Einfluß fpezififch-politifcher Momente abgrenzt: es ſoll kein, fonft zur Verhandlung 
ver Geſchworenen fich eignendes Delikt, darum, weil es mit politiichen Kämpfen zu⸗ 
inmmenhängt, der Jury entzogen; ebenſowenig aber joll e8 ihr lediglich aus dieſem 
Stunde zugewieſen werden. Noch viel bedenklicher wäre e8, die Jury ausfchließ- 
lich für politifche Progeffe zu Tonftitwiren, und eben darum ift es — wenn es gleich 
wahr ift, daß Preßdelikte aus jurijtifchen Gründen fich vorzugsweife für Schwur⸗ 
gerihte eignen — ein großer fehler, Schwurgerichte lediglich für Preßſachen, die 
doeh zumeift eine politifche Seite haben, einzufegen (wie 3. B. 1869 in Oefterreich 
geichah). Neben der Beftimmung der Kompetenz ift e8 namentlich die Art der 
2ildung der Gefhworenenliften, worin fi) manifeftirt, daß der Geſetzgeber 
der Jury einen politifchen Charakter beimißt. Wenn man die Qualififation für 
den Geſchworenendienſt mit der Wahlberechtigung für die Volksvertretung identifizict, 
fo tfut man fein Möglichites, um dem Geſchworenen glauben zu machen, daß er 
nicht als Richter, ſondern ala Volksvertreter auf der Geſchworenenbank fie, und daß 
bie öffentliche Meinung ftatt der Stimme feines Gewiſſens aus ihm ſprechen jolle. 
Venn man die Berufung zum Gefchtvorenendienft von dem Ermeſſen jei es eines 
Wminiftrativbeamten, fei e& einer ſolchen Kommiffion, die naturgemäß politifche 
Rudfichten über alle anderen ftellt, abhängig macht, fo darf man fidh nicht wundern, 
wem der Geſchworene fich ala Parteimann fühlt und beträgt. 

2) Die Geſchworenenbank muß bei Löfung der ihr zugewiejenen Aufgabe un= 
ebhängig dom Gerichte bleiben; es ift daher in hohem Grade zu mißbilligen, 
wenn der Präfident oder der Gerichtshof bei Entjcheibung von Inzibentftreitigleiten 
dich Bemerlungen, die fie jallen Iafjen, durch Beengung bed Beweisverfahreng, 
durh eine den Gejchtworenen die Freiheit der Beurtheilung verfümmernde Faffung 
der Frage die Unabhängigfeit der Jury beeinträchtigen. Die Jury darf aber auch 
undererjeit3 nicht vergefien, daß ihr beichräntte Attributionen zugewieſen find; fie darf 
nicht in die Funktionen des Richters, des Begnabiger oder des Gefehgebers eingreifen 
wollen, nicht nach demjenigen ftreben, was man wol auch geradezu die Allmacht 
der Jury genannt hat. Die Seftftellung des berechtigten Gebietes der Jury ift 
in Frankreich auß dem doppelten Grunde mißlungen, weil man von einer faljchen 
Grundanſchauung der Aufgabe der Englifchen Jury ausging und weil man von 
ellem Seiten her immer wieder die Politik einmifchte. Die Deutfchen Geſetzgebungen 
übemafmen anfangs die Kranzöfifchen Einrichtungen ohne genauere Prüfung, und 
nur ſehr allmählich bricht fich (zum Theil auch mit Hülfe der Polemik über den 
Bert, der Jury) eine richtigere Auffaffung Bahn. So lange man in Abrede ftellte, 
dab der Wahrſpruch der Jury die Subfumtion unter das Straigejeg vollzieht, fo 
fange tonnte man aud nicht in die Lage kommen, die Wechſelwirkung von Richtern 
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und Geſchworenen einfach und natürlich zu regeln, und Vorſorge fornaLggn }r- 
thümer der Geſchworenen, als gegen bie Srreführung derſelben zu treffen. 

3) Die Jury wird fich nie als eine richterliche Inftitution darftelen nen 
dad Schwurgerichtäverfahren nicht in das Ganze bes Strafprogefjes org c 
gefügt ift. Der berechtigten Singularitäten bes S.verfahreng giebt es m ihr 
wenige; fie laffen fich in der That auf zwei Quellen zurüdführen: bie Rotkomig 
teit des Zuſammenwirkens zweier von einander unabhängiger und nur periodüc Te N 
fammenzubringender Körper, und den Umftand, daß bei der Bildung ber Geichwormmbut 
der Zufall und Parteientechte (Ablehnung, Zuftelung ber Liften 2c.) eine geoie! 
Rolle jpielm, vermöge beren die Parteien verlangen können, daß ber formgad 
Ausſpruch diejer Jury bindend bleibe. Singularitäten, welche fich nicht tag 
aus diefen Grundurfachen ableiten Iafjen, tragen mur dazu bei, daß die Jury gewiſeh. 
maßen ala außer dem Gemeinen Recht ftehend angejehen werde. Es ift daher 
zu billigen, wenn bei ber Verſetzung in Anklageſtand, bei der Feſtſetzung des G 
fluſſes, den das Geftändnik auf das Verfahren übt, die S.jälle weſentlich 
behandelt werben, als andere Straffälle. Noch tiefer aber muß es das Rechtege 
verlegen, wenn etwa die ftändigen Gerichte an Beweisregeln gebunden werben, währe 
daneben Geſchworene das Recht der freien Beweiswürdigumg üben, wenn jür ‘ 
ſprüche der Richterfollegien über die Schuldfrage die einfache Stimmenmehrheit gerägi 
während bei der Jury eine Tünftliche Majorität gefordert oder ‘ihr Abgang Wi 
benugt wird, die Entfcheidung dem Nichterfollegium zuzuſchieben, — wenn 
richterliche Ausspruch über die Schuldfrage der Berufung unterworfen ift, währe 
der der Jury etwa nicht einmal durch die Nichtigkeitsbeſchwerde anfechtbar ifl. 

II. Mannigjad; waren die Kämpfe, welche das ©. auf dem Europäijſchen 
Kontinent zu beftehen batte, um weite Gebiete zu gewinnen und zu behanpten 
Während es in ber Ausprägung, die ihm fein Heimathland, England, gegeben, mit 
der Englischen Sprache und Flagge in unermeßliche außereuropätfche Gebiete ENT 
wo e& bie erften Anfänge chriftlicher Gefittung bezeichnen hilft und doch auch m 
den entwidelteften Staatsgebilden von Angelfächfifhem Typus nicht jehlt, Hat es v 
Europa (von Malta abgejegen) feinen Ausgangapunft von Frankreich und Defi 
großer Revolution genommen. In jener Grundform, welche e8 1791 in ran : 
annahm, ift es im Gefolge der Franzöfifchen Heere auf Deutſches Gebiet gela 
(nicht auch in das Napoleon I. unterthänige Italien) und Hat ſich bafelbft in Fu 
Friſt ſoviel Anhänglichkeit ber Bevölkerung erworben, daß es nicht wieder Eee 
werden konnte. Als ein integrirender Beftandtheil der Franzöfiſchen Juftigeirn 
tungen, ja ber politifchen Injtitutionen Frankreichs, die bei häufigem ech 
oberſten Spitze doch eigentlich konſtant geblieben find, angejehen, hat & Dan ii 
in anderen Deutjchen Gebieten warme Anhänger gefunden und auch jonft im Er 
wo die Franzöfiicden politifchen Inftitutionen Nahahmung janden (Italien, Sriedii 
land, Rumänien, Spanien, felbft Rußland, — im Gegenfaß zu den Niederlaniil 
wo bie Jury bejeitigt wurbe), fich Eingang verichafft. Speziell im D S. 
Sprachgebiete muß man folgende Phafen unterfcheiden: Bis zum Jahre 13483 
der Jury an und für fi wenig Aufmerkſamkeit gejchentt; felbft Feuerbach 
fie in feiner 1812 gedrudten, aber erft 1818 erfchienenen Schrift über das Geidgiworen 
gericht zumächft nur als Theil bes auf Deutichland Laftenden Napoleoniſchen Syfl 
behandelt; in ber jonftigen Polemit mit ihrem befannten politiihen Hintergrund 
ward fie eben als Theil der Franzöfiſchen Einrichtungen mit befämpft uud «gi 
verfochten; unb als folcher Theil ward, fie nach der Wendung, die das Jar 18 
berbeifühtte, durchgejegt. Jetzt aber begann eine neue Epoche — die dr jurifti fr 
techniſchen Würdigung ber Jury als einer Rechtäinftitution und al einer r 
anderen Yortjchritten des Straiprogefjes nicht unbedingt ufammenhängenden Eintriestg | 
Einerſeits ward nun die Notwendigkeit erkannt, das Weſen der rezipirten Ginrigt | 
gründlich zu ftudiren und diefe Erfenntniß führte dahin, daß Die Quelle des wazrgers | 
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‚gen Verfahrens, das Engliſche Recht, unter der Führung von Männern, wie Biener, 
Gneiſt und Mittermater durchforſcht und allmählich erft Klarheit über das Weſen 
und über bie bloßen Aeußerlichkeiten des Juryſyftems getvonnen wurde. Anderer 
jeits aber machte fich eine, aus der Art der Einführung ber Jury erflärliche pofitifche 
Reaktion geltend. Im Gefolge des Jahres 1848 war das ©. gelommen, in Yolge der 
Rüchſtrömung warb ihm aus politifchen Gründen (mitunter auch im Namen des 
Rotionalitätaprinzips, ala einem Theil bes Franzöſiſchen Weſens) der Krieg erflärt. 
So ward die Jury 3. B. aus Defterreich, wo fie vollftändig, und auß dem Königreich 
Sadhfen, wo fie für Preßfachen eingeführt gewefen, wieder verbrängt. Die Stellung 
mar alfo geradezu umgelehrt: bie Gegnerichaft war überwiegend politifcher, die 
Verteidigung des ©. überwiegend juriftifchetechnifcher Art. Unverkennbar aber 
gewam in ben folgenden Jahren das S. fichtlich an Terrain und der fteigende 
wifienfchaftliche Werth der Bearbeitung des fchwurgerichtlichen Verfahrens, die um⸗ 
iaflenden Leiftungen der Rechtfprechung bezeugten und beförderten feine fteigende 
Bedeutung. In dem Zeitpunfte, wo bie erften Anftalten für die beichloffene Straf DO. 
des Deutichen Reiches getroffen wurben, waren nur mehr Kleine Deutiche Gebiete 
noch der Wirkſamkeit des ©. entzogen, und insbeſondere Hatte letzteres auch das 
Königreich Sachſen (im Jahre 1868) fich wieder erobert. Namentlich in diefem 
Iegteren Geſetze, ſowie in einigen anderen, welche um bie Wende der Sechsziger 
Jahre erfchienen (Württemberg 1868, Hamburg 1869, Bremen 1870), kamen jchon 
viebach die Berbefjerungen de3 ©. zum Ausbrud, welche als Ergebniß der Deutjchen 
witienichaitlichen Beftrebungen auf diefem Gebiete zu betrachten find, Berbefferungen, 
welche die Franzöſiſche Grundform des Verfahrens nicht verleugnen, aber doch aus 
der Bergfeichung mit dem GEnglifchen Urbild, insbejondere aus der richtigen Erkennt⸗ 
niß des wahren Verhältniffes zwiſchen Gerichtshof und Jurybank, hervorgehen. 

As num aber ber erfte Entwurf der Deutichen StrafBD. erſchien, jo zeigte 
fi, daß die Abficht auf Befeitigung der ©. gerichtet jel, und zwar ward die Er 
reichung dieſer Abficht auf einem Wege angeftrebt, von dem fich im weiteren DBer- 
lauft dee Erörterungen zeigte, baß er ſchon um unübertwinblicher Außerlicher Schwierig- 
feiten willen verlaffen werden müffe. Es war nämlich in der Testen Phafe ber Polemik 
über die S. von den Gegnern der letzteren, in Anknüpfung an einen Altdeutjchen Auß« 
druc und an die Einrichtung der Strafgerichte unterfter Ordnung in einigen Deutjchen 
Etoaten, vorgefchlagen worden, Schöffen (f. diefen Art.) an die Stelle des ©. zu 
kön. Der Entwurf ber Deutjchen Stra@BO. that dies nun in einer durch Kon— 
ku und innere Einheit des Berfahrens imponirenden und gewinnenden Meife: 
Ifielhe Verjahren, bafjelbe Prinzip der Konftituirung des Strafgerichtes, dafjelbe 
Kchtömittefiyftem follte für das ganze weite Gebiet des Strafverfahrens gelten. Der 
dorichlag warb durch eingehende Denkfchriften unterftüßt, welche den Motiven als 
Anlagen beigefügt, die Bedenken und Gefahren der „Rechtsfindung im Geſchworenen ⸗ 
grihte" und die Vortheile des Schöffengerichtes gründlich augeinanderfegten. Da= 
mit begann — umter der Fahne der Sonderung ber Frage der Heranziehung bed 
Laienelementes von der Form feiner Betheiligung — nun eine nene Epoche des 
Rımpies um das S., in welcher bemjelben mächtige, getwaltige Gegner fich gegen- 
äbertellten und mitunter auch alte, ober auch erft vor Kurzem geivonnene Anhänger 
derforen gingen. Man kann nicht vertennen, daß die Macht des Anfturmes und 
die Lebhaftigkeit des Gifer® auf ber Seite der Gegner des ©. fich befand und 
dab, wenn Tehteres ſchließlich fich behauptete, es nur gefchah, weil e& felbft diefem 
gewaltigen Anſturme gegenüber fich als zu feft getvurzelt erwies. 

‚TI. Nach lebhaften Kämpfen alfo wurde bei feftftellung ber neuen Deutjchen 
Reichgeſehe das ©. im Weientlichen in berjenigen Geftaltung, welche es nad) 
der vorfteßenben Darftellung in ben fpäteren Deutichen Gefehen angenommen hatte, 
beibehatten, 68 ift mit großer Sorgfalt Alles geichehen, was nöthig ift, um das 
€. mit als ein politifcher Zwecke halber beftelltes Ausnahmagericht Hinzuftellen, 


. 
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und Geſchworenen einfach und natürlich zu regeln, und Vorſorge ſowol “gegen In: 
thümer der Gejchworenen, als gegen die Irreführung derſelben zu treffen. 

3) Die Jury wird fich nie ala eine richterliche Inſtitution darftellen, wenn 
das Schwurgerichtverfahren nicht in das Ganze des Strafprogefjes organic ein: 
gefügt if. Der berechtigten Gingularitäten bes S. verfahrens giebt es nur jcht 
wenige; fie laſſen fich in der That auf zwei Onellen zurüdfüßren: die Nothwendig 
teit des Zuſammenwirkens zweier von einander unabhängiger und nur periodiich zu: 


fammenzubringender Körper, und den Umftand, daß bei derBildung der Gefchworenenban! 


der Zufall und Parteienrechte (Ablehnung, Zuftellung der Liſten zc.) eine gewine 


Rolle jpielen, vermöge deren die Parteien verlangen können, daß ber jormgeredhte | 


Ausfpruch dieſer Jury bindend bleibe. Singularitäten, welche fich nicht fheng 


aus dieſen Grundurfachen ableiten Yaffen, tragen nur dazu bei, daß die Jury geivilier- | 
maßen als außer dem Gemeinen Recht ftehend angeſehen werde. Es ift daher nicht | 


zu billigen, wenn bei der Verſetzung in Anklageftand, bei der Feſtſetzung des Gin- 
fluffes, den das Geſtändniß auf das Verfahren übt, die S.fälle weientlich anders 
behandelt werben, ald andere Strafjälle. Noch tiefer aber muß es daB Rechtögeüh 
verlegen, wenn etwa die ftändigen Gerichte an Beweisregeln gebunden werben, währen 
daneben Geichworene dag Recht der freien Beweiswürdigung üben, wenn für Aus 
ſprüche der Richterfollegien über die Schuldfrage die einfache Stimmenmehrheit gerügt, 
während bei der Jury eine Tünftliche Majorität gefordert ober ‘ihr Abgang dazu 
benugt wird, bie Entfcheidung dem Richterkollegium zuaufchieben, — wenn der 
richterliche Ausfpruch über die Schuldfrage der Berufung unterworfen ift, während 
der der Jury etwa nicht einmal durch die Nichtigkeitsbeſchwerde anfechtbar if. 

II. Mannigiad) waren die Kämpfe, welde das &. auf dem Europäiſchen 
Kontinent zu beftegen Hatte, um weite Gebiete zu gewinnen unb zu behaupten. 
Während es in der Ausprägung, die ihm jein Heimathland, England, gegeben, mit 
der Englifchen Sprache und Flagge in unermeßliche außereuropäifche Gebiete einzog, 
wo & bie erften Anfänge chriftlicher Gefittung bezeichnen Hilft und doch aud m 
den entwickelteſten Staatögebilden von Angelfächfiihem Typus nicht fehlt, Hat es in 
Europa (von Malta abgejehen) feinen Ausgangspunkt von Frankreich und driim 
großer Revolution genommen. In jener Grundform, welche e8 1791 in Frankreich 
annahm, ift es im Gejolge der Franzöfifchen Heere auf Deutfches Gebiet gelangt 
(nicht auch in das Napoleon I. unterthänige Italien) und Hat ſich daſelbſt in kur 
Frift ſoviel Anbänglichteit der Bevölkerung erworben, daß es nicht wieder bejeitigt 
werden konnte. Als ein integrirender Beſtandtheil der Franzöſiſchen Juſtizeintich 
tungen, ja ber politiſchen Inſtitutionen Frankreichs, die bei häufigem Wechſel da 
oberften Spitze doch eigentlich Tonftant geblieben find, angefehen, hat es dann auf 
in anderen Deutfchen Gebieten warme Anhänger gefunden und auch fonft im Eurove, 
wo bie Franzbfiſchen politifchen Inftitutionen Nachahmung fanden (Italien, Griechen 
land, Rumänien, Spanien, felbft Rußland, — im Gegenſatz zu den Niederlanden, 
wo die Jury befeitigt wurde), ſich Eingang verſchafft. Speziell im Deutihen 
Sprachgebiete muß man folgende Phaſen unterjcheiden: Bis zum Jahre 1848 ma 
der Jury an und für fi wenig Aufmerkſamkeit gefchenkt; ſelbſt Feu er b ach hatt 
fie in feiner 1812 gedrudten, aber erft 1818 erjchienenen Schrift über das Gefchworenen 
gericht zunächft nur als Theil des auf Deutichland Laftenden Napoleonifchen Syitens 
behandelt; in der fonftigen Polemit mit ihrem belannten politifchen Hintergrunde 
ward fie eben ala Theil der Franzöfiſchen Einrichtungen mit befämpft und mit 
verfochten; und als folcher Theil warb, fie nach der Wendung, die das Jahr 1848 
Herbeifürte, burchgefeßt. Jetzt aber begann eine neue Epoche — bie ber juriftiid: 
techniſchen Würdigung der Jury als einer Rechteinftitution und ala einer mit 
anderen Fortfchritten des Strafprogefjes nicht unbedingt zufammenhängenden Einrichtung. 
Einerfeit8 ward nun die Nothwendigkeit erfannt, das Weſen der regipirten Einrichtung 
gründlich zu ftubiren und dieſe Erkenntniß führte dahin, daß die Quelle des ſchwurgericht 
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lichen Verfahrens, das Englische Recht, unter der Yührung von Männern, wie Biener, 
Gneiſt und Mittermater durchforſcht und allmählich erft Klarheit über das Weſen 
und über die bloßen Aeußerlichkeiten des Juryſyſtems getvonnen wurbe. Anderer 
ieits aber machte fich eine, aus ber Art der Einführung der Jury erklärliche politifche 
Reaktion geltend. Im Gefolge des Jahres 1848 war das ©. gelommen, in Folge der 
Rüchſtrömung warb ihm aus politiichen Gründen (mitunter auch im Namen des 
otionalitätsprinzips, als einem Theil des Franzöſiſchen Weſens) der Krieg erklärt. 
So ward die Jury 3. B. aus Defterreich, wo fie vollftändig, und aus dem Königreich 
ESachfen, wo fie für Preffachen eingeführt gewefen, wieder verdrängt. Die Stellung 
war alfo geradezu umgekehrt: die Gegnerichaft war überwiegend politifcher, die 
Lertheidigung des S. überwiegend juriftifch-technifcher Art. Unvertennbar aber 
gewann in den folgenden Jahren das S. fichtlich an Terrain und ber fteigende 
wifenfchaftliche Werth der Bearbeitung des fchiwurgerichtlichen Verfahrens, bie um⸗ 
iıffenden Leiftungen der Rechtſprechung bezeugten und beförderten jeine fteigende 
Vedeutung. In dem Zeitpunkte, wo bie erften Anftalten für die beichloffene StrafPO. 
des Deutihen Reiches getroffen wurden, waren nur mehr kleine Deutiche Gebiete 
no der Wirffamfeit des S. entzogen, und insbeſondere Hatte letzteres auch das 
Königreich Sachen (im Jahre 1868) fich wieder erobert. Namentlich in dieſem 
Irsteren Geſetze, fowie in einigen anderen, welche um die Wende der Sechaziger 
Jahre erſchienen (Württemberg 1868, Hamburg 1869, Bremen 1870), kamen ſchon 
viefiach die Verbeflerungen des S. zum Ausdrud, welche als Ergebniß der Deutſchen 
wiſſenſchaftlichen Veftrebungen auf diefem Gebiete zu betrachten find, Verbefferungen, 
wide bie Franzöfifche Grundform des Verfahrens nicht verleugnen, aber doch aus 
dr Bergleichung mit dem Englifchen Urbild, insbeſondere aus der richtigen Erkennt⸗ 
mi bes wahren Berhältniffes zwiſchen Gerichtähof und Jurybank, hervorgehen. 
Als num aber ber erfte Entwurf ber Deutichen StrafPO. erſchien, jo zeigte 
fh, daß die Abficht auf Vefeitigung der ©. gerichtet jet, unb zwar warb die Er⸗ 
wihung diefer Abficht auf einem Wege angeftrebt, von dem fich im weiteren Ver⸗ 
lauie der Erörterumgen zeigte, daß er ſchon um unüberwindlicher äußerlicher Schwierige 
Leiten willen verlafjen werden müffe. Es war nämlich in der legten Phaſe ber Polemik 
über die ©. von den Gegnern der letzteren, in Anknüpfung an einen Aitdeutſchen Aus- 
trıd und an die Einrichtung der Strafgerichte unterfter Ordnung in einigen Deutfchen 
Steaten, vorgefchlagen worben, Schöffen (f. biefen Art.) an die Stelle de ©. zu 
in. Der Entwurf der Deutſchen StrafPO. that die nun in einer buch Kon- 
ka und innere Einheit des Verfahrens imponirenden und gewinnenden Weile: 
dafielbe Berjahren, daffelbe Prinzip der Konftituirung des Strafgerichtes, baffelbe 
Rchtemitteffyften follte für das ganze weite Gebiet des Strafverfahrens gelten. Der 
Lorchlag warb durch eingehende Denfichriften unterftügt, welche ben Motiven ala 
Anlagen beigefügt, bie Bedenken und Gefahren der „Rechtsfindung im Geſchworenen⸗ 
Fihte" und die Vortheile des Schöffengerichtes gründlich auseinanderſeizten. Da- 
mit begann — unter der Sahne der Sonderung ber Frage der Heranziehung des 
Sıenelemented don der Form feiner Betheiligung — num eine nene Epoche des 
Kampieg um das ©., in welcher demfelben mächtige, getvaltige Gegner fich gegen- 
äberftellten und mitunter auch alte, ober auch erft vor Kurzem gewonnene Anhänger 
verloren gingen. Dan kann nicht verfennen, daß die Macht des Anfturmes und 
die Lebhaftigkeit des Eifers auf der Seite der Gegner des ©. fich befand und 
deß, wenn lektereß ſchließlich fich behauptete, es nur geichah, weil e8 felbft dieſem 
oaltigen Anſturme gegenüber fich ala zu feft gewwunzelt erwies. 

‚IM. Nach lebhaften Kämpfen alfo wurde bei teftftellung der neuen Deutſchen 
Reihögefege dad S. im Weientlichen in derjenigen Geftaltung, welche es nad) 
der vorfteßenden Darftellung in den fpäteren Deutfchen Geſetzen angenommen hatte, 
beibebaiten. Es ift mit großer Sorgfalt ANes geichehen, was nöthig ift, um das 
°. nicht ala ein politischer Zwede halber beftelltes Ausnahmägericht Hinzuftellen, 


e 
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und fowie ber erſte Entwurf die Verdrangung des ©. durch dad Schöffengericht zum 
nicht geringen Theil duch daß Beftreben begründet hatte, in allen drei Stufen ber 
Gerichtöbarkeit ein prinzipiell gleichartiges Beriahren Herzuftellen, fo find die Ti: 
ferenzen zwifchen dem Verfahren vor den ©. und dem vor den Gerichten mittlerer 
Ordnung faft vollftändig auf das Unvermeidliche befchräntt worden. 

1) Die Zuftändigkeit ift durch die weſentlich negative Vorſchrüt dee 
GEBE. $ 80 geregelt: „Die ©. find zuftändig für die Verbrechen, welche nicht 
zur Zuftändigkeit der Straflammern oder des Reichsgerichtes gehören“. Zur Zu: 
ftändigfeit des Neichagerichtes gehören bie „Fälle des Hochverrathes und des Landes⸗ 
verrathes, infojern diefe Verbrechen gegen den Kaifer ober das Reich gerichtet find” 
(836. $ 186, 3. 1). Zur Zuftändigkeit der Straflammern gehören nach $ 73 
des GEBE. folgende Verbrechen: a. bei welchen das Höchftausmaß der Zuchthaus 
ftrafe fünf Jahre beträgt, foweit nicht einer von drei Spezialiällen politifcher Rarır 
(StrafGB. 88 86, 100, 106) vorliegt (3. 2); b) bei Perjonen, welche zur Zeit 
der That das 18. Jahr noch nicht vollendet hatten (3. 3; im Walle der Konkurren; 
mit Welteren ift Verbindung der Straffachen.und daher Verweifung vor das €. zu: 
läffig). c) Unzucht mit Perfonen unter 14 Jahren (StrafGB. $ 176, 3. 8. (3. 4: 
d) Diebftahl, Heblerei und Betrug in den Fällen der $$ 243, 244, 260, 261 un 
277 de Straf6B. (3. 5—7). — Auf die Kompetenzbeitimmungen des GB6. 
haben alſo Rüdfichten auf die politiſche Natur der ftrafbaren Handlung nur in 
geringem Maße eingewirkt; doch find die „beftehenden landesgeſetzlichen Vorſchrüten 
über die Zuftändigkeit der ©. für die Durch Die Prefe begangenen ftrafbaren Sand: 
Tungen“ unberührt gelaffen worden ($ 6 des EG. zum GBG.). 

2) Kormation des Gerihtes. Die ©. treten (nah $ 79 des 896. 
periodifch zufammen; einer näheren Beftimmung über die Periode enthalten fi 
die Reichsgeſehße. Das S. befteht aus einem Kollegium von drei Nichtem ne 
„richterlichen Mitgliedern des S.“ — $ 82), unter denen auch der Borfigende 
begriffen ift (f. die Art. S. hof, S.präfident), und „aus zwölf zur — 
der Schuldfrage berufenen Geſchworenen“ ($ 81) — der „Geſchworenenbanl'. 
Ueber die Art der Heranziehung zum hier und die Bejekung dr 
Geſchworenenbank find die Artikel: Ablehnung von Gejhworenen, Se: 
ſchworene, Jahresliſte, an Sprudlifte, Reduktion 
der Gefhworenenlifte, Labung ber Geſchworenen, Urlifte zu ver 
gleichen. Hier ift nur Hervorzuheben, daß die Bildung der Geichworenenbant in 
Öffentlicher Sitzung erfolgt (StrafPO. $ 281); was zur Begründung biefer Rau 


rung in den Motiven gejagt ift, rechtfertigt nur den ausbrüdlichen Ausſpruch ve | 


Geſetzes, der ergangen jei, ungeachtet die Sache jonft als felbftverftändlich hätt: 
angejehen werben können; das fachliche Bedenken, das fir den abgelehnten Gejchworenen 
Verletzende eines folchen öffentlichen Vorganges, welches den Grund des Ausichlufet 
der effentlichkeit im Sranzöfifchen Rechte bildet, ift nicht berückſichtigt. Weber die 
— ber Geſchworenen ſ. d. Art. Geſchworene. Der Sitzungsort de 
S. iſt in der Regel der Sitz des Landgerichtes; doch kann die Straflammer deſſelber 
beftimmen, daß einzelne Sitzungen an einem anderen Orte innerhalb des S.beyirts 
abzuhalten feien, in welchem Falle eine befondere Lifte von Hülfegeichtuorenen gebildet 
wird (GVBG. $$ 88, 99). 
8) Die Stellung der Gefhworenen charakterifiren die Worte des GIG 
8 81: „zwölf zur Entfheibung ber Säulbfrage berufene Geſchworent 


Nah Allen, was in den letzten Jahren und felbft in der amtlichen Bekämpfung der | 


Jury über den Gegenftand gefagt wurde, Tann nicht bezweifelt werden, daß hier. 
die außbrüdliche Ablehnung der älteren Auffaffung, welche die Geſchworenen lediglich zur 


Feſtſtellung nackter Thatſachen berufen erachtete, liege. Dies wird ergänzt und beftätigt | 


duch die StrafpPO. $ 298, nach welcher Beftimmung die Frage an die Gefchworenen 
die That „nach ihren gejeglichen Merkmalen und unter Hervorhebung d 
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zu ihrer Untericheidung erjorberlichen Umftände bezeichnen" fol. Da anbererfeits 
nach der StrafPO. die Faffung der Anklage durch einen (allerdings einem anderen 
Kollegium vorbehaltenen) Gerichtsbeſchluß feftgeftellt wird, und da $ 296 der Straf OD. 
vorſchreibt, daß die Stellung von Hülfe- umd Nebenfragen „nur auß Rechtögründen 
abgelehnt werden“ darf: jo kommt in der Gefammtheit diefer Beftimmungen zu 
deutlichen Ausdruck, daß durch ihren Einfluß auf die Fafſung ber Fragen bie 
thtögelehrten Richter die vorausgehende, hypothetiſche Unterftellung ber That unter 
das anzuwendende Geſetz vollziehen, vermöge welcher der in der Bejahung oder Ver⸗ 
reimung ber Frage enthaltene Außipruch der Gefchivorenen ala das Ergebniß ber 
gemeinfamen Arbeit an der Löfung der Schuldfrage erjcheint. Infofern die Auf 
fellung „mildernder Umſtände“ ohne nähere Angabe im Strafgefeß nichts anderes 
it, ala die Spaltung des der richterlichen Strafzumeffung freigelaffenen Raumes in 
zwei Gebiete, ift die Berufung der Geſchworenen zur Entſcheidung über das Vor— 
Sandenfein „milbernder Umftände“ (StrafPO. $ 297) nach der (allerdings vielfach 
beſtritenen — ſ. 3. B. Wahlberg in Haimer!ls Bierteljahrsfchrift XI. ©. 
28-50) — Anficht des Verfaſſers dieſes Artikels, fogar eine Ausdehnung ihrer Spruch» 
gevalt auf das Gebiet der Strafzumeliung. Diein neueren Geſetzen enthaltene Beftimmung, 
welche das Gericht in die Lage bringt, wegen des Mangels formeller Vorausſetzungen 
der Berurtheilung oder wegen folcher die Strafbarfeit aufhebender oder die Ver- 
folgung außfchließender Umftände, welche gewiffermaßen von außen zur That Hinzu« 
treten, den Angeflagten noch vor dem Wahrjpruch außer Verfolgung zu ſetzen, ift 
im die Deutfche StrafPO. nicht aufgenommen. Dies läßt jehr wichtige Fragen 
ofen. Wenn man mit v. Schwarze (S. 388) im Allgemeinen dem Gerichte bie 
Beiugniß einräumt, einen großen Theil diejer Präjubizialfragen, ohne Rückficht auf 
den Erdffnungsbeſchluß noch vor Beginn des Beweisverfahrens durch Einftellung 
des Verfahrens zu entjcheiben, jo ann man allerdings die Konjequenz, die er hieraus 
fir das ©.verfabren zieht (©: 453), annehmbar finden. Da jedoch jene Entſcheidung an 
ãch Bedenken unterliegt, die fich angefichts der Jury noch fteigern (Meyer in 
3. Holtzendorff's Handb. II. ©. 138, 139), fo muß man wol Anftand nehmen, 
dem Gericht ohne ausdrücklichen Ausſpruch des Gejehes diefe Macht zu vindiziren. Unter 
Verweiſung auf die Artikel Frageſtellung und Wahrſpruch heben wir 
mr noch hervor, daß auch das Recht des Gerichte, den Wahrfpruch zu ſuspendiren, 
wenn es „einftimmig ber Anficht ift, daß die Geſchworenen fich in der Hauptfache 
zum Nachtheile des Angelagten geirrt haben“ — im Gefek (StrafpO. $ 317) 
Aumahme gefunden bat. Gin ausnahmsweiſes Verfahren für den Fall des Geftänd- 
nijjes nad) dem Vorbilde des Englischen Borganges bei plea guilty iſt nicht eingeführt. 

4) Für die Stellung des ©. im Organismus der Strafgerichts- 
barkeit ift bezeichnend, daß der Befonderheiten des fchwurgerichtlichen Verfahrens 
aur ſehr wenige find. An der Spibe fteht hier die Nothwendigkeit der VBorunter- 
'uhung ($ 176 Abſ. 1 der StrafPO.) und die nothwendige Vertheidigung 
1$ 140 der Straf PO.). Letztere tritt, wie mit Recht angenommen wird, auch dann 
ein, wenn eine an fich zur Zuftändigfeit des Gerichtes niederer Ordnung gehöriges 
Zelitt wegen Konkurrenz dor das ©. gelangt. Auch die Abweichung der Beftim- 
Mungen über Klageänderung in ber Hauptverhanblung ($ 294 der StrafPO. 
verglichen mit $ 264) wird nicht als eine fachliche, ſondern nur die Vertheilung 
des Stoffes betreffende aufgefaßt (v. Schwarze, Löwe, Voitus), felbft 
beüglich der Ausdehnung der Berhandlung auf neue Thatjaden 
it eme Abweichung nicht vorgefchrieben (anderer Meinung: Voitus). — Auch, 
das zur Verurtheilung erforderliche Stimmenverhältnif. ift im S. verfahren 
fein abnormes. Nach $ 262 der StrafPO. ift in jeder Hauptverhandlung zu einer 
jeden dem Angeklagten nachtheiligen Entſcheidung, welche die Schulbfrage bes 
kit, eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen erforderlich; dem entipricht 
die im S.verfahren regelmäßig geforderte Mehrheit von 8:4 Stimmen. (Praktifch 
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wird allerdings beim Schöffengericht eine Mehrheit von 2:1, bei den mit fünf 
Richtern bejegten Straflammern eine ſolche von 4:1 erjorbert, fo daß im der That 
mur beim ©. eine eigentliche Zweibrittelmehrheit maßgebend ift. Singular it 
nur das Erforderniß von mindeftens 7 Stimmen zur Verneinung ber Frage nad | 
„mildernden Umftänden” (8 297 Abſ. 2 der StrafPO.). Auch bezüglich der; 
Rechtsmittel find die Urtheile der S. denen der Straflammer prinzipiell gleich 
geftellt; gegen beide ift nur das Rechtsmittel der Revifion, welches die Entſcheidung 
der Thatjrage unberührt läßt, nachgelafien. Daß in S.fällen das Reichsgericht dir 
einzige Revifionginftanz ift ($ 136 3. 2 des GBG.), beruht nicht auf einer Aus 
nahmaftelung der ©., fondern auf der ausnahmsweiſen Unterftellung gemilier 
Urtheile der Straflammern ($ 123 Nr. 8 des GBG.) unter die Revifion der Cber 
landesgerichte. Allerdings aber ift e8 eine (aus weitergehenden Beſchränkungen vor 
ausgehender Geſetze und aus billiger Berückfichtigung des Angellagten zu erflärende) 
Singularität, daß die Staatsanwaltichaft, wenn der Angeklagte von den Gejchworenen 
für nichtjchuldig erflärt worden ift, nur gewiffe im $ 379 der Straf PO. ſpejiel 
bervorgehobene Revifionsgründe dagegen geltend machen Kann; auf ein klar erjaßtes 
und ſcharf durchgeführtes Prinzip läßt fich diefe Sonderung, welche auch bereits die 
Ausleger in Bewegung jet, nicht zurüdführen. 

5) Die Bemühungen (insbeſondere Gneift’8), den Gang der Haupt: 
verhandlung in einer mehr dem Englifchen Verfahren fich nähernden Weiie zu 
vegeln, blieben zwar erjolgloß ; allein die jehr erheblichen Verbefjerungen des Franzöfiihen 
Vorbildes, welche neuere Deutſche S.gefee und die Oeſterr. StraPD. eingeführt 
Batten, Haben auch in der RStrafBO. Aufnahme gefunden. Der Schwerpuntt list 
darin, daß die von dem Vorſitzenden entworjenen Fragen gleich nach dem Echlufle 
der Beweisaufnahme verlefen und der Verhandlung unterjtellt werden (88 290, 291 
der StrafPD.). An die Frageſtellung ſchließen ſich ſodann „die Ausführungen und 
Anträge der Staatsanwaltichait und des Angeklagten zur Schuldfrage” ($ 299 der 
Stra PBO.). Nun folgt der Schlußvortrag des Vorfigenden ($ 300 der Etufl. 
f. d. Art. Rejume), und unmittelbar darauf ziehen fich die Geſchworenen in da 
Berathungszimmer zuräd ($ 301 der StrafPO.). Wenn fie zurückkehren, wird ihr 
Ausſpruch zunächft in Abweſenheit des Angeklagten verfündet, und erſt wem 
fein Anlaß zur Einleitung des Berichtigungsverjahrens (ſ. d. Art Tr 
rihtigung des Wahrjpruches) gegeben ift, wird jener borgerufen umd ihm de 
vom Gericht angenommene Wahrjpruch verkündet. Iſt der Angeflagte von dm 
Gejchworenen für nichtſchuldig erflärt worden, jo ſpricht das Gericht (nicht bie 
der Borfigende) ihn frei ($ 314 der StrafPO.) Eine Ausfegung der Urifeilr 
verfündigung iſt im S. verfahren nicht zuläffig; fie „erfolgt am Schluffe der Ber 
handlung“ ($ 815 der StrafPD.). : 

IV. In Oefterreich Hielt die Gntwidelung der Dinge nahezu gleidher 
Schritt, wie in Deutfchland. Durch ein im Mai 1848 erlaffenes Gejeg und duch 
das an deſſen Stelle getretene Gefet vom 18. März 1849 ward das S. balelbk 
zunächſt für Preßfachen eingeführt. Die StrafPO. vom 17. Januar 1850 (mein 
lic) auf dem Entwurf der Thüringifchen StrafPO. beruhend) brachte für bie zum 
Deutfchen Bunde gehörigen Gebiete die Ausdehnung der ©. auf alle ſchweren Ber 
brechen umd auf politifche und Preßdelikte. Mit Kaiſerlicher Verordnung vom 
11. Januar 1852 (erlaffen im Zufammenhang mit ben am 31. Dezember 1851 
aufgeftellten , Grundzügen“ für die ftaatsrechtliche Geftaltung der Monarchie) wurden 
fie wieder bejeitigt. Aber jogleich nach der Einführung der Verfaffung vom 26. je 
bruar 1861 faßte fowol die Regierung, als das Abgeordnetenhaus des Reichsrather 
die Wiedereinführung der ©. ins Auge. Mancherlei eigenthümliche WBechfeliäle 
brachten e8 mit fich, daß gerade ein außgefprochener Gegner der ©., v. Hye, m 
Jahre 1861 den Entwurf einer StrafPO. einbrachte, welcher das S. in ſachlich 
und räumlich weiterem Umfange zur Geltung brachte, als im der Abficht feiner 
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Torgänger gelegen war. Die Berathung biejes Entwurfes führte zwar zu keinem 
Abſchluß, aber doch beförderte defjen Vorhanbenfein das Zuftandelommen einer 
wrundgeſetzlichen Beſtimmung (Art. 11 des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche 
»ewalt vom 21. Dezember 1867), welche lautet: „Bei allen mit jchweren Strafen 
»drohten Verbrechen, welche das Geſetz zu bezeichnen Hat, fowie bei allen politiſchen 
der durch den. Inhalt einer Drudichriit verübten Verbrechen und Vergehen ent« 
heiden Geſchworene über die Schuld des Angeklagten.” Vorerſt warb zur Ausfüh- 
ung dieſer Beftimmung wieder der bedenkliche Weg der partiellen Einführung ber 
um Lediglich für Preßfachen durch zwei Gejee vom 9. März 1869 ein- 
schlagen. Erſt am 23. Mai 1873 ward eine volljtändig neue StrafPO. er- 
afien, welche (ES. Art. 6) die Kompetenz bes Geſchworenengerichts im Sinne de 
mgeführten Staatsgrundgejeges regelt, wähsend gleichzeitig letzteres durch ein Geſetz 
‚m gleichen Tage dadurch mobifizirt ward, daß der Regierung dad Recht ein- 
räumt wird, nach Anhörung des Kafſationshofes das ©. örtlich und für eine Zeit 
sn höchftens einem Jahre einzuftellen; die Einftellung muß jofort ihr Ende er- 
chen, ſobald eines der beiden Häufer des Reichsrathes es begehrt. Abgefehen von 
'er unbedingten Zuweiſung aller politifchen und Preßdelikte find bie oben unter I. 
Iı bis 8) gerügten Uebelftände in der Regelung des ©. vermieden. Insbeſondere 
schränkt fih die Singularität des S. verfahrens darauf, daß die Beiziehung eines 
bertheidigers und die Borunterfuchung obligatorifch iſt. Die Berfeßung in den 
Kuffageftand erfolgt von denfelben Behörben und in demfelben Verfahren, wie bei 
deren, nicht vor den Ginzelrichter gehörigen Straffällen. Das Geſtändniß ift nicht 
trade der Anwendung einer bejonberen Progedurform. Die Entjcheidung des Richter 
ollegiums in Straffällen mittlerer Ordnung kann zum Nachtheil des Angeklagten nur 
timmig ober mit einer Mehrheit von 3:1 erfolgen, und ift in Bezug auf den Ausſpruch 
iber die Schuld gleich dem Wahrfpruche der Geſchworenen nur durch Nichtigkeitsbeſchwerde 
wiechten. Dieje fteht auch in ©.fällen ſowol dem Ankläger ala dem Angeklagten offen. 


Segen die Strafbemeffung kann die Berufung in gleicher Weife in S.fällen, wie in anderen - 


Stzfällen ergriffen werden. In die Fragen an die Gefchiworenen find alle „geſetz⸗ 
schen Dertmale” der ftrafbaren Handlung aufzunehmen ($ 318). „Für den Fall 
xt Bejahung einer Frage kann die Stellung von Zuſatzfragen zu dem Zwecke ver 
augt werden, um ein in bie Frage aufgenommtenes gejehliches Merkmal auf das 
Im entſprechende thatfächliche Verhaältniß zurüdzuführen" ($ 323 Abſ. 3). „Die 
tehtsbelehrung des Vorfitzenden muß auf Verlangen protofollirt werden ($ 324 
if 1, $ 327 Abf. 3) und kann durch Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten werden“ 
‘344 3. 8). Zum „Schuldig“ werben minbeitens acht Stimmen — 

Lit.: Zur Orientirung in ber älteren Sit. ber — über das ©. .Zachariä 
yanbbuch des Deutſchen Strafprozeſſes, L ©. 6884. — Glaſer in v. —E 8 
—X des Deutſchen Strafprozefſes, I. S. 11, 12, 20, 21. — Aus 3 Ai er x au —— 
it: Rittermaier,  Eefahzungen über bie Wirffamteit der ©. (Erl. e, 
= ©. (Bien 1854) v. Schwarze, Das Deutiche S. (Exl. 1865). —— Irak 
rijhen dev Engliichen : jun und dem Fra Bien ent Jet — 
ce, Ein Dentiches Noorenen erict (Bei In, 180 — Glajfer —— Ex⸗ 
iterungen (2. Aufl. von: „Zur Jury ER Er ie —— Wien F ls 
erg in der Defterr. V. E — Binding, Die — 
auiſation d. —S t86 ip IE a Shen ng, Der Zwei im Recht, L ©. 401-413. — 
rel über bie Som —2 — ffengericht oder ©. |. d. Kt. sat en. Su Manbofari' 8 

Intgabe von Persian, E ementi di procedura penale (Napoli 1876) find außer den das Ganze 
“= Sixafpro; effes umfafienben — von Massa Saluzzo, Saluto, Giuriati, 
KH, ende (allexbin; au bee Darftellung des Verfahrens gewibinete) italieniſche 
2 — engen rt: Pisanelli, Dell’ istituzione de’ giurati. — Gabelli, 
u talia. — Pizzamiglio, De’ giurati in Italia — Crivellari, La 
Zuria in —— — — I giurati alla Corte d’Assise. — Tofano, Manuale de’ 
inrati — Guala, Le assise. — La Pegna, Mannale pe’ giurati e per le Corti di 
18, — —Ferrarotti, Manuale delle corti di Assise e de’ giurati. — Rabbeno, Istituzioni 
»opolari su? giurati. — Faranda, Del giudizio per gi giurati. — Pessina, Sulla istituzione de’ 
Nurati — Carrara, Opuscoli, li, Vol. IV. 'ensieri sulta giuria; Vol. V. Questioni all’ occasione 
>. Golgenborfj, Gm. II. Reöitäleziton III. 3. Aufl. 4 
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della giuria. — DeGiudici, I giurati. — DeGemmis, Osservazioni sulle attribuzioni de 
Ba Crisafulli, Sulla riforma del giud. per giurati in Italia. — Mangan o, Lagiuriae 
ja pena di morte. — Miraglia, Studi intorno a’ giudizi per giurati. — De Mauro, Pru- 
gein di riforma sulla istituzione del giuri in Italia — Carelli, I giurati e le coni 
i Assise. — Abate, Sulla istituzione de’ giurati. — Hinzuzufügen find noch zwei neuere 
Schriften: Giorgi, Abolizione o Riforma (Genova 1877). — Desiderato Chiaves, Giodice 
mal giudicato, apologia del Giuri (Torino 1879). — Ueber ben Gang des Schwurgerichte 
verfahrens: Engliſches Recht: Glafer, Anklage, —— und Rechtẽmittel ım 
Engliihen Schwurgerichtöverfahren (Erf. 1866). (Bol. deifen ausführliche Literaturancere 
in d. Holgendorff’3 Handbuch, L ©. 33 ff.) cs Sranadiiläeätolieniihen Red: 
(ausführlicde Literaturangaben Slafer, a. a. D. &. 20, 21) hauptſächlich: Helie, Traite de 
PInstruct, criminelle (1. &d.) Vol. VIII. et — 580- 723. — Trebutien, Cours elementaire 
de droit criminel (1. &d. Par. 1854), Vol. Il. Titre IV. p. 331 ss. — Anspach, De a 
roc&dure devant les Cours d’Assises (Bruxelles 1858). — Cubain, Trait& de la procedure 
levant les cours d’Assises (Paris 1851). — Perröve, Manuel des cours d’Assises lari 
1861). — Beudant. De lindication de la loi p@nale dans la discussion devant le Jar 
va 1861). — Mel, Il codice di procedura penale illustrato (2. ed. Verona 1873; 3. 
apoli 1871), art. 453 ss.— Nocito, La Corte de Assise. — Casorati, La nuora leg: 
sul giuri (ras Aachen auch F KK en an a 
vor der neuen Neichögeleßgebung, Haup! ih: Walther, Lehrb ed Bayeri trafpregi 
echtes (Münden 1859), ©. 18-199, 294—299, 301402. Hand, Cohemat. Darteln 
(Güttingen 1857), S. 68-70, 33—456. — Zahariä, Handbuch des Deutſchen Strafproyret, 
d. I. (Götting. 1860, 1861), ©. 27 ; 2b. 1I. (1868) ©. 480569. — Brauer, ®: 
Deutichen Schwurgerichtägefege in ihren Hauptbeftimmungen (Erlangen 1856). — Löwe, 2: 
— Steafpeoge (Breslan 1861), ©. 32,33, 75 ff., 280f.—v. Schwarze, At. &.inWeiste" 
echtäler. Bd. — Meyer, That- und Rechisfr. im Geichworenengericht (Berl. 1860 
v. Bar, Recht u. Beweis im Geſchworenengericht (Hannover 1861). — Bade, ragehelun] 
und Wahrfprüche in den Preuß. Schwurgerichten (Leipz. 1867). — €. Rehm, as | 
erichtliche Strafverfahren (Zeitichr. f. Bayern VI. Beilageheft). — Andreä, ie Keüt 
ehung bes großherzgl. Sachſ. Gefammioberappellationägerichtö zu Jena, Bd. IL Vanat 
1865). S. 15, 17, 8222. — Die Kommentare zum ns Strafverf. von Oppenhali 
Liman-Shward; zum Württemb. Schwurgerichtsgeſetz von 1849_von Holzinger: jet 
Badiſchen StrafPOD. von 1864 von Ammann, zum fönigl. Sächſ. Schwurgerichtsgriche von 
1868 von dv. Schwarze. — Die Rechtsfindung im Geldtoorenengeridit; lage 5 zu de 
* Motiven des Entivurfes einer Deutichen Straf PO., Berlin, Januar 1873. — Gneif, Ir 
Fragen zur Deutſchen StrafPD. (Berlin 1874), ©. 99-141. — Deflerr. Strafprojt‘ 
tet: v. Würth, Defterr, StrafPO. von 1850 (Wien 1851), ©. 87 ff. 508 ff. — fi 
ſcheidungen bes . f. Kaffationahofes (über Prehiacden, auf Grund des Schwurgerichtege 
von 1869), Wien 1871. — Motive zur RBerf. von 1872 I. I. (Ausg E 











©. 73 fi). — Slafer, Gef. kleine Schriften, IL S. 178 ff. — Ullmann, Eur 
progehredht (Innabrud 1879), ©. 115 ff., 169 ff, 518, 519, 541550, 578-638. — fi 
beim Art. Ablehnung der Geſchworenen angef. nad) der Paragraphenfolge georda 
Kommentare. — Plenarbeſchlüſſe und Enticheidungen des ft. k. Kafſationshofes Deröfietl 
in deſſen Auftrage von ber Red. der Allgem. Oefterr. Gerichtsztg, 3 Bde., Dim 150 
1880, 1881. — Deutihe Reidhöftra — — otive unb bie bei be 
Art. Brivatantlage angeführten nad, Fara raphen gereihten Kommentare. — Dochon 
Der Reichöftrafprozeß (3. Aufl. 1880), S. 27-830, 52 E 241 f. — v. Holpenbarit 
game: des Deutichen Strafprozehrechts Bd. IL ©. 113 ff. (9. Meyer). — Rex 
ad Strafverfahren (2. Aufl., Berl. 1880), S. 116 ff. — Bezüglich einiger Speziel 
fragen (abgejeden von den Anführungen bei ben ſolchen gewibmeten bejonberen Artifeln dicke; 
an Zuftändigteit des ©.: Arch. des Kriminalrehts 1849 ©. 42H 
(Marquardien). — Gerihtäjaal 1860 ©. 541-552 (E. Brauer), — Allgem. Ten 
Strafechtägtg. I. 689—693 (v. Schwarze); AU. ©. 101 ff. Wahlberg, — Einila 
des Geftändnifies auf das S.verfahren: Gerichtsſaal 1849 Bd. 6. 92- 
(Mittermaier); 1855 Bd. L ©. 265-276 (Arnold); 1865 S. 160—198 (Mitter 
maier). — Archib f. Kriminalrecht, 1854, ©. 225—253 (5. Walther), — Goltbamm. 
Ardiv IV. ©. 512-588 (Trieft); VIIL ©. 54-64 (Sunbelin); XVII. ©. 530 ff, 5% 


Glaſer. 


Baar hr ift das Nichterfollegium, welches im Verein mit der be 
ichivorenenbant das Schwurgericht, das Gefchtworenengericht im Strajprozeß bill 
Aufgabe und Stellung des ©. find biß zur Urtheilsfällung diejenige, melde d 
Gericht in der Hauptverhandlung überhaupt zufommt (vgl. insbeſondere d. I 
Gerihtsvorfißender im Strafverl.); über die vermöge der Natur des Schwur 
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gerichtsverjahrens oder der herkömmlichen Einrichtungen defjelben fich ergebenden Modi— 
ãtationen des Verhältniſſes zum Vorfitzenden ſ. d. Art. Shwurgerihtspräfident. 
Bezüglich der Urtheilsfällung beſchränkt fich die Thätigkeit des S. auf die Vorberei— 
tung der Entſcheidung der Geſchworenen durch ſeine entſcheidende Mitwirkung bei der 
Feſtſtellung der an dieſelben zu richtenden Fragen, die Prüfung des Wahrſpruches 
und die Ziehung der rechtlichen Konſequenzen deſſelben durch Freiſprechung des An— 
gellagten oder Verurtheilung deſſelben wegen ber im Wahrſpruch konſtatirten ſtraf⸗ 
baren Handlung, Verhängung der Strafe, Entſcheidung über die Prozeßkoſten und, 
wo der Adhäfionsprozeß gilt, über die privatrechtlichen Anjprüche. 

In England, dem Stammlande unferer Jury, werben Schwurgerichtafigungen 
immer nur periodifch, und die wichtigeren von ben die Sraffchaften abwechſelnd be= 
reiienden königlichen Richtern abgehalten. Daher fam es, dak man in Frankreich 
und darauf in Deutfchland, ſowol Die Periodizität der Schwurgerichtsfigungen, ala auch 
eine gewiſſe Abwechſelung in der Zufammenfeßung des Schwurgerichtshojes nach» 
ahmte. Während aber in England die Richterbant in der Regel von einem Ginzel» 
tihter eingenommen wird, verlangte das Franzöfiiche Gejeh ein Kollegium von fünf 
tipäter von drei) Richtern, welche Einrichtung in Deutſchland beibehalten wurde. 
Aus dem Englifchen Recht ftammt auch, obgleich dad Wort assize dort in einem 
arderen Sinne gebraucht wird, der für die Schwurgerichtäperiode übliche Ausdruck: 
Affen, und die Benennung: Aſſiſenhof (Cour d’Assise). Diefe Einrichtungen find 
ın den neueften Gejegen Deutſchlands und Defterreich® beibehalten worden. Das 
zeutihe GBG. bringt den S. mit den Landgerichten in Verbindung ($ 79), ge» 
Kuttet jedoch einerſeits, daß die Lanbesjuftizverwaltung die Bezirke mehrerer Land» 
grihte zu einem Schwurgerichtöbezirt zuſammenſetze, wobei jedoch immer ein be= 
fimmte® Landgericht die für die ©. nöthigen Gefchäfte in erfter Linie zu übernehmen 
bet ($ 99), ambererjeitd daß die Straflammern des Landgerichtes einzelne Sigungen 
des Schwurgericht3 an einen von feinem Sit verſchiedenen Ort des Sprengelö ver= 
iegen (3 98). Prinzipiell Hat das Landgericht, (eventuell haben die Landgerichte des 
Zchwurgerichtsſprengels) die zwei Mitglieder des ©., welche neben dem Vorfikenden 
das Kollegium bilden, zu ftellen; die Auswahl ift dem Präfidenten des Landgerichtes 
überlaffen ($ 83 Abſ. 2). Da der ©. feine ftändige Abtheilung des Landgerichtes 
öt, fondern erſt jür eine beftimmte Seffion und nur für deren Dauer zufammengejeßt 
sed, muß für die Wahrnehmung der fonjt dem erfennenden Gerichte zufommenden 
"eihäite außer ber fraglichen Zeit befondere Vorſorge getroffen werden; es gefchieht 
dies durch $ 82 des GBE., welcher die außerhalb der Dauer der Sikungsperiode 
:Forderlichen Entſcheidungen (fo weit ſolche nicht ausdrücklich auf den Schwurgerichts- 
>räfidenten übertragen find, 3. B. $ 94) den Straflammern der Landgerichte überträgt. 

Auch die Oeſterr. StrafPO. bringt den S. mit dem Gerichtshof erfter In= 
ſianz in Verbindung; „an dem Sie jedes Gerichtshofes erfter Inſtanz werden alle 
dtei Monate die ordentlichen Schmwurgerichtzfigungen abgehalten“, geftattet aber 
ebenalls, daß eine Sigung be Gefchworenengerichtes ftatt am Sige des Gerichtshofes 
21 einem anderen Orte abgehalten werbe ($ 297). Die zwei Mitglieder des ©. 
und zwei Grgänzungsrichter werden vom Vorfteher des Gerichtshofes erfter Inſtanz 
aus defien Mitgliedern oder auß der Zahl der Bezirksrichter des Sprengels ernannt 
(X 301). Fur die Enticheibungen, welche außer der Sigungsperiode in Schwur- 
gerichtsſachen zu fällen find, ift theils von Zall zu Fall E B. durch die Zumeifung 
an die Rathatammer, 88 225— 227), theila durch die allgemeine Beftimmung des 
testen Abſatzes des $ 13 vorgeforgt, wo verfügt ift, daß dieſelben bon Gerichtshof 
erſter Inftanz in Berfammlungen von drei Richtern zu fällen find. 

Gigb. u. Lit.: Brauer, Die zeutiäen Samurgeriäts efehe, S. 46 ff. — Zachariä, 
Zeutiher Strafprogeß, II. S. 291 nad Paragraphen geordneten Kommentare zur 
Teut und Deflerrei. Straf PO. ſJ. we Bei bem Art. Ablehnung ber Geihworenen 

41* 
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b bie hinter b. Art. Schw t te Bit. — P Neichaftrafpengn, | 
en Cana Wu Solheenien aid, el aim, 
Fr Dfterr. GStrafprogekrecht (Iunabr. 1879), & Glafer | 


Ehwurgerichtäpräfident ift ber — des Schwurgerichtshoies 
(f. dieſen Art.) und eben dadurch auch des ganzen aus Richterbank und Gejchwore 
nenbant beftehenden Schwurgerichtes. Die nicht ftändige Befchaffenheit des Shmm 
gerichtes, deſſen periodifcher Bufammentritt (Einrichtungen, welche übrigens mit t deſen 
Weſen nicht untrennbar zufammenhängen) hat es mit fich gebracht, daß der ©. fir 
jede Sitzungsperiode ſpeziell ernannt wird. Die Ernennung kommt nach dm 
Deutfhen GBG. ($ 83), wie nach der Defterr. StrafPO., dem Präfidenten dis | 
Oberlanbesgerichte® zu. Die Auswahl ift nach eriterem Gefeke unter den Rir- 
gliedern des Oberlandesgerichtes oder der zu deſſen Bezirke gehörigen Landgerichte zu 
treffen; nach bem Oeſterr. Geſetze joll in der Regel der Präfident des Gerichtäheie 
erfter Inſtanz, bei welchem das Schwurgericht abgehalten wird, zum Vorfihenden 
ernannt werben; doch kann die Ernennung auch auf ein Mitglied des Oberlante: 
gerichtes ober des betreffenden Gerichtöhofes erſter Inſtanz fallen. Zum Stellvertreter muß 
nach Oeſterr. Recht der Oberlandesgerichtspräfident ein Mitglied des Gerichtähofes erftrr 
Inftanz ernennen; nad dem Deutichen Geſetze entnimmt ihn der Präſident dee 
Landgerichtes ber Zahl ber —E dieſes Gerichtes. Bis zur Ernennung de 
©. und feines Stellvertreters erledigt deſſen Geſchäfte der Vorſitzende der Straflumme 
¶ Deutſches GVBG. 8 83 Abſ. 8). 

Im Allgemeinen ift die Stellung des ©. namentlich dem Gericht gegenühet 
diejelbe, welche überhaupt der zum Borfik in der Hauptverhanblung berufene Richter 
einnimmt. (©. d. Art. Gerihtsporfigender.) Es liegt aber in der Hatur 
der Sache, daß er gewiſſe Verrichtungen vorzunehmen bat, welche bei anderm Ber 
fahrensarten nit vorkommen und insbefondere aus dem Umſtande fich ergebm, daR 
er der Borfigende eines Doppeltollegiums und das Organ ift, durch welches die 
Richterbant mit der Gefchworenenbanf verkehrt. Nach Tranzöfiichem Geſetz weten 
dem Aififenpräfidenten allerdings auch noch weitergehende Befugnifſſe beigemefien, die 
fich theils auf die Vorbereitung der Hauptverhandlung, theils auf die Leitung des 
Beweisverfahrens in der Hauptverhandlung beziehen. In Iekterer namentlich äufer 
fich deffen jog. disfretionäre Gewalt (pouvoir discretionnaire). Mit Redt 
aber haben die Deutjche, wie die Defterr. StrafPO. in diefer Hinficht dem ©. alt 
ſolchem eine Außnahmeftellung nicht mehr gewährt; e& hat in diefer Hinficht der 
©. keine anderen Befugniffe, ala welche das betreffende Gefetz auch jedem anderen 
BVorfigenden in der Hauptverhandlung einräumt. Die hervorragendſte und einfluhe 
zeichfte Eigenthümlichkeit in der Stellung des ©. liegt in dem Antheil, den er a 
der Saffung der an die Gefchiworenen zu richtenden Fragen nimmt (f. d. It. 
Srageftellung) und in dem Schlußvortrage, den er ben Geſchworenen zu halter 
bat-(j. d. Art. Rejume). 

Abgeſehen Hiervon find namentlich folgende Funktionen dem ©. befonders zu⸗ 
gewiefen: An ihn gelangt die Spruchlifte der Gefchworenen (f. diefen Art.) und 
er veranftaltet die Ladung der darin benannten Perfonen (GEBE. 88 92, 93). E 
entjcheidet, jo lange das Schwurgericht noch nicht zufammengetreten ift, über bie von 
Gejchworenen geltend gemachten Ahlehnungs« und Hinderimgagründe ($ 94 dajelbit) 
und bejorgt die Ausloofung anderer Gefchtworenen ftatt der aus der Sprudjlifte weg⸗ 
gefallenen (Abſ. 2 daſelbſt). Er beſtimmt, ob wegen längerer Dauer einer Bir 
handlung Ergänzungsgeſchworene (f. diefen Art.) beizugeben ſeien (638. 
$ 194). Er leitet die Konftitwirung der Geſchworenenbank, indem er zunächſt für 
die Vollſtändigkeit der zur Verfügung ftehenden Geſchworenen ſorgt, ſodann bie Aus 
looſung der Geſchworenen (ſ. d. Art. Ablehnung der Geſchworenen, Ge— 
ſchworene) vornimmt und die Geſchworenen beeidigt (StrafPO. IS 280 und 2881 
Er authentifirt die an die Gefchworenen gerichteten ragen, indem er den Fragebogen 
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unterzeichnet ($ 801 daſelbſt). Er jorgt dafür, daß ohne feine Erlaubniß kein Ge⸗ 
ichworener dad Berathungszimmer verlaffe und keine britte Perſon in daſſelbe eintrete 
(s 308 daſelbſi). Durch ihn ergeht, wenn dag Gericht die Einleitung des Berich- 
tigungsverjahrens befchlofjen Hat, an die Geſchworenen die Aufforderung, ſich in ihr 
Verathungszimmer zurüdzuziehen und dem gerügten Mangel abzubelfen ($ 309). 
Ganz gleichartig ift die Stellung der S. in der Oeſterr. StrafPD. geregelt, 
Tiefe dat übrigens in Schwurgerichtsfällen die Franzöfiſche Einrichtung beibehalten. 
nad welcher jeder vor das Schtwurgericht zu ftellende Angeklagte noch vor der Haupt⸗ 
verhandlung vom ©. zu vernehmen ift (fog. Präfidentenverhör). In Erman- 
gelung de S. kann Übrigens dieſes Verhör auch von befien Stellvertreter oder dem 
Qorfteher des Gerichtshofes erfter Inſtanz vorgenommen werben. Befindet fich der 
Angeklagte auf freiem Fuß, jo kann die Vernehmung auch dem Bezirkgrichter, in 
deſſen Sprengel er fich befindet, übertragen werben (Defterr. StrafpO. $ 220). 
Lit: Dgl. die Angaben bei ben Art. Gerichtöͤvorſihender im Strafprogeß und 
ERICH — Snsbejondere: Helie, ale a“, Par.) $ ee va. 
VIL p. 44449); Derjelbe, Pratique crim. (Par. 1877), $8 638-638 p. 64 
5 665-671 p. 341—845. — Tröbutien, Cours de droit crim. (1. éd. II. p. 849 ss. — 
Dalloz, Bödertoire Vol. XXVII. (Par. 1854) Verbo: Instruction crim. de 2140 s3., 


754 Gr _ sdarit, Handbuch x. IL ©. er Lane: Deutſche —— — 
gb © Schwarze in Beiste 3 Rechts! ©. 79. — Gerichtsſa 
LE. 3 " Miltermaiee, &. 351—8368 (Schlind); — 220 (Merkel); 
18 6. 19-29 (W. Brauer) — Deutiche Strafrechtöpflege, L &. 14-62 rg 
ajer. 


Eclopiß, eonte Federigo, 5 10. I. 1798 zu Turin, Sohn bes Grafen 
Alejandro ©. di Salerano, mit 21 Jahren Dr. jur., trat in daß Kabinet 
des Gonte Balbo, 1828 Mitglied des höchſten Piemontefiichen Gerichtshofs, ſowie 
der zur Abſa ffung des Codice Carlo-Alberto ernannten Kommiſſion, 1847 Präfident 
der Preßgeſetztommiſſion, 1848 Juftigminifter, 1849 Senator, legte die Stelle ala 
Fröfdent deg Senats 1864 nieder, außerordentlich verdient um die verfchiedeniten 
Permaltungszweige, Präfident der hiſtoriſchen Kommiſſion, 1872 Präfident des Ala- 
bamaſchiedsgerichts, F 8. I. 1878 zu Turin. 

Säriften: De rebus creditis, Aug. Taur. 1819. — L iziane (Antolı XXXIL 

ih — Della I azione rile Tor. 1835. ke A dell’ — del 
Piemonte, Tor. 1888. marques sur le nouveau code civil sarde (Revue de legisl. 
1838, — Storia della 2 Tegilasione, italiana 1840, 1844, 1857, (2) 1863 (franz. von Carlo 
Selopis de Petreto, Par. 1861). — Code Thsodosien (R. de legisl. 1842), — Essais 
hist sur la lexisl. italienne (ebenda 1843), — Glossa d’Accursio (Anuali- di Giurispr: Tor. 
14. — Dello studio delle | Tor. ai — Lois des Lombards (Ber. hist. 1857). — 
Storia delle, legisl. negli stati i dal 1814 al 1847, Tor. 1859. — Codice internazionale 
(Arch. giuridico 1867.) — Mittermaier, Tor. 1867. — Restaurazione dl diritto Italiano 
!Arch. - 1008.) — Montenquien (Bor. de lögisl. ancienne et moderne, 1870/71). — 
de? Genere 1872. — Carlo Baudi di Vesme (1877, Nouv. er. hist. 1877) — 
Thiers (1877, Atti —— — Consid. storiche intorno alle assemblee rappresentative del 
Piemonte e della Savoia, Tor. 1878. — Lettere a Cesare Cantt, Livorno 1877. 

tit.: Promis, Cenno biogr., Torino 1878. — Ricotti, Brere commem., Tor. 1878 
(zit bibii ) — Rivier in Revue de droit international "1878, 104, 105. — Arch. 
storieo 0 1878, p 831 —340 (mit allen Schriften), 1879, B 30 u. 150. — Nouv. 
Ber. — oranze rese alla memoria del conte S. dalla R. Accademia addi 22 
se 1000 9. — Journal officiel (Paris) 1879, p. 5524-5528. — Prina, Scritti biografici, 

— Recueil de PAcad. ga legisl. de —— ZXVI. p. XXV. — Annuaire 
en — de droit international, 1880, 1. 28-88. — Sonntagabeilage der Norb- 
deutich. Allg, Ei Nr. 48 (1. —5 N e. — — Fed. Sclopis, sa vie et ses oeuvres 
ee Nonce Rocca mi weiteren —— — Rivier in ber 

iblioth. universelle rn 88., 577 8. — Kent, Comm. on international Law, by Abdy 1878, 
P- 41 m. Teihmann. 


Cerimger, Heinrich, eigentlih Scerimgeour, & 1506 zu Dundee, von 
Alam Geichlechte, ſtudirte zu St. Andrews, Paris und Bourges, hielt fich dann in 
Sen, in Jtalien und zu Äugsburg bei Ulrich Fugger auf, welcher ihn wieder nach 
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Genf an Stepkanus empiahl (1558). Er Iehrte zu Genf Philoſophie 1563 und 
1564, und Jurisprudenz von 1565 ab bis zu feinem Ende 1572 oder Anang 
1573 erfolgten Tode. Er war ein guter Jurift und ein tüchtiger Philologe. Ven 
Bedeutung ift er Hauptjächlich durch feine Ausgabe der Orientalifchen Novelleniamm: 
Iung 1558, 1575. Er veröffentlichte auch Gejchichtliches und hinterließ wichtiges 
bandjchriftliches Material, welches theilweife von Caſaubon benußt worden ift. 
Zit.: Saxe, Onomasticon IIL a. 1558. — Mackenzie, The lives of the Writtes 
of the Scots, Bd. II. (1711). — Maittaire, Historia Stephanorum, p. 226-240 (Mi 
— Senebier, Histoire litteraire de Gendve, I. p. 396-398 (1786). — Allibone, IH. 
ivier. 


Sedendorf, Beit Ludw. v., 5 20. XII. 1626 zu Herzogen⸗Aurach, wurde 
fürftlicher Rath und Hofjunker bei Herzog Emft von. Gotha, 1648  Kammerker, 
Kanzler des Herzogs Morik von Sachien-Zeit, zulegt Kanzler in Halle, 7 18. XL 
1692. „Omnium nobilium christianissimus et omnium christianorum nobilissimu:“ 

Schriften: Comp. hist. eccl., Lipsise et Goth. 166064. — Inst. protectionis in 
causa Erfortensi, 1688 (Repetita et necess. defensio, Mog. 1664). — Deuticher Gürfre- 
ftaat, Frkf. 1664, Jena 1720, mit Zufah v. — = Chriften-Staat, Lpz. 1684, 85, 8, 
1706, 1787. — Diss. hist. et apol. pro doctrina Intheri de missa, Jen. 1686. — Jus 
publ. Rom.-Germ., Francot., Lips. 1687. — Comm. hist. et apol. de Lutheranismo s. ds 
reform. relig., Lips. 1688; Francof. 1692. 1694 (Audzug vd. gie: Ausf. Hift. d. Luther 
thums u. b. Reform, en 1714.; hol. Uebel v. Feridins, Delft 1728, F 

Lit.: Hintiche, Geich. d. Rechtö- und Staatäprincipien, II. 199235. — Bluntiäti, 
oh des allg. Siaatsrechts, 133. — —A Encytlop. XIV. 174—177. — Rolder, 
Geſch. d. NationalsDelonomit 1874, &. 116, —253, 268, 294, 372. Teihmenn 


Sedisvakanz (Th. I. S. 653) heißt in der kanoniſtiſchen Sprache bie Er- 
ledigung des bifhöflihen (auch des päpftlichen) Stuhles, mag dieſe durch hm ich } 
des Biſchofs oder aus einem anderen Grunde (Berjegung, Abſetzung des Bilhes) | 
eingetreten fein. Im weiteren Sinne bezeichnet man damit auch die Vakanz anderer 
geringerer Prälaturen (3. B. der Abteien). Bei der Erledigung des Biſchoisſies 
bat das Domkapitel binnen acht Tagen nach) erlangter Kunde einen Defonomen jur 
Verwaltung der Einkünfte und ferner einen jogenannten Kapitularvikar, welcher mir 
beftend Kicentiat oder Doktor des kanoniſchen Rechts fein muß, bei Vermeidung da 
Devolution an den Erzbiſchof zu wählen. Der Kapitularvilar hat von dem Zeit 
punkt feiner Wahl die volle bichöfliche Jurisdiktion und übt fie kraft eigenen Recht 
aus. Da er nicht Mandatar des Kapitels ift, jo kann ihm daſſelbe feine Behugnife 
nicht entziehen und ihn ebenfowenig in denjelben beſchränken. Der Umfang lem 
Rechte ift aber infofern enger wie der der’ bifchöflichen, als er für die Regel nidt 
befugt ift, Dimifforien für die Erlangung der Ordination auszuftellen, ebenomenig} 
die der freien bifchöflichen Kollation unterliegenden Aemter verleihen und endlich aud 
nicht die dem Bifchof ala gefehlichem Delegaten des päpftlichen Stuhles oder fut 
befonderer päpftlicher Verleihung zuftehenden Rechte ausüben darf. Enblid if a 
nicht berechtigt, eine auß dem ordo episcopalis — dieſer jehlt ihm allerdings für 
die Regel — herfließende Handlung vorzunehmen. Nach der Ernennung des neum 
Biſchoſs Haben ſowol der Oekonom ala auch der Kapitulawikar jeber über ihr 
Berwaltung Rechenschaft abzulegen. Iſt dagegen nur die sedes impedita (b. b. dr; 
Biſchof von Heiden oder Schismatikern gefangen genommen und kein Verkehr zwiſchen 
ihm und feinem Kapitel möglich), jo hat das letztere proviſoriſch einen Vikar zu rm 
nennen, und fofort an den Papft zu berichten, damit diefer durch Deputirung eins 
Verweſers (ſog. vicarius apostolicus) für die verwaifte Didgefe Sorge tragen kann. — 
Bei der Vakanz des päpftlichen Stuhles wird ein dem biſchöflichen Kapitularvilat 
gleichftehender Verwalter der päpftlichen Jurisdiktion nicht ernannt, weil die Wieder 
befeßung foviel wie möglich befchleunigt werden ſoll und die Kardinäle verpflictt 
find, feine anderen Geſchäfte ala die Papftwahl vorzunehmen. Ebenſowenig geht 
die päpftliche Jurisdiktion auf das Kardinalkollegium über, dafjelbe kann vielmehr 


x 


Seeamt. 647 


ner ausnahmsweiſe im all einer der Kirche drohenden Gefahr durch abjolute 
Stimmenmehrheit die zur Abwendung erforderlichen Maßnahmen treffen und ferner 
dringende Verfügungen in Betreff der Leitung der einzelnen Diözefen und anderer 
frchlichen Gebiete mit proviforifcher Kraft bis zur Wiederbeſetzung des päpftlichen 
Stuhles erlaffen. Die Verwaltung des Kirchenſtaates endlich wurde früher, aber einzig 
ınd allein foweit es fich um die Erledigung der laufenden Gejchäfte handelte, während 
der S. in der Weiſe geführt, daß fie der Kardinalfämmerer in Verbindung mit drei 
anderen Karbinälen, je einem aus den drei Klaſſen (den fog. capita ordinum), 
welche Ießtere von Beginn des Konklaves ab alle drei Tage nach der Anciennetät 
wechſelten, leitete. 

Lit: Ran, Die Rechte bed Domkapitel während der Erledigung ober Derbinberumg be 


bicöflichen Stubfes, in der Tübinger theolog. Quartalſchrift, 1842, ©. 365 f. — Ritter, 
Ter Gapitularvifar, Münfter 1832. — P. Hinſchius, Kirchenrecht, Th. I. $ 89 u. Th. IL. 
28 P. Hinſchius. 


Seeamt iſt die durch das RGeſ. vom 27. Juli 1877 mit der Unterſuchung 
von Seeunjällen betraute Behörde. Gegenftand der Unterfuchung, welche unabhängig 
son einem Strafverfahren anzuftellen, find Unfälle Deuticher Kauffahrteifchiffe; folche 
cuslãndiſcher nur, wenn ber Unfall ſich in den Deutjchen Küftengewäfjern ereignet 
hat, oder Die Unterfuchung von Reichskanzler angeordnet ift. Berpflichtet ift dag ©. 
wr Einleitung der Unterfuchung jedoch nur dann, wenn bei dem Unfall Menjchen- 
sen verloren gegangen, oder ein Schiff geſunken oder aufgegeben, oder unabhängig 
diewon die Unterfuchung vom Reichfanzler angeordnet iſt. Zweck der Unterfuchung 
it die Grmittelung der Urfachen des Unfalls. Es ſoll namentlich feitgeftellt werden, 
ch der Unfall durch ein Verſchulden des Schiffer oder Steuermanns, oder dur) 
Nängel der Beichaffenheit, Ausrüftung, Beladung, Bemannung des Schiffs, oder 
turh Mängel des Fahrwaſſers oder der für die Seefahrt beftimmten Hülfgeinrichtungen 
er durch ein Verſchulden ber zu deren Handhabung beftellten Berjonen verurjacht 
iſt; auch iſt feftzuftellen, ob die zur Verhütung von Schiffskolliſionen erlafjenen 
Vouchriften beobachtet find. 

Wennſchon die Oberaufficht über die S. dem Reiche zufteht, auch die Bezirke 
berfelben durch den Bundesrath abzugrenzen find, jo fällt doch die Errichtung von 
Z. in die Kompetenz der Einzelftaaten, wie dieje auch die Behörden beitimmen, 
welche die Aufficht über die ©. zu führen haben. Kompetent für bie Unterfuchung 
Mt das ©., 1) in deffen Bezirk der Hafen Liegt, den das Schiff nach dem Unfall 
wnächft erreicht, 2) deſſen Sitz dem Orte des Unfalls zunächſt belegen ift, 3) in 
deſſen Bezirke ber Heimathshafen des Schiffs Liegt. Es enticheidet Hierbei die Prä- 
dention; doch kann das Reichsamt bes Innern die Unterfuchung auch einen anderen 
Wftändigen S. übertragen. 

Die ©. find Kollegia. Sie beftehen aus einem Beamten ala Vorſitzendem, ber 
de Fähigkeit zum Richteramt befigen muß und auf die Dauer ſeines Hauptamts 
tventuell auf Lebenszeit ernannt wird, und vier Beifigern, welche die Stellung von 
Schöffen haben. Sie werden in ähnlicher Weife, wie die Ießteren berufen, doch 
werden fie für jeben einzelnen Unterfuhungsjall vom Borfigenden gewählt; auch 
möflen zwei der Beifiker die Befähigung als Seeſchiffer befigen und ala jolche ge— 
ahten Haben. Fur jedes S. wird ein Kommiffar vom Reichskanzler beſtellt, welcher 
ten Verhandlungen beizumohnen, Einficht von den Alten zu nehmen, auch Anträge 
an das ©. oder deſſen VBorfigenden zu ftellen hat. Er darf auch beim Reichskanzler 
die Anordnung einer Unterfuchung beantragen, wenn deren Einleitung vom Bor 
"genden des ©. abgelehnt wird. Dem Vorfikenden liegt e& ob, über die Einleitung 
iner Unterſuchung zu befinden, die zur Vorbereitung der Hauptverhandlung erforder 
“chen Grmiltelungen anzuftellen, die Hauptverhandlung anzuberaumen, die hierzu 
nothigen Ladungen vorzunehmen und das Bemweismaterial zu beichaffen. Das ©. 
icheint in Betreff der Unterfuchung als eine richterliche Behörde und ift mit ben 
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einer ſolchen auftehenden Befugniſſen ausgeftattet, wie denn auch im Großen un 
Ganzen die Beitimmungen des REVG. Tit. 15 und 16 und der RStrafPO. B.1. 
Abſchn. 8, 6 und 7 Anwendung finden. Das Verjahren vor dem ©. ift öffentlid 
und mündlich. Nach Schluß der Verhandlungen hat das ©. feinen Sprud über 
die Urſachen des Seeunfalla abzugeben. Diefer Spruch ift ſpäteſtens innerhalb | 
14 Zagen nah Schluß der Verhandlungen in dffentlicher Sitzung zu publiien. 
Dem Reichskommifſar ift ſtets Ausſertigung deffelben zu ertheilen, dem Schiffer vi. 
Steuermann, deffen Unfall den Gegenftand der Unterjuchung gebildet, nur auf beier. 
Berlangen. Durch den Spruch kann zugleich — doch nur auf Antrag des Reihe 
kommifſars — dem Deutſchen Schiffer und Steuermann die Befugniß zur Aus 
übung feines Gewerbes (dem Schiffer auch die zur Ausübung des Steuermann 
gewerbes) entzogen werden, wenn biefelben nach dem Ergebniß der Unterfuchung 
den Unfall verſchuldet Haben durch ben Mangel folcher Eigenjchajten, die zur Aus 
übung bes Gewerbes erforderlich find. Die Befugniß kann indeß dem Schiffer wein. 
Steuermann nach Ablauf eine Jahres durch das Reichsamt des Imneren wie 
eingeräumt werden. 

Gigb. u. Lit.: Reichägeleg betr. die Unterjuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877.— 
Entſch. 9 Oberſeeamts und der Seeämter, Bd. 8 mb. 1879/80); 8b. II. (1880/81. — 


Verzeichn. d. Seeämter im Handbuch f. die Deutſche Handeldmarine 1880, ©. = f :“ 
ewig. 


Seeceremoniell iſt der Inbegriff der Förmlichkeiten, die im Schiffäverfete 
beobachtet werden. Beſtimmungen darüber zu treffen, ift zwar zunächft Sache des 
Einzelftaats, ber entweder bie Schiffe feiner Flotte mit Anweifung bdieferbalt 
verfieht, oder bon fremden Schiffen, die mit ihm in Berührung kommen, die 
Beobachtung eines gewiflen Geremoniells fordert. Doch hat die internationale Be 
kehrsgemeinſchaft der Neuzeit auch ein allgemein angenommenes Herkommen für 
die Ehrenbezeigungen gebildet, die ſowol bei Begegnungen auf hoher Ser, als auch 
beim Befahren fremden Seegebiets zu erweiſen find. Nechtlichen Charakter haben 
dieſe Aeußerlichkeiten nur infoweit, als ihre VBernachläffigung den Charakter einct 
Beleidigung tragen, demnach eine Forderung auf Genugthuung begründen würd. 
Im Mebrigen gehören fie Lediglich ins Gebiet der Courtoifie, und ihre Unterlafiung 
berechtigt höchſtens zur Erwiederung der Unhöflichkeit. Auch in der Gegenwart nod 
pflegen die Nationen einen gewifjen Werth auf derlei Formen um fo mehr zu legen, 
je mehr darin die Machtitellung der Staaten, das Bewußtſein ihrer Bertch= 
gemeinfchaft, die Kameradſchaft im Perfonal der verjchiedenen nationalen, insbeſonder 
Staatömarinen zum Ausbrud kommt. — Die einzelnen Förmlichkeiten des ceremer 
niellen Schiffsverkehrs find verfchieden, je nachdem man fi auf dem Fuße da 
Gleichheit behandelt oder nicht. 

Im internationalen Seeverfeht auf dem Fuße ber Gleichheit kommen Tolgendt 
Ceremonien vor: Das Hiffen der Flagge; fodann das Abfeuern von Kanonenihüfen, 
regelmäßig in ungleiche Anzahl, doch nicht über 21 Schüffe; für die Zahl üt der 
Grad der Ehrenbezeigung, ſowie der Gebrauch der einzelnen Staaten bejtimmen. 
Bei vorzüglicher Ehrenbezeigung wird jcharf geladen. Beide Förmlichleiten, einzeln 
ober vereinigt, machen den gewöhnlichen Schiffegruß aus. Der Gegengruß ift dem 
Gruße genau entfprechend, wobei entweder Schuß um Schuß erfolgt oder erft nat 
abgegebener Salve geantwortet wird. ine geringere Anzahl von Eriviederung: 
ſchüſſen wird nur dann als ftatthaft erachtet, wenn das gegrüßte Schiff ſich in der 
Lage befindet, den höheren Rang bes fommandirenden Offiziers, ober die höhe: 
Machtſtellung feines Staates zu marfiren. eierlichere Form des Schiffsgrußes it 
das Bivatrufen, in ungleicher Anzahl bis zu fieben Malen wiederholt; demnächt 
eine Gewehrjalve, die immer vor Löfung der Kanonenichüffe erfolgt. Zu der Shit 
etiquette gehört ſodann noch das Beilegen des Schiffe, wie die Sendung eines odit 
mehrerer Offiziere zur Vifite. 
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Der ſymboliſchen Demüthigung unter die Gewalt des honorirten Schiffes oder 
Staates dient folgendes Ceremoniell: Das Flaggenſtreichen durch Anziehen oder 
Reigen der Flagge, nur bei Kriegafchiffen gebräuchlich, zur Anerkennung ber Ober- 
hoheit des geehrten Staat?, oder zur Anerkennung feiner Gebietöhoheit; fowie das 
Segelftreichen, bei Privatfchiffen in gleicher Bedeutung, beftehend im Serablaffen 
der Marsſegel. Daß Abnehmen der Flagge und ihre Erſetzung durch eine weiße 
kommt nur in Seegejechten vor zum Zeichen, daß das Schiff fich ergeben wolle. 

Für die Anwendung dieſer Geremonien auf offener See beiteht eine rechtliche 
Verpflichtung nur infoweit, als eine folche vertragamäßig übernommen ift. Indeß 
verlangt doch eine anerfannte internationale Courtoifie, daß begegnende Kriegsfahr⸗ 
zeuge fich untereinander falutiren. Insbeſondere pflegen noch in der Gegenwart 
Admiralſchiffe den erften Gruß zu verlangen, dazu auch wol durch einen Schuß 
mit loſem Kraut aufzufordern. Zuerft grüßt das Schiff, deſſen Führer ben 
niebrigeren Rang hat; bei Ranggleichheit derjelben das unter dem Winde befinb- 
liche. Kriegsgeſchwader werben von einzelnen Schiffen zuerjt gegrüßt, ebenjo Haupt- 
fetten von Hülfsgeſchwadern. Auch Privatichiffe entziehen ſich Kriegsfahrzeugen 
gegenüber dieſer Courtoifie nicht; doch wird die Unterlafjung des Schiffsgrußes 
idnen nicht als Unhöflichkeit angerechnet, wenn fie im vollen Laufe begriffen find. 
Tem Fall der Begegnung auf hoher See wird der des Zujammentreffens im fremben 
Saien gleich behandelt. — Durch Verträge ift indeß mehrfach jedes internationale 
Geremomiell Für Begegnungen auf offener See und im fremden Hafen befeitigt ober 
jehr beichränkt worden. Insbeſondere hat Rußland mehrere dahin abzielende Ber- 
träge abgeſchlofſen. Andere Staaten Haben ihren Marinen bisweilen ben erften 
Sruß überhaupt verboten, und geftatten nur Gegengruß, jo namentlich England 
and frankreich (Ordonnance 1 Juillet 1831; Martens, Nouv. rec. X. 1837, 
?. 380). Ein neues von den Seemächten getroffenes, auf Vereinfachung des Schiffe- 
gußes gerichteted Abkommen ift feit dem 1. Juli 1877 ing Leben getreten. 

Im Zerritorialwafler — fojern dieſe Eigenſchaft nur überhaupt anerkannt 
wird — kann jeder Staat verlangen, daß das von ihm für das Beiahren defjelben 
und die Ankunft im Hafen jeftgefeßte Geremoniell von allem fremben Schiffen be= 
obachtet werde, vorausgeſetzt, daß ein jolches nicht kränkend und erniebrigend ift. 
Völlerrechtlich anerkannt ift hier der Anſpruch, den die Kriegsmarine jedes Staates 
in ihrem eigenen Seegebiete auf den erften Gruß bat, ſowol feitens frember Kriega- 
als Privatichiffe, Flotten oder Eskladren. Der Gruß Hat durch Kanonenfchüfle und 
Flaggenſtreichen zu erfolgen, der Gegengruß erwiebert blos die Salve. Desgleichen 
wird eine Fejtung, unter deren Kanonen ein fremdes Schiff vorbeifährt, in derjelben 
Beile falutirt: fie dankt dann durch Kanonenjchüffe, es fei denn, daß der Souverän 
dort augenblicklich vefidire. Kriegsſchiffe falutiren bei ihrer Ankunft in Häfen nur 
dann, wenn fich dort Garniſon befindet; im ſolchem alle Liegt auch dem Führer 
des Schiffes die erfte DVifite bei dem Kommandanten des Plabes ob. ‚Fremden 
Souveränen, fowie ihren Botfchaftern werben, wenn fie ſich dem Hafen nähern, 
yon dem empjangenden Staate die Honneur® gemacht, wobei Lediglich defien Er- 
meſſen entjcheidet. 

tit.: Bynkershoek, Quaest. jur. publ. II, 21 (ed. 2 1751), — 3. 3. Moier, 
Ser, Abtadt. ans bem Bölterxeit, DI. (re $ ©. v. ofen, Ph Sri * IX. ar: 
X. 218; XIL 1. — Rau, Völterfeerecht, Hamb. 1802, 98 135—145. F. d. Martip. 


Serfradgtgeichäft (TH. I. ©. 545) ift der Vertrag, welcher die Beförderung 
von Gütern zur See gegen einen Entgelt (Fracht) zum Gegenitande Hat. Geichloffen 
witd derſelbe zwiſchen dem Befrachter, welcher fich den Transport der Waaren auß- 
tedingt, und dem Berfrachter (d. i. Rheder oder in deffen Vertretung Schiffer), welcher 
den Trandport auszuführen übernimmt. Der im Seeverkehr noch vorfommende Ab- 
lader ift der, welcher die Ladung Liefert. Häufig find Befrachter und Ablader diefelbe 


648 Seeceremoniell. 


einer ſolchen zuftegenden Befugniſſen außgeftattet, wie denn auch im Großen und 
Ganzen die Beftimmungen des REBG. Tit. 15 und 16 und der REtrafPD. Bd. 1. 
Abſchn. 8, 6 und 7 Anwendung finden. Das Verfahren vor dem ©. ift öffentlich 
und mündlich. Nach Schluß der Verhandlungen hat das ©. feinen Spruch über 
die Urjachen des Seeunfalls abzugeben. Dieſer Spruch ift fpäteftens innerhalb 
14 Tagen nach Schluß der Verhandlungen in öffentlicher Sigung zu publiziren. 
Dem Reichskommiſſar ift ftet? Ausfertigung deffelben zu erteilen, dem Schiffer rein. 
Steuermann, deffen Unfall den Gegenftand der Unterfuchung gebildet, mır auf deſſen 
- Verlangen. Durch den Spruch kann zugleid — doch nur auf Antrag des Reiche 
kommiſſars — dem Deutjchen Schiffer und Steuermann die Befugniß zur Aus- 
übung feines Gewerbes (dem Schiffer auch die zur Ausübung des Gteuermami- 
gewerbes) entzogen werden, wenn biefelben nach dem Grgebnik der Unterfuchung 
den Unfall verſchuldet Haben durch den Mangel folder Eigenjchaften, bie zur Aus 
übung des Gewerbes erforderlich find. Die Bejugnik kann indeß dem Schiffer reir. 
Steuermann nad Ablauf eines Jahres durch dag Reichsamt des Juneren wieder 
— werden. 
Sieb a. Bit.: Reichägelep Betz. Bi betr. Ka von Senfällen vom 27. Juli 1877.— 
Eutſch. des Oberſeeamts und der Seeämter, 1 gan 1879/80); 2b. II. peu = 
an! 


Verzeichn. d. Seeämter im Handbuch f. die” Dentfe belömarine 1880, ©. 64 a — 
ewi 


Seeceremoniell ift der Inbegriff der Förmlichkeiten, die im Schiffaverfehre 
beobachtet werden. Beftimmungen darüber zu treffen, ift zwar zunächſt Sache des 
Einzelftaat®, der entweder die Schiffe feiner Flotte mit Anweifung dieſerhalb 
verfieht, oder don fremden Schiffen, die mit ihm in Berührung kommen, die 
Beobachtung eines gewiffen Geremoniells fordert. Doch hat die internationale Ver⸗ 
kehrsgemeinſchaft der Neuzeit auch ein allgemein angenommenes Herkommen “ür 
die Ehrenbezeigungen gebildet, die ſowol bei Begegnungen auf hoher See, ala auch 
beim Befahren fremden Seegebiets zu erweilen find. Nechtlichen Charakter haben 
dieſe Aeußerlichkeiten nur injoweit, ald ihre Vernachläffigung den Charakter einer 
Beleidigung tragen, demnach eine Forderung auf Genugthuung begründen würde 
Im Uebrigen gehören fie lediglich ins Gebiet der Gourtoifie, und ihre Unterlaflung 
berechtigt höchſtens zur Erwieberung ber Unhöflichteit. Auch in der Gegemwart noch 
pflegen die Nationen einen gewiffen Werth auf derlei Formen um fo mehr zu Legen, 
je mehr darin die Machtſtellung der Staaten, das Bewußtſein ihrer Verkehr 
gemeinſchaft, die Kameradſchaft im Perſonal der derſchiedenen nationalen, insbeſondere 
Staatsmarinen zum Ausdruck kommt. — Die einzelnen Zormlichteiten des ceremo · 
niellen Schiffsverkehrs ſind verſchieden, je nachdem man ſich auf dem Fuße der 
Gleichheit behandelt oder nicht. 

Im internationalen Seeverkehr auf dem Fuße der Gleichheit kommen folgende 
Ceremonien vor: Das Hiſſen der Flagge; ſodann das Abfeuern von Kanonenſchaͤſſen, 
regelmäßig in ungleicher Anzahl, doch nicht über 21 Schüffe; für die Zahl iſt der 
Grad der Ehrenbezeigung; ſowie der Gebrauch der einzelnen Staaten beſtimmend. 
Bei vorzüglicher Ehrenbezeigung wird ſcharf geladen. Beide Förmlichkeiten, einzeln 
oder vereinigt, machen den gewöhnlichen Schiffegruß aus. Der Gegengruß ift dem 
Gruße genau entiprechend, wobei entweder Schuß um Schuß erfolgt oder erft nad 
abgegebener Salve geantwortet wird. ine geringere Anzahl von Erwiederungs 
ſchufſen wird nur dann als ftatthaft erachtet, wenn das gegrüßte Schiff fich in der 
Lage befindet, den höheren Rang des Tommandirenden Offizier, oder die höhere 
Machtftellung feines Staate zu markiren. Feierlichere Form des Schiffsgrußes it 
das Bivatrufen, in ungleicher Anzahl bis zu fieben Malen wiederholt; demnädjit 
eine Gewehrjalve, die immer vor Löſung der Kanonenſchüſſe erfolgt. Zu der Schiffe 
etiquette gehört ſodann noch das Beilegen des Schiffs, wie die Sendung eines oder 
mehrerer Offiziere zur Bifite. 
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Der ſymboliſchen Demüthigung unter die Gewalt des honorirten Schiffes oder 
Staates dient folgendes Ceremoniell: Das Flaggenftreichen durch Anziehen oder 
Reigen ber Flagge, nur bei Kriegafchiffen gebräuchlich, zur Anerfennung der Ober- 
hoheit bed geehrten Staats, oder zur Anerkennung feiner Gebietähoheit; ſowie das 
Segelftreichen,, bei Privatichiffen in gleicher Bedeutung, beftehend im Herablaffen 
der Marsſegel. Das Abnehmen der Flagge und ihre Erſetzung durch eine weiße 
tommt nur in Seegefechten vor zum Zeichen, daß das Schiff fich ergeben wolle. 

Für die Anwendung diefer Geremonien auf offener See befteht eine rechtliche 
Verpflichtung nur infoweit, als eine folche vertragamäßig übernommen ift. Indeß 
verlangt doch eine anerkannte internationale Courtoifie, daß begegnende Kriegsfahr⸗ 
jeuge ji untereinander falutiren. Insbeſondere pflegen noch in der Gegenwart 
Admiralichiffe den erften Gruß zu verlangen, dazu auch wol durch einen Schuß 
mit loſem Kraut aufzufordern. Zuerſt grüßt das Schiff, befien Führer den 
niedrigeren Rang hat; bei Ranggleichheit berjelben das unter dem Winde befind- 
liche. Kriegsgeſchwader werden von einzelnen Schiffen zuerft gegrüßt, ebenfo Haupt« 
Motten don Hülfsgeſchwadern. Auch Privatichiffe entziehen fich Kriegsfahrzeugen 
gegenüber dieſer Courtoifie nicht; doch wird die Unterlaffung bes Schiffegrußes 
ihnen nicht als Unhöflichkeit angerechnet, wenn fie im vollen Laufe begriffen find. 
Tem Fall der Begegnung auf hoher See wird der des Zufammentreffens im fremden 
Saien gleich behandelt. — Durch Verträge ift indeß mehrfach jedes internationale 
Geremoniell für Begegnungen auf offener See und im fremden Hafen befeitigt oder 
ſehr beichräntt worden. Insbeſondere Hat Rußland mehrere dahin abzielende Ver— 
träge abgefchloffen. Andere Staaten haben ihren Marinen bisweilen ben erften 
Gruß überhaupt verboten, und geftatten nur Gegengruß, jo namentlich England 
and Frankreich (Ordonnance 1 Juillet 1831; Martens, Nouv. rec. X. 1837, 
?. 380). Ein neues von den Seemächten getroffenes, auf Vereinfachung des Schiffe- 
grußes gerichteted Abkommen ift feit dem 1. Juli 1877 ins Leben getreten. 

Im Territorialwaſſer — fofern dieſe Eigenfchaft nur überhaupt anerkannt 
wird — kann jeder Staat verlangen, daß das von ihm für das Befahren defjelben 
und die Ankunft im Hafen jeftgejegte Geremoniell von allen- fremden Schiffen be— 
obachtet werde, vorausgeſetzt, daß ein folches nicht kränkend und erniedrigend ift. 
Völferrechtlich anerkannt ift Hier der Anfpruch, den die Kriegsmarine jedes Staates 
in igrem eigenen Seegebiete auf den erften Gruß hat, fowol ſeitens fremder Kriegs⸗ 
als Privatichiffe, Wlotten oder Eskadren. Der Gruß hat durch Kanonenſchüſſe und 
Flaggenſtreichen zu erfolgen, der Gegengruß erwiedert blos die Salve. Desgleichen 
wird eine Teilung, unter deren Kanonen ein fremdes Schiff vorbeifährt, in derſelben 
Beife falutirt: fie dankt dann durch Kanonenſchüſſe, es fei denn, daß der Souverän 
dort augenblidlich reſidire. Kriegsſchiffe jalutiren bei ihrer Ankunft in Häfen nur 
dam, wenn fich dort Garniſon befindet; im folchem alle Liegt auch dem Führer 
tes Schiffes bie erfte Bifite bei dem Kommandanten des Plabes ob. ‚Fremden 
Souveränen, fowie ihren Botjchaftern werden, wenn fie fi) dem Hafen nähern, 
don dem empjangenden Staate die Honneurs gemacht, wobei Vebiglich deſſen Er- 
meffen entfcheibet. 

8it.: Bynkershoek, Quaest. jur. publ. II, 21 (ed. 2 1751). — 3. 3. Moſer, 
Lem, Abhazbr. aus dem Vollerrecht, t. _ F. C. v. ofen. al. Särlhien, IX. der: 
N. 218; XIL 1. — Rau, Völkerſeerecht, Hamb. 1802, 98 185—145. F. v. Martif. 


Seefrachtgeſchäft (Th. I. ©. 545) ift der Vertrag, welcher die Beförderung 
ton Gütern zur See gegen einen Entgelt (Fracht) zum Gegenftande Hat. Geichlofien 
wird derjelbe zwiichen dem Befrachter, welcher fich den Tranaport der Waaren aus⸗ 
bedingt, und dem BVerfrachter (d. i. Rheder ober in deſſen Vertretung Schiffer), welcher 
den Transport auszuführen übernimmt. Der im Seeverkehr noch vorkommende Ab- 
!ıder ift der, welcher die Ladung liefert. Häufig find Befrachter und Ablader biejelbe 
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Perſon. Iſt es micht der Fall, fo kommt der Ablader für den Frachtvertrag nur 
foweit in Betracht, ala er Vertreter des Befrachters if. Der Vertrag bezieht ſich 
entweder 1) auf das Schiff im Ganzen, einen quoten Theil oder einen beftimmter 
Raum befjelben, oder 2) auf einzelne Güter (Stüdglter). Die Natur des Vertrag: 
ift jedoch ftets für diefelbe zu Halten. Der jog. Chartervertrag (mobei es ſich um 
Verfrachtung des ganzen Schiffe oder eines Theile reſp. Raums defielben Handelt) 
ift nicht minder, wie der Stückgütervertrag eine locatio conductio operis, nicht Sad- 
miethe (welches früher die herrichende Anficht war — Eropp in Heife’s um 
feinen jur. Abb. IT. ©. 685; Boigt im Neuen Ar. f. HR. I. ©. 225 —), 
noch ein aus Sachmiethe und Dienftmiethe zufammengejebter Bertrag (Heife, 58. 
©. 853; Pohls, Seerecht, II. ©. 399). In jedem Fall Handelt es fich nämlih 
um ein durch Sachen und Dienfte zu erzielendes Reſultat, bie Beförderung der 
Güter nach einem beftimmten Ort. Nur in dem alle würde eine Sachmiethe ar 
zunehmen fein, wo jemand ein Schiff miethet und es ſelbſt führt oder durch den 
von ihm angeftellten ober wenigſtens von ihm allein mit Anweifungen in Betren 
der vorzunehmenden Reifen und aller Einzelheiten derjelben verjehenen Echiffer rühren 
läßt. Die älteren und die heutzutage geltenden Seerechte jchreiben für den auf dat 
ganze Schiff oder einen Theil defielben bezüglichen Vertrag regelmäßig jchrütlice 
Form vor, während fie für den Stückgütervertrag eine folche gewöhnlich nicht ver 
langen. Das Deutiche HGB. fieht, wie nach ihm bei den Handelagejchäiten die 
Formlofigkeit überhaupt die Regel bildet, auch bei den Verträgen der erfteren Kategorie 
von dem GErforderniß jeder Form ab, räumt jedoch hierbei jedem der Kontrahenten 
das Recht ein, die Errichtung einer jchrifilichen Urkunde über den Vertrag (Charte 
partie) zu fordern. Außerdem hat — und zivar bei jeder Art des Frachtvertrag: — 
der Schiffer dem Ablader über die geſchehene Abladung eine Urkunde, das Konnoiit: 
ment (f. diefen Art.) außzuftellen, welche ein Empfangsbekenntniß, zugleich aber 
allein entjcheidend für bie Nechtsverhältniffe zwiſchen dem Berfrachter und dem 
Empfänger der Güter ift. 

Die Berbinblichkeiten des Verfrachters und bes Befrachters ergeben fi au 
dem Bertrage. In Srmangelung von hierauf — Beſtimmungen hat der 
Verfrachter bei Ausführung des Vertrags für die Sorgfalt eines ordentlichen Rhedere 
und Schiffers einzuftehen; der Befrachter in Betreff der Lieferung der Güter (1. 2. 
der Verpackung), wenn er Kaufmann ift, ber Srachtvertrag aljo auch für ihn rin 
Handelsgeſchäft ift, für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns; wenn er die 
nicht ift, ift für die von ihm aufzutvenbende Sorgfalt das bürgerliche Recht maß⸗ 
gebend. Das Deutiche HGB. Hat jedoch in dieſer Beziehung noch einzelne jpezielle 
Beltimmungen getroffen. Der Verfrachter hat das Schiff in feetüchtigem Zuftunde 
zu liefern und hat für jeden, aus ber mangelhaften Befchaffenheit deffelben, die bi 
gehöriger Sorgfalt zu entdecken geweſen wäre, entjtandenen Schaden einzuftchm. 
Berner darf derfelbe ohne Genehmigung des Abladers die Güter — abgejehen von 
einer nach Antritt der Reife durch Nothfälle veranlaßten Umladung — nicht in rin 
anberes, ala das im Bertrage beftimmte Schiff, auch nicht auf das Verdeck verladen 
und ebenfowenig an die Seiten des Schiffe hängen. Auf der anderen Geite bat 
der Befrachter reſp. Ablader die verladenen Güter nicht unrichtig bezeichnen, er dar 
feine Kontrebande noch Güter verladen, Hinfichtlich deren ein Ausfuhr oder, im 
Beitimmungshaten, ein Einfuhrverbot beftebt; auch Hat er bei der Abladung die 
gefeglichen Beftimmungen zu beobachten. & haftet für jeden hierbei durch fein 
Verſchulden entftandenen Schaden, und zwar nicht nur dem Verfrachter, ſondera 
allen bei dem Schiff refp. der Reife betHeiligten Perſonen. Ferner muß der Pr 
frachter auch dem Echiffer rechtzeitig alle auf die Verſchiffung der Güter bezüglich 
Papiere zuftellen. Für Verluft und Beichädigung der Giter während der Reiie 
(von der Empfangnahme bis zur Ablieferung) haftet der Verfrachter jeboch nicht 
nur, wenn bie Schuld hieran ihm beizumefjen iſt, vielmehr greifen Hier die Grund⸗ 
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ſatze des Rezeptums Platz; d. h. jeine Haftpflicht wird Lediglich ausgeſchloſſen durch 
die non ihm zu beweifende) Thatjache, daß der Schaden durch vis maior — welcher 
richt zu entdeckende Mängel des Schiffs gleichgeftellt werden — herbeigeführt oder 
dur die natürliche Beichaffenheit der Güter, namentlich durch inneren Verderb, 
Schwinden, gewöhnliche Ledage u. dgl. oder durch äußerlich nicht erfennbare Mängel 
der Verpackung entftanden ift. Bei Koftbarfeiten, Geldern und Werthpapieren tritt 
idoh bie firenge Haftung bes Verfrachters und überhaupt die Haftung beffelben 
aus dem Frachtvertrage nur dann ein, wenn die Beichaffenheit oder der Werth ber 
Süter bei der Abladung dem Schiffer angegeben war. Während nun aber bei dem 
tur dolus oder culpa verurfachten Schaden der Berfrachter für das volle Interefje 
tee Befrachters einzuftehen hat, jo hat er, wenn er, ohne daß ihm ein Verſchulden 
ur Saft gelegt und nachgewiejen, wegen Verluſt oder Beichädigung ber Güter in 
Anibruch genommen wird, nur für den Werth am Beftimmungsorte einzuftehen. 

Ser Berfrachter hat Anipruch auf Fracht nebft den etwa vereinbarten Neben- 
gebühren, ala Prämien, Kaplaken u. dgl., das etwaige Liegegeld und Erſatz der aus⸗ 
gelegten Zölle und fonftigen Auslagen. Hierfür haftet der Befrachter in Gemäßheit 
des Frachtvertrags. Allein durch die Annahme der Güter wird der Empfänger ver- 
fichtet, nach Maßgabe des Frachtvertrags oder des Konnoſſements, auf deren Grund 
die Empiangnahme gefchieht, den Berfrachter wegen feiner Anſprüche zu befriedigen. 
ind zwar haben die beiderfeitigen Leiftungen Zug um Zug zu geichehen; auch braucht 
der Verfrachter die Güter nicht früher auszuliefern, ala bis die auf benfelben 
tattenden Beiträge zur großen Havarie, Bergungs- und Hülfskoſten und Bobmerei= 
Gelder bezahlt oder fichergeftellt find. Die Güter an Zahlungaftatt anzunehmen, ift 
der Verfrachter nicht verpflichtet, mögen biefelben verborben rejp. befchädigt fein oder 
nit. Doch gilt eine Ausnahme in Betreff ſolcher Behältniffe, die mit Zlüffige 
feiten angefüllt und während der Reife ganz oder zum größten Theil ausgelaufen 
And. Ebenſo ift für Güter, die durch einen Unfall verloren gegangen find, ab» 
geichen von folchen, deren Berluft in Folge ihrer natürlichen Befchaffenheit ein— 
getreten ift, und won Thieren, die unterwegs gejtorben find, feine Fracht zu bezahlen, 
oder die etwa vorausbezahlte zurüicdzuerftatten, wenn nicht das Gegentheil ause 
bedungen war. Wegen feiner Forderungen hat der Verfrachter ein Pfandrecht an den 
Gütern, und zwar nicht nur jo lange dieje von ihm zurückbehalten oder beponirt 
ind, fondern auch noch nad) der Ablieferung, vorausgeſetzt, dab daffelbe innerhalb 
30 Tagen nach dieſer gerichtlich geltend gemacht wird, und nicht etiwa bie Güter 
ir den Befik eines Dritten gelangt find, ber fie nicht für den Empfänger befit. 
Bern der Verfrachter die Güter an den Empfänger ausgeliefert, ſo hat er wegen 
der gegen biefen ihm zuftehenden Forderungen keinen Regreß gegen ben Berrachter, 
oweit fich dieſer nicht mit jeinem Schaden bereichern würde. Dagegen fteht ihm 
in folcher zu, wenn die Güter nicht ausgeliefert, rejp. vom Empfänger nicht ab- 
genommen find. 

Der Frachtkontrakt kann natürlich durch gegemfeitige Webereinkunft der Kontra= 
benten aufgelöft werben. Doch begründen gewiffe Umjtänbe von Rechtäwegen die 
Auihebung des Frachtvertrags oder geben jedem der Kontrahenten das Recht, vom 
Dertrage zurückzutreten, ohne zur Entſchädigung des anderen verpflichtet zu fein. 
zer „rachtvertrag tritt außer Kraft, ſobald die faktiſche Unmöglichkeit eintritt, ihn 
überhaupt auszuführen in Folge des Verluftes des Schiff ober der zu transportirenben 
Güter. Jedem Kontrahenten fteht ein Rücktrittsrecht zu, wenn die juriftiche Un- 
möglichfeit eintritt, den Vertrag zur Zeit auszuführen: wenn ein Krieg (wodurch 
Schi oder Güter unfrei werben) oder Maßregeln des Völkerrechts oder öffentlichen 
Rechts (wie Embargo, Blokade, Auafuhr- reip. Einfuhrverbot u. |. w.) fich der 
Ausführung der Reife entgegenftellen; bei der Charterung eines ganzen Schiffs jedoch 
Aur, wenn das Hinderniß nicht voraußfichtlich von nur kurzer Dauer ift. Die Un- 
möglichteit Hat die angegebenen Wirkungen, mag fie vor oder nach Beginn der Reife 
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eingetreten fein. Nur ift im letzteren alle bei juriftiicher Unmöglichkeit ftets, 
faktifcher, wenn die Ausführung der Reife durch den Verluſt des Schiffe unmöglid 
geworden, und Güter gerettet find, Diftanzfracht, d. 5. ein dem Verhältniß da 
zurüdgelegten zur ganzen Reife entiprecdender Theil der Fracht (doch nur bis zum 
Werthe der gerettetn Güter) vom Befrachter zu zahlen. Auch ift, jedoch mur bei 
Befrachtung eines ganzen Schiffs, wenn das Hinderniß durch Anorbnung cing 
fouderänen Macht („Verfügung von hoher Hand“) verurfacht ift, bevor der Rüdtri 
ftatthaft, auf Befeitigung deflelben drei oder fünf Monate zu warten, je nad 
das Schiff in einem europäifchen oder außereuropäifchen Hafen fich befindet. Selb 
abgefehen von diefen Gründen ift einjeitiger Rüdtritt des Befrachters geftattet, all 
dings nur gegen Entſchädigung des Verfrachters, Fautfracht. Die Fauffracht b 
bei Berfrachtung eines ganzen Schiffs, wenn der Befrachter vor Antritt der Kai 
zurücktritt, die Hälfte der bedungenen Fracht. Außerdem Hat der Befrachter, wen 
er nach gelieferter Ladung zurhdtritt, die Koften der Ein- und Wieberausladung 
tragen, auch Liegegeld zu entrichten, foweit die Wiederausladung nicht in die Gabe: 
fallt. Nach Antritt der Reife aber Hat der Befrachter die ganze Fracht zu zahle 
und fämmtliche dem Verfrachter in Folge bes Frachtvertrags zuſtehende Anfprüd 


koſten und ſonſtigen Schäden Erſatz zu leiſten. War das Schiff zugleich auf Kid 
ladung verfrachtet, und war der Rücktritt vor Antritt der Rückreiſe erklärt, jo ba 
der Berachter ftatt der vollen Geſammtfracht nur zwei Drittel derfelben zu bezobla 
Handelt es ſich um eine in anderer Weife zufammengejete Reife, jo kommt, we 
der Beirachter vor Beginn des letzten Reiſeabſchnitis zurädtritt, von ber vol 
Fracht eine der Koſtenerſparniß und dem anderweitigen Frachtverdienſt des Bernd) 
entſprechende Quote (jedoch nie mehr, als die Hälfte) in Abzug. Bei Verjrachtun— 
eines Theild oder beitimmten Raumes bes Schiffs gelten diefelben Borjchritten, wen! 
ſämmtliche Befrachter zurüdtreten. Ebenſo, wenn ein einzelner zurlictritt, jebog 
mit der Maßgabe, daß er ala Fautfracht die volle Fracht zu entrichten dat, v 
der freilich die Fracht für eine etwaige andere Ladung in Abzug kommt, und da 
er Wieberausladung der ſchon gelieferten Güter ohne Genehmigung der übrigen 
frachter nur verlangen darf, wenn dadurch feine Verzögerung der Reife und fi 
Umiadung verurjacht wird. Der Stüdgüter-Befrachter hat gleichialle beim Rüdtit 
wenn bexjelbe vor der Abladung erfolgt, die ganze Fracht mit Abzug der etiva fi 
anderweitige Güter erhaltenen als Fautfracht zu entrichten; mach geſchehener A 
ladung ift aber feine Entſchädigungspflicht dieſelbe, wie bei dem Vefrachter ci 
ganzen Schiffs nad; Antritt der Reife; auch fann er die Wiederausladung ber Sit 
nur unter denjelben — — tie der Befrachter eines Theils des Schif 

Sſab.u. Lit.: Deutſches tanz. Code de comm. art, 27-31 
— Belg. a de com comm. L. I) Gig —— Aug. 187 Pl art. 6798. — Sewis, Deuiih 


Ser. 1.6. 182-927. — Ores aurin, Cours de droit — II. (Paris 1873 
— — ——— On Ihe law of meschen: —S ondon 1856), 
ar — Oliver’s shipping law manual (6. London 1 9), p. 7—121. — Foard 


On tbe law of merchant shipping (London 1 p. 251 464 Sewis. 


Seemannsamt (Th. I. ©. 544) iſt die Behörde, wor welcher die Ans uf 
Abmufterungen der Schiffsleute ftattfinden und welcher demgemäß auch die Au 
fertigung der Mufterrolle obliegt. Außerdem Hat dafjelbe eine Polizeigewalt un 
ſelbſt eine Art richterlicher Gewalt über die Schiffäleute, in manchen Fällen a: 
über den Schiffer. Das ©. bat Seefahrtöbücher auszuftellen, welche ein geichlict 
Erforderniß für den Eintritt in den Schiffebienft find. Es hat den Schiffsmant 
weicher nad der Anmufterung dem Antritt oder der Fortſetzung des Dienftes fi 
entzieht, zwangsweife zur Erfüllung feiner Pflicht anzuhalten, teip. au prüfen, 
etwa dad vom Schiffsmann geltend gemadjte Hinderniß denfelben in Wahrheit auf 
Stand jet, den Dienst anzutreten. Im Auslande darf ein Schiffemann, der a 
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einem geſetzmäßigen Grunde feine Entlaffung fordert, abgejehen von dem Fall, wo 
das Schiff die Flagge wechjelt, nur mit Genehmigung des ©. den Dienft verlaffen, 
mie and) der Schiffer diefer Genehmigung zur Zurüdlaffung eines Schiffemanns im 
Auslande bedarf. Das ©. bat die Beſchwerde der Schiffeleute über Seeuntüchtigfeit 
her mangelhafte Verproviantirung des Schiffs zu prüfen und für geeignete Abhülfe 
zu forgen, falls die Beſchwerde begründet ift. Es hat für die Beförderung bes ihm 
azubändigenden Nachlaffes einer auf der Reife geftorbenen Perfon der Schiffe- 
deiakumg in die Heimath derfelben, foweit die möglich ift, Sorge zu tragen, und 
deziell das S. des Heimathshafens die Aushändigung der Heuerbeträge, welche den 
erlonen ber Beſatzung eines verjchollenen Schiffs gebühren, an die Empfangaberech- 
tigten zu vermitteln. Dem ©. liegt die Unterfuchung und Entfcheidung der durch 
die Seemannsordn. auigeftellten Webertretungen (im technijchen Sinne des StrafGB.) 
Yr Schiffer und Schiffsleute (mit der jelbftverftändlichen Ausnahme der Fälle des 
83) ob, wobei jedoch dem Beichulbigten das Recht zufteht, gegen den Beſcheid 
aui gerichtliche Entfcheidung anzutragen. Das ©. hat im Inlande die nach ber 
Anmufterung über den Antritt oder die Fortfegung des Dienftes zwiſchen Schiffer 
und Schiffemann entftandenen Streitigkeiten zu entfcheiden, eine Entſcheidung, die 
verlänfig vollftreefbar ift. Im Auslande, wo dem Schiffemann (abgejehen vom 
Fall der Geltendmachung der Forderungen aus den Dienft- und Heuerverträgen bei 
einem Zwangsverfauf bes Schiffe) das Nachjuchen gerichtlicher Hülfe gegen den 
Schiffer unterfagt ift, Hat das S. auf Anrufen des erfteren in den Fällen, die feinen 
Arfgub leiden, eine vorläufig für beide Theile bindende Entſcheidung zu treffen. 
In gleicher Weife hat das S. vor welchem abgemujtert wird, über ben Anfpruch 
% Schiffemanng zu befinden, welcher eine Vergütung wegen ungerechtiertigter Ver⸗ 
fürung bei der Beköftigung jeitend des Schiffers verlangt. In allen diefen Fällen 
it ieboch der Kechtsweg vorbehalten. Endlich Kat das ©. die gütliche Außgleichung 
der zu feiner Kenntniß gelangenden Streitigkeiten zwiſchen Schiffer und Schiffemann 
Yu derjuchen. 

Als S. fungiren innerhalb der Grenzen des Deutichen Neich® die Mufterunga- 
behörden der einzelnen Bundezftaaten, im Auslande bie Deutfchen Konfuln. Die 
Aufterungabehörben find entweder beſondere Behörden, die dieſe Bezeichnung, wie 
n der Mehrzahl der Preußifchen Häfen, ober die Bezeichnung S., wie in ben 
danfeftädten und in Oldenburg führen; ober es find die Obliegenheiten berjelben 
inet anderen Behörde übertragen, jo in mehreren Hanndverſchen und Schleswig- 
Solfteiniichen Häfen und in Mecklenburg. In den Hanſeſtädten führt der Vorfteher 
ds €. den Titel Waſſerſchout. 

Gigb. m. Lit.: je Seemanndorbnung vom 27. Dezember 1872, 4 fi, 10—22, 
9, 2% fi. 52 An 101, 104—106. S Lewis, — eek, Te, 188 ff. 
E Lewis. 


Seeproteſt oder Verklarung (Franz.: rapport, Engl.: protest, Ital.: 
molto, protesto) ift die dor einer Behörde abgelegte Ausſage des 
Shifier® und der Mannjhaft über Unfälle auf der Reife, eine Art 
Beweißaufnahme zum ewigen Gebächtniffe gegenüber ber Rhederei, den 
Yadungaintereffenten und ben Affeturadeuren, gleichzeitig aber auch Rech enſchafts⸗ 
1blage. Auf der einen Seite eine Vergänftigung im Vergleich mit den gewöhn- 
hen Regeln vom Beweife, ift der S. daher andererſeits eine Verpflichtung 
des Schiffer, eventuell des im Range nächſten Schiffsoffiziers, deren Erfüllung 
war nicht Bedingung feiner Anfprüche an die Intereffenten ift, deren Nichterfüllung 
hm aber nicht nur jener Beweißerleichterung beraubt, ſondern auch für allen durch 
den Mangel veranlaßten Schaden verantwortlich macht. Ein Proteft in engerem 
sSimme if darin nur infofern enthalten, ala der Schiffer in der Regel feine Verant- 
wortlichleit fr den eingetretenen Unfall abzulehnen fucht. Smdeffen kommen hier 
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und da dergleichen bloße einſeitige Proteſte des Schiffers, wenigſtens als Vor— 
bereitung ber ordentlichen Verklarung („vorläufiger Proteſt“) vor, welche 
freilich als Beweismittel nur gegen den Schiffer wirken können. Das Allg. Deutice 
HGB. fennt nur die wirkliche Verflarung und verpflichtet zu deren unverzüg⸗ 
lichen Ablegung am erften geeigneten Orte binfichtlich aller wirklich eingetretenen 
Unfälle, fie mögen ben Berluft oder bie Beſchãdigung des Schiffe oder der Ladung, 
das Einlaufen in einen Nothhafen oder einen jonftigen Nachtheil zur Folge haben. 
Die Ablegung gejchieht unter Zuziehung der (zur Mitwirkung bei der Berklarung 
verpflichteten) Sch ifisbeſatzung, welde der Schiffer zu biefem Zwecke vollftändig 
ober doch in genügender Anzahl zu geftellen hat. Bezüglich bes Inhalts ift be 
ftimmt, daß die Verflarung einen Bericht über die erheblichen Begebenheiten der 
Reife, namentlich eine vollftändige umd deutliche Erzählung der erlittenen Unfälle 
unter Angabe der dagegen angewendeten Mittel enthalten fol. Innerhalb der 
Gebiets des HGB. ift die DVerklarung „bei dem zuftändigen Gericht‘ 
(in Preußen dem Amtsgericht) anzumelden und abzulegen. Für das Veriahren 
des letzteren beſtehen gewiſſe Vorſchriften: Der Termin zur Vernehmung wird 
vorher je nach den Umſtänden öffentlich befannt gemacht; die Intereſſentn 
tönnen der Ablegung der Verklarung beiwohnen; letztere geichieht auf der Grunt- 
lage des von dem Schiffer fchon bei ber Anmeldung vorzulegenden Journals: 
dem Richter fteht es zu, dem Schiffer und den Schiffgleuten einzelne Tragen vor- 
zulegen, auch Perfonen der Schiffsmannſchaft abzuhören, welche der Schiffer nicht 
dazu ausgewählt hat (während im Allgemeinen die Verflarung nicht als ein Kompla 
von Zeugenausfagen, ſondern als freiwillige Gefammterklärung gilt); die 
Abgehörten haben ihre Ausſagen zu beſchwören; die Urjchrift der Verhandlung 
wird aufbewahrt; beglaubigte Abſchriften find jebem Betheiligten auf Verlangen zu 
ertheilen. Darüber, in welchen Formen und vor wen die Verklarung im Aus: 
lande abzulegen ſei, iſt nichts beſtimmt. Es genügt alfo im Allgemeinen die vom 
des Ortes der Ablegung (locus regit actum). Nach dem Konfulatägefeß des Deutjchen 
Reichs können jedoch die Konjuln des Reiche Verklarungen aufnehmen, jelbit 
wenn fie nicht vom Reichskanzler zur Abhörung von Zeugen und Abnahme von 
Eiden ermächtigt find, Die Vorſchriften des HGB. über die Beweiskraſt der in 
den gejeglichen Fällen gerichtlich nach den Vorſchriften defelden aufgenommenen 
Berflarung, ſowie der in Art. 888 bezeichneten Beläge find zwar, ala mit dem in 
der CPO. — Grundſatze der freien Beweiswürdigung unvereinbar, aufgehobrn. 
Indeſſen behalten nicht nur die das Verfahren betreffenden Beſtimmungen ihre volle 
Bedeutung, ſondern es wird auch eine gehörig aufgenommene Verklarung in der Regel | 
die dadurch beurfundeten Begebenheiten der Reife beweiſen (für und gegen den Schiife 
und bie, welche für diefen verantwortlich find, 5. 3. die Rheder). Selbftverftändlic 
ift dabei vorausgeſetzt, daß die Ausfagen des Schiffer? und der Mannfchaft in den 
weſentlichen Punkter unter fih und mit dem Journal im Einklang ftehen. Nicht 
nur durch den Nachweis von Widerjprüchen und anderen die Unglaubwürbigfeit der 
Verklarung ergebenden Thatſachen, jondern auch durch den Beweis des Gegen: 
theils der durch die Verklarung beurfundeten Umftände tönnen die Beteiligten 
die Beweiskraft der Verklarung entkräften. Selbſt eine nochmalige eidlice 
Bernehmung der bei ber Verklarung beeidigten Perſonen iſt nicht ausgeſchloſſen 
Andererſeits iſt auch dem Schiffer eine nachträgliche Aufklärung dunkel gebliebene 
Thatfachen, bzw. die nachträgliche Belundung fpäter eingetretener oder belannt ge— 
worbener Thatjachen („Nachverklarung”) nicht zu verwehren. — In Frankreich— 
Holland und jelbit in England (mo ebenfalls eine geſetzliche Beweiskraft der Ver— 
Harung nicht anerlannt wird) ift der Gebrauch des ©. noch ausgedehnte. Nach 
dem Code de comm. bat der Kapitän in jedem Hafen binnen 24 Stunden auf der 
Gerichtäfchreiberei vor dem Präfidenten des Handelsgerichts, eventuell dem Friedens 
richter des Bezirks, im Auslande vor dem Franzöſiſchen Konful feinen rapport ju 
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eritatten. Bei Schiffbruch ift der Bericht vor dem Richter des Orts ober in deſſen 
Grmangelung vor einer anderen Givilobrigfeit zu erftatten und durch das Schiffe- 
volt zu befräftigen, welches darüber vernommen wird. Auch Pajjagiere follen 
vernommen werben, foweit e8 möglich ift. Außer dem {alle drohender Gefahr darf 
der Kapitän keine Waare auslaben, bevor er feinen Bericht erjtattet hat, widrigen- 
alla er fi) einer „poursuite extraordinaire* ausjeßt. In England wird der ©. 
ıı ber Regel vor einem Notar erflärt. 

Gigb. u. Lit.: Allg. Deutiches HGB. Art. 490-493, 888 gi, — Geſetz, betr. die 
Crganiakion der Bunbeötonfulate ıc. dom 8. Rovemb. 1867, EN 20. (8.9.31. ©. 197) u. 
Dienſtinſtr. f. d. —— de D. Ri v. — Juni 187 1. — Seemannsorbnung vom 27. 


ig 1872, ART — €6. zur . fd. Deutiche Reich v. 30. Jan. 1877, $ 13, Abl. 
lu. Abſ. 2 2 MOB BL S. - Ge. über die —— v. 10. Yuli 1879, 
312, 43 (R.G.Bl. ©. 197). Preuß. AG. zum Deutich Aa v. 24. April 1878, 
3 I. 2 (Gej.-Samnl. ©. )— Entid. des ROHG. X ©. 346. — Code de comm. 
art. 42-248. — Lewis, dad Deutiche Seerecht, ©. 91-100, 147, 157. — Böhls, 
Tarftellung des ee xh. IL S$ 47451 (©. 686—715.) — Jacobien, 519, 
0. — Heife, se ©. 388390. — v. KHaltenborn, Grundſ. des 2 prakt en gap. 
Zeerechts. LS 66 ©. >. 17.100); 1. 88 166-168 (©. 129-130). — Bufd, Ardiv für 
AR, XU. ©. a7ı — Pardessus, Cours de droit eu Tome U. nr. 639, 
58, 648-650. R. Rod. 


Seeraub (Biraterie, piracy), ein Verbrechen, u. in dem räuberifch ge= 
waltſamen Angriff gegen Handelsſchiffe auf Hoher See. ©. ift ein Völkerrechts- 
verhrechen ; der Seeräuber gilt ala hostis generis humani und barf nicht nur von 
den Gerichtshöfen des Landes, beffen Flagge angegriffen wurde, fondern von jedem 
jeciahrenden Staate zur Strafe gezogen werden. Auf frifcher That überwältigt, 
dari der Seeräuber fofort vom Leben zum Tode gebracht werden. Der Thatbeitand 
tes völferrechtswidrigen ©. ift nicht überall gleichmäßig beftimmt. Streitig ift, ob 
mie nach Engl. common law) gewinnfüchtige Abficht dem Angriffe zu Grunde liegen 
muß oder nicht? Die Mehrzahl der Neueren verneint. Ober ob die That auch 
von einer meuterifchen Schiffemännfchaft gegen das eigene Schiff verübt werben 
tunn? Jedenfalls können die von gültig bejtellten Kapern verübten, gegen feind- 
he oder bona fide gegen neutrale Handelsichiffe begangenen Gewaltafte nicht ala 
Z. betrachtet werden. Verſchieden von dem Völkerrechtsverbrechen des ©. ift das in 
einelnen Strafgejeßgebungen (namentlich in England und Nordamerika) vorfommenbe, 
beionders bedrohte Verbrechen des S. Die Abgrenzung des Thatbeſtandes dieſer 
beiden Verbrechensgattungen kann aber zweifelhaft werden, z. B. wenn eine im Auf- 
ftande befindliche, ala „friegführend“ von den Neutralen anerfannte Partei während 
des Bürgerfrieges den Handel zur See ſchädigt (wie während des amerifanifchen 
Bürgerfrieges). Sflavenhandel ſoll nach den Geſetzen feefahrender Nationen und 
den zu feiner Unterbrüdung abgefchloffenen Berträgen gleichialle als S. angefehen 
nerden; wo aber das Recht der Durchſuchung verbächtiger Schiffe auf Hoher See 
der fremden Flagge verſagt wird, kann auch die Beſtrafung nad; den für ©. gelten- 
den Beſtimmungen nicht praftifch werden, Auffallend ift im Vergleich zu anderen 
Geeggebungen, daß 8 4 des Deutichen StrafGB. S. nicht unter den ausländiſchen 
Zelitten erwähnt, die bejtraft werden können. Handelsrechtlich kommt der ©. unter 
der Fällen der großen Havarie zur Geltung. 

Gigb.: Franz. Bei. vom 10. April 1825. Reglement vom 12. Nov. 1806 (bezügl. des 
Verſahtens vor den Tribunaux maritimes). — United States Laws IX. 175. — Spragus, 
Law XXIV. 18, 18. — Proclamation of tbe United States President 19. A 
1:61 (U. 8. Laws XU. Ap for 1862 p. 2.) — England: V. Georg IV. c. 118; 1 April 
c. 91 (besägli des Sflavehhandeis); 1 Vier, c. 88; B & Vict. c. 26 (bezüglich der Piraterie 
und der Belohnungen ber Ehifemennfgaften wegen ber Fra den ©. S, slim Dienfte). 

unaubeldre tlich; Allg. Deutſches HER. Art. _ Stetten: 

mar. merc. a. 320, 
u Broglie, Sur la piraterie (in beffen Ecrits, III. 335). — Phillimore, Internat. 
ri —— Internat. Law, II. 150. — Wheaton, Intern. Law, 
$ 12. — Heffter, Vollerrech 104. — Esperson, Diritto diplomaties, 1. 2, 12. — 
Sareis, ins tige —E und der Wenthenhanbel, 1879. dv. Holfendorfi. 
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Seeſtraßenrecht (Rule of the road at sea, Thl. I. ©. 546) bezeichnet den 
Inbegriff der internationalen Borjchriften, welche zur Verhütung von Schiffefolli- 
fionen gegeben find. Die Aufftellung folder Vorſchriften ift durch die Thatjache 
veranlaßt, daß die Zahl der Seeunfälle durch die Anwendung der Dampikrait im 
Schiffeverfehr außerordentlich vermehrt worden ift. Worangegangen ift in bieler 
Beziehung England. Man begann (und zwar feit dem Jahre 1846) mit der Auie 
itellung gewifjer Regeln über das Ausweichen, fügte dann folche über das Führen 
don Lichtern zur Nachtzeit und über die Anwenbung von Nebelfignalen Hinzu. Zu: 
nächft nur für Dampfichiffe berechnet, wurden diefe Vorfchriften ſpäter auch au 
Segelichiffe ausgedehnt. Diefe Beftimmungen, welche die meiften anderen Staaten 
adoptirt hatten, wurden in Folge eines Uebereinkommens zwiſchen England und 
Frankreich einer Revifion unterworfen. Die hieraus hervorgegangenen Regeln über 
die Verhütung von Schiffetollifionen zur See find gegen Ende des Jahres 1862 in 
Frankreich, Anfang des Jahres 1863 in England publigirt und in den folgenden 
Jahren auch von den übrigen Seeftaaten angenommen worden, in Deutichland zuerit 
von den einzelnen Küftenftaaten, jpäter auch von Reichswegen (faiferl. Verordnung 
vom 23. Dez. 1871). In der jüngften Zeit (1876 — 1878) find auf Anregung 
Frankreich neue Vorſchriften zwifchen den Regierungen der ſeefahrenden Nationen 
bereinbart worden, und es find diefelben für das Deutſche Reich mittels kaiſerlicher 
Berordnung dom 7. Januar 1880 publizirt worden. Es wird in diejen Beitin- 
mungen den Schiffen (Dampffchiffen wie Segelichiffen) das Führen von Lichtern jur 
Nachtzeit vorgeichrieben, fowie das Geben von Signalen (mittel Dampipfeiie oder 
Tonftigen Dampffignalapparate — bei Dampfichiffen —, Nebelhorn, Glode) beı 
Nebel, didem Wetter oder Schneefall; jener wird die Mäßigung der Gefchwindig- 
feit bei ſolchem Wetter angeordnet, und endlich werden beitimmte Regeln über das 
Augweichen der Schiffe (Steuerregeln) gegeben. Das Uebertreten diefer Anordnungen 
ift in Deutſchland durch das RStraf®B. ($ 145) mit Kriminalftrafe bebroßt. 


Sieb u Bit.: Raiferl. ——— Verhutung bes —— ber Shit | 


auf Ser, v. 7. Ion. Fi , robi dur, ie Berorbnung betr. bie Sußpenfion bed Art, 10 der 
cit. Verordnung v. 6. Gebr. 1 Romberg, Das Strahenrecht auf Ser, Bremen 1870. 
— Bemwiß, Vaie erecht 1 e. 88 ff Lewis. 


Geeverfiderung. Das bedeutende Rifilo, unter welchem der Natur dr 
Sache nach die Seeſchiffahrt betrieben wird, Hatte bereits im Alterthum und im 
Mittelalter zu Rechtseinrichtungen geführt, welche darauf abzielten, die durch Ere 


fturm, Piraterie und fonftige Schiffeunfälle entftandenen Berlufte auf mehrere Jer 


fonen, die fih an dem Ausgange des Seehandelsunternehmens direkt oder indirekt 


betheiligten, zu vetribuiren und durch gemeinfames Tragen den Einzelnen wenige | 


fühlbar zu machen. Wol im Anfchluffe an derartige Einrichtungen entwidelte fd 


dag S. weſen, und zwar zuerft nicht in der Form einer Verficherung gegen Prämie, | 


fondern ala Berfiherung auf Gegenjeitigkeit; das erſte Geſetz, an welches man bie 
Entſtehung eines bejonderen S.rechts anzureihen pflegt, ein Portugiefiiches Geſetz aus 
der Zeit des Königs Ferdinand von Portugal (1867 — 1383) enthält die Ge 
nehmigung ber Errichtung einer auf Gegenjeitigkeit gegründeten Geſellſchaft von Portu: 
giefifchen Nhebern, welche fich die Entfchädigung der fie treffenden Seeunfälle gegen: 
feitig zuficherten. Die erften Spuren einer ©. gegen Prämie finden fich in den 
Ordonnanzen von Barcelona (von 1435, 1436, 1458, 1461 und 1484), dem 
Haupt-Affeturanzplage des gefammten damaligen Mittelmeerhandele. Bei den regen 
und alljeitigen Beziehungen, welche von biefem Gatalonifchen Emporion aus unter 
halten wurden, fonnte nicht ausbleiben, daß das Barceloner S.recht, ſei e8 auf dem 
Wege recipirender Gefehgebung, fei e8 ala Gewohnheitsrecht nicht blos in Italien. 
fondern auch weiterhin und namentlich in Flandern Eingang fand. In den Rieder: 
Ianben jcheint jeht bald Brügge eine hervorragende Rolle auf dem Gebiete der E. 
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geipielt zu haben; zahlreiche Rechtsfprüche des Schöffengerichts daſelbſt aus ber 
Mitte des 15. Jahrh. (1444—1470) Lafjen erfennen, daß in Brügge die Handeld« 
leute von Genua, Florenz, Lucca, Venedig und Salamanca nicht minder ald die 
von Frankreich und Flandern felbft ihre Schiffe und Ladungen gegen Seegefahr 
berficherten und welche ald Verficherer wie als Berficherte Recht nahmen vor der 
„Chambre des 6chevins des Bruges“ ; die Rajchheit der Exekution in S.jachen 
wurde beſonders für Flandern verordnet durch einen Erlaß des Herzogs 
Philipp von Burgund vom 15. Febr. 1458; einen ähnlichen Zweck verfolgte eine 
Verordnung Karl's V. vom 25. Mai 1537, während im materiellen Verficherungs- 
neien felbit die Gewohnheit nahezu ausſchließlich rechtserzeugend wirkte und ins— 
driondere die unbefchränkte Verficherungsfreiheit, der Gebrauch der Policen, die Ber- 
fierung bes imaginären Gewinne und die BVerficherung gegen Wegnahme des 
Schiffes (fei e8 Seeraub oder Kaperei oder Verfügung von hoher Sant). all dies 
ihon am Anfang bes 16. Jahıh. in freiefter Ausdehnung gewohnheitsrechtlich zu= 
üäffig, georbnet und geübt war. Dieſe S.freiheit erfuhr da, wo fie am bedeutendften 
biühte, aber auch manche Mißftände erzeugte, in den Niederlanden, die erſte Ein- 
itränfung durch ein Placard Karl’s V. vom 28. Januar 1549, in welchem, ähn- 
lich wie in Barcelona und Burgos bereit? Rechtens war, namentlich das verficher- 
bare Intereffe gefeblich Limitirt wurde. Einen merkwürdigen Eingriff in die ©., 
meiche auch im 16. Jahrh. noch wefentlich durch Gewohnheitsrecht, aus der Mitte 
des genannten Jahrhunderts Hauptjächlich durch das Coutumerecht der Anttwerpener 
Torle geregelt und fortgebildet ward, enthalten zwei Ordonnancen bes Herzogs von 
Alba vom 81. März 1569 und 27. Oft. 1570: fie verbieten für den gefammten 
Niederfänbifchen Handel die ©., und zwar deshalb, weil die verficherten Rheder die 
Auzrüftung und Bewaffnung ihrer Schiffe vernachläffigten und dadurch die Unfälle 
und insbeſondere den Seeraub indirekt jörberten und weil in das S.gefchäft felbſt 
hd) eine Menge von Betrügereien und Mißbräuchen eingeniftet Hatte; bie leb— 
Seiten Reklamationen, welche der Seehandeläftand gegen dieſe Maßregeln erhob, 
führten dazu, daß der Herzog das Verbot wieder aufhob, aber zu einer geſetzlichen 
Regelung des S.wefens überging. (Ueber die Geichichte des S.recht ſ. insbeſondere 
Rab a. a. DO.) Von da an befchäftigte fich überhaupt die Gefehgebung mit der 
E. in allen Seehandel treibenden Laͤndern, und jo fam es, daß die ©. dasjenige 
Gebiet des Verficherungsweiens bildet, welches die auaführlichfte und am jeinften 
durchgebilbete Regelung jand und befitzt (vgl. außer Reatz auch Benede, 
Icklenborg und Brandt a. a. D.), im Deutſchen Reiche in Folge der Ein- 
— (in Defterreich nicht eingeführten) fünften Buches des Allg. Deutſchen 
368. Tit. 11. 

Der Seeafjeluranzvertrag ift als bejondere Art des Berficherungsvertrags den 
allgemeinen Regeln dieſes letzteren unterworfen und bon ber Idee des Aſſekuranz- 
wis überhaupt beherricht; Hierüber f. d. Art. Berjicherungsvertrag. 

Bas den Abſchluß des S. vertrags anlangt, fo jchrieb die Gewohnheit und 
theilweiſe auch die Geſetzgebung vergangener Jahrhunderte den Gebrauch von Schrift- 
üden, ja fogar von beftimmten PBolice-Formularen für die Abſchließung des Rechtg- 
gihätts der S. vor (3. B. die Ordonnance von Philipp II., gegeben zu Brüffel 
am 31. Oft. 1568, Kap. II. u. III); für diefe Papiere waren früher die Namen: 
„carta à scriptura de la seguretat“ ober „seguretats“ (Barcelona 1435) oder 
-“dule d’asseurance“ , lettre d’asseurance“, von 1468 an ſchon „police d’asse- 
wranee“ gebräuchlich. Die ung überlieferten Policen (3. B. in der eben erwähnten 
Crdomnance, die Policen (brieven van assurantie ende versekerheyt) von Antwerpen 
und Hamburg, ferner die formula assecurationis, welche Benvenuto Straccha, Traet. 
de assecurat., 1569, auß der anconitanifchen Seehandelspraxis 1567, mittheilt) 
bieten anſchauliche Bilder von den Einzelheiten der ©. damaliger Zeit. In den 
heutigen Rechten ift der Abichluß des S.vertrags nicht mehr an die Erfüllung einer 

d. Holgendorff, Enc IL Rechtälegifon II. 8. Aufl, 42 
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Formvorſchrijt gebunden (vgl. Entf. des ROHG. Bd. II. ©. 85 und die dort 
Eit.), doch ift der Verficherer verpflichtet, eine von ihm unterzeichnete ſchrütliche 
Urkunde (Police) über den Verficherungsvertrag dem Verficherungsnehmer auf befien 
Verlangen auszuhändigen. Die Police fann an Orbre geftellt werben und ift dann 
durch Indoffament übertragbar. Ueber die Policen ſ. d. Art. Polize und die dort 
cit. Lit. Ebenda ſ. die Begriffe: „taxirte“, „vprläufig tarirte” und „offene Police“. 

Den S.vertrag fchließt der DVerficherungsnehmer mit dem Berficherer (Ber 
ficherungagefellichaft) ab, gleichviel ob Grfterer Rheder ober Befrachter ober eine 
dritte Perfon ift; denn der Verficherungsnehmer kann entweber fein eigenes Interefie, 
nämlich dag Intereſſe, welches er jelbft daran hat, daß Schiff oder Ladung bie Ge 
fahren der Seeſchiffahrt beftehe, oder daB Intereſſe eines Dritten zum Gegenftande 
der Verficherung machen; erfteren Falls liegt eine „Verficherung für eigene Rednung“, 
nämlich des Verficherungsnehmers, letzteren Falles eine „Verfiherung für fremde 
Rechnung“ (und zwar mit oder ohne Bezeichnung ber Perſon des Verficherten) vor, 
ja e8 kann im Vertrag auch unbeitimmt gelaffen werben, ob bie Berficherung für 
eigene oder für fremde Rechnung genommen wird (für Rechnung „wen es angelt‘). 
Grgiebt ſich bei einer Verficherung für Rechnung „wen ed angeht“, daß biefelbe für 
fremde Rechnung genommen ift, jo fommen die Vorjchriften über die Werficherumg 
für fremde Rechnung zur Anwendung. 

Die Berfiherung gilt ala für eigene Rechnung des Verficderungsnehmers ge: 
ſchlofſſen, wenn der Vertrag nicht ergiebt, daß fie für frembe Rechnung ober für 
Rechnung „wen e8 angeht“ genommen ift. 

Die Verficherung für fremde Rechnung ift jedoch für den BVerficherer nur dam 
verbindlich, wenn entweder der Berficherungsnehmer zur Eingehung derſelben von 
dem Berficherten beauftragt war, oder wenn der Mangel eines ſolchen Auftrag: 
von dem PVerficherungsnehmer bei dem Abſchluß des Vertrags dem Berficherer an: 
gezeigt wird; ift die Anzeige unterlaffen, jo fann der Mangel des Auftrags dadurch 
nicht erjegt werden, daß der Verficherte die Verficherung nachträglich genehmigt; in 
die Anzeige erfolgt, fo ift die Verbindlichkeit der Verficherung für den Verſicherer 
‚von der nachträglichen Genehmigung des BVerficherten nicht abhängig. 

Gegenstand der ©. kann nad) heutigen Rechten jedes in Geld ſchätzbare Inter 
effe fein, welches Jemand daran Hat, dab Schiff oder Ladung die Geiahren der 
Seeſchiffahrt befteht, insbeſondere können verfichert werden: Das Schiff (entweder 
im Ganzen — Gascoverfiherung — oder in einzelnen Schiffeparten), bie Fracht 
(in älteren Rechten von der BVerficherung ausgeichlofien, ein Verbot, zu deffen Um 
gehung man fich der polices d’honneur bediente), die Ueberfahrtsgelder (vgl. Entid. 
des ROHG. Bd. VII. ©. 309, XVII. ©. 342), die Güter (Gargoverficherung), dir 
Bobmereigelder, die Havereigelber, andere Forderungen, zu deren Dedung Schin. 
Fracht, Ueberfahrtägelder oder Ladung dienen (nicht aber die Heuerforberungen), die 
zu verdienende Provifion (3. B. eines abfendenden Kommiffionärs), bie von dem 
BVerficherer übernommene Gefahr (S. ala Rückverſicherung) und der vor der An- 
kunft der Güter am Beltimmungsorte erwartete Gewinn („imaginäre Gewinn‘). 
In Folge der Zulaffung der Verficherung dieſes letzteren Intereſſe ſowie der der 
Provifion erfährt das fonft im Verficherungsrecht geltende Verbot der Neberverficherung 
eine eigenthümliche Modifikation: Bei ber Verficherung von Gütern ift der imagi- 
näre Gewinn oder die Provifion, ſelbſt wenn der Verſicherungswerth der Güter tarirt 
ift, als mitverfichert nur anzufehen, ſofern es im Vertrage beftimmt ift. 

Iſt im Falle der Mitverficherung des imaginären Gewinns der Verficherunge 
werth tarirt, aber nicht beitimmt, welcher Theil der Tare auf den imaginären Ge 
winn fich beziehe, fo wirb angenommen, daß zehn Prozent der Zare auf den imagi- 
nären Gewinn fallen. Wenn im Falle ber Mitverficherung bes imaginären Gewinns 
der Berficherungswerth nicht taxirt ift, fo werden ala imaginärer Gewinn zehn 
Prozent des BVerficherungswerthes der Güter ala verfichert betrachtet. 
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Dieſelben Beftimmungen gelten auch im falle der Mitverficherung ber Provifion 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der zehn Prozent zwei Prozent treten. Iſt der 
imaginäre Gewinn oder die Provifion jelbftändig verfichert, der Verſicherungswerth 
jedoch nicht tarirt, jo wird im Zweifel angenommen, daß die Verficherungsſumme 
zugleich ala Taxe des Verficherungswerths gelten foll. 

Immerhin aber bleibt der Sat in Kraft: Vie Verficherungsfumme kann den 
Lericherungöwerth nicht überfteigen und joweit dies troßdem ber Fall ift, hat bie 
Lerfiherung keine rechtliche Bebeutung ; folglich befteht auch für die ©. das Verbot 
der Ueberverficherung in Kraft, und es handelt fich nur darum, die Feftftellung des 
Verficherungswerthes gejeßlich zu regeln, was burch eine Reihe von Ginzelbeftim- 
mungen in den Heutigen Geſetzen (4. B. Art. 790—807 des Allg. Deutſchen H6B.) 


eht. 

Auch die Doppelverſicherung iſt verboten: Wird ein Gegenſtand, welcher be— 
reits zum vollen Werthe verfichert iſt, nochmals verfichert, jo hat die ſpätere Ver- 
fiderung infoweit feine rechtliche Geltung, als der Gegenftand auf diefelbe Zeit und 
gegen dieſelbe Geiahr bereits verfichert ift. 

Iſt durch die frühere Verficherung nicht der volle Werth verfichert, jo gilt die 
Wätere Verficherung, infoweit fie auf Diefelbe Zeit und gegen biejelbe Gefahr ge 
nommen ift, nur für dem noch nicht verficherten Theil des Werths. 

In gewifien Fällen (Art. 798 des Allg. Deutichen HEB.) hat jeboch die nach⸗ 
’olgmde S. troß der früheren Berficherung Geltung und andererfeit Hat die fpätere 
Verſicherung, nicht aber die zuerft genommene Geltung, dann nämlich, wenn bie 
frühere Berficherung für fremde Rechnung ohne Auffrag, die fpätere dagegen von 
dem Berficherten jelbft genommen wird, fofern in einem ſolchen alle der Ber- 
fiderte entweder bei Gingehung der fpäteren BVerficherung von der früheren noch 
mdt unterrichtet war ober bei Eingehung ber jpäteren Berficherung dem Berficherer 
anzeigt, daB er die frühere Verficherung zurückweiſe. 

Verboten und ungültig find alle Berficherungen, denen nicht ein wirkliches 
Interefje zu Grunde Liegt, fondern die nur um der Verſicherung jelbft willen ab- 
geichloffen werden und durch die BVerficherung felbft zu Gewinn führen follen; bie 
jog. Wettaffeluranzen, man bezeichnet ſolche Verficherungen auch ala „polices 
dhonnenr“ (f. Lewis, a. a. O. ©. 177 Anm. 8). 

Abgeſehen von derartigen zwingenden Borfchriften der Geſetze bemißt fich Recht 
und Pflicht der S. nach den Vereinbarungen der Kontrahenten, in deren Ermange- 
fung die dispofitiven Beitimmungen des Gejees in Anwendung zu bringen find. 
3u den Bertragavereinbarungen find aud) die von einer oder mehreren S.gefell- 
iheiten aufgeftellten ftatutarifchen Beftimmungen zu rechnen, denen ſich ber Ver⸗ 
Aiferunganehmer bei Abſchluß der ©. unterwirit; fo auch die „Allgemeinen S. be⸗ 
dingungen der Norddeutſchen Seepläge“, vom Jahre 1867, revibirt im Jahre 1875; 
über diefe |. Lewis, a. a. O. S. 175 und Entfch. des ROHG. Bd. II. ©. 88, 
dgl. Bd. IX. ©. 228. 

Dem Verficherungsnehmer Liegt vor Allem die Erfüllung der im Geſetze näher 
nomirten Anzeigepflicht ob: er Hat bei dem Abjchluffe des Vertrags dem DVerficherer 
alle ihm bekannten Umftände anzuzeigen, welche wegen ihrer Erheblichkeit für Die 
Veurtheilung der von dem Verficherer zu tragenden Gefahr geeignet find, auf den 
Entihluß des letzteren, fich auf den Vertrag überhaupt oder unter denſelben Be- 
fimmungen einzulaffen, Einfluß zu üben. (Man vgl. in diefer Hinficht die Entſch. 
des ROHS. Dh. II. ©. 32, VII. ©. 3894, XVI. ©. 57 ff., 75 ff) Wird diefe 
Verpflichtung nicht erfüllt, jo ift der Vertrag für den Verſicherer unverbindlich, 
gleichwol aber gebührt diefem in ſolchem Kalle die volle Prämie: fie ift hier als 
geiehliche Privatftraie und theilweiſe wenigftens ala Erſatz bes Interefſe am Ber- 
tagszuftandefommen anzufehen. Die Anzeigepflicht befteht fort während bes ganzen 
rauies der Verficherung und dehnt fich auch auf den Verficherten auß, welcher 
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nicht Verficherungsnehmer ift; insbeſondere muß jeder Unfall, fobald der Ver— 
fiderungsnehmer oder der Verficherte, wenn biefer von der Verficherung SKennmik 
hat, Nachricht von dem Unfall erhält, dem Verficherer angezeigt werben, wibrigen- 
falla der DVerficherer befugt ift, von ber Entſchädigungsſumme den Betrag abzuziehen, 
um welchen diejelbe bei rechtzeitiger Anzeige fich gemindert hätte. 

Außer der Anzeige ift die Zahlung der Prämie bie wichtigſte Berpflichtung 
des Berficherungsnehmers; die Prämie ift, fofern nicht ein Andere vereinbart iit, 
fofort nach dem Abſchluß des Vertrags und wenn eine Police verlangt wird, gegen 
Auslieferung der Police zu zahlen. 

Wenn aber bei der Verficherung für fremde Rechnung der Verficherunganehmer 
zahlungsunfähig geworden ift und die Prämie von dem Verficherten noch nicht er 
halten Hat, fo kann ber DVerficherer auch den DVerficherten auf Zahlung der Prämie 
in Anjpruch nehmen. 

Auf den DVerficherten, welcher nicht Berficherungsnehmer ift, Iaftet, wie erwähnt. 
ebenfalls die Pflicht zur Anzeige und zur Prämienzahlung; zudem entipringt aus 
dem Weſen der Berficherung überhaupt und der S. insbeſondere für ihn die Ber 
pflichtung, die thatfächlichen Verhältniſſe, von denen der Vertragsſchluß ausging und 
die der Vertrag vorjah, möglichft aufrecht zu erhalten und jedes policewibrige Ber 
halten, in&bejondere jede Abweichung (Deviation) von der policemäßigen Fahr: 
(voyage convenue, ghedestineerde, gheasseureerde voyage, wie fie in älteren 
Niederländifchen Ordonnancen beißt) thunlichft zu vermeiden; wird, bevor die 
Gefahr für den Berficherer zu laufen begonnen bat, eine andere Reife angetreten, 
fo ift der BVerficherer bei der Verficherung von Schiff und Fracht von jeder Hartung 
frei, bei anderen Berficherungen trägt der Verficherer die Gefahr für die ander Reife 
nur dann, wenn die Veränderung ber Reife weder von dem Verficherten noch im 
Auftrage ober mit Genehmigung defjelben bewirkt ift. 

Wird die verficherte Reife verändert, nachdem die Gefahr für dem Verficheret 
zu laufen begonnen hat, fo haftet der Verficherer nicht für die nach der Verände- 
rung der Reife eintretenden Unfälle. Er haftet jedoch für dieſe Unfälle, wenn die 
Veränderung weber von dem Verficherten noch im Auftrage oder mit Genehmigung 
befjelben bewirkt oder wenn fie durch einen Rothfall verurfacht ift, es fei denn, daß 
ber Letztere in einer Gefahr fich gründet, welche der DVerficherer nicht zu tragen hat. 

Das Geſetz Hält jeboch die Pflicht des Verſicherers in gewifſen Ausnahmeiälien 
aufrecht, namentlich wenn ber Schiffer zur Deviation durch das Gebot der Menid- 
lichkeit genöthigt war. 

Die mweientlichfte Pflicht des Verficherers ift die Zahlung der Berficherunge- 
funme nach Maß der Vereinbarung und der wirklichen eingetretenen Schädigung 
aus der übernommenen Gejahr; er trägt alle Gefahren, welchen Schiff ober Ladung 
während der Dauer der Berficherung (in alter ©. ogni caso di mare, ogni cas 
portevole fortuito distastro sinistro impedimento et caso sinistro etc.) ausgriegt 
find, foweit nicht durch die befonderen Eingelbeftimmungen ber Geſetze (z. B. Art. 
825 des Allg. Deutichen HGB.) oder durch Bertrag (3. B. durch bie Klauieln 
„frei von Kriegsmoleſt“ — Art. 852 —, „nur für Seegefahr" — Art. 853 —. 
„Tür behaltene Ankunft” — Art. 854 —, „rei von Beichädigung außer im Stran- 
dungsfalle“ — Art. 855 —, „frei von Bruch außer im Strandungsfalle* — Art. 
856 des Allg. Deutſchen HGB. —) ein anderes beftimmt ift. Von derartigen 
Ausnahmen abgejehen, trägt der Verficherer insbeſondere die Gefahr der Elementar- 
ereigniffe und der fonftigen Seeunfälle, felbft wenn dieſe durch das Verfchulden eines 
Dritten veranlaßt find, ala: Eindringen des Seewaflers, Strandung, Schiffbruch. 
Sinten, Feuer, Erplofion, Blitz, Erdbeben, Beichädigung durch Eis u. ſ. m.; er 
trägt ferner die Gefahr des Krieges und der Verfügungen von hoher Hand (ricge- 
moleft, worunter auch die Kaperei fällt, ſowie Embargo, Blofade u. dgl.), iemer 
die Gefahr des Zufammenftoßes, dann die des Diebſtahis, des Seeraubes, der Plün: 
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derung und fonftiger Gemwaltthätigfeiten („Revier- und Türkengefahr“, in der Nieder- 
ländiichen Verordnung von 1549 „thegens de Schotten oft ander zeeroovers“), 
nach Deutjchem Seerecht auch die Gefahr der Baratterie (Anredlichkeit oder fonftiges 
Verihulden einer Perſon der Schiffsbeſatzung jelbft (während das Franzöſiſche und 
Spaniiche Recht diefen Haftjall ausfchließt, das Englifche, Holländiiche und Nord» 
amerifaniiche Recht ihn eingefchränft annehmen), ferner gewiſſe Gefahren des Arreftes 
und der Berbodmung. Die Gefebgebung umgrenzt den Umfang der Gefahr und 
die folgeweife vom Berficherer übernommene Zahlungapflicht eingehend für die ein- 
xinen Fälle der S. Vgl. Art. 824— 857 des Allg. Deutſchen HGB.; über 
Umiang des Schadens ſ. Art. 858—885, über Bezahlung des Schadens Art. 886 
bis 898. 

Eine jeerechtliche Eigenthümlichkeit findet fi) im Falle eines präfumtiven oder 
Attiven Totalverluftes, nämlich der Abandon bei Berfchollenheit oder Duafiverfchollen- 
beit eines Schiffes. Bereit? ehe das Schickſal eines verficherten Schiffes definitiv 
jur Kenntniß der Berficherungsinterefjenten gelangt ift, kann die Verficherungsfumme 
fällig werben; ber Verficherte ift nämlich befugt, die Zahlung ber Berficherungs- 
fumme ‚zum vollen Betrage gegen Abtretung (Abandonnirung) der in Betreff 
des verficherten Gegenftandes ihm zuftehenden Rechte in folgenden Fällen zu ver- 
langen (Abanbon): 

1) wenn dad Schiff verfchollen ift (wann Dies angenommen werden dürfe, 
wird in gejeßlichen Beftimmungen genau angegeben), und 

2) wenn der Gegenftand der Verficherung dadurch bedroht ift, daß dag Schiff 
ver die Güter unter Embargo gelegt, von einer Friegführenden Macht aufgebracht, 
aui andere Weiſe durch Verfügung von hoher Hand angehalten oder durch See— 
täuber genommen und während einer Friſt von ſechs, neun ober zwölf Monaten 
Be freigegeben find, je nachdem die Aufbringung, Anhaltung ober Nehmung ge- 
chehen ift: 

a) in einem europäifchen Hafen ober in einem europätfchen Meere ober in einem, 
wenn auch nicht zu Europa gehörenden Theile des Mittelländifchen, Schwarzen oder 
Wom’ihen Meeres, oder 

b) in einem anderen Gewäffer, jeboch dieffeit des Vorgebirges der Guten Hoff- 
zung und des Kap Horn, oder 

c) in einem Gewäffer jenfeit des einen jener Vorgebirge. 

Die Friften werden von dem Tag an berechnet, an welchem dem Verficherer 
der Unfall durch den Verficherten angezeigt ift. 

Die Abandonerklärung muß gewiſſen geſetzlichen Erforderniſſen entſprechen (Allg. 
Zeutſches HGB. Art. 868 ff.) und ift unwiderruflich. 

Der Verficherte hat, um den Erfah eines Schadens forbern zu fönnen, eine 

Schadensberechnung („Andienung des Schadens“) dem Berficherer mitzutheilen, „ber 
Schade muß dem Derficherer fofort angebient werben“ (vgl. Entich. des ROHG. 
VO. XV. S. 122 ff); die Berechnung muß mit geſetzlich eriorderten Belägen ver- 
fehen fein, über deren Beweiskraft nunmehr im Deutfchen Reiche (nad; Aufhebung 
des Art. 889 des Allg. Deutſchkem HGB. durch $ 18 des EG. zur EBD.) das 
freie richterliche Ermeflen entjcheidet. 
Eigenthümlich find die Folgen ber Thatfache, daß das verficherte Objekt gar 
nicht der Gefahr ausgeſetzt wird, im Falle der Riftornirung. Unterbleibt nämlich 
die policemäßige Reife gänzlich, wird die Unternehmung, auf welche die Verficherung 
fih) bezieht, ganz oder zum Theil von dem Verſicherten aufgegeben, oder wird ohne 
kein Zuthun die verficherte Sache ganz oder ein Theil derjelben der von dem Ber- 
ficheret übernommenen Gefahr nicht ausgeſetzt, ſo kann die Prämie ganz ober zu 
dem verhältnigmäßigen Theil bie auf eine dem Verſicherer gebührende Vergütung 
zuridgefordert oder einbehalten werden (Riftorno). 
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Die Vergütung (Riftornogebühr) beſteht, fofern nit ein anderer Betrag 
vereinbart oder am Ort der Verficherung üblich ift, in einem halben Prozent der 
ganzen ober des entiprechenben Theils ber Derficherungsfumme, wenn aber die Prämie 
nicht ein Prozent der Verficherungsfumme erreicht, in ber Hälfte der ganzen oder 
bes hans Theils der Prämie (vgl. Art. 899 — 905 bes Allg. Teut- 
fen 

Endlich fieht das Seehandelsrecht eine beitimmte Verjährung der Nechte aus 
der ©. vor; die Berjährungsfrift beträgt fünf Jahre, deren Lauf mit dem Ablauf dei 
legten Tags des Jahres, in welchem die verficherte Reife beendigt ift, und bei der 
Berfiherung auf Zeit mit dem Ablaufe des Tags, am welchem bie Verficherungs- 
zeit endet, beginnt. Wenn das Schiff verfchollen ift, fo beginnt die Verjährung mit 
dem Ablaufe de8 Tags, an welchen die Verſchollenheitsfriſt endet (an. Deuljches 
HGB. Art. 910). ea fünf Jahre j. Code de comm. art. 


an Ang. © Nass HOR. Du Bud V. Tit. 9 (Art. —— ge de comm. 
liv. U. tie 10. — Frei B. II. tie 9; Portu 16h U. 8; Stalien. IL 8; 
— Rıujf . Schiffehtz 


Hollänb. ı 9 u.11.9; Schwed. (erenska ajölag) 881 
Set v. 1781, Rap. 10. — Brafil. Codigo —e — 
Bilhelm Benede’s en des Seeaſſekura mereiveiend. Bol 
Ban im und zeitgemäß umgearbeitet von Vincent Priv 7 2. ga 1851, 185% — 
8, Darflelung ded Geenfleturangrechts, 2 Bb., Hamburg 1832, 1834. — 9. Tedlen- 
nn. % ffiem des Seeverficherungsweſens vos ber Mate * —* ſowie Pi Bremer 


und Hamburger Aflelurangbedingungen u. |. w.,, Bremen 1862. ea, Sehiät, des 
Seeverfiherungsrechte, Theil I, —S I Ordonnancen de duc d’Albe 
sur les assecurances maritimes 9, 1570, 1571, Bruxelles Brandt, 
Neber Geeverfii Sant 1877; aus bem Rommig, überfept von at „Er! &, in ben 
Annalen bed mmten —— un hpazat, Leipzig 1878. — —— 
the law of marine ne edition avid\ Denclachlan: M. A 2 volumes, 
London 1877. — ®. Lewis (2 —— Seat, Bd. IL, Leipzig 1878, ©. gar 
308—404, u. bie bort cit. Rechtafprüche u. Bit. Ga reit. 


Seewarie iſt eine durch Geſetz vom 9. Januar 1875 errichtete Reichsanttalt, 
„welche die Aufgabe hat, die Kenntnik der Naturverhältnifie des Meeres, joweit 
diefe für die Schiffahrt von Intereſſe find, fowie die Kenntniß der Witterungs- 
erſcheinungen an ben Deutjchen Küften zu fördern und zur Sicherung und Erleichte- 
rung des Schiffahrtsverkehrs zu verwerthen.“ Letzteres geichieht aber nicht mur durch 
periodiſche Bekanntmachung der aus den Beobachtungen über den meteorologiichen 
Zuſtand der Atmofphäre gezogenen, fr die Navigation wichtigen Refultate, ſowie 
durch regelmäßige telegraphifche Verbreitung von Mittheilungen über ben augen 
bfielichen Zuftand der Atmofphäre und unverzügliche Veröffentlichung folcher Wahr 
nehmungen, welche einen gejahrbrohenden Witterungsumfchlag erwarten Lafien; ſon⸗ 
dern auch durch Prüfung und Berichtigung der auf Schiffen gebräuchlichen, für die 
Sicherheit der Fahrten und die Zuverläffigkeit der Beobachtungen wichtigen Inftrus 
mente, durch Bearbeitung der verfchiedenen Seewege in Segelbanbbüchern,, durch 
Ausarbeitung tationeller Segelanweifungen für beftimmte Fahrten auf Bitten rin 
zelner Schiffer u. |. w. Die ©. hat ihren Si in Hamburg und ift der Admimlität 
unterftellt. Sie hat an den geeigneten Küftenpuntten die erforderlichen Dienftitellen, 
nämlich: 1) Agenturen, welche ben Verkehr zwiſchen der ©. und den Schiffen und 
Rhedern zu vermitteln und die Interefien der ©. wahrzunehmen haben; 2) Beob— 
achtungaftationen, die durch Anftellung meteorologifcher Beobachtungen das Material 
liefern, welches die Grundlage bildet zur Ausübung der praktifchen Wetterprognoie, 
fowie zu den wiflenfchaftlichen Unterfuchungen; 8) Signalftellen, welche die Auigabe 
haben, die ihnen von der ©. zugehenben Sturmwarnungen befannt zu machen, aud) 
durch eigene Beobachtungen und durch den Verkehr mit den Seefahrern zur Ver— 
vollfommnung der Sturmwarnungen beizutragen. 

Gigb.: Reichögeich, betr. d. Bla ©, v. 9. San. 1875. = Ballet, Verordn., betr. den 
Geſchaftokreis, bie Einrichtung und bie ewaltung der Deutichen S. 26. De. 1875. — 


Verzeichniß der Dienfiftellen der S. im Handbuch f. d. Deutſche ——E— ea # 
ewi 
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Seewurf (Thl. I. ©. 546) liegt vor, wenn durch den Schiffer oder auf defien 
Geheiß zum Zwecke der Errettung von Schiff und Ladung aus einer gemeinjamen 
Seegejahr Güter, Schiffetheile, Zubehör oder Geräthichaften über Bord geworfen 
werden. Schon das von den Römern rezipirte Rhodiſche Geſetz fchrieb vor, daß 
beim S. die Eigenthümer des geretteten Schiffs und ber geretteten Güter den Eigen- 
tfümern der geworfenen Güter verhältnißmäßigen Erſatz zu Ieiften hätten. Das 
Inftitut ericheint jeßt als ein all der daraus ſelbſt im Laufe der Zeit erwachienen 
großen Havarie. Ein ©. ift nur dann ftatthaft, wenn die Errettung von Schiff 
md Ladung von einer Erleichterung bes erfteren, welches zu finfen droht, auf einer 
Sandbanf feftfigt uw. j. w., abhängt. Dagegen ift auch für das Franzöfiſche Recht 
unpraftiich die Beitimmung des Code de commerce (art. 410), daß ber Kapitän 
über die Rothwendigkeit der Mafregel den Rath der Ladungsinterefienten, wenn fich 
iolche an Bord befinden, wie der principaux de l’6quipage einholen joll. Als große 
Hadarie erfcheinen bei einem S. und find demgemäß Gegenftand der Entichädigung 
nicht nur die geworjenen Sachen, fondern auch die mittelbar durch den ©. ver« 
enlaßten Schäden, vorausgeſetzt daß zwiſchen letzteren und dem erfteren ein Kaufal- 
neue befteht, wie 3. B. der Schaden, welcher den Gütern durch das Wafler, das 
in die behufs eines ©. geöffneten Luken einftrömt, zugefügt, welcher in Folge ber 
Störung der Stauung herbeigeführt wird, welchen der Schiffskörper durch das 
Riederiallen eines gefappten Maſtes erleidet. Der S. führt nach Deutichem Gee- 
teht nicht zu einem Anfpruch auf Entjchädigung, wenn davon betroffen find Güter, 
weiche auf Deck geladen waren; über welche weder ein Konnoſſement ausgeſtellt ift, 
neh das Manifeft oder Ladebuch Auskunft giebt; Koftbarkeiten, Gelber oder Werth- 
bapiere, welche dem Schiffer nicht gehörig Degeichnet find; eine in ber Natur der 
Sache begränbete Ausnahme, welche fich, allerdings mit. mandjen Ausnahmen, auch 
in den fremben en findet. 

Sigb. m. Lit.: Deutiches HEB. Axt. 708 in Berbind. mit 702, Art. 710.— York and 
Antwerp Bules 1 und 3 vgl. Lewis in Goldſchmidt's Bir. XXIV. ©. 5ilff. — 
Code de comm. art. 400, 410-429, — Maclachlan, On the law of merchant shipping 
(? ed. London 170 2. 615 ss. — Arnould, On the law of marine insurance @. 
London 187%), II. p. ss., 801 88. — Courcy, "Questions de droit maritime, I. (Paris 1877) 
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Era, IL6& 
* Pierre, & 1504 zu Paris, 1549 avocat gen. au Parl., iss 

Pres, a mortier, befämpfte die Prätenfionen Roma bei dem Streit zwiſchen Juüus III. 
und Heinrich II., widerſetzte ſich der Einführung der Inquifition, F 1580. — Sein 
Sohn Antoine, 1552—1626, avocat gén. unter Heinrich IIL., ließ 1591 eine 
Vulle Gregor’s ZIV. vom Parlamente verurtheilen als entgegen ben libertes gallicanes, 
1597 Pre. & mortier. — Sein Entel Pierre IM., 1588 — 1672, Intendant de 
Gayenne, Garde des Sceaux 1633, Chancelier 1685, Fondateur - Protecteur de 
TAcadömie frangaise, hatte Theil an Abiafjung des Code Louis, 

Ségnier, Ant. Louis, 1726—1791, avocat gen. au Parl. 1755 — 1771, 
174—1790, Membre de V’Acad. 1757. 

rare er von Mercuriales, Plaidoyers, R£quisitoires, Discours academiques. Sein Eloge 
par L ortalis, Paris 1806 (Moniteur des 5, 6, 7 janv. 1806). 

til: Geudry, "Hist. du barreau, I. 222, 28, 24; II. 2388-24. — Michaud. — 
Sergent, Poötes du palais, 1878, p. 124. Teihmann. 

Geidenftider, Joh. Ant. Ludw., 5 23. XI. 1760 zu St. Andreasberg 
'Cberhayg), Habilitirte fich in Göttingen, wurde 1804 orbentl. Prof. in Jena und 
Hoirath, 1816 pe, a pannov 1 30. X. er 

ae nrilten: Geil d. ——— d. J. 1796, ®ött. 1797, ragmente, berg 
ger —— de Napoidan, Zäb. 1808. — Sit. des — eonifchen Recht 


8it.: Günther, — en, Jena 79. — Güldenapfel, ——* 
Univ, nn. . 114. ff. —— eld, Pen der Univ. Göttingen, eh 158 
Zeigmann. 
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Sekundo⸗ und Tertisgenituren haben den Bivel, die zweite, bzw. dritte 
Linie einer Yamilie auszuftatten zum Erſatz dafür, daß ber Hauptflamm des 
Familienvermögens ala Fideilommiß oder Stammgut ber erften Linie vorbehalten 
ift. Eine Bereinigung der Objekte der Sekundo- und Primogenitur in Giner 
Hand kann nur dann eintreten, wenn aus ber beftifteten Familie nur nod ein 
einziges fucceffionsfähiges Glied vorhanden ift. Diefe Bereinigung dauert jo lange, 
bis wieder mehrere Linien entftehen. Im Webrigen fann das Verhältniß zwiſchen 
Primo» und Sekundogenitur verfchieben beftimmt fein. In der Regel gelangen die 
Defcendenten des Stifter aus ber eriten Linie nicht zur Succeffion in das Objekt 
ber Sefundogenitur, fo lange noch ein anderer vom Stifter entiprofener Mann: 
ftamm vorhanden ift. Geht die zweite Linie aus oder wird fie burch Erlöſchen 
der ihr vorangehenden zur erften. Linie, jo kommt die dritte Linie (munmehr die 
ameite) in ben Befig der Sefundogenitur. Die Stiftung kann aber auch in ber 
Art eingerichtet fein, daß die Sefundogenitur bei einer Theilung der erften Linie 
aus ber zweiten in dem neugebildeten Nebenarm der erjten überjpringt. Die An- 
wenbung ber oben bargeftellten Grunbjäße der Primogenitur auf die Sefundogenitur 
ergiebt fich von jelbft; ebenfo läßt fich nach dem Gefagten das Berhältniß einer 
etwaigen ZTertiogenitur zur Sekundogenitur beurtheilen. Vgl. im Uebrigen den Ar. 
De 
ist fie n Sieh ie :d Salsaun a Fe Echte Bon Ben dtien — u. 

ikommiſſen, — ildner ideitommi ſe, — 
ron Defterr. DEB. $ 625. u T PR Base 


Selbſthülfe. Gigenmächtige Geltendmachung eines Rechte. Im Verhältniß 
ber Staaten zu einander noch allgemein als legitim und als die normale Form 
der Befämpfung bes Unrecht zu betrachten. Im Bereiche des internen flantlichen 
Lebens dagegen nimmt fie neben der georbneten Rechtsverwirklichung durch die 
Organe des Staates in der Hauptjache eine fubfidiäre Stellung ein: fie erſcheint 
im Allgemeinen nur dort als zuläffig, wo jene Höhere Form ber Rechtävermit- 
lichung fi) als unanwendbar darftelt. Im Einzelnen ift hier die dejenfive und 
die aggreifive ©. zu unterjcheiden. 

Die defenjive ©., d. i. die eigenmächtige Abwehr eines rechtswidrigen 
Angriffe, ift überall innerhalb gewiſſer, jedoch verſchieden beftimmter Grenzen ge 
ftattet. Im Allgemeinen ift zu bemerken, daß es dabei auf eine Verſchuldung aut 
Seiten des Angreifer? nicht anfommt. Entſcheidend ift vielmehr, daß der Angrif. 
feinen objektiven Merkmalen nach, ſich als ein rechtswidriger darftelle.. Jene Eub: 
fidiarität be Nechts der S. aber kommt darin zum Ausbrud, daß eim „gegen: 
wärtiger“ rechtswidriger Angriff vorausgejegt wird. C& gilt dies auch für die S. 
dem Amtsmißbrauch gegenüber. Das Nähere gehört in die Lehre bon der Nott: 
wehr und dem Nothftande und von dem erlaubten Widerftande gegen die Staat 
gewalt. ©. die betreffenden Art. 

Die aggreffive S. Bon ber Geltenbmachung don Anfprücden civiltat- 
licher ober öffentlich-rechtlicher Natur ift Hier die auf Erlangung einer Genugtäuung 
für erlittene Sränfungen gerichtete zu unterjcheiden. Die letztere erjcheint in der 
Regel (vgl. indeffen die SS 199 u. 233 des RStrafGB.) als ftrafbar. Es gehört 
hierher bie Herausforderung zum Zweikampfe. Die erftere intereffirt Hier fpezieller. 
Diejelbe kann die verfchiedenften Yormen annehmen, je nach der Natur des Rechte, 
um deſſen Verwirklichung es fich handelt, und der Mittel, welche dem Berechtigten 
hierzu dienlich jcheinen. So kann fie die Form eines Angriffs gegen die perjönliche 
Freiheit des Schulbners ee oder die eines Eingriffs in die VBermögensjphän 
des Ießteren ıc. Sie ift (vom Völkerrechte abgejehen) nur innerhalb enger Grenzen 
fanktionirt. Aus dem Civilrechte gehört insbeſondere die, übrigens ſehr verſchieden 
normirte, eigenmächtige Pfändung hierher. Außerhalb diefer Grenzen zieht fie möglicher: 
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weile Privatitrafen nach fih. So nach dem „decretum divi Marci“ des Röm. 
Rechts. Hinfichtlich deffen heutiger Anwendbarkeit vgl. den Art. über daſſelbe. 
Mit Unrecht hat man angenommen, daß die Strafen dieſes Gejehes durch das EG. 
zum RXStrafGB. ausgeſchlofſen worden feien. Unter Umftänden zieht die aggreffive 
©. öffentliche Strafen nach ſich. Hinfichtlich derjelben find verfchiedene Syfteme 
zur Anwendung gelangt. 

Einige Gejehgebungen (Baden 279, Württemberg 200; vgl. Sadjien 247) 
nämlich behandelten die ©. ala ein felbftändiges Delitt. Als deſſen Gegenftand 
it das Intereſſe an der geordneten Verwirklichung bes Rechts zu betrachten. Die 
gewählten Mittel kommen hier, je nachdem fie den Formen jchwererer oder Leichterer 
Delikte entiprechen, ala Strajerhöhumge- oder Strafminberungsgründe in Betracht. 
Zies Beriahren ift prinzipiell korrekt. Man hat jedoch dagegen geltend gemacht, 
dab es manche Fälle in das Bereich des Strafrechts hineinziehe, bezüglich welcher 
ein praktifches Bebärnik Hierzu nicht vorliege. Mit Rüdficht auf diefen Einwand 
hat man das Fragliche Delift unter die „Antragsverbrechen“ eingereiht, bamit aber 
ein Auskunftsmittel gewählt, das mit der Natur des unmittelbar gegen ein dffent- 
liches Intereffe gerichteten Delikts nicht im Einklang zu ftehen jcheint. 

Andere Gejegebungen Tennen die S. ald eine bejondere Berbrechensart nicht. 
Eie überlaffen & dem Richter, die Strafbeftimmungen über andere Delikte zur 
Anvendung zu bringen, falls die S. im einzelnen alle deren Merkmale annimmt. 
Zeigt fie folche Merkmale nicht, jo bleibt fie ftraflos. Diefen Gejehgebungen hat 
fh unfer RStrafGB. angejchloffen. Nach ihm kann 3. B. unter Umftänden Dieb- 
fahl vorliegen (f. hierüber den Art. Diebftahl). Zahlreiche Formen der aggreffiven 
€. aber bleiben nach ihm ſtraflos. So die eigenmächtige Realifirung von Rechts- 
enfprüchen in ben Formen der Erprefiung oder des Betrugs, oder durch Entwendung, 
Unterihlagung ober Raub des Gegenftandes der Forderung. Uebrigens ift das 
Verhalien des StrafGB. Hier nicht konſequent. Man hat fich bei der Herftellung 
defielben über die uns befichäftigende Frage feine deutliche Rechenſchaft gegeben. 
Allgemein jällt die S. unter das Straſgeſetz, wenn fie ſich unmittelbar gegen die 
Periönlichkeit richtet. Wer 5. B. die Erfüllung einer Forderung durch Gewalt oder 
geiahrliche Drohungen herbeiführt, macht fich des fuhfibiären Verbrechens gegen bie 
dreiheit (RStrafGB. 8 240) jchuldig. Der Umftand, daß es ſich um die Geltend- 
madung eines Rechts handelt, ift Hierbei ala ein Schuldminderungsgrund zu berüd- 
fihtigen. Das Gleiche gilt in Bezug auf die Störungen des öffentlichen Friedens 
RStraiB. 88 128 ff.) ꝛc. 

Sigh.: RStrafGB. 88 58, 52, 54, 113, 117, 240. -- Defterreich Sy 82, 98, 81. — 
Ungarn 79, 163 f — Preuß. Allg. ER, Einl, 88 77 ff.; Th. J. Tit. 14 414 ff. 
8it.: S. d. Lit. zu den oben erwähnten Artikeln. A. Merkel. 


Selbſthülfeverkauf (fo namentlich das ROHG. und das Reichsgericht) oder 
Vertaufsſelbſt hülfe (jo Thöl und Endemann). Iſt der Käufer mit der Em- 
diangnahme der Sache im Verzug, fo entiteht daraus für den Verkäufer weder eine 
Leriung von feiner Verbindlichkeit, noch ein Rücktrittsrecht; e8 kann für den Ber- 
fäufer von Intereſſe fein, daß das obligatoriiche Verhältniß betr. bie Aufbewahrung, 
Fürſorge für die Sache auch nicht in der Loferen Weiſe fortbeftehe, in welcher ber 
Verzug bes Käufers dafjelbe jortdauern läßt (Mommifen, Mora, ©. 306; Wind« 
icheid, Band., 4. Aufl. $ 346); er will der Sache entledigt fein. Eine Klage 
aut Abnahme wird jelten zufiehen (Mommijen, Mora, ©. 134, 307; Zeitfchr. 
1. d. gefammte HR. von Goldſchmidt ıc. XXI. ©. 567). Das Gem. Recht 
gewährt dem Berfäufer drei Mittel: gerichtliche Niederlegung, Verkauf, Preiögeben 
der Sache (Windſcheid, $ 346). Wejentlich in Uebereinjtimmung hiermit fteht 
das Sachſ. BEB. SS 756 ff. 

Das Allg. Deutihe HGB. Hat dieſes Nechtöverhältniß Für das Gebiet des 
Sandeltaufes in Art. 348 jelbftändig geftaltet, und zwar dahin: 
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„Iſt der Käufer mit der Empfangnahme der Waare im Berzuge, jo kann ber 
Verkäufer die Waare auf Gefahr und Koſten des Käufers in einem öffentlichen 
Lagerhaufe ober bei einem Dritten nieberlegen. Gr ift auch befugt, nach vorgängiger 
Androhung die Waare öffentlich verfaufen zu laſſen; er darf, wenn bie Waare einen 
Börfenpreis oder einen Marktpreis hat, nach vorgängiger Androhung den Berfauf 
auch nicht öffentlich durch einen Handelsmäkler oder in Ermangelung eines ſolchen 
durch einen zu DVerfteigerungen befugten Beamten zum laujenden Preife bewirten. 
Sit die Waare dem Berberben ausgeſetzt und Gefahr im Verzuge, fo bebarf es ber 
dorgängigen Androhung nicht.“ 

„Bon der Bollziehung des Berlaufs hat der Verkäufer den Käufer, foweit cs 
al fofort zu benachrichtigen; bei Unterlaffung ift er zum Schabenserfage ver- 
pfli 

Das Preisgeben (1.1. 12, 14 D. de per. et. comm. 18, 6; Mommfen, Bor, 
©. 308) ift befeitigt; das Niederlegen (Thöl, H.K. 8 268; v. Hahn, Kommentar, 
I. 272; Keyßner zu Art. 343, Nr. 7) ſcheidet Hier von ber Erörterung aus. 
Vorausſetzung für die ©. ift Verzug des Käufer? mit ber Empfangnahme ber 
Waaren; bierunter ift, ganz unabhängig von der nach den verfchiebenen Landesgeſetzen 
zu beurtheilenden juriftifchen Tradition, das thatjächliche Anfichnehmen auf die Ab 
fiejerung zu verftehen ; fofern die Waare beim Verkäufer Ingert, das Räumen ; foren 
die Waare zugejendet wird, und zwar, obwol nach Allg. Preuß. ER. I. 11 $ 128 
Die Webergabe mit der Abfendung als vollzogen gilt, die Abnahme vom Fracht⸗ 
führer (Enti. des ROHG. IV. 16, IX. 81, XII. 57). Stellt ber Käufer die 
abgelieferte Waare (Art. 347) zur Verfügung, jo entfteht auch Hier eine Annahme: 
weigerung und bie Berechtigung zum ©. (Erf. des Reichögericht® vom 6: März 1880 
in Gruchot's Beiträgen XXIV. 1091). Der Verzug (f. den Art. Mora) ift nad 
Landesrecht zu prüfen, und ift die Anmahmeweigerung ganz unabhängig von der 
Zahlung des Kaufpreiſes (Art. 354), Tann fogar troß erfolgter Zahlung vorliegen 
(Entih. des ROHG. IX. 81). Der Annahmenerzug bat eine Realoblation 
nicht unbedingt zur Vorausfegung (Mommfen, Mora, 133 ff.), vielmehr dari & 
als genügend bezeichnet werben, wenn der Käufer, ſobald der Zeitpunkt ber Lieierung 
gefommen, dem Käufer kundgiebt, daß er bereit und im Stande fei zu liefern, und 
biergegen die Annahmeweigerung erklärt wird, ober bei bereits erflärter Annahme: 
weigerung nicht die Bereitwilligfeit zur Annahme zu erkennen gegeben wirb (Xi. 
bierüber bei Keyßner, Kommentar zum HGB. zu Art. 343 Nr. 4). Hat der 
Käufer über die Waaren dem Verkäufer noch nähere Aufgaben zu machen, 3. 2. 
über Geftaltung, ſowie Verpadung u. dgl., und Iehnt er dies ab, fo Tonftatirt 
fich Hiermit der Annahmeverzug (Catch. des ROHG. XV. 146). Die Form des ®. 
tft zur Sicherung des jäumigen Käufers gefetzlich beſtimmt; nur ein Verkauf unter | 
Innehaltung ber beftimmten Formen ift ein ſolcher, welchen der Berkäufer dem 
fäumigen Käufer gegenüber ala für defjen Rechnung geichehen, geltend machen kann. Tie 
Formerfüllung hat der Verkäufer zu beweiſen; die Verabſäumung derſelben kann nicht mit 
dem Nachweis der negotiorum gestio (f. diefen Art.) entfchuldigt werben (Entic. 
des ROHG. VIII. 104, 377; XIX. 92; des Reichsgerichts I. 358) ; dagegen ift nit 
außgefchloffen die durch Umftände erforderte andere Verkaufsausführung (Entich. des 
ROHG. XI. 58, 177; XI. 59; XVI. 326). Durch Handelsgebrauch (Art. 1 es 
HGB.) kann die Verkaufsform nicht abgeändert werden, auch kommen erleichternde 
Beitimmungen bes Lanbesrechts gegen das Reichsrecht nicht in Betracht; dagegen 
ift es den Parteien unbenommen, den Verlauf anderweit zu regeln (Keyßner, 
Kommentar zu Art. 343. Nr. 9; Deutfche Jur. Zeitung 1879, 810). Durch den 
Annahmeverzug ift nur die Zeit ‚beftimmt, von welcher ab der ©. zuftändig if: 
behält ber Verfäufer die Wanre auf Lager, fo Tann er fich nachträglich zum ©. ent: 
ichließen, doch darf hierbei nicht eine Benachtheiligung des Käufers zu Tage treten; 
wobei jeboch zu beachten, daß aus dem Berzuge in der Zahlung des Kauipreiſes 
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Art. 354) ein ferneres Recht zur ©. erwachien kann. Auch mit der Niederlegung 
der Waare wird S. nicht ausgeſchlofſen; ebenjowenig die Klage auf Vertragserfüllung 
Entich. des ROHG. XXIU. 19). Der Verkäufer ſoll dem fäumigen Käufer den 
S. vorher anbroben, wobei es jedoch der Angabe bes Berlaufstermind, ob dffent- 
lich oder wicht verkauft werben ſoll, nicht bedarf (Entich. des Reichsgerichts I. 5); 
ywiihen Androhung und Realifirung muß ein folcher Zeitraum Liegen, daß dem 
Räufer eine ben Umftänden nach ausreichende Frift bis zum Verkaufe bleibt, um 
die erforderlichen Maßregeln zu treffen behufs Schadensabwendung, ſei e8 durch 
Abnahme oder durch Hinwirken auf guten Berkauf (Entih. des ROHG. XIX. 
194), Durch die Weigerung, die Waaren anzunehmen, wird die Berkaufsandrohung 
nicht erledigt (Emtich. des ROHG. XIX. 294; des Reichsger. I. 310). Sit die 
Boare dem Berderben ausgeſetzt und gleichzeitig Gefahr im Verzuge, jo ift bie 
Verlauſsandrohung nicht formelles Vorerforderniß. Ueber den Ort der Verkaufsſelbſt⸗ 
Hilfe hat das Gele wegen Verfchiedenartigkeit der Fälle nicht Beftimmung getroffen. 
Öemeinhin wird ber Verkauf dort flattfinden, wo der Annahmeverzug bes Käufers 
fh bethätigt; ber Regel nad) am Erfüllungsort ; jofern dort feine Verkaufsgelegen- 
keit, 3. B. weil fein Marktort, obwol die Waare eine marktgängige, ift die Waare 
um Darktort zu jchaffen; wird vor Abfendung die Annahme verweigert, jo kann, zur 
Vermeidung zweckwidriger Belaftung mit Transportkoſten, der Verkauf am Abjendungs- 
ort gefchehen (Entſch. des ROHE. V. 174, XIV. 422; Senner und Mede, 
Samml., VI. 235; Zeitſchr. 5. d. geſ. H.R. XXIII. 583; Keyßner, Kommentar, 
2. 347). Der ©. muß diejenigen Waaren betreffen, mit deren Annahme der 
Ränfer in Verzug ift; beim Spezieskauf Liegt dem Verkäufer Beweis der Jdentität, 
beim Genuskauf Liegt der Beweis ber gefeßmäßigen und vertragsmäßigen Eigen- 
idaiten ob (Emtich. des ROHG. XV. 149, XXIV. 88; Rhn. Archiv XXVO. 
1). Daß der Berfauf mit allen verabredeten Klaufeln ftattfinde, ift nicht 
nethiwendig; die Waare darf verkauft werden, wie fie verfäuflich, d. h. markt⸗ 
gängig iſt (Entich. des ROHG. X. 372). Steht dem Käufer über die Waare 
ach ein Wahlrecht zu, jo wird die noch zu fertigende Waare (Spezifitation bei 
Ziabeiſen) mit diefem Wahlrecht verkauft (Entich. des ROHG. XV. 146, XVIH. 
336, XXII. 5; Zeitſchr. ſ. d. gef. H.R. XXI. 635; Römer, Abhandl. aus 
dem Röm. Recht, Handels» und W.R., ©. 132). Der öffentliche Verlauf muß 
belannt gemacht werden nach den für Öffentliche Verfteigerungen geltenden örtlichen 
Lorkhriften, abgehalten unter allgemeiner Zugänglichteit durch einen für öffentliche 
erfteigerungen obrigfeitlich Angeſtellten Keyßner, Kommentar zu Art. 311 
8. 3). Der öffentliche Verkauf erfordert feine gerichtliche Mitwirkung ; das nahm 
cuch der oberfte Oeſterr. Gerichtähof (Adler und Clemens, Samml., III. 424, 
4) an, ift jedoch, ohne feine frühere Rechtſprechung zu beachten, zur entgegengejehten 
Anfiht übergegangen (Erk. v. 17. Novbr. 1880; Wiener Jur. Blatt, 1881, ©. 23). 
Letrefiend die Waaren, welche einenBörfenpreis oderMarktpreis haben, ſ. dieſen 
At. Durch das Erjorderniß, daß dieſe Waaren nur zum laufenden Preife ver- 
tauft werben follen (vgl. Keyß ner, Kommentar zu Art. 311 Rr. 6) wird für den 
Käufer ber Preis gefichert. Den rechtlichen Bedenken gegenüber (Gol dſchmidt, H.R., 
1.26. 945; Anſchütz und v. Völderndorff, III. 181, 278) ift der Verkäufer 
der Waare ala Käufer bei der Verkaufsſelbſthülfe anerkannt (Zeitich. f. d. gef. H.R. 
XVI. 234, XXIII. 598; Entſch. des ROHG. IV. 20). Die unterlaffene Mit 
teilung von der Verkaufsvollziehung macht ſchadenserſatzpflichtig, ohne jeboch die 
Geltung ber fonft gehörig vollzogenen Verkaufsſelbſthülfe zu berühren. Für den Fall, 
daß der Käufer mit der Zahlung bes Kaufpreifes im Verzuge und die Waare noch 
nicht übergeben ift, giebt Art. 354 des HGB. dem Verfäufer das Wahlrecht, 

ing des Vertrages nebft Schadenserfat wegen fpäterer Erfüllung zu verlangen, 
Oder die Waare im Wege der Verkaufsſelbſthülfe für Rechnung des Käufers zu ver— 
faufen, oder vom Vertrage zurückzutreten, gleich als ob derſelbe nicht geichloffen worden. 
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fimerd. Die Gemenreötice Praxis Hatte denfelben ımter dem Einfluß 
der Kirche zu einem Delikte geftempelt. Wan beftrafte den vollendeten S. nadı 
Verichiedenheit der Umftände mit fchimpflichem oder mit ftillem (ohne kirchliche 
Geremonien ftattfindenden) Begräbnifie, den verfuchten arbiträr mit Gerängnik. 
Verweiſungs⸗ ober anderen Strafen. In der neueren Zeit ift man von ber Be 
ſtrafung ſowol des vollendeten, wie bes verfuchten S. abgekommen (jedoch nicht 
in England und Amerika), mit Ruckficht theils auf ihre praktiſche eg 
und Zweckwidrigkeit, theils auf den Umſtand, daß in den meiſten Fi 
die Zurechnungsfähigteit als eine problematifche erſcheint, theils enblich mit u 
fiht auf die Schwierigkeiten einer rechtlichen Begründung dieſer Beftrafung vom 
Standpunkte de modernen, durch veligiöje und fpezififch«moraliiche Geſichtspunktt 
nicht mehr beberrfchten, Rechtes aus. — Mehrfach fanden fich indeß in der neueren 
Geſetzgebung befondere Strafbeftimmungen in Betreff der Beihülfe zum S. Baden 
drohte Hier Gefängniß oder Arbeitshaus; Ungarn bedroht Anſtifter und Gehülten 
mit Getängniß, im Falle des ſog. Amerikanifchen Duells aber mit Staatsgefängnit 
($ 283). Abgeſehen von folchen befonderen Borfchriften ift die Beihülte zum S. 
nicht zu beftrafen, was in der (Franz., Oeſterr. ꝛc.) Praris jedoch nicht unbejtritten 
ift. Gleiches gilt in Betreff der Anftiftung, infofern nicht die zur Anwendung ge 
brachten Mittel (Drohungen, Mißhandlungen ꝛc.) den Zhatbeftand eines Berbrechen: 
gegen. Bu ——— Freiheit oder & en bie —— Itz herftellen. 
v. Wächter, Revifion der Ra vom S., %. Merkel. 
"eo erftiimm: . Der Einzelne in Ge "ante Einzelnen ver⸗ 
pflichtet, jo lange er Yebt. Wenn fich derſelbe ſelbſt verftämmelt, fo verlegt er 
zunächſt dadurch Pflichten gegen fi ſelbſt und Andere. Der Staat ftraft jedoch 
nur dann die S., wenn dieſe in ber Abficht geichieht, fich zum Militärbienfte un- 
tauglich zu machen oder durch künſtlich hervorgebrachte Gebrechen ſich dem Dienſjte 
zu entziehen. Hier iſt der wehrpflichtige Selbſtverletzer Subjekt und zugleich Gegen- 
ftand der Uebertretung, deren rechtliches Objekt die Militärpflicht darftellt (Deutichee 
Straf6B. $ 142). Wehrpflicht ift Hier gleichbedeutend mit gefehlicher Verpflichtung 
zum Militärdienfte (ReichSmilitärgefeg vom 2. Mai 1874, 88 10, 11, 18, aud 
Gef. über den Landfturm vom 12. Febr. 1875). Der Waffendienſt ift bie prin 
zipielle Verrichtung, die anderen militärifchen Dienftleiftungen die eventuelle. Ee 
genügt die Untauglichmachung fürlebtere. Nach dem Preuß. Strafgeſetz verwirkte derjenige 
die Strafe des Gefängniffes nicht unter einem Jahr und zeitiger Unterfagung der Ausübung 
der bürgerlichen Ehrenrechte, wer fich vorjäglich durch ©. oder auf andere Weile zu dem 
Militärdienfte untauglich macht oder untauglich machen läßt. Die Strafbarfeit wird da⸗ 
durch nicht außgefchloffen, daß der Schuldige zu militärifchen Nebendienftleiftungen, außer 
dem eigentlichen Waffendienfte, befähigt geblieben ift; auch ift die Herborbringung 
einer dauernden Untauglichkeit nicht nothwendig. Der Thäter wird nach vollftredter 
Strafe zu demjenigen Militärdienfte abgegeben, zu welchem er noch tauglich be 
funden. Nach der Preuß. Militär-Erjaginftrultion vom 9. Dez. 1858 $ 54 waren 
Militärpflichtige und Nefruten, welche der vorjäßlichen S. wegen beftraft worden. 
im alle der Arbeitsfähigkeit ohne Kückſicht auf fonftige Zurüdftellungagrände zur 
Ableiftung der gefehlichen Dienftpflicht in eine Arbeiterabtheilung einzuftellen. Rac 
dem Oeſterr. Wehrpflichtgejege vom 5. Dezbr. 1868 8 47 ift jeder Wehrpflichtige, 
welcher der borjäglichen Selbftbeichäbigung überwiejen wurde, imfofern er zu irgend 
einer Dienftleiftung im Here oder in der Kriegamarine noch tauglich ift, dahin 
abzuftellen und bat zwei Jahre über die geſeßzliche Liniendienftdauer zu dienen. 
Hat die Abgabe zum Militärdienfte auch bei ſolchen Individuen zu geſchehen, brı 
welchen wegen eingetretener Verjährung von dem Verfahren abgelafjen wurde? In 
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Defterreich wurde diefe Frage bejaht. Selbftverlegung aus Unbedachtfamteit ift 
ausgeichloffen. Nach dem Defterr. Mil.Straf&B. begeht das Verbrechen der Selbft« 
beihädigung, wer nach abgelegtem Dienfteide durch Verftümmelung feines Körpers 
oder durch gefliffentliche Hervorbringung einer Krankheit zum Militärdienfte ſich 
Fee zu machen und dadurch feine Entlaffung zu bewirken trachtet. Die 

ihmere Kerkerſtrafe richtet fich nach dem Erfolge. Nach außgeftandener Strafzeit 
iR auszuſprechen, ob die betreffende Militärperſon noch zu irgend einer Dienftleiftung 
bei einer Heeresanſtalt geeignet fei. Bei gänzlicher Dienftuntauglichteit bes Selbjt- 
beichädigerß tritt die Nebenftrafe der Stellung eines Erjahmannes ein. Die jakul- 
tatie Androhung der Ehrenfolgen rechtfertigt fich bei diefem Delikt durch bie Er⸗ 
wägung, daß dafjelbe nicht immer aus ehrloſer Gefinnung, fondern auch aus Rück- 
Achten für hulfsbedürftige Eltern ꝛc. begangen werde. Sachſen jaßte dieſes Delikt aus 
dem Gefichtspunkt einer ſtrafbaren Hinterziehung ber Leiftung der Militärpflicht auf. 
Ber fh durch Spiel, Trunk, Müßiggang erwerbsuntauglich macht, verfällt dem 
5861, 3.5 des Deutſchen Straf®B., infofern er mittels der Selbftbeichäbigung 
ihm obfiegende Unterhaltungspflichten verletzt. 


siogn Bit.: v. ee akuten Hanbb., III. alſchner, — d. Strafr. 
rn — 18 — Keller, Militärfträfgefep, 1873. — veukiia — 1 8. — Oppen⸗ 
dv. Hellborff, en der — sent 865, ©. _ Pugelt, 

ung, 1868, — ne Deutſches Militär 


ull, x Beicke der ir Ballen ern 
Arafgeieh, 1872. — Dagegen omm. über dad hart B., . 685. — Komm. der 
gs, v. —— ©. 365 ff. — Gerichtsſaal, 1857, ir I ubner, Oefterr. 
itärftrafgeiee, 1878. ablberg. 
Selchow, Joh. Heinrich Ehrift., 5 1732 in der Mark Brandenburg, 
nurde 1757 ordentl. Prof. in Göttingen, 1764 Beifiter der Juriftenfafultät, 1770 
Sorath, F 1795. 
Schriften: Elem. antiquit. jur. Rom. publ. et priv., Gott. 1756. — we Bi: er 
wir. per Germ. obtinentis, An rg — goning 1767. — Mer juris] 
Je 5 2. Hannov. 1762, 8. 1795. — Pehiake 
v.BR., Bött, 1758, 17 1.— Safran. SEN an Irina ts, Gött. 1764. — 


Electa jar. publ. et bril teut hen R:gelh., Gött. 1775. — 
Einl, 5 Be riefen fenitapren Reıngo 1778—1789. — Mag. fi h ae NR. und Geld, 
Gött. Lemgo 1779. 

kit: Pütter, IL 2—24. Teichmann. 


Selden, John, 5 1584 zu Salvington (Suffer), trat mehrfach im Parla⸗ 
mente gegen die Regierung auf, wurbe ‚‚weimal gefangen gejeßt, ſaß 1640 im langen 
Yarl., 7 1654. „Gloria Britanniae. 

Gäriften: History of tithes, that is the practice g£pe, ie) Tier! of them, 1618, 1680.— 
Mare dlausum sive de dominio maris libri duo, 1636. — istorica ad ad Fietam. — Notes 
on Forteseue. — De uxore ebraica 8. de nupt. et Aion. ex jure civ. i. e. divino et 
talmudico, Lond. 1646. — De jure nat. et gentium — discipl. Ebraeorum, London 
140; Argent. 1665. — Table Talk, 1689. — Opera, Lond. 1726. 

fit: Binvias, “ Rem —5 — * I 107—114. — Gessner, 
I des neutres, 1865, 14. — Sqh ulte, le te, ID. b 271. — Franck, Les 
tformateurs et Püblicisten de l’Europe, 17. siecle, Paris 1881. — Calvo, (8) I. 89. 

Zeihmann. 

Cell, Georg Wild. Aug., 5 1804 zu Darmftabt, wurde 1880 Privat- 
dozent in Gießen, 1884 Prof. in Zürich, 1841 in Gießen, + 25. III. 1846. 

— Neber daB Recht bed correus debendi * bem anderen correus, ee 
180. —— * Geb. d. Civilrechts —A——— — Ab. in ber 
Givifredh vd. Linde, IU. — mit feinem Bruber en Sell 
bie nareten hit. u. dogm. Bearb. d. Röm. — Braunſchw. 

db. Deutjchen, Bd. XXIV. ©. 201, 202. Teihmann. 

Sell, Karl, & 20. VII. 1810 zu Darmftadt, Bruder d. Vor., ftudirte in 
Giehen und Heidelberg, habilitirte fi) 1834 in Gießen, bald außerorb. Prof. daf., 
1839 als orbentl. Prof. nad; Bonn berufen, 1854 Geh. Suftigratß, Ai = VII. 1879. 

Schriften: De condictionibus quaestiones duse, Darmst. 1894. Die Recuperatio 
der Römer, Braunichto. 1837. — De juris Rom. nexo et mancipio, Brunsr. 1840. — Röm. 
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Sehne, er —— nebſ — von den gingt. Rechten überhaupt (1834), Bonn 185% — 
ogalvecht der Römer, Bonn 187 
ie: Gebächtnißrebe von H. von Deden (in „Bonner Zeitung” Nr. 213 v. 6. Ang. 
879) Teihmann 


Gemeca (Zemete, Job. Teutonicus), fiudirte in Bologna umter A, 
wurde Propft in Goslar, dann in Halberftadt, jcheint in Bologna gelehrt zu haben, 
rt 1245 ober 1246. 

Er ſchriebz Glofſen zu Gratian's Dekret, u. Rompil. IV. 

Lit: Schulte im Ziſchr. f. Kirchenrecht XVI. 107—182. Zeihmanı 

Seminarien (kirchliche) (Th. I. ©. 626, 628, 648, 649). Das Amt 
von Trient verpflichtet die Bifchöfe in ihren Didzefen bei ber Kathedrale ober un 
einem anderen geeigneten Orte Lehranftalten (seminaria) zu errichten, in denen 
ehelich geborene Knaben, vorzüglich armer Eltern, vom zwölften Lebensjahre ab dir 
nöthige Unterweifung in allgemeinen Wiſſenſchaften der Theologie, ſowie in * 
Vornahme — Funktionen behufs der Vorbereitung für den Prieſterſtand em— 
pfangen ſollen, — eine Anordnung, bei welcher das von Ignaz von Loyola —* 
Deutiche Collegium in Rom ala Mufter gedient Hat, und deren Zweck die Iſolirung 
der flerifalen Bildung gegenüber dem neu erwachten wiflenfchaftlichen Geiſt war. — 
Fur die Errichtung und die Unterhaltung der ©. kann der Biſchof unter Einholung 
des Rathes zweier Domberren, von denen er den einen, das Domlapitel den andem 
beftimmt, und zweier Mitglieder des Stadtklerus, deren eines durch den Bilde, 
das anbere aber durch ben Klerus gewählt wird, ben Benefigien und Fabriken de 

Diözefe, von feiner eigenen mensa episcopalis anfangenb, eine Abgabe (seminaristicun. 
alumnaticum) auferlegen. Können auf dieſe Weile nicht die erforderlichen Mittel 
befchafft werben, fo braucht blos für bie ganze erzbifchöfliche Provinz ein S. er⸗ 
richtet werben. — Die Anordnungen über die Eintheilung ber Klaſſen, die Gegm: 
ftände und Methode des Unterrichts, ſowie die Anftellung der Lehrer ſteht dem 
Biſchof u welcher dabei zwei ältere und angefehenere Kanonifer ala Beirath zu⸗ 
ziehen fo 

In Deutfchland find indeffen diefe Vorſchriften des Konzils von Trient jat 
gar nicht ausgeführt worden, die hier beftehenden Priefter- (auch Klerifal-) S. dienm 
vielmehr nur ber praftifchen theologifchen Ausbildung folder Kandidaten, welde 
ſchon die wiffenfchaitlichen theologischen Studien vollendet haben. Die allgemeine 
BVorbildung erhalten diejelben dagegen in den fog. Knaben⸗S. — in denen theils 
der vollftändige Gymnafialunterricht ertheilt wird, theil® aber bie Zöglinge nur 
gemeinfam erzogen werden (jog. Konvifte), indem fie daneben ben Unterricht ın 
den öffentlichen Gymnafien de Ortes empfangen —, die theologifche Bildung dagegen 
bald auf den Univerfitäten, an denen katholiſch- theologiſche Fakultäten vorhanden find 
Greslau, Bonn, München, Würzburg, Freiburg und Tübingen), theils an eigenem 
von ben Bifchöfen geleiteten theologifchen Lehranftalten, von Manchen auch Klerikab 
©. genannt (fo in Oeſterreich, Bayern und Preußen, foweit diefe Hier nicht fit 
dem Jahre 1878 von Staatöwegen gejchloffen find). 

Für Preußen, wo feit 1850 über die geiftlichen Bilbungsanftalten feine Staat: 
aufficht geltend gemacht wurde, Hat das Gefek vom 11. Mai 1873 über die Bor: 
bildung der Geiftlichen, indem e8 zur Erlangung eines geiftlichen Amtes 1) Ab 
legung ber Abiturienten-Prüfung, 2) die Zuräclegung eines dreijährigen Studiums au 
einer Staatsuniverfität des Deutjchen Reiches, und 3) die Ahfolvirung einer Etoat= 
prüfung in Betreff der allgemeinen twifjenfchaftlichen Bildung fordert, beftimmt, 
daß Knaben-S. und Knaben-Konvitte nicht mehr errichtet, und auch neue Zöglingt 
in biefelben nicht mehr aufgenommen werben follen, fowie daß das wiffenfchartlihe 
theologiſche Studium an einer biſchöflichen Lehranftalt nur dann abjolvirt werden 
darf, wenn dom Kultusminiſter anerkannt iſt, daß ein ſolches Studium das Uni: 
verſitätsſtudium zu erjeßen geeignet ei, ein Vorrecht, welches aber die Lehranftalten. 
welche fi) an dem Orte einer fatholifch-theologifchen Fakultät befinden, nie erlangen 
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fönnen. Die praktifch-theologifche Vorbildung zu regeln, überläßt das Geſetz ber 
Kirche jelbft. Dagegen umterwirft daſſelbe ferner alle Lehranftalten der Staatd= 
aufficht, welche durch den Oberpräfidenten geübt wirb und fich in Nevifionen ber= 
jelben bethätigen kann. Auch müſſen die Hausordnungen und Disziplinarregle- 
ments fänmtlicher Anftalten, ferner die Lehrpläne der Knaben-S. und theologifchen 
Lehranſtalten (nicht der Priefter-S.) dem Oberpräfidenten eingereicht werden. End⸗ 
üc ſetzt es die Dualififation der Lehrer näher jeft und unterwirit ihre Anftellung 
dem flaatlichen Einſpruchsrecht. Bei Nichtbefolgung der geſetzlichen Beftimmungen 
lann der Kultusminifter die für die betreffende Anftalt beftimmten Staatsmittel 
einbehalten, die Zöglinge von dem Beſuche der Gymnafien und Ablegung ber Abi« 
turientenprüfung zurückweiſen, und auch die Anftalt ſelbſt fchließen. — Das 
Badiſche Geſetz vom 19. Febr. 1874 ordnet die Schließung der Knaben⸗Konvikte 
und der Internate für Theologie Studirende an, und läßt der Kirche nur Freiheit 
in der Errichtung von Anftalten zur theologifch-prattiichen Vorbildung. — In 
Bayern md Württemberg ftehen die theologifchen Bildungsanftalten ebenfalls 
unter ftaatlicher Aufficht. 

In der evangelifchen Kirche kommen zwar auch Seminarien vor, dieſe dienen 
aber nur dem Zwecke ber praftiichen Vorbereitung auf das geiftliche Amt und ber 
Erweiterung und Vertiefung der theologifchen Kenntniffe. Für die Regel nehmen 
fie die Kandidaten erft nach vollendetem Univerfitätsftubium oder erft nach ab- 
felvirtem erften ober zweiten Examen auf. Ginzelne vereinigen auch die Kandidaten 
aut — ——— 7 alſo Konvikte. 
an: — —J— Fe te ber * ern 1 Si anftalten, Mainz 1835. — De 

i u eine r geiftlichen Bildut m r — 
lucation —— et des er prorincianz in den Analecta jur. Ponte Ip. 6 
1067; IH. p. 281. — Schulte, Ricchemeecht, I. 149; Defjelben Beheb. d. Rirdjenzehts, 
8.59. — — Sichere 1 . Aufl., S. 1068. — P. u Die Preuß. 
Rirhengeieße, Berlin 1873, ©. X 7 fi. P. Hin nigius. 


ESendenberg, Heinr. Ghrif. Freih. v., & 1704 zu Franbkfurt a,/M., 
wurde 1730 erfter eat zu Dhaun in 'rheingräfl. Siemften, 1735 Prof. in Göttingen, 
1738 in — u kung] und Freiherr, 7 3. V. 1768 zu A 


Schriften: ecta jur. et tum anecd. tum jam edita et ariore, F rancof. 
14-42, — Anfa fangegrhuhe ber all ine u. neueren teutich. um, een Hrfamteit, 
Str. eg — jur. feud. Germ., 1740. — Coı 


Germ. p hactenus 

— Gedanken von 0 u en bc, She 5 — —— 

— in den bisherigen Reg und Gewohnheiten, 1759. — Neue und 
mmlung d. R.A., Fran, 17 v jure primarum precum regum Germ., 

"Mitter, Bitt., I. 446-855. 

Sein Sohn Renatus Karl, 5 1751 zu Wien, that fich hervor ala Fort⸗ 
Häberlin's Deutfcher RKeichsgeſch Bd. 21-27, Frankf. 1798, 1799; 
7.1800, 

Bit: Stobbe, Rechtsquellen, L 11. ulze, Einl. in das Deutſche Staatsrecht, 
©. — Krieg, Die Brüber ©, Feanffur 1869. — Preußiſche Sabıbb, Fr . 758. 

Zeihmann. 

Eeniorat. Für die Güter bes Adels gilt in Folge von Hausſtatuten, Ob- 
ſewanzen oder Fideikommißſtiftungen häufig das Prinzip der Individualfucceffion, 
welchem zufolge das Familiengut ungetheilt nur si einen Erben übergeht. Mit- 
unter ift dieſe Erbfolge nach dem ©. geordnet, d. h. es ift ſtets bus ältefte ber 

erbberechtigten Familienglieder — ohne Rüdfihtnafme auf Parentel und Grad — 
gur Euceeffion berufen. In Deutfchland Hat der ©. für die Erbfolge ftet® nur eine 
ſeht vereinzelte Anwendung gefunden. 

Sit. m. Gjgb.: Rudloff, De iure senii in familiis illustribus, 1769. v. Salza 
mb Rihtenan, Die gehe, v. Femilien Stamm: u. ekhletanbeitommiflen, u" 77, 78.— 
Bildner, Sideitommiffe, 169. — Preuß. Allg. SR. II. 4 95 185— 

ie Brunner. 
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tio bonorum (Gütertrennung, Abfonderung) ift zunädjit der 
allgemeine Name für Fälle, wo eine Vermögengmafle in verfchiedene Beſtandtheile 
zerlegt wird, wie bei der Außeinanderfegung zwiſchen Lehn und Allod, zwiſchen 
Dotalgut und ehemännlichem Vermögen. Sodann aber bedeutet es namentlich die 
Abfonderung eines Nachlafies dom eigenen Vermögen bes Erben, auf welde die 
Rachlafgläubiger ein Anrecht haben, um fich gegen die Konkurrenz der Gläubiger 
des möglicher Weife überfchuldeten Exben zu ſchützen (fog. beneficium separationi), 
(. 1 pr. $$ 1, 14 D.h.t.). Dies vom Prätorifchen Edikt geichaffene Recht gewähren 
ihnen auch alle Deutichen Sandesrechte (Preuß. Allg. ER. I. 16 88 500-512; 
Oeſterr. BGB. 8 812; Sächſ. BGB. 88 2333— 2342), und der Code civil art. 
878 ff. Als Vorausſetzung defjelben gilt nicht blos eriviefene Ueberſchuldung des 
Erben, jondern ſchon jede Gefährdung durch defien Gläubiger (Seuffert's Arch. XII. 
173; noch weiter geht Windſcheid, 8 607, Anm. 3); nad) Preuß. Recht jedoch 
nur Konkurs des Erben. Für dieſen überall wichtigften Fall Hat auch die RAD. 
$ 48 das Abfonderungsrecht, foweit es landesgeſetzlich beiteht, anerkannt umd geregelt, 
woraus man jedoch nicht mit Dernburg, II. $ 233, Anm. 4, iolgern dari, dab 
es nunmehr nach Reichsrecht nur im alle des Konkurjes gelte. Ueberdieß ift md 
manchen Landesrechten das Abſonderungsrecht für die fälle, wo der Erbe mit der 
Rechtswohlthat des Inventar angetreten hat, entbehrlich gewworden. Denn hier 
wird vielfach, 3. B. vom Preuß. Allg. LER. I. 9 8 448, der Nachlaß als ein vom 
Bermögen bes Erben getrenntes Ganze behandelt und an demfelben mur ein zu 
Gunſten ber Gläubiger beichränftes Eigentum des Erben anerkannt. Bgl. Dern- 
burg, II. 88 221 ff. Bei diefer Auffafjung können die Nachlaßgläubiger, wenn 
die Erbſchaft überjchuldet ift, über dieſelbe Konkurs eröffnen Taflen, ohne eine 
Separationsrechts zu bedürfen (KKO. $ 202 und Motive dazu), unb wenn fie 
nicht überſchuldet ift, Sicherheitsmaßregeln betreiben, durch welche ihr Recht aui 
vorzügliche Befriedigung aus dem Nachlaß gegen die Konkurrenz der Gläubiger de 
Erben geſchützt wird. Nach diefen Landesrechten bleibt daher das Abfonderungsreht 
nur dann praftifch wichtig, wenn der Erbe ohne Vorbehalt angetreten hat. Berechtigt 
zur s. b. ift jeder Nachlafgläubiger und Vermächtnißnehmer (1. 6 pr. D. h. t. 
RKO. $ 48). Die Friſt zur Ausübung des Rechts beträgt nach Gem. Recht füni 
Jahre jeit dem Erbichaftsantritt (. 1 $ 13 D. h. t.), ift aber durch die Landesrechte 
meift gekürzt, in Preußen auf ein Jahr (vgl. die Ueberficht in den Motiven zu 
8 48 der RKO.). Das Preuß. Recht verlangte bisher außerdem auch Innehaltung 
der Anmeldungsfriften im Konkurſe (Preuß. KO. 8 126); dies ift durch die RAAC. 
befeitigt, und danach der Anfpruch auf Abjonderung bis zum Ende ded Konkurs 
ftattHaft. Jedoch wird das Recht verwirkt durch Annahme des Erben zum 'periön 
lichen Schuldner (1. 188 10, 11, 15, 16 D. h. t.), nad) Preuß. Recht erſt durh 
Novation. Die Ausübung deB Rechts auf s. b. erfolgte bisher in allen Fällen 
durch Erwirkung einer Verfügung des —— (vgl. über die Kompetenzirug: 
Ubbelohbe im Archiv für civ. Praxis LXI. ©. 68 ff), fraft deren eine völlige 
Trennung des Nachlaß- und bes — — in der Äri eintrat, daß & bi 
Meberfchulbung der einen ober anderen Maſſe zu einem Univerfaltonfur über die 
Iegtere und zu einem Partikularkonkurs über die erftere Tam. Wehnlich nad) der 
Preuß. KO. 8 259. Dies ift durch die RKO. dahin geändert, daß ein Partikular 
konkurs über den Nachlaß nie mehr ftattfindet. Denn wenn derfelbe mit Vorbehalt 
angetreten ift, jo kann er nach 88 202 ff. nur Gegenftand eines eigenen, auf den 
Namen ded Erblaſſers einzuleitenden Konkurſes werden. Wenn der Erbe aber ohne 
Vorbehalt angetreten hat, jo werben die Nachlaßſtücke nicht mehr ala Einheit, fondern 
als einzelne Sachen behandelt; daher behält der Konfursverwalter fie in feiner Ber 
waltung, verfilbert fie und befriedigt mit dem Erlöfe die Nachlaßgläubiger und Per: 
mädhtnignehmer, welche ihren Abſonderungsanſpruch bei ihm geltend machen. al. 
die Motive zur RRO. 88 43 und 202, und Dernburg, II. $ 233, A. 13. 
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Rach jeinem Umfang begreift das Separationgrecht des $ 43 der RKO. die bei 
der Gröffmung bes Konturſes vorhandenen Nachlaßgegenftände. Danach ift für bag 
som Grben bereits Verausgabte ober Verzehrte fein Erfah zu leiften. So— 
ven jedoch nach Landesrecht das für eine Nachlaßfache erworbene Aequivalent an 
deren Stelle tritt, wie 3. B. nach 8 2841 des Sächſ. BEB. Forderungen von 
Gegenleiftungen für veräußerte Erbichaftsgegenftände, wird auch dies von dem 
Separationdrecht ergriffen. Vgl. Dernburg, a. a. O. und 8 280, U. 22. 
Fraglich ift, ob die Abfonderungäberechtigten auch aus den eigenen Mitteln des 
Erden Berriedigung verlangen können. Das Röm. Recht enthält widerſprechende 
Gntiheidungen (vgl. 1.51.1817 und 1.38 2D. h. t.); nach der RKO. 8 57 
it die Frage zu bejahen für den Betrag, zu welchem ber Gläubiger auf abgejonderte 
Veiriedigung verzichtet, ober mit welchem er bei ber Iehteren ausgefallen ift. Die 
frühere Praris und das Preuß. Recht legten auch den Gläubigen eines Erben, 
weicher eine Erbſchaft ohne Vorbehalt angetreten hat, das Recht auf Trennung 
feines Vermögen? von ber Erbichaft bei. Dies ift durch die RKO. aufgehoben. 
Sl. die Motive zu $ 43, ©. 2283. 

Duellen: Tit. Dig. de separationibus 42, 6. 

‚Reuere Sit.: Sintenis, Gem. Civilxecht, IIL.S 186. — Peinz, Lehrb., IL H 157. — 
Bindfheid, Kehrb., $ 607. — Unger, Defterr. eb. di: 41. — Bernburg, Lehrb. d. 
Kenß. Privatrecht, DIL. $ 238. — Die Kommentare zur RRO. Ed. 


Sequeſter. Sequeftration ift die Hinterlegung einer Sache, deren juriftifches 
cchichal ungewiß ift, bei einer unbetheiligten Perfon, welche die Verpflichtung über- 
ammt, die Sache an denjenigen heraußzugeben, welcher fein Recht auf biejelbe er⸗ 
wieſen Hat. Der bei Weiten häufigfte Anwendungsfall der ©. ift die Depofition 
time im Streite befangenen Sache durch die Prozeparteien, wo dann ber Sieger 
dus Rüdforderungsrecht Hat. Die Sequeftration wird entweder von ben Betheiligten jelbit 
dargenommen (s. voluntaria) oder vom Nichter angeordnet (s. necessaria); bie 
leztere tritt ein während eines Prozefies ala Sicherheitsmittel (zur Abfchneidung 
verbotener Selbfthülfe oder zur Vermeidung der Deterioration der ftreitigen Sache) 
or nach geendetem Streit ala Grefutiongmittel. Der S. hat die Stellung eines 
Zedofitars, die Klage gegen ihn heißt depositi sequestraria actio; er hat die Sache 
aizubewahren fo lange, bis feftgeftellt worden ilt, an wen fie herauszugeben ift, 
sw. bis er ſonſt der übernommenen Verpflichtung entledigt wird. Die viel bes 
handelte Frage, ob der ©. Beſitz an der Sache habe, ift meines Erachtens nach 
der Berichiedenheit ber Beitimmung der ©. zu beantworten; erfolgt die ©. nur zur 
'ttikhen Sicherheit der Sache (custodiae causa), fo dauert der bisherige Beſitz fort 
md der ©. erhält nur die Detention; foll fie dagegen eine Erfitung unter 
brehen, fo geht der Befitz unter, ber ©. erhält dann den fog. abgeleiteten Befik 
zu. vertritt die Parteien, bzw. das Gericht, er ift aber nicht Bevoll- 
mößtigter in dem Sinne, daß die von ihm angeordneten Mafregeln über bie Dauer 
der Shinaus Wirkung haben. Iſt mit der ©. eine Art von Verwaltung ver- 
bunden, wie dies im modernen Recht gewöhnlich der Fall ift, fo ift die ©. nicht 
Kgatlich ein Depofitum, fondern ein Mandate» oder Dienftmiethe-Verhältnik. Den 
Ausdrud S. behält man aber auch hier bei, doch beurteilen ſich bie Gegenanfprüche 
des 5. wegen feiner Auslagen, Verwendungen u. ähnl. bann lediglich hiernadh, 
wahrend ihm im erften Falle bie depositi actio contraria zufteht. 

Ueber die gerichtliche ©. find in der CPO. einige allgemeine Beitimmungen 
getroffen. Danach ift eine ſolche zuläffig im Zwangsvoliſtreckungsverfahren, wenn e8 
fih um die Pfändung eines Anſpruches auf Herausgabe einer unbeweglichen Sache 
handelt: die Sade muß an einen auf Antrag des Gläubiger (oder des Dritt- 
Khuldnert) von dem Amtögericht der belegenen Sache zu beftellenden S. herauß- 
gegeben werden, die Zwangsvollſtreckung ſelbſt erfolgt dann nach Maßgabe der 

d. Oslgendorff, Ene. IL Kechtaleriton II. 3. Aufl. 43 
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Landesgeſetze, alſo eventuell zunächft wieder durch S. In gleicher Weife ift beireilä der ; 
Vollziehung eines Arreftes auf unbewegliche Sachen auf die Landesgeſetze venviden, ' 
während bei der einftweiligen Verfügung ausdrücklich gejagt wird, daß fie in einer 
©. beftehen könne (vgl. die SS 747, 752, 757, 811 und 817 der CRD). 

Unter den Bartitularrehten Tennt daß Preuß. Allg. ER. die ©. nur als 
eine Unterart der gerichtlichen Verwahrung (und Berwaltung), wenn Perfonen oder 
Thiere oder unbewegliche Sachen den Gegenſtand derſelben bilden; fie tritt ein bei 
fruchttragenden Sachen, um ein Recht auf die Früchte und bei nicht fruchttragenden 
um ein Recht auf die Sache ſelbſt zu fichern falls eine Beſchädigung der Sade zu 
beforgen ift und die Vorausfegungen eines Arreftichlages vorliegen. Im Webrigen 
dient die Sequeftration auch ala Erefutionsmittel. Bei Auswahl des ©. hat der Richter 
mäßiges Verſehen zu vertreten. Der ©. ift ftet? Inhaber der Sache und hat die 
poffefloriichen Rechtsmittel; ift ihm eine Verwaltung übertragen, jo kommen die 
Grundfähe des Bertvaktungavertrages zur Anwendung. Beitritten ift, ob eine imi« 
willige, außergerichtliche ©. zuläflig ift. 

Das Defterreichifche Recht behandelt die S. ala eine Unterart des Verwahrung 
vertrages ganz wie das Gem. Recht. Das Franzöſiſche Recht jcheidet ebeniald 
zwiſchen Sequestre conventionel und Sequestre ou Depöt judiciaire und enthält 
über diejelben ſehr ausführliche Beftimmungen, welche indeffen im Wejentlichen mi 
dem Gem. Recht übereinftimmen; ausdrüdlich wird erwähnt, daß die Sequeftration 
auch bei unbeweglichen Sachen und gegen Entgelt eintreten Tann. Das Sächſ. BER. 
endlich kennt nur die gerichtliche Sequeftration, welche ein hypothekariſcher Gläubiger 
erwirken kann, wenn er aus dem Früchten der verpfändeten Sache befriedigt fein 
will; andere hypothekariſche Gläubiger können dieſem Antrage nicht widerjprechen. 
wol aber kann ber vorftehende Gläubiger verlangen, daß die einmal angelegte 
Sequeftration zu um Gunften fortgejeßt a 

Quellen u. Sit.: Tit. depositi vel — 6, 8; Preuß “u 
SR. 1. 1 108108, Humenbungafä: L 75 Ye ib; u gem; 3 a S 10-18 . 
204; II. 2 $8 27, 43, 44; 4.88 108 Ng. Ger. u 115 fi; & 

19. — Preub. AG, zur EPO. vom a "par 1879, 17. hehe, S». g 88. 
ode civil art. 1955—1963,. — Süi m ‘gi 435, 436 ven — — 
Rom zum BGB. zu $ 1279). Una weftzatiom unb dm Reh, ; 
1856. — — — —— —Sintenis Silent, BL, 

Förfter, Zheorie und Braris > Sa —E Bt L 3. I 
* 194, 292. — Dernb urg Vo 6. Privatrechtd, Bd. FSK, 147, 3.1 


211. — adariä, Shit t A. — Sur tet J id a 18 
7; VI. 95; 0 vi ae, ; ER Ar ” 


@erri EN Denis, ö 8. 7a 1800 au — — Prof. in = 
ſchied 1872 aus, F 17. X. 1876. 

Schriften: Trait6 de lo isation, de la competence et de la proc&dure en matitre 
contentieuse administrative, 184246, (2) 1865. — Traite de drait public, 1846. — 


Questions et traites u grolk administratif, 1854. — Mem. sur le r&gime munici a 
rance dans les vill uis les —— jusqu' & nos jours, 1861. — Droit pı 
administratif romain X siecle, 1 


Sit.: Gazette des — du w eendre 1876. — Dumay, Ptade sur Proudhon 

1878, p. 114. — Bufnoir in Revue eritique, XXVI. annee (1877), p. 183—137. 
Teihmann. 

Servin, Louis, & 1555 zu Bendöme, wurde fehr jung (1589) General: 
abvofat zu Tours, F 1626 

Säriften: Actions notables et plaidoyers, 1604, 1631, 1640. — Vindiciae secundum 
libertatem eccl. gallicanae et defensio rı status, Tours 1590; Geneve 1508 ıir 
Goldast, Mon. sacra, IIL 178, I libertate status et rei publ. Venetorum. 
1806. — Remontr. sur le livre de Bellarmin de summo pontifice, 1610. 


Ein anderer Servin, Ant. Nic., 5 1746 zu Dieppe, Advofat am Parlament 
zu Rouen, F 1811. 


& Ihrieb in zaganttoortung ber Berner Preisfrage: De la legislation criminelle, 
par Iselin, Bäle 1 
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8it.: Michaud — Nypels, Bi Bibliothöque, 65. — Sergent, — du a 1878, 
p. 185. — Schulte, Geſch. ©. 590. — Gaudry, Barreau de rer 493 88. 
eihmann. 

GehungBredit (TH. I. ©. 544) ift das bei einer Rhederei der Minorität 
quitehendbe Recht, fich bei Differenzen in Betreff der Leitung der Nhedereiangelegen- 
heiten der Ausführung der Beichlüffe der Majorität dadurch zu entziehen, daß fie 
das Schiff zu einem beftimmten Preife veranfchlagt; in welchem Kalle die Mehrheit 
der Rheder entweder das Schiff gegen Auszahlung ber Antheile der Minderheit nad 
jenem Preife zu übernehmen oder das Schiff der lehteren gegen Auszahlung der eigenen 
Antheile nach demfelben Preife zu überlafien Hat. Hervorgegangen aus einem im 
fäteren Mittelalter und noch über dieſes Hinaus in einem großen Xheil der 
Europäiichen Seerechte anerfannten eigenthümlichen Theilungsverjahren, welches jeder 
eingefne Mitrheber provoziren konnte, war das Inftitut ſchon vor Erlaß des Deutichen 
08. von fehr beichränkter, in Deutichland Lediglich partikularrechtlicher Geltung. 
Koch dem Zuſtandekommen des letzteren hat das ©. feine Geltung nur in Medlen- 
burg behauptet, wo es Durch die Einf.-Verordn. zum HGB. vom 28. Dez. 1863 8 58 
don Neuem geregelt worden ift, welche Beitimmung bei der Erhebung de HGB. 
zum Geſetz des Rorddeutſchen Bundes (tefp. Reichögejeh) durch das Bundesgejeß dom 
5. Juni 1869 $ 4 als Mecklenburgiſches Landesgeſetz ausdrücklich anerfannt, durch 
die Verorbn. vom 22. Oft. 1869 aber weientlich mobifigirt worden if. Die ©. 
hat nicht die Auflöfung der Rhederei zur Folge, jondern nur das Ausſcheiden des 
betzeffenden Theils der Rheder. Der das Schiff behaltende Theil tritt Hinfichtlich 
der zu übernehmenden Parte in bie Laufenden Nechte und Verbindlichkeiten der 
Rhederei ein. Außerhalb Medlenburgs Tann in Deutſchland ein S. nur durch den 
Rhedereivertrag für eine — — ein, — werden. 

Lit.; — in ber Zeitfi Nr. 9. — Bewis, — Ser 


rtecht, LS. 62. ff. — R. een Bien zum Seerecht (Riga 1880), ©. 1 Ey 2: 
— 


Seuffert, Joh. Adam v., 5 15. II. 1794 zu Würzburg, machte ben 
ejug don 1814 mit, promovirte” 1815, habilitirte fi in Göttingen, wo er au 
um Dr. philos. ernannt wurde, 1817 "außerorbentl. Prof. in Würzburg, 1819 
od. Prof., fpäter hervorragendes Mitglied der Ahgeorbnetenfammer, wurde ber 
Proieffur enthoben und 1834 Rath am — — in Ansbach, ſpäter Eich⸗ 
ſradt, ing fh 1839 nad) München zurüd, T 8. 

särift en: De eo ancd 5 justum est circa ——— uxoriam jur. Franconiei, 


15. — den voltsth mlicıen Geift in bem — Leben der Sei Men | weiten, 
1816. — wi eg die Reallaften und das Näherreht, 1819. — Erörterungen, 
1:20. — einzelner Lehren bes Röm. Privatredhtß, 0 2 — Beiträge zur 
ale dom —e— t, 1 — Beiträge zur Gefeßgebung, inäbel. bes Königreich Bayern, 


— Beiträge ur Löfung Röm.:rechtl. Rontroverien, 1824. — Beiträg £ ur Lehre von 
er u atean 1829. — Gejammelte ——— enſchaftl. Abhandlun, ei .— Komm. 
über bi a 1886 (Handbuch bes Deutſchen — igrig ai 
Hr 2. R -58). — Prakt. — — a 
Sale ert, MWürzb. 1860-1871. — Ach. d. Entfcheibungen” Fa ob n Gele ” ge 
Ex — er Ah 86 Bande € Get act v. Preußer u. Sautt), "Prünchen 1847 ff. 
en — en —* —J Bände, 1 Eu» FE en r Rei —— zunãch 
in Bayern, von Fa u. Hetti 
Fir 2 8. (er Aa Don 146. — Blätter f. "Feslöanmendung XXI. 
r. 15, Beil. Teihmann. 

Ce, Raymond comte de, 5 26. IX. 1748 zu Borbeaur, Advolat in 
Vordeaur und an 1815 Präfident des Kafſationshofes, F 2. V. 1828 

ae : Defense du roi Louis XVI. le 26 dec. 1798. — Lettre du citoyen . de 
eh a. 3 Opilon de M. de S2ze, prononcde & la chambre des Pairs le 9 Janvier 
Rit.: Felix Grelot, Le premier menident de Bine, 1876 (au la France judiciaire.) — 
tribunal et la Cour de cassation, 1 179 p Zeihmann. 
Eicarduß, 5 zu Cremona, hat A Wllogna ſtudirt md wol auch gelehrt 
dann in Mainz, 1185 Bifchof von Gremona, F 1215. 
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©. befler a en ? 

Unt ee gg: zum, Amst. 1800 (in Grape's Thessurıs IM. ' 

eine Un — Ball. 1824, Halle 1725, 1776). — Lex Frisionm, ! 

r ‚7 * jo 

de 1 ee TR, Wal, Oratio de claris Frisise Ictis, Leor. 18% 

Tu bliothöque, 18. Teichmann. 

Amt 24 ohannes, & gegen 1499 zu Zauberbifchoishun. ; 

beſe —— ‚it 1514 die Unio. Ingolftabt, twurbe Lehrer ar : 

bie 7 ‚ 1521—1524 in $teiburg, wo er mit Zaiiıs ' 

w nett — als Lehrer der Rhetorik, trat in engfte Beziehunc 

8 — von 1527 an eine Forſchungsreiſe, von ber er reiches Materea 


der ©, ging 2 mabmt s : 
—— ve, 1530 na Freiburg zur, wo er ſich dem Rechtsſtudium ı: 


mie 1531, ging 1535 nach Tübingen, wo er ſehr bald bie Proi 
‚hielt, am der Verwaltung und Reform der Univerfität ha 
viel beichäftigt und berühmt als Konfulent, namentlich dee 
rend bei der Revifion ber erften Eheordnung, ber Entwerc:: 
‚ ben Vorarbeiten für eine Mömpelgardifche Gerichtsordnun: 





Cod. Theodos. libri XVI. Volusii Maeciani lib. de asse, Jwi 





u8: 
2.46 4 Sontroversüiß limitum, Basil. 1528. — Leges Riboariorum, Bajoarumau:. 
Bi m, — . — Seine Codexvoxleſ. wurden edirt opera Fickleri il. 158%. 
um, Franeof. 1586, v, Samson Hertzog, Francof. 1598 (Sichardus redivirz, 

tenfafultät bevorwortet), feine Responsa opera Godelmanni, Francof. 15%. 
andey, Johannes Sichardt, eine aladem. Rede, Stuttg. 1874. — v. Bähter, 
trecht, 1. 173, 192, 242, 354. — Stobbe, Rechtöquellen, I. 8; IL £. #2, 
4 Biſcher, Geſch. d. Univ. Baſel von 1460—1529, Bajel 1860, E. 1. — 
jreiber, Geld. ber Univ Breiburg, IL 327. — dv. Stintzing, Zafius, €. 8: 
Serjelbe, Geſchichte d. Deutfchen trat (1880), I. 212—219. — Seeger, Ei 
vecptliche Consilia, Züb. 1877, ©. 31 f. — Klüpfel, Univ. Zübingen, en 

Sicherheitsleiſtung im Civilprozeß zum Unterfchied von den Kaution: 
im materiellen Recht (f. dieſen Art.) ift beftimmt, eine Partei gegen Nachtheile cu⸗ 
per Prozeßführung des Gegners zu ſchützen. Dieſe jog. prozeſſualiſche Sicherheit ft 
nunmehr durch die REPD. neu geregelt. Danach find die Fälle derfelben wen 
geringer an Zahl, als nach Röm. und bisherigem Gemeinen Recht, weil die heung. 
Geſetzgebung die Tendenz hat, durch größere Leichtigkeit und freiheit des DVerfahnr: 
jenes indirekte Hülfsmittel entbehrlich zu machen. Und zwar ift eine S. aufzuerla.: 
1) auf Verlangen der Gegenpartei dem Ausländer, der ala Kläger auftritt, u: 
Seckung des Beklagten wegen der Prozeßkoſten ($ 102). Ausnahmen fügt Ati. > 
hinzu. Diefe ©., die jchon im Gem. Recht als cautio pro expensis ausgebildet 
war (KGO. von 1555 III. 49 $ 8), fann ſogar mittel prozeßhindernder Einrtd. 
erziwungen werben ($ 247 Nr. 4). — 2) Nah $ 85 Abf. 1. kann das Gericht Ni 
einftweilige Zulaffung eines Stellvertreter ohne Vollmacht von einer ©. für Koitız 
und Schäden abhängig machen. Diefe ©. ift ein Erfah für die gemeinrehtlid: 
cautio de rato bzw. iudicatum solvi, während die nach klaſſiſchem Röm. Res: 
gebotene Anwendung dieſer Kautionen auch im Falle vorhandener Vollmacht (Keller. 
CivPrz., 8 57) ſchon mit der Abjchaffung des für den Vertreter entjtehenden dominiun 
litis weggefallen war. 3) Ju der Exekutionsinſtanz kann bald die Anorbnung dir 
Zwangsvollſtreckung, bald deren Einftellung bzw. Wicderaufhebung in den Fällen 
wo das UrtHeil noch nicht die Rechtskraft beichritten hat (88 650, 652), ober m 
eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand oder eine Wiederaufnahme des Ver— 
jahrens beantragt (9 647), oder eine Einwendung gegen die Zuläffigkeit der Tor: 
ſtreckungsklauſel ($ 668) oder gegen ben durch das Urtheil feftgeftellten Animus 
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J 688) erhoben iſt, ober wo ein Dritter am Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung 
an die Veräußerung hinderndes Recht geltend macht ($ 690), von einer ©. des 
Gläubiger8 (cautio de restituendo) bzw. bed Schuldners oder bes Dritten abhängig 
gemacht werden. Auch zur Vollſtreckung des Urtheils, welches den Schuldner ver= 
vflichtet, eine Handlung zu unterlaffen oder die Vornahme einer Handlung zu dulden, 
fann der Schulbner, der demjelben zumiber gehandelt hat, auf Antrag des Gläubigerd 
yar Leiftung einer Sicherheit für ben durch jernere Zuwiderhandlung entftehenden 
Schaden anf beftimmte Zeit verurteilt werden ($ 775 Abf. 3). — 4) Eine 
Arreſtanlegung Tann in jedem alle, und muß aladann, wenn der Anfpruch oder 
der Arreftgrund nicht glaubhaft gemacht ift, von einer &. wegen ber dem Gegner 
drohenden Nachtheile abhängig gemacht werden ($ 801). Andererſeits Tann der 
Schuldner durch ©. ein Recht auf Aufhebung des Arreftes eriverben ($$ 803, 807), 
und das Gleiche gilt bei einer einftweiligen DBerfügung des $ 818. Endlich fann 
das Gericht auch in dem Urtheil über die Rechtmäßigkeit eines Arreſts deſſen Be- 
hitigung, Abänderung ober Aufhebung an eine von ber einen bzw. andern Partei 
zu feiftende Sicherheit knüpfen ($ 805). — Dagegen ift die im Gem. Recht anerlannte 
€. für bie Fortiegung des Prozeßverfahrens hinweggefallen und biejenige für die 
geährbete Vollſtreckbarkeit des Urtheils in das Vermögen des Schulbners durch ben 
Arreſt erjeßt worden. — Als Mittel zur ©. verlangt $ 101, abweichend vom 
Gem. Recht, welches Bürgen (1. 7. D. de stip. praet. 46, 5) oder Pfand geftattete, 
geundiäglich Hinterlegung in baarem Gelde oder in folchen Werthpapieren, welche 
nad richterlichem Ermefjen eine genügende Dedung gewähren. Nur wenn die Par« 
tim & anders vereinbart haben ober die CPO. eine nad; freiem Ermeſſen des 
Gerichts zu beftimmende Sicherheit zuläßt (88 801, 805, 807), können auch fonftige 
Tefungsmittel benußt werben. Die Behörde, bei welcher bie Hinterlegung erfolgt, 
beitimmt ſich nach den Landesgeſetzen. S. darüber den Art. Depofition. Dafelbft 
it auch das an dem Hinterlegten Sachen entftehende Rechtsverhältniß näher bezeichnet. 
Zus Verfahren ift für den Fall des vom Bellagten geftellten Verlangens nach 
©. wegen der Progekfoften in den 88 104, 105 geregelt. Danach hat das Gericht, 
rad zwar nach münblicher Verhandlung ($ 248), bem Kläger eine Friſt zur ©. 
anuberaumen. Nach Ablauf der Friſt ergeht auf Antrag des Beklagten, wenn bie 
€. bis zur Entfcheibung nicht erfolgt ift, die Iehtere dahin, daß die Klage für zurüd- 
genommen zu erklären, bzw. in höherer Inſtanz daß das Rechtsmittel des Klägers 
zu verwerien. Stellt fich bie gefchehene S. als unzureichend Heraus, 3. B. wegen 
Sintms der Werthhapiere, jo kann eine weitere Sicherheit verlangt werden. Diefe 
Regeln find analog auch auf die übrigen Fälle der S. zur Anwendung zu bringen. 
Zoch if eine mündliche Verhandlung keineswegs vor jeber Auferlegung einer ©. 
worderlich und das Präjubiz, unter welchem die S. aufzuerlegen ift, wird fidh in 
din übrigen Fällen regelmäßig dahin beftimmen, daß die Vergünſtigung, welche von 
da &. abhängig gemacht ift, beim Ausbleiben der Iehteren dem Antragfteller nicht 
zu Theil werde. 
„Lit: Fur das Gem. Net: Schlayer, Die Lehre von ben Kautionen, in Linde's 
guter. f. Civilrecht und Proz, Neue folge IX, Rr. 1, 7, 10. — Für das Recht der CWD.: 
ie Kommentare zu berfelben und Sitting, $ 108. Ed. 
Sicherheitsleiſtung kennt der Straiprogeh (Sohn, TH. I Suppl. ©. 85) 
als Peihaffung einer Gewähr, namentlich einer vermögensrechtlichen, entiveder für 
die Künttige Befriedigung eines bereits beftehenden ober möglichermeife Künftig ent= 
Rebenden Anſpruchs ober für bie Vornahme oder Unterlafjung einer beitimmten 
Sandlung. Die Deutjche Strafprozeßgeſetzgebung fennt I. ala ©. für die Künftige 
Veriebigung von Anfprüchen 1) den Vorſchuß für Gerichtskoſten bzw. 
Auslagen, welchen ber Staat im Verfahren auf Privatanklage vom Privatkläger 
der Rechtemittelfläger für das Verfahren bzw. die Inftanz oder vom Antragfteller 
bei Handlungen, welche mit Auslagen verbunden find, fordert, und welchen er ſelbſt 
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Er ſchrieb: Liber mitralis. — Chronicon Muratori, Script. rer. Ital, VIL 520.8.) — 


umma canonum. 

Bit: Schulte, Geſch. I. 143—145. Teichmann. 

Siccama, Sibrandus Tetardus, 5 1570 zu Bolswerd, Sekretär zu 
Saftelt, 1617 in Bolswerd, F 1622. 
Er ſch riebz Fastorum Rom. Kalendarium, Amst. 1600 (in ®räve’s Thesaurus II. 
285 ff). — De judicio centumvirali (ebenda II. 1824, Halle 1725, 1776). — Lex Frisionum, 
Franeg. 1617, v Gärtner Lipe. 1730. 

Sit.: Jugi — II. 179—184. — De Wal, re de claris Frisiae Ictis, Leov. 1825, 

p- 4, Elder 489. — Nypels, Bibliothöque, 18 Teihmann. 
Eidarbt, (Sichardus) Johannes, * gegen 1499 zu Zauberbifchoisherm, 
befuchte die Schule in Erfurt, feit 1514 die Univ. Ingolftabt, wurde Lehrer an 
der schola poötica in München, 1521—1524 in freiburg, wo er mit Zafins 
verfehrte, ging 1525 nach Bafel ala Lehrer der Rhetorik, trat in engfte Beziehungen 
zu Erasmus, unternahm von 1527 an eine Forſchungsreiſe, von der er reiches Material 
heimbrachte, kehrte 1530 nach Freiburg zur, wo er fich dem Nechtaftubium zu 
wendete, promovirte 1531, ging 1585 nach Tübingen, wo er fehr bald die Prof. 
des Codex zugewiejen erhielt, an ber Verwaltung und Reform ber Univerfität den 
regſten Antheil nahm, viel beichäftigt und berühmt als Konfulent, namentlich des 
Herzogs Ulrich, mitwirken bei ber Revifion ber erften Eheorbnung, der Entwerjung 
bes erften Landrechtes, den Vorarbeiten fr eine Mömpelgardifche Gerichtsorbnung, 

9. IX. ne 

er ae erauß: Cod. —— Abel ZT Volusii — lib. de asse, Jolũ 
ini ie —— — — Loges oario: joarumque, 
Alemannorum, Basil. — —S wurden edirt opera Fickler er 1565, 
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rechtliche Consilia, üb. 1877, Untv. Tübingen, Bpz. 1879, €. 17,31. 
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Sicherheitsleiftung im Civilprogek zum Unterſchied von den Kautionen 
im materiellen Recht (f. diefen Art.) ift beftimmt, eine Partei gegen Nachtheile ans 
ber Progekführung des Gegners zu ſchützen. Dieje fog. progefjualiiche Sicherheit if 
nunmehr buch die REPD. neu geregelt. Danach find die Fälle derjelben weit 
geringer an Zahl, ala nad Röm. und bißherigem Gemeinen Recht, weil die heutige 
Gejeßgebung die Tendenz hat, durch größere Leichtigkeit und Freiheit des Beriahtens 
jenes indirekte Hülfsmittel entbehrlich zu machen. Und zwar iſt eine S. aufzuerlegen 
1) auf Verlangen der Gegenpartei dem Ausländer, der als Kläger auftritt, zur 
Dedung des Bellagten wegen ber Prozeßkoſten ($ 102). Ausnahmen fügt Abſ. 2 
hinzu. Diefe ©., die ſchon im Gem. Recht als cautio pro expensis ausgebildet 
war (KGO. von "1555 III. 49 8 8), Tann fogar mittels prozeßhindernder Einrede 
erziwungen werben ($ 247 Nr. 4). — 2) Nah $ 85 Abſ. 1. kann das Gericht die 
einftweilige Zulaffung eines Stellvertreter? ohne Vollmacht von einer ©. für Koiten 
und Schäden abhängig machen. Diefe ©. ift ein Erſatz für die gemeinvechtliche 
cautio de rato bzw. indicatum solvi, während bie nach klaffiſchem Röm. Recht 
gebotene Anmwenbung diejer Kautionen auch im Falle vorhandener Vollmacht (Keller, 
CivPrz., $ 57) ſchon mit der Abfchaffung bes für den Vertreter entftehenden dominium 
litis weggefallen war. 8) In der Exekutionsinſtanz kann bald die Anordnung der 
Zwangsvollitrefung, bald deren Einftellung bzw. Wiederauffebung in den Fyällen, 
two das Urtheil noch nicht die Rechtskraft beſchritten hat (95 650, 652), ober wo 
eine Wiebereinfegung in den borigen Stand oder eine Wiederaufnahme de Der 
fahrens beantragt (9 647), oder eine Eintwendung gegen die Zuläffigteit der Voll⸗ 
ftrefungsffaufel ($ 668). oder gegen ben durch das Urtheil feftgejtellten Anſpruch 
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«2 688) erhoben ift, oder wo ein Dritter am Gegenftande der Zwangsvollſtreckung 
aan die Veräußerung YHinderndes Recht geltend macht ($ 690), von einer ©. bes 
Gläubiger® (cautio de restituendo) bzw. des Schuldner oder des Dritten abhängig 
gemacht werben. Auch zur Vollſtreckung bes Urtheils, welches den Schuldner ver⸗ 
pflichtet, eine Handlung zu unterlafjen oder die Vornahme einer Handlung zu dulden, 
tann der Schuldner, der demfelben zumiber gehandelt hat, auf Antrag des Gläubiger 
zur Seiftung einer Sicherheit für den durch Ternere Zuwiderhandlung entftehenden 
Schaden auf beftimmte Zeit verurtheilt werden ($ 775 Abſ. 8). — 4) Eine 
Irreitanlegung Tann in jedem Falle, und muß aladann, wenn der Anfpruch oder 
der Arreſtgrund nicht glaubhaft gemacht ift, von einer S. wegen der dem Gegner 
drohenden Rachtheile abhängig gemacht werben ($ 801). Andererſeits kann der 
Schuldner durch ©. ein Recht auf Aufhebung bes Arreftes erwerben (&8 803, 807), 
und daß Gleiche gilt bei einer einftweiligen Verfügung des $ 818. Endlich kann 
das Gericht auch in dem Urtheil über die Rechtmäßigleit eines Arreſts deſſen Be— 
kätigung, Abänderung ober Aufhebung an eine von der einen bzw. andern Partei 
zu leiſtende Sicherheit Inüpien ($ 805). — Dagegen ift die im Gem. Recht anerkannte 
€. für die Fortfegung des Prozeßverfahrens Hinweggejallen und diejenige für bie 
geährbete Vollftredbarkeit des Urtheils in das Vermögen bes Schuldner? durch den 
Areit erjeht worden. — Al Mittel zur ©. verlangt $ 101, abweichend vom 
Gem. Recht, welches Bürgen (1. 7. D. de stip. praet. 46, 5) oder Pfand geftattete, 
grundſätzlich Hinterlegung in baarem Gelbe oder in ſolchen Werthpapieren, welche 
nad richterlichem Ermefien eine genügende Dedung gewähren. Nur wenn die Par- 
teien es ander® vereinbart haben oder die CPO. eine nach freiem Ermeſſen des 
Gerichts zu beftimmende Sicherheit zuläßt ($$ 801, 805, 807), können auch fonftige 
Zedungsmittel benußt werben. Die Behörde, bei welcher die Hinterlegung erfolgt, 
beitimmt fich nach den Landesgeſetzen. S. darüber den Art. Depofition. Daſelbſt 
it au) das am den Binterlegten Sachen entftehende Rechtsverhältniß näher bezeichnet. 
Zas Verfahren ift für den Tall des vom Bellagten geftellten Verlangens nach 
S. wegen der Progekkoften in den 88 104, 105 geregelt. Danach hat das Gericht, 
und zwar nach mündlicher Verhandlung ($ 248), dem Kläger eine Frift zur ©. 
arzuberaumen. Nach Ablauf der Frift ergeht auf Antrag des Bellagten, wenn bie 
€. bis zur Entſcheidung nicht erfolgt ift, die letztere dahin, daß die Klage für zurück⸗ 
genommen zu erklären, bzw. in höherer Inftanz dat das Rechtsmittel des Klägers 
du verwerfen. Stellt fich die gefchehene ©. als unzureichend heraus, 3. B. wegen 
Sinkens der Werthpapiere, fo kann eine weitere Sicherheit verlangt werden. Dieſe 
Regeln find analog auch auf die übrigen Fälle der ©. zur Anwendung zu bringen. 
Toh ift eine mündliche Verhandlung keineswegs vor jeder Auferlegung einer ©. 
morderlich umd das Präjudiz, unter welchem die S. aufzuerlegen ift, wird fi in 
den übrigen Fällen regelmäßig dahin beftimmen, daß die Vergünftigung, welche von 
der €. abhängig gemacht ift, beim Ausbleiben der letzteren dem Antragfteller nicht 
3u Theil werde. 
„Sit.: gr das Gem. Recht: Slayer Die Lehre von ben Sautionen, in Linde's 
tr. f. Sivifeecht und Broz., Neue Folge IX., Nr. 1, 7, 10. — Fir bad Recht ber GPD.: 
e Rommentaxe zu berfelben und Filting, $ 108. Ed. 
Eiherheitsleiftung fennt der Strafprozeß (John, TH. I Suppl. ©. 35) 
als Beihaffung einer Gewähr, namentlich einer vermögensrechtlichen, entweber für 
die fünftige Befriedigung eines bereits beftehenden oder möglicherweije künftig ent« 
ftehenden Anſpruchs oder für die Vornahme ober Unterlaffung einer beftimmten 
Dandlung. Die Deutjche Strafprogeßgejeßgebung kennt I. ala ©. für die fünftige 
Veriebigung von Anfprüchen 1) den Vorſchüß für Gerichtsfoften bzw. 
Auslagen, welchen der Staat im Berfahren auf Privatanflage vom Privatfläger 
der Rechtömittelfläger für das Verfahren bzw. die Inftanz oder vom Antragfteller 
dei Handlungen, welche mit Auslagen verbunden find, fordert, und welchen er ſelbſt 
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bei Verurtheilung des Gegners in die Koften nicht zurückzahlt, wenn der Anſpruch 
der Gerichtöfaffe auf den entiprechenden Betrag zu Recht beitehen bleibt; 2) der 
Vorſchuß, welchen bei öffentlicher Anklage der Angeklagte den für die Hauptver- 
handlung unmittelbar von ihm geladenen Zeugen und Sachverftänbigen für Reijſe- 
koſten und Berfäumniß baar anbieten oder auf der Gerichtäfchreiberei hinterlegen 
muß, um fie zum Erſcheinen zu verpflichten; 3) die ©. für die Prozeßkoſten 
aller Inftanzen, welche ausländijche Privatlläger, wenn fie nicht auf Armen- 
recht Anſpruch Haben oder nicht Gegenfeitigfeit ftattfindet, dem Staate wie dem 
Beihuldigten zu einem vom Gericht nach Ermeſſen jeftgejeten Betrage binnen einer 
eventuell vom Gericht anzuorbnenden Friſt mitteld Hinterlegung von Gelb oder 
Werthpapieren zu leiften haben, wibrigenjall® die Anklage als zurüdgenommen ans 
gejehen bzw. bie Berufung verinorfen werben fol. Wenn im Civ.Prz. die Zuräd- 
nahme ber Klage ihrer Wieberanftellung nicht entgegenftehen würde, jo ift die 
Wiederanftellung einer zurüdgenommenen Privatllage im StrafPrz. durch $ 482 
der StrafPO. und deffen Motive zu unbedingt außgeichlofien, als daß davon cine 
Abweichung zuläffig erſchiene, zumal die Verweifung auf die Beitimmung der ERL. 
über die Friſt zwar wol als eine Verweifung zugleich auf die unmittelbare Folge 
ihrer Verfäumniß, aber nicht ohne Weiteres auch auf deren Folgen zu erachten it; 
4) die ©. für die Koften des Verfahrens über die Verpflichtung der Stanti- 
anwaltfchaft zur Erhebung der öffentlichen Klage und des fich aus dieſer ergebenden 
Berfahrens über die Hauptfache, welche dem Antragfteller zu Gunften der Staat 
tafje wie bes Beichuldigten vom Oberlandes- bzw. Neichögericht binnen Friſt mu 
beichaffen auferlegt werden fann, mit deren Verfäumniß der Antrag für zurüd 
genommen zu erklären ift. Eine Erneuerung des Antrags binnen der etwa noch 
laufenden Antragafrift dürfte, da ber Antrag die Bebeutung eined Gurrogats der 
fubfidiären Privatanklage hat, nach Analogie der Zurüdnahme der Privatınklage 
auch Hier außzufchließen fein. II. Als ©. für die Vornahme oder Unterlafiung 
gewiffer Handlungen ſchreibt die Deutſche StrafPO. vor: 1) die ©., gegen melde 
Aufihiebung der Bollftrefung von Freiheitsftrafen, mögen fie an 
die Stelle von Geldſtrafen gejegt ober unmittelbar erkannt fein, von der voll⸗ 
ftredenden Behörbe für einen Zeitraum von höchftens vier Monaten gewährt 

kann. Die ©. erfolgt für Siftirung nach Ablauf der Frift; ihre Form hängt vom 
Ermeſſen der Behörde ab, jo daß auch bloßes Handgelöbniß zuläffig eriheint, 
vom gleichen Exrmeflen bzw. auch ihr Betrag. 2) Die ©. zum Zwed der Ber 
Ihonung mit Unterfuhungshaft, alfo zur Abwendung berfelben und, mem 
fie ſchon verwirklicht ift, zu ihrer Aufhebung. Abgefehen vom ficheren Geleit (vl. 
d. Art. Geleit), bei welchem fie fchon früher möglich ift, hat fie ihre regelmäßige 
Veranlaffung in der Anordnung oder dem Beftehen der Unterſuchungshaft, ift aber 
nur zuläffig, wenn allein Fluchtgefahr Grund derfelben ift, nicht aber wo der Haft: 
befehl wegen Ausbleibens in der Hauptverhandlung oder wegen Kolluftonsgeaht 
abgegeben und Ießtere nicht befeitigt iſt. Ihre Veranlafjung bringt es mit fh, 
daß fie in ben meiften Fällen vom Imbaftirten oder feinen Angehörigen und freunden 
angeboten werden wird. Aber im Strafßrz. tritt die Verhanblungsmarime zuräd, 
und es fteht nichts im Wege, kann ſogar einfach Gerechtigfeit gegen ben Inhaitirten 
fein, daß der Richter auf die Zuläffigfeit der S. aufmerffam macht. Die Ent: 
ſcheidung über Zulaffung der ©. fteht natürlich bei dem Richter oder Gerichte, 
welchem bie Entſcheidung über die Unterſuchungshaft (vgl. diefen Art.) zufteht. Tie 
Zulaſſung entſcheidet fich nicht danach, ob die ©. jebe Annahme einer Fluchtgeaht 
befeitige, fonbern danach, ob fie allein oder in Verbindung mit anderen Umftänden 
eine genügende Wahrjcheinlichkeit für die jeberzeitige freiwillige Geftellung des Frei⸗ 
zulaſſenden in ber Unterfuchung und zur Uebernahme ber zu erwartenden Straie 
begründe. Demgemäß hat der Richter, wie v. Holgendorff hervorhebt, einerfrits 
die Wahricheinlichkeit einer Verurtheilung, die Schwere bes angefchuldigten Vergehens, 
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die Art und das Maß der vermuthlich verwirkten Strafe zu erwägen, andererſeits die 
Berhältniffe der S., welche, wenn Ausländer oder Perfonen, die ſich nicht ausweiſen 
fönmen, wegen bloßer Webertretung verhaftet find, ſchon allein bie Fluchtgefahr 
aufwiegen Tann, deren Werth auch die Leiftung durch nahe Verwandte oder 
durch angejehene und ehrenhafte andere Perfonen verftärken Tann, ferner die Un« 
beicholtenheit, die perjönliche Vertrauenswürdigkeit des Inhaftirten, welche auch durch 
Selbftanzeige des vorgeworfenen Vergehens erhöht jein fann, feine Anjäffigfeit, feine 
Vermogens⸗ feine Yamilienverhältnifie, bie nicht Jeder ohne Weiteres im Stich läßt. 
It hiernach für die Zulaffung ber ©. zu enticheiden, jo können dieſelben Verhält 
nifie auch für die Beſtimmung ihres Betrages maßgebend fein, ber für den In— 
haitirten und feine Smterzedenten nicht in umerfchtoinglicher Höhe oder zu ihrem 
Bermögensnuin, jondern in billiger Berückſichtigung ihres Vermögensſtandes jejt- 
zujeßen if. Die Form der ©. kann in Hinterlegung von Geld oder Werthpapieren, 
eusländiichen wie inlänbifchen, in Pfandbeftellung oder in Bürgichaft beftehen. Auch 
über fie entfeheibet das richterliche Ermefien, welches hier gleichfalls zu bebenfen hat, daß 
Vertrauenswürbigfeit des Inhaftirten ihn zuverläffige Bürgen finden lafjen Tann, 
dagegen nicht Jeder baares Gelb oder Werthpapiere befigt oder aufzubringen vermag. 
S. theilweife durch Hinterlegung von Werthen, theilweife durch Bürgſchaft ift zwar 
mit dem Geſetze verträglich, kann aber die Verhältniſſe erfchiweren, und ift barum 
möglichft zu vermeiden. Bei einer Mehrheit von Bürgen ift Solidarhait nicht vor- 
geichrieben, Theilhaftung daher zuläffig. Die Einrede der Vorausklage ift, weil der 
Inhaitirte nicht für eine Vermögensſchuld haftet, nicht. begründet. Im Fall der 
Juloffung zur ©. übernimmt der Inhaftirte die Pflicht, fich der Unterfuchung und 
dem Antritt der erfannten Freiheitsftrafe nicht zu entziehen bzw. als Ausländer 
auch dem fonftigen Inhalt des Urtheils Folge zu Leiften, ferner auf an ihn ergangene 
Ladung zu erjcheinen, weshalb im Auslande wohnhafte Inhaftirte auch eine im 
Gerichtsbezirk wohnhafte Perfon für Zuftellungen bevollmächtigen müſſen. Die ©. 
üt demnach cautio judicio sisti und judicatum solvi. Die ©. hat feine bedingungs- 
loje Sreilaffung zur Folge. Wiederverhaftung hat einzutreten, wenn der Entlafjene 
Anftalten zur Flucht trifft, auf an ihn ergangene Ladung ohne genügende Entſchul⸗ 
digung ausbleibt oder neu berborgetretene Umftände, 3. B. Kollufionen, neue Ber» 
dachtsgründe, neue ermittelte jchwerere Vergehen fie fordern, nicht aber wegen theil- 
weiler Entwerthung ber ©., es fei denn, baß letztere alleiniger Grund der Freilafjung 
geweſen wäre ober bie Entwerthung eine erhebliche ift und durch fie bei den vor— 
handenen Umftänden die Fluchtgefahr wieder erheblich erhöht wird. Die Sicherheit 
wird, was auch durch eine förmliche Enticheibung feitgeftellt werben Tann, ipso jure 
frei, wenn ber Entlaſſene bei demjelben Gerichte in derſelben ober in anderer Sache, 
wie mit v. Holgendorfj anzunehmen ift, zur Haft gebracht, ober der Haftbefehl 
unmittelbar oder mittelbar durch Einftellung de Verfahrens, Freiſprechung und 
bzw. durch Erkennung anderer ala Freiheitsſtrafen aufgehoben ift, oder die erfannte 
Freiheitsftrafe angetreten wird, alfo der Beſchuldigte fich der vollitredenden Behörbe 
geitellt Hat, ober wenn er während bes Verfahrens ftirbt. Auf Yreigebung der ©. 
it zu erfennen, wenn der Beichuldigte ſich Zwecks Befreiung derſelben zur Wieber- 
verhaftung gefleitt bat, oder von feinen Interzedenten, denen dazu, ſo lange der 
Verall der Eiherfeit noch nicht erfannt ift, eine Friſt vorgejchrieben werben kann, 
geitelft wird, oder wenn dieſe von Thatfachen, welche den Beſchuldigten der Fiucht⸗ 
abficht verbächtig machen, dem Gericht ober bei Gefahr im Verzuge einer zur vor⸗ 
läufigen Feſtnahme berechtigten Behörde jo zeitig Anzeige beſchaffen, daß die 
Verhaftung bewirkt werden kann, worüber, wie Löwe bemerkt, der Strafrichter 
enticheibet. Die Sicherheit verjäßlt der Gerichtätaffe, wenn ber Beichuldigte fich der 
Unterfuchung oder dem Antritt der erfannten Freiheitsſtrafe durch Flucht ober 
Decborgenhalten ober fonftwie entzieht, alſo nicht fchon, wenn ex blos auf eine 
Ladung außgeblieben ift. Der Verfall tritt, weil den Interzedenten eine Geftellungs- 
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frift gewährt werben darf, nicht ipso jure ein, ſondern erſt mit der Gnticheibung, 
ift alſo außgefchloffen, wenn ber Beſchuldigte fich vor derſelben jtellt oder durch} 
feine Interzedenten geftellt wird, nicht aber, wo er auf Beranftaltung der Behörden 
ergriffen wird. Vor der Entjcheidung find der Beichuldigte, der im all der Ab- 
wejenheit, wie Löwe bemerkt, nach $ 40 ber StrafPO. zu laden ift, und jene 
Interzedenten zu einer Erklärung aufzufordern. Gegen die Gnticheidung, welche 
bezüglich der Interzedenten einem vorläufig vollftredbaren Givilurtheil gleichgefteilt 
ift, ſteht den Betheiligten, aber ebenjo auch der Staatsanwaltichaft die Beſchwerde 
zu. Bor der Entjcheidung über die Beſchwerde, welche für die Interzedenten nad) 
Ablauf der Beſchwerdefriſt einem rechtöfräftigen Civilurtheil ange Ri den. 
Betheiligten und der Staatsanwaltichait Gelegenheit zu kontradiktoriſcher mündlicher 
Berhandlung über ihre Anträge und über ftattgehabte Ermittelungen zu geben. — 
Nach der Oeſterreich iſchen StrafPO. kann ber Unterfuchungsrichter den Beſchul⸗ 
Digten gegen einfaches Gelöbniß, die Unterfuchung nicht zu vereiteln und ſich nicht 
zu entfernen oder zu verbergen, entlafien; bei ber Rathskammer kann der Beſchuldigte 
Entlaffung gegen Bürgſchaſt ober andere Reallaution und zugleich jenes Gelöbnt 
fordern, wenn e8 fich nicht um ein Verbrechen Handelt, welches mit mindeſtens fünf 
Jahren Kerker bedroht ift; die zweite Inftanz kann fie nach Ermeſſen auch in ſolch 
Falle bewilligen. Die Beſchwerde der Staatsanwaltichaft gegen den Beſchluß der 
Rathskammer ift bei Verluft des Suspenſiveffekts binnen drei Tagen anzubringen. 
Der durch die ftrafbare Handlung Beichädigte endlich hat ein Recht auf Beiriedigung 
aus ber verfallenen Kaution. 


Deutf —2 N An 


Quellen: Deutiige Stm g 117 ff, an 219, 410, 486, 488; Matioe 6.3 
ai Prot. d. Reichstags: ommi on, ©. 151 0 
06. — de e8 ‚Serigtat wiee ig "gun 1878, 88 83 Defterr. 
hufgr, — Code 118 ss. (Loi 14 juillet 18 


EN Ns we —— — — d Unterfuchungehaft, ©. 35. — Sonteg, 
— im Strafß —T — — Sriatveriäfa-Berjaheen, . 161. — d.9 —X 
dorff, Handbuch bes StrafPrz.R. 364 ff. — Komment. aur Deutihen EStra 
von Köwe, v. Schwarze, le g. RK. Wieding. 
Siwerung bes Beweiſes. Die Deutſche CPO. Hat das im Gemeinen 
Prozeß außgebildete Inftitut des ſog. Beweiſes zum ewigen Gebächtniß (probatio 
in perpetuam rei memoriam), deſſen Zweck es war, die Parteien vor dem Berluite 
eines Beweismittela zu fichern, ehe es zum Prozeß oder wenigften® zum Beweis 
verfahren fommen Tonnte, unter der angegebenen Bezeichnung aufgenommen. — Ein 
Verfahren zur ©. ift ftatthaft hehufs Einnahme des Augenfcheines, der Vernehmung 
von Zeugen und Sachverftändigen, falls die Beſorgniß ohwaltet, daß das Beweie 
mittel verloren geht (dev Zeuge ftirbt) ober jeine Benutzung erſchwert wird (de 
Zeuge nach Auftralien auszuwandern beabfichtigt). Das Gefuch um Einleitung dee 
Verfahrens hat den Gegner, die Thatfachen, über welche Beweis erhoben werden 
fol, und die Beweismittel zu bezeichnen, ſowie den Grund, welcher die erwähnt 
Beſorgniß rechtfertigt, anzugeben, auch ift der leßtere glaubhaft zu machen. ur, 
wenn der Gegner damit einverftanden it, kann das Gericht die Bewweisaumahm 
auch ohne Vorliegen der Beſorgniß eines Verluftes der Beweismittel anordnen. 
Das Geſuch ift fehriftlich oder zu Protokoll des Gerichtafchreibers anzubringen; bei 
ſchon begonnenem Prozeß bei dem Prozeßgericht, anderenfalls bei demjenigen 
Amtsgericht, in deſſen Bezirk fich die zu vernehmenden Perſonen oder zu befichtigender 
Gegenſtände befinden. Ueber das Gefuch kann ohne mündliche Verhandlung ent: 
ſchieden werden. Nur bei Ablehnung defjelben ift Die Beſchwerde gegen den Gericht 
beſchluß ſtatthaft. Bei Zulaffung ber Beweisaufnahme wird ein Beweistermin 
angejegt und in biefem mit der Beweisaufnahme nach den gewöhnlichen Regeln 
vorgegangen, auch das Ergebniß protokollirt. Zu dem Termin hat der Beweis 
führer, wenn angänglich, den Gegner unter Zuftellung des Beſchluſſes und ciner 
Abſchrift des Gefuches jo zeitig zu laden, daß biejer feine Rechte wahrzunehmen 
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vermag. Die Unterlafjung der Ladung hindert aber bie Beweisaufnahme nicht. 
Die aufgenommenen Protofolle werben bei dem Gericht aufbewahrt, bis fie fpäter 
gebraucht werden. Jede Partei Hat dann das Recht, fie zu benutzen. Mar 
aber der Gegner in dem Termine nicht erjchienen, jo kann ber Beweisführer dies 
nm unter der Borausfegung thun, daß ber erftere rechtzeitig geladen war oder er 
ieh glaubhaft macht, daß die Ladung ohne fein Verſchulden unterblieben ober 
nicht rechtzeitig erfolgt ift. — Ohne Bezeichnung eines Gegners ift das Geſuch auf 
©. nur dann zuläffig, wenn der Antragfteller glaubhaft macht, daß er ohne fein 
Verjchulden außer Stande ift, einen Gegner anzugeben (3. B. wenn bei einem 
Leweife über einen angerichteten Schaden ber Thäter fich nicht ermitteln läßt). 
Lei Zulafjung der Beweißaufnahme kann das Gericht in folchen Fällen dem 
unbefannten Gegner zur Wahrnehmung feiner Rechte einen Vertreter beitellen. 
Ueber die Tragung der Koften des Verfahrens beftimmt die EPO. nichts. Der 
Antragfteller hat indeſſen nach dem Gerichtsfoftengejeg die erforderlichen Vorſchüfſe 
zu leiten. Ob er dieſe und bie ihm fonft entftandenen Koften in dem Prozeffe, in 
welchem die Beweisprotofolle gebraucht werden, erftattet verlangen kann, hängt davon 
ab, ob diefelben im gegebenen Yall ala nothwendig für eine zweckentſprechende Rechts⸗ 
veriolgung ober Rechtövertheidigung zu erachten find. . 

Luellen: Deutſche EVD. 85 447—455, 87.— Deutiches Gerichtskoſtengeſetz SS 81, 84. 

P. Hinſchius. 


Sichtwechſel iſt ein gezogener oder eigener Wechfel, deſſen Zahlungszeit da⸗ 
durch beſtimmt iſt, daß der SKontert des Wechſels in wechſelmäßig üblicher Weiſe 
andeutet, die Wechſelſumme werde entweder ſofort bei Vorzeigung, Präfentation (d. i. 
E. im engeren Sinne, reiner S., Wechſel auf Sicht) oder bei Ablauf einer im 
Nontert des Wechſels genannten Frift, deren Lauf mit der Vorzeigung beginnt 
Hachfichtwechjel, zu den ©. im weiteren Sinne gehörig, auch Zeit-S. genannt), 
beyaplt werden. Das Charakteriftiiche des ©. ift demnach die eigenthüimliche Art, 
in welcher die Zahlungszeit im Wechjelbriefe angegeben ift; es gejchieht dies in einem 
S. duch die Worte: „bei —”, „auf —“, „nach —“, „gegen Sicht“, ober „bei 
Vorzeigung“ u. dgl., „a vista“, „A vae‘, im Engl.: „at sight‘“, wenn brei Reſpekt⸗ 
tage jugelafjen werden, d. h. wenn ber Wechjel am dritten Tage nach der erften 
Praſentation nochmal vorgezeigt und dann erft bezahlt werben foll, dagegen „on 
demand“ ober „on presentment‘‘, auf Anforderung, d. h. zahlbar auf Sicht ohne 
Zulafjung von Rteſpekttagen (f. hierüber v. Wächter a.a. D. ©. 898), à piacere, 
„auf Berlangen”, „mach Belieben“ (micht aber: „auf Kündigung”). In Zeit« ober 
RachS. wird die Zahlungszeit durch die Angabe einer beftimmten Friſt, die nad) 
dem erften Borzeigen des Wechfels verlaufen muß, um den Wechiel zahlbar zu 
maden, mit den Worten feſtgeſetzt: .. . . Zage (Worhen, Monate zc.) nach 
Eih“, „ ... . nach Vorzeigung”, „a . . . un ou plusieurs jours (mois, usan- 
ees) ... de vue“, „. ... after sight‘‘. Uebrigens ift ala ©. auch ein präjudizirter, 
mit Nachindoſſament verjehener Tag⸗ oder Datowechſel zu behandeln (Entſch. des 
056. Bd. VI. ©. 99 ff 

Als juriftifche Folge ber erwähnten Eigenthümlichkeit des ©. ergiebt fich zunächft die 
Verpflichtung, die Zeit-S. (Nach-S.) zur Annahme’ zu präfentiven. Während näm« 
lich der Inhaber eines Wechſels (abgejehen von den Domizilwechſeln, f. diefen 
Art) mit verpflichtet ift, den Wechſel beſonders zur Annahme zu präfentiren, 
müflen die Nach⸗S., bei Verluft des wechjelmäßigen Anſpruchs gegen die Indoffanten 
und den Ausfteller, nach Maßgabe der befonderen im Wechfel enthaltenen Beftim- 
Mung und in Grmangelung folder binnen zwei Jahren nach der Auaftellung zur 
Annahme präfentirt werben; ift von einem Indoffanten auf einem S. eine befonbere 
Prölentationsfeift vorgeſchrieben, fo erlifcht die Regreßpflicht dieſes Indofjanten, wenn 
der S, nicht innerhalb der von ihm gefegten Frift zur Annahme präfentirt worden 
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if. Ausländiiche S. werden bezüglich der Präfentationgfrift nach dem Recht des 
Ausftellungsortes behandelt, felbft wenn fie im Inlande Indoffamente erhielten. 

Iſt bei der hiernach erforderlichen Präfentation des ©. fein Accept ober fein 
datirtes Accept zu erlangen, jo muß der Inhaber, bei Verluſt des Wechfelregrefies 
gegen Indoffanten und Ausfteller, die rechtzeitige Präfentation durch einen noch in- 
nerhalb der Präfentationefrift erhobenen Proteft jeftftellen laſſen; der Tag ber Pro- 
tefterhebung gilt in dieſem Falle für ben Tag ber Präfentation; ift die Protet- 
erhebung unterblieben, fo wird gegen den Acceptanten, welcher die Datirung feines 
Accepts unterlafjen hat, die Berfallzeit des S. vom Iegten Tage der Präfentations- 
frift angerechnet, und zwar ohne daß der Nachweis, die Präfentation habe zu einer 
anderen Zeit ftattgefunden, zugelafien ift (Entich. des ROHG. Bd. XX. ©. 173). 

Was die Berfallgeit der ©. anlangt, jo beftimmt die WO., daß ein auf Sit 
geftellter Wechſel (reiner ©.) bei Vorzeigung — und als ſolche "Hat auch bie Gin 
flagung zu gelten (Entich. d. ROHG. Bb. V. ©. 815, 373; ®b. XIV. S. 30) — 
fällig iſt; ein folder ©. muß bei Verluſt des wechſeimaßigen Anſpruchs gegen die 
Indoffanten und den Ausfteller, nach Maßgabe ber bejonderen im Wechſel enthal- 
tenen Beitimmung und in Ermangelung derſelben binnen zwei Jahren nad der 
Austellung zur Zahlung präfentirt werben. 

Hat ein Indoffant auf einem Wechſel diefer Art feinem Inbofjamente eine be- 
fondere Präfentationgfrift Hinzugefügt, jo erlifcht feine wechielmäßige Berpflichtung, 
wenn der Wechjel nicht innerhalb diefer Friſt präfentirt worden ift. 

Hiergegen tritt bei Nach⸗S. die Berfallgeit ein: a) wenn bie Friſt nad 
Tagen beitimmt ift, an dem Iehten Tage der Frift; bei Berechnung ber Friſt wird 
ber Tag, an welchem ber nah Gicht zahlbare zur Annahme präjentirt ift, € 
mitgerechnet ; b) wenn die Frift nach Wochen, Monaten, oder einem, mehrere Mo- 
nate umfaffenden Zeitraume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) beftimmt ift, on dem» 
jenigen Tage der Zahlungswoche oder des Zahlungsmonats, der durch feine Benen- 
nung oder Zahl dem Tage der Präfentation entjpricht; fehlt biefer Tag in dem 
Zahlungsmonate, fo tritt die Berfallzeit am lebten Tage des Zahlumgsmonats ein. 

Der Ausbrud „halber Monat“ wird einem Zeitraume von 15 Tagen gleid- 

geachtet. Iſt der Wegſei auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben 
Monat geftellt, jo find die 15 Tage zuletzt zu zählen. 

Endlich iſt bezüglich der juriftifchen Eigenthümlichkeiten der ©. zu bemerken, 
daß durch die Einrichtung von fog. Kaffirtagen (WO. Art. 98) bie Zahlungszit 
beim reinen ©. nicht aufgehoben werden kann; Reſpekttage (WO. Art. 33) finden 
felbftverftändlich bei ©. ebenfowenig wie bei anderen Wechſeln nach Deutſcher BL. 
ftatt. Ueber S. ala Rückwechſel f. diefen Art. 


Quellen: Allg. Deutſche WO. Par 4, ai 4, Art. 19, 9, 31. — Lauer de COHB. 
art. 122 und and Ge. vom 8. Mai 1862, — Satin, de —— IU al; 
IV. 344; V. 314 fi, 373; VI. 9 fi; XL 47; IV. 30; XVL 36; XX. Ext. 108. 


Sit: THöl, a a ide ſelrecht, 4. Aufl., 3.—D.d». 25% ter, Eny 
Hopädie d. WR. 1 * si s ER 


Sidney, —— & 1622, Mitglied des High Court of Justice, in Folgt 
des Rye-House-Plot verhaftet und trotz mangelhafter Beweiſe verurtheilt, 7. X. 
1683 hingerichtet 
Er jchrieb: Discourses conc. ——— 1698, ed. Hollis 1772 cdeutſch von 
Beach: grag. 1794). — Sidne, papers, Lon: 
Secret hist. of the Rye-House-Plot and of Monmonth’s rebellion, Lond. 
FT En Life and Times of’A. 8. Lond. 1878. — Mobl, L 281, 3%. - 
Walter, Raturredit, 88 52, 560. — Ahrens, Raturzecht, (6) 1870, $ 88. — Brodhani. 
Teihmann 
Siebdrat, Guſtav Albert, 5 2. II. 1806 zu Leipzig, wurde 1828 A 
vokat, 1829 Dr. jur., 1835 Appellationsrath in Zwidau, 1843 Oberappellationi 
tath in Dresben, 1849 Geh. Juftizrath, 1872 penfionixt, F 17. I. 1876. 





Siegel — Sieyds. 683 


Edriften: De gonino istolarum, Lips. 1829, — eiminatifil je Jahrbücher, (mit 
dem Ben Weimariſchen Mi v. W dort, Zwidau es If ai hehe 
kücher" „Neue —— für Sid —* ee von Hel AR Ag star 
2. — bis V — Kriminalgeſe ve für Sachſen (mit G. vi Se d), Beipzig 

Steafpet buch fi vn v. 1. . 1855, Seip; 
ter, Da Sãchfiſche us das ee Eirafrechi. Stuttg. 1857, 
Fr "nerfelbe, Be, 1877, ©. 168, 167. — Berner, Straſien e hund, 1867, 
05, SER. mann. 


Siegel, Joh. Bottlieb, 5 1699 zu Kloſter Heßlar, wurde 1720 Doktor, 
1734 Advokat in Leipzig, Profeffor, Konfulent der Kaufmannfchaft, 1741 Syndikus 
der Univerfität, T 1755. 

— Prine. jur. feud., Lips. 1788, 1746. — Tract. de litteris investiturarum, 

179. Corp. jur. cambialis, Pipe. a fortgeiept von Uhl 1758, 1764, 1771, 
a 6. —— zum Wechfelecht, 1748, 8. . Auflage 1713. — Borfichtiger Bedf elgläus 
er 
* "eu, Zeriton XIIL 154—157. — Hartmann, Dad Deutiche Wechſelrecht, 
FArd Ike, & . 4, 38, 94, 95. Teihmann. 

Siegmann, Georg, 5 1. XL 1818 zu Leipzig, 1851 Appellationsrath bei 
dem Appellationagericht zu Bautzen, langjährige Mitglied des vormaligen königlich 
Sächfiichen Oberappellationsgerichtd zu Dresden, welchem er feit 1854 als Hülfe- 
arbeiter, feit 1859 als Rath, jeit 1875 als zweiter Bizepräfident angehörte, 
5. XI. 1873 von der Juriftenfatultät zu Leipzig zum Ehrendoktor ernannt, 
ewarb fich beſondere Verdienſte um die theoretiſche —— — und prattiſche 
rs des Grund und Hypothekenrechts, 17. VIII. 1877 

ehem: Das kgl. sah — und t, Bea, 1861. — Die tal. 
ppotheten orbnun eig, 1 872. — Tas tgl. Sächſi he er helerregt nach dem 
en fegbuche Hi önigreich Sadıfen, — ig I des Deutichen 
—— —— m zou 17 Meibom. — Abhand) [ungen — MAN, ene Rechts⸗ 
materin in den Annalen bes fol. . Oberappellation! äongericht ——— alte 
— 1 &. 97—121, 385—402; vn re — S. 
8256; V. ©. 1-16, n—i2l, 529-561; V es: vu . 1-7; 'vuL ©. 
HT, 529—548 ; neue ir e Le. in, Kt — I. S — 
MS. 154—200, 438-458; IV. ©. 489-517; VII. ©. 41-2 67; vn. ©. 1 N 210. 
amm. 


Giegwart-Müller, Konſtantin, & 1801, wurde 1828 Furſprech in Alte 
ter, 1835 erfter Stantsfchreiber in Quzern, 1841 "Mitglieb bes Regierungsrathes, 
Schultheiß und Präfident der Schweizeriſchen Tagfagung 1844, floh im Sonder- 
hundätriege 1847 nad; Mailand, lebte in — Sigmaringen, Köln, im Eljaß, 
fehrte 1857 gurüdt, + in Altdorf im Sabre 1 

&idrieb {eben anderen geſchichtl. Werken): en. umb Aufrechthaltung ber Ehe 

Beftrafung ber Unzucht im Staate, Luz. 1i — Tas © airafrecht er Kantone Uri, 

|, Untertvalben, Glarus, Zug und Appengei, St. ‚Gallen 1 

Kit: v. Mül inen, —— — einer Schweiz. — Bern 1874, ©. 188. — 

d. Holgenborff, Handb. d. Deutichen Eros dezı), 1. 149. Teihmann. 


Siehoͤn, Emanuel Joſeph, 5 3. V. 1748 zu Frojus, wurde Generalvilar 
des Biſchofs von Chartres, 1788 Abgeordneter in Orleans, dann in der National 
verfommlung, ftimmte für Louis’ XVI. Hinrichtung, trat ins Direltorium ein, ſpäter 
in den Senat, nach der zweiten Reftauration als Königsmörder verbannt, zog ſich 
bis 1850 nad Bräffel zurld, + 20. VI. 1886. 

u er — sur les ir léeéges. — Qu’est ce que le tiers-&tat 1789, deutſch von 
Bi une et_exposition des droits de Y’homme et du 


citoyen, 1799. — Bali ee 96. — Theorie der Volksvertre— in der _tonftit. 
Notardie (in Riedel’s Biotot et 1. —— Politik u u. Staatstwii entf aft), Darmſt. 1848. 
eit: Bluntihli, —— * IX. 422. Mohl, 274, _ 


Beaurerger, de sur S., Par. 1851. ——6 "Bist, de la Rövolatlon: Berieibe, 
Portraits et notices hist. et litter., (4) 1877, I. 71—89. — Oelsner, Des opini in 
ne du citoyen S., 1799. — Boulay de la Meurthe, Theorie Gonstitutfonelle 

— Revue de legislation, 1851, I. 313—880. — Verge, Diplomates et publicistes, 
Par. 18, p. 185178. Teihmann. 
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Sigonins Carolus (Sigonio), & 1524 zu Modena, wurde 1522 
— der ſchönen Künſte in Venedig, seo in Padua, dann in Bologna, 


alle: Regum, consulum . . . fasti, Modena 1550; Venet. 1550; Oxf. 1802. — 
De nominibus Rom., Venet. 1558. — ‚De antiquo jure civium Rom., Venet. 1560, ed. 
Franck Hal. 17 — De judiciis 1. IH, Bonon. 1574; Francof. 1593. — De re 
publicn ‚Atheniensium, Bonon. 1564. — De republica Hebraeorum, 1582. — Opera, Mil. 

Sit.: Muratori, Vita S. in ben Opera. — an. gener. Vol. 48 sen. — Vita 8. 
expl. Krebsius, Weilb. 1837; beutich Frif. 1 Zeihmann. 


Sigurdſſon, Jon, 5 17. VL 1811 zu Rainſeyri im äußerften Nordweſten 
Islands, ftudirte in Kopenhagen, jehr tätig auf dem Gebiete der Philologie, Ar 
häologie und Gefchichte, höchft verdient ala unermüblicher Vertreter der Rechte feiner 
Heimath, ſeitens des Alldinge des Jahres 1875 geehrt durch Gewährung eine 


— von 3200 Kronen, + 7. XII. 1879 zu Kopenhagen. 
Hriften: an Island. 185776. — Samml. 1, Jpländ. De gelte (guerft mit Obdgeir 
—— 1 7. — Om Islands statsretlige Forho 
it: Maurer ri ber Augsb. Allgem. at Beilage Nr. Ü (1880), ©: 593595; 
zerleiner Udsigt over de Nordgerm.. Rei iders Histo rie, Kristiania 1878, en 110; 
Derjelbe, Idlanb, Münden 1874, ©. 472 u. ag — New-York Tribune v. 4. Jan. 1 


Horn, Geld. d. Kit. d. Standinavifden Nordens, Leipzig 1880, ©. 80. ee 


Cimöon, Joſeph Isröme, Graf, & 30. IX. 1749 zu Air, hervorragend 
als Advofat und Lehrer an der Univerfität Air, Mitglied des Nathes der 500, am 
18. Fructidor proffribirt, nahm jpäter am Konkordate und den Vorarbeiten des 
Code civil Theil, wurde Staatsrath und Graf, organifirte in Weftfalen die Rechte 
pflege, unter der Reftauration Yuftize, dann Miniſter des Innern, 1821 Pair, 
a Mitglied ber Acad. des sciences morales, 1833 Präfident des Rechnungshoĩes, 

9. 1. 1842. 
t Lit.: Nöllner, Die Deutichen Juriften, Kaffel 1854, S. 412421. — Mignet, 
Portraits et notices hist. (4) 1877, p. 1-48. — Le tribunal et la Cour de cassation 1879, 
p- 385. Teihmann. 


Simen, Heinrich, 5 29. X. 1805 zu Breslau, begann feine Laufbahn in 
Brandenburg 1827, wurde 1836 in Greifswald angeftellt, ging nach Breslau, 
machte Reifen, 1841 und 1842 Hülfßarbeiter im Eichhorn'ſchen Minifterium, ging 
1843 nad) Breslau, wo er Stadtgerichtsrath wurbe, ftritt für Unabhängigkeit bes 
Richterftandes, nahm 1845 feinen Abjchied, 1847 wegen Majeftätsbeleivigung an« 
geklagt, 1848 Führer der Volkspartei, Mitglied des Frankfurter Parlaments, flüch⸗ 
tete nach der Schweiz, wo er fich anfiebelte, feit 1851 in Zürich, wo er zum Dr. 
jur. von ber Univerfität ernannt wurde, ertrank im Wallenſee am 16. VIII. 1860. 

Schriften: Ergänzungen u. Erläuterungen "der Breuk. Redhtöbüdher bu bi 
u. — — resl. ——— * For 2 FH 
Verfaffung u. Verwal tung des Preuß. Staates, Bresl., Berl. 1 Pr _ Sp, Breuf- 
Staatsrecht, Bresl. 1844. — Die Preuß. Richter u. bie ne v. 29. Mär; 2. Aug. 
mit Nachtoort an — — Attenſiucke zur neueſten Geſch. der Preu — Leipzig 
1847. — Erinnerungen an bad Min. Wöllner, Leipz. 1848. 

8it.: Jacoby, H.S., Berl. 1865 (editio incastigata, castigata). Teihmann. 


Simon, Ludwig, 5 1810, wurde Advokat zu Trier, 1848 in die National» 
verfammlung gewählt, wo er ber äußerften Linken angehörte, einer der jchlagjertigften 
und feurigſten Redner des Frankfurter Parlaments, ging auch nad} Stuttgart, entfloh 
im Juli 1849 nach der Schweiz, wegen Hochverraths in contumaciam zum Tode 
verurteilt, 1855 nach Paris, wo er 1866 ein eigenes Bankgeſchäft gründete, 1870 
u der Schweiz, F 2. II. 1872 zu Montreur. 

förieb: Aus bem Grile, Gießen 1855. 
Sı : Haym, Die Deutiche zationalue fammlung, I. 10, 12, 818—815; IN. 18, 94, 
85, 39, 48, 84, 17, 121, 128, 125—127, 1 Zeich mann. 
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Simoni, Alberto de, 5 3. VI. 1740 zu Bormio, wurde durch Napoleon's 
Ernennung Mitglied des Istituto Italiano di lettere, scienze ed arti, 1804 Appell= 
richter im Departement „bi Lario“, dann Präfident, 1807 Rath am Kaffationghof, 
7 30. I. 1822 in Morbegno. 

Sähriften: Della donazioni fra vivi, Lugano 1783. — Del diritto pubblico di conve- 


nienza politica, Como 1817. — io critico, — e nlcsutioo sul tto di —* 
delle genti, Milano 1822—24. — farto e sua Lugano 1776, Milano 18 
Felice Turotti Mil. 1854 (in ber Biblioteca scelta er foro criminale Italiano, Vol. 


Della ragione desigere il denaro al corso del tempo, Brescia 1776. — Divisione —* 
terra, Como 1777. Prospetto storico apologetico dei governo della Valtellina, Como 
1791. — Dei delitti considerati nel solo effeto ed atten attentati, Im 788, Milano 1818, 

1880, F zus Turotti, Milano 1854 (in ber Bibl. scelta, Vol. VI). 
els, Bibl. N. 815 (pag. 32). — Biogr. von Turotti vor dem Wert Del 


Bist (Turosti La mente di A. de ——— Mil. 1855) — Tipaldo, 
up Pasen Ital. illustri, 1. 258. — Wurzbach . — Cantü, Storia della cittä 
diocesi di Como. — — in der — italiana. Teichmann. 


Simulation heißt diejenige Willenserklärung, durch welche man mit Vor⸗ 
bedacht etwas Anderes ausbrüädt, ala man denkt. Der Rechtöverfehr unter den 
Menjchen ermöglicht fich nur dadurch, daß die Erklärung bes Willens mit dem 
Dafein deffelben übereinftimmt; eine ſolche Uebereinſtimmung wird daher bei einer 
jeden auf Rechtswirkung gerichteten Aeußerung eined vernünftigen Menſchen an- 
genommen. Wer aljo einen Widerfpruch zwiſchen dem, was erklärt, und dem, was 
gewollt ift, behauptet, muß ihn beweifen. In neuerer Zeit ift diefer Satz beftritten 
und ftatt defjelben der Grundſatz aufgeftellt worden, daß nicht der Wille bes Er- 
klärenden entſcheidend fei, jondern dasjenige, was feinem Kontradenten in berechtigter 
Weiſe als wirklicher Willensausdruck erjchienen jei (vgl. Windſcheid, 5. Aufl. I. 
$ 75 Anm. la und die Literatur dafelbft). Die Anfchauung wird jedoch durch bie 
in ben Quellen über den Irrthum enthaltenen Entſcheidungen widerlegt (Winde 
Tcheid, Wille und Willenserklärung, 1878). Diejer Beweis ift unmöglich, fofern 
ber Widerfpruch nur heimlich, im Innern des Erklärenden vorhanden und für jeben 
Andern unerfennbar ift (jog. reservatio mentalis, welche zwar in cap. 26 X. 4, 
1 anerkannt, aber heutzutage als Rechteprinzip allgemein verworfen ift (Wind= 
ſcheid, Pand. $ 75 Anm. 2a). Der fimulirte Wille ift nur ein Scheinwille und 
deshalb ohne jede rechtliche Wirkung. Die ©., auch wenn fie nur von Einer Perſon 
vorgenommen wird, kann darauf gerichtet fein, einen Dritten zu täufchen (1. 14 pr. 
D. 18, 2). Sie fann aber auch darin beftehen, daß Worte, welche an fich zur 
Herborbringung eines juriftifchen Zweckes und Grfolges geeignet find, zum Scherz, 
Spiel, zur Belehrung und Uebung gebraucht werben (1. 38 $ 2 D. 45, 1) oder um 
nur die mögliche Richtung des Willens, noch nicht beffen Fixirung anzudeuten; jo 
foll in einer blos gejprächsweifen Aeußerung des Soldaten: „te heredem facio“ 
fein wirkliches Teftament gejehen werden, ſofern nicht der Wille auf die Errichtung 
eines folchen abzielt (1. 24 D. 29, 1). Wan kann endlich Worte nur ſymboliſch 
anwenden und dadurch wirkliche Rechtsgeſchäfte abfchließen, welche ganz verfchieden 
von denjenigen find, welchen der eigentliche urfprüngliche Wortfinn zu Grunde Liegt. 
Dergleichen Fälle gab es im vorjuftinianifchen Recht jehr zahlreiche (Gajus, II. 
88 103, 252; IV. 88 98, 4), fie dienen zur Weiterenttwidelung des Recht? und find 
nur althergebrachte Formen, welche einen neuen juriftiichen Gedanken zur Geltung 
bringen und neue Lebensbedürfniſſe auf befannten Wegen befriedigen follen. — 

Am häufigften befteht die ©. in einem Zujammenwirten Mehrerer, welche in 
Uebereinftimmung mit einander ihrer Willenserklärung eine anbere, als bie gewöhn- 
liche Bedeutung geben; ohne eine gegenjeitige UWebereinftimmung gelten nicht die 
Grunbfäße ber ©., ſondern des Irrthums, der pfychiſchen ober phyftſchen Gewalt. 
Nach v. Savigny zeigt fich die ©. im engeren Sinne in drei berichiedenen An= 
wendungen: 
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x — gewollt wi: 
— Regum, consulum ... fasti, Mo? , ” Aniffes ſein ſollen, als wor: | 
De nominibus Rom., Venet. 1558. — „De autie “ 


Franck Hal. 1728. — De judicis 1. i 
bli = — Codextitels (IV. 22) auigelteit 
rem ‚Atbenicnaluni, "Bonon; ion. be ‚d simulate coneipitur. Der Scen 
ik: — Vita S.inbn" . ..zirde, fol außer Acht gelafjen und zu: 


espl. Krebsius, Weilb. 1837; dem „cm Es wird ſich aljo in jedem einzenrin 
. zung nicht ein wirkliches von den Partaier 

Rede? SR ö iefes gilt alsdann, wenn es nicht burdı die | 

Häologie und he musſetzungen iſt der Zweck, welcher mit der? 


Heimath, feitens bes “E wer durch die S. Schaden erlitten hat, Eru 
ir: 0m ‚ıteien, welche ſolidariſch verhaftet find (1. 4% pr 
Ste benlon) 1P end für die Simulanten aus der ©. felbft gu 

Kl t.: Mau . Ueberhaupt muß das fimulirte Rechtägeicätt g:t: | 
Derielbe, A ten, ſofern die Parteien folche Anstalten treffen, d:} 
Derjelbe, 2 —* i ium gegenüber ernfthaft erfcheint. 












































DIR ulargefeßgebungen weichen von den Romiſch⸗rechtlichen 3 Fo 

er z. nicht ab; dag Defterr. BGB. und das Sächſ. BGB. ipritir 
ala Av has fimutixte Geſchäft nach denjenigen gejeßlichen Vorihritc 
18. F „muß, denen es vermöge feiner wahren Beichaffenheit untemerz: 
Cod "ivil handelt von der ©. nur im Erbrecht; jede Berfügeng u 
pft A nrähigen ſoll nichtig fein, auch wenn fie in ber Form eines laitzr. 
ir ‚ in Vermittelung einer untergefchobenen Perſon erſcheint. Zahltidu 


chriften, welche das Preuß. Allg. CR. über die ©. von Willene 
J erhaupt und bei Kaufgeſchäften im Beſondern giebt. Hervorzubeb.n 
nee gegen ben Sein vermuthet wird, wenn fich en T 
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4 NM. 2 — * ua ift. Beitraft wird endlich ber Abcluh Ami 
% Aaufe und Zaufchverträge zur Erlangung eines Darlehns bei einem Trium 
nder8 hervorgehoben wird die Anfechtung fimulirter Rechtsgeſchäfte durh du 
&ubiger innerhalb und außerhalb des Konkurſes. 

Quellen: Tit. Cod. 4, 22. — Defterr. BGB. $ 916. — Code civil art. 911. 
Sich. BER. S 61. ek Ag. SR. 1.488 52-56; 1. 1188 70-74. — Preuk, Bus 
tandum bom % Sebruar 1802 (Nov. Corp. Const, XL 767 Nr. 14 de 1802 bei Art 
Komment., Anm. 46 zu I 11 $72 und Rehbein-Reinde, LR. 1880, &. 410). — 
KD. vom 7 Mai 1855 88 99—112. — Preuß. — dom = Mai 1855. — RAC.: 
Nr. e — RGeſ. dv. 21. Juli 1879 Kost S. 77) 

:d. Savigny, Syſtem, III. ©. 259 erin Yahıb f. © m., IV. St 
75; —X Ei bee Römifchen a m Ni 1808, oo 8: II. 1865, 6. 99 5. 
205 fi. — Kohler, Jahrb. f. Dogmatik, XVI. R 


Sinibaldus Fliscus (Papft Innocenz IV. 12483—54), aus Gema, te 
fämpfte die Kaifer Friedrich II. und Konrad IV., floh 1244 nad) yon, wo er au 
einer Kirchenverfammlung den Bann und die Abjegung über Friedrich II. ausſprad 
ftellte Heinrich Raſpe als Gegenkönig auf, kehrte 1251 nach Rom zurück, veriuckt 
vergeblich die Griechiſche Kirche mit der Römifchen zu vereinigen, T 7. XIL 125: 
„Pater et organum veritatis.‘ 


& ſchriebz Comm. in 5 libr. Decretalium, ſSerussb 1477; Lugd. 1525; Venet. 14:1 
1491, 1495, 1570, — Apologeticus contra Petr. de Vineis. — Yract. de exceptionibus. 


ie 
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Geſchichte, IL 30, 91—94. — v. Stinking, Geſchichte ber pop. Sit., 
— in Zeitſchr. für ie —E Pog. _ 
VL 59. Teihmann. 
riedrich Ferdinand, & 25. VL 1804 zu Zerbft in 
in Leipzig und Jena, wurde 1825 Advofat, 1837 Pro= 
in Deſſau, 1850 zweiter Präfident des Oberlandes- 
Öthen, 1858 Präfident, 1868 Minifter der Yuftiz, 7 


» Gem. Pfanbredhts, Halle 1836. — kn 0 ber Ueberſehun⸗ 





it Otto und Schilling, 1885. — Zur rage bon ben Civil⸗ 
*  — Das praktiſche Gemeine Livitent Zeipz. 1: 1851, 3. Aufl. 
zum Studium des BGB. für das Könii Et Sachſen, Leipz. 1864. 
für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, Bd. X 
Zeihmann. 

„weh, Jean Baptifte, 5 25. IX. 1762 zu Sarlat (Perigorb), zuerſt 
«licher, heirathete dann, ausgeſchieden, die Nichte Mirabeau's, längere Zeit ver— 
haitet, nach 1799 einer der 50 Vertheidiger (avoues, puis avocats), } 4. XII. 

1845, ald Verwandte gegen ihn einen Interdiktionsprozeß Unftrengten. 
Herausgeber bes Recueil ral, 1802—1830 (von Verſchiedenen bis jeht fortgefeßt). — 
Jurisprudence du 19. siöcle, 1821, 1826 (Nachdruck Brüfjel 1823) und ber vielen einzelnen 
Codes annotes. — Er jchrieb: Lois civiles intermediaires (1789—1804), Par. 1306. — Du 


tonseil d’Etat selon la ch: 1818. — Jurisprudence du conseil d’Etat, 1818—1828. 
kit: Michaud. * Teichmann. 


Sirmond, Jacques, 8 22. X. 1559 zu Riom, lehrte zu Paris, wurde 
Beichtvater Louis XIII. ging 1645 nach Rom, + 1651 zu Paris. 

x Säritten: Notae stigmaticae, Francof. 1612 (Fabricius). — Censura conject. anon. 
seript. suburbicariis regionibus et eccl, Par. 1618. — Triplex nummus antiquus, 
1650. — Concilia antiqua Galliae, Par. 1629 (1666). — Opuscula dogm. veterum V. script., 
1690. — Appendix Cod. Theodosiani novis constitutionibus cumulatior, Par. 1631. — 
Opera, ed. La Baume, Par. 1696. 

tit.: Briet, Elogium J. S., 1658. — Colomi6s, Vie de J. S., 1671. — Stobbe, 
Kehtäquellen, L 247. — Herzog’3 Realencytlopädie XIV. 455. — Schulte, Geicichte, 
La 578, Zeihmann. 

Eismonbi, Jean Charles Leonard Simonde de, 5 9. V. 1773 zu 
Sei (aus einer Stalienifchen Familie, die 1524 nach der Dauphine flüchtete, 
dann nach der Schweiz), flüchtete mit den Geinigen nach England, bald zurüd- 
gelehrt von Neuem in die Gegend von Pescia, 1800 secretaire de la chambre de 
ommeree du Léman, Freund Neder’s, der Mme. de Staöl, Joh. v. Mitller’s, 
Schlegel's, Cuvier's u. a., trat nach 1818 in den Großen Rath ein, ſprach fich für 
Rıpoleon aus (nach deſſen Rückkehr aus Elba), gegen Sflavenhandel, für die Sache 
der Griechen, 1833 Mitglied der Franzöſiſchen Akademie, + 25. VI. 1842. 

Reben vielen nationalötonomijchen und hiſtoriſchen Sorten find wertvoll feine 

sur les constitutions des penples libres, Par. 1836. — Lettres inedites, Par. 1863 

1 1868. — Correspondance, Par. 1863. 
‚Sit: Bluntihli, StaatsWört. B. IX. 426. — Mignet, Portraits et notices hist. et 
litöraires, (4) Paris 1877, II. 49—81. — Secretan, Galerie suisse, 1873-80. — Galiffe, 
Le refnge italien A Gendve an 16. et 17. siöcle, Gendve, Lyon 1881. — Mohl, IIL 510, 
575. — Walter, Naturredht, $$ 228, 281, 285, 296, 241, 265. Teihmann. 


Stontration (von scontrare — fich vergleichen Laffen, scontro, Außgleichung 
= „Zahlung mit gefchloffenem Beutel“) ift eines derjenigen Rechtsgeſchäfte, welche 
der dem Handelsverkeht beſonders eigenen Tendenz dienen, bei „Regulitungen“ von 
Geſchãften moͤglichſt Zeit, Arbeit und Kapital zu ſparen, insbeſondere Muͤnzwechſel 
und Müngabnugung zu vermeiden, und gehört fomit zu den fog. indirekten Zah- 
Lungäorten. Sie ift juriftifch ein von mehr ala zwei Perfonen abgejchloffenes Rechts— 
gihäit, deſſen Kontrahenten fich unter einander verpflichten, fo viele und fo geflal- 
tete Geffionen, Delegationen und Kompenfationen vorzunehmen, ala erforderlich find, 
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1) Wenn überhaupt gar fein Rechtsgeſchäft gewollt iſt, obgleich bie Worte auf 
ein folches Yauten. 

2) Wenn ein anderes, ald das wörtlich ausgeſprochene Rechtsgeſchäft gewollt wird. 

3) Wenn andere Perfonen Träger des Rechtsverhältnifſes fein follen, ala worauf 
die Worte der Willengerflärung lauten. 

Für alle diefe Fälle gilt die an die Spitze des Codextitels (IV. 22) auigeftellte 
Regel: plus valere quod agitur, quam quod simulate coneipitur. Der Schein, 
welcher durch die Erklärung hervorgerufen wurde, fol außer Acht gelafjen und nur 
die wahre Willensmeinung ermittelt werden. Es wird fich alfo in jedem einzelnen 
alle fragen, ob in der fimulirten Erklärung nicht ein wirkliche von den Parteien 
beabfichtigteg Gejchäft verborgen fei. Diejes gilt alsdann, wenn es nicht durch das 
Gefe verboten ift. Unter diefen Vorausſetzungen ift der Zweck, welcher mit ber ©. 
verbunden und jehr mannigjach fein Tann, ohne weitere Bedeutung. 

Selbftverftänblich ift &&, daß, wer durch die ©. Schaden erlitten Hat, Erfah 
deſſelben von den fimulivenden Parteien, welche ſolidariſch verhaftet find (1. 49 pr. 
D. 18, 1), verlangen Tann, während für die Simulanten aus der ©. jelbft gegen- 
feitige Anfprüche nicht erwachfen. Weberhaupt muß das fimulirte Rechtsgeſchäft gut- 
gläubigen Dritten als echt gelten, fofern die Parteien ſolche Anstalten treffen, daß 
ihre Willenserklärung dem Publitum gegenüber ernfthaft erſcheint. 

Die neueren Partitulargejehgebungen weichen von den Römifcherechtlichen Be 
ftimmungen über die ©. nicht ab; das Defterr. BEB. und das Sächſ. BGB. Iprechen 
allgemein auß, daß das fimulirte Geſchäft nach denjenigen gejeglichen Vorſchrijten 
beurtheilt werben muß, denen es vermöge feiner wahren Beichaffenheit unterworien 
ft. Der Code civil Handelt von ber S. nur im Erbrecht; jebe Verfügung zu 
Gunften eines Unfähigen ſoll nichtig fein, auch wenn fie in der Form eines läftigen 
Vertrages oder in DVermittelung einer untergejchobenen Perſon erſcheint. Zahlreicher 
find die Vorfchriften, welche das Preuß. Allg. IR. über die ©. von Willens 
erflärungen überhaupt und bei Kaufgeichäften im Befondern giebt. Hervorzuheben 
ift nur, baß namentlich gegen den Schein vermuthet wird, wenn fi Jemand in 
Angelegenheiten feines Gewerbes oder Berufes geäußert Hat und daß die S. aus den 
Umftänden Har erhellen foll, weswegen Koch (Kommentar, Anm. 65 zu J. 48 55) 
den Beweis durch Eid ausſchließt, eine Kontroverie, welche durch EG. zur EBD. 
8 14 Nr. 2 gegenſtandslos geworden ift. Beftraft wird endlich der Abſchluß fimu⸗ 
lirter Kaufe und Tauſchverträge zur Erlangung eines Darlehns bei einem Dritten. 
Beſonders hervorgehoben wird die Anfechtung fimulirter Rechtögefchäfte durch bie 
Gläubiger innerhalb und außerhalb des Konkurjes. 

Quellen: Tit. Cod. 4, 22. — Oeſterr. BGB. sn 6. — Code civil * 911. ⸗ 
Saͤchſ. BGB. 5 61. re, Allg. SR. jr 4 — us 70—74. — B- Publi⸗ 
tandum vom eben, A 1802 or. r. 14 . m 5 Ko 
Komment., Anm. —* 72 ab ———— — 1880, a Fr se 
KD. Ma "8. Mai 1855 —112. — Preui fi vom % Mai 1855. 

Nr. 1. — Ref. dv. 21. Sul lern Kot ©. LE: 

Sit.: v. Savigny, Suftem, III. ©. 259 Er abrb. f. Dogm., IV. ©. 74, 
75; Derielbe, ir ee Mmrikhen Rechts, Lu © 14,3 108, ©. 259 fi, 
265 ff. — Kohler, Jahrb. f. Dogmatit, VL &. 118 Kayſer. 


Sinibaldus Fliscus (Papſt Inmocenz IV. 1248—54), aus Gema, be 
kämpfte die Kaifer Friedrich II. und Konrad IV., floh 1244 nach Lyon, wo er auf 
einer Kirchenverfammlung den Bann und die Abſetzung tiber Friedrich II. ausſprach, 
ftellte Heinrich Rafpe als Gegenkönig auf, kehrte 1251 nach Rom zurüd, verfuchte 
vergeblich die Griechifche Kirche mit der NRömifchen zu vereinigen, F 7. XII. 1254. 
„Pater et — veritatis.‘* 

Er ſchrieb; Comm. in 5 libr. Decretalium, Straasb. 1477; Lugd. 1525; Venet. 1481, 
1491, 1485, isn. — Apologeticus contra Petr. de Vineie. — Tract. de exceptionibus. 
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Säulte ichte, IL 80, 9I—94. — v. Stingin te der_pop. gt 
a. N e 287 ah Buiberttg in de in Zeitſchr. für —— — —— y: 
Be eihmann-Hollweg, VL5 Er erg 


Sinteniß, Carl Friedrich Ferdinand, & 25. VL 1804 zu Zerbſt in 
Anhalt, ftudirte 1822—25 in Leipzig und Jena, wurde 1825 Advokat, 1837 Pro⸗ 
feffor in Gießen, 1841 Rath in Defjau, 1850 zweiter Prüfident des Oberlandes⸗ 
gerichts für Anhalt-Deffau-söthen, 1853 Präfident, 1869 Minifter der Yuftiz, F 

2. VIII 1868. 

Schriften: Handbuch bes Gem. Pfandrechts. Halle 1886. — Ausgabe ber Neberfepun, 
des Be ir —* nn Otto — En 1835. — Zur ur Kap von ben Civil 
gebgt — Leipz. 1853. — Das a Gemeine viert, Zeipz. 1: 1851, 3. Aufl. 

Anleitung zum Stubium des für ba; geeig Ex: fen, Seipz. 1864. 

Sit: Blätter für Rechtspflege in Thüringen = ER 
Teihmann. 

Sirey, Jean Baptifte, 5 25. IX. 1762 zu Sarlat (PBerigord), zuerft 
Geiftlicher, heirathete dann, ausgeſchieden, bie Nichte Mirabeau's, längere Zeit ber- 
haftet, nach 1799 einer ber 50 Vertheidiger (avoues, puis avocats), T 4. XII. 
1845, als Verwandte gegen ihn einen Interdiktionsprozeß anftrengten. 

Hrranägeber bes Recueil general, 1802—1880 (von Verichiedenen Ri jept fortgejeßt). — 
Jurisprudence du 19. —— 1821, 1826 — Brüſſel 1828) und ber vielen einzelnen 
Codes annot&s. Er ihrieb: Lois civiles intermediaires (1789—1804), Par. 1806. — Du 
conseil d’Etat selon In charte, 1818. — Jurisprudence du conseil d’Etat, 1818—1828. 

8it.: Michand. Teihmann. 


Sirmond, Jacques, 5 22. X. 1559 zu Riom, lehrte zu Paris, wurde 
Beim Louis’ XII. ging 1645 nad) Rom, + 1651 zu u Paris 
riften: Notae stigmaticae, Francof. 1612 (Fabricius). — sura Conject. anon. 
E suburbicariis regionibus et eceL, Par. 1618. — Triplex nummus antiquus, 
ee Concilia 2 antigua Galliae, Par. 1629 (1666). — Opuscula dogm. veterum V. Seript., 
1680. — a ppendix Cod. Theodosiani novis constitutionibus cumulatior, Par. 1651. 
Baume, Par. 1696. 
8il.: Briet, Elogium J. S, 1658. — Colomies, Vie de J. 8, 1671. — Stobbe, 
— — — —— Realencyklopäbie xıv. 455. — "Säulte, Geihichte, 
IIL a 573. Zeihmann. 


Sismendi, Jean Charles Leonard Simonde de, 59. V. 1773 zu 
Genf (aus einer Stalienifchen Familie, die 1524 nach der Dauphine flüchtete, 
dann nad) der Schweiz), flüchtete mit den Seinigen nach England, bald zurüd- 
gekehrt von Neuem in bie Gegend von Percia, 1800 secretaire de la chambre de 
commerce du Leman, Freund Neders, der Mme. de Staöl, Joh. v. Müllers, 
Schlegel’3, Cuvier's u. a., trat nach 1818 in den Großen Rath ein, ſprach fich für 
Napoleon aus (nach deffen Rückkehr aus Elba), gegen Sklavenhandel, für die Sache 
der Griechen, 1833 Deitglied der Franzöſiſchen ÄAkademie, $ 25. VI. 1842. 

Neben vielen nationaldtonomichen und BiReriighen n Särijten find, 8 werthvoll feine 
Binden sur les constitutions — pen] les libres, Par. inedites, Par. 1868 
u. — ann 


ee: Bluntſchli ration, IX. 426. — — Mignet, Portraits et notices hist. et 

— Wi Dad 1877, I. 49—81. — Becretan, Galerie suisse, 1873—80. — Galiffe, 

Le refuge itali & Gendve au 16. et 17. siecle, Gent , Lyon 1881. — Mohl, II. 510, 
575. — Walter, Naturrecht, SS 228, 281, 235, 2836, 241, 265. Feigmann. 


Skontration (von scontrare — fich vergleichen Laffen, scontro, Ausgleichung 
— „Zahlung mit geichloffenem Beutel”) ift eine derjenigen Rechtsgeſchäfte, welche 
Der dem Handelsverlehr beſonders eigenen Tendenz dienen, bei „Regulirungen” von 
GSefchäften möglichſt Zeit, Arbeit und Kapital zu ſparen, in®bejondere Dünzwechfel 
und Münzabnugung zu vermeiden, und gehört jomit zu ben ſog. inbireften Zah- 
Iungsarten. Sie ift juriftifch ein von mehr ala zwei Perfonen abgeſchloſſenes Rechts- 
gejchäft, deſſen Kontrahenten ſich unter einander verpflichten, fo viele und fo geftal- 
tete Eeffionen, Delegationen und Kompenjationen vorzunehmen, ala erforderlich find, 
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um thunlichſt viele, womöglich alle unter den Kontrahenten beitehenden Schuld- und 
Forderungsverhältniſſe ohne Baarzahlung ausgleichen und dadurch tilgen zu Tönnen; 
die ©. ift demnach ein eigenartiges Rechtsgeichäft, welches ala pactum de compen- 
sando, de cedendo u. ſ. w. bezeichnet werben kann, und welches erfüllt wirb durch 
die Abſchließung der vertragamäßig gewollten und dann auch ziwangs- ober einrede- 
weife durchzuſetzenden Schuld- und Forderungsüberieifungen u. ſ. w., ſoweit diejelben 
zur Erreichung des Zweckes einer möglichit allgemeinen Schuldausgleichung innerhalb 
des Kreiſes der Skontranten geſchäftsmäßig erforderlich find. Vereinbarung ober 
Handelafitte konzentrirten die Ausführung der S. an beftimmten Plägen (3. ®. clea- 
ring house in London), an denen fi) die Skontranten perjönlich treffen, und 
fchreiben die durch geeignete Zus, Ab⸗ und Umfchreibungen fich darftellende Methode 
bes Skontrireng im Einzelnen vor; außerdem dient nun der außgebildete Giroverfeht 
der älteren Girobanken und nun auch der der Reichsbank den Zwecken der ©. 
git.: Endbemann, ae 3. Aufl., $ 136. — est, HR., 85 334-341 und bie bort 
cit. Bit. — Dal. auch Rei Bbanfgejeh $ 13, Ziffer 7. Gareis. 


Slevogt, Joh. Philipp, 5 27. IL. 1649 zu Jena, 1681 ordentl. Profeffor 
der Rechte, 1695 Ordinarius der Fakultät und des Schöppenftuhls, 1719 Sächſ. 
Hoftath, 77. I. 1727. 


Seine Schriften bei Edulte ei ichte, II.b S. 67. — er, I. 884 ff. — 
Günther, Lebensſtizzen, S. 185. — Ueber Gottlieb ©, + I 3 "St, ugler, I. 
406. — Schulte, © te ILb ©. 108. Teich mann. 


Smallenburg, Nitolaus, 5 1. XI. 1761 zu Nootborp (Holland), promo- 
virte in Leiden, wurde ordentl. Profeffor in Franeker, feit 1790 in Leiden, T 30. 
VII. 1886. 
& eb namentlich: Ant. Schultingii N. us ad Digesta s. Pandectas ed. 
— Alle N 6. Lagd Bas ae 3 ae Te 
Lit.: Bijdragen X. 628— 630. — Rivier, —e hist, 1881, p. 564. Teichmann. 


Suell, Ludwig, & 6. IV. 1785 zu Idſtein in Naffau, wurde mach den 
Karlsbader Beichlüffen von feiner Stelle als Direktor des Gymnafiums in Wehlar 
entlafjen, begab fich zuerit nach London, dann nach der Schweiz, wo er eifrig für 
die politifche Reform wirkte, übernahm 1831 die Leitung des „Republikaner“ und 
ward, nachdem er das Bürgerrecht im Kanton Zürich erhalten, in den Großen Rath 
gewählt. Nach Gründung der dortigen Hochſchule erhielt er eine Profeffur, folgte 
indeß fpäter einem Rufe nach Bern, ıgerieth in Streit mit der herrſchenden Partei 
und mußte 1836 den Kanton verlaffen. Er zog fih nach Züri, dann nach Küß- 
nacht zurüd, + 5. VII. 1854. 

Erverfa Pi benle! ee a re elm S. Ts, 
ber auch eine philoſophiſche ——— ießen Wären und Oheim beraı 

gaubb uch Ber yon gen Philoſophie Bürich 188 — xieb: Die Verhaältnifſe ber 
An Kirche zu den Schweizer. R ferun an, Zärid) — Dolumentirte pragmatiſche 
galt. ber neuen kir > jeränd. in der fi alte. — Surfee 1833 (umgearbeitet Suell, 

& und euer! Mengen Erzäßt., Mann. 1850, 1851). — Bebeutung bes —— 
Iiberalen Talbot. Siöioeig mit ber Römifden Rurie, Soloth. 1839. — Sanbbud 3. Scmeigr 

Staatsrechts, Züri 848. — Das verlegte Völkerrecht an * —5 enqoeft, 
1834. — Geſchichte = —3— der Bun x in ber Schweiz, Bi 
Rit.: Ludwig Snell's Sara — Mohl, L 482, 491, we 495. 

Keihmann. 


Suell, Wilhelm, der Bruber des Vorigen 5 8. X. 1789 zu Idſtein flu- 
dirte in Giehen, wurde Unterfuchungsrichter in Dillenburg; vom Regierungspräfident 
verfolgt, ging er 1819 ala Profefjor nach Dorpat, wandte fich, auch dort verdãch · 
tigt, nach Baſel, 1888 nach Züri, 1834 nach Bern, mußte in Folge einer un 
gerechten Hochverrathsanklage den Kanton verlaffen. Lieftal in Bajelland, wo er 
früher das Bürgerrecht erhalten, wurde nun fein Aufenthaltsort, bis er nach Refor- 
mirung der Berner Berfafjung wieder nach Bern zurüdfehtte, F 8. V. 1851. 
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Schriften: Abhandl. über verſchiedene Gegenftände ber Strafrechtäwifienihaft (Betracht. 
über die Anwendun na Piochologie im DVerhöre mit peinl. Angeihuldigten, Gießen 1819. — 
Raturrecht, Bern 1857 (1859). Neue Ausgabe von Hodler, I 17. 

Sit: v. Orelli, Rechtsſchulen und Rechtsliteratur, Zürich 1879, ©. 73, 91. — Ztſchr. 
des Bernifchen Juriftenvereind, II. 4 artmann, Tenerie beräßmte Schweizer der 


409. 
Reugeit, Baben 1871, IL N. 68 (im Art. Een Sönell), Teihmann. 


Societas (Gefellſchaft) ift I. dem Begriffe nad) bie vertragsmäßige 
Bereinigung zweier oder mehrerer Perfonen zu Leiftungen, durch welche ein gemein= 
famer Endzwed erreicht werben joll. Der darin liegende Bertrag ift nothwendig 
zweifeitig, zwar nicht in der Art, wie die auf Umſatz gerichteten Taufchverträge, 
wol aber infofern, als durch ihn jeder Gefellfchafter verpflichtet wird, feine Leiftungen 
dem Zwecke, welcher auch derjenige des anderen ift, zu widmen. In diefem Sinne 
bringt die ©. als ſolche auch eine Vermögensgemeinſchaft mit fi. Der Endzweck, 
welcher erreicht werden joll, darf Fein unerlaubter fein (1. 57 D. h. t.; Seuffert, 
Arch. XIII. 257); fonft jeder beliebige, nicht blos ein Vermögenszweck, jondern auch 
Vergnügen, Belehrung, Wohlthätigkeit, gemeiner Nuten ıc. (früher jog. societates 
mere personales). Betrifft er das Vermögen, jo kann er entweder in dem gemein- 
ſamen Haben und Gebrauchen oder in der Erzeugung und Gewinnung von Werthen 
beftehen und in beiden Fällen mehr oder weniger umfafjend fein. Fälle der erſteren 
Art bilden bie Vereinigungen zur Gemeinfchaft einzelner Gegenftänbe (1. 52 88 11— 18; 
1. 58 pr. D. eod. soc. quadrigae habendae causa) ober einer ganzen Gattung des 
Erwerbes (3. B. von Erbjchaften, 1.3 $ 2 D. eod.) oder be Vermögens überhaupt, 
blos de gegenwärtigen oder auch des zufünftigen (fog. omnium bonorum, 1.181; 
1.881; 1.5 pr. D. eod., welche Yehte indeffen thatfächlich nur unter Ehegatten 
vorkommt und im Preuß. Recht auch gejehlich anderen Perjonen nur in Geftalt 
einer allgemeinen Erwerbsgemeinjchaft geftattet ift, Allg. ER. I. 17 88 176182). 
Degleichen Tann auch der zweite Vermögenszweck, die Erzielung von Gewinn, als 
Ergebniß entweder eines einzelnen Geſchäfts (1. 58 pr. D. eod. soc. quadrigae ven- 
dendae causa; LI. 44, 71 D. eod.; Seuffert, Arch. XVII. 36) oder eines Ge⸗ 
werbebetriebes (1. 52 88 4, 5 D. eod.) oder auch jeder Gefchäftsthätigfeit überhaupt 
gedacht fein. Bei der letzten (fog. societas quaestuaria) werben alle Geichäfte, mit 
Ausnahme der Erwerbungen aus Schenkung und lehtwilliger Verfügung, auf ben 
Gejellichaftszwed bezogen, 1.1. 8—18 D. eod., und hierauf foll nach 1. 7 D. eod. 
im Zweifel, wenn eine ©. fchlechthin gejchloffen worben ift, die Abficht der Parteien 
gerichtet fein. Doch darf diefe Auslegung heute als veraltet angejehen, und ber 
Wille der Kontrahenten eher auf den gemeinſamen Betrieb eines beftimmten Ge— 
werbes gebeutet werben. Für dieſen häufigften Fall, die fog. Handelagejellichaft, 
bat das HGB. neue Beftimmungen gegeben (vgl. darüber d. Art. Handels⸗ 
gefellſchaft). — Aus dem Begriff der ©. folgt, daß jeber der Genofien dem 
anderen zu Leiftungen verpflichtet und zur Theilnahme an dem erzielten Vortheil 
berechtigt jein muß. Ein Gejellfchaftzvertrag, der das eine ober das andere aus— 
drücklich ausichlöffe, enthielte in Wahrheit eine Schenkung an den nicht verpflichteten, 
bzw. an ben allein berechtigten Genofjen und würde nur als ſolche klagbar fein. 
In den Quellen wird ein derartiger Se Ki ——— auf die Aeſopiſche 
Fabel societas leonina genannt (1. 29 $ 2; 5 $1 D. eod.; Seuffert, 
Ar. XVI. 110; XXXH. 134). Dagegen —— Art und Umfang der Laſten 
und des Vortheils für jeden Genoſſen frei beſtimmt werben, und nur im Zweifel 

gelten alle als gleichgeftellt (1. 29 pr. D. eod.). Demgemäß können die Leiftungen 

eines Genoſſen in der Einzahlung von Geld oder in ber Einlieferung von Sachen, 

fei es törperlichen oder unkörperlihen, oder in Arbeit (operae), Kredit (gratia) zc. 

beftehen (1. 80; 1.29 pr. $ 1; 1.52 88 2, 7 D. eod.). Es ann jerner bie 

Zragung des etwa entftehenden Vermoögensſchadens jedem zu einem befonderen Bruch- 

theil auferlegt, ja es kann jogar ausgemacht werben, daß aller Schaden einem ber 
v. Holtzendorff, Guc. II. Rechtslexikon M. 3. Aufl. 4 
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Genofjen ausſchließlich zur Laft fallen folle; doch muß bei diefer letzten Vereinbarung 
freilich, wenn die Wbficht noch auf eine ©. gerichtet fein foll (1. 29 pr. $1D. 
eod.), vorausgeſetzt werben, daß der vom Schaden befreite Genofje um jo viel mehr 
an perjönlichen Dienften geleiftet habe ($ 2 I. de societate 8, 25; 1. 29 $ 2; 
1. 30 D. h. t.). Ebenſo können andererjeit3 die Gewinnantheile gleich oder ungleid, 
und mit den Antheilen am Schaden übereinftimmend (was vermuthet wird, $ 3 I. 
1. c.), ober nicht übereinftimmenb beftimmt werden (leg. eitt.). Nur wird in bem- 
jelben Maße, in welchen der Gewinnantheil eines Genofjen zu feinen Gejammt- 
leiftungen in ein offenbares Mißverhältniß tritt, der Gelellichaftsvertrag als eine 
partielle Schenfung (negotium mixtum cum donatione) erjcheinen, wie er dem bei 
ausſchließlichem Gewinnanfpruch eines Genofien in eine reine Schenkung übergeht 
(a. 32 $ 24; 1.5 $5D.de don, int. v. e. u. 24, 1; Windjcheid, Lehrb. I. 
8 405 Anm. 15—17; dv. Bangerow, III. $ 651 Anm. 1; Sintenis, IL 
$ 121 Anm. 385). — II. Eine Form des Gefſellſchaftskontrakts ift im Röm. und 
Gem. Recht nicht vorgeichrieben. Er kann alſo ſelbſt ſtillſchweigend zu Stande 
kommen (Holzſchuher, Theorie und Kaſuiſtik, III. $ 304 Nr. 1). Nur muß 
die Willengeinigung über alle wejentlichen Punkte feftftehen (11. 75—80; 1.1 pr. 
D. h. t.). Doc verlangen Partikularrechte, wie 3. B. das Preuß. IR. (88 170—175 
I. 17), ſchriftliche Abfaſſung, in dexen Ermangelung zwiſchen den Parteien nur das 
zealfontraftliche Berhältniß einer communio incidens eintreten kann. Vgl. C. F. Koch, 
Komm. zum Allg. LR., $ 170 a. a. DO. Anm, 8. — IH. Die Wirkungen ber 
©. beftehen zunächſt: A. in Rechtsverhältnifien der einzelnen Genofſen zu einander 
(nach innen), zu deren Geltendmachung die actio pro socio, eine vom Nichter frei 
(ex fide bona) zu beurtheilende Klage beitimmt ift (1. 52 $ 1 D. h. t.). Haupt 
ſächlich ift jeder Genoſſe verpflichtet, die vertragsmäßigen Beiträge zu leiften. Be 
ftehen biefelben in ber Ginlieferung von Sachen, fo ift im einzelnen alle zu er- 
meſſen, ob bie Ießteren der Gejammtheit der Genofſen übereignet oder ohne Rechte 
veränderung nur zur Verfügung geftellt werben jollten; im erjteren Falle entjteht 
bei theilbaren Rechten eine Gemeinjchaft zu intellettuellen Theilen (1. 58 pr. $ 1; 
1. 52 $ 2 D. eod.; v. Vangerow, a. a. D. Anm. 2; Sintenis, Anm. 24). 
Nach Preuß. Allg. ER. I. 17 $$ 198, 201, 202 wird der zufammengetragene Fonds 
immer gemeinfchaftliches Eigenthum (societas sortis), und nur bei Grundſtücken, 
deren Befigtitel nicht auf bie Genofjen umgefchrieben ift, vermuthet, daß fie blos 
geliehen jeien (soc. quoad usum). Vgl. Koch, Anm. 22 zu $ 201. Zu den Bei- 
trägen gehört bei der allgemeinen Vermögensgemeinſchaft auch das, was ein Genofie 
durch die gegen ihn verübten Delikte anderer, nicht aber, was er Durch eigene Delikte 
erwirbt (1. 52 $$ 16, 17 D. eod.). In allen Fällen gehört dazu, was er durch 
Geſchäfte für die Geſellſchafter (communi negotio, 1. 52 pr.; 1. 67 pr. D. eod.) 
oder aus Gefellichaftsmitteln (1. 38 $ 1; 1. 60 pr. D. eod.) eingenommen hat. 
Daher muß ein Genofje auch den Vortheil, den er auß der Verwendung von Ge 
ſellſchaftsgeldern in eigenen Angelegenheiten zieht, herausgeben (communicare) ; 
nur injofern, als er dergleichen Geld ohne Widerrechtlichkeit auf eigene Gefahr aus: 
leiht, Haben die Genofien auf die Zinfen feinen Anſpruch (Windſcheid, $ 406 
Anm. 9). Aukerdem ift jeder Genofje verpflichtet, dem anderen die Aufwendungen, 
die diefer im gemeinfamen Intereſſe gemacht, und den Schaden, den er gelegentlich 
der Führung gemeinſamer Gejchäfte erlitten Hat, antheilaweife zu vergüten (1. 38 
8 1;1.52 $$ 4, 10, 12, 15; 1. 60 $ 1; 1. 61 D. eod.); und endlich haften die 
Genoſſen fich wechjelfeitig wegen einer ſolchen Nachläffigfeit, welche fie in eigenen 
Angelegenheiten zu vermeiden pflegen (fog. diligentia quam suis, culpa in concreto; 
1. 72 D. eod.; $ 9 I. de societ.). Uebereinftimmend das Preuß. ER. I. 17 $ 211. 
Wird für einen Gejellichafter die Leiftung feines Beitrages ohne eigene Schuld un— 
möglich, fo Hat er dafür feinen Erfah zu geben. Aber wenn er von den übrigen 
die Leiftung ihrer Beiträge beanfprucht, jo können ihm dieſe nunmehr die Einrede 





Societas. 691 


des nicht erfüllten Vertrages (exc. non adimpleti contractus) entgegenſetzen. "Nur 
an demjenigen, was bereits gemeinſames Vermögen geworben ift, verbleibt jenem 
erften jein Antheil (vgl. 1.58 pr. 81 D. h. t. und darüber die bei Windſcheid, 
$ 406 Anm. 4 angegebene Literatur). Ueber Punkte, die im Sozietätsvertrage nicht 
feftgeftellt find, muß eine neue Willendeinigung unter ben Genoſſen ftattfinden. 
Majoritätsbefchläffe find für die Minderheit nicht bindend (1. 28 D. comm. div. 10, 3; 
1.11.D. si serv. vind. 8, 5). Anders nach Preuß. ER. I. 17 $$ 209, 12 ff. 
Sind die Antheile der Genoſſen an dem Geſellſchafsvortheil nicht beftimmt, fo werden 
Kopftheile (partes aequae) angenommen. Dana) wird ber Gewinn, d. h. ber 
Ueberſchuß über die gemachten Einlagen (1. 80 D. h. t.), vertheill. War bie Ge— 
ſellſchaft auf das gemeinſame Haben von Vermögensftüden gerichtet, jo werben aud) 
dieſe leteren nach jenem Maßftabe zu theilen fein (1. 29 pr. D. h. t.;$ 1 I. de 
societ.; Seuffert, Arch. VIL 175; v. Bangerom, 8 651 Anm. 2). Ueber bie 
Art der Auseinanderſetzung ſ. d. Art. Adjudifation. MWebereinftimmend Allg. ER. 
1. 17 88 175, 205. B. Dritten gegenüber (nad) außen) wirft die ©. zwar foviel, 
daß die Geſammtheit der Genoffen durch den Gebrauch der Firma (f. diefen Art.) 
oder einer entiprechenden Bezeichnung einheitlich handelnd auftritt. Gleichwol bildet 
diejelbe Tein jelbftändiges, von der Summe der Genoffen verſchiedenes Rechtsſubjekt. 
Vielmehr giebt es Rechte und Pflichten nur für die einzelnen Genoffen, nur diefe 
können Hagen und verflagt werden, nad) ihrer Perjönlichkeit beftimmt ſich der Ge- 
richtsftand ꝛc. Daraus folgt hauptſächlich, daß von den Geſellſchaftsgläubigern nicht 
blos das den Genofſſen gemeinſame Vermögen, ſondern auch das Privatvermögen 
jedes einzelnen angegriffen werden kann; ob fojort oder erſt nach Erſchöpfung des 
erfteren, wie Windfcheid ($ 407 Anm. 4) wegen 1.65 $ 14 D. h. t. behauptet, 
ift ftreitig, doch im erfteren Sinne zu entfcheiden (vgl. Seuffert, Ar. XXX. 27). 
Zur Entftehung eines Rechtsverhältniffes zwiſchen den Genofjen und einem Dritten 
gehört entweder, daß die eriteren jämmtlich mit ihm verhandelt Haben, oder daß 
ein einzelner fie befugter Weiſe vertreten hat. Dieje Befugniß wird aber nur bei 
der Handelögefellichaft Tür jeden Genofjen vermuthet. Bei allen anderen Gefellichajten 
muß fie bejonders eingeräumt werden (Seuffert, Arch. XII. 60, 270; 88 206— 210 
1. 17 Allg. ER). War der Handelnde zur Vertretung ber Gefammtheit befugt und 
bat er für biefe das Geſchäft gejchloffen, jo werden die einzelnen Genoffen daraus 
unmittelbar berechtigt und verpflichtet, jo weit das Necht überhaupt eine direkte 
Stellvertretung gelten Yäßt, d. 5. Heutzutage ganz allgemein. Nach reinem Röm. 
Recht dagegen wurde die Beziehung zwiſchen dem vertretenen Genoffen und dem 
Dritten wenigſtens bei obligatorischen Geichäften erft durch Geffion der Gejchäftsklage 
an jene und Erftrefung der Schuld auf fie vermittelft actiones adj. qual. hergeitellt. 
Die Frage, zu welcher Quote die Genofjen für die Geſellſchaftsſchulden haften, be— 
antwortet fich nach allgemeinen Regeln, wie folgt. Haben alle gemeinfam kontrahirt, jo 
wird jeber nur für feinen Gefellfchaftstheil verpflichtet (1. 11 $ 2 D. de duob. reis 45, 
2; 1. 44 81 D.de aed. ed. 21, 1). Bei Vertretung durch einen institor oder bl. 
Hafteten nach Röm. Recht die Vertretenen als Korrealſchuldner (1. 5 $ 1 D. quod 
iussu 15, 4; 1.1 825; 11.4 $2 D. de exere. act. ?4, 1); nach heutigem 
Recht dagegen, welches die birefte Stellvertretung auch bei Obligationen ausgebilbet 
und damit die Römiſche Einheit zwifchen der Schuld des Inſtitors und des Prin- 
3ipal® aufgehoben hat, muß behauptet werden, daß auch bei Eingehung der Schuld 
durch einen Vertreter die Haftung jedes Genofjen auf feinen Gejellichaftstheil be— 
ichräntt if. So namentlih Kübel, Württemb. Arch. [. Reht, XL ©. 6 ff.; 
XIV. ©. 317 ff.; Windſcheid, $ 407 Anm. 7 und die bafelbft Angeführten; 
auch Seufjert, Ar. XX. 127. Strenger wieder: die neueren Partitularrechte, 
wie 3. B. Allg. OR. I. 17 8 289. Bgl. überhaupt v. Bangerom, $ 653 Anm.; 
Sintenis, $ 121 Anm. 98. Durch Handlungen eine zur Vertretung nicht be 
44* 
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Genofjen ausichlichti” isn meiden, ala 
freilich, wen nr RT umb dazu Zimm osmann, 
eod.), vora F —*— au, 2 Pyuigebung einer ©. erigt, ab: 
an perfön" — BR —— Ir: Bros dies ad quem, der auflöienden 
1.80. D. BR nr PS Zen Fe folgende: 1) Erledigung des Geil: 
und mi’ —* — 2) eod.); 2) Tod eine Gefellicaites. 
1. e.), Ei von —— 7 Br Samal durch außbrüdliche Feſtſetzung erftett 
felber RR de © 39 pr. D. eod.); doch werben Handlungen, die 
leiſt en I bei anderen vornimmt, durch bie Auffebung 
par Fr Mn 63 Km — D. eod.). Auch fol ein Erbe die vom Erblaßet 
ar ee a  Peretung grober NRachläfigkeit fortführen (1.1. 85, 4 
( ang, mich are unle aamritt eines Genofien. Iſt die Gefellichait auf ein: 


—— ijo Tann vor Ablauf derſelben der Rücktritt nur aus 
ee 


ner ——— erflärt werben; fonft nad) Belieben und oe 

ve 91; 1.68 8 10D. eod.; Seuffert, Ar, XX. 44). Sub 
onige, welcher ungeitig (intempestive) zurüdtritt, auf Schadm= 
‘x 2 D. e0d.); und wer argliftiger Weife oder ohne Berugniß 






de 2% 4 ſogar gefallen Lafjen, daß bie ©., je nachdem fich aus der bie 
en. muß, rechtmäßigen Rücktritts fortgeſetzten Gefchäftsführung der Genofin 
a Termin Gewinn ergiebt (1. 80 eod.), gegen ihn ala fortdauernd ober ala au: 
Fertut —* werde (socium a se, non se a socio liberat) (1. 65 88 3, 4, 6, 3 
ot DH" 4) Verluſt des gefammten Vermögens für einen Genoffen, fei es dur 
Be). rc Konfistation ober wie font (1. 65 $$ 1, 12; 1.4 SD. ed). — 
Konkurs, Fallen, wo nach Wegfall eines Genoffen die übrigen in Gejellfchait bleiben, 
in eine neue, nicht Fortſetzung der alten &. ($ 8 I. de soc.; 1.6589 
bt) Nach den hier entwidelten Grundfägen ftellt fich die Römiſche E. els 
D: wefentlid) auf der Perfönlichkeit beruhendes und daher leicht auflösbares Ber: 
tmiß bar; demgegenüber ift in ben neueren Rechten wenigftens bie Hanbelageil- 
kat mehr auf die Kapitalmacht, welche die Genofjen zur Verfügung ftellen, und 
damit auf eine von ben Perjonen unabhängige Grundlage gebaut worden. Zıl 
aud; den Art. Genofjenjhaften. 

Quellen u. 8it.: Xit. Inst. 8, 25; D. 17, 2; C.4, 37. — Glüd, XV. €. & 
bis 476. — Unterholgner, Schuldverhältnifie, IL S. 378-892. — v. Bangeron. 
gehrb., II. 88 651-655. — Sintenis, Gem. Civilxecht, II. $ 121. — Windigeit, 
dehrb. II. 88 405408. — Treitichke, Die Su von der unbeichränkten obligatorilgen 
Geiwerbegeiellichaft, Leipz. 1844. — Dernburg, Xehrb., II. SS 214224. Ed. 


Socinus, Marianus, 5 1401 zu Siena, lehrte dajelbft, ging als 6e 
fandter nah Rom, F 1467. 


Sein Sohn Bartholomäus, & 1436 zu Siena, lehrte zu Siena, Yerure. 
Pifa, wurde auf Befehl der Florentiner Regierung gefangen gejeßt, lehrte nach jeinet 
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Freilaffung zu Pifa, das er 1494 verließ, ging nad) Bologna, dann nad; Paduz 


und endlich nad Bologna, F ftumm geworden 1507. 
Er ſchrieb: Consilia, Lugd. 1525, 1529. 


Sein Brudersſohn, Marianus ©. der Jüngere, 5 1482 zu Siena, wır 
21 Jahre Doftor zu Bologna, lehrte auch zu Pifa, Siena, + 1556 zu Bologna. 

Gr war Lehrer des Ant. Auguflinus und — und ſchrieb: Consilia. — Trac 
de judiciis et jurisdictione (Tract. univ. jur., Venet. 1584, t. III. p. 1 fol. 96b), — De 
testübus (ebenda t. VI. p. 1). Auch gilt er zwar nicht ald Erfinder, I doch ala Begutadter 
ber fog. Sociniſchen Kautel. . 

git.: Savigny, VI. 42-355. — Glüd, VIL 86 fl. — Roc, Preuß. Erbredt, 
Berl. 1866, ©. 512. — de Wal, Beiträge, herausg. von v. Stinting, Erl. 1866, ©. 46. - 
dv. Stinking, Geſchichte ber Deutichen echtatoifienfhaft, (1880) I. 127, 221, 568, 578, 519. 
589. — Rivier, Introd. hist. 1881, p. 574, 575, 597. Zeihmann. 


Soden, Friedr. Jul. Heint. Graf von, 8 4. XII. 1754 zu Ansbach, 
wurde ſehr jung Geh. Regierungsrat, nachher Geh. Rath, lebte ala Preuß. Ge— 
fandter am Fränkiſchen Kreife zu Nürnberg, 1790 in den Reichsgrafenſtand erhoben, 
7 13. VII. 18831. 

Schriften: Geift der peinl. Sei ebung Deutichlands, 1782, 1783, 2. Aufl. Frankf. 
1792. — Ueber Nürnbergs Finanzen, 1795. — Das agrar. Gejeh, Ansb. 1797. — Die Staats: 
haushaltung, Erl. 1812. — Die Rationalölonomie, teib gen und Nürnb. 1805—1824. 


Lit.: midt, Neuer Rekrolog der Deutichen, 64-627. — Rolcer, Geſch. 
der Rationaldlonomit, 1874, S. 674—686. Teihmann. 
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Sodomie: Unkeuſchheit wider die Natur, nefanda venus seu libido, verübt 
an fich ſelbſt, mit anderen Menſchen gleichen Geſchlechts, an Thieren, an Leichen. 
Don diefen Arten der naturwidrigen Befriedigung des Gefchlechtätriebes werben nur 
einige ala kriminell ftrafbar behandelt; obgleich Selbſtbefleckung am verberblichften 
iſt, gilt felbige durch Jahrhunderte nicht ala Verbrechen. Seit Damhouber, 
Farpzov ift grundfäglich jede widernatürliche Wolluft ala bürgerlich ftrafbar er 
Märt. Das Mofaifche Recht ftraft mit Tod die unnatürlichen Gräuel der Begattung 
wien Menſch und Vieh, die irrigerweife für fruchtbar gehalten wurde und die 
Volluftbefriedigung von Mann mit Mann, die Päderaſtie. Das Lafter der Tribaden 
oder bie Lesbiſche Liebe erſcheint nicht mit Strafe bedroht; jo tief ber fittliche 
Abſcheu vor Verunreinigung der Art und Gattung, vor Frevel gegen bie durch 
Zeugung geheiligte Lebensorbnung erfaßt wird, fo fehlt doch der klare Ausſpruch 
daS durch die wibernatürliche Unzucht zwifchen Perfonen gleichen Gefchlechts zugleich 
eine Mitſchuld begründet werde, die bei der Unzucht an Kindern und Thieren nicht 
vorhanden ift; fachlich gedacht, erjcheint die sodomia ratione sexus ftrafbarer als 
die sodomia ratione generis, fie ift zugleich Korruption ber Gefchlechtsfittlichleit und 
verfündigt fich an der Menjchennatur im Mitſchuldigen, abgejehen von der Ent- 
newung und Berfumpfung durch Entartungen der Gejchlechtägemeinjchaft. Der Pelt- 
bauch diefer Karrilatur der natürlichen Geichlechtäliebe infizirt die vorchriftliche Ge— 
jcllichaft und Literatur, auch die Griechiſche Männerliebe finkt zu naturtibriger 
Geilheit herab und bringt Verderben nad Rom, wie Martial’s Epigramme und 
Baulus? Brief an die Römer bezeugen. Das Röm. Recht ftellt nur gemwifle 
Arten der naturmwidrigen Unzucht, namentlich Knabenſchändung unter den Gefichts- 
vunkt deö stuprum. Balentinian greift auf die aus dem Mofaifchen Recht ab- 
geleitete Strafe des Feuertodes zuräd, welchem das Firchliche und Gemeine Deutfche 
Recht fich anfchließen. Die CCC behandelt nur die Unzucht zwifchen Männern und 
die Beltialität ala Kapitalverbrechen. Im 17. und 18. Jahrh. wird der Kreis der 
Kriminalität ungeheuerlich erweitert. Ausläufer diefer Richtung fanden fich noch in 
ünzelnen neueren StrafGB. für Braunfchweig, Heffen, Thüringen, welches letztere auch 
Leichenſchändung bis zu einem Jahr Gefängniß beftrafte. Eine andere Richtung in 
der Auffaffung ber Fleiſchesverbrechen Tällt mit ber bebeutfamen, wenngleich ein- 
feitigen Beſchränkung des Verbrechen&begriffes auf. unmittelbare Rechtöverlegungen 
zujammen feit Beccaria, Gella, Yeuerbad. Da Onanie, ©., Beltialität 
blos Sünden, feine Rechtöverlegungen enthalten, jtrich letztere das Defterr. Kriminal- 
see von 1787 auß der Reihe ber Verbrechen. Diefem folgte die Strafgefeggebung 
für Bayern von 1818, für Württemberg und Hannover, obgleich Feuerbach fpäter 
1822 devon abgewichen ift und die widernatürliche Wolluft den Verbrechen gleich 
geitellt Hat, ungeachtet dadurch Rechte anderer nicht verlegt werben. Preußen blieb 
auf dem gemeinrechtlichen Boden ftehen und das RStrafGB. fagte fi von ber 
Straibeftimmung des $ 143 des Preuß. Straigejeßes nicht [o8, während das Gut« 
achten ber Preuß. Medizinaldeputation 1869 bie Bejeitigung derfelben nach dem 
Vorgange des Oeſterr. Entw. von 1867 befürwortet Hat. Der Entw. von 1874, 
$ 190 bedroht die widernatürliche Unzucht, welche zwiſchen Perjonen des männlichen 
Geichlechts oder von Menſchen mit Thieren begangen wird, mit Gefängniß. Wenn 
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fugten Geſellſchafters können die übrigen nur inſoweit verpflichtet werden, als dadurch 
eine Bereicherung für fie bewirkt iſt (1. 82 D. h. t. und dazu Zimmermann, 
Stellvertr. negot. gestio, ©. 328). — IV. Die Aufhebung einer ©. erfolgt, ab⸗ 
gejehen von den allgemeinen Gründen (Eintritt des dies ad quem, der aufloſenden 
Bedingung, mutuus dissensus ıc.) noch durch folgende: 1) Erledigung bes Gckll- 
fchaftazwedß (1. 68 $ 10; 1. 65 $ 10 D. eod.); 2) Tod eines Gefellichaitns. 
Auf die Erben kann eine S. nicht einmal durch ausbrüdliche Feſtſetzung erſtredt 
werben (1. 68 $ 8; 1. 52 $ 9; 1. 59 pr. D. eod.); doch werden Handlungen, die 
ein Genoffe one Kenntniß vom Tode des anderen vornimmt, durch die Aurhebung 
der ©. nicht berührt (1. 65 $ 10 D. eod.). Auch ſoll ein Exbe die vom Grblafer 
begonnenen Geſchafte unter Vertretung grober Nachläffigteit fortführen (1.1. 35, 40 
D. eod.). 8) Einfeitigen Rüdtritt eines Genoffen. Iſt die Geſellſchaft auf eine 
getoiffe Zeitdauer eingegangen, jo Zaun vor Ablauf derſelben der Rücktritt nur ans 
einem Grunde, der ihn rechtjertigt, erflärt werben; fonft nad) Belieben und on 
Kündigungefrift (1. 4 $1; 1. 68 810D. eod. Seuffert, Arch. XX. 44). Doch 
haftet allemal derjenige, welcher unzeitig (intempestive) zurüdtritt, auf Schaben« 
erſatz (1.1. 14, 17 8 2 D. eod.); und mer argliftiger Weiſe ober_ ohne Befugniß 
kündigt, muß fich fogar gefallen laſſen, daß die ©., je nachdem fich aus der bis 
aum Termin bes rechtmäßigen Rüdtritts jortgefegten Geſchaftofuhrung der Genofien 
Berluft ober Gewinn ergiebt (1. 80 eod.), gegen ihn ala fortdauernd ober als mi- 
gelöft behandelt werde (socium a se, non se a socio liberat) (1. 65 $$ 3, 4, 6, 8 
D. eod.). — 4) Verluſt des gefammten Vermögens für einen Genoffen, fi es durch 
Konkurs, durch Konfisfation oder wie jonft (1. 65 881, 12; 1.4 $1D. ed). — 
In allen Fällen, wo nach Wegfall eines Genoſſen die übrigen in Gefellfchaft bleiben, 
liegt darin eine neue, nicht Fortſetzung der alten S. ($ 8 I. de soc.; 1.6589 
D. h. t.). Nach den hier entwidelten Grundfägen ftellt fich die Römiſche ©. als 
ein wejentlich auf der Perfönlichkeit beruhendes und daher leicht auflögbares Ver⸗ 
hältniß dar; demgegenüber ift in ben neueren Rechten wenigſtens die Handelsgeſell 
ſchaft mehr auf die Kapitalmacht, welche die Genoffen zur Berfügung ftellen, und 
damit auf eine von den Perjonen unabhängige Grundlage gebaut worden. Vgl. 
auch den Art. BL NEED 

Quellen u. Sit.: Tit. Inst. md —— — — XV. 6 71 
bis 476. — Unterbolgner, Schul rei IL . Bangerom, 
ale II. 88 651-655. — Sinteni®, Gem. chað — — "a Seid, 
Lehrb. IL SS 405408. — sareitiäte, Die Lehre von er, zu röräntten obligatorihhen 
Gerwerbegeie haft, Leipz. 1844. — Dernburg, Lehrb., II 


Socinus, Marianus, 5 1401 zu Siena, Iehrte dafelbft, ging ala Gr 
fandter nach Rom, + 1467. 


Sein Sohn Bartholomäus, & 1436 zu Siena, lehrte zu Siena, em, 
Pifa, wurde auf Befehl der Florentiner Regierung gefangen geſetzt, lehrte nach jeiner 
Freilaſſung zu Pifa, das er 1494 verließ, ging nach Bologna, dann nach Paduc 
und endlih nach Bologna, F ftumm geworden 1507. 

Er ſchrieb: Consilia, Lugd. 1525, 1529. 


Sein Brudersſohn, Marianus ©. der Jüngere, 5 1482 zu Siena, war 
21 Jahre Doktor zu Bologna, lehrte auch zu Pia, Siena, t 1556 zu Bologna. 
Er war Lehrer bed Ant. Auguftinus und ey But! tieb: Per — Trac. 
de judiciis et jurisdietione (Tract. univ. jur., Venet. 1 fol. 9b). — De 
testibus (ebenda t. VI. p. 1). ka gilt er zwar nicht ala —R— Be doch als Begutachter 
der * einifchen Kautel. 
Savigny, VI. 349-855. — Glüd, VIL 86 
Berl. "ei, S. 52. are Wal, Beiträge, e, berauäg. von v. —— in ne — 866, ©. — 
v. », Stinging, Geſchichte der Deutichen echtatoiffen! aft, (1880) 1 7, 221, 17 578, 579. 
ivier, Introd. hist. 1881, p. 574, 575, 597. Teihmann. 
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Soßen, Friedr. Jul. Heinr. Graf von, 5 4. XII. 1754 zu Ansbach, 
wurde ſehr jung Geh. Regierungsrath, nachher Geh. Rath, Iebte ala Preuß. Ge— 
fndter am Fränkiſchen Kreife zu Nürnberg, 1790 in ben Reichsgrafenſtand erhoben, 
718. VII. 1831. 

Schriften; Geift ber peinl. Seieh ebung Deutichlande, 1782, 1783, 2. Aufl. Frankf. 
1792. — Ueber NRürnbergs inangen, 1795. — Das agrar. Gefeg, Anzb. 1797. — Die Stantd 
haushaltung, Erl. 1812. — Die Nationalökonomie, Leipz., Aarau und Nürnb. 1805—1824. 

Kit.: midt, Neuer Nekrolog ber Deutichen, IX. S. 624-627. — Roſcher, Geld. 
der Rati momit, 1874, ©. 674—686. Teihmann. 


Sodomie: Unkeuſchheit wider die Natur, nefanda venus sen libido, verübt 
an fich jelbft, mit anderen Menſchen gleichen Geſchlechts, an Thieren, an Leichen. 
Von diefen Arten der naturwibrigen Befriedigung bes Gejchlechtstriebes werden nur 
einige ala kriminell ftrafbar behandelt; obgleich Selbftbefledung am verberblichften 
üt, gilt ſelbige durch Jahrhunderte nicht als Verbrechen. Seit Damhouder, 
Carpzov ift grumdjäßlich jede wibernatürliche Wolluft ala bürgerlich ſtrafbar er- 
Hirt. Das Moſaiſche Recht ftraft mit Tod bie unnatürlichen Gräuel der Begattung 
zwiihen Menſch und Vieh, die irrigerweife für fruchtbar gehalten wurde und die 
Dolluftbefriedigung von Mann mit Mann, die Päderaſtie. Das after der Tribaden 
oder die Lesbiſche Liebe erſcheint nicht mit Strafe bedroht; jo tief der fittliche 
Ajchen vor Verunreinigung der Art und Gattung, vor Frevel gegen bie durch 
Zeugung geheiligte Lebensordnung erfaßt wird, jo jehlt doch der Mare Ausſpruch 
daß durch die wibernatürliche Unzucht zwifchen Perſonen gleichen Geſchlechts zugleich 
eine Mitſchuld begründet werde, die bei ber Unzucht an Kindern und Thieren nicht 
vorhanden ift; jachlich gedacht, erfcheint die sodomia ratione sexus ftrajbarer als 
die sodomia ratione generis, fie ift zugleich Korruption der Geichlechtäfittlichkeit und 
verfündigt fich an der Menfchennatur im Mitjchuldigen, abgefehen von der Ent- 
nervung und Berfumpfung durch Entartungen der Gefchlechtögemeinjchaft. Der Peſt⸗ 
hauch diefer Karrikatur der natürlichen Gejchlechtsliebe infizirt die vorchriftliche Ge— 
ilihait und Literatur, auch die Griechiſche Männerliebe finft zu naturwibriger 
Geilgeit herab und bringt Verberben na Rom, wie Martial’3 Epigranme und 
Paulus? Brief an die Römer bezeugen. Das Röm. Recht ftellt nur gewifle 
Arten der naturwidrigen Ungucht, namentlich Knabenfchändung unter den Gefichts« 
bunt des stuprum. Balentinian greift auf die aus dem Mofaifchen Recht ab- 
geleitete Strafe des Feuertodes zuräd, welchem das Firchliche und Gemeine Deutfche 
echt fi anfchließen. Die CCC behandelt nur die Unzucht zwiſchen Männern und 
die Beitialität ala Kapitalverbredhen. Im 17. und 18. Jahrh. wird der Kreis der 
Ariminalität ungeheuerlich erweitert. Ausläufer diefer Richtung fanden fich noch in 
üinelnen neueren Straf GB. für Braunfchweig, Heffen, Thüringen, welches letztere auch 
Leichenſchändung bis zu einem Jahr Gefängniß beftrafte. Eine andere Richtung in 
der Aufaffung ber Fleiſchesverbrechen jällt mit ber bebeutjamen, wenngleich ein- 
feitigm Beſchtänkung des Verbrechensbegriffes auf. unmittelbare Rechtsverlegungen 
zuſammen feit Beccaria, Gella, Feuerbad. Da Onanie, ©., Beltialität 
blos Sünden, Keine Rechtsverlegungen enthalten, ftrich Ießtere dad Defterr. Kriminal- 
geek von 1787 aus der Reihe der Verbrechen. Diejem folgte die Strafgefeßgebung 
für Bayern von 1818, für Württemberg und Hannover, obgleich Feuerbach fpäter 
1822 devon abgewichen ift und die widernatürliche Wolluft den Verbrechen gleich 
geitellt Kat, ungeachtet dadurch Rechte anderer nicht verlegt werben. Preußen blieb 
af dem gemeintechtlichen Boden ftehen und das RStrafGB. ſagte ſich von der 
Strafbeftimmung des $ 143 des Preuß. Strafgejehes nicht los, während das Gut⸗ 
achten ber Preuß. Medizinaldeputation 1869 die Bejeitigung bderjelben nach dem 
Vorgange des Oeſterr. Entw. von 1867 befürwortet Hat. Der Entw. von 1874, 
$ 190 bedroht die widernatürliche Unzucht, welche zwiſchen Perfonen bes männlichen 
Geichlechts oder von Menjchen mit Thieren begangen wird, mit Gefängniß. Wenn 
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Strafbeftimmungen über die öffentliches Aergerniß erregende Verlegung der Scham⸗ 
baftigfeit und unzüchtige Handlungen mit Kindern beitehen, fo erjcheinen beſondere 
a ee a Bälle Be Da Beruh Ehrafakpen en —— 
g18 are. —S 1889. ©.0. 2 —A — — 
—— — do den —*2 ————— era nit ni 
ai — Friedreich, er eo! e, 

BE ®& Em _ ‚Anfeim —— X — 


‚Bioge 
Jeras ndb. a g 176, 3, ie jun 
eſterr. ee 1 1 ©. Fire _ a Bettina — Die Moralflatiftit, Art. 
ee ‚ Die Ye u am Berb , 1869, S. 366; Derſelbe, 
hrb. 887. — Maler f, Straf6B. Bahiberg. 


Sohet, Dom., 5 1728 zu Sm: Io Na wurde Friedensrichter, nahm an 
den Vorarbeiten zum Code civil Theil, 7 

Er jcrieb: Instituts de droit, Bouillon el. 

£it.: Nypels, Bibliothäque, 94. Zeihmanı. 


Soldatenteftament (test. militis) ift ein außerorbentliches, aus Rüdficht ai ! 
Perſon und Lage des Teſtators vor allen anderen erleichtertes Teſtament. Entſtanden 


aus dem alten test. in procinetu, beſchränkt auf eingereihte Militärperſonen, ſowie 
folche Nichtfoldaten, die ihres Berufes halber beim Heere waren und umgekommen 
find, und auf die Dauer des Feldzuges, bedurfte es feit Trajan überall feiner 
Solennität, fondern nur der Willensgewißheit. Der jure militari errichtete legte 


Wille, bevorrechtet nicht blos im der Form, ſondern auch nach Inhalt und Wirkmg : 


in jeglicher Richtung, wurde jedoch Hinfällig durch ehrenrührige Entlaffung forer, 
bei jonftiger Gntlafjung durch Sahresablauf. Die Deutſche Notariatsorbnung be: 
ſchränkte nach bamaliger Auslegung jene Formloſigkeit auf Verfügungen während 
des Gefecht? („in Uebung des Streits“), forderte jonft Zuziehung zweier Zeugen. 
In den neueren Gejeggebungen Handelt es fich, nach Bejeitigung des Satzes: nemo 
pro parte testatus etc, nur noch um erleichterte Form für das militärische Teftament 
zur Kriegezeit, und um die Dauer ber Gültigkeit; die Vorfchriften betreffen daher 
theils fchriftliche theils mündliche Errichtung, die Vorausfegungen nach Perſonen und 
Errichtungszeit ꝛc. Diefelben finden fi} Heute durchweg in der Militärgejehgebung, 
auf welche dann das an BGB, nur zu verweifen 
a 


at. 
Bit. u. Gigb. Weiste’3 Rectal * — 797 ff. — Fitti 
Seid. Un &olhckihen. Tan Ss in ahihein Kıbık,, II ei eh: % 


6, 21; R-Rot-Dadn. von 1518 I 6 2 — Sehen —* $ 600 ‚hie 
a Aug 16 1873, 8 101. — Deutihen Mil.&el. v. 2. Mai 1874, $ 44. — Eid 
B5B 5,200 — Preuß. Adg. IR. "8 I7—197. — Code civil. art 81 u 
Momm en, —E 8 78. Süße 


Solidarobligation und Korrenlobligation find zwei verſchiedene Er 
ſcheinungsformen derjenigen Obligationen, in welchen auf der Gläubiger- ober 
Schuldnerfeite oder auf beiden Seiten eine Mehrheit von Subjekten fich bejinkt. 
Man kann folche Obligationen Gefammtobligation nennen und unterjcheibet danad 
attive und pafſive Gefammtohligation. Jedoch muß die das Objelt der Chli: 
gation bildende Leiftung eine nur einmal zu machende fein; jeber Gläubiger = 
diejelbe ganz fordern dürfen, jeder Schuldner fie ganz ſchulbig fein, aber fo, 
mit ber einmaligen vollftändigen Leiftung jeder Gläubiger als befriedigt gilt, a 
der, an welchen nicht direkt geleiftet ift, und daß durch diefelbe jeder Schuldner ber 
freit ift, auch der, welcher nicht ſelbſt geleiftet Hat. In diefer Hinficht unterſcheiden 
fich daher weſentlich von der Gefammtobligation und find mit derſelben nicht zr 
verwechſeln die Fälle: wenn für eine Mehrheit der Berechtigten oder Berpflichteten 
nicht eine Jdentität im vorigen Sinne, fondern nur eine quantitative und qualita⸗ 
tive Gleichartigkeit der Leiftungen begründet ift, wie bei Strafgeldern (fr. 1192 D. 
9, 2; fr.1$9 D. 47, 10); jodann: wenn die einheitliche, aber theilbare Leijtung 


— — | — —— — — — * 


Solidarobligation und Korreniobligation. 695 


auf jeben nur pro parte entfällt, wie beim Erbgang (c. 6 C. 8, 36). Das Iehte 
Verhältniß getheilter Obligation ift bei Verträgen ſogar nad Römiſchem Rechte 
(fr. 118 2 D 45, 2) zu präjumiren. 

Wo aber die befchriebene Identität des Leiftungsgegenftandes vorhanden ift, 
da thut es dem Begriff der Gejammtobligation Teinen Eintrag, wenn das Forde— 
tungörecht oder die Leiftungspflicht für den einen der Betheiligten bedingt oder be= 
miftet ift, für den anderen nicht oder anders bedingt oder befriftet ($ 2 I. 8, 16); 
ebenfomenig, als es der Gültigkeit der Gefammtohligation ſchadet, wenn etwa von 
den fich a Berpflichtenden Einzelne verpflihtungsunfähig find (fr. 12 
$1D. 45, 2). 

63 giebt nun eigentlich drei Arten eines folchen Gefammtfchulbverhältnifies: 
die Korrealobligation, die jog. blos folidarifche Obligation oder nah Sapigny’s 
Vezeichnung (Obligationenrecht, I. 88 20, 21) die unechte Korrealobligation und 
die Obligation mit untheilbarer Leiſtung. Dean Hat biefen Unterfchied aber erft 
ſpat erfannt. Bis auf die Arbeit Ribbentrop’8, Zur Lehre von den Korreal- 
obligationen, 1831, pflegte man jede einheitliche Obligation mit Mehrheit der Sub- 
jette ala obligatio correalis zu bezeichnen; der Ausbrud war dem nur in einer 
Zigeftenftelle im Sinne von „Mitfchuldner” vorfommenden Worte conreus (fr. 38 8 
D. 34, 8) entnommen. Auch Ribbentrop hat die Konfequenzen jeiner Entdeckung 
nicht alle gezogen, erft Savigny hat in feinem Obligationentecht, I. 88 16—27, 
den Ausbau der Ribbentrop’fchen Idee in Angriff genommen. 

Den Differenzpuntt zwifchen der SKorrealobligation und jenen beiden anderen 
Geiammtobligationsverhältnifſen findet die neuere Theorie meift darin, daß bei der 
torrealität una eademque obligatio für alle Subjekie vorliege, während bei jenen 
plures obligationes, und zwar jo viele ala das Multiplum der Schuldneranzahl und 
der Gläubigerziffer ausmacht, vorhanden ſeien. Diefe Auffaffung (ſog. Einheits- 
theorie) verträgt fich Freilich nicht mit dem Sprachgebrauch der Quellen, welche für 
die plures rei promittendi und stipulandi, d. h. für den typiſchen Fall einer 
*orrealobligation zwar an vielen Stellen una obligatio, aber an anderen auch plures 
obligationes annehmen (3. B. fr. 13 D. 45,2; fr.5 D. 46,1; Fitting, a.a.D. 
$ 4); allerdings würde es auf ſolche Abweichungen, wenn die Theorie von ber 
una obligatio brauchbar wäre, nicht ankommen. Manche Schriftfteller laſſen fich 
iedoch dircch den Sprachgebrauch der Quellen bewegen, auch bei der Korrealobliga= 
tion eine Mehrheit von Obligationsverhältniffen anzuerkennen (jog. Mehrheitstheorie), 
Andere juchen beide Theorien zu kombiniren (3. B. Baron, Die Gefammtrechts- 
verhäftniffe, 8 19: die Korrealobligation enthalte für den einzelnen Betheiligten je 
eine, für die Gefammtheit aller Betheiligten nur eine obligatio), wieder Andere gehen 
der Altemative, ob una obligatio oder plures obligationes, ganz aus dem Wege und 
tonftrniven die Korrealobligation 3. B. als ein Obligationsverhältniß, in welchem 
Ker auf derjelben Seite Betheiligte Vertreter des anderen jei (Brinz), oder als 
tine Obfigation mit alternativem Inhalt, deren Unbeftimmtheit Hinfichtlich ber 
Perion, die fie geltend mache, oder hinfichtlich der Perſon, gegen welche fie geltend 
gemacht werde, erft durch die von einem ber Gläubiger oder Schuldner getroffene 
Auswahl zu heben jei (Fitting a. a. O., 186 ff. Dazu jet: Pescatore, 
Die fog. altemative, Obligation, 1880 ©. 23 ff). — Ueber die Vertreter dieſer 
derichiebenen Meinungen |. die Zufammenftellung bei Windſcheid, Pand., II. 
8293, 1; 8 298, 3; Arndts, Pand., $ 218, 5. — 

Für die Darftellung erfcheint e8 am zweckmäßigſten, von der Möglichkeit eines 
drinzipiellen Gefichtapunftes abzufehen und auf dag Detail der Wirkungen einzugehen, 
welche da Romiſche Recht den Gefammtohligationen beimißt. Diefer Verzicht wird 
fich namentlich dadurch rechtfertigen, daß die Durchführbarfeit eines Prinzip an 
allen Wirkungen diefer Obligationen gegründeten Bedenken unterliegt. 
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I. Borerft aber ift noch von Entftehung ber Gefammtobligation zu handeln. 

1) Für die Korrealobligation ift im Römiſchen Recht nur ein Ent- 
ftehungagrund völlig erweizlich; es ift ber Fall, von welchem bie Theorie ber 
Korrealobligation ausgeht: die Stipulation zwifchen mehr ala zwei Perſonen (pr. 
I. 8, 16; fr. 2 D. 45, 2; c. 2 C. 8, 39). Das Gemeine Recht läßt daher die 
Korrealobligation entftehen" duch Vertrag, wenn 3. B. Mehrere ſich ausdrücklich 
verpflichten „alle für einen, einer für alle“, „jammt und jonders“, „zur ungetheilten 
Hand“ Haften zu wollen, aber auch durch gejebliche Vorſchrift und als paifive 
Korrealobligation durch Vermächtnik „zu Laften des A oder B“ (fr. 25 pr.D. 32; 
nicht ala aktive Korrealobligation beim Vermächtniß „an A oder B*, c. 4 C. 6, 38). 
Die Fälle fog. gejehlicher Begründung don Korrealobligationen find übrigens nicht 
alle zweifellos. ALS fichergeftellt mag betrachtet werben die Schuldnermehrheit bei 
den actiones adjecticiae qualitatis und bei Miteigenthum an einem ſchädigenden 
Thiere. Dagegen ift es nicht zweifellos Korrealobligation, wenn „ein Vertrag da⸗ 
hin abgeſchloſſen wird, daß in eine durch eine andere Thatſache begründete — 
tion ein neuer Gläubiger ober Schuldner Hineintreten ſolle“ (Windfcheid, Pand., 
II. $ 297, 3). Dahin gehört das Nechtöverhältniß zwifchen Hauptſchuldner und 
Bürgen, jowie das zwifchen dem Cedenten und dem Geffionar vor der erforderlichen 
denunciatio an den debitor cessus. Die Quellen ſetzen jedenfalls durchgehend den 
fidejussor und reus den plures rei promittendi entgegen unb bei der Geffion gilt 
der Gedent doch wohl ſchon vor der denunciatio nicht mehr als jorderungäberechtigt 
(ogl. Thl. I. 408, 425). — Daß richterliche Entſcheidung ein Korrealverhältniß 
begründen könne, ift weder auf Grund von fr.43 D. 42, 1; c.2 C. 7,55 zu be 
jahen, noch allgemein zu verneinen, nämlich möglich ift es im Theilungsprozeß. 

2) Auch die „bloße Solidarität“ Tann durch Vertrag begründet werden, wie es nad) 
den Quellen bei der auf dem Wege des Kreditmandats und des constitutum ein- 
gegangenen Bürgſchaft der Fall ift (fr. 59 8 8 D. 17,1; fr.52 $3 D. 46, 1; 

883 D. 13, 5; vgl. mit Nr. II. 1 unten). De Haupijali iſt aber hier die 
nk der Verantwortung für angerichteten Schaden und dieſe Tiegt nicht 
blos vor bei gemeinfam verübten Delikten, fondern auch dann, wenn eine Sache 
mehreren Perjonen zur Aufbewahrung übergeben ober geliehen wurde, wenn mehrere 
Mandatare daffelbe Geichäft übernahmen, ferner im Verhältniß mehrerer Mitvor- 
münder, im VBerhältniß mehrerer Bewohner eines Gemaches gegenüber der actio de 
effusis vel deiectis, jobald in dieſen Fällen eine Verlegung des beftehenden Rechts- 
verhältniffes eintritt (Gayhlarz, a. a. O. 60 ff.). Man pflegt den Unterjchied 
diefer Begründungsarten der Solidarobligation von denen der Storrealobligation meift 
in der Mehrheit der Verpflichtungsakte zu erbliden, 3. B. das Wohnen des A fei 
nicht das Wohnen des B u. ſ. w. (Windſcheid, $ 298, 17). 

3) Für die zweite Art von Solidarität fommt feine befondere Begründungsart 
in Frage, es müfjen nur irgendwie Obligationen begründet fein, welche daffelbe ung 
theilbare Leiftungsobjeft zum Erfüllungsgegenftand Haben. 

U. Bon den Wirkungen der Gefammtobligation find folgende Hervorzuheben: 

1) Durch litis contestatio eines Korrealgläubigerd gegen einen Korrealichuldner 
ward nach Haffiichem Römiſchem Recht die Obligation für alle übrigen auf aftiver oder 
paffiver Seite Betheiligten fonfumirt, die exceptio rei in judicium deductae wirkte, 
mochte der Prozeß ausgehen, wie er wollte, gegen alle Gläubiger und zu Gunjten 
aller Schuldner. Bei den Solibarohligationen dagegen trat die Konfumtion des 
obligatorifchen Anſpruchs zum Nachtheil aller Mitgläubiger und zum Vortheil aller 
Mitſchuldner nicht ein. Diefer Unterjchied in der Wirfung war es gerade, welcher 
den Begründer der Trennung von Korreal- und anderen folibariichen Obligationen 
auf diefe Unterfcheidung führte. Jedoch im Yuftinianifchen Rechtsbuch ift die fon= 
fumirende Kraft der litis contestatio bei Korrealobligationen nur noch für die aktive 
Seite anerkannt (3. B. fr. 16 D. 45, 2; fr. 5 i. f. D. 46, 1), die Befreiung der 
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nit litem fonteftirenden correi promittendi durch litis contestatio des einen ift 
von Zuftinian ausdrücklich befeitigt worden (c.28 $ 2 C. 8, 40). Demnach bleibt 
es nunmehr in allen Fällen dem Gläubiger unverwehrt, die jämmtlichen Mit- 
ſchuldner insgeſammt, auf's Ganze oder nur zu Theilen zu belangen und eventuell 
unter Abftehen von der gegen Einen erhobenen Klage (CPO. $ 243) fich an bie 
Anderen zu wenden; nur fonzentrirt ſich bei ber Korrealobligation das Slagerecht 
auf den litem Tontejtirenden Gläubiger und das gegen ihn ergangene Urtheil macht 
gegenüber allen feinen Mitgläubigern res judicate. An Stelle der litis contestatio 
it übrigens dur CPO. $ 289 der Moment der Klagerhebung (f. daſ. $$ 230, 1; 
460; 461, 2) getreten. 

6) Eine gleiche Konzentration, wie im vorigen Falle, tritt nach fr. 10 D.13,5 
bei der Korrealobligation, nicht aber bei den folidarifchen Obligationen in Folge 
eine® constitutum debiti proprii wenigjtens auf aktiver Seite ein, „weil das con- 
stitutum jo gut wie Zahlung ſei“. (Neuere und abweichende Erklärungen diejer 
Stelle j. bei Windſcheid, Pand., II. $ 296, 2; Weibel, a. a. ©. 51.) 

8) Die zu Gunften eines einzelnen Släubigers ober gegenüber einem einzelnen 
Schuldner erfolgte Unterbrechung der Klagverjährung wirft nur bei der Korreal= 
obligation auch für reſp. gegen die übrigen (c. 4 C. 8, 39). Ausnahme nach 
WO. Art. 80 (f. aber EG. zur CPO. $ 13, 3, zur KO. 8 8, 3). 

4) Die Berfchuldung des einen correus debendi, mit Ausnahme jeiner mora 
(fr.82 $ 4 D. 22,1; fr.173 8 2 D. 50,17), erweitert dag Obligationsverhältniß 
um die Schadenserſatzhaftung auch zum Nachtheil der übrigen Mitſchuldner (fr. 18 
D. 45,2; anderer Meinung Windſcheid, Pand., II. $295, 18). Bei den wegen 
Untheilbarkeit der Leiftung folidarifchen Obligationen gilt gerade das Gegentheil 
biefes Satzes, während in ben übrigen folidarifchen Verhältnifien die Thatſache, daß 
an angerichtetem Schaden Einer in erfter Linie ug iſt, nur feinen Mitſchuldnern 
die Einrede der Vorausklage (j. Nr. 6) verf 

5) Ein Negreß- (Rüdgriffe-)recht der et dirett befriedigten Korrealgläubiger 
gegen denjenigen, welchem der Schuldner das Ganze geleiftet Hat, jowie ein Regreß⸗ 
echt des allein dad Ganze leiftenden Schuldners gegen die durch ihn befreiten Mit— 
ſchuldner verfteht fich bei Korrealobligationen nicht von jelbft, fondern muß erjt 
durch ein bejonderes zwiſchen den correi beftehendes Rechtsverhältniß (3.8. Mandat, 
negotiorum gestio, societas, ungerechtjertigte Bereicherung) begründet werden. Solidar- 
gläubiger und -Schuldner aber haben ben Rüdgriff, wenn es ſich um Untheifbarfeit 
der Erfüllung Handelt, unbedingt, in anderen Fällen bat ihn wenigſtens ber auf 
Schadenserſaß haftende Mitſchuldner, wenn er feinem nicht mitbelangten Mitfchuldner 
alleiniges ober theilweijes Verſchulden des Schadens vorwerfen kann oder wenn bie 
Haftung durch fremdes Verſchulden begründet worden ift. Wo ber Schuldner regreß- 
berechtigt ift, da hat er das beneficium cedendarum actionum (c. 13 $104,65; 
Windſcheid, 8298, 18); mur bei der Solidarität wegen untheilbarer Leiftung be= 
darf er dieſer Geffion nicht, da er hier jedenfalls Regreßanſpruch hat. — Spezial: 
Titeratur über das Regreßrecht j. bei Windſcheid, Pand., I. $ 294, 1. 

6) Der verflagte Gefammtjchuldner braucht ſich nicht in allen Fällen die Klage 
auf die ganze Leiſtung gefallen zu laſſen; er kann manchmal einredeweiſe geltend 
machen, daß feine Mitjchuldner, deren Belangbarfeit (praesentia) vorausgeſetzt, 
gleichzeitig belangt werben follen und daß er erft nach herausgeftellter Inſolvenz 

jener — ben Beweis der Infolvenz bat der Släger zu führen — auf das Ganze 
bafte. Die Einrede wird entweder damit begründet, daß er mwibrigenfalle für gar 
nichts bafte (fog. beneficium ordinis s. excussionis), oder damit, daß er primär 
nur feinen Kopftheil ſchulde (jog. beneficium divisionis). Wann dieſe Einwendungen 
ftatthaft feien, das Hängt von ber Auslegung ber nov. 99, jpeziell der Worte 
AAAmAeyydug ÖnedFvvor in derjelben, ab (j.d. Bangerom, Pand., II. 78—87). 
Bei ber blos folidarifchen Obligation hat das Recht zu dieſen Exrceptionen nach- 
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weisbar nur der auf Schabenserfat Belangte in ben Fällen, wo ihm gegen feine 
Mitfchuldner ein Rüdgriff zufteht (f. Nr. 5). Der Schuldner einer untheilbaren 
Reiftung dagegen bedarf der Einwendungen nicht; denn, falls er feine Mitſchuldner 
neben fich, aber mehrere Perfonen zu Gläubigern hat, jo fann er entweder ver- 
langen, daß ihm die Leiftung an alle Gläubiger ermöglicht werde, ober daß ihm 
der Kläger dafür Sicherheit gewähre, die übrigen würden fich für befriedigt halten, 
und als Mitfchuldner möchte ihm zwar das beneficiam ordinis, gewiß aber (eben 
wegen ber Untheilbarfeit des Schulbobjefts) nicht das beneficium divisionis zu- 
geſtanden werben dürfen, e8 müßte denn die untheilbare Leiftung fich durch aesti- 
matio in eine theilbare verivandelt haben (letzteres beftreitet Windſcheid, $ 299, 7). 
Bon ben reichagejehlichen Vorjchriften über Gefammtobligationen (j. unten IV) haben 
übrigens manche die beiden Einreden der Vorausflage und der Theilung (fo das 
HGB. Art. 281, 1 für alle feine Fälle, die Rechtsanwalts-Gebührenordnung $ 3) 
oder doch bie Einrede der Theilung (Genoſſenſchaftsgeſetz v. 4. Juli 1868 8 12, 1) be 
ſeitigt. — Literatur über die exc. divisionis: vd. Schröter, Zſchr. j. EiD.R. und 
Proz. VI. 485 ff.; Heimbach, daf. XVI. 2, 10; Appelius, Arc. f. d. civ. 
Prar. XVI. 12; Burhardi, daj. XIX. 8; Dedefind, baj. XL. 270 ff.; 
Dedekind, Deexc. divis., 1853; Wieding, Nov. Justiniani XCIX., ©. 82 fi. — 

IH. Die Gefammtobligation erlifcht durch alle Erlöſchungsgründe von Obli« 
gationen, welche nicht nur ein einzelnes Subjekt ber aktiven oder paffiven Seite 
betreffen, wie confusio durch gegenfeitige Beerbung, Erlaß, Novation, in integrum 
restitutio für Einzelne, Verjährung gegenüber Einzelnen, wenn die Obligation nicht 
für Alle gleichzeitig begonnen hat (capitis deminutio Eingelner nad} fr. 19 D. 45, 2), 
namentlich nimmt man bei der Solidarität wegen Untheilbarfeit der Leiftung Ein- 
flußlofigfeit der Dispofitionen eines Mitgläubigers für alle übrigen Mitgläubiger 
an. Alſo erliicht die ganze Gefammtobligation durch Zahlung und beren Surro⸗ 
jate (datio in solutum, gerichtliche Hinterlegung, Kompenjation), durch Rovation 
ee. 31 8 1D. 46, 2; Windjcheid, Pand., II. 8 295, 3; $ 298, 5), vollfom- 
menen Erlaß und deſſen Anwenbungsfälle bei Vergleich und Schiebvertrag, durch 
aberfennendes Urtheil — jelbft wenn bei einem derartigen Rechtsgeſchäft oder Prozeß 
nur ein einzelner Gläubiger und ein einzelner Schuldner betheiligt war. 

Uebrigens ift das Gefagte nicht bei jämmtlichen der angegebenen Endigungss 
gründe unbeftritten (vgl. Windſcheid, Pand., II. $ 295, 4. 5. 8; 8 298, 6; 
Arndts, Pand., 8268, 11; 273, 2), und es Kommen gelegentlich auch noch andere 
Punkte in Frage; jo bei der Kompenfation: ob der Gejammtjchuldner auch mit der 
Forderung feines Mitfchuldner® und ob er gegen die Schuld eines anderen Gefammt- 
gläubiger8 ald des ihn Belangenden aufrechnen dürfe, was Beides nach Römifchem 
Recht, bei den correi wenigftens, von beftehender Regreßpflicht abhängt (fr. 10 D. 
45, 2; Windfcheid, Pand., II. 8850, 19. 20, theilweife anders nach Allg. IR. 
I. 16 $$ 308, 306, 807; Code eivil art. 1294, 2; Süd. BEB.$ 1027). Jedenialls 
wird man annehmen. müflen, daß nicht ein einzelner Gläubiger willfürlich die 
Obligation zum Nachtheil feiner Mitgläubiger ſchmälern und aufgeben, nicht ein 
einzelner Schuldner mit Rechtswirkung für feine Mitſchuldner die beitehende DVer- 
pflichtung erweitern kann (abgejehen von Verichuldung, f. oben Nr. 4), wenn er nicht 
zur Stellvertretung der anderen ermächtigt oder eine Negreßberechtigung derſelben 
gegen ihn begründet ift (vgl. fr. 27 pr. D. 2, 14). 

IV. Bon den modernen Gefeggebungen fennt feine einen Unterfchied 
ber Korrealobligation und blos folidarifchen Obligation; die Solidarität wegen Un⸗ 
theilbarfeit des Gegenftanbes berüdfichtigen manche befonders (ſ. Defterr. Allg. 
BEB. 8 890; Sachſ BGB. 88 1037, 1088; Eniw eines Schweiz. ObL.R. 
1875 Art. 20, 2). Diefelben ftellen aber nur einen Begriff der „SKorrealität” 
(Codex Maxim. IV. 1, 21 ff.; Allg. LR. I. 6 88 424 ff.; Oefterr. Allg. 262. 
88 891 fj.), „Solidarität“ (Code civil art. 1197 ff.; Entw. eins Schweiz. 
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DER. Art. 11 ff.) oder bes „Geſammtſchuldverhältniſſes“ (Sach. BEB. 88 1019 ff.) 
af. Die gemeinrechtliche Konftruftion des Rechtöverhältnifies wird im Allgemeinen 
teftgehalten, indem 3. B. die einen fich für die gemeinrechtliche Präfumtion getheilter 
Haftung bei Verträgen (Codex Maxim. IV. 1, 21, 6; Defterr. BGB. $ 888; 

Code civil art. 1202), die anderen fich gegen dieſelbe (Alto. ER. I. 588 424, 425) 
erflären, indem fie die Unterbrechung der Klagverjährung entweber für alle Ber 
theiligten (Code civil art. 1199, 1206, 2249, mit Modifikation Allg. ER.I. 9 8 577) 
oder nur fubjeltiv wirken laſſen (Sach. BGB. 8 1085), indem fie den Sa: 
alterius factum alteri quoque nocet entweber anerfennen (Codex Maxim. IV. 1, 

21,4, mit Mobdififation Code civil art.1205, 1207) oder nicht (Allg. IR. I. 5 8 488; 

Deferr. BEB. 8 894; Sächſ. BEB. 8 1025, 1816). Allgemein ift ferner 
die Konzentrirung der Obligation eines einzelnen Schuldners gegenüber demjenigen 
Gläubiger, der ihn belangt, aber ohne daß dadurch die anderen Mitſchuldner frei 
würden (Codex Maxim, IV. 1, 22; Code civil 1198,1; Defterr. BGB. 88 891, 
892; Sächſ. BGB. 88 1023, 1024; Schweiz. Entw. 19), und ebenfo allgemein 
ift die Befeitigung des beneficium excussionis und divisionis (Codex Maxim. IV. 
1, 23; Allg. ER. I. 5 88 480 -83; Code civil art. 1208, 1204, j. aber 1210—12; 
Defterr. BGB. 88 891, 1359, Sächſ. BGB. $ 1024; Schweiz. Entw. 12). 
Dagegen enthält e8 eine wefentliche Abweichung von der gemeinrechtlichen Aujs 
Tafjung, wenn das Preuß. ER. und der Code civil zwifchen ber aktiven und ber 
paffiven Seite der Gefammtobligation ſcharf unterſcheiden und beiden eine verſchiedene 
Art der rechtlichen Behandlung zu Theil werben laffen, indem fie 3. B. manchen 
der vorhin angegebenen Grundjäße nur für die Mitverpflichteten aufftellen. Hierher 
ift auch der Umftand zu rechnen, daß die beiden genannten Gefeßgebungen (Allg. 
ER.I.5 8445; Code civil art. 1213, 1214, 1216) im Anſchluß an andere (Codex 
Maxim. IV. 1, 22. 28 i. f.; ODefterr. BGB. $ 896; Schweiz. Entw. 17) ein 
Regreßrecht der Gefammtichuldner jedenfalls anerkennen, jelbit dann, wenn das unter 
den correi beftehende Rechisverhältniß eine Negreßberechtigung nicht ergiebt (anders 
Sächſ. BEB. 88 1086, 1495). Das Preußifche Recht zeichnet fich insbeſondere 
durch eine merkwürdige Auffafjung des Gläubigerverhältnifleg aus, indem es an- 
nimmt, daß bie Mitberechtigten die gemeinfamen Befugniffe auch nur gemeinjam 
ausüben fönnen, daß alfo die Handlungen eines Einzelnen den Uebrigen in feiner 
Weife präjudiziren und der Schuldner fich durch Zahlung an den Einzelnen keines⸗ 
wegs von den Andern befteie, ſondern nur in die Rechte des Befriedigten gegenüber 
den Mitgläubigern eintrete (Allg. CR. I. 5 88 450—52; vgl. auch bezüglich Nava- 
tion I. 16 $$ 459, 460). Erſt die Preußifche Praris Hat Br Grundfaß in feinen 
Konsequenzen etwas gemildert (f. Dernburg, Preuß. Priv.R., I. 8 51 a. €). 

Die Entftehungsgründe der Gefammtobligation find nach den meiften modernen 
Geſetzgebungen Bertrag und geſetzliche Vorſchrift, unter die letztere jallen meift auch 
gemeinfame Delifte (Codex Maxim. IV. 1, 21, 7; Defterr. BGB. $$ 891, 892, 
550, 820, 821, 1208, 1802, 1852, 1857, 1959; Säachſ. BGB. 8$ 777, 1020, 
1021; Schweiz. Entw. 20); aber das Preußifche Recht kennt nur aus Verträgen 
entjtehende Korrealverhältniffe, freilih auch aus Realkontrakten entftehende (Allg. 
ER. 1. 14 8 59) und ebenfo entfteht nach Franzöſiſchem Recht die solidarit6 entre 
les creanciers nur durch Vertrag (Code civil art. 1197), während es für die solidarit6 
de la part des debiteurs beftritten ift, ob diefelbe, abgejehen von Vertrag und Ge— 
feß (Code civil art. 1202), auch durch gemeinſames Delikt begründet werde, wofür 
Code penal art. 55 zu fprechen fchiene. 

Das moderne Deutfche Reichsrecht hat eine Reihe von „jolibarifchen” Ver— 
Bindlichkeiten gejchaffen, ohne fich über die Art diefer Solidarität weiter zu erflären; 
Diefe Fälle ftellen alſo gejeßlich begründete Gefammtichuldverhältniffe dar. Dahin 
gehören: HGB. Art. 112, 113, 173. 3, 178, 204, 241, 245. 4, 247 R. 3, 248. 
3, 257,269. 2,280; WO. Art. 81, 98 N. 10 vgl. 49; Genoſſ. Geſ. v. 4. Juli 1868 
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83N. 12, $ 12; RStrafGB. 8 231, 8; Markenſchutzgeſ. v. 80. Nov. 1874 8 15; 
Patentgeſ. v.25. Mär 18775 36; Urheberrechtägeiehev. 11. $uni 187088 18, 4; 20,2; 
dv. 9. Jan. 1876 $ 16, 1; v. 10. Jan. 1876 $ 9; v. 11. Jan. 1876 8 14, 1: 
RStrafPO. 88 498, 2; 508, 4; Rechtsanwaltsgebührenorhnung 88; Wucergei. 
v. 24. Mai 1880 Art. 8, 2. Andere Reichsgeſetze ſchließen in geiviffen Fällen die 
Geſammthaftung befonders aus, wie HGB. Art. 467, 1; EPO. $ 95, 1. 4; Ge 
richtskoſtengeſ. 88 91, 92. Bon materiellrechtlicher Bedeutung ift endlich die Bore 
fchrift der Deutichen KO. 8 61, wonach bei Konfurseröffnung über Gefammtjchuldner 
der Gläubiger jeine Forderung in jedem Konkurs foweit anmelden kann, als fie bei 
Eröffnung des einzelnen Konlurſes noch nicht befriedigt iſt, ohne daß Theilzahlungen, 
die nach Eröffnung des einen Verfahrens erfolgen, auf die Divibendenberechnung 
im anderen einen Einfluß üben. (Noch weiter geht Schweiz. Entw. 16.) 

Zum Schluſſe fei bemerkt, daß einige Schrüftfteller, aber ohne Erfolg, dem 
Begriff der Korrealobligation als einer bejonderen Art der Gejammtobligation auch 
gemeinzechtlih — wie es in ben modernen Gejeßgebungen gejchehen ift — die 
Gültigkeit abſprechen, indem fie ihn für veraltet erachten, und nur Solidaroblige- 

“ tionen anerkennen wollen. (So Demangeat, a. a. D.; Weibel, aa. 9 
101.) Etwas Anderes ift es, wenn man (wie Fitting, ©. 255) nur noch von 
„ſolidariſchen“ Verbindlichtenen ſpricht, aber unter dieſen „echte“ und „unechte“ 
unterſcheidet. 

Röm. Quellen: I. 3, 16 de duobus reis stipulandi et promittendi; D. 45, 2 de 
duobuz reis constituendis; C. 8, 39 de duobus reis stpulandi et duobus reis promit- 
ten! 

Bon ber bei Windicheid, Panbekten, IL SS 292, 258 angeführten reichen Literatur 
ift hervorzuheben: Ribbentrop Zur — yon a, Rorzsal-Öbligationen, 18831. — 


v 2 Sevignn, Du 2 ‚Son Kamen, —J— 1851.— Bring, Kiit. Blätter, 
ER — — en, Seitiär .f Sinierät u. Proz, 
Ar Bol e xırı 1a — Dem eat, Des obligations solidaires en droit romain. 


indigeid, Krit. Meber! L i1, 1859 u. Rrit. V.J.Schr III. 161 ff. 1MeL = _ 
am ‚ Die Natur der Korrealob! Hgationen, 1859. — Czyhlarz, Zeitichr. für öff. 
t, III. Per te — Dazu Liebe fich noch fügen: —— Die — 


270308 — Geibelb. it geilen. . 146 ff., 
dir 3 Fa molt, Mr errealeht ationen 1857). _ Dad Recht b Tr 
fi... 1859. — Solbj mibt, aeitidr. fr 8 a HR., eg * fi. (au 
Si) — elite, Les obligations en droit romain I. Nr. 256 1155 ff, 
IL — 1885. — — Die Korrealobligation in Röm. an 5. 


Lehrb. N "Band.: Arndt, j 213—216. — Brin . 8 140—143 (1. Aufl). — 
— us $ 972—75. — Re er, 1.5 248. — He TE ta, $ 283-285. — Seuffert, 
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Bartikularreät: Dernburg, genen d. Preußiſchen Privatrechts, II. SS 47—51. — 
Siebenhanr, Korrealobligationen nad Römiichem, eine * a chfiſchein Beat, IL 
1868. — Roditre, De la solidarit& et de l’indivisibilit lite 1 * Lewandowski, De 
la solidarit6 en droit Romain et en’ droit civil frz is, 1866. — 3a ariä d. Singen: 
tbal, ; Eier d. Franz. Civilrechts Besen, I x —ã 298. — Stabel, Inſtitutionen des 

niluehte, $$ 130, 1981. — Mages, Lie Shammtfgulbverhättuife de3 Oeſterreich. 


Breit: Mandry, Der civilvechtliche Inhalt ber Reichsgeſetze, I oe Et 
e 


Souderrechte. Der Ausdruck „S.“ hat in der Deutſchen Rechtsſprache 
mehrere verjchiedenartige Bedeutungen. Er dient zunächjt als Bezeichnung derjenigen 
Dorrechte der jouveränen und der mebiatifirten Deutfchen Gefchlechter, welche den 
felben über das Gem. Recht hinaus eingeräumt find (vergl. Heffter, Die €. ber 
fouveränen und: der mebiatifitten, vormals reichsſtändiſchen Käufer Deutjchlands, 
Berlin 1871). In einem für die Praris wichtigeren Sinne verfteht man unter ©. 
die Rechte einzelner Mitglieder von Störperichaften, welche dieſe gegenüber ber 
Körperihaft frei auszuüben befugt find. Hierbei ift „Körperfchajt” im weitelten 
Sinne identiſch mit dem Augdrude „Gemeinheit” verftanden, und umfaßt alle 
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Korporationen, Gemeinjchaften, Genoffenfchaften, Vereine zu öffentlichen und privat- 
rechtlichen Zwecken ıc. In diefem Sinne hat der Begriff der ©. eine durch die 
Deutſche Rechtögefchichte fich hindurchziehende Entwidelung, welche für die Geftaltung 
von Staat, Kirche, Stadtgemeinde zc. don Erheblichkeit ift. Don ganz befonderem 
Werth ift der gleiche Begriff für dad Recht der Genofienfchaiten geworden, welche 
in Deutſchland zu zahlreichen öffentlichen und privaten Zwecken, im&befondere auch 
ala Erwerbsgenofſenſchaften ausgebildet worden find (vgl. Hierzu Gierte, Das 
Deutſche Genofienfchaitsrecht, 2 Bände, Berlin 1873). Eine hervorragende Bedeutung 
hat derſelbe Rechtsbegriff auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes in neuefter Zeit 
feit Wieberberftellung des Deutfchen Reiches erlangt. Das Reich beſteht aus einer 
Reihe einzelner Staaten, die fi zu einem Bundesſtaat vereinigt Haben. Für bie 
Interpretation der Reichtverfafjung ift von hoher Wichtigkeit die Yrage, wie meit 
bie einzelnen Mitglieder durch die Bündnißverträge obligirt find, und wie weit das 
Reich vermöge feiner Organe auf ben gegenwärtigen Stand des Bundniſſes eine 
Veränderung auszuüben im Stande if. Zur Beantwortung diefer Trage bedarf es 
einer Feſtſtellung derjenigen Rechte, S. genannt, welche den einzelnen Gliedern des 
Bundesſtaates in und gegenüber demfelben zuftehen. Sie zerfallen in folche, die in 
ber Bundesverfaffung reſp. in den als Grundfage berfelben beftehenden Verträgen 
ausbrädlich vereinbart find, und im andere, die ſich, ohne ausdrücklich vereinbart 
zu fein, aus der rechtlichen Natur des Bundesſtaates von ſelbſt ergeben. Eine 
foftematifche Entwidelung diefer ©. ift in neuefter Zeit von Laband, kurz vorher 
don Hänel unternommen worden. (Laband, Der Begriff der S. nad; Deutjchem 
Reichsrecht, in Hirth's Annalen 1874, ©. 1487—1524, und derfelbe in feinem 
Staatsrecht des Deutichen Reiches, Tübingen 1876, Bd. I. ©. 109 ff.; Hänel, 
Studien zum Deutfchen Staatsrecht, Bd. I. Leipzig 1878, ©. 188 ff). Taband 
führt aus (Staatsrecht, Bd. I. S. 109), es ergebe fich auß der Natur des Bundes- 
ſtaates als einer aus Staaten beitehenden öffentlich-rechtlichen Korporation, daß bie 
Mitgliedsſtaaten Rechte ſowie auch Pflichten haben. Die Rechte werden unterjchieden 
in Mitgliebfchaftsrechte und S. Unter den letzteren verfteht Laband beitimmte 
Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Berhältniß zur Gefammiheit, welche Ab⸗ 
weichungen von ber fonft geltenden Regel zu Gunften eines oder einzelner Staaten 
bilden. Ihrem Inhalte nach unterfcheidet er die ausdrücklich fonftituirten ©., im 
MWejentlichen in Mebereinftimmung mit Hänel, in Beichränkungen der Kompetenz des 
Reiches, 3. 2. die Ausichliefung Württemberg und Bayerns Hinfichtlich des Poft- 
und Zelegraphenwefens und Hinfichtlich der Befteuerung von Branntwein und Bier, 
ferner in diejenigen Rechte, welche gewiffen Staaten Hinfichtlich der Organifation 
des Reiches eine bevorzugte Stellung gewähren, 3. B. dad Recht Preußens, daß 
dem Könige von Preußen das Präfibium zufteht, das Recht Bayerns, in dem Bunbes- 
rathe für das Landheer und die Feſtungen einen ftändigen Sit zu haben und den 
Vorfitz in dem Ausſchuß für die auswärtigen Angelegenheiten zu führen, enblich in 
gewiffe finanzielle Begünftigungen, 3. B. die fisfalifchen Anfprüche Heffens gegen 
die Neichapoftverwaltung, der Anfpruch Bayerns auf eine Vergütung der Leiftungen 
für ben diplomatifchen Dienft ıc. ıc. Die Feftftellung diefer ©., welche in der Ber- 
Taffung oder den ſonſt beftehenden Verträgen ausbrädlich vereinbart find, unter 
Liegt teinen bejonderen Schwierigfeiten. Auch darüber befteht kaum ein begründeter 
Zweifel, daß biefe Rechte nur unter Zuſtimmung der betreffenden Berechtigten auf⸗ 
gehoben oder verändert werden können (vgl. Laband, Staaisrecht, Bd. I. ©. 119). 
Schwieriger ift aber bie Entwidelung und eftftellung derjenigen S., welche nicht 
in der Verfafjung oder den Verträgen ausdrücklich genannt find, jondern fi) aus 
Der rechtlichen Natur des Bundesftaates von felbft ergeben. In biefer Beziehung 
berrfcht vorläufig Meinungsverjchiedenheit unter den Juriften, die wol bei dem eigen- 
thümlichen Charakter der Materie nicht anders ala auf ber Bafis von Präzedenzfällen 
eine Definitive Löfung finden wird (vgl. hierzu Laband, Staatsrecht, Bd.1.©. 118 ff., 
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ferner Hänel, a. a. O. ©. 194 ff., und Löning in Hirth's Annalen 1875, 
©. 337 ff.). Nicht zu verwechfeln mit diefen ©. (jura singularia) find diejenigen 
Rechte (jura singulorum) der einzelnen Staaten, welche in den Bündnißvertrag 
nicht mit inbegriffen, jondern den Staaten ungeichmälert verblieben find. Dieſe 
jara singulorum find feine S.; denn die Iehteren laſſen fich nur infoweit denken, 
als eine Mitgliedſchaft der einzelnen Staaten gegenüber dem Bundesftaat befteht. 
Sie ſetzen das Vorhandenſein einer Gemeinjchaft voraus, während die jara singulorum 
gerade da ihren Anfang nehmen, two die Gemeinfchaft endigt. — Eine nicht minder 
hervorragende Bedeutung haben endlich die S. neuerdings auf dem Gebiete des 
Privatrecht?, und zwar in dem Recht der Atiengejellichajten erlangt. Die Altien- 
gejellichaft ift unter den modernen Erwerbsgenoſſenſchaften vorläufig die am meiſten 
ausgebildete. Ihrer rechtlichen Natur nach ift fie eine Korporation; daher greifen 
bei ihr Hinfichtlich der Stellung der einzelnen Aktionäre ganz ähnliche Grundſätze 
Pla; wie nad) den oben citirten Worten Laband's bei ber ftaatsrechtlichen 
Korporation des Dentichen Reiches hinſichtlich der einzelnen Bundesſtaaten. Auch 
die Rechte der Aktionäre muß man unterſcheiden in Mitgliedſchaftsrechte und ©. 
Mean Tann die lehteren definiren ala „diejenigen Rechte bes einzelnen Altimärs 
gegenüber der Aktiengeſellſchaft oder in derſelben, Hinfichtlich deren er dem Willen 
der Gejellichaftsorgane nicht unterworfen if.” Daß Deutiche HGB. erwähnt bie 
©. nit; nur indirekt folgt ihre Anerkennung aus Art. 224, infojern darin gejagt 
ift, daß die Rechte, welche den Aktionären „in Angelegenheiten der Gejellichaft” zu- 
ftehen, von der Gefammtheit derielben in der Generalverfammlung ausgeübt werben. 
Hieraus ift zu folgern, daß auch folche Rechte des Aktionärs ala beftehenb angefehen 
werben, welche ihm nicht „in Angelegenheiten der Geſellſchaft“ zuftehen, und über 
die mithin der Generalverfammlung fein Berfügungsrecht eingeriumt if. Die 
neueren Verſuche, den Rechtscharatter der S. bei Korporationen im Allgemeinen zu 
beftimmen, bieten zur genauen Erklärung der S. bei Altiengeſellſchaften fein aus— 
reichendes Material (vgl. in diefer Beziehung dv. Langenn und Kori, Erörterungen, 
Bd. I. ©. 1 ff. und Stobbe, Handbuch des Deutfchen Privatrechte, Leipzig 
1870, Bd. I. ©. 351 ff.). Klaffififationen der ©. der Aftiengefellichajten find 
unternommen worden von Laband (vergl. ben oben citirten Aufla in Hirt h's 
Annalen von 1874, Abfchn. 8) umd von Thol (Handelsrecht, 5. Aufl., Leipzig 
1875, Bd. I. $ 161). Um den rechtlichen Inhalt der einzelnen ©. bei den Aftien- 
geſellſchaften zu erfafſen, ift es nöthig, die verfchiedenen Ürſachen ihrer Entftehung 
ala Unterfcheidungsmittel zu wählen. Danach trennen ſich die ©. ganz analog 
jener oben für das Deutſche Staatsrecht ala maßgebend erachteten Unterjcheibungen 
in folche, welche das Statut bzw. der Vertrag ausdrüdlich Eonftituirt, und in folche, 
welche fih, ohne ausdrücklich ausgeſprochen zu fein, aus der Natur der Aftiengeiell- 
ſchaften von jelbft ergeben. Zu den eriteren zählen hauptjächlich diejenigen Rechte, 
welche gewiffen Aktien vertragsmäßig gegenüber der Gejammtheit verliehen find; 
die vornehmfte Gruppe derjelben find die fog. Prioritätsaktien. Nicht zu dieſer 
Klaffe zählen die Gründervorrechte. Zwar find auch fie durch das Statut ausdrücklich 
eingeräumt; aber die Berechtigten find nicht nothwendigerweiſe Aktionäre; und ein 
©. muß immer zugleich ein Aktionärrecht fein. Diejenigen ©., welche nicht aus« 
drüdlich im Statut ausgeſprochen zu fein brauchen, laffen fich in zwei Klaſſen unter- 
ſcheiden, nämlich gemäß der oben gegebenen Definition in Nechte in ber Gejelljchait 
und Rechte gegenüber der Gefellfchaft. Die erfteren folgen aus der Befugniß des 
Aktionär, in der Generalverfammlung an der Verwaltung der Gefellichaft Theil zu 
nehmen, und in diefer Eigenſchaft zu verlangen, daß das Gejellichaitsorgan der 
Generalverfammlung fich gemäß Statut und Gele verhalte. Die anderen praftiich 
wichtigiten, vornehmlich vermögensrechtlichen Inhalts, umiafjen diejenigen jura 
quaesita (in der Prarig meiſtens, Individualrechte“ genannt), welche aus dem 
feiten® bed erften Zeichners gefchloffenen Zeichnungsvertrage zu feinen Gunften ber 
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vorgehen, und Hinfichtlich deren ihm die Gefellichaft ala verpflichtetes Rechtsſubjekt gegen- 
überfteht (vgl, Löwenfeld, Recht der Aftiengejellichaften, Berlin 1879, Abfchn. 10, 
S.367ff). In dem gleichen Sinne Hat auch da8 ROHG. in einer Reihe von Erkennt⸗ 
niſſen (Entih. Bd. XIV. ©. 355 ff.; Bd. XXU. ©. 19 ff. und Bd. XXIN. ©. 273 ff.) 
eine Unterſcheidung dieſer Spezies von Rechten aufgeftellt. Als eine Iehte Klafſſe kann 
man neben den erwähnten noch diejenigen Rechte bezeichnen, welche dem einzelnen 
Aftiondr nach ausbräclicher Be jet es vorſchrift zuftehen, die alfo felhft ohne flatutarifche 
Betätigung gelten, und ihres Charakters wegen auch durch Statutenbeftimmungen 
nicht aufgehoben werben fünnen. Es find dies Die Befugniffe des Altionärs, in gewiffen 
Proʒeſſen der Generalverfammmlung gegen die Vorſtands⸗ und Auffichtsrathamitglieder 
accefforiich zu interveniren (HEB. Art. 226, 194 u. 195). Während nun aber das 
ROHG. in der bezeichneten Weile die S. anerkennt, und in verſchiedene Unterarten 
eintheilt, hat e& zugleich in einem ber jüngften Erfenntnifje eine, wenn auch nicht 
vollfommene, bo immerhin jehr bemerfenswerthe Grenzlinie für den Umfang ber 
fraglichen Rechte ſtizzirt, indem es (Entich. Bd. XX. ©. 44 ff.) ausgeführt bat, 
daß die Aftiengefellfchaft ihr Statut, auch infoweit dies nicht beſonders im Gejell- 
fchaftävertrage vorgefehen ift, abändern dürfe, daß mindeſtens nicht jede derartige 
Statutenänderung, ſchon weil fie nicht befonders im Statut vorgefehen ift, als rechts⸗ 
widrig zu erachten fjei. Würde man das Statut einer Altiengeſellſchaft nach den 
allgemeinen Grundfäen über Verträge zu beurtheilen haben, jo müßte man jolgern, 
daß jede nicht ſchon bei Abſchließung des Vertrages zugelafjene Aenderung deſſelben 
als eine Berlefung ber ©. der diffentirenden Aktionäre, infojern berlei Aenberuugen 
gegen die aus dem Gejellichaitvertrage erworbenen jura quaesita verftoßen, anzujehen 
fei. Dem Reichsgericht war, joweit feine Rechtſprechung bigher durch den Drud be— 
fannt geworben ift, Gelegenheit zu einer weiteren Ausbildung dieſes Rechtsinftitutes 
och nicht gegeben. Ein Erfenntniß vom 19. Februar 1881 (in Sachen von Kauf 
nann wiber Rumänifche Eijenbahnen-Aftiengefellfchaft) betätigt aber in gewiffer 
zeziehung die von dem ROHG. überlieferten Rechtsſähze, infofern darin auf's Neue 
ie Verlegung bes Grundſatzes von ber Rechtsgleichheit ber Altionäre zugleich als 
ne Berlegung der ©. derſelben aufgefaßt und behandelt wird. 5 Sswenteih 
. wenfelb, 
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Sonntagbarbeit (vgl. den Art. Sonntagsfeien) Während im All- 
nen nur Diejenigen Arbeiten an Sonn- und Feſttagen in Deutjchland verboten 
welche, weil fie öffentlich bemerkbar oder beſonders geräufchvoll find, die äußere 
jener Tage ftören würden, jo hat die RGew.O. ein weitergehendes Verbot 
;. in doppelter Hinficht aufgeftellt. 
:) Was zumächit die jugendlichen Arbeiter betrifft, jo war in Preußen deren Be 
zung in Yabrifen (und zwar damals für die Zeit vom 9.—16. Lebensjahre) bereits 
8 5 Des Regulativs vom 9. März 1839 gänzlich unterjagt, und $ 6 außerdem 
hrieben, Daß diejenigen chriftlichen Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen 
aınion angenommen jeien, in denjenigen Stunden in Fabriken nicht befchäftigt 
durften, welche ihre ordentlichen Geelforger für ihren Katechumenen- und 
tandenunterricht beitimmt hätten. Die Preuß. Gew.D. vom 17. Januar 
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1845, welche fich überhaupt auf die fpezififchen Verhältnifſe der: Fabrilarbeiter nicht 
erjtredt, enthält ebenjowenig wie das Geje vom 16. Mai 1858, betr. einige Ab: 
änderungen des Regulativs vom 9. März 1839, einfchlagende Beltimmungen. Die 
RGew.D. vom 29. Juni 1869 Hat dann dem Sinne nach die Preuß. Beitimmung 
von 1839 reproduzirt; der $ 129, Abf. 3 derfelben lautet: „An Sonn- und Feier 
tagen, ſowie während ber von dem orbentlichen Geelforger für den Katechumenen- 
und SKonfirmandenunterricht beitimmten Stunden dürfen jugendliche Arbeiter (im 
Alter von 12—16 Jahren) nicht befchäftigt werden.“ Mit diefer Faſſung ftimmt 
endlich auch ber $136, Abſ. 3 des Gejehes, betr. die Abänderung ber Gew.D., vom 
17. Juli 1878, wenigftens im Wefentlichen überein. Derfelbe lautet: „An Sonn 
und Feſttagen, fowie während der von dem ordentlichen Seelforger fiir den Katechn⸗ 
menen» und Sonfirmanben-, Beicht- und Kommunionunterricht beftimmten Stunden 
dürfen jugendliche Arbeiter nicht beichäftigt werben.” Die Webertretung biejer Vor⸗ 
fchrift wird nach $ 146 der RGew. O. in Verbindung mit Art. 2 des Geſetzes vom 
17. Juli 1878 mit Geld bis zu 2000 Mark, im Unvermögensfalle mit Gefängniß 
bis zu 6 Monaten beftraft. 

Der 8 126 des Gejehe vom 17. Yuli 1878 hat dann außerdem die Lehr 
berren verpflichtet, den Lehrlingen die zum Beſuche des Gottesdienftes an Som 
und Feſttagen erforberliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen 
Dienftleiftungen nicht zu entziehen; eine Beftimmung, welche dem $ 84 ber Gefinde- 
ordnung vom 8. November 1810 nachgebildet ift, und infojern ſtrafrechtlich geſchützt 
erfcheint, ala es fich dabei um eine Verlegung ber gejeglichen Pflichten bes Lehr⸗ 
herrn gegen den Lehrling handeln würde, fo daß nach $ 148 Nr. 9 der RGew. O. 
in Berbindung mit Art. 2 des Geſetzes vom 17. Yuli 1878 eine Gelftraje bis 
a RR Mark, im Unvermögenzfalle Haft bis zu 4 Wochen gerechtfertigt jein 
würde. 

In Frankreich hatte bereits das Geſetz vom 22. März 1841, betr. die 
Arbeit der in der Induſtrie (manufactures, usines ou ateliers) beſchäftigten Kinder, 
Art. 4 und Art. 7 Nr. 5 die Beichäftigung ber Kinder unter 16 Jahren an den 
Sonn- und gefehlichen Fefttagen verboten, den Berwaltungsreglements jedoch anheim⸗ 
geftellt, eine berartige Beichäftigung in den Betriebaftätten mit ununterbrochenen 
Feuer (dans les usines & feu continu) außnahmaweife zu geftatten; ſchon damals 
war von jübifcher Seite ein Antrag geftellt worden, das Verbot auf eine Arbeit 
von mehr als jech® wöchentlichen Tagen zu beſchränken, diefer Antrag jedod in 
Uebereinftimmung mit dem Deputirten Gould, der insbeſondere auf die geringe Zahl 
ber Juden hingewieſen Hatte, verworfen. Das Gejeh über die Arbeit der in ber 
Induſtrie bejchäftigten Kinder und minderjährigen Mädchen vom 3. Juni 1874 
enthält denn folgende Fafſung: Art. 5. Les enfants äges de moins de seize ans, 
et les filles mineures de moins de vingt-et-un ans, ne pourront &tre employ6s & 
aucun travail, par leurs patrons, les dimanches et f&tes reconnus par la loi, 
meme pour rangement de l’atelier. Art. 6. Neanmoins, dans les usines à feu 
continu, les enfants pourront ötre employ6s les dimanches et jours de feries, 
aux travaux indispensables. Les travaux toleres et le laps de temps pendant 
lequel ils devront &tre ex6cut6s, seront determinds par des röglements d’admini- 
stration publique. Ces travaux ne seront en aucun cas autorises que pour les 
enfants Ages de douze ans ou moins. On devra, en outre, leur assurer le temps 
et la libert6 necessaires pour l’accomplissement des devoirs religieux. Die in 
Gemäßheit dieſes Geſetzes erlaffenen Dekrete des Präfidenten der Republik vom 22. 
Mai 1875 Art. 3 und 4 und vom 5. März 1877 Art. 2 haben dann noch feſt⸗ 
geſetzt, daß die S. der Kinder und minderjährigen Mädchen in den Zuderjabrifen 
mit Ausnahme der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags, in den Glashütten 
mit Ausnahme der Zeit von 8 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abende, in den Papier- 
und Metallfabriten mit Ausnahme der Zeit von 6 Uhr Morgens bie 6 Uhr Abends 
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geftattet ift (Beje vom 22. März 1841 bei Tallon et Maurice, Lögislation sur 
les travails des enfants ete. Paris 1875, ©. 10; Geſetz vom 3. Juni 1874 bei 
Zallon, 6.446; bei Lohmann, Fabrikgeſetzgebungen, S. 127 ff.; Dekret vom 
22. Mai 1875 bei Tallon, ©. 572, bei Lohmann, ©. 149; Dekret vom 5. 
Mär 1877 bei Lohmann, ©. 153). Uebrigens Hatte ber Deputirte Bam- 
berger fowol bei der zweiten als auch bei ber britten Lefung des Gejehes vom 
3. Juni 1874 in den Sigungen der Nationalverfammlung vom 5. Februar und 
vom 18, Mai die Befreiung der Juden von der Sonntagsfeier im Namen ber 
Gerechtigkeit und Toleranz und beſonders auch deshalb beantragt, weil zahlreiche 
Juden vor der Fremdherrſchaft aus Eljaf- Lothringen geflohen jeien. Der Antrag, 
der übrigens nach einander in breifacher Geftalt erſchien, wurde ohne lange Diskuffion, 
befonders im Hinblick auf die Geſetzgebung ber Vereinigten Staaten, verworfen. Man 
fand namentlih, daß was ben Juden billig, den Difjidenten und Atheijten Recht 
fein würde (Tallon, ©. 270—278, 887). 

Dos Dänische Geſetz vom 28. Mai 1873 über die Arbeit der Kinder und 
junge Reuten in den jabritmäßig betriebenen Werkftätten (Lohmann, ©. 156 ff.) 
verbietet in $ 5 bie Arbeit der Kinder — nach der fonftigen Ausdrucksweiſe des 
Gefeges der Kinder zwiichen 10 und 14 Jahren — an den Sonn und Feiertagen 
der Volkskirche. 

Für England Hatte zuerft das Gefeh vom 15. Auguft 1867 in Betreff ber 
Ausdehnung der Fabrifgefege in Art. 7 das Verbot der ©. für Kinder, junge Perſonen 
und Frauen in dem diefem Gejehe überhaupt unterworienen Fabriken ausdrüdlich auge 
geiprocden. In demjelben Sinne hatte dag Werkftätten-Regulirungsgefeß vom 21. Aug. 
1867 Art. 6 Rr. 4, verboten, daß Kinder, junge Perfonen und Frauen mit Handarbeit 
ın Sonntagen oder nach zwei Uhr Nachmittags an Sonnabenden bejchäftigt würden, 
usgenommen die Fälle, wenn nicht mehr ala 5 Perſonen in berfelben Anftalt beichäftigt 
nd und wenn eine derartige Beichäftigung in der Erzeugung von Artikeln beftehe, 
velche von der Fabrik im Detail verfauft würden, oder in Ausbeſſerung von Artifeln 
feicher Beſchaffenheit (v. Bojanowski, Die Englifchen Fabrik- und MWerkftätten- 
jeße, Berlin 1876, ©. 169 und 190, nebft den in den Noten gegebenen Erläute- 
ngen). Das Fabrif- und Werkftätten-Judengefeg vom 25. Mai 1871 Bat dann 
‚er bie Beichäftigung aller jungen jüdiſchen Perfonen und Frauen, nicht alfo auch 
e Kinder, an den Sonntagen freigegeben, unter der Vorausſetzung, daß ber betr. 
‚beitgeber gleichialle Jude fei, das Etabliffement Sonnabend bis Sonnenunter- 
19 gefchloffen und Sonntags für Erwerbazwede nicht geöffnet jei u. j. w. 
Bojanowski, ©. 214). Endlich hat die Factory and Workshop Act vom 

Mai 1878 (41 Viet. Chap. 16) die genannten Beftimmungen wejentlich wieber- 
t; ingbejondere ſpricht Art. 21 ganz allgemein den Grundſatz aus: „A child, 
ng person or woman shall not (save as is in this Act specially excepted) 
employed on Sonday in a factory or workshop." Solche Ausnahmen find 
lich zahlreich (Art. 22 und paffim). Auch das Yudenprivilegium ift mit den 
en Beſchränkungen im Art. 51 im Wefentlichen wiederholt worden (Ausgabe der 
ory and Workshop. Act 1878; Annuaire de legislation 6trangere, 1878, 
:8, 31). 
Nah dem Schweizerifchen Bundesgeſetze vom 23. März 1877, betr. Die Arbeit 
n Fabriken (Lohmann, Die Fabrikgefeßgebung der Staaten des Europäifchen 
nents, Berlin 1878), Art. 15 und 16 follen Frauen unter feinen Umftänden 
5. verwendet werben, währenb biefelbe jungen Leuten von 14—18 Jahren 
bmameife durch ben Bundesrath geftattet werben Tann. 
2) Was ſodann die Sonntagsarbeit der Anduftrienrbeiter überhaupt betrifft, 
Zuerft Die Preußiſche proviforifche Verordnung mit Geſetzeskraft vom 9. Febr. 
(log. Heydtſche Novelle) in $ 49 Abſ. 2 den Satz aufgeftellt: „Zum Arbeiten 
onn= und Selttagen ift, vorbehaltlich der anderweitigen Vereinbarung in 
oIßenborff, Enc. I. Kechtalexikon II. 8. Aufl. 45 
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Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet.‘ Genau biefelbe Faflung enthält die 
RGewO. $ 105 Abi. 2. Es waren zwar bei der zweiten Lejung in der Sitzung 
des Reichstags vom 23. April 1869 weitergehende Anträge geftellt worden. Ins— 
befondere hatte der Abg.: v. Brauchitſch (Genthin) folgende Faſſung vorgeichlagen: 
„Die Arbeit in gewerblichen Anftalten ift an Sonn- und Fefttagen verboten. Für 
Dringlichkeitsfälle find Ausnahmen, vorbehaltlich der Vereinbarung zwiſchen Arbeit- 
geber und Arbeitnegmer, und mit Genehmigung der zuftändigen Behörde zuläffig. 
Den Landeögejegen bleibt vorbehalten, für einzelne Arten von Yabrifen allgemeine 
Ausnahmen herzuftellen“ ; während der Antrag bes Abg. Fritzſche und Gen. dahin 
lautete: „Die regelmäßige Lohnarbeit an Sonn und Felttagen ift verboten. Aus 
genommen hiervon ift die Lohnarbeit bei ben Verfehrsanftalten, Gaftwirthichaiten 
aller Art, öffentlichen Erholungs- und Bergnügungsanftalten und beim Handel 
mit Lebensmitteln.‘ Indeſſen wurben beide Anträge, nachdem der Bundeskommiſſar 
Michaelis fich dagegen erflärt hatte, und nachdem der Abg. dv. Hennig ine 
bejondere geltend gemacht hatte, daß ber Zwangsſtaat fich überlebt Habe, verworien, 
während der Abg. Braum fcherzweife die Ausdehnung des Verbot? der ©. auf die 
Wochentage anheint gab. 

Die Frage kam dann von. Neuem im Jahre 1878 bei Berathung der Gewerbe 
novelle zur Sprache. Damals Hatte insbefondere die Kommiffion einen viel ftärkeren 
Schuß gegen den Mißbrauch der ©. für nothwendig erklärt. In weientlicher Ueber⸗ 
einftimmung mit dem Vorſchlage der Kommiſſion wurde auch bei der zweiten Leſung 
am 4. Mai 1878 mit 123 gegen 117 Stimmen folgende Faffung angenommen: 
„Die Gewerbtreibenden fönnen die Arbeiter zum Arbeiten an Sonn= und eittagen 
nicht verpflichten ; fie dürfen diefelben an Sonn- und Feittagen nicht befchäitigen 
in Fabrifen und bei Bauten. Die lebtere Beſtimmung war übrigens durch eine 
Reihe von Ausnahmen durchbrochen. Nachdem indefjen der Bundesrath (Hoffmann, 
Nieberding) dieſe Faſſung für unannehmbar erflärt hatte, weil dadurch in das den 
Randesgejeßgebungen gehörende Gebiet der Poligeivorjchriften eingegriffen werbe, und 
außerdem auch ganze Induftrien gefährdet werden könnten, jo wurde bei ber britten 
Lefung am 18. Mai 1878 mit nur einer Stimme Mehrheit (132 : 131) der $ 105 
des Geſetzes vom 17. Juli 1878 nach einem Antrage Ridert in der Faſſung der 
Regierungsvorlage angenommen, wonach berjelbe nunmehr dahin lautet: „Zum 
Arbeiten an Sonn» und Feſttagen können die Gewerbtreibenden die Arbeiter nicht 
verpflichten. Arbeiten, welche nach der Natur des Gewerbebetrieb einen Aufichub 
oder eine Unterbrechung nicht geftatten, jallen unter die vorftehende Beitimmung 
nit." Das Reſultat ift mithin: Der $ 105 ſchützt zwar ebenſowol den Klein: 
betrieb als ben Großbetrieb, ein wirkſamer Schuß Liegt aber überhaupt nicht 
vor, denn diefer Schuß ift nicht in die Sphäre des öffentlichen Rechts erhoben, 
jondern Lediglich der privatrechtlichen Regulivung anheimgeftellt. Der Satz, daß 
der Arbeiter zum Arbeiten an Sonn- und Fefttagen nicht verpflichtet werben fann, 
ift, wie der Ag. Stumm ganz richtig gejagt Hat, dom praftiichen Standpuntte 
eine reine Redensart; es fehlt eben am jeder wirklichen Willensfreiheit der Arbeit: 
nehmer, da ihre Zuftimmung im Hinblid auf die fonjt ftattfindende Entlajfung 
nach jpätejtens 14 Tagen leicht zu erreichen jein wird; ganz abgefehen davon, daß 
dem Arbeitgeber naturgemäß die Beurtheilung darüber anheimgeftellt ift, ob gewiſſe 
Arbeiten einen Aufſchub oder eine Unterbrechung geftatten. Die ganze Beitimmung 
bedeutet weiter Nichts, als daß der Arbeiter bei Verweigerung der ©. in ber 
Regel nicht wegen Kontraktsbruchs civilrechtlich verantwortlich gemacht werden fann, 
auch dann nicht, wenn er fich ausdrücklich verpflichtet hatte, da ſolche Verträge 
infoweit nichtig fein würden. 

Hinfictlih der übrigen Länder gilt Folgendes. In Frankreich jehlt es an 
einem Schuße für die Erwachienen ganz. In England erjtredt fich die den Kindern 
und jugendlichen Perfonen gewährte Arbeitfreiheit auch auf die Frauen. Dagegen 
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enthält das Schweizeriſche Bundesgeſetz vom 23. März 1877, betr. die Arbeit in 
den Fabrilen ((ohmann, Die Fabrikgefeßgebung der Staaten des Europäifchen 
Kontinents, Berlin 1878, ©. 70 ff.; Annuaire de l6gist. comp. 1877, &. 594), 
ein ſeht weitgehendes Verbot. Insbeſondere lautet der Art. 14: „Die Arbeit an 
den Sonntagen ift, Nothfälle vorbehalten, unterjagt, ausgenommen in ſolchen An— 
ftalten welche ihrer Natur nach ununterbrochenen Betrieb erfordern und Hierfür die 
in Art. 18 vorgefehene Bewilligung des Bundesraths erlangt haben.“ Auch in ben 
Anftalten diefer Art muß für jeden Arbeiter der zweite Sonntag frei bleiben. 
Der Kantonalgeſetzgebung fteht frei, weitere Sefttage zu beftimmen, an denen bie 
Sabrifarbeit wie an den Sonntagen unterfagt fein ſoll. Diefe Feſttage dürfen 
die Zahl at im Jahr nicht Äberfteigen. Immerhin können folche Feiertage durch 
die Kantonalgeſetzgebung nur für die betr. SKonzeffionsgenofien als verbindlich 
erklärt werben. Wer an weiteren Firchlichen Feiertagen nicht arbeiten will, foll 
wegen — ber Arbeit nicht gebüßt werden dürfen. 

git: biefelbe Hinter d. Art. — bung. Die neueſte leichende 

13 


Sashelung ber) ie erſchiedenen Gejeggebungen hinfichtlich ber Frauen · und Sinderarbeit: Hubert- 
eroux Binde sur les diverses legislations concernant le travail 0. enfants et des 


Hann em; loyes a industrie (Bulle. de legislation comparee T. Paris 1880, p. 
195 s8., kp 208 ss.) Cent Meier. 


Sonutagsfeier. Was zunächſt die Feier ber ftaatlichen Behörden und 
Anftalten betrifft, fo wird diefe theil® Durch Gefege, theils durch Verordnungen, 
Reglements und Inſtruktionen geregelt. Für Deutſchland kommen in erſter Reihe 
die Beſtimmungen der Reichsjuſtizgeſetze, insbeſondere der EBD. SS 171, 198, 
200, 681; jowie der StrafPO. 88 37, 43 in Betracht. Für Frankreich bildet in 
diefer Hinficht das Gejeg vom 17. therm. VIII noch immer die Grundlage, an 
welche ſich die Beitimmungen der Codes anſchließen. 

Was fodann die Feier der Privatperjonen betrifft, jo wird dieſe theils 
durch Geſetze und landesherrliche Verordnungen, theils durch ergänzende Polizei- 
ftraiverordnumgen ber Behörben, ſowol der Gentral» als der Provinzialbehörden, 
theils endlich durch bloße Polizeiftrafverordnungen ber Behörden geregelt. Die 
ausschließlich gejehliche — findet fih in Dänemark in Gemäßheit bes 
Gefeges vom 7. April 1876 über die öffentliche Ruhe während der Feſttage 
‘Annuaire de legisl. 1876, ©. 608 ff.). Das gemifchte Syſtem gilt zunächſt 
n Bayern, infofern dort auf Grund gejehlicher Grmächtigung (jet Pol. 
straf. vom 26. Dezbr. 1871, Art. II. Nr. 5) eine Königl. Verordming vom 
0. Juli 1862, betr. die eier der Sonn- und Feſttage, neben ber jedoch noch orts⸗ 
oligeiliche Vorſchriften erlaffen werben können, die Materie ordnet (Neger, Das 

Bayern geltende allgemeine Polizeiſtrafgeſetzbuch, Ansbach 1880, ©. 64 ff., 
78 ff.). Ganz ähnlich verhält e& fich in Baden, wo auf Grund des Polizeiftrai- 
ſetzes vom 31. Oftbr. 1863 $ 69 Nr. 2 eine Ianbesherrliche Verordnung vom 
Novbr. 1865 erlaffen worden ift, an beren Stelle inzwifchen die Verordnung 
m 28. Januar 1869 getreten ift, wo aber die für gewifle Iofale Verhältnifie 
otenen Spezialanorbnungen den Bezirk» und Ortspolizeibehörden zugewieſen find 
olly-Eifjenlohr, Das Polizeiftraigefehbuch Für das Großh. Baden, Heidel⸗ 
3 1867, ©. 152 ff). Für Sachen ift das Geſetz, betr. die Sonn⸗, Felt und 
Btage, vom 10. Septbr. 1870 und die Ausführungsverordnung von demfelben Tage 
jgebenb Geuthold, Das Königl. Sächfiſche Verwaltungsrecht, Leipzig 1878, 
344 ff.). Endlich in Frankreich war bis vor Kurzem das Geſetz dom 18. Novbr. 
4, welches durch Lofalverorbnungen ergänzt werden fonnte, in Geltung; bafjelbe 
eboch fammt allen auf Grund deffelben ergangenen, Verordnungen durch das Geſetz 
12. Juli 1880 aufgehoben, jo daß irgendwelche Vorſchriften über Sonntags · 
abgeſehen von dem erwähnten Geſetze vom 17. therm. VII und von dem im 
Sonntagsarbeit erwähnten Geſetze vom 3. Juni 1874 (Verbot der Kinder- 
45* 
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arbeit zc.) nicht beitehen Glock, Dict. de l’administration, 2=° edit. 1877 ımb 
Supplement 1880 s. v. Dimanche; Block, Dict. general de la politique, 2=* 
edit. 1878, s. v. Dimanohe). 

In Preußen war jchon durch den letzten Abſ. des $ 40 und durch den Schluß⸗ 
fat des $ 45 der Verordnung vom 26. Dezbr. 1808 den Regierungen die Bejugniß 
zum Erlaß allgemeiner Verbote mit Strafbeftimmungen beigelegt worben, die jedoch 
ber Höheren Genehmigung bedurften und feine ftärlere Strafe als in den Geſetzen 
verhängen durften. Der $ 11 der Wegierungsinftruftion vom 23. Oftbr. 1817 
(welche im Anhang die 88 40 und 45 aufgenommen Hat) formulirt diefe Befugniß 
der Regierungen in folgender Weiſe: Allgemeine Berbote und Strafbeſtimmungen 
dürfen die Regierungen nicht ohne Höhere Genehmigung erlafien, es fei denn, daß 
das Verbot an ſich ſchon durch ein Geſetz feftiteht, in letzterem aber die Strafe 
nicht ausbrädlich beftimmt ift. In diefem Falle kann fie innerhalb der Grenzen 
des Allg. ER. Thl. DI. Tit. 20 88 88, 85 und 240 die Strafe (50 Thaler 
oder 6 Wochen Gefängniß) beftimmen und befannt machen. Zur Bejeitigung von 
Zweifeln, welche in einzelnen Landestheilen über die Befugniß der Regierungen, durch 
polizeiliche Beftimmungen die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feſttage zu 
bewahren, und deren Befolgung durch Strafverbote zu fichern, entitanden waren, hat 
dann die in ber Geſetzſammlung publizirte Kabinetsorbre vom 7. Febr. 1837 den 
Regierungen dieſe Befugniß innerhalb der Grenzen bes 8 11 der Regierungsinftruf- 
tion ausdrücklich beigelegt. Es ift nun aber unrichtig, wie vielfach in der Literatur 
und in ber Rechtſprechung angenommen ift, die Kabinetsorbre von 1837 noch ala 
die Grundlage de jehigen Polizeiftrafverorbnungsrechts in Bezug auf die Sonn- 
tagafeier zu betrachten. Vielmehr ift dafür gegenwärtig einzig und allein bas 
Geſetz über bie Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 maßgebend, mit denjenigen 
Mopififationen, welche durch den $ 76 der Provinzialverordnung vom 29. Juni 1875 
und durch die 88 72—81 des Gefehes über die Organifation der allgemeinen 
Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 herbeigeführt worben find; wie fich dem 
auch feine der mir befannt gewordenen BPolizeiftrafverordnungen feit dem Erlaß des 
Geſetzes von 1850 noch auf die Kabinetsordre von 1837 berufen hat. Daraus 
folgt nun insbefondere, daß der Erlaß folcher Berorbnungen auf bie Bezirksregie⸗ 
rungen nicht mehr beichränkt ift, denen dieſe Befugniß fogar in den fog. Kreis— 
orbnungs-Provinzen bereits gänzlich genommen ift. Es Liegt aber auch kein Grund 
dor, dieje Befugniß, wie fie den Oberpräfibenten und feit dem 1. April ben Regie 
rungapräfidenten unzweifelhaft zufteht, den Kreis⸗ und Ortäpoligeibehörden an fi 
abaujprechen. Außerdem darf auch bei der Frage, ob eine foldde Verordnung ſich 
in ihren geſetzlichen Grenzen gehalten hat, Lediglich das Gefeß von 1850 zu Grunde 
gelegt, nicht aber aus dem Wortlaute ber Kabinetöorbre von 1887 argumentirt 
werden. 

Der Inhalt diefer Verordnungen in ben verſchiedenen Landestheilen ſtimmt im 
Ganzen überein — Sammlung der Polizeiverordnungen für Berlin, auf Grund amt⸗ 
licher Quellen herausgegeben, Berlin 1878, ©. 89 ff.; v. Bigert, Die Polizei⸗ 
verordnung des Regierungsbezirk Potsdam, Berlin 1880 (S. 303, 336 ff.); Die ' 
Verordnungen im Merjeburger Amtsblatt vom 14. Juli 1818 (©. 246 ff.), vom 
12. März 1888 (©. 95), vom 29. März 1852 (©. 132), vom 19. Mai 1854 
(©. 120), vom 13. Mai 1868 (S. 148); die in den älteren dieſer Verordnungen 
(Merjeburg vom 14. Yuni 1818 und 12. März 1888) enthaltenen Borfchriften über 
das Schließen der SKirchenthüren und die äußere Ordnung beim Gottesbienfte, 
find fpäter nicht wiederholt; jeit 1854 Hatte ſchon eine Verftändigung über die 
Gleichmäßigkeit des Inhalts mit ben beiden anderen Regierungen der Provinzen 
ftattgefunben. 

Die gegenwärtig für den ganzen Umfang der Provinz Sachjen gültige Polizei- 
verorbnung, betr. die äußere Heilighaltung ber Sonn- und Fefttage, die vom Ober 
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präfidenten mit Zuſtimmung des Provinzialraths unterm 20. März 1879 erlafſſen 
worden ift (Merjeburger Amtsbl. ©. 199 ff.), verbietet zunächſt ſowol die öffent« 
lichen und öffentlich bemerfbaren gewerblichen Arbeiten, ala auch alle geräuſchvollen 
derartigen Arbeiten innerhalb der Käufer und Betriebaftätten, aljo insbeſondere die 
Feld⸗ und Forftarbeiten, da® Treiben von Vieh mit Ausnahme des Weideviehs, 
das Auf- und Abladen von Frachtfuhrwerken, insbeſondere auf den öffentlichen Straßen, 
den Betrieh derjenigen Handwerksarbeiten, welche mit bejonberem Geräujch verbunden 
find (Klempner Schmiede, Schloffer, Arbeiten von Banausführungen- aller Art, die 
Zortjehung des Betriebes, ferner geräufchvolle Reparaturarbeiten in den Fabriken, endlich 
außergewöhnlich geräufchvollen Straßenverkehr (Rollwagen, Wagen mit leeren Fäffern, 
mit Eifenftangen) ; indeflen find Die Ortspolizeibehörben ermächtigt, in gewifjen 
Fällen zu diöpenfiren, während in Nothfällen eine jolche Dispenjation nicht einmal 
nothwendig ift. Außerdem unterliegt der öffentliche Handelsverkehr gewiſſen Be— 
fcräntungen, die fich theils auf ben ganzen Tag, theils nur auf bie Zeit des 
Gottesdienſts beziehen. Daran fchließen fich Verbote über die Auszahlung des 
Fon an Tagearbeiter und Handwerker, über Berfammlungen, über Konzerte, über 
jagen. 
Hinfihtlich der Straffanktionen befteht infofern ein Dnalismus, als fich diefelben 
theils nad den für die Verlegung von Poligeiftrafverorbnungen beftehenden Vor— 
fcriiten, theild nach anderen Landes- reſp. reichögefeßlichen Normen beftimmen. Im 
Anfchluß an das Preuß. Straf6B. $ 340 Nr. 8 hat insbeſondere dag RStrafGB. 
8 866 Nr. 1 Gelbitrafe bis 60 Mark ober Haft bis 14 Tagen Demjenigen an« 
gebrobt, der den gegen die Störung ber Feier der Sonn- und Feſttage erlafjenen 
Anordnungen zuwiderhandelt. Der Schuß des NStraf&B. bezieht fich mithin nur 
auf folche Anorbnungen, welche eine Störung der Sonntagsfeier verbieten, die jeden- 
falls weiter greift, als eine Störung des Gottesbienfts, wie es denn auch für bie 
Beitrafung blos darauf ankommt, daß ſolchen Anorbnungen zumidergehandelt ift, 
während es gleichgültig ift, ob eine Störung in concreto wirflich ſtattgefunden 
habe. Diejer Dualismus ift nun aber für Preußen wenigftens infofern befeitigt, 
als das Organifationagefeß vom 26. Juli 1820 $ 73 den Oberpräftdenten, welche 
in ben leßteren Jahren jolche Verordnungen vorzugaweife erlaffen haben, ein Straf 
mazimum von 60 Mark gleichjalls beigelegt hat; es wird deshalb inſoweit fernerhin 
ohne Intereſſe fein, in gerichtlichen Extenntniffen die ohnehin ſchwierige u zu 
örtern, ob eine Verordnung fich immerhalb des Rahmens bes $ 866 Nr. 1 des 
RSufGB. gehalten Habe. 


git.: 2, 6 Die wortehe alandt über Sonntagsfeier u. in zit. 
jeitfehr. 1880 — Gneift,, Selfgovernment Eh "Eu 1 
uaire de legiel. ne, —— Vereinigten —S— 
— ae und € Staat in Norbamerita, üri 1871, ©. 38 fi. — Ueber die Stellung der 
sr: ‚ik acobjon, Das evangel, —5 — t des Preuß. Staates, Halle 1866, S. 467 
einen und Eherecht, Berlin 1857, S. 60 ff. — Gutachten > Evan ng et, Obentirhen 
H Sept. 1880 über bie Seitigbaltung ber Sonn» und —— 
—— d. bes Evangl. Oberkirchenraths, beit. die Sonntagsruhe und t ae 
a 1877, nebft Dentihri über die Sonntagsfrage (Kirchl. u 3 u. —— 
J ——— , 187671, & .). inf Meier. 
Sortimentäbnähandel ift derjenige Zweig des ee welcher fich 
dem Bertriebe der vom Verleger (f. d. Art. Verlagsbudhandel) ge 
rtenn buchhändleriichen Artikel befaßt. Sein Gebiet ift alfo der eigentlich Tauf- 
nnifche Theil des buchhändlerischen Betriebes. Die Grundfäge vom Waaren- 
del find indeſſen bei der eigenthümlichen Natur der buchhänblerifchen Waare auf 
S. nicht ſchlechthin anwendbar. Im Zufammenhang mit einer bewunderungs- 
Jigen Drganijation des Deutichen Buchhandels, für deſſen gemeinjame 
reffen ber jeit 1888 als anerfannte Korporation beftehende Börjenverein 
Deutſchen Buhhändler den Mittelpunkt bildet, haben fi beitimmte 
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Geihäftsformen für den Verkehr zwifchen den Verlegen bzw. deren Manda- 
taren, den ſog. „Kommiſſionären“, und den Sortimentsbuchhänblern ent= 
widelt, deren rechtliche Natur gleichtvol keineswegs unzweifelhait ift. Die Gejeh- 
gebung hat fich jedoch hiermit bisher faft gar nicht befchäftigt. Das Allg. Deutiche 
HGB. beichränkt fich auf die Veitimmung, daß (die Berlagsgefchäfte, fowie) bie 
fonftigen Gejchäfte des Buch- und Kunfthandels, wenn fie gewerbemäßig betrieben 
werden, Handelsgeſchäfte jeien. Ebenfo jehlt e8 an umfaſſenden wiffenfchait- 
lichen Bearbeitungen. Die in einigen Buchhändlerkonventionen ımd in Privatarbeiten 
bzw. Wanzenfommlungen enthaltenen Rechtsgrundfäße find weder erſchöpfend, noch 
allgemein anerkannt. Wird einer Sortimentsbuchhandlung ein Wert „auf jeite 
Rechnung” (‚„feft‘‘) oder „gegen baar“ (gegen Nachnahme des Betrags) geliefert, fo 
find die Verhältniffe freilich vom Waarenhandel juriftifh nicht verſchieden. Ter 
Verleger verlauft an den Sortimentsbuchhändler, und dieſer an das Publikum. 
Insbeſondere ift das Verhältniß don Subjfribenten auf Sammelwerke zum Sorti- 
mentshänbdler fein anderes als zum Verleger. Das Abonnement auf Zeitichriften 
ꝛc. fällt unter den „Lieferungstauf‘; der Zeitfchriftendebit der Poſtan— 
ftalten erſcheint als Berbindung von Frachtgefehäften mit Mandatsgeſchäften nad 
Art der buchhändlerifchen Kommiffionsgeihäfte (jo das ROHG.). — Die Ziveifel 
im Gebiet des S. beziehen fich auf die beftellte oder unbejtellte Ueber- 
fendung von Novitäten (pro novitate) oder auf Rüdjendung (& con- 
dition), wobei zu bemerken it, daß jede Beftellung, welche nicht ausbrüdlich 
d& condition gemacht wird, als fefte gilt. Nach altem Geſchäftsgebrauche nämlich 
werden neu erfchienene Berlagsartifel entweder auf Beftellung (burch fog. „Ber: 
Tangzettel oder Ausfüllung der von den Berlegern eingefandten „Wahlzettel“) 
ober auf generelles Anerbieten der Annahme oder auch ohne diefes den Sortiments- 
buchhändlern durch Vermittelung der an den Hauptftapelpläßen des Deutichen Buchhandels 
(Leipzig, wo auch eine „Deutſche Buchhändlerbörfe‘ befteht, in zweiter Linie Stuttgart, 
auch Berlin) domizilirten „Kommiffionäre‘ zum Weiterverlaufüberfandt. Die Abrechnung 
über die in Jahresrechnung (v.1. Januar bis 81. Dezember) empfangenen Bücher erfolgt in 
der nächften Oftermeffe (als letzter Zahltag gilt ber Mittwoch vor dem Himmels 
fahrtsfeſt), und zwar entweder perjönlich oder burch Vermittelung der Kommiffionäre 
(welche im Auftrage, für Rechnung und im Namen ihrer Kommittenten handeln, 
aljo nicht „Kommilfionagefchäfte‘‘ im Sinne der Art. 860 ff. des HGB. betreiben). 
Der Sortimentsbuchhändler Hat alabann für alle diejenigen im vergangenen 
Kalenderjahre empfangenen Artitel Zahlung zu Ieiften, die er nicht etwa (ſoweit er 
fie & condition empfangen) zurüdichidt (‚temittirt‘‘) bat, oder deren Zurückbehal⸗ 
tung zu weiterem Bertriebe („Dispofition”; die Artikel jelbft figwriren als 
„Disponenda‘) ihm nicht vom Verleger ausnahmsweife und biß auf Widerruf ger 
ftattet worden ift, was Häufig bei fpät verfandten Novitäten geſchieht. Der Ge 
winn des Sortimentshändlers beim Meiterverfauf befteht in dem vom Verleger (in 
der Regel in der Höhe von 25 Prozent) beiwilligten Rabatt, für welchen er bie 
Koften der Berfendung und Rüchendung (von dem Wohnfige -des Kommiffionärs 
bis zu dem des Sortimentsbuchhändlers und umgekehrt) zu tragen hat. Den 
Ladenpreis darf er beim Weiterverkauf nicht überſchreiten. Die KHauptfragen 
find nun: Als weſſen Eigenthum und auf weſſen Gefahr lagern Diaponenden, 
Novitäten und andere à condition-Senbungen des laufenden Jahres in den Sorti- 
mentshandlungen? Zur Beantwortung werden die verichiebenften jnriftifchen Kon⸗ 
ftruftionen unternommen. Bald legt man ein Kommiffionsgeihäit (v. Gerber) 
oder ein Mandat (Hillebrand, Gengler), bald Kauf unter Refolutivber 
dingung (Bericht des Buchhändler Lieſching an den Börjenverein — 1844 —; 
Schürmann) oder Suäpenfivbebingung (Hecht) unter oder greift auf ben 
römifcherechtlichen „Innominatvertrag zurüd (O. v. Wächter). Am meiften Achn- 
lichkeit Hat das Geichäft unverkennbar mit dem Trddelvertrage (contractus aesti- 
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matorius); indeſſen iſt anzuerkennen, daß dazu die Eigenthümlichkeit des Deutſchen 
Buchhandelz, wonach der Verleger den Ladenpreis bindend normirt, nicht 
fimmen wil. Auch Buhl bezeichnet das Konditionzgefchäft ala einen durch die 
buchhandleriſche Uſanz eigenthumlich emtwidelten und zunächſt nach ihr zu bes 
urtheilenden Tröbelvertrag (mit facultas alternativa) und läßt den Sortimenter daher 
unbedingt für Zufall haften, erkennt jedoch jelbft an, daß dies der „Billigkeit“ 
wenig entipriht, und billigt deshalb die kafuiftifchen Unterſcheidungen ber Ueberein- 
funft von 1847. Das Richtigfte ift wol, (mit Endemann) ein neue und eigen- 
thümliches (auf der einen Seite mit dem „Kauf nach Belieben”, auf der anderen 
mit dem Tröbelvertrage verwandtes) Gefchäft anzunehmen, wodurch der Sortiments« 
buchändler das Recht und die Verpflichtung überfommt, das Werk entiveder zu 
beftimmtem Preife in eigenem Namen und Intereſſe abzujegen und alsdann dafür 
in beftimmter Zeit den feſtgeſetzten Preis an ben Berleger zu zahlen oder zu dieſer 
Zeit dad Werk zurückzuliefern. Eigenthümer des unverlauften Werkes bleibt 
bei dieſer Auffaffung der Verleger und hat daher, wie übrigens faft allgemein an» 
genommen wird, ein Vindikationsrecht im Konkurſe des Sortimentsbuch- 
händlers. Ebenſo ift es eine Konfequenz, daß der Verleger biß zur Erklärung bes 
Sortimentsbuchhaͤndlers, daB Buch behalten zu wollen, die Gefahr des kaſuellen 
Untergangs trägt, wie er fich nicht darüber beſchweren kann, wenn das remittirte 
Buch in Folge der Lagerung oder der Verſendung an das Publikum zur Anficht 
und Auswahl bie urjprüngliche äußerliche Mafellofigkeit eingebüßt hat. Indeſſen 
hat die (auf Grund des Lieſching'ſchen Berichte) am 2. Mai 1847 vom Börjen- 
verein entworfene Webereinkunft, welcher freilich nicht viel über 500 Firmen bei= 
getreten find (während der Verein über 900 Mitglieder zählt und mit Leipzig mehr 
als 3000 Firmen in DBerbindung ftehen), das Prinzip der unbebingten Haftung des 
Empfängers für allen Schaden bei Newigfeiten, Digponenden und verlangten & con- 
dition-Sendungen anerkannt. Nur bei Berluften, gegen welche fih der Empfänger 
durch feine Berficherung ſchützen konnte, foll die Haftpflicht nicht eintreten. Auch 
bei der entgegengejegten Auffafſung haflet übrigens der Sortimentsbuchhändler für 
Sorgfalt in der Aufbewahrung. Eine allgemeine Verpflichtung zur Afje- 
'uranz läßt fich nicht behaupten; keinesfalls trägt der Sortimentsbuchhãndler die 
doſten derſelben. Uebergiebt der Sortimentsbuchhändler die Artikel an einen 
nderen Sortimentsbuchhändler zum Verlauf, fo trägt jener die Gejahr. Eine be- 
ndere Beitimmung des Berliner und des Leipziger Verlegervereins iſt es, daß, 
ıenn ein vom Derleger direkt oder im Buchhändlerbörfenblatte zurüdverlangter 
ispoſitionsartikel nicht binnen zwei Monaten remittirt wird, der Sortimentsbuch- 
indler nicht mehr remittiven darf, fondern zur nächſten Oſtermeſſe Zahlung zu 
ften Hat. in eigentlicher ©. in Deutjchem Sinne mit Remittenden, Dieponenden 
ift weder in England noch in Fraukreich befannt. Der Holländiſche 
ıchhandel kennt Sendungen pro novitate und à condition, aber feine Dißponenben. 
Gigb. u. Bit.: Allg. Deuti GB. Art. 272, af: 5.— Gef. betr. b. Urhebexr. ıc. v. 
zum 1870, 8 21. — Shellwiß in Weiste'3 Rechtäler. s. v. Buchhandel Bd. II. 
501. — Wengler, Ufanzencodez f. Buchhändler (1859). — D. v. Wächter, Dad 
säverhältniß amilhen b. Verleger unb dem IL ©. 470 über un & condition 


benen Artifel, bei Gold amd: we, HR, I. 79—54. — Ende: 
Bene Die Ufanzen bes 


an ein und gsi "hei —— u. Laband, gute us 
— Sl, ad Konditionsgeſchäft im Deutſchen Buchhandel, ba! 
ee 2 f.— die Gefcäftänormen d. Leipziger u. b. Berliner Berleger Beteind, 
Gy SE. 176, 177. — ost . . d. Deutiche Buchhaändlerbbrſe in Keipzi ja 5 
pril 1870, bai. SI. ameyen Organifation u. —— — 


—* —— 2. aut 1 ea _ D.Ger. Wolfenbüttel, —— 35 — 


Soto, ee 5 1494 zu Segovia, wurde Dominikaner, lehrte zu 
manca, war auf d. Trienter Konzil, trat troß Ernennung zum Erzbiſchof von 
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Segovia ala Prior in Salamanca ein, vertheidigte mit Las Caſas die Sache der 
amerifanifchen Eingeborenen ps Karl V., f 15. XI. 1560. 

Er ſchrieb: De justitia et jure libri X Sal. 1 Venet, 1568, Lugd. 1582. 

Sit.: Cauchy, Droit a time international, II. 22—24. — Walter, Naturrecht u 
er 528. re 3 Encytl. XIV. 568. — Raltenborn, Vorläufer d. Grotiug, 

Yan, I. 176. — Travers Twiss (La (Law Magazine 1878 
p · 140). _ re tubien, I. 168, 467. Zeihmann. 

Sots, Petrus de, bekannter Dominikaner, Lehrer der Theologie am Seminar 

= Dillingen, fpäter in England, Lehrer in Oxford, dann auf dem Zrienter Konzil, 
20. IV. 15683. 

& Igzieb: Instit, christianze, Aug. Vind. 1548 u. @. (vgl. Geraog a Enchyll. a. a. 
D. 563, 564). mann. 

Spangenberg, Ernſt Peter Johannes, 5 6. VIII. 1784 zu Göttingen, 
wurde 1811 Generalabvolat in Hamburg, 1814 Afjeffor in Celle, 1816 Hofrath, 
1824 am SOberappellationagericht, 1831 Beifiter bes Geheimrathätollegums in 
Hannover, 7 15. IL 1833. 

Sqhriften; Diss. hist. feminarum Rom. civilis specimen, Gott. 1806. — Instit. jur. 
civ. Napoleoni, Gott. 1808. — Komm. über ben Code er, dit, 1810, 1811. — Ein! in 
das Röm. Saffı. Re iabuch ober corp. jur. civ. rom., Han. 1 — Samml. b. Berorbn. 
u. —E für Hannover, Hann. 1819 -24.- Ueber bie Alkiäe u. bärgerl. Sefjerum 
der Verbrecher mittels des Pönitentiarfyftemd, Landsh. 1821. — Die Dinnehäte bes 
alter u. ihre Snttöeibun en ober Ausfprüäe, Leip ion 1821. — Beitrag zu d. zzeutigen Feat 


des Mittelalters, Halle 1 Jac. Cujas = feine Zeitgenofien, Leipzig 1822. — 

Rom. tabulae negotiorum — modo in aere modo in marmore, modo in — 
superstites, Lips. 1828. — VSehre vom Urkundenbeweiſe, Heidel — — Komm. zut 
— »Ordnung für die Untergerichte Hannovers, Hannover 1: — Das OApp. 

elle, 1 
a: SHmidt, Neuer Nekrolog ber Deutſchen XI. 122—127. — Säulte, Geſchichte 
M.b, eihmann. 


"Charkaflen find öffentliche Kreditanftalten, welche unbemitteiten BVerfonen 
zum Sparen Gelegenheit geben, indem fie Gelb innerhalb gewiſſer (Marimal- und 
Minimal-)Grenzen zinsbar annehmen und bei Rüdjorberung fojort oder nach kurzet 
Friſt ganz oder in Theilbeträgen zurüdzahlen. Die Mittel zur Berzinfung fowie 
jur Dedung der Verwaltungsloften gewinnen fie durch Anlage der eingehenden 
Gelder zu Höheren Zinjen im ficheren Wechſeln, Effekten, Hypothefen und dergl. 
Wird hierbei auch zuweilen ein Ueberſchuß erreicht, fo ift doch die Erzielung eines 
Gewinnes nicht Zweck des Unternehmens (das fich anfanımelnde Vermögen der An- 
ftalt dient daher nur ala Rejervefond). Gerade Hierdurch unterjcheiden ſich die ©. 
von den zahlreichen Depofitenbanten, welche gleichfalls verzinzliche Einlagen an- 
nehmen, um fie in ihrem Gefchäft zu verwenden. Weberhaupt tritt bei den ©. die 
Anlage der eingehenden Gelder als bloßes Mittel zum Zwecke hinter dieſem, der 
Beiörberung des Sparen? ber ärmeren Klaſſen, zuräd (daher die meiftens ziemlich 
eng gegriffene Maximalgrenze der Einlagen). Um des fozialpolitifchen Zweckes willen 
ftehen die ©. häufig unter Verwaltung der Kommunen und ihre Verpflichtungen 
unter der Garantie der leßteren oder gar des Staates, welcher überall eine gewiffe 
Oberaufficht übt. Der reine Sparzwed unterjcheidet fie auch von ben Kaſſen 
mannigjacäfter Art, welche mit ber Anleitung zum Sparen den Zwed einer Ver 
ficherung gegen beftimmte Unglüdsjälle verbinden (Sterbelafien, Hülfstaffen u. dgl. m.). 
Das Sparkafjenmwefen ift ziemlich neuen Urſprungs. Die Deutfchen ©. find bie 
ältejten. Die erfte ift die &. zu Hamburg (1778); dann folgen Oldenburg (1786), 
Kiel (1796); Hierauf erft (1798) England (bie Friendly society zu Sottenham 
von Miß Wakefield). Dagegen ftammen die erften S. Frankreichs, Preußens und 
Defterreich® aus den Jahren 1818 und 1819, womit freilich) die eigentliche Ent- 
widelung des Sparkafſenweſens erjt beginnt. Gegenwärtig kommen nad) der dem 
legten internationalen ftatiftifchen Kongreß (zu Budapeſt — 1876) vorgelegten 
„Statistique internationale des caisses d’&pargne‘‘ (von Bodio) auf den Kopf der 
Bevölkerung an Spareinlagen in der Schweiz 108 Fres. in Großbritannien, Deutich- 
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Iond, Oefterreih-Ungarn je 48 bezw. 49 Fres., Italien 22, Frankreich (wo die 
üblen Erfahrungen der Jahre 1848—1850 lähmend gewirkt haben) nur 14 res. 
u.f. m. — Die Geſetzgebung über die ©. beichäftigt fich mit der Entftehung 
berfelben (wofür meiftens Staatsgenehmigung vorgeichrieben ift), ihrer Organifation 
Guriftifche Perfönlichkeit, Vertretung nach Außen, Aufficht u. j. w.) fowie mit ihren 
Beziehungen zu den betheiligten Kreiſen, Gemeinden u. ſ. w. (Garantie) und forgt 
endlich dur reglementarifche Beitimmungen für die Bewahrung bed eigentlichen 
Zweds der ©. und die Sicherung ber Einlagen. Dabei bleibt der Autonomie ein 
mehr ober minder weiter Spielraum. Die Deutſche Reichsgeſetzgebung Hat 
ſich biäher mit den ©. nicht befaßt. Dagegen ift in Preußen (welches mehr ala 
1000 ©. zählt) durch das für den ganzen damaligen Umfang des Staat? erlaffene 
Reglement vom 12. Dezember 1838 die Einrichtumg der unter ber Vertretung der 
Semeinden zu errichtenben ©. geregelt. Hiernach, jowie nach dem fog. Kompetenz⸗ 
jeſeze vom 26. Juli 1876 fteht die Befugniß zur Genehmigung der ©. jowie zur 
Beftätigung der Statuten von Kreis⸗ und Gemeinbe-S. dem Oberpräfidenten zu, 
selcher diefelde nur unter Zuftimmung des Provinzialraths verfagen darf. Die 
fufficht über die Verwaltung führen die georbneten Kommimalauffichtäorgane. Für 
ie ‚Hobenzollenfchen Bande befteht eine gemeinjchaftliche Spar- und Leihlaffe mit 
en Rechten einer öffentlichen Behörde. — Sehr ausgebildet ift bie Geſetzgebung 
jer ©. in Frankreich Geſetze von 1885, 1845, 1852, 1875). Die Engliſche 
sjeßgebung beruft auf einem Geſetz von 1817. Noch bebeutungsvoller aber ift das 
}. von 1861, welches (unter Gladftone) die Poſt-S. ins Leben rief (Post-office- 
ring-banks), welche Einlagen von 1 &h. ab bis zu 80 Ltr. (pro Jahr) annehmen 
d mit 2%/, Progent jährlich verzinfen. Der Gedanke hat in Belgien (jeit 1870), 
alien (1876), den Niederlanden (1880) und Japan (feit 1875), neuerdings 
5 in Frankreich Nahahmung gerunden. Auch bie oberften Behörden des 
utjhen Reichs find demfelben bereit? näher getreten. Eine verwandte Ein= 
tung find die Belgiſchen Schul-E. (feit 1865), wodurch die Jugend zum 
ren angehalten wird. 
Die Geſchäfte der ©. fallen hauptjächlich unter den Begriff des Darlehns. 
er die empfangenen Einlagen werben regelmäßig Ouittungen in Form von Ein- 
m in Bücher auägeftellt, welche zu Zufchreibungen und „Abjchreibungen von 
tal und Zinſen eingerichtet find. Diefe „Sparkaſſenbücher“ find Werth- 
re (Effekten — ſ. diefen Art.), und zwar, wenn nicht reine, doch in der Regel 
unvollfommene Inhaberpapiere („Legitimationspapiere”), dergeftalt, daß die ©. 
eden Inhaber ohne weitere Legitimationspräfung zu zahlen berechtigt ift 
3. nach dem Preuß. Regl. von 1888). Da wo legteres nach den Statuten 
den ben Büchern vorgedruckten Beſtimmungen der Gall ift, find die Bücher 
abel; auch können fie im Falle des Abhandenkommens gerichtlich amortifirt 
nad) dem Prenß. Regl.), aber nicht außer Kurs gefeht werben. Die 

der Schenkung ober fonftigen Beräußerung von Sparkaſſenbüchern richtet fich 

en nach der in der Preußifchen Praxis herrſchenden Auffaffung (anderer 
t: C. F. Koch und Fr. Förfter) nach den Grundfähen des Obligationen=, 
es Sachentedhts (Sejfion, nicht bloße Tradition; nach Preuß. Recht ift alfo bei 
ae von mehr ala 150 Mark Schriftform eriorberlich). 

: KRonft. Schmidt und Brämer, Dad Sparkaffenweien in Deutſchland erlin 

- „co uelin et saillanain, Diet. de P’6conomie pol. (Paris ‚879, Ip. 


aisse & argne). — Dupin, Histoire et avenir des caisses d’&pargne de 
Haris 1 Re L nid. Beat hen One I of 51 ae ’ en etc. 
842). — er, Die tahlen (Yen 188 nn er in ben Jahrbüchern 
per und & Er KL! Imi, em Schul 
en (Zeipzig 1877). — Kin er, a} * —— im 1880). & . 11 fl. — 
855 : wer Spa Hatten lien, 1 Shartal! enbüder: 
A Ten Dinb.® ©. 424. — 


ek an hie —8 — an Band 69 ©. 273, Bb. a9 e. 11. — 
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Gruchot, Beitr., II. ©. 426, VL ©. 408, XI. S. 328, 840. — Förfter, Th. und 5 bes 
Preuß. Priv.R., 8. Aufl, IL ©. 21, IL ©. 24.— C. F. Koch, Alg ER., 5. Aus fr — 299. 
. och. 

Speditiousgeſchäft (Thl. I. S. 541) iſt die gewerbemäßige Uebernahme 
und Ausführung eines Auftrages zur Beſorgung der Verſendung von Gütern. 
Die wirthichaftliche und juriftifche Ausbildung defjelben ift eine Folge ber jort= 
Ichreitenden Arbeitstheilung im Handel. Das ©. ift Handelsgeſchäft, auch 
wenn der Auftrag von einem Nichtlaufmann ertheilt ift (Goldjchmidt, Endemann; 
anderer Anfiht Gareiß). Der Spediteur — im Simme des Allg. Deutſchen 
HGB. alſo ſelbſt „Kaufmann“ — eripart bem Verſender bie Auswahl 
geeigneter Transportmittel, zumal wo während des Transport? ein Wechjel 
berjelben erforberlich iſt, ſowie den ganzen perjönlichen Berfehr mit den Transport- 
anftalten und übernimmt gleichzeitig eine mannigjaltige, zum Zwecke des Transports 
und durch denjelben benöthigte Fürforge für die Waaren. Inſoweit er 
brittenPerfonen, obicon für fremdeſtechnung handelnd, doch in eigenem 
Namen gegenübertritt, alſo die Frachtverträge zc. weder blos (als Frachtmäkler zc.) 
vermittelt, no in äußerlich erfennbarer Weife ala Bevollmäd- 
tigter abfchließt, Hat er die rechtliche Stellung de8 Kommiffionärs (ſ. d. Art. 
Kommiffionsgeichäft). Dieſer Gefichtpunkt beherrfcht die juriftifche Geftaltung 
de ©. im HGB. wie im Code de comm. Die berrfchende Lehre GGol dſchmidt, 
Grünhut zc.) bezeichnet das S. daher geradezu als eine Unterart des Kommiffions - 
geichäfts, während Andere (Endemann, Gareis ıc.) die Seite der Dienftleiftung 
(„Arbeitsgejchäft”) hervorheben. Indeffen find auch manche vortommende Modi- 
filationen des ©. gejetlich anerkannt, welche dafjelbe aus einer Unterart des Kom⸗ 
miffionägefchäfte mehr ober weniger in eine eigene Transportunternehmung über: 
gehen laſſen. Insbeſondere Tann der Spediteur — ebenjo wie der Kommilfionär 
ale Selbftlontrahent eintreten darf — nach dem HGB. in Grmangelung ab- 
weichender Vereinbarung den Transport der Güter ſelbſt ausführen und gilt 
dann zugleih al Frachtführer (ſog. Verlader). — Hinfichtlih des Ab- 
Ichluffes des Vertrages gelten Feine Beſonderheiten. Als Hanbelsgefchäit 
bedarf er keinesfalls der Schriftform, obſchon fchriftliche Aufträge (Spebitionsbrieie, 
Avisbriefe) Häufig And. Der Auftrag Tann von dem Verſender oder von Dem 
Empfänger (Deftinatär) oder auch von beiden ausgehen. — Die kontroverſe 
Frage wegen der Haftung des Spebiteurs, insbeſondere für bie von ihm ausgewählten 
Mittelsperfonen (Zuhrleute, Schiffer, Zwifchenfpediteure — |. 
dieſe Art.), ift vom HGB. im Sinne des milderen, bereit® im größten Theil 
von Deutjchland geltenden Syftems dahin entichieden, daß er nur für die Ber 
nachläffigung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns, injonderheit 
bei der Wahl der Mittelaperjonen einfteht. Das ftrengere Syſtem gilt in 
Frankreich: der Transportlommiffionär ilt unbedingter Garant der Ankunft der 
Waare (vis maior ausgenommen) und haftet namentlich für die Handlungen des 
Zwiichenfommiffionärs. Ein mittleres Syftem befolgt da® Holländiſche Recht. — 
Die Verpflihtungen des Spediteurs äußern fich bereitö bei der Empiang- 
nahme des Spebitionsguts. Die frühere Streitfrage, wieweit fich die Prüfung 
und Zefttellung des Zuftanbes der Waare zu erftreden habe, beantwortet fi) gemäß 
dem HGB. nad) den Grundfägen vom Kommiffionsgeichäft, welche überhaupt jubfibiär 
für anwendbar erflärt find, mithin im Sinne derjenigen, welche jene Pflicht auf 
äußerlich ertennbare Mängel beichränten (Pöhle, Heineken ⁊c.). Die 
gleiche Sorgjalt präftirt der Spebiteur bei der ihm obliegenden Aufbewahrung 
des Guts. Zur Verſicherung ift er zwar (für Rechnung bes Kommittenten) bes 
rechtigt (mie wenigftens die Preußifche Praris annimmt), aber in Ermangelung be= 
fonberen Auftrags nicht verpflichtet. Seine Hauptleiftung ift die Auswahl 
der Frachtführer und, wo eine direkte Erpedition nicht räthlich, der Zwifchen- 
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ſpediteure fowie ber Abſchluß der Verträge mit diefen Perfonen, wobei er 
für möglihft vortheilhafte Bedingungen zu forgen hat. Dies ift die eigentliche 
Ausführung der übernommenen Güterverjendung. Bebient er fich dazu, ohne 
daß dieg auäbrädlich ober vermöge der Natur der Verhältnifie geftattet ift, eines 
Vermittlers (Güterbeſtätters 2c.), jo befreit ihn dieſer Umftand mach der richtigen 
Anfiht nicht von der Haftung für eigene Diligenz. Mit der Ablieferung des 
hinter ihm befindlichen Frachtgutes an den angenommenen Frachtführer 
ift feine Verpflihtung beendet. Indeſſen gehört dazu, daß das Gut in ſolchem 
Zuftande und mit ſolchen Inſtruktionen und Legitimationen übergeben werde, daß 
der Frachtführer die richtige Ablieferung an den Empfänger zu bewirken im Stande 
ii. „möbefondere haftet der Spediteur für gehörige Deklaration, Verzollung, Ein- 
ichtung des Srachtbriefs u. dgl. m. Der Code de comm. verpflichtet ihn auch zur 
Fintragung der Dellaration in jein Jonmal und des Frachtbriefs in ein foliirtes, 
araphirtes, in unumterbrochener Reihenfolge zu führendes Regifter. Ueber bie 
Trüllung feiner Verpflichtungen Hat der Spediteur feinem Kommittenten Rechen- 
haft zu geben, und, wie dad HGB. außer Zweifel ftellt, ift er gehalten, die 
nwenbung der ihm obliegenden Sorgfalt zu beweifen. Es ift nicht Sache des 
mmittenten, dem Verfahren des Spediteurs nachzuforſchen; fonbern biefer hat 
s thatfächliche Material zu geben und in möglichft eingehender Weiſe feine Ge- 
äftsführung darzulegen. Erſt Hieraus wird ſich in der Regel ein Schabenzerjah- 
pruch wegen verzögerter ober unterlaffener, bzw. unvollftändiger Ablieferung des 
18 an den Deftinatär gegen ihn geltend machen laſſen. Schlehthin haftet er 
biefem Punkte nach dem in Deutichland angenommenen Haftungafgfteme (fiehe 
a) nicht, fofern er nicht jelbft als Frachtführer zu betrachten ift oder dag del 
iere für Zwiſchenſpediteure und (unmittelbar oder nur mittelbar von ihm an« 
ımmene) Frachtführer übernommen hat, was dadurch geichiehi, daß er ſich 
dem Abfender oder Empfänger über beitimmte Sätze der Transportkoſten 
t & forfaite, average, rate) einigt. Die Klage gegen den Spediteur fteht ſtets 
Kommittenten, aber nicht dem Empfänger als jolchem zu, wenngleich die 
bung in deſſen Imterefje erfolgt ift oder auf feinem ausbrüdlichen oder (beim 
elskauf en ſtillſchweigenden — beruht. Nach dem Code 
»mm. bat ber, welchem die Waare gehört, den Regreß gegen den Transport-— 
iffionär. Gegen den von dem Spebitem angenonımenen Zwiſchenſpediteur 
jrachtführer !nnen Abdfender (und Empfänger) nur ex inre cesso Hagen. Die 
denserſatz⸗) Klagen und die Eimreden wegen Berluftes, Verminderung, Be⸗ 
jung oder verjpäteter Ablieferung des Guts unterliegen mit Ausnahme der 
des Betruges ober der Veruntreuung nad dem HGB. einer kurzen Bere 
8 (1 Jahr); durch rechtzeitige Ahfendung der Anzeige an den Spediteur 
vie Einrebe für immer gewahrt. — Der Spediteur hat jeinerjeitd die Pro— 
ı in bebungener und ortsüblicher Höhe, ſowie die Erftattung des nothwendig 
glich Aufgewendeten, 3. DB. der Zölle, Steuern, unter bejonderen Um 

auch ber untechtmäßig erhobenen, zu fordern, Wie ein Kommilfionär 

hierbei nur das wirklich Verauslagte in Rechnung ftellen. Jedoch 
e gewöhnliche Fracht (nebft der Provifion und den Koften) gefordert 
wenn der Spediteur die Verfendung mittels von ihm für eigene Rech— 
emietheter Transportmittel bejorgt, oder wenn er den Transport jelbft aus⸗ 

in Dem letzteren Falle darf er auch ftatt der wirklich erwachſenen die bei 
regelmäßig vorfommenden Unkoſten berechnen. Der del credere 
Spediteur ift zur Provifion nur dann bevechtigt, wenn eine ſolche neben 
nsportloften-PBaufhjage vereinbart ift. — Wegen aller diefer Forderungen - 
n ber dem Berjender auf das Gut geleifteten Vorſchüfſe — aber nicht 
arlehen, Wechſel oder anderer rüdfichtlich des Guts eingegangenen Verbind⸗ 
ober wegen forderungen aus laufender Rechnung im S. — gewährt dag 
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HGB. dem Spediteur neben dem gewöhnlichen kaufmännniſchen Retentionsrecht 
(wenn deſſen Borausfegungen vorliegen) ein wahres gejegliches Pfandrecht an 
dem Gute, fofern er letzteres noch in jeinem Gewahrfam hat oder in der Lage ift, 
darüber zu verfügen. Dafjelbe beiteht mit voller Wirkung auch im Konkurſe und 
überhaupt gegenüber anderen Gläubigern des Schuldnerd. Bei Verzug des ſtom⸗ 
mittenten kann ſich der Spediteur felbft aus dem Pfande bezahlt machen. Das 
Berfahren richtet fich nach den Vorfchriften, welche für das fchriftlich beftellte kauf⸗ 
männiihe Yauftpfand gelten. Das Pfandrecht wegen der durch Berfendung oder 
Transport entftandenen Forderungen geht allen übrigen gejeblichen Piandrechten, 
auch dem wegen Vorſchußforderungen des Spediteur vor, und zwar hat dag jüngere 
ben Vorzug dor dem älteren („salvam fecit totius pignoris causam“). Auf die 
Wiſſenſchaft des Vorgehenden von dem älteren Pfandrechte kommt es bei dieſer 
Rangorbnung nicht an, während im Uebrigen der Grundfatz „Hand wahre Hand“ 
gegenüber bem Eigenthümer, wie älteren Piandgläubigern durchgeführt ift (auch 
nach Franz. und Engl. Recht). Wegen anderer Forderumgen des Spebiteurd kann 
ein kaufmänniſches Retentionsrecht begründet fein. Inwiefern dieſes aud 
gegenüber der Rückforderungsklage des Kommittenten (actio mandati) oder dem and 
in die KO. des Deutfchen Reichs aufgenommenen Berfolgungsrecht des unbezahlten 
Abſenders (stoppage in transitu, droit de suite) wirtſam werben kann, ift ftreitig. Nach 
der herrſchenden Anficht (Oberappellationagericht Lübeck, Voigt, Engliſche Praris ıc.) 
fteht Dafjelbe weber dem einen, noch dem anderen entgegen. Ebenſo das ROHG. bezüglich 
des Verfolgungsrechts. Der actio mandati gegenüber erflärt derfelbe Gerichtähof mit Recht 
das Retentionsrecht des Spediteurs für durchgreifend. Ebenjo Grünhut, Franck un. A. 
Goldſchmidt, aus ber Natur des Hetentionsrechts ala „eines wahren, wenngleich in 
der Rechtsverfolgung bejchränkten Pfandrechts“ argumentirend, unterjcheidet, ob das 
Eigenthum bereits auf den Deftinatär übergegangen ift, und läßt das 
Retentiongrecht in diefem alle durchgreifen (ähnlich auch v. Hahn, Wolifu. 9); 
jedoch erfordert er dem unbezahlten Abſender gegenüber noch guten Glauben des 
Spebiteurd. Hinfichtlich des Berfolgungsrechts Lafjen fich wol allgemeine Grundjäge 
nicht aufftellen; es fommt ſtets auf deſſen (in den Gefehen ſehr verichieden beftimmte) 
juriftifche Natur an. In der Deutfchen KO. hat man abfichtlich die Rechtsverhält⸗ 
niffe Dritter in Bezug auf die dem Außfonberungsanfpruch bes $ 86 unterliegenden 
Waaren unberührt gelaffen. Wie gegenüber dem Gemeinjchulbner, jo findet das Ber: 
folgungsrecht auch gegen Pfandgläubiger und Andere ftatt, welche ihre Anfprüche auf das 
Eigentum des Erfteren gründen. — Den Erwerb dinglicher Rechte, welche nicht 
jowol der Ausführung als der Revolation oder Aenberung de Mandats zumiderlauien, 
zu unterlafjen, ift der Spediteur nicht verpflichtet. Der Nachweis eines folchen kann 
denfelben daher von der Kontraktsklage feines Kommittenten. befreien, wenn 
der Erwerb nicht mala fide zur Bereitelung der Gontreorbre gemacht iſt. — Wann 
im Falle der BVerfendung durch Spediteure die Nebergabe an den Empfänger als 
vollzogen gelte, ift im HGB. nicht beitimmt worden. Nach Preuß. Recht (ähnlich 
auch das Oeſterr. und Sächſ. BEB.) ift der Zeitpunkt der Uebergabe an den 
Spediteur enticheidend, wenn die Nebermachung entweder nach der Anweiſung 
des Käufers geichehen, ober von diefem die Art derſelben dem Gutbefinden bed Ver 
käufers ausdrüdlich oder ſtillſchweigend überlafferi worden ift. Nach Gem. Recht ift 
daran feitzuhalten, daß der Auftrag zur Beforgung des Transports noch nicht den, 
Auftrag in fich ſchließt, für den Adreffaten Beſitz zu ergreifen. Die Zwiſchenperſon 
für ben Transport als folche ift nicht Vertreter, weder des Verſenders für die 
Beſitzübertragung, noch des Adreffaten für den Befitzerwerb. Hierin ändert es auch 
nichts, wenn die Zwiſchenperſon vom Adrefjaten aufgegeben oder bezeichnet oder 
vom Berfender angewiejen ift, die Waare auf Rechnung und Gefahr des Abſenders 
au bejördern oder zu deſſen Verfügung zu Halten oder zu ftellen, oder dem Adrefiaten 
angezeigt Hat, daß fie die Waare zu befien Verfügung Halte. Bezüglich des Ueber⸗ 
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gangs ber Gefahr beftimmt das HGB., daß der Käufer diefelbe trage, ſobald 
die Ware an den Spediteur oder die fonftige Zwifchenperfon übergeben fei, falls 
nicht etwa nad; bürgerlichem Recht die Gefahr ſchon früher von bem Käufer 
getragen wird. Das Franz. Recht enticheibet gleichjalle nur über den Ueber⸗ 
gang der Gefahr („La marchandise sortie du magasin du vendeur ou de 
l'’expediteur voyage, s’il n’y & convention contraire, aux risqnes et p6rils de 
celni à qui elle appartient“) Man nimmt inbefjen allgemein an, daß 
auch daR Eigenthum fofort mit ber Berfendung übergehe. Sehr ähnlich ift bie 
Theorie des Engl. Rechts („constructive delivery“). — Die Ablieferung des 
Suts an den &mpfänger darf der (letzte) Spebiteur (fog. Abroll-Spediteur) nur 
egen Bezahlung der darauf laſtenden Spejen bewirken, reſp. zulafien. Er Hat in 
iefer Beziehung ein Einhebungsmandat des Abſenders wie der jonftigen Vormänner 
Spebiteure oder Frachtführer) zu erfüllen, fofern nicht deren Rechte, was durch Be— 
iedigung der Bormänner mittel® Nachnahme oder jonft ohne Weiteres gefchieht, 
radezu auf ihn übergegangen find. Wird das Gut ohne Bezahlung abgeliefert 
id das Pfandrecht nicht rechtzeitig geltend gemacht (wozu nur der Frachtführer 
ch 3 Tage nad) der Ablieferung Zeit Hat), jo werden der Frachtführer, ſowie die 
chergehenben Frachtführer und die Spediteure bes Rüdgriffs gegen die Vormänner 
luſtig. An den Empfänger kann ſich der Spediteur deffenungeachtet unmittelbar 
’ eigenem Recht — wie der Frachtführer — halten, jobald jener dad Gut und 
Frachtbrief angenommen bat. Iſt ihm ber Regreß nicht durch ein Berfehen 
Ausübung des Pfandrechts verloren gegangen, fo Tann er auch auf feinen 
nmittenten fogleich zurückgehen. Wenn der Empfänger nicht anszumitteln ift 
die Annahme verweigert, jowie bei Streit über die Annahme oder den Zuftand 
Guts, verführt der Spediteur nach Analogie des Frachtführer. Keinesfalls 
der Spediteur das Gut feinem Schidjal überlaflen, fondern hat fir baffelbe 
faufmännifcher Sorgfalt Yürforge zu treffen. — So lange die Ablieferung des 
oder bed Frachtbriefs an den Empfänger noch nicht erfolgt, alfo noch res 
ra ift, Hat der Spediteur die Gontreordre feines Kommittenten jelbit 
zu reſpektiren, wenn er angewiejen ift, Die Waare zur Verfügung des Deſtinatärs 
‚ten. Hat der Spediteur von beiden Theilen Auftrag erhalten, fo wird 
Ugemeinen ber erjte Auftrag den Vorzug haben, fofern diefer nicht eben dahin 
die Weifungen des Deſtinatärs zu befolgen, und biefer dem entiprechend 
’ als Befiter, bzw. Eigenthümer zu betrachten war (was immer nur in 
to fich entfcheiden Tann). — Im Mebrigen folgt die Auflöfung de 
ionsbertrages den Grundfägen vom Kommifjionsgejchäft (f. diefen Art.). — 
eichäfte der jog. Annoncen»-Bureanz find eine Mifchung von Kommilfion 
pebition. 
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Sperausky, Graf Michael, Ruffiſcher Staatsmann, 5 1. I. 1772 im Dort 
Tſcherkutino des Gouvernements Wladimir, Sohn des Geiftlichen Nadeſchdin, 1797 
Projefjor der Mathematik und Phyſik in Petersburg, dann Privatfelretär bes Fürſten 
Kurafin, mit der Organifation des Minifterium des Innern, der Geſetzkommiſſion 
des Reichsrathe betraut, 1809 Wirklicher Geheimrath, Reichsſekretär, ploͤtzlich 1812 
verbannt, 1819 Generalgouverneur von Sibirien, in welcher Stellung er für die 
Berbannten und Angefiedelten fegensreich wirkte, 1821 Mitglied des Reichsrathe 
mit der — des Ruffifchen Geſetzbuchs beauftragt, in den Grafenftand erhoben, 
+ U. 188 
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Zeihmann. 

Spezialität der Hypothek (Thl. I. S. 502). Die moderne Hypothet it 
im Gegenjag zur Römifchen bezüglich ihrer Forderung und ihres Pianbobjelts fteti 
ganz genau beftimmt, fpezialifitt. Die Hypothek entfteht durch Eintragung im 
Grund», Pfand⸗ oder Hypothekenbuch; dieſes Buch ift nach Folien georbnet, je Ein 
Folium ift Einem jelbftändigen Immobile gewidmet, nur ausnahmsweiſe bürtn 
mehrere bemjelben Eigentümer gehörige Grundftüde auf demfelben Folium verzeichnet 
werben. Das Folium befchreibt bie in ihm berzeichneten Grundftüde ganz genau 
nah Sage, Größe u. f. w. Demgemäß trifft eine durch Eintragung entftehende 
Hypothek ftets nur ganz genau fpezialifirte Grundſtücke. 

Bei der Eintragung muß auch bie ‚Höhe der zu fichernden Forderung gay 
genau angegeben werden. Jeder zu etwaigem weiteren Pfanderwerb aufgejorberte 
Dritte hat demgemäß einen Anhaltspunkt für feine Prüfung, ob und wieweit die, 
vorhergehenden Piandforderungen den Werth bes Objekts abforbiren. Die Verech 
nung wird lediglich dadurch — allerdings nur innerhalb gejeblicher Grenzen — 
etwas alterirt, daß das Pfandobjekt außer für die Hauptfumme auch für beftimmte 
Zinsritftände, Koften u. ſ. w. haftet. Eine eigene Stellung nehmen bie Ka utions⸗ 
hypotheken ein, bei denen zur Zeit der Eintragung die Größe des etwaigen ſpäteren 
Anſpruchs fi nicht überfehen läßt (Amtsfautionen von Rechnungsbeamten, a 
Bau-, Regreßfautionen); zur Wahrung der Erkennbarkeit ihres etwaigen Einfluflee 
auf die Kreditwurdigkeit des belafteten Pfandes wird die Eintragung bes höchſten 
Betrages, bis au welchem baffelbe haften foll, für fie verlangt. Diele Gattung von 
Hppothefen ift im Preuß. Recht von der Ummanblung in eine Eigenthümerhypothef 
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ausdrüdlich anögefchloffen, ohne Unterſchied, ob demnächſt noch ein beftimmter Be— 
trag ala Schuldfumme ermittelt und gebucht ift oder nicht. Auch die Umwandlung 
in eine Grundſchuld erfcheint hiernach nicht zuläffig. 

Als die Forderung der Spezialität alterirend und gefährlich für den Grund» 
fredit wird die Lorreal hypothek betrachtet: die Haftung verichiedener Grundſtücke 
für biefelbe ungetheilte Forderung. Kommt diefe' bei einem berfelben ganz zur 
Hebung, während Hier nacheingetragene Gläubiger ausfallen, was ſoll gejchehen? 
Sollen diefe den Schaden Haben, während auf den mitverhafteten Grundſtücken bie 
dort noch eingetragenen Gläubiger den Vortheil ziehen, daß die bezahlte Korreal⸗ 
hypothet dor ihnen gelöjcht wird? Nach neueftem Preuß. Recht (f. 1869): ja; nad 
älterem und Bayer. Recht nicht; bier rüden die beim erſten Grundftüd Ausgefallenen 
in bie Stelle ber Korrealhypothek auf den anderen Grundſtücken, woraus allerdings 
Berwirrung erwächft. Trotz der Erſchwerung des Kredits und ber Parzellirungen 
ind einige Gefeßgebungen dazu gefchritten, nicht nur für den Wall, daß eine zur 
Frefution ftehende Forderung mittels des Prozekrichters zur Eintragung auf mehrere 
3rundftüde gelangen foll, deren Vertheilung auf diefelben vorzufchreiben (Preußen), 
dern die Korrealhypothek überhaupt für unftatthaft zur erklären (Hamburg, Medlen- 
ırg). Bon ber Korrealhypothek unterfcheidet v. Meibom, Mecklenb. Hypothefen- 
ht $ 15, die „Verbandhypothek“, d. h. die Eintragung auf einen Kompler, zu 
m bie zu belaftenden Grundftüde vereinigt find. Iſt diefe Bereinigung buchmäßig 
wirkt, alfo durch Zufammenfchreibung mehrerer Folien auf Ein Folium, fo ift 
yeß eine einfache Hypothek Hergeftellt; andernfalla verbleibt e8 bei einer Sorreal- 
pothef im engeren Sinn. Mebrigens find für diefe außerhalb Preußens ver— 
iedentlich andere Namen hergebracht (Solidar-, Simultan-, Gefammt-, auch 
been. Sie ift von bejonderer Bedeutung für bie Befitzer von 
ındelädern 
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Dürzf ömibt, Zur Lehre von den ——eS —— des 
chen Rechts En beionberer ® der Bayeriſchen Gejehgebung (1856). — 
ıbe, Handbuch des Deutfchen Privatrechts, — I. 1 (1875) $ 112. Schaper. 
Epezialprogefle, befondere Prozeſſe (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 90), nannte 
reuß. Konkursgeſetzgebung von 1855 alle Rechtsftreitigfeiten, welche vom Konkurs⸗ 
e im Gegenjat zum Konturstommiffar entichieden werben follten, unter ihnen 
Diejenigen, welche durch Beftreitung einer angemeldeten Konkursforderung im 
ıgstermin entftanden. Die Oeſterr. und die Deutfche KO. haben dieſe Be- 
ngen aufgenommen, begreifen jedoch unter ihnen nur die letzterwähnten Streitig- 
Das Gemeine Recht geftaltet dieſe Streitigfeitn als ©. nicht, vielmehr 
en fie als Fortſetzung der gegen ben Kontradiktor als Vertreter des Schuldner- 
eng unb des Gemeinfchuldners über die angemeldeten Forderungen beim 
sgerichte eingeleiteten Liquibationsprozefje oder ala ortfegung ber vor dem 
fe gegen ben Gemeinjchuldner bei anderen Gerichten anhängig gewordenen, 
em Konkurſe vielleiht an feiner Statt vom Kontradiktor übernommenen 
ren. Die einzelnen Gläubiger, deren Befriedigung durch Zulaffung der be= 
n Forderung im SKonkurje gefährdet fein würbe, und welche deshalb im fog. 
nstermin gegen diefelbe Widerjpruch erheben, find berechtigt ala accefjorifche 
tienten Des Kontradiftors in diefe wie jene Prozeſſe einzutreten und, wo ber 
tor vom Veriahren zurüdtritt bzw. dafjelbe nicht aufnimmt, für fich allein 
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den Prozeß fortzuführen. Dieje Geftaltung erlitt eine Veränderung in der Preuß. 
KO. von 1855, welche vorjchrieb, daß der Liquidant bei Widerfpru von Ver— 
walter und Gläubigern im Prüfungstermin ben ©. gegen die Wiberiprechenden beim 
Konkursgericht mit einer vollftändigen Klage zu eröffnen habe. Inſofern der Kom— 
miffar indefien nur Deputirter des Konkursgerichts war, Klage und ©. an Anmelbung 
und Prüfungsrefultat gebunden waren und letzteres die Widerfprechenden als einheitliche 
Gegenpartei gegenüber dem Liquidanten feftftellte, war der S. immer doch mır 
eine einfache Inzidentverhandlung unter den Parteien des Konkurſes und ihren Inter⸗ 
venienten, die im Konfurje ihren Ausgangspunkt hatte, wie fie in ihn mit ihrem 
Refultat auch wieder ausmündete. Dies Ergebniß wird auch durch bie Klage nicht 
zweifelhaft, mit welcher der ©. beginnen foll, da der Antrag der Inzidentverhand⸗ 
lung, wenn fie Anſprüche betrifft, ganz die Verhältniffe der Klage annimmt; und 
wenn außerdem nur die Vorfchriften des ordentlichen Verfahrens zur Anwendung 
fommen follten, jo hatte man auch im Gemeinen Recht fchon die Formen des 
Mandat xc. »Verfahrens für die Liquidationsprogefie ausgeſchloſſen. — Die Oeſterr. 
KO. folgte der Preußifchen. Für eine größere Selbtändigfeit der S. könnte man ſich 
Hinfichtlich ihrer darauf berufen, daß die ©. gegen bie Beftreitenden als Streit- 
genofien und Vertreter der Gläubigerfchaft geführt und ber etwa mitftveitende Ber- 
walter ala „Erftbellagter” dabei vorangeftellt werden folle. Eine jolche Auffaffung 
würde jedoch wieder an der Beftimmung jcheitern, daß das Beftreitungsrecht ber 
Gläubiger erlifcht, fobalb ihr Intereffe an der Beftreitung aufhört, daß fie alio 
nach wie vor Intervenienten bleiben. — Für die Deutſche KO. ift die Frage 
nach der Selbftänbigkeit der S. in verftärktem Maße aufgeivorjen, und zwar von 
v. Bölderndorjj verneint, im Allgemeinen aber überwiegend bejaht worden. 
Die letztere Auffaffung würde die Bebeutung Haben, daß fo viele ©. über eine 
Forderung entftehen könnten, ala Widerjacher des Liquidanten vorhanden wären, 
und wie dadurch Koften und Weitläufigkeiten für alle Betheiligten vervielfacht wür- 
den, jo hätten einestheil® die Gerichte die Forderung bald für jeftgeftellt, bald für 
nicht jeftgeftellt zu erklären, alſo widerjprechende Urtheile abzugeben, und würde 
anderntheild die Befriedigung des Liquidanten, wo ihm ein rechtskräftiges Judikat 
oder ein Exekutionstitel zur Seite ftände, durch den Muthwillen feiner fucceifive 
auftretenden Gegner lange Zeit verhindert werden können, da für die Gegner in der 
Berhütung der Auszahlung der Dividenden an ihn ber einzige Antrieb zu be 
fchleunigter Geltendmadung ihres Widerſpruchs gegeben wäre. Gegenüber folchen 
Rejultaten dürfte jedoch zu erwägen fein, daß die S. auch nach der Deutjchen KO. 
noch ihre Grundlage und ihr Ziel im Konkurſe haben. Mit Rückficht Hierauf ift 
zunächſt hervorzuheben, daß die Forderung, um beren Feſtſtellung es fich handelt, 
gegen den Schuldner begründet und baher gegen den Derwalter gerichtet ift, und 
daß die einzelnen Gläubiger, weil fie nicht in bie Verpflichtungen des Gemein- 
ſchuldners juccediren, ihr Widerfpruchsrecht nur ala Intervenienten üben fönnen. 
Der Liquidant hat daher nicht jo viele Feſtſtellungsklagen als Gegner vorhanden 
find, jondern nur eine, bei welcher Bellagter und Intervenienten ihm gegenüber» 
ftehen. Mit diefer ift er gendthigt, alle feine Gegner gemeinſam zu belangen, weil 
er gegen die ausgelaſſenen Intervenienten eine bejondere Klage nicht befigen und 
die Seftftellung der Forderung gegenüber den Belangten, wofern fie möglich wäre, 
mas nicht der Wall ift, weil es fich um Feſtſtellung für die Befriedigung im Kon= 
turje überhaupt Handelt, den Widerfpruch der ausgelaffenen nicht bejeitigen würde. 
Was fodann die mit Judikat oder Erefutionstitel verjehenen Forberungen anlangt, 
bei welchen bie Widerfprechenden die Anfechtung zu betreiben haben, fo werben dieſe, 
wo es fih um Einfpruch und Rechtsmittel Handelt, ſchon durch die Friften zu gleich- 
zeitiger Rechtsverfolgung vor den im bisherigen einheitlichen Prozefie zuftändigen 
Gerichten genöthigt jein, wenn ihr Widerjpruchsrecht nicht verloren gehen joll. Wo 
aber die betreffenden Rechtsverfolgungsmittel in Klagen, wie Anfechtungsflagen, bei 
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welchen eine Intervention der Gläubiger nicht ausgeſchloſſen ift, in Nichtigfeite-, 
Reftitutionsklagen zc. beftehen, würden vereinzelt klagende Gläubiger ſchon darum 
abzuweifen fein, weil Intervenienten zwar das Recht haben, in anhängige Prozefle 
einzutreten, aber nicht das Recht, folche anhängig zu machen und zur Erhebung von 
Klagen zu fchreiten. Hätte aber der Berwalter die Klage angeftellt, und hätten 
ihm nicht jammtlich übrige Kontradizenten interzedirt, fo wäre daß Interventions- 
recht der nicht beigetretenen mit dem rechtöfräftigen Erkenntniß über die Klage aus- 
geichloffen.. Außerdem aber find vereinzelt auftretende Kontradizenten mit ihrer 
Rechtsverfolgung immer abzuweifen, weil e8 fich auch hier um Feftitellung der Zu= 
fafjung der Forderung zur Kontursbefriebigung handelt und diefe nur gegenüber dem 
Widerſpruch aller möglich ift, gegenüber dem Widerſpruch einzelner aber vergeblich 
erfolgen würde. — Hiernach die beſonderen Beltimmungen anlangend, find nach der 
Deutſchen KO.: 1) die Forderungen, wegen welcher bisher ein Verfahren nicht 
anhängig war, wenn fie nicht vor ein befonderes Gericht, ein Verwaltungsgericht 
oder eine Verwaltungsbehörbe gehören, wo dieſe anzugehen find, beim Konkursgericht 
als Amtsgericht oder, wenn fie die Gerichtägewalt der Amtsgerichte überfchreiten, 
was dom Progeßgerichte nach Berhältniß der Theilungsmafle zur Schuldenmaffe zu 
beftimmen ift, bei dem ihm entfprechenden Landgericht im ordentlichen, das heißt 
im amts⸗ bzw. landgerichtlichen, Verfahren jo anzubringen, wie e8 dem Gtreit- 
verhältniß des Prüfungstermins und dem Auszug aus der Gläubigertabelle ent- 
ſpricht. Eine Aenderung des Grundes oder eine Ueberichreitung be Betrages ber 
Forderung iſt nur im Wege neuer Anmeldung und nach erneuter Prüfung möglich, 
eine Intervention neuer Kontradizenten ebenfo nur in Folge einer folchen. Eine 
Frift zur Klagerhebung ift dem Gläubiger nicht vorgefchrieben, aber fie ift Voraus⸗ 
jegung für Berückſichtigung der Forderung bei den Vertheilungen. 2) Forderungen, 
wegen deren vor dem Konkurſe das Verfahren bereits anhängig war,, find dur 
Aufnahme diejes Prozefies, und alfo bei dem bisherigen Gerichte, feftzuftellen, wobei 
durch die Konteitationen des Prüfungsterming Mobdifilationen der Anträge und 
anderer Berhältniffe jelbftverftänblich nothwendig werden. Die Defterr. KO. läßt 
dieſe Progefie beim Konkursgerichte aufnehmen. 3) Beſitzt der Gläubiger für feine 
Forderung einen mit Vollftredungsflaufel verfehenen Schulbtitel, ein Endurtheil oder 
einen Vollſtreckungsbefehl, jo müfjen die Kontradizenten, wenn fie die Auszahlung 
der Dividenden an den Gläubiger verhindern wollen, ihren Wiberjpruch mit ben - 
auftändigen Rechtsverfolgungsmitteln, denen ein auf die Feſtſtellung im Konkurſe 
bezüglicher Zufaß zugeben ift, bei den zuftändigen Gerichten verfolgen. Die Oefterr. 
KO. kennt von diejen Fällen nur den des ergangenen Endurtheild und ändert an 
der Zuftänbigfeit der Rechtsmittelinftanzen nichts, aber, abgejehen von der Einfügung 
der Kontradizenten, auch nicht? an der Parteiftellung. Wegen des Ranges ber For⸗ 
derung hat der Gläubiger Hier indefjen eine abgefonderte Klage beim Konkursgericht 
anzuftellen, und die in den ©. ergangenen Entjcheidungen werben vom erfennenden 
Gericht dem Kommiſſar zugeftellt, der die Berichtigung der Tabelle veranlaßt. Nach 
der Deutſchen KO. wird bie Ießtere vom obfiegenden Theil herbeigeführt. Die rechte- 
kräftige Entfcheidung ift für alle Gläubiger verbindlich. Die Koften des Verwaliers 
find Maſſeſchulden und die der kontradizirenden Gläubiger gelten nach der Deutjchen 
KD. gleichfalls als ſolche und werben ihnen erfeßt, wenn fie den ©. ohne den Ver- 
ivalter führten und geftegt haben. 
au; chen: q Parub en An — 125, Fi’ Pal — 1a RN > 8 394; 
amt! — eſterrei 
— se 1 1%, Piotive RN wi 
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Spezififation, ein den Römijchen Quellen nachgebildeter (ex materia speciem 
facere: $ 25 I. 2,1; fr. 787 D. 41, 1), zuerſt im Brachylogus II. 5 ala 
technifcher ſich findender Ausdruck, bezeichnet eigentlich die Geftaltung eines noch 
ungeftalteten Stoffes zu einer körperlichen Sache beftimmter Art, dann aber über 
haupt die Neugeftaltung einer vorhandenen Sache zu einem Objelt anderer Art. 
Daß die neue Sache anderen Namens und Begriffes jei, als die bißherige, ift noth- 
wendig; ber bloße Stoffwechiel, 3. B. in Folge fortgefeßter Reparaturen, ift noch 
feine ©. (fr. 76 D. 5, 1). — 

Juriſtiſch kommt die Thatfache der S. nun als Untergang der bißherigen Sache 
in Betracht, infofern es fich fragt, ob die beitehenden Rechte an dem bisherigen Ob- 
jet auf die Neugeftalt übergehen. Das ift 3. B. nicht der Fall Hinfichtlich der 
Berjonalfervituten (Arndts, Pand., $ 194, b) und nicht Hinfichtlich des Der 
mädhtnißanfpruches (fr. 88 D. 32; fr. 44 $$ 2, 3 D. 30); ebenjo geht an ber 
früheren Sache dag Eigenthum unter, und es beginnt ein neues, gleich dem neuen 
Eigenthumsrecht an der feparirten Frucht. Diefes neue Eigentum an ber neu 
geftalteten Spezies jollte eigentlich ebenjo wie das Fruchteigentgum dem Eigenthümer 
ber früheren Sache zuiallen, und das war denn auch die Meinung der Sabiniani- 
ſchen Rechtsſchule (anderer Meinung: diefe hätte fein neues Eigenthum angenom: 
men: Brinz, $ 149, 15 ff.); allein die Profulianer waren anderer Anficht: fie 
meinten, das Eigenthum ber neugefchaffenen Spezies falle dem Speififanten zu, 
alfo dem biaperigen Eigenthümer nur, wenn er felbjt die ©. vorgenommen habt, 
fonft gehe es Iehterem verloren (Gai. II. 79). Ueber die rechtliche Grunblage dieſer 
neuen Meinung, ob die ©. ala Ofkupation der neuen herrenloſen Sache betrachtet 
wurde oder ob man den Eigenthumserwerb als Lohn der Arbeit gewähren wollt, 
herrſcht Meinungsverſchiedenheit ( Windſcheid, $ 187, 2); jedenfalls vecipirt 
Yuftinian die Auffafjung der Profulianer nicht ohne die Modifikation, daß der 
fremde Spezififant nur Eigenthümer werde, wenn die ©. nicht mehr rüdgängig zu 
machen fei: babe ex freilich zur ©. des fremden Stoffes eigenen Stoff mitaur 
gewendet, d. h. durch confusio, commixtio, adjunctio mitverbunden, dann komme e& 
auch auf diefe Diftinktion nicht an ($ 25 I. 2, 1). 

In diefer letzteren Geftalt ift denn die Lehre vom Eigenthumserwerb 
durch ©. in das Gemeine Recht übergegangen und bier ift e&, wo bie ©. ihre Haupt: 

- zolle fpielt. Aber Mangels einer einheitlichen Geftaltung ber Lehre in der Kompilation 
Juſtinian's ift denn auch faft alles Webrige ftreitig geblieben oder geivorden. Bor 
Allem: ob nur der gutgläubige Spezififant Eigenthum erwerbe (Windſcheid, 
8 187, 3, wozu unter den Gegnern noch Bekker, Das Recht des Beſitzes bei den 
Römern, 28, 1); die Quellen jagen nämlich nur, daß die Furtivität des Stoffe 
au dem Fabrikat anklebe und daß, wer willentlich fremde Sachen verarbeite, 
actione ad exhibendum Hajte, woraus fich eben noch nicht ergiebt, daß der boe⸗ 
gläubige Spezififant nicht Eigenthümer werde. Ebenjo läßt fich fragen, ob auch 
gegen den gutgläubigen Spezifitanten der frühere Eigenthümer einen Erſatzanjſpruch 
wegen ber erlangten Bereicherung habe (Brinz, $ 149, 44 ff.), welchen er natür- 
lich gegen den böögläubigen mit verfchiedenen Nechtsmitteln geltend machen tann 
(Windjcheid, $ 187, 6), wie andererjeits der gutgläubige Spezifitant, falls dieſer 
das Eigenthum nicht erwirbt, feine Erſatzanſprüche wegen Verwendungen ftellen kann. 
Endlich kann es nach den Römifchen Quellen felbft noch als höchſt zweifelhaft be: 
trachtet werden, was ©. fei, da die Quellen in diefer Beziehung nur eine feines 
wegs reiche Kafuiftit aufftellen und im Einzelnen felbft differiren (3. B. hinſichtlich 
des Ausdreſchens don Getreide $ 25 I. 2, 1; fr.7 $ 7 D. 41,1, Hinfichtlich des 
Verbrauch von Material zum Schiffbau fr. 26 pr. D. 41, 1; fr. 61 D. 6, 1; 
fr. 18 $ 3 D 18, 7); eine prinzipielle Feftftellung ift freilich hier kaum möglich, 
ingbejondere kann die Grenze zwiſchen ©. und bloßer „Verbindung“, bei weld eb: 
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terer befanntlich wieder andere Grundfäße über den Eigenthumserwerb gelten, im 
einzelnen Fall ſchwer zu finden ſein. 

Soviel ſteht jedenfalls feſt, daß der Spezifikant bei der S. nicht völlig allein 
feine Arbeitskraft aufzuwenden braucht, ſondern es genügt, wenn ein Anderer für 
ihn, 3. 3. im Auftrag, die ©. vornimmt (fr. 81 pr. D. 24, 1; fr. 25, 2781 
D. 41, 1); überhaupt erwirbt blos derjenige Spezififant Eigenthum, welcher „suo 
nomine“ jpezifizirt (fr. 7 8 7 cit.). Die neuere Theorie endlich wendet den Grund⸗ 
jap des Eigenthumserwerbes durch S. auch dann an, wenn die neugejchaffene Spe— 
zies zwar auf die Geftalt, welche fie vor der Verarbeitung hatte, zurüdgeführt wer- 
den kann, aber „der Stoff gegen die Yorm in einem gang untergeorbneten Verhält- 
niß fteht“ (3. B. die von einem Gefangenen aus Brod gefnetete Uhr). 

Bon den modernen Kodififationen ift, abgejehen vom Bayrifchen ER. (v. Roth, 
Bayr. Eiv.R.,II. $ 143, 2—6), keine auf dem Standpunkt des Juftinianifchen Rechts 
ftehen geblieben. Nach Preuß. und Sächſ. Rechte tritt der Eigenthumserwerb durch 
©. ohne Rüdficht auf die Rückführbarkeit zur früheren Geftalt ein (Dernburg, 
Preuß. Priv. R., I. $ 235 Nr. 1; Sächſ. BEB. $ 246), auch wird nach Preuß. 
Recht der Begriff der ©. viel weiter gefaßt als nach Gemeinem und die Erftattungs« 
pflicht des Erwerbers ift anders geftaltet. Nach Defterr. und Franzöſ. Recht ent- 
joheibet der Mehrwerth des Stoffes oder der Arbeit darüber, ob der Eigenthümer 
des Stoffes oder der Spezifitant das Recht Hat, die Sache gegen eine an den Gegner 
zu leiftende Vergütung zu beanfpruchen (Defterr. BGB. 89 414—16; Code civil 
art. 570—72, 576); das Defterr. BGB. $ 415 fieht aber dabei darauf, daß bie 
Neugeftalt nicht rüdführbar jei. Auf bona fides des Spezififanten fommt e8 nach 
diejen Landesrechten, abgeſehen vom Franzöfiſchen, auch an; nach Sächfiſchem Recht 
freilich blos in Beziehung auf den Umfang der Erftattungapflicht, nach Preußiſchem 
(@ ernburg, I. $ 235 Nr. 3) und Oefterreichifchem richtet fich aber das Anrecht 
auf die Aue Spezies danach. 

Lit.: Meykomw, Die Lehre bes Römifchen Rechts von bem Eigenthumserwerb durch S. 


in Dienbelgnen, 8 ‚Bonpater Ei — an, ft. — Fitting Augen, eivil. 
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Spiel. Bei einigen Berträgen erſcheint die Verpflichtung zur Leiſtung bes 
einen oder beider Kontrahenten von einem ungemwiflen Umftande in ber Art ab» 
Hängig, daß bei dem Eintritt deſſelben ein größerer, aber einftweilen gleichjalls noch 
ungewiſſer Gewinn des einen und Verluſt des anderen Theils zu gewärtigen iſt. 
Zwei beſonders häufig vorkommende Arten ſolcher Verträge ſind Spiel und Wette. 
Bei beiden liegt den Kontrahenten die Abficht zu Grunde, den Zufall zum Herrn 
über Gewinn und Verluſt zu machen. In ihrer Eingehung find dieſe Verträge 
äweijeitig, in ihrer Erfüllung einſeitig; denn es verſprechen beide Kontrahenten ihre 
Zeiftungen unter Bedingungen dergeftalt, daß nur die eine zu erfolgen habe, und 
der Zufall enticheibet, weldhe (v. d. Pfordten, a. a. O. ©. 327). 

Ueber den Unterjchieb zwiſchen ©. und Wette herrſcht Streit. Einige Schrift⸗ 
fteller haben behauptet, baß für eine ſolche Unterjcheibung nur Sitte und Sprach 
gebrauch einer beſtimmten Zeit maßgebend ſein könnten (Souchay in Linde's 
Zeitſchr. j. Eiv.R. und Prz. II. Abh. XVII. ©. 330). Andere definirten das 
©. als ein gegenjeitiges Verſprechen, daß jede von zwei Parteien im alle des Ein- 
treteng ober Nichteintretens eines ungewiſſen Thatumſtandes etwas an die andere 
verlieren wolle; bisweilen wird noch hinzugefügt, daß das Ueberlaffen und Empjangen 
Des Gewinnes nach Regeln beftimmt fein müſſe (Thibaut, Glüd, Mühlen- 
brud, Sintenis u. A.). Der Begriff Wette wird dagegen übereinftimmend ala 
ein auf verſchiedene Behauptungen bezogened Verſprechen befinirt, nach welchem der= 
jenige, deſſen Behauptung fih als richtig erwweift, von bem Anderen etwas erhält. 
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& joll alfo, für’ die Wette noch charakteriftifch fein, daß die Parteien — 
Meinungen als richtig behaupten (vgl. auch Stobbe, a.a. ©. 326). 
Diefe Verjchiedenheit der Meinungen ift aber auch heim ©. — wenn 
nicht in demſelben eine Schenkung enthalten ſein ſoll. Zwar werden beim 
S. dieſer Meinungsverſchiedenheit gewöhnlich nicht Worte geliehen, aber ſie iſt 
immer als vorhanden anzunehmen und iſt fie vorhanden, ſo iſt der Inhalt von 
©. und Wette identiſch. Wenn aber Stobbe (a. a. O. ©. 326 Note) nicht auf 
das Borhandenfein, jondern auf das Außfprechen ber verfchiebenen Meinungen Ge 
wicht legt, fo giebt er doch damit zu, daß es ben Spielern jeberzeit möglich wäre, 
durch die Beobachtung jenes Unterſchiedes, alfo durch das ausdrüdliche Ausſprechen 
verſchiedener Behauptungen, das klagloſe ©. zum klagbaren Wettvertrage zu machen. 
Thol (Verkehr mit Staatspapieren 1855, ©. 257 und a. a. O. $ 304) Hält es 
für unmöglich, den Unterjchieb de S. und der Wette durch Abftraftion zu finden 
und, indem er fich lediglich an dag Römische Recht anfchließt, gelangt er zu dem 
Refultate, daß beim ©. lediglich die Thätigfeit der Interefienten das Eintreten 
oder Nichteintreten des (entfcheidenden) Thatumftandes herbeiführe, während fich bei 
der Wette die Intereffenten paffiv verhielten. Er fagt: „Der Vertrag, dem zwei 
Engländer fchloffen, daß der Eine oder der Andere eine beftimmte Summe an den 
Gegner verlieren folle, je nachbem von zwei auf das eine Ende eines Tifches geſetzten 
Schneden die eine ober die andere zuerſt das entgegengejehte Ende erreichen werde, 
ift ein ©. Hätten die Kontrahenten die Schneden jo vorgefunden, daß fie, die Kon 
trahenten, auch nicht im Mindeften auf die Enticheidung des Vertrages eingewirkt 
hätten, fo wäre e& eine Wette geweſen.“ Die Anficht Thöl's ift nach Römiſchem 
Rechte berechtigt, an fich ift aber diefer Gegenſatz weder ein Logifcher, noch ein 
juriftifch relevanter für die frage, weshalb er beim S. Klagbarkeit, bei ber Wette 
Klaglofigkeit begründet. Andere, wie Wilda, Bejeler, v. d. Pfordten ſuchen 
den Unterſchied zwiſchen S. und Wette in den Motiven. Das juriftifch relevante 
©. fol nur des Gewinnes beziehungsweiſe der Unterhaltung Willen getrieben, bie 
Wette nur zur Entſcheidung einer Meinungsverfchiedenheit eingegangen werden. Gegen 
diefe Auffaffung läßt fich einwenden, daß bei der Wette nicht weniger ala beim ©. 
Zeitvertreib und Unterhaltung beabfichtigt fein kann und daß auch ein ©. zum 
Zwecke der Enticheidung einer Meinungaverfchiedenheit eingegangen werden kann. — 
Brud (a. a. O. S. 71) fcheibet auß ber juriftifchen Betrachtung die ©. zum Ber 
grügen völlig aus. Solche S., auch wenn fie um einen mäßigen Preis gejpielt 
werben, haben die Gejege zu allen Zeiten erlaubt. Anders verhält es fich aber, 
wenn Gewinn ober Verluft dem Vermögen droht, denn jeßt tritt das Spiel ala og. 
Geld-S. in den Kreis der civiliftiichen Betrachtung und num fcheidet fich genau das 
jenige Verhältniß, welches das juriftiich relevante Moment in fich trägt, von dem 
unjuriftifchen. Dieſes juriftifche Verhältniß wirb begründet durch einen Vertrag 
zweier Parteien, von welchen fich jede von beiden im Falle des Eintreten oder 
Nichteintretens eines beftimmten, aber für die Parteien noch ungemiffen That 
umftandes verpflichtet, etwas an die andere verlieren zu wollen. ine genauere 
Unterfuchung dieſes, das juriftiiche Moment des Geld⸗S. in fich tragenden Verhält⸗ 
nifſes ergiebt, daß in ihm alle charakteriftiichen Merkmale der Wette enthalten find, 
ſodaß eine Scheidung des Geld-&. und der Wette dem Begriffe nach unmöglich ift, 
indem das erftere eine Spezie des Iehteren ift. Geld-&. und Wette find aljo für 
den Yuriften völlig identifche Begriffe; das eigentliche ©. (im Gegenfage zum 
Geld-S.) hat für ihn gar feine Bedeutung, es ift fein Rechtägeichäft, es wird 
vielmehr nur der in ihm liegenden Handlungen wegen betrieben, es ift Selbftzwed, 
der Gewinn ift durchaus nicht Zwed, vielmehr dag Refultat einer an das ©. ger 
knüpften Wette, wonach die unterliegende Partei der fiegenden eine gewiffe Summe 
verpricht. Das eigentliche ©. intereffirt den Juriſten dabei nur, infofern e8 ala 
ein® der unzähligen Entſcheidungsmittel bed eigentlichen Rechtsgeſchäfts, der Wette, 
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gebraucht wird. Diefe ift dag Nechtögeichäft, das nicht um feiner jelbft Willen, wie 
das ©., angeftellt wirb, fondern das formell eine Meinungsverſchiedenheit vorausſetzt, 
deren Entjcheidung den Zweck dieſes Gefchäftes realifirt, der in einem Vermögeng- 
dortheil, gewöhnlich in einem Geldgewinn beiteht. Das Entſcheidungsmittel braucht 
nicht immer ein ©. zu fein, daher ift es vergebliche Mühe, diefe mit dem Namen 
„©.“ zu bezeichnen, die nichts von dem eigentlichen ©. in fich tragen. Nicht minder 
bedeutungslos ift an fi das Motiv der Wette; ob in Folge eines zufällig ent⸗ 
ftandenen Streites, oder ob aus Nechthaberei gewettet, oder ob der Meinungskampf 
provogirt wurde, um zu wetten, ebenjo ber Umftand, ob in bem Wettpreife bes 
Siegers ein Lohn für diefen oder eine Strafe für den Unterliegenden gefehen wird, 
ebenfo endlich der, ob die Wettfumme zu Gumften Dritter verwendet wird. Bei 
Feſtſetzung der Lehre durch die Gejehgebung jollte daher nur von der Wette, die ja 
auch das Geld-S. begrifflich enthält, gehandelt werden. — Der Anfiht Brud’s 
find im Wefentlichen beigetreten Baband (in der Zeitichrift von Goldſchmidt 
AIX. ©. 689 ff.) und Grünhut (in feiner Beitfchrift Jahrg. 1875 Börſen⸗ und 
Maklerrecht). — 

Die Quellen des Deutichen Rechts find mit Augnahme. einer Reuterbeftallung 
vom Jahre 1570 ($ 211), eines Specialgefeges, durchweg partitularrechtliche. Soviel 
Läßt fich denjelben entnehmen, daß im älteren Deutſchen Recht bis zum 18. Jahr⸗ 
hundert ber S.vertrag erlaubt und klagbar war. Was im ©. verloren worden war, 
Zonmte nicht zurückgeforbert werben. Dem Gewinner fland eine Klage auf Zahlung 
des Gewonnenen gegen den Verlierer ſelbſt, wenn auch nicht gegen deffen Exben zu und 
ebenjo war e& eriterem geftattet, fich auch außergerichtlich durch ſofortige Pfändung 
zu befriebigen. Allein ſchon im 13. Jahrundert zeigt fich das Beſtreben, die recht⸗ 
liche Wirkung der S.ſchulden einzufchränfen und ala der Anfang folcher Beichränfungen 
ift es anzufehen, daß die Quellen den Uebergang folcher Schulden auf die Erben 
ausfchließen. Weitere Bejchräntungen finden fich in einzelnen Stadtrechten hinfichtlich 
des Spielen? mit Unmündigen und mit Kindern unter väterlicher Gewalt und in 
anderen Quellen allgemein für jeden, welcher wegen S. verluſt in Anfpruch genommen 
wird. Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts finden fich zahlreiche Beitimmungen, 
welche den Schulden geradezu und ganz allgemein die SKlagbarkeit abſprechen. In 
hohem Mafe einflußreich wurde bejonders die ftatutarifche Geſetzgebung. In Folge 
der im 14. und 15. Jahrhundert wachienden Leidenfchaft für dag Spiel und ber 
fih daran knüpfenden argen Mißbräuche und Gewaltthätigkeiten fahen ſich die 
Obrigkeiten an verfchiedenen Orten veranlakt, dag Spielen mit Strafe zu bedrohen. 
Bisweilen richtet ſich die Gejekgebung nur gegen gewiſſe Arten von ©., bisweilen 
verbietet fie nur dag ©. „auf Borg“. Endlich finden fich eine Reihe von Be— 
ftimmungen, welche das ©. radikal verbieten. Wenn jedoch auch die S.jchuld nicht 
eingeflagt werden durfte, jo blieb fie — worauf Stobbe a. a. DO. ©. 335 auf⸗ 
merffam macht — immer ein Debitum und, wenn fie einmal bezahlt war, wurde 
Zeine condictio indebiti gegeben. Berjchiebene Meinungen . Über die Geltung ber 
Deutjchrechtlichen Grundfäte entjtanden durch die Rezeption des in mehrfacher Hinficht 
von diefem abweichenden Römifchen Rechtes. Bis zur Rezeption fehlte e8 an einer 
gemeinrechtlichen Quelle für diefen Theil des Deutfchen Vertragsrechtes. Es gab nur 
partilularrechtliche Normen. 

Nah Römischen Recht waren alle Geld-S. mit Ausnahme gewifjer Kampf-E. 
(Audi, qui virtutis causa fiunt) und das Spielen im häuglichen Kreife um bazjenige, 
quod in convivio vescendi causa ponitur (1.1. 2, 3; 1.4. pr. Dig. 11, 5) verboten. 
Die Uebertretung des ©.verbotes hatte die Nichtigkeit des ganzen Vertrages und 
für den S.wirth (susceptor) ganz erorbitante Nachtheile zur Folge (1. 1 88 1d und 
2 Dig. 11, 5). Dem Gewinner ftand feine Klage gegen ben Derlierer wegen ber 
S. ſchulden zu und der Berlierer refp. der, in deſſen Gewalt der Verlierer ftand, 
Lfonnte das Verlorene mit der condietio indebiti zurüdverlangen. Dieſes Zurüd- 
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forderungsrecht wurbe ſogar den Erben bes Verlierer oder — falls dieſe & 
unterließen — den Profuratores, Deienfored, enblich jedem Bürger der &emeinbe, 
in der dag ©. ftattgefunden, im beftimmten alle fogar dem Fiskus gewährt und 
erft nach 50 Jahren trat eine Verjährung diefer Klage ein. Auch die wegen bes 
©. geleiftete Kaution ift nichtig und wird reftituwirt. In Betreff des zum ©. ger 
gebenen Darlehns findet fi) in den Quellen feine Vorfchrift. Die bisweilen zum 
Nachweife der Klagbarleit des Darlehns angezogenen Stellen (1. 12 8 11 Dig. mand. 
17, 1 und 1. 2 $ 1 Dig. quar. rer. actio 44, 5) beziehen fich nicht auf dieſe 
Frage (vgl. Windſcheid, Lehrb., 5. Aufl., II. $ 420 Note 7). Selbftverftändlic 
kann der Darleiher nicht das Darlehn zurädfordern, wenn er ſelbſt zu ben Mit- 
fpielenden gehört und ber Empfänger das Geld an den Darleiher verliert. 

Nach der Rezeption des Römifchen Rechtes ergingen in Deutfchland zwar auch 
noch zahlreiche Partikulargeſetze über das S., aber e8 findet jetzt eine verhältniß- 
mäßig größere Webereinftimmung ftatt. In demjenigen Gejeggebungen, auf welde 
das Römische Recht Einfluß gewann, theilte man die S. in erlaubte und verbotene 
oder Glüdzfpiele (Iudi, qui in aleae speciem cadunt); der Begriff der erlaubten S. 
(Iudi, qui virtutis causa fiunt) wird auch auf S. welche der Uebung geifliger 
Kräfte dienten, fog. Kunftfpiele, ausgebehnt. Da aber bei diefen ber Zufall mehr oder 
weniger auf die Entſcheidung zu wirken pflegt und eben dieſer meiftens das unbedingte 
Erlaubtfein der S. ausſchloß, jo nahm man eine Mitteltlaffe, fog. gemifchte ©., an. 
Diefe Dreitheilung der S. — ludi artis, fortunae, mixti — ift weber quellenmäßig 
noch — fie hat aber in viele Deutſche Gefehgebungen Eingang gefunden. 

Bei dem Mangel allgemein gültiger reichagejehlicher Beftimmungen über das 

©. ift, wo nicht Partikulargeſetze ausdrücklich das Gegentheil beftimmen, das Römiſche 

Recht ala alleinige Entſcheidungsnorm anzujehen. Es ergeben fich daher als geltendes 
gemeineß Recht folgende Säge: 

Nur ©., qui virtutis causa fiunt, ubi pro virtute certamen fit, d. h. welde 
zur Uebung des Muthes und Törperlicher Gewandtheit dienen, find erlaubt und 
Hagbar. Ihre Zahl ift durch 1. 2 $$ 1 und 8 Dig. de aleat. 11, 5 auf fünf 
beſchränkt und kann auf andere Arten von ©. nicht ohne Willfür ausgedehnt werden, 
alle übrigen ©. find verboten, ber Berluft kann mit ber condictio indebiti zurüd« 
gefordert werben. Das Erlaubtjein oder Nichterlaubtjein der ©. ift der Grund der 
Klagbarfeit oder Klagloſigkeit derſelben. Windſcheid (a. a. DO. 8 419, ©. 582) 
meint indeß, daß auf Grund eines allgemeinen Deutichen, täglich geübten Gewohn⸗ 
heitsrechts der S.vertrag auch dann für erlaubt erachtet werben müfſe, wenn er dem 
Zwecke gefelliger Unterhaltung dient und fi} innerhalb der Grenzen derſelben haͤlt. 

Hinſichtlich der Frage, ob das zu einem S., gleichviel ob zu einem erlaubten 
oder unerlaubten gegebene Darlehn aurlidigeforbert werben könne, ift gemeinrechtlich 
allerdings eine Mobdifizirung des Römifchen Rechtes anzunehmen unb zwar derart, 
daß gemeinrechtlich nur das wiffentlich zu einem unerlaubten ©. Geliehene nicht 
zurückgefordert werden darf. Der Code Napoleon (Code civil art.1966) hat die Römiſche 
Aufaflung fat vollftändig rezipirt. In anderen Deutfchen Partikulargejeggebungen, 
wie im Preußifchen Allg. ER: I. 11 88 577 ff. und Defterreichifchen BGB. $$ 1271, 
1272, ift man von anderen Grumbfäßen ausgegangen, die fih aber ohne Zwang auch 
nicht auf ältere Deutfchrechtliche Beftimmungen zurückführen laffen; fie haben weniger 
ein nationale® Gepräge, wenn man überhaupt bei diefem Rechteinftitut von einem 
folchen reden kann, al& vielmehr einen internationalen, bei allen gebildeten Völkern 
eingebürgerten, den Gewohnheiten, Sitten und Anfchauungen der modernen Zeit 
entiprechenden Charakter. Das Preußifche Allg. ER. geht von dem Grundſatze 
aus, daß daB eigentliche S. — das ©. zum Vergnügen, und dazu gehört auch 
mäßiges Geld-S. — eine für dag Recht gleichgültige Handlung jei, daß demzufolge 
aus erlaubten Spielen weder eine Klage auf den freditirten Gewinn noch eine ſolche 
auf Rüderftattung bes bezahlten Verluſtes zu geftatten ſei ($$ 577, 578, 866, 867, 
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Ein. $ 86). Nicht billigenswerth ift die im 8 581 enthaltene Beftimmung, wonach 
Gelder, die ausdrüdlich zum Spielen oder Wetten oder zur Zahlung des dabei ge= 
machten Verluſtes verlangt unb geliehen worden, nicht gerichtlich eingeffagt werden 
können. Nach 8 578 barj der Spieler das im erlaubten S. Verlorene nicht zurück— 
fordern, es wird alſo die Leiftung für gültig angefehen. Warum ift dann auch 
nicht das Darlehn zu diefer gültigen Zahlung gültig gegeben worden? — Das ver- 
botene ©. ift, da das RStrafGB. Strafandrohungen gegen bafjelbe nicht enthält, 
nach dem Grundſatz nulla poena sine lege im Deutjchen Reich nicht ftrafbar und aus 
demjelben Grunde können auch da, wo Gemeines Recht gilt, die ftrafrechtlichen Be— 
fiimmungen des Römifchen Rechtes Hinfichtlich des Susceptors (Konfisfation des 
Haufes u. f. w.) keine Anwendung mehr finden. Nach $ 284 des RStrafGB. wirb 
nur derjenige (mit Gefängniß bis zu 2 Jahren, neben welchem auf Gelditrafe von 
300 bis 6000 Mark ſowie auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden Tann) beitraft, der aus dem Glücks⸗S. ein Gewerbe macht, ferner nach $ 285 
(mit Geldftrafe bis zu 1500 Mark) der Inhaber eines öffentlichen Berfammlungs« 
orte, welcher Glücks⸗S. daſelbſt geftattet oder zur Verheimlichung foldder S 


Onellen: . 11, 5 de aleatoribus; Cod. 3 de aleatoribus et alearım lusu. — Preuß. 
Allgem. IR. u er 578, 581. — Defterr. BGB. $3 1271, 1272. — Code Nap. art. 


Bit.: milde, Die Sehe ar vom Spiel, in der Zeitichr. fir Deutfches Recht, II. 52 ©. 138 
bis 198 und VIIL E. 00— (1839, 1848). and, Beiträge zur Revifion ber Preuß. 
— 12 Nr. 14 mr vd Bierien init. handlungen, S. 327-333 
da 5 Bruck, Ueber Spiel und Wette (Ina 3 Differt. 1868). — Krü elReim, 
en den be ifflichen Unterſchied zwiſchen Spiel und Wette (1869), — Br ing, Bi 
Wette nach der Rechtfprechung bed — Ser. in Darmftadt, im Arch. f. prakt. ehe: 
wiſſenſchaft, Neue Folge XI. 109-126. — Sauter, Das Spiel, feine Enttwidelung und 
Bedeutung im Deutichen Recht — — Thol, HR art — 306. — d. Gerber, 85 198, 
19. — Bejeler, $ 112. — Gengler, Schb, e 738. — Bluntidli, 125, 
126. — Stobbe, Handbuch, ILL et iss Felix Bru 


Spinoza (d’Espinoga), Baruch, 5 24. XI. 1632 zu Amfterdam, 
wurde wegen Heterodorie aus ber jühifchen Semeinbe außgeftoßen, erwarb fich 
den Unterhalt durch Schleifen optifcher Gläſer, Iehnte einen Ruf nach Heidelberg 
ab, : 21. II. Io 

Schriften: Ren. hilos., Amstel. 1663. — Tract. theol. politicus, Hi 
1670 Cu van 3.2. ee N en 1826; von Kirchmann, BEL. Bibl. FW 35 
Berl. 871) und 36; von Ginsberg, 16, Rd Ar Konb. 1689, 1737, 1862, 1868. — 

ae, 1677 (franz. von Prat, thica. — Tract. de — homine 
(eb. von Vloten 1862, 1865, 1869). — De ee emendatione. — Epistolne, 
sturaa (ed. von Meyer, Amft. 1677). — Opera von Gfrörer, Stuitg. 1830, von 
Bender, 1848-1848. — Öeuvres Bar —— Par. 1842, 1961, 1872; par Prat, Par. 
1863 ss. — Sämmtlicdie Werke von Berth. Auerbad (2), Stuttg. 1872, auch von Kirche 
mann und Shanrjhmidt asitet, Da — "ine Briefwechfel und theol..polit. Traktat 
von Sue, Ginsberg, Leip 5_ff., heraudgegeben. 

it.: Bluntihli, Geld. y StantörechtB, 101—107. — Mohl, 1. 285. — Geye 

—— u und Eyftem "der echtäp) ilofophie, 42. — Walter, Raturrecht und Bolt, 
— Hinrichs, Geldichte ber hg und — ——— 1 186—216. 
ei Kurse S Spinoza, Ein Denterleben, — Horn, Spinoza’s Staats: 
lehre, en 1, 2. Aufl. Dresden 1868. — ri en Ninbe, Epinoza’s — und 
deren erfte Racing, m in Holland, Gött. 1862. — J. van —— Spinoza, zijn leven 
en Schriften, 2. druk Schiedam 1871. — Sigmwa Spinoga’3 neu⸗ 
entbesfter kurzer Traktat von ot, dem Menichen und beflen, — 2 — —* 866 und 
Tab. 1870. — Eoronel, 2. Spinoza im Rahmen feiner_Zeit, Baf . Gind: 
— — Sehen und Sharatterbilb . Spinoza’3, Leipz. 1876. — Janet 3 — 378. — 
Sigmazt, Dergl. der Rechts⸗ und” Staatätheorie des Spinoza und ab Roöh Tũb. 1842. — 

Rene, — der Geſchichte der Phigſophie, (5) 1880 III. 64—95. — Franck, 

et publicistes, 1881, p. 410— Zeihmann. 


bionage nennt man diejenige ee von BVerhältniffen oder Ab⸗ 
Aa einer Macht (Staat, Kriegspartei), welche auf deren Gebiet außerhalb eines 
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amtlichen Berufs und mit verheimlichter Abficht im Intereſſe einer anderen Macht 
dorgenommen wird. Man unterjcheibet militäriiche und politifche ©. 

Als Militäripion wird betrachtet, wer in Bezug auf einen vorhandenen Kriegs⸗ 
auftand heimlich und außerhalb einer militärifchen Funktion (3. B. in Verkleidung) 
Erkundigungen im Intereffe einer Kriegapartei auf dem Operationsgebiete der anderen 
einzieht. Nicht unter den Begriff der ©. fallen demnach Rekognoszirungen; dei 
gleichen nicht die bloße Wittheilung offenfundiger Thatjachen, die dem Kriegsfeinde 
von Nuten fein können, obwol eine folche Triegsrechtlich geahndet werben Tann; 
ebenfowenig die Sammlung von Nachrichten zu Privatzweden. Die Kriegsſpionage 
kann den Thatbeftand eines bürgerlichen Verbrechens enthalten, wenn fie gegen ben 
eigenen Staat ausgeübt wird, oder, obwol von Ausländern übernommen, gegen 
ein Strafgefeg deſſelben verftößt. Im Uebrigen wird fie als Hoftilität behandelt. 
Gegen den Kundfchafter, der auf der ©. betroffen wird, wird nach Kriegsrecht ver- 
fahren; er ift dem Tode verfallen, gleichviel ob er auf Befehl und im Auftrage ge 
handelt Hat oder nicht; ob fein Thun Erfolg Hatte oder nicht; ob e& burch Getwinn- 
fucht oder durch Patriotismus diktirt war. Da er für ein feinbliches Unternehmen 
nicht den Weg offenen Kampfes, jondern Betrug und Täufchung gewählt hat, fo 
ichliekt ihn ein noch gegenwärtig anerfannter Kriegsgebrauch von dem Soldatentode 
aus. Sein 8008 ift der Strang. Für Deutichland fällt die ©. ala Kriegs— 
verrath unter die Militärgerichtsbarkeit. 

Politiſche (insbeſondere diplomatische) Kundichaften dienen dazu, um über den 
innern Zuftand eines fremden Staates, wie über die Richtung feiner Politit Rad: 
richten einzuziehen. Befondere Mittel Hiergegen zu reagiren, gewährt das Völkerrecht 
nicht; es fei denn, daß bderlei S. mit einem bürgerlichen Verbrechen (Beftechung, 
Landesverrath) konkurrire. 

Quellen: Deutſches StrafGB. 88 91—93. — RMilitarstrafB. 883 57—59; 66. 53. — 
Code pen. art. 78, 79, 83. — Instructions for the government of armies of the U. St. von 
1863, art. 88 @tuntiäfi, Modernes Dilterreit im Anhange). — Bol. Actes de la con- 
ference de Bruxelles, 1874. — Projet d’une declaration internationale, art. 18—22. — 
Seances du 1. et du 26. Aodt. 

Lit.:v Rampy, Beiträge zum Staats u. Volkerrecht, I. 63 (1815). — v. Martens, 
Erzählungen, I. Nr. 15 (1800), — Bluntſchli, Moberned Kriegsrecht N tip 

. D. artıp. 


Spittler, Ludw. Tim. Freih. von, 5 10. XI. 1752 zu Stutigart, 
wurde 1779 Profeffor der Philofophie in Göttingen, 1806 Oberftudiendirektor, 
7 14. III. 1810. 

Schriften: Kit. Unterfuch. der 60 Laodicäifchen Kanons, Bremen 1777. — Geſchichte 
be3 Ranon. Rechts bis Yfibor, Halle 1778 (in ben Werken Bd. D. — Grundriß b. Gedichte 
der chriftlichen Kirche, Gött. 1782, 5. Aufl. von Pland, 1818. — Bon der ehemaligen 
Aintbarteit ber nordiſchen Kirche an den Römifchen Stuhl, Hann. 1797. — Vorleſ. ül 

jeichichte des Papftthums, von Gurlitt, 1824—18238. — Vorleſ. über: Politik, ——— 
von v. Wächter, Stuttg. 1828. — Sämmtl. Werte, herausg. von v. Wächter, 1837—1831. 

8it.: Pland, Ueber ©. ala Hiftoriker, Gött. 1811. — Schulte, Geſchichte, III.b 167 

(über Heinrich Anton Spittler, S. 169). Zeihmann. 


Spruchlifte (Dienitlifte, Liste de session) ift dad Verzeichniß derjenigen zum 
Gefchworenenamt Berufenen, auß denen während einer ganzen Schwurgerichtöperiobe 
auf dem Wege der Augloofung und Ablehnung für jede einzelne Sache die zwölf Ge 
ſchworenen ausgewählt werben, welche darüber zu entjcheiden haben. Der DBorgang 
bei Anlegung der ©. ift folgender: Späteftens vierzehn Tage vor Beginn der 
Schwurgerichtäperiode findet in öffentlicher Sitzung des Landgerichtes (in Heſterreich 
des Gerichtshofes erfter Inftanz) die Ausloofung der Geſchworenen aus der Jahres» 
Lifte (f. diefen Art. und d. Art. Gefchworene) in Gegenwart des Präfidenten und 
zweier Mitglieder des Gerichtes und des Staatsanwaltes ftatt. (In Oeſterreich 
wird auch die Advolatenfammer eingeladen, zu diefem Akte ein Mitglied zu ent 
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jenden.) In die Urne werden die Namen aller noch auf der Jahresliſte befindlichen 
Perfonen gelegt ; der Präfident zieht das Loos, und verlieft bie Namen der Gezogenen. 
Mit der Ausloofung wird fo Lange fortgefahren, bis die Lifte auf die gefehliche Zahl 
(80 in Deutfchland, 36 in Dejterreich) gebracht ift. (In Oefterreich wird gleich- 
zeitig eine Kifte von 9 Ergänzungsgeſchworenen auf gleiche Weife gebildet, — ſ. d. 
Art. Hülfsgeſchworenen). Da der Angeflagte bei der Bildung der Gefchworenen- 
bank durch Ausübung des Ablehnungsrechtes (j. d. Art. Ablehnung der Ge— 
ſchworenen) ſich beteiligen ſoll, ift e8 notwendig, daß ihm die Spruchlifte zugänglich 
gemacht wird. Nach 8277 der Deutichen StrafBD. muß ihm biejelbe „vor dem Tage, an 
welchem die Hauptverhandlung beginnen fol”, zugejtellt werden, wenn er fich nicht 
auf freiem Fuße befindet, außerdem muß fie auf der Gerichtafchreiberei zur Einficht 
für ihn niedergelegt werden. Veränderungen ber Sprudjlifte, die jpäter eintreten 
(8 277 Abf. 2, $ 279 Abj. 2, $ 280 Abj.2 u. 8), müffen ihm ebenfalls mitgetheilt 
werden. Die Unterlafjung jolcher Mittheilungen und wefentliche Unrichtigfeiten der« 
ſelben (außerorbentlich reiche Cafuiſtik hierüber bietet das Franzöfiiche Recht, j.Helie 
VID. 347 ff.) geben dem Angeklagten ein Recht auf Ausſetzung der Hauptverhand- 
lung; konnte er, weil die Unrichtigkeit nicht rechtzeitig entdeckt wurbe, dieſes Recht 
nicht ausüben, jo ift das Urteil anfechtbar. — Nach $ 308 der Defterr. Stra PO. 
find die Namen der Haupt» und Ergänzungsgeſchworenen jedem Angeklagten bei 
Tonftiger Richtigkeit jpäteftens am dritten Tage vor demjenigen, an welchem die Haupt- 
verhandlung beginnen foll, mitzutheilen. 
Bit. u. Gjgb.: ©. den Art. Geſchworene. Ölajer. 


GtantBangehörigkeit, ſ. Reichs- und Staatsangehörigkeit. 


Staatsanleihen. (Allgemeines.) Der Begriff ber „Staatsanleihe“, welcher 
ebenjo jehr auf dem Gebiet der Volkswirthſchaft wie auf dem Rechtsgebiet feine 
wichtige Bedeutung hat, ift fein fejt begrenzter. Geht man von der neuerdings ge- 
machten Unterfcheidung zwiſchen Berwaltungsfchulden und Yinanzfchulden 
‚des Staat? aus, fo begründet die ©. regelmäßig eine Finanzſchuld. Als ſolche er- 
ſcheinen 3. B. auch die fog. Schapanweifungen jedenfalls in rechtlicher Beziehung, 
während dieſelben wirthfchaftlich den Charakter einer Verwaltungsſchuld haben. 

Unter S. ift im Allgemeinen jede Benutzung des Staatskredits zu veritehen, 
welche darauf abzielt, außer und neben dem regelmäßigen Staatseinnahmen der 
Staatsverwaltung Geldmittel zu verſchaffen. Auf den befonderen Verwendungszweck 
der Geldmittel kommt e& für den Begriff der S. ebenfowenig an, wie auf die privat- 
techtliche Form, in welcher fich die Krebitoperation vollzieht und welche eine ſehr 
verſchiedene fein kann. Die Staatzanleihe kann in der Yorm eines privatrechtlichen 
Darlehns, einer Wechjelbegebung, eines Rentenverfaufs, einer Kreirung und Ausgabe 
von Werthgeichen, eines Berfauf® von Obligationen u. ſ. w. erfolgen. Es haben 
fich jedoch gewifle, der Natur und dem Zweck der ©. beſonders entjprechende Formen 
der Kontrahirung und der Verwaltung derjelben ausgebildet. Bon biefen befonderen 
Arten der ©. wird in Folgendem vorzugsweiſe die Rede fein. 

(Volkswirthſchaftliches.) Nach der vollswirthichaftlichen Seite der 
S. entſteht in erfler Linie die Frage: in welchen Fällen der Staat dazu greifen 
darf, feine Geldbedürfniffe durch eine Staatsanleihe zu befriedigen. In ber Theorie 
herrſcht Hierüber wenig Einverſtändniß. Der Werth der dafür aufgeftellten Regeln 
ift nur ein relativer. Diefelben werden den berufenen Faktoren jedoch zum Anhalt 
dienen, um gewiffen durch die Erfahrung ala gefährlich erfannten Außfchreitungen 
in ber Benugung des Staatskredits vorzubeugen. 

Man kann dem allgemeinen Satz zuftimmen, daß der Staat zur Erhebung von 
Anleihen fchreitet, wenn er Kapitale zur Erweiterung ober zur dauernden Erhaltung 
des ftehenben Nationaltapitals gebraucht (Diegel). Es würden danach die regel- 
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mäßigen, gewöhnlichen Ausgaben zum Betriebe und zur Inftandhaltung des Staats- 
weſens und feiner einzelnen Anftalten durch gleichmäßige Beiträge aller Staate- 
bürger, d. 5. durch Steuern (abgejehen von den Einnahmen aus den Domänen und 
Betriebsanftalten des Staats), aufzubringen fein. Alle Ausgaben dagegen zu 
dauernden Verwendungen in den Staat oder feine Anftalten und Inftitute, zur 
Erweiterung ober dauernden Erhaltung derjelben, wären durch S. aufzubringen. 
Demuach wären in letzterem Wege zu beichaffen namentlich die Koften der Anlegung 
von Eifenbahnen, Kanälen, Flußregulirungen u. ſ. w., aber auch zum Zweck größerer 
— z. B. von Gerichtsgebäuden und Gefängniffen im Falle direchgreifender 
ormen. 

Beſonders angezeigt find S., wenn in Bällen der Roth und de 
Zwanges Mittel von erheblichem Umfange erfordert werden. Dahin gehören vor 
Allem die Kriegskoſten, welche, wenn der Krieg ein gerechter ift, zum up und 
zur Erhaltung der gefammten Volkswirthſchaft und zur Herftellung von Verhältnifien 
beftimmt find, welche eine gefunde Entwidelung de ganzen Volkslebens gewärteiften. 

Somit erjcheint es als ein anomales, auf die Dauer unhaltbares 
wenn zur Dedung eines Defizits in den gewöhnlich wiederkehrenden Ausgaben 
(dem Orbinarium des Budget?) Anleihen aufgenommen werben müffen. 

Der voltswirthichaftlichen Natur der ©. entipricht es hiernach namentlich, don 
denfelben zu probuftiven Zwecken Gebrauch zu machen. Sie find alſo im erfter 
Reihe geeignet zu Ginrichtungen, welche unmittelbar zur Erzeugung von Gütern 
dienen Bergwerke, Fabriken) ober theild als Gewerbebetrieb theils ala Mittel zur 
Hebung des Vollswohlftandes erfcheinen wie die Verkehrsanſtalien (Eifenbahn, Pott, 
Telegraphie). Im Uebrigen ift es in abstracto ſchwer zu beſtimmen, ob eine ftaat- 
liche Aktion einen produktiven Charakter Hat oder nicht. Auch der Kriegsauftvand 
und die Koften von Schul- und Gefängnikbauten können probuftiver Natur fein. 

Der oft gehörte Satz, daß durch die Aufnahme von ©. die Laften auf bie 
nachfolgenden Generationen abgewälzt werden, iſt nur in beichränktem Sinne richtig. 
An den Laften der Verzinfung und Amortifation nehmen die nachfolgenden Genera⸗ 
tionen unter allen Umftänden Theil. Aber im Mebrigen ift es unleugbar, daß 
gegenwärtige Bebürfniffe nur mit gegenwärtigen Mitteln beftritten werben können, 
„ber Krieg verſchießt nicht aus zulünftigen Kanonen zukünftiges Pulver“ (Michaelis). 
Werben jene Mittel der übrigen Volkswirthſchaft entzogen, jo trägt die Gegenwart 
indireft die ganzen Laften ber Anleihe. Nur wenn die Anleihe aus entbehrlichem 
Fr ober aus außlänbifchen Mitteln beftrilten wird, Hat jener Satz eine relative 

ahrheit. 

Ueber den Vorzug inländiſcher Anleihen vor ausländiſchen divergiren die An⸗ 
fi'hten. Ungweifelhaft verdienen in Ländern mit Tapitalreichen GEinzelwirthichaften 
die inländifchen Anleihen den Borzug. In folchen Ländern, wie namentlid in 
Frankreich und England, auch in Deutfchland, wendet fich der anleihende Staat in 
erfter Reihe an das inländifche Kapital. Andererſeits werben kapitalarme Länder 
des auswärtigen Kredits nicht entbehren können. Die Nachtheile ausländifcher An 
leihen Liegen vorzugaweife barin, daß die Schuldverfchreibungen derfelben bei irgend 
welchen nicht vorherzuſehenden Beranlaffungen aurüditrömen umd dadurch den in- 
ländifchen Geldmarkt unficher machen. Man Hat diejes „ba Heimweh der inter« 
nationalen Papiere” genannt. Politiſch kann durch ausländiſche Anleihen ein Ab⸗ 
bängigfeitäverhältniß entftehen. Allein die Gefahr von Verluften für die Angehörigen 


de8 auswärtigen Staats bildet wieder eine Sicherung für den ſchuldenden Staat. — 


Bei außländijchen Anleihen werben die Schuldverfchreibungen oft in fremder Währung 
ober in heimiſchet und frember Währung ausgeſtellt. In Iepterem Wall ift ein 
bejtimmtes Werthverhältniß zu firiren. Auch empfiehlt fich bei ausländiſchen An⸗ 
leihen die Errichtung von Zahlftellen im Auslande. Ein Beifpiel bietet für Deutich- 
land die Bundesfriegsanleihe auf Grund des Geſetzes vom 29. November 1870, 
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welche nach näherer Maßgabe der Beftimmungen jenes Geſetzes zum Theil in Eng- 
lifcher Währung ausgegeben worden ift. 

Die Anleihen find in der Regel verzinslich. Unverzinslich find nur gewifje 
fog. jchwebende Schulden und folche Anleihen, welche in der Form des Staatöpapier- 
geldes aufgenommen find. Für die Höhe des Nominalzinafußes find ber jeweilige 
Geldmarkt, die Dringlichkeit des Bedürfniſſes und der Kredit des barleihenden Staates 
maßgebend. Das Verhältniß des Nominalzinzfußes zu dem Iandesüblichen Zing- 
fuß bedingt den Kurs der Anleihen, d. h. den Preis, welchen der Kapitalift für bie 
Anleihe zahlt (al pari, über pari, unter pari). Für kreditarme Staaten empfehlen 
fi) Hochverzinsliche Anleihen, weil. diefe die Möglichkeit geben, bei eintretender 
Befferung der Berhältniffe den Zinsfuß zu rebuziren, was jedoch die Kündbarkeit 
der Anleihen vorausſetzt. 

Die Kündbarkeit der Anleihen — früher die Regel — wirb neuerdings für 
den Gläubiger durchweg außgefchloffen und für den Staat nur in beſchränkter Weiſe 
zugelafien. Außsgefchlofien wird dieſelbe regelmäßig auch für ben Staat, wenn bie 
Anleihe in der Form einer Rente Eontrahirt wird. Umgekehrt ftellt die Unkündbar⸗ 
teit eine Kapitalanleiheichuld einer Rentenfchuld gleich. Die Unkündbarkeit ſchützt 
den Gläubiger einerjeit? vor einer Herabjegung des Zinsfußes, andererſeits vor Zing- 
verluften bei außgelooften Papieren, fowie vor einer ungeitigen Rüdzahlung des 
Kapitals und der Mühe anderweiter Anlegung, während bie Möglichkeit der Wieber- 
einziehung des Kapitals durch die erleichterte Nebertragbarleit der Schulbtitel (In« 
bhaberpapiere) vermittelt wird. Die Kündigung, wo fie ftattfindet, ift eine theilweiſe 
(durch Ausloofung) oder eine vollftändige. 

Eine Umwandlung des Zinsfußes einer ©. bezeichnet die fog. Konverjion. 
In der Regel Handelt e8 fich dabei um eine Herabjegung des Zinzfußes (England 
1823, Frankreich 1852, Preußen 1862). Cine Konverfion Tann aber auch zum 
Zweck der Umwandlung niedrig verzinzlicher in hoch verzingliche ftattfinden. Letztere 
Mafregel kommt namentlich bei einer Unifizirung (Konfolidation) verihiedener ©. 
vor. Selbſtverſtändlich hat in diefem Falle eine Ausgleichung der Kapitalbeträge 
unter Zuzahlung oder Schaffung neuer Schulbtitel zu erfolgen. Ein Beifpiel bietet 
das Preuß. Konfolidationagefeg vom 19. Dezbr. 1869, durch welches unter Anderm 
einige ältere 4%, Anleihen in der Art zur Einlöfung gelangten, daß für je 900 Thlr. 
Nominal der älteren Anleihen 800 Thaler der neuen 47/, %, Tonfolidirten Anleihe 
gegeben wärben. 

Früher galt die Feſtſetzung beftimmter Modalitäten für bie Tilgung ber 
Anleihen als Prinzip. Neuerdings erfennt man, namentlich wo die Anleihe in der 
Form der Rentenjchuld erfolgt, eine Pflicht des Staates nach einem beftimmten 
Plan die Tilgung der Anleihe zu bewirken, nicht an. Eine ſolche Pflicht ift auch 
augzufchließen, wenn ber Staat genöthigt ift, die Tilgungsmittel und feinen jonftigen 
Bedarf durch neue Anleihen unter größeren Opfern zu beichaffen. Als regelmäßige 
Tlgungsart verbleibt dann der Rüdfauf der Echulbtitel an der Börfe nach dem 
Kurs und nach Maßgabe der vorhandenen etatsmäßigen Mittel. Durch Die Bejeitigung 
ber planmäßigen Tilgung einzelner Anleihen wird bie Verwaltung vereinfacht und 
der Verkehr mit den Papieren erleichtert. Die Beibehaltung einer regelmäßigen 
Tilgung empfiehlt fich jedoch in allen denjenigen Beziehungen, in denen der Staat 
ala Privatunternehmer erfcheint, 3. B. als Bergwerks- oder Hütteneigner, Fabrilant 
oder auch bei Unternehmungen gemifchten Charakters, wie den Eifenbafnen. Im 
Mebrigen gefchieht die Tilgung nach vorgängiger Kündigung, welcher bei theilweifer 
Tilgung die Ausloofung vorhergeht, durch Rüdzahlung al pari. 

(Staatsrechtliches.) Die große Bedeutung eines georbneten Staatskredit- 
weſens für bie Eriftenz de Staates und die Wohlfahrt des Volkes hat veranlaft, daß bie 
neueren Berfaffungsgefege durchweg bie Aufnahme von ©. an die Genehmigung der 
Boltövertretung Mnüpfen und die Verwaltung der Anleihen unter Kontrole ftellen. 
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Bon den Deutfchen Staaten beftimmte zuerit Bayern in der Verj. Urk. von 
1818 im Titel VIL. $ 11: „Zu jeder neuen Staatsſchuld, wodurch die zur Zeit 
beftehende Schuldenmafje im Kapitalabetrage oder der jährlichen Verzinſung ver: 
größert wird, ift die Zuftimmung der Stände des Reiches erforberlich.” Aehnliche 
Beltimmungen enthalten die meiften übrigen Verfafjungen. Einzelne berjelben, 3. B. 
Sachſen $ 105, geben ber Regierung für bejonder® bringliche Fälle das Recht 
ein Anlehn auch ohne vorherige Zuftimmung der Stände aufzunehmen, jedoch vor- 
behaltlich der Einholung nachträglicher Genehmigung, oder unter Anorbnung einer 
beſchränkten Mitwirkung durch Ausichäffe, wie Baden, 88 5 und 68. 

Ausnahmsweife findet fich die Beitimmung, dab dr Schatzanweiſungs⸗ 
verfeht freigegeben ift. So beitimmt Baden $ 57, daß der Zuftimmung ber Stände 
nicht unterliegen ſollen: „Anlehen, wodurch etatsmäßige Einnahmen zu etatamäßigen 
Ausgaben nur antizipirt werden, ſowie die Geldaufnahmen der Amortifationgkaffe, zu 
denen fie, vermöge ihres Funktionsgeſetzes, ermächtigt ift.“ 

In Preußen beftimmte ſchon die Verorbn. vom 17. Januar 1820, welde 
den Staatefchuldenetat auf immer für geichlofien erflärte, daß fünftig die Aufnahme 
neuer Darlehen „nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der Lünftigen reiche 
ftändifchen Verſammlung geichehen folle”. Späterhin verordnete der Artifel 103 der 
Verf. Urkt. vom 31. Januar 1850: „Die Aufnahme von Anleihen für die Staats 
kaſſe findet nur auf Grund eines Gejehes ftatt. Daffelbe gilt von der Uebernahme 
von Garantien zu Laften des Staates.“ 

Für das Deutſche Reich beftimmt der — auf einem Zuſatz bes Reichstags 
beruhende — Artikel 73 der RVerf.: „In Fällen eines auferorbentlichen Bedürfnifſes 
kann im Wege der Reichsgeſetzgebung die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Weber. 
nahme einer Garantie zu Laften bes Staates erfolgen.” Im Reich ift ſonach ebenfo 
wie in Preußen die Aufnahme von Anleihen — in welcher Form, zu welchem Zwed 
und aus welcher Beranlaffung fie auch erfolgen möge — ohne Zuftimmung der 
Volksvertretung unzuläffig und kann diejelbe insbeſondere nicht im Wege ber vetroyirten 
Verordnung ftattfinden. Das Reich hat von der Anleihebefugniß zuerft zu Zwecken der 
Erweiterung feiner Wehrkraft zur See und zum Kuſtenſchutz (Bundesgej. vom 9. Nov. 
1867), zu Kriegszwecken (1870/71), zu internationalen Einrichtungen (Bau der St. Gott« 
hardbahn; Gejeh vom en) und neuerdingd zu verſchiedenen Verwaltungs 
zwecken Gebrauch gemacht. 

Die Verwaltung der ©. ift beſonderen Staatsbehörben anvertraut und unter 
Liegt außerdem ber Kontrole der allgemeinen Rechnungsbehörben (Oberrechnungs- 
fammern). Im Deutfchen Reich lehnen fich die einfchlägigen Vorſchriften materiell 
und formell an bie entfprechenden Einrichtungen in Preußen an. In Preußen er 
ging nach) Emanation der Verfaſſung das Geje vom 24. Februar 1850, betr. die 
Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und die Bildung einer Staatsſchuldenkommiffion. 
Die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens leitet eine befondere Behörde, die jog- 
„Hauptverwaltung der Staatsſchulden“. Diefelbe ift dem Finanzminifter unterftellt, 
jedoch bezüglich gewiffer namentlich die Verwaltung der Anleihen betreffenden Funk⸗ 
tionen felbftändig und unbedingt verantwortlich. Dahin gehören bejonders: die 
An⸗ und Ausfertigung und Ausreichung der verzinglichen und unverzinzlichen Staatd- 
ſchuldendokumente, die regelmäßige Verzinſung und unverfürzte Verwendung der zur 
Schuldentilgung überwiejenen Fonds, die Loöͤſchung, Kaflation und Aufberwahrung 
der eingelöften Dokumente bis zu deren Vernichtung. Die „Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden“ ift unter eine befondere Staatſchuldenkommiſſion geftellt ($$ 1 und 
10 des Geſetzes vom 24. Febr. 1850), welche aus je drei Mitgliedern des Herren- 
und Abgeordnetenhauſes und dem Präfidenten der Oberrechnungskammer befteht. 
Diefe Kommiffion Eontrolirt den Geichäjtsbetrieb der Hauptverwaltung, insbejondere 
der Staatäfchuldentilgungafaffe, und erftattet beiden Häufern des Landtages ab« 
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gejonderten Bericht behufs Ertheilung der Decharge der von jener Kaffe gelegten 
Rechnungen. 

Im Reich wurde anfangs die Einrichtung einer felbftändigen Staatsjhulben- 
verwaltung beabfichtigt. Ueber die deafallfigen Entwürfe (1867 und 1868) kam in- 
deſſen eine Einigung mit dem Reichstage nicht zu Stande. Eine Aushülfe gewährte 
das Reichsgeſetz vom 19. Juni 1868, betr. die Verwaltung der nad) Mafgabe des 
Gejehes vom 9. Nov. 1867 aufzunehmenden Bunbesanleihe, welches die Kontrole 
der Berwaltung diejer Anleihe ber Preuß. Hauptverwaltung ber Staatsfchulden 
übertrug und "neben derſelben eine Reichsfchuldentommiffion, beſtehend aus je drei Mit- 
gliedern des Bundesraths und bes Reichstags, jowie dem Präfidenten des Rechnungs- 
bofeg, einſetzte. Fur die fpäter aufgenommenen Reichsanleihen ift in ben betreffenden 
Geſetzen jedesmal die Anwendung des Geſetzes vom 19. Juni 1868 vorgejehen. 
Hervorzuheben ift, daß ber $ 1 de# Iehteren Geſetzes die unbebingte Verantwortlich« 
keit der Hauptverwaltung auch darauf erftredt, daß eine Konvertirung der Schuld- 
verfchreibungen nicht anders als auf Grund eines Geſetzes und nad Bewilligung 
der erforderlichen Mittel vorgenommen werde. In Preußen beftand hierüber ein 
— der Konvertirung von 1862 im Abgeordnetenhauſe entſtandene Kon— 
troverſe. 

Arten und Formen. — S. find in allen Formen vorgekommen, in denen 
das Privatrecht die Benutzung des Kredits zugelaffen hat. Es können hier nur die 
Grundformen hervorgehoben werben, in denen die modernen Staaten ihre Schulden 
aufzunehmen pflegen. 

Zunächſt unterfcheidet man: ob die ©. eine ſchwebende Schuld (dette 
fottante) oder eine fundirte Schuld begründen, welche erftere auf fürzere Zeit 
mit beftimmtem oder durch freie Kündigung feftzufeßendem Termin, letztere dagegen 
für längere Zeit ober formell für immer tontrahirt werben. — Die wichtigfte Hier 
in Betracht kommende ſchwebende Schuld find die ſog. Schatzanweiſungen. 

Die Anleihen find ferner unverzinsliche ober. verzinsliche. Bei unver- 
zinglichen Anleihen kann eine Vergütung durch Emiffion unter Part oder Abzug 
des Diskonto's dom Nominalbetrage (letzteres auch bei Schafanmweifungen ges 
bräuchlich), oder durch Gewährung einer Prämie der Rüdzahlung (Lotterieanleihen) 
gewährt werben. Bei Lotterieanleihen kommt auch Verzinfung (gu einem niedrigen Zins⸗ 
fuß) und gleichzeitig Prämie vor. Die prinzipiell verwerflichen Prämienanleihen 
haben für Deutichland durch das RGeſ. vom 8. Juni 1871, betr. die Inhaber 

papiere mit Prämien, eine wefentliche Einſchränkung erfahren. Rach 8 1 diejeg Geſetzes 
dürfen Anhaberpapiere mit Prämien nur auf Grund eines Reichagejeges und nur zum 
Zwed ber Anleihe eines Bundesſtaates oder des Neiches ausgegeben werden. Der 
Handel mit neuen ausländiſchen Prämienpapieren ift durch jenes Geſetz verboten, 
und auch ältere außländifche Papiere diefer Art von ber behörblichen Abftempelung 
im Inlande (bis 15. Juli 1871) abhängig gemacht — beides bei Strafe. Den 
wichtigften Theil der unverzinslichen S.jchuld bildet das ſog. Staatspapiergeld, 
d. 5b. auf einen beftimmten Geldbetrag lautende, unter öffentlicher Autorität aus⸗ 
gejtellte Werthzeichen. Das eigentliche Papiergeld ift umeinlögbar und hat 
Zwangskurs, d. 5. ift gefeßliches Zahlungsmittel (Papierwährung). Beifpiele: Die 
Affignaten der Franzöfiſchen Revolutionzzeit, die Greenbads von Nordamerika 
(Geſetz vom 25. Februar 1862) ꝛc. Das eigentliche Papiergeld giebt der Staat 
entweder jelbft aus oder er verfieht die Noten feiner Hauptbant mit Zwangskurs, 
wie 3. B. gegenwärtig die Noten der Defterreichifchen und Italienifchen National- 
bank, zeitweife auch der Bank von Frankreih. — Das uneigentliche Staate- 
papiergeld dient neben Gewährung unverzinglichen Kredits zur Vermehrung ange 
meſſener Umtaufchmittel. Es hat feinen Zwangskurs für den Privatverfehr, wird 
aber von den Staatsfafien zum Nennwerth in Zahlung angenommen oder gegen 
baares Geld umgetaufcht. In diefem Sinne hat das Deutjche Reich durch Geſetz 
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vom 30. April 1874, betr. die Ausgabe von Reichafaffenfcheinen, die Papiergeldfrage 
geregelt, und zwar unter Befeitigung des Papiergeldes der Einzelftaaten. Der Ge 
jammtbetrag der Reichskaſſenſcheine von 120 Millionen Mark ift nad) dem Maßſtab 
ber Bevölferung unter die Bundesftaaten vertheilt. Die Reichskaffenſcheine find von 
allen Kafjen des Reiche und der Bundesftaaten in Zahlung zu nehmen, eine 
Pflicht zur bloßen Einlöfung (Umtauſch) Hat nur die Reichshauptkaſſe. Der Privat- 
mann ift zur Annahme von Reichskaſſenſcheinen bei Zahlungen nicht verpflichtet. 

Endlich unterfjcheidet man freiwillige (im weiteren Sinne) und Zwangs- 
Anleihen. Letztere find ihrer Entitefung nach eine Art der Befteuerung, ihrer 
Wirkung und Verwaltung nach ftehen fie anderen Anleihen gleih. Als ein ganz 
außergewöhnliches Mittel der Krebitbenugung eriolgt die Aufnahme derjelben jedesmal 
unter bejonderen, den Umftänden angepaßten Bedingungen. — Als Zwangsanleihe 
harakterifirt fi virtuell auch die Ausgabe von uneinlösbarem Staatöpapiergelb mit 
Zwangskurs. 

Als typiſche Formen, in welchen die neueren Staaten ihre Anleihen kontrahiren, 
erſcheinen folgende: 

1) Schatzanweiſungen (bons du Tresor public; ‚exchequer bez. treasurs 
bills). Diejelben enthalten das Berfprechen der Zahlung einer beitimmten Summe 
zu einer beftimmten (kürzeren) Zeit. Sie werden verzinslich und unverzinslich und 
in der Regel auf größere Beträge (100 Mark, 500 Franc, 100 9) augejertigt. 
An der Börfe werden dieſelben wie Wechſel gehandelt und al pari (zufäßlich der 
Zinfen) unter Abzug des jeweiligen Diefonto’8 begeben. Aus praftifchen Gründen 
empfiehlt fich die underzingliche Ausgabe. 

Schapanweifungen dienen zur Antigipiring von Einnahmen, und zwar ſowol 
ordentlicher wie außerordentlicher. In der Regel werben diejelben zur Ausgleichung 
ber unregelmäßig eingehenden Einnahmen bzw. zu leiftenden Ausgaben, — zur 
vorübergehenden Verſtaͤrkung der Betriebsfonds — benutzt. In dieſer Geſtalt er 
ſcheinen dieſelben neuerdings alljährlich in den Etatsgeſetzen des Reiches und in 
Preußen. Aber auch zur Hinausſchiebung von fundirten Anleihen auf eine für die 
Aufnahme derſelben ober die Begebung von Theilbeträgen derfelben günftigere Zeit 
werben Schapanweifungen angewendet. Die Anleihegejeße bes Deutjchen Reiches 
gewähren deshalb der Verwaltung regelmäßig die Befugniß zur Beichaffung ber 
erforderlichen Summen, eine Anleihe aufzunehmen und Schakanweifungen auszugeben. 
In Preußen erfolgte die Ausgabe von Schabanweifungen zuerft auf Grund bed 
Geſetzes vom 28. Septbr. 1866, im Reich auf Grund des Geſetzes vom 9. Rovbr. 
1867. Die vom Deutſchen Reich außgegebenen Schakanweifungen haben 
folgendes Yormular: 

h Vorderſeite. 
en Fällig am swanzigften Oftober 1880. Ser. IX. Lit. A. Ar. 00. 
Unverzinslihe Schag-Anweifung des Deutſchen Reiches. 
Ben en Get, er. ie Being eb Reihe Fr das Glah 
en Matt. vun 20 ag 


— Die Königlich Preußiſche Staatsſchulden-⸗Tilgungskaſſe in 
Ser. IX. Lit. A. | Berlin zahlt dem Inhaber diefer Schaf-Anweifung drei Donate 





vol. 0. nach heute den Betrag von 
Re. 00. 000 Mark, 5 
Umlaufszeit vom in Worten: tauſend Marl. S 
20. Juli bis Eingetragen Berlin, den zwanzigften Juli 1880. 
20. Oftober 1880. ol. © 





Kontrole der Staatäpapiere, 
Stammleifte, Reihsfhulden- Verwaltung. Ausgefertigt. 
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NRüdjeite. 
Schatz · Anweiſung des Deutjchen Reiches. 

1) An dem umfeitig angegebenen Tage ber Fälligkeit und weiterhin big 
zum Ablauf der Verjährungsfrift kann ber in diefer Schap-Anweifung 
verſchriebene Kapitalbetrag außerhalb Berlins auch dur DVermittelung 
fänmtlicher Reichabant-Hauptftellen, infoweit die bei denjelben vorhandenen 
baaren Beftände dazu ausreichen, umd nachdem die betreffende Stelle 

o zuvor die bei ihr einzureichende Schag-Anweifung Behufs der Verififation 
S andie — ei und deren Anmweifung zur 
Zahlung eingeholt Hat, erhoben 

2) Bei unterbleibender Einreichung die hah⸗Anweiſung iſt der Capital⸗ 
betrag nach Ablauf von dreißig Jahren, vom Tage der Fälligkeit 
an gerechnet, zum Beſten der Reichskaſſe verfallen. 


000 


In Frankreich werden die Bons du trésor publie verzinslich auf den In⸗ 
haber oder auf Namen (an Order) ausgeſtellt; ſie beruhen auf dem Dekret vom 
29. April 1814 und den Geſetzen vom 4. Auguſt 1824, bzw. 24. April 1833. 

In England beftehen die Exchequer Bills ſchon jeit 1695 und beruhen jept 
auf dem cap. 25. Vict. 29 (am act to consolidate and amend the several Laws 
regulating the Preparation, Issue and Payment of Exchequer Bills and Bonds 
18th May 1866). Sie werben verzinglich mit Coupons auf fünf Jahre ausgeftellt. 
Neuerdings werden auch auf Grund der Treasury Bills Act vom 16. März 1877 
(40 Vict. c. 2) Treasury Bills mit zwölfmonatlicher Umlaujszeit und (nach ben 
näheren Anoronungen des Schatzamts) verzinzlich ausgegeben. Die Ausgabe und 
Einlöfung der Exchequer und der Treasury Bills erfolgt durch die Bank von England. 

2) Staatsjchuldverfhreibungen. Dieje bilden die in Deutichland her- 
tömmliche Art der Aufnahme von ©. Sie find Schuldurfunden auf den Inhaber 
(jeltener auf den Namen) lautend über eine beftimmte Summe nebft Zinjen und mit 
Couponsbogen verfehen, deren Coupons zu beftimmten Terminen (dalbjährlich) zahlbar 
find. Der Gejammtbetrag einer Anleihe wird in eine größere Zahl von Stüden mit 
verſchiedenen Nominalbeträgen (jet mindefteng 200 Mark) zerlegt. Dieje Form der 
Auzfertigung begünftigt Die Webertragbarkeit und die Leichtigkeit des Verkehrs mit den 
Papieren. Sie entftand in Deutjchland, weil die einzelnen Staaten fih an den Euro- 
päijchen Geldmarkt wenden und deshalb Leicht verkäufliche Schulbtitel herftellen 
mußten. Früher war für jede Anleihe die Tilgung obligatoriich und wurde Art, Um- 
fang und Zeit der Tilgung bei Emiffion der Anleihe von vornherein feſtgeſetzt. Es 
hatte dieſes die Entftehung zahlreicher verichtedener Schulbtitel zur Folge, was den 
Verkehr mit denfelben erſchwerte, die Papiere im Welthandel nicht auffommen Tieß, 
dadurch aber ben Kurs drüdte, und zumal bei der Verſchiedenheit der Tilgungs- 
mobalitäten die Berwaltung weitläufig machte. Diefe Verhältniffe führten in Preußen, 
in nächfter Veranlaffung durch das zu Ende der jechziger Jahre hervorgetretene Defizit, 
zu ber, wenn auch nicht vollftändigen Unifizirung der Staatsſchuld durch das fog. 
Korfolibationägejeh vom 19. De. 1869 (Sinanzminifter Camphauſen). Durch 
dieſes Geſetz wurden eine Reihe älterer 4Y/,- und 4prozentiger Anleihen durch eine 
neue konſolidirte Anleihe in AU, Prozent erſetzt. Das Charakteriftiiche dieſer neuen 
Anleihe war, daß — unter Abſetzung der entiprechenben echeblicden jährlichen Til 
gungafummen vom Staatsbudget — von einer Tilgungspflicht abgejehen und nur 
der Ankauf von Schuldverſchreibungen je nach dem Vorhandenſein bisponibler Mittel, 
außerdem aber die Kündigung der fämmtlichen im Umlauf befindlichen Schub» 
verſchreibungen — unter Ausſchluß diefer Kündigung bis zum 1. Januar 1885 — 
dem Staate vorbehalten wurde. Auf Grund fpäterer Anleihegeſetze (zuerft Geſetz vom 
11. Juni 1878), welche die Beitimmung des Zinsſatzes dem Yinanzminifter über—⸗ 
ließen, wurden vom Jahre 1876 auch Aprogentige Konfols ausgegeben. Auf gleichen 
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GSrundfägen, wie die Preußifche Buy berubt bie Deutfche (jet nur | 
Aprozentige) Reichganleihe, zuerft auf Grund bes Geſetzes vom 27. Januar 1875 
audgegeben. Dieje Grundjäe find in den den Norbbeutichen Bund erlaffenen 
Gejeßen vom 9. Rod. 1867 und 6. April 1870 enthalten und werben in den einzelnen 
Anleihegefegen auf bie neue Anleihe für anwendbar erklärt. Das Formular ber 
Deutfchen Reichsanleihe lautet: 

Anleihe 


des Deutſchen Reichs vom Jahre 1879. 
Schuldverſ 
Lit. E. ggg No. 00000 
Markt 200 Mark 
Zweihundert Mark 
Reichswãhrung 
verzinslich mit Vier vom Hundert, 
a nah den Beltimmungen der Gejehe vom 30. März 1879 (RER - 
©. 121) und vom 15. Mai 1879 (R. G.Bl. ©. 139). 

Die Zinfen werben bei der Königlich Preußifchen Staatsfchuldentilgungstafe 
in Berlin und außerdem bei den vom Reichskanzler zu bezeichnenden Stellen halt: 
jährlih am 1. April und am 1. Oftober an den Weberbringer der fälligen, hierzu 
gehörigen Coupons berichtigt. Die Coupons find ungültig, wenn ihr Geldbetrag 
nicht binnen vier Jahren, vom Fälligkeitstermin ab gerechnet, erhoben worben ill. 
Bon vier zu vier Jahren werden zu dieſer Schuldverfchreibung neue Zinscoupons 
mit Talon verabreicht. 

Die Tilgung des Schuldkapitals erfolgt in der Art, daß die durch den Reid 
haushaltsetat dazu beftimmten Mittel zum Ankauf einer entfprechenden Anzahl von 
Schuldverfchreibungen verwendet werben. Dem Deutichen Reiche bleibt das Rech 
vorbehalten, bie im Umlauf befindlichen Schulbverfchreibungen zur Einlöfung gegen 
Baarzahlung des Kapitalbetrages binnen einer geſetzlich feftzuftellenden Friſt zu fin | 
digen. Den Inhabern der Schulbverfchreibungen fteht ein Kündigungsrecht gegen 
das Deutſche Reich nicht zu. 

Berlin, den 1879 


L. S. 
ee — 


Anterfehrift 
ne find die Coupons Serie I Nr. 1 bis 8 mit Talon. 
V. Fol. 000 Rr. 00000 Ausgefertigt ..... . - 
"200 
Eingetragen : 
Kontrole der Staatspapiere 
(Anterfchrift:) 


Durch den Ausſchluß der Tilgungapflicht geht die Staatsfchuldenverfchreisung 
in die Nentenfchuld über, die volltommenfte Form der Staatsanleihen. 

3) Renten. — England und Frankreich Tontrahiren ihre Schulden in ber 
Form von Renten. Die Engliſche Rente mwurbe früher lediglich in das große 
Buch für eine beftimmte Perfon eingetragen, was die Einziehung der fälligen Raten 
fowol, wie die Uebertragung erſchwerte. Diefes wurde abgeändert durch die act 26 
Vict. cap. 28 („Stock certificate act 1863*). Die Beftimmungen diefer Acte find 
demnädhjft in das die ern über die Englifche Nationalſchuld Lobifizirende 
Gefeh vom 9. Auguft 1870 — The National Debt Act. 1870 (83 et 34 Vict. 
e 1) — übergegangen. Danach Hat jeder im Great book Eingetragene das Recht, 
fich gegen eine beſtimmte Gebühr anſtatt ſeines Kontos Obligationen auf den 
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Inhaber oder auf Namen lautend — und mit Coupons auf mindeftens 5 Jahre 
verjehen, ausstellen zu lafien. Die Formel dieſer Obligationen lautet: 
„This is to certify, that the Bearer of this Certificate (Raum für Namen) — 
is entitled to Thousand (Fifty) Pounds (50 £ der niedrigfte, 1000 2 der höchfte 
Betrag) Consolidated Three per Centum Annuities, subject to the Provision of 
the Statute 40th Victoria 71 and to the Regulations affecting the same. 
(Datum.) (Unterfchrift.) 
Die Franzöfiihe Rente beruht auf ben Geſetzen vom 24. Auguft 1798 und 
30. September 1797, durch welche die Errichtung des „Grand livre* angeordnet 
wurde. Weber die Eintragung der Rente wurden „titres“ auf den Namen und auf 
den Inhaber außgeftellt. In den titres ift ausgebrüdt, welchem SKapitale und 
welchem Zinsfuße die Rente entipreche. Letzteres hat den Grund, weil fich der 
Staat zu dem Nennwert (d. h. je Hundert dem Betrage des Zinsfußes entiprechend) 
als dem pari das Kündigungsrecht und bamit die Möglichkeit einer Zinsreduktion 
vorbehält. Der Zinzfuß ift verjchieden, meift zu 3%,, aber auch zu 4 und 41, %,. 
Die Rentenſchuld von 1872 ift 5%ig.r Der niedrigfte Betrag ift 5 Francs. 
Die Formeln lauten im Wefentlichen: 


(SYige Rente auf Namen:) , (Auszug aus den Gejehen 
Dette Publique. vom 2. Aug. 1793 und 
Trois pour Cent. 24. April 1833.) 





Extrait d’inscription au Grand-Livre, 
No. ... Serie... Rente... 
Le directeur de la Dette inscrite certifie que 
— Namen — 
est inscrit sur le Grand Livre des Trois pour cent pour une rente annuelle 
de — — avec jouissance des arrerages à compter du 1% 18.. 


Paris, e — — 18.. 
(Unterfepriften:) 
(5% Rente auf den Inhaber.) 


Dette Publique, 
Cing pour Cent. 





Loi du 21. Juin 1871. 


Le Directeur de la Dette inscrite certifie que le Porteur a droit & une Rente de 
Cing francs. 
Avec jouissance du 16. Aodt 1872. 
(Datum und Unterfchriften:) 


Durch das Kaiferliche Dekret vom 18. Juni 1864: „portant creation, pour 
les proprietaires de Rentes trois pour cent qui en feront la demande, de Titres 
nominatifs de sommes fixes et numis de coupons d’arrrages payables au porteur“ — 
wurde e8 ben Rentenbefigern bzw. ben Beſitzern von titres au portenr freigeitellt, 
ihre Rente gegen Inflriptionen auf den Namen mit Coupons verfehen (titres mixtes) 
umzutauſchen. 

(Begebung oder Emiſſion.) Die Rechtsverhältniſſe, welche zwiſchen dem 
Staat und dem Gigenthümer feiner Schuldtitel entſtehen, geſtalten ſich nad) ber 
Art der Anleihen verſchieden. Die gegenfeitigen Rechte und Pflichten ergeben fi im 
Allgemeinen ſchon aus ber vorhergehenden Darftellung. Bon —— Wichtig⸗ 

v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtalexikon III. 8. Aufl. 
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teit, und zwar privatrechtlich fowol, wie finanziell, ift die Art der Ausführung 
der Anleihen, die Begebung oder die ſog. Emijfion. Es kann hier nur in Umrifien 
auf die verfchiedenen Formen hingewieſen werden, in denen neuerdings bie Stontrahi- 
zung von Anleihen ftattzufinden pflegt. Früherhin war es allgemein gebräudlic, 
daß eine Hauptobligation (mit Pfand» oder Hypothekenverſchreibung) für einen 
Dritten (Bankier, Konjortium), welcher entweder Selbftverleiher oder Mandatar war, 
ausgeſtellt und diefe in Theilbeträgen (Partial- Obligationen) zerlegt wurde. Gegen: 
wärtig bildet es die Regel, daß nur einzelne Schulbverjchreibungen über gewife 
Kapitalbeträge und "Zinfenappoints oder über Rentenbeträge nebit Coupons ausgeirrigt 
und an den Markt gebracht werben. Die Begebung der Anleihe (Emiffion) erielgt 
entweder durch den Staat ſelbſt ober durch eine Mittelöperfon, wie in dem erteren 
Tall die Regel if. Die Arten der Begebung find danach hauptſächlich folgende: 

Treihändiger Verkauf der Schuldverſchreibungen ſeitens der Finany 
verwaltung direlt oder durch Vermittlung eines Bankinſtituts. In dieſer Weije ſiad 
in der Regel gleichzeitig nur geringere Beträge unterzubringen. Sie empfiehlt fh, 
wenn der Geldmarkt gut ift und feine dringenden Bedürfniffe von großem Umiunge 
vorliegen. Beſonders gebräuchlich ift dieſe Art ber Begebung in England, wo die 
Yinanzverwaltung von Zeit zu Zeit stocks (Rentencertififate) auf den Markt bringt. — 
Volksanleihen im Wege öffentlicher Subftription. Im Prinzip iſt dieſes die 
vollfommenfte Art der Begebung von ©., da fie fi) an die Geſammtheit wende 
Don derjelben wird namentlich in Zeiten patriotifcher Erhebung Gebrauch gemadt 
(Preußen 1859, Deutſchland 1870), ihr Erfolg iſt aber oft zweifelhaft. Dieſe Id 
der Begebung bildet in Frankreich die Regel. Das Rechtsverhältniß zwiſchen Staat 
und Subftribent richtet fih nach ben veröffentlichten Bedingungen. — Boͤrſen⸗ 
anleihen; — der Darleiher (in der Regel ein Konjortium) übernimmt einen 
beſtimniten größeren Anleihebetrag durch einen Vertrag, deſſen Modalitäten jcht 
verſchieden fein können. In der Regel verpflichtet ſich der Darleiher unter Kaution 
beftellung den Anleihepreis in beftimmten Terminen gegen Aushändigung der Schuld⸗ 
titel (oder Interimäfcheine) zu zahlen. Er vertreibt die Schuldtitel unter der band 
oder an der Börfe, oder legt ſelbſt eine öffentliche Subftription auf, welche legꝛere 
ihm im öffentlichen Intereſſe behufs Betheiligung des Geſammtpublikums in den 
Begebungsvertrage zur Pflicht gemacht fein kann. Bei dieſen Geſchäften iſt zu unter 
ſcheiden zwifchen dem Begebungskurs (dem Preis des Darleihers), dem Sub: 
ſtriptionskurs (dem Preis de zeichnenden Publikums) und dem Börfenturk 
(dem wechſelnden Verkehrspreis). Nach der Differenz diefer Kurſe richtet ſich der 
Gewinn der Betheiligten. Die richtige Abmeſſung des Begebungskurſes bilbet hierbei 
die Hauptichwierigfeit für den Staat. — Als eine befondere Art der Börjenanleihen 

ericheinen die Anleihen im Wege dffentlicher Submifjion. Es iſt dieſes cn 
Verding an den Höchjtbietenden (in der Regel ein Konfortium). Ein Beifpiel neue) 
Zeit bietet die in Defterreih auf Grund des Geſetzes vom 25. März 1880 erolgte 
Emiffion von 20 Millionen Gulden in Obligationen der durch Gejeh vom 18. Mit 
1876 gefchaffenen 4°/,igen Goldrente, „welche mit gutem Erfolge durchgeführt wurte. 
Welche Art der Begebung dem Staate am vortheilhafteften ift, richtet fich nad 
ben jeweiligen Verhältniffen auf wirthichaftlichem und politiſchem Gebiete. 

Sit: I Finen wirthſchaftlich; Nebenius, Der öffentliche Kredit, 2 Anl.) 
Karlar. 1829. — tehel, Softem der Er "Anleißen, Selber, 1855. — Wirth, Grub) 
& e ber Sational-Defonomie, 3. Aufl., 3b. II 653_ (18 Abd. Wagner, Art 

aatsſchulden, in Blunticdli’s —— (1867). — alle, Steuern ımb Staat 
anleihen, in der Tübinger Zeitichr. f 2 aelammte Staatswwifienihaft (1868) — Riaelil 
Otto), Volkawirthich. witten, 3. IL 183 fi. (Berlin 1879). — v. Stein, Lehrhed 
er Finanzwifſenſchaft, Bd. I. ©. 340 5 (4. Aufl, Keipaig 1878). — Für Preußer 
Krug, Geidichte der Preuß. Stantzichulben, Breslau 1861. — Richter (Eugen), Zi 
Preuß. Staatafcpulbentveien, Breslau 1869; Derjelbe, Das Gele betr. bie SKonlolibatiss 
u Preuß. Stantsanleide en, Breslau 1870. — Berg iu, Grunblähe der Finanzwirthiceft. 

2. Aufl., Berlin 1871, ©. 628 ff. — I. — — Saband has giners 
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sch! d. Teutfchen Reiches, in Hirth’? Annalen 1873, ©. 485 ff. — v. Rönne, Staatsrecht 
di Deutichen Reiches, 2. Aufl., Bd. I. ©. 85 ff.;; Derjelbe, Stantsredyt der Preußiſchen 
Romachie, 3. Aufl., Bd. I. ©. 446 ff, 1.2 ©. 728 ff. — Für die pprivatrechtliche 
Site: Brindmann, Lehrbuch db. Hanbelsrechts, $ 125 (1860). — Enbemann, Deutiches 
Sandelärecht, 3. Aufl., Heidelb. 1876, 3. Aufl.; $ 139 (bie Öffentliche Anleihe); $ 140 (b. 
Gmiftonageihäft). — Gareis, Das Deutihe H.R., Berlin 1880, S. 408 ff. R. 

Staatsſsanwaltſchaft (ministere public): eine ſtändige Behörde, zu deren 
weentlihen Funktionen die Betreibung der Strafverfolgung im Namen des Staates 
hört und welche außerdem in größerem ober geringerem Umfang, je nad} den 
Erganifationspringipien ber Rechtspflege in verfchiedenen Ländern, auch eine Mit- 
wickung im Civ. Prz. oder eine Thätigkeit ala Auffichtsorgen der Juſtizverwaltung 
asäbt. (S. Th. I. ©. 778.) 

L Geſchichtliches. Das Altertfum Tennt feine der heutigen ©. analoge 
Enrichtung. Zwar finden fich im mittelalterlichen Prozeß Keime einer von Amts- 
zegen betriebenen und durch beſonders beauftragte Perſonen wahrzunehmende Anklage 
ehehung, insbejondere zur Geltendmachung fisfaliicher Anfprüche. Doch gelangten 
dieielben nirgends, außer in Frankreich, zu einer folgerichtigen, auf die Gegenwart 
binabgeführten Entwidelung. Der Urfprung der Heutigen ©. ift in Frankreich zu 
iuchen. Im Anjchluß an die ftändigen Reichögerichte (Parlamente) bildet fich dort 
jr Seite des richterlichen Amtes eine jtändige Progeßvertretung der Könige zur 
Letreibung der fisfalifchen Angelegenheiten (gens du roi, procureurs du roi). Auf 
Grundlage der durch die Formen der Schriftlichfeit und Mündlichkeit bedingten, in 
dem Unterfchiede der Anmwaltichaft und Advokatur noch heute erhaltenen Arbeits- 
theilung unterfchied man innerhalb diejer Amtöthätigleit! procureurs du roi und 
avocats generaux. Die Häufigkeit der Konfigfationen und Geldbußen in der 
mittelalterfichen Strafrechtepflege und die zunehmende Verwaltungscentralifation in 
Auunfreich erklären den allmählichen Entwidelungagang der ©. feit deren eriten Anz 
fingen im XIV. Jahrhundert. Nach und nad) verſchmolz fich das fiskaliſche Intereffe 
der Krone mit dem NRechtsintereffe der öffentlichen Ordnung. In der Ordonnanz 
Karla’ VII. (1493) und Ludwig's XII. (1498) traten die Umriffe des dem ministöre 
publie gegebenen Wirkungskreiſes bereits deutlicher hervor: Denunziation der Ver— 
bredensfälle. bei den Gerichten, Scheidung ber action publique oder Strafllage von 
der action privee, Mitwirkung beim Gange der Unterfuchung, Antragftellung be 
füglich der zu verhängenden Strafe, Betreibung der Urtheilsvollſtreckung, Aufficht 
über den Geichäftsgang der Gerichte. Unter den Generalprofuratoren bei den 
Tarlomenten ftanben Profuratoren bei den königl. Amtsgerichten, Prevotalhöfen. 
Zielen Mufter nachgebildet, fungirten auch in der justice seigneuriale Profuratoren 
der großen Kronvafallen, fo daß bie Patrimonialjuftiz den in den königlichen Gerichte« 
böhn gegebenen Impulſen folgte. Bereits im XVI. Jahrhundert erfcheint die 
Guundgeftalt der S. vollendet. Beſonders Hervorzuheben find die königlichen Or- 
dormanzen aus den Jahren 1522, 1589, 1558, 1586. Nicht zu überjehen ift, daß 
das ministöre public infofern eine unabhängige Stellung einnahm, als nach Ent- 
Hefung des Töniglichen Auftrags die Profuratoren in die Reihen ber Abvokatur 
wüdtreten Tonnten; im Uebrigen waren diefelben naturgemäß an empfangene Auf- 
füge ebenfo gebunden, wie Progeßbevollmächtigte jchlechthin. Als Werkzeuge ber 
töniglichen Macht verhaßt, unterlag die S. vorübergehend den gegneriichen Strö- 
ungen ber revolutionären Bewegung, doch erklärten die Dekrete vom 8. Mai und 
#1. September 1790 die ©. für unabſetzbar (Gef. vom 1. Dez. 1790; Code des 
lite et des peines vom 3. brumaire IV; Gef. vom 27. ventöse VIII; S. C. vom 
2. foreal XU). Ihre moderne Form erhielt die ©. durch die Franz. StraPO. 
vom 17. Rov. 1808 und das Organifationagef. vom 20. April 1810. Bon gering- 
“ügigen Aenderungen abgejehen, blieb die S., was fie unter Napoleon geworden 
war: eine abhängige, die Unabhängigkeit der Franz. Gerichte bebrohende, in alle 
Sätwankungen ber politifchen Parteien Bineingegogene, im Strafe und iv. Prz. 
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weſentlich betheiligte Juftizverwaltungsbehörde. Für die Mehrzahl der Europäiſchen 
Staaten ward die Einrichtung der Franz. S. vorbildlich: fo in Italien, Belgien, 
Holland und am linken Rheinufer, wo fich das Franz. Recht erhielt. Nur in be 
fchränfter Weile gelangte die ©. vor 1848 innerhalb der Deutichen rechtärheiniichen 
Gefebgebung zur Anwendung (Bayern 1831, Württemberg 1848, Baden 184. 
Preußen, Verordn. vom 28. Juni 1844 für Eheſachen). Nach 1848 wurde die 
©. im Zufammenhang mit der Einführung eines öffentlichen und mündlichen Etxai- 
verfahrens und der Schwurgerichte ala Anflagebehörde zu einem weſentlichen 
Beltandtheile des reformirten Strafverfahrens, deffen Schidjale fie in Den Jahren 
der Bewegung vielfach theilte. Im Einzelnen beftanden in den nach 1848 ergangenen 
Deutfchen Straf DO. und Strafprogeßgejegen mannigiache Verſchiedenheiten, je nachdem 
man fi dem Franzöſiſchen Mufter mehr annäherte, oder nicht. So hat in 
Hannover und in Bayern die ©. jehr weitreichende Yunftionen erhalten, während 
in Sachen und Braunfchweig der Wirkungsfeis berfelben mehr eingefchräntt blieb. 
Die Yuriftentagsverhandlungen, von 1860 beginnend, enthalten ein umfafjendes. die 
Drganifation der ©. behandelndes Gefeggebungsmaterial. Die Verſuche, die ©. 
wiederum zu befeitigen, fanden ebenjowenig Anklang und Unterſtützung, wie die 
Vorſchläge, die Rheinifch-Franzöfifchen Einrichtungen allgemein anzunehmen. ie 
Deutſche StrafPO. und das GBG. Haben den Typus der Franz. ©. nicht verwiict, 
in zahlreichen Einzelheiten aber das in Frankreich begründete Uebergewicht der S. 
über die Richterfollegien und den Angeflagten ermäßigt. Eine von Frankreichs 
Mufter völlig unabhängige Geftalt erhielt bie Strafverfolgungabehörbe in Iron, 
Schottland und Nordamerifa. Nach langem Widerftreben führte auch England 1879 
öffentliche Anfläger unter dem Titel des Director of Public prosecutions ein. 
Der Unterfchied im Vergleich zur Schottifchen ©. zeigt fich darin, daß die Regierung 
für England eine centrale Amtaftelle mit einer Anzahl von Gehülfen ausrättet zu 
dem Zwede, im Notbjalle einzufchreiten, wenn bie Privatanflage dem 

ausnahmsweiſe nicht entiprechen follte. Die ©. in England hat alfo eine ſubfidiar 
Yunktion, indem fie Unterlaffungsfehler der grundfeglich beibehaltenen Privatanflage 
torrigiren foll (42, 43 Victoria c. 22 Prosecution of oflences Act). Die Grund» 
ſätze, nach denen bie Neuordnung der ©. in Deutjchland bei der Kobifilation der 
Prozeßgeſetge und der Gerichtverfafjunganormen erfolgte, beruhen auf einem doppelten 
Kompromiß, zunächft zwiſchen weitergehenden Reformforderungen, welche die Unab- 
bängigfeit der ©. oder der Einſchränkung durch allgemeine Zulafjung der fubfibiäre 


Privatanflage befürworteten und dem abminiftrativen Intereſſe der Staatsregierung | 


Andererfeit8 zweitens fam die Schwierigfeit in Betracht, daß der einheitlichen Net 
ſprechung des Reichsgerichts gegenüber die Selbftändigfeit ber höchften Juftizver 
waltungsftellen in den einzelnen Deutfchen Staaten gewahrt werben follte. 
Daraus ergab fich die Unmöglichkeit der ftreng einheitlichen Durdführung 
einer gemeinjamen Ordnung. Nur die Reichganwaltichaft ift rechtlich und admim⸗ 
ftrativ nad allen Richtungen Bin einheitlich innerhalb eines ſachlich beſchranlten 
Wirkungskreiſes eingerichtet. Die ©. in den einzelnen Ländern folgt in ihm 
Funktionen theils Iandesrechtlichen, theils reichBrechtlichen Normen. Letzteren inſoweit. 


ala von Reichswegen den Landesgefeßgebungen Beſchränkungen bezüglich ber der 


©. zu gebenden Verwendung auferlegt find, oder das einheitlich georbnete Gehiet 
der Strafprozeßfunktionen vor ben ordentlichen Gerichten innerhalb ihrer reichsrechtlich 
Teftgeftellten Kompetenz in Betracht kommt. 

U. Funktionen der ©. Drei Hauptrichtungen find es, in denen bie ©. 
nach den Grundſätzen des Franzöfiich-Deutichen Rechts wirkfam wird: 1) Civil⸗ 
prozeſſualiſche. Nach Franz. R. gilt das ministöre public ala „Wächterin 
des Geſetzes“ und ift ſomit theils berechtigt, theils verpflichtet, den Richter zu 
fontroliren, für die Wahrung der Rechtseinheit zu forgen und die äußere Ordnung 
bes Geichäftsganges zu fichern. Aus dieſeni Geſichtspunkte erflärt fich die Hinein- 
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yuhung der ©. in den Civ.Prz. Im einer Reihe genau bezeichneter Rechtsjachen 
it die ©. partie principale, um das mit den Parteianträgen möglicherweije kolli— 
dirende Intereffe des Staats zu vertreten, in welchen Fällen fie gehört werden muß. 
So in Bormundfchafts- und Eivilftandafachen, Ehejcheidungen (Code civ. art. 83, 871, 
385, 394, 856, 858—860, 862, 863, 911, 914, 980). In allen anderen Streit« 
üllen kann die ©., inſojern ihre Mitwirkung nicht pofitiv (mie im Friedensgericht, 
Handelsgericht und Schiedagericht) ausgejchloffen ift, ala Nebenpartei (partie jointe) 
ihre Anträge nach dem Schluffe der von den Prozeßgegnern gehaltenen Parteivorträge 
Allen. Sie hat das Recht, die Nichtigkeitsbeſchwerde (dans l’interöt de la loi) ein- 
zulegen. Bon diefen Normen des Tranzöfiichen Rechts kann, wo dafjelbe noch auf 
deutſchem Gebiete gilt, ſoviel Iandesrechtlich jortbeftehen, ala außerhalb der RCPO. 
und ihrer Vorfchriften gelegen ift (Vormundſchaftsweſen u. ſ. w.). Auch Tann die 
©. landesrechtlich für die Intereſſen der freiwilligen Gerichtäbarfeit verwendbar 
eflärt werben. Nach der in Deutfchland vorwiegenden Anſchauung ift die ©. als 
parie jointe im Civ.Prz. durchaus entbehrlih. Die RCPO. beruft die ©. zur 
Vertretung öffentlicher Interefien nur in Ehe» und Entmündigungsfaden 
dien Art). In der Literatur Hatten fih Feuerbach, Mittermaier, 
Frey, Planck gegen, Berninger für die Zuziehung der ©. zur Mitwirkung in 
Siviljachen erflärt (ſ. auch Verh. des dritten Deutichen Juriſtentags, ©. 28). Auch 
dr Cefterr. Givilprozeßentwurf von 1876 hat darauf verzichtet, Die ©. allgemein 
am Givilprogeßverfahrer zu betheiligen. 

2) Adminiftrative Funktionen der © ala Organ der Juſtiz— 
wicht. In England ift der kontinentale Begriff der Yuftizaufficht nicht ver= 
mirflicht worden. Gin befonderes Juftizminifterium fehlt; die Stellung der Anklage 
behörde ift den Gerichten gegenüber durchaus nicht verſchieden von derjenigen einer 
Froyeßpartei. Innerhalb der Eontinentalen Scheidung von Juſtiz und Verwaltung 
vis man aber, an bie alte Ueberlieferung der Gerichtäherrlichfeit anknüpfend 
dermann) oder ben Begriff der Gerichtäbarkeit und Rechtſprechung auf das 
sententiam ferre oder die jurisdietio im engeren Sinne beichräntend, der ©. bie 
Stellung einer Juſtizverwaltungsbehörde zu, der der Juftizminifter einen Theil feiner 
Aufichtsberecgtigung über ben Geſchäftsbetrieb der Gerichte delegiven Tonnte. Nach; 
an. R. vermittelt die ©. ben Verkehr bes Juſtizminiſteriums mit den Gerichten 
nd denjenigen der Gerichte untereinander, ift zu regelmäßiger Berichterjtattung über 
den Gang ber Rechtspflege verpflichtet, übt die Aufficht über die Anmälte und 
Zubilternbeamten, leitet die Strafvollſtreckung. Die Hannover'ſche Stra PD. 
batte fich dieſem Muſter am meiften genähert. Da der Grundſatz der richterlichen 
Unabhängigkeit durch die Kombination der Juſtizaufſichtsgeſchäfte mit der perfün- 
Chem Antheilnagme an den Strafprogeßgejchäften nicht nur gefährdet werden kann, 
jondern erfahrungsgemäß auf dem Gebiet des Franzöfiichen Rechts beeinträchtigt 
werden ift, Hat das Deutfche GVG. die S. ausdrücklich von der Beauffichtigung 
der Gerichte außgefchloffen ($ 152); damit ift gejagt, daß außerhalb des gerichtlichen 
Innanzenzuges die ©. fein Recht hat, Enticheidungen der Gerichte oder Ab- 
!timmungen einzelner Richter zum Gegenftand einer Verwaltungsbeſchwerde zu machen, 
oder dad amtswidrige Verhalten der Richter außerhalb ihrer Amtsfunktionen zum 
Segenftande einer Rüge zu machen. Wo die ©. in Disziplinarfällen gegen richter- 
he Beamte ala Anklägerin mitzuwirken Hat, ergiebt ſich im Webrigen die Unmög- 
heit, eine Einwirkung der S. auf das dienftliche Verhalten der Richter völlig 
abyufchneiden. Wie weit bie verwaltende Thätigfeit der ©. reiht, ift in der Haupt« 
fae nach den Beftimmungen der Landesrechte zu bemeffen, und kann von Tag zu Tag 
in Gemäßheit des Verordnungsrechts der Landesherren oder Gentrafftellen in. verändere 
Ühen Umfange dergejchrieben werden. Bon Reichswegen ift die S. im Intereſſe 
der Strairechtspflege verwaltungsrechtlich berufen, die Beamten des Polizei- 
und Sigerheitsdienftes zu leiten ($ 158. des GVG.), wobei den Landesregie- 
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rungen vorbehalten ift, diejenigen Beamtenklaſſen näher zu bezeichnen, welde ali 
Hulfsbeamte der S. anzufehen find. In Preußen befteht nicht einmal Weberin 
ftimmung für die Bezeichnungsweiſe innerhalb der einzelnen Provinzen. Die Ver 
fchtedenheit der fommunalen und provinzialen Berfaffungen kommt dabei zur Geltung. 
Da die ©. reichsrechtlich als Verwaltungsbehörbe erfcheint, jo partizipirt fie auch 
ihrerfeit3 an den Konfequenzen des Grundſatzes, wonach der Nichter fich in Ver— 
waltungagefchäfte nicht einmifchen darf. Auf der anderen Seite dürfen die Beamtea 
der ©. feine richterlichen Geſchäfte wahrnehmen. 

8) Strafprozefjualifhe Funktionen in Gemäßheit der Beftimmurgn 

der RStrafPO. Unzweifelhaft find eben dieſe unter allen Verrichtungen ber S. 
nicht blos in Deutfchland, fondern ſelbſt in Frankreich als die wichtigften anzuichen. 
Die ©. ift eine an der Strafrechtspflege wefentlich betheiligte, den 
Gerichten foordinirte Strafprozeßbehörde. Wenn es ein Ungehorime- 
oder Abtwejenheitöverjahren gegen Angellagte giebt, jo giebt es auf ber andım 
Seite kein Verfahren ohne Ankläger, deſſen Mitwirkung in allen Stadien des Recht 
gangs, deſſen perfönliche Gegenwart in ber Hauptverhandlung, defien Meinung 
äußerung dor allen progekleitenden Verfügungen des Richters. unerläßlich ift. zie 
Richtungen, in denen fich diefe progeffualifche Wirkfamkeit der S. bewegt, find vor 
nehmlich folgende: a. VBorermittelung von Strafthaten durch Erkundigung urd 
Nachforſchung, theils in jelbftändiger Weife unter Benutzung ihres polizeilichen Hürr 
beamtenthums, theils unter nothiwendiger Mitwirkung des Richters zu folchen At, 
in denen die perfönliche Freiheit oder wichtige Rechte des Staatsbürgers berührt 
ericheinen (Verhaftung, Beichlagnahme von Briefen u. ſ. w.), theils, wo Gdahr im 
Verzug obmwaltet, unter Vorbehalt richterlicher Prüfung und Beftätigung (ſog Bor: 
verfahren, Ermittelungsverfaßren, Sfrutinialverfahren). b. Zus 
Recht, Vorunterſuchungen bei dem Tompetenten Gerichte zu beantragen, wu 
betreiben, von deren Gange jederzeit Kenntniß zu nehmen, jo daß in dieſem Stediun 
die Bevorrechtung der ©. ala Behörde gegenüber dem Angefchuldigten und Ina 
möglicherweife eintretenden Vertheidigung im Kranz. und Deutfchen Recht überal 
Teftgeftellt if. c. Das Recht der Anklageerhebung nad abgeſchlopenct 
Vorunterſuchung auf Grund jelbftändiger Prüfung, Vertretung und Durchfübrung 
ber öffentlichen Klage in den verſchiedenen Stadien der Vorprüfung, der Hauptverhand⸗ 
lung, der Rechtsmittelinftanzen. d. Die Leitung der Strafvollfitedung dt 
die Mitwirfung an berfelben, wo die Gefängniffe unter der Aufficht anderer Behörte 
ftehen. “ 
Die wichtigften Prozeßrechtsfragen beziehen fich innerhalb dieſes Wirkunge 
kreiſes auf die Prinzipien, in Gemäßheit welcher bie Anklagethätigfeit ber ©. nah 
erhobener Anflage und bie progefjualiiche Stellung der ©. gegenüber dem Richter 
und dem Angeflagten zu orbnen ift. 

4) Antlagethätigkeit und Anklagerecht der S. Die Strafverfolgung 
ift Leine Sache der bloßen Willlür für die ©. (f. d. Art. Opportunitäti® 
prinzip), alle Anzeigen Hat die ©. jelbftändig zu prüfen, ob die gejehlichen und 
thatfächlichen Vorbedingungen eines Einſchreitens foweit gegeben find, daß eine Pr 
urtheilung im einzelnen Falle wahrſcheinlich erreichbar ift. Fraglich ift aber vom 
geiegpolitiichen Stanbpunkt von jeher geweſen: Soll die S. allein berechtigt kin, 
zu entfcheiden: ob eine anfcheinend vorliegende Strafthat verfolgt werben oder um 
beftraft bleiben ſoll? Nach dem akfufatorijchen Prinzip ift die Strafverfolgung 
Parteifache entweder im Intereſſe des Beſchädigten oder der ftantäbitrgerlichen 
Vertretung ber öffentlichen Ordnung im Wege der actio popularis; nad dem 
inquifitoriichen Prinzip Rechts ſache im Sinne der Verpflichtung des Kihter 
zum Einjchreiten von Amtswegen; nach Franz. Recht. Berwaltungsfade imm 
halb des trafprogeffualifchen Formalismus, woraus folgt, daß pflichtiwibrige Unter 
laffung der Anklageerhebung regelmäßig in rechtlichen Formen nicht Torrigirt werden 
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tann. In England und Schottland ift die Strafverfolgung Rechts- und Bartei- 
jache einer öffentlichen Behörde, erſteres infofern die Anklagebehörde einzufchreiten 
verpflichtet iſt; letzteres injojern, als Privatperjonen jubfibiär bei unterlafjener An⸗ 
Argeerhebung eintreten fönnen und überdies der öffentliche Ankläger an den Begriff 
der Parteiftellung prozeſſualiſch gebunden bleibt. Die Deutſche ©. betreibt ihre 
Thätigkeit als Strafverfolgungsbehörde nad) Franz. Muſter. Sie Hat das ſog. 
Xnflogemonopol und übt e8 lediglich ala Verwaltungsſache, indem fie, wie 
dere Berwaltungsbehörden, den Grundjah der Gejegmäßigleit des Einfchreiteng 
’rmlos Handhabt. Wenig bedeutende Korrekturen find gegenüber diejer Möglichkeit 
cines adminiftratin durch unterlaffene Strafverfolgung geübten Begnadigungsrechts in 
ielgender Weife geboten: a. Die Verwaltungsbehörde kann in Fällen ber 
Zuwiderhandfung gegen die Vorfchriiten über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle, wenn fie einen Strafbeſcheid nicht erlaffen und die ©. den an fie gerichteten 
Antrag auf Verfolgung ablehnt, ohne Weiteres ſelbſt Anklage erheben und einen 
Leamten ihres Reſſorts ober einen Rechtsanwalt als ihren Vertreter bejtellen 
Stiafpo. 8 464). b. Die Privatanklage (f. diefen Art.) in Fällen der 
Roperverlegung und Beleidigung ($ 414), wobei aber der ©. vorbehalten ift, in 
icder Sage der Sache bis zum Eintritt der Rechtskraft des Urtheils die Verfolgung 
yı übernehmen. c. Das Recht desjenigen, der die Erhebung ber öjient- 
lihen Klage bei der ©. beantragt bat, ohne daß demſelben Folge gegeben 
wurde, unter Angabe von Gründen beichieden zu werden, und in Gemäßheit der 
StaPO. $ 170 bei der vorgeſetzten Behörde der S. Beichwerde zu führen und 
außerften Falles eine gerichtliche Enticheidung Herbeizufühten, wodurch der ©. bie 
Grhebung der Öffentlichen Klage aufgegeben werden Tann. In Frankreich kann nad 
dem Gejeg dom 20. April 1810 durch das Plenum des Appellhojes aus eigener 
Initiative (ohne Veichwerdeführung eines Antragftellers) dem ministöre public die 
Ehebung der action publique aufgegeben werden. d. Die Befugniß bes Unter 
fuhungsrichters in Gemäßheit des $ 189 von Amtswegen Unterfuchungshand- 
fangen vorbehaltlich der fpäteren Verfügung der ©. vorzunehmen. 

Tiefe Beitimmungen zielen darauf ab, einer möglicherweife techtönachtheiligen 
Unterlaffung der ©. Abhülfe zu gewähren. In der pofitiven Richtung der Straf 
verrolgung wird die ©. gehemmt durch die Antragsberechtigungen gewiſſer Perſonen, 
durch das Erforberniß der Grmächtigung zum Ginfchreiten, durch die Nothwendigteit 
einer Borentfcheidung bei der ftrafrechtlichen Verfolgung der Beamten wegen be— 
gangner Amtsdelikte (GVBG. $ 11), die befonderen, den Landtagsmitgliedern gegen 
Striverfolgungen eingeräumten Vorrechte u. a. m. 

5) Dispofitionsbefugnik der Staatsanwaltfhait. Wo das 
Anklageprinzip Tonfequent durchgeführt ift, fann in Grmangelung eines jörmlichen 
Stmiantrages dom Richter eine Straje nicht außgeiprochen werden. Das Franz. 
Recht hat Diefen Grundſatz, obgleich die ©. unabhängig dom Richter geftellt it, 
nicht angenommen, vielmehr, der inquifitoriichen Marime folgend, die einmal bei 
den Gerichten anhängig gewordenen Anklagen der Dispofition des ministöre public 
entzogen. Der Richter ift an die Anträge der ©. nicht gebunden, Tann alfo den 
Anträgen der ©. entgegen ſtrafen. Es iſt unzuläffig, daß die Anklage in der Haupt- 
verhandlung zurädgezogen wird. Gbenfowenig ift der Richter an die Berveiß- 
anträge der ©. gebunden. Diefen Grundjägen der Franz. ©. ift auch die Deutjche 
Reichögefehgebung gefolgt, während das Defterr. Recht ſich den Englifchen Ueber- 
(ieierungen annähert. Die ©. in Dejterreich wird von den Grundſätzen der Partei» 
#tellung beherrſcht; fie hat Verfügung über die Streitſache. Ohne und gegen ihren 
Antrag Tann nicht beftraft werden; eine Auffafjung, die an ſich korrett erfcheint, 
aber in der Praris, wenn fie ohne Nachtdeil für die Gtrafrechtäpflege bleiben 
a sr Zulaffung Tonkurrirender Strafverfolgungsorgane im weiteren Umfang 
erlang 
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6) Die progeffualijche Stellung der ©. gegenüber dem Richter 
und dem Angeflagten hängt von der Beantwortung ber Vorfrage ab: Jit 
die S. im StrafPrz. als eine Partei anzufehen oder nicht? Die darauf gegebene 
Antwort lautet jehr verfchieden, je nachdem man fich durch den Franz. Grund: 
ja des Wächteramts der S. oder auch dadurch bienden ließ, daß bie S. 
gleichzeitig für den Schuß Unfchuldiger zu forgen, oder Rechtsmittel zu Gunñen 
eines Verurtheilten einzulegen berufen würde. Wäre die S. nicht der Gefahr ein: 
feitiger Parteilichfeit in höherem Make ala der Richter ausgeſetzt, fo wären dir 
ſchon in dem Ermittelungsverjahren der ©. gezogenen Schranken nicht zu reiht: 
fertigen. Das Geſetz jelber kann den in ber Natur der Dinge liegenden Partei: 
charakter der ©. nur verdunkeln und verwifchen, aber durch anderweitige Bezeic- 
nungen nicht aufheben (anderer Meinung: John). Die Stellung einer ftändigen 
Behörde fchließt deren prozeffualifchen Parteicharakter nirgends aus. Nur das it 
richtig, daß die ©. nicht in dem Sinne Parteiintereffen ala eigene und perjönlihe 
vertritt, wie der Angeflagte felber. Dadurch, daß die ©. bei der Betreibung eine 
Anklage von der Suppofition der Schuld in einem noch ungewiflen Falle ausgeht 
oder eine dem Angeklagten nachtheilige Gejeßesauslegung vor Gericht vertritt, wird 
fie notwendig zur Prozeßpartei vor Gericht. Somit ergiebt fich, daß in ber Haupt: 
verhandlung der Grundſatz der Gleichberechtigung unter den Progeßparteien gelten 
muß. Das Deutſche StrafPrz.R. hat in diefen Stüden die erheblichiten Ungerechtig 
keiten des Franz. Rechts ausgeglichen, und den Forderungen der jog. „Waiien- 
gleichheit“ zwiſchen ©. und Vertheidigung wichtige Einräumungen gemadt. Tb 
die ©. während der Hauptverhandlung der Sitzungspolizei und in Fällen der Au— 
fchreitung auch der Rüge des Gerichtsvorfigenden. unterworfen fei, ift jchon in Fran 
reich ftreitig gewejen und auch durch die Deutfche StrafPO. nicht entſchieden worden. 
Daß in dem Rechte bes Vorfigenden, die Gerichtsverhandlungen zu leiten, die Ve— 
fugniß enthalten ift, ftörenden Einflüſſen auch folcher Perjonen, die feiner Zizriplin 
nicht unterftellt find, mit geeigneten Mitteln hHindernd entgegenzutreten, ericheint 
faum zu bezweifeln. Auf der amberen Seite folgt aus der Koordination ber S. 
neben den Gerichten, daß Ordnungsſtrafen gegen dieſelbe nicht verhängt werben. 

Was die Stellung der ©. zum Beichuldigten anbelangt, fo iſt es theoretiih 
ftreitig, ob Beamte der ©. abgelehnt werden können. Sit die S. ala Prog: 
partei gefeglich anerkannt, fo ergiebt fich daraus notäwendig, daß die Ablehnung 
unzuläffig fein müßte. Da das Franz. Recht auf der anderen Seite die Rechts— 
fiftion der Unparteilichkeit auf die ©. überträgt, müßte diefe auch aus bemjelber 
Gründen abgelehnt werden fünnen, aus welchen ein Richter an der Entjcheidung 
eines einzelnen Falles auszufchließen ift. Aus unzureichenden Gründen ift in Deutjch 
land die Ablehnung ſtaatsanwaltſchaftlicher Perſonen ausgeſchloſſen. Richtiger iſt 
die Auffaſſung des Belg. GVBG. vom 18. Mai 1869, wonach den Beamten der S. 
in den ihre Unporteitichteit gefährbenden Fällen bie Pfliht der Selbftenthal: 
tung auferlegt wurbe. 

II. Organifation ber Staatsanwaltigait. Nach den Grundiägen 
bes Franz. Rechts, denen man auch gegenwärtig in Deutfchland trog mannigiacher 
Bedenken treu geblieben ift, empfing die ©. eine ſog. büraufratijche, d. h 
nicht Tollegiale, hierarchifche Amtsverfaffung. Jeder ftaatsanwaltichaftliche Beamte 
ift verpflichtet, den MWeifungen feiner Borgefeßten nachzukommen und jeine perjönlict 
Ueberzeugung in der Beurtheilung eines einzelnen Rechtsfalles unterzuordnen. Ebenio 
Tann der Vorgeſetzte jede Sache aus den Händen feiner Untergebenen an fich ziehen; 
biefe Regel geht jedoch niemals fo weit, daß ein von der ©. geftellter Antrag dur 
vorgeſetzte Beamte ungejchehen gemacht werden könnte. Als böchite vorgejegte Be— 
börde der Landeg-S. ericheint, wie in Frankreich, das Yujtizminifterium, oder, wo 
ein folches in eigener Abgrenzung nicht beiteht, diejenige Landesregierungaftelle, der 
die Aufficht über den Gang der Rechtöpflege obliegt. Im Uebrigen find die einzelnen 
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Amtsſtellen jolgendermaßen abgegrenzt: 1) Reichsanwaltſchaft bei dem Reichs— 
gericht unter der Leitung und Aufficht des Reichskanzlers, aber, abgejehen von den zur 
wompetenz des Reichsgerichts in erjter und letzter Inſtanz gehörigen Fällen, ohne 
leitende Befugniß gegenüber der ©. in den einzelnen Deutfchen Staaten. 2) Die 
©. im engeren Sinne gegliedert nad) dem Grundfage, daß bei jedem Gericht eine 
ſtaatsanwaltſchaftliche Behörde beftehen joll, deren örtliche Zuftändigfeit accefjorifch 
beſtimnmt wird durch biejenige der betreffenden Gerichte und deren Mitglieder ohne 
Lachweis eines bejonderen Auftrags den erjten Beamten der ©. vertreten dürfen. 
den ftantsanwaltichaftlichen Titel im engeren Sinne führen nur die an den Ober- 
Imdeägerichten, Zandgerichten und Schwurgerichten fungirenden Beamten der Staats- 
xhörde, deren Qualifilation von denſelben Vorbedingungen abhängt, wie die richter- 
lie. Die bei den Amts- oder Schöffengerichten fungirenden, nicht nothwendig zum 
Richteramt befähigten Perfonen heißen Amtsanmälte, deren Zuftändigfeit im 
entsgerichtlichen Verfahren zur Vorbereitung der öffentlichen Klage fi) (GBG. $ 143) 
art jhöffengerichtliche Sachen befchränft. 


Quellen: Außer ben auf bie Wahrnehmung ber Prozeßfunktionen bezüglichen, zerſtreuten 
Etellen der StrafPO.: ENG. Tit. X. 55 142 E — EBD. $$ 569, 586—591, 595—626. — 
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Bayern, AG. vom 28, Febr. 1879 Art. 50 ff., 68, 69, 70—22; Notariatägel. vom 10. Nov. 
1913 Art, 124. — Defterreich, StrafBD. SS 29 ff.; zuftigminiit Derordn. vom 19, Nov. 
1873, 38 87—114. — Frankreich, außer der StraPD.: ef. 20. April 1810, art. 6, 11, 
8,47, 61; Dekret v. 6. Juli 1810 (bez. der Generaladvofaten); Gel. dv. 27. Januar 1873. — 
Lelgien: Gef. 1. Juni 1869 sur Porganisation judicisire. — England: Prosecution of 
offenes Act 1879. s 
tit: A. Geſch. Pre&vot, De la maniere de poursuivre les crimes et des lois criminelles 
de la France, 1730, 2 vol. — Delpon, Essai sur P’histoire de l’action publique et du 
ninistere public, 1880, 2 vol. — Helie, Trait& de l’instr. crim. vol.L $ 74. — Warntönig 
und Stein, Franz. Staats- u. Rechtsgeſch. Bd. III. ©. 481 fe. — Maurer, Geſch. des 
algem. Gerichtäverlahrens, ©. 146 fi. — Savigny, Die Prinzipienfragen in Bezug auf die 
wur EtrafBO,., — tdbammer’3 Arch. Bd. XIL)—B. Dentſchland: Sundelin, Die 
©. in Dentichland, ihre jetzige Geftalt in d. Deutichen Gigb., ihre Prinzipien» u. Bebürfnik: 
fage, 1860. — Berninger, Das Inftitut der ©. im Verfahren über bürgerliche Rechts: 
feitigteiten, 1861. — Hauichted, Die Organe für die Rectöpfisge in ihren gegenwärtigen 
Sermungen, 1862. — v. Holtendorff, Die Reform der ©. in Deutthland, 1864; 
Zerielbe, Die Umgeftaltung der S. vom Standpunkte unabhängiger Straffuftig, 1865. — 
Greif, Vier Fragen Er Sixaf PO. 1874. — Schüße, Das Aantsbürger. mtlagereht, 
116. — Yanka, Staatliches Anklagemonopol ober ſubfidiäre Strafflage, 1879. — 
Schwager im Gerichtäfaal XI. ©. 3; XII. ©. 50.— Taufftkirchen, ebend. XII. 357. — 
Rayfer, Strafgerichtäverf., 1879, ©. 96 ff. — Geyer, Strafprogereht. ©. 405416. — 
C. Srferreich: Keller, Die ©. in Deutichland, ihre Geſch. Gegenwart u. Zukunft, 1866. — 
Bader in der Defterr. Öerichtägtg., 1860. — Ullmann, Defterr. StuafPD., ©. 256 ff. — 
D. jtanfreidh: Schenck, Traite sur le ministere public, 1813. — Molönes, Des 
Factions du procnreur du roi, 2. &d. 1843. — Helie , Traite de l’instr. crim., I 459, I. — 
Ha Frantreichs Civil» und Kriminalverfaffung mit Beziehungen auf England, 1851 (2. 
vlage); Derfelbe, ©. in Deutichland um — — Ortolan et Ledeau, Le 
mitisttre public en France, 2 vol. 1830. — Massabiau, Manuel du ministöre public 
1887; Derfelbe, Le Journal du ministere public, Recueil periodique 1858 u. ff. — 
Debacq, De action du ministöre public en matiere civile, 1867. — Bageux, Recher- 
ches sur les origines de ministöre public, Orleans 1875. — Aglave, Action de ministere 
public, et theorie des droits d’ordre public en matitre civile et en matiöre criminelle, 
1875. — Mangin, Trait6 de l’action publique et de P’action eivile et matire crimi- 
uelle, 3. &d. (par Sorel) 1876. — Paringault, De l’stablissement du min. p. près les 
tribnnaux de commerce, 1860. — Belgien: Haus, Principes de droit penal, II. 
51086 F.— Stalien: Carcano, Il pubblico ministero, 1869, — Borsari, 
Azione penale. — Casorati, Il processo e la riforma, im Monit. dei Tribunali 1878 nr. 
2. — Arabia, Del supremo istrato, Napoli 1872. — La Francesca, Del 
nbblico ministero nell’ ordine giudiziale, Napoli 1880. — —— Schottland und 
Rlaud: Blajer, Das Engl.«Schottiſche Strafverf., 1850. — Mittermaier, DaB Engl., 
Edottiſche und VNordamerik. Strafverfahren, 1851. — Gneift, Selfgovernment, 3. Aufl., 
©. 437-440. — North-American Review 1870, &. 757. — Elliot, Criminal Proce- 
dure in England and Scotland, 1878. dv. Holgenbdorff. 
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Staatsbeamte. Beamter ift derjenige, welchem die Verwaltung -eines Amtes 
anvertraut worden. Je nachdem dad Amt ein privates oder ein Staatsamt ift, werden 
Privat und Staatsbeamte unterjchieden. Die Erklärung enthält felbitrebend eine 
Definition des Begriffe „S.“ nicht, da fie fich auf den undefinirten Begriff eins 
Staatsamtes ſtützt. Es find von der Wiſſenſchaft und der Geſetzgebung viehad) 
Anftrengungen gemacht worden, eine erichöpfende Definition zu geben. Co jagt 
3. B. Dernburg, $ 198, daß Staatsdiener derjenige fei, der zum Staate behuis 
Verwaltung von öffentlichen Aufgaben (?) in ein befonderes Dienjtverhältniß getreten 
ſei; ferner Schüße, $ 105, daß Beamter fei, wem ein vom Staate verfafjunge- 
mäßig anerfannte® Amt (?) vom Staate jelbit oder deffen dazu beftellten Organen 
anvertraut worden und zwar mit jelbftändiger Verantwortlichkeit für die Amtstührng: 
und v. Holtzendorff, daß unter einem ©. derjenige zu verftehen ſei, welcher die 
Berechtigung und Verpflichtung zur Vornahme gewifler auf den Staatszweck bezãg⸗ 
licher, gefeglich vorgefchriebener oder zuläffiger Handlungen habe. Förſt er dagegen 
verweiſt den Begriff eines ©. in das Staatsrecht und bezeichnet als einen jolhen 
denjenigen, welchem von dem mit der Aemterhoheit befleideten Inhaber der Staais 
gewalt ein Amt (?) übertragen wird. Alle dieje Definitionen find nicht erjchäpien. 
Das Röm. Recht Hat eine Definirung nicht für nöthig erachtet, ſondern fich begnügt, 
gewiſſe Verpflichtungen zu bezeichnen, welche dem Beamten obliegen. Man win 
auch; jet von einer erjchöpfenden und zugleich prägifen Definition abfehen und fd 
mit einer näheren Bezeichnung der Pflichten und Rechte eine Beamten, alio einrt 
Umſchreibung feiner Stellung begnügen laſſen müffen. Der Staat nämlich hat 
feinen Angehörigen gegenüber ſowol Rechte wie Pflichten, die im Allgemeinen überall 
diefelben, in ihren Ausläufen aber, je nad) den einzelnen Staatsrechten ımd Fer: 
faffungen, verichiedene find. Die mit der Ausübung diefer Rechte und ber Erfüllung 
ber Pflichten betrauten Perfonen find die Staatsbeamten, oder, wie einzelne Landee- 
rechte nicht unzutreffend fich ausdrüden, die Staatediener. Diefem Gedanken volgend, 
bat das Preuß. Obertribunal in dem Erk. vom 25. März 1859 (Entſch. Bd. 42. 
S. 32) denjenigen für einen Staatsdiener erklärt, welcher den beftimmten Beruf von 
dem Landesheren oder einem anderen durch ihn dazu Berechtigten empjangen bat, 
für einen der ſog. Zwecke des Staats thätig zu fein. Die harakteriftifchen Merkmale 
eines Beamten müſſen ſonach einestheils in dem Umfange feines Beruis und dem 
Inhalte feiner Pflichten, anderntheil® in dem Akte bzw. der Art feiner Anftellung 
gefunden werben. 

Im Allgemeinen unterfcheidet man Militär- und Civilbeamte und bei den 
letzteren wieberum unmittelbare und mittelbare S., je nachdem der Inhaber der 
Staatögewalt bei ber Wahl und Ernennung derſelben unmittelbar oder nur mittde 
bar betheiligt ift. Die letzteren ftehen im Dienft von kommunalen umd ftaatlichen 
Verbänden und Korporationen oder auch von Standesherren und unterjcheiden fh 
von anderen Bebienfteten diefer Korporationen und Perjonen dadurch, daß durch bie 
ihnen obliegenden Pflichten und ihre Dienfte öffentliche Zwede erfüllt werben follen. 
Die Militärbeamten gehören in Deutſchland zur Zeit zu den Reichsbeamten umd 
intereffiren daher Hier nicht. Zu den Civilbeamten, und zwar zu den mittelbarem 
Staatsdienern zählt daB Preuß. ER. IT. 11 88 19, 96 auch die Geiftlichen der 
evangelifchen und Tatholifchen Landeskirche. Diefe Auffaffung ift mit Recht angejohten 
worden (Schulze, Staaisrecht, S. 314) und in neuerer Zeit aufgegeben. Die 
Reichsgeſetze, z. B. das StrafGB., die EPO. u. a. m., nennen die Religionsdienet 
neben ben Beamten. Auch in den Maigeſetzen bes Preuß. Landesrechts werben die 
Geiftlichen nicht als ©. angefehen. Dennoch aber werden gewifle Bebientefte privi 
legirter Religionagejellichaften nach Analogie der S. zu behandeln jein. 

Das die Stellung der ©. begrünbende Recht ift die Anftellung bzw. Ernennung. 
Das Wein und die Natur derfelben ift verſchieden, je nach der Perjon des Anftellen- 
ben. Es hat nämlich die Staatsgewalt die Ausübung einzelner Rechte und Pflichten, 
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wie z. B. die Erhebung gewiſſer Abgaben, die zur Wahrung ber Öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung nöthige Polizeigewalt u. dgl. beitimmten Korporationen und Verbänden 
äbertragen und ihnen damit auch da Recht verliehen, zur faktiichen Ausführung 
dieſet Rechte und Pflichten Perfonen ſelbſt anzuftellen, indem fie filh bald ein 
Beitätigunggrecht vorbehalten, bald auch auf dieſes verzichtet Hat. Da nun in diejer 
Verleihung eine Delegation de unveräußerlichen Rechts der Nemterhoheit nicht 
Kgt, trägt die Anftellung diefer Perfonen einen etwas anderen Charakter als die der 
unmittelbaren S. Während bei diefen die Verleihung des Amtes ein Ausfluß jenes 
Hoheitsrechts, ein rein ftaatsrechtlicher Akt ift, geht fie bei jener nach einer gewiſſen 
%ihtung Hin in ein Vertragsverhältniß Über. rüber hat man wol verjucht, die 
Vertragstheorie auch bei der Anftellung der unmittelbaren S. zu verwenden, indem 
man in ber Verleihung des Amtes die Annahme der von dem Bewerber gemachten 
Cherte erfennen wollte und das jo gefchaffene Vertragsverhältniß bald ala Mandat, 
sold als Vertrag über Handlungen befinirte. Allein die Konfequenzen dieſer An⸗ 
ihauung treten nach verichiedenen Seiten Hin mit ber dem Beamten zugeiviejenen 
Stellung in fo grellen Widerjpruch, daß fie fich bald als unhaltbar erwies und der 
Anerfennung des rein ftantsrechtlichen Charakters des Beamtenverhältnifies den 
Mag räumte. Wenn auch int Allgemeinen bie Iebenslängliche Anjtellung eines 
Beamten als Regel gilt, ift fie doch Lein notwendiger Bejtandtheil der Ernennung: 
vielmehr Tann diefe auch für einen beitimmten Zeitraum, wie dies bei den mittel- 
baren Staatöbeamten theils gejegliche Vorichrift, theils Gewohnheit ift, ja ſogar auf 
*ündigung erfolgen, ohne daß dadurch das Weſen des Berhältniffes eine Aenderung 
eidet. Ebenſowenig ift die Entgeltlichkeit, aljo die Gewährung eines beitimmten 
tzehalts ein Erforderniß; auch die unentgeltliche Verwaltung eines Amtes giebt dem 
Verwaltenden die Eigenſchaft eined Beamten. Man hat endlich auch noch die An« 
fiht vertheidigt,, daß die Beamtenqualität nicht auf dem Aft der Verleihung des 
Amtes, fondern auf der Leiftung des Dienjteides beruhe. Allein durch fie wird nur 
der Zeitpunkt bezeichnet, mit welchem die Ausübung der Amtafunktionen beginnt, 
ün Zeitpunkt, der nicht ausſchließi, daß ſchon vorher die Eigenjchaft des Beamten 
emorben war. Gelbft der Mangel ber Leiftung eines Dienfteides berührt diefen 
Erwerb nicht, noch entzieht er dem Angeftellten die Beamtengualität (RStrafGB. 
$ 359). Daß Recht der Anftellung wird bei mittelbaren Gtaatsbeamten durch 
diejenigen Organe ausgeübt, welche das Geſetz dazu beftimmt, bei unmittelbaren 
aber durch den Träger der Stantögewalt, alſo den Landesherrn, und zwar bald 
beriönlich, bald durch Andere, welche in feinem Auftrage zu handeln berufen find, 
wie z. B. in Preußen durch die Minifter und höhere Provinzialbeamte (cf. 3. 2. 
$ 13 der Gerichtsvollgieherordnung, nach welcher Gerichtövollzieher durch den Prü- 
fdenten des Oberlandesgerichts in Gemeinſchaft mit dem Oberftaatsanwalt ernannt 
werden). Wie weit Hierbei die Landesrechte augeinandergehen, zeigen die Vorſchriften 
über die Anftellung ber Gerichtafchreiber, welche in Preußen nad) dem Geſetz dom 
3. März 1879 durch den Yuftigminifter, in Bayern nach Art. 59 des Ausführungs- 
geehes durch ben König ernannt werden. Durch den Eintritt in das Amt übernimmt 
der unmittelbare, wie ber mittelbare Staatsbeamte eine Reihe von Pflichten, für 
deren Grfüllung er verantwortlich wird, und überkommt Rechte, die er geltend zu 
machen befugt ift. Gritere find theils perfönlicher, theils vermögensrechtlicher Natur. 
dene beſchranken fich nicht mr auf die Erfüllung der mit dem Amte verbundenen 
amtlichen Funktionen, ſondern ergreifen die ganze Perjönlichkeit des Beamten während 
der Sauer feiner Amtöverwaltung. Es foll der Beamte nicht allein alles dasjenige 
thun, was das Amt an fich erfordert, fondern er foll auch dag mit demielben ver- 
bundene Anfehen und die ihm beigelegte Autorität durch fein ganzes Verhalten, 
ſowol während ber amtlichen Thätigfeit, wie außerhalb derjelben aufrecht erhalten 
und dem Anfehen und der Wirkung feiner Amtshandlungen nicht durch ein feiner 
Etellumg unwürbiges Benehmen ober Leben ftörend und hindernd entgegentreten. 
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Nach beiden Richtungen Hin unterfteht er der Aufficht und der Disziplin feiner vor- 
gejegten Behörde, deren amtlichen Weifungen er Folge zu Ieiften hat. Der Umiang 
diefer Pflichten findet in Preußen in den beiden Disziplinargefegen für richterlice 
und für nichterichterliche Beamte den übereinftimmenden Ausdrud dahin, daR fich 
der Beamte durch fein Verhalten in und außer dem Amt der Achtung, des Anſehene 
und des Vertrauens, die fein Beruf erfordert, würdig zu zeigen und die Pflichten zu 
erfüllen babe, die jein Amt ihm auferlegt. 

Die Pflichten vermögensrechtlicher Natur beitehen in dem Erſatz des Schaden: 
welchen ber Beamte dem Staat oder der Behörde, in deren Dienft er fteht, durd 
fein amtliches Verhalten verurfacht hat, jei es, daß der Schaden bie Folge eine: 
bolojen oder kulpoſen pflichtwidrigen Handeln oder einer Unterlafjung, wie 3. B. 
ber Vernachläfſigung einer ihm obliegenden Aufficht und Kontrole gewejen it. Als 
Regel gilt, daß der Schadensanfpruch nur im Wege des Prozeſſes gegen ihn geltent 
gemacht werden fann. Cine Ausnahme bildet in einzelnen Landesrechten das Teieften: 


verfahren, nach welchem der Durch die vorgeſetzte Behörde zu erlaffende Deiektenbeihlur | 


fofort vollſtreckbar wird, ein Verfahren, das jedoch nur gegen ſolche Beamte pu 
Anwendung gelangen kann, denen die Verwaltung einer Kafle oder die Ginziehung 
frember Gelder anvertraut ift. 

Zur Rechtfertigung ber Erfahpflicht des Beamten hat man wiederum auf die 
Vertragstheorie zurüdzugreifen verfucht und als Fundament der Erſatzklage cin 
Quaſikontraktsverhältniß angenommen. Allein auch hier folgt die Berbindlihten 
nicht aus einem Vertrage und der Verlegung defjelben, jondern aus dent ftaatereht: 
lichen Gefichtspuntt, der auch in die Norm des Dienfteids Eingang gefunden, dah 
der Beamte die größtmögliche Sorgialt auf die Erfüllung feiner Amtspflichten jı 
verwenden und deshalb auch jede culpa zu vertreten hat. Auch Die Rechte, melde 
ihm zuftehen, ‚find bald perfönliche bald vermögensrechtliche. Zu jemen gehört 
vor alfen Dingen der Schuß, welchen der Staat ihm zur Abwehr von Angifien 
gegen feine amtlichen Handlungen und gegen feine Autorität zu gewähren verbunden 
it, ein Schuß, dem in Anfehung der Voilſtreckungsbeamten die 88 113 und 117 det 
RStrafGB. dienen. Diefe betreffen den Anfpruch auf das mit dein Amte verbunden 
Gehalt (ſ. den Art. Gehaltsanſprüche) und auf die Penfion im Falle ein 
getretener Dienftunfähigfeit (j. den Art. Penjionsberehtigung). Hier mitt 
die BVerichiedenheit zwifchen dem unmittelbaren und mittelbaren Beamtentfum in 
den Vordergrund. Während bei jenem der Anfpruch aus ber Verleihung des Amt: 
von jelbft folgt und feine Höhe durch das Gefeß regulirt und beitimmt wird, if e 
bei diefem der vor der Verleihung des Amtes gejchloflene Vertrag, der für ihr 
maßgebend wird. Er fekt ſowol die Höhe defielben, wie feine Zuläffigkeit in Ar 
fehung der Penftonirung jeſt. - a 

Die Eigenſchaft eines Staatsbeamten geht verloren, jobald der Beamte befinit: 
aufhört, das ihm amvertraute Amt zu verwalten. Iſt die Unterbrecjung der amt: 
lichen Thätigfeit nur eine vorübergehende, durch Urlaub, Krankheit oder fonitige 
Umftände veranlaßte, fo hat fie ebenfowenig den Verluſt der Eigenfchaft zur wola. 
wie bie Vertaufchung eines Amtes mit einem anderen, welches ihm ftatt jenes an- 
vertraut wird (ſ. den Art. Berfegung). Dagegen .tritt diefer Verluft ein: 1) bei 
dem Tode des Beamten; 2) bei der durch Dienftunfähigfeit bedingten Penfioniung. 
die ebenjowol eine freiwillige, wie eine erzwungene fein kann; 3) durch Stellung 
zur Dispofition, welche bei nichterichterlichen Beamten im Intereſſe des Dienites, 
bei richterlichen Beamten aber nur ausnahmsweiſe in Fällen einer Organijation der 
Gerichtsverfaffung zuläffig if; 4) bei freimilligem Ausſcheiden aus dem Staats- 
dienft unter Verzicht auf den Penſionsanſpruch; 5) bei Beendigung der Dienitzeit, 
fobald der Beamte nicht auf Lebenszeit, jondern auf eine beitimmte Zeitdauer, wie 
3. B. in Preußen bei den höheren Kommunalbeamten, oder auf Kündigung angeitellt 
ift; 6) bei der Entlaffung aus dem Amte (Kaffation). Cie tritt entweder ex lege 
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ein oder wird durch ein Disziplinarurtheil ausgefprochen. Wenn nämlich gegen 
den Beamten wegen eines gemeinen Delikts auf zeitigen oder dauernden Verluft der 
bürgerlichen Ehrentechte oder auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
erfannt wird, Hat biefe Nebenftrafe den Verluſt des befleideten Amtes von jelbit 
ur Folge. Diefem Falle fteht nad; einzelnen Landesrechten, und zwar in Preußen 
nah $ 6 des Disziplinargeſetzes für richterliche und nach $ 7 deſſelben Geſetzes für 
nicht⸗ richterliche Beamte die rechtskräftige Verurtheilung des Beamten zu einer 
längeren als einjährigen Freiheitsſtrafe glei. Im Disziplinarverfahren Tann die 
Entlafſung des Beamten wegen des oben gedachten pflichtwidrigen Verhaltens aus— 
geiprochen werben. Bei einem ex lege eintretenden Berlufte des Amtes geht auch 
das Recht umter, die verliehenen Titel und Würden weiter zu führen. Ob bies 
auch in folge eines Disziplinarerkenntniffes eintritt, ift nach den Landesgeſetzen zu 
beurtheilen, da der Eintritt einer ſolchen Folge einer ausbrüdlichen Vorjchrift bedarf. 
In Preußen ift in den beiden Disziplinargejeßen $ 15 reſp. $ 16 angeordnet, daß 
die Dienftentlaffung den Verluſt des Titels von ſelbſt nach fich zieht. 

8it.: Dernburg, Preußifches Privatrecht. — Yörfter, Theorie u. Praxis. — Koch, 


Algemeined ER. — dv. Holkendorff, Enchtlopädie ber Rechtswiſſenſchaft. — Schüße 

Deutihes Strafreht. — Temme, Lehrbuch des Preußiſchen Strafrechts. — Meves in 

d. Holgendorff’3 Handbuch des Strafrechts. — Enticheidungen des tgl. — — 
eves. 


Staatsgebiet. (Th. I. ©. 100010083.) Zu jedem Staate gehört ein ©., 
weil ohne ein Land, auf welchem die Staatdangehörigen zufammenmwohnen, die ben 
Staat erzeugende und durch die Staatsgewalt geordnete Koeriftenz der Menjchen 
nicht gedacht werben kann: das ©. ijt die reale Grundlage der Staatlichen Gemein- 
ihait. Hieraus ergiebt fich, daß die ungeſchmälerte Eriftenz des Staates von der 
Integrität des S. abhängt, eine Verkleinerung des Letzteren ſomit eine partielle, eine 
vollftändige Abtretung des ganzen ©. an einen fremden Staat aber eine totale Ber 
nichtung des Staates fein würde. Die gänzliche oder theilweife Veräußerung des 
€. widerſpricht alfo den von der Staatsgewalt zu zealifirenden Zweden und muß 
daher ben oberften Willenzorganen des Staates unterjagt jein. Diefe aus dem 
Weſen des Staates und der Zweckbeſtimmung der Staatsgewalt hervorgehende For- 
derung ift denn auch in jämmtlichen Deutſchen Berjaffungen durch die meiftens jchon 
in den Hausgeſetzen feſtgeſetzte Beſtimmung anerfannt worden, daß das ©. untheilbar 
und unveräußerlich fein folle. Nur zum Zwecke einer Grengregulirung ift meiften® 
die Abtretung von Landestheilen, deren Zugehörigkeit zu dem abtretenden Siaate 
freitig ift, der Landesregierung erlaubt, nad) mehreren Berfaffungen jedoch nur nach 
dorher eingeholter Beiftimmung der Landftände. Die Abtretung größerer Landes- 
theile in völferrechtlichen Verträgen wiberfpricht ſonach dem Verfafjungafage von ber 
Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit des S. und ift daher, wie auch bie Koburg« 
Gothaiiche Verfaffung ausdrädlich anerkennt, eine Verfaffungsänderung, zu beren 
ſiactsrechtlicher Gültigkeit die Beobachtung aller für die Verfaffungsänderungen vor- 
gechriebenen Formen nothwendig ift. Das Gleiche ergiebt fich für dag Gebiet bes 
Deutſchen Keiches aus Art. 1 der ReichBverfaffung, welcher den Umfang des Bundes- 
gebietes feftjeßt und damit für einen Beftandtheil der Reichsverfaffung erflärt. "Wenn 
icdoch in Folge oder zur Abwehr eines von einem fremden Staate durch Eriegerifche 
Gewalt herbeigeführten Nothftandes, welcher die Eriftenz und Wohlfahrt des Reiches 
bedroht, der Kaifer kraft feines Rechts Über Krieg und Frieden (vgl. Reichöverjafjung 
Art. 11 Abſ. 1) einen Theil des Bundesgebietes abtritt, fo ift diefe Abtretung troß 
der in derfelben enthaltenen Verfafjungsänderung auch ohne Konſens des Bundes- 
rathes und des Reichstages gültig. 

Dad ©. kommt aber nicht blos als Vorausſetzung der Koeriftenz der Staats- 
angehörigen in Betracht, jondern überdies als der mit feften Grenzen umfchriebene 
Raum, auf welchem allein die Staatsgewalt thätig fein kann und bar: das ©. ift 
die räumlich begrenzte Machtiphäre des Staatswillens. Nur die ausdrückliche Er⸗ 
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laubniß der Landesregierung, bzw. eine zu Recht beftehende Staatsſervitut fann dir 
Behörden eines fremden Staates zu beftimmten obrigfeitfichen Funktionen innerhalb 
bes ©. autoriſiren. Die Ausübung irgend eines Hoheitsrechtes durch eine fremde 
Regierung ohne eine ſolche Berechtigung ift eine Verlegung ber Souveränetät dee 
Staates und berechtigt zu der Anwendung aller der Mittel, welche das Völlertecht 
einem in feinen Rechten gekränkten Staate gegen andere Staaten gewährt. 
Auen: Brutige ichsverf. Aut) * Abf. 1, 3; Art. 4. — Preußen, at 
urk. Art. — Ba ee ne t. 01. $ 1! — Sacien: Brig-Urk. $2 
Birtlembeig: "Brig-Knt. — Meimar: Kevib. Grundgeſeh 3 4 sub 1. — 
Meiningen: an, 2. — Koburg:-Gotha: —— * $ 18. — 
Deu! KR Neue Lan abe. 8 1.— Oldenburg: Revid. Stantsgrunbeei. Art. 


1 52 — 
et eber bie —— * en ©. ( — Dutger 
— Een v. Aegidi, Bd. 1.6.5 rider, ER 


Inama= Fur in ber Beitfähr. f. d. — ——— »h. av eft et — 
Yabesben vol. W Nager, Deutiebed Staat3- u. Bun t, 2% Aufl., Db. I. SS 239, 
2. FR Srundi. b. gem. Deutichen Gtantö-Rete, 5. IL 85 4844, 


at mit 88 R 97. — Baband, Das Staatärecht b. Deutichen Reihe, 3b. L$$ 20-2. — 
Meyer, — des a er Stantäreäteh, 3 ©. 168, $ 87 ©. 191. — dv. Rönne, 
Preuß. Stantsredt, 3. Au Abth. 1 142—144, 480, 481 Note 6; Derielbe, 
Das Staatsrecht des Denken Feilen, 2. Auf 18* I Ahbth. 36€. 307-909. 
F. Brodhanz. 
Staatsgerichtshof. Unter biefer Bezeichnung veriteht man Verſchiedenes 
Entweder diejenigen Gerichte, welche, ſei e8 als Kar oder gelegentlich eingejekte, 
über Minifteranklagen zu entſcheiden Haben (f. d. Art. Minifterverantwort: 
lichkeit), oder ſolche Behörden, die über bie ea, zwiſchen Juftiz und 
Berwaltung erkennen (in Defterreich: Reichsgericht nach dem Berfafjungageief vom: 
21. Dezember 1867) oder die Ausnahmejuftiz für ſchwere politiiche Verbrechen. 
Letztere Bedeutung hatte der Preußifche ©. Die Neigung, politifche Verhrechen 
nicht nur durch harte Strafbeftimmungen im Kriminalrecht, jondern auch durch be- 
fondere prozefjualifche Abweichungen dem Rechtsgange nach auszuzeichnen, tritt ir 
den Gejeßgebungen aller Völker hervor und zieht fich durch die Rechtsgeſchichte der 
Griechen, Römer und jämmtlicher neueren Kulturvölker Hindurh. Bor ımd nad 
der Franzofiſchen Revolution ift die Verfaſſungsgeſchichte reich an Beiſpielen für die 
doppelte Beftrebung, einerfeit3 bie perfönliche Freiheit im höheren Maße zu 
fihern durch Garantien gegen politifche Verurtheilungen, andererſeits die öffentlich: 
Ordnung zu wahren durch nachdrüdkliche Geltendmachung der herrſchenden Gewalt 
im Strafprogeß. Während des Beftandes des Deutjchen Bundes wınden zur Ab 
urtheilung demagogiſcher Umtriebe Ausnahmelommiffionen eingeſetzt. Auf in 
Preußen ward 1835 das Kammergericht ala Spezialgerichtehof in Staatsverbrechen 
eingefeßt. Entgegen dem urfprünglichen Inhalt der Verf. Urk. vom 31. Yan. 1850 
beftimmte das Gejeh vom 21. Mai 1852 Art. 3, daß ein bejonderer Gerichtähe' 
zur Aburtheilung fchwerer politifcher Berbrechen eingefeht werben ſollte. In Yud 
führung diefer Beftimmung erging das Gefek vom 25. April 1858, betreffend bie 
Kompetenz des Kammergerichtes zu Unterfuchung und Enticheidung wegen der Staats 
verbrechen und das dabei zu beobachtende Verfahren. (Ueber bie unge der Ber: 
DET; Rönne, Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie, 2. Aufl, L 
270.) — Für das Deutiche Reich kamen die Art. 74, 75 der Bundesveijaffung 
in Betracht. Für ben Hochverrath umd den Sandeöverrath gegen das Reid) war das 
Oberappellationägericht zu Lübeck als zuftändige Spruchbehörde in erfter und Ichter 
Inſtanz bezeichnet. Das zur näheren Beſtimmung des Verfahrens verheißene Gejet 
unterblieb im Hinblick auf die einheitliche Ordnung des geſammten Prozefſes. As 
©. fungiert nunmehr dag Reichsgericht. Dafjelbe ift in erfter und letzter 
Inſtanz zuftändig in Fällen des Hochverraths und Landesverraths, infojern biete 
Verbrechen gegen den Kaifer ober da® Reich gerichtet find (GBG. $ 136). — Am 
Frankreich beitand nach der Kaiferlichen Verfügung von 1852 art. 54, 55, dem S. 
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C. vom 1. Yuli 1852 und vom 13. Juni 1858 die Haute cour de justice; das 
Prinzip der politifchen Spezialgerichtshöfe war, in Uebereinſtimmung mit ber Praxis 
der Sranzöfifchen Revolutionsperiode, durch die StrafPO. von 1808 gewahrt worden. 
(Weber die Beftimmumngen bed älteren Franzöſtſchen Verfahrens |. Held, Art. ©. 
im Staatsler. XII. ©. 594.) Die neuere ftaatsrechtliche und progefjualifche Doktrin 
befämpft ben Beftand des ©., ſoweit ala es ſich nicht etwa um Aburtheilung von 
Niniſteranllagen Handelt, und erkennt eine Ausnahmejuftiz über Berbrechen ber 
Untertfanen nur im Kriegs⸗ und Belagerungszuftande als gerechtfertigt an. 

Lit: Ilſe, Geſch. ber polit. Unterfuchungen, welche durch bie neben ber Bunbesver- 
kamlung errichteten Kommilfionen zu Mainz unb zu Frankfurt 1819-27 und 1833—43 
gr mworben find, 1860. — Buchner, Das Franzd ice Revolutiontribunal und das 

ſchworenengericht, 1854. — Böranger, De la repression pénale, I. 82 ss. (1855). — 
Gueift, Hentiges Engl. Verfaſſungs- unb Verwaltun⸗ Brecht, I. de. — Raltenborn, Die 
Zollövertretung und die Belegung der Gerichte, bejonderd des S., 1864. — Außerbem bie 
don Minifterverantwortlichleit handelnden Schriften. v. Holgendorff. 

Gtantsfafjenverwaltung. Das Kaffen- und Rechnungsweſen des Staates 
umioßt hauptfächlich diejenigen Einrichtungen und Grundjäße, welche die Erhebung, 
Aufbewahrung und Verausgabung der Staatögelder regeln. Die Zielpuntte deſſelben 
find: Ordnung, Sicherheit, Klarheit, — um dem Leiter der Finanzverwaltung fowol, 
wie dem Volke und deſſen Vertretung die Ueberficht über feine Mittel und die 
Möglichkeit zu gewähren, zwiſchen den natürlichen Hilfsquellen und den Ausgaben 
die Harmonie aufrecht zu erhalten und um die richtige Erhebung und Verwendung 
der Gelder zu kontroliren. — Bei der Betrachtung bes Kaffen- und Rechnungs- 
weens des Staates thut man wohl, fich diefe allgemeinen Prinzipien, denen daffelbe 
dient, von Anfang an vor Augen zu Halten. Die bei den Juriften und den Ver— 
waltungabeamten gleich wenig beliebte Beichäftigung mit dem Detail beffelben hat 
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feiner Formen und Regeln im täglichen Geſchäftsverkehr wirb vielfach als etwas 
Hemmendes und Beläftigendes empfunden. Und dennoch bildet die ftrenge Hand— 
habung defjelben die erſte und in einem entwickelten Staatsweſen bie nothwendigite 
edingung der Verwaltung und eines gefunden Staatslebens überhaupt. Manches 
Aufallende im ber feit 1870 tiefbewegten Verwaltung Frankreichs wird fich aus 
feinem etwas komplizirten und formaliftifchen, im Ganzen aber mufterhaft eingerich« 
teten Rechnungsweſen (comptabilit6) erflären laſſen. 
Die S. (im engeren Sinne), deren Grundzüge hier kurz dargeſtellt werden 
ſollen, bildet nur ein beſtimmtes Glied in dem gefammten ſtaatlichen Rechnungsweſen. 
Vergegenwärtigt man fi) die Formen, in denen fich die Finanzwirthſchaft des 
modernen Staates bewegt, fo ergeben fich für biefelbe drei weſentlich zu unterjchei- 
dende Stufen: erften®, die Aufftellung und gejehliche Feſtſtellung des Etats, b. h. 
des lanes, nach welchem die Finanzwirthſchaft zu führen ift; zweitens, 
die Ausführung bes Etats und die Rechnungslegung über dieſelbe; drittens, bie 
Früfung und Feſtſtellung, ob der Etat richtig und in Mebereinftimmung mit ben 
Geſehen und Verwaltungsvorſchriften geführt worden ift (Hechnungstontrole, Dechar- 
gung). Die maßgebenden und mitwirtenden Organe find auf der erften Stufe bie 
legislativen Faktoren, auf der zweiten bie erefutive Staatsverwaltung, vorzugsweiſe bag 
onzminiftertum, auf ber dritten beftimmte Behörben (oberfte Rechnungsbehörben), 
welche theils jelbftändig zu entjcheiben, theils die Verfügungen und Entfcheidungen bes 
Staatgoberhauptes beziehentlich die Vejchlüffe der Landesvertretung vorzubereiten Haben. 
Im BVorliegenden fafſen wir vorzugaweife die zweite Stufe ins Auge, und zwar 
aut denjenigen Zweig derjelben, welcher die Gejchäftsthätigkeit der „Kaffen“ (techniſch: 
die Gebarung) zum Gegenftand hat. Zum Verftänpniß beffelben gehören aber ge- 
wife Grundfähe, welche für das gefammte Staatsrechnungsweſen von Bebeutung find. 
Andererfeitg hängt das Rechnungsweſen und damit auch die Organifation und Ber- 
waltung der Kaffen auf das Innigſte mit der jeweiligen Geftaltung ber ſtaats-⸗ und 
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finanzrechtlichen Verhältnifje des einzelnen Staates zufammen, daß die Darftellung 
deffelben fich, abgefehen von gewiffen allgemeinen Regeln und Yormen, an die Ein- 
richtungen eines beftimmten Staates zu fnüpfen hat. Es kann hierfür darauf hin⸗ 
gewiefen werden, daß nach ben neueften Ummälzungen in Frankreich, welches auf 
dieſem Gebiete das ausgebilbetfte Syſtem befit, man alsbald eine Kommiffion er 
nannt bat behufs einer durchgreifenden Revifion der beftehenden Beftimmungen, 
welche zulet in dem r&glement general sur la comptabilite publique vom 31. Nai 
1862 Todifizirt worden find. Wir befchäftigen una bier vorzugsweiſe mit ber S. 
des Deutjchen Reiches und Preußens, welches Iebtere ſchon feit Anfang bes vorigen 
Jahrhunderts muftergültige, in praftifcher Hinficht den Yranzöfifchen vielfach über 
legene Einrichtungen auftweift. Beſonders beachtenswerth würden außerdem die Gin- 
richtungen des Rechnungsweſens — außer Frankreich — in Belgien, Defter- 
reich, Baden und Bayern fein. 

Die Grundlage des Kaſſenweſens, wie des Rechnungsweſens überhaupt, würden 
geſetzliche Vorfchriften über die Einnahmen und Ausgaben (Komptabilitäts-Gtat- 
Geſetz) zu bilden haben, beftimmt zur näheren Ausführung der das Stantäbudge 
und defien Ausführung betreffenden allgemeinen Berjafjungsbeftimmungen. An folder 
Geſetzen fehlt es bisher im Deutichen Reiche. 

Durch das Bundesgeſetz vom 4. Juli 1868 wurde die Kontrole des Bunde 
Haushaltes zunächft für die Jahre 1867 bis 1869 der Preußiichen Oberrechmng 
tammer übertragen und dieſe Delegation fpäter jährlich durch Reichsgeſetz (zuleht 
Geje vom 1. Juni 1881) erneuert. Als „Rechnungshof des Deutſchen Reiches“ 
übt die Oberrechnungsfammer die ihr ala Preußifcher Revifionabehörde zuftehenden 
Berugniffe aus. Ueber die von dem Bunbesrath dem Reichstage (feit 1872, zulegt 
1877) wiederholt vorgelegten Entwürfe von Geſetzen über die Einrichtung eine 
Rechnungshofes des Deutichen Reiches und über die Einnahmen uud Ausgaben des 
Deutſchen Reiches (Komptabilitätsgejeg) Hat bisher eine Einigung nicht erzielt werten 
tönnen. Die abminiftrative Leitung ber Reichskaſſe (im weiteren Sinne) füllt dem 
durch Kaiferlichen Erlaß vom 14. Juli 1879 errichteten Reichsſchatzamt anheim. 
Die Wahrnehmung der Gentral-Kafjengeichäfte des Norddeutſchen Bundes (fpäter dei 
Reiches) wurde zuerft durch Erlaß vom 21. Januar 1868 der Preußiſchen General⸗ 
ſtaatskafſe als „Generalkaſſe des Norddeutſchen Bundes“ übertragen. Durch den 
8 22 des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 und ben 8 11 des Keichsbankſtatuts 
dom 21. Mai 1875 (R.6.BL. ©. 203 ff.) wurde der Keichsbank die Verpflichtung 
auferlegt für Rechnung des Reiches Zahlungen anzunehmen unb zu leiften. Auf 
Grund diefer Beftimmungen wurde durd) den Reichskanzler eine bejondere Geſchaͤits⸗ 
abtheilung bei der Reichsbank⸗Hauptkaſſe als Gentralfafienftelle des Reiches unter 
der Bezeichnung „Reichshauptkaſſe“ eingerichtet (Bekanntmachung des Reidk 
kanzlers vom 29. Dezember 1875; R.Centr. Bl. ©. 821) und bderfelben unterm 
30. Dezember 1875 eine Geichäftsanmweifung ertheilt. Nach derjelben Liegt der 
Reichshauptkafſe nur die Buchführung und Rechnungslegung ob, die Zahlgejchäfte 
(Verkehr mit dem Publitum) vermittelt die Reichsbank-Hauptkafſe. Im Uebrigen 
Tommen ala jelbftändige Kaffen des Reiches hauptſächlich nur die Kaſſen der Mili- 
tär-, Marine, Poft- und Zelegraphenverwaltung in Betracht. Der Gelbverehr dei 
Reiches mit den Bundesſtaaten vermittelt fich durch die Landeskafſen. Insbeſondert 
finden nad) Maßgabe beſonders erlaffener Beftimmungen zwiſchen dev Reichshauntr 
kaſſe und den Landeskafjen monatliche Abrechnungen ftatt einerſeits über die von den 
Bundesftaaten für Rechnung des Reiches zu erhebenden Abgaben, der Averjen für 
die Zölle und Verbrauchsſteuern, der Matrifularbeiträge und fonftigen dem Reiche 
auftändigen Einnahmen, andererjeit® über die Ausgaben der Bundesregierungen für 
Rechnung des Reiches. 

Auh in Preußen jehlt e8 an gefeßlichen Spezialbeftimmungen für das Etats- 
und Rechnungsweſen mit Ausnahme des die Einrichtung umd die Befugmife der 
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Oberrechnungskammer betreffenden Gejeges vom 27. März 1872. Die Normen für 
die Rechnungsreviſion dieſer Behörde find enthalten in der berühmten Inſtruktion 
Ar die Oberrechnungskammer vom 18. Dezember 1824 (vgl. diefelbe in Anlage A 
w Rr. 148 der Drucfachen bes Abgeorbnetenhaufes von 1871—72). Diefe In= 
fruftion ift rückwärts wirkend die Grundlage für die Führung des Staatshaushalts 
md die Kaffenverwaltung geworben und enthält alles Wejentliche eines fog. Etats- 
‚Komptabilitäts-)Gejeges, werhalb auch der dem Reiche vorgelegte Entwurf eines 
jolchen Geſetzes vorzugsweiſe an jene Inftruftion fich anlehnt (vgl. Drudjachen Nr. 
15 und 16 de Reichstages für 1877). - 

Gemäß dem Grundſatze, daß alle Einnahmen des Staates in eine Kaffe fliehen, 
aus welcher die Bedürfniſſe für alle einzelnen Verwaltungszweige zu beftreiten find — 
io daß aljo, von beftimmten im Etat oder Spezialgejegen angeordneten Ausnahmen 
abgejehen, Keine Einzelverwaltung ihre für gewiſſe Zwede reſervirte Sondereinnahmen 
bat —, werben etatd- und buchmäßig ſämmtliche Staatseinnahmen dem Yinanz« 
miniſter ala Dedungsmittel für die Ausgaben überwiefen. Sämmtliche Einnahmen 
und Ausgaben vereinigen fich demnach rechnungsmäßig in einer Kaffe — der General- 
Roatzloffe. Zur Vermittelung des Einnahme und Ausgabegefchäfts dienen Unter- 
laſſen. Die Gliederung ift folgende: 

Die Generalſtaatskaſſe, die Hauptcentrallaffe; — Provinzialkaſſen — 
fir einzelne Einnahmezweige (Provinzialfteuer-, Oberbergamtslaffen) oder für alle 
GEinnafmen und Ausgaben (Regierungshauptlafien); — Speziallafjen — für 
die einzelnen Verwaltungszweige (Domänen-, Forſt-, Steuer-, Bergamtstafien ꝛc.).. 
Zwiichen den erften beiden Kategorien beſtehen für einzelne Einnahme oder Aus- 
gabezweige noch Centralkafſen, jogen. Generalkaſſen, 3. B. Generallotterielafle, 
Staatöfhuldentilgungskafle, Generallafje des Minifteriums der Geiftlichen zc. An- 
glegenheiten. Das Perfonal dieſer Kaſſen „beiteht aus dem Rendanten, dem Kon⸗ 
holen, Kaffirer, Buchhalter, Unterbeamten, bei den Speziallaffen blos aus dem 
*tendanten, bei den größeren noch dem Kontroleur. Daneben befteht zur Kontrole 
die fog. Kaffenkuratel, welche in der Regel von einem höheren Beamten (Kaſſen⸗ 
ath) geführt wird und fich namentlich in den gewöhnlichen (monatlichen) und 
außergewöhnlichen Kaffenrevifionen äußert (Kab.Ordre vom 19. Aug. 1823). — 
zur Eicherftellung der Kaflen haben die KHauptfaffenbeamten die Pflicht zur 
Rautionsbeftellung (Reichagefeg vom 2. Juni 1869 und Preuß. Geſetz vom 
2%. März 1878 nebjt Verordnung vom 10. Juli 1874 ꝛc.). Außerdem haben die 
Srialfaffen ihre Meberjchüffe pünktlich an die höhere Kaffe abzuliefern. Allgemeine 
Initeuftionen für ſämmtliche Kaffen bejtehen in Preußen nicht. Hervorzuheben ift 
das Regulativ wegen künftiger Einrichtung bed Kafſenweſens vom 17. März 1828 
id. Kampk, Annalen, ©. 285) und die Gejchäftganmweifung für die Regierungs- 
hustaffen vom 1. Juni 1857. Außer dem eigentlichen Zahlgeſchäft ift die 
Auptthätigkeit der Kaſſen die Buchführung und bie Rechnungslegung. Die 
Suchführung ift eine chronologiſche und eine fuftematifche, erſieres durch bie 
Journale, lezteres durch die Manuale. Beide müffen übereinftimmen und in jedem 
Moment eine volljtändige Ueberficht über den Kaſſenverkehr und den Kaffenbeftand 
geben. — Etwaige Kaffendefette werden durch einen fummarifchen Beſchluß ber 
Aufichtäbehörbe feftgeftellt und erefutivifch eingezogen (Preuß. Verorbn. vom 24. Jan. 
184 und Reichäbeamtengefeß vom 31. März 1873, 88 134 ff.). 

Um der Finanzleitung eine fortlaufende Weberficht über die Ergebniffe der ©. 
und über die Lage des Staatshaushalts zu verichaffen, war früher die jogen. General 
lonttole eingerichtet (Verordn. vom 3. November 1817), welche ſpäter einſchließlich 
der ſogen. Staatöbuchhalterei aufgehoben wurde (Kab. Ordre vom 29. Mai 1826 
und 19. Juli 1849). Durch Inſfiruktion des Finanzminiſters vom 15. Dezember 
1858 ift zu dem gedachten Zweck im Finanzminiſterium die fogen. Hauptbud- 
Halterei eingerichtet. An biefe werden von allen General, Provinzial und 

d. Holgendorff, Enc. II. Rechtblexikon II. 3. Aufl. 48 


754 Stantslaflenverwaltung. 


Spezialkafſen, die eine felbftändige Rechnung legen, allmonatlich nach. vorgeichriebenen 
Formularen Abjchlüffe eingereicht, welche alle in dem Monat (bzw. den vorhergehenden 
Monaten bes Etatsjahres) vorgefommenen Einnahmen und Ausgaben, die verbliebenen 
Refte, VBorjchüffe und Kaffenbeitände nachweien. 

Hierdurch wird die Finanzleitung in den Stand geſetzt, jederzeit für die Be— 
ſchaffung der Mittel und den Ausgleich unter ben verjchiedenen Kafjen zu forgen. 
Eine ähnliche Einrichtung befteht auch für das Deutiche Neid. Dabei mag hier 
erwähnt werben, daß zur Aufrechthaltung eines pünktlichen Kafſenverkehrs und zur 
Vermeidung von Stodungen der Gentralfaffe eiferne Beftände, fogen. Betriebs- 
fonds, überwieien find. Wie die gebrudten Etats ergeben, beträgt ber Betrieb 
fonds der Preuß. Generaljtaatskafje 30 330 000 Mark, ber Betriebsfonds der Reide- 
bauptfaffe (einichließlich der eifernen Beftände der Militär- und Poftverwaltung, io 
wie der Legationskafſe) 30 060 000 Marl. — Zur vorübergehenden Stärkung der 
Betriebsfonde wird in der Regel durch das mit dem Etat alljährlich erlaffene 
Finanzgeſetz die Ausgabe von Schatzſcheinen bis zu einer beitimmten Gelammt- 
ſumme vorgejehen (vgl. a. B. Reichsgeſetz vom 28. März 1881). Dieſe Schaf 
ſcheine charakierifiren ſich ala Mittel für antizipirte Einnahmen. Vgl. oben d. Art. 
Staatsanleihen. 

Um ein annäherndes Bild darüber zu erhalten, wie fich in dem vorftehend be 
Schriebenen Rahmen die Gejchäftsthätigkeit beivegt, find im Nachfolgenden noch die 
jenigen Hauptgrundfäße der Kaffenverwaltung und die Hauptabfihnitte des Rechmunges 

„verfahrens zufammenzufaffen: 

Die Grundlage ber ©. bildet der durch Vereinbarung der gejeßgebenden Hufe 
toren feitgeftellte Staatshaushaltsetat einfchließlich der fogen. Spezialetats. Ein 
jede Kafle erhält, nach Feftitellung des Staatshauahalts, einen in ber Fom bee 
legteren (nach Kapiteln und Titeln) angefertigten Kaſſenetat, u die Epeial- 
einnahmen und «Ausgaben ber Kaffe enthält. Hauptetats (3. B. die Etats der 
Minifterien) werden vom Könige vollzogen, die Vollziehung der Spezial-(Kafien:' 
Etats erfolgt in der Regel unter Mitwirkung des Yinanzminifters. 

Der Staatshaushaltsetat wird für einen beitimmten Zeitraum (Etatsperiode. 
exercice) aufgejtellt. Dieſer Zeitraum ift auch für die Kaffenführung und Rechnung: 
legung maßgebend. Derjelbe fiel früher im Reich und in Preußen mit dem Ka— 
Ienderjahr zufammen. Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 29. Februar 1876 und 
des Preußiſchen Geſetzes vom 29. Juni 1876 Läuft nunmehr das Etatsjahr vom 
1. April des einen bis zum 31. März des folgenden Jahres. Nach Ablauf der 
Gtatsjahres fchließen die Kaffen ihre Bücher ab (Finalabſchluß) und ftellen die 
Rechnung auf. 

Alle Einnahmen und Ausgaben gehören demjenigen Gtats-(Rechnumgs-)jaht 
an, in welches diejenigen Thatfachen fallen, welche das Einnahmerecht und die Aus 
gabepflicht de Staates begründen. Um die Liquidation und Grhebung bie. 
Auszahlung noch bewirken zu können, ift ber Abichlußtermin für die verſchiedenen 
Kafjen über den Jahresichluß hinaus erſtreckt. Danach erfolgen in Preußen jept die 
Sinalabjchlüffe der Spezial«, Provinzial-, Haupt und Gentralfaffen, ſowie der Genen! 
ftaatsfaffe bzw. am 26. und 30. April, am 10. und 30. Mai und am 15. Juni. 

Einnahmen, welche biß zum Abſchluß nicht erhoben werben konnten, und Aus 
gaben, deren Rechtsgrund feititeht, welche aber vor dem Abſchluß nicht geleitet 
werben konnten, gehen ala Refte in das folgende Etatsjahr über. Weberfchätit 
nad Abzug etwaiger Reſte werben ala erſpart verrechnet, fojern nicht ein beftimmtr 
Ausgabefonds durch Etat oder Gejeh als in da& folgende Etatsjahr übertragbar 
bezeichnet ift. In dieſem Falle bleibt der Ueberſchuß zur Berfügung der Va: 
waltung und wächft dem Ausgabeetat des folgenden Jahres zu. 

Die Einnahmerefte vereinigen fich recinungsmäßig mit den Ginnahmen die 
folgenden Jahres, die Reftausgaben dagegen find befonder® zu verrechnen. Reit: 
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ausgaben aus nicht übertragbaren Fonds können nicht zur Deckung der Laufenden 
Ausgaben des folgenden Etatsjahres verwendet werben. Sind die Reftausgaben 
am Gnde des zweiten Jahres nicht‘ geleiftet, fo werden bie Reſte ala eripart ver- 
tchnet und die Ausgaben aus Laufenden Fonds beftritten. Die fog. Reitverwal- 
tung, wie fie nach bem Vorhergehenden in Preußen befteht, Hat im Reich 
veientliche Mobifitationen erfahren. In Frankreich ift fie gänzlich unbekannt, 
weshalb dort bie Abſchlußtermine erheblich weiter über ben Jahresihluß erftredt 
ind (für ordonnancement bis zum 31. Juli, für bie Zahlung bis zum 
31. Auguft). 

Jede Ausgabepofition des Etats (Ausgabefonds) bildet einen Kredit, welcher 
dem Ghef derjenigen Berwaltung, für welche die dem Staatshaushaltsetat bei- 
gegebenen Spezialetat? aufgeftellt find, eröffnet ift. Der Verwaltungschef ift der 
zur Verfügung über dieſe Fonds Berechtigte. Keine Zahlung darf ohne eine An- 
weijung des zur Berfügung berechtigten Chefs oder bes von biefem beauftragten 
Beamten geleiftet werben. Soweit bie Kaſſenetats den Gmpfangäberechtigten be 
xichnen, enthält derſelbe den Generalauftrag an die Kafle zur Zahlung, Im 
Uebrigen ift bie Fondsverwaltung durch Inſtruktionen geregelt, 3. B. burch die 
Verfügung de8 Juftigminifters, betreffend die Vorjchriften über die Fondsverwaltung 
bei den Juftibehörben, vom 28. September 1879. Die Generalanweifung durch 
den Kaffenetat bildet eine wejentliche Vereinfachung gegen das umſtändliche Ber 
jahren bei dem ordonnancement, wie ed in Syranfreich üblich ift, ohne der Sicherheit 
Eintrag zu thun. Jede Ausgabe — und entiprechend die eine ſolche anorbnende 
Anweifung — muß dem Zwecke entiprechen, für welchen die Bewilligung im Etat 
wolgt ift. Die Leiftungen von Ausgaben aus dem einen Fonds zu Zwecken eines 
anderen Fonds (fog. Nebertragungen) find unzuläffig. Mebrzahlungen über die etats- 
mößigen Summen ober außerhalb eines beftimmten etatgmäßigen Zwedes erfordern 
eine befondere Behandlung. 

Da nämlich der Staatshaushaltzetat nur einen „Boranfchlag”. der Einnahmen 

und Ausgaben enthält, jo kann die Ausführung befjelben Mehr- und Mindereinnahmen 
und -Ausgaben zur Folge Haben. Bon beionderer Wichtigkeit find die Mehraus- 
gaben, d. h. Die Etatsüberfchreitungen, welche ſich gegen die Titelfummen der von 
dem Landtage befchlofjenen Spezialetats ſowol, wie gegen dieſe Etats überhaupt 
(außeretatsmäßige Ausgaben) ergeben. Zu ſolchen GEtatsüberjchreitungen ift im 
Xaufe der Verwaltung die Zuftimmung des Finanzminiſters und die Genehmigung 
des Königs erforderlih. Außerdem ift eine Nachweiſung derjelben im nächften 
Jahre, nachdem fie entftanden find, dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen. 
Tiefe Rachweifung wird dem Landtage alljährlich in der „Weberfiht von den 
Stoatzeinnahmen und -Ausgaben” vorgelegt, welche auf Grund der dem Yyinanz- 
ninifter zugehenden Finalabſchlüfſe aufgeftellt wird. 
Rad dem Abſchluß Hat jede Kaffe ihre Rechnung aufzuftellen, welche in den 
einzelnen Anjägen (Etatsſoll, Mehr oder Minder, Reite) das bei dem Abſchluß feft- 
getellte Grgebniß der Kaffenbücher wiederzugeben Hat. Die Rechnungen find — 
nach erfolgter Vorprüfung (Abnahme) durch die Verwaltungabehörben — nebft den 
Lelägen der Oberrechnungsfammer einzureichen. Ebendahin gelangt auch die von 
dem Sinanzminifter auf Grund der Spezialtechnungen aufgeitellte allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushaltsetat. 

‚Die Revifion der Oberrechnungskammer hat fich zunächjt auf eine kalfulatorifche 
Prüfung und Juſtifizirung der Rechnungen und der Beläge zu erſtrecken; außerdem 
aber namentlich darauf: 

0b bei der Erwerbung, ber Benupung und der Veräußerung von Staatzeigenthum 
und bei der Erhebung und Verwendung ber Staatzeinkünjte, Abgaben und 
Steuern, nach ben beftehenden Gejegen und Borfchriften, unter genauer Beachtung 
der maßgebenben Verwaltungagrumdfäße verfahren worden ift, und 
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ob und wo nad den aus den Rechnungen zu beurtheilenden Ergebniffe der 
ee zur Beförderung bes Staatezwedes Abänberungen nöthig oder rath⸗ 
jam . 

Werben die Rechnungen richtig befunden, jo ertheilt die Oberrechnungstammer 
den rechnungsführenden Beamten Quittung (Decharge). Stellen fi) Vertretungen 
der Rechnungsführer oder anderer Beamten heraus, deren Dedung durch die Rotaten- 
beantwortung nicht nachgewiejen wird, fo hat die Oberrechnungskammer die weitere 
Derfolgung, welche der borgejeßten Behörde obliegt, nöthigenjalle durch Gintragumg 
in dad Soll der Einnahmen anzuordnen ($ 17 des Preuß. Gef. vom 27. Mär 
. 1872 und ähnlich der dem Reichstag vorgelegte Entwurf). Diefe Beitimmung Läht 
nicht Klar erkennen, welche Stellung das Geſetz der Oberrechnungslammer gegenüber 
den Berwaltungsbehörden — welche nicht Rechmungsleger find — namentlich den an: 
weilenden Beamten und bejonber8 den Verwaltungschefs hat einräumen wollen. In 
Frankreich gilt der Grundſatz, daß der oberfte Rechnungshof fich in feiner Weije eine 
Jurisdiktion über die anweifenden Beamten (ordonnateurs) beilegen farn. Der ent: 
gegengejegte Grundſatz würde, fo fegensreich auch eine Kontrole der Verwaltung bei 
Gelegenheit der Rechnungsrevifton fein mag,’ leicht zu Kollifionen sund zu einer 
Hemmung der Exekutive führen fünnen. Das Richtige wird fein, wenn die Kontrole 
der Verwaltung durch die Bemerkungen zur allgemeinen Rechnung und durch den 

dem Könige zu erftattenden Geichäftsbericht geübt wird. 

ü Die allgemeine Rechnung über ben Staatshaushaltsetat, welche alljährlich dem 
Sandtage vorzulegen ift, hat nämlich bie Oberrechnungskammer mit ihren Be 
merkungen zu begleiten, welche ſich namentlich über etwaige Abweichungen von ben 
Beitimmungen bes Etats ober der Titel ber Spezialetat® oder ben damit verknüpften 
Bemerkungen oder endlich von Yinanzgefegen überhaupt verbreiten. Auf Grund 
dieſes Material fpricht der Landtag bie Entlaftung der Staatsregierung aus oder 
beanftandet dieſelbe. 

Endlich erftattet die Oberrechnungskammer alljährlich bem Könige Bericht über 
die Ergebniſſe ihrer Gefchäftethätigkeit, verbunden mit Vorfchlägen darüber: ob und 
inwieweit nad) den aus den Rechnungen fich ergebenden Refultaten der Verwaltung 
zur Beförderung der Staatszwecke Reformen nothwendig oder rathjam erfcheinen. 

In dieſer Weife vollendet fich der Kreislauf ber zur —— des Staats· 
—— dienenden Operationen der S. — 

: d. Rönne, Staatsreht, 3. Aufl., Bd. I. 2 ©. 722 ff. — Gneift, — 
— Sie chtsweg, 8 30 ©. 320. — Kie te, Grundzüge zu einer zweckmäßigen Einrichtung 
des Staatsfaflen: und Kechnungstoejend, jerlin 1821. — anal, anbbır ve Statäloffen- 
und Rechnungsweſens, Berlin 1 err furtB, Da gelemm e Preußiiche Etatekaſen⸗ 
unb Rechnungsweſen, Berlin 1881. — Meißner, Die u —— bes VPreußiſhes 
Staates —— Geſehe und —— — Berlin 1 — Laband, Das Giant 
d. Deutichen Reich Birt ’3 Annalen 1873, ©. 523 —* — re, Darftellung ber 
richtungen über RN gete, Staatörehung und Kontrole u. J. w., Wien 1866. — Sgahım: 
bader, Das Zahlungswefen der allgemeinen Finanzverwaltung in — Varen Eib. ⸗ 
Hod, Finanzverwaltung Frankreichs, Stuttgart 1857, ©. 85 ff Block, Didion- 
naire de l’administration frangaise, 8. v. Comptabilits la x 

Staatsrath. Der ©. erfcheint in den monarchiſchen Berfaffungen Gumpa’e 
ala die Zollegialiiche Formation des höheren Berufsbeamtenthums zur ftetigen Be: 
rathung des Staaisoberhauptes in den höchſten Staatsangelegenheiten, zur Bor 
berathung ber Gefegentwäürfe und nen. zur rechtlichen Begutachtung der 
Berwaltungslonflitte und Beſchwerden. Er ift die höchſte Formation des 
berufsmäßigen Beamtenthums und nur aus dieſem heraus verftändlid. 

Schon in den erften Anfängen unferer ftaatlichen Entwidelung haben die Ger 
manifchen und Romanifchen Völker einen Berufsftand für die Humanen Aufgaben 
und Kulturzwede bes Staates gebildet in der Hierarchie der Römilchen Kirche. Auf 
einer ſpäteren Entwickelungsſtufe bildet das weltliche Beamtenthum, Hand in Hand 
mit der Rezeption eines neuen ftantsbilbenden Rechtes, einen Beamtenftand, beffen 
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bedeutungsvoller, weltgeſchichtlicher Beruf die Ueberwindung ber ſtändiſchen Gegen- 
füge der Europäifchen Welt geworben if. Weberall\ericheint nun in den größeren 
Stanten ein „Geheimrath“, Staatsrath oder analoger Körper, welcher Anfangs 
tie Spitzen ber geiftlichen und weltlichen Stände mit den Hohen Beamten aus 
perönlichern Vertrauen vereinigt, in welchem dann aber das reine Beamtenelement 
das Uebergewicht behält. Wie die Bildung der ftehenben Armee die phyfiſche 
Nacht, jo verleihen diefe „Conseils* des Landesherrn ber aufwachienden Monarchie 
die rechtliche und fittliche Macht, welche die geichiebenen Elemente des Volkslebens 
zur höheren ftaatlicden Einheit führt. Auf dem Kontinent geht mit Ueberwältigung 
her jtänbifchen Berfafjungen daraus die abjolute Monarchie hervor. In England 
it der endliche Ausgang ein entgegengejegter. In allen Kulturländern Europa’s 
aber bewegt fich der Berfafjungaftreit feit dem Ende des Mittelalter in dem gegen- 
kitigen Verhaltniß zwiſchen diefem königlichen Rath und den ftänbifchen Körper: 
haften wie in einem Brennpunft. 

In England erjcheint der ©. ala „consilium continuum“ zuerft in dem 
Menfchenalter nach der Magna Charta. Die Monarchie, im Streit mit den befiben- 
den Klaſſen, ſah fich genöthigt, die höchften Kronbeamten zu einer ftehenden Behörde 
yionmenzufaffen, um aus dem Syftem ber perjönlichen Regierung zu einem ftetigen 
geiegmäßigen Bang ber Staatsgefchäfte zu gelangen. In dem Jahrhundert Eduard's I., 
IL und III. gewinnt ber ftehende Rath die Initiative einer großen Gejehgebung. 
In vereinigten Sigungen mit den hervorragenden Prälaten und weltlichen Herren, 
als „Magnum Consilium“ ober Parliamentum, find von biefer Körperfchaft bie 
gmndlegenben Geſetze der heutigen Englifchen Staatverfafjung ausgegangen, — in 
ener Zeit, in welcher das Unterhaus noch eine jehr untergeordnete Stellung einnahm. 
Roh einmal in der fpäteren Epoche der Reformation hat der Tönigliche Rath als 
.Privy Council“ die Snitiative der Geſetzgebung ſowie die außerorbentlichen 
Regierungg und Strafgewalten erhalten, welche die Durchführung des ſchweren 
Bates der ſtaatskirchlichen Reformation erforderte. Die Periode der Tudors bildet 
den Höhepunkt des Privy Council, neben welchem das Parlament zeitweije feine 
Selbfländigfeit zu verlieren jcheint. Im folgenden Jahrhundert aber bekämpft die 
Zinaftie der Stuart® mit dem Privy Council die Parlamentsverfaffung überhaupt, 
mit dem Berordnungsrecht Die Gefeßgebung, mit.der Berwaltungsjuftiz des Council 
das ftändifche Steuerrecht und die lokale Selbftverwaltung. In diefem Kampf fiegt 
des Parlament in Folge der gejellfchaftlichen Harmonie, welche die drei Stände in 
gleihem Recht, in gleicher Steuerpflicht umd wejentlich gleichen Intereffen vereinigte. 
205 befiegte Königthum wird gezwungen, auf die Verwaltungsjuflig des Council 
(Sternlammer) und auf die gemißbrauchten außerordentlichen Getvalten zu verzichten. 
Zie Gefhäjte des Privy Council gehen damit auseinander. Die 
Vemaltımgagerichtsbarkeit konſolidirt fich in den Behörben des selfgovernment unter 
Rontrole der Reichagerichte. Die Initiative der Gejekgebung und ber Regierungs- 
mohregeln fällt dagegen in einen engern Ausſchuß des Staatsraths (Cabinet, 
Miniftercath), welcher ſchon unter ben Stuarts gebildet, jeht bie eigentliche Hand⸗ 
habe der parlamentarifchen Parteiregierung wird. Die Minifter üben ihre Gemalten 
noh heute als „Staatsräthe“, welche mit einem befonderen Departement betraut 
fmd, und bleiben in der Regel lebenslänglich Mitglieder des Privy Council, deſſen 
Nitgliederzahl allmählich bis auf 200 gewachſen ift. ar Berfammlung wird aber 
nur felten zu Geremonialacten geladen. Für die wirklichen Regierungsgeſchäfte er⸗ 
ht die Ladung nur am die Mitglieder des zeitigen Miniſterraths. Die heutigen 
Orders in Council find alfo der Sache nach nur Beichlüffe des Staatsminiſteriums. 
die alten Hauptgeſchäfte des S. Haben fich vertheilt unter Miniſterrath, Parlament, 
Reichägerichte und die Verwaltungsgerichte des Selfgovernment. Nur für die Kolonial⸗ 
und ficchlichen Angelegenheiten bleiben noch Reſte einer wirklichen Jurisdiktion des 
Priry Conneil übrig. 
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ob und wo nach den aus den Rechnungen zu beurtbeilenden Ergebnifja der 
— zur Beförberung des Staatszweckes Abänderungen nöthig ode: rath⸗ 
ſam 
Werden die Rechnungen richtig befunden, fo ertheilt die Oberrechnungskammer 
den rechnungsführenden Beamten Quittung (Decharge). Stellen fi) Vertretungen 
der Rechnungsführer oder anderer Beamten heraus, beren Dedung durch die Kotaten- 
beantwortung nicht nachgewiefen wird, jo hat die Oberrechnungskammer bie weitere 
Verfolgung, welche der vorgeſetzten Behörde obliegt, nöthigenfalls durch Eintragung 
in dad Soll der Einnahmen anzuordnen ($ 17 bes Preuß. Geſ. vom 27. Miu 
. 1872 und ähnlich der dem Reichstag vorgelegte Entwurf). Dieje Beftimmung läßt 
nicht klar erkennen, welche Stellung das Geje der Oberrechnungskammer gegenüber 
ben Berwaltungsbehörden — welche nicht Rechnungsleger find — namentlich den an- 
weijenden Beamten und bejonders den Verwaltungschefs hat einräumen wollen. In 
Frankreich gilt der Grundſatz, daß ber oberfte Rechnungshof fich in keiner Weile eine 


Yurisdiftion über die anweiſenden Beamten (ordonnateurs) beilegen fann. Der ent | 


gegengejegte Grundjaß würde, fo jegensreich auch eine Kontrole der Verwaltung ba 
Gelegenheit der Rechnungsrevifion fein mag, leicht zu Kollifionen sund zu eine 
Hemmung der Exekutive führen können. Das Richtige wird fein, wenn die Kontrele 
der Verwaltung durch die Bemerkungen zur allgemeinen Rechnung und durch dee 
dem Könige zu erftattenden Geichäftsbericht geübt wird. 

Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushaltsetat, welche alljährlich dem 
Sandtage vorzulegen ift, hat nämlich die Oberrechnungskammer mit ihren Ze 
merfungen zu begleiten, welche fich namentlich über etwaige Abweichungen von den 
Beltimmungen des Etat? oder ber Titel ber Spezialetats ober den damit verkmünften 
Bemerkungen oder endlich von Finanzgeſetzen überhaupt verbreiten. Auj Grund 
dieſes Materials fpricht der Landtag die Entlaftung ber Staatsregierung ans oder 
beanftanbet diefelbe. 

Endlich erftattet die Oberrechnungsfammer alljährlich dem Könige Bericht über 
die Ergebniffe ihrer Geichäftsthätigfeit, verbunden mit Vorſchlägen darüber: ob und 
inwieweit nad) den aus den Rechnungen fich ergebenden Reſultaten der Verwaltung 
zur Beförderung der Staatszwecke Reformen nothwendig oder rathſam erfcheinen. 

In diefer Weife vollendet ſich der Kreislauf der zur Ausfuhrung des Staate 
ne dienenden Operationen der ©. — 

t.: v. Rönne, Staatsrecht, 3. Aufl, Bd. IL. 2 ©. 722 ff. — Gneift, Kern 
zung Rechtsweg, $ 30 ©. 320. — Rieichle, Grundzüge zu einer _zwedmäßigen Einridj 

tantsfafien: und Kechnun Steiend, Berlin 1821. — anf, andbut alter 
und Rehnungswefens, Berlin 1 — gs efammte —* ig GEtatöfaflen 
und —— Fr IB — Meißner, Die Da echnungam: Biihen 
Staates umfoflend pe und Derorbnungen, Berlin 1878. — La se a —5— 
db. Deutſchen si (0 ch s Annalen 1878, ©. 528 ff.). — Czörnig, Barftellung 
richtungen über N gete, Staatsrechung und SKontrole u. J. w., Wien 1 — Niere: 
bacder, Das Zahlungsweſen der allgemeinen Binanppenzeltung, in Bann. — 1810.— 
Hod, « Binary verwaltung Grantveicht, Stuttgart 1857, ©. Block, Dicior 
naire administration frangaise, 8. v. Comptabilits ar 8. 

Staatsrath. Der S. erfcheint in den monarchiſchen Verfaffungen Guropa’s 
als die kollegialiſche Formation des höheren Berufsbeamtenthums zur ſtetigen Ze 


rathung des Staatsoberhauptes in den höchſten Stantdangelegenheiten, zur Bor | 


berathung der Gefegentwürfe und Verordnungen, zur rechtlichen Begutachtung der 
BVerwaltungsfonflitte und Beichwerden. Er ift die hochſte Formation di 
berufsmäßigen Beamtenthums und nur aus biefem heraus verſtändlich. 
Schon in den erſten Anfängen unſerer ſtaatlichen Entwickelung haben die Ger 
manifchen und Romanifchen Völker einen Berufsjtand für die Humanen Aufgaben 
und Kulturzwede des Staates gebildet in der Hierarchie ber Römijchen Kirche Auf 
einer jpäteren Entwidelungaftufe bildet das weltliche Beamtenthum, Hand in Hand 
mit ber Rezeption eines neuen flaatöbildenden Rechtes, einen Beamtenſtand, defien 
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bedeutungsvoller, weltgeichichtlicher Beruf die Ueberwindung ber ftändifchen Gegen- 
fe der Europäifchen Welt geworben if. Ueberall erſcheint nun in den größeren 
Staaten ein „Geheimrath“, Staatsrath oder analoger Körper, welcher Anfangs 
die Spitzen ber geiftlichen und weltlichen Stände mit den hohen Beamten aus 
periönlichem Vertrauen vereinigt, in welchem dann aber das reine Beamtenelement 
das Uebergewicht behält. Wie die Bildung der ftehenden Armee bie phufiiche 
Naht, fo verleihen diefe „Conseils“ des Landesherrn der aufwachjenden Monarchie 
die rechtliche und fittliche Macht, welche die gejchiedenen Elemente des Volkslebens 
zac höheren ftaatlichen Einheit führt. Auf dem Kontinent geht mit Weberwältigung 
ber ftänbifchen DVerfaffungen daraus die abjolute Monarchie hervor. In England 
it der embliche Ausgang ein entgegengejegter. In allen Kulturländern Europa's 
aber bewegt ſich der Verſaſſungsſtreit jeit dem Ende des Mittelalters in dem gegen- 
fätigen Verhältniß zwiſchen dieſem Töniglichen Rath und ben ftänbifchen Körper⸗ 
khaiten wie in einem Brennpunft. 

In England erfcheint der S. ala „consilium continuum“ zuerft in dem 
Menfihenalter nach der Magna Charta. Die Monarchie, im Streit mit den befiken- 
den Klaffen, ſah fich genöthigt, die höchſten Kronbeamten zu einer ftehenden Behörde 
jujammenzufaffen, um aus dem Syſtem der perjönlichen Regierung zu einem ftetigen 
griegmäßigen Bang der Staatsgefchäfte zu gelangen. In dem Jahrhundert Eduard's I., 
IL. und III. gewinnt der ftehende Rath die Initiative einer großen Gefehgebung. 
In vereinigten Sigungen mit den hervorragenden Prälaten und weltlichen Herten, 
als „Magnum Consilium“ ober Parliamentum, find von biefer Körperichaft die 
gndlegenden Geſetze der heutigen Engliſchen Staatöverfafjung ausgegangen, — in 
ener Zeit, in welcher das Unterhaus noch eine jehr untergeorbnete Stellung einnahm. 
Roh einmal in der jpäteren Epoche der Reformation hat der Tönigliche Rath als 
.Privy Council“ die Initiative der Gejebgebung ſowie die außerorbentlichen 
Regierungg⸗ und Strafgewalten erhalten, welche die Durchführung bes ſchweren 
Berker der ſtaatskirchlichen Reformation erforderte. Die Periode der Tudors bildet 
den Höhepumtt des Privy Council, neben welchem das Parlament zeitweife feine 
Selbfändigkeit zu verlieren fcheint. Im folgenden Jahrhundert aber befämpft bie 
Tmaftie der Stuart? mit dem Privy Couneil die Parlamentäverfaffung überhaupt, 
mit dem Verordnungsrecht die Gejehgebumg, mit.der Verwwaltungsjuftiz des Council 
das fländifche Steuerrecht und bie lokale Selbftverwaltung. In dieſem Kampf fiegt 
das Parlament in Folge der gejellfchaftlichen Harmonie, welche die drei Stände in 
gleichem Recht, in gleicher Steuerpflicht und wefentlich gleichen Intereffen vereinigte. 
205 befiegte Königthum wird gezwungen, auf die Verwaltungsjuftiz des Council 
(Stemlammer) und auf die gemißbrauchten außerordentlichen Gewalten zu verzichten. 
die Gejhäjte des Privy Council gehen bamit auseinander. Die 
Vewaltungsgerichtsbarkeit Tonjolidirt fich in ben Behörben des selfgovernment unter 
Kontrole der Reichsgerichte. Die Initiative der Geſetzgebung und der Regierungd« 
mahregeln Fällt dagegen in einen engern Ausſchuß bes Staatsraths (Cabinet, 
Minifterrath), welcher ſchon unter den Stuarts gebildet, jetzt bie eigentliche Hand« 
habe der parlamentarifchen Parteiregierung wird. Die Minifter üben ihre Gewalten 
noch heute als „Staatsräthe“, welche mit einem befonderen Departement betraut 
find, und bleiben in der Regel lebenslänglich Mitglieder des Privy Council, beffen 
Mitgliederzahl allmählich bis auf 200 gewachlen ift. Dieſe Verfammlung wird aber 
zur ſelten zu Geremonialacten geladen. Für die wirklichen Regierungögeichäfte er- 
geht die Ladung nur an die Mitglieder des zeitigen Miniſterraths. Die heutigen 
Orders in Conneil find alfo der Sache nad) nur Beichlüffe des Staatsminifteriums. 
Die alten Hauptgeſchäfte des S. haben fich vertheilt unter Minifterrath, Parlament, 
Reichögerichte und die Verwaltungsgerichte des Selfgovernment. Nur für bie Kolonial« 
und kirchlichen Angelegenheiten bleiben noch Refte einer wirklichen Jurisdiktion des 
Priv Conneil übrig. 
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In Frankreich dagegen erfcheint das Conseil du Roi ſchon jeit bem 
15. Jahrhundert ala der ftändige Hauptlörper der Staatsregierung, mit welchem 
das Königthum Stände und Parlamente überwindet. In das Conseil fällt die 
Initiative der Geſetzgebung und das Verordnungsrecht des Könige, welches für die 
zerriffene ftändifche Gejellfchaft immer ausſchließlicher die gejeggebende Gewalt über- 
nehmen muß. Dieje zeitgemäße, ftetig fortfchreitende Verordnungsgewalt fchiebt bie 
gefeßgebenden und fteuerbetoilligenden Stände allmählich ganz bei Seite, unb giebt 
der Vollziehungsgewalt die ftetige Geftalt, in welcher fie die ſtändiſchen Sonberrehte 
und Privilegien zu” überwinden vermag. Cine abfchließende Ordnung giebt das 
Edikt vom 3. Yan. 1687, und es entfteht nun jener gewaltige Körper „tout & la 
fois cour supr&me de justice, tribunal supr&me administratif, conseil du gouverne- 
ment, qui discute et propose la plupart des lois, fixe et repartit l'impöt, 6tablit 
les rögles gönerales, qui doivent diriger les agents du gouvernement“ (Tocque- 
ville), — ber ftetige Körper einer durch Berufsbeamte geführten Staatsregierung. — 
Im Kampf gegen da ancien regime hob die Revolution im Geſetz vom 25. Mai 
1791 zwar den ©. auf, und übertrug feine Yunktionen auf den Minifterrath, zum 
einen Theil auf den Kaffationghof. Allein jeder durch ein Berujsbeamtentgum aus 
fchließlich verwaltete Staat bedarf dieſer ftändigen Yormation für die Stetigkeit 
feiner Verwaltungsordnung. Die Konfularverjafjung ftellt ihn wieber Her, mit der 
Befugniß „de rediger les projets des lois et les reglements d’administration 
politique, et de r6soudre les difficultes, qui #’6lövent en matiöre administrative‘, 
mit einer höchften Kompetenz zur Interpretation der Verwaltungsgeſetze, Entjcheibung 
der ftreitigen DVerwaltungafragen und der Konflikte zwifchen Juſtiz und Verwaltung. 
Alle Sranzöfiichen Derfaflungen find auf diefe Yormation zurücdgelommen , die zwar 
gegen den Willen eines Machthaber oder einer regierenden Partei oßne dauernde 
Widerſtandskraft, doch dem herrſchenden Syftem bie Ordnung ber Gejchäfte, die 
einheitliche Aktion der Organe gewährleiſtet. Das Conseil in feiner durch Dekret 
vom 14. Yan. 1852 erneuten Geftalt befteht aus einem Präfidenten, 40—50 Staats⸗ 
räthen zum ordentlichen Dienft der 6 Sektionen, 18 Staatsräthen, welche feiner 
Sektion zugetheilt find, ungefähr 20 Mitgliedern im aufßerorbentlichen Dienſt, 
40 Staatsrathäreferenten (maftres des requätes) und 80 Referenten (auditeurs). 
Er vereinigt in fich die Verwaltungsfapazitäten des Landes, wie der Kaffationshor 
die Yuftiglapazitäten, fogar auf Koften des Minifterialfyftens. Neben dem unver 
antwortlichen Conseil d’stat finfen die Minifter zu blos ausführenden Departements 
leitern berab, das mittlere und niedere Beamtenthum zu gejchieten Inftrumenten, von 
telchen eine prompte, taktvolle Vollziehung, aber feine Selbſtändigkeit des Gedankens 
und Willens erwartet wird. Im Verhältniß zum Monarchen ift das Conseil d'etat 
ala feine npensee en dsliberation“ , der Minifter al die „pensee en ex6cution“ 
gedacht. Auch in den höchſten Enlſcheidungen über die Kompetenzkonflikte giebt 
biefer S. nur Gutachten, welche ber Souberän beftätigen ober amenbiren mag. Bie 
in der Gerichtäverfaffung find es insbejondere die ſtets verſchiebba ren Ab- 
theilungen mit einem jährlich vorbehaltenen Wechjel, welche die Yurisbiktion 
über das öffentliche Recht bier ebenfo unfelbftändig machen, wie die Entfcheidungen 
der wechjelnden Gerichtgabtheilungen. Auch die neue Republik hat das Conseil 
d'état nicht zu entbehren vermocht, nunmehr aber die Stellung defjelben ala Ver- 
waltungsgericht der ordentlichen Gerichtsverfaffung affimilirt. 

In Deutſchland Hat die S.bildung ähnliche Formen und Kompetenzen, 
uber, wie das Beamtentgum ſelbſt, einen verſchiedenen Charakter entwidelt. In 
Oeſterreich, Kurbrandenburg und in den übrigen größeren Staaten gewinnt der 
„Geheimrath“, „Hofrath“ und analoge ftänbige Körperfchaften eine ftetig wachſende 
Bedeutung auf Koften der verfallenben Sandftände. Das reine Beamtenelement 
verdrängt bie Anfangs noch darin aufgenommenen ftändifchen Elemente. Am deut 
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lichſten erfennbar wirb die Bebeutung dieſer Einrichtungen in dem kurbranden⸗ 
burgijchen Geheimen S. Gs kam darauf an: 

1) die dem neuen Staatsweſen nothwendigen Gewalten, insbeſondere bie 

Militär», Finanz», Polizei» und Kirchengewalten, im Widerjpruch mit dem her- 
— Rechtszuſtand, doch in möglichſter Schonung der Rechte und Intereſſen 
ber herrſchenden Klafjen durchzuführen. Unter dem Titel der „von Gott geſetzten 
Obrigkeit” ſchafft fich die Staatsregierung fchrittweife und experimental zuerſt bie 
nothivendigen Finanz⸗ und Militärkräfte, ordnet fich durch das „Oberauffichtsrecht“ 
die ſtändiſchen, geiftlichen und ftäbtifchen Korporationen als Hrgane der Staats · 
gewalt unter, und verbindet mit den ausführenden Organen zugleich die Entſcheidung 
über die Kollifionen zwiſchen dem neuen und alten Recht, im Geiſt einer Ver 
waltungsjurisdiftion. Der ©. bildet dafür eine höchftbegutachtende, de facto 
regelmäßig entſcheidende Behörde, in unmittelbarer Korrefpondenz mit dem Landesherrn. 

2) Mit dem Fortſchritt dieſer Regierungsweife bilden fich feite Rormatin- 
beftiimmungen für die Ausübung der Staatsgewalten: der S. wird durch feine 
Stellung zugleih berathende Behörde für Gefetze und Berordnungen. 

Die Hauptichwierigkeit damaliger Verhältniſſe Iag in der Ungleichartigleit ber 
zufammengefügten Sandgebiete und ihrer Rechte, die zu einem gemifchten Syſtem 
von Real · und Provinziafverwaltung und zu erheblichen Ummwanblungen ber Organi- 
fation führte. Das Streben nach Stetigfeit und Gerechtigkeit gab dem höchften 
Regierungsförper in wejentlichen Punkten die Geftalt der ftändigen Tollegialifchen Ober- 
gerichte. Diefe Organifation erſtreckt ſich auch auf die Mittelinftanz in zahlreichen 
fändigen Kollegien. Nachdem auch die Lokalobrigkeit ben ftändigen Charakter des Land» 
rathsamtes erhalten Hat, if der Paralleliamus zwischen Verwaltung und Yuftiz vollendet. 

Allein jo jehr diefe jurisdiktionelle Geftalt der Staatsregierung ben Deutfchen 
Rechtsanſchauungen entfprach, fo ſchwerfällig wurde fie allmählich für die wachjenden 
Bedürfniffe einer neuen Zeit. Schon am Schluß der Regierung Friedrich's des Großen 
eritarrte der Geheime S. mit feinen unjörmlichen Abtheilungen zu einem geiftlojen 
Körper, der mit den Ideen und Bebürfniffen der Epoche der Franzöſiſchen Revolution 
nicht mehr Schritt zu Halten vermochte. Die Stein⸗Hardenberg'ſche Reform hat 
diefen monftröfen Körper zerichlagen und ein einfaches, burchgreifendeß, der neuen 
Reformgeſetzgebung entſprechendes Miniſterialſyſtem an ſeine Stelle geſetzt. Daneben 
ſollte ein „S.“ reſtaurirt werden, trat aber erſt ſpäter und nur als geſetzberathender 
Korper wieder ins Leben. Troß einzelner mufterhajter Geſetzesarbeiten vermochte 
derſelbe Leine feſte Stellung mehr gegen die Miniftergetwalten zu gewinnen, wurde 
felbft bei Privatrechtögefehen umgangen unb von Friedrich Wilhelm IV. ala ein 
Haupifig der ihm mißliebigen „Büreaufratie” angeſehen. Erſt in fpäter Stunde 
wurde eine S.jurisbiftion über die „Kompetenztonflifte” hergeftellt, welche äußerlich 
dem Frangöfifchen Muſter folgte, der Sache nach aber durch den definitiven Charakter 
ven Entſcheidungen und durch Anerkennung der Geſetze ala abfolute Norm, doch 

mebr den Charakter der Deutſchen Gerichtsbarkeit annahm. a übrige Verwaltungs» 
jurisdiktion verblieb den Departementsminiflern in letzter Inſtanz. 

An dies Syſtem der Staatsverwaltung jchloß ſich nun jeit1848 eine Verfaffung 
nach Belgiſchem, Franzofiſchem und Engliichem Mufter an, ohne Rüdficht darauf, daß 
diefe fremden Verfafjungen eine von ber Minifterverwaltung unabhängige 
Berwaltungäjurisbition vorausſetzen. Man glaubte, daß die „Dlinifterverantwortlic- ⸗ 
keit“ die Stelle der Rechtiprechung über das Öffentliche Recht erjegen Tönne, hatte 
aber weder den Muth noch den ernften Willen, eine folche zu realifiren. Die völlige 
Unficherheit und Schußlofigfeit der Verjaffungs- und —— ERSTEN: bat lange 
Zeit bie öffentliche Meinung (ſelbſt bei der Krifi vom Jahre 1866) zu feinem erniten 
Entſchluß einer Beichräntung des bepartementalen Abſolutismus zu bewegen vermocht. 

In heutigen Verhältniffen findet die Herftellung eines gejegberathenden ©. 
anſcheinend noch ein Hinderniß darin, daß Kompetenz und Yormation dafür ſchwer 
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zu finden iſt, fo lange das Verhältniß zwiſchen Reichs- und Landesverfafſungen fi im 
Fluß befindet. Nothwendiger als je war dagegen die Herſtellung einer von der 
Miniſterverwaltung unabhängigen Ju risdiktion über die ſtreitigen Fragen ber 
Auslegung der Verfafjung, der Anwendung des Verwaltungsrechts, — und dieſe ließ 
fi nur in einem fachverftändigen, Eollegialijchen Beamtenkörper finden, während eine 
Jurisdiktion durch Behörden des Seligovernment erft von Unten herauf neu zu 
ſchaffen war. Alle Eiferfucht gegen das Berufsbeamtentfum mußte daher unter 
dem einen oder anderen Namen auf eine S.bildung für die Berwaltungs- 
jurisbiftion zurückkommen. Die Preußifche Gejeßgebung ift jeit 1875 zu einem 
dem Weſen der Deutfchen Gerichteverfafjung entiprechenden „Oberverwaltungagericht« 
hof” gelangt, der aber an die Gentralverwaltung noch nicht heranreicht. 

Einen bedeutungsvollen Theil der Staatsentwidelung Defterreicha bildet 

auch der dortige ©., deſſen Gefchichte von dem Freiherrn v. Hod kurz vor jeinem 
Tode begonnen war. Die neuefte Geſetzgebung beſchränkt fich auch hier auf einen 
Verwaltungsgerichtshof. Wichtig für das Zonftitutionelle Verhältnik des ©. find 
namentlich auch die Formationen in Bayern und Württemberg, im Zufammen- 
hang mit einem relativ gut entwidelten Verwaltungsrecht. 
‚ „Sit: Deberficht ber Stantsrathäbildungen in allen europä T Ländern von Bradelli 
in feinem Jahrb. für Geſetztunde und Statifiit, 1862, ©. 170 f. — Malchus, Politit der 
inneren Berwaltung, I. 85 18 ff. — Für England: Gneift, Engl. Verwaltungsrecht, 1866 
bis 1867; I. 88 21, 32, 37, 43; II. 88 4475. — für $ranftreih: Dareste, Justice ad- 
ministrative, 1862. — M. Block, Dictionnaire de la politique, v. Conseil d’Etat. — Fir 
Deutihland und vergleichendes Recht: 8. v. Stein, Die Berwaltungslehre, 1869, I. S. 
177—197. — vd. Rönne, Staatöreht, Regifter voce S. — Gosmar u. Glaproth, Ser 
tgl. Preuß. u. furfürftl. Brandenburgifche Geheime S., Berl. 1805. Gneiſt. 

Staats ſchatz, ſ. Reichskriegsſchatz. 

Staatsſchulden. IL. Begriff. (Verwaltungsſchulden und Finanzſchulden). 
Unter S. im weiteren Sinne verſteht man alle begründeten Forderungen, welche an 
irgend eine Staatskafſe gemacht werden. Es beſteht aber ein ſehr weſentlicher Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den Schuldverbindlichkeiten der Siaatsverwaltung und den ©. im 
eigentlichen und engeren Sinne. Man kann jene mit Laband Verwaltungs 
ſchulden, dieſe Finanzſchulden nennen, oder mit v. Stein jene ald Finanzkredit, 
dieſe als Staatsſchuldenweſen bezeichnen. Und zwar find Verwaltungsſchulden bie 
jenigen nicht unverzüglich berichtigten Forderungen an die laufende Verwaltung, 
welche im Etat vorgejehen find, aber ihre Dedung erjt in einer päteren Einnahme 
finden, zu beren Beitreitung die Mittel in der Kaffe augenblicklich nicht ausreichen, 
die jedoch in der laufenden Finanzperiode wieder ausgeglichen werben, indem ledig: 
lich etatsmäßige Ausgaben zu etatsmäßigen Einnahmen antizipirt find. Dieſe Ver 
waltungsſchulden bewegen fi} aljo inmerhalb der budgetmäßigen Summen und be 
zwecken nur bie zweckmäßige gegenfeitige Orbnung von Einnahmen und Außgaben; 
fie würden überhaupt gar nicht entftehen, wenn die Einnahmen und Ausgaben des 
ganzen Jahres an einem einzigen Tage erfolgen könnten; fie entjtehen aber dadurch 
daß die Einnahmen und Ausgaben fich unregelmäßig vertheilen, und zwar jo, daß 
ein Theil der Ausgaben früher zu leiſten ift, als ein Theil der Einnahmen erhoben 
wird, wie fich denn namentlich bei der Militärverwaltung berausgeftellt Hat, daß 
ein zeitweiliger Mehrbebarf, und zwar ſehr erheblich über ben monatlichen Durd- 
ſchnittsbedarſf in den Wintermonaten eintritt und daß ziemlich in derſelben Zeit die 
Zolleinnahmen Hinter dem Durchfchnitt zurückbleiben. Einen ganz anderen Charakter 
haben aber die Finanzſchulden, die eigentlichen S. Diefe haben ihren Grund nicht 
in laufenden Einnahmen, fondern in den Ausgaben, fie ſchaffen eine fehlende Quelle 
von Einnahmen, und zwar entweder in ber Weile, baß die Nothwendigkeit einer 
derartigen Schuld fich fchon bei Feſtſtellung des Budgets herausſtellt oder erft im 
Laufe des Verwaltungsjahres fich ergiebt, indem "die Ausgaben den Voranſchlag 
überjhreiten, während die Einnahmen Hinter demfelben zurückbleiben. Diejer Unter: 
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ſchied von Verwaltungs⸗ und Finanzſchulden Hat num aber auf die gefammte recht⸗ 
lie Behandlung derſelben den allerweientlichften Einfluß. Denn während die Ber- 
waltungsſchulden eine Maßregel der Finanzverwaltung find und durch die berjelben 
innewohnende Berorbnungsgewalt gejchaffen, geordnet und getilgt werben, jo find 
dagegen die Finanzſchulden ein Gegenftand ber Gejehgebung, fowol in Bezug auf 
Kontrahirung als in Bezug auf Verwaltung. Es verhält fih Binfichtlich der Ver⸗ 
waltungs= und Finanzſchulden in diefer Hinficht ganz ähnlich, wie Hinfichtlich des 
Berwaltungd- und Finanzvermögen? in Bezug auf defien Veräußerung; denn während 
jenes ala Hülfemittel bei Ausübung fonftiger Staatsfunktionen einfeitig von ber 
Berwaltung veräußert werben kann, die eben ihrem Schwerpunkte nach nicht beim 
Sandtage Liegen foll, fo find die Veräußerungen diefeß, welches eine Einnahmequelle 
bildet, im Prinzip an die Zuftimmung des Landtages gebunden. Die in einigen 
Verjaffungsurkunden ausbrüdlich ber Verwaltung beigelegte Vefugniß zur Kontrahi= 
rung von Verwaltungsſchulden (Baden, Weimar) verfteht fich auch da dort jelbft, 
wo dieſe Berugniß wie in Preußen nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt. Die Ver- 
waltungsfchulden jcheiben mithin aus der Darftellung aus; zur Kontrahirung ber- 
felben bebarf die Regierung feiner Autorifation, denn fie find die unmittelbare Folge 
des Etatögefehes, und die Verwaltung biefer Schulden ift recht eigentlich die Auf 
gabe der Finanzverwaltung. 

D. Arten der Finanzſchulden. 1) Man unterjcheidet zunächſt die ver- 
zinsliche und Die unverzinsliche S. Unter unverzindlicher ©. verfteft man bie 
lediglich auf den Staatskredit fundirten Staatsnoten. Diefe unverzinsliche Schuld 
bildeten bisher in Preußen die fog. Kaffenanweifungen, die in Appoints von 1 Thlr. 
und 5 Thlr. von der Hauptverwaltung der S. ausgegeben wurden, deren Geſammt⸗ 
betrag fich im Folge des Geſetzes vom 19. Mai 1851 auf 30 Millionen belief, 
durch Geſetz vom 7. Mai 1857 auf die Summe von 15 842 347 Thlr. vebuzirt 
wurde, durch Einziehung des Kurheffiichen und Naffauifchen Papiergeldes aber wieder 
auf ca. 18 Millionen erhöht worden war. Die Kaffenanweilungen mußten bei allen 
königlichen Kaſſen zum vollen Rennwerthe angenommen werben, hatten aber keinen 
Zwangskurs (vgl. über die Frage des Zwangskurſes Voigtel, Das Gelb und 
die Gelbpapiere, in Hinjhius’ Zeitichr. f. Geſetzgebung und Rechtspflege Bd. I. 
(1867) ©. 445 ff.; Keyßner, Vom Preuß. Papiergelde a. a. O., Bd. II. (1868) 
©. 101 ff.; Hartmann, Ueber den rechtlichen Begriff des Geldes, Braunſchweig 
1868, ©. 97 ff.; v. Rönne, Staatsrecht, Bd. II. Abth. 2 ©. 371). Die weitere 
Bermehrung alles einzelftaatlichen Papiergeldes ift dann reichsſeitig durch das Geſetz 
vom 16. Juni 1870 infofem inhibirt worden, als vorgefchrieben wurde, daß bis 
zu befinitiver reichögefehlicher Feſtſtellung der Grundfäge über die Emiffion von 
Papiergeld (RBerf. Art. 4 Nr. 3) von ben Bundesſtaaten mır auf Grund eines 
auf ben Antrag der betheiligten Landesregierung erlafienen Bundesgeſetzes Papier _ 
gelb auögegeben ober deſſen Ausgabe geftattet werden dürſe. Das Münzgeſetz vom 
9. Juli 1873 Hat dann aber Art. 18 angeordnet, nicht blos, daß das von den 
einzelnen Bunbesftaaten ausgegebene Papiergeld bis zum 1. Yan. 1876 einzuziehen 
und ſechs Monate vor biefem Termine öffentlich aufzurufen jei, ſondern auch daß 
nach Mafgabe eines zu erlaffenden Neichagejehes eine Ausgabe von Reichapapier- 
geld flattfinden werde. Das Reichsgeſetz, betr. die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, 
vom 30. April 1874 bat endlich beftimmt, daß Neichafaffenfcheine zum Gejammt- 
betrage von 120 Mill. Mark in Abſchnitten zu 5, 20 und 50 Mark anzufertigen und, 
vorbehaltlich des in $ 8 bejonbers geregelten Falles, unter die Bundesſtaaten nach 
Maßgabe ihrer durch die Zählung vom 1. Dezbr. 1871 feitgeftellten Bevblkerung 
au vertheilen jeien, daß bagegen die Bundesſtaaten das von ihnen feither außgegebene 
Papiergeld fpäteftens bis zum 1. Juli 1875 zur Ginlöfung öffentlich aufzurufen 
und thunlichft ſchnell einzuziehen haben, und daß endlich die Reichskaſſenſcheine bei 
allen Kafjen des Reiches und fämmtlichen Bunbesftaaten nach ihrem Nennwerthe in 
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Zahlung angenommen und von der Reichshauptkaſſe für Rechnung des Reiches jeder 
Zeit auf Erforbern gegen baares Geld eingelöft werden müflen, ſowie daß im Privat 
verfehr ein Zwang zu ihrer Annahme nicht ftattfindet. 

2) Dan untericheidet ferner die verzingliche S., je nachdem fie auf jog. Staats- 
ſchuldſcheinen oder auf Schaganweifungen beruht. Die Staatsſchuldſcheine zeichnen 
fih durch ihre Unfündbarfeit aus, die jeitend bes Gläubigers eine abfolute iſt, 
feitens des Schuldners unter gewiffen Vorausfegungen zwar ftatthaft ift, doch jo 
daß ſtets eine längere Dauer bes Schuldverhältnifies in Augficht genommen it. 
Die Staatsſchuldſcheine werben auf jeden Inhaber Iautend auägeftellt, fo daß fie 
bei der Mebertragung feiner Geffion bebürfen, im Gegenſatz zu ber Granzöfifchen Rente. 
Dagegen haben bie ſog. Schatzanweiſungen, indem fie alle fonftigen weſentlichen 
Momente (Verzinzlichkeit, auf den Inhaber lautend) mit den Staatsfchulbfcheinen 
gemein haben, das Eigenthümliche, daß fie von vornherein nur auf kurze Dauer ber 
mefien find, indem ihre Einlöfungszeit höchftens neun Monate beträgt; fie werben 
in Abfchnitten von verjchiedenen Beträgen ausgegeben, und es bleibt der Finanz 
verwaltung überlaffen, den Zinsſatz, fowie die Dauer der Umlaufszeit innerhalb der 
geſetzlich zuläffigen Grenzen den Verhältniffen entiprechend feſtzuſetzen; eine genauere 
Beichreibung der Form der Schapanweifungen findet fich 3. B. als Anlage zu der 
Bekanntmachung des Kanzlers des Norbdeutfchen Bundes vom 19. Yuli 1868 (in 
Hirth’8 Annalen, Jahrg. 1869, ©. 299). Ihre Anwendung empfiehlt ih 
namentlich dann, wenn zwar an fich die Nothwendigkeit einer eigentlichen Yinanz 
ſchuld vorliegt, aber zugleich die Wahrjcheinlichkeit vorhanden ift, daß dieſe in nicht 
zu langer Zeit durch vermehrte Einnahmen abgetragen werben kann, indem es in 
ſolchem Falle unzwedmäßig fein würde, den zeitweiligen Bebarj durch eine erft in 
entfernter Zukunft zu amortifirende Anleihe zu beden. Dabei ift es keineswegs 
nothwendig, daß die Schakanmweifungen beim Ablauf der erften Umlaufßzeit gänzlich 
getilgt werben, wenn nur in Ermangelung berartiger parater Mittel die Ermächtigung 
zur Ausgabe neuer Schafanmeifungen an Stelle ber eingelöften alten gegeben ill. 
Man Hat fich diefer Form der Beichaffung von Staatsanleihen zum erſten Male 
auf Grund des Preuß. Geſetzes vom 28. Septbr. 1866, betr. den auferorbentlichen 
Geldbedarf der Militär- und Marineverwaltung, bedient; ſeitdem finden fie ſich in 
jedem Etatsgefetze erwähnt, indem dem Yinanzminifter immer von Neuem die Be 
fugniß ertheilt wird, an Stelle der im Laufe des Etatsjahres einzulöfenden alten 
Schaganmeifungen neue bis zu beftimmten Betrage audzugeben, wie 3. B. dad 
Gejeh vom 26. Februar 1874, betreffend die Feſtſtellung des Staatshaushalts pro 
1874, anorbnet, daß. in biefem Jahre Schapanmweifungen bis zur Höhe von 10 
Millionen, welche vor dem 1. Oktober 1875 verfallen müffen, wiederholt ausgegeben 
werben können, und daß bie auf Grund des vorjährigen Etatsgeſetzes dom 24. Mäy 
1873 auögegebenen Schaganweifungen bei eintretender Fälligkeit einzuldfen find. 
Aber auch die Finanzpraxis des Norddeutſchen Bundes und des Deutichen Reiches 
hat von den Schaganweifungen ben umfafjendften Gebrauch gemacht; insbeſondere 
beftimmt das Geſetz vom 5. Juli 1878, betr. die Feſtſtellung des Haushaltsetats 
bed Deutfchen Reiches für das Jahr 1874, daß der Neichafanzler ermächtigt wird, 
zur vorübergehenden Verſtärkung bes orbentlichen Betriebsfonds der Reichshauptlaſſe 
nach Bedarf, jedoch nicht über den Betrag don 8 Millionen hinaus, und behuis 
Beſchaffung eines Betriebsfonds zur Durchführung der Münzreform bis zum Betrage 
von 50 Millionen Schaganweifungen auszugeben, mit der Maßgabe, daß dem 
Reichskanzler die Beſtimmung des Zinsſatzes und die Dauer der Umlaufszeit, die 
jedoch den 80. Juni 1875 nicht Überfchreiten darf, überlaffen wird, und daß aud) 
ber Betrag der Schakanweifungen wiederholt, jedoch nur zur Dedung der in Ver⸗ 
kehr gejeßten, innerhalb dieſes Zeitraums ausgegeben werben darf; ſelbſt die Be 
Ichaffung der für die Zwecke der Marine aufgenommenen Anleihe des Norbdeutichen 
Bundes, ſowie ein Theil der Sriegsanleihen ift auf diefem Wege erfolgt. 
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3) Man unterfcheidet die Staatsſchuldſcheine, je nachdem fie einer im Voraus 
beftimmten regelmäßigen Tilgung unterliegen, oder bieje abhängig ift von der Lage 
des Staatshaushalts. Jene war das ältere Preuß. Syſtem; insbeſondere hatte 
der $ 5 der Berorbnung wegen ber künftigen Behandlung des gefammten Staats- 
ſchuldenweſens vom 17. Januar 1820 verordnet, daß zur allmählichen Abtragung 
aller verzinslichen Schulden ein Progent jährlich” von ber damaligen Höhe des 
Schuldkapitals zu einem allgemeinen Tilgungsfonds für immer bewilligt werben jollte, 
dem auch die aus der allmäblichen Abtragung der Schuld entftehenden Zinserſparniſſe 
binzutreten; dieſe Grundfähe waren aber auch in Betreff ber fpäteren Anleihen 
durch bie über deren Aufnahme erlafjenen beſonderen Geſetze ſpeziell angeorbnet, fo 
3.8. in dem Geſetze vom 17. Febr. 1868, betr. die Aufnahme einer Anleihe von 
40 Millionen; die Einzelheiten regelten fich nach dem Gefee vom 28. März 1852, 
betr. bie Meberweifung ber in Gemäßheit bes Gefeßes vom 7. Dezember 1849 auf 
zunehmenden Staatsanleihe an die Hauptverwaltung der ©., jowie die Tilgung 
dieſer Anleihe. Hier war insbeſondere vorgejchrieben, daß zur Tilgung jährlich ein 
Prozent des Schulblapitala zu überweifen und daß die durch allmäbliche Abtragung 
des Schulblapitala eriparten Zinfen dem Tilgungsfonds in ununterbrocdhener Zeit« 
folge zumachen. Darüber, ob die Tilgung vermittelft Anlaujs der betr. Staats⸗ 
papiere zum Tageskurſe ober durch Ausloofung ftattfinden ſoll, haben bie Geſetze 
geſchwankt; indeſſen hat ſowol die Verordnung vom 17. Januar 1820 ala auch das 
Gefje vom 23. März 1852 feftgejebt, daß der Tilgungsfonds zunächft zum Anlauf 
eines entiprechenden Betrags von Schulddokumenten zu verwenden fei, baß jeboch, 
infoweit der Ankauf nicht unter dem Nennwerthe bewirkt werden Tann, öffentliche 
Ausloofungen ftattzufinden haben. Ein ganz neues Syftem der Schuldentilgung 
iſt nun aber durch das Geſetz vom 19. Dezember 1869, betr. die Konſolidation 
Preußiſcher Staatsanleihen, ind Leben geführt, infofern die Tilgung diefer konſolidirten 
Anleihe nur ſobald und foweit erfolgt, als etatsmäßige Ueberſchüfſe der Staats- 
einnahmen über die Staatsausgaben fich ergeben, und joweit über diefelben im 
Staatshaushaltsetat nicht anderweitig verfügt wird. Die eventuelle Tilgung ge ° 
ſchieht in der Art, daß die dazu beftimmten Mittel zum Anlauf eines entiprechenden 
Betrags von Schuldbofumenten verwendet werden. Dem Staate bleibt jedoch das 
Necht vorbehalten, vom 1. Januar 1885 ab die im Umlauf befindlichen Schuld» 
verfhreibungen zur Einlöfung gegen Baarzahlung des Kapitalbetrags zu kündigen. 
Dieſe Grundfäße haben aber auch auf die fpäter aufgenommenen Anleihen Anwendung 
gefunden, indem 3. B. das Gele vom 11. Juni 1873, betr. die Aufnahme einer 
Anleihe in Höhe von 120 Millionen, Hinfichtlich der Tilgung berfelben auf die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 einfach verweiſt. Die günftigen 
Finangverhältniffe in den erften Jahren nach der Emanation des Konfolidationd- 
geſetzes haben allerdings die Yolge gehabt, daß, wie ſich auß einer Bergleichung der 
verſchiedenen Staatshaushaltsetats ergiebt, die Tilgungsjummen von 1868 bis 1872, 
und zwar von 7966766 Thaler auf 9497799 Thaler ftetig geftiegen find, und 
daß außerdem theils im Extraordinarium des Staatshaushaltsetats (3. B. pro 
1878), theils durch beſondere Gefeße mehrfache außerordentliche Schuldentilgungen 
ftattgefunden haben, wie bei der Auflöfung des Staatsſchatzes durch das Geſetz vom 
18. Dezbr. 1871, jo auch durch das Gefeg vom 18. März 1873, vom 5. Juni 
deffelben Jahres (betr. die aus ber Kriegsentſchädigung an Preußen gelangenden 
Geldmittel) und vom 26. Mai 1874. — Eine befondere Abart der Staatsſchuld⸗ 
ſcheine find noch diejenigen, in welchen allen Gläubigern oder einem Theile derjelben 
außer der Zahlung ber verfchiebenen Geldfummen eine Prämie dergeftalt zugefichert 
wird, daß durch Ausloofung oder durch eine andere auf den Zufall geftellte Art der 
Grmittelung die zu prämiirenden Schuldverfchreibungen und die Höhe der ihnen zu⸗ 
fallenden Prämie beftimmt werden follen. Diefe, die ſog. Lotterie-Anleihen, dürfen, 
wie Inhaberpapiere mit Prämien überhaupt, nach bem Reichsgeſetze vom 8. Juni 
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1871 innerhalb des Reichs nur auf Grund eines Reichsgeſetzes und nur zum Zwecke 
der Anleihe eines Bundesſtaates oder des Reichs ausgegeben werden, während die 
auslänbifchen Inbaberpapiere mit Prämien, deren Ausgabe vor dem 1. Mai 1871 
erfolgt ift und die demgemäß überhaupt im Verkehr zuläffig find, einer beſonderen 
Abftempelung zu unterwerjen find. 

II. Die Kontrahirung der Staatsſchulden. In Preußen konnte 
die Aufnahme neuer Darlehen ſchon nach der Verordnung vom 17. Jamuar 1820 
nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der Tünftigen reihöftändiichen Berfamm- 
Tung gefchehen. Das Patent vom 8. Februar 1847 überwies diefe Mitwirkung 
dem Bereinigten Sandtage mit der Einfchräntung, daß, wenn im Falle eines zu 
erwartenden, ober außgebrochenen Kriegs bie Einberufung des Vereinigten Landtags 
nicht zuläffig befunden werden follte, an Stelle derfelben die Deputation für das 
Staatsfchuldenweien, welche im Allgemeinen die ftändifche Mitwirkung bei Ber 
zinfung und Tilgung der Staatsſchuld auszuüben hatte, treten ſollte. Der Ai. 
103 der Berfaffungsurfunde hat dann aber ganz allgemein und ohne jede Ein- 
ichränfung beftimmt, daß die Aufnahme von Anleihen nur auf Grund eines Geſetzes 
(unter Zuftimmung aller drei Faktoren) erfolgen könne, und daß baffelbe bei der 
Uebernahme von Garantien zu Laften des Staates gelte. In Gemäßheit des Art. 
62 al. 3 muß ein derartiger Geſetzentwurf zuerft dem Haufe der Abgeordneten vor- 
gelegt werben, da es fich um einen Finanzgeſetzentwurf handelt. 

Ganz analog ift in Art. 73 der DVerfaffung des Norddeutſchen Bundes umd 
bes Deutſchen Reichs die Aufnahme einer Anleihe auf den Weg der Bundes- reip. 
Reichsgeſetzgebung verwieſen worben. 

Das Alles bezieht fich endlich nicht blos auf die verzinslichen, ſondern auch 
auf die unverzinslichen S. 

IV. Die Verwaltung und Kontrole des Staatsſchuldenweſens. 
1) In Preußen. Auch in dieſer Beziehung hatte ſich die Krone bereits zur Zeit 
der abſoluten Monarchie eine freiwillige Beſchränkung auferlegt; die Garantie ruhte 
jedoch weſentlich in der Hand des Beamtenthums, indem die im Jahre 1820 
errichtete Hauptverwaltung der ©. für die Erfüllung der damals gegebenen Vor— 
Schriften im ganzen Umjange verantwortlich gemacht wurde. Seit der Emanation 
der Verfaffungsurfunde, insbeſondere feit dem Geſetze, betr. die Verwaltung bes 
Staatsſchuldenweſens und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, vom 24. Febr. 
1850 ift die königliche Gewalt weiter eingejchräntt worden. Die Hauptverwaltung 
der ©. ift eine von ber allgemeinen inanzverwaltung abgejonderte felbftändige 
Behörde, beftehend aus einem Direktor und drei Mitgliedern, welche gleiche Befug⸗ 
niffe und gleiche Berantwortlichfeit Haben. Der Direltor und die Mitglieder Leiten 
vor Antritt ihres Amts in Bffentlicher Sitzung bes Oberverwaltungsgerichts (Bei. 
vom 29. Jan. 1879) (früher deg Obertribunala) einen Eid, daß fie weder einen Staats⸗ 
ſchuldſchein noch irgend ein anderes Staatsfchuldendofument über den in den 
beftehenden ober in Zukunft zu erlaffenden Gejegen beftimmten Betrag hinaus aus⸗ 
ftellen, oder duch Andere außftellen laffen, auch mit allem Nachdruck darauf Halten 
und dafür forgen wollen, daß bie ihrer Verwaltung anvertraute Staatzfchulb prompt 
und regelmäßig verzinft, das Kapital aber in der durch die Geſetze vorgefchriebenen 
Art getilgt werde, und daß fie fich von der Erfüllung diefer Pflichten und ber 
übrigen ihnen mit eigener Verantwortlichkeit übertragenen Obliegenheiten durch feine 
Anweifungen und Verordnungen irgend einer Art abhalten laffen wollen. Die 
Hauptverwaltung der ©. ift wieder unter die fortlaufende Aufficht einer befonderen 
Staatsſchuldenkommiffion gejtellt; dieſelbe befteht aus je drei Mitgliedern beider 
Häufer des Landtags, welche mit abfoluter Stimmenmehrheit auf drei Jahre gewählt 
werden, und aus bem Präfidenten der Oberrechnungsfammer ; die vom Landtage ge: 
wählten Mitglieder werben vom Präfidenten in öffentlicher Sigung unter Himveifung 
auf ihren ala Abgeordnete geleifteten Eid (Berfaffungsurfunde Art. 108), der Präfident 
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der Oberrechnungälammer in öffentlicher Sitzung bes Oberverwaltungägerichts (früher 
des Obertribunala) unter Hinweifung auf jeinen Amtseid, auf Grfüllung ihrer 
beſonderen Obliegenheiten verpflichtet; die Kommiffion wählt aus ihrer Mitte einen 
Borfigenden und einen Stellvertreter, zur Beſchlußfähigkeit gehört die Anweſenheit 
don wenigftens vier Mitgliedern. Die Staatsichuldenlommiffion erhält von ber 
Hauptverwaltung ber ©. die Monats- und Jahreabfchlüffe, und bat, fo oft fie es 
für angemeſſen erachtet, wenigfteng aber einmal halbjährlich, außerorbentliche Revifionen 
vorzunehmen; fie ift befugt, über Alles, was ben Beftand, die Berzinfung und 
Tilgung der Staatsſchuld betrifft, von der Hauptverwaltung Auskunft zu erfordern 
und berjelben ihre Bemerkungen und Anfichten zur Beichlußnahme mitzuteilen. 
Bei dem regelmäßigen jährlichen Zufammentritt de Landtags erftattet die Staate- 
ſchuldenkommiffion den beiden Häufern Bericht über ihre Thätigkeit, fowie über die 
Grgebniffe der unter ihre Aufficht geftellten Verwaltung bes Staatsſchuldenweſens 
in dem verfloffenen Jahre; mit dieſem Berichte find auch die Rechnungen der Staats» 
Tchuldentilgungafaffe, nachdem fie von der Oberrechnungskammer revidirt und jeft- 
geitellt, von der Staatsſchuldenkommmiffion geprüft find, zu überreichen. Die ein- 
gelöften verzinslichen Staatsſchuldendokumente werben jährlich nach erfolgtem Rechnungs= 
abichluffe von der Staatsſchuldenkommiſſion und von der Hauptverwaltung der ©. 
in gemeinfchaftlichen Verſchluß genommen und nad ihren Litten, Nummern und 
Geldbeträgen zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Sobald dann die betreffenden 
Rechnungen von dem Landtage dechargirt find, werben bie eingelöften verzinslichen 
Staatsjchuldendofumente von Kommiffarien der Staatzjchuldenlommiffion und der 
Hauptverwaltung ber ©. durch Feuer vernichtet. — 2) Was ſodann die Verwaltung 
des Bundes» reſp. Reichsſchuldenweſens betrifft, fo war bereit? vor Emanation bes 
Gejehes vom 9. Novbr. 1867, durch welches die erfte Bundesanleihe zu Marine 
und Kuſtenvertheidigungszwecken bewilligt wurbe, dem Reichstag ein Gefeßentwurf 
über bie Verwaltung des Bundesſchuldenweſens vorgelegt, barauf berechnet, für bie 
Verwaltung aller vom Bunde etwa aufzunehmenden Anleihen im Allgemeinen Vor— 
forge zu treffen, jeinem Inhalte nach dem Preuß. Gefehe vom 24. Wehr. 1850 
durchaus nachgehildet. Die vom Reichstage neu Hinzugefügte Beftimmung in Bes 
treff ber Berantwortlichkeit der Beamten ber Bunbesfchuldenverwaltung, dahin lautend: 

Erheben fich gegen die Dechargirung Anftände oder finden fich ſonſt Mängel in 
der Verwaltung des Bundesſchuldenweſens, jo können die daraus bergeleiteten An« 
Tprüche ſowol vom Reichstage ala auch vom Bundesrathe gegen die verantivortlichen 
Beamten jelbftändig verfolgt werden. Der Reichstag Tann nöthigenfall® mit ber 
gerichtlichen Geltendmachung die von ihm gewählten Mitglieber der Bundesjchulben- 
fommiffion beauftragen.” — fand nicht die Zuftimmung des Bundesraths, „denn 
fo gewiß jeder Beamte für die Erfüllung feiner Dienftpflicht verantwortlich und 
durch Nachläffigleit oder Treulofigleit zur Entjchädigung verpflichtet ift, fo ift, wenn 
der Entſchädigungsanſpruch dem Fiskus zufteht — und nur in ſolchen Fällen wird 
von einem durch Bundesorgane zu verfolgenden Anfpruche die Rede fein —, das 
Klagerecht wie bei jeder andern dem Fiskus zuftehenden Forderung allein von dem 
verjafjungsmäßigen Vertreter des Fiskus, alfo im vorliegenden Falle auf Grund 
des Art. 17 der Bunbesverfaffung von dem Bundeskanzler, auszuüben." Dieje 
Differenz hat die Folge gehabt, daß es vorläufig zu einer allgemeinen geſetzlichen 
Regelung bes Bundesſchuldenweſens nicht gelommen if. Zur Ermöglidhung ber 
inzwiſchen genehmigten Bundesanleihe ift das Geſetz vom 19. Juni 1868, betr. bie 
Berwaltung der nach Maßgabe des Gefekes vom 9. Novbr. 1867 aufzunehmenden 
Bunbdesanleihe, ergangen. Danach ift die Verwaltung diefer fpeziellen Anleihe bis 
zum Erlaß eines hefinitiven Geſetzes über die Bundesfchuldenverwaltung ber Preußifchen 
Bauptverwaltung der ©. nach Maßgabe des Gejehes vom 24. Februar 1850 über 
tragen; die Berantwortlichfeit erftredt fih — wie auch in dem neueren Preuß. 
Anleihegeſetzen ausdrüucklich geſagt iſt — auch darauf, daß eine Konvertirung ber 
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Schulbverfchreibungen nicht anders ala auf Grund eines Geſetzes und nachdem die 
. etwa erjorberlichen Mittel bewilligt find, vorgenommen wird. Der Direktor und 
die Mitglieder der Hauptverwaltung der ©. haben zu Protokoll zu erklären, daß 
fie den von ihnen nach $ 9 des Gefehes vom 24. Februar 1850 geleifteten Eid 
auch für die durch das gegenwärtige Gejeß ihnen übertragene Verwaltung ala maß ⸗ 
gebend anerkennen. Die Gefchäfte der Staatsſchuldenkommiſſion werben von einer 
Bundesſchuldenkommiſſion wahrgenommen, welche aus drei Mitgliedern des Bundes 
raths, und zwar auß dem jebesmaligen Vorſitzenden des Ausſchuſſes für das Rechnungs 
wejen und zwei Mitgliedern dieſes Ausſchuſſes, ferner aus drei Mitgliedern bes 
Reichdtagd und aus dem Präfidenten der Rechnungsbehörde des Norbd. Bundes, 
biß zu deren Errichtung aber aus dem Chej-Präfidenten der Preuß. Oberrechnungs- 
tammer, welcher beſonders zu vereibigen ift, beiteht. Der Bundesrath wählt bie 
Mitglieder von Seffion zu Seffton, der Reichstag auf drei Jahre; den VBorfik führt 
der Vorfigende des Ausſchufſes des Bundesrath für dag Rechnungsweſen oder bei 
beffen Behinderung ein anderes dem Bundesrathe angehöriges Mitglied der Kommiffion; 
zur Beſchlußfähigkeit gehört die Anweſenheit von mindeftens fünf Deitgliedern. Die 
Bundesſchuldenkommiſſion Hat dem Bundesrathe und dem Reichstage gegenüber bie- 
felben Verpflichtungen, welche der Preußifchen Staatsfchuldenfommiffion gegenüber 
ben beiden Häufern des Preußifchen Landtags obliegen. 

Wiederum gelten für die Verwaltung und Stontrole der unverzinglichen ©. 
die analogen Grundſätze und Einrichtungen. (Vergl. insbeſ. daB Reichsgeſetz, betr. 
bie Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, vom 30. April 1874, 88 6, 7.) 

Der thatjächliche Zuftand des geſammten Schuldenweſens ift endlich aus den 
jährli dem Landtage reſp. dem Reichstage zu erftattenden Berichten der Staati- 
reſp. der Reichsſchuldenkommiſffſon auf dad Genauefte zu erjehen. Diejelben finden 
fi in den Anlagen zu den Stenographifchen Berichten; beiſpielsweiſe der 25. Be⸗ 
richt der Preußifchen Staatsfchuldenfommiffion vom 24. Januar 1874 (für das 
Jahr 1872) in Bd. IV. der Anlagen zu den Stenographifchen Berichten des Ab- 
georbnetenhaufes 1873/74, Nr. 300; die Berichte der Bundes- und der Reich 
een. auch in Hirth's Annalen, Jahrg. 1871, ©. 665 ff. und Jahrg. 
1872 

Lit.: Kletke, Lit. Über das Fina— jen des Preußiſchen Staates, 3. Aufl. 1876, E. 
39 f. — v. Rönne, — ehe euiigen —— Aufi, Be Abth. 1 
©. 445 de I. Abth. 2 Richter, Dad Dt he langen 
und die Preußifchen —— — ac "1868. — Baband, Das Finanzrecht des Deutfcen 
Reiches (Hirth’3 Annalen 1873, ©. 437 ff). — v. Rönne, Das Staatdreht d. Deutſchen 
Reiches, 2. Aufl. 1876/77, Bd. I. ©. 810 fi., 3b. II. — = ©. 85, 266 fi. — 8. v. Stein, 
Lehrbuch Bee —— * 4. Aufl. 1878, 3b. II. ©. 25 fl ce, ulm — Raus 
Wagner, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 7. "Aufl. 1877, x. — Wagner, 
Art. S. in Hansa, % Handwörterbudh u. in Bluntihlt' 5 Sreutinen Michaelie, 
Ueber Staatdan eihen (Volkswirthſchafil. Schriften, Bd. 873). Ernfi Meier. 


Stantsiervituten (öffentliche Servituten, Th. I. S. 1001) find 
bauernbe reale Beſchrankungen ber Ausübung der Stantähoheit eines unabhängigen 
Staates im Intereſſe eines anderen Staates. Die hierbei in Betracht kommenden 
Subhjekte find zwei von einander unabhängige Staaten. Ausnahmsweiſe kann freilich 
auch ein einzelner Menſch berechtigtes Subjelt fein, der aber hier nicht ala Unter 
than eines beftimmten Staates in Betracht Tommt, fondern als ein „unter bem 
Schutze des Völkerrechts ftehendes Individuum“ (Hefiter). Ein Beifpiel dafür 
bot früher dar dag den Fürſten Thurn und Taris zuftehende Poftrecht. Auf keinen 
Fall bedingt es das Weſen der ©., daf der aus benjelben hervorgehende Vortheil 
dem berechtigten Staat unmittelbar und außfchliehlich zukommt; er Tann zunädt 
den Unterthanen befjelben zugute fommen. Der Begriff der S. wird nicht ver⸗ 
ändert, wenn die beiden Staaten Glieber eined und deſſelben Stantenbumbes oder 
Bunbesftantes find, obwol man in diefem Falle biejelben ſtaatsrechtliche Servi« 
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tuten im Gegenſatz zu völferrechtlichen genannt hat. Der Gentralgemwalt gegenüber 
tönnen gleichfalls einzelnen Bundesgliedern S. auferlegt ſein. Als folche bürjen 
aber niemal® diejenigen Beichränfungen aufgefaßt werden, denen in folge ber 
Bundesverfafſung ſämmtliche Bundesglieder unterworfen find, ſondern nur die be= 
jonderen Beichränkungen einzelner Staaten (Beifpiel: die Bundesfeſtungen im ehe— 
maligen Deutſchen Bunde). Wie der Inhalt der Servituten überhaupt entweder 
in patiendo oder non faciendo befteht, jo auch der der S. Entweder kann der 
berechtigte. Staat beftimmte Handlungen, welche Ausfluß der Staatshoheit find, auf 
dem Gebiete des verpflichteten Staates vornehmen, oder der verpflichtete muß gewiffe 
Alte, die er an fi auf Grund der Staatöhoheit vornehmen dürfte, unterlafjen. 
So unterſcheidet man affirmative und negative S. Mit Nüdficht auf die beiden 
Subjelte der Servituten unterfcheidet man aktive und paffive S. Aktiv ift die 
Sevitut mit Rüdfiht auf den Staat, der fie auf dem Gebiet des anderen aus— 
üben darf; paffiv mit Rüdficht auf den, der fich diefe Ausübung gefallen Laffen muß. 
Es kann auch zwei Staaten gegenjeitig eine Servitut berjelben Art zuftehen. Gegen- 
ftand der ©. find Hoheitsrechte und Regalien; auch Privatrechte können es fein, 
jeboch immer nur in Verbindung mit Staatshoheitsrechten, niemals für fi) allein. 
Beifpiele für die ©. bieten dar das Etappenrecht (und umgekehrt als paffive Ser- 
vitut die Etappenlaft), das Recht, auf dem Gebiete eines fremden Staates Eifen- 
bahnen zu bauen, Boftanftalten, Telegraphenlinien und »Stationen zu unterhalten, 
das Recht, in einem anderen Zerritorium eine Feſtung zu haben, und das Be- 
ſatzungsrecht in einzelnen Pläben defjelben, da® Bergregal in einem Bergdiftrikt des 
anderen Staates; jodann (al3 servitutes in non faciendo) das Recht, die Anlage 
von Feſtungen oder die Aufitellung größerer Heeregmaffen in gewiſſen Theilen des 
verpflichteten Staates zu unterfagen. Das Recht, welches den Gegenftand der Ser- 
vitut bildet, muß dem berechtigten Staat unabhängig von der Staatshoheit 
des verpflichteten Staates zuftehen. Auf der anderen Seite darf das dem beredh- 
tigten Staate eingeräumte Recht nicht ein derartiges fein, daß dadurch die Selbft- 
ftändigfeit des verpflichteten völlig aufgehoben würde. Weber die Grenzen find die 
Schrüftfteller nicht einig. Während Heffter eg für ausreichend erflärt, wenn der 
verpflichtete Staat ala Halbjouveräner beftehen kann, ift Klüber ber Anficht, daß 
hierdurch bereitö ber Begriff der Staatsſervitut überſchritten ſei. Lehterem wird man 
fich anfchließen müffen. Die ©. entftehen durch völferrechtlichen Vertrag; doch fteht 
diejem die unvorbenkliche Zeit gleich. Nach dem Inhalt des Vertrages richtet fich 
auch der Umfang ber Sewitut. Die Ausübung muß hier, wie bei den Servituten 
überhaupt, civiliter geichehen; auch darf dadurch die Verfaffung des verpflichteten 
Staates niemals verlebt werden. Die Bornahme derjelben Handlungen, welche den 
Anhalt der Servitut bilden, ift dem verpflichteten Staate nicht verwehrt, e8 müßte 
denn dies mit dem Weſen der Servitut unvereinbar, oder das Gegentheil ausdrüdlich 
vertragsmäßig Teftgefeßt fein. Die ©. gehen unter durch Verzicht des Berechtigten, 
durch den Untergang ber Sachen, an denen die Ausübung ftattfand, Eintritt der 
ettvaigen Refolutivbedingung ober des Endterming, durch Konfolibation, endlich da= 
Durch, daß der Herricher des berechtigten ober verpflichteten Territoriums Unterthan 
des Herrichers des anderen wird. 

Außer dieſen eigentlichen (vertragamäßigen) S. werden noch erwähnt natüre 
liche S. Man verfteht darunter Beichränkungen ber Staaten in der Herrſchaft 
liber das Gebiet, welche aus der natürlichen Lage der Nachbarftaaten hervorgehen, 
als die Nothwendigteit, das fließende Waſſer des Nachbarftaates aufzunehmen, und 
umgekehrt das das eigene Gebiet durchftrömende Waller wieder in den Nachbarftaat 
Hinauszulaffen. Allein in Wahrheit find dies (wie auch einige Schriftiteller an⸗ 
erkennen) ebenjowenig Servituten, ala die Nachbarrechte im Civilrecht. 

Die Lehre von ben S. gehört in das Völkerrecht, nicht in das Staatsrecht. 
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Lit: Gönner, Gntwidelung bed —— * der a tlicden Verhältnifſe Deuticher 
——— Erlangen 1800. — über, Oeffentliches Re des Zeutiüm 
Bundes, — Deutſches ie u Bunbeötecht, II. 824 ar ll er, 
Dad ehe Volkerrecht, Lewis. 

Stabel, Anton, 5 9. X. 1806 zu Stodach, ftubirte in Freiburg u. Heidel⸗ 
berg, wurde 1832 Obergerichtsadvokat in Mannheim, 1841 Prof. in Freiburg, 
1849 Staatsrath und Präfes des Juftizminifteriums, 1851 geheimer Rath, 1852 
Präfident der 1. Kammer, trat 1866 in Ruheſtand, jedoch 1867 wieder als Juſtiz⸗ 
une ein, 1868 penfionirt, T 20. III. 1880. 

u iften: Vorträge über gem uud Bad. Sivitzedt, Freiburg 1843 — Fe en iR 
eit f. d. Bad. Rechtöpflege, Frei Dun 1 Beträge Auer ben bürgerl. Proze 
ee alle, 3 ee 9, Bam Hr Bu elt, Handb. bes $ 

a 
Civilrechts, — Ihr —F — Bed, a II. S. a Teigmanı 

Städtereinigung. Die Entiernung der Kusmurftoffe aus dem Bereiche 
ftädtifcher Wohnpläge Hat man ſeit frühefter Zeit — wie ſchon aus dem alten 
Teftamente zu erjehen — ala Gegenftand öffentlicher Fürſorge anerkannt, und die 
zum Theil noch heute ihrem Zwecke dienenden großartigen Mloatenfanalbauten der 
Römer laffen erkennen, welch hohen Werth diefelben auf Reinhaltung ihrer Städte 
legten. Cine viel wichtigere Bedeutung aber hat diefe Aufgabe für die Gefundheite 
polizei gewonnen durch die Forſchungsergebniſſe der Neuzeit über Die Beziehung ber 
fäulnißfähigen Schmußftoffe zur Entftehung und Verbreitung ber fogen. zymotiſchen 
Krankheiten, des Typhus, der Cholera ꝛc. Seitdem ein naher Zuſammenhang 
zwiſchen dem Auftreten diefer Seuchen und der Ueberfättigung bes Wohnbodens mit 
jenen Stoffen, namentlich mit folchen von erfrementieller Herkunft, fich Herausgeitellt 
bat, ift die Aufgabe einer Bekämpfung dieſer Schäblichkeitäquelle durch öffentliche 
Maßnahmen eine ber bringendften, freilich zugleich ſchwierigſten in unferen großem 
ftädtifchen Gemeinweſen geworben, deren raſches Anwachſen ohnehin das Uebel noth⸗ 
wendig zu einer früher nicht gekannten Ausdehnung ſteigern mußte. Manche Städte, 
deren häusliche und gewerbliche Abfälle ehedem ein burchläffiger Untergrund oder 
ein durchfließender Strom ohne Anftoßerregung aufzunehmen und in unfchädlice 
Orydationsprobufte umzuſetzen vermochten, überladen bei ihrer jetzigen Einwohner⸗ 
zahl und Induſtrieentwickelung jene natürlichen Schmutzbefreier derart, daß Boden 
und Flußufer zu Herden krankmachender Ausdünſtungen werden und die Öffentlichen 
Ströme alle Verwendbarkeit ihres Waflers zu Genußzweden einbüßen. Andererjeits 
weifen gerade die neueren Unterfuchungen auf die Wichtigkeit einer ſchleunigen 
Entfernung der Auswurffloffe vor dem Eintritte ihrer Fäulniß 
bin, fo daß jede Auffpeicherung derjelben im Bereiche menfchlicher Athemlujt une 
ſtatthaft erjcheint. 

Zu diefen Erwägungen fanitärer Art tritt endlich ala weiterer, wenn auch ver 
hältnigmäßig untergeorbneter Gefichtspunft bie Bedeutung derfelben Auswurjftoffe 
als Mittel zur Bodendüngung, welche in gleichem Maße mit der zunehmenden 
Dichtigkeit der Bevöllerung und der dadurch gebotenen intenfiveren Bodenkultur an 
Werth für den allgemeinen wirthichaftlichen Wohlſtand fteigen müffen. 

Aus dem Bemühen der Verwaltung und der Technik, dieſen mannigfadhen 
Gefichtspunkten möglichite Rechnung zu tragen, ift eine Anzahl verichiedener Syſteme 
bon ©. hervorgegangen, beren jedes feine eifrigen ausfchlielichen Verfechter gefunden, 
zwiſchen denen aber die jedesmalige Wahl, je nach den bejonderen örtlichen Verhält- 
niffen nicht überall gleich ausfallen kann. Das ältefte und einfachfte Syftem, wie 
es noch in der Mehrzahl der kleineren Städte überwiegend angetroffen wird, bilden 

1) die Sentgruben, b. h. in die Erbe vertiefte Sammel» und Verfiderunge 
ftätten für entweder nur den flüffigen Theil oder gar auch für den geſammten Un 
tath, deren Wandungen mit Mauerwerk bekleidet find, deren Boden dagegen in eine 
möglichft durchläffige Schicht, wo möglich bis unter den Grundwaſſerſpiegel verlegt 
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witd. Diefe Sent- oder Schlinggruben („puits absorbants‘‘) können bei ſehr durch⸗ 
Yäffigem Boden und bei tiefem, einiger Strömung unterworjenem Grundwafler wol 
eine befriedigende Entjernung und Unſchädlichmachung der Schmußftoffe Leiften, wenn 
legtere in verhältnikmäßig geringer Menge den tieferen Bodenfchichten überantwortet 
werden und wenn man an das dadurch verunreinigte Grundwaſſer keinerlei Anſpruch 
einer Verwendung ala Genußmwaffer erhebt. Entnimmt man dagegen mittels 
Brunnen einem folchen ftäbtifchen Grundwaſſer den Bedarf an Trink und Kochwafler, 
wie 8 biß zur Anlage der neueren ftäbtifchen Wafferwerke in den meiften auch größeren 
Städten geſchah, jo Läuft die Bevölkerung Gefahr, ihre eigenen erfrementiellen Aus— 
wurfitoffe in theilweife noch unzerſetztem Zuftande und mit ihnen vielleicht die Keime 
infeltiöfer Krankheiten zu genießen. Sobald daher das Grundwafler ala Wafler- 
bezugsquelle benußt werben ſoll, oder ſobald bie Senkgruben nicht in eine folche 
Tiefe geführt werden Türmen, daß die Erdoberfläche vor Ausftrömung der Berfegungs- 
dünfte gefichert bleibt, bilden ſolche Anlagen in Städten eine Duelle öffentlicher 
Gejundheitsgefährbung, deren Bedeutung mit der Dichtigkeit der Bevölkerung und 
mit dem Wachsthum des Stadtumfanges zunehmen muß. Zieht man hierzu bie 
erfahrungsgemäße Thatfache in Betracht, daß nur an wenigen Orten der Boden eine 
fo Hochgradige und dauernde Durchläffigteit darbietet, daß nicht nach fortgefehter 
Einlafjung fäfaler Maffen in denfelben eine allmähliche Berfittung und Undurchläffig- 
keit der uriprünglich lockeren Gerölljchichten entftehen, jo muß auch, abgejehen von 
der Trinkwaſſerfrage, das Syitem der Sentgruben als ein für ftädtijche 
Wohnungen überall bedenklihesund an den meiften Orten abjolut 
unzuläffiges Berfahren bezeichnet werden. Für Iandwirthichaftliche Zwecke 
find bei diefer Einrichtung die ftädtifchen Düngftoffe fo gut wie ganz verloren. 

2) Die Anfammlung in wajjerdihten Gruben oder Behältern 
mit regelmäßiger Entleerung bietet den Vortheil einer volllommenen Ver— 
werthbarkeit der Düngftoffe, aber den fanitären Nachtheil eines permanenten Herdes 
fauliger Gährung, defien unmittelbare Nachbarichaft bei den Wohn- und Echlafe 
räumen zur Gejahr werben kann, fobald die Entleerung des Behälters nicht mit 
größter Regelmäßigkeit und Häufigkeit gefchieht. Außerdem ift erfahrungsgemäß bie 
Herftellung dauernd wafjerbichter gemanerter Grubenbehälter unmöglich, jo daß bie 
Gefahr oberflächlicher Bodenverjauchung dabei ſtets beſtehen bleibt. 

Für die Entleerung folder Sammelbehälter in Städten bat bie neuere 
Technik Einrichtungen gejchaffen, welche eine möglichſt Torrefte Ausführung diefer 
Operation mit größerer Sicherheit und öffentlicher Kontrole gewährleiften, ala dies 
ehebem ber Fall war. Namentlich Leiftet die pneumatifche Entleerung mittels Iufl- 
verbünnter Räume, die mit dem zu entleerenden Behälter in Luftdichte Verbindung 
geſetzt werben (Liernur's Syflem in Dortrecht, Leiden, Amfterdam), in dieſer Hinficht 
gute Dienfte. Es bleibt aber dann bie Sorge für raſche Weiterbeförberung ber aus 
den Häufern zunächft nach einem centralen Sammelbaffin entleerten Stoffe vor 
ihrem Uebergange in Fäulniß aus dem Bereiche der Stabtluft heraus, damit nicht 
neue bedenkliche Gentralherbe der Luftverumreinigung in der Nähe menfchlicher Woh— 
nungen geichaffen werben. Dieje letztere Aufgabe erwächſt auch bei 

3) Der Anfammlung und Abfuhr in beweglichen Tonnen oder 
Kajten („fosses mobiles“ zu Paris), welche mittels eigens konſtruirter Wagen in 
regelmäßigen Zwijchenräumen, am beften allnächtlich, gemwechjelt und entleert werben. 

Bei dichter Konftruftion und ftrenger Aufficht bietet dies Berfahren große Vorzüge 
und gewährt ‚namentlich bie denkbarfigerfte Gewährgegen jede Boden- 
verunreinigung. Dabei giebt auch ein weiterer Transport jolcher hermetiſch ge⸗ 
ſchlofſener Behälter bis zu dem ſchließlichen Beſtimmungsorten, wo fie einer bireften 
Iandivirthichaftlichen Berwerthung-oder zunächft der Düngerjabrifation dienen, zu keinerlei 
Nebelftänden Anlaß. Die ſchwache Seite dieſes in manchen Deutjchen Städten (Heidel- 
berg, Graz u. a.) mit gutem fanitären Erfolge durchgeführten Sn liegt in 
dv. Holgenborff, Euc. II. Rechtslexikon III. 8. Aufl. 
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den vergleichäweije hohen Koften des Abfuhrbetriebes, welche durch die bis jeht von 
den Landwirthen für die Düngftoffe gezahlten Preife keineswegs gedeckt werben. 

4) Anfammlung mit Desinfeltion in Gruben oder beiveglichen Be— 
Hältern, mit dem Bmwede, die Yoftipielige tägliche oder doch ſehr Häufige Wieder- 
Holung des Transports zu erjparen. Unter den vielen bazu vorgefchlagenen und 
ausgeführten chemiſchen Verfahren bat feines fi} derart bewährt, daß es die 
längere Anfammlung bejonder® fäkaler Maffen inmitten ftäbtifcher Wohnplätze mit 
Sicherheit unſchädlich erfcheinen ließe. Am meiften verdienten Beifall hat namentlich 
in England das fog. Erdkloſetſyſtem gefunden, welches durch ummittelbare 
Bermifchung der friſchen Fälalien mit gefiebter trodener Erbe eine mit völliger 
Geruchlofigfeit verbundene Desinfektion erzielt und zugleich den Vortheil bietet, eine 
vortreffliche, unmittelbar zu SKulturzweden verwerthbare Dungerde zu erzeugen. 
Fur kleinere Orte ift dies Syftem um jo brauchbarer, je Höher die Nachfrage nad 
Dungftoffen in der nächiten Umgebung fich ftellt; in größeren Städten ift das Ber- 
fahren jchon deshalb feiner allgemeinen Anwendung fähig, weil außer den höheren 
Abfuhrkoſten ſchon die mafjenhafte Einfuhr der erjorberlichen trodenen Erde zu 
koftſpielig würde. Das Englifche Gefundheitgamt räth daher zur Anwendung von 
Erdkloſets nur in Städten bis zu einer Bevölkerung von 10 000 Einwohner. 

5) Die Wegleitung der Ausmwurfftoffe durch Waſſer. Neben dem 
poröfen Boden ift dad fließende Waller ein von der Natur jelbft angewieſenes 
Reinigungsmittel für bewohnte Erdflächen und ala ſolches feit den älteften Zeiten 
auch unter Zuhülfenahme methobifcher Einrichtungen benutzt worden. Eine Reini 
gung findet dabei nicht blos im mechaniſchen Sinne vermöge der Wegführung und 
Verdünnung der Schmußftoffe ftatt, fondern auch in chemiſchem Sinne vermöge der 
in jedem fließenden Wafler jehr lebhaften Oxydation aller organischer Stoffe, wo 
durch eine Weberführung derfelben in ganz unfchäbliche Zerjegungsprodufte ohne 
eigentliche Yäulnikvorgänge vermittelt wird. Mit welcher Intenfität dieſer Selbit- 
reinigungsprozeß im Flußwaſſer vor fich geht und wie auch die ftärfjte Verun—⸗ 
reinigung aus demfelben nach längerem Laufe völlig verjchwindet, beweifen die amt 
lichen Unterfuchungen des Seinewaſſers von Paris bis Meulon (60 km), die Be 
richte über ähnliche Unterfuchungen von Flüfſen in Deutfchland (far, Plain), 
Nordamerika (Bladftone, Merrimac) und England (Trent). 

Das Abſchwemmen der Schmußftoffe in öffentliche Wafler: 
Läufe wiberfpricht daher weder den natürlichen Geſetzen, welche bie Verhältnifie 
ber Erdoberfläche reguliren, noch auch dem öffentlichen Gejundheitsinterefie, jo lange 
die Umftände daffelbe gejtatten — d. 5. fo lange die Menge ber Schmub: 
ftoffe nicht in fo ftarfem Mikverhältniffe fteht zur Menge und zur Stromgejchwindig: 
keit des Waſſers, daß die zunächit ſtromabwärts gelegenen Orte, an denen das Dafler 
in noch ſtark derumreinigtem Zuftande vorbeiflieht, dadurch beläftigt werden. Gin 
folches Mißverhältniß ftellt fich bei dem raſchen Anmwachfen der Stäbte und bei der 
Zunahme der mit vielen Abjälleproduften verbundenen Induſtrien an jehr vielen 
Orten heraus, welche ehedem im Stande waren, fich ihrer Ausmwurfftoffe dermittelft 
der Ylüffe ohne allen Nachtheil für die Uferbewohner zu entledigen. Im einigen 
ſolchen Fällen Hat ſich das Auskunftsmittel als genügend ergeben, den flüffigen In 
halt der ftäbtifchen Kanäle ala ifolirten Strom bis zu einer unbewohnten ieritrede 
des Fluſſes oder des Meeres fortzuleiten und dort einmünden zu Lafjen. Für viele 
Städte aber ift auch diefer Ausweg verichlofien, und da überdies bei der Ab- 
ſchwemmung in Fluß oder Meer der gefammte Dungwerth für die Bodenkultur 
verloren geht, jo verjuchte man zunächſt das Kanalwafſer von feinem Gehalte an 
feſten Stoffen vor feinem Ginlaffe in öffentliche Wafferläufe zu befreien. Man be 
diente und bedient fich noch heute dazu in mehreren Englischen Städten theils der ſpon⸗ 
tanen Sedimentirung in großen Behältern, theils der Ausſcheidung burd 
Hemifche Zufäge, unter denen befonbers Mifchungen von Alaun, Thon, Kalt, 
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Karbolſäure und ähnlichen Stoffen zur Verwendung gelangten. Alle dieſe zum Theil 
recht Toftipielige Prozeduren haben nicht zu dem gewünfchten Ziele geführt, und die 
Gtablirung ſolcher größerer Sammelbaffing mit gährendem Schmutzwaſſer hat fich 
überall als eine für die Nachbarichaft ſehr unliebfame, unter Umftänden fanitär 
bedenkliche Anlage herausgeſtellt. Da man andererſeits die beiten Erfahrungagründe 
hatte, an bem Prinzipe einer raſchen Entfernung aller Auswurfſtofſe und 
beſonders der Fäkalien auf naflem Wege aus ben Wohnungen und aus dem Stadt- 
bereiche heraus feftzuhalten, jo bemühte man fich nun, das Kanalwaſſer mitſammt 
jeinen jeften Stoffen unmittelbar der Erdrinde in einer fruchtbringenden Weife zu über⸗ 
mitteln, indem man größere aufnahmejähige VBodenflächen damit beriefelte. Solche 
Beriefelungsanlagen find zuerft in England (Edinburgh, Croydon, Alder- 
ſhot 2c.), dann in Paris, Danzig und Berlin mit meift jehr günftigem Erfolge aus- 
geführt worben. Die dabei noch Hin und wieder zu Tage getretenen Webelftänbe 
(ftelenweife Berfumpfung der beriejelten Terrains) find, wie die Erfahrung gelehrt, 
durch forgfältigere vorgängige Drainirung und durch richtigere Anpaffung der Terrain- 
größe zur Menge des aufzunehmenden Rieſelwaſſers überall vermeidbar. Unter 
allm bis jet befannten Verfahren der S. bildet daher eine methobifche Durch- 
ſchwemmung der Häufer, Höfe, Straßen und Pläge mittels reichlicher Wafferzufuhr 
und eine Beriefelung nahe gelegener Bodenflächen mit dem bingeleiteten Kanalwaſſer 
das nach allen Richtungen rationellfte, welches überall ba den Vorzug verdient und 
daher auch 3. B. von der höchften Preußifchen Sanitätsbehörbe überall da empfohlen 
wird, wo bie Örtlichen Berhältniffe die Ausführung irgendwie möglich machen. 

Ein mit dem Schwemmkanalſyſtem verbundener ſehr Hoher fanitärer Vorzug, 
welchen keines der übrigen Reinigungafyfteme in gleicher Weiſe bietet, Liegt in ber 
leichten Anbringung von Wafferverfchlüjjen in den Wohnungen, durch welche der 
NRüdtritt von Gafen und Fäulnißprodukten aus den Sammel» und Leitungsappa= 
taten in die Wohnräume mit Sicherheit verhütet werden fan. — 

Die ©. ift eine Aufgabe, für deren richtige Erfüllung nicht blos die ftäbtifche, 
jondern auch die ftaatliche Verwaltung, — und zwar im weiteren Sinne ala be= 
züglich der bloßen örtlichen Sanitätsaufficht, — verantwortlich ift, da bei berfelben 
nicht blos die Intereffen jedes einzelnen ſtädtiſchen Gemeinweſens, fondern auch die= 
jenigen der benachbarten Gemeinden und beſonders aller flußabwärts gelegenen Ort- 
ſchaften in Betracht kommen. Namentlich ift dies in folchen Flußgegenden der Fall, 
deren Bevölkerung noch ihr Genuß- und Wirthichaftswafler dem Flufſe unmittelbar 
zu entnehmen genöthigt ift. Eine ſolche Bevölkerung hat berechtigten Anfpruch darauf, 
daß ihr die gewohnte Bezugsquelle des unentbehrlichiten aller Lebensmittel nicht 
infizirt werde, und der Staat hat die Anerkennung diefe Rechtes gegen etwaige 
Mebergriffe ftäbtifcher Verwaltungen geltend zu machen. Die Frage, unter welchen 
Umftänden und unter welchen Vorbehalten in jedem Einzelfalle die Hineinleitung 
ftädtifcher Abfallwäſſer in öffentliche Waflerläufe zu geftatten fei, hat biß jet in 
Deutichland Feine allgemeingültige Beantwortung gefunden, und es bleibt daher 
Aufgabe der jtaatlichen Auffichtsbehörbe, jeden einzelnen zweifelhaften Fall mit 
Hülfe ihrer technischen Beiräthe zu prüfen und für fich zu entfcheiden. Um bezüglich 
der bierbei zu Grunde zu legenden allgemeinen Prinzipien zu größerer wiſſenſchaft⸗ 
licher Klarheit zu gelangen und um eine größere Gleichmäßigfeit des Verfahrens, 
namentlich auch zwiſchen den Uferftaaten eines und deſſelben Stromes, 3. B. der 
Elbe oder des Rheines herbeizuführen, wird von ſachverſtändigen Stimmen allgemein 
das Bebürfniß betont, daß über den Zuftandb der verunreinigten Slüffe 
in Deutfhland und über die fanitären wie wirthichaftlichen Folgen dieſer Ber- 
unreinigungen eine umfaſſende techniſche Unterfuchung angeftellt werde, je 
nach deren Ergebniffe dann eine reihagefegliche Regelung diejer wichtigen 
Frage ähnlich wie in England ftattfinden möge, 
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Den in dieſem Sinne wiederholt und namentlich von dem Deutichen Berein 
für öffentliche Gefundheitspflege an bie Reichsregierung gerichteten dringlichen An— 
tragen eine Berückſichtigung bis jept nicht zu Theil geworden. — 

ı 9. Dazıentzaph eber — d. Städte, Berl. 1880. — R, Birhom, 
Ranctfetion oder Abfuhr, erlin 1869. Biber, Die Reinlichteit in den Stäbten ıc., 


Leipzig 1876. — ort of a — appointed to inquire into the modes of ‚eating 
town e Wire, London 1876. — M. v. — —— ir 4 Mer pres u 
Abfuhr, M 1876. — Virchow, Generalbericht 2c., Ber) Ilex, Ueber 

den gegenwärtigen Stand ber Stäbtereinigungafrage 2, Berlin 1er _ Ki, st und R. 
Lex, amd der Milit.-Gejundheitäpfl., Berlin 1873, I. 1. 3b., 6. Abſchnitt. — Finkeln⸗ 
burg, Die öffentliche Geſundheitspflege & —5 — Bonn 1874 — Prefecture de la Seine. 
Assainissement de la Seine etc., Paris 1: Sintelnburg. 


Stahl, Friedrich Julius, & 16. I. 1802 zu München, trat 1819 zur 
evangelifchen Kirche über, ftudirte in Würzburg, Heidelberg, Erlangen, wurde 1827 
Privatdozent in München, 1832 außerorbentl. Profefjor in Erlangen, dann orbentl. 
Profeffor in Würzburg, wieder in Erlangen, 1840 in Berlin, Yührer der Reaktions 
partei, Mitglied des Oberkirchenraths, Geh. Juſtizrath, F 10. VIII. 1861 im Bade 
er 

&riften: Ueber daß ältere Röm. Flegenze t, Mind, 1827. — Philoſophie bed Rechts 
nad 1uet Anficht — 1880 87, 5. — della filosofia del diritto, 
Torre ed. annot. da R. —— Torino 1859. Hist. de la philosophie da 
En au per Ch —— Par. 1880.) — Die Kirchenverfaffung nad Lehre um! Herr 
ber Proteftanten, Erl. 1840, 2. Ausg. Erl. 1862. — De matrimonio ob errorem rescinden 
commentatio, Berol. 1841. — Dieber Kirchenzucht, 1845, 2. Aufl. 1858. — Ueber das — 
Peinaip, 1846. — Der driftl. zu und fein. Der ältniß zum Deiamud und Jubenthum, 
1847. — Beben. Berl. 1851, 1856, 1862. Die Revolution und die konſtit. Monardie, 
Berl. 1849, 2, Aufl. 1849. — ab iſt Revolution? 1-8. Aufl., Berl. 1853. — Gedaͤchtniß⸗ 
rede am 9. Ang. 1858, Berl. 1835. — kr arg A * —— 1848. — 
Der Proteftantismus als pol. Prinzip, Berl. 1853, — Die kathol. Wider 
Iegungen, Berl. 1854. — Ausführungen über das — Berl. 1855. — Ueber 
Zolerang, 1855. — Ueber evangel. Katholicität, 1857. — Die lutheriſche Kirche umd bie 
Union, 1857. — Die gegentoärtigen Parteien in Staat und Rice, Berlin 1863, 2. Auflage 
1868. — Wider Bunfen, 1856. — — Brieb rich Wilhelm IIL, 1858. — Friedrich Bilgelm n 
1861. — Aufläbe in ——— 3 — 

Lit.: Blunt ti, a Vi —l Derjelbe, Geichichte des Staatt- 

rechts, S. 680-644 Unjere Zeit Vi. 419. — ZBilo, Die theologifirende —— und 
Staaislehre, Lpz. 1881. = gan Limburg- Brouwer, Stahl redivivus? 
Groen van Prinsterer Ter nagsı 'edachtnis van Stahl, Amst. 1862. — Pernice, San, 
Stahl, Berl. 1862, ©. 69-115. luntigli, FE und Geift ber pol. Parteien, 
Nördl. 1869, S. 57-81. — Walder, ul der Parteien in Deutichland, Berlin 1865, 
©. 10-169. — Brodhaus, Das ————— — —5 ©. 161—232. — Revue de 
droit international XIIL 115. — 204-207. — Mohl, L 8, 
218, 226, 232, 241, 255, 286, — 456. — Kar — 5 W. 413. 


Teihmann. 
Stammaltien, |. —— 


Stammgüter. Der Ausdruck wird in ber Literatur in einer doppelten Be 
deutung gebraucht. Im weiteren Sinne heißen ©. alle diejenigen, in der Familie 
bereit vererbten, unbeweglichen Güter, bei welchen die Befugniß des Eigenthümers 
zu freiwilligen Beräußerungen beichräntt ift durch bie Rechte der nächften Erben 
überhaupt oder einer beftimmten Klaffe von Erben. Diefe Einfchräntung ift eine 
Nachwirkung, ein im Kampfe gegen das Römifche Recht erhaltener Ueberreft des 
mittelalterlichen Beiſpruchsrechts, welches, wie neuere Forſchungen ergeben haben, 
bei den einzelnen Volksſtämmen weder gleichzeitig entitanden ift, noch ſtets in 
gleichem Umfange und mit gleichen Rechtswirkungen gegolten hat. Aber aud bie 
Srumdanfhauungen, aus welchen das Beiſpruchsrecht zu erflären ift, traten allmählich 
in ben Hintergrund; bag Grundeigenthum behaupiete nicht mehr die politiſche und 
ſoziale Wichtigkeit, die es im Mittelalter gehabt hatte, — die Fahrhabe, das 
Kapital, gewann dagegen an fleigender Bedeutung, — die Bedürfnifje des Bertehrs 
drängten zu größerer Freiheit auch in Beziehung auf Dispofitionen über Jm- 
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mobilien, und fo verlor fi) das Beiſpruchsrecht ber Erben theila ganz, theils warb es 
berabgebrüdt zu einem, gegenwärtig auch ſchon mehr und mehr verſchwindenden 
Näherrecht der Familiengenoſſen. Nur in gewiffer Weife erhielt es fich, wie bemerkt, 
ba den S. im weiteren Sinne, zu welchen die bürgerlichen Erbgüter und bie 
(adeligen) Stammgüter im engeren Sinne zu rechnen find. Beiden Arten ge 
meinfam war, daß die Güter der Familie erhalten werden follten, aljo eben die 
Beräußerungsbeichräntung zu Gunften der Erben, — unterſchieden waren fie aber 
dadurch, daß diefe Beichränfung bei den Erbgütern zu Gunften der Inteftaterben 
ohne Unterfchied des Gefchlechts galt, bei den ©. nur zu Gunften der Söhne, reſp. 
der Agnaten. Es hing dies zufammen mit dem weiteren Unterfchieve, daß bie ©. 
nicht wie die Erbgüter der gemeinen Erbfolge unterlagen, ſondern ausſchließlich auf 
männliche Erben übergingen. Dieſes ausſchließliche Succeffionsrecht des Manns ⸗ 
ftammes war dem älteren Stammgutsfgftem nicht eigenthümlich, es beruht auch 
Teineswegs auf Gemeinem Deutjchen Recht des Mittelalters, ſondern hat fich erft ſeit 
dem 14. Jahrhundert ala ein beſonderes Recht des Adels entwickelt, in beffen In⸗ 
tereſſe e8 lag, wie die Behmgüter, fo auch die Allodialgüter, wenigſtens die er- 
erbten, außfchließlich den Söhnen zu erhalten und daburch den Trägern des Namens 
und Wappen die Möglichkeit zu gewähren, die politifche und joziale Bedeutung der 
Familie aufrecht zu erhalten. Diejes Beftreben zeigte fich ſchon unter der Herrichaft 
des einheimifchen, äußerte fich aber bewußter und entfchiedener feit der Reception 
des Römischen Rechts. Hatte früher der Hohe Abel dieſes Ziel dadurch zu erreichen 
geftrebt, daß die Töchter zu einem Verzicht auf die Erbgliter beftimmt wurden, fo 
wurde jeßt das ausſchließliche Erbrecht der männlichen Defcendenz in Haußgejegen 
angeorbnet, in Yamilienverträgen anerkannt, oder es wurbe wenigſtens beftimmt, daß 
die ausgeftenerten Töchter auf die Erbgüter verzichten müßten. Ebenſo wurde es 
bei der Reichsritterſchaft zu einer in deren Statuten geficherten Objervanz, daß die 
Töchter bis auf den Ledigen Anfall zu verzichten Hätten. Der landjſäſſige Adel end⸗ 
lich fuchte die S. den Söhnen dadurch zu erhalten, daß die Töchter zu freiwilligen 
Verzichten veranlaßt wurden; häufig fprachen aber auch die Landesgeſetze die Aus« 
Schließung der Weiber von ber Succeffion in alle abeligen S. aus, und nicht jelten 
warb derfelbe Grundſatz gewohnheitsrechtlich anerkannt. Bei den ©. des hohen 
Adels und der Reichsritterſchaft beruhte aljo die Außfchließung der Weiber auf ver⸗ 
pflichtemden Hausgeſetzen und ftatutarischen Teftfegungen, bei denen bes niederen 
Adels aber nur zum Theil auf Landesgeſetzen; wo es an jolchen Landesgeſetzen oder 
unfteeitigen Gewohnheitsrechten jehlte, waren Erbverzichte der Töchter ſchlechterdings 
nöthig, um dem Mannsſtamme die Erbfolge zu fichern. Indem aber die Töchter 
obfervanzmäßig verpflichtet wurben, einen folchen Verzicht zu Teiften, gelangte man 
dahin, diefen Verzicht auch bei den Gütern des nieberen Adels als einen ſachlich 
überflüffigen zu erachten: — die Ausſchließung der Weiber ward zu einer bei allen 
Arten von ©. geltenden Rechtenorm. Daß deffenungeachtet noch jehr Häufig aus- 
drüdliche Erbverzichte gefordert wurden, geſchah aus befonberen Gründen, welche 
Beſeler (Grbverträge, III. 278) nachgewiefen hat. 

Städtifche Erbgüter finden fich im modernen Recht nicht mehr anerkannt, wol 
aber die adeligen ererbten ©., Überwiegend freilich in ben Kreifen des hohen Adels 
und der ehemaligen Reichsritterſchaft, aber partifulär doch auch noch hier und ba 
Tür den niederen Adel. Man wird fagen können, ©. im eigentlichen Sinne feien 
folche Güter des hohen und niederen Adels, welche ausſchließlich auf männliche 
Grben übergehen und bei welchen der jebesmalige Eigenthümer in Beziehung auf 
Beräußerungen beſchränkt ift durch die Rechte bes nächſten Erben oder ber Agnaten. 
Aber eine beftimmte Reihe gemeinvechtlich geltenber Rechtsnormen für die ©. läßt 
fich nicht aufftellen. Wieweit insbefondere die obenerwähnten Beſchränkungen reichen, 
Hängt von den rechtlichen Beitimmungen ab, die überhaupt für das betreffende Gut 
maßgebend find; nach denjelben Rechtenormen ift auch zu beurteilen, welche Arten 
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der Veräußerung dem Gigenthümer geftattet find oder nicht, — ob die Güter theil- 
bar feien oder Individualfucceifion ftattfinde; — u. a. m. 

Aus dem Vorftehenden ergiebt ih, daß das Stammgut wefentlich benjelben 
politifchen und jozialen Sweden dient, welchen auch das Familienfideikommiß ge 
widmet if. In der That Inüpft auch die Rechtögefchichte des letzteren an die alten 
©. an, und fehr häufig find dieſe vertragamäßig in Fideikommiſſe umgetvandelt 
worben. Aber wejentlich verfchieben find beide Rechtsinftitute doch. Einmal gründet 
fi die Eriftenz des Familienfideilommifjes auf eine befondere, ausdrückliche Privat- 
Dispofition, — die des Stammgutes dagegen auf Geſetz oder Herfommen. Bei Ich 
terem ift die Berechtigung des jebesmaligen Eigenthümers beſchränkt burd bie 
Rechte der Söhne und etwa noch der zur Zeit der Alienation lebenden Agnaten, — 
das Fideilommiß ift durchaus und für alle Zeit unveräußerlich: die Rechte der An 
wärter find erheblich ausgedehnter, eine Verfchuldung des Gutes mit der Wirkung, 
daß die Subftanz angegriffen werben dürfe, ift nicht geftattet, wogegen das Stammgut 
beim Konkurſe des Eigenthümers zur Befriedigung der Gläubiger verkauft werden 
darf. Endlich ift die Erbfolge in das Fideikommiß eine successio ex pacto et pro- 
videntia maiorum, — bie in das Stammgut aber die gemeintechtliche in das Ver 
mögen des lebten Gigenthümers, weshalb die Wirkungen de Erbüberganges hier 
andere find als dort. (Der zulet erwähnte Unterſchied wird freilich von Ginigen 

eleugnet. 
8 FERN A da8 Beilpruchsrecht ber Erben vgl. Sandhaas, Germanift. Abhandlungen 
1862), 6.1 65 ff. — Bimmerle, Das Deutiihe ee — En, Pa} ©. 180 f.— 
ewiß, Die Succeffion bes Erben (1 Bons ernice —* — Krit chen, is 
—2 R. 6. 67—82. *s u, er, — für = Beatsgeti 0 — 
Gerber, — jurift, aan — an De 
—— legal, speciatim gentilicio, — 1889. — Fi A Das Beiſpruchsrecht nad) alt: 
acht Breslau 1879, -- Für bie Geſchi —F * ‚©. insbeſ. bie —— er bei 
Erxbrei 3 ber Weiber, |. Beſe ler, Erbverträge, — Simmerle, ©. 2% 
Lewis, Das Recht "des ——— ür das ſpätere Best, ul 
Ro Iet, Prinalt —— t, 66-77. — —5 er füches ‚Privatrecht, 5 
v. Gerber, $ 8 une ti, 8 67. — Walter, $$ ff. — Beieler, E 1m, 
176. — — IL 8 197. — Reubauer, ‚ Zujammen ellung des in Deutſchland geltenden 
Rechte, betr. die Stammgite, Berlin 1879. — x bie — von Jochen in Stamm⸗ 
güter Ei oben d. Art. Allobifitation und bie bort angeführte it. — Ueber bürger: 
fide tammgäüter, 5. B. in Württemberg, vgl. Lang, recht, II. a 
van 
Stampe, Henrik aenien de, 5 29. I. 1718 in Hammer bei Arbong, 
befuchte das Gymnafium in Alborg, 1728 zu Kopenhagen immatrikulit, 
machte 1731 das theologifche Examen, ftudirte 1737—40 Rechtswiflenfchaft in 
Marburg, wo er zwei Jahre in dem Haufe des Profefjor Wolf lebte, Straßburg, 
Paris, Orford, London, Leiden und Göttingen, 1741 Profeflor der Philojophie, 
1742 Mitglied der Dänifchen Geſetzeskommiſſion, 1743 Affefjor der juriftijchen Fa⸗ 
tultät, 1746 des Oberabmiralitätsgerichtd, 1748 Generalauditor des Seeetats, 1749 
Mitglied der Dänisch«Schwebijchen er a Profeffor publ. juris ne- 
tarae et gentium, Generalprofurator, 7 10. VII. 1789. 
Säriiten: Svar of Stampe og Sevel pa nogle | — til det jaridiseke Facultet 
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Standesr . Das Geſchichtliche iſt bereits oben im Artikel Fami- 
hienſtand angeführt, und es bleibt bier nur noch die neuere Entwickelung in 
Deutfchland nachzutragen. 

Den Anftoß, unter ftaatlicher Kontrole und von bürgerlichen Behörden zu 
führende ©. einzurichten, gab die im Jahre 1848 aufgefommene Lofung der Tren- 
mung ber Kirche vom Staat. Unter dem Einfluß dieſer Parole wurbe in bie 
Deutichen Grundrechte (in 88 20, 21) die Beitimmung aufgenommen : „die bürger- 
liche Gültigkeit der Ehe ift nur von der Vollziehung des Civilaktes abhängig — 
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Die Standesbücher werden von den bürgerlichen Behörden geführt“, — und eine 
gleiche Vorſchriſt in den in den Jahren 1848 und 1849 erlafjenen Berjaffunge- 
geiegen einzelner Deutfcher Staaten (jo Preußens, Oldenburgs, Schwarz- 
burg- Sondershanfens, Waldedd, Medlenburgs, Reuß-Schleizs 
und Anhalt-Bernburgs) wiederholt. Die gedachten Verfafſungsurkunden Hatten 
aber meiſtens nur eine kurze gejeßfiche Dauer, und baher kam es nicht zur Aug- 
führung der betreffenden Anordnungen. Blos in wenigen Tleineren Staaten wurden 
damals Gefee, welche die bürgerliche Eivilftandsregifterführung und die obligatorifche 
Givilehe einführten, erlafien; von diefen behielten aber allein bie beiden Geſetze ber 
ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. eine dauernde Geltung. Ferner wurde 
für die Diffidenten mit der Einführung ber Givilehe für diefe in Anhalt, 
Württemberg, Nafſau, Sahfen-Weimar, in ber Provinz Hanno— 
ver, in Bayern, Reuß jüngere Linie, in Sahfen-Koburg- Gotha, 
im Königreich Sach ſen und in Schwarzburg-Sondershaufen während bes 
Zeitraumes von 1851 bis 1872 eine bürgerliche, bald den Kommunalbehörben, bald 
den Gerichten übertragene Givilftandäregifterführung eingerichtet. Daffelbe erfolgte 
endlich in den wenigen Staaten, welche, wie 3. B. Braunfchweig (1849), die Ehe 
zwifchen Juden und Chriften in der Form der Givilehe durch beſondere Geſetze er- 
möglichten, für jolche Ehen und die aus ihnen entipringenden Kinder. 

Ohne die im Jahre 1861 eingeführte fakultative Civilehe zu befeitigen, erließ 
fodann die Stadt Hamburg im Jahre 1865 ein Gefeß, welches die gejammte 
Givilftandaregifterführung in die Hände bejonderer bürgerlicher Beamten legte, da- 
neben aber die Berufung der Geiftlichen zu derartigen Funktionen nicht ausſchloß, 
und diefelben Einrichtungen beftanden (auch ſchon zum Theil feit älterer Zeit) in 
Bremen und Lübed. 

Weſentlich beeinflußt duch die Konflifte mit der Tatholifchen Kirche wurde 
zuerft in Baden, welches durch Geſetz vom Jahre 1860 die Notheivilehe eingerührt 
hatte, durch Gejeg vom 21. Dezember 1869 und demnächft in Preußen durch Geſetz 
vom 9. März 1874 die endgültige Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und SKirche 
vollzogen. Beide Geſetze übertrugen den Gemeindebehörden ſowol bie außfchließliche 
Führung der Civilftanderegifter ald die Vornahme der Ehefchließungen, mit ftaatlich 
bindender Kraft. Das Preußifche Geſetz ließ aber die bisherigen, auf gleichem Prinzip 
ruhenden Einrichtungen im Bezirk des Appellationsgerichtes zu Köln, wo die Vor- 
jchriften des Code civil fortdauernd Geltung behalten hatten, und nicht minder bie 
im Bezirl der Stadt Frankfurt a. M. (f. oben) beftehen. 

Schon im Jahre 1872 war im Deutichen Reichstage die Einführung von ftaat- 
lichen Givilftandsregiftern und der obligatorifchen Civilehe in ganz Deutichland an⸗ 
geregt worden, und im Jahre 1878 und 1874 brachten die Abgeordneten Völk 
und Hinſchius jedesmal einen von dem letzteren verfaßten besfallfigen Ent- 
wurf ein, von denen ber erfte wegen Schluß der Seffion nicht zur Erledigung kam, 
der Ießtere aber angenommen wurde. Auf Grund befielben legte dann der Bındes- 
rath im Jahre 1875 dem Reichstage einen neuen, auch das materielle Eherecht zum 
Theil mit umfafjenden Entwurf vor, und dieſer ift nach ertheilter Zuftimmung des 
Reichstages zum Reichsgeſetz „über die Beurkundung des Perſonenſtands und die 
Eheſchließung“ vom 6. Yehruar 1875 erhoben worben. 

Dadurch ift die Rechtseinheit im Deutjchen Reich für die fragliche Materie her 
beigeführt worden. Die wichtigften Vorfchriften find folgende: 

Die Bildung der Standegamtsbezirte und die Beftellung der Standes- 
beamten, bzw. der Stellvertreter erfolgt durch die höhere Verwaltungsbehörde. Als 
Regel ift vorausgefeßt, daß jede Gemeinde einen Standesbezirk bildet und ber Ge- 
meinbevorfteher, bzw. deſſen Stellvertreter die Funktionen des Standesbeamten voll- 
sieht, jedoch kann die Gemeindebehörde die Anftellung befonderer Stanbesbeamten 
beichließen, und auch die höhere Verwaltungsbehörbe folche beitellen (88 2—7, 10). 
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Geiftlichen und anderen Religionsdienern dürfen aber die betreffenden Funktionen 
nicht übertragen werben. 

Die fächlichen Koften der Stanbegregifterführung liegen den Gemeinden ob, nur 
die Regifter und Formulare zu Negifterauszügen werden koftenfrei von der Gentral= 
behörbe des Bundesſtaates geliefert (88 8, 9). 

Die Aufficht über die Stanbesbeamten fteht den Verwaltungsbehörden zu, ſoweit 
die Landesgeſetze nicht andere Auffichtebehörben beftimmen; wegen Ablehnung von 
Amtshandblungen geht die Beſchwerde jedoch an das Gericht 11). 

Jeder Standesbeamte hat zu führen: 1) ein Geburtäregifter, 2) ein Heiraths- 
zegifter und 3) ein Gterberegifter. In diefe jollen die Eintragungen unter jort- 
laufenden Nummern und ohne Abkürzungen, die wejentlichen Zahlenangaben mit 
Buchſtaben erfolgen. Jede Eintragung ift durch den Stanbesbeamten zu unter 
Schreiben. Zufäge, Löfchungen oder Mbänderungen find am Rande zu vermerken und 
beſonders zu vollziehen. Bon jeder Eintragung ift eine zu beglaubigende Abichriit 
in ein Nebenregifter einzufchreiben, welches nach Ablauf des Kalenderjahres der Aui- 
ſichtsbehörde zur Prüfung und von diefer dem Gerichte zur Aufbewahrung zugeftellt 
wird ($$ 12—14). 

Die ordnungsmäßig geführten S. beweiſen die Thatfachen, zu deren Beurkun- 
dung fie beftimmt und welche in ihnen eingetragen find, bis der Nachweis der Fäl- 
chung, der unrichtigen Eintragung ober der Unrichtigfeit der Anzeigen und Feſt— 
ftellungen, auf Grund deren bie Eintragung ftattgefunden hat, erbracht ift ($ 15), 
eine Vorfchrift, welche durch das EG. zur Deutichen CPO. $ 16 Nr. 1 ausdrücklich 
aufrecht erhalten worben ift. 

Die Führung der ©. und der darauf bezüglichen Verhandlungen erfolgt koften- 
und ftempelfrei; nur für die Einficht und für Auszüge find ſehr mäßig angeſetzte 
Gebühren zu zahlen ($ 16). 

In Betreff der näheren Details, namentlich wegen ber Anzeigepflicht der Ge 
burts· und Sterbefälle, ber Anzeigefriften zc., muß auf das Geſetz Eon beriwiejen werben. 

Sit: Friedberg, Das Recht ber {hlieBung, Leipzig 1875, ©. 655 fi. — F. Phi- 
lippi, Die „Sirilflandige feße in ber Beuß „ — 6 — 1865. — Hab, 
Die Ehe u. d. bürgerl. eh an? nach B Aut, Hei belb. 1872. — —S 
Das Preuß. Gðejſeb über die Beurkundun » ehe, x. mit Komment. lin 1874; 
Deuietbe, Das Reichsgeſ. Über die Beurkundung bes Perſonenſtands zc. mit Romment., 

2. Aufl., Berl. 1876. — d. Sicherer, Reichsgeſ. Über bie ———— zc. &l.1 
—— 

Stanudgericht: eine Art der mit ber Ausbildung der Militärrechtspflege nach 
und nach jeit dem 16. Jahrhundert entftandenen Ausnahmegerichte für Soldaten. 
„Standrecht“ ward vielfach für Kriegsrecht gebraucht, ſoweit felbige auf die einem 
Kriegäheren unterwoorfenen Perfonen Anwendung findet, was entweber regelmãßig 
gegenüber den Perſonen des Soldatenſtandes, oder ausnahmsweiſe gegenüber auf⸗ 
ſtandiſchen Unterthanen oder feindlichen, in beſetzt gehaltenen Gebietstheilen weilenden 
Staatsangehörigen der Fall 

Die Norddeutſche (ehemals Preußifche) Mil.StraPO. von 1845 unterjcheidet 
($ 82) Kriegsgerichte für die zur höheren und S. für die zur niederen Gerichte- 
barkeit gehörenden Strafjälle. Angeorbnet wird das ©. von dem Beiehlöhaber, dem 
die Beftellung des Unterſuchungsgerichts zuftand. Kriegsgericht und ©. zählen im 
Gegenſatz zu dem Iekteren zu den Spruchgerichten. Die S. beftehen aus fünf 
Richterflaffen, von denen ber Präfes eine Klaſſe bilbet, und aus einem Aubiteur 
oder unterfuchungführenden Offizier als Neferenten. Ueber die Richterflaffen und ihre 
nach dem Range des Angeſchuldigten verfchiedene Zufammenfegung beftimmt 8 87 
a. a. O.; über das Berfahren, bei welchen eine Bereidigung der Richter nicht ſtatt⸗ 
findet, 58 448, 452; über die Betätigung der Erkenntniffe, welche regelmäßig Sache 
des das Spruchgericht beftellenden Befehlshabers ift, $ 486. Ueber die Ausdehnung 
des Kriegsrechts auf Privatperjonen f. d. Art. Belagerungszuftand. Beſondere 
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Regeln gelten für Bayern. Die Defterr. StrafPO. Handelt ausführlich vom 
ftandgerichtlichen Berfahren. Der Minifter des Innern und der der Juſtiz konkur⸗ 
riren bei der Anordnung des Standrechts in gewiſſen Fällen. 

In England werden die Funktionen des ©. durch Courts martial ausgeübt, 
deren Einfegung auf bejondere Ermächtigung der Krone durch die vom Parlament 
zu beichließende Mutiny act beruft. Man unterfcheidet bort einen General court 
martial, aus nicht weniger ala 13 Offizieren beftehend, mit der Befugniß, auf die 
ſchwerſten Strafen (Todesſtrafe — Penal servitude) zu erkennen; einen Distriet 

. ober Garrison court martial, mit einer Bejekung von 7 Offizieren, ohne Kompetenz 
gegen Offiziere und ohne Befugniß, die ſchwerſten Strafen zu verhängen; einen Re- 
gimental oder Detachment court martial, mit 5, im Nothfall 3 Offizieren beſetzt, 
mit der Befugniß, auf Körper und Freiheitsſtrafen zu erkennen. Gin Detachment 
general court martial für im Auslande ftehende Truppen kann auch über Vergehen 
der Truppen gegen Bewohner eines fremden Bandes erkennen. Für die Marine gelten 
bejondere, im Ganzen aber ähnliche Beftimmungen. 

Welche Perfonen ala zum Heere gehörig anzujehen und deswegen den Kriegs⸗ 
gefegen und ©. zu unterwerjen find, richtet fich nach ber Heereßverfaffung der ein- 
zelnen Staaten. 

Dnellen: Außer ber Mil.Straf@er.Orbn. Kab.D. v. 21. Sept. 1820, 27. April 1837, 
9. Dezember 1885. — Bayern, Straf®B. v. 1818, Art. 441456; (für bie rechtörhein. 
Gebiete) Art. 3 Ziffer 12 des Ausf.Geſ. zum RStrafBD. — Defterreih, StrafPO. v. 

73, 55 429 ff. — England, 25. u. Pi Viet. cap. 65. 

Bit. — — Kommentar über das StrafB. Ahr daB Preuß. Heer, II. Theil 1870. — 
Ueber das Geſchichtliche: Laurentius, Don ben —— — der alten Deutſchen, 1753. — 
Friccius, Geſchichte bes Deutichen, insbeſ. des Preuß. Kriegsrechts, 1849. — Bubdder in 
v.Holkenborff'S Allg. Deuticer Strafretäg 1870, Heft 9-11. — Sranteeid: Cham- 
gedr, Manuel des Tribunaux des armees de terre et de mer, 1878. — Neber England: 

neift, Englifches Amalingart t, &. 968, 1058, 1072.— Simmons, On Courts martial. — 
Thring, Criminal Law of the Navy. v. Holgenborff. 

Standſchaft (Thl. I. S. 859). Zu den Zeiten des Deutſchen Reich? gab 
es eine dreifache S.: ReichsS., KreisS., Land S. 

ReichsS. bedeutet Sitz und Stimme auf den Reichstagen. Dieſelbe ſtand zu 
den geiftlichen und weltlichen Fürſten (Biſchöfen, Aebten, Fürften, Grajen und 
Herren, vorausgejeßt, daß fie nicht jelbft der Herrfchaft eines Anderen unterworfen 
waren). Auch den Reichsſtädten gebührte feit dem fpäteren Mittelalter die ReichsS., 
welche fie durch Mitglieder ihres Nathes ausüben ließen. Seit dem J.R.A. von 
1654 wurde zum Erwerb der ReichsS. außer der kaiſerlichen Verleihung und dem 
Befi einer reichsunmittelbaren Herrichaft noch vorausgeſetzt die Kooptation ſeitens 
des Kurfürjtenfollegiums, fowie des Kollegiums und der Bank, in welde der Be- 
treffende aufgenommen werden follte. Die ReichsS. jet eine bingliche Unterlage, 
reichsunmittelbaren Länderbefiß voraus. Die Folge davon war, daß bei einer Theis 
Yung des Territoriums allen Theilhabern zufammen nur Eine Stimme zuftand, ber 
Inhaber mehrerer Territorien dagegen auch mehrere Stimmen führte. Doch galt 
diefes Prinzip nur in den legten Zeiten bes Reiche; bi in das 17. Jahrhundert 
hinein hatte der entgegengejeßte Grundfaß gegolten, waren bie Stimmen perfönlich. 

Die ReichsS. ging unter durch Reichsacht, durch Mediatifirung (Unterwerfung unter 
einen Mitftand), wennfchon einige Familien trog der Mediatifirung fih im Beſitz 
der ReichsS. behaupteten, durch Verluſt des Territoriums, auf welchem die ReichsS. 
rubte. Auf den Erwerber eines folchen Territoriums ging an und für fich die 
ReichsS. nicht über. 

Unter KreisS. verfteht man Sit und Stimme auf den Kreistagen, ben Ber- 
Tammlungen der Territorialherren innerhalb der einzelnen Kreiſe, in welche das 
Deutfche Reich feit dem Jahre 1500 geteilt war. Die Kompetenz der Kreistage, 
welche anfänglich die Polizei zu handhaben und die Grfenntniffe der Reichsgerichte 
zu vollitreden hatten, wurde jpäter auch auf andere gemeinfame Angelegenheiten 
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außgebehnt. Die KreisS. ftand den Reichaftänden zu, doch konnten auch die In— 
haber reichgunmittelbarer Herrichaften, die nicht zugleich Reichsſ. befaßen, unter Die 
Kreisftände aufgenommen werben. . 

LandE©. bezeichnet Sit und Stimme auf den Landtagen der einzelnen Terri— 
torien. Diejelbe gebührte den bevorrechteten Ständen, die einzeln forporativ orga= 
nifirt waren, und alle zufammen wieder eine Korporation (die Landſchaft) bildeten, 
und fo als ein Ganzes dem Landesherrn gegenübertraten und Antheil an ber Lanbes- 
regierung beanfpruchten und erhielten. Dieſe Stände (Landftände) find regelmäßig 
drei: die Prälaten, Ritter und Städte, von benen die letzteren ihr Recht, wie bie 
Reicheftäbte, durch Mitglieder ihres Rathes ausübten. Nur fehr vereinzelt Hatte 
auch der Bauernftand LandS. erlangt. Dagegen gebührte überall, wo es einen 
Iandfäffigen Herrenftand gab, dieſem die LandS., wennjchon derfelbe zuweilen mit 
ben Prälaten zufammen Eine Kurie bes Landtages bildete. Die LandS. gewährte 
nicht überall die gleichen Rechte; vielmehr war der Umfang diefer Iekteren in ben 
verjchiebenen Territorien und zu den berfchiedenen Zeiten ein ſehr verſchiedener. 
Denn ed berubten diefelben auf befonderen Privilegien, welche die Stände bei Ge- 
legenheit der Bewilligung neuer Steuern vom Lanbesheren fich ausgewirkt hatten. 
Ueberall ſtand den Ständen, fo lange ihre Kraft noch nicht gebrochen, das Steuer 
bewilligungarecht zu, auch durften Landesgeſetze ohne ihre Mitwirkung nicht erlafſen 
werben. An und für fich vertreten die Landſtände — und darin befteht der Haupt- 
unterfchied der ftändifchen Berfaffjung von der Repräfentativverfaffung — blos ihre 
eigenen Interefjen, und nicht die des ganzen Landes; und nur mittelbar nehmen fie 
auch die Intereſſen der gefammten Bevölkerung wahr. Dies erklärt fich daraus, 
daß die ©. kraft eigenen Rechts und nicht auf Grund eines Mandats der Bepöl- 
ferung zuſteht. 

Die ReichsS. und die KreisS. find mit dem Untergange ded Deutichen Reiche 
verſchwunden, und auch in der Berfaffung der einzelnen Deutjchen Staaten hat das 
ar ro: ae In Repräfentativfyften weichen müffen. 

Campe, Die Lehre von ben Lanbfländen nach allge: — — 
Bu a Detmold 1864. — Gierte, Das Deutſche Benoffentdiaftöret , I Berlin 
2 534—581 u. ©. 822. — Zöpfl, Grundfäpe des gem. Deutichen Staats: 15 ae: aut, 
I. 88 90-92, IM 325—328,. 

&tara, Giuſ epbe, Gonte, 55. IX.1795 bei Bercelli, 1828 Richter in — 
ſpäter Mitglied der Geſetzgebungskommiſfion, 1847 erſter Senatspräſident in Turin 
und Conte, 1862 Staatsminiſter, 1868 Präfident des Kafſationshofes, zog ſich 1871 
zurüd, + 15. VI. 1877. 

8it.: Nouv. Revue hist. 1878, p. 101—120. — — cenni biogr., Tor. 1855. — 
Torti, Ricordi, Tor. 1878. — Bulletin de la Soci6t& de legisl. somparde, X. annde (1879), 
p. 281. Zeihmann. 

Statutariſche Erbportion (Eherecht). Das Deutjche Recht des Mittelalters 
batte ala gewohnheitsrechtlichen Niederſchlag entiprechender Eheverträge faſt allgemein 
ein Ehegattenerbrecht außgebildet, das fich bald auf den Mobiliarnachlaß oder einen 
Theil defielben beſchränkte, «bald auch das Immobiliarvermögen oder doch den An= 
theil des verftorbenen Ehegatten an ber Immobiliarerrungenichaft, und zwar bald 
zu Leibzuchtsrecht, bald zu Eigenthum, umfaßte. Derartige erbrechtlicde Anfprüche 
drangen mehr und mehr auch in das Gebiet des Sachſenſpiegels ein und erfchienen 
bier, ba ber Iehtere im Anjchluffe an das Altgermanifche Recht nur vertragsmäßige 
Zuwendungen und fein Erbrecht der Ehegatten Tannte, ala partilularrechtliche Aus- 
nahmen von dem „Gemeinen Sachfenrecht". Mehr noch trat diefer partilularrechtliche 
Charakter, zumal diefe Anfprüche im Einzelnen fo verſchieden gejtaltet waren, nach 
der Rezeption des Römiſchen Rechtes hervor. Die Römiichen Einrichtungen, das 
fubfidiäre Erbrecht des Überlebenden Ehegatten Hinter jämmtlichen Verwandten des 
berftorbenen (bonorum possessio unde vir et uxor) und der von Juftinian begründete 
relative Anfpruch der armen Wittiwe an bem Nachlafje ihres wohlhabenden Mannes, 
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dermochten bie in den Deutjchen Partitularrechten anerkannten Exbanfprüche des über- 
lebenden Ehegatten vielfach ſelbſt dort nicht zu verdrängen, wo im Webrigen die reine 
Römifche Erbjolgeordnung angenommen wurde. So war für jenen, daß gemeine Erb⸗ 
recht durchbrechenden partifularrechtlichen Erbantheil fchon in ber Doftrin des 
17. Jahrhunderts die Bezeichnung als ©. €. in Gebrauch, eine Bezeichnung, die 
um fo paflender erjcheinen mußte, als die ©. E. durchaus den Charakter eines 
außerordentlichen Erbrechtes trägt und neben ber (vertragamäßigen, letztwilligen oder 
geieglichen) Erbfolge in das übrige Vermögen des verftorbenen Ehegatten felbftändig 
einhergeht ; höchſtens zeigt ſich Hier und da in Bezug auf den Umfang der ©. E. 
eine Verſchiedenheit je nach der Stellung des konkurrirenden Erben. Das Bor 
bandenfein eines folchen Tonfurrivenden Erben gehört zum Weſen der ©. E., das 
Univerjalerbrecht der Ehegatten, auch wo es günjtiger ala im Römiſchen Recht ges 
ordnet ift, FANt nicht unter biefen Begriff. Iſt der überlebende Ehegatte ein Bluts- 
verwandter des verftorbenen, jo behält er neben dem Ghbegattenerbrecht fein Ver⸗ 
wandtenerbrecht. — Bon der ©. €. ift Alles zu unterjcheiden, was der überlebenbe - 
Ehegatte aus dem bisher vereinigten Vermögen nach ben Grundſätzen des ehelichen 
Güterrechtes als fein Vermögen zu beanfpruchen bat, fie umterjcheidet fich nicht 
minder von dem Nubungsrecht, das ihm kraft väterlicher Gewalt an dem Vermögen 
der Kinder zufteht. Insbeſondere ift weber ber bei allgemeiner oder partifulärer 
Gütergemeinfchaft dem Überlebenden Ehegatten zufallende Antheil an dem Sammtgute, 
nod der ihm aus ber jortgejegten Gütergemeinfchaft erwachjende Vortheil für ©. €. 
zu erachten. Daffelbe gilt von allen Vortheilen, welche der überlebende Ehegatte 
als gejetliche Entſchädigung für Theile feine eigenen Vermögens erhält, 3. B. von 
der altjächfifchen Gerade, dem Heergewäte und dem vielfach ftatt Rückgewähr bes 
beweglichen Frauengutes eingeführten Mobiliarantheil, ebenfo von ber 3. B. im 
Märkifchen Erbrecht auf Grund einer mißverftändlichen Deklaration der Joachimiſchen 
Erbrechtsfonftitution geltenden Befugniß des überlebenden Ehegatten, gegen Ein« 
werfung feines eigenen Vermögens eine Quote des auf dieje Weife bergeftellten 
Sammtgutes zu nehmen. Dieje jog. „Gütergemeinfchaft von Todes wegen“ ift 
ebenjo auß einer Mikbildung der ehelichen allgemeinen Gütergemeinfchaft entftanden, 
wie die in manchen Gegenden durch eine verfehrte Doktrin und ihr entiprechende 
Praris geichaffene jog. „Gemeinſchaft des Zugewinnſtes“ aus einer Mikbildung der 
ehelichen Errungenſchaftsgemeinſchaft. Alle diefe Anfprüche, auch wenn fie erft von 
Todes wegen bervortreten, wurzeln in dem Güterrecht der Ehegatten und find einzig 
nach diefem zu beurtheilen; hat daher während der Ehe ein Wechiel bes Wohnfites 
ftattgefunden, fo ift im diefer Beziehung im Zweifel das Recht bes erſten Wohnſitzes 
maßgebend. Daflelbe wird nach Württembergifhem Recht auch Hinfichtlich ber 
eigentlichen S. E. angenommen; die letztere gehört aber ausſchließlich dem Gebiete 
des Erbrechtes an und richtet fich daher nach dem Rechte des letzten Wohnfiges. Das 
Preußische Allg. ER. gewährt dem überlebenden Ehegatten die Wahl zwiichen dem 
Rechte des erften und dem des letzten Wohnſitzes. — Die ©. €. findet nur unter 
Ehegatten Anwendung, hat aljo eine bürgerlich gültige Ehe zur Vorausſetzung (nach 
manchen Rechten, 3. B. dem Württembergifchen, auch noch die Vollziehung des ehe- 
Lichen Beilagers) und kommt nad) einer Eheſcheidung oder Nichtigleitserklärung der 
Che in Wegfall. Lebenslängliche Trennung von Tiſch und Bett hat bie gleiche 
Wirkung im Deutfchen Reihe nur, wenn fie vor dem Reichsgeſetz über die Be» 
urkundung des Perjonenftands und die Eheichließung vom 6. Febr. 1875, oder wenn 
fie im Auslande nad) dem dort geltenden Rechte verhängt worden ift. Nach manchen 
Rechten geht die ©. €. im falle ber Wiederverheirathung ganz oder zum Theil 
verloren. — Die ©. €. ift Heute noch vielgeftaltiger ala im Mittelalter. Häufig 
ift fie für den Überlebenden Mann eine andere wie für die Frau. Zuweilen er- 
greift fie nur einzelne Nachlaßftüde, zumal Gegenftände des Hausrathes (in diefem 
Sirme eriheint ſchon der Mußtheil des Sachſenſpiegels als ©. €.), oder fie be= 
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ſchränkt fich auf ein gefeßliches Leibzuchtsrecht oder auf bloßen Nießbrauch an dem 
Nachlaſſe oder einer Quote defjelben, häufig befteht fie aber geradezu in einer Erb- 
ſchaftsquote und Hat dann Hinfichtlich des Schuldenüberganges diefelben Wirkungen 
wie jedes andere Erbrecht. Dabei ift der Einfluß des Yuftinianifchen Rechtes der 
armen Wittwe infofern bemerfbar, als eine große Zahl von Rechten im Weberein- 
ftimmung mit dieſer die Quote auf ein Viertel oder bei drei und mehr Kindern 
auf einen Kinbestheil feſtſetzen. — Die Unentziehbarkeit der oft fälſchlich als ©. €. 
angejehenen Anjprüche aus dem ehelichen Güterrecht und der Schuß des Juftinianifchen 
Nechtes der armen Wittwe gegen Iehtwillige Verfügungen des Ehemannes hat bahin 
geführt, daß, von dem Defterreichifchen Rechte und der Mehrzahl der Bayriſchen 
Partitularrechte abgejehen, die S. €. faſt überall ganz oder theilweife den Charafter 
als Pflichttheil angenommen hat; fie kann daher, foweit nicht durch Ehe= oder Erb» 
vertrag darauf verzichtet ift, entweber überhaupt nicht oder doch nur auß beftimmten 
gefeglichen Gründen entzogen ‚werden. — Erbſchaften, welche dem verftorbenen Ehe 
gatten bereit3 angefallen, aber wegen eines daran beitehenben Leibzuchtsrechts dritter 
Perſonen noch nicht in feine Gewalt gefommen waren („hinterfällige Güter“), werden 
nach dem altdeutichen Rechtsfprüchtvort „Zucht fällt nicht auf Zucht“ von der ©. €. 
nicht ergriffen 
Gigb. u. Lit.: Preuß. Allgem. SR., 1 et Bf 639, 642, 644 
Deltexe, Won 88 757 ff. 796.— Badiſch. ER. 785. — Sigi. BGB. "sg ENT 
8 ff. — Sämitthenner, Deutich. Are d. — — me _ —— Dai 
Fri — geltende Sb. Güterredit, 1879. — Sch Die ehel. Güterrehte ber 
Noel, 1880. — Roth, Syftem bes —— Bett, ei. 88 110, 122 ff., 1498 fi. — 
Stobbe, Hanbb. b. Deutfchen Privatrech Baher. Sivileedt, L (2. Aufl) 
., 477, 515 AR 530 ff. — eriher, ie. tivatredht t II, 92 ff. — Grefe, 
annovers Recht, II 7. — Roth und Meibom, Kurheffiiches Privatrecht, 41. — 
Beinen, — 55 — t8 N er Si richten 'ena 11. Zerbft ver 


einten Bände _ Erdmann, Güter tod. R. Liv, Efih: u. Kur 
lands, * 1! 95 ‚243, 250. — Hey en I Ciemente de —— Kom 
itution, 8 fraus in d. Zeit 2 13 Deutiches Recht X 3, — Die Lehe 
ücher d. Deut hen Privatrechts. Schröder. 


Stel, Joh. Chriſt. Wild. von, 56. I. 1730 zu — 1754 
Profeffor in "alle, 1758 in Frankfurt a. O., 1767 Geheimer Tribunalarath in Berlin, 
1776 geibelk, 18. X. 1797. 

—— — bei Pütter, Litt. II. 105. — Schulte, Geſchichte, II. b S. 150. — 
Meuſel, 307-811. — Engelmann, Biblioth. jurid. @) Lpag- 1890, 5 413, 414 

mann. 


Steckbriefe, litterae patentes arrestatoriae, nennt man im StrafPrz. (John, 
Th. I. Suppl. ©. 35) offene, an alle Gerichte und Behörden des In= und Aus 
landes gerichtete Hülfsfchreiben, einen flüchtigen, nach der Deutjchen Straf PO. auf 
einen ſich verborgen haltenden, Beſchuldigten im Betretungsfalle verhaften und an 
das erjuchende Gericht oder die fonft genannte Behörde, nach der StrafPD. an ein 
beitimmtes Gefängniß, abliefern zu wollen. Die Bezeichnung ber ftrafbaren Handlung, 
ohne welche namentlich ausländiſche Behörden von der Verhaftung abjehen würden, 
und das jog. Signalement oder die Angabe der Merkmale, an welchen die Perfon des 
Beichuldigten erfannt werden kann, werden dem ©. eingefügt. Als Aufforderungen 
zu verhaften haben ©. diefelben Borausfehungen, wie Haftbefehle. Nach der Deutſchen 
StrafPO. find fie auf Grund eines Haftbefehls vom Richter ober ber Staatsanwalt 
ſchaft zu erlaffen, es ſei denn, daß ein vorläufig Feſtgenommener aus dem Gefängniß 
entfprungen wäre ober fich der Bewachung fonft entzogen hätte, wo auch die Polizei: 
behörde den ©. erlaffen darf. Außerdem können zur Voilſtreckung erfannter Frei⸗ 
heitsſtrafen &. von der Staatsanwaltichaft bzw. dem Amtsrichter ohne Weitere 
erlaffen werden. Die Defterreichifche StrafPO. beſchränkt die S. auf dringenden 
Verdacht verlibter Verbrechen, bei welchem die Rathskammer, ber Unterfuchungsrichter 
dagegen nur in dringenden Fällen, den ©. zu erlaffen befugt ift; auch wird zwiſchen 
der Öffentlichen Bekanntmachung des S. durch bie Zeitungen, für welche bejonbere 
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Umftände vorliegen müffen, und feiner bloßen Mittheilung an bie Behörden und 
Beamten in ber Umgebung und in weiterem Kreiſe unterjchieden, — im Anfchluß 
wol an das Yranzöfifche Recht, welches ftatt der ©. fich der gleichen Mittheilung des 
Haftbefehls bedient. Bei Vergehen ift eine dffentliche Kundmachung in Oeſterreich 
ausgeichloflen. — Wer auf Grund des ©. ergriffen wird, muß in DOefterreich fofort 
von dem Richter oder ber Polizeibehörbe, welche ihn in Verwahrung nimmt, verhört 
und, wenn ein Grund zu weiterer Feſthaltung ſich nicht ergiebt, fofort freigelaffen 
werden. Nach der Deutjchen StrafBD. kann ex, es fei denn, daß er fpäteftens am 
Tage nach der Ergreifung vor den zuftändigen Richter geführt werden könnte, for 
fortige Vorführung dor den nächften Amtsrichter fordern, der ihn ſpäteſtens am Tage 
nach der Ergreifung vernehmen und feine fyreilaffung verfügen muß, wenn er be= 
weiſt, daß er nicht der BVerfolgte oder daß die Verfolgung durch die zuftändige 
Behörde aufgehoben ift. — Die Erledigung eines ©. ift, auch wo fie nicht vor— 
geichrieben ift, befannt zu machen, damit nicht auf Grund derſelben in die freiheit 
Anderer eingegriffen werde. Auch find. S. immer nur als fubfidiäres Siftirungs- 
mittel, wenn jedes andere erfolglos jcheint, anzumenben, da fie, wenn der Verfolgte 
freigefprochen werben follte, auf ungerechtfertigte Benachtheiligung feiner Ehre, ſoweit 
Öffentliche Kundmachung mit ihnen verbunden Mh gan 

Quellen: DeRtrerihiige Straf PO. 88 177. ale — 28 ey Big 
88 ia 132, 489; Mot. S. 78, — Prot. der n ©. 176 ff., 8 

Lit.: Baust, Lehrb., je — Mittermaier, Straf-Berf., I. $ 78. — 
Deatiäen Se Ö.1. von Böme Bates v. ——* u. a —— Strafen Bert, 

Br — a StrafPrz.R., B K. Wieding. 

"&telgeie — (29.1 — Das ©,, "est u Geben und Nehmen", 
„Stellage“ genannt, ift ein Prömiengeichäft, bei welchem der Prämiengeber (der 
„Wähler“) am Stichtage die Wahl hat, ob er ein beftimmtes Lieferungageichäft ala 
liefernder ober als beziehender Theil abgefchlofien und erfüllt wiffen wolle, mit 
anderen Worten das Recht hat, nach einer Wahl, welche er an einem beftimmten 
Zeitpunkte oder innerhalb einer feftgefeßten Frift treffen muß, die behandelte Waare 
(meiftens Effekten) dem Prämiennehmer („Steller” genannt) zu liefern oder fie von 
diefem zu beziehen. (Ueber den Begriff Prämiengeſchäft f. diefen Akt.) 
Bom zweifchneidigen Prämiengefchäft umterfcheibet fich das ©. dadurch, 
daß die Wahl des abjoluten Nichtwollens bei dem S. ausgeſchloſſen ift; da bei 
diefem demnach jedenfalls eine Erfüllung des je nach Entſcheidung des Wählers im 
©. abzufchließenden Vertrages einzutreten hat, wird die Prämie zwedmäßig und 
gewöhnlich in der Vereinbarung bon zwei verfchiedenen Kaufpreifen ausgedrückt, 
eines niebrigeren für den Fall, daß der Wähler wählt zu liefern, und eines höheren 
Tür den Fall, daß fich dieſer Liefern läßt. Da Hierbei die Prämie nicht felbftändig 
fichtbar und in den Schlußbriefen nicht befonders genannt wird, ſehen Manche im 
©. fein Prämiengefchäft; jo Nebenius, Bender; daß hierbei das innere Weſen 
des S. überfehen und verlannt wird, bemerkt bagegen mit Recht Thöl 
(a. a. DO. Note 3). Beftritten ift, welche Rechtefolge eintritt, wenn ber Wähler feine 
ober feine rechtzeitige Wahl trifft; Böhmer, Bender, Ladenburg und Ende- 
mann behaupten, alsdann gehe das Wahlrecht auf den Steller über, eine Anficht, 
deren Unhaltbarkeit und Willfürlichkeit von Gad und ausführlicher von Gareis 
nachgewiefen ift. Der Steller fann vielmehr vom nichtwählenden Wahlberechtigten 
Tediglich das pofitive Vertragsinterefje wegen Verlegung des im Abfchluffe des ©. 
entjtandenen pactum de contrahendo fordern, darf aber der Berechnung dieſes In- 
terefjes nicht, wie Gad annimmt, die ihm, dem Steller, günftigere Konjunktur zu 
Grunde legen, fondern muß davon ausgehen, daß ber Wähler, wenn er gewählt 
hätte, jedenfalls nach Maßgabe der ihm und nicht dem Steller günftigeren 
Konjunktur gewählt haben würde. Dies folgt aus der jeltftehenden Natur 
und Intention des ©.; hierüber Gareiß a. u. a. DO. ©. 162—167 und bie 
dort cit. Lit. Theilweiſen Bezug oder theilweife Selbftlieferung der Effekten 
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darf der Wähler nicht wählen; |. Bender und Thöol, anderer Anficht ift Böh- 
mer. Nach den Uebungen der Berliner Fondsbörſe könnte über die anzunehmende 
Erklärung allenfalls die Deputation der Sachverftändigen - Kommiffion ber Fonds- 
börſe entſchieden. 
Lit.; Nebenius, Der d El — Karlar. 1829, S. 564. — Böhmer 
im Archiv für cu rar, Fan 5 fi. — Bender, Verkehr mit Staat 
papieren, 2. Aufl. Gi 8 94, Thol vertehr mit Staatspapieren 
— 1885), $ — oh . Bull, 8 291. — Radenburg in Gold: 
Vhmibes See b. RD — Gab, Hanbb. b. eig. Deutichen 
R. (Berlin 1 _ nr ER, 8. Aufl, $ 121, ©. 591—592. — 
Tünbut, Büren S Moflerreht 1875 (auch in feiner Beitichr. für b. Feivak und äff. 
Red, 1875) ©. 69. — Gareid in Siebenhaar's Archiv für Deutſches W.⸗ und HR, 


Kan Best 8 R Eu F — — u ee 2 Saul 2 uhr x = 
eihäften, Berlin oberfien of ten u. rat — 
Fr Udſchmidt's ee HR. Bd. XL ©. 155—16; &_ 


—— ee er Berline —8 ua Bedingungen 13 dad an *5 
v. —— 1873, hy 2 * en von A in d. Beitichr. f . HR. 
3b. XVII. sh vr xx 538 ff., und Frankfurter 
—5 — in —— ehe Fi —8 gei. Bd. XXIV. ©. 525 ff., insbel. 
©. 581. (Die Börfenufancen überhaupt find unter % “u "Zeitfauf citirt) Gareid. 

Gtellvertretungstoften (Th. I. ©. 861). Die Frage, ob ein Giants 
beamter die Koften für feine Stellvertretung in dem von ihm verwalteten Amte 
dann zu zahlen Habe, wenn er zum Mitgliede des Land» oder Reichstags gewählt 
worden und durch jeine Thätigfeit ala folches an der Verwaltung feines Amtes ge 
Bindert ift, Tann burch die einfache Behauptung, die Annahme einer Abgeordneten: 
wahl jei die Ableiftung einer öffentlichen oder ſtaatsbürgerlichen Pflicht und dürfe 
deshalb nicht mit pekuniären Nachtheilen verbunden fein, nicht ala beantwortet gelten, 
weil der Staat die dem Einzelnen aus ber Ableiftung öffentlicher Pflichten, wie der 
militärifchen Dienftpflicht, des Schöffen und Gejchworenendienfte® u. j. w. er 
wachjenden DBermögensnachtheile überhaupt nicht oder doch nur im befchränfteften 
Umfange vergütet, fowie weiter, weil der Staat auch benjenigen Abgeorbneten, 
welcher fein Staatsamt bekleidet, nicht gegen den öfonomifchen Schaden fchükt, 
welcher für denjelben auß der Theilnahme an den landſtändiſchen Verhandlungen 
und aus der bierdurch bewirften Verhinderung an dem Betriebe feiner Beruie- 
geſchäfte entfteht, und endlich, weil auch nicht der geringfte Zwang zu der Annahme 
einer Wahl zum Abgeordneten vorliegt, vielmehr die Uebernahme der Thätigkeit und 
ps Aa Abgeordneten ausſchließlich dem freien Ermeflen des Gewählten über 
laſſen ift. 

Eine richtige Begründung ber Freiheit gewählter Staatsbeamten von Zahlung 
der ©. kann nur dann gefunden werden, wenn man, wie insbeſondere auch 
dv. Rönne thut, von dem in vielen Deutfchen Berfafjungen zum Schuße der paffiven 
Wahljähigfeit der Stantsbeamten aufgeftellten Satze ausgeht, daß ein Gtaatd 
beamter zum Eintritte in die Volksvertretung keinen Urlaub nöthig habe (Preuken, 
Coburg⸗ Gotha, Deutſche Reicheverjaffung), baw. daß ihm der Urlaub nicht (Bayern, 
Braunfchtweig) verweigert werden dürfe. Der juriſtiſche Kern dieſer Verjaffungs- 
beſtimmung kann nämlich nur ber fein, daß mit der Annahme der Wahl der ge 
wählte Staatsbeamte auf Grund de Geſetzes von der Verwaltung feines Amtes 
zeitweilig dispenſirt fein ſolle. Wie nun aber feine Gehaltäverlürzung zum Zwede 
der Beftreitung der S. dann ftattfinbet, wenn der Beamte, gleichviel aus welcher 
Urfache, von feiner vorgefeßten Behörde einen unbedingten Urlaub erhält, fo fann 
aud ein Abzug vom Gehalte dann nicht ftattfinden, wenn dag Gefetz den Beamten 
im Falle der Wahl zum Abgeordneten entweder unmittelbar beurlaubt oder ihm ben Ur 
laub ang äufichert, wenn er um denfelben bei der vorgefeten Behörde einkommt. 

So ift e& denn auch ala die Rückkehr zu der richtigen Behandlung ber ‚Frage 
au bezeichnen, wenn bie Preußifche Regierung im Jahre 1867 die ©. für die in den 
Reichstag und feit 1869 für die in das Abgeordnetenhaus gewählten Beamten auf 
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die Staatskafſe übernommen hat, nachdem fie feit 1863 bie betreffenden Gelder vom 
Gehalte der Gewählten abgezogen hatte. 

Ebenſo nehmen das Neichagefek v. 31. März 1878, $ 14, und bie Zaiferliche 
Verordnung v. 2. Novbr. 1874, $ 6, den richtigen Standpuntt ein, indem fie be= 
ſtimmen, daß die Koften für die Stellvertretung der Reichabeamten im alle einer 
Wahl zum Reichstage der Reichskafſe zur Laft fallen follen. Nach demfelben Prinzip 
verfahren auch andere Negierimgen (3. B. Bayern) Hinfichtlich der Wahlen zum 
Lande und Reichstag. Endlich Haben noch einige Wahl- und Staatabienergejehe 
(Sachjen, Braunjchweig, Schwarzburg-Sondershaufen, Schaumburg-Lippe) die Ueber⸗ 
nahme der ©. für die zum Landtag gewählten Staatsbeamten auf die Staatafaffe 
ausdrücklich vorgefchrieben. 

In gleicher Weife muß die Frage auch da entſchieden werben, wo bie Verjaffung 
den Eintritt eine® Staatsbeamten in den Landtag an eine vorgängige Urlaubgertheilung 
bindet und lediglich die Verficherung giebt, daß ber Urlaub nur aus erheblichen, bem 
Landtage mitzutbeilenden (Sachfen, Meiningen) aber von biefem zu genehmigenben 
Gründen (Oldenburg) verfagt werben dürfe; denn auch hier kann die Staatsregierung 
ben Urlaub nicht verweigern, wenn der Sandtag die Gründe ber Urlaubsverweigerung 
nicht anerfennt: der Urlaub ift alfo auch bier ein nothwendiger und darf daher nicht 
durch Gehaltgabzüge bedingt werden, fojern " Sandesgejehgebung nicht eine enigegen- 
geſetzte Beſtimmung enthält (wie Reuß &. 

Da wo bie Verfaffung bzw. die —— Nichts über den Urlaub der zum 
Landtag gewählten Beamten beſtimmen, oder wo die Beurlaubung lediglich vom 
Ermeſſen der vorgeſetzten Behörde abhängig iſt, kann die Frage nach den S. nur 
auf Grund der Vorſchriften der Staatsdienergeſetze über die bei Urlaubsertheilungen 
zuläffigen Gehaltsabzüge beantwortet werden, und zwar ſind, wie insbeſondere 
G. Meyer hervorhebt die Beamten von den ©. für befreit zu erachten, wenn Ge⸗ 
un we bei einem zu privaten Zwecken nachgefuchten un E find. 

8it: H. A. Bee Deutiches Staat? und Bundesrecht, 8 644, 
Note 14. — H. Zöpfl, Grundfäße des gem. Deutichen —S — auf, Band II. 
$ 354, 855. — Thudihum, Derfafjun; echt des Norbbeutich. gibs, © 154, 155. — 

mäbefondere v. Rönne, Staalsrecht der Preußiſchen — — Aufl. DB. I Abth. 2 

. 375 ff.; Derfelbe, nel; bes Bella Bei —— . Au ſu Bd. d. 1 ©. 245, 246. 
Saband, "Stantärecht des d eutichen Reiche, Bi 84 6.551. — ©. Meyer, Lehrb. bes 
ee 7} Staatsrechis, $ 150, ©. 381. . Brodhaus. 

temann, Chriftion Ludwig Ernft von, & 14. II. 1802 zu Kopen⸗ 
bagen, 1826 Dr. jur. in Kiel, 1849 Departementschet in der Schlegwigichen Regierung, 
1852 Präfident des Appellationsgerichtes, 1864 von dem Preußifchen Civiltommifjar 
abgejegt, Geheimeconferentsraad, Kammmerhert, T 14. III. 1876. 

Schriften: De veterum .dotis actionum rä — atque ex stipulatu differentiis, 
1826. — Eber3, Themis, au Sol e I. 248, — Fald’3 Archiv II. 513, 529. — 
Selt’s Jahrbb. III. 225, Camp de Recht und Gerichtöverfafiung im 17. — 
hundert, 1855. — Das —ã — der Ehegatten im —— des Jutſchen u Rue jagen 
1857. — Slesvigſte ‚Brovinbfatefteruetwiget DI. 145, 249, 595. — Geld. d. öff. und Privat: 
meta ia Kopenh. I —— für * „Fandrstunde da ogthümer IX., 

X.; Zeitl —— — d. — 11 — Den ante Retöhiftorie 
imbti ee v Lov, Kbhon. 1871. — Urkundl. Beiträge Ei Noris, der Her pathümen, aus 
bem gadlafke Seraugegeben von Rechtsanwalt, Notar E. v. Stemann, Ka 9. 

it. B.3.6chre. XV. 167. — Schlyter, Glossarium, Lund : (ai Fur. sg. 

eichmann. 

Stempelftener. Geſetzgebung und Praxis haben ben Begriff einer fog. ©. 

aufgeftellt. Diefer Begriff ift jedoch ein rein äußerlicher, infofern die Erhebung 

gewifjer Abgaben in der Form eines jog. Stempels, d. 5. durch Verwendung eines 

Stempelpapierd oder in neuerer Zeit einer Stempelmarke, geſchieht. Der Begriff 

der ©. als einer befondern Steuerart ift jedoch unhaltbar, da unter diefer Form 

ganz verichiebenartige Abgaben, insbefondere einerjeit? Gebühren und andererjeits 

Verkehrsſteuern, erhoben werden, feine derjelben aber, weder Gebühren noch Verkehrs— 
fteuern, im ganzen Umfange ftempelmäßig erhoben wirb. 
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Was zunächſt die fog. Gebühren betrifft, fo verfteht man darunter finang- 
wifienfchaftlich ſolche Abgaben, welche von den Einzelnen als Entgelt eines ihnen 
ftaatsfeitig geleifteten bejonderen Dienfte® oder einer zu ihren Gunften gefchehenen 
ftaatlichen Aufwendung erhoben werden, zum Zwecke, die Betriebgfoften der frag- 
lichen Berwaltungszweige ganz oder theilmeife zu decken. Es gehören zu ben Ge 
bühren in diefem Sinne einerjeits Eingaben und Amtsfchreiben in Sachen Einzelner, 
insbeſondere auch in Givilftreitigkeiten, die Ausftelung von Päfjen, Legitimations- 
papieren aller Art, die Einfchreibungen der Givilftandsämter, die Erfindungspatente, 
die Patente für Adel und Orden; es gehören dahin aber auch andererſeits die 
Poft- und Telegraphengebühren, die Eichgebühren, die Schulgelber, die Prüfungs- 
gebühren. Der Gebührenftempel wird aber keineswegs im ganzen Umfange bes 
Gebührentwefens in Anwendung gebracht; in einigen Beziehungen it berfelbe neuer- 
dings beſchränkt (Gerichtsfoften), in anderen ausgedehnt (Poſt- und Telegraphen- 
marken). Andererjeits kommt aber der Stempel auch als eigentlicher Steuerftempel 
bor, namentlich -in folchen Fällen, wo e& ſich um Uebertragung eines beweglichen 
oder unbeweglichen Gegenftandes im privatrechtlichen Vermögensverkehr hanbelt; es 
gehört dahin insbeſondere der Stempel bei Verträgen über Immobilien (der übrigens 
zum Theil auch den Charakter einer Steuer trägt), der Spiellarten-, Kalender-, 
Zeitungs», Wechjel- und Erbſchaftsſtempel, auch der Stempel von Privatquittungen, 
3. DB. bei Rechnungen. 

In Preußen ift die Entwidelung in großen Zügen folgende gewejen. Tie 
Preußifche Stempelgejeßgebung beruht noch heute im Wejentlichen auf dem Geſetze 
wegen ber ©. vom 7. März 1822 und auf dem biefem Gejee beigefügten alphe- 
betifch geordneten Tarife. Dieſe Gefeßgebung erftredte fich ganz allgemein auf alle 
Arten von Abgaben, welche in Stempelform erhoben werben, jowol auf den Gebühren: 
als auch auf den eigentlichen Steuerftempel. Es wurde num zunächft durch das 
Gefeg vom 10. Mai 1851, ergänzt durch das Gejek vom d. Mai 1854, bie Er 
hebung der Gerichtsfoften in der Weiſe, daß die Stempelform dabei nicht mehr zur 
Anwendung kommt, neu regulirt. Es wurde ferner die Erhebung der ©. von 
Zeitungen, Zeitfehriften und Anzeigeblättern, ſowol einheimischen als auch aus 
ländifchen, durch die Gefeße vom 29. Mai 1861 und 26. Septbr. 1862 anderweit 
georbnet. Die Verwendung von Stempelbogen durch die Vefeftigung von Stempel: 
marken auf dem fteuerpflichtigen Schriftftüde wurde endlich durch das Geſetz vom 
2. Septbr. 1862 eingeführt. 

Diefe Altpreußifche Geſetzgebung ift dann auf die neuen Landestheile nicht 
einfach übertragen worden. Es kam zwar damals im Weſentlichen nur auf bie 
Herftellung einer gewiffen Gleichmäßigkeit zwifchen den alten und neuen Lande* 
theilen und den neuen Landestheilen unter einander an. Indeſſen ift doch eine 
Aenderung in materieller Hinficht gegenüber dem bisherigen Preußifchen Rechts 
zuſtande infofern erfolgt, ala einerfeits die S. auf Zeitungen, Kalender, Spieltarten 
und Erbſchaften aus der bisherigen engen Verbindung mit ber übrigen ©. gelöft 
und anbererfeits die Erbſchaftsſteuer in mehrfacher Beziehung neu regulirt wurbe. Was 
das Einzelne betrifft, jo wurde zunächſt durch vier Verorbnungen vom 4. und 5. 
Juli 1867 die Erhebung der S. von Spielfarten, die Erhebung ber Zeitungs-S., 
die Einrichtung der ©. von Kalendern und bie Erhebung der Erbſchaftsabgabe 
geregelt. Das fonftige Stempelwejen, insbejondere die Erhebung des Urkunden 
ftempel3, wurde für Hannover, Kurhefſen, Naffau umd die bayerifchen Gebietätheile 
durch die Verordnung vom 19. Juli 1867 unter Aufrechthaltung der bisherigen 
Landesgeſetze in weiter Umfange, und erſt durch die Geſetze vom 5. März 1868 
für Heflen-Naffau (mit Ausnahme von Frankfurt a. M.) und vom 24. Febr. 1869 
für Hannover nach durchweg neuen Grumbfäßen geregelt. Die Normirung der ©. 
fr Schleswig-Holftein erfolgte durch die Verordnung vom 7. Aug. 1867, für die 
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Großherzoglich und Landgräflich Heffiichen Gebietstheile durch den Erlaß vom 14. 
Auguft 1867, für Sranffurt a. M. durch die Verordnung vom 15. Auguft 1867. 
Die Gründung des Norddeutſchen Bunbes reſp. des Deutfchen Reichs hat dann 
zur Folge gehabt, daß durch das Nordbeutiche Bundesgeſetz vom 10. Juni 1869 
reſp. durch die DVerjailler Verträge (für Württemberg und Baden), das Geſetz vom 
22. April 1871 (für Bayern) und das Geſetz vom 14. Juli 1871 (für Eljaß- 
Lothringen) die Wechſel⸗S., unter mehrfacher Aenderung der bisherigen Preußifchen 
Beſtimmungen, zu einer Bundes- reſp. Reichsfteuer erhoben worden it. 

Im weiteren Verlaufe der Preußifchen Entwidelung ift dann zunächſt die Exb- 
fchaftsabgabe für den ganzen Umfang bes Staates durch das Geje vom 30. Mai 
1873 (gültig feit 1. Januar 1874) neu regulirt worden, indem unter gänglicher 
Aufhebung der bisherigen Verbindung zwiſchen Erbichaftsabgabe und ©., fo daß 
aud der Gebrauch von Stempelmaterialien bei Entrichtung der Erbſchaftsabgabe in 
Wegfall gekommen ift, einerjeit3 eine Mebertragung der Bearbeitung ber Erbichafte- 
ftenerfachen von den Gerichten auf die Behörden der Steuerverwaltung (wie bisher 
fchon in der Nheinprovinz und in ber Stadt Berlin) ftattgefunden hat und anderer 
ſeits eine Bejeitigung der Steuer feitens des überlebenden Ehegatten eingetreten 
ift, während die als Aequivalent vorgefchlagene Erhöhung der Steuer für die De- 
fcendenten von Geſchwiftern die Zuſtimmung des Landtags nicht gefunden hat. Für 
das Einzelne iſt auf das Geſetz ſelbſt und auf den dieſem Geſetze angehängten 
Tarif zu verweiſen. 

Die Aufhebung des Zeitungs⸗ und Kalenderſtempels iſt, nachdem zahlreiche 
Anträge, Reſolutionen und aus der Initiative des Abgeordnetenhauſes hervor⸗ 
gegangene Geſetzentwürfe, namentlich in ben Jahren 1872, 1873 und 1874, ohne 
Erfolg geblieben waren, durch das Deutjche Reichsgeſetz über die Breffe vom 7. Mai 
1874 erfolgt, welches für den ganzen Umfang des Reichs, mit Ausnahme von 
Elfaß-Lothringen, wo die Einführung einem befonderen Geſetze vorbehalten wurde, 
mit dem 1. Juli 1874 in Kraft getreten ift, indem der $ 30 al. 2 dahin lautet: 
„Vorbehaltlich der auf den Landesgeſetzen beruhenden allgemeinen Gewerbefteuer 
findet eine befondere DBefteuerung der Preffe und der einzelnen Preßerzeugniffe 
(Zeitungs⸗ und Kalenderftempel, Abgabe von Inſeraten) nicht ſtatt.“ 

Endlich ift dann in dem Gefeße vom 26. März 1873 eine Ermäßigung und 
Aufhebung gewiſſer Stempelabgaben, namentlich folcher, die zwar beſonders brüdend, 
aber doch für die Geftaltung des Budget? ohne wefentlichen Einfluß waren, deren 
Wegiall auch einer künftigen prinzipiellen Neugeftaltung des Stempelweſens nicht 
präjubizirte, herbeigeführt worden; insbeſondere ift gänzlich aufgehoben die Be— 
fteuerung von Gefuchen, Bejcheiden und Protofollen in Privatangelegenheiten, 
a bie Steuer von Geburts, Trau- und Todtenfcheinen bedeutend ermäßigt ift. 

Es if jedoch allſeitig anerkannt, daß es einer viel umfaflenderen Reform, 
namentlih aud in der Richtung auf Herabjegung der Beträge für den Rechtäver- 
fehr mit Immobilien, bedarf, und es ift eine folche generelle Revifion auch feitens 
der Regierung ausdrüdlich zugefagt. 

Was die finanzielle Seite der ©. betrifft, jo war fie im Staatshaushaltsetat 
pro 1874 mit 8600000 Thaler in Anfchlag gebracht. Im diefer Summe war ins⸗ 
befondere auch die Zeitungafteuer mit etwa 900000 Thaler enthalten. Dagegen 
bildete die Exrbichaftafteuer einen befonderen Poften mit 1400000 Thaler, diefe Ein- 
nahme ift im Vergleich mit anderen Ländern eine jehr geringe; injofern die Erb- 
ſchaftsſteuer in Preußen noch nicht 2 Sgr. auf den Kopf beträgt, während fie fich 
in Frankreich und Belgien auf 2 Franc und in England auf 'Y/,; Sch. beläuft. 

2it.: 3. © olfmann, i Die Lehre von den Steuern mit beſonderer Rüdficyt auf ben 
gend. Staat, Bei . Stein, Lehrb. d. Finanzwiffenic., 2. Aufl, po. 1871, 

.. bei. ©. 466 fi. — Kane Magner, Lehrb. ber Fnanmiffenfe,, 6 . Aufl, Beipzig 
v. en, Enc. II. Reihtäleziton III. 8. Aufl. 50 
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1872, ©. 244 bi 24, — Faucher, V.J.Schr. f. Volkawirt tg. I. 8b. IL 
©. 2 ; Sata. 18 2b. II son 8 ch ren! le en für bie 
alten und un Banbestheile, r lan, ae 1869— 1873, 2. zuf. 1874; — Tas 
Deutſche Reichsgeſetz über bie Wedhieli — — ꝛc., Berlin 1871. — De Stenographiichen 
Berichte und Drudjachen bes Preuß. —E an ben ein je enden Stellen. — Kleite, 
Biteratur Über das ee des Preußiſchen Staats, 3. . 1876, &. 299 ff. 

Exnfi Meier. 

Stephani, Joahim, 5 zu Pyrik, 1577 Doktor, 1578 Prof. der Rechte 
in Greifswald, herzoglicher Rath, Syndikus der Univ. F 14. L 1628. 

Sein Bruder Matthias, 5 1570 zu Pyrig, 1624 ord. Prof. zu Greiis 
wald, + 26. VIII. 1646. 

Dieler jhrieb: Comm. in Novellas, 1630, 58 ed. Brunnemann 1700. — Tract. de 
jurisdictiong, Fef. 1610, 1611, 1628. — Synopsis Jurispr., Rost. 1624. — Disc. academici 
ei & jure publico, Rost. 1624. — Tract. de jure patronatus, Fef. Lips. 1631, 1689, 1701, 

ae 


Lit.: Schulte, Geſch. III.b 30 u. 34. — Rofegarten, I. 218. — vd. Stin ‚as. 
Geo. d. Deut tichen Re tatoiffenich. (1880), L 729. — Füttern, Bitt., L159. — Sanböber 
Neber d. Entftehung b. Regel quidguid non agnoscit glossa, nec agnoseit — Bonn 1 
eıgmann. 

Steuerkredit Tann in Deutichland für Tabaks-, Rübenzuder-, Salz⸗ und 
Branntweinftener angefefienen Kaufleuten, Fabrikanten und Gewerbtreibenden gewährt 
werben. Mit Ausnahme der Rübenzuderfteuer, deren Betrieb an und für ſich 
größere Steuerbeträge zur Folge Hat, hängt die Gewährung des S. bon einer 
gewiffen jährlichen Steuerzahlung ab, welche für die Salziteuer 3000 Mark, für die 
Branntweinfteuer 1800 Mark und für bie Tabafafteuer nach dem Gewichte 100 Mark 
zum Mindeiten beträgt. Die in dem fteueramtlichen Kreditkonto eingejchriebene 
Steuer muß innerhalb einer beitimmten Zrift vom Kreditnehmer einbezahlt werden. 
Diefe Friſten find bei jeder Steuerart verfchieden bemeſſen. Während nämlich für 
die Rübenzuderfteuer und Branntweinfteuer eine ſechsmonatliche Frift gewährt werden 
Tann, beträgt diefelbe für die Salziteuer nur drei Monate. Bezüglich der Tabak 
gewichtsſteuer aber ift beftimmt, daß bie, bei der erftmaligen Veräußerung oder 
ſpäteſtens bis 15. Juli des, auf das Erntejahr folgenden, Jahres fällige Steuer 
bis zum 15. Oftbr. d. I. kreditirt werden Tann. Außerdem kann auch Demjenigen, 
ber inländifchen Tabak zur Berftenerung auß Niederlagen abmeldet, geftattet werden, 
daß er die Tabafgewichtsfteuer, ftatt an bem im $ 17 Abſ. 1 des Geſetzes don 1879 
beitimmten Zeitpuntte, erft am 25. bes dritten, darauf folgenden, Monats entrichtet. 
Die Beftellung voller Sicherheit für jede Krebitgewährung ift zwar Regel, doch kam 
äuberläffigen Leuten dieſelbe ganz ober theilweiſe erlaffen werben. Der Krebit wird 
auf Rechnung und Gefahr der einzelnen Bundesftaaten, in deren Bereich die Gewerb⸗ 
treibenden bzw. Kreditnehmer fich befinden, durch die Steuerbehörben gewährt. Sem 
Reiche gegenüber wird der ©. erft nach feiner Fälligkeit ald Baarzahlung in An 
rechnung gebracht. 

Quellen: sieh über Beiteuerung bes Rübenzuderd von 1876. — Beſchluß d. Bunde 
zathes vom 2. Yuli 1869 ($ 126) wegen der Rübenzuckerſteuer. — Bundesrathsbeſchluß vom 
28. Mai 1868 ($ 140) wegen ber Salzſteuer. — Belbkuß des Bunbesratha vom 3. Juli 
1889 wegen ber Branntweinſteuer. — Geſeß vom 16. Juli 1869 8 16 Abi. 2 und $ 17 
und Rreditregulatin von 1880 wegen ber Tabafäfteuer. — Außerdem bie Rrebitzegulative ber 
einzelnen Bunbesftaaten. 

Schriften: Hirth’3 Annalen bes — Feiches v. 1873 u. 1880 u. d. Aufieh, 
2 Zölle und Steuern bes Deutichen Reiches — Gmmtralblatt für —— x. für 

die Preuß. Staaten, Gentralblatt wi Deut en lie ee ber bung. = 
Dermaltan be Deuticen Zoll u. Handelsvereins —— — —J 
kredit, Rübenzucker-, Tabaks- Branntwein-, En he v. “Aufie 
Steuerpflicht. Die überaus langſame Gntwidelung der Idee einer all: 
gemeinen, gleichen S. in Deutſchland Hat ihren Grund nicht nur in nationalen 
Eigenthümlicheiten‘, jondern in allgemeinen geſellſchaftlichen Verhältnifſen. Wenn 
Tacitus als Eigenthümlichfeit der Germanen bemerkt, daß -fie ihren Obrigfeiten nur frei« 
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wilfige Geſchenke darbringen, jo beruht dies darauf, daß die damaligen Germanen 
fih noch auf der erſten Stufe der Anfiedelung befanden, während die antike Welt 
durch die rafche Entfaltung ihres ftädtifchen Lebens frühzeitig in ein geregeltes Steuer- 
foftem übergegangen war. Den erobernden Horden, wo fie in einem jeften Landgebiet 
Fuß jaßten, kam e8 weniger auf Landbefitz an, als auf den Dienſt menjd- 
liher Kräfte, um den Boden nußbar zu machen. Der Entwidelung des Privat» 
eigenthums am Boden geht daher voran die Entwidelung eines Herrſchaftsverhältnifſes 
über die Bebauer des Bodens. Dienfte und Naturalabgaben bilden den eigentlichen 
Inhalt der Herrichaft; an alle Abgaben Inüpft fich daher Die Idee einer per— 
fönlichen Unfreiheit, welche das Germanifche Leben in einer länger als taufend» 
jährigen Gefchichte nur langſam überwunden hat. 

Die Karolingiſche Monarchie, auf deren Grundlage die mitteleuropäifche 
Welt erwachfen ift, hat daher feine geordnete Steuerverfafſung. Der „Fiskus“ ift 
bei den Franken nicht Staatsvermögen, jondern Vermögen des Könige. Die fünig- 
Tichen Einkünfte beruhen auf ben großen, aus Groberung und Konfiskation ent 
ftandenen Domänen, auf den Bußen der Friedensbrüche, den Bannbußen, den beis 
behaltenen Grund⸗ und Kopffteuern der Romanifchen Untertanen, den Tributen 
unterworfener Völkerfchaften. Das Karolingifche Finanzweſen gleicht dem Haushalt 
eined großen Gutsherrn, in welchem die Unterhaltung de Könige unb feines großen 
Hofitaates die Hauptausgabe bildete, während die Kriegsrüftung, der Gerichtsdienſt 
und die fonftigen Ausgaben des heutigen Staates ſich als perfönliche Keiftungen 
unter die freien Unterthanen vertheilten. Dieje ölonomifche Geftaltung des Staats- 
weſens mußte Schritt für Schritt in das Lehnsweſen überführen. Jedes Heer- 
führeramt und jedes Richteramt bedingte anfehnliche Vermögensverwenbungen von 
Seiten feine® Trägers, welche weder durch die Heeres- oder Gerichtapflicht ber 
Unterthanen gedeckt waren, noch durch Zahlungen des „Fiskus“ gebedt werben 
Ionnten. Das Amt bedurfte deshalb einer dauernden Ausftattung mit einem nutz⸗ 
baren Befiß, der naturgemäß von Bater auf Sohn übergehend, die Amtaftellung zu 
einer erblicden macht und aus den Höheren Aemtern der Karolingifchen Zeit nad) 
etwa jech® Menfchenaltern den Stand der Dynaften, den „hohen Adel” Deutſchlands 
gebildet hat. Das Karolingifche Amt, verbunden mit der Tragung der anfehnlichen 
Koften für Heerbann, Gericht und Friedensbewahrung, hat dann ebenfo die Herren⸗ 
ftellung der Bifchöfe und Aebte, und etwas jpäter auch die Stellung der regierenden 
Körperichaften in den Reichsftädten erzeugt. 

Kiegt in dem Lehnsweſen einerjeit? eine Vermengung bed reinen Amtscharafters 
der Karolingifchen duces, missi, comites, centenarii mit Berhältniffen des Privat- 
eigenthums, fo Liegt darin andererfeitö eine Veredelung der Berhältnijje 
von Herrſchaft und Dienft, welche dies Mifchverhältniß von Privat- und 
Öffentlichen Recht zu einer nothwendigen Webergangsftufe gemacht bat. Die auf 
der perjönlichen Verpflichtung zum Kriegsdienſt beruhende Abhängigkeit gewinnt ein 
Bewußtjein gemeinjamer friegeriicher Ehre, gegenjeitiger Treue, gegen= 
feitiger Verpflichtungen, welches nunmehr mit der Würde des freien Mannes 
vereinbar gilt. Und eben bamit vereinbar erfcheint nun auch ein Syftem feudaler 
Abgaben: Abgaben bei Aenberungen in der herrſchenden oder dienenden Hand, zur 
Auslöfung aus der Gefangenschaft und in gewiſſen Ehrenfällen, — ein Syſtem, aus 
Defjen Erweiterung und Verallgemeinerung in England die jpäteren parlamentarifchen 
Subfibdienbewilligungen hervorgegangen find, während in Deutjchland das feubale 
Abgabenſyſtem innerhalb des Lehnsnexus ftehen bleibt und mit diefem allmählich 
abgeftorben if. Das Kaiſerthum aber. ift damit feiner Regierungsrechte, die zu 
eigenen Rechten der Stände geworden, immer weiter entfleidet. In Wechfelwirfung 
Damit ift das Reichsgut durch Berleihungen immer weiter gejchmälert und während 
Des Interregnums nahezu ganz verloren gegangen, ohne daß das Kaiſerthum einen 
Erjat für feine verſchwundene Finanzfraft zu finden vermochte. 
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Glücklicher war inzwiſchen die Kirche in der Schöpfung eines Steuerſyſtems 
geweſen. Der ſtärkſte Beweis für die Macht der kirchlichen Staatsidee im Pittel- 
alter ift ficherlich die Durchjegung ihres Anſpruchs auf den Kirchenzehnten. Die 
Idee einer Unfreiheit heftete fich nicht mehr an Ahgaben und Dienftleiftungen, welche 
Gott, einem Heiligen oder feinem Stellvertreter auf Erben geleiftet wurden. Es 
bereitete ſich damit bie fpätere bee vor, daß Abgaben und Steuern an bie ibeale 
Perſon des „Staates“ Teine Beeinträchtigung der perjönlichen Freiheit und Ehre 
enthalten. Eine erfte gewifjermaßen verfuchsweife Ausführung fand diefe Idee zur 
Zeit der Kreuzzüge, in Verlauf welcher auf Anmahnung der Kirche wiederholt fteuer- 
artige Leiftungen zur Ausrüſtung der SKreusfahrer aufgebracht worden find, — An- 
Läufe, die indeffen mit den Kreuzzügen wieder verſchwunden find. 

Erſt im 15. Jahrhundert beginnen die Anfänge der Deutſchen Reichs— 
fteuern mit den Huffitenfriegen. Es ift noch einmal die Noth der chrijt- 
lichen Kirche, welche die Reichsſtände bewogen hat, den „gemeinen Pjennig“ zu 
bewilligen, als eine Vermögens⸗, Einkommen- und Kopffteuer, welche um 1421 
zum eriten Mal aufgebracht wurde. Noch war die dee des Kaiſerthums joweit 
(ebendig, daß diefer Notbforderung gegenüber regierende Stände und Unterthanen 
fich gleichmäßig zu fteuerartigen Leiftungen verpflichteten. Freilich trug die Art ber 
Steuervertheilung dad Gepräge roheſter, primitiver Verſuche. Der gemeine. Piennig 
wurde ſtets widerwillig geleiftet, blieb weit Hinter den Anfchlägen zurück, und bei 
jeder Wiederholung ſchien diefer Widerwille zu wachen. Die Klaffe der mittel- 
alterlichen Herren war nun einmal durch Verdinglichung der Karolingifchen Aemter 
zu erblichen „Oberkeiten“ geworden, bie nicht mehr im Gericht neben den gemeinen 
Leuten zu Recht ftehen, noch weniger aber Schulter an Schulter mit ihren Untere 
thanen Abgaben an einen höheren Herrn zahlen wollten. Eben beöhalb ichlte 
dem Kaifer auch jedes geeignete Organ zur Abſchätzung und Eintreibung von Ein 
fommenfteuern in der Bevölferung des Reiche. An dem Widerſtand des Reiche 
Nadels und ber Neichgritterfchaft fcheitert nochmal® auch dieſer Anlauf zur Ein 
führung einer allgemeinen perfönlichen Steuerpflicht. Der gemeine Pjennig Hört im 
16. Jahrhundert wiederum auf. 

An die Stelle tritt nunmehr die Steuererhbebung nah Römer 
monaten al® eine der ftänbifchen Ordnung entiprechende Gteuervertheilung 
nach „Land und Leuten“. Nach derſelben Analogie werben ſeit 1548 aud bie 
ordentlichen Beiträge zur Erhaltung des Reichskammergerichts (die Kammerzieler) 
erhoben. Dieje Steuererhebung richtet ſich nicht unmittelbar an die Unterthanen, 
fondern an die ftändifchen Körper, deren Gefammtheit fich in Kaifer und Reid 
darftellt. Sie werden bewilligt von ben regierenden „Ständen“ und von biefen 
aufgebracht „nach Herkommen“. Dies Herkommen verpflichtete freilich den Lande* 
herrn zur Beltreitung zunächft aus feinen Kammergütern, Regalien und Gefällen. 
Da dieſs aber in der Mehrzahl der Gebiete jchon für die Landesausgaben nicht 
mehr außreichten, die Leiftung für das Reich aber doch beichafft werden mußte, fo 
ergab ſich daraus folgerichtig eine Heranziehung der Unterthanen fo, „daß eine jede 
Obrigkeit alle ihre Unterthanen, die fie vermöge der Rechte und alten befik- 
lichen Herkommens zu beftenern und zu belegen hat, durch eine Steuer oder Anlage 
einlegen und einziehen möchte." Das in dem R.A. von 1548 $ 24 im biejer Weile 
formuficte „ius collectandi* wurde fortan ala ein in der Landeshoheit 
liegendes Recht zur Befteuerung ber Unterthanen für alle von Reid® 
wegen nothwendigen Außgaben angefehen. Den Unterthanen wird dagegen mur in 
fehr allgemeinen Ausdrüden ein Recht der Beichwerde an Kaifer und Reich beigelegt 
wider ungebührliche oder unverhältnigmäßige Anforderungen, worüber dann das 
Reichskammergericht, bzw. die Reichsſtände im Beſchwerdewege zu entſcheiden hatten. 
Die Idee der Unfreiheit verband ſich aber allerdings nicht mehr mit Steuerforderungen, 
die unter Autorität des Reiches mit Zuſtimmung der Reichsſtände beſchloſſen waren. 
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Die „Oberfeiten” betrachten es fortan ala ihr Recht, ihre Unterthanen nach Bedürfniß 
zu den Reichdauflagen heranzuziehen, — eine Anfchauung, die ſich dann in ben 
Territorialftaaten fortjeßt. 

Inzwiſchen hatten fich in ben größeren Territorien die Tandftänbifchen 
Verfaſſungen im 15. Jahrhundert voll entwidelt. Nirgends reichten die eigenen 
landesherrlichen Einkünfte mehr aus, um die Koſten des Hofhalts und der Landes« 
verwaltung zu beftreiten. Auch die Entlaftung, welche die fürftlichen Hoflammern 
ſeit diefer Zeit durch maſſenhafte Verleihungen der „Gericht?- und Sirchenlehne” 
an einfache Rittergäter und andere Grundbefißer ſeit dieſer Zeit zu verichaffen fuchen 
(aus denen fich feit dem 15. Jahrhundert der jog. Patrimonialftaat enttwidelt), Haben 
nicht genügt ein chronifches Defizit zu verhüten. Die Iandesherrlichen Verwaltungen 
tommen dadurch in Abhängigfeit von periodischen Beiträgen, welche fie von ihren 
Kitten, Prälaten und Städten ald precaria (Beben) nachzufuchen Haben. Dies 
ungeregelte Berhältniß freier Geldbewilligungen ift nun aber in Deutjchland (im 
Gegenſatz der Englifchen Entwickelung) nicht die Grumblage allgemeiner bürgerlicher 
Zreiheitsrechte, fondern nur die Quelle von Privilegien für die in den Land» 
ftänden vertretenen „Oberfeiten” , die Handhabe zur Herabdrückung der bäuerlichen 
Bevölkerung und des Paffivbürgertfums in ben Städten geworben. In dieſen 
Landftändijchen Steuerſyſtemen kehren nunmehr die ftändiichen Grundideen bes 
Neiches wieder. Nitterfchaft und geiftliche Herren ſehen von Haufe aus die Landes⸗ 
fteuern nicht als Laften an, welche mit gleichen Schultern zu tragen ſeien. Gie 
fühlen fich vielmehr ala ein Herrenftand gleichartig dem Reichgadel, bejonders jeit 
der maffenhaften Berleihung der Gerichte» und Kirchenlehne. In der Steuerzahlung 
wie im Gericht wurde der Gedanke immer unerträglicher, die Herren neben die Unter 
thanen als Träger „gemeiner” Laften zu ftellen. Wie im Reich, fchoben fich auch 
hier maflenhaft die ſelbſtändigen „Oberkeiten“ des Orts dazwiſchen, welche allein 
im Stande waren, Abgaben unter ihre Unterthanen zu vertheilen und zu erheben. 

Auch die territorialen Abgaben vertheilen fich demgemäß nach „Land und Leuten,“ und 
wie im Neich halten die Oberfeiten fich ſelbſt von neuen Laften frei, da fie für Heer, 
Gericht und Friedensbewahrung die normalen Laſten bereit zu tragen glauben. Gleich- 
zeitig mit der ©. entfteht daher die Grundidee der Steuerfreiheit der höheren 
Stände, welde als hergebrachtes Stanbesrecht auch jortdauert, wo ſeit den Zeiten 
des Weſtfäliſchen Friedens die landſtändiſchen corpora in Ruheſtand verjegt wurben. 

Die Steigerung der Stantsbebürfnifje durch die ftehenden Heere im 18. Jahr- 

hundert Hat diefe Vertheilung der ©. zu immer ſchwereren Wißverhältnifien ge— 
ührt, die mit ber höchſten Steigerung des Staatsbedarfs am ſtärkſten gerade in 
Preußen hervortraten. Die Nothwendigkeit eines feſten Staatseinkommens führt 
est auf dem platten Lande zu einer jeften Bertheilung ber direkten Geldabgaben 
uf die bäuerlichen Hufen. In der Vertheilung auf die „Eontribuablen Hufen“ 
verden dieſe Steuern zu Spezialobjeltftenern, mit denen fich allmählich die 
idee einer Grundrente verbindet. Den Stadtverwaltungen wird zur Erleichterung 
er ©. die Aufbringung der landesherrlichen Abgaben durch „Aecifen” in weiteftem 
Naße geftattet. Da die bevorzugten Klafjen nach dem Verluſt der politifchen Rechte 
m fo eiferfüchtiger auf ihren Privilegien und Steuerfreiheiten beitanden, die Bebüri- 
iffe des Staats aber fich immer weiter vervielfältigten: fo blieb den aufgeflärten 
egierungen fein anderer Ausweg übrig, ala nad dem Merkantilſyſtem Acciſen, 
'cente, Monopole immer weiter zu vervielfältigen, damit früher unerhörte Geld- 
afſen aus den Städten herauszuziehen, daneben auch die bäuerlichen Steuerlaften 
irch Zuſchläge zu erhöhen (joweit es die zerrifjene Lage der Territorien geftattete, 
ıch die Außenzölle zu fteigern) und damit jchrittweife eine Lähmung aller Erwerbs⸗ 
ätigfeit und eine Entwerthung des Grundbefitzes herbeizuführen, die im Beginn 
3 19. Jahrhunderts als Folge der überwuchernden indireften Befteuerung die 
olkswirthſchaft Deutſchlands charakterifirt. 


790 Steuerpflicht. 


Mit der Franzöſiſchen Revolution ift die Unmatur ber ftänbifchen 
Privilegien zum gewaltfamen Bruch gelangt, nach welchem ebenjo die Natur ber 
Staatspflichten wie die Freiheit des Beſitzes und Erwerbes in ber Privatwirtbichait 
in normale Berhältniffe zurüdtreten. Was ben ftänbifchen Vorurtheilen ber Zeit 
ala ein gewaltfamer Bruch menſchlicher und göttlicher Ordnungen erfchien, war doch 
ber Sache nach nur SHerftellung normaler Grundjäge in Staat und Gefellichaft, 
welche durch die reiche» und landſtändiſche Geſetzgebung zu Gunften der mächtigen 
Klaffen verjchoben worden waren. Ließen fich die Hochgefteigerten Bebürfniffe bes 
Reiches, der Staaten und ber Kommunen nicht mehr durch ein Domanium und 
durch Regalien beitreiten, jo mußten fie -beftritten werden durch verhältniß- 
mäßige Beiträge von dem Eigentum und Erwerb ber Privatwirthichaft. Die 
Sranzöfifche Revolution ftellt demgemäß den normalen Bedarf des Staats auf eine 
direkte Beftenerung des Befiges, und zwar (in Nachwirkung der phyfiokratiſchen 
Theorien) zunächſt des Grund befiges. Bei der Ausführung ergab fich alsbald bie 
Unmöglichfeit mit bloßen Grundſteuern auszureichen und daher eine Ergänzung durch 
Zölle vom Gejammtverbrauch der Nation, ſowie durch Spezialobjeft-, Erwerbs⸗ 
und BVerbrauchsfteuern, jeboch unter Vermeidung einer Befteuerung nach dem Ge 
fammteintommen, die nach der Geftaltung des Franzöſiſchen Gemeindelebens unau% 
führbar erfchien. Unter allem Wechfel der Regierungsformen hat fi) in Frankreich 
das neue Steuerfyftem ala der konſervativſte Theil der Staatöverfaffung erhalten. 

Die Steuergrundfäße dieſer neuen Geſellſchaftsordnung find von Frankreich aus 
ſchrittweiſe und fchonend in die Deutjhen Territorialftanten übergegangen. 
Die Rheinbundsacte ftellt mit großem Nachdruck le droit d’impöt ala Theil der 
Souperänetätßrechte der Deutſchen Fürften in ihrer neuen Stellung an die Spike. 
Jede Schranke dieſes Rechte aus der älteren ftändifchen Reichsverfaffung war jet 
befeitigt. Nicht nur die Auflegung von Zöllen und Speziallonfumtionsfteuen, 
ſondern auch die Auflegung allgemeiner Grund⸗, Vermögens⸗ und Einkommen 
fteuern galt jet unbeftritten ala Theil der neuen Berwaltungsorbnung, die in vielen 
Rheinbunbftaaten mit Umficht und Energie durchgeführt wurde. Zunächſt war 
man bauptjächlic” auf Befeitigung der Befreiungen und Privilegien in den bie 
herigen Steuerverfafjungen bebacht, während man übrigens die Staats- und Kommunal- 
fteuern fchonenber behandelte ala andere Theile des Verwaltungsrechts. Auch in 
Defterreich wurde, troß der Beibehaltung ber ftänbifchen Verfaffungen, eine energiſche 
Ausgleichung der Grundftenern zu Stande gebracht. Als umfaflende Aufgabe ſah 
die Preuß. Gefeßgebung jeit dem Ebift vom 27. Oftober 1810 „die Tragung 
der Abgaben nach gleichen Grundjägen von Jedermann“ ala ihte 
Aufgabe an, die dann durch eine Reihe von fpäteren Geſetzen, namentlich durd) 
Geſetz vom 30. Mai 1820, insbeſondere durch Einführung einer allgemeinen Klafen- 
und Gewerbefteuer zur Ausführung kam. Die Erweiterung ber Klafjenftewer zu 
einer gleichmäßigen Einfommenfteuer ift inbeffen erft 1851 erfolgt, die ein volles 
Menſchenalter verichobene Ausgleichung der Grund» und Gebäubefteuern erft 1861. 

Der Grundſatz der vollen gleichen Steuerpflicht der Berfonen und 
Sachen ift demnach erft im 19. Jahrhundert zur Geltung gelommen. Eine ernſie 
Staatliche Auffaffung ftellt in Deutfchland den Grumdrechten die allgemeinen „faate 
bürgerlichen Pflichten“ mit gleicher Energie gegenüber, an erſter Stelle bie all- 
gemeine Pflicht zum Heerbienft und zur Steuerzahlung als Hauptgrumblagen det 
heutigen Repräfentativverfaffung. 

Hand in Hand mit diefer Auffaffung geht die fortfchreitende Einficht, daß auf 
das Gemeindefteuerfyftem fi nicht mehr aus den Theilnahmrechten an der 
Korporation oder auß einer nühlichen Verwendung für die einzelnen Mitglieder der 
Gemeinde, genügenb ableiten läßt, daß vielmehr die Armenpflege, die Schul-, Wege 
und andere Laften der Kommunen allgemein ftaatliche Verpflichtungen darftellen, 
sdie nur aus Gründen bes Verwaltungsorganismus bezentralifirt find. Es ergiebt 
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fi daraus folgerichtig die Nothwendigkeit allgemein geſetzlicher Regelungen auch der 
Kommunalſteuerpflichten in Harmonie mit dem Staatsſteuerſyſtem zu welchen fie 
mın in einem Verhältniß relativer Ergänzung ftehen, ebenfo wie die den Kommunen 
auferlegten öffentlichen Laſten zu den allgemeinen Pflichten des Staats. 

Bei ſo gewaltigen, in das Volterotrthfeafttiche Leben tief eingreifenden Reformen 
treten erfahrungsmäßig allerdings auch einfeitige Strömungen ein. Die ſchwer er- 
rungene Anerfennung einer allgemeinen S. hat zeitweije eine einjeitige Vorliebe für 
die Einkommenſteuern herbeigeführt, während bie vielfeitigen maffenhaften Bebürf- 
niſſe des Staates und der Gemeinden einer gegenfeitigen Ergänzung der Zölle mit 
den inlänbifchen Subjeft- und Objeftbefteuerungen nicht entbehren können. Das an 
diefer Stelle zu fuchende Gleichgewicht beruht indeffen unabänderlich auf der An— 
erfenmung der ©. ala re ea Vgl. oben den Art. Befteuerung. 

Kit. des Steuerrechts imäbelondere von Yuftt, Softem b. Ginanzo ejens, 1766. — 
R. 9. Rau, Grundfäße ber —e aft (nen bearbeitet agner. — 2. 
v. Stein, Lehrbuch ber Finanzwiſſenſchafi. — Gneiſt, Die —X ide Siem, 1881. 

nei 
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Steuerverwaltung. Die ©. ift ein Theil ber — und hat 
die Aufgabe, die aus ve; fog. direkten und indireften Steuern und Abgaben fließen- 
den Staatsabgaben zu veranlagen, zu erheben und zu verwalten. Je nachdem bie 
©. direlt auf die Steuerquellen losgeht und fie ſelbſt ermittelt, indem fie jämmt- 
liches Vermögen und Einkommen, jämmtliche Vermögenshauptbeftandtgeile unb 
Hauptarten des Einkommens nach ihrem Beſtande bei allen Steuerſubjekten in ber 
Laufenden Steuerperiode auffucht, bemißt und belaftet, oder je nachdem fie anberer- 
jeit8 den Vermögens- ober Einkommensſtand ber Steuerfubjette gar nicht ermittelt, 
fondern die Steuerquelle nur mittelbar (indirekt) in der Iebendigen Bewegung des 
Entftehens und ber Verwendung einzelner Theile des Vermögens und Einkommens, 
nicht bei dem Steuerträger felbft, fondern bei einem britten formellen Steuerfubjekte, 
bei dem Rechtsvorgänger oͤder Rechtsnachfolger des Steuerträger® erfaßt, hat bie 
Steuerverwaltung mit der Veranlagung, Erhebung und Verwaltung ber birekten 
ober indireften Steuern zu thun. 

Zu der erften Gattung find zu rechnen die Grund», Häufer-, Einkommen, 
Kapitalzenten«, Gewerbefteuer, welche mit Ausnahme der Kapitalventenfteuer in allen 
Staaten Deutſchlands und Oeſterreichs exiſtiren. Als indirekte Steuern find anzu- 
ſehen die ſog. Verbrauchafteuern für Getränke (Bier-, Branntwwein«, Weinfteuer), ober 
für Nahrunge= und Genußmittel (Zuder-, Tabak⸗, Salz, Mehl- und Schlachtſteuer) 
ober die Gebühren, Taxen und Stempel, welche für Rechtsgeſchäfte aller Art, 
Prozeßſachen, Befikveränderungen von Liegenfchaften, für Erbſchaften, für Börfen- 
— und Spielkarten erhoben werben. 

Je nachdem die Verwaltung und Erhebung von direkten ober indirekten Steuern 
in Stage steht, ift der Verwaltungsorganismus, find die Organe ber Verwaltung 
in Deutfchlanb verfchieden. 

Die direkten Steuern werben unter ber Oberaufficht der Bezirksregierungen in 
den einzelnen Staaten durch beſondere Organe, wie z. B. in Preußen durch die 
Steuerkafſſen, in Bayern durch die Rentämter veranlagt und erhoben, ebenſo 
En Theil diejenigen indirekten Steuern, welche nicht zu den Verbrauchsſteuern 
gehören. 

Ein großer Theil der indirekten Abgaben und die Verbrauchsſteuern werben 
durch die Hauptiteuer- oder Hauptzollämter und bie bemjelben untergeorbneten 
Steuer- und Unterfteuerämter, jowie im Grenzbezirke durch die Nebenzollämter ver- 
waltet und erhoben. Als vorgejeßte Behörben diejer Aemter fungiren in Preußen 
die Provinzialfteuerbirektionen, in den übrigen Staaten bie Generaldireftionen für 
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Zölle und indirefte Steuern ala die Zoll- und Steuerbirektionen, welche dem Finanz⸗ 
miniſterium, ebenfo, wie bie Regierungen ala die Organe für die Erhebung ber 
direften Steuern, unmittelbar untergeorbnet find (j. das Nähere im Artikel Zoll- 
verwaltung). In Preußen werben die Stempel durch die Organe ber inbireften 
Steuerverwaltung verwaltet reſp. verlauft, von den Stempelfisfalen der Provinzial: 
fteuerdireftionen aber kontrolirt und bei ben betreffenden Behörben geprüft. Die 
Erbſchaftsſteuern werben von bejonderen Erbſchaftsſteuerämtern unter der Veitung von 
Stempelfigfalen feitgejeßt und von den Hauptftenerämtern erhoben und vermehrt. 

In Bayern werden Stempel, Taren, Erbfchaftsfteuer und Gebühren von ben 
Rentämtern verfauft, baw. erhoben und verrechnet. Die Wechfelftempel werben in 
ganz Deutichland durch die Poftbehörben verkauft. 

Das gefehliche Recht der Steuerverwaltung zur erelutorifchen Eintreibung der 
Steuern, zur Unterſuchung und Entſcheidung der Unterfuchungen wegen Uebertretungen 
gegen die Steuergeſetze ift durch die $$ 5 und 6 des EG. zur Straf PO. für das 
Deutjche Reich vom 1. Febr. 1877 garantirt. Die richterliche Entſcheidung kann 
außerdem vom Angejcäuldigten unter gewiſſen Vorausſetzungen angerufen werden. 
Das Verfahren ift durch 88 459—469 der StrafPO. näher geregelt. 

Bezüglich der Frage, ob und in welcher Höhe eine Steuer zu entrichten fei, 
entſcheiden die Beſtimmungen der einzelnen Steuergeſetze. Dieſe Frage wirb aber 
in der Regel von der Verwaltung entſchieden, wie e8 in ben Geſetzen bejonders be 
ftimmt ift. Bei ben direkten Steuern entſcheiden öfters beſonders Hierzu beftimmte 
Kommiffionen. Der Rechtsweg ift in der Regel bei Feſtſtellung der Steuern aus« 
geichloflen. 

Schriften: Gau ie Preuß. Stempelgefeggebung. Kommentar für den i 
Gebrau — u. rt apache ber das in rn 
Reiches, Berlin 1876, —2— eine graue Deberficht aller einfchlägigen Schriften und genaue 
Angabe aller Quellen. — Frhe. v. Stengel, Das Gebührenweſen bes Deutichen Reiches und 
Könige. Bayern, Nörblingen 1880. vd. Aufſeß. 


Steuerverweigerung. Die S. — eine der beitrittenften ragen bes fon 
ftitutionellen Staatsrechts nächſt der Mtinifterverantwortlichleit — feht eine Kette 
von Vorfragen voraus, auf deren Verſchiedenheit aller Streit beruht. 

Es gab eine Zeit, in welcher die Germanifche Volksanſchauung fich alle Be 
fteuerung nur als ein Verhältniß von Herren und Knechten, nicht als ein Recht ber 
Obrigkeit gegen den freien Mann zu denken vermochte. Auch nach den Eroberungen 
hielt der Germane den Gedanken der freiwilligen Gabe (donum) an feine Häupt- 
linge feſt. Auch die Karolingifchen Berfaffungen, welche jonft die Grundlage aller 
ftaatsrechtlichen Verhältnifje der Europäifchen Kulturwelt geworden find, enthalten 
noch fein Steuerfyftem (vgl. d. Art. Steuerpflicht). 

Erſt im 15. Jahrhundert entftehen in der Noth der Huffitenkriege die erften 
Reichäfteuern und ungefähr gleichzeitig damit entwidelt ſich ein Syſtem der Landes⸗ 
rich welche unter zahlreichen Barianten folgende gemeinfame Grundzüge dar: 

ieten : 

1) Diefe Bewilligungen gelten ala außerordentliche, vorübergehende 
Aushülfen (Subfidien), welche womöglich nicht wieberfehren ſollen; fie find daher 
Gegenſtand völlig freier Bewilligung oder Verweigerung. Nur die Beiträge zum 
Reichskammergericht werden von den Reicheftänden ala dauernde Steuern bewilligt; 
in vielen Territorien entftehen durch Vertrag oder Herfommen „nothwendige Steuern“, 
und nach dem breißigjährigen Krieg tommt der Grundſatz zur Geltung, daß im Fall 
die Landftände die für die laufende Landesverwaltung nothivendigen Beihülfen ver: 
weigern, ihr Konſens durch das Reichskammergericht „Jupplirt“ werben könne. 

2) Da bie befibenden Klaffen in der jog. Feudalperiode die ordentlichen Laften 
bes Heerbanns, des Gericht? und ber Friedensbewahrung ald dauernde Laften de 
Grumbbefiges übernommen Haben und durch „Verdinglichung“ der Karolingiſchen 
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Aemter zu „permanenten“ Obrigfeiten geworben find, jo erfcheint es als ein natür⸗ 
licher Rechtsanſpruch, daß zu den neuen außerorbentlihen Subfidien die „Unter- 
thanen“ beitragen follen. 

8) Obgleich die alte Weije der Stellung des Heeres, der Verwaltung des Ge— 
rihtes und der Friedensbewahrung immer unzureichender und unprattifcher wird, die 
neuere Weife der Aufbringung der bewaffneten Wacht, der Gericht? und Polizei= 
verwaltung immer erhöhte, bald vervielfältigte Gelbleiftungen bebingt, bleiben bie 
ſtãndiſchen BVorftellungen dabei ftehen, daß die regierenden Klaffen ihre normalen 
Staatzlaften bereit? tragen, die neuen außerorbentlichen Beihülfen aljo von ben 
Untertdanen aufzubringen feien. 

Die Steuerbetvilligungen des Adels, der Prälaten und der Stadtobrigkeit führen 
daher in Deutichland zu einer Häufung der Staatälaften auf die nichtvertretenen 
Stände, in erfter Linie auf das Bauernthum, im zweiter auf die ſchwach vertretenen 
Städte. Die Iandesherrlichen Regierungen werden dadurch zu einem Syſtem inbi= 
rekter Steuern gebrängt, für welche jchon das 18. Jahrhundert eine zufammenhän- 
gende Steuergejeßgebung entwidelt. Für die direkten Steuern gelangte erft das 19. 
Jahrhundert zu einer außgleichenden Regelung, welche das Bewußtjein gleicher 
Pflichten, gleicher Rechte und Interefien zuräctährt, und damit ein Repräjentativ« 
ſyſtem im verjüngter Geftalt auf dem Boden der Rechtsgleichheit erzeugt (vgl. 
d. Art. Steuerpflicht). Gleichzeitig kehrt der Anſpruch der Gejellfchait auf die 
Mitbefchließung der Geſetze und die „unverjährbaren“ Freiheitsrechte für Perfon und 
Vermögen zurüd. 

Diefe Nenbildung konnte ihr Vorbild nicht in der altſtändiſchen Gefellfchaft 
und ihren Sonberrechten finden. Sie fand in Europa nur ein entwideltes Vorbild 
in England, wo die Normannifche Eroberung zu einer gleichmäßigen Vertheilung der 
Staatslaften geführt und aus der gleichen Stenerlaft das gleiche Steuerintereffe, aus 
dem Stenerinterefie die Parlamentsverfafjung des 14. Jahrhunderts gebildet Hatte. 
In der Sturm- und Drangperiode der Franzöfifchen Revolution ergriff die 
Geſellſchaft aus diefem Staatsweſen den ihr Leicht verjtändlichen Gebanten, 

daß alle Einnahmen und alle Ausgaben des Staatesvon Jahr 

zu Jahr von einer gewählten Volfsvertretung jrei zu bewil- 

ligen ober zu verfagen feien. 

63 ift einleuchtend, daß durch dies Necht die Vollövertretung in ihrer augenblid- 
lichen Geftalt unmittelbar Herrin der Staatsgewalt wird, welche heute in jebem 
Organ und jeder Bewegung auf Geldmittel angewiefen ift. Es ift dies in dem 
Maße einleuchtend, daß eine der eigenen Staatsthätigfeit entfremdete Gejellfchaft 
naturgemäß dieſen Gedanken zuerſt in fi aufnimmt. Der theoretifirende Politiker 
jah alle übrigen Elemente der Parlamentsverfaffung daneben als ſekundär an. Auch 
in Deutſchland galt länger als ein Menjchenalter jener Satz ala das Grund- 
prinzip der fonftitutionellen Verfaſſung, al die notoriiche Efjenz der „Lonftitutio- 
nellen“ Regierung. Das Umrichtige in jenem angeblichen Prinzip ift feine behauptete 
Allgemeinheit. Ein Bewilligungsrecht für alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staats hat in jener Parlamentsverfaffung (ebenjo wie in der Deutichen Reichs- und 
Sandesverfaffung) niemals beitanden, jondern nur ein Recht der Bewilligung neuer 
Einnahmen und der Zuftimmung zu neuen Ausgaben, welches auch noch heute 
nur den beweglichen Theil des Staatshaushaltes umfaßt. 

Die im 14. Jahrhundert entwidelte Steuerbewilligung ber Parlamente bezog 
fi nur auf die „extraordinary revenue“. Die laufenden Ausgaben der Stants- 
regierung waren noch gedeckt durch eine erbliche Revenue der Krone, ergänzt durch 
gewifſe, dem König auf Lebenszeit bewilligte Zölle. Die „Subfidien“ des Parla- 
ments dienten nur zur Dedung von Kriegafoften und außerorbentlichen Bebürfnifien, 
welche nur jelten von Jahr zu Jahr, in ruhiger Zeit erft nach langen Zwiſchen⸗ 
räumen, auftraten. Es gab noch feine Parlamentsfontrole der Ausgaben, noch Fein 
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parlamentarijches Budget. Die Verwendung der Staatsgelder blieb auch nach dem 
Bürgerkrieg Lediglich Sache der Staatsverwaltung. Erft die Mißbräuche diefer Ber- 
waltung führen gegen Ende des 17. Jahrhundert? zu den ſog. „Appropriationg- 
Haufeln“, durch welche das Parlament die Verwendung der von ihm bewilligten 
Gelder zu befchränfen und zu kontroliren beginnt. Es entwidelt ſich daraus eine 
zufammenhängende Berathung zwifchen der Staatsregierung und dem Parlament, 
zuerſt über die Staatsausgaben, dann über die Dedungsmittel, welche fich im 18. 
Jahrhundert zu dem Begriff des „Budget“ geftaltet. Auch dies neuere Budgetrecht 
nimmt 1) für die Staatsausgaben feinen Ausgang nur von den neuen Aus 
gaben. Freilich traten die neuen Ausgaben fofort mafjenhaft ein, da man die Koften 
bes Heeres und ber Marine nach Vertreibung der Stuart? dem erblichen Kron— 
einlommen abnahm und auf die vom Parlament bewilligten Subfidien übertrug. 
Die Staatöbedürfnifje wuchien dann fortfchreitend in dem Maße, daß dag Ausgabe 
bewilligungsrecht in der That die Hauptmafle der Ausgaben umfaßte. Aus Gründen 
des Staatskredits und der Rechtsordnung entjchloß fich indefien das Parlament doch 
wieder, bedeutende neue Ausgaben — die Zinjen der Staatsihuld, die Richter 
gehalte, gewifſe Dotationen und Penfionen — auf den Staatsſchatz (konſolidirten 
Fond) anzumweifen. Im Laufe des 19. Jahrhunderts beſchränkt ſich danach bie 
Ausgabebewilligung auf etwas mehr als die Hälfte der Staatsausgaben. 
Das Parlament nimmt dabei den Grundfag an, die Initiative für jebe neue 
Ausgabe ausfchließlich der Staatsregierung zu überlaffen. Länger ala ein Jahr 
hundert erfolgte die Bewilligung auch unter nur wenigen allgemeinen Ru— 
brifen, welche der Verwaltung den breiteften Spielraum zu Uebertragungen ließen. 
Erſt unter der gegenwärtigen Regierung hat eine Spegialifirung des Ausgabe 
etats in beinahe 200 votes (Titel) begonnen, welche aber hauptjächlich Die außer 
ordentlichen Ausgaben betrifft, während die Laufenden Hauptbebärfniffe der Militär 
und Givilverwaltung noch immer in wenigen großen Poften zufammengefaßt werben. 
Die Machtftellung des Parlaments war durch fo viele andere Kompetenzen ger 
fichert, daß fie von Diefer Seite auß nicht gefucht wurde. Im der Langen Reihe 
der Budgetverhandlungen ift eine hergebrachte Verwaltungsausgabe oder das Gehalt 
eines permanenten Amts noch niemals verjagt worben. — 2) Bon der Seite der 
Einnahmen auß bezieht ſich das Budgetrecht nur auf die neu bewilligten 
Einnahmen. Auch im Laufe ber Englifchen Revolutionen ift niemals der Antrag 
erhoben worben, eine „bauernde Einnahme der Krone” zum Gegenftand einer Jahre 
bewilligung zu machen. Das wachjende Staatsbebürfnik führte freilich von Jahr 
zehnt zu Jahrzehnt, nicht jelten von Jahr zu Jahr, zu ber Nothwendigkeit neuer 
Bewilligungen, und machte bamit einen großen Theil der Staatseinnahmen zum 
Gegenftand freier Betoilligung oder Verfagung. Aus Gründen der Rechtsordnung und 
der Staatswirthichaft entichloß ſich aber das Parlament nunmehr, die dazu geeigneten 
Einnahmen durch dauernde Geſetze zu firiven, jo daß bis zum Schluß des 18. Jahr⸗ 
hunderts alle älteren Steuern in ben Gang ber Gejeßgebung gebracht, ihre 
Erträge auf den Staatsſchatz angewiefen und damit von der Parlamentsbewilligung 
unabhängig geftellt find. Erſt durch Neubewilligung entftand in immer verjüngter 
Geftalt wieder ein beweglicher Theil des Staatseinkommens, welchen das Par- 
lament frei bewilligt oder verfagt. Er beſchränkt fich jet auf die (ergänzende) 
Eintommenftener und auf einige Ärtikel des Zolltarifs, in manchen Jahren nur auf 
einen einzigen Artikel des Tehteren, im Ganzen etwwa Y/, ober !/, der Staatdeinnahmen. 

Wenn bei diefer neueren Behandlung der Staatsausgaben und Einnahmen von 
dem Recht einer „allgemeinen ©.“ geſprochen wurde, jo beruht dies auf einer 
Verwechſelung der mittelalterlichen Bewilligung außerordentlicher Subfidien mit 
dem davon verichiedenen Verhältniß einer Berjtändigung über die Staatd* 
ausgaben, die ein völlig neues Verhältniß darftellt. Die Erfüllung der ver 
faffungs- und gejegmäßigen Pflichten des Staates, die Aufrechterhaltung und Fort 
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führung feiner gefeßlichen Inftitutionen ift die oberjte Pflicht ber Diener der Krone. 
Die Vertheilung und Verwendung ber Staatägelder dafür ift Mittel zum Zweck, 
Sade der Ausführung, d. h. der Verwaltung, die in England altherfömmlich durch 
königliche Ordres an das Schakamt geregelt wurbe (wie noch heute). Zur über 
fichtlichen Ordnung dieſer Geldverwendungen pflegte feit den Beiten ber Tubors ber 
Schatzkanzler Häufig ein Etatsentwurf vorzulegen, ber dom König durch eine General» 
orbre genehmigt wurde. Im 18. Jahrhundert erft wird es üblich, daß die Minifter 
vor Erlaß diefer Generalordre fich mit dem Parlament verftändigen und beffen Zu- 
ftimmung einholen. Eine Zeit lang herrſcht dabei noch eine wechjelnde Praxis, jo 
daß in einzelnen Jahren jene DVerjtändigung unterbleibt. Erſt in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts ift aus der gewöhnlichen Praxis eine feite Regel geworben. 
Unverändert dagegen ift das rechtliche Verhältniß geblieben, einer Ausführungs- 
norm für bie Minifterverwaltung. Wie im Fall des Widerfpruches die Verordnung 
dem Geſetz, die Ausführungsnorm dem organischen Geſetz nachfteht, jo gilt dies auch 
im Fall des Widerfpruchs zwiſchen dem Geldbefchluß und dem Gejeh. Hätte das 
Parlament je einmal Richtergehalte, Zinfen der Staatsſchulden, Gehalte der Ge— 
fandten und andere gefeßlich feitftehende Ausgaben verweigert: jo würbe eine Mi- 
nifteranflage nicht wegen der Leiſtung, fondern wegen der Unterlafjung folcher 
Ausgaben zu erheben gewejen fein! Die Autoritäten des Engliſchen Staatsrechts, 
namentlih Hatſell's Precedents erörtern daher biefe Frage überhaupt nicht 
diret, weil ihre Entſcheidung fih aus ben Grundfäßen von 
Gefe und Ausführungsnorm felbftverftändlich ergiebt. Die Ver— 
weigerung bes gejammten Jahresbudgets würbe deshalb rechtlich ein actus inanis 
fein, den ein Engliſches Parlament niemals verfucht oder auch nur ernftlich an- 
gedroht Hat. 

Es it erflärlich, wie diefe Marimen einer Tonfolidirten Staats- und Geſell⸗ 
ſchaftsordnung in der Franzöſiſchen Sturm- und Drangperiode nicht unbefangen 
gewürdigt werben konnten. Auch bei bem Dinaftiewechiel von 1814 und 1830 
behielt ſich die Gejellichaft eine Neubewilligung aller Staatzeinnahmen an die 
neueingejegte Regierung vor. Denjelben Verlauf nahm das Budgetrecht bei Ein- 
fegung ber’ neuen Dynaftie in Belgien. Ebenſo wußte biefe Richtung nicht Leicht 
ein Maß zu finden in der Spezialifirung der Ausgabetitel; jedes Mehr darin galt 
ala eine noch korrektere „Eonftitutionelle Maxime“. Die Verfagung ber Geldbeiwil- 
ligung für gefeglich beftehende Einrichtungen ift jedoch auch in Frankreich kaum 
jemals vorgefommen. (DBgl. die Nachweifungen in Gneift, Geje und Budget.) 

Auch Deutſchland wird fi) von jener angeblich fonftitutionellen Tradition 
losmachen, je mehr unfere parlamentarifchen Berfammlungen nach praftifcher Er— 
fahrung ihre Bedeutung unbefangener würdigen. Es war entjchulbbar, wenn die 
berrjchende Meinung in den Stimmungen von 1848 es ala einen felbftverjtänb- 
lichen Anfpruch der „gemäßigt Tonftitutionellen” Partei anfah, daß die Krone bie 
althergebrachten Einkünfte der Domänen, Forſten und Regalien, fämmtliche Erträge 
der gejeßmäßigen inbireften und direkten Steuern fich fortan von “Jahr zu Jahr 
„bewilligen“ laſſen müſſe. In Preußen vermochte die octroyirte Verfaffung vom 
Dezember 1848 dagegen nur die Rejervation durchzuſetzen, daß (bis zum Erlaß 
einer revidirten Berfaffung) die beftehenben Steuern Torterhoben werben. Bei 
Revifion der Verfaffung änderte fi der Sinn dieſes Vorbehalts durch veränderte 
Stellung dahin, dab das gejegliche Steuerrecht bis zur Aenderung durch Geſetze 
fortdauern ſoll. Das Rechtsbewußtſein der Nation wird ſich in dem neuen Deutſchen 
Staat wol klarer darüber werben, daß die Deutfche Verfaſſung nicht auf dem 
Boden der gejellfchaftlichen Revolution und des Dynaftiewechjels fteht, um dem Staat 
die BZumuthung einer jährlichen Bewilligung feiner gejegmäßigen Einnahmen zu 
machen, — ein Anſpruch, welchen die Engländer auch nach zwei Revolutionen nicht 
erhoben haben. Die in kurzen Zwifchenräumen unabänderlich wiederkehrende Noth- 
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wendigfeit neuer Steuerregulirungen und Anleihen fihert auch von dieſer Seite aus 
den Bolfsvertretungen ihre rechtmäßige Machtftellung, ohne durch ein fogenanntes 
„Budgetrecht“ die gejetliche Ordnung des Rechtaftaats fortwährend in Frage zu itellen. 

Für die Seite der Ausgaben freilich befteht das Bewilligungsrecht in den 
meiften Deutſchen Berfaffungen nad dem Buchſtaben ziemlich unbefchränft. Die 
Mäßigung der Kammern bei Streichung herkömmlicher Poften ift aber um fo 
mehr motivirt, ala die Tonftitutionelle Verfaſſung einen geordneten Staatshaushalt 
in Deutfchland nicht erſt gefchaffen, fondern vorgefunden Hat, ala Schöpfung ber 
Monarchie. Auch in dem beftigften Verfaffungstonflitt Haben fich die Preußifchen 
Kammern darauf bejchränft, neue Ausgaben für gefeglich nicht funbirte neue Gin= 
richtungen zu ftreichen. Eine Verweigerung geſetzlich nothwendiger, oder für bie 
Aufrechthaltung der beftehenden Staatseinrichtungen thatfächlich nothwendiger Aus- 
gaben wäre dagegen ein Mißbrauch der Gewalten, der nur biefelben Folgen Haben 
kann, wie der Mißbrauch der monarchiſchen Gewalt. Eine „Verweigerung des ge 

\ammten Budget3* läßt fih in ihrem Sinn oder Nichtfinm nur vergleichen bem 
Verſuch einer „Arbeitseinftellung“ der gefammten Staatsregierung. 

Das Refultat diefer Gefichtspumfte ift eine unbedingt freie Bewilligung 
oder Verfagung ber neuen Einnahmen und ber neuen Ausgaben des Staats, — 
dagegen eine rechtliche Unwirkfamkeit einer Verſagung von gefehlich oder zur Auf 
rechterhaltung beftehender Staatseintichtungen notäiwendigen Ausgaben. Das da- 
zwiſchenliegende Gebiet fällt dem Gefichtspunft politifcher Erwägung und Berein- 
barung zu. Die Ueberſchätzung der Steuerbetwilligung als Mittel der Erkämpfung 
politifcher Preiheitsrechte beruht auf der Auffaffung des Staats ala eines Media 
nismus, während bie politifche Freiheit auf einer dauernden Arbeit ber Selbit- 
verwaltung und der Gejeßgebung beruft. Die bequeme Weiſe einer „tkonſtitutio⸗ 
neflen“ Regierung, welche von Jahr zu Jahr von der zweiten Kammer eine Boll- 
macht zu ihrer Forteriftenz zu erbitten hätte, macht die Minifter nicht zum Mittel: 
punft einer ftetigen organifchen Gejeßgebung und einer Regierung nach Gefehen, 
fondern macht fie zu Dienern der beherrichenden Gefellichaft mit den ungemeffenen 
Gewalten einer centralifirten Adminiftration. Alle Verfafjungen mit einem ſolchen 
Artikel kngen daher den Kein ber Auflöfung in en 

Sit.: Eine Ueberficht über bie beftehenden Budget: Verhältnifie ber Großſtaaten giebt 
vd. Czoernig, Budgets don Großbritannien, Frankreich, Preußen, Defterreih, Wien 1862. — 
Atonogeaphien über die obige Frage: Gneift, Budget und Sieh, Berl. 1867. — Laband, 
Dad Budgetrecht, Berlin 1871. — Gneift, Geſetz und Budget, 1879. Gneiſt. 

Stichcoupon, ſ. Talon. 

Etiftmäßig. In ber Zeit des alten Deutſchen Reiches dienten bie Kanonikate 
der reichsfreien Hochftifter thatjächlich zur Verjorgung der jüngeren Söhne dei 
Adels Deuticher Nation. Insbeſondere waren die Rheinischen und Fränkiſchen Dom- 
ftifter vorzugsweiſe mit Mitgliedern reicheritterfchaftlicher Familien beſetzt. Bei 
eintretenden Balanzen pflegten die Kapitel nur Standesgenofjen ber Majorität zu 
kooptiren. Schließlich bildete fich in diefer Beziehung ein beitimmtes Herkommen aus, 
welches. die Stifter nicht jelten mit Erfolg geltend machten, um das Ginjchieben 
päpftlicher Kreaturen ausländiſcher Herkunft zu verhindern. Ginige Hochftifter haben 
für das ausschließliche Necht des alten Adels ſogar päpftliche Privilegien zu er 
werben gewußt. Die Zahl der adeligen Ahnen, welche der Aufzunehmende nad: 
weifen mußte, ſchwankte in den einzelnen Stiftern von vier bis zweiundreißig. Richt 
felten verlangte man fechzehn Ahnen. Das Grjorberniß der Ahnenprobe ift, ſoweit 
& früher an den Deutjchen Hochſtiftern und einzelnen Kollegiatftiftern gegolten hat, 
befeitigt worden, für Preußen durch päpftliche Bulle vom 16. Juni 1821, für 
Bayern durch Art. 10 des Bayriſchen Konkordats. 

Nichtsdeſtoweniger hat die S.keit oder Stiftafähigfeit nicht alle und jede praf- 
tifche Bedeutung verloren. In Grbeinigungen und Fideikommißſtatuten, welche der⸗ 
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zeit noch in Kraft find, wurde nämlich nicht felten das Erforderniß einer ebenbürtigen 
Ehe · durch die Zugehörigkeit zu einer ftütmäßigen Yamilie beftimmt und bie 
Abſtammung aus jolher Ehe zur Bedingung ber Nachfolge in das Fideikommiß 
oder Stammgut gemacht. Beifpiele bei v. Kamptz, Jahrblicher für Preuß. Gejeh- 
gebung XXXXVII. ©. 221, 281, 237. Soweit die S.keit noch in Frage fommt, ift 
für diefelbe der Nachweis alten Adels (mindeſtens 4 Ahnen) oder die Abftammung aus 
einem ftiftmäßigen ſtädtiſchen Patriziergeichlecht erforderlich. Der Unterſchied, von 
reichsfreiem und Ianbfähfigem Adel kommt bei der Ahnenprobe nicht in Betracht. 
Cramer, pag. 246 ss.: nec minor umquam fuit nobilium mediatorum quam 
immediatorum existimatio in ludis equestribus, ordinibus militaribus et collegiis 
canonicorum cathedralibus, quae aeque ac alii nobilitatis 
avitae honores landsassiis equitibus hodie etiam patent. Aller- 
dings fuchten die Kapitel einzelner Stifter die Stiftsjähigfeit möglichit einzufchränten, 
indem fie reichsritterſchaftlichen Abel oder gar die Zugehörigkeit zur Reichsritterſchaft 
eine beſtimmten Ritterkreiſes verlangten. Allein dieje beabfichtigten Beichräntungen 
find nicht Nechtens geworden. Nachdem jchon Art. V, 8 17 des Weftfälifchen 
Friedens beftimmt hatte, es jolle dafür gejorgt werben, daß Adelige, Patrizier, 
Graduirte und andere taugliche ‚Perjonen, ubi id fundationibus non adversatur, 
nicht auögefchloffen werben, erging am 25. Juni 1737 eine Entſcheidung dee 
Reichshofrathes gegen das Kapitel des Erzſtiftes Mainz, welches fich geweigert hatte 
mehrere Adelige aufzunehmen, weil fie ihre Abftammung vom reichgunmittelbaren 
Adel in Schwaben, Franken und am Rhein nicht nachweifen konnten. Dieſes Er— 
fenntniß fpricht aus, daß das behauptete Herkommen unerweislich und jedenfalls 
ungegrünbet jei. „Seine Kaiſerl. Majejtät könne auch nicht zugeben, daß durch 
dergleichen vermeintliche Objervantien oder Statuten der obſchon mebiate, doch uralte 
und rittermäßige Deutſche Abel wegen ber etwa ermangelnden Reichsimmediatät von 
ein und anderen Erz- und Stiftern gänzlich auägejchloffen und allerhand Verbitte— 
rungen im Röm. Teutſchen Reiche angerichtet würden” (Kerner, III. p. 196 ff.). 
Demgemäß kann der Nachweis reicheritterlicher Ahnen nicht ala Vorausſetzung ftift- 
mäßiger Herkunft gelten, ſoweit dieſer Begriff in ragen bes Ehe- und Erbrechts 
abeliger Familien heute noch praftijche Bebeutung hat. Mit dem Erforberniß der 
ftiftmäßigen Ehe ift übrigens das Erforderniß ber blos ftandesmäßigen Ehe night 
zu verwechfeln. 

2it.: Cramer, De iuribus et praerogativis nobilitatis avitae, 1739. — 3. G. Kerner, 
Staatreht * unmittelbaren freyen Reichöritterichaft in Schwaben, Franken und am Rhein, 
1 — Berfuh eines ausführlichen —— bes seutfchen Reichsabels 
1787. — J. EN Wofer, ZTeutiches en XIX. 1. — Telgmann, Bon der 
Ahnenzahl. — Runde, Grunbfäße bes gem. Deutichen Peibatret, 8 — Eichhorn, 
Einleitung in das Deutihe Beivatreht, 8 65. Heinrih Brunner. 


Gtiftungen, milde (pia corpore, pise cansae), d. 5. Bermögensmaffen, 
welche zu einem frommen oder wohlthätigen (urjprünglic mit den Aufgaben der. 
Kirche im Zufammenhange ftehenden) Zweck beftimmt find. Sowol nad Röm., 
wie nad Kan. Recht konnten dergleichen S. unabhängig von ber Kirche nicht zu 
Stande kommen. Wurde das betreffende Vermögen nicht gerade einem beftimmten 
Gotteshaufe oder Klofter zu Eigenthum unter Auferlegung bes betreffenden Modus 
überwieſen, fondern jelbftändig dem vorgefchriebenen Zweck unter Errichtung einer 
bejonderen Anftalt, 3. B. eines Kranken, Armen ıc. Haufe gewidmet, fo hatte 
Doch der Biſchof entweder die Adminiftration oder, wenn der Stifter andere Ver- 
walter ernannt hatte, unter allen Umftänden die Aufficht über die Gefchäftsführung 
der letzteren. Wegen dieſes Zufammenhanges mit ber Kirche galten die den ©. 
gehörigen einzelnen Vermögensſtücke al Kirchengut und genofjen auch die Privilegien 
des lebteren. Seit dem 16. Jahrh. und namentlich, ſeitdem der Staat die Erfüllung 
einer Reihe von Aufgaben auf fi) genommen hat, welche früher allein von ber 
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Kirche in das Auge gefaßt wurden, hat ſich auch jener Zufammenhang der fog. 
frommen &. mit der Kirche gelöft, und jeitdem Hat ber Rechtsſatz Anerkermung 
gefunden, daß es Jedem freifteht, ©. zu religiöfen und Wohlthätigleitsztveden zu 
errichten, auch ohne daß irgend welche Betheiligung ber Kirche bei der Verwaltung 
oder fonft ndthig wäre. Die moderne Stiftung bebarf alfo feiner von ber Kirche 
abgeleiteten Perfönlichkeit mehr, um rechtlich zu eriftiren. Da aber ganz daflelde 
für andere ©., welche nicht zu den corpora pia im Römifchen und Kanoniſchen 
Sinme gerechnet werden können, 3. B. Kunftinftitute, nach modernem Hecht gilt, 
fo Liegt heutzutage fein Bedürfniß vor, die jog. milden ©. als eine eigene, bejonderen 
rechtlichen Normen unterworfene Mlaffe au behandeln. Die allgemeine Rechtstheorie 
der ©. überhaupt ift ebenfalls auf fie anwendbar. Für fie beiteht alfo auch die 
heute noch nicht zum Austrag gebrachte Streitfrage, ob die ©., ſofern nicht ihre 
Zwecke durch Eigenthumsübertragung mit einem Modus an andere Perjonen erfüllt 
werden follen, ala juriftifche Perfonen ober die für Gtiftungazwede ausgeſetzten 
Vermögensmaſſen als fog. Zweckvermögen aufzufaffen find. Weber die Entftehung 
der jog. milden ©., die Verwaltung und den Untergang derfelben müſſen ebenialls 
die allgemeinen Regeln zur Anwendung fommen. Dagegen Tann der Grundiah, 
daß ihr Vermögen die Privilegien des Kirchengutes genießt, nicht mehr ala gemein: 
rechtlich geltend angefehen werden, meil bie bezüglichen Vorſchriften fich nicht au 
die modernen, von der Kirche unabhängigen ©. beziehen. Diefen Standpunft nimmt 
in allen Beziehungen dag Sächſ. BGB. ein (f. 88 52, 150 ff., 260 ff.), während 
das Preuß. Allg. LR., welches überhaupt bie juriftifchen Perjonen nirgends im 
Zufammenhang behandelt, wenigftens den „vom Staate ausbrädlich oder ftill- 
ſchweigend genehmigten Armen- und Verſorgungsanſtalten“ Hinfichtlich ihres Ver: 
mögens die Rechte der Kirchengüter beilegt (Th. II. Tit. 19 88 41, 43), und aud 
nah dem Oeſterr. BEB., das die Regeln über die ©. in „die politifchen Ber 
orbnungen“ vertiefen hat ($ 646), wohl dem Stiftungsvermögen die Privilegien der 
88 1472, 1485 (betreffend die Verjährung) beizulegen find. 

Quellen: 11.35, 42, 46 CO. de episc. et cleric. 1, 8; Nov. CXXXI. c. 10, 11; 
en X. de relig. dom. III. 36; Clem. 2 ?. t. ID. 11; conc. Trid. Sess. XXI. c. 8 ss. de 
reform. 

Bit.: Brendel, Dad Recht u. die Verwaltung der milden Stiftungen, Leipz. 1814. — 
gleiten, Die Lehre von ben juriftiihen Perfonen nach Gemeinem und Württemb. Recht 
Züb. 1847. — Roth, Neber Stiftungen, in v. Gerber’8 u. Shering’s Jahrb. f. Dogmatit 
bes Iuti en Privatrechts, I. 189 ff. — Brinz, Cehrb. der Panbelten, 2. Abth. S. 979 f.- 
9. Böhlau, Rehtsfubjelt und Perfonenrolle, Weimar 1871. — €. Zitelmann, % if 
und Weſen ber fog. jurıft. Perſonen, Leipz. 1873. — Bolze, Der Begriff ber juriſtiſchen 
Verſon, Stutig. 1879, ©. 185. 1. Hinfgins. 


Stöckhardt, Heinrich Robert, 5 11. VIII. 1802 zu Glauchau, lehrte als 
Dogent 1824—1828 in Leipzig, wo er neben der jur. auch die philoſ. Doktorwürde 
erwarb, dann Sachwalter in Bautzen, 1831 ala orb. Prof. d. Röm. Recht und 
K. Ruf. Hofrat an daB K. Pädag. Hauptinftitut in St. Petersburg beniien, 
1835 auch an der K. Nechtefchule angeftellt, T 10. X. 1848. 

Schriften: Die Wifle des Rechtes oder das Naturrecht, Seipz. 1825. — Tafeln 
ber Eile des en — FR 188. — a ler. Ar. de cognat. et 

it. inserviens, Seipz. 1830. — De juris Justinianei in generis humani cultum insign! 
merito oratio, &t. Peteröb. 1834. — Allgem. juriftiiche Kundamentallehre, 1838. — Jurift. 
— 1888, 2. Aufl. 1843. — De recta jurisc. eruditione prax. justit. fonte oratio, 
1840. — De fruetibus iis quos, qui jeti. non sunt, e jprud. pers possunt, 1845. — 
Hauboldi memoris, 1847. — Themis von Elvers, d ) — it. . 
Richter und Schneider, 1840 ©. 75 In 659 ff., 951 ff.; 1841 S. 328 ff, 412 f.; 1842 
©. 91 f.; 1848 ©. 574 ff, 678 ff.; 1845 ©, 572 fi, 89 fi; 1846 ©. 1115 fi; 18 
©. 762 fi.; 1848 ©. 372 fi. 

Sit: Rihter und Schneider's Krit. Jahrb. XXIV. 956958. 

Teichmann. 
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Eiolgebühren (jura stolae) (Ih. I. ©. 656), d. h. beftimmte Gebihren, 
welche ſowol in der katholiſchen wie in ber proteftantifchen Kirche feiteng der gewifſe 
Amtöhandlungen vom Geiftlichen beanfpruchenden Berfonen fir die Verrichtung ber= 
felben zu zahlen find. Der Ausbrud ift hergenommen von einem Theil der priefter- 
lichen Kleidung des katholiſchen Geiftlichen, der fog. stola, d. 5. einer ſchmalen, mit 
Kreuzen geſchmückten Binde, welche um die Schulter gelegt wird, und deren Enden 
vorne bald herabhängen, bald übereinander gefreuzt werben. Die Amtshandlungen, 
für welche dergleichen, näher durch die partifulären Stolorbnungen beftimmte 
Gebühren entrichtet werden, find vor Allem Aufgebot, Trauung, Taufe und Bes 
gräbniß. Das Recht auf die ©. fteht für die Regel dem Pfarrer (f. diefen Art.) 
zu, und da auch oft die Angehörigen anderer Konjeffionen, namentlich bie jog. 
Diffidenten, dem Pfarrzwang unterworfen find (ſ. Th. I. S. 690), jo kann auch ein 
Anſpruch auf ©. gegen die Mitglieder anderer Religionaparteien vorfommen. In 
Folge der Einführung einer bejonderen ftaatlichen Eivilftandaregifterführung und 
ber obligatorifchen Givilehe durch das Reichsgeſetz vom 6. Febr. 1875, ſowie der 
dadurch gejchmälerten Stolgebühren-Einnahmen der Geiftlichen find in einer Reihe 
evangeliſcher Landeskirchen biefelben unter anderweitiger Entjehäbigung ber Bezugs⸗ 
berechtigten für ſolche geiſtliche Handlungen, welche in der regelmäßigen Form und 
an der mgelmäãgigen Stelle beanſprucht werden, aenee worden. 

Quellen: Rech 8 perfonenftondgeieh 8 74. — Geſehe und Verordnungen, welche die ©. 
aufheben: Braunfhimweig vom 31. Mai 1871, Dove und Friedberg, Zeitichr. f. Kirchen⸗ 
reht X. 466. — Hannover vom 16. Juni Jen, 6, "larm, Kirchenbl. da⸗ — 
dentſhiand von 1875 ©. 568 und von 1876 ©. 5 übed vom 1. 

Jar 1876 ©. 226. — S.:Meiningen vom * = 1875, Samml. * — XX. 

— Reuß ä. 2. vom 29. Dez 1875, Allgem. Kirchenbl. von 1876 ©. 206. — Schwarz⸗ 
ar Rubel ftadt vom 21. Dezbr. 1875, a.a. D. ©. 310. — Anhalt vom 2%. März 
1875, ©. 432 und dazu Jahrg. 1877 ©. 159. — —— 7 Schwerin vom 
13. Si on, a. a. O. ae 1877 ©. 126, unb vom 3. Oktober 1877, a. a. O. Jahr 
1877 ©. 253. — Königreich 4 achſen vom 2. "Dabı. 1876, a. En x vegn 1876 ©. I 
und ©. 162 (auch ‚Sabıg. 187 . 132, 133, 137, 141, 144, denburg vom 
17. März 1877, a. a Sahrg, 1877 ©. 464. — aürtemneng, * die Gebühren für 


Eheverkünbigungen) vom 18. Juni un a. a. O. Iprg 187 — Medlenburg- 
Strelitz vom 21. Juni 1879, a. a. DO. Jahrg. 1879 538, — — S.⸗Wei mar vom 


21. Januar 1879, a. a. D. A 568. 
Bit.: Srellmann, Aue Geichichte der ©. ꝛc. Bött. 1785. — Ge. Peter Stelzer, 
De juribus stolae, Altorf. 1700. — Tittmann, eber bie Fixirung de * PR 1831. — 


Zeitichr. für Proteftantimus 71, 197. ius. 


Stolluhieb iſt das Recht bes Erbſtöllners (ſ. den Art. Be 
die in den Grenzen des Stollns brechenden Erze und Mineralien zu gewinnen und 
in feinen Nußen zu verwenden (Preuß. LR. II. 16 $ 405). Im unverliehenen 
Felde fteht der S. gemeintechtlich (anders nach Preuß. IR. 8 229) nicht blos 
innerhalb der vorfchriftsmäßigen Querſchnittsdimenfionen des Stollens, fondern auch 
in ber Bierung (8i/, Lachter zu jeder Seite) zu, im verliehenen Fundgrübnerfelde 
Dagegen überall nur innerhalb der Stollenweie. Doch ift der Stöllner, wenn er 
letzterenfalls auf flachen Gängen mit feinem Orte jortfährt, nicht verbunden, ©. nad) 
der Tonnlage bes Ganges zu nehmen, fondern er darf ihn feiger gewinnen; ebenſo 
Darf er, wenn der Gang zu flach fällt, um die vorgejchriebene Höhe und Breite des 
Stollnort3 einbringen zu können, letzteres nach dem Gange richten und innerhalb 
beifelben ben ©. nehmen (Rurfäch. Stolfnorbn. vom 1749 Art. 3 88 2, 3; aber 
noch Art. 17 8 2). Theilt der Stöllner feinen Stolln im Zundgrübnerfelbe in 
Flügelörter, jo barf er nur von einem der letzteren die Erze zum ©. gewinnen 
(Art. 14 $ 2; Preuß. CR. $ 406). Hat aber die Grube mehr als ein Tiefſtes und 
können die Wafler durch ein Stollnort nicht zugleich den übrigen Tiefften abgeführt 
und weiter gebracht werden, jo gebührt dem Stöllner der S. auch von den übrigen 
Zierjten getriebenen Dertern (IR. $ 408). In jedem Falle aber kann der ©. im ver- 

liehenen Felde nur ausgeübt werben, wenn der Stolln die Erbteufe ohne Geſprenge ein= 
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bringt. Nach Preuß. Bergrecht ift der Erbftöllner nicht berechtigt, neben dem ©. noch 
den Vierten Pfennig zu fordern, fondern Ießterer ein Surrogat bes S., wenn biejer 
wegen mangelnder Anbrüche nicht ausgeübt werden kann ober ber Stöllner ben 
Vierten Pfennig vorzieht; nach Gem. Rechte werden beide kumulativ gewährt (. 
den Art. Erbftollnreht). Das Sächſ. Gejeb von 1851 ließ bei feiner Reform 
des Grbftollnrecht? den ©. im verliehenen Felde ald eine Quelle jortwährender 
Differenzen zwiſchen Stöllner und Yundgrübner fallen. Die Eintragung des ©. iſt 
nah Preuß. Grundbucherechte nicht nöthig, da derſelbe den Grundgerechtigkeiten 
($ 12 Abf. 2 des Gefehes vom 5. Mai 1872) analog behandelt werden muß 
(vgl. Zeitichr. |. Bergrecht Bd. 18 ©. 328). 
Beutholb. 

Stollnftener heißen Leiftungen verfchiedenfacher Art, welche der Fundgrübner 
dem Erbftöllner zu gewähren hat. Das Gemeinfame ift, daß die Leiftung nicht 
unter die regelmäßigen Stolingerechtigfeiten fällt, fondern aus dem ober jenem 
Grunde außerorbentlicher Weije gewährt wird. 1) Das Gem. Bergrecht (Kurſächſ. 
Stolfnordnung Art. XV) verfteht unter ©. den Vorſchuß, welchen der Fundgrübner 
dem Stöllner gewähren muß, wenn er leßteren zu einem, die gefeßliche achtftändige 
Schichtarbeit überfteigenden, flotteren ortbetriebe des zur Löfung der Fundgrübner⸗ 
baue nöthigen Stollnortes gerufen hat. Der Vorſchuß ift nach erfolgtem Durchſchlage 
unter Abrechnung des Vierten Pfennigs durch Innelaffung der Hälfte der ordent- 
fichen Stollngebührnifje zu reftituiven. 2) Die Preußifchen revidirten Bergordnungen 
und das Preuß. CR. ($ 444) geben dem Stöllner, wenn er nirgend Erbteuie in 
einer Zeche einbringt, doch aber Wafler ab- oder (LR.: und) Waffer zuführt, den 
Anſpruch auf eine vom Bergamte zu beftimmende S. 3) Zuweilen wird diejenige 
Steuer, welche für auf Grund ber bezüglichen Vorfchriften des bergbaulicen 
Nachbarrechts (j. den Art. Bergrecht) erjolgende Benutzung fremder Stölln zur 
Förderung deren Eigenthümern nach bergamtlicher Feſtſetzung gewährt werben muß 
(Förderſteuer, Stredenfteuer) ebenfalls S. genannt (Preuß. ER. $ 453; dagegen 
Kurſächſ. Stollnordnung Art. XIX. $ 4). 4) Endlich) fommt der Ausdrud ©. 
mitunter in Gebrauch, wenn der Bierte Pfennig oder ein Wafjereinfallgeld gemeint 
ift (j. den Art. Erbftollnredt). 

Beutholb. 

Story, Joſeph, 5 1779 zu Marblehead bei Bofton, jtudirte in Cambridge, 
wurde 1806 Mitglied des Haufes von Maſſachuſetts, Sprecher deffelben, 1809 
Mitglied des Kongrefjes zu Wafhington, 1811 Richter am oberften Bundestribunal, 
1829 Prof. an der Harvarbuniverfität zu Cambridge, F 10. IX. 1845. 

Schriften: Laws of the U. S., New-York 1827. — Comm. on the law of — 


New-York 1832; 9. ed. Bost. 1879; on the constitution of the U. S. 1888 (abri 
1884) 4. ed. 1873; kam- don Odent, Par. 1848; med Kein IE 1838; on the confliet gr 


laws, 1834, 4. ed. 1872, — Miscellaneous einen, 1 juridical and political, 
1835; Bost. 1845; on E — rudence, 1888, 1837; 37, 2 ed. ie „Baur, —3 — 
1854, by Gould, Bost. 1 on the law of billa of exchange, 1: 4. Bost. 1860; 


deutſch Treitſchke, Seh. 1845; on the law of agency, 8. ss —* 1875; on the 
law of promissory notes, 6. ed. Bost. 1868; on the law % — ip, 6. ed. Bost. 1868, 
8it.: ©. Art. in Lieber” 8 Eneycl. Ale — 5 of 
J. 8, Lond. 1851. — Golbidgmibt, Sanbbuch bes bes FEW — 2 Aufl. 6. 7, 
278. — Irving Brown, Short stus tudies of ge lawyers es An _ — 
Dictionary, Boston 1879, p. 876. — Schlief, Verf. ber — Union, Pr 1 
S. 26 ud — Renault, Introd. & l’tude du droit intern, 1 vo, G 
I. 92. — Asser, Schets, "Haarlem 1880, p. 11. P ———— 


Strache, Benvenutus, 5 zu Ancona, Schüler bes Paul. Parifienfis, 
lebte in der Mitte bes 16. Jahrh, ertheilte Gutachten und wurde vielfach mit 
Bes sacnagejeäniten für feine Baterftabt zu Zeiten des Papites Julius IE. 
eauftragt 
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Id riften: Tractatus de mercatura seu mercatore, in 8 Theilen, Venet, 1553; Lugd. 
lercator jurisperitus) Amstelod. vom: — Tract. de adjecto, Colon. 1575. 


in Solbihmibt, ndbud, I. ©. 36, lu Xehrb., 1880, S. 57. — 
Kunge, Die x — von den a "Beipg. 1 ‚8.9 8. — Rodiöre, Les grands 
jurisconsultes, 1874, p. 851. — Enbemann, bien 1 58. Teihmann. 


trafbefehl. Das Verfahren bei amtsrichterlichem ©. (auch Strafverfügung, 
— genannt) gehört nach der Deutf hen StrafPO. zu den bejonderen 
Arten des Strafverfahrens und war bereit? in Preußen, Sachjen, Baden, Oldenburg, 
Braunſchweig, Thüring. Staaten und Bremen eingeführt; auch die Defterr. Straf PO. 
vom 28. Mai 1878 fennt daſſelbe, jedoch nuran ſehr engen Grenzen. Es weicht 
nicht unweſentlich von den fonft das Strafverfahren beherrſchenden Grundſätzen ab; 
denn die Verurtheilung erſolgt in Abweſenheit des Beſchuldigten, ohne daß dieſer 
über die Beſchuldigung gehört worden iſt, und die Schuld wird nicht durch Beweis 
jeſtgeſtellt, ſondern präfumirt. Praktiſche Rückfichten ſprechen aber für die Einführung 
eines ſolchen ſummariſchen Verfahrens, denn beide Theile ſparen Zeit und Koften 
und der Beſchuldigte außerdem noch das Erſcheinen vor Gericht. Die Garantien 
für die Intereffen bes Beſchuldigten liegen einerſeits darin, daß der S. nur bei 
geringfügigen ftrafbaren Handlungen zuläffig ift, ambererfeits in der Möglichkeit, 
ſich Gehör zu verichaffen, d. h. die Straffache zur Hauptverhandlung zu bringen. 
Da der ©. von dem Richter erlafjen wirb, fo find die Bedenken gegen die Er- 
ledigung von Strafjachen durch S. weientlich geringer ala die gegen bie pokigeiliche 
Strafverfügung und ben Strafbeicheib geltend gemachten. 

Durch (Ichriftlichen) S. fünnen nur die nach dem GVBG. $ 27 Nr. 1 und 2 
zur Zuftändigkeit der Schöffengerichte gehörigen Uebertretungen und Bergehen er 
ledigt werden. Die an die Schöffengerichte Uberwieſenen Vergehen find aus— 
geichloflen, weil bie Ueberweifung bie Eröffnung des Hauptverfahrens vorausſetzt. 
Die Erledigung der obigen Strafjachen durch ©. iſt aber nicht ſchlechthin auläffig, 
fonbdern nur dann, wenn e& die Staatsanwaltfchaft jchriftlich beantragt und im 
einzelnen alle feine andere Strafe als Geldtrafe von höchſtens einhunbertfünfzig 
Mark oder (bzw. und) Freiheitsſtrafe von höchſtens ſechs Wochen, fowie eine etwa 
verwirkte Einziehung feſtgeſetzt wird. Ausdrücklich ausgeſchloſſen ift in einem ©. die 
Meberweifung des Beſchuldigten an die Lanbespolizeibehörde (StrafPO. $ 447). 

in ©. ift auch zuläffig gegen einen verhafteten ober zu verhaftenden 
Beichuldigten,; anders in Defterreih, vgl. StrafPD. $ 460. Gegen einen Ab⸗ 
wejenden kann ein ©. nur in den Fällen erlaffen werden, in welchen eine Haupte 
verhandlung gegen ihn ftattfinden könnte (StrafPO. $ 319), jedoch muß die Zur 
ftellung des ©. in der regelmäßigen für Zuftellungen im Auslande vorgefchriebgnen 
Weile (GPO. 88 182 ff.) ausführbar fein (anderer Meinung: Meves, auch wol 
v. Schwarze, Erörterungen, ©. 5). Gegen einen Bejchulbigten, welcher dag acht- 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet Hat, Tann ein S. nicht erlaffen werden, da 
vor jeber Verurtheilung deſſelben feſtgeſtellt werden muß, ob er bie zur Erkenntniß 
der Gtrafbarkeit einer Handlung erforberliche Einficht befeffen bat ober nicht 
(Straf62. 88 56, 57). Geyer und v. Schwarze wollen im letzteren Falle 
einen ©. aulafien, wenn über die erforberliche Einficht fein Zweifel obwaltet oder 
diefer durch eine fummarifche Erörterung des Amtsrichter8 ober des Amtsanwaltes 
gehoben ift. 

Der Antrag der Staatsanwaltichaft auf Erlafjung eines ©. ift auf eine be⸗ 
jftimmte Strafe zu richten. Bei einer Geldftrafe ift (StrafPO. $ 491) zugleich 
die Freiheitsftrafe anzugeben, welche in dem alle einzutreten bat, wenn bie Geld» 
ftrafe nicht beigetrieben werben kann. Der Antrag der Staatsanwaltichaft, welcher 
Die Erhebung ber öffentlichen Klage enthält, muß berartig fubftantiirt fein, daß er 
eventuell bie (jchöffengerichtliche) Anklagejchrift zu erfeßen en: m Beweis⸗ 

dv. Holtzendorff, Enc. I. Kechtelexikon II. 8. Aufl. 
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erhebungen haben der Entſcheidung bes Amtzrichterd nicht vorandzugehen (Löwe, 
©. 721). 


Der Amtsrichter erläßt den ©. nur, wenn er mit dem Antrage der Staats 
anwaltihaft vollftändig (alfo auch Hinfichtlich der juriftifchen Qualifigirung des 
Falles) einverftanden iſt. Hält der Amtsrichter bie Strafverfolgung des betreffenden 
Falles für unzuläffig (Unzuftändigleit des Gerichtes, Verjährung, Fehlen bes 
Antrages), jo erfolgt Zurücweifung des Antrages durch Verfügung, gegen welche 
die Staatsanwaltichait das Nechtsmittel der fojortigen Beſchwerde einlegen kann 
Stra PO. $ 209 Abſ. 2). Hält ber Amtsrichter die Strafverfolgung zwar für 
auläffig, findet jedoch Bedenken, die Strafe ohne Hauptverhanblung jeitzujehen, 
fo muß er, wenn eine Berftändigung hierüber zwiſchen der Staatsanwaltfchaft und 
dem Amtsrichter nicht erfolgt, die Strafjache zur Hauptverhandlung bringen. Dies 
gilt auch für ben Fall, wenn der Amtsrichter eine anbere als bie von der Staats- 
anwaltſchaft beantragte Strafe feſtſetzen will. Der Staatsanwaltichaft fteht fein 
Rechtsmittel zur Berfügung, wenn der Amtärichter beichließt, die Straffache zur 
Hauptverhandlung zu bringen. Ein Beſchluß auf Eröffnung des Hauptverjahrens 
ift übrigens nicht in allen Fällen erforderlich, bei Mebertretungen kann unter gewiflen 
Bedingungen (StrafPO. $ 211) ohne eine Entſcheidung über die Eröffnung bei 
Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung gefchritten werben. 

Der ©. muß nach ber StrafPO. $ 449 Folgendes enthalten: 1) die ftrafbare 
Handlung, und zwar nicht blog die gejeglichen Merkmale des Thatbeftandes, fondern 
die konkreten Thatjachen, in welchen jene Merkmale gefunden werden (Löwe, ©. 722), 
2) die hierfür feſtgeſetzte Strafe, 3) das angewenbete Straigefeg, 4) die Beweis 
mittel und 5) die Eröffnung, daß .der ©. vollftredbar werde, wenn ber Bejchuldigte 
nit binnen einer Woche nach der Zuftellung bei dem Amtögerichte jchrift- 
lich oder zu Protokoll des Gerichtzfchreiberse Einfpruch erhebe. Die Vorſchrin 
der StrafPO. über den Inhalt des ©. ift nicht erfchöpjend. Der ©. muß viel 
mehr noch eine Beitimmung über die Koften (StrafPO. $ 496 Abſ. 1) enthalten 
(vgl. Gerichtskoſtengeſetz g8 62, 63 Abſ. 1). Auch empfiehlt es fich die Kaffe zu 
bezeichnen, an welche die etwaige Gelbftrafe bzw. die Koften zu zahlen find. 

Der S. wird rechtskräftig und damit vollſtreckbar, wenn die Einfpruchatiit 
abgelaufen, ohne daß Einjpruch erhoben ift, ober wenn der erhobene Einſpruch vor 
dem Beginne der Hauptverhandlung zurüdgenommen ober auf den Einfpruch vor 
Ablauf der Friſt verzichtet it. Wird Einfpruch erhoben, jo fommt die Straffache 
zur Hauptverhandlung vor dem Schöffengerichte; vgl. den Art. Einſpruch im 
Strafprozeß. 

.Nach der Oeſterr. StrafPO. 8 460 Tann der Richter die verwirkte Straie 
auf Antrag des mit den ſtaatsanwaltſchaftlichen Verrichtungen betrauten Beamten 
ohne vorausgehendes Berjahren durch Strafverfügung jeftjegen, wenn die ſtraj⸗ 
bare Handlung nur mit Arreft von höchſtens einem Monat oder nur mit Geldſtraſe 
bedroht ift. Die Erledigung durch Strafverfügung ift jedoch nur gegen einen auj 
freiem Fuße befindlichen Bejchuldigten zuläffig, wenn die ftrafbare Handlung von 
einer Öffentlichen Behörde ober folchen Perfonen, welche als Gerichtäzeugen beigezogen 
werben fünnen (Defterr. Straf6B. $ 68), auf Grund ihrer eigenen amtlichen Wahr 
nehmungen angezeigt wird. Durch bdiefe Beitimmung ift allerdings eime große 
Garantie für das fortfallende Verhör des Bejchulbigten gefchaffen, die Zahl ber 
ftrafbaren Handlungen, welche durch richterlicde Strafverfügung erledigt werben 
können, jedoch wefentlich eingefchränft. 


Gigb.: Deutſche StrafPO. 85 447—452. — Oefterreich. StrafPO. 55 460-462. 

Bit.: Pland, Syft. Darftellung des Deutſchen Strafv: n3 (1857), ©. 495 fi. — 
— Hundb, —— — ad de (18 eo" Ware Fin we, ir 
(2. Aufl.), &. 7 — Meves in vd. Botyendorite ’3 Hanbbuc de Beutfchen — 
engel, HS 2. . (1879) ©. 384406. — dv. Schwarze, Erörterungen, Het L (I 
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€. 1-19, — Geyer, Lehrb. des gen Deuficden StrafPrz. (1830), &. 871 ff. — Voitus, 
gen, 2b. J. (1881) &. 871 ff. — Ullmann, Heſierreich. Strafprogebrecht (1879), 


Dodomw. 


Strafbeſcheid. Aehnlich wie für die Polizeibehbrden bezüglich der Weber- 
tretungen Hat die StrafPO. für die Verwaltungsbehörben bezüglich ber Zuwiber- 
bandlungen gegen die Borfchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle eine Straffeftfegung geſtattet. Gegenftand eines folchen ©. ber Verwaltungs- 
‚behörden können fein: 1) Hinterziehung einer jeden auf einem ftaatsrechtlichen Titel 
beruhenden Leiftung an den Staat felbft oder an ftaatlich autorifirte Korporationen, 
3. B. Gemeinden, alfo Zölle, Steuem, Stempelgebühren, die Poftgefälle ꝛc. —, 
Defraudationen ; 2) alle Zumwiderdandlungen gegen die Vorfchriften, welche den Zwed 
haben, die richtige Erhebung der betr. Abgaben zu fichern ober zu erleichtern. Daß 
die für folche Kontraventionen angedrohten Strafen mitunter in unzutreffender Weiſe 
auch vom Geſetzgeber als Ordnungsſtrafen bezeichnet werben (vgl. dieſen 
Art), Hat feinen Einfluß auf das Verſahren und ſchließt namentlich nicht bie 
Zulöffigfeit des Antrages auf gerichtliche Enticheidung gegenüber dem abminiftrativen 
©. aus. 3) Die fubfiviäre Haftbarkeit eine® Dritten, jofern dieſe nicht durch 
beſondere gejehliche Beitimmung (vgl. 3. B. 8 66 III. des Branntweinſteuergeſetzes 
vom 8. Juli 1868) ausgefchlofien if. — Es darf in einem ©. nur Gelditrafe in 
beliebiger Höhe und eine etwa verwirkte Einziehung ae werden (Stra PD. 
& 459, Abf. 1), derſelbe ift alfo unzuläjfig, wo das Geſetz die Verhängung einer 
anderen Strafe vorjchreibt oder die Verwaltungsbehörde eine folche für nöthig erachtet. 

Angeorbnet ift ein abminiftrativeg Strafverfahren: 

I. Bon Geiten bes Reiches a) für Poftftraffachen. Ausführliche Beftim- 
mungen über das Verfahren in biefem alle enthalten die $$ 34—46 bes Geſetzes 
über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1874 (vgl. d. Art. Poftftrafret); 
b) für Zolle und Stenerftraffachen, durch eine allgemeine Verweifung auf die Bor- 
chriften, welche da8 Verfahren gegen die Zollgefeße regeln, 3. B. ine$ 18 des Gel. 
über die Erhebung der Salzfteuer vom 12. Oktober 1867; $ 68 des Geſetzes über 
die Beitenerung des Branntweing in verfchiedenen zum Norbdeutfchen Bunde gehören- 
den Staaten und Gebietötheilen vom 8. Juli 1868; 8$ 8 und 4 des Geſ. betr. 
die fubfidiäre Haftung der Brennereiunternehmer zc., vom 8. Yuli 1868; $ 18 bes 
WBechfeljtempeljteuergef. vom 10. Juni 1869; 8 41 des Gef. über die Erhebung 
der Brauftener vom 81. Mai 1872; 8 19 des Gef., betr. den Spielfartenftenpel, 
vom 3. Yuli 1878; 8 46 des Tabakaftenergef. vom 16. Juli 1879; 8 4 des 
Geſ., betr. die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen Zwecken, vom 19. Juli 
1879; 8 17 des Gef., betr. die Statiftit des Waarenverkehrs ıc., vom 20. Juli 
1879. Das demnach maßgebende Vereinszollgeſ. vom 1. Juli 1869 enthält einige 
Beitimmungen über Vornahme von Handlungen, welche ben Thatbeſtand eines 
Zolldelikts feſtſtellen jollen. So können Zollbeamte unter Leitung eines höheren 
Beamten Hausfuchungen innerhalb des Grenzbezirkes vornehmen, wenn Gründe zu 

* der Bermuthung vorhanden find, daß Jemand im Grenzbezirke fich einer Uebertretung 
Der Zollgeſetze jchuldig gemacht habe ($ 126), und gegen Perjonen, die augenjchein- 
Lich Waaren unter den Kleidern verborgen haben, Körperbifitationen anordnen (8 127). 
Ein eigentliche Zollftrafverfahren ift jedoch durch das Vereinszollgeſetz nicht ein- 
geführt worden, vielmehr verweift $ 165 in diefer Beziehung auf die Landesgejeh- 
gebung. — Soferu übrigens in ben Reichögefegen ſtrafprozeſſuale Beſtimmungen 
enthalten find, 3. 8. in $ 35 des Poftgef., welche mit der StrafPO. nicht über- 
einjtimmen, bleiben bie erfteren gleichwol in Kraft (vgl. $ 5 des EG. zur Stra PO.). 

II. In den Gefeßgebungen der einzelnen Bundesſtaaten. Es muß hier zwiſchen 

einem wirklichen, mit einem S. endenden Unterfuchungs- und’ dem jog. Submiffions- 


verfahren (vgl. auch 3 34 bes Poftgef.) unterfchieben werben. 
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a) Letzteres ift nicht in allen Bundesſtaaten eingeführt und in feinem für alle 
Zoll- und Steuerfontraventionen. Es beiteht 3. B. in Preußen: vgl. Regulativ, 
betr. das Verfahren bei Chauffeepolizei= 2c. Uebertretungen vom 7. Juni 1844 Geſ.⸗ 
Samml. ©. 167], 88 12 und 383 des Gef. vom 1. Mai 1851, betr. die Einführung 
einer Klaffen- ıc. Steuer (Geſ. Samml. S. 108], $ 17 A. 4 des Gef. vom 21. Mai 
1861, betr. die Einführung einer allgemeinen Gebäubefteuer [Gej.Samml. ©. 317], 
8 27 bes Gef. vom 3. Juli 1876, betr. die Befteuerung des Gewerbebetriebes im Um⸗ 
berziehen [Geſ. Samml. ©. 247], fowie die Ausführungsanweifung bes Finanzminiſters 
vom 30. Auguft 1876 [Min. 81.1877, S©.15]; Altenburg: vgl. Gef. vom 10. Wehr. 
1874, betr. die Einführung des Submiffiongverjahrens ıc. Geſ. Samml. ©. 3], Verordn. 
vom 21. Yuli 1880, betr. die Ausdehnung des Submiffionsverjahrens [Gej.Samıl. 
©. 27]; Koburg-Gotha: vgl. Verordn. vom 15. Juni 1873 [Gej.Samml. ©. 37] 
und 18. September 1880 Geſ. Samml. S. 183]; Schwarzburg-Sonders- 
baufen: vgl. Gef. vom 21. Dez. 1873 [Geſ. Samml. 1874, ©. 1], Miniſterial⸗ 
befanntmachung vom 18. Dezember 1880, Schwarzburg-Rudolftadt: vgl. 
Gef. vom 31. Dezember 1873 [Gef.Samml. 1874 ©. 7]; Minifterialbelanntmadung 
vom 8. Oftober 1880 [Geſ. Samml. S. 109]. Nur einen anderen Namen für die 
ſelbe Sache Haben diejenigen Staaten gewählt, welche wie 3. B. Weimar (vgl. 
8 16 des Gef. vom 12. April 1879 über die polizeiliche Straffeftfegung) und 
Reuß ä. 8. (vgl. 88 12 ff. des Gef. vom 4. Juli 1879, betr. die Zuläffigeit ıc. 
und das Straffetfegungsrecht von Berwaltungsbehörben zc., Geſ. Samml. ©. 155) 
von einem Strafanſorderungsrecht ber Verwaltungsbehörden reden. Auch 
Medlenburg ($ 50 der Berorbn. vom 28. Mai 1879) geftattet in jedem 
Stadium des Berfahrens eine freiwillige Zahlung der gejeblichen Strafe. — Natür- 
lich weichen die Beſtimmungen in ben verfchiedenen Staaten in Einzelheiten von 
einander ab, doch ift das eigentlich Charakteriftifche dieſes Verfahrens überall darin 
zu finden, daß die Straffeftfeßung, welche von ber Behörde ausgeht, nur durch die 
ausbrüdliche ober ſtillſchweigende Unterwerfung des Bejchuldigten rechtskräftig wird. 
Letztere kann nur duch Zahlung der verhängten Geldftrafe gefchehen, einfaches Still 
ſchweigen bes Beſchuldigten macht ein gerichtliches Verfahren nothwendig, ohne daß 
der Beichuldigte darauf anzutragen brauchte. Daß das Submiffiongverfahren auch 
nach Inkrafttreten der StrafPO. die dafjelbe ausdrüdlich allerdings nicht erwähnt, 
noch zuläffig ift, Tann mit Rückficht auf 88 6 und 8 des EG. zur Straf PO. einem 
Zweifel nicht unterliegen. Anderer Meinung jcheint Keller zu fein (vergl. ©. 49 
N. 4). Praktifch fällt diefe Frage mit der anderen zufammen, ob ein bindender 
Verzicht bezüglich des Antrages auf gerichtliche Entjcheibung einem ©. gegenüber 
möglich fei. Die Gründe, welche für die Zuläffigkeit eines folchen Verzichtes bei 
der polizeilichen Strafverfügung fprecjen (vgl. III. ©. 78), werden auch hier ben 
Ausfchlag geben. Ob bei dem einem Submiffionsverfahren folgenden gerichtlichen 
bie 88 464 ff. Anwendung finden, ift fontroverd. Meves, welcher die Frage verneint 
(S. 440), hat den Wortlaut des Geſetzes für ſich, da vorläufige Straffeftfegung 
und ©. weder alternativ noch kumulativ mit einander konkurriren können. Innere 
Gründe für eine verjchiebenartige Behandlung des abminiftrativen Verfahrens in 
dem einen und in dem anderen Fall bürften dagegen Kaum aufzufinden fein. Darin 
jedoch wird man zuftimmen müſſen, daß die vorläufige Straffeftfegung im Sub- 
miffionsverfahren bie Verjährung nicht unterbricht, da $ 459 U. 8 diefe nichts 
weniger ala jelbftverftänbliche Wirkung ausbrüdlich nur dem ©. beigelegt hat. 
Bezüglich des Iehteren tft bie Thatfache de Erlafſes maßgebend, die Vornahme vor 
bereitender Handlungen von Seiten ber Verwaltungsbehörden reicht nicht aus. 

b) Ein auf Herbeiführung eines S. gerichtetes Adminiftratinverfahten beſteht zur 
Zeit wol in allen Bunbesftaaten. Die Normen für daffelbe find entweder in älteren 
Geſetzen enthalten oder in Anlehnung an die StrafPO. neu geregelt worden. Erſteres 
ift 3. 8. in Preußen ber Fall. Hier kommen in Xetracht: 88 91 ff. bes Gef. 
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vom 8. Februar 1819 wegen Befteuerung bes inländijchen Branntweins ꝛc. (Geſ.⸗ 
Samml. ©. 97); 88 30 ff. des Gef. wegen der Stempeliteuer vom 7. Mär; 1822 
(Geſ. Samml. ©. 56), dazu Kab.Ordre vom 13. April 1838, betr. den Rekurs 
gegen Strafrefolute in Stempelfachen (Geſ. Samml. ©. 33); Gef. vom 23. Januar 
1838 wegen Unterjuchung und Beitrafung der Zollvergehen (Geſ. Samml. ©. 78); 
88 41 ff. bes Gel. vom 80. Mai 1878, betr. die Erbichaftäftener (Gej.Samml. 
©. 329). Ueber das Berfahren jelbft vgl. Meves, S. 437 fi. Beſondere Gejehe 
find im Anfchluß an die StrafPO. ergangen in: Bayern (vgl. Art. 85—101 des 
Ausführungagef. zur StrafPO.; dazu: Finanz-Diin.-Entfh. vom 17. Sept. 1879, 
betr. Vorfchriften über die Behandlung der Straffälle bei Zuwiderhandlungen gegen 
die Gejehe über die Grund⸗, Häufer-, Gewerbe-, Kapitalxenten- und Einfommenfteuer 
(Hit Min.Bl. ©. 1611); allerhöchfte Verordn. vom 1. Oftober 1879, betr. das 
Verfahren in-Zollfachen (Gef.- und Verordn. Bl. ©. 1379); Minifterialbelanntmachung 
vom 2. Oft. 1879, betr. das Berfahren in Zoll- und Auffchlagaftraffachen (Gej.- 
und Berorbn.Bl. ©. 1381); Minifterialbelanntmachung vom 2. Oft. 1879, betr. 
die Wechſelſtempelſteuer und das Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen das BWedjiel- 
ftempelfteuergejeh (Gef.- und Berordn.Bl. S. 1409); Sachen (vgl. $ 10 des 
Gef. vom 8. März 1879, Gej.- und Berorbn.Bl. ©. 87); Württemberg (vgl. 
das Gef. vom 25. Anguft 1879, betr. das Verfahren der Verwaltungsbehörden bei 
Zuwiderdandlungen gegen die Zoll- und Steuergeſetze (Reg.Bl. S. 259), dazu die 
et bes K. Steuerfollegiums vom 22. Sept. 1879 (Amtsblatt 
b. Steuerfoll. Nr. 20); Baden (vgl. $$ 136 ff. des EG. zu den 
ee vom 8. März 1879 (Sei. und Verordn. Bl. Nr. 10), dazu $ 29 
der Verordn. des Minifteriums des Innern vom 11. Sept. 1879 (Gej.Berorbn. BL. 
Kr. 41); Berorbn. des Miniſteriums der Yinanzen vom 25. Oft. 1879 (Geſ. Verordn. Bl. 
Nr. 53); Bollzugsanweifung ber Zolldireltion und der Steuerdireftion vom 9. Dez. 
1879 (Verordn. Bl. der Badijchen Zolldireftion, ©. 328); Medlenburg (vgl. 
88 37 ff. der Berordn. vom 28. Mai 1879 zur Ausführung der StrafPO. (Reg.Bl. 
für Medlenburg-Schwerin ©. 833, offizieller Angeiger für Merienburg-Streli ©. 807); 
Oldenburg (vgl. Gef. vom 4. San. 1879, betr. das Strafverfahren im Ber: 
waltungswege zc., Geſ.Bl. ©. 2); Neiningen (vgl. Abſchn. IL. des Gef. vom 
17. Juni 1879, "Sammlung x. B. 22 ©. 105); Schwarzburg-Sonders- 
aa (vgl. Abſchn U. des Geſ. vom 17. Mai 1879, Geſ. Samml. &. 109); 
Reuß ä. 8. gs 8 2 des Geſ. vom 4. Yuli 1879, Ge.Samml. ©. 155); 
Lübed (vgl. W. 4 der Berorbn. vom 3. Febr. 1879, Sammlung x. ©. 88); 
Bremen (vgl. PN 99 ff. des Gef. vom 25. Juni 1879, Geſ.Bl. ©. 195); Ham 
burg (vgl. $ 5 des Gej. vom 28. April 1879, Gef. Samml. Kr. 15). In An- 
Halt (vgl. $ 4 de8 Gef. vom 28. Mär 1877, Gej.Samml. Bd. VI. ©. 299) 
find die Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle zu Gegenftänden der polizeilichen Strafverfügung gemacht. 
Für Elſaß-Lothringen kommt in Betracht die Anweifung des Generaldirektors 
der Zölle vom 12. September 1879 zur Ausführung des Gej. vom 5. Juli 1872, 
betr. das Verfahren 2 Zuwiberhandlungen gegen die Zollgefehe ꝛc. Emisbl. des 
Generaldirettor ©. 198 
Die Beitimmungen über die Zuftändigfeit der einzelnen Behörden hängen fo 
enge mit ber ganzen Organifation der Verwaltung in den einzelnen Staaten zu= 
janımen, daß ein Eingehen auf diefelben zu weit führen würde. 
Das Berfahren jelbft ift natürlich ebenfalls verſchieden geordnet, jedoch jtimmen 
Die verjchiedenen Gejehgebungen im Wejentlichen darin überein, daß den Zoll- und 
Steuerbehörden, welche eine ſtrafbare Handlung entdedt haben, das Recht zufteht, 
Die vorläufig nothiwendigen Dlaßregeln, eventuell auch Berhaftungen und Beichlag- 
nahmen, zu ergreifen, in ungefähr berjelben Weije wie ben Polizeibehörden im 
ordentlichen Strafverfahren. Wenn bei ben betreffenden Behörden eine Anzeige ein- 
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Yäuft, fo tönnen fle diefelbe der Staatsanmwaltichaft überweiſen oder zu weiteren Er 
mittelungen fchreiten, je nach deren Ergebniß fie entweder einen ©. erlafjen oder bei 
der Staatsanwaltfchaft den Antrag auf gerichtliche Verfolgung ftellen. Zum Zwed 
diefer Ermittelungen, eventuell zur Vorbereitung des ©., fönnen fie ben Beichulbigten 
fowie Zeugen u. |. w. vorladen und vernehmen, nicht aber Zwangsmaßregeln gegen 
dieſelben anwenden (vgl. jedoch für Preußen $ 42 des Gejehes vom 23. Januar 
1838), fondern nur deren Vernehmung durch den Amtsrichter beantragen. Unter 
Umftänden kann ein ©. auch ohne vorgängige Unterfuchung und ohne Vernehmung 
des Beichuldigten erlaffen werden. Ausgeſchloſſen ift der Erlaß eines folchen, wenn 
einer der Beichuldigten verhaftet ift oder wenn die Zuwiderhandlung gegen die Zoll- 
ober Stewergefege mit anderen frafbaren Handlungen zufammentrifft (vgl. Preußen 
8 33 des Geſehes vom 23. Januar 1838, Medlenburg $ 48). — Giebt bie 
Staatsanwaltfchaft einem auf Strafverfolgung gerichteten Antrag der Berwaltungs- 
behörde nicht nach, fo kann letztere ſelbſt die Anklage erheben ($ 464 ber Straf PO.) — 
Der zu erlaffende S. muß enthalten: 1) die Straffeftfegung, 2) die Bezeichnung ber 
ftrafbaren Handlung, der Beweismittel und des angewendeten Gejehes, 3) die Er⸗ 
Öffnung über die zuläfftgen Rechtsmittel und die Art fie zu benußen (8 459 
A. 1u.2). Landesrechtlich Tann noch Weiteres als nothwendiger Beſtandtheil eines 
©. vorgefchrieben werben, 3. B. Benachrichtigung über die Koften des Verfahrens, 
auch Mitteilung der Entſcheidungsgründe (vgl. 3.2. für Preußen $ 98 des Ge 
fees vom 8. Februar 1819 und $ 258 bes Anhanges zur allgemeinen Gerichte 
Ordnung). Im Preußen ift ferner die Mittheilung an ben Angeichulbigten vor 
geichrieben, daß er im Fall der Wieberholung feine Vergehen eine Erhöhung ber 
Strafe zu erwarten Habe ($ 94 bes Gejehes vom Februar 1819, $ 45 des Gejehes 
vom 23. Januar 1888). Die Unterlaffung diefer Mittheilung zieht der mit der 
Publikation beauftragten Behörbe eine Ordnungaftrafe von 5—10 Thalern zu. — 
Die Mittheilung des ©. an den Berurtheilten gefchieht entweder mündlich oder durch 
fchriftliche Zuſtellung ſeitens der Verwaltungsbehörbe, welche denſelben erlaffen hat, 
oder einer anderen landesrechtlich mit der Bekanntmachung betrauten. — Als Rechts 
mittel gegen den ©. find zuläffig: a) Die Befchwerde reip. der Rekurs in Preußen, 
Württemberg, Baden, Medlenburg, Bremen und in Bayern, 
wenigſtens bezüglich der ©. im Steuerftrafverfahten. Diefelbe muß an die vor 
geſetzte Verwaltungsbehörbe gerichtet werden und ſchließt den Antrag auf gerichtliche 
Entfcheidung aus. b) Der Antrag auf gerichtliche Enticheidung. Für den Fall, daß 
von mehreren Verurtheilten verſchiedene Rechtsmittel ergriffen würden, ift in 
Medlenburg ($ 70) vorgefchrieben, daß die Enticheibung über die Befchwerde 
bis dahin auszuſetzen ift, daß entweder der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zu⸗ 
rüdgenommen, oder das gerichtliche Urtheil rechtskräftig geworden ift. 

Der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung muß binnen einer Woche nach ber 
Bekanntmachung des S. bei der Behörde geftellt werben, welche denfelben er 
laſſen oder ihn befannt gemacht Hat. Direlte Anbringung bei dem zuftändigen 
Gericht ift nicht ftatthaft, weil, wie Die Motive jagen (Hahn, ©. 289), erfahrungs- 
gemäß bie Velchuldigten oft über bie Zuftänbigleit bes Gerichteß in Zweiſel find 
und durch Anbringung bei unzuſtändigen Gerichten leicht die achttägige Frift ver- 
ſaumen könnten. Gegen eine etwaige Verſäumung ift ein Geſuch um Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand zuläffig ($ 461), in Betreff defſen diefelben Vorſchriften wie bei 
der polizeilichen Strafverfügung gelten. Jedoch Tann daffelbe nicht beim Gericht, 
fondern nur bei den in $ 459 genannten Berwaltungsbehörden angebracht werben, 
obwol erfterem die Entfcheidung über die Annahme oder Verwerfung ausſchließlich 
zuſteht. Iſt der Antrag mündlich ober jchriftlich bei der zuftändigen Verwaltungs- 
behörde geftellt, fo muß dieſe ohne weitere Prüfung der Rechtmäßigkeit oder Recht» 
zeitigfeit des Antrages die Staatsanwaltſchaft des zuftändigen Gerichtes unter Weber 
jendung der entitandenen Akten davon in Kenntniß jehen. Die örtliche und fachliche 
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Zuſtändigkeit des Gerichtes beſtimmt ſich nach den allgemeinen Regeln. Demnach 
iſt das Schöffengericht zuftändig, wenn die feſtgefetzte Geldſtrafe den Betrag von 
600 Mark nicht überfteigt (EBG. 8 27 N. 1 und 2), denn jall® fich die Strafe 
nad) der Höhe der Defraudation ausſchließlich richtet, ift Die in conereto verhängte 
zugleich auch die in thesi angebroßte. Damit wird auch der Einwand hinfällig, 
den dv. Schwarze (S. 23 N. 3) gegen die Anwendbarleit des $ 27 N. 2 
daraus ableiten will, daß bei den Zoll- und Steuergefehen ein Marimum ber 
Strafe gar nicht angegeben ſei. Allerdings jcheint GBG. 8 75 N. 15 inbireft bie 
Zuwiderhandlungen gegen die Borjchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben 
und Gefälle, deren Strafe in dem mehrfachen Betrage einer Hinterzogenen Abgabe 
oder einer andern Leiftung befteht, ber Kompetenz der Landgerichte zuzuweiſen, doch 
it zu bedenken, daß eine ftrifte Anterpretation befjelben die Zuftänbigkeit ber 
Schöffengerichte überhaupt ſowol bei den Uebertretungen wie bei den Vergehen aus— 
jchließen würbe, während aus Stra@PO. $ 463 U. 2 deutlich hervorgeht, daß in 
einigen Fällen die Schöffengerichte von vornherein zuftändig find. Uebrigens ift bie 
Anwendbarkeit des 8 27 um fo unbedenflicher, ala $ 75 gar nicht allgemein, ſondern 
nur für den Fall fpricht, daß das Schöffengericht nicht ohnehin ſchon zuftändig ift. 
Er findet im vorliegenden Falle alfo dann Anwendung, wenn für die in N. 15 
harakterifirten Zumwiderhandlungen ausnahmaweife eine dem richterlichen Ermeſſen 
freien Spielraum laſſende Geldftrafe (vgl. 3. B. Salzfteuergefeg $ 16) ober eine 
Freiheitsſtrafe (3. B. Vereinszollgeſetz $ 140 ff.) angebroft if. So Löwe (©. 41 
N. 12 vgl. die dort Eitirten), anderer Meinung v. Schwarze (©. 28), Voitus 
(Kontroverfen, I. ©. 124 ff.), Böbe (S. 151). Bis zur Einjendung ber Akten an 
die Staatsanwaltſchaft, nicht auch wie Puchelt (S. 778 N. 11) meint, bis zur 
Anberaumung des Termin zur Hauptverhandlung, kann ber ©. von der Verwaltungs⸗ 
behörbe zurüdgenommen werben, ohne daß dadurch ein Verbrauch des Strafllage 
rechtes im Allgemeinen einträte. Doch wird man (vgl. Meves, ©. 431) annehmen 
müffen, daß nach der Faſſung ber StrafPO. $ 464 von dem bort der Berwaltungs- 
behörde eingeräumten Rechte in biefem Fall kein Gebrauch mehr gemacht werden 
fann. — Im weiteren Verlauf des Verfahrens hat die Staatsanwaltichaft den An⸗ 
trag dem Gerichte mitzutheilen, welches zunächſt deſſen Rechtzeitigfeit prüfen und 
ihn entweder ala verjpätet zurückweiſen oder einen Termin zur Hauptverhandlung 
anberaumen muß. Bis zum Beginn befielben kann der Antrag zurüdgenommen 
werden. Giner Anflagejchrift bedarf es ebenfowenig, wie einer Entfcheidung über die 
Eröffnung des Verfahrens (StrafPO. $ 462). Letzteres weicht von dem nach bor= 
Läufiger polizeilicher Strafverfügung (vgl. III. ©. 81) nur infofern ab, als die Ver- 
waltungsbehörbe fich demjelben anfchließen Tann, in welchen Falle fie einen Vertreter 
(einen Beamten ihres Verwaltungszweiges ober einen Rechtsanwalt) bejtellen muß. 
63 kommen aladann für fie die für den Anfchluß des Verlehten ala Nebenkläger 
gegebenen Beftimmungen zur Anwendung (StrafPO. $ 467). Es Hat namentlich 
auch das Gericht die in StrafpO. $ 436 A. 2 vorgejehene Entſcheidung zu treffen 
(anderer Meinung Meves, ©. 482). Diejelbe kann ſich freilich nur auf bie 
formale Berechtigung zum Anſchluß erftreden, doch ift das beim Nebenkläger ebenfo, 
und es kann faum einem Zweifel unterliegen, daß das Gericht das Recht und bie 
Pflicht Hat, den Anfchluß einer Verwaltungsbehörde, welche zum Erlaß eines ©. in 
der Sache überhaupt nicht berechtigt geweſen wäre, zurückzuweiſen. — Durch $ 462 
ift allerdings ein eigentliches Zwiſchenverfahren außgefchloffen, doch wird man bem 
Gerichte das Recht nicht verfagen können, falls die Sache nicht genügend aufgeflärt 
erfcheint, ein Borverfahren einzuleiten. Diefe Ausficht (vgl. Boitus, ©. 94) wurde 
in der Reichsjuſtizkommiffion aufeine Anfrage Hin vor den Regierungavertretern beitätigt 
(vgl. Hahn, ©. 1124). — Bezüglich feines Urtheils ift das Gericht an den In= 
Halt des ©. nicht gebunden, jedoch kann es nur über die Straffrage, nicht auch 
Darüber enticheiben, ob, jall® bie Zahlungspflichtigkeit Überhaupt jeftfteht, eine Nach- 
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zahlung erforderlich war. Die Zahlungspflichtigfeit jelbft aber, ſowie die etwa aus- 
gejprochene fubfibiäre Bertretungsverbindlichkeit dritter Perfonen (vgl. 3. B. das 
Vereinszollgeſetz $ 153) ift Gegenftand des richterlichen Urtheiles, denn ohne daß 
dieſe jeftfteht, kann von einer Schuld des Angeklagten nicht die Rede fein, aljo eine 
Strafe auch nicht verhängt werden (vgl. Puchelt, $ 462 N. 5). — Die in 
manchen Gejegen den Berwaltungsbehörden eingeräumte Befugniß, die gejepliche 
Strafe unter Umftänden zu mildern, befteht für die Gerichte, falls fie ihnen nicht 
ausdrüdlich eingeräumt ift, nicht (vgl. Löbe, ©. 156). — Die Rechtömittel gegen 
das ergangene Urtheil find die gewöhnlichen. 

Wird der Antrag auf gerichtliche Entfcheidung innerhalb der beftimmten Friſt 
nicht geftellt oder die etwa zuläffige Beſchwerde nicht erhoben, fo erlangt ber ©. 
die Vollſtreckbarkeit, ebenſo wenn auf die Anwendung ber Rechtsmittel verzichtet, der 
geftellte Antrag zurüdgenommen oder die Beſchwerde verworfen wurde. Die Boll: 
ftredung felbft geichieht durch die Verwaltungsbehörden nad) Maßgabe der Bor- 
Ichriften über die Verwaltungsexekution (vgl. 3.8. für Preußen $ 95 des Geſetes 
vom 8. Februar 1819, $ 50 des Geſetzes vom 23. Jamıar 1838 und die Ber 
ordnung vom 7. September 1879 über das Verwaltungszwangsverfahren). Nur 
für den Fall, dab die Umwandlung einer Geld- in eine Freiheitsſtrafe nothwendig 
wird, hat die StrafPO. befondere Vorjchriften getroffen (vgl. $ 463). Die Um 
wandlung geihieht durch dag Amts» oder das Landgericht, je nach deren eventueller 
Zuftändigkeit in der Sache felbft. Die Verwaltungsbehörbe hat die betreffenden Akten 
der Staatsanwaltichaft zu übergeben, welche bei dem Gericht eine beftimmte fyreiheitäftraie 
beantragen muß. Diejer Antrag wird dem Befchuldigten mitgetheilt, damit er fih 
Binnen einer vom Gericht zu beftimmenden Friſt über denſelben erkläre. Iſt bie 
Friſt abgelaufen oder die Erklärung vorher eingegangen, jo nimmt da® Gericht bie 
Umwandlung vor, ohne daß eine mündliche Verhandlung ftattfände. Der ©. ſelbſt 
darf dabei einer Prüfung nicht mehr unterzogen werden, auch nicht bezüglich feiner 
Borausfegungen, wie Löwe ©. 734 N. 8 und Keller ©. 497 R.2 wollen, vgl. 
auch Geyer ©. 882. Das Umwandlungsverfahren jet voraus, daß der ©. rechts⸗ 
kräftig geworben ift. Als folchen Hat ihm der Richter zu betrachten und beshalb 
nicht zu unterfuchen, weder ob die betreffende Berwaltungsbehörbe zum Erlaß von 
©. berufen ift, noch ob die ftrafbare Handlung zu den Delikten gehört, auf welche 
fich die Verwaltungaftrafgewalt erſtreckt. Dagegen müfjen alle dem Erlaß des ©. 
nachfolgenden Thatjachen, welche die Umwandlung außfchließen oder beeinfluflen 
tönnen, ber richterlichen Prüfung untertvorfen werden. Namentlich alfo: bie gejeh- 
liche Zuläffigfeit der Ummanblung, die in manchen Geſetzen, 3. B. im Wedel: 
ftempeljteuergefeß, verboten iſt, ſowie die Thatſache, daß die Gelbftrafe nicht beizue 
treiben geweſen if. Auch die Wirkung einer theilweiſen Zahlung ſowie bie 
Anrechnung berjelben ift Gegenftand der gerichtlichen Entſcheibung (vgl. auch 
Puchelt, ©. 782 N. 5 und Voitus, ©. 95 ff.). 

Die Umwandlung jelbft muß mit Rüdficht zunächft auf die in den Spezial 
gejegen enthaltenen Beftimmungen gejchehen. Maßgebend ift hier (vgl. 3. B. bat 
Salzſteuergeſetz $ 17) 8 162 des Vereinszollgeſetzes, welcher anorbnet, daß daB Ber 
hältniß, nach welchem die Umwandlung zu gejchehen habe, fich nach den Landes 
gejeen, an deren Stelle jet das RStrafGB. getreten, richte, die Dauer der Frei⸗ 
heitaftrafe jedod im erften Falle der Kontrebande oder Defraudation ein halbes 
Jahr, beim eriten Rückfall in eine dieſer Vergehen ein, und bei jebem fernern 
Rückfall zwei Jahre nicht überfteigen folle. Diefelde Beftimmung enthalten, jedoch 
mit ausdrücklicher Verweifung auf das StrafGB., $ 39 des Braufteuergefehes, $ 44 
bes Tabataftenergefehes. Auf das StrafGB. verweift ohne jede Nebenbeftimmung $ 17 
des Spielkartenſiempelgeſetzes und die Beitimmungen defjelben müffer jedenfall 
überall da zur Anwendung kommen, wo es an fpeziellen Borfchriften fehlt. — 
Gegen die Entſcheidung des Gerichtes findet fojortige Beſchwerde ftatt. Diefelbe ſteht 
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der Staatsanwaltſchaft und dem Beichuldigten, nicht auch der Verwaltungsbehörde 
zu, welche bei diefem Verfahren überhaupt nicht direft betheiligt erfcheint. Anderer 
Meinung dv. Schwarze, ©. 594 NR. 6; vgl. Voitus, ©. 98 ff. 

Der rechtöfräftig gewordene ©. wirkt ganz wie ein gerichtliche® Urteil, ſchließt 
die nochmalige Verurteilung wegen derjelben Sache aus und begründet bei einer 
Wiederholung der Handlung die Anwendung der Rüdjallftrafen (vgl. 3. B. $ 45 
bes Preußifchen Gejeges vom 28. Jannar 1838). In biefer Beziehung fteht die 
freiwillige Unterwerfung dem vollſtreckbar gewordenen S. volllommen gleich (vgl. 
3. B. das Salzſteuergeſetz $ 14, das Vereinszollgeſetz $ 142 4. 4). 

für do Deutſche Rei 8 459 n, Materialien, MI. 
S. 49 ee —— — — et take EN 5 —A I ee der Reis 
Inz⸗ — 8 (Beicplüffe bes — 1974, 2099 (Plenarverhandlungen). — 
jeiehgebung der Einzelftanten ift oben eriv: 

Lit.: Doom, yon, —— 3. Aufl.), € 280 ff. — Geyer, Lehrbuch des gi 
Deutſchen Shah T- a ind Art — a he bes 
Deutihen Stra! ER 3.1 2} — Die Kommentare zur StrafPO. von 
v. Bomhard u Koller, NE (2. Aut), Keller, Löwe (2. Aufl), Bugelt, 
v. Shwarze, Thilo, Voitus bei den 88 459 fi. — Boitus in Goltdammer’s 
Archiv f. Siehe, Bd. 296.90 f. — 85 e, Dad Deutſche Zollſtrafrecht, Berlin 1881. — 
te Die Württembergifchen Befe e zur — — der RotappD, x. — Dgl. au 
d. Siteraturangab. int. d. Art. Polizeifttafperfahren. v. Silienthal. 

Strafkammer, ſ. Landgericht. 

Strafmilderuug de (Thl. I. S. 737 ff): Umftände, deren Vor⸗ 
handenfein eine Strafmilderung bewirkt. Strafmilderung beißt aber Herabjegung 
der Strafe unter das Minimum ber gejehlich angebrohten ordentlichen Strafe ober 
BVeränderung der gejeglichen Strafe in eine Strafe von gelinderer Art. In ben 
Gejeben finden wir häufig im allgemeinen Theil allgemeine ©. und außerdem 
im befonderen Theil bei einzelnen Verbrechen beſondere ©. aufgezählt. Das 
Preußische und ebenfo das Deutſche Straf®B. Hat fich dagegen dem Franzöfiichen 
Syſtem ber fog. circonstances attEnuantes oder „mildernden Umftände“ an« 
gefchloffen. Hiernach wird im allgemeinen Theil blos die Jugend (bzw. Berfuch 
und Beihülfe) als ©. angeführt, dagegen find im befonderen Theil bei vielen ftraf- 
baren Handlungen eigene mildere Straffäße für den Fall aufgeftellt, als — nicht 
näher bezeichnete — „mildernde Umftände“ vorhanden find, was die Nichter, bzw. 
die Geſchworenen, zu fonftatiren haben. Hierher gehören übrigens alle Jubjeltiven und 
objektiven thatfächlichen Umftände, welche den Fall als einen außergewöhnlichen, 
milde zu bejtrafenden erfcheinen laſſen; vgl. Erk. des Sächſiſchen OApp. Ger. vom 
13. Of. 1871 (Stenglein, Zeitjchr. I. ©. 113). Wieder in einer anderen Weife 
findet fich ein unbeftimmtes richterliches Milderungsrecht im Oefterreich. Straf GB. und 
in der Defterreich. Straf PO., fo nämlich, daß wegen Zufammentreffens von Straf- 
minderung gründen den Gerichten ein Milberungsrecht gegeben iſt. Dabei ift 
Dies Recht am meiften bei den Richtern erfter Inftanz eingeengt, während ber oberfte 
Gerichtshof in allen nicht todeswürdigen Fällen nahezu vollftändig begnadigen Tann. 
Die allgemeine Ermächtigung des Richter zur Strafmilberung ohne Angabe der ©. 
im Gejeh hat mehrfach VBertheidigung gefunden (fo durch Mittermaier, Berner, 
v. Holtzendorff, Wahlberg; mit gewiffen Klaufeln auch durch Hälfchner), 
während von anderer Seite mit Recht betont wird, daß durch ein derartiges Bor- 
geben die Funktionen des Gefehgebers, be Richters und bes Begnabigers zufammen- 
geworfen werben (hierher gehören im Allgemeinen v. Wächter, Kdftlin, Geib, 
Merkel, Lippmann, John u. v. A). — Was nun die ©. im Einzelnen bes 
trifft, jo find unter den allgemeinen, d. 5. bei allen Verbrechen vortommenden, 
hervorzuheben: 1) Die Jugend, ſ. hierüber den Art. Altersftuien (im 
Strafrecht). 2) Die Zuftände, weldhe an die Zurechnungsfähigkeit an— 
grenzen (vgl. Thl. I. ©. 707); daß hier verminderte Zurechnung ftattfinden muß, 
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wagt Niemand zu beftreiten, während ein heftiger Kampf über bie gejegliche Formu⸗ 
lirung geführt wird, welcher leider, wie es fcheint, die Veranlaffung geworben, daß 
die bezügliche (allerdings nicht ganz gelungene) Beftimmung des Norbd. I. Entw. 
(& 47) in das StrafGB. feine Aufnahme gefunden hat. 3) Die von dem Verbrecher 
erlittene Unterfuhungshaft wird von den Gejehen und älteren Schriftftellern 
in der Regel — namentlich wenn dieſe Haft eine „unverfchuldete” war — ala ©. 
angejehen; in ber That Handelt e8 fich hier aber vielntehr um die Ein rechnung 
der Unterſuchungshaft in die Strafhaft nach einem mit Rüdficht auf die Schwere 
der einen und ber anberen jeftzuftellenden Maßftab, ja wenn die Unterfuchungähait 
eine unverjchuldete war, jogar um eine Sompenfation oder Abrechnung. Das 
Deutihe StrafGB. ($ 60) geftattet gänzliche oder theilweife Anrechnung der Unter 
fuchungshaft auf die erfannte Strafe. — Rückfichtlich des nahezu vollftändigen Ab- 
Laufe der Verjährungsfrift vgl. Thl. I. ©. 742 ff. — Ueber die Befugniß be 
Richters, entehrende Strafen in nicht entehrende umzuwandeln, ift an anderer Stelle 
zu ſprechen. — Nur als beſondere ©. bei einigen Berbrechen find zu berüd« 
fitigen: 1) Die Einwilligung des Verletzten, bie bei manchen Verbrechen 
gar nicht in Betracht kommen kann, während bei anderen wieber die Nichteinwilligung 
Vorausfetzung des Thatbeitandes ift (fo 3. B. bei Diebſtahl, Unterſchlagung, Noth- 
zucht zc.), bei mehreren Verbrechen endlich Strafmilderung die Folge der Einwilligung 
des Berlebten fein muß (jo bei der Tödtung [vgl. StrafGB. $ 216] und ſchweren 
Körperverlegung). 2) Der freiwillige Erjat be durch das Verbrechen geftifteten 
Schadens bei jenen Verbrechen, deren Wirkung zumächft nım eine Vermdgens- 
beſchädigung ift, ohne daß jonftige Qualifikationen hinzutreten (einfache Diebitähte, 
Unterfchlagungen, Betrügereien, Sachbeichädigungen). Das Zeſterreichiſche StrafGB. 
macht den et jogar zum Fe ig 

Lit. u. © Ügemeinen: Köftlin', Syftem, ©. 587 ff. — Sunbelin in b. 
Groß’3 Ab onen U — ®ah blberg, in Bean 0 Schr. XL (1868) 
* —— * vierten Deutſchen Juriſtentags L ©. 1 . — v. Tippelskirch ebenda 

157 ff. — pmann, Me bo make —Se— der Lehre von der richterlichen 
Ehrafünfkrungebe ın., 1868. — —— 5* p. 1864, 1865; Derielte 
ind Holh henborn, 6 Handb. II. ©. 2 —_ — Geist 
1871.— Ruhftrat, ebenda 1872, en RT ga je Sita „Big. 1a _ 
Binding, unbriß © 134 fi. — arm d. Antertugun halt: Abeg ur 
Wahlberg in Haimerl's VJ.Schr. L — (Mager?) tdbammer’8 ch. xx 22 2 
br Betreffs d. Säabenäerianes: Bornet, Gerichtaſaal 1868. — Geyer, ebenda 1869. — 

fee (abgeiehen von ben eeftimmun en Aber d. rag Defer seid: —— 35 # 46 

ge 47 I cn a4. 1E 7, 188 2 tt. k, traf PD. von 1873, 88 398, 442 
Oi, Br exr. nn in en ie, BR dem Namen en 
‚mjtände” ober uderun runde — eu e ra) — a 8 
28. April 1882, "Kt. 5, 9%, 102 d’instr. crim. art. 34 — eb, 

eyer. 

Strafihärfungdgründe (Thl. I. S. 737 ff): Umftände, bei deren Bor 
bandenfein dem Richter geftattet oder ſelbſt gebofen iſt, über das Höchfte Maß der 
gefeßlichen ordentlichen Strafe hinauszugehen, ja fogar ftatt der poena ordinaria eine 
Strafe ſchwererer Art zu verhängen. Eine umbedingte allgemeine Ermächtigung des 
Richters zur Straffchärfung vertheidigt Heutzutage Niemand mehr, da berfelben nicht 
blos jene Gründe entgegenftehen, welche gegen eine allgemeine Ermächtigung zur 
Strafmilderung ſprechen, ſondern überdies ber richterlichen Willfür durch ein folches 
allgemeined Straffcharfungsrecht in der gehäffigſien Weiſe Vorſchub geleiſtet wird. 
Die Vorausſetzung einer Strafandrohung ift nach richtigen Anſchauungen bie geſetzliche 
Angabe des Thatbeſtandes, auf welchen jene gedrohte Strafe angewandt werden ſoll; 
dieſer Grundſatz wird bei Ertheilung eines Schärfungsrechtes ohne geſetzliche Angabe 
der ©. verleizt. Das Mehr von Strafe, welches der Richter in Foige deſſen über 
die ordentliche gefeßliche Strafe hinaus verhängt, ift zuleßt nichts anderes, ala eine 
auf richterlihem Ermeſſen allein beruhende Strafe, deren Vorausſetzungen im Gefeh 
nicht bezeichnet find. In diefem Sinne ift es alfo allerdings richtig (mas man 
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neueftens gewöhnlich als ſchlechthin unrichtig bezeichnet), wenn Yeuerbad u. A. 
behauptet haben, die allgemeine Ermächtigung des Richter zur Straffchärfung ver⸗ 
ftoße gegen den Grundſatz: Strafe darf nur verhängt werben auf Grund eines Straf 
gejege® (nulla poena sine lege poenali). — Die ©. theilt man ein in allgemeine 
und befondere, je nachdem fie allgemein für alle Verbrechen oder nur für einzelne 
Arten der Verbrechen gelten. Als allgemeine S. nennt man heutzutage nur noch 
die Konkurrenz von Verbrechen und den Rückfall (vgl. die betr. Art.), während 
man früher wol noch Anderes Hierher ftellte, wie 3. B. Webertretung befonberer 
Pflichten, Ueberhandnehmen bes Verbrechens (vgl. PGO. Art. 131), Gewohnheit 
(von Manchen auch aus piychologifchen Gründen ala ftrafmildernd betrachtet), be= 
fondere Bosheit oder Graufamteit, jehr großen Schaden, Heiligkeit (oder befondere 
Berriedigung) de Orte u. dgl. m. Die meiften diefer Umftände begegnen uns 
heutzutage noch unter den befonberen ©.; an die Stelle der „Gewohnheit“ ift 
aber nicht felten der kriminaliſtiſch in dieſer Richtung im ber That beffer zu ver⸗ 
wendende Begriff ber Gewerbömäßigkeit getreten. In manchen Geſetzbüchern, 
namentlich im Defterreichifchen Straf6B., kommt es auch vor, daß bezüglich einzelner 
Gattungen von Verbrechen dem Richter mit den vagen Worten: „bei erichwerenden“ 
oder „bei beſonders erjchiverenden Umftänden“ eine allgemeine Ermächtigung zur 
Straffchärfung gegeben wird, was natürlich nicht zu billigen ift. — Die befonderen 
S. nennt man dann Qualifikations gründe oder Qualififationgumftände, wenn 
ihr Eintreten bewirkt, daß fich das Verbrechensgenus in eine bejondere (ſchwerer 
verpönte, qualifizirte) Unterart des Verbrechens verwandelt, jo wie 3. B. der Einbruch 
den Diebftahl zum qualifizirten macht. Solche Qualifitationdgründe finden ſich in 
den meiften Gejegbüchern in einer übermäßigen Anzahl bei den Bermögensdelikten 
und namentlich bei bem Diebftahl. Dieſer Tadel trifft felbft das Deutfche StrafGB., 
obwol dies gegenüber den früheren Geſetzen Fortſchritte zeigt. — Nebenbei jei noch 
bemerkt, daß unter Schärfung ober Verſchärfung auch die Anwendung von 
gewiflen, die Vollftredung der Hauptſtrafe empfindlicher machenden Nebenſtrafen 
(hartes Lager, Entziefung warmer Koft u. dgl.) verftanden wird. Derartige Ver— 
Ichärfung im Nrtheil auszufprechen, ift nicht zu billigen ; das Preußiiche StrafGB., 
das Sächfiiche revidirte, das Deutihe StrafGB. und der Defterreichifche Entwurf 
haben fich Hierin der richtigen Anficht angefchloffen. 

Lit.: Außer der zum Art. Strafmilberungsgründe an en rift Lipp⸗ 
mann's ſ * noch Ziegler, sh Theorie ve te a 
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EStrafverwanblungßgrünbde (Thl. I. ©. 740): Gründe, welche es noth 
wendig machen, daß bie gejeßliche ordentliche Strafe ausnahmsweiſe in eine andere 
gleichwerthige umgewandelt werde. Diefe Gründe müflen aber jelbft wieder in 
einem Geſetz angegeben werben; ber Richter kann ohne geſetzliche Vorſchriften über 
Strafverwandlung nicht nach feinem eigenen Ermefjen an die Stelle der gejeblichen 
Strafe eine andere jegen (vgl. Thl. I. a. a. O.). Im Allgemeinen fommt Strais 
verwandlung in Frage: I. wenn es thatjächlich unmöglich ift, die gejehliche 
Strafe zu vollziehen: a) weil mehrere Strafen zu verhängen wären, welche der Natur 
der Sache nach an einem Menfchen nur einmal vollzogen werben können, nament⸗ 
Lich alfo mehrere Todes- oder lebenslängliche Freiheitsſtrafen. Da Heutzutage ge= 
ſchärfte Todeaftrafen nicht mehr zugefügt werben, kann e8 höchſtens bei lebensläng- 
Licher Strafe einer Erwägung bebürfen, ob eine neben berjelben zu verhängenbe 
Freiheitäftrafe durch Verſchärfungen erjeßt werben folle, was im Geift eines richtigen 
Strafenſyſtems wol, ſofern jene Verfchärfungen nicht identifch find mit den Diß- 
ziplinarftrafen einer rationellen Gefängnikorbnung, zu verneinen ift. Eigenthümlich 
die Defterreichifche Minift.Verordn. vom 7. April 1860: „Wenn ein zur lebens⸗ 
langen Kerkerſtrafe Berurtheilter ein mit der Todesſtrafe bedrohtes Verbrechen verübt, 
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ift ftatt der letzteren auf eine oder mehrere der in den $$ 19—24 feſtgeſetzten Ber- 
fchärfungen auf kürzere oder längere Dauer... . zu erkennen.“ b) (Thatjächliche 
Unmöglichkeit), weil der zu Beftrafende nicht im Befite des Gutes ift, das ihm zur 
Strafe entzogen werben fol. Hier würden auch Ehrenrechte, Aemter ıc. in Betracht 
kommen; bie Gejeße enthalten aber meift nur für ben Fall der Uneinbringlichkeit 
der Geldftrafe Vorſchrifien über die Strafverwandlung, welche im Allgemeinen aui 
die Subftituirung einer Freiheits- (Gefängnikhaft oder Arreft-) Strafe an die Stelle 
ber Bermögenäftrafe Hinauslaufen. Nach dem $ 28 des Deutjchen StrafGB. ift eine 
nicht beizutreibende Geldftrafe in Gefängniß und, wenn fie wegen einer Uebertretung 
erfannt wurde, in Haft umzuwandeln. ft bei einem Vergehen Geldftrafe allein 
ober an erfter Stelle oder wahlweiſe neben der Haft angedroht und überjteigt bie 
erfannte Strafe nicht 600 Mark, fowie die an ihre Stelle tretende Freiheitäftrafe 
nicht 6 Wochen, jo kann die Geldftrafe in Haft umgewandelt werden. Der Ber 
urtheilte Tann fich durch Grlegung des Strafbetrages, ſoweit dieſer durch die er⸗ 
ftandene Freiheitsftrafe noch nicht getilgt ift, von ber letzteren frei machen. Bei 
Umwandlung einer wegen Verbrechens oder Vergehens erlannten Gelbitraje iſt 
nach $ 29 der Betrag von 3—15 Mark, bei Umwandlung einer wegen einer Ueber 
tretung erfannten Geldftrafe der Betrag von 1—15 Mark’einer eintägigen Freiheits⸗ 
ſtrafe gleichzuachten. Der Mindeftbetrag der an Stelle einer Geldſtrafe tretenden 
Freiheitsftrafe ift ein Tag, ihr Höchitbetrag bei Haft 6 Wochen, bei Gefängniß ein 
Jahr (bei Realkonkurrenz nach $ 78 das Doppelte). Der im $ 29 auigeftellte 
Maßitab gilt nach einer Entſcheidung des Preußiſchen OTrib. vom 29. Mai 1872 
(Goltdammer’8 Arch. XX. ©. 375), wenn auf Grund der Preuß. Inſtruktion 
bom 80. Zuni 1834 ber Richter eine andere Strafe für die Freiheitäftrafe zu fub- 
ftituiren, weil biefe wegen Gefahr für die Perfon des Berurtheilten an ihm nicht 
vollſtreckt werden kann. — Nach 8 491 der Deutſchen StrafPO. ift, wenn eine ver- 
hängte Gelbftrafe nicht beigetrieben werben kann und die Feſtſetzung der für dieſen 
Tall eintretenden Freiheitsftrafe unterlaffen worden ift, die Geldſtrafe nachträglich 
von dem Gericht in die entiprechende Freiheitaftrafe umzuwandeln. Ueber die Um- 
wanblung einer in einem vollſtreckbaren Sirafbefehl feſtgeſetzten, nicht beizutreibenden 
Geldſtrafe in Freiheitzftrafe |. StrafßO. $ 468. Dem Defterreichiichen StrafGB. 
genügt es zur Strafvermandlung, wenn die Geldftrafe „den Vermögensumſtänden 
oder dem Nahrungabetriebe des Schuldigen ober feiner Familie zum empfindlichen 
Abbruche gereichen würde“. Für die Umwandlung der nicht vollziehbaren Ehren⸗ in 
Freiheits⸗ oder auch Geldftrafe fanden fich Vorfchriften im Württembergifchen, Braun- 
ſchweigiſchen, Heffiichen, Badifchen Rechte. II. Wenn es „juriſtiſch“ unmöglich ift, 
die Strafe zu vollziehen, ſoll ebenfalls Strafverwandlung eintreten. Hier kommt 
namentlich in Betracht, daß in Folge individueller Umftände bie geſetzliche Straie 
oft unverhältnikmäßig hart fein würde, darum zum Theil eine Mobififation im 
Strafvollzuge, aber, wo dies nicht ausreicht, auch Strafverwandlung geboten ift. 
Eine kurze Freiheitöftrafe 9. B. Tann Jemanden um feinen Dienft, feinen Emeab 
bringen; für folde Fälle muß eine Strafverwandlung (Verwandlung in Geldſtrafe) 
angeorbnet jein in Defterreich), was allerdings im Deutſchen Straf6B. durch 
die ziemlich Häufige alternative Androhung von Geld- und Gefängniß- oder Hait- 
ftraje zum Theil berüdfichtigt erjcheint. In Defterreich kommt Verwandlung des 
Arreftes in Haußarreft vor. — Eine Strafummandlung blos deshalb, weil die Straie 
dem Berurtheilten nicht als ein Uebel erſcheint, ift nicht zuläfftg. — Beſondere Bor- 
ſchriften werden nöthig für den Fall, ala beim Zujammentreffen von Verbrechen eine 
Gefammtitrafe aus verfchiedenartigen Theilftrafen (Zuchthaus⸗, Gefängniß-, Geld- 
ftrafe 20.) aufammenzufegen if. Vgl. den Art. Konkurrenz. Für diefen Fall 
und die Beſtrafung des Verſuchs und der Beihülfe bei Verbrechen ift es wichtig, 
daß $ 21 achtmonatliche Zuchthausſtrafe einer einjährigen Gefängnißſtrafe und acht⸗ 
monatliche Gefängnißftrafe einer einjährigen Feſtungshaft gleichſetzt. 
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Strafzumefiungdgründe (Thl. I. S. 736 ff.): Gründe, welche an die Be 
lung der Strafe innerhalb bes geſetzlichen Strafrahmens — alſo unter der Boraus- 
‚ng eines nicht abfolut, jondern nur relativ beftimmten Strafgeſetzes — Einfluß 
en, und zwar in der Art, daß fie entweber eine Annäherung an das Maximum 
angedrohten Strafe bewirken (Strajerhöhungs- oder Strafmehrungs- 
nde, in Defterreich erjchwerende oder Erſchwerungsumſtände genannt), ober eine 
näherung an dad Minimum herbeiführen (Strafminderungsgründe, in 
iterreich Milderungsumftände genannt). Ueber die Eintheilung der ©. in kriminal⸗ 
ıtliche und kriminalpolitifche, ferner in ſubjektive und objektive |. Thl. I. ©. 787; 
r die Trage, ob es zu billigen ift, wenn ©. im Geſetz aufgezählt werben, ebenda. 
rartige (beifpielaweife) Aufzählungen finden fi) u. U. in verfchiedenen Schweizer 
> im Oeſterreich. Straf6B., nicht mehr im neueſten Oeſterreichiſchen Entwurfe. 
Bt man ſolche Aufzählungen ins Auge, fo bieten fie ung entiprechend dem Eklek— 
sınus ber Gefeßbücher eine bunte Muſterkarte. S., welche auf dem an fi 
tigen Gedanken beruhen, daß die Strafwürbigfeit mit der Intenſität des ver- 
cheriſchen Willens fteigt und fällt (Vorbedacht im Gegenjag zum Affekt, Verletzung 
a mehreren Pflichten, Auffuchen der Gelegenheit zum Verbrechen im Gegenjaß zur 
nußung ber ſich aufbrängenden verlodenden Gelegenheit, Weberwindung äußerer 
nberniffe als Kennzeichen ber Willensenergie, Verführung Anderer im Gegenſatz 
dem DVerführtwerben, Handeln unter dem Einfluß von Täufchung, Befehl, Noth, 
rthum, befonbere Bosheit, Graufamkeit und andererjeits freiwillige Enthaltung von 
tügung größeren Schadens ıc.); ©., bei welchen jener Gedanke zwar im Hinter 
unde jteht, aber zunächſt ein Verhalten vor oder nad) ber That, nicht daB Ver⸗ 
echen ſelbſt ins Auge gefaßt wird (Anbeſcholtenheit im —— zu verbrecheriſchem 
benswandel, Reue oder Geſtändniß nach der That u. dgl.); ©., bie nur aus ber 
röße des Schadens und (maß fehr bedenklich ift!) der Gefahr — ‚ja endlich folche, 
e jogar nur aus Triminalpolitifchen Rüdfichten hervorgehen (Lügen in ber Unter 
‚Hung, Denunziation der Mitſchuldigen oder anderer Verbrecher, Gutmachung bes 
chadens durch einen Dritten ohne Mitwirkung, des Verbrechers) — treten neben 
nander auf. Nach Defterreichifchem Rechte erſcheinen auch noch Beihulfe und Ver- 
ich als Strafminderungsgründe, Konkurrenz als Straferhöhungsgrund. Selbft joweit 
un diefe ©. auf einer nicht geradezu unrichtigen Anfchauung beruhen (was von ben 
iminalpolitiichen allerdings nicht gilt), ift ihre gefeßliche Formulirung bedenklich, 
a der Schluß, um welchen es fich hier ſehr oft Handelt (wie 3. B. von der Ueber 
yindung äußerer Hinderniffe auf die Smtenfität des Willens), häufig trägt und 
berhaupt das Generalifiren gerade Hier die größten Mißftände erzeugt. Wenn bie 
teiften neueften Geſetze (wie das Preußifche, Bayerifche und Deutfche) über die ©. 
hweigen, ift dies aljo relativ zu billigen. Volle Bürgſchaft für eine dem Geift 
es Gejehes entiprechende Strafzumeſſung ift aber freilich nicht geboten, fo Tange 
ieſer „Geiſt“ fich jelbft verneint. Wenn in unferen Strafgefegbüchern im allgemeinen 
ınd bejonberen Theil Beftimmungen neben einander ftehen, die das Gerechtigfeits-, 
nd andere, die das Abſchreckungs- oder das Gefährlichkeitg-, etwa auch bag 
Befferungapringip zur Grundlage haben, jo wird die Willkür ber Richter bei ber 
Straizumeffung ſtets einen ungebührlichen Einfluß behalten. — Sehr viel geftritten 
vurbe über die Frage: ob der Richter bei der Strafgumeffung von dem Minimum 
oder dem Medium des Straffaßes ausgehen ſolle; das Erxftere (welches Kleinſchrod, 
Hefiter u. 9. vertheidigt Haben) widerlegt fi wol von jelbit; die andere 
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(herrſchende) Anficht muß cum grano salis verftanden werden, da es einen „mittleren“ 
oder „Normalfall“ bei Verbrechen nicht giebt. (Eigenthümliche Anfichten ftellt 
neueſtens Medem auf.) Die ©. darf der Richter natürlich nicht zählen, ſondern 
muß fie abwägen. — Iſt in einem Geſetz eine alternative Straſdrohung enthalten, jo 
wird der Nichter bei der Wahl im einzelnen Fall forgfältigft prüfen müffen, welche 
der beiden Strafarten für den vorliegenden Fall mit Rüdficht auf alle ©. paffend 
iſt. Nach 8 20 des Deutſchen Straf®B. darf, wo das Geſetz die Wahl zwiſchen 
Zuchthaus und Feſtungshaft geſtattet, auf Zuchthaus nur dann erkannt werden, wenn 
feftgeftellt wird, daß die ftrafbar befundene Handlung aus ehrloſer Gefinmung ent 
ſprungen ift. Richtiger beftimmen die Oefterreichifchen Entwürfe, daß unter folder 
Borauzjegung = Zuchthaus erfannt werden muß. 
Sit. u. 6 a N. Bi 849, ©. 528 ff. — Baumeifter, Bemerkung 
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Straudrecht und Strandungßordnung. Das ©. (ius naufragii) war 
das Aneignungsrecht. welches die Küſten und Uferftaaten, anderwärts die Küſten · 
bewohner fich in Bezug auf geſtrandete Schiffe und Schiffsgüter beilegten. Das 
©. im weiteren Gimme umjaßte auch das ſogen. Grundruhrrecht (ius laganum), 
welches fich auf bie —E der auf die Flußufer ausgeworfenen oder angeſpülten 
Gegenftänbe bezog. Geſchichtlich hat man daB ©. damit zu erklären verfucht, dab 
ber Herr eines Bezirkes vermöge der nach Germanifcher Rechtsanſchauung ihm zu 
ftehenden Gewere ein angeblicheg Recht beſeſſen Habe, fich die.innerhalb deſſelben 
befindlichen Mobilien anzueignen. Dieje Anficht ift unhaltbar. Vielmehr hat man 
die Biftorifche Wurzel des S. in der Auffaffung zu fuchen, daß der Fremde recht⸗ 
los und demmach fein Gut herrenlos ſei, wie denn in der That das S. mitunter 
auch die Verknechtung der Schiffbrüchigen in fich ſchloß. Schon früh machte fih 
in Deutfchland die Weberzeugung von der Verwerflichkeit dieſes Raubrechts geltend. 
Nachdem ber Gebrauch de ©. bereit mehrfach gerügt worden, wurde er durch ein 
Reichsgeſetz aus ber Zeit König Wilhelm’s, die Sententia de bonis naufragantium 
bon 1255, ausdrücklich unterfagt. Das Verbot hatte einen durchgreifenben 
BWirkfamer war die Gefeßgebung des 16. Jahrh. Die Constitutio Criminalis Ca- 
rolina verpönte den Mißbrauch daß ein ſchiffbruchiger Schiffmann der Obrigteit 
des betreffenden Ortes mit Schiff, Leib und Gütern verfallen fein follte. Aber 
mals wurde bie Ausübung des ©. burch ben Reichsabſchied von 1559 $ 35 ver 
boten. Wo es fich trotzdem noch durch längere Zeit erhielt, trat doch gewöhnlich 
infofern eine Milderung ein, als das Strandgut zwiſchen dem Eigentbümer, dem 
Landesherrn und dem Finder "gebrittheilt wurde. 

Das Preuß. Allg. IR. machte Ach zwar das Prinzip des ©. eigen, indem es 
den Staat ala Eigenthümer des Strandgutes betrachtet; zugleich jedoch erflärt es, 
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daß dieſer ein für allemal auf fein Recht zum Beiten ber Schiffbrüchigen verzichte. 
Privatperjonen, welche Strandgut geborgen, müffen die Vorfchriften über das Finden 
(. 9 88 19 ff.) beachten. Geftrandete Sachen, zu welchen fein Eigenthümer fich 
meldet, gehören dem Staate. Eine nähere Regulirung des Verfahrens enthielten 
die Strandungorbnungen, welche für die Preußifchen Küftenpropinzen beftanben. 
Das ©. im alten Sinne konnte ſonach mur noch in Retorfionzfällen gegen fremde 
Nationen geübt werden. Die nichtpreußifchen Küſtenländer Deutſchlands beſaßen 
ihre befonberen Strandungsordnungen. 

Im HGB. fand zwar das ©. an fich feine Berüdfichtigung, boch regelt 
Buch V. Tit. 9 88 742 ff. die Bergung und Hülfeleiftung in Seenoth. Dem 
Berger von Schiff, Schiffstheilen oder Ladung wird ein Anſpruch auf Bergelohn 
äuerfannt, welcher ein Drittel bes Werthes der geborgenen Gegenstände in ber Regel 
nicht überfteigen joll. 

Reichsgeſetzliche Normirung hat u. a. auch dieje Diaterie durch bie Strandungs⸗ 
ordnung vom 17. Mai 1874 erjahren. Sie Handelt in 5 Abjchnitten bon den 
Stranbbehörben, von dem Verfahren bei Bergung und Hülfsleiftung in Seenoth, 
von Seeauswurf und ftrandtriftigen Gegenftänden, jowie von verfunfenen und fee- 
triftigen Gegenftänden, von dem Aufgebotsverfahten in Bergungsfachen und bem 
Rechte auf herrenloſe geborgene Gegenftänbe, und von ber Feſtſetzung ber Bergungs- 
und Hülfgkoften, während der Schlufabichnitt allgemeine Beftimmungen enthält. 
Die Beitimmungen des Reichsgeſetzes find theils abminiftrativer, theils privatrecht« 
licher Natur. Nur legtere kommen hier in Betracht. 

Das Reichsgeſetz unterjcheidet 1) Gegenftände, die im alle der Seenoth eines 
Schiffes geborgen werden, 2) den Seeauswurf, 3) firandtriftige, 4) verſunkene, 
5) jeetriftige Gegenstände. In allen diefen Fällen hat die Thatfache der Strandung 
und der Bergung feine Veränderung ber an dieſen Gegenftänben bejtehenden Privat- 
rechtsverhältniffe zur Folge. Sind die Gegenftände herrenlos im juriftiichen Sinne, 
d. h. ohne Eigenthümer, jo wird in ben Fällen 1) 2) 3) der Landesfiskus, in den 
Fällen 4) 5) der Berger Eigenthümer. In den Fällen 4) 5) greifen ſonach bie 
Grundſätze von ber freien Offupation ein; in den fällen 1) 2) 3) kommt jeboch 
ein bejonderes Aneignungsrecht des Staates zum Ausdruck, welches die gemeinvecht- 
lichen Grundfäge der Offupation mobifiziet. Es dürfte fich empfehlen, fir dieſes 
Aneignungsrecht des Staates zum Zweck feiner juriftiichen Individualifirung den 
Ausdruck Strandrecht beizubehalten. Nicht herrenlofe Gegenftände werden bem 
Eigenthümer bzw. dem Empjangsberechtigten außgeliefert, wenn dieſer befannt ift 
oder durch ein beftimmt geregeltes Aufgeboteverfahren ermittelt wird ($$ 26 ff.). 
Gegenftände, deren Eigenthümer fi) im Aufgebotsverfahren nicht meldet, werben in 
den Zällen 1) 2) 3) dem Landesfiskus, in den Fällen 4) 5) dem Berger alB Eigen- 
thum überwiejen (Strandungsorbn. $ 35). Der frühere Eigenthümer hat ſich an jeinem 
Rechte verjhwiegen. Seboch bleibt ihm unbenommen, noch nach beendigtem 
Aufgebotöverfahren gegen den nunmehrigen Eigenthümer mit einer Klage auf Ent- 
fchäbigung vorzugehen, welche juriftifch nach Axt der Bereicherungsklagen (condic- 
tiones) aufzufaflen ift. Diefer Entjchädigungsanfpruch ift jelbftverftändlich nur ein 
obligatorifcher gegen Fiskus, reſp. Berger; er geht nur foweit, ala biefe die Sache 
2, befigen, tefp. durch den daraus gelöften Werth noch bereichert find (Strand.-Orbn. 
8 28). 68 kann jemer zwiſchen dem Anjpruch auf BE: und der Entſchädi⸗ 
gungsforderung bis zur Höhe des erfteren Tompenfirt werben. 

Die gegebene Deduktion weicht fo mefentlich ab von der bem Reichstage vor- 
gelegten Motivirung des Geſetzes, daß auf ben Widerſpruch zwiſchen der letzteren 
und dem Wortlaut des Geſetzes (welches gerade in dieſen Paragraphen dem Res 
gierungsentwuri dem Inhalte nad) ganz genau entfpricht) näher eingegangen werben 

muß. Die Regierungsmotive wollen auch nach beendigtem Aufgebotöverfahten eine 
Beränderung ber beftehenden Rechtöverhältniffe nicht eintreten laſſen. Der frühere 
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Eigentgümer bleibt Eigenthämer, Landesfiskus und Berger erhalten daher durch Zur 
weiſung nach $ 85 nur die Rechte des redlichen Beſitzers. Die Ueberweiſung folle 
dem bisherigen Eigenthümer fein Recht nicht entziehen, jondern fei nur eine provi= 
forifche Verfügung über den Befig der Sache. Erſt durch „Verjährung“ würden 
die Befiger Eigenthümer. Gerade mit Rüdficht auf dieſes „neue” Prinzip der Re 
ftitutionspflicht jei das Strandgut dem Fiskus zugewieſen worden, da dieſer die voll- 
ftändige Garantie für die Erfagleiftung bietet. Soweit die Motive. Im Geſetze 
ift von alledem feine Rede, wenn anders ber rechtliche Begriff bes Eigen- 
thums auch nach dem Erlaß der Strandungsorbnung berfelbe geblieben ift wie 
früher. Der vermeintliche Eigenthümer der Negierungsmotive hat dem Reichsgeſetze 
zufolge nach verſäumtem Aufgebotsverfahren durchaus nicht etwa das Recht der 
Vindikation gegen jeden Beliker der Sache, er hat nur eine Entichäbigungafor- 
derung gegen Fiskus oder Berger. Ein Eigenthum aber, welches zu einer Ent⸗ 
Ichädigungsforderung gegen eine beftimmte Perfon zufammenfchrumpft, ift in aller 
Welt kein Eigenthum, ſondern ein obligatorifcher Anſpruch. Der Entjchäbigungs- 
anfpruch geht nicht auf Rücklieferung, er ift feine Konſequenz des Eigenthums, fon 
dern eine Konjequenz des Eigenthumsverluftee. Wir Haben ſonach in den 88 28 
und 35 der Strandungsordn. ein eflatantes Beifpiel des alles, daß das Geiek 
mitunter klüger jein fann ala bie Nebaftoren des Geſetzes. Diefe glaubten ein 
neues Prinzip geltend gemacht zu haben. Das Geſetz ſelbſt aber bekundet in feinem 
privatrechtlicden Theil den Anſchluß an jene naturgenräße hiſtoriſche Entwidelung 
des ©., welche zulegt im Preuß. LER. ihren den damaligen Beitverhältniffen ent- 
Iprechenden Ausdruck gefunden hatte. 

Als eine aufjallende Befonderheit des neuen Geſetzes ift noch Hervorzuheben, 
daß hei Streitigkeiten über die Empfangaberechtigung nad) $ 30 das Strandamt 
die Rolle des Klägers im Prozeß zu beitimmen hat. 

uß. Allg. 8.R. II. 1580 an jorbn. für die Prov. vom 10. 

— Ge; nebf — vom 22. dan 1. = — — 22. 
— Provinz⸗R. v. 1844, 8 76.— ann De dv. 4. April 1733; Kabinetzorbre 

äxz 1814, erosdn. v. 18. Juli 1777 (Stralfund), — Schleswig: —— 


Pe mgäocbmung v. 30. Dez. 1803. — Hannovd. Strandungsordn. dv. 24. Ju 
Medlenburg. Inſtruktion v. 20. Dez. 1 — DOldenburgijche ———— v. 
29. Juli 1844. — Sübed: üb. Stat. v. 1856 VI. 9. Kt. 4; 6. Art. 3. — Bremen: 
Verordnung vom 23. Mai 1834. — Hamburg: Befanntmadjung vom 15. Juni 1868. — 
Des tſches HGB. Art. 742 ff. Br * 17. Mai 1874, zbaau A Te 
Hi ‚Ber. I. Seifion 1874, III. Sand qplagen ©. 12, 

An be, Deutiches Privatrecht, Il. p. 592 _ headers, De civil rechtliche Indani der 
Reichogeſe he (1878), p. 250 ff. Heinrich Brunner. 


Strandung. Die Strafvorfhriften, welche fih auf die ©. beziehen, find 
theils unter dem Geficht8punfte ber Gemeingefährlichteit, theils unter dem Geſichts ⸗ 
puntte des Betruges aufzufaflen. 1) Wer vorſätzlich die ©. oder das Sinten 
eines Schiffes bewirkt und dadurch Gefahr -für das Leben eines Anderen herbeiführt, 
wird mit Zuchthaus nicht unter 5 Jahren beſtraft (Straf6B. $ 828). Daß das 
Schiff ftrande oder finke, muß zur Verwirkung dieſer Strafe beabfichtigt fein — 
wie denn aud) zur Vollendung des Verbrechens es gehört, daß das Schiff geftrandet 
ober gefunten fei; — dagegen ift es nicht erforderlich, daß der Thäter die Gefahr 
für Menfchenleben "Habe berbeiführen wollen; ob dieſe vorhanden gewejen, ift Lediglich 
objektiv feitzuftellen. Würde die ©. herbeigeführt fein, ohne daß durch dieſelbe für 
Menfchenleben Gefahr entjtanden wäre, fo bleibt die Strafbeftimmung des $ 323 
ausgeſchloſſen; anwendbar bleiben eventuell die 88 305 oder 265. Hatte bie ©. 
den Tod eine Menſchen berurjacht, fo tritt Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder 
Iebenslängliches Zuchthaus ein ($ 323). War ber Tod eines Menjchen beabfichtigt, 
fo kann die Strafbeftimmung bes $ 211 (Mord) in Anwendung kommen. Die 
für die vorfäßlich verurfachte S. angedrohte Zuchthauaftrafe tann ($ 325) dadurch 
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geiehärft werden, daß auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht erfannt wird. Wer aus 

Fahrläſſigkeit die ©. oder das Sinken eines Schiffes verurfacht, wird, falls ein 

Schaden entitanden, mit Gefängniß bis zu einem Jahre und, wenn der Tod eines 

Menſchen verurjacht wurde, mit Gefängniß von einem Monat bis zu 8 Jahren 

beftraft. Um die ©. zu verhüten, find die den Schuß der Schiffahrt bezweckenden 

Zeichen unter ftrafrechtlichen Schuß geftellt. Wer ein jolches Zeichen vorfählich zer— 

ftört, wegichafft oder unbrauchbar macht, oder ein Feuerzeichen auslöſcht, desgleichen 

wer ein ſolches Zeichen, namentlich Feuerzeichen aufftellt, welches geeignet ift, die 

Schiffahrt zu gefährden, wird mit Zuchthaus big zu 10 Jahren beftraft. Die 

Berlehung der Amtapflicht — „wer ein folches Feuerzeichen feiner Dienjtpflicht zu= 

wider nicht aufftellt" — wird” ber vorfäglichen Begehung des Verbrechens gleich 

geachtet ($ 322). Den Begriff diefes Verbrechens macht lediglich die Gefähr⸗ 

dung ber Schiffahrt aus; die Strafe wird verwirkt, weil ein Schiff ftranden 

fann, nicht deshalb, weil, es geſtrandet ift. Tritt der legtere Erfolg ein, jo ift 

die Strafe Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, und wurde der Tod eines Menfchen 

verurjacht, Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder Iebenzlängliches Zuchthaus ($ 322). 

In allen Fällen vorfäglicher Gefährdung der Schiffahrt kann auch auf Zuläffigkeit 
von Bolizeiaufficht erfannt werden ($ 326). Wenn aus Fahrläffigfeit diejenigen 
Handlungen begangen werden, welche die Schiffahrt zu gefährden geeignet find, fo 
ift, wenn ein Schaden entftand, die Strafe Gefüngniß bis zu einem Jahre und, 

wenn der Tod eines Menſchen verurjacht wurde, Gefängniß bon einem Monat bie 
zu 3 Jahren. Die Strafvorfchrijten, welche fich auf die Verurſachung der ©. oder 
des Sinkens eines Schiffes, ſowie diejenigen, welche fich auf die Gejährbung der 
Schiffahrt beziehen, gehören zu den in $ 4 des EG. erwähnten. Würde demnach) 
in einem Xheile des Bundesgebietes, welchen der Kaifer in Kriegszuſtand erklärt 
bat, in Folge der Begehung der durch 88 322, 323 verbotenen Handlungen ein 
Menſch das Leben verloren haben, und ber Fall fo angethan fein, daß er zu ge= 
wöhnlichen Zeiten zur Verhängung Iebenslänglicher Zuchthaugftrafe BVeranlaffung 
gegeben hätte, jo würbe ftatt biefer Strafe bei erflärtem Belagerungazuftande, oder 
wenn das Verbrechen während eines gegen das Deutjche Reich ausgebrochenen Krieges 
auf dem Kriegsſchauplatze begangen wäre, ftatt der lebenslänglichen Zuchthausſtrafe 
auf Todesſtrafe zu erfennen fein. 2) Wer in betrügerifcher Abjicht ein 
Schiff, welches ala jolches ober in feiner Labung oder in feinem Frachtlohn ver- 
fichert ift, finfen oder franden macht, wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren und 
zugleich mit Gelbitrafe von 150 bis 6000 Mark beftraft. Bei Annahme mildern- 
der Umftände ift die Strafe Gefängniß nicht unter 6 Monaten, neben welcher Geld- 
ftrafe bis zu 3000 Mark erkannt werben kann ($ 265). Dieſe Strafbeftimmung 
findet aber nur dann Anwendung, wenn durch die Handlung Gefahr für Menfchen- 
Leben nicht herbeigeführt wird. Wäre diefes der Fall, jo würbe der Geſichtspunkt 
der Gemeingefährlichfeit (StrafGB. 8 73) der Die Anwendung bes Strafgeſetzes be— 
ſtimmende, und die Handlung demgemäß nach $ 323 zu bejtrafen fein. 

ge: ? Deutiches Straf®@B. 88 322, 328, 325, 326, 265. — EG. zum Deutichen 
Straf 
git.: Ohpenhoff, Komm. zu 322, ide She Komm. zu 

EN TH 
3. Holkendorff’3 Handbud, II. ©. 9 ae KU ohn. 


Strauch, Johann, & 12. IX. 1612 zu Kolditz im Meißenſchen, ſeit 1655 
Doftor u. Prof. zu Jena, Syndikus zu Braunfchweig, 1668 Prof. zu Jena, 1676 
u Gießen, f 2. XII. 1680. 

Seine Sheitten bei Janer, V. 828 ff. — S alter Geſch, UL b S. 4. — 
Büntber, Lebensſtizzen, S. 61. — Pütter, Bitt., II. ee 
v. Dolßendorff, Enc. IL Regtsteriton IL. 8. Aufl. 52 
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Streitgenoſſenſchaft (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 38). Ueber den Begriff der 
©. oder des litis consortium ift ſchon unter dem Art. Klagehäufung gehandelt 
worden. Die Wirkungen diefes Berhältnifjes waren nach Gem. Priv.R., abgejehen 
von der gemeinfamen prozeffualifchen Verhandlung der Anfprüche, die, daß bie Litis- 
tonforten einen gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten beftellen fonnten, dazu aber ver- 
pflichtet waren, wenn mehrere Erben an Stelle bes Beklagten eintraten und ber 
Kläger dies beantragte oder der Richter von Amtswegen bie Beitellung eines ge- 
meinfamen Infinuationsmandatars verlangte. Werner durfte nach der Einlafjung 
auf die Klage ein Litisfonforte die anderen ohne Vollmacht, aber gegen Kautions- 
beftellung, vertreten. Endlich kam bie von einem berfelben geltend gemachte Be— 
rufung auch den übrigen unter der Vorausſetzung zu Statten, daß von dem Appel- 
lanten nicht etwa ein ihn beſonders betreffender Appellationsgrund geltend gemacht 
wurde. Die Deutſche EPO. Hat fich im Weientlichen an das frühere Recht an⸗ 
geichloffen. Sie ſpricht das Prinzip aus, daß die Streitgenoffen dem Gegner ber- 
geftalt als Einzelne gegenüberftehen, daß die Handlungen des einen Streitgenoffen 
dem anderen weder zum Vortheile, noch zum Schaden gereichen. Jeder Streitgenofle 
hat daher auch das Recht, allein den Prozeß zu betreiben, muß jedoch, wenn er den 
Gegner zu einem Termin labet, auch bie übrigen Streitgenoffen laden. Eine ma- 
teriele Ausnahme tritt aber von diejer Regel infofern ein, ala in dem Fall, daß 
das ftreitige Rechtsverhältnik allen Streitgenofjen gegenüber nur einheitlich Teft= 
geitellt werben kann (4. B. in Preußen über Realfervituten für Grundſtücke und an 
Grundftüden, welche im Miteigenthum mehrerer Perfonen fich befinden) oder die 
©. aus einem fonjtigen Grunde eine civilrechtlich nothwendige ift, die Hinfichtlich 
eines Termines oder einer Frift jäumigen Streitgenoffen ala durch bie nichtfäumigen 
vertreten angejehen werben. 

Quellen: Deutſche CPO. 55 58—60, 95, 434. 


Bit.: — in Buſch's Zeitſchr. f. Civ. Prz. L 506. — Peterſen, a. a. DO. 
170. — J. v. Amelunxen, Die ſog. nothwendige deitdeeenſcha der Deuiſ en eye, 
Mannheim 1881. P. Hinſchius. 


Streitobjekt (v. Bar, Thl. I. Suppl. ©. 28 ff.) ift das materielle 
Recht, deſſen Realifirung durch den Prozeß vom Kläger erſtrebt wird, und zwar 
nach Hauptfache wie Acceffionen; zu dieſen letzteren wird indeß der Anfpruch auf 
Eritattung von Progeßkoften nicht gezählt, da er feine Entftehung dem Prozefie 
felbft und beffen einzelnen Akten verdankt. Bon den ber gerichtlichen Verfolgung 
unterliegenden Rechten find im Laufe der Zeiten Straffachen einem bejonderen Ver 
fahren und demnächſt auch befonderen Straigerichten überwieſen; ferner find mande 

Straf, Civil- und öffentliche Rechtsſachen befonderen Behörden, welche im All 
gemeinen unter der Bezeichnung Adminiftrativbehörden zuſammengefaßt werden, als 
fog. Abminiftrativfachen unterworfen worden, für beren Cualität als folche eben 
um dieſes gejchichtlichen Zufammenhanges willen im Zweifelsfall der Beweis geführt 
werden muß: alle übrigen Sachen werden im Wege des Civilprozefjes verfolgt, defien 
Objekte daher fich nicht auf das Gebiet des Privatrechts bejchränten, ſondern ebenio- 
wol in die Sphäre des öffentlichen und des Kirchenrechts hineingehören können, worür 
auf Steuer- und Konftriptiongfreiheit, auf Patrimonialjurigdiktion und die übrigen 
von Stahl hervorgehobenen ſog. eremten Rechte, jowie auf Ehe- und Patronats- 
fachen Hingewiefen fein mag. — Die Erforderniffe für die BVerfolgbarkeit eines An- 
ſpruchs im Civilprozeß ergeben fich theil® aus dem materiellen, theils aus dem Prozeß⸗ 
recht. Im Gem. Rechte find zunächit und abgejehen von Aufgeboten und Provofationen 
nur folche Rechte verfolgbar, welche auf einem jelbftändigen Erwerbögrunde beruhen 
und der Exekution jähig find, wobei die Vorenthaltung des Rechts weniger ein Gr 
torderniß des Anfpruchs, ala eine natürliche Vorausſetzung der Anwenbbarteit richterlicher 
Hüffe, alſo auch der Prozeßerhebung des Klägers ift. Die Deutſche CPO. geitattet 
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auch Klagen auf Feititellung eines Rechtsverhältniffes, auf Anerkennung der Echtheit 
einer Urkunde oder Feſtſtellung ihrer Unechtheit unter der Bedingung, daß der 
Kläger ein rechtliches Intereffe an alabaldiger Feſtſtellung befite, wie ein ſolches 
bei den Inzidentjeftftellungsflagen der CPO. und der Feſtſtellungsklage bei 
Konkursforderungen (vgl. den Art. Spezialprozefſe) offenbar vorliegt. Grund⸗ 
lagen für diefe Klagen im Deutjchen Recht und Aufnahme derjelben in den gemein» 
rehtlichen Propofationen, Ertrajubizialberufung ıc. find allerdings von I. Weis- 
mann nachgewiefen worben. Danach aber handelt es fich bei ihnen weniger um 
eigentliche Klagen, ala um felbitändige und deshalb nach den Regeln der Klage zu 
behanbelnde Anträge auf Zeftitellung von Rechtsfragen eines Rechtsverhältniſſes, 
deſſen Modalitäten durchweg auch für fie maßgebend find. Diejelben find daher, 
worauf auch die Ausführungen der Motive hinauskommen, in Wahrheit Inzident- 
fachen, bei welchen e& fi nur um die Rechtskraft der Seftftellung, nicht um deren 
Vollſtreckung Handelt, für welche vielmehr eine „Klage auf Leiftung“ eventuell be- 
ſonders zu erheben ift oder anderweitig erhoben jein muß, wie Ießteres bezüglich der 
Feſtſtellungsklage im Konkurje und der Widerſpruchsklage im Vertheilungsverfahren 
ber Tall ift. Bei Inzidentfachen, denen auch die Klagen auf Vollſtreckungsklauſel, 
Klagen aus Einreden ꝛc., jowie die Anträge auf Zurückweiſung einer Intervention, 
auf Aufhebung eines Arreftes zc. zuzumeifen find, entſpricht das ©. nicht nothe 
wendig dem Gegenftande des Klaganſpruchs, wie denn für die Feſtſtellungsklage im 
Konkurje nicht der Gegenstand der Forderung, fondern die zu erwartende Dividende 
©. it. Den Schwierigkeiten, welche fich aus diefem Unterſchiede für die Be— 
ftimmung von Berhältniffen ergeben, welche fonft durch das ©. ihre Regelung er- 
balten, hat die Deutſche CPO. zum Theil jelbft abgeholfen, jo durch Beitimmung 
bes Gerichtsftandes. Für andere Berhältniffe gewährt das Gerichtskoſtengeſetz einen 
Anhalt. — Der Prozeß ift das Mittel zur Realifirung der materiellen Rechte, und 
wie daher feine Verhältniffe in Ladung und Zuftellung, Einlaffung, Präftufion, 
Beweis, Endurtheil ihre Rückwirkung auf die Berhältniffe der materiellen Rechte 
äußern, jo beftimmen diefe wiederum in den mannigjaltigiten Fa die Ge 
ftaltung der Gerichtöverjaffung und des Verfahrens, wofür u. A. auf die fpeziellen 
und ausſchließlichen Gerichteftände, auf die Berhältniffe der Prozeßfähigkeit und 
Bertretung, auf Neafjumtion, auf Intervention, auf die Verbindung und Neihen- 
folge der Prozeſſe, auf die Verſchiedenheit der Progekarten und der Exekutionsweiſen, 
und auf die Rechtsmittel hingewieſen jein mag. Insbeſondere iſt es der Werth 
des ©., ber ſchon bei ben Römern Berückſichtigung gefunden, im Gem. Prozeß und 
den ſich ihm anſchließenden partikularen Prz. Ordn. für Gerichtaftand , Prozeßart, 
Appellabilität, in der Deutſchen EBD. für die Vertheilung des Jurigbiktion an bie 
verfchiedenen Gerichte und für die in jedem Prozeß eintretende Koftenbeitimmung 
fogar Hervorragende Bedeutung erlangt hat. Eben dadurch erhalten auch bie 
Grundjäße über die Werthberechnung (vgl. den Art. Werth des Streitgegen- 
ftandes) eine erhöhte Wichtigkeit. 

Quellen: Beutiäed 626. 88 13, 17, 28; EG. 88 11, 14. — Deutihe EPO. 
S 2 fj., 26, 29, 230, 231, 253, , 765, 780, 788, 807, 816, 821; Motive ©. 182 fi. — 

eut he RD. 88 115, 134, 135. 

git.: Grolmann, 3.2 $ 70 Stahl, Phil. b. —— 174 

Fed Bus Staatsrecht I. Ele 4 "fer Serben, AR 1er‘ a Belien 
raki. et — ee — — Stiegen, 
82, uther Ehre d. b en, nn Gem. R. 16. PR & 
Better, Beithhr. f. R Nagel 3b. IX. ©. 387 ff.; Aktionen d. X, . Bde. —_Neuner, 
Privatrechtö:Verbältn., $ 18. — d. Bähr, Anerkennung, 2. Aufl. {3 69. — Sarmey, 
Württ. — xu. de entolb, —A— ezwang u. Urtheilsnorm. — J. Weis: 
mann, 5 flelun key eg ahlen, „geitiän f. echtsgeſch, XXII. S. 879 fi. — Kom: 
mentare zur Deutſchen CPO. und RO. 1. 
K. Wieding. 
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Streitverkünduug (Litisdenunciatio) ift Die Aufforderung ſeitens einer Partei 
(Streitverfünder, Litisdenunziant) an einen Dritten (Litisdenungiaten), ihr in einem 
Prozeffe zur Seite zu treten und ihr in demſelben zu affiftiren. Sie kann erfolgen, 
wenn die Hauptpartei für den fall des Unterliegens im Rechtsſtreit einen Regreß 
oder Entſchädigungsanſpruch zu haben glaubt (feitens des Käufers gegen ben Ber- 
täufer, des Bürgen gegen den Hauptſchuldner) oder den Anſpruch eines Dritten ber 
forgt (3. B. feitens des Kommiffionärs, welcher einen Prozeß für Rechnung des Kom⸗ 
mittenten führt). Ob dagegen die Partei behufs Vermeidung rechtlicher Nachtheile 
zur ©. verpflichtet ift, emticheidet fich nach dem Civilrecht. — Statthaft ift die ©. 
bis zur vechtsfräftigen Entſcheidung der Sache, aljo auch noch in ber Berufungs- 
und Revifionsinſtanz. Sie gefchieht durch Zuftellung eines Schriftfaes, welcher den 
Grund der ©. und die Lage des Nechtaftreites angeben muß, auch ift der Gegen- 
partei (in formlofer Weife) Abſchrift mitzuteilen. Tritt der Dritte dem Streitver- 
fünder bei, was durch Zuftellung eines Schriftfages zu erfolgen hat, fo entfteht ein 
der Nebenintervention gleiches Verhältniß. Der Dritte und ber Nebenintervenient 
find Vertreter der Hauptpartei, welcher fie affiftiren, Fraft eigenen Rechtes, und zwar 
zu dem Zweck ihr zum Siege zu verhelfen. Daher können fie wol Behauptungen 
des Gegners beftreiten, Eibe zufchieben, aber nicht zugejchobene Eide annehmen, noch 
weniger civilrechtliche Gejchäfte, wie Vergleiche, Verzichtleiftungen, Anerlennungen des 
Anfpruche für die Partei vornehmen. Weiter find fie nach pofitiver Vorfchrift in der 
Art der Prozeßführung infofern bejchräntt, als alle ihre prozeffualifchen Erklärungen 
und Handlungen, welche mit ſolchen ber Hauptpartei in Widerſpruch ftehen, wir- 
kungslos find. Jedoch bezieht fich dies blos auf ein wiberjprechendes Thun oder 
Reden der Hauptpartei, nicht auf ein bloße Unterlaffen, jo daß der Litisbenungiat, 
wie der Nebenintervenient durch eigenes Handeln die Folgen partieller oder totaler 
Verſäumniß von der Partei abwenden, und auch bei nicht erfolgendem Wiberfpruch 
der Hauptpartei Rechtsmittel einlegen kann. 

Obwol das im Nechteftreit ergehende Urtheil nur unter den Hauptparteien 
das ftreitige Rechtsverhältniß entfcheidet, jo wirb ber Dritte, welchem der Streit 
verfündet worden ift, oder ber Nebenintervenient in feinem Verhältniß zu der Haupt« 
partei nicht mit der Behauptung gehört, daß das ergangene Urtheil nicht vichtig 
entfchieden habe, dagegen können fie den Einwand, daß die Partei den Rechtäftreit 
mangelhaft geführt habe, injoweit wirkſam erheben, als fie durch die Lage des 
leßteren zu der Zeit, wo in Folge der ©. der Beitritt möglich war (oder bei ber 
Nebenintervention zur Zeit des Beitritts) gehindert worden find, Angriffe- oder 
BVertheidigungsmittel geltend zu machen ober als ihnen unbefannte derartige Mittel 
von der Hauptpartei abfichtlich oder auß grobem Verſehen nicht geltend gemacht 
worden find. Wenn indefien ausnahmsweiſe nach bürgerlichen Rechte die Rechte- 
kraft der Entſcheidung im Hauptprogeß auf dag Rechtsverhältniß des Litisdenun- 
ziaten oder des Nebenintervenienten zu dem Gegner von Wirkſamkeit ift, jo foll fo- 
wol der Litisdenungiat, wie der Nebenintervenient „als Streitgenoffe der Haupt- 
partei”, welcher er affiftirt, „gelten“, d. 5. wenn er auch nicht injoweit Partei wird, 
daß er jeinerjeits in dem Hauptprogefie, wie jonft ber Streitgenoffe, etwas für fich Direkt 
erftreiten oder verlieren Tann, jo fteht er doch in dieſem Fall neben der ‘Partei, 
welcher er Beiftand Ieiftet, völlig ſelbſtändig, er Tann nach der pofitiven Vorſchrift 
des Geſetzes nicht mehr ala Vertreter der Hauptpartei betrachtet werden, was freilich 
beftritten ift, und ift alfo auch befugt, Handlungen und Erklärungen vorzunehmen, 
welche mit denen der Hauptpartei in Widerſpruch ftehen. — Der Litisdemunziat 
tann feinerfeit3, wenn er in den Hauptprozeß eingetreten ift, eine weitere ©. unter 
denfelben Vorausfegungen, an feinen Vormann ergehen laſſen. — Lehnt der Litis- 
denunziat den Eintritt in den Prozeß ab, jo wird der Rechtsſtreit ohne Rückſicht 
auf ihn fortgefeßt. Weber die Folgen der Unterlafjung des Eintrittes Hinfichtlich 
des DVerhältniffes des Streitverfünders zum Litisdenunziaten wird in dem im Haupt- 
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progeß ergebenden Erkenntniß nicht? feſtgeſetzt. Immer kann aber der Kitisdenun- 
diat, troßdem er auf die ©. nicht in den Progeß eingetreten ift, ſpäter dem Streit- 
verfünder ala Nebenintervenient affiftiren. 

Bon einer ©. fpricht endlich auch die Deutiche CPO. in dem befonderen Falle 
des $ 72. Wenn einer don mehreren Yorberungsprätendenten ben Schuldner ver- 
klagt, fo kann der letztere dem zweiten Prätendenten den Streit verfünden, und es 
it, falls biefer in denfelben eintritt und der Beklagte ſeinerſeits ben Forderungs- 
betrag zu Gunften ber jtreitenden Prätendenten hinterlegt, dann der Beklagte auf 
feinen Antrag aus dem Nechtöftreit zu entlaffen und derſelbe blos in Betreff ber 
Berechtigung an der Forderung unter den Prätendenten allein fortzufegen. Nur die 
durch ben etwa unbegründeten Widerſpruch des Beklagten entitandenen Koften find 
biefem aufguerlegen, bie übrigen, einfchließlich der Koften ber Hinterlegung, trägt der 
fpäter unterliegenbe Prätendent, während dem obfiegenden ber hinterlegte Betrag 
augeiprochen wird. Es ift erfichtlich, daß es fich hier, wo der urſprüngliche Be— 
Hogte aus dem Rechtsſtreit ausſcheidet, nicht um eine S. Handelt, vielmehr ſteht 
ein mit der Hauptintervention verwanbtes Prozeßinftitut für einen Anerfennungs- 
ſtreit zwiſchen zwei Forderungsprätendenten in Frage. 

Quellen: Deutſche EBD. SS 69—12. 

Bit.: Vgl. Hinter d. Artitel Intervention. — ©. ferner Wach, Bortr. über d. RCPO., 
Bonn 1879, ©. 82. — Peterjen in Gruchot's Beitr. 3. Erläuterung d. Deutichen Rechts, 
Jahrg. 25, ©. 59. — ius 


Strombeck, Friedr. Karl Freih. von, 5 16. IX. 1771 zu Braunſchweig, 
1812 in ben Freiherrenſtand erhoben, 1817 Rath beim Oberapp.Ger. in Wolfen- 
büttel, 1843 Präf. dieſes Gerichts, 1846 in den Ruheſtand verſetzt, F 17. VIII. 1848. 

Schriften: Form. und Anm. zur Prozekorbnung bed K. alt: Göttingen, Braun- 
fümeig 18061813; zur korrelt. Peogehorbnumg, 1810. — Rechtäwifienich. d. GB. Napoleon's, 
1811—1814. — Sammlung von ticheidungen bes Rhein. Appellationshofes zu Gelle, 
1815. — Beitr. zur Rechtswifſenſchaft Deutichlands, Gött. 1816. — Deutſcher Fürftenfpiegel, 
1824. — Entwurf eines Straf&B. für ein Norbbeutiches Staatägebiet, Braunſchw 188, 
2. Aufl. 1834. — Was ift Rechtens, wenn bie oberfte Staatögewalt dem Zwecke ded Staats: 
verbandes entgegenhanbelt? 1832 (4. Aufl.). 

Lit.: Darftell. aus meinem Leben und aus meiner Zeit, 1838. — Richter und 
Schneider's Krit. Jahrbb. XXIV. 862. — Rubo, Kommentar über das StrafGB. für das 
Deutiche Reich, 1879, ©. 1, 2. — v. Mohl, L 885; II. 884. 


Sein Bruder Friedr. Heinr., 5 2. X. 1773 zu Braunfchweig, wurde 1801 
Reg.Rath in Pofen, nach dem Zilfiter Frieden Richter in Helmftädt, erfter Tribunal» 
richter in Celle, 1814 Rath am Oberlandesgericht in Halberjtadt, mit geſetzgeb. 
Arbeiten betraut, nahm 1831 ala Geh. Yuftizrath den Abſchied, F 30. III. 1832. 

Schriften: Zuriftiiche Abhanbl., Hannover 1810, 1811. — Handbuch des abeftphäl. 
Eivilprozefies, Hannover 1810, 1811. — Zufähe zu Tit. 20 Th. II. des Allgem. SR., 1816, 
(4) 1829, 1830. — Provinzialrechte aller Preuß. Bänder von Len he, Leipz. 1827. — Ergänz. 
der allgem. Ger.D., 9% Leipz. 1829, 1830; zur Hupothelenordnung, (4) 1830. — Seaäng bes 
yalgem, Landrechts, (8) 1829 mit Nachtrag, Halberft. 1832. — Die Städteorbnung v. 17. März 


‚ Halberft. 1832. . 
Bit: Neuer Nekrolog der Deutjchen, 1832, &. 254-260. Zeihmann. 


Strube, David Georg, & 10. XII. 1694 zu Celle, 1720 Landſyndikus 
zu Hildesheim, 1740 Geh. Juſtizrath zu Hannover, Bizefanzler dafelbft, } 1. 
IX. 1775. 

Schriften: Nebenflunden, Hildesh. u. Hannov. 1742— 1772; neuer Ausbrud 1778 bis 
1783. — Rechtliche Bedenken, Hannov. 1761—1808; herausgeg. von Spangenberg, Hann. 
1827, 1828. — Diss. de origine nobilitatis gem Lugd. Bat. 1717. — Comm. de jure villi- 
corum vulgo vom Meyerrecht, Cellis 1720, ed. III. Hann. 1768. — Observ. jur. et hist. Ger- 
manicae , Hann. 1769. 

Lit.: Biographie in „Rechtliche Bebenten“, Ausg. von Spangenberg, ©. XXI— 
XXXI — Re) er, Geichichte der Nationaldtonomit, 1874, ©. 527. — Bütter, vitt., L 
394—399. — Schulte, Geidichte, II. b 113. eihmann. 
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Struv(e), Georg Adam, & 27. XII. 1619 zu Magdeburg, wurde 1645 
Affefjor am Hallenfer Schöppenftuhle, 1646 Prof. in Jena, 1680 Präfident der 
Regierung dafelbft, T 15. XII. 1692. 

Schriften: Syntagma jur. feudalis, Jen. 1658 — jur. eivilis, Jen. 1659, Francof., 
Lips. 1692—1701 (al3 synt. jurispr. sec. ord. Pand. c. additt. Mülleri, Francof. Lips. 
17 ). — Jurisprudentia rom.-germanica forensis, Jen. 1670, zuleht "Bamb. 1787. — 
Evolutiones controversiarum, Jen. N u. d. — Comm. ad libram Decretalium guintem, 
1691. — Jus sacrum Justinian 

Lit.: Vita vom Sohn —— 85 tth. S., Jena 1705. — Idcher, IV. 685. — 
Günther, Lebendſtizzen, 1 Säulte, Geiihte, II.b ©. 47. 


Sein Sohn Burkhard GottHelf, & 26. V. 1671 zu Weimar, 1704 Prof. 
der Geſch. u. des Staatsrechts zu Jena, 1730 Hofrath, T 24. V. 1738. 

Schriften: S a jur. publ., Jen. 1711. 1120, Be (corpus ubl. ed. I. a) 
und — —— —— Jen. 1712, 1 | ed. II. 1740 F Comment. 2 
allodiis imperii, urispr. heroica, 1 Re a ellteid- — Biblioth. jur. 
selecta, 17 — 1708, ed. Buder 1720 u. 1756— 

8it.: 3 der, IV. — Günther, —2 — "Sara 1858, ©. 189. Sch als 
Sinteitung in_ba® Heutläe Staatsrecht, a Being 1 6.76. — Säulte, Befojichte, b 

— Pütter, Ritt, L 4, 19, 


Sein anderer Sohn Friedrich Gottlieb, & 10. XI. 1676 zu Jena, wurde 
1712 Abvotat, 1722 Rath u. Prof., ae in Kiel, 7 1752. 
Bit.: Säulte, Geldichte, II. b ©. Teihmann. 


Struve, Guſtav von, 5 11. X. 1805 zu München, kurze Zeit Geſandt⸗ 
fchaftsjefretär in Frankfurt, dann Advolat in Mannheim, trat ala Redakteur d. 
„Mannh. Journal” u. „Deutſchen Zufchauer” in Oppofition gegen die berrichende 
Negierungspolitit, machte mit Heder 1848 den Verſuch mit bewaffneter Hand die 
Republik zu begründen, unternahm 21. IX. e. a. einen Einfall auf Bad. Gebiet, 
am 25. IX. im Amisbezirk Sädingen verhaftet, neben Blind 30. III. wegen 
Hochverrathsverfuch zu 5 Jahren 4 Mon. Einzelhaft verurtheilt, am 14. V. 1849 in 
Freiheit, Berichterftatter in Mieroslawski's Hauptquartier, ging nad) der Schweiz, 
auß ber er weggewieſen wurde, fiedelte 1851 nach Nordamerika über, kehrte 1868 
nad Deutihland zurüd, 7 21. VIII. 1870 zu Wien. 

Schriften: Erſter Verſuch auf bem Felde des Deutichen Bundesrechts, betr. die ver⸗ 
ke affungemä ige Erledigung don Gtreitigfeiten auiien Deutichen Bun! liebern, Bremen 

— Ueber ba Fi tive Reatägelch in feinen Beziehungen auf räuml. En Karlör. 
1834. — Das Öffentliche Recht Deutichen Bundes, Maunh. 1846. — — 
des allgemeinen De in ln Baypttegeen bar Dee, Mannheim ne Pr — 

A ber etnatsriffenfhuften, raukff. eſchichte der drei Aulfserhebungen in 
—— treiter ie Revolution Pe aſch), Berl. 1867 — phrenolog., 
era, ‚humet £ 


L,1I 141, 218, 325, 442; II. 249, 277, 546. — v. Raltenborn, Geh. 

u Beilien uinbeßneshältiffe umb Eindeitäbeftrebungen, Berl. 1857, Bd. IL 36. — 

Rlapren Geighi ber —— Einheitsbeſtrebungen, Berl. 1872, Bd. I. x — 
Günther, — en, 1858, S. 189. "Zeihmann. 


Stryk Samuel, 5 21. XI. 1640 in dem Schloffe Lentzen (Priegnik), 
ftubirte in Wittenberg und Frankfurt, wurde 1665 Prof. der Rechte, ging 1690 
nah Wittenberg, dann nad) Halle als Ordinarius der Juriftenfatultät, F 28. 
VII. 1710. 

Schriften: Introductio ad praxin forensem caute instituendam cum coll. ico, 
Viteb. 1699 u. 5. — Tract. de success. ab intestato, ed. 4, Francof. 1706. — Unterricht 
nom. Pfänbumgäreihte, — Tract. de cautelis testamentorum. — Tract. de cautelis juramen- 

Hal. 1710, 1759. — Usus modernus Pandectarum, Witenb. 1690—1692, aulept 
Hal 746-1780. —- Disputt. get Francof., Fef. 1690—1699; Hal. 1705. — Diss. Hallı 
Lips. 1715, u — Im. 174— 1755. — Opera praestantiora, Hal. 1746, — 
Bit Eroge. fü funebre, Hall 1710 (von Gundlin ). Böhmer, Laudatio funebris 
S., Hal. 171 Schulte, ſyg qhichte, OLD S. — — Putter, Litt. L 827. — 
ai Eint., Leipz. 1867, ©. 7. 
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Sein Sohn Johann Samuel, & 12. III. 1668 zu Frankfurt a. O., wurde 
1692 Doktor in Bajel, 1698 Prof. extraord., 1694 erfter Dr. jur. und 1695 ord. 
Brei, u ap au 2 Bofratd, + 12. VI. 1715. 

damenta institut. imperialium. — Meletemata de juramentis, Hal. 
1707, er gi Di Ei jertationen. 


git.: ulte, Geſchichte, ILb 6.85. — Pütter, Litt., L 399. Zeihmann. 


Stübel, Ehriftoph Karl, & 3. VID. 1764 zu Paufitz bei Wurzen, 1789 
Dozent in Wittenberg, 1791 Doftor, 1795 Prof., 1810 Hofrath, mit dem Entwurf 
zu einem —— ea betraut, 1819 feiner anderen Amtsgeſchäfte ent- 

oben, 7 5. 

s Saritien En des allgemeinen peinlichen Red 8, Leipz. 1795. — Neber den Thats 

befland ber Verbrechen, Wittenb. 1805. — Das Krimina) erfahren in ben Deutichen Gerichten, 

rt 1816. — gemeine Bemerkungen über ben befonderen Theil des Sriminalgefe Icptuah 
Mittermaier, Meber ben neuchem n Auflanb der Kriminalgefeßgebung), Heibelb. 1 

Ueber gefährliche Handlungen, 826 (aus dem Neuen U hin) des — — — 

Ueber $ Zheilnahme mehrerer Per — an einem Verbrechen. Dresden 1: 

Lit.: Neuer Rekrolog der Deutichen, Ilmenau 1880, II. 718. — v. Baäter, Beilagen 
1877, ©. "160, 161. — Berner, Gtrafgejehgebung 1867, &. 98. Teigmann. 


Stürzer, Joſeph von, 5 1775 in ber Bayerifchen Oberpfalz, ſtud. in 
Ingolſtadt, woſelbſt er 1799 Dozent wurde, 1802 Prof. in Landshut, 1804 Hof- 
gerichtsrath in Bamberg und 1808 Oberappellrath in München, daneben 1826 zu— 
gleich zum Prof. an der Univerfität in München ernannt, 7 1837. 

Schriften: Bemerkungen zum Bayeriſchen Givilgerichtäverfahren, 1838. — Ueber die 
Rüdfichten, die der Gefehgeber bei Verfafſung eined neuen —— u nehmen Hat, 1801. — 
Neber ben Zuftand deö Kriminalweſens * Deutſchland, 1809. (S. war Mitarbeiter an 
Se —— En Archiv für die civil. Praris, Waffenträger der Geſetze, Weltchronit, 

uftige und Polizeifama. 

it, Brontl, Geſchichte ber 8.M. Univerfität, 1872, Bd. II. ©. 528. Saal 

ezolb. 


Suarez, Franc., 85. I. 1548 zu Granada, wurde Jefuit, 1597 Prof. in 
GCoimbra, 7 25. IX. 1617 zu Liffabon. 
& idrieb: Defensio catholicae fidei, 1613; ie 1619; Col. Agr. 1614. — Tract. 
de | Abus ac deo legislatore, Antw. 1613; Lugd. 16 1619; Mog. 1619. 
: Cauchy, Droit maritime international, IL Walter, Naturrecht u. 
Bei, 3 — Ahrens Naturrecht, 6. Aufl., 1810 € e ‘85. — Säulte, Geianihte, 
1: — Janet, D. 174 ss. — Raltenborn, Vorläufer, 136—142. — 


Calvo, © 7 p. 2. — Hautefeuille, Hist., (2) 1869, p. 239. — Wheaton, “ie, 
138. — Fiore, Dir. internas. ‚gebt. @) 180 148, 163. — Franck, Reformateurs et 
publicistes de Y’Europe au 17. siecle, Paris 1: Teihmann. 


Sunrez, Karl Gottlieb, & 27. II. 1746 zu Schweibnig, wurde 1769 
Pupillenrath, 1771 Oberamtöregierungsrath), arbeitete im Juftizminifterium, 1787 
Oberjuſtizrath, wirkte eifrigft an den Legislatorifchen Arbeiten mit, F 14. V. 1798. 

Säriften: Samml. alter und neuer Schlei, svinzialgefeg e, Brest. 1771—1773. — 
Gebanten eined Patrioten Aber Bas u gu ae, Er ei. Kreditweſens. — Bes 
merkungen über bie Schleſ. La: riefwechſel über bie aörgeninärtige 
zefisneferm in den Preuß. ei er ra 176. _ Ku über bi se für die 

inwohner der Preußifchen Staaten von zwei Rechtsgelehrten C. &. ©. unb G. &. (Goßler), 
Berlin, Stettin 1798. — Unterweifun: Hr die Parteien zu ihrem Verhalten bei Prozeſſen 

unb anderen —— Amgelegenbei en, 1796. 
Kamp, Sahrbb. f. d. Preuß. Gefeh Die Fan XLL, a 1888, ©. 4--768. — 


Sohn Bechtgquetin, IL. 455. — Iap-Pin hrg. 1854 © —* 1875 (hand 

ichri ice Nachlaß) — Suarez, Bornemann u. Koch, bie drei Männer du —* echts, 

Berl. 1875. — Sonnenſchmidt, Geſch. des königl. OTrib., Berl. 1879 N i6 
eihmann. 


Subhaftation (nah 1. 16 $ 1 C. de resc. vind. 4, 44, wegen ber im 
Altrömifchen Recht üblichen Aufpflanzung einer Lanze) ift die gerichtliche Verfteige 
rung don Grundftäden und gewiffen anderen Sachen mit Immobiliarqualität. 
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Während in materieller Beziehung auf die ©. die Grundſätze vom Kauf Anwen- 
dung finden, ift das Verfahren unter Anlehnung an Römische Vorſchriften und Alt- 
deutſche Gebräuche von der Praris des Gem. Rechts eigenthümlich entwidelt, neuer= 
dings aber durch Landesgeſetze mannigfach umgeftaltet worden. Nur in einigen 
Punkten hat die RCPO. 88 755—757 wieder Gem. Recht Hergeftellt. Im Nebrigen 
gilt in Preußen als Grundlage des jebigen Nechts a) für die alten Provinzen, 
in denen die Allgem. Gerichts-Ordn. Geſetzeskraft Hatte, an Stelle des Tit. I. 52 
Abſchn. 1 derfelben und der Verordnung vom 4. März 1834 die S.ordnung vom 
15. März 1869, welche hier und ba ergänzt wird durch das Eigenthumägefeg vom 
5. Mai 1872; b) für die Nheinprovinz die Verordnung vom 1. Auguft 1822; 
c) für Hannover die Bürg. Prz.O. 88 561—564 x. Zu diefen und anderen auf 
einzelne Sanbestheile beſchränkten Verordnungen kommt aber nunmehr das zur Aus- 
führung der RCPO. für die gefammte Preußifche Monarchie erlaffene Geſetz, betr. 
die Zwangsvollſtreckung in das umbewegliche Vermögen, vom 4. März 1879. Für 
Bayern enthält Vorichriften die Bayer. Prz.Ordn. Art. 1088—1138; für das 
Königreih Sachſen teils da BGB., theils die Verordnung, betr. dad Ver⸗ 
fahren in nicht ftreitigen Sachen, vom 9. Januar 1865; für Sranfreich der code 
de proc. civ. art. 673 se. (de la saisie immobiliäre) ; endlich für Oeſterreich 
unternimmt eine neue Kobififation der Entwurf einer CPO., Wien 1881, 88 857 
bis 943. — Eine gleichmäßige Ordnung ber ©. für ganz Deutfchland ift erft nach 
einer gemeinſamen Regelung des Eigenthums-⸗ und Hypothekenrechts an Grunbjtüden 
zu erwarten. Deshalb und weil zur Grundlage dabei die Preußiſche S.ordn. 
mit ihren Ergänzungen genommen werben dürfte, ſoll hier das Recht der letzteren 
mit vergleichenden Rück⸗ und Seitenbliden flizzirt werden. — Nach ben meiften 
Rechten unterjcheidet man eine nothwendige und eine freiwillige &. Und 
zwar erfolgt die nothwendige entweder im Wege der Zwangsvollſtreckung (Schulden 
halber) auf Betreiben eines Gläubigers, oder Theilungs halber, wenn ein Miteigen- 
thümer fie wider Willen des anderen erwirkt. Die Preuß. S.oron., 8 112, ber 
handelt außerdem als nothwendig die vom Benefizialerben beantragte, durch melche 
er fi) gegen die Nachlaßgläubiger vor jeder Verantwortung aus dem Kaufe deckt. 
Freiwillig ift dagegen jede nicht nothwendige S. insbeſondere die vom Bormund 
in Bezug auf Mündelgut oder von fämmtlichen Miteigenthümern übereinftimmend 
beantragte. — Gegenftand der ©. find außer Grundftüden meiſt auch gewiſſe 
felbftändige, d. h. in ihrem Beſtande von einem Grundſtücke unabhängige, Gerechtig- 
feiten, 3. B. eine Fähr-, Zoll-, Schiffemühlengerechtigkeit, ferner größere Schiffe 
u. a. m. (&.oron. $ 1, Allg. ER. 1. 2, $ 9). Doch weichen im Einzelnen die 
Rechte von einander ab und auch die CPO. hat darin fein gleichmäßiges Recht 
geihaffen, indem fie in $ 757 auf bie Lanbesrechte verweilt, und ebenfo das 
Zwangsgeſetz in $ 1 wieder auf die beftehenden Vorfchriften über die Anwendung der 
©. auf andere Sachen als Grumdftüde. Zuftändig zur Leitung der ©. (S.richter) 
war früher regelmäßig wegen ber Größe des Objekts und behufs Sicherung des 
Verfahrens ein Sollegialgeriht. An Stelle beffelben jehte die S.orbn. im Intereſſe 
fchnelferer und minder Eoftjpieliger Erledigung einen Einzelrichter mit örtlich be 
ftimmter Kompetenz. Seht beruft auch die CPO. $ 755 als Vollſtreckungsgericht 
dasjenige Amtsgericht, in deffen Bezirk das Grundftüd belegen ift; vgl. auch $ 684 
und die Ausdehnung bes $ 755 durch das Zwangsgeſetz $ 36. Der Code civ. 
art. 673 überträgt die ©. gar einem Huiffier. 

Was nun im Befonderen I. die ©. im Wege ber Zwangsvollſtreckung 
angeht, jo beruht das Verfahren bei derjelben darauf, daß hier, wie beim Konfurfe, 
mit dem Intereſſe des andringenden Gläubigers bie Intereffen anderer Perſonen, 
ingbejondere der Realberechtigten follidiren, und daher die Zwangsvollſtreckung nur 
in befonderen Formen auszuführen ift. Hiernach ift die ©. ihrem Weſen nad) fein 
Prozeß um ftreitige Nechte, jondern eine Vollſtreckungsmaßregel, vor deren Ans 
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wendung dom Prozeßrichter entichieden fein muß, daß überhaupt eine vollſtreckbare 
Forderung vorliegt. Es fragt fich aber, ob der S.richter nicht über die Streitig- 
teiten, die aus dem Recht der ©. ſelbſt entipringen, zu enticheiden habe? Die 
S. ordn. (KKk 85, 36, 40) überwies zufolge einer von der Kommiffion des Ab- 
georbnetenhaufes Hineingebrachten unpraktifchen Neuerung alle Streitpuntte jchlecht- 
weg dem Prozeßrichter. Seht find durch das Zwangsgeſetz 88 9 u. 10 nur die 
auf ein außerhalb der ©. beftehendes Recht gegründeten, in ben 88 668, 686 
bis 690, 696 der CPO. bezeichneten Einwendungen be Schulbners und Wider- 
ſprüche Dritter der Entjcheidung bes Progeßrichters vorbehalten, wobei auch die Ein- 
ftellung des Verfahrens nach den Vorfchriften der RCPO. a. a. O. und in $$ 691 
u. 692 erfolgt. Dagegen die Entjcheidungen, welche bei der Ausführung einer 
Bollftredungsmaßregel den Gerichten zuftehen, hat der S.richter felbft zu treffen, 
welcher dabei ohne mündliche Verhandlung erkennen kann. Eine andere prinzipielle 
Frage dreht fi} darum, ob der S.richter ala Mandatar des betreibenden Gläubigers 
oder des Eigenthümers der Sache (Subhaftaten) Handle? Nach der richtigen, be— 
fonder8 von Dernburg (Lehrb. I. 8 345), begründeten Anficht vertritt er jedoch 
gar keine Partei, fondern übt eine öffentlich-rechtliche Funktion aus. Das Ber- 
fahren bei der ©. gliedert fich naturgemäß in Abfchnitte, welche durch den Erlaß 
des S. patents, den Berfteigerungstermin, das Zujchlagsurtheil und bie Kaufgelder- 
belegung nebſt Verteilung der Maffe begrenzt werden. Die Einleitung der ©. 
erfolgt nur auf Antrag (EPO. $ 755), zu deſſen Stellung (al8 fogen. Ertrahent) 
jeder Inhaber eines in die Sache vollſtreckbaren Geldſchuldtitels berechtigt ift, vgl. 
CPO. 88 644, 702; über weitere Titel vgl. das Zwangsgeſetz $ 5 und 
Dernburg, $ 346, U. 4. Zur Begründung des Antrags bedarf es der Aktiv- 
und Paffivlegitimation. Das frühere Recht verlangte auch eine Tare der Sache 
zur Gewinnung eines Anhaltspunktes für das Urtheil über abzugebende Gebote. 
Dieſe Eoftipielige und weitläufige Maßregel ift jet nach der S. ordn. $ 6 durch die 
Einreichung eine Auszugs auß der Grund» und Gebäudefteuerrolle erjeßt. Dem 
Antrage auf ©. fteht der fpätere Beitritt eines anderen Gläubiger (Adhärenten) 
gleih (S. ordn. 88 7, 8). Die auögejprochene Einleitung der S. bewirkt zu 
Gunjten ber Gläubiger eine Beichlagnahme ber Sache und Kitigiofität derſelben 
(S. ordn. $ 9, CPO. $ 236). Um zu verhindern, daß noch Dritte im guten 
Glauben Rechte an der Sache erwerben, joll der ©.richter die Eintragung eines 
Sperrvermerks in das Grundbuch betreiben (S. ordn. $$ 10, 11). Nach diefen vore 
bereitenden Maßregeln jolgt der Erlaß des S.patents (S.orbn. $ 18). Das- 
jelbe enthält einestheils die öffentliche Ankündigung der Berfteigerung des Grund- 
ftüde, wobei nach Preuß. Recht die Frift auf ſechs Wochen bis drei Monate zu 
bemefjen ift, ſowie auch des Termins zur Ertheilung bes Zufchlags, anderentheilg 
die Aufforderung an alle aus dem Grundbuche nicht erfichtlichen Berechtigten, welche 
Eigenthum oder ein zur Wirkfamfeit gegen Dritte der Eintragung bebürfendes ding« 
liches Recht in Anfpruch nehmen, dafjelbe zur Vermeidung bes Ausfchluffes anzu= 
melden. Dieſes Aufgebot foll fowol den Erfteher gegen nachträgliche Geltend» 
machung von Realrechten, ala auch die S.interefjenten gegen Gewährsanſprüche des 
Erſtehers ſchützen. Indeſſen hat das Aufgebot in Preußen durch die Grundbuch- 
gejege vom 5. Mai 1872 an Erheblichfeit jehr verloren (vol. Jäckel zur S. ordn. 
8 13 At. 6, 7) Die Friſt zur Anmeldung bat das Zwangsgeſetz 8 16 
bis zum Erlaß des Ausſchlußurtheils erftredt. Weſentlich ift die gehörige Bekannt- 
wmachung des S.patents. Diefelbe erfolgt nach der ©.orbn. $ 14 ſowol allgemein 
Durch Aushang und öffentliche Blätter, ala auch fpeziell durch Zuftellung an die 
befannten S.intereffenten, und zwar beides bei Vermeidung der Nichtigkeit (S. ordn. 
8 39 N. 8). Dabei ift es wunſchenswerth, einerjeits dem Eintritt dieſer Iehteren 
möglichft vorzubeugen, anderntheild die Sicherung der Zuftellung nicht zu gefährden. 
Deshalb fol, wie ſchon nah S.ordn. $ 19, fo auch nah Zwangsgeſetz 
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8 8, die Aufgabe des an den Betheiligten abreffirten Schriftftüds zur Poſt für die 
Zuftellung genügen, jedoch nach dem letzteren Gejeg die Sendung mit der Ber 
zeichnung „Einjchreiben“ verjehen werben. — Im Verfteigerungstermin wird 
zur Abgabe von Geboten aufgefordert (S.ordn. $ 21). Wenn dingliche Laſten in 
ber zweiten Abtheilung auf dem Grunbjtüd eingetragen find, welche einer Hypothek 
nachitehen, fo muß das Grundftüd doppelt, jowol mit, als ohne jene Laft aus 
geboten und darf mit derfelben nur dann zugefchlagen ‘werden, wenn dadurch das 
auf die Hypothek Tallende Kaufgelb nicht verkürzt wird (Eigenthumsgeſetz 8 47 
A. 2). Jeder Bieter muß auf ſofortiges Verlangen eines ntereffenten für fein 
Gebot Sicherheit leiſten. Die Höhe derſelben, falls fie nicht den vollen Betrag bed 
Gebotes dedt, war früher auf ein Zehntel der Taxe, jetzt ift fie ungefähr ebenſo 
hoch, jedoch als ein Vielfaches des Grunbfteuerreinertrages bzw. bes Gebäubefteuer- 
nutzungswerths bemeffen. (Genaueres in der S. ordn. 88 22—24 und über den 
Tall, daß Gebäude zur Steuer noch nicht veranlagt find, Jäckel zur S.ordn. 
$ 22, A. 5 a. €. und Dernburg, $ 348, U. 9.) Zum Mitbieten ift auch der 
Subhaftat gegen Sicherftellung des vollen Gebots berechtigt (Eigenthumsgeſetz $ 46). 
Die Wirkung jedes Gebots befteht in einer Gebundenheit des Bieters, aber nit 
zugleich der S.intereffenten (vgl. den Art. Auftion und Gruchot, Beiträge, 
XI. ©. 145—159). Diefe können daher insgefammt den Zufchlag auch an einen 
Minderbieter erwirken oder Anjegung eines neuen Berfteigerungstermines herbeiführen; 
letzteres kann unter bejonberen Vorausſetzungen ſogar ein einzelner von ihnen (S.ordn. 
88 27, 28). Der Schluß bes Bietungsverfahrens erfolgt, wenn ein befleres, ala das 
abgegebene Meiftgebot nicht mehr zu erwarten ift (S.ordn. $ 25). Manche Rechte 
gebieten noch einen anberweit beftimmten, vom richterlichen Ermeſſen unabhängigen 
Zeitmoment abzuwarten, 3. B. eine gewiffe Tagesftunde, das Abbrennen einer 
Kerze u. ſ. w. (Wegell, Syftem, $ 50, A. 35; Code art. 706). Bis zum 
Schluffe des Verſteigerungsprotokolls können die betreibenden Gläubiger den Antrag 
auf ©. zurüdnehmen, und kann der Schuldner durch Hinterlegung der Schuldfumme 
nebft Zinfen und Koften Einftellung des Berjahrens herbeiführen (S.ordn. 88 32 
bis 83). — Auf Grund des Verſteigerungsprotokolls und der fonjtigen Berhand- 
kungen erläßt der S.richter nunmehr das Urtheil über Ertheilung des Zu- 
ihlags (Adjudilatoria) bzw. Verſagung deffelben (S.ordn. 88 40—42). Gründe 
der Berfagung find wefentliche Mängel, welche die S.orbn. in $ 39 aufzähli. Ertheilt 
das Urtheil den Zufchlag, jo Tonftatirt es damit die mit dem Schluß des Ber 
fteigerungstermins eingetretene Vollendung des Kaufvertrages mit dem Erſteher (Ad⸗ 
jubifatar). Falls unter den Betheiligten ein Streit nicht beftand, fo hat das Ur⸗ 
tHeil nur beflaratorische Bedeutung, wie ein Anerfenntnißbejcheid. Sofern es da 
gegen nach Tontrabiktorifcher Verhandlung ergeht, enthält e8, wie int Prozeß, eine 
Entiheidung über den erhobenen Widerſpruch und unter Umftänden eine Ergänzung 
des Parteiwillens in Bezug auf den Kaufvertrag (vgl. Jäckel zur S. ordn. $ 40). 
Eine Eeffion der Rechte aus dem Meiftgebot will abweichend von dem früheren 
Recht die S.orbn. $ 42 nicht berüdfichtigt wiflen. Neben dem Zuſchlag Ipricht das 
Urtheil zugleich die Ausfchließung ber Realberechtigten aus, welche fich troß des 
Aufgebot3 nicht gemeldet haben; denjenigen aber, die fich zwar gemeldet, jedoch ihre 
Rechte nicht Liquid geftellt Haben, behält es diefelben vor (S. ordn. $ 48). Indeſſen 
tönnen jolche vorbehaltenen Rechte, wie auch ein Widerſpruch, der im Laufe de 
Verfahrens erhoben, zurüdgewiefen und dann nad) dem Zufchlagaurtheil doch für 
begründet erflärt worden ift (S.ordn. 8 37), die Wirkung dieſes letzteren niemals 
beeinträchtigen, ſondern nur gegen die Kaufgelder geltend gemacht werden. Erſt dadurch 
wird ber Zweck des Aufgebots, den Erfteher gegen Anfechtung feines Eigenthums zu 
fichern, in der That erreicht. — Bei ber Frage, welche Rechtsmittel gegen das Zus 
ſchlagsurtheil zuzulaffen feien, Hat man fich bald für eine Nichtigleitöbefchtwerbe, 
wie gegen progefjualifche Erkenntniſſe (mach der Preuß. Verordnung vom 14. Dezbr. 
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1833, $ 7), bald für eine eigenthümliche, ſehr beſchränkte Beſchwerde (S. ordn. $ 46) 
entſchieden. Seht ift duch das Zwangsgeſetz 8 9 die freiere „fofortige 
Beihwerde” ber EPO. 8 540 auch auf die ©. übertragen, und zwar nicht blos 
gegen das Zufchlagsurtheil, ſondern auch gegen alle vorhergehenden Enticheibungen 
geftattet, welche, wenn feine Beſchwerde eingelegt wird, die Rechtskraft beichreiten. 
Dadurch ift der Stoff, aus welchem eine Beichwerde gegen das Zufchlagsurtheil 
geihöpft werben kann, zweckmäßig begrenzt. Die Legitimation zur Beichwerde und 
die Gründe zu einer folchen beftimmt die S.orbn. 88 47—50. Doch treten den 
legteren nunmehr nad ber EPO. 8 540 noch die Nichtigkeitg« und Reſtitutions⸗ 
gründe der CPO. Hinzu, wie denn auch für das Verfahren bei Verhandlung der 
Beihwerde die 88 580 fi. der CPO. mafigebend find. Hebt das Beichwerbeurtheil 
den Zufchlag wieder auf, jo Hat e8 auf Antrag auch fiber die Rücgewähr des 
bereits Geleifteten zu enticheiden (Zwangsgeſetz 8 15). — Die Wirkung 
des Zuſchlagsurtheils beſteht nach Anficht mancher gemeinrechtlicher Juriſten 
mr in Begründung einer Forderung des Erſtehers auf Uebereignung, nach Preuß. 

Recht dagegen unzweifelhaft im Uebergang des Eigenthums, der Nutzung, Gefahr 
und Laften auf den Erfteher mit dem Augenblide der Urtfeitsverfänbigung ($ 842 
des Allg. ER. I. 11). Dies gilt von der Hauptfache, wie von den Pertinengen 
(vgl. Entſch. des Reichsgerichts II. S. 255). Dagegen erfolgt die Eintragung im 
Grundbuche, ſowie die Mebergabe der Sache erft nach Berichtigung des Kaufgeldes. 

Bill der Erfteher fich ſchon vorher gegen Verfügungen bes Gubhaftaten fidhern, jo 
kann er auf an antragen (S.ordn. $ 57). Eine Hauptfrage betrifft nun 
den Einfluß ber ©. auf die Hypotheken, welche der de GErtrahenten vorgehen. 
Während diejelben nah Röm. Recht von dem Verkauf durch den Nachhypothelar 
unberührt bleiben, ja ſogar ihren Inhabern die Macht gewährten, den Nachhypo- 
thefar am Berlauf zu hindern, läßt das Preuß. Recht jchon feit der Allg. Gerichts- 
ordnung alle Pfandbiorberungen durch die ©. fällig werden und zur baaren Aus— 
zahlung gelangen, jo daß der Grfteher das Gigenthum frei von Hypotheken und 
Grundſchulden erwirbt (Eigenthumsgeſetz $ 47). Hiergegen richtet fich zur Zeit 
eine lebhafte Bewegung, welche befürwortet, daß es jedem Pfandberechtigten geftattet 
fein folle, bei der von einem anderen Gläubiger betriebenen ©. feine Forderung 
ftatt ihren Betrag baar zu erheben, vielmehr in den Grenzen des Kaufpreijes auf 
ben Erfteher übergehen zu lafjien. Hand in Hand bamit wird eine zweite Reform 
dahin angeftrebt, daß der von einem nachftehenden Pfandgläubiger beantragte Zu- 
ſchlag nicht erfolgen darf, wenn ein vorftehender, der durch dag Meiftgebot nicht 
gebedt ift, wiberjpricht. Für beide Neuerungen vgl. beſonders Bähr in Ihe— 
ring's Jahrb. f. Dogm., XII. S 188; über die eine oder andere Stieve in 
Behrend's Zeitſchr, IV. ©. 498, Bed daf., V. ©. 195, Silberſchlag in 
Gruchot's Beitr., XV. ©. 6 und die Verhandlungen des 12. Deutfchen Juriften- 
tages (Salpius, Heinſen u. a. m.). — Dingliche Laften anderer Art, als 
Hypotheken und Grundſchulden, gehen auf den Erſteher über, ſoweit nicht wegen 
einer ihnen vorgehenden Hypothek das Grundſtück ohne biefelben außgeboten und zu- 
gefchlagen worden ift (Eigenthumsgefeß $ 47). Pacht- und Miethverträge find nach 
Gem. Recht ohne dingliche Wirkung. Haben fie nach Preuß. Recht ſolche durch 
Uebergabe vor Eintragung des Sperrvermerks erlangt, jo können fie gleichwol ebenjo 
von jedem Gläubiger im Laufe des Berfahrens, ala auch vom Erſteher nah Maß- 
gabe ber 88 350—354 des Allg. LM. I. 21 gekündigt werden (vgl. Förſter, 
Zheorie und Praris, II. $ 186, U. 185, und Jädel zur S. ordn. $ 57 4. 4). 
Eine berühmte Streitfrage betrifft den Zeitpunkt, nach welchem fich der Umfang 
der mit ber Sache auf den Adjudikatar übergehenden Pertinenzen und Früchte be— 
ftimme? Die Praris des Preuß. Obertribumal® hat geichwanft und bald den Mo- 
ment der Einleitung ber ©., mit welchem eine Beſchlagnahme zu Gunften der 
Gläubiger eintrat, bald den Zeitpunkt bes Schlufies, der Verfteigerung, weil in 
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diefem der Vertrag gejchloffen wurde, für maßgebend erklärt. Das letztere ift Das 
richtige. Denn in Ermangelung befonderer Vorſchriften müffen auch bei der ©. die 
Negeln des Kauf Pla greifen. Nach diefen aber muß, wie das Preuß. Recht be— 
ftimmt, die Sache in dem Zuftande übergeben werden, in welchem fie fich zur Zeit 
des geichloffenen Kaufe beiunden Hat ($$ 194, 196 des Allg, ER. I. 11) und mit 
ihr alles, was nach gefchlofjenem Vertrage ber Subftanz der Sache durch natürliche 
An= und Zuwüchſe noch beitritt und davon bis zum Webergang auf den Käufer 
vermöge des gewöhnlichen Nutzungsrechts noch nicht abgefondert ift ($ 108 a. a. D.). 
Hiernach können insbejondere Pertinenzen, die vor ber Berfteigerung von dem Grund- 
ſtücke weggefchafft worden find, vom Erſteher nicht verfolgt werden, und bie gewöhn— 
lichen Nußungen der Sache gebühren dem Grfteher ſogar erft vom Zufchlage ab. 
Del. Dernburg, 8 350; Jäckel zur S.ordn. $ 57 W. 2b und neueltens 
Entſch. d. Reichsgerichts III. S. 309-318. Eine perjünliche Klage gegen den 
Subhaftaten auf Erfüllung Hat der Erfteher, da er mit ihm nicht kontrahirt Hat, 
nicht. In Anjehung der Gewährleiftung verweift $ 344 des Allg. ER. I. 11 auf 
die Grundfäße über den Berkauf in Pauſch und Bogen ($ 213 a. a. O.), doch ift 
eine Entwehrung der Sache nach der durch Urtheil erfolgten Ausfchliegung fremder 
Eigenthumsanfprüche unmöglich. Es bleibt daher nur ein Anfpruch wegen Fehlens 
von Beitandtheilen, die im S.patent angegeben waren, und aus diefem Grunbe ijt 
nur ein Recht auf Ermäßigung be Kaufpreifes gegen die zum Empfang deffelben 
Berehtigten anzuerkennen (Dernburg, $ 350, U. 3—5). — Nah Ber 
tündung des Zujchlags wird der Termin zur Belegung und Bertheilung 
der Kaufgelder anberaumt (S.ordn. $ 62). In diefem hat ber Eriteher 
fpäteftens den Betrag feines Gebotes an daB Gericht zu zahlen. Er kann jedoch 
auch eine zur Hebung kommende Pfanbforderung kraft Vereinbarung mit dem Gläus 
biger als Erpromittent übernehmen (S.orbn. $ 66), wodurch er in Höhe derfelben 
fich jelbft von der Kaufgelderſchuld und zugleich den bisherigen Schuldner von feiner 
Berbinblichteit befreit. Weber und gegen andere Konftrultionen dieſes Geſchäfts vgl. 
Jäckel zur S. ordn. $ 66, U. 1. Mit dem Kaufgeld bat ber Erfteher Zinjen 
vom Zufchlag an zu zahlen ($ 109 des Allg. ER. I. 11). Für die Vertheilung 
der Immobiliarmaffe, welche außer den Kaufgeldern noch gewiſſe andere Einnahmen 
umfaffen Tann, find nach der S. ordn. $ 60 die im fyalle des Konkurſes geltenden 
Vorſchriften über die Rangordnung der Realgläubiger in Beziehung auf Immobilien 
Preuß. KO. vom 8. Mai 1855, 3$ 46 ff.) maßgebend. Danach find vorweg 
die Maffefgulden abzuziehen (S. ordn. $ 65) und fodann kommen im Allgemeinen 
zuerſt die bei Einleitung der ©. bereit8 vorhandenen Nealgläubiger und erſt Hinter 
diefen die perfönlichen Gläubiger, welche die ©. betrieben haben, und Realgläubiger 
mit fpäter entjtandenen Forderungen zur Hebung. Die Modalitäten der Liqui— 
dation und ber Dertheilung regelt bie S.orhn. 88 60—78; Vertheilungs- 
ftreitigfeiten find nach dem Zwangsgeſetze $ 18 in befonderen Prozeſſen zu 
erledigen. Der ftreitige Betrag wird als Spezialmafje in gerichtlicher Verwahrung 
äurüdbehalten (S. ordn. $ 67); ebenjo derjenige, welcher auf eine Realiorderung 
entfällt, zu der fich Niemand gemeldet ober legitimirt Hat, was demnächft zu einem 
Aufgebotsverfahren führt (S.ordn. 88 80—91, Zwangsgeſetz $ 19). Wenn 
im Termine zur SKaufgelderbelegung der Erſteher nicht zahlt oder die Em: 
piangsberechtigten anderweit befriedigt, wird ein entiprechender Theil des Kaufgelder- 
rückſtandes dem Gläubiger überwieen, und damit deſſen Realanfpruch getilgt 
(S.oron. 88 64, 66), während der bißherige perjönliche Schuldner ihm verhaitet 
bleibt. Der Charakter diefer Ueberweiſung und das Verhältniß zwifchen ber über 
wiefenen und ber urfprünglichen Yorberung find jehr ftreitig. Die Neberweifung iſt 
nicht Affignation (Förfter), noch Geffion (Jäckel), fondern originäre Begrün- 
bung einer Forderung (Dernburg). Der Gläubiger hat die leßtere im Wege 
ber Zwangsvollſtreckung erworben und daraus feine Berriedigung zu fuchen (vgl. 
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Sädel zur S. ordn. $ 66, U. 3; Dernburg, $ 352, N. 11). Soweit durch 
Zahlung Realforberungen getilgt find, hat der S.richter die über dieſelben lauten- 
den Urkunden zu Zaffiren; die Urkunden über andere Forderungen giebt er, nachdem 
auf ihnen der in Bezug auf die Forderung eingetretene Erfolg ber ©. vermerkt ift, 
zurüd (S.ordn. $ 78). Nach Abſchluß der Terminsverhandlung hat der S.richter 
noch beim Grunbbuchrichter auf Grund einer Ausfertigung bed Protokolls über die 
Kaufgelberbelegungsverhanblung bie Löfchung des Sperrvermerls, die Eintragung 
bes Erftehers und die Regulirung ber dritten Abtheilung zu betreiben. Dabei find 
alle nicht auf den Erfteher übergehenden Realrechte zu Löfchen, der ettvaige Kaufe ° 
gelberrüdftand aber ift für jeden Gläubiger zu dem auf ihn fallenden Antheile ala 
eine jelbjtändige und neue Hypothek einzutragen (S. ordn. $ 79). Eine befondere 
Geftaltung bildet die fogen. Refubhaftation, ala Maßregel der Zwangsvoll⸗ 
ftredung gegen den Erfteher, welcher die Kaufgelder nicht bezahlt. Die letztere Tann 
fowol in das jonftige Vermögen des Erſtehers erfolgen, und zwar kraft einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung des Zuſchlagsurtheils (Zwangsgeſetz 8 21), bie 
jebod) auch die Weberweilung des Kaufgeldes erwähnen muß und daher mur auf 
Anordnung des Richters zu ertheilen ift (KPO. 88 665, 666), als auch in das 
erftandene Grundſtück (S. ordn. $ 59). Dabei ift die Refubhaftation durchaus ein 
neue Verfahren, bei dem nur kürzere Zriften ftatthaft find. Das Eigenthum bes 
Erſtehers wird nicht rüdwärts aufgelöft, jondern erſt durch den Zufchlag weiter 
übertragen. Der Erſteher bleibt auch für den Ausfall in der neuen ©. haftbar, 
erhält aber andererſeits den etwaigen Mehrerlös aus derjelben und die Nutzungen 
bis zum Zufchlage, nicht bloß, wie Dernburg, $ 358, tagt, big zur neuen Ver⸗ 
Tteigerung. er Konfequenzen bei Dernburg a. a. O. und bei Jädel zur 
©.ordn. $ 59, 4. 8. 

I. FIR Theilungshalber nothwendige ©., fowie bie von ben 
Benefizialerben beantragte, unterliegt nach der S.ordn. $ 112 und Zwangs— 
geſetz $ 36 im Allgemeinen denjelben Vorſchriften, wie die im Wege der Zwangs- 
vollftredung erfolgende. Für den eriteren dieſer beiden Fälle wird das durch bie 
Berordn. vom 4. März 1884 $ 2 Nr. 3 und die Verordn. vom 11. Auguſt 
1843 gejchaffene Recht reproduzirt in S. ordn. $ 113. Der Antragiteller 
bat nur feine Aftivlegitimation als Miteigenthümer zu führen, Provolaten find 
die im Grundbuche eingetragenen Inhaber der übrigen Antheile. Das Verfahren 
entwidelt fi ganz nach den unter I. entwidelten Regeln, foweit nicht deren An— 
wendung dadurch, daß die ©. nicht behufs Tilgung einer Forderung geichieht, oder 
durch S.ordn. $ 118 ausgeichloffen wird. Die Hauptabweichung beiteht darin, daß 
die Wirkungen ber notäwendigen ©. nur wider die Miteigenthümer unbedingt ein- 
treten, dagegen wiber Pächter, Miether, Piandgläubiger und andere Berechtigte nur 
infofern, als deren Recht auf dem Antheil des provozirten Miteigenthämers und 
nicht auch auf dem Antheil des Ertrahenten haftet. Denn für diefen ift eben bie 
©. feine nothwendige. Hiernach wird die erzielte Kaufgeldermaffe in Theile zerlegt, 
welche den Quoten der Miteigentgümer entiprechen. Jeder Kaufgelderantheil eines 
Provofaten wird zur Dedung der auf feiner Eigenthumsquote Haftenden Hypotheken 
nad den Regeln der notäwendigen S. verwendet; ſoweit dieſe Hypotheken nicht zur 
Hebung kommen, fallen fie aus. Dagegen bleiben die auf dem Antheil eines 
Provokanten haftenden Hypotheken einfach ftehen. Die nicht zur Befriedigung von 
Realgläubigern verwendeten Kaufgelder erhalten die einzelnen Miteigenthümer. Ueber 
den Yall, wo vor oder zwifchen den Theilhypothefen auch Totalhypotheken eingetragen 
find, vgl. Jädel zur S.ordn. $ 118. — Der Benefizialerbe, der die ©. aus— 
bringt, muß die Zugehörigfeit des Grunbftäds zum Nachlaffe und feine Eigenschaft 
als Benefizialerbe darthun. Hier werden die Kaufgelder, die nach Befriedigung ber 
Realgläubiger übrig bleiben, an den Benefizialerben gezahlt. 
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II. Die freiwillige ©. wird wie ein fonftiger Aft der freiwilligen Gerichta- 
barfeit durch den Richter nur als inftrumentirende Perfon in Vertretung des An- 
tragfteller8 vollzogen. Die Rechte und Pflichten der Parteien unterliegen daher, 
wie bei einem gewöhnlichen Kaufvertrage der freien Vereinbarung. Nur gewifſe 
Formen find gefeglich geordnet. In diefem Sinne find für Preußen die vielfach 
beengenden Vorſchriften der Allg. Ger.D. I. 25 88 66—74 durch die Verordn. vom 
6. April 1839 und die dazu ergangene Inftruftion vom 20. Mai 1839 umgeftaltet 
worden. Insbeſondere ift dadurch die Nothwendigfeit eines Zufchlagsbeicheides aui- 
gehoben und ftatt defien bejtimmt, daß eine Audfertigung der Lizitationsverhand- 
lung als Kaufurkunde gelten fol. Im Uebrigen wirb nach Feſtftellung der 
Kaufbedingungen auch Hier ein S.patent erlaffen; über die Friften und bie Art 
der Bekanntmachung haben jedoch die nterefjenten ganz zu beflimmen, und einer 
Benachrichtigung der Realberechtigten bedarf es nicht, da deren Rechte durch die Ber- 
äußerung nicht berührt werden. Nur den Vorkaufsberechtigten ift der Bietungstermin 
belannt zu machen. Nach Abſchluß des Kaufvertrages muß das Eigenthum dem Er: 
fteer durch Auflafjung übertragen werben. Auch bei der einem Mündel gehörigen un- 
beweglichen Sache wird nach der neuen Preuß. Vormundſchaftsordn. v. 5. Juli 1875, 
8 44 die Art der Veräußerung, insbeſondere ob fie durch gerichtliche ober notarielle Ber- 
fteigerung oder aus freier Hand erfolgen foll, vom Bormundjchaftsgericht frei beftimmt. 

Lit.; Neber älteres Recht: Sreippeimenn. — — Rafıel 1852. — 
x Merkel, Art. Subhaftation, in Weite’ 3 x. © 54 (1856). — Ein: 
elnes bei Mittermaier, Der gemeine Deutiche Be, Ft. Nr. 6 = Pr Bonn —— — 
Preußen: god, Recht ELLE _ —* neuered Preuß. Recht: 

ernburg, Lehrb,, die Eubfaflationkorbmung vom 15. März 
1869, mit ae . Berl. m Bader, Die Subhaftationsordnung vom 
15. März 1869 erläutert, Fr ufl. Berl. 1880 (berührt auch die freiwillige ©.). — R. Rurls 
baum, Die Preußife Subhaftationzorbnung unter dem Ginfluß der Segen Juſtiz · 
geſetze u. |. w., Stutig. 1879. — Einzelaufſähe in großer Zahl in Gruchot's Beit rigen. 


Subftitution bebeutet im Prozeß in Anwendung auf die Gerichte die Beftel- 
lung eines anderen Gerichtes ftatt des eigentlich fompetenten, wenn das letztere aus 
einem bejtimmten Grunde einen einzelnen Prozeß nicht verhandeln kann oder dazu 
nicht zu bewegen it. Während die Anwendung der auf bie ftaatliche Gerichte: 
organijation in Deutſchland nicht paffenden Lehre von der Delegation (j. dieſen 
Art.) zu der Theorie geführt hat, daß der Landesherr oder der oberſte Gerichtshof 
zur Vornahme einer ſolchen ©. befugt ift, hatten die meiften Partikularprozeßordn. 
biefe Fälle ein für alle Mal feſt geregelt und zwar jo, daß entweder gejeblich ein 
beftimmtes Gericht im Voraus fubftituirt war, oder das vorgeſetzte Obergericht, reip. 
bei Gerichten erfter Inſtanz, welche in verſchiedenen Obergerichtebezirken lagen, das 
böchite Landestribunal die Beftellung des Gerichtes für dem gegebenen Prozeß vor- 
nahm. Den zuleßt erwähnten Grundfa hat auch die Deutiche CPO. 8 36 angenommen. 
Die Wirkung diefer ©. ift die Entftehung eines forum extraordinarium, des fog. 
forum causae avocatae. — 

In Anwendung auf die Prozeßbevollmächtigten, alfo die Prokuratoren und 
Anwälte, war ©. die Beftellung eines weiteren Profurators durch den zunächft von 
der Partei fonftituirten Bevollmächtigten. Die diefe Befugniß für dem lebteren 
ausſprechende Erklärung in der Vollmacht hieß techniſch: clausula substituendi, 
zu unterfcheiben von der fog. clausula substitutionis, d. h. der jofortigen Ernennung 
eines anderen Profurators für den Wegfall des erften (durch Tod, durch Ausfcheiden 
aus dem Anwaltsſtande). Dagegen kann nach der Deutſchen CPO. $ 77, melde 
ein für alle Mal einen beftimmten Umfang ber Vollmacht jeftgejegt Hat, der Prozeß⸗ 
bemächtigte auch ohne daß die Vollmacht jene Klaufel aufweift, fich einen Stell: 
bertreter fubftituiren und für bie Höheren Inſtanzen einen Bevollmächtigten beitellen. 

8it.: ©. zum Art. Prozeßvollmacht u. Mandat. BP. Hinſchius. 
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Euffragan (episcopus suffraganeus) (Th. I. ©. 652) heißt für die Regel 
der einfache, einem Metropolitan ober Erzbifchof unterworfene Biſchof nit Rüdficht 
auf fein Berhältniß zu dem erjteren. Dieſe Bedeutung ift daraus abgeleitet, daß 
suffraganeus im Allgemeinen jeben Kleriker bezeichnet, welcher die Pflicht hat, feinen 
Oberen zu unterftügen. Daher wird ber Ausbrud auch für ſolche Bifchdie gebraucht, 
welche neben einem gewöhnlichen und ordentlichen Diözeſanbiſchof als deffen Vikarien 
und Gehülfen bei der Ausübung der bifchöflichen Weiherechte jungiren, alfo für die 
fog. Weihbiſchöfe ober episcopi in partibus (scil. infidelium), vgl. a. a. O. 
©. 654. Der letztgedachte Sprachgebrauch ift namentlich in der Römifchen Kurie 
nicht felten. 

8it.: Benedicti XIV. PR, de synodo dioecesana libri XII. Lib. XIII. c. 14. — 
P. Hinſchius, Kirchenrecht, I. 9, 28, 178. P. Hinſchius. 


Sühneverſuch (civilproz.). Die Deutſche CPO. gewährt 1) dem Prozeß⸗ 
gericht ($ 268) die Befugniß in jeder Lage des Rechtsſtreites unter den Parteien 
behufs Beilegung beffelben oder einzelner Streitpuntte die Sühne zu verfuchen ober 
fie zu diefem Zwecke vor einem beauftragten oder erjuchten Richter zu verweifen. 
Zu dem Sühnetermin fann auch das perjönliche Erſcheinen der Parteien angeordnet 
werben, jedoch ift an das Ausbleiben derſelben fein Rechtanachtheil geknüpft. — 2) Jeder, 
welcher eine Klage zu erheben beabfichtigt, kann ($ 471) feinen Gegner zum Zwecke 
eines ©. vor das Amtsgericht des allgemeinen Gerichtsſtandes des Iehteren, gleich- 
viel, ob die Klage vor das Amtögericht ober das Landgericht gehören würde, und 
zwar unter Angabe bes Gegenftandes feines Anfpruches, laden. Wenn in dem 
Sühnetermin beide Theile erfchienen find und ein Vergleich zwiſchen ihnen gejchlofien 
worden ift, fo ift derjelbe zu Protokoll feftzuftellen. Iſt aber kein Vergleich zu Stande 
gefommen, jo Tann, jedoch nur auf übereinjtimmenden Antrag beider Parteien der 
Rechtäftreit fofort verhandelt werden, wenn nicht etwa ein jolcher vor das Landgericht 
gehörender Anſpruch in Frage fteht, bei welchem die Prorogation auf das Amts- 
gericht ausgejchloffen ift ($ 40). Die Klage wird in dieſem Falle mündlich erhoben. 
Erſcheint der Gegner im Termine nicht oder ift der ©. erfolglos, jo bleibt dem 
anderen Theil nichts anderes offen, als feinen Anfpruch auf dem gewöhnlichen Wege 
der Klage geltend zu machen, die durch den S. erwachienen Koften werden aber als 
Theil der Koften bes jpäter anhängig gewordenen Rechisſtreites behandelt, jo daß fie 
derjenige, welcher in dieſem unterliegt, zu tragen hat. Für den Fall endlich, daß 
der Ladende nicht erjcheint, wirb es feinem Gegner — die CPO beftimmt darüber 
nichts — freiftehen, die entftandenen Koften von ihm erfeßt zu verlangen, er wird 
diefen Anſpruch aber nur burch beſondere Klage geltend machen können. — 
3) Obligatorifh ift der ©. nur bei Klagen auf Ehefcheibung und auf Herftellung 
des ehelichen Lebens (88 570 ff.). Der Vorſitzende bes Progefgerichtes darf bei 
folchen Klagen den Termin zur mündlichen Verhandlung erft dann anfegen, wenn 
die Sühne verfucht worden it. Zu biefem Behufe hat der Stläger bei dem Amts- 
gericht des allgemeinen Gerichteftandes des Ehemannes die Anberaumung eines 
Termines zu beantragen und den Bellagten dazu zu laden. In dem Termine 
haben die Parteien perfönlich zu erjcheinen, und es können ihre Beiftände zurück⸗ 
gewiejen werden. Erjcheint der Kläger ober erfcheinen beide Theile nicht, fo verliert 
die Ladung ihre Wirkung, d. h. wenn der Släger die Klage weiter betreiben will, 
muß er von Neuem einen Termin zur Sühne nachfuchen. Wenn dagegen blos ber 
Beflagte ausbleibt, fo gilt der ©. ala mißlungen. In dem Termine ift, und zwar 
auch im Iekteren Fall, ein Protofoll aufzunegmen, damit ber Kläger Abſchrift des⸗ 
felben der Klage beilegen und auf dieſe Weife die Anfegung des Termin zur münd- 
lichen Berhandlung herbeiführen kann. Der ©. ift nicht erforderlich, wenn der 
Aufenthalt des Bellagten unbefannt oder im Auslande iſt, demfelben ein fonftiges 
ſchwer zu befeitigendes Hinderniß, welches der Kläger nicht verfchuldet hat, entgegen= 
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fteht oder die Erfolglofigfeit mit Beſtimmtheit vorauszuſehen ift, — Borausfegungen, 
über deren Borhandenfein der Vorſitzende des Prozeßgerichtes ohne vorgängiges Gehör 
bes Beklagten zu entfcheiden hat. 


Ueber ein dem Sühneverfuch ähnliches Berfahren vgl. Gew.D. $ 120a unb bie Art. 
Einigungsämter und — 2 2 4 Hinſchius. 


Sühneverſuch (ſtrafproz.). I. Nach $ 420 der Deutſchen StrafPO. ſoll 
wegen Beleidigungen, die nur auf Antrag zu verfolgen find, um die Zahl ber 
Klagen möglichit zu vermindern, die Erhebung der Klage erft zuläffig fein, nachdem 
von einer durch die Landesjuftizvertvaltung zu bezeichnenden Vergleichäbehörde die 
Sühne erjolglog verfucht worden ift. Dieje Beftimmung ift jedoch nur anwendbar, 
wenn die Parteien in demjelben Gemeindebezirfe wohnen. Eine Sühne- 
verhandlung ift nicht vorgejchrieben, aber an fich nicht unzuläffig, wenn die Be— 
leidigung gegen eine Behörde, einen Beamten, einen Religionsdiener oder ein Mit- 
glied der bewaffneten Macht, während fie in der Ausübung ihres Berufes begriffen 
find, oder in Beziehung auf ihren Beruf, begangen ift (Straf&B. $ 196). Im 
alle der wechjeljeitigen Beleidigung (StrafGB. 88 198, 199), wenn die angeflagte 
Partei eine ihr zugefügte Beleidigung durch Widerklage (StrafPO. $ 428) oder 
nur zu ihrer Vertheidigung geltend macht, ift ein ©. nicht erforderlich. 

U. In Anſehung der Bergleihsbehörde ift den Bundesſtaaten volle 
Freiheit gelaffen, die Beſtellung der Amtsrichter in Feiner Weife auögefchloffen ; vgl. 
d. Art. Schiedsmänner und bei. Jahrbuch der Deutichen Gerichtöverfafjung 
(1880) ©. 857 fi. 

II. Der Antrag auf Vornahme einer Sühneverhandlung ift bei der zuftändigen 
Bergleichbehörbe zu ftellen. Zuftändig ift diejenige, in deren Bezirke der Beſchuldigte 
wohnt. Praktiſch wird dies bejonders in den fällen, wenn für einen Gemeinde 
bezirt mehrere Bergleichabehörben beftellt find. Die von der unzuftändigen Ver— 
gleichabehörbe außgeftellte Beicheinigung über die Grfolglofigfeit des ©. hat feine 
Bedeutung, dagegen behält ein vor einer unzuftändigen Vergleichgbehörde aufs 
genommener Vergleich feine Gültigkeit. — Der Antrag iſt von Demjenigen zu 
ftellen, welcher felbjtändig zur Stellung des Antrages auf Strafverfolgung berechtigt 
ift. In den Fällen der mehrfachen Berechtigung (Straf$B. 88 61, 65, 195, 196, 
232 Abi. 3) gilt ein abgejchloffener Vergleich nur für Diejenigen, welche ihn ab» 
geichloflen haben. 

Durch den Antrag auf Vornahme einer Sühneverhanblung wird die breimonat- 
liche Antragsfrift nicht gewahrt. Der Berechtigte muß daher den obigen Antrag 
fo zeitig ftellen, daß er nach erfolglofer Sühneverhandlung noch innerhalb der drei» 
monatlichen Antragafrift die lage erheben kann; anderer Meinung v. Schwarze, 
Grörterungen, Heft 1 (1880) ©. 45 ff., der die lage in einem folchen alle 
innerhalb der Verjährungsfrift Yeftatten will. 

Zu dem von der DBergleichabehörbe anberaumten Termin find beide Parteien 
zu laden. Ueber die Form der Ladung beftimmt die StrafPO. nichte. Nach der 
Preuß. Schiedsmannsordnung $ 37 joll fie durch den Schiedemann oder in anderer 
zuverläffiger Weife erfolgen. Die Parteien können fich nicht vertreten laſſen, fondern 
muſſen perjönlich erfcheinen, doch befteht fein Zwang zum Ericheinen. Erſcheint der 
Antragfteller in dem Termine nicht, jo bleibt die Sache auf fich beruhen; er 
fcheint der Beichuldigte nicht, fo wird angenommen, daß er fich auf die Sühne 
verhandlung nicht einlaffen wolle. Weber ben Fall, wenn der Beſchuldigte die 
en rg Unzuftänbigfeit der Vergleichsbehörde geltend macht, vgl. Scherer, 

. 841 fi. 

Ueber die Sühneverhandlung wird ein Protofoll aufgenommen. In der Regel 
wird, wenn biefelbe zu einem Vergleiche führt, in biefem feſtgeſetzt, daß der Be- 
ſchuldigte eine beftimmte Summe an die Armen zu zahlen habe. Es fteht aber 
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nichts im Wege, daß der Antragfteller fich jelbft von dem Beſchuldigten irgend eine ® 
Leiftung ausbedingt. Beſtritten ift, ob ein bedingter Vergleich zuläffig ift, 
dafür Turnau, dagegen Löwe. Durch einen Vergleich wird nicht nur bie Privat- 
Hage, fondern auch die öffentliche Klage, d. 5. die Verfolgbarkeit der konkreten Be— 
leidigumg überhaupt ausgeſchloſſen. — Kommt ein Vergleich nicht zu Stande, fo 
ift dem Antragjteller hierüber eine Beicheinigung zu ertheilen. Ueber den Inhalt 
derfelben vgl. Preuß. Schiedsmannsordnung $ 38 Abf. 2 und Hierzu bef. Zurnau’g 
Ausführungen. 

Die Beicheinigung über die Erfolglofigfeit des ©. ift zugleich mit ber Klage 
einzureichen. Das Gericht Hat in jeder Lage von Amtswegen zu prüfen, ob die 
Beicheinigung vorhanden ift. Ein Verzicht des Beichuldigten ift einflußlos, da es 

ch um eine im öffentlichen Interefſe gegebene Vorſchriſt Handelt. Wie der Be- 
Tchuldigte zu jeder Zeit die Abweifung der Klage wegen mangelnden ©. fordern 
ann, jo muß das Gericht in einem folchen Falle das Verfahren (vorläufig) einftellen 
und dem Privatlläger unter Beftimmung einer Friſt aufgeben, den S. nachzuholen 
(anderer Meinung v. Schwarze, Erörterungen, ©. 42). 
” Da Beleidigungen und leichte Körperverlegungen oft ſchwer zu unterfcheiden 
find, fo empfiehlt e& fich nicht, wie es in der Deutſchen StrafBO. Leider gefchehen 
it, den ©. für leichte Körperverlegungen auazufchließen. Hat der Privatkläger wegen 
Leichter Körperverlegung die Klage erhoben, das Bericht fieht aber in der konkreten 
Handlung eine Beleidigung, jo muß auch wol in biefem alle der ©. nachgeholt 
werben, denn es Tann, wie Löwe ©. 695 mit Recht jagt, dem Privatkläger nicht 
zuſtehen, durch eine unrichtige Darftellung der That das Erforderniß des ©. zu 
umgehen. 
Ueber die Koften ber Sühneverhandlung gelten die landesrechtlichen Vorjchriften ; 
dgl. Preuß. Schiedsmannsorbnung 88 40—46. 
Bit.: Bon ben Kommentaren zur Deutſchen StrafPO. bei. Böme (2. Aufl.) und dur 
Kae EN er be een (1880). — Außerbem Scherer — al 
era a chwarze, Erörterungen, Heft 1 (1880) © — 
ih ——e— — ——— Freüdenſtein's in feinem often, 7 
ber Ghrentränfungen (1880) Doch o w 


ESummer, Charles, 8 6. I. 1811 zu Boſton, wurde 1834 Advofat daſ. 
und Dozent in Cambridge, bereifte 1837—40 Europa, wirkte unabläffig für die 
Stlavenemanzipation, wurde 1861 Präfident des Senatslomites für die außwärtigen 
Angelegenheiten, befämpfte 1869 den Johnjon-Glarendon’schen Entwurf eines Ver⸗ 
trags mit England wegen der Wabamafrage und 1870 das Projekt der Annerion 
von San Domingo, erhielt, deshalb mit Grant verfeindet, 1871 feine Entlafjung, 
beantragte mit Schurz 1872 die Einleitung einer Unterfuchung wegen Waffenverfaufg 
ſeitens der Staaten an Frankreich, ging nach Grant’ Wiederwahl 1872 nach 
&uropa, 7 11. III. 1874 zu Wafhington. 

Säriften: —— and public speeches, Bost. 1850. — White sla in the Bar- 

States, Bost. — Recent speeches and addresses, New-York 1856 ss. — ‚The 

arism of re 1860. — Com; er Works, * — ud gb er The Ameri 
337 — Sumner’s reports, Bost. 1834 ss. — Vesey’s reports, 1844—1846, Heraud. 

Sit.: Pierer’s Jahrbb Bd. II. S. 510. — Drake, Dictionary, Boston 1879 
p- 884. Zeigmann. 

Superſizies ift die Oberfläche eines Grundftüds. In übertragenem Sinne, von 
». Wächter „Platzrecht“ verbeuticht, vom Sächſ. BGB. 8 661 „Baurecht4 genannt, 
bezeichnet S. ein dingliches Recht an einem fremden Gebäude oder an fonftigen Anlagen, 
aud Pflanzungen, auf frembem Grundſtück ober an Theilen eines fremden Bauwerks, 
3- B. Kelle, Stockwerk, Dünggrube, bed Inhalts, daß der Superfigiar zwar an dem 
Gebäude, ber Anlage u. !. w. das Recht völliger eigenthümergleicher Diepofition und 
Benutzung habe, dagegen an ber area reſp. an den übrigen Theilen rn Gebäudes nur 
v. Holgenborff, Guc. I. Reötäleriton IIL. 3. Aufl. 
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ein Nutzungsrecht, ſoweit e8 zur Ausübung bed erfteren Rechts unumgänglich ift. 
Natüurlich kann jene eigenthümergleiche Dispofition beim Begründungsakt bi 

und e& Tann jo das ganze Berhältniß zur binglichen Miethe herabgedrückt werben ; 
©. bleibt es dennoch. Die Römer kamen vermuthlich — die Geringfägigfeit des 
Quellenmaterialö geftattet nur eine Vermuthung — auf die Geftaltung eines ſolchen 
Rechtsinſtituts als eines befonderen jus in re aliena in Folge ihres Grundſatzes: 
superficies solo cedit. Wenn ber Grundeigentgümer Jemandem geftattete, auf ſeinem 
Grund und Boden fich ein Haus zu bauen, jo fiel das Erbaute von felbft in Das 
Eigenthum des Grundheren, und das fchien fich ohne Keftftellung eines weit über den 
Nießbrauch Hinausgehenden dinglichen Rechte nicht damit zu vertragen, daß ber 
Superfiziar über den Bau follte beliebig disponiren, ihn auch, wenn er ihn nicht 
mehr brauchte, abbredden dürfen. Das erforderliche dingliche Recht erkannte denn 
das prätorifche Edikt zuerft durch Gewährung eines interdietum de superficiebus 
und einer utilis in rem actio de superficie an, und fo entftand bie ©. ala eine 
Schöpfung des prätorifchen Rechte, während man bis dahin für dergleichen — 
dispofitionen nur den Gefichtspunkt der Vermiethung ober des Verlaufs u 

hatte (fr. 181D. 48, 18. Ueber bie Sehart Lenel, Zeitſchr. f. ei, 
XIV. in fr. 18 $ 4 D. 39, 2). 

Gegenftanb bez fuperfigiarifchen Rechts ift Die area, auf der die Anlage gemacht 
wirb. datt befjefben kann bie Errichtung mit nachfolgender eigenthümergleidher 
Benutzung oder die Benutzung ſchon beftehender, und zwar, wie gejagt, jeber Art 
von Immobilienanlagen fein, obwol die Quellen fih mır Wohngebäude (superficieria 
insula, 3. B. fr. 12 $ 3 D. 6, 2; vielleicht noch Stodwerfe von ſolchen, f. das 
cenaculum in fr. 3 $ 7 D. 48, 17) und nur folche, die der Superfigiar fidh erit 
errichten muß, denken. Jedoch wird man davon außzugehen haben, daß eine ©. 
nur befteht, wenn die Anlage felbft durch ihre Verbindung mit dem Boden zum 
Immobile, zum Beitandtheil der area wird, alfo nicht bei transportablen Buben, 
Zelten u. |. w. Die ©. ift ferner nothwendig ein auf Tängere Beit verliehenes 
Recht, das Röm. Recht verfagte dem die dingliche Klage ganz, der nur „ad modicum 
tempus“ beftellt erhielt, und gab fie felbft dem „non ad modicum tempus* Be 
rechtigten nur causa cognita (fr. 1 $ 3 D. 48, 18). Daher ift die S, auch für 
ein vererbliches und beliebig veräußerliches Recht erklärt und der Superfiziar Tann 
an dem Grundftüd Dienſtbarkeiten begründen, welche jo Lange bauern als feine ©. 
(Windſcheid, $ 223, 58). AR ein Efientiale der S. wird endlich die Ber 
pflichtung bes Superfigiar zur Zahlung eines jährlichen Bodenzinfes (solarium, 
pengio) in ben Quellen Hingeftellt (fr. 74 D. 6, 1), allein Theorie und Praziß Haben 
fi über dieſes Erforderniß hinweggeſetzt und halten wol den Bodenzins nur für 

geboten bei einer beſonderen Art ber Begrändung der S. nämlich bei ber Begrün- 
ar duch Miethevertrag (v. Wächter, 59 ff., 72; Mandıy a. a. ©. 517). 

Begründet wird die ©. durch Bertrag ober Yephwillige Verfügung; hinſichtlich 

ed erfteren ift es befiritten, ob derjelbe immer locatio conductio fein müfle 
—— 28 ff.) oder ob er jeder andere nur nicht loc. cond. fein kömne 
(v. Wächter, 58 ff. 81 ff.) oder ob er in jeder Vertragageftalt auftreten dürfe 
(Mandry, 518). Für das Röm. Recht läßt fich ſtreiten, für das Heutige ift 
bie letzte Anficht die richtigfte, aber die Dinglichfeit des fuperfiziarifhen Rechts ift 
durch die bloße Zufage noch nicht gegeben, dazu bedarf es erft noch der Befik- 
exgreifung feiten® bes Superfiziars. Nichterliche Verfügung und Erfigung wird mar 
nach Analogie der Emphyteuſe zuzulafien haben noch $ 228, 13. 14; 
anderer Meinımg binfichtlich nm Puchta, Inftit., $ 244, )). 

Die Wirkungen der ©. find für den dinglih — Gebrauch nach 
Dispofition ohne Haftung für — ber Anlage, Beſitz an area und An- 
lage gleich dem ded Eigenthümers (beftritten: |. v. Wächter, $ 6 ©. 45 ff., aber 
auch fr. 1 $ 5 D. 48, 16), Quaſibeſitz des Rechts, unbefchrämtte Verfügung über 
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die Anlage (auch Abbruch und Neuerrichtung beliebig, joweit nicht befonders ein⸗ 

gefhräntt) unb über das Recht felbft, dingliche Klage (actio in rem superficiaria, 
7 publizianiſch) gegen jeden Eingriff in die Rechtsausübung; ja ſelbſt bie dem 
Eigenthümer zuftehenden Klagen hat ber Superfigiar wtiliter, wie actio confessoria, 
(Analogie von fr. 16 D. 8, 1), operis novi nuntiatio (fr. 3 $ 8 D. 89, 1), neben 
dem Eigenthümer (fr. 89 $ 2 D. 89, 2). Andererjeit3 muß der Superfigiar nad 
Analogie der Emphyteufe und bes Riekbrauche die Laften und Unterhaltungstoften 
des Immobile, joweit jein Recht reicht, allein tragen. Der Eigenthümer hat dem 
Superfiziar gegenüber Teine Rechte an dem eingeräumten Immobile, insbeſondere 
fein Nutzungsrecht, feinen Rautiondanfpruch, nur ein Recht auf den Bobenzins und 
auf Räumung am Ende. 

Die Beendigung der S. hat gegenüber den Beendigungsarten anderer dinglicher 
Rechte keine Beſonderheit; jedoch ob und wie Untergang durch Verjährung (Erfigung 
der Freiheit oder bloßer Richtgebrauch) anzunehmen, ob Dereliktion zuläffig fei, ob 
die bei der Emphyteuſe gültige Privation, 3. B. wegen zweijähriger Richtzahlung des 
Bodenzinſes, auch Hier zur Anwendung fomme, das find beftrittene, auß ben Quellen 
nicht zu entfcheibende Fragen (ſj. Brinz, $ 205, 18—17; Arndts, $ 200, 5). 

Die S. findet fich in den neueren Deutſchen Gejehgebungen, jedoch in ver— 
ſchiedenen Auffafjungen. Das Bayrifche ER. betrachtet fie, der früher herrſchenden 
allgemeinen Theorie entiprechend, ala getheiltes Eigenthum (dominium utile), das 
Preuß. ER. ftellt fie zu ben „Grundgerechtigkeiten,” das Sächſ. BGB. 5 661 kennt 
fie ala „Baurecht“ und „Kellerrecht“ umd behandelt fie ala ein jelbftänbiges Recht neben 
Grund⸗ und Perfonalfervituten. Im Gebiete des Defterr. BEB. dagegen Inüpft fich 
eine fuperfiziarifche Berechtigumg Lediglich an die Entrichtung eines Bodenzinfes, fo 
daß dieſer für Die Erlangung eines erblichen Nutzungsrechts an einer Grundſtücks- 
oberfläche die nothwendige und einzige Vorausſetzung bildet; ber Bodenzins fteht 
neben den Inftituten der Erbpacht und des Erbzinfes als Veranlafſſung getheilten 
Eigenthums ($$ 1125, 1147). Der Code civil endlich kennt die ©. gar nicht; 
dennoch geftehen bie Srangöftfchen Rechtsgelehrten die —— Möglichkeit ind 
Vorkommens zu (Zahariä-Budelt, Yranz. un 8 195, 5; 8 198 
beſonders Note 2). Da, wo die ©. rezipirt worden ift, ift fie übrigens in ihrer 
gemeinzechtlichen Geftalt rezipirt; die Abweichungen, welche fich finden, find meifteng 
nur formeller Natur, fie betreffen die Formalität des Begründungsakts, ben Einfluß 
der Ablöfungsgejege u. dgl. (j. v. Roth, Bayr. Civilrecht, U. $ 288; Dern- 
burg, Preuß. Privatrecht, I. $ 289). 

Quellen: D. 48, 18 de superficiebus. — Bruns, Fontes jur. rom. antiq., 4. Ausg., 
p. 222, 223. 

git.: v. Wächter, Das 6: ars ober t, 1868 (in Sammlung von Abhanbl. 
ber Mitglieder her Sure Pan Bo); dafelb ©. Er N die gemeinze liche 
Spezialliteratur und von ©. harregtt iches. egentolb, Plaß⸗ 
zecht und aniethe, 1867, a 1m — — ben beiden genannten "Werten: Kun] n 
gt 2 zur en Sehrb. der Bandelten: Mrndts, Bein, 

2. Aufl., — Goſchen 8 327; Reller, J. 8 217; A 
Seuffert, L 88 190-192; he, 1.8 38. 


Enperintendent, Generaliuperintenbent (Tb. I. ©. 680). Die ©. 
(auch Inſpektoren, Pröpfte, Metropolitane, Dekane genannt, — das Amt Tommt 
ſchon in den früheften Zeiten der Reformation vor, ſ. a. a. O. ©. 675) — 
find in ben evangelifchen Landeskirchen Deutichlands diejenigen Beamten bes 
landesherrlichen Kirchenregiments, welche daſſelbe auf niebrigfter Stufe innerhalb 
eines Komplexes ihnen zugetheilter Pfarrfprengel (den ſog. Didzefen, Ephorien, 
Inſpektionen, Propfteien) ausüben. Zu ihrem Berujsfreije gehört einmal die Aus- 
übung — tirchenregimentlicher Handlungen, jo z. B., jedoch nicht überall 
G. a. a. ©. ©. 682 und den Art. Ordination), bie Ertheilung kai Ordination, 
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dein Nutzungsrecht, joweit es zur Aue”  umntanzen, bie Henn 
Naturlich kann jene eigenthämer” 2” zo. ben Grben ber Ichteren 
und «8 Tann fo das ganze * zn, bie Ginführung ber ua: 
©. bleibt es dennoch. 7 „= (Didzefan« 2c.) Symoden, mlıh | 
Quellenmateriala gefr -” zinper wichtige Fälle. Ferner find ie | 


























Rechtsinſtituts als . ztreife, welche perjönlich Kenntniß von | 
superficies solo ce ,': Miltniſſen zu nehmen haben. Eie habın | 
Grund und Bor " #zvchte, die Amtöverwaltung und ben Warden | 
igenthum bes es ad religiöfen Berhältniffe der Gemeinden, über | 
Nießbrauh 6’ znflicher Siehesthätigleit und bie Abminiftetier | 
Superfiziar * eh öpren. Mit der jetzt in Deutſchland jaft über 
mehr brau Anhlichen Jurisdiltion in Eheſachen ift die ihnr | 
das prät * uſtehende Betheiligung jortgefallen. Die Emennung 
und ein immer, Reſervatrecht des Landesherrn, und der Preris 
Schöpf welche ſich in ihrer Amtsführung bewährt haben und 
dispo on oder ein anderes übernehmen, ausgewählt. — Chin: 
hattı jahrh. fommt es vor, daß ala höheres Auffichtängen der 
xI andes oder einer beftimmten Provinz ein fog. General: 


mitunter auch im Gegenfag zu den Metropolitanen, fo in Kur 
igenfah zu ben Pröpften, z. B. in Medienburg, blos ©. gmamı 
ineichtung, welche noch Heute, 3. B. in Altpreufen, Schlem. | 
im Großherzogtum Heffen, befteht. Sie haben bie Aus: | 
ju führen und find die Organe der oberen Kirchenbehörben, dern | 
ie gewöhnlich find, um biefe in unmittelbarer Beziehung zu den ihn: 
‚ten Äirchlichen Streifen zu erhalten. 
un  giegler, Superintendens, Viteb. 1687 u. 5. — Lehm H jo superit- 

git: Kia. 1725. — Schmidt, Der Wirkungetreis a 

ei icche Preußens, Queblinb. 1887. P. Hinfgint. 
os 

Eußpenfion (Th. I. ©. 662, 686), d. h. in der katholiſchen Kirche di 

entziehung der Ausübung, reſp. des Genuſſes der aus dem geiſtlichen Amte br 
niepenben Rechte auf unbeitimmte oder beftimmte Zeit. Im erfteren Falle hat dr 

. ben Charakter der censura, im lebteren den der Strafe im engeren Ein 
jpoena vindicativa, f. d. Art. Cenfuren u. 25.1. ©. 153). Endlich kann die@. out | 
noch die Natur einer proviforifchen oder Sicherungsmaßiregel haben, um bie Kit | 
gegen mögliche Nachtheile zu fichern (4. B. wenn ein Geiftlicher zur Krimint 
unterfuhung gezogen wird). Sowol als Genfur wie als Strafe kann die & 3 
jare ober a homine verhängt, d. h. Ion ala Folge gewiffer Handlungen ven 
Geſetz feſtgeſetzt fein ober erſt ala angemefjenes Genfur- oder Strafmittel für em | 
beftimmten Fall vom kirchlichen Oberen ausgeſprochen werden, ferner kommt feat 
in ihren beiden Arten als s. latae sententiae ober 5. ferendae* sententige DOT. 
d. h. fie tritt ohne Weiteres mit ber Begehung ber bedrohten Handlung oder et | 
in Folge befondern Erkenntniſſes bes geiftlichen Oberen ein. Berechtigt zur dr | 
hängung find bie Inhaber der ordentlichen Jurisdiktion aljo ber Papft, die Er 
bifchöfe (diefe aber nur in ſehr befchränkter Weile), die Biſchöfe über die ihn 
untergebenen Perſonen, fowie die lofteroberen über ihre Regularen. Ebenſo bad: 
diefelben Beamten für die Regel das Recht zur Aufhebung (absolutio) ber S. Zi 
Berhängung der s. ferendae sententiae ſeht übrigens ein ſchwereres Vergehen, md: 
Iofe Mahnung, vorgängige Androhung, förmliche Unterfuchung und einen darau 
gegründeten, dem Xngeflagten publizirten Urtheilsſpruch voraus. Ihrer Bir 
nad) kann die ©. fein eine plena oder generalis, d. h. gleichzeitig eine 8. ab ordint- 
ab officio und a beneficio, fie entzieht dann dem bavon Betroffenen bie Ausübung 
der Weiherechte, der aus der Regierungsgewalt (iurisdictio) berfließenden Berugnifi 








\ Suftentationsgeld — Symbole. 837 


uß, ſowie die Abminiftration der das Benefizium bildenden Vermögens- 
jeitö Tann aber auch bloß eine s. ab ordine oder a beneficio vor- 
en die s. ab officio nicht allein die Ausübung der Jurisdiktions- 
8 die der Rechte des ordo hindert. Möglich ift endlich auch, daß 
‚ur auf einzelne Funktionen des ordo (3. B. die Ertheilung der Weihen) 
‚elne Akte der Jurisdiktion (wie auf das Beftätigungsrecht der zu geiftlichen 
‚ern Be bezieht. Schließlich ift noch der s. ex informata conscientia 
„a gedenfen, d. h. des Rechts des mit der ordentlichen Jurisdiktion verjehenen 
Änhlichen Oberen, bie ihm untergebenen Kleriker ohne formalen Beweis blos auf 
Grund feiner Neberzengung wegen geheinter Vergehen ab ordine und ab officio (nicht 
aber a beneficio) zu fuspenbiren, deren Motive der Obere nicht dem Sußpendirten, 
Iondern allein, wenn ber letztere den ihm zuſtehenden Rekurs an ben päpftlichen 
Stuhl ergriffen hat, dieſem darlegen muß. Die Verlegung ber ©. zieht für den 
betreffenden @eiftlichen die Jrregularität, Privation des Benefiziums, ja jelbft Ab- 
fung nach fich. — Die evangelifche Kirche kennt die S. ebenfalls als proviforifche 
Maßregel, ferner aber kommt fie auch freilich jeltener (3. B. in Sachſen, Bayern, 
Bürttemberg, nicht aber in Altpreußen) ala Strafe vor; im letzteren Fall wird fie 
auf Zeit außgefprochen und bezieht fich bei Teichteren Vergehen blos auf die Amts- 
hunftionen, bei ſchwereren auf diefe und die Amtseinkünſte. Die zur Verhängung 
der S. Tompetenten Behörden find die Konfiftorien. 
— Kathol. Kirchenrecht en Die Suapenfion " ber Kirchendiener, aabtıgen 
J. H.Boehmer, Jus parochiale Sect. II. c. 13 


je 
t, 7. i %, © 
PET —2 8* bon Dove, $ 30; j. au P. H — a e Gef, 


Er ſeentatiensgein (Th. I. ©. 858) iſt dasjenige Geldquantum, welches 
den noch nicht im Befitze einer Apanage befindlichen, elternloſen Prinzen und 
Tringeffinnen des regierenden Haufes nach Vorſchrift der Hausgeſetze jo Tange gezahlt 
wird, 6i8 biefelben zum Genuffe einer Apanage gelangen. Außerdem Tommen die 
Zuftentafionen flet dann in Wegfall, wenn die biäherige Empfängern fich ver- 
Yeirathet. Nach einzelnen Hausgeſehen ift auch bei Lebzeiten der apanagirten Prinzen 
die Zahlung don Suftentationen an deren Kinder ftatthajt, wenn dieje fo zahlreich 
And, daß bie dem Dater außgefeßte Apanage zu ihrem flandesmaßigen Unterhalte 
nicht ausreicht. Meiftens find die Suftentationägelber gegen die Beſchlagnahme 
dur Gläubiger entweder ganz ober zu zwei Dritteln geſchützt. Auch findet fich 
die Beftimmung, daß Suftentationen ebenfo wie Nabelgelber und Apanage nur im 
Yande verzehrt werben bürfen. Ueberall ift ihr Bezug von der Abftammung aus 
einer dhhpngeeſehtic gültigen Ehe abhängig. 


Duellen: Baben: Apana vd. 21. Juli 1 — Bayern: Yamiliengejege von 
Pe u. —— zit. VI. — Haußgel. v. 1828 88 30 ff. % en 
otha, “ 
Lit. Sure —S Au zen t8, 5. Aufl. I. Th. S. 785. — 
$. Meyer, Lehrbuch bes Beute, Gaalteit, . 215, 216. — Ueber Preußen vergl. 
9. Schulze, Preuß. Staatsrecht, I F. Brockhaus. 


Symbole, Belenntnißichriften, Bekenntnifſe find die Formulirungen der Auf⸗ 
‘fung bee chriftlichen Offenbarung ober die Zufammenfaffungen bes Inhalts bes 
Glaubensbewußtſeins ſeitens ber einzelnen Kirchen. Die ©. ber katholiſchen Kirche 
Änd da von dem Konzil zu Nicka v. 325 formulicte (s. Nicaenum) und von der 
erften Synode von Konftantinopel vom Jahre 881 ergänzte Belenntniß (s. Nicaeno- 
Constantinopolitanum), neben welches ſodann noch bad s. Ephesinum (auf ber 
zn zu Gphefus im Jahre 431 aufgeftellt) getreten ift, ferner das fog. =. 

Athanssianum (nad) den Anfangsworten auch s. Quicungue salvus esse genannt, 
zieht von Athanafius, + um 377, fondern erft im 5. en abgefaßt), das 
Rateranenfifche von 1215 (in c. 1. X. de summa trin. I. 1), das Viennense von 


836 Suspenfion. 


die Anordnung der vorläufigen Amteverwaltung bei Pfarrvalanzen, die Regalinıng 
ber Berhältniffe zwifchen ben früheren Amtsinhabern, reſp. den Erben ber Ickteren 
und den Nachfolgern, die Leitung der Piarrwahlen, die Einführung der neuan- 
geftellten Geiftlichen, das Präſidium auf den Kreig- (Didzefan- zc.) Synoben, endlich 
die Ausübung des Dispenfationgrechtes für minder wichtige Fälle. Ferner find fie 
die Auffichtsorgane für die einzelnen Piarrkreife, welche perſönlich Kenntniß von 
allen biejelben betreffenden kirchlichen Verhältniſſen zu nehmen Haben. Sie hab 
aljo die unmittelbare Aufficht über die Lehre, die Amtsverwaltung und dem Wandel 
der Geiftlichen, über bie fittlichen und religiöfen Verhältniffe der Gemeinden, über 
die denjelben gehörigen Anftalten chriftlicher Liebesthätigfeit und die Adminiſtration 
des kirchlichen Vermögens zu führen. Mit der jegt in Deutichland jaſt überall 
eingetretenen Bejeitigung der kirchlichen Jurisdiktion in Eheſachen ift die ihnen 
früher an der Eherechtäpflege zuftehende Betheiligung fortgefallen. Die Emennung 
ift meiftens, freilich nicht immer, Reſervatrecht des Landesherrn, und der Praris 
nach werden dazu Pjarrer, welche fi in ihrer Amteführung bewährt haben und 
ihr früheres Pfarramt behalten oder ein anderes übernehmen, ausgewählt. — Eben 
falls jchon feit dem 16. Jahrh. fommt es vor, daß ala höheres Auffichtsorgan den 
©. eines beitimmten Landes oder einer beftimmten Provinz ein fog. General: 
juperintendent (mitunter auch im Gegenfag zu den Metropolitanen, fo in Kur 
heſſen, und im Gegenfaß zu den Pröpften, 3. B. in Mecklenburg, blos ©. genannt) 
vorgeſetzt ift, eine Einrichtung, welche noch Heute, 3. B. in Altpreußen, Schleswig 
Holftein, Kurheſſen, im Großherzogtum Heften, befteht. Sie haben die Auffict 
über die ©. zu führen und find die Organe der oberen Kirchenbehörden, dem 
Mitglieder fie gewöhnlich find, um dieſe in unmittelbarer Beziehung zu den ihnen 
untergeorbneten firchlichen Kreijen zu erhalten. 

Sit.: Ziegler, Superintendens, Viteb. 1687 u. 5. — Lehmann, De officio superin- 
tendentis, Chemn. 1135. — Schmidt, Der Wirkungdfreis zc. bes Superintenbenten m ber 
evangel. Kirche Preußens, Quedlinb. 1887. 2. Hinfgins. 


Enöpenfion (Th. I. S. 662, 686), d. h. in der Tatholifchen Kirche die 
Entziehung der Ausübung, reip. des Genufes der aus dem geiftlichen Amte her 
fließenden Rechte auf unbeftimmte oder beitimmte Zeit. Im erfteren Falle hat bie 
©. den Charakter der censura, im leßteren den der Strafe im engeren Einne 
(poena vindicativa, f. d. Art. Genfuren u. Th. 1. ©. 153). Endlich kann die ©. auch 
noch die Natur einer proviſoriſchen oder Sicherungsmaßregel haben, um bie Kirche 
gegen mögliche Nachtheile zu fichern (3. B. wenn ein Geiftlicher zur Kriminal⸗ 
unterfuhung gezogen wird). Sowol als Genfur wie ala Strafe kann bie ©. a 
jure oder a homine verhängt, d. 5. ſchon ala Folge gewifjer Handlungen vom 
Geſetz jeitgejegt fein oder erſt als angemeflene® Genfur- oder Strajmittel für einen 
beftimmten Fall vom kirchlichen Oberen ausgeſprochen werben, ferner kommt fie aub 
in ihren beiben Arten als s. latae sententiae ober s. ferendae” sententiae vor. 
d. h. fie tritt ohne Weiteres mit der Begehung der bedrohten Handlung oder erft 
in Folge bejondern Erfenntniffes des geiftlichen Oberen ein. Berechtigt zur Be- 
hängung find die Inhaber der ordentlichen Jurisdiktion, aljo der Papft, bie Er: 
bifchöfe (diefe aber nur in jehr beſchränkter Weiſe), die Biſchöfe Über bie ihnen 
untergebenen Perfonen, ſowie die Klofteroberen über ihre Regularen. Ebenſo haben 
diejelben Beamten für die Regel das Recht zur Aufhebung (absolutio) der &. Die 
Berhängung ber s. ferendae sententise jeht übrigens ein ſchwereres Vergehen, frucht 
loſe Mahnung, vorgängige Androhung, fürmliche Unterſuchung und einen darau' 
gegründeten, dem Angeklagten publizirten Urtheilsſpruch voraus. Ihrer Wirkung 
nad) kann die ©. fein eine plena ober generalis, d. h. gleichzeitig eine s. ab ordine, 
ab officio und a beneficio, fie entzieht dann dem davon Betroffenen die Ausübung 
der Weiherechte, der aus ber Regierungagewalt (iurisdictio) herfließenden Befugnifle 
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und den Genuß, fowie die Abminiftration der das Benefizium bildenden Vermögens- 
ftüde, anbererfeit? Tann aber auch blos eine s. ab ordine oder a beneficio vor⸗ 
fommen, wogegen die s. ab officio nicht allein die Ausübung der Jurisdiktions- 
iondern auch ftetß die ber Rechte des ordo hindert. Möglich ift endlich auch, daß 
die 5. fich nur auf einzelne Funktionen des ordo (3. B. die Extheilung der Weihen) 
oder einzelne Akte ber Jurisdiktion (mie auf das Beſtätigungsrecht ber zu geiftlichen 
Aemtern Promovirten) bezieht. Schließlich ift nod) der s. ex informata conscientia 
wu gebenten, d. 5. be Rechts des mit ber ordentlichen Jurisdiktion verſehenen 
firhlichen Oberen, bie ihm untergebenen Kleriker ohne formalen Beweis blos auf 
Grund feiner eberzengumg wegen geheimer Vergehen ab ordine und ab officio (nicht 
aber a beneficio) zu fuspenbiren, deren Motive der Obere nicht dem Suspendirten, 
iondern allein, wenn ber letztere ben ihm zuftehenden Rekurs an den päpftlichen 
Etuhl ergriffen bat, dieſem barlegen muß. Die Verlegung ber ©. zieht für den 
betreffenden @eiftlichen die Irregularität, Privation des Benefiziums, ja ſelbſt Ab- 
iegung nach fi. — Die evangelifche Kirche kennt die S. ebenfalls ala proviforifche 
Moßregel, ferner aber kommt fie auch freilich feltener (3. B. in Sachſen, Bayern, 
Bürttemberg, nicht aber in Altpreußen) als Strafe vor; im Ießteren all wird fie 
auf Zeit auögefprochen und bezieht fich bei Teichteren Vergehen blog auf die Amt3- 
iunftionen, bet ſchwereren auf diefe und die Amtseinfünfte. Die zur Verhängung 
der S. Tompetenten Behörden find die Konfiftorien. 

Lit.: Kathol. Kirchenrecht: — Die Suspenfion der Kirchendiener, zübingen 
1882. — Proteftant. Kirchenr J. H. Boehmer, Jus parochiale Sect. III. c. SS 13 as. 


Bienen en, en zaufl. oem Dove, $ 230; j. au P. ea, Den Preuß. 


— —— (Th. I. ©. 858) iſt dasjenige Geldquantum, welches 
den noch nicht im Befitze einer Apanage befindlichen, elternloſen Prinzen‘ und 
Fringeffinnen bes regierenden Haufes nach Vorſchrift der Hauägefehe fo Lange gezahlt 
wird, bis dieſelben zum Genuffe einer Apanage gelangen. Außerdem Tommen die 
Suftentationen ſtets dann in Wegfall, wenn die bisherige Empfängerin fich ver 
rirathet. Nach einzelnen Hausgeſehen ift auch bei Lebzeiten der apanagirten Prinzen 
die Zahlung von Suftentationen an deren Kinder ftatthaft, wenn dieſe jo zahlreich 
find, daß die dem Bater außgefegte Apanage zu ihrem flandeamäßigen Unterhalte 
nicht ausreicht. Meiftens find die Suftentationggelber gegen die Beſchlagnahme 
durch Gläubiger entweder ganz oder zu zwei Dritteln geſchützt. Auch findet ſich 
die Beſtimmung, daß Suſtentationen ebenſo wie Nadelgelder und Apanage nur im 
Yande verzehrt werben bürfen. Ueberall ift ihr Bezug von der Ahftammung aus 
einer, oenngekulich gültigen Ehe ae ig. 

nellen: Baben: we eieh d. EIN gJuli 1889. — Bayern: Aamitiengeiepe von 
ne. 1816 u. 1819, en * Arttemberg: Hausgeſ. v. 1828 88 30 urg⸗ 


Gotha, deusgeſen v. 1855 $$ 98 ff. x. 

Rit.: —8 L, Gamblahe —* gem. Deutſchen at re . h. ©. 785. — 
8. Meyer, Lehrbuch bes Zeutfchen ——e— 215, 216. — —— Parken vergl. 
9 Sänize, eub. Staatsrecht, I. F. Brockhaus. 


Shubole, Bekenntnißſchriften, Bekenntniſſe find die Formulirungen der Auf 
iaffung der ehrifilichen Offenbarung oder die Zufammenfaffungen des Inhalts des 
Glaubensbewußtſeins feiten® der einzelnen Kirchen. Die ©. ber fatholifchen Kirche 
find das von bem Konzil zu Nicka dv. 325 formulirte (s. Nicaenum) und von ber 
erſten Synode von Konftantinopel vom Jahre 881 ergänzte Bekenntniß (s. Nicaeno- 
Constantinopolitanum) , neben welches ſodann noch das s. Ephesinum (auf ber 
Eynode zu Ephefus im Jahre 481 aufgeftellt) getreten ift, ferner das fog. s. 
Athanasianum (nach den Anfangsworten auch 8. Quicungue salvus esse genannt, 
bon Athanafius, + um 377, fondern erft im 5. Sm abgefaßt), das 

Lateranenfifche von 1215 (in c. 1. X, de summa trin. 1. 1), das Viennense von 
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1311 (in Clem. 1. de eod. tit I. 1), die Anweifung Eugen's IV. für bie Armenier 
behufs ihrer Bereinigung mit der Tatholifchen Kirche vom Jahre 1487 und enblid 
die von Pius IV. auf Grund des Konzils von Trient im Jahre 1564 publüirte 
ſog. professio fidei Tridentins (durch Dekret Pius’ IX. vom 20. Januar 1871, Anh. 
für Tatholifches Kirchenrecht XXXVII. 466, durch einen auf daB vatikanifche Konzil, 
ſowie den Univerjal-Epistopat und die Unfehlbarleit bes Papftes bezüglichen Zulah 
erweitert). In diefen ©. ift nach der Tatholifchen Lehre unter Mitwirkung des 
h. Geiftes ber rechte Sinn ber 5. Schrift niedergelegt worben, unb daher kann 
die letztere nicht zur Berichtigung der ©. angewenbet werben, vielmehr it jede 
Auslegung der Bibel an die ©. gebunden. Cine Abänderung der ©. ift vom 
katholiſchen Stande aus ebenfall® nicht denkbar, vielmehr nur eine Grgängmg 
derjelben in Bezug auf bisher nicht Mar formulirte Punkte behufs Gicherftellung ber 
bisherigen Lehre. Für das Tatholifche Kirchenrecht Haben die S. Bedeutung infofern, 
als die beiden zuletzt genannten gewwiffe Punkte enthalten, welche die Beriaffung 
(den Primat) betreffen, fie aljo deswegen ala Rechtäquellen betrachtet werden finnen: 
ferner infofern, als ber Glaube an bie in den ©. gelehrten Sätze Bebingung der 
Rechtgläubigkeit ift und bie Abweichung von ihnen bie Keherei, d. h. ein Firchliche 
Vergehen, bildet, enblich infofern, als eine rechtliche Verpflichtung zur Ablegung der 
professio fidei Trident. für die zur katholiſchen Kirche zurücktehrenden Häretiter, 
fowie für Die zu beneficia maiora, zu Dignitäten oder Kuratlanonilaten an Kathedral- 
tapiteln, und zu Geelforge-Aemtern Promovirten, endlich für die Kloſter⸗Oberen 
befteht. — Die beiden evangelifchen Kirchen erkennen das s. Nicaenum, Nicaeno- 
Constant. und Athanasianım gleichfalls an. Außerdem find der lutheriſchen Kirk 
eigenthümlich 1) die Augustana Confessio (A. C.) von 1530, 2) die Apologia 
Confessionis von 1581, beide Yateinifch und deutſch von Melanchthon verfaßt; 
3) die Schmalfaldifchen Artikel von 1597; 4) ber große und Heine Katechismus 
Suther’3 von 1529, und 5) die Konkorbienformel von 1580, welche lehtztere aber 
nicht. in allen Lutherifchen Landeskirchen angenommen ift. Die reformirte Kirk 
endlich befigt, abgefehen von ben brei alten ©., kein allfeitig anerfanntes €.; die 
in ben einzelnen reformirten Kirchen, xejp. Gemeinden in Deutfchland geltenden & 2 
find 1) die veränderte Augsburgiſche Konfeffion (fog. Variata) don 1540, 2) der 
Heidelberger Katechiamus vom Jahre 1563 (diefe beiden find am meiften verbreitel, 
8) die Confessio Marchica des Kurfürſten Johann Sigismund von Brandenbunz 
von 1614 und 4) die Confessio Gallicana von 1559. Die evangelifche Kirk 
betradtet die S. nur ala Zeugniffe, wie die Kirche zu einer beftimmten Zeit dee 
Wort Gottes außgelegt Hat. Der Maßſtab für ihre Richtigkeit ift allein das Ichten. 
Daher find die ©. an fich nicht unabänderlih, und es ift aus demſelben Gumde 
nicht gerechtfertigt, ber Kirche die Befugniß zur Außerkraftfegung oder Ahänbermg 
eines ©. abzuſprechen. Auch in ber evangeliichen Kirche geben die S. ben Wit 
ftab für bie Zugehörigkeit einer einzelnen Perſon zu ber einen ober anderen Lirte 
ab, und ebenjo kommt in derfelben eine allerdings in Betreff des Verhältniffes der 
bindenben Kraft der h. Schrift und der ©. fehr verichiedenartig formulixte Br 
pflichtung der anzuftellenden Geiftlichen vor. Wenn man endlich heut auch einig 
ift, daß weder der Geiftliche noch das einzelne Mitglied der Kirche an den gr 
jammten wörtlichen Inhalt der Belenntniffe gebunden fein Tann, fo beſteht bad 
über das Maß biefer Verpflichtung ein Schwanken, welches ſich aus ber Lage dr 
— ga Kirche und dem Streite der verkhiedenen theologiſchen Richtungu 
erklärt und erſt dann, wenn die gegenwärtige Enttvidelungaphafe zu einem Teften 
a giant it, wird überwunden werben können. 
zu bem Art. Bekenntnißzwang. 2. Hinigins 

Syndikat ift zunächft bie Stellung des mit der Beſorgung gerichtlicher Ge 
ſchafte beauftragten Beamten (syndicus) einer Korporation. Hieran Mmüpft fih der 
Ausdruck S.atlage; f. darüber diefen Art. und Wetzell, Syftem des Eiv.Pr 
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s 36, U. 14. Sodann wird unter ©. auch die Anſtellungsurkunde verftanben, 
durch welche fich jener Beamte zum Prozeß legitimirt. Weber die Formen berfelben 
enthalten bie Landesgeſehe wiehtach beſondere Beftimmungen. Bayer, Vortrãge, 
8 112. Bgl. auch das Preuß. Geſ. betr. die Landgemeinde-Berfaffungen in ben 
ichs Öftlichen Provinzen, vom 14. April 1856, 8 20, Nr. 3. Nachdem indeffen 
durch die REPO. der Anwaltszwang eingeführt ift, werben bie Korporationen regel« 
mäßig ebenjo wie Privatperfonen burch Anwälte im Prozeß vertreten, für deren 
Bevollmächtigung die allgemeinen Regen (CPO. SS 74 ff.) gelten. [13 


ESyudikatuklage Heikt nach Gemeinem Recht die Mage, durch welche ber 
durch eine ungerechte Amtehandlung eines richterlichen oder nichtrichterlichen Beamten 
Geſchädigte von diefem Beamten Schadenzerjak fordern Tann, jofern derjelbe argliflig 
oder mit grober Wahrläffigkeit gehandelt hat. Nach Nömifchem Recht ging die 
Klage nur gegen ben judex, qui litem suam fecit, und zwar mur auf bie litis 
aestimatio, die Prozekfumme; fie gehörte zu den Klagen aus ben Quwafibefikten. 
Die älteren Deutihen RGeſ., insbejondere die RRGO. von 1555 umb der IRA. 
von 1654 beftätigen die ©. ausdrücklich und geben ber Partei die Macht, „die 
Urtheiler, fo angezeigter Geftalt gehandelt (ex affectu, nicht ex justitia geurtheilt), 
ad Syndiestum zu ftellen“. Der Name ©. rührt auß dem Italieniſchen Statntar- 
zecht her, wo syndici die Beamten hießen, welche über ben judices unb magistratus 
fanden. Kontrovers ift, ob die ©. nur bei dolus oder bei dolus und lata culpa 
ober fogar auch bei culpa levis Plaß greife. Das Gemeine Recht nennt ala Voraus⸗ 
Teßungen dolus und imprudentis, wonach meines Grachtens eine Beſchränkung auf 
den dolus als ungerechtfertigt erfcheint; andererſeits werweift die KEO. bei „DBer- 
Teben, Unfleiß, Unwiſſenheit oder Irrſal der Richter” auf bie orbentlichen Rechts- 
müktel, jo daß das andere Ertrem ebenfo auszuſchließen iſt, und man zu der oben 
vertretenen Mittelmeinung tommt, welche in ber allgemeinen Gfleichftellung won 
dolus und late culpa eine weitere Stübe findet. Ferner ift ftreitig, ob die ©. nur 
ein fubfidiärer Rechtsbehelf ſei, d. h. erft dann eintrete, wenn bie Rechtsmittel 
gegen das ungerechte Urtheil oder bie beichwerende Verfügung angewendet tworben. 
Die Subfidiarität der S. ift nirgends ausgeſprochen, hochſtens iſt in der KGO. 
(8 10) dem Berleten die Alternative zwiſchen den beiden Wegen gegeben; aus 
allgemeinen Grundfäßen folgt indeflen, daß die ©. fofort angeftellt werben kann, 
Tobald ein Schaden entftanden ift, alfo mit der Verkundung des ungerechten Urteils, 
wie denn auch ein beflätigendes Urtheil höherer Inſtanz ben Unterrichter, der dolos 
ober in grober Sahrläffigfeit gehandelt Hat, nicht von feiner Haftung en Tönnte, 
Tondern eventuell nur den Oberrichter gleichfalls verbindlich ma 

Die Praris bat die S. von ber eigentlichen richterlichen — auf die 
Alte ber freiwilligen Gerichtsbarkeit (nach Analogie der Klage gegen bie Ober- 
vormundichaitsbehörbe) und weiter auf die Amtshandlungen ber nichtrichterlichen Be- 
amten ausgedehnt und gewährt immer ben vollen Schabenserfah. Iſt die ſchaͤdigende 
Handlung von einem Beamtentollegium ausgegangen, fo haften nn ber richtigen 
Anficht die Fimmtlichen Mitglieder des Kollegiums ſolideriſch wird inbeffen 
mehreren gleich Schulbigen bie ‚exceptio divisionis und ben ganz Unten die 

excussionis ober doch ein — an die Schuldigen nicht zu verſagen ſein. 

Die Erben des Beamten haften nach der generellen Regel nur bis zum Betrage 

Der Bereicherung. Inwiefern der muthwillige Anfteller der ©. fich eine Beſtrafung 

zu beftimmt fich bei bem jehigen Wegfall ber Succumbenzſtrafen Bier nach 
S 164 bes StrafB. (Falfhe Ankhuldigung — „Verlehung einer Amtspflict”.) 

Die Frage, inwieweit dex Staat felbft für die Amtähandlungen feiner Beamten 
auizulommen babe, gehört zu Den interefianteften ſtaatsrechtlichen Kontroverſen, if 
aber Hier nicht mit zu behandeln, ba die betreffende Klage gegen den Staat nicht 
S. genannt wird. Im Uebrigen vgl. darüber Windſcheid, Pandelten, 4 470, 
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Note 4; Stobbe, Deutſches Privatrecht, Bd. III. 8 201, Nr. 6 u. Löning, Die 
Haftung des Staates aus rechtswidrigen Handlungen feiner Beamten (Dorpat 1879). 

Rah Preußiſchem Recht muß, wer ein Amt übernimmt, auf die pflicht- 
mäßige Yührung deſſelben die genaueſte Aufmerkfamteit wenden und jedes dabei 
begangene Verſehen, welches bei gehöriger Aufmerkjamkeit und den von ihm erforberten 
Kenntniffen hätte vermieden werden können, vertreten; er muß alfo auch für geringes 
Verſehen einftehen. Insbeſondere haften auch die Vorgeſetzten aus den Amis- 
vergehungen ihrer Untergebenen, wenn fie dieſelben hätten hindern können. Auf die 
richterliche Thätigkeit werden dieſe Vorjchriften nur dann angewendet, wenn bie 
ordentlichen Rechtsmittel erichöpft find. Die Mitgliever eines Kollegiums haften 
ſämmtlich, und zwar folidarifch (vgl. Allg.ER. II. 10 88 127 ff. und I. 6 g8 29 ff.). 
Für die Grumbbuchbeamten ftatuirt der $ 29 der Grundbuchorbnung vom 5. Mai 
1872 eine Haftung „für jedes Verſehen bei Wahrnehmung ihrer Amtspflichten, 
foweit für ben Beſchädigten von anberer Seite her Erſatz nicht zu erlangen ift“. In 
der Vormundſchaftsordnung finden fich Teine bejonderen Beitimmungen, jo daß bier 
bie allgemeinen Regeln gelten. 

Das Oeſterreichiſche BEB. gewährt in $ 1341 bie ©. gegen daß Ber- 
ſchulden eines Richters. Hierzu ift eine Ausführungsverorbnung vom 12. März 
1859 ergangen. Dad Franzöſiſche Recht kennt die Regreßllage durch welche 
der Richter zur Partei gemacht wird (la prise à partie), in vier Fällen: 1) wegen 
Arglift, Betrug oder Erpreffung im Laufe des gerichtlichen Verfahrens oder bei ber 
Entſcheidung, 2) wenn das Geſetz die Klage ausdrüdlich zugelafien hat, 3) wenn es 
den Richter unter Strafe des Schadenserſatzes für verantwortlich erkläri hat und 
4) bei Verweigerung der Rechtfprehung. Zurüdweifung des anzubringenden Gejuces 
oder Abweifung ded Klägers involviren eine Geldbuße von mindeftens 800 Franc. 
Das Sächſiſche BGB. hat die S. im Anſchluß an das Gemeine Recht geregelt 
und bie beiden oben erwähnten Kontroverſen dahin pofitiv entichieden, daß es bie 
Klage nur bei. abfichtlicher Verſchuldung oder grober Yahrläffigfeit zuläßt umd nur 
dann, wenn ber Verlehte bie Rechtsmittel gebraucht Hat, durch welche er die ihm 
Schaden bringenbe Handlung hätte abwehren Tönnen. 

Dur das Reichsrecht wird bie ©. in zweifacher Beziehung berührt: ein 
mal materiell rechtlich, fie wird gewährt im Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 
gegen bie Reichabeamten, welche nach $ 13 für die Gefegmäßigkeit ihrer amtlichen 
Handlungen verantwortlich find (vgl. auch 88 134 ff.); ala öerichisſtand ift in 
8.154 beitimmt das Gericht, wo ber Beamte zur Zeit der Verlegung der Amtspflicht 
ober zur Zeit ber Erhebung ber Klage jeinen a hatte, bzw. Hat. ferne 
find generelle progefjunle Beftimmungen getroffen in 5 11 des EG. zum 6V6, 
wonach zur Anftellung des ©. eine etwaige Vorentſcheidung ber vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörbe des Beamten (ſog. Erhebung des Konflikts) nur in dem Maße zugelaſſen 
ift, daß feftgeftellt wird, ob der Beamte fich einer Ueberfchreitung feiner Amts 
befugniffe ober ber Ynterlaffung einex ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig ge 
macht bat, und daß die Entfcheibung von dem Oberverwaltungsgericht, dam. dem 
Reichsgericht zu ergehen hat, Endlich gehört Hierher der $ 70 der GVG., wo für 
die ©. gegen Reichsbeamte die ausſchließliche Zuftändigfeit der Sandgerichte ſtatuirt 
iſt, während die gleiche Beſtimmung betreffs der Staatsbeamten ber Landesg ang 
gebung anheimgeftellt it, eine Bejugniß, von welcher das Preuß. AG. zum 6% 
dom 24. April 1878 in $ 89, Nr. 8 Gebrauch gemacht Hat. 

Quellen: Tit a extraordinariis cognitionibus et si judex m er feeisse dicetur 
D. 50, 18. — Tit. I Pyema ge, „ge male judicaverit, C. Ru_1 
ar. 15,17; ROO, 1555 Sp M 2, 5, 6.u. 10; ; ongent vi Rd. 1aıs a wei 
Evo 18. 18. —S — Dan ben Ran — Beten” van dir 
=: —— —— as. da — 1507, et ————— 

lure civile — — Die ol 
erwähnten Reichsgeſehze. ve sı f 
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Sit: —— Kae 125 IL (®b. II. ©. 776 ff.) — Windibe ib ib en 
Bd. IL ; 410 (5. Au Zeitſchr. für Civilxecht und Prozeß, 3b. VIL Pr. 1 
Neue Folge Bd. zn 6 St ee S arg alt e, 8. 1.8.79 f.— 
Sieippe mann, Rene Sammlung Demertenßtoerther Derolipp be ‚Ger. zu Kaftel, 
3b. ©. 289 ff. — ——— — u. I 
Seuffert’3 Archiv I. 166; IL 54; 174, ‚288; XL ale 3 ET. 
140; 48; XXIV. 241; xxV. Fer Keil. 


Sonedelvceſaſang (Th. J. ©. 678, 681) ift auf dem Gebiete der evan⸗ 
gelifchen Kirche diejenige Organifation, welche bie Zeitung ber allgemeineren, mehr 
ala eine einzelne Einzelgemeinbe betreffenden kirchlichen Angelegenheiten verichiedenen 
Stufen von gewählten und periodiſch zujammentretenden: Berfammlungen (Synoden) 
von Geiftlichen und Laien, reſp. für die Ywilchengeit dem Ausſchuſſe berjelben zu⸗ 
weift. Entwidelt auf Franzoſiſchem Boden in der dortigen reformirten Kirche und 
‚ ein Komplement ber Presbyterialverfaffung bildend, ift die S. auch nad) Deutjch- 
land verbreitet worden, aber die einzelnen Landeskirchen, jowol unirte (wie 3. B. 
in Altpreußen, Rheinland und Weftfalen, Baden, Rheinbayern) als auch Iutherifche 
(4. 3. in Hannover, Oldenburg, Württemberg, Königreich Sachſen, Bayern dieſſeit 
des Rheins) bieten hier in ihrer Organifation nur ſynodale Elemente, nicht eine 
reine ©. dar, weil man überall das Ianbesherrliche Kirchenregiment feitgehalten Hat. 
Die einzige Ausnahme für Dentichland bildet die Stonföberation ber reformirten 
Gemeinden Niederfachjens in Braunfchweig, Eelle, Hannover, Göttingen, Münden 
und Bideburg, für welche die alle ſechs Jahre zufammentretende, von je zwei Ab» 
georbneten (dem Prediger umd einem Nelteften) des Presbyteriums jeder Gemeinde 
bejchiette Synode das unmittelbar über den ſechs Einzelgemeinben ftehende, mit ber 
„ordnenden und leitenden Kirchengewalt“ außgeftattete Organ ift, während von den 
übrigen ©. ſich bie fowol für die evangelifche Kirche Augsburgiichen ala auch Hel⸗ 
vetiichen Belenninifjes gleichmäßig beſtimmte Defterreichifche revidirte Stirchenver- 
Taffung von 1866 für die Deutſch-Slaviſchen Kronländer am meiften der reinen Form 
nähert. Die erfte Stufe über den Preöbpterien der Einzelgemeinden, welche die ©. 
in Deutichland kennt, ift dem Srangdfifchen colloque (j. a. a. O. ©. 678) nad» 
gebildet und _ für die Regel die zu einem Superintendenturfprengel gehörigen 
Einzelgemeinden. Die betreffenden Synoden (in Rheinland und Weitialen, Alt- 
preußen, Oldenburg, Kreis⸗ in Hannover Bezirks⸗ in Baden, Bayern, Württem- 
berg Didcefan- Gpnoben, in Oeſterreich Senioriatöverfammlungen genannt) jeßen 
fich zufammen einmal auß dem Superintenbenten (Delan, Inſpektor, Senior), als 
Borfigenbem, welcher aber in Rheinland und Baden auf ſechs Jahre von den Sy— 
noden gewählt wirb (j. d. Art. Superintendent), fobann aus geiftlichen und 
weltlichen Abgeordneten. Als geiftliche Abgeordnete fungiren die jümmtlichen Pfarrer, 
reip. ein Pfarramt interimiftifch verſehenden Geiftlichen des Bezirks (Rheinland und 
Weitfalen, Altpreußen, Pjalzbayern, Baden, Oeſterreich), die ein geiftlichese Amt 
innerhalb bes Kreiſes verwaltenden orbinirten Geiftlichen in Oldenburg, ſämmtliche 
geiftliche Mitglieder der Kirchenvorſtände, die jonftigen Pfarrer und bie Geiftlichen 
Öffentlicher Anftalten des Bezirks in Hannover, jämmtliche Pfarrer, reip. wirkliche 
Piarrverivefer, erponirte Bilare, jowie der Hauptprediger in Bayern diefieit des 
Rheins und endlich ſämmtliche ordentliche Ortögeiftliche und die Geiſtlichen äffent« 
Sicher Anftalten des Dekanat? in Württemberg. Die weltlichen Abgeorbneten, deren 
Zahl der ber geiftfichen Mitglieder jaft überall entweder gleich oder annähernd gleich 
normirt ift, werden, und zwar für die Megel je ein Abgeorbneter bon jebem Pres⸗ 
byterium, gewählt bald nur für die beborftehende Synode (jo in Oeſterreich), balb 
für dieſe und die Zwiſchenzeit bis zur nachſten (fo Rheinland und Weitfalen, Han⸗ 
nover, Oldenburg), bald auf zwei Jahre (Baden, Bayern bieffeit bes Rheins), 
bald anf drei Jahre (Altpreußen, Württemberg), bald auf vier Jahre (Pfalz- 
bayern); nur ausnahmaweije fteht die Wahlberechtigung allein den weltlichen Mit« 
gliedern der Presbyterien zu (Hannover, Baden). Wählbar find entweder nur bie 


842 E Synodalverſaffung. 


aktiven Aelteſten (Hannover, Bayern dieffeit des Rheins, Oeſterreich) ober auch die 
Diakonen (Rheinland und Weſtfalen) und frühere Aelteſte (Württemberg, Baden, 
Oldenburg, Altpreußen), oder auch die zum Xelteftenamt qualifizirten Gemeinde- 
vertreter (Altpreußen) ober endlich jedes zum Presbyteramt qualifizixte Kirchenglied 
des Dekanatsbezirks (Pfalzbayern). Außer diefen Mitgliedem Tann in Altpreußen 
noch in Gemeinden von mehr ala 4000 Parochianen je ein Abgeordneter aus an- 
gejehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten Dlännern des Syuodalkreiſes vom Ge⸗ 
meindekirchenrath gewählt werben; in Hannover treten noch Hinzu zwei Vollsſchul · 
lehrer und höchſtens zwei von der Kirchenregierung emannte Mitglieder, in Defter- 
reich gewiſſe Vertreter des Lehrerfiandes. Der Wirkungstreis ber ea welche 
in allen erwähnten Ländern außer Defterreich ordentlicher Weiſe jährlich einmal 
äufammentreten follen, befteht 1) in ber Beiprechung und Erwägung ber kirchlichen 
Zuftände des Bezirks (in allen erwähnten Ländern); 2) Berathung von Anträgen 
zur Förderung und Beſſerung bes Firchlichen Lebens an die landesherrlichen Kirchen- 
bebörden (Rheinland und Weitfalen, Altpreupen, Hannover, Bayern, Württemberg, 
Baden, Oldenburg); 3) Begutachtung der ihnen von den Tirchlichen Behörden zu⸗ 
gegangenen Borlagen, welche mitimter für wichtige Angelegenheiten — an⸗ 
geordnet ift (Altpreußen, Hamnover, Rheinpfalz); 4) Handhabung ber Kirchendiszi · 
plin innerhalb eines gewifſen Umfanges (Rheinfand und Weltfalen, Altpreuken, 
Hannover); 5) Aufficht oder wenigftens Mitaufficht über die Geiftlichen, Kirchen- 
älteften und niederen Kirchendiener (Rheinland und Weſtfalen, Altpreußen, Wurt ⸗ 
temberg); 6) Aufficht über die in dem Bezirke beſtehenden Auſtalten für chriſtliche 
Liebeemerte (Altpreußen); 7) Aufficht über die Verwaltung des Kirchenvermögens 
(Rheinland und Weſtfalen) oder wenigftens in der Sorge für die Erhaltung deffelben 
(Württemberg); 8) Verwaltung der Predigerwittwenkaffe und Synodallafſe (Rhein- 
land und Weftfalen); 9) Leitung der Wahlangelegenheiten der Pfarrer bes SKreifes, 
jowie der Ordination und der Introduktion berjelben (ebendafelbft); 10) der Ans 
ordnung von Mafregeln für bie Förderung des Firchlichen Lebens (Baden) ; 11) 
Nepartition der zur Kreisiynodallaffe erforderlichen Beiträge der Kirchentaflen und 
Gemeinden (Altpreußen) oder Sorge für die Dedung der nothwenbigen Auslagen 
des Senivrates, für die Unterftägung armer Pfarrgemeinden, der Witiwen und 
Waiſen der Pjarrer und dienftunfähig gewordener Geiftlicher (Defterreich). Selbft- 
ftändige Befugniffe Haben biefe Synoden demnach nur in Rheinland und Weftjalen, 
in Altpreußen, Baden und Defterreich, während in den übrigen Ländern ihre Stel- 
Yung nicht über die einer begutachtenden und berathenden Behörbe für bie Organe 
des landes herrlichen Kirchenregiments hinausgeht. Die nachſte Stufe über den Kreis- 
ſynoden bilbet in Rheinland und Weftfalen eine Provinzialſynode für jede biejer 
Provinzen. Dieſe tritt alle drei Jahre zufammen und befteht aus den Superinten- 
denten ber Provinz, aus je einem Geiftlichen und einem Aelteſten ober Dialon für 
jeden Kreis, welche die Synode beffelben wählt; endlich dem aus den Geiftlichen 
der Provinz von ber Provinzialfynode anf jech® Jahre zu wählenden, vom Ober 
kirchenrath noch zu beflätigenden Präfibium, dem Präfes und feinen Subſtituten 
(Afieffor genannt). Die Synode hat über die Erhaltung ber Reinheit ber ewan- 
gelifchen Lehre in Kirchen und Schulen und der in ber Provinz geltenden Kirchen⸗ 
ordnung zu wachen, Befchwerben über Mißbräuche in kirchlichen Dingen umb über 
Berlegung der Tirchlichen Ordnung nebft daran gelnüpften Anträgen an bie Be 
horden zu bringen, die Anträge der Kreioſynoden ihren Bezirks zu berathen und 
über bie inneren kirchlichen Angelegenheiten Beichlüffe zu jaflen. Da biefe aber ſtets 
der Beftätigung der Behörden bebärfen, fo Hat auch diefe Synode nur wieber bie 
Stelfung einer begutachtenben Behbrbe. In Defterreich nimmt die Superintenden 
tialverfammlung dieſelbe Stufe, wie fonft die Probinzialfgnode, ein. Sie tritt alle 
drei Jahre zufammen unb befteht aus dem "Superintendenten und dem Guperinten« 
dentialkurator (d. H. einem weltlichen Vertreter des Superintendentialbezidi®), fämmt · 
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lichen Senioren und den Senioratskuratoren, aus je zwei Pfarrern und zwei welt⸗ 
lichen Mitgliedern, welche jede Senioratsverſammlung aus ihrer Mitte wählt, aus 
einem Vertreter des Lehrerſtandes der Superintendenz, eventuell auch aus einem 
Vertreter der im Bezirk vorhandenen evangelifch-theofogifchen Fakultät. Den Wir 
kungskreis dieſer Synode bildet die Beſchlußfafſung über alle gemeinfamen Angele- 
genheiten der in ihr vertretenen Seniorate und einzelnen Gemeinden, jedoch find 
ihre Beichlüffe erft dann vollzugsjähig, wenn fie von dem Kuktuäminifkerium nicht 
beanftandet worben find. In Altpreußen jollen bie feit 1878 in Wirkſamkeit 
getretenen Provinzialfynoden fich alle drei Jahre verfammeln. Dieſelben fehen fich 
äufammen 1) ans ben von jeder Kreißfynode gewählten, je einem geiftlichen und 
weltlichen Abgeordneten, letzterer zu nehmen aus den berzeitigen, jowie früheren Mit⸗ 
gliedern der Kreisfynoden, der Gemeindefirchenräthe und ber — — 
des Wahlkreiſes, ferner 2) je einem weiteren, von den größten Kreisſynoden (d. 5 
mit mehr als 60000 Evangelikchen) aus der Zahl der angefehenen, kirchlich erfah« 
renen und verdienten Männer des Provinzialbezirtes zu deputirenden Abgeorbneten, 
3) je einem von der evangelifch-theologifchen Fakultät der Provinzialuniverfität zu 
wählenden Mitgliebe der erfteren, und 4) endlich aus Ianbesherrlich ernannten Mit« 
gliedern, deren Zahl jedoch den jechiten Theil der zu 1) gedachten Abgeorbneten 
nicht Aberfteigen darf. Die ——— hat die Zuſtimmung zu den ſich auf 
die Provinz beſchränkenden Gefehen, ferner zur Cinführung neuer Katechismus · 
erklaͤrungen, Religionslehrbücher, Gefangbücher und agenbarifcher Rormen in ben 
Prodinzialbezirk, zur Auferlegung neuer Firchlicher Ausgaben für probinzielle Zwecke, 
zur Veranftaltung regelmäßiger Provinzialkirchenkollekten zu ertheilen, bie Zuftänbe 
und Bebürfniffe ihres Bezirkes in Obacht zu nehmen, und die Hebung wahrgenom= 
mener Mikftände in orbnungsmäßigen Wege zu betreiben, die von den Kreisſynoden 
befchleffenen ftatutarifchen Beftimmungen zu prüfen, und zwei bis drei Abgeordnete 
ala Mitglieder der theologiichen Prufungskommiſſion zu entfenden. Als höchites 
ſynodales Organ fteht über den Provinzialignoden ber alten Bftlichen Provinzen, 
Totwie des Rheinlandes und Weſtfalens die Generalſynode, zufammengejeht a) aus 
150 von den einzelnen Provinzialfynoden gewählten Mitgliedern, b) ſechs von den 
theologifchen Fakultäten der Univerfitäten aus ihrer Mitte deputirten Profefforen 
und ſammtlichen Generalfuperintenbenten und c) 30 fanbeöherrlich ernannten Mit- 
gliedern. Bon den zu a) gedachten Mitgliedern ift eine beitimmte Zahl (24, 27, 
18 u. f. w.) auf jede Provinzialſynode vertheilt, und von diefer Zahl ift I/, aus 
den Geiftlichen der Landeskirche, dad zweite Drittel auß ben Angehörigen ber Pro- 
vinz, welche den fgmobalen ober Gemeindekörperſchaften derſelben angehören ober 
früher angehört haben, das lehte Drittel aus angejehenen, kirchlich erfahrenen Män- 
nern der Landeskirche zu wählen. Alle Gewählten müfjen volle 30 Jahre alt fein. 
Der Generalignobe ſteht zunächft bie Theilnahme an der Tirchlichen Gefegebung zu, 
und es können ohne ihre Zuftimmung feine Geſetze erlaffen werben, welche bie Re 
gelung der kirchlichen Lehrfreiheit, die ordinatoriiche Berpflichtung der Geiftlichen, 
die Einführung von agmdarifchen Normen, Katechismen, Religionslehrbüchern und 
Geſangbuchern für den allgemeinen Yandegtirhfichen Gebrauch , die Einführung und 
Abſchaffung allgemeiner firchlicher Feiertage, die kirchlichen Bedingungen der Trauung, 
die Kirchenzucht wegen Berlefung allgemeiner Pflichten ber Kirchenglieder, bie 
Disziplinargewalt über Geiftliche und en Kirchendiener, die kirchlichen Exioxder- 
niffe der Anftellungsfähigteit, die kirchlichen —— über die Beſeung ber geiſt⸗ 
lichen Aemter, die Aenderung der Kirchengemeinde» und Gynobalorbmung und ber 
Kirchenverfaffung, Foweit in lebterer Beziehung die Ausübung be landesherrlichen 
Kirchenregiments durch Kollegialbehörben von geifilichen umb weltlichen Mitgliedern 
in Frage kommt, beixeffen. Außerdem hat die Generalfynode bie Bewilligung neuer 
Kixchenfteuern zu genehmigen und eine mitbeauffichtigende Stellung bei ber VBerwal- 
tumg der Landeskirche. Die Generalfynode tritt ordentlicher Weiſe alle ſechs Jahre 
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auf königliche Berufung zufammen. Wegen des geringen territorialen Umfanges ber 
betreffenden Länder fehlt die Stufe der Provinzialbehörden in Hannover, Pfalzbayern, 
Württemberg, Baden, Oldenburg, und bier bildet die nächft Höhere Organifation bie 
fog. Bandes» und Generaliynode (erftere Bezeichnung in Hannover, Oldenburg, Würt- 
temberg, Ießtere in Pfalzbayern, Baden und Defterreich gebraucht). Dieje allgemeinen 
Synoden, welche ſich theils alle ſechs (Hannover, Defterreich), theils alle jünf 
(Baden), theils alle vier (Pfalzbayern, Württemberg), theils alle drei Jahre (Ol⸗ 
denburg) verfammeln, ſetzen fi) zufammen in Hannover aus je 29 geifllichen und 
weltlichen Abgeordneten, gewählt in ebenjoviel auß ben vereinigten Bezirken zuſam⸗ 
mengeſetzten Wahlkreifen durch die Mitglieder der dazu gehörigen Bezirfsiynoden, in 
Pialzbayern aus den Dekanatsvorſtänden und aus den von jeder Diöceſanſynode ge= 
wählten einem Pfarrer und zwei weltlichen Abgeorbneten, in Württemberg aus je 
25 geiftlichen und weltlichen auß den Didcefanfynoden, in Oldenburg aus 12 geift- 
lichen und 17 weltlichen von den Kreisſynoden zu wählenden Deputirten, in Defter- 
reich aus den Superintendenten und ihren Kuratoren, ben Senioren und ben von 
der Superintendentialverfammlung aus den weltlichen Mitglievern der Seniorats- 
dverfammlung gewählten Deputirten. In Baden werben die 24 geiftlichen Mit« 
gliever der Generaliynode in den Wahlbezirken von jämmtlichen in ber Diöceje 
fimmberechtigten Geiftlichen, die weltlichen durch die von den Aelteſten jeber Ger 
meinde gewählten Wahlmänner gewählt. Die erforberliche Dualififation diefer welt- 
lichen Abgeordneten bilden (mit Ausnahme Oeſterreichs) die für die Wahl zum 
Aelteften vorgeſchriebenen Eigenſchaften. Mitglieder der Synode find ferner wegen 
ihrer Stellung in Hannover der Präfident des Landeskonfiſtoriums, der Abt zu 
Lockum, ein theologifcher und juriftifcher Profeffor der Univerfität Göttingen; in 
Württemberg ein Deputirter der evangelifch-tHeologijchen Fakultät zu Tübingen; in 
Baden die evangelifchen Prälaten; in Defterreich ein Abgeorbneter der evangeliſch⸗ 
theologifchen Fakultät in Wien; außerdem Hat in Hannover, Württemberg, Baden 
und Oldenburg der Landesherr das Recht, eine gewiffe Anzahl von Mitgliedern zu 
ernennen. Was die Rechte diefer Synoden betrifft, jo haben fie in Kannover, 
Württemberg, Baden, Oldenburg, abgefehen von bem Recht, die allgemeinen Firch 
lichen Angelegenheiten in Erwägung und Berathung zu ziehen und darauf bezüg- 
liche Anträge und Beſchwerden bei der Kirchenregierung zu ftellen, das Recht zur 
Zuftimmung zu dem Erlaß und der Abänderung von Kicchengefeken, ‚zur Einjüh- 
rung neuer Katechismen, Gefangbücher und Agenden, und (nur nicht in Württem- 
berg) das Recht zur Bewilligung neuer kirchlicher Auflagen. In Oefterreich hat die 
Synode dagegen jelbftändig das Recht ber Firchlichen Geſetzgebung in den genannten 
Beziehungen und das Recht, die evangelijche Kirche Hinfichtlich ihrer Stellung ſowol 
dem Staate, wie den anderen Konfeifionen gegenüber zu vertreten. Alle Beichläfie, 
welche nicht rein kirchliche Fragen betreffen, bebürjen aber ber Beftätigung des 
Landesherrn, reſp. bes Minifteriums. Daß die Lehre oder das Bekenntniß feinen 
Gegenitand der Gejehgebung der Synoden bildet, ift in Hannover, Württemberg, 
Oeſterreich ausdrücklich jeitgejegt, wogegen in Baden und Olbenburg (Hier mit Au 
nahme des Inhalts des Bekenutniffes) fir Tirchengejeßlicde Normen in Bezug auf 
die Lehre Freiheit gelafjen ift und bie Zuftimmung der Shnoden eingeholt werben 
muß. In der Bayeriſchen Pfalz und in Bayern bieffeit des Rheins Haben bie 
Generalfynoden eine begutachtende Stellung, jedoch darf in ber erſteren die beftehenbe 
Verfafjung nicht ohne Zuflimmung der Synode abgeimbert werden. In dem letzteren 
Lande ift diejelbe bis auf Weiteres aus den urſprunglich getrennt projektirten beiben 
Synoden für die Konfiftorialbezirfe Ansbach und Bayreuth gebildet worben und jeht 
fi zufammen aus je einem geiftlicden und je einem weltlichen Abgeorbneten jebes 
Delanatöbezirkes, jowie einem Abgeordneten der theologifchen Fakultät zu Erlangen 
unter dem Vorſitze eine dazu deputirten Mitgliebes des Oberkonfiftoriums. Gigen- 
thümlich find die Verhältniffe im Königreich Sachien, wo allein eine Landesfgnobe, 
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aber feine andere ſynodale Stufe vorkommt. Sie befteht aus 24 Geiftlichen und 
30 Laien, welche in 24 Wahlbezirken durch die Geiftlichen berfelben und von ben 
feitens der Kirchenvorftände gewählten Wahlmännern gewählt werden, einem theo- 
logiſchen und einem juriftiſchen Profefjor aus Leipzig und acht vom Kirchenregimente 
ernannten Mitgliedern. Ihre Funktion befteht darin, die erforderliche Zuftimmung 
zu den ben Kultus und bie ee betreffenden Geſetzen und zu ber Ab⸗ 
änderung allgemeiner kirchlicher Einrichtungen zu ertheilen. 

— Dove, —— * —— neuen Kirchen ·Ordnungen ec. Tüb. 1865, 
wo bie hier benußten Debmungen rudt find. Nicht darin enthalten: Die zevibirte 
Kirhenverfa] of x evang. Saͤchſ. Pr e in den Deutich-flab. Kronländern Oefterreichs von 
1886; die emb. Berordn. von 1867, betr. die hrun — Landesfynoden; bie kgl. 

denborftanbd» unb Synobalordnung von 1868; bad 55 . Geleh von 1 
Erritung einer — betr.; Die Synodal-Orbnumg, fü 17 FR und Pyrmont von 
1872; die Verfaſſung ber evang-Luth. Kirche in Hamburg von 1870; bie Synodal ⸗ Ordnun 
fir ar fen Meimar von 1873; das fönigl. Sig — über ben Randig en Ausſchu 

Randediynode von 1873; das Een Inſpekt uely Iynoden von 


ie 


1878 in Dejielben eilig It. — 839, 347, ; XI. 851, 
481; 78, 91, 104, 105); bi —— a Re für bie 6 älteren 
öflichen Provinzen Breußens en 3 (im Allg. Kirchenblatt von 1878, "5 335);_ bie 
Generaliynobalordnung für die evang. Landeskirche Be 5 te Probi m 20. Jan. 
1876 und Staatag vom 3. Juni 1876 (a. “ D. dv. ; Riräensorunde und 
—— ee aan v. 4. Rov. 186 & ne S. 769, eingefü) 
Sauenburg —E und ee 
—— Wiesbaden dv. 4. Juli ich, a. a. D. v. 1877 erfafjung ber En 
u des Großherzogthums efien. —— . Januar "ia a. 1874 177 und 
Verordnung vom 28. März 1874, a. a DO. von 1876, ©. Bere — und 
Pte fie Anhalt vor 6, Nebrus 1875, a. 0. ©. v. 1875 und dazu 


Erlaß v. 14. Dez. 1878, a. a. O. v. 1879 ©. 1; irdienvorflandi« mb — v. 
4. Jan. 208 x Saı —— en, a. a. ©. d. 1877 ©. 1 

Bit: ler, Aula und Synobakberfafung, Leiden 1854. — €. 
Serie. Fr — sn molagen | einer die onfiftoriale und ſynodale Debmng 
vereinigenden Kirchenverfafjung, Ber! Hugues, Die Konföderation_ber reformirten 
Kirchen in Rieden jachfen, Gelle 18° ar ». Hinſchius. 


T. 


Tabaksftener. Als T. wird im Allgemeinen jede Steuer bezeichnet, welche 
auf den Tabak und die Tabaksfabrikate gelegt ift, fei e8 in Form von Eingangs- 
zölfen, oder als Beiteuerung des inländiſchen Tabaksbaues, der Yabrilation oder in 
der Form des Monopols. Der Tabak ift in allen Rulturftanten einer möglichit 
Hohen Steuer unterworfen. Nur in Deutſchland beſtanden bis zum Jahre 1880 
ziemlich niedrige Eingangszölle (für 12 Mark für je 1 Centner unbearbeiteter Ta- 
bafblätter und Stengel, 38 Mark für Rauchtabak in Rollen, in abgerollten ober 
entrippten Blättern oder gejchnitten, 33 Mark für Karotten zu Schnupftabat, 60 
Mark für Cigarren und Eigarretten und 60 Mark für Schnupftabaf) und von 1869 
an eine Flächenfteuer für den inländiſchen Tabaksbau, welche den Gentner Rohtabak 
mit oßngefähr 2 Mark belaftete und in der Art angelegt: war, daß je 85 Quabrat- 
meter mit Tabak bepflanzten Bodens mit 60 Pfennig Steuer belegt waren, 
während weniger als 4 Are mit Tabak bepflanzten Landes eines Pflangers oder 
mehrerer zu einem Hausſtande gehöriger Pflanzer ftewerfrei blieben. Durch das 
Reichsgeſetz vom 16. Juli 1879 wurbe an Stelle ber erwähnten Flächenſteuer eine 
Gewichtſteuer für den im Deutjchen Zollgebiete gewonnenen Tabak eingeführt, welche 
für je 100 Kilogramm fermentirten ober getrodneten jabrifationsreifen Tabak vom 
1. April 1880 an flr die Ernte des Jahres 1880: 20 Mark, für 1881: 80 Mark, 


N 
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für 1882 und die folgenden Erntejahre 45 Mark beträgt. Fur bie mit Tabak be— 
pflanzten Grundftäde unter 4 Aren wurde ausnahmsweiſe ber leichteren Koutrole 
wegen eine Ylächenfteuer beibehalten, welche für 1 Quadratmeter im Jahre 1880 
2 Piennig, für die Ernte des Jahres 1881 3 Pfennig und für diejenige des Jahres 
1882 und folgende 4,5 Pfennig betragen joll. 

Diele Beftimmungen find der Oeſterreichiſchen und Franzofiſchen Einrichtung nach- 
gebildet, welche für die Kontrole den Anlauf des inländifchen Tabals zu bem Zwecke 
der Monopolverwaltung nothwendig if. Während fie dort für die Tabakspflanzer 
woßtthätig wirt, weil die Monopolverwaltung ben ganzen Tabalsertrag nach den 
wirklichen Gewichts· und Qualitätdermittelungen ankauft, wirkt fie in Deutſchland 
durch Die vielen Kontrolen bei ber Pflanzung, Gewichtöabichägung, —— Vew 
wiegung beim Handel und der Aufbewahrung ſehr läſtig und ſtörend für Pflanzer 
Handler und Fabrikation, dunfte aber hierdurch dem Begehren der Betheiligten nach 
dem Tabalsmonopole Borſchub leiften, welches ihnen einen ſicheren Abſatz ihrer Pro- 
dukte garantirt. Nachdem in Deutfchland dieſe Höhere Beſteuerung Tür den inlän- 
bifchen Tabaksbau eingeführt war, mußten auch die Eingangszölle danach normirt 
werben. Es zahlen deshalb vom 25. Juli 1879 an 100 Kilogramm unbearbeitete 
Tabaksblätter umd Stengel und Tabaksſaucen 85 Mark, fabrizirter Tabak außer 
Gigarren und Eigarretten 180 Mark und die Ietgenannten 270 Mark an Eingange- 
zöllen. Während in Deutfchland bis zum Sabre 1869 keine allgemeine Befteuerung 
des inlänbifchen Tabakbaues beftand, und wie gezeigt, ein dfterer Wechfel ber Ber 
fteuerungsart ſeitdem eintrat, war in Oefterreich bereits jeit 1851 für das ganze 
Reich das Tabaksmonopol eingeführt worden, und befteht dafjelbe in Frankreich feit 
1810. In letztgenanntem Staate wird die Gültigleitäperiode von 5 zu 5 Jahren 
feftgejegt unb erlifcht, wenn eine Verlängerung eintritt nach dem Geſetze von 
21. Dezbr. 1872 am Ende des Jahres 1882. Außerdem exiftirt bag Tabaks- 
monopol noch in Stalien, Spanien und Rumänien. 

In Rußland und in den Norbamerilanifchen Freiſtaaten befteht eine Fabri— 
Tationgfteuer für den Tabak, die theils mittels jog. Banderollen (vom Schagamte ge= 
ftempelte und verkaufte Papierftreifen), theils durch Stempelmarten erhoben wird. 
* müſſen an den Tabaksfabrikaten oder an deren Verpackungsmaterial angebracht 
werben. 

Das Englifche Beſteuerungsſyſtem des Tabaks, welches bereits jeit 1642 von 
Cromwell eingeführt worden ift, befteht darin, daß der Tabaksbau in England ver- 
boten, dagegen bie Einfuhr von Tabak und Tabaksfabrikaten mit einem Zolle belegt 
ift, der im Durchſchnitt mindeſtens 420 Prozent des Werthes beträgt, nämlich 2907), 
Mark vom Gentner Robtabat, 5388 Mark vom Centner Eigarren und 301,65 Mark 
vom Gentner Schnupftabat. 


Quellen: Für Grontreid: geil, gr Bon: 29. Des. 1810, Gele vom 21. Dez. 
1872. — Fur Oefterrei 1. Juli Für Nordamerika: m v. 
Yuli_1868. — Für Deut clan — v. 18. Salt "1879 

Schriften: Ein auafüb lid er Siteraunmadjineit über Tabatebe nerung findet 
Bauns Hildebranb’s Jahrb ern für Nationaldkonomie, Statil it von 1878 Heft 

6 ©. 304, ſowie in Kletfe’8 Literatur über das ine weſen des Deutichen Bias unb ber 
Bumbefian , Berl. 1876 ©. 274. — —5— Hirth’ Deutichen Reichen, he 
bene Jadıg. —— v. Plenter, Dos Ebafamons ot 1857; Der eibe, as Tal 
monopol des Zollver, Berl. 1857. — MR ılen, Die efeuerung bes Tabafs im Zolderein 

1868. — Greizena —— —— ja Eabalän ei 2 — Krüll, Dad Tabati- 
mono) opol in Oel 8. Das Beutice Rei und das 
Zabafsmonopol, 1878. — ‚Se fire 4 E Reidälabae töregie, 1 G. 
Ma br, Rriti Raditrige zu 3 — tömonopol, Aügẽb — Sum 

1878, 54. — Das Zobafamanapel und feine Gemei 
abe 1878. — Senrigiif ber — Handelslammer: en das Tabakamono 
Du Zabatsmonopol umb die Norbameritaniiche Tabaksſieuer. Eine fiaats he 
ter buch von Oberzollratö Fel sner (in Hirth’8 Annalen von 1878 ©. 
Sur —E von O. Fih. v. Aufſeß (in v. Hol hendorff's und — 3 
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Jahrbuch für bung, Berwaltung und Volkswirt‘ von 1878 6. 771. — Die Zölle 
En des —5 Reiches vor D. Beh. v. Aufſeß, 1880, ©. 81 f- —5 
außgabe. . Auffe 


Tagebud; ber Mäkler. Außer dem Hanbbuche hat der Mäkler (f. biefen 
Art), wenigſtens ber amtlich beftellte (vereibete) Handelömäller, ein Tagebuch 
(Journal) zu führen, welches, ähnlich wie das Regifter bes Notare, zur fortlaufenden 
Beurkundung der unter Bermittehing des Mäklers abgefchloffenen Gefchäfte beftimmt 
iſt. Die Geſetze enthalten eingehende Beftimmungen über defien Einrichtung, Führung 
und rechtliche Bedeutung, zum Theil unter ausdrüdlicher Bezugnahme auf die gleich- 
artigen Beftimmmngen hinfichtlich der Handelsbücher der Kaufleute. Nach dem 
Allgem. Deutfchen HGB. muß das T. amtlich) paraphirt fein; der Hanbelsmäfler 
bat in daffelhe alle abgefchloffenen Gefchäfte täglich unter Angabe der Namen ber 
Kontrahenten, der Zeit des Abfchkuffes, des Gegenstandes und der Bedingungen des 
Geichäfts in Deuticher Sprache, eventuell ber Geichäftsiprache des Orts einzutragen 
(nah der Orbnung des Datums, ohne leere Zwiſchenräume) und das Eingetragene 
täglich zu unterzeichnen. Aehnliche Vorfchriften giebt ber Code de comm. — Die 
Parteien können jederzeit die Ertheilung beglaubigter Auszüge fordern, welche 
alles bezüglich des betreffenden Geichäfts Eingetragene (mit Ausnahme beffen, in 
Bezug worauf Schweigen geboten ift) enthalten müſſen. — Nach dem Tode ober 
Ausſcheiden des Mläflers ift daB T. bei der Behörde (in Preußen dem Amtögericht) 
niederzulegen. — Die Gültigkeit bes Geichäfts ift zivar, wie das HGB. auß- 
brädlich beftimmt, von der Eintragung in das T. unabhängig; indeſſen dient dieſe 
Thatſache zum Beweiſe des abgefchloffenen Vertrags, wenngleich die bisher in 
biefer Beziehung geltenden gefeglichen Beweisregeln ala mit der freien Be» 
weißwärbigung unvereinbar (buch das EG. zur CPO.) aufgehoben find. — 
Aufrecht erhalten ift dagegen die Aber die Editionspflicht im Civilprozeſſe hinaus- 
gehende Vorſchrift, wonach der Richter im Progefie, jelbft ohne Antrag oder Bezug- 
nahme, die Borlegung bes T. behufs Einficht und Bergleichung mit der Schluß- 
note (f. den Art. Note), den Auszügen und anderen Beweismitteln verordnen kann. 
Die geide Sytunmng gilt in Frankreich. 

ſgb. u. Lit.: HGB. Art. 71, 72, 74-76, 79 Abj. 1; vgl. auch CPO. $$ 133, 387, 888, 

eh. CE. zum HEB. rl. 9 5 4; Aufn. 12. 00, 1861 88 56.08, 4 608. 

25 Rr. 2 — Code de comm. art. 84. — Pardessus, Cours de droit comm., I. nr. 126. — 
an Debrigen ſ. d. Bit. hinter d. Art. Mäkler und Rote, R. Ro 


Taillandier, Alphonfe-Honors, 5 10. III. 1797 zu Paris, wurde 1828 
Advolat am Kaffationshof, 1848 Rath, + 21. VI. 1867. 

Gr jhrieb u. 9.: Röflexions sur les lois penales de France et d’Angleterre, 1824. — 
Trait& de lögisl. conc. les manufactures et ateliers dangereux et insalubres, 1825 — (mit 
Mongalry) Recueil general des lois et arr&ts conc. les &mij 1825. — Notice sur Henrion 
deP: 825, Daunou 1841 et 1847, Berriat Saint-Prix 1346. — Comm. sur l’ordonnance 
des conflits, 1829. — Nourv. 'erches sur la vie et les ouvrages de l’Hospital, 1861. — 
Meberfegung ber Rapports d’Ed. Livingston sur 1a legisl. je de ia Louisiane, 1825. 

Sit: tribunal et la Cour de cassation 1870, p. 266. Teichmann. 


Talon, Zinsleiſten. Zur Erhebung einer neuen Reihe von Coupons, Zins⸗ 
icheinen war urſprünglich die Vorlegung der Schuldurkunde erforderlich; fpäter 
erfolgte die Ausgabe an den Einlieferer des letzten Coupons, jog. Stichcoupons. 
Bereit? im vorigen Jahrhundert wurde e8 üblich, Talonurkunden auf Inhaber, 
gewöhnlich am Schluß des Couponbogens angebrudt, auszugeben, gegen beren Rüd- 
gabe bie Aushänbigung ber neuen Reihe der Coupons erfolgt; dies find bie T., 


Bingleiften, Erneuerungẽſcheine (Elfaß-Lothringen, Gef. vom 8. Juli 1879, $ 28), 


auch Anwerfungen genannt, jet auch allgemein für Dividendenfcheine üblich. Zweck 
war, bie bejchiwerende und gejährbende Vorlegung der Haupturkunde zu eriparen, 
zumal fi bie Vereinigung der Zins⸗ und Couponeinhebung im Stichcoupon als 
unzwedmäßig erwies; felbftändige zum Umlauf beftimmte Urkunden, durch welche 
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das Recht auf neue Zinsſcheine abgelöft wäre, ſollten keineswegs geſtattet werben. 
Hiermit in Einklang fteht es, wenn eine Reihe von Geſetzen (Heſſen, Gef. vom 20. 
Juli 1858 Art. 17. Oldenburg, Ge. vom 5. April 1867 Art. 12. Württemberg, 
13. Mär 1868 Art. 20; 19. Auguft 1879 $ 24. Oeſterreich, Bei. vom 2. Juli 
1868) beitimmen, daß die Zinsleiſte für jeden Inhaber kraftlos wird, jobalb das 
Recht aus der Haupturkunde erlojchen ift und daß T. ein jelbftändiger Gegenftand 
der Amortifation find (Defterreich, Gef. vom 2. Juli 1868 8 1; Heffen, Geſ. vom 
4. Juni 1879 Art. 14; Eljaß-Lothringen, Geſ. vom 8. Juli 1879 $ 28). Weiter 
Folgt, daß die Emiſſionsſtelle ftet? mit Sicherheit an den Inhaber ber Haupturkunde 
die neue Couponreihe aushändigen Tann und außhänbigen muß, fojern er ber Aus- 
gabe an den Präfentanten des T. widerſprochen hat (Preuß. Ge. vom 18. März 
1869. Deutih. Gef. vom 9. Rob. 1867 $ 2; 12. Mai 1878 $ 1). Unabhängig 
hiervon bleibt allerdings die Entſcheidung über dad Anrecht zwifchen Inhaber der 
Haupturkunde und des T., wobei Iehterer die Beweislaſt hat. Die Entwidelung 
der Eigenschaften des T. ift jedoch «eine gleichmäßige; es haben biejelben vielmehr 
mannigfach eine größere Selbftändigkeit von der Haupturfunde erlangt, weshalb die 
Amortifation beanfprucht wird (Preuß. Geſ. Samml. 1871, S. 307), und bie 
miffionaftelle nicht an den Inhaber der Haupturkunde die neue Reihe der Coupons 
aushändigen darf, jondern die Entfcheidung des Streites zwifchen ihm und dem 
ZTaloninhaber abzuwarten hat (Nafl. Gef. vom 2. Yuni 1860 $ 16. Oldenbg. 
Geſ. vom 5. April 1862, Art. 12. Württembg. Gef. vom 18. März 1868, Art. 20). 
Die Bedingungen, Privilegien bei der Ausgabe der Inhaberpapiere, die Statuten 
der Aktiengefellichaften weifen große Verichiedenheiten nach und bleiben maßgebend, 
weil die Landesgeſetze meiftens nur die vom Staat außgegebenen verzinslichen Schuld- 
gr betreffen. 

it.: Shumm, Die Amortiſation verlorener Schuldurkunden, ©. 84. — Benber, 
Verlehr in Staatepabieren, 2. Aufl., S. 193 ff. — Runge, Inhaberpapiere, ©. 616 f. — 
Endemann, 3 , 2. Aufl. EA — Gareis, HR. S. 190, 218. — Seybner, s 
mentar zum HOB. Art. 217 Rr. 11. — Enti. bes ROHG. Bb. X. S. 312, — BDeutfches 
gem latt 1873 Nr. 85, 36, 48; 1874 Nr. 19, 20. — Build, —— — 


Salon, Omer, & gegen 1595 zu St. Quentin, hervorragend als Advokat, 
+ 1652. Sein Sohn Denis, 162898, war ebenfalls Advofat, zuletzt lebens⸗ 
Yänglicher Präfident. Er hatte großen Antheil an der Redaktion der Orbonnangen 
Zouig’ XIV. 

Sch riften: Plaidoyers et discours d’Omer et Denis Talon, Paris 1821. 

8it.: Michaud. — Gaudry, I. 288. Teichmann. 


Tancredus, 5 um 1185 zu Bologna, lehrte daſelbſt, Canonicus des Domftifts, 
1226 Archibialonus, F zwiſchen 1234 und 1236. 

Er ihrieb gegen 1314: Ordo judiciarius, Li 1515; zulegt von Bergmann, 
Gott. 1842, p. 89-316; Umarbeitung dur) Bartholomaeus Brixiensis um 1250. — 
Summa de sponsalibus et matrimonio (Ausg. v. Agath. Wunderlich, Gott. 1841). — 
Weit Uotlachst αuαν 'Tancredi, Lips. 1750 

it,: Gottsched, as versione t| 8 . — 
Frid. Bergmann, De libello mem T. de judic. — — Gott. 1888. — 
v. Gavignd, V. 116—135. — De Wal, Beiträge, Exl. 1866, S. 14. — Stobbe, Reht 
guelen, . 634, Note 78. — Schulte, Geſch. L 199-205. — Bethmann⸗Hollweg, 
toilprz., VI. 115—128. Teihmann. 


Tardien, Augufte Ambroife, 5 10. IH. 1818 zu Paris, } 12. I. 1879, 
außgezeichneter Pathologe, Hygieniker, Gerichtsarzt. Las jeit 1856 über gericht ⸗ 
liche Mebigin, 1857 Profeffor, 1864 Dekan der medizinijchen Fakultät bis zum 
Sturze des Kaiſerreichs, 1867 Präfident des comit6 consultatif. d’hygiene, berühmt 
als Lehrer und Schrütfteller, namentlich auch als Sachverftänbiger. Bon feinen 
Gutachten, die fih im Jahre 1876 auf 5289 beliefen, find allgemeiner belannt 
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das in der Affaire Sandon abgegebene, welches durch die Sektion ſpäterhin glänzend 
beftätigt wurde; über bie fpontane Verbrennung der Gräfin von Görlitz, Big Tropp- 
mann, über die Giftmorde durch de la Pommerais, durch Palmers u. 
— — — d’hygiene publique et de —— — Etude 
ue sur Pempoisonnement (gemeinfam mit Z. Roussin), Paris 
100. ine ya nzahl don Taffiichen Arbeiten erichien zuerft in den Ann. d’hyg. 
— Kindesmord, Fehlgeburt, ng, Sittlichteilaverktechen, übertragenbe — 


ie, P. Brouardel in ben Ann. Ahrg, Februar 1879. — Blachez in ber Gaz. 
hebd. de med. vom 17. ar 1879. — L’Un. med. vom 18. Januar 1879. — F. de 
Bauze in der Gaz. med. de Paris vom 18. Januar 1879. Kornfelb. 


arget, Suy-Jean-Baptifte, 5 6. XII. 1733 zu Paris, vertheidigte 
1er out8 XVI., ae an ben Vorarbeiten zum Code civil und Code 
criminel, 9. IX. 180 

Sit. Le tribunal et 5 Cour de cassation, 1879 p. 82—34. Teihmann. 


Tartagnuß, Alexander, & gegen 1424 zu Imola, wurde 1445 Doltor 
in Bologna, Tehete in Pavia, Bologna, Ferrara, Padua, F 1477. 

Schriften: Dig. vetus, Venet. 1502, 1576. — Al. Tart. ad fre — fi. Ken 
ed. Ferrettus, Venet. 1595. — Comm. iu lib. IIL Decrett, Bonon. —— uilia, Lugd. 
1547—1568; Francof. 1575, 1610. — Lect. in rubricam de fide, Mediol. 


Kit: Savigay, L 312-319. — Schulte, Geſchichte, I. 3 
Teichmann. 


Taubſtummenweſen. Als Taubſtumme bezeichnet man ſolche Perſonen, 
welche entweder von Geburt an oder in Folge einer in früheſter Kindheit erlittenen 
Krankheit des Gehörs beraubt find und bei denen ſich in Folge dieſes Verluſtes 
‚auch das Sprechvermögen nicht hat entwideln können. Bei 85—90 %/, der Taub- 
flummen ift das Gebrechen angeboren. Daß dieſen Unglüdlichen ebenjo wie den 
Blinden eine möglichft weite Ausbildung zu Theil werde, damit fie um fo eher zu 
nüßlichen Mitgliedern der bürgerlichen Gejellichaft werben, Liegt nicht blos in den 
Geboten der Dienfchlichkeit, ſondern auch im mwohlverftandenen Sinterefje des Staates. 
Da man in Deutjchland (im Jahre 1871) 38489 Taubftumme, alſo 96 auf je 
100 000 Einwohner zählte und die Geſammtzahl derfelben in Europa auf mehr ala 
300 000 zu ſchätzen ift, jo Handelt es fich um einen nicht unerheblichen, mit der 
Blindenzahl annähernd übereinftimmenden (in Deutfchland dieſelbe überfteigenden) 
Bruchtheil der Bevölkerung, deſſen wirthichaftliche Bedeutung durch den Umftand 
erhöht wird, daß die entjchiebene Mehrzahl — über 60 % — ber Zaubftummen 
überall dem männlichen Gefchlechte angehört. Ebenjo wie bei ber Blindheit 
zeigt fich bei der Taubſtummheit eine ftärkere Betheiligung der Europäijchen 
als der Ameritanijchen Bevölkerung. Für die Europäifchen Länder ergiebt fich 
ein Berhältnik von 78, für die Vereinigten Staaten von Nordamerila dagegen ein 
Tolches von 42 Taubftummen auf je 100 000 Einwohner. Die geographiiche Ver⸗ 
breitung der Taubſtummheit in Europa läßt ala Regel eine Zunahme des 
Mebels bei gebirgiger Bodenbeichafienheit, dagegen eine relative 
Immunität in ben Niederungen erfennen. Cine Ausnahme von dieſer Regel macht 
in Deutſchland nur der Norboften, in beffen Ziefebenen, namentlich in Oftpreußen, 
die Taubſtummheit ebenjo ſtark verbreitet ift wie fonft nur in Berglänbern. Am 
meiften klebt dies Gebrechen den Alpenländern an; in der Schweiz 3. B. kommen 
auf je 100000 Einwohner 245 Taubftumme, in Salzburg 278, in Kärnten 441! 

Inwieweit diefe viel größere Häufigkeit in Gebirgaländern wirklich auf terreftren 
Einflüffen beruhe und inwieweit foziale Lebensverhältniffe dabei eine mitwirkende 
ober vorherrichende Rolle fpielen, iſt bis jebt nicht ausgemacht. In den meiften 
Europäifchen Ländern ift eine Zunahme der Taubſtummen nachweisbar; in Deutich- 
Iand gilt dies beſonders von ben induftriellen Gegenden. 

v. Solgendorff, Enc. II. Nedtälegifon III. 3. Aufl. 5 
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Die Ausbildung der Taubſtummen ift in früherer Zeit bis zur zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts fehr vernachläffigt worden; man hielt dieſelben 
für geiftig nicht bilbungsfähig, und erft Die Erfolge, welche ber Franzöſiſche Abbe 
de L’Epse in dem von ihm 1760 gegründeten ZTaubftummeninftitut zu Paris 
erzielte, gaben ben Anftoß zu weiteren ähnlichen Einrichtungen. In Deutjchland 
wurde die erfte Taubftummenanftalt durch Samuel Heinide 1778 ins Leben 
gerufen. Erſt 50 Jahre fpäter entſchloß fich die Preußifche Staatsregierung Zaub- 
ftummenlehrer ausbilben zu laſſen, und errichtete dann in jeder Provinz Taub- 
ftummenanftalten, meift im Anſchluß an die Lehrerfeminare, welche gegenwärtig 
unter provinzialftändifcher Verwaltung fortbeftehen. Die Unterrihtsmethode 
in ben Deutſchen Anftalten weicht von derjenigen in den Franzofiſchen weſentlich 
ab. Die letztere benutzt ausſchließlich die Geberdenfprache ala Mittel zur 
Begriffgentwidelung, bie Deutjche Methode dagegen bedient fich der Lautſprache, 
bes geſprochenen Wortes ala Denkjorm, bringt diefe durch Nebungen im Abſehen 
und Nachbilden der einzelnen Laute, fowie durch gleichzeitigen Unterricht im Leſen 
und Schreiben zum Berftändniß und fucht auf diefe Weife den Taubſtummen in 
den Befiß derjenigen geiftigen Bildung zu fegen, welche mit bem verjtändigen Ger 
brauch der Sprache ungertrennlich verbunden ift. Die Aufnahme in den Preußijchen 
Provinzialanftalten pflegt mit dem 8. Lebensjahr zu gefchehen und ber Kurfus 
6 Jahre zu dauern, fo daß die Kinder in der Regel mit bem 14. Lebensjahr 
entlafjen werden können. Obgleich Zahl und Ausdehnung der provinzialen und 
ſtädtiſchen Taubftummenanftalten noch in der jüngften Zeit bedeutend gewachfen find 
und die freie Aufnahme unbemittelter in erweitertem Maße gewährt wird, fo bleibt 
doch bis Heute in Deutfchland, wie anderwärts, noch ein großer Theil der Taub- 
ſtummen ohne geeigneten Unterricht. In der Preußiichen Rheinprovinz 3. 3. betrug 
gemäß einer im Jahre 1878 von der Staatäregierung veranlaßten ftatiftifchen Auf 
nahme die Zahl der des Unterrichts ermangelnden taubjtummen Kinder im Alter 
von 7—15 Jahren noch 308, während 402 derſelben Alterslaffe angehörige fih 
in den rheinifchen Zaubftunmenanftalten befanden. 

Bezüglich der äußeren Organijation der Taubftummenanftalten bat fi 
in ben lehten Dezennien das Syftem der Erternate am beften bewährt. Die Bög- 
linge werben zu 2 bis höchftene 4 in geeigneten Familien untergebracht, mit 
welchen ein befonderer Pflegevertrag gejchloffen wird. Die häusliche Kontrole und 
Sorge für Innehaltung bes Pflegevertrages Tiegt dann dem Anftaltvorfteher und 
den betreffenden Klaſſenlehrern ob. Durch die Erziehung in der Familie wirb bie 
Einfeitigteit, welche allem Internatleben anhaftet, vermieden und die Borbereitung 
Tür das fpätere bürgerliche Leben eine beſſere. Unter den aus den Anftalten ent- 
laſſenen, welche mit feltenen Ausnahmen im Stande find fi und ihre Angehörigen 
zu ernäßren und deren fittliche Führung überall ald eine mufterhafte bezeichnet zu 
werben pflegt, findet man bie tüchtigften Handwerker (beſonders Schuhmacher, 
Schreiner, Drechsler, Handſchuhmacher), nicht jelten auch talentvolle Künftler; bie 
weiblichen Zöglinge finden fpäter ihren jelbftändigen Unterhalt ala Näherinnen, 
Büglerinnen oder mittels Haushaltungsarbeiten. 

Die civilrehtliche Stellung der Taubftummen war jeit dem Alterthum 
derjenigen von Unmindigen, Wahn- oder Blöbfirmigen gleicägeftellt. Kaiſer Juſtinian 
verordnete, daß fie feine freiheit, einen letzten Willen zu errichten, haben follten, 
und Raifer Marimilian beftimmte, „zu jedem Teftamente gehöre, daß der 
mit verftändigen Worten reden ober fehreiben könne“. Erſt feit dem Anfange dieſes 
Sahrhunderts wird von ben Gefehgebungen allgemein dem Unterſchiede Rechnung 
getragen, ob ber Taubftumme Unterricht genofien Habe und mit welchem Erfolge. 
So beftimmt in Preußen das Allg. CR. (Thl. II. Tit. 18 $ 818), daß „die Bor- 
mundſchaft über Taubftumme aufhören jollte, wenn bei angeftellter Unterfuchung 
fh finde, daß fie zu der Fähigkeit, ihren Sachen jelbft vorzuftehen, gelangt feien“, 
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und bezüglich der Fähigkeit zu teſtiren heißt es (Thl. I. Tit. 12 8 26), daß 
„tauben ober ſtummen Perſonen, welche ſich ſchriftlich oder mündlich ausdrücken 
fönnen, die Geſetze bei Grrichtung ihres lebten Willens nicht entgegenftehen“. 
Eine beantragte Wieberaufebung der gefehlichen Kuratel über großjährige Taub- 
ftumme darf niemals ohne Anhörung eines jachverftändigen Gutachtens erfolgen oder 
abgelehnt werben. 

Dad Deutſche StrafGB. erwähnt der Taubftummheit im $ 58, wonach 
„ein Zaubftummer, welcher die zur Erkenntniß der Strafbarfeit einer von ihm bes 
gangenen Handlung erforderliche Einficht nicht beſaß, freizufprechen ift” ; ferner im 
$ 65, nach welchem „bei bevormundeten Taubftummen der VBormund zur Stellung 
eines ftrafrechtlichen Antrages (wegen Verletzung) berechtigt ift“. 

Bei_ der civilrechtlich häufiger, ftrafrechtlich feltener vorlommenden gerichts» 
ärztligen Unterfudung des geiftigen Zuftandes taubftummer Perfonen muß 
in ber Regel ber ſchriftliche Mittheilungsweg benutzt werben, vorausgejegt natür« 
lich, daß die betreffende Perfon fchreiben und leſen gelernt dat. Wenn letztere 
Vorausſetzung nicht zutrifft, fo wird zur Gewinnung eines Maren Einblicks in dag 
Seelenvermögen des zu Unterfuchenben ftet? die Zuziehung eines Taub— 
ftummenlehrers rathſam fein. 

Lit: Jäger, Me Neber bie Behandlung blinder und taubflummer Binder, ange 1890. — 
Neumann, —— zu Paris, Königeb. 1827. — Graſer, Ar 
Gefichte« und — — Meuſchheit wieberg: — —— Bayreuth _ 
Br tiebreich, Syftem ber gerichtlichen Payologie, egensb. Mayr, Ye Bere 
breitung ber ——— ⁊c. gründen 1 — Die — —— x. 
der Rheinprodinz, Düffelborf Sintelnburg. 


Taubſtummheit. Der Einfluß, welchen das ſchwere Gebrechen der T. auf 
die Entwidelung der geiftigen Kräfte bes Menfchen übt, bat ftet? der Gefeßgebung 
Beranlaffung geboten, dieſem Zuftande ihr beſonderes Augenmerk zuzumwenden. Sie 
hat dabei nicht überjehen, daß einestheils nır die geiftige Entwidelung des Taub- 
ftummen es ift, welche ihr Gingreifen erfordert, und daß anderentheils das Gebrechen 
nicht immer als ein fchon bei der Geburt vorhandener organifcher Fehler auftritt, 
fondern auch durch jpätere innere ober äußere Borgänge uud Einwirkungen auf den 
Körper hervorgerufen werben kann, welche die Ausbildung des Geiftes bereits bald 
im höheren bald im minderen Grabe vorgefunden haben. Wenn auch im Staats- 
recht ein berartiger defeetus corporis ganz allgemein und ohne Rüdficht auf feine 
Entftehung ein fo ſchwer wiegendes Moment ift, daß er dem Kranken jeden Zugang 
zu ben Öffentlichen Aemtern verfagt, ihn auch nach dem Deutſchen Prozeßrechte zur 
Uebernahme bes Schöffen- und Gefchtworenendienftes unfähig macht, ftatuirt doch das 
bürgerliche Recht einen Unterichied, je nachdem der Taubftumme troß bes Ge— 
brechen® vermöge der vor dem Eintritt oder während beffelben erlangten geiftigen 
Ausbilbumg in der Lage ift, feine Rechtsgeſchäfte felhft zu beforgen oder nicht. Nach 
Nöm. Recht wurde ihm im lekteren Yalle ein curator beftellt, ‘der ihn bei feinen 
Rechtsgeſchäften zu vertreten hatze, und wurbe ihm in ber früheren Zeit jede Fähig- 
feit, über fein Vermögen untef Lebenden ober von Tobeswegen zu verfügen, ab=- 
gefprochen. Erſt Iuftinian gab ihm, falls er ſchreibenskundig war, die Teftamente- 
Tähigkeit, jedoch mit Ausnahme, wenn er taubftumm geboren war (1. 10 Cod. qui 
testamenta facere possunt 6, 22). Im Gem. Recht ift diefe Ausnahme inſofern 
befeitigt worden, als auch dem letzteren, wenn er jchreiben kann, die Teftamentsfähigfeit 
en wurde. Ziemlich denfelhen Standpunkt vertritt das Preußifche Landesrecht. 

Es erklärt die Taubſtummen für teftamentafähig,, fobald fie bes Schreibens mächtig 
find (Ag. ER. I. 12 $ 26) und fchrieb im $ 15 IT. 18 1. c. vor, daß fie unter 
Bormunbjchaft geftellt werben follten, wenn fie taubftumm geboren ober vor zurück 
gelegtem 14. Lebensjahre geworden waren und nicht mehr unter väterlicher Gewalt 
ſtanden, machte dagegen ihre Bevormundung im $ 16 ibid., wenn fie erſt in ſpäteren 
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Jahren zu dieſem Gebrechen gelangt waren, davon abhängig, ob fie ſich durch all⸗ 
gemein verftändliche Zeichen ausdrüden konnten oder nicht. Die Schreibenskenntniß 
war fonach nicht das alleinige Kriterium für die Entbehrlichkeit der Bevormunbung. 
Die Fortſchritte der Wiffenfchaft in der Behandlung taubftummer Perfonen führten zu 
einer Aenderung dieſer Vorſchriften. Die Vormundſchaftsordn. v. 5. Juli 1875 bes 
ftimmt im $ 81 gang allgemein, daß Taubftumme einen Vormund erhalten follen, 
jofern fie durch das Gebrechen an der Beforgung ihrer Rechtsangelegenheiten gehindert 
werden. Sie legt ſonach die Prüfung der Nothwendigkeit einer Vormundsbeſtellung 
dem Bormundichaftsrichter auf und fieht davon ab, die Schreibensfunde ala das 
entfcheidende Merkmal aufzuftellen. Ihre Stellung unter Vormundſchaft wird für 
die weiteren Rechtsverhältniſſe von Grheblichfeit. Bon ihr macht das Allg. ER. 
ihre Handlungs und Vertragsfähigkeit abhängig und ftellt fie ben Unmündigen 
gleich ($ 25 1. 5). Aber auch für die nicht bevormundeten trifft es Fürforge, um 
fie dor Mebervortheilungen zu bewahren und einen Mißbrauch ihres Gebrechens 
jeitens Dritter auszufchließen, und ordnet deshalb an, daß fie die von ihnen zu 
errichtenden jchriftlichen Verträge nur gerichtlich fchließen dürfen ($ 171 1. c.). 

Auch ihre Prozeßfähigkeit hängt nach der RCPO. von ihrer Stellung unter 
Vormundſchaft ab. Der Vormund ift ihr gefeglicher Vertreter. Iſt ihnen ein 
folcher nicht beftellt, jo hindert ihr Gebrechen fie nicht, ihre Rechte im Prozeſſe felbit 
wahrzunehmen, wobei zu einer Berhandlung mit ihnen, ſobald fie des Schreibens nicht 
kundig find, die Zugiehung eines Dolmetfchers erforderlich ift, der ihren Willen zu 
erforihen hat (GBG. $ 188). Das Gleiche gilt, wenn fie al? Zeuge vernommen werben 
jollen. Die Eidezleiftung ift eine andere, je nachdem fie jchreiben können ober nicht. 
Im erfteren Falle leiften fie den Eid mittels Abfchreibens und Unterjchreibens der 
die Eideanorm enthaltenden Eidesformel und zwar jelbft dann, wenn fie nothbärftig, 
aber nicht geläufig zu fprechen vermögen; im andern mit Hülfe eine Dolmetſchers 
durch Zeichen. In Oeſterreich foll nad dem Juſt. Min. Erl. vom 23. September 
1850 die Bereidigung in ber Weife erfolgen, daß dem des Schreibens kundigen 
Zaubftummen die Eibesformel zum Durchleſen gegeben und von ihm unterjchrieben 
wird. Anderenfalls foll ein Dolmetjcher zugezogen werben, und muß bie Bereidigung 
unterbleiben, wenn fich diefer mit ihm nicht verftändigen kann. 

Anders ift ihre Stellung im Strafrecht. Aus der Begehung einer Hand- 
fung, welche objektiv alle Thatbeftandamerkmale einer vom Geſetz mit Strafe bedrohten 
Handlung enthält, folgt noch nicht ihre Strafbarfeit. Erft der Hinzutritt der ftrai 
rechtlichen Zurechnungsfähigfeit und Strafreife des Thäter rechtfertigt die Anwendung 
des Strafgeſetzes. Das Vorhandenfein diefes fubjeltiven Momente hat der Strai- 
ricäter zu prüfen. Da nun der Zufammenhang des Gebrechens ber T. mit ber 
geiftigen Entwickelung Zweifel über den Stand der letzteren wach zu rufen geeignet 
ift, Zweifel, welche auch durch die Entſcheidung des Vormund ſchaftsrichters über 
die Nothwendigkeit der Stellung unter VBormundichaft nicht in maßgebender Weile 
gelöft werden, insbeſondere auch bie Vorjchrift des Civilrechts, daß bevormundete 
Zaubftumme den Unmündigen gleichgeftellt werden, ohne Einfluß bleibt, liegt in 
jedem Falle dem Richter die Prüfung ob darüber, ob ber Taubftumme mit der zur 
Erfenntniß der Strafbarkeit feiner Handlung erforderlichen Einficht gehandelt hat. 
Es fol alfo derſelbe ebenſo behandelt werben, wie derjenige Angeſchuldigte, welcher 
dag 18. Lebensjahr noch nicht vollendet Hat, jedoch mit dem Unterſchiebde, daß ihn 
im Bejahungsfalle die ‚volle Strafe trifft, verneinenbenfalls aber nicht ſowol feine 
Ueberweifung an die Familie ober in eine Befferungsanftalt, ſondern feine Frei⸗ 
ſprechung zu erfolgen hat, und daß auch die Zuftändigleit des Schwurgerichts ihm 
gegenüber nicht außgefchloffen ift (GBG. 8 73, Nr. 3). Diejer Stellung entſprechend 
beftimmt auch die StrafPO. ausdrücklich, daß bei einer Verhandlung vor bem 
Schwurgericht in jedem Falle den Geichworenen bie Frage nach der Zurechnungs- 
Tähigfeit des Angeklagten zur Beantwortung vorgelegt werden muß, eine Frage, bie 
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wegen ihrer thatjachlichen Natur nicht dem Richter überlaſſen bleiben darf ($ 298), 
a6 daß ne im landgerichtlichen Verfahren feine Vertheidigung eine nothwendige 
ift ($ 140 Meves. 


Tauchnitz, Chriſtian Theodor, & 17. IV. 1812 zu Leipzig, feit 1839 
Advokat und Patrimonialgerichtsverwalter dafelbft, trat mit dem 1. X. 1854 
in ben königlich Sächfiſchen Staatsdienft, zunächft ala Appellationsrath in Leipzig, 
vom 1. IV. 1866 an zum Oberappellationsrath befördert, wirkte als Vertreter 
der Königlich Sächfifchen Regierung in der zur Ausarbeitung des Entwurfes eines 
Allgemeinen Deutjchen HGB. niebergefeßten, am 15. I. 1854 zu Nürnberg 
aufammengetretenen Kommiffion, dann in der von mehreren Deutſchen Bundesftaaten 
nad Hannover berufenen, am 15. IX. 1862 eröffneten Kommiffion zur Aus— 
arbeitung und Vorlage bes Entwurfes ‚einer Allgemeinen CPO. für die Deutfchen 
Bunderftaaten, und zuleßt in der am 3. I. 1868 zu Berlin eröffneten Kom— 
miffion zu Augarbeitung des Entwurfes einer PrzO. in bürgerlichen KRechtäftreitig- 
keiten für die Staaten des Norddeutſchen Bundes, aus welcher er durch den Tod 
——— wurde, für die gemeinſame — — a 1 18. I. 1870. 

Schriften: RE Redaktion der Sädi. Bpflege u. Verwaltung, 
— — Sn u. des von ihm begründeten Sächſ. leere r merkwürdige Rechtes 

Bit: — im naher Fournal vom 21. Januar 1870, Nr. 16 S. 94. — Nachruf 
ber Mitglieder der Kommilfion_ zu Ausarbeitung bed Entwurfs "einer CPO. für ben Nord» 
deutſchen Bund, ebenbaf. Nr. 18 vom 23. Januar 1870, S. 106. Samm. 


Sanlier, Marc Joſeph Frederic, & 15. XI. 1806 zu Grenoble, pro- 
mobirte 1828, wurde 1831 suppleant an ber Fakultät zu Grenoble, 1838 ordentl. 


een 1842 Ritter ber Ehrenlegion, 1855 Dekan, } 22. I. 1861. 
Schriften: Theorie raisonnde du code civil, Paris 1840—1848. — Le vrai livre du 


peuple ou le Riche et le Pauvre, Grenoble 1860. 
git: Caillemer, Fred. Taulier, Paris, Grenoble 1864. Teichmann. 


Tanrellinß, Saelius (Torelli), & 1489 zu Fano, wurde Mitglied des 
6. 


BR Raths, jpäter Kanzler in Zlorenz, F 1 
k Er und rg Sohn m Geaneideuß ( (+ 1574) gaben bie toftbare Ausgabe ber Pandetten 
Heraus: Die sen ex Florentinis Pandectis repraesentati Florentiae in off. 


— — — —— — RE 
5, 97, 449, ommsen, p- XVI. — vd. Stinging, 
Geläihte = en —E — (1880), I. 204 u. 
Zeihmann. 


Tauſch it die urfprüngliche Form ber wecjieljeitigen Verträge, buch 
welche Sachen von einer Hand in die andere gehen; denn die Neigung zum T. ift 
nah Adam Smith (Wealth of Nations I. ch. 2) eine® ber wichtigften Merk⸗ 
male, die den Menfchen vom Thiere — Aus ihm iſt erſt ber Kauf her⸗ 
vorgegangen ($ 2 I. 8, 28; 1.1 $ 1 D. 18, 1), wenn er gleich einen anderen 
Charakter hat; denn der T. befriedigt unmittelbar das Bedurfniß des Verkehrs, der 
Kauf erft mittelbar, weil dad Geld erſt wieder dazu dienen joll, ala allgemeines 
Mittel die gewünjchte Sache zu erwerben. Mit diefem Verhältniß zwiſchen T. und 
Kauf Haben fi auch bie Romiſchen Rechtsſchulen eingehend beſchäftigt; die Sabi— 
nianer hielten den T. nur für einen Nebenfall des Kaufe, während bie Proculejaner 
beide Rechtögeichäfte ſtreng bon einander trennten — eine Anficht, welche von Ju⸗ 
ftinian gebilligt wurde. (S. die oben citirten Stellen) Im Römiſchen Recht 
ericheint der T. ala ein Innominatrealkontrakt und findet alfo flatt, wenn eine in⸗ 
dividuelle Sache um eine andere hingegeben wird (do ut des). Während beim Kauf 
die Verpflichtung der Parteien eine verichiebene ift, ift fie beim T. eine gleiche. Bei 
jenem ift die auf Gigenthumgerwerb gerichtete Abficht ber Parteien nicht ftreng 
durchgeführt; der Charakter der Sachleiſtung (rem habere licere) ift ein anderer, 


854 Tauſch. 


als der der Geldleiſtung, welche wirkliches Eigenthum verſchafft. Bei dieſem liegt 
in der Leiſtung jeder Partei Geld und Waare zugleich. Während der Kauf ſchon 
durch die bloße Willenzeinigung über merx und pretium gejchlofjen wurbe, erzeugte 
der T. eine rechtliche Wirkung erft durch die gemachte Vorleiftung (. 1 $ 2; 1. 2 
C. h. t.); fie bewirkte nach den allgemeinen Regeln über Innominatrealtontrafte 
zunäcdft nur eine NRüdforderung und erft in ber weiteren Mechtsentwidelung ein 
Wahlrecht zwiſchen diefer und der Forderung auf Gegenleiftung, zwifchen cond. 
causa data causa non secuta und der actio praescriptis verbis (1. 3 $$ 2, 3; 1.5 
pr. 88 8, 4 D. 12, 4; 1.16 D. eod.; 1. 1,4, 5, 7 C. h. t.). Im heutigen Gem. 
Recht ift aber mit den übrigen Innominatrealverträgen auch der T. in einen Kon- 
jenfualvertrag übergegangen und dadurch dem Kaufe näher gerüdt. Geringer als 
im Römifchen Recht find daher Heutzutage bie Abweichungen von ben Regeln beö 
Kaufes (vgl. ſchon 1. 2 D. 19, 4; 1. 62 D. 23, 8). Nach Römifchen Recht tu 
die Gefahr des Unterganges demjenigen Kontrahenten, welcher die Sache empfangen 
Hatte; er Hatte keinen Erfah, fondern fonnte nur feine Leiftung zurüdfordern (1. 5 $ 
1 D. 19, 5). Im heutigen Recht kommen aber jowol hierüber, ala auch wegen 
der Haftung für culpa und für die noch nicht gefchehene Gegenleiftung die Grund- 
fäge vom Kauf zur Antvendung. Nur Ein wichtiger Unterſchied zeigt fich beim T., 
welcher aus der Verpflichtung, Eigenthum zu übertragen, entfteht. Zwar ift ber 
Saß in l. 18 3 D. 19, 4, wonach der T. mit einer fremden Sache nichtig iſt, 
nur aus der Natur des Realkontraktes zu erklären und für das heutige Recht un 
anwendbar (v. d. Pfordten, Abhandlungen, S. 294, 248 ff.), dagegen Baftet 
jeder Kontrabent nicht erft bei Entwährung, fondern ſchon, wenn fein Eigenthum 
übertragen if. Im Webrigen wird dieſe nach den Grundfäßen vom Kauf beurtbeilt 
(1. 29 C. 8, 45; 1. 1. C. 4, 64), nur daß bei theilweifer Entwährung der Werth 
des evinzirten Theils der empfangenen Sache von dem Werth der bingegebenen 
Sache in dem Verhältniß abgezogen wird, in welchem der Werth des evinzirten 
Theils zu feinem Ganzen fteht. (Bgl. die Beifpiele bei Koch, Rechte der Forber., 
II. ©. 839 und über die Berechnung des Minderwerths Bähr, Archiv f. praft. 
Rechtswiſſenſchaft VII. S. 70 ff.) . Analog gelten auch die Grundſätze fiber Schler 
und Mängel (1. 19 $ 5 D. 21, 1) und nad der Praris über die laesio enormis. 
Geldwechſel gilt ala T. wenn die Auswechſelung nur nach dem gefeglichen Werth 
geichieht, ala Kauf, wenn der Handelswerth der gejuchten Münzſorte in Betracht 
tommt. Endlich muß noch hervorgehoben werben, daß nicht nur Sachen, jondem 
auch alle übertragbaren Rechte Gegenftand des T. fein können. 

Die Partitulargefehgebung bat fich zwar im Allgemeinen zu dem Sab des 
Gem. Rechts, daß der T. ein Konſenſualkontrakt fei, bekannt, aber in einzelnen Fol: 
gerungen wieder auf die Natur des Römiſchen Realkontraktes zurüdgegriffen. So 
das Defterr. BGB., nach welchem, wenn die Webergabe binnen einer beſtimmten 
Zeit erfolgen foll, die Sache aber zufällig ganz oder zur größeren Hälfte unter 
gegangen ift, der T. ala nicht geichloffen gilt. Andere Verſchlimmerungen der Sache 
treffen, außer bei Z. in Paufch und Bogen, den Beſitzer. Hervorgehoben wird ferner, 
daß der Kläger entweder felbft erfüllt haben oder zur Erfüllung bereit fein muß. 
Endlich foll das Geldwechſeln nur T. fein, wenn Gold gegen Silber unb Heiner: 
gegen größere Münzſtücke gewechjelt werden. — Auch das Allg. ER. nimmt den 
Sat des Altrömifchen Rechts, daß der T. einer fremden Sache nichtig fei, auf und 
giebt, falls fich der Geber eines Betruges ſchuldig macht, dem Empfänger die Wahl 
zwiſchen Rüdtritt vom BVertrage und Forderung des Intereſſes. Im Uebrigen weiſt 
& außdrüdlich auf die analogen Beftimmungen des Kaufs bin, nur beim 7. jel- 
tener Münzen und Medaillen ſoll Iaesio enormis nicht berüdfichtigt werben. Beim 
Geldwechſeln jollen die Gejete der Zahlung eintreten, wa® um jo weniger Anven- 
bung finden Tann, als Zahlung Verbindlicpkeiten tilgt, während folche durch den T. 
wie durch jeden anderen Bertrag, begründet werden. — Nach Code civil geht wir 
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beim Kauf, jo auch durch den bloßen Konſens beim T. Eigenthum über; die Aehn- 
lichkeit beider Verträge ift demnach eine größere, als in den anderen Partitulare 
geſetzen. Wie daher der Käufer bei brohender Eviktion den Preis zurüdbehalten 
Tamm, jo kann auch beim T. einer fremben Sache der Empfänger nur zur Rück- 
nicht zur Gegenleiftung gezwungen werben. Abweichend ift nur, daß bei wirklicher 
Entwährung der Empfänger die Wahl zwiſchen Schabenzerja und Rückforderung 
Bat und daß die Anfechtung wegen laesio enormis auögefchloffen if. — Die Ber 
ftimmung des Cod. Max. Bav., daß der ala Konjenfualtontraft bezeichnete T. nur 
bei Sachen derjelben Art (res eiusdem speciei) eintrete und fich dadurch von ben 
anderen Innominatlontraften unterjcheide, ift völlig inhaltlod. Das Sächſ. BGB. 
enthält nur die Vorjchrift, daß beim T. die gegenjeitigen Verbindlichkeiten der Ber- 
tragichließenden analog en den —— über den — zu beurtheilen ſind. 
— Vt. D. 19, Cod. 4, Cod. Max. IV. 12 RR here 
— & joe — 8 "ER. 118 Ber ‚ode civil art. 


Lit. auf ee al ern: ee, —— Bd. XVIL ©. 76—128. — Unterbolgner, 
Schuldverhältnifie, IL. $ _ Heimbad in Weiste’3 Rechtsler. X. ©. 709 
Maseaotl, Beitr. zu ber Lehre vom Kauf⸗ und Tauſchkontrakte, in ber Giehener —* 

Kayſer. 


Taration der Grundſtücke. Cine ſolche findet im — u ſehr ver⸗ 
ſchiedeec Zwecken und mit ſehr ungleichartiger rechtlicher Wirkung ftatt. 

Immer handelt e& fich bei der T. d. ©. um die ee eines Werthes 
und Ausdrud deſſelben in Gelbe. Je nachdem aber der Ertragswerth, der gegen- 
wärtige Kapitalwerth ober der beitändige Sicherheitswerth der Liegenjchaft abgeſchätzt 
werden foll, nimmt bie T. d. ©. eine dreifach verjchiedene Geftalt an. 1) In einer 
Reihe von Fällen ift die Ermittelung des Ertrages einer Liegenjchaft erforderlich, 
und es wird daher eine Ertrags- oder Nutzungstaxe aufgenommen. Dabei wird 
regelmäßig der durchſchnittliche Reinertrag, den das Grundftüd nach Abzug aller 
Ausgaben und Verwendungen jährlich abwirft, in Geld geihäßt. Eine ſolche Er— 
tragsjchägung pflegt bei Pachtverträgen zu Grunde gelegt zu werben, kann aber auch 
beim Nießbrauch und bei anderen Nutzungsrechten vorkommen. Gie ift ferner nad) 
mandjen Deutfchen Gefeßen bei der Errichtung eines Familienfideikommiſſes erjor- 
derlich, indem dazu nur ein Grundftück als geeignet gilt, deſſen Neinertrag ein ge— 
wiſſes Minimum erreicht (in Preußen 7500 Mark nad) landüblichem Wirthichafte- 
Toftem und nur bei Umwandlung von Lehen in Familienfideikommiſſe blos 6000 
Mark, in Hannover 3600 Mark, in Braunfchieig 9000 Marf), während anberer- 
ſeits bisweilen bei Weberfchreitung einer gewiffen Höhe des Neinertrages die im 
Mebrigen nicht geforderte landesherrliche Genehmigung verlangt wird (jo in Preußen 
bei einem Reinertrag von mehr ala 30000 Park). Vor Allem aber find es überall 
Ertragätaren, welche die Bafis der Grundfteuern und damit zugleich aller auf den 
Grundfteuerbetrag fundirten Rechteverhältniffe bilden. 2) In anderen Fällen bedarf 
& der Ermittelung des gegenwärtigen Kapitalwerthes eines Grunbftüdes, 
wobei regelmäßig nur der fogenannte gemeine Werth in Betracht kommt, aus be= 
jonderen Gründen jedoch die Berückſichtigung eines außerordentlichen Werthes noth- 
wendig werben kann. Cine ſolche Werthtare oder Grunbtare wirb entweder durch 
Kopitalifirung des Ertragswerthes zu einem für den betreffenden Fall gefehlich be— 
flimmten Prozentjag gewonnen oder aber jelbftändig nach den dafür borgejchriebenen 
Zarprinzipien hergeſtellt. Sie findet fich bei Berfäufen und fonftigen Beräußerungen, 
insbeſondere auch bei nothwendigen und freiwilligen Subhaftationen. Eine bejon- 
ders wichtige Rolle jpielt fie bei Augeinanderfegungen von Geſellſchafts und Ge= 
meinjchaftsverhältnifien, bei Erbtheilungen, bei der Auflöfung der ehelichen Güter 
gemeinſchaft. Auch bei bloßen Gebrauchsüberlafiungen Tann eine Werthtaxe aufs 
genommen werben, um namentlich bei fpäterer Feſtſetzung von Meliorationen und 
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Deteriorationen als Anhalt zu dienen. Ebenſo kommt fie bei ber Einbringung von 
Grundftüden in die Ehe vor. Desgleichen bei Ginbringung in eine Gefellichait. 
Sodann bilbet fie da8 Fundament der Feftfegung des Entichäbigungsanipruches bei 
der Zwangsenteignung, ſowie bei Verfoppelungen, Gemeinheitstheilungen und Ab 
Löfungen. Endlich Tann auch eine Werthabfchägung erforderlich werben, um den 
Umfang ber Beichädigung einer Liegenichaft (3. B. durch Ueberſchwemmung ober 
Verſandung) feftzuftellen. Hinfichtlich der Gebäude ift namentlich die Einſchätzung 
behufs der fyeuerverficherung (Feuerkaſſenwerth) wichtig. 8) In wieder anderen 
Fällen wird durch die T. d. ©. die Grmittelung des beftändigen Werthes 
bezwedt, den das Grundſtück unter allen Umftänden vorausfichtlich haben wird. 
Eine folche Sicherheitätare oder Kredittaxe wird namentlich aufgenommen, um feſt⸗ 
zuſtellen, bis zu welcher Höhe das Grundftüd ala Pfandobjekt Sicherheit gewährt. 

Objekt der Taration kann nicht nur der Grund und Boden als jolcher jein, 
fonbern Alles, was zu einem beftimmten Grundvermögen gehört. Inwieweit Ge- 
bäude, ftehende Früchte, lebendes und todtes Gutsinventar und fonftiges bewegliches 
Zubehör, mit dem Grundftüde verbundene nußbare Gerechtigkeiten und auf bem 
Grunbftäd ruhende Laſten in die Schäßung einbezogen werben, richtet fih nach dem 
Zwed. Alle diefe Objekte können auch für ſich den Gegenftand beſonderer Zara- 
tionen bilden. So wird 3. B. behufs der Gebäubefteuer der Nutzungswerth und 
behufs der Feuerverſicherung der Kapitalwerth der Gebäube, behufs der Hagelver- 
ficherung der Werth ftehender Früchte, bei Berpachtungen das Gutsinventar, bei 
Ablöfungen der Werth von Realgerechtigfeiten und von Reallaften und Gervituten 
befonders taxirt. 

Die rechtlichen Wirkungen der T. d. ©. find vor Allem verfchieden, je nachdem 
nur eine private oder eine Öffentliche Schägung vorliegt. Privattaren Haben 
jedenfall nur für diejenigen Perſonen, von denen fie aufgeftellt oder anerfannt wor- 
den find, bindende Kraft. Wie weit aber ihre Bedeutung reicht, hängt davon ab, 
was im einzelnen Fall ala Inhalt der in ber Aufftellung ober Annahme der Zare 
enthaltenen Willenserklärung angejehen werben muß. So wirb im Zweifel ber 
Berpächter, welcher dem Pachtanjchlage eine Ertragstaxe Hinzufügt, zwar Die ber 
Ertragsſchaͤtzung zu Grunde gelegten thatfächlichen Angaben, nicht aber den Erfolg 
gegen den Pächter zu vertreten haben, da Verpachtung feine Berficherung ift. Ebenjo 
wird die Hinzufügung einer Werthtaxe bei Meberlaffung einer jpäter wieder zu re 
ftituirenden Liegenfchaft im Zweifel nur die Bedeutung eines Grunbanfchlages für 
die Berechnung etwa zu erfeßender Deteriorationen und Meliorationen haben. Auch 
bei Uebernahme des Gutsinventar® nach einer Taxe durch den Pächter ſpricht bie 
Bermuthung für bloße taxatio aestimationis causa, während eine taxatio venditio- 
nis causa beſonders als gewollt erhellen muß. Die umgelehrte Vermuthung ftellt 
dag Römifche Necht bei einer dos aestimata auf, und das Preußiſche IR. giebt fo- 
gar, wenn von ber Frau ein Grunbftüd nach einem Anfchlage in die Ehe gebracht 
it, dem Manne ſtets die volllommene freie Wahl, ob er beim Tode der Frau Ins 
Grundſtück deren Erben zurüdgeben oder gegen bie Taxe behalten will. Wird in 
eine Altiengefellichaft ein Grundſtück als Apport nach einer beftimmten Tare ein- 
gebracht, fo hängt die bindende Kraft einer ſolchen Abrede von der Erfüllung ber 
Tormvorfchriften des Art. 2095 des Deutichen HGB. ab. Im Gegenjah zu Pri⸗ 
vattaren haben Öffentliche Zaren eine vom Willen der Betheiligten unabhängige 
Bedeutung, indem fie einerfeits fraft der Autorität der bie Abſchätzung vornehmenden 
Behörde öffentlichen Glauben genießen, andererjeit® je nach bem Zweck ihrer Auf 
nahme in der einen oder ber anderen Richtung bie Intereſſenten auch ohne ihre 
Einwilligung binden. Deshalb können auch Öffentliche Zaren in bie Grundbücher 
eingetragen werden. So ſoll nach ber Preußischen Grunbbuchorbnung vom 5. Mai 
1872 $ 10 in die dritte Spalte der erften Abtheilung des Grundbuchs auf Antrag 
des Eigenthümers neben bem Erwerbspreis die Schätzung des Werthes nach einer 
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öffentlichen Tare und bei Gebäuden die Feuerverficherungsfumme mit Angabe des 
Datums Aufnahme finden. 

Unter den Öffentlichen Taren nehmen eine befonders wichtige Stelle die ge— 
richtlichen Taxen ein. Die gerichtliche Taxation der Grundftüde ift ein Akt der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, richtet fich daher auch Heute in Deutfchland nach der 
Landesgeſetzen. In der Regel fteht fie jet den Amtsgerichten zu. Dad Verfahren 
dabei ift in Preußen durch die Allgemeine Gerichtöorbnung Th. II. Zit. 6 geregelt. 
Hiernach ift ftetd die Zuziehung fachverftändiger Taratoren vorgefchrieben, welche 
entweber ein für allemal vereidigt find oder zu ber gegenwärtigen Sandlung ber 
ſonders eidlich verpflichtet werben. Der zur Abſchätzung anberaumte Termin ift den 
Intereſſenten unter Vorladung belannt zu machen, ohne daß die Vornahme der Ab- 
fchägung von ihrem Gricheinen abhängt. Der richterliche Beamte hat im Ab- 
ſchãätzungstermin die ganze Handlung der Taration zu leiten und für Vollftändigkeit 
der Information, Beobachtung ber gejehlichen Tarordnungen und außreichende Be— 
antwortung aller erheblichen Fragen durch die Taratoren Sorge zu tragen, dagegen 
jede Einwirkung auf die Selbftänbigkeit ihres fachlundigen Urtheils zu vermeiden. 
Ueber den gangen Vorgang hat er ein vollftänbiges Protokoll aufzunehmen, das von 
ihm und den Taratoren, ſowie von etwa vernommenen Zeugen, zu unterjchreiben 
ift. Auf Grund dieſes Protokolles Hat das Gericht, erforderlichen Falles unter 
Zuziehung eines vereidigten Rechnungsverftändigen, das Tarationsinftrument aufe 
zuftellen und mit dem Gerichtöfiegel außzufertigen. Für Grundſtücke von geringerent 
Werth ift durch den Anhang zur Allgemeinen Gerichtsorbnung $ 347 und die Ge- 
jege vom 15. Juni 1840 und vom 4. Mai 1857 ein vereinfachtes Verfahren ein- 
gerührt worden, bei welchem bie eibliche Vernehmung des Schulzen ober der Ge— 
richtäleute oder zweier jonft geeigneter Hauswirthe umd in Stäbten zweier ſachkun⸗ 
diger Einwohner genügt, im Falle der Abſchätzung durch ein für allemal vereibigte 
Zaratoren aber die fchriftliche Einreichung ber Taxe ausreicht. Als Grundftüde 
von geringerem Werth werben nach dem Geſetz vom 4. Mai 1857 diejenigen an« 
gejehen, deren Werth nad) Inhalt des Grundbuches, der Erwerbsbofumente oder 
anderer unverbächtiger Angaben ben Betrag von 5000 Thalern nicht überjteigt. Die 
Tare ift dann auch gültig, wenn fich ein höherer Werth herausftellt. Aehnliche 
Beftimmungen beftehen in anderen Deutichen Staaten. 

Da Aufnahme einer derartigen gerichtlichen Taxe bedarf e8 in der Regel zum 
Behufe der Subhaftation. So auch nach älterem Preußifchen Recht, während nach 
der Subhaftationgordnung vom 15. März 1869 die Tare wegfällt und nur ber 
Reinertrag refp. Nutzungswerth, zu welchem das Grundſtück zur Grund- und &e- 
bändeftener veranlagt ift, fjowie bie Anzeige, wo etwaige Abſchätzungen zu finden 
find, in das Subhaftationspatent aufgenommen wird ($ 13), auch lediglich nad) 
Maßgabe jener Steuerveranlagung bie Höhe der vom Bieter zu leiftenden Kaution 
($ 22) und die Sicherheit der hierzu verwenbbaren Forderungen ($ 23) bemefien 
werben joll. Außerdem werben gerichtliche Taxen namentlich bei Außeinander- 
fegungen zwiſchen Miterben und anderen Miteigenthümern oder Gefellichaftern, fowie 
zur Beftimmung der entſtandenen Beichädigungen oder der vorhandenen Meliorationen 
oder Deteriorationen aufgenommen. Cine folche gerichtliche Taxe ift regelmäßig er- 
forderlich, wenn Minderjährige betheiligt find. Auch fonft aber kann fie in Er— 
mangelung einer Einigung notwendig werden. So wirb nad) Preußiichem SR. 
bei der Auseinanderſetzung zwijchen bem Ehemann und ben Erben ber verftorbenen 
Frau in Bezug auf das von ber letzteren ohne Tare in die Ehe eingebrachte 
Grundftüäd, ſobald die Erben fich über einen zu ſetzenden Werth beffelben nicht 
einigen Tönnen oder in ſechs Monaten keine Erklärung über den Werth abgeben, 
eine gerichtliche Taxe aufgenommen, zu welcher der Mann das Grundſtück behalten 
oder zurädgeben fann (II. 188 572—580). Ebenſo kommt e8 zur gerichtlichen 
ZTazation, wenn Miteigenthümer von der Befugniß Gebrauch machen, von einem 
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Miteigenthümer, welcher feinen Beitrag zur Unterhaltung der Sache zu leiften außer 
Stande ift ober ſich vorſätzlich der Leiftung deffelben entzieht, die Ueberlafjung jeines 
Antheils gegen Wertherfaß zu verlangen (Preuß. ER. I. 17 88 45-51). Auch 
bei der Ausübung von Retraftrechten werben gerichtliche Taren erforderlich, wenn 
der Näherberechtigte im Falle doloſer Uebertreibung des Kaufpreifes zu dem ihm 
von der gemeinrechtlichen Praxis gewährten Auskunftsmittel greift, das Grundftüd 
gegen ben tazirten Preis zu übernehmen. Nach manchen Geſetzen ferner dürien 
Grundftüde bevormundeter Perfonen niemals ohne gerichtliche Tare veräußert wer: 
den; jo auch nach Preuß. ER. (II. 18 88 568 ff), während nach der Preußifchen 
Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 die Aufnahme einer Taxe behufs des 
gerichtlichen Verkaufes von Dlündelgütern zwar auläffig, aber nicht mehr noihwendig 
it. Ebenſo hängt e& vom Ermeffen des Gerichts ab, ob eine Taxe aufgenommen 
werden foll, wenn die Genehmigung zur Veräußerung des Grundftüdes eines Haus- 
indes durch den Vater nachgefucht wird. 

Mit der T. d. G. kraft freiwilliger Gerichtöbarkeit ift Die gerichtliche Werth 
feſtſtellung nicht zu verwechſeln, zu welcher das Gericht im Prozeß berufen wir. 
Hierbei ift nach heutigem Deutichen Prozeßrecht das Gericht weder an das Gut- 
achten ber jachverftändigen Taratoren noch an beftimmte Targrundſätze formell ge 
bunden. Dies gilt daher namentlich auch von ber Fefiſetzung der Entſchä⸗ 
digungafumme für enteignete Grundftüde, die im Streitfalle überall definitiv durch 
Entſcheidung des orbentlichen Gerichts der belegenen Sache erfolgt. Doch find die 
Nechtögrundfäße, nach welchen dabei die Werthbeftimmung ftattäufinden Hat, durch 
die Erpropriationägefege näher normirt (vgl. d. Art. Erpropriation). Ebenſo 
hat das Gericht über den Werth einer Liegenfchaft, ihrer Erträge oder ihrer Zu 
behörungen nad) freiem Grmefjen zu enticheiden, infofern derſelbe ala Werth dei 
Streitgegenftandes für die Zuftändigteit des Prozeßgerichts, für die Zuläffigkeit der 
Nevifion oder für die Höhe der Gerichtefoften maßgebend ift; es ift aber auch hier 
bei einerfeits zur Zuziehung jachverfländiger Taratoren befugt, andererjeits an ge 
wiffe Rechtägrundfäße über die Werthbeftimmung gebunden (vgl. Deutjche CPO. 
88 3—9 und 508, Gerichtäfoftengejeg vom 8. Juli 1878, $$ 1517). 

Neben den gerichtlichen Tazen gelten auch Taxen, die von anderen dazu er⸗ 
mächtigten Behörden unter öffentlicher Autorität aufgenommen find, ala öffent: 
liche Zaren. Dazu gehören in Preußen und jonft vor Allem die landidait- 
1Lichen Zaren, welche von den vom Staat normirten und privilegirten öffentlichen 
Krebitverbänden der Grunbbefiter aufgerichtet werden. Das Verfahren bei der 2. 
d. G. durch die Preußifchen Landſchaſten ift in deren landesherrlich beftätigten Sta- 
tuten und Reglemente, meift mit gewiflen Unterfchieden für inkorporirte adelige und 
ſonſt beleifungsfähige Güter, genau geregelt. Dabei findet zunächft eine drtlihe 
Abſchätzung nad) ein für allemal feſtſtehenden Tarprinzipien Durch eine Hierzu er 
nannte Kommiffion (in der Regel auß zwei Landesälteften und dem Syndikus ge 
bildet) ftatt; darauf folgt die Prüfung der Taxe durch Reviſoren (meift zwei andere 
Sandegältefte) ; jobann wird die Tare nach gehaltenem Vortrag durch Beſchluß dr 
landſchaftlichen Kollegiums des betreffenden Bezirkes jeftgejept; endlich ift der Rekurs 
an die Organe des Gefammtverbandes der Provinz (Generallandfchaftsdirektion und 
von ihr an den engeren Ausſchuß) zuläffig. Die landſchaftlichen Taxen find ent- 
weber Kredittaren oder Subhaftationstazen. Kredittaren werden zur Ermittelung 
des beftändigen Gutswerthes aufgenommen, wenn die Landſchaft um ein Darlehen 
angegangen wird. Die Beleihung mit Pfandbriefen erfolgt bis zu zwei Dritteln 
der Taxe; auf Grund älterer Taren jedoch nur nach borgängiger örtlicher Zar 
recherche, die nie zu einer höheren, wol aber zu einer niedrigeren Mertbfeftiegung 
führen Tann. Subhaſtationstaxen, bei welchen zu dem Serebitwerth noch der ab- 
geihäßte Werth der als nicht beftändig von der Kreditwerthſchätzung auagefchloffenen 
Nugungen und Realitäten Hinzutritt, wurden früher bei jeder nothwendigen Sub- 
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baftation von den Landfchaften gefordert. Dies fällt jegt in Preußen weg (Sub- 
Haftationgorbnung von 1869, $ 116). Dagegen bleiben die Grundfäge über Sub- 
Baftationstaren für die Werthtaxen maßgebend, welche die Landſchaften zum Zweck 
Der Auseinanderfegung der Miteigenthümer eines Gutes oder zum Behuf der frei— 
willigen Subhaftation befjelben auf Antrag ber Snterefienten beziehungsweiſe auf 
NRequifition der Behörden aufzunehmen verpflichtet find. Wie in diefen Fällen, jo 
ift überhaupt in Preußen bie landſchaftliche Tare Hinfichtlich der landſchaftsfähigen 
Güter der gerichtlichen Tare vollfommen fubftitwirt (Preuß. Allg. Gerichtsordn. IT. 
6 8 13). Auch gilt eine Hypothek oder Grundſchuld innerhalb der erjten zwei 
Drittel der Iandjchaftlichen Krebittare ala im Sinne des Geſetzes „ficher“ (Preuß. 
Allg. ER. I. 14 $ 188), weshalb fie 3. B. zur Anlage von Mündelgeldern ver- 
wendbar ift. 

Eine ähnliche öffentliche Autorität genießen bei ftäbtifchen Grunbftüden die 
Zaren Öffentlicher Feuerverficherungsanftalten, welche von kommunalen 
Beamten ausgehen und durch Beamte derfelben verwaltet werben. Als ficher gilt 
bier aber eine Hypothek nur innerhalb ber erſten Hälfte des Taxwerthes. 

Deffentliche Zaren der Grundftüde werden ferner von den Steuerbehörben 
zum Behufe der Steuerveranlagung aufgenommen. So finden bejondere behörbliche 
Ermittelungen und Feitiegungen des gegenwärtigen Kapitalwerthes nach eigenthüm- 
lichen Grundjähen zum Zwede der Erhebung von Stempeljteuern, Erbſchaftsſteuern, 
Grundbuchgebühren u. ſ. w. beim Befigwechfel ftatt. Namentlich aber find die 
Kataftralihägungen des Tiegenschaftlichen Ertragswerthes zum Behufe der Feſtſetzung 
und Bertheilung der Grundfleuern von hervorragender rechtlicher Bebeutung. In 
Preußen ift durch die Gejege vom 21. Mai 1861 über die anderweite Regelung 
der Grundſteuer und über die Einführung einer allgemeinen Gebäudejteuer nebſt den 
ergänzenden Berorbnungen (Geſ. Samml. 2538—326) das Verfahren bei Ermittelung 
des Reinertrages der Grundftüde reip. des Nubungswerthes der Gebäude genau nor« 
mirt. Die obere Leitung ber Abſchätzung hat ber Finanzminiſter, unter welchem 
vier Generallommiffarien, eine Gentrallommiffion, bejondere Bezirkalommiffarien und 
Bezirfsfommiffionen der einzelnen Regierungsbezirke, ſowie endlich Veranlagungs- 
Lommiffarien und Veranlagungskommiſſionen der einzelnen Kreiſe fungiven. Die 
endgültigen Zeftiegungen bes Reinertrages refp. Nubungswerthes burch diefe unter 
Heranziehung der Selbftverwaltungsförper gebildeten Behörden haben eine über das 
Gebiet des Steuerrecht Hinausreichende öffentliche Autorität. So ift ihre Erheb⸗ 
Ticheit im Subhaftationsverjahren ſchon erwähnt. Es ift ferner hervorzuheben, daß 
bei den Öffentlichen SKreditverbänden auf Antrag des Guisbeſitzers, foiern nicht be 
Tondere Bedenken dagegen obwalten, der Krebitwerth ohne Abſchätzung aus ber 
Grundfteuerveranlagung durch Kapitalifirung des jährlichen Reinertrages mit ber 
Zahl fünfundzwanzig unter Abzug des fünfundzwanzigiachen Betrages der jährlich 
au entrichtenden Grundfteuer und fonftiger ftändiger Zinfe, Renten und Abgaben 
bergeleitet werben kann. Auch gilt eine Hypothek oder Grundſchuld innerhalb bes 
fünfzehnfachen Betrages des Grunbfteuerreinertrages al „ſicher“. Endlich beftimmt 
das Geſetz, betreffend die Abſchätzung von Landgütern zum Behuje der Pflichttheils- 
berechnung in der Provinz Weftfalen, vom 4. Juli 1856, daß hierbei, infofern es 
fih um landtagsfähige Gitter oder Güter mit einem Grundftenerreinertrag von min= 
deitens 25 Thalern handelt, ald Werth der fechzehnfache Betrag des Kataftraltein- 
ertraged unter Hinzurechnung bes Wertes beweglicher Pertinenzen, gewerblicher An⸗ 
lagen, des überftändigen Holzes und nubbaren Gerechtigkeiten anzufehen ift. Doch 
muß auf Verlangen eines Intereſſenten ftatt des Grundjteuerreinertrages der wirt: 
liche Reinertrag ermittelt und zu Grunde gelegt werben. 

Autoritative Tarationen von Grundſtücken durch nicht gerichtliche Behörden 
Iommen jchließlih im Enteignungsverfahren vor, indem bier meift Verwal- 
tungsbehörden (in Preußen die Regierungen reſp. der Regierungspräfident mit bem 
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Bezirksrath) zu einer vorläufigen Feftfegung der Entſchädigungsſumme berufen find, 
welche rechtskräftig wird, wenn nicht innerhalb einer Präftufivfrift die Provokation 
auf richterliche Entfcheidung erfolgt (vgl. d. Art. Erpropriation). 

Die techniſchen Targrundfäge find zum großen Theil durch Geſetze und Ver⸗ 
orbnungen bis ins Einzelne firirt. Die Bafis jeder Tare bildet ein Grundanfchlag, 
zu welchem die genaue Vermeſſung und Bonitirung bed Areals und einer Beftand- 
theile, ſowie die Vefchreibung und Inventarifirung der Gebäude, Pertinenzen, Ge 
rechtſame und Laften gehört. Hinfichtlich des Bodens ſelbſt findet fih dann meiſt 
eine Scheidung nach Kulturarten einerfeits (Ackerland, Gärten, Wiefen, Weiden, Hol- 
zungen, Wafferftüde, Oebland, Unland), nach (in der Regel fünf bis ſechs) Boni⸗ 
tätsflaflen andererſeits. Yür die Werthſchätzung in den einzelnen Klaffen find mit- 
unter fefte Säße oder doch Marimalfäge vorgefchrieben. Auch kommen fefte Sätze 
für die Werthtare der Stüde des lebenden Inventars, Marimaljähe für die An- 
fegung des Gefammtwerthes der Gebäude und des Inventars im Berhältniß zum 
Grundwerth, firirte Prozentjäge für die Kapitalifirung des Ertragswerthes wieder: 
fehrender Hebungen und für die Berechnung der durch Laften und Abgaben bewirkten 
MWerthminderung vor. Dabei divergiren die Beftimmungen mit Rüdficht ſowol auf 
die Art und den Zwed der Tare als auf die Größe und Beichaffenheit des Grund» 
ftüdes. In Preußen kommen hinſichtlich der Taxprinzipien neben den allgemeinen 
Beltimmungen der Allgemeinen Gerichtsorbnung (II. 6 88 12—16) namentlih 
einerfeits die Regeln über die Abſchätzung des Grundfteuerreinertrages® von 1861 
(Gej.Samml. ©. 257 ff., 304 ff. und 812 ff.), andererjeit® die landesherrlich ge 
nehmigten und bejonderd publizirten Taxordnungen (Tarregulative, Taxprinzipien) 
der einzelnen Landichaften in Betracht (vgl. 3. B. Tarprinzipien der Pommerſchen 
Landſchaft vom 9. Juni 1857, Gej.Samml. S. 897—944 nebit revidirtem Regle 
ment vom 20. Oftober 1857, &. 974, 88 143—158; Abihäßungsgrundfäße der 
Schlefifchen Landichaft vom 14. März 1859, Geſ. Samml. ©. 133 fj. nebft Erlaß 
vom 25. Febr. 1867, Geſ. Samml. ©. 392 und Nachtrag vom 25. Aug. 1871, 
Geſ. Samml. ©. 349 ff.; Tarregulativ der neuen MWeftpreußifchen Landſchaft vom 
3. Mai 1861, Gel.Samml. ©. 222 ff.; Zarordnung des neuen landſchaftlichen 
Krebitvereind für die Provinz Poſen vom 5. Mai 1866, Gef.Samml. ©. 681 fi). 

Zu erwähnen ift fehliehlich die Taration unter dem wahren Werth, 
wie fie mitunter gefeßlich vorgefchrieben if. So namentlich bei der bäuerlichen 
Erbfolge, wenn zwar mehrere Erben gemeinfam in ben Werth des Bauergutes ſuc⸗ 
cebiren, diefes aber dem Anerben nach einer ihm günftigen „civilen“ oder „leid 
lichen” Taxe (Erb⸗ oder Grundtaze, in Schleswig-Holftein Bruder⸗ und Schweiter 
tare genannt) überlaffen werden muß. Auf demfelben Gedanken beruht das bereits 
erwähnte Geſetz über die Abſchätzung von Landgütern zum Behufe der Pflichttkeild- 
berechnung in der Provinz Weftjalen vom 4. Juni 1856. Die Geſetze über das 
Höferecht in Hannover vom 2. Juni 1874 und in Lauenburg vom 21. Februar 
1881 enthalten in den 88 15—16, reip. 14—15 die Beſtimmung, baß bei ben in 
bie Höferolle eingetragenen Höfen der Anerbe ein Drittel des Hofeswerthes, welcher bei 
der Erbtheilung an die Stelle des ihm zufallenden Hofes nebft Zubehör tritt, 
zum Voraus erhält, zwei Drittel in die Erbſchaftsmaſſe einzufchießen hat; dabei 
ſoll ber Hofegwerth auf Grund einer Schägung des im gegenwärtigen Kulturzuftande 
bei orbnungsmäßiger Bewirthichaftung don dem Hofe gewährten jährlichen Rein- 
ertrageß in der Weije ermittelt werden, daß diefer Ertrag nach Abfegung des muth- 
maßlichen jährlichen Betrages der dauernden Laften und Abgaben mit bem zwanzig ⸗ 
jachen zu Kapital gerechnet und der nach einem durchſchnittlichen Verkaufswerth zu 
berechnende Werth des Hofesinventars diefem Kapital hinzugeſetzt, der nad ber 
wahrfcheinlichen Dauer berechnete Kapitalwerth vorübergehender Hofeglaften davon 
abgezogen wird. 
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Telegraphenrecht (Th. I. S. 540, 886). Je nachdem die Telegraphen vom 
Staate oder von Privatperfonen angelegt ober unterhalten werben, untericheidet man 
Staate- und Privattelegraphen. Aber auch bei ben letzteren ift, da die Telegraphen 
Tür ben öffentlichen Verkehr beitimmt find, eine Einwirkung der Staatsgewalt ge 
boten. Daher bedarf die Anlegung von Zelegraphen ftaatlicher Konzeifion; ebenfo 
unterliegt die Feſtſetzung von Reglemente, die Aufftellung von Tarifen der Ge- 
nehmigung und Beitätigung des Staates, wie auch der ganze Betrieb einer dauern⸗ 
den Beauffichtigung befielben. Einige Yuriften haben Hieraus den Schluß auf bie 
Regalität des Telegraphenweſens gezogen. Es ift dies jeboch verkehrt, da man 
fich bei der Lehre von den Negalien jtreng an die gefchichtlich ausgebildeten Arten 
Halten muß. 

Zur gemeinfamen Handhabung des Telegraphenweſens wurbe im Jahre 1850 
von mehreren Deutfchen Staaten der Deutich = Defterreichifche Telegraphenverein ge= 
gründet. (Vereinsverträge namentlich v. 25. Juli 1850, revidirter vom 16. Nov. 
1857, vom 80. Sept. 1865.) In der Berfafjung des Norbbeutichen Bundes (Ber 
Taffungsurfunde Art. 4, 48 ff.) wurde das Telegraphenweſen für eine Bundesange⸗ 
Tegenheit erflärt. Demgemäß wurde in demjelben das ZTelegraphenweien als eine 
einheitliche Staatsverfehrsanftalt verwaltet. Die Einnahmen aus demſelben waren 
gemeinfchaftlich, die nach Abzug der Koften verbleibenden Ueberſchüſſe flofſen in bie 
Bundeslafje. Die obere Leitung des Telegraphenweiens ftand dem Bunbespräfidium 
zu, welches auch alle oberen Beamten ernannte, während bie niederen (namentlich 
die für den Lofalen und technifchen Betrieb beftimmten) von den Landesregierungen 
angeftellt wurden. Das Bundespräfidbium Hatte auch für ben Erlaß der reglemen- 
tariſchen Feſtſetzungen und allgemeinen abminiftrativen Anordnungen, fowie für die 
ausſchließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu amberen Deutjchen und Außer- 
deutſchen Zelegraphenverwaltungen Sorge zu tragen. Die Beftimmungen der Norb- 
deutfchen Verfaffungsurtunde find auch in die Berfaffung des Deutfchen Reiches 
aufgenommen worden, doch ift Bayern und Württemberg eine Sonberftellung ein- 
geräumt. Unter dem 21. Juni 1872 ift ein Reglement, eine Telegraphenorbnung 
Tür das Deutjche Neich erlafien worden, welche Abänderungen wie Ergänzungen 
Durch die Verordnungen vom 24. Januar 1876 und vom 26. Auguft 1877 (Gentral- 
blatt für das Deutfche Reich 1876 Nr. 8, 1877 Nr. 36) eriahren Hat. Ueber 
die die internationale Telegraphie regelnden Verträge |. den Art. Telegraphen« 
verträge. 

Die Benubung der für den öffentlichen Verkehr beftimmten Telegraphen fteht 
Jedermann frei. Doc behalten die Reglements der ZTelegraphenverwaltung das 
Recht vor, zeitweiſe ihre Linien und Stationen ganz oder theilweife für alle ober 
gewiffe Arten von Korrefpondenzen zu ſchließen (Reichötelegraphenordnung $ 2), und 
auch ohne derartige bejondere Beftimmungen wird man die Telegraphenverwaltung 
Hierzu im Nothfall für befugt erachten müſſen. (Privat-)Depejchen, deren Inhalt 
gegen die Gefeße ober die guten Sitten verftößt oder dem öffentlichen Wohl nach- 
teilig ift, dürfen ſtets zurüdgewiejen werben. Für die Benußung ber Telegraphen- 
omftalten find beftimmte Gebühren zu entrichten, deren Höhe durch die Reglemente 
normirt wird. Mit Rüdficht auf die Reihenfolge in ber Beförderung unterſcheidet 
man drei Arten von Depeſchen: Staatsdepefchen, Dienftdepeichen, Privatbepeichen. 
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Staatsdepeſchen ſind durch die Reglements auch noch inſofern bevorzugt, als bei 
ihnen die Anwendung der Chiffernſchrift unbedingt geftattet wird, während ſolche 
bei Privatdepeſchen nur dann erlaubt iſt, wenn ſie zwiſchen Stationen zweier Staaten 
gewechjelt werden, welche dieſelbe zalaſſen (Reichstelegraphenordnung $ 9). 

Hinfichtlich ber Natur des zwifchen dem Abfender und der Telegraphenver- 
waltung beſtehenden Rechtsverhältnifies find die Anfichten der Juriſten ſehr getheilt. 
Unter anderen wird namentlih ein Manbatsverhältnig, Dienftmiethe, und zwar 
wieder entiveder locatio conductio operarum oder operis, endlich der Annahmever⸗ 
trag (receptum) angenommen. Wenn es überhaupt geftattet ift, bei dem in Rebe 
ftehenden Verhältniß auf Römifchrechtliche Analogien zu relurriren, fo wirb die 
Herbeiziehung der zuletzt genannten Vertragsart fi) noch am eheften rechtjertigen 
lafſen. Man wird demgemäß die Telegraphenverwaltung für jeden vermittelſt des 
Telegraphirens (fei e8 durch Berluft, Entftellung oder Verzögerung ber Depeche) 
entftandenen Schaden haften laſſen, der nicht durch die Schuld bes Abſenders, oder 
durch vis maior herbeigeführt ift. Ebenſo wird man die Telegraphenverwaltumg für 
die Handlungen ihrer Bebienfteten für verantwortlich erklären müffen. Allein dieſe 
Berbaftung der Telegraphenverwaltung ift durch die das Telegraphentvejen betreffen: 
den internationalen Verträge und Reglement? durchweg ausgeſchlofſen worden. (Dal. 
3. B. Neichätelegraphenordnung $ 26, Verordnung vom 24. Januar 1876 $ 16.) 
Nur eine Rüderftattung ber Gebühren wird zugejagt, wenn Depefchen durch Schuld 
der Telegraphenverwaltung verloren gehen, oder mit bedeutender Verzögerung im bie 
Hänbe der Adreffaten gelangen, oder jo verftämmelt werden, daß fie erweislich ihren 
Zwed nicht erfüllen (im Ieteren Fall nach der Reichstelegraphenordnung $ 26 und 
der Verordnung vom 24. Januar 1876 $ 16 jogar nur bei Eollationirten Depefchen). 
Einige Schriftfteller behaupten nun zwar, daß durch derartige Beftimmungen ber 
Reglements und internationalen Verträge das beftehende —— nicht geändert 
werben fönne, und der Richter bemgemäß darauf gar feine Rüdficht zu nehmen 
habe (Reyfger ©. 308 ff.; Mittermeier ©. 40 ff). Doc ift dieſe An 
ficht nicht für richtig zu Halten. Beitimmungen der Reglements, welche fi auf 
das Berhältnig des Publikums zur Zelegraphenverwaltung beziehen und öffentlich 
befannt gemacht find, find als integrivende Beftandtheile bes Vertrags aufzufaflen, 
welchen ber Einzelne, der die Dienfte der Telegraphenverwaltung in Anſpruch nimmt, 
mit diefer eingeht. Indem man einen folchen Vertrag abſchließt, unterwirft mar 
fich auch ſtillſchweigend jenen Beitimmungen. Natürlich wird durch folche Be 
ftimmungen ein Anfpruch auf Schadenserfag gegen den Beamten, duch defien Schuld 
der Berluft, die Verftämmelung ober Berzögermg ber Depefihe re # 
nicht ausgefchlofien. Zur Anftellung der Klage gegen ben Beamten, reip. die T 
graphenverwaltung (wo bie Haftbarkeit dieſer leßteren nicht befeitigt ft), iſt it 
nur ber Abfender befugt, ſondern auch ber Adreſſat, vorausgefeht, daß dieſem bie 
Depeche entitellt oder verfpätet zugekommen ift; fonft kann der letztere nur ex iure 
cesso Elagen. Für die Enticheidung der Frage, ob für ben im Rebe ftehenben 
Schaden der Abjender dem Adreſſaten aufzukommen, iſt von Bedeutung die Natur 
der telegraphifchen Depeiche. Auch in diefer Beziehung find die Juriften nicht einig. 
Nah den Einen fteht die Depefche dem Originalbrief des Abſenders gleich (Bud 
im civil. Ach. XLiII. ©. 95 ff.); nach den Anderen ift diefelbe lediglich eime eine 
fache Abfchrift, und zwar „nicht de8 Originals, fondern der Entzifferung der Zeichen, 
welche der en am Orte der Ankunft beroorgebracht hat“ (Reyſcher, 
©. 290; Build, 9; Serajini, S. 85; Mittermaier, ©. 21 fi. 
Letztere Meinung ift eigen bie richtige. Bon einer Erfappflicht bes [iR 
ſenders dem Adreffaten gegenüber Tann daher regelmäßig nicht bie Rebe fein, ſondern 
nur ausnahmsweiſe, nämlich, wenn erfterer jelbft ben Schaden veranlaßt, ober wenn 
er fich verpflichtet Hat, denſelben zu tragen. 
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ZTelegraphemberträge. Die internationale Tendenz des Telegraphenweſens 
als des hauptfächlich in die Gerne wirkenden Verkehrsmittels hat ſchon in den erſten 
Entwidelungsftadien beffelben zu mehrfachen völferrechtlichen Vereinbarungen geführt, 
welche weit früher als bie das Poſtweſen betreffenden Berträge eine weltumfaffende 
Ausdehnung erfahren. Die Geichichte der T. zeigt zunächſt den Abſchluß von 
Einzelverträgen verfchiebener Staaten, ſpäter die Verbindung ber verichiebenen 
Gruppen, zu welchen Gemeinfamteit der Bertvaltungsinterefien die einzelnen Staaten 
zufammengeführt Hatte, zu einer einheitlichen, völkerrechtlichen Geftaltung. Einerſeits 

hatten Preußen, Oefterreich, Bayern und Sachſen am 25. Juli 1850 den Deutich- 
—— * Telegraphenverein geſchloſſen, welchem bald die Deutſchen Klein— 
ſtaaten und die Niederlande beitraten. Dieſer Gruppe gegenüber ſtanden die füdlichen 
und weſtlichen Staaten, welche durch den T. vom Dezember 1855 fi) an Franf- 
reich anfchloffen. War troß vielfacher Uebereinftimmung eine vollkommene rechtliche 
Einigung zwiſchen dieſen beiden Gruppen nicht gleich erzielt, jo beftand doch infofern, 
als einzelne der letzteren Staaten zugleich in Vertragßbeziehungen zu Staaten ber 
Deutich = Defterreichifchen Gruppe getreten waren, ein gewiffer, ſchon im T. vom 
4. Oftober 1852 (zwifchen Frankreich, Belgien und Preußen) erkennbarer Kontatt 
diefer beiden Vereine, welcher bald noch enger werben mußte; durch ben T. von 
Paris vom 17. Mai 1865 verſchmolzen bezeichnete Gruppen zu Einer „union tele- 
graphique“, Einem consorzio telegraficce Der allgemeine Telegraphen- 
verein umfaßte zunächſt mır die Europätfchen Verwaltungen, dehnte fich aber bald 
auch über andere aus: zunächſt nur ein Verein ber Staaten, nahm er auch bald die 
Privatgefellfchaften in fi auf. Der Parifer Z. bildete den Grundftein für ben 
weiteren völferrechtlichen Ausbau, welcher durch bie T. vom 21. Zuli 1868 (Wien), 
14. Januar 1872 (Rom) und 10. /22. Juli 1875 (&t. Petersburg) erfolgte. 
Letzterer ift Die eigentliche „charte“, daB Grundgeſetz des Telegraphenvereind: während 
in ben erften Verträgen — ebenfo wie jeinerzeit im Deutfch-Defterreichifchen Verein 
bis zu der von Preußen veranlaßten Redaktion des T. vom 16. Rovember 1857 — 
eine Menge Beftimmungen ſekundärer Natur ıc. zu finden war, enthält der Peters- 
burger 2. Iediglich die allgemeinen Normen, die Grundzüge des internationalen 
Telegraphenrechtes. Die übrigen Beftimmungen find in das Reglement fowie in bie 
Dereinbarungen über die Tarife vertviefen, und allein über bieje reglementarifchen unb- 
finanziellen Punkte wird feitdem in den Konferenzen verhandelt (zulekt zu London 
1879); diefe Verhandlungen, wie die Reglements felbft treten zu ben 2. ala völker⸗ 
rechtliche Quelle für die Gefammtheit der dem Xelegraphenverein angehörigen 
Staaten Hinzu. 

Abgefehen von Einzelheiten ift der Hauptfächliche Inhalt bes internationalen 
T. kurz folgender (cf. Wortlaut im Handbuch für Poft und Zelegraphie, Berlin 1879, 
©. 224): Der Telegraphenverein umfaßt gegenwärtig alle eutopäifchen und viele 
der übrigen Staaten, fowie eine große Reihe bedeutender Privat-, insbeſondere 
Kabelgefellichaften. Hrgan des Vereins ift dad Gentralbureau zu Bern, das Vor⸗ 
bild bes Bureaus des Weltpoftvereins, mit den analogen Gejchäften, wie daß letztere, 
betraut. Anerlannt ift jet ber Grundſatz, daß Leder dad Recht habe ben Zele- 
graphen zu benußen, während in ber erften Zeit ber eleftrifchen Zelegraphie bie- 
ſelbe lediglich als Staatszwecken dienende, die T. als rein diplomatiſche angeſehen 
wurden. Doch hat jede Verwaltung das Recht, ſowol im einzelnen Falle die 
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Beförberung ftaatögefährlicher, orbnumgs- und fittenwidriger Telegramme zu verweigern, 
wie allgemein ben internationalen Dienft, falls fie es für nöthig erachtet, einzuftellen. 
Um bie Reihenfolge in der Beförderung zu beſtimmen, find bie Zelegramme in 
Staats-, Dienft- und Privattelegramme getheilt: die erfteren beiden können überall 
in geheimer Sprache abgefaßt werben. Durch internationale T. find die Staaten 
verpflichtet, alle nöthigen Einrichtungen für die fchnelle und fichere Uebermittelung 
im internationalen Verkehr zu treffen. Das Depefchengeheimnik ift gewahrt. Eine 
Haftpflicht für pünktliche und richtige Beförderung beftand früher gar nicht: in 
neuerer Zeit wirb bei gewiffen DVerjpätungen oder Berftümmelungen von Tele 
grammen die entrichtete Gebühr zurüderftattet (Zelegraphenorbnung $ 24), und iſt 
es ben Bereinsverwaltungen erlaubt relommanbirte Depefhen (mit Erſatz von 
50 Francs) zugulaffen: prinzipiell wird jedoch auch jet noch jede Berantwortlid- 
keit abgelehnt (Art. 3). — Der internationale Schuh der Telegraphenleitungen br- 
darf noch der völferrechtlichen Regelung; doch jcheint es faft unmöglich dem 
Telegraphen, jo lange er zu Kriegszwecken benützt wird, das Privilegium der Un- 
verleglichleit ertheilen zu können (Renault, Revue de droit internat. Bd. XI. 
Het 8). Gebührenfähe und Reglement find dem T. angefchloffen, fie werden von 
Zeit zu Zeit Revifionen unterworfen, in SKonferenzen, bei welchen jede Regierung 
eine Stimme hat, und zu welchen die Privatgefellichaften, jedoch nur mit berathender 
Stimme, zugelafien find (Art. 10—13, 15, 16). 

Neben diefem internationalen T. beftehen zwijchen den verfchiedenen Staaten noch 
heute eine große Anzahl von einzelnen T. die allerding® weit weniger die organija⸗ 
torifchen, ala faft ausſchließlich die Tarifbeftimmungen zum Gegenftand haben. Dice 
Verträge bilden, wie dies zuweilen am Schluſſe jogar ausdrüdlich ausgeiprochen wird 
(ogl. 3. B. Poftamtsblatt 1878, Anlage zu Nr. 71, ©. 4), im Zufammenhang mit dem 
internationalen T. und dem Reglement daB gefammte Telegraphenrecht zwiſchen den 
betreffenden Staaten. Bon ber Freiheit des Art. 17 des Peteräburger Vertrages Ge 
brauch machend, Hat Deutſchland im den letzten Jahren mit jaft allen europäiſchen 
Staaten befondere Uebereintommen getroffen (mit Großbritannien, Rußland, Nor 
wegen, Oefterreich, Belgien, vgl. Amtablatt des Reichapoftamtes 1878 ©. 87, 298, 
383; 1879 ©. 123, 335; 1880 ©. 289). 

Die rechtliche Bedeutung der T. vom privatrechtlichen Standpunkte ift die, 
daß ihre Beftimmungen im letzten Grunde die maßgebenden find. Es if zwar 
behauptet worden (Reyfcher, Zeitichrift für Deutiches Recht, XIX. ©. 308; 
Mittermaier, Civil. Archiv XLVI. ©. 40), daß die T. daß beftehende Landesreit, 
3 2. in Bezug auf die Haftpflicht, abzuändern nicht fähig find. Dies ift irrig; für 
das die internationalen ZTelegraphen benutzende Publitum ift zur Zeit das inter 
nationale Reglement, deſſen Beftimmungen bis 1875 faktiſcher Beſtandtheil der T. 
bildeten und noch jet als integeivender Beſtandtheil derjelben zu betrachten find, 
die tacita lex contractus, und beruht der ganze internationale Verkehr zunachſt ai 
den T. Auch Haben de facto gerade im Telegraphenverfeht die internationalen 
Normen die landesgeſetzlichen Beitimmungen beeinflußt. Im Gegenjag zu andern 
Gebieten Hat Hier das internationale Recht die Normen aufgeftellt, welche fi) ald 
dann bie einzelnen Regierungen, als auch für ben inneren Verkehr mafgebende, zu 
eigen gemacht. So ift 3. B. die neuefte Deutſche Telegraphenordnung vom 13. Aug. 
1880 ausbrüdlich „behufs Herbeiführung thunlichiter Uebereinftimmung ber für ben 
inneren Verkehr beftehenden Borfchriften mit den bezäglichen Beſtimmungen der 
Londoner Ausführungsübereintunft zum internationalen T.“ erlaffen. . 

Um fchließlich noch die ftaats- und völferrechtlicde Natur der T. zu kenn⸗ 
zeichnen, wird bemerkt, daß dieſelben in vielen Staaten der Genehmigung durch bie 
Volksvertretung nicht bedürfen, ein Nachllang der fog. „diplomatifchen“ Natur ber T. 
Auch im Deutichen Reiche findet für die T. eine Mittwirtung des Bundesrathes oder 
Neichstages nicht ftatt, was fich unzweifelhaft aus Art. 11, Abſ. 2 in Verbindung 
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mit Art. 48, Abf. 2 der RVerf. ergiebt. Doch ift durch Nr. XI. des Schlußproto- 
Tolles zum Vertrage vom 23. Nov. 1870 (R. G. Bl. 1871 ©. 25) anerkannt, daß beim 
Abfchluffe von T. mit auferdeutfchen Staaten zur Wahrung der bejonderen Landes⸗ 
interefien Vertreter der an bie betreffenden außerdeutſchen Staaten angrenzenden 
Bundesftaaten zugezogen werden follen, und daß den einzelnen Staaten der Abſchluß 
don lediglich ben Grenzverkehr betreffenden T. unbenommen ift. 


8it.: Renault, La poste et le Verb, p._48 se. (aud) in der Nouvelle Revue 
niert de Pu francais et — € Saveney inRevue des deux mondes 


Deiegran ie unb “ — , Beipg. 187 
© 4 f _ Sar, Fee Hd — Reili ergehen ” Ka 
Shin in der Revue de droit international — wars v. ol enborff- Bien: 
—— —X ou En — ar erst m et 
vertt m, — Journal e — 
El I do — — edel 
Te henverwaltung. ¶ Rachdem in ben unmittelbar vorhergehenden Art. 


Die civil en Grundfäße wie die internationalen, völferrechtlichen Beziehungen der 
— re ift hier nur noch ein eberblid über die Verwaltung biefes 
Verkehrszweiges zu geben. Ebenjo wie die Poftverwaltung ift die T. durch Art. 48 
der Reichsverfafſung Reichsſache, und da Reich Rechtönachfolger der einzelnen 
Zanbestelegraphenverwaltungen geworben. in eigentliche Telegraphenmonopol 
Telegraphenregal ), fteht nach geichriebenem Rechte dem Reiche nicht zu: that- 
Fächlich befigt es jeboch ein jolches unzweifelhaft, und man Hat auch verfucht, aus 
den Beitimmungen der Verf. Urk. Art. 48 daffelbe herauszuinterpretiven. Die ge 
fammte T. bewegt ſich nicht, wie die Poftverwaltung, innerhalb gejehlicher, ſondern 
Lediglich innerhalb abminiftrativer und reglementarifcher Beftimmungen, wie aus ber 
im Art. 48 Abf. 2 gegebenen Beſchränkung hervorgeht: während im Poftverwaltungs« 
vechte die allgemeinen Grmbfähe durch das Poſtgeſetz Peſtiaggeen c. mer 
find, giebt e& bei uns Fein Telegraphengeſetz, wie ein folches 3. B. in anderen Li 

dern erlaffen. Bielmehr find — abgejehen von den ftrafgejeßlichen Beftimmungen 
(RStraf GB. 88 317 ff. 275, 355; Gejeh vom 16. Mai 1869) — für bie T. nädjft 
dem internationalen Telegraphenvertrage vom Juli 1875 lediglich die im Der- 
waltungswege ergangenen Vorſchriften maßgebend, unter welchen neben ben Dienft- 
inftruftionen, den Beichlüffen des Bundesrathes vom 21. Oftober 1868 und 25. Juni 
1869, und dem Reglement, betreffend bie Benutzung der Eifenbahnielegraphen ıc., 
vom 7. März 1876, vor allen die nach mehrfachen Veränderungen der Telegraphen- 
ordnung vom 21. Juni 1872 neuerdings erlafjene, ben in der Londoner Konferenz 
von 1879 gefaßten Beſchlüfſen angepaßte Telegraphenordnung vom 13. Auguſt 1880 
hervorzuheben iſt. Der Organismus der Dentichen T. ift ein dem ber Poftnerwal- 
dung analoger, ja nach der augenblidlichen Entwidelung jaft durchweg mit ihr ver⸗ 
einigter. Gemäß ber Berorbnung vom 22. Dezember 1875 erfolgte am 1. Januar 
1876 die Verbindung biejer beiden Reichsverkehrsanſtalten, der Poft- und T. zu 
einer völlig einheitlichen Verwaltimg. Durch die Verfchmelzung dieſer beiden ihrem 
Weſen nach verwandten Verkehrszweige in Einen Verwaltungszweig ift die Ent» 
widelung in eine neue Periode getreten. Es wurde Hierdurch ſowol ber innere 
Ausbau der Poft- und Telegraphenanlagen, die weitere VBorfchiebung in das Innere 
der Landbezirke, ihre Vervolllommnung vom wiflenfchaftlichen und technifchen Stand» 
punkte ermöglicht, wie vor Allem ihre ausgiebigere Verwerthung im Intereſſe der 
Allgemeinheit unter gleichzeitiger Verminderung der Verwaltungsapparate und fo 
ein günftigereß finanzielles Refultat erzielt (vgl. den Sr. Maj. dem Kaiſer für 
1876—1878 erftatteten Verwaltungsbericht. Poftarchiv 1879, ©. 714). Diefe Ber- 
einigung bat fich derartig bewährt, daß man bereits in vielen Staaten an die Nach- 
ahmung des Deutjchen Beiſpiels gedacht hat und denkt (z. B. in Frankreich 1878, 
3. 3. Verhandlungen darüber in Schweben, vgl. Poftarchiv 1880 S. 481, neueftes 
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Mortugiefifches Poft- und Zelegraphengefek vom 7. Juli 1880). Durch biefen 
Organismus ſchichtet ſich nun Die T. in ber nämlichen Weiſe, wie die ber Poſt. 
Die Grundlage bilden in vier nach der Dauer des Dienftes (ununterbrochenen 
Dienft, — verlängerten — vollen — beſchränkten Tagesdienft) eingetheilten Klaffen 
die ZTelegraphenanftalten, welche in fi) die Funktionen ber Betriebßftelle mit 
denen der niederen Verwaltungsbehörben vereinigen. Zwiichen ihnen und ber 
Gentralftelle ftehen auch bier die Oberpoftdireftionen, welche 1876 an Stelle ber 
früheren Telegraphendireltionen getreten find. Ihr Geichäftäfreis in Bezug auf 
PVerfonalien, Rechnungsiweien, allgemeine Berwaltungsfachen ift Hier völlig mit der 
Poſt verſchmolzen; außerdem haben fie, was fpeziell die T. betrifft, für Bau, In⸗ 
ftandhaltung und Wiederderftellung der Leitungen und Apparate, für die technifchen 
Einrichtungen, die Materialienverwaltung zc. Sorge zu tragen. Die Spihe ber 
Pyramide tft auch für die T. das Neichapoftamt, von dem bireft die Telegraphen- 
apparatwerfftatt refjortirt; und zwar ift für die Angelegenheiten der allgemeinen 
Berwaltung, für die organifchen und adminiſtrativen Rußnahmen, die Perfonalien ıc. 
auch bier die III. Abteilung die oberfte Inſtanz (vgl. dag Nähere über deren Ge- 
ſchäftskreis im Art. Boftvermwaltung), während in der II. Abtheilung bie 
ſpeziell telegraphifchen Ginrichtungen und techniſchen Angelegenheiten bearbeitet 
werben, insbeſondere Erweiterung des Telegraphenneges, Telegraphenbau, Apparat 
und Batteriewefen, Berträge mit SKabelgefellfchaften zc., Einrichtungen der Zele 
graphenanftalten, Fernfprechämter, der Rohrpoft und Zeitballftationen, Schiffemelbe- 
wefen und jemaphorifche Stationen, wiſſenſchaftliche Berfuche, Angelegenheiten der 
Telegraphenſchule ıc. 

Wie aus dem Gejagten jchon theilweife Hervorgeht, umfaßt die T. außer ber 
eigentlichen ZTelegraphie, einſchließlich der jet ſehr ausgebildeten Kriegstelegraphie 
(vgl. Kiteratur), noch andere Dienftzweige, fo 3. B. in Portugal die Verwaltung 
der Leuchtthürme, bei uns das Zeitball-, Schiffsmeldeweſen, den Robrpoft- und 
den Fernfprech dienſt (Anmeifung für letzteren vom 1. September 1879). Abe 
gefehen von ben Thätigfeiten, welche die T. gleich anderen Verwaltungszweigen 
ausübt, der allgemeinen Organifation, der Finanzverwaltung ꝛc., bezieht fich ihre 
Wirkfamkeit vorzüglich einmal duf die Anlage und den Ausbau des Netzes, ſodann 
auf die Erreichung einer zuverläffigen Technik, Herbeiführung eines guten &r- 
peditionsmobus und Schulung eines geübten Perſonals. An erfterer Hinficht hat 
befonbers in den letzten Jahren die Deutfche Verwaltung eine auferorbentlice 
Rührigkeit durch die Anlage und Ausdehnung der unterirdiſchen Telegraphenlinien 
berwiefen. Zwar ift in Bezug auf die räumliche Ausdehnung der Thätigkeit etc. auch 
bier Alles ber Verwaltung überlaffen; doch giebt das Etatsgeſetz gerabe Hier aus 
reichende Kontrole. In Beziehung auf ben Erpebitionsmobus Bat bie Deutiche T. 
fi mehr und mehr beftrebt, Mebereinftimmumg der internen Betriebsnormen mit 
den im intemationalen Verkehr beftehenden, herbeizuführen, wie beſonders durch die 
Telegrapkenorbnung vom 13. Auguft 1880 erreicht ift. i 

Die Telegraphenorbnung trägt benfelben rechtlichen Charakter, wie bie Poſt⸗ 
orbnungen, fie bildet Beſtandtheil des Vertrages zwifchen T. und Publitum. Sie 
enthält bie Beftimmungen über die Benugung des Zelegraphen, fiber die allgemeinen 
Eriorberniffe der Telegramme, über bie Verechnung der Wortzahl, über die Ber 
gleichung, Vervielfältigung, Zurüdziehung der Telegramme, über bie Nichtgemäht- 
leiftung, über die Zahlung. event. Rüdzahlung der Gebühren, fiber die Reihenfolge 
bei der Beförberung der Telegramme (Staats, BDienft-, dringende, gewöhnliche 
Privattelegramme) wie über ihre Unterſcheidung hinſichtlich der Abfaffung (in 
offener, verabrebeter, chiffrirter Sprache) und viele andere Einzelheiten von fpegialem 
Spntereffe (vgl. Tert ber Telegraphenordmung Beilage zu Nr. 44 des Poftamtsblattes 
1880. Auch Separatausgabe Berlin 1880). Ueber die Geblhrenpflichtigfeit und 
«freiheit der Telegramme vgl. d. Art. Portopflichtigkeit a. €. 
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Für die Rechtaftellung der Beamten kommt das im Art. Boftverwaltung Bor- 
getragene ebenmäßig zur Anwendung. Auch die Ausbildung der Beamten ift eine 
der des Poftbeamten analoge, jedoch nicht die gleiche, vielmehr ift bei den Prüfungen 
der Beamten der T. naturgemäß den techniſchen Arbeiten bedeutende Rechnung ger 
tragen: auch ift für die höhere Ausbildung durch bie 1859 begründete, in neuefter 
Zeit erheblich vervollkommnete Telegraphenfchule gejorgt. Eine den Berbältniffen 
entfprechende Neuregelung bdiefer, die Ausbildung und Anftellung der Telegraphen- 
beamlen betreffenden ragen fteht von der vorauäfichtlichen Neubenrbeitung des X. Ab- 
ſchnittes der Dienftanmweifung zu erwarten. 

Lit.: wenden, in Rotted u. Weller XIV. — —R va v. then! ® 
Jahrb. 1. 1. — Rösler, Berwaltungsredht, ). — Sabanb, 
Stantsreit, $.71. — Subewig, Die Kia ig 1678) Delete, Ser —9 — 
I gerdin ein ai 19; Handbuch für Poft u. Zelı A Bee 89). — j 
Abri eſchichte der —— in 1874 me ehr tepnich) — boffmann. ii 

2% art rt Boltöwirthichaft 2c., Jabıg 11 .— Ueber Drganifation er Rriegstelegraphie: 

v Fij een (Stuttgar! Lak — Gu zin Etude sur tel hie 
—& (Paris 187 Zeitſchriften (außer ben bei dem Art. Boftverwaltung citirten): 
Preuß. re] —e— Amtsblatt, 1868—1875. — Zeitſchr. des Deutſch⸗ Oeſterr. Telegraphen⸗ 
vereind, erlin 1854—1869. Bor allen: Journal teldgra] egraphia que ron. jeit 1871 — die 
32 Artitel: ueder bie Zelegraphengefepgebung verſchiedener Staaten eis 187 FH ee * 
rchenheim. 


Tellez, Manuel Gankelir — ſeit 1635 zu — Rath am geiſtl. 
Gerichtshof, in Pincia Inquifitor, T 1649 

Ex jhrieb: Concilium Niberitanum, Lugd. 1665. — Comm. in Decret. V libros Greg. 
IX., Lugd. 1697; Venet. 1699, ed. nova Lugd. 1718, Francof. 1680. 

Sit: Bipter, Geſch. ber Quellen bes Aircenechte, Bresl. 1855, S. 29. — Schulte, 
Geſch. HI.a — Endbemann, Stubien, L 5 Teichmann. 


Tellkampf, Joh. Ludw., ð 28. I. 1808 zu Budeburg, ſtudirte in Göttingen, 
wurde 1833 Rechtsanwalt in Hannover, 1836 Dozent in Göttingen, begab fich 
"1838 ausgeſchieden auf wiflenjchaftliche Reifen, 1848 Profefior am Eolumbia-Gollege 
in New-York, 1846 im Auftrage der Preuß. Regierung die Frage der Einzelhait 
in verfchiedenen Ländern ftudirend und dann zum Projefjor in Breslau ernannt. 
Frühjahr 1848 wurde er in die Deutjche Nationalverfammlung gewählt, wirkte 
1849—51 mit beim Zuftandefommen der Preuß. Berfaffung, 1855 Bertreter der 
Univerfität Breglau im Herrenhaus, 1871 in den Reichstag gewählt, F 15. II. 
1876 zu Berlin. 

Schriften: Ueber Verbeffern zuftandes im den Deutichen Staaten, Berlin 
1885. — AbhbL. über Geld» u. —e—— in nun 8 —— Ma, Dim — Te Er 
A. Potter: Political Eoonomy, New-Yo: Ueber die miſſe im 
Rorbamerita und England, Berlin 1844. — — Rat.Oekon. und Au ‚spolitit, 
Seipzig 1851—58. — Ueber bie neuere Entwidtung ukweſens in Deutichland mit Hins 
weis auf be jen Vorbilder in and, Schottland unb —— und auf bie Franz. 
Socidte le de credit mobllier, "Breslau 1857, (4) 1859. — Mit Bergiuß: Mac 
Culloch Geld und Banfen, 2pz. 180. — Easays on Law Reform, commercial policy, 
banks, penitentin jaries, — 1867, jung, © — * Norddeutſche Bund und bie Gechefung 
Deut! Reiche, Ber) ie d. Geld» u. Vankweſens, Berl. 

Uebex Arbeitererhältniffe unb in En land und — * Sale 
1870. — GSelbfiverwaltung und Reform ber Gemeinde unb Kreißorbnungen in Preußen und 
Selfgovernment in England und Nordamerika, Berl. 1872. 

Bit: Hirth!e Deutkher a 4. Ausgabe, En 1871. — Zülzer, 
Sin Beiltag zur ee Sg 2 Geriäislaal), Exl. 1871. — Bovus de 
droit intersarional Ta (1876) 564. Zeihmann. 


Sengler, Ulrich, 5 zu Heibenheim bei Nördlingen, war 1479—1488 Stadt - 
fchreiber zu Nördlingen, dann Lanbvogt zu Höchſtädt a. d. Donau; F 1510 ober 
1511 Hochbetagt. 

Schrift: & l don rechtmäßigen Orb in bürgerl. und peinl. R ten, 
PR A. u. rer te — et — 
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git.: v. Stinping, Geh. b. pop. Lit. bes xöm.:tan. M., Beipz. 1865, ©. 44147; 
Derjelbe, Geſch. der Deutihen Rechtöwifienich. (1880), I. 85-87 u. d. — Sdorä, Neber 
T. Lahenſ regel und befien Gebrauch 3. Erläut. d. PGOD., Erf. 1796. — Stobbe, Kechts⸗ 
quellen, 70-173. Teihmann. 


Termin (Tagjahrt, terminus fixus) ift eine feft beftimmte Zeit, zu welcher 
im Prozeß eine Handlung vorgenommen werben foll. Ob die Zeit Lebiglich durch 
den Tag oder auch durch nähere Angabe einer Tagesftunde bezeichnet werben foll, 
darüber ordnet die Deutſche CPO. nichts an. Als das regelmäßige Tann das 
Iebtere gelten. Bei bloßer Beflimmung des Tages ift ald Terminftunde der ganze 
Zeitraum anzufehen, an welchem das Gericht regelmäßig währenb bes Tages amtirt. 
Die Termine werben durch den Gerichtövorfigenden, bzw. den beauftragten ober er- 
fuchten Richter beftimmt. Auf Sonntage und allgemeine Feiertage dürfen fie nur 
im Nothfalle angefegt werben. Abgehalten werben fie an der herfümmlichen Gerichte- 
ftelle mit Ausnahme der Fälle, in welchen die Handlung dort nicht vorgenommen 
werben kann, 3. B. die Einnahme bed Augenfcheins, ober eine Handlung mit einer 
zum Erſcheinen an ber Gerichtäftelle behinderten oder bazu gefehlich nicht verpflichteten 
Berfon. Der Termin beginnt mit dem Aufruf ber Sache, welcher vor der etwa 
feftgefegten Terminſtunde nicht erfolgen darf, wohl aber jpäter gejchehen Tann, ohne 
daß der Betheiligte dadurch don feiner Pflicht, ben Termin wahrzunehmen, entbunden 
wird. Als verfäumt gilt der Termin aber erft, wenn die Partei bis zum Schlufle 
deffelben nicht verhandelt. Die Aufhebung eines Termins Tann durch Vereinbarung 
der Parteien erfolgen. Sonft ift eine Bertagung, fei e& die Anberaumung eines 
päteren ober früheren Termins als des urfprünglich angejeßten allein durch richter- 
liche Anordnung auf Antrag oder von Amtswegen zuläffig. Daflelbe gilt von der 
Dertagung einer Verhandlung, d. 5. der im Termin jelbft fich ergebenden Ber 
ſchiebung der Verhandlung auf einen fpäteren Zeitpunkt, und von ber Anberaumung 
eines Termin zur Fortſetzung einer jchon begonnenen Verhandlung. Darüber, ob 
der Termin verlegt, bie Verhandlung vertagt oder unterbrochen werben foll, ent⸗ 
ſcheidet daß Gericht, nicht der Vorfigende, vielmehr beftimmt der letztere nur den 
neuen Termin. 


Quellen: Deutſche CPO. 88 196, 197, 205, 206. P. Hinſchius. 
Terraſſon, Antoine, 5 1. XI. 1705 zu Paris, Advokat und Profeflor 
dajelbft, T 1782. 


Er jchrieb: Hist. de la jurisprudence romaine, Paris 1750. 
8it.: Rodiödre, Les grands jurisconsultes 1874, p. 872, 878. Teichmann. 


Territorialgewäſſer. Das Meer galt bereits nach Römifchen Rechtsanſchau⸗ 
ungen als Eigenthum aller Völker, und die Herrſchaft einer einzelnen Nation über 
daffelbe wurbe als außgefchloffen angeſehen. So fagt Ulpian (1. 13 8 7 D.): Et 
quidem mare eommune omnium est et litora sicut ser, Erſt im Mittelalter traten 
einzelne Nationen mit dem Anfpruche des Eigenthums an gewifen ‘Meeren hervor. 
Venedig betrachtete ſich z. B. ala Gebieterin des Adriatifchen Meeres; Spanien und 
Portugal beanjpruchten das Eigenthum der von ihnen entbeckten Meere. Bor Allem 
aber erhob England einen Eigenthumsanſpruch auf die umgebenden Meere. Diele 
PVrätenfion wurde für Grotius die Beranlaffung, fein berühmter Werk zu verdffent- 
lichen, welches den Titel führt: Mare liberum, sive de jure quod Batavis compe- 
tit ad Indicana commercia dissertatio. Es wird darin angeführt, daß nach natür- 
lichem Rechte weder dad Meer noch einzelne Theile deſſelben Gegenftand des Eigen 
thums fein können. Diefer Auffaffung trat der Englifche Juriſt Selden entgegen 
in feinem Jakob II. debizirten Werte: Mare clausum sive de dominio maris. 
Selden vertheibigt darin namentlich die erwähnten, von England erhobenen Eigen: 
4humsanfprüche. Einen zwiſchen Grotins und Selden vermittelnden Stanbpunkt 
nimmt ber Holländifche Zurift Bynkers hoek ein, in feinem 1702 unter dem Titel: 
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De dominio maris veröffentlichten Werke. Bynkershoek erkennt an, daß das Meer 
im Allgemeinen nicht Gegenftand des Staatseigenthums fein Tann, jondern allen 
Böllern gemeinfchaftlich gehöre, aber er erklärt, daß Theile bes Meere unter be= 
ſtimmten Vorausſetzungen Eigenthum eines einzelnen Volkes fein können. 

Bynkershoek vertritt bereits die Anficht, daß Küftenmeere Eigenthum der Küften- 
ſtaaten find. Dieſes Recht ift von der neuern Wiſſenſchaft weiter entwicelt worben. 
Es hat feinen Grund in bem Intereſſe der Staaten ihr Landgebiet gegen Ueberfälle 
zur See ficher zu ftellen. Der Küftenftaat muß baher in ber Lage fein, Anftalten 
zur Weberwachung der Hüften und zur Ausübung ber Süftenpolizei zu treffen. 
Deshalb wird ihm das Eigenthum des Küftenmeers, foweit ein Kanonenſchuß reicht, 
augeftanden. Er Hat alfo das Recht, Friedenaftärungen in den Küftengewäflern zu 
verhindern, Fiſcherei dafelbft zu treiben, und die Gerichtsbarkeit außzuüben. Diefer 
Souveränetät über Küftengewäffer fteht gleich die Souveränetät über bie dadurch 
gededten Meeregeinbrüche, Meerbufen, Buchten, Rheden und Häfen. Heffter hebt 
dies in feinem Bölferrechte mit dem Bemerken hervor, daß die Rechte des oder der 
angrenzenden Küftenftanten über bie geſchloſſene Meerenge an und für fi diefelben 
find, wie über die SKüftengewäfler im Allgemeinen, wenn ihnen feine größeren burch 
die Zugeftändniffe anderer Nationen gewährt und verfichert find, wie das mit dem 
Daniſchen Sundzoll der Fall war. 

Solche Meere, welche von einem Territorium oder von mehreren ganz und 
vollftändig eingefehloffen find, gelten gleichfalls ala Eigenthumsmeere. Dahin gehört 
3. B. das Kaſpiſche Meer. Derartige Meerestheile, welche durch eine fahrbare 
Meerenge mit dem Ozean verbunden find, werden nach neueren völferrechtlichen 
Grundfähen indeß als freies Meer angefehen. So hat ber Parifer Vertrag vom 12. 
März 1856 auch das Schwarze Meer, welches früher als ein Türkiſches galt, ber 
Schiffahrt fremder Nationen eröffnet. 

Fläſſe, welche fich in das Meer ergießen, gehören bi8 zu ihrer Außmändung 
zum Gebiete des Staates, oder derjenigen Staaten, welche fie burchftrömen. Nach 
früheren Rechtsanfchauungen war es daher bem Belieben dieſer Staaten anheim- 
gegeben, ob fie den Angehörigen fremder Staaten die Schiffahrt auf ſolchen Zlüffen 
geitatten wollten oder nicht. Erſt die Wiener Kongrekacte hat durch die Art. 
108—117 und 118 in biefer Hinficht Beſchränkungen eingeführt. Der Art. 109 
fchreibt vor: „La navigation dans tout le cours des riviöres indiquees dans 
Yarticle pr6c6dent, du point oü chacune d’elles devient navigable jusqu’& son 
embouchure, sera entiörement libre, et ne pourra, sous le rapport 
de commerce, ötre interdite A personne, bien entendu, que l’on se 
conformera. aux reglements relatifs & la police de cette navigation, lesquels seront 
concus d’une manidre uniforme pour tous, et aussi favorables que possible au 
commerce de toutes les nations“! — Bluntſchli bemerkt in feinem Lehrbuch des 
mobernen Volkerrechts, die Logik des Gedankens nöthige diejelbe Freiheit der Schiff- 
fahrt auch bezüglich der Flüſſe zu fordern, welche nur durch ein Staatögebiet fliehen, 
aber indem fie in das Meer fließen, von Natur dem Weltverkehr dienen. Bluntichli 
bemerft, daß biefe Forderung zur Zeit noch nicht allgemein anerfannt ſei. — Der 
Art. 108 des Wiener Kongrefies, auf den ber citirte Art. 109 Bezug nimmt, rebet 
nämlich nur von Flüffen, die mehrere Staaten burchfließen, und auch in neuerer 
Beit find rechtsverbindliche Aenderungen in dieſer Hinficht nicht getroffen worden. 

Ed. Engel hardt, Franzöfifcher Gefandter u. Mitglied der Europäiſchen Donau= 
fommiffion, bemerkt in feinem Aufjate: La libert6 de la navigation fluviale, ben 
das 4. Heft ber Revue de droit international vom Jahre 1379 veröffentlicht, daß 
auch für die in Art. 108 der Wiener Kongrefacte näher bezeichneten Ströme ein 
unbedingtes Recht der freien Schiffahrt für jämmtliche fremde-Nationen zur Zeit 
noch nicht begründet fei. Veranlaffung zu dieſer Auffafjung hat bie Interpretation 
gegeben, welche den bereit8 angeführten Worten bes Art. 109 „sous le rapport de 
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commerce“ feitend ber Mächte zu Theil geworben ift. Der Wortlaut würde nur 
rechtfertigen, etwa ſolchen fremden Schiffen, welche den Strom aus anderen als 
Hanbelszweden befahren wollen, dies zu verwehren; man hat aber in biefe Worte 
den Sinn Hineingelegt, daß nur die Angehörigen der Staaten, durch welde ber 
Strom fließt, berechtigt fein ſollen, benjelben in feiner ganzen Ausdehnung, aljo 
über bie Grengen bes eigenen Landesgebietes hinaus, zu befahren. In dieſem Sinne 
treffen auch Die bezüglichen Stromreglements Beftimmungen. Auf der Konferenz zu 
Dresden am 18. Juni 1819 deklarirte Oeſterreich bereits ben Art. 109 in dieſer 
Weile. Der Defterreichiiche Vertreter ertlärte: „La pensse des hautes parties con- 
tractantes à Vienne paraft avoir 6t6 de reconnaltre aux seuls sujets riverains 
le droit & la libre navigation et non d’stendre aux non-riverains cet avantage 
pour lequel il n’ y aurait pas de r&oiprocit6.“ — Auch in einer Depeſche des 
Preußiſchen Minifters von Weanteuffel vom 20. Auguſt 1857 an ben Vertreter 
Preußen bei der Europäifchen Donausfommilfton heißt ed: „Nach ben Berhand- 
lungen der Wiener Kongreßacte über Art. 109 ift es nicht zweifelhaft, daß es nicht 
in ber Abficht jener Acte gelegen hat, den Nicht-Uferftaaten ein Recht zur Schiff⸗ 
fahrt auf den Tonventionellen Ylüffen beizulegen.” 

Bei mehreren Europäifchen Hauptflüfjen find durch befondere Konventionen noch 
folgende Grunbfäße jejtgeftellt worben: 1. Die Schiffahrt ſoll jo wenig wie möglid 
in ihrer Sreiheit gehemmt werben. Daher bien Stapelpläße und ren 
Umſchlag ferner nicht eingerichtet und nur da beibehalten werben, wo fie fih für 
den Schiffsverkehr und Handel ala nüßlich erweifen. 2. Die Schiffahrtsabgaben 
ſollen unabhängig von dem Werthe und der Beichaffenheit der Waaren beftimmt 
werden, jeboch niemals den Betrag überfteigen, den fie im Juni 1815 hatten. 
3. Ein und dieſelbe Schiffahrtspoligei foll für die ganze gemeinjchaftliche Schiff- 
fahrtsſtrecke durch gemeinfames Einverftändniß bergeftellt werben. Jeder Uferſiaat 
bat füz die Unterhaltung der Leinpfade, Treppelwege und für die nothwendige Ver- 
tiefung des Strombettes zu forgen. 

2it.: Hugo Grotius, Mare liberum sive de jure quod Kar eompetit ad Indicana 
commercia dissertatio. — Selden, Mare clausum sire de dominio maris. — B jnkere: 
hoek, De dominio maris. — EURE as ———— Böllerrecht, 85 55, 74 fi. — 
Bisuhäll, Das moberne BEI — Revue de droit aure Irerösh 


Testamenti factlo, ſprachlich qunäcft Teftamentserrichtung, jobann bie 
testamenti faciendi facultas oder Teftirjähigfeit, bezeichnete in weiterem Gimme 
ſeit Auflommen bes — bie öffentlich rechtliche Fähigkeit des 
commereium mortis causs, d. 5. bei dem civilen Teſtirakte betheiligt zu ſein: 
als Teſtator, als familias emtor und heres (Bedachter), als Zeuge; wer ſolche 
Fähigkeit nicht hat, insbeſondere verloren hat, iſt intestabilis. Unromiſch 
und unvollſtändig iſt die Eintheilung der t. f. in activa und passiva. Im 
fpäteren Rechte fällt letztere mit ber Grbfähigkeit zufammen; die Zeftamentö- 
aeugenfähigfeit aber fehlt aus natürlichem Grunde ben Bahnfinnigen,, Taub⸗ 
ftummen, Blinden (für mündliche Teftamente beſtritten), aus rechtlichem Grunde 
Frauen, Geichlechtsunreifen, prodigis, dem Erben und mit biefem Gewaltver⸗ 
bundenen, gewiſſen Verbrechern. Die neueren Gejehgebungen, welche außergericht⸗ 
liches Teftament anerkennen haben dieſe Unfähigfeitägrände zeitgemäß umgeftaltet; 
das Sächſ. BGB. ſchließt Taube, Blinde und Stumme mit Recht ganz aus. Der 
Teſtirfähigkeit aber, b. h. ber Fähigkeit zur Teftamentzerrichtung, ermangelt 
nad neuerem Röm. Recht (abgejehen vom Mangel des commercium überhaupt: 
Sklaven, Peregrinen, capite deminuti): 1) ber eines rechtlichen Willens Untähige, 
alſo ber Bahnfinnige abgejehen von lichten Ziwifchenräumen, und ber Geſchlechts⸗ 
unreife (dagegen iſt teftirfähig der geſchlechtsreife Minor; Mitwirkung eines Vor⸗ 
munbes würbe den Aft unförmlich machen); 2) weil im dag commercium unter: 
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fügt ift, der Verſchwender; 3) der fchreibunfähige Stumme (nach Yuftinian’s Vorfchrift 
nur ber Taubftummgeborene); 4) das Hauskind, foweit es nicht ala paterfamilias 
gilt (kaftrenfiiches Vermögen). Fernere Beicränkungen des Rom. und Kan. Rechts, 
gewiſſe Verbrechen betreffend, find theils nicht rezipitt theils dem heutigen Gemeinen 
Recht entichtvunden. So auch die Forderung Deuticher Statute, daß der auf den 
Todesfall Berfügende Sei voller Lebenskraft (nicht auf dem -Sieröbette) geweſen; 
endlich die Verleihung der facultas testandi durch landesherrliches Privileg. — Zur 
Amgeftaltung der Teftirfühigkeit veranlaften das neuere gemsine wie partikuläre 
Erbrecht daB Aufkommen des Erbvertrages, die Abſchwächung ber väterlichen Ge— 
welt, die Unbeftimmbarleit der Geſchlechtsreife die Ausbildungsmittel für Taub⸗ 
ſtumme. Den Fortſchritt, die Unfähigkeit eines Wahnfinnigerklärten auch auf De. 
Lichte Zwiſchenraͤume zu erſtrecken, hat der Code eiv. gemacht; bas Preuß. Allg. IR 
richt von Perfonen, bie nur zuweilen des Berftandes beraubt find, und Beicjränft 
auf diefe die Teftirfähigfeit in lichten Zwiſchenräumen. Grundſatz der neueren Rechte: 
wer unter Lebenden verfügungafähig ift, fan in ber Regel auch auf den Todesfall 
verfügen, foweit er nicht beffen durch Erbvertrag fich begeben fer Unfäbig find, 
außer dem wahn- ober blöbfinnig ertlärten Bevormundetn: 1) der Taube, Stumme 
und Taubftumme, welcher fi fchriftlich oder mündlich auszudrücken nicht vermag; 
2) wer das viergehnte bzw. ſechzehnte oder achtzehnte Jahr noch ‚nicht zurückgelegt 
Hat; 3) Mönd und Nonne nach abgelegtem Kloſtergelübde. Der gerichtlich erklärte 
Verſchwender ift bald unfähig (Sachien), bald auf Verfügung über die es 
Nachlaffes beſchränkt (Preuß. u. Defterr.), bald vollkommen fühig (Zür. u. 
Entwur)). Die Unfähigkeit von Verbrechen iſt nunmehr für Deutichland Fa 
durch Praxis, theils durch das RStrafGB. beſeitigt. Das Teftiren ift, wie ſchon 
nach Röm. Recht, fo auch nach heutiger Geſetzgebung ein höchftperfönlicher tt, das 
Teftament Ausdruck des eigenen individuellen Willens; deshalb babei jegliche Ver⸗ 
tretung che Ergänzung durch andere Perfonen (Qormund, Hausvater, Ehemann) 
au offen. 

gi u. a ite — 8. > _ aueh: Srlen 8 21. res 
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TeftamentBeröffunng (Thl. I. S. 467). In Anlaß einer teſtamentariſchen 
Erbtheilen auferlegten Steuer (1. Julia vicesimaria, a. u. 759) war bei den Römern 
folenne obrigkeitliche Eröffnung ber fehriftlichen , won den Zeugen .verfiegelten Teſta⸗ 
mente und Kodizille vorgeſchrieben, zerfallenb in die Akte: Rekognition ber Siegel, 
Apertur, Berlefung (ſoweit nicht flattHafterweife vom Zeftator verboten), Abfchrift- 
nahme, Nieberlegung im Archive Protolollaufnahme ‚über das ganze Verfahren. 
Auch nad; Abſchaffung jener Erbichaftafteuer erhielt fich zwar die Gröffnung, jedoch 
als erforderlich im Gemeinen Rechte nur a) bei obrigkeitlich aufgenommenen oder in 
obrigkeitlichem Sewahrſam verbliebenen Teſtamenten, b) wenn vom Teſtator an⸗ 
geordnet, c) auf Antrag intereſſirter Perſonen, d) wenn bie durch andere Umftände 
gebotene amtliche Erbregulirung ein Teftament vorfindet. Im Anichluß hieran Hat 
die neuere Gefeßgebung zwar die Vorausſetzungen verſchieden, dagegen bad Berfahren 
bei der gerichtlichen Eröffnung (Entfiegelung) und Bebanntmachung (Berlefung) 
letztwilliger BVerfügimgen im Weſentlichen übereinftimmend geregelt. Diefelbe erfolgt 
auf u der Berechtigten, ebent. von Amtswegen innerhalb beſtimmter Friſt 
(Preußen 6 Wochen, Sachen 30 Tagen) vom Tode bzw. Tobterklärung bei 
Teſtators — bei gemeinfchaftlichem Teftament eines ber — — auf dazu 
anberaumten Termin im Beifein der geladenen Betheiligten bzw . ihver Vertreter unter 
Aufnahme eines Protokolle. Die nicht anweſenden, im Teflamente bebachten Perfonen 
werden von dem fie betreffenden Inhalt amtlich verftändigt. 


Shüpe. 
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form war im Altröm. Recht das feierliche „legare“ des Pater- 
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Tamiliag durch lex specialis vor ber Voltaverſammlung (in comitiis calatis, Friedens · 
teftament) unter deren Genehmigung, oder, ſalls der Teſtator miles war, im Kreiſe 
des Heered (in procinetu, Kriegäteftament). Die Bezeichnung testamentum, testari 
i. e. coram testibus legare, entftand erft, als bie Volksverſammlung (5 elanses) 
durch fünf Bürger als Zeugen, bie mitwirtenden Magiftrate durch den libripens 
und familise emtor vertreten wurden, und der Alt vor dieſen allen durch mancipatio 
familise (Scheintauf per aes et libram) vom Zeftator vollzogen ward. Während 
aus dem test. in procinctu allmählich das völlig formloſe Militärteftament hervor⸗ 
ging, war nunmehr das Manzipationsteftament das civile Privatteftament. Bei 
diefem aber begann man bald über den mündlichen Akt eine Beweisurkunde (tabulae) 
mit Berfiegelung und Namensaufichrift (obsignatio, superscriptio) burch die fünf 
Zeugen und die beiden anderen Mitwirkenden aufzunehmen, und bes PBrätor ge 
währte daraufhin dem darin genannten heres vorläufige Befieinweifung (bon. poes. 
sec. tabulas). Indem man nun bie Beweisurkunde allmählich ala das Zeftament 
jelber anzufehen fich gewöhnte, umb die fymboliiche Form der manc. familiae immer 
feltener Anwendung fand, entftand ein prätorifches oder fchriftliches Teftament neben 
dem nichtfgmbolifchen civilen oder mündlichen. Der Zeftator erflärt vor dem mun« 
mehrigen fieben Zeugen bei erfterem, daß eine borgezeigte Urkunde fein letzter Wille, 
bei Iehterem, was jein Iehter Wille ſei. Nachdem in der fpäteren Kaijerzeit auch 
noch Öffentliche Errichtung, aber im neueren Sinne des instr. publicum, wieberauigelebt 
war, und fobann für befondere Umftände und Perjonen theils erleichterte theils 
erſchwerte Formen fich geftaltet Hatten, ergab fich für das Juftinianifche Recht folgendes 
Syftem: I. Ordentliches Teftament. A) Privates Teftament. 1) Das 
ſchriftliche (t. scriptum); hier erflärt der Teftator, daß in einer ben Zeugen 
borgezeigten Urkunde, gleichbiel von weſſen Hand gefchrieben, fein Wille enthalten 
fei, worauf er fie in Gegenwart der Zeugen unterfchreibt (was nur dann nit 
erforderlich, wenn das Zeftament als eigenhändig gefchriebenes, holographum, erklärt 
wird) und don den Zeugen unterfchreiben und befiegeln läßt. 2) Das mündlide 
(t. nuncupativum); bier erklärt Teftator den gefammten Juhalt feines Willens vor 
den Zeugen; ber Zeftiraft ift damit abgeſchloſſen, eine binterher über den Vorgang 
aufgenommene Urkunde (t. nunc. in scripturam redactum) foll im Bweifel nur als 
Beweismittel gelten. B) Oeffentliches Teftament. Hier erjeht die Zuziehung 
einer mit publica fides begabten Perfon die Privatzeugen. Auch dieſes ift entweder 
1) ein ſchriftliches; der Errichtungsalt befteht in ber offenen Ueberreichung ber 
chriftlich oder mündlich für Teftament erflärten Urkunde durch den Zeftator an ben 
Prinzeps (t. principi oblatum) — nach fpäterer Praxis auch und zwar gewöhn ⸗ 
licher verfiegelt an bie zuftändige Behörde (t. judici oblatum) —, welcher ben 
Inhalt nicht zu erfahren braucht, ſondern die Urkunde im Archiv hinterlegt und 
deren Empfang beſcheinigt. Ober 2) ein mündliches, wobei Teſtator perſonlich 
den Inhalt feines Willens der zuftändigen Behörde zu Protofall giebt und dadurch 
dag Zeftament errichtet (t. apud acta conditum) — dies nennt ber Römer publicatio 
testamenti —, gleichpiel ob im Amtslofal ober in Teftators Wohnung, gleichviel ob 
letzterer das Protokoll behält oder deponirt. II. Die außerordentlichen Gormen 
(j. darüber die Art. Soldatenteftament, Blindenteftament x.). 
Gemeinfame Grforderniffe, und bei ordentlichen in allen Stüden unerläßlich, find: 
a) Einheit des Errichtungsaktes von Anfang bis zu Ende (unitas actus), d. h. 
Vollendung ohne erhebliche Unterbrechung durch Frembartiges nach Ort und Zeit; 
natürlich liegt feine Unterbrechung darin, daß bei der @rrichtung die Grenze 
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eine Kalendertages überjchritten worden; b) die Zeugen bzw. die Behörbe müfler 
zu eben biefer Mitwirkung fähig (j. d. Art. Testamenti factio) und aufgefordert 
(rogati) und bei dem gefammten Alte zugegen geweſen fein. — Im Mittelalter machte 
fich, ohne jedoch in Deutfchland gemeinvechtlich zu werben, als öffentliches geltend das 
ſog. Kanonifche Teftament, errichtet vor dem zuftändigen Pfarrer und zwei Zeugen. 
Als in Deutfhland das Röm. Recht ber Teftamente fich einbürgerte, geichah dies auch 
rädfichtlich der Errichtungsform mehr dem Namen als der Sache nach, was vornehmlich 
in der Zulaffımg bes gememfchaftlichen Teſtaments berbortritt (ſ. d. Art. Test. 
correspectivum und reciproocum). Sodann neigen die Reichsgeſetze der Ver- 
drängung ber rein mündlichen, die Praris überwiegend ber öffentlichen Form fich 
zu, beftehend in „gerichtlicher" Aufnahme bzw. Annahme des Teſtaments. Im Preuß. 
Allg. ER. ift das Privatteftament ſoͤgar abgeichafft, ordentliche Form nur die gericht- 
liche, eutweber durch Uebergabe an das gehörig beſetzte Gericht ober durch Erklärung 
zu gerichtlichen Protofoll ; wogegen wieber Defterreich ſammtliche gemeintechtliche Formen 
fennt: die außergerichtliche und gerichtliche, in beiden bie fchriftliche und münbliche, 
bei erfterer die mit (8) ımd die ohne Zeugen (t. holographum). Das Franz. Recht, 
welches teftamentarifche Erbfolge nicht Eennt, weshalb daß fog. testament nur 
dem Namen nach ein folches ift, umterfcheibet: t. par acte public, ein münbliches, 
biktirt vor 2 Notaren und 2 Zeugen bzw. 1 Notar und 4 Zeugen; test. mystique, 
ein fchriftliches, vom ZTeftator verfiegeltes und fodann einem Notar und 6 Zeugen 
probuzirteg; test. olographe, das eigenhändig gefchriebene ofne weitere Yyorm. Das 
Sädf. BGB. ehrt zum Gem. Recht zurüd, nur defien Formen vereinfachend; es 
geftattet daher 1) gerichtliche Errichtung entweder durch Uebergabe einer Schrift 
oder durch Erklärung des Willens zu Protokoll, 2 außergerichtliche vor fünf Zeugen, 
wiederum entweder ſchriftlich oder münblich; bei letzterem ift Hinzulommen einer 
— nicht 
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Teftamentsbollftreder, d. h. diejenige Perſon, welcher vom Erblaſſer ein⸗ 
ſeitig auf den Todesfall die Befugniß ertheilt worden iſt, die zur Konſtituirung und 
Vertheilung des Nachlaſſes unter die Erben, eventuell auch zur Verwaltung nöthigen 
Rechtsgeſchäfte mit direkt für die Erben wirkender Kraft vorzunehmen. In dieſer 
im modernen Recht anerkannten Möglichkeit, den Erben in der Verfügung über 
den Nachlaß zu beſchränken, Liegt eine Erweiterung der Teſtirbefugniß und zwar 
dahin, daß der Teſtator dem Erben einen Repräjentanten fegen Tann, welchen dieſer 
nicht ohne Weiteres zu entfernen befugt ift. Die namentlich früher vielfach in ber 
Theorie zur Konftruftion des Verhältniffeg des T. zum Erben herangezogene Lehre 
vom Mandat — wovon auch das Preuß. Allg. ER. Thl. I. Tit. 12 85 557 ff. 
und das Defter. BGB. $ 816 beeinflußt find — ift völlig verwerflih. Da aber 
über das Prinzip der Lehre bis jetzt feine Einigung hat erzielt werben können, fo 
berricht faſt auch in Bezug auf alle einzelnen Punkte Streit. Gemeinrechtlih und 
nach Preuß. Recht kann der T. nur in einer letztwilligen Verfügung, Zeftament 
oder Kodizill oder Erbvertrag, nicht aber in jeder beliebigen Grölärung — freilich 
läßt ein großer Theil der Germaniſten das zu — ernannt werden. Auch muß nach 
Gemeinem und Preuß. Recht ein zwiichen dem künftigen Erblaffer und dem T. auf 
Mebernahme der T. vollſtreckung gejchloffener Vertrag — fo auch das Sächſ. BEB. 
8 2280 — ala gültig angefehen werben. Die Befugniffe des T. richten ſich haupt⸗ 
ſächlich nach den vom Erblaffer gemachten Anorbnungen, welcher ihm eine größere 
oder. geringere. Machtvolllommenheit geben Tann. Mangels einer derartigen Ver— 
Tügung, alfo 3. B. wenn bie letztwillige Dispofition nur lautet: „Ich ernenne X. 
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zum T.“, ift der Ietere ermächtigt, unter Ausſchluß der Erben alle Rechtögeichäite 
mit bindender Wirkung für diefe worzunehmen, welche zur Ausmittelung, Son 
ftituirung und Wertheilung des Nachlafſes nach Maßgabe des Teftaments nöthig 
find, ein Wirkungskreis, welchen ihm daß Preuß. Allg. ER. Anh. $ 157 zu ZHLIL. 
Ti. 18 8 421 ausbrüdlich beilegt. Deshalb hat der T. daß Recht, den Belt 
der Nachlaßmaſſe zu verlangen unb zu biefem Behufe a dad remedium 
ex l. ult. C. de ed. div. Hadriani toll. 6, 83 anzuftellen. Iſt er zur Gewahrſam 
ber Exbichaft, welche er vertheilen ſoll, gelangt, jo tft er nicht etwa Detentor im 
eigentlichen Sinme, wie Viele meinen, ſondern er ift Befiker ber einzelnen Ber- 
mögenäftüde, indem er jowol hinfichilich des corpus wie auch des animus den 
Erben ähnlih, wie der Bormund den Mündel, repräſentirt. Soweit es feine vor- 
hin näher charakterifirte Stellung erfordert, Muß er auch für aktiv umb paffiv 
legitimirt in ben die Grbfehaft betreffenden Progefien angefehen werben, d. h. alſo 
inſoweit als dieſe Rechtsſtreitigkeiten in den Kreis derjenigen Angelegenheiten fallen, 
welche zur Ausmittelung, Sonftituirung, interimiſtiſchen Bermaktung und Konfli- 
tuirung des Nachlafſes nöthig find; andererſeits aber auch nur inſoweit, als bas 
Recht nicht jchon dem Teftator fenbft die Befugniß entzieht, dem eigentlich pro⸗ 
zeſſualiſch Legitimirten einen Anderen, d. 5. Hier den T., zu fubflituiren Mit 
Nüdfiht auf das zuerft Bemerkte eritheint ex aktiv Tegitimist aur Einklagung der 
Nachlaßaktiva und paffiv für Die Klagen der Legatare, mit Riüdficht auf das letztere 
aber nicht paffiv Iegitimirt für die Progefle der Nachlafgläubiger und die erbrecht⸗ 
lichen Klagen, wie die hereditatis petitio. Während diefe Grumbfäge auch für das 
Gebiet bes hier äußerft luckenhaften Preuß. Allg. CR. ebenjalld zur Anwendung 
tommen müffen, ſchränkt ſowol ‘der Code civ. art. 1026 es. wie auch das Sädl. 
BEB. 88 223 fi. den T. in dem gedachten Beziehungen erheblich ein. Zür das 
Berhältniß des T. zu Erben in Betreff der von ihm geführten Verwaltung (alio 
3. B. Haftung für Verfehen, Recht auf Grftattung der Auslagen, Rechnungslegung) 
werden analog die über die vormundichaftliche Berwaltung geltenden Grundſätze 
herangezogen werden können, und ebenfo erfcheint es gerechtfertigt, den T. = 
Analogie des Bormundes wegen ungetreuer und unreblicher Verwaltung auf Antong 
der Erben zu remopiren, ein Grundſatz, den das Sächſ. BEB. 8 2241 aboptirt 
hat, während es in der erftgedachten Beziehung ($ 2244) auf bie Grundfütze vom 
verweiſt. 
Scholz ber Dritte, Ueber Teſtamentav 841. — Mühlen: 
beuc Gocll, un. ding. 2b. KL © 80 fen Beleler in ber Sell Prien 
Recht, Bd. IX. © fi. — Elvers, "Sahın, 1806, © 758, 177 784 Bb. IV. el 134 
P. Hinie ius, en Nette, Jahrg. 1: R Derjelbe a 
uns a x dins tichr. für Gefeggebung und Rechtäpflege” in ——— TI 


infdins. 

Testamentum ‚cerrespectivum und reciprecum. Gemeinidjaftfiches Zeile: 
ment (test. simultanea) nennt man das bon zwei oder mehr Grblaffem in Giner 
Urkunde (alfo ge Be nur einmaliger Beobachtung ber Sörmlichleiten) er 
richtete. Nah Röm. Recht, ſchon wegen Unvereinbarkeit mit ber unitas actas, 
grundfäßlich ungältig de von Juſtinian nicht aufgenommene Nov. Valent. III. 
bezog fi} auf ein test. principi oblatum), zugelafjen nur für Solbaten im Feldzuge, 
bat gleichwol aus der Prazis des Mittelalters dieſe Verbindung ber Teſtamente 
Mehrerer in Einem Teſtirakle — begänftigt durch mangelhafte Scheidung zwiſchen 
Deutſchem Erbvertrage und Röm. Teſtament — fich eingebürgert und in ben neueren 
Gefegbüchern (mit Ausnahme jedoch des Code civil) Aufnahme gefunden, vorwiegend 
aber nur für Ehegatten; und zwar meift fo, daß bie Erblafier fich gegenfeitig 
(wechfelfeitig) zu Erben einjehen, ein og. t. reciprocum s. mataam errichten. Haben 
fie obendrein auf ihr Widerrufsrecht unzweibentig verzichtet, jo Liegt überall fein 
Zeftament, fondern ein Exbvertrag dor. Entgegengeſehten Falls kann das gemein- 
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Tchaftfiche Teftament mit wechfeljeitiger Erbeinfegung zugleich die ausdrückliche ober 
Teiiehtweigende Vorausſetzung enthalten, daß ber Widerruf ber Erbeinfegung ſeitens 
des Ginen auch bie abfeiten bes Anderen angeorbnete beſeitigen, oder überhaupt ber 
rechtliche Beitand bed einen Zeftiraftes von dem bes anderen abhängig fein und 
bleiben folle (t. correspoctivum) ; für welche Borausfehung die herrſchende Meinung 
jedoch mit Unzecht, fogar eine Rechtsvermuthung aufftellt. If aber au wirklich 
bie wechielfeitige Erbeinfegung Torreipeftin gemeint, jo gilt dies doch nicht ohne 
Weiteres für den übrigen Inhalt des Teſtaments. rg ift, aus dem Weſen 
des Teſtaments ſelbſt, daß jeder Erblaſſer, ſolange beide am Leben ſind, ſeine eigene 
Verfügung einſeitig widerrufen kann; beſtritten und verſchieden normirt ‚dagegen, ob 
der Ueberlebende auch dann noch, wenn er bereits ‚bie Erbſchaft des Erſtverſtorbenen 
angetreten Hat. Haben die Exblaffer (alſo Ehegatten, bzw. Verlobte unter Boraus- 
ſetzung ihrer Eheſchließung) ihre beiberfeitigen geſetzlichen Exben bzw. „Verwandten“ 
auf den Todesfall des Längftlebenden zu Erben eingejet, jo beftimmen fi " 
geſetzlichen Erben auch des Erſtverſtorbenen im Zweifel ex nune, d. h. nad d 
Todeszeit des Ueberlebenden (anders, wenn ber Längftlebende nicht Erbe fein, —— 
nur in Befitz und Genuß des Geſammtvermögens leben follte), und verbleibt dieſen 
auch bei Widerruf des Ueberlebenden der Rachlaß bed Erſtverſtorbenen als Erb⸗ 
Tchaftövermächtniß. 

Lit. u. Quellen: Hartmann, Grbvertr. und gemeinſch. Zeflam. (1860. — 

einzerling un gr ir prä, RW. X. (1875). — Temwes, Syſt. $ 84. — Winb- 

Mi ri Lab BER: — 19 G 9 &,2,Nor. Valent, II ie XX. co 1. — ren 
ER. 12 8 614, en 482 ff. — Code air. 988. — Defterr. BEB. 55 


.— Sid. BOB. Sg 2idı 214. — M Exbr.Entw., 98 128, Kai 
gi. 88 suuien, t. 88 —2 


Thatbeſtand (ein Ausdruck, welchen Schütze heftig anfeindet, der aber 
gleichwol ſehr bezeichnend iſt) nennen wir im Strafrecht den Inbegriff jämmtlicher 
Merkmale des Verbrechens. Man muß übrigens unterfcheiden: 1) Allgemeinen 
and befonderen T. Unter dem erfteren verſteht man die Gejammtheit ber 
Merkmale des Verbrechensbegriffs überhaupt und von ihm wird im allgemeinen 
Theil des Strafrechts gehandelt. Jedes Verbrechen hat aber auch feinen befonderen 
T., welcher es der Art nach von jeder anderen Verbrechensart unterjcheidet und von 
befonderen T. der einzelnen Verbrechensarten (des Raubs, Mords u. |. m.) wird 
im. bejonderen Theil des Strafrecht? gehandelt. 2) Der Gegenfah von jubjettivem 
und objeftivem T. beruft darauf, daß fich an dem Verbrechen wie an jeder 
Handlung eine fubjeltive (die Willens⸗) und eine objektive (die That-) Seite unter⸗ 
ſcheiden Täßt. Der Inbegriff aller ſubjektiven Merkmale (Burechnungsfägigkeit, 
Willensrihtung u. f. w.) bildet den fubjeltiven Thatbeftand. 3) In einer eigen« 
thümlichen, Leicht mißzuverſtehenden Weife gebraucht man das Wort T. im Straf» 
Prz. Man ſpricht da namentlich vom Beweis des T. (etwa auch des corpus 
delicti) im Gegenfag zum Beweis der Thäterfchaft. Unter erfterem verjteht man 
Daun den Nachweis, daß ein beftimmter verbrecherifcher Vorgang fich ereignet habe, 
mit Inbegriff auch bed etwaigen Nachweiles, daß der That ein gewifjer Doluß ober 
eine Fahrläffigkeit zu Grunde Liegen müffe, aber mit Außichluß des Beweiſes, daß 
eine beftimmte Perfon als des Verbrechens jchuldig zu bezeichnen ſei (weichen Beweis 
man ungenau Beweiß der Thäterfchaft nennt, da man auch Beweis der Theilnahme 
mit darunter verfteht). Der Unterſchied hängt zufammen mit ber alten Eintheilung 
ber Imquifition in General» und Spezialinquifition, deren erftere die Unterjuchung 
der That umfaflen jollte, während bie letztere die Richtung gegen eine beſtimmte 
Perſon Hatte. Aber die Grenzen find bier wie dort nicht feftzuhalten; die Unter 
Tuchung der That giebt eben Häufig zugleich Aufichluß über fußjeftive Momente, 
wie wir oben ſchon betreffs des Beweiſes bes T. erwähnt haben. 
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Die Unterſcheidung zwiſchen fubjeltivem und objeltivem T. Hingegen Yäßt fih 
Tüglih für das Syſtem des allgemeinen Theile im Strafrecht verwenden. Man 
wird, da dad Verbrechen, wie ſchon bemerkt, eine Willens und eine Thatfeite bat, 
und da die Genefis der Handlung von innen nach außen, vom Wollen und Sich⸗ 
Entfchließen zur Ausführung fortichreitet, dabei zuerſt zu ſprechen Haben von der 
inneren Seite des Verbrechens, dann von der Aufßeren. Im befonderen Theil fo 
dann macht fi) die Glieberung der Verbredden in Gattungen, Arten und Unter 
arten geltend. So giebt es denn einen gemeinfamen T. 3. B. für bie Gattung 
der Staatöverbrecden (ihre direlte Richtung gegen den Staat), für die Bermögens 
verbrechen (Berlegung fremden Vermögens) u. j. w. Scheidet fi) aus der Gat- 
tung der Ießteren 3. B. der Diebftahl als Verbrechensart aus, jo ift fein T. relativ 
ein befonderer gegenüber dem allgemeinen ber Vermögensverbrechen. Aber die Befon- 
derung geht noch weiter zu ben Unterarten bes Einbruchsbiebftahls, des räuberiſchen 
Diebftahls u. f. w., welche wieder ihren befonderen T. gegenüber dem (relativ) all- 
gemeinen de Diebſtahls haben. Jene Merkmale, welche der bejonbere T. einer Ver⸗ 
brechensunterart ala ein Plus außer dem (allgemeinen) T. der Berbrechensart auf 
weift, nennt man Qualifitationsumftände im weiteren Sinne. Im eigent- 
lichen Sinme nennt man ein qualifizirte® Verbrechen diejenige Berbrechensunteratt, 
welche mit härterer Strafe bedroht ift, ala die ihr übergeorbnete Verbrechensart, 
dagegen wenn jene mit milderer Strafe bebroht ift, man von privilegirten Verbrechen 
(wie 3. B. dem Verbrechen des Kindesmords, oder dem Vergehen der Tödtung eines 
die ZTödtung BVerlangenden) ſpricht. (Nur theilweife trifft mit dem Gefagten zu⸗ 
fammen bie Unterfcheidung, welche Binding zwiſchen Normwidrigkeits- und Etrof- 
barkeitgmerfmalen trifft. Je nachdem man die „Norm“ enger oder weiter jakt, 
verrüdt fich auch die Grenze der erfteren gegen bie letzteren.) — 

Faſſen wir die Elemente des allgemeinen T. in bem obem angegebenen 
Sinn näher ins Auge, jo müffen wir davon ausgehen, daß das Verbrechen ein 
unter ein ftaatliches Strafgefek fallendes menjchliches Verhalten if. Hiernach gehört 
zum T. des Verbrechens: 1) Schuld des Verbrechers, fei ed Dolus oder Kulpa, 
die beide zur weiteren Borausfegung die Zurehnungsfähigleit des Wollenden 
haben. Zurechnungsunfähigfeit jchließt die Schuld aus. Die Iehtere ift aber auch 
ausgeſchloffen, wenn die Zurechnungsunfähigteit etwa nur von Geiten bes Staats, 
wie im Notbftand, fingirt wird oder wenn biefer fich bemüffigt fühlt, an ben 
Selbfterhaltungstrieb auch im Fall der Nothwehr eine Konzeffion zu machen. Der 
Dolus fällt ferner weg im Folge eines Irrthums; wenn biefer unvermeidlich (im 
Sinn des Strafrechts) war, jchließt er jelbft die Kulpa aus. 2) Es muß eine 
Thätigfeit vorliegen, welche auf den Willen des Zurechnungsfähigen als eine ihrer 
Urfachen zurüdzufügren ift, & muß alfo Kauſalzuſammenhang zwifchen ber 
That und dem Wollen vorliegen. Diefer ift unter Anderem ausgeſchlofſen, wenn 
die Tätigkeit durch mechanischen unwiderftehlichen Zwang herborgerufen war. 
3) Beſondere Kombinationen ergeben fich, wenn das Verbrechen das Probult dr 
dolofen Zuſammenwirkens mehrerer Theilnehmer war ober wenn es in dem Stabium 
des Verfuchs fteden geblieben ift. Auch in dem letzteren Fall Liegt der ſubjektive 
und objektive T. eines Verbrechers vor, weil fi die Strafdrohung begriffemäßig 
gegen jebe abfichtliche Thätigfeit richtet, welche für die Vollendung des Verbrechens 
aufal werden kann. Im Fall der fog. untauglichen Verſuchshandlungen allerdings 
mangelt ber objektive T. gänzlich; fie fallen alfo umter den Begriff des „Mangeld 
am T.”, welchen einft Feuerbach unrichtigerweife zu einem Milb 
machen wollte. Weberall wo ein Mangel am T. vorliegt, alfo Schuld oder Raufal- 
zuſammenhang fehlt, Liegt aber kein Verbrechen vor, kann ſonach feine Strafe eintreten. 

Bon „Seftftellung des T.“ ſpricht das GVG. in $ 185, während in ber 
Straf PO. $ 86 der Ausdrud: Feſtſtellung des „Sachbeſtands“ vorkommt. Das 
Straf®B. $ 59 redet von Thatumftänden, welche „zum gefeßlichen T. gehören". 
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Sit.: Stabel, Neber den Thatbeſtand ber Ver , 1806. — Buben, Abhandlungen, 
2. Banb, 1840. — Schütze, Die nothwendige Theilnahme am Verbrechen 1869. — Bins 
bing, Die Normen, I. S 98 ff. — Siche auch die betreffenden Abfchnitte im allgemeinen 
Ehel der Lehr und Handbücher. Geyer. 


Shäterihaft. Thater (TH. I. S. 721) ift derjenige, welcher eine ftrafbare 
Handlung jelbit begeht im Gegenjaß zu Demjenigen, welcher fich an der ftrafbaren 
Handlung eined Anderen dur Anftiftung oder Beihülfe (f. dieſe Art.) betheiligt 
(dem Teilnehmer). Das RSrafGB. nimmt allerdings auch nicht felten den Aus⸗ 
druck im weiteren Sinne als gleichbedeutend mit demjenigen, der fich einer firafbaren 
Handlung (jei es auch ald Theilnehmer) ſchuldig macht, fo 3. B. gleich in $ 8, ja 
es nennt Thäter jogar denjenigen, welcher eine Handlung begangen oder That ver 
Abt Hat, welche unter dad Straigefeß nur fallen würde, wenn nicht der „Thäter“ 
aurechnungsunfähig oder die That ihm nicht zurechenbar wäre, jo daß es auch einen 
ſchuldloſen „Ihäter“ im Sinn des StrafGB. giebt, j. die $$ 51—54. 

Schwierigkeiten macht die Abgrenzung der T. von der Beihülfe (vgl. TH. I. 
©. 722). Thäter ift nach der meines Grachten® richtigen Anſchauung derjenige, 
welcher die fog. Haupthanblung begeht, d. h. diejenige Handlung, welche ohne Ver⸗ 
mittelung durch die boloje Thätigkeit eines Anderen, die Vollendung bes Verbrechens 
herbeiführen fol, während bie Thätigfeit des Gehülfen gerade dadurch charakterifirt 
ift, daß fie ihre Ergänzung erft durch die außfchlaggebenbe dolofe Thätigfeit eines an⸗ 
deren (de Thäterd) finden ſoll. Auch für bloße Verſuche ift dieſes Kriterium ent» 
Icheidend. Thäter eines verfuchten Verbrechens ift derjenige, welcher mit dem Willen, 
das Verbrechen felber ber Vollendung zuzuführen, bafjelbe auszuführen beginnt, 
während der Gehülfe, der ihn dabei unterftüßt, es ihm anheimftellt, die das Ber« 
brechen zur Vollendung bringende Thätigkeit zu ſetzen. 

Im anderer Richtung wieder bedarf die Unterjcheidung zwiſchen T. und An- 
Riftung der Aufklärung. Die T. kann nämlich auch eine mittelbare jein, 
ohne daß fie deshalb ſich in Anftiftung verwandelt. Allerdings ift Thäter nur 
derjenige, welcher die Vollendung des Verbrechens ohne do lo ſe Bermittelung ſeitens 
eines anderen herbeiführen will, aber darin Liegt auch, daß es eine T. giebt, bei 
welcher die Vollendung mittels einer nicht bdolofen Xhätigfeit eines anderen 
bewirkt wird, und biefe nennen wir mittelbare T. Sie Heibet fich nicht jelten in 
die Form der Anftiftung, ift aber gleichwol feine jolche. Weberall wo Jemand einen 
Anderen abfichtlich zur Herbeifährung eines Erfolge veranlaßt, deſſen ſchuldhafte 
Herbeiführung unter dag Strafgefe fällt, liegt mittelbare T. bes abfichtlich Beran- 
Yaffenden vor, wenn ber von ihm zur Handlung Beranlaßte dabei ohne ben zum 
Berbrechen erforderlichen Dolus gehandelt Hat. Der Veranlaßte kann dabei gänzlich 
ſchuldlos jein oder fich einer Fahrläffigkeit jchulbig machen. Wer ein Kind, einen 
Geiftestranten, Volltrunkenen, einen Menfchen, der fich in unvermeiblichem Irrlhum 
über die üblen Folgen feiner Handlung ober darüber, daß er in einer Nothwehrlage, 
in Nothſtand fich befindet, zu einer an fich ftrafbaren Handlung, 3. B. zur Tödtung 
eines Menſchen, verleitet, der ift mittelbarer T. dieſer ftrafbaren Handlung. Ebenjo 
derjenige, welcher einen Anderen durch unmiberftehliche Gewalt oder Lebensgefährliche 
Drohung (Straf6B. $ 52) zu einer (ftrafbaren) Handlung zwingt. Desgleichen 
endlich auch derjenige, welcher einen Anderen durch Erregung oder Benupung eines 
Irrthums zur Verübung einer ftrafbaren Handlung verleitet, falla der Irrthum des 
Ießteren ein vermeiblicher war und demſelben ftrafbare Fahrläffigkeit zur Laft fällt. 
Wenn A ben B berleitet auf einen Menjchen zu fchießen, unter der Vorſpiegelung, 
es ſei ein Thier, jo ift A mittelbarer Thäter der erfolgten Tödtung, die ihm zum 
Dolus zuzurechnen ift, alfo Mörder oder Todtichläger, B ift überhaupt nicht fixafbar 
ober, falls fein Irrthum ein vermeiblicher war, unmittelbarer Thäter einer fahrläffigen 
Tödtung. Wenn der $ 48 denjenigen ala Anftifter beſtraft wiſſen will, welcher 
einen Anderen zu der von demfelben begangenen ftrafbaren Handlung burch abficht« 
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liche Herbeiführung oder Beförderung eine Irrthums vorſãtzlich beſtimmt hat, ſo 
iſt hier unter dem Irrthum nur ein ſolcher zu verſtehen, welcher den Dolus nicht 
ausſchließt; wo dagegen ber Irrthum den letzteren ausſchließt, Liegt nicht Anſtiftung, 
ſondern mittelbare T. vor. 

Lit: Ei die Artikel Anſtiftu Beipäl 6 Mitthät s 
P. Bogt in un Ken tn ’ ir. * ’ iöch — 


Theilrecht. Seit dem 13. Jahrhundert wurde es im Gebiete des Berfangen- 
ſchaftsrechts mehr und mehr üblich, den Härten bes letzteren im Falle ber Wieber- 
verheirathung bes Überlebenden Ehegatten durch eine freiwillige Auseinanberfegung 
mit den Kindern erfter Ehe abzuhelfen. Die letzteren verzichteten dann zu @unften 
des überlebenden Ehegatten auf einen Theil der verfangenen Güter, die fie bemfelben 
gegen fojortige Herausgabe des Meftes zu Eigenthum abtraten, und erhielten in ber 
Regel ald weitere Entſchädigung einen entiprechenben Theil des freien Vermögens, 
d. 5. ber fahrenden Habe und ber im Wittwenftanbe erivorbenen Immobilien. Die 
Augeinanderfegung war alfo rechtlich ein Tauſchgeſchaft und un m thatfächlich 
meiften® zu einer Theilung bed ganzen zur Zeit in ber Hand des Überlebenden 
Ehegatten befindlichen Vermögens, alſo zu einer Bank⸗ ober Zottgeibung. Sie 
regelmäßige Wiederkehr derartiger Außeinanderfegungen führte im Laufe der Zeit 
vielfach zu dem gefehlichen T. welches bem überlebenden Ehegatten im Falle der 
MWieberverheirathung, zuweilen auch aus anberen Gründen (fchlechte Wirthichait, 
wiberrechtfiche Beräußerungen u. bgl. m.), bie Pflicht ber Theilung in der angegebenen 
Weife auferlegte. Bis zur Theilung beitand Verfangenjchaftzrecht, das gejekliche T. 
war alſo mur eine Milberung des letzteren und fehte keineswegs ein anderes Syftem 
an feine Stelle. Die Romaniftifche Doktrin verkannte dies und faßte das T. als 
Schichtung, d. 5. als Sonfequenz einer zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den 
Kindern beftehenden fortgejegten Gütergemeinfchait. Ein ſolches T., das man gegen- 
über dem durch Umbildung bes Verfangenſchaftsrechts entſtandenen T. ein natur 
wüchfiges T. nennen kann, hat fich im Gebiete bes Fränkiſchen Rechts allerdings 
mehrjah aus der allgemeinen Gütergemeinfchaft heraußgebildet, aber durch jenes 
Mikverftändniß kam man nun auch dort, wo bisher Verfangenſchaftsrecht mit T. 
beſtanden hatte, zu der Annahme einer ſortheſehten und, duch Rüchſchluß von dieſer, 
zu ber einer ehelichen allgemeinen Gütergemeinfchaft bei belindeter Ehe, während man 
bei finderlojer Ehe bie Sränkifche Errungenfchaftsgemeinfchaft vielfach beſtehen ließ. 
So erklärt fich daB zwiſchen Tinderlofer und beerbter Ehe unterjcheidende Syſtem 
des Würzburger ER., bes Schweinfurter Stadtrechts und des Rechts der Grafichait 
KRoftell. — Das gefehtiche T. ergriff ftet? das ganze zur Zeit vorhandene Vermögen. 
Die Theilungsguote war verjchieden, gewöhnlich wurde Halb und Halb, zuweilen auch 
nad Dritteln (zumal fo, daß ber theilende Bater den Schwerttheil mit Ziveibritteln, 
bie theilende Mutter ben Spinbeltheil mit einem Drittel empfing), feltener nad} 
Köpfen getheilt. Des überlebende Ehegatte nahm feinen Anteil durchweg (nur 
wenig Rechte machen eine Ausnahme) als freies Eigenthum in die zweite Ehe hin⸗ 
über, die Kinder erfter Ehe galten Hinfichtlich ihres Kindeserbrechts als abgefunden 
und behielten nur Verwandienerbrecht. — Soweit das T. nicht zur Schichtung 
umgebildet wurde, hat es das Schickſal des Berfangenichaftsrechts getheilt und ift 
mit biefem veraltet. 

Sit: Bol. die Artikel Abſchichtung und Verfangenſchaftärecht und bie bort 
angeführte Beheratur. igtang ma] Kae d Schröder. 


TheiluugSflage, judieium divisorium. Unter T, verfieht man bie Mage, 
welche den ee einer Gemeinſchaft, mag biefe auf Vertrag beruhen oder durch 
andere Umftände herbeigeführt fein, gegen einander bahin zufteht, daß die Gemein⸗ 
haft durch Theilung des gemeinfamen Gutes unter Berädfichtigung der den einzelnen 
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Theilhabern aus Aufwendungen oder Beſchädigungen rückfichtlich des gemeinſamen 
Guͤts zuſtehenden Anſprüche aufgelöft werde. Die Klage kaun auch Jelbſtändig auf 
Ausgleichung der letzieren Anſprůche gerichtet werden. Die Theilung hat der Richter 
nach billigem Grmefien zu bewirken, ſoweit eine Einigung ber Interefjenten nieht zu 
erreichen iſt. Feſte gejehliche Vorjchriften über den Theilungsmodus giebt es nicht. 
Regelmäßig ift jedoch die Nealtheilung, fofern fie möglich ift, vorzuziehen. Bei 
derſelben werben bie einzelnen Theile vom Richter abjubizirt, und bieje Adjudikation 
wirft Eigenthumsübertragung Ber Richter kann zubor über die BZutheilung ber 
einzelnen Xheile das Loss enticheiden laſſen. Die fonft gewöhnliche Theilungsart 
ift Verfteigerung und Theilung des Erlöſes. Die Verfteigerung Tann auf ben Kreis 
der Theilhaber bejchränft bleiben oder kann ganz öffentlich vorgenommen werben. — 
Dem Richter ſteht auch zu, demjenigen, dem er eine Sache zufpricht, dafür Verbind⸗ 
Lichleiten ober Servituten aufzulegen. Da fo auch der Kläger felbft zu einer Leiftung 
verurteilt werben konnte, fo rechnete man die T. zu ben boppelfeitigen Klagen, 
actio duplex. — Die T. des Röm. Rechts heißt a. familiae herciscundae, wenn 
das Objekt eine gemeinfame Erbſchaft ift, a. finium regundorum, wenn eine Grenz⸗ 
verbunfelung es zweifelhaft gemacht hat, ob eine fläche zu dem einen ober dem 
anderen Nachbargrundftüd gehört; wenn Die wirkliche Grenze zu ermitteln ift, kann 
von einer T. nicht bie Rebe fein, das unter Ueberjchreitung der Grenze oflupirte 
Stüd wird vindizirt. In allen übrigen Fällen der T. Heißt die Klage a. communi 
dividundo. — Das Sächſ. u. Franz. Recht ſtimmen im Wejentlichen mit bem Gem. 
Recht. überein. — Windfcheid rechnet die Funktion bes Richters bei der Theilungs- 
lage der freiwilligen Gerichtabarfeit zu; die herrſchende Meinung ift dagegen, und 
es it an und für fih auch unter der REPO., welche das Gebiet der bürgerlichen 
Rechteftreitigkeit nicht abgrenzt, denkbar, daß ein Theilungsanſpruch in ben Yormen 
des Civilprozeſſes verhandelt werde. Auch andere Klagen (3. B. die Eheicheibungs- 
Elage) zielen auf Begründung eines Rechiszuſtandes, nicht auf eine DVerurtheilung 
ober bloße Feſtſtellung. CPO. $ 25 erwähnt die Theilungsflagen ausbrüdlich. 
Nach Preuß. Recht wird regelmäßig nicht dag geſammte Theilungsgeſchäft prozeſſualiſch 
durchgeführt, vielmehr ift die Teilung ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei 
dem nur bie entftehenden Streitpunkte außgefehieden werden, um bann vom Prozeß- 
richter durch Erkenntniß entſchieden, zu werden. Die nach diefer Richtung für die 
Erbtheilung in ber Allg. Ger.D. enthaltenen Vorſchriften beanfpruchen noch jegt Gültig- 
keit. Bei Grundſtücken, die im gemeinfamen Eigenthum ftehen, ift one weitere Vor⸗ 
ausſetzung das Recht des Miteigenthümere begründet, die Theilung durch einen Zwangs⸗ 
vollſtreckungſalt Herbeizufühten, die notwendige Subhaftation Theilungs halber. Die 
vor den Außeinanderjegungsbehörben (Generallommiffionen) zu verhanbelnden Gemein- 
heitstheilungen rüdfichtlich beftehender realer Nutungagemeinfchaiten find Theilunge- 
tagen für die ein befonderes Verfahren geordnet iſt. Das Deutiche HEB. ordnet 
für den Fall der Auflöfung von Hanbelägefellichaften aller Art die Beitellung von 
Liquidatoren an, deren Auigabe es ift, nächſt der Abwickelung der Schulbverhältnifle 
auch die ſchließliche Auseinanderſetzung der Gefellfchaft durchzuführen, foweit nicht 
Streitigkeiten entftehen, bie der gerichtlichen Entfcheidung anheimfallen. In ähnlicher 
Weife iſt die Liquibation bon wirthichaftlichen Genoſſenſchaften, die fich auflöfen, 
reichagefeßkich geregelt. 

Bit. n. Gigb.: Wiederhold, Ziſchr. für Civilrecht u. XII. 85. — Stern» 
Berg, ebenda L II. 426. — Kuba a ek. — Zimmermann, Arch. 
für civ. Prar. XXXIV. 192, 323. — Ed, Die boppelfeitigen Klagen des Kidm. u. h. gem. 
Deutichen Kechts, 1870. — gr Preuß. Het: Göppert, Beträge au Lehre vom Mite 

hum nach dem Preuß. Recht, 1804. — D. X. 1-8; C. M. 39, — Sachſ. BGB. 

1387, 2848. — Code civ. art. 815—842, 1686-88. — Code de proc. art. 
6 88 — Preuß. Gef. v. 18. April 1855 über das een in der Rheinprov. — 
Preuß. an. SR. 1. 17 88 1114, 362-388. -- A.Ger.D. I. 45 88 7— 


2- — 15. — Gemeinheits⸗ 
thellungsorbnung dom 7. Juni 1821; Zufaßgefeh dazu d. 2. März 1850. — Gefeh, betr. da 
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Ain Ausei vd. 18, 1880. — Sub! . d. 
1 arg 1869 85 112—1 — —— H8B. Art. 142, ma —— — — 
über bie privatrechtliche Stellung ber Genofſſenſchaften v. 4. Zuli 1868, 85 40 P. A. & 

ccin 


Theilurtheil iſt nach der Deutſchen CPO. ein theilweiſes Endurtheil über 
einen quantitativ begrenzten Theil des Rechtsſtreites ober einen der klageweiſe ober 
widerklageweiſe verbundenen felbftändigen Anſprüche. Das T. ift ſtets auf Antrag 
vom Gericht zu erlaffen, wenn eine Partei den gegen fie geltend gemachten Anfprud) 
zum Theil (alfo 3. B. zur Hälfte der geforberten Summe) oder einen von mehreren 
gleichzeitig erhobenen Ansprüchen ganz anerkennt. Der Regel nach foll es ferner 
ergehen, wenn von mehreren in berfelben Klage geltend gemachten Anfprüchen nur der 
eine ober nur ein Theil eines Anfpruches oder bei erhobener Widerklage allein bie 
Klage oder Widerflage zur Entſcheidung reif ift, jedoch kann das Gericht, ſalls es dies 
nach Lage der Sache für angemefjen erachtet, von dem Erlaß des T. abjehen. Endlich 
ift daffelbe befugt, auch über eine allein zur Enticheidung reife Sorderung ein T. zu 
erlafien, und eine vom Bellagten mittels Einrebe geltend gemachte Gegenforberung, jo: 
ern fie nicht mit der Mage in rechtlichem Zufammenhang fteht, befonderer Verhandlung 
vorzubehalten. Das T. erledigt den Anfpruch ober den Theil bes Anſpruchs, über 
welchen es ergeht, für bie betreffende Inſtanz definitiv. Daher Hat e& die Natur dei 
Endurtheils, und es finden alle Regeln für daB Iehtere auf baffelbe Anwendung. Ge 
muß diejelben Theile, wie daß Endurtheil (ſ. d. Art. Urtheil) enthalten (doch wird 
die Entfcheidung über den Koftenpunkt erft im fünftigen Endurtheil zu treffen fein, was 
Freilich beftritten ift, {. Koh und Strudmann, Kommentar zur EPO., 3 Aufl., 
©. 257, Anm. 8; Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des Deutfchen Rechts 
Jahrg. 24, S. 759), es ift ebenfo wie das Endurtheil zu verfündigen unb unter: 
Tiegt der Anfechtung durch die gegen daß letztere ftatthaften Nechtsmittel und Rechte 
behelfe. Endlich kann wegen dieſer Natur des T. die fpätere Entſcheidung über den 
bei feinem Erlaß noch nicht erlebigten Anfpruch ober Theil de Anfpruches auf bad 
jelbe feine Wirkung mehr äußern und es ift ein Zurüdfommen der Partei bei ben 
Verhandlungen über die zulegt erwähnten Punkte auf dasjenige, was Durch dad 7. 
unterfchieden ift, nicht Wr möglich. 

Quellen: Den iſche EBD. $ 2713, 274, 278. 

it: Wad, Vi ige über die REPO., Bonn 1879, &. 88, 84. 

BP. Hinigins. 


Tpeilzahlung (35. I. ©. 560) konnte nach Rom. Recht dem Gläubiger 
nicht aufgebrungen werben, außer in dem Falle, daß ein Theil der Forderung Liquide, 
der andere aber fireitig war. Die gemeinzechtliche Praris gefbattete jeboch Ani 
nahmen bei fog. gerechten Gründen, 3. B. Kriegdumruben, oder wenn ber Schulbner 
durch Unglüdafälle in Vermögensverfall gerathen war. Das Defterr. und Zönigl. 
Sächſ. BGB. Tennen keine Augnahme von der Regel, daß der Gläubiger 
nicht ſchuldig ift theilweife Zahlung anzunehmen ($ 1415 des Defterr., 8 714 des 
tönigl. Sächſ. BGB.). Nah Preuß. Recht kann der Nichter zu Abſchlags ⸗ 
zahlungen verftatten: 1) Kunſtler und Handwerker nach fruchtlos vollſtrecter 
Exekution (8 95 ff. I. 24 Allg. Ger. O.). 2) Stadt« und Dorfgemeinden und moralifdje 
Perſonen ($ 185 des Anhangs zur Allg. Ger. O.). 3) Die einzelnen Erben des Schuldners 
haften, wenn fie die Erbſchaft nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung unter 
fi} getheilt haben, nur antheilsweife nach ber Höhe ihres Antheils (S$ 131 ff. I. 
17 Allg. IR). Die Vorfchrift zu 1 ift durch bie Deutiche EWHO. befeitigt, nicht 
aber die Borjchrift zu 2 nad) $ 15 Nr. 4 des EG. zur Deutichen CPO. A 

Auch bei zweifeitigen Verträgen braucht Keiner von bem Anderen eine 
theilweiſe Zeiftung anzunehmen. Hat er dies aber gethan, fo ift es freitig, ob 
der Empfänger zur theilweifen Gegenleiftung verpflichtet if. Das Preuß. OXrib. 
Guſch, Archiv, Bd. XVII. ©. 268) leitet aus dem Satze: daß Derjenige, welcher 
die Erfüllung eines Vertrages forbert, nachweiſen muß, daß ex demjelben vom feiner 





THeiner — Thibant. 881 


Seite Genüge geleiftet, die Folgerung Her, daß der Empfänger ber theilweiien 
Zeiftung die Gegenleiftung jo Tange — konne, bis er Alles erhalten 
hat. Das ROHGG. Entſcheid. Bd. VI. ©. 379) verurtheilte Dagegen ben 
Beklagten zur Bezahlung des ihm gelieferten Theils ber Steine, nachdem ber 
Kläger erflärt Hatte, daß er weitere Steine nicht mehr annehme. Der Bellagte 
müfje feinen Gntjchädigungsanfpruch wegen Nichtlieferung des anderen Theils der 
Steine im vorliegenden Prozeſſe begründen. Thue er dies nicht, jo Zönne ihm 
diefer Anfpruch nur zur Geltendmachung in einem beſonderen Prozeffe vorbehalten 
werben. Im umgefehrten Falle, wenn ber Käufer die volle vertragsmäßige Lie⸗ 
Terung verlangt, der Verkäufer dagegen folche weigert und feine Verpflichtung zu 
weiteren Lieferungen in Abrede ftellt, [übt dagegen nach dem in Bd. VIII. ©. 425 
der Entfcheidungen abgedrudten Erkenntniß des ROHG. den Beklagten die exceptio 
doli gegen den Anjpruch des Kläger auf m bes Kauſgeldes. zn 
Frage betreffen die Entſcheid. des ROHG. I. ©. 369 und Bd. XVI 
©. 825, Striethorft, Archiv, Bb. LXX. © %, 

neber den theilweifen, nah dem HGB. an ſich zuläffigen Rücktritt 
von einem Kauf» und Sieferungsvertrag beftimmt Art. 359 des HGB., 
daß, wenn bie Erfüllung des Vertrages auf beiden Seiten theilbar iſt, das Abgehen 
des einen Kontrahenten von dem Vertrage nur in Betreff des von dem anderen 
orte nicht eten Theils des Bertrages erfolgen Tann. 


gr le une a. d. Kräwel, Komm. zum Art. 359. — Entſcheib. 
006. 8 alu 3b. VIL 6. 28. — Dale im db. 
für civ. ER & vn. ve Kräwel. 


Theiner, Johann Anton, & 15. XII. 1799 zu Breslau, 1824 außer- 
orbentl. Profeffor und 1826 Dr. jur. can. bafelbft. Entſagte, nad Verbot feiner 
Borlefungen, der Profeſſur, trat zum Deutſchkatholicismus über, 1855 Sefretär ber 

Univerfitätsbibliothel, + 15. V. 1860 zu Breslau. 

Schriften: Variae doct, cath. opiniones de jure stat. impedimenta matrim. dirimentia, 
Vratisl. 1824. — Die Einführung ber erziwungenen Ehelofi — Altenb. 1828, 2. Aufl. 1848 
«(mit feinem Bruder). — Die reformat. —E eſtrebg. in der tath. Kicche, Altenb. 1845 ff. 


Theiner, Auguftin, Bruder des Iehteren, 5 11. IV. 1804, wurde 1855 
Präfelt bes Vatik. Archivs, bes Poſtens 1870 enthoben, 18. vu. 1874 zu 


— — 
rift en: —— en Pont. — gen un collectt. et de Gregorüi IX KK. 


lecrett. codice, Li inedits. du mo: ai Bar 
EFF — us erg Dekret, a 1858. — Geſch. der — ungs- 
en, Ma 
2 mb bie iten, Mannheim 1875. — Schulte, Gedichte, II. F 
©. FH a kin . ee — zen nn 
Iierame, Jacobus de (Trani oder de Anharano), & 1850, Lehrer 
des Kan. Rechts zu Padua, Biſchof zu Florenz, Spoleto, Erzbiſchof von Taranto, 
+ 1417. 
Schriften: Processus Luciferi Argent. 1478; Vinc. 1506 (f. 
Proc. a Banner, 11) — — von Jakob IA ver, Sit, Fe. jur. — 
contra Christum, Francoſ. 159 —* = Ahasv. Fritsch, Nürnberg 1 franz. von P. 


Seht, &l. 1. 188, ei ; aud Bm 
tk: Stinping Dopul. Kit. bes — R pr ee, 
— Stobbe ——— X 8 — et bu Dur ber d. Gem. u. 
Sek —2 7. — in 
al eiträge, Erl. 1868, e. 26. — Schulte, Geil, I. eihmann. 
Thibaut, Anton Friedrih Juſtus, 5 4. I. 1772 zu Hameln, auß 
einer nach Aufhebung bes Edikts von — nach Deutſchland ausgewanderten 
Familie, ſtudirte in Göttingen, Königsberg und Kiel, promovirte 1794, 1799 orb. 
Prof., yaing 1802 nad) Jena, 1806 nach Heidelberg, 1836 Geh. Rath, 1834 Mit- 
glied des Bundesſchiedsgerichts, T 28. III. 1840. 
d. Holgenborff, Gnc. IL Reitäleziton IIL 8. Aufl. 56 
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ten: De genuina jur. personarum et rerum indole veroque hajus divisionis. 

ie Ki 1796. * Ench apibe * EN a, al 1797. — Berl. über einzelne 
—— — deB Rechts, Aufl. 1 817. — heorie der us= 
N des Röm. Rechts, Alt. 2 1808 (ital. v. Donatantonio de ———— Napoli 


franz. dv. Mailher de Chassat 1811) — Beilt. vun zeit m 
ifton ber Grumbbegriffe bed peinl. Rechts, Hamb. 1802. — un! Serben mung, 
a 1802. — Syſt. — ena 1808, 9. Aug. * Lin olg, Jena 1846. 
Aug. Jac. Sapesi: o — Haie vn. *3 — — 
gen, Heidelb. ie Nothwenbigkeit ein gemeinen 
— — 1814, 8. Ausg. 1 300. De die I, HR. um ab ——— — 
Heidelb. — Zurifl. Nachla von Sunet 841—42. Reinheit 
der Tontun, 1824’ u. 1826 von Bahr, 1851, 186 * Mi. — Thibaut gab mit 2Ldhr 


und Mittermater das Arch. für a Far er. 


Bit.: Neuer Nekrolog b. Deu tfehem, 2b 5 6. 856-368. Kart jeie u. air 
ber ii Worte, m bei ber an 6 Heibelb. 1840. — 


de 
Bi ul. Ar gan 17-239. — U civ. Pra; a et ei, 
Borrebe ©. _ Baumfart, Mg 3 * Blätter ER 
für feine —S — — — — —5 1858 S. 79. — ee Aus 
meinem geben, Bonn 1865, ©. 91—94. — Hugelmann in den $ Preuß. Jahrb. Bd. XLV. 
(1880) — 70-508. — d. Stinging und Giehne in 2 Bad. Biographien IL 
345 ff. — Vuy, Le prof. Thibaut et l’&cole historique, Par. 1 


Sfierärste, ſ. Beterinärwefen. 


Thierhaltung. Nach einer Beftimmung bes Edikts ber Romiſchen Acdilen 
bat Derjenige, der an einem öffentlichen Ort (qua vulgo iter fit) gefährliche Thiere 
(Hunde, wilde Schweine ıc.) hält, das Doppelte des dadurch angerichteten Schadens, 
und bei Berlegung eines freien Menſchen eine arbiträre Gelbitrafe, bei Tödtung 
aber 200 solidi zu leiften (1. 40 $ 1; 1.1.41, 42 D. de aed. 21, 1). Auf diefe 
Leiftung geht eine Popularklage (Bruns, Zeitſchr. für Rechtägefchichte, III. ©. 343), 
welche ein Jahr dauert. Daneben aber konkurrirt unter Umftänben = die actio 
de pauperie (j. den Art. Pauperies) ($ 1 I. si quadr. 4, 9; 1. 4 D. eod. 
9, 1). Diefe Rechtefäge find Heutzutage nicht bloß durch den Wegall der Popular⸗ 
Hagen, fondern auch dadurch geändert, daß die PEO. in Art. 186 das Halten 
folcher gefährlicher Thiere ein für alle Mal mit einer Kriminalftrafe bedroht. Denn 
damit ift ſowol die äbilicijche Privatftrafe befeitigt, ald auch der Befitzer des ſchäd- 
lichen Thieres, abgefehen von der actio de pauperie, wegen feiner Mebertretung mit 
der actio legis Aquiliae haftbar gemacht. Mithin kann gegen benjelben jet nach 
den Grunbfäßen ber letztgenannten Klage ber einfache — 30 Jahre lang 
eingeklagt werben (vgl. auch J. 8 $ 1 D. ad leg. Aq. 9, 2; 1. 6 C. de leg. Aq- 
3, 385; GIAEX.©. 272; Unterholzner, Schulbverhältnifie, I. ©. 789 ff.). 
Das Preußifche Recht Yapt wegen bes durch Thiere verübten Schadens in allen 
Fällen nur die in culpa befindliche Berfon haften, fügt aber hinzu, daß zur Haltung 
folcher Thiere, die von Ratur fchäblich feien, auch obrigkeitliche Erlaubniß erfordert 
werde. Außerdem ift pofitiv feitgefeßt, daß Derjenige, der Thiere hält, die zwar 
ihrer Natur nach nicht ſchädlich find, aber auch in der ländlichen oder ftädtifchen 
Haushaltung nicht gebraucht werben, für allen durch fie verurfachten Schaden auch 
ohne jeine Schuld auflommen foll (Preuß. Allg. ER. I. 6 88 70, 71, 75; Koch, 
Recht der Forderungen, III. ©. 1189 ff; Heydemann, Einleitung, I. &. 314). 
Beſondere Poligeiftrafen verhängt das RStraf6B. 8 366, Nr. 5; $ 367, ee 11. 


Zeihmann. 


Thomas von Aquino, 5 1225 auf Schloß Roccaficca bei Aquino im 
Neapolitanifchen, wurde Dominikaner, Schüler des Albertus Magnus, lehrte zu 
Köln, Paris, Bologna, Rom, Neapel, F 7. III. 1274 auf der Reife zum Konzil 
von Lyon, Lanonifirt 1323. Bon Pius V. 1567 jeierlih als fünfter Lehrer der 
Kirche (neben Auguftinus, Ambrofius, Hieronymus, Gregorius Magnus) proflamirt. 
„Thomiften.“ Seine Opera, Rom. 1570 sq.; Parm. 1852—71. — Opera, par Ed. 
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Frett6 et P. Mare, Besangon, Paris 1872 ss. ine neue Ausgabe auf Anord⸗ 
nung Leo's XI. fteht bevor. 
kit: Baumann, Die Staatslehre des — v. Aquino, au größten Bhrologen 
und Phitofophen der tath. ice, Leipzig eugueray, Essai sur les docir. 
olit. de Th. d’Aquin, 1.— 5 ont. Blätter, Bd. 77 & 41—59, 118—131. — 
zu, Ziſcht. “ers ’e. 342859. — Mohl, L 285. — Janet, L 399-452. — 
Berner Leben umd Vehre, — il. Themas, Regenöb. 1858, 59. — Stödl, Geſch. ber 
ee " Dittelaters, ainz Raumer, Recht Staat und Bu & Auf. 1861, 
Gongen, Zh. * a. als — 2 Schriftfteller, Leipz. 1871; Berlelir, 
Pe: —— F Anũtelailere mit bei. Bez. a. d, Stäatsrechtslehre bes Bei, A, 
fiel 1870. — Mebermeg, Geſch. der Bhitofopbie, 4. Aufl. Berlin 1873, ©. 1 — — — 
Schäzler, D. Th. doctor ange icus contra liberalismum invictus verit. Ar Tr 
Rom. 1874. — Thoemes, Comm. lit et crit. de S. Th. operibus, Berol. 1874. — Holk: 
mann, X. vd. 9. und die ‚Sätafit, Karlar. 1874. — Cieognani, Sulla vita e la 


opere ds, Tommaso, Venez. 1874. — Schulte, Geſch., IL 28. — Kirchner, Kirchen⸗ 
geſchichte 1880, ©. 116. — Eile, 8. T., Napoli 1881. — Journal officiel PRrY p. 840. 
Teihmann. 


Thomafinß, Chriſtian, 5 1. I. 1655 zu Leipzig, ftub. in Frankfurt a. O., 
begann 1687 in Leipzig Deutiche Kollegien zu leſen, überhaupt für bie Verbreitung 
der Deutjchen Sprade in gelehtten Sachen zu wirken, ging, von orthodoren 
Theologen verfolgt, 1690 nad) Halle, wo auf jeine Beranlaffung die Univerfität 
gegrünbet.wurbe, 7 28. IX. 1728. 

Shriften: De crimine bigamiae, 1685 (auch deutich). — Inst. j jurispr. divinae, 1687; 
ed. 7. Hal. 1780. — Bom Rechte evangel. Fürſten in BEN Streitigleiten, Halle 1696. — 
Vindiciae jur. majoet, circa sacra, ib. 1699. — (Dreifadde Reltung bes Reale evang.  Gürften 
in Kitchen laden, 3 701.) — Delineatio hist. jur. Rom. et. Germ 1750) 

Berbrechen der Bauberei 1701, 1702. — Drei ander der göttlü sen Rechtägelahrtfeit, Sue 
1709. — Introdactio ad Philos. aulicam, ed. 2. Hal. 1702. — Fundamenta jur. naturae et 
fentium Hal. 1705; ed. 4. 1718. — De tortura e foris christianorum proscribenda, 

1765. — Hist. content. int. imp. et secerd., Hal. 1722. — Yurfikhe dab, Halle 
1723—25. — Pro; Ogrammata Thom., 8. 1724. — Dissertat. acad. var. jurid. 
En 1 ee ea 1904 Gedanken unb hei eined chriſil. Fürſten in Heligionslahen. von 

ente, Helm 

git.: Bluntiähli, Geſch. des allgem. Staatsrechts, ©. 181-211. — Hinrichs, 
Geſch. ber Recht» und Staatäprin ipien, III. 122—304. — Buden, Chrift. Zomg nach 
feinen Scidjalen und Schriften, erlin 1805. — Gtobbe, Rechtäquellen, II. 420-422, 
448. — Yriebberg, Recht der gheietiehung, Leipzig 1865, ©1 100 196, 266. — 
Bluntidli, Staats Wirt. X. — Dernburg, Thomafius u. b. Stil der 
Univerfität 9 Sale, 1865. — —A — ——— — 1874, ©. — _ 
Säulte, Geſch, II. b 74. — Bütter, itt,, L 8326; IL 249. — Wagner, Ehr. Er & 
ein Beitra Bürd, . Dexdienfte um bie Deutfi e Sit, Berl. 1872. — Rle mpner 
—S —28 der Volksauftlarung, Landsb. a. 3. 1877. — Neberwe Deine, 

1399. — —— ormateurs et —E Par. 1881, p. A ber 
—— Reitil, ©. 4 Herren 


TShomaffin, Louis, 5 1619 zu Air, wurde Oratoranier, lehrte zu Pézenas 
und Saumur, jeit 1654 zu Paris, F 1697. 
Siriften: Diss. in concilia generalia et particularia, Par. 1867, Lucae 1728. — 
un sur la grice, Lonr. 1668, 2. 6d. Par. 1682. — Ancienne et nouvelle discipline de 
ask les _bensfices, Par. 1680 1725, lat. 1688; Lau; 1676-79, 17062 He 
8; Magont. 1786 ss. — Dogmata theologi oplen, Bar. 1680-89. — Traites hist, et d 
De "16811688. — Traite le de ? lise, ar. 1686—1688. — Traits de Toffice 


Par. 1686. — Trait& de l’aumöne, Par. 1695. — Trait6 du negoce et ae Fan Date 
ot —— univers. hebraicum, Par. 1697. — Traité des edits . "eglise, 
ar. 


Lit.: Bonrgerel, Vie de Th, (vor = Digcip| pling). — Lescoeur, La theodicde 
de Th, Par. 1852. — Nonv. Biogr. gener. Vol. 45. Equlte, aasch . 615. 
mann. 

Shorbede, Johann Rudolf, 5 1796 zu Zwolle, + 1872, ftub. zu 

Amfterdbam und zu Leyden, promovirte bafelbft 1820, Habilitirte fich in Gießen, 

lehrte hernach in Göttingen, dann von 1825—1880 als Profefjor der Politik in 

Gent, endlich als Profefjor der Rechte in Leyden. Er war zu verfchiedenen Malen 

Minifter und zählt zu ben hervorragendſten Liberalen Staatsmännern der Niederlande. 
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&r ſchrieb: Commentatio de C. Asinii Pollionis vita et studiis . „ berden 1820. — 
Bedenkin; anguande hei regt an den Staat, Amsterdam 1826. — Over 
van het Agemoen Btaten, 1: teek: . 
Proeve van herzii der Grondwet, Leyden 1840. — Bi tot de herziening der 
Grondwet, Leyden 1848. — Over — ke rooting, Leyden 1847. — Over de 
hervorming van ons kiesstelsel, L« ttorische Schetsen, ei — — 
fern ag gee kleinere n. —— Parlementaire 
1878 Heraus, — von T. an Groen van Prinfterer von 1830-1881 hat ae 

Sit: Olfrier, Erinneringen aan Mr. J. K. Thorbecke, Arnhem 1873. Kir 

idier. 

Throufolge. Die T. ift enttveber eine orbentliche ober eine außerordentliche; 
jene beruht auf Verwandtſchaft, diefe auf jedem anderen Rechtstitel. 

Was zunächft die ordentliche T. betrifft, fo ift zu unterfcheiden das T.recht 
und bie Z.ordnung Dad T.recht wird begründet durch das Zuſammentreffen 
folgender Momente. Die oberfte Vorausſetzung ift die Abftammung vom erften 
Erwerber, fo daß alfo alle Aicendenten und Kollateralen ausgefchloffen find, die 7. 
eine reine Defcendentenerbfolge ift, und beifpielaweife die Fürſten von Hobenzollem 
kein T.recht in Preußen befiten; das Defcenbentenverhältnig muß außerdem 
ein leibliches, auf phyfiſcher Zeugung berubendes jein, und Tann durch Adoption 
nicht begründet werben. Daß T.recht ſetzt aber ferner eine Abftammung vermöge 
rechtmäßiger Ehe voraus; es find danach nur eheliche Kinder thronjolgefähig, eine 
Ergänzung der ehelichen” Geburt durch Legitimation findet nicht ftatt. Die Ab- 
ftammung muß ſodann in einer ebenbürtigen Ehe erfolgt fein; ala ebenbürtig gelten 
aber im Allgemeinen alle Ehen, welche die Glieder fouveräner Deutſcher Fürften- 
bäufer entweber untereinander, oder mit Gliebern ehemalß regierender, jet mebiatifirter 
fürftlicher ober gräflicher Häufer (Bundesacte Art. 14) oder mit Gliedern fouveräner 
außwärtiger Yürftenhäufer, auch wenn deren Souveränetät verloren gegangen ift, 
geichlofien Haben; boch weichen einzelne Häufer von biefen gemeinrechtlichen Grund- 
fügen ab, und namentlich im Olbenburgifchen Haufe werden auch die Ehen mit 
Gliedern der höheren Klafien des niederen Adels als ebenbürtige Ehen betrachtet; 
außerdem kann jede an fih nicht ebenbürtige Ehe durch Hinzutretenden Konfens aller 
Succeffiondberechtigten in eine ebenbürtige Ehe verwandelt werben, bie dann nad) 
allen Seiten hin ihre Wirkung äußert; endlich gilt das Ebenbürtigfeitapringip nur 
in Deutſchland ala Folge der mittelalterliche ftändifchen Gliederung, ift aber 
teineswegs als ein allgemein Europäifcher Rechtsgrundſatz zu betrachten, ingbefonbere 
auch in England durch das Haus Hannover nicht eingeführt. Die Abftammung 
muß endlich aus einer vom Staatsoberhaupte genehmigten Ehe erfolgt fein. Das 
T.recht erfordert aber ferner Abftammung vom erften Erwerber durch Männer und 
männlicheg Gefchlecht —— ‚im Deutjch-rechtlichen Sinne), fo daß nicht blos die 
Frauen 'jelbft, fondern auch die durch Frauen vom erften Erwerber abjtammenden 
Männer regelmäßig von der T. außgefchloffen find; ausnahmsweiſe findet jedoch 
nad; ganzlichem Erlöſchen des agnatiſchen Manne ſtanimes eine kognatiſche T. ftatt, 
zu Reichszeiten auf dem Privilegium bes ſog. Weiberlehns, gegenwärtig auf ben 
pofitiven Feftſetzungen ber Verf. Urk. beruhend; dieſe fubfibiäre kognatiſche Erbfolge 
beftand von Aliers Her in Oeſterreich (1156) und in Braunfchweig-Lüneburg (1295), 
Hat jedoch” in dem legteren Haufe feine thatjächliche Bedeutung erlangt, fie befteht 
gegenwärtig in Bayern, Württemberg, Sachſen, Heffen, nicht aber in Preußen. Das 
ZT.recht erforderte endlich in früherer Zeit Regierungafähigkeit, jo daß ſchwere Lörper- 
liche und geiftige Gebrechen, fofern fie ſchon beim Anfall der T. vorhanden und ald 
unheilbar fonftatirt waren, eine fürmliche Ausſchließung vom T.recht begrändeten, 
nad} der neueren Auffaffung, die insbeſondere in ben Verf. Urk. vorherricht, bewirkt 
dagegen "eine derartige Negierungsunfähigfeit nur eine Auafchliefung von der Aus 
übung des Thronfolgerechts ‚Keentihct), nicht aber eine Ausfchliegung vom Rechte 
ſelbſt (Preuß. Verjg. Art. 56). 
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Die T.orbnung ift nach Heutigem Rechte zunächſt eine Linealordnung; bie 
einzelnen Linien innerhalb ber Verwandtſchaft werben als felbftändige Gemeinjchaiten 
betrachtet, indem bie Erbjolgeorbnung fi) nach der Nähe der Linien zum GErblafjer 
bejtimmt. Die erfte Linie bilden demgemäß bie eigenen Defcendenten des Erblafſers, 
diefe fuecediren mit Ausſchluß aller übrigen erbberechtigten Verwandten; die zweite 
Linie bilden diejenigen, welche vom Bater des Erblaſſers abitammen, alfo bie 
Brüder des Erblafjer® und deren ganze Dejcendenz; die britte Linie bilden die— 
jenigen, welche vom Großvater des Erblaſſers abjtammen ꝛc. Wie e& fi) auch im 
Allgemeinen mit bem Linealfyftem als Prinzip des älteren Deutfchen Erbrechts ver- 
halten möge (vgl. Lewis, Münchener Krit. BVierteljahrfchrift, Bd. IX. ©. 28, 
und Wafferfhleben, Das Prinzip der Erbfolge nach den älteren Deutichen und 
verwandten Rechten, Leizig 1870), fo fteht doch unzweifelhaft feſt, daB dieſes Lineal 
foftem jebenfalla in der Sphäre de hohen und niederen grundbefikenden Adels 
gegolten habe, und daß bafjelbe ingbefondere noch Heutzutage nach Hausgeſetzen und 
Verf. Urk. das beherrſchende Prinzip für die Orbnung der T. in Deuiſchland ift. 
Die T.orbnung ift aber nach heutigem Recht zweitens eine Individualfucceffion, fo 
daß don mehreren in berfelben Linie gleichzeitig dem Grabe nach Berufenen immer 
nur einer zur T. gelangt. Die Indivibualfucceifion kann aber, abgejehen vom 
Seniorat (phufifches Alter), nach einem doppelten Syfteme beftimmt werden, näm⸗ 
lich entweder nach einfacher Gradesnähe (natürlich innerhalb der Linie), fog. Majorat, 
fo daß alfo nach dem unbeerbten Tode bes erften Bruder der dritte Bruder, nicht 
aber der Sohn des verjtorbenen zweiten Bruders folgen würbe (beim Tode Friedrich s 
‚des Großen Prinz Heinrich und nicht Friedrich Wilhelm II). Dies ift das frühere 
gemeinrechtliche Syftem, das Syſtem ber Goldenen Bulle und der älteren Haus— 
geſetze, deren Vorſchriften aber an großer Unbeftimmtheit leiden. Das andere 
Syſtem zum Herbeiführung einer Inbividualfucceffion ift die Primogenitur, wonach 
jeber Srühergeborene und bie ganze Linie des Frühergeborenen mit unbegrenzter 
Repräfentation jebem Spätergeborenen vorgeht; dieſe Primogeniturorbnung ift nicht 
blos die fonfequentefte Ausbildung bes Linealſyſtems, jondern empfiehlt fich für bie 
Staatefucceffion auch dadurch, daß mehr wie bei jedem anderen Syſtem eine fefte 
unabänberliche Reihe hergeftellt wird, jo daß ein Ueberpringen von einer Linie in 
die andere nicht Leicht ftattfindet. Die Primogeniturorbnung ift denn auch feit dem 
17. Jahrhundert überall Herrfchend geworben, auch mit Abänderung, reſp. Umbeutung 
früherer Feftjegungen. — Sofern ben Kognaten ein fubfidiäres T.recht nach älteren 
Privilegien ober nach ben neueren Berfaffungen eingeräumt -ift, fo gilt über bie 
T.ordnung Folgendes. Zunächſt Hat die Erbtochter und deren Defcendenz, d. 5. 
diejenige Frau, welche mit bem letzten Beſitzer am nächften verwandt war, den Vor⸗ 
zug vor ber jog. Regrebienterbin und beren Defcendenz, d. h. derjenigen Frau, die 
mit dem erften Erwerber am nächlten verwandt war. Denn wenn auch bie 
Regredienterbin durch die agnatijche Erbfolge zunächft benachtheiligt ift, und in vielen 
Fällen jogar Erbverzichte unter Vorbehalt des T.rechts für den Fall des Erldſchens 
des Mannsſtammes außgeftellt find, fo bilden boch die Erbverzichte in feiner Weiſe 
den Rechtegrund, auf dem bie Ausſchließung der Frauen beruht, jondern find ledig⸗ 
lich Sicherungsmaßregeln, um das ältere Deutjche Land» und Lehnrecht, welches die 
Frauen generell von ber Erbfolge in Immobilien (bei Allodien bis zum Erlöfchen 
des Mannsftammes, beim Lehn gänzlich) ausſchloß, gegen das eindringenbe Röm. 
Recht zu ſchützen. Beim Eintritt der kognatiſchen T. ift zwar im ber Regel bie 
wirklich berufene Frau auch zur Regierung berechtigt, indeſſen geht auch vielfach 
bei gleichem Grabe das männliche Gejchlecht dem weiblichen vor, der Bruber jeinen 
älteren Schweftern, nicht aber ber Neffe der Tochter, und vereinzelt findet fich ſogar 
die Beſtimmung, daß auch beim Eintritt der kognatiſchen T. nur Männer berufen 
werden follen, fo daß alfo die T. nur ratione transmissionis eine weibliche ift. 
Nach ftattgehabtem Webergange des T.rechts am die weibliche Linie verwandelt fich 
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in dem neuen Hauſe (z. B. Lothringen) die T. ſofort wieder in eine agnatiſche, 
d. h. der Vorzug des Mannsſtammes tritt wieder ein, bis derſelbe etwa von 
Neuem erlifcht. 

Was bie außerordentliche T. betrifft, jo konnte nach früheren Recht, wenn 
Succeffionsberechtigte gar nicht mehr vorhanden waren, entweder der Lehnaherr ein- 
feitig oder das Haus unter Genehmigung bes Lehnäheren über die T. anderweitig 
verfügen. Die anberweitigen Verfügungen des Lehnsherrn waren entweder (Expel- 
tanzen ober Eventualbelehnungen; die Expektanzen enthalten Iebiglih das Ver— 
fprechen, daß bei eingetretenem Heimjall eine Belehnung erfolgen folle, fie begründen 
alfo nur ein Forberungsrecht gegen den Gepeltangverleiher unb feine Rechtanad- 
folger: die Eventualbelegnungen enthalten dagegen eine förmliche Belehnung, be 
gründen alfo ein dingliches Recht, deſſen Wirkſamkeit zwar von einer Bedingung 
abhängig ift, mit Eintritt berfelben aber fofort, ohne baß eine weitere Handlung 
des Lehnsherrn erforderlich war, wirkfam wird. Da nun im Allgemeinen der Sa 
gilt, daß das Deutiche Reich zwar aufgelöft, aber nicht rüdwärts annullirt ift und 
demgemäß alle durch Afte ber Reichsſtaatsgewalt begründeten Rechte ala fortbeftehend 
betrachtet werben, ſofern fie fic) unabhängig von Kaifer und Meich geltend machen 
tönnen, fo folgt daraus, daß nad) dem Untergange des Reiches und dem Wegfall 
des Lehngheren zwar die Expektanzen erlofchen find, da e8 an einem zur Erfüllung 
verpflichteten Subjefte jehlt, daß dagegen die Eventualbelehnungen noch jet wirkem 
werden Tönnen, da fie zu ihrer Geltendmachung Kaifer und Weich nicht voraus 
ſetzen; indefien kann pendente conditione der Eintritt de eventus auf alle Weile 
vereitelt werben. 

Die Dispofitionen des Hauſes waren in früherer Zeit entweder Teftamente ober 
Erbverträge, reſp. Erbverbrüderungen. Die Gültigfeit folcher Dispofitionen war 
aber zu Reichazeiten durch bie Zuftimmung theils des Kaifers, theils der Succeffiond- 
berechtigten bedingt; die Teſtamente enthielten nur der Form nach einfeitige Die- 
pofitionen, wenn nicht etwa der Teſtator der Iehte feine® Stammes war, umd gar 
feine Succejfionsberechtigten exiſtirten; auch ift durch Teftamente mehr die T.ordnung 
modifizirt. Die zur Zeit ihrer Entftehung ungültigen Teſtamente und Grbverträge 
(insbeſondere die vom Kaifer nicht bejtätigten GErbverträge) gelten an fich nach der 
regula Catoniana auch gegenwärtig nicht. Dagegen müſſen die zu ihrer Zeit gültigen 
ZTeftamente und Erbverträge auch Heutzutage noch ihre Wirkungen äußern, fofern fie 
nicht mit oberſten Grunbfägen des modernen Staatärechts, insbeſondere der Untheil- 
barkeit Deuticher Stantögebiete in Widerſpruch ftehen. Außerdem find neue ber: 
artige Dispofitionen ohne Mitwirkung der Landesvertretung nicht mehr möglich. 
Sollte es endlich beim Tode des letzten Throninhaber® an jeber Vorſorge jehlen, 
fo würde ber Landesvertretung ala dem alsdann einzig berechtigten Organ die 
Wiederbefegung des Throns zuftehen (Preuß. Verfg. Art. 57). 

Lit. Schul D de ierenden Deut! J jäufer, Band I. 

a In Ver ee aa Yo Bam nt a. Pactend er IL 
= ubeih, cn Semöihe des gem. Er Elta, — Auf. 1888, Bd. 
©. 68 ftem des Bertg Reh I. (1857) ©. 247 fi. — v. Gerber, 
Sean 9, 2 sur. n.e. 84 fi. — v. Rönne, Stontärenht en eub. Monarchie, 3. 
abe 16.19 fi. — H. Schul & 2 Preußiiche Staatsrecht auf 
— bes Deutiäen Staatsrechtä, Abth. 1 1870 ©, ; Der Ir Art. Thronfolge 
in Bluntſchli's StaatsWört. B. Bd. X. (1867) ©. ss fter, Die Sonderredie 
der fouveränen und ber mebdiatifixten vormals reichaftändil en 2 Aa Deutichlande, Berlin 
1871, bef. &. 196 ff. — v. Rönne, Das Verfafſungsrecht * Fu Brick, 2 1872, 
©. 156 fi. — v. MoHL, Das Deutiche Reichöftantärecht, Tüb 288 fi. — Au 
Ueber bie geſchichtliche Entwidlung bes ie Soronfol Ki, in Hegibi ° 
für Deutiches Staatöredht, Bb. L (1867) ©. 5. Can he . en 
Bi MA en auöberfafjung im Mittelalter, # der eig echtsgeſch. 
ee a. Erb- und Bamitienrect er Deuter Dynaſten des 
5 Halle, 1871. Gerber, Ueber die Theilbarkeit Deutfcher Staatägebiete, in 
Aegidi's geliſchrifi für Deuter Staatörecht, Bd. 1. (1867) S. 5 fl. Ernft Meier. 





Thronlehen — Tilius. 887- 


Thronlehen. In Beziehung auf bie Reichslehen unterſchied man fehr genau 
die T. von fog. geringeren Lehen: erftere wurden vom Kaiſer in eigener Perfon, 
Iegtere vom Reichshofrath verliehen; es gab Fürſtenlehen, welche doch nicht T. 
waren (Häberlin, Handbuch des Deutſchen Staatsrechts, III. 304, 10; vgl. auch 
9. Schulze, Aus der Praris des Staats- und Privatrechts, ©. 152 ff). In 
ähnlicher Weife wurde bei den Lehen unterjchieben, über welche einem Landesherrn 
die Lehnaherzlichteit zuftand. In Bayern 3. B. wurben die Mannlehen der Krone 
eingeteilt in T., bie vom Stönige felbft, und in Kanzleilehen, welche im Namen 
des Königs vom oberften Lehnshofe verliehen wurden; zu den erſteren gehörten 
gewifſe thronlehnbare Würden und jene Güter, mit deren Beſitz die fürſtliche oder 
gräfliche Würde verbunden war (Mayr, Lehnrecht $ 3). Auch in Preußen wurden 
nicht alle von der Krone zu Lehen gehenden Befigungen als T. angejehen und be— 
zeichnet, fondern nur diejenigen, welche (wie 3. B. die Fürftenthümer Dels, Sagan, 
Krotoſchin, die Grafſchaft Wittgenftein) durch ihre beträchtliche Ausdehnung eine 
befondere Wichtigkeit und burch ben Höheren Stand ihrer Beſiztzer einen bejonderen 
Anſpruch auf Berüdfichtigung des Lehnsherrn Hatten; die Eigenthümlichkeit diefer 
T. im Gegenfat zu allen anderen Sronlehen beitand nach der Praxis darin, daß 
die Belehnung unmittelbar bei ben bie Lehnskurie bildenden Minifterien nachgefucht 
und empfangen werden mußte (vgl. bie Erklärung ber Regierung in Rönne’s 
Berfafjungsurfunde, 3. Ausg. ©. 231). E8 ift auch jet noch von Wichtigkeit, 
fich folder Unterfcheibungen bewußt zu bleiben, ba nach manchen ber neueren Ver— 
Taflungsurfunden und Allobififationsgefege die fonft für alle Lehen angeorbnete Auf» 
bebung des Tehnäherrlichen Rechtes bei ben eigentlichen T. außgeichloffen if. So 
namentlich in Preußen. Nach Art. 40 der Verf. Urk. ift zwar die Errichtung don 
Lehen unterfagt und die beftehenden Lehen follten durch gejehliche Anordnung in 
Freies Eigenthum umgeftaltet werben, aber dieſe ganze Beftimmung follte nach Art. 41 
auf die T. feine Anwendung finden. Im Geſetz vom 2. März 1850 mwurbe dann 
wieder beftimmt, das Obereigenthum des Lehnsherrn werbe bei allen innerhalb bes 
Staat? belegenen Lehen aufgehoben, jedoch mit alleiniger Ausnahme der T. Als 
darauf im Jahre 1852 über die Aufhebung der Art. 40 und 41 der Verf. Urk. 
berathen wurde, erkannten die Kammern ſowol ala bie Regierung an, daß die T 
von der Verfafjung nicht berührt feien, daß aljo weder die Umgeftaltung der be— 
ftehenden T. erfolgen müffe, noch die Errichtung neuer unzuläffig fei, und die 
Regierung äußerte ſich insbeſondere dahin, daß erhebliche politifche Gründe für die 
Schonung des Inftituts im Intereffe der Krone gegeben feien, die nicht weniger 
ſtark für die Möglichkeit der neuen Begründung folcher Berhältnifie — 3. 3. durch 
Auftragung von Herrſchaften zu T. — als für bie Fortdauer der bereit beftehen- 
den jprächen (v. Rönne, a.a. O. 231). Aus den damals gepflogenen Berathungen 
iſt dag Gefe vom 5. Juni 1852 (Geſ. Samml. S. 319) Hervorgegangen, nach 
welchem ebenjalla das Fortbeftehen der vorhandenen und die Möglichkeit der Er— 
richtung neuer T., auch der Berleihung von Aemtern als folchen, anerkannt iſt. 
Die wichtigeren in Preußen vorhandenen T. find aufgezählt beiv. Rönne, Staats-o 
recht, 8 95 (8. Aufl. Bd. I. 1 ©. 188); die auf diefelben bezüglichen Angelegen- 

eiten gehören zum gemeinfchaftlichen Refjort der Minifter des Inneren und der 

uſtiz. — Ueber die Berhältniffe in anderen Deutſchen Staaten vgl. Zöpjl, 
Staatörecht, II. 88 522—525 und Zachariä, Staatsrecht, II. $ 214, wo aus⸗ 

hrlich von den Staatd- und Kammerlehen und den biefelben betreffenden neueften 
Allobififationsgefegen gehandelt wirb. Franklin. 


Tilins, Jean Dutillet, 5 zu Paris, war Armen: * Kardinals von 


Lothrnaen Bi * —— 156: 1564 von Meaur, T 1570. 

Schrift Par. 1548, 1570. — Libelli Salicam 
legem — —— * sur le syabole ee apötres, zu 1566. — Traite 
de la religion eine De 1567. — Trait6 de la messe, Par. 1567. — Ausgabe bes 
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aim — Levi (in Capitals regum et episcoporum maximegne ommiam 

ium Francorum ad reprimendas ——— —— diversas Te onen- 
Par. I): von Ulpian, Par. 1549; bon Cod. Theodosianus, in 

Paralielae de vitis ac moribus paparum cum ptis ethnicis, Amb. 161 gen 


de Lucifer, 1568. — Me6moire et advis sur les libertés de !' gallicane, Paris 1594, 


8it.: Nonr. biogr. gener. univ., Vol. 45. — Gtobbe, ne Enten 9m, 0, 
210; Derielbe, Beitr, 1865 ©. 33 — — —2 —— 1. 4 L4# 
Roth (ebenda S. 248) — Schulte, Gel, 
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Sifiot, Claude Joſeph, 5 gegen 1800, war Advolat in Paris bis 1830, 
dann Lehrer in Dijon, Profeffor an der Facult6 des Lettres, F 17. X. 1876. 
Er ſchrieb io! x: Le droit &tudie dans ses et dans 
1en Iögiladone ae Ya 2. gen la se ion et en ch 1868. — 
Hincpe de droit public, 1 en — — & Pötude du droit constitutionel, 
872. — Introd. & l’ötude da droit et de la r&forme p£nitentiaire, 1874. — 
Introd. hist, & ? ae du droit LS, 
Sit: Vapereau, Nour. hist,, 1880, p. 50 (cabier novembre, decembre) 
eihmann 
Titel (titalus scquirendi dominii sc. juris in re aliena), d. 5. nach ber heute 
verworfenen, früheren gemeintechtlichen Lehre der rechtliche Grund, gewöhnlich eine 
dorgängige obligatio dandi, welche einer beftimmten Handlung oder Begebenkeit 
(dem fog. modus acquirendi dominii, 3. B. der Tradition) bie Kraft verleiht, das 
Eigenthum oder da8 dingliche Recht auf einen anderen zu übertragen. Die Grund- 
lagen dieſer Theorie finden fi ſchon in der feit dem 12. Jahrhundert bei ben 
Feudiſten, Kanoniften, Eiviliften und in den Italien. Stabtftatuten aufgeftellten 
Scheidung be jus ad rem und des jus in re. Aus irrthümlicher, burch deutſch⸗ 
rechtliche Anſchauungen beeinflußter Interpretation einzelner Stellen ber libri feu- 
doram nahm man an, daß ber Bafall, welchen das Lehn vermittelft ber fog. 
investitura abusiva, d. 5. ohne wirkliche Befikeinweifung, vom Herrn übertragen 
war, eine Klage auf Uebergabe befielben habe und dieſes dare nicht durch Leiftung 
bes Interefſes ſeitens bes letzteren abgewendet, vielmehr ſtets durch NRealexekution 
erzwungen werden könne. Dieſe Anſchauung wurde dann auf die civilrechtlichen 
Obligationen, bei denen es ſich um Uebergabe einer Sache, wie z. B. den Kauf, 
handelte, übertragen, nachdem man fie auch für das Tanonifche Recht in Betreff des 
Erwerbes ber Kirchenämter (c. 8. [Bonifsc. VIII.) in VIto de conc. praeb. IIL 7; 
1. Th. I. ©. 658, 659) verwendet hatte. Weber den Römifchen Begriff des reinen 
obligatorifchen Rechts hinaus wurbe aber dieſes fog. jus ad rem zu einem fog. 
relativ binglichen Rechte erhoben, indem die ſich namentlich bet den Kommentatoren 
Bartolus (} 1357) und Baldus (f 1400) ſchon jehr betaillirt vorfindende 
Lehre das ältere jus ad rem (alſo 3. B. ben früheren Käufer) dem jüngeren Gr- 
werber des jus in re (alfo dem jüngeren, buch Tradition Eigenthümer gewordenen 
Käufer) dann vorgehen ließ, wenn letzterer das frühere Recht, alfo das bloße jus 
„ad rem des Anderen, gelannt hatte, und indem man ferner einen unbebingten Bor- 
® zug des älteren onexo® erivorbenen jus ad rem vor dem fpäter auf Grund eines 
lukrativen Titels entftandenen wirklichen binglichen Rechte ftatuirte. Das mit theil« 
weifen Dinglichen Wirkungen ausgeftattete jus ad rem erhielt durch den. Alt, welcher 
das dingliche Recht ſelbſt —— alſo z. B. die Tradition, ſeine abſolut dingliche 
Kraft. Nachdem man aber einmal zwiſchen dem jus ad rem und dem jus in re auf bie 
erwähnte Weife gefchieden Hatte, fuchte man bie gedachten Begriffe auch für die Lehre 
vom Eigenthumßerwerb und von ber Entftehung der dinglichen Rechte zu verwerthen, 
und generalifirte unzuläffiger Weiſe dieſe allerbings für einzelne Fälle des Eigenthumd« 
erwerb3 mögliche Unterſcheidung. Man bezeichnete nämlich, flatt fie da fallen zu 
lafſen, wo legterem feine obligatio dandi voraufging, alfo 3. B. bei der Offupation, 
der Theorie zu Liebe mit dem Titel, den fonft das jus ad rem vertrat, bald ben 
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die Erwerbung geftattenden Rechtsſatz (3.3. die Regel: res nullius cedit occupanti), 
bald das der Eigenthumsentjtehung vorhergehende jaktifche Verhältniß (die Herren- 
Lofigfeit der Sache). Die Lehre, welche in Folge der Angriffe Thibaut’s und 
Hugo's aus bem heutigen Gem. Recht verſchwunden, hat frotzdem Heute noch ihre 
partitularrechtliche Bedeutung. Das Preuß. Allgem. IR. Hat fie nicht nur adoptirt, 
fonbern fie ift auch für bie fyftematifche Anorbnung feines erften Theile, deſſen 
Mittelpunkt das Eigenthum bildet, und für feinen Begriff der dinglichen Rechte, 
ſowie für die Lehre vom Erwerb derfelben von entjcheidendem Einfluß geweſen. 
Nah $ 181 Tit. 2 TH. I. „Heißt die Handlung oder Begebenheit, wodurch 
Jemand ein Recht auf eine Sache erlangt, die Erwerbungsart”, nad $ 132: „der 
gejeliche Grund, vermöge deſſen die Handlung oder Begebenheit die Kraft hat, daß 
dadurch das Recht erworben werden kann, ber Titel“. Weiter ſetzt nach $ 183 
die „Erwerbung eines Rechtes auf fremde Sachen bei dem Erwerbenden ein vor— 
gehendes Recht zur Sache voraus”, und nach $ 184 heißt: „dieſes perjönliche 
Recht, aus welchem burch die hinzukommende Erwerbungsart ein Recht auf die Sache 
entfteht, der Titel dieſes dinglichen Rechtes". Daß dieſer Titel ober dieſes 
perfönliche Recht zur Sache das mittelalterliche, relativ dingliche jus ad rem ift, 
exgiebt Zit. 19 Th. J. $ 5: „Kann aber ber Befignehmer überführt werden, daß 
ihm da® zu derſelben Sache erlangte perjönliche Recht des Anderen zur Zeit ber 
Befigergreifung ſchon bekannt geweſen fei, jo Tann er fich feines durch die Uebergabe 
entftandenen bdinglichen Rechtes gegen denjelben nicht bebienen”. Die erwähnte 
gemeinrechtliche Generalifirung der Theorie von dem modus und titulus acquirendi 
dominii enthält dev $ 2 Zit. 10 TH. 1: „Der T. zur mittelbaren Erwerbung 
bes Eigenthums kann burch Willenserklärungen, Geſetze und rechtliches Erkenntniß 
begründet werden“. Die Einwirkung der Lehre auf die Syſtematik des Geſetzbuchs 
zeigt ſich darin, daß Tit. 11 und Tit. 12 TH. I, erſterer „von den Titeln 
zur Erwerbung des Eigenthums, welche fich in Verträgen unter Lebenden gründen”, 
legterer: „von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, welche aus Verord- 
nungen von Todeswegen entjtehen”, handeln, und im Tit. 11 die Normen für den 
Kauf, den Tauſch, die Abtretung der Rechte (Ceſſion), den Erbſchaftskauf, ben Tröbel- 
vertrag, die gewagten Geichäfte (namentlich emtio spei, Lotterie, Spiel, Wette, 
emtio rei speratae, Altentheil, Zeibrente), das Darlehn, die Verträge über Hand⸗ 
Iungen (dabei die locatio operarum, das opus locatum, ber Lieferungsvertrag, der 
Verlagsvertrag), die Schenkung, im Tit. 12 dagegen die Regeln für die Teftamente, 
Kodizille und Erbverträge gegeben werden. Endlich ift ber Begriff bes T. ober des 
perfönlichen Rechtes für bie Dinglichfeit der Rechte infofern von erheblichftem Ein- 
fluß, ala nad $ 185 Tit. 2 TH. I. dieje lehtere dann eintritt, „wenn demjenigen, 
der ein perfönliches echt zu einer Sache hat, der Beſitz berjelben auf den Grund 
dieſes Rechtes eingeräumt wird“, ſonſt aber (alſo ohne den Beſitz) die Dinglichkeit 
durch beſondere "gefegliche Beſtimmung auögeiprochen fein muß. Daher kennt das 
Preuß. Recht nicht blos die fünf dinglichen Rechte des Röm. Rechts (Eigenthum, 
Servituten, Pfandrecht, Emphyteuſe und Superfizies), vielmehr giebt die Miethe 
und das Kommobat, jobald ber Miether oder Kommobatar im Beſihe ift, gleichfalls 
ein dingliches Recht. — Außer dem Preuß. Allgem. ER. Hat das Defterr. BGB., welches 
freilich nur den Befig, das Eigenthum, das Pfandrecht, die Dienftbarkeit und das 
Erbrecht ($ 308) für dingliche Rechte erklärt, jene Theorie adoptirt, indem es 
beftimmt $ 380: „Ohne X. und ohne rechtliche Erwerbung kann fein Eigenthum 
erlangt werben”; $ 381: „Bei freiftehenden Sachen (res nullius) befteht ber T. 
in der angeborenen Freiheit, fie in Befig zu nehmen“; $ 424: „Der T. ber mittel- 
baren Erwerbung liegt in einem Bertrage, in einer Verfügung auf den Todesfall, 
in bem richterlichen Ausſpruche oder in ber Anorbnung des Geſetzes“, und ferner 
des T. auch beſonders beim Beſitz (Kgz 316820), dem Pfandrecht ($ 449), der 
Dienftbarkeit ($ 480) und beim Erbrecht ($ 588) gebenkt. Die im Preuß. Recht 
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a relative Dinglichkeit des T. als jus ad rem bat es dagegen verworfen 
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Titulus (ZH. I. ©. 648) Heißt in ber älteren chriftlichen Zeit foviel wie 
Kirche und in dieſer Bedeutung kommt das Wort Heutzutage noch in der katholiſchen 
Kirche für die den einzelnen Kardinälen (j. diefen Art.) zugewieſenen Kirchen vor. 
Abgeleitet davon ift die Bedeutung von Amt und endlich die weitere von ſtandes⸗ 
gemäßem Einkommen des Geiftlichen, bie daraus entftanben ift, daß feit dem Ende 
des 12. Jahrh. die Ertheilung ber höheren Weihen nicht nur anf das Amt und 
feine Einkünfte, jondern auch auf anderweitige, den Lebensunterhalt des Klerikers 
fichernde Einnahmequellen erfolgen konnte. Titel, genauer titulusordinationis, 
ift alfo im heutigen katholiſchen Kirchenrecht das für die Erlangung der höheren Weihe: 
grade erforderliche, ftandesgemäße Einkommen. Als regelmäßiger Titel gilt noch jetzt ber 
fog. titulus beneficii, d. h. der Ertrag eines beftimmten, auf Lebenszeit ver- 
liehenen geiftlichen Amtes, defſen ruhigen Befik der Ordinande erlangt hat, und 
welches er fpäter nur bei anberweitiger Sicherung feines Unterhaltes nach ftattgehabter 
Prüfung des Bifchof® aufgeben Tann. Mangels der erforderlichen Anzahl von 
Aemtern Tann aber der Biſchof auch zur Beſchaffung ber im Intereſſe des Kirchen⸗ 
dienſtes nöthigen Geiftlihen auf ben tit. patrimonii orbiniren, b. 5. auf bie 
Einkünfte bes Orbinanden aus einer bem Ieteren gehörigen, feuchttragenben, phyfiſch 
oder juriſtiſch unbeweglichen Sache oder aus einer auf ein Immobile gelegten jähr- 
lichen Rente. Völlig gleich fteht diefem ber allerdings davon geichiebene, fog. fit. 
pensionis, d. h. die Einnahme des MWeihlandidaten aus einer ihm auf fremdes 
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Bermögen dinglich verficherten Rente. Nach Gem. Recht muß ſowol das patrimonium, 
als auch die pensio jo Hoch fein, daß dadurch dem Ordinanden der außreichende 
Unterhalt gewährt wird. Das Nähere ift durch die partifulären Ordnungen (wie 
3. B. die Didcefan-Statuten) feftgejeßt, eventuell Hat der Biſchof zu enticheiden. 
Eine Konkurrenz der tit. beneficii und des tit. patrimonii, rejp. pensionis, ift 
geftattet, der Ordinande kann alfo auf ein nicht das nöthige Einkommen gewährendes 
Benefictum geweiht werben, wenn ihm fein patrimonium oder eine ihm zugeficherte 
pensio den fehlenden Betrag abwirft. Außer den erwähnten Titeln Hat fih in 
Deutſchland, wo bei Fefthaltung ber erwähnten Borfchriften dem Prieftermangel 
nicht abgeholfen werben Tonnte, jeit dem 16. Jahrh. der fog. Tifchtitel (kit. 
mensae) entwidelt, d. h. man ließ bie Ordination au, wenn Jemand (ein Landes⸗ 
herr, ein Biſchof, ein Stift, ein Kloſter oder eine Perſon) ein rechtsverbindliches 
Verſprechen gegeben Hatte, nöthigenfalls dem Ordinanden, fofern fich dieſer nicht 
jelbft ernähren könne, den erforderlichen Unterhalt zu gewähren, — eine Verbindlich- 
Zeit, welche aber immer in Folge der Erlangung eines auskömmlichen Beneficiums 
ſeitens bes Geiftlichen erliſcht. In Deutfchland, wo der Anwendung der erwähnten 
Beitimmungen bes Tatholifchen Kirchenrechts nichts entgegenfteht, Haben fich fogar 
einzelne Staaten, freilich mit Rüdficht auf bie dorgenommene Sätularifation der 
Kirchengüter dazır verftanden, den Zatholifchen Geiftlichen einen folchen Tiſchtitel 
(ben fog. Iandesherrlichen Tiſchtitel, tit. mensse principis) allerdings 
in verſchiedenem Umfange und in verjchiedener Höhe zu gewähren. Der Titel kommt 
vor in Defterreich, der oberrheinifhen Kirhenprovinz, Bayern und 
Dldenburg — Da bie Mönche vermögensunfähig find, ambererfeits aber von 
ihrem Klofter erhalten werben, fo Zönnen fie ohne Weiteres, d. h. auf den ſog tit. pauper- 
tatis 8. professionis, ordinirt werben, fofern fie die binbende Profef in ihrem 
Orden abgeleiitet haben. "Eine Analogie zu dieſem Titel bildet endlich ber fog. tit. 
missionis, b. 5. die Zöglinge der unter der Aufſicht ber Congregatio de propa- 
ganda fide in Rom jtehenden Bildimgsanftalten für die Miffion dürfen ohne 
Weiteres bie Weihen erhalten, wenn fie fich eiblich verpflichtet Haben, auf Lebens⸗ 
zeit nach den Anweifungen der Congregatio zu dienen, denn unter biefer Voraus⸗ 
jegung werben fie aus ben für bie Miſſion beftimmten Fonds unterhalten. — 
Berlegung ber gedachten Regeln durch den Biſchof bei Ertheilung der Weihe zieht 
für ihn, fofern ihn ein Verſchulden trifft, die Pflicht nach fich, den Orbinirten zu 
unterhalten, unb der Ießtere verfällt, wenn er den Bilchof durch Liſt, Betrug, Fälſchung ꝛtc. 
zur Weihe beivogen Hat, der fog. suspensio ab ordine. War aber der Geweihte ein 
Ordensmann, ſo ſoll die letztere fir immer eintreten, und der fchuldbare Bifchof auf 
ein Jahr von der Ausübung der jura ordinis fuspendirt fein. 

Bone llen: c. 4, 16, 23 X. de praeb. III. 5. — Conc. Trid. Sess. XXL c. 2 de 
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Tocqueville, Charles Alexis Henri Maurice Clérel de, 529. VI. 
1805 zu Paris, wurde 1827 Inſtruktionsrichter, 1830 Hülfsrichter, ſtudirte mit 
Beaumont im Auftrag der Regierung das Amerikaniſche Gefängnißweien an Ort 
und Stelle, 1841 Mitglied der acad. francaise, Deputirter für Valognes, Mitglied 
der Eonftit. Verfammlung, 2. VI. big 31. X. 1849 Minifter des Auswärtigen, 
proteftirte gegen den Staatsftreich, F, von den öffentlichen Geichäften zurüdgezogen, 
16. IV. 1859 zu Cannes. 

— * De la emoaratie en Amerique, Par. 1885 (15) 1868, engliich a — 


Spk re itentiaire aux Etats-Unis et de son ee en France, Par. 1832, 3. Aufl. 
Hist, philos. du rögne de Louis XV., Par. 1846 (al® Hist. eritique, Par. 1847), 
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Todesſtrafe, als ſchwerſtes Kriminalſtrafübel in der Mehrzahl der neueren 

Geſetzbucher troß erheblicher dagegen obwaltender Bedenken und bes von ber Mehr- 
zahl der Theoretifer und ber Juriften geäußerten Wiberfpruches beibehalten, war 
nah Gemeinem Deutſchen Strafrecht der CCC die auf alle fchwereren Verbrecher⸗ 
Tälle angebrohte Strafe. Bon dem alten ae ige geihärfter, marter- 
voller T. (Biertheilen, Verbrennen, Rädern u. |. w.) und einfacher T. ift nichts 
übrig geblieben, außer dem Ehrverluft, welcher (Deutfches Straf6B. $ 32) nebenher 
erfannt werden darf, und ber Auszeichnung, die in Frankreich wegen parricide 
auläffig ift (Code penal art. 18 u. Gejek vom 28. April 1832). Die einfache T. wird 
in verichiedener Weife vollftredt: 1) dur Enthauptung nach Gemeinem Recht 
mittel® des Schwertes, gegenwärtig durch Fallbeil, Fallſchwert oder Hanbbeil. Das 
Deutſche StrafGB. enthält keine Beftimmung darüber, mit welchem Inftrument 
die Enthauptung vollzogen werben foll. 2) Durh Erſchießung als Militärftrafe 
oder ala Triegärechtliche Ahndung gegen Civiliften. 3) Durch Erwürgung am 
Galgen (England, Amerita, Defterreih) oder Bruch der Halsmwirbel (Garrote 
in Spanien). Nach völferrecitlichen Gebrauch erfcheint das Aufhangen bes Spiong 
in " Kriegägeiten und bes Seeräubers zuläffig. Auch darin zeigen fich Abweichungen, 
daß die Hinrichtung entweder öffentlich vollftredt wird (Hain) ober in geſchloffenen 
Räumen unter Zuziehung bon Urkundsperſonen (ſog. Intramuranbinrichtung), wie 
bisher in ber Mehrzahl der Deutjchen Staaten und neuerdings feit 1868 in England. 
Die Vorjehriften über die Vollſtreckungsweiſe (Tageszeit, Baer Begleitung zum 
Richtplatze, Verabfolgung des Leichnams zum ſtillen Begr äbniß, an die Ana= 
tomie u. ſ. w.) waren bisher theils in ben StrafGB., theils in den StrafPO. 
enthalten. Bär Deutfchland beftimmt $ 486 ber RStra BO über die wichtigeren 
Progeburen, über den Ort (umfchloffener Raum), über die zur Gegenwart Ver— 
pflichteten (zwei Mitglieder des Gerichte I. Ynftanz, Beamte der Staatsanwaltjchait, 
Gerichtafchreiber und Gefängnißbeamte), über bie zur Gegenwart aufzufordernden 
(Urkundszeugen aus der Gemeinde) und fonft auf Verlangen zuzulafjenden Perjonen 
Geiſtlicher, Bertheidiger) oder nach Ermeffen zurückzuweiſenden Perſonen (Unbetheiligte) ; 
über die Aufnahme eines Protofolla und die Verabfolgung des Leichnams. Die 
weiteren Formalitäten (Tageszeit) Tönnen von den Landesbehörden entweder für 
den einzelnen Fall oder allgemein feftgefet werben. Bezüglich der Fälle, für welche 
bie T. angebroft ift, muß man unterjcheiden die ordentlichen Fälle des bürgerlichen 
Strafrechts und bie außerorbentlichen Fälle des Militär-, Kriegs⸗ und Noth- 
ſtandsrechts. 

An ſchwangeren und geiſteskranken Perſonen darf ein Todesurtheil nicht voll- 
zogen werden ($ 485 ber RStrafPO.). Daſſelbe gilt felbftverftänblich auch von 
Leihen, an denen früher ſymboliſche Vollftretungen vorgenommen wurben. Das 
ehemalige Erjorberniß der Beitätigung von Tobegurtheilen ift in Deutfchland befeitigt, 
doch ift vor dem Vollzuge eine Erklärung des Staatsoberhaupts bzw. des Kaifers 
abzuwarten, ob von dem Begnadigungsrecht Gebrauch gemacht werben foll. 

Uebrigens weichen bie Gejeggebungen darin ab, daß entweder nur für gemeine 
Derbrechen die T. Anwendung findet, alfo für politifche Verbrechen ausgeſchlofſen bleibt 
(wie in der Schweiz und nach Abſetzung bes Kaiſers Napoleon auch in Frankreich 
auf Grund des republikaniſchen Februardekrets von 1848) oder für gemeine und 
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politifche Verbrechen die T. gleichmäßig zuläffig ift. Nach dem Deutichen StrafGB. 
wird ber Morbverjuch und ber Mord, begangen am Kaiſer, am eigenen Landes« 
herrn u. ſ. w., ala Hochverrath ($ 80) und außerdem der vollendete Mord ($ 211) 
mit bem Tode beftraft. Unter den Gefehbüchern, welche fich ber T. bedienen, waltet 
auch darin eine Verſchiedenheit, daß die Drohung entweder abfolut oder alternativ 
neben einem anderen ſchweren Strafübel außgefprochen wird. Letzteres ift der Fall 
im Schwed. Straf6B., während das Deutſche Straf®B. im Gegenfak zu den rich- 
tigeren Grunbjägen der Kriminalpolitit die abfolute Androhung feftgehalten hat, 
was um fo weniger gerechtfertigt ift, ala das Deutjche Militärftraigefeg bie T. nicht 
abjolut androht. 

Schon im Mittelalter ließen ſich vereinzelte Stimmen gegen die T. vernehmen, 
und auch im Zeitalter der Reformation fand die T. bereit? Widerſpruch. Zu einer 
allgemeinen gejeßgeberiichen und wiffenfchaftlichen Streitfrage ward die T. aber erft 
durch Beccaria’3 Buch über Verbrechen und Strafen (1764), von deſſen Er⸗ 
ſcheinen ab eine unabjehbare Reihe von Streitfchriften für und wider die T. ge 
wechjelt ward. Zuerſt abgeſchafft warb die T. in Toscana 1786, demnächft vorüber: 
gehend auch in Oeſterreich 1787. Gegenwärtig ift die T. befeitigt in Toscana 
(jeit 1859), in Rumänien, in Holland (1870), in den meiften Kantonen der Schweiz, 
in Portugal, in einer Anzahl nordamerikaniſcher Staaten. 

In Deutichland war bis zum 1. Januar 1871 die T. abgeichafft geweſen in 
Be Bremen, Anhalt und im Königreich Sachfen (ſeit dem 1. Oktober 
1868). 

Auch die Mehrheit des Norddeutſchen Reichstages verwarf Anfangs die T. und 
Tieß deren Beibehaltung nur zu, weil das Zuftandelommen des StrafGB. durch den 
Bundesrath von deren Aufrechterhaltung abhängig gemacht wurde. Die Deutjchen 
Grundrechte Hatten die T. 1848 aufgehoben, die meiften Deutſchen Juriſten auf dem 
Auriftentage fie gemißbilligt. Unberüßrt von der Aufhebung bleibt überall das 
Kriege» und Nothrecht. In den Militärftrafgejeßbüchern ift die T. überall für die 
ſchwerſten Militärverbrechen (Defertion vor dem Feinde, thätliche Angriffe auf Vor⸗ 
geſetzte) vorbehalten, baffelbe gilt von der Meuterei zur See. Das Deutjche 
Mil.StrafGB. droßt die T. in 12 Fällen. Bezüglich der Vollftredungsweife gelten 
vis zum Erlaß einer einheitlichen Mil.StraPO. vorerft noch Verſchiedenheiten in 
Bayern. Nach Berlündung des Belagerungszuftandes (f. diefen Art.) werden 
gewifle, jonft nicht tobeswürdige Verbrechen auch an Eivilperfonen mit Erſchießen 
geahndet. Zür den Tall eines Einmarfches in feindliches Gebiet Hat der Krieg⸗ 
führende da Recht, zum Schutze feiner eigenen Sicherheit gegen Unterthanen der 
feindlichen Macht die T. anzudrohen und zu vollſtrecken. Gegen Solche, welche, 
ohne zur feindlichen Armee zu gehören, mit den Waffen in der Hand bei der Der- 
übung eines verbrecherifchen Angriffes betroffen werben, bebarf es nicht einmal eines 
vorangegangenen friegsrechtlichen Verfahrens. Ihre fofortige Erſchießung ift zuläffig. 
(Siehe hierüber die Norbdeutfche Verordnung über die Regelung der Militärrechte« 
pflege in SKriegszeiten vom 81. Juli 1867, nebſt dem darauf Bezug nehmenden 
Cirkularſchreiben des Generalauditoriat? an "die Aubiteure vom 25. Juli 1870.) 
Das Defterreichifche Straf6B. droht, von ftandgerichtlichen Fällen und von den 
Dergehen gegen bie Poftanftalten (Patent vom 21. Mai 1808) abgejehen, die T. 
in fünf Fällen. Außer Mord und Hochverrath finden fich bedroht öffentliche Gewalt⸗ 
thätigfeit, räuberifcher — qualifizirte Brandſtiftung. 
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Todte Haud (Manus mortus). Damit bezeichnet man Korporationen und 
Stiftungen, namentlich auch die Kirche, um anzubeuten, daß das in bie Hände 
ſolcher Smftitute gelangte Vermögen gewöhnlich für den Verkehr abgeftorben if. 
Mit Rüdfiht darauf, daß bei unbejchräntter Freiheit des Erwerbes der T. H. eine 
zu große Zahl von Werthen dem freien und beweglichen Güterumlauf entzogen 
werden kann und namentlich die Bewirthichaftung der Immobilien durch jolde 
Inftitute als dem Aufſchwunge der Landwirthſchaft nicht förderlich angefehen wird, 
endlich auch um ihnen eine nicht zu mächtige finanzielle Baſis dem Staate gegen 
über zu gewähren, haben bie meiften, fo auch die Deutfchen Staaten fog. Amor- 
tifationsgejege erlaffen, d. h. Beftimmungen, welche Die Veräußerung an bie T. H. 
unter Aufftellung gewiſſer Befchränkungen für den Erwerb von Bermögenäftüden 
regeln. Die erjten derartigen Vorfchriften kommen der Kirche gegenüber jchon feit 
dem 13. Jahrhundert vor. Was das Heutige Recht betrifft, fo fprechen zunädit 
die Verf. Urk. von Preußen (von 1850 Art. 42; Oldenburg 1852 Art. 60; Koburg, 
Altenburg, Sachſen⸗Meiningen) und neuerdings von Defterreih (von 1867 — hier 
gegenüber dem ber Latholifchen Kirche volle Fyreiheit gewährenden Konkordat — 
Art. 29) die Befugniß des Staates aus, den Erwerb an die T. H., namentlih 
hinfichtlich der Liegenjchaften, zu beichränten. Wenngleich in Preußen der citirte 
Art. der Verf. Urk. durch Geſetz vom 14. April 1856 aufgehoben ift, jo ift damit 
der Erwerb für die T. H. nicht freigegeben, vielmehr bedarf e8 noch nach dem Geſetz 
vom 23. Februar 1870 der Töniglichen Genehmigung zu Schenkungen und letztwilligen 
Verfügungen, woburh im Inlande eine neue juriftifche Perſon in's Leben gerufen 
oder einer folchen auf demfelben Wege etwas zu anderen ala ihren bisher genehmigten 
Zweden zugewendet werden foll. Weiter wird die Lönigliche Zuftimmung ober bie 
ber ein für alle Mal burch königliche Verordnung zu ernennenden Behörbe gefordert 
für Schenkungen ober letztwillige Zuwenbungen an inländifche oder auslänbikht 
juriftiiche Perfonen, wenn der Werth jener die Summe von 1000 Thlm. überfteigt. 
Endlich ift auch die Genehmigung der Staatsregierung zum Erwerbe von Grund 
ftüden faſt in allen Landestheilen erforderlich. Der Mangel des Konſenſes macht 
die Zumwenbung nichtig, ift er aber ertheilt, jo wirb Ießtere ala von Anfang an 
gültig angefehen. In Bayern wird die königliche Genehmigung ſtets für den Er⸗ 
werb von Immobilien, für Schenkungen und legtwillige Zuwendungen in Gelb oder 
Mobilien dann erfordert, wenn ihr Betrag 2000 Gulden überfteigt (Mandat vom 
1. Auguft 1701; königl. Entſchl. vom 17. Dezbr. 1825, $ 24; Religiongebift von 
1818, $ 44). Dagegen ift in Württemberg die Zuwendung felbft von Immobilien 
im Wege der Schenkung oder Tektwilligen Verordnung nicht beſchränkt, nur bie 
Veräußerung von ſolchen an die T. H. durch läſtigen Vertrag ift ohne Staat 
genehmigung nichtig (Meyicher, Württemb. Privatrecht, $ 286, und Geſetz vom 
30. Januar 1862, Art. 18). Am weiteften gebt die Badiſche Gejehgebung, 
welche für alle Schenkungen und Iegtwilligen Verfügungen zu Gunften der 2. $- 
die Staatsgenehmigung erfordert (ſ. Badiſches Landrecht $ 910, Verordnung vom 
12. März 1868, Gefeß vom 5. Mai 1870). In einzelnen Staaten, wie 3. 2. 
im Königreich Sachſen, finden ſich feine Amortifationsgejege, wie fich benn 
deren Berechtigung jelbft vom national=ölonomifchen Standpunkt aus in Frage 
ftellen läßt. 
= —* en Ueber ee — —— — 
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Todtſchlag: die „nicht mit Ueberlegung ausgeführte” vorfägliche Menfchen- 
töbtung. Derjelbe tft im RStrafGB. dem Morde gegenüber in der angegebenen 
Weile negativ beſtimmt. Dies hat indeffen nur eine formale Bedeutung. Sachlich 
Garakterifirt den T. das Vorhandenfein eines Milderungsgrundes. „Nicht mit 
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Meberlegung Handeln” ift Bier gleichbedeutend mit: unter dem Einfluß eines die 
volle Befinnung ausfchließenden Affekts Handeln (anderer Meinung: v. Holtzendorff). 
Der Affelt trübt das Bewußtfein und läßt die moralifchen und egoiftiichen Trieb— 
federn, welche ſonſt dem Verbrechen entgegenwirken, fih nur in minderem Grabe be= 
thätigen. Darin und barin allein Liegt die Rechtfertigung für die Behandlung, 
welche dem T. im Gegenfage zum Morde zu Theil wird. Manche legen inkorrekter 
Weiſe, aber in Uebereinftimmung mit dem Wortlaute der Geſetze, den Schwerpunkt 
nicht auf die Heftige Gemüthsbewegung jelbjt, ſondern auf Ericheinungen, welche 
diejelbe häufig, aber nicht nothwendig begleiten. So wenn fie ein Handeln „ohne 
Vorbedacht“ fordern oder daß der Entichluß zum Verbrechen „plößlich gefaßt und 
ſogleich ausgeführt werde.“ Dabei überjehen fie, daß dieſe Erjcheinungen ſich auch 
aus anderen Urfachen herleiten können. Wenn die zum Berbrechen führenden Trieb- 
federn geiftige Hinderniffe nicht zu bewältigen haben und dem Auftauchen des Bildes 
der That im Bewußtfein unmittelbar die Ausführung berjelben folgen lafſen, jo 
kann dies ebenſo gut in der befeftigten Alleinherrichaft biefer Triebfedern als in der 
Macht eines jählings fich aufbrängenden Motivs jeine Erflärung finden. Nur die 
leßtere Erklärung aber, nicht auch die erftere, würde auf geringere Schuld hinweiſen. — 
Defterreich bezeichnet als T. die nicht abfichtliche, aber ala Folge einer fonftigen 
abfichtlichen Feindfeligfeit erjcheinende Tödtung; Ungarn die „ohne vorherige“ (bier 
ift alſo jener Irrtum ausdrücklich tegalifizt) „Ueberlegung“ erfolgte Tödtung. — 
. Ueber die verjchiebenen gefeglichen Definitionen des T. und ſeines Gegenſatzes, bes 
Mordes, jowie über die Bedeutung der Unterjcheibung dieſer DBerbrechensarten 
j. d. Art. Mord und Tödtungsverbrecen. 

Die meiſten Strafgejeße haben beim T. die, durchaus unpaffende, abjolute 
Drohung Iebenzlänglicher Freiheitsſtrafe aufgegeben (anders Frankreich und Belgien 
und ber Sache nach Defterreich, welches die im Affelt begangene abfichtliche Tödtung 
jogar mit Todesſtrafe belegt). Das RStrafGB. droht für gemeinen T. Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren. Als wichtigfter Milderungsgrund gilt beim T. die Pro- 
vokation. Der durch fie herborgerufene Affelt verdient eine beſondere Berüdfichtigung, 
nicht mit Nüdficht auf feine Stärke, fondern um der dabei intervenirenden ethijchen 
Momente willen. Das RStrafGB. fordert, daß der Thäter ohne fein Verjchulden 
durch eine ihm oder einem Angehörigen zugefügte Mißhandlung (gleich: Körperverlegung, 
dagegen: v. Holtzen dorfſ) oder ſchwere Beleidigung gereizt und auf der Stelle 
zur That Hingeriffen worden jei. Bon dem Iehteren Requifit gilt dad Nämliche wie 
von der Betonung der fofortigen Ausführung eines plößlich gefaßten Entichluffes 
beim T. Das Wefentliche liegt nicht in der Anzahl von Sekunden ober Minuten, 
welche zwijchen Provokation und Webelthat Liegen, jondern in der Kontinuität eines 
den Vorgang beherrfchenden Affekts der angegebenen Art. Uebrigens jtellt das 
RStrafGB. diefem Milderungagrunde „andere mildernde Umftände” zur Seite, daher 
ber genaueren Abgrenzung des erfteren eine entjcheidenbe Bebeutung nicht beizumefien 
it. — Als qualifizirt behandelt das RStrafGB. den T. an Verwandten auffteigender 
Linie, ferner den bei Unternehmung eines andern Delifts, „um ein ber Ausführung 
deffelben entgegentretenbes Hinderniß zu bejeitigen ober um fich der Ergreifung auf 
friſcher That zu entziehen,“ begangenen. Für die Aufftellung beider Qualififations- 
gründe liegen zureichende Motive nicht vor. Mit Recht hat das RStrafGB. aud 
hier blog relativ bejtimmte Strafdrohungen (ander? Defterreih). Das Strafminimum 
ift indeſſen viel zu Hoch. 

Anftifter und Gehülfen follten, falls nicht auch bei ihnen das Speziesmertmal 
(das Handeln im Affekte) vorliegt, nach den Beitimmungen über Mord behandelt 
werben. Die Gejeßgebungen laſſen bies jeboch nicht zu. Die Beſtimmungen über 
den T. an Afcendenten find auf die Anftifter und Gehülfen nach dem RStraf®B. nur 
anzuwenden, wenn dag Verwandtſchaftsverhältniß auch bei ihnen vorliegt. — Die 
Definition des T. im Defterreichifchen Strafgejeg jchließt die Möglichkeit eines 
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Tübtungsverbredhen. Die Gefepbücher kennen eine Heide von Verbrechens- 
arten, welche in ber rechtswibrigen Herbeiführung des Todes eines Anderen gemein- 
Tame, fie zu einer Gruppe vereinigende Merkmale haben. Zergliedern wir biefelben, 
jo erhalten wir: A 

a) ala Objekt einen von dem KHandelnden verfchiedenen Menſchen. In Be 
treff des Selbſtmordes f. diefen Art. Beim Kindesmord ift bie vollftändige Los- 
Löfung des Kindes von der Mutter nicht vorausgeſetzt. Die Abtreibung, welche einen 
erft werdenden Menſchen zum Gegenftande Hat, ift um deswegen von jener Gruppe 
zu fcheiden,; das RStrafGB. ftellt fie indefjen mit ihr zufammen. — Fähigkeit zu 
Yängerem Leben ift feine Vorausſetzung. — Auch der zum Tode Berurtheilte, jowie 
der feindliche Soldat Tönnen Gegenftanb dieſer Verbrechen fein. 

b) Als Elemente des Thatbeftandes den Tod eines Menfchen als zu 
rechenbare Folge einer Handlung des Beichuldigten. rüber forderte man überbie, 
wenigftens mit Bezug auf die ordentliche gefehliche Strafe, eine beſondere Duali- 
fitation der unmittelbar zugefügten Verlegung. Man unterſchied hier abfolut tödt- 
liche von blos relativ töbtlichen, per se von per accidens tödtlichen und in ab- - 
stracto don in concreto töbtlichen Verletzungen. In den neueren Strafgefeßbüchen 
findet fich dagegen meift die ausdrüdliche Erklärung, daß es auf diefe Unterfchiebe, 
genauer, daß es nicht darauf anlomme, ob der töbtliche Erfolg der Handlung durch 
zeitige zwedmäßige Hülfe hätte abgewendet werben können oder nicht, ferner ob ber- 
jelbe nur in Folge der eigenthümlichen Leibesbeichaffenheit des Beſchädigten oder 
der zufälligen Umftänbe, unter welchen die Verlegung zugefügt wurde, eingetreten 
ſei, deögleichen ob er unmittelbar durch bie Beichädigung oder durch Vermittelung 
von „aus ihr entflandenen* Zwiſchenurſachen herbeigeführt worben ſei (Preußen, 
Heflen, Baden, Württemberg, Bayern, Oeſterreich). Mit den Worten: „aus ihr 
entftandene“ oder finnverwandten, wie fie ſich in den fraglichen Beftimmungen regel⸗ 
mäßig finden, gehen biefe übrigens gleichfalls Über die im Begriff des Kaufal- 
aufammenhanges ſich begründenden Erforberniffe und zwar ohne Grund Hinaus. — 
Daß der fragliche Verbrechenserfolg nur durch eine Handlung, nicht durch ein 
bloßes Nichthandeln verurſacht fein könne, verjteht fich von ſelbſt. Ebenfo, daß die 
Pflichtwidrigkeit des letzteren daffelbe nicht in ein Handeln verwandeln könne. — 
Die tödtliche Folge der Handlung muß fi) als eine zurechenbare darſtellen. Doch 
wird dies Erforderniß mehrfach ignorirt. Vgl. Defterreich $ 184, wo nur der Tod 
eines Menjchen gefordert wird, gleichviel ob es derjenige fei, gegen welchen bie 
gerichtet war, oder ein anderer. S. auch unten in Betreff des Deutfchen 

traf‘ 


c) Außerdem die Abweſenheit von Strafausfhließungsgründen. 
Befonderheiten gelten nach heutigem Recht (vgl. indeffen die Behandlung der Roth: 
wehr im Franzöfifchen und Belgifchen Strafrecht) in Betreff der T. Hier nicht. Es 
find aber die bezüglichen allgemeinen Lehren zum Theile, ebenfo wie die von ben 
Elementen des allgemeinen Verbrechensbeftandes urfprünglich entweder ausſchließlich 
ober doch vorzugsweife mit Nüdficht auf die T. entwidelt worden. 

Bon den die Arten und Unterarten der T. unterfcheidenden Merkmalen liegen 
die wichtigften auf der fubjettiven Seite. Und zwar ftellt fich Hier zunächft bie 
Tahrläffige Begehung in Gegenſatz zur vorjäßlichen. 

Die vorjägliche Tödtung (meurtre) zerfällt wieder in mehrere Arten. 
a) Wichtig ift hier insbeſondere die Unterfcheibung don Mord: Tödtung mit 
Zaftem Blute (mit Meberlegung), und Todtfchlag: Tödtung im Affekte (ohne 
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Ueberlegung). Ein Milderungsgrund allgemeiner Natur: der Affelt hat bier das 
artunterjcheidende Merkmal abgegeben. Das Nähere hierüber j. in ben At. 
Morb und Todtſchlag. — Als eine Spezies bes Todtſchlags Tapt fich der in 
ber Regel ſelbſtändig behandelte Kindesmord betrachten, inſofern ein in ben be— 
ſonderen Zuftänden der (unehelich) Gebärenden fich begründender, oder durch die 
jelben gefteigerter Affelt ala beffen eigenthümliches Merkmal erſcheint. S. d. At. 
Kindesmorb. — Eine andere Bewandtniß bat es mit der Unterfcheidung von 
Mord und Todtſchlag im Dejterreichifchen StrafEB. Daſſelbe begreift nämlich unter 
Mord die abfichtliche Menfchentöbtung, unter Todtſchlag, älteren Auffaffungen ent= 
iprechend, diejenige Töbtung, welche nicht in der Abficht zu tödten, ſondern in 
anberer feindjeliger Abficht begangen wird (vgl. bag Preußifche Allgem. ER.) — 
Eine andere Bedeutung hat jener die Unterfcheibung von murder und manslaughter 
im Englifchen und Rordamerilanifchen Strafrechte. Unter jenem wird nämlich jede 
Zöbtung verftanden, von welcher ber Angellagte nicht beweifen Tann, daß fie gejeh- 
Lich gerechtfertigt oder entſchuldigt oder zu manslaughter abgemildert jei. Letzteres 
aber wird angenommen, wenn die Handlung ſich als unfreitoillige Folge eines ge= 
ringeren Vergehens (misdemeanor), ober als die Wirkung einer plöhlichen und 
heftigen Provofation darftellt. Murder umfaßt danach auch fahrläffige, fowie im 
Affelt begangene Tödtungen. Auch der Kindesmord, die Tödtung im Duell und die 
Beihülfe zum Selbftmorb werben darunter begriffen. Als das jämmtliche Arten von 
murder vereinigenbe pofitive Merkmal gilt eine allgemeine üble Willenzdigpofition, 
auf welche fie angeblich hinweifen, während manslaughter jeine Erklärung in ber 
Sige der Leidenfchaft finden fol. — In der neueren Zeit hat man in einigen Staaten 
der Rorbamerifanifchen Union zwei Grade von murder unterfchieden. Der erfte Grad 
begreift danach die abfichtliche und vorbedachte Tödtung (wobei die Auslegung je= 
doch in ber Abficht den Vorbedacht bereits gegeben findet) und die bei Gelegenheit 
gewiffer fchwerer Uebelthaten begangene unabfichtliche TZöbtung (vgl. Rappeller im 

Gerihtafaal, 1870, ©. 289 ff.). 

b) Im Gemeinen Recht fpielte die Eintheilung der vorfäglichen T. in ein« 
fache und qualifizirte eine wichtige Rolle. Als qualifizirt galten: 1) Die 
dorfägliche Tödtung von Perfonen, zu welchen ber Thäter in einer befonderen fitt- 
lichen Beziehung fteht („Herren-, Verwandten- und Gattenmord“); 2) bie vorfähliche 
Gifttödtung, hierüber |. d. Art. Vergiftung; 3) der Raubmord; 4) der Banditen- 
mord; 5) der Meuchelmord (9). — Berhältnifmäßig nahe fteht bem Gemeinen 
Necht Hier das geltende Defterreichifche. Daffelbe untericheivet dom gemeinen Worb 
den Meuchelmord (welcher auch den Giftmord begreift), den Raubmord, den bes 
ftellten Word und den Verwandten-, bzw. Gattenmord, und bedroht bei diefen Arten 
die (entferntere) Beihülfe und den Verſuch mit ftrengerer Strafe. — Frankreich 
unterjcheibet von ber gemeinen vorjählichen Tödtung (meurtre) die „avec premedi- 
tation ou de guet-apens“ begangene (assassinat), die an Afcendenten (parricide) und 
die an Neugeborenen begangene (infanticide), ferner die vorfäßliche vollendete oder 
blos verfuchte Gifttödtung (empoisonnement) und die bei Gelegenheit eines ander⸗ 
weitigen verbrecheriichen Unternehmens ausgeführte vorſätzliche Todtung. Alle dieſe 
bedroht es mit ber Todesſtrafe, welche bei parricide durch beſchimpfende Zufähe ver- 
Ihärft wird. — Belgien behandelt neben dem Mord bie Afcendententöbtung und bie 
vorſãtzliche Gifttödtung ala qualifizirt und bzw. ald tobeswürdig. — Im Nebrigen 
find der neueren Gefeßgebung gegenüber bie Dualifilationen des Mordes von denen 
des Todtſchlages zu untericheiden. S. in Betreff jener d. Art. Mord, in Betreff 
Diefer d. Art. Todtſchlag. Dazu d. Art. Vergiftung. 

Die unter a und b erwähnten Unterfcheidungen fanden von Anfang in einer 
gewifien Abhängigkeit von dem Charakter der zur Anwendung zu bringenden Straf 
mittel und den Borausfegungen, an welche man zu verfchiebener he nr Anwen- 
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dung Inüpfen zu follen glaubte. Speziell erfcheint die Gefchichte der fraglichen 
Unterfcheidung als ein Korrelat zur Gefchichte der Todesſtrafe. Ihre Entwidelungs- 
ftadien entjprechen in ber Hauptſache den Stationen der Rüdzugslinie, zuerſt der 
qualifizirten, nun der einfachen Todesftrafe. Mit dem Verſchwinden ber erfteren 
verlor die Unterjcheidung von qualifizirten und einfachen T. im Wejentlichen ihre 
Bedeutung; mit der Ginfchräntung in ber Anwendung der Iehteren hängt bie Ber- 
engerung des Morbbegriff® und bie Unterfcheibung zweier Grade des Mordes zu- 
jammen, und die gänzliche Befeitigung der Todesſtrafe würde die ber fubjeltiven 
Seite angehörigen Speziesmerkmale des Todtſchlages und des Kindeemordes in die 
Reihe der allgemeinen Milberungsgründe zurüdtreten lafſen. 

ec) Als eine befondere Spezies ift die Tödtung des Einwilligenden zu 
betrachten (RStraf@B. $ 216). Die Einwilligung ift nicht wie der Affekt ein bloßer 
Milderungagrund, giebt vielmehr der That einen dem Weien nach anderen Eharatter. — 
Dies ift jedoch in den Straigefegbüchern von Oeſterreich, Frankreich, Belgien (vgl. 
Bayern und Preußen) nicht anerfannt. ©. hierüber die Art. Mord und Körper: 
verlegung. — Der Tödtung des Einwilligenden fteht am nächſten die Tödtung 
im Duell, worüber d. Art. Zweikampf. Gleich diefer fällt die vorfägliche Töbtung, 
welche zugleich die Merkmale eines Staatsverbrechens hat, unter befondere Beftim- 
mungen (RStraf&B. 88 80, 81, 102). — 

Auch die Fahrläffige Tödtung (homicide involontaire) wird allgemein mit 
Strafe bedroht. Hierbei findet fich in Betreff der Fahrläffigkeit meift nichts Be 
ſonderes beftimmt. gl. indefien die Umfchreibungen berjelben im Defterreichiichen 
und Württembergiichen StrafGB. Im letzieren fanden fich auch (vgl. das Badiſche 
und Heffifche) verichiedene Grade der Culpa unterichieven. Was die übrigen Voraus⸗ 
fegungen betrifft, jo gilt das Nämliche wie bei den vorfählichen T. So aud hin 
fihtlih des Kaufalzufammenhanges und der Frage, inwiefern derſelbe durch Unter 
Lafjungen bHergeftellt werben koͤnne. 

Die bejonderen Strafbeftimmungen, welche ſich auf die fahrläffige Tödtung 
beziehen, zeichnen fich meift durch verhältnigmäßige Milde aus. Das RStrafGB 
droht Gefängniß bis zu 8 Jahren, für den all aber, wo der Thäter eine, durch 
Amt, Beruf oder Gewerbe begründete Verpflichtung zu befonderer Aufmerfjamteit ver⸗ 
Iette, Gefängniß bis zu 5 Jahren. In Betreff dieſes Schärfungsgrundes, zu bem 
fi ein Analogon bei der Körperverlegung findet, vgl. d. Art. über die Ießtere. 
Ueber andere qualifizirte Fälle vgl. RStrafGB. 88 309, 314, 16. Bayern und 
Württemberg brobten für geringere Fälle Geldſtrafe; Belgien und Frankreich kumuliren 
Freiheits⸗ und Geldftrafe. — Aus dem Defterreichifchen StrafB. gehören hierher 
die Vorſchriften über die „Vergehen und Webertretungen gegen die Sicherheit des 
Lebens” (88 335 ff.). 

Steht die fahrläffige Tödtung im Kaufalzufammendang mit einem vorſäatzlich 
begangenen Berbrechen, fo haben die Grundſätze über Konkurrenz Platz zu greifen, 
infofern eine betreffende Verbindung nicht eine bejondere Berüdfichtigung in den 
Gefeen findet. Letzteres aber ift meift ber Fall (vgl. RStraf$B. 88 154, 178, 226, 
227, 229, 289, 251, 307, 812, 315, 321, 322, 323). Und zwar wird ber fahr 
Täffig herbeigeführte Tod in der Regel (anders im Gnglifch- Ameritanifchen Recht) 
als wichtigfter Auszeichnungsgrund bei ben betreffenden vorjäßlichen Verbrechen be- 
handelt. Nur die mit vorjählicher Körperverlegung konkurrirende fahrläffige Töbtung 
findet fich in mehreren Deutjchen Gefegen (nicht im RStraf6GB.) den T. eingereibt 
(vgl.d. Art. Körperverlegung). — Hinfichtlich diefer Berbindung wird mehrfach von 
der Vorausſetzung ber Burechenbarteit des eingetretenen Todes ganz abgefehen, jo 
daß wir ftrenggenommen ber vorjäßlichen und fahrläffigen Tödtung die Tajuelle als 
eine dritte Hauptform ftrafrechtlich verantwortlich machender Lebensberaubung an bie 
Seite zu ftellen Hätten! Vgl. das RStrafGB. 88 229, 307 Ar. 1, 309 x. 
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Beſondere Beitimmungen finden fich ferner wie in Betreff der Körperverlegung 
jo in Betreff ber Tödtung bei Raufereien. Führt eine Schlägerei oder ein von 
Mehreren gemachter Angriff den Tod eine Menſchen (oder eine [RStraf6B.: 
ſchwere] Körperverlegung) herbei, fo jollen Diejenigen, welche fi (RStrafGB.: 
ohne unverjchuldet Hineingezogen worden zu fein) betheiligt haben, eine relativ hohe 
Gefängnißftrafe erhalten. Eine noch höhere, falls fie nachweislich eine der Ver⸗ 
letzungen zugefügt haben, aus deren Zufammentreffen im gegebenen alle der frag- 
liche Erfolg hervorging. Komplizirtere Beftimmungen hatten Heflen, Baden, Württem- 
berg. Ueber den Charakter derſelben |. d. Art. Körperverlehung. 

Gigb. u. Sit.: RStrof@B. 5 2112, 227, 28. — Breußen, 58 175188, 195. — 
Defterreich $! 134-148, 335. — U ge. 298 ff. — Bel elgten, art. N, art. 8392-97, 
411—19. — Frankreich, art. 195— WE 321— — Halſchner, allem, 1.6.19 fi 
Reese, Law of Homicide, 1870. — * gel enboril, Handb. bes Deutfchen Ei iB, 
In De: —— G· Holgenborff), 482-513 Liman). — Köftlin, Mord n. Zodtihlag, 

perdu: uellio, 1841. — DO enbrüggen, D. altröm. icidium, 841. — Deutliche 
—— 1836 (Sohn. — Goltdammer’s Arch. Er Mitteimaien XI. XIL 
WDR _ D.Neufil e, Die töbtlihen Berlegungen, 1851. — Main, pin em. 


Tottheilung (Banttheilung, Grundtheilung) ift die Theilung des geſammten 
Dermögens ber Ehegatten, im Gegenſatze zu der auf den Nachlaß des verftorbenen 
Ehegatten oder auf gewifle Bermögensfategorien (fahrende Habe, Errungenichaft u. dgl.) 
bejchränften Theilung. Die T. fommt vor im Anfchluffe an die eheliche allgemeine 
Gütergemeinichaft, am Die jortgefegte Gütergemeinfchaft (vgl. d. Art. Abſchichtung) 
und an das Berfangenfchaftsrecht (vgl. d. Art. Theilrecht). In den beiden letzteren 
Fällen ergreift die T. auch das von dem überlebenden Ehegatten im Wittwenſtande 
erworbene Vermögen, während bie Kinder nur das aus dem elterlichen Vermögen 
Erhaltene, nicht aber ihren eigenen Erwerb zu konferiven haben. Durch T. abge= 
fundene Kinder verlieren gegenüber dem überlebenden Ehegatten ihr Kindegerbrecht 
und behalten nur ihr DVerwandtenerbrecht, d. h. fie Haben gegen ben zweiten Ehe— 
gatten und die Kinder zweiter Ehe nur die Rechte des nächiten Seitenverwandten. 
Eine eigenthümliche Art der T. ift die bei einer Gütergemeinjchaft von Todeswegen, 
bei welcher der überlebende Ehegatte gegen Einwerfung feines eigenen Vermögens 
eine Quote des nur zu dieſem Zwecke zufammengetworfenen beiderfeitigen Gutes 
nimmt (vgl. d. Art. Statutarifche Erbportion). R. Schröder. 


Toullier, Charles Marie, 5 2. I. 1752 zu Dol bei St.-Malo, war 
eine Zeit lang an der facult6 de droit zu Rennes, dann Richter am Tribunal d'Ille 
et Billaine, fpäter Advolat, wurde 1803 Prof. in Rennes, Dekan ber dortigen 
Zakultät, + 22. XII. 1835. „Pothier moderne.“ 

Schriften: Le droit civil frangais suivant Pordre du Code 1811—20, Par. 6. &d. 
par Duvergier 1846—48, (? tomes) (ital. von Bascone, Palermo 1855). — Consult. 
le a an m aracala de Rennes sur la validit6 des mariages — par les 

re Davorgier, Continuation à toutes les 6ditions de T., 6 * — Paulmier, 
Eloge de T., Par. 1836. — Rodiöre, Les grands ‚juriaconsultes, 187 — 

eichmann. 


Tradition heißt zunächſt Hingabe einer Sache an einen Anderen. Selbſt 
wenn wir und die Annahme hinzudenken, iſt der Vorgang juriſtiſch noch ganz un⸗ 
beftimmt. Das Hingeben und Annehmen empfängt feine rechtliche Bedeutung zu⸗ 
nächſt durch die damit verbundene Abficht der Parteien. Es kann übergeben 
werben zur Begründung bes bloßen natürlichen Befiges (an ben Boten, Verwalter, 
Depofitar), des juriftiichen Beſitzes (mit oder ohne die Abficht Eigenthum zu über 
tragen), eines befchräntten dinglichen Rechts (Fauftpjand), des Gigenthums. Unter 
eigenthümlichen Regeln fteht die Tradition ala Erwerbsart de juriftifchen Befſitzes 
und des Eigenthums. 
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J. T. ala Beſitzerwerb. Wir erwerben ben (juriſtiſchen) Befig an einer 
Sache, indem wir ums bie körperliche Macht über diefelbe verfchaffen (Befigergreifung) 
mit dem Willen, bie Sache für uns zu haben (f. d. Art. Befigerwerb). Ge 
ſchieht nun die Befikergreifung unter Geſtattung des bisherigen Beſitzers ala eine 
don dieſem verftattete, jo tft der Befigerwerb eine T. Die Gültigkeit ber 2. it 
durch die Handlungsfähigkeit der Parteien bedingt. Daher kann von einem Kinde 
oder Wahnfinnigen ala Trabenten Befi duch T. nicht ertvorben werden. Ebenſo 
jchließt ein Mißverftändniß über die Sache den Befikerwerb durch T. aus. Der 
örperliche Akt bei der T. erheifcht nicht nothivendig eine Uebergabe von Hand zu 
Hand, welche fich ihrer Natur nach auf bewegliche Sachen beichränkt, oder rine 
Ueberwveifung des Grundftüdes in unmittelbarer Nähe deffelben mit jofortiger Be 
tretung durch den Erwerber. Es genügt jede mit der Zuftimmung des Uebergebenden 
vollgogene Handlung, wodurch die Sache in die körperliche Machtiphäre des Er 
werbers geftellt wird. Der Anfchauung des praftiichen Lebens entiprechend liegt 
daher eine T. in der Behändigung der Schlüffel zu dem Gewahrfam, in welchem 
fich die zu übergebenben Sachen befinden, in dem Zeigen des Grundftüdes aus einer 
gewiffen Entfernung, wenn damit die Möglichkeit unmittelbarer Beherrſchung ver: 
bunden ift (jog. longa manu traditio). Hat der Erwerber die Sache bereits in 
feiner thatfächlichen Gewalt, aber nicht mit dem Willen, fie in eigenem Namen zu 
befigen, jo verwirklicht fich die T. indem ex mit Genehmigung besjenigen, für 
welchen er bisher bejaß, den genannten Befigwillen annimmt und zwar auf Grund 
eine bie beiberfeitige Willensänderung beurfundenden Rechtsgeſchäfts (ſog. brevi 
manu traditio). Der Befig wird aber auch durch Z. erworben, wenn auf Grund 
eines Uebereinlommens der bisherige juriftiiche Befier die Sache fortan im Namen 
des anderen Vertragstheiles befigt (ſog. constitutum possessorium). In beiden Fällen 
vollzieht fich die T. durch bloße Willenserflärung ohne Veränderung im kdrper⸗ 
lichen Berhältnifle zur Sade. Wie beim constitutum possessorium wird durch 
Stellvertretung ein Beſitzerwerb aus T. vermittelt, wenn derjenige, welcher bisher 
für den Uebergebenden bejaß, von diefem angewiefen wird, nunmehr für den Erwer⸗ 
benben zu befien, vorausgejeht daß biefe Anweiſung nicht abgelehnt wird. Eine 
ältere gemeintechtliche Theorie jaßte den Begriff der T. in dem engen buchftäblichen 
Sinn des Webergebens von Hand zu Hand bei beweglichen Sachen und in dem 
förmlichen Betreten bei Grundftüden. In allen anderen Vorgängen, an welche bie 
Quellen eine T. knüpfen, erblickte man nur ein Sinnbild der in Wirklichkeit nicht 
vorliegenden, aber dadurch erſetzten T. Man unterjchieb demgemäß eine traditio 
vera s. propria und eine traditio ficta, impropria oder ſymboliſche T. Dice 
auf dem Boden des Gemeinn Rechts durch den Einfluß v. Savigny's völlig 
überwunbdene Theorie hat in das Preußifche ER. (I. 7 8$ 61 ff.) und in das Oeſter⸗ 
zeichifche BGB. (85 426, 427, 452) Eingang gefunden. Bei der Weberfenbung 
einer Sache wird dem Abdreffaten ber Befik gemeintechtlich nicht ſchon durch die 
Ausantwortung an den Weberbringer erworben, e8 müßte denn dieſer vom Adreſſaten 
zur Empfangnahme beauftragt fein, auch nicht durch die Zuftellung der Waaren- 
rechnung, fondern erft durch die Ablieferung an den Abdreffaten. Dagegen läßt bad 
Preußifche ER. (I. 11 $ 128) den Beſitz ſchon mit der Aushändigung der Sache 
an ben Frachtführer auf den Beſteller übergehen, das Oeſterr. BEB. ($ 429) wer 
nigftens dann, wenn der Befteller die Ueberſchickungsart jelbft beftimmt oder geneh- 
migt hat, das Sächfiiche BEB. ($ 204), wenn die gewählte Art der Ueberſendung 
von ihm beftimmt war. Das Deutiche HGB. giebt feine Entjcheidung der Frage. 
Streitig ift, ob ſich an die Uebergabe des inboffirten Konnoſſements (und vollends 
des Lade» oder Lagerſcheines) ein Befigerwerb an ben verladenen (oder gelagerten) ' 
Sachen knüpft, und ftreitig, wie der behauptete Befigerwerb zu erklären ift (vgl. d. 
Art. Konnofjement). 
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U. Die T. führt zum Eigenthumserwerb, wenn fie in der übereinftim- 
menden Abficht erfolgt, Eigenthum zu geben bzw. zu empfangen, unb wenn der 
Mebergebende zur ebertragung und der Empfänger zum Erwerb bes Eigenthums 
befähigt ifl. Der Uebereignungswille wird erfannt auß dem der Uebergabe zu 
Grunde liegenden Geichäft (causa traditionis, 3. B. Kauf, Schenkung, Bermächtnik). 
Nach Gemeinem Recht und nach ben Deutſchen Partikularrechten (im Gegenſatz 
zum Code civil) bewirkt der Uebereignungsvertrag nur in Verbindung mit der 
T. der Sache den Eigenthumsübergang; es genügt aber jede Art der T., die, wie 
unter I. beiprochen, zum Beſitzerwerb geeignet iſt, alſo auch die traditio brevi 
manu und das constitutum possessorium. Andererſeits vermag die T. den Eigen- 
thumserwerb nicht Kerbeizuführen, wenn und fo lange der Hierauf gerichtete Wille 
nicht vorhanden ift, 3. B. in Folge eine® gejehlichen ober vertragsmäßigen Eigen- 
thumsvorbehalts. Fur die freiwillige Veräußerung von Grundftücden Inüpfen neuere 
Gefeggebungen (Sächſ. BEB. $ 276; Preuß. Gefeh vom 5. Mai 1872 u. a.) den 
Eigentdumgeriverb an bie Eintragung” des Erwerbers in das Grundbuch (vgl. die 
Art. Auflaſfung, — 

Quellen: Inst. de rer. div. 2, 18 sq. —— “ — rer. — 41, 1; de adq. 
vel amitt. poss. 41, 2. — Cod. de ad quiren. — Preu 
Allgem. LT. — BGB. 88 — ag — Don ir 194, —E 253256, 


276 ff. 
Fi: v. Savionn, D , 88 18-28. — Seiſt, Er u. Ei a on, 
uses) — Rande, Der Bei , Defterr. Recht (1. U auf 
Baner, Die Lehre vom Rı — — fer — — ubbud) 
bes gel. ‚gen — 79, 80 (1868). — Brinz, (2. Aufl.) 88 187—140, 160, 151 
ſcheid 1m, 172. — — Theorie, 88 160, 178. — Derndurg, 
Preuß. —S 188 ers 8. Regelsberger. 


Wind 

Transmiſſionsfälle (Bruns, Thl. I. ©. 464 ff.) definirt Puchta als 
Fälle, „wo, gegen die Regel, Jemand das Grbrecht erwerben, alfo Erbe werden 
kann, dem es nicht beferirt ift, indem er in die Stelle des Delaten eintritt“. Zu 
ihnen zählt er die T. ex capite in jure cessionis, ex jure patris, in integrum 
restitutionis, der Notherbfolge, die Juftinianeifche und die Theodofiſche Transmiſſion, 
verwirft dagegen die T. ex jure suitatis, weil Sui ipso jure Erben würden, mithin 
ein erworbenes Erbrecht transmittirten. Gerade im Gegentheil aber bezeichnen bie 
Quellen die Transmiffion der sui heredes ausdrücklich ala Trangmiffion, die in jure 
cessio nirgends. Sodann ergiebt eine Vergleichung ber T. unter einander, daB es 
„ſich bei ihnen durchge hends um T. eines Erblaſſers auf ſeine Erben, dagegen bei 
der in jure cessio und bei ber T. ex jure patris in dem alle, wo der Bater die 
vom Sohne ausgefchlagene Erbſchaft erwirbt, um Lebende Perſonen als Transmit- 
tenten und Transmifſare Handelt; es find daher, weil wiflenfchaftlich die Weber- 
tragung von Rechten unter Lebenden und durch Erbgang gefchieden werben, auch 
die letzigedachten T. außzufondern. Hält man für die übrigen an. dem gemeinfamen 
Merkmal der Vererbung jeft, jo werben ala Gegenftand derfelben bald Erbſchaft und 
Erbrecht, bald Vermächtniſſe und einzelne Klagen genannt. Die Mehrzahl jener T. 
Hat nun Erbichaft und Erbrecht zum Gegenftande, dagegen ftellt fich die Zrand- 
miffion der Notherbfolge direkt als Transmiffion einer einzelnen, wenigftens bis zur 
Zuftellung gediehenen, lage dar, und bie T. Theodosiana befaßt neben ber Trans⸗ 
miffton des Erbrechts auch eine jolche der Vermächtniffe. Scheiben wir darum auch 
diefe Berhältniffe auß, fo bedeutet Transmiſſion Vererbung der Erbſchaft und des Erb- 
rechts, und zwar ift hierunter die Vererbung einer feft erworbenen Erbſchaft und feſt 
erworbener Erbrechte zu verftehen, weil bie Quellen den Begriff der Transmiffion 
durchweg nur von der Uebertragung erworbener Rechte gebrauchen. Da mın auch 
Juſtinian anführt, daß eine Erbfchait, nisi fuerit adita, nach hergebrachtem Rechte 
nicht trangmittirt werde, und da er feine wie bie Theodofiiche Transmiſſion als 
Ausnahmen dieſes Grundſatzes bezeichnet, was neuerdings überfehen zu werben fcheint, 
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jo haben wir Transmiffion ala Vererbung einer erivorbenen Erbſchaft bzw. Erbrechts 
zu bdefiniren, X. aber ala außerordentliche Fälle, in welchen eine Erbichaft, obwol 
fie vom Delaten nicht definitiv erworben ift, dennoch auf feine Erben übergeht. 
Sole Fälle ergeben: I. die Transmiffion der sui heredes. Sui erwarben 
nach Civilrecht die Erbſchaft ipso jure, alſo ohne daß auf ihren Willen zu erwerben 
oder ihr Wiffen vom Anfall etwas angelommen wäre. Später bot ihnen das prä- 
toriſche Recht die Möglichkeit, extraneis gleich fich der Erbſchaft zu entichlagen (f. 
d. Art. Beneficium abstinendi); ftarben fie aber, ohne diefelbe bennft zu 
haben, fo blieb die Erbſchaft erworben und ward als folche auf ihre Sui weiter 
transmittirt, die entweder auf väterliche und großväterliche Erbſchaft beide verzichten 
oder beide behalten mußten. Dies änderte fi, ala in der Kaiferzeit Jurisprudenz 
und Gejeßgebung dem suus nepos von ber großvätetlichen Erbſchaft allein zu ab» 
ftiniven geftatteten. Nunmehr ftand dem suus nepos bezüglich diefer bafielbe arbi- 
trium über Ausſchlagen oder Behalten zu, wie feinem Bater, die Erbſchaft war 
daher, wenn letzterer fich nicht entichieben hatte, nicht definitiv erworben, und fomit 
ergiebt fich ein außerordentlicher T., wie deren Weſen oben beftimmt wurde. Dieſe 
Transmiſſion der Sui ift num aber II. in die T. Justinianea, bie erheblichfte 
der bier erörterten Trandmiffionen, aufgegangen. Das Geſetz, durch welches Ju- 
ftinian feine Transmiffion anorbnete, beginnt mit der Anführung: „invenimus filios- 
familias paternam hereditatem deliberantes posse et in suam posteritatem trans- 
mittere“ ; dann heißt ed weiter: „eam deliberationem et in omnes successores . . 
duximus esse protelandam“, und hierauf wird verfügt: ein Teſtaments⸗ oder Inteſtat⸗ 
erbe, wenn er entweder eine Deliberationzfrift erhalten oder wenigftens nicht auf die 
Erbſchaft verzichtet hat, „ut ex hac causa deliberare videatur“, jedoch wiederum 
auch nicht die Erbfchaft angetreten ober fich immiscirt hat, ſoll jein „praedictum 
arbitrium® auf feine Exben transmittiren, diefe Transmiffion aber auf die Dauer 
eines Jahres befchränft ſein. Stellen wir a) bie Beziehung biefer Trand- 
miffion zur Trans miſſion der Sui jeft, fo fpricht ber Kaifer unter Hinweis 
auf die Trangmiffion deliberirender Hausjöhne die Abficht aus, „eam deliberationem“ 
auf alle Erben erftreeien zu wollen, und läßt demgemäß jeden Erben ohne Unter 
ſchied „praedietum arbitrium“ auf jeine Erben transmittiren. Sind unter den 
Trandmittenten mithin Sui wie Ertranei einbegriffen, jo Tann daran, daß gerade 
der unter I. entwidelte T. in die Juftinianeifche Transmiſſion aufgegangen ift, um 
jo weniger ein Zmeilel fein, als die Deliberation ber Sui burch die Abjtinenzmög- 
Tichfeit bedingt ift unb daher, wenn ber Transmittent „praedictum arbitrium“ aui 
den Transmiſſar übertragen foll, der Kaifer nicht weniger die Abftinenzberechtigung 
des suus nepos, wie bie des suus filius in Betracht gezogen haben muß. Handelt 
es fi) dann weiter um das Verhältniß der Trangmiffion der Sui zu der Juftinia- 
neifchen, jo hat der Kaifer erklärt, erftere auf alle Erben erſtrecken (protelandam) zu 
wollen. Die bloße Erftredung, deren Weſen Windjcheid von der Borftellung des 
„Kopirens“ nicht zu trennen vermag, jchließt eine Abänderung der Tranamiffion ber 
Sui aus, foweit eine ſolche nicht beftimmt nachweisbar ift, in welcher Beziehung nur 
die Beichränfung der Juftinianeifchen Transmiffion auf die Dauer eines Jahres in 
Betracht fommt. Daraus jolgt: was für die Trangmiffion der Sui Rechteng geweſen 
das bleibt e8 auch für die Sui bei der Juftinianeifchen Tranamiffion. Hinfichtlich der 
Ertranei bedeutet Erſtreckung Uebertragung des Rechts der Sui auf fie, weshalb 
das Recht der Transmiffion der Sui für die Juftinianeifche Transmiffion überhaupt 
maßgebend erfcheinen muß. Göring bat an diefer Uebertragung die echte, Bifto- 
riſche Fiktion vermißt, obſchon er jelbft hervorhebt, daß fie (an anderem Orte) auf 
die Fiktion civilen Erwerbes der Erbichaft durch den Trangmittenten und ebenfo auf 
die Fiktion demjelben zuftändiger Abjtinenzmöglichkeit gegründet worden, Göring 
auch ſelbſt die erjtere Fiktion fordert und dieſer den Charakter einer echten vinbizirt. 
Dabei jcheint Göring entgangen zu fein, daß die Fiktion des civilen Erwerbes der 
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Erbſchaft durch den Trangmittenten für fich allein zwar genügte, wenn der Trana« 
miffer die Erbſchaft antrat und eine Erbſchaftsklage anftellen wollte, daß der Kaiſer 
Dagegen ihm auch die Möglichkeit offen halten wollte, diejelbe außzufchlagen, und 
darum fi auf diefe Fiktion allein nicht beſchränken Tonnte, da fie beide Erbſchaften 
unlösbar verbunden und den Transmiſſar genöthigt Hätte, beide zufammen anzu= 
nehmen ober abzulehnen. b) Wenden wir uns zu den Borausfehungen ber 
Juſtinianeiſchen Transmiffion, jo führt der Kaijer jeine Abficht, bie Deliberation der 
Sui auf alle Erben au erjtredlen, in ber Weiſe aus, daß er den Erben „praedic- 
tum arbitrium“ transmittiren läßt. Arbitrium ift die Wahl zwifchen Nichterwerb 
und Erwerb der Erbſchaft. Erwägt man, daß das Deliberiren ala wirkliche Ihä- 
tigkeit fich nicht von Subjelt auf Subjekt übertragen läßt, fo begreift man, daß 
Erſtreckung der Deliberation dem Kaifer Erftredung des dem Deliberirenden zuſtän⸗ 
digen arbitrii bedeutet. Arbitrium ala Wahl ‘zwilchen Nichteriwerb und Erwerb hat 
jeinen Gegenſatz an der Enticheidung für Nichterwerb ober Erwerb, folglich an Ver- 
zicht bzw. Abſtinenz und an Adition oder Immiztion. Erſtreckte der Kaifer daher 
die Delikeration im Sinne des arbitrii, fo mußte er jeine Trangmiffion zulaſſen, 
wenn der Erbe fich bei Lebzeiten überhaupt nur nicht entjchieden Hatte. Dies thut 
er auch ganz konſequent, indem er nicht blos die Transmilfion geftattet, wenn der 
Trangmittent ſich eine Deliberationsfrift erbeten, aljo zu beliberiren erflärt bat, 
jondern auch zweitens dann, „ei . . Don tamen successioni renunciaverit, ut ex 
hac causa deliberare videatur, sed nec aliquid gesserit, quod aditionem vel pro 
herede gestionem inducat“. Der erfte Fall ift unbeftritten, die Auffafjung des 
zweiten Gegenftand des Streites. Bezüglich jeiner hat v. Bangerow darauf hin- 
gewieten, daß die Vorausſetzung des Nichtverzichts in der Perſon eine Transmit⸗ 
tenten, ber vom Anfall der Exbichaft bei Lebzeiten nicht? erfahren, nicht minder zu⸗ 
treffe, wie in der Perfon eines folchen, der denſelben gekannt Habe, bie Transmiſſion 
daher den Erben jenes nicht minder, wie den Erben dieſes zuftehen müſſe. Ent— 
ſpricht v. Bangerow’s Auffaſſung offenbar den Worten des Gejehes, jo ift 
fie auch durch den Logifchen und hiſtoriſchen Zuſammenhang beffelben begründet. 
Das arbitrium, als Recht zu verzichten ober zu erwerben, fteht dem wiflenden, wie 
dem nicht wifjenden Delaten zu, und bebeutete Erſtreckung des arbitrii Erſtreckung 
der Deliberation, fo mußte dem Kaiſer ber eine wie der andere ala deliberirend 
gelten (deliberare videatur). Auch bei ber Trangmiffion der Sui erwarb ja ber 
Delat ohne Rüdficht auf Willen und Nichtwiſſen ipso jure die Exrbichaft und ebenjo 
transmittirte er fie ohne Rüdficht auf Willen und Nichtwiffen. Endlich beftätigt 
Zuftinian felbft die Hier vertheidigte Auffafjung, indem er in ber Nov. 158 feine 
ZTrangmiffion bezüglich einer Erbſchaft für anwendbar erklärt, wo ein infans der 
Delat war, alfo ein nichtwiſſender Transmittent. Die Novelle iſt nicht gloffirt und 
eben hierdurch fucht man ihr Gewicht zu befeitigen, obwol man ihre Echtheit nicht 
anfechten kann. Der Mangel der Gloſſe kommt jedoch nur in Betracht für die 
Frage, was rezipirt ift, nicht für die andere, was zu Juſtinian's Zeit Recht ges 
wejen. Um dieſe aber Handelt es ſich Hier allein, da die Novelle feine geſetzliche 
Dispofition trifft, jondern nur ein Urtheil über die Anwendbarkeit des Transmiſ⸗ 
fionsgeſetzes abgiebt, welches ſelbſt der Gloſſe nicht entbehrt. Wenn Brinz auf die 
T. e. c. in integram restitutionis verweift, welche die für die Erben bes nicht 
wiflenden Delaten erforderliche Hilfe‘ derzeit fchon gewährt Habe, fo hat bereits 
Windfcheid diefe Behauptung durch die Quellen widerlegt, wie au Theodo⸗ 
jius IL, deflen Transmiſſion den Fall des Nichtwifjens ausdrücklich mitbejaßt, 
jene Hülfe nicht gekannt oder nicht Für ausreichend angefehen haben muß. Denn 
auch das ift nicht zu Überjehen, daß die Weftitution den Beweis bes Nichtwiſſens 
Tordern würde, der oft fehwierig zu führen wäre, daß diefer Beweis aber unnöthig 
ift, wo das Geſetz auch den nicht wiſſenden Delaten transmittiven läßt. c) Juſti— 
nian bat feine Transmiffion auf die Dauer eines Jahres beichräntt. Diefe Friſt 
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ift für alle Fälle eine einheitliche, wie fie es fein durfte, wenn die Tranamiffion überall 
da ftattfindet, wo der Transmittent fich über Erwerb oder Nichterwerb der Erb⸗ 
Schaft nicht entfchieden hat, und dem Zuftande des Deliberivens von Transmittent 
und Transmiffar und der Unentichiebenheit des Erbfalls ein Ende gefeht werben 
follte. Somit ift anzunegmen, daß die Friſt auch in allen Fällen von einem und 
demfelben Anfangspunkt datirt werben follte. Bieten fi) nun die Momente der 
Delation, des Todes des Transmittenten, der Bewilligung der Deliberationgfrift und 
der erlangten scientia vom Anfall ala möglich dar, jo würde der dies scientiae bei 
einem nichtwiffenden, der dies petitae deliberationis bei diefem, wie bei einem 
wifienden Zrangmittenten, der aber keine Friſt erbeten, unmöglich fein; ben Todes⸗ 
tag des Trangmittenten ſchließt Juſtinian für ben wiflenden Transmittenten durch 
die Aeußerung aus: wenn der Transmittent felbft, nachdem ihm feine Berufung be 
kannt geworden, innerhalb des abgelaufenen Jahres die Erflänıng feines Griverbs- 
willens unterlafien, fo ſolle die Transmifflon für ihn und feine Erben wegfallen. 
Göring will, wo der Transmittent ben Erbfall nicht erfahren, Die Friſt a scientia 
des Transmiffard beginnen laſſen. Es kann jedoch auch bei Kenntnik des Trande 
mittenten ber Transmifſar vom Erbfalle nichts erfahren Haben, und wäre jomit 
nicht einzufehen, warım der Kaifer in diefem Kalle nicht bie gleiche Beftimmung 
getroffen. Demnach bleibt der Moment der Delation der einzige, der für alle Fälle 
möglich ift, und biefes Reſultat beftätigt auch die Nov. 158, die man freilich auch 
bier durch den Mangel der Gloffe befeitigen möchte. Wenn Andere bei Nichtwiſſen 
des Transmittenten vom Todestage datiren, fo kollidiren fie mit der Novelle, ja 
mit der Klagenverjährung; wenn fie im Wiſſensfalle a dato scientiae batiren, jo 
ftatuiren fie eine gefegliche Deliberationsfrift von einem Jahre, die, wo ber Richter 
eine neunmonatliche bewilligt hätte und der Delat durch Ablauf dieſer ausgeichlofien 
wäre, dennoch die Erbſchaft auf die Erben transmittiren würde. Der Irrthum ift 
veranlaßt durch die eben vorhin referirte Aeußerung Juſtinian's, deren Inhalt Wind- 
ſcheid in ber That aber präjudizirt, wenn ex, wie e& fcheint, überſetzt: wenn ber 
ZTrangmittent, nachdem er feine Berufung erfahren und nachdem ein Jahr von da 
an abgelaufen, — eine Weberfegung, bei welcher die Worte „von ba an“ im Terte 
nicht zu finden find, fondern in denſelben Hineingetragen werben. III. Die T. 
Theodosiana gewährt Defcendenten, die von Ajcendenten im Teſtamente zu Erben 
eingefeßt find, das Recht, wenn fie vor der Teftamentzeröffnung fterben, die Erb 
ſchaft auf ihre Erben zu transmittiren. Urfprünglich beftimmt, gegen bie durch die 
1. Julia et Papia Poppaea und andere Gejehe geichaffenen Berzögerungen ber Teſta⸗ 
mentseröffnung und damit des Erbſchaftsantritts Hülſe zu gewähren, iſt fie im 
ZJuftinianeifchen Recht, nach Wegfall der Kabuzitätsverhältnifie, mit Keller auf 
ſolche Fälle zu beziehen, wo fich der Zeftamentseröffnung und dem Erbſchaftsantritt 
fattifche Hinderniffe entgegenftellten. Löhr u. A. fafien fie als fingirte Subftitution 
der Transmiffare auf, eine Annahme, die mit dem Inhalte des Geſetzes und Juſti⸗ 
nian’8 Beftätigung biefer Transmiffion in Widerfpruch fteht, indem nach beiden das 
Erbrecht des inftituirten Transmittenten auf die Zrangmiffare übergehen foll. Viel · 
mehr dürfte mit Huſchke die Fiktion des Erwerbes des Transmittenten anzunehmen 
fein, wenn der Tranamiffar die Transmiffion in Anſpruch nimmt, eine Fiktion, auf 
welcher ja alle dieſe T. beruhen, umd auf welche hier auch die Worte: „nulla 
hujusmodi praescriptione sibi obstante* hinweiſen. Löhr erklärt dieſelben freilich 
für bedeutungslos, fie find aber auf die ber „vindicatio* des Transmiſſars fonft 
entgegenftehende exceptio 1. Julise 2c. zu beziehen. IV. T. ex jure patris 5. 
infantiae. Wenn einem infans in väterlicher Gewalt eine Erbichaft angefallen 
und derfelbe geftorben ift, ehe der Vater für ihn angetreten, jo Tann ber Vater bie 
Erbſchaft ala „quasi jam infanti quaesita“ erwerben. Hierin ift an fi ken 2. 
zu finden, da die Erwerbung jure potestatis erfolgt. Im neueren Rechte aber haben 
die Pekulien eine Beerbung des Kindes in väterlicher Gewalt ermöglicht, und Hier 
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nad wird mit Keller ein T. infofern zu ftatuiren fein, als bie Fiktion, daß die 
Erbſchaft dem Kinde erworben jei, eine Transmiffion derſelben auf die gleichen 
Berfonen vermittelt, an welche die jonftige Erbſchaft des Kindes nach Proprietät und 
Nießbrauch gelangen würde. Die Gleichftellung des Falls, wo Abweſenheit den 
Aliusfamilias an Erwerbung der Exbichaft verhindert Hat, ber fich freilich aus der 
dafür angeführten Stelle nicht ergiebt, würde, nur auf Grund einer Reftitution 
möglich jein, alfo in die folgende Tranamiffion gehören. V. T. e. c. in inte- 
grum restitutionis wirb in den Quellen zugelaflen, wo ber Delat bei Leb- 
zeiten durch absentia reipublicae causa und rechtliche Hinderniſſe am Erwerbe ber 
Erbſchaft gehindert wird. Manche find geneigt, fie auf jeden Reftitutionagrund hin 
zu verftatten; da aber die Quellen error und ignorantia gerabezu ausſchließen (vgl. 
2.b), jo ift eine ſolche Erweiterung nicht unbebenflich. — Bon den genannten 
Trandmiffionen ift nur die Yuftinianeifche, unter Abänderung freilich der Verhält- 
nifle der Frift, in den Code Nap., dag Preuß. Allg. ER. und dag Sächſ. BER. 
aufgenommen und in den Deutichen Gefegbüchern auch auf bie Bertragserbfolge 
ausgedehnt worben. 


Dueiten: Gajus, TS: Ulpien KIE 10, — D. 20, 2, 1,8,08 80 
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Erg ii Die Frage, wer die T., d. 5. ben bei einem Transport 
entftegenden Schaden, zu tragen hat, ift verjchieden zu beantworten, je nachdem es 
fih um Waaren-, Nachrichten. ober Perſonentransport Handelt. 

I. Bei dem "Baarentransport trägt derjenige die Gefahr, welcher nach all⸗ 
gemeinen dinglicden und obligatoriichen Nechtögrunbfägen Hierzu auch dann ver- 
bunden wäre, wenn bie Waare ſich nicht auf dem Transport bejände. Dies ift 
regelmäßig der Eigenthümer. Es finden fich auch Zälle, in denen mit dem Beginn 
des Transports die Gefahr auf einen Nichteigenthämer übergeht; jo 3. B. nach 
Handelsrecht bei Geldzahlungen durch die Abjendung an den Gläubiger (HGB. 
Art. 325). Derartige Beltimmungen enthalten aber keine eigenthlimlichen Grundfäge 
der T., weil ihre Wirkung nicht auf die Zeit des Transports beichränft, vielmehr 
der Transportbeginn in diefen Fällen für den dauernden Uebergang der Gefahr ent» 
Tcheidend ift. 

Befondere Grundfäge über bie T. für Waaren folgen dagegen aus dem Trans- 
portvertrag. 

Iſt derfelbe Frachtgeſchäft im Sinne des HGB. (Art. 390), jo ift der 
Frachtführer zum Erfah des Schabens verpflichtet, welcher durch Verluſt oder Be— 
jchädigung der Güter feit der Empfangnahme bis zur Ablieferung entftanden, ſofern 
ex nicht beweift, daß der Verluſt oder bie Beichädigung durch höhere Gewalt, durch 


906 Transporigefahr. 


natürliche Befchaffenheit der Güter oder durch Außerlich nicht erkennbare Mängel 
der Berpadung eingetreten ift. Für Koftbarkeiten, Gelder und Werthpapiere haftet 
er nur dann, wenn ihm die Befchaffenheit ober der Werth des Guts angegeben 
wurde (Art. 895). 

Diele gefegliche Haftpflicht ift eine dißpofitive, nur für Eiſen bahnen ift fie 
regelmäßig eine abfolute und fann .zum Bortheil derjelben durch Verträge im Bor- 
aus nur inſoweit ausgeichloffen oder beichräntt werben, alß dies in den Art. 424 
bis 481 des HGB. ausbrüdlich zugelafien if. Derartige zuläffige Befreiungen 
enthält das Betriebsreglement für die Eifenbahnen Deutſchlands vom 1. Yuni 1874 
in außgedehntem Maße. 

Die Poſt haftet im Fall reglementsmäßiger Einlieferung für den Berluft und 
die Beichädigung der Briefe mit Werthangabe, der Padete mit oder ohne Werth 
angabe und der eingefchriebenen Sendungen, jofern der Berluft ober die Beſchädi⸗ 
gung nicht durch Wahrläffigfeit des Abſenders, höhere Gewalt oder bie natürliche 
Beſchaffenheit des Gutes herbeigeführt ift oder auf einer folchen austwärtigen Be 
jörderungsanftalt fich ereignet hat, fir welche die Poftverwaltung nicht durch Kon 
vention die Erfagleiftung ausdrüdiich übernommen bat. Bei Padeten ohne Werth 
angabe ift die Erfakpflicht auf höchſtens drei Mark für je 500 Gramm beichräntt; 
bei eingejchriebenen Sendungen wird dem Abjender im Fall des Verluftes ein Erſatz 
von 42 Mark ohne Nüdfiht auf den Werth gezahlt, im Fall der Befchäbigung 
dagegen nichts vergütet. Fur Neifegepäd Ieiftet die Poft nur dann Entjchädigung, 
wenn es ordnungsmäßig eingeliefert ift und die Reife mit der ordentlichen Poſt 
ftattfindet (Poftgejeß vom 28. Oft. 1871, 88 6—12). 

Bei dem Seefrachtvertrage haftet ber Verfrachter für die Gefahr dei 
Untergange® und der Berfchlechterung des Gutes ebenfo wie der Frachtführer 
(Art. 607 ff. des HGB.); der Schiffer nur dann, wenn der Schaden burch fein 
Verſchulden entjtanden ift (Art. 478). Die große Haverei wirb von Schif, 
Fracht und Ladung gemeinfchaftlich getragen. Iſt die Gefahr durch Schuld eines 
Beteiligten ober eines Dritten herbeigeführt, fo haftet berfelbe für den Schaden 
nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen; ein Betheiligter kann in diefem Fall nicht allein 
wegen der ihm entftandenen Schäden feine Vergütung fordern, fondern ift auch ben 
Beitragapflichtigen für den Verluſt verantwortlich, welchen fie dadurch erleiden, 
ar Schaden als große Haverei zur DVertheilung kommt (Art. 702 ff. be 
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Iſt der Vertrag über den Transport von Gütern weber Frachtgeſchäft im 
Simme des HEB. (Art. 890 ff.) noch GSeefrachtgefchäit, fo gelten die Landes: 
gefetzl ichen Grundſätze über Werkverdingung. 

IL Der Nachrichtentransport ift nicht Frachtgeſchäft GGol dſchmidt, 
Handb., J. S. 626); es find für denſelben daher auch bezüglich ber T. die Beſtim⸗ 
mungen über die Werkverdingung maßgebend. Die Poſt haftet bei Verluſt oder 
Beſchädigung der gewöhnlichen Briefe und Korreſpondenzkarten überhaupt nicht 
(Boftgefeg vom 28. Oft. 1871, 8 6 Abf. 5); ebenfo Leiften die Telegraphen- 
verwaltungen feine Garantie für richtige Ueberkunfi der Depeichen (Telegraphen: 
ordnung vom 21. Yuni 1872, 8 26 Abi. 1). 

II. Bei dem Perfonentransport auf den Eifenbahnen hafteten bieje 
bereit? nach dem Preuß. Eifenbahngejeg vom 3. Novbr. 1838 ($ 25) für allen bei 
Beförderung auf der Bahn den Reifenden entftehenden Schaden, ſofern nicht der 
Nachweis geführt wurde, daß der Schaden durch höhere Gewalt ober durch eigene 
Schuld des Beichädigten bewirkt worben ift. Diefe Beitimmung des Preuß. Rechts 
ift durch $ 1 des Haftpflichtgefees vom 7. Juni 1871 reichsrechtlich beftätigt und 
auf jede bei dem Betriebe einer Bahn ftattfindende Tödtung oder Törperliche Ver⸗ 
letzung eines Menſchen ausgebehnt. 
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Die Poſt haftet für Beichädigung der beförderten Perfonen nur bei Reifen 
mit den orbentlichen Poften und nur wenn die Beichäbigung nicht erweislich durch 
Höhere Gewalt oder burch eigene Yahrläffigkeit des Reifenden herbeigeführt ift. Auch 
in bdiefem Falle ift aber die Erſatzpflicht auf die erforderlichen Kur⸗ und Ver— 
pflegungstoften beſchränkt (Poſtgeſetz vom 28. Oft. 1871, 88 11, 12). 

Im UMebrigen richtet fi die Entfhädigungapflicht der Webernehmer von 
Perfonentransporten für Tödtung und Törperliche Beſchaͤdigung der befdrberten Per- 
Tonen nach den Grunbfähen der Werkverbingung. 

Gegen die Gefahren des Transports von Sachen und Perjonen kann man ſich 
Durch VBerficherung ſchützen (Waarentrangportverficherung, T. im engeren Sinne — 
Reifeumfallverficherung). Die Wanrentransportverficherung gegen Seegefahr ift reichs⸗ 
rechtlich geordnet (HGB. Art. 782 ff); im Webrigen gelten die Landesgefeke, in 
Preußen das Allg. IR. II. 8 88 1984 ff. 

BDergl. au die Art. Dienſtmiethe, Eifenbahngejekgebung, Frachtgeſchäft, 
Sabre Saforlin, er en gelte A 
Seefracht, Seeverfigerung, Berfiherungsvertrag. 

Lit.: Außer ben hinter ben vorſtehend angezogenen Art. a ten Schriften |. noch: 
hl, Genbeict Mn (das —— .— Gold en he ! 3 
L &. 617 ff. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, SS 209, 282 ff. Simon. 


Trauerjahr ift der Zeitraum, den nach dem Tode bes einen Ehegatten ber 
andere Ehegatte bis zu feiner Wiederverheirathung innehalten muß. Das ältere 
Röm. Recht hatte urfprünglih 10 Monate feſtgeſetzt, Theodofius I. beftimmte ein 
Jahr. Der Grund liegt einmal in ber Rüdficht auf den Anftand, dann aber in ber 
Beiorgniß vor der turbatio sanguinis, weshalb denn auch bie ganze Beftimmung 
im Röm. Recht nur für die Wittwen galt. Die Verlegung des T. zog die In— 
Tamie und in der fpäteren Kaiferzeit auch eine Reihe von civilrechtlichen Nachtheilen 
nad fi, jo den Berluft der lucra nuptialia, theilweife Inkapazität Hinfichtlich 
aller Iegtwilligen Zuwendungen und die Unmöglichkeit, dem neuen Ehegatten mehr 
als ein Drittel des Vermögens zuzuwenden. Juftinian hat diefe Nachtheile ber vor⸗ 
zeitigen Wieberverheirathung auch auf die Begehung eines stuprum innerhalb des 
T. ausgedehnt, falls diejes eine Schwängerung zur Folge hatte. 

Die ſämmtlichen Beſtimmungen des Nöm. Rechts find aber durch das Kanon. 
Recht befeitigt (cap. 4 X. de secundis nuptiis 4, 21), die Infamie ift direft auf 
gehoben, im Mebrigen ift mit den Worten der citirten Stelle: mulier viro suo 
mortuo soluta est a lege viri sui et in domino nubat, cui voluerit jede Wartezeit 
ausgejchloffen, jo daß nunmehr von einer vorzeitigen Wieberverheirathung und 
deren Nachtheilen gar nicht mehr bie Rebe fein kann. (Vgl. auch Roth, Bayerifches 
Civilrecht, Bd. III. $ 296 Anm. 72.) Auch für dag staprum innerhalb des T. ift 
das Röm. Recht wol nie von der Deutfchen Praris angewendet worben, ſondern & 
ift dies stuprum höchſtens etwas Härter beftraft worden, ala ein fonftiges (vgl. 
v. Wächter, Abhandlungen aus dem Strafrecht, 1885, S. 179, Note 70). 

Die Partikularrechte hatten meift wieder eine Trauerzeit eingeführt, fo das 
Preuß. Allg. ER. eine ſolche von 9 Monaten für die Wittwe und von 6 Wochen 
für den Wittwer (Allg. ER. II. 1 88 19 ff.), das Sächfiſche BGB. ein Jahr 
für die Witwe und: 6 Monate für den Wittwer und der Code civil 10 Monate 
für die Wittwe oder gejchievene Frau. Diefe Beftimmungen find für Deutjchland 
erfeßt durch den 8 35 bes Reichsgeſetzes vom 6. Febr. 1875 über die Beurkun- 
dung bes Perfonenftands und die Eheſchließung (R.G.BL. ©. 23), wonach Frauen 
erft nach Ablauf des zehnten Monats jeit Beendigung der früheren Ehe eine weitere 
Ehe ſchließen dürfen. Wie in den Partilularrechten ift auch Hier Dispenfation 
nachgelaflen, die in Preußen nach der Verordnung vom 17. Januar 1877 und 
dem Ausführungserlaß vom 7. September 1879 jeit dem 1. Februar 1877 durch 
die Kreis⸗, bzw. Amtsgerichte erfolgt, fojern wichtige Gründe vorliegen und durch 
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ein Atteft des Kreisphyſikus bargethan wird, daß die Petentin nicht ſchwanger ift. 
NRüdfichtlich der Folgen ber Verlegung dieſer Wartezeit bewendet es nach $ 36 bei 
citirten Geſetzes bei den Landesgeſetzen, welche übereinftimmend feftfegen, daß eine 
vorzeilig gejchloffene Ehe nicht ungültig fein jolle, aljo dies Ehehinderniß nur als 
ein impedimentum impediens aufjafjen (vgl. 3. B. 88 1005 u. 1006 des Allg. 
ER. U. 1). 

ls Tit. de secundis nuptiis C. 5, 9 und si secundo it mulier 5, 10. — 
Nor. 292, 94. — Tit. de secundis nuptiis X. 4, 21. — Preuß. Allg. SR. IL 185 19 fl, 
Hu: ae BGB. $ 1605. — Code civil art. 228 u. 296. — RGeſ. vom 6. Februat 

J u. 86. 
Lit.: Glack, Pand. Bd. XXIV. S. 189 ff. — Sintenis, Bb. II. $ 137 W. B.- 
v. Dangeromw, Pand., Bd. N 227. — Winbideib, 2b. I. $ 412. — Arnbts, $ 
418. — vd. Wächter, Pand., 1881, 3b. IL $ 245. — Seuffert’3 Archiv, V. LH 
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Trauung, Trauformuler, Tranorbuung. Die ber gefammten abend- 
ländifchen Chriſtenheit wohlbelannte Kultushandlung, weldde wir unter dem Aus 
drud „T.“ begreifen, hat ihr Vorbild in einem Akte des weltlichen Rechtes. Im 
älteren Deutjchen Rechte ift „IT.“ die Webergabe der Braut ſeitens des Vaters 
(Vormundes) in das Munbium des Verlobten, in Gemäßheit des vorausgegangenen 
Kaufvertrages, des Verlöbnifſes. Indem bie Kirche die Vornahme diejes Aktes in 
facie ecclesiae forderte und mit demfelben die Kormen der altkirchlichen Berlöbnik- 
Einfegnung unter vorangehender Konfenzerflärung der Brautleute verknüpfte, eniftand 
ein eigenthümlich zufammengefeßter Aft, defien Bornahme vor der Kirchthüre und 
unter fortgefegter Leitung des Meßpriefterd zu erfolgen pflegte. Schon in ihm 
erfcheint der Priefter als derjenige, welcher nach erfolgter Uebergabe der Braut durch 
die Eltern, alfo nach bürgerlich vollftändig begründeter Ehe „das Bündniß mit dem 
Segen Gottes bindet”, die Brautleute im Namen des Dreieinigen Gottes „ver 
bindet“: die Handlung ift daher bereit, wenigftens ihrem zweiten Theile nad, 
kirchliche Traubandlun. Mit dem Verſchwinden des altdeutichen Bormund- 
Ichaftsrechts fam nun faft überall das erſte Stüd diefer Doppelhandlung, die datio 
der Braut durch die Eltern in Wegfall und damit wurde bie firchliche T. zur T. 
ſchlechtweg. Wol kommt daneben noch längere Zeit eine LaienT., namentlich durch 
hochgeftellte Perfonen vor; aber dieſe ift nicht ſowol ein Reſt der alten weltlichen, 
vom Vormund vollgogenen T., ala eine Nachbildung, bzw. ein Erſatz der kirchlichen, 
und eben darum von der Kirche wiederholt verboten. 

Die wejentlichen Beitandtbeile der vollftändig entwidelten tirchlichen T. find: 
die Erflärung des Ehewillens der die T. Begehenden und der Trauaft im engften 
Sinne, die Kopulation. In der Erklärung des Ehewillens, d. h. bes Willens, in der 
Ehe mit einander zu leben, Liegen jowol der Eheſchließ ungs wille, wie wir den- 
felben Heute verftehen, als auch der Wille, in ber bereits rechtlich begründeten Eher 
gemeinfchaft zu leben, die Gattenpflichten zu erfüllen, ununterfchieden beifammen, 
jo daß erft die Anfchauung des einzelnen alles jene jwriftifche Differenzirung erlaubte. 
Und ebenfo will die Kopulation die gewollte Ehe überhaupt beftätigen, genehm erklären, 
unter Gottes Wort ftellen, ohne fpezielle Rückficht darauf, ob fie erft mit ber T. 
ſelbſt rechtlich geichloffen wird oder bereit vorher begründet iſt. Nur Hieraus er- 
Märt fich zur Genüge, daß die T. in ihren beiden wefentlichen Beitandtheilen fih 
gleich blieb, mochten ihr bereit? sponsalia de praesenti vorausgehen, alfo die Ehe 
ala Rechtsverhältniß bereits vorher begründet fein oder nicht. Und weiter erflärt 
ſich Hieraus, daß die Form unverändert bleiben Eonnte, nicht nur, als im 18. Jahrh. 
dag bürgerliche Recht das rechtliche Zuftandefommen der Ehe von dem Vollzug ber 
T. abhängig machte, fondern auch umgelehrt in den Gebieten bes Franzöfiſchen 
Rechts, in welchen durch Einführung der ſog. obligatoriichen Givilehe der T. ein 
für allemal ihre Rolle nach dem Eheſchließungsakte (im juriſtiſchen Sinne) zu⸗ 
gewiejen wurde. 
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Es war daher im Grunde ein Irrthum über das Weſen der T., herbeigeführt 
durch die lange Gewohnheit, diefelbe zugleich ala den Eheſchließungsakt zu denken, 
oder auch eine übertriebene Angft vor Mißverſtändniſſen, welche nach Erlaß des 
Reichscivilſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 eine allgemeine Umänberung der 
Trauformulare in den Deutfchen evangelifchen Landeskirchen veranlaßte. Aber das 
Weſen ber 7. felbft ift damit nicht geändert worden. Nach wie vor kommt in der 
Beantivortung der Traufragen ber Ehewille der die T. Begehenden zum Ausdrud, 
mag derſelbe auch noch jo verjchiedenartig formulirt, mag barin von einem „Hin⸗ 
nehmen“ oder „Haben und Halten ala Ehefrau” oder von einem „Führen der Ehe 
mit dem anberen Theile” die Rebe fein. Und gleichermaßen ift die daran anfchließende 
Handlung des Geiftlichen fort und fort eine folenne, im Namen des Dreieinigen Gottes 
erjolgenbe Genehmerflärung der konkreten Ehe unter Hinweis fowol auf die darin 
beſchloſſenen religiög-fittlichen Pflichten, ala auf die darangelnüpften göttlichen Ver⸗ 
Heißungen, ein „Binden mit Gottes Segen“, gleichviel ob man für diefen Gedanken 
Die althergebrachten Worte „zufammenfprechen“ ober „beftätigen“ beibehalten, ober 
Diejelben durch „weihen“ oder „jegnen“ erſetzt hat. 

Auch dab die katholiſche Kirche an den alten Gormularen überall feftgehalten 
Hat, erflärt fich nicht allein aus bem Umftande, daß fie das bürgerliche Eheſchließungs- 
recht grundfäßlich ignorirt. Vielmehr Hat diefer Grund ausſchließlich da Bedeutung, 
wo die Zridentinifche Eheſchließungsform in rechtlicher Geltung ift; er verfagt da⸗ 
gegen vollitändig, wo dies nicht der Fall ift. Demgemäß liegen in Nordamerika 
und Schottland, wo das bürgerliche Recht zum Zuftandelommen der Ehe nicht mehr 
Tordert ala das Kanoniſche, die Dinge genau fo, wie fie in Deutfchland im Mittel- 
alter und in ben proteftantifchen Kirchen bes 16. u. 17. Jahrhunderts Tagen. Und 
in Frankreich, wo die Disziplinardekrete des Tridentinums ebenfalls nicht publizirt 
find, und demnach der vor dem Givilftandabeamten erklärte Konfens auch vont 
Standpuntte der Kirche aus bie rechtliche Eriftenz der Ehe bereits begründet, reip. 
Tonftatirt, kann der T. auch innerhalb der katholiſchen Kirche feine andere Stellung 
zulommen, ala ber dem Civilakte nachfolgenden T. in unferen proteftantifchen 
Kirchen, — abgefehen natürlich von dem, was etwa aus der von der kathol. Kiche 
angenommenen Sakramentsnatur ber Eh abzuleiten ift. 

Die Rechtsvorſchriften bezüglich der T., welche insgefammt unter bem Titel 
der Trauordnung begriffen werben, find dreifacher Art: 

1) Borbedingungen ber T. Sie find theils materielle, theils formelle. 
Beide fielen in den proteftantifchen Kirchen, fo lange die T. zugleich den alleinigen 
Eheſchließungsalt bildete, mit ben Borbedingungen für das rechtliche Zuftandelommen 
einer Ehe zufammen. Aehnlich fteht es auch jet noch in der katholiſchen Kirche, 
ſofern man unter dem „rechtlichen“ Zuftandefommen fpeziell daB Zuftandelonmen 
nad kirchlichem Rechte verfteht. Dagegen ijt für die heutigen Deutfchen evangelifchen 
Landeskirchen einerſeits an Stelle der einzelnen materiellen Vorbedingungen der Ehe—⸗ 
jchließung eine einzige umfaflende formelle Borbedingung der T., der Givilaft ge- 
treten, andererſeits die T. noch an einige weitere —E geknũpft, die 
wol früher größtentheils Bebingungen der epefätiekung waren, es aber jeßt nicht 
mehr find. Insbeſondere jchließen die meiften neueren Trauordrungen (4. B. für die 
evangeliiche Landeskirche Preußens von 1880 88 1, 2, für Hannover von 1876 $ 4, 
für das Könige. Sachſen von 1876 $ 12, für Württemberg von 1875 Art. 2) T. 
"von Ehegatten, von denen keiner zur evangelifchen Kirche gehört oder der eine 
Nichtchriſt ift, ausdrücklich aus; öfter thun fie dies auch bei Ehen Gejchiedener, „wenn 
dern Schließung von den zuftändigen Organen auf dem Grunde des Wortes Gottes 
nach gemeiner Auglegung der evangeliichen Kirchen als fündhaft erflärt wirb“ 
gi $ 12, Hannover $ 4), bei gemifchten Ehen, falls ber evangelifche Theil 

ober wenigſtens der evangeliiche Mann) die Erziehung der Kinder in der römijch- 
katholiſchen oder einer anderen nicht evangelifchen Konfeffion verſprochen Hat (Preußen 
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1.c., Württemberg Art. 2), bei „Ehen folcher Perfonen, welchen wegen laſterhaften 
Wandels oder ala Berächtern des chriftlichen Glaubens ıc. der Segen ber T. nicht 
ertheilt werden Tann“ (Preußen, Hannover). Das kirchliche Aufgebot ift zwar 
prinzipiell feftgehalten, aber die Zahl der Aufgebote meilt verringert, und da feine 
Bedeutung für die Herauftellung von EB e hinderniſſen in der Hauptfache geſchwunden, 
der Dispens ſehr erleichtert worden. 

2) Rechtsvorſchriften bezüglich der Traubandlung felbfl. Ab- 
gefehen von der allgemeinen Beitimmung, daß der Traualt in Betreff der Form 
der T. fi) an das agendarifche Formular zu halten Bat, gehören hierher nament= 
lich Vorfchriften über Kompetenz, Ort und Zeit der T. Kompetent ift nach kathol. 
Kirchenrecht und den meiften neueren evangel. Trauorbnungen der parochus proprius 
nicht nur ber Braut, ſondern auch des Bräutigams. Ort der T. ift der Regel 
nach die Kirche; doch ift nicht nur in Nothfällen, fondern häufig durch lokale 
Obſervanz (die von den neueren Ordnungen refpeftirt wird) auch HausT. geftattet. 
Die ſog. geichloffenen Zeiten, in denen — außer in Nothfällen — feine T. ftatt= 
finden foll, find in den neueren evangel. Trauordnungen erheblich veduzirt, fo 3. B. 
in Preußen (1880, $ 8) auf die Charwoche, die erften Feſttage der drei hoben 
Feſte, Bußtage und Todtenfeſt. 

8) Kirchendisziplinarifche Beftimmungen bezüglich der T. Wo 
T. und Eheſchließung zufammenfallen, kann von einer befonderen Pflicht zur T. 
natürlich nicht die Rede fein. Dagegen ftatuirt die Kirche eine ſolche überall, wo 
die T. eine von mehreren möglichen Yormen der Eheſchließung bildet, oder wo die 
Eheichließung in anderer Form erfolgen muß. Das Erftere ift übrigens nicht mur 
der Fall, wo fafultative Civilehe befteht, fondern auch nach Fatholifchem, insbeſondere 
Zridentinifchem Kirchenrecht, jofern Hier zwar die Ehe auch ohne T. kirchlich gültig 
geichloffen werben Tann, aber doch als Regel Schließung in Form der T. den 
Kirchengliedern zur Pflicht gemacht ift. In dem zweiten Falle befinden fich die 
Deutfchen evangel. Kirchen jeit der Einführung ber obligatorifchen Civilehe. Gleich- 
zeitig fordern dieſelben — ebenfalls altkirchlichem Herkommen entſprechend, — daß 
die Ehegatten auch „nicht dor ber T. in die eheliche Lebensgemeinſchaft eintreten“ 
(Preußen 1880 $ 2, Hannover 1876 $ 6, Württemberg 1875 Art. 9 u. a.). Iſt 
die letztere Vorjchrift verleßt, jo ift nach manchen Trauordnungen ein beſonderes, 
modifizirteg Trauformular zur Anwendung zu bringen, auch ber ſonſt nachgelaffene 
Gebrauch des Geburtsnamens der Braut, fowie des Prädilats „Jungfrau“ unzu= 
läſſig. Wird die Erfüllung der Traupflicht überhaupt bartnädig verweigert ober iſt 
umgefehrt die Ehe eine folche, für welche die T. verfagt werben muß, jo Tann 
Kirchenzucht, namentlich Entziehung aktiver und paffiver Wahlrechte, eintreten 
(Hannover, Trauordnung 88 8 ff.; Preußen, Kirchengefeß vom 30. Juli 1880 $ 1 ff.). 


Lit.: Neber Geichichte und Weien der Trauun riebberg, Recht der Eheſchli— 
in "ine en | —— 1865. — — Die fehl Kran, uns 9 


und liturgiſch lecht der Eheſchliezung, aus dem en und Kanon. 
Recht —— — E — ———— Verlobung und — ei 6. — Sohm, 
Me Sa Verl! Tobung, 1876. — Aisslin, Der Streit um bie Bedeutung der Zranung, 
in den Deutich:evangel. en; 1 ass > in — v. Sheurl, Die Entwidelm; 
tirchl. Eheſchließungͤrechts, 1877. Fheichliehung um ihre eich. — Be 
nach ben Rechten der Er Seit. für Tora, Recht, xx lie — — 
— Die kirchl. Trauun A geigste u 8 — © Pehain 

es —— ir 7 — A: Pm : — ——— e, sa = 
v eurl, Zur Geſchichte bes fir eſchliezungsrechts Jeitſchr. nee 
(1880) ©. en off, Givilehe firchliche Srauung, 1 a m, Die 


—— — a ihre Aufhebung, 1880. — Bierling ur Lehre über Ehe⸗ 
u — und Auauung, Sitpe für —e— XVI. (1881). — — eurl, Das Gemeine 
Deutiche 1 here 1. — Neber die neueften Trauformulare und Trauorbnungen: Blum» 
ftengel, Die — im evang. Deutſchland nach Recht und Ritus, 1879. — Voliſtandi, ig 
gelammet find die neuen Zrauordnungen u. f. w. im Allgem. Ktirchenblatt für das ou) 
eutihland, Jahrg. 1875 ff. €. Bierling. 
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Treiiſchke, Georg Karl, 527. XI. 1783 zu Dresden, 1829 Affeffor an 
der Keingiger pen, 1845 Appellationzrath in Dresden, + 1855. 
Sr I@eieb: Diss. de weregildo, Lpz. 1818. — De his ae ta jdicantar sententia 
— —— ——— — ia, —— 
andbus xe — Lehr T ai 
chtlop. des Wer — Fer 1831. — —A— Ko 
en ler — bjäpe vom Bommifonädenbe, ei _ Reinharbt’8 
arittm 5 fie lage hrte, Leipzig 1845. ee Engl. und Nordamerik. 
Be ee t, Leipj. 1845. 
Soldlämibt' 's H.K., (2) I. 88, 51. — Vaperean. Teihmann. 


Albredt Dietrich, 5 1707 zu Hamburg, ſtudirte in Frankfurt 
‚Leipzig und Halle, F 1764. 

— Tract. de origine atque pr: u testamentifactionis praes. apud Ro- 
manos, — Select. antiquit Bar. Eat. Com 1745. — B. Brissonii antiquitatum 
ex jure an select. libri IV, rec. emend. inst. Lips. 1741. — O Brissonii minora 
varii argumenti, Lugd. Batav. 1747. — Heine Deutfce FH e Bon aubolbd, &pz3. 1807. 

Bit.: Siebentees, Neues Juriſt. Magazin, Ansbach 17: ©. 530-532. 
Teich mann. 

Trendelenburg, Friedrich Adolf, 5 80. XI. 1802 zu Eutin, wurde 
1833 Prof. in Berlin, 1846 Mitglied ber Alademie der Wiſſenſchaften, ſaß 1849 
bis 1851 in der preuß. 2. Kammer, 1869 Ausw. Mitglied des Institut de France, 
von ber Univerfität Greifswalb 1856 zum Dr. theol., von der in Bonn 1868 
aum Dr. jur. ernannt, t 24. I. 1872. 

Schriften: Elem. 1 Aristotelicae (1841), 8. Aufl. —— Bogiiche ag 
us), Aufl. 1870. — Si. Beitr. zur Philofophie, —— aturrecht auf dem 
de ber EiHit, 2. Aufl. 1868 (ital. v. Modugno, Napoli 1873, — Ge d. Große 

und ein Grobtanzer — Berlin 1878. — Kleine "Scheften, 1871. — Xüden im Bölter 


recht, 
at zunik, zu r Erinnerung an_X., Berlin 1872. — Bratufärd, Adolf T., Berl. 
Brantl, ee nißrede auf T., "Münden er — EAN e. und bie _bialelt. 
— Turks. Hall e 1874. — Pessina Opuscol — Deb —— Heinze, 
(1880) I — Raumer, Begriff von Red, © — Soc, 1861 = ä 
Teihmann. 


Treutler, Hieronymus, & 14. II. 1565 zu Schweidnitz (Schlef.), wurde 
1589 Prof. in Herborn, 1594 Syndikus in Bauten, 1595 Kammerprofurator der 
DOberlaufi, in den Adelsſtand ala T. von Krofwiß erhoben, F 14. II. 1607 zu 


Bautzen. 
t jchrieb: Disput. re Ay civile Justin. 50 libr. comprehensum, Marb. 
1592, is, —8 t —— 1 rt van Echt, Notae dazu 1012-10, 
Bit. vg ex, II. 807—818. — — XVI. 232. — v. Stintzing, Geſchichte 
der — inheſet san) L 186, 465, 467 u. d. — Wal, 74. 
Teihmann. 


Trithemius, Joh., 5 1462 zu Zrittenheim bei Trier, Abt in Würzburg, 
1516. 
@ i&rieh: De scriptoribus eocl., Mogunt. 1494, Ball 1494, Paris. 1497. — De viris 


illustr. ord. s. Benedicti, Col. —* u On Mo; “ 
8it.: dv. Savigny, II. 39. — Schulte, Gelchichte dev Quellen, 1.18. — Pütter, 
gitt., L 95. Teihmann. 


Tröbelvertrag. Die Uebergabe einer Sache zu dem Zweck, damit fie der 
Empfänger im Intereſſe de Nebergebenden verkaufe, Tann den Inhalt verichiebener 
Rechtsgeſchäfte bilden. Eines derjelben ift der „I“., von den Neueren contractus 
aestimatorius genannt nach dem quellenmäßigen Ausdruck actio praescriptis verbis 
aestimatoria. Die weientlichen Merkmale diejes Geſchäfts find, daß eine bewegliche 
Sache Jemand zum Zweck des Verlaufs übergeben wird gegen die Verpflichtung 
entweber die Sache zurädzuliefern oder die dafür angefehlagene Summe zu zahlen. 
Das Preuß. und Oeſterr. Recht fordern außerdem die Verabredung einer beſtimmten 
Erfüllungszeit. Die Beſchränkung auf bewegliche Sachen enthalten das Preußifche, 
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Oeſterreichiſche und Sächfifche Recht ausdrüdlich, das Gemeine ftillichweigend. Daß 
der Empfänger ſich gewerbemäßig mit ſolchem Verlaufe befaffe, ift feine Vorausſetzʒung 
des Vertrags. Dagegen bildet der Preisanſchlag Eestimatio) einen unerläßlichen 
Beſtandtheil, wiewol ein ſolcher auch in Verbindung mit anderen Zweckberedungen 
vorkommi (Kommodat, Depofitum, Pacht, Dosbeftellung). An fich Hängt es vom 
reinen Belieben des Empfängers ab, ob er fich auf die eine oder andere Art feiner 
Berpflichtung entlebigen will. Es erwächft für ihn aus dem Vertrag feine Verkaufe- 
pflicht, wenn diefe nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend bebungen ift. Gegen die 
Entrihtung des Kaufpreifes kann er die Sache für fich behalten. Aber auch im 
Fall des Verlaufs an einen Andern ſchuldet er nur die Anfchlagsfumme, nicht den 
allenfallfigen Mehrerlös, wie umgefehrt ein Verkauf unter dem Anichlag die Schulb- 
fumme für ihn nicht mindert. Er ift daher von der Pflicht zur Rechnungftellung 
frei. Der Empfänger hat regelmäßig feinen Bortheil Lediglich in der Möglichkeit, 
einen den Anfchlag überfteigenden Erlös auß der Sache zu erzielen. Doch ift die 
Buficherung eines befonderen Entgelts mit der Natur dieſes Vertrags nicht unver 
einbar. Entſcheidet fich der Empfänger für bie Rückgabe der Sache, jo muß er auch 
die während feines Innehabens gezogenen Nugungen und fonftigen Zuwüchſe heraus- 
geben, Tann aber auch den Erſatz der nothwendigen Verwendungen beanfpruchen, 
während ihm bezüglich der blos nüßlichen und ber Iururiöfen nur das Recht ber 
Wegnahme zufteht. Nach Preuß. Recht behält er die Nutzungen, nicht aber die 
natürlichen Zuwüchſe; in Folge deffen fällt ihm der ordentliche Aufwand zur Laft. 
Der Empfänger haftet gemeinrechtlich für jede Verſchuldung, für den Zufall nur 
dann, wenn er das treibende Element bei Eingehung des Geſchäfts war. Aber felbft 
in diefem Fall verbleibt im Zweifel das Eigenthum an der Sache dem Webergebenden, 
bis der Empfänger entweder die Sache an einen Dritten veräußert ober die Anjchlag- 
iumme bezahlt Hat. Hiernach beftimmt ſich die Stellung des Uebergebenden im Kon- 
kurſe des Empfängers. Nach Preuß. Recht wird der Tröbler fchon mit dem Ablauf des 
feſtgefetzten Termins Eigenthümer, ohne daß jedoch ber Uebergebende gehindert ift, die 
Sache ſelbſt zurückzufordern, wenn ihm der Anſchlagspreis nicht entrichtet wird, und vor= 
ausgeſetzt, daß nicht mittlerweile über das Vermögen bes Tröblers Konkurs ausgebrochen 
if. Der Trödelvertrag war bei den Römern ein unbenannter Realkontraft und erhielt 
demnach erſt durch bie Uebergabe der Sache an den Tröbler rechtliches Dafein. Heut⸗ 
zutage erzeugt fchon die bloße Uebereinkunft eine Hagbare Verbindlichkeit auf Aus— 
Händigung, ſowie auf Uebernahme der Sache. Wie fich der T. von einem Kauf- 
geſchäft, von einem Verkaufsauftrag und ber verwandten Verkaufgtommifiton, von 
einer Dienftmiethe und einer Werkverdingung unterfcheibet, erhellt aus dem Borftehenden. 
Er fällt auch nicht unter den Gejellichaftsvertrag (Berkaufstompagnie), obgleich beide 
Theile in dem Verkauf ihren Vortheil fuchen, weil eine Gemeinfchaftlichleit des Gr- 
löſes nicht beabfichtigt ift. In weientlichen Punkten ftimmt mit dem Zröbelvertrag 
das ee Konditionsgefchäft (vgl. d. Art. Sortimentsbuchhandel). 
igb.: Tit. Dig: de aestimatoria 19, 3. — 1; u ER. L 11 88 51158. — 
Seren! 368. $5 1086-88. — Sad. BEB. 55 1291 
: Ehambon, Die Lehre dom contractus aestimatorius, in feinen Beiträgen zum 
gu, EN (1851). — Bring, Krit. Blätter, Heft 1 (1852). — Beift, Mancipation umb 
br ent! Äumdtzabition, ©. 239 fi. (1866). — an er in 5 ring’ 3 er N ©. * A 


— Hhering ebenda, di XV. 6 — 
no Reller, 8 354. ran I, —— eid, 5 chen, 


Se % 132. — Dernburg, Peuß. Priv.R., IL 
J F. Regelßberger. 


Tronchet, François Denis, 5 28. III. 1726 zu Paris, bedeutend als 
Adv., Mitgl. der Etats göndraux, einer der drei von Louis XVI. gewählten An- 
wälte, unter dem 1. Konfulat Präf. des Kafſationshofes u. Senator, nahm Theil 
an ber Rebaftion des Code eivil, T 10. IH. 1806. 
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—— Dupin, Tronchet, Ferey, Poirier, Par. 1810. — Royer, Vie et travaux de T., 
_ Parades, loge, 1856. — Le tribunal et la Cour de —— Fi p. 116. 
eihmann. 


Troplong, Raymond Ih6odore, 5 8. X. 1795 zu St. Gaubens, wurde 
24 Jahr alt Staatsproburatorgehülfe i in Alengon, dann Staatprofurator in Sartena, 
Generaladvofat in Baftia, darauf Präſ. einer Kammer des Gerichtshofes in Rancy, 
1835 Rath am Kaſſationshofe, mens defien Präf., 1846 Pair de France, 1852 
Präf. des Senats, F 2. III. 186) 

Schriften: De la souverainet6 * — de Lorraine sur lo Barrois, Par. 1882. — 
Du pouvoir de Potat sur Fenseignement, Par. 1844. — De l’influence du christianisme 
sur le droit civil des Romains, 3. ed. 1868. — Le droit civil expliqué — Vordre 
des articles du code, Par. 1833—58, 28 vol., enthält: Du contrat de mariage, 3 6d. 1857. — 
Comm. de la vente, 5. 6d. 1856 (ital. von Dematteis, Nap. 1857). — Comm. de l’echange 
et du lo: © 1853 jtal; un Logatto, Nap. 1859). — Comm. sur le contrat 
societe civile = in Nor. 1 — Comm. du pröt, du depst, du sequestre, des con- 
trats aleatoires, 1845 (ital. Nap. 1847). — Comm. du mandat, du cautionnement et des 
transactions, 1845, 46. — Comm. de la contrainte par corps, 1847, 58. — Comm. du 
nantissement, du gage et de l’antichröse, 1847. — Comm. des privildges et hypothöques, 
5. ed. 1854 ital, von Logatto, Nap- 1881). — Transerij eripäon en matiöre hypoth. (loi de 
1855), 2. &d. 1864. — Comm. Ja preseription, 4. ed. 1: — Des donations entre-vifs 
et des testaments, (8) 172. — Tele donations, 1855. — Opere he Venez. 1855. 

Lit.: Rodiöre, Les grands jurisconsultes, 1874, p. 484—496. — Le fribunal et la 
Cour de cassation, 1879, p- 147. Zeihmann. 

Trotſche, ©. H. €., 5 22. X. 1808 zu Lübeck, 1882 Regiftrator bei der 
Guſtrower Kanzlei, 1839 Juftizrath, 1845 Mitgl. des ONpp.Ger., jaß 1849 in 
der Kammer und präfidirte diejelbe, wurbe 1865 Ehrendoktor der Roftoder Univerfität, 
1870 Ehrenbürger daf., 1872 Präf. d. ONpp.Ger., 1 28. I. 1879, 

Säriften: Das erpfänbungs; td. Pfandgläubigers, Guſtrow 1834, 1838, Queblin- 

xg 1840. — —— u einem Handbuch des Medienburg. Schioerin hen Partikular⸗ 
—E Güſtrow (neu bearbeitet 1848, 1852 als: Der Mecklenb. Civilprozeß, 
Wismar 1866 u. —A — Die Mecklenb. eimathgeieße mit — der Landesgerichte 
und — Roſtock 1859 — gab heraus: Ueber die Vormundſchaft für Abweſende, 


: Roſtocker Zeitung, 1879, Nr. 26, Beilage. Teihmann. 


— Ignaz Paul Vitalis, 5 1780 zu Bero-Münfter Luzern), 
bekleidete im Alter von 18 Jahren bereits den Poſten als Sekretär des Regierungs— 
ſtatthalters, emigrirte in Folge der Invafion der Franzoſen, ftudirte unter Schelling 
1800 in Iena, dann in Göttingen, praftizirte als Arzt in Wien, dann in Bero- 
Meünfter, bekämpfte die Ariftofratie, was ihm eine Gefängnißftrafe zuzog, vertrat 1815 
am Wiener Kongreß die Rechte der Helv. Demokratie, eine Zeit lang Prof. der 
Philoſophie u. Geſchichte in Luzern; verjeindet mit den Jefuiten gründete er in 
Aarau eine Erziehungsanftalt, mit Zſchokke eine freifinnige Verbindung, kurze Zeit 
ala Prof. in Bafel, 1832 Ehrenbürger Bern’s, 1834 Prof. d. Philofophie daj., 
wirfte für größere Einheit der Kantone und eine Bundesverfafſung, T 6. III. 1866 
auf nm Hape te bei — — — 

p ts 1820. — Fi d Bolt 
nad —S hl ii : Fe, 5 ar ler — — — ge 
Ahr Die fieben Bunbszerefunge 8 ie Ps enofi. v. 

Die Dei NE Vereinigten Staat amerifa’3 ald — EN Eu esreform, 
Scheſh. 1848 — Nenjahrsgruß on an bie Schweiz. Sitoenofientaaft, 

it: Keirol zn Aecby, ın 1866. — Unjere FON 1866 ne Folge I. 1) 
©. 718, 714. — tl, L 326, sl, 500. — mal ter, Naturrecht, $ 558. — Raumer, 
er e und Red, € tant unb 'Bolitit, 1861, S. 225. — Hartmann, Gallerie, Baden 

d. . — Blumer, Bunbeötaatäuedt, C I. 76. — d. Orelli, Rechisſchulen und 
— Zurich 1879, ©. 70, 71, Teihmann. 


Truckſyſtem beruht auf der Gepflogenheit der Arbeitgeber, Arbeitslöhne mit 
Waaren zu begleichen. Der wirthichaftliche Zweck ift dabet natürlich, daß der Arbeit« 
geber an den an Lohnesſtatt gegebenen Waaren nochmals zu verdienen nat; es ift ſonach 

v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon M. 3. Aufl. 
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eine verſteckte Lohnkürzung des fozial überlegenen Theils am Arbeitsvertrag. Der 
Urſprung diefer Unfttte fcheint in England zu fuchen zu fein, denn das Wort truck 
ſtammt aus dem Englifchen und bedeutet ſoviel wie Tauſch. Die Deutfche Gew.O. 
von 1869 Hatte diefe Art der Bezahlung wenigftens für alle Fabrikinhaber ſchlecht- 
hin ausgeſchloſſen. Erſt die Novelle vom 17. Yuli 1878 hat diefen Grundſatz 
wieder eiwas gefchwächt, wenn auch in Bezug auf ben Umfang derjenigen, welde 
diefem Verbote unterworfen find, eine erfreuliche Erweiterung gleichzeitig nicht unter- 
Iafjen wurde. Letztere geht dahin, daß jet alle Gewerbetreibenden jchlechthin zur 
Betolgung dieſes Verbots angehalten find; dahin zählen ſpeziell auch die Bauunter- 
nehmer, eine Verjchlechterung hat unferes Ermeſſens das Geſetz aber erhalten, infojem 
die Geftattung der Verabfolgung von Lebensmitteln an die Arbeiter zu einem bie An- 
ſchaffungstkoſten nicht überjteigenden Preife ein Loch in das bisherige Prinzip ge 
macht hat. Dan hat dabei bervußt oder unbewußt den örtlichen Konſumvereinen die 
Griftenz erheblich erfchwert. Im Ginzelnen ftellt das Geſetz an die Spike den 
Kardinalfag: Die Gewerbetreibenden find verpflichtet die Löhne ihrer Arbeiter baar 
"in Reichswährung auszubezahlen. Alſo auch nicht Solawechſel find daher geftattet, 
wie das in den Steinbrüchen des Niederrhein vorgefommen fein fol. Die Gewerbe: 
treibenden dürfen daher auch den Arbeitern feine Waaren kreditiren. Ausnahmen 
beftehen einmal, wie fchon gejagt, injofern Lebensmittel an die Arbeiter verabiolgt 
werben dürfen, wenn das zu einem, die Anfchaffungsfoften nicht überfteigenden Preile 
geſchieht; auch können den Arbeitern Wohnung, Feuerung, Landbenugung, regelmähige 
Belöftigung, Arznei und ärztliche Hülfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen 
übertragenen Arbeiten unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabjolgt werden. 
Die Konfequenzen, welche die Gew.D. an die Zumiderhandlung gegen dieſe Beitin- 
mung fnüpft, find ſehr ftreng. Arbeiter, deren Forderungen in einer biefem Ber 
bote zumiderlaufenden Weiſe berichtet worden find, können jederzeit Zahlung ver- 
langen, ohne daß ihnen der Arbeitgeber Einreden aus dem an Zahfungaltatt 
Gegebenen entgegenjeen könnte. Vielmehr fällt das an Lohnesſtatt Gegebene, ſoweit 
es noch beim Empfänger vorhanden oder diefer daraus bereichert ift, den zur Unter 
ftügung von Arbeitern beftehenden einjchlägigen örtlichen Kaffen zu. Aber auf 
Verträge, die gegen jene Verbot geichloffen werden, find nichtig, Das Gleiche 
gilt von Verabredungen zwiſchen ben Gewerbetreibenden und ben von ihnen beicki- 
tigten Arbeitern über die Entnahme der Bebürniffe aus gewifſen DBerkaufsftellen, 
fowie überhaupt über die Verwendung des Verdienſtes derfelben zu einem anderen 
Zweck als zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbefferung der Lage ber Arbeiter 
ober ihrer Familien. Letzteres wäre etwa ber Fall bei den neueſtens von 
v. Malarce fo jehr empfohlenen und in Franzöſiſchen Staatsinduftrieanftalten ein: 
geführten Fabriffparfaffen. Endlich können Forderungen für Waaren, bie dem 
Verbot zuwider kreditirt find, nicht eingellagt oder rechtlich geltend gemacht werden. 
Auch diefe Forderungen fallen den genannten Axbeiterfaffen zu. Den Gewerbe 
treibenden find dabei gleichgeachtet deren Familienglieder, Gehülfen, Beauftragte, 
Geſchaftsführer, Auffeher, Faktoren, ſowie andere Gewerbetreibende, bei deren Geſchäit 
eine der Hier erwähnten Perjonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt ift. An | 
dererfeits ift auch der Begriff des Arbeiters im weiteften Sinne gefaßt, d. h. au 
diejenigen Perfonen find darunter verftanden, welche für beftimmte Gewerbetreibende 
außerhalb ber Arbeitsftätten der letzteren mit der Anfertigung gewerblicher Erzeug: 
niffe beichäftigt find. i Landgraf. 


Senntenheit (und ebenfo jede nicht durch die Einwirkung geiftiger Getränfe 
Hervorgerufene Beraufhung) kommt im Strafrecht zunächſt 1) wegen ihres 
Einflufles auf die Zurechnung in Betracht (vgl. Thl. I. ©. 708). Man kann in 
diefer Hinficht die fog. zufällige, die verſchulbete („Eulpofe“) und die „do* 
Loje* T. unterfeiden. Verſchuldete T. ift der gemöhnlichite Fall, zufällige 
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(3. B. durch Hinterliſt eines Anderen herbeigeführte) T. ebenſo eine Ausnahme wie 
die doloſe T., d. h. diejenige, in welche ſich Jemand mit der Abſicht, im trunkenen 
Zuftand ein beſtimmtes Verbrechen zu begehen, verſetzt hat. Es kommt aber 
andererfeit auch der Grad ber T. in Betracht. Nur die fog. volle T. („Befoffen- 
heit“) kann die Zurechnung ausfchließen. Volle T. ift aber freilich nicht blos dan 
vorhanden, wenn ber Betrunfene alles Bewußtfein verloren bat, ſondern fchon dann, 
wenn die Beraufchung ihm die pfychiſche Freiheit (Selbftbeitimmungsfähigfeit) oder 
die Möglichkeit der Einficht in die Unerlaubtheit feines Verhaltens raubt. Was 
- Zemand in voller zufälliger T. thut, Tann ihm nie zugerechnet werden; war bie 
T. verichulbet, jo ift e8 möglich (nicht aber nothwenbig), daß auch betreffs bes 
in der T. Gethanen ſtrafbare Kulpa vorliegt; war die volle T. endlich eine doloſe 
im obigen Sinn, ſo iſt das in derſelben begangene Verbrechen zur Abſicht zuzu⸗ 
rechnen, da es im Kauſalzuſammenhang ſteht mit dem Dolus, welcher bei dem 
Thäter obwaltete, als er ſich in T. verſetzte. Dieſe Anficht, welche getheilt wirb 
von Abegg, Marezoll, Mittermaier, Bekker, v. Wächter, Berner, 
Geib, Dollmann, H. Meyer, Binding u.v. A., ſowie fie ausdrücklich vom 
Württemb., Heſſ. Bad., Thüring., Oefterr., Hamb. Straf®B. adoptirt worden ift, hat 
= ihre Gegner (unter bie namentlich Krug, Köftlin, Haälſchner, v. Schwarze, 
Schütze gehören), die gewöhnlich in den betreffenden Fällen von einer Fahrläffigkeit 
reden, was aber ben thatjächlichen Vorausfetzungen geradezu widerſpricht. Vgl. 
noch über die fog. actio libera in causa s. ad libertatem relata den I. Thl. a. a. 
O. — Die nit volle T. muß, fojern fie nicht eine doloſe ift, als Strafminde- 
rungs ober ala Strafmilderungsgrund gelten, je nachdem fie ſich von der vollen 
Z., bzw. bem Zuſtand der Zurechnungsjähigkeit mehr oder weniger entjernt. 
Das Preuß. StrafGB. führte die T. unter den Strafausfchließungsgründen nicht 
an, jo daß fi) die Praris zu einer Auslegung des $ 40 bemüßigt fah, die eigent- 
lich eine analoge Anwendung deffelben war. Auch das Deutiche Straf&B. nennt 
Die T. nicht befonderd. Unter den $ 51 deſſelben (verb.: „in einem Zuftande von 
— ober krankhafter Störung ber Geiſtesthätigkeit“) läßt ſich aber nicht 
jeder Fall, in welchem volle T. die Zurechnung ausfchließt, ohne Zwang ſubſu⸗ 
miren. — T. ericheint ferner 2) in umjeren Geſetzen als eine Polizeiübertretung, 
natürlich nicht —S— ſondern bei dem Hinzutreten (im Einzelnen ſehr ver- 
fchiedener) qualifizirender Umftände. Das Deutſche StrafGB. beftraft demjenigen 
wegen einer Webertretung mit Haft, ber „ich dem Trunke (Spiel oder Müßiggang) 
Dergeftalt hingiebt, daß er in einen Zuftand geräth, in welchem zu feinem Unter 
halte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ift, 
durch Vermittelung der Behörde fremde Hülfe in Anſpruch genommen werben 
muß“. Mit der Haft Tann hier ferner Arbeitszwang verbunden und bei der Ver- 
urtheilung zur Haft zugleich erfannt werden, daß der Verurtheilte nach verbüßter 
Strafe der Lanbespoligeibehörbe zu überweiſen jei. Die letztere erhält dadurch bie 
Befugniß, den Berurtheilten biß zu 2 Jahren in einem Arbeitshaus unterzubringen 
oder zu gemeinnüßigen Arbeiten zu verwenden ober benfelben, wenn er ein Aus- 
Länder ift, aus dem Bundesgebiet (Reichsgebiet) auszumeifen. Dem Deutjchen 
Reichstag Liegt jet (1881) der Entwurf eines Gejehes vor, nach welchem die öffentliches 
— erregende T. als Uebertretung beſtraft werden, ſogar Gefängnißftrafe bis 

5 Jahren eintreten foll, falls in voller nicht dofofer T. Verbrechen begangen 

And. Das letztere ift eine Monftrofität; wie man, was Hiernach erforderlich wäre, 
Mord und Zodtichlag, abfihtliche und fahrlaffige Todtung oder Körperverletzung — 
begangen in voller, zurechnungsunfähig madhender, nicht dolofer T. — unterjcheiden 


will, A; für menfchlichen Wik uner — — 
Sieb: © Deuiſches StraföB. $5 51 3. — EA Pol-Straf®., 
76, 99 u. dazu Ah nern. Eifenlopr, Bub. e— ©. 224, 247. Bayern, 
er eier. 2. — Deflerreidh, 88 2 litt c, 286, 259, m- Ent. 1. 88 56, 
452, 457; IL. 98 ur —* 449. * 


916 Tudeſchis — Tutorlum, 


Sit: ern alin R W. Weilely, Deflerr. Ger.Btg., 1858, 

Nr. 96 f. — Be er ebenda, 18, hat [= — d. Bädter, Sad -Ehr, Et, 
346 uiid Fa Win ©. 104 

ind 


©. "397 B v. V "Ebing, 
Schaper in v. — Handbuch, IL Rormen, I. 
©. 192 ff. Geyer. 


1 
Tudeſchis, Nikolaus de, Abbas Siculus PBanormitanus, & zu 
Catanea, wurde Benebiktiner, lehrte zu Siena, Parma und Bologna, Erzbiſchof von 
Palermo, wohnte dem Bajeler Konzile „de wurde Kardinal, legatus a latere in 
Deutjchland, F 1453. „Lucerna juris.“ 
Säriften: Lectura in Decret. . IX., Venet. 1478, Lugd. 1524 — in Sextum, 
Venet, 1479, 1592 — in Clementinas, Co) on. 1474 — de consilio Basiliensi. 
Sit: d. Stinhing, ee d. vop. a 3 — Rechts, Leipz. 1867, ©. 
EN Realenenft flopäbie eitr., 26, 27. — Gulte, 3 mL 
Muther, Dr ocessus — en in IL Las R.G. VL 214 ff.; 
VI. 188 fi. — Betpmann:Hollweg, Sin.firz. deb Gem. Redis — * 
eigmann. 


Tulden, Diodor von, & gegen 1595 zu Herzogenbufch, wurde Abb. daf., 


1620 Int in Su 1645 Rath im Provinzialhofe, + 19. XI. 1645 
& ſchrieb: De caussis — jadiciorum et remediis kibri I "öoin, 100% 


Lovan. 1702. — De juri Te rali, Lovan. 1628, 1643, 1702. — 
Justinianeum, Lovan. I 5. ed. A — in Digesta, Lovan. 1702. — De civili regimine 
1. VIII, Lovan. 1702. 
8it.: Jugler, Im. 118-124. Teihmann. 


Tutorium nennt man das richterliche Dekret, durch welches ein Vormund 
beftätigt ober zur Verwaltung berufen wird. (Bei der Aura heißt es Kuratorium.) 
Im Röm. Recht findet fich ein ſolches Dekret nur bei ber tutela dativa (1. 7 8 
1 D. 26, 3; 1.8 $ 2 D. 26, 5; 1. 2 D. 2, 12) und der fog. tutela testa- 
mentaria imperfecta s. minus plena (Rudorff a. a. O. I. S. 826 ff., 406 fj.). 
Ueber die tutela dativa ſ. d. Art. Vormundſchaft. Tut. test. imperf. ift vor⸗ 
handen, wenn es an einem ber für bie teftamentarijche Ernennung beitimmten Er— 
fordernifje mangelt, in welchem alle diefe durch obrigfeitliches Dekret aufrecht 
erhalten werben kann (ſog. confirmatio ex jure Romano). Diefe tritt ein theils 
ſchlechthin, felhft ohne Prüfung der Tauglichkeit (sine inguisitione), theils nach vor« 
gegangener Unterfuchung über bie ZTüchtigfeit de Berufenen (ex ingnisitione). 
Letztere ift die Regel und findet ftatt, wenn der Vater feinem Konkubinenkind, 
ober die Mutter, ober ein Fremder einen Tutor beftellt Hat, bei den letzteren beiden 
vorausgeſetzt, daß fie das unmündige Kind zum Erben eingefegt haben, ſowie end- 
lich, wenn der Vormund gegen bie Borjchrift bes Sc. Libonianum feine Ernennung 
ſelbſt niebergefchrieben hatte. Confirmatio sine inquisitione wird vorgenommen, 
wenn ber Vater feinem aus ber Gewalt entlafjenen Kinde oder überhaupt in nicht 
beftätigten Kobizillen, in einem testamentum injustum ober imperfectum einen 
Vormund beftellt hat. Ueber die Wirkung bes konfirmatoriſchen Dekrets berricht 
Streit; nach der einen Anficht wird der teftamentarifche Vormund durch daffelbe 
zum tutor dativus (Windſcheid), nach der anderen (Glücd) bleibt er testamen- 
tarius. Die Quellen ergeben aber -foviel gewiß, daß zwilchen dem bloßen testa- 
mentarius und dem confirmandus wejentliche Unterſchiede beftehen (Kudorff a. a. 
©. ©. 330); für die erfte Meinung fpricht, daß der Vormund erft durch das Dekret 
Recht und Pflicht zur Verwaltung erhält (1. 40; 1.5882 D. 26, 7;1.1C. 
5, 28), daß ihm erſt von dieſem ab feine Entſchuldigungsfriſt Läuft (1. 2 C. 5, 29); 
zu Gunften der zweiten Anficht ift zu erwähnen, daß er bei Erkufation die ihm 
letztwillig Hinterlaffene Zuwendung verliert (1. 11 D. 26, 8; 1. 28 $ 1; 1 
832—36 D. 27, 1) und von der Kautionsſtellung befreit ift (1. 2; 1. 8; 1. 11 
8 1 D. 26, 3). — Nach heutigem Gem. Recht ift durch bie Vorichrift der Reichs⸗ 
poligeiorhnung in allen Fällen zur Führung eines vormundfchaftlichen Amtes ein T. 
nothwendig, aufer wenn Vater oder Großvater berufen werben (Windſcheid, 
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$ 486 Anm. 3; $ 432 Anm. 5; $ 433 Anm. 21a). Um dieſes T. einzu= 
tommen, iſt die Pflicht des berufenen Vormundes, durch deren Unterlaffung er fich 
dem Mündel verantwortlich macht; er fann aber auch vorher außer in Nothällen 
feine Berwaltungshandlung vornehmen. Dem T. vorauf geht eine richterliche 
Unterfuchung (causae cognitio) über die Tiüchtigkeit und Fähigkeit des Vormundes, 
dem jedoch ohne gerechte Gründe die Berufung nicht verſagt werden foll. Dabei 
hat der Magiſtrat die einzelnen Delationsgründe, beſonders die väterliche Ernen⸗ 
nung, zwar zu berüdfichtigen, ift aber an biefelben in feiner Weife gebunden. 
Sofort nach Aushändigung bes T. ſoll der Vormund die treue Erfüllung der ihm 
auserlegten Pflichten eidlich verfprechen, doch wird nach der Gem. Praris ein Hand» 
gelöbniß Für ausreichend erachtet (über Röm. Recht vgl. 1. 7 88 5, 6 C. 5, 70; 
Nor. 72 c. 2, 8); er foll genügende Sicherheit durch Piand oder Bürgen Ieiften: 
rem pupilli salvam fore (über Röm. Recht pr. I. 1, 24;1.4$1D. 46, 6; 
1.7 D. 46, 5); er foll enblich ein Inventar errichten, es fei denn, daß ihm 
dafjelbe ichiwillig erlaſſen iſt oder ihn die ringe ar nach ihrem 
Ermeſſen davon befreit (l. 7 pr. D. 26, 7; 1.18 8 1C. 5, 51; 1. 24 C. 
5, 37). Diefe obrigfeitliche Unterſuchung, welche letztwillig nicht außgefchloffen 
werden kann (1. 55 D. de leg. 1), wirb heutzutage im Gegenſatz zu der Römifchen 
eonfirmatio juris Germanici genannt. Beide find aber von einanber verjchieden. 
Zie Römische ift Bedingung der Berufung, ihre unterbliebene Nachſuchung macht 
nicht verantwortlich, bie Deutfche ſetzt die Berufung voraus und läßt ben Berufenen 
für das nicht erbetene T. haften. Der Röm. tutor ift don feiner Kenntniß der 
Zelation zur Amtsführung verpflichtet, der Deutſche Vormund erſt von der Be— 
fallung. Dagegen ift in Folge jener Beftimmung der Reichöpolizeiordnung keines⸗ 
wegs jede Vormundſchaft als dativa aufzufafien, vielmehr bleiben die Delationg- 
gründe beftehen, da fi das T. nicht auf die Berufung, ſondern nur auf die 
Bejugniß zur Verwaltung bezieht. Doch ift nicht zu leugnen, daß bie Wirkung 
der Delationsgründe bedeutend abgejchwächt ift. 

Unter den Partitulargefeggebungen weichen ber Cod. Max. Bav. und das 
Oeſterr. BEB. von ber gemeimvechtlichen Lehre nicht ab, der Code civil (vgl. art. 
418) kennt ein T. überhaupt nicht, da feine Verpflichtung mit der Kenntnik von 
der Berufung beginnt. Das Preuß. Allg. M., welches nur bie tutela dativa aufs 
genommen bat, läßt die Vormundſchaft erft mit ber Beitallung eintreten und gewährt 
ihm vor biejer nur die Befugniß zu unauffchiebbaren Handlungen (I. 18 98 225, 
226). Nach der Preuß. Bormundjchaftgordnung vom 5. Juli 1875 beginnt dag Amt 
des Bormunbes mit der gerichtlichen Verpflichtung; die Beſtallung ift hierfür. nur beur⸗ 
fundend, nicht bedingend ($ 32 Abſ. 2). Die Beftallung ift die Legitimation für 
den Bormund und muß daher nicht nur genau die Angaben über die Identität 
der Mündel, die Namen der Mitvormänder, fondern auch die Art einer etwaigen 
Teilung der Verwaltung, etwaige Befreiungen und Beichränfungen von den gejeß- 
lihen Verbindlichkeiten ($ 47), jowie die Bildung des Familienraths enthalten 
($ 24 Abf. 2). Aenderungen in diefen Berhältniffen bebingt die Ausfertigung einer 
neuen Beftalfung. Analog ift eine ſolche bem Gegenvormunb zu ertheilen ($ 26 
Abi. 5). Da ein gefeglicher Bormund von felbft ohne Veftallung eintritt, jo wird 
ihm auch ein T. nicht — 


Quellen: Tit. D. 26, 3 t. C. 5, 29. — Tit, I 1, 24; Hr D. 46, 6; u C. 5, 
42; Nov. 145. — Reiche: Poli * v. 1577 zit, 32 ei 2,9 — Cod. Max. Bar. 
L789u10.— Oele, $ 204-206. — Pıeub. Vormundf.-Orb. dv. 5. Zuli 


iars \8 24,26 an. 5 
Rit.: auler ben * ın: v. Buchholtz, De — lo ig Arge 
188. — —— * ax ©. 305 ff.; XXX. ©. 1 _ Babe, He Breit ber 
— L.S. 320 ff. — Kraut, * eren chaft, 
_ ueber Die Ertung bes Inventard: Maregoll in — — 3 Mag. 
für 83. u. Gigb., IV. 19, 12. -— Die Kommentarien z. Prenb. Vorm.-Orbn. von Anton, 
Neumann, Söwenftein, Mae Hefſe. Kayſer. 


918 weiten — Ueberhaugsrecht und Ueberſallsrecht. 


I weiten, Karl, 5 22. IV. 1820 zu Kiel, kam 1885 nad) Berlin, ſtud. in 
Berlin und Heidelberg, ging nach Meran, Venedig, Florenz, 1849—1855 Kreig 
richter in Wittftod, dann am Stabtgericht, nahm 1868 feinen Abſchied, F 14. X. 
1870. Er hatte 1861 einen Konflilt mit Manteuffel (Duell), trat 1862 ins Ab- 
geordnetenhaus, wo er fich ala Redner der Fortſchrittspartei auszeichnete (Mede dom 
20. Mai 1865), 1865 mit der Regierung wegen Rebefreiheit ber Abgeorbneten in 
Konflitt und zu einer Geldbuße von 800 Thlr. verurtheilt. 

Shriften: Die Batrizier, Leipz. 1848. — Woran uns gelegen ift, Kiel 1859. — Was 
und noch retten Tann, Berl. 1861. — Schiller in feinem Berhältnik zur Wiffenichaft, 1863. — 
Macchiavelli, Berl. 1868. — Die religidfen, politifchen, fozialen been ber afiatifchen Kultur 
BOT m ber Aegypter in ihrer biftorifcen Entwidelung, berauögegeben von Lazarus, 


Berl. 
Lit.: Grenzboten 1870, Nr. 44, ©. 161—168 rei = Raster, Grabrebe, Berl 


1870. — Rolin in Revue de droit international 1871 p. 151. Teich mann 


Tzerſtedt, Brand von, war Rathähere zu Lüneburg, + 1451. 
& ſchrieb eine 1442 zu Lüneburg vollendete „Gloffe“ Sa iegel. 
en Rehtschellen, I 32 388. — N man 


u. 


Veberhangsreit nub Ueberfallsrecht (TH. I. ©. 491). Nach Ri. 
Recht gehören die in das Nachbargrundſtück herüberhängenden Zweige umd Früchte 
nicht weniger dem Gigenthümer des Baumes, als die in dem Luftraum jeine 
eigenen Grundſtücks befindlichen. Jeder Nachbar ift ſogar verpflichtet, das Aufleſen 
der auf fein Grundftüd Herübergefallenen Früchte unter gewiffen in feinem Intereſſe 
getroffenen Beſchränkungen dem Baumeigenthümer zu geftatten. Die älteren Deutſchen 
Rechtsquellen fprechen aber durchweg dem Eigenthümer des Nachbargrundſtücks das 
Eigenthum an den gedachten Aeften und Früchten zu. Einige freilich nur unter 
Beſchraͤnkungen, jo daß fie dem Gigenthümer des Baumes das Recht geben, die in 
dad Nachbargrundſtück Hineinreichenden Zweige zu fich herüberzugiehen, und bem 
Nachbar Eigentfum nur an bemen geben, bei welchen dies nicht gelingt; ober daB 
fie dem Nachbar nur die bereit? herübergefallenen, nicht aber die herüberragenden 
Früchte (alfo das Ueberfallarecht, aber nicht das Ueberhangsrecht) zufprechen (ſ 3. B. 
Sächſ. Weichbildr. Art. 126; Sächl. CR. II, Art. 52; Rechteb. nad) Dift. IL. 2, 14). 
Im Gemeinen Sachſenrecht hat fich das Deutichrechtliche Prinzip, welches man mit vollem 
Recht auch auf bie in das Rachbargrundſtück hineinreichenden Wurzeln außgebehnt hat, 
erhalten. Ob bemfelben überhaupt gemeinrechtliche Bebeutung beizulegen, ift be 
ftritten. Die meiften Schriftfteller leugnen es, Laffen das Prinzip daher nur da 
gelten, wo es fich partifularrechtlich erhalten hat. Bon den neueren Part. R. ſpricht 
das Preuß. ER. (Th. I. Tit. 9 88 287—290) zunächſt dem Grundſtücksbeſitzer die 
Befugniß zu, die unter feinem Grumd und Boden fortlaufenden Wurzeln und die 
über feine Grenze herüberhängenden Zweige fremder Bäume zu befeitigen, verpflichtet 
ihn aber in biefem alle, da8 Holz dem Eigenthümer des Baumes audzuliefern. 
Wenn der Grundſtücksbeſitzer aber die Zweige duldet, jo darf er nach dem ER. fich 
diejenigen Früchte aneignen, welche der Eigenthümer des Baumes nicht würde ein- 
jammeln tönnen, ohne ben Grund des Nachbars zu betreten. Diefe Grumdfäge hat 
dem Weſen nad) au das Sächſ. BGB. (85 362 ff.) aboptirt. Nur ſpricht es dem 
Nachbar das Eigenthum an ben abgefchnittenen Wurzeln (nicht auch an ben Zweigen) 
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zu; andererſeits aber nicht jchlechtweg an allen Früchten, die der Eigenthümer des 
Baumes nicht einfammeln kann, ohne dag Nachbargrundftüd zu betreten, ſondern 
mar an den berübergefallenen. Das Defterr. BGB. ($ 422) hat durchaus die alten 
Deutichrechtlichen Seanbiapr fanktionirt. 

Lit: Hillebrand in ber Zeitichr. für Deutiches Recht IX. ©. 310 ff. — Haubold, 
Lehrbuch bes Knigl. Sad, Peinatzehis, L € 362. — Maſſot im Archiv für praftiiche 
Rechtzwifienichaft N. %. ©. 281 fi. — Stobbe, Beutiches Privatrecht, 2 ©. > * 

a ewis. 


Ueberſchwemmung. Die geſetzlichen Beſtimmungen der gemeinrechtlichen 
Quellen, welche die Verurſachung einer U. betrafen, beſchränkten ſich auf wenige 
Vorſchriften des Röm. Rechts .(l. 10 D. de extr. crim. und 1. un. Cod. de Nili 
aggeribus non rumpendis), die überdem, abgefehen von der Härte ber Strafbrohungen, 
wegen der in Bezug genommenen lolkalen Verhältniffe für Deutichland höchſtens analoge 
Anwendung finden konnten. Die Partikulargefehgebungen (Bayern Art. 354, 355; 
Württemberg Art. 386; Sachſen Art. 216; Hejjen Art. 420 ff.; Braun- 
ſchweig $ 209; Baden $ 563; Preußen $ 290) haben die mannigjacdhen 
Kontroverjen, welche bei der Unzulänglichkeit der Quellen in der gemeinrechtlichen 
Praxis entftanden waren, zu befeitigen gefucht. Das StrafGB. für dad Deutjche 
Reich (88 312—414) fchließt fih im Weſentlichen an die Vorſchriften des Preuß. 
StrafGB. an. Entfcheidend ift für den Begriff dieſes gemeingefährlichen Berbrecheng, 
daß eine U. „mit gemeiner Gefahr” für Dienjchenleben oder für Eigenthum herbei— 
geführt werde. Fehlt e8 an ber „gemeinen Gefahr” — und dies ift der Fall, 
wenn nur ein Einzelner gefährdet wurde —, fo kann es ſich nach $ 321 um die 
vorjäßliche Zerftörung oder Beichädigung von Waflerleitungen, Schleufen, Wehren, 
Deichen, Dämmen oder anderen Waflerbauten, möglicherweife nach $ 305, um vor⸗ 
Tägliche Vermögensbeſchädigung ſowie um fonftige Verbrechen handeln; aber das 
Berbrechen der „Verurſachung einer U.” würde begrifflich ausgeichlofien jein. Im 
Betreff diejes letzteren wird nun die vorfäßliche ($$ 312, 318) von der jahrläffigen 
($ 314) Begehung bes Verbrechens unterfchieden; und hängt bie Beftrafung des 
vorjäglich begangenen Verbrechens weſentlich davon ab, ob die U. mit gemeiner 

fahr für Menfchenleben ($ 312) oder mit gemeiner Gefahr für das Eigen- 
thum ($ 313) herbeigeführt wurde. Im eriteren Falle ift die Straje Zuchthaus 
nicht unter drei Jahren, und, wenn durch die U. der Tod eines Menſchen verurjacht 
wide, Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus; im 
legteren Falle Zuchthaus von einem bis zu fünfzehn Jahren. Falls indefjen die 
Abficht des Thäters nur auf Schuß feines Eigenthums gerichtet war, fo joll ftatt 
der eins bis fünfzehnjährigen Zuchthausſtrafe auf Gefängniß nicht unter einem Jahre 
erfaunt werden. Diefer Strafmilderungsgrund findet aber nur ftatt, wenn die 
gemeine Gefahr auf das Eigenthum befchränkt geblieben 'war; war „dagegen 
gemeine Gefahr für Menſchenleben entftanden, jo kann ber Umſtand, baß ber 
Ihäter jein Eigenthum durch Herbeiführung einer N. hat ſchützen wollen, nur al 
Strafzumeſſungsgrund verwerthet werden. Wird die U. mit gemeiner Gefahr für 
Leben ober Eigentfum durch Yahrläffigkeit herbeigeführt, jo tritt Gefängniß bis zu 
einem Jahre und, wenn durch die U. der Tod eines Menfchen verurfacht worden 
ift, Gejängniß von einem Monate bis zu drei Jahren ein. In den Fällen der 
vorjäßlichen Herbeiführung einer U. kann auch auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht 
erfannt werben. 

Gigb.: Deutſches Straf@EB. 95 312-314, 325. 

Lit.: Schaper in dv. Holtzendorff's Handbuch II. ©. 889 ff. John. 


Umfriebung eines Grundſtücks gewährt dem Befitzer einen verſchieden ab— 
geftuften Schuß gegen unbefugte Eingriffe Dritter, je nachdem die U. blos die Ein- 
Ichließung oder Abwehr von Thieren bezwedt (wie einfache Feldzäune und Feldhecken), 
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oder in erfter Linie ber Abhaltung umbefugter Menſchen dienen fol. Während das 
unbejugte Betreten eingefriedigter Feld- oder Walbftüde als Uebertretung beſtraft 
wird, fällt das „befriedete Befitzthum“ unter den Schuß des Hausrechts, das wider- 
zechtliche Eindringen ober das wiberrechtliche Verweilen in bemfelben gilt ala Haus— 
friedensbruch, und der Diebftahl in „umfchloffenen Räumen“ wird dem in Gebäuben 
gleichgeftellt. Das Schürfen in eingefriedigten Hofräumen ift nur mit Einwilligung 
des Grundbeſitzers gejtattet, die Abtretung derfelben zu bergbaulichen Zweden kann 
diefem nicht aufgebrungen werden. Endlich find nach verjchiedenen Jagdgeſetzen 
dauernd und vollftändig umfriedigte und darum unter den Schuh bes Hausrechts 
fallende Grundftüde von dem Gemeindejagdbezirt ausgenommen, jo daß ber Eigen- 
thümer 4 NRüdfiht auf die Größe feines — die Jagd jelbft ausüben kanm. 


Gigb.: —— für dad Deutſche Reich 5 24, 243, 363 Rr. 9. — Defter- 
veihiihen © em. Skrafgejeh vom 27. Mai I: 3° ee — Preuß. Berggeiek vom 
24. Juni 1865 85 4, — FR vom 23. Mai 1854 88 17, 9. — Preuß 


dpoli D Pr dausübung: vom 80. Mä 
y pigeer Da and — —X Pfalz — Jagen 1815 era — —— 
—8 vom ]. am 1866 R. Schröder. 


Uneheliche Kinder find nicht blos die außerebelich erzeugten, fondern auch 
die einer nichtigen ober für ungültig erklärten Ehe entfprofienen Kinder. Das Röm. 
Recht nannte bie erſteren spurii, vulgo concepti 8. qusesiti und unterſchied von 
beiden Arten bie in einem Kontubinat, d. 5. einer Ehe, aber nicht Bollehe (gewifjer- 
maßen einer Ehe zur linken Hand) Erzeugen, die liberi naturales (in einem andern 
Sinne bedeutet diefer Ausdrud den Gegenſatz zu den Adoptivfindem, 3. B. pr. ‘1. 
1, 11). Der Zeitpuntt, auf den & anlommt, um die Qualififation eines Kindes 
ala außerehelich Teftzuftellen, ift won jeher der der Konzeption gewefen; auch das 
Deutjche Recht hielt die nach Eingehung der Ehe geborenen, aber vorehelich erzeugten 
Kinder für umehelih (Kraut, Vormundſchaft, II. 589, 1) und die Römiſche legitimatio 
per subsequens matrimonium hat doch noch weitere Borauäfegungen, als blos die Geburt 
in der Ehe, namentlich Anerfennung jeiten® des Vaters (j. d. Art. Legitimation). 
Demzufolge find denn Kinder einer ungültigen Ehe ehelich, jobald fie nur vor der 
Ungältigfeitserflärung erzeugt find. 

Die Rechtaftellung der u. K. nun war in Deutichland feit bem Mittelalter 
“ daß fie als rechtlos und vormundlos galten (f. darüber Wilda in der Zeitichr. 

f. Deutic. Recht XV. 237 — 297 und Rive in der Zeitfchr. f. Rechtsgeſch. III. 
210— 237), jedoch ftanden fie dafür unter Königsſchutz, etwa gleich den Juden, und 
hießen in dieſem Sinne „Königslinder” (Kraut, Bormundfchaft, I. 74, 28). 

Mit der Rezeption des Römifchen Rechts verbrängten defſen Grundſätze auch in 
diefer Materie die herrſchende heimiſche Rechtsauffaffung, vielleicht um jo eher,. als 
das vormittelalterliche Recht in Deutſchland die u. K. noch anders behandelt hatte. 
Das Römifche Recht war zwar von der Anfchauung ausgegangen, daß bie u. K. 
abgefehen von den Konkubinenkindern, weder einen Vater noch väterlicherjeits Ver⸗ 
wandte hätten, fondern daß fie nur in einem Blutsverwandtſchafisverhältniß (naturalis 
cognatio nennt e8 Mobeftinus in fr. 4 $ 2 D. 38, 10) zur Mutter und beren 
Kognaten ftünden — in Folge deſſen konnte z. 2. don einer patria potestas bei 
u. 8. feine Rede fein; die Kinder hatten nur einen Aimentationdanfpruch gegenüber 
den miütterlichen Wjcendenten (fr. 5 $ 4 D. 25, 3). Aber allmählich erhielten 
nicht nur mit dem Auftauchen der rein kognatiſchen Erbberechtigungen bie u. K. 
prätorifches (fr. 2, 4, 8 D. 38, 8) und civile® (fr. 182 D. 88, 17,87 
1. 3, 3) Erbrecht gegenüber der mütterlichen weiblichen Linie und Tognatifchen 
Geſchwiſtern, wie umgekehrt dieſe gegen fie, jonbern es kamen fogar bezüglich ber 
Konkubinentinder (im Röm. Sinne) bejondere Vortheile dem Bater gegenüber auf. 
Die Möglichkeit einer Legitimation der naturales liberi ward begründet, wodurch fie 
die Rechte ehelicher Kinder erhalten konnten (j.d. Art. Legitimation), und Juftinian 
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gab ihnen neben einem Alimentationsanfpruch gegen den Erzeuger und beffen Erben 
ſogar unter Umständen ein gefehliches Erbrecht auf ein Sechſtel des väterlichen Bere 
mögen (Nov. 89; M. S. Mayer, Das Inteſtaterbrecht der liberi naturales nach 
dem heutigen Röm. Rechte, 1838). Die legitimatio per oblationem curise galt 
ſogar für alle Arten von u. K. Jedoch trat in dem fpäteren Röm. Rechte wiederum 
zum Nachtheil gewifler Klaffen berjelben eine Ausſcheidung der in Ehebruch und 
Inzeſt erzeugten von den spurii ein, indem wenigſtens bie incestuosi don dem 
Inteftaterbrecht gegenüber der mütterlichen Linie jowie von dem bezeichneten Erb- 
recht gegenüber dem Bater ausgefchloffen wurden (Windjcheid, II. $ 571, 18; 
8 574, 14), während beiden Klafſen Juftinian jeden Alimentationsanfpruch abſprach 
(Nov. 74, 6; 89, 15). Selbft den Konkubinenkindern erfparte Nov. 89 eine gewiſſe 
Erwerbsunfähigkeit gegenüber teftamentarifcher Verfügung des Erzeugers nicht (Wind= 
ſcheid, II. $ 550, 9). 

Die Deutjche Praxis, welche fi) an das rezipirte Röm. Recht anfchloß, fcheint 
nun darauf ausgegangen zu fein, die Grundjäße bes Röm. Rechts zu verallgemeinern, 
namentlich das blos für Römiſche Konkubinentinder Aufgeitellte auf alle u. K. aus⸗ 
zudehnen. Die Richtigkeit diefer letzteren Manipulation ift num freilich nicht für 
alle Fälle zweifellos, 3. B. Hinfichtlich der erbrechtlichen Beitimmungen gegenüber 
dem Bater. Aber zweifellos Hat fih auf Grundlage Deutſchen Gewohnheitsrechts 
ein allgemeiner Alimentationsanfprud) der u. K. ausgebildet, Kraft beffen fie gegen 
ben Erzeuger, Beweis ber Baternität vorausgeſetzt (f. b. Art. Paternitätsflage und 
dazu W. Fuchs, Die Rechtsvermuthung der ehelichen Baterfchaft, 1880), auf Ge- 
währung von Erziehung und Unterhalt klagen können (f. d. Art. Alimentation- 
pilicht), jo daß die Alimentationspflicht der mütterlichen Afcenbenten eine ſekundäre 
geworden ift. Dan pflegte dieſe Alimentationspflicht auf eine Borfchrift de kanoniſchen 
Rechts (c. 5 X. 4, 7) zurädzuführen, allein, daß dies irrthümlich geſchah und 
daß die Aimentationspflicht Tediglich mit Deutſcher Rechtsübung begründet werden 
Iann, ift längft anerkannt (v. Roth, Bayr. Civilrecht, 2. Aufl. $ 104, 5). Ueber 
Haupt hat das Tanonifche Necht in der Materie der u. K. eine Milberung des be= 
ftehenden Rechtäzuftandes geſchaffen — nicht einmal bezüglich der adulterini und 
incestuosi, vgl. 3. B. Windſcheid, II. $ 522, 3 —, außer ber Gleichftellung der 
Putativehe mit einer rechtögültigen Ehe, in Folge deren nun bie Kinder einer 
Putativehe die Rechte ehelicher Kinder und ber in bona fide befindliche Ehegatte die 
Rechte eines ehelichen parens gegenüber den Kindern genießen (f. d. Art. BPutativehe). 

Die Rechtöftellung der u. K. im gemeinrechtlichen Gebiete ift demnach bie, daß 
fie der Mutter und der mütterlichen Yamilie gegenüber die Rechte ehelicher Kinder 
au beanfpruchen haben, wo nicht eine lex specialis, wie das Lehnvecht bezüglich der 
Lehenfolge (Feud. II. 26, 11; Sächſ. Lehnr. Art. 2, 8 1) ober das Preuß. Land⸗ 
vecht bezüglich des Adels (II. 2 $ 641), fie ausdrücklich davon ausfchließt. Sie theilen 
Stand und Wohnort der Mutter, die väterliche Gewalt, welche ihr Großvater über 
die Mutter ausübt, erſtreckt ſich auch auf fie und bag Recht ber gejehlichen Vor— 
mundichaft laßt fich, wenn man c. 8 C. 5, 35 verallgemeinert, der Dkutter und 
Großmutter nicht beftreiten (anderer Meinung: Emmerich, Ztjchr. F. Civilr. u. Proz. III. 
208 ff.; Sintenis, Givile., III. 8146, 4). Gegen den Erzeuger haben fie nur den 
Alimentenanspruch und das bezeichnete außerordentliche Erbrecht. Der Erzeuger hat 
das Letztere gegen fie und kann ihnen, wiederum Berallgemeinerung von c. 4 C. 5, 29 
vorausgefebt, Iektwillig einen Vormund beftellen; fie zu ehelichen Kindern zu machen, 
ift nur auf dem Wege der ‚Legitimation, nicht auch der Adoption möglich; bloße 
Anerkennung des Kindes ald eines eigenen giebt nur. ein Beweismittel für die 
Paternität an die Hand und fteht ber Legitimation keineswegs gleih. (Bähr, An= 
erfennung, 2. Aufl. 204 ff. ; vgl. Windſcheid, IL. $522, 7.— Ueber die Erforbemiffe 
einer Eintragung ber Anerlennung de u. K. im Geburtsregifter |. Reichsgeſetz über 
die Beurkundung des Perjonenftande vom 6. Fehr. 1872 $ 25.) 
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Die hervorragenden der modernen, in Deutſchland geltenden Landesrechte haben 
die Tendenz, die Rechte der u. K. im Allgemeinen noch mehr zu beſchränken, als 
das Gemeine Recht. So beſchränkt das Preuß. IR. die Verwandtſchaftsrechte der 
u. K. auf die Mutter und läßt nur fubfibiär die mütterlichen Großeltern für 
Aimente haften (Allg. ER. II. 2 88 629, 639). Am Weiteften geht in biejer Be- 
ziehung das Franzöfiſche Recht, welches nicht mur der Anerkennung feiten® eines 
Eiterntheils allein für den Anerkennenden felbft Wirkung zufchreibt, ſondern auch 
die Anerkennungsklage gegen den Erzeuger blos für ftatthaft erflärt, wenn die Mutter 
entführt oder genothzüchtigt worben ift (Code eiv. art. 836, 840; Stabel, Inſtitu⸗ 
tionen des Franz. Civilr., 80). Geſetzliches Erbrecht gegen ben Vater hat das Preuß. 
Recht unter Amftänden und nur als einjeitige® (Bernburg, Preuß. Privatr., II. 
$ 192), das Sächſ. Recht nur für Brautlinder (BGB. $$ 2018, 1578, 2025) 
anerlannt; Frankreich gewährt folches gegen ben anerkennenden Elterntheil in aud- 
giebigerer Weife, nämlich fowol Inteſtaterbrecht als außerordentliches Erbrecht 
neben gejehlichen Exben (Stabel, a. a. O., 179—182, 185). Den Alimentations 
anſpruch, den die u. K. gegen ihren Erzeuger haben, beftimmen Preußen und 
Sachſen dahin, daß der Erzeuger eventuell das Recht Hat, die Erziehung des Kindes 
jelbft zu übernehmen (Dernburg, a.a. O. $ 71, 20; Sächſ. BEB. $ 1870). — 
Anbererfeit3 haben die neueren Gejehgebungen von der Benachteiligung einzelner 
Klafſen von u. K. ausdrüdlich abgefehen. Die Kinder aus nichtigen ober für 
ungültig erklärten Ehen ftehen in Preußen ben ehelichen ohne Weiteres gleich, was 
freilich nur für fie und ihre Defcendenz gegenüber Eltern und vollbürtigen Geſchwiſtern 
gilt; Brautlinder werben in Preußen ſeit dem Geſetz vom 24. April 1854 vom 
anderen u. K. nicht mehr uüterfchieden (Dernburg, a.a. O. 5 72, 3; $ 186, nad 
Note 18). Das Sächfiſche BEB. erwähnt eine Beſchränkung der Rechte gewiſſer u. 8. 
an den Stellen, auf die es ankommi, nicht (88 1801, 1858 ff., 1874, 2019). 
Nah dem Code allerdings wirkt die Anerkennung für adulterini und incestuosi 
nicht weiter, denn als Zuſage von Alimenten (art. 335—762). — Im Einzelnen 
mag noch beſonders im Berhältniffe zum Gemeinen Recht bemerkt werben die Be: 
ſchrankung der u. K. im Empfang von Iehtwilligen Zuwendungen und Schenkungen 
unter Zebenden im Code civ. (art. 908; Stabel a. a. O. 227), die Nebertragung der 
gejeglichen Vormundſchaft über die u. K. an den mütterlichen Großvater in der 
Preuß. Vormundſchaftsordnung $ 12,2 (Dernburg, a. a. O.$ 70, 9) und bie Ge 
ftattung der Adoption feitens des Erzeugers im Sächſ. BGB. $ 1790. 

Bit.: Buſch, Theoretiich-praktifche Darftellung ber Rechte geſchwächter uensperſonen 
gegen ihre Ic IR ke en en He —— eh te 
ie Reahtäverpaltmifie aus ber auferehelichen Seie Jlechtägemeiniaft, 1836. — Sintenis, 


Prakt. Gemeines Civilzecht, IIL $ 188 IL. — Roth und v. Meibom m wor Rent: 
ibatzedt, II. 


echt, I. 55 164—167 (1858). — v. Roth Bayer. Givilteht, I. 2. Hufl., 
Böhlau, Medlenb. M., IT. 1 Ki 82, 8. — Dernburg, Preußiſches 
88 68, 71, 72. — v. Roth, Deutiches Privatrecht, II. 88 171—178. g. Mertel. 
Unfruchtbarmachung: die abfichtlihe Beraubung der Zeugungafähigleit, 
wodurch bie Beimohnung nicht nothwendig unmöglich, jedenfalls aber fruchtlos 
gemacht wird, sterilitatis procuratio. ®ie 1. Cornelia de sic. beftraft nur bie 
Zerftörung des männlichen Zeugungsvermögens. Die kirchlichen Straf und Bub 
echte betrachten die U. aus dem Gefichtäpunfte einer Vereitelung künftiger Geſchlechter 
und ftellen den Thäter eines folchen Frevels einem Todtfchläger gleich. So zahl: 
reich die Pönitengen ber Bußbücher der Kirche gegen dieſes Verbrechen an der 
Geſchlechtsfunktion find und fo tief der fittliche Abſcheu fich in der Auffaſſung dieſes 
in der Strafbarfeit der Töbtung gleichgeitellten Frevels ausſpricht, jo hat ſich doch 
die Kirche von diefer an die Phrygiſche Attismythe, die Kaftration der Gallen, der 
Nilspriefter u. a. erinnernden Schmach feit dem 17. Jahrhunderte nicht vein er- 
halten. Weil es für ein Aergerniß galt, wenn rauen in der Kirche fangen und 
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Knaben für ben funftreichen Genuß nicht augreichten, wurden Kaftraten zum Ge— 
brauche in ber Kirche verwendet, bie der Gegenftand Hoher Bewunderung waren, 
an feiner Kirche wie bei feiner opera seria fehlen durften. 

Nach der Karolina traf die vorjäßliche und boshafte Verurſachung ber Impotenz 
und Sterilität die Strafe des Todtſchlages. Wie diefe im Art. 183 unter Einem 
auch von der Frau fpricht „fo fie es an jr ſelbs thette”, faflen auch jpätere Landes- 
ftrafgefeße die U. mit dem alle der Leibesfruchtabtreibung unpaffend zuſammen. 
Das neuere Recht legt nicht Gewicht auf die BVorftellung, als ob die U. eine 
Todtung künftiger Gefchlechter ſei. Nicht die Entgeiftung der Geſchlechtsfunktion, 
nicht der zerftörende Einfluß auf das menjchliche Gefühl des Entmannten, vielmehr 
die jchwere Körperverlegung ift es, welche der Strafdispofition ber neueren Geſetz⸗ 
gebung zu Grunde liegt. Die U. wird nicht mehr als jelhftändiges Verbrechen 
behandelt, nur. ala ein beſonders jchwerer Verletzungserfolg des Verbrechens ber 
Körper oder Gefundheitäverlegung mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren beftraft. 
Zu dieſem ſchweren Verlegungserfolg zählt auch die Bewirtung eines Gebärmutter 
vorfalles. Zum Zhatbeftande der Körperverlegung oder ber Gefundheitsftörung in 
biefer Beziehung ift nicht nothwendig, daß das angewendete Mittel unmittelbar 
den Berluft der Beugungsfähigteit herbeigeführt hat; e8 genügt, wenn daffelbe in 
Berbindung mit anderen Umftänden mittelbar wirkende Urfache der Zeugungsunfähig- 
feit geweſen ift. DBerluft der Zeugungsfähigkeit durch Körperverlegung bedroht 
das Deutiche Straf6B. $ 224 mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder Gefängniß 
nicht unter 1 Jahr, wenn diefe Berlegungsfolge nicht beabfjichtigt war; — 
dolos herbeigeführt, wird biefer Erfolg bis zu 10 Jahren Zuchthaus bedroht. 

Gigb. u. Lit.: Deutf “ ——— En 225. — Sädf. revid. StrafGB. Art. 


167. — er Sue, hate * des Deutſchen Strafs 
— ar, Feb, —— 148, — Weis, yer. Straf GB., 
Pe a Straf; 60. — Sarrau de ae Des excuses 


16 I, 1875 329. — — x tb. ber. geriähtl, Mebiain, 1 
alb, Gerictt. Medizin, 1 ‚100. . Mozart, von Otto HER "1856, ı 
25. — Gerichtsſaal X. 429; ur; 288 ff. — Schüpe, Kehrb,, 897. Komm., 
Bahlberg. 


Unfug. Das StrafGB. für das Deutfche Reich bedroht, ohne den Begriff 
weiter zu erläutern, I. den befhimpfendben Unfug, wenn er vorgenommen wird: 
a) an einem öffentlichen Zeichen der Autorität 1) des Reiches oder eines Bundes⸗ 
fürften $ 135, 2) eines nicht zum Deutjchen Reiche gehörenden Staates $ 1038, 
b) an einem Hoheitszeichen 1) eines Bundesſtaates $ 135, 2) eines nicht zum 
Deutſchen Reiche gehörenden Staates $ 103a, mit Geldftrafe bis zu 600 Mark 
oder mit Gefängniß zu 2 Jahren, c) in einer Kirche oder einem anderen zu religiöfen 
Berfammlungen bejtimmten Orte, mit Gefängniß bis zu 8 Jahren $ 166, d) an 
einem Grabe, mit Gejängniß bis zu 2 Jahren, neben welchem auf Berluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben kann $ 168; II. den groben Unfug mit 
Geldftrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft $ 360 Nr. 11. ' 

Im Sprachgebrauch des gewöhnlichen Lebens bezeichnet man ala N. jedes an⸗ 
ftandalofe ungeziemende Benehmen, jede Roheit, jeden Frevel. Auch für das 
Strafrecht muß man an biefer Bedeutung fefthalten, jedoch mit der Mobifilation, 
daß nicht jeder U. kriminell ffrafbar erfcheint. Für die unter I. angeführten Fälle 
ergiebt der Zuſatz „beichimpfend“ Die notwendige Beſchränkung. Für $ 860 Nr. 11 
muß fich eine folche auch auffinden laſſen, jonit böte derſelbe eine Handhabe zum 
Einfchreiten, ſowol da wo beftimmte Strafgeſetze jehlen, als auch da wo bie vor⸗ 
handenen, etiva wegen mangelnden Antrages, nicht angewendet werben können, benn 
am Ende wird ein grober U. in jeder ftrafbaren Handlung enthalten jein. — 
Unter der Herrichaft des Preuß. StrafGB., in welchem $ 340 Nr. 9 wörtlich dem 
jeßigen $ 360 Nr. 11 entiprach, ſchloß man aus ber Einordnung der Vorſchrift 





924 Unfug. 


unter die Rubrik „Uebertretungen in Beziehung auf die Sicherheit des Staates und 
die öffentliche Ordnung“ darauf, daß nur ſolche Handlungen als grober U. zu 
beftrafen feien, welche eine wirkliche Störung der öffentlichen Orbmung enthalten. 
Obwol nun diefe Argumentation für dad RStrafGB ausgeſchlofſen ift, wird man 
doch annehmen können, daß die volllommen übereinftimmenden Worte in ben beiden 
Strafgefegbüchern nicht einen verfchiebenen Thatbeftand bezeichnen follen. Ferner 
weift auch im NStrafGB. die Zufammenftellung von grobem U. und Erregung von 
rubeftörendem Lärm darauf Hin, daß den beiden Berboten bie Rüdficht auf den 
Schug des Publikums vor Beläftigung als gemeinfchaftliche ratio zu Grunde Tiegt. 
Eine jo allgemein gehaltene Strafandrohung gegen ftörende Eingriffe in die rechtlich 
gefchüßte Intereffeniphäre des Einzelnen wäre auch überfläffig, ba die betreffen⸗ 
den Handlungen, foweit das nothwendig erfchien, ſchon als bejondere Verbrechen 
ober Vergehen beftraft werden, während fie durchaus geeignet ift das Publikum, d. 5. 
eine nicht individuell begrenzte Perfonenmehrheit, gegen Handlungen zu fchüßen, 
welche, ohne den Einzelnen direkt zu verlegen, eine unbeflimmte Menge gefährden 
oder beläftigen. Ueber diefe Auffaffung des 8 860 Nr. 11 befteht kaum noch ein 
Zweifel. Während die niederen Gerichte mitunter dazu neigen, denſelben als eine 
Art Referve für Fälle, deren Strafbarkeit fonft bedenklich erjcheint, zu benußen, haben 
fich die Höchiten Gerichtshöfe der einzelnen Bundesftaaten und auch das Reichsgericht 
(Erk. vom 27. April 1880 — Entſch. I. S. 400, Rechtiprehung I. S. 677) über: 
einftimmend dahin auögefprochen, daß der Thatbeftand des groben U. eine Gejährbung 
oder ungebührliche Beläftigung des Publikums enthalten müſſe. 

Borgänge alfo, deren Wirkung fich auf eine beftimmte Perſon beſchränkt, 3.2. 
Aushängen der Fenſterladen, Einſchütten von Wafler in eine Stube, Pochen an ber 
Thür eines Anderen gehören nicht hierhin. Doch braucht die Handlung nicht gerade 
an einem öffentlichen Orte vorgenommen zu fein, e8 genügt, wenn eine unbeftimmte 
Anzahl von Perfonen, 3. B. die Einwohner eines Miethhaufes, die in einem Wirth 
baufe verfammelten Perfonen, durch Lärmen und Toben beläftigt worben find. 63 
tommt dabei auf die jaktiſche Beläftigung an, jo daß ala grober U. 3. B. nicht 
Klappen mit eri-eri auf einer menfchenleeren Straße, wol aber Stören eines Redners 
in einer öffentlichen Verſammlung durch Pfeifen ericheint. Auch Vorgänge, die ger 
eignet find ein öffentliches Aergerniß zu geben, können als grober N. jelbft dann 
betrachtet werden, wenn die Öffentliche Ruhe dadurch nicht geftört wird, 3. B. Ans 
tündigung ala Wahrjagerin, durch welche dem Aberglauben Vorſchub geleiftet wird, 
Zeitungsäußerungen, welche das Vaterlandagefühl, die allgemeine Sitte, ben An- 
ftand 2c. verlegen. Auch eine ungeeignete Rede an einem Grabe, Störung bei 
Unterricht3 durch Taute® Räfonniren in einem Schulgebäude kann die Anwendung 
des 8 360 Nr. 11 herbeiführen. Bloße Unterlaffungen werden nur ausnahmsweiſe 
einen groben U. darftellen. n 

Der beichimpfende U. ift verfchieden zu behandeln je nach ben Objekten, an 
welchen er verübt wird, gemeinſchaftlich ift nur, daß bie betreffende Handlung in 
erfennbarer Weife eine Herabwürdigung des Gegenftandes enthalten muß, gegen den 
fie fich richtet. Der U. kann durch Worte, Handlungen, wol auch Unterlaffungen 
(3. B. Nichtabnehmen des Hutes in einer Kirche) verübt werben, welche geeignet 
find ein Aergerniß zu geben. Daß ein folches eingetreten oder auch nur beabfichtigt 
fei, wird nicht erfordert, doch muß der Handelnde das Bewußtjein von dem be 
Ichimpfenden Charakter feines Thuns haben. Am bäufigften fommt die Berübung 
von befchimpfendem U. in Kirchen und an Gräbern vor. Hier muß die Handlung 
die fehuldige Ehrfurcht vor den religiöfen Gefühlen Anderer bzw. die Pietät gegen 
die Todten verlegen. Es braucht daher 3. B. die Handlung eines Geiftlichen, 
welcher Kinder durch eine Obrfeige dafür züchtigt, daß fie den freien Eingang be 
hindern, nicht ala beichimpfender U. aufgefaßt zu werben, während in dem Tabak⸗ 
tauchen zur Zeit des Gottesdienftes ein folcher liegt. 
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8it.: Die Kommentare zum StrafGB. —— Dppenboft und v. Schwarze — 

Bezold (Bimmerle) Er eutihe Shafeehtäpragi, 1 Kah, Die oligeipergehen 

bes Deutichen St ch icker, Das Wolheftenferht 2c. im Könige. Württems 
berg, S. 162 rn _ DE en sr angeführt ten Erkenutniſſe der hödhften Gerichtähöfe. 


0 v. Silienthal. 


Ungebühr. Dieſer Ausdruck bezeichnet jeden gröblichen Verſtoß gegen bie 
Ordnung, daher auch jedes Benehmen, durch welches bie ſchuldige Achtung vor 
einem Staatsdiener und ſeinem Amte verletzt wird. Synonym iſt: „ungeziemendes 
Benehmen vor einer öffentlichen Stelle oder Behörde”, welches in Bayern (vgl. Art, 7 
des Außf.Gef. zur StrafPO. vom 18. Auguft 1879), „ungebührliches Benehmen 
oder ungebührliche Yeußerungen im mündlichen ober jchriftlichen amtlichen Verkehr“, 
welches in Württemberg (vgl. Art. 8 des Gef. vom 12. Auguft 1879, betr. Aende⸗ 
rungen des Qandespoligeiftraigejeges) mit Strafe bedroht ift. Eine beftimmte Definition 
des einen oder anderen dieſer Begriffe ift nicht wol möglich. Wegen einer U., welche 
während einer öffentlichen Gerichtsfitzung oder der Vornahme einer Amtshandlung 
durch einen Gingelrichter ‘außerhalb derfelben verübt wird, kann reichsgeſetzlich eine 
Orbnungaftrafe bis zu 100 Mark oder bis zu 3 Tagen Haft verhängt werben 
(836. 88 179, 182). Befugt zur Feſtſetzung ift das Gericht (bei fchöffengericht- 
lichen Verhandlungen alſo Amtsrichter und Schöffen), für welches ber Vorfigende 
in Ausübung der ihm obliegenden Situngspoligei die Initiative ergreift. Das 
Recht, einen formellen Antrag, Über welchen verhandelt werben müßte, auf Beſtrafung 
einer Perfon wegen U. zu ftellen, jteht Niemandem, auch nicht dem Verkreter der Staats- 
anwaltſchaft, zu. Der Straffeftfegung untertvorien find Privat» und Nebenkläger, 
Beichulbigte, Zeugen, Sachverftändige, bei der Verhandlung nicht betheiligte Perfonen 
(& 179), ferner die bei ber Verhandlung betheiligten Rechtsanwälte ober Dertheidiger, 
gegen welche jedoch nur eine Gelbftrafe bis zu 100 Mark auläffig ift ($ 180). Auf 
Rechtsanwälte, welche bei ber betreffenden Verhandlung nicht fungiren, findet eventuell 
8 179 Anwendung. Die Mitglieder des Gerichtes ſowie der Staatsanwaltichaft 
verfallen der Ordnungsſtrafe nicht. In Anfehung der letzteren könnte das zweifel- 
Haft jcheinen, weil $ 179 von „Parteien“ ſpricht, doch hätte, wenn dieſer Ausdruck 
fich auch auf den Staatsanwalt beziehen ſollte, hervorgehoben werben müſſen (wie 
in $ 180), daß die Verhängung der Orbnungaftrafe ein Disziplinarverfahren gegen 
den Beamten nicht außichließt. Was als U. anzufehen fei, hat das Gericht im einzelnen 
Falle jeftzuftellen. Es gehören dahin 3. B. Zeichen des Beifalls oder Mikjallens 
von Seiten des Publikums, beſonders wenn der Vorfigende derartige Aeußerungen 
ſchon einmal unterjagt hat, beleibigendes Verhalten gegen Mitglieder des Gerichtes, 
der Staatsanwaltichaft, Parteien, Zeugen zc., Gricheinen in trunlenem Zuftande, 
ſelbſt wenn dadurch eine weitere Störung nicht veranlaßt wird, Nichtabnehmen des 
Hutes im Gerichtszimmer, kurz alle Worte, Handlungen und Unterlaffungen, welche 
geeignet find eine Nichtachtung des Gerichtes ober jeiner Mitglieder zu befunden. 
Auch Ungehorfam gegen richterliche Anordnungen kann fi) ala U. darftellen, jo daß 
eventuell dem Gericht die Wahl bleibt zwifchen Anwendung des $ 178 ober 179. 

Bezüglich des $ 180 muß daran feftgehalten werden, daß der Rechtsanwalt 
fih nur dann einer U. ſchuldig macht, wenn fein Verhalten die äußere Orbnung 
und den gejellichaftlichen Anftand verlegt, daß aber feine Reden im Allgemeinen 
nicht der Genfur des Borfibenden unterliegen. Beleidigungen der Zeugen, bes 
Staatsanwalt? ıc. rechtfertigen die Feftjegung einer Ordnungẽſtrafe gegen ihn, nicht 
aber Verlegungen feiner fittlichen Pflicht auf Wahrheit, ebenjowenig der Verſuch an 
das Gefühl der Gefchtworenen, ftatt am ihre Gerechtigkeit zu appelliren x. Cine 
Treie Vertheibigung wäre unmöglich, wenn ber Vertheibiger in diefer Beziehung ganz 
dem jubjeltiven Ermeflen des Gerichtes überliefert wäre. — Alle zuläffigen Strafen 
find Orbnungaftrafen, fie fchließen daher weder eine friminelle noch eine disziplinariſche 
Ahndung deſſelben Vorkommniſſes aus, noch kann eine vollzogene Haft auf bie etwa 
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nachträglich verhängte Kriminalftrafe in Anrechnung gebracht werben, andererſeits üt 
eine Umwandlung der Geldftrafe in Haft nach Maßgabe des StraiGB. $ 29 un- 
ftatthaft. Die Strafpollſtreckung, welche ſofort erfolgen kann, Liegt dem Vorfitzenden 
und nicht wie fonft der Staatsanwaltichaft ob (3 181). Der betreffende Gerichts: 
beſchluß und deſſen Verailaffung muß durch das Protokoll bekundet werden ($ 184). 
Falls derfelbe nicht von einem Oberlandesgericht oder dem Reichsgericht ausging, it 
gegen benfelben binnen der Frift von einer Woche nach der Belanntmachung Be 
ſchwerde zuläffig, über welche das Oberlandesgericht entſcheidet. Aufichiebende 
Wirkung hat diefelbe nur, wenn die Maßregel entiweder von einem Einzelrichter 
außerhalb der Sitzung ergriffen tourbe oder fich Dr einen Rechtsanwalt richtete (& 183). 

Lit.: Die Kommentare zu ben * a VG. namentlich die von Löwe, Thilo, 


Keller. — Dochow, RStrafPr; 36. ale endorft, m — Hanbunch des 
Deutichen anal 70, ebrechts, ER I Gi, _ Fuß ei gabe L ©. Schicker, 
Das Polizeiftra ed x. im FRireich Warltemberg Th, . 80 y Be — —D 
und Koller, StrafPO., v. Bilienthal. 


Unger, ae Wilhelm; & 8. IV. 1810 zu Hannover, ſtudirte 
1829—31 in Göttingen die Rechte, widmete fi) dann zu München der Malerei, 
nahm dann wieder die Rechtsſtudien auf, trat 1834 in den Hannov. Juftizdienft, 
1838 Amtsaffeffor in Göttingen, 1840 Privatdozent, 1845 (ausgeſchieden) Bibliothet- 
jefretär, las feit 1858 über Kunftgefchichte, 1862 außerordentl. Profeffor und 
Direktor der akad. Gemälbefammlung, 7 22. XII. 1876. 

Jurift.chiftor. Schriften: De duorum ee Jariepr, Den veteres syst. 
tam indole quaın origine, Hann. 1834. Geſchichte bi —— in ben Landen 
guifhen Niederrhein und Nieberelbe, Ehtt. 1839. — Die A Itbentie Pe sverfaffung, Gött. 

2. — Geſchichte der Deutichen Sandftände, Hannov. 1844, 1845. — Der gerichtlice Zwei⸗ 
tampf bei den Germaniſchen Völkern, Gött. 1847. — Sti bes Recht? ober Rita Landrechts 
ſamint Cautela und Premis, Gött. 1847. — Das Dentſche Parlament und da® monat —X 
—— aan ——— ——3* und nationales Recht, Gott. 1848. — Göttingen und bie 

orgla 

Hit: tobbe, Secitöquellen, 1 391. — Brockhaus. Teich maun. 

Unten, d. h. im Kirchenrecht Vereinigung zweier verſchiedenen Kirchengefell- 
ſchaften oder Kirchen zu einer gewifjen rechtlichen Gemeinfchaft ober die Vereinigung 
zweier kirchlichen Anftalten oder Aemter innerhalb derjelben Kirchengejellichaft. 

Für das erftere bieten ſowol bie katholiſche, als auch die evangeliſche Kirche 
Beiſpiele dar. Die katholiſche hat vielfach die Wiedervereinigung mit der orientaliſchen 
und griechiſchen Kirche erſtrebt und theilweiſe iſt dieſe auch gelungen. Rechtlich 
bilden die unirten Orientalen mit der abendländiſch⸗katholiſchen Kirche ein Gemein- 
weſen, da die Orientalen mit den Abendländern in dem Papfte ein gemeinfchaftlichet 
oberfteß Ieitendes Haupt haben. Wenn auch hinfichtlich mancher Rechtenormen und 
hinſichtlich anderer Verhältniffe (3. B. der Liturgie) eine Verſchiedenheit (techn. die 
diversitas rituum genannt) beiteht, und die Riten nicht vermifcht werben bürfen, 
ja da, wo befondere Bifchöfe der verfchiedenen Orientaliichen Riten oder des Lateinischen 
Ritus neben einander vorlommen, die Hierarchie des einen Ritus nicht die Juris 
biftion der des anderen antaften foll, jo nehmen die Gebiete der verfchiedenen Riten 
doch nur die Stellung befonderer Unterabtheilungen,, für deren Zugehörigkeit aller 
dings nicht nur wie in der abendländifch-Tateinifchen Chriftenheit blos das geographiſch e 
Moment des Wohnfiges, fondern auch das perjönliche der Zugehörigkeit zu einem 
beftimmten Ritus in Frage fommt, nicht die Stellung jelbftändiger, bios Eonföberirter 
Kirchen zu einander ein. — 

Was die U. der lutheriſchen und reformirten Kirche (Thl. J. S. 679) in 
einzelnen Deutſchen Staaten in der erſten ‚Hälfte dieſes Jahrhunderte betrifft, jo ift 
die verſchiedene bogmatifche Grundlage, auf welcher fie ftattgefunden hat, gleichfalls 
ſchon a. a. O. angegeben. Vom rechtlichen Standpunft aus betrachtet, ſetzt bie 
U. ala folche wenigftene die Gemeinſchaft ber oberften Behörde in der Weife 
voraus, daß die Geſetzgebung und oberfte Leitung durch biefelben Organe für die 
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Anhänger verjchiedener vereinigter Konfeffionen geitbt wird. Es muß jedenfalls ein 
Mehr von gemeinfamen Rechten beftehen, ala die bloße Vereinigung des jog. landes⸗ 
herrlichen Kirchenregiment® in der Hand deſſelben Staatsoberhauptes, weshalb 
auch Niemand von einer U. der Altpreußifchen Landesfirche, der Hannoverſchen, 
Schleswig-Holfteinifchen und der Lauenburgichen Kirche fpricht, obwol alle unter 
dem Regiment des Königs von Preußen ftehen. Dagegen ift da, wo bie Anhänger 
ber einen Kirche, 3. B. der reformirten, unter einem Iutheriichen Konfiftorium, ober 
der oberften Tutherifchen ‚Sirchenbehörbe, ala Leitendem höchften Organe .ftehen — 
ſolche Verhältniffe Tommen in Hannover und Sachſen vor — im rechtlichen Sinne 
ſchon das geringfte Maß von U. vorhanden. Den Gegenfaß zu diefer Art der U. 
bildet diejenige, wo beide Konfeffionen in allen Beziehungen zu einer rechtlichen 
Gemeinjchaft fich verſchmolzen haben, jo daß alſo nicht mur die leitenden Behörden, 
fondern alle anderen kirchlichen Organe gemeinfam find, und die Lutheraner und 
Reformirten ohne Unterichied in diefer Kirche die vollen Gemeinde und anderen 
firchlichen Rechte erlangen können. 

Einen folchen Charakter Hat die N. 3. B. in Baden, Rheinbayern und in ber 
Rheinifch- Weftjälifchen Provinzialfirche. Während bei diefer Art der Vereinigung auch 
von befonberen Bermögens« oder fonftigen eigenthümlichen Rechten der Anhänger ber 
einen oder anderen Konfeffion nicht die Rede fein kann, kommt aber auch eine U. 
vor, welche zwar auf der Gemeinfchaft des Regiments und der unterſchiedsloſen 
Bewilligung der Firchlichen Gemeinderechte beruht, aber doch in Bezug auf den 
eben herborgehobenen Punkt Berfchiedenheit geftattet. Ein Beiſpiel dafür bietet die 
Altpreußifche Landeskirche. Die denkwürdige Ordre Friedrich Wilhelm’s III. vom 
27. Septbr. 1817 jehte offenbar eine Vereinigung in all’ und jeder Beziehung 
voraus, wenn fie biefe ala eine ſolche charakterifirt, in welcher die reformirte nicht 
zur Iutherifchen und dieſe nicht zu jener übergeht, ſondern beibe eine neu belebte, 
evangelifchschriftliche Kirche im Geifte ihres Heiligen Stifter® werben. In Folge 
der Oppofition gegen die U. wurde aber der frühere Standpunkt infofern verlafien, 
ala in ber Ordre vom 28. Februar 1834 ala das zum U. nothiendige Minimum 
nur bie Geitattung der äußeren firchlichen Gemeinjchaft unter Aufrechthaltung des 
bejonberen Befenntnißftandes der der N. beitretenden Gemeinden Hingeftellt wurde. 
Da eine Reihe von Gemeinden mer unter Wahrung ihrer Konfeffion der unirten 
Kirche beigetreten find, fo Haben fie auch die damit zufammenhängenden Rechte 
behalten und demgemäß befigen fie 3. B. einen Anfpruch darauf, daß fi) zwar zur 
U. haltende, aber immer ihrem Bekenntnißſtande angehörige Geiftliche für fie an⸗ 
geftellt werben und daß, wo zwei Gemeinden verjchiedener Konfeffion fich vereinigt 
haben, die jeber berfelben zuſtehenden, an das Belenntniß gebundenen Stiftungen 
ausſchließlich erhalten bleiben. Denn die U. diefer Art konn nicht ala Konfeffions- 
wechjel betrachtet werden. Wenn in Preußen die hergebrachte und offizielle Termi« 
nologie nur bie Gemeinden, welche in ber erftgebachten Art und in ber eben be- 
fprochenen ſich vereinigt haben, ala unirte — und das eben mit Rüdficht auf den 
dogmatischen Standpunkt — bezeichnet, jo giebt es doch endlich in der Altpreußifchen 
Landeskirche noch Gemeinden, welche in dem erwähnten Sinne nicht, aber wol in 
ber zu Anfang diefer Erörterung hingeſtellten juriftifchen Bedeutung als unirte 
Harakterifirt werden können, nämlich folche, welche zwar rein Iutherifch oder rein 
reformirt geblieben find, und nur den Angehörigen der anderen Konfeifion in Gemäß- 
heit des $ 89 Tit. 11 Thl. II. des Allg. SR., d. h. mangels einer eigenen Kicchen- 
anftalt der Ießteren, die Theilnahme an ihren eigenthümlichen Religionshand⸗ 
lungen gaſtweiſe geftatten, fich aber doch der Gemeinſamkeit des Kirchenregiments 
gerügt haben. 

Ueber die U. der Kirchenämter und die verjchiedenen Arten derjelben vgl. für 
das katholiſche Kirchenrecht Thl. I. ©. 656 und für das proteftantifche a. a. O. 
©. 688. 
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Bit: J. Silbernagl, ® und nivärtiger Beftand ſammtlicher Kirchen bes 
Orients, Laudshut 1865, %E Er N. Bersenzdtder, Die Rechtöverhältniffe der vers 
ſchiedenen Riten innerhalb Der ber Ip Alien Kirche, in Moy's Archiv für fathol. Kichenzeät, 
Bd. VI. ©. 169, % LEHE Urkundenbudy ber evangelilchen Union, Bonn 
1853. — Altmann, Die eranasiithe in Preußen, Braunſchw 1867. — 2. Ri —2 
Beiträge um n. Freubilcen Bindenzeht, berandgeg, von P. Hinſch Bin, ein. 5* 
©. 28 Turricellius, De 'benefciorum unione ex sententia 

tractatus, en 1674. — Slevogt D — eelesiarum et ee Re 
1678. — P. Hinſchius, Kirchenrecht, Su ©. 47 fi. P. Hinſchius. 


Nuiverfalerbfolge (Th. J. S. 455, 468) iſt die Rechtsnachfolge eines oder 
mehrerer Lebenden kraft Erbrechts in die aberhaupt vererblichen Vermogensrechts · 
verhaltniſſe eines Verſtorbenen als in eine Geſammtheit (aniversitas; guccessiv per 
universitatem, in universum jus defuncti); alſo nicht etwa blos in die einzelnen, 
aber auf Einmal (Brinz), jondern in das vererbliche Vermögen ala Ganzes, 
wenngleich nicht nothwendig in das ganze Vermögen. Diefen vom Römijchen Recht 
in beionderer Schärfe und mit Konfequenz durchgeführten Grundgedanfen des Erb- 
rechts — aufgeftellt im Intereſſe nicht fo fehr der Überlebenden Angehörigen, als 
vielmehr der Gläubiger des Berjtorbenen, insbeſondere aber auch bes noch lebenden 
Vermögensinhabers felßer und der Sicherheit des gejammten Vermögensverkehrs — 
Hat im Wefentlichen auch das Deutſche urfprünglich abweichende Recht und bie neuere 
Geſetzgebung fich angeeignet. Subjeft der N. ift die einzelne Perjon (Alleinerbe, im 
Rechtsleben heute meift, jedoch nicht technifch, „Univerfalerbe” genannt) bzw. Die 
mehreren (f. d. Art. Miterbe), auf welche kraft rechtögültiger Berufung der Nach- 
laß als Geſammtheit übergeht. Das Objekt bildet der Inbegriff aller jener ver- 
erblichen paffiven und aktiven, oder in concreto nur aktiven ober nur paffiven, Ver⸗ 
mögen&rechtäverhältniffe, welche vom Standpunfte des BVerftorbenen defien Nachlaß 
(Berlafjenichaft), vom Standpunkte des Erben die Erbſchaft darſtellen. Dieſe Ge— 
ſammtheit jet fi} zufammen aus a) dem zur Zeit des Todes des Erblafſers vor⸗ 
bandenen Bermögensbeftande (fubftantielleg Vermögen), und b) dem Zuwachſe bzw. 
Abgange, welchen dieſer Beitand während ruhender Erbſchaft (hereditate jacente), 
db. h. in der Zwifchenzeit vom Tode des Erblaſſers bis zum Antritt des Erben ohne 
Thätigkeit eines Inhabers (Trägers) erfahren konnte und erfahren hat (atuelles 
Vermögen) ; hier ergänzen ſich zu Gunften des Erwerbes nach Römiſchem Recht die 
Erwerbfähigfeit des rüdwärts fingirten Erben und die bes als fortlebend gedachten 
Erblaſſers. Unvererblich ift das individuelle Vermögen; demgemäß find mit dem 
Tode des Erblaffers für die Zukunft, d. 5. ala Quelle künftiger Rechte und Pflichten 
abgeftorben — außer den mit öffentlicher und mit Jamilien-Stellung verbundenen — 
auch jene Vermögensrechtsverhältniffe, welche mit dem Individuum als folchem eng 
verfnüpft (jo aus perfönlicher Servitut, Perfonalprivileg entipringende, jo actiones 
vindictam spirantes etc.) ober auf individuellem Vertrauen bafirt find (jo Mandat, 
Vormundſchaft, Sozietät); wogegen die Ablagerung aus jolchen Berhältniffen, nämlich 
bie bereit® bei Lebzeiten erwachjenen bzw. geltend gemachten, nur noch nicht abge» 
wickelten Anfprüche und Verpflichtungen allerdings zu dem obengenannten Beftand- 
theile a des Nachlaffes gehören. Daß in der Erbichaft ala universitas auch bie 
vererblichen Schulden (Paffiva) auf den bzw. die Erben übergehen, verfteht fich ſchon 
hiernach von jelbft; nach weiterer Folgerung des Römiichen Rechtes aber auch: daß 
der Erbe (abgejehen von Benutzung der Inventarswohlthat) dafür nicht etwa blos 
mit dem nachweisbaren Betrage der Erbſchaftsaktiva, fondern gleich dem Berflorbenen 
unbeſchränkt haftet. — Auf diefem Weſen und Umfange ber UI. jelbft, auf dem Ber- 
mögensübergang durch Gejammtnachiolge, Yiegt das entfcheidende Gewicht; ein meit- 
aus geringeres auf der juriftifchen Vermittelung des Ueberganges, insbeſondere auf 
der Methode, in welcher die klaſſiſche Jurisprudenz der Römer dieſen ſich konſtruirt 
hat. Sie fingiren nämlich in der hereditas jacens eine Bermögensperfönlichkeit; ala 
folche fungirt a) einftweilen vorwärt? die als fortlebend fingirte persona defuncti; 


Univerfalfidettommiß. 929 


ja diefelbe dauert auch nach Antritt des Erben noch folange fort, als ein praktiſches 
Intereſſe dafür obmaltet (jo für Vollendung einer Ufutapion, für Obligationen, die 
erft nach angetretener Erbſchaft entjtehen oder wirkjam werben jollen, für Reftitution 
der Erbichaft als Univerfalfideilommiß, für Vermeidung einer confusio im alle 
nachträglicher separatio bonorum :xc.); b) nach Antritt bes Erben — welcher bie 
in der Erbſchaft fortlebende vermögensrechtliche Perfönlichkeit des Erblaflers auf: und 
übernimmt (nicht etwa lediglich vertritt, „repräfentirt”) — wird deſſen Perfönlichkeit 
auf den Tod des Erblaſſers zurückbezogen, wie wenn er ſchon zu biejer Zeit fuccedirt 
wäre; was namentlich für die Ergänzung des commercium defuncti von Bedeutung 
fein Tonnte, und, wenngleich feltener, auch Heute noch fein kann. So ergänzen fich 
beide Perjonen gleichfam zur Einheit. Mit Unrecht will die Heutige Doktrin in jenen 
Fiftionen — nur aufgeftellt, um greifbare praftifche Rechtswirkungen auch begrifflich 
und bildlich zu erklären — widerftreitende bzw. fucceffive Juriftentheorien, oder 
Berjehen der Kompilatoren, oder gar inneren Wiberfpruch finden. — An der Hand 
des praktifchen Bedürfniſſes verdrängten jene Römifcherechtlichen Grundſätze im Laufe 
des Mittelalter das abweichende Germanifche Recht, welches den Nachlaß nicht ala 
abjolute Einheit, fondern als Maffe auffaßte, deren Aktiva in Lehn und Allod, in 
Eigen (,Erbe“) und Fahrniß, letztere in Gerade, Heergewäte, Mußtheil zc. zerjallen 
Tieß, auf welchen Sondermaffen dann dieſe oder jene Paffiva als betragmindernde 
Laſt ruhten, jo daß die Nachfolger in der Gewere auch nur bis zum Betrage der 
überfommenen Altiva bzw. des ganzen Aktivnachlaffes für ſolche Schuld hafteten; 
welches ferner eine Bwifchenzeit der ruhenden Erbſchaft nicht anerkannte. Die 
neueren Gejeßgebungen betonen bei der ruhenden Erbſchaft bald nur die zurüd- 
bezogene Perſon des künftigen Erben (Code civil, Sächfiſches BEB., Heffifcher Ent- 
wurf, minder deutlich auch das Preußiiche Allgem. LR.), bald nur die fortgejebte 
Perfon des Erblaſſers (Oeſterreichiſches BGB.), ohne jedoch eimfeitige Folgerungen 
zu ziehen ; fie ftatuiren, mit Ausnahme des Sächfifchen BGB., bei unbebingtem (vor⸗ 
behaltloſem) Antritt unbefchränkte Schuldenhaftung des Erben (einige jogar jolidarifche, 
nicht ratenweiſe, dev Miterben); fie halten jedoch, was die Hauptjache bleibt, fämmt- 
Lich jeft an der Einheit des Nachlafjes und dem Erbübergange durch Gefammtnach- 
folge, wenn fie auch daneben eine Erſchöpfung des Nachlaffes durch bloße Vermächt- 
niffe, nach Vorabzug aller Schulden, geftatten. Inwiefern auch bei dem heutigen 
fog. Erbſchaftsvermächtniß eine U. anzunehmen fei, vgl. d. Art. Univerjalfidei- 
tommiß. 

Lit. u. Quellen: Winbiheib, — III. 88 528, 591. — Tewes Ste, 3 1, 
2. — Unger, Spflem, VI. $5 2 7.— 82 Inst. 2,14. — L3 1.D. 28, 5. — 87, 

54D. 8 pr. D. 11.9 Dan 8 360, ie 1.06.D: a 
1. 1, ‚198 D. 50, 17. — Preuß. Allgem. CR. I. 2 85 34 ge 
Code eivil art. 777, 870'0. — Deftrre, 3&B. $$ 581 Fi. 547 1,8 F Sidi. Fon. 
88 2246, 2259, 28: 2. — Mommfen, Erbr.:Entw., 88 2, 214 ff. 244, PM Ferm 
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Univerfalfidettommiß (Thl. I. S. 460) oder „Erbſchaftsvermächtniß“ ift 
nach Römifchen Recht das einem Erben oder diefem Gleichgejtellten (Fiduziar) aufs 
erlegte Bermächtniß, die Exrbichaft ganz oder zum Theil an einen Anderen (Fidei- 
tommiffar) herauszugeben; finguläre Nachfolge der Form nach (Errichtung und Er⸗ 
werb), univerſale aber nach Inhalt und Wirkung. Die geſchichtliche Entwickelung 
zeigt ein ſtetiges Fortſchreiten vom Ueberwiegen der Form zum Ueberwiegen des 
Inhaltes in vier Perioden, deren erſte (Auguftus) durch den Scheintkauf numo uno, 
deren zweite (Nero) durch das SC. Trebellianum bezeichnet wird: als Gegenftand 
gilt bereits die hereditas („fideicommissum hereditatis“) ganz ober pro parte, jo 
daß ex SC. Treb. mit ber Reftitution die Klagen für und gegen den Erben ala 
utiles auf den Fideikommiſſar übergehen. Dritte Periode & RN: ex SC. 

d. Holgenborff, Guc. II. Redtälegilon II. 3. Aufl. 
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Pegasiano wird dem Fiduziar, wenn dieſer freiwillig antritt und reftituirt, der 
Quartabzug (Qu. Pegasiana) geftattet, wenn er fich weigert, Erbantritt und Refti- 
tution bes Fiduziars fingirt (fog. erzivungener Antritt), natürlich ohne Ouartabzug 
für den Fiduziar; im erfteren Falle ift der Fideilommiffar Vermächtnißnehmer, aber 
mit stipulationes nach Analogie des Erbſchaftakaufs. Vierte Periode (Juftinian): 
der Fibeilommiffar wirb im jedem Falle, mag ber Erbe freiwillig oder gezwungen 
antreten, die Quart abziehen oder nicht, als mittelbarer Univerfalfuccefior behandelt: 
nur der Form nach liegt Vermächtniß vor, der Wirkung nach eine „fideicommissaria 
hereditas“. Das U. kann nur auferlegt werden einem Erben, teftamentarifchen oder 
gefeglichen, dem, der heredis loco ift, auch einem Univerjalfideilommifjfar ſelbſt 
(fucceffiveg U.); und zwar durch Teftament, Kodizill, Kodizillarklauſel, jogar ftill- 
fchweigend 3. B. durch Verbot an den Erben, darüber zu teftiren. Der Bedachte 
bat das Recht mit dem dies cedens, und eine Klage gegen den Onerirten mit dem 
d. veniens, gerichtet auf Reftitution des Zugewendeten, im Zweifel mit den bis zum 
Antritt bezogenen Früchten, auch ber nachträglich accrefcirenden Portion, ſoweit 
nicht des Teſtators vermuthlicher Wille dem entgegenfteht. Nach ber Reftitution ver- 
weit der Fibuziar die lagen ganz bzw. zum Theil an den Fideikommiſſar. — Dem 
Gemeinen Deutichen Recht lag nunmehr ob, im Fortgange diefer Entwidelung 
1) die fog. Quarta Trebelliana aufzugeben, 2) den Univerjalfideitommifjar als 
direkten Racherben des Teſtators anzuerkennen (Befeitigung bes Satzes: semel heres, 
semper heres), 3) diefen Fall dem Begriffe der Subftitution jo zu unterftellen: 
a) als Ernennung eines jerneren Erben, nachdem ein anderer e8 geworden (fucceffive 
Erbeinfegung), zugleich b) als Erbeinfegung für den Fall, daß ein Erftberufener nicht 
Erbe geworden (Bulgarfubftitution); und zwar fo, daß im Zweifel immer beides im 
Sinne des Teſtators gelegen. Auch hat diefer Fortjchritt im Preußifchen umd Defter- 
zeichifchen Necht in der Hauptfache fich vollzogen; denn beide jehen in der Nacherb⸗ 
einfegung (bzw. dem Nachvermächtniß) eine fibeilommiffarifche Subftitution, die 
zugleich die Bebeutung einer vulgären hat. Doch gilt in Fällen, wo gefeßlich fein 
Familienfideikommiß ftattfindet, die fideikommiſſariſche Subftitution nicht über den 
zweiten (bzw. erften bei unbemweglichem Gut, Defterreich) Subftituten hinaus; un: 
beſchränkt jedoch nach Oeſterreichiſchem Recht dann, wenn die fieilommifjarifchen 
Erben ſämmtlich Zeitgenofien des Erblaſſers find. Der fog. Fiduziar hat zwar 
Hinfichtlich feiner Obligation dem Nacheingefeßten gegenüber die Stellung eines Nieb- 
brauchers (, Fruchtnießers“, Defterreich), ift aber bis zur Herausgabe durch Ber: 
äußerungsverbot bejchränfter Eigenthümer, Gläubiger ꝛc. Während der C. eir. in 
feiner Abneigung gegen Subftitution und Fideilommiß, als Beichräntungen des 
freien Verkehrs, bie fibeilommifjarifche Subftitution mit geringfügigen Ausnahmen 
(und zwar auch für den Fibuziar) für nichtig erflärt, läßt das Sächſiſche BGB. feinen 
„Erbanwärter”, wie im Gemeinen Recht, nicht birelten Erben fein, jondern zwiichen 
Erbfolge und Einzelnachiolge in der Mitte ftehen. So gelten für die Anwartjchait 
die Grundjäße der Vermächtnißlehre über Fähigfeit bedacht zu werden, über Anordnung, 
Erwerbung und Anwachfungsrecht; dieſelbe Tann nur dem Erben ober einem An- 
wärter (fibeilommiffar. Subftit.) auferlegt werben. Der Belaftete wird verfügungs- 
befchräntter Eigenthümer der Anwartjchaftsfachen, ſoll aber dennoch bis zur Heraus- 
gabe im Zweifel Pflichten und Stellung eine Nießbrauchers haben. Mit ber 
Herausgabe tritt der Anwärter an die Stelle des Erben, fortan allein haftend; nur 
daß auch der Erbe mit ben gezogenen Früchten Haftet, wenn bie Rachlabegulben 
das Herauögegebene überfteigen. Befeitigt ift, gleichwie ſtillſchweigend im Defter- 
reichiichen Recht (im Preuß. nur theilweife), die beſchränkende Vorſchrift Juſtinian's 
über das fideic. ejus quod superfuturum est, endlich übereinftimmend in allen 
Rechten die Trebellianifche Quart. 

- Bit. u. Ouellen: Heimbad im Rechtslexikon IV. — Tewes, oem $16f.— 
Windſcheid, Lehrb. II. SS 662 ff. — Inst. 2, 28; D.5, 6; 86, 1; C.6, 42, 49; Nov. 108 
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c. 1,2. — Preuß. Allgem. SR. L 12 98 58 ff., 259 & 466 ff. — Oefterr. BE8. 38 608 ff., 
702. — Code civil art. 896, 1048 ss. — Sädl. BGB. 85 2508 ff., 681 ff. — Mommjen, 
Erxbr..Entw., 88 448 ff. Shüge. 

Universitas iuris et facti. Unter U. überhaupt verfteht man ein aus mehreren 
Sachen zufammengefehtes Begriffsganges, welches nicht au der Summe ber einzelnen 
Beitandtheile beiteht, jondern bei einem ordnungsmäßigen Wechſel derſelben immer 
noch als baffelbe Gange fortdauert, alfo gleichſam ein organiſches Weſen iſt 
(vgl. beſonders 1. 30 $ 2 D. de usurp. et usucap. 41, 8 und 1. 76 D. de 
indiciis 5, 1). Der Begriff der U. Hat Feine objektive Eriftenz, fondern nur 
die ihm in dem einzelnen Falle durch das Rechtsſubjekt beigelegten relativen 
Funktionen. Wenn nur körperliche Sachen zu einer U. verbunden find, jo ſpricht 
man von einer universitas facti, rerum oder hominis und jcheidet zwiſchen universitas 
rerum cohaerentium und universitas rerum distantium. Als Beifpiele für die letzteren 
tennt dag Römische Recht die universa vestis (Garderobe), supellex, penus, merx, 
grex, mundus, ornamenta u. a. m. Treten zu ben förperlichen Sachen auch un⸗ 
Törperliche (Rechte) Hinzu, jo heißt das Ganze universitas iuris, wie 3. B. das ge= 
fammte Vermögen einer Perfon, die dos, ein peculium. Diejer von den Aelteren 
aufgeftellte Gegenjag wird von den Neueren allgemein als bedeutungslos ver- 
worjen. 

Yuriftifch ift die U. imfofern von Bedeutung, als fie Gegenftand einer Ber 
äufßerung, Verpfändung, eines DVermächtniffes und der Univerfalfucceffion (von Todes 
wegen) fein fann, auch fann die U. unter Umftänden mit einer dinglichen Uni- 
verjafflage gefordert werden, 3. B. eine Herde mit einer rei vindicatio. Dagegen 
Tann man nach der richtigen Anficht nicht Eigenthum oder Beſitz oder Pfandrecht 
an der U. haben, fondern nur an den einzelnen zu ihr gehörigen Gegenftänden, jo daß 
aud) die dur einen Akt veräußerte U. im Einzelnen tradirt werden muß. Un« 
richtig ift, daß bei jeder U. der Satz gelte: res succedit in locum pretii et pretium 
in locum rei; dieſer findet nur eine jehr befchräntte Anwendung bei dem peculium, 
der dos und ber hereditas. 

Der Begriff der U. findet fich auch im Deutſchen Recht mit der Abweichung 
vom Römiſchen Necht, daß die U. in einigen Beziehungen zu den Immobilien ge— 
rechnet wird, wie jo manche andere Sachen auf. Unter den Partikularrechten 
Tennt das Peuß. Allgem. ER. den „Inbegriff“, welcher gebildet wird durch mehrere 
bejondere Sachen mit gemeinfamen Namen, und welcher auch alle einzelnen Sachen 
und Rechte eined Menſchen umfafjen kann (dad Vermögen, die VBerlaffenichaft). 
Weſentlich ift auch hier, daß durch Zutritt oder Abgang einzelner Stüde die Rechte 
und Berbindlichkeiten in Anjehung des Ganzen nicht geändert werben; andererſeits 
gehen die befonderen Rechte an einer Sache durch deren Einverleibung in einen In— 
begriff noch nicht unter. Das Preußiſche Recht geht aber weiter infofern, ala es 
die Veräußerung eines folchen Vermögenskomplexes zuläßt mit der Wirkung, daB 
auch die Palfiva auf den Erwerber übergehen, wenigſtens injoweit, ala fie durch bie 
Aktiva gededt werden. Hiermit fteht im Zufammenhang die im Handelsrecht viel 
behandelte Frage, inwiefern ein Handelögeichäit (eine Firma) ala U. auf einen neuen 
Erwerber übergehe, ob nämlich auch die Schulden deſſelben mit übertragen werben. 
Für den Uebergang der Paſſiva fpricht meines Grachtens bejonderd der von Dern- 
burg (Lehrbuch des Preußifchen Privatrechte, Bd. I. $ 60 Anmerk. 9) angeführte 
Grund, daß im modernen Recht das Prinzip enthalten fei, „die faktiſche Zuſammen⸗ 
gehdrigkeit gewiffer Aftivbeftandtheile und zugehöriger Schulden auch als juriſtiſch 
wirkend anzuerkennen.“ 

Auch das Oeſterreichiſche Allgem. BGB. kennt den Begriff der Geſammtſache 
mit benfelben Wirkungen, wie das Gemeine Recht, aber ohne bie Scheidung von 
U. faeti und U. juris. Das Franzöfiſche Recht ſchließt fich ganz an das Gemeine 
Recht an, ebenjo das Sächfiiche Recht mit der Befonderheit, daß auch mehrere auf 
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ein Foltum im Grundbuch eingetragene Grundftüde ala Gefammtfache angejehen 
werben. 
Quellen u. u Sür das Gemeine ne ae Be re bei. inbixeid, 


2b. L 88 42 u. 197. — ee 3. L v.Bangerow, Bd. L 87 
Arnbts, 5848. — ter, 3b. us 5, IV; De felben Srösterun en, Sb. 1 
S. Uff. — Axchiv für * 44— tar. 8b. V. ©. 1 f. af e); Bd. X. 6.169 ff. Warı- 
aa) Serge ; — — Aeber * —*8 
mm e und Geamm na 1 — Hr 
In sch — —— 7 Behrbuch des ve Privatrechts, Bb. I — Defterz. 


. BER. &, Behrbud; bed Franzöfiigen Civil "EN 8 
erst 208. Keen, a ie et De Bean en Civilxed 1.8 16 


Unterholzuer, Karl Auguft Dominitus, & 3. II. 1787 zu Seeifingen, 
ftubirte in —R Göttingen, Heidelberg, wurde 1809 i in Altdorf der letzte promo⸗ 
virte Doktor, Privatdozent in Landshut, 1812 in Breslau, fpäter Prof., F 25. V. 
1888. —— des Rhein. Muſeum ſeit 1888. 

Ehen Din: hist. doctr. rom. de collationibus, Altorf. 1809. — Yurifl. 
Abhand eg 1810. — Allgemeine Einleitung in das juriftiihe Stubium, München 
1812. — Die Vehre von ber 5 Dei rung durch forigeſehten — Bresl. 1815. — Entwurf 
zu einem Lebrgebäube beö bei ben Römern ® tenben ee. Rechts, Bresl. 1817. — Con- 
Jecturae de supplendis lacunis quae in Gai Institut. — IV occurrunt, Vratisl. 1823. — 

'e mutata rakone comitiorum — a Servio Tullio rege institutorum, Vratisl. 
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ir Neuer —* en XVI. — — Vorrede von guiats, 
Balper und Ritter, Andenken an Dr. U., Brest. 1838. — Rowad, 
Sa Shpnifeieleelieiton. Brett. 1836, Heft L. S. Test" Teichmann. 


Unterlaſſungsverbrechen. In den primitivſten, wie in den entwickelteſten 
Perioden des Strafrechtes finden wir bie ftrafrechtliche Verantwortlichkeit auch für 
Unterlaffungen ftatuirt. Sobald man überhaupt mit Fragen des allgemeinen That— 
beftandes ber Delikte fich befchäftigte, mußte man fofort erkennen, daß man aud 
für Unterlaffungen beftraft werden fünne; man glaubte aber auch als unzweifelgait 
anfehen zu können, daß man gewifje Delifte ebenfowol duch Handeln ala durch 
Unterlafjen begehen könne. (Wie faft für alle allgemeinen Lehren des Strafredhtes 
die Tödtung in erfter Linie maßgebend war, jo dachte man auch hier zunächft daran: 
Necare videtur . . et is, qui . . alimonia denegat, 1. 4 D. de agnosc. et alend. 
liber. 25, 3.) Daraus entwidelte fich eine Tendenz, in den Geſetzen und in 
den bottrinären Erörterungen, Handlungen und Unterlafjungen einander gleichzuftellen, 
von jedem Unterfchieb zwiſchen ihnen (etiva mit Ausnahme der frage nach der 
Möglichkeit eines Verſuches) ganz abzufehen, und ſich dafür auf fcheinbar gleiche 
ftellende Wendungen der Gefeßbücher zu beziehen: 3. B. „Wer eine unerlaubte 
Handlung oder Unterlafjung verjhuldet ... .“ Art. 1 des Bayriſchen Straigefetes 
von 1813. — „Handlungen oder Unterlaffungen, welche zwar an und für fi 
felbft das Recht bes Staates ober eines Unterthans nicht verlegen, jedoch“ u. f. w. 
Art. 2 Abf. 4 daſ. — „Böſer Vorſatz fällt. . zur Schuld, wenn vor ober bei der 
Unternehmung oder Unterlafjung das Nebel, Tweläien mit dem Verbrechen verbunden 
ift, .. bedacht und befchloffen worden“ $ 1 des Defterreichiichen Strafgeſetzes. — „Das 
gegenwärtige Strafgejeg findet Anwendung auf folche Handlungen und Unterlaffungen“ 
u. |. w. Sächfifches Strafgejeß von 1838 8 4. Württembergifches Strafgefeg Art. 1 
und zahlreihe andere. Immerhin war es aljo jchon ein großes Verdienſt, daß 
Feuerbach und Spangenberg auf den Unterfchied aufmerffam machten, der 
zwiſchen U. (delicta omissionis) im Gegenfaß von delicta commissionis befteht, indem 
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Feuerbach bemerkte, es ſetze ein U. „immer einen beſonderen Rechtsgrund (Geſetz 
oder Vertrag) voraus, durch welchen die Verbindlichkeit zur Begehung begründet 
wird; ohne diefen wird man durch Unterlaffung fein Verbrecher”. Daran ſchließt 
fi) aber, und zwar nicht als Ausnahme, der Sat, die Tödtung könne ſowol durch 
hofitive, ala durch negative Handlungen begangen werben; das letztere aber ſetze die 
Berbinblichkeit zu einer pofitiven Handlung voraus, deren Unterlaffung Urſache des 
Todes geworben ift (Lehrbuch 88 24, 211. Letzteres überſieht Schwalbach in 
der unten anzuführenden Arbeit, wenn er Morſtadt's Verſuch, fchon bei Feuer⸗ 
bach die erft jpäter erfannte Sonberung der U. von Kommiffionzbeliften nachzumeifen, 
gegen mich in Schuß nimmt). 

Eine Klärung der Sache trat erft hauptjächlich durch Luden's Verdienſt ein, 
indem erkannt ward, daß während ftrafrechtlih die Handlung immer nur ala 
Mebertretung eine® Verbotes erjcheinen kann, die Unterlafjung ebenfowol als jolche, 
wie als Verletzung eine® Gebotes in Betracht kommen Tann. Die daran fi 
knüpfende Eintheilung muß allerdings von der äußeren Form des Gejehes, das manch⸗ 
mal zu verbieten fcheint, wo es gebietet, abjehen und an das Weſen der Sache fich 
Halten; dann aber erfcheint das U. im eigentlichen Sinne ala die ſchuldhafte Nicht- 
berbeiführung eines Erfolges, einer Veränderung in der Außenwelt, welche dem Ge- 
fee gemäß hätten herbeigeführt werden follen (Unterlafjung ala Webertretung eines 
Gebotes, Omiſſivdelikt). Den Gegenſatz Hierzu bildet die Unterlaffung, welche 
zur Herbeiführung eines gewiſſen Erfolges, den das Strafgefeß herbeizuführen ver- 
bietet, dient, die Webertretung eine® Verbotes, als eine der möglichen Arten der 
Begehung eine Kommiſfivdeliktes. 

Die erftere Form bietet der Theorie und Praris wenig Schwierigfeiten. Die 
N. im eigentlichen Sinne jegen voraus: 

1) Ein Geje, welches eine Unterlafjung mit Strafe bebroht, ſei ed num ein 
pezielles, einen beftimmten einzelnen Akt vorzeichnendes, ſei es ein allgemeines in 
dem Sinne, daß alle aus einem beftimmten Verhältniß entipringenden obligationes 
ad faciendum ohne weitere Rüdficht auf das Reſultat der Nichterfüllung unter den 
Schuß einer Strafſanktion geftellt werden. 2) Das Bewußtjein davon, daß die Be— 
dingungen gegeben feien, an deren Eintreten ein ſolches von einer Strafjanktion 
ımterftüßtes Gebot gebunden ift. 3) Den Entjchluß, dem Gebot nicht nachzulommen, 
und 4) die Möglichkeit des entgegengejeten Verhaltens. Sowie dieje Bedingungen 
erfüllt find, ift auch das Verbrechen nicht blos begonnen, jondern vollendet; denn 
die Strafbarkeit wird bier durch die bloße Manifeftirung des Ungehorſams begründet ; 
das Benehmen des Unterlaffenden ift ſtrafbar, weil er den Gehorfam verfagt; das 
Delikt umfaßt eben nur dies, und ber äußere wie der innere Thatbeftand des 
Deliftes find eben deshalb ganz unabhängig von dem Wollen und Eintreten einer 
beftimmten Wirkung, um derentwillen etwa das Gebot erlaffen fein mag. Deshalb 
Iaffen auch die Omiffivdelikte Keinen Verſuch zu, denn fie find immer entweder noch 
gar nicht vorhanden oder ſchon vollendet. 

Dies bewirkt aber nicht, daß die Verjährungsfriſt bei diefen Verbrechen 
ſchon mit dem Augenblid zu laufen beginnt, wo die Strafbarkeit eintritt, d. h. aljo Hier, 
wo dad Verbrechen vollendet if. Es kann nämlich vollendet fein, ohne beendigt zu 
jein; jo lange die Bedingungen gegeben find, unter welchen eine beftimmte Handlung 
bei Strafe geboten ift, jo Lange wird dieſes Verbrechen jeden Augenblid erneuert, ge= 
wiffermaßen wieder von Neuem begangen und deshalb kann die Berjährungafrift 
erft von dem Augenblid an laufen, wo es unmöglich wird, dem Gebot nach 
zukommen, fei e8, weil deſſen Bedingungen eeſſiren, jei es, weil es phyfiſch unmöglich 
getoorden, ihnen zu entiprechen. — Eine andere Eigenthümlichkeit der Omiffindelitte 
Tnpft fih an die Frage nach dem Ort der begangenen That. Ein jolcher ift hier 
eigentlich gar nicht vorhanden, da eben nirgend gehandelt wırrde. Man kann ala 
locus delicti commissi aber auch nicht jenen Ort gelten laſſen, wo fich der Schuldige 
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zu der Zeit befand, ala er fich die Unterlaffung zu Schulden kommen ließ; denn an 
fein Verhalten an biefem Ort knüpft fich nichts Strafbares; auch wäre e8 wol denk- 
bat, daß er während biefer Zeit oft den Ort gewechielt Hätte. Es kann aljo 
als locus delicti commissi nur jener Ort angefehen werben, wo die unterlafiene 
Handlung hätte vorgenommen werben follen; denn da® Verbrechen befteht eben darin, 
daß der Schulbige nicht geihan hat, was er dort Hätte thun follen; ber äußerliche 
Thatbeftand des Verbrechens knüpft ſich alfo an diefen Ort. — Zu den eben be= 
bandelten Omiffivdelikten gehören auch die Formen der negativen Begänftigung 
von ftrafbaren Handlungen, die Richtverhinderung, die Nichtanzeige, foweit ſolche 
ansbrüdlich für ftrafbar erflärt find. Dagegen gehört die negative Theilnahme, 
d. 5. die Mitwirkung bei einer fremden ftrafbaren Handlung durch Unterlafjung, fchon 
in die Kategorie der durch Unterlaffung begangenen Kommiffivdelitte. 

Kann e8 aber folche überhaupt geben? Dieſe Frage mußte jofort nach Vollzug 
der eben gefchilderten Sonderung der früher vermifchten Arten ber U. auftauchen; 
und ſofort mußte auch die Verwechſelung Har werben, zu welcher die Bermifchung 
derfelben Anlaß geboten hatte: zwiſchen dem Grunde, welcher es rechtfertigen Tann, 
daß eine Unterlafjung mit Strafe bedroht wird (weil nämlich die unterlafiene Hand» 
lung eine pflichtmäßige, die Unterlaffung daher eine pflichttwidrige war) und dem 
Grunde, welcher es rechtfertigen kann, daß bei Übrigens ganz gleichem äußeren Ber- 
halten bie eine von zwei Perjonen als Urheber eines durch Unterlaffung begangenen 
Kommiffivdeliktes angefehen wird, die andere aber nicht, weil wol bie eine, nicht aber 
die andere zu der unterlaffenen Handlung verpflichtet war. Die gegen Rommiffiv- 
belifte gerichteten Geſetze find fo beichaffen, die Begriffabeftimmungen der fraglichen 
Verbrechen jo eingerichtet, daß in der Regel nur pofitives Handeln ihnen genügt; 
die in einer Unterlafjung liegende Rechtsverlegung foll daher das Fehlende erſetzen 
umd die Gleichitellung pofitiven Thuns mit bloßer (im Gejege nicht vorgejehener) 
Unterlaffung recätfertigen. Allein, geht e8 wol an, daß die moralifche und juriftifche 
Würdigung eines beftimmten Berhaltens die Subjumirung deſſelben unter eine 
Beichreibung bewirkt, die auf daffelbe, an fich betrachtet, eingeftandenermaßen nicht 
paßt? Kann man umhin, es willfürlich zu nennen, wenn die Gleichftellung defien, 
was nicht gefchehen ift, mit dem, was gejchehen ift, durch das Widerrechtliche des 
Benehmens eines beitimmten Menſchen gerechtiertigt wird? Das kommt dann 
darauf hinaus, daß das fragliche Individuum nicht unter ein eigens für die Ber- 
legung eines beitimmten Rechtsverhältnifies berechnetes Geſetz fallen foll, weil fein 
folches Geſetz befteht, daß es ferner auch nicht der Definition eines beftimmten 
Kommiffivdeliktes entiprochen hat, des letzteren aber dennoch fchuldig gefunden werben 
fol, weil fein Benehmen ein jenem Rechtsverhältniß nicht entiprechendes ift.. So 
wird der Mangel eines Strafgefeßes für die Verlegung des Rechisverhältniffes durch 
das befondere Geſetz über ein beftimmtes Kommiffivdelitt, und wieder die Unan⸗ 
wenbdbarfeit diejes Geſetzes auf den Fall durch die Berufung auf jene Rechtsverletzung 
verdedt. Zum Begriff eines Kommiffivbeliktes gehört jedoch, daB ein beftimmter 
Zuftand durch einen Menjchen herbeigeführt worden ſei. War nun das Verhalten 
eine Menſchen jo, daß es dieſer Vorausſetzung entipricht, dann bedarf es nicht erft 
der Berufung auf bie befonbere Verpflichtung, die er verlegt haben foll; war bies 
nit der Fall, jo kann die Widerrechtlichfeit eines beftimmten Verhaltens an ber 
Thatjache nichts ändern, daß der eingetretene Zuftand von diefem Menſchen nicht 
herbeigeführt wurde. Iſt aber aus der Pflichtwidrigkeit der Unterlaffung fein 
Grund abzuleiten, welcher es rechtfertigt, um einer Unterlaffung willen Jemand als 
Urheber eines Kommifſivdeliktes zu behandeln, ift micht das ethiſche oder 
juriftifche Urtheil über die Unterlafjung, jondern die Frage der Kaufalität dafür 
allein entſcheidend, jo tritt erſt Die Betrachtung im ihr Recht, daß ja eine bloße 
Unterlaffjung, gleichviel wie fich der Menſch dabei innerlich verhalte, überhaupt 
nicht ein Kaufalitätsverhältniß begründen, Urfache eines beitimmten Erfolges fein 
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könne. So richtig dies num ift, und jo gewiß die Hieraus gezogene Konſequenz zu 
Refultaten führt, die in der Regel gebilligt werben, fo gewiß es jedermann billigt, 
daß der nicht ala Mörder oder Brandftifter beitraft wird, welcher mit der größten 
Leichtigkeit den Tod eines Menfchen oder das Ausbrechen eines Brandes hindern 
konnte, fich aber (umd wären dabei die verwerflichiten Motive maßgebend geweſen) 
zein paſſiv verhielt: jo gewiß giebt e8 andere Fälle, bei welchen fcheinbar auch nur 
ein jolch paffives Verhalten vorliegt, oder doch friminaliftiich allein in Betracht 
tommt, dennoch aber der juriftiiche Sinn unwiderſtehlich zur entgegengejeßten Ent 
ſcheidung getrieben wird. Niemand wird Bedenken tragen, ala Urheber des ein- 
getretenen Todes denjenigen zu behandeln, welcher einen Anderen, in der Abficht 
ihn zu töbten, einfchließt und fo verhungern läßt. Aber auch den Gejangenwärter 
verurtheilt Jeder unbebenklich ala Mörder, der eines Tages den Beſchluß faßt und 
ausführt, einen bereit? unter feinem Verſchluß befindlichen Gefangenen verhungern 
zu lafien. Alle Welt unterfcheidet zwifchen dem Spaziergänger, der neben der Eijen- . 
bahn einhergehend, auf derfelben einen Stein Liegen fieht und ihn Liegen läßt, und 
dem Bahnwärter, dem bie gleiche Unterlaffung zur Laft fällt u. |. w. Im’ Großen 
und Ganzen ift über die Entfcheidung diefer Fälle alle Welt einig; aber wie jo 
häufig, ift es leichter eine Alle Welt befriedigende Entjcheibung zu finden, als eine 
Begründung, welche ala ftichhaltig erfannt wird und nicht auf der Verleugnung al 
richtig feftftehender Sätze beruht oder zu unzuläffigen Konſequenzen führt. Es ift 
mın eine Reihe von Verfuchen gemacht worden, biefe Begründung aufzuftellen, und 
zwar zumächft von Luden, Krug und dem Verfaſſer biejes Artikels. Die 
Aufgabe, Die letzterem geftellt war, beftand in der Ausbildung der von feinen 
genannten Borläufern gegründeten Theorie; ihnen gebührt in erfter Linie das Ver⸗ 
dienft; wenn aber amdererjeit® nirgend beftritten wird, was Geßler mit den 
Worten ausbrüdt: „die der Krug'ſchen Auffafjung noch anklebenden Mängel find 
bei Glaſer befeitigt”, jo ift e8 wol nicht unbefcheidene Verſchweigung der Leitungen 
meiner Vorgänger, wenn ich mich auf die Darftellung meiner an ihre Leiſtungen 
anknupfenden Erklärungsverfuche meiner Theorie an diefem Orte beſchränke. Diefe 
Theorie umfaßt zwei Hauptgruppen von Fällen, die hier nur deshalb gefonbert werhen, 
weil in neuefter Zeit (namentlich von v. Buri und Binding) der einen berfelben die 
Eigenſchaft ala „U.“ beftritten wird. Es find dies 1) Fälle, wo Jemand ohne 
alles Verſchulden eine Handlung jegt, welche unzweifelhaft als ausreichende Urjache 
eines zum Xhatbeftande eines Kommiffivdeliktes gehörigen Erfolges zu erfennen ift, 
fich dieſes Zufammenhanges aber zu einer Zeit bewußt wird, wo er noch in ber 
Lage ift, den Erfolg feines Thun abzuwenden, und das aus Vorſatz oder Fahr⸗ 
läffigleit (je nachdem es ſich um ein doloſes oder kulpoſes Delitt Handelt, — denn 
ich fcheue diefe mir von v. Bar vorgehaltene. Konfequenz keineswegs) unterläßt: der 
Lokomotivführer, der die Machine, der Reiter, der das Pferd nicht anhält, fowie 
er bemertt, daß ein Menſch überfahren oder überritten zu werden in Gefahr fei; 
der Arzt, der eine Operation begonnen Hat und den Kranken, in dem er erft nachher 
einen Feind entbect, ſich verbluten läßt. 2) Fälle, wo ſchein bar ber eintretende 
Erfolg gar nicht vom Unterlafenden verurſacht und dieſem nur zur Laft zu legen 
ift, daß er den Erfolg abzuwenden unterließ, obgleich er dies Tonnte: ber Bahn- 
wöärter, der die Schienenweiche nicht richtig ftellt, den auf die Bahn gejallenen Stein 
nicht befeitigt n. f. w. Für die Zwecke ber vorliegenden Erörterung find nach 
meiner Anfiht die Gruppen gleichartig; & muß mur für bie zweite Gruppe noch 
beſonders nachgewiefen werben, was bei der erften in die Augen fpringt, daß ber 
Unterlaffende nicht blos unterlaffen bat, jondern auch etwas den Erfolg pofitiv 
Förderndes gethan hat. Diefes letztere nachzuweifen, fordert ein hier nicht zu- 
Läffiges Eingehen auf mannigjache Detailfragen. Es kann daher nur ber für deren 
Beantwortung meines Erachtens maßgebende Gefichtspumft bier angedeutet werben: 


. 
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Es ift nicht nothwendig, daß die wirkende Urſache unmittelbar durch die 
phyfiſchen Kräfte eines Menſchen in Bewegung geſetzt wurde, und daß dieſer fte 
Anſtoß allein ausreichte, den Erfolg herbeizuführen; es genägt, daß die menjchliche 
Thätigkeit die elementaren Kräfte in Bewegung jegte, den Anftoß zu jener Ver— 
kettung von Zwifchenurfachen gab, an deren Enbe der verbrecheriiche Erfolg ſteht; 
ebenjo gewiß genügt e8 umgekehrt, daß der Menſch der bereits in Bewegung geſetzten 
Kraft die Richtung gegen ein beftimmtes Objekt gab, ober ihre Wirkſamkeit fteigerte, 
ficherte, ja auch nur befchleunigte. Aber von einem aus jeiner Kaufalität erwachſenen 
Erfolg, von einer Wirkung, deren Urfache in feinem Benehmen zu fuchen ift, kanm 
nicht die Rede fein, wenn erfter Anftoß und Verlauf jener Kette von Urſachen, an 
deren Ende der ftrafbare Erfolg fteht, ganz außerhalb des Bereichs feines wirklichen 
Thung Tiegen und der Erfolg nur inſofern durch fein Thun und Laffen bebingt 
ift, als er den Eintritt hätte Hindern können, ala alfo jener Erfolg (ficher oder 


. wabrjcheinlich) außgeblieben wäre, wenn der Menſch fich Hindernd dazwifchengeftellt 


Hätte. Es giebt übrigens für die Prüfung des Kaufalzufammenhanges einen ficheren 
Anhaltspunkt; verfucht man es, den angeblichen Urheber ganz aus der Summe der 
Ereigniffe hinwegzudenken, und zeigt ſich's dann, daß nichtsdeſtoweniger die Reihen- 
folge der Zwifchenurfachen diefelbe bleibt; fo ift Mar, daß die That umb deren 
Erfolg nicht auf die Wirkſamkeit dieſes Menſchen zurückgeführt werben fünnen. Zeigt 
fich dagegen, daß, diefen Menfchen einmal vom Schauplat des Ereigniſſes hinweg- 
gebacht, der Erfolg gar nicht eintreten fonnte, oder daß er doch in ganz anderer 
Art, d. i. auf ganz anderem Wege, Hätte eintreten müfjen: dann ift man gewiß 
vollfommen berechtigt, den Erfolg jenem Menſchen anzurechnen, ihn ala die Wirkung 
feiner Thätigkeit zu erflären. Er ift (von der Mitwirkung zum Verbrechen 
eines Anderen wird hier abgefehen) der Urheber.“ 

It dies richtig, jo wird nun bei beiden oben angeführten Gruppen von Fällen 
der Kaufalnerus nicht beftritten werben, wenn zur Zeit, wo ber Schuldige jenes 
Pofitive, das in beiden gefordert wird, ſetzte, ſchon ſchuldhaft (b. h. dolos bei einem 
dolojen, kulpos bei einem kulpoſen Delikt; Hier trennt fi, wie Merkel richtig 
bemerkt, fein Weg von dem meinen) fich verhielt; wol aber findet man Schwierig- 
teiten, und zwar für beide Gruppen gleigmäßig, wenn Dolus oder Kulpa 
erft ſpäter Hinzutreten. Für mich liegt nun die Löfung der Schwierigfeit in dem 
Nachweis, daß man in folchen Fällen mit Unrecht von nachfolgender Schuld 
ſpricht, daß alfo der Erfolg Hier als ein dolos (um nicht immer die Kulpa zu erwähnen, 
bon ber das Gleiche gilt) herbeigeführter anzufehen ift: „Bon dem Augenblide an- 
gefangen, wo ber Menſch zu dem Objekt der Berleung in eine thatjächliche Be— 
ziehung tritt” (diefe vielfach ald ungenau angefochtene Redewendung prägifire ich jeßt 
durch folgenden Zufaß: welche es rechtjertigt, den fpäteren Erfolg auf fein Handeln 
zurückzubeziehen) „bis zu dem, wo der Beſtand oder Richtbeftand der Verlegung“ 
(und zwar ala einer von ihm herbeigejührten) „von feiner Willfür völlig 
unabhängig geworben ift, — in biejer ganzen Seit bildet fein pofitives und jein 
negatives Verhalten ein Ganzes. Innerhalb dieſes Zeitraumes muß bann auch, 
wenn von dem Dolus bie Rebe jein jo, der Dolus eingetreten fein und dag Be— 
nehmen des Thäters beftimmt haben.“ 

Allerdings — und das ift das Wahre an ber Warnung vor der Annahme 
des jog. dolus subsequens — giebt es einen Zeitpunkt, bei welchem angefommen, die 
Handlung dieſen Charakter nicht mehr annehmen kann; das ift aber gerade derjenige, 
in welchem Dolus auch wirklich zu ihr gar nicht mehr Hinzutreten kann; Dolus 
als Beitimmung bes Willens zum Thun oder Unterlaffen ift doch wol nur benfbar, 
fo lange von biefem Thun oder Unterlafien der zum Begriff des Deliktes erjorder- 
liche Erfolg abhängen kann. Wo dies nicht mehr der Fall ift, kann man Wänſche 
hegen, verwerfliche Gefinnungen äußern, aber keinen Dolus mehr in fich aufnehmen. 
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Von dem Augenblicke an, wo die Handlung aufhört, dem Handelnden anzugehören, 
wo fie nämlich, von ſeiner Willkür unabhängig geworden, ihren eigenen Lauf nimmt, 
und der Beitand der Verlegung daher von dem Wollen oder Nichtwollen bes 
Thäters nicht mehr abhängen kann, von dieſem Augenblide an kann von Dolus 
nicht mehr die Rede fein, aber auch nicht mehr von einer Handlung; was da noch 
nachkommt, ift von Menſchenwillkur Unabhängig, d. 5. es iſt Ereigniß. Wer 
unverjehens im Walde einen Menſchen erichießt, weil er ihn für ein Thier gehalten 
und dann an den Sterbenden berantretend, fich freut, in ihm einen Todſeind zu 
erkennen, wird durch diefe Freude, durch ben Wunſch, daß Jener fterben möge, 
noch nicht zum Mörder, weil bei diefem Stand ber Dinge fein Wille auf fein 
Thun, fein Thun auf den Erfolg feinen Einfluß mehr üben Tann. Iſt es aber 
nit etwas Anderes, wenn fich num zeigt, daß_der, Betroffene nicht töbtlich ver- 
wundet ſei, und wenn nun ber Wunſch, ben Tod deffelben herbeizuführen, den 
Urheber der Verlegung beftimmt, den Hülfloſen im Walde fich jelbft, d. 5. dem 
fodann unvermeiblichen Tode zu überlaffen? Kann Hier auch von dolus subsequens 
geiprochen werben? Die Schwierigkeiten, welche aus dem jpäteren Hinzutreten des 
Dolus entftehen, find aljo eben nur ſcheinbare, ſobald man den Unterfchied nicht 
überfieht, welcher zwifchen einem Seelenvorgang, welcher am Berlauf der Dinge 
nichts mehr ändern fonnte und einem folchen, ohne welchen er ein durchaus anderer 

tte werden müffen oder können, befteht. Läßt man ihn gelten, erachtet man eine 
ſchuldhafte Selbftbeftimmung für ausreichend, vermöge welcher Jemand die verderb- 
lichen Folgen ſeines eigenen Thuns, obgleich er fie aufhalten konnte, vorſätzlich oder 
fahrläffig aufzuhalten unterläßt, jo hat man eine für alle in Frage kommenden 
Fälle ausreichende Rechtfertigung der Beftrafung, welche das natürliche Gefühl und 
der juriftiiche Sinn gleichmäßig fordern; läßt man ihn nicht gelten, jo tritt das 
ein, was bie neuefte lebhaft mit unferem Stoffe fich beichäftigende Literatur aller 
Orten zeigt: Man muß entweder (bewußt oder unbewußt) zu der älteren Aufe 
faffung zurüd, welche die Gleichftellung der Unterlaffung mit der Handlung lediglich 
mit der Pflichtwibrigkeit der erfteren begründet, oder man muß zu künftlichen Unter 
fcheibungen greifen, mit welchen jaft noch jeder, ber fie aufftellte, allein geblieben 
ift, nach welcher 3. B. eine jo vage formel, wie die Verweifung auf die „Regel 
des Lebens“ (v. Bar) für ausreichend angefehen werben foll, die Probleme nicht der 
Zurechnung zur Schuld, fondern zur Kaufalität zu Ydfen, oder das Vorhandenfein 
einer bloßen Möglichkeit, einen beftimmten Erfolg vorauszufehen, ausreichen fol, 
den nachher eintretenden Dolus von der Makel des dolus subsequens zu befreien 
(Merteh), oder gelangt mit Binding, welcher mir gegenüber von einem Dolus 
ſpricht, „ber etwas Schuldlofes Hinter ſich und Nichts vor ſich Hat“ und daher 
„an etwas Thatfächliches fich nicht anhaften kann“, dahin, dem internen Vorgang 
ber Willensänberung eine noch viel größere Bedeutung für die Verurſachung bei« 
zumefjen, als ich that, und jedenfalls entichieden auszuſprechen: „So lange es in 
unſerer Macht fteht, den von uns gejeßten pofitiven Bedingungen die fördernde 
Kraft zu nehmen, jo lange haben wir nicht verurſacht; erft wenn wir dies zu thun 
nicht mehr vermögen oder nicht zu thun bejchlieken, wird bie Urſache fertig, 
weil unwiderruflich.“ — Weit entjernt, die große Bedeutung der ber meinigen 
nachfolgenden Unterfuchungen und die mannigfache Belehrung und Berichtigung, die 
ich aus ihnen gewonnen, zu leugnen, glaube ich doch nicht, daß e& hier am Plage 
oder daß es mir — jelbjt die nöthige Objektivität voraußgejegt — auf dem bier 
geftatteten Raume möglich wäre, die Ergebniffe diefer Unterfuchungen bier überficht- 
lich darzuftellen. Ich beſchränke mich alfo darauf zu Zonftatiren, daß diejelben 
einen definitiven Abſchluß nicht herbeigeführt haben, aber auch in aller Be 
fcheidenheit anzuerkennen, daß ich für meinen Erflärungsverfuch die ihm von Bin— 
ding zuerkannte Bezeichnung ala „herrichenbe Lehre“ nicht in Anfpruch nehmen Tann. 
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Unterridjtögefchgebung. Der Unterricht der Jugend ift ſchon im 
Mittelalter ai⸗ Gegenftand einer dauernden gefemäßigen Ordnung in ber Weiſe 
anerkannt, daß die Germanifche Welt ein eigenes Staatswejen für die Lehre bes 
Chriftentfums , beren Verwaltung und Lehrperfonal gebildet bat in Geſtalt ber 
Römifch-tatHolifhen Kirche. Ihre mittelalterliche Stellung ift entiprungen 
einem gemeinfamen Grunbzug der Germanifchen und Romanifchen Stämme, welche 
die Kirche als ein nothwendiges Band ihrer durch Befig und Arbeit geichiebenen 
Stände, ihre durch nationale Gegenjähe geloderten Gemeinweſens empfanden. Der 
Kulturzweck des Staats verwirklichte fich durch bie Kirche in einer großartigen, dem 
Elaffifchen Altertum fremden Weile. Auf dem Höhepunkt feiner Macht war aber 
bieg kirchliche Staatsweſen mit den ftändifchen Klaffen und Intereſſen ber Gefell- 
{haft verwachjen, veräußerlicht, feinem idealen Beruf wieder entfrembet. Anderer 
ſeits hatte daß weltliche Gemeinwejen begonnen, ſehr wichtige allgemein - menfchliche 
Aufgaben der Kirche in fich aufzunehmen. Auch die Rezeption ber fremden Rechte 
trug durch Bildung eines Berufsbeamtenthums dazu bei, die Mebertragung wichtiger 
Berufszweige von ber Kirche auf das weltliche Gemeinweſen zu ermöglichen, die 
Kirche fortfchreitend auf den Lehrberuf der Glaubens» und Sittengebote und bie 
Seelforge zu befchränten. Die Reformation hat in diefem Sime zu einer ein« 
beitlichen Auffaffung der Staatsidee geführt, in welcher die Kulturaufgaben der 
Kirche in einer fräftig verjüngten Geftalt fortleben. Freilich Hat der verichiedene 
Berlauf der Reformation ein wefentlich verſchiedenes Verhältniß der Staatsgewalt 
zu den Aufgaben des Unterrichts herbeigeführt. 

In England hat ber äußerliche Berlauf der Reiormation, ihre fpätere Ent» 
twidelung zu einem politifchen Kampf des Königthums mit der regierenden Kaffe, 
die endliche Beilegung des Streites durch eine Transaktion der herrichenden Klaffe 
mit dem Staatskirchenthum, die Verbindung alles öffentlichen Unterrichtsweſens 
mit ben kirchlichen Inftitutionen und Machtverhältniſſen erhalten. Dieſe 
Anlehnung an bie Kirche eritredte fi) von den beiden Landesuniverfitäten herab . 
biß zu den parochial school, ließ nur für die befondere Fachbildung der Juriſten, 
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Aerzte, für Affoziationen zur Pflege ber Naturwiſſenſchaften, Künfte und technifchen 
Fertigkeiten einen freieren Spielraum, verhinderte die Entftehung eines jelbftändigen 
Lehrerſtandes, und ließ den Elementarunterricht in tiefer Verwahrlofung zurüd bis zu 
dem Beginn des gegenwärtigen Jahrhunderts. Mit der Neubilbung ber Gejellfchaft 
beginnt im 19. Jahrhundert die energifche Aufnahme des ftaatlichen Kulturzweckes 
in regem Wetteifer, aber auch in heftigem Intereſſenſtreit, zwiſchen Staatskirche und 
Diffentertfum, zwifchen der Ariftofratie und ftäbtifchen Intereflen, in welchem gerade 
die ber Hülfe bebürftigfte Seite des Bolfsunterrichts noch Lange zurückblieb. Erſt 
nach ber Reformbill trat das Parlament mit Staatsunterftägung ein, die in 
raſch anjchwellendem Umfang eine Regelung der Schullehrerfeminare, der Lehrer 
qualififationen und ber Schulpläne zum Zweck des Maßſtabes der Unterftüßuns 
gen herbeiführten. Es entwidelt fi) daraus ein minifterielleg Regulativrecht, 
welches aus dem Jnterefjenftreit Heraus die Schule als nationale Inſtitution her⸗ 
auszuarbeiten redlich bemüht war. Diefe Arbeit ift foweit vorgefchritten, um in 
dem Schulverwaltungageieg von 1870 wichtige Grundzüge einer Organifation, ein 
neues Selbftverwaltungsfpiten und einen Uebergang in das Syitem des Schulzwangs 
zu erreichen. Trotz der langſam fortichreitenden Reform der Korporationeverfaffung 
ber Univerfitäten und Stiftungsfchulen, trotz der Zufammenhangslofigkeit ber ver- 
fchiedenen Stufen des Unterrichtsweſens, troß des Mangeld eines höher gebilbeten 
Lehrerperſonals und bes fortdauernden Widerſtandes mächtiger Interefien, hat inbeffen 
die regierende Klafje Englands (und zwar in einem regen Wetteifer beider Parteien 
und mit großen Gelbopfern ber Gemeindeverbände) die große Aufgabe bes 
— und der Organiſation des Elementarunterrichts folgerichtig weiter 
8 . i 

In Srantreich bat die Revolution durch bie eimfeitige Richtung auf ge— 
fellſchaftliche Imterefien auch die U. gehemmt und geichäbigt. Der Romanifche 
Idealismus, der in ber erften repolutionären Begeifterung den Unterricht der Jugend 
als große „nationale Aufgabe“ anerkannte, Teiftete einen nur kurz bauernden Wider» 
ftand gegen den Durchbruch der Klafieninterefien der Geſellſchaft, welche eine jelbit- 
fändige Staatsgewalt negirte und boch nicht zu entbehren vermochte, — welche in 
dem Streit gefellfchaftlicher Interefien das Bewußtſein flaatlicher Pflichten verlor, 
und doch die äußere Natur der Staatsgewalt nicht ändern konnte. Es ging daraus 
ein abjolutiftiiches Syftem der Staatöverwaltung hervor, — eine Staatsgewalt, bie, 
nur von der zeitigen Geſellſchaft eingejeht, durch die renolutionären Grundlehren nur 
auf Widerruf geftellt, umjomehr abjolutiftiich blieb, und welche fchon zum Zweck 
der Selbfterhaltung ber ftraffften Gentralifation und einer ftetigen Transaktion mit 
der wieberauflebenden Gewalt der Römifch-tatholifchen Kirche bedurfte. Das ge» 
fammte Unterrichtsweſen wurde bamit ein Theil des Napoleonifchen Verwaltungs- 
ftaated, in einer ſchematiſchen Ordnung, welche die Freiheit der individuellen Ent⸗ 
widelung von Oben nach Unten in ein büreaufratifches Syſtem bannt, den Glanz 
centraler Inftitutionen mit der bürftigften Außsftattung ber Elementarfchule uud 
ihres Lehrperſonals erfauft, und unter dem Namen „Freiheit des Unterrichts“ ber 
Romiſch⸗ katholiſchen Kirche und ihren geiftlichen Orden eine befeftigte Herrichaft über 
die Erziehung umd das geiftige Leben des Volkes gewährt. Die verftändige Einficht 
der befigenden Klafſen Hat nach ber Julirevolution eine Zeit hindurch bie beffere 
Ausftattung und Hebung ber Volksſchule ernftlich erftrebt. Der jortbauemde Kampf 
um Macht und Herrichaft, der Mangel ernten Kommunalfinn® und wirklichen Ge— 
meindelebens, und ſchließlich ber mangelnde Sinn für eine gefegmäßige, ihrer Selbft- 
verantwortlichkeit bewußte Freiheit, Hat indeſſen unter dem zweiten Kaiferreiche zu 
einer Beherrfchung des Unterrichtsweſens durch den Klerus und bie geiftlichen Orden 
in früher unerhörtem Mafe geführt, gegen welche die neue Republik einen neuen 
Kampf begonnen Hat. Es ift nicht mehr die revolutionäre- Yeindfchaft gegen bie 
Kirche, ſondern ein befonnenes Veftreben ber befigenden Klaffen, welches jet durch 
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Schulgwang, Organifation der Volksſchule und eine becentralifirte Verwaltung die 
Selbftändigkeit der nationalen Bildung zu erhalten fucht. 

Die Anerkennung, welche unter den großen Kulturländern Europa's Deutjdh- 
Land in diefem Gebiete erlangt hat, verdankt es der immeren Durchführung feiner 
Reformation, als einer abfoluten Forderung des Gewiſſens, welche allein zur 
geiftigen Befreiung führen konnte. In dem fich auflöfenden Deutichen Reiche fiel 
den Territorialftaaten bie Aufgabe zu, die jeht getvonnene einheitliche Staats- 
gewalt auch zur geiftigen Hebung der ſchwächeren Slafien des Volkes von unten 
herauf zu verwenden. Die Württembergifche Kirchenorbnung von 1559, die Kur⸗ 
fächfiiche von 1580 erfcheinen, entjprechend den Mahnworten Luther's, ala neue, in 
der Europäifchen Welt einzige Berwirflicfungen bes reformatorifchen Gedankens im 
Staat. Mit den zahlreichen Iandesherrlichen Schulorbnungen wetteifern in dieſer 
Zeit auch noch die ftädtiichen Magiſtrate, bis unter dem namenlojen Elend des 
breißigjährigen Krieges dieſe tüchtigen Grundlegungen wieder verloren geben. 
In jener troftlofen Periode ift die Schulorbnung des Herzogs Emft von Gotha von 
1642 eine wunderbar hervorragende vereinzelte Erſcheinung. Erſt das geiftig tief 
bewegte 18. Jahrhundert erfaßt die Aufgaben des Unterricht? in der freien Weiſe, 
welche die Grunblage ber heutigen päbagogifchen Syfteme geworben, die aber aus 
fubjektiver Willkür und Vereinzelung Heraus erft durch die Staatsgewalt konſolidirt 
werben mußte, wie dies num in Defterreich, Preußen und wetteifernd auch in an= 
deren Territorien geſchah. . 

In Preußen, wo fich alle Aufgaben am vollften zufammenfafien, hatte der 
nüchterne gewifjenhafte Ernſt Friedrich Wilhelm's I. bereit? den Grundſatz des 
Schulzwangs ausgeſprochen. Friedrich der Große wurde durch die Erwerbung 
Schlefiens gendthigt, zuerft gefegliche Normativbeftimmungen für das Verhältniß 
gleichberechtigter Kirchen in der Volksſchule zu finden. In feinem beherrichenpen 
Geift erſchien die Volksbildung von der Dorfichule bis zur Akademie jchon als ein- 
beitlich gedachte Staatsaufgabe. Bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts ift die 
Schulgeſetzgebung Preußens, wenn auch der Form nach provinziell, der Sache nad 
einheitlich geftaltet, und nach einigen Schwankungen und politifchen Wechſel⸗ 
fällen unter der Verwaltung des Miniſters von Altenftein ein Bierteljahrhundert 
hindurch zu einer würbigen Ausführung gelommen. Die unter Friedrich Wilhelm IV. 
zum Durchbruch gelangte Bewegung der Geſellſchaft hat unter einer ſchwankenden 
Staatzleitung vom Standpunkt kirchlicher und politifcher Parteien aus zwar wieder 
wichtige Fragen zu Kontroverjen gemacht, eine Fortbildung nach den wirklichen Bes 
dürfnifſen der Zeit gehemmt, die Hauptgrundlagen aber nicht zu ändern vermocdht. 
Das Weientliche derjelben beruht auf folgenden Gefichtspuntten. 

I. Gentralijfation der Gejeßgebung. G8 bedarf berjelben 1) zur 
Herftellung des einheitlichen Grundplanes nationaler Bildung, welcher von 
der Univerfität bis zur Dorfihule herab nothwendig ift, nicht nur wegen der Gin- 
beit der Wiflenfchaft, ſondern auch zur Ausbildung des Lehrerperſonals, welches auf 
den höheren Stufen für die niederen zu bilden ift. 2) Zur Regelung des Berhält« 
niffe der Kirche zur Schule, welche im paritätifchen Staat und zum Schuß der 
biffidentifchen Belenntniffe nur von der Staatsgewalt ausgehen kann. 3) Zur Re 
gelung der Schullaft, die ſehr fpezialifirter gejehlicher Normativbeftimmungen ber 
darf. 4) Zur Auseinanderfegung der kollidirenden Rechtsanſprüche der 
Familie, ber Kommune und ber Kirchen, welche durch den Grundſatz des Schul- 
zwangs zu einer abfoluten Pflicht des Staates wird. 5) Zur Regelung des Pri= 
vatunterrichts, der nach dem Grundſatz der freien Konkurrenz neben dem öffent- 
lichen Unterrichtsanftalten die Möglichkeit des Beſtehens finden muß, aber gefeklicher 
Normativbeftimmungen bedarf zur Erhaltung der Einheit des nationalen Bildungs- 
weſens und gegen naheliegende Uebergriffe gefellichaftlicher Intereſſen und kirchlich⸗ 
politiſcher Parteien. 
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I. Decentralifation der Verwaltung. Daß das geiſtige Leben die 
uniforme Reglementirung aller Studienpläne von der Univerfität bis zur Dorfichule 
herab nicht zu ertragen vermag, ift felbft das Heutige Frankreich anzuerkennen bereit. 
Der Selbftändigkeitstrieb im Deutjchen Familien» und Gemeindeleben, jowie das 
eiferfüchtige Ankämpfen der organifirten Kirchengewalten gegen ftaatliche „Eentralija- 
tion“ geben dagegen das nothwendige Gegengewicht und die außreichende Gewähr. 
Die Schwierigkeit Liegt in Deutfchland vielmehr umgelehrt in der Neigung zu Son- 
berbildungen, welche fich gegen jede gejegliche Regel fträuben, während eine ſolche 
do im heutigen Staatöweien die Borbedingung aller Selbftverwaltung bleibt. 
Diefe Decentralifation ergiebt fich 1) für die Univerjitäten durch Beibehaltung 
wefentlicher Elemente einer Korporationsverfaffung ; 2) für die gelehrten Schulen 
dur ihre Anlehnung an die ftändigen Körperſchaften der Stadtverwaltung und 
fpäter wol auch an die Kreis- und Provinzialverwaltungen; 3) für die yad- 
und Spezialfchulen durch Verwaltungsräthe unter wefentlicher Betheiligung 
der nächften Interefjenten; 4) für die Volksſchule durch ein zufammengejehtes 

" Kuratorium, in welchem die Yamilienväter burch gewählte Vertrauengmänner, bie 
Gemeinden durch kommunale Organe, die Kirchen durch kirchliche Organe zu ver- 
treten find, zur Wahrung der Hier im Heinften Raum tollidirenden Anſprüche, die 
nur in gewohnheitsmäßigem follegialifchen Zuſammenwirken ihre Ausgleichung finden. 
Der Hauptmangel der bisherigen Einrichtungen lag in der Zerjplitterung diefer For- 
mation, für die e8 in ber Heinen Zandgemeinde an einem Perjonal von gehörigem 
Anjehen und gemügender Bildung fehlt. Diefe Mängel Heben fich durch For— 
mationen aus einem größeren Amisbezirk“ und durch Anlehnung an eine fommunale 
Kreißverwaltung. 

II. Herſtellung der Einheit in dem Geift der Verwaltung durch das 
ergänzende Regulativrecht der Staatsbehbrden und burch eine organifirte 
Staatsaufficht. Den Regulativen ber Eentralverwaltung muß ein erheblicher 
Spielraum bleiben, da ber ftetige Fortſchritt des geiftigen Lebens und der gefell- 
ſchaftlichen Imterefien eine ſchematiſche Geſetzgebung über den Schulplan in feinen 
technischen Einzelheiten unmöglich macht. Nur die beweglichere Geftalt der Regu— 
lative vermag auch die immer wiederkehrenden fonfeffionellen Reibungen und die Eng- 
herzigkeit der Lofalintereffen zu überwinden, die kein gejegliches Normativrecht völlig 
fernhalten Tann. Unter minifterieller Leitung bedarf e8 dazu nicht ſowol fchwerfäl- 
liger „Schulfollegien”, ala Höhergeftellter Einzelbeamten zu einer Oberinfpeftion, 
währen die untere Spezialinfpeftion durch die Stabtverwaltungen, jpäter auch wol 
der Kreisverwaltungen, nah lokalem Bedürfniß verfchieden zu geftalten ift. 
Die zur Zeit noch vielfach ſchwankenden Borftellungen werben fi Elären, wenn 
durch das gewohnheitsmäßige Zufammenarbeiten des jchulgelehrten und des Laien- 
elements in den Kuratorien die prattifche Aufgabe der Schulinfpektion beftimmter 
berbortreten wirb. 

Zur Ergänzung dieſes abminiftrativen Organismus wird es endlich noch eines 
Element? der Verwaltungsjurisbiltion bedürfen, da bie ftreitige Aus— 
legung der Schulgeſetze gegenüber ben Anfprüchen ber Kirchengewalt, und unter fol- 
lidirenden Rechtsanfprächen der Kommunen und der Einzelnen, nicht der endgültigen 
Auslegung eines einzelnen Minifters überlaffen werben kann. Aller Streit über bie 
„tonfeffionellen Schulen“ ift in Preußen nur aus einer parteimäßigen Interpretation 
der beſtehenden Gejege entftanden, die wiederum ein Hinderniß jeder neuen Gejeh- 
gebung wird, fo lange jedes Parteiinterefje glaubt, mit feiner eigenen Auslegung 
weiter zu fommen, ala mit einer neuen Geſetzgebung. Die Schulgefeßgebung, wie 
alle Verwaltungsgefebgebung, vermag im Tonftitutionellen Staate nicht zu beftehen, 
ohne jurisdiftionelle Organe zur gleichmäßigen und ficheren Seftftellung ber ftreitigen 
Geſekesfragen. 
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Kit.: Bol. bie Art. Shulauffiht, Schulbeiträge, Shulgwang. Speziell über 
das Berhältuiß ber Sähulaelehgeb zur Staatöverwaltung, Gemeinde und Kirche: Gneift, 
Die Selbfiverwaltung der Vollsſchule, Berl. 1869. Gneift. 


Unteriälagung: in eigenmächtiger Form erjolgende, vewußt rechtswidrige 
Bueignung einer fremden beweglichen Sache, die man in Gewahrſam hat. Die Art, 
wie der Gewahrfam erlangt wurde, ift an fich gleichgültig, wenn nur der betreffende 
Alt nicht bereit? eine Zueigmung der Sache ihrer Subftanz nad enthält. Die 
meiften Deutſchen Geſetzbucher hatten dieſen umjafienden Begriff nicht. Die Spezies 
der U. war in ihnen gleichfam noch zu feiner Konfolidirung gelangt. Indem fie 
eine gewifſe Art und Weife der Erlangung de Gewahrjams als Erfordernik au 
ftellen, Lafjen fie im Syſtem der auf die Vermögensverbrechen bezüglichen Rormen 
nicht unweſentliche Läden und geben zugleich zu verſchiedenen Kontroverſen Anlaß. — 
Defterreich kennt ala jelbftändiges Delift nur die rechtöwidrige Zueignung ander 
trauten Gutes („Beruntreuung”). Die Zueignung gefundener Sachen behandelt & 
ald Betrug. Ungarn ftellt der U. das Delikt der „widerrechtlichen Aneignung“ zur 
Seite, welches die wiberrechtliche Aneignung gefundener ober durch Zufall ober Ir 
thum erlangter Sachen begreitt. Im Preußifchen Straf®B. Hieß „U.“ nur die Zu 
eignung don, mit ber Berpflichtung zur Rüdgabe, Verwahrung, Verwaltung oder 
Ablieferung erlangtem Gute. Doch warb derjelben die Zueignung gefunbener oder 
fonft zufällig erlangter Sachen gleichgeftellt. Württemberg unterjchied die Zueignung 
bereit® im Befit befindlicher von berjenigen gefunbener Gegenftände; Bayern bie 
„U“. anvertrauter oder in Folge einer Gejchäftsführung erlangter Sachen von der 
gelinder behandelten „ftrafbaren Vorenthaltung“ gefundener oder durch Irrthum ober 
Zufall erlangter. Heſſen und Baben bezeichneten beiberlei Fälle als „U. Bayern, 
Heflen und Baden ftellten der Zueignung bes Gefundenen unter gewifſen Voraus 
jegungen ein blos paffive8 Verhalten (Unterlafjung der Anzeige, Verſchweigen) gleich. 
ne RStrafGB. hat dem allein jachentfprechenden umfjafjenden Begriff. Derjelbe 
jet voraus: 

a) ala Objekt eine fremde bewegliche körperliche Sache. Daher an herrm- 
Lofen Gegenftänden feine U. möglich iſt. Ebenſo nicht an der eigenen Sache de 
Thäters zum Nachtheil des dinglich oder obligatorifch Berechtigten. Die Frage, ob 
die Sache eine fremde fei, beurtheilt fich nach civilrechtlichen Grundfäßen. Die 
Preußifche Praris hat indeß in allen diefen Beziehungen mehrfach abweichende An 
fichten zur Geltung gebracht. Oeſterreich (183) und Ungarn (359) kennen auf 
eine Veruntreuung der eigenen Sache. Sonft gilt in Betreff des Objekts ber U. 
was hinfichtlich des Diebſtahlsobjekts, nur daß bei jener nicht eine Sache in frem- 
dem, fondern eine folhe in eigenem Gewahrfam vorausgeſetzt wird. Ueber bie 
Grenze, welche Hierdurch zwiſchen dieſen beiden Verbrechensarten gezogen wird, |. d. 
Art. Diebftahl. — Der Gewahrſam kann durch ein Rechtsgeſchäft oder durch 
Zufall, bzw. Irrthum oder auch, unter der oben bezeichneten Ginfchränkung, in 
rechtswidriger Weile erlangt fein. So 3. B. durch eine auf die bloße Innehabung 
gerichtete Täuſchung. Wäre die letztere dagegen auf Erlangung der Subſtanz der 
Sache gerichtet gewefen, jo würde Betrug vorliegen. Analog beftimmt fi das 
Verhältniß zur Exrpreffung ıc. Entſcheidend ift hier überall der Charakter derjenigen 
Handlung, durch welche der Verbrechenserjolg unmittelbar herbeigeführt, nicht ber 
jenigen, durch welche dieſe Herbeiführung vorbereitet oder ermöglicht wird. : 

b) In Betreff des äußeren Thatbeftandes einen Zueignungsatt, d. i. 
einen Alt, durch welchen die Willensherrichaft des Eigenthümers ausgeſchloſſen und 
eine folche für den Thäter in Bezug auf die Subftanz der Sache begründet wird. 
Beim Diebftahl Liegt der Schwerpunkt in der Erlangung bes Gewahrſams zum 
Behufe ber Zueignung, bei der U. in der Iegteren ſelbſt. Won dieſer Zueignung it 
bie Zerftörung der Sache zu unterfcheiden. Zueignumgsafte Yiegen in bem 2er 
brauche und in der Veräußerung der Sache. In der Verpfändung nicht allgemein; 
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doch kann fie nach Lage der Umſtände die Bedeutung eines Zueignungsaltes haben. 
Ein folder kann jerner in ber Beiſeiteſchaffung der Sache oder in ber Verbindung 
derjelben mit eigenen Sachen gegeben jein. Ferner in der von Erfolg begleiteten 
Ableugnung, wenn der Thäter fich noch im Beſitze der Sache und bereits im Ge— 
nufje derfelben befindet. — Die Zueignung muß rechtswidrig fein. Die Befugniß 
zur Vornahme des betreffenden Zueignungsaktes ſchließt daher dad Verbrechen aus. 
Auch dann, wenn an diefen Alt eine Verpflichtung zur Herausgabe des Werthes 
oder zu anderweitigen Leiftungen geknüpft ift und dieſer Berpflichtung nicht ent— 
ſprochen wird. Die N. ift daher überall ausgeichloffen, wo ber Empfänger einer 
Sade nur zur Erftattung in genere verpflichtet if. Bei Fungibilien, jpeziell bei 
Geld, ift dies Häufig auch dann der Fall, wenn es nicht ausdrücklich vereinbart oder 
durch die Natur des Geſchäfts außer Zweifel geitellt iſt. Ueberall nämlich dort, 
wo eine entgegenjtehende Willensäußerung bei ber Uebergabe des Gelbes ꝛc. nicht 
erfolgt ijt und es zugleich nach Lage der Umftände in diefem Momente als gleich- 
gültig für die Jıttereffen des Berechtigten erſcheinen mußte, ob eine GErftattung in 
genere oder in specie erfolge. — Die U. ift jerner ausgeſchlofſen beim äftimatorifchen 
Vertrag. Berner bei Demjenigen, der einen Rechtsanfpruch auf die Erlangung der 
Sache hat. Geht diefer Anfpruch dagegen auf die Erlangung einer anderen ala der 
zugeeigneten Sache, jo ijt die U. nach dem RStrafGB. nicht ausgeſchloſſen. — Die 
Rechtswidrigkeit der Zueignung entfällt endlich dort, wo die Zuſtimmung bes 
dißpofitionabefugten Eigenthümers vorliegt, mag fie auch dem Thäter unbelannt fein. 

e) Hinfichtlich des inneren Ihatbeftandes die Abficht, dem Eigenthümer 
die Sache zu entziehen und fie den eigenen Intereſſen dienftbar zu machen, ſowie 
das Bewußtjein von ber Pechtswibrigfeit der Handlung. Daher die irrige Anz 
nahme eine Eigenthumsrechts an ber Sache oder einer Einwilligung ſeitens bes 
Eigenthümers, ober eines Forderungsrechts, welches auf die Erlangung der Sache 
geht, die U. ausfchließt. In Betreff des Motivs der Gewinnfucht gilt Hier, was 
beim Diebftahle. 

Die Art, wie der Gewahrfam erlangt wurde, ift zwar in Betreff des Begriffes, 
nicht aber auch in Betreff des Strafmaßes gleichgültig. Unter jonft gleichen 
Vorausſetzungen ift die U. des Gefundenen am gelindeften, die des Anvertrauten 
am ftrengften zu behandeln. Das RStrafGB. ftellt für die letzlere ein höheres 
Strafmarimum auf. Als anvertraut ift die Sache zu betrachten, wenn fie auf 
Srund einer geichäftlichen, nicht aus einem Irrthum entiprungenen, Webergabe und 
mit der Verpflichtung zur Ablieferung, Rüdgabe oder Veräußerung der Sache er- 
langt war. — Freiwillige Zurüdgabe oder Erſatzleiſtung jchließen die Strafe nach 
dem NStrafGB. nicht aus. Anders nach dem Defterreichifchen (früher nach dem 
Wuürttembergiſchen und Bramfchweigifchen) StrafB. — Die U. wird meift um 
Etwas gelinder beſtraft ala der Diebftahl. Der Grund Liegt in der geringeren Be« 
deutung biefer Form der Vermögensbeeinträchtigung für die in Betracht kommenden 
Intereffen. Nach dem RStrafGB. Tann auf bloße Geldftrafe Herabgegangen werben. 
Für die Geängnißftrafe, die Normalftrafe, ift ein geringer Marimum aufgeftellt 
als beim Diebitahle. — Die Verfolgung tritt nach dem RStrafGB. von Amte- 
wegen ein, abgefehen von ber gegen Angehörige, Vormünder, Erzieher ober folche 
Berfonen, zu welchen der Schuldige im Lehrlingsverhältniſſe oder in deren Häus« 
licher Gemeinfchaft er ala Geſinde fich befindet, vorausgeſetzt, daß es fich bei dieſem 
Lehrlings⸗ ober Gefindebiehftahl um Sachen von unbebeutenbem Werthe Handelt. 
Eine gegen den Ehegatten oder einen Deſcendenten begangene U. ift ſtraflos. Hin⸗ 
fichtlich biefer beiden privilegirten Unterſchlagungsarten gilt das Nämliche wie hin— 
fichtlich der entiprechenben Arten des Diebſtahls. 

Die‘ Beftimmungen über U. finden eine Ergänzung in benjenigen über Un«- 
treue, j. ben betr. Art. — Bayern und Württemberg hatten ber — — 
Zueignung des Gefundenen die bes Schatzes an bie Seite geftellt. 
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Unterſuchuugſshaft. Den Gegenſatz zur Strafhaft, die für ihre verſchieden⸗ 
artige Geftaltungen in ber Zuchthaus-, Gefängnißfteafe u. |. w. ein rechtöfräftiges 
Strafurtheil vorausſetzt, bildet Die U. Ihre prozeſſualiſche Rechtsgrundlage iſt nie⸗ 
mals ein rechtsträftiges Endurtheil, ſondern ein richterlicher Haftbefehl (f. dieſen 
Art.), außerdem vorläufige Feſtnahme und Kolluſionshaft. Der Zwed 
der U. ift ein vorbereitender, die Bollftredung eines Strafurtheile fichernder. Daraus 
exgiebt fi) als wejentliches Merkmal der Unterjcheidung der U. Yon der Strafhait, 
daß jene ihrer Dauer nach unbeftimmt, dieſe dagegen bejtimmt ift. Nur für ben 
vor Erhebung der öffentlichen Klage erlafjenen Haftbefehl und bie daraus hervor 
gegangen U. ift eine Marimaldauer von einer Woche vorgeſchrieben. 

U. ift_ein nothwendiges, unvermeibliches Uebel, Er deſſen Zulaffung ber 
Zwei des Strafverfahtens in den ſchwerſten Berbrechenafällen nicht erreichbar jein 
würde. In der Beichränfung dieſes Mebelftandes auf das ſchlechthin Nothwendige, 
in der Beſtimmung ausreichender gejeblicher Berantwortlichkeit für Fälle unnöthiger 
Anordnung der U. oder ungebührlicher Verlängerung derjelben zeigt fich eine erheb- 
liche BVerjchiedenheit nicht nur des älteren Anklageprozeſſes, der der perfünlichen 
Freiheit des Beichuldigten weitaus günftiger war, ala der Inquiſitionsprozeß, jondern 
auch der modernen Gejeggebungen im Vergleich zu einander. Abgeſehen von den 
formellen Garantien, die ſich auf den Erlaß des Haftbefehls und feine Dauer br 
ziehen, kommt vornehmlich in Betracht, daß Unterfuchungsgefängnifje und Stei- 
gefängniffe durchaus verfchieden gehalten werben müſſen. Der Zwed jener ift ein 
rein präventiver. Nur darauf kommt es an, daß die Flucht des Verhafteten 
verhindert, die der Unterfuchung möglicherweife ſchaͤdliche Verbindung des Angeſchul⸗ 
digten mit der Außenwelt abgeſchnitten und für die im Intereſſe der Anſtalts⸗ 
verwaltungen nothwendige Ordnung im Innern der Gefängniffe geforgt werde. 

Wenngleich der Staat ficherlich verpflichtet erjcheint, dafür zu forgen, daß 
Gelegenheiten fittlichen Verderbens aus den Unterfuchungagefängnifien fern gehalten 
werden und aus diefem Grunde bie herrſchende Meinung mit Recht die Durchführung 
des Einzelhaftſyſtems für Unterfuchungsgefängniffe fordert, ericheint es zweifellos, daß 
Unterfuchungögefangene weder unmittelbar, noch mittelbar zum Gegenftand einer 
fog. befjernden Behandlung gemacht werden bürfen. 

Ueber den Vollzug der U. beftehen in Deutſchland keine allgemein geltenden 
Geſetzesnormen; die Verwaltungsvorſchriften find in ben einzelnen Staaten ver 
ſchiedene. Schon in den Reſſortverhältnifſen zeigen ſich erhebliche Abweichungen, 
je nachdem die Gefängniſſe den Juſtizminiſterien (wie in Bayern) oder den Miniſterien 
des Innern oder konkurrirend beiden Miniſterien nebeneinander unterſtellt ſind (wie in 
Preußen, wo in dem Verwaltungsjahr 1879 bis 1880 (April) 16382 Unter 
fuchungagefangene durch die vom Minifterium bes Innern abhängende Minderzafl 
von Unterfuchungsgefängniffen hindurchgingen). 

Don Reichswegen find im ber Deutſchen StrafBO. nur gewiſſe Normativ · 
beftimmungen über die U. gegeben, bie für die Einzelſtaaten bei der Ordnung bet 
Gefängniffe verpflichtend bleiben, bis ein umfafjenberes Gejek das Gefängnißweſen 
einheitlich geregelt haben wird. 

Die reichörechtlichen Vorſchriften (StrafpO. $ 116) beziehen fich auf folgende 
Punkte: 1) Thunlichfte Sonberung ber Strafgefangenen von ben Unterfudung® 
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gefangenen und dieſer letzteren von einander, wovon jedoch mit Zuftimmung bes 
Berhafteten abgegangen werben Tann. Als jelbftverftändlich wird außerdem anzu= 
fehen fein, daß die Verwaltungsbehörde in Beziehung auf Iſolirung nicht nur diefer 
allgemeinen Borjchrift, fondern auch im einzelnen Falle der richterlichen Weifung zu 
folgen hat, wo der Michter zum Vermeidung gefährlicher Kollufion die Iſolirung des 
Gefangenen vorjchreibt. 2) Vermeidung aller jolcher Einſchränkungen der perjönlichen 
Freiheit, bie nicht durch den Zweck des Strafverfahrens und die „Orbnung im 
Gefängniffe” gefordert werden. Abgefehen von Gründen der Ordnung muß es 
daher als unzuläffig gelten, dem Gejangenen jeine eigene Kleidung zu entziehen. 
3) Unter gleichen Vorausſetzungen der Ordnung, ber Sicherheit und der Aufrecht- 
erhaltung der ftrafprogefjualifchen Zwecke Hat der Verhaftete das Recht, fich die 
feinem Bermögensverhältniß entiprecdenben „Bequemlichkeiten und Beichäftigungen“ 
auf jeine Koften zu verfchaffen. Da nicht? den Unterfuchungsgefangenen verhindert, 
Geſchenke von anderen anzunehmen, ift diefe Beftimmung Lediglich dahin auszulegen, 
daß auf Staatskoſten irgend welche Bequemlichkeiten nicht beanjprucht werden dürfen, 
ſoweit folche nicht zur Erhaltung der Gefundheit nothwendig find. Nach Analogie 
des $ 487 dürfte bei naher Lebensgefahr für den Angellagten auch die Unterfuchunge- 
haft ala unzuläffig zu erachten fein. Im folchen Fällen muß es dem Richter vor— 
behalten bleiben, den zu Verhaftenden in einer Krankenanſtalt oder im Haußarreft 
bis auf Weiteres zur Verhinderung der Flucht oder etwaiger Kollufion beobachten zu 
Iaffen. 4) Nur in Ausnahmefällen (bejonbere Gejährlichfeit des Verhafteten, Selbft- 
morda= oder Entweichungsverfuche) ift Feſſelung im Gefängniffe zuläfſig. Für 
Transportirungen von einem Gefängniffe zum anderen, oder zur Gerichteftelle und 
von derjelben gilt dies Verbot der Fefſeln ebenfowenig, wie für bie Verhandlung vor 
dem Unterfuchungsrichter. 5) Der Richter hat die Ausführung der im Intereſſe des 
Verhafteten gegebenen reiharehtlihen Normen zu überwachen, womit ihm 
gleichzeitig auch eine Kontrole der zur Sicherung des Strafverfahrens nothwendigen 
Verwaltungsvorfchriften gegeben ift. Erſchöpfend find dieſe Beftimmungen keines— 
wegs. Jedenfalls ergeben fich für die Verwaltung ber Unterfuchungsgefängnifje aus 
dem Gejammtinhalt der auf die Bertheidigung des Angeklagten bezüglichen Prozeß⸗ 
vorfcriften weitere Berwaltungspjlichten. Der rechtmäßige Verkehr des 
Berhafteten mit feinem Vertheidiger, mit den Behörden jelber, feine Beſchwerdeführung 
und die Verwaltung feines Vermögens bürfen durch Verwaltungsvorſchriften nicht 
auf Umwegen vereitelt ober verhindert werden. 

Die Defterr. StrafPO. welche durch Zeinerlei Rüdficht auf die Selbftändig- 
keitsrechte einzelftaatlicher Yuftizverwaltung behindert war, enthält eingehenbere, 
höchſt zwedmäßige Beftimmungen zum Schuß der Verhafteten. 

Selbſt wenn von Seiten des Staates alles gefchah, um die N. auf das fchlecht- 
hin umerläßliche Maß von Beichräntungen zurüdzuführen, bleiben jedoch zwei Folge 
zuſtände beftehen: ber Verurtheilte erleidet ein Mehr an Strafe, denn das 
weſentliche Element aller Freiheitsſtrafen, die Freiheitsentziehung, bleibt auch in der 
N. Der Freigeſprochene erleidet ein Hinterher als unverjchuldet vom Staat 
felbft anerkanntes und vom Staat zugefügte® Uebel, jei es an feinem Ruf, jei es an 
feinem Vermögen, oder an feiner Freiheit. 

Auf diefe Erwägungen ftüßt ſich, ſoweit Verurtheilte in Betracht kommen, die 
Beitimmung des RStrafGB. $ 60; wonach eine erlittene N. auf die erfannte Strafe 
ganz ober theilweife angerechnet werben kann, eine Ermächtigung, die fich auch auf 
den Fall bezieht, wo zwar wegen des bie Verhaftung veranlafjenden Anflagejalles 
Freiſprechung erfolgte, in einer gleichzeitig geführten Unterjuchung wegen eines ander 
weitigen Anflagepunttes dagegen eine Verurtheilung ausgeſprochen wurbe. Neben 
diefer nur fakultativen Anrechnung ber U. fteht die obligatorifche Anrechnung 
der U. bei der Berechnung bes Vollzugs ber Freiheitaftrafe in Gemäßheit ber 
RStrafPD. 8 482. Anzurechnen ift die U., erlitten nach dem Zeitpunkte, wo der 
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Verhaflete auf Einlegung eines Rechtsmittels verzichtete, ober das bereits eingelegte 
Rechtsmittel zurückzog oder die Einlegungsfriſt ablief, ohne daß eine Erklärung ab⸗ 
gegeben wurde. 

Mit Rückſicht auf den endgültig Freigeſprochenen entſteht die Frage, ob der 
Staat verpflichtet jei, für die erlittene Unterfuchungshaft dem Unjchufdigen all: 
‘gemein oder doch mindeſtens in den Fällen, in denen der fyreigefprochene jeine Der 
baftung nicht Durch verbächtiges Benehmen veranlakt hat, eine Entſchädigung nad) 
denfelben Gefichtspuntten zu gewähren, bie gegenwärtig bei Zwangenteignungen 
allgemein anerlannt find. 

Vom Standpunkt der Theorie ift ſowol die allgemeine ala auch die auf gemifie 
Fälle beichräntte Entſchädigungspflicht des Staates eine beftrittene Frage (bafür 
insbeſondere Niſſen, Geyer und Zuder). Die Geguerfchaft gegen die Entichä- 
digungapflicht des Staates kann fich weniger auf rechtliche Prinzipien, als auf 
finanzpolitifche und fiskaliſche Erwägungen ftäßen. Einige Gejehgebungen neuerer 
‘Zeit (z. B. in den Schweizer Kantonen) erfennen die Entichädigungspflicht an. 
Die Deutſche StrafPO. übergeht dieſe Frage mit Stillſchweigen; jo daß auf die 
einzelnen Landesgeſetzgebungen und Lanbesrechte zurädzugehen ift, wenn feftgeftellt 
werben muß, ob die Yuftizverwaltung wegen Entihädigung zumal in jolchen fällen 
in Anfpruch genommen werden kann, in denen durch Berfehen oder Irrthümer des 
Richters, der Staatsanwaltichaft oder ber untergeorbneten Sicherheitsbeamten U. 
herbeigeführt wurde. Mit Beziehung auf das ausſchließlich reichsrechtliche Gebie 
der Strafrechtäpflege (Hochverrath gegen den Kaifer u. ſ. w.) ift die Entſchädigungs- 
pflicht bei dem Mangel pofitiver Anhaltspunkte aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
rn — 116 Bezugl. ber 4 StrafB. 55 0) 

uellen: . —— er m ’ . h 
482. — Defterreid. ont N lien. * — LH 

Bit.: ©. unter d. Art. Haftbefehl. — Außerdem beſonders: Heinze, Recht der U. 
Leipz. 1865. — Niffen, Berhandlungen des XIL Deutichen Juriſtentags, Bb. I. ©. 46. — 
Geyer in „Rorb und Süd“ 1881 (Auguſtheft) — Defterreih: A. Zuder, Die N. vom 
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Belgien: Ullmann, Allgem. Deutſche Strafrechtäztg. 1871 ©. 435, 500. 
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Unterfuchungsrichter (juge d’instruction) ift ber mit der Führung der Bor: 
unterfuchung (f. biefen Art.) beauftragte Richter. Seine Stellung iſt die eine 
ftändigen GEinzelrichters. Nach $ 60 des Deutſchen GVG. find „bei den Land⸗ 
gerichten Unterfuhungsrichter nach Bedürfniß zu beftellen. Die Beſtellung erfolgt 
dur die Landezjuftizverwaltung auf die Dauer eines Geſchäftsjahres“, jedoch kann 
ber Präfident bes Landgerichts beftimmen, daß einzelne Unterfuchungen von dem 
u., defien Beitelung mit dem Ablauf des Gefchäftzjahres erlifcht, zu Ende geführt 
werben (Deutiches GBE. 8 64). Ein Amterichter darf ala „U.” mit einem be 
fimmten Wirkungskreis für Unterfuhungen im Allgemeinen nicht beftellt werden; 
wohl aber fann durch „Beſchluß des Landgerichtes auf Antrag der Staatsanwalt: 
haft die Führung der Vorunterfuchung“, d. h. einer beftimmten einzelnen Vor— 
unterfuchung, „einem Amtsrichter übertragen werden“ (Deutſche StrafpO. $ 183). 
In diefem Falle ift für diefe einzelne Sache von dem Augenblid an, wo ber Au 
trag ergeht, bis zu deſſen Widerruf, ausnahmsweiſe der Amtsrichter der U. — 
„Bei dem Reichägerichte wird der U. für jede” einzelne „Straffache aus der Zahl der 
Mitglieder durch den Präfidenten beftellt. Der Präfident kann auch jedes Mitglied 
eined anderen Deutfchen Gerichts und jeden Amtsrichter zum U. oder für einen Theil 
der Gefchäfte des U. zum Vertreter beffelben beftellen“ (Deutſche StrafpPO. $ 184). 
Die letztere Befugniß des Präfidenten muß als eine ganz amomale bezeichnet 
werden; benn im Allgemeinen ift an dem ftreng einheitlichen Charakter ber Vor 
unterſuchung und an ihrer vollftändigen Konzentrirung in der Hand des einen 1. 
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feſtzuhalten. Dies fchließt nicht aus, daß einzelne, felbft ſehr zahlreiche, ja viel⸗ 
leicht fogar alle Alte der Vorunterfuchung durch von dem U. requirirte Behörden 
dorgenommen werben; e8 kann bie in Bezug auf einzelne Mafregeln oder Er⸗ 
mittelungen, welche in den Wirkungskreis der Behörden und Beamten des Polizeis 
und Sicherheitsbienftes fallen, durch dieſe geſchehen und haben biefelben „Erfuchen 
und Aufträgen des N. zu genügen“ ($ 187). Handelt es fich um gerichtliche „Unter 
fuchungshandlungen“, jo dann der U. die Amtsrichter erſuchen. (StrafPO. $ 183. 

Wenn über dieſe Requifitionen a. a. O. gefagt ift, die bezüglichen Beftimmungen 
finden auf „Amtsrichter, welche mit dem U. denfelben Amtsfitz haben“, feine An= 
wendung, fo muß umgelehrt angenommen werden, daß auswärtige U. ſich nicht an 
Q., fondern ſtets nur an die an bem Sitze der letzteren befindlichen Amtsrichter zu 
wenben haben.) Immerhin aber Handelt es fich babei niemals um bie Führung 
der ganzen Borunterfuchung, ſondern um einzelne Unterfuchungshandlungen, deren 
Beranlaffung, Beurtheilung und Ergänzung immer wieder dem U. zulommt, welcher 
auch allein berufen ift, die Vorunterfuchung zu eröffnen und beren Ende herbeizuführen. 

In gleicher Weile kann auch der U, am Reichägerichte um die Vornahme einzelner 
Unterfuhungshandlungen die Amtörichter erjuchen ($ 189 Abf. 8). Die daneben- 
ftehende Beitellung von Vertretern des U. welche felbft wieder Requifitionen an 

Amtsrichter erlaffen Fünnen, ift daher etwas Anderes; und muß wol fo verftanden 

werben, daß beim Zufammentreffen einer Mehrheit von Anfchuldigungsgründen ober 
Angeihuldigten oder doch von getrennt zu behandelnden Vorfällen Hinfichtlich ein 
zelner berfelben bie volle Aufgabe de U. auf beffen Vertreter, unbefchabet der for- 
mellen Zufammengehörigkeit der Unterfuchungshandlungen und ihrer Eigenichaft ala 
Theile derfelben Vorunterfuchung, übertragen wird. Die Angabe der Motive, bie 
Beftimmung beruge „auf der Erwägung, daß Unterfuchungen der fraglichen Art fi 
häufig über jo große Bezirke erftreden, daß die gleichzeitige Thätigleit mehrerer U. 
nothwendig wird”, genügt nicht, das Verhältniß diefer Theilunterfuchungen zur ein⸗ 
Heitlichen Borunterfuchung außer Ziveifel zu ftellen. 

Der U. nimmt in mehrfacher Hinficht eine eigentgämliche Stellung ein. Er 
ift berufen, eine Unterfuchung zu führen und bat dabei fich Lediglich von feiner 
Auffeffung defien, was zur Löfung ber ihm geftellten Aufgabe erjorberlich ift (vgl. 

. Art. Borunterfudung), leiten zu laſſen. Dieje Aufgabe ſelbſt ift am fich 
ii tichterliche im gewöhnlichen Sinne nicht; denn die wefentliche Funktion des 
Richters ift richten, über entgegengefegte Anfpräce entſcheiden, während die Unter 
ſuchung nur eine Entjcheidung vorbereitet. Der U. ift aber nicht blos Unterfuchender, 
ſondern auch Richter, nicht blos in dem Sinne, daß er bie wichtigfte Eigenfchaft 
des Richters, volle Unbefangenheit und Unparteilichteit in feine Thätigfeit mit- 
bringen muß, jondern auch in dem Sinne, daß er bei diefer feiner Aufgabe mit 
rihterlicher Macht auögerüftet und von all den Garantien umgeben ift, welche die 
Unabhängigkeit richterlicher Thätigfeit zu fichern bejtimmt find. Gr ift ferner Richter 
in dem Sinne, daß er den Betheiligten richterliches Gehör ſchuldig ift, daß er in den 
Tall kommt, Inzidentalentfceidungen zu fällen und daß jeine Thätigfeit immer nur 
als der Ausfluß ber Gefammtthätigkeit des richterlichen Organismus im Staate 
ericheint. Eben darum ift feine Beziehung zu dieſem Organismus von bejonberer 
Wichtigkeit. 

Die Stellung des U. ift weientlich eine einzelrichterliche. Es giebt feine 
Behörde, welche berufen wäre, feine Thätigfeit in einer beftimmten Sache in ber 
Weife zu berichtigen und zu reformiren, daß dieſelbe an fie mit vollem bevolutiven Effeft 
überginge, wie dies in den Fällen eintritt, wo ein höheres Gericht ftatt des niederen 
eine Sache zu verhandeln und zu enticheiden hat. Andererjeitß greift in feine Thätig« 
keit die Straflammer des Landgerichtes ein. Darüber heißt e8 im Deutichen GVG. 
$ 72: „Die Straflammern find zuftändig für diejenigen die Borunterfuchung und 
deren Ergebniſſe betreffenden Entfcheibungen, welche nach ben Vorfchriften der Straf 

60* 





948 Unterfudungsrickter. 


PO. von dem Gerichte zu erlafien find; fie entfcheiden über Beſchwerden gegen Ber- 
fügungen bes U.” Diefe Enticheidungen faßt die Straffammer „in der Beſetzung von 
drei Mitgliedern mit Einſchluß des Vorfigenden“ (GEBE. 8 77). Der U., welcher 
allerdings Mitglied der Straftammer jein kann, „darf in benjenigen Sachen, in 
welchen er die Borımterfuchung geführt hat, nicht Mitglied des erkennenden Gerichts 
fein, auch nicht bei einer außer der Hauptverhanblung erfolgenden Enticheidung der 
Straffammer mitwirken“ (Deutiche StrafpO. $ 23 Abſ. 2). Die Entſcheidungen 
nun, welche außer ber Hauptverhandlung erfolgen, betreffen entweder folche Gegen- 
fände, welche außbrüdlich dem Beichluß des Gericht® vorbehalten find, namentlich 
die Bedenken des U. gegen bie Einleitung der Borunterfuchung ober gegen bie 
beantragte Ergänzung derſelben, die Einftellung bes Berfahrens oder Beſchwerden 
gegen Verfügungen des U. — aljo immer nur einzelne genau abgegrenzte Tyragen. 
Das Gericht kann nicht blos bie Führung der Vorunterfuchung jelbft nicht in bie 
Hand nehmen, was der Natur der Vorunterfuchung ala ber Tätigkeit eines Einzel- 
richters emtipricht, — es ift auch jelbft bie ältere Deutiche Auffaffung nicht zum 
Ausdrud gelangt, nach welcher der U. nur ala ein Abgeorbneter des Gerichtes, in 
defien Auftrag und unter beffen allgemeiner Ueberwachung und Anleitung er zu 
handeln Hat, angejehen wird; vielmehr wurde der in der Reichstagskommiffion 
geitellte Antrag, den 1. zu periodifcher Verichterftattung an das Gericht zu ver 
pflichten, abgelehnt. Es ift auch in den Motiven direkt (S. 104 bei $$ 182 und 183 
des Gefehes) und indireft (S. 176 bei $ 124 des Gejehes, vgl. auch bie Erklärung 
des Regierungskommiſſärs in den Protofollen der Reichsjuſtizkommiſſion ©. 865) aus 
geſprochen, daß der U. in der Regel gar nicht berechtigt fei, die Entſcheidung des Ge- 
richtes über Gegenftände, über welche zunächit er zu verfügen Bat, einzuholen. Eine 
Ausnahme macht in diefer Hinficht die Enticheibung ber Haftfrage; der U. ift nämlich 
nah StrafPO. 8 124 Abſ. 2 „zur Erlaſſung eines Haftbefehles und mit Zuftim- 
mung der Staatsanwaltihaft auch zur Aufhebung eines jolden.... befugt“, 
was als Ausnahme von der daſelbſt Abf. 1 aufgeftellten Regel ericheint: „Die 
auf die Unterſuchungshaft, beziehungsweife auf die Sicherheitsleiftung bezüglichen 
Entfcheidungen werden von dem zuftändigen Gericht erlafien“. Daraus folgt alio, 
daß der U. ftatt von feiner „Befugniß“ Gebrauch zu machen, die Enticheidung bes 
Gerichtes einholen fann, wozu er andererfeits nach derjelben Geſetzesſtelle dann ver 
pflichtet ift, wenn der Staatsanwalt feine Zuftimmung zur Aufhebung eines Hait- 
befehles verfagt. Andere Fälle, in welchen die StrafBO. dem Gericht die Beichluß- 
fafjung vorbehalten hat, betreffen: die Abgabe des Verbächtigen in eine öffentliche 
Srrenanftalt zur Beobachtung (StrafPO. $ 81), die Uebertragung der Führung einer 
Vorunterfuchung an einen Amtsrichter (StraPO.$ 183), die Zulafjung eines Ver⸗ 
theidigerd, welcher nicht zu den unbebingt wählbaren gehört (StrafPO. $ 138), 
die Ablehnung der Anträge der Staatsanwaltſchaft auf Eröffnung oder Ergänzung 
der VBorunterfuchung (StraPO. 88 178, 195), den über Einwand des Beichulbigten 
gegen die Eröffnung der Vorunterſuchung (StrafPO. 8 179), endlich die Beichluß- 
faffung über Ergänzung der Vorunterſuchung und die zur Prüfung einer unmittelbar 
erhobenen Anklage, fei e8 auf Antrag des Beichulbigten, ſei e8 ohne folche zu treffende 
Maßnahme (Stra PO. $ 200), ſowie über die Ergebniffe der geführten Borunter- 
fuchung (StrafPO. $ 196). In all diefen Fällen kommt die Beſchlußfafſung ſchon in 
eriter Linie der Straflammer zu; wo dagegen der U. jelbft zu entfcheiben und nicht der 
Beichluß denfelben einzuholen hat, ergeht letzterer nur über eine ergangene Befchtwerde, 
alfo als Entfcheidung zweiter Inſtanz (StrafPO. $ 346). Dies ift aber deshalb 
wichtig, weil „Bejchlüffe, welche von dem Landgericht in ber Bejchwerbeinftanz erlaflen 
find“, nur „infofern fie Verhaftungen betreffen, durch weitere Beſchwerde angefochten 
werden” können (StrafPO. $ 352), während gegen Bejchlüffe, welche die Straffammer 
in erfter Inftanz faßt, die Beſchwerde an das Oberlandeögericht zuläffig ift (GBG. 
8119 3. 5 und StrafBO. $ 346), foweit das Geſetz diefelben nicht außbrüdlich jeder 
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Anfechtung entzieht. Bei dieſer Ordnung des Beſchwerderechtes würde allerdings 
der U., wäre e8 ihm überlaffen, nach Belieben eine Entfcheidung entweder felbft zu 
fällen ober der Straflammer anheimzuftellen, die Beſchwerdeinſtanz beſtimmen Können. 

Die Defterr. StraBO. regelt die Stellung des U. durch folgende An— 
orbnungen: Es werben „bei jedem Gerichtshof erfter Inftanz” (Landesgericht, Kreis- 
gericht) „ein oder mehrere Mitglieder deſſelben ala U. beftellt“ (StrafpO. 8 11, 
Abſ. 2). Die Beſtellung erfolgt durch den Vorſteher bes Gerichtshoſes. „Eine 
Abtheilung des Gerichtshofes eriter Inftanz führt als Rathskammer die Aufficht 
über alle... . Vorunterfuchungen und Vorerhebungen und nimmt auf diefelben den 
in der StrafPO. ihr zugewiefenen Einfluß. Die Rathskammer Tann in einzelnen 
Fällen nach Anhörung des Ankläger . . . die Vorunterfuchungen ganz oder theil« 
weije an ein im Sprengel bes Gerichtshofes gelegenes Bezirksgericht übertragen. Sie 
kann jeboch biefe Geichäfte jederzeit wieber an fich ziehen und ift dazu verpflichtet, 
ſobald es der Ankläger oder der Beichuldigte beantragt. Die Rathskammer jakt 
ihre Beichlüffe in Verſammlungen von drei Richtern“ ($ 12 StrafPO.). „Die Unter 
ſuchungsrichter an den Gerichtshöfen haben bei der Unterfuchung, injoweit fie nach 
den Beitimmungen ber StrafPO. nicht an die vorläufige Einvernehmung des Staatd- 
anwaltes ober an den Bejchluß des Gerichtshofes gebunden find, nach eigener Einficht 
zu verfahren. Es ift ihnen jedoch unbenommen, im fyalle eines Zweifels auch 
in Fällen, rüdfichtlich deren & die StrafPO. nicht ausdrücklich vorjchreibt, 
vorläufig den Beichluß des Gerichtshofes einzuholen“ ($ 10 der Verordnung bes 
Defterr. Juſtizm. vom 16. Juni 1854, R.G. Bl. Nr. 165). „Die Vorunterfuhung 
wirb in ber Regel von dem 1. perfönlich und unmittelbar geführt. Doc Tann 
derfelbe bie Bezirlögerichte ..... um die Bornahme einzelner gerichtlicher Hand- 
lungen erfuchen . . .” (8 93 StrafBO.). „Der Unterfuchungsrichter eritattet der 
Rathskammer über den Stanb aller anhängigen Vorunterfuchungen monatlich einmal 
oder auch während de Monats, wenn er bie für nöthig erachtet oder die Ent— 
ſcheidung der Rathskammer einzuholen Hat, mündlich Bericht. Den Sigungen, in 
welchen die Rathskammer dieſe Berichte entgegennimmt, wohnt der Staatsanwalt 
dei und er ift berechtigt, Anträge zu ftellen“ ($ 94 Straf PO.). „Findet der U. 
Bedenken, einem Antrage auf Einleitung der Vorunterfuchung beizutreten, jo ift 
darüber ein Beichluß der Rathskammer einzuholen. Der U. nimmt an dex Ber 
rathung, aber nicht an der Beichlußfaffung Theil” ($ 92, Abſ. 3 StrafPO.) Ebenſo 
entjcheidet die Rathskammer über Beichwerden gegen das Vorgehen der U. „nad 
Anhörung des U. und des Staatsanwalts“ ($ 113, Abi. 2 StrafPO. Derjenige, 
„welcher in berjelben Sache ala N. thätig gewefen ift“, ift von der Mitwirkung und 
Entſcheidung bei der Hauptverhandlung ausgeſchloſſen (Straf PO. 8 68 Letter Abſatz). 
Was insbeſondere die Verhängung und Aufhebung der Haft betrifft, fo legt fie das 
Geſetz durchaus in die Hand des U., unbefchadet des oben erwähnten allgemeinen 
Rechts defielben, die Entſcheidung der Rathskammer einzuholen. Der Rathskammer 
iſt nur die Beftimmung der Sicherheitsleiftung, gegen welche die Haft entfällt, vor«- 
behalten ($ 192); bei ſchweren (mit mindeſtens fünfjähriger Kerkeritrafe bedrohten) 
Verbrechen ift die Zulaffung zur Sicherheitgleiftung dem Oberlanbesgerichte vorbehalten 
($ 194). „Die Beichwerdeführung bes Staatsanwaltes gegen ben Beichluß der 
Rathskammer, woburd die verhängte Unterfuchungshaft gegen Sicherheitzleiftung 
oder auch ohne eine jolche aufgehoben wird, hat nur dann aufichiebende Wirkung, 
wenn derjelbe feine Beichtwerde gleich bei Eröffnung jenes Beichluffes anmeldet und 
längſtens binnen drei Tagen ausführt“ ($ 197). — Bei dem Entjcheidungen, welche 
die Rathskammer fällt, ift ber Rechtszug davon ganz unabhängig, ob fie auf Grund 
einer Beſchwerde ergingen. Sie find unanfechtbar, es wäre denn, daß fie „die 
Ausſcheidung einzelner Straffachen aus ber gemeinfam zu führenden Vorunterfuchung, 
die Verhängung ober Aufhebung der Haft oder bie Beftimmung ber Berficherungs- 
ſumme, bie Einftellung der Vorunterfuchung oder die Ablehnung des Antrages bes 
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Staatsanwaltes oder Privatanklägerd auf Einleitung der Borunterfuchung betreffen“. 
In diefen Fällen geht Die Beſchwerde an das Oberlandesgericht ($ 114 Stra POD.). 
Die Herbeiführung einer Vorunterfuhung in Folge einer unmittelbaren Anklage ift 
dem Oberlandesgerichte vorbehalten ($ 211 StrafPO.). 

Was das Vorgehen des U. zur Löfung feiner Aufgabe und bie ihm zu dieſem 
Ziwede zur Verfügung flehenden Mittel betrifft, jo muß auf den Art. Borunter- 
fuhung und die zahlreichen, in die Materie einfchlagenden Einzelerörterungen ver- 
wiejen werben. Hier ift mur noch der dem U. zur Seite ftehenden Disziplinar- 
gewalt Erwähnung zu thun. Das Deutſche EBG. bringt dieſelbe unter 
den Geſichtspunkt der einem „einzelnen Richter bei der Vornahme von Amts- 
handlungen außerhalb der Sitzung“ zuftehenden Bejugnifie ($ 182), und verweift 
dabei auf bie in ben 88 177—181 geregelte fog. Sigungapoligei. In diefer Hin- 
ficht kommt alfo die Beitimmung bes 8 178 in Betracht, wonach Perjonen, 
welche den zur Aufrechthaltung der Ordnung erlaffenen Befehlen nicht gehorchen, 
aus dem Sitzungszimmer entfernt, auch zur Haft abgegeben und während einer 
Zeit, welche vierundzwanzig Stunden nicht überſteigen darf, feftgehalten werben 
können, ferner die nach $ 179 wegen „einer Ungebühr in ber Sitzung“ zu ver 
hängende Orbnungsftrafe bis zu einhundert Mark oder bis zu drei Tagen Haft, 
und die Spezialbeflimmung bes $ 180 gegen Rechtsanwälte oder Vertheidiger. — 
Die Defterr. StrafPO. (8 108) berechtigt den U. „gegen diejenigen, welche fi 
ungeachtet borausgegangener Ermahnungen bei irgend einer Amtshandlung des N. 
ein ungeftümes ober beleidigendes Betragen zu Schulden tommen lafjen“, eine Gelb» 
ftrafe bis zu fünfgig Gulden oder eine Ärreſtſtrafe bis zu acht Tagen zu verhängen. 
„Gegen Gerichtögeugen, Sachverſtändige und Rechtsbeiftände können nur Gelbftrafen 
verhängt werden.“ Dagegen ift für ohnehin bereit? Verhaftete noch eine Spezial- 
weilunmeng ertheilt. 

hinter dem Art, Borunterfuhung. — Speziell über bie ee be Qu. 
noch inäbefonbere: Mittermaier, Gejeggebung und Rechtsuͤbumg über Strafverfahren Br 
1856), ©. 363 fi.; Derjelbe, Erörterung wichtig ger Den gen, aus ber Lehre ud ** 
haltnik des Stantsantvalte zum Unterfuchu Beichten, ‚cchiv d. Kriminalrechts, 1: 
bis 215, 447—459. — Keyjer, Archiv des iminalrechts, 1856, ©. 197-180 — 
des Staatsanwaltes bei Berhören). — v. Ageemann. Derhältnik bes u. zum Ungefhulbi ir im 


Anklageprozeß, — 1849 1. e Nöllner, Neber Ungehorfamäftrafen, 
für Deutſches Gtrafve L6& — — alten z es nothwendig, daß 
bei jeder — inli — daſ. L I — Ueber die Gtellung bes 
ga Biden d. zur atgatanımer ı ws Dr u sung bee Iepteren im Jahre 1856: A. Mopl, 
ae ‚a — Straf Een Mittermaier im Serihtäfnnl 
2. Fr tt er, 1 I. S. 200—207. — Trieft in ber Allgem. 
Deutfäen hehe. 1861 ©. 89—94, 108—107. Glaſer. 


Untreue. Die abfichtliche Verlegung gewiſſer vermögensrechtlicher Verbindlich- 
keiten, welche ihren Grund in Verhältnifien haben, denen nach Auffaffung des Gejch- 
geber& der Charakter von Bertrauensverhältniffen zulommt. Das RStrafGB. zieht 
bierher: die Verpflichtungen a) der Vormünder, Kuratoren, Güterpfleger, Sequefter, 
Maffenverwalter, Vollitreder letztwilliger Verfügungen und Berwalter von Stif- 
tungen; b) bie der Feldmeſſer, Verſteigerer, Müller, Güterbeftätiger und 
anderer zur Betreibung ihres Gewerbes von der Obrigkeit verpflichteter Berfonen 
und .c) die der Bevollmächtigten. Der hervorgehobene Gefichtspunkt paßt im Grunde 
nur auf die pflichtwidrigen Handlungen der erſteren, auf welche der Begriff im 
Preuß. Straf6B. beſchrͤnkt war. Denn das Verhältniß zwiſchen Voilmacht- 
geber und Bevollmächtigtem hat im Allgemeinen den Charakler eines ſpezifiſchen 
Vertrauensverhältnifſes nicht. Die in Betracht zu ziehenden Verletzungen dieſes 
DVerhältnifieg würden daher richtiger von der Untreue zu fondern und an der Seite 
ber Unterjchlagung, ber fie fich zunächſt verwandt zeigen, einer befonderen Behandlung 
zu unterziehen fein. — Das RStrafGB. ftellt die U. mit dem Betrug zujammen, 
ohne daß fich ein näheres Verwandtſchaftsverhältniß zu dieſem erkennen ließe. 
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Zur U. gehören: a) eine bermögengrechtliche Benachtheiligung Desjenigen, beffen 
Geichäfte geführt werben; b) eine auf dieſe Benachtheiligung gerichtete Abficht bei 
dem Handelnden; c) die Realifirung dieſer Abficht durch eine Handlung, bzw. 
(nah Abf. 2 des 8 266) Unterlaffung, welche in den eigenthümlichen Pflichtenkreis 
der im Geſetz genannten Perſonen ſällt. — Eine auf rechtswidrigen Vermögens- 
vortheil gerichtete Abficht wird nicht vorausgeſetzt, ihr Vorliegen aber als Schärfungs⸗ 
grund behandelt. Neben dem ſonſt gedrohten Gefängniß und Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte kann Hier zugleich Gelbftrafe zuerkannt werben. 

Der Verſuch der U. wird nicht bedroht. 

Die unter den Begriff derfelben fallende Handlung kann zugleich den Thatbeftand 
eines der anderen Eigenthumsverbrechen erfüllen. In dieſem Falle kommt basjenige 
Gefet zur Anwendung, welches im gegebenen Falle auf bie ftrengere Beftrafung hinaus⸗ 
Führt. Iſt dies die Vorjchrift über U., fo Hat das betreffende Plus den Charakter 
einer Verſchärfung der Diebſtahls- Betrugs- ıc. Strafe mit Rüdfiht auf bie in 
der Handlung en) Argente befondere Treulofigkeit. 

re ad DE Hg 
anl A — — 
€ 8398-897; II. (Simmerld) 486-444. 3 am Mereh 


Hupsrdentlicteit (von den Römern vetustas, von den Neueren praescriptio 
immemorialis, indefinita genannt) eines beftehenden Rechtszuſtandes begründet bie 
Rechtövermuthung und erjeht demgemäß den Beweis ber rechtmäßigen Entftehun 
defſelben. Im Röm. Recht wurde diefe Art der Verjährung (im weiteren Siam) 
in ben ällen anerkannt, in welchen die gewöhnliche Verjährung nicht Platz greifen 
Konnte, weil fie der Privatverfügung entzogen waren, jo bei Gemeindewegen über 
Privatgrundftäde, Schuganftalten gegen Regenwaſſer und Wafjerleitungen. v. Sa⸗ 
vigny bat darin Rechte publiziftiichen Charakters erblidt und die N. auf jolche 
befchränfen wollen. Richtig ift, daß es Verhältniffe find, bei welchen die unbeftimmte 
Maſſe (das Publikum) intereffirt if. Durch daB SKanonifche Recht, Deutiche 
Reichsgeſetze und das Deutjche Recht überhaupt ift das Nechtsirfftitut der U. dann 
meiter auf alle die Fälle ausgedehnt worden, bei welchen die orbentliche Erfigung 
wicht ſtatthaft ift; der allgemeine Geſichtspunkt dabei ift ber, daß ein Zuftand, 
melcher unvorbenkliche Zeit hindurch unangefochten jortgedauert hat, ein Wecht, 
welches unvorbenflich lange ausgelibt worden ift, als rechtmäßig entftanden gebacht 
wirb, eventuell zufolge Verleihung eines Privileg, einer lex specialis. 

Die Erjordernifje find alfo ein Zuftand, fei e& fachlicher Art, fei es in fort» 
gelegten Handlungen beftehend, welcher mit der Prätenfion bes Rechts verbunden ift 
und nicht nur eine res merae facultatis repräfentirt, weshalb man auch von einem 
dauernden Beſitz jpricht. Wie bei ber gewöhnlichen Erfikung „die bona fides bes 
einzelnen Ujulapienten erfordert wird, aljo da® Bewußtſein der Abweſenheit eines 
Unrechts, jo ift bei der U. ein derartiges MWiffen (Nichtwiffen) der Gejammtheit 
nothwendig: Niemand unter den Lebenden darf fich erinnern, daß er den fraglichen 
Zuftand jelbft nicht von jeher fo gefehen habe, oder daß er von feinen Vorfahren 
gehört habe, es fei einmal anders geweſen. Da die eigene Erinnerung des Zeugen 
ein ganzes Menfchenalter (40 Jahre) umfafen muß, jo bier nur Perfonen von, 
mindeftens 54 Jahren geeignete Zeugen. Ob der Beweis auch durch Urkunden ober 
Eideszuſchiebung geführt werden kann, ift mindeſtens nicht unbeftritten. Diefe Be- 
weißregeln werben durch die CPO. und ihren Grundfaß der freien Beweiswürbigung 
nicht abgeändert in die U. zu den Präjumptivfah (EG. zur EPO. 8 16 Nr. 1). 

Der Gegenbeweis hat fich nicht darauf zu erſtrecken, daß der fragliche Zuftand 
früher einmal nicht beitanden babe, oder daß er an einem beftimmten Zeitpunkt 
berborgerufen worden jei, oder endlich, daß er exit in bem letzten beiden Menſchen⸗ 
altern begründet worden fei, ſondern nur darauf, daß er in einem früheren Moment 
unrehtmäßig entftanden fei; benn nur Hierdurch wird die Vermuthung der 
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rechtmäßigen Entſtehung befeitigt. Nicht nothwendig ift andererſeits, daß der 
frühere Zuftand wirklich noch im Gedãchtniß des Volkes ſortlebe. Ueber die Lehre 
von der U. und deren Anwendungsgebiet im Deutſchen Recht, welches von dem 
eben gejchilderten Gemeinen Recht nicht weſentlich ee: — die ausführliche 
Darftellung von Stobbe, Deutſches Privatrecht, Bd. I. $ 6 
Die modernen Rechte verwerfen das Inſtitut — das Preuß. Allg. 
ER. jet für gewiffe gemeinrechtliche Anwendungsfälle eine Yrift von 44, bzw. 50 
Jahren feft (Allg. ER. I. 9 88 6, 56 ff.; ” die Zufammenftellung bei Dernburg, 
Lehrbuch des Preuß. Privatrechts, Bd. I. $ 179); der Code civil weift die posses- 
sion imm6moriale ausbrüdlich zurüd (art. 691). 
Sit: Für dad Gemeine Recht die wyanbettenichrbüdher, beionbers Wind ſcheid, Pb. L 
118; Sintenis, ®b. L 8 51 D; Arnbtd, 8 91; v. Wächter, Bd. 1x 
— Unterholgner, — altnife 8b. L 88 140-150. — gi Gregeiite 
prattiſche Abhandlungen, Str er Wilde: Brattilehe Ausführungen, II. VIL 8 und 
in der Zeitichr. Bi eutiches em _ Säelling. Die % von der 
unvordenllichen Zeit. — d. Serignd. Syſtem, del . 88 195-201. — Buchka, Der m 
vorbentliche Befig. — Yriedländer, Die Lehre von der unvorbenklichen et. — Beieler, 
Deutihes Privatrecht, $ 51.— v. Gerber, Dentiches Privatrecht, 5 86. — Viele Erfenntnifie 
in Seuffert’3 Archiv. Keil 


nucht. Nach Ausfcheidung der Schändung und ber Rothzucht, der Blut⸗ 
ſchande, der auf U. gerichteten Entführung und der wibernatürlichen U., fallen unter 
den Begriff der U. nur noch die gewerbsmäßige U. die Suppelei, die Berleitung 
zur U., die DVerlegungen der Schambaftigfeit durch unzüchtige Handlungen, Ab⸗ 
Bilbungen, Schriften und Darftellungen. Unzüchtige Aeußerungen, Lieder, Zeichnungen, 
find wol als grober Unfug gegen die Sitte, denn als unzüchtige Handlungen im 
Sinne des Deutſchen Straf&B. aufzujaflen, wie Oppenhoff, Shüße, Rübdorii, 
H. Meyer gegen v. Schwarze mit Recht bemerken. Unzüchtige Handlungen find 
nicht blos auf die Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerichtete Handlungen; ſchon 
cyniſche Berlegungen des Schamgefühles durch Entblößung ıc. gehören hierher. Nach 
Rubo ift eine unzüchtige Handlung eine von der Sitte verbotene, äußerlich wahr 
nehmbare Thätigkeit, welche ber Thäter aus Geilheit, zur Befriedigung der eigenen 
Sinnlichkeit, oder zur Erregung einer fremden finnlichen Fleiſchesluſt begangen hat 
(Komment. 1879, S. 688—690, 702; dagegen Rüborff, Komment. zu $ 183). 
Auch find ungüchtige Handlungen von auchtiofen zu untericheiden. Die Schwächung, 
der außereheliche Beiſchlaf, infofern dadurch kein öffentliches Aergerniß erregt oder ein 
beftimmteg Pflichtenverhältnig verlegt wird, die nicht gewerbömäßige Hurerei, die 
wilde Ehe, das Maitreſſenthum find im Heufigen Strafrechte nicht mehr ala firaibar 
behandelt ohne Unterjchieb des Gefchlechtes, des Standes, ber Religion. Der Ent 
widelungägang der Gefeßgebungen fir Preußen und Bayern fpiegelt im Großen und 
Ganzen eine bald rigoriftifcde, bald lare Aufiafiung der N.jälle ab, ein Zeichen 
ſchwankender Erperimentirfunft in der Bekämpfung ber gefchlechtlichen "Unfittlichleit; 
theilweife Hat dieſe jogar zur Legalifirung der — geführt, fo nahe Wahl- 
verwandtjchaft auch zwiſchen Proftitution, Berbrechen und Saunerthum obwaltet 
und fo entſchieden auch der Geiſt gefunder Zucht und ſozialethiſchen Ernſtes nicht 
blos gegen die Proſtituirten, ſondern auch gegen die Proftituirenden gelehrt 
* fein ſollte. Auf die Phrafe, die Proftitution ſei ein unausrottbares Uebel, paßt 
die Antwort, daß auch das Verbrechen ein unausrottbares Uebel im jozialen Kiıper 
ſei. Soll deshalb der Staat beide dulden oder gar Iegalificen? Die Organifation 
der auferehelichen Befriedigung des Gejchlechtstriebes ift Desorganifation der geihleht- 
lichen Sittlichfeit. So lange U. nur als Lafter auftritt, ohne Rechte Anderer zu 
verlegen oder fittenverberbendb ins dffentliche Leben einzugreifen oder gewerbamäßig 
zur Gricheinung zu gelangen, kann das Strafrecht des Staates nicht dagegen reagiren 
(Better, Theorie des Deutjchen Strafrechts, 1859 8 9; Hälſchner, Gemeine 
Deutſches Strafrecht, 1881 88 200, 209). Allein wenn die N bie Grundlagen der 
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Borfsfittlichkeit, Die zu den Objekten der Rechtsordnung gehören, jo gut wie bie all= 
gemein religiöfen Grundlagen erjchüttert oder bedroht, dann muß ſich Die repreifive 
Macht des Strafrechts gegen U. bewähren als eine individualiſirende Vergeltungaform 
des Öffentlichen Gewifjens. Unter biefer Borausfeßung find U.vergehen Vergehen gegen 
die Rechtsordnung an ber gefchlechtlichen Sittlichleit der Rechtsgenoſſen. Verübt find 
diefe an einer Perjon gegen die Rechtsordnung, welche eben nicht blos die Rechte 
Einzelner unter Strafſchutz ftellt. Auch bie gejchlechtliche Sittlichkeit gehört zu ihren 
Nechtegütern, mithin find beftimmte Verlegungen derſelben als Rechtswidrigkeiten 
ftrafbar, und die Strafen der U.verbrechen werben Höhenmefjer der Gefittung bezeichnen. 

1 Die gewerbömäßige U. Das Preuß. Allg. ER. läßt Weibsperfonen, 
die von der Hurerei ein Gewerbe machen, ohne fich ausdrücklich unter die befondere 
Aufficht der Polizei zu begeben, zu dreimonatlicher Zuchtarbeit verurtheilen. Nach 
auögeitandener Strafe folgte Verwahrung im Arbeitöhaufe auf unbeftimmte Zeit. 
Die nicht in Hurenhäufern Iebenden Perfonen, welche wiſſentlich Andere mit ber 
Luſtſeuche angeſteckt haben, Hatten eine dreimonatliche Gefängniß- oder Zuchthaus⸗ 
ſtrafe verwirft. Es wurde nicht jegliche Form ber gewerbsmäßigen U. für gleich 
ftrafbar erflärt und das Hurenhaus zu einer Polizeianftalt erhoben. Bei der rapiden 
Zunahme der Proftitution konnten die polizeilichen U.pflegichaften nicht genügen. 
In halben und die Rechtspraxis verwirrenden Beſtimmungen erflärte das Preuß. 
Straf®B.: Weibsperſonen, welche den polizeilichen Anorbnungen zuwider gewerbs— 
mäßige U. treiben, trifft Gefängniß bis zu acht Wochen. Nach ausgeftandener 
Strafe kann Arbeitshaushaft eintreten. Alfo nicht bie Gewerbsunzucht ift unbedingt 
bejtraft, nur der Ungehorfam gegen bie polizeilichen Beſchränkungen derſelben. Das 
Obertribunal erklärte dagegen, der $ 146 betrachte die Gewerbaunzucht nur unter 
Vorausſetzung dieſelbe regelnder Anorbnungen für erlaubt, während Goltdammer 
mit Recht bemerkt hat, daß das Gejeh außer der Gewerbamäßigfeit auch polizeilich 
verbietende Anordnungen fordere. In Bayern wurbe erfannt, daß die Geftattung 
Öffentlicher Frauenhäufer im Widerjpruche mit dem Strafgeſetze ftehe, melches bie 
Lohnhurerei beftraft, abgejehen davon, daß bie Seuche durch polizeilich geduldete 
A.anftalten nicht befeitigt wird. Das Bayer. PolizeiſtrafGB. $ 97 ftraft die ge- 
werbsmäßige U. mit Arreft bis zu 30 Tagen, bei Rüdjälligfeit mit Stellung unter 
BPolizeiaufficht, Verwahrung in einer Polizeianftalt kraft ftrafrichterlichen Urteils. 
Auch Ehefrauen verfallen diefer Strafe, die mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
treiben, unabhängig von dem Antrage des Ehemannes. In ben gefehgebenden 
Kammern wurden 1867 Aenderungen vorgejchlagen: Weibsperſonen, welche außer 
Halb poligeilich gebuldeter Häufer Gewerböunzucht treiben u. dgl. Diefe wurden 
verworfen, das Gejeh vom 16. Mai 1868 bejeitigte dagegen bei Kuppelei dag früher 
angebrohte Strafminimum. Wie groß der Widerftand gegen Legalifirung der 
Proftitution geweſen, erhellt aus Thierſch's Schriftchen, Die Bayer. Straſgeſetze 
zum Schuße der Sittlichleit, 1868. Die polizeilichen Gefundheitsbücher und $ 512 
des Defterr. Straf6B. (Juriftifche Blätter 1874, Nr. 10). 

Defterreich hat bis zur Stunde jede Gewerbsunzucht als ftrafbar erflärt, die 
Beftrafung ber Ortspolizei überlaffend. Wenn jeboch die Schanbdirne durch die 
Deffentlichkeit auffallendes Aergerniß veranlaßt, junge Leute verführt oder wiflent- 
lich Andere infizirt, trifft fie Arreft bis zu drei Monaten. In diefen drei Fällen 
ift die Gewerbsunzucht nach dem allgemeinen StrafGB. zu behandeln. Das Deutſche 
StrafGB. bedroht mit Haft eine Weibsperſon, welche polizeilichen Anordnungen 
auwiber gewerbömäßige U. treibt ($ 361 3. 6). Nach ber Novelle vom 26. Februar 
1876 Yautet die neue Fafſung ber ftrafbaren Hurerei: eine Weibsperſon, welche 
wegen gewerbömäßiger U. einer polizeilichen Aufficht unterftellt ift, wenn fie den in 
diejer Hinficht zur Sicherung ber Geſundheit, ber öffentlichen Orbnung und des öffent« 
lichen Anftandes erlaffenen polizeilichen Vorſchriften zumiberhandelt, oder welche, ohne 
einer ſolchen Aufficht unterftellt zu fein, gewerbsmäßig U. treibt. Daburch ift Die 
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Regel der Strafbarkeit der Gewerbsunzucht feftgeftellt worden. Ausnahmsweiſe joll 
deren Straflofigleit dort eintreten, wo bie Polizeibehörde diefe unter Kontrole fpeziell 
duldet. Hierbei ift U. gleichbedeutend mit Beifchlaf gegen Entlohnung oder in Er— 
wartung einer Belohnung. Ueber den Unterfchieb zur Gewerbsmäßigleit und Ge 
wohnheitsmäßigteit ſ. Doch o w, Lehre von geiverbam. und gewohnh. Berb. 1871; 
Wahlberg, Der mittlere Menſch im Straf, in Grünhut?s Zeitihr. f. R. V; 
Hälſchner, Gem. Deutiches Strafrecht, 1881 $ 215. 

Im Allgemeinen beiteht die Gewerbamäßigleit der U. darin, daß die Weibs- 
perfon auß dem fortgeſetzten Geſchlechtsverkehr mit mehreren Männern eine Erwerbs- 
quelle macht. Es bedarf nicht der Gewinnung des Lebensunterhaltes durch Hurerei, 
noch eines Preisgebens an Jeden ohne Unterſchied. Die Maitrefie wird durch das 
Strafverbot nicht getroffen , wohl aber die galante rau, die fich den fortgejeßten 
Beiſchlaf mit Mehreren in vornehmen Gejchenten bezahlen läßt. Zieht ber Ehemann 
wiffentlich daraus Bortbeil, fo trifft ihn die Strafe einer jelbftändigen Uebertretung 
nad $ 511 des Defterr. Straf6B 

HU. Verführung einer iugendliden Berfon zur U. Das Deutiche 
Reich ($ 182) ftraft auf Antrag der Eltern oder des Bormundes mit Gefängniß bis 
zu einem Jahre, wer ein unbefcholtenes Mädchen im Alter unter 16 Jahren zum außer 
ehelichen Beifchlaf verführt. Bayern dehnte dieſes Vergehen auf jede unheicholtene 
Berfon im Alter von 12—16 Jahren und auch auf Verführung zur Geftattung 
des Mißbrauches zu widernatürlicher Wolluft aus und ftrafte dieſes Antragsbelift 
bis zu zwei Jahren mit jakultativer Gelbftrafe biß zu 1000 Gulden. Unbefcholten=- 
beit bedeutet gefchlechtliche Reinheit im phyfiſchen Sinne im Sinne des $ 182, 
nicht blos Unbeſcholtenheit in gefhlehtlicher Hinficht. Eine geſchlechtlich 
unbeſcholtene Perfon ift nicht identifch mit einer unfchuldigen Perjon zu nehmen und 
unter leßterer nicht blos jene zu verftehen, die von aller Unfeufchheit rein ift. Der 
Begriff der Unfchuld wird zu ſehr beengt, wenn derfelbe auf gänzliche Unbefanntichaft 
mit unkeuſchen VBergehungen oder Unkenntniß des Zeugungsaftes befchränkt werben will. 
Auf die moralifche Unſchuld kommt & nicht an. Die Berführung befteht darin, dab 
eine Perfon, ohne ſelbſt durch ihr Verhalten dazu aufzufordern, durch Schmeichelei, 
liſtige oder fonftwie auf Erregung ihrer Sinnlichfeit gerichtete Handlung bahin gebracht 
wird, ſich zur Begehung oder Duldung einer unzüchtigen Manipulation berbeizulafien, 
die fie ſonſt nicht begangen oder an fich nicht geftattet haben würde. Veriührung 
erfolgt durch Erregung don Begierben, Berleitung Hingegen durch Beftimmung 
mittels Borjpiegelung faljcher Gründe. Im gewiffer Beziehung gehört auch der 
geſchlechtliche Mißbrauch einer geiftesfranfen Frauensperſon hierher, da nicht an= 
zunehmen ift, daß nur willenlofe oder bewußtloſe Geiſteskranke den Strafichuk ge 
nießen (Jejjen im Gerichtsjaal Bd. 31, 1879). 8 ift Hiernach die Verführung 
zur U. auch an einer nicht mehr unfchulbigen Perfon möglich; vollendet iſt das 
Verbrechen erſt mit ber von Grfolg begleiteten Verführung. Iſt diefe ohne Erfolg 
geblieben, jo Liegt verfuchte Berleitung vor. 

Oeſterreich ftraft nur die Verführung ala Verbrechen, wodurch Jemand eine 
jeiner Aufficht oder Erziehung oder feinem Unterrichte anvertraute Perfon zu einer 
U.handlung verleitet, ohne des Alters und der Unbefcholtenheit der Verführten zu 
erwähnen. Das Hauptgewicht wird auf dad Wort anvertraut gelegt, ohne bie 
Perſonen, welchen die Wartung der Kinder anvertraut ift, bei dieſem Berbrechen 
zu berüdfichtigen ; der Begriff Aufficht fet nicht die Uchernahme in die Pflege voraus, 
und werden Wartung oder Pflege und Aufficht unterſchieden. Unter dem Gattungs- 
namen U. verfteht das Defterr. StrafGB. eigentliche U.fälle, wie U. zwiſchen ent= 
fernteren Verwandten und Verſchwägerten, Entehrung einer minderjährigen Anver- 
wandten durch einen Hausgenofſen, U. einer dienenden Frauensperſon mit einem 
minderjährigen im Haufe lebenden Sohne oder Anvermandten, unzlichtiges Gewerbe, 
Entehrung unter der Zufage der Ehe ıc., jerner Beförderung fremder U., ohne das 
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Wort U. auf den Beifchlaf zu beſchränken. Sachlich find Verführung zur U., Ber 
ichaffen einer Gelegenheit zu berjelben und Berlegungen der Schambaitigteit durch 
unzüchtige Handlungen zu ſondern. Bei unerwachfenen Perfonen erfcheint die Ver⸗ 
führung zur U. ftrafbar, auch wenn fie von folchen Perfonen ausgeht, welchen eine 
beſondere Verbindlichkeit nicht obliegt, über die Reinheit der Sitten zu wachen oder 
Tür die Erziehung thätig zu fein, zumal bei Unerwachjenen noch nicht jene Wiber- 
ſtandskraft gegen finnliche Aufreizungen vorausgefeßt werben Tann, welche Schuh 
gegen Berführungsfünfte zu bieten vermag. Ungleich ftrafbarer wird die Verführung, 
wenn dem Derführer als Auffeher, Pfleger, Lehrer, Vormund, Erzieher, Seeljorger, 
Dienftperfon eine ſolche Berbindlichleit oblag, Mißbrauch eines beitimmten Ber 
trauensverhältnifjes vorfam. Als ein bejonderes Antragadelift behandeln die Straf 
geſetze die betrügliche oder argliftige Berleitung zum Beilchlaje mittels vorgeipiegelter 
Zrauung ober anderer Täufchungen; die Benügung eines ohne Zuthun des Thäters 
entjtandenen Irrthumes fällt nicht unter biefen Begriff. Unbeſcholtenheit der = 
leitete Perſon ift bier nicht nothwendig. Ganz abgejehen von einer Verfü 
ober Verlegung einer dem Thäter obliegenben befonderen Verpflichtung hatte por 
Preuß. Straf6B. $ 142 ſchon die Bomahme unzüchtiger Handlungen in dem Ber- 
hältniffe der Vormünder zu ihren Pflegebefohlenen, der Lehrer, Geiftlichen, Erzieher 
zu ihren mindegjährigen Schülern und Zöglingen, der Beamten zu Perjonen, gegen 
die fie eine Unterfuchung zu führen haben ober bie ihrer Obhut anvertraut find, 
ferner der Beamten, Aerzte oder Wundärzte zu Gefangenen ober in Öffentlichen An⸗ 
ftalten verwahrten Kranken, Armen oder anderen Hülflofen. Hier ift dag perjönliche 
Berhältniß beziehungsweiſe der Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältnifſes aus 
polizeilichen Rüdfichten ala maßgebend angenommen und jede U.bandlung, obwol 
mit freier Zuftimmung beider Theile begangen, auch nicht blog die auf Befriedigung 
des Geſchlechtstriebes gerichtete Wolluſt, als ſtrafbar erklärt; ſeltſam genug ſollte 
ſolche U. blos an einer Perſon, nicht an beiden dabei Betheiligten beſtraft werden, 
mag eine Verführung ſtattgefunden haben ober nicht, ein Mangel bes Geſetzes, abe 
geſehen von der willfürlichen Kafuiftit, innerhalb beren das leitende Prinzip ab» 
handen gekommen ift, wie von der ungerechtfertigten Härte ber Drohung mit Zuchte 
haus bis zu fünf Jahren. Beachtensw. Entſch. des k. k. Kaſſationsh. über Betajtung 
der Geichlechtätheile von Kindern zur Befriedigung ber Sinnenluft: Defterr. Ger.-Big. 
1875, Ar. 28; Goltdammer, Archiv IX. 589. Die Praris bezeugte zahlreiche 
Härten, welche mit einer ‚gerechten Strafgefeggebung unverträglich find, zumal dag 
Preuß. StrafGB. in Fällen des $ 142, wie überhaupt bei allen ftrafbaren Hand« 
[ungen gegen die Sittlichkeit, die Annahme mildernder Umftände und die Anwendung 
einer a Strafart ungerechtfertigt ausſchloß. 
Mißbrauch —— Autorität zum Zwecke der Unzucht oder Schändung Shüße 
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rechtägeitung 1873. 

II. Ruppelei. Die Beihülfe zur U. Anderer, lenocinium, wird ala Kuppelei 
in beftimmten Fällen beitraft, und zwar theils alß Verbrechen, iheils ala Vergehen 
oder Uebertretung. Mit Zuchthaus: wenn, um der U. Vorſchub zu leiften, hinter⸗ 
liſtige Kunftgriffe angewendet worben find; wenn der Schuldige zu ben Perſonen, 
mit welchen die U. getrieben wurde, in dem Berhältnifie von Eltern, Groß- und 
Stiefeltern zu Kindern oder Enfeln, von Bormündern zu Pflegebejohlenen, von Er⸗ 
ziehen, Lehrern ober Geiftlichen zu den von ihnen zu erziehenden ober zu unter 
richtenden Perjonen ſteht; wenn der die U. Anderer oder die Verführung zu biefer 
vermittelnde Zubringer feine Ehefrau zum Zmede ber Befriedigung der Gejchlechts- 
Luft überläßt oder durch Verſchaffung von Gelegenheit Vorſchub leiftet: Be 
Reich, 8 180, 181; Preußen $ 148; Bremer Entw 1868, Art. 9b; Deſterr En 
1867, $$ 199, 200; "Baden $ 364; Hamburg 8 220. Mit Arbeitshaugftrafe bis zu a 
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Jahren: Sachfen Art. 856; Thüringen $ 299. Mit Zwangsarbeit: Braunfchtweig $ 190. 
Kreisgefängniß oder Arbeitshaus: Württemberg 88 308, 309; Baden $ 863 bis zu zwei 
Jahren; Bayern $ 220 Gefängniß nicht unter zwei Jahren. Als ſehr jchwerer Fall 
der Kuppelei wird beftraft, wofern dadurch eine unſchuldige Perſon verführt worden 
ift, d. 5. eine Perfon, welche ihre gejchlechtliche Reinheit noch bewahrt hat. Gleich 
gültig ift, ob die Perfon, welcher Vorſchub geleiftet ift, beſcholten oder unbefcholten 
war. Bayern fteigerte in dieſem falle die Strafe von ſechs Monaten bis zu Ge 
fängniß von drei Jahren; auch die Verbindung mit einer Gelbitraje biß zu 1000 
Gulden, Stellung unter Poligeiauffiht ift zuläffig. War die Meberlafiene eine 
Perſon, welche fi um Kohn Preis giebt, jo tritt geringere Strafbarkeit ein. Die 
Strafe ift um fo firenger zuzumeſſen, wenn die Kuppelei gewerbsmäßig betrieben 
wird. Uebrigens ift gewinnfüchtige Abficht zum Begriffe der ftrafbaren Suppelei 
nicht erforderlid. Gewohnheitsmäßige Kuppelei jegt eine Mehrheit der Fälle 
bei fortdauerndem Hang zur Bejörberung ber Befriedigung frember Geſchlechtsluſt 
voraus und ift auch dann anzunehmen, wenn nur einer Perſon ftändig Zur wieder 
holten U. Vorſchub geleiftet worden ift (Rubo, Komment. zu $ 180). 

Die meiften Strafgejeke fordern außer den ausgezeichneten Fällen zum That- 
beftande der Kuppelei: Gewohnheitsmäßigkeit oder Eigennuß, und knüpfen an die 
felbe die Rechtsfolge der ehrlofen Gefinnung auch dort, wo der Schuldige das Ber- 
Tuppeln nicht um eigenen Vortheiles willen oder nicht ala Schandgewerbe treibt. 
Stellung unter Polizeiaufficht, Abſchaffung aus dem bisherigen Aufenthaltsorte oder 
Berwahrung in einer Polizeianftalt gelten als zuläffig. Geringere Fälle der Kuppelei 
find: wenn Schanddirmen zur Betreibung ihres unerlaubten Gewerbes eine bleibende 
ober vorübergehende Unterkunft oder fonft Unterichleif gegeben wird, wenn vom Zus 
führen ſolcher Perfonen ein Geichäft gemacht wird, wenn durch Unterhandeln der 
U. Anderer Vorſchub geleiftet wird. Dagegen ift das Befdrbern eines fleifchlichen 
Umganges unter Verlobten nicht ala Kuppelei anzufehen, wohl aber die Bermittelung 
bes Unterbringens in fremde Bordelle. 

Die Kuppelei ift ein ſelbſtändiges Vergehen, nicht Theilnahme an einem fremden, 
fofern fich diefelbe nicht ala Theilnahme an den Verbrechen der Nothzucht, Schändung zc. 
darftellt; unter welcher Vorausſetzung die verwirkte ſchwere Strafe eintritt. Das 
Gem. Recht Hatte bereit? dieſes Delikt ala ein Sondervergehen beftimmt. Kein 
anderes U. verbrechen jet einen Kuppler voraus. Gewinnfüchtige Beiörderung des 
Ehebruchs der eigenen Frau ift daher nicht Beihülfe zum Ehebruche, vielmehr das 
ſchwerere Vergehen ber Kuppelei. 

IV. Verlegung der Schambaftigfeit durch unzüchtige Handlungen. 
Eine Handlung kann unzüchtig fein und das ſittliche Schamgefühl in gröbfter Weile 
verlegen, obwol der Thäter feine wollüftige Abficht hatte, feinen Sinnenkitzel nicht 
befriedigen wollte. Berlegungen des Scham: und Schidlichkeitögefühles müfjen Daher 
nicht auß Geilgeit und Wolluft begangen fein. Wohl aber find derlei Verletzungen 
in der Regel darauf berechnet, die Lüfternheit Anderer zu reizen. Die Berlegung 
der Schamhaftigkeit muß jedoch nicht weſentlich eine gejchlechtliche Beziehung haben, 
Dagegen geeignet fein, ein öffentliches Aergerniß zu erregen, denn nur eine gröbliche, 
Öffentliches Aergerniß verurjachende Verlegung ber Ehrbarkeit oder Schambaftigfeit 
begründet eine ftrafbare Nebertretung, alſo entweder vor den Augen Mebrerer an einem 
öffentlichen Orte oder dergeftalt, daß das Aergerniß in weiteren Kreifen befannt und 
beſprochen wird. Dies Tann gejchehen durch unzüchtige Handlungen, Abbildungen, 
Darftellungen, Drudfchriften, mündliche Aeußerungen. Wo fih die Wahrnehmbar- 
teit des gegebenen Aergernifjes auf einen vertrauten Kreis beſchränkt, fehlt das Merf- 
mal der Öffentlichen Begehung. Das gegebene öffentliche Aergerniß ift nicht identifch 
mit dem jchamverlekenden Charakter der Handlung, und diefer läßt fich nur indivi= 
dualifirend, nicht Tediglich in objektiver Weife beftimmen, doch genügt es nicht, daß 
nur ſubjektiv Einzelne Wergerniß an einer Handlung, oder Darftellung genommen 
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haben, fobald diefe nicht auch objektiv zur Erregung eines ſolchen geeignet geweſen 
iſt (Sammlung ſtrafrechtlicher Entſch. in Oeſterreich 1878, Oeſterr. StrafGB. $ 516; 
Schütze, Lehrb., 848; nach 8 183 des Deutſch. Sirafo8 Gefängniß bis zwei 
Jahre; Verluſt der Ehrenrechie fakultativ: Rüdorff, Komment. zu 8 188; 
Oppenhoff, Rechtſprechung, XI. ©. 278). 

Preußen beftrafte diefes Vergehen mit Gefängniß von drei Monaten bie zu 
drei Jahren und mit zeitiger Unterfagung ber Ausübung ber bürgerlichen Ehren- 
echte. Mer unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen verlauft, ver- 
tbeilt oder fonft verbreitet oder an dem Publikum zugänglichen Orten außftellt oder 
anjchlägt, ward mit Geldbuße von 10 bis zu 100 Thalern oder mit Gefängniß 
von 14 Tagen bis zu ſechs Monaten beftraft, abgejehen von der Konfiskation der 
Tandalöfen Gegenftände, wobei jedoch vorausgeſetzt wurde, daß die Auaftellung ıc. 
nicht Tediglich zu mifjenjchaftlichen oder künſtleriſchen Biween geichehen ift ober fich 
diefelbe nicht blos auf einen vertrauten Kreis befehränft hat. Das Defterr. Straf GB. 
$ 516 bat diefe Uebertretung als ein Vergehen mit ſchwerer Strafe bedroht, wenn 
daffelbe durch Drudjchriften begangen wird; in der Schanbliteratur, in der ffandal- 
füchtigen Preffe ift der eigentliche geiftige Herb für die zuletzt mit öffentlicher 
Schamlofigfeit ausgeübte U. zu fuchen. Wer unzüchtige Schriften oder Darftellungen 
verfauft, verbreitet, ift nach $ 184 des Deutjchen StrafGB. mit Geld bis 100 Thlr. 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten zu beitrafen. Der $ 184 bedroht nicht un= 
züchtige Schriften oder Darftellungen ober deren Verfaffer, blos die gen 

Gigb. n. Lit.: Deutſches StrafgB. % 174, 175, 178, 182, 183—4, 861. 

Breußen: Vergehen gegen bie Sittlichteit, 88 143-151. — Hall ner, Baru — E 

Entw. Nordb. Ei, Soltbammer, 
Materialien, II. 14; Derfelbe, Archiv XVI 808, 866; XV. 529; XXIV. 377. 
Gerichteſ. XxX. —— vituow. yv. Wächter, En, —8 —* Bay 
Bol. —— äutert von Edel, 264-266. — Sid. trafGeſ. von ug, Abth., 
225—135. — Wahlberg, Unzucht Be rag gi Autorität, — J. 1873. — 
Stenglein, zeulee Bi fie — — letter, Iapıb. der Deutichen 
a oa 0. — ollmannkiih, Komment. 3. Bayer. 
Stra 1. Abth. 9. 2 1870. — Berner, Lehrb., 11. Aufl. — Defterr. Ger.-Zig., 1875, 
©. 112. — v. Bißzt, Reicäftrafreiht. — Rubo, Komment. zu 8 184. Wahlberg. 

Urbach, Johannes, war Prof. in Erfurt im Anfang des 15. Jahrh. 

Berfafler eines um 14057 jeichriebenen —— judicii (qui Panormitani a multis 
dicitur ex recensione Th. Mutheri, Hal. Sax. 

Bit.: een in — Allg. — 5 1 688. — Detbmann.Dollweo, VI = 

260. — Säul Geſch. II. a te ber pop. ai 286 fi., 553 
Derjelbe, de. d. Deutfchen Festamifeniin ( Teihmann. 


Urheberrecht (Autorrecht, nicht gut — Eigenthum, Thl. I. ©. 506) 
ift das Recht, über die Vervielfältigung und Veröffentlichung eines Geiſtesproduktes 
ausfchließlich und beliebig zu verfügen. 

Als ein befonderes, durch eine Klage geſchütztes Recht ift baffelbe weder vom 
Römischen Recht, noch vom Deutſchen Recht bes Mittelalter anerfannt. Als mit 
dem Auftommen der Buchdruderlunft die Gefahr fich mehrte, daß Geiſtesprodukte, 
wenigftens Schriftwerke, wider Willen des Autors auf mechanifchem Wege von 
Anderen vervielfältigt und verbreitet würben, und daß diefe aus der Verbreitung 
Vortheil zögen, jenem aber Nachtheil zufügten, fuchte man einen Schuß dagegen 
zunächſt im einzelnen Falle durch Auswirkung don Privilegien zu erlangen. Solche 
finden ſich bereits, wenn auch nur vereinzelt, nicht lange nach dem Aufkommen der 
neuen Kunft, namlich ſeit dem Ausgange des 15. Jahrh. In dieſen Privilegien 
wird bem Impetranten (Berfaffer oder Berleger) das Para a Recht zum 
Druck und Verlauf des Werkes ertheilt und Drud und Verkauf durch jeden Dritten 
verboten und mit Strafe bedroht. Später beichäftigt ſich auch die Zerritorialgefeh- 
gebung in Deutfchland mit dem Gegenftande. Bereit? im 17. Jahrh. finden wir 
einige gegen den Nachbrud erlaffene Beftimmungen, im 18. Jahrh. mehren fich 
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dieſelben. Die Reichgefeßgebung blieb jedoch in dieſer Hinficht unthätig, wenn- 
Ion in der Wahlfapitulation Leopold's II. Unterdrückung des Nahdruds in Ausficht 
gejtellt wurde. Dagegen erließ die Deutiche Bundesverfammlung der in der Deutjchen 
Bundesacte Art. 18 gegebenen Zufage gemäß eine Reihe von Beitimmungen über den 
Schuß des U. (Bunbesbefchlüffe v. 6. Geptbr. 1832, v. 9. Rovbr. 1887, v. 22. April 
1841, vd. 19. Juni 1845, dv. 6. Novbr. 1856, dv. 12. März 1857). Auch die 
Partifulargejeßgebung wandte dem Gegenftande von Neuem ihre Aufmerkfamleit zu, 
wobei man jedoch von der Grundlage der Bunbesgefeßgebung ausging (jo Preuß. 

eg dv. 11. Zuni 1887 und v. 20. Sehr. 1854, Württemb. Geſetz v. 17. Oktbr. 
1838, tönigl. Saächſ Geſeh v. 22. Febr. 1844, Defterr. Patent v. 19. Oftbr. 
1846, Bad. Verordnung dv. 17. GSeptbr. 1847, Bayer. Geſetz v. 28. Juni 
1865). Die Berfaffung des Norddeutſchen Bundes und demgemäß auch die des 
Deutjchen Reich rechnet den „Schub des geiftigen Eigentums“ zu den der Geſetz- 
gebung des Bundes unterliegenden Gegenftänden (Verf. Urk. Art. 4). Dem ent- 
ſprechend ift Die Materie in ihrem vollen Umfange durch die Geſetzgebung des Rord- 
beutfchen Bundes reſp. des Deutichen Reichs normirt worden. Es gehören hierher 
das RGel. dv. 11. Juni 1870 (in Bayern eingeführt durch RGeſ. dv. 22. April 
1871), betr. das U. an Schriftwerten, Abbildungen, muſikaliſchen Kompofitionen 
und dramatifchen Werken; das RGeſ. v. 9. Yanuar 1876, betr. dad U. an Werten 
der bildenden Künfte; das RGeſ. v. 10. Januar 1876, betr. den Schuß der Photo— 
graphien und das RGeſ. v. 11. Januar 1876, betr. das U. an Muftern und 
Mopellen. 

Das U. wird von den älteren Schriftftellern als ein wirkliches Eigenthum auf- 
gefaßt, welches dem Hervorbringer des Geiftesproduftes an dem Inhalt defjelben 
zulomme (3. 9. Böhmer, St. Pütter). Vereinzelt ift noch in ber neueren 
Zeit diefe Anficht vertheidigt worden von Eifenlohr (S. 60), welcher indeß dem 
Autor ein Eigentum an der Form zufpricht, in die derſelbe feine Gedanken kleidet. 
Die Mehrzahl der neueren Schriftfteller Hat den eigentlichen Eigenthumsbegriff aufs 
gegeben uud verjteht, wenn auch Die Bezeichnung „geiftiges Eigenthum“ beibehalten 
wird, darunter lediglich die vermögensrechtliche Rutzung der mechanifchen Vervielfäl- 
tigung des Geiftesproduftes, welche dem Autor unbejchräntt und ausſchließlich gebührt 
(jo u. A. Jolly, ©. 44; Klojtermann, Das geiftige Eigenthum, I. ©. 118 fi.; 
v. Wächter, Autorreht, '&.3 ff.; Reuling m Goldfchmidt’s Ztichr. xx. 
©. 70 ff). Dieſes Vermogensrecht wird von Kloſtermann als ein dingliches 
Recht aufgefaßt (von Homeyer — juriſt. Wochenſchrift von Hinſchius, 1838, 
Nr. 25 ff. — als dingliches Unterſagungsrecht bezeichnet), während es Mandry 
weder den binglichen noch den Forderungsrechten unterorbnen will, fondern vorfchlägt, 
für daffelbe, wie für einige andere Mechte (3. B. Recht auf Führung einer Firma, 
die aus einem Erfindungspatent hervorgehenden Rechte) eine neue Klafje von Rechten 
anzunehmen, die er ald Vermögensrechte abfoluten Charakters, aber ohne fachliche 
Unterlage bezeichnet. Einige Schriftfteller (Neuftetel, Der Büchernachdruck nad 
Röm. Recht, Heidelberg 1824, ©. 44 ff.; Heffter, Deutfches Strafrecht, & 398; 
Bluntfchli, Deutfches Privatrecht, 88 46, 47) — und diefe Auffaffung wird man 
für die richtige zu Halten Haben — fehen im U. ein Recht der Perfönlichkeit; noch 
andere (Bejeler, Deutjches Privatrecht, 8 88 IIL.; Harum, ©. 53) ein Recht der 
Perfönlichteit (Berbietungsrecht gegen DVeröffentlichung des Geiſtesproduktes), ver— 
bunden mit einen Vermögensrecht (Befugniß, das Geiftesproduft zu verbreiten). 
Endlich ift auch die Meinung vertreten, daß das U. einen ganz neuen Beſtandtheil 
des Privatrechts bilde, weder als Vermögensrecht, noch ala Recht der Perfönlichkett 
erjcheine (Spöndlin, Ueber das En bes Verlagsrechts, Zürich 1867, ©. 23; 
Stobbe, Deutiche Privatrecht, III. ©. 18 ff.). 

Das U. wird anerkannt bei Fr Viterartfchen und fünftlerifchen Erzeugniffen. 
Als literariſches Erzeugniß ift jedes Geiftesproduft zu verftehen, „welches an fich 
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einen Beſtandtheil ber Literatur eines Volkes zu bilden geeignet ift” (v. Wächter), 
ohne Rüdficht darauf, ob daſſelbe bereits veröffenlicht, reſp. jchriftlich firirt ift, 
oder nicht, aljo auch Manufkripte, ſowie Vorträge, welche zum Zweck der Erbauung, 
Belehrung, Unterhaltung gehalten find (KGeſ. dv. 11. Juni 1870, $ 5). Dagegen 
erfennt das Recht ein gegen Nachdruck geſchütztes Autorrecht nicht an bei Werfen, 
welche Iebiglich das öffentliche Leben wiedergeben, wie Zeitungsartifeln, ferner bei 
ſolchen, deren Autor durchaus als Organ bes Staates erfcheint, ala Geſetzen und 
Tonftigen amtlichen Erlafien, und endlich bei ſolchen, welche unmittelbar einem 
rein praftifchen Zweck dienen, wie den bei gerichtlichen Verhandlungen, fowie in 
politifchen und ähnlichen Berfammlungen gehaltenen Reben (cit. Geſetz $ 7). Unter 
künſtleriſchen oder artiftifchen Erzeugnifien find folche Werke zu verftehen, bei denen 
fi eine felbftändige formgebende Thätigkeit des Urhebers offenbart, und „welche in 
den artijtifchen Verkehr einzutreten geeignet erfcheinen” (v. Wächter). Es gehören 
dahin alfo Werke der Plaftit, Gemälde, Zeichnungen, Kupferftiche, Holzſchnitte, 
Lithographien ꝛc. Auch den Photographien gewährt die Reichegefeßgebung einen 
Schuß gegen Nachbildung, wennfchon diefelben in Wahrheit wol nicht als artiftifche 
Erzeugnifle gelten fönnen. Weiter wird ein U. angenommen bei mufifalifchen 
Kompofitionen, ſowie bei geographiſchen, topographiichen, naturwifjenjchaftlichen, 
len. technifchen und ähnlichen Abbildungen, welche, wenn überhaupt 
eine ſtrenge Grenze zwifchen literariſchen und artiftischen Erzeugniffen gezogen wird, 
mit größerem Recht zu den erfteren gerechnet werden, wie die auch jeiten® ber 
Neichägefeßgebung gefchehen ift. Endlich wird noch ein mit gefehlichem Schu aus- 
geitattetes N. bei gewerblichen Muftern und Modellen durch das heutige Reichsrecht 
anerkannt, freilich nur unter der Vorausſetzung, daß der Urheber dieſelben zur Ein⸗ 
tragung in das Muſterregiſter angemeldet und ein Exemplar oder eine Abbildung 
des Muſters u. |. w. bei der mit Führung des Mufterregifters beauftragten Behörde 
niedergelegt hat (Reichagejeg dv. 11. Januar 1876 $ 7). 

Die praftifche Seite des U. befteht darin, daß jede mechanifche Vervielfältigung 
bes Geiftesprobuftes ohne den Willen des Autors (bei literariſchen Werken „Nach- 
druck“ genannt) verboten ift. Als mechanifche Vervielfältigung wird bei Schrift« 
werten durch das RGeſ. v. 11. Juni 1870 ($ 4) auch ausdrücklich das Abichreiben 
bezeichnet, wenn baffelbe dazu beftimmt ift, den Drud zu vertreten. Bei Werfen 
ber bildenden Künſte verbietet die Gefeßgebung die Nachbildung, auch wenn dabei 
ein anderes Berfahren angewendet wird, ala bei Herborbringung bes Originalwerks 
(RGeſ. v. 9. Januar 1876 $ 5), alfo 3. B. bei Gemälden Nachbildung durch 
Kupferftich, Holzichnitt, Lithographie, Photographie; nicht aber die Nachbildung 
eines plaſtiſchen Kunſtwerks durch Malerei oder Zeichnung und umgekehrt ($ 6 
Nr. 2 — rein pofitiv und nicht glüdlich ift die Beſtimmung der Nr. 8 —) ebenjo- 
wenig die einer Photographie durch Malerei, Zeichnung oder Plaftil. Dramatifche, 
mufifalifche, dramatifch«mufifalifche Werke dürfen ohne Genehmigung des Autor? auch 
nicht Öffentlich aufgeführt werden. Nur ift es Hierzu nach dem Gefeh v. 11. Juni 
1870 ($ 50) bei rein muſikaliſchen (im Gegenſatz zu dramaliſch⸗muſikaliſchen) Werfen, 
welche bereits durch den Drud veröffentlicht find, erforderlich, daß der Autor bei 
der Veröffentlichung das Recht der öffentlichen Aufführung ſich vorbehalten Hat. 
Bei Schriftwerfen werden nach dem Gefeg v. 11. Juni 1870 ($ 6) auch Ueber 
jegungen, jedoch nur in beftimmten, vom Geſetz herborgehobenen Fällen, ala Nadh- 
drud angejehen. Dagegen gilt nicht als folder das wörtliche Anführen einzelner 
Stellen eines bereitß veröffentlichten Werks, ſowie die Aufnahme Lleinerer Schriften 
in Sammelwerfe, reſp. andere größere felbftänbige wiffenichaftliche Werke ($ 7). 
Ebenjo verhält & fih mit der Aufnahme von Nachbildungen einzelner Werte der 
bildenden Künfte oder einzelner Mufter und Modelle in ein Schriftwerl, voraus⸗ 
gericht daß das Iektere ala die Hauptſache erſcheint (KGeſ. v. 9. Januar 1876 
8 6 Rr. 4, v. 11. Januar 1876 $ 6). Bei Literarifchen umd artiftifchen Werten 
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iſt indeß bei Vermeidung einer Geldbuße (bis zu 60 Mark) vorgeſchrieben, die 
benutzte Quelle reſp. den Autor anzugeben (RGeſ. v. 11. Juni 1870 8 24). 

Das U. fteht dem Erzeuger des Geiftenprobuftes zu. Doch geht dafielbe aut 
bie Erben über und kann durch Bertrag oder Verfügung von Zobeöwegen auf 
Andere übertragen werden (RGef. v. 11. Juni 1870 8 8, v. 9. Januar 1876 8 2, 
v. 10. Januar 1876 $ 7, v. 11. Januar 1876 $ 3). Die neuere Gefeggebung erlennt 
an und fehüßt das U. nicht mr während des Lebens, fondern noch 30 Jahre nad 
dem Tode des Autors (Ref. v. 11. Juni 1870 8 8, % 9. Januar 1876 8 9). 
Als Urheber gilt auch der Herausgeber eines aus den Beiträgen Mehrerer beftehenden 
Werkes, wenn biefes ein einheitliches Ganzes bildet, ohne daß dadurch das U. der 
Derfaffer der einzelnen Beiträge an biefen ſelbſt aufgehoben würde (RGef. v. 11. Juni 
1870, 8 2). Anonyme und pfeudonyme, jowie die von Univerfitäten, Alademien und 
fonftigen juriftifchen Perfonen, öffentlichen Unterrichtsanftaiten, gelehrten und anderen 
Gejellichaften herausgegebeneh Werte werden 30 Jahre Lang nach ihrem Erfcheinen gegen 
Rachdruck vefp. Nachbildung geſchuht (MGef. v. 11. Juni 1870 88 11, 18, v. 9. Januar 
1876 $ 9); pofthume Werke 30 Jahre nad) dem Tode des Autors (RGef. v. 11. Juni 
1870 8 12, v. 9. Januar 1876 8 11). Doch wirb bei Berechnung der Schufirift 
das Todesjahr des Autors refp. dad Kalenderjahr des erften Erjcheinens des Wertes 
nicht eingerechnet (RGef. dv. 11. Juni 1870 $ 16, v. 9. Januar 1876 $ 13). Die 
Schußfrijt ift diejelbe, mag es fich um literarifche oder artiftifcde Werke handeln — 
nur das Verbot der Ueberſetzung ift in gewifien fällen auf die Dauer von 5 Jahren 
beſchränkt (RGef. v. 11. Juni 1870 8 15) — umd ebenfo dem Nachdruck reip. Nach⸗ 
bildung, wie (bei dramatifchen und muſikaliſchen Werken) der öffentlichen Aufführung 
gegenüber (RGeſ. v. 11. Yuni 1870 8 52). Dagegen bauert bei Photographien der 
Schuß gegen Nachbildung 5 Jahre, welche Frift vom Ablauf desjenigen Kalender: 
jahres an gerechnet wird, in welchem die rechtmäßigen Abbilbungen der Original 
aufnahme zuerft erjchienen find (Ref. v. 10. Januar 1876 $ 6); bei Muftern 
und Modellen je nach der Wahl des Urhebers und den von ihm entrichteten Ge— 
bühren 1 bis 15 Jahr, von der Anmeldung behufs Eintragung in das Muſter⸗ 
tegifter an gerechnet (KGeſ. v. 11. Januar 1876 $ 8 vgl. 7 u. 12). 

Die Folgen des Nachdrucks (reſp. der unerlaubten Nachbildung), mag berjelbe 
auf Borfa oder Fahrläſſigkeit beruhen, find civilrechtlicher und ſtrafrechtlicher Natur⸗ 
nämlich Entichädigungapflicht dem Autor und defien Rechtenagjfolgern gegenüber; 
Geldbuße (bis zu 3000 Mark), die im Unvermögenzfalle in eine Freiheitsftrafe (bis 
zu 6 Monaten) umgewandelt wird; Konfisfation der vorhandenen Nachdrucks- 
eremplare und ber zur Vervielfältigung ausjchließlich beftimmten Vorrichtungen 
(wie Formen, Platten, Steine, Stereotypabgüfje), wofür nicht einmal dolus oder 
culpa des Deranftalters reſp. Veranlaffers des Nachdrudd oder ber Nachbildung 
vorausgeſetzt wird (Ref. v. 11. Juni 1870, 88 18—25, RGeſ. v. 9. Jan. 1876 
$ 16, v. 10. Januar 1876 8 9, v. 11. Januar 1876 $ 14); inbeß werben bei 
Muftern und Modellen die vorräthigen Rachbildungen und die zur wiberrechtlichen 
Vervielfältigung beftimmten Vorrichtungen nicht vernichtet, fondern auf Koſten bes 
Eigenthümers und nach defien Wahl entweder ihrer gefährbenden Form entfleibet, 
ober bis zum Ablauf der Schußfrift amtlich aufbewahrt, Statt der Entjchäbigung 
kann auf Verlangen des Beichädigten neben ber Strafe auf eine an denſelben zu 
erlegenden Geldbuße bis zum Betrage von 6000 Mark ertannt werben. Das Ber- 
gehen ift vollendet mit der Herftellung Eines Exemplars. Der Berfuch ift ftrajlos; 
wennfchon auch hierbei die Einziehung der Nachbildungsvorrichtungen erfolgt (RGei. 
v. 11. Juni 1870 $ 22 und die cit. 88 der übrigen Gefeke). Zur Anftellung der 
Klage ift Jeder berechtigt, deſſen Urheber⸗ oder Verlagsrecht beeinträchtigt ober ge= 
fährdet ift. Dagegen findet ein Einfchreiten (im Strafverfahren) von Amtswegen 
nicht ftatt (Ref. v. 11. Juni 1870 88 28, 27, dv. 9. Januar 1876 $ 16, v. 
10. Januar 1876 $ 9, v. 11. Januar 1876 $ 14). 
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Der Schutz des U. wird zu Theil den von inländiſchen (d. h. im Deutſchen Reich 
ſtaatsangehörigen) Urhebern herrührenden oder bei inländiſchen Verlegern erſchienenen 
literariſchen und artiſtiſchen Werfen. Ebenſo, die Reziprozität vorausgeſetzt denen, 
welche in einem zum ehemaligen Deutſchen Bunde gehdrigen Staate erſchienen find, und 
den nicht veröffentlichten Werken jolcher Autoren, welche einem ſolchen Staate angehören. 
Nur Hinfichtlih der Dauer der Schußfrift iſt das Recht des betreffenden Siaates 
maßgebend (KGeſ. v. 11. Juni 1870 88 61, 62, v. 9. Januar 1876 88 20, 21). 
Bon Photographien ſchützt das Geſetz alle die, "welche don inländifchen Urhebern 
herrühren, ohne Rüdficht auf den Ort bes Erſcheinens (RGeſ. v. 10. Januar 1876 
$ 9), von Muſtern und Modellen die inländiſcher Urheber, fofern die nach den 
Muftern und Modellen Hergeftellten Erzeugniffe im Inlande verjertigt find, felbft 
wenn fie im Auslande verbreitet werben, die ausländiſchen Urheber nur dann, wenn 
diefe im Gebiete des Deutfchen Reichs ihre gewerbliche Niederlaffung haben, und 
zwar nur die im Inlande gefertigten Erzeugnifje (RGef. v. 11. Januar 1876 8 16). 

Hiervon abgeſehen Tann ausländiſchen Urhebern ein Schub nur durch Staats- 
verträge zu Theil werden. Solche internationale Verträge, jedoch nur zum Schuße 
der Schrift» und Kunftwerke, ſog. Literarfonventionen, haben zunächſt Preußen 
und einige andere Deutjche Staaten, dann aber auch der Norddeutfche Bund mit aus— 
wärtigen Staaten gejhloffen. Die wichtigften dieſer Verträge find folgende: zwiſchen 
Preußen und Großbritannien vom 13. März 1846 und vom 14. Juni 1855, denen 
Sachſen, die Thüringiſchen Fürſtenthümer, Anhalt und Braunſchweig beigetreten find; 
zwiſchen Preußen und Frankreich vom 2. Auguft 1862 mit dem Zuſatzprotokoll vom 
13. Dezbr. 1864 (vgl. Friedensvertrag dv. 10. Mai 1871, Art. 11 und Zuſatz⸗ 
tonvention’ v. 11. Dezbr. 1871 Art. 18); zwiſchen Bayern u. Frankreich v. 24. März 
1865, welche Konvention im Deutjch-Tranzödfiichen Friedensſchluß vorläufig auf Elfaß- 
Lothringen außgebehnt ift (Zuſatzkonvent. vom 11. Dezbr. 1871 Art. 18); zwifchen 
Lübeck, Bremen, Hamburg und Frankreich vom 4. März 1865; zwiſchen dem Norb- 
deutſchen Bunde und Stalien vom 12. Mai 1869; zwifchen dem Norddeutſchen 
Bunde und der Schweiz vom 13. Mai 1869; zwiſchen dem Deutjchen Reich und 
der Schweiz vom 23. Mai 1881. In Betreff der Mufter und Modelle enthält ber 
zwifchen dem Deutjchen Reich und Oefterreich-Ungarn geichloffene Handelvertrag vom 
16. Dezbr 1878 (Art. 20, Schlußprotokoll zu diefem Art.) eine Beftimmung. Es 
wird in diefen Verträgen, welche eine große Gleichförmigfeit zeigen, das Prinzip aufe 
geitellt, daß die im Auslande erichienenen zejp. von Ausländern herrührenden Produkte 
in derſelben Weiſe geſchutzt werden, wie inlänbifche,, indem binfichtlich der Ueber- 
fegungen diefelben Vorſchriften gelten, wie im Deutjchen Rechte. Nur dauert bie 
Schußfrift nicht Länger, als im Heimathsſtaate; eine Beſchränkung, bie fi, freilich 
Hinfichtlich der Mufter und Modelle im Deutfch-Oefterreihiüchen Hanbelsvertrag nicht 
findet. Nach den meiften — aber nicht nach allen, 3. B. nicht nach der mit der 
Schweiz abgefchlofjenen — Literarfonventionen wird ber auswärtigen Literarifchen und 
artiftiichen Werken zu Theil werdende Schuß bedingt durch Eintragung berfelben in 
bejondere Regifter. Dagegen wird ber Schutz der Muſter und Modelle davon ab- 
hängig gemacht, daß deren, dem auswärtigen Staate angehörige, Urheber bie im 
Deutichen Reich vorgeſchriebenen Bedingungen und Förmlichkeiten beobachten. 

Sit: zen, Die Lehre vom —— Seibel, 1852. — Eifenlohr, Das 'literariſch⸗ 
Fr igenthum, Schwerin 1855. — — * Das Verlagsrecht, Stuttgart 
Derjelbe, Das Recht des — gegen Nachdruck ſeiner Werke, Stuttgart u. 

Zübtugen, 1859. — Rloftermann, Das geiftige Eigenthum, 2 Bbe., Berl. 1867, 69; 2. 

. 1871. — Raijer, Entwurf eines Geſehes zum | fe Ar Hr tapfien, 
Bm 1868. — iſcher, Gejek betr. das U. Gera 1870. Dambad, Geitgt 
des Rordd. Bundes betr. das N. an Säriftweten, SL 1871. _ Gebenenn, — 

betr. das U. an Schriftwerken, Berl. 1a gehn in Behrend's zeitlär für d. ein 
bung und Rechtspflege in Preußen, V. — RKloftermann, ebendaf,, ©. 75 
Darum, Die gegenwärtige Oefterr. beigigeting Wien 1857. — eybemann u. A 
ad, Die Preuß. Nachdrudgeießgebung, Ber Manbry, Das Gel. vom 28. Juni 
dv. Holgendorff, Gne. II. Rechtalexikon III. 8. Aufl. 61 
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1865 (in Dollmann, Die Gefeßgebung bed Rörigeeicht Bayern, Theil I Band 5 a. 
El. 1867. — O. p. Wächter, Dad Autorredht, Stuttg. 1875; Derjelbe, Das bi 
an Werken der bildenden Künfte, Phot. unb gewerbl. ern, Stuttg. 1877. — Klofter 
mann, Dad Arheberrecht an Schrift: u. Kunftwerten u. |. w., Berl. 1876. — Dambad, 
Da Dlufterfgupgeie, Berlin 1876. — Reuling in Goldſchmidt's Zeitfchrift, AXIL 
©. 70—197. — In Betreff der Literarfonventionen, beſonderü Börfenbl. den Deutichen 
Buchhandel dv. 1871, Nr. 171. — Entſch. b. ee II. Mr. 60; VI. Rr. 35; VIL’9:; VIL 
; X. 21; XI 58; XII 106 (eipz. Theater Proz); XV. Nr. 56, 80, 88; XVL Rr. 62, 
68; XVIL Rx. 11; XVII. Nr. 14; XX. Nr. 95; Nr. 9, 80; XXL Nr. 24, 118, 
126; XXIV. Rr. 9, 92, 72, 74, 88, 106; XXV. Rr. 8, 20, 50. Remis. 
Urkunden. I. Begriff. Durch den Ausdruck „U.“ wird nicht ſowol eint 
Thatfache oder ein Greigniß bezeichnet, ala vielmehr diejenige Sache, durch welche 
die Erinnerung an eine Thatfache oder ein Greigniß bewahrt werden foll. Das, 
was gejchehen ift, wird burch fie in mehr oder weniger genauer Form Feftgeitellt, 
damit es fpäter durch fie erwiefen werden kann. rüber bediente man fid dei 
Wortes im juriftifch-tecänifchen Sinne nach Analogie des römiſchrechtlichen Aus 
drucks „instramentum“ (omne id, quod causa instrui potest) zur Bezeichmung aller 
möglichen Beweismittel, felhft der Zeugen. Zur Zeit ift jedoch weber in da 
Sprache der Wiſſenſchaft noch in der Ausdrucksweiſe der Geſetze dieſe weite Aus 
dehnung gebräuchlich. Vielmehr verſteht man unter U. im woeiteften Sinne nr 
noch lebloſe von Menſchenhand gefertigte Gegenſtände, welche fich zum Beweiſe von 
Thatfachen eignen, gleichgültig, ob e& fich dabei um Vorgänge des äußern Lebens 
oder um fogenannte innere Thatjachen Handelt, welche der Gedankenwelt angehört 
(sie! Urtheil des Reichegericht® vom 23. Januar 1880 — Rechtiprechung Bd. 1 
©. 264). Der Begriff ſcheidet fi) im einen weiteren und einen engeren. Ju 
weiteren Sinne umfaßt er alle derartigen Gegenftände, welche und infoweit fie fh 
zum Erweiſe von Thatfachen oder Greigniffen eignen, und begreift demgemäß in fih 
3. B. Denfmäler, Grenz: und Markfteine, Zeichnungen, Wappen, Siegel, Karten, 
Kerbhölzer und dgl. Im engeren Sinne — und in diefem wird er. auch von da 
Deutfchen CPO. im 9. Titel bei dem „Beweis duch U.” gebraucht — veritcht 
man unter ihm die Seftitellung von Thatfachen durch die Schrift und bezeichnet 
diefe auch wol ausdrüdlich als ſchriftliche U. Eine Verjchiedenheit der Schrützeihe 
und des zur Beurkundung verwendeten Materials macht feinen Unterſchied; auch 
gebrudte, lithographirte u. ſ. w. Aufzeicinungen von Thatfachen find fchriftliche IL 
Der Charakter der U. ift fonach der eines Beweismittels für beftimmte That: 
jachen oder Ereigniffe. Im Gebiete des Privatrecht wird durch fie num erwieen, 
daß die von ihr reprobuzirte Willenserflärung in dem twiebergegebenen Umiangt 
abgegeben worden ift. Iſt diefe unvollftändig, untichtig oder dem Geje nicht ent: 
Äprechend und deshalb rechtlich unwirkfem, hat die U. nicht die Kraft, den Wange 
zu befeitigen und fie zu einer wirffamen zu machen; fie vermag wol bie causı 
obligationis und den Rechtsgrund des Altes, wenn vorhanden, nachzuweiſen, bildet 
felbft aber einen ſolchen nicht, d. h, es wird durch die Ausftellung der U. und 
weil fie auögeftellt worden, der Ausfteller bzw. fein Rechtsnachfolger nicht obligitt. 
Dean Hat diefer Anficht entgegengehalten und die Beweißnatur der U. in Abrede geftellt: 
1) in denjenigen Fällen, in welchen nach dem Geſetz die urkundliche Form 
Bedingung theils der Klagbarkeit des Rechtsgeſchäfts, theils Überhaupt feiner Rechte 
gültigkeit ift, oder in welchen nach der Uebereinkunft der Interefienten erft duch 
diefe Form das Vorhandenjein des Rechtsaktes begründet werden foll. Zwar hat 
das Gem. Recht gejehliche Vorſchriften diefer Art nicht, erkennt jogar das unter 
Beobachtung gewiffer Formalitäten abgegebene mündliche Privatteftament als 
gültig an. Dagegen haben verſchiedene Landesrechte, insbeſondere dag Preußiſche im 
Gebiete des Privatrechts in vielen Fällen bie U. infofern zu einem Gfientiale des 
Rechtsaktes gemacht, als fie bei dem Mangel ber fchriftlichen Form bald bie Rechte 
verfolgung bald bie rechtliche Anerkennung des Geſchäfts überhaupt verſagt Haben. 
Allein Hieraus die Folgerung zu ziehen, daf die U. den Charakter eines Beweis- 
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mittels verloren babe, ift verfehll. Nicht deshalb, weil das Geſchäft überhaupt in 
urkundlicher Form abgejchloffen, ift es gültig, jondern weil das an fich zuläffige 
Geichäft durch den Gebrauch der U. beglaubigt wird. Uebrigens ift es hauptfächlich 
gerade dieſer Charakter der U. welcher zu den gejeßlichen Borjchriften geführt hat: 
er ift es auch, der einem Uebereinfommen der Intereſſenten über die Wahl der 
Schriftform zu Grunde Liegt. Wie ſchon aus den dieſe Form zuerft in Preußen 
einjührenden Edikten vom 13. Mai 1766 und 8. Februar 1770 hervorgeht und in 
der Einleitung zu lehterem ausdrücklich betont wird, ging bie Abficht des Gejeh- 
gebers dahin, durch feine Anordnung den Hinderniffen entgegenzutreten, welche bei 
der mündlichen Form in der Beweisführung durch Zeugen liegen, die „gemeiniglich 
weder die einem Vertragsſchluß vorausgegangenen Unterhandlungen von bem Kon= 
trakte jelbft zu unterfcheiden, noch fich der dabei vorgefallenen Worte genan zu 
erinnern wüßten.“ Es wird alfo die urkundliche Form gefordert und für ein mehr 
ober weniger wejentliches Requiſit des Rechtsgeſchäfts erklärt, um durch fle einen 
jeden Zweifel ausfchließenden Beweis für die MWillenserflärungen der Intereſſenten 
zu erlangen. Später find wol noch andere Erwägungen Hinzugetreten, insbeſondere 
die, daß durch die Schriftform eine Yeichtfertige Abgabe von Willenserflärungen 
verhindert werde: nirgends aber ift ber Geſetzgeber dahin gelangt, die U. als den 
Derpflichtungagrund ſelbſt anzufehen. 

2) Mit fcheinbar größerem Rechte werben die ſog. Inhaberpapiere ala min= 
deſtens eine Ausnahme von der Beweißnatur der U. angeführt. Indem man das 
Wejen diefer Papiere aus ihrer Erjeheinungs- und Handhabungsform zu erklären fucht, 
kommt man zu dem Gabe, daß das, was zu ihrer Augftellung Veranlaffung gegeben, 
gleihgültig fei. Einmal ausgeftellt, fei die U. von dem Veranlafjungsgrunde los⸗ 
gelöft. Sie fei daher nicht Beweis einer Obligation, ſondern felbftändiger Ent- 
ftehungsgrumd berjelben. Der KHauptvertheidiger diefer Anficht ift Unger, deſſen 
Auffaffung in der Behauptung gipfelt, daß die Austellung einer ſolchen U. nichts 
Anderes fei, als die Uebertragung eines abſtrakten Forderungsrechts, ala die sus vi 
a0 potestate wirtende Konjtituirung eine® Nomen. Wenn fi auch für dieſe 
Meinung geltend machen läßt, daß in der Regel der Schulbgrund in ber U. nicht 
zum Ausdruck gebracht wird, jet ihr Förſter doch mit Recht entgegen, daß in 
der Praris vielfad) das der U. zu Grunde Tiegende Schuldverhältniß für bie künftige 
Zahlung enticheidend bleibt, jomit die causa obligationis nicht durch ihre Auaftellung 
begründet wird. Andere führen aus, daß fich die Obligation in ber U. verfürpere, 
und dieſe Träger derjelben fei. Sie ſei Subjeft der Obligation: der Inhaber aber 
nicht ſelbſt Gläubiger, jondern nur Vertreter des Subjekts, alfo der U. Auch diefe 
Anfiht Leugnet die Natur der U. als eined Beweismittels. Allein fie vinbizirt 
der U. eine Stellung, die ihr im Rechtsgebiete nicht wol zugeftanden werden kann. 
Man hat bei der Erörterung des Nechtsverhältniffes davon auszugehen, daß ber 
Ausfteller bes Inhaberpapiers eine Obligation eingeht, in welcher er benjenigen 
Inhaber der U. ala feinen Gläubiger anzuerkennen fich verbindlich macht, der ihm 
die U. zur Zahlung vorlegen werde. Dieſe Obligation tritt ihm gegenüber in 
dem Augenblid in Kraft, in welchem er die U. aus den Händen giebt. Dur 
ihren Erwerb überfommt jeder Inhaber das Recht, die Obligation durch Präfentation 
der N. zur Zahlung geltend zu machen. Er tritt nunmehr ala Subjelt in die 
DObligation ein. Sie wird perfelt, Durch die U. erwiejen, und der Augfteller 
berechtigt, ihr diejenigen Einreden entgegenzufeben, bie ihm zuftehen entweder auß dem 
Beranlafjungsgrunde oder gegen die Perſon des Subjelts. Nur dann, wenn gleichzeitig 
auch die Vorſchriften des H.R. eingreifen und die U. den Charakter eines Verpflich- 
tungsſcheines annimmt, ändert fi) die Stellung des Ausſtellers. Es mag zugegeben 
werben, daß bei diefer Auffaffung das Verhältniß ber Zwiſchenbeſitzer eine über 
zeugende Erklärung nicht findet. Allein fie bürfte außreichen, um der U. den Charakter 
eine Beweismittel3 zu wahren. Daß übrigens zu den hier gedachten Anhaberpapieren 
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die vom Staat ober privilegirten Korporationen ausgegebenen Geldfcheine nicht gehören, 
bedarf kaum der Erwähnung, da ihre Borausgabung auf flaatsrechtlichen Prinzipien 
beruht und die Grundfäße des Privatrechts auf fie feine Anwendung finden. 

3) Eine wirkliche und vom Gefeg anerkannte Ausnahme machen der Wechſel 
und die ihm gleichgeſtellten durch Indoſſament übertragbaren Orderpapiere. Auch 
das Röm. Recht kannte eine Ausnahme in dem Literalkontrakte. Es ſollten die 
literse nicht einen bloßen Beweis für bie geichloffene Obligation bilden, ſondern 
ſelbſt Obligationsgrund ſein. Instit. 3, 21: si quis debere se scripserit, quod 
numeratum ei non est, de pecunia minime numerata exceptionem opponere non 
potest. Sie fit, ut scriptora obligetur. Diefem Literalfontraft entipricht bie 
Wechjel-U. Sie ift nicht Beweismittel für bas dem Wechſelzuge zu Grunde 
liegende pactum, fonbern jelbftändiger Berpflichtungsgrund. Der Wechſelſchuldner 
darf fih nad Art. 82 der WO. nur ſolcher Einreden bedienen, welche aus dem 
W. R. felbft hervorgehen oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuftehen. 
Einwendungen aus der urſprunglichen Obligation können die Rechte bes Dritten, 
feine bona fides vorausgejeßt, nicht berühren. Demgemäß bietet auch ber Inhalt 
der U. einen Beweis für die causa debendi nicht und ift der Inbofjatar nicht als 
ein solutionis causa adjectas anzufehen. Das Gleiche gilt von den faufmännifchen 
Anweiſungen und Berpflichtungafcheinen, zu deren Gültigfeit die Angabe des Ber- 
pflichtungsgrundes nicht erforderlich ift, und nach Preuß. Recht von den Grund- 
fchulden, bei welchen die U. der Grundſchuldbrief, den Schuldgrund nicht angiebt. 

OD. Eintheilung. Die U. werben je nach ber Perſon des Ausſtellers ein- 
getheilt in Bffentliche und in private. Die Theilung ift auch dem Röm. und Gem. 
Recht befannt. Es wurde jedoch dort noch ein Mittelglied eingefchoben, indem 
einer von drei oder mehreren Zeugen unterfchriebenen Privaturfunde die Beweiskraft 
einer Öffentlichen beigelegt und ihr, geftüt auf 1. 11 Cod. qui potiores in pignore 
(18, 17), die Bezeichnung instrumentum quasi publicum beigelegt wurde. Auch die 
Preuß. Allg. Ger.D. begnügte fich nicht mit ber Theilung in öffentliche und Privat- 
urkunden, fondern fand noch eine Zwiſchenſtufe. Sie legte jedoch bei derjelben das 
Gewicht nicht auf die Unterfchrift von Zeugen, fondern auf den Aufbewahrungsort; 
& follten Privaturkunden, wenn fie in Öffentlichen Archiven ober in Regiftraturen 
höherer oder nieberer Landeskollegien, Magiftraten oder Aemtern aufbewahrt würden, 
den öffentlichen gleich geachtet werben und demgemäß bie rechtliche Vermuthung 
ihrer Gchtheit für fich Haben ($ 158 C. 1, 10 1. c.). — Außerdem tbeilte fie die 
öffentlichen Urkunden in documenta judicialia und extrajudicialia, je nachdem eine 
gerichtliche oder eine andere Öffentliche Behörde fie außgeftellt hatte, und zählte den 
letzteren die notariellen zu. Die Deutfche CPO. hat zwar in Anfehung der N. die 
freie Beweiswürbigung beſchränkt und beftimmte Beweisregeln aufgeftellt, hat jedoch 
nur die Unterfcheidung zwifchen öffentlichen und Privaturfunden aufrecht erhalten 
und für öffentliche alle diejenigen erklärt, welche von einer öffentlichen Behörde 
innerhalb ber Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe oder von einer mit öffentlichem Glauben 
verfehenen Perjon innerhalb des ihr zugewiefenen Gejchäftskreifeg in ber vorge 
fchriebenen Form aufgenommen worben find ($ 880). — Alle übrigen find nad 
ihr Privat-U. Eine fernere Eintheilung wird nach der Form der U. gemacht, und 
werden danach unterſchieden Urjchriften und Abfchriften. Beide Arten gehen in 
Anfehung der Beweisfraft weit auseinander. Bei Öffentlichen U. werben den erfteren 
die Ausfertigungen gleichgeftellt. Die Abfchriften zerfallen in einfache und beglaubigte, 
und verfteht man unter den letzteren folche, bei welchen ihre Webereinftimmung mit 
ber Urfchrift durch eine öffentliche Behörbe ober Urkundsperſon ausdrücklich beicheinigt 
wird. Diefe Beglaubigung ftellt fie in ihrer Bewweisfraft den Urfchriften glei. Die 
ERO. verlangt, daß bie Beglaubigung die Erforderniffe einer öffentlichen U. habe, 
alſo von einer folchen öffentlichen Behörde oder öffentlichen Beamten ausgegangen 
fei, zu deren Wirkungskreis die Beglaubigung von N. gehört ($ 400). Sie ftellt 
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in biefem Falle bie Abſchriften den Urfchriften gleich. — Eine befondere Eintheilung 
ber U. endlich kennt das Strafrecht. Es unterjcheidet bei öffentlichen U. jolche, die 
eine rechtlich erhebliche Thatfache beurkunden und jolche, deren Gegenftand eine jolche 
Thatſache nicht ift, und bei Privat-U., ob fie zum Beweiſe von Rechten und Rechts— 
verhältniffen von Erheblichteit find oder nicht. Dan hat zwar diefe Theilung durch 
die Behauptung zu bejeitigen gefucht, daß das Strafrecht überhaupt nur ſolche N. 
Tenne und zum Objekt feines Schußes mache, durch welche rechtlich erhebliche That« 
fachen beurkundet würben. Allein der Angriff ift verfehlt. Wenn es auch richtig 
it, daß bei bem Begriff der U.jälfchumg der Gedanke der Fälſchung eines Beweis- 
mittels maßgebend ift, hat doch einestheils der $ 267 des RStrafGB. demfelben in 
Anfehung der Öffentlichen U. feinen Ausdrud gegeben, und ift die U. am fich nicht 
blos ein Beweismittel für rechtlich erhebliche Thatfachen: anderntheils aber kenn= 
zeichnet das Geſetz auch anderweitige Angriffe gegen U. ala ftrafbar. So bedrohen 
bie 8 138 und 848 Abſ. 2 die Vernichtung oder Beifeitefchaffung von U. welche 
fi) in amtlicher Verwahrung befinden, und ergiebt der Gegenſatz zu 8 848 Abi. 1, 
daß der Begriff der U. nicht auf folche beſchränkt ift, welche eine rechtlich erhebliche 
Thatfache beurkunden (ebenjo: Urth. des Reichagerichts vom 28. Januar 1880 — 
Rechteſpr. Bd. I. ©. 268). Es erflärt ferner der $ 368 die Fälſchung von Privat- 
U. für ftrafbar, welche in Führungs- und Fähigkeitszeugnifſen beftehen, alfo zum 
Erweife von Rechten oder Rechtsverhältniffen nicht dienen. Gs ift endlich ber 
8 299 Hervorzuheben, in welchem gleichjalle WM. gefchüßt werden, auch wenn fie 
weder rechtlich erhebliche Thatfachen beurfunden, noch zum Erweiſe von Rechten von 
Erheblichkeit find. 

II. Form und Beweiskraft. Ob überhaupt und welcher Beweis durch 
die N. geführt werden kann, hängt von ihrer Form ab, die fi} nach zwei Seiten 
hin geltend macht, nach einer fpeziellen und nach einer generellen. Sie muß einer= 
feit3 den für die einzelnen Arten der U. beſonders gegebenen und anbererjeit den 
Tür alle Arten gemeinfchaftlichen Vorfchriften genügen. Es find nämlich fowol im 
Reichs⸗, wie im Landesrecht einestheils für bie einzelnen Arten der öffentlichen N. 
beſondere Yormvorfchriften gegeben, anderntheils für einzelne Arten von Rechte= 
geichäften wiederum beftimmte Arten diefer U. vorgefchrieben. So find 3. B. nach 
& 15 des Civilſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 die Auszüge auß dem Givil- 
Ttandöregifter, ferner in Preußen nach der Notariatsordnung vom 11. Juli 1845 
und dem Zuſatzgeſetz vom 8. März 1880 die verfchiebenen Akte des Notare, 
ebenjo nach $ 288 der EPO. die Ausfertigungen der Urtheile und nach $ 80 ber 
Preuß. Schiedsmannsordnung dom 29. März 1879 die vom Schiedsmann zu er- 
theilenden Ausfertigungen an eine beftimmt vorgefchriebene Form gebunden. Und 
weiter gilt für Preußen die Vorſchrift, daß der gerichtlichen Verlautbarung bedürfen 
die Verträge über Verjährung, über Lehen und Sehnsftämme, über die Errichtung eines 
Familienfideilommiffes und die von außländifchen Gerichten oder Rotaren über inländifche 
Grundftüde aufgenommenen Verträge; daß die gerichtliche Form erforderlich ift bei 
Berträgen der Blinden und Taubftummen, beim Anatozismus über zweijährige und 
ältere Rücftände, beim Schentungsverfprechen, bei Berträgen behufs Ausſchließung 
der Gütergemeinfchaft, bei der Emanzipation eines minderjährigen Hauskindes, bei 
der Auflafjung von Grundftüden; daß die notarielle ober gerichtliche Form noth« 
wendig ift bei Verträgen von Analphabeten, bei Pachtverträgen über Landgüter, wenn 
der jährliche Pachtzing 600 Mark oder mehr beträgt, bei Sponfalien, beim An= 
erkenntniß einer ungültigen Schuld ſeitens des Hausſohnes nach aufgehobener väter 
licher Gewalt. Ebenſo ordnet da8 HGB. in den Art. 174 und 208 an, daß 
über die Errichtung und ben Inhalt des Gejellſchaftsvertrages einer Kommandit« 
geſellſchaft auf Aktien und einer Aftiengejellichait eine gerichtliche oder notarielle 
U. aufgenommen werden muß. Die Beobachtung aller dieſer Förmlichkeiten be= 
grändet für die N. die Vermuthung ihrer Echtheit, die jeboch nicht ausſchließt, daß 
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der Richter zur Beſeitigung etwaiger Bedenken die Vernehmung des Ausſtellers über 
die Echtheit veranlaßt (EPO. $ 402). — Ein Fehlen gegen die Förmlichkeiten ent 
siegt der U. die Cualität einer öffentlichen. In Betreff der Privat-U. Hat das 
Geſetz mit Ausſchluß der Beitimmungen über Form und Inhalt der Wechſel⸗U. 
feine bejonderen Formvorfchriften gegeben. Streitig ift &&, ob die Unterfchriit des 
Ausſtellers ein weientliches Erjorberniß ift. Wenn allerdings auch die CPO. bei 
ihren Anorbnungen über den „Beweis durch U.“ die Unterzeichnung der Privat-ll. 
zur Vorausſetzung Hat, folgt daraus doch nicht, daß der Mangel derſelben dem 
Schriftſtück die Eigenfchaft einer U. entzieht. Auch die Handelsbücher eines Kaufe 
manns, bie nicht unterjchriebene Speſenrechnung auf einem Frachtbriefe u. dgl. find 
n. im Sinne bes Geſetzes und fogar zur Begründung des U. prozefſfes nicht unge 
eignet (sic! Urtheil des Reichsgerichts v. 28. Oftbr. 1880 — Entich. Bb. II. ©. 415). 
Für alle Arten von N. gilt die allgemeine Borfchrift, daß die U. frei jein muß von 
Durchftreichungen, Radirungen und Einfchaltungen, daß fie vollftändig und nicht durch 
Defekte oder Flecke ganz ober theilweiſe umleferlich gemacht ift, und daß fie eine ver- 
ftändliche Yafjung hat, welche Widerfinnigfeiten, Zweidentigkeiten und Widerſprüche 
vermeidet. inwieweit ein Verſtoß gegen diefe Erfordernifje die Beweiskraft der 1. 
beeinträchtigt, hat der Richter nach freier Ueberzeugung zu entfcheiden. Im Uebrigen 
begründet bie öffentliche U. ben vollen Beweis ihres Inhaltes, während die Echte 
heit der Unterfchrift unter einer Privat-. den Beweis Liefert, daß die in ihr ent 
haltenen Erklärungen von dem Ausfteller abgegeben worden find, nicht auch, warn 
und wo bies gefchehen ift. Dieſe Thatfachen bedürfen, wenn fie von Erheblichkeit 
find, eines befonderen Beweiſes. Welche Beweiseinreden dem U.beweije entgegen 
gejeßt werden können, darüber |. ben Art. U.beweis. Was endlich die MWechiel- 
U. betrifft, fo ift für fie eine beflimmte Form vorgefchrieben, deren Nichtbeachtung 
der U. ihre Bedeutung ala Träger der Obligation entzieht. 

IV. Erwerb und Benugung ber U. Nur derjenige kann fich der N. als 
eines Beweismittels zur Geltendmachung feiner Rechte bedienen, dem ein Anſpruch 
auf fie zufteßt; nur er ift, wenn er fie nicht im Beſitz Hat, von dem Inhaber ihre 
Edition zu fordern berechtigt, eine Forderung, die entweder mit dem Editionsantrage 
ober mit ber actio ad exhibendum geltend gemacht werden kann. Im Allgemeinen 
erlangt derjenige einen Anfpruch auf die U. und deren Benubung, zu deffen Gunſten 
fie ausgeftellt ift, oder deſſen Rechte oder Pflichten von ihr betroffen werben. Auf 
diefem Grundfage ruht auch die Vorfchrift des Allg. ER. I. 12 8 227, nach welder 
alle diejenigen eine Abſchrift des publizirten Teſtaments verlangen fünnen, welche 
ein begründetes Intereffe bei der Sache nachweifen. Lautet die U. über einen zivei- 
feitigen Vertrag, ober enthält fie Beftimmungen, welche für mehrere Perfonen von 
rechtlichen Intereffe find, fo Haben alle gleiche Anfprüche an fie. Wer ihre Ber 
wahrung übernehmen foll, hängt von bem Uebereinkommen der Intereſſenten ab. 
Nur in Anjehung der Zamilien-U., d. 5. derjenigen, welche gemeinfchaftliche Familien- 
echte betreffen, fehreibt in Preußen das Allg. ER. II. 4 $ 19 vor, daß die Ber 
wahrung dem Vorfteher der Familie gebühre Der Anfpruch auf die U. fteht mit 
dem durch fie zu erweiſenden Rechte in einem derartigen Zufammenhange, daß er 
auf ben Erwerber des letzteren ipso jure übergeht, wogegen der Regel nad ber 
Mebergang der U. allein nicht auch die Nachfolge in das Recht begründet. Wer 
alſo durch Ceffion ein Recht ertvorben, kann vom Cedenten die Aushändigung ber 
über daffelbe lautenden U. verlangen. Zwar ift von ber Uebergabe derfelben bie 
Rechtsgültigfeit des Erwerbungsaftes nicht abhängig. Da jedoch der debitor cessus 
nur an benjenigen zu erfüllen verpflichtet ift, der fich durch den Beſitz der Geffion 
und der U. Iegitimiren Tann, ift die Erlangung ber leßteren ein nothwendiges Er 
forderniß zur Dispofition über das erworbene Recht (das Preuß. OTrib. ging bei 
Hypothefenforderungen joweit, den Geffionar mıt der Klage gegen den debitor cessus 
abzuweiſen, wenn er den Beſitz der Hypotheken⸗ U. nicht nachzumeifen vermochte. Erf. 
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v. 19. Dezbr. 1877 — Entich. Bd. LXXXI. ©. 25). Iſt der Erwerb der Forderung 
im Zwangsvollftredungsverfahren mittels Meberweifung erjolgt, jo hat der Schuldner 
die Verpflichtung der Herausgabe der U. über bie überwiefene Forderung, und Tann 
der Gläubiger diefelbe nöthigenfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung erwirken 
( CPO. $ 737). Don diefer Regel giebt es eine generelle und im Preuß. Rechte 
auch eine finguläre Ausnahme. Letztere findet fih im Allg. ER. I. 17 $ 152, nach 
welchem nach getheilter Exbichaft der Nachlaßichuldner an denjenigen Erben Zahlung 
zu leiften befugt ift, der fich im Beſitze der U. befindet. Es ift nicht erjorberlich, 
daß fich dieſer erjt noch durch eine von den Miterben auf ihn außgeftellte Ceſſion 
Kegitimirt. Die Ausnahme ift nur eine äußerliche, da die Nachlakforderung nicht 
durch die bloße Mebergabe der U., jondern durch die Nachlaßtheilung auf den Erben 
übergeht. Eine generelle Ausnahme dagegen bilden die Inhaber- und die Order 
Papiere. Die erfteren werden wie eine Zörperliche Sache tradirt und mit ihnen 
Zugleich das Forderungsrecht übertragen: fie werden auch bei der Zwangsvollſtreckung 
wie eine res corporalis behandelt, von dem Gerichtsvollzieher in Pfandbefit genommen 
und von ihm entweder nach dem Tageskurſe verkauft oder, wenn fie einen ſolchen 
nicht Haben, durch Verfteigerung verwerthet. Die Orberpapiere werden durch In— 
dofjament übertragen, und berechtigt ihr Befit zu ihrer Geltendmachung. Sie können 
bei dem Vorhandenſein eines Blanfo- Indoffamentes wie Inhaberpapiere durch 
Tradition übertragen werben, und hat diefer Modus zur Folge, daß der Tradent 
in den Wechjelnerug nicht eintritt. Solche U. find die Wechjel, die faufmännifchen 
Anweifungen und Berpflichtungsicheine, ſobald in ihnen die Verpflichtung zur Leiftung 
nicht von einer Gegenleiftung abhängig gemacht ift (HGB. Art. 301), die an 
Order Iautenden Konnofjemente der Seejchiffer und Ladeſcheine der Frachtführer, die 
von einer zur Aufbewahrung von Waaren oder anderen beweglichen Sachen ſtaatlich 
ermächtigten Anftalt ausgeftellten Auslieferungsſcheine (Lagerjcheine) und die Bod— 
mereibriefe und Seeaffeturangpolizen (ibid. Art. 302), U., welche fich von den An= 
weifungen dadurch unterfcheiden, daß fie ausdrücklich an Order ausgeſtellt fein müffen, 
und endlich nach Preuß. Rechte die Grundjchuldbriefe. Auch dieſe U. werden bei 
der Zwangsvollſtreckung wie förperliche Sachen behandelt, dürfen jedoch von dem 
Gerichtsvollzieher nur dann an ben Gläubiger herausgegeben werben, wenn er fi) 
die Forderung durch Gerichtsbeſchluß hat überweilen Lafjen ($ 82 der Gefchäfts- 
Anweifung für Gerichtsvollzieher). 

V. Berluft der U. Aus dem Weſen der U. als eined Beweismittel folgt 
einerjeitd, daß fie ihre Bebeutung verliert, ſobald die Thatfache, welche durch fie 
erwiefen werden fol, in ihren rechtlichen Folgen durch eine andere Thatjache befeitigt 
it, alfo 3. B. das Forderungsrecht durch die Erfüllung der Obligation aufgehoben 
ift; umd anbererfeits, daß durch ihren Berluft nicht auch der Untergang de durch 
fie beurkundeten Recht? bedingt wird, und zwar felbft dann nicht, weihh fie Trägerin 
des Forderungsrechts ift (vgl. Art. 78 der WO.) Es ift nur ein Beweismittel 
verloren gegangen, das durch andere erjegt werben Tann. Um aber ben Nachweis 
ihres Verluſtes zu führen und insbeſondere bei den U., welche über ein Forderungs- 
recht lauten, einem Mißbrauche derjelben entgegenzutreten, bedarf es ihrer Amortir 
fation. In Preußen ift diefe bei eingetragenen Forderungen Bedingung der Löichung. 
Das für fie nothwendige Verfahren ift ein Aufgebotsverfahren, welches für die ver⸗ 
jchiedenen Arten von U. verjchiedene Erforderniffe aufftellt und mit einem Ausfchluß- 
urtheil endigt. Die Vorſchriften find im den SS 837 ff. der EPO. enthalten (vgl. 
d. Art. Amortijation). Derjenige, welcher das Ausſchlußurtheil erwirkt Hat, ift 
dem durch die N. Verpflichteten gegenüber berechtigt, die Rechte aus der Urkunde 
geltend zu machen. 

Andere Beftimmungen gelten für den Prozeß. Hat diejenige Partei, gegen 
welche die Urkunde ala Beweismittel benubt werden foll, fie doloſer Weiſe befeitigt, 
um dem Beweisführer ihre Benugung unmöglich zu machen, jo ſoll eine von biefem 
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produzirte einfache Abjchrift derjelben als richtig angefehen werden, und Türmen, 
wenn eine Abfchrift nicht vorhanden, nach dem freien Ermeſſen des Gerichts feine 
Behauptungen über die Beichaffenheit und den Inhalt der Urkunde ala bewieſen 
angenommen werden (CPO. $ 392). Die Präfumtion einer dolofen Befeitigung 
wird durch die Nichtleiftung des Editionseides begründet. 

VI. Aufgejundene U. (instrumenta noviter reperta). Unter neu au 
gefundenen U. verſteht man folche, die nach dem Abſchluß eines Rechtzaftes ent: 
weder überhaupt erft aufgefunden oder erft ala Beweismittel benußt werden können. 
Das Gemeine Recht legte un eine bejondere Wirkung, jedoch nur für ben fall 
eines Progeffes bei, indem & auf Grund folder U., die im Laufe defjelben nicht 
hatten benußt werben können, weil dem Bewveisführer entweder ihre Eriftenz oder 
ihr Verbleib unbelannt geiwefen, die Reftitutionsflage gegen das rechtskräftige Urtheil 
gewährte. Es genügte dadurch einer Forderung ber Gerechtigfeit, da das Urtheil 
ohne Berfhulden der Partei auf einer unrichtigen thatfächlichen Bafis beruhte. Auch 
die Deutſche CPO. kennt diefen Reftitutionsgrund und ftellt als Bedingung auf, 
daß die Partei eine U. auffindet oder zu benußen in ben Stand gefet wird 
(wobei der $ 396 Abf. 2 zu berüdfichtigen bleibt), welche eine ihr günftigere Ent- 
ſcheidung berbeigeführt haben würde. Sie läßt jedoch die Reftitutionsflage dam 
nicht mehr zu, wenn die durch die neue Urkunde zu erweifende Thatjache bereits 
durch die Wbleiftung eines Parteieides erledigt ift ($ 548). — Die Urkunde muß 
aljo der Benubung des Beweisführers zu einer Zeit zugänglich geworben fein, zu 
welcher er fih ihrer in dem ſchwebenden Rechtaftreite nicht mehr bedienen Tonnte, 
zu welcher alfo diejenigen Inſtanzen geichlofien waren, die das Anbringen neuer 
Thatjachen und Beweismittel geftatten. U. die bereits probuzirt waren und hätten 
benußt werben können, werden um deshalb nicht zu neu aufgefundenen, weil nad 
der Anficht des VBeweisführers die ihnen zu Theil getvorbene Auslegung eine nicht 
richtige gemefen ift. Das Preuß. Recht erftredt die Wirkung auch noch auf einen 
anderen Rechtsakt. Es ftellt den rechtöfräftigen Urtheilen die Vergleiche zur Seite 
und geftattet einen Rücktritt von ihnen, fobald aus neu aufgefundenen U. der gänz 
liche Mangel alles Rechts auf Seite des Gegentheil® Far nachgewielen werden kann 
(Allgem. ER. I. 16 $ 420), jobald alfo 3. B. nach geichloffenem Erbvergleich ein 
ZTeftament aufgefunden wird, durch welches einzelne der vergleichenden Inteftaterben 
von der Erbichaft ausgefchloffen werden. Im Strafprogeß wird den neu aufgefundenen 
U. eine bejondere Stellung nicht angewiefen. Sie werden behandelt wie alle Be 
weigmittel und können unter den Vorausſetzungen des $ 399 der StrafPO. auch 
geeignet fein, ben Antrag auf Wiederaufnahme des Berfahrens zu ——— 

Meves. 

Urkundenbeweis (probatio per instruments, preuve litterale) ift auf dem 
Gebiete des Civilprozejjes die Herbeiführung der richterlichen Ueberzeugung von 
einer beftrittenen Thatſache durch Vorlegung fchriftlicher Aufzeichnungen über Wahr- 
nehmungen oder Willenserflärungen (instrumenta oder documenta). Man ſcheidet 
diefelben in öffentliche Urkunden (documenta publica, actes authentiques) und Privat- 
urfunden (documenta privata, actes sous seing priv). Erſtere find, wie ſchon nad) 
dem Gemeinen und Franzöfifchen Recht, ebenfo auch nach der Deutfchen CPO. folde, 
welche eine öffentliche Behörde oder eine mit öffentlichem Glauben verjehene Perfon 
(4. 3. ein Notar) Über amtliche Wahrnehmungen innerhalb der vorgeſchriebenen 
Form außgeftellt Hat (alfo die von den Gerichten, Notaren aufgenommenen Ber 
Handlungen, bie — Trau⸗, Todtenſcheine der Pfarrer, der Civilſtandsbeamten, 
die Steuerkataſter u. ſ. w.). Aille anderen Urkunden fallen in die zweite Kategorie. 
Handelt es fich blog um die Feſtſtellung der Eriftenz einer Urkunde, fo kann dieſe 
durch Vorlegung derjelben erfolgen, fofern die Echtheit ber Iehteren, d. i. die Thatſache 
unzweifelhaft ift, daß fie von der ala Urheber in derſelben bezeichneten Perſon her 
rührt. Die öffentliche Urkunde trägt aber wegen ihrer Form die Vermuthung der 
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Echtheit in fi, fie wird daher dem Gegner nur vorgelegt, um demſelben Gelegen- 
heit zu geben, fich über das Vorhandenſein der die Deffentlichfeit der Urkunde be= 
dingenden Erforberniffe zu vergeiwilfern rejp. eine ettwaige Verfälfchung geltend zu 
machen, wofür im ranzöfifchen Prozeß der Weg einer civilen Inzidentklage (faux 
incident civ.) oder des Strafverfahrene (faux principal, par la voie criminelle) 
gewählt werden fann. Der Privaturkunde fehlt dagegen dieje Präfumtion der Echt- 
heit, und daher muß fie dem Gegner ſtets zur Erklärung, ob er fie für echt halte 
(zur fog. recognitio), vorgelegt werden. Wird fie nicht anerkannt, jo hat der Be— 
weispflichtige die Echtheit der Urkunde mit ben gewöhnlichen Beweismitteln dar— 
zuthun, nach Gemeinem Prozeß konnte er aber fich noch zweier eigenthümlicher Mittel, 
der jog. comparatio literarum und des Diffeffionzeideg (j. die Art. Schrift- 
vergleihung und Diffeſſionseid), bedienen, von denen der letztere jeboch Durch 
die nme Deutfche EPO. nicht mehr zugelaffen ift. Nach ber letzteren hat auch, wenn 
die Echtheit der Namensunterfchrift unter der Urkunde oder ein darunter befindliche, 
gerichtlich oder notariell beglaubigtes Handzeichen als echt anerkannt oder feitgeftellt 
worben ift, die darüber ftehende Schrift die Vermuthung ber Echtheit für fich. 
Mit der Echtheit der Urkunde ift aber nicht ohne Weiteres auch ihr Inhalt ala 
wahr feitgeftellt, vielmehr beantwortet fich diefe Frage nach heutigem Deutfchen 
Prozeßrecht folgendermaßen: 1) die Urkunde enthält eine Erklärung, gleichviel ob 
& eine rechtlich relevante oder eine anders geartete ift, ob fie die Partei oder ein 
Dritter abgegeben Hat. Wenn eine folde von einer Öffentlichen Behörde oder einer 
mit öffentlichem Glauben ausgeftatteten Perjon in einer öffentlichen Urkunde innerhalb 
des Geſchãftskreiſes des Ausſtellenden bekundet ift, jo begründet Die Urkunde vollen 
Beweis dafür, daß bie Erklärung abgegeben worben ift und der bei Abgabe der 
Erklärung befundete Vorgang ftattgefunden hat, ohne daß jedoch der Gegenbeweis 
einer unrichtigen Beurfundung ausgeichloffen ift oder in Bezug auf die Beweismittel 
irgend welcher Beichränfung unterliegt. Nicht minder beweift die ala echt feftgeftellte 
Privaturtunde, daß die in ihr enthaltenen Erklärungen von dem Ausſteller gemacht 
worden find. Damit ift inbefjen noch nicht dargethan, daß der Inhalt der Er= 
Härungen auch wahr ift, d. h. das, was die Erklärung enthält, kann darum noch 
nicht ohne Weiteres als eriwiefen angenommen werben. Vielmehr muß in dieſer 
Hinficht weiter unterjchieben werden: a. Enthält die Erklärung eine rechtliche Dispo— 
fition, 3. B. eine Ceffion, ein Teftament, fo ift, gleichviel ob es fich um eine öffentliche 
ober private Urkunde handelt, erwiefen, daß eine folche ſtattgehabt hat. b. Enthält 
die Urkunde andere Erklärungen und ift der Inhalt derfelben dem Auäfteller un- 
günftig, jo Liegt ein außergerichtliches Geftänbniß vor, deſſen Beweiskraft das Gericht, 
mag es fich in einer öffentlichen oder privaten Urkunde finden, nach freiem Er— 
mefjen zu prüfen hat. Soweit die Erklärung dagegen dem Abgebenden ihrem In— 
halte nach vortheilhaft ift, ftellt fie fich ala Behauptung zum Vortheile der eigenen 
Sade dar und in diefem Fall wird da Gericht, welches auch Hier die freie 
Prüfung bat, bei jeiner Beweiswürbigung ihr für die Regel die Beweiskraft abiprechen. 
2) Die Urkunde bezeugt Wahrnefmungen, welche der Ausfteller gemacht oder Fakta, 
welche er wahrgenommen hat. Iſt der Ausſteller eine Behörde oder ein Beamter oder 
eine Urkundsperſon und find die Beurkunbungen über einen zum Amtsfreife derfelben 
gehörigen Vorgang in einer öffentlichen Urkunde erfolgt (hierher gehören gerichtliche 
Situngaprotofolle, Zuftellungsurtunden, Protofolle der Gerichtspollzieher über Voll⸗ 
ftredungahandlungen, Wechielprotefte, Attefte der Handels- und Grundbuchrichter), 
fo wird dadurch die Wahrheit der beurkundeten Thatfachen erwiefen. Der Gegen- 
beweis der Unrichtigfeit der bezeugten Thatſachen ift zuläffig, folern er nicht durch 
die Landesgeſetze (3. B. bei Grund» und Hypothekenbüchern) ausgefchloflen ift. Gegen 
das gerichtliche Sizungsprotokoll, ſoweit daſſelbe die Beobachtung der für die münd- 
liche Verhandlung vorgeichriebenen Förmlichkeiten feftftellt, Tann aber nur der Nach- 
weis ber Fälſchung, fein fonftiger Gegenbeweis erbracht werben. Oeffentliche Ur- 


970 Urfundenbeweis. 


fumben, welche nicht auf eigener Wahrnehmung beruhenbe Zeugniffe von öffentlichen 
Behörden oder Urkundaperfonen enthalten, beweifen die befundeten Thatſachen allein 
dann, wenn fi aus den Reichs- oder Landesgeſetzen ergiebt, daß (wie 3. B. bei 
den Civilftandsregiftern, den früheren Kirchenbüchern) die Beweiskraft des Zeugnifies 
von der eigenen Wahrnehmung der Behörde oder ber Urkundsperſon unabhängig ift. 
Privaturfunden, welche andere Wahrnehmungen und Borgänge ala Erklärungen be= 
funden, beweijen die darin bezeugten Thatjachen nicht, haben vielmehr nur ben 
Charakter unbeeideter fchriftlicher Zeugniffe. 3) Die von einer Behörde ausgeftellten, 
eine amtliche Anordnung, Verfügung oder Eniſcheidung enthaltenden öffentlichen Ur⸗ 
funden begründen den vollen Beweis ihres Anhalter. 

Die Beweiskraft einer Urkunde kann durch äußere Mängel, 3. B. Durch— 
ftreichungen, Rabirungen, Einſchaltungen x. gemindert oder aufgehoben werben 
(jog. seripturae calumniosae). Inwieweit dies der Fall ift, darüber entjcheidet das 
Gericht nach freiem Ermefjen. 

Alles Borftehende bezieht fich nur auf die Originalurfunden. Die bloße Ab- 
fehrift einer Urkunde hat an und für fich feine Beweißfraft. Dagegen fteht eine be— 
glaubigte Abjchrift (jog. copia vidimata, fidemata), d. 5. eine jolche, welche von einer 
mit öffentlichem Glauben verfehenen, dazu befugten Perfon als gleichlautend mit dem 
Original atteftirt ift, wenn fie von einer Öffentlichen Urkunde genommen worden, 
dem Original gleich. Indeſſen kann das Gericht vom Beweisführer verlangen, daB 
er bie Abjchrift vorlegt oder die Thatfachen angiebt und glaubhaft macht, die ihn 
an der Borlegung derjelben hindern. Bleibt diefe Anordnung erfolglos, jo hat das 
Gericht nach feiner Ueberzeugung zu entjcheiben, welche Beweiskraft der beglaubigten 
Abichrift beizulegen fei. 

— is⸗ CPO. 58 380-884, 400, 402 ff.; Deutſches EG. dazu 8 18 


28, u 
Eyengerieng, Die Lehre vom Rune Kat: 1827. — Strippels 
—— Der jeweis durch Schrifturfunden, Abth. I. 60, 1861. — Bangenbed, 
Die Beweisführung in bürgerlichen Be Bestehen 8. "lin, Wa⸗ 1861. &. 618 ff. — 
Bähr, Vehrb. für Dogmatıl, X chultze, Ki 2.I.Shri VL 229. — 
2. eudler, Arch. für civ. Praxis, 2 zu. = — Benbt, a. a. D., LXII. 307. 
fi P. Hinigins. 


Urkundenbeweiß im Strafverfahren. Wenn man im Strafprogeß von U. 
ſpricht, verfteht man unter Urkunden nicht folche im weiteren Sinne, wohin alle lebloſen 
Gegenftände gehören, welche dazu dienen können, die Weberzeugung von dem Bor 
handenjein einer Thatfache Hervorzurufen, auch nicht alle von Menſchenhand erzeugte 
Gegenftände folcher Art (wie 3. B. Denkmäler, Bauten aller Art u. f. }.), ſondern 
nur Schriftftüde, fchriftliche Aufzeichnungen, welche über eine (für den betreffenden 
Straffall erhebliche) Thatjache etwas befunden. Was jeme Urkunden im weiteren 
Sinne betrifft (und unter fie würden auch die Gegenftände jallen, welche Spuren 
der That an fich tragen, ferner die Werkzeuge des Verbrechens und die durch daffelbe her- 
vorgebrachten Gegenftände — die producta sceleris), jo wird der Richter von ihnen 
Kenntniß erhalten entweder durch eigene Wahrnehmunng (Augenjcheingeinnahme) 
oder durch Mittheilung Anderer, alſo durch Geftändniß oder Zeugniß. Es gelten 
darum für ihre Behandlung im Strafprogeß die Regeln, welche für die Augenſcheins- 
einnahme, bzw. für Geftändniß und Zeugniß aufzuftellen find. Dagegen gilt Be- 
ſonderes rücfichtlich der Urkunden im Sinn von Schriftſtücken. Nämlich: 

I. Es muß vor Allem feſtſtehen oder feftgeftellt werden, daß die Urkunde echt 
ift, d. 5. von demjenigen herrührt, welcher ala ihr Urheber (Ausfteller) bezeichnet wird. 
Der Beweis der Echtheit wird bei öffentlichen Urkunden durch den Augenfchein her 
geftellt, welcher ergiebt, ob die Urkunde die formellen Erforderniſſe an fich Bat, bie 
hier die Vermuthung der Echtheit begründen. Die Echtheit von Privaturfunden 
wird durch Augenfchein, Geſtändniß, Zeugniß oder Schriftvergleichung erwieſen. 
Schriftvergleihung (StrafßO. $ 93) ift Übrigens ein jehr trügliches Beweismittel, 
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welchem auch die gejehliche Beweistheorie nur die Kraft eines Indiziums zuerlannte. 
Die Vergleihung ſetzt nicht ſowol befondere Fachkenntniffe voraus, als eine durch 
häufiges Leſen von Handjchriften erworbene Webung, welche fich bei Archivaren, 
Buchhaltern u. |. w., aber auch beim ftändigen Richter felbft nicht felten findet. Es 
muß dabei bedacht werden, daß ſich die Handichrift derſelben Perjon auch in fürzeren 
Zeiträumen bei weitem nicht vollftändig gleichbleibt und daß Hier Irrtümer über 
die Identität noch bei weitem häufiger find als betreffs der Identität der Perſon. 

Für den Strafprogeß Tann übrigens nicht blos eine Originalurfunde, fondern auch 
eine Abſchrift Bedeutung haben. Es kann gerade eine Abichrift, welche für dag 
Original ausgegeben wurde, Mittel zur Begehung eines Betrugs gewejen, e8 kann 
der Beweis, daß die Mbjchrift einer hochverrätherifchen oder einer Schmähichrift von’ 
einer beftimmten Perfon herrühre, geradezu wejentliche Vorausfegung für den Beweis 
der Schuld berjelben fein. 

U. Das Prinzip der Unmittelbarkeit fordert, daß die Vorlegung bzw. Berlefung 
bon Urkunden in der Hauptverhandlung nicht an die Stelle von Vernehmungen 
tritt, daß alfo nicht dag mündliche Geſtändniß ober Zeugniß durch fchriftliches 
Geftändniß oder Zeugniß erfeßt werde. Dagegen wird allerdings Borlegung von 
Urkunden nothwendig, wenn diefe dazu dienen follen, den Beweis durch richterlichen 
Augenfchein zu ermöglichen, alſo dann, wenn mittels der Urkunde das Verbrechen 
verübt wurde (wie bei jchriftlichen Aufforderungen, Beleidigungen, Borfpiegelungen 2c.) 
ober die Urkunde Gegenftand bes Verbrechens war (wie bei Urkunbenfälfchungen). 
Indeſſen fieht man fich genöthigt, auch noch außerdem in verjchiedenen Fällen Ver— 
lefung von Urkunden in der Hauptverhandlung zu geftatten. Nach unferer StrafPD. 
kommen dabei folgende Beftimmungen in Betracht: 

1) Der $ 248 beſtimmt zunächft ganz allgemein, daß Urkunden und andere 
als Beweismittel dienende Schriftftäde in der Hauptverhandlung verlefen werden. 
Allein dies gilt hauptſächlich nur von den weiterhin in demjelben $ erwähnten 
Früher ergangenen Strafurtheilen, von Strafliften und Auszügen aus Kirchenbüchern 
und Perfonenftandsregiftern fowie Protofollen über die Einnahme des richterlichen 
Augenfcheing ; nicht minder auch von jenen, oben von uns erwähnten Urkunden und 
Schriftftüden, welche ala Mittel, Gegenftand oder Produkt des Verbrechens mit dem 
alten Ausdruck corpus delicti bezeichnet werden künnen. — Dem Vorfitzenden ift 
auch (zufolge des Erk. des Reichager. vom 2. Oltober 1880 — Rechtſpr. II. 
©. 595 ff.) geftattet, foweit nicht Verleſung erforberlich ift, Mittheilungen aus Bei« 
Tageaften zu machen, jowie es (nach einem Erf. des Neichäger. vom 4. November 
1880 — Rechtipr. II. ©. 452) nicht gegen $ 248 verftößt, wenn der Vorſitzende, 
falls jämmtliche Alten eines Prozefjeg und nicht blos einzelne Altenſtücke ala Be— 
weismittel bezogen werben, nur über deren Inhalt referirt. Ja dem Vorſitzenden 
ift, wie ein Erf. des Reichsger. vom 6. Dezember 1880 (Rechtſpr. II. ©. 608 ff.) 
ausführt, auch nicht vermehrt, über den Inhalt anderer nicht ala Beweismittel be— 
zeichneter Schriftftüde aus den Akten zu referiren, falls Hiergegen kein Einwand er« 
hoben und fein Beweisantrag bezugs biefer Schriftſtücke geftellt worden ift. 

2) Bejondere Vorſchriften gelten bezug® der Berlefung von Protofollen über 
Bernehmungen. Bor Allem ftellt der $ 249 ben fchon erwähnten Grundſatz auf, 
daß die Bernehmung einer Perfon nicht durch DVerlefung des Protokolls über eine 
frühere Vernehmung oder einer fehriftlichen Erflärung erjeßt werden darf. Eine 
Ausnahme hiervon findet fich aber in der fingulären Vorjchrift des $ 71, nad 
welchem die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien, ſowie 
die Mitglieder der fürftlichen Familie Hohenzollern in ihrer Wohnung zu vernehmen 
find und das Protokoll über ihre Vernehmung in ber Hauptverhandlung zu verlefen ift. 
Auch abgeſehen hiervon zwingen die Verhältnifle oft zu einer Abweichung von dem 
Prinzip der Unmittelbarkeit, fo fehr die StrafPO. mit Recht daffelbe ſoweit ala 
möglich feftzuhalten ſucht. Darum geftattet der $ 250, daß das Protokoll über die 
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frühere richterliche Vernehmung (nicht über eine polizeiliche Vernehmung, ſ. das Erk. 
des Reichsger. vom 20. September 1880 — Rechtſpr. II. ©. 218 ff.) eines Zeugen, 
Sachverſtändigen, Mitbeichuldigten ober bereits verurtheilten Mitſchuldigen verleſen 
werben kann, wenn berjelbe verftorben oder in Geiſteskrankheit verfallen oder wenn 
fein Aufenthalt nicht zu ermitteln geweſen if. In den im $ 222 bezeichneten 
Fällen, d. H. wenn dem Erfcheinen eines Zeugen oder Sachverftändigen in der Haupt« 
verhandlung für eine längere ober ungewiſſe Zeit Krankheit oder Gebrechlichkeit oder 
andere nicht zu befeitigende Hinderniffe entgegenftehen, ift die Berlefung des Protokolls 
über die frühere Vernehmung ftatthaft, wenn Ießtere nad) Eröffnung des Haupt- 
verfahrens oder wenn fie im Vorverfahren unter Beobachtung der Vorfchriften des 
8 191 (wonach Staatsanwaltichaft, Angefchuldigter und Vertheidiger das Recht 
haben, der Vernehmung beizumohnen) erfolgt ift. — Die Verlefung des Prototolls 
in der Hauptverhandlung kann nur durch Gerichtsbeſchluß angeordnet, auch muß der 
Grund berfelben verkündet und bemerkt werden, ob bie Beeidigung der vernommenen 
Perſonen ftattgefunden Bat, und zwar dies Alles bei fonftiger Nichtigkeit (ſ. die Erk. des 
Reichsger. vom 10. Dezember 1879, 2. und 3. März, 5. April und 20. September 
1880 — (Redtipr. I. S. 141 ff., 412 ff., 418 ff., 538 ff., II. ©. 223). An den 
Beitimmungen Über die Nothwendigkeit der Beeibigung wird hierdurch in demjenigen 
Fällen, in welchen die nochmalige Vernehmung ausführbar ift, nicht® geändert. — 
Das Gericht darf die Verlefung der Protokolle nicht zulaffen, wenn die Gründe, die 
im $ 222 angegeben find, mittlerweile weggefallen find; es muß alſo in dem Ge 
richtsbeſchluß, welcher die Verlefung anordnet, ausdrücklich die Fortdauer eines jener 
Gründe feftgeftellt fein (f. die Erk. des Weichöger. vom 83. und 22. April 
1880 — Redtipr. I. ©. 538 ff., 646 ff.). inet das Gericht die mündliche Ber- 
.nehmung erforberlich, fo Tann e8 den Zeugen, Mitbefchuldigten u. f. w. ungeachtet 
der großen Entfernung befielben, vorladen, auch die Hauptverhandlung bis zur Bes 
feitigung der dem Erfcheinen entgegenftehenden Hinderniffe vertagen. 

3) Betreff der fchriftlihen Erklärungen enthält der 1. Abſatz des $ 255 
folgende Beltimmungen: „Die ein Zeugniß oder ein Gutachten enthaltenden Erklä⸗ 
rungen öffentlicher Behörden, mit Auzfchluß von Leumundszeugnifien (eine Ausnahme, 
welche ſehr zu billigen ift), desgleichen ärztliche Attefte über Körperverleßungen, 
welche nicht zu ben ſchweren gehören, können verlefen werben“. Doch bleibt es (wie 
die Motive Hierzu bemerken) binfichtlich jener Behörden, welche nur aus einem Be— 
amten beftehen, dem Ermeſſen des Gerichts überlafien, ob bafjelbe den Beamten 
münblich vernehmen ober fich mit feiner fchriftlichen Auskunft begnügen will. — Der 
Beweis Über den Leumund einer Perfon kann nach dem Geſetz nur durch mündliche 
Zeugenvernefmung geführt werben. Leumundäzeugniffe durfen ſelbſt mit Zuftimmung 
aller am Prozeß Betheiligten nicht verlefen werden. Auch jener Theil einer herbei⸗ 
geichafften Beweisurfunde darf nicht verlefen werden, der ein Leumundszeugniß ent⸗ 
hält (Erk. des Reichöger. vom 31. März 1880 — Redtipr. I. ©. 5283 ff.) 
Mit Recht hat aber dag Reichsgericht (Erk. vom 2. Febr. 1880 — Rechtjpr. 
I. ©. 311 ff.) in einem Zeugniß, welches ein Lehrer über die (intellektuelle) Be— 
fähigung und die Hierdurch bedingte Glaubwürdigkeit eines Schulfnaben auögeftellt 
hatte, fein Leumundszeugniß erblidt. — Iſt das Gutachten einer follegialen Fach- 
behörbe eingeholt worden, jo Tann das Gericht (laut Abf. 2 de $ 255) die Behörde 
erjuchen, eines ihrer Mitglieder mit der Vertretung des Gutachtens in der Haupt 
verhandlung zu beauftragen und daffelbe dem Gericht zu bezeichnen, damit auf dieſe 
MWeife eine mündliche Erörterung des fchriftlich erftatteten Gutachtens (welches in der 
Regel ebenfalls verlefen werden wird) zu ermöglichen. Eine Verpflichtung der Be 
hörde zur Abordnung eines Vertreters befteht übrigens nicht. Andererjeits ift es 
gewiß zuläfftg, daß, wenn das Gutachten nicht einftimmig erftattet worden ift, neben 
dem un der Mehrheit auch einer der Minderheit zur Hauptverhandlung bei 
gezogen wird. 
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4) Schriftftüde können auch verlefen werben zur Ergänzung von mündlichen 
Bernehmungen. Dabei muß aber auf die Einhaltung der geſetzlich gezogenen 
Schranken genau geachtet werden, damit nicht dem Prinzip der Unmittelbarkeit zu⸗ 
wider die Vernehmung jelbjt zur Nebenjache herabgebrüdt und die Entjcheidung auf 
die Alten des Vorverſahrens (oder Zwifchenverjahreng) geftügt wird. Hierher gehören 
nun folgende Fälle: a) Erklärt ein Zeuge oder Sachverftändiger, daß er fich einer 
Thatſache nicht mehr erinnert, jo kann der hierauf bezügliche Theil des 
Protokolls über feine frühere Vernehmung zur Unterftüßung feines Gebächtnifjes 
verlefen werben (alſo ſelbſt wenn die Vernehmung eine nicht-richterliche war). 
Dafjelbe ann geſchehen, wenn ein in ber Vernehmung berbortretender Widerſpruch 
mit der früheren Ausſage nicht auf andere Weiſe ohne Unterbrechung der Haupt« 
verhandlung feftgeftellt oder gehoben werden Kann ($ 252). In dem erften Fall 
darf nicht etwa das Protofoll über die frühere Vernehmung vor der Vernehmung 
verlejen unb der zu Vernehmende gefragt werben, ob er bei feiner früheren Ausſage 
beharre, wie dies fonft inquifitorifche Praxis war. b) Erklärungen des Angeklagten, 
welche in einem richterlichen Protokoll enthalten find, fünnen zum Biwed der 
Beweisaufnahme über ein Geftändniß verlefen werden ($ 253 Abſ. 1). Die Ver 
lefung geichieht Hier zu dem Zwed der Seitftellung, daß das Geſtändniß abgelegt 
wurde, während, wie ſich verfteht, das freie Ermeflen des Gerichts barüber ent- 
ſcheidet, ob hierdurch ein Beweis der Schuld geliefert if. — Solche Erklärungen 
des Angeflagten können ferner auch verlefen werden, wenn ein in der Vernehmung 
hervortretender Widerjpruch mit der früheren Ausfage nicht auf andere Weiſe ohne 
Unterbrechung der Hauptverhandlung feftgeftellt oder gehoben werben kann ($ 258 
Abf. 2). In den Fällen der 88 252 und 258 ift die Verlefung und der Grund 
berjelben auf Antrag der Stantsanwaltichaft oder des Angeklagten im Sitzungs- 
protofoll zu erwähnen ($ 254). Nach der Verlefung eines Schriftſtücks foll ftets 
der Angeklagte befragt werden, ob er etwas darauf zu erklären habe ($ 256). Doch 
begründet die Nichtbeobachtung dieſer Vorſchrift nicht Aufhebung des Urtheils (ſ. die 
Erk. des Reichäger. vom 20. Dezember 1879 und 15. Januar 1880 — Rechtipr. 
1. ©. 165 ff., 231). 

5) In der Hauptverhandlung vor der Berufungsinftang können laut $ 366 
der StrafPO. bei der Berichterftattung und der Beweisaufnahme Schriftitüde ver- 
leſen werden. Protofolle über Ausfagen der in ber Hauptverhandlung erfter Inftanz 
vernommenen Zeugen und Sachverftändigen bürjen, abgefehen von den Fällen der 
88 250 und 252, ohne Zuftimmung der Staatsanwaltichaft und des Angeklagten, 
nicht verlefen werden, wenn die wiederholte Vorladung jener Perjonen erfolgt ift 
oder rechtzeitig von dem Angeflagten vor ber Hauptverhandlung beantragt worden 
war. Iſt dies nicht der Fall, fo dürfen alfo auch diefe Protofolle ohne Zuftimmung 
der Parteien verlefen werden. Auch außerdem dürfen, wie der $ fagt, Schriftftüde 
verlejen werden; doch machen hiervon Leumundazeugniffe ($ 255) und die Ausſagen 
jener vor der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen, welche erft in der Haupt« 
verhandlung von ihrem Recht der Beugnißverweigerung Gebrauch gemacht haben 
(8 251), eine Ausnahme. Das Prinzip der Unmittelbarfeit ift eben (wie nicht 
anders zu erwarten war) in der Berufungsinftang zum Theil verbrängt durch das 
der Schriftlichfeit. 

II. Was die Beweiskraft ber Urkunden betrifft, jo kommt e& darauf an,' 
fich Mar zu machen, welche Beweisgründe fich möglicherweife in Urkunden finden 
können. Wie fchon angedeutet, enthalten fie entweder ein Geftänbniß ober eine 
fonftige Erklärung des Angellagten oder ein (amtliches oder nichtamtliches) Zeugniß. 
Die Beweiskraft der Urkunden hängt fonach von den Umſtänden ab, welche 
die Beweisfraft von Geftändniß oder Zeugniß bedingen. Dabei wird es bon 
Wichtigkeit fein, die Umſtände, unter welchen das Schriftſtück entftanden ift, ſowie 
den Zweck kennen zu lernen, welchen der Ausfteller beim Abfaſſen des Schriftftüdes 
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im Auge hatte. Es fpricht im Allgemeinen ficherlich eine gewifje Präfumtion größerer 
Ueberlegtheit und Ernſtlichkeit jür die Beweisfrait von fchriftfichen gegenüber münbd- 
lichen Aeußerungen. Allein e8 kann auch jchriitlich gefcherst und unüberlegt ge- 
fchrieben werden. Der Sa: scriptura non probat pro scribente gilt durchaus nicht 
im Straiprogeß. Es befteht ja mit Recht ein gewifjes Mißtrauen gegen Aeußerungen. 
feien fie num mündlich oder fchritlich, die Jemand zu feinen eigenen Gunften thut. 
Allein wenn Jemand etwas niedergejchrieben hat und dabei nachweislich nicht an 
das etwaige Bekanntwerden bes Gejchriebenen gebacht oder doch von ſolchem Bekannt⸗ 
werden einen Vortheil für fich erwartet Hat, können die Aufzeichnungen unbebenf- 
lich für aufrichtig gehalten werden, auch wenn fich aus ihnen günftige Folgerungen 
für ihren Urheber ergeben. 

IV. Weniger ftreng als unfere StrafPO. nimmt es die Defterreichiide 
mit dem Prinzip der Unmittelbarkeit. Zunächſt jchreibt diefelbe die Verleſung von 
Augenfcheind« und Berundsaufnahmen, gegen ben Angeklagten früher ergangenen 
Strafertenntniffen, fowie Urkunden und Schriftftüden anderer Art, welche für die 
Sade von Bedeutung find, in der Hauptverhandblung vor, wenn nicht beide Theile 
darauf verzichten ($ 252 Abſ. 2). Protokolle (d. h. von Gerichtöperfonen, nicht von 
Beamten der Sicherheitsbehörden aufgenommene Protofolle) über die Vernehmung 
von Zeugen und Mitbeſchuldigten, dann die Gutachten der Sachverftändigen dürien 
nad $ 252 Abſ. 1 in folgenden Fällen vorgelefen werden: 1) Wenn die Ber- 
nommenen in der Zwiſchenzeit geftorben find; wenn ihr Aufenthalt unbefannt oder 
ihr perfönliches Gricheinen wegen ihres Alters, wegen Krankheit oder Gebrechlichkeit 
oder aus anderen erheblichen Gründen (eine ſchr dehnbare clausula genoralis) ĩ ũ g⸗ 
lich nicht bewerkſtelligt werden konnte. 2) Wenn die in der Hauptverhandlung 
Vernommenen in weſentlichen Punkten von ihren früher abgelegten Ausſagen ab: 
weichen. 3) Wenn Zeugen, ohne dazu berechtigt zu fein oder wenn Mitichuldige 
die Ausfage verweigern. 4) Wenn über bie Berlefung Ankläger und Angellagter 
einverftanden find. — Außerdem gehört Hierher noch, was $ 242 Abj. 1 und 2 
beftimmen, wonach der Gerichtähof beim Ausbleiben von geladenen Zeugen oder 
Sadverftändigen nach Anhörung beider Parteien beichließen Tann, daß die Haupt: 
verhandlung gleichwol fortgejeßt werben und ftatt der mündlichen Abhörung jener 
Zeugen oder Sachverftändigen die Berlefung ihrer in der Vorunterfuchung abgelegten 
Ausfagen erfolgen joll. — Dies Alles ift um fo bebenflicher, als die Zeugen in 
der Vorunterſuchung ohne Beiſein des Anklägers und Beſchuldigten vernommen 
werden ($ 162), alſo nicht, wie in gewiſſen Fällen nach ben 88 191 und 222 
Rue er Straf PO. bei der Zeu⸗ reg BParteienöffentlichteit Herrfcht. 
au. 1m . Straf PO. 88 248—256, — , vgl 88 191, 222. — Oeſterr. 55 242 
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Urkundenfälihung. In rechtswidriger Abficht erfolgender Mißbrauch der 
Urkundenform ; eine Spezies der ftrafbaren Berlegungen ber ptblica fides. Ueber 
die Natur diefer Verlegungen und die Behandlung, welche ihnen in den Gejegen zu 
Theil wird, |. d. Art. Fälfehung. 

Ihren bejonderen Gegenstand Hat die U. in dem Kredite, defien die Urkun= 
denform im Verkehre und im Prozefie theilhaftig ift. Die Verlegung defjelben wird 
in den meiften Geſetzen (anderd im Oeſterreichiſchen und in Betreff der Privat» 
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urkunden ehedem im Bayerifchen StrafGB.) ala ein jelbftändiges Delitt behandelt. 
Dabei werden die Grenzen beffelben, im Zuſammenhange mit ber gejchichtlichen Ent- 
widelung ber Fälſchungslehre, meift zu weit ausgedehnt ober zu unbeftimmt gelafien. 
Beides insbeſondere gegenüber dem Verbrechen des Betrugs. — We allgemeine 
Erforderniffe bei den verfchiedenen Arten der U. find die folgenden aufzuftellen: 

1) Eine wirkliche, jedoch verfälfchte, oder eine blos fcheinbare Urkunde als In= 
ftrument des Verbrechens. Unter Urkunden aber find Zeichen zu verftehen, welche 
dazu beftimmt und zugleich bienlich find, Rechtsverhältniffe ober rechtlich er⸗ 
hebliche Thatfachen zu beweifen. An ben Beweis im Prozeß ift Hierbei nicht aus⸗ 
Ichließlich zu denken. Das RStrafGB. enthält Teine nähere Beitimmung diefes 

Begriffe. Die bier gegebene entſpricht dem juriftifchen Sprachgebrauche. Auf 
Schriftftüde ift der Begriff danach nicht beſchränkt. Preußen hatte mur dieſe hier⸗ 
hergezogen. — Das RStrafGB. unterjcheidet Öffentliche und Privaturfunden. Unter 
jenen find folche Urkunden zu verftehen, welche nad) Maßgabe der Gejeke ihres 
Entftehungsortes auf „Öffentlichen Glauben” — dieſe Worte im engeren, technifchen 
Sinne genommen — Anspruch haben. Auch zu den Privaturfunden find nur folche 
Beweismittel zu zählen, deren Beweiskraft fich auf allgemeine, an die Form der 
Dokumente anfnüpfende Normen (nicht etwa auf bloße Vereinbarungen zwiſchen den 
Betheiligten) gründet, und welche daher für Alle befteht und für Alle erfennbar ift. 
Weſentlich ift dagegen nicht, daß die Urkunde für fich allein einen rechtlich erheb- 
lichen Thatbeftand erweife. — Bei der Privaturkunde muß der (angebliche) Aus- 
fteller als durch fie verpflichtet erfcheinen. Nur infofern dies der Fall ift, befteht 
für fie die Beweiskraft, um deren Wahrung es fich handelt. — Frankreich und 
Belgien jtellen den öffentlichen und Privaturkunden ala eine jelbftändige Kategorie 
die Handelspapiere zur Seite. — Die Urkunde muß, abgejehen von dem durch die 
Fälſchung begründeten Mangel, ala eine beweiskräftige erſcheinen. Auch muß die 
Fälfhung bem betreffenden Inftrumente den Schein der Echtheit laſſen und bzw. 
geben. Weſentlich ift, daß Derjenige, von deſſen Willensaußerung fie ihre rechtliche 
Bedeutung ableitet, in irgend einer Weije erkennbar ſei. 

2) Die Handlung muß darauf gerichtet fein, in Bezug auf rechtlich erhebliche 
Thatjachen zu täufchen und zwar dadurch zu täufchen, daß dieſe Thatfachen als 
urtundenmäßig beglaubigt dargeftellt werben. 

3) Die Handlung muß eine Richtung haben gegen Rechte Dritter, ſei es Pri« 
vater, ſei es des Staates. 

Im Uebrigen ift die U. im engeren Sinne von ber fog. intellektuellen U. 
und verwandten Deliften zu unterjcheiben. 

Die U. im engeren Sinne fann nad) dem RStrafGB. in breierlei Weife ber 
gangen werden, nämlich a) durch fälfchliche Anfertigung von Urkunden in Berbin- 
dung mit deren rechtswidriger Anwendung. Die Urkunde Hat Bier einen anberen 
Urheber, ala auf welchen fie felbft Hinweift. Die Beurkundung fimulirter Gefchäfte 
zum Zwed der Täufchung Dritter gehört daher nicht hierher. Ferner nicht die Ver- 
anlaffung der Unterzeichnung einer Urkunde durch die Täuſchung des Unterzeich- 
nenden über die Tragweite feiner Handlung (anderer Meinung: Oppenhoff). 
Ferner nicht die unbefugte Ausfüllung eines Blankets. Diejelbe ift ober im $ 269 
der fälfchlichen Anfertigung einer Urkunde gleichgeftellt worden. Werner find hier 
ausgeſchloffen unrichtige Eintragungen in die Handelsbücher (anderer Meinung bie 
Meiften). Streitig ift, ob die Ausftellung einer Urkunde auf den Namen einer gar 
nicht exiſtirenden Perſon, bzw. einer, nicht exiſtirenden Behörde U. begründen könne. 
Die Frage dürfte zu verneinen fein. Die Preußifche Praris bejahte fie. b) Durch 
Verfälſchung einer echten Urkunde mit nachjolgendem Gebrauche derfelben. Die 
Aenderung muß einen wefentlichen Beftandtheil der Urkunde betreffen, fie muß That⸗ 
jachen, zu deren Beweis die Urkunde beftimmt ift, in irgend welchem Umfange an⸗ 
ders erfcheinen laſſen, ala die umgeänderte Urkunde. Die Aenderung muß ferner eine 
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beweiserhebliche und unberechtigte fein. Cine Vernichtung ber Urkunde ala folcher, 
3. B. durch Auslöſchung der wefentlichen Theile der Schrift, ift feine U. c) Dur 
den Gebrauch einer al jaljch oder verfälfcht erfannten Urkunde, fei e8 im Ginver- 
ftändniß mit dem Fälſcher oder ohne ſolches. — Diefer Gebrauch ift bei allen Arten 
der U. im engeren Sinne vorausgefeßt und bildet den weſentlichſten, ja ben allein 
wejentlichen Beftandtheil derſelben. Denn diefer Gebrauch hat dort, wo er für fich 
allein fteht, die nämlichen ftrafrechtlichen Folgen wie dort, wo ihm bei dem Schul⸗ 
digen eine Thätigfeit der Berfälfchung ober jäljchlichen Herftellung voranging. Dieler 
Gebrauch muß ſich als ein Mißbrauch der Urkundenform barftellen, d. h. als eine 
Inanspruchnahme der Beweiskraft der echten und bzw. unverfälichten Urkunde für 
die umechte bat. verfälichte. Er muß daher darauf gerichtet fein, einen Irrthum 
binfichtlich folder Thatfachen zu erregen ober zu beftärken, welche zu erweiſen das 
betreffende Inftrument jeinem Inhalte nach beftimmt ift. Der Hauptfall ift ber, 
wo der Gebrauch zugleich darauf gerichtet ift, die fcheinbar beglaubigten Verhält- 
niffe praftifch zur Geltung zu bringen. Doch bildet dies nach dem RStrafGB. ein 
allgemeines Erjorderniß. Der Gebrauch muß aber ftets einer irgendwie beftimmten 
rechtswidrigen Abficht dienen. Dies ift 3. B. der Fall, wenn es fich darum Handelt, 
Behörden zum Behufe befferen Fortkommens zu täufchen oder im Progefje mittels der 
Zalfififate zu fiegen, dagegen nicht der Fall, wenn es fich etwa darım handelt, den 
Schuldner Hinfichtlich des geſchuldeten Betrages in feinem eigenen Intereffe zu täufchen. 

Hinfichtlich der intellektuellen U. (der jaljchen Beurkundung rechtlich er- 
beblicher Thatſachen in formell korrekten Urkunden) find nach dem RStrafGB. drei 
Fälle zu unterfcheiden, nämlich: 1) Die fchuldhafte falſche Beurkundung folcher 
Thatfachen durch einen Beamten innerhalb der Zuftändigkeit defjelben, der jchwerfte 
Fall der intelleftuellen U. Derjelbe wird im NStraf®B., wie es auch in den 
übrigen Deutjchen StrafGB. geſchah, mit Rüdficht auf den Amtsmißbrauch, den er 
enthält, den Amtsverbrechen eingereiht. Gleichwol ift ber Fälſchungscharakter bei 
der Anwendung der betreffenden Beftimmungen nicht außer Acht zu lafien. Frant« 
eich und Belgien behandeln den Fall unter den U. 2) Die Veranlafjung einer 
falſchen Bezeugung relativ erheblicher Thatfachen in öffentlichen Urkunden mittels 
einer Täufchung des zur Aufnahme betreffender Urkunden befugten Beamten. Die 
unmwahre Bezeugung muß fich auf ſolche Thatjachen beziehen, auf welche fich die 
Beweiskraft der Urkunde erſtreckt. Daher die Beurtundung eined von den Parteien 
fimulirten Rechtögefchäfts oder die Abgabe unwahrer Erklärungen zu einem Ber 
nehmungaprotofolle nicht hierher gehört. Der Bezeugung muß ihrem Inhalte nad 
eine rechtliche Bedeutung zulommen. Bei dem Thäter ift rechtswidriger Bora 
vorausgeſetzt. 3) Der doloje Gebrauch von einer jaljchen Beurkundung ber in Frage 
ftehenden Art. — Als eine Art der intellektuellen U. Tann auch die wahrheite- 
widrige Führung von Handeld- oder Geſchäftsbüchern, welchen die Geſetze Beweiskraft 
beilegen, betrachtet werden. Vgl. Hinfichtlich derſelben die ehemaligen Badenfchen, 
Baperifchen und Heffiichen Strafgefehgebungen. Das RStrafGB. gedenkt ihrer jedoch 
nit. Die Meiften behandeln fie ala eine nach $ 267 zu beitrajende fälfchliche 
Anfertigung von Urkunden (f. oben). Dagegen berüdfichtigt das RStrafGB. die 
ebenfall3 Hierher gehörige Ausftellung eines unrichtigen Geſundheitszeugnifſes zum 
Gebrauche bei einer Behörde oder Berficherungagefellichaft durch eine approbirte Me— 
dizinalperfon, ſowie den dolojen Gebrauch eines folchen Zeugnifjes bei einer Behörde 
oder Verficherungagejellfchaft. — Der DOefterreichiiche Entwurf von 1867 Hatte all- 
gemein die Errichtung von Privaturfunden mit erdichtetem Inhalte den 1. zugezählt. 
Es geihah dies auf Grund eines Mißverſtändniſſes des Weſens biefer Verbrechensart. 

Die Vollendung der N. ift überall nicht davon abhängig, daß die rechtswidrige 
Abficht in ihrer Richtung gegen die Vermögens“ oder anderen Rechte eines Dritten ihre 
Verwirklichung gefunden habe. Iſt e8 der Fall, fo ift dies beim Ausmaß ber Strafe 
zu berüdfichtigen. Häufig Liegen hier zugleich die Merkmale des Betruges vor. 
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Sowol die U. im engeren Sinne als die intellektuelle U. ımterliegt einer ſtren⸗ 
geren Behandlung, wenn die Abficht darauf gerichtet ift, entweder fich einen Ber- 
mögensvortheil mit Verlegung fremder Rechte zugumenden, oder aber Dritte an 
ihrem Vermögen rechtswidrig zu ſchädigen. Dieje qualifizirte U. wird (von mil 
dernden Umftänden abgefehen) mit Zuchthaus und, fakultativ, mit Gelbftrafe ber 
droht, wobei für die auf öffentliche Urkunden Bezug habenden Fälſchungshandlungen 
höhere Maxima und, was die Gelbftrafen betrifft, Höhere Minima aufgeltellt werben. 
Die nichtqualifizirte mit Gefängniß (die intellektuelle U. ſeitens des Nichtbeamten in 
alternativer Verbindung mit Gelbftrafe) und, fafultativ, mit Berluft ber bürger- 
lichen Ehrenrechte. Komplizirte Abftufungen und Unterfcheidungen haben Frankreich 
und Belgien. Ausgezeichnet ward mehrfach die Fälſchung von Wechjeln und Lauf 
männifchen Kreditbriefen (Ungarn), fowie die von Teftamenten (ehevem Heffen, 
Württemberg, Baden). — Einige Geſetze koordinirten die N. in Bezug auf die Be— 
gehung unter Berwandten, den Strafantrag bes Verletzten, die freiwillige Erſatz⸗ 
leiſtung und andere Punkte dem Diebftahle und Betruge (ehedem Baden 476 ff.; 
Württemberg 360, 61; Heflen 398). Der Natur dieſes Verbrechens, welches in 
allgemeinen gejelfchaftlichen Interefſen feinen ummittelbaren Gegenftand Hat, ent⸗ 
ſpricht dies nicht. 

Das RStrafGB. behandelt im Abſchnitt von den U. auch die, juriftifch völlig 
anders geartete, Vernichtung, Unterbrüdung und Beichädigung von Urkunden zum 
Zwed der Benachtheiligung Anderer (vgl. Bayern 183. 84. 816, 4; Defterreich 
2018). — Berner die Verrückung von Grenzfteinen, worüber ſ. d. Art. Grenzver⸗ 
rüdung. — Ferner Fäljchungshandlungen in Bezug auf Stempelpapier, »Dlarken, 
»Blanfete und Abdrüde, Poft- und ZTelegraphen-reimarken und geftempelte Brief« 
couverts. Diejelben find übrigens den Münzverbrechen näher verwandt als der U., 
womit es in Einklang fteht, daß die in rechtswidriger Abficht erfolgende Anfer- 
tigung betreffender Stüde ohne Rüdficht auf eine bereit? erfolgte Verwendung als 
vollendetes Delift behandelt wird. Den fraglichen Fälſchungshandlungen wird die 
betrügerifche Verwendung bereit? gebrauchter Stüde zur Seite gu 

Gigb. u. Sit.: Deutices Straf@B. $$ 26780, 348, 49. — Defterreich 98 199 d, 
201 a. — Ungarn $$ 391—407.— Belgien art. 199— 214. — Srantreich art. 145—165. — 
v. —A Sande. m. ©. 784-818, IV. 441 Merkel, — vd. Buri im 
Gerichts], X VIII. S.26—84. — Abhpl. in Soltbammer’3 Arch. — Rafuiftit bei Oppenhoff 
unb in der Theorie du Code penal von Helie und Chauveau. — Pezold, Strafrechtäs 
praziß, L ©. 399—422, 471; II. 448488, 560-567. — Dalloz, Trait6 du faux. — 
©. im Nebrigen ben Art. Betrug. A Mertel. 

Urkundenprozeß (v.Bar, Th. J. Suppl. S. 78) nennt die Deutfche CPO. 
ein beichleunigtes landgerichtliches oder amtsgerichtliches Verfahren, in welchem der 
Kläger auf fofortigen urkundlichen Beweis aller zur Begründung feines Anſpruchs 
erforderlicher Thatſachen und unter Beſchränkung des Beklagten auf fofortige Liqui« 
dirung feiner Einwendungen durch Urkunden oder Eidesdelation ein vorläufig voll 
ftredbares Wrtheil erlangt, vorbehältlich der Befugniß des Beklagten, in einem fich 
dem U. anfchließenden, unverfürgte Kognition gejtattenden Nachverjahren dag in Folge 
des Urtheils Geleiftete zurückzufordern und feine Rechte überhaupt, namentlich auch 
im Wege ber Wiberflage, zu verfolgen. Seinen Grundbverhältnifien nach gewöhn- 
liche landgerichtliches oder amtsgerichtliches Verfahren entnimmt der U. jeine exe» 
kutiviſchen Bejonderheiten dem gemeinrechtlichen Exekutivprozeß. Während dieſelben 
aber im Gemeinen Recht auf ber in ber Urkunde enthaltenen Erefutinflaufel beruhen, 
welcher jpäter ein in der Urkunde enthaltenes Zahlungaverfprechen gleichgeftellt worben 
ift, gewährt die Deutiche CPO. den U. für alle vollftändig verbrieiten Anfprüche, 
ohne daß etwas darauf ankäme, ob der Anſpruch ein vertragsmäßiger, aus der 
Urkunde zuftändiger oder ob er fonftiger Art fei, jo daß alfo auch dingliche An- 
ſprüche in biefer Prozeburart geltend gemacht werden können. Während nach diefer 
Seite Hin eine Erweiterung der ezefutivifchen Prozedurart im U. gegenüber dem 

v. Holgendorff, Enc. II. Rehtälegiton TIL. 8. Uufl. 62 


. 


978 Urtundenprogeh. 


Gemeinen Recht vorliegt, ergiebt fich nad der anderen wieberum eine Berengerung 
ihres Gebiets, infofern im U. alle für die Entftehung und gegenwärtige aftive und 
paffive Zuftändigkeit des Anſpruchs in Betracht kommenden Umftände urkundlich 
erwieſen werben müffen und nur die Echtheit der Urkunden außer durch Urkunden 
auch durch Eibesbelation bewiejen werben darj, im Gemeinen Recht dagegen Ur- 
kundenbeweis nur für die urfprüngliche Entſtehung eriorberlich ift, die Legitimation 
zur Sache, Eintritt von Bedingungen, 3. B. Kapitalfündigung und andere Neben- 
umftände, auch durch andere Beweismittel erwieſen werden dürfen. Bon geringerem 
Belange ift es, daß der Exekutivprozeß nur bei Privaturkunden zur Anwendung 
kommt und für öffentliche Urkunden ber unbebingte Mandatsprozeß geftattet ift, 
während der U. für öffentliche wie private Urkunden einzufchlagen ift, woien die 
Öffentliche nicht eine ausbrüdliche Unterwerfung des Schuldners unter die foiortige 
Zwangsvollſtreckung enthält, in welchem Falle fie das echt auf eine vollſtreckbare 
Ausfertigung und danach auf unmittelbare Vollftrefung jelbft gewährt. — An- 
Äprüche, welche im U. verfolgt werden follen, müfjen ihrem Gegenftande nach auf 
Zahlung einer beftimmten Geldſumme oder auf Leiftung einer beitimmten Quantität 
vertretbarer Sachen oder Wertbpapiere gerichtet fein; auf die Natur der causa ba- 
gegen kommt, wie bemerkt, nichts an. Das PVerfahten ift vor ben Landgerichten 
Anwaltsprozeß, vor den Amtsgerichten anwaltsfreier Prozeß. Die Klage, welche im 
Uebrigen die gewöhnlichen Erforderniffe hat, muß die Erklärung enthalten, daß im 
U. geflagt werde, auch müffen ihr die Urkunden, einjchließlich der zum Echtheits- 
beweije erforderlichen Urkunden, in Urſchrift oder Abfchriit beigerügt fein, und zwar 
nach den Motiven auch ſchon bei der Zuftellung an den Beklagten. Iſt dies nicht 
geichehen, jo Toll nach den Motiven der Antrag auf Berfäummißurtheil, nach einem 
Urtheil des Reichagerichts auch im Tontradiktoriichen Verfahren, wenigſtens wenn 
der Beflagte den Mangel gerügt hat, die Klage für den U. abgewielen werben. 
Nur für den Fall des Anerfenntniffes würde biernach der Mangel ohne Nachtheil 
für den Kläger bleiben (vgl. d. Art. Prozeßleitung). für den N. gilt dieſelbe 
Einlafjungsirift, wie im gewöhnlichen Verfahren, für den Wechſelprozeß ift fie ab- 
weichend beftimmt. Der Beklagte fann im U. auf Grund progeßhindernder Einreden 
die Einlafjung nicht weigern, jondern nur auf abgefonderte Verhandlung antragen; 
eine Widerklage bleibt im U. im Gegenjaß zum Nachverjahren, unbeachtet ; fonftige 
Vertheidigunggmittel müſſen in continenti durch Urkunden oder Eidesdelation liqui⸗ 
Dirt werben, was auch für Thatjachen der Replik und Duplit gilt. Der Eibes- 
delation gegenüber ift Gewiffensvertretung möglich, die auch in biefem Beriahren 
die Delation zu einer eventuellen macht; diefelbe kann aber nur buch Urkunden 
erbracht und durch Notheide nicht ergänzt werben, weil letztere mit der Natur des 
Verfahrens nicht vereinbar find. Das Verfahren im Berhandlungstermin ift das 
regelmäßige, im Anwaltsprozeß wird mit der Verlefung der Anträge begonnen. Die 
Urkunden find im Termin in Urſchrift vorzulegen, joweit die Partei und insbejon- 
dere ber Kläger folche vorzulegen vermag, Eidesleiftung ift durch Beweisbeſchluß 
anzuorbnen, verjpätete Vertheibigungsmittel gehören ind Nachverfahten. Nach Schluß 
der Verhandlung ergeht das Urtheil. Die Klage ift definitiv abzuweifen, wenn ber 
Kläger in der Verhandlung ausgeblieben oder die Klage an fich unbegründet oder 
durch liquide Vertheidigungsmittel elidirt ift; dagegen ift fie nur für den N., alfo 
vorläufig, abzuweifen, wenn fie lediglich den befonderen Anforderungen des U. nicht 
entipricht und dies felbft dann, wenn ber Beklagte im Verhandlungstermin aus» 
geblieben oder zwar erfchienen ift, aber nicht verhandelt Hat. Nur im Fall bes 
Anerkenntniffes findet hiervon eine Ausnahme ftatt und wird der Bellagte auf Anz 
trag des Kläger troß ſolchen Mangels verurtheilt. Iſt der Anfpruch begründet 
und liquide und ber Bellagte nicht erfchienen oder erjchienen aber ohne zu ver 
handeln, fo wird der Beklagte definitiv verurtheilt; Hat der Beflagte der Klage 
wiberjprochen, fei e8 auch lediglich generell, oder find feine Deienfionen wegen Jlli- 
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quibität verworfen, jo wird er berurtheilt, aber unter Vorbehalt feiner Rechte in der 
Ürtheilsformel. Iſt der Vorbehalt auägelafjen, fo fann das Ergänzungsverfahren 
eingefchlagen werben. Urtheile im U. find auch ohne Antrag für vorläufig voll= 
ftredbar zu erklären und wegen Auslaffung der Erklärung ift das Ergänzungs- 
verfahren gleichfalls geftattet. Soweit hiernach dad Urtheil definitiv ergeht, ift es 
ber (materiellen) Rechtskraft fähig, ſoweit Abweifung der Klage oder Berurtheilung 
nur wegen ber Erforderniffe des N. begründet ift, hat das Erkenntniß die Bedeu- 
tung eines bloßen Zwiſchenurtheils, welches jedoch in Abficht auf Rechtsmittel und. 
Zwangsvollftredung dem Endurtheil gleichiteht. — Der U. geht in das gewöhnliche 
landgerichtliche oder amtögerichtliche Verfahren über, wenn der Kläger vor dem 
Schluß der mündlichen Verhandlung, 3. B. weil er eine Replit nur duch Zeugen 
beweijen Tann, auf denſelben verzichtet, wie eine ſolche Meberleitung auch im bedingten 
Mandatsprozeß des Gemeinen Rechts nach Anficht Mancher eintritt, wenn der Ber 
klagte gegen das bedingte Mandat Einwendungen vorbringt: mandatum per excep- 
tionem resolvitur in simplicem citationem, ferner fteht im Gemeinen Recht dem 
Bellagten, welcher durch die Verkürzung des Gehörs in ben exekutiviſchen Prozedur- 
arten an wirffamer Geltendmachung feiner Vertheidigungsmittel verhindert und des⸗ 
halb verurtheilt wird, das Recht zu, fich die Ausführung feiner Rechte in separato 
vorzubehalten und demnächſt das in Folge des Urtheils Geleiftete mittels condietio 
im Wege bes ordentlichen Prozeſſes zurüczufordern. Die Deutſche CPO. hat diefes 
Verjahren adoptirt und im Hinblid auf daflelbe den ausbrüdlichen Vorbehalt der 
Nechte des Beklagten, wenn derjelbe Widerfpruch erhoben Hat, vorgefchrieben; fie 
Hat bafjelbe aber im Anſchluß an die Hamoverſche Prz.O. nicht ala felbftändiges 
Berfahren beibehalten, jondern als eine Fortfegung des U., nur unter Wegfall der 
Bejonderheiten deſſelben, geftaltet, da auf dieſe Weiſe dem Bellagten manche Vor- 
theile feiner Parteiftellung, in&bejondere das Nachbringen von Defenfionen bis zum 
Endurtheil, erhalten blieben und dem Släger die rechtskräftige Austragung des 
Streitverhältnifjeg ermöglicht werde, während er im U. zur Herbeiführung einer 
folchen keine Mittel beige. Das Radjverfahren bildet in Folge deſſen mit dem 
voraufgehenden U. zufammen eine Einheit. Daraus folgt dann weiter, daß erftlich, 
wenn das Nachverfahren durch neue Ladung bes an der Fortſetzung intereffirten 
Theila eröffnet wird, dem Gelabenen nur die Ladungsfrift, nicht die Einlaffungafrift 
zuſteht; zweitens daß das im U. Vorgebrachte, Erwieſene, Feſtgeſtellte auch im 
Nachverjahren jeine Gültigkeit bzw. Wahrheit behält; daß aber drittens auch neue 
Thatfachen, neue Beweismittel, neue Einreden ꝛc. bis zum Urtheil nachgebracht 
werben bürfen, auch Widerflagen bier zuläffig find. Durch folches neues Vorbringen 
Tann es gejchehen, daß jelbft beſchworene Thatjachen zwar nicht aufhören als wahr 
zu gelten, aber ihre Bedeutung für das Endurtheil verlieren, und daß Geftänbniffe 
wegen Irrthums als unwahr. zurückgenommen werden. Ingleichen find Hier Noth- 
eide zuläffig, können daher zur Ergänzung einer im U. nicht vollftändig gelungenen 
Gewiffensvertretung auferlegt werden, und durch Berfäumniß de Termins zur 
münblichen Verhandlung Tann fich der Kläger feine® Sieges im U. wieder berauben. 
Ergiebt das Nachverfahren, daß der Anspruch des Klägers nicht berechtigt war, jo 
wird unter Aufhebung des früheren Urtheils die Klage abgewiefen und der Kläger 
zur vollen oder theilweifen Erftattung der Koften, auf Antrag auch zur Erftattung 
des aus dem früheren Urtheil Geleifteten verurtheilt. Grjcheint der klägeriſche An— 
ſpruch berechtigt, jo ift, wenn der Kläger das Nachverjahren veranlaßte, der Be— 
Hagte unter Beftätignng des früheren Urtheils und Erledigung des Vorbehalte, wo 
daffelbe vom Beflagten eröffnet wurbe, zugleich unter Verwertung feines Antrages 
auf Rüderftattung des Geleifteten definitiv ſchuldig zu ſprechen, in beiden Fällen 
unter gänzlicher oder theilweiſer Verurtheilung in die Koſten. Im ng 
verfahren finden die Vorſchriften über das Verſaumnißurtheil Anwendung. Vgl. d 
Art. Wechſelprozeß. 
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Nrlifte. Mit diefem Namen wird, da wo Gefchworenengerichte beftehen, die 
Auffchreibung aller Perfonen, welche zu diefem Dienft herangezogen werben können, 
bezeichnet. In Deutichland, wo das Laienelement auch in der Geftalt bes 
Schöffengerichtes (f. diefen Art.) bei der Strafrechtspflege mitzuwirken hat, um⸗ 
Taßt die U. zugleich alle zu diefem Dienft Heranzuziehenden. (Doch wird im Folgenden, 
um Wiederholungen zu vermeiden, nım von Schöffen oder Geſchworenen gefprochen ; 
zumal die Vorausſetzungen ber Heranziehung zu beiden Aemtern die gleichen find.) 

Nah dem Deutſchen GVG. ($ 36) Hat der Gemeindevorfteher alljährlich 
die U. aufzuftellen; fie umfaßt „alle in der Gemeinde wohnhaiten Perfonen, welche 
zu dem Schöffenamte berufen werben können“. Selbftverftändlich können dabei 
Gründe nicht berüdfichtigt werden, welche von der Mitwirkung bei einer beftimmten 
Straffache ausſchließen; aber auch Berhältnife, welche das Recht geben, den Dienft 
abzulehnen, bewirken nicht bie Auslaffung aus der Lifte, fondern nur die Anmerkung 
derjelben neben dem Namen. — „Gegen bie Richtigkeit oder Vollſtändigkeit der Lifte“, 
welche deshalb zur Ginficht auszulegen ift, kann Einjprache erhoben werben, worür 
eine einwöchige Friſt eingeräumt ift ($ 87). Der Amtsrichter ift ſodann berufen, 
die Liften ſeines Bezirke zu vereinigen, die Beachtung der Borfchrift über die Aus— 
legung der Lifte zur Einficht zu überwachen, etwaige Mängel abauftellen und bie 
Entſcheidung über die Einſprachen vorzubereiten. Die Entſcheidung über diefelben, 
und zwar die endgültige, kommt dem Ausſchuß zu, welcher zugleich berufen ift, 
für das nächſte Gejchättsjahr die erforderliche Zahl von Schöffen (und Hülfe- 
Ichöffen) zu wählen und durch Aufflellung einer Vorſchlagsliſte die Jahresliſte 
ki ns Art.) der Gefchtvorenen vorzubereiten (EU. 88 38 — 42, StrafPO. 


Auch nah dem Defterr. Geſetz v. 23. Mai 1873 (R.G.BL. Nr. 121), über 
die Bildung der Gefchiworenenliften, ift die Anlegung der U. Sache der Gemeinde- 
voriteher, welche biefelbe unter Zuziehung zweier von ihm aus der Gemeinde 
vertretung gewählter Mitglieber alljährlich anfangs September vorzunehmen haben. 
Auszulaſſen find unter den von dem Amte Befreiten nur diejenigen, welche das 
60. Lebensjahr bereits überfchritten und die Befreiung fchon einmal in Anſpruch 
genommen haben. Anzugeben ift bei den aufgenommenen Perjonen namentlich, 
„welche von ben Landesſprachen fie verftehen und welcher fie fich vorwiegend bes 
dienen” ($ 5). Die Lifte muß auch hier allgemein zugänglich gemacht werben, 
und es kann gegen biefelbe „wegen Webergehung gefeßlich zuläffiger oder wegen 
Eintragung gefeglich unfähiger oder unzuläffiger Perfonen“ Einfpruch bei dem Ge- 
meindeborfteher erhoben werden; bei diefem Tann auch jeder „jeine Befreiungsgrünbe“ 
geltend machen ($ 5). Ueber alles bies entſcheidet bie breigliebrige Gemeinde 
tommiffion unter Offenlaffung der Beſchwerde und Veröffentlichung der durch ihre 
Entfcheidungen bewirkten Aenderung der Liſte ($ 8); dieje ift ſammt allen auf die 
erwähnten Entſcheidungen bezugnehmenden Schriftftüden bis Ende September an 
den Bezirfshauptmann (Borftand der ftaatlichen Verwaltungsbehörde erfter Inftanz) 
einzufenden, welcher die Lifte zu prüfen und wenn er „Ungejeblichfeiten oder erheb- 
liche Ungenauigfeiten“ wahrnimmt, die Berichtigung durch den Gemeindevorfteher 
zu veranlafjen Hat, und welcher, wenn ber Gemeindevorfteher ſich ſaumſelig ermweift, 
die rücftändigen Amtshandlungen auf Koften der Gemeinde durch von ihm beftellte 
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Nreipenngszengnifle. Im Allgemeinen verfteht man darunter Beicheinigungen 
über bie re (den Urfprung) von Waaren. Sie dienen namentlich bazu, 
Die Zuläffigfeit der Einfuhr der durch ſolche Zeugniffe gebeten Waaren bzw. die 
Höhe des für diefelben zu entrichtenden Zolles feitzuftellen. Im der Regel müffen 
fie von dem im Herkunftslande refidirenden Konſul desjenigen Landes, in welches 
fie eingeführt werben ſollen, außgeftellt oder wenn fie von anderen Behörden aus— 
geftellt find, von diefem Konful vifirt fein. U. können auch behufs Gewährung von 
Ausfuhrvergitungen und behufs Zollerlafjes für Waaren, welche unverfauft aus dem 
Auslande zurüdtommen, erforderlich werden und müfjen dann die in den desfall⸗ 
Ram, ae porgehenn Sormalitäten — 

BR Block, Dictionn. de l’administration frangaise, 2. &d. Baa SIT, art. 
eat nig. 


Urtheil. Die Deutfhe EivilPO. untericheidet dag U., genauer Endurtheil, 
das diefem gleichitehende Theilurtheil und das Zwifchenurtheil. Das erftere — über 
die beiden anderen N. f. die betreffenden Artikel — hat daB Gericht zu erlaffen, wenn 
der Rechtsſtreit zur Endentſcheidung zeif ift, d. h. wenn bie Parteien ihre Angriffe- 
und PVertheidigungsmittel in thatfächlicher und rechtlicher Hinficht dargelegt Haben 
und bie thatfächlichen Unterlagen derſelben entweber nicht beftritten find ober durch 
die ftattgehabte Beweisaufnahme ihre Nichtigkeit oder Unrichtigkeit dargethan ift. 
Behufs Erlaß der Entfcheidung muß das Gericht prüfen, ob die thatjächlichen Be— 
Hauptungen den Klagegrund, die dagegen geltend gemachten Vertheidigungsmittel, 
3. 3. die Einreden, die weiteren Angriffsmittel (Replifen) u. |. w. in recht⸗ 
licher Hinficht als begründet erfcheinen lafjen, oder falls bie thatfächlichen Unterlagen 
beftritten find, ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, erſcheinen Lafjen würden, ferner im 
letzteren Fall, welche ber beftrittenen thatfächlichen Behauptungen nach dem Ergebniß 
der Beweißaufnahme ala erwieſen anzuſehen find, endlich, welche Wirkungen in recht- 
licher Beziehung die geltend gemachten Vertheidigungsmittel auf den Klageanfpruch, 
die weiteren Angrifjsmittel auf die erfteren u. j. w. Außern. Eine Verhandlung 
des Rechtsſtreites bis zu dem Stadium, in welchem eine jolche alljeitige Prüfung 
eintreten Tann, ift aber nicht ſtets nöthig und daher auch überflüffig Das U. iſt 
vielmehr ſchon dann zu erlafen, wenn bei der Verhandlung des Rechtsſtreits ein 
Moment von fo durchichlagender Bebeutung zu Tage getreten ift, daß alles Uebrige, 

was fonft noch angeführt und bewieſen worden oder werben könnte, rechtlich völlig 
unerheblich erjcheint. Stellt fich 3. B. herauß, daß der Klageanſpruch rechtlich un= 
begründet ift, 3. B. die Mlageforderung aus einem unerlaubten Spiel oder aus ber 
Berpflichtung eines Wahnfinnigen berührt, jo bedarf es nicht noch der Erörterung 
der vom Bellagten vorgejchügten Tilgung der Forderung. Ferner ift eine Partei, wenn 
fie den gegen fie geltend gemachten Anſpruch bei der mündlichen Verhandlung an= 
erkannt hat, diefem ihrem Anerkenntniß gemäß auf Antrag zu verurtheilen und der 
Kläger, welcher bei einer folchen auf feinen Anfpruch verzichtet, auf Grund diejes 
Berzichted auf Antrag des Bellagten mit dem Anfpruch abzuweifen. Außer diefen 
Fällen, in denen das U. die Streitfache jelbft erledigt, Tann e8 auch blos ben 
Rechtsſtreit beendigen, ohne in der erjteren felbft zu entſcheiden. Das ift der Fall, 
wenn progeßhindernde Einreden durchgreifen oder die von Amtswegen vorzunehmenbe 
Prüfung der Prozeßvorausſetzungen in diejen einen Mangel ergiebt, jo 3. B. wenn 
die Zurüdweifung der Klage erjolgt, weil die richterliche Zuftändigfeit nicht vor⸗ 
handen oder ber Rechtsweg unzuläffig ift. — Der Grundſatz der Unmittelbarfeit 
oder Mündlichkeit des Verfahrens bedingt es, daß das U. nur auf Grund vor⸗ 
gängiger mündlicher Verhandlung gefällt werden kann und allein von demjenigen 
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Richtern, welche der letzteren angewohnt haben. Wird daher einer derſelben an der 
u.fällung behindert, jo muß die Verhandlung nochmals wiederholt werden, falls 
nicht von vornherein ein Ergängungsrichter zugezogen worben iſt. Die Berathung 
und Abftimmung der Richter (ſ. Über die Art der Ießteren den Art. Abftim- 
mung) erfolgt ftet3 geheim. Wohl aber ift das U. nach feiner Feſtſtellung ftets in 
Öffentlicher Sikung zu verfünden. (Das weitere darüber im Art. U.verfündigung.) 
Jedes U. ift in vollftändiger Form fchriftlich abzufaflen. Iſt dies während der 
Berathung bis zur Berfündung nicht möglich, jo hat e8 vor Ablauf einer Woche, vom 
Tage der erfteren angerechnet, zu geſchehen, auch ift das U. noch innerhalb diejer Zeit 
dem Gerichtäfchreiber zu übergeben. Das N. in vollftändiger Form hat zu enthalten: 
1) die Bezeichnung der Parteien und ihrer gefeglichen Vertreter nach Namen, Stand 
oder Gewerbe, Wohnort und Parteiftellung, 2) die de Gerichtd und die Namen 
der Richter, welche bei der Entfcheidung mitgewirkt Haben, 3) den fog. Thatbeftand, 
d. 5. eine gedrängte Darftellung des Sad» und Streitftandes auf Grundlage der 
Vorträge der Parteien unter Hervorhebung der geftellten Anträge, wobei eine Bezug- 
nahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftfäge und die zum Sitzungsprotokoll 
erfolgten Feftftellungen zuläfftg ift, 4) die Entfcheidungsgründe und endlich 5) die von 
der Darftellung des Thatbeftandes und der Entſcheidungsgründe äußerlich zu ſondernde 
U.formel (früher Tenor genannt), welche beiden entweder voran, oder nachgeftellt (im 
letzteren Fall ſpricht man von einem ſog. Schachtel-Erkenntniß) werben kann. Das 
D. ift von einem der mitwirkenden Richter abzufaffen, aber von allen zu unterfchreiben. 
Bei Verhinderung eines berfelben muß dies unter Angabe des Hinderungsgrundes 
von dem Borfigenden, und falls biefer ſelbſt nicht unterzeichnen Tann, von dem 
älteften beifigenden Richter unter dem U. vermerkt werben. Auch bat der Gerichte- 
Schreiber den Tag der Berfündung mit feiner Unterfchrift auf dem 1. feftzuftellen. — 
Bon den Beitandtheilen des U. ift die U.formel dazu beftimmt, die Entfcheibung 
des Richters über den ftreitigen Anfpruch, bzw. die mehreren Anfprüche in ſich auf⸗ 
zunehmen, wenngleich vielfach in der Prariß ber Kürze wegen in derſelben nur das 
zuerkannte oder abgefprochene Objekt ober das Endergebniß mehrerer erfolgter Ent- 
ſcheidungen zum Ausdruck gebracht wird (f. auch d. Art. Rechtskraft). Das U. und 
folgeweife die U.formel barf nicht hypothetiſch ober bedingt erlaflen werben. Die 
einzige Ausnahme machen die Fälle, wo auf einen richterlichen Eid oder einen Schieds- 
eid (f. d. Art. Eides zuſchiebung) zu erkennen ift. (Ueber das im Urkundenprozeß 
ftatthafte Urtheil unter Vorbehalt der Rechte vgl. den Art. Urkundenprozeß 
und über das U. unter Vorbehalt von Bertheidigungsmitteln in der Berufungsinftanz 
ſ. d. Art. Berufung.) Wohl aber ift es — mas nicht mit dem bedingten U. 
verwechſelt werben darf — möglich, daß die unbedingte Verurtheilung zu einer von 
Borleiftungen abhängigen Handlung oder zu einer erft an einem beftimmten Tage zu 
machenden Leiftung erfolgt. — Das Gericht ift nicht befugt, einer Partei im U. etwas 
auzufprechen, was nicht beantragt worden ift. Diefer Grundfa gilt auch für Früchte, 
Zinſen und andere Nebenforderungen. Dagegen hat da® Gericht ftet? von Amts- 
wegen über die Verpflichtung, die Prozeßkoſten zu tragen, zu erkennen. 2 
Quellen: Deutihe CPO. SS 272, 277—280, 284286. 
Bit.: Wach, Vorträge über die RCPO., Bonn 1879, S. 81 ff. P. Hinſchius. 


Urtheil (ftrafproz.) ift die auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
ergehende, Tür die Inftanz endgültige Entfcheidung über eine Strafjache. Andere 
richterliche Entſcheidungen werben in ber Form von Beichläfien oder Verfügungen 
erlafjen (vgl. Motive zum Entwurf der Deutfchen StrafPD. S. 29, wo die über 
Berufungen ergebenden Urtheile noch nicht berüdffichtigt werben fonnten). Während 
im älteren, jchriftlichen Berfahren, wo die Entjcheidungen der Kollegien in allen 
Instanzen Yediglich auf aftenmäßigen Referaten beruhten, auch die Verfchiedenheit 
der Formen richterlicher Entſcheidungen bebeutungslog geworden war, tritt die Unter« 
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ſcheidung jetzt im mündlichen Verfahren wieder deutlicher hervor, nicht blos wegen 
der erhöhten Wichtigkeit der Form überhaupt, ſondern auch weil fie für ben weiteren 
Rechtsmittelzug maßgebend ift, ba im Allgemeinen dag auf Grund mündlicher Ver- 
Handlung ergangene U. (mindeftens im Hauptpunfte) nur auf Grund einer münd- 
lichen Berhandlung vor ber höheren Inſtanz und wieder in Yorm des U. ab» 
geändert werden joll, während andere Beichläffe auf Grund der Akten und jchrifte 
licher Beichwerben in berathender Sikung überprüft werben. Dieſe Regel er» 
leidet allerdingg Ausnahmen in Fällen, wo bie Vorausſetzungen einer kontra- 
diktorifchen Berhandlung entfallen find; jo kann auf dem Wege ber Wiederaufnahme 
das N. zu Gunften des Verurtheilten one mündliche Verhandlung geändert werben 
Deutihe StrafpO. $ 411, Defterr. $$ 360 u. 368), und nach Defterreich. 
Strafprogeßrechte (Gejeg vom 81. Dezbr. 1877) auf Grund einer fchriftlichen 
Nichtigkeitsbeſchwerde unter Umftänden zu Gunften des Angeklagten fojort bie 
Wiederholung der Hauptverhandlung angeordnet werben... Bon den im Rechtsmittel 
zuge ergebenden Urtheilen wird übrigens im Folgenden abgejehen, weil die Bejonber- 
heiten bderjelben nur im Zujammenhange mit der Darftellung der Rechtsmittel ſelbſt 
beſprochen werben können. Aber auch für das Verfahren in erjter Inftanz ift bie 
Regel: „Kein U. ohne Hauptverhandlung, feine Hauptverhandlung one U." — 
Teine ausnahmsloſe. Bor Allem geigt die Deutſche StrafPO. eine ausgeſprochene 
Ausnahme in dem Yalle, wo das urtheilende Gericht fich in der Lage fieht, fih für 
intompetent erflären zu müffen. Soweit e8 fi um bie örtliche Zuſtändigkeit 
Hanbelt, ift der gegen biefelbe erhobene (wenn überhaupt noch zuläffige) Einwand 
an ben Zeitpuntt bis zur Verleſung des Beichluffes über die Eröffnung des Haupt- 
verfahren® gebunden (StrafPO. $ 16); in Bezug auf die fachliche Zuftändigkeit 
ift im $ 270 der StrafPO. einerſeits ausgeſprochen, daß fie nach dem „Ergebnifle 
der Verhandlung“ geprüft werden muß (j. übrigens unter III), und anbererjeits, 
daß das Gericht, wenn es findet, daß die Sache vor ein höheres Gericht gehöre, 
feine Unzuftändigfeit „durch Beſchluß“ außzufprechen Habe, welchem Ausipruch die 
Wirkung eines die Hauptverhandlung eröffnenden Beſchlufſes beigelegt wird, und 
welcher auch in Bezug auf Inhalt und Anfechtbarkeit einem ſolchen — alfo nicht 
einem Urtheil — gleichzuhalten ift. Nach der Defterr. StrafPO. erfolgt dieſer 
Ausſpruch duch N. (beitritten) und ift durch Nichtigkeitsbeſchwerde des Ankflägers 
wie des Angeklagten anjechtbar ($$ 262, 281 3. 6, 287 Abi. 2 3. 2). — Die 
Natur der Sache bringt eg aber mit fi, daß noch andere Fälle eintreten können, 
in welchen die Hauptverhandlung ohne U. abjchließt, d. h. nicht blos eine Unter» 
brechung erleidet, um nach kurzer Zeit fortgejeßt zu werben, fondern in ber Weile 
abgebrochen wird, daß, wenn überhaupt eine Hauptverhandlung in der Sache vor 
fich zu gehen Hat, diefe eine ganz neue ift. Alle jene zahlreichen Umſtände, welche, 
vor der Eröffnung des Hauptverfahrens (vgl. insbeſ. Deutiche Straf PO. $ 203 über die 
vorläufige Einftellung) oder der Hauptverhandlung hervortretend, ſich ſchon 
diefer widerfegen, fönnen auch die Nothwendigkeit des Abbruches herbeiführen (vgl. 
d. Art. Hauptverhandlung, Bd. II. ©. 291, 292). Die meiften biefer 
Gründe find äußerlicher Natur, von der bejonderen Bejchaffenheit des vorliegenden 
Falles ganz unabhängig, wie 3. B. Tod des Angeklagten, ſchwere Erkrankung des— 
jelben, Wegfall eines Richters oder Geſchworenen, ohne daß eine Ergänzung möglich 
ift, Entdedung eines Umſtandes, welcher die Vernichtung bes bißherigen Verfahrens 
und alled deflen, was fich darauf ftüßen würde, unvermeidlich macht. In jolchen 
Bällen ift der Abbruch der Hauptverhandlung, und zwar manchmal ein ganz form⸗ 
Iofer (3. B. wegen Beichlußunfähigfeit des Berichtes) durch die Sachlage fo geboten, 
daß darüber fein Zweifel beftehen kann. In anderen Fällen wird er zwar nicht 
ohne bejondere Rüdficht auf die Beichaffenheit der anhängigen Straffache erfolgen 
fönnen; es wird aber andererjeit3 auch außer Zweifel ftehen, daß eine endgültige 
Entſcheidung noch nicht erfolgen fan; fo wenn neue Beweiserhebungen für nöthig 
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erachtet werben, ober wenn das Gericht glaubt, ein U. des Cipilrichters abwarten 
zu ſollen (Deutſche StrafPO. $ 216) oder dazu verpflichtet ift (nad) Oeſterreich. 
Recht in Fällen, wo es fi) um bie Gültigfeit einer Ehe Handelt — StrafPO. $ 5). 
Zweifelhaft wird die Form ber Beendigung ber Hauptverhandlung mır in Fällen, 
in welchen der Grund, welcher fich der Fortſezung ber Verhandlung widerjegt, von 
ber Art ift, daß er das Weſen des Strafanfpruches felbft, ſoweit er vor den orbent- 
lichen Strafgerichten des Gebietes überhaupt geltend gemacht werben Tann, ergreiit. 
Die Unzuläffigkeit der (Einleitung oder Fortfegung der) Strafverfolgung ift nur 
einer der Gründe der Freifprechung; das Hervortreten eines folchen Umftanbes 
kann bewirken, daß die Prüfung und Entſcheidung des Gerichtes fi) auf ihn be 
ſchränkt, noch nicht aber rechtfertigen, daß der Ausſpruch darüber anders als in der 
Form des U. ergeht; bei der Verjährung und der Einrede der Rechtskraft einer 
früheren Entſcheidung ift darüber wol nie gezweifelt worden; der Fall der Aboli— 
tion ift meines Erachtens .gana gleich aufzufafjen, zumal bei Verbindung mit der 
Form der Amneftie fehr jchwierige Außlegungsfragen zu Löfen fein können. Für 
den Fall, wo erkannt wird, daß ber erforderliche Antrag fehlt, ſchreibt die Deutiche 
StrafPO. ($ 259 Abf. 2) ein auf „Einftellung des Verfahrens“ lautendes U. vor. 
Nah der Oeſterr. StrafPO. $ 259 wird der Angellagte „durch U. des Gerichte 
hofes von der Anklage freigeiprochen: 1) wenn fich zeigt, daß das Strafverfahren 
ohne den Antrag eines gejehlich berechtigten Anklägerd eingeleitet oder fortgeſetzt 
worben fei; 2) wenn der Anfläger . . von ber Anklage zurüdtritt; 3) wenn ber 
Gerichtshof erkennt, . . . . daß Umftände vorliegen, vermöge welcher die Strafbar- 
feit aufgehoben ober die Berfolgung aus anderen als den unter 1) und 2) an= 
gegebenen Gründen ausgejchlofien iſt.“ Zweifel erregen nur die Fälle, wo jeder 
Ausſpruch des Gerichtes zur Sache einen Mebergriff darftellen würde, wie 3. B. 
wenn bie Grterritorialität des Angeflagten ober bei abjoluter Sonderung ber 
Militärgerichtsbarkeit die Zuftändigfeit der Ießteren hervortritt. Die gleiche Ber 
wandtniß hat eg wol au (j. Löwe, vor $ 212 NR. 3 a) mit Kindern, welche 
jene Altersgrenze noch nicht überjchritten haben, welche nicht bloß ihrer Verantwort⸗ 
lichteit vor dem Strafgefeke, fondern aud) ihrer Verantwortung vor Gericht gezogen 
it. In ſolchen Fallen ſcheint mir der Abbruch der Hauptverhandlung, alſo ein 
Beſchluß und nicht ein U. am Platze. 

I. Gegenſtand des —— iſt die thatſächliche und rechtliche Würdi⸗ 
gung der Anklage und der derſelben entgegenſtehenden Einreden auf Grund der 
Ergebniſſe der Hauptverhandlung. — Vermöge der Grundſätze der Mündlichkeit und 
ber freien Beweiswürdigung, auf denen der moderne Strafprz. beruht, iſt in erſter 
Linie die Beziehung des U. zur Hauptverhandlung entſcheidend. Innerhalb der 
durch die erhobene Anklage bezeichneten Grenzen iſt alſo für das U. lediglich die 
Ueberzeugung entſcheidend, welche das Gericht über die Wahrheit behaupteter That⸗ 
ſachen und über die rechtliche Natur der von ihm als wahr anerkannten ſich gebildet 
hat. Die tontrabiftorifche Natur der Hauptverhanblung erweitert nur bie 
Prüfungapflicht, beengt aber nicht die Prifungsberechtigung des Gerichtes: es ift 
verpflichtet, alles, was für ober gegen die Anklage vorgebracht wird, ſchon darum, 
weil es vorgebracht wird, zu prüfen und darüber im Urtheil — wenn auch nicht 
immer gerade außbrüdlich — zu entfcheiden; es ift aber in feiner Weife gehindert, 
thatjächliches Material, welches es fr erheblich erachtet, und welche in der Haupt- 
verhandlung Hervorgetreten ift, Herborzuziehen und feiner Entfcheidung zu Grunde 
zu legen, auch wenn dies von feiner Seite beantragt wurde. Dies gilt felbft von 
Belaftungsmaterialien; ob ein Verbachtegrund, ein Belaftungsbeweis als ſolcher von 
der Anklage vorgeführt oder betont wurde, ift vollfommen gleichgültig, genug, daß er 
dem Gerichtshof aus der Hauptverhanblung entgegentritt und als folcher ericheint. 
Ganz daffelbe ift aber von Thatumftänden zu jagen, welche geeignet find, die dem 
Angeklagten zur Laft gelegte That unter einen firengeren Gefichtspunft zu bringen: 
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Die Anklage muß geprüft und erjchöpfend geprüft werben, allein dieſe Prüfung ift 
in faftifcher wie rechtlicher Hinficht eine vollfommen freie; die ſubjektive Auffaflung 
des Gerichtes, nicht des Verfaffer der Anklage, er jei num, wie nach Oeſterr. Recht 
ein Staatsanwalt, oder wie nach Deutſchem ein Gericht, ift entfcheidend. In noch 
höherem Grade gilt dies bezüglich der Umftände, welche geeignet find, dem An« 
geflagten zu ftatten zu kommen; weder das Geftändniß, noch ein Zugeſtändniß bes 
Angellagten und noch viel weniger die Nichtbetomung eines Theile des Beweis— 
oder Einredematerials von Seiten der Vertheidigung ändert etwas an bem Recht und 
er Pflicht des Gerichtes, feine Entſcheidung nach der eigenen Auffafjung der ent⸗ 
fcheidenden thatjächlichen und juriftiichen Momente einzurichten. Nur in einer 
Beziehung zieht dieſer Freiheit der ſaktiſchen und rechtlichen Würdigung der Ergeb- 
niffe der Hauptverhandlung der moderne StrafPrz. Schranken: er geftattet dem 
Nichter nicht, dem Verdacht, dem Zweifel ala ſolchem in feinem U. Ausdrud zu 
geben. Im Gegenjah zu der Mamnigfaltigkeit der U.formen im älteren Recht, 
welche mit ber gefehlichen Beweistheorie und mit der Ueberſpannung des Grund» 
fages, daß im StrafPrz. materielle Wahrheit anzuftreben jei, zufammenbing, jchreiben 
die für Oeſterreich und Deutichland geltenden StrafPO. zwei U.jormen vor, 
zwiſchen welchen das Gericht zu wählen bat. „Das N.”, jagt 8 259 der Deutjchen 
Straf PO., „kann nur auf Freifprechung, Verurtheilung“ (oder Einftellung des Ver- 
fahrens wegen Mangels oder Wegfalls bes erforderlichen Antrages) „Iauten“. So 
weit dieſe Alternative die thatfächliche Grundlage der Anklage betrifft, Legt fie dem 
Gericht die Pflicht auf, freizuſprechen, ſobald es nicht erachtet, verurtheilen zu können. 
Die Oeſterr. StrafpO. ($ 259 3. 8) fehreibt ausbrüdlich vor, es fei der An« 
geflagte freizuiprechen, „wenn der Gerichtshof erkennt, daß. .. der Thatbeftand nicht 
hergeftellt ober nicht erwiefen fei, daß der Angeklagte bie ihm zur Laft gelegte That 
begangen babe.“ Allein das Gebiet des „freifprechenden U.“ ift micht blos infofern 
erweitert, ala es auch den oben erwähnten Fall umfaßt, wo der Angeklagte nur 
deshalb nicht verurtheilt werden kann, weil er nicht überwieſen ift; der im 
älteren Recht vielfach gemachte Verſuch, zwiſchen der Freifprecjung wegen Schulb- 
Lofigfeit und wegen anderer Gründe zu unterjcheiden, ift überhaupt aufgegeben; und 
während naturgemäß das verurtheilende Erfenntniß („Straf=U." genannt, ſowol 
in ber Deutfchen StrafPO. $ 266, ala in der Defterr. $ 260) auf dem pofitiven 
Ausſpruch beruht, daß der Angeklagte eine beſtimmte That begangen habe, kann die 
Freiſprechung nicht blos auf der Verneinung dieſer Thatſache, beziehungsweiſe auf 
der biefer Verneinung gleichſtehenden Nichtannahme berfelben beruhen, ſondern auch 
auf einer rechtlichen Beurtheilung, welche ihr den Charakter der ſtrafbaren Handlung 
abipricht, oder auf der Annahme felbftändiger Thatfachen, welche nach der rechtlichen 
Ueberzeugung des Gerichtes die Strafbarkeit außfchließen ober aufheben oder die 
Strafverfolgung unzuläffig machen. So mannigjaltig demnach die Gründe der 
Freiſprechung fein können (Mangel des Nachweijes der That oder der Thäterfchaft, 
Annahme jelbftändiger Thatſachen, welche bie Schuld, die Strafe ober die Straf 
verfolgung außfchließen), jo ift doch in all diefen Fällen nur die eine Formel der 
„Freiſprechung“ zuläffig. Für das Defterr.. Recht gilt das nach 8 259, welcher 
die einzelnen Fälle ausbrüdlich erwähnt und die Formel verzeichnet: „Der An⸗ 
geklagte wird von der Anklage freigeſprochen“, unzweifelhaft. Die Deutſche 
Straf PO. macht die erwähnte außbrücdliche Ausnahme für den Fall der „Einftel- 
lung“; auch dieſe war im Entwurfe nicht vorgefehen, der in folchem alle einen 
„Beſchluß“, nicht ein U. ergehen Lafjen wollte. Man ſucht aber noch weitere Aus— 
nahmen zur Geltung zu bringen, und jtüßt fich dabei auf folgende Stelle der 
Motive: „Webrigens jet die Vorſchrift des Entwurfes allerdings das voraus, daß 
der Fall zu einer Entſcheidung in der Sache jelbft angethan if. Wo der 
Strafverfolgung blos zur Zeit Hinderniffe entgegenftehen, da wird aud) dag U. eben 
nur die Unzuläffigfeit der Strafverfolgung auszufprechen haben.‘ Abgeſehen davon, 
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daß die Sache ſich theilweiſe durch Aenderungen, die ſpäter erfolgten, anders ge— 
ſtaltet hat, jo iſt hier von Fällen die Rede, im welchen es wol richtiger fein 
würde, wegen ber „zur Zeit‘ der Strafverfolgung entgegenftehenden Hinberniffe, 
die Hauptverhandlung durch Beſchluß abzubrechen; und nur dieſen Gegenjah Hat 
die fragliche Stelle der Motive zum Ausgangspunkt; überbies ift nicht gejagt, daß 
biefelbe die U.formel befprechen wollte. Mögen aber auch die Motive (benem 
indeß die Anordmung des Geſetzes jelbft fich nicht angefchloffen hat) etwa eine eigene 
dritte Urtheileform für die Fälle rechtfertigen, bei welchen ein die Auflöfung der 
Ehe ausſprechendes N. des Eivilrichters die Vorausſetzung der Erhebung ber Straf- 
Hlage ift (Strafgefeh 88 170, 172, 238; vgl. Löwe vor 8151 Bem. 16 b; $ 259 
Bem. 4), fo liegt doch gar fein Grund vor, noch weiter zu gehen. Wenn die Straf 
lage befinitiv unhaltbar ift, 3.3. weil die That im Inlande nicht verfolgt werben 
kann (Qdwe, a. a. O.), fo ift fie eben durch Urtheil zurückzuweiſen; gegen bie 
Berwechfelung mit einer Schuldlofigkeitserflärung bieten die Entſcheidungsgründe 
Schuß genug. Noch weniger ift abzufehen, wie e8 mit dem Geſetz in Ginflang 
zu bringen wäre, wegen Verjährung ein auf Einftellung des Verfahrens lautendes 
m. zu fällen, „kurz, überhaupt überall da, wo die Beendigung des Strafverfahrens 
ausgefprochen wird, ohne daß in dem Urtheil über die Schuldfrage eine Eutſcheidung 
getroffen wird" (Dalde, bei $ 259 Ro. 4). — Die Stellung des U. im modernen 
StrafPrz. kann nie richtig geregelt werden, wenn man durch den Umftand, daß das 
verurtbeilende Erkenntniß allerdings weſentlich ein deklaratoriſches, eine Thatſache 
Teftftellendes ift, fich verleiten läßt, das freifprechende U. unter den gleichen Gefichte- 
punkt zu bringen: das verurtheilende Erfenntniß kann nur eine Grundlage haben, 
das freifprechende, als ein verneinendes, kann auf den verfchiebenften Gründen beruhen. 
Verſucht man nun aber diefer Verfchiedenheit der Gründe durch Verſchiedenheit des 
Spruches Ausdruck zu verichaffen, jo kann dies nicht ohne tiefgreifende Folgen bleiben, 
die im Wefentlichen der Rückkehr zur Inftanzentbindung gleichlommen und es bem 
Angeklagten erſchweren, die Wohlthaten der ihm zu ftatten kommenden Einreden zu 
geniehen. Im Antereffe der Gerechtigkeit jelbft wird dann das Gericht gemöthigt, 
gewwiffermaßen zum Geichichteforicher zu werden, Nachforſchungen um ihres theore⸗ 
tifchen Intereſſes willen anzuftellen, obgleich ein praktiſches Refultat daraus nicht 
hervorgehen Tann. Wenn 3. B. wegen Verjährung nicht freizufprechen wäre, fo kann 
fich Niemand, der fih unfchuldig fühlt, mit einem blos erftere konftatirenden Spruch 
begnügen; er wird verlangen müffen und das Gericht nicht verweigern können, da 
die Frage der Schuld geprüft werde, obgleich fchon jeftfteht, daß das Ergebniß ber 
Verhandlung zur Verhängung einer Strafe nicht führen kann. Geſetzt nun das 
Beweisergebniß ließe die Schuld zweifelhaft, jo würde derjenige, dem die Verjährung 
zu ftatten fommt, in einer jchlimmeren Lage fein, ala Derjenige, dem bei gleichem 
Beweisergebniß Verjährung nicht zur Seite fteht: letzterer hat unzweifelhait Anſpruch 
auf Freiſprechung, jener erzielt nur einen Ausſpruch, welcher letzterem nicht gleich“ 
tommt. In der That fcheut Löwe ($ 259 No. 5 und 8) nicht die Konſequenz, 
zu verlangen, daß im Falle der Berjährung dad U. laute: „Schulbig, aber 
von Strafe freizuſprechen“, jo daß die ftrafrechtliche Verjährung, die ja in 
erfter Linie den Unfchulbigen gegen verfpätete, feine Vertheidigung erſchwerende Ber- 
folgungen ſchützen ſoll, lediglich dem Schuldigen zu ftatten Lime. Was, um feine 
Sorberung zu begründen, Löwe bezüglich der Nothiwenbigfeit fagt, vor der Ent 
fcheidung über die Verjährung über die Schuldfrage zu befinden, weil ja für bie 
Berjährungszeit die ftrafrechtliche Qualifikation, die erft feitzuftellen ift, entſcheidend 
fei, ift für jene Fälle nicht richtig, wo jchon die in der Anklage qualifizirte That 
als verjährt zu erkennen iſt; — ambererjeits ift die Nothiwendigfeit genauerer Feft- 
ftellungen diefer Art auch in anderen Fällen nicht außgeichlofien, wo Löwe „ein 
die Schuldfrage nicht entfcheidendes U.“ fordert, 3. B. bei der Berufung auf die 
Rechtskraft früherer Entfcheidungen. 
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Auch die U. welche die Schuld des Angeklagten feſtſtellen, find übrigens einander 
nicht völlig gleih. Bon der Regel nämlich, daß an die Schuldigerflärung bie Ber 
Hängung einer Strafe zu fnüpfen jei, muß in gewifjen Fällen abgewichen werben; 
dann nämlich wenn wegen Kompenſation von gegenfeitigen Beleidigungen und Körper 
verlegungen ber Richter den Angeklagten für „fraffrei“ erklärt (Deutiches Straf- 
&8. $ 199) ober „Leine Strafe eintreten läßt“ (Deutfches Straf&B. $ 233). Das- 
ſelbe tritt bei der nach $ 7 des Deutjchen StrafGB. vorgefchriebenen Anrechnung 
der im Außlande erlittenen Strafe im Inlanbe ein, wenn der Richter erachtet, daß 
bei diejer Anrechnung ein weiteres Strafübel nicht mehr erübrigt, ebenfo bei An⸗ 
wendung des 8 60 des Deutichen StrafGB., obgleich die Worte „ganz ober theil» 
weiſe“ fich dort auf die Unterfuchungshaft beziehen. (Nach Defterreichifchen Recht 
tann der gleiche all bei Anwendung des $ 36 de StrafGB. eintreten. Hye, 
Das Defterreichifche Straf6B., I. ©. 518.) Die Kehrſeite eines ſolchen Schulb- 
Ipruches ohne Strafverhängung bildet die nach $ 37° des Deutfchen StrafGB. ein- 
tretende Entſcheidung über die bloßen Ehrenfolgen einer im Auslande ergangenen 
Berurtheilung. 

IN. PBerhältniß des U. zur Anklage Schwierige Fragen entftehen 
aus der möglichen Abweichung ber Ergebniffe der Hauptverhanblung von der An= 
tage. Da daB Gericht die Lehtere eben auf Grund ber erfteren, wie fie fich ihm 
daritellen, beurtheilen ſoll, verfteht es fich von ſelbſt, daß e8 an letztere nicht 
gebunden, alfo verpflichtet ift, fie zurückzuweiſen, wenn fie fich in ber Hauptver- 
handlung nicht bewährte. Mitunter (und gerade in primitiven Zuftänden des Straj- 
verfahrens) ift aus dieſem unbeftreitbaren Satze die Folgerung gezogen worben, das 
Anklageprinzip verlange, daß Freiſprechung erſolge, ſobald fich zeige, daß bie Anklage 
nicht Wort für Wort, im jeder Einzelheit ſich als richtig erweiſt, nicht genau fo, 
wie fie lautet, in das U. bes Gerichtes übergehen kann. Eine ſolche Auffafjung 
würde aus dem auf dem Anklageprinzip ruhenden Strafprogeß ein frivoles Spiel 
machen oder den Ankläger nöthigen, durch Häufung der mannigfaltigften Eventual- 
anklagen eine unerträgliche Schwerfälligfeit in dem Strafprogeß zu bringen. Der 
moderne Anklageprozeß leitet zudem feine Berechtigung nicht aus dem inbivibuellen 
Intereſſe des Anklägers ab, da er die öffentliche Natur des Strafrechtes nicht ver- 
leugnet, fondern aus ber Gefahr, welche für die Unbefangenheit bes erfennenben 
Gerichtes daraus entftünde, wenn es über eine durch feine eigene Initiative heran⸗ 
gezogene Strafjache urtheilen jollte. Wenn nun überbied, wie dies nach der Deutichen 
Straf PO. der Fall iſt, die der Hauptverhandlung zu Grunde Liegende Anklage ihre 
Faffung duch den Beichluß eines Nichterkollegiums erhält, deſſen Einfluß auf 
die Sache mit diejer blos die nächiten Schritte vorbereitenden Aktion fein Enbe 
erreicht, jo kann wol davon nicht die Rede fein, daß aus Achtung vor ben Rechten 
des Anklägers das erfennende Gericht nur die Macht Haben dürfe, die Anklage, 
wie fie lautet, anzunehmen oder zu verwerfen. (Wo eine jelbftändige Prozeßſtellung 
des Anklägers anerlannt wird, muß man ihm übrigens das Recht lafjen, vor der 
Urtheilafällung von der Anklage zurüdzutreten.) Für die Regelung des Verhält- 
niffes des N. zur Anklage ift daher maßgebend: daß im Iniereſſe feiner eigenen 
Unbejangenheit das erfennende Gericht nicht eine That verfolgen darf, die es ſelbſt 
erſt hervorgefucht Hat und zum Gegenftande der Verhandlung und Aburtheilung macht. 
Eben darum Liegt das Wejen der Anklage, gleichviel wer deren Träger ift, darin, 
daß ein beitimmter Vorgang zur Kenntniß des Strafrichter® mit der Behauptung 
gebracht wird, daß barin eine ftrafbare Handlung einer beftimmten Perjon Tiege. 
Wenn es nicht für genügend erachtet wird, daß die Anklage fich hierauf beichräntt, 
wenn insbeſondere gefordert wird, daß bie juriftifche Qualifikation der den Gegen- 
ftand der Anfchuldigung bildenden That angegeben werde, jo hat dies feinen Grund 
darin, daß auf folche Weife ſowol die VBeichreibung der That, ala die Vorbereitung 
der Prüfung und Erörterung derſelben wejentlich erleichtert wird; das Wefentliche 
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bleibt aber der Hinweis auf das rein Thatſächliche. Es iſt daher ſchon oben be— 
merkt worden, daß das Gericht an die Rechtsanficht, von welcher der Verjaſſer der 
Anklage audging, in feiner Weife gebunden fei, es kann alfo urtheilen, daß die 
That, obgleich fich die Angaben des Anklägers über diefelbe in der Hauptverhandlung 
vollftändig bewährten, nicht unter den in der Anklage geltend gemachten ftrafrecht- 
lichen Gefichtspuntt, daß fie unter gar fein Strafgefeb oder unter ein anderes ala 
das angerufene falle. Allein nur jehr jelten wird eine ſolche Abweichung von 
der Anklage Lediglich auf Verſchiedenheit ber juriftifchen Beurteilung eines 
völlig gleihen Sachverhaltes beruhen. Haft immer wird Binzutreten, daß 
ein Theil der ausbrüdlichen oder durch Hinweifung auf einen beftimmten Delikts- 
begriff ausgebrüdten thatfächlichen Behauptungen der Anklage fi) vor den Augen des 
erkennenden Gerichtes nicht bewährte, oder daß letzteres TIhatumftände vorfindet, 
welche die Anklage nicht berüdfichtigte und die nach feiner Auffafjung bie ftrafrecht- 
liche Natur der Sache ändern‘; ober es kann Beides vereint eintreten. Die Be 
fugniß bes Gerichtes, im U. feiner auf diefe Art gewonnenen Weberzeugung freien 
Ausbrud zu geben, wird man nicht beftreiten, ſobald man anerkennt, daß 
nicht die Anklage das pofitive und die Hauptverhandlung das negative Material 
des Urtheils zu bilden Habe, fondern umgekehrt, — daß das Gericht die ihm 
durch die Anklage geftellte Aufgabe, einen beftimmten Vorfall in thatfächlicher 
und juriftifcher Hinficht zu beurtheilen, auf Grund der Hauptverhanblung zu Idfen 
hat, allerdings jedoch ohne erftere zu überjchreiten, ohne aljo feiner Beurtheilumg 
eine That zu unterftellen, auf welche die Anklage fich nicht bezog, oder Thatum:- 
ftände heranzuziehen, welche auf die Beurtheilung des Gegenftandes der Anklage 
keinen Einfluß üben. 

Diefe Grundfäge Haben in unferen StrafPO. volle Anerfennung gefunden. 
„Ueber das Ergebniß der Beweisaufnahme enticheidet das Gericht nach feiner freien, 
aus dem Inbegriff der Verhandlung geichöpften Ueberzeugung“ (Deutiche Straf PO. 
& 260). „Das Gericht ift an diejenige Beurtheilung ber That, welche dem Be 
ichluffe über die Eröffnung bes Hauptverfahrens zu Grunde Liegt, nicht gebunden“ 
(daf. $ 263 Abſ. 2). „Erachtet der Gerichtshof, daß die der Anklage zu Grunde 
liegenden Thatfachen an ſich oder in Verbindung mit den erft in der Hauptver⸗ 
handlung Hervorgetretenen Umftänden eine andere ala die in der Anklage bezeichnete... 
ftrafbare Handlung begründen, jo ſchöpft er... das Urtheil nach feiner rechtlichen 
Meberzeugung, ohne an bie in der Anklagefchriit enthaltene Bezeichnung der That 
gebunden zu fein“ (Defterreichifche StrafßO. $ 262). Vermöge diefer Grunbjähe 
kann alfo das N. dahin gelangen, bie bem Angellagten zur Laft gelegte That auf 
eine höhere oder tiefere Stufe in derſelben Klaſſe ftrafbarer Handlungen zu ftellen 
oder fie auch unter einen ganz andern Deliktsbegriff zu bringen. Doch erleibet 
diefe Befugniß Einfchräntung aus einem dreifachen Gefichtäpunft: 

1) € kann ſich zeigen, daß die That unter den Geſichtspunkt gebracht, welchen 
das Gericht für den richtigen hält, feine Machtbefugniß überfchreitet. Es Liegt in 
der Natur der Sache, daß das Gericht ſich in ſolchem Falle auf diefen Außipruch, 
welcher in der Regel die Form ber Intompetenzerflärung annehmen wird, 
mandjmal aber auch (bei abfoluter Inkompetenz) den Abbruch des Strajverfahrens 
und die Unzuläffigkeit feiner Fortſetzung enthält (f. oben I), beichränfen muß. Die 
Gejege waren übrigens bemüht, die Nothwendigkeit jolcher Beſchlüfſe möglichft jern 
zu balten. So kann eine aus ber Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung her⸗ 
dorgegangene Aenderung der thatfächlichen Boraußfegungen, welche die örtliche Kom⸗ 
petenz begründen, feinen Einfluß üben. Ebenſo ift das Gericht berechtigt, die Sache 
zu Ende zu führen, obgleich fie vermöge feiner Auffafjung berfelben eigentlich vor 
ein Gericht niederer Orbnung gehört Hätte. — Außerdem find die Schöfjfen- 
gerichte (f. diefen Art.) noch durch Spezialbeftimmungen ermächtigt, gewiſſe Straj- 
fachen abzuurtheilen, welche, wären fie in ihrer wahren Beichaffenheit früher erfannt 
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worden, gar nicht vor fie hätten gelangen dürfen. Abgeſehen Hiervon hat aber das 
Gericht über die Vorausſetzungen einer in Trage kommenden Inkompetenzerklärung 
fich ſel bſt eine Meinung zu bilden; es ift prima facie mit der Sache orbnungs« 
mäßig befaßt und muß pofitive Gründe Haben, fie von fich zu weiſen; e8 darf nicht 
etwa bor einer Behauptung oder Möglichkeit eines Sachverhaltes, welcher die Sache 
feiner Zuftändigfeit entrücken würde, jtehen bleiben, weil die Prüfung derjelben ſchon 
nicht mehr ihm, fondern dem eventuell zuftändigen Gerichte zufomme Wo bieje 
Beltimmungen nicht ausreichen, und nur die Alternative bleibt, daß das Gericht 
entweber die ihm richtig jcheinende Beichaffenheit der That unberidfichtigt lafſe oder 
eine Berurtheilung außfpreche, welche die Grenzen feiner Strafgewalt überſchreitet, 
da fteht man vor einem legislativen Problem, deſſen Löfung ſchon die bedenklichſten 
Verwickelungen hervorgerufen hat (vgl. namentlich) Stengel, Die wieberbelebte In⸗ 
ftangentbindung, München 1859; Glajer, Ge. Kl. Schriften, I. 337 Anm. 15). 
Sowol die Deutjche als die Defterr. StrafPO. waren daher barauf bedacht, 
diefen zu entgehen. Zwar behandeln fie den Gegenftand nicht in gleicher Weile. 
Die Deutſche StrafBO. ($ 270) läßt die Frage durch einen Bejchluß erledigen, 
welcher mit jehr erheblichen (und ftreitigen — ſ Voitus, Kontroverfen, I. ©. 
328 ff.) Einſchränkungen der Beſchwerde unterliegt ; die Defterr. dagegen ($ 261) 
unterwirft den „Ausſpruch“ bes Gerichtes über die Inkompetenz bemjelben Rechts- 
mittelzug, wie das Gndurtheil (88 281 3. 6, 288 3. 2), weshalb e& weiter feine 
Bedeutung hat, ob der Außfpruch in der Form des U. außzufertigen ift, wie ich und 
Krall glauben, oder in ber des Beichluffes, wie Ullmann jowie Mitterbacher, 
Neumayer und Rojenblatt meinen. Indeß kommen beide Geſetze im Haupt 
punkt überein. Sie gehen nämlich beide von dem älteren, ein förmliches Vexirſpiel 
eröffnenden Vorgang ab, welcher nach der Intompetenzerflärung in der Hauptver- 
handlung die für die ſchweren Delikte zuftändige Anklagebehörbe über die Berfegung 
in Anflageftand auf Grund bes gleichen Material berathen Tieß, erjegen aljo durch 
die Hauptverhandlung und die Inkompetenzerklärung den fonft nöthigen Beichluß 
über Berfegung in Anflageftand. Nur läßt das Seutiihe Geſetz durch denjelben 
unter allen Umftänden auch die Vorunterſuchung erfegen, während die Defterr. es 
nicht nur geftattet, daß die Vorunterfuchung nach Bedarf wieder eröffnet werbe, ſon⸗ 
dern felbft die Nothwendigkeit der Einleitung einer Vorunterfuchung, wo eine folche 
noch nicht geführt und nach der Natur ber ftrafbaren Handlung obligat ift, an= 
erkennt. Wo die VBorunterfuchung wieder aufgenommen wird, ober eröffnet werben 
muß, fönnen allerdings neue Weiterungen (die das Deutiche Geſetz mit kühnerem 
aber prompteren Griffe abjchnitt), freilich aber auch Verhältniſſe eintreten, welche 
das jpätere Verfahren vereinfachen. Wo die Sache nicht in das Stadium der Bor- 
unterfuchung zurüctritt, gelangt fie in Oeſterreich auf Grund der urſprunglichen An« 
lage und des Inkompetenzausfpruches in bie neue Hauptverhandlung. Ferner ermöglicht 
das Defterr. Geſetz die fofortige Anrufung desjenigen Gerichtes, welches über die 
ftreitig geworbene rechtliche Beichaffenheit der That in Iekter Inſtanz zu urteilen 
haben wird, und ba die Löſung, welche dieſes Gericht der Rechtsfrage giebt, in dieſer 
Sade fortan bindend ift, jo ift weiteren Schwankungen möglichjt vorgebeugt. 

Die Beftimmung des Deutſchen Geſetzes in Verbindung mit manchen 
Aeuperungen der Motive und der aus der Berathung bes Entwurfes Theil« 
nehmenben hat vielfache Meinungsverſchiedenheiten herporgerufen (vgl. Voitus, 
Kontroverfen, I. ©. 310 ff.), die unmöglich Iediglich auf Grund einzelner ber 
dabei und im Gefehe gebrauchten Ausdrücke ausgetragen werben können. Es 
fommt wejentlich auf bie Natur der dem Gericht geftellten progefjualen Aufgaben 
an. Man muß dabei von folgenden Sätzen ausgehen: Das Gericht hat die ihm 
vorliegende Anklage durch alffeitige Würdigung der den Gegenftand berfelben 
bildenden That zu erledigen, ſofern ihm nicht ein unüberwinbliches Hinderniß ent 
gegentritt. Gin jolches läge aber dann vor, wenn e& zu ber Meberzeugung gelangt, 
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daß der Angeklagte wegen einer ſtrafbaren Handlung zu verurtheilen ſei, bezüglich 
welcher die Straſgewalt einem Gerichte höherer Ordnung zukommt. In dieſem Falle 
hat das Gericht fich der Aburtheilung über die That zu enthalten, zugleich 
aber bezüglich derſelben — der ihr von ihm beigemeſſenen juriftiichen Natur gemäß 
— die BVerrichtungen vorzumehmen, welche mit der Fafſung des Beichluffes auf 
Eröffnung bes Hauptverfahrens zufammenhängen. 

Aus diefen Grundjägen folgt zunächſt, daß in erfter Linie das Gericht ſich bie 
Ueberzeugung zu verichaffen hat, daß es ihm nicht möglich fei, feiner primären 
Aufgabe definitiver Erledigung der Anklage gerecht zu werden. Abgejehen von 
allem Anderen Hat der Angeklagte, zumal wenn er in Haft ift, ein Recht anf ſo— 
fortige Austragung der Sache und ein ſehr großes Intereſſe daran, daß er nicht 
durch längere Zeit noch Hingehalten und von Gericht zu Gericht gefchleppt werde. 
Bloße Möglichkeiten, bloße Behauptungen ſei es faktifcher, jei e& rechtlicher Natur 
können das Gericht der hieraus erwachſenden Pflicht, feiner formell bereits begrün- 
deten Zuftändigfeit nicht entkleiden; e8 Hat alſo die Sache joweit aufzuklären und 
zu führen, daß es fich eine beftimmte Meinung über die Statthaftigfeit der faltiſchen 
und rechtlichen Behauptungen bilden kann, vermöge welcher die That unter den 
Geſichtspunkt eines feine Zuftändigfeit überfchreitenden Deliktes jallen fol. Weber 
zeugt es fich, daß die That nicht begangen ift, daß fie dem Angeflagten nicht zur 
Laſt gelegt werden kann, daß die Umftände nicht vorhanden find, welche die Unter 
ordnung unter einen anderen Deliftsbegriff begründen, jo hat e8 in der Sache ſelbſt 
das U. ebenfo zu fällen, wie wenn ed einen angeregten rein juriftiichen Zweifel nicht 

ch anzueignen, die Behauptung nicht ala richtig anzuerkennen vermag, "daß die 
That (unverändert fo angenommen, wie dies im Beichluß auf Eröffnung des Haupt- 
verfahrens gejchah) unter einen anderen Deliftäbegriff jalle. Es ift nicht richtig, 
daß e8 über Hypotheſen diefer Art deshalb nicht urtheilen dürfe, weil e8 nicht zu⸗ 
ftändig wäre, über eine in gehöriger form erhobene Anklage wegen jenes ſchwereren 
Verbrechens zu urtheilen. Eine folche Anklage ift eben nicht da und im @egen- 
theile eine formell aufrecht ftehende, unter feine Zuftändigfeit fallende Anklage noch 
zu erledigen. Diefer feiner Zuftändigfeit müßte es, wäre ber Sazt richtig, daß ihm 
ein auch negativer Ausſpruch jchon über die nur in Frage geftellte ſchwerere, ſtrafbare 
Handlung gar nicht zulomme, die bloße Anregung der Rechtsfrage allein ſchon ent- 
kleiden, aljo die bloße ala unhaltbar von ihm fofort erfannte Behauptung genügen, um 
die Hauptverhandlung zum Stillftande zu bringen. Ueberbies ift ber ergebende Be- 
ſchluß ja kein blos negativer: die Deutjche StrafPO. mißt ihm geradezu die Be 
deutung eines das Hauptverfahren eröffnenden Beichluffes bei; inſofern ift das er= 
tenmende Gericht mit der Sache doch mindefteng in demjelben Maße befakt, wie das 
dag Hauptverfahren eröffnenbe; und da dieſes jedenfall berechtigt ift, feiner Ueber⸗ 
zeugung vom Nichtvorhandenfein der thatfächlichen oder rechtlichen Vorausſetzungen 
der Verurtheilung wegen des nun in Frage kommenden Verbrechens durch einen 
Spruch Ausdruck zu geben, welcher ber Hauptjache nach die Freiſprechung enthält, 
fo kann diefe Befugniß dem Gericht in ber Hauptverhanblung wol auch nicht ab» 
geiprochen werben. Der von einer Seite angeregten künftlichen Theilung feiner Funktion, 
vermöge deren es auch den negativen Ausfpruch nur in der Form des definitiven 
Einftellungsbeichlufies (StrafPO. 8 202) fällen follte, ſei damit nicht das Wort 
geredet; der bloße Vortheil der Erleichterung der Wiederaufnahme, der daraus ab» 
geleitet wird, vermag nicht? daran zu ändern, daß fich die Sache bereits im 
Stadium der mündlichen Hauptverhandlung befindet, und daß eine definitiv durch 
U. zu erledigende Anklage vorliegt, während die Vorausſetzung, unter welcher allein 
das 1. unterbleiben Tann, ja eben durch den vorgeichlagenen „Beſchluß“ verneint 
werben foll. Ueberall aljo, wo die Sache fo Liegt, daB das Gericht, hätte e8 über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens bezüglich des ſchweren Deliktes zu berathen, dieſe 
nicht beichließen würde, fällt es das U. in der Sache, ohne fich durch die aufs 
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getauchte Kompetenzfrage von der Freiſprechung (von der urſprünglichen Anklage) oder 
von ber in feiner Kompetenz liegenden Berurtheilung abhalten zu laffen, und nimmt 
den Ausſpruch über die Ablehnung des Antrages auf Erklärung der Unzuftändigfeit 
nur in die Entfcheidungsgrände auf. 

Aus diefer Auffaffung der durch $ 270 der Deutjchen StrafPO. dem Gerichte 
geftellten Aufgabe ergiebt ſich daher auch, daß ala Regel bie Durchführung der 
vollftändigen Hauptverhandlung anzufehen fein wird. Nach zwei Seiten Hin kann 
aber Anlaß zu einem abweichenden Vorgang gegeben fein: Es kann jo ftehen, daß 
der Umftand, welcher, jeftgejtellt, unzweifelhaft die That der Zuftändigfeit des Ge- 
richtes entrüden würde, weder als ausgeſchlofſen noch ala jeitgeftellt anzufehen ift, 
und daß e8 dazu neuer Beweißerhebungen bedarf, und zwar jolcher, die nicht jofort 
erfolgen fünnen. Es wäre nun wiberfinnig, die Hauptverhandlung auszuſetzen und fie 
unter Nachholung der fraglichen Beweisaufnahme zu wieberholen, unter Umftänden, wo 
zu erwarten ift, daß die wiederholte Hauptverhandlung mit einer Unzuftändigerflärung 
jchließen und nur den Uebergang zu einer dritten Hauptverhandlung bilden werde. 
Da nun die Berweifung an den Unterfuchungsrichter ebenfowenig ala die Fortfegung 
einer auf mehr al vier Tage außgejekten Hauptverhandlung zuläffig ift, da ferner 
dag Gericht nicht einen Thatumftand dadurch für befeitigt anfehen Tann, daß er 
nicht in der Hauptverhandlung fofort jeftzuftellen ift, bleibt wol nichts übrig ala 
die Nichtzuftändigkeit auszuſprechen und die Erprobung des fraglichen Umftanbes dem 
für das fchiverere Delikt zuftändigen Gericht zu überlafien. Wie fteht es aber um- 
gefehtt, wenn ſchon in einem frühen Stadium der Hauptverhanblung zu Tage tritt, 
daß ein Umſtand vorhanden ift, welcher die Sache unter den Gefichtspunft eines die 
Zuftändigfeit des Gerichte überjchreitenden Deliktes bringt? Ober wenn, was mir 
auf dafjelbe hinauszukommen fcheint, fich eine juriftiiche Auffaffung geltend macht, 
welche von der dem Erbffnungsbeſchluß zu Grunde liegenden dadurch abweicht, daß 
fie einem der demjelben zu Grunde Liegenden Thatumftände diefe Bedeutung beilegte ? 
Iſt es unbedingt nothwendig, daß das Gericht fich, den Parteien und ben Aus— 
tunftsperfonen die Durchführung einer Beweißaufnahme auferlegt, welche, wie jchon 
jegt für die Richter jeftjteht, würde wieberholt werben müfjen? Mir fehiene bag 
nicht zweckmäßig, und ich würde e& daher für pflichtmäßig mur dann Halten, wenn 
es zweifellos wäre, daß es durch das Geſetz geboten ſei. Nun fpricht allerdings 
das Gejeh davon, daß fi „nach dem Ergebnifje der Verhandlung“ die Unzuftän- 
digfeit Berausftellen müfje; aber daraus ſcheint mir nicht zu jolgen, daß die „VBer= 
handlung“ den gleichen Umfang haben müffe, wie wenn es auf die befinitive 
Erledigung ber Anklage abgefehen wäre. Es kommen auch jonft Fälle vor, in 
welchen eine twejentliche Kürzung der Hauptverhandlung zuläffig und nöthig ift 
(j. d. Art. Hauptverhandlung Bd. IL. ©. 291— 293); das Gericht Hat der Ber- 
handlung die Richtung zu geben, welche nötig ift, damit ber Spruch, welcher zu 
ergehen hat, vollftändig vorbereitet fei; Verhandlungen aber, welche nach Lage ber 
Sache ganz vergeblich geführt würden, ift es zu unterlaffen mindeſtens berechtigt, 
gegenüber den Parteien und den durch die Verhandlung beläftigten Zeugen auch ver« 
pflichtet. Aber allerdings verlangt das Gefek eine „Verhandlung“, und dies mit um fo 
mehr Grund, weil jonft die Abweichung von dem bie Grundlage ber Verhandlung 
bildenden Beſchluß (Eröffnunggbefchluß) ohne prozeſſualen Halt wäre. Diefer Beſchluß 
iſt das Einzige, was ben Mitgliedern des Gerichtes, außer dem Vorfigenden, von ber 
Sache befannt ift; er enthält nach $ 205 der StrafpO. eine Anklageformel, in welcher 
die That „unter Hervorhebung ihrer gejehlichen Merkmale“ bezeichnet, alſo zwar indi« 
vidualifirt, aber nicht in konkreie Umftände aufgelöft ift; die für wahrjcheinlich er⸗ 
achteten „Thatjachen, in welchen die gefeglichen Merkmale gefunden werden“ ($ 266), die 
Ergebniffe der Vorunterfuhung u. ſ. w. finden fi} darin nicht. Kaum jemals wird 
daher der bloße Wortlaut des Eröffnungsbefchlufies hinlängliche Anhaltspunkte bieten, 
um eine Differenz der Anjchauungen über bie Rechisfrage klar hervortreten zu laſſen 
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(es wäre denn, daß eigentlich nur bei der Berathung über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens überftimmte Richter die Kontroverje in neuer Umgebung erneuern). Gewiß 
ift ferner, daß das Gericht, welches die Hauptverhandlung abhalten foll, vor der- 
felben den Eröffnungsbeichluß nicht umftoßen kann. Aber nicht blos aus dieſen 
formellen Gründen bedarf es einer Aufklärung und Grörtenmg der Sache in ber 
Hauptverhandlung. Die Parteien haben an der Enticheidung ein großes Intereffe; fie 
möüfjen gehört werben, umd ihre Erklärungen und Anträge werden allein das Gericht 
in die Lage jehen, darüber ins Klare zu kommen, welchen Umfang die Hauptver⸗ 
banblung gegenüber ber in® Auge gefaßten Aenderung der Beurtheilung der That 
anzunehmen hat. Wenn 3. B. der Angeklagte jchon daB urfprängliche Fundament 
der Anklage beftreitet, wenn er glaubt, eine ſofortige Freiſprechung erlangen zu kön⸗ 
nen, wäre es unbillig, daß ein Gericht fich darüber Hinausfegt, welches von der 
Sache gar nichts weiß, das nicht einmal von der Anklagefchrift amtlich Kenntniß 
hat. Umgelehrt, wenn der Angellagte ſich der urſprünglichen Antlage gegenüber 
ſchuldig erklärt und nur dasjenige beftreitet, was derſelben einen anderen Charakter 
verſchaffen ſoll, wird es genügen, fih über die thatfächliche Vorausſetzung der Ab- 
weichung von der Anklage Aufklärung zu verichaffen. Die Beranlafjung einer Ber 
handlung über die Frage der Unzuftändigfeitserflärung Tann eine Antegumg bes 
Vorſitzenden oder ein Antrag einer Partei bilden; das Gericht wird, wenn es glaubt 
eine ausreichende Grundlage für jeine Beichluffafjung gewonnen zu haben, die Ber 
handlung unterbrechen, über die Unzuftändigerflärung berathen und wenn jein Be 
ſchluß dagegen ausfällt, die Fortfegung der Hauptverhandlung mit möglichft zu⸗ 
rüdhaltender Begründung verfügen. 

2) Liegt ber Ausſpruch, den das Gericht vermöge jeiner von der Anklage ab- 
weichenden Auffaffung zu fällen beabfichtigt, innerhalb feiner Kompetenz, jo bedarf 
es nichtedeftoweniger angefichts einer folchen Abweichung von der Anklage prozeſ⸗ 
fualifher Borfihtsmaßregeln, um ben Parteien volles richterliches Gehör 
und Schuß gegen Ueberrafchungen zu gewähren. Das Oeſterreichiſche Geſetz ($ 262) 
beſchränkt fich darauf, zu verfügen, daß der Gerichtähof ein ſolches u. nur fällen 
Tönne, „nachdem er die Parteien darüber gehört und über einen alljälligen Ber 
tagungsantrag entjchieben hat“. Der $ 264 ber Deutfchen StrafPO. faßt im erfter 
Linie dabei den Angeflagten ins Auge, orbnet an, daß ſowol gegenüber einer mög- 
lichen „Veränderung bes rechtlichen Geſichtspunktes“ als bezüglich neu hervortretender, 
die Strafbarkeit erhöhender Umftände eine ausbrüdliche „Hinweifung“ erfolgen und 
ihm „Gelegenheit zur Bertheidigung gegeben werden müfle“. Gegenüber von Um⸗ 
fänden, welche die Anwendung eines ftrengeren Strafgejehes zulafſen“, ift ihm ein 
tategorisches Recht auf Ausſetzung der Hauptverhandlung eingeräumt, fofern er „unter 
der Behauptung, auf die Vertheibigung nicht genügend vorbereitet zu fein, neu her⸗ 
vorgetretene Umftänbe* beftreitet. Diejes unbebingte Recht des Angellagten Tann 
eine ſchwierige Lage bereiten, wenn die ftrengere Beurtheilung wol angeregt, aber 
ihre Aneignung durch das Gericht jehr ummwahricheinlih ift. Bei der N.fällımg 
durch Nichterkollegien fteht aber gewiß nichts im Wege, daß das Gericht den Bes 
ſchluß über den Vertagungsantrag ausfege und daß derſelbe ala erledigt zu betrachten 
ift, wenn von ber ftrengeren Beurteilung im Enburtheil Umgang genommen wird. 
— Andererfeits ift auch die Staatsanwaltſchaft zu hören und berechtigt, Ausſetzung 
der Verhandlung zu beantragen, deren Nothwenbigfeit und Zweckmäßigkeit aber das 
Gericht frei beurtheilt; ebenjo wie bei einem Antrage auf Ausſetzung der Berhand- 
lung, den der Angellagte unter Umftänden ftellt, wo er ein Recht darauf nicht hat. 

3) Die wichtigite Beſchränkung zuläffiger Abweichungen de U. von der Anklage 
begründet aber die Forderung der Identität ber beiden zu Grunde liegenden 
That. „Gegenftand der Urtheilsfällung ift die in der Anklage bezeichnete That,” 
fagt $ 263 der Deutfchen StrafPO., alkerdings mit dem in Vorſtehendem beleuchteten 
Zuſatze: „wie fich diejelbe nach dem Ergebniffe der Hauptverhandlung darftellt.“ 
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Die Oeſterr. StrafpO. verfügt 8 267: „An die Anträge des Anklägers ift der 
Gerichtshof nur infoweit gebunden, daß er den Angeflagten nicht einer That ſchuldig 
erklären fann, auf welche die Anklage weder urjprünglich gerichtet, noch während 
der Hauptverhanblung ausgedehnt wurde.“ Beide Geſetze legen hier allerdings den 
Zon auf „That“ (dag materielle Faktum) im Gegenſatz zu ber juriftifch beurtheilten 
That, der ftrafbaren Handlung. Damit ift die Bedeutung der Anklage für ben 
Heutigen Strafprogeß in Uebereinftimmung mit der Ausführung unter II. gefenn= 
zeichnet: als die Anrufung der richterlichen Prüfung und Entſcheidung bezüglich 
eines beftimmten Vorganges eines bejtimmten Menfchen; allein es muß doch ſtets 
dieſelbe That Gegenftand der Anklage wie der Aburteilung fein. So unbeftreit- 
bar und unbeftritten der Sat ift, jo ſchwierig ift jeine Durchführung, bie Abgrenzung 
zwiſchen der verfchiedenen Beurtheilung derfelben und der Subftituirung einer 
anderen That. Der fcheinbar nächftliegenbe Gedanke wäre: zwar eine abweichende 
juriftiiche Beurtheilung, aber nicht die Annahme anderer Thatjachen zu geftatten. 
Allein die Anklage Hat zwar eine beitimmte That vor Augen, fie kann diefe aber 
in prozeffualifch verwerthbarer Weife nicht anders als in der Unterordnung unter 
einen bejtimmten Deliftbegriff befchreiben, und fo ift Die Annahme einer anderen 
Qualifikation im Urteil gar nicht denkbar, ohne daß auch der Sachverhalt anders 
Teftgeftellt wird, ala wie er in der Anklage behaupiet wurde. Die einjachfte und 
unbedenklichfte Mobifilation ift dann freilich diejenige, bei welcher nur einzelne, in 
der Anklage behauptete Umftände in Wegfall kommen, gewiſſermaßen ausgeftrichen 
werden. Wollte man aber an dieſer Grenze ftehen bleiben, jo würben zahlreiche, objektiv 
nicht gerechtfertigte Freiſprechungen eintreten müffen, blos weil der wahre Sachverhalt 
zur Zeit der Anflage nicht befannt war, oder auch nur die Auffaffung des Gerichtes 
nicht vorbergefehen wurde. Andererſeits aber würde, wenn jede jolche Abweichung der 
Anklage wegen Mangels der Identität ber in ihr bezeichneten und der ins U. aufzu« 
nehmenden That ausgeſchloſſen wird, eben diefer Mangel der Identität es rechtfertigen, 
daß die Anklage in der Faſſung erneuert wird, wie fie das Gericht in feinem N. jeft« 
geftellt hätte, wäre ihm das geftattet gewejen. Das würde aber ben Angellagten in 
die Lage bringen, ftatt eines Prozefjes mehrere, in vielleicht unabjehbarer Reihe über 
fich ergehen zu laſſen, möglicherweife auch dahin führen, daß das Gericht, welches 
über die erneute Anklage urtheilen joll, wieber von einer anderen Auffaffung geleitet 
wird, und jo würden endloje Verwickelungen entftehen und es würbe die Gefahr 
immer größer, daß Wahrheit und Recht einer bloßen Form zum Opfer fielen. 
Eben darum darf man die Frage nach der Identität des Gegenftandes der Anklage 
und des Urtheils nicht nach anderen ald ben Geſichtspunkten beurtheilen, welche aus 
der zu Löfenden progefjualen Aufgabe fich ergeben. So auigejaßt, hat das U. bie 
den Gegenftand der Anklage bildende That einer erjchöpfenden Prüfung zu unter 
ftellen, aber auch einer endgültigen, jeden aus ihr irgend abzuleitenden ftrafrechtlichen 
Anspruch Tonfumirenden. Ohne in Einzelheiten eingehen zu können, welche jonft in 
ſehr großem Umfange erörtert werden müßten, glaube ich folgende Grundregeln auf 
ftellen zu können: 1) Der Richter hat alle ihm durch die Anklage vorgelegten That- 
umftände, fie jeien nun ansdrüdlich erwähnt oder unausgebrüdt von der Anklage 
ihrem Sinne nach mit umfaßt, nach Beſtand und rechtlicher Bedeutung zu prüfen; 
teinen biefer Umftände darf das Urtheil ala möglichen Beitandtheil oder ausſchließ⸗ 
lichen Gegenſtand einer neuen Anklage unerledigt zurücklaſſen. 2) Er hat aber 
auch alle diejenigen Thatumftände hervorzuziehen, die entweder die Vertheidigung 
geltend macht, oder welche aus der Beweisaufnahme in der Hauptverhanblung ihm 
entgegentreten, und deren Nichtberüdffichtigung bewirken würbe, daß fein Ausfpruch 
über die unter 1) erwähnten Thatumftände ein in thatfächlicher ober rechtlicher 
Hinſicht unrichtiger wäre, gleichviel übrigens, ob dieſe Unrichtigleit dem Anr 
gellagten zu ftatten käme oder nicht. 8) Dagegen bat er alle diejenigen That« 
v. Holgendorff, Gnc. II. Weditäleriton II. 9. Aufl. 63 
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umſtände von der Feſtſtellung und Beurtheilung auszuſchließen, welche in den 
fo bezeichneten Kreis der durch die Anklage ihm unterſtellten Thatſachen nicht fallen. 
4) Eine entcheidende Probe für die Nichtidentität des Gegenftandes der Anklage und 
des U. bildet e®, wenn fich zeigt, daß diejelben neben einander beitehen könnten und 
falls fich beide bewähren, nicht unter den Geſichtspunkt eines Deliktes ober ber 
ibealen Konkurrenz fielen, jondern unter, ben der realen Konkurrenz. 

Man bringt die Hier erörterte Frage häufig unter den Gefichtspunft der Klage- 
änderung ober Anklagebefferung. Allein der Wille des Anklägers hat Hier 
gar keinen Einfluß; ficherlich Hat er ihm nicht nach der Deutfchen StrafBD., wo 
der Staatsanwalt ja eine von ihm nicht ausgehende, von ihm nicht verfaßte An= 
lage zu vertreten Hat, von der er nichts fallen lafien, der er nichts Hinzufügen 
fann. Aber auch nach der Defterr. StrafPO. kann der Staatsanwalt zwar jeine 
Anklage zurüdziehen, aber eben nur mit der Wirkung, daß deren Gegenftand durch 
ein zwar auf dieſem formellen Grunde ruhendes, aber doch freifprechendes 1. 
endgültig erledigt wird. Er mag ferner Erklärungen abgeben, vermöge welcher er 
auf das progefjuale Recht der Anklage, daß einzelne ihrer Behauptungen der Prüfung 
und Urtheilsfällung .unterftellt werden, verzichtet. Allein fo Lange er die Auflage 
nicht ganz zurüdzieht, bleibt fie das Objekt der freien und uneingefchränften Prüfung 
des Richters und was nicht durch fie ſchon der letzteren unterftellt wurde, das kann 
nicht durch nachträgliche Erflärungen ihr hinzugefügt werden. Wenn daher die Oefterr. 
Straf PO. $ 267 von der Ausdehnung ber Anklage fpricht, fo kann dies nur anf 
neue Thatfachen bezogen werben, welche den Gegenſtand einer weiteren, erft in 
der Hauptverhandlung erhobenen Anklage bilden (f. unten); das Recht des Berichtes, 
den Gegenftand der urfprünglichen Anklage nach allen Seiten frei zu wilrdigen, 
wird durch Erklärungen ber Parteien weder erweitert noch beengt; wohl aber Tann 
durch Anträge derfelben die Pflicht begründet werben, die angebeuteten neuen Ge— 
fichtspunkte zu prüfen und fich Über das Ergebniß diefer Prüfung in der Begründung 
des U. ausdrüdlich auszuſprechen. — Andererſeits erleidet das Recht der freien 
Prüfung des Gerichtes eine Einfchränfung durch das Parteirecht inſofern, als die 
Rechtafraft früherer Entfcheidungen nicht unbeachtet bleiben darf. Wie weit dieſe 
reicht, wie weit namentlich die bei der Entjcheidung über die Berfegung in Anklage 
Stand (Eröffnung des Hauptverfahrens) ergangenen negativen Ausſprüche ber Rechts- 
kraft fähig find, ift hier nicht zu erörtern. Es kann aber auch bei Wiederholung der 
Hauptverhandlung auf Grund der theilweien Aufhebung des erften Urtheils die 
Rechtskraft des Iehteren ein Hinderniß der alljeitigen Beurtheilung bilden. 

IV. Bon dem Fall der Abweichung des U. von der Anklage ift der der Aus— 
dehnung des eriteren auf eine That, welche durch letztere gar nicht berührt 
war, ganz verſchieden, was fich fchon darin zeigt, daß in erfterem Fall an die 
Stelle der in der Anklage enthaltenen Behauptung im 1. eine andere fyeftftellung 
tritt, während im Ießteren Falle neben den Ausfpruch über jene ein zweiter Ausſpruch 
über eine andere That tritt, dag U. alfo möglicherweife den Angeklagten zweier real 
konkurrirender ftrafbarer Handlungen ſchuldig findet, wo ihm die Anklage nur eine 
zur Laft gelegt Hatte. In folchen Fällen findet eigentlich ein abgekürztes Verfahren 
ftatt. Der Umftand, daß einerfeits eine Hauptverhandlung wider den Angeflagten ftatt- 
findet, andererſeits bei diefer Gelegenheit eine neue Anfchuldigung wiber ihn hervor⸗ 
tritt, wird dazu benußt, Teßtere fofort zu erledigen. Der Vorgang ift, ala eine 
Abkürzung, als Weglaffung von Förmlichkeiten, welche das Geſeß fonft vorjchreibt, 
ein ausnahmsweiſer und kann nur kraft ausdrüdlicher geſetzlicher Zulaffung ftatt- 
finden, welche jelbftverftändlih an Bedingungen geknüpft fein muß, die geeignet 
find, jede Gefahr ber Verlegung weſentlicher Prozehgrundfäge fern zu Halten. Im 
Allgemeinen kann der Vorgang feine Rechtfertigung nur darin finden, daß es im 
Intereffe des Angeflagten jelbit Liegen muß, Beſchuldigungen, die fi gegen ihn er- 
heben, möglichft raſch der Aburtheilung zugeführt zu fehen, — daß die aus der 
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Hauptverhandlung an ſich für ihm hervorgehende peinliche Lage, welche ihm mög— 
licherweiſe durch Vorunterſuchung und Prüfung der Verſetzung in Anklageſtand erſpart 
werden könnte, in ſolchem Fall ſchon gegeben iſt — daß endlich auf die Vermeidung 
umndthigen Zeit⸗ und Koftenaufwandes, ſowie der Beläſtigung der Zeugen Rückficht 
zu nehmen iſt. Sowol die Deutſche ($ 265), als die Oeſterr. StrafpO. ($ 263) 
gejtatten bie fojortige AburtHeilung ; doch gehen fie dabei von ganz verfchiebenen 
Gefichtspunkten aus. In die Deutiche StrafPO. fand die Beftimmung, gegen den 
Wiberfpruch der Regierungen und erft bei wiederholter Abftimmung in der Kommiſſion, 
auf Vorſchlag v. Schwarze’8 Eingang, als ein Mittel zur Milderung der Folgen 
des jo jchroff Hingeftellten Legalitätsprinzips. Abgejehen von der felbftverftändlichen 
Bebingung, daß die neue That nicht die (Fachliche) Zuftändigkeit des Gerichtes über— 
fchreiten darf, fordert das Deutſche Geſetz einen förmlichen Antrag der Staatan- 
waltſchaft und die Zuftimmung des Angeflagten zur fofortigen Aburtheilung. Außer 
dem ſoll der Vorgang nicht geftattet fein, wenn die neue That ala ein Verbrechen 
fich darftellt (bezüglich der Schwurgerichtsfachen f. d. Art. Frageſtellung). Die 
Entſcheidung über die Einbeziehung der neuen That in die Hauptverhandlung ift 
lediglich ind Ermeffen bes Gerichtes geftellt; wie im Falle der Ablehnung vorzu= 
gehen ſei, ift nicht näher beiprochen. — Das Defterr. Strafgeſetz v. 1852 Hat die 
Beftimmungen über die Behandlung koönkurrirender Delikte jo eingerichtet, daß 
eine neu binzulommende That, wenn fie nicht mit ſchwererer Strafe bedroht iſt, ala 
der urfprüngliche Gegenftand der Anklage, lediglich eine ftrenge Bemeſſung ber 
Strafe innerhalb des für letztere geltenden Strafjaßes begründet; ihr Herbortreten 
ſteht alfo progefinalifch dem eines Straffchärfungsgrundes gleich. Außerdem macht 
das Syitem der Zufammenrechnung der durch mehrere Diebftahle-, Veruntreuungs- 
fatta u. ſ. w. angerichteten Schäden eine einheitliche AburtHeilung unter Umftänden 
nothwendig (in welchem alle die neu herbortretende That geradezu als ein die 
Beurtheilung des urfprünglichen Anktlagegegenftandes ändernder Umftand nach 88 261 
und 262 — ſ. oben unter III. — behandelt werden muß), immer aber wünjcheng- 
werth. Auf der anderen Seite foll aber auch der Angeklagte gegen willfürliches, 
jpäteres Hervorziehen der That geichüßt werden. Die Vorausſetzung der hier an= 
zuwendenden Beſtimmungen ift mit denjelben Worten formulirt, wie in ber Deutfchen 
Straf PO.: „Wird der Angeflagte bei der Hauptverhandblung noch einer anderen 
That beichuldigt, ala wegen welcher er angeflagt war”. Wegen der in der Oefterr. 
Straf PO. aus ber ftilljchweigenden Webergehung ber Sache gezogenen Folgerungen 
muß bier auf das Wort Bejhuldigung, im Gegenfage zu einer bloßen ver- 
bächtigenden Aeußerung u. dgl. Gewicht gelegt werben; andererſeits ift bie Selbit- 
bejchuldigung hier nicht ausgeſchloſſen. Gefordert wird jerner, daß ein berechtigter 
Ankläger die Verfolgung einleitet. Die in diefem Yalle eintretenden Eventualitäten 
fönnen folgende fein: 

A. 1) Der Ankläger begehrt fofortige Aburtheilung, der Angeklagte ſtimmt zu 
und auch das Gericht findet fein Bedenken. 2) Der Angeklagte verweigert die 
Zuftimmung; dies ift entfcheidend, wenn die neue That unter ein ſtrengeres Straf⸗ 
geſetz Fällt, al die den urfpränglichen Gegenſtand der Hauptverhandlung bildende. 
3) Der Angellagte macht andere Gründe geltend, welche die fofortige Aburtheilung 
zu hindern geeignet find, ober dag Gericht jelbft nimmt ſolche Gründe als vorhanden 
an und lehnt die jofortige Aburtheilung ab. (Die Ablehnung bes Bertagungs- 
antrages ift nach Defterr. Recht nicht einfach in das Ermeſſen geftellt, jondern kann 
durch Nichtigkeitsbeichwerbe gegen das Endurtheil angefochten werben.) B. Iſt 
aus einem der vorftehend angegebenen Gründe die jojortige Aburtheilung nicht mög⸗ 
lich oder beantragt fie der Ankläger gar nicht, obgleich er die Verfolgung fich vor— 
behält: fo fann der Gerichtshof, wenn er dies zweckmäßiger findet, die Hauptver« 
handlung abbrechen und die Entſcheidung über alle dem Angeklagten zur Laſt 
fallenden Handlungen einer neuen Hauptverhandlung vorbehalten, außerdem urteilt 
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er über den urfprünglichen Gegenftand der Anklage ab und fonftatirt im U. den 
Borbehalt abgefonderter Berfolgung, für deren Einleitung dem Ankläger eine Frift 
von drei Tagen vorgezeichnet ift. C. Sind bei der Hauptverhandlung Berbadhts- 
gründe wegen einer anderen That hervorgetreten, ohne daß ber anweſende, zu ihrer 
Verfolgung berechtigte Ankläger entweder fofortige Verhandlung oder den Vorbehalt 
abgejonderter Verfolgung begehrt hat, jo Tann letztere nicht mehr ftattfinden. 

V. Saffung des U. Das N. ift die Erledigung der Anklage; die Er- 
ledigung befteht darin, daß ber Angeklagte verurtheilt oder freigefprochen wird 
($ 259 der Deutichen, $$ 259, 260 ber Oefterreichiichen StrafpO.). Das U. zer- 
fällt in drei Beftandtheile: 1) einen Eingang, welcher die Formalien, die 
Angaben über die Beranlafjung der Hauptverhandlung, Tag und Ort ber Abhaltung, 
die Zufammenjegung des Gerichtes, die Parteien, die Art de Verfahrens u. ſ. w. 
enthält ($ 275 Abſ. 3 der Deutichen StrafpPO., $ 270 Ziff. 1—5 der Defterr. 
StrafpPO.); — 2) den Spruch (Tenor, Urtheilsformel [Deutiche StrafpO. $ 265]. 
dispositif); 3) die Gründe (vgl. d. Art. Entſcheidungsgründe). Das ver- 
urtheilende Erfenntniß ift in erfter Linie ein deklaratives; es erflärt dem 
Angeklagten ſchuldig einer beftimmten ftrafbaren Handlung, welche nach ihren ge— 
jeglichen Merkmalen unter Bezeichnung des individuellen Vorganges, in welchem fie 
erblickt werden, anzugeben ift; dabei findet feine Erzählung des Herganges, feine 
Aufnahme von jaktifchen Details ftatt, ſoweit fie nicht angegeben jein müflen, um 
die den Gegenftand der Aburtheilung bildende That von anderen zu unterjcheiben. 
Ueber dieſen weientlichen Inhalt des verurtheilenden Erkenntniſſes ſprechen ſich die 
Deutſche und Defterreichifche StrafPO. der Sache nach übereinftimmend aus, die 
erftere, indem fie die Angabe der „für erwiefen erachteten Thatfachen, in welchen die 
gejeglichen Merkmale gefunden werben“, in bie Urtheilsgründe verweift ($ 266), 
womit alſo außgeiprochen ift, daß die geieglichen Mertmale in den Spruch ge- 
hören, die Darftellung des Herganges in die Gründe zu verweilen ift. Daffelbe 
Refultat ergiebt die Vergleichung der 88 260 und 270 der Defterr. StrafPO. 
Letztere verweilen in den Spruch auch die Angabe der angewenbeten ſtrafgeſetzlichen 
Beltimmungen, während das Deutſche Geſetz auch dieſe jowie die Anführung ber 
Umftände, welche für die Zumefjung der Strafe beitimmend geweſen find, in die 
Gründe verweiſt; bezüglich der Strafzumefjungsgrünbe verfügt die Oeſterr. Straf} D. 
G 270 3. 7) das Gleiche; die Defterreichiiche Praris nimmt Häufig auch diefe in 
den Spruch auf, wozu allerdings die StrafPO. keinen Anlaß gab ($ 270 3. 7). 
— Gelbftverftändlih wird das Urtheil mehrere Sprüche über die Schulbfrage 
enthalten, wenn die Anklage mehrere reell konkurrirende ftrafbare Handlungen bem 
Angeklagten zur Laft legt. Betrifft dagegen bie Anklage nur eine That, fo kann 
auch nur ein Spruch ergehen. Iſt diefer ein verurtheilender, jo bezeichnet er die 
ftrafbare Handlung, die das Gericht als vorhanden anfieht; er enthält aber nicht 
die außdrüdliche Verneinung der Ausfprüche, welche die Anklage ober Vertheibigung 
begehrt haben, oder welche fonft in der Verhandlung angeregt wurden. Die Ab- 
mweichung des Urtheild von der Anklage ergiebt fich aus der Vergleichung beider und 
it in den Gründen zu rechtfertigen, aber nicht im Spruch ſelbſt hervorzuheben; das 
gilt gleichmäßig von dem Falle der Aenderung der Dualififation, von demjenigen, 
wo ſich die Anklage nur theilweife bewährte und jelhft von dem, wo bie Anklage 
eine ideale Konkurrenz annahm, das Urtheil aber eine ber beiden Qualififationen 
ablehnt. An den Spruch, der den Angellagten für ſchuldig erflärt, ſchließt fich 
dann die daraus fich ergebende praftifche Folgerung: die Verhängung ber Strafe und 
der Ausſpruch über die Koften des Strafverfahtens ; nach Defterr. Recht (über dieſe 
Partien des Strafurtheils ſ. $ 260 3. 3 u. 5) kommt noch die Entfcheidung über 
die privatrechtlichen Anfprüche Hinzu. — Die Schuldigerflärung des Angeklagten iſt 
aber nicht blog die Begründung ber eben angeführten Beltimmungen des U.. 
ſondern deffen Hauptinhalt. 
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Im freiſprechenden Erkenntniß hat der Spruch nur die Ablehnung der 
Anklage zu enthalten; es ſteht dem Schuldſpruch Hier nicht eine negative Deklara— 
tion gegenüber; erft in den Gründen ift außzufprechen, „ob der Angeklagte für nicht 
überführt oder ob und auß welchen Gründen die für eriviefen angenommene That 
für nicht ftrafbar erachtet worden iſt“ (Deutiche StrafPO. 8 266). Dieje Yormu= 
lirung ift ſehr weit, und jchließt auch alle Fälle ein, wo das Gericht die That 
nicht für ftrafbar erachtet, weil die Strafverfolgung ausgejchlofien ift. Daß fie.die 
Nothwendigkeit auferlege, fich auch in dem Wall über die Wahrheit der dem Anz 
geflagten zur Laft gelegten Thatjachen außzufprechen, wenn ber Grund der reis 
ſprechung ebenſowol bejtünde, fie jeien nun wahr oder nicht, darj wol bezweifelt 
werden (j. oben). In Defterreich ergiebt ſich das Gegentheil aus der Analogie 
der für das Schwurgerichtßverfahren geltenden Beltimmung ($ 317), nach welcher 
aus progefjualen Gründen und wegen Verjährung der Schwurgericht8hof allein frei= 
iprechen Tann, ohne daß die Gefchtorenen in den all fommen, über die Schuld» 
frage zu fprechen (vgl. übrigens d. Art. Entjcheidungsgründe). 

VI Die Verkündung des N. Hat im mündlichen Strafverfahren eine 
doppelte Bedeutung: Benachrichtigung der Parteien von der Entjcheidung über ihre 
Sache und Abfchluß der, der Regel nach öffentlichen, Hauptverhandlung durch öffent- 
liche Berfündigung ihres Ergebniſſes. Allerdings erlangt das U. Unwiderruflichkeit 
ihon in dem Augenblid, wo die Abftimmung beendet ift. (Anderer Meinung 
v. Schwarze, welcher jagt: „Bevor das U. verfünbet ift, ijt e8 mur ein Entwurf 
und eine Abänderung defjelben jedenfalls zuläffig.” Nach Defterr. Recht, $ 171 der 
Gerihteinftruftion vom 3. Mai 1853, „ift jeder Stimmmführer nur im Laufe ber- 
felben Sitzung befugt“ von der „bereit3 abgegebenen Meinung zurüdzutreten”, 
„daher nach Beendigung der Sitzung ber Beichluß nicht mehr geändert werben 
darf”). Jedenfalls aber fordert die Wichtigkeit der Sache, daß jede Möglichkeit 
nachträglicher Aenderung ausgeſchloſſen werde. Bu biefem Zweck verlangen die Ge— 
fee eine zweifache Bürgichaft: bie mündliche Verkündigung und die Niederfchrift bes 
U. Die Deutjche StraPD. Hat dem Gegenftande eine bejondere Aufmerkſamkeit zu- 
gewendet. Der regelmäßige Vorgang ift ber, daß unmittelbar nach Schluß der 
Verhandlung die Beratdung und Abftimmung des Gerichtes ftattfindet und bie Ber- 
fünbung des U. fich fogleich anfchließt. Auch in diefem Falle muß die „U.jormel” 
verlefen, alfo vorher niedergefchrieben werben (über die Beiziehung eines 
Schriftführers bei der Berathung ſpricht fich das Deutſche Geſetz nicht aus; fie ift 
jedenfalls nicht geboten, man neigt aber zu der Anficht, daß fie nicht ausgejchloffen 
fei) ; die U.gründe find in ſolchem Falle nur zu „eröffnen”. Die legtere Thatjache 
muß im Protokolle der Hauptverfanblung, in welches die U.iormel aufzunehmen ift, 
Eonftatirt fein. Es ift auch zuläffig, das U. feinem vollen Inhalte nach ins Pro- 
tofoll aufzunehmen; ift dies nicht gefchehen, fo ift da® U. mit den Gründen binnen 
drei Tagen nach der Verkündung zu den Alten zu bringen und von den Richtern, 
welche zu der Entſcheidung mitgewirkt Haben, zu unterfchreiben (8 267, 278, 275). 
Immerhin bringen diefe Beftimmungen mit fi, daß drei Aufzeichnungen über daß 
U. vorhanden jein müflen: jene Aufzeichnung ber U.formel, welche der Verfündigung - 
des U. vorangehen muß — das Protofoll in dem die Verkündung beurkunbenden 
Theile — die im $ 275 verlangte Niederichriit. Da bie mündliche Verkündung 
zum Weſen der Sache gehört, jo gilt, wenn dieſe Aufzeichnungen nicht überein- 
ftimmen, das mündlich) Berfündete; was aber mündlich verfünbet ſei, darüber macht 
bis zum Nachweis einer darin enthaltenen Unrichtigkeit das Protokoll Beweis. 

Es ift dem Gericht geftattet, die Berathung und Verkündung des U. auf läng- 
ſtens eine Woche auszufegen; in biefem Falle müſſen auch bie Urtheilagründe fchrift- 
lich seftgeftellt (v. Schwarze meint, im Gegenſatz zu Anderen, auch verlefen) 
werden ($ 267); im Uebrigen gilt das oben Geſagte. Die idrmliche Ausfertigung 
fann auch in diefem alle der Verfündung in der Hauptverhandlung nachfolgen. 
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Die Verkündung des U. erfolgt ftets (jelbft mo die Verhandlung bei aus- 
geichloffener Deffentlichkeit geführt wird) öffentlich. Sie ift ein Theil der Haupt: 
verhandlung und daher an die Anweienheit aller Richter, des Protofollführers und 
Staatsanwaltes gebunden; auch dem Angeklagten und deſſen Verteidiger muß bie 
Anmejenheit ermöglicht werden, der verhajtete Angellagte ift zu berjelben vorzu- 
führen. Regel ift, daß die Verkündung in der Hauptverhandlung für Alle gilt. 
Hat jedoch die Verkündung des U. in Abwejenheit des Angeklagten ftattgejunden, jo 
beginnt für diefen die Friſt, welche fonft von der Verkündung des U. läuft, „mit 
der Zuftellung” der Abfchrift des U. ($ 355 Abſ. 2 der StrafPD.). (Eine Spejial- 
beftimmung über Mittheilung des U. an den gejeßlichen Vertreter bes zur Unter 
bringung in eine Erziehungs oder Bellerungsanftalt Berurtheilten enthält 8 268 
der Deutichen StrafPO.) 

Die Beitimmungen der Oeſterr. StrafPO. find in mehrjſacher Hinſicht ab- 
weichend: Zunächit ift der Berathung des Gerichtes ein Schriftführer beizugiehen 
und über diefelbe ein abgejondertes Protokoll aufzunehmen (StrafPO. 83 23 
und 272 und $ 162 der Inftruftion für die Strafgerichte vom 16. Juni 1854. 
„Unmittelbar nad) dem Beſchluß des Gerichten... it das U. fammt den 
weentlichen Gründen deſſelben unter Vorlefung der angewendeten Geſetzesſtellen 
zu verkünden“ ($ 268). „Jedes U. muß binnen drei Tagen vom Tage der Ber 
fündung fchrütlich audgeiertigt und von dem Vorſitzenden jowie von dem Schrift: 
führer unterfchrieben werden“ (StrafPO. $ 270, welcher in feinem weiteren Ber: 
laufe den Inhalt der „U.ausfertigung” vorfchreibt). „Hat ſich der Angellagte zur 
N.verfündigung nicht eingefunden, jo ann der Vorfigende ihn zu dieſem Behure 
vorführen lafjen oder anordnen, daß ihm dad U. entweder durch einen Hierzu ab: 
geordneten Richter mündlich eröffnet oder ihm eine Abfchrift zugeftellt werde" ($ 269). 
Einer der beiden Ießtertähnten Vorgänge hat einzutreten, wenn der Angellagte wäh: 
rend der Hauptverhanblung erkrankt ift und zugeftimmt Hat, daß jene ohne feine 
Anwejenheit jortgefeßt werde ($ 275). Wird er wegen Störung der Orbnung aus ber 
Sitzung entfernt, jo wird ihm das U. durch ein Mitglied des Gerichtes in Gegm- 
wart des Schriftführers verfündet ($ 234). 
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Urtheilßberichtigung. Bei der U. ift zu unterfcheiben: a) zwiſchen Schreib- 
Tehlern, Rechnungsfehlern und ähnlichen Unrichtigkeiten, welche ſich jogleich äußerlich 
als unzweijelhafte Verjehen kennzeichnen und b) anderen Unrichtigleiten, Auslaſſungen, 
Duntelgeiten und Widerfprüchen. Die erfteren können, gleichviel in welchem der 
verſchiedenen Beftandtheile des Urtheils fie fich finden, jederzeit auf Antrag oder auch von 
Amtswegen jeitens bes Gerichtes durch einen Beichluß, welcher ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung gefaßt werden darf, herichtigt werden. Der Beichluß, 
welcher eine Berichtigung ausfpricht, ift auf dem Urtheile und den Ausfertigungen 
deffelben zu vermerken. Nur gegen einen Beichluß, welcher eine Berichtigung an- 
ordnet, findet das Rechtsmittel der fofortigen Beſchwerde ftatt, gegen denjenigen aber, 
welcher eine beantragte Berichtigung zurüdweift, ift jedes Rechtsmittel ausgeſchloſſen. 
In dem unter b) erwähnten Falle ift eine Berichtigung allein ſtatthaft, wenn bie 
Unrichtigleiten in dem Thatbeſtande des Urtheils enthalten find, und zwar des⸗ 
halb, weil biefer rüdfichtlich des mündlichen Parteivorbringens Beweis Liefert und 
der Ießtere nur durch das Sitzungsprotokoll entkräftet werden kann. Die Berichtigung 
kann jerner nur auf Antrag in einem beſonderen Verfahren erfolgen. Der Antrag 
ift in einem Schriftfaß, welcher zugleich die Ladung des Gegners zur mündlichen 
Verhandlung enthalten muß, zu erheben und bemfelben binnen einer einwöchentlichen 
Frift, angerechnet von dem Tage des Aushangs des Verzeichniſſes, in welches das 
Urtheil eingetragen ift (j. d. Art. Urtheilsverfündigung), auzuftellen. Das Ger 
richt Hat Über den Antrag Iediglih auf Grund der mündlichen Verhandlung unter 
Ausſchluß jeder Beweisaufnahme zu enticheiden. Dabei dürfen nur diejenigen Richter, 
welche das frühere Urtheil gefällt haben, mitwirken, jo daß alfo auch blos ein 
Nichter in die Lage kommen Tann, über den Antrag zu befinden, und bei einem 
amtögerichtlichen Urtheil die Möglichkeit der Berichtigung ganz wegfallen fann. 
Der in Betreff des Antrages ergangene Beichluß ift unanfechtbar. Spricht er eine 
Berichtigung aus, jo wird er auf dem Urtheil und den Ausfertigungen beffelben 
vermerkt. Cine jolche Berichtigung des Thatbeftandes hat niemals eine Aenderung 
des übrigen Theile des Urtheils zur Folge. Entſteht dadurch eine Disharmonie 
zwiſchen dem berichtigten Thatbeitande und der Urtheilsformel nebft den Ent— 
ſcheidungsgründen, jo kann dieje nur durch ein Rechtsmittel, falls diejes nach den 
allgemeinen Regeln zuläffig ift, bejeitigt werden. Bei Unrichtigfeiten der bezeich- 
neten Art in anderen Theilen des Urtheils, insbeſondere in ber Urtheilsformel, zu deren 
Befeitigung im früheren Gemeinen Recht eine jogenannte Deflaratoria des Urtheils nad)» 
gejucht werben Tonnte, ift eine Berichtigung von der CPO. nicht Jugelafien, eine 
jolche kann nach berfelben vielmehr nur durch Ginlegung eines zuläffigen Rechts- 
mittels gegen das Urtheil herbeigeführt werben, auch ift eg möglich, durch Einwendungen 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren eine gerichtliche Entſcheidung über die Bedeutung 
eines mit derartigen Mängeln behaiteten Urtheils herbeizuführen. 

Quellen: Deutſche CPO. 98 290-292. P. Sinſchius. 
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Urtheilsverkündigung. Das Urtheilift entweder in dem Zermine, in welchen die 
mündliche Verhandlung abgeſchloſſen wird, oder in einem jpäteren Termine, welcher ſofort 
und zwar nicht über eine Woche hinaus anzuberaumen ift, zu verfünden. Die Berfündung 
eriolgt durch den Vorſitzenden und es ift Dabei Die Anweſenheit der Richter, welche das Ur— 
theil beichloffen Haben, nicht nothtwendig. Sie gejchieht durch Verlefung der Urtheilstormel 
(f. d. Art. Urtheil), welche alſo vorher Schriftlich abzujaffen ift. Nur Berfäumniß- 
urtheile können auch ohne eine folche vorherige jchriftliche Abfaffung verkündet werben. 
Die Entjcheidungsgründe brauchen nicht mit verkündet zu werben. Wird es für 
angemeflen erachtet, jo kann dies durch ihre DBerlefung oder auch durch mündliche 
Mitteilung ihres weſentlichen Inhaltes gejchehen. Die Anwejenheit der Parteien 
bei der Verkündung ift nicht nothiwendig. Mit der Verfündung geivinnt das Urtheil 
nach außen Hin, alfo namentlich für die Parteien, feine Eriftenz und Wirkſamkeit. 
Einer Zuftellung befjelben an den Gegner bedarf e8 nicht, um davon Gebrauch machen zu 
können. Ausnahmsweiſe ift diefe aber erforderlich, damit die Nothtiften für die 
Rechtsmittel und den Einipruch zu laufen beginnen, jowie bie Zwangsvollſtreckung 
und eine Ergänzung und Berichtigung bed Urtheils eriolgen kann. Die zu dieſem 
Behufe erforderlichen Ausfertigungen, ebenfo wie Auszüge und Abſchriften des Urteile 
dürfen erft von bem Gerichtafchreiber ertheilt werden, wenn das Urtheil verfündet und 
von den Richtern unterfchrieben worden ift. Um dies den Parteien fund zu thun, 
hat ber Gerichtefchreiber die dverfündeten und unterjchriebenen Urtheile in ein Ver— 
zeichniß zu bringen, und biejes ift an beftimnten, von dem Vorfigenden im Voraus 
Teftzufegenden Wochentagen mindeftens für die Dauer einer Woche auszuhängen. 

Quellen: Deutſche PO. 88 127, 281-283, 287, 288, 304, 477, 514, 540, 292, 671. 

2. Hinſchius. 


Ulance (handelsrechtlich). Das Wort „U.“ (Handelsgewohnheit, Handelsgebrauch) 
bat innerhalb der Terminologie des H.R. verfchiedene Funktionen. 1)U.=Handels- 
gewohnheitärecht. für daffelbe gelten dieſelben Prinzipien, wie für das Gewohn— 
heitsrecht Überhaupt. Seine Erforberniffe richten fich, wo Gemeine Recht anzuwenden 
ift, nach dieſem; fonft nach Partikularrecht. In feinen Wirkungen gilt es als 
Rechtönorm gleich dem Geſetze; nur ift es infoweit befchräntt, als e8 den Vor— 
fchriften de HGB. (nicht der übrigen Reichshandelsgeſetze) nicht zu derogiren ver— 
mag, während e8 andererſeits dem bürgerlichen Recht unbedingt vorgeht (Art. 1 
des HGB). Nur bei den zur Entfcheidung der Konfuln oder Konfulargerichte 
gelangenden Handelsſachen gilt es ala prinzipale Rechtequelle vor bem HGB. (RGeſ. 
vom 10. Juli 1879 $ 3). Da e& objektive Recht ift, begründet feine Verlegung, 
fofern die übrigen Vorausſetzungen vorliegen, die Revifion nach 8 541 ff. der ERO. 
Auch Liegt demjenigen, welcher fi im Prozeß auf Handelsgewohnheitsrecht beruft, 
ber Beweis nur dann ob, wenn ber betreffende Rechtsſatz dem Gericht unbefannt ift 
(8 265 der CPO.). 

2) U. = Verkehrsſitte (Goldſchmidt), d. h. jede im Handel thatjächlich 
übliche Geſchäftsweiſe, welche nicht Handelsgewohnheitsrecht ift. Sie ift nicht objektives 
Recht, jondern dient bald zur Interpretation von Willengerflärungen (Handlungen und 
Unterlaffungen), welche dem Handelsverkehr angehören, bald ergänzt fie diefelben als 
tacita lex contractus (Art. 279 des HGB.). Vorausſetzung ihrer Anwendbarkeit im 
konkreten Fall ift daher die Kenntniß der Montrahenten von dem Geſchäftsgebrauch 
ober die Abficht, fich auch dem unbelannten Gefchäftögebrauch zu unterwerfen. Ihre 
rechtliche Wirkſamkeit ift davon abhängig, daß fie nicht einem zwingenden Rechtsſatz 
widerfpricht, mithin auch nicht gegen Treu und Glauben verftößt. Wenn z. B. jogar 
in einem Kommentar zum HGB. Art. 372 als angebliche Handelsgewohnheit regiftrirt 
wird, daß der Kommiffionär nicht felten den geftellten Preis ohne Rückficht auf feinen 
Einkauf berechnet, jo darf ein jolcher Mißbrauch nicht berüdkfichtigt werden. Dispo— 
fitiven Rechtefägen gegenüber, mögen dieſelben handels- ober civilrechtlichen Inhalts 
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Tein, ift die Verkehrsſitte, der fich die Kontrahenten ausdrüdlich ober ftillichweigend 
unterworfen haben, maßgebend; fie tritt derartigen Rechtsfägen ſogar oft bewußt 
entgegen. Der Inhalt des Geſchäftsgebrauchs ift, foweit von deſſen Anwendbarkeit 
auf einen konkreten Fall die Entftehung, der Untergang oder die Veränderung eines 
Rechts abhängig ift, juriſtiſche Thatſache; Beweislaſt und Beweismittel bezüglich 
deffelben richten fich demgemäß nach ben allgemeinen für thatfächliche Behauptungen 
geltenden Grundſätzen. 

3) Als U. bezeichnen ſich auch vielfach gewiſſe Feſtſetzungen von Börjen- 
vereinen und anderen kaufmänniſchen Korporationen, welche all— 
gemeine Bertragavereinbarungen oder Normativbeftimmungen enthalten, aber nicht 
beitehende Gebräuche firiren, jondern neue, für zwedmäßig erachtete Beitimmungen 
ala „U. einführen. Sie gelten nach Geſchäftsgebrauch gleichfalls für bie durch die— 
jelben betroffenen Handelsgeſchäfte als Auslegungsmittel und naturalia negotii, fin= 
den aber nicht wegen ihrer thatjächlichen Uebung, ſondern wegen ihrer Normirung 
und Publikation durch die dazu bejugten Organe bes Handelsftandes Anwendung. 

Im HGB. fommt das Wort „U.“ nicht vor. Auf U. im Sinne von Han— 
delsgewohnheitsrecht verweift Art. 1, 349 Abſ. 4 (Handelsgebräuche), 57, 61 Ab. 
2, 82 Abf. 1 und 8, 83 (Ortögebrauch); auf U. im Sinne von Verkehrsſitte Art. 
279 (Handelögebräuche); 326, 327, 384, 342 Abſ. 3, 352, 369 Abj. 2, 370 
Abſ. 1 (Handelsgebraud), 481 (Seemannsbraud)), 80, 285, 339, 351, 352, 394 
(Ortsgebrauch, ortsgebräuchlich), 70, 561, 578, 598, 595, "605, 800 (ortsüblid), 
47, 50, 332, 376, 383, 385, 460 (gemöhnli) ı. a. m. 

Sie Beitimmung des $ 118 des GVG., daß über das Beitehen von Handels— 
gebräuchen die Kammer für Hanbelsfachen auf Grund eigener Sachkunde und Wifjen- 
ſchaft entſcheiden kann, bezieht fich jowol auf dag Hanbelagewohnheitsrecht wie auf 
die Verkehrsſitte. Der civilprogefjualiiche Beweis über beide Arten ber U. wird 
meift durch Auskunft der Repräfentanten des Handelaftandes (Parere) erbracht, deren 
unbeeidigtes generelles Zeugniß nad) der Gerichtspraris die fpezielle Darlegung ein- 
zelner Uebungsfälle nicht erfordert (vgl. jet $ 259 der CPO)). 


ek Belbigmibt, Handbuch b. Bu 66, 2. auf. 38 85, 36. — Thal, H.R., 
Aufl., 8$ 11—13. — Gndtmann, 9 Derjelbe, nk 1810. — 
Behreah, Sehrb. b. HR a 8. — Sabanb in —— für das gel. H.R, XVII. 
©. 466 ff.; weſentlich anbeter einung: v. Gerber in Leſſen gefammelten jurt ifhen Abs 
Sandlungen, 1871, ©. 427 fi. — Kompe in_ber Zeitfähr. für das geſammte I. 
Ereigenad eod. IV: — 8.83 — — in Grud ots Beir 

trägen, XII. 579 ff. — Die Kommentare von Sohn, Pudel Anſch u — v. — 
host, Id Reybuer gu Art. 1 und 279 HEB. — Enti. d "Hose, L &. 76 ff.; 18 27; 
; VL S. 78, 868 ff., 401; vu.e 1 » An. 0.200: 'xI. ©. 243, 

Fa km Es , 286 f., 338 #.; XII. ©. 294, 867 ff. „25; XV. 6.94 fi; XVL. 
‚25; XVIL 6. 368 ff.; xx. 'e. 146; XXI. ©. "| : XXIV. ©. 196 ff., 880 ff.; 

— Nurnberger Brot. ©. . 10-18, 407, 884 ff., 1307. 
Simon. 


Usus, das Gebrauchsrecht, ift ein ususfructus ohne fractus, d. 5. ein Recht - 
auf den beftimmungsmäßigen Gebrauch einer fremden Sache ohne die Befugniß, die 
Sache zur Fruchterzeugung zu benüßen. Wenn nun dennoch die Quellen in ge= 
wiffen Fällen, 3.3. beim U. an einem Wohnhaus (fr. 2 $ 1 bie fr. 8 D. 7, 8; 
$ 21.2, 5), an einem Landgut (fr. 10 $ 4 bis fr. 12 $ 1; fr. 15 pr. ib.), an 
einer Herde (fr. 12 $ 2 ib.), an einem Waldgrundftüd (fr. 22 pr. ib.) über bie 
angegebene Grenze hinausgehen und dennoch eine Fruchtziehung geftatten, wie Ver— 
miethung des Wohnhaufes, Genuß der Erzeugniffe des Landgutes, Entnahme von 
Dünger und modicum lac bei der Herbe, Verſehen des Hausbedarfs mit Holz beim 
U. silvae, ja wenn ber U. an verbrauchbaren Sachen vom ususfructus dem Inhalt 
nach gar nicht unterfehieden wird (fr. 5 $ 2 D. 7, 5), dann mag bie Grenze 
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zwiſchen U. und ususfructus zu verfchwinden und die Selbftändigkeit des U. in 
Frage geftellt ſcheinen. In der That ift die Scheidung von U. und ususfructus 
eines der Probleme ber Rechtswiflenichaft. Bis auf Thibaut hielt man den T. 
für einen nur in feinem Maße, nämlich auf die Nothdurft bes Berechtigten be 
ſchränkten Nießbrauch; ſeitdem ift die am meiften vertheidigte Definition des U. bie 
oben Eingangs gegebene, und man erklärt die erwähnten Weiterungen der Quellen 
für Ausnahmen, welche fich durch die nachgiebige Interpretation letztwilliger Ver— 
fügungen rechtfertigten (Arndts, Seuffert, Windſcheid). Die Iektere An- 
ficht ſieht alſo von einem feftftehenden Begriffe des U. ab und läßt es auf den ein- 
zelnen Fall, d. h. auf den Sinn des Begründungsaftes ankommen. Puchta fah 
das Gharakteriftiiche des U. in dem Mangel bes Rechts, die Ausübung einem An- 
deren zu überlafien, und in der Beichränfung auf die Bebürfniffe des Berechtigten 
(Inftit. $ 252, i fi, $ 255, b f.; Pand. $ 180, b), Behmann darin, daß 
der Uſuar bezüglich der Früchte nur ein Recht auf Konfumtion, nicht, wie der Nieß- 
braucher, auf Eigenthumserwerb durch Perzeption Habe, und Scheurl it Bech— 
mann in diefer Hinficht beigetreten (Krit. Vierteljahrsſchr. III. 298—309). Bon 
diefen Erklärungen allen hat eigentlich keine etwas recht Befriedigendes; ber Verjuch 
einer neuen Diftinktion ließe fich vielleicht von dem Geſichtspunkt aus machen, daß 
beim Nießbrauch bie Abficht des Berechtigten ſich auf möglichite Ausnutzung der 
Fruchtbarkeit des Objekts richten darf und richten wird, während der Ufuar einer 
jeitö nicht neue Früchte erzielen darf, amdererfeit? von Früchten nur das nehmen 
darf, was nicht ſchon ein Anderer gemäß der wirthichaftlichen Beftimmung der Sadıe 
oder in Folge beſonders begrünbeter Rechte in Anſpruch nimmt. Bemerfenswerth 
ift dabei, daß die Römer fich den U. ala einen unentbehrlichen Beftandtheil des 
Fruchtziehungsrechts vorftellten, jo daß fie zwar einen U. sine fructu, aber 
feinen — sine usu für regelmäßig zuläfſig hielten (darüber ſ. v. Vangerow 
a. a. O.). 

Der U. wird von den Römern als ein höchſtperſönliches Recht aufgefaßt, daher 
kann der Uſuar den Gebrauch nicht, wie der Uſufruktuar, einem Anderen überlaſſen 
(88 1—8 I, 2, 5; fr. 8 pr., fr. 12 $6. D. 7, 8; fr. 10 $1D. 10, 3) abgefehen 
von einem theilweife erfolgenden Gebrauch, joweit der Ufuar die Sache nicht jelbit 
benützen Tann (fr. 4 pr. ib). Außerdem führt man ala eine Beſonderheit des U. 
an, daß er untheilbar fei (fr. 19 D. 7, 8; f. aber fr. 1482 D. 7, 8; Wind- 
ſcheid, $ 207, 12); diefer Mangel einer Eigenjchaft macht daher 3. B. beim com- 
ıuni dividundo judiciam (fr. 10 $ 1 cit.) befondere Manipulation nöthig. Im 
Nebrigen aber fteht der U. in rechtlicher Behandlung dem Niekbrauch gleich, was 
in den Quellen bezüglich der Begründungs- und Endigungsarten (pr. I. 2, 5) — 
obwol die Quellen faft überall nur den Yegtwillig begründeten U. im Auge haben — 
bezüglich der Kautionspflicht (fr. 5 $ 1, fr. 11 D. 7, 9), bezüglich der Berech- 
tigungen des Gigenthümers (fr. 15 $ 1 D. 7, 8) und der Verpflichtung des Ufnars 
dur Tragung der Laften beſonders ausgeſprochen ift, nur daß bie Iehtere Verpflich— 
tung, da der Ujuar den Nutzen des Objekts nur theilweife hat, auch blos eine ver- 
hältnißmäßige ift (fr. 18 D. 7 8; dazu Elvers, Die Römifche Servitutenlehre 
$ 23; Brinz, Notamins ad usumfr., 15—21). 

Gegenftand des U. kann Alles fein, was auch Objekt des ususfructus jein kann; 
man unterjcheidet den U. an verbrauchbaren Sachen nicht ala eine bejondere Art des 
U., etwa als Quasi-U. Yür eine Eigenthümlichkeit ift der U. in den Fällen an- 
gejehen worden, in welchen fich jein Inhalt mit dem einer Prädialjervitut deckt, 
3. B. der U. eined Grundftüds zu Weidezweden (fr. 4 D. 8, 3), der U. aquae 
(fr. 37 ib., fr. 14 8 3 D. 34, 1), das Durchgangsrecht (fr. 6 D. 33, 3), wenn 
diefe Rechte als Perfonaljervituten verliehen werben; man nahın hier jog. irreguläre 
Nealfervituten an, indeffen mit Unrecht, denn es ann für den Begriff der Perfonal- 
ſervitut bei der Mannigfaltigfeit der Gebrauchsarten nicht darauf ankommen, welche 
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Seite des Gebrauchs zum Inhalt des Rechts gemacht ift (Buchta, 8 180 d; 
Brinz, $ 195, 18 ff.; Windfcheid, $ 202, 2). 

Die heutige Anwendbarkeit des U., vielfach beiprochen und 3. B. von v. Sa= 
vigny (Bom Beruf unferer Zeit für Gejeßgebung, 100, 101) geleugnet, wird 
neuerdings doch ziemlich allgemein anerfannt (Arndts, $ 182, 4; Behmann, 
& 14); als Anwendungsfälle Iafjen fich das Inſtitut der Dienftwoßnungen, der 
„Wintelfig“ der Augträgler auf dem Lande, der „Wittwenfig“ beim Adel, wol auch 
der Kirchenſtuhl anführen. Auch Haben die modernen Gejehgebungen durchgehends 
den U. in dem gemeintechtlichen Sinne rezipirt (Defterr. Allg. BGB. 88 504-8; 
Sächſ. BEB. 85 637, 689, 640, 642, 648; v. Roth, Bayer. Eivilr., II. 8160, 
7. 17; Zachariä-Puchelt, Franz. Civilr., IL. $ 232), und zwar entfprechend 
der Auffaffung der älteren Theorie, welche für das Wejentliche im U. die Beichrän- 
Tung de Gebrauchs auf das Bebürfniß bes Berechtigten hielt. Selbft das auf die 
perfönliche Nothdurft „eingefchräntte Nubungsrecht“ des Preußiichen Allg. ER. 
(Dernburg, Preuß. Privatr., I. $ 288, 4 ff.) ift nichts andere, al der gemein- 
rechtliche U., wenn ihm das LR. auch feinen bejonderen Namen giebt. Die Un- 
übertragbarfeit des Gebrauchsrechts ift in allen diefen Landesrechten anerfannt, ebenfo 
finden fich gelegentlich (3. B. im Sächſ. BGB. 8 689 Hinfichtlich des U. aedium) 
bejondere Interpretationen des Rechtsinhalts für einzelne Fälle, wie im Röm. Recht. 

Quellen: I. — D. 7,8 de usu et habitatione; D. 38,2 de usu — per legatum vel 
fideicommissum 
Sit.: x Verſuche, I. Nr. 3. — v. Scheurl, De usus et fructus discrimine, 


E 1846; Derjelb tſchrift fü tliche KechtBi — — 
— —* —— —— eg wet xb. d. iR Tanı.: 


Arnbts, $ 182; — Lin Brinz, 2. Aufl. % 185: en — 
Keller 1.813 Budta, gı Geuffert, I. 8 171; v. Bangerom, I. $ 348 
Windigeid, io Merkel. 


Ususfructus, j. Nießbrauch. 


V. 


Vacarius, gewöhnlich Magister Vacarius genannt, war Lombarde von 
Geburt, gründete die Schule des Röm. Rechts in Orford, hielt (1149—70) Bor- 
Iefungen mit großem Zulauf. 

Er ſchrieb auf Anregung armer Scholaren bad Werk in 9 Büchern: Liber ex universo 
enucleato jure exceptus et an. pracsertim destinatus (1149). 

8it.: d.Savigny, II. 476, 477, 4888; IV. 411480. — Wenck, Magister Vacarius, 
ei 1820; Derjelbe, Opusenla acad., ed. Stieber, Lips. 1834, p 458 404. — 

ölzel, "Die FR don ber operis novi nuntiatio und dem interdictum quod vi aut clam, 

t. 1865; Derjelbe in ve Zeitſchrift für Nechtögefchichte, VI. 234—88. — Gunder⸗ 
en Richteramt und Advofatur in England, München 1870, ©. 48. — Reeves, Hist. 
of the SE law (ed. —— 1869, vol. I. p. 104, 116. — Stubbs, Constitutional 
History 0 ‚England, Oxford 1880 ibrary Fäition I 556. — Rivier, Introd. historique, 
1881 p. 5 Teihmann, 


Vacca, Siujeppe, 56. VII. 1808 zu Neapel, wurde 1843 Rath am Appell 
hofe, 1848 ins Juſtizminiſterium berufen, floh nad) Toskana, fpäter General- 
profurator am Kafjationghofe in Neapel, 1864 Yuftizminifter, in welcher Stellung 
er die wichtigen Relationen über die neuen Codici erftattete, zum Senator ernannt, 
+ 6. VIII. 1876 ‚au Gapodimonte. 

Sit.: Necrologia in Giornale delle Leggi, anno 7 Nr. 34 (24 agosto 1876). — La 
Mantia, Storia della legislazione di Sicilia, Vol. II. (1874) 881 18. Zeihmann. 
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Valett, Karl Julius Meno, 5 21. IX. 1787 zu Erlangen, ſtudirte in 
Göttingen, wurde 1819 Doktor, Habilitirte fich dafelbft, F 21. V. 1845. 

Säritten: Comment. ad Ulpiani fragm. tit. 17 85 9—17 — de retentionibus ex 
dote factis, Gott. 1820. — —— Abh. aus dem Sees de Rdn. Privatredhts, 


Goͤtt. 1824. — Gas Recht ber nothwend. teftamentar. Berüdfichtigung gewiffer Bertvaudten 
aber da das fog. Nahe bge Gött. 1826. — Ausfühel. Kehrb. va akt. andeftentecht3, 
ei 

de Rivier, Introd. historique, 188 p. 628. Teihmann. 


Balette, A, 5 1805 zu Salins, wurde 1838 prof. suppleant, 1837 prof. 
titalaire zu Paris, ‘Mitglied ber Academie des sciences morales et politiques, 
711. V. 1878. Er leitete mit Duvergier die Revue Foelix und gab Proudhon 
trait6 sur l’6tat des personnes, (8) 1848, heraus. 

Säriften: De Veffet de la chose jugee sur la qualits d’heritier, 1842. — De Veffet 
ordinaire de l’inscription en matitre de privilöges sur ca meubles, (2) 1848. — or 
sur le duel, 1858. — Explication sommaire du livre I. du Code Napoleon et des 
accessoires, avec divers renvois au trait€ sur l’6tat des personnes et sur le titre 
minaire du Code civil de Proudhon, 1859. — Cours de code civil, 1872. — Heritier 
beneficiaire. Purge des hypotheques, 1875. — De la oprietE et de la distinction des 
biens, par Herold et on-Caen, 1879. — Melanı de droit de jurisprudence 
et —* 1 — par F. Herold et Ch. Lyon-Caen I 1880 (mit Notice sur la vie 
et y run 

: Nouv. Revue hist. 1879 — Revue generale 1878, p. 353. — Bulletin 
de N Pr de legisl. Somparde e 79, p- 7, 520. — Revue de droit Iiernaioal, 1879, 
p. 221; 1880 p. 679; 1881 p. 229 Teihmann. 


Balin, Rene Iofus, 51695, wurde Advofat und Profurator am Admirali- 
tätögericht au La Rochette, + 1765. 
Er jiärieb: Comm. sur l’ordonn. de la marine du mois d’aoüt (1681), 1760; par 
Be&cane 1820, 1840. — Trait6 des prises, 1763. 
ib Cresp-Laurin, Cours de droit zariäne, 1876 I. p. 17 note 22. — Calvo, 
Die — Rerue de droit, international X. 384, 386. — Hautefeuille, 411. — 
lofämibt. HR, (2) IL. Teichmann. 


Valla, Santeniigg, 5 kurz vor 1400 zu Rom, lebte in Rom und Neapel, 
11457. Einer der thätigften Reftauratoren der alten Literatur. 

Er ſchrieb: Elegantise lat, ling. 1. VI. — Gebrauchte zuerft die Sententiae b. Paullus. 

8it.: p. Savigny, VI. 788. — Zeit! Rechtswiſſen re t 
dal Re, I —— di una — — [ei Bi M Fa ! 8. Dalla, ein 
Dortrag dv. Bahlen, Berl. 1870. Te igwann. 


Balnta — Werth. Man verfteht darunter die Gegenleiftung bei entgelt- 
lichen Vermögenszuwendungen, mögen bdiefelben in der Begründung oder in der 
Nebertragung von (dinglichen oder Forderungs-) Rechten beftehen. Der Begriff 
ift aber, was Forderungsrechte anlangt, nicht auf die ſog. zweifeitigen (jynallag= 
matifchen) Berträge beichräntt, jondern umfaßt namentlich” auch das Gebiet der 
Realverträge. Ja berjelbe ift gerade Hier von befonderer Bedeutung. Zum Weſen 
des Darlehnsvertrags (f. diefen Art.) gehört, daß die Baluta gegeben ji. Dan 
fordert deshalb für den Schuldfchein das Belenntnik de Empianges der V. 
(vgl. 3. B. Preuß. Allg. ER. I. 11 $ 730, Nr. 1) und verfagt demfelben in Er— 
mangelung eines folchen die rechtliche Wirkung (fog. cautio indiscreta), Der 

„Einwand“ der nicht erhaltenen V. (exc. non numeratae pecuniae) ift eigentlich 
Ahleugnung des Klagegrundes und Heutzutage nur bei Hypothekenforderungen mit 
Rückſicht auf die publica fides de3 Grundbuch dem britten Erwerber gegenüber 
beſchränkt. — Andererfeit3 wird derſelbe nach gemeinrechtlicher Praxis (anders dag 
Preuß. Recht) durch ein jüngeres Anerkenniniß ausgefchloffen. — Indeſſen hat das 
moderne Recht dem abſtrakten (von dem Erforderniß einer B. wie der materiellen 
causa überhaupt befreiten) Berfprechen in bedeutendem Umfange Geltung eingeräumt. 
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Zwar in dem Anerkennungsvertrage, wie in dem fog. Abrechnungageichäfte tritt die 
B., wenngleich in abgefchwächter Geftalt, noch deutlich hervor. Dagegen ift der 
Wechſel, wenigftens nach Deutſchem (auch Englifchem und Nordamerikaniſchem) 
W. R. (anders Code de comm. art. 110) auch ohne Valutenbekenntniß („Werth er⸗ 
Halten“, „Werth in Rechnung”) volltommen gültig, und das Gleiche gilt von dem 
Ched, fowie von dem Inhaberpapier (ſ. diefen Art). Zum Weſen ber 
Grundſchuld gehört geradezu, daß die Eintragungsbewilligung ohne Angabe 
eines Schuldbgrundes, alfo auch ohne V.bekenntniß erfolgt (Preuß. Geſetz 
vom 5. Mai 1872 8 19 Nr. 1). — Diefe Ablöfung des in dem Papier verförperten 
nomen von ben unterliegenden materiellen Beziehungen hängt mit der Beweglich- 
Leit bdeffelden eng zufammen. Auch bei der gewöhnlichen Ceſſion freilich kommt 
es auf den entfernteren Grund (des pactum de cedendo) nur infofern an, ala fich 
Daraus ber in dem Ceſſionsakte erjcheinende Geffionswille ergiebt. Wiewol fich in 
der Rechtafitte meiſtens ein farbloſes Bekenntniß des Empfangs der V. erhalten hat, 
To ift man Heutzutage doch darüber ziemlich einig, daß ein jolches Belenntniß, deſſen 
Nothwendigkeit aus dem (für den Handelsverkehr befeitigten) Anaftafiichen Geſetze 
abgeleitet zu werben pflegte, zur Gültigkeit der Ceſſion nicht erforderlich ift. Vollends 
unabhängig aber von den Beziehungen des Webertragenden zu dem neuen Erwerber 
ift die Wirkung des Uebertragungsaktes da, wo Ießterer Lediglich in dem Uebergang 
des Befißes an dem Papier oder in einem auf das übergebene Papier geſetzten 
Transportvermert (Giro, Indoffament) befteht. Durch das Wechjelindoffament wird 
das Gläubigerredht in der Perfon des Indoſſatars gewifjermaßen neu zur Entftehung 
gebracht, indem es alle Einreben aus der Perjon des Indofſanten wie aus ben 
Durch da Uebertragungsgeſchäft realifirten materiellen Beziehungen abjchneibet. 
Ebenbeshalb find alle Angaben über diefe Beziehungen („Werth erhalten“ und 
dgl. m.) in dem Indoffamente entbehrlich... Gerade in der Zuläffigkeit des Inboffa- 
ments aber ift der Wechjel für andere Formen Hanbelärechtlicher Verpflichtung vor⸗ 
bildlich geworden, und Hand in Hand geht hiermit die Befeitigung des Valuten- 
befenntnifjes. Nach Art. 301 des Allg. Deutſchen HGB. können Anweifungen 
und Verpflichtungsſcheine, welche von Kaufleuten über Leiftungen von 
Geld oder einer Quantität vertretbarer Sachen oder Werthpapiere ausgeftellt find, 
ohne daß darin die Verpflichtung zur Leiftung von einer Gegenleiftung abhängig 
gemacht ift, durch Indoffament übertragen werben, wenn fie an Order lauten, und 
zur Gültigkeit der Urkunde oder des Indoffamentes ift nicht erforderlich, daß 
fie die Angabe des Verpflichtungagrundes oder des Empfangsbetenntniffes 
der DB. enthalten. Beides jteht in Wechſelwirkung; der letztere Sa ift daher nicht 
(wie das ROHG. gegen v. Hahn u. U. annimmt) auf dergleichen nicht an Order 
geftellte Urkunden auszudehnen. Bei der Anweiſung freilich ergiebt fich bie Un- 
erheblichkeit des Valutenverhältniffes gegenüber dem Aifignaten ſchon aus ihrem 
Weſen ala Einhebungsmandat. Jenes Verhältniß kommt nur zwifchen Affignanten 
und Affignatar meift erft nach realifirter Anweifung in Betracht. In ben Ver 
pflichtungsfcheinen bes Art. 301 findet fich dagegen eine wahre cautio indiscreta 
bzw. eine promissio von voller Wirkſamkeit. Nicht blos die Beweiskraft, jondern 
die Gültigkeit der Urkunde, alfo die Forderung ift unabhängig pon der Angabe 
eines DVerpflichtungsgrundes oder dem Empfangsbekenntniß der V. Die Urkunde 
allein genügt daher zur progefjualiichen Geltendmachung. Nur einredeweife 
tönnen Mängel bes unterliegenden Berhältniffe der Klage des erften Inhabers 
entgegengefeßt werben (3. B. ber Einwand der nicht erhaltenen B. auf Grund des 
von dem Bellagten darzulegenden und nachzumweifenden B.verhältnifies). Dem dritten 
Inhaber gegenüber find dergleichen Einzeben, foweit fie nicht aus beffen Perfon oder 
„nach Maßgabe der Urkunde“ zu begründen find (j. HGB. Art. 808), überhaupt 
unzuläfiig.e Wie fehr die Form bier von Bebeutung ift, zeigt auch das Eng- 
liſche Recht Die „good consideration“ (B., Gegenleiftung), von welcher jonjt die 
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bindende Kraft der Verträge abhängt, wird bei gezogenen Wechſeln promissorr 
notes und einigen anderen SHandelpapieren präjumirt. Untiberleglich ift 
diefelbe bei befiegelten Schuldverjchreibungen (deeds) und es bleibt nur bie An= 
fechtung „for fraud“ geftattet. Andererſeits muß bei „oontracts in restraint of 
trade“ eine wirkliche causa nachgewiefen werben — Inländifche Wechjel bürfen 
übrigen? nur dann mangels Zahlung proteftirt werden, wenn fie die Angabe ent- 
halten, daß fie gegen Entgelt gezogen find (expressed to be for value received). — 
Unter V. verfteht man au die Währung (j. d. Art. Geld, Münzwefen) 
und fpricht demzufolge von Papier-B., filtiver oder imaginärer V., Bank» ober 
Wechſel⸗V. Don ber Beichaffenheit der V. ift der Werth ber in dem betreffenden 
Lande zahlbaren Forderungen abhängig. Die V. fpielt daher eine weſentliche Rolle 
bei der Höhe der Wechſelkurſe. Die Währung bes Zahlungsorts ift die og. 
feſte V., diejenige, in welcher der Preis der feften V. ausgebrüdt wird (b. 5. des 
Platzes, wo der Wechſelkurs notirt oder auf welchen gerechnet wird), die veränder- 
lie B. Bei gleicher V. richtet ſich der Wechfellurs nach anderen Momenten 
(Verhältniß des Angebot? zur Nachfrage, Höhe des Diskonts). 

Lit.: Windſcheid, Pand., II. 372. — Sintenis, Pralt. Gem. Civ. Redt, 
Be BEIN a nr a ag 

um — 
v. ee ler FE IL S. 1a = er R "E29 te 
471. — Thöl, OR, 6. Aufl. ẽ € gie! _ ndemann, HR. Aufl. ©. 402, N, ‚= 501, 
644. — R. Roc, Meder Berpfliäinngtgeund un und Balutenbefenntniß. nad HR, in Golb: 
ihmibt’s ꝛc. ätſchr für das gef 428 ff.; — Sur Rehre von ber 
causa obl. nad) Preuß. Recht, in —— Beitr., 230 ff. Derielbe, Auer⸗ 
ET ben cautio indiscreta, in Behrend’ H Ei; eift für x, 
©. 234 ernburg, Przub; aörinateeät, 0.8 15. — Yörfter, 8. Priv: atredht, 
I &. 609, 688, 658, 664; II. ©. 1 2 di ©. 8 ti. ee ee er 
204; vu. 431; XU. ©. 211; XII. en. — Golbigmibt, —2* mt ie 
6. 1109 fl., 1177 fi. — Best, A — on the princ. of evidence, 4. ed. (1 66) P- 302 * 
420, 589. Smith, Merc. law, 9 . ed. (Dowdswill) 21m p. 268 ss. RK Rot 
. och. 


Vaugerow, Karl Adolf von, 5 5. VI. 1808 zu Schiffelbach bei Mar- 
burg, wurde 1830 Doktor, Habilitirte fich zu Dftern deffelben Jahres in Marburg, 
wo er 1833 zum außerorbentlichen, 1837 zum ordentlichen Profeſſor ernannt wurde. 
Herbft 1840 folgte er einem Rufe nach Heidelberg an Thibaut's Stelle, wo er, 
1842 zum Hofrath, 1846 zum Geheimen Hofrath und 1849 zum Geheimen Rath 
ernannt, bis zu feinem am 10. X. 1870 erfolgten Tode mit dem größten Er— 
folge lehrte. 

Säriften: Comm. ad 1. 228 1C. de Ken deliberandi, Marp. 1830. — Ueber bie 


nd 


Latini Juniani, Marb. 1838. — Leitfaden für anbeftenborlefungen, tarb. 1837, verändert 
in den fpätexen Aufl. in: Lehrb. ber Paudekten, u, Bei . sr 1868 use, Nu 
1 epto ex lege XII. abularumr Hi 


— De furto co [eidelb. ie lex 
Voconia, Heibelb. tr Fuge Ex fchrieb mehrere Kritiken für bie Rigterigen Gehıbhr und 
viele Abhandl. für daB Archiv für civil. Praxis S effen Mitherauögeber er feit 1841 war. 

Bit.: Ar. für civil. rarih Bd. ©. 433. — Rivier in Revue de droit inter 
national 1871, p. 146—150; Derjelbe in 1. Introd. historique - 1 Big —ı 
memoriam! Vangerom u. Mopl, München 1876. — Archivio giuridico V. er 
Er mann. 


Variationsrecht (jus variandi) des Patron ift im fatholifchen 
Kirchenrecht die Befugniß des Patrons, auf die erlebigte Pfründe innerhalb der 
Präjentationgfrift dem Tollationßberechtigten Oberen (alfo für die Regel dem Bilchor) 
außer dem zuerſt vorgefchlagenen noch andere Kandidaten nachzupräfentiren. Das 
Recht fteht indeffen nur dem Laien, nicht dem geiftlichen Patron zu. Nah der 
überwiegenden Anficht der Kanoniften Hat der Obere in einem ſolchen Fall das 
Recht, unter den mehreren ihm vorgefchlagenen Kandidaten auszuwählen (jog. variatio 
cumulativa), während eine andere Meinung dahin geht, daß mit der Nachpräfentation 
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eine® zweiten das Recht bes erſt vorgefchlagenen durch ben Patron bejeitigt werben 
könne und der Obere dann dem zuleht Präfentirten, feine Fähigkeit vorausgeſetzt, 
dad Amt verleihen müfle (jog. variatio privativa). Die letzte Anficht beruht auf 
einer jaljchen Interpretation von c. 24 X. de jure patron. 8, 38 und ift in 
neuerer Zeit nur durch Lippert, Lehre vom Patronatrecht, Gießen 1829, ©. 118 ff., 
und Schilling, Der kirchliche Patronat, Leipzig 1854, ©. 73 ff., vertheibigt 
worden. Uebrigens ftreitet man auch darüber, ob der Patron nur einmal oder 
mehrere Male variiren dürje (f. Gerlach, Das Präfentationsrecht auf Pfarreien, 
Regensburg 1855, S. 57 ff.), indefien muß die Nachpräfentation beliebig Vieler 
geftattet werben, weil das Patronatsrecht eine Achznahme von ber Regel der 
freien Kollation des Oberen bilbet und deshalb Handlungen, weldye, wie die Präfen- 
tation mehrerer Kandidaten, dem Biſchof eine Gelegenheit zu größerer Auswahl 
bieten und fo eine Annäherung an das bifchöfliche Kollationgrecht herbeiführen, 
nicht unerlaubt fein können. Für ben geiftlichen Patron ift die Variation unftatt- 
haft, weil feine Verleihung im Fanonifchen Recht mehr als Kollation aufgefaßt wird 
und damit der Vorſchlag mehrerer Kandidaten nicht verträglich erfcheint. — Im 
proteftantifchen Kirchenrecht ift das Variationsrecht des Patrons gleichfalls für die 
Regel ausgeichlofien, denn das Präjentationsrecht hat hier vielfach die Natur eines 
Bofationsrechtes und Berufungsrechtes angenommen. Unter dieſer Vorausſetzung 
erhält der Kandidat durch die Aushändigung bes Berufungsfchreibens oder der 
Vokationsurkunde dem Patron gegenüber ein feites Recht auf das Amt, das allein 
noch durch die Konfirmation des Kirchenregiments und den möglichen Einipruch der 
Gemeinde bebingt bleibt. Das Preuß. Allg. ER. IH. II. Tit. 11 88 384 und 
377—383 hat dies außdrüdlich anerfannt, indem es im erft citirten Paragraphen 
verorbnet: „Nur aus eben den Gründen, aus welchen ein ſchon beftallter Pjarrer 
feines Amtes entfeßt werden kann, ift auch der Widerruf einer zur rechten Zeit 
angenommenen Bolation zuläffig.” 

Sit.: Für das kath. Kirchenrecht |. zum Art. Patronat srecht; fr das proteftant. vgl. 
Stachow, De juris canonici quod ad jus patronatus spectat, in terris protestantium 
usu ac non usu, diss. inaug., Berolini 1865, p. 49 as. P. Hinſchius. 


Väterliche Gewalt, dem Namen, aber nicht der Sache nach daſſelbe wie 
patria potestas. Letztere iſt der Ausdruck des Römiſchen Rechtes für das Herrſchafts⸗ 
und Abhängigkeitsverhältniß, in dem das Familienoberhaupt und die Yamilien- 
angehörigen zu einander ftehen; in ber v. ©. bes heutigen Rechtes fommt vor Allem 
das Deutich-rechtliche Schuß- und Bormundichaftsverhältnig zwifchen Vater und 
Kindern zum Ausdruck; die patria potestas ift wejentlich Recht des Hausvaters, die 
v. G. unſeres Rechtes ebenſoſehr Pflicht wie Recht. — Der Entwidelung be 
Römischen Staates aus einem auf dem Gejchlechterverband beruhenden ftäbtifchen 
aderbautreibenden Gemeinweſen entfprach der enge, prinzipiell unauflößliche Familien⸗ 
verband: der Sohn (bzw. die Tochter, wenn fie nicht in manu mariti war) blieb 
regelmäßig ber patria potestas unterworfen, folange der Vater lebte, das Aufhören 
der Gewalt vor des letzteren Tod blieb rechtlich bis im bie fpätefte Zeit Aus- 
nahme, wenn auch die Emanzipation (früher durch drei- bzw. einmalige mancipatio, 
Gajus I, 132, fpäter entweder durch Erwirkung eines Taiferlichen Reſtripts: emanc. 
Anastasiana, ]. 5 C. de emancip. 8, 49, ober durch Entlaffunggerflärung des 
Vaters vor Gericht, apud acta: emanc. Justinianea, 1. 11 C. 8, 49) faktifch 
immer häufiger wurbe; über einige Fälle der Erzwingbarfeit der Emanzipation und 
des Berluftes der v. G. nach Römiſchem Recht vgl. Windfcheid, Pandelten, 
$ 525 N. 18—18. — Dem Deutichen Recht war die unbeichränfte Dauer ber 
v. G., de mundium, bon jeher fremd; unbeftritten ift, daß der volljährige 
Sohn (über die Tochter vgl. d. Art. Geſchlechtsvormundſchaft) bei that- 
fählicher Trennung vom väterlichen Haushalt aus ber Gewalt ded Vaters trat; 
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tontroverd, ob bie Gewalt des Vaters über ihn auch ohne die Trennung erloſch: 
für die Bejahung: Kraut, Vormundfchaftsrecht, II. 597; Buntfchli, Deutiches 
Privatrecht, 2. Aufl. S. 500; für die Verneinung: Stobbe, Beiträge zur Ge 
ſchichte des Deutfchen Rechtes, S. 1—24 ; Bejeler, Syſtem des Deutſchen Privat: 
rechtes (3. Aufl.), 1. ©. 287. — Mit der Rezeption des Nömifchen Rechtes wurden 
auch deflen u über bie v. G. in Deutfchland geltendes Recht (vgl. Krauta.a. ©. 
©. 618, N. 1); es erhielt ſich aber daneben nicht blos der Begriff der väter: 
lichen Vormundſchaft (vgl. Seuffert, Archiv XV. Nr. 113), fondern e8 wurde 
auch deren Beendigung auf das Inſtitut der v. G. in der Art übertragen, dak man 
biefe durch die vom Willen Zes Vaters unabhängige Begründung eines ſelbſtändigen 
Haushaltes, separata oeconomia, erlöfchen ließ: jog. emancipatio saxonica, tacita; 
ftreitig: ob und unter welchen Vorausſetzungen auch der minderjährige Sohn 
auf biefe Weife auß der v. ©. trete? (vgl. Kraut a.a. O. S. 644 ff.). Töchtern 
gegenüber erlifcht gemeintechtlich die v. ©. durch deren Berheirathung (ander? nad) 
Preußiſchem Allg. ER. IL. 2 $$ 228, 280, zum Theil auch nach dem Oeſterreichiſchen 
BGB. $ 175); ob auch durch Begründung eine® eigenen Haushaltes, ift gleichtalls 
beftritten: Kraut a. a. O. ©. 658 und bie daſ. R. 25 u. 26 Eitirten. — Ber: 
ſchieden verhalten ſich zu dieſer Art der Beendigung ber v. ©. die neueren Geſetz 
gebungen: eine Sächfifche Konftitution von 1572 verlangte neben der Begründung 
eined eigenen Haushaltes Mündigfeit des Kindes; ebenfo das Württernbergifche LER. 
von 1610 Th. II. Tit. 18 $ 7; das Bayeriſche IR. von 1616 verlangte zudem 
noch „Bewilligung des Baters oder väterlichen Ahnherrn“, welch letzteres Erforderniß 
aber burch den Cod. Max. Bav. I. 5 $ 7 dahin modifiziert wurbe, daß dem voll⸗ 
jährigen (25 Jahre alten) Kind die Bewilligung regelmäßig ertheilt werden muß; 
nach dem Preußiichen Allg. ER. II. 2 88 211—214 kann der minderjährige Sohn 
unter 20 Jahren nicht einmal mit Einwilligung, der Sohn zwiſchen 20 und 25 
Jahren nur mit Einwilligung des Vaters aus befien Gewalt treten, der volljährige 
Sohn, der fi ohne Unterftügung bes Vaters ernähren Kann, die Entlaffung aus 
der v. ©. fordern, wojern nicht die Vorausſetzungen der Entmündigung wegen Ber- 
jchwendung zutreffen. — Das Defterreichiiche BEB. 8 172, 173 läßt die v. ©. 
regelmäßig mit erreichter Volljährigkeit (24. Jahr) des Sohnes erlöichen, vorher 
dur; Errichtung eined eigenen Haushaltes nur bei einem Alter von 20 Jahren 
und Einwilligung des Vaters, — der Code civ. (art. 372) entweder durch Er— 
zeihung der Bolljährigfeit oder durch frühere Emanzipation, worüber bie art. 476 
bis 478 nähere Vorjchriften geben, — das Sächfiiche BEB. 88 1831—1833 ent- 
weder durch Entlafjungserklärung ober durch Begründung (bei volljährigen Söhnen), 
bzw. Geftattung (bei Minderjährigen) eines eigenen Haushalte, in beiden Fällen 
bei Minderjährigfeit unter Zuziehung eines curator ad hoc. Andere Geſetzgebungen: 
Zürich 88 275, 276, 422; Solothurn 88 478, 479; Italien art. 310—321. — 
De lege ferenda hat fich neuerdings ber XII. Deutiche Juriftentag einftimmig dahin 
ausgeſprochen, daß die v. ©. (jpäteitens) ſtets mit der Großjährigfeit des Hauskindes 
erlöfchen jolle: Verhandlungen, Bd. I. ©. 158, 268; Bd. II. ©. 82 ff. — Bezüglich 
ber faft allein praftifchen (vgl. hierüber Kraut a. a. O. ©. 643 N. 1) Deutich- 
rechtlichen Aufhebung der v. ©. ift ftreitig, was hierzu erforderlich jei: ob förmliche 
Anlegung eined eigenen Haushaltes, eigener Gewerbebetrieb oder bloße Abſonderung 
vom däterlichen Haushalt mit Aufhören der Alimentation, bzw. felbftändiger Er- 
werb des Lebensunterhaltes felbft ohne Außerliche Trennung vom Haus des Vaters; 
für erſteres namentlich bie älteren Juriften (j. die Eitate bei Kraut a. a. ©. 
8110 N. 9), für letzteres mit durchſchlagenden Gründen Kraut, a. a. DO. S. 657, 
jowie v. Gerber, Syſtem des Deutichen Privatrechtes, $ 242; die Prariß lebt zum 
Theil noch an ber Römifch-rechtlichen Auffaffung; vgl. Seuffert, Arch. XXVI. 
Nr. 138 (OApp.Ger. Celle), 8. TH. XV. 20 (Wolfenbüttel). 
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Begründet wird die v. G. regelmäßig Durch die eheliche Geburt eines 
Kindes; über die Begründung durch Adoption, Arrogation und durch Legitimation 
1. die Art. Adoption und Legitimation. Ehelich geboren ift das während 
der Ehe erzeugte — genauer, zu folge der in 1.12 D. 1,5 und in 1.3 88 11,12 
D. 88, 16 außgejprochenen, vom Franzöſiſchen (Code civil art. 312) und 
Defterreichifchem Recht (BGB. $ 138) im Weientlichen unverändert, vom Preußichen 
Necht (Allg. ER. II. 2 $$ 1 und 2) nur mobifizirt angenommenen Rechtöver- 
muthung: das früheftens am 183. Tage nad) Eingehung oder ſpäteſtens am 300. 
Tage nad Auflöfung der Ehe geborene Kind. Gegenbeweis ift zuläffig: 1. 6 
D. 1,6; ob auch Segenbeweiß auß dem Reifegrab des Neugeborenen, ift beftritten; 
gegen die Zuläffigfeit j. die Entfch. bei Seujfert, Arch. VIII. Nr. 229 (OApp.Ger. 
übe), XV. Nr. 98 (Jena) (zum Theil auch XXIV. 117), dafür dag Würtlem- 
bergifche OTrib. (Württembergifches Ar. X. S. 1—60). — Anerkennung, jelbft 
wenn vor der Geburt außgeiprochen, eine vor dem 182. Tag der Ehe geborenen 
Kindes begründet gleichfalls die Präfumtion der Vaterſchaft: Seuffert, Ar. XX. 
Nr. 200, XXU. Nr. 287 und 288. 

Die Wirkungen ber dv. G. machen fich (ſchon nad; Römifchem Recht) nur 
geltend auf dem Gebiet des Privatrechtes, nicht auch des öffentlichen Rechtes. Zu 
unterfcheiden find die Wirkungen auf die perfönlichen und auf die vermögensrecht- 
Tichen Beziehungen; in beiden Richtungen ift aber das Römifche Recht bedeutend 
mobdifizirt Durch die veränderte Auffaffung der Ehe und der v. G. im heutigen Recht. — 
Das Erziehungsreht, im (Mafj.) Römifchen Recht Tediglich ein Ausfluß der 
v. G., iſt nach Heutigem Recht weientlich Erziehungspflicht; es fteht zwar zunächſt 
regelmäßig dem Vater zu; bie Nüdficht auf das in erfter Linie maßgebende Wohl 
der Kinder kam aber eine Entziehung des Erziefungsrechtes und Webertragung auf 
die Mutter, unter Umftänden fogar auf einen von Amtswegen zu beftellenden Bor- 
mund rechtfertigen; insbeſondere follen bei geſchiedener oder jaktifch getrennter Che 
Kinder von zartem Alter regelmäßig, auch ohne Rüdficht auf den Scheidungagrund, 
der Mutter zur Erziehung überlaffen werben (vgl. Preuß. Allg. CR. II. 2 88 86 ff.; 
Defterreichifchee BGB. 85 141 ff.; Entfch. bei Seuffert, Arch. I. 81, VI. 218, 
VII. 269, XII. 169, XIV. 43, XX. 42, XXIV. 248; Burhardi im Ardı. f. 
eivil. Prax. VIII. 186 ff.; Sarwey, ebenbaf. XXXI. 14 und XXII. 1). Im 
Erziehungsrecht begriffen ift das Recht die Religion zu beitimmen, in der die Kinder 
erzogen werben follen, ein Recht, das nach dem Preußifchen Allg. ER. II. 2 $ 78 
duch Bertrag nicht beſchränkt werben Tann, übrigens mit dem 14. Lebensjahr ala 
dem Alter, wo das Kind jelbft wählen kann, aufhört. — Verſchiedene Wanbdlungen 
hat das Recht des Konſenſes zur Heirath des Kindes durchgemacht: nad) Römiſchem 
Recht (1. 2 D. 28, 2) ſteht es nur dem Vater als Inhaber der v. ©. zu, und 
ift der Konſens zur Gültigkeit der Ehe weientlich; das Kanon. Recht fordert ohne 
NRüdficht darauf, ob das Kind Hauskind ift oder nicht, den Konfens der Eltern, 
fein Mangel ift aber nur ein auffchiebendes Ehehinderniß, — ein trennended dagegen 
nad Franzöfiihem Recht (Code civ. art. 148 ss.), jedoch nur bei Söhnen unter 25, 
Töchtern unter 21 Jahren; die proteftantiichen Ehegefeßgebungen verlangen gleichfalls 
ben Konſens der Eltern, fein Mangel ift bald aufichiebenbes, bald trennendes Che 
hinderniß (vgl. die Nachweifungen bei Richter, Kirchenrecht, $ 267 N. 10a u. 11). 
Das Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perfonenftands ꝛc. vom 6. Febr. 1875 
$ 29 verlangt bei Söhnen biß zum vollendeten 25., bei Töchtern bis zum vollen- 
deten 24. Jahr Zuftimmung des Vaters, nach feinem Tob die der Mutter, die Folgen 
bes Mangels dem Partikularrecht überlafjend. — Ueber den Konjens zum Verlöbniß 
dgl. Richter a. a. O. 8 284 N. 6—8. — Ueber und gegen die Anficht, daß 
nach dem Tod des Vater der Mutter eine ber v. G. im Weſen gleichartige Gewalt 
gegen die Kinder zuftehe, vgl. Kraut a. a. O. $ 111. 

v. Holgendorff, Guc. IL. Reötsleriten IL 3. Aufl. 64 
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Der Einfluß der v. ©. auf die vermögensrechtlichen Beziehungen war 
im Hafj. Römifchen Recht ein äußerft weitgehender, wurde inbeß fchon in der fpätern 
Kaiferzeit abgeſchwächt und ift im heutigen Recht zu Folge der prinzipiell veränderten 
Bedeutung der dv. ©. ein verhältnigmäßig unbedeutender. — Dad Hauskind war 
nach Mafl. Römiichen Recht zwar nicht rechtsunfähig, wie der Sklave, aber doch 
vermögendunfähig. Als Grund der Vermögensunfähigkeit wurbe früher gewöhnlich 
die Perfoneneinheit zwiſchen Hausvater und Hauskind genannt (fo noch von Kraut, 
a. a. ©. $ 109; dagegen Mandry, Familiengüterrecht, I. S. 33 fi). Der 
Grund lag vielmehr unmittelbar im Weſen ber väterlichen ober hausherrlichen Ge⸗ 
walt, kraft deren alles Vermögen und aller Erwerb ſich im Hausherrn konzentrirte: 
patrimonium == Bermögen des Hausvatera; keine Mitberechtigung der Hauskinder. 
auch kein ae bei Eigenthum des Haußvatere (Brinz, Pandelten, 8.1177 #.; 
dagegen Mandry a.a. D. S. 10 ff.). — Das Hauskind iſt nach Römiſchem Recht 
bandlungafähig, e& ift fähig zu erwerben und fich zu verpflichten, allein was es er- 
wirbt, erwirbt es nach Mafl. Recht nicht für fih, fondern für den Hausvater, während 
es durch Eingehung von Verbindlichleiten nur fich, nicht den Hausvater verpflichtet. 
Unmöglic) waren nach dem bie v. ©. beherrfchenden Prinzip vertragsmäßige Ber- 
binblichleiten zwifchen Hausvater und Hauslind, ſowie zwifchen ben durch dieſelbe 
v. G. verbundenen Perfonen. — Sowol die DBermögensunfähigkeit ala die Be 
ſchrankung der Wirkung vertragsmäßiger Berbinblichleiten des Hauskindes auf defien 
Perſon wurbe im Lauf ber Zeit jehr modifiziert, erftere nicht fowol durch die Ein- 
täumung eines peoulium ſeitens des Baters (peculium profectitium), welches blos 
thatfächlich Vermögen bes Kindes, rechtlich Vermögen des Vaters war, ala durch 
die Ausbildung des peculium castrense, quasi castrense und adventiciam (vgl. 
bieräber d. Art. Peculium); — letztere durch die theils mit der Einräumung 
eines peculium (prof.) zujammenhängende, theils von ihr unabhängige Anerkennung 
der Möglichkeit, daß unter gewiffen Vorausſetzungen Berbindlichleiten bes — 
wirkſam gegen ben Vater geltend gemacht werben Zönnen: actio de 
a. tributorie, a. de in rem verso, a. quod jussu. Anbererjeitd wurde die ——— 
Verpflichtungsfahigkeit weſentlich Befepränkt du durch das 80. Maecedonianum, welches 
dem einem Haustind gegebenen Darlehn die Klagbarkeit entzog, während bie ur 
fprüngliche in der alternativen Berpflichtung zum Schadenderfag oder zur noxae de- 
ditio enthaltene Haftung bes Vaters für Delikte des Hauskindes mit ber noxse de- 
ditio erloſch. Zu vgl. über all bies die jehr ausführliche Darftellung bei Mandry 
a. a. O. ®b. I. und II. — Im heutigen Recht ift ber größte Theil der Kömiſch⸗ 
rechtlichen Beftimmungen über die vermögensrechtkichen Folgen der v. G. autiquirt 
oder unpraftifch, einmal weil bie Zahl der volljährigen Hanskinder eine jehr 
Heine ift, fodann weil fich troß der Rezeption des Römifchen Rechtes die Dewtich- 
rechtliche Anfchauung von der Bermögenstähigfeit ber Hauskinder erhalten bat. 
Fälle der Anwendung ber actio de in rem verso und a. quod jussa, inäbef. auf 
die von einem ftubirenden Sohn Iontrahirten Schulden, ſ. bei Seuffert Anh. IX. 
Rr. 305 und 306, XXV. 275. — Aus ber Vermögen Bfähigleit des Gantlinbes 
ergiebt fi) and die StattHaftigleit von Verträgen, inebej. Schenkungen zwiſchen 
Hanspeter und Hauskind, bzw. ben durch biefelbe v. ©. verbundenen ang 
von der Praris, wenn auch nicht rückhaltlios, amerlanıt (vgl. Kraut a. a. D. 
88 108 f.; Seuffert, Arch. XIV. Rr. 44, XV. 80, XIX. 160, XVIL 255, 
XXVI. 288, XXVIi. 38); — und nur eine ze jener Fuhigkeit iR bie Ber- 
neinung ber Möglichkeit eines peculium profeet. fir daß heutige air durch ECraut 
(a. a. D. ©. 640); dagegen Seuffert (XXVH. 88). Aus der Möglichkeit won 
Berträgen zwifchen Bater und Mind folgt auch die Moͤglichkeit von Dienfoerirägen, 
von Vereinbarung eines dem Hauskind für — — — im Gewerbe etc 
au zahlenden Lohnes; ohne Bereinbarung erwirbt bag — das 
Hauskind nicht für N, fondern für den Bater; * —E Ag. . V. 2 
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88 121, 122; Defterreichijches BEB. $ 151; Seuffert, VII. 59, 196, XV. 135, , 
XIV. 44, XVII. 256; Anfpruch wenigjtens gegen die Miterben des Vater? 
(Kraut a. a. O. ©. 638.) — Ueber die Heutige Geftaltung bes ususfructus 
paternus, an befien Stelle aber vielfach ein elterlicher, d. h. auch der Mutter 
auftehender und von der Dauer der v. &. unabhängiger Niekbrauch getreten ift, 
. Kraut a. a. D. ©. 622 ff. 687 ff.; Preußifches Allg. LH. II. 2 88 147 ff.; 
Defterreichifches BEB. 88 169 ff. welches nur ein Verwaltungs, kein Nutznießungs⸗ 
echt des Vaters anerkennt. Der Anipruch des Vaters auf das jog. praemium 
emancipationis ift jebenfall® bei der Deutfch-rechtlichen Beendigung ber v. &. unftatt- 
baft, ſonſt wenigftens partifularrechtlich noch anerfannt (Kraut a.a.D.; Seuffert, 
Arch. XXVII. 144). — Unabhängig von der dv. &. ift ſchon nach Römifchem Recht 
der Anſpruch der Kinder auf Ausftattung und bie gegenfeitigen Alimentationsan= 
nn l. Mandry a. a. O. Bd. I 88 29, 30; WPreußifches Allg. ER. II. 2 

231 

Bit. (außer ben im Text Genannten und ben Lehr: und Handbüchern); Ascanius 
Clementinus, — u patzia potestate, Helmstädt 1676. — Phil. Baschalid, 


Tract. de viribus p. 1619. — Anton. Fabri, De patr. pot, Lyon. 1658. — 
Heimbad in HEÄNG Redhtäter., XIL6S.1f. Pfizer. 


Battel, Emerich von, 5 25. IV. 1714 zu Couvet (Meufchätel), kam 1742 
nad Berlin, 1743 nad) Dresden, wurde Legationsrath und 1749 Sächfifcher Ge- 
fanbter in Bern, 28. XII. 1767. 

Scäriften: Defense du systöme Leibniti d. 1841. — ak des gens, Leyd. 
1758, Neufch. 1778, m, —* 1775, Basel 17 * times 1798, Lyon 1802 (bentkh bee 
Sdulin, Branff. 1760, franz. von "Hoffmanns, Mackintos Royer-Collard, 
Par. 1835, bon re re, d’Oleires unb Hauterive, 1838, von Pinheiro- 
Ferreira, Par. 1838, von Pradier-Fodere, Par. 1863, engl. von” Chitty, London 
1884, {pan. von Otarena, Madr. 1822). — estions de droit naturel et observ. sur le 
twaitö du droit de la nature par Wolff, 17: 

Sit.: Mohl, I. 386. — Bluntſchli, Staat Wdrt.B,, XL 728, 789. — Wheateon, 
Elements, (4) I. 1. — — — 1. 45. — Bonhöte et Jeanneret, Biogr. 
neuchäteloise, Locle 1866, II. 410 883. — v. Orelli, Aechtafäulen und Re teren, 
de le, 1879, —— 98. — Fiore, Diritto interngz. pubblico, I. 59, 188, 9. 330. 


2 Te re 
Begins, Maphäus, 5 1406 zu Lodi, befleibete in Rom hohe Stellen, 
1145 
& igrie: De — Si Eiche 
Lit: v. Savigny, VL 427- Teihmann. 


Beränßerungsberbote find — durch welche Jemandem das wiſſent⸗ 
liche Aufgeben einss Bermögensrechtes unterfagt wird. Sie verfolgen den Zweck, 
entweder einen Gegenftand dem Bermögenatreis einer Perfon in beren eigenem oder 
in fremdem Jutereſſe (fandus dotalis) zu erhalten oder den Hanbel mit gewiſſen 
Sachen auszuſchließen (SC. Hosidianum). Die B. können auch die im Eigenthums⸗ 
rechte an ſich Liegende Veräußerungsmacht entziehen und ftellen fich inſoweit als 
Eigenthumsbeſchränkungen dar. Allein nicht alle B. haben dieſe Wirkung und bie 
wenigften geben in bderjelben auf. Die Anknüpfung der Lehre von den D. an die 
Darftellung der Eigenthumabeicyräntungen, wie fie in den Pandektenſyſtemen üblich 
ift, wird dem Weien derſelben nicht gerecht und hat nicht wenig zu einer einfeitigen 
Auffaffung de Begriffs beigetragen. 

I. Ihre Quelle haben die V. entweder in einer Rechtsvorſchriſt ober in einer 
richterlichen Berfügung ober in einem Mechtögejchäft. Danach unierſcheidet man ge 
fegliche, rihterliche und Privat-B.; die letzteren zerjallen wieder ihrem Urſprung 
nad in ger und in Tegtwilfige. Bon befonderen richterlichen (im 
Gegeninb zu gejehlichen) V. zu ſprechen ift ba berechtigt, wo das Berbok fi 
nicht kraft ae won ſelbſt an eine beftimmte — —— Fa ſondern 
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durch die unmittelbare tichterliche Anordnung bedingt ift. - Veifpiele dafür bieten 
gerade die neueren Juftisgefeße in nicht geringer Zahl (KO. 8 98; StrafPC. 
88 326, 332—334, 480; RStrafGB. $ 140). Dagegen begründet die gerichtliche 
Beichlagnahme zur "Bollftredung oder Sicherung nur ein Pfandrecht an der Sache 
(REPO. 88 709, 710). Bon den gejeßlichen B. des Römifchen Rechtes haben fich 
nicht alle bis in die heutige Zeit erhalten. So ift da8 Verbot der Veräußerung 
ftreitiger Sachen durch die REPO. $ 236 entbehrlich gemacht ımb bejeitigt. Rod 
dem geltenden Gemeinen Recht gehören an bie Verbote der Veräußerung von Dotal- 
grundftüden, von Beltandtheilen eines regelmäßigen Ahventizgutes, von Mündel- 
jachen durch den Vormund, von dvermachten Sachen. Aus neueren Quellen ftammt 
das V. in Anfehung ber Stamm«, Sem und Erbgüter. 

II. Im Zweifel umfaßt ein jede Art der Veräußerung, nicht blos bie 
Uebertragung des Rechts ala en ſondern auch die Begründung von beſchränkten 
dinglichen Herrſchaftsrechten (Dienftbarkeiten, Biandrecht u. f. mw.) fowie das Auf 
geben von befchränften Rechten, welche zu Gunften einer dem Berbot unterliegenden 
Sache beftehen (3. B. Grunddienjtbarfeit). Manche Geſetzgebungen fchließen auch 
das wiffentliche Zulaffen einer Erfihung fowie die abfichtliche Nichtausübung verjähr- 
barer Rechte ein (1. 28 V. S. 50, 16). Immer aber erftrecdt fich da® Verbot nur 
auf bie freiwilligen DVeräußerungshandlungen desjenigen, gegen welchen das Verbot 
erlaffen ift. Die von feiner Willfür unabhängigen Veräußerungen werden dadurch 
nicht gehindert (4. B. in Folge der Theilungsflage eines Miteigenthümers oder 
durch Die Ausübung des Pfandverfaufsrechtes oder vollends durch Zwangsenteignung). 

— III. Die Wirkungen der V. ſind keineswegs durch den Begriff derſelben gegeben 
und daher im Einzelnen von verſchiedener Tragweite. Es können hier nur die ver 
ſchiedenen in den pofitiven Rechten hervortretenden Richtungen gezeichnet werden. 

1) Das V. kann ſich auf die obligatorifche Verpflichtung einer Perfon (und 
ihrer Erben) beichränfen, einen Gegenftand nicht zu veräußern. Gin folches Verbot 
ichließt die Gültigkeit des im Wiberfpruch damit errichteten VBeräuferungsgeichäits 
und den Rechtsübergang auf den Erwerber nicht aus; es erzeugt nur deffen Ver— 
letzung einen obligatorifchen Anfpruch auf Erfah gegen den durch das Verbot Ber 
pflichteten, nicht gegen ben britten Erwerber. So nach Gemeinem Recht die vertrags- 
mäßigen ®., vorausgeſetzt daß nicht überhaupt das zu Grunde Liegende Uebereinkommen 
wegen ermangelnden Intereſſes der Verbindlichkeit entbehrt. Mittelbar kann dem 
vertragamäßigen Verbot Wirkung gegen Dritte verjchafft werden durch Einkleidung 
der Weiterveräußerung in eine auflöjende Bedingung, bei letztwilligen Verboten durch 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende Zuwendung der Sache an einen Andern für den 
Tall der Veräußerung. 

2) Das 8, kann auch das Recht jelbft ergreifen und der Veräußerung dadurch 
entgegentreten, daß e& ber Veräußerungshandlung jede Wirkung auf das Recht ent 
zieht (dingliche Wirkung). Die dem Verbot widerftreitende- Sieg 
Servitutenbeftelung, Berpfändung, der Servituten« oder Pfandrechtserlaß u. |. w. 
find nichtig. Mit diefer Wirkung find in der Regel die gefeßlichen und wol u 
die richterlichen V. bekleidet. Indeß begegnen auch innerhalb ber Verbote mit 
dinglicher Wirkung wieder Verſchiedenheiten. Nicht immer ift die Nichtigkeit eine 
abfolute, jo daß fie von Jedermann, fogar von dem Erwerber ımd von dem Ber- 
äußerer geltend gemacht werden kann, obwol dies die Regel bilden mag. Zuweilen 
— die Veräußerung nur einer beſtimmten Perſon gegenüber der Gültigkeit 
( B. im Falle bes 8 326 der StrafPO. und 8 140 des RStruf&B. nur gegen⸗ 
über der Staatskaſſe) oder fie gelangt durch die nachträgliche Genehmigung einer 
Perfon zu Kräften (Const. 1, 2 si major factus 5, 74). 

3) Die meiften Geſetze verbinden mit ber Verhinderung des (dinglichen) Rechts · 
überganges die Unwirffamfeit des zu Grunde liegenden obligatorischen Veräußerungs 
vertrages (Kaufes, Taufches u. |. w.), ſodaß daraus weder ber Erwerber die Ueber- 
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gabe der Sache noch ‚der Veräuferer das verfprochene Entgelt beanfpruchen Tann. 
Freilich geht damit Hand in Hand ein Recht bes Erwerber, das von ihm auf 
Grund de Bertrages Geleiftete zurückzufordern (condictio ob injustam causam), für 
den gutgläubigen Erwerber aus einem entgeltlichen Gefchäft zumeilen ein Anfpruch 
auf das Erfüllungsinterefie. 

4) Dad V. kann auch Erfigungsunfähigkeit der Sache begründen. Ob nach 
Gemeinem Recht ift beftritten. Ueber Preuß. Recht vgl. CR. I. 9 $$ 581, 582. 

IV. Partikularrechte mit Grundbuch oder Hppothefenbuchverfaffung machen in 
Anjehung von Grundftüden die Wirkung des B. gegen (gutgläubige) Dritte von der 
Eintragung im öffentlichen Buch abhängig (Bayriſches Hypothekengeſetz $ 22 Nr. 5; 
Sähfiiches BGB. 5 224). Der oft aufgeftellte Gab, daß allen B. durch bie Ein- 
tragung in das Grund- oder Hypothekenbuch dingliche Wirkung verjchafft werben 
an ift keineswegs für alle Gefehgebungen richtig (3. B. nicht für das Bayerifche 
Re 


di: Lauk in der geiticr. I — u. —— Bd. V. Abh. 1 (1841). — Bachofen, 

Ausgewählte Lehren des ivilzechts Nr. 2—6 (1848), — Schröder, Zur Lehre von ben 

J Ieplichen Deräußerungäverboten (1875). — Brinz_(2. Aufl.), 19. — d. Bangeromw, 
. — Windſcheid, $ 172a. — Dernburg, Preuß. Priva echt, 1. 85 80, 146. 


F. Regelsberger. 


Berbrechen der Neligionsdiener (Kirchenamtsvergehen). Als Religions- 
diener find alle diejenigen zu bezeichnen, welche jolche wejentlichen Handlungen (nicht 
rein mechanifcher Natur) zu vollziehen haben, die ber Zweck des betreffenden 
Religionsbekenntnifſes erfordert. Religionsdiener ijt ein umjaflenderer Begriff als 
„Geiftlicher* ; wol alle Geiftlichen find Religionsdiener, aber nicht alle Religions- 
diener Geiftliche. Unter einem Geiftlichen ift vielmehr nur derjenige zu verftehen, 
welcher „in einer chriftlichen, öffentlich aufgenommenen Kirchengemeinde zum Unter- 
richt in der Religion, zur Bejorgung des Gottesdienftes und Verwaltung der Safra- 
mente beftellt ift.” Der Begriff „Diener einer Kirche oder Religionsgeſellſchaft“ in 
8 5 des Preufifchen Geſetzes vom 18. Mai 1878 bedeutet dafjelbe wie Religions- 
Diener und ift nur aus fprachlichen Gründen gewählt. Und der Begriff „Stirchen- 
diener“ (3. B. in $ 1 des Preußifchen Gefees vom 12. Mai 1873) umfaßt auch 
die Religionsbiener; vgl. über die Degeife beſ. Hinſchius, Die Preuß. 
Kirchengefeße des Jahres 1878, ©. 30 ff., 

I. Auf die Religionzdiener bzw. nur = Geiftliche ift im Neichaftrafrecht in 
folgenden Fällen Rüdficht genommen: 

1) Kanzelmißbrauch. Für ben Mißbrauch der in neuerer Zeit mit dem 
geiftlichen Amte getrieben wurde, erwieſen fich die Beftimmungen des RStrafGB., 
namentlich auch die 88 130 und 131, nicht als ausreichend. In Folge beffen 
wurde zunächit durch das Reichsgeſetz bom 10. Dezember 1871, als 8 130a dem 
RStrafB. einverleibt, eine weſentliche Lücke in dem letzteren auägefüllt. Hiernach 
iſt der religionsdiener zu beſtrafen, welcher Angelegenheiten des Staates in einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegenſtande einer Verkündigung 
oder Erörterung macht, und zwar entweder a) in Ausübung ober in Veranlaffung 
der Ausübung des Berufes Öffentlich vor einer Menfchenmenge oder b) in einer 
Kirche oder an einem anderen zu religiöfen Berfammlungen beftimmten Orte vor 
Mehreren. Das Geſetz will den Religionddiener nit nur treffen, wenn er Amts- 
Handlungen mißbraucht, fondern auch, wenn er, ohne eine Amtshandlung vorzunehmen, 
aber durch eine jolche veranlaßt, in der obigen Weiſe thätig ift. Urfachlicher Zu= 
fammenhang zwifchen der Amtshandlung und der Erörterung, zu welcher fie Ber- 
anlaffung gegeben bat, ift micht erforderlich. Wegen des Einfluffes, den bie 
Religionsdiener auf das Volk ſchon durch ihre Stellung ausüben, mußte die Straf 
barkeit auf Handlungen, bei welchen der Religionsdiener alg folcher nichts zu 
ſchaffen Hat, ausgedehnt werden. Das obige Verbot gegen den Mißbrauch ber 
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Amtshandlungen würde fich jonft als illuforifch erwiejen haben. — Mit dem Aus: 
drude „Angelegenheiten des Staates“ wird mehr als „Staatseinrichtungen oder An- 
ordnungen der Obrigkeit“ bezeichnet; ben Gegenjak hierzu bilden bie rein kirchlichen 
Angelegenheiten. — Die Strafe für diefes Vergehen befteht in Gefängniß ober 
Feſtungshaft bis zu 2 Jahren. 

Durch Die Strafgefeg-Rovelle vom 26. fyebruar 1876 ift der $ 130a um einen 
Abſatz vermehrt und die Strafbeftimmung ausgedehnt auf den Neligiondbiener, 
welcher in Ausübung oder in Beranlaffung der Ausübung des Berufes Schriftftüde 
auagiebt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des Staates in einer ben öffent: 
lichen — gefährdenden Weiſe zum Gegenftande einer Verkündigung ober Erörterung 
gemacht find 

2) Die Bomahme unzüchtiger Handlungen (vgl. d. Art. Unzucht) 
von Seiten der Geiftlicden mit ihren minderjährigen Schülern oder Zöglingen wird 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, bei mildernden Umftänden mit Gejängniß nicht 
unter 6 Monaten beftraft. Der $ 174 3.1 des Deutichen RStraf GB. ift weſentlich 
enger als z. B. Art. 212 bes Bayr. StrafGB. in welchem es heißt: „Geiſtliche, welche 
mit ihren Pfarr⸗ oder Beichtkindern u. ſ. w.“ Im Deutſchen werden die Geiſtlichen 
alſo nur in ihrer Stellung als Lehrer oder Erzieher berüdfichtigt, wofür aber wol 
eine bejondere Erwähnung nicht nothwendig war, da der $ 174 Lehrer und Erzieher 
ſchon erwähnt. 

3) Schwere Kuppelei begeht der Geiftliche, wenn er die Perſon, welche er 
verkuppelt, zu unterrichten oder zu erziehen hat. Das Alter der betreffenden Perion 
it hierbei einflußlos. Vollendet ift die ſtrafbare Handlung jedoch erft dann, wenn 
die Unzucht getrieben worden ift, was fonft nicht zum Begriffe der Kuppelei gehört. 
Die Strafe befteht in Zuchthaus bis zu 5 Jahren nebft obligatorifchem Berluft ber 
bürgerlichen Ehrenrechte; daneben ift Poligeiaufficht zuläffig. 

Das Deutiche Straf®B. enthielt noch zwei andere Strafbeitimmungen für 
Religionsdiener. Nach 8 337 wurden Weligionsdiener für den Wall beftraft, in 
welchem zur bürgerlichen Gültigfeit der Ehe die Aufnahme einer Heiratsurkunde 
erforderlich ift, wenn fie zu den religiöfen Feierlichkeiten einer Eheſchließung fchreiten, 
bevor ihnen nachgewieſen ift, daß eine Heiratsurfunde von dem Perjonenftands- 
beamten aufgenommen ſei. Diefe Beftimmung ift durch 8 69 des Reichsgeſetzes 
vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Perfonenftande und bie Che 
ſchließung befeitigt, welcher ſich nur auf Standesbeamte bezieht. — Da Religions 
Diener das Amt eines Standesbeamten oder die Stellvertretung eines ſolchen nicht 
wahrnehmen fünnen (vgl. $ 8 Abſ. 3 des citirten Neichögefehes), jo hat auch I 338 
des Deutichen StrafGB., auf Grund deflen Religionsdiener oder Perfonenftands- 
beamte, welche, wifiend, daß eine Perfon verheiratet ift, eine neue Ehe berjelben 
Guehen für Religionsdiener feine Bedeutung verloren. 

Neben diefen im Deutichen StrafGB. enthaltenen Strafbeftimmungen finden 
ſich folge noch in landesrechtlichen Spezialgefegen, durch welche in einigen Deutfchen 
Staaten (Preußen, Baden, Heflen) das Verhaͤltniß zwifchen Staat und Kirche neu 
geregelt ift. Dieſe Gefege find abgebrudt in Zorn’s Firchenftantsrechtlichen Geſetzen 
Deutjchlande, Oeſterreichs, der Schweiz und Italiens, Nördlingen 1876. Unter 
ihnen verbienen bie wichtigften Strafbeitimmungen , welche in den Preußiſchen 
Kicchengefegen (den fog. Maigejegen) der Jahre 1873, 1874 und 1875 gegen 
Neligionsdiener (und zwar beſonders gegen Geiftliche) enthalten find, Hier erwähnt 
zu werden. Strafbeftimmungen find erlafjen für: 1) Neberfdjreitungen der den 
Kirchen⸗ und Religionsgejellfchaften geſetzlich zuſtehenden Strafe und Dieziplimar- 
gewalt; 2) Uebertretungen ber ftaatlichen Vorſchriften hinfichtlich der Beſetzung kirch⸗ 
licher Aemter, bzw. der Neuerrichtung von folchen und 8) Vornahme um Amts- 
handlungen in einem firchlicden Amte, welches dem Inhaber durch gerichtliches 
Urtheil aberfannt ift. Bgl. hierüber bei. Hinſchius in v. Holgenborit’s 


, 
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Handb. des Deutfchen Strafr. Bd. IV. (1877), S. 479—543, wo auch ae bie 
Badiſche und Heffiiche Geſetzgebung eingegangen ift. 

1) Religionsbiener, welche gegen die Vorſchriften des Geſetzes vom 13. Mai 1878 
Straf= oder Zuchtmittel androhen, verhängen oder verkünden, werben mit Gelditrafen 
bis zu 600 Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 1 Jahre (in ſchweren 
Fällen mit Geldftrafe bis zu 1500 Mark oder Gelängniß bis zu 2 Jahren) beftrait. 
Das citirte Geſetz unterſcheidet zwifchen zuläffigen und unzuläffigen Strafe und 
Zuchtmitteln. Als zuläffig werben nur folche bezeichnet, die bem rein religiöjen 
Gebiete angehören (Gebete, Faſten, Almofen zc.), oder die Entziehung eines inner- 
Halb der Kirche oder Religionsgefellfchaft wirkenden Rechte oder die Außfchliekung 
aus der Kirche oder Religionagejellichaft betreffen (excommunicatio minor, Interbift, 
Ternhaltung von den Sakramenten, Verluſt der kirchlichen Gemeinberechte u. a.). 
Dazu fommen die nur auf Geiftliche anwendbaren Strafs oder Zuchtmittel (Degra= 
dation, Depofition, Strafverfeßung u. a.). Alle anderen find unzuläffige Straj- 
und Zuchtmittel, namentlich alle gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder bürgerliche 
Ehre gerichteten. Dies bezieht ſich jedoch nicht auf kirchliche Disziplinarftrafen. 
Körperliche Züchtigung ift zwar auch nicht ala Disziplinarſtrafe zulaffig dagegen 
aber Beſchränkung der Freiheit (nur beſtehend in der Verweiſung in eine Deutſche 
Demeritenanftalt, jedoch nicht über 8 Donate und nicht ohne fortdauernde Ein⸗ 
willigung bes Betroffenen) und Bermögensftrafe (bis zu 90 Mark oder dem ein- 
monatlichen Amtseinfommen); vgl. 88 3—5 des Gefehes vom 12. Mai 1878 über 
die firchliche Dieziplinargewalt. 

Allein auch die Anwendung der zuläfjigen Straf» und Buchtmittel ift bes 
Ichränfenden Beftimmungen unterworfen und Tann unter den folgenden Voraus— 
Tegungen beftrait werben: 

a) wenn fie verhängt oder verkündet werden, weil ein Mitglied der Kirche 
ober Religionsgejellichaft eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher die Stants- 
geſetze ober die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gefeglichen Zuftändigteit erlafjenen 
Anorbnungen verpflichten; b) weil daſſelbe öffentliche Wahl- oder Stimmrechte 
in einer beftimmten Richtung auögeübt ober nicht ausgeübt bat; ce) in der Abficht, 
um dadurch ein Mitglied zur Unterlaffung oder Umgehung einer der unter a) und 
b) bezeichneten Handlungen zu beftimmen. — Die Berhängung der zuläffigen Straf- 
und Zuchtmittel darf ferner nicht dffentlich (alfo nur für die Gemeindemitglieber) 
befannt gemacht werben und die Vollziehung oder Berfünbigung derſelben nicht in 
bveſchimpfender Weiſe erfolgen. 

Ergänzung finden die Be genannten Beitimmungen in Betreff der Disziplinar- 
trafen in dem Gejehe vom 18. Mai 1878 über bie Tirchliche Disziplinargemalt. 
Hiernach darf die Verhängung von Disziplinarftrafen nur von Deutſchen fird- 
Tichen Behörden erfolgen, bei Disziplinarftrafen, welche bie Freiheit oder dag Ver- 
mögen betreffen, muß der Beichuldigte gehört werben und bei Entfernung aus dem 
Amt (Entlaffung, Verjegung, Suspenfion, unfreiwillige Emeritirung ıc.) ein georbnetes 
progefiualiiches Verfahren vorausgehen. In allen dieſen Fällen ift die Enticheidung 
Icheiftlich mit Gründen abzufafien. — Bon der Aufnahme der Demeriten ift dem 
Oberpräfidenten Anzeige zu machen, über diefelben ein Verzeichniß zu führen und 
daffelbe am Schluß jedes Jahres einzureichen. — Auch bie wichtigeren Diszipkinar- 
entfeidungen (Geldftrafe von mehr ala 60 Mark, Berweifung in eine Demeriten- 
anftalt für mehr als 14 Tage oder Entfernung aus dem Amte) find dem Ober« 
präfidenten mitzuteilen, welcher die Befolgung diefer Vorſchriften durch Geldſtrafen 
bis zu 3000 Mark erzwingen, auch die Demeritenanftalt fchließen Tann. 

2) In dem Gefeg vom 11. Mai 1878 über die Vorbildung und Anftellung 
der Geiſtlichen finden fich Strafbeftimmungen (38 22 ff.) gegen 5 
Obere, die ein geiftliches Amt (vgl. hierüber Hinſchius, a. a. D. 
Übertragen oder die Webertragung genehmigen, ohne die Vorfchriften der & re B 
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des betr. Geſetzes zu beobachten (Deuticher, Abiturientenpräjung auf einem 
Deutichen Gymnaſium, dreijähriges theologifches Studium auf einer Deutjchen 
Staatsuniverfität, Ablegung einer wiffenfchaftlichen Staatsprüfung, Nichterhebung 
eines Einfpruches von der Staatsregierung). — Strafe von 600 bie 3000 Mark, 
vol. $ 22 des cit. Geſ. und Hierzu das Gel. vom 21. Mai 1874 wegen Deklaration 
und Ergänzung des Gef. vom 11. Mai 1878 u. ſ. w., Art. 1. — Derjenige, 
welcher geiftliche Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, welches ihm gegen die 
erwähnten Vorjchriften übertragen, wird mit Gelbftrafe bis zu 300 Mark beftrait, — 
"den Strafbeftimmungen der Gefeße vom 11. Mai 1873 und 21. Mai 1874 unter= 
Liegen geiftliche Amtshandlungen nicht, welche von gefegmäßig angeftellten Geiftlichen 
in erledigten ober in ſolchen Pfarreien, deren Inhaber an der Ausübung des Amts 
verhindert ift, vorgenommen werben, ohne dabei die Abficht zu befunden, dort ein 
geiftliches Amt zu übernehmen (Art. 5 des Gef. vom 14. Juli 1880). 

8) Die Berurtheilung zur Zuchthausftrafe, die Aberlennung ber bürgerlichen 
Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter hat die Erledigung 
der Stelle, die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlichen Amtes und den Berluft 
des Amtseinkommens zur Folge. Derjenige, welcher bie Fähigkeit verloren bat 
uud troßdem geiftliche Amtshandlungen vomimmt, wird mit Geldſtrafe bis zu 
300 Mark beitrait (Gef. vom 11. Mai 1873, 88 21, 24). Abgejehen von dieſem 
Falle können Kirchendiener, welche die Staatsgeſetze ober bie rechtögültigen 
Anordnungen der Obrigkeit fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit 
der Öffentlichen Ordnung unverträglich erſcheint, auf Antrag der Staatsbehörbe durch 
Urtheil des Gerichtöhofes für firchliche Angelegenheiten aus ihrem Amte entlafien 
werden. Die Folge dieſer Entlaffung ift rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung des 
Amtes, Berluft des Amtseinfommens und Erledigung der Stelle. Dieje im $ 24 
des Gef. vom 12. Mai 1878 enthaltene Beitimmung ift abgeändert durch Art. 1 
des Gef. vom 14. Juli 1880, betr. Abänderung der lirchenpolitiſchen Gejege, nach 
welchem gegen Kirchendiener in dem erwähnten alle nur auf Unfähigkeit zur Be— 
fleidung ihres Amtes, die den Verluft des Amtseinfommens zur Folge Hat, zu er- 
tennen iſt. Kicchendiener, die trogdem Amtehandlungen vornehmen, werden mit 
Geldftrafe big zu 800 Mark, im Wieberholungsfalle bis zu 3000 Mark beftrait 
(Gef. vom 12. Mai 1873, $ 31); es kann benfelben auch nach dem Reichsgeſ. 
vom 4. Mai 1874, betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchen⸗ 
ämtern, der Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder Orten verjagt oder angewiefen 
werden. Auch Verweifung aus dem Bundesgebiete ift zuläffig. 

Lit.: Die bekannten — um — * v. Holgenborff’ er 
„ Deu en Strafrechts Bd. III. S. 172 ff. (John), 305 1% b. Shwarze 

018 % a > N 'e. 497 f. AR Gius). — Wahlber ie et 
—8 — — Meves in v. Holßendorff's Strafrechtäzeitung 1872 
S. Fr und % di ee von Hinjhiuz zu Preußiſchen ſiichenge En 
chow. I. 


Berberb = Güter. Hierunter verfteht man die (vollitändige oder theil- 
weife) Entwerthung einer beweglichen Sache, in Folge einer in deren natürlichen 
Beichaffenheit vor fich gehenden Veränderung (häufig auch „innerer Verderb“ ge 
nannt). Diejelbe ift hauptfächlich im Handelsrecht von Bedeutung — auf der 
einen Seite ala rechtserweiterndes, auf der anderen Seite als befreiendes Moment. 
Schon der drohende 2. („it die Waare dem Verderben ausgeſetzt“) berechtigt 
nah dem Deutichen HGB., bei Gefahr im DVerzuge, wenn der Käufer in mora 
accipiendi, den Käufer ohne vorgängige Androhung zum Verkauf. 
Umgefehrt kann der Käufer die von ihm beanftanbete, ihm von einem anderen 
Orte überjendete Waare, wenn fie dem V. ausgeſetzt, und Gefahr im Verzuge iſt, 
verkaufen lafjen, während fonjt bie actio redhibitoria in der Regel durch den Ber- 
kauf ansgefchloffen if. Iſt nur ein Theil dem V. ausgeſetzt, jo gilt nur für 
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dieſen das Verkaufsrecht. In ähnlicher Weiſe find der Kommiſſionär und 
der Spediteur bei Gefahr im Verzuge zum Verkauf des dem V., ausgeſetzten 
Kommiffiong-, bzw. Spebitionaguts berechtigt. Auch der.Schifjer darf verkaufen, 
wenn ein erheblicher Verluft an der Ladung zc., 3. B. wegen drohenden V., anders 
nicht abzuwenden ift. Auf demfelben Grunde beruht das Recht des Richters, 
wegen drohenden V. ben Verkauf der Zundfache oder der gerichtlich aufzubewahren- 
den Sache anzuorbnen ober ben ber gepfänbeten, bzw. in Beichlag genommenen 
Sache zu befchleunigen, bzw. zu verfügen. Dagegen beireit innerer V. des Fracht⸗ 
guts (dev Ladung) den Frachtführer und den Verfrachter von der Erſatz- 
verbindlichkeit. Der V. wirkt Hier wie höhere Gewalt. Auch dem Berjicherer 
fallen die durch inneren B. entftehenden Schäden wenigftens in ber Regel nicht zur 
Laſt. Beſonders hervorgehoben ilt e8 im HGB., daß der Verfrachter die Güter, 
mögen fie verborben fein oder nicht, für die Fracht an Zahlungaftatt anzunehmen 
nicht verpflichtet ſei. Bei Ermittelung des Beitrages zur großen Haverei kommt 
u. A. für die Güter, welche während der Reife verdorben find, der durch Sach— 
verftändige zu ermittelnde Verkaufswerth in Abzug. — In Verbindung mit einer 
ſchuldbaren Berzögerung kann ber eingetretene B. auch eine Entjchäbigungsverpflich- 
tung begründen. So nad dem Deutichen Poſtgeſetz bei verzögerter Be⸗ 
Förderung. 

Gigb. u. Sit.: Allgem. Deutſches HGB. Art. 343, 348, 365, 366, 387, 395, 423, 424, 
504, ‚ 617, 629, 636, 642, 643, 674, 721, 825, 859, 855. — Bofigefeh vom 38. Oktober 
1871 8 6 R.8.BL. ©. 47) — ie) 717, 810 Abf. 3. — Preuß. Allgem. ER. 1.9 
$ 27; 1. 14 88 101, 102; AG. zur EPO. 8 28. — Entf. des ROHG. XII. =: Boa 

. och. 

Vereinsrecht (Thl. I. ©. 850). Daſſelbe hat zu dem verſchiedenen Zeiten 
in Deutichland einen jehr verjchiebenartigen Charakter gehabt. Im Mittelalter war 
das Vereinsweſen, in welchem fich das ganze öffentliche Leben bewegte, von jeder 
ftaatlichen Einwirkung frei, es erfreute fih einer durchaus felbftändigen Entwidelung 
und der reichten Entfaltung, wennſchon e& nicht an einzelnen Beftrebungen Deutjcher 
Kaifer fehlte, daflelbe zu unterbrüden. Unter dem abjoluten Regiment, welches ſich 
namentlich jeit dem Weſtfäliſchen Frieden mehr und mehr in den Deutjchen Staaten 
jeftfegte, wurde das Vereinsweſen in enge Grenzen eingezwängt und allmählich in 
vollftändige Abhängigfeit von ber Staatsregierung gebracht. Diejen Charakter hat 
namentlich auch die Preußiiche Gefeßgebung des 18. Jahrhunderte. Das Preuß. ER. 
(Hl. II. Tit. 6 88 3 und 4) verbietet nicht nur folche Vereine (, Geſellſchaften“), 
deren Zweck und Geichäfte der gemeinen Ruhe, Sicherheit und Ordnung zuwiber- 
Laufen, fondern legt auch dem Staate unbedingt das Recht bei, an fich nicht unzu⸗ 
Läffige Gefellfchaften zu verbieten, ſobald fich findet, daß biejelben anderen gemein» 
nüßigen Abfichten oder Anftalten Binderlich oder nachtheilig find. Es verpflichtet 
ferner (Thl. II. Tit. 20 $ 185) unter Androhung von Strafen die Mitglieder heim» 
licher Verbindungen, diefe, wenn fie auf den Staat ſelbſt und befjen Sicherheit Ein- 
fluß haben könnten, der Obrigkeit zur Priifung und Genehmigung anzuzeigen. Das 
Edikt vom 20. Dftober 1798 verbietet geradezu alle Verbindungen, deren Thätigkeit 
auf Herbeiführung von Beränberungen in der Verfaſſung und Verwaltung des 
Staates gerichtet ift. 

Auch nach der Auflöfung des Deutichen Reichs trat eine für das Vereinsweſen 
gänftigere Richtung in der Mehrzahl der Deutjchen Staaten nicht ein, ja es wurben 
in manchen noch beengendere Beftimmungen erlaffen, hin und wieder die Bildung 
von Vereinen ohne obrigkeitliche Genehmigung fogar ganz verboten und mit Strafe 
bedroht. Die gleiche Tendenz machte fih in der Bundesverſammlung geltend. 
Nachdem jchon der Bundesbeſchluß vom 20. Septbr. 1819 fich gegen die Stubenten- 
verbindungen gerichtet hatte, wurden durch Beſchluß vom 5. Juli 1832 alle politifchen 
Bereine verboten. 
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Im Jahre 1848 trat aber ein Umſchwung ein. Mit den übrigen Ausnahme- 
gefegen wurden auch bie angeführten Bundesbeſchlüfſe von ber — — 
durch den Beſchluß vom 2. April 1848 aufgehoben. Darauf wurde in den 
Grundrechten des Deutſchen Bolls (Art. 8) der Satz aufgeftellt: „Die Deutjchen 
haben das Recht, Vereine u bilden. Dieſes Recht joll durch feine vorbeugende 
Maßregel bejchränkt werben.” Diefes Prinzip wurde auch in einigen Deutichen 
Verf. urk. wenn auch faſt in allen mit gewiſſen Beichränkungen, wiederholt. So 
beftimmt die Preuß. Verf. Urk. (Art. 30): „Alle Preußen Haben daB Recht, fich 
au folchen Zweden, welche den Strafgefegen nicht zumiderlaufen, in Geſellſchaften 
zu bereinigen.“ „Politifche Vereine konnen Beichränkungen und vorübergehenden 
Verboten im Wege der Gefeßgebung untertvorfen werden." Es wurden nun, zum 
Theil in Ausführung der Berfafjungsbeftimmungen, in mehreren Deutſchen Staaten 
bejondere Geſetze über das Vereinsweſen erlaffen, in denen den politiichen Vereinen 
gewiſſe Schranken gezogen wurden. So namentlich in Defterreich (Gef. vom 17. März 
1849; — das Gef. vom 2. Novbr. 1852 verbot die politifchen Vereine überhaupt, 
dagegen ftellte das Staatsgrundgeſ. vom 21. Dezbr. 1867 das Vereins ımd Ber- 
fammlungsrecht wieder her. — Gel. vom 15. Novbr. 1867), in Bayern (Gef. vom 
26. Febr. 1850), in Preußen (Gef. vom 11. März 1850), im Könige. Sachſen 
(Berordn. vom 3. Juni 1850). Die Grundzüge diefer Gefege find folgende. Jeder 
politifche Verein muß Statuten haben. Diefe, fowie das Verzeichniß der Mitglieder, 
find von dem Borfteher deffelben der Polizeibehörde mitzutheilen, wie diefe auch 
von allen Aenderungen, welche in der einen und ber anderen Hinficht eintreten, in 
Kenntniß zu feßen ift. rauen, Schüler und Lehrlinge (jo in Preußen), oder auch 
überhaupb Minderjährige dürfen nicht als Mitglieder aufgenommen werden, auch 
gar nicht den Verfammlungen derartiger Vereine beimohnen. Kein politiſcher Verein 
darf mit anderen Vereinen derſelben Art zu gemeinſamen Zwecken in Verbindung 
treten. Speziell die Verſammlungen dieſer Vereine anlangend, ſo müſſen dieſelben 
jedesmal (wenn nicht ſolche zu beſtimmten Zeiten und an beſtimmten Orten durch 
die Statuten angeordnet find) vorher der Obrigkeit angezeigt werden. — 
befugt, der Verſammlung einen oder zwei Polizeibeamte oder andere Perſonen als 
ihre Abgeordnete beiwohnen zu laſſen. Die Beamten haben von den gehaltenen 
Reben und ftattfindenden Erörterungen, zum Zweck eines etwa gegen das eine oder 
andere Mitglied einzuleitenden Strafverfahrens, Kenntniß zu nehmen, zu welchem 
Behuf der Vorfigende der Verſammlung benfelben Auffchläffe über die Perfon ber 
auftretenden Redner geben muß. Sie Haben aber auch das Recht, die Verſamm⸗ 
Yung jofort aufzulöfen, einmal wenn die vom Geſetz für dieſelbe gegebenen formellen 
Vorſchriften, wozu auch die Ausſchließung von Bewaffneten gehört, nicht beobadhtet 
find, und dann, wenn in der Verſammlung Anträge oder Vorfchläge erörtert werben, 
welche Aufforderungen oder Anregungen zu ftrafbaren Handlungen enthalten. Hat 
der Beamte die Berfammlung Für aujgelöft erflärt, fo haben alle Anweſenden fidh 
zu entfernen, wibrigenfalls nicht nur mit Strafen gegen die, welche nicht Folge 
Teiften, vorgegangen wird, fondern auch ein Einfchreiten der bewaffneten Macht 
gerechtfertigt iſt. Nichtpolitifche Vereine find dieſen Beſchränkungen nicht unter 
worfen. Boch ift Hierbei zu beachten, daß jeder Verein in dem Augenblid, wo er 
fich mit öffentlichen Angelegenheiten befchäftigt, als ein politifcher behandelt wird. 
Die von den neueren Verf. Urk. gemährleiftete Bereingfreiheit findet eine fernere Ein- 
jchränfung bei Militärperfonen. Schon die Deutfchen Grundrechte (Art. 8) hatten 
ihre Beitimmungen über das Vereinsweſen auf das Heer und die Flotte nur ſoweit 
für anwendbar erflärt, als nicht bie militärifchen Disziplinarvorſchriften entgegen- 
ftünden. Die Preuß. Verf. Urk. hat einmal diefe Beftimmung aufgenommen (Art. 39) 
und dann noch im Beſonderen angesrbnet, daß bie bewaffnete Macht weder in noch 
außer dem Dienjt berathichlagen oder fich anders, ala auf Befehl verſammeln dürfe; 
auch Hat fie VBerfammlungen, wie Bereine der Landwehr zur Berathung militaärtſcher 
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Einrichtungen und Anordnungen felbft für den Fall unterfagt, daß dieſelben nicht 
äufammenberufen find (Art. 38). 

Eine Revifion der in den einzelnen Deutſchen Staaten beftehenden Vereins» 
geſetzgebung ftellte fich der reaftivirte Bundestag zur Aufgabe. Das Refultat diefer 
Beftrebungen war der Bundesbeſchluß vom 183. Yuli 1854. In diefem find ein- 
mal die ſchon oben angegebenen Grundzüge (einfchlieklich der hinſichtlich der Militär- 
perfonen berborgehobenen) ala die Grenzen der in ben einzelnen Bundesſtaaten dem 
Vereinsweſen einzuräumenden Freiheiten Hingeftellt worden. Außerdem aber wurbe 
eine ftaatliche Ueberwachung aller Vereine angeordnet, wie es auch den Bunbes- 
ſtaaten zur Pflicht gemacht wurde, die Arbeitervereine und Verbrüberungen, welch 
politiiche, fozialiftifhe und kommuniſtiſche Zwecke verfolgten, aufzuheben, auch die 
Neubilbung derartiger Vereine nicht zuzulaſſen. Diefer Bundesbeſchluß ift jedoch 
in Preußen und Bayern nicht publigirt worden. 

Nach der Preuß. Verf. Urk. (Art. 111) und dem Preuß. Gef. vom 4. Juni 
1851 Tann im Fall eines Krieges oder Aufruhrs, bei dringender Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit, in dem davon betroffenen Diftritt und während der Dauer 
des gedachten Zuftandes die Vereinzfreiheit jußpenbirt werben, wie auch dad Bundeö- 
vereinsgeſetz einen ähnlichen, freilich ganz allgemein gehaltenen Vorbehalt für die 
Regierungen in Anſpruch nahm. Diele Suspenfion tritt jedoch nach dem Preuß. 
Gef. nicht von felbft mit Verhängung des Belagerungazuftandes ein, fondern es 
muß biefelbe bejonderd außgeiprochen werden. Dieje Beftimmung ift auch, nachdem 
Die Berf. des Deutichen Reihe dem Kaiſer das Recht gegeben hat, bei bedrohter 
Sicherheit des Bundes jeden Theil deffelben (mit Ausnahme von Bayern) in Kriegs⸗ 
zuſtand zu erklären, für das Deutfche Neich geltend geworden (Berf.Urk. Art. 68). 

In neuefter Zeit hat die Deutfche Reichsgeſetzgebung, welcher durch die Verfaffung 
Verf. Urk. Art. 4) das Vereinsweſen unterftellt tft, angeordnet das Verbot aller 
Bereine und Verbindungen, „welche durch fozialdemofentifche, ſozialiſtiſche oder 
Tommuniftiiche Beftrebungen den Umfturz ber beftehenden Staats- oder Gejellfchafts- 
. ordnung bezwecken“, jowie derer, „in welchen fozialdemofratifche, fozialiftifche oder 
kommuniſtiſche, auf den Umſturz ber beftehenden Staats- oder Geſellſchaftsordnung 
gerichtete Beftrebungen in einer den öffentlichen Frieden“ gefährbenden Weife zu 
Tage treten ($ 1 des Reichsgeſ. vom 21. Oft. 1878 — deſſen Geltung vorläufig 
bis zum 80. Septbr. 1884 feſtgeſetzt iſt, ſ. $ 30 und Reichsgeſ. vom 31. Mai 
1880 $ 2 —), ebenfo die Auflöfung refp. das Verbot von Verfammlungen, bei 
denen bdiefelben Tendenzen hervortreten, reſp. begrümbeter Verdacht vorliegt, daß 
fie zur Förderung jolcher Tendenzen beitimmt find (8 9). 

Die Vereine der Stubirenden unterliegen zwar den allgemeinen Gejeben ; doch 
ftehen fie zugleich unter bejonderer Aufficht der akademiſchen Disziplinarhehörden. 
In Preußen iſt dieſes Verhältniß eingehender geregelt durch die auf Grund bes 
Geſetzes vom 29. Mai 1879 feitens des Unterrichtsminifters erlaffenen Vorſchriften 
Tür die Studirenden der Landesuniverfitäten vom 1. Oftober 1879. 

Lit: Zachariä, Deutiäen Staats und Pag L6©. 468 fi. — FAN Gem. 
Zeuties taatörecht, II. &. 620 ff. — Reyiaer, —— Derfuhe, 

Sierte, Daß Dentiche Geno| —— I 882 ff. — dnne, Stagtsrecht, 2 
©. 201 fi. — Thilo, Dad Preuß. Vereine und — Bredlau — 
ewi 


Berfalltag (Berfallgeit, echeance, Sälligteit, Skadenz, scadenza, expiration, 
matarity) ift der Zeitpunkt, mit deffen Eintritt eine Obligation ihrem Inhalte ent- 
ſprechend erfüllt werben fol. Nicht immer, aber tn ber Wegel ift der V. zugleich 
auch der Leiftungstermin, bei Selbforderungen der Zahlungstag, d. i. 
derjenige Tag, an welchem die Leiftung, bzw. Geldzahlung wirffam gefordert werben 
Tann. Die Differenz zwiſchen V. und Zahlungstag, welche fich übrigens nicht völlig 
mit der Römifch-rechtlichen Unterfcheidung zwiſchen dies veniens und dies cedens 
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(1. 218 pr. D. d. V. S. 50, 13) dedt, kann durch verichiedene Gründe herbeigeführt 
werben, 3. B. durch gefeßlichen Kaſſaſchluß des Schuldners, durch den Umftand, 
daß der B. auf einen Sonntag ober gejeglichen Feiertag fällt, in welchem Falle 
der nächitfolgende Wochentag der Zahlungstag (nach Wechfelrecht immer, nad) Han⸗ 
delsrecht präfumtiv) ift, im Wechfelrecht durch die Exiſtenz von Protefttagen oder 
durch die von Kaffirtagen, früher auch von Reſpekttagen (ſ. unten). Der B. ift ent- 
weder ausbrüdlich im Inhalte ber Obligation gegeben, oder aus Lekterem mittel- 
bar — nad pofitiver Rechtsvorſchrift — zu entnehmen; in jedem alle ift der B. 
der Zeitpunkt, an welchem die Obligation, foweit eine Leiftung in Betracht kommt, 
durh die Erfüllung ihrem Inhalte nach getilgt werben ſoll, fo daß die an dieſem 
Zeitpunfte ftattfindende Erfüllungshandlung als rechtzeitige Leiſtung ericheint. 

I. Die Vereinbarung eines V. in einem Bertrage hat nah Gem. Redt 
im Zweifel den Sinn, daß dadurch die Mahnung (Interpellation) überflüffig werde, 
daß aber, nach dem Satze: dies interpellat pro homine, der Schuldner fich im 
Verzug befinde, fobald der B. eingetreten und die Leiftung an biefem nicht erfolgt 
ift, e&8 wäre denn, daß die Schuld eine Holſchuld (dette querable, im Gegenſatz zu 
einer Bringſchuld, dette portable) ift, in welchem fyalle, wie 3. B. bei Schulden 
aus Werthpapieren, der Schuldner erft dur Mahnung bzw. Präfentation des Pa— 
pierd in Verzug gejeßt werben Tann (vgl. Stobbe, a. a. D. $ 182 Ziff. 2). 
Jene Regel ift jedoch nur als eine Nechtsvermuthung zu betrachten; es kann fein, 
daß die Teitfegung eines V. im Bertrage den Sinn hat, daß der Gläubiger vor 
dieſem Zeitpunkt nicht fordern dürfe, die Zeitbeftimmung in dieſem Sinne anzu= 
rechnen müßte aber durch bejondere Umftände gerechtfertigt fein; find ſolche nicht 
vorhanden, fo ift die Zeitbeftimmung fo aufzufallen, daß der Schuldner vor jenem 
Montente allerdings nicht zu leiften braucht, aber mit dem Eintritt deſſelben leiften 
muß, ohne daß der Gläubiger eine Mahnung an ihn zu richten hätte, um die 
Zorderung, d. 5. die Leiftung, fällig zu machen. (Weber den in diefer Beziehung 
jedoch ſchwebenden Streit |. Windſcheid, Pand., $ 278, insbeſ. Anm. 4.) Nach 
eben dieſem (Gem.) Recht wird die Frage, ob der Schuldner vor dem V. Ieiften 
tönne und der Gläubiger gehalten fei dieje Leiftung anzunehmen, für den Zweifels— 
fall bejaht; der V. ift hiernach als zum Vortheil des Schuldners jeltgeftellt an- 
aufehen, d. 5. der Gläubiger ift im Zweifel verpflichtet, die Leiftung vor dem DB. 
anzunehmen, nicht aber berechtigt, fie vordem DB. zu fordern; daß die Beſtimmung eines 
B. im Intereffe des Gläubigers getroffen fei, jo daß biejer die vorzeitige Leitung 
ala verfrüht zurückzuweiſen berechtigt fein foll, ift zwar möglich, aber gemeinvechtlich 
nicht zu vermuthen und demnach von befonderen Umftänden oder Beweifen abhängig. 
(Weber das Hierin theilweife abweichende Franzöſiſche Recht |. Windſcheid im 
Rhein. Ar. Bd. 44 II. ©. 17 ff. und Puchelt in Zachariä v. Lingen- 
thal's Franz. Eivilrecht, $ 308.) Das Preußifche ER. kennt eine ſolche präfum- 
tive Erzwingbarkeit der Annahme nicht; es beftimmt vielmehr, daß vor dem B. die 
Erfüllung wider den Willen des einen ober des anderen Theiles weder geforbert 
noch geleiftet werben fan. Weber das ältere und neuere Deutiche Recht |. Stobbe 
a. a. O. 

U. Das Deutſche Handelsrecht weicht von den erwähnten Rechten inſofern 
ab, als es jede Präjumtion über den Sinn der Hinzufügung des DB. vermeidet 
und, die Frage als Thatfrage zur Entſcheidung im einzelnen Falle offen laflend, 
nur die Anmeifung enthält, daß in allen Fällen, in welchen ein V. beftimmt wor- 
den ift, nad der Natur bes Geichäfts und der Abficht der Kontrahenten zu be= 
urteilen fei, ob berfelbe nur zu Gunften eines der beiden Kontrahenten hinzugefügt 
worben ift; ergiebt fich, daß die Hinzufügung be V. im Intereſſe des Schuldners 
geſchah, dieſer alfo vor dem B. zu zahlen befugt jein joll, fo ift er (nach Abi. 2 
d. Art. 834 des Allg. Deutſchen HGB.) doch nicht berechtigt, ohne Einwilligung 
des Gläubiger den Diskonto (das Interusurium, auch Abgeld, Defort, Rabatt und 
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Stonto genannt) abzuziehen, infofern nicht Uebereinfunft oder Uſance ihn dazu er- 
mächtigen; denn der Gläubiger würbe, wenn der Abzug des Diskonto ohne Weiteres 
geftattet wäre, nicht jelten weniger erhalten, ala ihm gebührt, infofern er nämlich 
nicht ſtets in der Lage ift, da Empfangene jo nutzbar anzulegen, daß dadurch das 
durch den Rabatt Entzogene erſetzt werde. 

Iſt gar kein V. im Bertrage beftimmt, jo kann die Erfüllung nach Gemeinem 
Recht ei nad) Handelsrecht — vgl. aber Preuß. ER. Thl. I. Tit. 5 $$ 230 bie 
232 — zu jeder Zeit gefordert und geleiftet werben, jofern nicht nach den Umftänden 
oder nach dem Handelögebrauche etwas Anderes anzunehmen ift (HGB. Art. 326). 
Iſt eine Verfallzeit zwar im Vertrage erwähnt, jedoch fo unbeftimmt, daß Zweifel 
entftehen, fo entſcheidet da® Gejeh im Einzelnen bejonder® (jo bei den Ausdrücken 
„im Frühjahr”, „im Herbſt“, „Mitte des Monats”, „halber Monat“, bei Yrift- 
deftimmungen nad) Tagen, Wochen, Monaten — |. HGB. Art. 827— 332; vgl. unten 
III., die wechjelrechtlichen Normen, insbeſondere vgl. HEB. Art. 327 d. HGB. mit 
Art. 30 d. WO., Art. 328 mit Art. 32 d. WO.); Börfenorbnungen, welche an⸗ 
dere Normen beitimmen, bleiben in Kraft, nicht aber entgegenftehende Ufancen. In 
Bezug auf den Einfluß von Sonn⸗ und Feiertagen ift zu umterfcheiden zwifchen 
Erjüllungsterminen und Erfüllungsfriften: erfterenfalls gilt, wenn der 
Zeitpuntt der Erfüllung auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag fällt, worüber 
das Recht des Erfüllungsortes entfcheidet, der nächſt folgen de Werktag ala Tag 
der Erfüllung, letzterenfalls muß, wenn ber letzte Tag des Zeitraums, innerhalb 
deffen jedenfalls erfüllt werden muß, d. i. ber lebte Tag der Erfüllungafrift auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag fällt, fpäteftens am nächſtvorhergehenden 
Werktage erfüllt werden. In jedem Halle muß die Erfüllung während der gewöhn- 
lichen Gejchäftszeit, d. i. in der Regel während ber ortzüblichen Kontorftunden 
erfolgen. 

Iſt die Lieferzeit oder Zahlungszeit prolongirt (d. i. verlängert) tworben, 
fo beginnt, jofern nichts anderes vereinbart ift, die neue Frift erft am erften Tage 
nach Ablauf der alten Friſt zu laufen. 

IN. Beſondere feſte Grundfätze über die V. Haben fih im Wechſelrecht 
entwidelt. Es gehört zu den welentlichen Beftanbtheilen eines gezogenen wie eines 
eigenen Wechjeld nach allen Wechfelordnungen die Angabe der Zeit, zu welcher 
gezahlt werben ſoll; diefe Zeit kann für die gefammte Wechielfumme nur eine und 
diefelbe fein (f. d. Art. Ratenwechjel) und nur jeftgejeßt werben auf einen be— 
ftimmten Tag (Tagwechjel) oder auf Sicht (Vorzeigung, & vista 2c.) oder auf eine 
beitimmte Zeit nach Sicht (Sicht und Nachficht-Wechfel); oder auf eine beftimmte 
Zeit nach dem Tage der Ausftellung (nach dato) (Datowehfel); oder auf eine Meſſe 
ober einen Markt (Meb- oder Marktwechjel) (j. d. Art. Meßwechfel). Tag- 
wechfel können auch auf ultimo, medio, Ende, Mitte eines Monats, Michaelis und 
dergleichen gültig lauten; die bei der Angabe der Zahlungszeit fehlende Jahreszahl 
kann, voraudgefeht, daß der angegebene Zahlungs- (Monat-)tag noch in da Aus- 
ftelungsjahr fällt, aus dem Ausftellungsdatum ergänzt werden und zwar gleichviel 
ob die Buchftaben I. 3. (oder a. c.) der Verjallzeit beigefügt find oder nicht. 

Zu den Sichtwechleln find auch bie „auf Verlangen“, „a piacere“ geſtellten 
Wechſel zu rechnen, ausdrücklich in Defterreich. 

Im Anschluß an diefe Beſtimmungen ſtellt die Wechſelordnung eine Anzahl von 
Regeln zur Befeitigung von Zweifeln auf: Iſt in dem Wechſel ein beftimmter Tag 
ala Zahlungstag bezeichnet, jo tritt die Verfallzeit an biefem Tage ein; ift die Zah- 
lungszeit auf die Mitte eine® Monats geſetzt, fo ift ber Wechjel am 18. dieſes Mo⸗ 
nats fällig. It die Zahlungszeit auf Anfang oder iſt ſie auf Ende eines Monats 
feftgeftellt, fo ift darunter der erfte bzw. letzte Tag des Monats zu verftehen (Nürnberger 
Novelle VII). Ein auf Sicht geftellter Wechfel hat feinen B. am Tage der Vor— 
zeigung (Präfentation; als folche gilt auch die Einklagung, vgl. Entich. der ROHG. 
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Bd. V. ©. 815, 316; Bd. XIV. ©. 30); ein folder Wechſel muß, bei Berluit 
des wechjelmäßigen Anſpruchs gegen die Indoſſanten und den Ausfteller, nad Maße 
gabe ber befonderen im Wechſel enthaltenen Beitimmung, und in Ermangelung 
folder binnen zwei Jahren nach der Ausftellung zur Zahlung präfentirt werben. 
Hat ein Indoffant auf einen gezogenen Sichtwechjel feinem Indofjamente eine be— 
fondere Präfentationsfrift Hinzugefügt, fo erlifcht feine wechſelmäßige Berpflichtung, 
wenn der Wechſel nicht innerhalb dieſer Friſt präfentirt worden ift. (Der Wedhiel- 
anfpruch gegen den Ausfteller eines eigenen, auf Sicht geftellten Wechſels geht = 
die Nichteinhaltung der zweijährigen Präfentationzfrift nicht verloren, j. Entſch. d 
Reichsgerichis vom 26. Nov. 1880 — Enti. Bb. I. ©. 6-8). 

Bei Wechleln, welche mit dem Ablaufe einer beftimmten Friſt nad) Sicht oder 
nach Dato zahlbar find, tritt die Verfallzeit ein: 

a) wenn die Frift nach Tagen beftimmt ift, an dem legten Tage der Friſt; 
bei Berechnung der Frift wird der Tag, an welchem ber nach Dato zahlbare Wechiel 
auögeftellt ober ber nach Sicht zahlbare zur Annahme präjentirt if, nicht mit- 
gerechnet ; 

b) wenn die Frift nach Wochen, Monaten, oder einem, mehrere Monate ums 
faffenden Zeitraume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) beftimmt ift, an demjenigen 
Tage der Zahlungawoche ober bes Zahlungsmonats, der burch feine Benennung oder 
Zahl dem Tage der Austellung oder Präfentation entipricht; fehlt diefer Tag im 
dem Zahlungsmonate, jo tritt die Berfallzeit am letzten Tage bes Bahlungs- 
monat ein. 

Der Ausdruck „halber Monat‘ wird einem Zeitraume von 15 Tagen gleidh- 
geachtet. ft der Wechſel auf einen ober mehrere ganze Monate und einen halben 
Monat geftellt, fo find bie 15 Tage zuleßt zu zählen; 3. B. würbe die Verjallzrit 
eines am 26. Februar eines Nichtichaltiahres außgeftellten, zweieinhalb Monat & 
dato lautenden Wechjels fo berechnet, daß die 15 Tage zuerit gezählt werben, jo 
würde der Wechjel am 13. Mai verfallen; nach der gefeßlichen Berechnung verfällt 
er jedoch ſchon am 11. Mai. Betreffs des V. der Meßwechſel ſ. diefen Art. 

Für die Berechnung bes V. kann auch der Unterfchied zwijchen dem Kalender 
alten und neuen Stils von Bedeutung werden: Iſt in einem Lande, in welchem 
nach alten Stile gerechnet wird, ein im Inlande zahlbarer Wechſel nach Dato aus— 
geftellt, und dabei nicht bemerkt, daß ber Wechjel nach neuem Stile datirt fei, oder 
ift berjelbe nach beiden Stilen datirt, fo wird der V. nach demjenigen Kalendertage 
des neuen Stils beredjnet, welcher dem nach altem Stile fih ergebenden Tage der 
Auäftellung entipricht. 

Ein praktiicher Unterſchied zwifchen B. und effeftivem Zahlungstage Tann, wie 
oben gefagt, durch bie Exiftenz von fog. Kaffirtagen bewirkt werden; es if 
nämlich ein Aufſchub der Zahlung auch nach neuejtem Rechte noch zuläffig de, wo 
fog. Kaſſirtage (d. f. allgemeine durch Ortsrecht eingeführte Zahltage, welche min- 
deiteng wöchentlich wieberlehren) beſtehen; folche Zahltage finden fich 3.8. in Augs- 
burg, Bremen u. a. O.; Wechiel, welche zwifchen den Zahltagen fällig werben, brauchen 
erft am nächſten Zahltage bezahlt zu werben. Dabei ift jedoch beichräntenb zu be⸗ 
merken: ein derartiger Auffchub. ift bei Sichtwechfeln ausgeichloffen und jerner über- 
haupt ohne Einfluß auf die Protefterhebungsfrift (zwei Tage nach Berfall); die 
letztere ift vielmehr nach Maßgabe der im Wechſel angegebenen Berjalgeit und un- 
abhängig von dem Kaffirtage zu berechnen, jo daß ein am Sonntag ober Mantag 
fälliger Wechfel ſpäteſtens am Mittwoch proteftirt werden muß, jelbft wenn erſt am 
Donnerſtog der Kaſſirtag ift. Hingegen find Reſpekttage, d. ſ. Friſten, durch 
welche der Zahlungstag über den aus bein Wechſelbriefe direlt oder indirelt zu. entneh ⸗ 

menden B. hinaus um eine gewifſe (in älteren Rechten häufige) geſehliche oder gewohnheils · 
57 Zeit verſchoben wird, durch die Deutjche Wechſelordnꝛung aufgehoben. ſoweit 
es fih um inlaͤudiſche Wechſei handelt; die im Auslande geltenden Reſpekttage 
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können jedoch bei im Auslande zahlbaren Wechſeln vom Wechſelſchuldner, auch wenn 
dieſer ein Inländer iſt, geltend gemacht werben. 

Der Ablauf der B., welche nicht zur Präjentation behufs Zahlung benutzt 
wurde, ermächtigt den Arceptanten ohne Weiteres zur amtlichen Deponirung ber 
Wechfelfumme, auf Gefahr und Koften des Wechjelinhabers, vorausgeſetzt, daß auch 
die zur Erhebung des Proteftes Mangels Zahlung beitimmte Frift unbenupt verſtrich 
Cogl. Entih. des ROHG. Bd. V. ©. 375). 

Die Bewilligung eines ——— (Brolongation des Wechſels) 
fann an der im Wechiel ftehenden V. Nichts ändern, fondern nur eine Einrede gegen 
den den Aufichub bewilligenden einzelnen Gläubiger (auf Grund des bejonderen Pro- 
Longationsvertrages) erzeugen. Würde der Inhaber eines Wechſels einfeitig die V. 
bes Wechjels korrigiren, fo wäre hierdurch die Wechfelftaft veruichtet; der Acceptant 
bes Wechjels mit angegebenem 3. würde dann, wenn durch eine vom Inhaber eigen- 
mächtig vorgenommene Korreltur der B. getilgt und ein anderer eingefchrieben wor» 
den, aus einem früheren Accept nicht mehr haften, denn ber veränderte Wechſel ift 
von ihm nicht acreptirt, und der urjprüngliche Wechſel eriftirt nicht mehr (Entſch. 
des ROHG. Bd. XIII. ©. 155). Ueber das Berhältnik der wechjelrechtlichen Regeln 
vom V. (insbejondere die Nürnberger Novelle VIL, in Oefterreich Nr. IV.) zu den 
handelsrechtlichen (vgl. 3. B. Art. 329 d. Allg. Deutſchen HEB. mit Art. 92 der 
Wechfelordnung) |. Makower, a. a. DO. ©. 347, Anm. 6 und v. Hahn, Kome 
mentar zum HGB., 2. Aufl. Bd. II. ©. 224—226. 

Meber Aufſchub des V., ingbejondere durch Moratorien und dergleichen, ſ. d. 
Art. Brolongationsgeihäft, 3b. II. ©. 192 und 198, jowie auch d. Art. 
Vis major a. ©. 

Quellen: AU, D es 396334. BO. Art. 4 
gi. 4, Art. 5 mit Nob. Brei ne Nov. L), Art, Tl Tun Defterreich 
an IN, art. 81—85. — Code civil frang. art. 1138, 1199, 1205, 1228. — Code de comm. 

Bir Binstäent, a nanbette, 5. Aufl., 98 273, 274, 278. — Stobbe, Deutſches 

t, Bd. UL 1 if. 2, und bie bei Beiden —— — —28 
6. Aufl, fl., $ 248, = — Ratoner, — Beutiäri DON 8. Aufl. 1880, 
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Berfangenigeftöreijt (ins devolutionis). Die jchon zur Zeit ber Volls- 
echte weit verbreitete Mebung, durch Ehevertrag dem überlebenden Ghegatten die 
Leibzucht an dem Immobiliarnachlaß des verftorbenen einzuräumen, beichränfte fich 
bei den Franken auf den Fall der kinderloſen Ehe. Bei beerbter Ehe war eine 
derartige Zuwendung urjprünglich nur zu Gunſten der Frau in Geftalt bes Wit« 
thums (dos, dotalitium) zuläffig, und zwar mit ber eigenthümlichen Wirkung, daß 
die Witthumsguter nicht blos bei dem Vorabfterben des Mannes, jondern auch bei 
dem Borabiterben der Frau jofort in das GEigenthum der Kinder übergingen und 
dem Überlebenden Ehegatten, der Frau ſowol wie dem Manne, von bem fie be 
rührten, nur zu Leibzuchtsrecht zuftanden. Exit im Laufe der Zeit wurben auch 
entiprechende Zuwendungen der Frau au den Mann mit der gleichen Wirkung zu 
Gunften der Kinder (als Gegenwittbum) üblich. Bei den Auftrafifchen Franken 
bürgertes fich diefe das ganze Immobiliaxvermogen ber Ehegatten umfaffenben Leib— 
zuchts- und Witthumsverträge allmählich fo ein, daß fie als jelbftuerftänblich überall 
vorandgefegt wurden, wo fein anderweitiger Ehevertrag, insbeſondere fein ſpezieller 
Witthumsvertrag vorlag. So entftand, als gewohnbeitsrechtlicher — der 
Eheverträge, das geſetzliche Leibzuchtsrecht be überlebenden Ehegatten bei kinderloſer, 
das geſetzliche V. bei beerbter Ehe. Beide bedingen einander, bach erhielt ſich das 
V. vielfach auch dort, wo das geſetzliche Leibzuchtsrecht zu einem gegenfeitigen Allein» 
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erbrecht kinderloſer Ehegatten erweitert wurde. Bon den Franken aus verbreitete 
fh das V. in den verwandten Rechtögebieten der Thüringer, Alamannen und 
Bayern. Das 8. ift in erfter Reihe ein erbrechtliches Anftitut, e& tritt erft mit 
dem Tode de einen Ehegatten ein; während ber Ehe befteht es nicht. Die Kinder 
werben Eigenthümer des ganzen zur Zeit vorhandenen Grundbefiges ihrer Eltern, 
obne Unterjchied der Herkunft, gleichviel ob derjelbe von dem verftorbenen oder dem 
überlebenden Ehegatten herſtammt, aber ber letztere Hat die Leibzucht. Dies iſt 
wenigjteng die in ber großen Mehrzahl der Quellen durchblickende Auffaffung des 
Nechtsverhältniffes, nur wenige nehmen ein durch Warterecht der Kinder beichränttes 
Eigenthum des Überlebenden Ehegatten an. Für die Dauer der Leibzucht find die 
Güter ben Kindern verfangen, d. 5. fie können ohne ihre Zuftimmung, von Noth- 
fällen abgejehen, weber veräußert noch binglich belaftet werden; der überlebende 
Ehegatte hat die Nutznießung und, wie das Recht- der Leibzucht e8 mit fich bringt, 
in gerichtlich jeftgeftellten Nothfällen auch das Recht der Veräußerung, Iehteres we- 
nigſtens fo lange er ledig bleibt. Das Necht der Nutznießung behält er, auch wenn 
er eine neue Ehe eingeht, bis an feinen Tod. Die verfangenen Güter bleiben Eigen: 
thum der Kinder erfter Ehe und werben von ihnen, fobald fie frei werden, nad 
Köpfen getheilt, wobei vorverftorbene Kinder durch ihre Defcendenten vertreten wer- 
den. Stirbt ein Kind vor Beendigung der Berfangenichaft, ohne Defcendenten zu hin= 
terlafien, jo wächſt fein Recht den übrigen Kindern zu, erit nach dem Abfterben 
Jämmtlicher Kinder gehen die verfangenen Güter kraft Erbrechts auf den überlebenden 
Elterntheil Über. Das Recht der Kinder an den verfangenen Gütern ift demnach 
Gefammteigenthum, nicht Miteigentum zu ideellen Theilen. Das Mobiliarvermögen 
wird vom V. nicht berührt, dafjelbe ift ebenfo wie das von ben Überlebenden Ehe— 
gatten während des Wittwenftandes oder in zweiter Ehe eriworbene Immobiliar- 
vermögen fein freies Eigenthum und fällt, wenn er Kinder aus einer fpäteren Ehe 
hinterläßt, in der Regel ausfchlieklich diefen zu, während die Vorkinder die ver- 
jangenen Güter der erften Ehe nehmen. — Die vielfachen Härten des V. führten 
fchon im 13. Jahrhundert oft zu freiwilligen Außeinanderfegungen zwilchen den 
Kindern und dem Überlebenden Ehegatten, ber zur zweiten Ehe fchreiten wollte, und 
zwar bald im Wege der Vermögenstheilung, bald in Geftalt von Einkindfchaits- 
verträgen, in welchen die DVorkinder gegen Verzicht auf ihr Eigenthum an den ver- 
Tangenen Gütern durch Exbeinfegungsvertrag den Kindern zweiter Ehe gleichgeftellt 
wurden. Die Sitte der Bermögendtheilungen führte zum Theilrecht, das ſchon im 
13. Jahrhundert vortommt und bald mehr und mehr an Boden gewinnt; das fo 
gemilderte V. wurde nach der Rezeption in ber Regel als fortgeſetzte Gütergemein- 
ſchaft aufgefaßt und verlor auf biefe Weiſe feinen urfprünglichen Charakter, es wurde 
aus einem erbrechtlichen Inftitute zu einem Inſtitute des ehelichen Güterrechts. Wo 
die Sitte der Ginfindichaftsverträge überwog, kam man mehrfach zu der gejeglichen 
Einkindſchaft, die man ebenfalls an bie allgemeine Gütergemeinfchaft anfnüpfte Da- 
gegen verſchwand bag reine V. unter dem Einfluffe der Rezeption faft überall, nur 
vereinzelt hat es ich, theils mit theils ohne Theilrecht, bis in die neuere Zeit er=- 
halten, fo in einigen Niederrheinifchen Gebieten bis zur Einführung des Franzöſiſchen 
Rechts. Gegenwärtig findet fi das V. nurnod in einigen Thüringifchen Statuten. 
Bol. die Art. Einkindſchaft, Theilrecht. 

Lit: R. Shröber ichte bed ehelis Guterrechts in Deutſchland, II il 
1.8. Abtheil. —— —— —S — = ER Ehfiem De 
Deutichen Privatrechts, 8 101. 

R. Shhröber. 


Berfafiungseid (Thl. I. S. 856). Zu den älteften Garantien der Ver— 
Tafjungen gehört der auch von dem modernen Konftitutionaliemus feftgehaltene V. 
des Landesherrn, der Stantsdiener, wol auch der Staatsbürger. 
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Der von dem Souberän auf die Verjſaſſung geleiftete Eid ift keineswegs die 
Grundlage feiner Verpflichtung zur Aufrechthaltung der Berfaffung; vielmehr Tann 
eine Verlegung der Berfaffung auch von einem Landesherrn ausgehen, der diefelbe 
weder mündlich noch jchriftlich zu beobachten und zu halten verjprocden Hat. Die 
Beſchwörung der Berjaffung durch den Souverän ift fomit nicht als eine eiblich 
übernommene, fondern nur al eine eiblih anerfannte Verpflichtung zu deren 
unverlegter Erhaltung, mit anderen Worten ala eine eidliche Bejtätigung 
der durch die Berfaffung gewährten, von dem V. bes Landesheren vollftändig unab⸗ 
Hängigen, hiernach alfo ſchon vor der Leiſtung diefes Eides in voller Geltung be= 
ftehenden Rechte der Untertganen zu betrachten. Da aber die religiöfe Bedeutung 
des Eides den Bruch der beſchworenen Verfaffung zu einem vom fittlichen und relis 
giöfen Standpuntte aus beſonders verwerflichen Verbrechen macht, fo haben viele 
Berfaffungen beftimmt, daß der Landesherr die Verfaffung bei dem Regierungs«- 
antritte, regelmäßig unter Zuziehung des gerade verfammelten Landtags, beſchwören 
(Preußen, Bayern), bzw. in einer fchriftlichen Urkunde eiblich befräftigen müfſe 
(KRoburg- Gotha, Oldenburg und Walde). Andere Berfaffungen laſſen es bei einer 
feierlichen, theils fchriftlichen, tHeil® mänblichen Erflärung des Fürſten, worin er bie 
unverbrüchliche Aufrechtgaltung ber DVerfaffung bei fürftlichem oder Töniglichem 
Worte zufichert, bewenden: Sachen, Weimar, Altenburg, Meiningen, Reuß j. L., 
Württemberg. Auch machen einzelne Verjafjungen die Leiftung des Huldigungs- 
eides von der vorhergehenden Erklärung des Thronfolgers, die Geſetze unverbrüchlich 
wahren zu wollen, abhängig: Württemberg, Weimar, Meiningen, Oldenburg, Walz 
deck, oder ftellen ausbrüdlich feit, daß der Souverän vor ber Beſchwörung der Ber- 
faffung feine Regierungshanblung vornehmen darf: Koburg-Gotha, Oldenburg. 

Bei dauernder Regierungsunfähigteit des Monarchen hat der Regent oder Res 
gierungspertvefer, fobald er die Negentichaft übernimmt, die Verfaffung zu beſchwören 
oder doch durch fürftliches Wort zu befräftigen. Die Bayerifche Verfaffung verlangt 
nn Beeidigung aller volljährigen Prinzen des königlichen Haufes auf die 

erfaſſung. 

Weiter werden nach den meiſten Deutſchen Verfafſungen die Staatsdiener (fo 
auch die Beamten des Deutſchen Reiches) bei Uebernahme ihres Amtes eidlich zur 
gewiſſenhaften Beobachtung der Verfaffung verpflichtet; das Gleiche gilt meiſtens für 
die Mitglieder des Landtages. In einzelnen Ländern wird fogar von jedem Staats» 
bürger entweder nach Erreichung eines beftimmten Alters (Württemberg, Koburg⸗ 
Gotha, Braunſchweig) oder bei der Anſäffigmachung bzw. Aufnahme in den Unter 
thanenverband, oder endlich bei ber allgemeinen Randeshuldigung der V. er 
(Bayern, Sachen, Heſſen, Altenburg, Reuß j. 8). Doc begründet auch der B 
der Staatsbeamten und Staatsbürger nicht erft die Verpflichtung zur gewiſſen haften 
Beobachtung der Verfaffung; vielmehr muß die Verfaſſung wie jedes Geſetz von allen 
Staatsbürgern und Staatsdienern, mithin auch von dem Militär, das gleichwol 
nicht auf die Verfaffung vereidigt zu werden pflegt, nach der Preußifchen Verfaffung 
fogar nicht vereidigt werden darf, ftreng beobachtet werben. Denn eine verfafjungs- 
widrige Handlung it, wie jede Mechte- und Gefeßesverlegung, auch dann ein DBer- 
gehen, wenn ber Thäter fich nicht eiblich zu ihrer Unterlaffung verpflichtet Hat. 

Quellen: Deutſches a Ba Age März 1873, 5 3. — Preußen: Berf.Urk, 
Art. 54, 108. — Bayern: xl 1,2 Alin. 2, 83; Tit. u. 516; Tit. 
mu 25. — Saäfen: Der Uct, & — fen — Wirttemberg: Verf. Urk &g 10, 

Weimar: Rev. Staatsgeinbgeieh 8 65, 67, 68 u. ſ. w. 
; Gerfiätliget bei F. W. er, Geſchichte ber’ Deutiäen Sanbflände, Bd. II. 
A. Zahariä, Deutiches Staatd- und Bunbesrecht,. 3. Aufl., Bd. J. 
. 298 nd, die Bart, sit eit. Shriftftell er. — G. Meyer, Lehrbuch bes Deutichen Staatd: 
— 8 "9, , 145, 224. — Thudihum, Verfafjungsrecht * Morbbeutichen Bundes, 
v. Rönne, Staatsrecht bes Seulien Neiche, 2. = fl., Bd. J. S. 346, 


©. 98, — 
347; Derjelbe, "Stantäneät der Preußiichen Monarchie, 3. Aufl., Bb. I. Abrh. 2 $ 185. 
8. Broͤckhaus. 


v. Ooltzeudorff, Enc. II. Rechtslexiton IT. 8. Aufl. 65 
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Berfolgungsredit (Th. I. S. 545) ift ein in vielen Rechten anerfanntes 
Separationgrecht, welches dem wegen des Kaufpreifes nicht befriebigten Abjender einer 
Waare (Verkäufer oder Einkaufsfommiffionär) bei eingetretener Inſolvenz bes 
Käufers zufteht. Daffelde kommt in den verfchiebenen Rechten in zwei Formen 
vor. Nah der einen Tann der Abſender die Auslieferung der auf dem Tirana 
port befindlichen Waare (mitteld anderweitigen Konnofjements, gegentheiliger An- 
weifung an den Schiffer, Arreſtlegung) — (right of stoppage in 
transitu, auh Hemmungsrecht genannt); nach der anderen barf er fogar bie 
turz vor der Konkurseröffnung dem Käufer ausgehändigte Waare zurädiordern 
(droit de suite, ®. im engeren Sinne). Dieſe Jormen find in den verſchiedenen 
Rechten entweder neben einander anerfanıt, oder es wird nur bie eine ober die 
andere zugelafien, zumeift die erftere allein, fo in England, Frankreich, jetzt auch 
im Deutjchen Reid. Das B. ceffirt, wenn die Gläubigerjchaft den rüdftändigen 
Kaufpreis bezahlt. Ebenſo kann es nicht ausgeübt werben, fobalb ein Dritter vor 
Eintritt des Imfolvenzfalla im guten Glauben an ben Waaren Eigenthum ober 
Piandrecht erworben hat. Wogegen in diefem Fall das V. nach manchen Rechten — 
freilich nur, foweit dies zur Befriedigung des Abſenders erjorderlich ift — auf bie 
noch außftehende, zumeilen jogar auf die bereit? zur Maſſe eingezogene Gegen- 
leiftung geht. 


u. Sit.: Dit a Neuen Archiv für HR. II. Nr. 10; IV. Nr. 7m8 — 
Boris, SR, 1 871 und bie af. ci, ðeſehe — RRD. g8 35, 38. 
Lewie. 


3 g. Die in verbrecherifcher Abficht erfolgende (Gem. Recht: heim⸗ 
liche) Beibringung von Gift (oder anderen gefährlichen Stoffen) ift jowol im Röm. 
wie im German. Recht, jedoch unter verfchiedenen Modalitäten (das erftere zieht 
a. A. auch das Bereiten und Feilhalten von Gift hierher), durch ftrenge Strai- 
beftimmungen außgezeichnet worden. Hierfür gab theils die beſondere Gejährlichkeit 
ber Handlung, theil® die in ihr fich kundgebende Berwerilichkeit der Gefinnung, 
theils, in chriftlicher Zeit, die Vorſtellung, da in der DB. eine Art der auf einen 
Bund mit dem Teufel gegründeten Zauberei gegeben jei, den Beweggrund ab. Mit 
Rückſicht Hierauf wendete man meift unabhängig davon, ob die Abſicht auf Tödtung 
oder blos auf Gefundheitzjchädigung ging, und ohne Verſuch und Vollendung zu 
unterfcheiden, die gefchärften Strafen des Mordes an. Späterhin ftufte die Praris 
und in ber neueren Zeit die Gejehgebung bie Strafen nad) der Verſchiedenheit bes 
Erfolgs und der verbrecherifchen Abficht ab. So unterfchieb Baden (das hier wie 
häufig die reichhaltigften Beftimmungen hatte) den Fall, wo die Abficht beftimmt 
auf Zödtung, von dem, wo fie unbeftimmt auf Töbtung oder Geſundheitsſchädigung, 
und von dem, wo fie nur auf Ießtere ging, und macht die Berfchiebenheit des Ber- 
brechengerfolgs zum Abftufungsgrunde innerhalb dieſer Kategorien. Daneben ward 
ber fahrläffigen, den Tod oder eine Gefunbheitaftörung herbeiführenden V. gedacht. 
Dgl. Württemberg und Heſſen. Oeſterreich kennt die V. nur ala eine Spezies bes 
Meuchelmords. Das RStrafGB. (vgl. Preußen und Bayern) zeichnet nur die auf 
Geſundheitsbeſchadigung gerichtete vorfätzliche V. aus. Dabei wird der Schwer⸗ 
punkt in das „Beibringen“ der ſchädlichen Subſtanz gelegt. Mit demſelben ift das 
Delikt vollendet, die Anwendbarkeit des $ 46 (über die thätige Reue beim Ber- 
fuche) daher ausgefchloffen. Das Delift ift „Verbrechen“. Die Strafe wird nad) 
der Schwere der Folgen (ſchwere Körperverlegung, Tod) abgeftuft. Tritt der Tod 
ein, fo kann auf Lebenglängliche Zuchthausſtrafe erkannt werden. Die Verfolgung 
tritt, auch wenn nur eine leichte Gefundheitsftörung oder auch gar feine verurſacht 
wurde, von Amtswegen ein. 

Befondere Beitimmungen finden fich meift in Betreff dev gemeingefährliden 
vorfäglihen und fahrläffigen V. von Gegenftänden, wie insbeſondere der Brunnen 
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und Wafferbehälter und der zum öffentlichen Verkauf oder Verbrauch beftimmten 
Waaren, bzw. in Betreff der Verbindung diefer Iefteren mit geſundheitsſchädlichen 
Stoffen und bes wifjentlichen Verkaufs derartiger vergifteter oder gefälfchter Gegen- 
ftände (vgl. Hinfichtfich der wichtigften Bierhergehörigen Beftimmungen den Ärt. 
Nahrungs: (und Genuß-) mittel-Berfälihung — Endlich ift ber 
Strafbeitimmungen zu gedenken, welche die Berleung der auf den Handel, die 
Aufbewahrung oder die Beförderung von Gift bezüglichen polizeilichen Borfchriften 
zum Gegenftande haben. — 

Schwierigkeiten Hat fortwährend bie Frage bereitet, was. ala „Giit“ zu be= 
trachten jei. Die wifjenfchaftliche Unterfuchung ergab, daß es abfolutes (für alle 
Organismen und unter allen Berhältniffen fich als folches bewährendes) Gift nicht 
gebe. Man verfjuchte fich indeß gleichwol in genaueren Definitionen. Dabei 
dürfte man über die Henke'ſche nicht Hinausgefommen fein, nach welcher ala Gift 
diejenigen im Organismus fich nicht wiedererzeugenden Subftanzen betrachtet werden 
follen, welche felbft in feinen Gaben in oder an den Körper gebracht ohne ficht- 
bare mechanische Wirkung, Gefundheit und Leben beſchädigen. Für die Jurisprudenz 
aber ergab fich die frage, ob es gerechtiertigt ſei, die Beibringung von anderen 
Stoffen, welche eine ähnliche Wirkung auf die Geſundheit Herborzubringen ver= 
mögen, anders zu behandeln als diejenige von Gift, fowie die andere Frage, 
ob die ftrengeren Beftimmungen über B. auch da zur Anwendung zu bringen 
feien, wo zwar ein Stoff beigebracht wurde, welcher Gift heißt, bzw. unter die 
wiffenfchaftliche Definition von Gift fällt, aber in einer Quantität, in welcher er 
für die Gefundheit nicht gefährlich war. Beide Fragen bürften zu berneinen fein 
und wurden auch vielfach (die erftere ausdrücklich durch die Geſetze jelbft) verneint. — 
Dem RStrafGB. gegenüber hat der wiflenfchaftliche Begriff bes Gifts feine praftifche 
Bedeutung. Entfcheidend ift nach ihm allein der Umftand, daß der bezügliche Stoff 
„geeignet fei, die Gefundheit zu zerſtören“. Die Feſtſtellung diefer Eigenjchaft Liegt 
den Gejchworenen nach Anhörung der Sachverftändigen ob. Diejelbe muß in con- 
ereto als vorliegend erjcheinen, d. h. der betreffende Stoff muß in einer Ouantität 
und unter Verhältnifien angewendet worben fein, in welchen er eine die Geſundheit 
zeritörende Wirkung zu entfalten pflegt. Dabei wird das „Zerftören“ zu urgiren 
und von bloßem Benachtheiligen zu untericheiden fein. Cine zerftörende Wirkung 
kann aber auch von folchen Stoffen ausgehen, welche nur mechaniſch wirken (anderer 
Meinung Hälſchner, Oppenhoff, v. Schwarze). 

Ueber das Verfahren in Fällen muthmaßlicher Vergiftung finden fich in den 
Prozeßordnungen oder in Eee Der eingehenbere Bejtimmungen. 


Gigb.: RStraf®B. 88 229 3, 5. — Gefet betr. a —— mit 
Rahrungemitten, Genußmitteln md nd Gebrnichegeienfiänben vom 14. — 9. Defter: 
LH Bi — Ungarn $ 309. — Franfreid art. 301, 2; 317 — von 1832, 


art. 75). — Belgien art. 397. 

kit: vd. Sol Enboeit, 3 Handb. 1II. ©. 556—564, IV. 383 ff. u III. 498— 
508 (Siman). ngler, Die ftrafrechtliche Lehre dom Verbrechen der B., 1842. — Auf: 
fäße in Bela 8 Ardiv. — Mair, Yursmed. Kommentar, II. & "912-810. 


a. Mertel. 


Bergiftung (med.-for.). Alle Verfuche, eine genaue und auf alle Fälle 
paffende Definition des Begriffes „Gift“ zu geben (vgl. oben), müffen als mißlungen 
angejehen werben ; die jämmtlichen, im Einzelnen fehr von einander abweichenden Be- 
geiffabeftimmungen genügen weder in wifjenfchaftlicher Beziehung, noch entiprechen fie 
den Bebürfniffen der praktifchen Jurisprudenz. Die wol am häufigiten citirte und 
verwerthete Definition: „Gift ift ein Stoff, der geeignet ift, auch in Heiner Dofis 
durch feine chemische Beichaffenheit die Geſundheit zu zerftören“, muß als durchaus ° 
ungenau bezeichnet werden. Zunächft, was ift eine Heine Dofis, wo ift die Grenze 
zwifchen groß und Kein? Dann, warum follen Stoffe, die wie 3. B. die Salze 
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von Kupfer, Zinn, Zint ober wie Salpeter bekanntlich nur in größerer Dofis giftig 
wirken, deren giftige Eigenjchaft aber feinem Zweifel unterliegt, aus der Kategorie 
der Gifte auägefchloffen bleiben? Auch die Forderung, daß der Stoff durch feine 
hemifche Beichaffenheit die Gejundheit zerftöre, ift eine zu weit gehende. Müflen 
wir auch zugeben, daß die bei weitem meiften Stoffe, welche wir ala Gifte anzufehen 
gewohnt find, vermöge ihrer chemifchen Beichaffenheit einen bie Gejunbheit zer- 
ftörenden Einfluß ausüben, jo giebt e8 doch auch immerhin einige Gubftangen, 
ve innerlich beigebracht, auf mechanifche Weife zerftörend wirken können, wie 

gepulverte® Glas. Das Kriterium, buch die chemifche Beichaffenheit = 
— zu wirken, trifft fernerhin nicht zu bei den fog. organifirten Giften, b. 
den gewifjen Yufektiond- und parafitären Krankheiten zu Grunde liegenden Bee 
heitserregern, burch welche zwar kaum eine beabfichtigte, wohl aber durch Yahrläffig- 
keit verſchuldete BZerftörung — Geſundheit herbeigeführt wird. In dieſer Beziehung 
ſei nur an V. durch Trichinen und Milzbrand erinnert. — Im Bewußtſein der 
Schwierigkeiten, ja der Unmöglichkeit, eine für alle Fälle genügende Definition des 
Begriffes Gift feftzuftellen, bat der Gejehgeber dem $ 229 des StGB. für das 
Deutfche Reich folgende Faffung gegeben: 

„Wer vorfählich einem Anderen, um befien Gefundheit zu beichäbigen, Gift oder 
andere Stoffe beibringt,_ welche Hat — zu zerſtdren geeignet find, wird mit 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren beftr —— 

In gleicher Weiſe fügt er in Ein die B. von Brunnen ıc. betreffenden $ 324 
des Straf&B. dem Worte „vergiftet“ Hinzu: „ober Stoffe beimifcht, von denen ihm 
befannt ift, daß fie die menfchliche Gefundheit zu zerflören geeignet find.“ Durch 
den Zufaß: „ober andere Stoffe, welche die Gejundheit zu zerftören geeignet find“, 
bat der Gefeßgeber, wie bie Motive zu $ 229 bes Näheren ausführen, geglaubt, 
hinreichend angedeutet zu haben, daß nach der Meinung des Gejehgebers auch Gilt 
objektiv dieſelbe Eigenjchaft befigen müſſe. Durch diefe Faffung der erwähnten 
Geſetzesparagraphen ift ber Geiehgeber den Anfprüchen der praftifchen Rechtspflege 
in Bezug auf die Frage, von welcher Qualität ein Stoff fein müffe, um in bie 
Kategorie der Gifte gerechnet zu werben, in völlig genügenber Weile gerecht ge 
mworben. In Anbetracht diefer Fafſung des Strafgejehes ift es nicht nöthig, im 
konkreten alle weitgehende Grörterungen und Unterfuchungen anguftellen, ob denn 
eine Subftang wirklich zu ben Giften gehöre, es genügt, fich bie Frage vorzulegen, 
ob die Beibringung diefer Subftanz geeignet fei, die Gefundheit zu zeritören. Muß 
diefe Trage bejaht werden, jo bleibt es im Uebrigen glei, ob jene Subſtanz ver 
möge ihrer chemifchen Natur, oder durch mechanifche Einwirkung oder, wie bei den 
organifirten Giften, durch die ihnen innewohnenden Iebendigen Kräfte ſchädlich wird. 
Bermöge ber Fähigkeit in den Körper eingeführt, die Gejundheit zu zerſtören, ge— 
hört fie zu den Giften, die Beibringung derjelben bildet eine V. 

Nicht vermieden ift aber durch jene Faſſung des Geſetzesparagraphen die fich 
in der Praxis zuweilen geltend machende Schwierigkeit der Entſcheidung, ob bie 
Quantität eines Stoffes als Gift im Sinne des Geſetzes anzujehen if. Alle Sub- 
ftanzen, mit etwaiger Ausnahme der organifirten Gifte, werden zum „Gift“ erft in 
einer gewiffen Dofis, in unzureichender Quantität vermögen fie nicht eine die Ge- 
fundheit zerftörende Wirkung zu entfalten. Diejelben Stoffe, welche in einer ge 
wiſſen Dofis als Gifte wirken, reſp. die Geſundheit zu zerftören geeignet find, können 
in Heiner Menge ala Arzneimittel gebraucht, zur Wiederherftellung der Geſundheit 
dienen. In naturwiffenfchaftlich-medizinifcher Beziehung hören deshalb Stoffe, die 
fonft unzweifelhaft ala Gifte zu betrachten find, auf, das zu fein, wenn ihre Quan⸗ 
tität nicht eine gewiſſe Größe erreicht. Dabei ift es freilich fehr ſchwer, bie Dofis, 
welche hinreicht, eine die Gefundheit zerftörende Wirkung auszuüben, für jedes ein- 
zelne Gift- genau anzugeben. Dann fommen naturgemäß bei der Entjcheidung ber 
Trage nach der gemügenden Dofis für den Arzt auch die individuellen Verhältnifie 
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in Betradt. Für ihn muß es einen Unterfchied bilden, ob die in Frage ftehende 
Quantität einem Kinde oder einem Träftigen Erwachjenen beigebracht wird. Hierbei 
wird er fich vergegenmwärtigen, daß nicht immer das abfolute Verhältniß der Gift⸗ 
quantität zu dem Alter des Individuums in Betracht kommt, fondern daß das 
Kindesalter für gewiſſe Gifte, 3. B. die Opiate, eine unverhältnißmäßig große 
Empfindlichkeit befikt. — 

So beftimmte Anſchauungen von naturwiffenfchaftlichemebizinifcher Seite über 
die Nothwendigkeit beftehen, eine quantitative Grenze innezuhalten, von der an im 
konkreten Falle eine Subftanz das Kriterium eine Giftes erhält, fo abweichende 
Anfichten herrſchen hierüber ſowol in der praftifchen als theoretifchen Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft. So Hat 3. B. das Preußiſche OTrib. in dem jüngften Hierher gehörigen 
Erkenntniß vom 3. November 1875 ben Rechtsfa ausgeſprochen, daß es zur An= 
nahme der Gifteigenfchaft Hinreiche, wenn die einem Erwachſenen beigebrachte Menge 
auch nur einem Kinde hätte ſchaden können. Demgegenüber finden wir in ber 
Theorie vielfach die entgegengejehte Anficht ausgeſprochen, auf welche auch die Mo— 
tive zu $ 229 bes StraſGB. Hindeuten. Danach Hat das Geſetz nicht durchweg 
Stoffe im Auge, welche unbedingt und unter allen Umſtänden gefundheitsfchädlich 
find, vielmehr ift im einzelnen Galle mit Rückſicht auf die Qualität und Quantität 
des Stoffes, auf die körperliche Beſchaffenheit desjenigen, welchem berfelbe beigebracht 
worden, überhaupt auf die befonderen Umftände zu entfcheiden, ob der Stoff jene 
Eigenſchaft befitt. 

Bom naturwiffenfchaftlih-medizinifhen Standpunkte aus kommt 
ala ferneres weientliches Kriterium bei der Frage, ob in einem konfreten Falle ein 
Stoff geeignet geweſen fei, die Gefunbheit zu zerftören, die Art und Weiſe feiner 
Beibringung in Betracht. Die Aufnahme von Giften in den Körper kann von den 
verfchiebenften Organen aus erfolgen. Sie kann vom Magen und Darm, überhaupt 
von dem ganzen Verdauungstraktus aus ftattfinden, fie kann durch den Athmungs- 
apparat erwirtt werben; ja alle natürlichen Körperöffnungen, die der Geſchlechtstheile 
nicht ausgenommen, Tönnen zur Einbringung des Giftes dienen. Eine Vergiftung 
kann fernerhin don der äußeren, gefunden oder kranken Haut, ſowie von jeder Wunde 
aus erfolgen. Auf welchem diefer Wege ein beftimmtes Gift in den Organismus 
gebracht wird, tft aber keineswegs gleichgültig für die Entfaltung feiner giftigen 
Eigenfchaft. So kann eine gewiffe Menge Curare (Pfeilgift der Indianer) bei Ein- 
führung in das Unterhautzelfgewebe eine töbtliche Wirkung entfalten, während fie 
bei Einbringung in den Magen für das Wohlbefinden des Individuums ganz irre 
levant bleibt. — GEnticheidend für die Beurtheilung der Giftigkeit ift für den ala 
Sachverftändigen fungirenden Arzt zuweilen auch die Form, in der ein Gift zur 
Anwendung gelangte, d. h. ob bafjelbe in jeiter Form, in Auflöfung oder in gas— 
förmigem Zuftande beigebracht wurde. a jelbft das Vehikel, in dem ein Gift in 
den Körper aufgenommen wurde, Tann in Betracht kommen, da daffelbe gelegentlich 
eine Abſchwächung, ja als Gegengift fungirend, eine vollftändige Aufhebung ber 
Giftwirkung herbeizuführen im Stande if. — Ob und inwieweit alle bie Ieht= 
genannten Momente für die rihterliche Urtheilfindung von Einfluß fein können, 
ift an diefer Stelle nicht zu erörtern. 

Behufs Feftftellung des Thatbeftandes einer V. insbeſondere eines V.todes, 
ftehen folgende vier Kriterien zur Verfügung: 1) die Krankheitserſcheinungen, welche 
fich nach der muthmaßlichen Vergiftung einjtellten. 2) Das Ergebniß des Leichen- 
befundes. 3) Daß Refultat der chemifchen Unterjuchung. 4) Die Erwägung aller 
äußeren Umftände des alles. 

Die nach der B. auftretenden Krankheitserſcheinungen können zunächft den Ver⸗ 
dacht wachrufen, daß überhaupt eine V. vorliegt. Zuweilen vermögen fie, nament- 
lich wenn fie von fachverftändiger Seite beobachtet wurden, werthvolle Aufichlüffe 
über die Art des zur Verwendung gelangten Giftes zu geben und dadurch gewiffe 
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Anhaltspunkte für die chemische Auffuchung des Giftes zu Tiefen. Der Zeitpunft 
des Auftretens der Srankheitzerfcheinungen kann von Nutzen jein zur Beſtimmung 
der Zeit, zu welcher die Beibringung des Giftes ftattfand. Bei Berüdfichtigung der 
Krankheitserſcheinungen darf nicht außer Acht bleiben, daß gleiche oder ganz ähnliche 
Erſcheinungen auch bei verfchiedenen anderen Krankheiten, refp. Todesarten vor- 
kommen können, welche nicht Folge einer V. find. Es ift deshalb nicht ftatthait, 
aus den Krankheitzericheinungen allein den Thatbeftand einer DB. ableiten zu 
wollen; fie bei ber Beweisaufnahme ganz zu vernachläffigen wäre nicht minder 
Tehlerhait. 

Was das zweite Kriterium, den Leichenbefund anbelangt, jo ift zunächft zu er- 
wähnen, daß jchon bie äußere Befichtigung ber Leiche gewifle auffallende Befunde 
ergeben Tann, bie ben Verdacht einer beftimmten B. erweden; jo 3. 3. bie auf- 
fallend hellrothe Farbe der Zodtenfleden bei durch Kohlenoxyd um's Leben Ge- 
tommenen. Der Leichenbefund ift in manchen Fällen ſchon für fich allein, (nament- 
lich aber in Verbindung mit den Sranfheitserfcheinungen) geeignet, eine Vergiftung 
erfennen zu laffen; fo burch den Nachweis ber charakteriftiichen Gewebszerſtörungen 
im Verlaufe des Verdauungstraktus bei den raſch töbdtlich verlaufenden B. dur 
Mineralfäuren; fo durch das Auffinden Leicht erfenntlicher Gifte in Subftanz, 3. 2. 
des Phosphors, des Arjenils, im Mageninhalt; jo durch den mikroffopifchen Rad 
weiß einer Trichinen-B. — Ein bei der Leichenöffnung wahrnehmbar eigenthüm- 
licher Geruch ift geeignet, den Verdacht auf eine beftimmte B. zu Ienten, wie 3. B. 
der Geruch nad Bittermandeln auf V. mit blaufäurehaltiger Subftanz. — Rad 
vielen B., namentlich nach folchen mit organifchen Giften, ergiebt freilich die Ob- 
duftion nichts Auffallendes, viel weniger noch etwas Charalteriftifches. Nicht felten 
wieberum wird der Sektionsbefund gerade dadurch wertvoll, daß durch ihn der 
Derdacht einer B. hinweggeräumt, unb ald Todesurſache eine beftimmte natürliche 
Erkrankung nachgewiejen wird. 

Der chemifche Nachweis eined Giftes in dem Leichentheilen rejp. in den Aus— 
leerungen eines Vergifteten ift fchon zuweilen für ſich allein ein genügender Beweis 
der ftattgehabten V.; in Uebereinftimmung mit den Krankheitserſcheinungen und ben 
pathologifch-anatomifchen Leichenerfcheinungen jet er diefelbe in der Regel außer 
Zweifel. Aft ein Gift chemifch nachgewiejen worden, fo darf nicht außer Acht gelaflen 
werden, daß bdaffelbe auch, ohne daß eine V. vorliegt, während des Lebens ober 
nach dem Tode, in den Körper gelangt fein kann. Es kann ein Gift ala Arznei= 
mittel (auch ohne Vorwiſſen des behandelnden Arztes) eingenommen worden jein, 
und wenn dieß längere Zeit hindurch geichehen, ſich in nicht unbeträchtlicher Menge 
aufgefpeichert haben. Das Gift Tann mit den Nahrungsmitteln, mit dem Trink» 
waffer, deren natürlichen Beftandtheil es bildet, oder dadurch, daß der Verftorbene 
in Folge feiner Beichäftigung mit ihm zu hantiren Hatte, in den Körper gelangt 
fein. Die Möglichkeit, daß ein Gift erft nach dem Tode aufgenommen worden fei, 
ift namentlich bei nach längerer Zeit erhumirten Leichen zu berüdfichtigen, in welche 
giftige Stoffe auß der Umgebung, aus den Bekleidungs- und Verzierungsſtücken oder 
aus dem umgebenden Erdreich eingebrungen fein können. — Ergiebt bie chemiſche 
Unterfuchung ein negatives Reſultat, fo ift dies fein Beweis Dagegen, daß eine 
V. ftattgehabt habe. Es giebt eine ganze Reihe von Giften, welche die Chemie 
überhaupt nicht nach der Aufnahme in den Organismus nachjguweifen vermag, 3. 3. 
die meiften thierifchen und viele Pflanzengifte.e Andere an fich auffindbare Gifte 
tödten in fo Heiner Doſis, wie z. B. manche Alcaloide, daß fie fich häufig ihrer 
minimalen Menge halber dem chemifchen Nachweis entziehen. Wieder andere Gifte 
zerſetzen fich fo raſch, daß deshalb der chemifche Nachweis im Stiche läßt. Es 
kann jernerhin alles Gift vollftändig ausgeleert, ausgeſchieden oder verflüchtigt worden 
fein (durch Erbrechen, durch den Stuhlgang, mit dem Urin, mit der Athemluft), 
und der Menich ftarb doch an den Folgen der V. — Ganz abgefehen von ber 
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Schwierigkeit einer genügenden quantitativen Analyſe, verbietet ſchon der Umſtand, 
daß das Gift zum Theil wieder aus dem Körper ausgeſchieden fein kann, die Schluß- 
Tolgerung, daß die chemifch auffindbare Menge eines Giftes ber wirklich beigebrachten 
Menge entipriht. — In Betreff der Vornahme ber chemiſchen Unterſuchung bes 
ftimmt $ 91 der Deutſchen StrafBO.: „Liegt der Verdacht einer V. vor, fo ift 
bie Unterfuchung ber in ber Leiche ober Tonft gefundenen verbächtigen Stoffe dur 
einen Chemiker oder durch eine für ſolche Unterfuchungen beftehende Fachbehörde 
vorzunehmen. Der Richter kann anordnen, daß diefe Unterfuchung unter Mitwirkung 
oder Leitung eines Arztes ftattzufinden Habe.“ 

Hat die chemifche Unterfuhung fein ganz ficheres Refultat ergeben, fo kann in 
befonderen Fällen der phyſiologiſche Verſuch, das Thiererperiment, den chemifchen 
Beweis ergänzen. Zu diefem Zwecke werben die verbächtigen Stoffe, 3. B. Magen- 
und Darminhalt, in Subftanz oder in chemifch bereitetem Auszug pafienden Thieren 
beigebracht und wird die an diefen eintretende Wirkung beobachtet. Das Refultat 
ſolcher Verſuche ift ſtets nur mit der größten Vorficht zu verwerthen. 

Die aus dem vierten Kriterium, ber Erwägung aller äußeren Umftänbe bes 
alles, fi) ergebenden Beweismittel, find meift derartig, daß ihre Beurtheilung und 
Würdigung mehr Sache des Richters, als bes als Sachverftändigen fungirenden 
Arztes ift. Doch find zuweilen die das Erkranken und Sterben begleitenden be— 
ſonderen Umſtände auch derartige, daß fie der Arzt für die Diagnofe des fraglichen 
Falles nicht unverwerthet Iafjen darf. So wird bei einer in Frage ftehenden 
PhHosphor-B. der Umstand, daß die ala Giftträger verbächtige Speife im Dunkeln 
leuchtete, in dem ärztlichen Gutachten nicht unerwähnt bleiben dürfen. 

Rit.: ——— in —— nn für Areuf, Etrafsect 3b. IV. ©. 438, 


ge”, Aa —— vd. Holgendorff’3 Handb. ®i 98-503 (Cim an), 
—— — Zayior, ie finde in 1 gertet mebig, Beziehung, beutich von 


— 2. Tard ien, Eitu le medico-l&gale et clinique de l’empoisonne- 
ment, beutieh Rn it. Erlangen 1868. — Casper⸗Liman, Handbuch der gericht. 
Mebizin, Berlin 1876. — Hofmann, — der gerichtl. Denim, am 1880. — 


Buchner, Lehrbuch ber gerichtl. Mebizin, beranageg. von Heder, Münden 187; hs 
ngar. 


— iſt ein Vertrag, durch welchen die Parteien die bezüglich eines 
Rechtöverhältniffes beſtehende Ungewißheit durch gegenſeitiges Zugeſtändniß befeitigen. 
Nicht blos obligatoriſche Anfprüche können auf dieſem Wege Feſtſtellung erhalten, 
fondern auch dingliche und erbrechtliche, dagegen nur jehr beſchränkt amilienrechtliche, 
weil alle diejenigen Rechtsverhältniffe ſich der Regelung durch Vergleich entziehen, 
über welche den Privatperfonen die Berfügungsmacht jehlt, 3. B. über den Beitand 
einer Ehe (Defterr. BGB. $ 1882). Von Verbrechen und Vergehen find bie privat» 
rechtlichen Wirkungen dem Vergleich zugänglich; die ftrafrechtliche Verfolgung nur 
infoweit als dieſelbe duch den Antrag des Verletzten bedingt ift, wobei jedoch noch 
immer zu prüfen bleibt, ob nicht unter den bejonberen Umftänden die Abmachung 
fich als ein umfittliches Geſchaft barftellt (Preuß. ER. I. 16 88 415, 416; Defterr. 
BEB. 8 1384; Sächſ. BGB. $ 1410; nicht anwendbar find die einem andern ftraf- 
rechtlichen Standpunkt angepaßten Borfchriften de Röm. Rechte). 

1) Ungewißheit des zu ordnenden Berhältnifies ift unerläßliche Vorausſetzung 
des B., daher 3. B. die vertragsmäßige Grbtheilung Fein V. Die Ungewißheit 
kann betreffen das Daſein eines Rechts, bie Entitehung deſſelben (wegen Schwebens 
einer Bebingung), den Umfang (3. B. bei einem Leibrentenvermächtniß) oder die 
Verwirklichung im Zwangswege (wegen Mangels greifbarer Erefutiondgegenftände). 
& beruht auf pofitiven Gründen, wenn das Röm. Recht den Vergleich gegen den 
Inhalt eines Urtheils für ungültig erflärt und zwar jelbft unter der Vorausſetzung, 
daß die Parteien vom Dafein des Urteils feine Kenntniß befaffen und mithin 
fubjeftive Ungewißheit vorhanden war. Nicht minder rein pofitiver Natur ift bie 
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andere gemeinrechtliche Vorſchrift, daß ein V. über Anfprüche aus einem ZTefta- 
ment unguläffig jein ſoll, wenn der Streit durch Einficht der Teſtamentsurkunde 
geſchlichtet werden kann. Wie weit dieſe Beſchränkungen ins Preuß. IR. übergegangen 

find wat 88 409, 442), ift flreitig (Dernburg contra Förfter). Bol. Oefterr. 
BGB. 

2) Den —— Anlaß zum V. bildet die Beſtrittenheit eines Anſpruchs. 
In dieſer Anwendung bat der V. Verwandtſchaft mit dem Urtheil, bezweckt wie 
dieſes ein Ende des Streits und ſchillert daher in zwei Farben: er iſt Vertrag und 
hat doch etwas Urtheilsartiges (instar jadicii). Je nachdem eine Gejehgebung das 
eine oder dad andere Element mehr in den Vordergrund ftellt, wird die Außgeftal- 
tung des Inſtituts verſchieden ausfallen. Das Rom. Recht betont das Yubilnt- 
mäßige im ®. färfer als die neueren Geſetzbücher, jo daß die Zahl der Nechtsfäge, 
welche der B. mit dem Uxtheil gemein hat, dort zahlreicher find als Bier. 

3) Bei dem B. muß jeder Theil ein Opfer bringen, ſei &, daß er von feinem 
wirklichen oder vermeintlichen Anfpruch etwas nachgiebt oder daß er fich zu einer 
Leiftung an den anderen Theil verfieht. Es ſchadet der Gültigkeit des B. nicht, 
daß fich Hinterher erweift, der von dem einen Theil ganz oder theilweile aufgegebene 
Anſpruch Habe gar nicht ‚beftanben ; denn es wird überall nur fubjektive Ungewiß⸗ 
heit, d. h. Ungewißheit im Bewußlſein der Parteien gefordert. Die Auffindung 
neuer Beweismittel, namentlich von Urkunden, welche das frühere Rechtsverhältniß 
Kar ftellen und darthun, baß der eine Theil dur den ran ſachlich 
ſtark, vielleicht über die Hälfte geſchãdigt wurde, berechti— igt nach Recht 
zur Umftogung des V. fo wenig wie zur Umftoßung eines — Ce auch 
Oeſterr. BGB. 88 1886, 1387). Nachgiebiger erweiſt ſich hierin das Preuß. LR. 
(I. 16 88 420, 421). Wenn freilich ein Theil im Bewußtſein von dem Ungrund 
ſeines Anfpruch® oder feiner Beftreitung den V. geichlofien Hat, jo unterliegt 
der V. den Folgen der argliftigen Handlungsweife eines Vertragstheils, nach Röm. 
Recht der Anfechtung (ähnlich Preuß. IR. I. 16 $ 419). Nach einer verbreiteten 
Anfiht foll der B. über einen beftrittenen Anſpruch auch dann anfechtbar fein, 
wenn fich ein folcher Umftand als unrichtig herauzftellt, der von den Parteien beim 
V.ſchluß übereinftimmend als zweifellos vorausgefegt wurde, fei es die Wahr: 
heit einer ala nicht wahr oder die Unwahrheit einer ala wahr angenommenen That⸗ 
fache. Andere faſſen den. Sah dahin, daß der B. gegen folche fpätere Beanftan- 
dungen des einmal verglichenen Anfpruch® nicht fchüße, welche den Vertragstheilen 
beim DB.ichluffe nicht befannt waren. Eine derartige Vorſchrift findet fi im 
Sächſ. BEB. $ 1411. Das Nöm. Recht ftellt auch Hier den V. mit dem 
Urtheil auf eine Linie, verwirft jene Anfechtbarkeit oder Unverbinblichkeit ala Regel 
(const. 23 de transact. 2, 4) und erfennt fie, wiederum im Ginklang mit ben 
UrtHeilagrundfäßen, nur für den Fall an, daß ber V. auf Grund gefälfchter 
Urkunden gejchloffen wurbe (const. 42 eod.). Mehr Berechtigung mag die bekämpite 
Theorie für den Standpunft des Preuß. und Defterr. Rechts haben (Allg. ER. I. 
16 $ 417; Oefterr. BGB. 8 1385; Entfch. des ROHG. XIV. ©. 135). Hat fd 
bei dem V. ein Rechnungsjehler eingefchlichen, jo begründet dies zwar weder Nich- 
tigfeit noch Anfechtbarkeit des Gefchäfts, wohl aber den Anſpruch auf Berichtigung, 
wie beim Urtheil. Damit jällt freilich die Verbindlichkeit des DB. für den Gegner, 
non — — die höhere Ziffer zur vergleichsmäßigen Beilegung des Streits 

erwogen bat. 

4) Dos Zugeftändniß kann von jeder Partei am ftreitigen Rechtsverhältniß 
felbft gemacht werben, 3. B. der ala Schulbner in Anſpruch Genommene erkennt im 
V.weg die Schuld auf die Hälfte des Geforberten an. Was aber der eine Theil 
für den Gtreitabftand des anderen leiftet ober verfpricht, kann auch einen andern 
Inhalt Haben; es eignet fich hierzu jede Vermögenszumendung, Uebertragung des 
Eigenthums an einer Sache, Begründung oder Aufgebung einer Dienſtbarkeit, 
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Reiftung perfönlicher Dienfte u. ſ. w. (vgl. d. Art. Schentung). Die Unter 
ſcheidung ift von Bebeutung für bie Entwehrungs- (Eviktions-) pflicht. Die fog. _ 
Anerkennung des beftrittenen Anfpruch® im B.weg ift nur Verpflichtung zum 
Streitabftand und begründet feine Pflicht dafür gutzuſtehen, daß das anerkannte 
Recht vorhanden ſei. Wenn dagegen ein Theil aus dem V. zur Uebertragung einer 
Sache verpflichtet ift, jo haftet er für den Fall ber Entwehrung nach den für ent⸗ 
geltliche Verträge beftehenden Eviktionsgrundjäen. 

5) Nach heutigem Recht erzeugt jchon bie bloße Derabrebung eine Klage auf 
Erfüllung des V. verſprechens; anders nah Röm. Recht. Ya auß Vergleichen, 
welche nach Erhebung ber Mlage vor vinem Deutſchen Gericht oder beim Sühne- 
verfuch vor dem Amtögericht gefchloffen wurden, findet fofortige Zwangsvollſtreckung 
ftatt ((PO. 8 702). 

6) Eine bejondere Form der Errichtung ift gemeinvechtlich nur für denjenigen 
V. vorgefchrieben, welcher die Abfindung für Tünftig anfallende letztwillig Hinterlafjene 
Alimente zum Gegenftand hat; er bedarf ber gerichtlichen Betätigung. Das Preuß. 
Recht hat eine gleichartige Beſtimmung nicht mehr, unterwirft aber die V. der all⸗ 
gemeinen Regel, ba Verträge über fünfzig Thaler jchriftlich, über Grundſtücke 
gerichtlich oder notariell zu fertigen find. Stellvertreter Tönnen V. nur auf 
Grund einer Spezialvollmacht jchließen, gemeinrechtlich auch bei Generalvollmacht 
mit og. libera administratio; weiter geht die CPO. 8 77 für die Prozeßſtell⸗ 
vertretung. 

3 Der V. umfaßt objeftiv nach allgemeinen Rechtägrundfägen nur diejenigen 

gegenwärtigen oder künftigen Anfprüche, auf welche der Wille der Parteien nach⸗ 
weisbar gerichtet war; fubjeftiv erftredt ex feine Mirkungen auf die B.jchließenden 
und deren Erben, dagegen auf die Sonberrechtönachfolger in das durch den V. feſt⸗ 
geftellte Recht nur dann, wenn der Eintritt diefer Perfonen dem V.abſchluß zeitlich 
nachging. Bürgen und (gemeintechtlich) Erbchaftsgläubiger können fild auf den V. 
berufen, für welchen Fall fie freilich den Inhalt auch gegen fich gelten lafſen müffen, 
aber er Tann ihnen nicht wiber ihren Willen entgegengehalten werden (ER. L 16 
88 44549; Oeſterr. BGB. $ 1390). 

8) Eigenthümlicher Natur ift der ſog. Zwangsvergleih im Konkurs 
(RRKO. $ 179 Fi). Fur die zuftimmenden Gläubiger ift er Vertrag, für die ge- 
bundene Minderheit richterliche® Urteil. 

&igb.: Tit. de transactionibus Dig. 2, 15; Cod. 2, 4. — Preuß. SR. L 16,58 405 
bis 449, — Oefterr. BEB. $$ 1880-1880. - Sagl. "Bes, s$ 1409— Luis, 1917, 293. — 
Code civ. art. 2044—2058. 

Sit: Riſch, au Sehne dom Zrrgleiche (1855), — S. Schu Ige, Sr Deutiche 
Konkurs in (1880), 4. — Brinz (2. Aufl), $ Tr — 2. udſcheib, 
—8 413, — för ar Aheori, 8108 — Dernburg, I $$ 82, 88. — — 

amẽſ. —— 55 418—422. 3 
F. Regelöberger. 


Verhaftung, j. Feſtnahme und Haftbefehl. 


Berhör (auch Vernehmung). Im weiteren Sinne beißt V. jebe obrig- 
Teitliche (richterliche, polizeiliche), in protofollarifcher Form verzeichnete Befragung 
einer Perfon über rechtlich erhebliche Thatſachen; alfo des Angeſchuldigten und der 
Zeugen im Prozeß. Das B. des Angejchuldigten im Vorverfahten oder de An— 
geflagten in der Hauptverhanblung entftammt der Offizialmarime und dem In⸗ 
quiſitionsprozeß; mit einem ftreng durgeführten Anklageprinzip erſcheint dag V. nicht 
verträglich, inſofern als bemfelben der Gedanke zu Grunde Liegt, daß der Angellagte 
zwar nicht zu einer Außfage gezivungen werden Tann, ober doch zur Auskunft auf 
beftimmte ihm vorgelegte ragen aufgefordert wird. Die Mehrzahl der heutigen 
Engl. Prozeffwaliften (anderer Meinung als Stephen) verwirft daher das V., 
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welches fi in allen fontinentalen StrafPO. ohne Ausnahme vorfindet. Zwed des 
alten V. war wejentlich die Erlangung eines Geſtändniffes ‚durch pfychiſche — 
fung oder dialektiſche Ueberlegenheit des Richters: was, in heutiger Praxis, ala 
Hinarbeiten auf ein Geſtändniß noch vielfach fortdanernb, von der neueren Rechts⸗ 
—— gemißbilligt wird. Die RStrafPO. ſpricht überall von Vernehmung 
(. dieſen Art.). In der Theorie und Prari® erhält fich aber der Ausdruck des 
„Kreug-®." als ein techniſcher. Dan verfteht unter Kreuz⸗V. diejenige Form 
des Zeugen⸗ ober Sachverftändigenbeweifes, nach welcher Zeugen oder Sachverftändige 
nit durch ben vorfitenden Richter, fondern nach borangegangener Vernehmung 
durch die produzirende Prozeßpartei dom Prozeßgegner (cross examination) abgehört 
werben. Das Kreuz⸗V. ift in Deutichland ($ 238) von dem übereinftimmenden 
Antrage der Staatsanwaltichaft und des Bertheidigerd abhängig, in der Praris 
jedoch nicht üblich geworden, obwol das Altpreuß. Strafprogeßrecht nach der Ber 
ordnung von 1849 und bem Gejeg vom 8. Mai 1852 es zulieh und Baben das 
Kreuz.-B. auf Verlangen den Prozeßparteien eingeräumt hatte. In Nordamerika und 
England, wo fih im Zufammenhang mit der alkuſatoriſchen Strafprozeßform das 
Kreuz B. zu einem hohen Grabe technifcher Vollendung ausgebildet hat, gilt das— 
felbe als eine werthvolle Garantie der Wahrheitsermittelung und richterlicher Un- 
parteilichfeit in ber Würdigung der Thatfrage. Auf dem Kontinent find bie 
Stimmen getheilt, je nachdem man entweder die Rüdkficht auf das fachliche Interefie 
der Unmittelbarfeit und ber Beweiserhebung ober die perfönliche Stellung der 
Zeugen in den Vordergrund bringt. Daß durch Kreuz⸗V., wenn nicht Sitte und Her- 
tommen eine fefte Schranke ziehen, Zeugen ſehr Leicht chikanirt und in Verwirrung 
gejegt werden, beftreitet man auch in England nicht. Der in Hannover 1873 ab- 
gehaltene Deutſche Yuriftentag war dem Kreuz-Q. günftig. 

Sit: ©. Hinter d. Art. Vernehmung. — Außerbem über Reeugbe : Beſt⸗Mar⸗ 
mavbien, un ER, S.96, 418. ” Weonyee Crim. Law, p. 168, ir a m On 

—5 — 145 m. —_ Mittermaier, nal: Strafrecht, ©. 805, — Stemann, Berh. 
bes XL. Dentichen Suriftentages, Bb. 8 ff. — Gneif, Bier Fragen zur Deut! tſchen 
StzaPßO, 1874, une &: 5 in Se Allem zent * Foo „1 ©. 582, 

— eyexr, Sehr! ralprozepr: e ın ber vista penale 
L p. 481. N Casorati, n —— — e le riforme (1881), p. 805 ss. 

dv. Holgendorff. 


Berii (im Civilrecht). Die Rechtsordnung kann fich, obwol fie 
abſolutes, materielles Recht ſchaffen fol, der Anerkennung des Einflufjes nicht ent⸗ 
ziehen, welchen das thatfächliche Beſtehen eines Mechtszuftandes auf die fpätere 
Beurtheilung dieſes Zuftandes ausübt, wenn derſelbe eine längere Zeit Hindurch jo 
und nicht anders beftanden hat. Nicht, ala ob auf diefem Wege das Unrecht ſollte 
zum Recht erftarken dürfen, Yiergegen hat die Rechtsordnung ihre Kautionen zu 
treffen; aber es Tann verlangt werden, daß derjenige, deſſen Recht der beftehende 
Zuftand zuwiderläuft, fich innerhalb eines gewifſen Zeitraums darum ruhre, damit 
nicht die Erkennbarkeit des wirklichen Rechtes in Folge der im Laufe der Zeit 
möglichen Rechtsveränderungen dem Richter immer mehr erſchwert werde und damit 
nicht die Zuläffigkeit folcher Rechtsveränderungen felbft zum Nachtheil des Verkehrs 
immer weiter binausgeichoben werde (vgl. Th. I. 374). Die Promptheit der 
Juſtiz, welche 3. B. im Prozeß zur Feſtſetzung ausſchließlicher Friſten für die 
prozefjualiichen Rechtshandlungen drängte, und das Intereffe bes Rechtsverlehrs ift 
auch im Civilrecht nicht ander? zu erreichen, ala durch Feſtſetzung beftimmter Friften 
für die Geltendmachung der einem beftehenden Zuftand entgegenftehenden Privatrechte 
und durch Aufftellung des Rechtsſatzes, daß der eine gewiffe Zeit hindurch unan= 
gefochten, aber anfechtbar beitandene, nicht abgeftellte, aber abftellbare Rechtszuftand 
von dem Endpunkt dieſes Zeitraumd an materielles Recht ſei. Man nennt das 
Recht desjenigen, der deſſen rechtzeitige Geltendmachung verabjäumt, der 3. B. eine 
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ihm zuftehende Klage nicht rechtzeitig angeftellt, die Ausübung einer ihm zuftehenden 
Servitut unterlaffen hat, ein „verjährtes” und jagt, der Berechtigte habe es durch 
„V.“ verloren. Da nun aber anbererjeits jeder Nechtöverluft des Einen mit irgend 
einem Rechtövortheil irgend eine® Andern verbunden ift, ja da vielleicht ſchon Längft 
vor Ablauf der B.frift das Anfechtungsrecht des bisher Berechtigten erlofchen fein 
Tann, 3. B. durch Verzicht, erblofen Tod deffelben, und da namentlich in Folge 
der V. nicht blog der beſtehende Rechtazuftand (mie bona fide Beſitz, Slaglofigkeit) 
als der berechtigte angenommen, fondern derſelbe meiftens noch dazu mit einem 
neuen Rechte ausgeſtatiet wird (Erfigung bes Eigenthums, exceptio gegen die ver— 
jährte Klage), jo untericheidet man mit Recht von jener aufhebenden, er— 
löſchenden Extinktiv-V., bie begründende, erwerbende Acquiſitiv-V. 

Es ift erft ein Verbienft der neueren Doltrin, daß fie die in diefem allge» 
meinen B.begriff ruhenden einzelnen Rechtsinftitute, namentlich den Unterſchied der 
rechtsbegründenden und rechtsvertilgenden B. ſelbſtändig hervorgehoben und behandelt 
hat. Das Romiſche Recht, aus dem die gemeinvechtliche Doktrin der B. im Weſent⸗ 
lichen gefchöpft ift, kannte ein einheitliches Inftitut der V., fondern nur zwei Fälle 
berjelben: den Eigenthumserwerb durch Erſitzung und betagte Aktionen (erft feit 
Theobofius II. 424 eine ‚eigentliche Klagen-®.). Aber jchon die Gloffatoren be= 
gannen die Verſchmelzung beider Inſtitute, und die einheimifche Erxiftenz eines einzigen 
Deutichen V.begriffes befiegelte diefe Doktrin bei der Rezeption des Nömifchen Rechte. 
So ift alfo der Schritt der neueren Doktrin zur Gliederung ein Schritt zur wahren 
Quelle ber V. zurück gewejen. R 

Es ift nun gemeinrechtlich zu unterjcheiden: die begründende V. des Eigen- 
thums und ber anderen binglichen Rechte, ſog. „Erfitzung“, die aufhebende V. der 
dinglichen Rechte und die Klagen-V. Das find mwenigftens die Hauptgruppen, denn 
3. B. bie Ertinftiv-B. der Obligationen fällt, weil das obligatorifche Recht weſent⸗ 
lich Klagerecht ift, mit der Klagen-V. zufammen, und eine Äcquifitiv-V. der Obli« 
gationen giebt es nicht; lange dauernde Leiftung könnte höchſtens, wie die Tang« 
jährige Binszahlung nad} fr. 6 pr. D. 22, 1, eine Präfumtion für das Vorhandenfein 
einer wirklichen Verbindlichkeit begründen (Windfcheid II, 8 259, 7; Dern- 
burg, Preuß. Privatrecht, II. $ 85 Nr. 1). Dagegen giebt es noch fonft, wie bei 
manchen der im Civilrecht zuläffigen richterlichen Yriftbeftimmungen (3. B. bei jeft- 
geſetzter Deliberationgfrift für ben Erben), bei den deutfchrechtlichen Inftituten, deren 
Zugehörigleit zu ben in rem oder in personam gehenden Anfprüchen nach Römijchen 
Recht fih kaum enticheiden läßt (3. B. Neallaften), und binfichtlich mancher dem 
Öffentlichen Rechte angehöriger Bejugniffe (3. B. Regalien), eine ®., die in feine 
der angegebenen Stategorien des Römifchen Rechts untergebracht werden kann. Eine 
durchgehende Unterſcheidung dürfte übrigens für alle Verjährungsfälle zutreffen: 
entweber ift einem Recht don vornherein bei feiner Entftehung jchon eine Frift 
efett, innerhalb deren es ausgeübt werben muß, wenn es nicht verloren gehen ſoll 
& bei ben verjährbaren Slagerechten, bei der Erklärung bes Erben über Erbichafts- 
antritt innerhalb Deliberationgfrift, bei prozefſualiſchen Friften u. |. w.) — das 
kann auch durch Privatdispofition herbeigeführt werben —; oder das Recht trägt 
eine ſolche Zeitbeftimmung nicht in fich, fondern kraft bejonderer Rechtsvorichrift 
foll dafſelbe nur verloren gehen, wenn es innerhalb eines gewiſſen Zeitraums, 
nachdem e3 entftanden ift, dauernd nicht gebraucht wird (Hierher die V. der Servi⸗ 
tuten, der Zehntrechte u. f. w.). (Der Hervorhebung der eriten dieſer beiden Formen 
widmet fich neuerdings die Schrift von A. Grawein, V. und gejebliche Beiriftung, 
Leipzig 1880. Diefelbe behandelt in ihrem bisher erfchienenen erſten Theil die 
begrifflichen und praftifchen Unterichiede beider Inftitute und ſtellt für ihren dritten 
Theil eine Kafuiftit in Auficht, deren Zwed die Einordnung der verichiedenen Fälle 
unter die eine oder andere diefe Kategorien bilbet.) 
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Bon ber zweiten biefer beiden Formen, und zwar bier wieder eher von der 
Kerne bes Rechtserwerba ala von der bes Rechtäverluftes, geht die Gefchichte 

er V. bei den Römern aus, indem angenommen wurbe, daß, wer ben Befig feiner 
Ense einem anderen bona fide Empfangenden 1 ober 2 Jahre überlaffe, jein 
dominium an jener verliere (usucapio). Wenn es gleichzeitig auch, namentlich nad) 
dem Edikt des Prätors, Klagerechte mit kurzen Friſten gab, jo waren diefe Friſten 
noch nicht jo gemeint, wie Dies bei der erfterwähnten der beiden B.jormen boraus« 
geießt wurde, nämlich fo: daß ‚bei rechtzeitiger Geltendmachung das * auch 
über die V.zeit hinaus erhalten blieb; vielmehr war es nach Ablauf der Frift 
mit jenen kurzlebigen prätorifchen Verechtigungen aus, mochte man fich auch mit 
ihnen gerührt haben (pr. I. 4, 12). Erſt fpät im "Ruiferrecht tam, und zwar 
naturgemäß auerft bei ber Eigenihumsklage (weil hier die Analogie der Ufnfapion 
am nächften Yag), die Auffaffung zur Geltung, daß der Berluft eines Rechts lediglich 
durch die Unthätigkeit des Berechtigten eintrete, während, wenn er nicht träge jei, 
ex fich das Recht in infinitam erhalte (f. Demelius, Gefchichte der Klagen⸗V. 
in deffen Unterf. aus dem Römifchen Civilrecht, I. 1856, S. 5 ff). Auch das 
Deutſche Recht entwickelte vor der Rezeption des Romijchen Rechts die zweite 
V.form zuerſt, aber diefes vom Standpunkt der Rechtsverwirtung aus: es ließ ben 
Jahr und Tag hindurch unangejochten gebliebenen Erwerb einer Sache Dritten 
er zur „rechten Gewere“ erftarten (v. Gerber, Deutfches Privatrecht, 

101). 

Don den einzelnen B.jällen ift Bier nur die Klagen-B. näher int Auge zu 
Taffen, da die Übrigen einzeln verftreuten Fälle zu wenige gemeinfame Gefichtspunfte 
bieten, um außerhalb ihres fonftigen doftrinellen Zuſammenhangs behandelt werben 
zu tönnen (dazu gehört auch die aufhebende V. dinglicher Rechte), und da das 
zweitwichtigfte Imftitut der V.lehre, die Erfigung, beſonders bearbeitet worben if. 
Noch eine für alle V. gültige Bemerkung ift aber anzufügen, nämlich die, daß die 
V. aus ben bereits oben angegebenen Gründen juris publici ift, d. h. Parteitwille 
kann deren Eintritt und Wirkſamkeit nicht vor vollendeter V. abwenden, fondern 
nur auf die Geltendmachung der bereis eingetretenen Wirkungen für eigene Perfon 
verzichten (v. Savigny, Syſtem, V. 411 ff. führt das nur für die Klagen-B. aus). 
Ferner ift ein Nüdgängigmachen der V. nur auf bem Wege ber Reftitution in ben 
vorigen Stand möglich. 

Die fog. Klagen-B. ift die B. der klagbaren Anfprüche. Sie beginnt daher, 
fobald ein folcher Anfpruch gegen beftimmte Perjonen vorhanden ift. Zwar giebt 
es unverjährbare Anfprüche, jo gemeinrechtlich die Steuerforderungen des Fiskus, 
die Klage auf Gemeinfchaftstheilung, jo Lange die Gemeinfchaft befteht, der im 
Hypothefenbuch eingetragene Anfpruch, nach Preußiſchem Necht das Wiederkaufsrecht 
(Dernburg, 8 167, 9). Allein die Regel iß ſeit Theodofius II im Jahre 424 
n. Chr. dies Ka feftgeftellt hat (c. 8 C. 7, 39; c. 1 C. Theodos. 4, 14), die 
Berjährbarkeit. Da fragt fih nun vor lm wann ein klagbarer Anſpruch ent 
ftanden ift, wann man — fo pflegt man das gemeinrechtlich außzubräden — fagen 
kann: actio nata est. Mit Entftehung eines Elagbaren Rechts entfteht nicht noth- 
wendig ein klagbarer Anfpruch, nämlich nicht, folange den Rechtsgenuß Riemand 
verhindert; er entfteht erft mit der Hinderung, 3. B. bei dinglichen Rechten mit 
dem Eingriff, dem Nichtdulden u. |. w., bei Forberungsrechten auf non facere mit 
dem Zuwiberhandeln. Bei den auf Handeln gehenden Forderungsrechten, jowie den 
dinglichen Anfprüchen auf Rüdgabe (3. B. bei precarium) wird inbefjen fein 
pofitives Hindern des Berechtigten verlangt, um die Forderungsklage zur „Rativität“ 
zu bringen, es genügt hier eine Paffivität des Schuldner, es genügt, daß ber 
Leiſtungsanſpruch fällig fei; dies felbit dann, wenn nad) dem Inhalt bes Forderungs- 
rechts der Gläubiger zum Abholen der Leiftung verpflichtet wäre. Die Fälligkeit 
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des Anſpruchs ift in biefem Falle ebenfo zu bemeflen, wie zum Zweck der Berechnung 
des Verzugs, man darf aber diefe Analogie nicht jo weit treiben, daß man zum 
Beginn der B. hier auch noch interpellatio des Schuldners und Weigerung bes 
Ieteren verlangt. Sogar ber probiforifche Verzicht des Berechtigten auf den klag- 
baren Anſpruch, wie er beim Darlehn auf Kündigung, beim precarium, nicht 
aber bei der befrifteten Stundung (hier erfolgt eine Unterbrechung ber V., c. 8 
8 7C.7, 71) zu Tage tritt, hindert den klagbaren Anſpruch nicht an ber Ent- 
ftehung ſchon vor jenem Verzicht, d. h. die V. beginnt mit Hingabe des Darlehns, 
des precarium u. f. w. (Windſcheid $ 107, 5, wozu Leonhard in Jahrb. f. 
Dogm. XVII. (1879) 488—82; Iebhaft beftritten); Tonfequent muß man einen 
ſolchen Anſpruch auf „Leiftung 8 Tage nad) Kündigung” vom neunten Tage nad 
Hingabe des Darlehnz u. f. w. an verjähren lafſen OB indieid, 8 107,9 i. d. 
Mitte). Früher machte man in. Verkennung der Thatfache, daß derjenige, welcher 
die Fälligkeit feines Anſpruchs von feinem Willen abhängig macht, eben einen fofort 
Tälligen Anſpruch jchafft, für folche Fälle die Regel zurecht: toties praescribitur 
actioni nondum natae, quoties nativitas ejus est in potestate creditoris. — 
Bei Anſprüchen auf wiederkehrende Leiftungen verjährt jede einzelne vom Augenblide 
ihrer Fälligkeit an für fi; ob auch das Recht auf alle diefe Leiftungen im Ganzen 
verjähre, etiva bon ber Ießten vollftändigen Leiftung an, oder jobald der Schuldner 
einmal dem Gefammtrecht widerredet habe, ift eine alte und noch nicht außgetragene 
Steeitfrage (Windſcheid, 8 107, 8); Pofitives ergeben die Ouellen nur hinfichtlich 
der V. verzinzlicher Kapitalforderungen (c. 26 pr. C. 4, 82). 

Der Tag, an welchem actio nata ift, bezeichnet aljo den Anfangspunkt ber 
Klagen-®. Indeſſen ift das nur die Regel. Die V. beginnt unter denfelben 
Umftänden nicht zu laufen, deren fpätere® Gintreten nach actio nata einen 
Stilfftand der V. veranlaßt (fo daß „praescriptio dormit“, wie man neuerdings 
jagt). Das ift der Fall, wenn und folange ein impubes oder ein Minberjähriger 
ober ein in väterlicher Gewalt ftehendes Hauskind Mlageberechtigter ift; der Minder- 
jährige hat dieſen Vortheil indeß nur bei den Anſprüchen, deren Verjährungszeit 
29 Jahre nicht überfteigt, und das Hauskind nur Hinfichtlich der dem ususfructus 
paternus unterliegenden Anfprüche. Landesrechte, wie das Preußiſche, Haben dieſe 
Vorſchrift auf alle Klagen Minderjähriger und auf die Klagen anderer unfelbftändiger 
Perfonen (Wahnfinnige, Zaubftumme, Abweſende) ausgedehnt, jedoch das Preußifche 
Recht nur bezüglich der in der Perfon diefer Bevormundeten felbft erft zur Rativität 
gelangten Anſprüche. — Ein weiterer Grund, aus dem bie V. nicht beginnen kann, 
die begonnene ruht, ift die Thatjache, daß der Klageberechtigte an ber Klagerhebung 
faltiſch oder vechtlich gehindert if; ſo, lange diefer Zuftand dauert, Läuft die ©. 
nicht. Mit der Anerkennung faktiſcher Hindernifje diefer Art iſt das Gemeine Recht 
ſparſam; eigentlich gilt als folches nur nach kanoniſchem Recht der Umftand, daB 
Anſprüche wegen feindlichen Einfall® im Lande oder daß Anſprüche der Tatholifchen 
Kirche wegen eingetretenen Schisma's nicht zur Geltung gebracht werben können, 
außerdem foll blos, wo dag Römiſche Necht die V.zeit ald tempus utile und nicht 
ala continuum berechnet haben will, d. h. praftifch blos bei der weniger als ein» 
jährigen B. das Vorhandenfein anderer vorübergehender faktiicher Hinberniffe 
in Betracht kommen (v. Savigny, III 407 ff.; IV. 428 ff.). Aus Gründen der 
Rechtsordnung ift die Geltendmachung bed Hagbaren Anſpruchs und folgeweije der 
Lauf der V. gegen diefen in einzelnen Fällen gehemmt z. B. des Eigenthums- 
anfpruch# wegen verbauten Material® ( Wind ſcheid, I. $ 188, 18 indeffen: $ 109, 2; 
Brinz, $ 114, nad) Note 40), des Anſpruchs der Ehefrau auf nicht gültig ver⸗ 
äußerte Dotalobjekte während der Ehe ($ 30 C. 5, 12), der Erbſchaftsklagen während 
der Deliberationd- oder Inventarifationzfrift (c. 22 $ 11 C. 6, 80). Ob man 
auch einen allgemeinen rechtlichen Hinberungsgrund der Klagerhebung und B. auf- 
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ftellen umd denſelben darin finden foll: wenn und jolange dem Anſpruch eine Einrede 
entgegenfteht, deren Bejeitigung in der Macht des Klageberechtigten nicht fteht uns 
auch nicht von ihm zu erwarten ift (agere non valenti non currit praescriptio): 
ift nicht zweifellos (Windſcheid, $ 109, 2. 8; Shwalbad in Jahıb. j. 
Dogm. XIX (1880) 24 reſp. 49—68.). 

Die B. ift vollendet, wenn vom Tag der actio nata an, nach Abrechmung 
der Dauer der rechtlich anerkannten Hemmniffe, der letzte Tag ber Bfrift (fr. 6 
D. 44, 7; Unterholgner, 1.$ 90) abgelaufen ift, ohne daß auch noch am legten 
Tage eine Geltendmachung des klagbaren Anſpruchs erjolgte. Eine folche Geltend- 
machung braucht aber nicht nothwendig in Klagerhebung zu beftehen, fonbern es 
genügt ſchon, daß der Berechtigte, etiwa in Folge einer Mahnung oder durch Bor- 
enthaltung bes Pfandes (c. 7 $ 5C. 7, 39), von dem Schuldner eine Anerkennung 
der Schuld erlange, welche deren Fortbeftehen konſtatirt (bloße Mahnung ohne jolchen 
Erfolg genügt natürlich nicht; daß bloße Anerkennung ohne einen der in c. 4 
C. 8, 89 pr. gemeinten alii modi, quos in anterioribus sanctionibus 
interruptionibus et invenimus positog et nos ampliavimus, nicht genüge, hat 
Bruns, Zeitſchr. f. Rechtsgeſch. I. 108, fpeziell mit Beziehung auf das Konftitutum 
behauptet). Zritt num eine, derartige Geltendmachung des Anſpruchs vor Ablauf 
ber B.zeit ein, jo wird die B. „unterbrochen“, d. 5. der klagbare Auſpruch ift 
gewiffermaßen neu geboren, die früher verlaufene B.zeit ift für den Anſpruch 
völlig irrelevant, es ruht, jo lange der Akt jener Geltendmachung dauert (4. 2. 
während der Vorenthaltung des Pfandobjekts, bei praenumerando gezahlten Zinjen 
bis zum nächften Zinstermin), jede V. und diefelbe beginnt von Neuem zu laufen, 
wenn der Akt ber Geltendmachung beendet ift. Jedoch gilt Beſonderes von ber 
Unterbrechung durch Klagerhebung: 1) der Klagerhebung ſteht nach Gemeinem Rechte 
gleich, falls der Gegner nicht zu erreichen ift, gerichtliche Proteftation, eventuell jogar 
ſolche bei Verwaltungsbehörden (episcopus und defensor civitatis nennt c. 2 8 1 
C. 7, 40; Windfcheid $ 108, 8), nach EPO. $ 633 vgl. $ 289 die Zuftellung 
des Zahlungsbefehls im Mahnverfahren an den Schuldner und nah KO. $ 13 
die Anmelbung im Konkurſe. (Ob auch Geltendmachung ala Einrede? und ob Hier 
nicht vielmehr Widerflage nöthig? Unterholgner, I. 8 128; Windſcheid, 5 108, 
4 g. E.; vgl. Sächſ. BGB. $ 167). 2) Die Klagerhebung bei dem unguftändigen 
Gericht ift feine Unterbrechung, die fofortige Abweiſung der Klage und die Zurüd- 
nahme berjelben feiteng des Klägers vemichtet die Wirkung ber erfolgten Unter 
brechung, jo daß die V. als nicht unterbrochen gilt (Windſcheid, $ 108, 6), 
während in folge Liegenbleibens des Prozeſſes von ber Iehten Progeßhandlung an 
eine neue B., und zwar für alle Klagen eine 40jährige, beginnt (Windſcheid, 
8 110, 2, c.). — Endlich ift zu bemerken, daß die Erhebung der Pjandflage die 
D. der Klage auf die Pjandforderung ebenfo wie umgekehrt die Erhebung biefer 
die B. jener unterbricht (c. 3 $ 8 C. 7, 40; Windſcheid; $ 108, 4 g. €.). 

Daß der klagbare Anfpruch nicht die ganze B.zeit hindurch fich in Einer Hand 
befand, hindert die einheitliche Berechnung ber V.zeit nicht, jeder neue Erwerber, 
auch der Singularfucceffor, Hat die Verfäumniß feines Vorgängers fich anzurechnen, 
wenn nicht ber Vorgänger eine bon den privilegirten Berjonen war, deren Klag= 
berechtigungen nicht verjähren (f. oben; — Windfcheid, $ 110, 5). 

Die B.friften ber klagbaren Anjprüche find fehr mannigjaltig. Das Gemeine 
Recht Tennt ſeit dem erwähnten Theodofianiſchen V.geſetz als regelmäßige Zeit- 
bauer die 3Ojährige, daneben giebt es längere und kürzere Friſten. Es finden fich 
100 Jahre (Anfprüche der ecclesia Romana; Unterholzner I. $ 42), 50 Jahre 
(condictio von Verſpieltem c. 1 $ 2 C. 3, 48), 40 Jahre (Anfprüche der Kirchen 
und milden Stiftungen, Anſpruch auf da Pfand gegen den Schuldner; ob auch 
Anfprüche des Fisfus und Landesheren? der Stabt- und Dorigemeinden?). In 
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20 Jahren verjähren gewifle fisfalifche Anſprüche ige: 8 110, 4) 
und Rechnungsflagen gegen Stadtbeamte (fr. 13 $ 1 D. 44, 3), in 10 Yahren 
die letzteren Ansprüche gegen bie Erben des Beamten, * 5 Jahren der fiskaliſche 
Anſpruch auf commissa, die querela inofficiosi test, das beneficium separa- 
tionis der Erbichaftsgläubiger im alle von fr. 1 $ 18 D. 42, 6, Status- 
Hagen gegen Verftorbene; 4 Jahre dauert der Anfpruch des Fiskus auf erblofe 
Güter, die Reftitutiongfrift, die Entſchädigungsklage gegen ben Fiskus wegen Ver- 
äußerung fremder Sachen. Eine zweijährige V.jrift ift gemeintechtlich für bie 
actio doli gegeben (Windjcheid, II. $ 451, 5), eine einjährige für die meiften 
der dem prätorifchen Edikt entftammenden Anſprüche, 3. B. auf Rüdgängigmachen 
der alienatio judicii mutandi causa facta, die actio de peculio nad beendigter 
väterlicher Gewalt, gewiſſe Interdikte (uti possidetis, unde vi, quod vi aut 
clam), prätorifche Beliktsflagen; während das ädiliciſche Edikt über den Vieh⸗ 
fauf neben ber einjährigen Fuift wegen Preisminderung noch Friften von 6 und 
2 Monaten hatte. 

Die Wirkung des Ablaufs der B.zeit bei umterlaffener Geltendmachung bes 
Magbaren Anſpruchs ift die Entftehung einer zerftörlichen Einrede gegen denſelben 
(nad Römiſchem Recht einer praeseriptio pro reo, weshalb die Romaniften jchon 
frühzeitig mit praeseriptio ungenauer Weile daß Rechtsinſtitut der V. ſelbſt be— 
zeichnet Haben). Wenn der Schuldner nichtsdeftoweniger auch nach Beitablauf den 
Anſpruch noch“ befriedigen will, jo ift das bemnoch nicht ala Schenkung an den 
Gläubiger zu betrachten, fondern e& findet dann eine Anwenbung des oben ala 
zuläſſig bezeichneten Verzichtes auf die Geltendmachung der V. ftatt. Aber irgend 
eine weitere Wirkſamkeit, ala die, daß die ernftlich und freiwillig erjolgende Leiftung 
feine Schenkung ift, follte dem verjährten Anfpruch nicht zuerlannt werben, namentlich 
nit ein Recht des Gläubigers, mit ihm au kompenſiren, nicht ein Außfchluß ber 
condictio indebiti, wenn die Leiftung in irrthümlicher Annahme des Fortbeſtehens 
der Verpflichtung erfolgt ift; Bürgſchaft und constitutum müßte man freilich auch 
Bier jogut wie bei anderen Anfprüchen, denen zerftörliche Einreden anhaften, als 
tehtawirffam anerkennen und, daß ber Anfpruch auf ein für die Forderung beitelltes 
Pand länger beftehen Tann, ala die verjahrte Forderung, ift in den Quellen voraus⸗ 
giet (c. 7 C. 7, 39), ja geradezu gejagt (c. 2. C. 8, 30). Mit Rüdficht auf 
die legteren Möglichteiten kann man ja den verjährten obligaioriſchen Anſpruch nach 
d. Savigny's Vorgang (V. 366 ff.) Naturalobligation nennen (f. die Lit. über 
diele Steeitirage bei Windſcheid $ 112, 3—5). 

Zwei ragen find gelegentlich der Wirkung der B. noch zu berüdfichtigen; 
einmal: Tann nur derjenige DVerpflichtete fich auf die V. berufen, der dies bona 
fide thun kann, etwa weil er von der Exiftenz feiner Verpflichtung nichts wußte? 
Tas Tanonifche "Recht hat dies Griorderniß zur Geltung gebracht gegenüber ben 
Anjprüchen auf Heraußgabe von fremden Sachen, ohne fich aber genau darüber zu 
äußern, ob dies blos bei Dinglichen oder auch bei perjönlichen Anfprüchen auf ſolche 
Keiftung gelte, — weshalb Lehteres beftritten ift (Unterholgmer, 1.5 92; Winb- 
icheid, $ 111, 2). — Sodann: wenn ein verjähtbarer Anfpruch auch ala Einrede 
geltend gemacht werben Tann, 3. B. compensando ober als exceptio non adimpleti 
tontractus oder exceptio doli neben ber actig, verjährt dann auch das Einreberecht 
mit dem Anſpruch jelbft? Bezüglich der Kompenfation ift das ſchon vorhin bejaht 
worben, bei der exceptio doli jagt aber fr. 5 $ 6 D. 44, 4 das Gegentheil und 
diefe Entjcheidung gab namentlich den Anlaß zur Aufftellung der Regel: quae ad 
agendum sunt temporalia, ad excipiendum sunt perpetua. Daß dieſe Regel 
prinzipiell umrichtig ift, ift zweifellos (man vgl. 3. B. die ädilicifchen Klagen wegen 
Raufmängel), vielmehr ift prinzipiell richtig die (übrigens nicht unbedingt das 
Franzöfiſche Recht — |. Zahariä, Hanbbud, IV. 582 ff. — repräfentirende) Regel: 
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tant dure l’action, tant dure l’exception: die exceptio doli ift vielleicht die einzige 
Ausnahme (über c. 68 5C. 8, 35 ſ. p. Sapigny, V. 432 ff.; im Nebrign Wind- 
ſcheid $ 112, 6—8, der zwifchen felbftändigen und unfelbftändigen Eintederechten 
unterſcheidet). 

Die modernen Kodifikationen behandeln meiſtens, der früheren Doktrin jolgend. 
die V. als ein einheitliches Rechtsinftitut. Das Preußifche Allg.ER. unterjcheidet 
dann (1. 9 8$ 585 ff.) ®. durch Nichtgebrauch und (88 579 ff.) B. durch Befik, der 
Code civil (art. 2219 ss.) und das Oefterreichifche Allg. BEB. (88 1451 ff.) B. im 
engern Sinne (vertilgende V.) und Erfigung. Das Sächfiſche BEB. dagegen fteht 
auf dem Standpunkt der neueren Theorie, indem es für ben Wegfall ber Klagerechte 
— V. ES 150-170) und für die V. einzelner anderer Rechte durch Nichtgebrauch 
(. B. Grunddienſtbarkeiten 88 596—599, Perſonalſervituten $ 655, Forderungs- 
rechte 8 1016—1018) beſondere Grundſatze aufſtellt und die Erfigung unter ben 
Eigenthumgerwerbsarten getrennt behandelt ($ 260— 275). 

Was die Klagen-B. fpeziell anlangt, fo ift diefelbe in allen mobermen Kodi— 
fikationen in dem Sinne rezipirt, daß Anfprüche, ſobald deren Erfüllung von einer 
beftimmten Perfon gefordert werben Tann, gegenüber dem Berpflichteten zu verjähren 
beginnen, und zwar auch Bier wie im Gemeinen Rechte in 30 Jahren, und daß nad 
Ablauf dieſes Zeitraums der Erhebung des nicht geltend gemachten Anfpruch® eine 
zerftörliche Einrede entgegenfteht (wobei fich wenigitens das Sächſiſche BEB. 8 170 
gegen die $ortdauer einer naturalis obligatio bei perfönlichen Anſprüchen ausdrücklich 
erflärt). Im Einzelnen finden ſich zahlreiche Abweichungen vom Gemeinen Recht: 
fo gehören nad; Defterreich. Allg. BGB. $ 1479 die ben öffentlichen Büchern ein- 
verleibten Rechte zu den verjährbaren, das Preußiiche CR. geitattet Verzicht auf eine 
tünftige V. und — wie aud das Sächſ. BEB. $ 152 — Verlängerung oder 
Verkürzung ber Friſten durch Parteiberedung (Dernburg, $ 164, 19. die Fälle 
bes Ruhens der V. werden in den Landesrechten auf die Slagerechte unter Ehe 
gatten, jo lange die Ehe befteht, ausgedehnt (Allg. IR. I. 9 $ 524, Oefterr. BGB. 
$ 1495, Code civil art. 2258, Sachſ BGB. $ 156) und der Begriff der jaktifchen 
Hemmniffe der B. ift entiprechend erweitert (Yuftitium Allg. ER. I. 9 SS 528, 
528— 530, Defterr. BGB. $ 1496. Gach. $ 157 — entihuldbare Unfenntrik 
Ag. ER. I. 9 88 512 ff. u. ſ. w.). Die Unterbrechung der ®. tritt nach Franzö- 
fiſchem und Preußifchem Recht lt 2244; 1. 9 88 552, 558) auch durch Klagerhebung 
beim unguftändigen Gerichte ein und die Abweiſung der Klage hat nach Preußifchem 
und Sähftichem Recht Wirkungsloſigkeit der Unterbrechung nicht nothwendig zur 
Folge, wenn nur innerhalb beftimmter Frift (30 Tage, 3 Monate) die verbefferte 
Klage erhoben wird (Allg. CR. I. 9 8 556; Sächſ. BGB. $ 166). Ueber den Zeit 
punkt ber durch Klagerhebung erfolgenden Unterbrechung kann jegt nach CPO. $ 239 
für Deutichland kein Zweifel mehr fein (früheres Gemeine Recht |. Windſcheid, 
$ 108, 4; Preuß. Allg. Gerichtsordnung I. 4 88 19, 20; Sächſ. BGB. $ 168). Am 
mannigjaltigften find natürlich in den Landesrechten die B.friften bemefjen, wobei 
im Allgemeinen die Tendenz vorherrſcht, den Bedürfniffen des Verkehrs in der Weiſe 
Rechnung zu tragen, daß man von den Verpflichtungen diejenigen beſonders hervor- 
bebt, welche nach den Regeln eines geordneten Haushalts nach Heutigen Anfchauungen 
ziemlich bald getilgt zu werben pflegen, und für diefe eime beſonders kurze B.zeit 
fchafft, 3. B. Forderungen der Gaftwirthe, der Krämer, Handwerker u. ſ. w. (So 
zuerſt das Franzöſ. Recht f. Code eivil art. 2271—77; dann Preuß. Geſetz vom 
31. März 1888 — Dernburg, $ 170). Die Friften find hier nach Preußiichem 
Necht bald zweis, bald vierjährig, das Franzöſiſche Recht hat noch kürzere Friſten von 
6, 3, 2, ja 1 Monat, von 40, 14, 8 Tagen, welche letztere bei gewifjen Vindi⸗ 
Tationen eine Rolle ipiefen (. Zadariä- ⸗Puchelt, 7740 Mr. VI-XII), 
und bei ſolch kurzen B.friften tritt nach Franzöſ. Recht beſtimmt (art. 2278), nad 
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Preußiſchem vermuthlich (Dernburg, 8 170, 15) eine ee der B. aus 
Gründen der Rückſicht gegen den Berechtigten (3. B. als Minderjährigen) nicht 
ein. — Die gemeinrechtlichen Friſten von 40 Jahren Hat das Preußijche Allg. ER. 
meiſt ala 44jährige anerkannt (I. 9 $ 682). Im Mebrigen f. dreijährige B.friften 
Des Oeſterreich. Rechts: Allg. BEB. $ 1487; 5, Sjährige, 14, 6tägige Friſten 
in Bayern, wo es auch ein beſonderes B.geje vom 26. März 1859 giebt: v. Roth, 
Bayer. Eivilrecht, 2. Aufl. $ 62, IV.C. — Das Erforderniß der bona fides des 
Schuldners fehlt bei der Antpruche-B. in den Landesrechten (vgl. 3. B. Code civil 
art. 2262 und v. Roth a.a. D. 88 62, 142), jedoch hat das Preußiſche Landrecht 
geftattet, aus ber mala fides des Schuldners einen Gegenbeweis gegen bie in ber 
B. Liegende Vermuthung der Tilgung der Schuld zu entnehmen (Dernburg, 
8 169, 3; vgl. übrigens auch Code civil art. 2275). 

Das neue Deutjche Reichsrecht hat, abgefehen von den oben bereits berührten 
Borjriften über die Unterbrechung der V. durch Klagerhebung und Anmeldung im 
Konkurs, nur für die von ihm neu gejchaffenen Anfprüche neue, meiſtens ebenfalls 
kurze V. feiften aufgeftellt und in einigen Fällen dann auch bie Privilegien ber Bevor⸗ 
mundeten binfichtlich Hemmung der B. außgefchloffen (Mandry, Der civilrechtliche 
Inhalt der Reichsgeſetze, SS 19, 2ff. Dazu vgl. 3. B. noch Anfechtungagefeß v. 21. Juli 
1879 $ 12; Wuchergefeß vom 24. Mai 1880 Art. 3, 3). Freilich wirkt auch ber 
Wegfall des außerhalb des Komkurjes von ber Gtäubigermehrfeit gewährten Mora⸗ 
toriums (Mandri $ 31, 4), infofern eine folche Stunbung früher die B. unter« 
brechen konnte, auf die B.lehre ein. 

Zum Schluffe ift daran zu erinnern, daß bie bier beiprochene enbliche V. neben 
fich ein bejonderes Rechteinftitut der undorbentlichen 3. hat, worüber man ſ. unter 
d. Art. Unvordenklichkeit. 

Quellen: L 2, 6 de usucapionibus et longi temporis praeseriptionibus. — B. 4, 8 
de diversis Semporalibus p praescriptionibus et accessionibus gessessionum. — Cod. 7, 88 
de praescriptione longi ris ——— 7, 87 de quadrienniü prasseriptione; 

» de praescriptione SEK ver XL. annorum; 7 ‚4 de diversis praescriptionibus et 
—E— earum. — X. ee 26 in VIo 2, 18 de’ praescriptionibus. 
gib: eg ner, Sudfüßrlice — — „eelammten Verjährungslehre aus 
ben Gemeinen in Beute) lanb geltenden Rechten u. 2, zuexft 1828, dann m weiter, 
u. durchgefehener Auflage bearbeitet don Shirmer, 1858. — Ueltere Sit. Ibft I 
ber Fu en ng fpeziell: vd. Savigny, Syftem bes hen: — Rechts, 
Saas 8 237 eimbacd in Weiske's geatiter, xU. — ST —v. Kr ae 
Württemb. grvatrent u "N 118 R — Unger, Defterreid. —— 119 
Demelius, Unterfuhungen aus dem Röm. Eiviltechte, I. (g ©. De 08 ice der 
Klagen: V. &. 111-203 Das Dogma von ber actio nata. Die Te Frage behandelt auch eine 
Ey iſche Differt. 1878: Röth, Die actio nata, ala Voraus ſe⸗ di der Klagen⸗V. eber 
Angelfeagen 7. bie en a Sehrb. der Band. cit. Lit.: merit N 106 lıl: Brinz, 
ufl., L 88 47 Aufl. isn 18, Er 65j L'S$ 148— 155; Rees 
8 8388; Sieraltl, J Budta, $ “36-02: Seuftest, 18 27 
His 1; Sintenis, I. Kb, ; Bar erom, I. SS 146— v. Bigt er, I. 
104-109; Windi L 2 105-112. ztifulareeht: Deralar ‚ Re Er be 
euß. Privatrecht, I —V — v. Roth, ayeriſches Civilrecht, 2. Aufl., I. 
ayariä v. Singenthal Pudelt), Handbuch Der Sranzöfiichen file IV 'W. * 771 
i 


Verjährung (im —— — dgl. Thl. J. ©. 740 ff. Gegen bie 
ſtrafausſchließende Wirkung der V., d. h. des Ablauis einer längeren Zeit feit ber 
Berübung eines Verbrechens oder feit der Zuerfennung einer nicht vollftredten Strafe 
machte man früher namentlih vom Standpunkte der Abſchreckungstheorie Ein« 
wendungen (ſo z. B. Gründler, Henke, Oerſted); heutzutage iſt die Theorie 
einig in der Billigung ſowol der V. der Strafverfolgung (oder Anklage), 
als ber B. der Strafvollftredung (der zuerfannten Strafe). Daß Gem. Recht 
bat nur die erftere anerkannt; ihm folgten 3. B. das Preuß. und das Oeſterr. 

dv. Holgendorff, Gnc. II. Reitsteriton II. 3. Aufl. 66 
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StrafGB., während die meiften übrigen Straf$B. — namentlid) das RStraföB. — 
nach dem Borgange des Code d’instr. crim. auch V. zuerlannter Strafen zulaffen. 
Die Strafverfolgung von Verbrechen (im eigentlichen Sinne) verjährt nach dem 
Deutſchen Straf&B., wenn fie mit Tob oder Iebenslänglidem Zuchthaus bedroht 
find, in 20 Jahren, wenn fie mit mehr ala 10jähriger Freiheitsſtraje bedroht find 
in 15 Jahren, in den übrigen Fällen in 10 Jahren. Die Strafverfolgung von 
Bergehen, die mit einer länger ala 3 Monate dauernden Gefängnißftraie bedroht 
find, verjährt in 5 Jahren, von anderen Vergehen (wohin alle blos mit Geldftraien 
bedrohten Vergehen gehören, vgl. Reichögerichtzerk. vom 27. Jan. 1880 — Rechtipr. L 
©. 280 ff.) in 3 Jahren, von Mebertretungen in 3 Monaten. Ueberall beginnt 
bier die B. mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen ift. Diefer wird 
in die Friſt mit eingerechnet, jo daß 3. B. für ein am 1. Januar begangenes Ber 
brechen mit dem 81. Dezember ein Jahr der Frift abläuft (jo die Herrichende richtige 
Anficht, f. die Mot. ©. 77, v. Schwarze, Schüße, Oppenhoff; Heinze 
würde hier mit dem Beginne des 81. Dezbr. ein Jahr ablaufen Lafien, Otto 
mit dem Ende des 1. Januar). Rationell wäre freilich nur die Berecinung a mo- 
mento ad momentum. Die Friſt beginnt nach dem StrafGB. „ohne Rüdficht auf 
den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolgs“, eine von Berner und Heinze mit Recht 
getadelte ganz verkehrte Beftimmung, welche v. Schwarze in Schuß nimmt. Wie 
tann eine Handlung verjähren, während fie fich vom Verſuch zur Vollendung ent- 
widelt? — Bei Unterlafjungsverbrechen, wie 3. B. Nichterfüllung der Wehrpflicht 
StrafGB. 8 140, 3. 1) Läuft feine V., fo lange bie ftrafbare Unterlaffung dauert — 
Neichögerichtsert. vom 16. Septbr. 1880 (Redhtipr. II. ©. 212 ff). Für An- 
ftifter und Gehülfen beginnt die Friſt ebenfalls mit dem Tage, an welchem der 
Thäter die Handlung begangen hat (anderer Meinung v. Schwarze betr. der 
Gehülfen). Die V. der Strafverfolgung wird unterbrochen durch jede Handlung 
des Richters, welche wegen der begangenen That gegen ben XThäter (oder einen 
Theilnehmer) gerichtet ift, aber die Unterbrechung findet eben nur rüdfichtlich des- 
jenigen ftatt, auf welchen fich die richterliche Handlung bezieht. Die Handlung des 
Richter muß eine Verfolgungshandlung fein, nicht blos inneren Gejchäftabetrieb, 
Kompetenzftreitigfeiten u. dgl. betreffen; fie gilt als „richterliche”, auch wenn fie 
auf Requifition oder Auftrag des Richters von nichtrichterlichen Perfonen ausgeführt 
wird. Die Vernehmung einer Perſon als Zeuge unterbricht die V. auch dann nicht, 
wenn der Geladene bei der Vernehmung die ſtrafbare Handlung zugefteht und in 
Folge deſſen unbeeidigt vernommen wird — Reichsgerichtserk. vom 24. Nov. 1879 
(Kechtsſpr. I. S. 94 ff). Nach der Unterbrechung beginnt eine neue V. ft der 
Beginn oder die Fortſetzung eines Strafverfahrens von einer Vorfrage abhängig, 
deren Entſcheidung in einem anderen Verfahren erfolgen muß, fo ruht die B. bis 
zu defien Beendigung. — Die Vollſtreckung rechtskräftig erfannter Strafen verjährt 
nad dem Straf6B. wenn 1) auf Tod oder Iebenzlängliche Freiheitsſtrafe erkannt 
ift, in 80 Jahren; 2) auf Zuchthaus von mehr als 10 Jahren erfannt ift, in 
20 Jahren; 3) auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder eine andere yreiheitäftraie 
von mehr als 5 Jahren erkannt ift, in 15 Jahren; 4) auf Feſtungshaft oder Ge 
fängniß von 2 bis zu 5 Jahren oder auf Gelbftrafe von mehr ala 6000 Mark 
erfannt ift, in 10 Jahren; 5) auf Feftungshaft oder Gefängnik bis zu 2 Jahren 
oder auf Gelbftrafe von mehr ala 50 bis zu 6000 Mark erkannt ift, in 5 Jahren; 
6) auf Haft oder auf Geldftrafe biß zu 150 Mark erfannt ift, in 2 Jahren. Weber 
die B. des rechtskräftig erfannten Verweifes beftimmt das Geſetz nichts; man wird 
für ihn wol die fürzefte Frift (alfo die von zwei Jahren) gelten lafien. Die 8. 
der Strafvollftreung beginnt „mit dem Tage, an welchem das Urtheil rechtskräftig 
geworden iſt“. Diefer Tag wird in die Friſt mit eingerechnet. Gleichgültig ift es, 
aus welchem Grunde die Strafvollftredung unterbleibt — ob beshalb, weil der 
Verurtheilte abweſend, flüchtig, die Behörde nachläffig ift u. |. w. — Die Voll⸗ 
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ſtreckung einer wegen derſelben Handlung neben einer Freiheitsſtrafe erkannten Geld- 
ftrafe verjährt nach dem Deutſchen StrafGB. nicht früher ala die Vollſtreckung der 
Freiheitsftrafe. Jede auf Vollſtreckung der Strafe gerichtete Handlung derjenigen 
Behörde, welcher die Vollſtreckung obliegt, ſowie die zum Zwed ber Boll- 
ſt reckung erjolgende Feſtnahme des Verurtheilten unterbricht die V. der Strafvoll- 
ſtreckung. Die Behörde kann auch eine nichtrichterliche fein, ebenſo genügt Die Feſt⸗ 
nahme don Seiten irgend eines Exekutivbeamten, ja ſelbſt von Seiten eine® Private 
mannes. Vollſtreckungshandlungen find auch Stedbriefe, Haftbejehle, Bewilligung 
einer Zahlungafrift bei der Geldftraje. Die Feſtnahme unterbricht, auch wenn fie 
nicht Strafvollſtreckung zur Bi hat. — Nach der Unterbrechung ber Bollftredung 
der Strafe beginnt eine neue B., d. 5. alfo nach Ablauf des Tages, an welchem 
die Vollftrefung unterbrochen wurde. — Den Ablauf des größten Theil der Ver- 
jährungafrift ala Strafminderungagrumd gelten zu laſſen, ift nach dem StrafGB. 
unbedenklich; nach der richtigen Anſchauung follte freilich dem Richter 'geftattet fein, 
bei nahezu vollem Ablauf der Frift die Strafe zu mildern (fo richtig Bau« 
meifter, Schaifrath, Köftlin, daa Württembergiſche Straf®B. und 
deflen Kommentatoren, wie e8 ſcheint auch Merkel in v. Holtzendorff's Hand⸗ 
ee DB. ©. 570). 

Deutſches Straf6B. 88 66-72 (vgl. $ 5 3. 2, 88 36, 38, 164 A a 
abi. 3, Si = Deferzeia Sg 30 — an big, ae Entiw. L 85 Fa 
88 67—73. — Code d’instr. crimin. art. a 

Sit.: Grünbler, N. A. 1886. — HH aa zu ber Sehre von ber Kriminal⸗ 
verjährun, m 1860, und in Solibammer’ u Buldermader, ebenda XVIII. — 
aben Heber bie ®. Haha e erfannter ee 1882. — vd. Schwarz e, Bemerkungen 
ui hi gr ber V. im Strafrecht, 1867. — Hein e ind. beikendorft, ee 

an Archiv für prakt. Rechtswiſſenſch 
Binding, —— 60 fi. — S. auch Köftlin, Syftem, ©. a1 Fra Berker, 
Aufl. (1881), e 310 ff. — Hä Idner, Gemeine Deutiches "Strafseht, ». I 
aa ©. 693 fi. — Otto, Aphorismen, ©. 124 fi. Geyer. 
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Verkehrspolizei. Zür jede der brei Klafſen der heutigen Verkehrswege: 
Straßen, Eifenbahnen und Wafjerwege, bat fich ein, den Eigenthümlichkeiten der 
betreffenden Klaſſe und der zugehörigen Transportmittel Rechnung tragendes, Polizei⸗ 
recht ausgebildet. Weber das der Eifenbahnen f. d. Art. der Eifenbahngejeh- 
gebung, über das der Waflerftraßen die Art. Schiffahrtspolizei und Waſſer— 
polizei. Im Folgenden iſt daher Lediglich von der Polizei der Landwege 
die Rede. 

Zu der pofitiven Verpflichtung gewiſſer Rechtsſubjekte (Staaten, Provinzen, 
Wegegemeinden u. ſ. w.), die erforderlichen Landwege in und zwiſchen den menjch- 
lichen Wohnplägen zu bauen und zu unterhalten (f. d. Art. Wegebauord- 
nungen), gejellt fich die negative Verbindlichkeit Aller, folche Handlungen zu un= 
terlafien, welche die Straßen und ihren Verkehr unmittelbar oder mittelbar gefährden 
ober ftören. Derartige Handlungen können den Verkehr und feine Wege ebenfomwol 
von außen her bedrohen, ala in dem Verkehr ſelbſt Hervortreten. Man hat daher 
ein V. im eigentlichen Sinne (A.) und eine Verkehrsordnung (B.) zu unterjcheiden. 
In beiden Richtungen tft die Materie nur ſtückweiſe reichsrechtlich geregelt, jo daß 
übrigens Landesrecht maßgiebt. 

A. D. im eigentlichen Sinne: Wer vorſätzlich Brüden, Wege ober 
Schutzwehre mit gemeiner Gefahr zerftört oder beſchädigt, verfällt der Strafe 
des 8 321 des RStrafGB., wer fahrläſſiger Weife Gleiches verübt, wenn ein 
Schaden verurfacht wird, der Strafe des $ 326. Nächitdem find reichsrechtlich 
folgende indirekt gefährliche Handlungen verboten: a) verkehrsgefähr- 
lide Gebahrung mit beweglichen Gegenständen: wer nach einer öffent 
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lichen Straße (oder Waflerftraße oder nach Orten hinaus, wo Menfchen zu ver 
kehren pflegen), Sachen, durch deren Umftürzen ober Herabiallen Jemand beſchädigt 
werben Tann, ohne gehörige Beieftigung aufftellt oder aufhängt, oder Sachen jo aus 
gießt oder auswirft, daß dadurch Jemand beichädigt oder verumreinigt werben kann, 
ingleichen wer auf Öffentlichen Wegen, Straßen, Plägen (oder Waflerftraßen) Ge 
genftänbe, durch welche ber freie Verkehr gehindert wird, aufftellt, Hinlegt oder liegen 
läßt, verwirkt die Mebertretungaftrafe bes RStrafGB. $ 866 (Nr. 8 u. 9); b) ver 
kehrsgefährliche Gebahrung mit Bauwerken: wer auf öffentlichen Straßen, 
Wegen oder Pläßen (auf Höfen, in Häufern und überhaupt an Orten, an melden 
Menſchen verkehren) Brunnen, Keller, Gruben, Oeffnungen oder Abhänge bergeftalt 
unverbedt oder unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr fir Andere entitehen kann, 
troß der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, welche den Einſturz 
drohen, auszubeſſern ober niederzureißen, endlich wer Bauten oder Außbeflerungen 
von Gebäuden, Brunnen, Brüden, Schleußen oder anderen Bauwerken vornimmt, 
ohne die von der Polizei angeordneten oder fonft erforderlichen Sicherungsmaßregeln 
zu treffen, ift ftrafbar nach StrafGB. $ 3867 (Nr. 12 bis 14); c) die Befchrän: 
tung des Öffentlichen Verkehrsraums durch unbefugtes Abgraben, Ab: 
pflügen und Ausgraben vom Boden (RStrafGB. $ 370, Rr. 1 und 2). — Se 
Normirung dur) das Landesrecht jällt dagegen im Weſentlichen anheim: a) die 
Verhütung anderweiter dauernder Beſchräͤnkungen des Wegeraums unb jonftiger 
verfehrftörender Eingriffe im bie Tüchtigkeit und Freiheit der Wege. Hierher 
gehören die Vorſchriften über die Aufrechterhaltung der Straßenfluchtlinien (Aligne 
mentsgefeggebung) gegen Baulichkeiten (f. das Baupolizeirecht: Leuthold in 
Hirth’3 Annalen 1879, ©. 856 ff.) und gegen bewegliche Gegenftände, welde 
an den Außenfeiten der Häufer angebracht zu werben pflegen (Waarenfchaufäiten, 
Firmen, Schilber, Sonnendächer, Gerüfte, Stände), fowie gegen Bäume, Büſche, 
Heden (vgl. jedoch Erk. des Preuß. Oberverwaltungsger. vom 9. Februar 1878, 
2b. II. ©. 349), über pflegliche Benutzung der Wege feiteng der Adjazenten (feine 
Waffer- und Unrathzuleitung, fein Anpflügen bis zum Wege). b) Die Berbütung 
verkehrsgefährlicher Zuftände im der Sn der Straßen: Vorſchrüten 
gegen Anlegung von Steinbrüchen und Sandgruben u. |. w. (wegen ber Sollifion 
von Verkehrswegen mit bergbaulichen Anlagen f. d. a Bergpolizei), Han 
und Flachsroſten, Schießplägen, Windmühlen (Hierzu vgl. RGew. O. $ 28), Bienen 
ftöden (Lüneburger Polizeiverorbn. vom 13. Nov. 1872, 931/, Meter von Landſtraßen. 
46,7 Meter von anderen öffentlichen Fahrwegen, Disbens zuläffig; ähnlich Bram: 
hmeiiige Voligeiftrafgefeß vom 27. Nov. 1872 $ 3 Nr. 8; vgl. auch Grk. dei 
Preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 18. Nov. 1878), Düngergruben u.f.min 
der Nähe der Wege. Das Detail findet feine Regelung naturgemäß vielfach nur 
fofal, weil je nad) der Stärke und Beichaffenheit des Verkehrs und der Verkehrswege 
auch die äußeren Gefahren, welche beide bedrohen können, aumeilen ſehr dringend, 
zuweilen weniger dringend erfcheinen. Doch findet fich eine Anzahl einfchlägiger 
Beftimmungen, welche insbeſondere die VBerhältnifie auf den Verkehrswegen außerhalb 
der Orte (Chauffeen, Vizinalſtraßen) im Auge haben, in allgemeinen Verordnungen 
kodifizirt; vgl. namentlich Bayerifche Min.-Belanntmachung vom 4. Januar 1872, 
Regierungsbl. ©. 73, bie vom 9. Januar 1878, GeiBL. &. 10, kinigl. Säcfilde 
Min.Berorbn. vom 9. Juli 1872, GeſBl. S. 347 (mit Racträgen), Württen). 
Allerh. Verordnung vom 6. Juli 1878, Regierungsbl. &. 295, Hannov. Geſch 
vom 4, Dezember 1834, Gej.Samml. I. ©. 619, 88 11 f., Preußifche — 
Beſtimmungen zum Ehauffeegelbtarife vom 29. Februar 1840. Allgemeine fu 

diäre Strafbeftimmung $ 366, Nr. 10 des RStrafGB.: Wer bie zur fd 
der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen Wegen, 
Straßen, Pläßen (oder Wafferftraßen) erlaffenen Polizeiverordnungen übertritt, wird 
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mit Geldftrafe bis 60 Mark oder mit Haft bis 14 Tagen beitraft. Dazu noch 
Baperifches PoligeiStraf®B. Art. 89—94 (nad) Art. 91 dafelbit follen in gewiſſen 
Fällen die eingehenden Strafgelder wegen verfehrepoligeilicher Webertretungen zweck⸗ 
mäßiger Weiſe in einen Unterftäfungsfond für das untere Straßenauffichtsperjonal 
fließen), Württemb. Art. 18 ff., Bad. Einf.Gejek vom 28. Dezember 1871 Art. VL, 
Per ee 8 30, 2. 

B. Der Verkehr birgt, "auch foweit er von äußeren Gefährlichkeiten nicht be— 
droht wird, in fich jelbft für die Wege und die einzelnen, fich fortbewegenden Per- 
fonen Gefahren, denen durch eine Verkehrsord nung emtgegengetreten wird. Bon 
diefer Iegteren beruht ein Theil auf reihsrehtlihen Normen, indem das 
Straf®B. 8 366 Nr. 2—5 verbietet: in Städten oder Dörfern übermäßig jchnell 
au fahren oder zu reiten, auf öffentlichen Straßen oder Pläßen der Städte oder 
Dörfer mit gemeiner Gefahr Pferde einzufahren ober zuzureiten, auf Öffentlichen 
Wegen, Straßen, Plägen (oder Wafferftraßen) das Borbeifahren Anderer muthwillig 
zu verhindern, in Städten mit Schlitten ohne fefte Deichjel oder ohne Geläute oder 
Schellen zu jahren. Die weitere Regelung der Verkehrsordnung fällt dem Landes⸗ 
rechte anheim (ogl. die oben citirten DVerorbnungen und Geſetze, welche zum Theil 
vorzugsweife die innere Ordnung des Verkehrs ins Auge fafjen, ſowie zahlreiche 
örtliche Polizeinormen), welches einerjeits die näheren VBeftimmungen über die pfleg- 
liche Benugung der Verkehrsſtraßen durch die Verkehrenden (Schonung der Weg- 
bahn: gleihmäßige Gleisbreite, gewiſſe Breite und Beichaffenheit der Rabdfelgen, ge 
wiſfſes Marimum der Belaftung und der Breite der Ladung und Beſpannung, be= 
ftimmte Beichaffenheit der Hufeifen, Verbot des Schleppens von Holz, Steinen, 
Pflügen u. |. iv., de8 Hemmens außer mit Hemmſchuh; Schonung der Bankets und 
Gräben: Verbot des Fahrens, Reitens, Viehtreibens und Füttern dafelbft), anderer 
ſeits Maßregeln zur Verhütung von gefährlichen Zufammenftößen Begegnender (gegen 
Fahren, Neiten und Biehtreiben auf Fußwegen, gegen Bejahrung gewiſſer Trafte 
mit ſchwerem Fuhrwerke, Fahren mit aneinandergehängten Fuhrwerken, übermäßiges 
Peitſchenknallen, wegen Außweichen der fich begegnenden Fuhrwerke — vgl. noch 
Reichspoſtgeſetz vom 28. Oftober 1871 $ 19 — Reiter und bzw. auch Fußgänger, 
Abgabe von Signalen beim Paffiren von Straßenwendungen, Sicherung ftehender 
Fuhrwerke, Gebahrung mit Straßendampfern und Belocipeden), einfchliehlich der hi 
Volksfeſte oder ſonſtige Fälle außergewöhnlichen Anfammlung von Fuhrwerken oder 
Menjchenmafjen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
nöthigen Spezialvorfchriften, trifft. Eine wichtige Maßregel zur Ermittelung Zuwiderhan⸗ 
delnder bietet die Vorſchrift, daß alle, nicht vorwiegend zum bloßen Perfonentrang- 
porte beftimmten Fuhrwerke die Bezeichnung des Beſitzers nach Namen und Wohnort 
in augenfälliger Weiſe tragen müfjen (3. B. Polizeiverordnung vom 20. März 1879 
für die Provinz Sachſen; königl. Sächſ. Verordn. vom 7. September 1876 umb 
6. April 1880). Wegen der allgemeinen fubfidiären Strafbeftimmung vgl. oben A. a. €. 

Einen befonderen Zweig der Verkehrsordnung bildet die Normirung ber 
Berlehrsgemerbe, für welche in der Gew.D. eine reichsgeſetzliche Grundlage 
vorhanden tft. Nach 8 837 derjelben unterliegt nämlich der Regelung durch bie 
Ortspolizeibehörde die Unterhaltung des Öffentlichen Verkehrs innerhalb der. Orte 
durch Wagen aller Art, Gondeln, Sänften, Pferde und andere Tranaportmittel, 
jowie das Gewerbe derjenigen Perjonen, welche auf öffentlichen Straßen oder Pläßen 
ihre Dienfte anbieten, alfo 3. B. Dienjtmänner, Padträger, Fremdenführer, Stiefel- 
wichier. Für derartige Gewerbtreibenbe kann bie Ortspolizeibehörbe nicht nur Taren 
im Einverftändnifje mit der Gemeindebehörde aufftellen ($ 76), ſondern auch Sta- 
tionspläße anweifen, Qualifitationgerforberniffe für Perſonen, Thiere und Fuhrwerke 
vorfchreiben (vgl. Hierzu Entſch. des Preuß. Oberverwaltungsger. vom 28. Juni 
1877 und 1. Juli 1878, Bd. II. ©. 318, IV. ©. 821), beitimmte Abzeichen an⸗ 
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ordnen, die Höchſtzahl der das Gewerbe betreibenden feſtſetzen u. ſ. w. Wegen 
des Strafverfahtens in Zuwiderhandlungsfällen vgl. Jacobi, Gewerbegeſetzgebung, 
©. 74, ſowie Württembergiiches Bolizeiftrafgefeg Axt. 21. 

In Defterreich ift die V. Gegenftand der Regelung in ben für bie einzelnen 
Kronländer erfloffenen Straßengefegen und in ben örtlichen Regulativn. Eub- 
fiiäre Strafe ift die allgemeine Polizeiftrafe der Verordnung vom 30. September 
1857 (1—100 Gulden Geldftrafe, 6 Stunden bis 14 Tage Arreſt). Die Tran 
port« und Plabgewerbe find einer Konzeffion unterworfen, vor deren Ertheilung 
Verläßlichkeit und Unbefcholtenheit des Unternehmers, fowie die Lokalverhältnifſe und 
die Rückfichten ber polizeilichen Ueberwachung ins Auge zu faflen find (Gew.D. 
8 16, 4; $ 18). Zeutholb. 


Verlagkbuchhandel. Das eigentHümliche Wefen der buchhändleriichen Waare 
hat zu einer (zumal in Deutichland) ausgebildeten Arbeitstheilung zwiſchen B. und 
Sortimentsbuchhandel (f. diefen Art.) geführt, wozu noch als dritter, oft aber 
mit einem jener beiben vereinigter Zweig ber (Buch-)Kommiffionshandel tritt. 
Der V. beichäftigt fich damit, Manuſtripte von den Autoren zu eriverben, dieſelben 
zu vervielfältigen und duch die Sortimentsbuchhändler an dad Publikum abzujegen. 
Die „Verlagsgeſchäfte“, welche das Allg. Deutihe HGB. (obwol der Ber 
leger an ſich Produzent) zu den Handelögejchäften rechnet, wenn fie gewerbemäßig 
betrieben werben, umfaffen fonach: a) die Berlagsverträge (f. diefen Art.) mit 
den Autoren eines wiſſenſchaftlichen oder künftlerifchen Werkes, wodurch der Verleger 
das Recht zur Bervielfältigung bes letzteren erwirbt; b) die Verträge, welche dieſe 
Vervielfältigung betreffen (mit Bapierhändlern, Drudereien, Zeichnern, Kupfer⸗ 
ftechern, Buchbindern u. f. w.); e) die Gejchäfte, welche dem Abjape dienen, alio 
hauptjächlich die Verträge mit den Sortimentsbuchhändlern. Nicht bei jedem Ber 
lagsartikel („Verlagswaare“ nach THöl) kommen jedoch alle drei Gattungen von 
Gechäften vor; 3. B. fehlt die erfte Gruppe bei ſolchen Werken, deren Bervielfäl- 
tigung Jedem freifteht. Im DB. liegt der Schwerpunkt des ganzen Buchhandels, 
da der Berleger wejentlich die Gefahr des Unternehmens trägt. Nur beim Kom⸗ 
miffiongverlag verbleibt diefelbe dem Autor; ber Verleger bejorgt hier nur ben 
Vertrieb, häufig auch die Vervielfältigung als Kommiffionär (in eigenem Namen, 
aber für Rechnung des Autors) und leiftet alfo Lediglich entgeltfiche Arbeit ohne 
Erwerb des Verlagsrechts. Auch der fog. „Selbftnerlag“ kann Verlagshandel 
fein, wenn er gewerbemäßig betrieben wird (io Goldſchmidt gegen Schürmann), 
3. B. bei Zeitfchriften, Sammelwerten ꝛc. — Die Rechtsverhältniffe zwifchen Autor 
und Verleger regelt, abgejehen von den Verträgen, das ſog Verlagsrecht (Nr- 
heberrecht) — ſ. d. Art. Berlagsvertrag. Lediglich unter den gewöhnlichen 
private und handelsrechtlichen Regeln jtehen die DVervielfältigungsverträge (oben 
unter b). Die Berhältniffe zwifchen Berleger und Sortimentsbudbhändler 
(e) beruhen in Ermangelung gejetlicher Regelung großentheil® auf eigenthümlichen 
Gewohnheiten (f. d. Art. Sortimentsbuchhandel). Die Regel bildet das fog. 
Konditionsgefchäft, über deffen wiffenjchaftliche Konſtruktion man keineswegs 
einig ift. — Der B. unterliegt aber auch, wenngleich er ala Gewerbe meiftens, 
3. B. im Deutfchen Reiche ganz freigegeben ift, doch mancherlei präventiv polizeis 
lichen und ftrafrechtlichen Vorſchriften, welche fich großentheils in den Preßgeſetzen 
vereinigt finden. Nach der Deutichen Gew.D. von 1869 müſſen Buch- und Kunſt⸗ 
händler ihr Gejchäftslofal (auch bei jedem Wechſel) der zuftändigen Behörde ihres 
Wohnort? angeben, welche innerhalb drei Tagen den Empfang befcheinigt. Tas 
Preßgejet don 1874 verpflichtet den Verleger namentlich, auf jeder Drudichriit 
den Druder, und wenn fie für den Buchhandel ober fonft zur Verbreitung beitimmt 
ift, den Verleger oder (beim Selbftvertriebe) den Verfaffer oder Herausgeber zu be» 
zeichnen und von jeder Nummer einer periodifchen Drudfchrift beim Beginn der 
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Austheilung oder Verſendung ein Exemplar gegen Beſcheinigung an die Polizei⸗ 
behörde des Ausgabeorts unentgeltlich abzuliefern. Zuwiderhandlungen find ſirafbar. 
Enthält eine Druchſchrift eine ſtrafbare Handlung, jo iſt der Verleger (ſoweit er nicht 
Thäter oder Theilnehmer) wegen Fahrläſſigkeit zu beftrafen, wenn er nicht 
nachweiglich ſchuldlos ift, oder den Thäter dergeftalt nachweiſt, daß er zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden kann. 

Gigb. u. Sit.: Allgem. Deutſches HGB. Art. Ab Re. 5. — vom 21. Juni 
1869 % — Prebarleh dom 88 Fk aan ud 6 " en — —S Hand: 
buch, 56. abn, — Anidhüp u dv. Völbern« 
borff, dos. m. IM. \ 45 fi. — rer Fe Er Pig ©. 817 fi. — THöl, HR. 
1. 6. Aufl. SS 206208. — Gareis, HR, — Behrend, HR, 1. 6.14, 
125. — Buhl, Zur Aeehtzaeici te deB eutichen Eeitkentsbuähenbe a IR Derjelbe, 
Dad Ronbifionggefchäft im van gen Buchhandel, in Goldichmidt zc., Zeitichr. f._b. gi 

R. © 176 f. — S. au die Lit. bei ben Art. Verlagdvertrag, Sor 
— R..R06. 
o 


Verlagsvertrag ( Thl. I. S. 541) iſt der Vertrag, wodurch ber Urheber 
ober rechtmaͤßige Inhaber eines Kiterarifchen oder artiftifchen Werkes die Vervielfäl— 
tigung und Veröffentlichung befjelben einem Anderen (dem Verleger) überträgt, und 
der letztere fich zu beidem verpflichtet. Unter eine der Kontraftsformen bes Röm. 
Rechts läßt fich der V. nicht bringen, obwol dies vielfach geichehen ift. Die Be- 
einer beftimmten Form wird bei demſelben nicht gefordert, wennſchon 

die Schrifflichleit durchaus üblich ift. Der Autor ift verpflichtet, zu ber feſtgeſetzten 
Zeit das Werk zu Tiefern, welches bie verabredete oder ſtillſchweigend vorausgeſetzte 
Beichaffenheit Haben muß. Bon diefer Verbindlichkeit befreit denfelben nur die zu— 
fällige Unmöglichkeit der Leiſtung (3. B. Untergang des Manufkripte), wodurch er 
feinerfeit? jedoch auch den Anfpruch auf die Gegenleiftung des Verlegers verliert. 
Don dieſem alle abgejehen, hat die Nichtleiftung, ſowie nichtvertragamäßige Keiftung 
für den Autor die Verpflichtung zur Folge, dem Verleger das Intereſſe zu leiſten, 
welches durch ſachverſtãndiges Ermeflen zu beitimmen if. Zunädft fteht natürlich 
dem Berleger die Klage auf Erfüllung zu, obwol einige Schriftfteller Geſeler, 
— Privatrecht, 5 230, Note 5; Bornemann, PBreußifches Civilrecht, II. 

197 ff.; Daniels, Preußiſches Privatrecht, ©. 276) eine ſolche nicht zulafien 
— Das Preußiſche Allg. ER. (Thl. I. Tit. 11 $ 1001) giebt bei nicht 
rechtzeitiger, bad Oeſterr. BEB. ($ 1166) überhaupt bei nicht vertragsmäßiger 
Leiſtung dem Verleger das Recht, von dem Kontrakte zurüdzutreten. Auch nad 
Gem. Recht wird demfelben dieſe Befugniß beizulegen jein, wenn für ihn durch bie 
Berzögerung der Leiſtung jedes Intereſſe an der Herausgabe zerſtört iſt. Mit der 
Nebertragung des Verlagsrechts auf eine beſtimmte Perſon verliert der Autor (aller- 
bings mit dem von den Reichsgefetzen über das Urheberrecht vom 11. Yuni 1870 
$ 10 und vom 9. Januar 1876 8 12 Hinfichtlich der in periobifchen Werken ver 
Öffentlichten Abhandlungen, wie le artiftifchen Werken gemachten Vorbehalt) 
das Recht, ſelbſt über die Vervielfältigung und Verbreitung des Werkes zu dispo⸗ 
niren, bevor das DVerlagsrecht bed Verlegers erlofchen ift, er müßte fich denn etwas 
derartiges beſonders vorbehalten haben (alſo etwa die Befugniß, das Buch in eine 
Gefammtausgabe feiner Werke aufzunehmen, Theile deffelben durch eine Zeitſchrift 
zu veröffentlichen). Der V. beitimmt den Umfang des dem Derleger übertragenen 
Verlagsrechts. Iſt dieſes demfelben ganz allgemein übertragen, fo fann er von dem 
Werke beliebig viele Abdrücke u. ſ. w. und beliebig viele Auflagen veranftalten. 
Nur darf er niemals irgend welche Aenderungen vornehmen. Regelmäßig wird 
jedoch nur über Eine Auflage von beftimmter Stärke kontrahirt. Der Verleger ift 
verpflichtet, da8 Werk in der verabredeten oder naturgemäßen Weile innerhalb der 
vereinbarten oder üblichen Zeit zu vervielfältigen und für die Verbreitung deſſelben 
Sorge zu tragen. Nicht weientlich für den V. ift die Feſtſetzung eines an den 
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Autor zu zahlenden Honorars, doch findet fie gewöhnlich flatt. Neben dem Honorar 
ober jtatt defſelben kommt die Gewährung von Freieremplaren an den Autor Häufig 
vor. Zuweilen wird für dieſen ein Theil des Neingewinns ausbebungen. Alsdann 
ift mit dem V. ein Sozietätsvertrag verbunden. Das Honorar kann für die Neber- 
tragung des Urheberrecht? im Ganzen jeitgejegt jein, gewöhnlich aber wird es nur 
für eine einzelne Aufläge vereinbart. Auf Erfüllung diefer Berbinblichkeiten fteht 
dem Autor eine Klage gegen den Berleger zu. Auch Hajtet biejer jenem für das 
Intereffe. Bereit wird er nur duch unverjchuldete Unmöglichkeit, 3. B. Untergang 
des ihm übergebenen Manuffripts, ſämmtlicher Exemplare der bereits fertig geftellten 
Auflage. Das Honorar hat er jedoch auch in ſolchem Falle dem Autor zu zahlen. 
Die Anjprüche des Autors aus dem V. gehen auf deffen Erben über und können durch 
Rechtsgeſchäft auf Andere übertragen werden. Dagegen geht die Pflicht der Erben 
des Autors, dag Manuflript (reſp. Kunſtwerk) dem Berleger zu liefern, nur inſofern 
über, als daffelbe bei jenes Tode bereits fertig war. Einen Anderen zur Erfüllung 
feiner Verbindlichkeit zu fubftituiren, ift der Autor nicht berechtigt. Die Erben des 
Berlegerd treten in das ganze Verlagsverhältniß mit feinen Rechten und Berbind- 
lichkeiten ein. Auch Hat der Verleger, obwol mehrere Schriftſteller (Bejeler, 
Deutſches Privatrecht, $ 230 VII; Bluntſchli, Deutjches Privatrecht, $ 156 R. 
5; v.Wäcdter, ©. 867 ff.) dies nicht zugeben, bie Befugniß, das Verlagsrecht einem 
Anderen durch Rechtögejchäft zu übertragen, fo daß der Erwerber auch in die Ber- 
bindlichkeiten des erfteren eintritt. Rofiic kann das Gegentheil vertragamäßig 
Teftgefegt werden, und in jedem eg kann fich der Autor neben dem erber auch 
an feinen urfprünglichen Verleger Binfichtlih der von biefem übernommenen Ber- 
bindlichkeiten halten. 

Lit: Preuß. AU, ER. Th. I. Tit. 11 ar — Defterr. B62. 
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Verlöbniß (sponsalia oder sponsalia de futuro) ift das von zwei Perfonen 
verfchiebenen Geſchlechts einander gegebene Verjprechen, in Zukunft eine Ehe mit ein= 
ander abjchließen zu wollen. Im Allgemeinen gilt der Grundſatz, daß bafjelbe dann 
nichtig ift, wenn der Ehe ein trennendes Hinderniß (ſ. d. Art. Ehehindernijie) 
entgegenfteht, nur follen nach Tanonifchem Recht die von Kindern über 7 Jahren 
geichloffenen V. bis zu erreichter Pubertät gehalten werden, und auch das Sächſ. 
BGB. $ 1570 erlaubt Männern von 18 Jahren die Eingehung ein V. Nach 
Tatholifchem Kirchenrecht und nad) Gem. Necht ift der Mangel der Einwilligung 
der Eltern, reſp. des Vormundes, nicht ein wejentliches Hinderniß der Gültig: 
teit, wol aber nad Sächſ. Recht (Gef. vom 5. Nov. 1875 $ 1), während bag 
Preuß. Allg. ER. (Thl. II. Tit. 1 $$ 78 ff.) denjenigen Theil nicht für gebunden 
erflärt, der des Konſenſes eined Gewalthaber bedarf. Eine beitimmte Form 
des V. ift weder firchenrechtlich noch civilrechtlich vorgeſchrieben, dafjelbe kann aljo 
mündlich oder durch konkludente Handlungen oder fehriftlich und durch Spezial« 
bevollmächtigte eingegangen werben. Partikularrechtlich ift dagegen öfter eine be— 
ftimmte Form jeftgefegt, jo ift nach Preuß. Allg. ER. a. a. O 88 82 ff. gericht: 
licher oder notarieller Abſchluß in Anweſenheit der Parteien jelbft, und für den 
Fall, daß die großjährige Braut nicht mehr in väterlicher Gewalt fteht, Zuziehung 
eine männlichen Beiltandes derjelben nöthig; der Mangel der Yorm wird aber 
durch das mit Bewilligung beider Theile erfolgte Aufgebot erſetzt; das citirte Sächſ. 
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Geſetz $ 1 verlangt dagegen nur dann Eingehung des V. vor zwei Zeugen ober vor 
Gericht, wenn es für beide Theile weder der Einwilligung des leiblichen oder Adop⸗ 
tivvaters noch der der Mutter bedarf. Eine Verbindlichkeit zur Eheeingehung ent« 
ſtand nach Römiſchem Recht durch das V. nicht, ebenſowenig war die Feſtſetzung 
einer Konventionalſtrafe für den Weigerungsfall gültig. Dagegen iſt das letztere 
ser Gem. katholiſchen und proteftantifchen Kirchenrecht (allerdings nicht unftreitig), 

ch nad) Preuß. Recht (a. a. O. $ 114) zuläffig, während die Partikularrechte 
theilweife (f. Sächſ. BGB. $ 1580, Defterr. BGB. $ 45) auf dem Römifcherecht- 
lichen Stanbpuntte ftehen. Auch eine Klage auf Eheeingehung bat das Gem. Recht 
ebenfo wie das Preuß. a. a. O. $ 82 geftattet, aber ein Zwang gegen den reni— 
tenten Theil ift allein im katholiſchen Kirchenrecht vermittelft geiftlicher Cenfuren 
erlaubt, während ſich fonft, zeip. auch bei Erjolglofigfeit der geiftlichen Zwangs⸗ 
mittel, der Anfpruch in eine Entfchädigungsforderung (ſ. nachher) auflöft, welche 
einzelne Partikularrechte, fo Sächſ. BGB. 88 1579, 1581; Oeſterr. BGB. 8 46, 
überhaupt als die einzige rechtliche Folge eines gültigen 8. hinftellen. Dagegen 
hat die proteſtantiſche Praxis früher eine Zwangstrauung (jo namentlich in Sachſen, 
Württemberg, Neuborpommern, Schleswig-Holftein) dann angewendet, wenn bie 
Braut umter dem Verſprechen ber Ehe gejchwängert war. Meber die Anfechtung 
eines formell gültigen V. gelten auch im fatholifchen Kirchenrecht die allgemeinen, 
für alle Verträge zur Anwendung kommenden. Grundjäe, und weil daffelbe — ab» 
weichend von ber Ehe — unter diefen allgemeinen Regeln fteht, ift auch nach allen 
Rechten die Hinzufügung von Bedingumgen bei der Eingehung ftatthaft, deren Wir— 
tung fich wieder nach ber civilrechtlicden Theorie über diejelben beftimmt. Cine 
Aufhebung bes gültigen V. ift unter Einwilligung beider Theile nach Gem. Recht 
und nach den meiften Partitularrechten (j. Preuß. Allg. ER. a. a. ©. $ 122; 
Sächſ. BEB. $ 1584; Defterr. BEB. $ 46) geftattet; allerdings Hat die frühere 
proteftantifche Doktrin, weil fie ein öffentliches unbedingtes V. in feinen Wirkungen 
der Ehe gleichftellte, die Auflöfung durch ehegerichtliches Dekret für nöthig erachtet, 
eine Anſchauung, welche fich noch vereinzelt (fo in Kurbeffen) erhalten hat. Ferner 
iſt nach allen Rechten eine Klage auf Auflöfung des V. jeiteng eines der Verlobten 
zuläffig, wenn berjelbe hinreichende Gründe zum Rücktritte Hat. Nach Gem. Recht 
find ala folche zu betrachten die Verlegung der Verlöbnißtreue durch Unzucht, Abe 
ſchließung anderweitiger Sponfalien, ſowie burch abfichtliche und grundlofe Ver 
zögerung der Cheichließung, ferner der Eintritt folcher Veränderungen in den Ber 
hältniffen des anderen Theiles, welche nach vernünftigem Ermeſſen den eriteren, 
wären fie ihm früher befannt geweſen, von Schließung bes V. abgehalten haben 
würden (aljo erhebliche Törperliche Gebrechen, anjtedende Krankheiten, bedeutende 
Törperliche Berunftaltung, Begehung grober Verbrechen, eingetretene Nahrungslofigteit, 
Konfefſionswechſel u. |. w.), endlich der Umftand, daß derartige Verhältniffe, welche 
früher vorhanden waren, dem Klagenden unbelannt geblieben, oder ihm gar ver- 
beimlicht worben find. Das Sag. BGB. $ 1582 fteht auf demſelben Standpunfte, 
Taßt aber bie Fälle der erftgebachten Kategorie unter der Bezeichnung: „alle Gründe, 
aus welchen eine Ehe angefochten ober beren Scheidung verlangt werben Tann“, 
zufammen. Daffelbe gilt von dem Preuß. Allg. LR., welches die einzelnen Fälle 
am genauelten fpezifizirt, |. a. a. ©. $$ 100—111, 135, 61, 62, 63. Dagegen 
überläßt da Oeſterr. BEB. 8 46 bie Seftftellung deffen, was eine „gegründete 
Urfache” ift, ſtillſchweigend dem richterlichen Ermefjen. Hinfichtlich der vermögens⸗ 
rechtlichen Folgen der Auflbſung des V. find Die verfchiedenen Arten derſelben zu 
unterfcheiden: 1) Bei Aufhebung bes V. durch gegenfeitige Einwilligung oder in 
Folge eine rundes, bei welchem feinem Theil eine Verſchuldung zur Laft fällt, 
wird die fog. arrha sponsalitia, d. h. das zum Zeichen de eingegangenen V. Ge= 
gebene (Deutih Mahlſchatz), nach Gem. Recht und Sächſ. BEB. $ 1584 zurück- 
gewährt (das Preuß. Allg. ER. und Oefterr. BGB. erwähnen der arrha sponsalitia 


1050 Bermefiungsweien. 


nicht). Daſſelbe gilt auch nad) Gem. und Sächf. Recht für die Geſchenke, nur fol 
nach Gem. Recht (freilich ift das nicht unbeftritten) bei der Auflöfung a Tod 
die Braut oder ihr Erbe die Hälfte ber Geſchenke erhalten, ſofern die erſtere bereits 
gefüßt war (interveniente osculo), und nach Sächſ. Recht $ 1586 werben im Fall 
bes Todes weder der Mahlichab, noch die Geſchenke zurüdgegeben. Das Preußiſche 
Recht (a. a. O. $ 122) erklärt gleichjalls die Rückgabe der Geſchenke für Die Regel, 
läßt aber bei eingetretenem Todesfall ($ 128) dem Ueberlebenden die Wahl, ob er 
die empfangenen Gefchenfe behalten oder fie unter Wiederforberung der von ihm 
gemachten aurüderftatten will. Fir das Defterr. Recht wird wegen des $ 46 eben⸗ 
falls die Pflicht zur Zurückgewährung allgemein zu flatuiren fein. 2) Während das 
Römiſche Recht für den Fall des Nichtzuftandelommens der Ehe durch Berfchuldung 
ben feine Pflichten berlegenben Theil von feinem Standpuntt aus mır mit Berluft 
der arrha sponsalitia, reſp. ihres Werthes und ber Geſchenke, fowie der Pflicht der 
Rüdgabe des von ihm Gmpfangenen betrafen konnte, legt da8 Gem. Recht und das 
Partifularrecht neben biefer Verbindlichkeit (f. vreuß. Allg. ER. a. a. O. 8 112; 
Sächſ. BEB. 8 1585; Oeſterr. BGB. 8 46) demjenigen, welcher ohne Grund vom 
V. zurüdtritt ober dem andern durch jein Verhalten eine Berechtigung zum Rüd- 
tritt gewährt, noch eine Pflicht zur Entſchädigung des anderen Theild auf, welde 
nach Defterr. BGB. $ 46 im Erfah des „wirklichen Schadens“, nad) Sächſ. BER. 
8 1581 des Schadens, „welchen der andere Theil ober Diejenigen, deren mn 
gung diefer zu dem B. bedurfte, daburch erlitten Haben, daß fie in Erwartung 
künftigen Ehe und für deren Zwecke etwas aufgewendet haben“, befteht. Das eur 
Allg. ER. a. a. O. 88 112 ff. normirt dagegen dieſe Verbindlichkeit dahin, daß 
alle wegen bes Chegelöhnifjes aufgewendeten Koften erjeßt werden müfjen, außerdem 
noch die etwa verjprochene Konventionalftrafe, oder wenn eine folche nicht feſtgeſetzt 
aber ein eberechtlicher ober erbrechtlicher Vortheil für den Unfchuldigen ftipulirt if, 
der vierte Theil davon al Abfindung gezahlt werden muß. Eigenthümlich iſt die 
kurze BVerjährungsfrift, welche daB Preuß. Allg. ER. und dag Sächſ. BGB. für 
die Rechte aus dem DB. ftatuiren. Das letztere $ 1587 läßt ben Anfpruch auf 
Entjchädigung, ſowie den auf Rüdgabe des Mahlichages und der Geſchenke in einem 
Jahre verjähren. Nach Preuß. Allg. ER. a. a. O. 8 128 gilt diefelbe Friſt micht 
nur für die lage auf Zurückforderung der Geſchenke, jondern auch Tür die Klage 
auf Vollziehung bes V., von dem bei bemfelben jeftgejehten Tage des Eheabjchlufiee 
oder von der lebten Mahnung an gerechnet. Dagegen läßt es die Kraft des 2. 
überhaupt erlöfchen, wenn bafjelbe Zeinen Termin für die Ehefchließung feſtgeſetzt 
und binnen zwei Jahren Fein Theil ben andern zur Eheeingehung aufgerordert bat. 
— Der Code civil enthält kein Wort über das V., die Doltrin und Praris hat 
daher die allgemeinen Grundſätze der Berträge darauf angewandt und ift damit zu 
einem Refultate gelangt, welches den im Sächſ. BGB. aufgeftellten Regeln fehr 
ähnlich ift. So hält man 3. B. die Konventionalftraje für unzuläffig, geftattet ein- 
feitigen Rücktritt aus gerechtfertigten Gründen, und giebt dem unjchuldigen Theil 
bei einfeitigem, ungegrändetem Rücktritt eine Rlage auf Entjehäbigung und auf Zu⸗ 
en der gemachten Gejchente. 

: Da eine beiondere Mono; kapf ie fest, find die bei d. Art. Ehe angeführten 
Schalte. jowie die Kompenbien des Römijchen und Kirchenrechts zu vergleichen. 


BP. Hinſchius. 


Vermeſſungsweſen. Seit dem 16. Jahrh. fchon find Vermefſungen zunächit 
hauptjſachlich für ——— erfolgt. Namentlich durch den Vorgang Frankreichs 
im Anfange des jetzigen Jahrhunderts (Dekret vom 20. Oft. 1808) wurden die- 
felben neu angeregt. Zu den Steuervermeffungen (Katafterarbeiten) traten ſodann 
die Bermefjungsarbeiten für militärische Zwecke (topographifche Generalbureaur, Plan- 
fammern), für die Zwecke der Gemeinheitätheilungen und Zufammenlegungen @. d. Art. 
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Agrargejeggebung), die Bermeflung der Domänen und Forſten (Badifches 
Geſetz vom 25. April 1854), der Wege und Eifenbahnen, die Landes» und Grad» 
meffungsarbeiten (zuerſt Mitteleuropäifche Grabmefjung feit 1861). In neuefter 
Zeit tritt auch die Bedeutung des V. für die Teitftellung des Grundeigenthums 
(in welcher Beziehung freilich den Vermeffungsarbeiten die biß jet großentheild nur 
Tafultative Vermarktung aller Zlurftüde durchaus zu Grunde gelegt werden muß; 
Romiſche Agrimensores !) einerfeits, und für die Zwecke ber Bodenkultur (namentlich 
ſoweit die Vermeffungsarbeiten auch Nivellements in fich ſchließen) andererjeits, immer 
mebr hervor. Ob und wie es möglich jein möchte, alle die verichiedenen Zweige 
des V. organifch unter fich zu verbinden, ingleichen für die kulturtechniſchen Arbeiten 
das Bermeffungsperfonal durchweg mit zu befähigen, ift unter ben achleuten freilich 
zur Zeit noch beitritten. 

Nach der Deutſchen Gew.O. darj das Gewerbe ber Feldmeſſer frei be- 
trieben werden. Doch bleiben die verfafjungsmäßig dazu befugten Staats= oder 
Kommunalbehörden auch ferner berechtigt, Perfonen, welche das Gewerbe betreiben 
wollen, auf die Beobachtung der beitehenden Vorjchriften zu beeibigen und öffentlich 
anzuftellen, und nur auf ſolche Perfonen dürfen die Beitimmungen derjenigen Geſetze 
bezogen werben, welche den Handlungen von Feldmeſſern eine befondere Glaub- 
würdigkeit beilegen oder an biefe Handlungen befonbere rechtliche Wirkungen knüpfen 
(8 86). Hinfichtlich der Taxen für Feldmeſſer, welche beeidigt und angeftellt find, 
hat die Gew.D. nicht? geändert; auch können die zuftändigen Behörden ſolche Taren, 
jelbft wo dergleichen bisher nicht beitanden, neu einführen ($ 78). Grmäßigungen 
der Tarfäße ſeitens des einzelnen Felbmefjers find zuläffig ($ 79), Tarüberjchreitungen 
nad $ 148, 8 ftrafbar. Inwiefern im Ginzelfalle eine Stellvertretung des Feld⸗ 
meſſers ftattfinden darf, beftimmt die Anftellungsbehörde ($ 47). Zurüdnahme ber 
Beftallung darf nur erfolgen, wenn die Unrichtigfeit der Nachweiſe bargethan wird, 
auf deren Grund fie ertheilt ward, oder wenn aus Handlungen oder Unterlaffungen 
des Inhabers der Mangel derjenigen Eigenfchaften Klar erhellt, welche bei der Er- 
tHeilung vorausgefegt werben müfjen ($ 53). Die Landesrechte Haben theils 
auf Grund vorftehender Beitimmungen bie Qualifilationgerfordemniffe für die öffentlich 
anzuftellenden Feldmeſſer und die Dienftpflichten berfelben feftgeftellt, theils die 
älteren Vorſchriſten fortbeftehen Iafien: a) In Preußen ift don den beteiligten 
Minifterien am 2. März 1871 unter Aufhebung des älteren Feldmeſſerreglements 
vom 1. De. 1857 ein Reglement für die öffentlich anzuftellenden Feldmeſſer er- 
Lafien worden (Geſ. Samml. S. 101), an welches ſich Prüfungsvorichriften vom 
nämlichen Tage (Min.Bl. f. d. innere Verw. S. 121) anſchließen. Diejenigen 
öffentlich angeftellten Feldmeſſer, welche nicht im eigentlichen Staatsbienfte arbeiten, 
find der Disziplin der Regierungen (Landdrofteien) unterworfen; über ihre Gebühren 
beitimmen 88 38 ff. des Reglement? (dazu Yuftigmin.Bl. 1877 ©. 197). Der 
ſtaatliche Vermeſſungsdienſt zerfällt in eine Reihe von Branchen: das Katafterwefen 
für die Veranlagung der Grundfteuer (unter dem vom Finanzminifterium refjor- 
tirenden Generalinpeftor bes Kataſters; bei jeber Regierung ein Inſpektor, mit 
Sefretären, Kontroleuren, Affiftenten u. ſ. f), da® V. der Iandwirthfchaftlichen 
Separationsbehörben und die den Oberpräfidenten beigeorbneten Sandesmeliorationd« 
injpeftoren (unter dem landwirthſchaftlichen Minifterium), die beim Eiſenbahn⸗ und 
Chaufſeebau, den Deichverbänden und der Forfteinrichtung befchäjtigten Geometer, 
endlich das militärifche V. nebſt der Landestriangulation unter dem Gentraldirel« 
torium der Vermeffungen (Statut vom 11. Juni 1870), ſowie das geodätifche In— 
ftitut (Statut vom 22. Sept. 1877, Min.Bl. ſ. d. innere Beriv. ©. 473) qur 
Pflege der wiflenfchaitlichen Geodäfie und Mitwirkung bei ber Europäifchen Grad⸗ 
mefung. b) Bayern: Rejfript des Finanzminifteriums vom 17. Juli 1867 über 
die Geometerprüfungen. Beim Finanzminifterium bejteht ein SKatafterburenu zur 
Fortführung der fertigen Landes⸗ (Steuer-) Karte, ſog. Ummeffungsdienft, unter 
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welchem Obergeometer bei den Kreißregierungen und Bezirkögeometer mit Affiftenten 
ftehen. Eigentliche Privatieldmefler giebt es nicht. e) Königreih Sach ſen: Prüfung 
für Feldmeſſer erjter Klafſe nach der Verordnung vom 24. Dez. 1851 (jet Ab- 
folvirung des Polytechnikums voraus), für Feldmeſſer zweiter Klaſſe nach Ber- 
ordnung vom 18. Yan. 1852. Die ftaatlichen Vermeffungsarbeiten werden theils 
durch das Finanzvermeffungsburenu (Domänenvermefjung und Grundfteuer-Reuver- 
mefjung), theils durch die den Diftriktsftenerbehörden zugetheilten Bermefjung® 
ingenieure, fir das Forſtweſen durch die Forfteinrichtungsanftalt bejorgt. Geprüfte 
Ingenieure, Forſtleute und Markicheider find den Feldmeſſern zweiter Klafſe gleich 
geftellt; Parzellenzerglieberungen, welche von nicht geprüften Feldmeſſern bearbeitet 
find, unterliegen ber Lokalreviſion der Vermefjungsingenteure (Berordn. vom 10. Nov. 
1870). Revidirte Taxordnung: Verordn. vom 19. Dez. 1872. d) Württem- 
berg: Königl. Berordn. vom 20. Dez. 1873, betr. die Prüfung und Beftallung 
Öffentlicher Feldmeſſer; Min. Verf. vom 22. Dez. 1873, die Gebühren bekr.; 
Min. Verf. vom 20. Dez. 1873, betr. die Ausführung und Revifion der Feldmeſier 
arbeiten. e) Baden: Großherzogl. Verordn. vom 27. Mai 1872, betr. Aus« 
bildung, Prüfung und dienftpolizeiliche Ueberwachung des Feldmeßperſonals (jekige 
Zarfäte |. Zeitfchr. j. VB. Bd. 3 ©. 404). Zwei Klaſſen von Feldmeffern: Geometer 
(höhere), Feldmeſſer (niedere Kaffe). f) Heffen: Verorbn. vom 31. Auguft 1874 
(drei, Künftig zwei Geometerklaffen). g) Medlenburg- Schwerin: Borjchriften über 
bie Feldmeſſerprüfung vom 28. Febr. 1871 und 28. Dez. 1876. h) Oldenburg: 
Dergl. vom 1. Auguft 1876. i) In Eljaß-Lothringen beitehen noch die 
Branzöfifchen Einrichtungen fort, welche auf ber im Jahre 1811 vom Finanz: 
minifterium publigirten Sammlung der Katafternormen (recueil methodique) und 
den Ergänzungen derfelben (namentlich Reglements vom 10. Oft. 1821 und 15. März 
1827) fußen. — Ueber die für daB V. beim Bergbau beftellten Martſcheidet 
ſ. d. Art. Bergrecht. Leber Untreue der Feldmeſſer StrafGB. $ 266, 3. 

Lit.: Reiches Material in der Zeitichrift für V. (Organ des Deutichen Geometervereins;, 
KU BolpenbortTund Bientano's Sahıb. 1. Gelepgb, Zirp. u, Ballfwirihih. Wbe 
S. 325, Suse hn. en Seuthold. 


BVermitteluug — mediatio, mediation, Franz. und Engl. — ift die thätige 
Bemühung eined Staates oder Sonveränd, Streitigkeiten anderer Staaten gütlich 
auszugleichen oder zwifchen ihnen geführte Kriege aufhören zu machen — oder bie 
Mitwirkung eine Staates zum Friedensſchluß oder überhaupt Vertragsabſchluß 
zwiſchen anderen Staaten. Sie ift, als eine präparatorifche oder unterftügende Aktion, 
vom Schiedsſpruch, der eine definitive, maßgebende und jelbftändige Enticheidung ent⸗ 
hält (f. d. Art. Schiedsfpruch), alfo qualitativ mehr ift, jodann aber auch von den 
guten Dienften (bona officia, bons offices) eines Staates oder Souveräns zu Gunften 
dritter Staaten zu unterjcheiden, welche qualitativ weniger find. Einige Autoren: 
Dattel (IL. XVII. $ 828), Wheaton (I. 271), Twiß (I. 12), überſehen 
ben leßteren Unterſchied, indem fie die Mediation in der Geftalt der bons offices 
wirken Tafien. Dagegen wird nah Mofer (Verf. VI. 422 ff.) der Vermittler 
von den Parteien beliebt, und müfjen fie daher auch auf feine Vorfchläge fich ein- 
lafjen. Während bei der Ausübung guter Dienfte nur ein Staat einen anderen 
freundfchaftlich auffordert, feine Streitigkeiten mit einem dritten in Güte beizulegen, 
bedingen F. G. Martens (B.R. $ 172 not. a) und Phillimore (III. 643) 
die V. durch die Einwilligung der Parteien, Klüber ($ 160) außerdem durch Die 
des Bermittlers, — beſchränkt Heffter ($ 88) die guten Dienfte auf die erfte 
Einleitung der Unterhandlungen oder auf ihre Wiederaufnahme, während bie V. 
fortgefeßten Antheil an den Verhandlungen bis zum Ende involvirt, und vindizirt 
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Berner (642) der V. jelbftändige Ausgleichsvorſchläge. Unferer Anficht nach 
beruht der Schiebsfpruch auf einem Rechtsverhältniß, die V. auf einem Pflicht 
und die guten Dienfte auf einem Freundſchaftsverhältniß. In der Praris werben 
Die beiden letzteren häufig ineinander übergehen, indem die guten Dienfte fich zu 
einer V. fteigern; daß fie aber in der Hauptfache übereinfommen (Mofer, 423), 
ift nicht einzuräumen, da Staatsſchriften fie wiederholt, wenn auch nicht immer 
(j. d. Wiener Konferenzprotofoll vom Jahre 1853), unterfcheiden und Staaten gute 
Dienfte annehmen, angebotene B. aber ablehnen. Schweden wollte 1742 mit Ruß⸗ 
land nur unter ber B. Frankreichs ımterhandeln, Rußland geftand aber nur gute 
Dienfte Frankreichs zu (Mofer, 488). Spanien erbat ſich 1823 im Streit mit 
Frankreich die guten Dienfte Englands. England erbot fich aber zur V., welche 
Frankreich jedoch ablehnte, indem es nur die guten Dienfte wollte, denen fich denn 
auch England unterzog (f. den Notenmwechiel hierüber bei Phillimore, II. 
Append. 758, 763 und 764). — Die V. zwifchen Staaten wird in der Regel mur 
ein mächtigerer Staat oder ein wegen feiner perjönlichen Gigenfchaften allgemein 
Hochgeachteter Souverän zu übernehmen aufgefordert werben, benn es bebarf zur 
Durchführung derjelben ftaatlicher Macht oder fürftlichen Anjehens, ba die Parteien 
hier durch fein Kompromiß gebunden find, wenn auch eine acceptirte B. nicht un= 
begründeter Weife wieder wird abgewiefen werben können. Das hohe Anfehen des 
Papftes war e8, welches ihn im Mittelalter noch zum Vermittler qualifizirte, als 
ihm ein Schiedefpruch von den fich emanzipirenden Staaten nicht mehr eingeräumt 
wurbe. Allgemeine V. oder Friedensftiftung übte er durch Geſetze und in der Form 
von Konzilienbejchlüffen ; in Einzelfällen vermittelte er felbft ober jandte auß eigenem 
Antriebe ober auf Erfuchen der Parteien feine Legaten aus, welche beſonders in den 
Englifch-Franzöfifchen Kriegen ſehr thätig waren. Mit dem fich vermindernden päpit- 
lichen Anfehen wurden die weltlichen Fürften Vermittler, zunächſt neben dem Papit 
und jodann ausſchließlich (Pütter, Beitr. zur Völkerrechtsgeſchichte 1843, ©. 177 ff. ; 
B.fälle ebendafelbft, |. auch die bei Moſer [441] angeführte Zurüdweifung der noch 
im Jahre 1741 angebotenen päpftlichen B.). Zur B. kann fich ein jouveränes 
Glied der internationalen Gemeinschaft entweder ſelbſt erbieten — und zwar in Aus— 
übung einer allgemeinen, allen ſolchen Glievern obliegenden Pflicht der Friedens⸗ 
ftiftung ober ſchon im eigenen Intereſſe, um nicht den eiwa außbrechenden oder aus» 
gebrochenen Krieg auch auf fein Staatsgebiet hinüberwirken zu lafjen, ober weil es 
ihm nachteilig werden könnte, daß einer ber ftreitenden Theile gejchwächt oder zu 
Grunde gerichtet würde (Pujendorf, V. XII. $ VIL) — oder e8 können bie 
Parteien dafjelbe darum erfuchen oder dritte Staaten ben Streitenden nur eine V. 
anrathen (Beifpiele ſ. bei Mofer, 424 ff.) oder die V. kann vertragamäßig ver- 
abrebet jein (Parifer Vertrag vom 30. März 1856 Art. 8). Ehe aber ein Staat ' 
die B. übernimmt, kann er auch andere auffordern, mit ihm gemeinschaftlich zu ver⸗ 
mitteln. Auch verfuchen mehrere Staaten zugleich, einen dritten zur V. übernahme 
zu bewegen (Beifpiele |. bei Moſer, 426 ff.). Die angebotene V. kann aus ver- 
ſchiedenen, jedoch nur triftigen Gründen (ſ. foldde bei Moſer, 432) abgelehnt 
werben. Die bloß von einem Theile erbetene V. genügt nicht, es muß nicht blos 
ber Vermittler eingewilligt, fondern auch der andere Theil zugeftimmt Haben. Eine 
von dem erbetenen Vermittler nicht acceptirte B. j. bei Mofer, 485. Iſt ein 
Souverän zunächſt nur von dem einen Theil um V. gebeten, jo benachrichtigt er 
von fich aus davon dem anderen Theil zur Meinungsäußerung (Mofer, 2 
Bald unterzieht fi) ein Staat der V. bald mehrere (Beifpiele bei Mofer, 486), 
welchen Falls jeder Theil feinerfeits Mittler vorſchlagen kann, welche aber anbererjeits 
acceptirt fein müfjen (Mofer, 434). Twiß (TI. 15) giebt der B. durch Mehrere 
ben Vorzug, weil es einem einzelnen Vermittler nicht immer Leicht fein wird, die 
ftreitenben Parteien von der Reinheit feiner Abfichten zu überzeugen und bei Aufs 
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forderung der einen Partei zum Ermäßigung ihrer Ansprüche fich einen unparteitichen 
Charakter zu wahren. Zu Gunften der B. durch mehrere Staaten fpricht auch deren 
tombinirte Machtftelung und der verftärkte Nachdruck vereinigter Vorftellungen,, io 
daß ein Nichtacceptiren unmwahrfcheinlich wird und dem Weigernden ernſte Geiahren 
verurſachen Könnte. Die nothwendigſte Eigenſchaft eines Vermittlers ift: daß 
er bei den Intereſſenten in Anſehen ſteht und ihr Vertrauen beſitzt (Moſer, 437), 
und feine wichtigfte Pflicht ift, daß er unparteiifch ſei (Battel, 1. c.; 
Mojer, 438; Berner, 642). Es ift daher nicht abzufehen, wie Twiß (II. 16) 
die am 15. März 1855 begonnenen Wiener Konferenzen als Beifpiel einer ver- 
einigten Mediation Oeſterreichs, Frankreichs und Großbritanniens zwifchen 
Rußland und der Pforte anfehen Tann; Sriegäverbündete der Türkei können doch 
unmöglid in den den Streit abzujchließen berufenen Konferenzen ala Bermittler 
auftreten, und daß fie ſich auch nicht ala folche, fondern ala Allüirte der Türkei 
gerirt, darüber geben hinreichenden Aufichluß die auch bei Twiß citirten Konferenz- 
protololle(Martens-Samwer, Rec. XV. 633 ff.). Dagegen enthält (ſj. GHillany, 
Diplom. Handb., II. 334 ff.) das Konjerenzprotofoll der Repräfentanten Defterreichs, 
Frankreichs, Großbritanniens und Preußens vom 5. Dez. 1858 zu Wien aller 
dings die ausgeiprochene Abficht einer „intervention (?) amicale“ und „bons 
offices“ in dem audgebrochenen Kriege zwifchen Rußland und der Türkei. — 
Pflicht der Parteien ift Nachgiebigkeit gegen einander, um der V. Erfolg zu fichern. — 
(Berner, 642.) 

Die B. kommt vor bei zwiſchen Staaten ausgebrochenen Streitigkeiten, ge 
führten Kriegen, bei Vertragd- (Oh. de Martens, Guid. dipl., I. 192) oder Ber: 
gleichgabjchlüffen (Beifpiele |. bei Mofer, 443, 444), insbeſondere bei Friedens- 
verhandlungen (Martens, B.recht, $ 322; Klüber, $ 320). Dagegen ift von 
einer eigentlichen V. zwiſchen nicht gleichberechtigten Subjelten, wie der Staats 
gewalt und den Unterthanen, ftreng genommen nicht zu reden. Dennoch fpredhen 
England, Frankreich und Rußland im Eingange und Art. I. des zwifchen ihnen 
am 6. Juli 1827 zu London in der Türkifch-Griechifchen Angelegenheit gejchlofienen 
Vertrages (Ghillany, II. 389 ff.) von einer duch fie, auf Aufforderung der 
Griechen, zu übenden Mediation bei der Pforte, um zwiſchen diefer und den 
Griechen eine Ausführung herbeizuführen. Die Dazwifchenlunft Englands, Frant⸗ 
reich®, Oeſterreichs, Preußens und Rußlands in der Holländiſch-Belgiſchen Angelegen- 
beit (1830) unterjcheivet ſich von ber vorftehenden nur daburh, daß fie vom 
Holländifchen König erbeten wurde (Ghillany, II. 536 ff.). Beide erjheinen uns 
ala Interventionen in die inneren Angelegenheiten eines dritten‘ Staates, abgejehen 
von der in beiden Fällen durch die dazwiſchentretenden Staaten geübten Gewalt. 
Don der Unklarheit der Begriffe ftaatlicher Repräfentanten giebt aber dag oben- 
erwähnte Wiener Konjerenzprotofoll d. d. 5. Dez. 1853 Zeugniß, indem dafjelbe 
eine eigentliche B. ala Intervention, anftatt ala mediation bezeichnet und zugleich 
ala „bons offices“. — Die B.altion geht entweder auf Kongrefjen ober Konferenzen 
vor fich (f. Veifpiele jchon bei Mofer, 443, 447 und aus der neueren Literatur 
bei Galvo, I. 254, und Witold Zaleski, Die völkerrechtliche Bedeutung der 
Kongreffe, Dorpat 1874, ©. 16), welchen alle Anterefienten beiwohnen und bei 
denen zugegen zu fein der Vermittler ein Recht Hat (Martens, B.reht, $ 172a; 
Klüber, $ 160) — ober ber Vermittler. verhandelt einzeln mit den Parteien 
(Mojer, 438). Wird die Verhandlung in erfterer Weife, welche auch bie ge 
wöhnlichite ift, geführt, jo iſt der Ort entweder die Hauptſtadt eines der Betheiligten 
ober des Vermittllers oder eines der Vermittelnden. In der Regel geben daher auch 
die Parteien ihre Erflärungen in Gegenwart des PVermittlerd ab, feltener gelangen 
deren Vorſchläge oder Gegenvorichläge nur fchriftlih an ihn (Hefiter, lc; 
Berner, 1. c.), jedenfalls aber muß dem Bermittler die Mitwiffenfchaft der zwifchen 
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den Parteien geführten Verhandlungen gefichert fein. Er Hat feinerfeits die ftrengen 
Nechtsforderungen der Parteien abzumildern (Battel,1.c.; Martens, Guid., 1. c.), 
annehmbare, namentlich billige Vorfchläge zu machen (Mofer, 438; Heffter, l.c.; 
Berner, 1. c.), oder die von einer Partei gemachten zu begutachten und unbillige 
zurückzuweiſen (Hefiter, 1. c.). Zur Annahme feiner Vorſchläge zu zwingen, hat 
er aber fein Recht (Wheaton, I. 271), vielmehr können fie angenommen oder 
verworfen werben (Martens, B.recht, $ 172). Meberhaupt fteht dem Bermittler 
kein Zwangsrecht gegenüber den Parteien zu, namentlich auch nicht zur Durchſetzung 
feiner Anträge (Heffter, 1. c.; Klüber, 1. c.; Berner, 1. c.). Daher erjcheint 
Die Drohung des Vermittlers, für den Fall der Nichtannahme feiner Vorſchläge mit 
einer der Parteien gemeinjchaftliche Sache machen zu wollen (Mojer, 439; 
Pufendorf, 1. c.), unftatthaft. Schon Bynkershoekt (Qu. jur. publ, I XXV. 
8 X.) hält e& für ebenfo ungerechtfertigt, einen Staat zum rieden zu zwingen ala 
zum Siege, und verurtheilt dem widerſprechende Staatenhandlungen auf's Ent- 
ſchiedenſte. Daher ift auch die fog. bewaffnete B. feine V. Heffter ſpricht 
fich (1. c.) mit Recht gegen fie aus, während Berner (643) freilich die Alternative: 
„Unterwerfung unter meinen Borfchlag oder Krieg“ verwirft, fie indeß in gewiſſen 
äußerjten Fällen, zumal wenn die eigene Sicherheit bedroht ift, gelten läßt. Wir 
können diefe Bedrohung nur als gerechten Anlaß zu einer Friegerifchen Aktion an⸗ 
jehen, mit ber Eröffnung des Kriege durch den Vermittler ceffirt aber auch die 
Bermittlerrolfe. In den unter dem Titel: „Bewaffnete V.“ bei Vogt, Europäifche 
Staatsrelationen, 1806 V. 23 ff., publizierten Berhandlungen Tönnen wir nur bon 
NRüftungen unterftügte Androfungen der refp. Staaten erbliden, aber feine V. 
Der Herausgeber giebt ung Recht, indem er ©. 40 wegen bes Charakter der von 
ihm mitgetheilten Verhandlungen die „Staatsrelationen” in „Kriegsrelationen“ ver- 
wanbelt. — Hat die B. den erftrebten Erfolg gehabt, fo wird das Ergebniß in 
einer Urkunde zufammengejaßt mit Erwähnung der V. und kann diefe auch anderen 
Staaten mitgetheilt werden (Mofer, VII. 440). Das Amt des Vermittlers 
erlifcht mit Beendigung oder Abbruch der Verhandlungen (Heifter, Berner, 1. c.) 
durch eine ober beide der Parteien, welchen Falls die letzteren eine ihrer früheren 
acceptirenben Erklärung entgegenftehende abzugeben haben. Der Vermittler ift nicht 
eo ipso Garant eines etwa unter feiner Mitwirkung abgeſchloſſenen Vertrags, bieje 
Garantie muß ausdrüdlich zwifchen ihm und den Parteien vereinbart fein (Battel, 
1. ee l. c. not. f; Martens, Guid. dipl. 1.c.; Heffter,1.c.; Berner 
642]). 

[ Lit: Berner, Akt. Staatenverträge in Bluntihli’s StaatsWört.B. IX. 
641 f — Ch. de Martens, Guide diplomatique, 1851, L_191 unb bie völferredhtlichen 
Werke von PBufendorf, 3. 4. Mofer, Verſuch des neueften Europäiſchen Wölterrechtö, VII. 
421 fi. (dajelbft auch zahlreiche Vermittelungafälle), Battel, ©. $. v. Martens, Klüber, 
Heffter, Phillimore, Twiß u. Galvo. U Bulmerinca. 


Bernehmlafiung. 3. oder Einlaffung war ber techniſche Ausdruck bes 
Gemeinen Civilprozeßrechts für die Erklärung bes Beklagten auf die Klage. Die 
CPO. für das Deutjche Reich hat eine technifche Bezeichnung Hierfür nicht auf 
genommen, obwol fie naturgemäß das Inſtitut der V. ebenfalls enthält. Im 
Anwaltsprozeß foll die B. durch Zuftellung eines Schriftjages vorbereitet werben 
(SPD. 8 244). Im Parteiprozek kann fi der Beklagte auf die Antwort in 
münblicher Verhandlung bejchränfen (EPO. $ 120). Der die Einlafjung ent- 
haltende Schriftfag im Anwaltsprozefſe fol innerhalb der erften zwei Drittheile 
der ſog. „Einlaffungsfrift" (CPO. $ 234) dem SKläger zugeftellt werden (CPO. 
$ 244). Spätere Zuftellung berechtigt den Kläger, bie Bertagung ber Verhandlung 
zu verlangen (EPO. 8 300 Ziff. 3). Der für den Prozeß entjcheidende Alt der 
D. erfolgt entſprechend dem Minblichleitäprinzip, welches der Deutfchen CPO. 
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zu Grunde Liegt, in der mündlichen Verhandlung. Hier kann die V. in folgenden, 
verfchiedenen Arten fich vollziehen: 

1) In Form des Geftändniffee der Klaggründe, und zwar a) unter gleich 
zeitiger Anerkennung bes Klagerechts; b) unter Widerfpruch des Klagerechts: 
a) wegen rechtlicher Unjchläffigkeit der Klaggründe; A) wegen Erhebung von Gi 
reden (Erzeptionen) oder Behauptung von Thatjadhen, welche die Befriedigung des 
urfprünglich vorhandenen Klageanſpruchs enthalten (Zahlungseinrebe). 

2) In Form der Negation der Flagebegründenden Thatjachen. 

3) In Horm der eventuellen Verbindung von Regation und Geftändniß der 
Hagebegründenden Thatfachen unter Widerfpruch des Klagerechts. 

Alle diefe Formen der B. find zuläffig bis zum Schluffe der mündlichen Ber- 
handlung, auf die das Urtheil ergeht (PO. $ 251), forern nicht ber Widerruj 
eines bereit? abgelegten Geftändnifjes verfucht wird (KPO. $ 268). Die den Ge 
meinen Prozeß beherrſchende Eventualmaxime, wonach alle Rechtsbehelfe gleichzeitig 
wenigſtens in eventueller Reihenfolge geltend zu machen waren, gilt im gegen- 
wärtigen Berjahren wie überhaupt, fo aud für die 8. vegelmäßig nidt. Aus 
nahmsweiſe ift diefelbe angenommen worden für bie V., welche fi) nicht auf die 
eigentliche Streitfache, ſondern nur auf gewiſſe Progehvorausjegungen bezieht. 
Die EPO. nennt bie Hierauf baſirten Vorbringen „progeßhindernde Einreden“ 
(EBD. 8 247). Diefe müſſen gleichzeitig und vor der Verhandlung des Beklagten 
zur Hauptfache vorgebracht werben, jofern fie nicht, wie 3. 3. die der Unguläffigteit 
des Rechtswegs dem DVerzichte der Parteien entzogen find, oder glaubhaft gemadht 
wird, daß bie frühere Geltendmachung ohne Verſchulden des Beklagten unmöglich 
mar (CPO. $ 247 Abſ. 8). In der Regel ift über die progekhindernden Ein- 
reben gejonbert zu verhandeln und durch Urtheil zu enticheiden, wenn der Ber 
Hagte dies beantragt ((PO. $ 248). Abweichungen finden ingbefondere im Partei- 
und Urkundenprozeß ftatt (EPD. 88 465 Ab. 1 und 8; 557). Die Verweigerung 
der Einlaffung gilt als Ungehorfam und zieht bie Filtion des Geftänbnifjes nad 
fich (CPO. 88 129, 296). Nur in Ehefachen und Entmündigungsiachen findet 
eine Ausnahme ftatt (EBO. $$ 577, 611, 624 Abf. 4, 626 Abf. 4). Die Eim 
laffung in der Hauptfache Tann aber ohne Nachtheil aufer den Fällen der 
progephindernden Einreden im Falle der laudatio auctoris (CPO. $ 73) und nad 
$ 106 de GBE. verweigert werben. 

8it.: Die Kommentare zur CPO. — Fitting, Der Reichscivilprozeß, $ 39. 

Hellmann. 


Vernehmung (Interrogatoire): Mittel ber gerichtlichen Beweiserhebung. 
Bernommen werben zunächſt Zeugen und Sadverftänbige (j.. diefe Art.). 
Die Regeln der B., die theils eine eibliche, theils eine nicht eibliche fein Tann, find 
für den Civil⸗ und Kriminalprozeß in den wejentlichen Stüden übereinftimmend, 
vornehmlich auch darin, daß, um dit Webereinftimmung der Außfagen zu Tontroliren, 
Zeugen einzeln, d. b. in Abweſenheit ber fpäter abzuhörenden Zeugen vernommen 
werben müfjen, vorbehaltlich der Gegenüberftellung in Fällen bes Widerſpruchs. 
Die Parteien werben im Civilprozeß — abweichend von dem Engl. Prozeß — nicht 
vernommen. Die B. gefchieft, von Ausnahmen abgejehen, vor bem erfennenden 
Progefgerichte in Gegenwart der Parteien, die theils zuläffig, theils (wie im 
Kriminalverfahten) notwendig ift. Nur der Richter Hat im Civilprogek das Recht 
der B. Im Strafprozek dagegen hat auch die Staatsanwaltichaft die Befugniß 
zur Vorbereitung des Anklageheweifes, zumal im Ermittelungaverfahren Zeugen zu 
vernehmen, ingleichen deren Hülfsbeamte. Doch gilt dies nicht für beweiskräftige, 
eidliche V. Der V. unterliegt außerdem der Beſchuldigte und Angeklagte. 
Dieſelbe kommt in verjchiedenen Prozeßſtadien des Strafprogefies vor. Zumächft 1) 
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im Ermittelungsverjahren. Sie ift nothwendig gegenüber dem vorläufig 
Feſtgenommenen ($$ 128, 132), dem Borgeführten & 135), dem Berhafteten 
($ 115). In diefen Fällen trägt die V. ben Charakter einer pflichtmäßigen und 
jchleunigft vom Richter zum Schub der perfönlichen Freiheit zu ergreifenden Maß- 
regel, deren nächfter Zwed Aufllärung des Sachverhalte, Feſtſtellung der perjönlichen 
Verhältniſſe des Beichuldigten, Bejeitigung jolcher Irrthümer ift, durch welche bie 
Beſchränkung der perjönlichen Freiheit veranlaßt fein konnte. 2) In der Bor- 
unterfuhung, aud dann, wenn ber Angeiguldigte jchon vor deren Eröffnung 
vernommen wurde, und zwar unter Belanntgebung der die Vorunterfuchung er 
öffnenden Berfügung und in Abweſenheit der Staatsanwaltichaft und des Ver— 
theidigers. 3) In der Hauptverhandlung durch den Vorfitenden. 4) In 
der Rechtsmittelinftanz, foweit Beweiserhebungen in derſelben zuläffig find. 
Meberall ift vorausgeſetzt, daß die B. in Gegenwart bes gehörig befekten Berichtes 
erfolgt und durch Protokoll, dem wefentlichen Inhalte nach, urkundlich erhalten 
werde. Der Gegenftand der V. beftimmt fi) in Gemäßheit des Unterfuchungs« 
zweckes, der jeweiligen Prozeßlage, der von der Staatsanmwaltjchaft und ber Ber- 
theidigung geftellten Anträge, der etwa neu hervortretenden Thatumftände, der 
pflichtmäßigen Aufgabe des Richters, die Wahrheit zu ermitteln. 

Bon beſonderer Wichtigfeit in der Reihe dev V. ift überall die erfte B. im 
Borverfahren und der Vorunterfuhung und die B. in der Hauptverhandlung; jene 
wegen des Einfluffes, den fie auf die Dauer des Strafverfahren durch Geftänbniß, 
Leugnen ober wahrheitsgemäße Darftellung des Hergangs haben Tann, dieſe wegen 
ihres unmittelbaren Eindruds auf den erfennenden Richter. Für die erfte V. iſt vor⸗ 
gejchrieben, daß dem Beſchuldigten eröffnet werde, welche ftrafbare Handlung ihm 
zur Laft gelegt wird, womit die Befragung zu verbinden ift, ob er auf die Be- 
ſchuldigung erwiebern wolle. Der alte Inquiſitionsprozeß verpflichtete ben Inkulpaten 
oder Inquifiten zur wahrheitsgetreuen Beantwortung ber richterlichen Fragen und 
erziwang dieje Verpflichtung durch fog. Lügenftrafen. Der moberne Prozeß ver- 
wirft alle direkten ober indirekten Zwangamittel zur Erlangung eines Geftänbnifjes 
oder irgend welcher Ausſage, ingleichen die Weberliftung des Beichuldigten durch 
verjängliche (faptiöfe) ragen, deren Sinn entweber vorjählich unklar gelafjen 
oder einer doppelten Deutung fähig fein foll. Auch die ſog. Suggeftivfragen, 
die dem Angeklagten durch ihre Form eine vom Richter erwartete Antwort nahelegen 
und ihn auf dieſelbe dialektiſch Hinleiten (daher in England: leading questions), 
find zu mißbilligen und zu vermeiden. Der Franz. Prozeß verpflichtet den In⸗ 
quirenten zur direkten Srageftellung und Niederfchrift der Antworten in direkter 
Rede nach porangegangenem Diktat, daB unter Umftänden dem Beſchuldigten über 
Yaffen werden Tann. Wenn der Angellagte oder Beichuldigte zu einer Auslafjung 
vor Gericht auch nicht genöthigt werden dann und fein Schweigen berechtigt ift, fo 
darf der Richter dennoch die Verweigerung einer Außlafjung als einen ben Be 
laſtungsbeweis verftärfenden Umftand überall in Betracht ziehen, wofern nicht Gründe 
angeführt find, welche das Schweigen des Angeflagten aus anderweitigen Zweck- 
beftimmungen erklären. Ob eine DB. des Angellagten (früher VBerhör im 
engeren Sinne) überhaupt ein weſentlicher Beftandtheil des Strafprozeſſes jei, ift 
eine Prinzipienfrage, in beren Beantwortung fi die Engliſche und Tontinentale 
Anficht fcheiden. Der Engl. Prozeß (abweichend vom Schottijchen) kennt kein Verhör, 
d. 5. eine richterliche Befragung des Angellagten über das Beweisthema, und ver 
warnt benjelben vor feinen eigenen Ausſagen durch den Hinweis darauf, daß biefe 
fpäterhin gegen ihn benußt werben könnten. Schweigen des Angeklagten ift aljo nach 
den Grundfägen des ftreng akkuſatoriſchen Prozeſſes als Anzeige ber Schuld nicht zu 
verwerten. Die Iontinentale Prozeßtheorie hat in Nebereinftimmung mit der Gejeh- 
gebung daran feftgehalten, daß die V. eine weientliche und nothwendige Grundlage 

v. Holkenborff, Enc. IL Redißlerifon II. 3. Aufl. 67 
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der richterlichen Beweiserhebung bleibt, dagegen mit der ftrengen Durchführung des 
Anklageprinzips nicht im Einklang fteht (Pland, Fuchs). 

Angemeffen wäre freilich, daß ber Angellagte, wenn er ohne Vertheidiger 
erfcheint, vom Richter belehrt würde, daß er das Recht habe, zu ſchweigen. Boraus- 
geſetzt ift dabei ferner, daß der Angeklagte weder direft ober indirelt zum Geftändnik 
gebrängt cder auch wider Willen daburch hingeleitet werbe, daß man ihn in Wider- 
ſprüche verwidelt. Weberhaupt darf der Angeklagte in feiner Weife durch die B. 
geſchädigt werben. Sein Zörperlicher und piychiicher Zuftand zur Zeit der 8. ift 
zu berüdfichtigen. Hegt ber Richter Zweifel an der Burechnungafähigfeit des An- 
geflagten, fo ift die B. auszufegen. Ueber die Form der B. ift nur beſtimmt, dat 
regelmäßig der Richter die B. zu bewirken Hat. Das fog. ERreuzverhör der 
Zeugen ift in Deutichland nicht üblich. Auch das im Inquifitionsprozeß theils 
berfömmliche, theils vorichriftsmäßig gehandhabte Verhör ad artieulos oder arti= 
kulirte Verhör ift nicht mehr gebräuchlich; doch fteht e8 dem Inquirenten frei, 
fich diefer ſchweriälligen Form gelegentlich zu bedienen, wenn davon ein zu 
erwarten ift. Als Inzidentpunfte der V. ericheinen Gegenüberftellungen (Kon= 
frontationen) zwiſchen mehreren angellagten Perjonen in der Borunterfuchung, 
mehreren Zeugen oder auch Zeugen und Angeklagten, fowie die Vorführung vor 
Perfonen und Gegenftände zum Zwed ihrer Anerkennung (Retognitionen). 
Da die V. ſoviel bebeutet wie eine zufammenhängende Auslaſſung des Angeklagten, 
fo können die Befragungen deffelben, ob er am Schlufie der Verhandlungen noch 
etwas borzubringen oder gegen Zeugenausfagen etwas einzuwenden babe, nicht zur 
V. gerechnet werden. Aus einer unterlafjenen Antwort kann daher in Diefen 
Fällen bei der Würdigung de Beweiſes niemals zum Rachtheil des Angeklagten 
ein Schluß gezogen werben, wie aus ber direkten Weigerung, fih dem Verhör zu 
unterwerfen. Verlangt der Angellagte, daß das Verhör, das feinen am meiiten 
entiprechenden Pla hinter der Verleſung des Eröffnungsbefchluffes findet, biß nach 
dem Schluffe der Beweisaufnahme verfchoben werde, fo kann jeinem Antrage nicht 
- entgegengetreten werben. Denn bie anfängliche Weigerung, ſich vernehmen zu Laffen, 
fann jederzeit zurüdgenommen werden. Auch ift die V. nicht blos Recht und Pflicht 
des Richters, fondern ebenjo jehr ein Recht des Angeklagten. 

Die Beftimmungen des Defterr. Strafprogeffes find im Wefentlichen von den 
in Deutſchland geltenden nicht verſchieden. Als Beionderheit kommt Folgendes in 
Betracht. Der Unterfuchungsrichter ift ermächtigt, bei verwidelten Bunkten an Stelle 
der regelmäßigen mündlichen Auslafjung eine fchriftliche Beantwortung der vor- 
gelegten Fragen zu geftatten. Dem Beſchuldigten ift während feiner V. in der Bor 
unterfuhung ein Sit zu geftatten ($ 198) und die Forderung zu ftellen, die vor⸗ 
äulegenden Fragen beftimmt, deutlich und der Wahrheit gemäß zu beantworten. 
Suggeftivfragen find wörtlich in das Protokoll aufzunehmen. Die Borunterfuchung 
darf durch das Bemühen, ein Geſtändniß zu erlangen, nicht verzögert werden. In 
der Hauptverhandlung ift vor ber V. ber Angeflagte über feine Berechtigimg zu 
Erklärungen gegen die Anklage und bie Beugenausfagen zu belehren. Eine Be- 
ſprechung mit dem Vertheidiger in Beziehung auf bie Beantwortung einzelner an 
den Angeklagten geftellter Fragen ift nicht geftattet. 

Das Franz. Recht betont nachdrücklich die Wichtigkeit ber V. (interrogatoire) 
in der Vorunterfuhung. Unterlafjung der V. kann Nichtigkeit des Eröffnungs- 
beichluffes zur Folge Haben. Für die Hauptverhandlung fehlt es an Haren Bor- 
ſchriften des Geſetzes bezüglich der V. Doch wird dad Recht der B. and dem 
pouvoir diseretionnaire des Vorſitzenden abgeleitet (art. 267—269, 819, 334) und 
von der Praxis anerlannt, was auch für die Zuchtpolizeigerichte und tribunaux de 
simple police gilt. Jedenfalls ift die B. feine weſentliche Förmlichkeit, deren Ber- 
letzung Nichtigkeit begrünbet. 
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Berorbunngsreit. Das V. ift ein unmittelbarer Ausfluß der Regierungs- 
gemalt, vollzie henden Gewalt (des Imperium), beruhend auf dem Grundſatz, daß was 
bie Obrigkeit im einzelnen Fall zu gebieten ober zu verbieten befugt ift, ſolches fie 
auch für alle Fälle gleicher Art gebieten und verbieten mag. Diefe logiſche 
Korrelation ift jo allgemeingültig, daß das V. in dieſem Sinne ibentifch ift nach 
Deutichen, Englifchem, Franzöfiſchem und anderen Rechten. Jede geordnete Staats» 
gewalt Hat ein B. in biefem Sinne. Jedes V. ift der Ausdrud einer beftehenden 
Regierungsgewalt. Soweit die Negierungsgewalt übertragbar, joweit ift das 8. 
übertragbar auch auf untere Organe der Siaatsgewalt. 

Die Grundlagen unſeres B. find ſchon in der Karolingifhen Ver— 
Taffung gelegt. Das friedlofe Wogen und Drängen der Bölfer und der Kampf 
um bie SHegemonie hatte das VIII. Jahrhundert der Idee zugeführt, daß es in 
der germanifch-romanifchen Welt einer einheitlichen oberften Gewalt, eines Ober- 
tönigthums und eines Oberbifchofthung bebürfe, wenn wieder Frieden auf Erden 
walten jollte. "Durch Gottes Rathſchluß ſah man nunmehr die alte „Univerjals 
monarchie ber Menſchheit“ von den Römiſchen Cäſaren auf Carolum Magnum und 
den Römifchen Biſchof übertragen. Durch gegenfeitige Anerkennung der beiden 
Sroßmächte der Zeit wird die Theorie von dem „imperium mundi translatum“ zur 
offiziellen Grundlage für alles Recht in Kirche und Staat bis zum Schluß des 
Mittelalter. Kraft des Gebotsrechts, welches (analog der Römifchen mulcta) von 
den Karolingern durch Buße unter dem Namen des Königsbanns erzwungen 
wird, ergab fich ein B. zur Regelung ber neuen Verhältniffe der Monarchie. Die 
Kapitularien der Karolinger bilden die erfte großartige Grundlegung eines Ver- 
waltungsrechts durch Verordnung, mit welchem die Heeresverfaffung, die 
äußere Verwaltung bes Gerichtöwefens, die Friedensbewahrung, das Verhältnik der 
weltlichen Macht zur Kirche, das ganze Syftem der höheren Aemter maßgebend 
geregelt worden ift. 

Die Schranke des V. bildet indeffen das hergebrachte Volks— 
recht ber Germanifchen Stämme. Es ift das Recht, welches nach ber Anfiebelung 
der wandernden Völkerſchaften fich gebildet hat aus dem angeborenen Rechtafinn 
und aus dem nachbarlichen Lebensbebürfniffe einer anſäffigen Bevölkerung, — 
da® heute fog. Gewohnheitsrecht, wie e& fich aus dem Volk als „Natur- 
ganzem“ bildet, d. h. das aus der Geſellſchaft in ihrer Gliederung nach Befik- 
verhältniffen. Dies ohne unmittelbare Einwirkung ber Obrigfeit fich bildende Recht, 
hat Jahrhunderte Hindurch die Lebensordnung der freien Völker Indogermanifchen 
Stammes geftaltet. Es beruht auf den durch das Herkommen formirten Klagerechten 
(legisactiones), aus denen fich Grundſätze des materiellen Rechts entwideln für das 
fpäter fog. Privatrecht (ein allmählich erweitertes Befitzrecht an beweglicher 
Habe, an Frauen, Kindern und Knechten, an Haus und Hof, zulegt am Aderbefib), 
fowie die Genugthuung für BVerlegungen des gemeinen Volksfriedens (das mittel 
alterlide Strafrecht). Es begreift aber auch bie herfömmliche Befegung des 
Gerichts mit rechtstundigen Vollsgenoffen (judicium parium), welche allein bie 
Schöpfer und Träger eines fo geftalteten Rechts fein Können. Diefe Handhabung 
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des Rechts gilt als ein Reſervatrecht des freien Mannes, als ein angeborenes Recht 
jedes Volksſtammes, jo lange Die letzte Reminiscenz an perſönliche Freiheit dauert. 
Der Sprachgebrauch der geſchäftskundigen cleriei bezeichnet dies für die Regierungs: 
gewalt unzugängliche Volksrecht ala lex, in Bezug auf beſondere Völferfchaften nad 
ihrer Anfäffigmachung ala lex terrae. 

So entiteht der oberfte Grundſatz der Karolingifchen Verfaffung, daß bie lex 
terrae nicht burh Verordnung abgeändert werben fann. Es wär 
dies eine Vernichtung der Perfönlichkeit des freien Mannes. In untrennbare 
MWechjelwirtung damit fteht die Gerichtäverfaffung. Denn da die Rechtſprechung 
durch freie Volksgenoſſen erfolgt, jo vermag keine äußere Zwangsgewalt die Urtheiler 
zu nöthigen, von dem Rechtöherlommen abzuweichen. Wird dennoch unter ver 
änderten Berhältnifien eine Aenderung ber lex terrae unvermeidlich, fo bebari cs 
einer höheren Autorität, um die Urtheilafinder zu beivegen, das neue Recht an- 
zunehmen. Es bedarf einer Prüfung und Genehmigung des novum ius durch die 
„beiten und angejehenften Männer” des größeren Volksganzen, — nach ſpäterem 
Sprachgebrauch eines Weisthums der notabelften Schöffen, — um das neue Recht 
anzuerkennen und zu beglaubigen. In der Karolingiichen Berfaffung ergab fich ein 
ſolches consilium optimatam aus ben großen Haus und Hofbeamten be 
rex, aus feinen duces, comites, missi, aus den Bilchöfen und angejehenften Aebten. 
aus den bei ben einzelnen Völkerſchaften durch hergebrachtes Anfehen hervorragender 
Samilienhäuptern. Dies consilium wird Jahrhunderte hindurch nach dem Ermeſſen 
des Königs berufen, wenn auch mit nothwendiger Rüdficht darauf, daß jene Stimmen 
zahlreich und angejehen genug waren, um bie Urtheiler im Volksgericht zur Folge 
Yeiftung zu bejtimmen. Zugleich ergab fih die Nothwendigkeit einer jörmlichen 
Berfündigung der consensu optimatum erlaffenen Verordnungen, welche nun ala 
„capitularia pro lege tenenda“, ala Rechtönormen höherer Ordnung, von 
den gewöhnlichen Verordnungen gejchieden werden. Je fefter dann im ber nad: 
karolingiſchen Zeit die obrigfeitlicden Gewalten mit dem Großgrundbefiß verwachen, 
defto fefter geſtaltet fi) das consilium optimatum zu einer veichäftändifchen Ver 
ſammlung, ebenfo in Deutfchland wie in England und Frankreich. Im Gebiet der 
kirchlichen Verfaffung hat der Romaniſche Gedanke von der abfoluten Autorität der 
päpftlichen V. (Kurialfgftem) mit dem Germanifchen Gedanfen eine V. consenst 
optimatum (allgemeine Konzilien) faft taufend Jahre hindurch im Streit gelegen. 
In der Deutihen Reichs verfafſung ift der Germanifche Grundfaß zur unbe 
ftrittenen Geltung gelangt. 

Iſt nun aber ein folches verfaffungamäßiges Gejet (eine Verordnung mit Zu: 
ftimmung der Reichaftände) einmal erlaffen, fo fchließt fie ſich als nova lex ber 
beftehenden lex terrae an, kann aljo felbft wieder nur consensu optimatum ab- 
geändert werden. In diefem Sinne find die oberften Grundſätze des „Eonjtitutionellen” 
Staatsrechts ſchon in der Karolingifchen Monarchie fundirt worden: 

1) daß dem Geſetz, als der mit Zuftimmung ber Bandesvertretung erlafienm 
Berordnung, ala Höchftem Ausdruck des Staatswillens, allein die Kraft innewohnt, 
beſtehendes Volksrecht und Gejehesrecht abzuänbern ; 

2) daß das von den Gerichten anzuwendende Recht nur durch Geſetz normirt 
und verändert werden kann. 

Diefe Grumdlagen unſeres Rechtslebens find trog alles Wandels der Zeiten 
und Formen noch Heute die maßgebenden. Jene Wandlungen aber umfaffen folgende 
Hauptpuntte: 

I Die Uebertragung des Geſetzbegriffs auf das Verwaltungs: 
recht. War bie Zuftimmung der optimates terrae nothiwendig zur Abän 
derung der lex terrae, fo konnte fie ala nüklich und rathfam erfcheinen auch 
für Verordnungen zur Regelung des Heerweſens, der Friedensbewahrung, der glei: 
mäßigen Handhabung der Staatöhoheitärechte überhaupt (des jetzt fog. Verwal⸗ 
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tungsrechts). Es führte dahin einerſeits ein Grundzug unſerer Nation, welche ſich 
nicht Leicht Beſchränkungen des Eigenthums und der perjönlichen Freiheit durch 
obrigfeitliche Gebote fügt; wenn fie fich aber fügen muß, ein gleiches Maß der 
Beichränkungen und Laften für Alle verlangt. Andererfeits führt dahin ein Iniereſſe 
der Regierenden jelbft, da Verordnungen zur Bewahrung des Friedens und analoge 
auf eine wirffame und dauernde Bejolgung ſchwer zu rechnen haben, wenn fie nicht 
mit Zuftimmung ber optimates erlafjen werden, auf deren Eifer und gutem Willen 
ihre Ausführung beruht. Diefer Geſichtspunkt kommt mit der wachjenden Macht 
der Reichaftände zu einer ftetig wachlenden Geltung. Seit dem XV. Jahrhundert 
gehen daraus die umfangreichen Neich8polizeiordnungen und andere um— 
Tafjende Reichsgeſetze hervor, welche die Normativgrundlage für das Deutſche 
Berwaltungsredht durch Geſetze bilden. Gleiche Gefichtspunkte machten ſich 
für die Regelung der Heeredlaft geltend. Für die Steuergefeke ergab fich die Noth- 
wenbigfeit einer Zuftimmung aus ber urfprünglichen Freiwilligkeit aller Steuer- 
Leiftungen, vermöge beren die urſprüngliche Subfidienbewilligung in Gefebzuftimmung 
übergeht. Alle noch übrig gebliebenen Regierungsgewalten des Kaiſers find nun« 
mehr jo überwachjen durch eine umfafjende und fpezialifirte Reichsgeſetzgebung, daß 
tür die Ausübung des (übrigens jederzeit anerfannten) faiferlichen „B.” ein jehr geringes 
Gebiet übrig blieb. Gin ähnliches Verhältniß ift fpäter in England eingetreten, 
wo ber Mißbrauch der Regierungsgewalt in der Periobe der Stuart3 eine überaus 
ſpezialifirte Verwaltungsgeſetzgebung herbeigeführt, und damit das Gebiet der DBer- 
ordnungen (orders in council) ſehr beengt Hat. Prinzipiell beftritten ift indeffen 
das jelbftändige B. der Krone au in England erſt feit den Zeiten und unter dem 
Einfluß der von Frankreich ausgehenden Theorien von der Bolksjouveränetät, welche 
alles Recht ausfchließlich aus dem Volkswillen, aljo aus den (mit Zuftimmung der 
Bolfavertretung erlaffenen) Gejegen ableiten wollen. 

U. Die Uebertragung des Berhältniffes von Gejek und Ber- 
ordnung aus dem Reichs- in das Landesſtaatsrecht ift in Deutichland 
unter jehr ungleichartigen Berhältniffen erfolgt. Die Karolingifchen Reichsbeamten, 
duces, comites, missi, hatten mit Webertragung des Rechts zu gebieten und zu 
verbieten (bei Königsbann, Herzogsbann, Grafenbann, SchultHeißenbann) auch ein 
V. in ihrem Amtskreife erhalten, von deſſen Ausübung frühzeitig Spuren vorkommen. 
Zu einer Kollifion deſſelben mit ber lex terrae fonnte fich jedoch nicht Leicht eine 
Veranlaffung finden; denn Privat- und Strafrecht waren jo umjafjend durch Ge- 
wohnheitsrecht geregelt, daß felbft die Reichsgeſetzgebung der erften Jahrhunderte 
wenig Gegenftänbe jür die Gefeßgebung vorfand. Erſt unter den Hohenftaufen, nach- 
dem die Sonderbildung ber großen Territorien mächtig vorgefchritten war, kam die 
Frage auf dem Reichstag zu Worms a. 1281 zur Sprache, und wurbe forreft im 
Sinne der Karolingiichen Verfaffung entfchieden: ut neque principes nec alii qui- 
libet constitutiones vel nova iura facere possint, nisi meliorum et 
maiorum terrae consensug primitus habeatur (vgl. auch Landfriede von 
1287 $ 49). Es war damit menigftens die Möglichkeit einer Lanbesgejehgebung 
in Juftizfachen anerfannt. Gegen Ende des XIV. und im XV. Jahrhundert haben 
fich jodann die „meliores terrae“ zu Landftänden nad) dem Vorbild der Reichs— 
ftände formirt, und e& ſchien nun die Möglichkeit einer völlig parallelen Geftaltung 
von Geſetz und Verordnung auch in den Deutjchen Territorien gejchaffen. Allein 
die Landftändifchen Verfaffungen find in Deutfchland niemals zu einer regelmäßigen 
und gleihmäßigen Durchbildung gekommen. Dieſe Stände in Heinerer Formation 
waren jo überwiegend durch wirthichaftliche Intereffen des Grundbeſitzes, die Städte 
durch gewerbliche Interefjen beftimmt, daß die Landftände in einem Territorium 
einen vollen und gleichmäßigen Antheil an ber Gefeßgebung erftrebt und erlangt 
haben (Mofer, Landeshoheit in Regierungsſachen, c. IV.). In jedem Territorium 
geftaltete fich diefer Antheil verfchieben, je nach den zeitigen Interefſen und Macht« 
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verhältniffen der Stände. Nirgends haben fie eine Initiative in der Geſetzgebung 
erlangt. In der Mehrheit der Heinen Territorien fehlte überhaupt die Möglichkeit 
zur Bildung einer gefeßgebenden Körperfchait. Ob und wieweit in den Reichaftäbten, 
in den fleinen geiftlichen und reichögräflichen Herrichaften ein Surrogat oder Aequi- 
valent für Die Geſetzberathung consilio optimatum fich bildete, hing von den „befon- 
deren Berfaffjungen“ ab, und durchkreuzte fich dann wieder mit den verjchiedenartigen 
Autonomien und iura statuendi, welche aus den Lüden der Regierunga- und Gerichts 
gewalt des Reichs in diefer Zeit hervorgegangen waren. Es erklären fich daraus 
die ſchwankenden und geichraubten Sätze, mit denen die Deutiche Staatsrechtäwiilen- 
ſchaft die Geftaltung der gefeßgebenden Gewalt in den Territorien befchreibt (Pütter, 
Inftit., $ 223). Als lebte Aushülfe blieb nur übrig, daß man in Ermangelung 
eines gejeßgebenden consilium ben lanbesherrlichen Verordnungen legis vicem bei» 
legte. 

II. In dem Uebergangszuftand des Abſolutismus nad dem 
dreißigjährigen Kriege ift das letztgedachte Verhältniß von ber Ausnahme zur Regel 
geworden. In den großen und beftregierten Landesgebieten treten die Landftände 
in Rubeftand, oder werben, wie die Komitien der fpäteren Römifchen Zeit, nur ale 
Schauverfammlungen behandelt. Da aber gerade in diefen Gebieten die Aktion der 
Gejeßgebung auf die Dauer nicht ruhen konnte, jo blieb nichts übrig, ala den Ber- 
ordnungen des Landesheren für fich allein legis vicem. beizulegen. In Reminiicen; 
an das urjprüngliche Berhältniß dachte man in den großen Territorien wol daran, 
den neugebildeten Geheimen Staatsrath an bie Stelle des consilium optimatam treten 
zu laſſen: allein zur bindenden Berfaffungsvorfchrift ließ fich die Zuftimmung eine 
vom Landesherrn ernannten Beamtenkollegiums nicht erheben. Es treffen in 
diefer Wandlung folgende Umftände zuſammen: 1) In jeder Staatsverfaffung tritt 
nach dem Wegiall der mitbeichließenden Volksvertretungen bie Regierungsgewalt der 
Natur der Sache nad an die Stelle des früheren gejeßgebenden Organs, da die 
Funktion der Legislatur auf die Dauer nicht ruhen kann. Der großartigfte Bor: 
gang ift der der Römiſchen Republik in der Zeit, wo mit dem Abfterben der Volke: 
verfammlungen die Senatus Consulta und Constitutiones Principum die „Kraft de: 
Voltsichlüffe‘ (legis vicem) erhalten. Auch in England und fyrankreich ift eine 
folche Zwifchenbildung eingetreten. 2) Es waren die zahlreihiten Borgänge dafür 
ſchon gegeben in allen Gebieten, in welchen feine landſtändiſche Berfaffung entftanden 
war, und in allen Materien, in denen die Landftände eine Mitwirkung bei der 
Iandesherrlichen Gejeßgebung weder beanfprucht noch erlangt hatten. Hatte man 
doch felbft im Reich die Verordnungen und Geſetzſammlungen aller Kaiſer ala „Laifer- 
liche Rechte“ anerkannt, fowie auch Konftitutionen Kaifer Friedrich's I. und II. als 
Geſetze gelten laſſen, nachdem fie von den Gloffatoren in jene Sammlungen au 
genommen waren. 8) Daß frühere Hinderniß, welches fich aus ber Gerichtsver— 
Taffung ergab, war weggefallen: es beburite feiner verftärkten Autorität der 
landesherrlichen Verordnungen mehr, um die Echöffen zur Folgeleiftung zu beftimmen. 
Denn die Schöffenverfaffung war erlofchen, und bie beamteten Richter (an den maß- 
gebenden Stellen vom Landesherrn felbft ernannt) waren nicht in ber Lage einem 
legislatorifchen Willen befjelben die Anerkennung zu verſagen. Es haben fich in dem 
Zwifchenzuftand der Uebergänge aus der Schöffenverjafiung in das gelehrte Richter: 
thum zeitweife die Grenzen zwiſchen Juftizverwaltung und Mechtiprecjung in dem 
Maße verfchoben, daß die Gefegeskraft der Verordnungen keineswegs bie geringjte 
unter den Anomalien jener Zeit darjtellt. 

Entſcheidend iſt alfo jortan nur der Wille des Landesherrn darüber, ob 
feine allgemeinen Erlaſſe nur die einfache Wirkung einer Verordnung, oder die höhere, 
rechtsabändernde, für die Gerichtsurtheile maßgebende Kraft eines Geſeßes haben 
follten. Der Unterſchied zwiſchen Gejeg und Verordnung wird in 
diefer Zwijfchenperiode zu einem formellen (analog wie in ber ent« 
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— Periode des Römiſchen Kaiſerreichs). Das Geſetz iſt als ſolches er⸗ 
kennbar: 

a) An dem Inhalt, welcher eine allgemeine Rechtsregel für alle Fälle 
gleicher Art ausdrückt, ſei dieielbe an die Unterthanen gerichtet (wie die bürger- 
lichen, Strafe und Polizeigefege) oder an alle Obrigkeiten des Landes, wie bie 
BPolizeiverwaltungs-, Regalverwaltungs- und analoge Verwaltungsgeſetze. Oft wird 
aud im Styl die Anordnung als eine lex in perpetuum valitura bezeichnet. 

b) An ber folennen Publikation, welche wegen der Allgemeingeltung 
Yegislatorifcher Berorbnungen für die Unterthanen und für die Lokalobrigkeiten 
wejentlidhe Form geblieben ift. 

c) An einer landesüblichen Bezeichnung dieſer Gejeke, als Konftitution, Ebikt, 
Mandat, Publifandum, Generalinftruftion u. dgl., wenn auch mit manchem Wechſel 
des Sprachgebrauches in ein und demfelben Gebiet. 

Daß dabei manches Schwantende und Willkürliche in der Abgrenzung vorkam, 
Yag in dem Weſen des Abfolutismus, der jederzeit im Stande war, fehlende 
Tormalien nachzuholen und der jedenfalls den Willen des Landesheren den Behörden 
gegenüber durchſetzen konnte, — vorbehaltlich einer für die großen Territorien wenig 
wirkſamen Kontrole der Reichögerichte. 

IV. Mit der Herftellung der konftitutionellen Berfaffungen 
Deutſchlands, jeit 1815, hat ſich das urfprüngliche und normale Verhältnik 
zwiſchen Geſetz und Verordnung wieder hergeſtellt. Nachdem an die Stelle ber 
Vertretung ber alten Beſitzklafſen in ſtändiſcher Scheidung eine Bertretung der 
heutigen Gefellichaft nach ihren Steuerleiftungen und perfönlichem Dienft getreten 
ift, Haben fich die alten, ungleich und lückenhaft geftalteten Rechte der Landftände 
zu einer vollen, gleichmäßigen TIheilnahme an der Geſetzgebung und gewifjen Re— 
gierunggalten der Staatsgewalt verjüngt, — zunächft nach dem Vorbild Franzöſiſcher 
und Belgifcher Mufter, unwillkürlich aber auch nach Rechtsideen der alten Reichs— 
verfafjung und des (dem Deutſchen Landesſtaatsrecht verwandten) Engliichen Parla- 
mentsweſens. Gejet ift jet wieder bie Lönigliche „Verordnung mit Zuftimmung“ 
der Landesvertretung, und ift in dieſer verftärkten Geftalt wiederum der höchſte Regu⸗ 
lator des Staatswillens. Es bedarf des Gefjehes zur Abänderung des Landesrecht? und 
der Gerichtßverfaffung. Das Geſetz ift die höchſte Norm auch des Verwaltungsrechts 
und gebt der Verordnung vor in allen Gebieten und Normen, welche burch bie 
Gejehgebung präoftupirt find. Wie weit dies eingetreten, ift eine nach Zeit, Orts- 
verhaͤltnifſen und Gegenftänden durchaus relative Frage. Die Verwaltungsgeſetze 
Guropa’3 differiren darin ſoweit, daß (abgejehen von ber Gerichtsverfafſung und von 
den Steuergejegen) kaum irgend ein Satz bes PWerwaltungsrechtes als normaler 
Gegenftand der Gejeßgebung bezeichnet werden Tann. 

Die zahllojen Streitpunkte über dieſe Frage beruhen auf zwei ineinander 
greifenden Berhältnifien: 1) Darauf, daß die Belgifchen und Franzöſiſchen Verjafſungen 
vom Standpunkt ber Volkeſouveränetät aus die Gejehgebung als die auf dem Bolle- 
willen berubende alleinige Duelle der Regierungsgewalt anjehen, und das 2. 
demnach auf Ausführungsverorbnungen zu beichränten juchen. 2) Darauf, daß bie 
Rechtsverftändigen in ihrem Berufsleben in ber Civil- und Strajjuſtiz ausſchließlich 
auf eine Rechtſprechung nach Gejehen verwieien find, und dies Verhältniß als 
das allein geltende, normale anfehen. In der Wirklichkeit, d. h. in den beftehenden 
poſitiven Staatörechten, ift überall das jelbftändige V. ala bindende Norm bes 
Derwaltungsrechts anerfannt (Gneift, Verwaltungsjuſtiz, $ 6), und jeder Verſuch, 
die Verwaltungsnormen Lediglich auf Gefege zu reduziren, müßte fich ala illuſoriſch 
erweifen, da bie Furſorge der Obrigkeit für Sicherheit und Wohljahrt des Gemein⸗ 
weſens ſich niemals in Geſetzen erſchöpfen läßt, da vielmehr eine freie Thätigkeit der 
Obrigkeit nach Bedürfniffen der Zeit und des Ortes ſtets in weittragenden General⸗ 
Haufeln der Gefeßgebung vorbehalten werden muß, und dieje freie Thätigfeit jederzeit 
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für Fälle gleicher Art gleichmäßig normirt, alſo eine immer neue Quelle von 2. 
werden muß. 

V. Das Berhältniß der gegenfeitigen Ergänzung zwiiden 
Verordnung und Gefe im ganzen Gebiet des Berwaltungsredts 
verfteht fich Hiernach allerdings mit dem Vorbehalt der von der Geſetzgebung ſchon 
präoffupirten Gebiete. Mit diefem Vorbehalt bleibt aber die Verordnung jelbtt- 
ftändige Norm des Verwaltungsrechtes und außerdem unentbehrlich zur Ergänzung 
und Spezialifirung der Gefegesnormen, welche zahlreiche Einzelheiten der Ausführung 
einem Wechjel nach Zeit und Ort überlaffen müfjen. Die Verordnungen Laffen fh 
danach in brei Klafjen ſcheiden: 

a) Selbjtändige Verordnungen für alle von der Gefehgebung noch nicht 
präoffupirten Gebiete des Verwaltungsrechtes. 

b) Ausjührungsverorbnungen zur fpeziellen Ausführung der durch die Ge 
jegebung ſchon beftimmten allgemeinen Normen. 

c) Im Gefeß felbft vorbehaltene Verordnungen, die über die Grenzen der 
Ausführung oft abfichtlich Hinausgehen, und nach dem Syftem der Ermächtigung® 
flaufeln (empowering clauses) auch eine tranfcendente, gejeßaufgebende Wirkung 
haben fönnen. 

Der Gegenjaß zwiſchen Gefeg und Verordnung kommt demnach 
nicht zur Grfcheinung in ihrer zeitigen Geltung: beide find gleichhindende Nonne 
für die Behörden wie für die Verwaltungsrechtſprechung. Der Unterfchied tritt aber 
hervor bei der Aufhebung. Die Verordnung fann durch Verordnung aufgehoben, 
abgeändert, fuspendirt, durch Diepenfation außer Kraft geſetzt werden. Dieielbt 
Autorität, welche die Verfaſſungsnormen gejchaffen hat, gehört und genügt zu deren 
Aufhebung. Das Verwaltungs geſetz kann eben deshalb nur durch Gefeh (nicht 
durch Verordnung) aufgehoben, abgeändert, fuspendirt oder durch Dispenfation (ſoiem 
fie nicht im Gefeß ſelbſt vorbehalten ift) außer Kraft gefeßt werben. Die in älter 
Zeit Häufig vorgefommenen Abweichungen davon erklären fi) auß den oben ge 
zeichneten Jrregularitäten der Nebergangsperiode des Abfolutiamus. Nach Heritellung 
des normalen Verhältnifjes bilden dieſe Grundfäge die „Achfe des Konftitutionelen 
Staatsrechts“. Allerdings Tann auch der Eonftitutionelle Rechtsſtaat eines Aut 
nahmsrechts für einen wirklich vorhandenen zeitweifen Nothftand jo wenig entbehren, 
wie die Republik einer diftatorifchen Gewalt pro tempore. Unter Berantwortlickit 
“der Minifter fann dur fog. „Rothverordnung“ auch ein verfaffungsmäßigt 
Gefeß pro tempore außer Kraft gejeht oder abgeändert werden. Fur dieſen bitte 
toriichen Ausnahmäzuftend Hat die Preußiſche VBerfaffungsurfunde (Art. 63) formelle 
Vorbedingungen zu prägifiren gefucht. Unentbehrlich aber bleibt für dieſe Frage dir 
rechtliche Verantwortlichkeit der Minifter und ein dafür beftellter Gerichtshof. Die 
Rechtsfontrolen eines ausgebildeten Staatswefens Laffen ſich finnreich fo fpezialifiten, 
daß im Laufe von Menfchenaltern der Fall einer rechtlich begründeten Minifter- 
anlage faum vorfommen fann: für das Gebiet der Nothverordnungen bleibt inbefien 
eine Lücke, die nur durch die Minifterverantwortlichkeit auszufüllen ift. 

Bon anderer Seite erhielt das Gebiet des V. noch eine anfehmlide Cr 
weiterung durch den von Alters Her anerfannten Grundſatz, daß bie bollziehende 
Gewalt ihr Gebotsrecht delegiren kann und im weitem Maße den höchften und 
höheren Staatsbehörden delegirt hat. Folgerichtig ergiebt fich daraus auch ein ®. 
diefer Behörden. Von noch anderer Seite fam diefem Syſtem entgegen das alte 
ius statuendi ber Stadtmagiftrate, welches (unter mancherlei Streit) meiſtens auch 
den ländlichen Obrigkeiten zugeftanden wurde. Durch bie Unterordnung der Lolal- 
obrigkeiten unter das Auffichtsrecht der Staatsbehörden, unter deren ius confirmandi 
vel interdieendi, reiht ſich auch dies V. in bie Kette der delegirten V. ein, und 
es bildet fi) daraus, insbeſondere für das Polizeirecht, eine weitere Reihe hub 
orbinirter B., welche num folgende Abitufungen darbieten: 
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1) das Regulativrecht der Minifterien und anderer Gentralhehörben 
innerhalb ihres Departements — parallel gehend ihrem Verfügungsrecht im Einzel- 
Tall, daher auch wieder aufhebbar durch eine par maiorve potestas, d. 5. durch 
Erlaß des Departementschefs oder Iandesherrliche Verordnung; 

2) das V. der Bezirks- und Kreisbehödrden in dem ihnen belegirten 
Gewalikreiſe; 

3) dad Verordnungsrecht der ſtädtiſchen und ländlichen Orts— 
behörden imerhalb ihres geſetzlichen Wirkungskreiſes, — unterworfen der Ab- 
änderung oder Aufhebung der Auffichtsinſtanz oder der Centralbehörde. 

Indem die neuere Gerichtsverjaffung die Polzeiſtrafklauſeln und ähnliche Straf- 
laufen dieſer delegirten Verordnungen den ordentlichen Gerichten zur Entſcheidung 
überweift, entfteht das eigenartige Verhältniß, daß die ordentlichen Gerichte hier 
nicht nach Geſetzen, ſondern nach Verordnungen entjcheiden, deren Natur als Ver— 
ordnung in ber jederzeit vorbehaltenen Aufhebung durch die Auffichtsinſtanz er= 
tennbar bleibt und auch ein Suspenfions- und Dispenfationsrecht der höheren Ver— 
waltungabehörde nicht ausſchließt. 

Bit: Die gangbaren Lehr- und Handbücher ſowie tiefergehende Ausführungen dor 
8. vd. Stein, Laband, Herm. Schulze, v. Martig und namhafter anderer Liziften. 
Die zahlreichen Streitfragen werben fich ebenfo wie im Privatrecht mol nur mit ber Wiebers 
tehr einer rechtshiſtoriſchen Behandlung unſeres pofitiven Staatsrchts Iöien. Gneiſt. 


Berpadung (Emballage). Darunter veriteht man die Einhüllung einer 
Sade, welche zum Zwecke ihrer Berjendung erjolgt. Art. 268 des Preußifchen 
Entmwurjs zum HGB. beftimmte: Die B. und die Gefäße, in welchen die Waaren 
übergeben find, gehören den ® Käufer ohne Erſatz, fofern nicht durch den Vertrag 
oder durch Handelsgebrauch ein Anderes beftimmt tft. Der Artifel wurde aber bei 
der zweiten Leſung geftrichen, weil fich eine ſolche beftimmte Vorſchriſt nicht aufs 
ftellen Kaffe. Die Praris nimmt an, daß in der Regel die V. nicht ala mitverfauft 
angufehen, fondern entweder zurüdzugeben oder zu vergüten ift (Entſch. des ROHG. 
I. ©. 267, IX. ©. 208). Doc wird der Empfänger durch ftillichweigende Ge— 
nehmigung des die B. betreffenden Inhalts der Faktura verpflichtet (Entich. des 
ROHGG. VI. ©. 176), Gefahr und Koften ber Rüdjendung der V. trägt aber der 
Empfänger (Buſch, Archiv XXI. ©. 451). Hat der Ahfender die zur V. dienenden 
Säcke geliehen, jo kann er Erſatz des Leihgeldes erft vom Tage der Anfunft ber 
Waare beim Empfänger verlangen (Erf. des OApp.Ger. Dresden, Annalen R. F. 
VII. ©. 139 und Bufch, Ardiv XXV. ©. 251). Bon dem Zeitpunfte an, wo 
aber die Säde nicht mehr vorhanden find, Tann auch fein Leihgelb weiter gefordert 
werden (Entich. des ROHG. I. ©. 101). Nach dem Erf. des ROHG. (Entf. 
XI. ©. 8306) kann das zu zahlende Leihgeld fogar den Werth ber Säcke 
überfteigen, doch habe der Empfänger den Einwand ber Arglift, wenn der Abjender 
Jahrelang jchweigt, und dann einen enormen Betrag verlangt. Indeß fieht dag 
ROHG. (Entf. XI. S. 106) Kiftchen, welche dazu beftimmt find, eine gewiſſe 
Anzahl von Waaren als eine Waareneinheit erjcheinen zu Iaffen, nicht ala V. an, 
für dieſe könne fonach der Abfender feine befondere Vergütigung beanipruchen. Iſt 
der Kaufpreis nach dem Gewicht der Waare zu berechnen, jo kommt nach Art. 852 
de HGB. dad Gewicht der V. (Taragewicht) in Abzug. Schäden, welche burch 
äußerlich nicht erfennbare Mängel der V. entitanden find, trägt nach Art. 895, 607 
und 660 de HGB. der Ahfender. 

Bit.: Rebling in Buſch's Arhiv XXII. ©, 211 fi. 

Was den Verkehr der Eifenbahnen angeht, jo können biefelben nach Art. 422 
des HGB. den Transport ſolcher Güter verweigern, welche nicht gehörig verpadt 
find, auch kann die Gifenbahnverwaltung wegen mangelhafter VBerpadung nach 
Art. 424 des HGB. für Beichädigung oder Verluft der Güter geringere Vergütung 
verabreden, ala fie ſonſt nach ben Vorfchriften des HGB. zu leilten hat. 
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Bit: v. Krämwel, v. Hahn und Makower, Kommentare “m ben grwäßnten Artikeln 
B. — Strudmann in Gruchot's Beiträgen XVI © 88 — Bolt ir 
FA 73 Archiv X. ©. 49 ff. dv. Krümel 


Berpflichtungsicgeie (in gemifiem Sinne und unter beſtimmten Boraus- 
jegungen: Franz. billet à ordre, Engl. promissory note) ift im Allgemeinen eine Ur 
kunde, welche einer Obligation nicht blos als Beweismittel, fondern ala Träger u 
dienen beftimmt ift. Als befonderes Rechtainftitut ericheint und muß dargeſtellt 
werden der kaufmännijche B., nämlich der von einem Kaufmanne in feinem Handels 
betriebe außgeftellte V.; ein folcher V. ift „ein fchriftliches, einſeitiges Summenver 
ſprechen eines Kaufmanns“ (Thöl) und kann durch Indoffament übertragen werden 
(it alfo ein Orderpapier, f. d. Art.), wenn folgenbe vier Boraußfegungen zu: 
Tammentreffen : 

1) Er muß von einem Kaufmann, d. i. Jemandem, ber gewerbsmäßig Handels 
gefchäfte betreibt, auögeftellt fein, und zwar in deſſen Eigenfchaft ale Kaufmann; 
der V. braucht die Kaufmannzeigenfchaft feines Ausftellers zwar nicht ausdrüclich 
zu erwähnen, aber die Ausſtellung muß im Betriebe des Handelsgewerbes vorge 
nommen worden fein, ein Erforderniß, welches zwar nicht ausdrüdlich aufgeftellt, 
wol aber ſtillſchweigend aus der Hervorhebung ber re bes Aus 
ſtellers fich ergiebt (f. v. Hahn a. a. O. II. ©. 67—68, 127). 

2) Die vom B. getragene Obligation barf nur Leiftungen von Geld oder einer 
Quantität (anderer) vertretbarer Sachen oder Wertäpapiere zum Gegenftande haben 
(nicht aber die Lieferung einer individuell beftimmten Sache) (f. Makower a. a. C. 
©. 316, Protofolle S. 4569). 

3) 63 darf im V. die Verpflichtung zur Leiftun® nicht von einer Gegenleiftung 
abhängig gemacht (d. h. in dem Papier felbft nicht von einer Gegenleiftung, 3. 2. 
Zahlung des Kaufpreifes abhängig erflärt) fein; die Verpflichtung zur Leiftung 
darf alfo nicht an die Bedingung einer Gegenleiftung im V. gelmüpft fein (ſ. hierüber 
das ausführliche Erk. des ROGH. Entih. Bd. XXIV. ©. 237— 242; Fuchs⸗ 
berger a. a. O. ©. 397—400). An andere Bebingungen Tann das Verſprechen 
der vom Ausſteller des V. übernommenen Leiftung allerdings gebunden werden, und 
fo ift 3. B. als eine fi} mit dem Weſen bes B. fehr wohl vertragende Bedingung 
im V. die der Rüdgabe deffelben anzujehen (j. Entſch. d. ROHG. ebenda Br. XI. 
©. 278; Malower a. a. D.). 

4) Der V. muß, um indoffabel zu fein, an Order lauten, d. h. die Order: 
Haufel oder einen gleichbedeutenden Negoziabilitätsvermert außfprechen (3. B. neben 
dem Namen des erften Nenners die Worte: „oder Inhaber“ oder „oder dem fonftign 
getreuen Inhaber“, |. Entjch. d. ROHG. Bd. XXIII. ©. 296; Makower a. a. D.). 
Die Angabe des Berpflichtungagrundes, materielle causa debendi, ift zur Guültigkeit 
des DB. oder feined Amboffaments nicht erforderlich, und wenn fie fehlt, iſt der B. 
das (von Thöl Hervorgehobene) „Summenverſprechen“; der Taufmännifche 8. it 
ein folcher, jelbft wenn er nicht an Orber lautet, mithin nicht indoffabel ift; hiernach 
hat das abjolute Verfprechen im V. rechtliche Gültigkeit erlangt, ohne daß jedoch 
gejagt werben darf, der B. konfumire das zur Hand liegende materiell individnalifirte 
epubverhättnip: daraus folgt, daß der Außfteller eines V. troß der abftraften 
Obligation defjelben doch gegenüber dem urfprünglichen Gläubiger (d. i. bem 
Gläubiger auß dem zu Grunde Liegenden materiellen Schulbverhältnifie) nicht blos 
befugt ift, das Summenverfprechen, ala auf Irrthum, Betrug ober dgl. berubend, 
anzufechten, fondern auch, auf das zu Grunde liegende Rechtsverhältniß ſelbſt ein- 
gehend, darthun kann, daß es an einem rechtlichen Verpflichtungsgrund fehle (f. Entſch. 
d. ROHG. Bd. XII. ©. 74; Bd. VII. ©. 204, 209). 

Man Tann verfchiedene Arten von V. untericheiden: außer Taufmännifchen 
und nichtlaufmännifchen, indofjahle und nichtindoffable, abftrafte und individuell 
charakterifirte (nur die erfteren, nicht die an Order und nad Gicht geftellten 
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SER, — ihren civilrechtlichen Charakter bewahren [vgl. Entſch. d. ROHG. 
Bd. V. S. Bd. VI. ©. 420], find V. im eigentlichen Sinne), jerner dem 
Serftumgsokjee nah: Geldfummenjheine, auh Bons und Dispoſitions- 
Icheine genannt (das Recht, ſolche Gelbfunmenfcheine, welche Banknoten find, 
außzuftellen oder zur Leiftung von Zahlungen zu verwenden, ift reichsgeſetzlich 
Befchräntt, ſ. Deutjches Reichsbankgeſetz vom 14. März 1875, ferner NGef., betr. 
Die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen v. 30. April 1874, die Art. Banknote 
und Reichsbank) und Waarenſummenſcheine (Ouantitätenfheine); zu 
Der Iehteren Art von V. gehören die Lieferungafcheine, welche mitunter in der dem 
Handel fcheinbar eigenthümlichen Tendenz, das Kaufgefchäft in zwei von einander 
getrennte Alte, zwei einfeitige Verträge, von denen jeder dom andern und damit bon 
einer causa losgelöft ift, zu zerlegen, ausgeftellt werden (j. Thöl a. a. O. ©. 639), 
es gehören jedoch nicht hierher die Lieferungsmarken, welche lediglich Legitimationg- 
zeichen (nicht Werthpapiere) find (Hierzu |. Gareis in Buſch's Arch. f. H.R. 
Bd. XXXIV. ©. 97—124 und Wild. Fuchs, Die Karten und Marken des täglichen 
Verkehrs, Wien 1881). Im Kontokorrentverkehr pflegt der V., welcher auf Gelb 
Tautet, diejelbe Stellung einzunehmen, wie der Wechſel; fein Eingang wird ala 
proviſoriſche Zahlung gebucht, ohne daß jedoch die feparate Einflagung des V. als 
Durch den Kontolorrentvertrag unter allen Umftänden außgejchloffen anzufehen wäre 
( Entſch.d. ROHG. Bd. XXII. ©. 887; u. a. ſ. Fuchaberger a.a. D. ©. 382, 378). 

Der kaufmänniſche V. unterliegt, gleichviel ob er an Order geſtellt iſt oder 
nicht, im Falle des Verluſtes den im Art. 73 der WO. in Betreff der Amortiſation 
gegebenen Beftimmungen (j. HGB. Art. 805; GPO. 88 837 ff.). New Porter 
promissory notes verjähren in 6 Jahren (Entf. des Reichöger. Bd. II. ©. 18). Für 
Deutſche B. beiteht feine bejondere Verjährungafrift und insbeſondere ift nicht die 
wechjelxechtliche anwendbar. — Ueber die im Gründungaftabium einer Aftiengejell- 
Tchaft gemachten Theileinzahlungen der Aktionäre werden von ben Berwahrern der 
eingezahlten Beträge Urkunden ausgeftellt, welche den Namen V. führen, ohne des- 
halb die rechtlichen Eigenfchaften der V. zu befiten. — Der V., welcher an Order 
lautet und das DVerjprechen der Zahlung einer Geldfumme enthält, ift, gleichviel ob 
der Augfteller Kaufmann ift- oder nicht, der Stempelabgabe nach $ 24 des Deutichen 
ee vd. 10. Juni 1869 unterworfen. (Bgl. d. Art. Wechſel⸗ 
tempe 
f Breiten m m as 8. Art. 301, 808-805. 

8it.: Ch 212, 213. — Ma fower, Algem. Deutſches HER, 
8. Aufl. ie, ’E — San, Zeutihes H68., 2. Aufl. S. 177 ff. — Gazeis, 


HR., iurzof ken tto Fudaberger, Die Entfc. b. R 8. 1 en. 
arei 


Verſäumuiß (v. Bar, Thl. J. Suppl. ©. 58 fi.) ift der Deutſaee CPO. 
das Nichthandeln einer Partei innerhalb der für dieſes Handeln gezogenen Zeit 
grenzen. Ihr Begriff umfaßt die Unterlafjung einer einzelnen Handlung und die 
gänzliche Unthätigkeit der Partei im Prozeß, in der einzelnen Inftanz und in ber 
einzelnen Verhandlung, insbeſondere das Ausbleiben oder Nichthandeln ber Partei 
(defaut) in der mündlichen Verhandlung, möge diefe die Hauptjache oder Zwiſchen⸗ 
ftreitigfeiten angehen. Dabei ift es irrelevant, ob das Handeln „fakultativ“ geftattet 
oder „obligatoriich” erfordert war, fo daß die Unterlaffung der Einwendung von 
Rechtsmitteln oder gleichartigen Rechisbehelfen, die Berfäumung der Friſten für 
Berichtigung und Ergänzung von Urtheilen, und die Unterlafjung von Rügen der 
Verlegung ‚progeffualer Vorſchriften nicht minder unter den Begriff der V. gezogen 
werden, wie die Nichteinwendung von prozeßhindernden Einreden, Nichtericheinen 
im Termin der Aufnahme des Prozeſſes und andere peremtorifch dorzunehmende 
Handlungen. Welentliches Kriterium für das V. ift die durch Geſetz, richterliche 
Anordnung oder Vereinbarung der Parteien im Voraus feftgefeßte Zeitgrenze, ohne 
welche ein eigentliche® V. nie ftatuirt werden kann. Schwierigfeiten macht hierin 
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die zwieſpältige Stellung, welche die CPO. zum Eventualprinzip einnimmt. Nach 
8 256 der CPO. können Beweismittel und Beweiseinreden bis zum Schluß ber 
mündlichen Verhandlung vorgebracht werden, auf welche das Urtheil ergeht, mur 
dürfen diefelben auf Antrag vom Gericht kraft Souveränitätsbefugniß zurückgewiejen 
werden, wenn ihre Zulafjung die Erledigung des Nechtöftreits verzögern und das 
Gericht die Ueberzeugung gewinnen follte, daß fie abfichtlich ober aus grober Nad- 
läffigfeit früher nicht vorgebracht worden. Demgemäß fönnen Zeugen, Sadper: 
ftändige, Editionsgefuche gegen Dritte auf Antrag zurüdgemwielen werden, wenn ihre 
Benennung bzw. Stellung nad) dem Beweisbeichluß geichehen ift. Na Diem 
Beltimmungen erfcheint die Beweismittelangabe nicht jchon mit dem Beweisbeſchluß. 
fondern erft mit dem Schluß der Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht, ver- 
ſäumt; aber nicht V., jondern richterliche Ausichliegung wegen Chilane oder grobe 
Nachläffigfeit Liegt vor, wenn fie nach dem Beweisbeihluß benannt und auf Antrag 
zurückgewieſen werden. Die Motive (S. 169, 248) freilich nehmen hier B. an und 
geftatten eine purgatio contumaciee, welche, wie es fcheint, in die unmittelbare 
Siftirung der nachträglich benannten Zeugen und Sachverftändigen im Termin gelegt 
wird. Wäre diefe Giftirung purgatio contumaciae, Nachholung der verfäumten 
Handlung, fo wäre das V. durch fie geheilt, und das Gericht müßte bie Zeugen 
zulaſſen, ob durch ihre Vernefmung eine Verzögerung einträte oder nicht. Allein 
das Gericht ift berechtigt, auch troß der Siſtirung bie Vernehmung oder weitere 
Vernehmung zu weigern, wo eine größere Zahl ſolcher Zeugen oder Streitigfeiten 
über Weigeuung des Beugniffes ober über bie Vereidigung das Enbe aufhalten 
würden. Die Siftirung bedeutet alfo keine Nachholung einer verfäumten Handlung, 
fondern befeitigt unter Umftänden eine Bedingung richterlicher Aus ſchließung der 
Vernehmung. Die Ausſchließung des Eventualprinzips würde jerner eine Partei 
als fäumig nicht anſehen laſſen, welche im Termin ber Beweisaufnahme nicht a= 
ſcheint; dieſelbe würde daher eine wegen ihres Außbleibens unterlaflene Beweisauf: 
nahme oder eine Vervollftändigung einer ungenügend ausgefallenen Beweisaufnahme 
noch im Schlußtermin der mündlichen Verhandlung fordern können. Der $ 332 
der CPO. geftattet ihr einen dahin gehenden Antrag bis zum Schluß der münd- 
lichen Verhandlung aber nur dann, wenn das Berfahrer dadurch nicht verzögert wird 
‚und fie glaubhaft macht, daß fie ohne ihr Verſchulden int Termin ausgeblichen, 
bzw. daß durch ihre. Abweſenheit eine weſentliche Unvollftändigkeit der Beweis 
aufnahme eingetreten ſei. Hiernach muß der Beweistermin für peremtoriſch und 
das Eventualprinzip bezüglich feiner für beibehalten erachtet werden, und bie Heilung 
des V. erfolgt nicht im Wege der purgatio contumaciae, wie bie Motive annehmen, 
fondern auf Gründe, wie fie ber gemeintechtlichen Reftitution eigen find. — Tas 
V. Hat im Prozeß feine Folgen: zunächft treffen den Säumigen die Koften, ſoweit 
fie durch fein V. verurſacht find, weshalb er auch jaft immer die Koſten des Ein- 
ſpruchs und der Wiebereinfegung trägt; ſodann aber leidet er, abgejehen von der 
Anwendung von Zwangsmitteln zum Erfeheinen in Ehe und Entmünbigungafaden, 
auch Nachtheile hinfichtlich ſeiner Rechtsverfolgung, es wird Zurücknahme der Klage, 
Verzicht auf das Klagerecht, Geſtändniß der Klagethatſachen, Anerkennung der Echt⸗ 
heit von Urkunden, Weigerung des Eides und demzufolge Einräumung der zum 
Eide verſtellten Thatfachen als wahr bzw. bei Weigerung des Relaten als nicht 
wahr angenommen, und wo das Geſetz die Folge nicht beſonders beſtimmt hat, 
Ausſchließung der betreffenden Handlung. DO. Bülow Hat in dieſen Annahmen, 
foweit er.fie berührt, Fiktionen gefunden, was fie im Gemeinen Recht, wo ihre 
Befeitigung nur durch Reftitution möglich ift, dem größten Theile nach freilich, find. 
Nach der CPO. aber find fie gejehliche Präfumtionen, Vermuthungen, wie bie 
Motive ©. 156 u. 169, deren Sprachgebrauch freilich Fein Konftanter ift, fie richtig 
qualifiziren, weil der Säumige durch Nachholung des Verfäumten mittels Einſpruches 
bzw. Berufung fie jaft alle, umd namentlich die von O. Bülom erörterten, als 
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nicht zutreffend widerlegen Tann. . Unter dem vermeintlichen Filtionen ſucht O. 
Bülow nad verborgenen Wahrheiten: bezüglich der Thatfachen foll es feine 
Erflärungspflicht des Beklagten geben, nur ein Recht, fie zu beftreiten und Beweis 
zu verlangen, hinfichtlich der Eidesdelation nur ein Recht des Delaten, durch feinen 
Eid die Behauptungen des Deferenten zu entkräften u. dgl. m., und fo gelangt 
D. Bülow dahin, die ganze Lehre vom B. in der CPO. auf ein einziges 
Germanijcheg Abwehr und Rechtsverwirkungsprinzip (Präflufionsprinzip) zurädzu« 
führen. Dagegen jei zunächſt bemerkt, daß die Annahme des Geftändniffes bei 
Nichtbeftreitung ber Thatfachen nicht Germanifchen Urſprungs ift, ſondern aus dem 
neueren Preußifchen und Franzöfiſchen Rechte ftammt, in welchem die Verbindung 
der Beweismittelangabe bzw. des Urkundenbeweijes mit den Thatfachen für die An— 
nahme bes Geitändnifjes immerhin doch eine gewiſſe, auch im $ 504 der CPO. 
hervortretenden Grundlage gewährt, welche das Germanifche Recht nicht erforderte, 
und in welchen wiederum in ber Nachholung des Berfäumten mittels Einfpruches 
bzw. Berufung Heilmittel gegeben find, welche das Germanifche Recht ebenfalls 
nicht gefannt hat. Sodann aber ift gegen diefe Auffaffung vor Allem darauf Hin= 
äuteifen, daß Eide ſchwören zu müſſen, die man nicht zurüdjchieben kann oder will, 
eine Belaftung des Gewiſſens jein Tann, zu beren Abwendung auch die Deutfche 
CPO. noch die Gewiffensvertretung geſtattet, und daß die Forderung, bei Ver— 
meidung des Geftänbniffes fich “über die vom Gegner behaupteten Thatjachen zu 
erflären, darum eine Verpflichtung in fich ſchließt, weil der Staat, der nur beftehende 
Nechte zu verwirklichen hat, eben deshalb den Nachweis derſelben vom Kläger ohne 
Zuthun des Bellagten erfordern müßte, während er vom leßteren Bejtreitung bei 
Dermeibung der Annahme des Geftänbniffes jorbert und, wenn bie Beftreitung nicht 
erfolgt, durch Verwirklichung de Präjudizes dem Kläger feine Laft ganz ober theil- 
weife abnimmt. Nebenher ift es auch unmöglich, daß der Beklagte durch Schweigen 
jein Recht, vom Kläger den Beweis der Klagthatfachen zu fordern, verwirken könnte, 
da ein folches Recht nicht dem Bellagten, fondern dem Staat und dem Richter 
aufteht und auch die CPO. an dem Grundfaß: Jodici fit probatio feſthält. Wiflen- 
Ihaftlid wird man daher mit der CPO. zwiſchen der Präflufion und den über 
diefe hinausliegenden B.folgen auch noch ferner feheiden müfjen. — Für bie Er- 
Torderniffe der Verhängung der B.jolgen ift zuvor ein Blid auf die Verhältniſſe 
der Kontumaz im Römifchen und Gemeinen Recht zu werfen. Die contumacia 
des Römifchen Recht? war Ungehorfam gegen einen magiftratifchen Befehl (auctori- 
tatem seu edictum Praetoris contemnere), ihr hauptjächlichfter Fall die contumacia 
absentiae, wenn ber Beklagte und jeit Yuftinian auch der Kläger auf die für die 
denuntiatio ex auctoritate dom Magiſtrat abgegebenen dilatoriſchen unb peremto- 
riſchen Edikte nicht erſchien. Der Italienifche Prozeß des Mittelalters aboptirte die 
eontumacia des Römifchen Rechts theils bezüglich der Pofitionen, auf deren Nicht- 
beantwortung er die Nachteile der unterlaffenen Beantwortung der Römifchen 
interrogationes in jure anwandte, theils bezüglich der Termine, zu welchen durch 
die bilatorifchen und pereintorifchen Edikte der denuntiatio ex auctoritate geladen 
oder welche mit bilatorifcher oder peremtorifcher Wirkung den anweſenden Parteien 
vorgeſchrieben wurden. Nach Befeitigung der Pofitionen durch den Füngften Reichs⸗ 
abſchied war es allein die Unterlaffung einer der Partei durch dilatoriſche oder 
peremtorifche Auflage des Richters vorgefchriebenen, von ihr zu beitimmtem Termine, 
oder, als fchriftliches Verfahren eintrat, binnen beftimmter Zrift vorzunehmenden 
Handlung, welche den Begriff der Kontumaz ausmachte, von welcher daher Un- 
gehorfam anderer Perjonen, als der Parteien, 3. B. ber Zeugen ober bes Unter- 
richters, ober der Unterlaffung von Handlungen, welche nicht durch dilatorifche oder 
peremtoriſche vichterliche Dekrete vorgefchrieben waren, 3. B. Nichterfüllung kondem⸗ 
natorifcher Urtheile oder Nichteinwendung von Rechtemitteln ausgeſchlofſen waren, 
und welche ſich auch als rein formaler Begriff gegen die von Manchen verfuchte 
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Unterfcheidung von B. und Ungehorfam fpröde erwies. Für dieſe Kontumaz forderte 
man, weil nad) 1. 71 D. de judiciis 5, 1 das peremtorijche Edikt die Ungehorfams- 
folge androhte, Androhung ber Ungehorfamsfolgen, während bei Rechtsmitteln dieſe 
mit dem Ablauf der Friſt ipso jure eintreten, forderte irethümlich Anſchuldigung 
des Ungehorſams, accusatio contumaciae, weil in 1. 18 $ 2 C. de judiciis 3, 1 
von parte fugiente actoris contumaciam ineusante die Rebe war, was fich jedoch nur 
auf Beantragung der richterlichen Edikte bezog, und geftattete der fäumigen Partei 
bis zur Entjcheidung über die accusatio auf Grund der gleichfalls mißverftandenen 
1. 8 D. si quis caution. 2, 11 eine fog. purgatio contumaciae durch einfaches 
Nachholen der verfäumten Handlung. Die Deutiche CPO. verfteht unter 3. die 
Unterlafjung einer innerhalb einer beftimmten Zeitgrenze vorzunehmenden Handlung 
überhaupt, und fchon dieſer weitere Begriff würde Abweichungen vom Gemeinen 
Recht zur Folge Haben müſſen; außerdem aber hat fie Neuorbnungen getroffen, welche 
ſolche gleichialla erforderlich machten. Erſtlich nun verwirft die CPO. das Syftem 
dreimaliger Ladung bzw. Frift- und Terminsgewährung, ihre Ladungen und Auf 
lagen, Friſten und Termine find fofort peremtoriich, nur in Ehe» und Entmündigungs- 
fachen und im fommifjarijchen Verfahren in Rechnungsjachen ift wiederholte Ladung 
möglih, und im SKonfursverfahren find Anmelbeitift und Prüfungstermin nidt 
präflufiv. Zweitens Tonzentrirt gegenüber ber Zerjplitterung des Parteihandelns 
im Gemeinen Recht die mündliche Verhandlung das Parteivorbringen in erheblichem 
Grade. Innerhalb derfelben. gilt feine Prällufion, als durch die Ginlafjung für 
die ſog. progeßhindernden Einreden und die ihnen gleichftehenden Behelie im land» 
gerichtlichen Verfahren mit Ausnahme des Urkundenprogefies, und für die Einrede 
der Unzuftänbigfeit im amtögerichtlichen Verfahren mit Ausnahme gleichfalls des 
Urkundenprogeffes, ferner durch den VBeweistermin für bie bei der Beweisaufnahme 
vorzunehmenden Handlungen und durch den Schwurtermin für bie Leiftung des 
Eid. Als Schugmittel zur Abwendung ber Präffufion find überdies richterliche 
Aufforderung zur Erklärung über deferirte Eide und im amtsgerichtlichen Verfahren 
auch zur Erlärung über Echtheit von Urkunden und Hinweis auf die Einrede fadh- 
licher Unzuftändigleit vorgefchrieben, und in beiden Prozedurarten kann auch die, 
freilich nicht obligatorifche, Anwendung des Fragerechts zur Abtwendung von V.⸗ 
nachtheilen dienen. Drittens findet eine bejondere Androhung der V.folgen außer 
bei Zahlungsbefehlen und Aufgehoten nicht ftatt, vielmehr tritt an die Stelle dieſer 
Androhung die allgemeine Beftimmung des Gejehes, und wo es an einer jolchen 
mangelt, ſoll Präffufion der Handlung eintreten. Ebenſo bat viertens die EPO. 
von einer accusatio contumaciae als allgemeinem Erjorberniß der Erkennung der 
B.jolgen abgeſehen; dieje follen im Gegentheil ipso jure eintreten, wenn im Geſetze 
nicht ausbrüdlich ein Antrag vorgefchrieben ift. Worgefchrieben ift der Antrag für 
Unterlaffjung von Sicherheitsbeftellung , für Unterlaffung der Anmeldung bei Aufe 
geboten und bes Widerſpruchs bei Zahlungsbejehlen, für Ausbleiben des Schwur- 
pflichtigen im Schwurtermin, für Ausbleiben in den Terminen der mündlichen Ber- 
handlung ber erften und ber Rechtsmittel-Inftangen, über die Hauptjache wie in 
Zwiſchenſtreitigkeiten 3. B. über Reaffumtion; dem Ausbleiben ift das gänzliche 
Richtverdandeln in der mündlichen Verhandlung gleichgeftellt, möge es auch ala 
unfreiwillige Folge disziplinariſcher Entfernung vom Orte der Verhandlung, wieder⸗ 
holter Unterfagung des Vortrags, wiederholter Zurüdtveifung von Bevollmächtigten 
und Beiftänden fich ergeben. Soweit der Antrag erjorbert ift, ift fünftens eine 
purgatio contumaciae zugelafjen bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung über 
denfelben, im Mahnverfahren bis zum Erlaß des Vollſtreckungsbefehls, im Aufgebots- 
verfahren bis zum Erlaß des Ausſchlußurtheils, bei Sicherheitkleiftung bis zur Ent - 
ſcheidung. Bei 3. der mündlichen Verhandlung oder des Schwurtermins wird ber 
Antrag auf Erlaffung eines V. urtheils ober B.zwifchenurtheils gerichtet, bei Auf⸗ 
geboten auf Erlafjung eines Ausſchlußurtheils, bei Bahlungsbejehlen auf Erlaffung 
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des Vollſtreckungsbefehls, bei Sicherheitzleiftung auf Abweiſung der Klage ale 
zurückgenommen bzw. auf Verwerfung des Rechtsmittele. In anderen Fällen, wo 
es eined Antrags nicht bedarf, verwirklicht der Richter die B.folgen bei der Ent» 
ſcheidung, für welche fie in Betracht kommen, ohne Weiteres, bei B. der Nothfriften 
bebarf es einer Entfcheidung überall nicht, und es ift nur fcheinbar, wenn bei V. 
des Einfpruch® gegen ein wegen Ausbleibens im Schwurtermin erlaffenes B.zwifchen- 
urtheil nachträglich das Endurtheil ergeht. Wo ber Antrag auf V. urtheil bzw. 
Zwifchenurtheil ergeht, kann das Gericht den Antrag vertagen, wenn es dafür hält, 
daß die Einlafjungs- oder Ladımgafrift zu kurz bemeflen oder daß der Säumige 
durch Naturereigniffe oder unabwendbare Zufälle am Erfcheinen verhindert war: es 
fann den Antrag ala unzuläffig zurlichveifen, wenn ber Antragfteller von Amtswegen 
zu berüdfichtigende Umftände, wie feine Ermächtigung oder andere Legitimationg- 
verhältnifje, ſowie die Zuftändigkeit des Gerichts (f. den folgenden Art.) nicht nachzu- 
weifen vermag oder ber Säumige nicht ordnungsmäßig ober rechtzeitig geladen ober 
ein auf die Sache jelbft bezügliches thatſächliches Vorbringen ihm nicht rechtzeitig 
mittels Schriftjaßes befannt gemacht war. In beiden Fällen ift Nachholung der 
verfäumten Handlung möglich, die natürlich aber ausgefchloffen ift, wo der zurüd- 
weifende Beichluß in Folge fofortiger Beichwerde wieder aufgehoben wird. it das 
B.urtheil gefällt worden, fo ift jechften® dem ſäumigen Theil der Einfpruch (opposition) 
wiber bafjelbe geftattet, der, weil er eigentlich nur in Nachholung ber verfäumten 
Handlung befteht, im Grunde auf eine purgatio contumaciae nach dem Urtheil 
hinauskommt. Bei B. von Nothfriften können die B.jolgen durch Wiedereinfegung 
in ben vorigen Stand befeitigt werden, aber nur auf wenige, beichränfte Gründe 
Hin. Neben Einſpruch und Wiedereinjegung bietet die Berufung die Möglichkeit, 
einzelne in erfter Inftanz verjäumte Rechtsverfolgungsmittel nachzuholen (vgl. d. Art. 
Berufung), während die Rebifion eine gleiche Nachholung der in zweiter Inſtanz 
verfäumten einzelnen Mittel nicht zuläßt und nur bei Aufhebung von Urtheil und 
Verfahren und Zurückweiſung ber Sache in die vorige Inftanz Hierzu eine Gelegen- 
heit eröffnet werben kann. In erftex, oder in derſelben Inftanz aber ift Nachholung 
von Anfprüchen, von Erklärungen, von Angriffe und Vertheibigungsmitteln, von 
Beweigmitteln und Bewweißeinteden, welche im kommiſſariſchen Verfahren in Rech 
nungsfachen verjäumt find, Nachholung von Ablehnungsgeſuchen gegen Gerichts- 
perjonen und von progeßhindernden Einreben, foweit Iegtere ala Rügen von Mängeln, 
welche ohnehin von Amtswegen berüdfichtigt werben müffen, nicht überhaupt der 
Präklufion entzogen find, Nachholung des Antrags auf Aufhebung eines Schieba- 
ſpruchs nach ergangenem Vollſtreckungsurtheil zwar nicht ala einfache purgatio 
contumaciae, tie die Motive annehmen, aber auf ben ber gemeintechtlichen 
Reftitution, wie au) Yitting hervorhebt, angehörenden Grund Hin geftattet, daß 
das 3. ohne Berfehulden der Partei und ihres Vertreters fich zugetragen habe, 
welcher Grund glaubhaft gemacht werden muß. Die Nachholung oder Berboll- 
ftändigung von Beweißaufnahmen nach dem Beweistermin, von welcher fchon oben 
die Rede war, ift auf denfelben Grund Hin, die nachträgliche Vervollſtändigung 
außerdem auch daraufhin zugelaffen, daß durch das Nichterfcheinen der Partei eine 
wefentliche Unvollftändigteit der Beweisaufnahme veranlaßt fei. Vgl. d. Art. Ladung 
im Civ.Prz. 
—— u. Lit.: S. Hinter dem Art. Berſäumnißverfahren. 
R. Wiebing 

Berfäumnifiverfahren (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 59 ff.) ift, infofern im 
Eivilprogeß ein Verfahren immer einen Antrag erfordert, an fich ein jedes Verfahren, 
welches durch einen Antrag auf Berhängung von Berfäumnißfolgen, alfo auch durch 
den Antrag anf Vollſtreckungsbefehl im Mahnverfahren entfteht, nach ber Deutſchen 
CPO. und deren Motiven dagegen wie im Franzöflfchen Recht dasjenige Verfahren, 
welchen bei Ausbleiben einer Partei in der mündlichen Verhandlung bzw. des 


1072 Verfänmnigverfahren. 


Schwurpfliätigen im Schwurtermin durch den Antrag des Gegner? auf Abgabe 
eines Verſaumnißurtheils oder Verſäumnißzwiſchenurtheils veranlaßt wird. Dem 
Ausbleiben fteht das gängliche Nichtverhandeln zur Sache, aljo über die Gegenftände 
der Verhandlung, gleich, welches durch Stellung eines BVertagungsantrages nicht 
ausgeichloffen wird. Auch kommt nichts darauf an, ob das Nichtverhandeln die 
Folge eigenen Entſchluſſes oder unfreiwilliger Entfernung, wiederholter Unterfagung 
des Vortrags ober wiederholter Zurückweiſung von Bevollmächtigten und Beiftänden 
ift. Don einer Verfäumniß kann keine Rede fein, wo in einem Termine der münd- 
chen Verhandlung beide Parteien zugleich ausgeblieben find, in welchem Falle ein 
Theil dem anderen eine Berfäumniß vorwerfen kann und dad Verfahren daher bis au’ 
erneute Ladung einer Partei auf fich beruht. Iſt Dagegen in der mündlichen Verhand⸗ 
lung, und wenn dieſe fih über mehrere Termine erftredt, auch nur in einem derjelben 
eine Partei bzw. im Anwaltsprozeß deren Anwalt nicht erfchienen, jo iſt die andere 
Partei bzw. deren Anwalt berechtigt, den Antrag auf Verfäumnißurtheil, in Zwijchen- 
ftreitigleiten und bei Außbleiben des Schwurpflichtigen im Schwurtermin auf Verſäumniß ⸗ 
Zwiſchenurtheil zu ftellen; und wenn fie dies nicht thut, wird die Verhandlung zu 
ſchließen und, wie vorhin, erneute Ladung abzuwarten fein. Das Gericht kann den An- 
trag vertagen, wenn es dafür hält, daß die Einlaffungs- oder Ladungsfriſt zu kurz 
bemeflen geweſen oder bie jäumige Partei bzw. deren Anwalt durch Naturereignifie 
ober andere unabwenbbare Zufälle am Erjcheinen verhindert fei, und in dieſen Fällen 
muß die jäumige Parlei zu einem neuen Termin geladen werden. Der Antrag it 
zurückzuweiſen, wenn die erfchienene Partei Umftände, welche vom Gerichte von Amtö- 
wegen zu berüdfichtigen find, nicht nachzuweifen vermag, wenn bie fäumige Partei 
nicht ordnungsmäßig, insbeſondere nicht rechtzeitig gelaben, wenn ber ſäumigen 
Partei ein thatfächliches mündliches Vorbringen oder ein Antrag nicht rechizeitig 
durch Schriftiag mitgetheilt war. Die Zurüdweifung ift durch fofortige Beſchwerde 
anfechtbar, und wenn ber Beichwerdeführer fiegt, das Berfäumnißurtheil in einem 
neuen Termin, zu welchem der Säumige weder zu laden noch zugulafien ift, abzugeben. 
Trägt die erfchienene Partei dagegen auf Vertagung an, 3. B. um die erforderlichen 
Nachweile noch zu beichaffen, fo ift auch die jäumige zum neuen Termine zu Laden 
und darf in bdemfelben das Verſäumte nachholen, wie ihr folches bis zum Schluß 
der Verhandlung über den Antrag, auf welche dad DB.urtheil ergeht, überhaupt 
auftändig ift, den erwähnten Fall ber Beſchwerde ausgenommen. Daß V.urtheil 
Yautet, wenn der Kläger bzw. fein Anwalt der ſäumige Theil ift, auf befinitive Ab- 
weifung der Klage; bleibt ber Bellagte bzw. fein Anwalt aus, fo ift das that⸗ 
Tägliche mündliche Vorbringen des Klägers als zugeftanden anzunehmen, und wenn 
danach ber Klagantrag, ſoweit er nicht ſchon durch Theilurtheil erledigt fein follte, 
gerechtfertigt ericheint, der Beklagte, der dabei der bisher durch Geſtändnifſe oder 
Zwiſchenurtheile ıc. erlangten Vortheile verluftig geht, zu verurtheilen, wenn der 
Antrag der Klage bagegen nicht gerechtfertigt ift, wobei für den Urkunden- und 
Wechielprozeß auch befien befonbere Erforberniffe in Betracht kommen, die Klage 
abzuweifen. Bei Ziifchenftreitigleiten, in welchen für dad B. die Grundjäße des 2. 
über die Hauptfache entiprechende Anwendung finden, beſchränkt fich das Verfäumniß- 
urtheil auf ben Gegenftand des Zwiſchenſtreites. Im Berufungsverfahren wird bei 
Augbleiben des Berufungsflägers das Rechtsmittel verworfen, bei Ausbleiben des 
Berufungsbellagten, ſoweit das feitgeftellte Sachverhältniß nicht enigegenfteht, das 
thatfächliche mündliche Vorbringen des Berufungsflägers für zugeftanden und eine 
beantragte Beweisaufnahme, joweit fie zuläffig erfcheint, ala den in Ausficht geftellten 
Beweis ergebend angenommen und danach erkannt. Im Revifionsverfahten wird ebenfo 
das Rechtsmittel verworfen, wenn der Revident außbleibt, dagegen bei Ausbleiben 
des Revifen das thatfächliche mündliche Vorbringen, joweit ein ſolches in biefer 
Inſtanz noch zuläffig ift, für augeftanden angenommen und foweit dadurch das im 
angejohtenen Urtheil jeftgeftellte Sachverhältnig nicht alterirt wird, demgemäß 
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erkannt, eventuell aber die Sache unter Aufhebung des Urtheils an das Berufungs« 
gericht zurüdgewieen. In Eheſachen und bei den Anjechtungsflagen in Ente 
mündigungsſachen ift ein DVerfäummißurtheil gegen ben Beklagten, Außbleiben im 
Termin ber Ausſchwörung eines richterlichen Eides ausgenommen, nicht zuläffig. 
Für Widerklagen gilt dafjelbe wie für Klagen, und für angejchloffene Rechtsmittel 
daffelbe wie für die Rechtsmittel. — Sehr fontrovers ift, ob das dem jäumigen 
Beklagten erſter Inftanz geftellte Präjubiz des Geftändniffes des thatfächlichen DBor« 
bringens des Klägers ſich nur auf die ben Anfpruch begründenden Thatjachen beziehe 
ober, wie von Baron und in der Juſtizkommiſſion des Reichstags angenommen 
worden, auch auf folche, welche die Zuftändigkeit des Gerichts angehen, oder ob, 
wie Wach, DO. Bülow und Fitting wollen, in Folge der Präflufion der In— 
tompetenzeinzebe die Zuftändigfeit onehin ala eingeräumt angefehen werden müſſe. 
In diefer Beziehung ift zunächft auf die Struktur des Klagfatzes im $ 280 der 
CPO. Hinzuweifen: derfelbe muß feine Begründung der Zuftändigkeit, fondern nur 
die Bezeichnung bes Gerichts umd jerner die Angabe bes Gegenſtandes und Grundes 
des Anſpruchs und einen beftimmten Antrag enthalten. Diefer Antrag kann nur 
als Sachbitie, nicht zugleich ala Prozekbitte, die Zuftändigfeit auf Grund der dafür 
beigebrachten Thatjachen für vorhanden zu erachten, verftanden werben, weil eben 
nur Bezeichnung des Gerichts, nicht Begründung jeiner Zuftändigkeit erfordert ift. 
Eben darum Tann im $ 296 der CPO. unter Klagantrag auch lediglich die Sach⸗ 
bitte und unter Thatſachen, die den Klagantrag rechtfertigen, auch nur jolche, 
welche den Anfpruch begründen, nicht folche, welche zur Begründung der Zuftändig- 
keit nachträglich in der mündlichen Verhandlung vorgebracht find, gefunden, die 
Annahme des BZugeftändniffes daher nur auf erftere Thatſachen bezogen werben. 
Damit dürften die in der Juftiztommiffion des Reichstags berborgetretenen ab= 
weichenden Auffaffungen, welche fi) auf bißheriges Landesrecht ftüben, hinfällig 
werden, indem die CPO. die Erforberniffe der Klage völlig jelbftändig geordnet hat. 
Hiernach das Wach' ſche Präflufionsprinzip anlangend, jo ift mit der Präffufion 
der Einrebe der Unzuftändigfeit als einer progeßhindernden eigentlich nur das Recht, 
auf Grund derjelben die Einlaffung zu verweigern, verloren, und im Gemeinen 
Recht, wo offizielle Abweiſung möglich ift, fteht ebenfowenig einer nach der Ein- 
Lafjung erjolgenden Rüge und Debultion der Inkompetenz etwas im Wege, wie einer 
Anfechtung von Urtheil und Verfahren auf Grund derfelben mittel Berufung und 
Nichtigkeitsbefchwerde. Nun ift freilich bie offizielle Abweiſung für das Gebiet der 
CPO. ein beftritteneg; Wach jelbit erfennt fie jedoch an, wo die Sache vor einen 
ausſchließlichen Gerichteftand gehört oder eine einfache Civilfache vor der Kammer 
für Handelsfachen anhängig gemacht ift, und wird daher hier einer nach der Ein- 
laffung, alſo nach der Präflufion ber prozeßhindernden Einrede, vorgebrachten Rüge 
der Unzuftändigleit da8 Gehör und den Erfolg nicht verfagen können, bei der Kammer 
für Handelsfachen, fo lange bei ihr noch kein Beſchluß zur Hauptjache ergangen ift. 
Und wie Hier die Präkluſion der prozephindernden Einrede eine andere Weife der 
Geltendmachung der Unzuftänbigfeit nicht ausfchließt, fo hat auch der $ 89 ber 
EPO., welcher ftillfchweigende Vereinbarung der Zuftändigfeit annimmt, wenn der 
Bellagte, ohne die Unzuftändigfeit geltend zu machen, mündlich zur Hauptjache ver 
handelt Hat, die Form der Geltendmachung nicht auf die prozeßhindernde Einrede 
beſchränkt, vielmehr wirb ber Beklagte unter ausdrücklichem Verzicht auf die prozeß⸗ 
bindernde Geltendmachung der Einrebe oder ohne jolchen die Präſumtion der Ver 
einbarung abwehren können, wenn er die Einlaffung auf die Hauptfache mit dem 
Zufaße vornimmt, daß er über die Zuftändigfeit des Gerichts Zweifel hege und für 
den all, daß das Gericht diefelbe nicht für begründet erachte, eine Vereinbarung 
über diefelbe ablehnen wolle. Iſt fomit auch Hier die progeßhindernde Einrede nicht 
die einzige Yorm ber Geltendmachung der Unzuftändigfeit, jo kann ihre Prällufion 
auch nicht an die Stelle der Prorogation des Gerichtöftandes — ſein, welche 
v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 


1074 Verfäumnigvertahren. 


letztere der $ 39 der CPO. denn auch außbrädlich erfordert, umd zwar mit um jc 
größerem Rechte, als durch die Präflufion zwar ein Mittel der Abwehr verloren ift, 
der Bellagte aber von der Abficht, die Jurisdiktion zu vereinbaren, noch weit ent: 
fernt fein Tann. Der $ 89 folgert die Vereinbarung aus dem Berhandeln des 
gegenwärtigen Bellagten zur Hauptſache, wenn dabei die Unzuftänbigfeit nicht 
gerügt worden iſt. Bleibt der Beklagte aus, fo entzieht er fich dem Gerichte und 
daraus jcheint ein ftärferer Schluß für bie Abficht, die Gerichtsbarkeit nicht proto⸗ 
giren zu wollen, als für die Abficht der Prorogation fich zu ergeben. Daraus, daß 
die Zuftänbigfeit des Gerichts Prozeßvorausfegung ift, folgt nicht, daß man aus der 
Präfumtion des Zugeftändniffes der Anfpruchsthatjachen auch die Prorogation ‚prü- 
ſumiren müffe, fondern daß die Zuftändigteit feſtzuſtellen fei, ehe das Präjubiz jene 
Zugeftändnifies verwirklicht werben fünne. Die Anficht, daß im B. die Zuftändig- 
teit des Gerichts nicht zu präfumiren, fondern von Amtswegen zu prüfen und feit- 
äuftellen fei, Hat denn auch die Anerkennung des Reichsgerichts gefunden. — Gegen 
ein Berfäumnißurtheil ftehen der erſchienenen Partei diefelben Rechtsmittel au Gebote, 

wie gegen andere Urtdeile, der fäumigen Partei dagegen innerhalb einer Nothirift 
don zwei Wochen feit der Zuftellung der Einfpruch, welcher im "all feiner Zuläffigteit 
den Prozeß in die Lage vor dem Verfäumniß zurückverſetzt. Verſäumt der Opponent 
den Termin zur mündlichen Verhandlung, jo wirb fein Einfpruch verworfen und ſteht 
ihm ein weiterer Einfpruch gegen das neue Verfäumnigurtheil nicht zu, während 
derſelbe ihm wie jonft offenfteht, wenn er nach begonnener Verhandlung einen ferneren 
Termin verfäumt; jedoch ift jedes zweite ober fernere gegen biefelbe Partei zur 
Hauptfache in derjelben Inſtanz erlaffene Berfäummißurtheil ohne Antrag für vor- 
läufig vollſtreckbar zu erklären. Gegen V. der Einfpruchsfrift fteht der fäumigen 
Partei, namentlich wenn fie ohne ihr Verfchulden von der Zuftellung des Verſäummiß⸗ 
urtheils feine Kenntniß erlangte, binnen Jahresfrift noch Wiebereinfekung im den 
vorigen Stand zu, die innerhalb zwei Wochen vor der Hebung des Hindernifie: 
beantragt werden muß. Verfäumt der Implorant die mündliche Verhandlung auch 
hier, jo ift ihm gegen das Berfäumnißurtheil der Einſpruch verfagt. Ein Ber 
fäumnißurtheil aber, gegen welches der Einſpruch an fich nicht geftattet ift, Fam 
noch mit Berufung bzw. Revifion angefochten werben, weil Verfäumung nicht vor 
gelegen, die Partei 3. B. noch dor Schluß der Verhandlung fich eingefunden oder 
totale Unthätigleit nicht vorgekommen. 


Quellen: Paulli sent. rec. lib. V. tit. Va 3 ey XXXIV. sq. Var. 
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v. Bülow, u. A. — Fitting, —B 8, 57. — Wach, Vorträge, S. 112 ff. — 
Buſch, Ztſchr. für Deutſch. Civilproz. . 29 I Baum, — Arch. für civil. Prar. 
Bd. 62 ©. 41 fi. (D. Bülow), ©. 373 f. Wach ©b. 63 ©. 8 (Bitting) — Münd. 
Krit. — Bd. 22 ©. 354 fi. (Kohler). — Entſch. des Reichsger. in Civilſachen I. 
©. 48 fi. K. Wieding. 


Berihollenheitßerflärung ift die gerichtliche Erklärung, daß eine von ihrem 
Wohn- und Aufenthaltsort abwejende Perſon, von deren Leben oder Tob man feine 
Nachricht hat, in rechtlicher Beziehung als verftorben anzuſehen ift. Diefelbe hat 
fich in der Deutjchen Prazis im Anſchluß an Pfalm 90 V. 10 entwidelt. Dem Röm. 
Recht war fie unbelannt. — Vorausgeſetzt wird nach Gem. Recht eine bereits längere 
Dauer des Berjchollenfeing und ein Alter des Verjchollenen von 70 Jahren. Sind 
dieſe Vorausſetzungen vorhanden, jo wirb auf Antrag eines rechtlich dabei Intereffirten 
der Verſchollene öffentlich (edictaliter) geladen mit einer Aufforderung an alle, die 
über fein Geben oder feinen Tod etwas wiflen, davon Kunde zu geben. Bleibt bie 
Ladung ohne Erfolg, fo wird auf erneuerten Antrag die Todes- oder V. ausge 
Iprocdhen. Bis zum Nachweis des Gegentheils gilt der Abweſende nun in vermögens⸗ 
rechtlicher Beziehung als verftorben, und zwar wird nach ber in ber Praxis 
Herrfchenden Anficht angenommen, daß er mit dem vollendeten 70. Lebensjahre ver- 
ftorben jei. Eine abweichende Meinung hält die Zeit der gerichtlichen Todezerklärung 
für entjcheidend. War der Verſchollene beim Beginn feiner Abwejenheit bereits 70 
Sabre alt, fo glaubt man eine Vermuthung 100jähriger Lebensdauer rechtfertigen zu 
Lönnen (Bruns). — Ob bis zu dem Zeitpunkt, in welchem bie Todeserklärung 
wirffam ift, für das Leben des Verſchollenen zu präfumiren, ift ſtreitig. Es wird 
dies namentlich in Hinficht darauf erheblich, ob dem Berfchollenen als vermuthlich 
Iebend bis zu jenem Zeitpunkt Erbſchaften deferirt werben. Die Praris ſchwankt. 
Wo jene Vermuthung anerlannt wird, nimmt man auch für ben curator absentis 
die über die bloße Konfervirung des Vermögens hinausgehende Berechtigung an, bie 
deferirte Erbichaft anzunehmen. — Eine Wirkung der B. in Hinficht des Yamilien- 
rechts ift gemeinvechtlich nicht begründet. Namentlich wird eine Ehe dadurch nicht 
aufgelöft. Es bedarf daneben der Eheicheibung im Dejertionsprogeß. — Die Ver 
muthung des Todes überhaupt und rüdfichtlich der Zeit defjelben wird durch Nach- 
weis des wahren Sachverhältnifies aufgehoben, die nur proviforiich eingeräumten 
Rechte find. dann an den wirklich Berechtigten zu reftitwiren. 

Bon den neueren Gefeggebungen wird für Die B. an der Nothwendigkeit eines 
beftimmten Alters nicht feftgehalten; ftatt deſſen wird neben Ediktalladung eine be 
ftimmte Zeit der Abweſenheil gefordert, und zwar nach Preußiſchem Recht regelmäßig 
10 Jahre vom Alter der Großjährigfeit ab, bei einem Alter von 65 Jahren ge 
nügen 5, bei zweifelhaften Zeitpunft der Großjährigkeit 15 Jahre. Das Sächfifche 
Recht erfordert 5= bis 20 jährige, das Franzöſiſche 4- bis 10jährige, das Oeſter⸗ 
reichiſche SOjährige umd bei einem Alter von 80 Jahren 10 jährige Abweſenheit. 
Das Franzöfiſche Recht kennt keine Ediktalladung, es wird zunächſt gegen den 
Staatsprokurator der Beweis der Abweſenheit und ihrer Urſachen zugelafſen, dann 
nach Jahresfriſt die Abweſenheitserklärung ausgeſprochen. Bei vermuthlichem Unter— 
gang in Seegefahr und im Kriege treten nach Preußiſchem Recht beſondere Be— 
ftimmungen ein. Soweit eine Ediktalladung ſtattfindet, ſteht die V. in Preußen 
jetzt formell unter den Grundſätzen vom Ausſchlußurtheil, ſoweit eine Ediktalladung 
nicht erfolgt, muß fie ala Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit angeſehen werben. 
Als Zeit des Todes gilt außer im Franzöfiichen und Sächfifchen Recht die Zeit ber 
Erklärung, in jenem wird auf die Zeit der letzten Nachrichten, in biefem auf den 
Ablauf der die V. begründenden Friſt zurückgegangen. — Die vermögengrechtlichen 
Wirkungen find im Ganzen die gemeinrechtlichen: im Franzöfiſchen Recht kann ber 
urſprunglich nur probiforifch eingeräumte Grbichaftäbefig nach 30 Jahren ober bei 
einem Alter des BVerfchollenen von 100 Jahren in definitiven Beſitz verwandelt 
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werben. Was bie beftehenbe Ehe eines Berichollenen anlangt, jo läßt das Deiter- 
reichiſche, Franzöfiſche und Sächfiiche Recht diefelbe fortbeftehen, das Tyranzöfiiche 
jeboh nur im Prinzip. Eine von dem zurüdgebliebenen Gatten eingegangene neue 
Ehe Tann nur auf Antrag des zurückgekehrten Verſchollenen für nichtig erklärt 
werden. In Sachſen kann auf Grund der B. und eines Eides des zurückgebliebenen 
Gatten über nicht erhaltene Nachricht die Beendigung der Ehe vom Ehegericht aus 
geiprochen werden. Die Ehe gilt troßdem ala jortbeftehend, wenn ber Berjchollene 
vor Abichluß einer neuen Ehe zurückkehrt. Die inzwifchen geichloffene Ehe ift im 
Preußifchen Recht unanfechtbar, im ‚Sächfifchen kann der doppelt verheirathete Gatte 
fie binnen 6 Monaten nach der Rückkehr anfechten. — Bon der B. abgejehen und 
wen es fi) darum handelt, ob Jemand den Anfall eines Rechts erlebt hat, wird 
in Preußen präfumirt, daß ein Verfchollener 70 Jahre alt geworben fei, aber nicht 
älter: in Sachſen enticheidet ebenfo das 90. Jahr. 
— u. Gigb a Die Verſchollenheit. — Be in Muther’3 Au 05 L 
9%. — Har en * 2eh re von ber V. in Zeitichr. für Eiv.-Recht u. ea, ene RE 
298. — Stei HH in Weiste's töler., XII. 698. ge 
in 665 AR n. 18 5 19—27, 821—855; »Beich vom 21. 1. — 
8 112, 119. — ‘Code civ. art. 112—140. — er Ertei. SS er 
8-11. Geleh betr. bie Zodederfl. von Berfonen, welche an dem Kriege von 1870771 
Theil genommen haben, v. 2. April 1872. Eccius. 


Beriehung (hl. I. ©. 660, 684) eines kirchlichen Beamten von jeiner 
bisherigen Stelle auf ein andere® Amt (translatio) kann für die Regel nur mit 
dem Willen deſſelben erfolgen. Ohne Zuftimmung des Betreffenden ift fie aber 
bei Biichöfen und den mit einer der bifchöflichen Ähnlichen Jurisdiktion verjehenen 
Prälaten allein aus fehr wichtigen Urſachen zuläffig und fteht ausſchließlich in der 
Hand des Papſtes. Diefer muß indefjen jelbftverftändlich die Rechte der bei der 
Beſetzung der neuen Stelle interefjirten Perfonen (aljo die des twahlderechtigten 
Kapitels und des dag jus nominationis befitenden Landesherrn) berüdfichtigen. Hin- 
fihtlich der übrigen Beneftziaten fommt dem Bifchof die Befugniß zur Translation 
zu. Während er diefe letztere aber bei nicht feftangeftellten Geiftlichen volltommen frei 
vornehmen Tann, darf er die fanonifch auf ein beitimmtes Benefizium inftituirten 
Geiftlichen wiber beren Willen ebenfalls nur aus einem wichtigen Grunde verjeßen. 
Ob er dabei den Rath des Kapitels einholen muß, ift ſtreitig. In der Freiheit, 
ſolche Verſetzungen zu verfügen, wird der Biſchof indeſſen durch die vielfach bes 
ftehenden Patronatsrechte beſchränkt. Mitunter wird die V. auch als Strafmittel 
angewendet, indem dem Benefiziaten feine bisherige Piründe entzogen unb ihm eine 
fchlechtere gegeben wird. Das evangelifche Kirchenrecht hat biefelben Grimdſätze, 
nur ift für die Regel dad Konfiftorium die für die Translation der Piarrgeiftlichen 
tompetente Behörde. Die Strafveriegung, deren Angemeffenheit erheblichen Bedenken 
unterliegt, weil fie nicht nur ben jchuldigen Geiftlichen, fondern auch bie Gemeinde 
mit trifft, ift deshalb auch in einzelnen evangelifchen Kirchen, fo in der Sächfifchen 
und Württembergifchen, ausdrücklich abgejchafft worden, während anderwärts, z. B. 
in Altpreußen, ftatt derfelben die fog. Strajemeritirung, d. h. Verfeßung bes Geift- 
lichen in den Ruheſtand mit einem geringeren, als dem ihm fonft zukommenden 
Gmeritengehalt oder Penfiongbetrage, ee werden Tann. 

Quellen: Tit. X. de translatione I. 7. — ®. Hinfhins, Kirchenrecht, Bo. IIL S. 
305 ff. — Preuß. Allg. — IL 11 8 581 und bie Ergänzungen dazu in Bogt, Kichenrecht 
in x ‚Preuß: — ——— — airchenblatt, IL. 586 fl. 

er in ojer, je en! 
2 P. Hinſchius. 


Berſetzung der Staatsbeamten ift derjenige Akt ber Staatsgewalt, durch 
welchen den Beamten ein anderer, als ber bisherige Ort zur Ausübung und Ent« 
faltung ihrer amtlichen Thätigfeit angewiefen wird. Durch feine Ernennung tritt 
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der Beamte in den Dienft des Staates, ftellt ihm feine Fähigkeiten und Kräfte zur 
Dispofition und erkennt ihm das Recht zu, diefe an derjenigen Stelle zu verwerthen, 
an welcher er es für bie förberung der Staatszwede und im Intereſſe des all- 
gemeinen Wohls am angemefjenjten erachtet. Es ift jonach das Verſetzungsrecht des 
Staates ein Ausfluß feiner Aemterhoheit, und erwirbt der Beamte durch feine An⸗ 
ftellung feine Befugniß, demfelben enigegenzutreten und das Verbleiben an dem— 
. jenigen Orte zu verlangen, der ihm zuerft zur amtlichen Thätigfeit angewieſen 

worden. Ebenjo wie die Nüdficht auf das Wohl des Staates für feine Anftellung 
maßgebend ift, bildet fie auch das alleinige Motiv für die Ausübung des Ber 
ſetzungsrechts. Demgemäß geftaltet fich nach dieſer Richtung Hin das Verhältniß 
des Beamten zum Staat dahin, daß er den Dispofitionen deſſelben untertorjen ift, 
und feine eigenen Wünſche und Anträge auf eine Aenderung ſeines Aufenthaltzortes 
nur infoweit berüdfichtigt werben können, ala fie mit dem dienftlichen Intereſſe 
übereinftimmen. Bon diejer Regel einer nur durch das Intereſſe des Amts be— 
grenzten Dispoſitionsbefugniß des Staates wird faft überall eine Ausnahme zu 
Sunften der richterlichen Beamten ' gemacht. In der Abficht nämlich, fie jeder 
möglichen Einwirkung des Staates auf ihre amtliche Thätigfeit, welche durch eine 
Ausübung des DVerjehungsrechtes verjucht werden könnte, zu entziehen, iſt ihnen 
gegenüber dieſes Necht dahin beichränkt worden, daß fie — abgejehen von einzelnen 
Ausnahmen — nicht ohne ihren Willen verjeßt werben können, felbft wenn das 
— Intereſſe eine Verſetzung erwünſcht und angemeſſen erſcheinen lafſſen 
ſollte. 

In dieſe Verhältnifſe Hat die Verfafſung des Deutſchen Reiches nicht eingegriffen. 
Sie läßt die durch die Landesrechte geregelte Stellung der Staatsbeamten unberührt 
und enthält keinerlei Beſtimmungen, welche zu einer allgemeinen, für ganz Deutfch- 
land geltenden Ordnung dieſer Materie führen könnten. In Anfehung ber Reiche- 
beamten bat das Geſetz vom 81. März 1873 im $ 23 den allgemeinen Gefichte- 
punkt geltend gemacht und dem Inhaber der Reichagewalt neben dem Ernennungs- 
recht auch die unbeſchränkte Befugniß zur Verſetzung der Beamten aus bienftlichem 
Intereſſe beigelegt. Es Hat zu Gunften der richterlichen Beamten eine Ausnahme 
nicht gemacht. Dagegen hat das GVBG. im $ 8 den allgemeinen Grundſatz auf 
geftellt, daß Richter wider ihren Willen nur kraft richterlicher Entſcheidung und 
nur auß den Gründen und unter den formen, welche die Disziplinargeſetze beftimmen, 
an eine andere Stelle verfeßt werben fünnen. Wo in den Landesrechten Disziplinar- 
geſetze für richterliche Beamte noch nicht vorhanden find, ift im $ 13 des EG. auf 
die Nothwendigkeit des Erlaſſens derjelben hingewieſen. Es ſoll alfo auch im Reichs- 
recht und für die richterlichen Beamten des Reichs die Ausnahme Geltung haben. 

Im Allgemeinen erfordert der Begriff der Verſetzung, daß der Beamte zwar 
den Ort feiner amtlichen Thätigkeit, nicht aber auch feine Stellung wechfelt. 
Während eine Erhöhung dieſer eine befondere neue Ernennung erfordert, würde die 
Verſetzung in ein Amt von niebrigerem Range eine Degradation, jomit eine Strafe 
für den Beamten enthalten, mithin bem Wejen einer Verfegung im eigentlichen Sinne 
nicht entfprechen. Es kann daher biefe immer nur in ein Amt von gleichem Range 
erfolgen. Im Beſonderen ift zu unterſcheiden zwiſchen richterlichen und nichtrichter- 
lichen Staatsbeamten. 

1) Die Gründe, welche bei ben letzteren das DVerjegungsrecht in Thätigfeit 
jegen können, find entweder das dienftliche Intereſſe oder ein richterliches Urtheil. 
Am erfteren Falle kann der Staat von feinem Rechte mit oder wider den Willen 
des Beamten, auf Grund feines Antrags oder ohne einen ſolchen Gebrauch machen, 
und ift nicht gehalten, ihm von feinen Gründen nähere Kenntnik zu geben. Dieje 
Gründe können ebenfowol darin beitehen, daß die Amdividualität des Beamten 
an einer anderen Stelle nutzbringender zu verwerthen ift, wie darin, daß die Vor⸗ 
ausfegungen einer erfolgreichen Amtsthätigleit an der bisherigen Stelle aufgehört 
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haben. Das Preuß. Landesrecht, welches die Berfegung im bdienftlichen Intereſſe im 
Abſchnitt VIII. des Disziplinargeſetzes für nichtrichterliche Beamte vom 21. Juli 
1852 behandelt, ftatuirt eine Ausnahme zu Gunften ber in Folge ihrer Anjäffigkeit 
im Kreiſe gewählten und auf Grund diefer Wahl ernannten Landräthe. Sie follen, 
folange fie den für ihre Wahl maßgebend gewejenen Grundbefig nicht aufgegeben 
haben, wider ihren Willen nicht verjeßt werden dürfen. 

Es kann aber auch die Verſetzung als eine Diaziplinarftrafe durch richterliches 
Urtheil außgefprochen werden, weil der Beamte die Pflichten feines Amtes verlegt 
bat. Allerdings wird nur dann von diefem Strafmittel ein zutreffender Gebrauch 
gemacht werben, wenn die Art der Pflichtverlegung einer ferneren gebeihlichen Gnt- 
widelung amtlicher Thätigleit an dem Orte der That hindernd entgegenfieht, bie 
Entfernung des Beamten daher ein Griorbemiß des bienftlichen Intereffes wird. 
Iſt aber auf Berfegung rechtskräftig erfannt, jo Liegt der Staatsgewalt die Aus 
führung des Urtheils ob, und barf fie nicht vorher noch erft die Prüfung eintreten 
laffen, ob die Vorausſetzungen einer Verſetzung vorliegen. Um jeboch biefe Art der 
Berfegung von der aus dienftlichen Rüdfichten zu unterfcheiden und ihr den Charakter 
einer Strafe zu geben, fchreibt ſowol das Neichägefeh, wie das Preuß. Disziplinar- 
gejeg vor, daß fie mit einer Vermoögensſtrafe verbunden werden jol, bie nach dem 
leßteren in einer Verminderung des Dienſteinkommens, ober in dem Berluft des 
Anſpruchs auf Umzugskoſten, oder in beiden Nachtheilen zugleich, nach dem erfteren 
nur in dem erftgebachten Nachtheile beftehen kann, an deſſen Stelle jedoch eine Geld- 
buße gejegt werden darf. 

8 ei den richterlichen Beamten war in Preußen ſchon nach den Art. 86, 
87 der Verfaffungsurtunde und ift jet in ganz Deutichland nach dem EBG. 5 8 
die Verſetzung eine freiwillige ober eine umfreiwillige, letztere ala Folge eined gegen 
den Beamten ergangenen Disziplinarurtheile. Somit gilt als Regel, dab der Richter 
nur auf feinen Antrag bzw. mit feiner außbrüdlichen Einwilligung verjeßt werden 
kann. Bon ihr geftattet der $ 8 mur eine Ausnahme für den Fall einer Organi- 
fation ber Gerichte oder einer Aenderung ber Gerichtöbezirke, eine Ausnahme, die 
nicht ſowol durch das dienſtliche Intereffe, als vielmehr durch die Rothwendigfeit 
geboten ift. Es foll alfo ſowol bei allgemeinen Aenderungen ber gerichtlichen 
Behörden, wie bei Lolalveränderungen, 3. B. ber Aufhebung eines Amtsgerichts oder 
der Verkleinerung des Bezirks eines folchen, der Staat befugt fein, auch gegen den 
Richter von feinem Verſetzungsrechte unbeichräntten Gebrauch zu machen. Zu dieſer 
Ausnahme tritt in Preußen noch eine zweite, welche der $ 52 bes Geſetzes vom 
7. Mai 1851 vorfchreibt. Wenn fich nämlich zwifchen zweien an bemfelben Gericht 
angeftellten richterlichen Beamten ein Schwägerichaftsverhältniß bis influfive britten 
Grades bildet, fo ift derjenige Richter, durch defien Verheirathung diejes Verhältniß 
bedingt wird, verbunden, fich eine Verſetzung in eine andere Stelle gefallen zu 
laflen. — 

Die unfreiwillige Berfegung fann nur auf Grumd eines im Dieziplinarverfahren 
rechtskräftig ausgeſprochenen Urtheils erfolgen. In Preußen ift dieſes Mittel ala 
zweitſchwerfte Disziplinarftrafe durch den $ 1 des Gefeßes vom 26. März 1856 — 
Geſ. Samml. S. 201 — eingeführt worben und ruht auf der Erwägung, daß bie 
Beichaffenheit und Schwere der Amtspflichtverlegung ber erfolgreichen ferneren Wirt» 
ſamkeit des Richter an der bisherigen Stelle hindernd entgegentritt. Die Strafe 
wird bald allein erfannt, bald in Verbindung mit vermögensrechtlichen Nebenftraien. 
In Preußen tritt der Iehtere Fall ein. Sie foll verſchaͤrft werden entweder durch 
Verminderung des Dienfteintommens, an beren Stelle auch eine den dritten Theil 
des Jahreseinkommens nicht überjteigende Geldbuße Teftgejeßt werben Tann, ober 
durch den Verluſt des Anſpruchs auf Umzugstoften, oder durch beide Nachtheile zu⸗ 
gleich. Das rechtskräftige Urtheil hat, joweit es die Verfegung betrifft, die Staats- 
gewalt ohne weitere Prüfung zur Ausführung zu bringen, 
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Wie das Recht der Anftellung nur durch den Inhaber der Aemterhoheit aus⸗ 
geübt werden kann, fo fteht auch ihm nur die Ausübung bes Verſetzungsrechtes zu. 
In verjchiedenen Staaten, jo auch in Preußen, Hat jedoch der Landesherr gewifje 
Behörden mit der Handhabung dieſes Recht? betraut, jo daß es thatjächlich vielfach 
von den Reffort-, ja fogar den Provinzialverwaltungen geübt wird. In Betreff 
der richterlichen Beamten ift in Preußen durch den Erlaß vom 8 Dezbr. 1879 — 
Juſt. Min.Bl. ©. 471 — das BVerfehungsrecht in Anfehung der Amts» und Land- 
tichter dem Juftizminifter übertragen worben. 

Durch die Berjegung fol, wenn fie nicht ein Alt des Strafrichters ift, dem 
Beamten ein materieller Nachtheil nicht bereitet werben, weil ihr die Wahrnehmung 
des bientlichen Intereſſes zu Grunde Liegt. Es fteht deshalb dem Verſetzungsrecht 
die Pflicht des Staats gegenüber, dem Beamten den ihm durch feine Verſetzung 
verurſachten unmittelbaren Schaden zu erjegen. Als ein folcher gilt nicht der Weg- 
Tall zufälliger oder dauernder Nebeneinnahmen, welche mit bem bisherigen Amte ver⸗ 
bunden waren, 3. 3. die Bejoldung für ein Nebenamt: ebenjowenig der Ausfall, 
der durch einen niedrigeren Satz des Wohnungsgeldzuſchufſes hervorgerufen wird. 
Dagegen gehören zu dem Schaden die Umzugskoſten, die vertragsmäßig noch weiter zu 
zahlende Wohnungsmiethe u. dgl. Die Landezrechte machen nun vielfach einen Unter 
ſchied, ob die Verfegung von dem Beamten gewünfcht oder beantragt worden, oder ob 
fie von Amtswegen im Intereſſe des Dienftes angeorbnet ift. Indem fie in dem Ver- 
fegungsantrage einen Verzicht auf die Erftattung der Koften finden, bemwilligen fie 
den Erfah derfelben nur für den letzteren Fall. In Preußen ift dieſes Prinzip durch 
das Gejeh vom 24. Februar 1877 befeitigt worden. Nach ihm ift ber Staat bei 
jeder Verſetzung eines Beamten, die nicht als Strafe ausgeſprochen worden, ver⸗ 
bunden, die Umgugsfoften, und zwar in der von dem Gejeh geregelten Höhe zu er= 
ftatten, gleichgültig, ob fie beantragt war oder von Amtswegen erfolgte. 

Meves. 


Berfiherungßvertrag, Aſſekuranzvertrag (Bier privatrechtlich be» 
trachtet; DVerwaltungsrechtliches hierüber f. unter d. Art. Berficherungsmejen, 
polizeil.), ift der weientlich zweiſeitige Vertrag, inhaltlich deſſen fich ein Kontrahent 
Verſicherer, Aſſekuradeur genannt) gegen Entgelt einem Andern (Berficherungsnehmer) 
gegenüber verpflichtet, den Erfah des Schadens einer vertraggmäßig näher bezeichneten 
Gefahr zu übernehmen. Der B. gehört zu den Geichäften, welche die Sicherum: 
gegen Zünftigen (b. h. künftig erft eintretenden oder künftig erſt befannt en, 
Schaden bezwecken. Der Grundidee der Affeturanz dienten bereits im Altertum 
und frühen Mittelalter gefellichaftlicde Einrichtungen, welche die Bertheilung des 
Riſikos auf eine größere Anzahl von Perjonen bezwedten; die volle praftijche Ver⸗ 
wirklichung der dee der Aſſekuranz, die entgeltliche Uebernahme einer „Gefahr“ 
durch einen Andern als den davon Bedrohten, findet fich bereit? am Ende des 14. 
und im 15. Jahrh. in eigentlichen Berficherungsgejellfchaften, und zwar zunächſt und 
in ſehr bedeutendem Umfange im Seeverkehr. Der überfeeiiche Handel war 
allerdings in einer Weife drohenden Naturereignifien und Schädigungen durch 
Menjchengewalt außgejet, daß in jeinem Bereich zuerſt das Bedürfniß nach Inſti— 
tuten entftehen mußte, welche die Sicherung des Verkehrs insbeſondere durch Ueber- 
nahme des Riſiko oder eines Theils deffelben bezwedten. Das Seeaſſekuranzweſen 
bat daher nicht bloß bie erfte, ſondern auch die vollſtändigſte gefehliche Regelung 
und die frühefte und außführlichite Behandlung in der Theorie erfahren. Bon der 
Sicherung gegen Seegejahten dehnte ſich das Prinzip der Aſſekuranz allmählich zur 
Mebernahme jaft jeder Art von Gefahren aus, welche vermögensrechtlichen Verhält- 
niffen drohen. Seitdem Hat fich auf dem Gebiet des Verſicherungsweſens ein jo 
buntes und eigenartiges Leben entwickelt, daß es bis auf unſere Tage weder der 
Theorie noch der Geſetzgebung möglich war, daſſelbe eingehend und beherrichend zu 
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erfaffen, und die Praris in vielen Arten des V. lediglich durch die Uebung und bie 
„Ratur der Sache“ geleitet wird. 

Die Theorie des fpäteren Mittelalters, welche ſich zuerſt mit dem V. be- 
ſchäftigte, glaubte, wie alle anderen Inſtitute, die das neuere Verkehrsleben erzeugte, 
3. 3. dem Wechfel zc., jo auch den ®. einfach in eine der Rubrilen des Nö. 
Rechts einzwängen zu müſſen und dadurch hinreichend erklären zu fönnen. So 
charakterifirte man den B. ala Innominatkontrakt, nach der Yormel: facio, ut des, 
oder do, ut facias, oder als stipulatio (sponsio), oder gar ald emtio venditio 
(nämlich periculi, eine emtio per aversionem). Zu neueren Anfichten leitete die 
Auffaffung des V. als emtio spei oder rei speratae: man ftellte benfelben in die 
Kategorie der „gewagten Geichäfte”, der aleatorifchen Verträge, allgemein oder ala 
eine Art von Spiel oder Wette (jo noch 1873 Kift, ſ. u.), und mußte dann eine 
Fülle von Gelehrſamkeit aufbieten, um die Rechtsbeſtäͤndigkeit des thatfächlich un— 
gemein wohlthätigen, fittlichen und bereits ſehr weit verbreiteten Inſtituts auch 
theoretiſch — wie früher ben Wuchergefegen — num dem Verbote unmoraliicher 
Spiele gegenüber darzulegen. Erſt in neueſter Zeit ift man zu ber Einficht gelangt, 
daß der V. weder in eine ber Kategorien bes Röm. Rechts ohne Weiteres paßt, 
noch auch die Natur eines Wagniffes in jo Hohem Grade an fich trägt, daß dadurch 
das Weſen befielben beitimmt werde. 

Inhaltlich iſt der V. ein Vertrag zur Sicherung eines beſtimmten 
Intereſſe gegen künftigen Schaden, von der Bürgſchaft durch feine prin— 
zipale Natur und durch die Ausdehnung auf jede Art möglicher Schädigung unter⸗ 
ſchieden. Der V. wird formlos abgeſchloſſen; die Vorfchrift bes Allg. Preuß. ER. 
Thl. I. Tit. 8 $ 2064, wonach jeber DB. bei Meidung der Ungültigkeit ſchrütlich 
abgefchloffen werden muß, ift für diejenigen V., welche Hanbelögefchäfte find, auf: 
gehoben durch das HGB. und das EG. hierzu (ſ. Erf. d. ROSHG. v. 23 Yan. 1872 
u. d. Kräwel f. unten, anderer Anficht das Berliner Obertribunal |. ebenda); 
diejenigen V. aber, welche nicht Handelsgeichäfte find, nämlich die gewöhnlichen 
Verſicherungen auf Gegenfeitigkeit (j. unten), unterliegen den Formvorichriften der 
Landesrechte (f. Entich. des ROHG. Bd. V. ©. 16). Dennoch kommen häufig Ur 
tunden über den Abjchluß von V. vor; im See-V. Hat der Verficherer eine von 
ihm unterzeichnete Urkunde (police, polizza, polizze, Verficherunggfchein) über den 
V. dem Verſicherungsnehmer auf defjen Verlangen auszuſtellen; durch Uebung und 
die Statuten zahlreicher BVerficherungsgefellichaften, namentlich Lebensverficherungs- 
geſellſchaften, ift die Ausftellung von Polizen weiterhin eingeführt und geregelt 
worden; doch ift auf feinen Fall nothwendig das ganze Vertragsverhältniß aus 
der Polize zu erjehen (Erf. d. ROHG. v. 20. Oftbr, 21 u. 29. Novbr. 1871, 
8 März 1872). (Welche Bedeutung übrigens die Aushändigung ber Polize und 
die Zahlung der Prämie für die Perfektion des V. Hat, |. Malß in der unten 
cit. Zeitichr. F. H.R. Bd. VI. p. 865 ff. und Bd. XII. p. 77 ff. und Erf. d. 
ROHGG. vom 4. April 1873.) Im Zweifel ift die Aushändigung der Polize 
an den DVerfiherungsnehmer zur Perfektion des DB. nicht erjorberlih, weil der 
Abſchluß des V., wenn nicht das Gegentheil befonbers feitgeftellt ift, der Schrift 
form nicht bedarf (Entidh. d. ROHG. Bd. V. &. 111, 114, 115, au ©. 9—12); 
es gehört vielmehr die Annahme der Polige ſeitens des Verſicherungsnehmers ebenſo 
wie die Zahlung der Prämie regelmäßig zur Erjüllung des DB. (Entſch. d. 
ROH. IX. ©. 382). 

Beim Abſchluß des V. kann der gute Glaube und das Verlehräinterefje eine 
ganz befondere Beichleunigung der Verhandlungen, 3. B. auch telegraphijche Notiz 
erforderlich machen (ſ. Entſch. d. ROHG. Bb. X. ©. 378). Die Agenten ber 
Derficherungsgefellichaft, mit welchen der B. abgejchloffen wird, find ala Vermittler 
und Willensüberbringer, nach Innen zu ala conductores operis oder Freidienftarbeit- 
nehmer der Geſellſchaft, nicht aber ohne Weiteres als handlungsbevollmächtigte Stell- 
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vertreter, aufzujaflen; auch ift e8 denkbar, daß fie im Betriebe ihres Geſchäfts auch 
in ein bejonderes Rechtöverhältniß zu den Verficherungsnehmern und zur Gejellichaft 
treten (3. B. in ein Bürgſchaftsverhältniß, ſ. Entich. d. ROHG. Bd. XXIII. ©. 
148; ober bzw. der Eingehung don Schiedeverträgen ſ. ebenda Bd. X. ©. 881). Zur 
Bermittlung von V. find auch Handelamäfler amtlich berufen (HGB. Art. 67). Ueber 
die Gültigkeit der V., welche mit augländifchen, im Inlande nicht konzeſfionirten 
Berficherungsanftalten bzw. deren Agenten abgefchloffen werden, ſ. Entich. d. Reichs⸗ 
gericht? Bd. I. S. 115—116. 

Die Verpflichtung zur Sorgfalt eines ordentlichen Gejchäftemannes Tann die 
Pflicht in fich fchließen, B. für eigene oder für fremde Rechnung abzufchließen. Eine 
in einem folchen Zalle zuftehende actio negotiorum gest. contraria wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß der Geftor durch den Abſchluß des V. zugleich auch neben- 
bei fein eigenes Intereſſe beförderte (j. Entih. d. ROHG. Bd. VII. ©. 260 ff.). 
Dem Kommiffionär und dem Spediteur obliegt die Pflicht, dag anvertraute Gut 
zu verfichern, nur bedingt, nämlich nur dann, wenn ein Auftrag zur Verficherung 
erteilt wurde; ein folcher Auftrag Tann aber auch ftillfchweigend ertheilt fein 
(Entf. d. ROHG. Bd. VII. ©. 361). Hat ein Spediteur oder Kommiffionär dag 
anvertraute Gut verfichert, jo ift die Forderung aus dem DB. zu cediren an den 
Auftraggeber, foweit es fich dabei um das verficherte Intereſſe dieſes letzteren Handelt 
(ebendafelbft Bd. II. S. 266—268). 

Seit das Verſicherungsgeſchäft größere Ausdehnung erlangt hat, wird es 
gewerbemäßig von bejonderen Gejellichajten betrieben; Verficherungsgefellfchaften, 
die auf Aftien gegründet find, unterliegen beſonderen Vorſchriften: die Aktien müſſen 
ftet3 auf einen Betrag von mindeſtens 300 Mark lauten, auch, wenn fie auf Namen 
lauten; und auf jede Aktie müſſen ſchon vor der Regiftrirung der Gefellichaft min- 
deſtens 20%, eingezahlt fein (j. HEB. Art. 207 a, 209 a, 210 a). — Die Gefell- 
ſchaften (ſowie auch einzelne Perfonen, welche etwa noch ala Verficherer auftreten) 
verfichern regelmäßig gegen Prämie, d. 5. fie lafien fi} von dem Verficherungs« 
nehmer als Entgelt für die Rifitohbernahme eine fire Geldfumme (Prämie), bei 
längeren Berficherungen jährlich (b. i. nach relativen Berficherungsjahren, Erf. d 
ROHG. dv. 15. Novbr. 1872) bezahlen, verjprechen ober pränumeriten, auf 
deren Höhe ber Umftand, daß innerhalb ber Anzahl der von diejer Gejellichaft 
Verficherten der von ihr zu tragende Schaden thatjächlich mehr oder minder häufig 
eintritt, ohne (prinzipiellen) Einfluß ift; die Geſellſchaft und die Gejellichaftsmitglieber 
treten Hierbei lediglich als Verficherer auf. Es giebt aber auch Berficherungagejell- 
ſchaften, welche nicht auf Prämienzahlung, fonden auf Gegenfeitigteit ge 
gründet find; die eine derartige Gefellichaft bildenden Mitglieder verpflichten fich, 
den Schaben, welcher in Folge beitimmter Ereigniſſe Einzelne aus ihnen trifft, 
gemeinfam zu erjeßen, indem fie dem von dem Unglüd betroffenen Genoffen Schadens⸗ 
erfah durch Beiträge leiften, deren Höhe entweder vor Eintritt des Unfalls reſp. 
vor Ablauf einer Rechnungsperiode bereit® approrimativ feſtgeſtellt wurde und dann 
nad) Bebürfniß regulirt wird, oder fich erft durch bie Repartition bes innerhalb 
einer abgelaufenen Periode gemeinjam zu hebenden Schadens ergeben fol. Die 

. Mitglieder ber auf Gegenfeitigfeit gegründeten Geſellſchaft find demnach inagefammt 
Verſicherer und Verficherungsnehmer zugleich und ihre Gefellichaft ift an fich feine 
Handelsgefellichaft (Entich. d. ROHG. Bd. VI. ©. 94 ff). Die Uebernahme einer 
Verficherung gegen Prämie ift nach Art. 271 des Allg. Deutichen HGB. ein (ab- 
ſolutes) Handelsgeſchäft, doch kann dem Geifte Diefed Gejehes nach auch eine auf 
Gegenfeitigleit berubende ein jolches fein, dann nämlich, wenn auch hierbei feſte 
Prämien ftatuirt find, deren Neberſchuß nad Ablauf einer Geichäftsperiode ala 
Dividende an die Gefellichaftamitglieder, welche Hier dann nur als Verficherer in 
Betracht kommen, vertheilt werden (vgl. Goldſchmidt, HR. 1. Aufl. ©. 448 
und etwas anders und ausführlicher 2. Aufl. ©. 584—586, und Malß, Betradh- 
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tungen ıc., S. 10), oder wenn N Kaufleute in ihren Gejchäften — — en 
über Ießteren Tall |. Entſch. d. ROHG. Bd. XII. ©. 148, 
überdieß ausgeſprochen, daß die Berfigerungägeichäfte auf — — las en = 
fonderen Umftänden Handelsgeſchäfte find (Entich. Bd. V. S. 16); denn wenn in der 
Verficherung auf Gegenfeitigleit auch jefte Jahresprämien zu entrichten find, fo haben 
diefe doch nur den Charakter von VBorjchäflen zur Beftreitung ber Auslagen (Bd. IV. 
©. 199, 200; auch Bd. VI. ©. 95). Andererjeits ift feftzuhalten, daß jeber wirt: 
liche B. gegen Prämie Handelsgeſchäft ift, felbft wenn das „Verficherungsobjeft“ eine 
unbewegliche Sache ift; jo daß aljo bie Uebernaßme einer Berficherung von Immo 
bilien m Feuerögefaht, wenn gegen Prämie, ein Handelsgeſchäft ni (Entid. d. 
ROSS. Br. V. ©. 12, 18; Bd. XVII. ©. 815 und Bd. IX. ©. 386). 

Dem — nad), defien „Werth“ (im weiteften Sinne) bei Eintritt der 
Gefahr erjeßt werben joll, wird die Berficherung eingetheilt in Perſo nen- und 
Sachen-Verſicherung; zu der erfteren rechnet man die Lebensverficherungen, 
Berficherungen der Arbeitökraft, Unfallverficherungen (Hierüber |. d. Art Berfiche- 
rungswefen, poligeil.), Berfiherungen gegen SHaverei, gegen Rekrutirung ꝛc 
Sachverficherungen find: See umb ' Lanbtranaportverficherungen, euer, Bick, 
Hagel«, Froftjchabenverficherungen, im weiteren Sinne aud) Verficherungen gegen bie 
Zahlungsunfähigfeit eines Schuldners (Kreditverficherung), Haftpflicht-, Hypotheken⸗ 
Rüdverficherungen (verfchiedener Art) u. dgl. Bezüglich der Transportverfiche 
zung ift jedoch au bemerken, daß die DVerficherung der Lieferzeit u. dgl. melde 
mit der ben Transport beforgenben Anftalt ſelbſt abgeſchloſſen wirb, nicht als 
V. im techniſchen Sinn aufzufaflen ift, jondern nur eine gegen Entgelt paktixte 
Erhöhung der Haftung des Transportirenden bewirkt, welche nur infoweit den Cha⸗ 
rakter des B. annimmt, ala durch fie der Transportunternefmer über jeine tranaport- 
vertragamäßige Haftung hinaus das Riſiko des Zufalls übernimmt; die Berficherung 
der Lieferzeit im Frachtverkehr Hat insbejondere nur die Wirkung, daß eine regle 
mentmäßige Befchräntung der Haftung befeitigt wirb (j. Entich. d. ROHG. Bd. XVIIL 
©. 236, 237). Das Objelt des V. (nicht das der Erſatzpflicht unmittelbar) if 
in jedem Fall ein beitimmtes Intereſſe, welches der Verſicherungsnehmer (reſp. Ber- 
ficherte) daran hat, daß eine gewifje Gefahr unſchädlich werbe. Die Gejehgebung 
fordert nun — im Nachgange zu jenen älteren Theorien — noch jebt regelmäßig, dag 
die Berficherungsfumme (d. i. der im Fall des Gintritts der vollen Gefahr an den 
Berficherten zu zahlende Betrag) den „wahren Werth“ des verficherten Objekts 
(genauer: ein fofort ziffermäßig jeftzuftellendes Intereffe am Nichteintritte der Gefahr) 
nicht überfteige (Verbot der Meberverfiherung). Es ftehen fich in dieſer 
Hinficht zwei Theorien gegenüber; nach der einen, hauptjählich von Endemann 
vertretenen Lehre ift die Feſtſetzung der Höhe ber Verficherungafumme volllommen 
der freien Vereinbarung der Parteien zu überlaffen; nach der anderen aber ſoll fich 
der Verficherer nur zum Erſatz des „wirklichen Schadens“ verpflichten können; das 
Richtige dürfte fein: nicht die den Gefahren ausgeſetzte (körperliche) Sache, fondern 
das Intereſſe am Nichteintritt der Gefahr bildet den Gegenftand der B.; der se 
bezwedt noch heute wie im Mittelalter Schabloshaltung, aber bei der Berechmu 
des Schadens wird weiter gegangen: das verſicherbare Intereſſe umfaßt nicht Bios 
den eigentlichen Sachwerth, jondern das gejammte Intereſſe am Nichteintritt des 
jchädigenden Ereigniffeß; dieſes Intereſſe ift bei Perjonenverficherungen regelmäßig 
von jeder Werthſchätzung unabhängig und gänzlich den Feftjegungen des V. zu über 
laffen, und bei See-B. nach Deutjchem und Holländifchem Recht (entgegen dem 
Sranzöfifchen und Spanischen) jo weit ausgedehnt, daß auch der zu erwartende 
(imaginäre) Gewinn in bie Affeturanzjumme gerechnet werben darf (vgl. Rutgers 
van ber Loeff, Noyon, Kift, Cohn, Laband's Kritifen, dann Gohn 
in d. Zeitichr. f. d. gef. H.R. Bd. XVII. ©. 77—89, und Goudfmit’s 
Spezialabhandlung ſ. unten). Dad ROHG. faßt die Berfiherungafumme im 
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Zweifel als äußerfte Grenze der Erjakpflicht auf (Erf. vom 18. Febr. 1872). Mit 
dem Verbot der Meberverficherung hängt das der mehrfachen Verfiherung (Doppel«- 
verſicherung) zufammen, wel, Ietere bei nur theilweifer erfter Verficherung der 
Sade ala Verficherung des noch nicht verficherten Werththeils zuläffig ift. Ueber 
Ben }. diefen Art. 

Der Inhalt des V. ergiebt fi im Einzelnen aus der Vereinbarung, dem 
wahren Willen der Parteien; dies gilt auch dann, wenn eine Polize ae iſt 
oder gedruckte oder ſonſt generelle Verlragsbed ingungen· vorhanden find (Entſch. 
dv. ROHG. Bd. 1. ©. 125); die „Bedingungen“ find nach Anficht des ROHG. (Entſch. 
3b. IV. ©. 64; Bd. II. ©. 188, 184) nicht rigoriſtiſch auszulegen, und es tritt 
deshalb nicht ohne Weiteres bei jeder Nichterfüllung einer Bedingung der Verluft 
des ganzen Rechtes aus dem V. ein. Sind die generellen Verficherungäbedingungen 
(„Statuten” u. dgl.) oder die Berficherungapolizen ungenau redigixt, jo find fie 
präfumptiv gegen ihren Berjafler, im Zweifel alfo gegen ben Berficherer auszulegen 
(Entf. d. ROHG. Bd. IV. ©. 59; Bd. V. ©. 248; dgl. aber Entſch. des Reichäger. 
Bd. II. S. 123—127). Die aus dem DB. entipringende Verpflichtung des DVer- 
ficherungsnehmerd beſteht vor Allen in der Verbindlichkeit zur Zahlung e Mr 
(nah Maik und ber Praxis fehr vieler Gefellfchaften, vgl. Erf. ROHG. 
v. 11. März u. 4. April 1878): eine Holſchuld (dette quérable); — läßt 
fich die Frage, ob die Prämienzahlung eine Bringfchuld (dette portable) ober eine 
Holſchuld jei, nicht enticheiden; das ROHG. Hat in diefer Hinficht erwogen, daß 
der Verficherungsnehmer, wenn aus den ihm befannten Umftänden hervorgeht, die 
Jahresprämie werbe bei dem Berficherten abgeholt werben, fo lange nicht zu zahlen 
brauche, ala ihm nicht das Gegentheil unzweideutig erflärt wird; hat ex in der 
durch die Umftände begründeten Erwartung, die Jahresprämien wärben unter Präſen⸗ 
tation des Prämienjcheins ihm abgeforbert werben, bie Zahlung zur Verfallzeit 
unterlaffen, jo verwirkt er durch leßtere Unterlafjung feinen Anſpruch aus dem V. 
nicht; denn es läßt fih, wenn nicht die Berficherungsbedingungen eine ganz uns 
zweideutige Beftimmung enthalten, jchwerlich annehmen, daß, entgegen den allgemeinen 
Grundfägen des bürgerlichen Rechts (im konkreten Falle: Bad. Landrecht, Sa 1230, 
1139), fowie denen des Verſicherungsrechts insbeſondere, an das bloße Faktum der 
Nichtzahlung zur Berfallzeit fchon der Verluſt des Berficherungsanfpruches habe 
gefnüpft werben ſollen (Entih. des ROHG. Bd. IX. ©. 375, 387 und die dort 
citirten Entſch.). Der Pflicht der Prämienzahlung entfpricht bei Berficherungen auf 
Gegenfeitigkeit die Verpflichtung zur Zahlung des entſprechenden, mitunter — un» 
eigentlüh — auch Prämie genannten Beitrags (vgl. auch Entſch. des ROGG. Bd. 1. 
©. 196—198); über „Nachfriften”, „Reſpekttage“ ſ. Malß in d. Zeitſchr. f. 
HR. Bd. zm. ©. 97 fi. Werner obliegt dem Berficherungsnehmer die Pflicht, 
die Lage des Verficherers nicht gegen die Borausjegungen des B. zu verichlimmern 
(dies gilt 3. B. auch bei ber Kreditaffekuranz: es verliert der Verficherte ben An⸗ 
ſpruch aus dem V., wenn er durch willfürliche Dispofitionen, wie Verlängerung 
der Srebitirung, die Krebitgefaht erhöht; vgl. Entſch. d. ROHG. Bo. V. ©. 351 ff.) 
und endlich dem Berficherer die nöthigen Anzeigen und Mittheilungen zu machen 
(über bie Anzeigepflicht |. Urtheil des Engl. Gerichtöhofs Queen’s Bench Court v. 
Juni 1867 in Goldjhmidt’% Zeitichr. F. H.R. Bd. XII. ©. 198, andere Erk. 
ebenda ©. 200 ff. und Malß ebenda Bd. XII. S. 101 ff.). Die beiden letzteren 
Verpflichtungen obliegen auch dem Verſicherten, welcher nicht Verficherungsnehmer 
iſt. Weber den Beweis der Erfüllung der Berficherungsbedingungen ſ. Entſch. d. 
Reichsgerichts Bd. I. S. 308, 804. Den DVerficherer verpflichtet der V. zur Ueber⸗ 
nahme der Gefahr in ihrer vollen, durch den Vertrag näher beftimmten Ausbehnung 
(die 3. B. bei der Tranäportverficherung im Zweifel nicht blos bis zur Ankunft, 
fondern bis zur Auslieferung des Gutes reicht — Entſch. d. ROHG. Bd. II. ©. 264) 
und folgeweife zur Zahlung der Verficherungsfumme nach Maßgabe bed eingetretenen 
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Schadens. Zu diefen Leiftungen ift der DVerficherer nicht blog dem BVerfichermg: 
nehmer und primär Verficherten verpflichtet, fondern regelmäßig auch dem Univerial:, 
ja auch dem Singularfuccefior deffelben,; über Lebenaverfiherung in bdieer Br: 
ziehung |. Wolff in Goldfchmidt’s Zeitſchr Bh. XII. ©. 169; doch kann dir 
Borderung bes Derficherten gegen den Derficherer bei Sachenverficherungen nict 
übertragen werden, ohne daß ber Succefjor in irgend eine dingliche Rechtsbezichung 
zur verficherten Sache tritt, bei Perfonenverficherungen in der Regel nicht ohne Ueber 
tragung der Polize und nur mit Zulaffung der aus der Perfon des urfprünglic Berrt- 
tigten abgeleiteten Einreden auch gegen den fpäteren Erwerber. Lautet die Polige „an 
Order“, fo ift das Forderungsrecht des Verficherungsnehmerd durch Imboffamen 
übertragbar, fo namentlich nach Art. 302 der Allg. Deutfchen HGB. die Seeaſe⸗ 
kuranzpolize (nicht aber Lebensverſicherungspolizen, Erf. d. ROHG. v. 80. Jun 
1871), andernfalls wird ein Uebergang jenes Rechts, und zwar auch wenn die 
Polize auf den Inhaber geftellt ift, nur durch eine wirkliche Geffton bewirtt, 
wovon der Verkehr nur bei untergeordneten Arten des B., 3. B. bei Eijenbai- 
paffagiergut-Berficherungen, Ausnahmen machen dürfte (Malß, Betrachtungen ı. 
©. 64 ff. und in Goldſchmidt's Zeitſchr. j. H.R. Bd. XIU. ©. 286 ff.). Tie 
Inhaberklauſel bewirkt mur die Befreiung des Schuldners von der Legitimation- 
prüfung (Erf. d. ROHG. dv. 20. Oftbr. 1871) und die Lebenäverficherungspoli 
ingbefondere wird dadurch kein Inhaberpapier, daß der Verficherer ſich vertrage 
mäßig das Recht vorbehält, ohne Weiteres den Präjentanten der Polize ala dm 
zur Erhebung der Zahlung Berechtigten anfehen zu dürfen (Entſch. d. RCHE. 
Bd. IX. ©. 242; vgl. Hiermit auch Gutjch. d. Reichäger. Bo. I. ©. 187; Reim 
tionsrecht an Poligen ſ. Entich. d. ROHE. Bd. IX. ©. 248). 

Bejonderen, meift gefeßlich feſtgeſtellten Grundſätzen unterliegt die Seever⸗ 
ſicherung; hierüber ſ. diefen Art. 

Die Grundſätze der Verſicherung gegen Feuersgefahr werden weſentlich 
durch polizeiliche Normen beeinflußt; über dieſe und auch das beſondere Privatredt- 
liche des Feuerverficherungsweſens ſ. die befonderen Art. Yeuerverficherung 
und Feuerkaſſengelder. 

Weniger Aufmerkſamkeit ala dem See und Feuer-V. Hat die Geſetzgebung der 
BVerfiherung von Gütern gegen die Gefahren des Fluß⸗ und Landtransports (über 
die Frage nach der Anwendbarkeit von Buch V. Tit. 8 und 11 des Allg. Deutihen 
HGB. hierauf |. Mal, Zeitfchr. f. Verfih.-R. I. S. 58 und Goldjhmidt’s 
Zeitfchr. 1. H.R. Bd. VI. ©. 364 ff. und Bd. XIL ©. 197), ferner der don 
Bobenfrüchten gegen die Gejahr des Hagelſchlags, von Vieh gegen Seuchen, von 
Glas gegen Bruch zugewendet. Zur rechtlichen Beurtheilung bieten bier die Wancn 
und Gejellichaftsftatuten neben den allgemeinen Rechtgrundfägen die nöthigen An 
haltspunkte. Daffelbe gilt mit wenigen Ausnahmen rüdfichtlich der SKreditver 
fi'gerungen, zu denen man aud) die Hypotheken⸗ und Rüdverficherungen und dit 
Berficherungen von nicht hypothekariſch gededten Forderungen rechnet. k 

Zu den Perfonenverficherungen wird der Lebens-V. gerechnet; allein dieer 
Vertrag unterjcheibet fi) jo jehr von den übrigen V., daß nicht einmal bat 
als unbeftritten anzufehen ift, ob nach der Abficht des Allg. Deutſchen . 
der Lebens⸗V. gegen Prämie auch als abfolutes Hanbelsgejchäft gelten folle, um 
ob nicht ebenfo wie ber gewöhnliche Sprachgebrauch jo auch die Abficht jener 
Gefeßgebung ben Lebens-V. al V. auffaßt (Stobbe a. a. O. ©. 365; Thöl, 
$ 810, Anm. 8). Die Hauptunterfchiede, welche zwiſchen ben Lebens-V. und den 
übrigen DB. Liegen, beftehen darin, daß vom Erforwderniß eines vermögensrechtlichen 
Schadens, gegen welchen verjichert werden fol, im Lebens⸗V. gänzlich abzufehen. 
das Verficherungsfapital lediglich von der Vereinbarung, nicht von dem Umfang irgend 
eines ſchädigenden Greignifjes, und — bei den echten Leben 3 verficherungen — dt 
Eintritt des die Fälligkeit des Verficherungsfapitals bewirtenden Ereigniffes ebenjo 
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gewiß ala das Wann diejes Ereigniffes umgewiß ift. Dieſe Unterſchiede veranlaffen 
einen Theil ber Heutzutage den Lebens⸗V. behandelnden Schriftiteller, ihn gänzlich 
von dem Begriff des V. auszufchließen und ala durchaus eigenartigen Vertrag ober 
als Vertrag einer anderen Kategorie zu bezeichnen, jo Laband, Adler, THöl, 
der den Lebens-V. als aleatorifches Darlehn auffaßt, und nun namentlih Hin= 
richs und Stobbe, während Staudiger, Malß, Goldſchmidt, Bejeler, 
v. Gerber, Cohn u. A. bei der dem gewöhnlichen Sprachgebrauche folgenden Aufs 
faffung des Lebens-V. als V. ftehen bleiben. ebenfalls muß es — ſchon im 
Interefje der Gemeinverftänblichfeit — geftattet fein, die dem Verficherungsvertrag 
entnommenen Bezeichnungen auch beim Lebens-B. analog zu gebrauchen (THöl, 
a. a. DO. Anm. 4). 

Der Lebena-B. ift ein Vertrag, inhaltlich deſſen der eine Kontrahent („Ber 
ficherungsnehmer“) ſich zu terminlich wiederkehrenden Leiftungen, welche während 
des ganzen Lebens oder (bei uneigentlichen Lebens⸗V.) eined Theils der Lebensdauer — 
in beiden Fällen entweder der eigenen oder ber einer fremden Perfon — an den Ver— 
ficherer zu entrichten find, verpflichtet, während der andere Kontrahent („Berficherer”, 
„Berficherungsanftalt”) die Pflicht übernimmt, am Ende jener Lebensdauer eine 
jeſt beftimmte Summe (Kapital oder Rente) an die Erben derjenigen Perſon, 
deren Leben „verfichert” wurbe, oder an fonftige im Vertrage bireft oder indirekt 
bezeichnete Perfonen zu zahlen. Der Lebens-V. wird von Gefellichaften ala Der- 
ficherern abgefchloffen, fei es, daß dieſe Gefellichaiten auf Gegenjeitigfeit gegründet 
find oder „gegen Prämie“ verfichern. Der Berficherungsnehmer „verfichert” entweder 
fein eigenes Leben ober das Leben eines Dritten; da aber im letzteren alle ber 
Reiz zur Gefährdung dieſes Lebens, jowie die Möglichkeit zu betrüglicher Aus» 
nügung des Lebens⸗V. ſehr nahe liegt, fo darf das Leben eines Dritten nur dann 
„Gegenftand eine® Leben⸗V.“ fein, wenn der Verficherungsnehmer ein bejonderes 
Intereſſe an dem „verficherten“ Leben (aus Gründen der Verwandtſchaft, des Dienftes 
oder Kredite) nachzuweifen vermag oder der „Verficherte” feine Zuftimmung ertheilt 
(welch Ietere Vorausſetzung wol anfechtbar it); nach Preuß. ER. darf der Verfiche- 
rungsnehmer außer feinem eigenen Leben das feiner Eltern, Kinder, feiner Gattin oder 
Verlobten, da8 anderer Perjonen aber nur mit befonderer gerichtlicher Genehmigung 
verfichern. Recht und Pflicht des Lebens-B. ift aus dem Vertragsinhalt ſelbſt im 
Einzelnen oder im Ganzen („Natur der Sache“), in Bweifelafällen aus der Gewohnheit, 
fowie aus allgemeinen Nechtsregeln und aus der Analogie de V. überhaupt zu 
entnehmen; letzteres iſt namentlich in Betreff ber Bedeutung ber Polize (ſ. oben; 
vgL. Entih. d. ROHG. Bb. IX. ©. 242 und des Neichager. Dh. I. ©. 18 
der Auslegung derfelben und der Prämienzahlung zu jagen. Nach dem Inhalte 
des Bertrages kann e8 vorkommen, daß nicht jede Art von Endigung des „verficherten” 
Lebens den Anfpruch auf die Verficherungsfumme erzeugt, fondern jede vom Ber- 
ficherten jelbft direkt oder indireft verfchuldete Lehengendigung den Anſpruch aus 
dem Bertrage erlöfchen macht; hat fich ber „Verficherte” jelbft getöbtet, jo Tann im 
Zweifel der Anjpruch auf die Berficherungsfumme gegen den Verficherer durch den 
Beweis aufrecht erhalten werben, daß die Tödtung in unzurechnungsfähigem Buftande 
des „Berficherten” erfolgte. ft der Lebens-V. über das Leben einer dritten Perſon 
abgeſchloſſen, fo ift Serhftmord oder ſonſt verjchuldetes Lebensende biefes Dritten im 
a kein Erlöſchungsgrund des Anfpruches des Verſicherungsnehmers gegen den 

BVerficherer. Weber die viel Streit verurjachende Frage des Selbitmorbes im V. ſ. die 
Lit.-Zufammenftellung bei Stobbe a. a. DO. Anm. 23—28. 

Meber Lebens-V. zu Gunften Dritter |. Gareis, V. zu Gunften Dritter, 
1878, ©. 275—286, und Entſch. d. Reichäger. Bd. I. S 188-192, 378—881. 

Der Lebens-B. bient zur Anlage großer wie kleiner Kapitalien, zur Sicherung 
des Nabrungaftandes von Beamten u. ſ. w., zur theilweifen Vergeltung von Dienften, 
zur Verminderung des Riſiko einzelner Gefahten, aber auch ohne ſolche Rückſichten 
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zu ſpekulativer Kapitalverwerthung im Großen wie im Steinen und hat zu einer 
Menge von Kombinationen und Erweiterungen geführt, welche fi) weit vom ®. 
entfernen und auch den oben angegebenen Begriff der Lebens-V. ſelbſt variiren oder 
mobifiziven;, nah Ph. Geyer find die bei den Deutſchen Bebensverficherungsgelell- 
ſchaften üblichen DVerficherungsformen folgende: 

I. Lebens- (oder Kapital) BVerficherungen, wobei biß zu einem beftimmten 
Zeitpunkte vom Berficherungsnehmer Prämien einbezahlt, dann aber vom Berficherer 
ein Kapital ausbezahlt wird, und zwar 

a) Verficherungen auf ein einzelnes Leben: 1. die Kapitalverficherung auf den 
Todesfall ober die „gewöhnliche Lebensverficherung“, wobei das Kapital beim Tode 
zahlbar wird; 2. die „abgefürzte“ ober gemiſchte“ Lebensverfiherung, wobei das 
Kapital fällig wird beim Tode einer beftimmten Perfon oder bei Erreichung eines 
beftimmten Lebensalters berfelben („zahlbar wenn N.N. ſtirbt oder 75 Sabre alt 
wird“); 3. „Zeitverficherung”, wobei ber Verficherer dad Kapital zu zahlen bat, 
wenn derjenige, deſſen Leben verfichert iſt, innerhalb eines beftimmten Zeitraumes 
ftirbt; 4. „aufgehobene“ Verficherung, wobei da® Kapital zahlbar ift, wenn ber 
Tod nad Ablauf eines beftimmten Zeitraumes eintritt; und 5. Ausfteuerverficherung, 
wobei das Kapital zahlbar wird, wenn Derjenige, deſſen Leben maßgebend ift, ein 
beitimmtes Alter erreicht. 

Ober b) auf zwei verbundene Leben, wobei das Kapital jällig wird: 1. wenn einer 
der Beiben ftirbt, oder 2. wenn auch der zmeite geftorben ift — B. Doppelwaiſen⸗ 
verſorgung), 3. wenn eine beſtimmte Perſon (3. B. die Ehefrau des Berficherungs- 
nehmer?) zur Zeit des Todes einer beitimmten anderen Perfon (4. B. des Ber 
ficherungsnehmers) noch lebt (4. B. Wittivenverforgung). 

II. Leibrentenverficherungen (contractus vitalitius, rentes viagäres, annuities 
upon lives, Penfionsanftalten), wobei biß zu einem beſtimmten Zeitpunkte Prämien 
(Sabrezbeiträge) vom Verſicherungsnehmer einbezahlt, dann aber vom Verfſicherer 
nicht ein Kapital, ſondern terminliche Renten (Penfionen) an die verficherte Perior 
ausbezahlt werden. Dieſe Penfionsverficherungen find gleichfalls entweder auf em 
einzelnes Leben oder auf zwei verbundene Leben (Ueberlebenzleibrenten) geitellt. 
Letzteres ift 3. B. der Fall bei Wittwenpenfionsverficderungen. Die Leibrenten 
tönnen jedoch nicht bloß auf Grund von Prämienzahlungen, fondern auch au’ 
Grund einer einmaligen Kapitaleinzahlung Eonftituirt werden, in welchem Falle auch 
die lebte äußere Aehnlichkeit mit dem Aſſekuranzgeſchäft ſchwindet; fie find in allen 
Fällen entweder „aufgehobene“ Leibrenten ober Leibrenten mit fofortigem Genuß. 
Neben den erwähnten Hauptarten fteht eine ganze Reihe von Unterarten von 8., 
welchen ein Wechjeln, ein Steigen und Fallen der Höhe der einzuzahlenden Prämien 
oder der zu gewährenden Jahresrenten ober ber Berficherungslapitalien eigenthümlich 
ift. Eine befondere hierher gehörige DBertragsart bildet der Tontinen vertrag 
(benannt nach Lorenzo Tonti), wobei die dem einzelnen Geſellſchaftsmitgliede zu- 
ftehende Rente nach dem Tode defjelben immer den übrigen überlebenden Mitgliedern 
acerefeirt und erft mit dem Tode des letzten Geſellſchaftsmitgliedes, welches bie 
Renten aller in fich vereinigt, erliſcht. Es gehören Hierher auch die verſchiedenen 
Arten von Gterbelafien (Todtenpfennig- oder Sterbethalergejellfchaften), von Aus- 
fteuer- und von Krankheitzkafien (wegen letzterer ift hier an das Deutiche Reichs- 
gejeß vom 7. April 1876 zu erinnern, deſſen erfter Paragraph lautet: „Saffen, 
welche die gegenfeitige Unterftügung ihrer Mitglieder für den Fall der Krankheit bes 
zwecken, erhalten bie Rechte einer „eingefchriebenen Hilfekaffe” unter den nachftehend 
angegebenen Bedingungen”). Derartige „Berficherungen” werden, wenn auf Gegen- 
jeitigfeit gegründet, mitunter nur innerhalb beitimmter Berufsflaffen abgeſchloffen, 
mitunter aber als Staatsunternefmung oder als Unternehmung einer Aftiengejell 
fchaft betrieben. Auch abgefehen von dem Einfluß der Prämienzahlung gemäß Art. 
271 Ziff. 3 des Allg. Deutfchen HGB. können derartige Gefellichaften unter das 


. 
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H.R. fallen, nämlich wegen der häufig von ihnen betriebenen Bankiergeſchäfte ober 
auch gegebenenfalls wegen ihrer Eigenjchajt als Aktiengejellichaften (Art. 272 Ziff. 2, 
Art. 207, 208 des HGB.). 

Die Unjallverfiherungen find entweder DVerficherungen, welche ſeitens 
ber Berficherunganehmer abgefchloffen werben, um den wirthſchaftlichen Nachteil, 
welcher ihnen oder einem Dritten (3. B. Arbeiter) aus einem beliebigen, vertragamäßig 
bezeichneten Unfalle (Körperverlegung) zuftößt, möglichft zu beſeitigen; oder es find 
Haftpflichtverficherungen; unter Befteren kann wieber gweierlei verflanben werben: 
der DVerficherungsnehmer verfichert ſich gegen die Haftung, welche > Hafipflicht- 
geſetz ihm auferlegt, ober ex verfichert feine Arbeiter gegen Unfälle, bei deren 
Eintreten er den Arbeitern gegenüber auf Grund des Haftpflichtgefeties ſchadens⸗ 
erfagpflichtig ift (vgl. BE 8 4 des Haftpflichtgejehes v. 7. Juni 1871; vgl. hier- 
zu Erk. des Reichager. Bb. II. ©. 21; vgl. inbeſondere d. Art. Berfiherungs- 
wejen, polizeil.). 

Quellen u. Lit.: Neber Feuerverſicherung, Feuerkaſſengelder, Rüdver- 
jiherung Seeverfiderung und Berfierungswejen, polizeil., |. Hinter dieſen 
Artikeln bejonbers. 

Quellen be3 Berfiherungsuents: Preuß. Allgem. ER. Re IL Tit. 8 88 1994 

8 2858 at 60 un 61 des P m us, Denticen .). — Defterr. 362. 
NR 1267—1269. gem. Fler, ax Düs Era 8. — Ueber das Recht, 

jerficheru: —5 — An ugraden u. bzw Aal — —— betreiben, |. Deutſches 
StrafB 8.103 eutihe Georebe-Drbnung $6,14,1 Code civ.art. —— > 

xanz. Dekr. an. 1 — x. 1868 des sociétés anonymes d’assurance 
assurance Ko "eic.; ferner ie bei Maſius, Lehre ber et und ti? Pag 
weiſung aller Verfierungsan| alten in Seutichlanb, gelammengef ten Statuten und Partie 
—— — Holländ. BGB. Art. 5. — 5 el ee —— 
Rechts 1. Wallmann's Zeitſchr., Sabıan Nr. 38, 11. 
Fu 1871 (tit. X. et XI. Code de commerce), — gering Buche ber Egmeis 
1 Munzinger, Motive 3. Entw. eines Schweiz. ——— 322—342. — 
B it ſch's Annalen des gefammten Verſicherungsweſens, V. —— Nr. es, A nun ganz 
ſonders 6. Bobenheimer, ‚sur Gefehge ıng über das —— — Bern 1879. — 
News Yorker Redt: Barne’s et insurance ork insurance report. 
Condensed volum. 1 a. 2. Weed, P. _ Bereinigte Staaten von Nordamerifa: 
1. Brämer, Das Berficjerungäioelen er feine eſetzliche Regulirung in ben Dereinigten 
Staaten von Nord:Amerifa, in England und in Fraukreich, nen I lie anf Deutſchland, 


—— u er ee Bene 7 Ws ften v. e Se ir 
i u ug. r. für bad gi XVI. & 
©. 95 u. XIX. ©. 165). 

Lit. des merlißerungärehe: — ältere Lit. |. — in Gold⸗ 
ſchmidt!s ee Ma — deſ. pi R. Nr. neuere Bit. |. b. Befeler, Deutiches 
Aeinatreät, © fl. 81 Ei) atomwiczta in end N Deutich. Staats Wört. 

Bd. a. ey eafeherumg janftalten). — Ortloff, Grund e des Bruhn Krival: 
rechts, ©. ver: — Bluntf X Pe 334 161, 124. 
dv Gerber, Beutie es —ã uflage, Br —— 
ee _ So amibt in le Seilärint —_ — vn 
mn 2, 6 und 24. — Malf in Goldſchmibt's Ant für das vs 3 


Gerner Mal, Betrachtungen über einige Fragen bed Verfi oe as u. ſ. mw, 
1862; dann: Theod. Saski, Die volteirthfchartc Bedeutung und ber Nußen der eins 
Inen Berfiherungsziveige (2. Aufl. 1866). — vd. Sichtenfels, neber einige "ragen des 
innenverficherungdrechtd mit bei. naht auf Deftereich (1870, — Ferne: die eingehende, 
höchſt verdienftuolle Abhandlung von Mal, Ueberficht ber neaten, ee % niet 
maritimen —— Mader, in Bor mibt’ a u für d HR. Bd. XU 
es 20 ff., 418 ff. nbbuc bes Deutichen —E ®b. IIL 1878 
8 (©. — *— Ar afe bft erihöpfend angegebene Literatur u. Judikatur 

a j. Kowal ig, Derficherungögele e des Reihe u. b. Einzelftaaten im Por 
ve t* 2c., Berlin 1877, ‚eber die ie Som des Abſchlu es des V. v. Kräwel, 
Gentralorgan für das gef. 2% 3b. VII. S 293 ff. — Ueber die Sci en der 
net er: Bondamit, N ip der ER etc., 1871), Noyen, 
(1972), Kist, J. G. (1873) u 28 les, A. J. (1867) |. Sabanb in "soldigmit” 3 
dla für das FR HR, Bd. X 1874, 6. 638—644: ferner ebenda Irina: Cohn, 
DB. nad allgemeinen ——— ipien, Breslau 1878, und Bezold, E., Erörte 

rumgen aus bem Gebiete bes Afefurangmelens, München 1873 u. 1874. — fay, I. 'W., The 
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law of insurance, as applicable to fire, life, accidents and other risks not maritime, Littie, 
B. u. Co. — Goudsmit, M. Th., Moet de boegrootheid, deı der, versek: m geheel 
* willekeur der partijen worden overgelaten ? Yen 
— in OR We Zeit rift * —* ©. er * ier in 
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irth’3 Annalen, 1878, ©. 178 ft. — eher A Wachtel, 5, Te 
erfiherung der Aftienzente, Leipzig 1873. — Ottmann, F. Preuß. Rentenv: werficherunge 
anftalt, Bromberg 1873. 

Deber ge runs: ab8l, A 6. —— 310-812. — Stobbe, 
Deutſches Privatrecht, und bie von biefen angeführte Literatur und Redit: 
* — — Predohl (in Ger. Ztg. Bd. XIL 2 — ——— (ebeude, 

u. A. — Staudinger, Die Behr vom Le zu! 
858. — Be "Srinag zu einer Theorie des mittleren — bei Leben erungẽen 
1800. — Rarup, Theoret.-pralt. Hanbbug der Lebensve Fr Mag 9 Leipzig 0 il _ 
Aufn, und Benin der Sean = .B.-Anftali sen im im Sal * m ubelie 
latt 18738. — Ph. Geyer, Die Lebensverficyeru: 373 land( 
Verwaltun Bars Vollswirthſchaft, I. Reue sine 8, a —— — 9. St 
wenn —— — öbertrag, _ er $ obenheimer, a. 
©. nat — Elfter, —— in Deutſchland, — — 1880. — Welsh, 
E, Poilties and mysteries er life insurance. — Fieurot. ’sssurance sur la vie etc, 
im Journal des — ank T. 32 p. 215 88. — Sandberg, En ’Vore Forsikrings-anstalten 
imod tab af lif og dskraft. — Entw. b. Schwei; u HR, 1879, Art. 527—58. 
—— — d. gef. Verſich ae er von Ranner, 1. Jahrg. 1870. — 
oumal des Kollegiums für Lebensverficherun— Boten ſchaft zu Berlin, 1872, * "Band. — 
Löner, 4, x * für Berfiderungsmelen, Berlin (in — ); Der⸗ 
jelbe in a Der erunge eitung , — ſches ee für ba 
num us, Jahrg. allmann’s, en — IR Berlin (8. Jahrg 

871 ritf 4 Annalen des gefammt en Berficherungsielen?, Beipsig ©. Bd 

34). — einzblatt für Deutiches — Rd. wine, erlin 
1878 — Deuticher Berfiherungdfalender für rt. Ball mann, Berlin. — 
Sasti’ihe Zeitihritt für das Verficherungsweſen, ram n bon C. Sasfi, rebig. von 
sah? Beipzig (10. Jahrgang 1874). — Malß, in für Verfü rumgbreät, ae 

jeit deren Aufhören num ausdrücklich Gold le See für bag se HR, 
3b. XII. u. ff., ſowie andere handelsrechtliche Zeitfi Ihriften. — In Soldigmidt‘s Zticr. 
»b. XVIIL ©. — 


—— Vlera iurzuja mmenfie ungen des ®., * 
XI. S. 688-652. zdf. Präjudizien, "ebenda Bb. XXIV. ©. 581, — Eben 
Golbdſchmidt Bb. XX Gareiß. 


Berfiherungßweien (Holizeil.). I. Um den ſchädigenden Ginfläffen, 
mit welchen bie Naturereignifie und andere unabwendbare oder unenifliehbare Ber 
gebenheiten die Güterwelt im Ganzen ober das Bermögen der Einzelnen zu be 
drohen und heimzufuchen pflegen, thunlichit ſchützend entgegenzuwirken oder um jene 
ſog. „Naturkonſumtion“ oder „höhere Gewalt” möglichft leicht ertragen zu können, 
haben die Menſchen, jeit fie die Gefchichte kennt, das Prinzip der Affoziation be= 
nußt; in nächfter Nachbarſchaft mit der Entftehung des Staates und der Öffentlichen 
Organismen überhaupt entiprang aus jenem Prinzip auch das Affeluranz« und 2. 
Im Grunde dienen eben jenem Prinzipe in gleichmäßiger Weife die fo verfchiedenen 
Vorgänge: die Mitglieder einer eben erft ſeßhaft gewordenen Familie oder Horde. 
einer Markgenofſenſchaft oder Gemeinde werſen einen Damm oder Ringwall (fie 
tontribuiren Arbeit), um fich vor Waflerfluth oder Feindesgewalt einzeln durch Ge- 
ſammtthätigkeit zu ſchützen; — bie Staatsangehörigen erfüllen ihre Wehrpflicht und 
zahlen Steuern, um einen fiegreichen Kampf gegen die drohenden Feinde bes Vater 
Landes und des ruhigen Genuffes des heimiſchen Guts und des heimiſchen Rechte zu 
führen, — die Mitglieder einer Fenerverfiherungagejellihaft zahlen Beiträge, um 
die Brandſchäden zu bekämpfen, die Gefchädigten zu entſchädigen und ihnen dadurch 
die wirthfchaftliche Fortexiſtenz zu ermöglichen: Weberall ift gemeinjames Tragen 
einer Allen drohenden Gefahr, Bertheilung von Rifito und Schaden auf Bieler 
Schultern und Bermögen, Einftehen Aller für Einen und Eines für Alle unver 
kennbar und unentbehrlich. Verworren und weder logiſch noch praftifch getrennt 
liegen die auf Belämpfung gemeinfamer* Gefährlichfeiten gerichteten Beitrebungen 
neben einander in den früheſten Formen ftaatlichen Bujammenlebens, in den 
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patriachaliſchen und kommuniftifchen Kleinftaaten; aber auch nachdem und wo fi 
bereits bie „Gejellichaft” neben der Familie und dem Staate entwidelt hatte, bleibt 
in ihr noch DVielerlei vereinigt, beffen getrennte und felbftändige Erftrebung erft mit 
der Entwidelung des Individualismus möglich ift. Tritt aber dieſe zuletzt genannte 
Entwidelung, der Inbividualismus, ein und gelangt damit das „Selbft ift der 
Mann“ und das eigene Denken, das eigene Handeln und bie eigene Verantwortung 
des Individuums zu Kraft und Herrichaft in Staat und, Gefellfchaft, jo wirb das 
Bertheilen von Riſiko und das Beitragen zur Schadensausgleihung felbft zum 
Gegenftand eigener, gefonderter Unternehmung, aus der Kraft des Inbividualismus 
heraus, eine gejellfchaftliche Einrichtung bilbend zum Heile des Individualismug, 
und dieſe Sonderunternehmung ift dann die Verficherung (Affeturanz) im engeren 
und eigentlichen Sinne. Vereinbarungen, inhaltlich welcher der Eine dem Anderen 
verfpricht, ihm einen Schaden zu erjegen, von welchem ber Andere möglichertweije be» 
teoffen wird, und ſich für diefen Erſatz feinerfeits in irgend einer rechtlich geord⸗ 
neten Weife entſchädigt oder det, findet die Gefchichte zwar ſchon in jehr früher 
Zeit vor in Entwidelungaftufen der Wirthichaft, die noch weit von ber (in Deutjch- 
land) im 18. Jahrh. beginnenden Herrichaft des Individualismus entfernt find, und 
innerhalb der gefellichaftlich-ftantlichen Verbände des Mittelalters, der Gilden und 
Zünfte und Iehen- wie bauernrechtlichen Vereinigungen wirkt der Gedanke jener Ge— 
jahrübernahme Vieler für Einen und der Retribuirung der Schäben auf Viele eben- 
jalls latent, und es find daſelbſt jene Vereinbarungen als Theile des Statutarrechts, 
des —— ſelbſt Fre (Weber dieje an Eigen Berhältniffe 
dal. 8. Eliter, a a. O. S. 1ff.; Gierke, I. ©. 229 ff., 1049 ff.; Ende- 
mann in Goldſchmidts Zeitfehr. IX. &. 801 u. = ze Deutſchen V. J. Schrift 
1865 ©. 97 ff.; Makowiczka, a. a. O. ©.1 ff., 85 ff.; Stobbe, ©. 858, 
354). ber die eigentliche Wiege hat das B. doch im Inbivibualismug: je ftärker 
der Unternehmungageift bes Einzelnen berbortritt, je fühner er den Gefahren des 
menfchlichen Daſeins entgegentritt, je ftürmifcher er damit die finfteren Mächte, bie 
unfere Habe und ünfer Leben und unfere Gefundheit drohend umlauern, heraus« 
fordert, und je energiſcher er die Naturkräfte dem menjchlichen Genie dienftbar zu 
machen fich müht, deſto nöthiger ift dem kühnen Unternehmer der Rückhalt, den die 
Retribuirungsidee, die Affeluranz, bietet. Beweis dafür ift die frühe und dauernde 
Blüthe de Seeverficherungswejen® (vom 14. Jahrh. an), die Bedeutung der Knapp⸗ 
ſchaftskafſen für den mittelalterlichen Bergbau und die Ausdehnung und Noth- 
wendigfeit der Unjallverficherung in umferen Tagen der Dampffraftausniügung in 
Verkehr, Induftrie und Technit. Der Gedanke der Aſſekuranz ift in folchen Zeiten 
Hoher Anjpannung de Individualismus wie eine Mahnung, daß neben dem 
ftogen: „Selbft ift der Mann” auch noch gilt, daß wir Alle auf einander an= 
gewiefen find. 

Die angebeuteten Gefichtspunkte Iaffen erkennen, daß das V. an fich weder 
einen rein kapitaliſtiſchen (indivibualiftiichen), noch einen rein fogialiftifchen Charakter 
hat, fondern im kapitaliſtiſchen Individuälismus ein ſozialiſtiſches (nämlich die Ver— 
wandlung des Einzelrififo in ein Gejammtrifilo bewirkendes und retribuirendes), in 
der ſozialiſtiſchen Wirthichaftsform ein Lapitaliftifches (nämlich das Sondervermögen 
bes Einzelnen ſchützendes) Element bildet. 

Demnach wie nach den Ergebniffen ber gefchichtlichen Entwidelung Tann die 
Stellung des Staates zum B. eine fehr verichiedene jein. Es kann fein A) daß 
der Staat ſelbſt das V. betreibt, demnad Staat8perfiherungsanftalten 
ſchafft und felbft verwaltet, oder B) daß er daß B. dem Individualismus, der 
Privatunternehmung überläßt und jeine Aufgabe darauf bejchräntt, den 
Rechtsſchutz und den Polizeifhuß dem B. und dem Publikum in Nüdficht 
auf da8 V. angedeihen zu laffen. Die Privatunternehfmung kann felber wieder jehr 
verichieden fein: entweder ift fie ein felbftändig fpefulativeg ii ein ges 

v. Holgenborff, Enc. II. Kechtslexiton IM. 8. Wufl. 
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werbasmäßig betriebenes, die Affefuranz als Gegenftand eines bejonderen Gewerbes 
und als Quelle eines eigenen Gewinnes betrachtendes Geſchäft (Spekulations- 
affeturanz, in ber Regel die Verficherung gegen Prämie); oder die Privatımter- 
nehmung ift auf Gegenfeitigfeit gegründet, die Berficherung derart bewirtt. 
daß die von Schaden Bebrohten fich felbft verfichern, demnach jelbft Die Verficherungs⸗ 
anftalt (Berficherungagefellichaft) bilden und periodifch den zur Grfällung ihres Ge 
werbes und ihrer Verbindlichkeiten erforderlichen Bedarf unter fi) ausfchlagen und 
aufbringen. (Weber den Unterſchied zwiſchen den beiden Arten von Privatv q, 
ſowie über Begriff des Berficherungsvertrags und ben Rechtsſchutz des B., foweit 
er privatrechtlich ift, |. d. Art Verſicherungsvertrag; ebenda auch Die ver 
ſchiedenen Arten des Pi dem Gegenftande nach.) Bon den drei hiernach ſich er- 
gebenden Gattungen von Verficherungsanftalten: Staatsaffeluranzen, Spe 
Tulationsafjelurangen und Berfiherungen auf Gegenfeitigfeit finde 
fich in manchen Staaten jebe vertreten, in feinem Europäifchen Staate nicht wenigitens 
die eine oder andere, in den meiften die eine und andere Gattung. Den Staats 
affefurangen find, als demjelben Prinzipe folgend, noch die von anderen öffentlichen 
Korporationen (Provinzen, Kommunen u. |. w.) gegründeten und betriebenen Ver— 
fiherungsanftalten ala „Öffentliche Unternefmungen“ an bie Seite zu ftellen. 

I. Was das geltende öffentliche Recht anlangt, fo ift vor Allem darauf au'⸗ 
merffam zu machen, daß nach der Berfaffung des Deutſchen Reiches vom 
16. April 1871 die Bejtimmungen über das B. der Beauffichtigung feitens des 
Neiches und ber Gefeggebung defjelben unterliegen (RBerf. Art. 4 Ziff. 1); jedoch 
ift dur ein Schlußprotofoll des Verſailler Vertragd vom 23. Nod. 1870 tet: 
geftellt, daß, wenn fich die Reichögefeggebung mit dem Jmmobiliar-Berficherungsivefer. 
bejafjen follte, die vom Reiche zu erlafienden gefeglichen Beitimmungen in 
Bayern nur mit Zuftimmung der Bayerifchen Regierung Geltung erlangen können 
(Derfailler Bertr., Schlußprotofoll Ziff. IV). Dag Reich Hat jedoch von der ihm 
zuſtehenden Gejeßgebungsbefugniß in Bezug auf das V. bis jet nur einen ſehr ge 
ringen Gebrauch gemacht; in $ 6 der Gew.O. vom 21. Mai 1869 ift die An— 
wendbarkeit dieſes RGeſ. in Bezug auf die Gewerbe der Verficherungsunternehmer 
ausgejchloffen, und in $ 14 dieſes Gefetzes (unter Strafandrofung des $ 148 Ziff. 2) 
nur beftimmt, daß wer Verficherungen für eine Wobiliar« oder Immobiliar⸗Feuer⸗ 
verficherungsanftalt als Agent oder Unteragent vermitteln will, bei Uebernahme der 
Agentur, und derjenige, welcher dieſes Gejchäft wieder aufgiebt, oder welchem die 
Verficherungsanſtalt den Auftrag wieder entzieht, innerhalb der nächſten acht Tage 
der zuftändigen Behörde feines Wohnortes davon Anzeige zu machen hat. Hierzu 
kommt noch die Blanketbeftimmung des $ 360 Ziff. 9 des RStrafGB. welche mit 
Geldſtrafe bis zu 150 Mark ober mit Haft denjenigen bedroht, der gefeglichen Be: 
ftimmungen zuwider ohne Genehmigung der Staatsbehörde Verficherungsanftalten 
oder andere dergleichen Gefellichaften oder Anftalten errichtet, welche beftimmt find, 
gegen Zahlung eines Einkaufsgeldes oder gegen Leiſtung von Gelbbeiträgen beim 
Eintritte gewwifjer Bedingungen oder Friften, Zahlungen von Kapital oder Rente zu 
leiten. (Die einmal ertheilte Konzeffion des Verfiherungsunternehmens Tann in 
Preußen nur durch Erkenntniß des Bezirksverwaltungsgerichts zurädigenommen werben; 
ſ. Preuß. Gefeh vom 26. Juli 1876 8 184 Ziff. 2; Gef.Samml. S. 331.) Das 
Deutſche StrafEB. erwähnt außerdem Berficherungen bzw. Verficherungsgeſellſchaften 
in dem Thatbeftand gewiſſer Betrugshandlungen (StrafGB. $ 265) und Urfunden- 
fälſchungen (Straf6B. 88 277—280). Verficherungen des Schmuggelhandels und 
ber Kontrebande find durch das Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869 verboten, indem 
$ 147 deſſelben jagt: Wer Kontrebande oder Defraudation unter dem Schuße einer 
Verficherung verübt, verfällt neben der auf das Vergehen ſelbſt gefeßten Strafe in 
eine zweis bis dreimonatliche Freiheitsſtrafe. Wird die Kontrebande oder Defrau- 
dation von drei oder mehreren zu biefem Zwecke verbundenen Perſonen unter dem 
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Schufe einer Berfiherung verübt, jo ift die Strafe der gemeinfchaftlichen Kontre- 
bande ober Defraudation gegen den Anführer mit achtmonatlicher bis einjähriger, 
und gegen die übrigen Theilnehmer mit vier- bis jechamonatlicher Freiheitsſtrafe zu 
ſchärfen. Der Verfichernde, ſowie der Vorfteher einer Verſicherungsgeſellſchaft ver⸗ 
Tallt in foldhen Fällen in eine Freiheitsftrafe von einundeinhalb bis zwei Jahren, 
der Rechnungsführer der Verficherungsgeſellſchaft in eine ſolche von ſechs Monaten 
bis zu zwei Jahren, jedes der übrigen Mitglieder der Gejellfchaft in eine folche von 
ſechs Monaten bis zu einem Jahre. Außerdem unterliegen die zum Zwecke ber 
Berficherung angelegten Fonds der Verficherungagefellfchaft der Konfiskation. Kann 
die Konfiskation nicht vollftredt werden, fo ift an deren Stelle auf Erlegung einer 
Geldjumme von fünfhundert bis fünftauſend Thalern zu erfennen, für welche ſämmt⸗ 
liche Teilnehmer ſolidariſch verhaftet find. (Die im Poft- und Frachtverkehr über- 
Haupt vorfommenben „Verficherungen“ find feine Verficherungen im juriftifch-tech- 
nifchen Sinne, ſondern einfach höhere Tarifirung oder Garantielbernahmen oder 
Garantiefteigerungen des Trangportunternehmers felbft ; daher Tann auch ber ſog., Poſt⸗ 
verficherungszwang” nicht Hier erörtert werben.) Weber Deffentlich-rechtliches vom 
Seeverficherungsverkehr, 3. B. bie vom Herzog von Alba erlaffenen Verficherungs⸗ 
verbote, ſ. d. Art. Seeverficherung. Einzelnes und Projekte ſ. unten. 

II. Infolange die Reichsgeſetzgebung von ihrer Zuftändigfeit im V. feinen 
weitergehenden Gebrauch macht, bleiben — entiprechend auch der Ziff. VI. des Ber- 
ſailler Schlußprotofolla zum Bayerischen Vertrage vom 23. Rov. 1870 — die in 
den einzelnen Staaten geltenden Geſetze und Verordnungen in Kraft und auch der 
partifufarrechtlichen Abänderung unterworfen. Die einzelnen Staaten haben demnach 
das V. zur Zeit noch von fich aus polizeilich geregelt. Sie unterwarfen das jelbft- 
ftändige BVerficherungageichäft (die Uebernahme von BVerficherungen ala Gewerbe) der 
Konzeffionapflicht; in der Durchführung dieſes Standpunktes enticheiden Staats- 
behörden über die Zulaffung von Verficherungsanftalten, prüfen die Bedürfnißfrage, 
die Einrichtungen und Statuten der DVerficherungagejellfchaften ; fie fchließen An« 
ftalten und ftatutarifche Beftimmungen aus, infofern fie nach adminiftrativem Er« 
mefjen ungeeignet — mit ber salus publica unvereinbar find; fie verlangen Agenten« 
fautionen und die Vorlage der Tarife, der Verficherungsverträge oder Tabellen dar- 
über und kontroliren die Reſerven und jonftigen Kapitalanlagen, die Bilanzen, die 
Fufionen und die gefammte Geſchäftsführung der Verficherungsanftalten, wie ihre 
General» und übrigen Agenten, deren Wirkungskreis in der Regel geographiich ab⸗ 
gegrenzt ift. Sie ernennen Kommifjäre zur Wahrung bes Rechts der Der- 
ficherten u. |. w. Wie in den Deutichen Staaten fo ift auch anderwärts, 3.8. in 
den Bereinigten Staaten von Nordamerifa ein umfaſſendes Präventiv- und 
Kontrolfyftem im V. eingeführt, während im Gegenfage hierzu in England durch 
ein Syſtem der Publizität der nöthige Schuß dem Publikum gefchaffen werden 
fol. (Hierüber und über die Einrichtungen anderer Staaten, 5. B. die Franzöſiſchen 
Auffichtefommiffionen, [. Bodenheimer, a. a. D. ©. 65—72, 94 und die dort 
eitirte Lit.) Nach den bejonderen Beftimmungen der einzelnen Staaten find die 
außerhalb der letzteren bomizilirenden Verficherungagefellfchaften nur nad) vorgängiger 
Erlaubniß, jowie unter Erfüllung befonderer Bedingungen (3. B. Unterwerfung unter 
den inländifchen Gerichtsftand u. dgl.) ermächtigt, im Inlande Verficherungsverträge 
abzuſchließen. Auf die privatrechtliche Gültigkeit des Vertrags eines Inländers mit 
einer auswärtigen VBerficherungsanftalt hat der Mangel der polizeilichen Erlaubniß 
des Geſchaftsbetriebs der letzteren jedoch im Zweifel feinen Einfluß. (Vgl. Entich. 
bes Neichöger. Bd. I. ©. 115, 116.) Das bejtehende Syftem der Bebalaen 
Normirung des V. ift Fritifirt von Makowiczka, a. a. O. ©. 33—35. 

Bon den einzelnen Verficherungazweigen find die Seeverficherung und die Lebens 
verficherung (letztere als nur uneigentlih zum V. gehörig) vom Polizeirecht am 
wenigiten, die Fenerverficherung am meiften beeinflußt. Die Berficherung von Ge— 
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bäuben gegen Feuersgefahr wird im Intereſſe des Realfrebits oft als Lanbdes- oder 
ſonſt Öffentliche Anftalt mit mehr oder weniger weit gehender ftaatlicher Betheiligung, 
Privilegirung oder Leitung betrieben; mitunter wirken Staatsbehörben zur Geichäfts- 
führung mit; beftritten ift de lege ferenda, welchen Einfluß man im Feuer-®. der 
Konkurrenz der Unternehmer geftatten und wie weit in Bezug auf Gebäude ein Zwang 
zum Beitritt ftattfinden fol. Weber das hierliber geltende Recht |. d. Art. Feuerver⸗ 
fiderung. Aus Gründen der Kriminal= und Feuerpolizei kann mitunter die 
Poligeibehörde bei Verdacht abfichtlicher oder jahrläffiger Brandftiitung oder eines 
bei der Schabensliquibation verübten Betrugs Einjprache gegen die Auszahlung der 
Verfiherungsfumme erheben. Ueber Seeverficherung f. diefen Art. ; über Vebens- 
verfigerung ſ. d. Art. Berficherungsvertrag; Über Unfallver- 
fiderungen und die verfchiebenen Arten derjelben j. d. Art. Berjicherungs- 
vertrag. In Betreff der Viehverficherungen ift an $ 59 des Deutichen 
Viehſeuchengeſetzes vom 23. Juni 1880 zu erinnern, wonach auf bie nad) dem 
Geſetz zu leiſtende Entſchädigung für getödtete Thiere u. A. anzurechnen ift: „die 
aus Privatverträgen zahlbare Verficherungafumme, und zwar bei Roß zu drei Bir 
ten, bei Zungenfeuche zu vier Fünfteln, in allen anderen Fällen zum vollen Be 
trage” ; im Intereſſe der Viehverficherung ift die durch Polizeibehörben zu Fördernte 
Herftellung von Beterinärftatijtilen erforderlich. 

IV. Die Stellung des Staates zum B. ift in jüngfter Zeit vielfach der Gegmn- 
fand theoretijcher Erörterung wie geiepaeberifher Vorarbeiten geweſen. 

Auf der einen Seite — Partei des nlaisser faire“ — ift da8 Programm au’: 
geftellt worden: Der Staat verzichtet auf eine unmittelbare und bejondere Aufficht 
über das V.; er befeitige daher den Konzeſfionszwang, die Prüfung ber Bebürfnik- 
frage, die obligatorifche Kautionabeftellung u. dal. und forge ſtatt deſſen nur bafür, 
daß das ganze Berficherungagefchäft klar und offen in allen Details erkennbar betrieben, 
von dem Publitum folglich jelbft durchſchaut werde, und daß auf dieſe Oeffentlichteit 
die Selbjthülfe des Publikums fih aufzubauen in der Lage jei; dag Syftem der 
„Bebormundung“ durch Polizeibehörben joll demnach ſchwinden und einem Syſtem 
ber Deffentlichkeit und Freiheit Pla machen. Diefe Forderungen find am ſchäriſten 
aufgejtellt in ber Zeitſchrift des königl. Preuß. ftatift. Bureaus, Jahrg. 1863 
Nr. 8.: Ein Beitrag zur Gefchichte und Statiſtik der Feuerverficherung im Preuß. 
Staate. Der Standpunkt biefer Forderungen ift ausführlich vertreten von 
Makowiczka, a. a. O. 

Auf der anderen Seite iſt zunächſt von fachmänniſcher Seite auf die ungemeine 
Schwierigkeit aufmerkſam gemacht, welche der Selbſtprüfung und damit der Selbit- 
hülfe entgegenfteht: es ift ohne ganz außerordentliche komplizirte Berechnungen gar 
nicht möglich, fi) ein Urtheil über bie Reellität einer Verfiherungsanftalt, namentüch 
einer Lebensverficherungsanftalt zu bilden. (So Ph. Geyer, a. a. D.; vgl. auf 
Bodenheimer) Daher wird von diefer Seite eine Vermehrung der Staats 
tontrole, bie Errichtung beſonderer — Auffichtsbehörden für das V. („Ber 
ficherungsämter“, „Kontrolämter“) u. ſ. w. gefordert. Bon anderen Bewegungen 
bier abgeſehen, über welche insbejondere Ad. Wagner, a. a. O. nachzulefen iſt, jei 
bier das Rundfjchreiben des Reichskanzlers vom 4. Auguft 1879 erwähnt, mit 
welchem derjelbe die Regelung des B. bei den Deutfchen Bundesregierungen in An- 
regung brachte; dieſes Schreiben zählt eine Anzahl von Punkten auf, in denen die 
Reichsgeſetzgebung verwaltungsrechtlich in das V. eingreifen Zönne und wol aud 
folle, und zwar auf dem Gebiete der Lebens, Unfall, Feuer, Hagel- und Vieh 
verficherung,; ob SKonzeifion oder Erfüllung von Normativbebingungen für die Zu⸗ 
laffung von Berficherungsanftalten zu fordern jei, wie weit die Publizität vorzu= 
-jchreiben, wie die Sicherung der Prämienreferven zu bewirken, wie der Gefahr der 
Ueberverficherung entgegenzutreten, wie für eine organifche Vertretung der Intereffen 
der Verficherten zu jorgen, ob nicht eine jachverftändige Centralftelle mit der Prüfung 
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der Rechnungsabſchlüſſe der Verficherungsanftalten zu betrauen, ob auch die Frage der 
gleihmäßigen Bejteuerung diefer Gejellichaften ins Auge zu faſſen und wie weit der 
Verſicherungszwang auszudehnen fei, — auf dieje ragen lenkte der Reichskanzler 
die Aufmerkſamkeit der verbündeten Regierungen. 

Die Unfallverficherung bildete denjenigen Verficherungszweig, der, wol im 
Zufammenhang mit der von verjchiedenen Seiten vom Jahre 1878 an mit erneuter 
Energie in Angriff genommenen „Arbeiterfrage”, das Intereſſe im weiteften Umfange 
wach rief. In mehreren Seffionen war im Reichstage die Einführung von Alters- 
derforgungs- und Invalidenlaffen für alle Fabrikarbeiter angeregt, und die Seſſion 
1879 förderte ausführliche Kommiffionsverhanblungen hierüber zu Tage, bie in einer 
eben dahin zielenden Rejolution gipfelten; dag Haftpflichtgefek vom 7. Juni 1871 
wurde von mehreren Seiten als unzureichend gegenüber dem Behürfniffe der Sicher- 
Ttellung des Arbeiters bezeichnet, und ingbejondere von Kommerzienrath Baare 
(Bodum) in einem amtlich eingereichten Promemoria lebhaft angegriffen ; der Reichs⸗ 
Kanzler ließ einen Gejegentwurf ausarbeiten, betr. „bie Verſicherung der in Berg- 
werten, Fabriken und anberen Betrieben bejchäftigten Arbeiter gegen die Folgen ber 
beim Betriebe ſich ereignenden Unfälle”, und der Preußifche Volkswirthſchaftsrath 
wurde im Februar 1881 mit der Begutachtung der einjchlägigen Fragen befaßt. 
Kurze Zeit darauf, am 8. März 1881 legte der Reichskanzler dem Reichstage einen 
dom Bundesrath angenommenen Entwurf eines Geſetzes, betr. die Unfallverficherung 
der Arbeiter, vor. War vorher ſchon durch Einholung von Gutachten und Angriffen, 
wie Bertheibigung der Hier und dort aufgeworfenen Prinzipienfragen die Angelegen- 
heit der Unfallverficherung lebhaft in Fluß gerathen, jo nahmen nun, während fich 
der Reichstag mit dem Geſetzentwurf beichäftigte (I. Lefung deffelben 1., 2. und 
4. April 1881; Bericht der XIII. Kommiffion 21. Mai 1881; II. Lejung des 
Geſetzentwurſs am 31. Mai, 1., 2. und 11. Juni; II. Lefung mit Schluß- 
abftimmung und Annahme bes jehr veränderten Entwurfs am 15. Juni 1881), die 
Diskuffionen eine konkretere Geftalt an. Die wichtigen Fragen: ob BVerficherungs- 
zwang oder Verficherungsfreiheit, ob Kaffenzwang oder Zwangskafſen, Reichganftalt 
oder Landesanftalten, Stantszufchuß oder nur Privatprämienzahlung, Ausfchluß 
oder bedingte Zulafjung ber Privatanftalten, Ausdehnung des zu verfichernden Kreiſes, 
Dauer einer jog. Karenzzeit u. ſ. w., wurben, wie in der parlamentarifchen Dis- 
tuffion, fo in der Prefle und Brojchürenliteratur im Frühjahr 1881 reichlich diskutirt. 
Staatszuſchuß und Reichganftalt wurden vom Reichstage abgelehnt, der Berficherungs- 
zwang und die Errichtung eingelftaatlicher Anftalten und das hierdurch, ſowie Durch 
eine anderweite Bertheilung ber Prämienlaft bedeutend mobifizirte Gefeßesprojeft aber 
angenommen (letzteres mit 145 Stimmen bes Gentrums und der Konfervativen gegen 
108 Stimmen ber Liberalen, eines Theile® der Reichspartei und einzelner Konſer⸗ 
— In dieſer Umgeſtaltung lehnte jedoch der Bundesrath nachträglich das 

eſetz ab. 

— iſt „der gemeinwirthſchaftlichen Organiſation des V. in öffentlichen 
Anſtalten an Stelle der privatwirthſchaftlichen Organiſation, der öffentlichrechtlichen 
ſtatt der lediglich privatrechtlichen Geſtaltung“ des V. energiſch das Wort geredet 
worden, jo von Adolph Wagner u. A., obgleich nicht zu verkennen ift, daß 
bag V., wie es ber Privatwirthichaft und der freien Thätigfeit der Intereſſenten 
feinen Urjprung verdankt, im freien Verkehr ſowol von Privatprämienverficherungs« 
anftalten, als auch von Gegenfeitigfeitägejellichaften zu einer ungemeinen Blüthe 
gebracht worden ift, die freilich nicht überſehen lafjen darf, daß eine noch weitere 
Kr des V. ebenfo wie die Befeitigung einzelner Mängel defjelben wünſchens⸗ 
werth. ift. 

Quellen: Derfaffun bed Deutichen Ne Art. 4 Ziff. 1. — zaDeatiäe Gewerbeordn. 
ur: 6, 14, 148. — eig StrafGB. —* u 277—280. — Vexe inszollgeſetz 

10. — Oeſterr. Gewerbeordnung Art. Y t. — Preuß. Gele, betr. den Geſchaͤftsverkeht 


J 
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ber Verfiherungsanftalten, vom 17. Mai 1858 u. p. 22. i 1862. — Im Urigen fiehe 
die Quellen bei den Art. Feuerverſicherung, Berfiherunngäpertrag u. 


PR Saski, * — tliche Bedeutung der V. und ber Rutzen ber einzelnen 
MELT Een 16 al al Gele v2. v. voltawirthſch. Sianbpunft ans, 
an fr — Endemann in Golbſchmidt's Beier, f. bas gei. 
ee fi. * in ee ai B. — 1865, &. 97 — Engel, 
atatoerkch — in —A d. tgl. Preuf 18666. f.; Derietbe, 
Dentjchriſt — ie erg erg eit, Zwedmã und —— einer Unſall · 
—S test. 1869. — Ra atowiczta in Bluntihli’3 u. Brater's 
Zeutihem Staat! — Bd. Sr 1870, &. 1—60 und bie bort angef. Lit. — Brämer, 
Die V. u. feine geiegl. Regelung in den Bereinigten Gtanten ng Rorbamerite, in — 
und Frankreich, mit Hinblid a ——5— Erganzungheft —— 
ſtatiſſ een 1870. —— ie Lebens: Verf. in Deut! Kt. 187: 
f. Gfgb Besnelkung uk —S— Fee Folge, L Heft ler _ —— im’ olb: 
\omtet 3 ti Fa PR eb. Aber Einen, 
Bern 1879. — Hummer, Der Betrieb b. Verfit en ei 5 er _ 
di Wödllmer, Die SenatibenePenhonstaflen u N fer Ge 
ie Sebend-®. in Bug“ Halle 1880, u. bie dort amgef. Sit. — Jaheh, f. b. B, Dathie 


efiherung‘ en herausgegeben von Neumann. — Gemeinnüf 
Si bu 7-22. — Das ge @geleg und bie Cr 
Rn Berlin 1881. — taat und bie 


verein, Berlin 1: agner, "geitiär. für bie Staatswifjenfchaft, Ti! 

102 . unb bie dort a Kit. (Jacobi, Sch äffte — Tie rn 
Sa Een DARD ET 
in Preußen“, m 1881, ei Si Sareis. 


—E8 "Beil agen, —8 2) — 1881; Se e, —— d. Deutſchen se 


Verfpregungßeid, juramentum promissorium, die eidliche Beſtärkung einer 
Zufage, war ſchon dem Röm. Civilrecht bekannt; mehr jedoch als ein Mittel, den 
Deriprechenden in feinem Gewifjen fefter zu binden, nicht al etwas, wodurch die 
juriftifche Kraft des Veriprechens erhöht wurde. In Ietterer Beziehung wurde im 
Weſentlichen dem V. nur in dem Fall eine Bedeutung beigemeflen, wenn ein aus 
dem Alter der Unmündigfeit herausgetretener Minderjähriger fein Verfprechen eidlich 
beſtärkte. Derjelbe war dann gehindert, Reftitution wegen Minberjährigkeit zu er 
bitten. Nach einer hieran fich anfchließenden Beftimmung Friedrich Barbaroffas 
wurden eiblich beftärfte DVeräußerungen Mündiger der fonft zuläffigen Anfechtung 
(wegen mangelnden Dekret? des Gerichts) entzogen. Das Kanonifche Recht endlich, 
beitimmte, daß jedes an fich nach rechtlicher Vorſchrift ungültige Rechtsgeſchäft durch 
eidliche Beſtärkung mit einem nach den fonftigen allgemeinen Grundfähzen wirkſamen 
Eid verbindende Kraft erlange, jojern nur fein Inhalt nicht unerlaubt oder unſittlich 
fei. Dieſer Satz wird in der gemeinvechtlichen Praxis als allgemeines Prinzip anerkannt 
und auch bei Proteftanten angewendet. Beibes ift ftreitig. In erfterer Beziehung will 
die abweichende Meinung den Satz nur in den durch das Geſetz ſpeziell entſchiedenen 
Fällen anerfennen. In den neueren Gejeßgebungen ift der Eid ala civilrechtliches 
Beftärtungsmittel aufgegeben, er wirb als jolches theils gar nicht erwähnt, theils 
wird ihm die juriftifche Bedeutung ausdrüdlich abgeiprochen. — Wie der Bormund 
reichägefeglich die Erfüllung jeiner Pflichten eidlich anzugeloben hat, was von der 
Praris auch auf andere gerichtlich übertragene Verwaltungen angewendet wird, jo 
findet der V. Heutzutage noch häufige Anwendung in ftaatsrechtlichen Beziehungen: 
Huldigungseid, Beamteneid, Eid auf die Verfafſung, Bürgereid, Fahneneid. Die 
Pflicht gilt auch fchon ohne den Eid ala vorhanden, der Eid erzeugt oder verftärtt 
fie nicht, er hat nur ethifche Bedeutung. — Im Eiv.Prz. konnte eine Verbindlichkeit 
zur Ableiftung von Berfprechunggeiden erwachfen, Recht des Gegners auf juratorifche 
Kaution, auf den Kalumnieneid. Beides ift jeßt antiquirt. Die Maniteftations- 
verbindlichkeit geht nach Preußiſchem Recht auch auf ein eidliches Verſprechen der An- 
zeige bei fpäterer Ermittelung ; für den bei der Bwangsvollftredung und im Konkurs 
verfahren vorkommenden Offenbarungseid ift der B. durch die CPO. befeitigt. — 


Berftüämmelung — Verſuch. 1095 - 


Am Progeſſe ift nad; Gem. u. Franzöf. Recht auch der Zeugeneid ein promifforifcher, 
ebenjo nach der Deutjchen Civil- und StrafPO. Der promifforifche Zeugen- und 
Sachverftändigeneid, der durch die demnächſtige Ausfage verlegt ift, wird ala Meineid 
beitraft. Im Uebrigen bedroht dad RStrafGB. im Anſchluß an das Preußifche Den- 
jenigen mit Strafe, der vorſätzlich einer durch eidliches Gelöbniß vor Gericht beftellten 
Sicherheit oder dem in einem Offenbarungseid gegebenen Berjprechen zuwiderhandelt. 

Sit. u. Gigb.: Friedr. Bayer, Betrachtungen über ben Eid, 1829. — Franc. Jac. 
Müller, Diss. de jurgjurando spec. promiss., Bonnae 1831. — 1. 1 C. 2, 28. — Auth. 
Frieder. Sacramenta puberum ct. — Cap.28 X, 2, 24; cap. 2 in Vlto 2, 11. 
R.Pol. O. Tit. 5. — Preuß. Allg. ER. J. 5 8 199. — RCPO. SS Bu, 769, 857, 375. — 
RStrafGB. $ 162. Eccius. 

Berſtümmelung: Die gewaltſame Herbeiführung des gänzlichen oder theil« 
weiſen Verluſtes eines Gliedes. Mehrere Geſetzbücher gedenken derſelben, indem fie 
vorfãtzliche Begehung der Handlung gegen einen Dritten vorausſetzen, als einer Spezies 
der jchweren Körperverlegung (Oefterreich $ 1568; ehedem Preußen $ 193; Baden 
Art. 225, 3; Heflen Art. 268, 3). Die dadurch veranlaßten Bemühungen der Praris 
um eine in den Gefeßen felbft fich nicht findende genauere Definirung berjelben find 
im Ganzen unbefriedigt geblieben. Die Preußifche Praris verftand unter V. die 
gewaltfame Herbeiführung des DVerkuftes eines Theil des Körpers, infofern berjelbe 
eine erhebliche Erſchwerung oder die theilweife Störung einer Funktion des Körpers 
zur Folge hat. Diefe Definition entfpricht dem MWortfinne injofern nicht, als fie 
den Schwerpunkt in die Funktionsſtörung legt. Beffer findet Krug eine V. in dem 
Berluft eines am Leben des Organismus theilnehmenden und zu einer jelbftänbigen 
Funktion beftimmten Körpertheild. Das RStrafGGB. hat mit Recht dag Wort „V.“ 
in den Paragraphen Über die Körperverlegung weggelaflen und fpricht Hier ftatt 
deffen von dem Verluſte eines wichtigen Gliedes des Körper. ©. hierüber d. Art. 
Körperverlegung. . 

Die B. Jemandes auf defien eigenes Verlangen, um ihn zum Militärdienft 
untauglich zu machen, wird im StrafGB. in Verbindung mit ber zu gleichem Zweck 
erfolgenden Gelbitverftümmelung als Vergehen gegen die öffentliche Ordnung bes 
handelt ($ 142). Bgl. d. Art. Selbftverftämmelung. ER 

eriel. 


Beriuh (ZH. J. S. 715 ff). Im Allgemeinen ift der Begriff des ver— 
fuchten im Gegenfaß zu dem des vollendeten Verbrechens dahin zu beftimmen, daß’ 
BD. vorliegt, wenn die verbrecherifche Abficht zwar theilweiſe, aber nicht in dem 
Maße verwirklicht worden ift, als Died zur vollftändigen Erichöpfung des That- 
beitandes jene® Verbrechens erjorbert wird, defien Begehung beabfichtigt wurde. Im 
Hinbli auf das pofitive Recht ift dabei zu bedenken, daß dieſes zuweilen durch 
feine Definitionen der einzelnen Verbrechensarten die Vollendung weiter hinausrückt 
oder weiter zurückverlegt, ala es eine richtige Auffaffung fordern würde. Aus mannig- 
fachen Zriminalpolitifchen Gründen wird ferner von den Gefeßen nicht jede noch 
jo geringfügige Verwirklichung ber verbrecherifchen Abficht ſchon als V. beſtraft (i. 
Thl. I. ©. 716 ff). Das Oefterr. StrafGB. verlangt eine zur wirklichen Aus- 
übung führende Handlung; in den meiften neueren Gefeen wird im Anfchluß an 
das Franzöfiiche Recht (commencement d’exscution) ein „Anfang der Ausführung” 
(Beginn der wirflichen Ausführung jagen noch befier die Defterreichiichen Ent- 
würje) geforbert. Die vor diefem Anfang ber Ausführung liegenden doloſen Hand» 
lungen find dann jog. (ftrafloje) Vorbereitungshandlungen. Nach dem 
Deutjchen StrafGB. ift Derjenige, welcher den Entjchluß, ein Verbrechen oder Ber- 
gehen zu verüben, durch Handlungen, welche einen Anfang der Ausführung dieſes 
Verbrechens oder Vergehen enthalten, bethätigt hat, wegen V. zu beitrafen, wenn 
das beabfichtigte Verbrechen oder Vergehen nicht zur Vollendung gefommen ift. Der 
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Verſuch eines Vergehens wird jedoch nur in den Fällen beſtraft, in welchen das 
Geſetz dies ausdrücklich beſtimmt. (Richtiger wäre als Regel die Strafbarkeit, als 
Ausnahme die Strafloſigkeit aufzuſtellen, wie in den Oeſterreichiſchen Entwürfen. 
Das Deutjche Straf&B. verjährt überbies bei der ausnahmsweiſen Strafbarerflänung 
im befonderen Theil nicht nach feften Prinzipien.) — Die wichtigfte Streitirage aui 
dem Gebiete der Verſuchslehre ift die über die jog. untauglichen Berfuchahand- 
Lungen (vgl. Thl. I. ©. 717). Für Strafbarkeit derjelben entichieden v. Schwarze, 
Lam maſch und bejonder® v. Buri, dieſer jelbft für den Fall, als ein abfolur 
untaugliches Mittel mit Bewußtfein gewählt wurde (fo 3. B. ZTodtbeten u. dgl.). 
neueftens Hälfchner. Entſchieden für die Straflofigleit Roßhirt u. Temme; mit 
eigenthümlicher Begründung im Ganzen auch Cohn; mit verichiebenen Modifikationen, 
namentlich Unterfcheidung zwiſchen abſolut und relativ untauglichen (untauglichen umd 
unzulänglichen) Mitteln Abegg, Hefiter, Maregoll, Mittermaier, Geib, 
Zahariä, Ehop, v. Hye, Dfenbrüggen, Goltdammer, Oppenhoti, 
Rubo, Berner, Schüße, H. Meyer u. A. Manche (wie v. Leonhardt, 
v. Bar) wollen blog den V. „am untauglichen Objekt“ für ftraflos erklärt haben. 
Wieder Andere meinen, e8 genüge zur Strafbarkeit, wenn der Thäter nur ein an 
ſich taugliches Mittel (4. B. Arfenik zur Vergiftung) anzuwenden glaubte (ſo z. B. 
Köftlin, früher Hälſchner, Walther, Seeger). Das Deutihe StraißE. 
ſcheint durch feine Ausdrucksweiſe mindeſtens die Strajbarfeit des Verſuchs mit og. 
abfolut untauglichen Mitteln und am untauglichen Objekt auszufchließen. Darür 
fpricht namentlich auch, daß 8 46 3. 2 die rechtzeitige Abwendung des Erfolgs für 
ftrafloß erklärt; denn da beim untauglicden V. die Ahwendung des (ohnehin nicht 
eintretenden) Erfolges unmöglich ift, wäre er hiernach härter behandelt als der taug- 
liche! — Die Praris aber war bisher — zum Theil unter dem Einfluffe Landes 
rechtlicher Traditionen — ſchwankend. Die Preußiiche Praris (Erk. des O.Irib. 
vom 8. Januar 1874) erklärte den B. mit relativ untauglichen Mitteln für fkrar- 
bar, den 3. mit abjolut untauglicden Mitteln für ſtraflos, ebenjo die Bayeriſche 
Praxis (Erf. des Bayer. Kaffationshofes vom 12. Juni 1874); die Württemberg. 
fand den V. mit untauglichen Mitteln fowie den B. am untauglichen Objelt jtrai- 
bar (Beichluß der Straflammer des Württembergifchen O.Trib. vom 12. Robember 
1873 und Erk. des Württembergifchen Kaſſationshofes vom 26. November 1873). 
Eine Plenarerk. des Neichögerichts vom 24. Mai 1880 (Rechtipr. I. ©. 819 ff.) 
bat den V. mit abfolut untauglichen Mitteln und ein Reichögerichtserfenntniß vom 
10. Juni 1880 (Rechtipr. II. ©. 56 ff.) den V. am untauglichen Objekt für jtrat- 
bar erflärt. — Nach dem Deutichen StrafGB. bleibt der B. ala folder ftraflos, 
wenn der Thäter 1) die Ausführung ber beabfichtigten Handlung aufgegeben Bat, 
ohne daß er an diefer Ausführung durch Umftände gehindert worden ift, welce 
von feinem Willen unabhängig waren, oder 2) zu einer Zeit, zu welcher die Hand⸗ 
lung noch nicht entdeckt war, den Eintritt des zur Vollendung des Verbrechens oder 
Vergehens erforderlichen Erfolgs durch eigene Thätigkeit abgewendet hat. — Mit 
Recht erklärt das Geſetz (im Gegenſatz zu der Franzöfifchen Anſchauung), dab der 
3. milder zu beftrafen ſei, al das vollendete Berbrechen oder Vergehen. Statt 
der auf das vollendete Verbrechen gefeßten ZToded= oder lebenslänglichen Zuchthaus- 
fteafe tritt für den V. Zuchthaus von 8—15 Jahren (daneben ift Polizeiaufficht 
zuläffig), ftatt Tebenslänglicher tritt 3—15jährige Feſtungshaft ein. In den übrigen 
Fällen kann die Strafe bis auf ein Viertheil des Mindeſtbetrags der auf das voll- 
endete Verbrechen oder Vergehen angebrohten Freiheits- oder Geldftraie ermäßigt 
werben. Iſt hiernach Zuchthaus unter einem Jahre verwirkt, jo ift diefelbe nad 
Maßgabe des $ 21 in Gefängniß zu verwandeln. — Der 3. einer Webertretung ift 
nach dem Deutjchen StrafGB. ftraflos. 
Gigb.: De os B. 43—46, 107, 120, 141, 148, 160, 169, 240, 242, 7 
200, 20 "30 — 350, 0 — Oefterr. $$ 8, 10, 11, 47 lit. a, 288, 
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re Entw. 1 5 4649, 187, 234, 289, 290, 311, 317; IL 85 46-49, 
— , 281, 304, 310. de pen. art. 3, 3, 179, 241, 251, 889, 400, dol, 405, 418. 
Bit.: B A. ren Die Lehre vom V. der Verbrechen, 2 Theile, 1836, 1839. — 
Buben, a handlungen, J. Sb. 1836. — Rrug, Die Lehre vom DB. der Verbrechen, 1854. — 
dv. Bar, Zur Lehre dom B. und von ber Theilnahme am Verbrechen, 1859. — cr: 
Ueber die Grenze zwiichen Vorbereitung und V. eined Verbrechens, 1861. Geye 
Fk el über den allg. Thatbeflanb, 1862, ©. 47 ff. — Walther, Reit, ER} 35 
Sieb. Seeger, Die Ausbildung ber Kehre vom B. der Verbr. in ber Wil 3 es 
Mittelalters, 1869. at 2 Berner, Gexichtsſaal, 1865. — Geyer, € 
dv. Buri, ebenda, 1867, 1880. — Meves und Häberlin, de, 
Seeger in Goltb. a vn, sr, — v. Buri, ebenda, XXV. (1877). — es 
Deu e Steafeeätspeitung, 1872. — v. Schwarze in vd. Holgenborff’ 3 „Oambbud IL 
Meyer, Lehrb. d. Gienfreitt, ©. 196 ff. — Herb, Heber d. V. mit un- 
Sr ikteln, 1874. — Scherer, Serial, 1877. — aͤl ſchner in 1 Goltb, Ar. ‚XIV. 
Br 1 — Binding Normen, I, ©. 4 10 ff., 486 ff.; Derielbe, eundriß, 
Hiller, Zur B.lehre bes Defterreichtichen Gtrafredits, 1878 (Gep-Hbbrud aus 
=“ Zeile für d. Brivats u. öffentl. Recht d. Gegentvart, b.). — Sammajd, Das 
Moment objettiver Gefährlichkeit im 2: er bes Becbrechengverfuig, 1879. — 8. Cohn 
ur Lehre von verſuchten und unvollendelen en N 1880; Derfelbe in Goltb. 
cc., AXVIO. (1880). — Geyer in ber Zeitſchr. f. d. gef. —————— J (1881). 
eyer. 


Zertheid wng im weiteſten Sinne heißt die Geltendmachung ber dem An- 
geflagten oder Beſchuldigten im Strafverfahren zuftehenden Rechte. Zunächſt kann 
der Angeklagte fich ſelbſt vertheidigen. Im Welen des richterlichen Amtes liegt es 
außerdem, daß, auch ohne vorangegangene Antragsftellung, Alles berücfichtigt werde, 
was Straflofigkeit oder Strafmilderung begründen Tann. Nach Franzöfiſchem 
und Deutichem Strafprogeßrecht ift auch die Staatsanwaltfchaft gehalten, von Amte« 
wegen bafür zu forgen, daß Unfchuldige nicht verfolgt werben. Die Berüdfichtigung 
der zu Gunften des Angeklagten jprecdenden Umftände durch den Richter und die 
Staatsanwaltichaft bezeichnet man als materielle V. Als formelle V. oder 
V. im engeren Sinne bezeichnet man die gerichtliche Geltendmachung der dem Ver— 
folgten zuftehenden Rechte durch beſonders verpflichtete oder berufene Perfonen. 
Ueberall wo das Rechtsleben aus feinen erften rohen Anfängen herausgetreten ift, 
findet fich da8 Inftitut der V. Noch früher als die Anklägerfchaft nimmt fie in 
der Gejchichte einen fachverjtändigen, berufsmäßigen Charakter an. Die Mittel ihrer 
Wirkſamkeit find von den Grunbjormen des Verfahrens (Schriftlichkeit, Mündlichkeit) 
abhängig. Im neueren Strafverfahren ergiebt fi infofern eine grundfäßliche Ver— 
fchiedenheit gegenüber den älteren Progekinftitutionen, al das Auftreten einer ftän- 
digen, berufsmäßig vorgebildeten Anflagebehörbe neben dem Richter (Staatsanwalt« 
ſchaft) wefentlich erjcheint, während in der Regel die formelle V. nicht wejentlich ift. 
Sie ift eine jafultative, freiwillige, inſoweit der Angeklagte ſich eines Verthei— 
digers bedienen darf, ohne daß eine Erlaubniß von Seiten des Gerichts bei geeig« 
neter Auswahl erforderlich wäre. Ausnahmsweiſe ift die B. eine nothwendige, 
wenn für die Mitwirkung eines Bertheibigers von Amtswegen zu forgen ift; eine 
Prozeßeinrichtung, die, dem älteren Gem. Recht in Deutjchland entſtammt, ſich in 
allen anderen StrafBD. eingebürgert hat und felbft in England unter der Herrichaft 
akkufatorijcher Prinzipien darin ein Analogon findet, daß der Richter in Kapital» 
ſachen einen Rechtöverftändigen bittet, die B. zu Übernehmen. Die nothwen- 
dige 3. und die Fürforge durch Beftellung eine Vertheidigers ift jubfidiär. Sie 
tritt erft dann ein, wenn von dem Recht der freiwilligen V. ein Gebrauch gemacht 
worden ift. Möglich ift ein Zufammentreffen der amtlichen Fürforge mit dem Willen 
des Angeklagten, wenn derjenige von Amtswegen beftellt wird, der die Wahl des 
Angeklagten nicht annahm. Weil im öffentlichen Rechtszwecke des Strafverfahrens 
wurzelnd, ift die nothwendige B. dem Angeklagten gegenüber unverzichtbar und 
auch den orbnungsmäßig beftellten Bertheibiger verpflichtend, fo daß die Ueber— 
nahme des DB. nicht ohne Grund zurückgewieſen werden darj und der Beftellte 
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wenigftens zur äußerlichen Mitwirkung an den Verhandlungen des erkennenden Gerichts 
gehalten ift. Nothwendige B. findet allgemein nur in den jchwerften Berbrechenz- 
fällen ftatt, in Deutfchland in denjenigen Sachen, welche vor das Reichögericht in 
erfter Inftanz oder vor die Schwurgerichte gehören; jobann wegen gewiffer phyfifcher 
Defekte (Zaubheit, Stummheit), wegen jugendlichen Alter® (unter 16 Jahren), oder 
zweifelhafter Zurechnungsfähigkeit. Einem rechtzeitig vom Angeflagten gejtellten An- 
trage auf Beitellung muß auch dann entiprochen werben, wenn, von ber Lediglich 
in ber Rückfälligkeit bes Thäters wurzelnden Verbrechensqualififation abgefehen, ein 
vor dem Landgericht zu verhandelndes Verbrechen in Rede fteht. Zwiſchen noth- 
wendiger und freiwilliger B. in der Mitte ftehen diejenigen Fälle, in denen ber 
Richter, unabhängig von gejeßlich bindender Vorfchrift, zu Beitellung eines Ber 
theidigers fchreitet. Obſchon, wo die V. nothwendig, der beitellte Vertheidiger nicht 
refufirt werben Tann, fo find doch gegen deſſen Perfon begründete Einwendungen 
des Angellagten zu berüdfichtigen. Daß der Vertheidiger nicht gegen ben Angeflagten 
eingenommen ſei, ift eine berechtigte Forderung, die zu berüdfichtigen ift, wo der 
Verteidiger gleichzeitig der Beichäbigte if. Das Perfonal der B. wird überall 
zunächft durch die Rechtsanwaltichaft dargeboten. Außerdem kommen als berechtigt 
in Deutjchland die Lehrer des Rechts in Betracht. Nach richterlichem Grmefien 
tönnen im Intereſſe des Angeklagten auch andere zugelaffen werden. Frauen find 
nicht abfolut ausgejchloffen (anderer Meinung: Boitus und Zimmermann); 
ebenfowenig Ausländer. Die Kreife der zur freien Bertheidigung berechtigten und 
zur Uebernahme einer notäwendigen V. beftellbaren Perfonen jallen nit ganz zu⸗ 
fammen. Denn auch Juftizbeamte und zum Richteramt noch nicht befähigte Rechts- 
kundige können vom Richter beftellt werden. Defterreich, in allem Weſentlichen 
mit dem Deutfchen Straiprogeß in diefer Materie übereinftimmend, kennt eine all- 
jährlich bei den Gerichtöhöfen zweiter Inſtanz anzulegende Bertheidigerlifte (Defterr. 
StrafBO. $ 80), worin mit Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde alle 
Staatsbeamte und alle für das Richteramt, die Advokatur und das Notariat geprüften 
Sachverftändigen aufgenommen werben. 

Prozeffualifche Stellung der V. Wirkſame B. ſetzt Beitimmtheit des 
der gerichtlichen Entſcheidung unterbreiteten Anklagemateriald voraus. Die Perjon, 
gegen welche, und der Thatbeitand, über welchen verhandelt werben foll, müflen ge- 
geben ſein. Das Hauptgewicht der nach neuerem Progeßrecht überall mündlich zu 
führenden V. jällt daher in den Zeitraum nach förmlich erhobener Klage bis zum 
Abſchluß des rechtskräftigen Erkenntniſſes. Das Franzöſiſche Recht kennt ebenfo wie 
der Schottifche Strafprogeß nur eine B. während ber Hauptverhandlung. Auch die 
Mehrzahl der Deutfchen, jeit 1848 ergangenen Straf PO. befchräntte Die B. auf dieſes 
twejentlichite, aber der Sache nach keineswegs ala außfchließlich zu erachtende Funk— 
tionsgebiet. Der Englijche Strafprozeß Ließ die V. auch in der Vorunterfuchung 
zu, wa® mit dem ehemaligen Privatanklageprogeß zuſammenhing. Ihm find ein« 
zelne Deutſche StrafBD. (3. B. Baden) gefolgt. Von bedeutendem Ginfluffe für 
die erweiterte Zulaffung der B. war das Beiſpiel der Oeſterr. StrafPO. von 
1873. Nach gegenwärtigem Rechte kann fich in Deutjchland der Verfolgte in jedem 
Stadium der Unterftäßung von Seiten eines Vertheidigers bedienen, alfo nicht nur in der 
Vorunterſuchung, jondern auch im Ermittelungsverfahren. Die Aufgabe der V. in den 
Vorſtadien beiteht vornehmlich in der Abwendung harter und durch den Zweck des 
Verfahrens nicht gebotener Eingriffe in die perfönliche Freiheit, in der Geltend- 
machung des Beſchwerderechts gegen nachtheilige Verfügungen des Richters, in ber 
Sicherung des Angeflagten gegen ungebührliche Durchführung der Unterfuchungshait 
und in der rechtzeitigen Wahrnehmung der Sntereffen des Entlaſtungsbeweiſes bei 
jolchen Beweisaufnahmen, die für. das mündliche Verfahren präjudizielle Bedeutung 
gewinnen (Augenfcheingeinnahme u. ſ. w.). Andererfeits kommt in Betracht, daß 
die Maßnahmen des Grmittelungsverfahrens und der Vorunterfuchung durch une 
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zeitiges Gingreifen einer gegenftänblich noch nicht fixirten V. unbehindert in der 
Richtung des noch zu fammelnden Anklagematerial ihren Weg gehen müffen. Bon 
einer formalen Gleichberechtigung (ſog. Waffengleichheit) zwiſchen V. und Staats- 
anwaltichaft ann baher erft während der Hauptverhandlung die Rede fein, wo den 
Beweißanträgen der B. durchaus gleiche Bedeutung zulommt, und gegenüber ber 
Staatsanwaltichaft jede unrechtmäßige Einſchränkung des Vertheidigungsrechtes die 
Bebeutung eines Nichtigleitsgrundes annimmt. Der Vertheidiger Hat daher auch das 
ihm nach älteren Prozeßgefegen verfagt gewejene volle Fragerecht an Zeugen und 
Sachverſtändige. 

Der Verkheidiger ift freilich in anderer Weiſe, als der Staatsanwalt der Diszi⸗ 
plin des Gerichtsvorfigenden untergeorbnet und Tann wegen begangener Ungebühr 
mit einer Orbnungaftrafe belegt werden. inwieweit er ſich auch dem Bertheidigten 
gegenüber für Zuwiderhandlungen verantwortlich macht, iſt in ben Geſetzen nicht 
entfchieben. Wo bie notäwendige V. pflichtwidrig Handelt, muß erforderlichen Falls 
die Beſtellung zurüdgezogen werden. Gegen klare Berfäumniffe eines erwählten 
Vertheidigers hat vermöge der ihm obliegenden Pflicht der materiellen V. der Richter 
feines Amtes zu walten. Uebrigens Tann ein Angeklagter durch mehrere Verthei« 
Diger, mehrere Angeflagte durch einen gemeinfchaftlichen Vertheidiger vertheidigt 
werben, wofern ein Intereſſenkonflikt unter der Mehrheit angeflagter Perjonen nicht 
befteht. Iſt der Angeklagte erjchienen, jo bedarf der Vertheidiger keiner chriftlichen 
Legitimation. Ob die Beitellung einer nothiwendigen V. nur für die erfte Inſtanz 
wirkſam bleibt, oder auch die Höheren Inſtanzen ergreift, ift ftreitig (dafür 
v.Schwarze, dagegen Voitus). Ingleichen auch, ob die nothwendige B. die auf 
Grund der Komnerität an das Schwurgericht gelangten Bälle in fich ſchließe (dafür 
v. Schwarze, bagegen Löwe). 

Bejondere Rechte der ®. find 1) das Recht auf Akteneinſicht an ber 
Gerichtsſtelle nach abgeichloffener Vorunterfuchung. Erweitert ift da® Recht infofern, 
als auch während der Vorunterfuchung einzelne Beitandtheile der Gerichtsakten aug- 
nahmsweiſe eingefehen werden dürfen (Vernehmungsprotokoll, Gutachten u. ſ. w.). 
Unterfagt bleibt bie Verabfolgung von Ueberführungsftüden ad aedes des 
Bertheidigerd. 2) Das Recht, koſtenfreie Abſchrift von Urkunden u. f. w. zu ver⸗ 
langen, wird im weiteren Umfange, ala in Deutichland von der Oeſterr. StrafPO. 
($ 23) anerfannt (vgl. RStrafPO. 8 290 bezüglich der Frageftellung). 3) Das 
Recht auf perfönlichen Verkehr mit dem Angeklagten ift in Deutichland 
erheblich bejchränkt und erjcheint, abgejehen von dem Verfahren nach eröffneter 
Hauptverhandlung, durch das Erforderniß gerichtlicher Genehmigung verfümmert. 
4) Recht der Zeugnißverweigerung in Beziehung auf die vom Klienten anvertrauten 
Mittheilungen. 5) Der Anfpruch auf Entſchädigung aus der Staatskaſſe für die 
Führung einer vom Richter auferlegten B. 6) Das Recht, Rechtsmittel einzulegen. 
7) Das Recht des fog. Iehten Wortes. 8) Das Recht, bei dem Vollzuge der Todes- 
ftrafe gegenwärtig zu fein, woraus fonjegent zu folgern wäre, daß, aur Wahrung 
eines etwaigen Beichwerberechts, auch der Verkehr eines Detinirten während ber 
Berbüßung einer Freiheitsſtrafe mit feinem Vertheidiger nicht abgefchnitten werben 
ſollte. Unzuläffige Beſchränkung der B. in einem für die Entſcheidung weſentlichen 
Punkte giebt einen Revifionsgrund. 

Eine Abart der V. ift die Vertretung des Angeklagten durch Vertheidiger 
im Strafprogeß. Diefelbe bezieht fich auf folche leichtere Straffälle, in denen die 
perfönliche Anweſenheit des Angeflagten nicht nothwendig erfcheint. Doch können 
in der Hauptverhandlung auch neben dem Angeklagten, ohne einer Vollmacht zu 
bedürfen, Angehörige befielben ala Vertreter auftreten; — baffelbe Recht 
fteht demfelben auch im Abweſenheitsverfahren zu (j. dieſen Art.), obwol 
gleichzeitig ein Vertheidiger auf Grund einer ihm ertheilten Vollmacht erfcheinen 
kann. 
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Bertheilungsverfahren. Ein jog. B. tritt nad) Deutſchem Eivilprogek- 
echt, abgejehen von dem Falle des Konkurſes, ein, wenn bei ber Zwangsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermögen ein Geldbetrag Hinterlegt ift, welcher zur Befriedigung 
der betheiligten Gläubiger nicht hinreicht. Zu einer ſolchen Hinterlegung bat der 
Gerichtövollzieher zu fchreiten, wenn der Erlös der für mehrere Gläubiger nachein- 
ander ober gleichzeitig gepfändeten Sachen nicht zur Befriedigung aller Forderungen 
außreicht, und über die Vertheilung des Erlöſes unter den Gläubigen Streit ent 
fteht. Werner hat der Drittfchuldner, wenn die Forderung des Grequivenden gegen 
ihn für mehrere Gläubiger gepfändet worden ift, auf Berlangen eines der Gläubiger, 
welchem die Forderung in der Zwangsvollſtreckung überwieſen worden ift, den Be— 
trag der Forderung zu Hinterlegen. Weiter kann e& zu einer jolchen Hinterlegung 
dadurch kommen, daß ein Anfpruch auf eine bewegliche Förperliche Sache für mehrere 
Gläubiger gepfändet ift und der Erlös der vom Drittfchulbner herausgegebenen Sache 
nicht zur Befriedigung aller audreicht, wenn fich biefelben über die Vertheilung bes 
Erloſes nicht einigen. 

Das Amtsgericht, welches in dem gegebenen Falle zuftändig ift (f. d. Art. 
Zwangspollftre£ung), hat nach Eingang der Anzeige über die Sachlage (feis 
tens des Gerichtövollziehers, im zweiten Fall fetten des Drittſchuldners) an jeden 
der betheiligten Gläubiger die Aufforderung zu erlaffen, binnen zwei Wochen eine 
Berechnung feiner Forderung an Kapital, Zinfen, Koften und anderen Neben- 
forderungen einzureichen. Nach Ablauf ber Friſt wird vom Gericht ein Theilungs- 
plan angefertigt. Der Betrag ber Koften bes Verfahrens wird dabei von dem Ber 
ftande der Maffe vorweg in Abzug gebracht, und die Forderung jedes Gläubigers, 
welcher der erwähnten Aufforderung bis zur Anfertigung des Planes nicht nadhe 
gefommen ift, nach Maßgabe der an das Gericht erftatteten Anzeige berechnet. 
Demnächſt jet das Gericht zur Erflärung über den Theilungsplan und zur Aus- 
führung deffelben einen Termin an, und läßt den Theilungsplan mindeftens drei 
Zage vor demfelben zur Einficht der Betheiligten auf der Gerichtsfchreiberei auslegen. 
Zu dem Termine werben bie Gläubiger und ber Schuldner (Grequende) geladen, 
jebod) kann die Ladung bes letzteren unterbleiben, wenn fie durch Zuftellung im 
Auslande oder öffentliche Zuftellung erfolgen müßte, Wird vor oder in dem Ter- 
mine fein Widerfpruch gegen den Plan erhoben, jo wird berfelbe zur Ausführung 
gebracht, d. h. der hinterlegte Betrag nad) Maßgabe des Planes vertheilt. Crolgt 
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ein Widerfpruch, jo Hat fich jeder bei dem letzteren betheiligte, d. h. durch benfelben 
Hinfichtlich feiner Befriedigung betroffene Gläubiger darüber ſofort zu erflären. Wird 
der Widerſpruch als begründet anerfannt oder kommt unter allen Erjchienenen über» 
Haupt eine Einigung zu Stande, jo wird eine Berichtigung des Planes nad Maf- 
gabe des Ergebnifjes der Terminaverhandlungen angenommen und zur Ausführung 
des berichtigten Planes gejchritten. Wenn dagegen fich ein Widerſpruch nicht er» 
ledigt, jo kann der Plan nur infoweit ausgeführt werden, als berjelbe von bem 
MWiderfpruch nicht berührt wird. Die Berfäumnißfolge ift dahin normirt, . daß an= 
genommen wirb, der jäumige Gläubiger jei mit der Ausführung des Planes einver- 
ftanden, und, fall er durch einen von einem anderen Gläubiger im Termine er- 
hobenen Widerjpruch betroffen wird, er erkenne den letzteren nicht als begründet an. 

Iſt der Widerfpruch eines Gläubiger im Termine nicht zur Erledigung ger 
langt, jo fann er ihn im Wege der Klage gegen bie dabei betheiligten anderen 
Gläubiger zur Durchführung bringen. Für biefe ift das Vertheilungsgericht, und 
wenn der Streitgegenftand zur Kompetenz des Landgerichtes gehört, dasjenige Land⸗ 
gericht zuftändig, in deſſen Bezirk daB Vertheilungsgericht feinen Siß hat. Ein 
etwaiges Berjäumnißurtheil in einem folchen Prozefje ift gegen den wiberfprechenden 
Gläubiger dahin zu erlaffen, daß jein Widerfpruch als zurädgenommen anzufehen 
fet. Jedenfalls muß er aber ohne vorherige Aufforderung binnen einer von dem 
ZTerminstage laufenden einmonatlichen Frift dem Gericht nachweifen, daß er die ge- 
dachte Klage erhoben habe, widrigenfall® daffelbe bie Ausführung des Planes ohne 
Nüdficht auf den Widerfpruch anzuordnen hat. Wenn der widerjprechende Gläubiger 
dagegen das Prozekverfahten in Gang gebracht Hat, muß mit ber Ausführung des 
Plane, foweit er von dem Widerſpruch betroffen wird, bis zur Erledigung defielben 
durch rechtskräftiges Urtheil gewartet werben. In dem Urtheil ift zugleich. zu be 
ſtimmen, an welche Gläubiger und zu welchen Beträgen ber ftreitige Theil der Maffe 
auszuzahlen fei oder, falls dies nicht angemefjen erfcheint, ift bie Anfertigung eines 
neuen Planes und eines anderweiten V. anzuordnen. Uebrigens erlifcht der civil- 
rechtliche Anfpruch des widerſprechenden Gläubigers auf Grund eines befferen Rechtes, 
von den übrigen Gläubigern das angeblich zu viel Erhaltene zurädzufordern, weber 
* die Verſäumung der einmonailichen Friſt noch durch die Ausführung des 
Plane. 

Quellen: Deutiche CPO. 758—768, 728, 750, 751. 2. Hinſchiub. 


Verträge zu Gnnften Dritter find Verträge, aus welden ein beim Ber- 
tragsabſchluß weder unmittelbar noch durch einen Stellvertreter mitwirkender Dritter 
gemäß der Willengmeinung der Kontrahenten unmittelbar ein eigenes felbftändiges 
Recht erwirbt. Das Römische Recht negirte alle Rechtswirkungen derartiger V., 
und zwar jo, daß weder der Tontrahirende Verfprechensempfänger noch der nichtkon- 
trahirende Dritte aus dem Verſprechen, Letzterem zu Ieiften, Recht oder Klage erwarb, 
ließ aber nach beiden Richtungen Ausnahmen zu: Dem Promiffar entitand eine 
Klage aus dem B., wenn die Leiftung an den Dritten für ihn felbft von Vortheil 
war und um dieſes Vortheils willen der B. abgejchloffen oder wenn bie Leiftung an 
den Dritten unter einer Konventionalftrafe verfprochen wurde, d. h. eine negative 
PVoteftativbedingung zu einem Leiftungsveriprechen an den Tontrahirenden Promifjar 
ift; ferner in einigen Fällen, in denen eine Erſtreckung der vortheilhaften Rechts- 
wirkung auf den Dritten in Konfequenz der Berechtigung des Promifjars, Lediglich 
um de Intereſſe des Promiffars willen, anerfannt ift; ein Recht des Dritten wurde 
ausnahmsweiſe anertannt: bei der Schenkung zu Gunſten eines Dritten, bei der 
Dos-Beftellung mit Reftitutionsverfprechen zu Gunften der Yrau oder deren Erben 
als Dritten, beim Depositum oder Commodatum mit der Beitimmung, die Sache 
dem Eigenthümer zu übergeben, beim Verfprechen zu Gunften der Erben des Promiflars 
und beim Vorbehalt des Wiedereinlöfungsrechts jeitens des verlaufenden Pfand» 
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gläubiger® zu Gunften des Pjandeigenthümers. — Dad Deutfhe Recht erkannte 
zu feiner Zeit jenes negirende Prinzip an; ihm war die Vertragsfreiheit, Die Wög- 
lichkeit, dem V. einen beliebig nah dem Parteitwillen beitimmten Inhalt zu geben, 
zu fehr eigenthümlich, als daß es eine prinzipielle Schranke in der Richtung aut die 
Berechtigung eines Dritten aus dem V. hätte feen können. Zahlreiche Beifpiele 
von Ehe⸗ und Erbverträgen mit Vereinbarungen zu Gunften Dritter (unter Lebenden) 
und von Gutsübergaben mit wirffamen Zumendungen an Dritte — Beides au: 
Zeiten vor und nach der jog. Rezeption des Römifchen Rechts in Deutſchland — find 
Belege Hierfür, wenngleich da Mecht des Dritten nicht ohne weitere beſondere 
Boraußfegungen entfprang. In neuerer Zeit kommen hierzu noch eine Anzahl von 
Verſicherungs⸗, Leibrenten- und Kreditgefchäften, wobei ftet3 ein direkter Rechtserwerb 
eines Dritten intendirt werden kann und Häufig genug vorkommt. Diefe Stellung 
des Germanifchen Recht? zu den V. 3. G. D. ilt um fo weniger zu bezweiieln, als 
nicht blos die vom objektiven Rechte eingeräumte freie Geftaltung bes Privatwillens 
in V. wieberholt prinzipmäßig anerkannt ift, jondern ſich auch die Konſtruktion des 
Rechtserwerbs des Dritten jehr einfach dadurch ergab, daß überhaupt die Acceptation zu 
Gunften eines Dritten, eine Annahntehandlung durch einen Promiffar mit der Wirkung, 
daß ber verjprechende Kontrahent gebunden und ein Dritter berechtigt wird, zu den 
Häufigiten Erfcheinungen der Bertragsfchließung gehört. Durch die Anerkennung dieier 
Konftruttion, für welche die Derwendung der Salmänner ala Acceptanten von Ber 
ſprechen zu Gunften Dritter ein fprechendes Zeugniß bildet, wird eine weit über das 
Gebiet der V. 3. G. D. Hinaus reichende Grundlage gewonnen, auf welcher auch das 
Recht der Inhaber- und Orderpapiere theilweife zu konſtruiren ift. — In der Doktrin 
wurde biefe Deutfch-rechtliche Auffaffung bis in die nenefte Zeit vollftändig überjehen, 
verfannt und wo möglich unterbrüdt. Erſt im 17. Jahrh. tauchen Berüfichtigungen 
einiger Fälle von V. z. G. D. auf, die man auf Gewohnheitsrechte bafirte, aber in 
Fortjegung der ſchon von den Glofjatoren und Kommentatoren nicht vermiedenen 
Konfundirungen mit Berhältnifien verwechfelte und zujfammenftellte, welche feine 
2. 3. 6. D. find; man erllärte das Recht des Dritten theils als Erſtreckung 
(mittels Ceſſion u. dgl.) des Rechts des Promiſſars, theils als Folge rg don 
dem Dritten felbft noch vorzunehmenden Acceptation, wobei man überjah, daß, wenn 
der Dritte acceptiren muß, er aufhört, ein Dritter zu fein, und —— wir, 
theils ala Reſultat ftellvertretender Handlung. In diefer Weile gingen die Recht: 
verhältniffe, welche man theils als einfache Offerten, theils als „SKollektivofferten“ 
auffaffen kann, unter bem Namen B. 3. G. D. in die Partikularrechte des 18. Jahr 
Hundert® und von Hier aus weiter in die Theorie über. Durch die Herbeigiehung 
abjeits Tiegender Verhältniffe ſowie durch eine fich gegen jenes Gewohnheitsrecht auf 
lehnende neuere romaniftiiche Reaktion ift die Dogmengeihichte der B. 3. G. D. 
außerorbentlich fomplizirt worden und häufig auf rückläufige Wege gerathen. Den 
richtigen Begriff der V. 3. G. D. im Gegenſatz zu vielen bamit verwechjelten Er— 
fcheinungen Hat erft Unger aufgeftellt; ihm folgt Regelaberger im Welentlichen; 
nur ift Unger's Anfichten infofern nicht beizuftimmen, als er die Heutige Zulaffung 
und Anerkennung der V. 5. G. D. auf einen modernen Umfchwung der ethifchen 
Weltanſchauung zurüdführt, während doch, wie die angedeuteten Beilpiele beweifen, 
ſchon bag Deutjche Recht vor dem 14. Jahrhundert die V. z. G. D. kannte und 
gelten ließ, außerdem auch infofern nicht, als Unger einige bisher mit den V. z. G. D. 
verwechjelte Bälle ala gar nicht möglich oder nicht zuläffig zu bezeichnen ſcheint. 
Man muß fi nämlich einerfeit? davor Hüten, bie Freiheit der Parteien bei Feſt- 
ſetzung des Vertragsinhalts und der Vertragsmwirkungen hier nur imfoweit anzuer- 
kennen, als fie zur Zulaffung des V. 3. ©. D. führt, und ihr im Mebrigen damit 
eine Schranke zu ſetzen, andererjeitß davor, die pofitiven Vorausſetzungen des Rechts- 
erwerbs des Dritten zu ignoriren. Es find vielmehr auch ſolche Rechtögeichäfte 
möglich, welche eine Berechtigung des Promiffard erzeugen und das Recht des 
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Dritten ala Folge Hieraus oder nebenher entjtehen Laffen (vgl. das Erf. d. ROHS. 
vom 3. Januar 1873), und auch folche, welche eine Acceptationgerflärung des Dritten 
zum Rechtserwerb fordern. Ueberhaupt ift auch in ben Fällen der (echten) V. z. G. D. 
die konkrete Willensmeinung der Parteien zu unterfuchen und danach die Wirkung 
des Vertrags zu beftimmen (j. Gareis a. a. D. $ 68). Ueber die Vorausfegung 
des Rechtserwerbs des Dritten im Einzelnen herrſcht noch viel Streit. Intereſſante 
Beilpiele an V. 3. G. D. bieten die Vebensverficherungen, der Leibrentenvertrag, die 
bäuerliche oder ftädtifche Gutsübergabe mit Vereinbarung zu Gunften Dritter, Erb⸗ 
verträge, einzelne Fälle der Schuldübernahme, namentlich Miethfortiegungsverträge 
und Hypothekenſchuldübernahme ıc. 


8it.: v. Savigny, — 59. — v. Vangerom, Dand., d 608, Anm. — 
Arnbts, Pand., nr Anm. — v. "2 5 Rönigr ürttember; gelt. 
Prinatueihtd, Bd. 88, 2. — $. 4 Sen Hert Band. (4. Aufl. von E. U. Seuffert), 
N8. — v. Gerber, —— ——— — — 
ivatredit, Bb. IX. ©. 440 f. — Str —— Neue — bean Ente 
de3 ONpp.Ger. & Kaffel, Th. V. I. Abth — Buchka, Die Lehre en if et 
5 Enarng von Seiten, insbeſ. Ne, 187 kr Bring, Krit. Blätter civil. 
erfelbe, Pond, DR , 875. — Befeler, De Lehre von ben Erb⸗ 
Perträgen, HN Privatrecht, 1, ufl. — Buſch, Both: nu Pragis über bie Gültig« 
keit der B. 5. ©. Dr, in Beilage | um n Lhi x civ. Prazi is, I u ST- _ 
Bäbr, dahrb für Dogmatik d.H.R ivatrechts, Bd. m Nr. 
Bea — r hr U Prazid, 3. L. ©. 105 212 „ren 29 
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Bertragsberl ‚ ſtrafbare. Während V. in der Regel nur Civil- 
lagen zur Folge haben, fommen einige Fälle vor, bei denen dies nicht für aus- 
reichend erachtet, jondern außerdem noch Strafe angebroft if. Die Frage, für 
welche Fälle Strafe anzuwenden ift, ift „eine reine Frage der jozialen Politik”, die 
bei den verjchiedenen Völkern und zu verchiedenen Zeiten nicht immer gleichmäßig 
beantwortet it, faßt fich aber in die Marime aufammen : „Strafe überall da, wo 
die Geſellſchaft ohne fie nicht ausfommen Tann“ (vgl. v. Ihering, Zweit im 
Recht, Bd. I. [1877] ©. 474 ff). 

Im Deutfchen Strafrecht werden Heutzutage folgende Bertragsverlegungen 
mit Strafe bedroht: 

1) Entlaufen mit ber Heuer ($ 298 des RStrafGB.). Zum That- 
beftanbe biefes Vergehens, welches dag RStrafGB. ala ftrafbaren Eigennuß 
auffaßt, gehört a) ala Subjekt eine zur Schiffemannfchaft gehörige Perfon mit 
Ausnahme des Schiffers (Führer des Schiffes, Schiffskapitän). Der Schiffsmann- 
ſchaft jtehen gleich die auf einem Schiffe ald Maſchiniſten, Aufwärter ober in anderer 
Eigenſchaft angeftellten Perfonen (anderer Meinung: Meves ind. Holtzendorff's 
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Strafrechtszeitung Bd. XIII. [1873] ©. 389, welcher den $ 298 nicht auf bie 
legtgenannten Perfonen anwenden will, obwol fie nach den 88 3 und 81 ber 
Deutfchen Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 diejelben Pflichten wie die 
Schiffsmannſchaft zu erfüllen haben). — b) Die Handlung befteht entweder darin, 
daß der Schiffemann mit der Heuer (vgl. d. Art. Heuervertrag) emtläuft ober 
fi verborgen Hält, gleichviel ob er den Dienft bereit? angetreten hat ober nicht. — 
c) In Betreff der Willensrichtung wird Dolus gefordert, d. h. die rechte- 
widrige Abficht, fih mit der empfangenen Heuer dem übernommenen Dienfte zu 
entziehen, ehe diefelbe abverbient ift. Gefchieht die obige Handlung von Seiten des 
Schiffsmanns, ohne eine Heuer empfangen zu Haben, jo tritt die Beftrafung nad 
$ 81 Abf. 1 und 2 der Deutfchen Seemannsorbnung ein (Geldſtrafe bis zu 60 Mark 
oder bis zu 800 Mark oder Gefängnißftrafe 5i8 zu 8 Monaten), — d) 2er 
ftrafung (efängniß bis zu 1 Jahr) tritt ein „ohne Unterſchied, ob das Ber 
gehen im Inlande ober Auslande begangen ift”, wie in dem $ 298 ausbrüdlich 
angegeben ift. ine berartige Beftimmung war nach ben Motiven nothivendig, 
„weil diefe Handlungen in Amerika und England ftraffrei find”, der Inländer dafeı, 
wenn er das Vergehen in einem der vorhergenannten Länder begangen hat, nad 
8 43 des RStrafGB. nicht beftraft werden könnte. Yür den Ausländer war eine 
befondere Beftimmung überflüffig, da er jelbftverjtändlich, wenn er die Handlung im 
Inlande oder auf einem Deutſchen Schiffe im Auslande begangen hat, den inländifcher 
Strafgejegen unterworfen ift. Begeht er dagegen die Handlung im Außlande, io 
bleibt er ftraflos (vgl. Goltdammer’s Archiv Bd. II. ©. 133 ff). Ergänzende 
Strafbeftimmungen finden ſich in ber Deutichen Seemannsorbnung 58 81 ff. (vgl. 
au HGB. Art. 478, 528, 547, 554). 

2) Nichterfüllung von Lieferungsverträgen zur Zeit eined SPrieges 
oder Nothſtandes, zu den gemeingefährlichen Vergehen gehörend ($ 329 des RStrafGB) 
8) Als Subjekt diefer Handlung kommt zunächft der Lieferant in Betracht, außer 
dem aber auch der Unterlieferant, Vermittler und Bevollmächtigte deffelben. — 
b) Die Handlung beſteht in Nichterfüllung des mit einer Behörde abgejchloffenen 
Lieferungsvertrages, und zwar entiweber darin, baß nicht zur beflimmten Seit oder 
nicht in der vorbedungenen Weife erfüllt wird. — c) Die Willensrihtung 
umfaßt Vorſatz und Fahrläffigfeit. Der Thäter muß in beiden Fällen wifjen, daß 
es ſich um einen Lieferungsvertrag über Bebürfniffe des Heeres ober der Marine 
zur Zeit eines Krieges oder über Lebensmittel zur Abwendung oder Befeitigung 
eines Nothftandes Handelt. Maßgebend ift nicht die Zeit, in welcher der Ber 
trag gefchloffen wird, fondern in welcher die Erfüllung defjelben zu erfolgen hat. — 
d) Strafe bei vorjäglicher Nichterfüllung Gefängniß nicht unter 6 Monaten, 
neben welcher Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte zuläffig iſt; bei jahrläffiger 
Nichterfüllung Gejängniß bis zu 2 Jahren, jedoch nur dann, wenn durch die Hand- 
fung ein Schaden verurfacht wird. 

Abgeſehen von bdiefen beiden Vergehen können B. unter Umftänden auch nad 
den 88 263 und 266 des RStrafGB. und $ 209 der KO. jtrafrechtlich verfolgt 
werben. \ 

Partikularrechtlich ift auch die Verlegung des Gefindevertrages mit Straie 
bedroht. So kann 3. B. nad der Preußiſchen Gefindeordnung vom 8. Novbr. 
1810 $$ 167 und 168 Gefinde, welches vor Ablauf ber Dienftzeit ohne gejegmäßige 
Urfache den Dienft verläßt, nach Maßgabe des Grabes ber Berfchulbung beftraft 
werden mit Gelbitrafe von 6 bis 30 Mark, die bei Zahlungsunfähigleit in Hart 
zu verwandeln ift. Durch Geſetz vom 24. April 1854, betr. die Verletzung der 
Dienftpflichten des Gefindes, der Schiffsknechte und der ländlichen Arbeiter, ift die 
Strafbarkeit des Kontraftbruches noch weiter ausgedehnt. Auch im ber Zöniglich 
Sächſiſchen Gefindeordnung vom 10. Januar 1835 $$ 111 und 112 finden fid 
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gleiche Edummnam wie in der Preußiſchen; die Strafe befteht in Gefängniß bis 
zu 14 Tagen. 

Bei der vielfach erörterten Frage nach der Beitrafung des Kontraltbruches, be- 
Tonder8 des Arbeitävertrages, darf als jejtftehend angenommen werden, daß Niemand 
allgemein neben der Schabenzerfapflage noch die Möglichkeit der Beftrafung forbert. 
Es Handelt ſich vielmehr nur um einzelne Fälle, bei denen die Schadenserſatzklage 
entweder nicht außreicht oder ihren Dienft verfagt. Es iſt alfo jeftzuftellen, ob für 
den Kontraftbruch des Arbeiter® zur Zeit jo dringende Gründe vorhanden find, um 
Tür denjelben eine Strafbeftimmung zu treffen. Mit gewifjen Beichränfungen kann 
Diefe Frage wol bejahend beantwortet werden. Man verftößt daburch auch nicht 
gegen die Prinzipien des Civil- und Strafrechts. Die Grenze zwijchen diejen beiden 
Gebieten ift keine feite, ſondern eine ſchwankende, bei verſchiedenen Völkern und zu 
verſchiedenen Zeiten nicht übereinftimmende. Die Anfichten über die Bedingungen, 
unter welchen ber Arbeitsfontraftbruch zu beftrafen wäre, gehen noch weit außein= 
ander. Bald joll derjelbe nur bei Minderjährigen ftrafbar fein (Schmoller), 
bald als Untreue (Sandgraf), bald ala Sachbeſchädigung (v. Holgendorif) 
oder gemeingefährliches Vergehen (Brentano). Die Aufiaffung als Untrene ift 
nicht zu rechtfertigen, da zroifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein derartiges 
Treueverhältniß nicht vorhanden ift, wie es die Fälle der Untreue vorausſetzen. 
Den Arbeitsfontraftbruch Lediglich ala vorjägliche Sachbeſchädigung auffaffen, reicht 
nit aus, da für viele Fälle die Strafe zu niedrig fein würde, ebenjowenig genügend 
ift der Gefichtapunft der Gemeingefährlichfeit, dev nicht bloß jehr ſchwer zu beſtimmen 
ift, jondern auch ojt in Fällen jehlt, wo eine Beitrafung zu verlangen ift. Es dürfte 
fid) eine Kombinirung der beiden letzteren Anfichten empfehlen. (Vgl. auch d. Art. 
Arbeitzeinftellung.) 

Lit.; Die befannten Kommentare und Lehrbücher. — Aus ber zeiden Literatur über 
den Arbeitstontraftbrud) fi find zu rg ne Die Sicherung Ürbeitävertrages 
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Dodow. 


Berwaltung fremden ögen® tritt als gejegliche Folge anderer Rechts⸗ 
verhältnifie ein, 3. B. bei ber Ehe (ſ. d. Art. Dotalfyftem), beim Bormund 
(j.d. Art. Bormundfchaft); fie fann fich ald negotiorum gestio und ala auf Auf⸗ 
trag beruhend entwideln. Für letzteren Fall namentlich, wenn die V. unbemwegliche 
Sachen betrifft, Hat ſich die Bezeichnung Adminiftration, Adminiftrator eingeführt 
und die Bezeichnung Sequeftration, Sequefter (f. diefen Art.) in den Hinter 
grund gedrängt. Das Gemeine Recht (1. 6 $ 6 D. mandati 17, 1) und der Cod. eiv. 
art. 1299 haben die Grundjäe vom Mandat für ausreichend erachtet. Das Allg. 
Preuß. ER. TH. I. Tit. 14 88 109—177 Hat die V. zu einem bejonderen Ber- 
trag au erheben verſucht, fich zufammenjegend aus Depofitum, Mandat und, fofern 
ein Lohn in Betracht kommt, Dienftmiethe, dergeftalt jedoch, daß bie Grundſahe vom 
Mandat herrſchend bleiben. Der Umfang der Vollmacht iſt nach Verſchiedenheit der Ver⸗ 
hältnifie verſchieden; ſofern die V. eines Handelsgeſchäfts in Rede ift, greift Art. 47 
des HGB. ein, indem duch Die überwiejene Stellung für den Dritten erfennbar und 
berechtigend ein Vollmachtsumfang kundbar gemacht if. Auch außerhalb bes 
Handelsrechts erweift es ſich als. nothwendig für ben Verkehr, daß = der Stellung 

d. Holgendorff, Enc. IL. Reihtälegikon IL 3. Hufl. 


1106 Berwaltungserekution. 


bes Derwalters, befreiend von der landesgeſetzlich etwa erheiichten Bollmachtejorm, 
der Inhalt der Vollmacht für den Prinzipal verpflichtend vom Dritten geiolgert 
werben dar. Bebenklich einfchräntend ift Hiergegen noch ein Plenarbeſchluß dei 
Preuß. OTrib. v. 16. Sept. 1879 (Entſch. Bd. LXVII. ©. 19). Mit der über 
wieſenen Stellung muß die Vollmacht ala ertheilt gelten; Beſchränkungen bürfen, 
abgejehen vom betrüglichen Verfahren zwifchen B. und dem Dritten, nur das Ver 
bältniß zum Prinzipal regeln. Im Weiteren kann auf dag im Art. Mandat Ge 
jagte verwieſen werben. Neben diefer administratio voluntaria fteht Die administratio 
necessaria. Den Gläubigern ift das Recht ertheilt, ala eine Art ber Grelution, 
Zwangsvollſtreckung, unbewegliches Eigenthum bes Schulbners in gerichtliche Zwange: 
verwaltung nehmen zu laflen (gerichtliche administratio). Reichsgeſetzlich iſt des 
Deriahren nicht beftimmt (CPO. $ 757), fo daß es bei den landesgeſetzlichen Vor 
ſchriften geblieben ift (3. B. Preußifche Allgemeine Gerichtsordnung Th. I. Tit. 4 
88 113 ff.; Verordn. vom 4. Mär) 1834 3 25). Keyßner. 


Berwaltungßerefntion. Unter V. ober Verwaltungszwang verſteht mar 
das bei den Deutichen Behörden übliche Verfahren, ihre Verfügungen und Ar 
ordnungen im Fall des Ungehorjams durch Zwangsmaßregeln durchzufegen, welche 
in der Regel dem Exekutionsverjahren der Civilgerichte ſich analog geftalten. Tie 
Entftehung und rechtliche Begründung dieſes Zwangsverfahrens bietet das Befremdende 
dar, daß nicht blog in der Praris, fondern auch in ber Wiſſenſchaft, diefe Behörde 
befugniß ala eine jelbftverftändliche ohne nähere Begründung Hingeftellt wird. Sie 
Hauptautorität unferes hiſtoriſchen Staatsrechts jagt darüber Folgendes: : 
„So oft es nöthig ift, daß die durch landesherrliche Macht und Autorität 
geichehenen Verfügungen und Verordnungen zur Vollziehung gebracht werden, Io 
tönnen ebenfalla duch die nämliche Iandesherrliche Macht und Autorität, ſoweit 
fich folche nur immer über Perfonen und Sachen erftredt, alle Vollziehungs- und 
Ziwangsmittel, ala Pfändung, Immiſſion, Arreft, Geldftrafen u. dgl. angewandt 
werden.“ (Pütter, Inftit., über. von Gr. Hohenthal, 8 242.) R 
Es ift bei Pütter faſt umerhört, einen fo weittragenden Satz ohne jet 
Gitat aus Geſetzen, Gerichtäurtheilen oder älteren Autoritäten hingeftellt zu jeher 
Dafjelbe wiederholt fich bei der Hauptautorität unſeres neueren Deutfchen Staat* 
rechts, Klüber, $ 865: 
> „In Hinficht auf einzelne Fälle wird den Hierzu beftimmten Staatsbehörden 
die Bollziehungs- oder Exekutionsbefugniß (vollziehende Gewalt in dem engere 

- Sinne, untergeordnete vollziehende Gewalt, potestas exequendi subordinsta 
et specialiter definita) innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreiſes übertragen. Turh 
diefen Theil der Regentengewalt wird das Anfehen der Geſetze (auctoritas legum) 
erlangt. Denfelben entfpricht die Pflicht der Unterthanen zu ſtaatsbürgerlichem 
ober verjafjungsmäßigem Gehorfam (obsequium civile).“ 

Das mit Citaten fonft überladene Wert Mlüber’s ftellt diefen Paragraphen 
als ein Unicum ohne jede Nachweifung Hin, als einen Folgefaß aus dem Begrif 
der „vollgiehenden Gewalt“, ber wiederum (in dem vorangehenden Paragrapken) 
lediglich als ein Begriff de allgemeinen Staatsrechts mit Citaten aus den Natur 
techtälehrern (Dan. Nettelbladt) und aus den Franzöfifchen Schriften über die 
Theilung der Gewalten (Benj. Eonftant) begründet wirb. 

Eine Hauptautorität des Preußifchen Verwaltungsrechts (Oppenhoff, Reflor 
verhältniffe 1868, ©. 130, 131) fagt darüber nicht mehr ala Folgende: 

„Die Preußifche Gefehgebung über das Exekutionsweſen beruht, hierin 
ſehr abweichend von ber Franzöſiſchen, auf der Grundanſchauung, daß in dem 
Rechte, Entfcheidungen und Verfügungen zu treffen, das Recht, diejelben in Vollzug 
au jegen, ſtillſchweigend einbegriffen jei, indem die Exekution gewifjermaßen einen 
integrivenben Theil der Entſcheidung oder Verfügung felbit bilde, und daher un 
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mittelbar von berfelben Behörde außgehen müffe, von welcher bie Entſcheidung 
reſp. die Verfügung felbft herrühre.“ 

Die gangbaren Lehre und Handbücher des Staatsrechts ber Deutfchen Einzel« 
ftaaten vermeiden es ebenfo, nähere Nachweife über die Begründung dieſes Erefutiona- 
jiyſtems und über die Natur defjelben zu geben, fondern reprobuziren Lediglich die 
Iandesgefeglichen Beitimmungen. Diefe überaus zahlreichen einzelnen Landesgeſetze 
bieten gerviffe gemeinfame Grumdzüge dar: es werben die Zwangsbefugniſſe einzelner 
Kategorien von Behörden auf ein beitimmtes Marimum befchränft und allgemeine 
Vorſchriften über die Vollziehung der Zwangsmaßregeln gegeben, welche fich den 
zur Zeit geltenden Vorſchriften über die Givilerefution der Gerichte moglichſt nahe 
anſchließen. Dieſe neuere Geſetzgebung würde nahezu unverſtändlich, in ihrer An« 
wendung lüdenhaft und wiberfpruchsvoll fein, wenn fie nicht auf einem jeiten, 
alljeitig anerkannten Hintergrunde beruhte, 

Diefer gemeinfame Hintergrund war eine wirklich gemeinrechtliche Theorie 
und Praris, nad) welcher Pütter feine Säße ohne näheren Nachweis hinftellen konnte, 
ähnlich wie für einzelne Sätze bes Deutſchen Privatrechts dieſe Legitimation für 
genügend gilt. Ebenſo läßt die heutige Rechtiprechung der Englifchen Reichögerichte 
Rechtsſätze jolcher Art, Die im Laufe der Jahrhunderte aus der recht— 
lien Natur des öffentlichen Amtes ſich gleichmäßig entwidelt 
haben, al® „common law“ gelten, und weift damit die Frage zurüd, wo denn 
das geichrieben ftehe. 

Diefe Behandlung der Frage Hat auch in Deutfchland vorgehalten big dur 
Auflöfung des Dentfchen Reiche — fo lange gemeinfame Grundſätze für das in 
Deutfchland geltende öffentliche Recht ala notorifch anerkannt wurden und die Rechts= 
verftändigen es als ihren Beruf anfahen, ſich mit diefem pofitiven gemeinen Recht 
befannt zu machen. 

Im Laufe des 19. Jahrh. traf mun aber eine Reihe von Umftänden zufammen, 
um das bis dahin Unbeftrittene in Trage zu ftellen. Es war das Wiberftreben 
gegen ben Abſolutismus — gegen die Wlleinherrichaft des berufsmäßigen Beamten- 
thums — welches mit Abneigung und Mißtrauen auf Zmwangabefugniffe jah, die 
ohne Urtheil und Recht die Unterthanen einem Exekutionszwange unterwarfen. Es 
waren bie been der Volksſouveränetät, die in dem Kampfe um die Eonftitutionellen 
Berfaffungen in ihren einzelnen Konfequenzen allmählich Eingang und breiteren 
Boden fanden. Geht man davon aus, daß nur der Volkswille Geſetz fein foll, 
fo fann den (ohne Zuftimmung der Volksvertretung erlaffenen) Verordnungen nur 
die Bedeutung don „Ausführungsverordnungen“ beiwohnen (vgl. den Art. Ver- 
ordnungsrecht). Folgeweiſe muß die „Exekutive“ auch ihre Verfügungen immer 
auf dem Grunde eines gefchriebenen Geſetzes rechtfertigen, folgeweife auch Zwangs⸗ 
mittel gegen Perfon und Vermögen nur nach befonderer gejeglicher Ermächtigung 
in Anwendung bringen. Diefer Grundauffaffung kam weiter entgegen ber Ideenkreis 
der am Rhein geltenden Franzöſiſchen Gejeßgebung, ber (im Zufammenhang mit 
dem älteren Franzoͤſiſchen Recht und der Napoleonifchen Regelung der Kompetenzen) 
die jog. executio ad faciendum fehr eng begrenzt. Es fam bazu weiter die Methode 
der juriftiichen Lehrbücher, welche die Fälle eines unmittelbaren abminiftrativen, 
Zwangs als „Ausnahmen von dem ordentlichen Rechtswege“ behandeln und damit 
als Ausnahmagejege charakterifiren. Es kam dazu endlich die Berufsanſchauung der 
Gerichte, welche ein Exekutionsrecht nur ex lege scripta kennt. 

Diefe neuere Richtung erfchien zunächft in einer Abneigung gegen das abminiftrative 
Zwangsverjahren der Polizeir und Steuerbehörden. Eine akute Geftalt nahm ber 
Widerfpruch aber an, feit dem Beginn des Kirchenftreits in Preußen, feit der Zeit, 
wo durch landesherrliche Verfügung ein Verwaltungszwang gegen firchliche Prälaten 
durch Abführung auf die Feſtung u. dgl. geübt mworben war, — ein Verfahren, 
welches nicht nur ala Kart, jondern in weiten Kreiſen als rechtswidrig angefehen 
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wurde. Seit diefer Zeit beginnt eine prinzipielle Anfechtung der V. de lege lata 
wie de lege ferenda, bie zu einer jortgejekten Reihe von Anträgen und Ber- 
Handlungen in den Preußiichen Kammern geführt hat, welche fchließlich weſentlich 
reſultatlos verlaufen find. Die wichtigften Streitpuntte find folgende: 

1) Die Berfaffungabeftimmung (Preuß. Verf. Urk. Art. 8): „Strajen können 
nur in Gemäßbeit des Geſetzes angedroht oder verhängt werden“, welche in 
Deutſchen wie außerdeutichen Berfaffungen den Fundamentalſatz ausfpricht, dak die 
Strafjuftig wie die Giviljuftiz nur nach Geſetzesnormen, nicht nach Verordnungen 
gehandhabt werben darf, fchien auch die V. auszuſchließen. — Die Maßregeln zur 
Erzwingung obrigfeitlicher Befehle find aber nicht ſchlechthin „Strafen“ im Sinne der 
Strafgerichtsbarkeit. Man fpricht zwar beiläufig auch von Grelutivftraien, wie 
von Ungehorfamsftrafen im Civ. Prz. Allein das begangene Unrecht beiteht Hier 
nur in Unterlaffungen, und der beitimmt bervortretende Zweck (mulcta ut facias) 
jcheidet die Zwangsmaßregel auch in ber rechtlichen Behandlung von ber poena 
quia feeisti. Sie find als Zwangsmittel von den poenae in der Geſetzgebung 
wie in der Gericht3praris jederzeit getrennt worden, und jeßt auch in der Deutichen 
Reichsgeſetzgebung, beifpielsweife in der StrafPO. (88 50, 61), ausbrüdlich unter 
ſchieden. 

2) Die in der Preuß. Verordnung vom 26. Dez. 1808 den Bezirksregierungen 
und in anderen bejonderen Gefegen den Ortspolizeibehörden und anderen Amtaftchen 
beigelegten Erefutionsrechte bis zu einem gewiffen Maximum von Geld- und Frei⸗ 
heitaftrajen werden ala neue Geſetzesnormen angejehen, durch welche den Be 
hörden derartige Befugniffe pofitiv beigelegt fein. Woraus dann a contrario 
au folgern, daß jede andere Behörde ohne eine fpezielle Ermächtigung der Zwangs- 
befugniffe entbehre. — Es würde daraus in der That eine fchwierige Lage der 
Deutihen Verwaltung entjtehen, da keine Landesgejehgebung eine irgendwie um: 
Taffende Beitimmung der Art für das Behördenſyſtem des Landes enthält, jondern 
nur Einzelbeftimmungen und moderamina, und zwar ausnahmslos wol nur für die 
Bezirks- und Unterbehörben. Es würben aljo nicht bloß die erheblichften Lüden 
in der Ausführung ber Verwaltungsnormen entitehen, jondern die Eentralbehörden 
und der Landesherr ſelbſt wären eines eigenen imperium entfleivet. — Es handelt 
ſich dabei indeffen um eine petitio principii, al® ob die vollziehende Gewalt der 
Obrigfeit eine finguläre „Ausnahme“ wäre, als Regel vielmehr dem Landesherm 
und den Behörden nur die Bejugniß zuftehe, Gebote zu erlaffen, die Befolgung aber 
dem freien Willen der Betheiligten anheimzugeben. 

. 3) Insbeſondere wird die verfaffungsmäßig zugeficherte Selbftändigkfeit der 
Kirchen und ihrer Kirchengewalt geltend gemacht, welche jeben Verwaltungszwang 
ausjchließe, der dann nach ber Weife diefer Streitführung ala Staatsomnipotenz. 
brutale Gewalt, Polizeiwillfür, Bureaukratismus u. |. w. bezeichnet wird. 

Während noh Klüber fi) auf eine communis opinio doctorum zur Er— 
ledigung ſolcher Streitfragen berufen Tonnte, jo wird es bei dem heutigen Stande 
der juriftifchen Bildung rathſam, auf die Entjtehungsgefchichte jenes Zwangsrechts 
zurückzugehen, um die quaestio Domitiana zu beantworten, „wo denn das Recht 
der V. gefchrieben ftehe?“ Die in Deutichland übliche B. findet ihre nächte 
Analogie in der bei den Gerichten üblichen executio ad faciendum vel non 
faciendum, jür welche in Deutjchen Gerichtäurtheilen in der Regel auf ältere 
Prozeßſchriftſteller verwiefen wird, die aber jelbft für die gerichtliche executio ad 
faciendum feine ausreichend Legale Grundlage ergeben. Es entfteht daraus eine Ber- 
muthung, daß in den rezipirten fremden Rechten und in der Lehre der Jtalieniſchen 
Juriſten die eigentliche Grundlage zu fuchen jei. Die ziemlich verbreitete Vorftellung, 
daß dieſe Art der Erelution im Civilprozeß entftanden und dann (mit Recht oder 
Unrecht) auf die Berwaltungsbehörden übertragen jei, ift jedenfalls für das 
Römifche pignus in causa judicati captam unrichtig, welches zuerſt für Ver— 
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waltungszwecke beſtand und fpäter erſt auf Gerichtsurtheile angewandt wurde. Aehnlich 
verhält es fih mit den analogen Hergängen im Mittelalter. Bei den Italienischen 
Yuriften war es äußerſt zweifelhaft und ftreitig, ob aus einer obligatio ad faciendum 
ein Zwang auf die Leiftung jelbft ftattfinden Tönne, was man wenigftens nur 
propter utilitatem publicam zulaffen wollte. Die Italieniſchen Juriſten knüpfen 
die Frage der Zwangsmittel nicht Hier, fondern an die Lehre von den poenae con- 
tamaciae an, welche meiftens im Anſchluß an die Citation und das Ausbleiben 
des Eitirten behandelt wurde. Dabei galt als unbeftritten ebenjo das Recht eines 
jeden Richters, den Ungehorfamen durch Strafen, Auspfändung, Verhaftung (gl. 1.1 
8 8 D. 8 de ventre insp. 25. 4; 1. 9 $ 6 D. ad 1. Jul. pecul. 48, 18) 
zu zwingen, wie die Anwendung des aus dem Germanijchen Recht überfommenen 
Banned und der Acht im weltlihen Recht, der Erfommunilation ala äußerften 
Zwangsmittels im geiftlichen Recht (c. 3, 5X. 2, 6; Tancred. ed. Bergmann, 
p. 138, 15; Gratia p. 340, 16). Ausführlich behandelt die Frage Durantes II.1 
de contumacia $ 4, wo ala Ungehorfamszwangsmittel aufgeführt werden: excom- 
municatio, Suspenfion, Immiffion, Auspfändung, mulcta, et si etiam in praestanda 
mulcta contumax sit, ponatur in banno secundum morem Italiae etc. Speziell 
wird dann die Frage behandelt über die twieberholte und geichärfte Geldftrafe bei 
ausdauerndem Ungehorjam; zunächſt im Fall des Ausbleibens, in gleicher An— 
wendung aber unbebenklich auf alle Ungehorfamsfälle, 3.8. a. a. DO. Nr. 5: pone, 
judex praecepit alicui, quod juret parere mandatis suis, vel aliquid faciat sub 
poena decem libraram ete. — Auf diefer Grundlage bildete ſich unverkennbar die 
Praris bes Reichskammergerichts zur Erzwingung feiner zahlreichen decreta und 
mandata, fowie die herrſchende Lehre der Kameraliften über das Zwangsverfahren im 
Talle ber Nichtbefolgung. Die Reichabehörden Hatten auf diefem Gebiet die reichte 
Auswahl an einem reichbejegten Tiih. Altherkömmlich war dad Recht der Deutfchen 
Obrigfeit, ihre Befehle und Verordnungen, kraft des Karolingiſchen Amtsrechts, 
bei Königebann, Herzogabann, Grajenbann, Schultheißenbann, alfo durch Geldbußen 
zu erzwingen. Noch älteren bolfsrechtlichen Herkommens war die Civilacht. Alther« 
fümmlich war auch im Lehnrecht das Zwangsverfahren durch Pfändung (distractio, der 
Engl. distress).. Das Röm. Recht kannte in gleicher Weile von Haufe auß eine 
freie Wahl der Magiftratur zwifchen Geldbuße (mulcta) und Pfändung (pignoris 
capio). In der Zeit, wo man pedantifcher Weife die Stellung. der Deutfchen 
Obrigfeiten nach dem Schema eines officium praetoris, proconsulis etc. behandelte, 
wurden ſehr Häufig auch Stellen aus dem Römifchen Interdiktenprozeß citirt, um 
das polizeiliche Verorbnungsrecht und Bivangsverfahten der Obrigkeiten duxch gelehrte 
Citate zu juftifigiren. Die den Reichögerichten aufgetragene Berwaltungajurisdiktion 
in Landfriedens· Polizeiſachen und analogen Beichwerden gegen die Obrigkeit (vgl. 
d. Art. Verwaltungsjuftig) wurde daher regelmäßig durch mandata sine clausula 
geübt, und durch die oben bezeichneten Zwangsmittel durchgeſetzt: und gleich» 
artig damit geftalteten fih nun auch die Erefutionen eines auf facere gerichteten 
Civilurtheils. Es erging dann ein gewöhnliche mandatum sine clausula bei Strafe 
von 10 Mark löthigen Goldes, und des Weiteren da® mandatum arctius, und jo 
fort bis zur Acht. Diefe Weile des Grefutionsverfahrens war jo geläufig und 
durch die Praxis feftgeftellt, daß ber IRA. von 1654 eine Beftimmung darüber 
zu treffen nicht für nöthig fand. Nur für den befonderen Fall eines auf non facere 
gerichteten Urtheil® hat ber IRA. 8 162 eine beſondere Mlaufel für rathſam er- 
achtet, aus dem Grunde, weil dies Urtheil an fich feine Exekution nach fich zieht. 
Der Abkürzung wegen aber fol der immerhin möglichen Gefahr eines Ungehorfams 
Togleich durch eine Strafbrohung vorgebeugt werben. 

Nach dem Borbild des Neichsfammergerichts und auf der Grundlage der- 
felben gejhriebenen Rechte und Gewohnheiten bildete fich die gemein- 
rechtliche Praxis des Zwangsverfahrens bei den Deutichen Behörden, insbefondere 
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auch nach ber fpäteren Trennung von Verwaltung und Juftiz bei den Civilgerichten. 
Seit den Zeiten des IRA. galt es nunmehr ala gemeinrechtlich feftftehenb, daß 
mit dem gewöhnlichen obrigkeitlichen Zwangsverfahren auch Civilurtheile aus obli- 
gationes ad faciendum vel non faciendum erzwungen werden können. Die Publi- 
ziften ftellen dies Zwangsverfahren für verfaffungsmäßige Verordnungen und Ber: 
fügungen der Landesobrigkeit als Teftftehendes Herkommen hin (wie Pütter a.a. O. 
8 242). Die Gerichtsurtheile citiren dafür gewöhnlich K.G.D. IN. Zit. 58; 
IRA. 88 159, 160, 162, obgleich dieſe Reichsgejehe bag zu Beweifende 
nicht enthalten, fondern der IRA. nur eine Sonderbeftimmung bezüglich ber 
Urtheile auf non facere trifft. Eben deshalb pflegte man dann noch die Eitate 
aus ben angejehenften Prozeßſchriftſtellern hinzuzufügen (Hommel, Dans, 
Claproth, Martin x.) bis zu den neueren berab (Linde, Bayer, 
Wegell ıc.), welche freilich auch feine weitere Begründung zu geben vermögen 
(@. B. das Urtheil in Seuffert's Archiv Bd. 25 Nr. 298). &8 handelte ſich 
eben um das Gemeine Recht der „Oberkeiten”, wie e8 aus ber Zeit überlommen 
war, wo das „Gericht” die ganze obrigfeitliche Gewalt umfaßte mit gleichartigen 
Zmwangsbefugniffen für ihren gefammten Wirkungskreis. Ein Unterfhied lag mur 
darin, daß in BVerwaltungsfachen mandata sine clausula auf bloße querela oder 
Ertrajudizialappellation ergingen, im Streit über Privatrechte erft nach vorgängiger 
cognitio et sententia. Erſt nach der langſamen Auseinanderfegung zwifchen Juſtiz 
und Verwaltung (Stölzel, Die Entftehung bes gelehrten Richtertfums, 1873) er- 
ſcheint nun die Civilerefution von dberBerwaltungserelution getrennt, als zur 
Kompetenz verjchiebener Reihen von Behörden gehörig. Der parallele Gang der 
Behandlung beider Anwendungen des obrigkeitlichen Zwangsrechts dauert übrigens auch 
in der heutigen gemeintechtlichen Praxis fort, d. h. die gleichartige Behandlung der 
V. und der Eivilerefution fowol ad faciendum wie ad non faciendum (vgl. 3. 8. 
die deflarirende Medlenburger Erefutionsordnung vom 30. Sept. 1857 88 36, 37). 

In das Verwaltungsrecht der neueren Deutjchen Territorialftanten ift dies 
Syſtem übergegangen ald das hergebrachte Gemeine Recht der Deutfchen 
Obrigkeit, Es ift nicht von den Givilgerichten auf die Verwaltungsbehörden 
übertragen oder von dieſen ufurpirt, jondern ein Ausfluß des Rechts der Obrigfeit 
zu Gebot und Verbot, von welchem die Eivilerefution aus rechtskräftigem Urtheil 
nur eine unter vielen Anwendungen barftellt. Wie das Heutige Englifche Recht es 
ala jelbftverftänblich anfieht, daß, wo das Geſetz Feine beftimmte Weife der Boll- 
ftredung angiebt, der obrigfeitliche Befehl durch Pfändung oder Haft erzwungen 
werden kann (Gneift, Das Selfgovernment, &. 482, 831), wie ſchon das Römifche 
Verwaltungsrecht die muleta und bie Pfändung, wie das kanoniſche Recht des Mittel- 
alter Genjur und Erlommunilation als ſelbſtverſtändliche Attribute der 
Obrigkeit angejehen, jo ift dies auch in Deutichland geichehen. 

Wenn nunmehr die neuen Landesgeſetzgebungen von Zeit zu Zeit Vorſchriften über 
die Zwangsgewalten einzelner Berwaltungaftellen geben, jo liegt darin feine Bei 
legung neuer Befugniffe, ſondern nur eine deflarirende, definirende und 
moberirende Verwaltungsnorm, die in dem heutigen Leben einen zwieiachen 
Zweck verfolgt. 

Im Interefie der Behörden: in den größeren Staaten die Gentralbehörden 
zu entlaften, indem man ihnen die täglich vorlommenden kurrenten Fälle eines 
Zwangsverfahrens ohne Rückfrage bei der Oberbehörde auf eigene Verantwortung 
zu erledigen überläßt. 

Im Intereſſe der Unterthanen: indem man ihnen durch fefte Begrenzung 
des Maßes der anzubrohenden Zwangsmittel die Garantie einer modica coereitio 
giebt, gegen die Möglichkeit eines harten und gewaltthätigen Verfahrens der Orts- 
und Bezirksämter, — vergleichbar den Römifchen leges mulctatitiae, die in demſelben 
Sinne erlaffen wurden. 
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Daher der in diefen Gefegen regelmäßig vorfommende Ausdrud: „es verbleibt 
bei der Befugniß“ und ähnliche Wendungen. Es erflärt fi) daraus auch der un» 
ſyſtematiſche Charakter folcher VBorfchriften, die gelegentlich bei der Neugeftaltung der 
Kompetenzen der Behörden, ober bei der Einfegung neuer Amtäftellen, oder zur Ab⸗ 
Hülfe von Mipftänden oder Zweifeln in Tpegiellen Verwaltungszweigen erlafien 
werben. Sehr felten (vielleicht fogar ein Unikum) find allgemein gefaßte Verordnungen, 
wie die Oeſterreichiſche Verordn vom 20. April 1854 8 11: 

„Alle Anorbnungen, Verfügungen und Erfenntniffe, welche die Tandes= 
fürftlichen, politifchen und polizeilichen Behörden unmittelbar oder im Auftrag 
der vorgejeten Behörden erlaffen, werden von denfelben durch bie ihnen gefehlich 
äuftehenden Mittel zum Vollzug gebracht“ (mit einem normalen Marimum bis 
zu 100 Gulden Buße oder vierzehntägiger Einhaltung a. a. O. $ 11). 

In der Regel Handelt es fih nur um Definition befonderer Amisfunktionen 
wie 3. B. in ber Oefterreichifchen Verordnung vom 20. Mai 1874 8 15: 

„Die ftaatliche Kultusderwaltung hat darüber zu wachen, daß die anerfannten 
Religionsgefellichaften, deren Gemeinden und Organe ihren Wirkungskreis nicht 
überfchreiten ꝛc. Zu biefem Ende können die Behörden Geldbußen in einer ben 
BVermögenaverhältniffen angemefjenen Höhe jowie jonft geſetzlich zuläffige Zwangs— 
mittel in Anwendung bringen.“ 

Auch in Preußen find dergleichen leges mulctatitige nur für die Bezirfsregierungen, 
die Ort3poligeibehörden und für einzelne Fragen des modus executionis ergangen, 
aus denen jedes argumentum a contrario unzuläffig erfcheint. 

Es ergiebt fich vielmehr aus dem Hergang diejer Rechtsbildung, daß die Voll⸗ 
zugsgewalt ein natürliches Attribut der vollziehenden Gewalt bildet, wie das 
Recht des Gebrauchs der Sache ein Attribut des Eigentums if. Die Nettel- 
bladt'ſche Schule konnte diefen Satz ohne Bedenken al einen „naturrechtlichen” Hin= 
fellen, da er in der That auf einer taufendjährigen Entwidelung des Deutfchen 
Amtsrechts auf Karolingifcher Grundlage, auf der Praris der Reichsgerichte, der 
Landesbehörden und einer communis opinio doctorum beruhte (in Deutichland wie 
in England ald common law). 

& folgt daraus, daf jene Definition des Berwaltungszwangs für bie Bezirks⸗ 
und Orts behörden keineswegs die Zwangsgewalt ber höchſten Behörben und des 
Landesherrn ausjchließt oder aufhebt, womit manche Deutiche Monarchen ihrer 
Regierungsgewalt nahezu entlleidet fein würden. So wenig die Delegation des 
Verordnungsrechts an untere Bezirksſtellen da® Iandesherrliche und höhere Ber- 
ordnungsrecht aufhebt, fo wenig ift in ber Delegation an untere Amtöftellen ein 
in auf das Zwangsvollziehungsrecht des Landesherrn gemeint und faatsrechtlich 
auläffig. 
Statthaft erjcheint auf dieſem Gebiet nur eine Analogie ex ratione legis, daß 
nämlich Amtäftellen, für die fein Maß der Zwangsgewalt bemefien ift (ohne Er— 
mächtigung ihrer Oberen) fein Höheres Maß zur Anwendung bringen Tönnen, ale 
das für die gleichitehenden oder höheren Behörden (par majorve potestas) be= 
meffene. Es gilt auch von diefer Gewalt das moderamen civile: nicht mehr als 
zum Zweck der Vollziehung des obrigfeitlichen Akts erforderlich, aber auch nicht 
weniger. Es ift daher noch keine Geſetzgebung auf den Gedanken gelommen, bas 
Berwaltungszwangsrecht des Monarchen an ein geſetzliches Maß zu binden: die 
Monarchie würde fi damit jelbft aufpeben. Die für den Verwaltungszwang ra 
ivendige Rechtskontrole ergiebt fi aus der Verwaltungsjurisdiltion (ji. 
diefen Art.) und ihren Ergänzungen. 
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des Deogefleh wirkt —5 den Mitteln der ——— (Pfändung, Rache). Dagegen 
en ni non — Gem * ge Sn erade ———— — 
iwmperium, bannus) ie gerie e Bol ng entwi nur dadurch, 

Ei maltungäbeamter, der Graf, dr m ne Sie uns daher, fofern fie nicht eine 
Form für die Ausübung der Brlontgema jabe in die — 5 — i 
mit ben Mitteln ber verwaltenden a 0 in bannum, Adt, w gerabe für 
den Givilprozeh bie normalen — vorſtellen), d, h. mit den Mitteln, deren Au⸗ 
wendung an fi im freien Belieben ber at a ai ſteht. Noch in ben Reichäg — bis Ar 

zum JRA. ift das —— 7— — des —— rg — 
mandat sub poena — und event. missio in bannum (db. Güter) und 4 Bir 
Tammergexich Sorbnungen 16 ihloffen fi darin Höchft wahrſcheinlich (je ge miät 5* 
an ben Deutichen mitlelalterlichen Progek, ſondern an den (hierin durch gobarbi 

noch mehr buch Seäntiicn echt — immten) Italieniſchen Prozeß — en ganz — 
—— gilt: hat (bannus) und event. missio in bannum. Der Richter 
tann in Italien jedes facere (3. B. Ableiftumg des Manifeftationseibes) durch feinen bannus 

erzwin Es erhellt überhaupt, 'dah bie Deutſche (richtiger Fräntifäe) Grebution Deshalb, 
wait e aus ber Verwaltungsvollſtreckung hervorgeht und mit dem Vefehlsrecht der ver 
—— Be operirt, von vornherein eine direlte Exetlution ad faciendum vel sinendum 
fein muß ft. Ihre Mittel find Strafmittel (indirekte Zwangsmittel). In allen Fällen 
wirb [o — mit dem Strafbefehl —— alſo mit direkter Erzwingung ber — dur 
den Sulaıeı u gengen: Für das über ben Stalienifchen Fa Sefagte ai giebt Bde 


@ d fi t liens, 
gi —— Ay er en int ie Benoalungsotfietung ala dad 


9 juge und die N als das Abgeleitete. Ber ndatöprogeß ift ans ber 
era ungevollftredung berborgegangen, wicht umgetehtt. Die Reichderefutionsorbuumg, bie 
exeeutio ad faciendum, ganze Stil, welchen unſer Erefutionsreht im Gegenfah zum 
Römifchen an fich trägt, Rn dur bie Thatſache beftimmt worden, dab einft ber Graf des 
nientönigs ben Boltärichter uneinne) von ber Richterbant verbrängte. — Daß bie voll 
edtende Gewalt bei ber Berwaltung blieb, auch nachdem die richterliche don In getrennt 
wurbe, würbe danach gleichfalls Hiftorifch felbftverftändlich fein.“ eifl. 


Berwaltungsgemeiufhaft unter Ehegatten (auch Syitem ber Güterein- 
beit, der Güterverbindung genannt) (Th. I. &. 510). Das Prinzip diefes Güter 
rechtsſyſtems ift die juriftifche Getrenntheit des Eigenthums der Vermögensmaſſen von 
Mann und Frau, aber die jaftiiche Befeitigung der Getrenntheit dadurch, daß der 
Mann während der Dauer der Ehe, dem Weſen der Iehteren und feiner Stellumg 
gemäß, das R. auf Beſitz, Verwaltung, Benugung und auch Verwendung bes jowol 
vor der Ehe, ala auch nach derjelben erworbenen Frauengutes erhält und mit Nüd- 
fit darauf, daß ihm die volle Verfügungagewalt über fein Vermögen verbleibt, 
die beiderjeitigen Maffen, freilich aus verfchiedenen juriftifchen Gründen, in feiner 
Hand vereinigt. Demgemäß erwirbt der Mann an den Früchten und Zinſen des 
Frauengutes das Eigenthum, allerdings mit der Verpflichtung, diefelben für den 
Unterhalt der ehelichen Gemeinjchaft und für die Laften der Ehe zu verwenden, und 
kann die bewegliche Habe der Frau frei veräußern, wogegen er für die Veräußerung 
von Immobilien derfelben regelmäßig (außer etwa im Fall der echten Noth) der 
Genehmigung der Frau bedarf. Bei den von ihm eingegangenen Obligationen ift der 
Mann allein der Gläubiger und Schuldner, aber mitunter ift feinen Gläubigern auch 
das Recht eingeräumt, das Frauengut, das unbewegliche freilich zulekt, für feine 
Verbindlichkeiten anzugreifen. Die Ehefrau wird durch die Eheeingehung nicht 
bandlungsunfähig, fie kann fich daher gültig verpflichten; während aber ihr Ber 
mögen für ihre vorehelichen Schulden Haftet, gilt dies für bie jpäter eingegangenen 
infoweit nicht, als die Frau durch ihre Willenzerflärungen die Rechte des Mannes 
an ihrem Gute ſchmälert. Wie fie deshalb für Deliktsjchulden haften muß und da, 
wo die Rechte des Mannes nicht entgegenftehen, darf fie auch andererſeits von 
Todeswegen über ihr Vermögen verfügen. Nur ausnahmaweile, Traft der fog. 
Schlüffelgewalt, Tann die Frau als Stellvertreterin den Mann in Bezug auf ſolche 
Gefchäfte, welche für die laufende Führung des Haushaltes erforderlich find, ver 
pflichten. Der Vorbehalt befonderer Vermögenzftäde zur eigenen Verwaltung und 
Verfügung der Frau, welcher indeffen ausbrüdlich erfolgen muß, fofern nicht gewiſſe 
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Sachen derſelben durch das Partikularrecht gejehlich zum Frauenvorbehalt beftimmt 
find, ift mit dieſem Syftem nicht unverträgli. Bei der Auflöfung der Ehe tritt 
bie juriftifche Geichiebenheit der Gütermaffen wieder hervor, die Frau erhält dann 
ihr Vermögen zurüd, und bat einen Anipruch auf Erſatz desjenigen, was ‚der Mann 
zur Befriedigung feiner Gläubiger daraus fortgegeben Hat oder was durch feinen 
dolus oder Verletzung der diligentia quam suis abhanden gefommen, nicht aber auch 
desjenigen, was in ber Ehe orbnungsmäßig verwendet ift. Mitunter ift aber der 
Anſpruch auf Rüderftattung — um die Weiterungen eines für biefe fälle meiſtens 
ſchwierigen Beweiſes abzuſchneiden — in daB Necht verivandelt, bei Trennung 
der Ehe durch Tod einen beftimmten Theil des gefammten beiderjeitigen Beſitzes zu 
fordern, oder doch minbeften® dem Tleberlebenden die Wahl zwiſchen diejer Quote 
oder der Zurrüdjorderung feines Vermögens gelaffen (Ieeres 3. B. in der Mark 
Brandenburg, wo die Quote die Hälfte beträgt). — Wie man früher eine Reihe 
älterer Statuten, welche auf diefen Grundzügen ruhen (fo das ältere Hamburgifche, 
Bremifche, Lübiſche Recht) für Statuten mit Gütergemeinfchaft erklärt Hat, jo ift 
anbererjeits das bier beiprochene Syſtem ba, wo einzelne auf bie Iehtere hindeutende 
Rormen fehlten, früher von der romanifirenden Jurisprudenz unter Heranziehung der 
Römiſchen Regeln von der dos zu einem befonderen Inſtitut des fog. ususfructus 
maritalis (ehemännlichen Nießbrauches) geftempelt worden (3. 8. in Holftein da, wo, 
wie namentlich jür die Landbewohner, noch das Sächfifche Recht gilt). Don ben 
neueren Gefeßbüchern bat zunächſt da® Preußifche LR. diefes Syftem — neben der 
nach feiner Auffaffung die Ausnahme bildenden Gütergemeinfchaft — adoptirt und 
im Ganzen zweckentſprechend in den Einzelheiten geftaltet (Th. II. Tit. 1 88 205 ff.), 
ebenjo ftellt das Sächfiiche BEB. ($$ 1655 ff.) den ehemännlichen Niekbrauch al 
das gefegliche Syftem Hin, während das Defterreichifche BGB. ($$ 1233 ff.) im 
Weſentlichen auf bem Boden des Dotalſyſtemes fteht und nach C. eiy. art. 1530 
ein dem ususfructus maritalis ähnliches Güterverhältniß nur durch die Klauſel: 
„portant que les 6poux se marient sans communaut6“ (wohl zu untericheiden von 
der Klauſel: „qu’ils seraient s6pares de biens‘‘) vertragemäßig begründet werben 
Tann. (Ueber das weitere Vorkommen des’ Syftems ber B. und des ehemännlichen 
Nießbrauches in Deutfchland vgl. übrigens Mittermaier, Deutfches Privatrecht, 
88 391, 882, IV; dv. Gerber, Deutſches Privatrecht, $ 231 N. 1 und $ 285). 
Sit: ©. hinter dem Art. Gütergemeinſchaft; dazu m. de . Recht: 
v. Martip, Pi eheliche Guterrecht ee — Ye, ar K 
. Hinihiu 


Berwaltungsiurisdiktien, Verwaltungsiuftiz. Die D. ift eine Schöpfung 
vorzugaweife Germanifcher Auffafiungen von Staat und Recht. Im Unterſchied 
vom antiten Staat ift dies öffentliche Recht Tein jus publicum, quod ad utili- 
tatem publicam spectat, fondern ein erzwingbares, ſtetiges Recht, eine Regelung 
der Staatövertwaltung durch bindende Gefehe. Während das antike imperium nur ver- 
antwortlich ift gegen ben populus, nicht gegen den Einzelnen, jo hat der Germanifche 
Bolfägeift die Kriegs⸗, die Yinanz«, die Gerichte-, die Polizei, die Kirchenhoheit 
fchrittieife am Gefee zu binden gewußt, bie einen dem Alterthum fremden, feiten 
Rechtskreis um das Individuum, die Familie, die Genofienfchaft, die Kommune; 
die Kirche ziehen. : 

Nach Ueberwindung ber ftänbifchen Ungleichheit war England am früheften 
in der Lage, einen Rechtsſtaat aufzubauen, in welchem bie Gejellichaft in reger 
Selbftthätigkeit fih an ein emtwideltes Amts- und Verwaltungsrecht anlehnt, und 
ben parlamentarifchen Staat als eine „Regierung nach Gejehen” geftaltet. 

Der Kontinent war durch fehr verichiedene Lebensbedingungen auf einen 
verſchiedenen, weitläuftigen Gang ber Dinge verwieſen, für welchen in Deutichland 
mit der unbefangenen Würbigung auch die Selbftachtung wiederfehren muß; denn 
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ohne diefe Achtung vor ber eigenen Vergangenheit vermag fein Volt zum immer 
Weiterbau feiner Verjaffung zu gelangen. 

Der Deutſche Staat war niemals Despotie, fondern Rechtäftaat in 
jedem Menfchenalter. In der Kleinheit feiner Gebilde, in dem verworrenen Ber: 
hältniß zwifchen Reich und Territorien, war der Schuß umferer Gerichte oft um: 
genügend; grundfäßlich verfagt war er nie, auch nicht in der Höhezeit des Abio- 
Iutismus. Das Deutiche Gerichtsweſen gewährte von jeher einen foliden Schuß des 
Privatrechts und gleiche Handhabung des Strafrechts, zuverläffiger ala das ältere 
Gerichtsweſen in England und Frankreich. Indirekt dienen die Gerichte aber 
aud) zur Entſcheidung der ftreitigen ragen des Öffentlichen Rechts, indem fie jelbit- 
ftändig über deffen Auslegung enticheiden, wo folcde zum Oberſatz einer civil⸗ ober 
ftrafrechtlichen Entſcheidung wird. Kaum irgendwo ging ihre Zuftändigfeit weiter. 
Die Entfcheibung der Gerichte über alle Privatrechtstitel im öffentlichen Recht bei- 
ſpielsweiſe ift dem Englifchen wie dem Franzöſiſchen Recht fremd. Die polizeilichen 
Orbnungaftrafen übenweift das Englifche Recht in der Negel nicht den Gerichten, 
ſondern der V. Die civil- und ftrafrechtliche VBerantwortlichkeit der Beamten ift in 
den meiften Rechten enger geftellt al® bei uns; eine Haftung des Staats für jeine 
Beamten ift anderen Rechten unbelannt. Die Meinung, daß ber moderne Staat 
die Kompetenz der Gerichte überhaupt beſchränkt habe, beruht nur auf privatrecht: 
lichen Anjchauungen vom öffentlichen Recht. 

Wenn daher von Gerichten und Gerichtäverfahren über die Grenzen von Privat- 
und Strafrecht Hinaus die Rebe ift, fo handelt es fih um neue Shöpfungen, 
um Erweiterungen der Rechtſprechung im Verwaltungsrecht, welche ebenjo neu find 
wie die GEntwidelung bes modernen Staats ſelber. Gerade feit Entitehung der 
tonftitutionellen Derjaffungen zeigt fi in Deutichland das Gefühl eine 
Mangels in dem Berwaltungdorganiemus, fobald der agitirende Einfluß gefellfchait- 
licher Mlaffeninterefjen und Parteileivenjchaften fichtbar wird. Es bereitete fich langſam 
ein Verftändniß dafür vor, daß wir bei der eifrigen Nachahmung Englifcher und 
Franzöfiicher Vorbilder etwas Wejentliches ver geſſen Hatten, was ber Englifchen 
Barlamentsregierung ihren rechtlichen und fittlichen Halt giebt, und bafür etwas 
aufgenommen hatten, was dem tomanijchen Geift angehört, dem Geift einer rüdkfichte- 
ofen Unterordnung des individuellen Rechtskreiſes unter bie Forderungen des fog. 
öffentlichen Wohle. Und nachdem feit 1848 die Eonftitutionelle Regierungsweiſe in 
den beiden Deutihen Großftaaten Eingang gefunden hatte, unter dem heftigen 
Streit mächtiger Geſellſchaftsklafſen und Parteien, nicht mehr gemäßigt durch eine 
über dem Gingelftaat ftehende Bundesgewalt: da trat der direkte Mißbrauch der 
obrigfeitlichen Gewalt zu Parteizweden in akuter Geftalt auf, und zwar (wenn wir 
die Tagesprefle, die Verhandlungen der Kammern und der Petitionslommifftonen 
überfehen) auf denfelben Gebieten, auf welchen in England feit zwei Jahrhunderten, 
in Frankreich ſeit zwei Menfchenaltern ein fpezifiiches Bedürfniß der Befeftigung des 
Verwaltungsrechts herborgetreten ift. 

Das erfte Gebiet der Eonftitutionellen Berwaltungsmißbräuche bildet die Polizei 
in weiteftem Sinne des Worts, — jenes weitichichtige Gebiet der Sicherheite- 
und Wohlſahrtspolizei mit feinen zahlloſen Beichränkungen ber Freiheit der Perfon 
und des Vermögens im Intereſſe des öffentlichen Wohls. Ein Theil des Poligei- 
rechtes, aber doch nur ein Theil defielben, Tieß fich als Thatbeſtand einer Polizei⸗ 
übertretung geftalten und als folche einer Handhabung durch die ordentlichen Gerichte 
überweifen. Für die Poligeiverwaltungsgejeße im engeren Sinne dagegen, wie 
fie durch Polizeiverfügungen, Reſolute und Kongeffionen der Behörden fi) geflalten, 
häuften fi) alabald Beſchwerden über Parteimißbrauch der obrigkeitlichen Gewalt in 
ſchlimmſiter Geftalt. 

An dem zweiten Gebiet, der Finanzverwaltung, fchienen zwar bie 
direkten und indirekten Gerichtöfontrolen in der Hauptſache auszureichen; für das 
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Einſchätzungsverfahren ber direkten Staats- und Kommunalfteuern machte aber auch 
Hier ein Bedürfniß unparteiifcher Einſchätzungsbehörden ſich fühlbar. 

In dem britten Gebiet, der Militärvermwaltung, ergab fich ein analoges 
Bedurfniß quafijurisbiktioneller Entſcheidungen über die Aushebung zum Heerdienft, 
die Einglartierungs« und Lieferungapflichten. 

Als viertes Gebiet erſcheint das Berhältniß von Kirche und Staat, auf 
dem die gefehlichen Grenzen der Staatd- und SKirchengewalt durch theologifch und 
yarteimäßig affizirte Entſcheidungen der Verwaltungsinftanzen in ein bebenfliches 
Schwanken kamen. 

In dem fünften Gebiet, der Schulverwaltung, ſchien die Entſcheidung 
über die ſtreitigen Rechte des Staates und der Gemeinde, der Kirche und der 
Hausväter in einen eben fo bedenklichen Wechſel der Verwaltungsentſcheidungen 
Hineinzugerathen. 

Das jechfte Gebiet, auf welches die Deutfche Auffaffung von jeher ein ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht legte, bildete das Verhältniß der Kommunen zum Staat, 
welches durch eine parteimäßige Handhabung der Auffichte- und Beftätigungsrechte 
in das Schwanfen fam und eine quafijurisdiktionelle Entſcheidung diefer Fragen 
ala Bedingung der „Selbftändigfeit” der Kreiß-, Stadt- und Gemeindeverwaltung 
ericheinen Tieß. 

Meberfieht man aus dem praftifchen Leben bes konftitutionellen 
Großftaates diefe Gebiete, auf denen fich früher unbekannte Beichwerden über 
den Einfluß des Parteiweſens auf die Verwaltung bewegen, fo zeigt fich bie über- 
raſchende Erfcheinung, daß es diefelben Gebiete find, auf denen fchon das alte 
Deutfche Reich eine Art von Berwaltungafontrole durch die Reichsgerichte erftrebt 
hat, und daß es dieſel ben Gebiete find, auf denen England fein Syftem der Ver— 
waltungsgerichtsbarkeit jeit Jahrhunderten ausgebildet und bis zur Gegenwart fort⸗ 
entwidelt hat. Ohne nähere Kenntniß dieſer DBerhältniffe (um die fich die Deutjchen 
Juriften wenig zu befümmern pflegen) Hat fi) empirifch das Gebiet einer 
tünftigen V. bereit? abgegrenzt, weil aus dem Einfluß der Parlamentsparteien auf 
die Minifterverwaltungen fich nach der übereinftimmenden Erfahrung aller Parlaments- 
zegierungen gerade auf dieſen Gebieten Machteinflüffe ergeben, welche politifche, 
tirchliche und foziale Parteien für ihre nächften Zwecke nußbar zu machen wiffen. 

Die herrſchenden Vorjtellungen der Zeit waren freilich Jahrzehnte hindurch 
diefem Geſichtspunkte wenig zugänglich, fo lange die großen Schichten der Geſellſchaft 
über die Grundlagen der ftändifchen und der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaftsordnung 
in heftigem Streit lagen. In folchen Epochen des Streites Über die Grundordnung 
der Geſellſchaft fehlt eine wirkliche Achtung vor dem öffentlichen Recht, welche erft 
mit der Konfolidirung der neuen Geſellſchaſt wiederkehrt. Alle Beſchwerden über die 
Verwaltung jah man zuerjt nur vom Standpunkt des verlegten Individuums an — 
als Individualrechte, welche von der parteiifchen Verwaltung verlegt würden. 
63 ift dies der naturgemäße Ausgang aller Reformideen im öffentlichen Recht, wie 
denn auch die Reformforderungen im Strafrecht länger als ein Menſchenalter hindurch 
von indivibualiftifchem Standpunft aus geftellt wurden. Mit diefer gefellfchaftlichen 
Auffaffung begegnete fich der Bildungsgang der Deutſchen Juriften, die feit dem 
Derfall der ftändifchen Reichs⸗ und Zerritorialverfaffung immer pollftändiger fi vom 
Öffentlichen Recht abwandten und den allgemeinen Theil des Römifchen Civilrechts 
ala den Inbegriff aller Rechtsgrundſätze anzufehen fi) gewöhnten. Der getreueite 
Ausdruck dieſer civilzechtlichen Konftruktion einer Verwaltungsrechtſprechung ift die 
berühmte Schrift von DO. Bähr (Der Rechtaftaat, 1861), in welcher ber Rechtsſchutz 
des Öffentlichen Rechts fih zu einem öffentlichrechtlichen Aktionenrecht geftaltet und 
in eine ftattliche Reihe von Klagrechten des Unterthanen gegen die Obrigteit ver« 
vielfältigt. Die civilrechtliche Syſtematik verfuchte dann weiter alle Kollifionen 
zwiſchen der öffentlichen Gewalt und dem Privatintereffe unter den Gefichtspunft der 
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Statusrechte oder der Beichränfungen des Eigenthums oder ber Forderungsrechte 
(personae, res, actiones) zu bringen, wobei freilich eine Vereinigung über dieſe 
Klaggruppen nicht einmal unter je zwei Autoren Herzuftellen war, und den Urhebern 
der Syſteme felbft die Meberfülle von neuen Klagrechten einigermaßen beunrubigend 
wurde. 

Nach dem Vorgange von Baden iſt dieſe Grundauffaffung in dem Beamten- 
tum und in den Kammern der Deutjchen Mittelftaaten zur Herrichaft gelangt. 
Da in den größeren Mittelftaaten durch einen Staatsrath für die Befeſtigung des 
Verwaltungsrechts einigermaßen Sorge getragen war, jo fonnte eine Erweiterung des 
Streitverfahrene nach jenen Gefichtspunften ohne jonderliche Gefahr Hinzutreten. 
Nach Analogie der Statusrechte, der Eigenthumsbeſchränkungen, der Schulbverhältnifie 
wurde num eine Anzahl ftreitiger Kommunal«, Steuerfragen und einzelne Streitfragen 
des angewandten Polizeirechts mit einer fog. „Verwaltungsffage” ausgeſtattet und 
zur Enticheidung an Kollegialbehörden verwiejen, mit ſehr zahlreichen Variationen 
der Ausführung. Auf diefem Wege wurde in der That eine Reihe der dringendſten 
Forderungen der Zeit nad einem „Verwaltungsſtreiiverfahren“ vorläufig befriedigt, 
und nach Deutfcher Weife gewöhnt man fi dann auch, das befondere Berwaltungs- 
ſyſtem des Landes als das normale anzujehen. 

Allein bei aller Anerfennung der achtbaren Beftrebungen und Erfolge biejer 
mittelftaatlichen Einrichtungen wird man auf die Dauer darin feine Befriedigung 
finden, wegen ber für einen Großftaat jedenfalls ungenügenden Geftalt, und wegen 
ihrer unheilbaren Mängel fowol in der prinzipiellen Begründung wie in der jad- 
lichen Begrenzung und in ber praftiichen Ausführung einer „V.“ 

Zunächft wegen des augenfälligen Mangels einer prinzipiellen Grund- 
legung. Denn ba faft jeder Verwaltungsakt irgend ein Intereſſe der Freiheit oder 
des Vermögens der Individuen berührt, jo emtfteht auf dieſem Wege eine unendliche 
Kette von Klagen der Unterthanen gegen die Obrigkeit, ebenfo unendlich wie bie 
babituellen Beſchwerden des Deutfchen über die „Verwaltung“, wie die Klagen des 
Bürger? und Bauern über die Zumuthungen des „Staates“. Man kann ſich da 
gegen nur helfen, indem man die Verwaltungsflage als eine aus einem rechtlich 
anerfannten Inbividualinterefje entfpringende actio befinirt, womit man zu einem 
reinen Zirkelſchluß gelangt. 

Eben daraus ergiebt fih ein Mangel jever jahlihen Begrenzung. Ten 
die Beſchränkung auf „erhebliche“ Intereſſen der Sreiheit oder des Vermögens 
ift eine jehr vage; ein und biejelbe Kaffe von Verwaltungsakten kann bald bie 
gewichtigften, bald die geringjügigiten Intereſſen des Einzelnen berühren. Der indie 
bidualiftifche Charakterzug unferer Nation wird nie ein Ende finden in der Geltend- 
machung des privaten Rechtskreiſes gegen die Staatsgewalt, wie dies auch an ber 
unabjegbaren Reihe der Verwaltungsbejchwerden und der weiland landſtändiſchen 
gravamina fichtbar wird, Für diejen Standpunkt giebt e8 kein Ende: bie erta- 
dagantefte Ausdehnung der Verwaltungsklagen wird doch nur als Abſchlagszahlung 
für weitere Anfprüche gelten. 

Endlich ergeben fich die mannigjaltigften Mängel der praktiſchen Aus— 
führung. Handelte es ſich wirklich um den Schuß einzelner Individualrechte, jo 
wird die Rechtiprechung darüber auch folgerichtig für die ordentlichen Civilgerichte 
beanfprucht werben, und feine Zwedmäßigkeitsgründe — auch nicht die üblen Er⸗ 
fahrungen dieſes Syftems in Italien — werden den Fachjuriſten von der Noth- 
wenbigfeit eines „Außsnahmegerichtes” überzengen. Es entfteht aber durch eine der⸗ 
artige Nebeneinanderftellung von Gericht und Verwaltung ein ſolcher Zwieſpalt in 
der Handhabung obrigkeitlicher Rechte, eine jolche Inkongruenz zwifchen der Der 
waltungsrechtſprechung und der daneben ftehenden Auffichtsinftang, und ein Forma— 
lismus des Berfahrens, der mit dem Weſen des Bffentlichen Rechts fich auf bie 
Dauer ſchwerlich vereinigen läßt. 
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Günftiger ala in den Mittelftanten Lagen anfcheinend die Verhältniffe des 
Defterreihifchen Kaiferftaates. Bon jeher waren in den Defterreichifchen 
Erblanden die Vorbedingungen zur vollen GEntwidelung eine® Staatsorganismus 
färfer vorhanden ala in den Herrichaftägebieten der Kurfürften, Prälaten und Städte 
des „Reiche“. Daher auch die frühzeitige und Träftige Formation eines Staats» 
raths. Allein ber Durchbilpung eines einheitlichen Verwaltungsrechts und Be- 
bördenfyftem® ftanden Hier die zahlreichen, einander widerftrebenden Nationalitäten 
entgegen, welche in ber Tonftitutionellen Staatsverfafjung ein weit höheres Maß von 
Selbſtändigkeit der einzelnen Glieder beanfpruchen, ala mit der einheitlichen Durch- 
bilbung ber abminiftrativen und Rechtöfontrolen der Staatsverwaltung vereinbar. 
Es Tehrten daher diefelben Hinderniffe zurück, welche in dem ehemaligen Deutichen 
Reich eine feſtere Unterordnung der Landesbehörden unter die Reichsbehörden 
(Reichägerichte) und den Aufbau der Rechtöfontrolen von unten herauf unmöglich 
machten. Dan mußte fi) deshalb in Defterreich auf einen centralen Gerichtshof 
zu einer revisio in jure ber fireitigen Fragen der Geſetzauslegung beſchränken, 
der immerhin von Werth für eine Stabilität der Verwaltungsgrundfäge erjcheint, 
aber ſehr geringen Schuß gegen tendenziöfe Parteivertvaltung ‚der Orts⸗ und Pro- 
vinzialbehörden bietet. Es bleibt hier dem Ermeſſen des Gerichtshofes überlaffen, 
ob das Intereſſe des Privaten an der behaupteten, irrigen Auslegung des Ver— 
waltungsgejeßes relevant genug ift, um als Verlegung einer „ffentlichrechtlichen 
Berugniß” gelten zu können. 

Eine volle Grundlegung der Verwaltungsjuſtiz Hat fi) in den großen, 
einheitlichen Berhältniffen des Preußifchen Staates (har. des Deutichen Reichs) her⸗ 
geftellt durch den Anfchluß an das Hiftorifche Syftem der Verwaltungsbeſchwerden, 
wie folhe in dem Art. Beſchwerde (verwaltungsrechtliche) ausführlich dargelegt 
ift. Der Zwed der Reform war hier von Haufe nur eine Berftärkung der Be— 
ihwerdeinftang im demjenigen beitimmten Gebieten, in denen die Tendenz einer 
parteimäßigen Verwaltung im Tonftitutionellen Staat fich geltend macht: nicht aber 
die Aufftellung eines öffentlichrechtlichen Aktionenrechts. Man hat hier von vorn⸗ 
herein darauf verzichtet durch Verwaltungsklagen des Einzelnen ein jedes Unrecht ber 
Verwaltung Hindern zu wollen; denn es würden Hunbertfältig geftaltete Klagrechte 
das taufendfältige Unrecht nicht hindern, welches täglich von den Organen ber Oris- 
und Bezirköverwaltung aus Parteiintereffen begangen werben Tann. Diefe V. tritt 
vielmehr ala organijches Glied in die beftehende Verwaltungsorbnung, welche 
zum Schub des Ganzen und des Einzelnen mit zahlreichen Kontrolen bereits um» 
geben ift, von denen bie Verwaltungsrechtſprechung nur ein eng begrenztes Glied 
bilden kann. Nicht ala Klagſchutz von Einzelrechten, ſondern als ein Glied jenes 
Kontrolſyſtems ift dieſe Gejehgebung zu verftehen und zu würbigen, und nur im 
Zufammenhang der gegenfeitigen Kontrolen im Deutjchen Verwaltungsſyſtem wird 
die Lucke erkennbar, in welcher die neue V. ihren Platz gefunden hat. 

Das Kontrolfyftem ift mit nicht jehr erheblichen Abweichungen in den meiften 
neueren Kulturftaaten in folgender Gliederung adminiftrativer, parlamen- 
tarifcher u. Rechtskontrolen gegeben (Gneift, Juſtiz, Verwaltung zc., 1869): 

I. Die abminiftrativen Kontrolen der Staatöverwaltung find. 
dazu beftimmt, die gejeßmäßige und einheitliche Ausführung des Staatswillens im 
AInterefje der Gefammtheit zu fichern, und zwar in dreifacher Richtung: 

1) Die (dienftliche) Disziplinaraufficht erzwingt den Gehorſam bed 
Beamten gegen das Geſetz und die geſetzmäßigen Befehle feines Vorgeſehzten durch 
Entlaffung und Ordnungaftrafen. Alle übrigen europäifchen Verwaltungsſyſteme be= 
ruhen auf der jchrantenlofen Entlaßbarkeit aller Berwaltungsbeamten aller Stufen, 
und erhalten bamit die Einheit der Grefutive in einfachiter Weife. Nur bas 
Dentſche Syftem Hat die Iebenslänglich geficherte Stellung der etatgmäßigen Be— 
amten zur Regel erhoben, um einen vechtichaffenen und zuverläffigen Beamtenftand 


1116 Verwaltungsiurisdiktion, Berwaltungsiuftig. 


Statusrechte oder der Beſchränkungen bes Eigenthums ober ber Forderungsrechte 
(personae, res, actiones) zu bringen, wobei freilich eine Vereinigung über dieſe 
Klaggruppen nicht einmal unter je zwei Autoren Herzuftellen war, und den Urhebern 
der Syſteme felbft die Ueberfülle von neuen Klagrechten einigermaßen beunrubigend 
wurde. 

Nach dem Borgange von Baden ift dieſe Grunbauffaflung in dem Beamten 
thum und in den Kammern der Deutjchen Mittelftaaten zur Herrichaft gelangt. 
Da in den größeren Mittelftaaten durch einen Staatsrath für die Beieftigung bes 
Verwaltungsrechts einigermaßen Sorge getragen war, jo fonnte eine Erweiterung des 
Streitverfahrene nach jenen Geſichtspunkten ohne ſonderliche Gefahr Hinzutreten. 
Nach Analogie der Statusrechte, der Eigenthumsbeſchränkungen, der Schulbverhältnifie 
wurde nun eine Anzahl ftreitiger Kommunal«, Steuerfragen und einzelne Streitfragen 
des angewandten Polizeirechts mit einer fog. „Verwaltungsklage“ außgeftattet und 
zur Entſcheidung an Kollegialbehörben verwieſen, mit fehr zahlreichen Variationen 
der Ausführung. Auf diefem Wege wurde in der That eine Meihe der dringenbften 
Borderungen der Zeit nad) einem „Derwaltungsftreitverfahren” vorläufig befriedigt, 
und nach Deuticher Weile gewöhnt man fich dann auch, da8 bejondere Verwaltungs 
ſyſtem des Landes ala das normale anzufehen. 

Allein bei aller Anerkennung der achtbaren Beitrebungen und Erfolge dieſer 
mittelftaatlichen Einrichtungen wird man auf die Dauer darin feine Befriedigung 
finden, wegen ber für einen Großftaat jedenfalls ungenügenden Geftalt, und wegen 
ihrer unheilbaren Mängel fowol in der prinzipiellen Begründung wie in der jad- 
lichen Begrenzung und in der praktifchen Ausführung einer „V. 

Bunächft wegen bes augenfälligen Mangels einer pringipiellen Grund— 
legung. Denn ba faft jeder Verwaltungsakt irgend ein Interefje der Freiheit ober 
des Vermögens der Individuen berührt, jo emtfteht auf diefem Wege eine unendliche 
Kette von Klagen der Unterthanen gegen bie Obrigkeit, ebenfo unendlich wie die 
babituellen Beichwerben des Deutichen über die „Verwaltung“, wie die Klagen des 
Bürger und Bauern über die Zumuthungen des „Staates. Man kann ſich da= 
gegen nur helfen, indem man die Berwaltungaflage als eine auß einem rechtlich 
anerfannten Inbividualintereffe entipringende actio definirt, womit man zu einem 
reinen Zirkelſchluß gelangt. 

Eben daraus ergiebt fich ein Mangel jeder fahlihen Begrenzung. Denn 
die Beichränfung auf „erhebliche” Intereſſen der Freiheit oder des Vermögens 
ift eine fehr vage; ein und biefelbe Klaffe von Verwaltungsaften kann bald die 
gewichtigften, bald die geringfügigften Interefien des Einzelnen berühren. Der indie 
vidualiftifche Charakterzug unferer Nation wird nie ein Ende finden in der Geltend- 
machung des privaten Rechtskreiſes gegen die Staatsgewalt, wie dies auch an ber 
unabjehbaren Reihe der Verwaltungsbeſchwerden und der weiland landſtändiſchen 
gravamina fichtbar wird. für dieſen Standpunkt giebt e kein Ende: bie extra⸗ 
vagantefte Ausdehnung der Berwaltungsflagen wird doch nur als Abfchlagszahlung 
für weitere Anfprüche gelten. 

Endlich ergeben ſich die mannigfaltigften Mängel der praftijden Aus— 
führung. Handelte es ſich wirklich um den Schuß einzelner Indivibualrechte, ſo 
wird die Rechtiprechung darüber auch folgerichtig für die ordentlichen Civilgerichte 
beanfprucht werben, unb feine Zwedmäßigfeitägründe — auch nicht die üblen Er 
fahrungen dieſes Syſtems in Italien — werben den Fachjuriften von der Nothe 
wendigfeit eines „Ausnahmegerichtes“ überzeugen. Es entſteht aber durch eine der⸗ 
artige Rebeneinanderftellung von Gericht und Verwaltung ein ſolcher Zwieſpalt in 
der Handhabung obrigkeitlicher Rechte, eine folche Inkongruenz zwiſchen der Ver⸗ 
waltungsrechtſprechung und der daneben ſtehenden Aufſichtsinſtanz, und ein Forma⸗ 
lismus des Verſahrens, der mit dem Weſen des Öffentlichen Rechts fi auf die 
Dauer ſchwerlich vereinigen läßt. 
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Günftiger ald in den Mittelftanten Lagen anſcheinend die Verhältniffe des 
Defterreihifhen Kaiferftaates. Bon jeher waren in den Defterreichifchen 
Erblanden die Vorbedingungen zur vollen GEntwidelung eines Staatsorganismus 
ftärfer vorhanden als in den Herrfchaftägebieten der Kurfürften, Prälaten und Stäbte 
des „Reichs“. Daher auch die frühzeitige und kräftige Formation eines Staats- 
raths. Allein der Durchbilpung eines einheitlichen Verwaltungsrechts und Be— 
hördenſyſtems ſtanden hier die zahlreichen, einander widerſtrebenden Nationalitäten 
entgegen, welche in der Tonftitutionellen Staatsverfafjung ein weit höheres Maß von 
Selbftändigkeit der einzelnen Glieder beanfpruchen, als mit ber einheitlichen Durch 
bildung der abminiftrativen und Rechtstontrolen der Staatöverwaltung vereinbar. 
63 kehrten daher diejelben Hinderniffe zurück, welche in dem ehemaligen Deutichen 
Reich eine feſtere Unterordnung der Landesbehörden unter bie Reichsbehörden 
(Reichagerichte) und den Aufbau der Rechtsfontrolen von unten herauf unmöglich 
machten. Man mußte fich deshalb in Defterreich auf einen centralen Gerichtshof 
zu einer revisio in jure der freitigen ragen ber Gejekaußlegung bejchränfen, 
der immerhin von Werth für eine Stabilität der Verwaltungsgrundfäße erſcheint, 
aber jehr geringen Schuß gegen tendenzidfe Parteiverwaltung ‚der Orts⸗ und Pro- 
vinzialbehörben bietet. Es bleibt hier dem Ermeſſen des Gerichtshofes überlafien, 
ob das Intereſſe des Privaten an der behaupteten, irrigen Auslegung des Ber- 
waltungsgejeges relevant genug ift, um als Verlegung einer „öffentlichrechtlichen 
Befugniß“ gelten zu können. 

Eine volle Grundlegung der Verwaltungsjuftiz Hat fich in den großen, 
einheitlichen Verhältnifſen des Preußifchen Staates (bzw. des Deutichen Reiche) her- 
geitellt durch den Anfchluß an das hiſtoriſche Syftem der Verwaltungsbeſchwerden, 
wie jolche in dem Art. Beſchwerde (verwaltungsrechtliche) ausführlich dargelegt 
it. Der Zweck der Reform war hier von Haufe nur eine Verſtärkung der Be— 
ſchwerde inſtanz in denjenigen beftimmten Gebieten, in denen die Tendenz einer 
parteimäßigen Verwaltung im Zonftitutionellen Staat fich geltend macht: nicht aber 
die Aufftellung eines öffentlichrechtlichen Aktionenrechts. Man hat Hier von vorn⸗ 
herein darauf verzichtet durch Verwaltungsklagen ded Einzelnen ein jedes Unrecht der 
Verwaltung Hindern zu wollen; denn es würden Hunbertfältig geftaltete Klagrechte 
das taufendfältige Unrecht nicht hindern, welches täglich von den Organen der Orte- 
und Bezirkeverwaltung aus Parteiintereffen begangen werben kann. Diefe B. tritt 
vielmehr als organiſches Glied in die beftehende Verwaltungsorbnung, welche 
zum Schub des Ganzen und des Einzelnen mit zahlreichen Kontrolen bereits um» 
geben ift, von denen die Verwaltungsrechtſprechung nur ein eng begrenztes Glied 
bilden Tann. Nicht ala Klagſchutz von Einzelrechten, fonbern als ein Glied jenes 
Kontrolſyftems ift diefe Gefehgebung zu verftehen und zu würdigen, und nur im 
Zufammenbang der gegenfeitigen Kontrolen im Deutichen Verwaltungsfyftem wird 
die Lücke erkennbar, in welcher die neue V. ihren Pla gefunden hat. 

Das Kontrolfgftem ift mit nicht jehr erheblichen Wbweichungen in den meiften 
neueren Kulturftaaten in folgender Gliederung adminiftrativer, parlamen= 
tarifcher u. Rehtstontrolen gegeben (Gneift, Juſtiz, Verwaltung ıc., 1869): 

L Die abminiftrativen Kontrolen ber Staatöverwaltung find. 
dazu beftimmt, die gejegmäßige und einheitliche Ausführung des Staatswillens im 
Intereffe der Gejammtheit zu fichern, und zwar in breifacher Richtung: 

1) Die (dienftliche) Disziplinaraufficht erzwingt den Gehorfam des 
Beamten gegen das Geſetz und die gejegmäßigen Befehle feines Worgefehten durch 
Entlaffung und Ordnungäftrafen. Alle übrigen europäifchen Verwaltungsſyſteme be— 
ruhen auf der jchrankenlojen Entlaßbarkeit aller Verwaltungsbeamten aller‘ Stufen, 
und erhalten damit die Einheit der Exekutive in einjachfter Weile. Nur das 
Deutſche Syſtem hat die Iebenslänglich geficherte Stellung der etatsmäßigen Be— 
amten zur Regel erhoben, um einen rechtichaffenen und zuverläffigen Beamtenftand 
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zu gewinnen, unb gelangt damit zu einem ftufenweiß georbneten umftänblichen „Die- 
ziplinarverfahren”, welches folgerichtig auch auf die Organe der Gemeindeverwaltung 
ausgedehnt werben mußte, fomweit fie als Organe der Staatöverwaltungsnormen 
(mittelbare Staatsbeamte) thätig werden. Die Umftändlichkeit diefes Syſtems ift um 
den Preis eines ehrenhaften und berufsmäßig gebildeten Beamtenftandes nicht zu 
theuer erkauft. Der Zwed einheitlicher Ausführung ‚des Staatswillens aber wird 
auch auf diefem Wege erreicht. 

2) Die gefhäftliche Auffichtsinftanz, welche fich in Preußen feit dem 
Großen Kurfürften in ungewöhnlicher Ausdehnung entwidelt hat, ftellt zunächft den 
Kreislandrath neben die Hleineren Ortsbehörden mit der Beiugniß der Korreltur 
ihrer Verwaltungsdelrete (supplendi et corrigendi causa). Als commissarius per- 
petuus orbnet fich diefer Beamte den Verfügungen der Kriegs und Domänentammern, 
des Generalbireftoriums, in weiteren Sreifen des geheimen Staatsraths und des 
Monarchen jelbft unter. Die einft von ben Reichsgeſetzen gejchaffene Rechtsbeſchwerde 
(querela) bei den Reichögerichten hat erſt in diefem Behördenſyſtem ihre volle Ent» 
mwidelung erhalten, als das bdurchgreifende Mittel einer Nachprüfung aller 
Verwaltungsakte in jure und in facto. Die Oberbehörbe kann jederzeit ex 
officio einfchreiten; noch Häufiger auf Antrag eines Betheiligten durch „Be 
ſchwerde“, die in den Territorien ala Recht eines jeden Unterthanen galt, da fie ala 
Surrogat der reichägerichtlichen querela eingetreten war. Durch dies Eintreten auf 
Antrag erhält bie gejchäftliche Auffichtsinftang einen zweifeitigen Charakter, Trait 
beflen fie zum Rechtsmittel wird, auf dem der Rechtsſchutz des Einzelnen im Ber- 
waltungsrecht bis zur neueften Reform vorzugsweiſe berubte. 

3) Als befondere Kontrole der finanziellen Geite der Staatsverwaltung 
tritt Hinzu die Rechnungskontrole, Durch ſtufenweiſe organische Einrichtungen bis zur 
Oberrechenlammer Hinaufgeführt, welche in Preußen mit unerbittlicher Strenge ge 
bandhabt, eine Hauptgarantie der Integrität unſeres Beamtenthums geworben if. 

Gegenüber diefen zufammenhängenden, täglich wirkfamen Berwaltungskontrolen 
bilden die nachjolgenden Rechtskontrolen nur feftbegrenzte Ergänzungen und Sicher⸗ 
heitöventile. Die Wirklichkeit weicht hier von den Vorftellungen des Berufejuriften 
ab. Auf den abminiftrativen Kontrolen an erfter Stelle beruht die Wirkfam- 
keit, die Kraft, die Integrität, der Geift, das eigentliche Leben jeder Staats 
verwaltung, nicht aber auf Hunderten von Verwaltungsklagen, welche man fich nad 
privatrechtlichen Gefichtöpunften ausdenken mag. 

U. Die Rehtsfontrolen der Verwaltung dagegen follen beftimmungs- 
mäßig dem einzelnen Unterthanen einen Rechtsſchutz ex debito justitiae gewähren, 
im Fall ein Berwaltungsaft durch Schuld der Beamten oder aus Mißverftändniß 
im Widerfprud mit den Gejegen und Verordnungen ber Staatsgewalt 
tritt. Es Liegt darin fein Eingriff in die monarchiſche Regierung nach dem verpönten 
Syftem der „TIheilung der Gewalten“, auch feine „Unterordnung“ der Verwaltung 
unter bie Gerichte: jonbern ebenſo wie in der abminiftrativen Kontrole eine zur 
Ausführung des Staatswillene und der Autorität der Gefehe des Landesherm ge 
ſchaffene Inftitution, welche, indem fie die Beamten vor der Verſuchung bewahrt, 
nur zur Stärkung des Anſehens der Monarchie und der obrigkeitlichen Gewalt dient. 
Diefe Rechtsfontrolen bilden wiederum ein dreifaches Syſtem 

1) Die ordentlien Eivilgerichte eniſcheiden felbftändig über die Aus- 
legung von Berwaltungsgefegen und Staatsverträgen überall, wo folche den Oberjak 
einer civilrechtlichen Eniſcheidung bilden, — zwar nicht mit der Wirkung einer 
authentifchen, die Verwaltung bildenden Auslegung, aber mit einer Autorität für 
die öffentliche Meinung, der fich erfahrungsmäßig feine Minifterverwaltung ent⸗ 
siehen Tann. Insbeſondere entfcheiden die Civilgerichte direkt über öffentlichrechtliche 
BVerhältniffe, indem fie a) jeve® ius specialititulo acquisitum nach Deutjchem 
Grundſatz auch gegenüber der Staatsgewalt ſchützen; b) durch die actiones 
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adversus fiscum, in Eigenthums- und Kontraftsverhältniffen gegenüber dem 
Staat, in Folge der Rezeption des jus fisei in Deutichland, welches anderen Nationen 
fremd geblieben ift; c) durch ihre Wrtheile über Eivilffagen gegen Beamte aus 
Ueberfchreitung ihrer Amtapflicht, womit das Givilgericht über bie gejegmäßigen 
Schranken der Amtabefugnifje entſcheidet, — zunächſt nur für den einzelnen Fall, 
aber mit der Autorität eine praecedens, der fich erjahrungsmäßig feine Ver— 
waltung entziehen Tann. 

2) Biel weitergehend wirkt bie Rehtstontrole ber ordentlichen Straf— 
gerichte in den überaus zahlreichen Fällen, in welchen eine Berwaltunganorm ben 
Oberſatz eines ftraigerichtlichen Urtheil® bildet, insbeſondere: a) durch ihre Ent» 
fcheidungen über Sochverrath, Aufruhr, Widerftand u. a. Staatsverbrechen, 
durch welche fie die wichtigiten Grundſätze des Verfafjungs- und Verwaltungsrechts 
maßgebend jeftftellen,; b) durch ihre Enticheidungen über Amtsvergehen, durch 
welche fie über die Zuftändigkeit aller Berwaltungsbeamten in allen Ziveigen und 
Stuien des Dienftes ein mafgebendes Urtheil fällen; c) durch ihre Enticheidungen 
über poligeilihe und fteuerlihe Mebertretungen und Defrau- 
dationen, durch welche ungefähr die Hälfte des Polizeirechts, das Recht der in=- 
direften Steuern und der Verwaltung der Regalien unter die Auslegung und Hand- 
habung der ordentlichen Strafgerichte gebracht iſt. Diefe weittragende ftrafrechtliche 
Kontrole wurde um fo wirkjamer, da fie in Folge des erimirten Gerichteftandes 
unmittelbar durch die jehr jelbftändigen Obergerichte (ex officio oder auf Privat- 
denunziation) geübt wurde, und da die allgemeine Anweiſung ber Reichsgeſetze und 
Landesgeſetze, „fich durch feine Hofreffripte irre machen zu laſſen“, auch von dieſen 
Fällen galt. Durchbrochen wurbe diefer Knochenbau des Deuiſchen Rechtsftaats erſt 
durch den Einfluß Franzöfiicher Theorien, welche dies Anklagerecht ausſchließlich der 
Staatdanwaltfchaft Übereigneten, den Bffentlichen Ankläger dem Entlaſſungsrecht und 
den Anweifungen der Minifter unterordneten, und überdies noch die Strafverfolgung 
von den Borbejchlüffen einer temporär ernannten Kommilfion abhängig machten. 
Erſt durch die neue Reichögefeßgebung ift in letzter Stunde biefer Einbruch in die 
Deutſche Rechtsordnung wieder befeitigt, — wenn nicht gefchiet, jo doch dem Erfolg 
nach ungefähr ausreichend. 

3) Dazu trat noch ergänzend eine außerordentliche Berwaltungsjurisdif- 
tion, entftanden im Deutichen Reichsrecht für das Gebiet des Polizei», Steuerrechts und 
analoger Verwaltungsnormen, welche durch Einzelverfügungen der Obrigleit causa cog- 
nita zu handhaben find (vgl. d. Art. Beſchwerde). In diefen Fällen waren bie Reichs- 
gerichte im Namen von Kaifer und Reich mit der Abhülfe von „Vejchwerben” ber Unter- 
thanen über gejeßwibrige Akte der Obrigfeit beauftragt, kraft einer außerordentlichen 
-Zuftändigfeit, welche außer Zufammenhang mit ihrer Eivilgerichtsbarkeit fteht, vielmehr 
eine neu gefchaffene Berwaltungsrechtiprechung bildet, die in Form bes Mandatprogeffeg, 
Neftriptprogefjeg oder der Ertrajudizialappellation unter dem Namen querela geübt 
wurde, — ebenfo wie die Englifchen Reichögerichte eine folche Berwaltungsjuriabdiltion 
noch Heute in Form von Refkripten (Writs) ausüben. In den Deutfchen Territorien, 
welche unter der Jurisbiltion der Reichögerichte geblieben waren, ergab ſich daraus 
eine doppelte Weiſe der Abhülfe von Beichwerben gegen die Verwaltung: durch An— 
rufung der Auffichtsinftang in der Hierarchie der Landesbehörden (abminiftrative 
Rontrole), und konkurrirend damit durch die Rech t8 beſchwerde (querela) beim Reichs⸗ 
gericht (Kechtskontrole). Schon in jener Zeit erſchien alſo die Quafi-Jurisdiktion 
in Berwaltungsfachen lediglich ala eine Verftärkung der Beſchwerdeinſtanzen. Warum 
freilich diefe V. der Reichögerichte in den großen Territorien wenig wirkſam wurbe, 
wie ſchwer es ihr wurde die thatfächlichen Vorausſetzungen feftzuftellen, wie ſolche 
bei der beginnenden Trennung von Juſtiz und Verwaltung in der Regel auf den 
„geheimen Staatsrath“ überging, wie durch die Entwidelung des „Behördenſyſtems“ 
dann noch die geeigneten Provinzial- und Lokalorgane Hinzutraten, ergiebt ſich aus 
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dem Entwidelungsgang des Deutjchen Beſchwerdeſyſtems (vgl. b. Art. Beſchwerde). 
Die Natur des Rechtsmittels der querela blieb indefjen bei allem Wandel unverändert. 
Es war unb blieb eine Nachprüfung verwaltungsrechtlicher Defrete von 
der Seite der Gefegmäßigkeit, am meiften ähnlich dem civilprogefjualifchen Rechtsmittel 
der Revifion. Auch in der Handhabung durch die neugefchaffenen Verwaltungsbehörden 
hat aber die Verwaltungsbeſchwerde in den größeren Staaten Deutſchlands ſich 
wirfam und würdig entwidelt, in gleichem Geift, in welchem fie einft bei ben 
Deutſchen Reichsgerichten gedacht war und wie fie in den Engliſchen Berwaltungs- 
gerichten noch Heute gehandhabt wird. In beiden Ländern beruht fie auf dem 
Gedanken, daß die Staatägewalt um ihrer felbft willen eine geſetzmäßige, unpar— 
teiifche Handhabung des Verwaltungsrechts will; auf einer praesumtio juris et de 
jure, daß die höchite Gewalt im Staat jederzeit Recht ertheilen will. Sie jormirt 
fi (in weiterer Entwidelung ebenjo auch in England) dahin, daß die Verwaltungs 
ftellen von unten heran zugleich die Prüfung des Rechtspunkts übernehmen und 
den Parteien durch die verantwortliche Stellung der Beamten, deren Ständigfeit, 
Kollegialität und Tontradiktorifche Verhandlung die Garantien des Gerichtöveriahrend 
darbieten. — 68 erſcheint dabei zunächſt ala ein Vorzug des Deutfchen Syitems 
vor dene Englifchen, daß nach Wegfall der Reichögerichte die Rechtsbeſchwerde mit 
der jormlofen Anrufung der Auffichtsinftang vie gratias azufammenfiel, und nun 
ein und dieſelbe Behörde kraft ihrer freien DVerwaltungsbefugniß im Stande 
war, ein Verwaltungsdekret auch aus bloßen Gründen der Zweckmäßigkeit, Billige 
Zeit, Nachficht im einzelnen Falle aufzuheben. Es entitand daraus ein einfaches, 
zafches, koſtenfreies Verfahren, von dem das Publikum in reichlichem Maße Gebrauch 
machte. Eben daraus ergab ſich nun aber ein Maſſenſyſtem von Verwaltungs 
beſchwerden, eine ſummariſche, oft flüchtige Behandlung, eine Formloſigkeit, unter 
welcher ſchon im Laufe des XVII. Jahrhunderts Die Idee eines Rechtsverfahrens in 
Form und Sache fich verwwifchte, das Beſchwerdeſyſtem mit bem laufenden Verwal⸗ 
tungsdezernat zufammenfloß, und nunmehr zur „Verwaltung“ fchlechthin gerechnet 
wurbe, — einigermaßen vergleichbar der ftetig wachſenden Formlofigkeit, im welche 
der Strafprozeß dieſer Zeit überging. Die Reminisgenz an ein Rechts verfahren 
war jchon erlofchen, die Berwaltungsbefchwerbe erfchien bereit? ziemlich unter 
ſchiedslos ala eine Remedur aus Rechtögründen, ober aus Billigfeit oder aus Gunft, 
als mit den Eonftitutionellen Verfafjungen die Parteibeftrebungen mächtiger Klafien 
an bie Verwaltung herantraten und nunmehr in der biegjamen Geftalt der Berwal- 
tungsbeſchwerde ein wirkfames Mittel erfannten, die obrigleitlichen Gewalten ihren 
Wahl-, Klafjen- und Parteiinterefien dienftbar zu machen. An biefen Punkt und 
in diefem Zuſammenhang entftand das Bedürfniß, ein ſchwach geworbenes 
Glied in ber Ordnung der Verwaltung fo zu verftärken, daß es feiner 
Beitimmung wiederum genügen kann. In diefem Zuſammenhange ift die neue 
Preußiſche V. gedacht. Vor der Darlegung bedarf e8 aber noch der Ueberficht 

II. der parlamentarifhen Kontrolen der Staatöverwaltung, welde 
in ben alten landftändiſchen Berjafjungen ſchon ſtark entwidelt, durch die neuen 
Repräfentativverfafjungen fich verjüngt und gleichmäßig geftaltet haben. Sie bilden 
nochmals eine dreifache Reihe: 

1) Die Spezialfontrole, welche die Volksvertretung durch ihre Be 
ſchließungen über Petitionen, Anträge und durch Interpellationen übt, wie fie in 
Deutfhland mit großer Sorgfalt und Umftändlichkeit gehandhabt wird. Steht ben 
Kammern auch fein Entſcheidungsrecht über bie ftreitige Auslegung der Verwaltungs- 
geſetze zu, fo ift doch ihr Votum eine jo bedeutende Autorität, und ihre Cenſur in 
Öffentlichen Verhandlungen und unter der verjaffungsmäßig geficherten Preffreiheit 
eine fo ſchwer wiegende, daß auch diefe Kontrole zur Abhülfe im Einzeljall, ſowie 
in ihrer vorbeugenden Wirkung gegen Berwaltungsmißbräude kaum Hoch genug 
angeſchlagen werben Tann. 
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2) Die Generaltontrole, welche an die ftändifche Berathung des Staats- 
Haushalts anfnüpft und bei der freien Stellung der Kammern zur Bewilligung der 
Mehrzahl der Geldbebürfniffe de Staats zu einer weit ausgedehnten Kritik der Ver⸗ 
waltung im Ganzen und im: Einzelnen führt. 

3) Die legte Garantie endlich gewährt die parlamentarijhe Minifter« 
anlage, die auch in England nur als äußerſt ſubſidiäres Rechtsmittel gemeint 
und gehandhabt worden ift, für einige Gebiete des Verwaltungsrechts indefien, wie 
die Weberfchreitung des Verordnungsrechts durch das Gebiet der Gejeßgebung (ſ. d. 
Art. Verordnungsrecht) unentbehrlich bleibt. 

Dieſe dreifach gegliederten, ftetig ineinander greienden, fich ergänzenden Kon⸗ 
troffgfteme find es, auf welchen zugleich die Ordnung ber Verwaltung unb ber 
Rechtsſchutz der Unterthanen im öffentlichen Recht berußt. Die mehr präventiv als 
vep wirffamen Rechtsbeſchwerden (II. 3) bilden darin ein bedeutungsvolles, un« 
entbehrliches, aber jehr eng begrenztes Glied, welches weit überjchäßt wird bon ben= 
jenigen, welche vermeinen, daß ein Rechtsſchutz im öffentlichen Recht durch neu 
erdachte Serien von Klagen gegen die Obrigleit erft gefchaffen werben müſſe. 

In dem Großftant Preußen, dem bei einem jeftaußgebildeten einheitlichen Ver⸗ 
waltungsrecht ein die Verwaltung kontrolirender Staatsrath fehlte, traten mit der 
Tonftitutionellen Berfaffung Zuftände ein, welche die Relonftruftion einer Berwaltungs« 
rechtſprechung von ftaatlihem Gefichtspunkt aus zur Nothwendigkeit machten. 

Mit bewußter Energie hatte einft die Preußiiche Staatsbildung bie ftärkften 
Kontrolen in die Verwaltung geführt und den Verwaltungsbehörden den vollen 
Organismus der Gerichte gegeben. Aus Kanzler und Räthen formirte fi ein 
Iollegialifcher „Geheimer Staatsrath“, in dem das Contentieux, ähnlich dem Fran⸗ 
zöftfehen Conseil d’Etat, Tollegialifch durch ſtändige Lebenslängliche Beamte ent 
Ühieden wurde. In der Mittelinftang wurden die Kriege- und Domänenlammern 
ebenſo zahlreich und ftändig bejeßt, wie Die damaligen Obergerichte. In erfter Inftanz bot 
das ftändige Landrathsamt zwar nur die Stellung des Einzelrichter® dar, aber nicht 
ſchlechter befet, als die vielen Tauſend Ortg- und Patrimonialgerichte jener Zeit. 
Die ftändige, Iebenglängliche Stellung der Beamten, ihre Vorbildung, ihr Geift der 
Pflichttreue und ihr gejellfchaftliches Anfehen bildete nirgends einen erfennbaren Unter 
ſchied von den Gerichten. 

Eine nicht beabfichtigte, aber unvermeidliche Abſchwächung dieſes Organismus 
war indeffen bereits durch die Stein-Hardenbergifhen Reformen ein- 
getreten, welche unter Aufhebung des viellöpfigen Geheimen Staatsraths die Eentral« 
verwaltung zu fünf Minifter-Staatsjetretären in rein büreaufratifcher Formation ver- 
einfachten, die Kriegs und Domänenkammern in beweglichere Regierungsabtheilungen 
jormirten und ihnen damit die zur emergifchen Durchführung großer Reformgeſetze 
notäwenbige Geftalt gaben. Durch die Kaffırung des Geheimen Staatsraths war 
nun in Preußen eine anomale Stellung der neuen Minifter entftanden, in welcher 
jeder Departementschet die Entſcheidung der Tontentiöfen Verwaltungsfragen feines 
Departements als ein Stid feiner Attributivjuftiz an fich zog und fefthielt, auch 
— 1817 ein Staatsrath mit ſehr beſchränkten Attributionen wieder hergeftellt 
wurde. 

Zum völligen Bruch kam nun aber das fo abgeſchwächte Syſtem ber Verwaltungs- 
beſchwerden durch die Mifverftändniffe des Franzöſiſchen Konftitutionalis- 
mus, bie feit 1850 in Preußen zur offiziellen Geltung kamen und als angebliche 
„Forderungen der neuen Eonftitutionellen Staatsform“ die Landräthe, Regierungs- 
gräfidenten, Oberpräfibenten und Minifterialdireftoren als entlaßbare Beamte zur 
Dispofition der Minifter ftellten. Waren damit die Hauptbeamten der Verwal⸗ 
tungsrechtstkontrole (oben II. 8) jeder Analogie einer richterlichen Unabhängigfeit 
entffeidet, jo wurde num andererfeitß eine parteimäßige Handhabung aller ſtaat ⸗ 
lichen Anftellungsrechte, aller Polizeigewalt, insbejondere bei Erteilung von Kon- 
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zeffionen und Konfenfen, aller Beftätigungen oder Berfagungen im Kommunalrecht, 
und noch anderer obrigkeitlichen Gewalten ala „Konjequenz der neuen fonftitutionellert 
Staatöform“ rückſichtslos geltend gemacht. 

Aus den praftifchen Erfahrungen dieſer Zeit ift die neue Preußiiche Ver— 
waltungsreform hervorgegangen, d. 5. auß dem Bewußtſein, daß es ſich um die Er— 
haltung des monarchiſchen Staatd Handle gegen ben wirklich ſchon beginnenden 
„Parlamentarismus“. Ohne fich durch die Theorien der Zeit irre machen zu laffen, 
haben ſich die Urheber derſelben an den praktiſchen Zweck gehalten. Gerade ein fo 
träftig geftalteter Organismus wie derjenige der Preußifchen Staatsverwaltung führte 
unter den mannigfaltigen Tagesmeinungen über „V.“ und „Selbftverwaltung” auf 
den entfcheidenden Punkt, auf die Verſtärkung ber jchwach gewordenen Rechts- 
kontrole (II. 3), auf die Rückbildung des degenerirten Syſtems ber „Verwaltungs- 
beſchwerden“ in die beftimmungsmäßige Geftalt einer Nachprüfung eines Ber- 
mwaltungsafts von ber Seite feiner Gejegmäßigteit. Dafür wurde 
nun ben Betheiligten ein Rechtsanipruch ex debito justitiae mit allen Garantien 
eine gerichtlichen Verfahrens durch eine verftärkte Beſetzung der Behörben, 
durch die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder, durch öffentliche 
mündliche kontradiktoriſche Verhandlung und zuverläffige Beweisauf- 
nahmen gewährt. Diefe ftaatsrehtliche Konſtruktion der V. bietet eine 
hiſtoriſche Kontinuität mit dem überfommenen Verwaltungsfyftem dar, wie fie in 
den zerjahrenen Vorftellungen ber Zeit beifpiellos dafteht und fchon darin einen 
genügenden Beweiß ihrer Berechtigung finden fann. Die maßgebenden Punkte find: 

J. Das Gebiet diefer B. beſchränkt fich auf diejenigen Verwaltungsalte, 
welche (in der ftändifchen, die in der Repräfentativverfafjung) erfahrungamäßig zu 
Machtmitteln Herrichender Parteien werben und welche deshalb einem Mißbrauche 
in dem Maße ausgeſetzt find, daß die abminiftrativen Kontrolen dafür nicht 
ausreichen, — alfo die oben bezeichneten ſechs Gebiete, bie ebenfo in dem alten 
Reichgrechl wie in dem Engliſchen Verwaltungsrecht ala Gebiet jener jurisdietio 
extraordinaria hervortreten. Obenan aljo das große Gebiet der Polizeiver- 
fügungen mit einer generell geftalteten „Verwaltungsklage“, eleftiv mit der Be— 
ſchwerde bei der Auffichtsinftanz. Sodann die Gebiete der angewandten Polizei 
(Gewerbes, Baus, Wegepolizei 2c.) mit ihren zahlreichen Konzeffionen, Konfenfen zc., 
welche jederzeit da& am meiſten gemißbrauchte Gebiet der Parteiverwaltungen bilden. 
Weiter das Gebiet der ftreitigen Schul-, Wege- und fonfligen Gemeindelajten, fowie 
der Theilnahme an den Gemeinderechten und kommunalen Wahlen. (Auf dem Ge— 
biete der Steuereinfchägungen, der Militäraushebungen u. a. war in Preußen ſchon 
durch ältere Einrichtungen ziemlich hinreichend geforgt.) Die Rechtsbeſchwerde der 
Betheiligten ift in biefen Gebieten wieberhergeftellt ala ein Anſpruch ex debito 
Justitiae und deshalb mit dem nicht unangemefjenen Namen „Berwaltungsflage” 
bezeichnet. Der Name ändert aber nicht die Natur des Rechtsmittel. Es bleibt, 
was es von jeher gewejen: die Nachprüfung eines Verwaltungsakts von Seiten 
feiner Gejegmäßigleit auf Antrag der Betheiligten, konkurrirend mit ben noch 
weitergehenden Korrekturrechten der Auffichtsinſtanz. Aus diefer Natur de Rechts- 
mittels ergiebt fi) unter Anderen die jehr bedingte Rechtskraft der Enticheidumgen, 
die Weife der Vertretung bes öffentlichen Intereſſes, die Sachlegitimation der Par- 
teien und die jonftigen wefentlichen Abweichungen vom Civilprozeß. 

I. Die fehwierigfte Frage der Reform beitand in ber Verſtärkung der 
entſcheidenden Behörden zu richterlicher Unabhängigkeit. Die zweiſeitige 
Natur der Verwaltungsbeſchwerde, — ihre praktiſche üntrennbarkeit von den 
weiteren Befugniſſen der Aufſichtsinſtanz, — die Rothwendigkeit einer Einheit 
der Exekutive überhaupt — macht von unten herauf die Trennung der erelutiven 
und richterlichen Organe jahwidrig und unausführbar. Auch das Engliſche Ber- 
waltungsreht Hat von unten auf die Verbindung von Verwaltung und Berwal- 
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tungsrechtiprecyung in dem Behördenſyſtem jederzeit feftgehalten. Wie war es aber 
möglich, einem Verwaltungsperjonal, welches nad) dem Syftem der abminiftrativen 
Kontrole ftet? entlaßbar und einer bisziplinaren Gewalt unterworien bleiben muß, 
die richterliche Unabhängigkeit zu geben? Wie war e8 möglich unter einer „kon⸗ 
ftitutionellen“ Regierung, bie ftet? als eine Parteiregierung angefehen wird, darum 
aber nicht weniger die Subordination aller unteren Organe beanfprucht? Das Be— 
dürjniß der heutigen Verwaltung verlangt weit mehr noch als die ältere eine be= 
weglichere Handhabung durch Eingelbeamte. Der entlaßbare Einzelbeamte kann in 
diefer Stellung wiederum nicht unparteitfcher Richter über ftreitige ragen des Ver- 
waltungsrechts fein. Diefe widerfprechenden Anforderungen eben erzeugen ben zwei⸗ 
deutigen Charakter des Tonftitutionellen Beamtenthums, welches auf dem Kontinent 
wie in den Amerikanischen Freiftaaten nur mit der Korruption des Beamtenthums 
enden kann. — Gs giebt in der That nur eine Löfung für das Problem, dem ent- 
laßbaren Verwaltungsbeamten die. Unabhängigfeit des Richteramtes und mehr als 
das wiederzugeben: es ift das obrigfeitfiche Ehrenamt, welches bie befigenden Klaſſen 
und Mittelftände in den Dienft der Rechtiprechung des Staates Hineinzieht. Dies 
ift die wirkliche Bedeutung des an England fo viel beivunderten und fo wenig ver- 
ftandenen Seligovernment. Mittels des Ehrenamts, in feiner unmittelbaren Ueber- 
ordnung über die erefutiven Polizeibeamten, ftellt fich jchon in erfter Inftanz ein 
obrigfeitliches Amt in richterlicher Unabhängigkeit her. Dies gejellichaftlih unab⸗ 
hängige Beamtenthum, für welches nach den Erfahrungen jedes Menfchenalters eine 
parteimäßige Ernennung und Entlaffung unmöglich ift, ordnet fi dann dem 
Berufsbeamtenthum zur Seite, giebt ihm auch im fonftitutionell verwalteten Staat 
den geſellſchaftlichen Halt wieder, und bildet das Gegengewicht für alle Fragen, 
welche eine konſtitutivnelle Präfektenverwaltung unabänderlich zu Partei- und Wahl- 
beeinfluffungsfragen macht. 

II. Der Inſtanzenzug der Verwaltungsjuſtiz endlich ſchließt fich 
nochmals in hiſtoriſcher Kontinuität dem Behördenſyſtem und der Natur der Ver— 
waltungsbefchwerben an. Die Nachprüfung eines obrigteitlichen Dekrets ift feine ab⸗ 
ſtrakte, rein logiſche Frage der Gejeginterpretation, fondern bis zu einem gewiſſen 
Grade untrennbar von den thatfächlichen Vorausſetzungen des obrigfeitlichen Alte. 
Jene rechtliche Prüfung würde zum inhaltloſen Formalismus, wenn es der Behörde 
freiftände, das Verwalkungsgeſetz auf ein fingirtes Sachverhältniß, oder in buchitäb- 
ficher Auslegung das Gele auf Fälle anzuwenden, für bie es dem Sinne nad 
nicht gemeint ift. Die rechtliche Prüfung muß alfo das Thatfächliche ſoweit um- 
faflen, um veratorifche, chilanöfe Alte der Obrigkeit zu treffen, die ohne das Vor— 
Bandenfein der vom Geſeß gemeinten objeltiven Merkmale, das obrigkeitliche Amt 
aus Gunft, Feindfchaft oder Parteilichkeit in fraudem legis handhaben. Dieſe Un- 
trennbarfeit der Geſetzesauslegung von der question of fact — bie jchwierigen 
Grenzen zwiſchen Ungefeßmäßigleit und Unfachmäßigfeit — die zahlloſen Ab- 
ftnfungen ber bisfretionären Gewalt der Behörden — machen es nothiwendig, die 
ei von unten herauf in Zufammenhang mit ber rechtiprechenden zu 


In erfter Inſtanz ift deahalb der Kreisausfhuß fo jormirt, daß ein 
zahlreiches Schöffenelement (Laienelement) die thatjächlichen Vorausſetzungen ber 
Verwaltungsverfügung aus örtlicher Nachbarſchaft und Perjonentenntniß zu beur- 
theilen vorzugsweiſe geeignet erſcheint; während der vorfigende Landrath in feiner 
freieren Stellung als geſchäftliche Auffichteinftang aud) Abhilfe gewähren Tann, two 
(namentlich in Polizeifachen) die Grenze zwifchen Gejehwibrigfeit und Unjachgemäß- 
heit oft faum zu finden ift. Wie in der ordentlichen Rechtspflege ift diefe erite In- 
ftanz die für den bürgerlichen Verkehr maßgebende, neben welcher bie höheren In— 
ftanzen als Regulatoren der Prinzipfragen um etwas zurüdtreten. 
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In zweiter Inſtanz ſchon tritt die question of fact mehr zurüd, bie Seite 
der Gejehaußlegung mehr in den Vordergrund; daher eine ftärkere Vertretung des 
rechts⸗ und geichäftefundigen Beamtenelements — aber auch Hier noch verftärkt 
durch Ehrenamtsmitglieder in richterlicher Unabhängigkeit. In diefer Mittelinftarz 
ericheint die Rechtöfontrole dem Regierungspräfidenten nebengeorbnet, analog einem 
Regierungajuftitiar mit votum decisivum. 

Grit die oberfte Inftanz ift jachgemäß als eine reine revisio in jure ge= 
ftaltet, Die fich von den exekutiven Behörden völlig abtrennt, aus vermaltungsrechts- 
kundigen Beamten in richterlicher Unabhängigkeit formt, und analog einer Ab⸗ 
theilung des Staatsraths den Gentralbehörben nebenorbnet. 

In diefer Geftalt bat fich die Preußifche V. in ficderer NRechtäfontinuität dem 
Behördenſyſtem eingefügt, in praftiicher Wirkſamkeit bewährt und Vertrauen er- 
worben. Sie entipricht keineswegs ben theoretiſchen Syſtemen der Eiviliften: aber 
fie ift duch ein Zufammenwirken von Männern gefchaffen, die durch langjährige 
Thätigkeit in Staats“ und Kommunalverwaltung wie im Parlamentsleben, burch 
eine lebendige Kenntniß unferer ländlichen und ftäbtifchen Bebürfniffe, auch durch 
einige praktiſche Kenniniß außwärtiger Verwaltungsſyſteme, eine vielfeitigere An— 
ichauung gewonnen Hatten, als folche aus den Büchern über „V.“ zu ge= 
winnen ift. 

Lit.: Für die Engliiche Verwaltungsgerichtsbarkeit: R. in 16 Daß Selfgovernment 
und bie ertaltumgägerichte in England, 3. Auflage, Berlin 1871; Derjelbe, Ber 
waitung, Juftiz und — a in 1869. — Für Frankrei : Dareste, La Justice 
administrative en Fran. — Gür die Deutſchen Mittelftaaten: DO. dv. Sarmwe 
Das öffentliche Recht und’ vie ——— —— Tübingen 1 de Deferreid: 
Denn Di Die ertoaltumgajuftig in Der 1 Grünwald 1875, Ibridh 1875, v. 

ißling 1875. — Für Preußen: — nr Kreitorbuung 1872; Derjetbe, 
Derwaltung, „dan ehtatung, 1 9. — d. Drau hitld, Di Die neuen Preukif eu Verwal 
gel — ufi neift, Der Rechtöflaat, 2. Aufl. 1879; Derſel be, Zur Ver⸗ 
ungöreform in Preußen, 1880. — — Bl. zur nothwendigen Ergänzung den obigen Krtitel Be: 
iawer e (veriwaltungärechtliche). Gaeift. 


Berwaltungßrath. Der Name „B.“ ift in den Statuten moderner Körper- 
Ichaften für follegiale Organe von fehr verſchiedener — Stellung gebräuchlich, 
indem bald der Vorftand oder ein Theil deſſelben, bald der Auffichterath, bald 
endlich ein eigenthümliche® Organ, welches einerfeits vom Vorſtand volllommen 
getrennt, andererfeits nicht auf Kontrolfunftionen beſchränkt, ſondern an der Ber- 
waltung beteiligt ift, diefen Namen führt. 

In allen diefen Bedeutungen kommt ein V. namentlich bei Aftiengefell- 
ſchaften vor. Das Gefe zählt ihn nicht zu den nothiwendigen Organen und ent- 
hält über ihn feinerlei normative Beftimmungen. Es erwähnt ihn überhaupt nur 
ein einzige® Mal ganz nebenbei, indem es unter den nach innen zwar wirffamen, 
nad) außen aber unwirkſamen ftatutarifchen Beſchränkungen der Vertretungsbefugnifie 
des Vorſtandes das Erforderniß der Zuftimmung eines V. für einzelne Geſchäfte 
auführt (HGB. Art. 231 Abi. 2). Somit Hat an ſich das Gtatut fowol hin⸗ 
fihtlih der Anordnung eines 3. als Hinfichtlich” der Beftimmungen über feine 
Bildung und feinen Wirkungskreis freie Hand. Nur dürfen die betreffenden Satzungen 
niemals ben zwingenden gejehlichen Vorfchriften über Beichaffenheit und Kompetenz 
ber nothwendigen Organe derogiren. Darum ift es zunachſt vechtlich bebeutungslos, 
wenn, wie dies vielfach begegnet ‚(Renaud, Aftiengejellichaft, 2. Aufl. ©. 526 8), 
der Vorſtand im Statut „V.“ genannt wird. Auf einen folchen V. find viel- 
mehr alle Srundfäße über den Vorſtand einer Altiengefellichaft anzuwenden, wie dies 
auch in ber Praris de ROHG. Tonftant geichehen ift (vgl. Entſch. Bd. XVII. 
Nr. 28, XIX. Nr. 98, XXI. Nr. 63; auch XII. Nr. 45 und 46 über den „Ber- 
waltungsausfhuß" als Bertreter einer Eiſenbahngeſellſchaft gegen die mit ber 
Adminiftration der Eifenbahn betraute ftaatliche Eifenbahndireftion). Doch Tann 
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es vorkommen, daß von einem nad) innen als einheitliches Kollegium fungirenden 
V. nur ein Theil nad) außen als Vorftand ericheint, oder daß umgekehrt ein V., 
welcher nach innen al bejondere® Kollegium zur Seite eines Direktoriums ober 
Präfidiums Eonftituirt ift, nach außen nur einen Theil des Vorſtandes bildet. Ebenfo 
it es am ſich juriftifch unerheblich, wenn, wie dies in direkten Gegenfaß zu ben 
erwähnten Fällen nicht minder gebräuchlich ift (Nenaud, a. a. O. ©. 626 ff.), 
der Auffihtsrath den Namen „DB.“ Führt (vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. XI. 
Nr. 48). Nur muß natürlich der ftatutenmäßige V., um als der vom Geſetz ge 
forderte Auffichtsrath gelten zu können, allen gefehlichen Anforderungen entjprechen, 
die in Bezug auf Bildung und techtfiche Stellung diejes Organs beitehen (vgl. ben 
Art. Aufſichtsrath).“ Damit dies aber der Fall fei, darf der fog. V. in 
Wahrheit kein V. fein. Denn der Begriff bes V. ſetzt offenbar irgend einen An⸗ 
theil an der Verwaltung und fomit die Berufung zu Funktionen der gefellfchaft- 
lichen Gejchäftsführung voraus. Das Geſetz aber will die vollfommene Trennung 
ber Geichäftsführung von ber Ueberwachung der Geichäftsführung (Art. 2258, 2256 
u. 239 Abf. 2 u. 3), und poftulirt daher einen an der Gejchäftsführung unbe 
theiligten Auffichtsrath (vgl. H. Löwenfeld, Das Recht der Aktiengefellichaften, 
©. 263 ff). Trotzdem find nach wie vor der Novelle durch die Statuten gewöhn- 
lich Auffichtsräthe eingefegt worden, welche zugleich die Funktionen wirklicher V. 
empfangen haben, und die Statuten, welche eine ſolche Verſchmelzung Herftellten, 
haben jämmtlich ohne Anftand die Inftanz des Handelärichters paffirt (Söwenfeld, 
a a. O. ©. 266). Für die Zuläffigfeit derartiger flatutarifcher Beftimmungen 
läßt fich freilich anführen, daß das HGB. jelbft in Art. 231 Abſ. 2 die Möglichkeit 
erwähnt, den Vorftand beim Abſchluß einzelner Geichäfte an die Zuftimmung bes 
Auffichtsrathes zu binden, womit offenbar die Mitglieder des Auffichtsraths in die 
Geichäftsführung Hineingezogen und deshalb 3. B. auch zur Entlaftung des Vor» 
ftandes bei Legung der Rechnung unfähig werden (vgl. Keyßner, Allgemeines 
Deutſches HGB., Anm. 3 zu Art. 239). Allein abgejehen davon, daß jedenfalls 
eine weitergehende Theilnahme des Aufſichtsraths an ber Verwaltung biermit nicht 
für flatthaft erklärt ift, entipricht ein Aufſichtsrath, welcher von dem Verbote des 
Art. 239. Abſ. 2 betroffen wird, ſchwerlich den Intentionen des Geſetzgebers. Fügt 
doch derſelbe in Abf. 3 augsbrüdlich Hinzu, daß jenes Verbot fich nicht auf die 
Berfonen beziehen ſoll, „welchen bie Aufficht über die Geichäftsführung zufteht”. 
Auch erhellt aus dem Wortlaut des Art. 231, daß ber Gejehgeber fih B. und 
Auffichtsrath als verſchiedene Inftitutionen denkt. Man Hat neuerdings vorge 
ſchlagen, bei einer Reform bes Aktiengeſell ſchaftsrechts den Auffichtsrath überhaupt 
fallen zu laſſen und ihn durch einen gejehlich geregelten — un er 
den Verkehrsgewohnheiten entſpricht, zu erſetzen (Söwenfeld, a.a. O. ©. 271 ff.). 
Nach geltendem Recht aber muß daran feitgehalten werden, daß ein fombinirter 
Auffichts⸗ und Verwaltungsrath unzuläffig ift. Mithin ift in vom Borftand ges 
trennter eigentliher B. nur als eine bejondere Behörde neben dem Aufſichtsrath 
ftattHaft. Ein folder V. kann vom Statut in beliebiger Weife gebildet und in 
befiebigem Umfange an ber Verwaltung betheiligt werden. 

Ganz Aehnliches gilt Hinfichtlich des V. in der Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien, indem Hier zwar ebenfalls der Auffichtsrath nicht an der Gefchäfte- 
— betheiligt wohl aber die Gefchäftsführung ber perſönlich haftenden Geſell⸗ 

durch eine nach innen wirffame Bertragsbeftimmung an die Mitwirkung 
ah nen V. gebunden werben kann. Dagegen würde in der eingetragenen 
Genofjenfchaft eine zugleich zur Mitverwaltung und zur Kontrole der Berwal- 
tung berufene Behörde zwar unzwedmäßig, aber gejeßlich zuläffig fein, und nur 
nicht als Aufſichtärath im Sinne des Gejee gelten können. Gleichgültig jedoch 
ift auch bier der Name. Das Deutjche Genoſſenſchaftsgeſetz verftattet fogar aus⸗ 
drädlich für den Auffichterath auch den Namen „V.“ zur Wahl ($ 28), und in 
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der That kommt dieſe Bezeichnung für den Auffichtsrath von Genoſſenſchaften vor 
(Ent. des ROHG. Bd. XXIV. Nr. 112). 


Gfgb. u. Lit.: Vgl. biefelb ter ben rt.: Alt u t, K dit⸗ 
geritten Bene Ait: Attiengefeltfge ft. Bene 


Verwandtſchaft iſt entweder eine natürliche oder eine künſtliche. 

I. Die natürliche V. (bei den Römern cognatio) beruht auf den natür« 
lichen Begebenheiten der Zeugung und Geburt (1. 1 $ 1 D. 38, 8). Sie bezeichnet 
das auf biefen Grundlagen beruhende Verhältniß von Menſchen, welche entweder 
mittelbar oder unmittelbar von einander oder von einem gemeinfamen Dritten ab» 
ftammen. Danach theilt fi) die V. in die linea recta und 1. transversa s. 
obliqua. Die erftere umfaßt alle Perfonen, welche von einander abftammen, nämlich 
Afcendenten (l. superior) und Dejcendenten (l. inferior); die Ießtere begreift die⸗ 
jenigen, welche ihre Abftammung von derjelben dritten Perfon herleiten (Seiten- 
verwandten). Die Seitenverwandten wiederum find vollbürtige oder Halbbürtige, 
je nachdem fie biefelben ober nur einen der beiden Eltern gemeinfam haben. Die 
Römer wenden bieje Unterfcheibung vorzugsweiſe auf Geſchwiſter an; fie nennen 
vollbürtige Gefchwifter: bilaterales, germani (h. 3. T. nur germani) und von den 
halbbürtigen: consanguinei, wenn fie nur denjelben Vater, und uterini, wenn fie 
nur biefelbe Diutter haben (vgl. $ 1 1. 8, 2; 1.10 D. 38, 10). In Deutich- 
land fpricht man ohne Unterfcheibung bei Halbbürtigen von Stieigefchwiftern. In 
der Seitenverwandtfchaft wird von den neueren Juriften noch der jog. respectus 
parentelae hervorgehoben, unter welchem man das Berhältniß eines Defcendenten 
zu den Gejchwiftern des Parens verſteht (parentum loco habentur) und welches 
namentlih als Ehehinderniß früher juriftiiche Bedeutung erhalten hatte ($ 5 
I. 1, 10; 1. 89 pr. D. 23, 2.). Die natürliche B. kann aber auch eine mehrfache 
fein, jo bejonders, wenn Verwandte ſich Heirathen, wenn Jemand fi) nad) einander 
mit unter ſich verwandten Perjonen verheiratet, wenn mehrere unter fi) Verwandte 
mit Perjonen fich verehelichen, welche ebenfalls unter fich verwandt find, jowie wenn 
zu der natürlichen noch eine fünftliche B. tritt. (Ein Beilpiel giebt von mehrfacher 
2. 1. 10 $ 14 D. 38, 10; vgl. Fritz, Zeitichr. j. Civilreht u. Pr. XV. 2 
Hugo, Civ.Mag. IV. 7, 16.) Mehrfache V. giebt mehriaches Erbrecht. 

Ueber die Blutsverwandtichajt nach Deutjchem Recht |. d. Art. Parentelen= 
ordnung. 

II. Die künſtliche 8. 

1) Agnation (legitima, civilis cognatio, agnatio.) Dieje beruft im Röm. R. 
allein auf der väterlichen Gewalt, dem Prinzip der ———— (familia). Die 
von den Agnaten gegebene Legaldefinition (1. 7 D. 26, 4; 1,15; 

I 83, 2. u. a. m.) ift unrichtig, da fie fich nur auf die natürliche, nicht auch auf 
die juriſtiſche Entſtehung bezieht und auch überfieht, daß man durch eine juriſtiſche 
Shatjache wieder aus dem Agnatenverbande jcheiden kann. Agnaten find vielmehr 
die durch patria potestas (Früher auch manus), mit einander verbundenen oder ver- 
bunden gewejenen Menjchen; fie bilden die familia proprio jure, wenn der gemein 
ſame Hausvater die patria potestas noch inne hat, und nach feinem Wegjall die 
familia communi jure (l. 195 $ 2 D. 50, 16). In älterer Zeit ijt allein bie 
Agnation Duelle von Rechtsverhältniffen und fließt gleichzeitig die Kognation in 
fih, die dann freilich mit jener wieder verichwinbet (1. 10 84 D. 38, 10; 1. 28 
D. 1, 7;8 211,10; $11 1.3, 1). In der SKaifergeit wird fie dagegen 
immer mehr durch die natürliche B. verdrängt (fo bef. im Inteſtaterbrecht), ohne 
jedoch im Juftinianifchen Recht (bei. bei der Adoption) gänzlich ihre Bedeutung 
verloren zu haben (Buch holhtz, Abhandl. S. 96—105). Mit der Agnation in Ber 
bindung fteht Gentilität, d. h. der Agnatenkreis, welcher nach richtiger Meinung auf 
nicht mehr nachweisbarer oder Doch vermutheter gemeinfamer Abftammung beruht. Sie 
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hatte bis in den Anfang der Kaiſerzeit Berufung zur Vormundſchaft und eine Erb⸗ 
berechtigung zux Folge (Gaj. III, 17). — Im Deutfchen Recht Hat fich der Begriff 
der Agnation verändert; fie ift die durch den Mannesftamm vermittelte Bluts— 
gemeinjchaft und meiftens (jo im Lehnrecht, bei den Fideikommiſſen) auf die männ« 
lichen Seitenverwandten beſchränkt. (S. Art. Barentelenordnung.) 

3 Adoption, f. dieſen Art. 

3) Affinität, f. diefen Art. 

4) Pflegkindſchaft. Sie entfteht ohne den bejonberen juriftichen Aft der 
Adoption durch Annahme ala Kind (alumnus) und erhält im Röm. Recht rechtliche 
Wirkungen nur in Folge befonderer Vereinbarung (l. 32 pr. D. 45, 1), im 
Uebrigen erzeugt fie nur gewiffe Pietätsverhältniffe (1. 26 C. 5, 4; 8 11.1, 6; 
1 14 pr. D. 40, 2). Neuere Partilulargefeße Haben jedoch dies Inſtitut mit 
juriftifchen. Wirkungen zu umkleiden gefucht, wie das Preußifche Allg. ER. (II. 2 
8 758—763) und der Code civil, nach welchem es jogar eine Vorftufe der Adoption 
bildet (art. 363—370). Das Defterr. BEB. ($ 186) Hat fi dem Röm. Recht 
durchaus angejchlofien. 

5) Eintindfhajt, |. dieſen rt. 

6) Geiftliche V. (cognatio spiritualis)., Die nad) Anficht der chriftlichen 
Kirche in der Taufe Liegende geiftige Wiedergeburt erzeugt fchon im Juſt. Recht 
ein Gheverbot zwifchen Pathen und weiblichem Täufling (1. 26 C. 5, 4). Der 
Taufe trat im Kanon. Recht das Sakrament der Firmelung zur Seite; die auf 
Grund beider ausgebildete Lehre wirkte früher ala Ehehinderniß (Conc. Trid. Sess. 24 
de ref. matr. c. 2), welches jet durch Reichsgeſetz v. 6. Februar 1875 8 39 aufs 
gehoben ift. 

II. Die Entftehung ber natürlichen V. beruft auf Gefchlechtögemein- 
haft und Hat, je nachdem dieſe eine verjchiedene fein kann, auch verſchiedene Bor: 
ausfegungen und Wirkungen. Die jür dag Röm. Recht vorhandenen Unterfcheidungen, 
welche heutzutage nicht jämmtlich mehr in voller Kraft beftehen, find folgende: 

1) Ede. VBgl. Thl. I. ©. 443. Ueber Ehe zur linken Hand vgl. Th. I. 
©. 508, über Putativehe j. diefen Art. 

2) Konkubinat. Dies war eine fittliche dauernde Gemeinfchaft zwiichen 
Mann und Weib ohne vollen Eintritt der Frau und Kinder (liberi naturales) in 
die Familie des Mannes (T. Dig. 25, 7; C. 5, 26). Sie fteht Heute jeder un« 
ehelichen Geichlechtsverbindung gleich. 

3) Contubernium, d. h. die Geſchlechtsverbindung zwifchen Sklaven unter 
einander oder Sklaven und Freien, erzeugte nur jure naturae eine cognatio servilis 
(il. 8, 14, 56 D. 28, 2). 

4) Stuprum, d. h. die geichlechtliche Gemeinjchaft mit einem freien, ledigen 
Weibe, vgl. die Art. Alimentationspflicht, Legitimation. 

5) Adulterium, f. die Art. Ehebruch und Adulterini. 

6) Inzeſt, |. den Art. Incestuosi, 

IV. Beweis der B. Diefer kann der Mutter und deren Verwandten 
gegenüber durch den leicht zu erbringenden Beweis der Geburt geführt werben, 
jaltiſch unmöglich erjcheint aber ein folcher dem Vater gegenüber. Deshalb ftellte 
ſchon das Röm. Recht für die von einer Ehefrau geborenen Kinder, welche früheſtens 
am 182. und ſpäteſtens am 300. Tage nach Eingehung der Ehe geboren find, die 
Vermuthung der Ehelichleit auf (1. 12 D. 1, 5; 1. 5,1. 3 88 11,12 D.38, 16). 
Diele Vermuthung ift jedoch nicht unwiderleglich; nicht blos der Ehemann, fondern 
auch andere betheiligte Perjonen können gegen diejelbe den Beweis führen, daß das 
Kind nicht don diefem gezeugt jein Tönne, 3. B. wegen Abwejenheit beider Ehe- 
gatten don einander oder Impotenz des Mannes während der Sonzeptiongzeit (1. 6 
D. 1, 6). Nicht dagegen genügt der Nachweis, daf die Frau auch noch mit anderen 
Männern den Beifchlaf vollzogen Habe (1. 11 $ 9 D. 48, 5), ebenfowenig läßt 
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fih auß dem Grabe der Reife des Kindes ein Beweis gegen befjen Ehelichkeit her- 
Zilen (Stinging, Jahrb. |. Dogm. IX. 5; vgl. die Differtation von v. Wächter, 
vivo non vitali und Sarrazin mit demfelben Titel). Umgekehrt befteht 
die untiderlegliche Rechtsvermuthung, baß ein nach 10 Monaten von der Auflöfung 
der Ehe an geborenes Kind nicht von bem früheren Ehemann erzeugt fei (1.3 8 11 
D. 88, 16). Beſondere Vorfchriften endlich find gegeben, wenn eine Frau fi) nach 
der Scheidung ober dem Tode ihres Mannes ſchwanger Hält (vgl. Sintenis, II. 
98 ff). Der Zeugung fteht die Legitimation gleich (ſ. diefen Art.). Uebrigens 
treten diefelben NRechtsverhältniffe auch bei einer putativen Ehe ein (cap. 2, 8, 14, 
15, X. 4, 17). — Uneheliche B. giebt der Mutter und beren Familie gegenüber 
gleiche Rechte, wie die ehelihe (. 48 8;1.5D. 2, 4; 1.4 D. 88, 8); nicht 
aber auch gegen ben Vater und befien Verwandte ($ 12 I. 1, 10; 1. 10; 1. 28 
D. 1, 5). Später jeboch erlangten gewiſſe Arten von unehelichen Kindern einzelne 
Rechte gegen ihren Erzeuger, und biefe find nach Vorgang des kanoniſchen Rechts 
(cap. 5 X. 4, 5) durch Deutiche Gewohnheit bald allen unehelich Geborenen, welche 
nachweifen Tönnen, daß der als Vater in Anſpruch Genommene während der Kon= 
zeptiondzeit mit der Mutter den Beifchlaf vollzogen Habe, gewährt worden. (©. die 
Art. Alimentationspflicht, Adulterini) 

Bon den Partikularrechten fchließen fich die meiften in biefer Frage dem Ge— 
meinen Recht an (3. B. Code civil art. 312—318), der nur die Konzeptiongjrift 
vermindert hat; nur das Preußifche Allg. IM. (II. 2 $ 1) laßt jedes Kind ehelich 
fein, welches in einer rechten Ehe erzeugt oder geboren ift (vgl. hierüber beſ. Entfch. 
des OTrib. Bd. II. ©. 292). In Bezug auf umeheliche Kinder find jedoch in den 
Gejeßgebungen auseinandergehende Anfichten vertreten. 

V. Berechnung ber Verwandtſchaft. Die Nähe der B. beftimmt fich 
im Römifchen Recht nach der Zahl der zwifchen den beiden Perfonen liegenden Ge— 
burten bzw. Zeugungen: tot sunt gradus, quot sunt generationes ($ 7 I. 8, 6; 
1. 10 88 9, 10 D. 88, 10), d. 5. e& werben fo viele Grabe gezählt, ala die In- 
zahl ber Zeugungen ba. Geburten beträgt, welche zu der Entftehung jener Berfonen 
erforderlich war. So find Eltern und Kinder im erften Grabe, Großeltern und 
Enkel im zweiten, ebenjo Geſchwiſter, Gejchwifterfinder im vierten Grade ıc. verwandt. 
Die Römer veranfchaulichten die Berechnung ber B. an dem Bilde einer Treppe, 
auf welcher die Eltern eine Stufe Höher ftehen als die Kinder (1. 10 $ 10 D. 38, 10; 
vgl. die Abhandlung und das stemma cognationis veteris ICti. in der Jurepr. ante- 
justinianea von Hufchle, ©. 529 fj.), doch findet fich jchon Hier und Häufiger noch 
im Mittelalter die B. durch einen Baum (stemma, Stammbaum) verfinnbildlicht, 
deſſen Stamm die linea recta, beffen Zweige die linea transversa barftellen. Im 
kanoniſchen Recht ift diefe Berechnungsweife in der geraden Linie diefelbe, in der 
Seitenlinie dagegen werden blos die Zeugungen zwilchen jeder Perfon und dem ge— 
meinfamen Stammbvater gezählt und es gelten bei ungleichen Seiten nur die Gene- 
rationen der längeren (c. 2 C. 35 qu. 2; c. 9 X. 4, 14). Die kanoniſche Be— 
rechnung iſt jedoch nur für das Chehinderniß wegen V. beſtimmt und die Romiſche 
in allen anderen Beziehungen nicht nur im Gemeinen Recht, ſondern auch in den 
Partikulargeſetzen üblich. Weber die Berechnung des Deutſchen Rechts ſ. den Art. 
Parentelenordnung. 

VI. Wirkungen der Verwandtſchaft. Dieſelben erſtreckten ſich durch 
das ganze Rechtsgebiet, weil die Beziehungen des Menſchen zu ſeinen Verwandten 
unendliche und unauflösliche find und die Erfüllung der aus der V. hervorgehenden 
Pflichten niemals dieſe ſelbſt beendigen. Hervorzuheben iſt beſonders das Verhältniß 
zwiſchen Aſcendenten und Deſcendenten, das Erziehungs- und Züch— 
tigungsrecht, die Einwilligung zur Ehe, die Alimentation, die Erb« 
Berechtigung und Erbenfolge, Samilienfideilommiß, VBormund« 
Ichajt, Retrakt ꝛc. (Hierüber ſ. die einzelnen Art.) Daher kommt es aud, daß 
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die Partikulargeſetzgebungen ihre Beitimmungen über V. nicht weniger zerſtreut aufe 
geftellt haben, ala die Quellen bes — Rechts. 

Quellen: Ti L 8 Tit. D. 88, Decret. Grat. C. 35 qu. 5; Tit. X. 4, 14; 
Tit in VL 4, 8; Bestehen Ha Vämımtlich uf —E bee ©. 

Bit. RI: Die Kognat dA Röm. Recht in b Zeitf 
Kröiäwifl. VL 1 ze: — bi aan N. a 1. ig Bi — er Zeil ee 
— u Bay zu2 Set u Eiv.A: — Dirkjen ne — 
Bin in fein Re 6. — Dh —eS bef.: — XXII. ©. 

rg . 88 49-56. — Briny, 88 11—18 (2. Aufl. 88 3-41). — eintene, "DL 

er. 


Berweiß, zu den fog. beſchämenden Ehrenftrafen gehörend, ift die Yeichtefte 
Hauptftrafe des Deutichen StrafGB. und nach $ 57 3. 4 deffelben nur gegen jugend» 
liche Perſonen anwendbar unter folgenden Bedingungen: 1) Der Thäter muß das 
12. Lebensjahr überfchritten, das 18. noch nicht erreicht Haben; 2) die erforderliche 
Einſicht beſitzen, um die Strafbarkeit der von ihm begangenen Handlung erkennen 
zu fönnen, und 8) muß die Ießtere ala ein beſonders leichter Fall eines Vergehens 
oder einer Uebertretung fich daritellen. Beſtritten ift, ob die Eigenfchaft eines Falles 
als befonders Leichter aus dem jugendlichen Alter des Thäters abgeleitet werben 
dar. Da es fich hierbei Lediglich um die objektive Seite des alles Handelt, jo 
ift die Frage zu verneinen, jedoch unrichtig, wenn man fich zur Rechtjertigung 
darauf beruft, daß die Jugend bereit? die Vorausſetzung zu dem $ 57 bilde. 
Außerdem ift auch beftritten, ob wegen mehrerer beſonders leichter Fälle auf einen 
ober mehrere V. erfannt werden kann. Die Mehrheit der Fälle wird in der Regel 
Grund fein, nicht auf V. zu erfennen; die Erkennung auf mehrere V. führt praktisch 
do zu dem Refultat, daß mur ein B. vollftredt wird. 

Erſt die Bundestommiffion nahm, ohne fih an eines der damals geltenden 
StrafGB. in diefer Hinficht anzufchliegen, den B. in dem obigen Umfange auf, 
lehnte weitergehende Anträge ausdrüdlich ab, vergaß jedoch die erforderlichen Zufähe 
zu machen. Dahin gehörte, jelbft wenn man eine Erwähnung des V. in dem erſten 
und fünften Abfchnitte des allgemeinen Theils des StrafGB. (Strafen — Zufammen- 
treffen mehrerer ftrafbarer Handlungen) für überflüffig erachten will, jebenjalla eine 
Beitimmung über die Verjährung des V. Es wird jebt die kürzeſte Berjährungsirift 
von 2 Jahren (Straf&B. $ 70 3. 6) auf den V. anzuwenden jein. 

Da der V. Hauptftrafe ift, was bezweifelt wird, fo kann er erſt vollſtreckt 
werden, nachdem das Urtheil rechtöfräftig geworben if. Der V. begründet die 
Rüchallsſtrafe. Im Straf®B. fehlt es an einer Beftimmung über die Form der 
Vollſtreckung des ®. (vgl. dagegen Art. XII. des EG. zum StrafGB. für Elfah- 
Lothringen). Und doch hängt die Wirkſamkeit des V. nicht nur von ben ——— 
bie den DB. erteilen bzw. erhalten, ſondern weſentlich auch von der Form ab, 
der der V. ertheilt wird. Der V. kann mündlich oder fchriftlich erfolgen; 06 = 
mündliche B. durch Zuziehung ber durch die betreftende ftrafbare Handlung derlehlen 
Perſon geſchärft werden kann, iſt beſtritten. Von ben beiden Formen, im welchen 
der V. ertheilt werben Tann, iſt die ſchriftliche als die mildere anzufehen. Der V. 
wird im Deutichen Reich verfogieben vollſtreckt, bald befteht er nur in dem Gebrauch 
des Wortes „B:", bald in längeren ober fürzeren Ausführungen von Seiten des- 
jenigen, der ihn zu ertheilen Hat. In der erfteren Form dürfte der an fich proble- 
matiſche Werth dieſes Strafmittel® noch problematifcher werben. 

Meder das Straf®B., noch die StrafPO. enthalten eine Beftimmung darüber, 
ter den V. zu ertheilen Hat. Nach der StrafPO. Hat die Staatsanwaltichaft, bzw. 
der Amisrichter als ftrafvollitredende Behörde nur dafür zu forgen, daß der V. er- 
teilt wird, ohne ihn jedoch jelbit ertheilen zu müſſen. Daß der ®. unter allen 

Umftänben don dem Richter zu ertheilen fei, was praftiich allerdings am meiften 
zu empfehlen ift, ift eine willkürliche Anficht. Die vorhandene Lücke muß durch 
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eine reichögejehliche Beftimmung ausgefüllt werben, da die Landesgeſetzgebung hierzu 
nicht berechtigt ift. Vgl. Dalde u. Genzmer, Handb. d. Strafvollftredung ıc. 
(1881), ©. 85. 

Auf V. kann unter den obigen Bedingungen auch nad) landesgeſetzlichen Bor- 
ſchriften erlannt werden. Richt anwendbar find dagegen die Vorfchriften bes Deutſchen 
StrafGB. auf den V. ala Disziplinarftrafex (vgl. den Art. Ordnungs- und 
Disziplinarftrafe). 

Lit.: Kayfer in v. Holgenborff’® Strafrechtözeitung, 3b. XI. (11871) S. 177 fi. — 
Doch o w im REN Pr — R Fr Mei Erna del T in der er f. G Bela. 


zeitung, 2b. XV. (1871) ©. 289 ff. u — —— 159 fi. — ablberg 
in v. hai enborff’8 Handbuch bei Deutſchen Straff., IL 6. 538. — Beuel 
Meber bie urechnungsfä am und Beftrafung jugendl. Sek 1876.50 ff. — Bon 
den Komm. zum StrafGB. bei. Olshaufen zu Fr. Dochow. 


Verweiſung wegen Unzuſtändigkeit des Gerichte. Nach der Deutſchen EBD. 
hat 1) das Landgericht, wenn es feine fachliche Unzuftändigkeit in einem Prozeß 
ausfpricht, auf Antrag des Klägers den Rechtsftreit an ein beftimmtes Amtsgericht 
feines Bezirkes, d. h. dasjenige, welches für den Prozeß örtlich zuftändig ift, und 
bei mehreren folchen das vom Kläger in feinem Antrage bezeichnete zu verweifen. 
Dies hat für den Kläger den Vortheil, daß mit der Rechtskraft des Urtheils ber 
NRechtaftreit als bei dem Amtsgericht anhängig gilt, d. 5. e& wird die Sache fo 
angefehen, als ob der Prozeß von vornherein bei diefem Amtagericht anhängig ger 
wejen wäre, und es bleiben alfo die Wirkungen der Rechtshängigleit, welche mit 
der Klageerhebung beim Landgericht eingetreten find, beftehen. Wenn dagegen für 
den Anfpruch fein Amtsgericht des Landgerichtsbezirkes zuftändig ift, jo kann eine 
jolche B. mit der Unzuftändigfeitserflärung feiten® bes Landgerichteß nicht verbunden 
werden, und es jallen alſo die Wirkungen der Rechtshängigkeit fort, da der Kläger 
eine neue Klage bei dem zuftändigen Amtsgericht anbringen muß. 2) Erklärt fich 
umgekehrt ein Amtsgericht für fachlich unzuftändig, fo hat es auf Antrag des Klägers 
den Rechteftreit an das vorgefehte Landgericht zu verweiſen, ſofern dieſes für ben 
Rechtsſtreit örtlich zuftändig ift. Auch Hier gilt allein die NRechtshängigfeit unter 
der zu 1 gedachten Vorausſetzung als fortdauernd. 3) Für den Fall, daß in einem 
bei einem Amtsgericht anhängigen Prozeffe durch Widerklage oder durch Erweiterung 
des urjprünglichen Klageantrages ein Anfpruch, für welchen das Landgericht fachlich 
auftändig ift, erhoben, ober die Feſtſtellung eines ftreitig gewordenen präjubiziellen 
Nechtsverhältniffes, welches ebenfalls der Zuftändigfeit des Landgerichts unterliegt, 
Durch Klage» oder Widerflageantrag beantragt wird, fo hat das Amtsgericht (ab- 
geſehen von den Fällen, wo die Prorogation gefeglich ausgefchloffen ift und es fich 
von Amtöwegen für unzuftändig erklären muß), ſoſern eine Partei vor weiterer Ber- 
handlung der Sache darauf anträgt, feine Unzuftändigkeit auszufprechen und den 
Nechtaftreit, ebenjo twie in dem zu 2 erwähnten Falle an das Landgericht zu ver- 
weifen. Mit der Rechtefraft des betreffenden Urtheils gilt auch hier der Rechts— 
ftreit al® beim Landgericht anhängig, und abweichend von den zu 1 und 2 ge— 
dachten Fällen werben jogar hier die im amtögerichtlichen Verfahren bis dahin er— 
wachjenen Koften als Theil der bei dem Landgericht entftehenden Koften behandelt. 

Außer diefen Fällen kennt das neue Deutſche Progekrecht noch eine B. des 
Nechtöftreites von den Kammern für Handelsfachen an die Eivillammern deffelben 
Landgerichts und umgekehrt. Da e8 ſich in dieſen Fällen immer um Abtheilungen 
deffelben Gerichte Handelt, jo hat die B. von der einen an die anbere jelbftver- 
ſtändlich Keinen Einfluß auf die durch Erhebung der Klage eingetretene Rechts- 
Hängigkeit. Die Kammer für Handelafachen Hat eine nicht zu ihrer Zuftändigfeit 
gehörige Klage ftets auf Antrag des Beklagten, welcher aber nur vor der Berhand- 
lung zur Sache wirkſam geftellt werden Tann, an die Civilkammer zu verweifen ; 
daſſelbe gilt, wenn die Klage durch Antrag auf Feitftellung eines Präjudizial- 
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techtöverhältniffes erweitert oder eine Widerflage erhoben wird und die eine ober 
andere nicht vor die Kammer für Handelsſachen gehört, unter der Vorausſetzung, 
daß der Gegner den betreffenden Antrag fell. Abgeſehen bavon Tann bie Kammer 
für Handelsſachen in den erwähnten Fällen, fowie in denjenigen, wo eine Präjubizial- 
Inzident · Widerklage oder ein durch Klageänderung geltend gemachter Anfpruch nicht 
zu ihrer Zuftändigkeit gehört, den Mechtsftreit auch von Amtswegen an bie 
ee verweiſen, jedoch nicht aus dem Grunde, daß der Beklagte nicht Kaui= 
mann ift. 

Dagegen ift die Eivillammer, wenn bei ihr eine vor die Kammer für Handels- 
ſachen gehörige lage angebracht ift, nicht befugt, von Amtswegen bie Sache an die 
lehtere Kammer zu verweiſen. Es ift dies nur auf Antrag des Beklagten, wenn 
diefer vor ber Verhandlung zur KHauptjache erhoben worben tft, zuläffig; ber Ber 
klagte, welcher nicht in das Handelsregiſter eingetragen ift, Tann aber diefen Antrag 
mit darauf flüßen, daß er Kaufmann ift. Andererſeits wird das Gericht auch 
dadurch, daß der Kläger dem Antrage zugeftimmt Hat, nicht zur V. verpflichtet. 
Ueber die Anträge auf V. an die eine oder andere Kammer ift vorweg zu berhan- 
dein und zu enticheiden. Die ergangene Entſcheidung ift durch fein Rechtsmittel 
anfechibar und gebt fie auf V. an eine Kammer, jo ift fie für diejenige Kammer, an 
welche biefelbe erfolgt ift, bindend. 

Onellen: Deutfhe CPO. 58 249,7486, 467. — Deuiſches GIG. hart 

A P. Hinſchius. 

Verwirkung. Wenn die Geſetze in Folge beſtimmter Handlungen oder Unter⸗ 
laffungen, die gegen geſetzliches Gebot verſtoßen ober geſetzlich gemißbilligt werden, 
den Verluſt eines Rechts ausſprechen, ſo bezeichnet man das ſo verloren gehende 
Recht als verwirkt. Man ſpricht auch von der V. einer öffentlichen Strafe als 
Folge einer ſtrafrechtswidrigen Handlung. Die Folge iſt Hier indeſſen keine unmittel- 
bare, fie muß erſt vom Richter erkannt werden, während bie civilrechtliche V. un— 
mittelbar kraft des Geſetzes eintritt. ine ſolche V. nahm dag Röm. Recht 3. B. 
bei der Zolldefraudation an, in Folge deren das Eigenthum zu Gunften der Zoll- 
berechtigten verwirft wurde. Als nachtheilige Folge einer zweiten Ehe ging das 
Eigenthum der lucra nuptialia aus erfter Ehe auf die aus diefer entfprofjenen Kinder 
über, während bei dem zur zweiten Ehe jchreitenden parens nur der Nießbrauch 
zurückblieb. Bei verfäumter Erjtattung der von einem Miteigenthümer vorgenom- 
menen nothwendigen Reparaturen geht das Miteigentfum zu Gunſten des letzteren 
verloren. Auch im Fall unerlaubter Selbſthülfe (vgl. d. Art. Decretum Divi 
Marci) werden Forderungsrechte und Eigenthum verwirkt. — Der Sprachgebraud 
moderner Gejeße Hält an der obigen Begriffabeftimmung nicht feſt. Auch in folchen 
Tällen, in denen der Verluſt eines Rechts nicht ohne Weiteres eintritt, ſondern erft 
durch Erkenntniß auszufprechen ift, wird derjelbe B. genannt. Co erwähnt 3. B. 
das Preuß. Allg. IR. die B. für den Fall des durch Erkenntniß Teftgeftellten Miß- 
brauche eines Privilegg. — Als vertragsmäßige Feſtſtellung einer V. könnte man 
die lex commissoria bezeichnen. 

Gfgb.: D. 39, 4; C.4,61.— 1.483 D.10,3. — Nov. 22 c. 28. — Preuß. Allg. 
ER. Ein. 8 72. cciũs. 


Verzicht (Entſagung, renuntiatio) bedeutet im weiteften privatrechtlichen 
Sinne jedes abfichtliche Aufgeben eines Rechts, ſei es eines bereits erworbenen, ſei 
es eines ſolchen, das erſt angefallen war (3.3. repudiatio hereditatis delatae, auch 
renuntiatio genannt, 1. 2 C. de jur. et fact. 1, 18), oder auch aus einem anderen 
Grunde erworben werben Tonnte (3. B. der in einem Bertrage erflärte V. auf 
naturalis beffelben, etwa auf das Widerrufsrecht bei ber mortis causa donatio). 
Zum 3, auf ein angefalfenes Recht genügt einfeitige Willenserklärung, zum V. auf 
ein erworbenes in der Regel nicht. Im engeren Sinne bezieht fich der V. nur auf 
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erworbene Rechte und iſt dann gleichbedeutend mit Veräußerung (vgl. Th. J. 
das heut. Röm. Recht $ 19 ©. 868). Dabei kann das Aufgeben des Rechts ent= 
weber in der Weife erfolgen, daß das Recht auf einen Nachfolger übergeht (oft 
Veräußerung im engeren Sinne genannt, Arndts, $ 57), oder fo, dab es 
Lediglich erlifcht. Dieſer Iehtere Fall wird als V. im engften und eigentlich 
technifchen Sinne bezeichnet. Beiſpiele eines folchen bieten die Dereliktion einer Sache, 
der Erlaß eines dinglichen Rechts oder einer Schuldforderung, der Erb-B. u. a. m. 
Aber auch in diefem engften Sinne bildet ber V. kein einheitliches Inftitut, ſon⸗ 
dern nur ein Element, das in verſchiedenen Rechtögefchäften wiederkehrt. Die ältere 
Theorie verfannte dies, definirte den V. als die Willenzerflärung eines Berechtigten, 
fi feines Rechts zu begeben, und ftellte gewiſſe allgemeine Grunbjäge über bie 
B.leiftungen auf (fo 3. B. noch Seuffert, Pandeltenr., I. $ 90). Allein in Wahr- 
beit ift der V. mit jener Willenserklärung in den meiften Fällen keineswegs perfekt, 
fondern e8 muß noch ein Weiteres binzulommen, das aber wieder je nach der Natur 
des aufzuhebenden Rechts verfchieden beftimmt ift: und zwar beim Gigenthum Auj- 
gebung des Beſitzes (Dereliktion: 1. 17 $ 1 D. de acq. poss. 41, 2), bei jura in 
re aliena Acceptation (ohne Grund anderer Meinung: v. Vangerow, I. $ 127; 
Bremer, Pfandr., ©. 142 ff. u. a. m.), während Partifulargef. bei Immobilien, 
entiprechenb der zum Erwerb folder Rechte gehörigen Eintragung, zum V. Löſchung 
in den öffentlichen Büchern erfordern. Bei Forderungen ift ebenfalls Annahme des 
V. nöthig (f. d. Art. Erlaß), und nicht minder, beim Erb⸗V. (f. diefen Art.). 
In diefen Fällen kann der Berzichtende bis zur Acceptation feines V. durch den 
Gegenintereffenten zurüdtreten und dadurch fein Recht erhalten. Dagegen bewirkt 
bei Vermädtniffen, die von ſelbſt erworben werden, allerdings ſchon einfeitiger B. 
die Aufhebung bes Rechts (1. 38 $ 1; 1. 44 $ 1 D. de leg. 1). Bei den ein- 
zelnen eben aufgezählten PV.verträgen Tann nun wieder die causa ſehr verichieden 
fein. Sie kann nicht blos in einer Schenkung beftehen, fondern auch in der Verab⸗ 
redung eined Entgelts (Bergleih, Innominatkontratt), in der Erfüllung einer Ber 
dingung ıc. Dementiprechend gelten dann für die einzelnen V. verfchiedene Regeln. 
Unter diefen Umftänben find jene allgemeinen Grundfäße, welche die ältere Theorie 
für den V. überhaupt aufftellte, unhaltbar. Sie find theils den B.leiftungen mit 
anderen Rechtagejchäften gemeinfam, — fo die Sätze, daß ein ®. contra jus publicum 
(bei ſog. unverzichtbaren Rechten) nichtig ſei (1. 15 8 1 D. ad. leg. Falc. 85, 2), 
und daß ein V. den Rechten Anderer nicht präjudizire (1. 3 pr. D. de transact. 2, 15), — 
theils finden fie nicht auf alle B.gefchäfte Aumwendung, — fo bie Säße, daß ein V. 
ftreng nach dem Buchftaben zu interpretiren ſei (1. 21 C. ad. S. C. Vell. 4, 29), 
und daß der Verzichtende den Inhalt feines Rechts volllommen kennen müffe (1. 19 
D. de inoff. test. 5, 2). Nach den allgemeinen Regeln über die Rechtögefchäfte 
beantwortet ſich auch die Trage, ob ein allgemeiner V. gültig ſei? Und zwar 
mit Ja. Es Tann Jemand 3.3. auf alle ihm augenblicklich zuftehenden Forderungen 
an feinen Mitkontrahenten verzichten (stip. Aquiliane). Doch kann ein B. natürlich 
nur in ben Grenzen wirken, bis zu denen Wille und Erklärung der Parteien fich 
erftredten, nicht für ein völlig unüberjehbares Gebiet (3. B. ne ulla exceptio ob- 
jiceretur: 1. 4 $ 4 D. si quis caut. 2, 11). @nblich der®. „zu Gunften eines 
Anderen” kann in verfchiedener Bedeutung vorkommen. In den Füllen, wo der V. 
als Beftanbtheil eines Webertragungagefchäfts erſcheint, kann durch die Hinzufügung 
„su Gunften des N." die Perfon bes Rechtsnachfolgers beitimmt werden, 3. B. 
wenn ein Pfandgläubiger auf feine Priorität zu Gunften eines fpäteren Hypothekars 
verzichtet. In den übrigen Fällen dagegen drückt jene Hinzufügung nur das Motiv 
ober bie jelbftverftändliche Wirkung des B. aus. — Im Civ.Prz.R. kann jede 
Partei ſowol auf einzelne Streitmittel (4. B. ein Beweiß- oder ein Rechtsmittel), 
ala auf das geiammte Recht der Streitverhanblung verzichten. Das Iebtere ift jedoch 
von Seiten des Bellagten nur im Sinne einer Anerkennung des Klageanipruch® 
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möglich, auf Grund beren, wenn fie bei der mündlichen Verhandlung erklärt ift, 
nad der EBD. $ 278 der Beklagte ohne weitere Veweisführung verurtheilt wird. 
Auf der anderen Seite hat ein B. des Klägers auf den geltend gemachten Anfpruch 
die Folge, daß er mit bdemfelben abgewieſen wird ($ 277 daf.). Im beiden Fällen 
gewinnt ber Gegner den Einwand der rechtsfräftig entfchiedenen Sade. Eine An- 
fechtung des ergangenen Urtheild mit Rechtsmitteln ift nur inſofern möglich, als 
baffelbe über die Feftftelung eines gültigen B. hinausgeht. Dagegen ift der Kläger 
nur fo lange, ala der Bellagte noch nicht feine mündliche Verhandlung zur Haupt« 
jache begonnen bat, befugt, einen V. auf die Klage in dem Sinne zu erflären, daß 
er nur dem gegenwärtigen Prozeß fallen Laffe und fich die Wiederholung der an= 
geitellten Klage vorbehalte. Näheres beitimmt die EPO. 8 243. Don jenem Zeit 
punkt an Hat der Beklagte, wie ſchon nach Röm. und Gem. echt von ber Litiß- 
tonteftation an (1. 18 $ 2 C. de iud. 8, 1; IRA. $ 44), ein Recht, den Prozeß 
nöthigenfalls einfeitig bis zum Endurtheil jortzuführen. Zuläſſige V. einer Prozeß⸗ 
partei bedürfen, weil fie fich ala Ausübungen des Rechts der Partei zur beliebigen 
Prozeßflihrung darftellen, Feiner Acceptation (Renaud, $ 75 Anm. 18). Der V. 
findet auch im Civilprozeßrecht ausgedehnte Anwendung, infoweit deſſen Regeln 
dispofitiver Natur find und einer Partei lebiglich zur Wahrnehmung ihres Interefſes 
eine Befugniß verleihen. In diefem Sinne ift e8 jeder Partei freigeftellt, auf einen 
von ihr vorgefchlagenen Zeugen oder auf die Beeidigung eines Zeugen (CPO. SS 364, 
365), auf eine in Bezug genommene, aber noch nicht vorgelegte Urkunde (EPO. 8 401), 
desgleichen auf ein Rechtsmittel: Einfpruch, Berufung, Revifion (EPO. 88 811, 475, 
529) zu verzichten. Weber die Bedeutung diefer V. vgl. Bülow im Archiv für 
civ. Prax. Bd. LXIV. ©. 94. 68 kann ferner der Kläger auf den geltend gemachten 
Anfpruch verzichten ((PO. $ 277), während ein V. in dem Sinne, daß nur die 
erhobene Klage zurüdgenommen wird, nad dem Beginn ber mündlichen Verhandlung 
de Bellagten zur Hauptſache nur mit Zuftimmung bes letzteren noch ftatthaft iſt 
(CPO. 8 243). Die EPO. fpricht aber von V. auch noch in einem weiteren und 
ireführenden Sinne. Sie ftellt Rechtsfolgen auf für „die Vorjchriften, auf Deren 
Befolgung eine Partei wirffam verzichten Tann“ (88 267, 247). Damit find jeboch 
in Wahrheit alle Vorſchriften dispoſitiven Charakters gemeint, alſo nicht blos folche, 
bei denen ein B., d. h. das abfichtliche Preisgeben eines Rechts, möglich iſt, ſondern 
auch diejenigen, welche die Regelung eines prozeßrechtlichen Punktes (3. B. der Zu- 
fändigfeit des Gerichts) durch freie Vereinbarung der Parteien ober burch Rechts⸗ 
verwirkung gejtatten. — barüber bei Bülow a. a. O. 


8it.:_J. Schilter, raecipui 2 ea rt utpote Giphanii ete., 
t. 1701.—d. Wägter Mirt MWäktt. — — Unger, Oelterr. Privatrecht, ı. 
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Berziht im ſtrafrechtlichen Sinne. Der 3. Hat im Strafrecht und 
Stop. ‚geringere Bedeutung als im Eiviltecht und Civ. Prz. Schon die Haupt⸗ 
geundjäße jener beiden Gebiete, die allerdings nicht ohne Ausnahmen find, jchließen 
den B. von vornherein aus, 

Der Verbrecher kann nicht auf das Strafverfahren, welches wegen der von 
ihm begangenen ftrafbaren Handlung einzuleiten ift, verzichten und fich ber Strafe 
Teeiwillig unterwerfen; ebenfowenig ift ihm geftattet, eine etwa erfolgte Begnadigung 
zurädzumweifen. In gleicher Weife ift die Einleitung und Durchführung eines Straf- 
verfahreng von dem Willen des durch bie ftrafbare Handlung Verletzten unab- 
Fingig gemacht. Nur bei den fog. Antragsbelilten (ogl. diefen Art.) ift 

dem Berlekten und gewiffen anderen Perfonen ein Einfluß auf das Straiverfahten 
dahin eingeräumt, daß fie die Einleitung bzw. Durchführung deffelben durch Nicht 
Rellung des Antrages auf Strafverfolgung ober durch Zurücknahme des geftellten 
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Antrages hindern können. In dem Iehteren alle ift das Strafverfahren, wenn ber 
3. vor der Hauptverhandlung erfolgt, durch Beichluß, jonft Durch Urtheil einzuftellen 
(Stra PD. $ 259 Abi. 2). 

In dem Rechte auf Stellung des Antrages liegt auch das Recht bes B. auf 
Stellung, nicht aber jchlechthin auch das Recht auf Zurädnahme des geftellten An- 
trage. Das Deutjche Straf&B. $ 64 geht davon auß, daß die Zurädnahme bes 
Antrages nur ansnahmaweile, und zwar nım bis zur Verfünbung eines auf Straie 
lautenden Urtheils zulälfig ift; denn die Gründe, welche für bie Einiemung bes 
Rechts auf Stellung des Antrages fprechen, Laffen fich nur in befchränttem Umfange 
auf das Recht der Zurücknahme des Antrages anwenden und werben außerbem durch 
gewichtige Gegengründe zum großen Theil entkräftet; vgl. hierüber Dohom in 
v. Holtzendorff's Handb. des Deutſchen Strafr. Bd. IV. ©. 277 fi. — Be 
rechtigt zum V. ift derjenige, welcher den Antrag ftellen durfte bzw. geftellt hat. 
Der Inhalt dei B. entipricht dem Anhalt des Antrages, wie biefer, jo ift auch jener 
untheilbar und kaum von Bebingungen nicht abhängig gemacht werben. Dabei iſt 
zu bemerten, daß Privatverzeifung nicht immer identifch ift mit V. auf Stellung 
des Antrages. Ob B. im Tonkretn Falle anzunehmen ift, Hat daß Gericht nad 
freiem Ermefjen zu entſcheiden. — Ueber die Form des DB. find feine beſonderen 
Borfchriften aufgeftellt, er kann mündlich oder fchriftlich, ausdrücklich oder duch 
konkludente Handlungen (Ablauf der Friſt, Nichtvomahme prozeffualiſcher Hand» 
lungen), einjeitig — benn die Annahme bes B. von Seiten des Angeklagten ift 
nicht erforderlich — oder in einem Bertrage erfolgen. Beftritten ift, ob der gericht: 
liche oder außergerichtliche V. praftifche Bedeutung Habe. In Privatllagefachen muß 
jebenfalls die Zuläffigleit anerfanmt werden, die Erhebung der Privatklage durch 
Vergleich außzufchließen; vgl. Hierüber bei. Rüdorff (3. Aufl.) zu $ 64 dei 
StrafGB.; Olshauſen zu $ 61 des StrafGB. umd den Art. Sühnetermin 
(ftrafproz.). Iſt einmal auf den Antrag verzichtet worden, jo ift damit das Recht 
vollftändig erloſchen und eine Ernenerung des Antrages ausgeſchloſſen. Gejchah ber 
B. nach eröffnetem Hauptverjahren, fo find dem Antragfteller die Koften aufguerlegen 
(StraPO. $ 502; Gerichtäfoftengef. 88 69, 70). 

Bei dem DB. im Gebiete des StrafPrz. find drei Arten von Vorſchriften zu 
unterjcheiben. Ein großer Theil der ſtrafprozeſſualiſchen Vorfchriften ift von folder 
Wichtigkeit, daß ein V. auf die Nichtbeobachtung bderfelben einflußlos ift. Hierher 
gehören 3. 3. die Vorfchriften über die Bejegung des Gerichte, die Deffentlichkeit ke 
Verfahrens, Vornahme des Gühneterming u. f. w. Daſſelbe gilt von dem ®. bei 
den Vorjchriften, die im Interefje der Parteien und zwar be. des Angeflagten, aber 
außerdem zugleich im. öffentlichen Intereſſe aufgeftellt find, z. B. die Vorſchrift, daß 
der Angeklagte in gewiſſen Fällen einen Vertheidiger haben müſſe. Es bleiben 
daher nur die ausſchließlich im Intereſſe der Parteien erlaſſenen Vorſchriften übrig, 
bei denen der V. geſtattet iſt, 3. B. V. auf das Recht, von dem (örtlich) zuſtaͤn⸗ 
digen Gericht abgeurtheilt zu werben (StrafPO. 8 16), da8 Zeugniß zu verweigern 
($ 51), 3. auf Beweismittel ($ 244), auf Rechtsmittel ($ 344), auf Ausfegung 
der Hauptverhandlung (83 216, 245 Abf. 2 und 3), auf. die Privat- umd bie 
Nebenklage (88 431, 444) u. |. w. Allgemeine Regeln über den V. find in der 
Deutſchen StrafPO. nicht vorhanden. Der 8. jet Entftehung des Rechts voraus, 
auf welches man verzichten will, daher 3. B. nicht vor Zuftellung de Urtheils in 
einem Falle, in welchem das Urtheil zugeftellt werden muß. Der B. erſtredt fih 
‚nur jo weit, ala das Recht des Werzichtenben reicht. Sind mehrere beveditigt, jo 
iſt der ®. de einen einflußlos auf das Recht der übrigen. Der V. auf Beweis⸗ 
oder Rechtsmittel Hat in gewiffen Fällen (StrafBD. 88 244 Abf. 1, 844, 345) 
nur. dann praltiiche Bebeutung, wenn der Gegner zuftimmt. — Meber Anhalt und 
Form, bes B. gelten bier, ſoweit nicht einzelne fpezielle Vorſchriften vorhanden 
find, im Weienttichen die vorher aufgeſtellten Grimbjähe. Der 3. kann, ſobald die 
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Erflärung mit dem Willen des Berzichtenden an das Gericht gelangt ift, nicht zur 
rüdgenommen werden. Bei dem B. auf bie Zeugnißverweigerung ift dem Zeugen 
jedoch geftattet, während des Vernehmung ben V. zu widerrufen. It der Zeuge 
vor der Hauptverhandlung vernommen, jo faun er fogar noch im derſelben frin Recht 
der Zeugnißverweigernng geltend machen, db. h. den früheren B. widerrufen. 

Kit.: Hinfichtlich des ®. im Stra iſt zu dergleichen die Lit. Aber Inzedrine 
und unter den Kommentaren bei. die von Rüdorff und Olshauſen, binfichtlich des V. 
im Strafprozeß iſt eine reg an Darſte ung, aid) ht vorhanden und daher auf bie 
Kommentare zur StrafPD. und bei. auch auf d. Art, Rechtämittel (firafprz.) (8b. DL ©. 
300 ff.) zu verweilen. — 

och dw. 


Verzugsgefahr. Wie ber Eivilprogeh darauf bedacht iſt, durch fummariſches, 
abgekürztes hren oder durch Arreſtſchlag die Rechtsverwirklichung ausnahma- 
weiſe zu beſchleunigen oder gegen wahrſcheinlich dazwiſchentretende Hinderniffe zu 
fihern, jo iſt auch im Strafprogeß, neben der Innehaltung einer vegelmäßig vor— 
gefchriebenen Ordnung, der Ausnahmefall zu wärbigen, in welchem das Recht des 
Staates auf Strafe durch befondere Umſtände aladann vereitelt werben würde, went 
man fi) an die für gewöhnliche Durchichnittsverhältniffe aufgeftellten VBorfchriften und 
Regeln binden wollte. Unter dem Titel der VB. verzeichnet die RStrafPO. eine 
Reihe von Ansnahmebeftimmungen, wonach von dem regelmäßigen Berfahren 
abgewichen werden darf oder muß. Solche ertraordinäre Beilimmungen beziehen 
fi vornehmlich auf das Stadium ber ftrafprogeffualifchen Vorermittelungen oder bie 
Borunterfuchung. Berührt werben, wo „Gefahr im Berzuge“ obwaltet: 1) Die 
Kompetenzverhältniffe des Richters, infofern ala örtlich oder fachlich ausnahms- 
weife die an fich gegebene Inkompetenz zur Vornahme gewifjer Amtshandlungen be— 
feitigt wird (EB. 8 176; RStraPD. $$ 21, 125, 141, 163, 185, 189). 2) Die 
jachliche Kompetenz der Stantsanwaltigaft und. ihrer Hüffsorgane, info= 
fern als dieſe bei obwaltender V. ſolche Handlungen (Beichlagnahmen, Durch- 
ſuchungen, Feſtnahme oder Ermittelungsafte) vornehmen können, die regelmäßig bem 
richterlichen Amte vorbehalten find (RStrafPD. 88 98, 100, 105, 127, 161). 3) Die 
örtliche Kompetenz der Staatsanwaltſchaft, infofern als deren Grenzen aus— 
nahmsweiſe überjchritten werben jollen (BG. 5 144). 4) Die gejegliche Reihen- 
folge der Strafprozeßalte, infofern eine jonft fpäter folgende Amtshandlung augnahma= 
weife früher vorausgenommen werben darf, wie der Erlaß eines Haftbejehls durch 
den Amtsanwalt vor erhobener öffentlicher lage (RStrafBO. $ 125), die Ver— 
eidigung der Zeugen im borbereitenden Verfahren ($ 65 ebendaſ.). — Bon beſon⸗ 
derer Wichtigkeit für das Necht des Beichuldigten find unzweifelhaft diejenigen ber 
weiten Kategorie angehörigen Fälle, in denen ohne entiprechende Steigerung ber 
perfönlichen Berantwortlichkeit für etwaigen Mißbrauch, die fonft dem richterlichen 
Amte vorbehaltenen Befugniſſe der Beichlagnahme, Durchſuchung u. ſ. w. auf ab- 
miniftrative Organe übertragen werden. Da das Gefe einen Begriff für die V. nicht 
aufftellen Tann und aud) nicht einmal verlangt, daß das Obwalten einer Gefahr im 
Berzuge amd gegebenen, im einzelnen alle eingetretenen Umftänden aftenmäßig be- 
gründet werben folle, jo beruht Alles auf der ſubjektiven Schägung und dem Er— 
mefjen der betheiligten Beamten. Was das Geſetz nominell ald Ausnahme Hinftellt, 
fann thatfächlich zur Negel werben. Weder dem Gnglifchen noch dem Franzöfſiſchen 
Strafprogeß ift ein derartiges Syſtem von Ausnahmerechten der Behörden unter 
dem Zitel ber B. befannt; die Duelle deſſelben Liegt darin, daß nach Deutſchem 
Strafprogekrecht weder die afkufatorifche Grundlage, die dem Staatsanwalt die Be— 
treibung der Vorunterfuchung anvertraut, noch die inquifitoriiche Maxime der aus» 
ſchließlich richterlichen Unterfuchungsführung gewahrt worden ift. Außer der ausdrück- 
lichen Erwähnung der ®. bezeichnet. das Deutſche Strafprogeßrecht daffelbe That- 
berhältniß mit anderen Worten fo: „Handlungen, die feinen Auſſchub geftatten” 
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(RStra PD. 88 29, 161), „vorhandenene Dringlichkeit" ($ 141 ebenbaf.), „drin⸗ 
gende Faͤlle“ ($8 185, 189). dv. Holgenborff. 


Beterinärwefen. Die Bedeutung der Thierheiltunde für Staat und Gefell- 
Thaft und namentlich Für die Landiwirthichaft wurde erft richtig erfannt, ala Vieh⸗ 
jeuchen, bejonber8 die Rinderpeft, den Wohlitand ganzer Länder auf Jahre hinaus 
zerftört hatten. Um der Wiederholung folcher Verheerungen einen Damm zu 
feßen, entichloffen fich mehrere Europäifche Staaten gegen Ende des vorigen Jahr⸗ 
Hundert? dazu, Thierarzneifchulen zur Ausbildung von Thierärzten und hierburch ein 
eigentliches V. zu organifiren. Während in Frankreich in ben Jahren 1762 und 
1768 Thierarzneifchulen in Lyon und Charenton errichtet wurden, folgte Defterreich 
und die Deutſchen Staaten bald dem gegebenen Beiſpiele. 

Bon diefem Zeitpunkt an verläßt die Thierheilkunde ihren bis dahin eingenom- 
menen rein empirifchen Standpuntt und tritt in die Reihe der Wiffenchaften. 

Sie ift eine jüngere Schweiter der Menſchenheilkunde, doch Kat ihre gefchicht- 
liche Entwidelung es mit fich gebracht, daß fie nur langſam bie Errungenfchaften der⸗ 
jelben fich zu eigen machen konnte. Ein weientliches Hinderniß ihres wiflenfchaft- 
lichen Fortfchrittes war bie dee der leitenden Organe der Staaten, ben Hufbeichlag 
als einen untrennbaren integrivenden Theil der Thierarzneiwifienichaft anzujehen. 
Die Anforderungen, welche die Thierarzneifchulen Anfangs an die ſchulwiſſenſchaft⸗ 
liche Vorbildung ihrer Zöglinge ftellten, waren ſehr gering, dagegen mußte jeber 
Militäreleve nothiwendig gelernter Schmied fein; die vom Civil eintretenden mußten, 
wenn fie nicht Schmiede waren, fich ala Hufſchmiede auf ber Thierarzneifchule voll⸗ 
fländig ausbilden. Allmählich brach fich jedoch die Ueberzeugung Bahn, daß zum 
Studium ber Thierheiltunde eine umfafjende Vorbildung nöthig fei, die nicht viel 
geringer fein dürfe, als zum Studium der Menfchenheillunde und daß es unmöglich 
ſei, die Wiffenichaft mit dem Handwerk zu ibentifiziren. 

Das Studium felbft wirb nach einem beftimmten Plane (Leltionsplan) be- 
trieben und die Studienzeit ift auf allen Thierarzneifchulen möglichft gleich bemeſſen 
. and auf drei bis vier Jahre feitgejekt. 

Zur Erlangung der Approbation ala Thierarzt muß der Kandidat eine Prü- 
fung beftehen, welche nach einem befonderen Reglement abgehalten wirb und wejent- 
lich in einen theoretifchen und praftifchen Theil zerfällt. Um die Qualifikation zu 
veterinär-polizeilichen und »gerichtlichen Gejchäften zu erlangen, ift in ben meiſten 
Staaten eine bejondere Prüfung erforderlich. 

Die erfte Preußiſche Thierarzneifhule in Berlin war zuerft dem Obermarftalle 
amt unterftellt, ging dann in das Neffort des Minifterium des Krieges und des 
Innern, hierauf in das des Minifterium der geiftlichen, Unterrichtd- und Mebizinal- 
Angelegenheiten und jchließlich in das für Landivirthichaft, Domänen und Korften 
über. An berfelben wurden nach dem Reglement über die Eintheilung bes thier- 
ärztlichen Perſonals vom 25. Mai 1839 ausgebildet a) Thierärzte erfter Klaſſe, b) 
Thierärzte zweiter Mlaffe. Erſtere befigen eine höhere wifjenfchaftliche Bildung und 
find gleichzeitig die Organe der Beterinärpolizei und der gerichtlichen Thierheilkunde, 
während letztere rein praftiich«gebildete Thierärzte find, die auf thierärztliche Ber 
amtenftellen keinen Anfpruch erheben und vor Gericht nur als jachverftändige Zeugen 
über Vorkommenheiten in ihrer eigenen Prariß ericheinen können. 

Die Anftellung befoldeter Kreißthierärzte wurde durch die Kab.Orb. vom 
18. Juni 1817 genehmigt. Diefelben find zumächft und Hauptjächlich die berufenen 
Drgane für die Wahmehmung der die Gefammtheit der Stantdeinwohner berüh- 
renden veterinärpolizeilichen Intereſſen. j 

Durch die Minifterialverfügung vom 15. Februar 1834 ift beftimmt, daß die 
Kreisthierärzte, wie die Kreiswundärzte zur achten Rangflaffe gehören und die Ber 
Tugniß haben, die Uniform biefer Klaffe zu tragen. 
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Nachdem fich Herausgeftellt Hatte, daß die biß dahin üblich gewefene Prüfung 
der Kandidaten für bie SKreisthierarztftellen feinen genügenden Anhalt zur Bes 
urtheilung der Kenntnife derfelben gewähren konnte, wurde durch Eirkularverfügung 
vom 6. September 1853 ein neues Prüfungsreglement dvorgefchrieben. 

Als technischer Rathgeber der Regierungen in DBeterinärangelegenheiten wurde 
ebenfall3 durch die Kab.Ordre vom 18. Juni 1817 in jedem Regierungsbezirfe ein 
Departementöthierarzt angeftellt und demfelben gleichzeitig die Funktionen des Kreis— 
thierarztes für einen oder zwei Kreiſe übertragen. Durch die Kab.Ordre vom 
16. Juni 1831 wurde ber etatgmäßige Gehalt der Departementsthierärzte auf 900 
Mark jährlich feftgeftellt umd durch Reftript vom 24. Dezember befielben Jahres 
wurde auch ausgefprochen, daB bie Departementsthierärzte mit ben Kreisphyfikern in 
gleichem Rang» und Dienftverhältniß ftehen. Die Qualifikation zur Anftellung als 
Departementsthierargt twurbe bis zum Jahre 1855 durch einjährige Dienftleiftung 
ala Repetitor an der Königlichen Thierarzneifchule zu Berlin erworben. Die Eir- 
tularverfügung vom 7. Februar 1855 enthält ein neues Prüfungsreglement für 
Departementsthierärzte. Nach dem Regulativ vom 19. Juni 1876 für die Prüfung 
der Thierärzte, welche das Fähigkeitszeugniß für die Anftellung ala beamteter Thier- 
arzt in Preußen zu erwerben beabfichtigen, findet jet nur eine Prüfung fr Kreis⸗ 
und Departementöthierärzte ftatt. Zu dieſer Prüfung werden nur ſolche Thierärzte 
zugelaffen, welchen auf Grund des $ 29 der RGew. O. vom 21. Juni 1869 die Ap- 
probation ertheilt worden ift, ober welche vor dem Grlaß des Prüfungsregulativs 
vom 25. September 1869 ala Thierärzte erfter Hlaffe approbirt worden find. Die 
Beterinär-Affefjorenftelle wird in der Regel durch einen Departementzthierarzt verjehen. 
Der Beterinär-Afjeflor fungirtals Mitglied der Medizinalkollegien, doch fteht demfelben nur 
bei den von ihm fpeziell bearbeiteten Sachen ein volles Stimmrecht zu (ef. $ 8 der 
Dienftanweifung vom 283. Oktober 1877). 

Die Belanntmahung bes Reichskanzlers vom 27. März 1878 enthält die 
näheren Beitimmungen über die Prüfung ber Thierärzte und bezeichnet die Gentral- 
behörden derjenigen Bunbesftaaten, welche zur Ertheilung der Approbation al 
Thierarzt für das Gebiet des Deutſchen Reiches befugt find. Nach der Gew. O. für 
das Deutſche Reich darf fi Niemand den Titel Thierarzt zulegen, wer Hierzu nicht 

approbirt ift, doch wird die Befugniß zum gewerbsweiſen Betrieb ber thierärztlichen 
Praxis nicht abhängig gemacht von ber Approbation. Zur Gewerbefteuer Tönnen 
Thierärzte, auch wenn fie die in ihrer Praris verorbneten Arzneimittel ſelbſt dis⸗ 
penfiren, nicht herangezogen werden, fo Lange fie fich darauf befchränfen, nur die- 
jenigen Mittel zu verabfolgen, welche zur Kur der in ihrer Behandlung befindlichen 
m erforderlich find (ef. Reſtript des Preußifchen Finanzminifteriums vom 17. Juli 
877). i 


Die Tierärzte find berechtigt ohne vorgängige befondere Prüfung ala Fleiſch- 
beichauer zu fungiren (cf. Reſtript des Minifteriums des Innern vom 21. Januar 
1877). 


Die Thierärzte, welche die Praris ausüben wollen, find verpflichtet dem zu= 
fändigen Kreisthierarzte hiervon unter Vorlegung der Approbation und Angabe 
ihrer Wohnung Anzeige zu machen. Etwaigen Wechfel der Wohnung oder Aufgabe 
der Praxis haben dieſelben ebenfalls anzuzeigen (Cirkularerlaß der Minifterien für 
die Iandwirtbfchaftlichen Angelegenheiten und der Geiftlichen, Unterrichts und Medi— 
sinalangelegenheiten vom 11. Dezember 1875). 

Die früher üblich geweſene Verjchmelzung des V. mit dem übrigen Mebizinal- 
weien, ſowie die Unterordnung der Organe bes erfteren unter die des letzteren ift 
in der Hauptfache in faft allen Deutſchen Bundesftanten aufgegeben. Faſt überall, 
bildet das V. bereit? einen felbftändigen Verwaltungszweig mit eigenen technifch 
borgebildeten Organen auch in den unteren Inſtanzen. Im Deutichen Reiche be= 
finden fi) (nach der Zählung vom 1. Oktober 1880) 3190 und zwar 

d. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon IL 3. Aufl. 
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2660 Eivil- und 530 aktive Militärveterinäre. Hiervon treffen auf Preußen 1706 
Thierärzte, und zwar 1842 Civil- und 864 aftive Militärthierärzte. 

Bei dem der Reichtverwaltung unmittelbar untergeordneten Reichsgeſundheits- 
amte fungirt ein thierärztliches Mitglied als Vertreter des Veterinär-Medizinalweiens 
mit dem Range eine Regierungsrathes, 

Der Deutjche Veterinärrath, welcher den Zweck verfolgt, das gefammte 2. 
zu beben unb zu fördern, befteht aus den gewählten Vertretern der Deutjchen thier- 
ärztlichen Vereine. 

Durch Königliche Verordnung vom 21. Mai 1875 wurde in Preußen eine 
tehnifhe Deputation für das V. errichtet, welche dem Minifter für die 
Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten unterftellt ift und ihren Sit in Berlin hat. 
Die Deputation hat die Aufgabe, den Minifter für die Iandwirthichaftlichen An= 
gelegenheiten in der Leitung des V. durch technichen Beirath zu unterftüßen, den 
Gerichten und VBerwaltungsbehörden auf Erfuchen Obergutachten zu erftatten, die 
Bieh- und Biehfeuchenftatiftit zu bearbeiten, iiber die Zulaffungsgefuche approbirter 
Thierärzte zu der für die Anftellung im Staatsdienſte ala Kreid- oder Departemente= 
thierarzt vorgefchriebenen Prüfung zu entjcheiden reſp. Die Prüfung abzuhalten. 

In Bayern befindet fi im Minifterium des Innern ein „Landesthierarzt“ mit 
dem Range eines Regierungsratheß als Referent der Veterinärangelegenheiten. Bei 
den Kreisregierungen fungiren die Kreisthierärzte, bei ben Diſtriktsverwaltungs- 
behörden bie Begirksthierãrzte als techniſche Berather. 

In Sachſen beſteht eine dem Miniſterium des Innern unterſtellte Kommiffion 
für das B., welche ähnliche Aufgaben hat, wie die technifche Deputation in Preußen. 
Bei ber Gentralftelle ift außerdem ein Landesthierarzt und bei den Amtshauptmann- 
ſchaften Bezirks- und Amtsthierärzte in Funktion. 

In Württemberg fungirt ala Referent in veternärmedizinalen Angelegenheiten 
im Medizinalfollegium ein Thierarzt mit dem Titel Obermediginalrath, während die 
Oberamtsthierärzte die technifchen Organe der Oberämter find. Jene werben von 
der Oberamtöverfammlung gewählt und bejoldet, der Staat übt jedoch das Beſtäti— 
gungsrecht aus und giebt einen Gehaltszuſchuß. 

Baden befit einen „Landesthierarzt” als Referent für das B. im Miniſterium 
des Innern; die Berwaltungsbehörden haben Bezirksthierärzte. 

In Heſſen fungirt ala Referent und vortragender Rath im Minifterium ein 
Thierarzt mit dem Titel: „Obermedizinalafjefjor“, außerdem find „Sreisveterinär- 
ärzte“ in Funktion. 

In den Deutichen Herzogthümern und Fürftenthümern find ebenfalls Thierärzte 
als Vertreter und Referenten des Veterinär-Medizinalweſens bei ben zuftänbigen Be- 
hörden angeftellt. 

Eljaß-Lothringen befigt einen „Landesthierarzt“ und Kreisthierärzte als 
Beterinärbeamte. 

Die Freien Städtehaben einen „Staatöthierarzt“, Diſtrikts- u. Polizeithierärzte. 

An der Spitze des Preußifchen Militärveterinärwejens fteht eine Inſpektion, 
welche dem SKriegsminifterium, Allgemeinem SKriegabepartement, bireft untergeordnet 
it. Die Infpektion befteht auß dem Inſpektor, welcher ben Rang eines Regiments- 
kommandeurs hat, einem Lieutenant als Adjutant und einem Schreiber. Das roß- 
ärztliche Perjonal beiteht auß Korpsroßärzten, Oberroßärzten, Roßärzten und Unter 
roßärzten. Die beiden erfteren find obere Militärbeamte, die beiden letzteren, im 
Range des Wachtmeifters ftehend, gehören zu den Perfonen des Soldatenftandes. 

Gigb.: Reichögefeg vom 23. Juni 1880, betr. die Abwehr und Unterbrüdung von Zi: 
ſeuchen. — Ausführungs-Inftruttion bes Bunbesraths vd. 12./24. er 1881. — Grub, a8 
vom 12. März 1881. — Preuß. Dinifterialverfügung vom 22. April_1881. 

Bit.! Fit entin, Thierärztl. Polizei, I. — arldr. 1821.— Wald, Darſtellung des 
Veterinärweiend in ben einzelnen Deutſchen Staaten, Hersfeld 1838. — Horn, Das Preuß. 
Deterinär-Mebizinalivefen, Berlin 1858 nebft Supplement, Berlin 1 — Erdt, Dad 
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Thierarzueiweſen im Preußiſchen Staate, Berl. 1862. — Haubner, Handbuch d. —— 
Bol: Nigel Dresden 1868. a ürſchner, "Das Veierinar⸗ edizinalweſen —— . und 
2. Jahrgang, 1880 und 1: Eſſer. 


Bicat, Bsat — 5 1715 zu Aigle (Vaud), ſtudirte zu vaſa und 
Lauſanne, nahm an letzterem Orte eine Profeſſur an, T 1776. 


Schriften: Praelectiones de successione testamentaria ex ex jure natur., civ. et statut,, 
1748. — —— chti Comm. de inst. jur. civilis, 1748. — Vocabularium juri uris utriusque 


1759, Neap. — Memorie spettanti alla vita di Fra Paolo servita, 1760. — Opera 
Bynkershoekii, 1761. -- Libertes de Is helvetique, 1770. 

Sit.: Rivier, Introd. hist, 1 an — Michaud. — Secor6tan, 
Gallerie suisse, I. 287. — Schulte, a Zeihmann. 


Bico, Giovanni Battifte, 5 3: er 1668 zu Neapel, Profefjor der 
Eloquenz daſelbſt, 1785 Tönigl. Hofhiftoriograph, verlor nach und nach das Ge— 
dãchtniß und T nach Langen Leiden 20. I. 1744. 

Schriften; De univerei juris uno principio et fine uno liber unus, Nap. 1720 (deutich 
um —— Neubrandenburg 1854). — De constantis jurisprudentis, Kap 1721; notae 

— Principi di una scienza nuova d’intorno alla commune natura delle nazioni, Nap- 
— — eutſch von 3 Leipz. 1822), Mil. 1816. — Opere, ordinate ed illustrate da 
Ferrari, Mil. 188 — $eritti inediti, Nap. 1862. 

Lit.: Ba m ippolitus and his age, 1852, I. 11. — Bluntidli, Geld. bes 
al. StaatsR. u. d. Bolitit, Münden 1 — Laurent, La philosophie de l'hist,, Par. 
1870, p. 75-85. — Cantoni, G. B. Vico, —— — comparativi, Torino 1867. 
Check, in n Zeitfcheift für — ie, erner, ©. Vico als 
hilofoph und Pleheter 2 Serie Bien 1 ie, Merk Emerico Amari in 
feinem Derhält — Bien 1880. — Lilla, Filosofia del diritto, 
Napoli_1880. — — G. la scienza nuova, Salerno 1878. — Ueber- 
weg, Srunbeif, get Sejsiäte d. Phitolophie 5) Berlin 1880, 120, 140. — Galasso, 
Del cri a verita nella scienza e nella storia secondo G. B. "Vico, Mil. 1877. — 
Fiore, 3, — pubblico, (2) I. 64, 128, 354. Teihmann. 
Bictoria, Frances de, 5 1480, war Dominikaner, Profeffor in Salamanca, 
t 12. VIII. 1546. 

& ſchzieb, Relectiones theologicae, Lugd. 1557, Salmant, 1565, Antv. 1604. 

8it.: Encyflopädie, 976. u Qauchn, Droit maritime international, 1862, II. 11—21. — 
Raltenborn, Borläufer Hugo otiuß, 188, ©. 132. — Fiore, Dir. internaz. 
pubbL, (2) L 47, 48. — —S Geſch., ULa? Zeihmaun. 

Biehhaudel. Der Kauf Hat zumächit eine beſtimmte vom Käufer befichtigte 
Sache zum Gegenftand (j. die Art. Kauf und Gattungatauf), fo daß der 
Käufer die Sache kennt; hiermit im Zufammenhange fteht, daß ber Verkäufer nad 
älteftem Römifchen Rest. für Mängel nur im Falle des dolus einzuftehen Hatte 
(di. d. Art. Gewähr der Mängel). Die Aedilen erweiterten dies dahin, daß 
der Verkäufer von Sklaven, Zug«, Laft« und anderem Vieh morbus und vitium ans 
zeigen ſolle; Nichtwiffen entfchuldigt nicht, wol aber Offenbarkeit der Mängel. Das 
Deutſche Recht war der Nahwährichaft abgeneigt, nur wegen beftimmter Haupt« 
mängel konnte der Käufer vom Gejchäft zurücktreten. Hierauf ftüßt fich das erſtere 
Syftem für den V., indem es denfelben durchaus allen übrigen SKaufgefchäften 
glei behandelt und annimmt, daß ein erſt nach der Uebergabe erfannter Fehler 
auch nachher entftanden ſei. Dem ift die Franzöfiſche Geſetzgebung gefolgt, 
ebenjo bie Preußiſchen Gejeke vom 3. Mai 1859 betr. die Gewäßrleiftung 
wegen verborgener Mängel bei dem Verkaufe und Tauſche von Haußthieren im Bezirke 
des Appellationägerichts Köln (Geſ. Samml. 1859 ©. 205), vom 27. März 1865 
für den Bezirk des Juſtizamts Ehrenbreitftein (Gef.Samml. 1865 Nr. 12). Der 
auf die Gewährsmängel zu grindende Anfpruch ift binnen 42 Tagen nach der Ueber 
gabe klagend geltend zu machen. Das letztere Gefeh jchließt für ben Verlauf von 
Hauslhieren den Anfpruch wegen Verlegung über die Hälfte aus. 

Demgegenüber ſteht die vollftändige Abfchaffung der Gewähr beim V., die im 
Luyerner Gele vom 16. September 1867 (Beitichr. f. d. gel. Handelsrecht von 
Goldſchmidt XII. Beilageh. S. 283) dahin beftimmt ift, „bei = Handel um 
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Vieh aller Art, auch beim Handel um Pferde, findet wegen Gebrechen ober man- 
gelnder Eigenjchaften nur infoweit eine Gewähr ftatt, ala zwifchen ben vertrag« 
ſchließenden Theilen eine ſolche anerfannt worden ift.“ 

Demgegenüber ftehen eine Reihe von Gejeßgebungen, welche für einen innerhalb 
beftimmter Zeit nach ber Uebergabe jeftgeftellten Krankheitszuſtand die thatjächliche 
Vermuthung aufftellen, daß das Thier bereits vor der Uebergabe trank geweſen fei. 
In diefen Gefehgebungen treten wiederum zwei Syfteme in die Erſcheinung, je nad 
dem die Bermuthung fi nur auf beftimmte Thiere und Krankheiten bejchräntt 
oder nicht, die Geltendmachung des Anfpruch® zeitlich begrenzt ift oder nicht, und 
ee ober Minderungöflage zur Wahl geftellt oder nur Die erftere ge 
währt iſt. 

Das Preuß. Allg. LER. I. 1188 202, 208; Oefterr. BGB. $ 924; Sächſ. BEL. 
$ 925 geben die Vermuthung, daß ein Thier, wenn es binnen 24 Stunden nad 
der Uebergabe ftirht ober erkrankt, bereits vordem krank geweſen fei. ine derartige 
allgemeine Vermuthung ift den anderen Gefegen (Preuß. Gejeh vom 5. Juni 1865 
für die Hohenzollernjchen Lande — Geſ. Samml. ©. 445 —; Frankfurter Gejeh vom 
9. Dezember 1864 — Zeitichrift |. d. geſ. Handelsrecht von Goldſchmidi XU. 
Beilageheft S. 223 —) unbelannt. 

Preußen, Defterreih, Sachjen laſſen ohne Einfchränfung den Anſpruch aus der 
Gewährleiftung zu, geben aber für die Hauptfächlichften Hausthiere, 3. B. Pferde, 
Schafe, Rindvieh, Schweine, und beitimmte Krankheiten die Vermuthung, daß das 
Thier, falls die Krankheit binnen beftimmter Zeit nach der Uebergabe in die Er- 
ſcheinung tritt, bereit® vor der Uebergabe Trank geweſen fei. 

Die andere Reihe ber Gefeßgebungen läßt den Veräußerer von Pferden, Rind 
vieh, Schafen, Schweinen nur für die im Gefeß bezeichneten Mängel kraft des Gefeges, 
d. 5. abgejehen von bejonderer Ahrede, Gewähr leiften. 

Preußen und Defterreich machen zwar die Berechtigung auf die Vermuthung 
von beftimmter Thätigfeit des Käufers (Anzeige, Unterfuhung durch Sachverftän 
dige) abhängig, fürzen jedoch die Klagefrift nicht und laſſen die Einrede zeitlich un: 
begrenzt. Demgegenüber beſchränken die anderen Gejehe die Anfprüche klagend und 
einredenb auf kurze Zeit. Auch Bayer. Gejeh vom 26. März 1859; Bayer. Aus 
führungagef. zu der CPO. vom 23. Novbr. 1879, Art. 75; Kurf. Heffiihes 
Gef. vom 23. Oktober 1865; Preuß. Ausführungsgel. zur EPO. vom 24. Mäy 
1879, 8 31. Während Preußen und Oeſterreich die Wandelungs- und Winde 
rungsklage zulaffen, fchließen die neueren Gejee, auch das Sächf. BGB., die Min 
derungaflage aus, und laffen diefelbe nur zu, wenn der Mangel fich erſt bei bem 
geichlachteten Vieh ergieht (Entfch. des Reichsger. III. 215). 

Sofern Iandesgejehlich für bie Abreben über bie Gewährleiftung beim 3. 
die Schriftform verlangt ift, ift dies durch Art. 317 des HGB. im Gebiet de 
Handelskaufs erledigt (Zeitfchrift 5. d. gef. Handelsrecht von Goldichmidt u. |. w. 
XXIV. 290, 291). 

Der Art. 347 findet auch auf den V. Anwendung, wie dad ROHG. (Entid. 
XXV. ©. 284 ff.) zutreffend bemerkt, und fofern diefe Beſtimmung gefeglich ober 
gewohnheitsrechtlih auch auf Plabgefchäfte Anwendung findet, auf den 2. ala 
Handelskauf überhaupt. Dem Käufer Liegt wie bei jeder anderen Waare die Ber 
pflichtung der rechtzeitigen Rügenanzeige (f. d. Art. Diftanzkauf) ob, will er 
nicht der Folgerung auf Genehmigung anheimfallen. Die Vermuthungsfriſten über 
den Zeitpumft der Entftehung der Krankheit werden damit nicht betroffen; Käufer 
bat aber gemäß Art. 347 8 3 zu beweiſen, daß der Mangel fich jpäter ergeben habe, 
und dennoch rechtzeitig gerügt fei. 

Im Engeren ſei bemerkt: 

Wenn bei der Wandlungsklage vom Käufer die Sache an den Verkäufer zurüd- 
zugeben ift, jo wird das Necht dadurch nicht ausgeichloffen, daß das Thier in Folge 
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der zur Wandlung Grund gebenden Krankheit verſtorben iſt (Entſch. d. ROHG. III. 
©. 151), auch anderweiter Untergang des Thieres ohne Verſchulden des Käufers 
nach erfolgter Rücktrittserklärung ſchließt die Wandelung nicht aus (Striethorft, 
Archiv XXIV. ©. 83; XXVII. ©. 130). Auch wenn nad) dem Schlachten das zu 
biefem Zweck verkaufte Vieh krank befunden wird, fo daß der Kadaver vernichtet 
werden muß, bleibt die Wandelung ohne Rüdgabe auftändig (Entich. d. Reichäger. 
II. 215; Btjchr. f. d. gef. H.R. XXVI. 270). Betreffend die Erftattung von Futter- 
toften bei der Rebhibition fehlerhafter Thiere vgl. Sächſ. BGB. $ 928; Urth. d. 
Reichsger. vom 3. April 1880 und bie dort angeführte Judikatur (Entſch. i. & 206). 
Ten den Käufer durch die Krankheit des Thieres betroffenen Schaden (Anſteckung der 
übrigen Pferde durch ein rotzkrankes Pferd) Hat der Verkäufer nur zu erſetzen, wenn 
eine Verſchuldung des letzteren (Kenntniß von der Krankheit) erwieſen wird (Entſch. 
d. —— III. 386). 

Sit: Rraut, — zu —— des Deutichen Privatrechts, 5. Aufl. S. 261. — 
Bluntſchli, Bautices Privatrecht, 3. Aufl. ©. 385. — Bejeler, Deutiches Privatrecht, 
3. Aufl. ©. 430. 99 ffmann, Ueber Verjährung u — bei „pen 
Beten — — — insbeſ. b. vieh nbel u. |. iv., Er 
— Ueber Berihaft beim Mi handel, eben 2357. — NN ST 

Di Hauptmängel beim Pferdehandel u. j. dur ebenbaj., AN, 9— — Se ft 
ah. für den landwirth. Verein bes roh zogthums Selen, 1 off, 
Beil —— der iehhanbelägejehe ne se andiie aa x 5 — 
Sachſen hau ſer, Die Sehren von der Rahwährichaft fie — Thiere. — Schimmel⸗ 
a beim Biehhandel. — Ubbeloh —* * —S Die 
hrſchaftsg ung im Deutſchen Reich ve Kauf = Tauſch * — 
eyßner. 
enden. Das Wort „Seuche“ wird ſowol für Krankheiten der Thiere, 
wie auch der Menſchen gebraucht (Panzootie — Pandemie). Man fpricht von einer 
V., wenn eine größere Anzahl Thiere an derſelben Krankheit aus einer allgemeinen, 
jpezifiſchen Urfache gleichzeitig oder in jchneller Aufeinanderfolge erkrankt. Es ift 
allgemeiner Brauch, die Seuchen den fporadifchen Krankheiten gegenüber zu ftellen; 
& tommt jedoch gar nicht felten der Yall vor, daß eine der Kategorie der Seuchen 
unbedingt beizuzahlende Krankheit nur ala Einzelfall (ſporadiſch) auftritt, während 
andererjeit® auch eine Krankheit gleichzeitig viele Thiere ergreifen Tann und troßbem 
den ſporadiſchen Krankheiten auzuzählen if. Im erfteren alle fpricht man von 
„poradiſchem Auftreten einer Seuche”, im anderen alle von einer „jeuchenartigen 
Verbreitung” einer fporadifchen Krankheit. Eine exakte, den Anforderungen ber 
Si und Polizeiverwaltung vollftändig genügende Begriffgbeftimmung des Wortes 
„8.“ ift hiernach unmöglich, weshalb bei gejeblichen Beftimmungen ftetö die Krant- 
heiten namentlich bezeichnet werden, die zu den Seuchen zählen follen. 

Da die Tandwirthfchaftlichen "Hausfäugethiere ala Privat- und Nationalvere 
mögen eine jehr hohe Bedeutung für ben Staat haben und andererſeits auch einige 
Thierfeuchen auf den Menſchen übergehen und töbtlich verlaufende Krankheit bei 
demfelben erzeugen fönnen, jo waren jchon in ben verjchiedenen Staaten einzelne 
Geſetze gegen die Verbreitung von V. erlaflen, als die Thierheilkunde noch einen 
jehr empirifchen Standpunkt einnahm. Mit den ortichritten der thierärztlichen 
Wiſſenſchaft, beſonders bezüglich der Urfachen und bes Weſens der anſteckenden Thier⸗ 
frankheiten und Seuchen, und mit der Entwidelung der Betriebs- und Verkehrsver⸗ 
Bältniffe fühlten die meiften Guropäifchen Staaten das Bedürfniß, die Geſetzgebung 
a Abwehr und Unterdrüdung von Thierfeuchen entjprechend neu zu regeln. 

ige Deutſche Staaten hatten bis vor kurzer Zeit nur eine durch augen- 
— ige a in Folge des Ausbruchs einer Seuche hervorgerufene Gejetz⸗ 
gebung oder nur einzelne allgemeine Vorſchriften, während andere zwar eine um« 
faffende Seuchengefebgebung Hatten, bie jedoch in Lauter Spegialverorbnungen über 
die einzelnen Krankheiten zerftreut waren. Nur wenige Staaten befaßen eine ein 
heitliche, das Gebiet der Veterinärpoligei umfafſende Gejehgebung. 
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Seiten der leitenden Organe wurde deshalb eine reichägefegliche Regelung des 
Veterinärweſens ala ein nothwendiges Bedürfniß umfomehr anerfannt, ald allgemein 
die Meberzeugung zur Geltung gekommen war, daß hierdurch am wirkſamſten gegen 
die Thierfeuchen vorgegangen werben konne. 

Die furchtbaren Berheerungen, welche die Rinderpeft unter dem Viehſtande der 
Deutfchen Staaten zu verjchiebenen Zeiten angerichtet hatte, zeigten zunächſt und 
beſonders die Unzulänglichfeit von Maßregeln, welche auf einzelne Staatsgebiete 
beichräntt bleiben, umd zwangen gebieterifch zu einer gleichmäßigen Regelung und 
Handhabung der Belämpfung diefer Seuche. 

Durch das Geſetz vom 7. April 1869, defien Geltungäbereich gegenwärtig das 
ganze Reich umfaßt, find die behufs Abwehr und Unterdrüdung der Rinderpeft zu 
ergreifenden Maßregeln geregelt. Nähere Anleitung zur Ausführung dieſes Geſetzes 
enthält die revidirte Inftrultion zu demjelben v. 9. Juni 1878, während bemfelben 
durch das Geſetz, betreffend Zuwiderhandlung gegen bie zur Abwehr der Rinderpeſt 
erlaffenen Bieheinfuhrverbote, vom 21. Mai 1878 eine mächtige Stüße gegeben ift. 

Eine weitere reichsgeſetzliche Regelung einer veterinärpolizeilichen Angelegenheit 
bat durch das Geſetz vom 25. Februar 1876, betreffend bie Befeitigung von An— 
fteetungaftoffen bei Viehbeförberungen auf Eifenbahnen, ftattgefunben. 

Nachdem ſeitens der Landwirthe und Thierärzte in Verſammlungen und Schriften 
vielfach dem Wunfche nach einer reichagejehlichen Regelung bes ganzen Gebietes ber 
Veterinärpoligei Ausdruck gegeben worben und nachdem ſowol der Deutfche Veteri⸗ 
närrath, wie auch der Deutfche Landwirthſchaftsrath wiederholt erklaͤrt Hatten, daß 
die erfolgreiche Bekämpfung der Thierſeuchen eine einheitliche und umfaſſende Geſetz⸗ 
gebung für daB Deutiche Weich erforbere, kam ſchließlich das Reichsgeſetz vom 
23. Juni 1880 zu Stande, während die zur Ausführung beffelben vom Bundesrath 
beichloffene Inftruftion unter dem 24. Yebruar 1881 publizirt wurde. 

Die Seuchen, welche unter das Gejeh fallen, find namentlich aufgeführt, und 
zwar find e& folgende: 1) der Milzbrand;; 2) die Tollwuth; 3) der Ro (Wurm) 
der Pierde, Eſel, Maulthiere und Mauleſel; 4) die Maul» und Sklanenjeuche des 
Rindviehes, der Schafe, Ziegen und Schweine; 5) die Lungenfeuche des Rindviehs; 
6) die Pockenſeuche dev Schafe; 7) bie Vefchälfeuche der Pferde und der Bläschen⸗ 
ausfchlag der Pierde und des Rindviehs; 8) die Räude ber Pferde, Ejel, Maul 
thiere, Maulejel und der Schafe. Die beiden Neichögefege vom 7. April 1869 und 
vom 28. Juni 1880 enthalten im Wefentlichen Beitimmungen dahin, daß bie Ein- 
ſchleppung von Seuchen aus dem Auslande möglichit verhindert, die Seuchenherbe 
im Inlande aufgedet, jowie ber Verbreitung der Seuchen ein Damm gejeht wird 
und fchließlich allgemeine Tilgungamaßregeln angeordnet werben, die ben einzelnen 
Befitzer nicht zu empfindlich treffen. 

Das fpeziell gegen die Rinderpeſt gerichtete Deutfche Reichsgeſetz Hat fich in 
elfjähriger Praxis vorzüglich bewährt. Der praktifche Mittelpunkt befjelben gipfelt 
in dem 8 83, welcher die Entſchädigungsfrage regelt. Derfelbe lautet: „Für bie auf 
Anordnung der Behörde getödteten Thiere, vernichteten Sachen und enteigneten 
Pläße, ſowie für die nach rechtzeitig erfolgter Anzeige bes Befitzers gefallenen Thiere 
wird der durch unparteiiſche Taxatoren feſtzuſtellende gemeine Werth aus der Bun⸗ 
deskaffe vergütet.“ Gerade bie allen billigen Anſprüchen des betheiligten Publikums 
gerecht werdende Regelung ber Entſchädigungsfrage hat demfelben bie Mitwirkung 
der Bevölkerung gefichert. 

Das gegen die übrigen Seuchen gerichtete Reichsgeſetz vom 23. Juni 1880 
bat die Prinzipien des Preußifchen Gefehe® vom 25. Juni 1875, welches fich in 
fünfjähriger Praxis bewährt Hatte, aboptirt. Das Preußiſche Ausführungsgefeh zu 
demfelben hat am 12. März 1881 die königliche Sanktion erhalten. 

Da die Seuchen die politifchen Grenzen nicht reſpektiren, jo würde ein inter . 
nationales Seuchengeſetz wol am geeignetften fein, die Verbreitung berjelben zu ver⸗ 
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hindern, allein die Durchführung einer internationalen Geſetzgebung auf dem Gebiete 
der Veierinärpolizei iſt wol zur Zeit, beſonders in Rußland, unmöglich. 

Das Königreih der Niederlande befitzt ein ſehr zeitgemäßes Veterinär⸗ 
poligeigejeg vom 20. Juli 1870, welches allerdings den Fehler hat, daß die Rinder⸗ 
peft mit den übrigen Seuchen in einem Geje behandelt wird. Die fachverftändige 
Handhabung der Beterinärpolizei Liegt nur in Händen der ftaatlich angeftellten, von 
NRüdfichten auf Privatpraris unabhängigen, Thierärzten. 

In der Schweiz ift das DViehjeuchenweien durch das Bundesgefeh vom 8. Hor« 
nung 1872 geregelt. Unter dieſes Geſetz fallen die Rinderpeſt, bie Lungenjeuche, die 
Maul⸗ und Klauenfeuche, der Ro und die Wuth. Außerdem ermächtigt baffelbe 
den Bundesrath auch bezüglich anderer B., fofern dieſelben einen gemeinfchaftlichen 
Charakter annehmen, die erforderlichen Maßregeln anzuorbnen. Abgeſehen davon, 
daß die Rinderpeſt und andere Seuchen auch hier in unzweckmäßiger Weiſe in 
einem Geſetz behandelt werben, iſt auch die ſachverſtändige Leitung der Tilgungs- 
maßregeln durch beamtete Thierärzte in der Schweiz nicht einheitlich geregelt. 

Die in Schweden bezüglich der V. geltenden Beftimmungen ftügen fi) 1) 
auf bie königliche Bekanntmachung vom 30. Mai 1878, welche die Verhütung der 
Einfchleppung der Rinderpeft und anderer übertragbarer Krankheiten der Hausthiere 
bezweckt; 2) auf die Lönigliche Verordnung vom 19. April 1875, welche fich auf 
die Abwehr und Unterbrüdung übertragbarer Krankheiten der Hausthiere im In= 
lande bezieht. 

Großbritannien ift in ben Beſitz eines dem gegenwärtigen Stanbe ber 
thierärztlichen Wiffenfchaft Rechnung tragenden Veterinarpolizeigeſetzes durch die 
Contagious diseases (animals) act 1878 geiegt worben. Die Gefahr einer Heim- 
fugung durch B. iſt für Großbritannien, da eine ſolche nur über See zu befürchten 
iſt, im” Vergleich zu den übrigen Europäiſchen Staaten verhältnigmäßig gering. 
Das Geſetz giebt deshalb jehr eingehende Vorjchriften bezüglich der Vieheinfuhr. 

In Defterreich ift das Gebiet der Beterinärpoligei noch nicht zeitgemäß ge= 
jeblich geregelt. Der Erlaß des Minifters des Innern vom 6. Dezember 1859, be= 
treffend die Herausgabe von Normalvorichriften über V., entfpricht weder dem heu⸗ 
tigen Stande der thierärztlichen Wiffenjchaft, noch den Neuerungen auf dem Gebiete 
der Betriebs⸗ und Verkehrsverhältnifſe. Die fpeziell gegen die Rinberpeft erlaffenen 
Geſetze vom 29. Juni 1868 und vom 2. Mai 18783 find ebenfalls in vielen Punkten 
der Revifion bebürftig. Im Jahre 1877 ift feitens der Defterreich. Volksvertretung 
allerdings ein neuer Geſetzentwurf, betreffend die Hintanhaltung und Unterbrüdung 
der anftelenden Thierkrankheiten, angenommen, jedoch bis jetzt noch nicht ala Geſetz 
publigirt worden. 

In Frankreich ift die Ergreifung zeitgemäßer Schutzmaßregeln gegen bie V. 
in neuefter Zeit Gegenftand von Berathungen der leitenden Organe gewejen. Schon 
im Jahre 1878 hat dem Senat ein von dem comit6 consultatif des &pizooties 
außgearbeiteter Entwurf eines Veterinärpolizeigefehes zur Beichlußfaflung vorgelegen, 
der auch bereits im folgenden Jahre durch eine von demjelben eingejeßte Kommilfion 
geprüft worden iſt. Die big jet aber noch in Geltung befindlichen, theilweiſe noch 
aus dem vorigen Jahrhundert jtammenden Beftimmungen betreffs Abwehr und Unter 
drüdung von B. find len veraltet und unzwedmäßig. 

Sit: Mundigl, Allgemeine Anfichten Auen) die Seus unjerer Hausthiere, München 
1818. — Körber, bandbud) d der Seuchen und anfledenden Krankheiten ber Hausthiere, 
Duedli und Leipzig 1835. — Wirth, Lehrbuch ve e Senden m und anftedenden Krank⸗ 
heiten — ürich 1888, — Heusinger, Be athologie compar&e, 
— — Allgem. dehre der Seaden und —E en Renten der Hand: 
— aubner, Handbuch der Veterinär⸗Polizet, Dresden 1869. — 
* — ui ha ie übe De — bi Brkiete ee — an 
mbeigeiehe Aber Die Mbinchr und Uinterbrädung von Ziehfenchen ze, Berlin kr s 
er. 
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Viehverftellung (bail & cheptel) iſt ber Vertrag über Einftellung von Haus- 
thieren bei einem anderen (dem Einfteller) zur Wartung und Pflege (zuweilen auch 
zur Begattung des eingeftellten Mutterviehes durch das Faſelvieh des Einftellers) 
gegen Einräumung beftimmter Bortheile. Der einjachfte Fall ift der, wenn das 
Eigenthum nebft der Gefahr und dem natürlichen Zuwachs (dem Yungpieh) dem 
Berfteller verbleibt, der Einfteller dagegen neben dem Düngernugen einen bejonberen 
Lohn für feine Mühewaltung erhält, — reine Dienjtmiethe, unter Umftänben in 
Berbindung mit Sachenmiethe (Stallmiethe). Der Charakter des Vertrags wird 
dadurch nicht geändert, daß dem Einfteller ftatt des Geldlohnes oder neben demfelben 
gewiffe Viehnutzungen, insbefondere die Milchnutzung, auch wol ein Anrecht auf 
einzelne® Jungvieh, gewährt werden. Sind diefe dem Ginfteller überlaffenen 
Nubungen die Hauptfache, fo nimmt der Vertrag den Charakter eines Pachtvertrags 
an, gleichgültig ob Einfteller den Pachtzin in Gelde oder in einem Theil ber Vieh: 
nußungen entrichtet. — Diejen verjchieden abgeftuften Formen der uneigentlichen V. 
fteht die eigentliche V., bei welcher der geſammte Biehnupen nad) Maßgabe der 
Vereinbarung getheilt wird, der Einfteller aber auch einen entiprechenden Anteil am 
Verluſt zu übernehmen hat, gegenüber. Diefer „Theilviehvertrag" war ſchon den Römern 
und den alten Langobarden befannt, jene iprechen von pecora partiaria (1. 9 C. de 
pactis 2, 3), diefe von Vieh in socio dare und in socio recipere (Edikt bed 
Rothari % 234). Der Vertrag ift das ganze Mittelalter Hindurch in Deutich- 
land und ganz bejonders in Frankreich in Uebung geweſen. Seine wiffenjchaftliche 
und gefeßgeberifche Ausbildung hat er, wie die”. überhaupt, in Frankreich erhalten. 
Die in dem Theilviehvertrage enthaltene societas quaestus, bei welcher der eine 
Theil das Vieh, der andere Pflege und Unterhalt beffelben gewährt, der Gewinn 
aber theild dem Einfteller verbleibt (außer dem Düngernugen gewöhnlich auch der 
Milchnutzen), theils ve Kontrahenten gleiämäßig zugute kommt (inäbejonbere 
das Jungvieh und die Wolle), kann zu einer vollftändigen communio erweitert 
werden, inbem beiden Theilen die Stellung von Vieh auferlegt wird. Hierher ge 
hört insbeſondere die Halbtheilige V. (cheptel à moitis), bei welcher Jeder die 
Hälfte des Viehes auf halben Gewinn und Verluſt Hergiebt („das Vieh um die 
Hälfte zufammenfeßen”), 2 Einfteller aber Dünger und Milchnutzung vorweg 
nimmt. Endlich kann die B. in der Weife begründet werben, daß der Verſteller 
dem Einfteller gegen einen Pachtzins und gegen Uebernahme der ganzen Gefahr die 
ganze Viehnutzung überläßt, ſodaß bie eingeftellte Herde den Charakter eines wandel- 
baren Vermögensinbegriffes erhält. Auch dieſer Vertrag war bereits dem Mittelalter 
befannt (Immerkuh, Immerrind, Cheptel de fer), bei ihm ift die urfprünglich für 
die B. überhaupt gebräuchliche Bezeichnung als societas technijch geworden (con- 
tractus socidae). Das Franzöfiiche Recht kennt den Eifern-Viehvertrag nur im An 
ichluſe Ei are a 

Hud, Die piehesffellung, in ber Beitiärife Fi Mir Drutiäet I t, V. 
22 — nt ebenba, III. 149 ff. — Code ci — — Bad, Landr. 
——— d — —38 Briv, 68 * 1547—59. — Sad. ® 3, 8 1200 fl. — Stobbe, 
Hanbb. d. Deutſchen Privairechts, IL 266 ff. — Die —e bed — — 


Bigeliuß, Nicolaus, 51529 zu Treyſa, war Profeſſor zu Marburg 1560 
bis 1594, wurde wegen feines Angriffes auf den Hof, die Geiftlichkeit und Vultejus 
(in feinem Examen Ictorum 1593) entlafjen, F 10. V. 1600. 

Schriften: Exceptionum forensium 1. III, Basil. 1555, 1557. — Practica forensis, 
— 1558, 1570. De litis contestatione, Basil. (1573—1620 4 mal erichienen). — 

rogymnasmata fori, Basil. 1573 (?). — Methodus univ. De civ. absolutissimus, zulept 
109 — Bier: jur. civ. l. 50 in 7 partes distincti 1568, 1584. — Gerichtabuchlein 
(unter dem Titel: Bauer, Prattila 1583 exrichienen, — Basil. 1579, — 
ven B. Meldior Hufanus 1635, von Homberg, von Struve 1686, von Gdart 
Y — Von dem juriſtiſchen Glauben. — Const. Carolinae publ. judiciorum, 3. edit 
asil 
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t.: Ztfche. f. Rechtsgeſch. VIII. 280. — Stobbe, IL. 44 NR. 86, ma 8, 141 N. 
— — "9: Wal, Beier zur Fre bes Giv. ir — 1866, & ‚1-1. _ 


Strieder, XVL. = I. 6 27, 28. — 
v. — Gele, —X Deutfchen 1 Reaisinienihnft, (ik (A880) L. — 
Fehmann. 


Biglius van Aytta (Zuichemius) 5 auf dem Landgute Barahuys bei 
Zwichem 19. X. 1507, ſtudirte in Löwen, Brüffel und Döle, auch in Avignon, 
promodirte 1529 in Valence, folgte Alciat nach Bourges, Döle, Balence, Avignon, 
ging nach Padua, wo er auch lehrte, fand in der Marcianiſchen Bibliothek ein Manu— 
ſtript des Theophilus (Herausgegeben Basileae 1534), gab die erfte Nachricht von 
den Bafılifen, jchrieb auch die werthvollen Comment. in X tit. Institutionum 1534 
und machte die Venetianer Handjchrift der Novellen bekannt, war 1585—1537 Beis 
fitzer des Reichskammergerichts in Speyer, 1587—1541 Profeffor in Ingolftadt, 
dann Mitglied des Geheimen Raths in Brüffel, in Hohen Stellungen bis zu feinem 
Tode am 8. V.1577. Sein Tagebuch des Schmalkalbifchen Krieges gab Druffel, 
München 1877, heraus. 

8it.: Vita in ben Analecta Belgica von Dan er van Papendrecht, —* 
a 


Com. 1748. — Hopperi Epistolae * Vi — Wauters, Memoi 
H lius et de Hopperus, Brux. 1 nn _ Wal Orasio, 'E 31, 1 
. — Star Numan, Over Fr — dlensten van van Aytta, 1855. — tin en 


8 
dii⸗ der Beuttigen Reiitämiffenfhaft, (1880) L 220—228 u. d. — Birier, Introd‘ hist. 
1881, p. 595, 5 Teigmann. 


Bilarien heißen im Allgemeinen im katholiſchen Kirchenrecht Diejenigen, 
welchen bie Ausübung der Befugniſſe bejtimmter kirchlicher Beamten Namens ber 
jelben übertragen iſt. Sie kommen auf den verfchiedenen Stufen der Firchlichen 
Hierarchie vor. Sind auch die früher mit der Ausübung gewiſſer Vollmachten be= 
hufs Ueberwachung der Biſchöfe eiftzelner größerer Bezirke, Entjcheidung der Streitig« 
feiten der letzteren, Konfetration berjelben 2c. außgejtatteten ſog. vicarii apostolici 
längft verjchwunden, jo werden doch noch Heute in denjenigen Ländern, wo die 
ordentliche Organifation der Tatholifchen Kirche, namentlich die Bisſthumsverfafſung, 
nicht befteht, jo in Deutichland für das Königreich Sachſen, jerner aber auch in 
den außereuropäifchen Miffionsländern, jodann für die Leitung der Militärjeelforge 
(in Oefterreich, vicarius castrensis) und endlich in Ausnahmefällen für die Ver— 
waltung eines Bisthums (ſ. d. Art. Sedisvakanz) jolche vicarii apostolici, 
welche Weihbifchöfe und mit etwa die Rechte ber biichöflichen Jurisdiktion um— 
jaffenden Bollmachten vom Papjt verjehen find, ernannt. Für bie dem Iekteren ala 
Biſchof von Rom zuftehende Verwaltung der Stabt und ihres Gebietes ift ein 
fog. Kardinalvikar eingefebt. Die Bifchöfe haben als Vertreter für die Ausübung 
ihrer Adminiftrationsgewalt die jog. Generalvifare (vicarii generales ober vicarii in 
spiritualibus, |. Thl. I. ©. 653 und d. Art. Offizial), für die Verwaltung der 
die Bifchofsweihe bedingenben Rechte dagegen die Weihbiſchöfe oder vicarii in pon- 
tifiealibus neben fih. Das Domkapitel wird während der Balanz bes biichöflichen 
Fe in der Verwaltung der Jurisbiftion durch den Kapitularvikar repräfentirt 
((. d. Art. Sedisvakanz). Sodann finden fi auch bei den Domtapiteln 
ſog. vicarii praebendati, welche im Mittelalter die Domherren im Chorbienft zu 
bertreten hatten, heute aber nicht nur bei letzterem, jondern auch in der Seeljorge 
und anderen Geichäiten Aushülfe Leiften. Endlich kommen für die Verwaltung der 
Pjarreien viearii verfchiedener Stellung vor. Diejenigen Geijtlichen, welche Namens 
des Stiftes, Kloſters 2c. die Geelforge in einer inforporirten Pfarrei (. d. Art. 
Intorporation) wahrzunehmen hatten, hießen zwar vicarü, hatten aber alle 
Rechte der wirklichen Piarrer auszuüben. Daffelbe gilt von den heute 3. B. in 
Drfterreich angeftellten vicarii (Hier auch Lokaliſten oder Grpofiten genannt), welche 
in früheren, aber jet von ber Mutterfirche ganz getrennten Filialgemeinden fungiren, 
indefien kein zum Pfarramt außreichendes Benefizium erhalten können. Bon diejen 
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find die an einer Kapelle oder einer Filialgemeinde eingejegten V. (vicarii residentes) 
zu unterfcheiden, denn biefe find nur zur Aushülfe beftimmt und nicht befugt, Die 
eigentlichen pfarramtlichen Handlungen oder wenigitens nicht jämmtliche vorzunehmen. 
Auch die blos neben dem Pfarrer an der Pfarrkirche mitcelebrirenden und demſelben 
als Gehülfen zur Seite ftehenden Geiftlichen (die Kapläne) werden Häufig vicarii 
genannt. Nicht minder bezeichnet man die Geiftlichen, welche nur zeitweife mit Der 
Verwaltung einer erledigten Pfarrei bis zur Wieberbefegung oder bei vorübergehender 
Abweſenheit des Pfarrerd damit vom Biſchof betraut werden, ala vicarii. — In der 
proteftantifchen Kirche kommt die Bezeichnung Bilar für diejenigen Geiftlichen vor, 
welche einem für Yängere Zeit dienftunfähig gemorbenen Pfarrer als ſog. Pfarrgehülfen 
oder Adjunkten beigegeben werden, ober für diejenigen, welche bei vollkommener 
lebenzlänglicher Unfähigkeit des Pfarrer oder während ber Vakanz der Stelle bie 
en ". felbftänbig bejorgen. 

meh, Richenzeiit, SL ©. 485; Bd. IL ©. 78, 818, —— 356, 
u =; Er 80. — Deneubourg, de canonique sur les vicaires 

er Tr 

RN Bellovacensis, gelehrter Dominilaner aus — + nad} 1260. 
Er ſchrieb ein Speculum —— je (Argentin: Rn 


Lit.: v. Sapigny, II. 304 d. IV. 148, 149, — Sälojler, Vincent 
von Beauvais, Frantf. 1819. — Säulte, Geld, BY 120-122. — Dtt, —2 — ©. 3. 
Zeihmann. 


Bindifatlon Heißt im Allgemeinen jebe dingliche Klage im Gegenfage zu ber 
ee obligatio geltend machenden in personam actio, im engeren Sinne bie rei vindi- 
catio oder die Abforderung des Beſitzes einer Sache kraft Eigenthbums. Die 
V. fteht daher zu dem Eigenthümer gegen den Befiker; fie fordert die richterliche 
Konftatirung des Hägerifchen Eigenthumes und der aus ihm folgenden Berbindlich- 
keit bes Bellagten zur Reftitution bes Befikes. * 

I. Der Sieg des Klägers ift bedingt durch den Beweis 

1) feines Eigenthumes. Derfelbe ift erſt erbracht durch Nachweis eine origi- 
nären Erwerbögrundes in jeiner eigenen oder der Perſon eines folchen, von deſſen 
Eigenthum das feinige abgeleitet if. Behauptet der Beklagte Miteigenthum , fo 
beftreitet er da8 vom Kläger behauptete und zu beweifende außfchließliche Eigenthum. 

2) Die V. geht nicht nur gegen ben juriftifchen Befiker, fondern gegen jeben 
Inhaber der Sade (1. 9 D. h.t.). Derjelbe ann befigen in eigenem Namen, im 
Namen des Beſitzers (ſodaß in biefem wol von $ 2 I. de act. 4, 6 als unus 
casus ber bem Befiger zuftehenden B. gemeinten Fall die B. dem juriftifcjen De 
figer zufteht) oder im Namen eines Dritten. Im lebten Falle machte es Conftantin 
(1.2 C. ubi in rem 8, 19) wenigftens dem Inhaber eines Grundftüdes zur Pflicht 
(wol nicht gegen den Kläger, fondern gegen feinen auctor) den von ihm vertretenen 
juriftiichen Beftger namhaft zu machen (nominatio s. laudatio auctoris), um biejem 
die Gelegenheit zu gewähren, ihm im — beizuſtehen (ſodaß er alſo der Beklagte 
bleibt und nicht, wie v. Vangerow ($ 882 Anm. 3, I.) jagt, ſein auetor als ſolcher 
an jeine Stelle tritt). Für dag geltende Recht ift die in allen Punkten höchſt be- 
ftrittene Beftimmung des Römischen Rechts erjegl durch $ 73 der CPO. Derfelbe 
erklärt den benannten auctor für „berechtigt, mit Zuftimmung des Bellagten an 
deffen Stelle den Prozeß zu übernehmen“, mit der Wirkung, daß die Enticheidung 
„auch gegen den Beklagten wirkſam und vollftrekbar ift“. 

3) Mobifitationen erleiden die Bedingungen der Klage durch den dolus dei 
Beklagten, indem 

a) der Beklagte, welcher des von ihm geleugneten Beſitzes überführt ift, die 
Sache ohne weiteres herauszugeben Hat, wobei e8 ihm jedoch unbenommen bleibt, 
feinerfeit3 die Eigenthumsklage anzuftellen (1. 80 D. ht). 

b) Obgleich er nicht befikt, ki derjenige, qui dolo possidere desiüit und 
derjenige, qui liti sese obtulit, d. 
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a) wer fich des Befies entäußert Hat im der Abficht und mit dem Erfolge, 
daß dadurch dem Kläger feine Erlangung unmöglich gemacht oder erſchwert wird 
(1. 27 8 8 D.ht.); 

PR) wer durch wifjentlich falfche Behauptung des Befitzes den Kläger zu feiner 
Belangung veranlaßt hat. Wird jene Behauptung vor eingetretener Nechtshängig- 
keit der Sache zurückgenommen, jo haftet der Bellagte nur, wenn er durch die ver- 
übte Täufchung die Belangung eined Dritten vereitelt hat (l. 25—27 pr. D. h.t.). 

II. Der Kläger fordert die Anerkennung feines Eigenthums, die Reftitution bes 
Befiges, fowie, foweit dies durch Verſchulden des Beklagten nicht möglich ift, Ent« 
ſchädigung. Für die Frage nach der Schuld de Bellagten ift entjcheidend, ob er 
malae oder bonae fidei possessor ift, d. 5. ob er eriweißlich mit dem Bewußtſein 
des Unrechts befit ober nicht. 3 

1) Der bonae fidei possessor haftet vom Beginn des Prozeffes, d. h. nad 
heutigem Prozeffe vom Eintritt der Rechtshängigkeit an für Erſtattung der durch 
den Beſitz der Sache ihm erwachſenen oder durch Vernacjläffigung der diligentia 
diligentis von ihm verjäumten Vortheile, daher insbeſondere der fructus consumti 
und pereipiendi, ſowie für Entſchädigung wegen jeber durch ihn verſchuldeten 
Deterioration der Sache oder Vereitelung ihrer Reftitution. Keinerlei Verantwortung 
trifft ihm dagegen bezüglich der dem Prozeßbeginme vorangegangenen Zeit; nur hat 
er mit ber Sache die bei ihm noch vorhandenen Früchte derjelben (fructus extantes) 
zu reftituiren ($ 2 I. de off. iud. 4, 17). 

2) Der malae fidei possessor haftet wegen jeder, wenngleich vor feiner Be— 
langung verjchuldeten Beichäbigung der Sache, und muß dem Kläger alle durch 
ihren Befit ihm gewährten Bortheile erftatten. Er haftet daher bezüglich der dem 
Progeßbeginne vorangegangenen Zeit in demfelben Umfange, wie vom Prozeßbeginne 
an ber bonae fidei possessor, er hätte denn vor dem Prozeßbeginne ben Beſitz ver⸗ 
Ioren, ſodaß, vom Falle des dolus abgeſehen, die V. gegen ihm nicht zufteht. 

Bom Momente des Progeßbeginnes an haftet ſodann ber malae fidei possessor 
für Erfah aller Vortheile, welche die Reftitution in jenem Momente dem Kläger 
gewährt hätte, follten fie auch ihm felbft nicht zugänglich geweſen fein, fowie für 
Entfchädigung wegen Zerftörung, Deterioration oder Verluſtes der Sache (1. 62. 
$1D. ht; 1. 40 pr. D. de her. pet. 5, 3). 

3) Wer wegen dolus haftet, hat dem Kläger fein volles Intereſſe an der 
Reflitution des dolos behaupteten oder aufgegebenen Beſitzes zu vergüten und ben 
Betrag dieſes Intereſſes darf der Mläger durch eigene eibliche Schägung (jusjurandum 
in item) jeftftellen. Zugleich gilt bier nicht, wie im alle der nicht auf dolus 
beruhenden Erſatzpflicht, Entgegennahme der Entichädigung durch den Kläger als 
Abtretung der Sache oder Geffion der B. gegen Dritte (1. 68—70 D. h.t.). 

II. Der Erfolg der Klage ift unter Umftänden 

1) bedingt durch die Vereitfchaft des Klägers, dem Beklagten auf fein Ver- 
langen gewifje Aufwendungen auf die Sache zu erfeßen. Dieſes Berlangen ſteht 
jedem Befiger zu bezüglich der impensae necesaariae, ohne deren Auſwendung 
bie Sache nicht mehr als unverſehrte eriftiren würde, ſodann dem bonae fidei pos- 
sessor bezüglich der impensae utiles ober besjenigen Betrages, um welchen durch die 
auf die Sache gewendeten Koften ihr Ertrag gefteigert ift; im Uebrigen darf dagegen 
ber Beklagte nur das Refultat feiner Aufwendungen wegnehmen, ſoweit dies ohne 
Beichädigung der Sache möglich ift. Auf das ins tollendi iſt daher ber bonae fidei 
possessor bezüglich der impensae voluptuarise, der malae fidei possessor bezüglich 
aller nicht nothwendigen bejchräntt. Verwendungen auf bie Gewinnung der Früchte 
vermindern den zu reftituirenden Fruchtertrag. 

Den vom bonae fidei possessor geltend gemachten Verwendungen auf die Sache 
gegenüber kaun der Eigentümer feinen Gewinn an Früchten in Aufrechnung bringen 
(1. 97, 88, 48 D. h.t.; 1. 8, 9 D. de impens. 25, 1). 
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2) Da Rechte an fremder Sache das Eigenthum beſchränken, ſo unterliegt der 
Kläger, wenn der Beklagte ſich als Subjekt eines ihn zur Innehabung befugenden 
Rechtes an der Sache erweiſt. Dagegen galt nach Römiſchem Rechte keineswegs 
daffelbe von einer obligatorifchen Verbindlichkeit des Klägers, dem Bellagten- die 
Innehabung zu belaffen (arg. 1. 12, 18 D. de vi 48, 16). Hatte jedoch ber 
Kläger oder fein Rechtsvorgänger dem Bellagten oder einem Rechtsvorgänger befjelben 
ben juriftiichen Befi der Sache, kraft eines die Abficht der Eigenthumsübertragung 
in fi} enthaltenden Rechtsgeſchäftes, überlafien, unter Umftänden, welche zwar bie 
Realifirung diefer Abficht, aber nicht die obligatorifche Geltung des Geſchäftes aus» 
ichloflen, jo ftand dem Kläger im alle des Kaufe bie exceptio rei venditae et 
traditae entgegen, welche analoge Anwendung auf andere Erwerbägründe fand 
(D. 21, 3). Die gemeinrechtliche Praris ftatuirt dagegen Abweifung bes Klägers 
wegen jeder gegen den Bellagten ihm obliegenden obligatorifchen Verbindlichkeit zur 
Belafjung ber Innehabung, und zwar mit vollem Rechte. Da nämlich nach heutigem 
Rechte die vom Befiker gefchuldete Weberlafjung der Innehabung unmittelbar er⸗ 
zwungen werben kann, jo muß auch die Forderung ihrer Belaffung die Abweifung des 
zu ihr verpflichteten, die Herausgabe der Sache verlangenden Kläger? begründen. 

IV. Daß Gegenftand der V. eine bejtimmte, im Eigenthume des Klägers be— 
findliche Sache ift, Hat folgende Ausnahmen. 

1) Sind mehrere Sachen verfchiedener Eigenthümer in einer ſolchen Weife ver- 
mengt, daß ihre Sonberung ſich nicht mehr durchführen läßt, jo ift Gegenftand der 
3. anftatt der Neftitution der bejtimmten, dem Kläger gehörenden Stüde die Tra= 
dition einer nach Verhältnik des Werthes jener und ber mit ihnen vermengten Stüde 

fich beftimmenden Quote des durch bie Bermengung gebildeten Haufens ($ 2 I. de 
rer. div. 2% 1). Dagegen ift nichts anderes ala eine V. beitimmter einzelner Sachen 
die gregis "Yindicstio, welche auf alle Stüde des grex mit der Wirkung fich er- 
ftredt, — dem Kläger nur die erweislich ihm gehörigen zugeſprochen werden, daß 
er aber ganz durchfällt, wenn er ſich nicht wenigſtens als Eigenthümer der Majorität 
ausweiſt (1. 18 8; 1.2 D. h.t.). 
2) In gewiffen Fällen ift die V. als utilis rei vindicatio trog mangelnder 
- Eigenthums des Klägers begründet. Sie fteht hier demjenigen zu, um befien Gelb 
eine Sache erworben ift, jo daß er die Wahl Hat, ob er den Erſatz feines Geldes 
fordern oder die darum angejchaffte Sache ala die jeinige behandeln will, fo 

a) der Miündel bezüglich der um fein Gelb vom Bormunde für fich jelbft ge— 
Tauften Sache (1. 2 D. quando ex facto 26, 9); 

b) ber Soldat bezüglich der um fein Gelb von feinem Mandatar oder nego- 
tiorum gestor gefauften Sache (1. 8 C. h.t. 8, 82); 

c) der Ehegatte bezüglich derjenigen Sache, welche fein Gatte um das von 
ihm geſchenkte Geld getauft oder durch Verarbeitung der von ihm gefchenften Sache 
verfertigt Hat. Doch ift die V. bedingt durch Die Bereitfchaft zum Erfage desjenigen 
Betrages, um welchen ber Werth ber vindizirten Sache den vom Binbilanten get 
fchenkten Betrag üherfteigt (1.29 88 1, 30, 55 D. de don. int. vir. etux. 29, 1). 
Auch geht dieſe utilis vindicatio mur gegen ben beſchenkten Ehegatten, während 
bezüglich ber Fälle unter 1 und 2 diefe Beſchränkung nicht erwiejen ift. 

Die Römischen Grundfäge über V. find Gemeine Recht. Dagegen ift nach 
Partikularrechten, wie bejonder8 nach Preuß. ER., der rebliche Erwerber zur Reſti— 
tution nur gegen Erſatz ber Anſchaffungskoſten verbunden ; die weitergehende, im H.R. 
zum Gemeinen Recht gewordene Tendenz des Deutjchen Rechts, die V. gegen ben 
reblichen Erwerber auszuſchließen, berührt nicht fowol die Lehre von ber 2. 
ala die vom Eigenthumserwerbe. 

Quellen: Tit. de rei vindicatione Dig. 6, 1; Cod. 3, 32. — Preuß. U. IR. I. 15. 


Lit: Wetzell, Der Römifche Dinbitationspro eß, Pag Mi Die 
Römifche eh Eigenthum, IL se) S. 5 ff. — ee Sioitueäl 1 % 7. — 
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p. Dangerom, 58 832—334. — adinbigeib, age 10r: — Brinz, 2. Aufl, I. 


643 Wähter, 1.818 — Be eutſches unb modernes gran 
&to be, Beutfhes Pevatredt, 1. 88 146 fi. und bie bort citirten. — Dernburg, 
Preuß. Privatredit, IL 246 fi. — Roth, Bayer. Eivilxecht. — Verhandlungen bes 15. 


Deut ſchen Yuriftentags, 3 ©. 18 ff. — Ueber ben — des Eigenthums: 1) 
Ueberhanpt: Thibant Eiv. IL 15.— Henſchel ebenbaf. IX. 16.— Heimbach, De 
dominii probatione, 1827 u.— 2) Bei behauptete Miteige enthum: Kendis Yu. ale xx zu II. 
11. — Ueber d. unus casus: Fri Yin Di be a. Proz, I. 2; X 3. 
Ubbelohbe, Bein: f. a  — Deber die nominatio auctoris: 


Briegleb, Summar Projeſſẽ 64. — gern % Bibellprogeh, 628 ff. — Emming: 

haus, Bratt Arch., — de ine Ude ber ben Umfang der Haftung: 
Savi ; Ze ff. — v. Bıdır, ee UL — &ijele in send. 8 

gab hrb. ——— —— . 58 — Neber bie utilis rei vindi- 

catio: ae en Minen ihrb. L 158 ff. — Rindervater in Bekker's — 

338 fi. Hölbder. 


Bimnins, Arnold, 5 1588 zu Münfter in Holland, wurde 1610 Lektor, 
1619 Rektor im Haag, 1688 Profeffor in Leyden, T 1657. 

Säriften: Jurisprudentiae contractae s. Partit. jur. eiv. 1. 4, Hag. 1631; Rotterd. 
1668. — In 4 libr. Institut. imper. comment, L Bat. 1642, ed. Heineccius 1726. — 
Justiniani Institutionum 1. 4, Lugd. 1646, Amstel. 1652, 1669. — Tract. 4 de pacti, juris- 
dictione, collationibus et —Se Amstel. 1651, Rotterd. 1664, Ultraj. 17 
Selectarum jur. quaest. libri duo, Lugd. Bat. 1653. — "Ferner: Additiones zu Wesem- 
beck, Comment. in Pand., Lugd. Bat. 1649. 

Sit.: Beeckerts, Oratio funebr. in obitum A. Vinnii, Lugd. 1657. — Paquot, 
Memoires t. II. — Pieters, Annales de l’imprimerie des Elsevier. — Nouy. biogr. 
univers. Vol. 46. — Laspeyres, Geſch. b. ee —— en d. Niederländer u. 
ibıer Literatur 3. 3. ber Republik, Leipzig 1868, 169, ivier, Introd. hist., 
1881, p. 607. Zeihmann. 

"ie. major („höhere Gewalt”, force majeure, forza maggiore) hat ‘in den 
Quellen des Röm. Rechts zunächſt bie vulgäre Bedeutung von casus fortuitus oder 
damnum fatale, einem von ben dadurch Betroffenen nicht verichuldeten ſchädlichen 
Ereigniffe, gleichviel ob dieſes durch Naturgewalt „(vis naturalis, impedimentum 
naturale, vis divina — od Ale, wie im Engl. common law: act of God) oder 
durch menfchliche Handlung (wie 3. B. per vim piratarum oder im Engl. Recht: 
„by the king’s ennemies“) herbeigeführt wurde; in derjelben vulgären Bedeutung 
wird das Wort v. m. namentlich auch gebraucht im Gegenſatz zu irgend welcher 
den eingetretenen Schaben ertra verurfachenden Schuld (j. Goldihmidt, a. a. O. 
&. 90), und fo faſſen auch noch die Motive des Entwurf? des Allg. Deutichen 
668. von 1849 v. m. auf, indem fie diefelbe ſtets mit „Zufall” gleichitellen und 
definiren: „Zufall oder höhere Gewalt ift jedes Greigniß, welches durch Anwendung 
* ang Sorgjalt nicht abgewendet werden konnte” (Goldjhmidt,a.a. O. 

. 872). 

Eine mehr technische Bedeutung gewann der Begriff v. m. zunächſt in der 
Lehre von dem ſog. receptum nautarum des Röm. Rechts: Gaftwirthe, Schiffe- 
führer und Stallwirthe (caupones, nautae, stabularii) haften für bie Rückgabe ber- 
jenigen Sachen, welche fie in Ausübung ihres Gewerbes bei fich aufgenommen haben, 
unbedingt bis an bie Grenze der v. m. Die vom prätorifchen Editt außgefprochene 
Haftung: — „Nautae caupones stabularii quod cuiusque salvum fore receperint 
nisi restituent in eos judicium dabo* — ift nach Panbeftenrecht dadurch begrenzt, 
daß der Uebernehmende (Wirth u. dgl.) nicht zu haften hat, wenn die Sadıen in 
Folge von v. m. beſchädigt oder entwwenbet wurden (... nisi si quid damno fatali 
contingit; ... si in stabulo aut in caupona vis maior contigerit, 1.38 1 D. 4, 9). 
Und hieran ſchließt ich die alte Streitfrage, wie fi v.m. vom „Zufall“, von ben- 
jenigen „BZufällen zu unterſcheiden habe, in denen eine Haftung bes Uebernehmenden 
begründet jei”. Während die ältere Theorie die Fälle der Zulaffung einer auf v. m. 
gegründeten Erzeption ala bloße Fälle ber Haftung für levissima culpa (nicht für 
easas) erklärten, oder den Schwerpimft Iediglich in eine Umkehrung der Beweislaſt 
verlegten (f. Goldſchmidt, a. a. DO. ©. 81, 82), Hat fi die Theorie dom 
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18. Jahrh. an bis auf unfere Zeit daran gewöhnt, in der v. m. einfach „ein un= 
abwendbares Naturereigniß oder einen fremden untwiberftehlichen Gewaltakt“ zu er- 
bliden. Erſt Gol dſchmidt ift (1860) dem Begriff v. m. näher getreten und Hat 
verfucht, denfelben in feiner bejonderen Beziehung zum receptum nautarum zu kon⸗ 
ſtruiren: nad ihm ift der Begriff v. m. mur im engen Zufammenhang mit ber 
unbedingten Haftung faßbar; ala v. m. ift danach anzuſehen: jebes vom Ueber- 
nehmenden nicht jelbft verjchuldete Ereigniß, welches weder in einer Handlung der 
Bebienfteten oder der Paflagiere deſſelben, noch in einem fartum oder damnum, das 
von britten Perfonen ausgeht, befteht; babei ift jeboch nach Goldſchmidt noch 
zu bemerken, baß ber Webernehmende zwar für die durch feine Bedienfteten und 
Paſſagiere begangenen furta und damna unbedingt zu haften, jedoch jofern bie Hand- 
lungen anderer Perſonen in Frage fommen, über den Umfang ber daraus abzuleitenden 
Verantwortung des Uebernehmers das vom Grundgedanken des receptum nautarum 
geleitete vernünftige Ermeſſen des Richters zu enticheiden habe. An der Gold- 
ſchmidt'ſchen Theorie ift unzweifelhaft mindeſtens ber Ausgangspunkt richtig; 
biefer ift auch von der jpäteren Theorie feftgehalten worden ımd zur Erklärung ber 
weiteren Entwidelung bes Begriffet v. m. verwertäbar. Es ift auszugehen von der 
dem Uebernehmenden obliegenden Haftung; dieſe beiteht Hier in einer über die 
Pflichten eines ordentlichen Mannes hinausgehende, fpezielle Beauffichtigung und 
Bewachung; der Webernehmende haftet aber unbebingt für Schaden, welcher von 
feinen Dienftleuten oder Gäften oder auch dritten Perfonen durch furtum oder Sach- 
bejchädigung herbeigeführt wurde, „vorausgeſetzt, daß die Entwendung oder Be— 
ſchädigung nicht mit einer Gewalt ausgeführt worden iſt, welche ſich auch durch 
eine ſpezielle Beauffichtigung nicht würde Haben abwenden Lafien” (jo Wind⸗ 
ſch eid, a. a. DO. ©. 444 Anm. 6) 

Weit über den Umfang des receptum nautarum hinaus iſt der Begriff v. m. 
in Anwendung gebracht worden im Franzbſiſchen Civilrecht und im Deutſchen und 
auswärtigen H.R. (Ueber da® receptum nautarum in ben Seerechten, durch welche 
vielleicht der Mebergang der v. m. zum heutigen echt, jeboch nicht ohne Inkon— 
fequenz, vermittelt wurde, ſ. Goldſchmidt, a. a. DO. S. 342 ff.) Allerorten, 
two heutzutage in Geſetzen der Begriff v. m. — höhere Gewalt — force 
majeure — gebraucht wirb, ift er zur Bezeichnung der äußeren Grenze einer 
Haftung, die Jemand zu übernehmen bat, gebraucht; die Haftung ift durchweg eine 
beſonders verihärfte custodia (vgl. Windfcheid, a. a. O.); überall wird 
dabei angenommen, der Haftungsübernehmer habe eine ganz bejondere, über die 
Pflichten eine ordentlichen Mannes weit hinausragende Achtſamkeit ausdrücklich oder 
durch die Sachübernahme thatjächlich verfprochen ; zur Entlaftung des Uebernehmers 
ift jedoch die Behauptung zu hören, daß auch die in concreto überhaupt mögliche 
Sorgfalt, Umficht und Vorficht nicht im Stande jein konnte, den Schaden abzırhalten 
ober abzuwenden; dieſe Behauptung ift ebenfowol die Behauptung der vollen Er- 
füllung ber übernommenen Verpflichtung, wie eine Negation des Kaufalzufammen- 
bangs zwiichen dem Kommiffiv- und Omiffiv-Thun des Haftenden einerjeit® und 
dem eingetretenen Schaden anbererjeitß; fie muß in jedem Falle entlaftend wirken, 
fo oft fie fich auf folche Umftände oder Ereigniffe ftägt, von denen der durch bie 
Haftpflicht Berechtigte felbft annehmen mußte, daß in Bezug auf fie der Haftende 
vernänftigem Ermeſſen nad) feine Verpflichtung übernehmen Tann. Es ift unmöglich, 
fpeziell zu fagen, welche Ereigniffe, losgeldſt von den Einzelheiten des einzelnen alles, 
unter allen Umftänden ala „höhere Gewalt“ anzujehen; benn, wie Thöl a. a. O. 
©. 40 Anm. 5 richtig hervorhebt, felbft die Wirkung eines Erbbebens Kann unter 
Umständen ala vermeiblich angefehen werden. Ebenſo ift e8 unmöglich, allgemein 
die Maßregeln vorauszubeitimmen, welche zur Erfüllung der obliegenden Pflicht der 
Achtſamkeit genügen, oder im Verhältniß zu der gewerblichen Leiftung und dem Ge— 
winne des Haftenden ftehen. Man wird ald v. m. amjehen müflen jeden Unfall, 
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von dem fich jeder Vernünftige nach der Lage des Falles jagen muß, daß die Ver- 
einbarung einer bemjelben Widerſiand Ieiften jollenden Sorgfalt unfinnig wäre; 
demnach ift v. m. ein derartiges Außeres Ereigniß (Naturereigniß, fremdes Ver⸗ 
brechen u. a.), deſſen Vermeidung duch Vorkehrungen, welche zu dem beabfichtigten 
Erfolge nach der allgemeinen Anfchauung in einem vernünftigen Berhältniffe ftehen, 
unmöglich ift; v. m. ift alfo ein entweder nicht vorauszuſehendes ober nach ben 
Umftänden des Falles nicht abzumwendendes Greigniß, defien Würdigung ftetß von 
den thatjächlichen Einzelheiten abhängt. (So auch das ROHG., demnach 3. 3. 
unter befonderen Umftänden bes einzelnen Falles Schadenfeuer und die ausnahma- 
weife nicht vorhergefehene und nicht vorherjehbare Gewalt eines Stromftrubels.) 

Den Hiermit angebeuteten Sinn hat „höhere Gewalt” in ben Deutfchen Reiche- 
gejeßen ; fo Haftet der Frachtführer für ben Schaden... .., fofern er nicht beweift, daß 
der Verluſt oder die en durch Höhere Gewalt (v. m.) ober durch bie 
natürliche Beſchaffenheit des Guts ... . entftanden ift (HGB. Art. 395; für Eifen- 
bahnen firirt in Art 423; Code de commerce art. 103: „le voiturier est garant 
de la perte des objects r transporter hors les cas de force majeure“. Hierzu 
Thöl, a. a. O. $ 27; die Entfcheidungen des ROHG. bei Fuchsberger, 
©. 754—757; ferner Code de commerce art. 97, 98: Haftung des commissionaire 
pour les transports par terre et par eau). So haftet jeehanbelrechtlich ber Ver⸗ 
frachter für den Schaden... .., fofern er nicht beweilt, daß der Verluft oder bie Be— 
Inäbigung durch Höhere Gewalt (v. m.) ober durch die natürliche Beſchaffenheit der 

Güter... . entftanden ift (HGB. Art. 607; ebenjo Code de commerce art. 222, 230; 
gewiß, Deutjches Seerecht, I. ©. 237 3 und die dort cit. Lit.; ebenjo ift die 
Haftung Tür aufgegebenes Seepaffagiergut geftaltet, HGB. Art. 674; vol. auch 
Code de commerce art. 277..). So bleibt bie Verbindlichkeit ber Boftverwaltung 
zur Erfagleiftung ausgefchloffen, wenn der Verluſt ... b) dur „die unabwendbaren 
Folgen eines Raturereignifies” . Sieg worben iſt (dl. Deutſches Poftgefek 
vom 28. Oft. 1871). So Haftet, wenn bei dem Betriebe einer Eijenbahn ein 
Menſch getöbtet ober Törperlich verleßt wird, der Betriebsunternehmer für den da- 
durch entftandenen Schaden, fofern er nicht beweift, daß der Unfall durch Höhere 
Gewalt oder durch eigenes Verſchulden des Getöbteten oder Verletzten verurſacht ift 
(Seftpftichtgeteh vom 7. Juni 1871 $ 1; vgl. Hierzu Eger’3 Kommentar und 
bie Entſch. des Reichsgerichts Bd. I. S. 253, 254; Oeſterr. Haftpflichtgeſetz 
vom 5. März 1869 $ 2: „Von bdiefer Erfagleiftung wird bie Unternehmung 
nur dann und nur in dem Maße befreit, ala fie beweilt, daß bie Ereignung 
durch einen unabwendbaren Zufall [höhere Gewalt — v. m.] oder durch eine un— 
abwendbare Handlung einer dritten Perjon, deren Verſchulden fie nicht zu ver— 
treten hat, oder durch Verjchulden des Beſchädigten verurfacht wurde”). Höhere 
Gewalt als gegen Nachtheile des Ablaufs gewiſſer geſezlicher Friſten ſchützend, wird 
reichsgeſetzlich erwãhnt in 8 49 der Gew. O. vom 21. Juni 1869 und in 8 16 des 
RGeſ. betr. die Nationalität der Kauffahrteifchiffe, vom 25. Oft. 1867. — 

as den Einfluß der v. m. auf die Rechtsfolgen der Unterlaffung wechjel- 
rechtlicher Akte anlangt, fo behandeln mehrere außerbeutiche W. R. die durch 
v. m. verinjachten Verzögerungen ber Präfentation oder ber Protefterhebung nicht 
ala tegreßhindernbe Verſpätung; nach Franzöf. Recht bildet v. m. einen Exkuſations- 
grund in Fällen der Nichterfüllung wmechjelrechtlicher Verpflichtungen; allein nach 
Deutjchem W. R. befreit die Berufung auf höhere Gewalt nicht von den Nachtheilen 
der durch fie eingetretenen Verſäumniß; ift die Präfentation und Protefterhebung 
durch höhere Gewalt unmöglich gemacht, fo trifft der daraus entjpringende Rachtheil 
nicht den Regreßpflichtigen (dieſer wird vielmehr befreit, wenn und weil die formelle 
Vorausſetzung jeiner Haftung, die rechtzeitige Proteftirung — gleichviel weshalb — 
unterblieb), jondern den Inhaber des Wechſels; denn „eine fehlende Form wird 
nicht durch Thatſachen erfeht, welche den Mangel derſelben entjchulbigen* (THöN. 
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Ueber v. m. im WR. |. Thöl, W.R. cit. 8101 unter ©. 872, 373 Anm. 6 u. 
über die Entſch. d. ROHG. |. Fuchsberger, Werhielrechtliche Entſch, S. 180—182 
(dajelbft auch dag Franzöſ. Recht). Weber die Streitfrage wegen des Einfluffes aus— 
wärtiger Moratorien, dieſe ala v. m. betrachtet, f. Jaques, Die durch bie 
Sranzöfifchen Moratorien hervorgerujenen Regrekfragen, Wien 1872, und die von 
Gareis, HR. $ 115 Anm. 7 (©. 552) angef. Lit. 

Quellen: Deutihes HGB. Art. 395, 607, ae — eltpoftvertrag v. 3. Nov. 1880, 
Art. 11. — Code de comm. art. 97, 9, 18, , 277. — Code civil art. 1148, 1348, 
1731, 1788, 1754, 1755, 1784, 1934, 1954. 


8it.: 8, Bold bt ü t das te H-R., Bd. IIL (1860 
EAU er es BR. 6. Munl1er) 6. Sk Anm. 6 uud Be 


in diefen beiben cit. £it, — Kae HR., Bd. I v "das Transportgewerbe, 1880, 2; 
ectelze t 1% —— 1878) $1 _ Georg ost, Fr — achtrecht, 
9, S. 281 fi. — arlamints Bi Sp! VL S. 380, EN 
XIX ©. 508, M06. Sn — — — 
©. 124 — Gntfäeibungen ha —S— — or des SR, ausgegeben von Dit 
uchsberger, 1881, uf d. Gebiete d. —— en 
emfelben, ©. Is, — — ee de HGB. — Lewis “ 
Dentiche Seerecht, Bb. LS: Bf — Abbott, Treatise air me * A the merchan: 
arg ed. 867, p. — (Cesare Parodi, mmerciale, lib. HL 


38. — Lit. des Franzoſ. Er ke andbuch des Franzd Sivikee ts dv. Zacha riä 

3 Lingenthal, be’ 4 4; en Ge 3 Brent, ©. 2 u. Saas: — 
fe Snftitut. bes Frans, Sieht, ©. sn. —— und die von Zachaxiä und bei 

Fucsberger, Wechſel recht, cit. Gareis. 


Bifitationen, kirchliche. (Th. I. ©. 661, 684.) Im Allgemeinen ver⸗ 
fteht man unter V. die Bereifung des Sprengel durch den Firchlichen Oberen, um 
fich Kunde von dem kirchlichen Zuftande deffelben nach allen Richtungen Hin (durch 
Unterfuchung des Lebens und der Amtsführung der Geiftlichen, Prüfung bes religiöfen 
Unterricht®, der fittlichen und religiöfen Verhältniffe der Gemeinden, jowie Des 
Zuftandes des firchlichen Vermögens und der Verwaltung deſſelben) zu verichaffen 
und ba, wo eine Befjerung ober Aenderung in einzelnen Beziehungen geboten er— 
fcheint, diefe vorzunehmen. Das Recht dazu fteht in der katholiſchen Kirche den 
ordentlichen Regierungsbehörben zu, aljo zunächit dem Papfte für die ganze Kirche. 
Diefer übte daſſelbe früher durch feine Legaten und Nuntien aus, indeſſen find bie 
päpftlichen V. in diefer Form Längft außer Gebrauch gefommen und ee ift nur Die 
ſog. visitatio liminum der Bijchöfe übrig geblieben. Sodann kommt das Recht den 
Metropoliten für die Diözefen ihrer Suffraganbifchdfe zu. Daffelbe ift jedoch davon 
abhängig, daß der Erzbiſchof zunächſt feine eigene Diözefe vollftändig vifitirt und 
ihm die Provinzialfynode ihre Zuftimmung aus einem beftimmten Grunde ertheilt 
hat. Während im Mittelalter die V. der Diözefen vielfach ein Amtsrecht der 
Arhidiafonen für die einzelnen Archidiakonatsdiſtrikte der Bisthümer geweſen ift, 
bat jeßt nach ber Befeitigung der Archidiafonal-Jurisdiltion wieder der Bifchof bie 
uneingeſchränkte Befugniß dazu. Er foll feine Dibzeſe jährlich oder wenigſtens alle 
zwei Jahre perjönlich, bei rechtmäßiger Abhaltung durch feinen Generalvilar, reip. 
einen befonberen Bifitator, vifitiren, kann dies aber, jo oft es ihm erforberlich jcheint, 
thun. Kraft feines bifchöflichen Rechts find der B. alle zu feinem Sprengel ge= 
börigen Perfonen und Inftitute unterworfen, kraft gefeßlicher, durch da® Tridentinum 
ausgeſprochener päpftlicher Delegation auch die eremten Kirchen, Inſtitute und 
Perſonen in gewiffen Beziehungen. Die regelmäßigen jährlichen B. werben jebt 
aber, namentlich in ben Deutjchen Diözefen, durch die Landdekane ober Bezirks- 
vifare nach Maßgabe der ihnen ertheilten bifchöflichen Inſtruktionen auf Grund der 
von ben Pfarrern erftatteten Berichte, jog. Pfarr-Relationen, vorgenommen, und 
erftere ſenden dann ihre V.berichte an die bifchöfliche Behörde ein. Die Dekane 
felbft vifitirt der Bifchof in Perfon oder, was das Gemwöhnlichere ift, ein Mitglied 
des Ordinariats. Der Uebung diefer Tirchenrechtlichen Vorſchriften fteht jet in den 
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Deutichen Staaten fein Hinderniß entgegen. — In der proteftantifchen Kirche gehört 
die Anordnung allgemeiner V. der ganzen Landeskirche zu den Refervatrechten des 
das Kirchenregiment führenden Landesherrn. Die regelmäßigen V. nehmen dagegen 
zu beftimmten Seiten die Superintendenten, Delane ıc. vor, welche gleichjalls das 
Recht zu außerordentlichen V. befigen. Auch die ihnen zur Seite ftehenden Diözejan-, 
Kreis⸗ zc. Synoden dienen mit zu den Zweden ber B., da ihnen die Führung ber 
Aufficht über die religiöfen und fittlichen Buftände ihrer Bezirke obliegt. Die V. 
der Superintendenturkirchen wird dagegen durch den Generalfuperintendenten, reip. 
durch ein Mitglied des Konfiftoriums vorgenommen. Wo kein Tandesherrliches 
Kirchentegiment und feine landesherrlichen firchlichen Behörden und Beamten be= 
ftehen, ruht das Recht in den Synoden der einzelnen, die Kirche bildenden Synodal⸗ 
verbänden, welche e8 durch befondere Deputirte ausüben laſſen. — Was die Koften 
der B. betrifft, fo haben in der katholifchen Kirche, Mangels bejonderer partikulärer 
Gewohnheiten und Beitimmungen, bie vifitirten Beamten und Kirchen die Wahl, 
dem BVifitator feine Verpflegung und feine Beförderung in natura ober in: Gelb zu 
gewähren, in der evangelifchen Kirche werben gewöhnlich jeftbeftimmte Diäten und 
Reifegelder aus dem Kirchenvermögen gewährt, eventuell haben die Gemeinden, nicht 
die Geiftlichen, diefe aufzubringen. 

Ouellen u, Bit.: Für daB kathol. Kirchenrecht: Conc. Trid. Bess. XXIV. c. 3 de 
re. — Thomassin, Vetus ac nova disciplina ecclesiae, P. II. lib. IH. c. 77 ss. — J. 
Auerbach, De visitationum ecclesiasticarum progressu a primis temporibus usque ad 
cone. Trid., Francof. ad M. 1662. — G. de Janus, De visitatione cujuscum ee ars 
eccles., Rom 1748 1758, IL Tom. — Rampf, Die — — im f. tath. 
Fedeuregt 385. — Angel. Lucidi, De visitai Rom 1869. — 
Bol. im Hebrigen und auch für das proteftantildhe —E die asia di een, 

iu 
Boerda, Nicaſius von, 5 zu Heyit op den Berg bei Mecheln um 1440, 
wurde Dr. Decretorum und hielt vor großen Auditorien Vorleſungen, T 1492. 

Schriften: Enarrationes ad Instit. libros, Colon. 1493, Lugd. 1550. — Comm. zum 
arbor actionum des Joh. Bassianus. 

ARE dv. Savigny, VI. 490. — Bianco, Die alte Univ. Köln, — 766. — Paquot, 

pour servir %& P’hist. des Pays-Bas. — v. Stinging, Geld. d. Deutichen echtör 
—E 1. (1880) S. 80. — — 
Boötuß, Gisbert, 5 8. III. 1589 zu Heusden, Prof. der Theologie in 
Utrecht, 71. XI. 1676. 
Er jchrieb: Politica ecelesiastica, Amstel. 1668. Zeihmann. 
Boötns, Paulus, Sohn des Gisbert, 5 7. VI. 1619 zu Heusden, wurde 
1652 Prof. in Utrecht und Rath in Vianen, 1654 ordentl. Prof., F 1. VIII. 1677. 

— Comm. in Institutiones, Ultraj. 1668. — De usu jur. civ. et can. in 

Belgio unito, Ultraj. 1657. — Jurisprudentia sacra, Amstel. 1662. — De mobilium et 


obilium natura, 1666. 
—— Schulte, Geld, III. b 264, 266. Teihmann. 


Voðtus, Johannes, Sohn des Vorigen, 5 8. X. 1647 zu utrecht, Antes 
ba bafeft, fpäter Prof. A A, + 1714. 

Schriften: Comm. ad Pandectas t. I. Lugd. Bat. 1698, t. II. Hag. Com. 18T: 
mes — 1707 IL [. u. öfter, 3 äulept Bl. 1776—80 (Besangon 1827—81). — Compen: 
grad jectis differentils jur. civ. et can., 1888, Lov. 17 5, Lugd. Bat. 1737. — De Rosen 

ud, en — — De jure accessionis, Lugd. Bat. SLR 
univ. „ Vol 46. — Erpenius ebris G. Voötii, 


um "gu —— AN uch Geld Dr b. anti, J 
Niederländer Ab ie ihrer Siteratur d. Repubtit” Sein Seipäig 1868, , 134, 186 
%5, 269, 287, 810. — Rivier, — hist, 1881, p. ee 


Begelfhus. Das Einfangen herrenloſer Vögel ift an fich Jedermann nad) 
den Grunbiägen über die Okkupation geftattet (Preuß. ER. 1. 9 $ 114); daher 
kann 3. B. von Jedermann auf eigenem ober mit Bewilligung be& Eigenthümers auf 
fremden Grunde ein Vogelherd errichtet werden (Entich. des Defterr. Miniſt. des 

d. Holgenborff, En. II. Reätslerilon IT. 8 Aufl. 78 
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Innern vom 10. Juni 1854). Eine Ausnahme hiervon findet infofern ftatt, ala 
gewiſſe Vogelgattungen ala jagbbar (Federwildpret) angejehen werben, in welcher 
Beziehung freilich die Partifularrechte im Einzelnen nicht übereinftimmen (Hage: 
mann, Landwirthſchaftsrecht, ©. 372; für Preußen vgl. Allg. ER. U. 16 $ 8; 
für Oefterr. Minift.Verordn. vom 15. De. 1852 88 1 ff.). Der Erlegung und 
Einfangung ſowol jagbbaren ala nicht jagbbaren Geflügels find jedoch im Snterefle 
der Erhaltung des Federwildſtandes einerfeit® und der für die Bodenkultur wichtigen 
DVogelgattungen andererjeitg Schranken gefebt. 

A. Das jagdbare Geflügel fällt unter die Jagdſchongeſetze (Preuß. Geſetz vom 
26. Sehr. 1870, Ge.Samml. ©. 120 $ 1; Bayer. Verordn. vom 5. Oft. 1863 
8 3; fönigl. Sägj. Geſetz vom 22. Juli 1876 $ 3; Württemb. Verordn. vom 
12. Jumi 1862 $ 1). Auch importirtes Wildgeflügel darf nach 14 Tagen von 
Beginn der Schonzeit nicht jeilgehalten werden (Preuß. Minift.Berf. vom 1. März 
1881). Nächſtdem ift das Ausnehmen der Eier oder Jungen von jagbbarem Feder⸗ 
wilde grundfäßlich, auch den Jagdberechtigten, unterfagt (Preuß. ER. II. 16 $ 57); 
doch find letztere, namentlich die Befiker von Faſanerien befugt, die Eier, welche im 
Freien gelegt find, in Befig zu nehmen, um fie ausbrüten zu laffen (Preuß. Geſetz 
vom 26. Febr. 1870 8 6). Wer unbefugt Eier oder Junge von jagdbarem Feder⸗ 
wilde ausnimmt, wird mit Geldftrafe bis 60 Mark oder Haft bis 14 Tagen beftrait 
(RStrafEB. $ 368, 11). 

B. Zum Schuße ber nicht jagdbaren und für die Bodenkultur deshalb, weil 
durch fie fchädliche Infelten u. ſ. w. vertilgt werden, nüßlichen Bogelgattungen ift . 
partitularrechtlich und provinzialrechtlich das Einfangen, Tödten unb ber Verkauf 
entweder aller nicht jagbbaren Vögel mit Ausnahme gewifler, beftimmt bezeichneter 
Arten (3. B. in der Münſter'ſchen Polizeiverordn. vom 19. März 1873) oder be= 
ftimmter, hauptfächlich nüglicher Vogelarten (fo 3. B. in den Polizeiverordn. von Trier 
vom 11. Nov. 1867; Hildesheim vom 28. Jan. 1873; Sigmaringen vom 24. März 
1880; Baper. Verordn. vom 4. Juni 1866 $1; Tönigl, Sächſ. Gejeh vom 22. Juli 
1876 $ 1; Württemb. Berorbn. vom 7. Mai 1859; Meining. Ausfchreiben vom 
14. Nov. 1878), und zwar in der Regel für das ganze Jahr, unterfagt. Dieſes 
Verbot erſtreckt fih auch auf das Ausnehmen ober Zerftören von Neſtern, Eiem 
oder Nejtbrut der betreffenden Vogelgattungen (da® Ausnehmen von Kibih- umd 
Möveneiern ift außerdem für ganz Preußen durch $ 6 be Geſetzes vom 26. Febr. 
1870 nach dem 30. April verboten), fowie auf die Vorbereitungen zum Fangen, 
namentlich das Aufftellen von Leimruthen, VBogelnegen Schlingen, Dohnen, Sprenfeln, 
Meifenfchlägen, Fangkäfigen u. dgl. Jagdberechtigte und Grundeigenthümer unter 
jtehen biefem Verbote ebenfalls. Doch darf Jedermann die in oder an feinen Ge 
bäuden (Bayem 1866 8 2: und umfchloffenen Gärten) befindlichen Vogelneſter 
entfernen, partikularrechtlich (Hannöv. Jagdordn. vom 11. März 1859 8 8) der 
Grundeigenthümer fortgefegt den Dohnenftrih ausüben und in den mit den Wohn- 
gebäuden zufammenhängenden Höfen und Gärten bei Tage unter Beobachtung ber 
ficherheitäpolizeilichen Vorſchriften Vögel jchießen. Fernere Abweichungen vom Ber 
bote find für wiſſenſchaftliche und Unterrichtözwede mit behörblicher Genehmigung 
im Einzelfalle geftattet. Vorlibergehende Ausnahmen, welche im Interefje der Land» 
wirthſchaft geboten erfcheinen, find im oberpofizeilichen Wege nachgelaffen (Bayern 
1866 $ 4). Wer unbejugt Eier oder Junge von Singbögeln ausnimmt, verfällt 
der Strajbeftimmung in $ 868, 11 des RStrafGB. (f. oben A), wer fonftigen Vor⸗ 
fchriften wegen des B. zuwiderhandelt, der in den Polizeiftrafgejehen — 
Strafe (Bayer. Pol. Straf6B. Art. 125, Württemb. Art. 40, Baden. $ 148, 2). 
Wer auf fremden Grundſtücken unbefugt nicht jagdbare Vögel fän, t, Sprentel oder 
ähnliche Vorrichtungen zum Yangen von Singvögeln aufftellt, ogelnefter zerſtört 
oder Eier oder Junge von Vögeln ausnimmt, iſt in Preußen ſtrafbar nach $ 33 
des Feld⸗ und Sorftpolizeigefeßes vom 1. April 1880; zugleich findet Einziehung 
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der Sprenkel oder ähnlichen‘ Vorrrichtungen ſtatt. — Inſoweit das Fangen von 
Nachtigallen nicht gänzlich verboten iſt, pflegt für das Halten einheimiſcher im Käfige 
eine Steuer zur Armenkafſe erhoben zu werden (Rheinpreuß. Miniſt. Erlaß vom 
24. Dez. 1841; Lönigl. Sächſ. Verordn. vom 1. Dezbr. 1864). — Reichsgeſetzliche 
Regelung wird beabfichtigt (Verhandl. des Reichstags 1881 ©. 1112). 
In Defterreich ift der Schutz ber nüßlichen Vogelarten durch die Landes⸗ 
giebaebung und burch eine Konvention mit Italien vorgefehrt; vgl. namentlich Böhm. 
Geſetz v. 30. April 1870, Mäbrifches von demjelben Tage, Niederöfterr. dv. 10. Dez. 
1868, Galiziſches vom 21 Dez. 1874. Herabfegung der geſetzlichen Bogelfang- 
gebüßren durch die Gemeinden ift unzuläffig (Erf. d. Verw. Gerichtshofes v. 9. Juli 
1880, IV. 282). In Frankreich iſt in ähnlicher Weife durch das Jagdgeſetz v. 
3. Mai 1844 Art. 9 den Präfekten die Beiugniß beigelegt, im Berorbnungswege 
Mafregeln zum V. zu treffen (prevenir ia destruction des oiseaux); beftritten ift, 
ob vor Erlaß folcher Verordnungen die Generalräthe zu Hören find. Zuwiderhand- 
lungen gegen die betreffenden Vorſchriften werben nach Art. 11 des Jagdgeſetzes be- 
ftraft. In England ift neuerdings durch mehrere Geſetze (82 u. 83 Viet. c. 17; 
35 u. 386 V. c. 78; 39 u. 40 V. c. 29) eine Schongeit für Seevögel, Singvögel 
und Federwild (wild- fowl) eingeführt worden. Beutholb. 
jogtei (advocatia, jus advocatiae) ift 1) das im Mittelalter vorkommende 
Recht, eine Kirche oder ein Kloſter mit weltlicher Macht zu ſchützen, ihre Rechte vor 
den Sandgerichten zu vertreten und bie Gerichtsbarkeit über ihre Hinterfaffen aus- 
zuüben. Die Beftellung der Vögte erfolgte entweder durch den König als oberften 
Bogt der Kirche oder ſeitens der Kirche jelbft ober feitens bes Stiflers bes geiſt⸗ 
lichen Inſtitutes, reſp. ſeitens der Nachkommen des erfteren; 2) dad dem Deutjchen 
König, nachmals dem Deutjchen Kaiſer zuftehende Recht, reſp. die Pflicht, die 
tatholifche Kirche und den Papft zu ſchützen, auch in der Wahllapitulation Art. 1 
8 1 ausdrüdlich anerfannt; 3) die den Landesherren für ihre Territorien beigelegte 
Advolatie Über die Kirche innerhalb” ihres Gebietes. Wir die katholiſche Kirche find 
aus diefer Stellung eine Reihe diefelbe in ihrer Verwaltung beengender Konfequenzen 
gezogen worden. Sn der evangelifchen Kirche, für welche man in ber Reformations« 
zeit die Befugniß des Landesheren zur Uebernahme des Kirchentegiment® gerabe mit 
auf die ihnen jchon früher zuftehende B. gegründet Hat, ift dieſelbe mit dem erfteren 
volffommen zuſammengefloſſen. Yür das Heutige Staatsrecht ift der im Mittelalter 
entwidelte Begriff der V. nicht mehr verwendbar. Im modernen Staat, in welchem 
nit nur die katholiſche und die evangelifche Kirche, fondern auch eine Reihe anderer 
Religionsgeſellſchaften nebeneinander eriftiren, Tann don einer Pflicht des Staates, 
feine weltliche Macht zu Gunften ber einen oder anderen Kirche zu verwenden, nicht 
mehr die Rede fein, und wenn der Staat auch einzelnen Kirchen mehr Rechte und 
Privilegien ald anderen gewährt, fo Liegt darin nur die Ausübung feiner Kirchen⸗ 
hoheit in einer beftimmten Richtung, welche, wenigftens vom prinzipiellen Stand- 
punkte aus, als freiwillige, wenngleich durch die Hiftorifchen Berhältniffe gebotene 
und berechtigte erſcheint. Höchſtens läßt fich no infoweit von einer Advolatie des 
Landesherrn ſprechen, ala etwa dieſem jeiten® einer Religionspartei gewiſſe Rechte 
bei der Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten eingeräumt oder feine Rechte (jo 
3. B. das proteftantifche landesherrliche Kirchenregiment) auf gewifie einzelne Bejug- 
niſſe Ina werben. 
: Reitberg in Herzog's Encytiopäbie für eheofogie 1.135. — Biener, Bon 
ber dark. Advofatie über den Stuhl zu Rom, Leip ob. De advocatia 
ecelesiastica, Bonn. 1870. — Bgl. im Yebrigen bie —E der — ae 


BollKabftinmung als Bethätigung ber nad) demokratiſcher —— 
der Aktivbürgerſchaft eines Staatsvolkes zuftehenden Souveränetät hat in manchen 
Staatsverfaffungen und im außerſtaatlichen Verkehr der neueren Zeit Aufnahme und 
Verwirklichung gefunden. — 
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Die mannigiadd abweichenden Spielarten ihre® Vorkommens machen eine 
prinzipielle Eintheilung nethiwendig, bei welcher unter Anlehnung an geläufige Kate- 
gorien die verfaffungsmäßige (ftaatsrechtliche) V. nach Form und Inhalt ſcharf 
von der vblkerrechtlichen B. zu trennen fein wird. — 

I. Berfteht man dabei unter ber erfteren die ftaatliche Einrichtung, nach welcher 
den jämmtlichen rechtsfähigen Einwohnern eine beftimmten Gebietes die Entſcheidung 
über eine ſtaatliche Frage durch eine Abftimmung mit Ja oder Nein zugetheilt 
ift — fo erfcheint das Gebiet, auf welchem dieſe Inftitution im Leben der modernen 
Staaten Anwendung gefunden hat, weber beſonders groß noch politiich bedeutungs- 
vol. Einzelne Verfafjungsurkunden der Vereinigten Staaten von Norbamerila, bie 
Bunbesverfafjung der Schweizerifchen Eidgenoffenjchaft und die allerdings über 
wiegende Mehrzahl der Kantonsverfaffungen haben die nad) Mehrheitsbeſchluß aus— 
Ichlaggebende Befragung jebes einzelnen rechtsfähigen Genoffen, namentlich über bie 
Annahme ober Verwertung einer neuen Berfafjung, einer Berfaffungsrevifion und — 
in der Schweiz — wichtiger Geſetze angeordnet. Diefe grundgeſetzmäßigen Befugniffe 
des Staatsbürger als Kriterium ber fog. „reinen“ oder „unmittelbaren“ Demo 
fratie gedacht, ftellen dieſelbe in Gegenſatz zur repräfentativen Demokratie (Republik) 
und zur Eonftitutionellen Monarchie. 

Abweichend hat das zweimal in Frankreich aufgerichtete Kaiſerthum die durch 
die Franzöfiiche Revolution erfolgte Wiederaufnahme des antiken Plebiscitgedanteng 
beftätigt. Allein ala Ausbrudsmittel der Volfalegislative wurde die V. auch hier 
nur für außerordentliche Fälle: Verfaffungsänderung, Einfegung und Beftätigung 
ber Dynaſtie ıc. in Bewegung gefeht. Die dritte Republit Hat die einfchlägigen 
kaiſerlichen Gejege nicht in ihre DVerfaffungsgebäude aufgenommen, fondern bie 
gejeßgebende Gewalt einer auf der Bafis des allgemeinen Stimmrecht ruhenden 
Deputirtenfammer und einem Senate übertragen, woburch Frankreich wieder in Die 
Reihe der in repräfentativer Form regierten Staaten eintrat. Auch die Berfafjungen 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika enthalfen nur wenig Elemente „unmittelbar“ 
demokratifcher Tendenz in dem oben bezeichneten Sinne einer direkten Gefeßgebung 
durch das Volt. Während bie Legislative daſelbſt ausnahmslos in den Händen 
einer aus unmittelbarer Volkswahl hervorgegangenen SKörperichaft ruht, werden der 
„Urabſtimmung“ zumeift nur Berfaffungsrevifionen und in einzelnen Gemeinden 
Fragen Lokaler Natur zur Entjcheidung unterbreitet. Eine Revifion ober Amendirung 
der Unionsverfaffung jelbft unterliegt jedoch in feinem Falle einer ſolchen V., fondern 
vollzieht fich Lediglich auf dem Wege ber Entſcheidung durch repräfentative Organe. 
Art. V der Konftitution fchreibt diezfall® genau das einzufchlagende Verfahren vor: 
„Der Kongreß joll, wenn zwei Drittel beiber Häufer es für nothwendig erachten, 
Amendements zu biefer Konftitution vorſchlagen, oder auf diesbezügliches Erfuchen 
von Seiten‘ der Legißlaturen in zwei Drittel aller Staaten eine Konvention zur 
Aufftellung von Amendements berufen, welche in beiden Fällen ihrem ganzen In⸗ 
halte und Geiſte nad, als Theil diefer Konftitution in Kraft treten follen, wenn 
fie durch die Legislaturen in drei Vierteln aller Staaten oder durch Konventionen 
in brei Vierteln derjelben genehmigt werben, je nachdem die eine oder andere Art 
der Genehmigung vom Kongreſſe follte vorgefchlagen worden fein.” Gämmtliche 
ſeither vorgenommenen Aenderungen der Konftitution wurden ausnahmslos vom Kongreß 
jelbft vorbereitet. Der Weg, ein Amendement durch eine Eonftituirende Konvention 
befchließen zu laſſen, ift bisher noch nie gewählt worben. Die in Eingelftaaten 
noch in Gebrauch ftehende Wahl der Richter durch V. ift eine der in den Vereinigten 
Staaten jelbft meift befämpfte Folge des Gedankens der Vollksſouveränetät. — 
Ausgebehntere Anwendung hat das Inftitut der V. im Verfaſſungsleben der 
Schweizerifchen Eidgenofienichaft gefunden. Faßt man die Summe ber in den eid- 
genöffiichen Freiſtaaten dem Volke unmittelbar zuftehenden Hoheitsrechte in der Be— 
zei nung: Volksabſchied zufammen, jo ſtellt fi) als deren Inhalt dar: Der 
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obligatorische Rechenſchaftsbericht der Behörden zu Händen des Volkes, Abſtimmungen 
über Geſetze, Staatöverträge und größere Staatsausgaben (Referendum), das Recht des 
Volkes über Abänderungen der Gefeße, wie der Kantons und Bundesverfaffung zu 
enticheiden (Gejees- und Verfafjungsrevifion), jelbft Gefege vorzufchlagen (Initiative), 
endlich Einſpruch gegen Handlungen der Behörden zu erheben (Veto). Seit ber 
Ermenerung des demokratifchen Vollsbewußtſeins in den Dreißiger Jahren lebte die 
Schweiz in einer faſt ununterbrochenen Verfaſſungsreformbewegung, welche ruckweiſe 
die Einrichtungen der unmittelbaren Demokratie in den Kantonen aufbaute. Nächft 
den Demofratien Glarus, Appenzell, Uri, Unterwalden, Graubünden, Schwyz (neue 
Berfaflung des 11. Brachmonat 1876) — Hatten bis zum Ende der Sechziger Jahre: 
Bajelland dag Referendum, Oberwalden die Jnitiative, St. Gallen, Thurgau, Yar- 
gau, Schaffhaufen, Solöthurn und Luzern das Beto, Bern das fakultative Neferen- 
dum, Waadt dafjelbe mit der Initiative, Neuenburg und Wallis das Finanzreferendum, 
Bern, Schaffhaufen, Aargau, Bafelland überdies die Abberufung, Genf, Bafelland 
und die Landagemeindelantone die Volkswahl der Regierung. Allein auch die rein 
repräfentativen Berjaffungen in Zürich, Freiburg, Bajelftadt, Zug und Zeffin haben 
zumeift jeit Ende der Sechziger Jahre ihren Verfafjungen die Inftitutionen der auf 
der Volksſouveränetät beruhenden reinen Demokratie einderleibt. 

Zur Veranſchaulichung der auf rein demokratifcher Grundlage rubenden Staats- 
organifation können die wefentlichen Normen. der Kantonsverfaffung Uri's dienen. 
Nach Inhalt derfelben ift der Schweizeriiche Kanton Uri, Bundespflichten vorbehalten, 
ein fouveräner Freiftaat mit rein demokratifcher Verfaſſung. Die Souperänetät 
beruht im Wolfe, welches biejelbe unmittelbar in feinen verfaffungsmäßigen Ver— 
ſammlungen durch Stimmenmehrheit ausübt. Das Volt giebt fich in dieſen un« 
mittelbar ſelbſt Verfaffung und Geſetze (88 1, 2). 

Die oberfte fouveräne und gejeßgebende Gewalt ift bie Landesgemeinde. An 
diefer übt dad Volk unmittelbar fein Souveränetätgrecht aus. Für die Abgabe 
feiner Stimme an der Landesgemeinde (innerhalb der gejeblichen Formen und 
Schranken jedoch) ift das Volk, jeder Stimmberechtigte indbejondere, nur Gott und 
feinem Gewiffen verantwortlich, Was da die Mehrheit beichließt, ift Geſetz des 
ganzen Kantons. Richtſchnur der Landesgemeinde — der gejehgebenden Gewalt — 
fei jedoch nicht unbedingte jchrankenlofe Willfür, nicht die Gewalt bes Stärferen, 
fondern das Recht und die nur damit vereinbarliche Staatswohlfahrt. Das Volt 
verpflichtet fich zu dieſem Grundfage durch ben jährlich zu fchwörenden Landes- 
gemeindeneid. Was von den Landesgemeinden oder ben Landesleuten mit Mehrheit 
erlannt wird, ift Gefeß und dem foll nachgelebt werben (8$ 34—37). 

Jeder Gegenftand, um vor der Landeögemeinde in Berathung genommen werben 
zu können, muß entweder vom Landrathe angetragen ober von fieben ehrlichen 
Männern aus fo viel verichiebenen Gefchlechtern des Landes begehrt werben. Ordent- 
licherweife verfammelt fi) die Landesgemeinde alljährlih am erften Sonntag im 
Mai zu Bötzlingen an der Gand, auferorbentlichertweife jo oft und wohin ber Land⸗ 
rath eine ſolche auszufchreiben für nöthig und gut erachtet. Wenn im Laufe bes 
Jahres Männer von fieben oder mehr verjchiedenen Geichlechtern das Begehren zur 
Verfammlung einer Landesgemeinde an den Landammann ftellen, jo foll er einen 
Landrath (d. i. den repräfentatid gejehgebenden Körper) zuſammenrufen, um 
zu enticheiden, ob dem Begehren zu entiprechen jei oder nicht. Im entiprechenben 
halle, oder wenn jonft eine außerordentliche Landesgemeinde zufammenzurufen ift, - 
ſoll ſolche in allen Gemeinden des Landes mit Anzeige der Berathungsgegenftände 
ausgekündet und dann auch fein anderes Geichäft, al wofür die Verſammlung aus— 
geichrieben wird, an berfelben verhandelt werben. An der Landesgemeinde ift ſtimm⸗ 
jähig: Jeder Kantonsbürger, reſp. zwei volle Jahre gejehlich angefeffene Schweizer 
Bürger, der dag 20. Lebensjahr überjchritten und nicht phyſiſcher oder rechtlicher 
und fittlicher Gründe wegen vom Vollgenuſſe feiner politifchen Rechte ausgeſchlofſen 
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ift. Die ihres Ativbürger- und Stimmrechtes Verluftigen jollen nicht nur an keiner 
Gemeindeverfammlung mehr ftimmen, ſondern dürfen an keiner folchen mehr er- 
fcheinen bei gefeglicher Strafe. In der alleinigen Bejugniß der oberften fouveränen 
Gewalt des Staates — der Lanbesgemeinde — liegt: die Feſtſetzung ber Staats- 
verfafjung und deren Abänderung ober Revifion; auch jede Abänderung der Bundes- 
verfafjung und wichtigere Staatöverträge müſſen der Landedgemeinde zur Annahme 
oder Verwerfung vorgelegt werden; der Beichluß über Erhebung der Steuern und 
Staatsanleihen; die gefammte Geſetzgebung, Privilegien- und Gnabenertheilung, 
endlich die Wahl der Kantonsfunktionäre (5 38—43). 

Das Bundesgeſetz, betreffend V. über Bundesgeſetze und Bunbesbejchläfie, vom 
17. Juni 1874 bildet die Durchführung de Art. 89 der letzten Bundesverjaffung 
vom 29. Mai 1874, wonach: Bundesgeſetze, jowie allgemein verbindliche Bunbes- 
befchlüffe, Die nicht dringlicher Natur find, dem Bolfe zur Annahme ober Berwerfung 
vorgelegt werden follen, wenn 30000 ftimmberechtigte Schweizer Bürger oder 8 
Kantone dies verlangen. Nach Inhalt des Geſetzes muß das Berlangen der B., jei 
&, daß es von Bürgern oder Kantonen ausgeht, innerhalb 90 Tagen, vom Tage 
der Veröffentlichung des fraglichen Gejeges oder Bundesbeſchluſſes im Bunbesblatte 
an gerechnet, geftellt werden (Art. 4). Ergiebt filh auß der Zufammenftellung und 
aus der Prüfung der Eingaben, daß das Begehren um V. von ber erforderlichen 
Anzahl ftimmberechtigter Schweizer Bürger der Kantone unterftüßt ift, jo ordnet 
der Bundesrath die Vornahme ber allgemeinen ®. an, jet die Kantonsregierungen 
davon in Kenntniß, und jorgt für beförberliche und geeignete allgemeine Belannt- 
machung des der Abftimmung zu unterftellenden Bundesgeſetzes oder Bundes 
bejchluffes. Die Stimmgebung des Schweizeriichen Volles erfolgt auf dem ganzen 
Gebiete der Eidgenofjenichaft an einem und bemjelben Tage. Diefer Tag wirb 
durch den Bundesrath feſtgeſetzt. Es darf jedoch die Abftimmung nicht früher als 
vier Wochen nach gefchehener ausreichender Belanntmachung des fraglichen Bundes=- 
geſetzes oder Bundesbeſchluffes geſchehen. Stimmberechtigt ift jeder Schweizer, 
welcher das 20. Altersjahr zurüdgelegt hat und im Webrigen nach der Gejehgebung 
des Kantons, in welchem er feinen Wohnſitz Hat, nicht vom Aktivbürgerrecht aus 
geſchloſſen ift. Jeder Kanton ordnet die Abftimmung auf feinem Gebiete nach den 
bundeagefeplichen Vorſchriften über eidgenöffiiche Abftimmungen an. Ueber die Ab- 
ſtimmung ift in jeder Gemeinde, beziehungsweife in jedem Kreife, ein Protokoll aufe 
junehmen, in welchem genau anzugeben ift: die Zahl der Stimmberechtigten, ferner 
wie viele Stimmen das dem Volksentſcheid unterworjene Bundesgeſetz, beziehungs- 
weife den Bundesbefchluß, angenommen und wie viele ihn verworfen haben. Das 
Bundesgejeß oder der Bundesbeichluß ift ala angenommen zu betrachten, wenn die 
Mehrheit der ftimmenden Schweizer Bürger fich dafür auögefprochen hat. In dieſem 
alle ordnet der Bundesrath beffen Aufnahme in die amtliche Geſetzesſammlung und 
Vollziehung an. Erzeigt fi) dagegen, daß eine Mehrheit der ftimmenden Schweizer 
Bürger die Vorlage verworfen Hat, fo ift fie als dahingefallen zu betrachten, und es 
unterbleibt deren Vollziehung. Die Revifion der Bundesverfaffung felbft geichieht 
auf dem Wege ber Bundesgeſetzgebung. Das Verfahren hierfür ift in den Schluß⸗ 
art. 118—121 der Berfafjung niedergelegt: Wenn eine Abtheilung der Bundes- 
verfammlung die Revifion beichließt und die andere nicht zuftimmt, oder wenn 
50000 ftimmberechtigte Schweizer Bürger die Revifion verlangen, jo muß im einen 
wie im anderen alle bie Trage, ob eine Revifion ftattfinden foll oder nicht, der 
Aktivbürgerichaft des Schweizerifchen Volkes zur Abftimmung vorgelegt werden. So- 
fern in einem dieſer Fälle die Mehrheit der Stimmen über die Frage fich bejahend 
ausfpricht, jo find die beiden Räthe (Nationalrath und Ständerath) neu zu wählen, 
um die Rebifion zur Hand zu nehmen. Die revidirte Bundesverfafjung tritt in 
Kraft, wenn fie von der Mehrheit der an der Abftimmung theilnehmenden Bürger 
und von der Mehrheit der Kantone angenommen ift. Die letzte bebeutungsvolle 
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V. erfolgte am 18. Mai 1879 über die Abänderung des Art 65 der Bundesver⸗ 
faffung und Hatte zum Ergebniffe, daß die früher durch die Konftitution aufgehobene 
Ran nur mehr in Anſehung politifcher Verbrechen als unftatthaft erflärt 
wurde. 

I. Das völferrehtliche Plebiszit oder Plebiszit im engeren Sinne 
ſtellt fi, im Geift feiner Anhänger als „Regalifirung von Eroberungen oder Ab- 
trennungen ftaatlicher Gebietstheile, durch eine allgemeine Abſtimmung der darauf 
Anfäffigen” dar. Das Vorkommen folcher allgemeinen Stimmgebungen im inter 
nationalen Verkehre Europa’3 betraf bisher immer nur Fälle von Gebietsabänderungen, 
bei welchen ber intereffirten Bevölkerung anheimgeftellt war, durch die Majorität 
der abgegebenen Stimmen über ihre Staatszugehörigleit und fcheinbar auch über 
die Staatözugehörigkeit des von ihr bewohnten Territoriums zu entfcheiden. Neuere 
Bubliziften, die auch jenfeit der Vogeſen Anhängerfchaft fanden, - haben die lange 
beftandene Anficht über den vermeintlichen Zujammenhang diefer Gedankenreihe mit 
der Grundidee des Tontinentalen Konftitutionaliamus erfolgreich bekämpft und den 
ſtaatsfeindlichen Grundzug derjelben bloßgelegt. . 

Sit.: LMoHl, Staatsrecht, Völterr: Lu potitit, 116 292f.— Elder, Politik. — 
Rättimann, Dos n.a. Bumbesfta: atsrı 1876. — Thomas M. Coo ey, A treatise 
on the const. limitations, x ander, p. hoe 3 — M. Rittin ahaulen, Direkte Geſetz⸗ 
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Volksſeuchen find ſolche Krankheiten, welche aus einer allgemeinen Urſache 
entipringend einen anfehnlichen Theil der Bevölkerung zugleich oder in unmittelbarer 
Aufeinanberjolge befallen. Eine Belämpfung diefer Krankheiten liegt der Staats- 
. behörbe infoweit ob, als entweder der einzelne Bürger außer Stande ift, fich der 

betreffenden Srtrantungseinftüfle überhaupt Hinreichend zu erwehren ober die Ver⸗ 
ſãumniß der geeigneten Abwehrmaßregeln nn des einzelnen Bürgers eine Gefähr- 
dung der Gejammtheit nach ſich zieht. Im. erfteren Falle muß der Staat jelbit- 
thätig durch feine Organe ſchützend eingreifen, im zweiten muß er bie erforderlichen 
BZiwangsmittel anwenden, um jeden Bürger zur Erfüllung feiner fanitären Pflichten 
im Interefje de Geſammtwohls anzubalten. In beiden Richtungen ift die Aufgabe 
des Staates eine ebenfo mannigfaltige wie die Natur und die Geftaltung der zu 
betämpjenden Erkrankungsurſachen, der fog. Infektionsquellen, jelbft ift. Im 
Gejammtumfange ber letzteren heben fich die drei nachfolgenden bald mehr bald 
weniger ſcharf geichiedene Kategorien ab, deren jebe einem Theile ber fich unter Um— 
ftänden zu B. entwidelnden Krankheitsformen ala Entſtehungsmodus bient: 

Bei der erften, burch die fog. miasmatiſchen Affektionen gebildeten Gruppe 
entfteht der Infektionsſtoff außerhalb des menſchlichen Organismus 
und unabhängig bon irgend welder Betheiligung eines bereits 
ertrantten Körpers. Als Entftehungsgrund diefer Art von Infektionsſtoffen 
termen wir ben entweber durch Berjumpfungsporgänge oder erfvementielle Fäulniß- 
ftoffe veränderten Boden; — hierher gehört das Wechjelfieber der gemäßigten, 
die remittirenden Yieber der wärmeren Zonen, ſowie einige andere V., namentlich 
Typhus und Diphtheritis infofern, als bei benfelben außer ihrer gewöhnlicheren 
Berbreitungsweife durch erkrankte Menfchen auch eine ſpontane Entſtehungsweiſe 
durch Bobenfäule angenommen wird. 

Bei einer zweiten Gruppe, welche man als diejenige der miaſsmatiſch- 
tontagidjen Affeftionen zu bezeichnen pflegt, findet die Entftehung des Krankheits- 
giftes zwar auch im Boden oder in analogen Subftraten, 3. B. in Wohnhäufern 
oder auf Schiffen ftatt, jedoch nur in Folge eines aus einem erkrankten menfchlichen 
Körper außgejchiebenen Keimftoffe®, welcher unter geeigneten örtlichen und zeitlichen 
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Bedingungen im Boden die Entwidelung einer bie gleiche Krankheit wieder bei 
Anderen erzeugenden Subſtanz veranlaßte. Dieſe bis jet nur hypothetiſche, aber 
durch Hohe Wahrjcheinlichleitgründe geftüßte Auffaffung der ſog. „Bobentheorie“ 
(v. Bettenkofer) findet ihre Anwendung auf die Cholera, die Ruhr, ben 
Abdomingltyphus, dad Gelbfieber und die epidemiſche Meningitis. 

Dan Hat ſich bei diefen Krankheiten den Vorgang jo zu denken, daß bie 
Keime, welche die Entftehung und Verbreitung derjelben bedingen, zwei Entwide- 
lungsſtadien zu durchlaufen Haben, — das eine im menfchlichen Körper, das andere 
außerhalb beffelben. Bei Cholerafranken 3. B. würden bie friichen Ausleerungen 
dieſe Keime in ihrer erften Bildungsform enthalten, deren unmittelbare Uebertragung 
auf andere Menjchen Feine Choleraerkrankung zu erzeugen vermdchte. Nachdem aber 
diefe Keimgy außerhalb des Körpers unter geeigneten Bedingungen, 3. B. in Dünger 
gruben, in verwejenden Bobenfchichten u. f. w. ein gewiſſes Entwickelungsſtadium 
durchlaufen haben, erlangen fie unter gleichzeitiger rafcher Vervielfältigung ihrer 
Menge auch die Eigenfchaft, bei Einführung in den menjchlichen Organismus wieber 
Cholera zu erzeugen. 

Die dritte Gruppe der B. endlich, zugleich die für das ftantliche Eingreifen 
wichtigfte, umfaßt alle unmittelbar kontagiöſen Erkrankungen, d. 5. diejenigen 
Affektionen, deren Verbreitung durch Mebertragung des aus einem ſpezifiſch erfranften 
Körper entwidelten Giftes auf andere Menfchen entweder mittels direkter Berührung 
oder durch Vermittlung der Luft oder anderer damit behafteter Körper flattfindet. 
Zu dieſer Gruppe gehören die Augfchlagsfieber, wie Blattern, Scharlad und 
Majern, jerner der Flecktyphus und das Rüdfallfieber, au die Sy- 
pHilis und gewiſſe auf ben Menfchen übertragbare Thierkrankheiten. 

Bezüglich des Weſens der Seuchengifte herrſcht gegenwärtig die wiſſenſchaft⸗ 
liche Anfchauung vor, daß dieſelben ſtets an die Entwidelung und unbegrenzte 
Dermehrung felbftändiger organifirter Weſen geknüpft feien, welche den menjchlichen 
Organismus ala Nährboden zu benuben vermögen. Erwieſen ift die Begründung 
diefer Annahme bezüglich des Nüdjallfiebers, des Milzbrands, der Diphtheritis und 
der Blattern, während für die übrigen Infektionskrankheiten eine gleiche parafitäre 
Grundlage nur aus Gründen jehr naheliegender Analogie erfchloffen wird. 

Gegenüber der erften obengenannten Gruppe, den rein miasmatifchen Krant- 
heitsurfachen, ift der einzelne Bürger faft gänzlich machtlos, und es liegt dem Gemein- 
weſen bzw. dem Staate ob, für die Befeitigung der Miasmenquellen mit ftarker Hand 
Sorge zu tragen. Wo diefe Quellen in Gejtalt malariabildender Sümpfe oder ſtag⸗ 
nirender Wäffer erfcheinen, da ift die methodifche gänzlicde Trodenlegung de 
Bodens, oder, wenn folche unthunlich, die Verwandlung des ftagnirenden in fließendes, 
minbeftens wechjelndes Waſſer mit möglichft konſtanter Niveauerhaltung geboten, 
um die am meiften zu fürchtende abwechjelnde Halbe Austrodnung zu verhüten. 
Die Bodenameliorationen in den Niederlanden, in der Oberniederung, in Elſaß 
u. f. w. Haben bewiejen, daß es möglich ift, auf diefe Weile die Bevölkerung 
großer Länderftreden von der ſchweren Plage de enbemifchen Wechſelfiebers zu 
befreien, welches bis dahin Gejundheit, Lebensdauer, Arbeitskraft und Wohlftand 
ber Bewohner viele Generationen hindurch niedergehalten Hatte, gegen die Miasmen⸗ 
bildung aus Bodenverunreinigung, wie joldhe namentlid an bichtbewohnten 
Orten mit mangelnden öffentlichen Reinigungseinrichtungen fih um jo unvermeid⸗ 
licher einftellt, wenn ber Boden nicht durch natürliche Vorzüge (ſtarkes Gefälle mit 
undurchläſſigem Untergrunde, Durchſpülung mit Iebhaft wechjelndem Grunbwafler 
u. dgl.) gegen langes Verweilen der eindringenden Schmußftoffe geſchützt ift. Ueberall 
wo ſolche natürliche Vorzüge der Bobenbefchaffenheit jehlen, oder wo ungeachtet ber- 
felben, in Folge eines verhältnißmäßig zu Starken Anwachſens der häuslichen und 
induftriellen Verunreinigungsquellen, eine Ueberladung des Bodens mit bevenklichen 
Stoffen befürchtet werden muß, aljo in allen größeren und dichtbebauten Städten, 
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liegt der Sanitätspolizei die Aufgabe ob, für methodifche zuverläflig kontrolirte 
Reinhaltung des Wohnbodens zu jorgen (vgl. d. Art. Städtereinigung). Der 
Einzelne kann fi in diefer Hinficht wicht ſchützen, weil er unter der Sünde jedes 
Nachbarn mit zu Leiden Hat, überdieg aber auch nicht überall im Stande ift, in- 
mitten ftäbtifcher Umgebung die richtigen Einrichtungen zur unfhädlichen Wegführung 
aller gejundheitsgefährlichen Unrathitoffe für feine eigene Wohnung allein zu treffen. 
Hier muß daher die Gemeinde gemeinfame Fürſorge eintreten laſſen und der Staat 
die Erfüllung dieſer Gemeindeobliegenheit beauffichtigen, wenn die Entftehung von 
B. verbütet werden ſoll. 

Die als zweite Gruppe oben charafterifirten miasmatiſch-kontagiöſen 
Volksfeuchen bedingen gleichfalls eine dringende Aufforderung zur Reinhaltung 
des Wohnbodens, des Untergrundes unter Straßen, öffentlichen Pläßen u. |. w., da 
die Entwidelung der aus dem erkrankten Körper auögeleerten Infektionskeime im 
Boden zu altiven Wiebererzeugungen der Krankheit erfahrungsgemäß um fo fchneller 
und reichlicher ftattfindet, je mehr der Boden mit fäulnikfähigen, organifchen Stoffen, 
bejonbers jolchen von animaler Herkunjt, imprägnirt ift. Cholera und Ruhr pflegen 
überall mit Vorliebe an foldden Orten und in ſolchen Stabttheilen ihren Ver— 
breitungafig zu wählen, welche bezüglich der Bodenreinigung lange ver— 
nachläfjigt worden find, und das Gleiche gilt vom Unterleibstyphus. Diefe 
Thatjache ift durch weit zuverläffigere und übereinjtimmendere Beobachtungen er- 
bärtet, ala die Behauptung, daß auch die Nachbarfchaft verunreinigter 
Wafjerläufe von jenen Seuchen vorzugsweife gefährdet ſei. Wenigſtens be— 
ſchränken fich die diesbezüglichen Beobachtungen bis jet auf die beiden Fälle, wo 
entweber dem betreffenden Wafferlaufe direkt Trinkwaſſer entnommen wurde oder 
wo bei niedrigem Waflerftande der trodene Ujerboden zum Herde fauliger 
Gährung wurde. Daß dagegen die Ausdünftung von verunreinigten Waſſerflächen 
jelbft Injeltionsfranfheiten erzeugen könne, ift weder durch die Erfahrung bewiejen, 
noch auch theoretiich wahrjcheinlich, nachdem Nägeli nachgewiejen hat, daß bei 
der Verdunſtung von Plüffigkeitsflächen unter feinen Umftänden organifirte, in der 
Flüffigkeit enthaltene Keime mit in die Atmofphäre geführt werden. Sowol Wiflen- 
ſchaft wie Erfahrung weijen übereinftimmend auf den Boden, und zwar auf ben 
abwecfelnd durchfeuchteten und wieder austrodnenden, durch— 
Läjjigen Boden als den Bildungs- und Verbreitungsherd der Infektionskeime bei 
den miasmatiſchen und miasmatifch-tontagiöfen Krankheiten Hin, und auf die Ber- 
bütung folcher Vorgänge in dem Wohn- und Stadt-Boden muß daher das eifrigfte 
Beitreben ber Geſundheitsbehörde gerichtet fein. Diefe Verhütung erfordert eine 
ftetige allgemeine Reinhaltung des Bodens auch in den jeuchefreien Zeiten; 
fie erjorbert aber eine ganz bejondere Reinhaltung deſſelben und Maßregeln zu feiner 
forgfältigften Bewahrung vor dem Einbringen auch der geringften Mengen von Aus- 
leerungsftoffen aus feuchenfranfen Körpern zur Zeit herrſchender Epidemien. Bei 
der unbegrenzten und raſchen Reproduktionskraft der Infektionskeime würde hier die 
minimalfte Aufnahme letzterer das gleiche Unheil im Gefolge Haben können, wie ber 
Eintritt größerer Mafien, und jede Unterlafjungsfünde eines Einzelnen würbe bie 
fämmtlichen Nachbarbewohner in unberechenbarer Erſtreckung in Mitgefährdung ziehen. 
Es ift daher eine der wichtigften Aufgaben der Gefundheitöpolizei, durch Erlaß ge- 
eigneter Vorſchriften und durch ftrenge Auffichtsübung dafür zu forgen, daß die 
Augleerungen aller an den genannten Affeltionen leidenden Kranken, ſowie alle 

e, welche mit folchen Augleerungen in Berührung gelommen find, nament« 
lich Wäfche, Bettzeug, Geichirre u. |. w. einer forgfältigen und wirkſamen Des«- 
injettion unterworfen werden. Die beftehenden Vorſchriften, 3. B. in Preußen 
das noch gültige Regulativ für das Verhalten bei anjtedenden Krankheiten, vom 
8. Auguft 1885 lafjen in diefer Hinficht viel zu mwünfchen übrig und tragen zum 
Theil das Gepräge längft von der ärztlichen Wiſſenſchaft überholter Anſchauungen. 
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Als wirkſamſtes, vielleicht einziges mit abjoluter Sicherheit wirkſames Desinfeltiong- 
mittel kennen wir gegenwärtig, abgejehen von der völligen Zerftörung der betreffenden 
Subftrate, die Einwirkung einer Temperaftır von mindeſtens 120° C., da 
feiner der bier in Betracht kommenden organifirten Keime diefer Temperatur zu 
wiberftehen vermag; unter den leichter anwendbaren chem iſchen Agentien haben 
die ſchweflige Säure und daß Chlor, beide in Gasform, erſteres unter gleich« 
zeitiger Anfeuchtung der zu desinfizirenden Gegenftände angewandt, die ſtärkſte Wirt- 
ſamkeit bewährt. 

Außer der Vorbeugung örtlicher Bodeninfeltion erheifchen die miasmatiſch⸗ 
kontagiöſen Seuchenfälle auch Maßregeln gegen ihre Verſchleppung durch Perfonen 
oder Sachen. Die Erkrankten müffen ifolirt werden, und wenn bie Wohnunas · 
verhältnifſe dies unmöglich machen, fo muß ihre Aufnafme in ein dazu geeignetes 
Krankenhaus (vgl. d. Art. Rrantenanftalten) im Intereſſe des allgemeinen 
Geſundheitsſchutzes angeordnet, eventuell auch gegen den Willen des Erkrankten 
durchgeführt werden. Ein reifender Cholerakranker kann, obgleich er feinen Mit- 
reifenden anzufteden vermag, doch, wie die Erfahrung bewieſen, ganze Gegenden ver- 
ſeuchen durch die infigirende Wirkung feiner Ausleerungen auf den Boden ber berührten 
Stationen. Aus dem gleichen Grunde ift auch jeder vom Auslande zureijenbe 
Seuchenkranke an der Landesgrenze zurückzuhalten und unter geeigneten Pflege- und 
Holirungseinrichtungen (Quorantänelagaretie) fo lange von dem freien Verkehr fernzu⸗ 
balten, bis die Gefahr einer Infeltionsverbreitung durch feine Ausleerungen bejeitigt ift. 

Bon noch größerer Bedeutung ala bei ben mindmatifch-tontagiöfen Seuchen ift 
die Iſolirung der an’ der britten Gruppe, an unmittelbar kontagidſen 
Affektionen Erkrankten. Hier gilt e8, eine möglichfte Beſchränkung alles per- 
fünlichen Verkehrs der Kranken mit der Außenwelt herbeizuführen und bei den un= 
vermeiblich bleibenden Verkehrsbeziehungen alle von der Wiſſenſchaft gewährten 
Schußmittel für die umgebenden gefunden Perfonen in Anwendung zu ziehen. Für 
die große Mehrzahl der an folchen Eontagiöfen Seuchen (Boden, Scharlach, Fled- 
typhus u. ſ. ») Erkrankten ergiebt fi) die Unmöglichkeit einer hermetifchen Iſo⸗ 
lirung in der eigenen Wohnung; aber auch in den allgemeinen Krankenanftalten ift 
die Aufnahme folcher Kranken ſiets mit einer bebenllichen Gefährdung der übrigen 
Anftaltspfleglinge verbunden, wenn nicht ein bejondere®, iſolirtes Gebäude für die 
erfteren, ein fog. Kontagienhaug, befteht, mit jelbftändigen Einrichtungen und 
vollftändig getrenntem Pflege» und Wirthſchaftsperſonale. Die Herftellung und Ber 
reithaltung eines folchen Kontagienhaufes gilt daher mehr und mehr ala eine auch 
bereit8 in feuchefreien Zeiten gebotene Borfichtsmaßregel, deren fich fein ftäbtifches 
Gemeinwejen und fein Iänblicher Kreisverband entichlagen darf, ohne den Eintritt 
übler Folgen für bie allgemeine Geſundheit beim Vorkommen kontagibſer Seuchen- 
fälle gewärtigen zu müffen. Dieje Anftalten zur Unterbringung anftedender Seuchen⸗ 
kranker ſind ſtets möglichſt weit außerhalb der dichter bewohnten Stabttheile, in 
freier, den vorherrſchenden Ortöwinden ausgeſetzter Lage zu errichten und mit einem 
Hinlänglich großen Terrain zu umgeben, um im Nothfalle Baraden oder Zelte zur 
weiteren Unterbringung von Kranken oder zur zeitweiſen Evafuirung und Desinfigirung 
der ſtändig benußten Räume errichten zu können. Die gleichen Gefichtspuntte gelten 
für die an den Hauptftationen des Perſonenverkehrs an der Landesgrenze und an 
der Seefüfte zu errichtenden Ouarantänelazarethe. 

Sowie die an fontagidfen Seuchen Erkrankten, müflen auch deren Leihen 
don allem mittelbaren oder unmittelbaren Kontakte mit der gefunden Bevölkerung 
möglichft abgefchloffen werden. Die in manchen Tatholifchen Gegenden noch berr= 
fchende Unfitte, die Leichen am Beerdigungstage, aljo bei ſchon begonnener Verweſung, 
in bölzernen, für Gaje und für Ylüffigfeiten burchläffigen Särgen während des 
Trauergotteddienftes in ber Kirche, dicht vor ber verfammelten Gemeinde aufzuftellen, 
follte wenigſtens für alle Fälle von kontagidſer Natur nicht geduldet werden. Ebenſo 
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darf der Transport folcher Leichen nach entfernten Orten oder gar in's Ausland 
nur unter foldden Bedingungen bezüglich der Sargbeichaffenheit geduldet werben, 
welche jede Gefahr eines Augtrittes auch nur luftſörmiger Stoffe aus dem Sarge 
während be& Transporte ober bei der Beifegung am Beſtimmungsorte gänzlich aus— 
fchließen. Daß es im diefer Hinficht bis heute in Deutfchland an übereinftimmenben 
Borfchriften fehlt und jeder Duodezftaat noch feine befonderen frengeren ober laxeren 
Beftimmungen über den Leichentransport innerhalb feines Gebietes befikt, ift eine 
ſehr bedauerliche Illuſtration zu den Einheitserrungenfchaften auf dem Gebiete des 
öffentlichen Geſundheitsſchutzes. 

Wenn kontagidſe und gefährliche Krankheiten in heftiger Form und Verbreitung 
auftreten, jo genügen nicht die Maßregeln zur Iſolirung der als Trank erfannten 
Individuen, fonbern es müſſen auch vorbeugend alle diejenigen öffentlichen Anläffe 
vermieben werben, welche erfahrungsgemäß die Uebertragung der Krankheit — auch 
ber noch nicht im-Eingelfalle erfannten — von den befallenen auf andere Perfonen 
beſonders Teicht vermitteln. Alle größeren Anhäufungen von Menfden, 
Yahrmärkte, Kirchweihen, Wallfahrten u. dgl., müfſen dann polizeilich verboten, und 
die Schulen, namentlich bei herrſchenden Ausſchlagsfiebern, gefchloffen werben. 
Der Richtbefolgung letztgenannter Regel find alljährlich taufende von Berluften 
jugendlicher Menſchenleben durch Scharlachfieber und Mafern zugufchreiben. Schulen 
und Kirchen find auf dem Lande die Hauptbrennpunfte für die Ausbreitung aller 
kontagiöfen Krankheiten. Gegen die ehemals verheerendfte aller V., gegen bie 
Blattern, befigen wir in der Impfung (vgl. d. Art. Impfweſen) ein 
Schugmittel, welches, ohne von abfoluter und unfehlbarer Wirkung zu fein, doch 
einen großartigeren Erfolg zur Rettung von Leben und Geſundheit aufweilt als 
irgend eine andere Erfindung des Menſchengeiſtes. Obgleich es zu den Erjorberniflen 
einer vollkommenen Gefundheitßpolizei gehört, dafür zu forgen, daß die gefammte 
Bevölferung zu jeder Zeit fich unter der Schutzwirkung gefchehener Impfung befinde, 
jo wird die Ausführung doch immer erheblich Hinter diefem Ziele zurückbleiben, und 
es wird deshalb beim Ausbruche einer Blatternjeuche ſtets eine der erften öffentlichen 
Sorgen jein müffen, die vorhandenen Lüden in der Durchimpfung der gefammten 
Bendlferung möglichft auszufüllen. Wenngleich eine Heranziehung der Erwachjenen 
zur Revaccination nicht mit poligeilihem Zwange geſchehen kann, fo wird doch 
durch geeignete Öffentliche Belehrungen und Warnungen ſowie durch koftenfreie, bequeme 
Gelegenheit zu Impfungen, auch zu folcden mit animaler Baccine, ber 
größte Theil der nicht mehr durch frühere Impfung geſchützten Bevölkerung zur 
Wiederholung der fchüßenden Operation Leicht zu beivegen fein, wenn die Gejahr 
einer Blatternerfrantung vor der Thür fteht. 

Damit die Gefundheitbehörde die erforderlichen Mafregeln zum Schuge ber 
gefunden Bevölkerung gegen Herrfchende Seuchen treffen: könne, muß ihr vor Allem 
eine möglichft vollftändige umd möglichft jchnelle Benachrichtigung über alle 
Seuchenfälle, ſowol über Erkrankungs- wie über Todesfälle gefichert werden. Zu 
diefem Zwecke ift e8 unumgänglich, diejenigen Perfonen, welche wermöge ihrer Be- 
ziehungen zu den Erkrankten am gewifjeften und frübeften Kenntniß von deren Zur 
ftand haben, alfo die Haushaltungsvorftände und die behandelnden Aerzte, zur un« 
gejäumten Anzeige jedes einzelnen Falles geſetzlich zu verpflichten und polizeilich 
anzubalten. Diefe gejehliche Anzeigepflicht befteht in allen größeren Deutfchen 
Staaten, jedoch nur bezüglich einer beichränkten Zahl von kontagidſen Krankheiten, 
in Preußen 3. B. nur bezüglich der Cholera, der Blattern und des Typhus, während 
bei Scharlach, Majern und Rötheln erft nach Zonftatirtem Herrichen beſonders 
bösartiger oder beſonders zahlreicher Fälle von der Polizeibehörde die Verpflichtung 
zur Anzeige weiter vorkommender Erkrankungsfälle feftgeftellt werden Tann. Eine 
übereinftimmende Regelung auch diejer für die allgemeine Geſundheit hochwichtigen 
Frage für das gefammte Deutjche Reich wird als dringendes Bedürfniß empfunden. 
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Bei herrſchenden beſonders gefährlichen Seuchen, z. B. Cholera oder Flecktyphus, 
muß den Organen der Geſundheitsbehörde das Recht eingeräumt werben, in an— 
gemefjen erfcheinenden Fällen fich durch Eintritt in die Häufer der heimgefuchten 
Straßen und Stabdttheile genauere Kenntniß von ſämmtlichen vorkommenden Er— 
krankungsfällen zu verfchaffen und überall die erforderlichen Anordnungen zur Iſolirung, 
zur Desinfeltion, zur Ueberführung der Erkrankten in eine öffentliche Anjtalt u. ſ. w., 
je nach Befund der Umftände zu treffen („house to house visitations* in England). 

Kann die Behörde im Lande jelbft durch gejehliche Regelung und firenge 
Durchführung des Anzeigeweſens ſich die nöthige Kenntnißerhaltung von den vor⸗ 
Iommenden Fällen gefährlicher Seuchenertrankung fichern, fo ift dadurch noch feine 
Gewähr geboten für bie rechtzeitige Erkennung und Unſchädlichmachung der dom 
Auslande hereinfommenden Erkrankungsfälle. Die bloße Errichtung und Unter- 
haltung von Grenz« und Hafenlazarethen bietet feinen Hinreichenden Schuß, beſonders 
nicht gegenüber folchen Nachbarländern, in welchen die öffentliche Gefundheitsaufficht 
auf nieberer Stufe fteht und eine genügende Iſolirung ſeuchenkranker Perfonen oder 
Bevölferungsgruppen nicht zu erwarten ift. Sobald daher in einem Nachbarlande 
eine gemeingefährliche, anftedende Krankheit in erheblichem Umfange ausgebrochen 
ift, mäffen an der betreffenden Landesgrenze Vorkehrungen getroffen werben, um den 
Nebertritt angeftedter Perfonen ohne ben erforberlichen Zwifchenaujenthalt in einem 
Grenzlazareth nach Möglichkeit zu verhüten. Seit den Heimfuchungen Europa's 
durch die Pet im Mittelalter Hat fi ein Syſtem folder Abwehrvorkehrungen in 
Geftalt der fog. Quarantäneanftalten (bon quaranta, weil in Italien, der 
Wiege diefer Anftalten, die Zurückhaltung der Reifenden in derſelben anfänglich auf 
40 Tage außgebehnt wurbe) ausgebildet, wie wir folche noch gegenwärtig in Defter« 
reich und Italien, fowie im Oriente beftehend kennen. Man bielt bei herannahender 
Seuchengefahr alle Reifende und alle Waaren in diefen Anftalten fo lange jeft, bis 
die erfteren auf Grund Hinreichenb langer Beobachtung und die Ießteren vermöge 
einer vorgenommenen Desinfeltion als giftfrei erflärt, und ohne Gemeingefahr in’s 
Land Hineingelaffen werden konnten. Diefe Beranftaltungen litten ſtets an ber 
Kebrfeite, daß fie, abgejehen von der einjchneidenden Störung des internationalen 
Verkehrs, Gelegenheit zu maflenhaften Zufammenhäufungen von Menjchen unter oft 
mangelhaften Lüftungs und Verpflegungsperhältniffen jchufen, und daß die Unter- 
bringungslofale für die quarantänirten Grenzreifenden nicht jelten ſelbſt zu Infektions⸗ 
herben wurden, welche Die Umgegend mit verfeuchten. Durch fortichreitende Ber 
befferung ber bezüglichen Einrichtungen nach den Grundſätzen der heutigen Gefund- 
heitslehre würde eine folche Gefahr gewiß vermieden werben können. Schwieriger 
Dagegen ift die Beantwortung der Trage, ob bei dem heutigen, jo enorm gejtiegenen 
Perſonen⸗ und Sachenverkehr die Durchführung einer Quarantänenfperre zwiſchen 
zwei europäifchen Ländern noch überhaupt mit Ausficht auf Erfolg durchführbar ſei 
und ob ber zu erwartende Erfolg im richtigen Verhältniß ftehen werde zu ben 
enormen Verluſten, welche Handel und Wandel dadurch unvermeiblich erleiden. Der 
Erfolg der legten Duarantänirungen zu Lande gegen die Cholera im Jahre 1830 ift 
allerdings ein wenig befriebigenber gewejen; doch wäre es voreilig, daraus auf eine 
völlige Unbrauchbarfeit des Syſtems zu jchließen; — jedenfalls kann ein Kordon 
wie der damalige an der Preußifch- Ruffiichen Grenze — bei welchem auf die 
Deutihe Meile nur 30 Soldaten famen, von denen bei dreitheiligem Ablöfungs= 
dienfte immer nur 10 in Aktion waren — in feinem Erfolge oder Mißerfolge 
nicht maßgebend fein für Die Frage, ob ein wirkjamer Kordon überhaupt ausführbar 
ji. Was ein vollfommen organifirter Kordon auch zum Schuße gegen 
Eholeraeinfchleppung vermöge, beweift unter anderen das Beiſpiel von Zarskoje bei 
Petersburg im Jahre 1830, welches mit feiner nächften Umgebung und mit einer 
Bewohnerzahl von 10000 Menfchen ſich inmitten einer von der Cholera auf's 
Heftigite Heimgefuchten Nachbarfchaft durch einen genau fontrolirten boppelten 
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Miitärkordon fo wirkſam abfchloß, daß in feinem Bereiche, zu welchen der ge 
fammte taiferliche Hof gehörte, fein einziger Erkranfungafall fich ereignete. Während 
der von 1829—1835 dauernden Seuche hatten die von Goubernement zu Gouver- 
nement in Rußland errichteten Kordons bei Weiten feinen ganz ſchützenden Erfolg, 
da im Ganzen 336 Städte infizirt Wurden und 290 000 Menjchen ber Krankheit 
erlagen. Als man indeß in der nächitfolgenden Epidemie von 1847—1849 keinerlei 
Abfperrungsmaßregeln vornahm, wurden in der viel Fürzeren Dauer von 2 Jahren 
471 Städte infizirt und über 1000 000 Menſchen fielen zum Opfer. Da ber 
Charakter der Seuche im zweiten Falle keineswegs ein an fich bögartiger war, d. h. bie 
verhältnikmäßige Sterblichkeit unter den Erkrankten nicht größer ausfiel als bei der 
erften Epidemie, jo darf der Mehrverluft von 700 000 Menjchen wol in erjter 
Reihe der Berzichtleiftung auf jede Abſperrung des Uebels zugeichrieben werben. Mit 
jeder Beichräntung des Verkehrs beichränft man auch die Chancen der Einfchleppung, 
und wenn daher dieſe wie die meiften fanitären Maßregeln vielleicht niemals einen 
volltommenen Grfolg bieten wird, fo ift fie darum noch nicht ala entbehrlich 
nachzuweifen. Namentlich gilt dieg von den Seequarantänen, deren Umgehung 
weit leichter und ficherer zu verhüten ift als diejenige der Lanbquarantänen, — 
obgleich auch einer durchgreifenden Handhabung ber letzteren die Heutige größere 
Konzentrirung des Grenzverkehrs auf wenige Eifenbahnpunkte und die Verfügung 
über größere Truppenfräfte zu Gute kommen würden. Ganz entbehrlich dürften bie 
Quarantänen in Europa wol erft werden können durch die Einrichtung einer jolchen 
fanitätspoligeilichen Smftitution, welche das Verfahren fämmtlicher betheiligter 
Staaten gegenüber der gemeinjamen Gefahr verheerender V. regelnd und einigend 
zufammenfaflen wird. Der einftimmige Beichluß der von ſämmtlichen europäiſchen 
Regierungen beſchickten Wiener Sanitätsfonferenz, die Errichtung einer ftändigen 
internationalen Seuhentommiffion zu beantragen, — mit welchem Ans 
trage auch die Vorlage eines Programms für die Wirkſamkeit diefer Kommiffion 
verbunden wurbe, — zeigt den richtigften Weg zur Löfung aller dieſe Frage um— 
gebenden Schwierigfeiten. Aufgabe einer jolchen, mit voller Öffentlicher Autorität 
befleibeten und die gewiegteften Sachverftändigen in ihrer Mitte vereinenden inter 
nationalen Behörde wird e8 fein, dem Prinzipe der Jfolirung aller Infeltiong- 
herde diejenige Ausführungsweife zu verfchaffen, welche mit einer möglichft wirt- 
famen Belämpfung der gemeinjamen Gefundheitögefaht zugleich die möglichfte 
Schonung jowol der allgemeinen Verkehrs⸗ und Wohlftandainterefien, wie ber 
politiichen Empfindungen vereint. Ihr wird es obliegen, die fanitären Ab— 
fperrungsmaßregeln unabhängig zu maden von den politijchen 
Grenzverhältniffen. Nicht die Staatengrenzen gilt es im Grunde abzu= 
ſperren, fondern die Infeltionsgrenzen,. gleichviel wo fie liegen und ob fie fich 
mit ben politifchen Grenzen beden oder kreuzen. Giner international zufammen- 
geſetzten Seuchenfommiffion würden nicht blos wiflenfchaftliche Beobachtungen und 
praktifche Rathsertheilungen zur Aufgabe zu ftellen, ſondern auch eine beauffichtigende 
und eventuell erefutive Befugniß zu übertragen fein. Durch die Weberantiwortung 
ber erforderlichen Exekutive an eine ſolche Behörde werden die Regierungen fich 
ſelbſt von einer ſchweren Berantwortlichfeit entlaften und den Völkern die berugigende 
Gewähr bieten, daß die zuverläffigften Schugmaßregeln ſtets vorbereitet find und 
ohne Behinderung durch irgend welche politifche Empfinblichkeiten überall da, wo es 
noth thut, und nur in dem Maße, wie e8 noth thut, zur eraften Ausführung 
gelangen. Sowol der Deutihe Verein für öffentliche Geſundheitspflege in 
feiner Generalverfammlung zu Stuttgart 1879, wie der dritte internationale Kon- 
greß für Hygiene zu Turin 1880 haben daher an die Spike ihrer Vorfchläge zur 
Bekämpfung ber B. die Aufforderung an die europäifchen Regierungen geftellt, 
die Beichlüffe der Wiener Sanitätskonferenz von 1874 zur Ausführung zu bringen 
durch Errichtung einer ftändigen internationalen Seuchentommiffion, und biß zur 


1166 Vollmacht — Bollftretung der Strafurtheile. 


Erfüllung dieſes einftimmigen Wunfches der betheiligten wiſſenſchaftlichen Streife 
werden alle unfere Einrichtungen und Pläne zur Abwehr der großen Wanderjeuchen 
nur den Charakter vorläufiger Nothbehelfe und theilweije jogar nothwendiger Nebel 
an fi} tragen. 

it: A. 5 dbuch bi i thologie, Erla 1860. — 8. 
ee Re n ne — —E ass. Ba ettens 
tofer, aanteriuchungen un Beobadptungen über die —e— der —— uchen 
1855; Derſel be, Ueber ben {Allan Lind Stand ber hot erafrage, —— 1873. — 


Macpherson, Annals of London 1872. — Procös-Verbaux de la Con- 
ference Sanitaire Internat. ouverte & Vienne le 1. Juillet 1874, Vienne 1874. — Finteln⸗ 
burg, —— rag 8 der El eiahe und Sera Knmehr ‚in ber Deutichen 2.360: ie öffentl. 
Gefundheitspflege, xt be ericht über jen bes 3. internationalen 
Kongreijes 5* —— zu 2 Mein „100, in ber Deut Schr. für Mh Befunbbeit- 
pflege, eft 1 Rögeli, Die Die ans Deren 3 —* in ihren Beiehun: 
In In Hionsantete, Tann 187 der Gholeralommilfion für bes 
Reich, Berlin 1876—79. Finkeluburg. 


ollmacht, ſ. Prozeßvollmacht und Mandat. 

Bollſtreckung der Strafurtheile. I. Begriff. Von V. kann man in 
einem doppelten Sinne ſprechen. Im weiteren Sinne verſteht man unter V. die 
Thaͤtigkeit der Behörden, welche dafür ſorgen, daß die in dem Urtheile beſtimmten 
Nachtheile dem DVerurtheilten zugefügt werden. In biefem weiteren Sinne handelt 
es fich alfo nur um den Betrieb des Strafvollzuges. Im engeren Sinne ift es die 
Thätigkeit der Behörden, welche die Nachtheile jelbft zufügen. 

Die Deutſche StrafPO. enthält im 7. Buche, abgejehen von wenigen Aus— 
nahmen ($$ 485, 486, 495), nur Vorſchriften, welche fi) auf die Vollſtreckung im 
weiteren Sinne beziehen. Sie find jedoch nicht vollftändig; es jehlt 3. B. eine 
Vorſchrift über die Vollftredung der von dem Reichsgericht erkannten Todes- und 
Freiheitäftrafen. Die erwähnten Vorſchriften beziehen fich übrigens nur auf Friminelle 
Strafen, die von den ordentlichen Gerichten in einem Verfahren nach der StrafPO., 
und zwar in einem Urtheil oder was dem Urtheil gleich geachtet wird, verhängt 
find, Für die Verhängung der Ordnungaftrafen gelten im wefentlichen bejondere 
Vorſchriften, nur einige der vorher erwähnten (StrafPO. 88 487, 495) find auch 
bier anwendbar. 

Für die Vollſtreckung im engeren Sinne finden ſich einige Vorfchriften im 
Deutfchen StrafGB. So lange das Strafvollzugagefeh für das Deutjche Reich noch 
nicht erlaffen ift, und es ift wenig Ausficht, daß dies in nächfter Zeit erfolgen 
wird, gelten zur Ergänzung die Iandesrechtlichen Vorſchriften. Die Folge hiervon 
iſt, daß die nach dem Deutjchen StrafGB. erlannten Yreiheitzftrafen im Deutfchen 
Reiche in keiner Weife gleich vollftredt werben. Weber die Vollſtreckung der einzelnen 
Strafen vgl. bejonders die Art. Todesftrafe, Zucht hausſtrafe, Feſtungs- 
haft, Gefängnißftrafe, Haft, Geldftrafe und Verweis, 

I. Bollftredende Behörde. Die Vollſtreckung der Urtheile ift Yuftig- und 
nicht Verwaltungsſache. Dies ift auch die Anfchauung des älteren Deutfchen Rechte ge= 
weſen, die ſich aber nur in einzelnen Deutfchen Staaten bis in die Neuzeit hinein erhalten 
hatte. Hiernach hatte das Gericht, welches die Unterfuchung geführt, Alles zu thun, 
mas zur Vollſtreckung des Urtheils erforderlich war. Im Gegenjah zu diefer An= 
ſchauung Hält die Franzöfiiche, der die meiften Deutfchen Strafprozeßgeſetze gefolgt 
find, daran feſt, daß die richterliche Thätigfeit „von allen außerhalb der Sphäre 
der Rechtſprechung liegenden Gefchäften möglichft frei zu halten“ fei, fieht diejelbe 
mit der Verkündung der Urtheile ala beendigt an und überträgt der Staatsanwalt- 
ſchaft die Vollftredung. Wenn man zur Rechtfertigung diefer Anſchauung fich noch 
darauf beruft, daß zu den Erforderniffen einer guten Strafrechtspflege eine ſchnelle 
und energifche Vollftredung der erlannten Strafen gehöre und diefe nur von einer 
Einzelperſon ausgehen fünne, jo fpricht dies doch mur gegen eine kollegialiſche 
richterliche Vollftredungsbehörde. Es mag jein, daß, wie Binding (Grundriß, 
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©. 197) jagt, die inftinktive Abneigung gegen die Entwickelung eines machtvollen 
Richterthums im modernen Prozeſſe bei der Entjcheidung der Frage, ob die Staats- 
anwaltichaft oder das Gericht das geeignetere Organ für die Vollſtreckung ber Ur 
theile jei, mitgewirkt Hat. Wllein es läßt fich nicht leugnen, daß, wenn die 
erforderlichen Garantien gegeben werden, die Stantsanwaltfchaft felbft dem Einzel- 
richter vorzuziehen ift. Bol. Hierüber die Verhandlungen in der Reichs-Juſtiz- 
Kommiffion bei Hahn, Materialien, bei. Bd. IH. Abth. 1 ©. 1180—1135. 

Die Deutiche StrafpO. 8 483 Abf. 1 Hat die Franzoͤſiſche Anfchauung adoptirt. 
Da fie die Amtsanwaltichaft, weil das Perjonal derjelben „vielleicht nicht überall die 
ausreichende Gewähr für eine angemefjene Strafvollftrefung geben wird“, ausdrücklich 
ausgeſchloſſen Hat (StrafPO. $ 488 Abf. 2), jo fungirt als Organ ber V. bie 
Staatsanwaltfchaft bei den Landgerichten. Kompetent ift die Staatsanwaltichait 
des Iandgerichtlichen Sprengels, in welchen das Urtheil gefällt if. In dem 
Deutichen EBG. 88 163 und 164 ift jedoch beftimmt, daß die Pflicht zur Rechts» 
hülfe fich nicht nur auf die Ablieferung der betreffenden Perfon erftredt, welche eine 
Zreiheititrafe zu verbüßen bat, fondern unter Umftänden auch auf die V. der 
Freiheitsſtrafe. Es gilt dies aber nur bei einer Freiheitsftrafe, welche die Dauer 
von ſechs Wochen nicht überfteigt. Eine jolche kann in demjenigen Bundesſtaate 
vollftreett werden, in welchem ber Verurtheilte fich befindet. 

In Schöffengerichtsjacdhen, d. h. nicht blos in den Straffachen, welche 
an fi zur Zuftändigkeit der Schöffengerichte gehören, fondern auch in denen, welche 
den Schöffengerichten überwiejen find, Tann durch Anordnung der Landesjuftigver- 
waltung die Straf-B. den Amtsrichtern übertragen werden (StrafPO. $ 483 
Abf. 3). Don bdiefer den Landesjuftizverwaltungen eingeräumten Bejugniß haben 
faſt alle Gebrauch gemacht. — Abgeſehen Hiervon können der Unterfuchungsrichter 
und der Amtsrichter die V. von Beichlüffen und Verfügungen unmittelbar, d. h. 
ohne Bermittelung der Staatsanwaltichaft, veranlaffen (StraßßO. $ 36 Abi. 2). 

Ein Einfluß des Gerichts auf die Straf⸗-V. zeigt fi) in verſchiedenen Fällen, 
jei es weil das zu vollftredende Urtheil unvollitändig ift (Feftjegung ber an Stelle 
der Gelbftrafe tretenden Freiheitsſtrafe, Zuerkennung einer Gejammtftraje), fei es 
weil fi zwiſchen dem Organ ber V. und den bei Leßterer betheiligten Perfonen 
(Angellagter bzw. Angehörige) Streitigkeiten über die Zuläffigleit der Straf-V., die 
Berechnung der Strafe, die Anrechnung der in einer Kranfenanftalt verbrachten 
Zeit, einen Auffchub der Straf⸗V. ergeben. Bol. hierüber Dochow, ©. 831 ff.; 
Binding, ©. 200; Meves, ©. 491 fj. Die Entſcheidungen in biejen Fällen 
werden von dem Gerichte erfter Inftanz ohne mündliche Verhandlung erlafien, doch 
muß ber Staatsanwaltichaft und dem Berurtheilten vor der Enticheidung Gelegen- 
heit zur Stellung und Begründung von Anträgen gegeben werben. Sie find, injo- 
fern fie nicht von er erlaſſen find, durch jofortige — anfechtbar 
(StrafBO. $ 494 Abi. 4). 

u. Besauet kangen der Vollſtreckung. 1. Ein Urtheil, in 
welchem auf Strafe bzw. neben der Strafe auch noch auf Buße erkannt ift. 
Dem Urtheil gleich geachtet wird der amtsrichterliche Strafbejehl, gegen welchen 
wicht rechtzeitig Einſpruch erhoben mworben ift (StrafPO. $ 450). Freiſprechende 
Urtheile bedürfen keiner bejonderen Vollſtreckung. Die Aufhebung der Haft, die 
Herausgabe der in Beichlag genommenen Gegenftände u. j. w. find Folgen des frei 
fprechenden Urtheils und fünnen nicht als eine V. deſſelben angefehen werben. 

2. Rechtskraft des Urtheils (vgl. diefen Art. Bd. I, ©. 284 ff.). 
Ein Urtheil ift nach der Deutjchen StrafPO. rechtskräftig, wenn es durch Berufung 
ober Revifion nicht mehr angefochten werben kann, d. h. wenn die Einlegungsfrift 
verftrichen ift, ohne daß ein Rechtsmittel eingelegt oder auf Einlegung eines folchen 
verzichtet oder das eingelegte zurückgenommen oder der Inftanzenzug erſchöpft ift. 
Die Zuftellung des Urtheil® hat feinen Einfluß auf die Rechtskraft. Die Deutiche 
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Straf PO. verlangt, damit ein Urtheil vollftredt werden kann, daß dafjelbe für alle 
zur Ginlegung von Rechtsmitteln berechtigten Perfonen rechtöfräftig geworden fei. 
Die Härte, die darin für den zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilten Tiegt, daß das 
für ihm bereit rechtskräftige Urtheil noch nicht zu vollftreden ift, weil 3. B. von 
der Staatsanwaltichaft ein Rechtsmittel eingelegt ift, wird daburch gemilbert, da 
auf die zu vollſtreckende Freiheitsſtrafe unverkürzt diejenige Unterfuchungshait anzu⸗ 
zechnen ift, ſeitdem das Urtheil für ihm rechtskräftig geworden ift (StrafPO. 
$ 482). — Da die Rechtskraft des Urtheils durch Einlegung eines Rechtsmittels 
nur fo weit gehemmt wird, als es angefochten ift, jo kann ein Urteil theilweife 
echtöfräftig werden. Es fragt fich, ob ein folches Urtheil bereits vollftredt werben 
kann. Diefe Frage ift zu verneinen. Es giebt jedoch Fälle, in welchen ein theil- 
weife techtöfräftiges Urtheil ohne praftifche Unzuträglichkeiten vollſtreckt werden kann. 
Dies ift zunächit der Fall, wenn nur einer von mehreren Angeklagten die Revifion 
eingelegt bat. Obgleich Hier noch eine Abänderung bes Urtheil® zu Gunften ber 
übrigen Angeklagten ftattfinden kann (StraſPO. $ 897), wird mit der B. gegen bie 
Ießteren begonnen werden können, wenn fie feinen Wiberfpruch biergegen erheben. 
In gleicher Weiſe wird zu verfahren fein, wenn ein Angeflagter in einem Urtheile 
wegen mehrerer ftrafbarer Handlungen berurtheilt und das Urtheil wegen einer ftraf- 
baren Handlung rechtskräftig geworben iſt. Es ift dies jeboch nur zuläffig, wenn 
nicht auf eine Gefammtftrafe zu erkennen iſt. Meber die angeregten Fragen vgl. 
beſ. Voitus, Kontroverien, Bd. II. ©. 29 ff. x 

8. Vollſtreckbarkeit des Urtheils. Obgleich jebes rechtäfräftige Urtheil 
an ſich auch vollſtreckbar ift, fo können doch Gründe eintreten, welche der V. des 
rechtskräftigen Urtheils derartig entgegenftehen, daß fie biefelbe aufheben (Tod — 
abgefehen von ber Geldftrafe — Berjährung, Begnadigung) ober wenigftens auf- 
ſchieben. Tobesurtheile können vor der Entichließung des Staatsoberhauptes, von 
dem Begnadigungsrechte feinen Gebrauch machen zu wollen, nicht vollftredt werden 
(StrafPD. 8 485). An ſchwangeren Perfonen ift ein Todegurtheil ebenfalls nicht 
au vollitreden. Alle Strafen gegen Geiftesfranfe müßten außgeichloffen fein; die 
Deutiche Straf PO. erwähnt dies jedoch nur Hinfichtlich der Todes- und der Freiheits- 
ftrafen (StrafPD. 88 485 Abf. 2, 487 Abſ. 1). Die B. der Freiheitsſtrafen ift 
außerdem noch aufzufchieben, wenn hierdurch eine nahe Lebensgeſahr für ben Ber- 
urtheilten zu beforgen fteht, oder derſelbe fich in einem körperlichen Zuftande befindet, 
bei welchem eine fofortige V. mit der Einrichtung der Strafanftalt unverträglich ift 
(StraPO. $ 487 Abf. 2 und 8). Während aus ben angegebenen Gründen der 
Aufſchub der V. von Amtswegen eintritt, kann auf Antrag bes Berurtheilten die 
V. aber nicht über 4 Monate aufgefchoben werden, ſofern dem Berurtheilten ober 
der Yamilie beffelben erhebliche, außerhalb des Strafzwecks liegende Nachtheile er= 
wachen (StrafPO. 8 488). — Diefelben Gründe, welche den Beginn der 3. 
hindern, müßteneauch eine Unterbrechung der bereit? begonnenen V. bewirken; boch 
enthält die StraPO. hierüber Teine Beftimmung. Weber die Aufichiebung und 
Unierbrechung erlannter Freiheitsſtrafen aus ärztlichen Gründen vgl. bei. Baer in 
der B.I.Schr. für gerichtl. Medizin N. %. Bd. XXXU. ©. 52—74. 

4. Die Vollſtreckung erfolgt auf Grund einer von bem Gerichtsſchreiber zu 
ertheilenden, mit der Bejheinigung ber Vollſtreckbarkeit verjehenen be— 
glaubigten Abfchrift der Urtheilsformel (StrafPO. 8 488 Abf. 1). Bei Freiheits- 
ftrafen ift die vollſtreckende Behörde befugt, wenn der Verurtheilte fich nicht freiwillig 
zum Antritt der Strafe ftellt oder der Vorlabung nicht Folge Leiftet, bzw. ber 
Flucht verdächtig ift, einen Vorführungs- oder Haftbefehl zu erlaffen. Iſt der Ber- 
urtheilte flüchtig, oder hält er fich verborgen, fo Tann ein Steckbrief erlaffen werben 
(Straf PO. 8 489). Bei der Todes» und der Geldftrafe find biefe Zwangsmittel 
nicht erforberlich: ob fie analog bei der Vollſtreckung des Verweiſes anwendbar find, 
iſt beftritten, wird aber wol zu berneinen fein. 
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Lit: Außer den Kommentaren jur Deutihen Straf PO. und den Werfen von Pland 

und Zadariä vgl Dogım, —— eß (8. Aufl.), S. 329 ff. — Meves in 
dv. Hdlkenborfn, F Handbud) bes eutfihen —— tes — II. S. 4689-497. — 
Geyer, Lehrbuch des gemeinen Deutſchen Strafprozekrechtes (1880), S. 887—898. — Bin: 
ding, Grundriß gemeinen Deutſchen Strafprozeßrechtes (1881), ©. 196—201. — Dalde 
und Genzm er, Handbuch der Strafvollſtreckung und Gefängnikverwaltung in Zul (1881). 


Bollſtreckungsurtheil. Eines befonderen B. im Gegenſatz zur Vollitredungs- 
klauſel (f. den Arte Zwangsvollſtreckung) bedarf es für die Ermöglihung der 
Zwangsvollitredung aus dem Urtheil eines ausländifchen Gerichtes und aus einem 
Schiedsſpruch. Das V., welches die Zuläffigfeit der Zwangsvollſtreckung ausſpricht, 
fann nur auf bem Wege der Klage gegen den Schuldner erlangt werden. Die 
lettere ift im erfteren Fall bei dem nach den allgemeinen Regeln zuftändigen Gericht 
des allgemeinen Wohnſitzes des Bellagten, in Grmangelung eines ſolchen, beim 
Gericht des gelegenen Vermögens, im zweiten bei demjenigen Gericht, welches im 
Schiedsvertrage bezeichnet, eventuell demjenigen, welches für die gerichtliche Geltend- 
machung des Anfpruches zuftändig fein würde, anzubringen. Des Weiteren ſ. bie 
Art. Rechtshülfe und Schiedsrichter. 

Quellen: Deutiche CPO. SS 660 ff., 868 ff. i BP. Hinfſchius. 


Borbereitende Schriftſaätze. Ueber die Bedeutung der v. ©. für die Bor« 
bereitung der mündlichen Verhandlung und ihre Nothwendigfeit ift ſchon in dem Art. 
Mündlichkeit (vgl. auch die Art. Anwaltsprozeh, Parteiprozeß, Klage, 
Klagebeantwortung) gehandelt. Im Uebrigen kommt noch folgendes in Betracht. 
Die v. ©. follen enthalten (— das ift nur eine inftruftionelle, nicht bei Strafe der Nichtig« 
feit zu beachtende Vorſchrift —): 1. die Bezeichnung der Parteien und ihrer gejeglichen 
Vertreter nad) Namen, Stand oder Gewerbe und Parteiftellung; die Bezeichnung 
des Gerichts und des Streitgegenftandes, ſowie die Angabe der Zahl der Anlagen; 
2. die von ber Partei in dem mündlichen Termine zu ftellenden Anträge; 3. die 
tatfächlichen Derhältniffe, welche zur Begründung der Anträge dienen; 4. die Er— 
klärung auf die thatfächlichen Behauptungen des Gegners (falls diefer ſchon einen 
v. S. hat zuftellen laſſen); 5. die Bezeichnung der Beweismittel, welcher fich bie 
Bartei bedienen will, und in dem zu 4 gedachten Falle, auch diejenigen, welche 
fie zur Widerlegung thatfächlicher Behauptungen des Gegner? zu bemußen gedenkt, 
fowie die Erklärung über die von den letzteren bezeichneten Beweismittel; 6. in 
Anwaltsprozefjen die Unterfchrift des Anwalts, in anderen Progeffen die Unterſchriſt 
der Partei ſelbſt oder ihres Vertreters. Dem Schriftſatze ſind die in den Händen der 

Partei befindlichen Urkunden, welche in demſelben in Bezug genommen find, in 
ade oder Abjchrift, wenigfteng in Extrakten ihres relevanten Theiles, beizufügen, 
es jei denn, daß fie dem Gegner bereits befannt ober von bebeutendem Umfange 
find, in’ welchen Fällen eine genaue Bezeichnung derſelben mit dem Erbieten, die 
Ginficht zu gewähren, genügt. Immer ift aber die Partei verpflichtet, wenn fie 
techtzeitig dazu aufgeforbert wird, die im ihren Händen befindlichen Urkunden, auf 
die fie Bezug genommen bat, vor der mündlichen Verhandlung auf der Gerichte- 
Ichreiberei nieberzulegen und den Gegner von ber Nieberlegung zu benachrichtigen, 
welchem zur Einficht eine freilich auf Antrag durch den Gerichtäporfigenden zu ver— 
längernde oder abzukürzende Frift von 8 Tagen zufteht. Die Rechtsanwälte können aber 
unter fich die Mitteilung der Urkunden von Hand zu Hand gegen Empfangs- 
beicheinigung bewirken. Zuzuſtellen ift ein v. S., welcher neue Zhatjachen oder anderes 
neues Vorbringen enthält, mindeftend eine Mode und, jalla er einen Zwiſchenſtreit 
betrifft, 3 Tage vor ber mündlichen Verhandlung. Dient er nur alß Gegenerflärung 
auf neue Vorbringen, fo kommt die zuleßt gedachte Friſt ebenfalls zur Anwendung, 
jedoch iſt bei einem Zwiſchenſtreit die Zuſtellung einer ſchriftlichen Gegenerklärung 
nicht erforderlich. Von jedem für den Gegner beſtimmten v. ©. a I Partei für 

v.Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 
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das Prozeßrecht eine Abſchrift nebſt Abſchrift der Anlagen auf der Gerichtsſchreiberei 
niederzulegen, und zwar dann, wenn eine Terminsbeſtimmung oder eine Zuſtellung 
unter Vermittelung des Gerichtsſchreibers erfolgen ſoll, bei der zu dieſen Zwecken 
erforderlichen Ueberreichung der Urſchrift, in anderen Fällen ſofort nach Zuſtellung 
des Schriftſatzes an den Gegner. 

Quellen: Deutſche CPO. 55 120—126. BP. Hinſchius. 


Vorfluth. Das Wort entitammt dem älteren Preuß. Provinzialvecht, die 
Sade ift ſchon dem Röm. Rechte befannt; die V. bedeutet den Ablauf de auf 
dem Boden befindlichen Waſſers nach Maßgabe der natürlichen Bodengeftaltung. 
Das Recht der B. umfaßt die Beſchränkungen und Verpflichtungen, welche kraft 
Geſetzes den Grundbefigern im Intereſſe eines den Bodenverhältnifien fich anpafjenden 
Wafjerablaufß auferlegt find. Das Röm. Recht behandelt nur die B. beim Ablauf 
bes Regenwaſſers. Danach ift der Befier eines tiefer gelegenen Grundſtücks ver- 
pflichtet, dag vom oberen Grundftüde nach der natürlichen ZTerraingeftaltung herab⸗ 
kommende Regenwafler aufzunehmen, und er darf feine künſtlichen Hindernifſe — 
Dämme, Wege u. dgl. —, die den Ablauf hemmen Tönnten, anbringen. Anderer- 
feit? liegt den Befigern ber oberen Grundftüde, und zwar nicht blos denen der 
unmittelbar anftoßenden, die Verbindlichkeit ob, die V.verpflichtung für die Beſitzer 
der tiefer gelegenen Grundftüde nicht durch künſtliche Vorrichtungen (3. B. Samm- 
lung des Regenwafjers in einem Kanal ober fünftliche Aenderung der Ablaufverhält- 
niffe) zu erſchweren. Wird der Ablauf auf dem tieferen Grundftüde durch fünftliche 
Vorrichtungen zum Nachtheil der oberen gehemmt, fo hat der Beſchädigte die actio 
aquae pluviae arcendae, welche auf ein restituere, d. i. Die Bejeitigung de ordnungs= 
widrig Gefchaffenen, gerichtet iſt; tritt duch natürliche Greigniffe, 3. B. Erd- 
rutjch, Uferabbruch, eine Hemmung des Waflerablaufs auf dem unteren Grundſtück 
ein, fo hat ber Befiter des daburch benachtheiligten oberen Grundjtüd® mittels der 
auf ein pati gerichteten actio aquae pluvise arcendae utilis bie rechtliche Mög- 
lichkeit, das natürliche Ablaufverhältniß auf dem tieferen Grundftüd unter Ent- 
ſchädigung bes Befiers ſelbſt wieder Herzuftellen. Durch diefe Beitimmungen bes 
Röm. Rechts find unmittelbar aus dem Nachbarverhältnig hervorwachſende geſetzliche 
Verpflichtungen und Beichränfungen der Grundbefiber begründet, welche ala dem 
Privatrechte angehörig auch durch bejondere Nechtstitel, namentlich” Vertrag und 
Erfigung (wobei ſchon nach Römiſchem Recht die Unvorbenklichkeit bes beitehenden 
Zuftandes maßgebend ift), geändert werden können; wo krafi ſolcher Rechtätitel 
dem Wafler ein anderer Lauf gegeben, fünftliche Vorrichtungen und Anlagen ge= 
ichaffen wurben, iſt der hiernach begründete Zuftand der Ablaufverhältniffe ala die 
techtmäßige Regelung der V. zu jchüßen. 

Die neueren Gejeßbücher, 3. B. Preuß. Allg. CR. I. 8 $ 102 ff.; Code civ. 
art. 640; Bayr. Waffergefeh Art. 3435; Sachſ. BEB. 88 354—356; Oefterr. 
Wafjergefeß $ 11, Haben für den Ablauf des wilden Waſſers diefe Be— 
itimmungen des Röm. Rechts im Weſentlichen beibehalten, übrigens zum Theil — 
vgl. Sächſ. BGB. J 356 — die Verpflichtung der Beſitzer tiefer gelegener Grund= 
ſtücke, dem oberen Beſitzer die Befeitigung von Hemmniſſen zu gejtatten, noch 
erweitert oder auch — dgl. Preuß. Allg. ER. I. 8 88 102, 104 — die Ber- 
pflichtung des tieferen Beſitzers zur Geftattung der V. in den Fällen eingefchränft, 
wo das untere Grundftüd mit einem Gebäude beſetzt ift oder dem Befier die Mög- 
lichleit einer weiteren Ableitung des Waſſers mangelt. 

Ein großer Fortſchritt im V. recht der neueren Gefehgebungen wird aber dadurch 
bezeichnet, daß einerjeits das im Röm. Recht nur für das Regenwaſſer geltende 
Prinzip auf alle fließenden Gewäffer, Gräben, Kanäle, Privatbäche, öffentliche Flüffe, 
ausgedehnt, und daß amdererjeits die Aufficht über bie Erhaltung der V., joweit 
die öffentlichen Intereffen des Waflerichuges in Frage kommen, zu einer Sache der 
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Verwaltung gemacht wurde. Namentlich iſt in Preußen ſchon ſeit Anfang bes 18. 
Jahrh. die Regelung der V. von der Verwaltung in die Hand genommen worden; 
die den Verwaltungsbehörben bei der Regelung der B.verhältniffe zukommenden 
Befugniſſe wurden zunächſt durch Provinzialedikte, 3. B. für Schlefien durch Edikt 
vom 20. Dezbr. 1746, und endlich für das gefammte Staatsgebiet durch das noch 
jet geltende Gefe vom 15. Novbr. 1811 geregelt. 

Der jebige, freilich partifularrechtlich jehr vielartig geftaltete Zuftand des Deutfchen 
B.rechts läßt fich nad) feinen Grundzügen folgendermaßen zufanmenfafjen. Wer ein 
fließendes Waſſer, ſei es wildes Wafler, fei es ein Tünftlicher "Graben oder Kanal, 
fei es ein natürlicher Wafferlauf, befitzt oder zu beffen Benützung berechtigt ift, 
darf nicht durch Tünftliche Vorrichtungen den nach der Bodengeftaltung ftattfindenden 
Ablauf zum Nachtheile Anderer hemmen und ift verpflichtet, Hemmungen, welche 
dur Zufall und Naturereigniffe entftehen, entweder jelbft zu befeitigen ober Doch 
anderen Betheiligten bie Beleitigung zu geftatten; gegenüber den Befiztzern tiefer 
gelegener Grundftüde und Benubungsanlagen fteht ihm der gleiche Rechtzanfpruch 
au. Im Einzelnen gelten Hinfichtlich des Regenwafſers mit den oben bezeichneten 
Modifilationen die Grundfähe des Nöm. Rechte. Bezüglich der fünftlich angelegten 
Gräben und Kanäle ift für den Befißer Fraft der ihm obliegenden Pflicht zur In⸗ 
Ttandhaltung auch die Verbindlichkeit begründet, dieſelben von Hinderniffen der V. 
du räumen, foweit biefelben für andere Betheiligte, benachbarte Grundbeſitzer ober 
Benüßungsberechtigte, Nachtheile erzeugen. Was die große Zahl ber natürlich 
fließenden, nicht Öffentlichen Bäche und Flüſſe angeht, fo ift e8 nach Geſetz, ftatuta- 
riſchen Vorſchriften, Herkommen entweder jatultativ Sache der Anlieger und 
Benüungsberechtigten, duch Räumung und Ausfrautung für die Erhaltung der V. 
zu forgen, oder es ift den einzelnen Beſitzern und fonftigen Berechtigten, jedem 
innerhalb des Bereiche feines Beſitzes ober Benübungdrechts, die Räumung zur 
Pflicht gemacht, wobei manchmal die Bildung von Genoſſenſchaften zur Erfüllung 
dieſer Aufgabe vorgeſehen ift, oder es ift enblich, foweit die öffentlichen Intereſſen 
des Schubes größerer Flächen in Frage ftehen, der Gemeinde, als ber beitehenden 
Drganifation der Gemarkungsgenoffen, die Verpflichtung zur Erhaltung der B. auf 
exlegt, wobei nicht jelten die Koften ala eine Sozietätzfaft auf die unmittelbar 
Beteiligten ausgefchlagen werden fönnen. Für die dem allgemeinen Verkehrs— 
gebrauch dienenden öffentlichen, d. h. jchiff- bzw. floßbaren Gewäſſer ift die Erhal- 
tung der V. in der Regel ala eine Aufgabe des Staats, manchmal übrigens, 
nammtlih an floßbaren Gewäſſern, auch ala Sache der Verkehrsintereſſenten 
(Zlößereigenofjenjchaften) anerfannt. Soweit zwifchen einzelnen betheiligten Grund- 
und Anlagenbefigern über die Rechtsverhältniffe der V. beim Regenwaſſer, an Gräben, 
Bächen und fonftigen Privatgewäſſern Streitigfeiten entftehen, find die bürgerlichen 
Gerichte zur Entfcheidung berufen. Die der Verwaltung Hinfihtlih der V. zu- 
ftehenden Befugniffe gelangen namentlich darin zum Ausdrud, daß alle wichtigeren 
Anlagen, welche ein dauerndes Hinderniß der V. bilden können, insbeſondere Stau⸗ 
anlagen für Wafjertriebwerfe und für Bemwäfferungsunternehmungen, Brüden, Dämme, 
einer vorgängigen Genehmigung ber Verwaltungsbehörbe bebürien, daß die Verwal- 
tungsbehörbde die Befeitigung oder Abänderung folder Hemmniffe, ſofern das öffent« 
Liche Intereſſe dadurch ala benachteiligt erjcheint, herbeiführen und bie verpflichteten 
Berbänbe, Gemeinden, Anlieger, Benugungsberechtigten im Intereffe der Erhaltung 
der V. zur Räumung der fließenden Gewäfjer anhalten kann. 

Gigb. u. Bit.: —S — 19 Rn 102—117. — Geſet v. 15. Nobbr. 1811 wegen 
BWafierftauend und Berfi er 2 — — Seuche dom 9. — 1867 Neuvor⸗ 
Yan u. Rügen. — Code Air. engen Ar 34 Sachſ. 

8543566. — ehem —— Sion. — —X J16 — 
v. Gerben, $ 61. — Stobbe, Handbud 92. — Endemann, —A ale, 
recht, — Nieberding, Breuß. Wafferrecht, ©. 49 ff. — Peyrer, Oefterr, Waller: 
tedt, eo. R. Scentel. 
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Borführungsbefehl. Weberall im Gange des Strafverjahtens kann der 
Richter auf Grund einfacher münblicher Anordnung den Verhafteten, Beichuldigten 
zur Vernehmung ober zur Entgegennahme von Mittheilungen vorführen laſſen. 
Eines Törmlichen, fehriftlich außgefertigten V. bedarf es dagegen in ſolchen Fällen, 
in denen es barauf ankommt, fich ber Perfon des Abweſenden zu verfichern. Der 
V. ift daher eine dem Haftbefehl analoge Mafregel, ein Mittelweg zwiſchen ber 
ehemaligen Realcitation des Gem. Rechts und dem Haftbejehl im technilchen Sinne, 
vornehmlich anwendbar für jolche Fälle, in denen der Befchuldigte der Ladung den 
Gehorſam verfagte, die Schwere der ihm zur Laft gelegten Handlung aus den Um— 
ftänden nicht deutlich erfannt werden kann und bie Bebeutung der Yluchtgefahr bei 
der Ungewißheit der möglicherweife eintretenden Straffolgen nicht Hinteichend erfannt 
werben kann. Vorführung Tann gleichzeitig mit der Ladung angebroßt werben. 
Wird dagegen ein B. zum Zwecke fofortiger Vorführung erlafjen, jo müſſen Gründe 
vorhanden fein, auß denen auch ein Haftbejehl exlaffen werden könnte. Der Be— 
ſchuldigte ift in dem betreffenden Schriftftüd genau zu bezeichnen, um Verwechfe- 
lungen jeiner Perfon auszufchließen, die ihm zur Laft gelegte Strafthat neben dem 
Grunde der Vorführung anzugeben. Die Vernehmung muß fofort nach geichehener 
Vorführung fpäteftens im Laufe des nächftfolgenden Tages geichehen, andernfalls 
mit dem Ablauf beffelben die reilaffung eintreten muß. Der VBorgeführte hat, 
wenn er nicht alsbald nach feiner Einlieferung entlaffen wird, Anfpruch darauf, 
nach denjelben Grundſätzen behandelt zu werden, wie Unterfuchungsgefangene. Seine 
Aufnahme in ein Straigefängniß muß ala unzuläffig erachtet werben. Daß bie 
Vorführung gerade an die Gerichtäftelle gefchehe, ift nicht erforderlich; auch am 
Orte der Augenfcheinzeinnahme Tann die Anweſenheit des Beichuldigten erfordert 
werden. Nur der Richter, nicht die Staatsanwaltichaft Tann einen V. erlaffen 
(anderer Meinung Voitus). Auch während der Hauptverhandlung kann das 
perfönliche Erfcheinen des Angellagten durch einen V. oder Haftbefehl erziwungen 
werden; ingleichen zum Zwecke des Strafvollzugs, wenn der Berurtheilte der Ladung 
zum Strafantritt keine Folge giebt oder der Flucht verdächtig ift. In diefem Falle 
ift die Staatsanwaltichaft zum Erlaß des V. befugt. Die Unterjcheidungslinie 
zioifchen V. und Haftbefehl ift bei alternativer Zulaffung beider eine durchaus 
ſchwankende im Geſetze. 

Das Franz. Recht unterſcheidet gleichfalls neben dem Haftbefehl noch ander— 
weitige Maßregeln der Freiheitsbefchräntung: den Erſcheinungsbefehl (mandat de 
comparution), den ®. (mandat d’amener), den Verwahrungsbefehl (mandat de depöt). 

Quellen: Learn. SE 133—1836, 285, re Oeſtexx. u . 88 172-175. — 

Be: H C. art. 9 Straf PO. "art. 182 — Ital. 6 vom 30. Juni 1876. 
it.: — ı Panbbug) des StrafProz., MR I. — v. —B————— Handbuch 
—E—— Rechts, — Ullmann, Defterr. StrafPD., ©. 4 Helie, 
Pratique eriminelle a Saure = tribunaux, I. p. 101; Derietbe, Ir Trait6 de linstruction 
erim., IV. 1955—1961. — Boitard, Legons de droit erim., 607. — Casorati, 
Di alcuni principali riforme, introdotte nella vigente u ‚penale italiana, Ir 
p. 14. v. Holgendorf 


Vorkaufsrecht (jus protimeseos) ift das Vorrecht, welches Jemandem auf 
die Erwerbung einer Sache eingeräumt ift. Daffelbe pflegt im Röm. Recht zunächit 
ala Nebenabrede bei einem Kaufvertrage vorzulommen, in welchem fich der Käufer 
verpflichtet; bei einem ſpäteren Verkauf der Sache dem Verkäufer den Vorzug zu 
geben, vorausgeſetzt, daß dieſer die von einem dritten Kaufluftigen angebotenen 
Bedingungen übernimmt. ine bejondere Art des V. ift es, wenn ber Säufer fich 
verpflichtet, die Sache künftig feinem Andern, als dem Verkäufer zu überlaffen 
di. 75 D. 18, 151. 21 $ 5 D. 19, 1, welche ſowol von Sintenis, II. 
$ 116 Anm. 235, al von Glüd XVI. ©. 160 falich auigefaßt werden). Das 
jus protim. fann aber auch in anderen Beborrechtigungen, 3. B. einem Vorpachts- 
techt beftehen (1. 75 cit.) und es fann nicht blos bei anderen Verträgen, 3. B. bei 
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der Pacht, vorkommen, ſondern auch ſelbſtändig durch Vertrag (1. 122 8 3 D. 
45, 1) und Zeftament begründet werden. Es findet fich emdlich auch ein gejeh- 
liches B. in folgenden Fällen: 1) für den Fisfus beim Berfauf aus Privatberg- 
werfen (1. 1 C. 11, 6), 2) für den dominus directus beim Verkauf eine emphy= 
teutifchen Grundſtücks (1. 3 C. 4, 66); 8) bei Berfteigerungen im Konkurſe für 
die Gläubiger, bzw. unter ihnen für denjenigen, welcher die höchſte Forderung bat, 
fowie unter anderen Perfonen für die Verwandten des Gemeinfchuldners (1. 16 
D. 42, 5; 1. 60 D. 2, 14). Nicht dagegen ift das Recht des erften Käufers bei 
der in diem addictio als ein V. zu bezeichnen (jo Sintenis, Keller u. 4), 
weil biefer den befleren Bieter nicht überbieten muß und feine Bejugniß nur in 
einem Ginttittsrecht in den jpäteren Vertrag befteht. — Vorausſetzungen des B. 
find, daß der Verlauf der Sache vom Eigenthümer beabjichtigt wird und der 
Berechtigte zur Uebernahme der durch den Dritten gebotenen Bedingungen bereit 
it (. 8 C.4, 66; vgl. 1.4 C. 11, 71). Der Berpflichtete muß deshalb von 
dem Verkauf dem Berechtigten Anzeige machen und die ihm zur Erklärung gegebene 
ober geſetzliche Zeit (jo bei der Emphyteuſe von 2 Monaten) abwarten, nach deren 
fruchtlofem Berlauf das V. erliicht. Unterläßt der Verpflichtete diefe Anzeige, jo 
bleibt außer bei der Emphyteuſe (1. 3 C. 4, 66) die an einen Dritten vorge— 
nommene Veräußerung. gültig und der Vorkaufsberechtigte kann gegen feinen Pacis- 
zenten nur das Interefje mit der actio venditi einfordern (1. 75 eit.), denn das 
DB. hat umbezweifelt nur obligatoriiche Wirkungen (Seuffert, Ar. VIL 837). 
Im Gem: Recht entitand jedoch in Folge des deutfchrechtlichen Netrafts= oder Näher- 
rechts (f. diefen Art.) bald eine Verwirrung. Man ließ nur für das vertrage- 
mäßige B. die obligatorifchen Wirkungen beftehen und Iegte ben gejeblichen Fällen 
befielben, ſowie den aus dem Deutjchen Recht Hergeleiteten dingliche Natur bei 
(Städ, XVI. 156 ff). Troßdem man fich des Unterſchiedes beider Inſtitute 
bewußt war (Madihn, Diss. de jure protim. ejusque a jure retractus discrimine, 
1758; Walch, Näherrecht, ©. 92 ff.), trat doch eine Vermiſchung der Grundfäge 
des V. und Näherrecht? ein, welches nicht ohne Einfluß auf die partifularrechtliche 
Entwidelung geblieben ift. So erwähnt der Cod. Max. Bav. das V. als eine 
beſondere Art des Retraktes (r. conventionalis) und findet den Hauptunterfchied 
zwifchen diejem und dem eigentlichen Retrakt nur darin, daß das V. nur einen 
bevorſtehenden Verkauf verhindern ſoll; ift aber dieſer dennoch geichehen, fo treten 
die Wirkungen des verletzten Näherrecht? ein. — Bon ber gemeinrechtlichen Ver— 
mengung ift auch das Preuß. Allg. LH. nicht freigeblieben, wie dies fchon bie 
Definition in I. 20 8 568 zeigt, welche einerjeits den gejchehenen Verkauf voraus⸗ 
jet, andererſeits aber dem Berechtigten feinen Abtrieb gewährt. Wird es durch 
Willenserklärung begründet, jo hat es nur obligatorifche Wirtung — und dies 
findet ſtets ftatt bei beweglichen Sachen. Das gefehliche B. dagegen ift binglicher 
Ratur, welche auch bei Immobilien dem durch Willenserklärung entftandenen in 
Folge Eintragung in die Hhpothefenbücher beigelegt werden Tann. Das V. ift 
nicht übertragbar und Hinfichtlich der Vererbung an die Vorjchriften des Wieder- 
taufsrechts (j. diefen Art.) gebunden. Vorausſetzungen find: 1) ein wirklicher 
Verlauf, nicht auch ein anderes Veräußerungsgeſchäft; 2) Anzeige an den Berechtigten, 
welche bei dinglichem B. und bei der Subhaftation in beftimmten Formen zu gejchehen 
bat; 8) Erflärung des Berechtigten binnen beftimmter Friſt; vorher kann der Ber- 
pflichtete und der dritte Käufer noch immer von dem Bertrage zurücktreten. Gejchieht 
ber Berlauf ohne Rüdficht auf den Berechtigten, fo hat dieſer eine perfönliche In— 
terefieforderung gegen den Berpflichteten, er kann aber auch den dritten Käufer ver— 
drängen, wenn biejer die Eriftenz des perjönlichen V. kannte. Beim binglichen V. 
treten ganz die Wirkungen des verlegten Näherrechts ein (f. diefen Art.), fo jedoch, 
daß die gejeßliche Retraktsklage weber vererblich noch veräußerlich ift. Das perfün- 
liche V. erlifcht, wenn eine Erklärung nicht erfolgt, für immer; das gejehliche ver⸗ 
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jährt in 30 Jahren, während das eingetragene durch Löfchung im Grundbuch, Ber- 
sicht und Eintritt des dies ad quem untergeht. Die Zahl der gefehlichen V. ift 
ſchon im ER. felbft und noch mehr durch die jpäteren Geſetze eingeſchränkt worden; 
gegenwärtig befteht ein ſolches nur für den Miteigenthümer zu ibeellen Theilen 
und den Enteigneten, wenn fpäter das enteignete Grundftüd von dem Enteigner 
wieder veräußert wird. Das Sächſ. BEL. fteht im Allgemeinen bezüglich der Ber- 
ſchmelzung des perfönlichen u. dinglichen Vorkaufsrechts auf dem Standpunkt des Preuß. 
AUG. ER. — Das Oeſterr. BGB. dagegen hält die obligatorifche Natur des V., 
welches als pactum adjectum beim Kauf erwähnt wird, durchgehends aufrecht und 
bemerkt nur, daß es durch Eintragung dinglich werben kann und dann auch einen 
Adtrieb des Dritten zur Folge hat. — Der Code civil enthält keine beftimmten 
Vorſchriften über das B., bringt es aber im gewifler Weife mit dem Wieder- 
kaufsrecht (f. um At) in re 
—— aD EDEL TELS 
11,6. — 1.3 ee 5. —160D.2,14. — 1.4 C. 11,71. — Cod. 
ie "Bar. IV. sur 18. br Allgem. SR. I. 20 3 568—657. — Gef. vom 8. 
November 1888 16-19. — ei. vom 2. im 150 ne 68 2 — Gefeh vom 24. 
ai 1865 sa ‚141. — Ebilt vom 9. Oftober 1807 Gef. vom 11. Juni 1874 
——— Art. 470. — Oeſterr. BGB. 88 1072-1079. — Sidi. BGB. 55 


Sit.: Unter d. Lehrbb. bei. Gluck, Komm. XVI. ©. 157 ff. — SinteniB, $ 116. — 
Koch, Recht ber Ben, II. 285 fi. — Pörfter, Theorie und Praxis bed Preuß. 
Privatrecht3, III. 5 189. Kayſer. 


Vormerkungen im Grund» ober Hypothekenbuch find Einſchreibungen ſolcher 
Rechtsanfprüche, denen die Rechtswirkungen der Publizität, Erkennbarkeit und Gel— 
tung gegenüber neuen Erwerben des Eigenthums oder dinglicher Rechte gefichert 
werden follen, während Hinderniffe obwalten, welche der vollen Verwirklichung jener 
Anfprüche mittel einer endgültigen Eintragung oder Löſchung zur Zeit entgegen- 
ftehen. Während Medlenburg (auch Hamburg) unter dem Beifall der Kenner bes 
dortigen Rechts die Eintragung zwar von Diepofitionsbeichränfungen, nicht aber 
(abgejehen von wenigen Ausnahmafällen für Einreden) von V. zuläßt, hat bie 
Mehrzahl neuerer Deutfcher Geſetzgebungen dieſe vorwiegend im Sinne der vor⸗ 
läufigen Eintragung von Hypothelen entwidelt. So liegt nach dem BGB. für dag 
Könige. Sachen 88 404—407 in jedem Eintragsantrage ala minus der Antrag 
auf ®., und eine folche ift einzufchreiben, ſobald einerſeits die Forderung und der 
Rechtsgrund ihrer Eintragung durch underbächtige Urkunden bejcheinigt wird, anderer⸗ 
ſeits der Eintragung ſelbſt noch ein Hinderniß entgegenfteht, das außerhalb des 
Weſens der Forderung und bes Rechtegrundes zur Eintragung liegt. Der Eigen- 
thümer und jeder nachftehende Gläubiger ift befugt, eine Friſt zur Beſeitigung des 
Hindernifjeg bei Vermeidung der Löſchung der DB. ſetzen au lafien. Nach Hebung 
deffelben erjolgt die Umfchreibung der B. in eine Hypothek. Bon V. verſchieden 
find eintragbare Verfügungsbeſchränkungen ($ 224) und Rechtswahrungen. Aehnlich 
Bayern, Württemberg, auch Oeſterreich. Preußen, fich anfchließend an 
das durch die Hypothekenordnung von 1788, die Novelle von 1853, das Allg. ER. 
und die Praris entwidelte Syftem ber fog. bypothelarifchen Proteftationen (pro= 
tejtativifcher Einjchreibungen) ift in den neuen Grundbuchgejegen mit einem weit- 
greifenden Syſtem von V. unter Wahrung des Konfensprinzips vorgegangen. Im 
Lauf der Berathungen gemobelt und ungenau in ber Terminologie, hat daſſelbe eine 
Menge von Streitfragen der wiflenfchaftlichen Erörterung und der Praxis dargeboten. 
V. find zuläffig nicht nur zur Erhaltung bes Rechte auf Eintragung von Hypo— 
theken, Grundſchulden, dinglichen Belaftungen, oder zur Erhaltung eingetragener 
dinglicher Rechte gegen etwaige Löfchungsanträge (pro conservando jure et loco), 
Sondern auch zur Erhaltung des Rechts auf Auflafjung, auf Eintragung des Eigen- 
thumsübergangs, der Anfechtung des Bucheigenthums (pro cons. Karel, fowie deg 
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Rechts auf Loſchung in Gemäßheit von Widerfpruchgrechten und Einreden (pro 
conserv. exceptionibus). So bei Hypotheken wegen nicht gezahlter Valuta oder 
erfolgter Rüdzahlung u. dgl. m. Die Arreftanlegung gegen Bucheigenthümer wegen 
Geldfchulden aus bloßen Forderungsrechten ift Gegenstand vielfachen Streit. Es 
wird von einer Seite ala Verfügungsbefchräntung des Eigenthümers der Arreft in 
Rubr. II, von ber andern als V. einer Hypothek in Rubr. III. eingefchrieben. 
Die letzte Anficht lehnt fich an das ältere Recht an und entipricht der Auffaffung 
des Arreftes als antecipirter Erefution. Die Arreſt-V. enthält die antecipirte Ju⸗ 
dikathypothet des $ 22 d. Erefutionsverorbnung v. 4. März 1834. Bon den 
Arrefterforberniffen verfchieden find die Vorausſetzungen der V. Wenngleich biefe 
gegen den nicht einwilligenden Bucheigenthümer ſowie in fonftigen Fällen der Regel 
nad) anders nicht eingetragen werben darf, als durch die (dem Konſens erjehende) 
DVermittelung des Prozeßrichters, jo genügt es boch, wenn diefem ber zu fichernde 
Anſpruch oder das Widerſpruchsrecht glaubhaft gemacht wird. Grlebigt fich die 
V. nicht durch Umfchreibung, oder fonft durch eine definitive Eintragung ober 
Löfchung, jo fteht dem dadurch Beeinträchtigten je nach der Sachlage die Klage auf 
Löſchung zu, dem Bucheigenthümer 3.8. in Geftalt der Negatorienflage. — Nach den 
imerhalb Preußens gemachten Erfahrungen gehört eine erſchöpfende Orbnung ber 
Sicherungsvermerfe im Grundbuchweſen zu ben fchwierigiten Aufgaben der Gejeh- 
gebung. 

Gigb. u. Lit.: ©. d. At. ae x.— — Apr Preuß. yp.Debi. 
1788, I. $$ Na Novelle 1858, 5 — Allg. 20 417 ff. nz. — 
Deber bypothetar. Proteftationen: bie nographien ” Seinen 15, KR 1880, 
Ditmar 1850, Prinz 1858. — Grund: wi} vom 5. Mai 888 9, 16, 
22, 38, 59, 60, 70. — Außerdem: Grdb. O. SS 64, 5 ee dazu wi  ommentare. — 
Dernburg, Lebrb. d. Beeub. A Privatrechts, 85 drft er. ahrodie und Praxis bes 
Preuß. Die $ 23, 198. — —— nm sc vo. 115 f. — Strügti in 
Gruchot's Arch. X L 738 * — Zädel, bai. — x ie bamı Medienb. 
En bei. ©. 6910, 7115, 110, 184. — Rot h, Bayer. ioeät, 8 — Defterr. 

B. 8 453 durch 2. a bebingles Pfandredit). — Grbb.Gel. vom 2 nl ah an 
leibungen, —— 21 nmerkun; gen), 1. Exner in Behrend’3 Zeitf 
Kindel, Die durch en Bro ebrike er vermittelte Vormerkung, = Bi sus Gäu lung 
des Deut chen Rechts von Non u. Küntzel, ®b. XXIV. —335 
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VBormundſchaft ift die durch Rechtsvorſchrift angeordnete Fürforge und Ver— 
tretung für Perſonen, denen ganz ober zum Theil bie erforberliche Selbjtänbigfeit fehlt. 

A. Gejhichtlie Entwidelung. Die V. Inüpft im Röm. Recht an 
die väterliche Gewalt, das Yamilien und Erbrecht an. Zunächft hat der Vater 
dafür Sorge au tragen, daß nad) feinem Tod jeine unmündigen Hauskinder in Rath 
und That einen Vertreter und Beiſtand finden. In Ermangelung einer väterlichen 
Veftimmung geht biefe Pflicht auf bie Familien über in ber Weile, daß bem geieh“ 
lichen Erbrecht die Pflicht zur Uebernahme der ®. entfpricht (1. 1 pr. D. 26, 4; 
pr. 1.1, 15; $ 7 I. 1, 16). @ine obrigfeitliche Fürforge trat zwar von Alters 
der in Nothfällen ein ch lp. XI. 24; Gaj. I. 184) und gegen die zweite Hälfte 
ber Republif dann immer, wenn teftamentarifcje oder gejebliche B. nicht vorhanden 
war. Nichtsdeſtoweniger "lieb aber bie ®. ein munus privatam, dem gegenüber 
ein eigentliches Operauffichtörecht des Staates nur in fehr befcgränftem Umfange 
fih entwidelte. Daffelbe war in feiner Weiſe ordentlich geregelt und bezog fich 
auch im Yuftin. Recht vorzugsweiſe auf das Vermögen, während für bie perfünlichen 
Beziehungen dem Familienrath (consilium necessariorum, 1. 1 pr. $1; 1.5 D. 27, 2) 
eine Aufficht übende Thätigfeit vorbehalten blieb. Daraus erklärt fich auch die io 
mangelhafte Ausbildung einer Fürforge für die Minderjährigen, und die für die Rechts⸗ 
fiherheit jo gefährliche Ausbehnung der Wiedereinfegung in den vorigen Stand. Mit 
dem waffenjähigen Alter, d. 5. mit der Pubertät, trat auch die volle Handlungs- 
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fähigkeit ein. Im Deutſchen Recht, welchem letztwillige Verfügungen unbekannt 
“waren, war die B. ein reiner Ausfluß bes Familienrechts. Hier zeigt fich aber 
nicht nur ein dem Hülfßbebürftigen gewährter Schuß, jondern auch ein Recht des 
Bormundes, welchem fogar zuweilen ein Nießbrauch am Vermögen des Mündels 
zuſtand und als nächftem Erben auch die Rechnungslegung erlafjen war (Sachienip. I. 23 
8 2). Daneben zeigt fich aber ſchon in den Volksrechten und den Kapitularien (vgl. 
Walter, Deutiche Rechtsgeſch, $ 134 Anm. 6, 7, 8) ein weitgehender Schuß des 
Königs und feiner Beamten für die Bevormundeten, wie für andere der Hülfe bedürftigen 
Perſonen. Diefen öffentlichen Charalter der B. konnte auch die Rezeption des 
Röm. Nechts nicht zurückdrängen; aus dem allgemeinen Königsſchutz bildete ſich 
allmählich das beſondere Oberauffichtsrecht der Landeshoheit und das Inſtitut ber 
Ober⸗V. Die NPoliz.D. von 1548 Tit. 31 und 1577 Tit. 82 ftellen die V. 
unter die Pflichten der Obrigkeit, welche allein den Vormund zur Verwaltung zu⸗ 
läßt, ihn vereidet und über feine Handlungen ftetig wacht (ſ. d. Art. Tutorium). 
Jene Reichsgeſetzgebung bat auch nach richtiger Meinung den Unterfchied zwijchen 
tutela und cura aufgehoben und die allgemeine V. biß zum vollendeten 25. Lebens⸗ 
jahre jeftgefeßt. So ift die B. im Gem. Recht zu einem Theil des öffentlichen Rechts 
geworben, wird aber wegen des entftehenben Verpflichtungsverhältniffes zwiſchen Vor⸗ 
mund, Mündel und Dritten von den Lehrbüchern des Eiv.R. für fi in Anſpruch 
genommen und bald in Verbindung mit dem Obligationenreht (Puchta, Wind- 
ſch eid), bald im Familienrecht dargeftellt. Auch von den größeren Partikulargeſetz- 
gebungen wird von Denjenigen, welche fich in ihrem Syftem den Inftitutionen an 
ichließen, die B. im Perfonen(Familien)recht abgehandelt (Bayern, Defterreich, Franzöſ. 
Rechtögebiet) ; nur Preußen bat den Standpunkt des öffentlichen Rechts voll gewahrt 
und daher auch in diefem der V. ihren Pla angewiefen (Allg. ER. II. 18). Jeht 
it für den ganzen Umfang der Monarchie eine befondere B.-Ordn. (vom 5. Juli 
1875) erlaflen. Was die Entwidelung des Inſtituts ſelbſt anbetrifft, jo hat das 
Defterr. BGB. den durch die RPoliz.O. überkommenen Rechtezuftand nicht bedeutend 
verändert. Der Cod. Max. Bavar. fteht zwar wejentlich auf dem Römifchen Ge 
ſichtspunkt, fo 3. B. in der Unterjcheidung einer tutela impuberum und cura minorum, 
hat aber doch ſonſt die gemeinrechtliche Lehre aufgenommen. Völlig neue Gefichts- 
punkte entwidelten das Allg. LR. und ber Code civil. Erſteres fieht in ber 8. 
einen Gegenstand der bejonderen Vorſorge des Staats, der Bormund ift daher aud) 
als ein Bevollmächtigter defjelben auizufaffen, und die ®. ein munus publicum in 
vollem Sinne geworden. Deshalb trug das bisherige Preuß. B.recht den Charakter 
einer Beamteninftruftion, wobei das Gericht als die leitende Behörde galt. Durch 
diefe Anordnung und die jchwere Haftpflicht der kollegialen Obervormundfchaits- 
behörde lag der Schwerpunft der ganzen Verwaltung in biefer. Die Praris ber 
Gerichte Hatte dem Vormund faft jede Selbftändigfeit entzogen und ihn zum aus 
führenden Diener des vormundfchaftlichen Gerichte gemacht. Im Gegenfa hierzu 
hat der Code civil die Familie zu größerer Thätigfeit herangezogen; ein aus den 
nächften Verwandten beftehender Familienrath, deſſen Vorſitz ber Friedensrichter führt, 
vertritt gleichfam die Obervormundichaitsbehörbe, und nur in wichtigen Fällen der 
Vermögensverwaltung ift eine Genehmigung des Gerichts eriter Inftanz erforderlich, 
endlich ift bei allen gerichtlichen Verhandlungen Bevormundeter die Mitwirkung der 
Staatsanwaltichaft geboten. Die Vorforge des Staates tritt Hierbei zu jehr in ben 
Hintergrund, es beiteht keine gejehliche Verpflichtung zur Anzeige des Bedürfniß⸗ 
falles und eben deshalb werben in vielen Fällen Siegelungen verfäumt und Bor 
münder überhaupt nicht beftellt. Wird aber die Anzeige erftattet, fo entftehen 
Koften, welche nicht jelten bei Heinen Maffen diefelben erfchöpfen. Diefen Mängeln 
ift in Elſaß⸗Lothringen durch das Geſetz vom 22. Oft. 1873 mejentliche Abhülfe 
geworden. In Hleineren Deutjchen Staaten (3. B. Württemberg) hat man die Ge: 
meinde zur bormundfchaftlichen Aufficht Herangezogen. Die neue Preuß. V. Ordn. 
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vom 5. Juli 1875 giebt dem Vormund freie Bewegung und ſtellte eine Kontrole 
in dem Gegenvormund und dem Eingelrichter auf, der nicht mehr jelbjtändig ver- 
waltet, ſondern die obere Inſtanz bildet. Außerdem wird aus Gemeindemitgliedern 
ein Waiſenrath gefchaffen, welcher die Abftellung von Mängeln und Pflichtwibrig- 
teiten bei der bürgerlichen und fittlichen Erziefung der Pflegebefohlenen vorzugaweije 
wahrzunehmen hat. Freilich wird von Einigen (vgl. Lyon, Geharnijchte Streifzüge 
in der V. Ordn. 1879) es getabelt, daß das Gejeh eine größere Geſchäftskunde vor- 
ausſetzt, als bei dem gegenwärtigen Material von Vormündern anzutreffen ift — 
was offenbar mehr einen Tadel gegen das bigherige Recht enthält — und daß bie 
Kontrole über das Vermögen des Mündels jegt nicht mehr die frühere Sicherheit 
bietet — was nicht ganz unbegründet ericheint. Früher lag in dem fchleppenden 
und büreaukratiſch ängjtlichen Gang der Verwaltung die Schädigung der nterefjen 
des Mündels auf der entgegengefeßten Seite. 

B. Grundzüge des Gemeinen und Preußiſchen V.rechtes. 

1) Die Bevormundeten. Nah Röm. Recht ftanden nur impuberes und 
Frauen unter V.; die der letzteren fiel ſchon mit Ende der Kaiferzeit weg. Im 
Altdeutſchen Recht war eine große Anzahl von Perjonen dem mundium unterworfen, 
aus welchem erſt mit der Rezeption des Röm. Rechts die V. in klarer Form ber 
bortrat. Ahr waren bis in die neueſte Zeit auch Frauen (Geſchlechts-V.) unter- - 
ordnet. Heutzutage giebt e8 nur noch eine Altera-B. der Minderjährigen; für bie 
anderen Arten Hiülflofer Perfonen ift die Pflegichaft ftehen geblieben. Nach ber 
Preuß. V. Ordn. tritt die V. über Minderjährige, ſowie über Großjährige ein, wenn dieje 
für geiftestrant oder zum Verſchwender erflärt, oder taub, ftumm oder blind und 
an der Bejorgung ihrer Rechtsangelegenheiten verhindert find, endlich über Abweſende 
(8 81, 82). Eine Pflegfehaft wird für Hausunterthänige oder Bevormundete in 
einzelnen Angelegenheiten bejtellt, wenn die Ausübung der väterlichen oder vormund⸗ 
ſchaftlichen Rechte thatfächlich oder rechtlich nicht ftattfinden kann ($ 86). 

2) Piliht und Fähigkeit zur Nebernahme. Jeder Bürger ift zur 
Uebernahme ber V. verpflichtet; berechtigt find Mütter, Großmütter und Geiſtliche, 
fie nicht unfähig find. Fähig iſt in der Regel Jeder. der nicht ſelbſt einer 

bedarf. Die unfähigen Perjonen theilen fich in zwei Klaſſen: folche, deren Be- 
* nichtig iſt (fog. excusatio necessaria), und ſolche, die trotz erfolgter Be— 
rufung von der Ober⸗V. nicht anerkannt werben (f. d. Art. Ausſchließungs— 
gründe von der ®.). Der Pflicht zur V. kann man ſich nur bei dem Vor— 
handenſein gewichtiger Gründe entziehen (j. d. Art. Ablehnungsgründe bes 
Vormundes). 

3) Berufung und Antritt, ſ. d. Art. Tutorium. 

4) Die einzelnen Berufungsgründe 

a) Teftament. Der Gewalthaber Tann feinem unmündigen Finde und feinem 
posthumus in einem Zeftament ober beftätigten Kobizill einen Bormund ernennen. 
Urſprünglich wie bei ber Erbeinfeßung waren verba imperativa latina erforderlich, 
ſpäter ift jede Yorm ausreichend und Bedingungen, Befriftungen zc. zuläffig; der 
Vormund mußte Erbeinjegungsfähigkeit haben und individuell bezeichnet fein, auch 
darf er nicht bloß für einzelme Gejchäfte beftellt werben: tutor personae non rei vel 
causae datur. Die tutela testam. fteht und fällt mit dem Zeftament außer bei 
verletztem Pflichttheilsrecht, wo jene aufrecht erhalten bleibt (Nov. 115 c. 8). Ueber 
eonfirmatio tutoris j. d. Art. Tutorium. Nach der Preuß. V. Ordn. kann durch 
Teftament oder in einer gerichtlich oder notariell beglaubigten eigenhändig ge- und 
unterfehriebenen Urkunde der Bater einen Vormund berufen, wenn er die patria 
potestas oder B. zur Zeit des Todes hatte Eine gleiche Ernennung jteht ber 
Mutter zu ($ 17 Rr. 2 und 4). 

b) Gejet. In Grmangelung eines tat. testam. werben jchon nach ben 
XII Tafeln, wie zur Inteſtaterbſchaſt, ſo auch zur B. die männlichen Agnaten und 
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Gentilen berufen. Ebenſo ſtand nach Analogie des Patronats dem parens manu- 
missor die V. über das emanzipirte Kind zu, welche nach feinem Tode auf ſeine 
sui filii überging (tutela fiduciaria). Seit Nov. 118 c. 5 find noch die Kognaten 
binzugelommen. Die tutela legitima tritt ferner ein, wenn bie teftamentarifche 
Emennung ungültig ift, bzw. durch Eintritt der Bedingung oder Befriſtung es 
wird, jowie wenn der leßtwillig ernannte Vormund ftirbt. Die Preuß. V. Ordn. 
ftellt außer der sub a erwähnten in die Reihe der gejehlich Berufenen noch ben 
Adoptivvater, Mutter und Großvater ($ 17), in eine tutela fiduciaria verwandelt 
fi) das bisherige Gewaltsverhältniß bei Verheirathung, getrennter Haushaltung oder 
Entlaffung des Kindes, welches die Rechte eines Großjährigen nicht erhält (8 12 
Abf. 1). Eine tutela pactitia giebt es nicht. 

c) Obrigkeitliche Beftellung. Die 1. Atilia (vermuthlich im Sabre 
443 ober 460 ber Stadt) verorbnete, daß einem Pupillen, der weder einen teftamen- 
tarifchen noch gefeglichen Vormund Hatte, ein folcher durch den praetor urbanus 
und die Mehrzahl der Volkstribunen gegeben werden ſollte. In ben Provinzen 
übte feit der 1. Julia et Titia (526 [?] d. St.) der Provinzialftatthalter Dies 
Recht. In der SKaiferzeit lag die Pflicht theils beſonders beſtimmten Beamten 
(praetor tutelaris), theils den höheren Magiſtraten (praefectus vigilum, praetor, 
praeses provinciae) ob und ging endlich unter Juftinian auf die Stadtbehörde 
über. Heutzutage find bie Gerichte erfter Inſtanz dazu berufen. Die Ernennung 
muß eine unbedingte fein (actus legitimus). Gewiſſe untere Behörden, im Franzoſ. 
Recht die Bürgermeifter, in Preußen der Waifenrath (j. diefen Art.), follen ber 
Ober-B.3behöde den Bebürfniffall anzeigen und Vormünder in Vorfchlag bringen 
(petere tutorem), das Gleiche liegt bei Verluft ihres gefehlichen Erbredts den In⸗ 
teftaterben der Pupillen ob. Die tutela dativa tritt jerner bei Ablehnung, Un= 
tauglichleit und Abſetzung des teftamentarifchen Vormundes ein. Nach der Preuß. 
B.Orbn. follen geeignete Bertvandte und Verſchwägerte de Mundels zunächſt be 
rüdfichtigt werden ($ 19). 

5) Vormundſchaftliche Verwaltung. 

a) Sorge für Erziehung und Unterhalt. (Tit. Dig. 27, 2; Cod. 5, 49; 
50 —). Der Vormund ift zwar weder verpflichtet, den Mündel zu ernähren, noch 
zu erziehen, doch ſoll er überwachen, daß Beides in angemeflener Weife gejchehe. 
Bei der Erziehung enticheidet das freie Ermeſſen der Obervormundichaftsbehörde, 
doch fol der Wille des Vaters in Nüdfficht gezogen, auch können Afcendenten und 
andere Blutsverwandte im Nothfalle zur Erziehung gezwungen werben. Der Bor 
mund hat die zur Ernährung beitimmten Gelder bereit zu halten. Nach der Preuß. 
V. Ordn. hat die Mutter ein vorzugsweifes Recht auf Erziehung, das fie auch nicht 
durch eine zweite Ehe verliert, welches ihr aber aus erheblichen Gründen nach An- 
hörung des Vormundes und Waiſenraths durch den Bormundfchaftsrichter entzogen 
werben Tann. Im Uebrigen gebührt dem Vormund die Erziehung und die Wahl 
des Berufs ($ 28), die Wahl der Religion fteht mit dem 14. Jahre dem Mündel 
ſelbſt zu (Allg. ER. II. 5 $ 84), fonft follen Kinder auch bei gemifchten Ehen in 
der Religion des Baterd erzogen. werben, wenn biefer e& nicht anders beitimmt bat 
(Dellar. vom 21. Nov. 1808; Kab.Ord. vom 17. Aug. 1825 [für die weftlichen 
Provinzen). 

b) Sorge für dag Vermögen (f. d. Art. Mündelgut). 

c) Insbejondere die Bertretung des Mündels durch den Bor- 
mund. Iſt der Mündel völlig handlungsunfähig, jo führt der Vormund die Ver- 
waltung allein. Minderjährige konnten im Röm. Recht jelbftändig handeln, voraus- 
gejeßt, daß der Vormund gegenwärtig feine Genehmigung ertheilte (auctoritatis 
interpositio); Heutzutage genügt nach richtiger Meinung jeder irgendwie erflärte 
Konfend. Tritt der Bormund allein auf, jo gingen die Wirkungen dieſes Handelns 
ſchon im Juſtin. Recht direkt auf die Perfon deg Mündels über. Wie weit biejer 
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durch allein vorgenommene Rechtsgeſchäfte verpflichtet wird, iſt ſtreitig. Nach Preuß. 
Recht ift der Mündel handlungsunfähig, feine Gejchäfte find unwirkſam; andererjeitz 
ift ihm durch das Geſetz vom 12. Juli 1875 megen ber von dem Vormund ab» 
geichlofjenen Gejchäfte im Intereſſe der Rechtäficherheit die Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand entzogen. 

d) Beräußerungsbeichräntungen (f. d. Art. Mündelgut). 

e) Verwaltung mehrerer Bormünder (Tit. C. 5, 22). Die Bes 
rufung mehrerer Perfonen zur V. ift heute allgemein zuläffig, fie Bat nur Einfluß 
auf die Art der Verwaltung, welche nach Ermeflen der Behörde entweder eine 
gemeinfame oder eine getheilte fein, ober nur durch Einen gefchehen kann. Im 
erften Fall ift jeder Vormund in gleicher Weife berechtigt und verpflichtet; bei 
Widerſpruch gilt, wie im Staatsrecht, der Grundfaß: pari imperio majus est vetantis. 
Ihre Haftung dem Miündel gegenüber ift eine folidarifche und nur durch das benef. 
divisionis, excussionis und cedendarum actionum gemildert. Die Xheilung der 
Berwaltung geſchieht entweder nach geographifchen Bezirken (per regiones) oder nach 
Gejchäftskreifen (per partes). In jeinem Kreiſe haftet der Berivaltende (gerens) 
zunächſt, die Uebrigen (honorarii) nur für die Beauffichtigung deſſelben. Daffelbe 
Rechtäverhältniß findet ftatt, wenn nur Einem allein die Verwaltung übertragen ift. 
Zu den tutores honorarii gehört auch der tutor notitiae causa datus (1. 14 88 1—6 
D. 46, 8; 1. 32 81 D. 26, 2; 1. 10. b, 88). — Es konnen aber auch getrennte 
V. eingerichtet und ein Spezialvormund zur Vornahme eines beftimmten Gefchäftes 
ernannt werden (1. 21 88 2—4 D. 27, 1; 1. 8 0. 5, 44). Nach Preuß. V. Ordn. 
wird als gefeßlicher Vormund immer nur Eine Perſon berufen (88 12, 18, 17), 
auch die tutela dativa foll nur Einem übertragen werden ($ 19 Abſ. 8). Mit- 
vormunder werben aljo am meiſten durch letztwillige Verfügung beftellt werden; fie 
verwalten in der Regel — wenn ihnen nicht einzelne Gebiete beſonders zugetheilt 
find — gemeinfchaftlich und es entſcheidet hei Meinungsverjchiedenheiten die Mehr— 
heit, eventuell das B.gericht (8 ns — Einrede der Theilung iſt ausgeſchloſſen ($ 32). 
Ueber den Gegenvormund ſ. dieſen Art. 

6) Beendigung der V. Inst. 1, 22; C. 5, 60.) Sie tritt‘ ein: 
a) wenn Vormund ober Mündel ftirbt; b) wenn diefer großjährig oder für groß- 
jährig erflärt wird oder fich an Kindesftatt annehmen läßt; c) wenn die Bedingung 
oder Befriſtung fich geltend macht, unter welchen die Berufung erfolgte; d) wenn 
bie beftimmten Gründe eintreten, welche den Vormund zur Niederlegung feines 
Amtes berechtigten (jog. excusatio superveniens, ſ. d. Art. Ausſchließungs- 
gründe von der V.); e) wenn der Vormund entfernt wird (f. d. Art. Remo⸗ 
tion). Bol. Preuß. B.Ordn. 88 v1 ff., 84. 

7) Obligationen aus ber vormundfhajtliden Verwaltung. 
(Tit D. 27, 3; C. 5, 38, 51.) Diefelben Haben ihren Grund in ber Geſchäfts— 
führung des Vormundes und werden beshalb von ben Römern zu den obl. quasi ex 
contractu gezählt (f. d. Art. Ouafilontrakte). Der Vormund haftet daher mit 
der actio tutelae directa auf Rechnungslegung, Erfüllung feiner Obliegenheiten und 
Aushändigung des Saldo. Sie ift im weiteften Sinne eine bon. fid. actio und 
fann erjt nach beendigter B. angeftellt werden. Hat der Vormund aus dem Mündel- 
vermögen etwas bei Seite gebracht und unterfchlagen, fo haftet er jchon nach den 
XII Zafeln mit der actio de rationibus distrahendis auf das Doppelte. Beide 
Klagen find infamirend und activ vererblih. Der Mündel felbft kann nach erreichter 
Großjährigkeit den Vormund von feiner Haft befreien, vorher kann das nur vom 
Erblaffer mit der Maßgabe geichehen, daß er für eine culpa levis nicht verantwortlich 
gemacht wird (tutor aneclogistus, der in den neueren Partitularrechten größere 
Freiheiten genießt). Zur befferen Sicherheit feiner Anfprüche ift dem Mündel ein 
geſetzliches Pfandrecht an dem ganzen Vermögen des DBormundes gegeben. Nach 
Preuß. V. Ordn. kann der Vormund von Legung der Schlußrechnung nicht befreit 
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werben ($ 68), auch iſt dem Mündel und ſeinen Rechtsnachfolgern geſtattet, behuſs 
Prüfung derſelben die V.akten einzuſehen. Ein Pfandrecht oder Titel zum Piand- 
recht entfteht durch die V. nicht ($ 32), dagegen können Bormünder, welche ein 
erhebliches Vermögen des Mündels verwalten, von dem Gericht zur Sicherheite- 
an — werden ($$ 58, 59), welche mit Beendigung der V. zurückzugeben 
ift 

Die Erben des Bormundes haften nur für defien culpa lata; neben ihm aber 
Tann der Mündel noch andere Perfonen in folgender Reihenfolge "Belangen: a) bie 
Bürgen; b) die affirmatores, d. 5. Diejenigen, welche die Tüchtigkeit und Zuver: 
täffigteit des Bormunbes der Obrigfeit verficherten ; c) die postulatores, d. h. Die: 
jenigen, welche den Vormund erbeten; d) die nominatores, worunter befonders bie 
vorfchlagenden niederen Behörden verftanden find; e) die Mitvormünder bei un 
getheilter Verwaltung; f) die Obervormundfchaftäbehörde; 8) die honorarü. Dazu 
teitt die Haftbarkeit des Vaters, jalla der Vormund noch in Gewalt fteht. lm: 
gekehrt fteht aber auch dem Vormunde gegen den Mündel die actio tutelae con- 
traria auf Erftattung der Auslagen und Befreiung der übernommenen Berbindlic- 
‚teiten zu; auf ein Honorar nur dann, wenn ihm ein folches durch den Grblaffer 
oder die Obrigkeit zugefichert ift. Die Preuß. V. Ordn. hebt unter den Mitver: 
hafteten noch bei. den Ehemann einer zum Bormund beftellten Frau hervor, wenn 
ex jelbft nicht Vater des Mündels ift ($ 32). 

8) OBER IBATL n en Art. ' 

Quellen: Tit. Inst. 1, 13—26 26, 27. — C. 5, 23-75. — R. Pol.O. von 158, 


ai 31; — Tit. Yon‘ — bau Max. Bar. I. 7, 1-34. — Defterr. BGB. 95 
ETWA. — Allgem. SR. IL 18 — Code civil. art. 390475. — GIf-Bothr. Gejep vom 


2 Ott. 1873. un Borm.-Orb. vom 5. Juli 1875. — Gef. betr. bie Geſchaͤfts Bi fit 
Minderjähriger und die Aufhebung ber — ung in den vorigen Stand wegen 
jährigkeit v. 12. Juli 1875. — Geſeß betr. die Koſten, ae und Gebühren in Bormund: 
—2 vom 21. Juli 1875. — Allg. Verf. vom 20. Nov. 1875 GGeſ.Samml. ©. 43l). 
Glück, Komment,, XXVIIL—XXXII. Ruborff, Das Recht der V. aus den 
ee I Deutſchland geltenden Rechten — — 8 ; Bor, 1832—1834. — Braut, Die 2. 
nach den Grundjägen d. Deutichen Rechte, 3 10921804. — Rive, th. b Deuiſchen 
., 1861—1864. — — Dad Pr — V.⸗Recht, 1. Aufl. 1876. — Märder, 
Die neue Vorm.Ordn. 1875. — Die Rımmentae von Dadler, König, Böwenftein, 
Anton, Neumann, Heſſe. — t6 de la minorit6 et de la tutelle par de Fremin- 
ville, 1845, 2 vol. — ae Cours du droit civ., vol. VII, VIIL, 4. ed. 1874. 


Kayſer. 


Vorſpaun kann im Frieden nur für die auf Märſchen, in Lagern ober in 
Kantonnirungen befindlichen Theile der bewaffneten Macht und nur ſoweit gefordert 
werben, als der Bedarf nicht im Vertragswege gegen ortsühliche Preife durch die 
Militärintendantur Hat fichergeftellt werden können. Zur Stellung des V. (Fuhr⸗ 
were, Geſpann, Gejchirrführer) find alle Befiter von Zugthieren und Wagen ver⸗ 
pflichtet, in erfter Linie jedoch diejenigen heranzuziehen, welche aus dem Vermiethen 
ihrer Thiere und Wagen oder dem Fuhrwejenbetriebe ein Gewerbe machen, während 
die Hofhaltungen, Gejandten, Geftüte, Militärverwaltungen, Offiziere, öffentlichen 
Beamten, Seelforger, Aerzte, Thierärzte und Pofthalter Befreiung geniepen. Der 
V. ift regelmäßig durch Bermittelung der Gemeinde auf Grund der von der zu 
ftändigen Givilbehörbe ertheilten Anordnung (Marfchroute) zu geftellen und joll in 
ber Regel nicht Länger als einen Tag benußt werben. Die Vergütung erfolgt tageweiſe 
nach den vom Bundesrathe von Zeit zu Zeit (zulekt in der Situng vom 23. Dez. 
1879) für jeden Bezirk eines Lieferungsverbandes endgültig feftzuftellenden Ver— 
gütungafägen, mindeſtens für einen halben Tag und unter Einrechnung der Fahrt 
vom Wohn- nach dem Stellungsorte und zurüd, wenn die Entfernung mehr als 
7, Kilometer beträgt (aladann 15 Kilometer — 1, Tag). Für Berluft, Be 
Thädigung und außergewöhnliche Abnutzung an Zugthieren, Wagen und Geſchirr, 
welche in Folge ober gelegentlich der V., oder Spanndienftleiftungen ohne Verſchulden 
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des Eigenthümers ober feines Geſpannführers entftanden find, hat voller Erſatz ein- 
äutreten, welcher nöthigenfalls auf Grund jachverftändiger Schägung unter Zuziehung 
der Betheiligten feftzuftellen if. Der Anfpruch erliſcht, wenn er nicht innerhalb 
vier Wochen nach Eintritt der behaupteten Beſchädigung angemeldet worden ift (RGef. 
über die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im rieden von 13. Febr. 
1875, insbeſondere 88 3, 9 und 16, über deren Abänderung fich der Reichätag vom 
Frühjahr 1881 mit den Regierungen nicht zu einigen vermochte; dazu revidirte Aus- 
Hührungsinftruftion dv. 11. Juli 1878 Nr. 1, R.G.Bl. ©. 230). Bom Tage einer 
Mobilmachung an tritt die erweiterte Verpflichtung der Gemeinden ein, die im 
Gemeindebezirte vorhandenen Zranzportmittel und Geipanne für militäriiche Zwecke 
aller Art zu überlaffen und die in der Gemeinde anweſenden Mannfchaften u. a. 
zum Dienſte ala Gejpannführer zu ftellen (Reichskriegsleiſtungsgeſetz v. 13. Juni 1873 
INT. 3). Wegen der Vergütung gilt zumächit Gleiches, wie im Frieden; außerdem 
erhalten Fuhren, welche länger ala 48 Stunden von der Heimath entfernt bleiben, 
Luartier- u. Verpflegungsanfpruch und unter gleicher Vorausſetzung oder bei Annahme 
auf unbejtimmte Dauer follen Wagen, Gefchirre und Zugthiere ſchon vor Abgang 
durch Sachverftändige tarirt werden ($ 12 nebſt kaiſerl. Ausf. Verordn. v. 1. April 
1876, R.G.Bl. ©. 137 Nr. 5). Präklufivfrift für Schädendnfprüche: ein Jahr nach 
eriolgter allgemeiner Meldungsaufforderung ($ 22). — Für Defterreich vgl. die 
k. k. Verordn. vom 15. Mai 1851 über Einguartierung und V. 
Leuthold. 


Vorftand iſt das zur Vertretung nach außen und zur Leitung nach innen be— 
twiene Organ einer Körperfchait. Ueber die Zufammenjegung und Beftellung diejes 
Organs, über feine Vertretungsfompetenz und feine inneren Befugniffe, über die Ver- 
antwortlichfeit und die Rechtsanſprüche feiner Mitglieder gegen die Körperſchaft und 
gegen Dritte entfcheidet zunächit das Statut. Im Uebrigen werden die Wirkungen 
der Handlungen des V. nach den allgemeinen Grundſätzen über Vollmacht und Stell- 
bertretung, die inneren Rechtsverhältniffe zwifchen dem V. und der Körperjchaft nad) 
den Regeln des Mandats beurtdeilt. Ausführliche Beitimmungen über Korpora= 
tionsvorftandfchaft überhaupt enthält das Preußifche CR. Daffelbe macht mindeftens 
Ginen Vorfteher bei jeder Korporation obligatorifch, überträgt die Wahl im Zweifel 
der Mitgliederverfammlung, und normirt die dem V. in Bezug auf die Leitung der 
torporativen Angelegenheiten zuftehenden Rechte und Pflichten, ſowie den durch Kor- 
porationsbeſchluß nicht abänderlichen Anipruch der Korporation, die Vorfteher über 
ihre Amtsführung zur Rechenſchaft zu ziehen (II. 6 8$ 187—146). Eine Bertre- 
tung nach außen aber gefteht das Preußische ER. den BVorftehern ala ſolchen nicht 
u, macht vielmehr im Allgemeinen die Befugniß zur Vertretung der Korporation 
don einer ausdrüdlich ertheilten Vollmacht oder von den in der Neberttagung eines 
gewiffen Geſchäftskreiſes oder einer beftimmten Berwaltung ſtillſchweigend erhaltenen 
Vollmachtsauftrage abhängig (88 185—136, 151—158). Doch kann eine bollere 
Vertretung ber Korporation durch die Mraft ftatutariicher Satzung oder kraft eines 
mit Zweidrittelsmehrheit gefaßten Beſchluſſes zuläffige Beftellung fogenannter „Reprä« 
fentanten“ begränbet werden, welche während ber Dauer ihres Auftrags die Körper⸗ 
ſchaft mit Ausnahme gewiffer gefeklich vorbehaltener Fälle unbeichräntt nach außen 
dertreten, infoweit nicht Einſchränkungen ihrer Vertretungsbefugniß durch ihre In⸗ 

tion oder durch Herkommen feftgejegt und dem Dritten entweder befannt waren 
Oder doch im Folge gehöriger Bekanntmachung der Inſtruktion oder Erkennbarkeit 
de: Herlommens hätten befannt fein können und follen ($$ 114—1834). Ueberdies 
enthält das Preußifche SR. eine Fülle fubfidiärer Vorfchriften über die Begründung, 
den Inhalt und die Beendigung des Rechtsverhältniffes zwifchen ber Korporation 
und ihren Vorftehern, Beamten und Repräfentanten (a. a. DO. 88 159—176, auch 
3 181—182), wobei einerjeit® eine Pflicht der Mitglieder zur Uebernahme von 
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Aemtern auögefprochen, andererfeits ein Recht auf das einmal übertragene Amt an- 
erfammt, überall aber dem Staate nicht blos die Oberaufficht, fondern eine entjchei- 
dende Mitwirkung bei Beftellung, Entbindung, Entlafjung, Abfegung und Erſetzung 
der Korporationabeamten eingeräumt wird. 

Die moderne Gefeggebung hat für einzelne Körperfchaitsgattungen das 
Inftitut der Borftandfchaft in umfafjender Weife neu geregelt, und hierbei in wich- 
tigen Punkten das ältere gemeine und partituläre Recht, in welchem e8 durchgängig 
an einer Klaren Scheidung ſowol der Vertretungs- und der Negierungsfunttion des 
B., als auch der forporativen Organſchaft überhaupt und des inbividualrechtlichen 
Verhältniſſes der Träger diejer Organfchaft mangelt, um» und fortgebilbel. Bahn 
brechenb war in dieſer Beziehung das Handelsrecht, welches zugleich gewiffe eigen- 
thümliche Formalprinzipien realifirt hat, die dann zum Theil auf andere Gebiete 
übertragen, zum Theil aber bier wejentlich mobdifizirt find. 

Reichsgejegliche Normen giebt es für den V. der Aftiengejellichaft, ber 
eingetragenen Genoffenfchait, der Innung und ber eingefchriebenen Hülfstaffe. 

In erfter Linie kommt dag Recht der Aktiengeſellſchaft in Betracht. 
Nicht nur wegen feiner praftifchen Wichtigkeit, jondern weil gerade in Bezug auf 
den V. der Altiengejelligaft die modernen Sätze am fchärfiten ausgeprägt und in 
Theorie und Prariß die prinzipiellen ragen bisher vorzugsweiſe zur Erörterung ge= 
langt find. Von dem V. der Aftiengejelljchaft (jedoch gleich unter Heranziehung 
der in Bezug auf identiche Fragen des Rechts der eingetragenen Genofſenſchaft er- 
gangenen ober zutreffenden Entfcheidungen) foll hier näher gehandelt werden. 

Der B. ift ein wefentliches Organ ber Aktiengejellichaft. Das Statut muß 
daher ber Berfafjung die Inſtitution eine® B. einfügen und biefelbe ausreichend 
normiren (HGB. Art. 209 3. 8). Ueberdies aber muß ein ftatutenmäßiger V. 
wirklich gebildet, dag Amt muß beſetzt jein, damit die Aftiengejellichaft als ſolche 
ins Leben treten Yann. Soll doch fehon die Anmeldung der Gefellihait zum Han- 
delöregifter vom DB. ausgehen, beffen ſämmtliche Mitglieder fie vor dem Handels- 
gericht zu unterzeichnen oder in beglaubigter Form einzureichen haben (Art. 210a 
Abſ. 2). Dagegen ift der Fortbeitand der Aftiengejellichaft zwar von dem Yort- 
beftand der Inftitution des V., nicht aber von der ununterbrochenen Beſetzung der= 
jelben abhängig, jo daß eine zeitweilige Vakanz, obwol ungehörig, doch keineswegs 
auflöfend wirkt (vgl. Keyßner, Komm. zu Art. 227 Nr. 3). Gleichgültig ift der 
Name, welchen das Statut der fraglichen Behörde giebt, wenn ihr nur ſachlich die 
Attribute eines B. beigelegt find. 

Die Art und Weife der Bildung des B. wird durch das Statut beitimmt. 
Er kann auß Einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen; dieſe können bejoldet oder 
unbefoldet, Aktionäre oder Andere fein (Art. 277 Ab. 2). Nur mit der Mitglied- 
Schaft im Auffichterath ift die Vorſtandsmitgliedſchaft unvereinbar; erjtere erlijcht 
daher durch Eintritt in den V., was in den Statuten bei Anordnung des Erjahes 
oder der Vertretung von V.mitgliedern durch Delegirte des Aufſichtsraths häufig über— 
jehen oder zu einem bloßen Ruhen der Stellung abgeſchwächt ift (Keykner, Ak— 
tiengeſellſchaften, S. 162 und 175). Durch das Statut können für alle oder einige 
Mitglieder des V. befondere Qualitäten, 3.8. der Nachweis einer juriftifchen, kauf⸗ 
männifchen oder technifchen Ausbildung, ein bejtimmtes Domizil, der Beſitz einer 
gewiſſen Zahl ala Kaution zu Hinterlegender Altien, die freiheit don anberweiter 
Berufaftellung oder gefchäftlicher Verpflichtung u. |. w. geforbert werden. — Ebenſo 
hängt die Form der Beftellung der B.mitglieder Lediglich von ftatutarifcher Be— 
ftimmung ab. Die Wahl kann der Generalverfammlung überlafien jein, ift aber 
gewöhnlich dem Aufſichtsrath übertragen. Auch die Ernennung durch andere Organe 
oder die proviforijche ober definitive Selbftergänzung des V. kann angeorbnet fein. 
Die Beftellung der B.mitglieder kann lebenslänglich oder auf Zeit und im letzteren 
Valle mit periodifcher Total» oder Partialerneuerung erfolgen. Nur bleibt ſtets die 
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Beſtellung jedes V.mitglieds für die Aktiengeſellſchaft in jedem Augenblick wider- 
ruflich, ſo daß eine in dieſer Hinſicht abweichende ſtatutariſche oder vertragsmäßige 
Abmachung nur für die etwaigen Entſchädigungsanſprüche aus ungerechtfertigtem 
Widerruf erheblich ift, niemals aber die Wirkſamkeit des Widerrufß hindert (Art. 
227 Ab. 2). Statutarifch ift gewöhnlich außer der Generalverfammlung auch der 
Auffichtsrath zur Ausübung diefer Widerrufsbefugniß ermächtigt. Mit dem Wiber- 
ruj muß natürlich die Sorge für gehörigen Erfa verbunden werden. In der Wir. 
derrufsbefugniß ift von felbft zugleich die Befugniß zu bloßer vorläufiger Sufpenfion 
des B. enthalten (Erf. des ROHG. vom 4. Juni 1874, Eniſch XIV. Nr. 35, ©. 82ff.). 
Die Beitellung von DB.mitgliedern und jede Aenderung im Beftande derjelben hat 
der B. ſelbſt unter Beifügung der gehörigen Legitimation fofort zur Eintragung in 
das Handelgregifter anzumelden (Art. 228 und 238), — Gnblich ift auch die 
innere Organijation de V. durchaus dem Statut überlafſen. Befteht daher 
ber V. aus mehreren Perfonen, jo kann er kollektiv oder kollegialiſch eingerichtet fein; 
er kann fi) auch als ein Kollegium mit einheitlicher oder kollegialiſcher Spike (Prä- 
fidium, Direktion u. ſ. w.) ober umgefehrt ala einheitliche oder Tolleftive Regie— 
rungsbehörde mit Tollegialijchem Beirath darftellen; er Tann jelbft in mehrere Kol- 
Iegien (3. B. Direltorium und Verwaltungsrath) oder in Komitss gegliedert wer- 
ben, deren jedes in einer beftimmten Sphäre felbjtändig als V. jungiren ſoll (Erf. d. 
ROHG. vom 1. Juni 1875, Entſch. XVII. Nr. 91, ©. 337 ff.). Doch haben alle 
derartigen Einrichtungen nach außen hin nur infoweit rechtliche Bedeutung, ala fie 
mit den zwingenden Geſetzesvorſchriften über die Vertretungsfunktion des DB. verein- 
bar find (vgl. unten). — Wenn hiernach im Allgemeinen die Art und Weife der 
Bildung bes V. der autonomifchen Satzung anheimgegeben ift, jo kann doch immer 
als V. im Sinne des Gefeßes nur eine Behörde gelten, welche ihrem ganzen Cha- 
talter nach ein Organ der Altiengefellichaft ſelbſt und nicht etwa das 
Organ einer völlig außerhalb der Geſellſchaft ftehenden Willensmacht ift. Deshalb 
it 3. B. als V. einer Eiſenbahngeſellſchafi, welche ihren ganzen Betrieb dem Staate 
abgetreten hat, nicht die ftaatliche Eijenbahndirektion, jondern vielmehr die zur Ver- 
tretung der Gejelljchaft gegen jeden Dritten und ſomit auch gegen ben zum Ber- 
walter beftellten Staat berufene Geſellſchaftsbehörde (Verwaltungsausſchuß u. bgl.) 
anzujehen (vgl. Erf. des ROHG. vom 18. März 1874, Entſch. XII. Nr. 45 und 46; 
irrig Löwenfeld, ©. 238 ff.). Im diefem Sinne hat auch dad Reichsgericht den 
befannten jüngften Beichluß der Generalverfammlung der Rumänifchen Eijenbahn- 
gejellichaft zu Berlin unter Anderem deshalb für unverbindlich erklärt, weil durch 
denjelben nicht mur bie innerhalb der Kompetenz der Generalverfammlung belegene 
Uebertragung des ganzen Betriebes der Eifenbahn auf den Rumänifchen Staat unter 
Verwandlung ber Dividenden in fefte Bezüge vollzogen, fondern zugleich ala angeb- 
licher nunmehriger „V.“ der fortbeftehenden Geſellſchaft eine Lediglich vom Rıumäni- 
ſchen Miniſterium angeordnete und inftruirte und gleichwol zur vollen Vertretung 
der Altiengeſellſchaft legitimirte Kommiffion eingejegt worben ift. Denn hierin liege, 
da eine ſolche Kommiffion kein V. im Sinne des Geſetzes und ein anderer V. nicht 
vorhanden jei, eine Selbjtverftümmelung der Aktiengefellichaft, wozu der General- 
verfammlung die Kompetenz fehle (Erf. vom 19. Febr. 1881, Entſch. d. Reiche- 
gerihts in Civilf. IT. ©. 128 ff.). 

, „Hinfihtli der rechtlichen Stellung des V. ift zwiſchen dem korpora— 
tionsrechtlichen Verhältniß, in welchem derjelbe ala Organ der Atiengejellichaft fteht, 
und dem individualvechtlichen Verhältniß , welches für die V.mitglieder durch die 
Uebernahme ihres Amtes begründet wird, ſcharf zu unterjcheiden. 

As Organ der Aktiengejellichaft hat der B. die doppelte Funktion der Ver— 
tretung nach außen und ber Regierung nach innen. In dieſer Beziehung ift im 
Geſetz in ähnlicher Weife, wie dies bei anderen Kanbelsrechtlichen Aufträgen zur 
Geſchaftsführung und namentlich bei der Prokura geſchehen ift, die volle Trennung 
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der äußeren und der inneren Seite des Verhältniffes durchgeführt. Der V. kann 
daher in feiner Eigenfchaft al® Bertretungsorgan ganz anders organifirt und ſelbſt 
aus einem engeren Seife von Perjonen zufanmengejegt fein, wie in feiner @igen- 
ſchaft als geichäfteführendes Verwaltungsorgan. 

Die Vertretungsfunktion des V. ift gejeglich für unbeſchränkt und 
unbeſchränkbar erklärt. Die Gefellfchaft wird durch den V. gerichtlich und 
-außergerichtlich vertreten (Urt. 227 Abf. 1). Jede Beichränkung biefer Vertretungs- 
befugniß durch das Statut oder durch Befchlüffe der Generalverfammlung ift zwar 
der Gefellichaft gegenüber bindend, Dritten gegenüber aber ohne rechtliche Wirkung 
(Art. 231). Dies gilt jelbft dann, wenn der Dritte die Beſchränkung gefannt hat 
(vgl. die Erf. d. ROHG. vom 16. März 1872 und vom 14. Mai 1872, Entich. V. 
Nr. 64, ©. 294 ff. und VI. Nr. 27, ©. 131 ff. mit ihrer ſehr ausführlichen Be— 
gründung). Der Dritte ift nicht in böfem Glauben, weil er eben nur gewußt hat, 
daß eine ihm gegenüber ungültige Beſchränkung gewollt wird (Thöl, I. $ 169, 
Nr. VI). Auch eine etwaige Eintragung der Beſchränkung in das Handelsregiſter 
ändert daran nichts (Entich. d.ROHG. VI. ©. 140). Doc ift damit nicht aus— 
geichloffen, daß die gewöhnliche exceptio doli (3. 3. wegen Kollufion mit dem B.) 
gegen den Dritten durchgreift. — Die Legitimation des V. zur Vertretung wird 
durch das Handelgregifter geführt. Auch die auf Grund einer ungehörigen Wahl 
erfolgte Eintragung wirkt daher Iegitimirend, bis der Beftellungsaft für ungültig 
erklärt und die Löſchung vollzogen ift (Erk. d. ROHG. vom 21. Yan. 1876, Entich. 
XX. Rr. 60, ©. 207 ff.). Dagegen kann eine Aenderung bes DB. ſchon vor der 
Eintragung dem Dritten dann entgegengefeßt werben, wenn demfelben beiwiefen wird, 
daß ihm diefe Aenderung beim Abjchluffe des Geſchaftes bekannt war (Art. 288 
Abſ. 2 und Art. 46 Abſ. 1). Umgekehrt braucht der Dritte auch die eingetragene 
Aenderung dann nicht gegen fich gelten zu laffen, wenn er nachweift, daß er dieſelbe 
beim Abſchluſſe des Gejchäfts weder kannte noch kennen mußte (Art. 233 Abſ. 2 u. 
Art. 46 Abi. 2). — Die Vertretungsfunktion ſteht im Falle der Mehrgliedrigkeit 
des B. im Zweifel nur der Gefammtheit der B.mitglieder in kollektiver 
Weife zu (Art. 229 Abf. 1). Dies gilt indeß nur von wirklicher gerichtlicher oder 
außergerichtlicher Vertretung des forporativen Rechtsſubjekts, nicht von jeder nach 
außen gerichteten Thätigkeit. Darum genügt 3. B. unabhängig von den fonftigen 
Vorſchriften über Vertretung die Empjangnahme einer Mittheilung jeitens des ſtatu— 
tariſch dazu ermächtigten V.mitgliedes, damit Die Mittheilung als der Geſellſchaft 
u seiüehen gelte (Erk. des ROHG. vom 17. Dez. 1877, Entſch. XXI. Nr. 

2 ff. mit freilich etwas problematifcher Begründung). Pofitiv ift beftimmt, 
wi — Behändigung von Vorladungen und anderen Zuſtellungen an die Ge— 
ſellſchaft ausreichend iſt, wenn dieſelbe an ein zu zeichnen ober mitzuzeichnen befugtes 
V.mitglied (oder an einen zur gerichtlichen Vertretung berechtigten Geſellſchafts— 
beamten) erfolgt (Art. 235 und CPO. $ 157). Durch das Statut Tann allgemein 
die DBertretungsbefugniß der V.mitglieder abweichend geftaltet werden (Art. 209 3. 
8 und Art. 229 Abf. 1), was dann nach der Eintragung mit zu veröffentlichen ift 
(Art. 210 Abſ. 3). Es kann Ginzelvertretung jedes ober eines V. mitgliedes be— 
gründet, e8 kann aber auch, was jehr Häufig begegnet, eine engere Kollektivvertre— 
tung eingeführt werben, indem 3. B. je zwei V.mitglieder oder ber . Direktor mit 
einem anderen Mitgliede zufammen Legitimirt fein follen. — Die Form ber Aus— 
übung der Vertretungafunttion ift namentlich da® Zeichnen für die Gejellichaft. 
Die zum Zeichnen ober Mitzeichnen befugten B.mitgliever haben ihre Unterschrift 
vor dem Handelögericht zu zeichnen oder die Zeichnung derjelben in beglaubigter 
Form einzureichen (Art. 228 Abf. 2). Die Zeichnung ſoll in der Weife geichehen, 
daß die Zeichnenden zu der Firma der Gejellichaft oder zu der Benennung des V. 
ihre Unterfchrift Hinzufügen (Art. 229 Abſ. 2). Doc ift dies eine bloße Ord⸗ 
nungsvorichrift, deren Nichtbeachtung auf die Wirkſamkeit der Erflärung für die 
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Gejellichaft keinen Einfluß übt (Entich. d.ROHG. XVII. ©. 340) ; nur ift einerjeitß der 
Gebrauch einer anderen als der ftatutariichen Firma feine Firmenzeichnung für bie 
Geſellſchaft, andererſeits die bloße Zeichnung der Firma ohne Beifügung einer Na- 
mensunterjchrift keine Unterjchrift (vgl. die Auffäge Keyßner's im Deutjchen 
Handelsblatt 1876 Nr. 4 und Zeitjchr. f. d. geſ. Handelsrecht XXI. ©. 410 ff.). 
Die geſetzlichen oder ftatutarifchen Vorfchriften über Firmenzeichnung finden analog 
auf mündliche Willenserflärungen Anwendung, welche daher im Zweifel überein— 
jtimmende Erklärung aller B.mitglieder und im Falle ftatutarifcher Webertragung 
der Firmenzeichnung auf einen B.theil Erklärungen dieſes V.theiles fein müſſen 
(Et. des ROHG. vom 4. Oftober 1871, Entjch. IH. Nr. 39 ©. 188 ff) Dabei ift 
aber auch die ſtillſchweigende und die nachträgliche Genehmigung erheblich. In allen 
Fällen iſt e& gleichgültig, ob der V. ausdrüdlich im Namen der Geſellſchaft ge— 
handelt hat oder ob die Umſtände ergeben, daß er für die Gefellichaft auftrat (Art. 
230). — Ihrem Umfange nach erftredt ſich die Vertretungsfunktion des B., 
weil fie unbefchränft ift, auf alle überhaupt möglichen Rechtsgeſchäfte, mögen die 
jelben nun dem wirklichen Gefchäftsfreife oder irgend einem benfbaren Geſchäftskreiſe 
der Aftiengefellichaft angehören. Einer Spezialvollmacht bedarf es niemald. Durch 
bie Vertretungshandlung wird der V. überhaupt nicht, die Aftiengefelljchaft aber als 
jolche berechtigt und verpflichtet (Art. 230 und 241 Abf. 1). Bor Gericht ift der 
2. namentlich auch zur Ableiftung von Eiden Namens der Gejellichaft Legitimirt 
(Art. 282). Ob fämmtliche Mitglieder oder nur einzelne und welche den Eid zu 
leiften haben, ift durch das HGB. nicht entfchieden, richtet fich vielmehr nach Pro= 
zehrecht (vgl. Entſch. des ROHE. IX. Nr. 17 ©. 46, X. Nr. 16 ©. 94, XIV. 
Rr. 56 ©. 151, umd jeht CPO. $$ 484 und 486). Die formale Bertretungs- 
funktion des V. bezieht fich aber nicht auf außerkontraktliches Verichulden, mag 
dafjelbe auch innerhalb des Gejchäftzkreifes der Gejellfchaft begangen jein. In diefer 
Hinfiht kommen vielmehr Lediglich die Sätze des bürgerlichen Rechts über die Hafe 
tung juriſtiſcher Perfonen aus Delikten ihrer Vorſteher zur Anwendung (Erk. des 
ROHG. vom 28. Januar 1878, Entſch. XIX. Nr. 63 ©. 201). — Die unbefchränkte und 
unbeichräntbare Vertretungsfunftion des B. beiteht nur nach außen, findet daher 
auf die inneren Verhältnifſe der Aktiengejellichaft oder des V. jelbft feine Anwen- 
dung (Erf. des ROHG. vom 29. Nov. 1875, Entſch. XIX. Nr. 98 ©. 834). 
Dabei ift jedoch zu beachten, daß die Vertragsverhältniffe zwiſchen ber Geſellſchaft 
und dem einzelnen V.mitgliede oder einem Beamten nicht zu den inneren, fondern 
zu den äußeren Beziehungen der Gejellfchaft gehören, fo daß ber letzteren inſoweit 
ihre eigenen Funktionäre volltommen wie Dritte gegenüberftehen. Darım umfaßt 
die Bertretungafunttion des V. auch den Abſchluß eines Anftellungsvertrages und 
eines Vertrags über Entlafjung gegen Bewilligung einer Abſtandsſumme mit dem 
Direltor oder einem fonjtigen V.mitgliede oder Geſellſchaftsbeamten (Ext. des 
ROHG., Eniſch. VI. Nr. 27 ©. 140 ff. und XIV. Nr. 37 ©. 89 f.). — Die Bertre- 
tungsfunktion des V. ift endlich war ſpezifiſcher, aber nicht ausſchließlicher 
Natur. Vielmehr kann die Vertretung der Gefellichaft in Bezug auf eine beftimmte 
Geicäftsführung auch jonftigen Bevollmächtigten und Beamten zugewiefen werden, 
deren Vertretungsbefugniß fich dann nach der ihnen ertheilten Vollmacht beftimmt 
und im Zweifel auf alle Rechtshandlungen erftredt, welche die Ausführung von Ge- 
Ichäften wie den übertragenen gewöhnlich mit fich bringt (Art. 234). Die Erthei« 
lung einer folchen Vollmacht für die Geſellſchaft ift ein Rechtegejchäft, kann da- 
ber, wie immer die ftatutarifchen Vorſchrifien über die Anftellung ber Beamten 
lauten mögen, mit rechtlicher Wirkfamfeit durch den V. vollzogen werben (Entſch. 
des ROHG. XI. ©. 25). Ebenſo kann der B. zwar feine ſpezifiſche DVertretungs- 
befugniß nicht übertragen und deshalb 3. B. nicht feine Kolleftivvertretung durch 
Subftitution in eine Einzelvertretung umwandeln: wol aber fann er nicht nur die 
Ausführung feiner Befchlüffe unter die verſchiedenen V.mitglieder vertheilen, fondern 
d. Holgendorff, Enc. II. Redtslerifon II. 8. Aufl, 75 
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hierbei und fonft auch ein Mitglied zum alleinigen Abjchluß einzelner Gefchäfte oder 
eine Komplexes von Geſchäften bevollmächtigen (Ext. des ROHG. vom 8. Mai 
1872, Entich. VI. Nr. 87 ©. 892 ff., auch II. Nr. 39 ©. 183 und X. Nr. 11 ©. 
32 ff.). Gleich der gewöhnlichen Vollmacht kann auch eine Prokura für die 
Aktiengejellichaft begründet werden (Erf. des ROHG. vom 4. Jan. 1873, Entich. VIII. 
Nr. 80 ©. 337 ff). Die Beſtellung und Entlaffung eines Profuriften gehört eben= 
fall zu den Handlungen, welche der V. mit unbedingter Wirkfamfeit nach außen 
vorzunehmen vermag (Keyßner, Anm. 1 zu Art. 234; dagegen nimmt Thöl, 
1. $ 171 an, baß die Profurabeftelung nur möglich jei, wenn das Statut dies 
vorfieht, und daß nur die Generalverfammlung fie vornehmen könne). Die Prokura 
kann auch in ber Weife ertheilt werden, daß jeder der Profuriften nur zujammen 
mit einem B.mitgliede gültig zeichnen kann (Entſch. d. R.OHG. VIII. ©. 337). Dann ist 
mit der Eigenjchaft als B.mitglied die Eigenjchaft ala Kolleftivprofurift verbunden. 
— Wenn der DB. nach der Auflöfung einer Altiengejellichaft die Liquidation 
beforgt, wozu er im Zweifel berufen ift, jo ift feine Vertretungsbefugniß nur noch 
die bejchränftere, jedoch in ihrem gejeglich jeitftehenden Umfange gleichfalls un= 
beſchränkbare Bertretungabefugniß von Liquidatoren (vgl. Erk. des ROHG. vom 
23. April 1877, Entſch. XV. Nr. 45 ©. 218 für eine Genoſſenſchaft). 

Die Regierungsfunttion des V. umfaßt im Allgemeinen die ftändige 
Leitung des Torporativen Lebens und des gefellichaftlicden Unternehmens. Er ift 
„die —— der Geſellſchaft, das exekutive Organ“ (Entſch. des 
ROHG. XII. N. 64 ©. 179). Als Vollzugsorgan iſt er den Beſchlußorganen 
der Sefellfchaft untergeorbniet und zur Botmäßigfeit verpflichtet, muß daher die Be— 
ſchlüſſe der Generalverfammlung und der fie repräfentirenden Ausfchüfle unbedingt 
zur Ausführung bringen (Entſch. des ROHG. XIX. Nr. 18 ©. 58 ff. und XXL 
Nr. 121 ©. 375; was Löwenfeld ©. 229 gegen die „Omnipotenz“ der General= 
verfammlung in Tragen des technifchen ober Kunftverjtänbniffes jagt, ift de lege 
ferenda beachtenswerth, dagegen de lege lata unerheblich), Seine felbitändige 
Kompetenziphäre richtet filh nach dem Statut, das ihm größere oder geringere Be— 
fugniffe übertragen, aber auch in beliebigem Umfange für beftinmte Akte der Ver— 
waltung oder Gejchäftsführung die Mitwirkung ber Generalverfammlung ober eines 
anderen Organes fordern Tann. Gewiffe Rechte und Pflichten jedoch find dem 2. 
duch das Geſetz ſelbſt in unabänderlicher Weije attribuirt. Insbeſondere bat der 
V. in jedem Augenblick die unentziehbare Bejugniß und in beftimmten Fällen Die 
indispenfable Pflicht zur Berufung einer Generalverfammlung (Art. 236, 237, 240 
Abi. 1). Er Hat ferner die Verpflichtung, für ordentliche Buchführung Sorge zu 
tragen und jpäteftens in den erften ſechs Monaten jedes Gejchäftsjahres eine Bilanz 
des verflofjenen Geſchäftsjahres aufzumachen und durch die ftatutarifch beftimmten 
öffentlichen Blätter in der vorgefchriebenen Form zu veröffentlichen (Art. 239). Bei 
Aufftelung der Bilanz ift er an bie vom Geſetz firirten Grunbjäße gebunden 
(Art. 2398). Diefen gejeglichen Verpflichtungen aber entiprechen die zu ihrer Er— 
füllung unerläßlichen Befugnifle (3. B. nach dem Erf. des ROHG. vom 1. Februar 
1879, Entſch. XXIV. Nr. 112 ©. 420 bei dem V. einer eingetragenen Genofjenfchaft die 
Befugniß zur Vornahme der erforderlichen Abfchreibung auf die Stammantheile der 
Genoſſenſchafter). Der B. muß zugleich jährlich die Entlaftung Hinfichtlich der 
vorgelegten Jahresrechnung nachjuchen (Art. 2258 Abſ. 2 und Art. 239 Abf. 2), 
während er zu einer eigentlichen und fpeziellen Rechnungslage nur infoweit verpflichtet 
ift, als er ſelbſt Geichäfte abgefchloffen oder Vermögenzftüde verwahrt hat (Erf. des 
ROHGG. vom 1. Mai 1879, Entſch. XXV. Nr. 41 ©. 178 ff). Sodann liegen dem 
V. kraft Geſetzes bie erforderlichen Anmeldungen zum Handelsregiſter ob (Art. 228 
Ab. 3; Art. 233 Abf. 1; Art. 243 Abſ. 1). Beſondere Verpflichtungen erwachien 
dem 8. aus der ihm auferlegten Sorge für die Erhaltung des Grunblapitals 
(Art. 248), jowie aus der Vorichrift getrennter Vermögensverwaltung im Falle der 


Vorftand. 1187 


Fufion (Art. 247 3. 3). Bei eingetretener Verminderung des Grundkapitals muß 
ber B. einer unverzüglich zu berufenden Generalverfammlung hiervon Anzeige machen, 
eine borhanbene Ueberſchuldung aber Hat er fofort dem Gericht behufs Eröffnung 
des Konkurfes anzuzeigen (Art. 240). Zu dem Antrag auf Konkurseröffnung ift 
fowol in diefem Falle als im Falle der Zahlungsunfähigkeit ſchon ein einzelnes 
Borftandamitglieb berechtigt (MO. 88 193 und 194). Endlich ift der V. im Zweifel 
zur Liquidation befugt und verpflichtet (Art. 244 und 245). 

Das individualrechtliche Verhältniß zwiſchen den Mitgliedern des 
8. und ber Aftiengefellfchaft beruft auf der vertragsmäßigen Uebernahme einer 
torporativen Amtsfunktion. In diefer Hinficht ftehen Gefellichaft und V.mitglied 
einander nicht wie das Ganze und jein Organ, ſondern wie zwei individuelle Rechts- 
fubjefte gegenüber. Die daraus entjpringenden gegenfeitigen Anfprüche find im Wege 
des ordentlichen Civilprozeſſes verfolgbar, joweit nicht durch das Statut eine ſchieds⸗ 
richterliche Inftanz dafür eingefegt oder ein zunächft ftatutarifch vorgejehener Weg 
torporativer Erledigung des Streites noch nicht erfchöpft if (vgl. Ex. des ROHG. 
vom 2. Juni 1874, Entſch. XIV. Nr. 35 ©. 82 ff. und die hier analog anmwend- 
bare Begründung in dem Grf. vom 7. März 1877, Entſch. XXI. Pr. 24 ©.105—108). 
Bei einem folchen Prozeß bedarf es einer außerordentlichen Vertretung der Gefell- 
fchaft ad hoc, worüber dag HGB. bejondere Beitimmungen enthält (Art. 226 mit 
Art. 194 und 195). Im gleicher Weiſe wirb Die Beftellung einer bejonderen Ber- 
tretung der Gejellichaft ala folcher gegen den B. erforderlich, wenn zwiſchen beiden 
ein Rechtegejchäft abgeichlofien werben joll oder wenn jonft ber B. durch Intereffen- 
tollifion an ber Vertretung behindert ift, falls nicht etwa ein von ber Kollifion 
nit betroffener und für fich allein vertretungsbefugter Vorſtandstheil vorhanden ift 
(vgl. über die Mängel der Statuten in diefer Hinficht Lömenjeld, ©. 286 ff.). 
Der Inhalt des Rechtverhältniffes zwiſchen der Aktiengeſellſchaft und ihren Vor⸗ 
ftandsmitgliedern ift in einzelnen Punkten in zwingender Weiſe und in anberen 
ſubſidiär durch das Geſetz normirt. Sodann fann das Statut allgemeine Vor— 
ſchriften über die gegenfeitigen Rechte und Pflichten aufftellen. Im Uebrigen ent- 
ſcheidet der mit dem einzelnen Mitgliede etwa abgefchloffene Anftellungsvertrag. In 
Grmangelung aller ausdrüdlichen Firirungen müſſen die Grundſätze des Mandates 
Platz greifen. Dagegen können durchaus nicht Die gefeglichen Vorſchriften über das 
Dienftverhältniß der Handlungsgehülien Hier herangezogen werden, da dag B.mit- 
glied, wie ſehr e8 auch nach innen abhängig und auf die Thätigkeit eines Gehülfen 
beſchränkt fein mag, immer nach außen die Stellung eines Prinzipals einnimmt 
(Eniſch des ROHE. XII. Nr. 64 ©. 179; XIX. Pr. 18 ©. 58 und Nr. 19 
©. 61; XXI. Wr. 121 ©. 375). 

Was zunäch]t die Rechte gegen die Aktiengejellfchaft angeht, fo hat fein B.mit- 
glied jemals ein Recht auf jein Amt. Ein jolches Recht ift durch das Prinzip der 
unabänderlichen Widerruflichkeit der V.beftellung (vgl. oben) außgeichlofien. Es 
giebt daher feine Klage gegen die Geſellſchaft auf Einfegung oder Wiedereinfegung 
in die B.mitgliebfchaft (Erf. des ROHG. vom 2. Juni 1874, Entf. XIV. Nr. 35 
©. 82 ff.; dagegen hat das ROHG. in dem Erf. vom 27. April 1875, Entſch. XVII. 
Nr. 28 S. 107—114 eine folche Klage gegen den V. für zuläffig erklärt, wenn 
diefer ein rite gewähltes Mitglied nicht anerkennt und einberuft)., Wol aber hat 
jedes B.mitglied einen klagbaren Anfpruch auf die aus feiner Amtsführung nach 
ben allgemeinen Grunbfäßen des Mandats ihm von der Geſellſchaft geſchuldeten 
Erſatzleiſtungen und auf alle ihm veriprochenen befonderen Vermögensleiftungen (Ge= 
balt, Tantiemen, Präjenzgelder, Amtswohnung, freie Fahrt u. |. w.). In biefer 
Hinficht ift bei der Auslegung der Vertragsabreben die eigenthümliche Natur des 
Anftellungsvertrages zu berüdfichtigen (jo hat da ROHG.; Entjch. XIX. Nr. 19 ©. 61, 
den Anſpruch auf Fortbezug des ganzen Gehalts während einer unverjchuldeten 
Krankheit für begründet erklärt). Die vermögensrechtlichen Anſprüche eines V. mit⸗ 

75* 


1188 Vorſtand. 


gliedes können durch unberechtigte Entlaſſung aus dem Amt, obſchon dieſelbe als 
ſolche ſtets wirkſam iſt, nicht verkürzt werden. Es entſteht daher ein Recht auf 
Entſchadigung durch die Geſellſchaft. Hierbei kommt es dann einerſeits auf die 
etwaigen Beſtimmungen bes Anftellungsvertrages über Amtsbauer, Künbigungs- 
friften u. |. w., anbererfeit® auf die Triftigfeit der Gründe einer vorzeitigen Ent- 
laffung (Entſch des ROHG. XII. Nr. 64; XIV. Nr. 35; XIX, Rr. 18; XXL 
Nr. 121). 

Die Pflichten der B.mitglieder gegen bie Gejellihaft ergeben ſich aus der 
allgemeinen Berbinblichkeit zu getreuer Amtsführung nach Maßgabe der gefehlichen 
und ftatutarifchen Beftimmungen, ber vertraggmäßig übernommenen Obliegenheiten 
und der Beichlüffe der Generalverfammlung und anderer den B. bindender Organe. 
Dabei Hat jedes B.mitglied für die Anwendung voller Sorgfalt einzuftehen (die 
Beichräntung der Haftung auf diligentia quam in suis ift unbegründet). Io 
ſchuldhafter Handlung oder Unterlaffung wird jedes V.mitglied ber Geſellſcha 
perfönlich zum Schadenserſatz verpflichtet, und zwar nach dem HGB. Art. 241 Abf. 5 
unter mehreren B.mitgliedern ein jedes in solidum. ine Entbindung von dieſer 
BVerantwortlichfeit Liegt in einer Durch die Generalverfammlung vorbehaltlos erteilten 
Decharge, infoweit nicht etwa die Entlaftung nur in Folge davon bewilligt ift, daß 
die in der Generalverfammlung vertretenen Aktionäre relevante Umftände weder 
Tannten noch kennen mußten (vgl. Entſch. des ROHG. XXI. Nr. 68 ©. 277 ff). — 
Dal. über die Verantwortlichfeit des DB. gegen die Geſellſchaft Regelsberger, 
Beiträge zur Lehre von der Haftung ber Behörden und Beamten der Aktiengejell- 
Ichaften, ein Rechtsgutachten, Gießen 1872; Gutachten von Bluntfchli und 
Munzinger in bemfelben Rechtsfall, beiprochen von Bekker, Zeitichr. I. H.R. 
XVIL 682 ff.; Better, Beiträge zum Altienrecht, a. a. 0.6. 418 ff.; Renaud, 
8 62; Söwenfeld, 241 ff.; Thöl, 1. 8157; v. Hahn, Komm. zu Art. 241. 

Zu den einzelnen Altionären ftehen die B.mitglieder ala joldhe in feinem 
Rechtsverhaältniß. Denn alle felbftändig geltend zu machenden Inbividualrechte, 
welche mit der Mitgliedichaft in der Altiengefellichaft verbunden find, beftehen gegen 
die durch den V. blos vertretene Geſellſchaft als folche, nicht gegen den V. oder 
deffen Mitglieder. Alle Rechte der Aktionäre gegen ben V. bagegen find umgekehrt 
Mitgliedfchaftsrechte, die nur in der Generalverfammlung ausgeübt werben (Art. 224). 
Darum find die B.mitglieder aus pflichtwibriger Amteführung nur der Gejellfchaft, 
nicht den Aktionären verantwortlih. Nur das Recht der Intervention im Prozeß 
der Aktiengefellfchaft wiber ihre Behörden ift den Altionären wegen des engen Zu- 
jammenhanges ihrer individuellen Intereſſen mit den geſellſchaftlichen Intereffen ein⸗ 
geräumt (Art. 226). Ein ſelbſtändiges Klagerecht gegen jene Behörden aber ift 
ihnen damit nicht gewährt. Allerdings kann es Fälle geben, in welchen aus einem 
bejonderen Rechtögrunde, wie 3. B. aus argfiftiger Handlung ober aus einem Ber 
fprechen, ein direkter Erſatzanſpruch des Aktionäre gegen ein B.mitglied begründet 
iſt; ebenfo verfteht es fich von felbft, daß nach Auflöfung einer Altiengefellichaft die 
ehemaligen Aftionäre ald Einzelne eine Schadensklage gegen bie ehemaligen B.mit- 
glieder anftellen können, Allein wenn und foweit bie Altiengeſellſchaft zu Hecht 
befteht, find die B.mitgliever wegen fchuldhafter Kompetenzüberfchreitungen, Amts- 
Bandlungen und Unterlaffungen nur der juriftifchen Perjon, der fie dienen, nicht 
den einzelnen Aktionären, zu denen fie in feiner amtlichen Beziehung ftehen, ver« 
antwortlih. Es ift dies eine Konfequenz des Torporativen Charakters der Aftien- 
gejellichaft, wie ihn das HGB. durchgeführt hat. In diefem Sinne hat fich denn 
auch die überwiegende Mehrzahl der Theoretiker ausgeiprochen (3. B. Renaud, 
Zeitfehr. f. H.R. XIL ©. 4 ff, Aktiengeſetz 68; Endemann, $ 62 ©. 290; 
Strey, Handelögejellichaitsrecht, ©. 240; Regelsberger a. a. O. ©. 10 ff.; 
Keyßner, Komm. zu Art. 241 Anm. 4; Wiener, Zeitichr. |. H.R. XXI. 608). 
Auch das ROHG. Hat die Frage (Hinfichtlich der in diefem Punkte gleichgeftellten 
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Mitglieder des Aufſichtsraths) ebenjo entſchieden (Erf. d. ROHG. vom 28. Nov. 1875, 
Entſch. XIX. Nr. 59 ©. 178 ff.). Doch fehlt e8 nicht an Vertretern der gegentheiligen 
Meinung (3. B. Jolly, Zeitichr. |. Deutſches Recht XI. 322 ff.; Auerbach, 
Altienweien, S. 219 ff.; Anſchütz, Komm. IL 515 ff.; Bekker, aa. ©. 
©. 441 ff., 445 ff, 642; v. Hahn, 3. Aufl. ©. 746; Molle ©. 73). Und 
unter den außlänbifchen Gejeggebungen hat bie Franzöſiſche und die Belgifche aus- 
drücklich den Aktionären ein direktes Klagerecht gegen den ®. eingeräumt (Renaud, 
° a wie auch die Englifche Praxis ein folches gewährt (Behrend, 
. 87). 

Ebenjo fteht zu dritten Perfonen, insbeſondere zu den Gläubigen der 
Altiengeſellſchaft, der B. als folcher an fich in keinerlei rechtlicher Beziehung. Yür 
Dritte deckt fi) ja der V. vollfommen mit der von ihm vertretenen Geſellſchaft. 
Das einzelne B.mitglied Tann daher zwar aus einem befonderen NRechtögrunde, wie 
3. B. aus argliftigem Verhalten oder weil es fich bei beftehender Kollektivvertretung 
als Einzelvertreter gerirt hat, unmittelbar einem Dritten haftbar werben. Allein 
aus pflichtwibriger Amteführung als folcher find die B.mitglieder an fich den 
Dritten nicht verantwortlich. Diefes Prinzip ift indeß in erheblichem Umfange 
dadurch modifizirt, daß da HGB. diejenigen gejehlichen Verpflichtungen des B., 
welche die Erhaltung des Grundkapitals bezweden, zugleich zu direkten Verpflichtungen 
gegen die Gläubiger der Gejellichaft erhoben hat. Deshalb ift ausbrüdlich die per- 
ſonliche und folidarifche Verhaftung der B.mitglieder gegen die Geſellſchaftsgläubiger 
aus orbnungswibriger theilweiſer Zuruckzahlung oder Herabſetzung des Grundkapitaäls 
ausgeſprochen (Art. 248). Ebenſo ift der V. einer fufionirten Gejellichaft deren 
Gläubigern gegenüber für die Ausführung der gefeßlich vorgefchriebenen getrennten 
Verwaltung perſönlich und folidarifch verantwortlich gemacht (Art. 247 3. 3). 
Das Gleiche ift gegenüber den durch verfrähte oder fonjt ordnungswidrige Vertheilung 
des Vermögens der aufgelöften Gejellichaft gejchädigten Gläubigern zu behaupten 
(Art. 345 ; anderer Meinung Keyfner Anm. 7). Aber auch in allen anderen Fällen, 
in denen Borftandamitglieder gegen die im Interefje der Erhaltung des Vermögens für 
bie Gläubiger ihnen auferlegten gefehlichen Berpflichtungen verftoßen, ift nach der 
Intention des Geſetzes die Zuläffigfeit einer unmittelbaren Klage der Gläubiger 
gegen die B.mitglieder anzunehmen. Dies folgt auß Art. 241 Abſ. 2, wo ale 
Bälle der perfönlichen und folibarifchen Schabenserfagpflicht von B.mitgliedern 
insbeſondere aufgeführt werben, „wenn fie den Beftimmungen des Art. 217 entgegen 
an die Aktionäre Dividenden oder Zinfen zahlen, oder wenn fie zu einer Zeit noch 
Zahlungen Leiften, in welcher ihnen die Zahlungsunfähigfeit der Gejellfchaft hätte 
befannt fein muſſen“. Denn die letztgedachte Handlung kann begrifflih nur die 
Gläubiger, nicht die Gefelljchaft fchädigen (vgl. v. Hahn, Komm. 3. Aufl. Art. 241 
8 4; anderer Meinung Keyßner, Komm. zu Art. 241 Nr. 5 und Löwenfeld, 
6. 247). Die ausländiſche Gefegebung ftatuirt zum Theil eine noch weitergehende 
birefte Beranttvortlichfeit gegen die Gläubiger (Renaud, $ 64). Unrichtig dagegen 
it die Annahme mander Schrütfteller (3. 8. v. Hahn a. a. O.; Endemann, 
8 284 N. 20; Buchelt, I. 490), daß nach Deutichem Recht den Gläubigern aus 
jeder ihnen nachtheiligen Pflichtwidrigkeit ber Vorſteher ein unmittelbarer Erbſatz⸗ 
anfpruch gegen Leiztere zuftehe. Ebenfo gehen Renaud (8 64) und Anſchütz und 
v.Bölderndorff (zu Art. 241) zu weit, wenn fie die Berantwortlichkeit gegen die 
Gläubiger zwar Hinfichtlich der Verwaltungsthätigkeit des V. innerhalb feiner Kom— 
petenz verneinen, dagegen binfichtlich jeder Kompetenzüberfchreitung und jeder ftatuten- 
oder geſetzwidrigen Handlung bejahen. 

Schließlich ift den V.mitgliedern eine beſondere ftrafrechtliche Verant— 
wortlichkeit auferlegt, indem ihnen für Unterlaffung der vorgefchriebenen Anmeldungen 
zum Handeläregifter Orbnungaftrafen (Art. 228, 233, 243), für gewiſſe ſchwere 
Verftöße gegen ihre Amtspflicht (falfcehe Angaben über Zeichnungen oder Einzahlung 
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des Grundkapitals, fchuldhafte Verfäumniffe in Bezug auf die Beftellung ober ger 
hörige Belegung des Auffichtsrathe, unwahre Darftellungen oder Berjchleierungen bes 
Standes der gefellichaftlichen Berhältniffe in amtlichen Kundgebungen, Nichtanzeige 
der —— bei Gericht) Vergehensſtrafen (Art. 249 und 249) ange 
brot find. 

Für den V. der eingetragenen Erwerbs- und Wirthichaftsge- 
noſſenſchaft gift fait gleiches Recht wie für den DB. der Altiengefellichaft. Die 
wichtigfte Abweichung ift, daß ber V. der Genofjenichaft ftets gewählt werden muß 
und nur aus Genofjenfchaftern beftehen darf (Genoſſenſchaftsgeſeß $ 17). Beſondere 
gejeglich normirte Amtspflichten erwachſen hier dem V. in Bezug auf das bei Ge- 
richt zu hinterlegende Mitglieberverzeichniß ($$ 4, 25, 26), jowie in Bezug auf das 
über alle Beichlüffe der Generalverfammlung zu führende und der Einficht jedes Ge— 
noffenfchafter® und der Staatsregierung offen zu haltende Protofollbuch ($ 88). 
Die Mitglieder des V. einer Genofienfchaft verwirken eine Geldbuße bis zu 600 Marl, 
wenn ihre Handlungen auf andere als bie gejchäftlichen Zwecke der Genoffenichait 
gerichtet find, oder wenn fie in der Generalverfammlung die Erörterung von Anträgen 
geftatten ober nicht Hindern, welche auf Öffentliche Angelegenheiten gerichtet find, 
deren Erörterung unter die Landeagefege über das Verſammlungs- und Vereinsrecht 
jällt ($ 27). Beſondere Beftimmungen find über Orbnungaftrafen ($ 66) und über 
die durch Unrichtigkeiten in gefehlich vorgefchriebenen Anzeigen ober fonftigen amt- 
lichen Angaben zu verwirkende Geldbuße bis zu 60 Mark ($ 67) getroffen. 

Außerhalb des H.R. ift reichagefehlich bei Innungen ein V. für obligatoriſch 
erklärt, welcher die Innung gerichtlich und aufßergerichtlich vertritt, hierbei feine 
Legitimation durch eine Beſcheinigung ber Auffichtebehörde führt und vorbe- 
haltlich abweichender Beflimmungen des Statuts gemeinſchaftlich Handeln muß 
(RGew.O. vom 21. Juni 1869 $ 88). Bei neuen Innungen foll das Statut die 
erforderlichen Beftimmungen über die Bildung des V. und die Beurkundung feiner 
Beichlüffe enthalten (KGew. O. nach der Novelle vom 18. Juli 1881 $ 98a 3. 6 
und 8). Der V. kann hier auß einer oder mehreren Perjonen beftehen; er muß 
immer von den Innungdgenoffen in einer vom V. (nur bei der erften Wahl und 
bei Verhinderung des V. von der Auffichtsbehörbe) geleiteten Berfammlung gewählt 
werden; feine Wahl ift der Auffichtsbehörde anzuzeigen (a. a. O. $ 101). Durch 
den V. oder deſſen ftatutenmäßig damit beauftragte Mitglieder wird die Innung 
gerichtlich und aufergerichtlich, auch wo es fonft einer Spezialvollmadht bedarf, ver- 
treten. Dabei genügt zur Legitimation bes V. die Beicheinigung der Auffichte- 
behörde, daß bie betreffenden Perfonen zur Zeit den V. bilden ($ 101). Im 
Uebrigen gelten über den Umfang und die Wirkungen der Vertretung die allge 
meinen Süße des Korporationsrechts, jo daß die hanbelsrechtlichen Prinzipien der 
unbejchränkten und unbejchränkharen Yormalvertretung auf den Innungsvorftand 
nicht anzumenden find. Im Falle der Auflöfung der Innung ift die Abwicklung 
ihrer Gefchäfte im Zweifel durch den V. unter Aufficht der Auffichtsbehörbe zu ber 
forgen ($ 1088). 

Endlich fordert bei eingefhriebenen Hülfskafſen das Reichsgeſetz vom 
7. April 1876 einen V. ($ 3 3. 5), welcher von der Generalverfammlung zu 
wählen, bei befjen Bildung aber ber Anfpruch der Zuſchüſſe Ieiftenden Arbeitgeber 
auf verhältnimäßige Vertretung bis zu 7/, der Stimmen zu berüdfichtigen ift ($ 16). 
Der B. und jede Aenderung in feinem Perfonalbeitande ift der Gemeindebehörbe 
anzumelden ($ 17). Die Bertretungsfunftion ift hier ausdrüdlich auf den Bereich 
der im Statut enthaltenen Vollmacht eingefchränft ($ 18). Beſondere Ordnungs⸗ 
ftrafen ($ 33) und Geldbußen ($ 34) fichern bie Erfüllung einzelner, dem V. aufe 
erlegter gejeblicher Obliegenheiten. 

Was die neuere Tandesgejehgebung angeht, fo enthalten zunächſt die 
Gefege über die Organifation der korporativen Zwangsverbände durchweg bie 





Borftand. 1191 


Anordnung eines B., deſſen Bildung und Zufammenfegung bier völlig ober in der 
Hauptfache durch das öffentliche Recht firirt und dem autonomifchen Belieben ent- 
zogen wird. Auch hier ift der V. nach außen in publigiftifcher und in privatrechtlicher 
Hinfiht zur Vertretung der Körperfchaft berufen, wobei der Umfang feiner Vertretungs= 
bejugnifle gefeglich feftgejtellt zu fein pflegt. Nach innen aber fungirt er als leitende 
und ausführende Behörde, deren Handlungen Hier zugleich je nach der Öffentlich-rechtlichen 
Bedeutung des betreffenden Verbandes mit öffentlicher Autorität außgerüftet werben. 
Die Rechteverhältnifie zwiſchen der Körperichaft und den einzelnen B.mitgliebern 
nähern fich bier mehr oder minder den durch die Mebernahme von Staatsämtern be 
gründeten Rechtsverhältnifien an. Hierher gehören namentlich die Gemeinde-V. 
(vgl. die Art. a und Gemeindebeamte) einfchließlich 
der V. der Kommunalverbände höherer Ordnung und ber Gemeinbeverbänbe für be— 
Tondere Zwecke. Ebenſo die Kirhen-B. (vgl. d. Art. Kirchengemeinde). 
Bei anderen, unter öffentlicher Autorität errichteten Genoffenfchaften find durch dag 
Geſetz nur die Grundzüge der Organifation und rechtlichen Stellung des 8. ein für 
alle Mal firirt, während bie nähere Regulirung durch das unter ſtaatlicher Mit- 
wirkung jeftgeftellte Statut erfolgt. So bei den Deichverbänden (vgl. dieſen 
Art.) und bei den Öffentlichen Waſſergenoſſenſchaften, bei welchen Ießteren 
das Preußifche Geſetz vom 1. April 1879 einen die Genoſſenſchaft in allen ihren 
Angelegenheiten vertretenden V. obligatorifch macht ($ 9) und deſſen amtliche Bes 
fugniffe und Pflichten unter Regelung ber ftaatlichen Oberaufficht jeftjegt (88 58—54, 
60, 82, 86, 99), im Uebrigen aber auf das Statut verweift ($ 56). Ebenſo bei 
den Rnappichaftsvereinen, deren V. in allen Fällen zur Hälfte von ben 
Werkbeſitzern und zur andern Hälfte von den durch die Arbeiter und Beamten ger 
wählten Knappichaftsälteften auß ihrer Mitte beſetzt werben joll und ſowol zur Ver⸗ 
tretung bes Vereins, wie zur Leitung und Verwaltung der Vereinsangelegenheiten 
unter oberbergamtlicher Aufficht berufen ift (vgl. Preußifches Berggefe vom 24. Juni 
1865 88 178—186 nebſt $$ 172 und 176). Dagegen enthält 3. B. für Wald- 
genoſſenſchaften das Preußifche Geſetz vom 6. Juni 1875 nur die Vorjchrift, 
daß die Genofjenjchaft einen B. Haben muß, der die Genoſſenſchaft in allen ihren 
Angelegenheiten, auch wo fonft Spezialvollmadht nöthig wäre, in ben durch das 
Statut feftgefegten Formen vertritt ($ 26). 

Inſoweit Die Landesgefetze beftimmte Gattungen von freien Genoffenſchaften 
anerfannt unb geregelt haben, Iehnen fie fich in neuerer Zeit mehr oder minder an 
die Sätze des H.R. über den V. der Altiengeſellſchaft beziehungsweiſe der einges 
tragenen Genoſſenſchaft an. 

Dies gilt z. B. von den Gewerkſchaften, bei denen indeß durch das 
Preußiſche Serggeſetz (( 117—128) und die verwandten Geſetze gerade Hinfichtlich 
des V. einige fehr erhebliche Abweichungen von den Säben des H.R. konſervirt find. 
So gilt bei der Gewerkſchaft als Regel, daß ein Einzelvorfteher („Repräfentant”) 
beftellt wird. Doch kann auch ein aus zwei oder mehreren Perjonen beitehender ° 
„Gruben⸗V.“ eingeſetzt werden. Die VBeftellung erfolgt durch eine gejehlich georbnete 
Wahl der Gewerkenverfammlung, die Vorfteher brauchen aber feine Gewerken zu 
fein. Als Legitimation dient dem B. eine Ausfertigung des gerichtlich ober notariell 
aufzunehmenden Wahlprotofolle. Der V. vertritt auch hier die Gewerkſchaft in allen 
ihren Angelegenheiten gerichtlich und außergerichtlih. Allein einerjeits ift feine Ver- 
tretungsfunktion nicht unbeſchränkt, da fie nicht nur auf die Angelegenheiten der Ge— 
werkſchaft beſchränkt ift, jondern auch immer, wenn es fich um Gegenftänbe, die nur 
mit einer Mehrheit von brei Vierteln aller Kurze oder nur einftimmig bejchloffen 
werben fönnen, oder um Erhebung von Beiträgen handelt, einen jpeziellen Auftrag 
der Gewerkenverſammlung vorausſetzt. Andererſeits ift fie (vorbehaltlich der nach 
$ 124 umentziehbaren Befugniſſe) nicht unbeſchränkbar, da etwaige Beichränkungen 
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wie Erweiterungen der B.befugnifie für Dritte wirkſam find, wenn fie in die Legi— 
timation aufgenommen werben. (Anders das Sächfiſche Gefeh vom 22. Mai 1851 
RN 119 ff. mit Regulativ C. $ III.) Die Beiugniffe und Pflichten, weldhe dem B. 
in Bezug auf die Leitung und Verwaltung der gewerfichaftlichen Angelegenheiten 
obliegen, find ähnlich wie bei Aktiengefellfchaften normirt: nur ift darüber ein Aufe 
fichtsrecht der Bergbehörbe begründet, die namentlich unter Umftänden ftatt des V. 
eine Gewerkenverfammlung berufen und einen interimiftifchen Repräjentanten beftellen 
Tann. Die B.mitglieder haften aus Pflichtwidrigfeiten perſönlich und folibarifch. 
Zur Ergänzung ber gefehlichen Vorfchriften über die aus der Beftellung des V. ent⸗ 
ftehenden Rechtsverhältnifie wird ausdrüdlich auf die „allgemeinen Borfchriften über 
den Bollmachtövertrag“ verwieſen. 

Auch die gefehlichen Regeln über die B. freier Waſſergenoffenſchaften 
bieten bei mannigjacher Anlehnung an die Handelsrechtlichen Prinzipien vieles Eigen- 
thümliche. So findet fich im Preußiichen Gefeg vom 1. April 1879 die Noth- 
wenbigfeit ftatutarifcher Ordnung des V. ($ 12 3. 7); die Legitimation befielben 
durch das dffentliche Regifter $ 13 und 18); die MWiderruflichkeit der B.beftellung 
($ 23); die gefeßliche Sirirung beftimmter Amtsobliegenheiten binfichtlidh der An— 
meldungen zum Regifter (88 18, 17—18, 29), der Zufammenberufung der Genoflen 
(88 21—22), der Umlage von Beiträgen ($ 24) und der Liquidation ($$ 34 ff.); 
die perſönliche und folidarifche Haftung aus Pflichtwibrigkeiten ($ 20). Der 3. 
vertritt aber die Genofienfchaft nicht jchlechtweg, jondern nur „in allen ihren An— 
gelegenheiten” ($ 9) nach Maßgabe der jtatutariichen Feftfegungen ($ 12 3. 7 und 
$ 19). (Dagegen ift die Vertretungsbefugniß der Liquidatoren durch das Geſetz ſelbſt 
in einer Dritten gegenüber unabänderlichen Weife firirt — 88 37 und 38). 

Im Gegenfaß zu diejen und ähnlichen Spezialgefegen Hat das königl. Sächſ. Geſetz 
über die juriftifchen Perjonen vom 15. Juni 1868 auf alle Perjonenvereine, welche 
durch die Eintragung als Genoſſenſchaften juriftifche Perfönlichkeit erlangen, die 
handelsrechtlichen Prinzipien über den V. voll übertragen. Denn in diefem Geſetz 
find faft wörtlich die Beftimmungen des Reichögenoffenfchaftägefehes über den B. 
wieberholt. Namentlich ift auch Hier die Vertretungsbefugniß nach außen für voll= 
kommen unbeſchränkt und unbeſchränkbar erklärt ($$ 18 und 20; vgl. im Uebrigen 
8113.7,8819, 21—22, 25—27, 34, 75). Gigenthümlich ift nur die Befugniß des 
Gerichts, eventuell Vertreter für die Genofjenfchaft zu beftellen ($ 76), fowie Die 
Berufung einer SOLTSIOAN SUCH BEUENG dem V. aufzugeben und eventuell jelbft 
vorzunehmen ($ 7 

Auch das Naiſche Geſetz dom 29. April 1869 über anerkannte Vereine 
ſchließt fich in den Vorſchriften über Beftellurg, Funktionen und Verantwortlichkeit 
des DB. dem Reichsgenoſſenſchaftsgeſetz an. Allein es erklärt die Vertretungsbefugniß 
des DB. zwar im Zweifel für unbeſchränkt, aber nicht für umbeichränfhar. Denn zu= 
nächſt ſoll über den Umfang der Vertretungsbefugniß des DB. die im Statut dem— 


ſelben ertheilte Vollmacht enticheiden. Und auch die Beftimmung, daB es in ge= 


wiſſen Fällen der Mitwirkung anderer Organe bedarf, ift Dritten gegenüber wirkſam. 
Die Legitimation des V. wird Hier durch das Zeugniß des Gerichts über die er- 
folgte Anmeldung geführt, wobei bie etwaigen Beichränfungen der Vertretungs- 
befugniß dem Dokument beizufügen find (vgl. Art. 13—16 und 22). 

Schließlich ift noch zu bemerken, daß die REPO. $ 157 allgemein bei Be— 
hörben, Gemeinden, Korporationen und allen Perfonenvereinen, welche ala ſolche 
lagen und verflagt werden Tünnen, die Zuftellung an die „Vorfteher“, und zwar bei 
einer Mehrheit von Vorſtehern an einen bderjelben für ausreichend erklärt; daß fie 
auch in $ 169 die Zuftellung an einen anderen Beamten und Bebdienfteten im Ge- 
ſchäftslokal zuläßt, wenn bort der Vorfteher während ber gewöhnlichen Geſchäfts- 
ftunden nicht angetroffen wird oder an der Annahme verhindert ift. 
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Sigb. m. 8it.: Vgl. hinter dem Art. Korporation und den bafeinft am Schluß an: 

geführten Art. über einzelne Arten von Kor — — Bei dem Art. Innungen tritt 
Bet das Neichgef. betr. die Abänderung ber Gew.D. vom 18. Juli ar bin : 
Gierte 


Borunterfuchung ift dasjenige Stabium des Strafverfahrens, welches ber 
Erhebung der fentlichen Klage gegen eine beftimmte Perjon wegen einer beftimmten 
ftrafbaren Handlung nachfolgt und bis zu denjenigen Proceburakten reicht, welche die 
Herbeiführung der Entjcheidung über die Eröffnung des Hauptverjahreng 
(f. diefen Art.) oder Berfegung in den Anklageftand unmittelbar bezweden. 

A. Bom Standpunkte der geſchichtlkichen Entwidelung bebeutet bie 
8. den Beitrag, ben der gemeine Deutfche Inguifitionsprogeß zu bem neueften Straf- 
progeß beigeifteuert hat; ja, in ihr ift jener Prozeß felbft zu einem Theil eines 
größeren, don anderen ‘Prinzipien beherrichten Ganzen geworben, ober vielmehr zu 
einem folchen wieder geworben. Denn der gemeine Deutſche Strafprozeß Hatte all- 
mählich alle von größerer Formſtrenge beherrſchten Abſchnitte des Verfahrens, den 
endlichen Rechtstag und die Spezialinquifition mit dem artikulirten Verhör, abgeſtoßen 
oder zu einer leeren Formalität herabgedrädt, feinen Schwerpunft aber in dem 
genden, was in einem anderen Sinne die V. oder fummarifche Inquifition genannt 
wurde. Vor diefer waren allmählich alle Procedurabichnitte in den Hintergrund ges 
treten; in ihr Hatten aber auch die leitenden Gedanken dieſer Prozeßform einen 
prägnanten und vollftändigen Ausdruck gefunden: die Heimlichkeit, die Schriftlichfeit, 
die Kongentrirung der Strafverfolgung in der Hand eine® mit dem Recht und ber 
Pflicht der Initiative außgeftatteten, mit der Erprobung der von ihm jelbft erhobenen 
Beſchuldigung durch einzig in feiner Hand zufammentreffende Nachforſchungen und Be— 
weisaufnahmen betrauten, die Erforſchung der Wahrheit, unbeirrt durch Rüdfichtnahme 
auf Betheiligte, unbeſchränkt durch Parteirechte derfelben, amftrebenden Richters. 
Das Antämpfen gegen die hiermit verbundenen ſchweren Nachtheile ging in Deutfch- 
land fo wenig, als bei der Einführung der dajelbft zunächft als Vorbild dienenden 
Sranzöfifchen Einrichtungen, fo weit, daß die ambererjeit mit ber jchriftlichen V. 
verbundenen Vortheile völlig verfannt wurden und die völlige Rückkehr zu dem 
einfachen und freien Anklageprozeß, wie ihn das ältere Römiſche und Germanifche 
Recht gekannt Hatte, angeftrebt wurde. Die Transaktion zwilchen der entgegen- 
geſetzten Prinzipien warb vielmehr darin gefucht, daß die alte Unterfuchung beibehalten, 
aber als umtergeorbneter Beftandtheil einem Strafprozeß eingefügt wurbe, beffen 
Einleitung nicht auf der Initiative des Richters beruhen und deffen Abſchluß eine 
Hauptverhandlung bilden follte, welche die afkufatorifche Prozedurform zur Geltung 
bringt, ein öffentliches und münbdliches Verfahren bietet. Die allmählich eingetretene 
Vertiefung der Neformbewegung berührte das Gebiet der B. verhältnißmäßig jpät; 
das fonft für jene maßgebende Englische Vorbild war Hier nicht jo leicht zu ver- 
werthen, weil England ſelbſt (im Gegenfag zu Schottland) mit biefem Theil feines 
Verfahrens unzufrieden, erft gegen die Mitte des Jahrhunderts an benjelben die 
beſſernde Sand legte, und noch fortfährt an dieſer Verbeſſerung zu arbeiten und weil 
auch die verbefferten und in England jelbft nicht überall durchgeführten Einrichtungen 
in mancher Beziehung ernfte Bedenken erregen. Die eingehendſte und, wie es ſcheint, 
die fpätere Entwidelung beeinfluffende Erörterung fand die Frage der Beibehaltung 
und der Reform der gerichtlichen B. auf dem dritten Deutſchen Suriftentage (1862), 
to folgende Rejolutionen angenommen wurden, welche hier mit den Worten, mit 
welchen fie dem Plenum von mir mitgetheilt wurden, wiedergegeben werben. 

„I. Die gerichtliche Vorunterſuchung muß beibehalten werden, weil nicht dem 
Staatsanwalte, ſondern nur einem unabhängigen richterlichen Beamten die Verfügung 
über die Berfon des Angefchuldigten, die Aufnahme jener Beweife, welche in ber 

Hauptverhandlung nicht twieder vorgeführt werden können, endlich die Herbeifchaffung 
des Vertheidigungsmaierials anvertraut werden kann, — wobei ich die Bemerkung 
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mache, daß die Erwähnung der Herbeifchaffung des Vertheidigungsmaterials nur 
im Sinne der Vorbereitung der Hauptverhandlung gemeint war. 

„II. Die gerichtliche Vorunterfuchung muß aber beſchränkt werden: a. dadurch, 
daß der Staatsanwaltichaft die Erhebung der öffentlichen Klage vorbehalten wird“ — 
unbeſchadet der Beichlüffe über die Stellung des Beichädigten; — „b. dadurch, daß 
die Staatsanwaltſchaft angewiefen wird, der Erhebung der öffentlichen Klage gerichte- 
polizeiliche Vorerhebungen vorausgehen zu laſſen“ — unbeichabet, der perfönlichen 
Freiheit des Angefchuldigten, die durch biefe Vorerhebungen nicht berührt werden 
kann, und unbefchabet der Regel, daß die Ergebniffe derjelben feine Beweiskraft 
haben; „c. daß die Vorunterfuchung wegjällt, wo es fich nicht um Verbrechen 
ſchwerſter Art handelt, und weber der Staatsanwalt, noch der Angefchuldigte fie ver- 
langen. 

„II. Sie joll verbeffert werden: a. dadurch, daß das Hinarbeiten auf dad 
Geftändniß des Angefchuldigten aufgegeben wird; b. dadurch, daß ſowol ber Staats 
anwaltichajt, als der Bertheidigung eine fortwährende Einwirfung auf ihren Gang 
ermöglicht wird; c. dadurch, daß die Oeffentlichkeit, mindeſtens bie Parteien 
Öffentlichkeit, auch für fie ala Regel anerkannt wird.” 

So ziemlich in diefem Sinne ward bei der Einführung der StrafPO. in Defter- 
zeich und Deutichland die Stellung ber B. geregelt. Im beiden Gebieten warb das 
Hauptaugenmerk auf die Einfügung der B. in das Gange des neuen Prozefjes und barauf 
gerichtet, daß nicht ſowol das Weſen der gerichtlichen Unterfuchung jelbft geändert, 
ala vielmehr durch die Einengung der V. auf ein beichränftes Gebiet und durch 
die Rückwirkung der anderen Partieen des Strafprogefjes ihr Geift umgeftaltet und 
da8 vollendet werde, was ſchon bei jenen Verhandlungen des Juriftentages mit den 
Worten angedeutet wurde: „In den anftopenden Gemächern find Fenfter und 
Thüren weit offen, Licht und Luft bringt von dorther überall auch in die Bor 
unterfuchung herein.” Eben darum warb das Augenmerk in erfter Linie auf bie 
Ausbildung des der B. vorangehenden Berfahteng, welches nach der älteren Preußifchen 
Terminologie „Skrutinialverfahren“, nach ber Deutſchen StrafPO. „Vorbereitungs- 
verfahren”, nach der Defterreichifchen „Vorerhebungen“ genannt wird, — in zweiter, auf 
das nachfolgende Stadium des Verfahrens, die Entfcheibung über die Verſetzung 
in den Anklageftand (Eröffnung des Hauptverjahrens), gerichtet; nach beiden Rich- 
tungen ift wieder das (allerdings in beiden StrafPO. auf ganz verjchiedene Weile 
geregelte) Recht der Initiative der Strafverfolgung mit den daraus gezogenen Kon- 
fequenzen maßgebend (vgl. hierüber die Art. Einleitung der Unterfuhung 
und Eröffnung des Hauptverfahrens). Beide Geſetze treffen ferner zufammen 
in dem Streben, die Mündlichfeit der Hauptverhandlung gegen das Ueberwuchern 
einer allzugründlichen, allzufchwerfälligen B. zu ſchützen, in der Erweiterung ber 
Rechte der Vertheidigung, in der Feſthaltung ber Tollegialen Ueberwachung der 3. 
im Gegenfaß zu der in Frankreich erfolgten Befeitigung der Rathskammer. Bei ber 
BVorberathung der Deutichen StrafPO. übte noch das Streben der Regierungen nad) 
Befeitigung von Prozedurverjchiedenheiten, bie fich nur aus der Schwere der Anklage 
ergeben, infofern Einfluß, ala auch in den fchwerften Fällen die V. nicht obligatoriſch 
fein follte; andererſeits aber warb auch eine weitergehende Annäherung an bie 
Englifche V., ingbefondere durch Gneift und deſſen „Vier Fragen,“ angeregt, und 
& Hat das, wenn man fich auch prinzipiell für die Grundform ber bigherigen 
StrafPO. ausſprach, doch auf die die Parteienöffentlichkeit beträchtlich aus- 
dehnenden Beitimmungen des Entwurfs Einfluß geübt. 

B. Durch dieſe gefchichtliche Entwidelung ift die prinzipielle Bedeutung 
der V., ihr Platz im neuen Strafprogeß, ihr Zwed und ihr Verhältniß zu den 
anderen Partieen des Strafverfahrens vorgezeichnet. In ihr ift einem Richter bie 
Aufgabe geftellt, eine gegen eine beftimmte Perſon von einem hierzu Berechtigten 
erhobene Anfchuldigung wegen einer beftimmten That einer Erprobung durch 
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vorläufige Ermittelungen und Beweisaufnahmen zu unterziehen und das Thatſächliche 
fo weit aufzuflären, daß verläßlich darüber entichieden werden kann, ob Hinreichende 
Gründe vorhanden jeien, den Angefchuldigten wegen jener That unter eine Anklage 
zu ftellen, über welche in öffentlicher Hauptverhandlung zu entfcheiden ift. Neben 
diefer Hauptaufgabe, welche bei jeder B. zu Löfen ift, kommt e&.aber auch barauf 
an, für den Fall, daß eine Hauptverhandlung ftattfinden muß, vorzuforgen, einer« 
ſeits dadurch, daß die Anweienheit des Angellagten und die Möglichkeit der Be- 
nutzung folder Beweismittel, welche fonft verloren gehen würden, gefichert wird, 
andererjeita dadurch, daß der Anklage, wie der Vertheidigung die zur Vorführung 
der Beweiſe in der Hauptverhandlung, beziehungsweife zur Stellung darauf abzielender 
Anträge, und dem zur Entſcheidung über folche Beweisanträge berufenen Gerichte 
die Hierzu nöthige Ueberficht über das Beweismaterial verjchafft werde. Darin, 
daß eine bloße Ueberſichi verichafft, die Möglichkeit einer erfchöpfenden jach- 
gemäßen Beweisaufnahme in der Hauptverhanblung gewährt wird, Liegt die Ab- 
grenzung gegenüber der Aufgabe der Iehteren. Es Handelt ſich darum, baß ſchon 
dor der Hanptverhanblung die enticheidenden Thatfachen und bie Perfonen, von 
welchen nähere Auskunft über diefelben zu erlangen fein wirb, befannt werben, 
nieht aber darum, daß diefe Ausfagen ſelbſt in jolchem Umfange zu Papier gebracht 
werben, daß auf die Befeitigung jeder Unvollftändigeit, jedes Zweifels, jedes Wider- 
ſpruches, auf die Klarſtellung jedes Nebenumftandes hingewirkt und der Haupt» 
verhandlung eigentlich mur die Sichtung und Präzifirung ber bereits erfchöpfend 
angefammelten Betveizergebnifje übrig bleibt. In diefem Sinne fprechen fich auch 
bie Gefege ausdrücklich aus. Die Defterr. Straf PO. bezeichnet im $ 91 Abſ. 2 
ala Zweck der B.: „die gegen eine beftimmte Perfon erhobene Anſchuldigung einer 
ftrafbaren Handlung einer vorläufigen Prüfung zu unterwerfen und den Sachverhalt 
foweit ins Klare zu feßen, ala es nöthig ift, um jene Momente feftzuftellen, welche 
geeignet find, entweder die Einftellung des Strafverfahrens herbeizuführen’ oder die 
Verſetzung in Antlageftand und die Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung vor- 
zubereiten,” und im $ 111 daſ. heißt es: „Die V. wird geichlofien, ſobald die 
gepflogenen Erhebungen zureichen, um die Anordnung ber Hauptverhanblung zu 
begründen und zugleich die zur vollftändigen Vorführung der Beweismittel in der 
Hauptverhandlung erforderliche Meberficht über diejelben erlangt iſt. Im $ 188 
der Deutſchen StrafPO. findet ſich zwar im Gegenfage hierzu nur eine negative 
Vorſchrift: „die V. ift nicht weiter auszudehnen, als erforderlich ift, um eine Ent- 
ſcheidung darüber zu begründen, ob das Hauptverfahten zu eröffnen, ober der An- 
geihuldigte außer Verfolgung zu eben ſei. Auch find Beweiſe, deren Verluſt für 
bie Hauptverhandlung zu beforgen fteht, ober deren Aufnahme zur Vorbereitung 
der Bertheidigung des Angefchuldigten erforderlich erfcheint, in der B. zu erheben.“ 
Allein wenn bier nur der einfeitige Gefichtspunkt der Vorbereitung der Berthei- 
digung berborgehoben ift, jo ift Har, daß felbft von dieſem Gefichtspunkte aus 
die Erhebung der Belaftungabeweife eine Nothwendigkeit jein kann, da das zu Wider 
legende vorliegen muß, ehe man and Widerlegen gebt; es mag bie vorliegende 
Faſſung fi) wol daraus erflären, daß angenommen wurde, es jei die Ueberficht 
über das Anklagematerial ſchon durch das Worbereitungsverfahren zu präzifiren. 
Aus den Motiven zu diefer Geſetzesftelle ift nur zu erfehen, daß, mit Recht, vor 
Maßnahmen gewarnt wird, „welche darüber hinausgehen, die Möglichkeit zur Prüfung 
der Wahrfcheinlicheit oder Unwahrfcheinlichkeit des angeregten Verdachtes zu prä« 
ziſiren“, und „welche mindeftens für eine nublofe Verweitläuftigung des Verfahrens 
iu erachten, in der Regel aber jogar ſchädlich“ feien, „da fie der Hauptverhandlung 
borgreifen und die Zuverläffigkeit ſowie die Bedeutung der Ergebniffe derjelben 
beeinträchtigen.“ So ſehr dies zu billigen ift, jo gewiß ift Durch die V. die Lleber- 
fiht Aber das ganze Beweismaterial, nicht blos über Vertheidigungsbeweiſe Herzu= 
Rellen, und mit Recht bemerkt Löwe: „Diefe Aufgabe jet um jo wichtiger, je 
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mißlicher im einzelnen Falle eine durch die Unvollftändigkeit des Beweismaterials 
bedingte Unterbrejung und Bertagung der Hauptverhandlung fein würde.“ Aber 
auch Löwe zieht daraus nur bie Yolgerung, daß die V. „eine Weberjicht über 
das vorhandene Beweismaterial gewähren“ foll. — Dasjenige, worauf $ 188 Abi. 
1 umd die Motive das Hauptgetwicht legen, das Maß von Mahrfcheinlichkeit, das 
erforderlich fei, um die Eröffnung des Hauptverfahren® zu begründen, ift aus zwei⸗ 
fachem Grunde nicht ausreichend, um die Aufgabe der V. zu beftimmen. Ginerjeits 
nämlich find naturgemäß die Anforderungen an dad Maß der Wahrfcheinlichteit 
der Schuld in dem Maß größere, ala die vorgenommene Unterfuchung eine um: 
faffendere war; je mehr bereits gefchehen ift, um die Sache aufzuklären ,- deſto 
weniger wird man geneigt fein, mit ſchwachen Verdachtsgründen fich zu begnügen; 
und wenn anbererfeit der Richter fich auch gegenwärtig halten muß, daß die Gin 
ftellung des Verfahrens ein definitiver Ausſpruch ift, der nicht ergehen fol, 
folange nicht feftfteht, daß das für nicht ausreichend zu erachtende Beweismaterial 
eine Berftärfung von der Fortſetzung der Unterfuhung nicht zu erwarten habe, 
jo wird doch jeder Richter die Einftellung Leichter verfügen, wenn die B. ungenügende 
Refultate Lieferte, ala wenn nur die Ergebnifle des Vorbereitungs- (Vorerhebungs-) 
Verfahrens vorliegen. In diefem Sinne beitimmt aljo die V. dag Maß der An- 
forderungen an die Eröffnung ‚des Hauptverfahrens, umd wird nicht felhft durch jenes 
beftimmt, — zumal wenn es fi}, wie in Deutichland, darum handelt, daß bie 
Ergebniffe der V. jedesmal von richterlichen Amts wegen geprüft werben follen. 
Man kann alfo in der That dem Unterfuchungsrichter nur die Regel ertheilen: 
ex babe die Beweisaufnahme in ber Hauptverhandlung vorzubereiten, aber 
nicht entbehrlich zu machen. — 

Noch ſchwerer läßt fich eine feite Regel über die Abgrenzung der B. von dem 
ihr vorausgehenden Verfahren aufftellen; biefe Frage hängt jedoch untrennbar zu: 
fammen mit der nach den : 

C. Borausjegungen ber Einleitung der V. Die Deutfche und bie 
Defterr. StrafPO. ftimmen darin überein, daß die V. in den Straffällen, welde 
vor die Gerichte höchfter Ordnung gehören, immer — in benjenigen, welche vor ben 
Gerichten nieberfter Ordnung verhandelt werden, niemals ftattzufinden Habe. Für 
die Mittelklaffe ber Delikte ift in erfter Linie der Staatsanwaltfchaft, in zweiter 
dem Angefchuldigten die Möglichkeit geboten, die Einleitung der B. zu erwirken 
(Defterr. StrafPO. 88 91, 211; Deutſche StrafPO. $ 176). Nach beiden Geſetzen 
fommt Hinzu, daß bie Abwefenheit des Angejchuldigten die Einleitung einer ſonſt 
entbehrlichen B. nöthig machen kann. — In erſter Linie ift die Einleitung der 2. 
bedingt durch einen darauf abzielenden Antrag des Staatsanwaltes (inwiefern der⸗ 
jelbe durch einen auf Antrag eines Privaten ergehenden Beichluß bes Berichtes erſetzt 
werben Tann, darüber |. d. Art. Privatanklage). Die Staatsanwaltſchaft fann 
der Stellung dieſes Antrages ein Vorbereitungsverfahren (vgl. d. Art. Ein- 
leitung der Unterfuchung) vorausgehen Lafjen, welches in Fällen, wo die V. 
nicht. obligat ift, auch das Ergebniß Liefern Tann, daß von derjelben Umgang ge 
nommen und fofort die Anklageichrift eingebracht wird. In das Ermeſſen der 
Staatsanwaltichaft ift Daher geſtellt, ob die V., da wo fie nicht obligat, wann 
fie eingeleitet werben folle, wo fie obligat ift. Dieſes Ermefjen ift aber kein völlig 
freies, ſondern durch die Natur der zu Löfenden Aufgabe, durch die zu befeitigenden 
Hinderniffe und burch die unvertennbaren Ahfichten der Geſetze zu beftimmtenbes; 
innerhalb dieſer Grenzen wird e& durch die Anforderungen der Prozeßtaktik ber 
herrfcht werden. Es nehmen fo vielerlei Detailfragen Einfluß, daß eine gejonberte 
Darftellung des Defterr. und Deutfchen Rechtes einerjeitz nicht zu vermeiden iſt, 
anbererjeit3 zur deutlicheren Beleuchtung der Sache wejentlich beiträgt. Die Defterr. 
StrafPD. unterfcheidet bezüglich der Vorerhebungen (Vorbereitungsverfahren), ob 
biefelben in der Hand des Gerichtes oder der Sicherheitsbehörden liegen; in letzterem 
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Falle find der ſpäteren Verwendbarkeit des erhobenen Beweismaterials und ber Ber- 
gung über Freiheit und Hausrecht bes Angefchulbigten u. ſ. w. jo enge Grenzen 
gezogen, baß der Uebergang zur V. nur dann länger aufgejchoben werben Tann, 
wern es ſich um Erkundigungen und Nachforſchungen handelt, welche ohne Ueber- 
ſchreitung jener Grenzen und überhaupt, ohne daß eine beftimmte Perfon ausdrücklich 
ala Beſchuldigter behandelt wird ($ 38 Abſ. 1), ftattfinden Lönnen. — Läßt der Staats- 
anwalt Borerhebungen durch den Unterfuchungsrichter pflegen, „um die nöthigen An⸗ 
haltspunkte für die Beranlaffung bes Strafverjahrens wider eine beftimmte Perjon ober 
für die Zurüdlegung der Anzeige zu finden“, jo Hat der Unterfuchungsrichter dabei 
„iene Rechte und Obliegenheiten, welche dem Unterfuchungärichter in der V. zukommen“ 
($ 88 Abf. 1 und 2). Die Grenze Hierfür liegt aber in den die Haft regelnden 
Beſtimmungen; die „vorläufige Verwahrung“ dauert immer nur bis zur Vorführung 
bor den Unterfuchungsrichter; diefer hat den ihm Vorgeführten binnen 24 Stunden 
iu vernehmen und „nach der Vernehmung jofort zu beichließen, ob der Beichuldigte 
wieder auf freien Buß geftellt oder wider ihn die orbentliche Unterfuchungshaft ver- 
hängt werben folle”, „Die ordentliche Unterfuchungshaft aber kann nur gegen einen 
Beſchuldigten verhängt werden, welcher nach feiner Vernehmung vor dem Unter 
fuchungsrichter eines Verbrechens oder Vergehens verbächtig bleibt“ ($$ 179, 180). 
Aus dieſen Gefegesftellen in Verbindung mit $ 89 Abj. 1 muß gefolgert werben, 
baß bie ordentliche Unterfuchungshaft nicht ohne Einleitung der B. beftehen könne. 
Die Befugniffe des mit den Vorerhebungen befaßten Bezirksrichters (Amtärichter) gehen 
etwas weiter; er kann diejelben einleiten, ohne daß ein Antrag bes Staatsanwaltes 
borliegt und kann den ihm vorgeführten Beſchuldigten, welcher auch nach feiner Ver⸗ 
‚ nehmung der That verdächtig bleibt, biß auf weitere Weifung des Unterfuchungs- 
richters in vorläufiger Verwahrung behalten; allein einerjeit® bat er in ſolchem 
Falle die Akten längftens binnen acht Tagen an den Staatsanwalt einzufenden, welcher 
längftens binnen drei Tagen den Berhafteten außer Verfolgung zu jeßen oder feine 
Anträge „bezüglich der Perfon und des Verfahrens bei dem Unterfuchungsrichter 
anzubringen hat”, andererjeit? hat der Beichulbigte jelbft das „Recht, zu verlangen, 
daß er binnen 48 Stunden an den Unterfuchungsrichter abgeliefert werde” ($8 89 
und 178). Auch den gerichtlichen Borerhebungen ift alfo eine nicht willfürlich zu 
verichiebende Grenze gezogen, ſobald es fich um einen verhajteten Beſchuldigten han⸗ 
beit; in anderen Fällen wird allerdings auch die Einleitung der obligatorifchen V. 
(wol meiſt zum Bortheil des Beichulbigten) aufgehoben werden können, bis eine 
eingehende Vernehmung des Letzteren über das vorliegende Belaftungsmaterial, welche 
ja den einzigen wefentlichen Beſtandtheil der V. bildet, nothwendig wird. Da 
übrigens auch nad) Einleitung der V. der Staatsanwalt von der Verfolgung jederzeit 
mit der Wirkung zurüdtreten kann, daß der Unterfuchungarichter das Verfahren ein- 
fellen muß, fo kann der Staatsanwalt auch in feiner Weiſe in Verſuchung kommen, 
die Gröffnung der V. aus in der Sachlage nicht gegründeten Motiven hinaus— 
zuſchieben. — Nach der Deutjchen StrafPD. trifft dies allerdings nicht zu, da 
nach dieſer der Antrag auf Einleitung der V. mit der dadurch erhobenen öffentlichen 
Mage das Gericht endgültig und unwiderruflich befaßt. Diefe Beitimmung ver- 
legt allerdings die Herrfchaft des Anklageprinzips aus dem Progeffe Heraus an bie 
Schwelle defjelben, fie macht die fpätere Anklage zum Werk des Gerichtes und damit 
das Gericht, oder wenn man lieber will, ein Gericht zum Ankläger. Sie muß aller- 
dings ihren praftifchen Zweck verfehlen, fo weit man dabei von der Vorausſetzung aus · 
geht, daß bie Staatsanwaltſchaft durch nicht in der Sache gelegene Motive beftimmt 
werben Zönnte; denn es müffen ihr diefe Motive doch wol ſchon während bed Vor⸗- 
bereitungsverfahrens vorliegen, umd unter dieſer Voraugfegung wirb fie auch 
um Mittel nicht verlegen fein, die Sache in der Hand zu behalten. Allein der ge 
wiſſenhafte, pflichtgetreue Staatsanwalt wird zwar fi) vor Augen Halten müſſen, 
daß wenn er mit der Erhebung der öffentlichen Klage ſich übereilt, bie Bejeitigung 
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eines etwaigen Verſehens nicht mehr von ihm allein abhänge; allein da auch er 
auf gewiflenhafte, pflichtgetreue Haltung des Gerichtes rechnen kann, wird hierin für 
ihn fein Grund liegen dürfen, den Antrag zu verzögern, jo wenig als ihn anderer- 
feitö der Umftand beftimmen darf, daß jene grundfägliche Anordnung, vermöge welcher 
die Fortfegung der V. von feinem Willen unabhängig ift, ihn der brüdenbften Ver⸗ 
antwortung entbindet. Er wird alfo bei der Abgrenzung des Vorbereitungsverfahrens 
von der B. wol auch nur die Frage für enticheidend erachten, welche Vorgänge bie 
Einleitung der V. nothivendig machen. Nun fchreibt $ 126 der StrafPO. genau 
vor, für welche Dauer ein „vor Erhebung der öffentlichen Klage“ erlafjener Haft- 
befehl in Wirkſamkeit bleiben fann; und wie groß auch der Widerftreit der Meinungen 
in der Reichstagskommiſfion, aus deren Berathung dieje Beſtimmung hervorging, 
war (vgl. insbefondere v. Schwarze), fo berußte er doch nur auf der Anbeutung 
von Fällen, wo es weder thunlich erjcheint, den Angefchuldigten auf freien Fuß zu 
fegen, noch fofort ſchon eine genau formulirte Anfchuldigung gegen ihn zu erheben, 
keineswegs aber auf dem Berfuche, „den Gedanken und ber Aufgabe der V.“ eine 
beftimmte „Richtung zu geben“ (v. Schwarze), jonbern eher auf dem Verzicht, 
eine theoretifche, rein fachliche Abgrenzung zwiſchen Borbereitungsverfahren und 
B. zu unternehmen — auf dem Gedanken, daß der Staatsanwaltfchaft und dem von 
ihr geleiteten Vorbereitungsverſahren biß zu dem Augenblicke freier Spielraum ge- 
gönnt werden fünne, wo die Zwecke des Verfahrens Schritte bedingen, die man nur 
dem Unterfuchungsrichter anvertrauen zu können meint. Zu biefen Schritten gehört 
nach der StrafPO. weder die Vernehmung des Beihuldigten, noch bie Vorforge 
für Konferbirung von Entlaſtungsbeweiſen; erftere ift nur im alle einer Feſtnahme 
nothwendig ($ 135), in anderen Fällen aber zuläffig (während fie in der V. obligat . 
ift, 8 190); in beiden Fällen aber ift die Bernefmung nach Grundfägen vorzunehmen, 
welche für alle Stufen des Verfahrens gleichmäßig gelten (88 133 ff.) und ing« 
befondere jo einzurichten, daß dem Beichulbigten Gelegenheit zu feiner Bertheidigung 
gegeben wird ($$ 136, 164); und ſchon für die Vernehmung vor dem Amtsrichter 
gilt die Regel, daß wenn bei derjelben Entlaftungsbeweife beantragt werden, welche 
erheblich erfcheinen und deren Berluft zu beforgen ift oder deren Erhebung die Frei⸗ 
Laffung des Bejchuldigten begründen Tann, der Amterichter zu diefen Erhebungen zu 
fchreiten Hat ($ 164). Man wird aber darüber noch Hinausgehen und annehmen 
müffen, daß die Regel, welche $ 158 Abf. 2 dem Staatsanwalt vorzeichnet, „nicht 
blos die zur Belaftung, jondern auch die zur Entlaftung dienenden Umftände zu 
ermitteln“, auch für den Amtsrichter gilt, felbft wenn der Beichuldigte keinen 
hierauf abzielenden Antrag ftellt. Wohl aber giebt Die in den 88 158 und 164 
gemachte Unterfcheidung zwifchen „Ermitteln von Umftänden“ und „Erhebung von 
Beweiſen“ einen Fingerzeig für die fachliche Abgrenzung: Im Allgemeinen genügt, 
wenn auf den Umftand aufmerffam gemacht, dafür gejorgt ift, daß er nicht über- 
ſehen werde; eine Beweiserhebung aber ift nur nöthig, wenn fie zu fofortiger, dem 
Beichuldigten günftiger Enticheivung führen kann oder wenn Gefahr des DVerluftes 
droht. Einige Schwierigkeiten bereitet der ung befchäftigenden Abgrenzung ber Um— 
ftand, daß die Deutfche Straf PO. die Vorſchriften über die materiellen Unterfuchungs- 
akte zerjtreut hat, und daß fich in dem der V. gewidmeten Abfchnitt folche finden, 
die doch auch für das Vorbereitungsverfahren Bebeutung Haben. Die Vorjchrift, 
welche in&befondere $ 191 der StrafPO. für die Mitwirkung des Angefchulbigten 
und feines Bertheibiger® beim Augenfchein und bei der Vernehmung eine Zeugen 
oder Sachverftändigen ertheilt, defien Vernehmung in der Hauptverhandlung nicht 
in fichere Ausficht zu ziehen ift, jcheint zwar nur ber B. zu gelten, zumal nur in 
diefer ein „Angefchulbigter” vorhanden ift; da jedoch dem Borbereitungsverfahren 
ganz fpeziell die Aufnahme von Beweifen, die verloren gehen könnten, zugewieſen 
üt, jo kann, wenigftens fo weit eine bejtimmte Perjon bereits durch Feſtnahme ala 
verbächtig behandelt wird, nicht angenommen werben, daß es bie Abficht bes Ge- 
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fees war, ihr bei jolchen Beweiserhebungen, wenn fie im Borbereitungsverfahren 
ftattfinden, die gedachten Parteirechte abzufprechen. Beftreitet man dies, jo wäre 
die Nothwendigkeit ſolcher Beweisakte allerdings ein Umftand, welcher der Staats: 
anwaltfchaft die ungefäumte Herbeitührung der V., ſobald diefe überhaupt möglich 
ift, zur Pflicht machen müßte. Als Schlußergebniß zeigt fich auch Hier, was bie 
älteren Grörterungen über die Abgrenzung der General- und Spezialinquifition er- 
geben hatten: die Aufgabe des Vorbereitungsveriahrens und der V. ift die gleiche 
und für die Weberleitung in die letztere ift der Umftand entfcheidend, daß nad) Lage 
der Sache Schritte nothwendig find, welche der B. angehören oder ihr nicht ent- 
zogen werben jollten. 2 

Eben danach werden fich auch die Anforderungen richten, welche bezüglich der 
Zulaffung der Einleitung der V. geftellt werben müſſen. Diefe find: 

1. Ein Antrag der Staatganwaltihaft auf Eröffnung (Einleitung) der B. gegen 
eine beftimmte Perfon wegen einer beftimmten That. Darin liegt die Wahrung 
der Initiative der Staatsanwaltichaft und eben jene Geltendmachung bes Anklage 
prinzips, welches den modernen Straiprogeß und mittelbar auch die V. als einen 
Theil derfelben beherricht. Wenn das Wejen des Anklagegrundjates in der Initiative, 
oder vielmehr in der Nichtinitiative des Richters, beruht, jo berußt im Deutfchen 
Strafprozeß gerade nur die B. auf demfelben, da eine V. nicht ohne Erhebung der 
öffentlichen Klage durch die Staatganwaltichaft geführt werden kann (die allerdings 
in fachlicher, wenn auch nicht in formeller Hinficht zugelaffene Ausnahme harakterifirt 
fi) auch ganz als folche), eine Hauptverhandlung aber denkbar ift, welche lediglich 
auf richterlicher Initiative beruht und in welcher ber fcheinbare Träger ber An- 
Hägerrolle nur einen Gerichtsbeſchluß mit Unterdrüdung feiner perfönlichen Anficht 
ausführt. Gilt dies für Oefterreich allerdings nicht, jo ift nichtebeftoweniger in 
beiden Gebieten die prinzipielle Bedeutung des Antrages der Staatsanmwaltichaft für 
die B. eine gleich große. Dieſer Antrag bezeichnet aljo: 

1) den Gegenftand der V. Gs ift dieg die im Antrag bezeichnete That, 
ein beftimmter mit dem ftrafbaren Verhalten eines Menſchen in Zufammenhang 
ftehender Vorfall, deſſen nähere Umftände, deſſen juriftifche Natur die V. in ber 
Regel erft aufklären foll, der aber genügend indivibualifirt fein muß, daß die Iden⸗ 
tität des Gegenftandes der duch den Antrag erhobenen öffentlichen Klage und 
der durch dieſen eingeleiteten B. mit Beftimmtheit zu erkennen ift. Die juriftijche 
Bezeichnung der That kann ein Mittel abgeben, die Beichreibung berjelben abzu= 
türzen, die Behauptung, oder vielmehr den Verdacht, welcher der öffentlichen Klage 
zu Grunde Yiegt, deutlich zu machen, den Unterfuchungsrichter leicht erkennen zu 
lafſen, welche Richtung nach Anficht der Staatsanwaltichaft die V. zu nehmen 
hat und worauf fie ihre Meinung ftüht, daß eine zur Zuftändigleit de Unter- 
ſuchungsrichters gehörige That vorliege: von weientlicher Bedeutung ift fie nicht. 
Sie kann weder geordert werden, noch bindet fie den Unterfuchungsrichter. Diefer 
ift nämlich nicht berechtigt, feine Nachforſchungen auf eine andere That auszudehnen; 
eine Ausnahme, die in dringenden Fällen eintritt, ift auf das Maß des unmittelbar 
Nothwendigen zu bejchränfen, worauf dann bis auf Antrag der Staatsanwaltichait 
die Sache beruhen muß (Deutiche StrafPO. 88 158, 177, 189; Oefterr. Stra PO. . 
88 89 Abſ. 1, 98 Abſ. 1, 144). Dagegen ift die rechtliche Beurtheilung, welche im An⸗ 
trag der Staatsanwaltichaft zum Ausdrud kommt, kein Hinderniß dagegen, daß der 
Unterfuchunggrichter auch alles dasjenige feftftelle, was nach feiner rechtlichen Beur⸗ 
iheilung bes Falles ihm erheblich fcheint, oder was vermöge einer Aenderung des 
Thatfächlichen auch den juriftifchen Charakter der That ändern kann (Deutiche 
Stra PO. $ 153 Abf. 2). Eben darum, weil unter den Hänben des Unterjuchungs- 
richters ber Gegenſtand der Unterfuchung, obgleich berjelbe bleibend, eine jehr ge- 
änderte Geftalt annehmen kann, kann auch von ber Staatganwaltfchaft feine größere 
Beftimmtheit ihrer Angaben gefordert werben, als die Umftände geftatten. 
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2) Die Perſon, gegen welche die öffentliche Klage erhoben wird (der An⸗ 
geſchuldigte nach der Terminologie der Deutſchen StrafPO.; der Beſchuldigte 
nach der der Defterreichifchen). Daß es eine ſolche Perſon fein mäffe, gegen welche 
die Strafllage überhaupt erhoben werden kann, verfteht fich eben jo von ſelbſt, ala 
daß die Erörterung dieſer weientlich materiellvechtlichen und jedenfalls nicht auf 
die V. befchränkten Frage nicht Hier Pla finden kann. Wohl aber muß bemerkt 
werden, daß für die Begrenzung der Aufgabe der V. die Bezeichnung der Perfon, 
gegen welche fie zu führen ift, genau dieſelbe Bedeutung hat, wie die Bezeichnung 
der That und daher das meifte darüber oben (unter 1) Geſagte aud) hier Anwendung 
findet. Speziell hervorzuheben ift Hier nur noch: Die Nachforichung nach der Schul 
einer beftimmten Perſon wird in vielen Fällen unvermeidlich dahin führen, daß ber 
gegen andere Perjonen wegen ber gleichen That erhobene Verdacht ins Auge geiakt 
und in den Bereich der Unterfuchung gezogen wird; es ift daher bie Pflicht bes 
Unterfuchungsrichtere, Alles, was fich darauf bezieht, ana Licht zu ſetzen und ma- 
teriell die B. auch auf andere Perjonen auszubehnen, formell aber (durch Ber 
baftung oder durch Vernehmung als Angefchuldigten) darf er dies ohne Antrag 
der Staatsanwaltfchaft nicht. Inwiefern folche Komplikationen dahin führen 
können, daß die Staatsanwaltſchaft in den Fall kommen Tann, zwei oder mehrere 
öffentliche Klagen zu erheben, die mit einander nicht vereinbar find, — das 
zu erörtern überjchreitet die Grenzen, bie Hier eingehalten werden müflen; bier muß 
die Bemerkung genügen, daß der Ausdrud „Erhebung der öffentlichen Klage” nicht 
über den unmittelbaren Zwed, welcher Hier auf bloße Unterjuchung gerichtet ift, 
irre machen darf. — Eine ähnliche Frage ergiebt ſich in Fällen, wo bie Perfon 
des Thäters nicht mit voller Beſtimmtheit bezeichnet werden fann. Zwar muß 
der Antrag immer gegen eine beftimmte ‚Perfon gerichtet fein, jonft kann von ber 
Erhebung der öffentlichen Klage und von Eröffnung der B. nicht geiprochen werben; 
allein e8 wird Fälle geben, wo der Name und was fonft gewöhnlich zur Identifizirung 
einer Perſon gebraucht wird, nicht angegeben werben kann; 3. B. wenn der auf frifcher 
That Betretene jeden Aufſchluß darüber verweigert, wenn der Verdacht eine Perfon 
trifft, die nach beftimmten, ihre fpätere Identifizirung fichernden Merkmalen, aber 
auch nur nach diefen bezeichnet werben kann. Wo mehr nach Lage des Falles 
nicht geboten werben kann, muß dies genügen. 

8) Eine ausdrüdliche Begründung der erhobenen Anfchulbigung, Darthuung 
von Verbachtögründen u. |. w. in dem Antrage ift nicht erforberlich; wohl aber 
fchreibt die Oeſterr. StrafPO. ($ 92 Ab. 2) vor: „Beantragt der Staatsanwalt 
die Einleitung einer ®., jo hat er Die Anzeige, ſowie die zu feiner Kenntniß ge 
langten Beweismittel und die Ergebniffe der etwa veranftalteten Vorerhebungen dem 
Unterfuchungsrichter mitzutheilen”, und man ift darüber einig, daß das Gleiche auch 
im Sinne der Deutichen StrafPO. Liegt, wenngleich die Stellung des Unterfuchungs- 
richter zur Beweisfrage hier anderd georbnet ift. 

U. Prüfung des Antrages und Berfügung Über denjelben durch den Unter 
ſuchungsrichter. Die Defterr. StraPO. orbnet darüber ($ 92 Abſ. 8) an: 
„Bindet der Unterfuchungsrichter Bedenken, einem Antrage auf Einleitung der ®. 
beizutreten, fo ift darüber der Beichluß der Rathslammer einzuholen.“ Das Recht 
der Prüfung der Statthaftigkeit des Antrages ift hier dem Unterfuchungsrichter in 
vollem Umfange eingeräumt; er kann aljo auch prüfen, ob der Verdacht, welder 
den Staatsanwalt zur Stellung feines Antrages beftimmte, objettive Anhaltspunkte 
babe, welche die Einleitung der Vorunterſuchung rechtfertigen; dabei wird allerbings 
vorausgeſetzt, daß er fich völlig die Lage der Sache Har mache und feine Anfor- 
derungen [bezüglich ber Schwere des Verdacht? werben geringere fein, wenn noch 
keine Vorerhebungen vorausgegangen find, zu deren Beranlafjung der Staatsanwalt 
berechtigt, aber nicht verpflichtet ift; der Unterfuchungsrichter kann auch, ehe er 
feinen Beichluß faßt, jelbft einzelne Erhebungen vomehmen (vgl. S. Mayer, Hand» 
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buch des Oeſterr. StrafPrz. I. ©. 481); nur können dieſe nicht die verantwortliche 
Vernehmung des Beichuldigten umfaffen, da in dieſem unzweifelhaften Unterfuchungs« 
akt, vorgenommen durch den Unterfuchungsrichter nach Stellung bes Antrages auf 
Einleitung der V., dieſe Einleitung eben Liegen würde, zumal ein ausbrädlicher 
Hierauf gehender Beichluß des Unterfuchungsrichters vom Defterr. Geſetz nicht vor— 
gefchrieben ift. Lehnt die Rathskammer, den Bedenken des Unterfuchungsrichters 
fich anfchließend, den Antrag auf Einleitung der B. ab, fo fteht dem Staatsanwalt 
die Beichwerde an dag Oberlandesgericht offen ($ 119). Geht der Unterfuchungsrichter 
auf den Antrag der Staatsanwaltichaft ein, fo wird dies dem Beichuldigten durch 
die an ihn ergebende Vorladung zur Vernehmung ($ 178), durch den Haftbefehl 
(68 175, 176), jedenfalls aber durch Eröffnung des Unterfuchungsrichters bei Beginn 
der Vernehmung ($ 198) mitgetheilt; er kann die Entſcheidung der Ratkelammer 
verlangen, welche zwar nicht die Berfügung bes Unterfuchungsrichters rüdgängig 
machen, wohl aber die Einftellung des Verſahrens befchließen kann (8$ 118, 109 
Abi. 2). Gegen die Enticheidung der Rathskammer fteht bie Beichwerde an dag 
Oberlandesgericht injoweit offen, ala es fi) um die Ausſcheidung einzelner Straf 
Tachen oder um die Haft handelt. — Die Deutſche StrafPO. faßt die maßgebenden 
Beftimmungen in den 88 178—181 zufammen. Der Antrag ift biernad vom 
Unterſuchungsrichter zu prüfen. Dieſe Prüfung erftredt fi) vor Allem auf die 
Frage, ob der Antrag den Erforderniffen, wie fie unter I. dargelegt find ($ 177), 
entipricht; ſodann auf die Trage der Zuftändigfeit des Gerichtes und auf die ber 
Zuläffigkeit der Strafverfolgung und fpeziell der V. (welche im fchöffengerichtlichen 
Verjahren ausgeſchloſſen ift). Es herrſcht volle Webereinftimmung darüber und ift 
in den Motiven ausbrüdlich Hervorgehoben, daß duch die Wahl des Ausdrucks 
„Unzuläffigfeit” (welcher wörtlich dies keineswegs befagt, aber als gleichbedeutend 
mit rechtlich er Unguläffigfeit gemeint ift), dem Gerichte die Befugniß abgefprochen 
werben follte, „ben Antrag der Staatsanwaltichaft wegen Mangels eines genügenden 
Verdachtes gegen den Beichulbigten“ oder deshalb abzulehnen, „weil nach Anficht 
des Gerichtes das Hauptverfahren durch aufßergerichtliche Grmittelungen genügend 
vorbereitet werden könne.” Hat nun der Unterfuchungsrichter kein Bedenken, fo 
eröffnet er joiort die Vorunterfuchung, und zwar, wie aus Abf. 1 des $ 179 
fi ergiebt, durch eine außbrüdliche Verfügung. Im entgegengejeten alle bedarf 
es eines Beſchluſſes des Gerichtes; letzteres kann verfügen, daß vorher der Anger 
gejchulbigte gehört werde. Nicht minder kann das Gericht in die Lage kommen, 
über die Eröffnung der B. Beichluß zu faflen, wenn der Angefchuldigte gegen die 
Berfügung des Unterfuchungsrichter Einwand erhebt, was aus den gleichen Gründen 
geichehen kann, welche den Unterfuchungarichter jelbft von der Verfügung abzuhalten 
geeignet wären. Iſt vor dem Beichluß des Gerichtes der Angefchuldigte nicht gehört 
worden, jo ſteht ihm das Recht des Einwandes noch immer offen. Der Beichluß 
des Gerichtes, womit der Antrag des Staatsanwaltes auf Eröffnung der B. ab- 
gelehnt wird, fann vom Staatsanwalt durch jofortige Beſchwerde angefochten werben, 
vom Angeichuldigten nur ſoweit, ala es fih um den Einwand ber Unzuftändigfeit 
Handelt. Findet das Gericht gegen die Anficht des Unterfuchungsrichters die Er— 
Öffnung der V. gerechtfertigt, jo wird durch feinen Beichluß der Unterfuchungsrichter 
verpflichtet, die Eröffnung zu verfügen. 

II. Un die Stelle des Antrages der Staatsanwaltichaft und der über denſelben 
ergebenden Verfügung des Unterfuchungsrichterg tritt unter Umftänden der Antrag des 
Angejchuldigten und der Hierüber ergebende Beſchluß des Gerichtes. Hierin 
liegt jedoch feine Beeinträchtigung der Initiative der Staatsanwaltichaft; es wird 
vielmehr vorausgeſetzt, daß Iehtere die öffentliche Klage unmittelbar durch Weber» 
reihung der Anflagejchrift erhoben Habe. Nah Defterr. Recht kann ber Ber 
ſchuldigte gegen die Anklageichrift Einfpruch erheben, und dba diefer das Oberlandes- 
gericht, welches über ihn zu enticheiben hat, in die Lage bringen kann, auszuſprechen, 

dv. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon TI. 8. Aufl. 76 
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daß die Sache vor da Gejchiworenengericht gehöre, in welchem fyalle die B. obligat 
ift, oder daß es an genügenden Gründen fehle, um ben Bejchulbigten der That 
für verdächtig zu halten, fo kann es auch die Anklagefchrift aus dem erften Grunde 
ober weil es dies zur befleren Aufklärung bes Sachverhaltes für nothwendig erachtet, 
vorläufig zurückweiſen, es ift jodann Sache des Staatsanwaltes binnen drei Tagen 
feine Anträge an ben Unterfuchungsrichter zu ftellen ($$ 211, 213 der Sefterr. 
Straf PO.). Nah der Deutſchen StrafpO. muß die Anklagefchrift dem An- 
geihuldigten mitgetheilt und ihm dabei Gelegenheit gegeben werben, eine Borunter- 
ſuchung zu beantragen ($ 144); er wirb fich dabei allerdings nicht auf den fürm- 
lichen Antrag befchränfen dürfen, da das Gericht dem Antrag nur Folge geben 
muß, wenn er „erhebliche Gründe geltend macht, aus denen eine V. zur Bor 
bereitung feiner Bertheibigung erforderlich erfcheint” ($ 176 3.2). Uebrigens kann 
das Gericht auch ohne Antrag des Angeſchuldigten angeſichts einer Anklageſchrift 
der ar die Eröffnung einer V. anordnen ($ 200). 

D. Gang ber V. „Die B. wird von dem Unterjuchungsrichter eröffnet und 
geführt“ (Deutſche StrafpO. $ 182). „Iſt die V. eingeleitet, jo fehreitet ber 
Unterfuchungsrichter von Amtswegen und ohne weitere Anträge des Anklägers ab- 
zuwarten, ein, um den Thatbeftand zu erheben, den Thäter zu ermitteln und bie 
zur Ueberführung oder Vertheidigung des VBeichuldigten dienenden Beweismittel jo- 
weit feftzuftellen, als es ber Zwed der V. erfordert“ (Defterr. StrafBO. $ 96). 
Damit ift die prinzipiell inquifitoriiche Form der V. gejehlich fanktionirt: die V. 
feibft ift vermöge der Initiative der Staatsanwaltichaft nicht mehr eine Verwirl- 
lichung des Unterfuchungsprinzips, aber der Vorgang innerhalb der V. ift der in- 
quiſitoriſche; Anfang und Ende find an die Mitwirkung Anderer unbedingt gebunden, 
zwifchen Beiden erwartet das Geſetz in erſter Linie von der fpontanen Thätigkeit 
des Unterfuchungsrichterd die Erreichung der Zwecke dieſes Prozeßabſchnittes. Immer 
bin aber war ja felbjt bei der fchärfiten Ausbildung bes inquifitorifchen Prozefies 
eine gewiffe Mitwirkung des Inquifiten nicht auszufchließen, und im modernen 
Prozeß, wo die Thätigkeit der Staatsanwaltichaft auch in bie V. hineinreicht, 
mußte auch das Parteirecht des Angejchuldigten deutlicher anerfannt werden. In 
materieller Hinficht ift beiden Parteien nur ein Recht der Antragftellung zu 
erfannt, welches weientlich die VBollftändigfeit der Erhebungen zu fördern geeignet 
fein wird, immerhin auch den Zwed verfolgen kann, der V. eine geänderte Richtung 
vorzuzeichnen. Die Entjcheidung über jolche Anträge fteht zunächft dem Unterfuchungss 
richter zu. Die Verpflichtung des Unterfuchungsrichter® auf Beachtung besjenigen, 
was der Angefchuldigte zur „Bejeitigung der gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe 
und zur Geltendmachung der zu feinen Gunften fprechenden Thatſachen“ vorbringt 
(Deutfche StrafPO. $ 136 Abſ. 2), ift ſchon oben betont worden. Zu diefem Zivede iſt 
aber Kenntniß der Vorfälle der B., ein gewiſſes Maß von Barteiendffentlichkeit 
unerläßlich nöthig. Dies war jelbft im alten Gemeinen Prozeß anerkannt, und von 
dorther ift die Pflicht des Unterfuchunggrichters, dem Angeſchuldigten zu feiner 
materiellen Bertheidigung Gelegenheit zu geben, und alfo ihn mit den Ergeb- 
niffen des Berfahrens befannt zu machen, in die neueſten Gefege übergegangen. Die 
oben angeführte Beitimmung der Deutſchen StraPO. $ 186 ift zwar nur für das 
Borbereitungsverfahren ausdrüdlich ertheilt, findet aber naturgemäß auch auf bie 
B. Anwendung. Ein Antrag auf Anordnung eines förmlichen Schlußverhärs am 
Ende der V. war bei Berathung der Deutjchen StrafPO. bereit? angenommen 
worden; fpäter ließ man wol die Beitimmung wieder fallen, und zwar auß bem 
gleihen Grunde, aus welchem auch in die Defterr. StrafPO. von 1873 die ana- 
loge Anorbnung ihrer Vorgänger nicht aufgenommen wurde (vgl. Mayer, Hand« 
buch, I. ©. 507), weil fie nämlich in formeller Hinficht durch die Vorgänge bei 
ber Berjegung in Anklageftand erjegt wurde; allein in materieller Hinficht follte 
dadurch nichts an ber Pflicht des Unterfuchungsrichters geändert werben, den An⸗ 
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geſchuldigten im Verlaufe der. mit dem gefammten Belaftungsmaterial bekannt 
zu machen (vgl. v. Schwarze, Deutiche StrafPO. $ 195). In der Oeſterr. 
Straſ PO., welche noch ausführliche Vorſchriften über die Vernehmung des Befchuldigten 
in der V. enthält (8$ 198—206), ift auch noch ausdrücklich vorgefchrieben, e8 feien 
die Fragen „jo zu jtellen, daß der Bejchuldigte alle gegen ihn vorliegende Verdachts- 
gründe erfahre und vollftändige Gelegenheit zu deren Befeitigung und zu feiner 
Rechtfertigung erhalte. Giebt er Thatjachen ober Beweismittel zu feiner Entlaftung 
an, jo mäüffen diefelben, fofern fie nicht offenbar nur zur Verzögerung angegeben 
wurben, erhoben werben.” — Die neuen StrafPO. gehen aber noch weiter. Zu= 
nädft, indem fie die Afteneinjicht, welche dem Staatsanwalt geftattet ift, fo 
weit dadurch das Verfahren nicht aufgehalten wird (Deutſche StrafpO. $ 194; 
Defterr. StrafPO. 8 34 Abſ. 2), auch dem Vertheidiger des Angeſchuldigten nach 
geichloffener V. unbedingt geftatten, aber auch ſchon vorher unter Beobachtung 
gewifier Vorfichtsmaßregeln möglich machen. Die Deutfche StrafPO. geftattet fie 
„injoweit, als dies ohne Gefährdung des Unterfuchungszwedes geſchehen kann. Die 
Einficht der Protokolle über die Vernehmung des Beichuldigten, der Gutachten der 
Sachverſtändigen und der Protokolle über diejenigen gerichtlichen Handlungen, denen 
der Bertheibiger beizuwohnen berechtigt ift, darf ihm niemals verweigert werben“ 
( 147). Die Defterr. StrafPO. verfügt ($ 45): „Sofern e& der Unterſuchungs- 
tchter und im Falle der Beſchwerde die Rathskammer mit dem Zwecke des Ber 
jahrens vereinbar findet, Tann dem Rechtsbeiſtande auch die Einfichtnahme aller 
Alten oder eines Theile derſelben geftattet werben; jedenfalls aber ift demfelben 
auf Berlangen vom Verhaftsbefehle und defjen Gründen, fowie von jenen gerichtlichen 
Verfügungen, gegen welche der Beichuldigte ein Rechtsmittel angemeldet hat, Ab- 
ſchrift zu ertheilen.“ — Ein beträchtlicher Schritt darliber hinaus ift dadurch ge= 
ſchehen, daß auch die Anweſenheit der Betheiligten bei einzelnen Unterjuchungs- 
alten zugelaffen wurde, während allerdings der Antrag auf Einführung der vollen 
Barteienöffentlichkeit, welcher den Charakter der Prozedur felbft und die Stellung 
des Richters geändert hätte, nicht Eingang fand. Die Defterr. StrafPO. formulirt 
die Regel der Abweſenheit der Parteien und die Ausnahmen von diefer Regel jo: 
„Unterfuchungshandlungen nimmt der Staatsanwalt bei fonftiger Nichtigkeit nicht 
dor. Weder ber Anfläger, noch der Bertheidiger biifen bei der förmlichen“ 
(im Gegenſatz zu gelegentlichen Fragen während eines der Akte, bei welchen die 
Parteien anweſend fein fönnen) „Vernehmung det Beſchuldigten oder der Zeugen 
duch den Unterfuchungsrichter gegenwärtig fein. Sie find aber berechtigt, dem 
Augenfcheine, der Hausſuchung und der Durchfuhung von Papieren beizuwohnen 
und die Gegenftände zu bezeichnen, auf welche die Unterfuhungshandlungen auszu= 
dehnen find“ ($ 99). Bezüglich des Augenfcheines ift die Beiziehung des Beſchul— 
digten der Beurtheilung des Unterfuchungsrichterg anheim gegeben. „Dem Ver⸗ 
theidiger des Beichuldigten Tann die Betheiligung bei der Vornahme des Augenfcheing 
nit verfagt werben; auch ift ein bereit beftellter Vertheidiger, wenn fein bejonderes 
Bedenken dagegen obwaltet, von der Vornahme des Augenjcheines in Kenntniß zu 
fegen“ ($ 116). Nähere Ausführungen enthalten noch der Schlußſatz des $ 99, 
88 142, 145, 147. 

Die Deutſche StrafPO. fchließt im $ 180 ebenfalls die Anmwefenheit der 
Staatsanwaltſchaft und des Vertheidigers bei der Vernehmung des Angeſchuldigten 
in der V. (bezüglich des Vorbereitungsverfahrens vgl. den Art. Einleitung der 
Unterfuhung) aus. Nach $ 191 ift dagegen bei der Einnahme eines Augen- 
ſcheins, und bei ber Vernehmung eines Zeugen oder Sachverſtändigen, welcher vor- 
ausſichtlich in der Hauptverhandlung nicht vernommen werben wird, der Staatsanwalt- 
ſchaft, dem Angeichuldigten und dem BVertheidiger die Anweſenheit bei der Verhand- 
lung zu geftatten (vgl. auch 88 106, 107, 110). „Von dem Termine find die zur 
Anweſenheit Berechtigten vorher zu benachrichtigen, foweit diefes ohne Aufenthalt 
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für die Sache geichehen Tann. Einige Detailbeftimmungen bezüglich des verhafteten 
Angefchuldigten und der Nichtberechtigung, die Verlegung des Termins zu fordern, 
dafelbft Abſ. 4 und 5. Daran fchließt ſich $ 192, nach welchem ber Richter den 
Angefchulbigten ausſchließen Tann, wenn zu befürchten ift, daf ein Zeuge in feiner 
Gegenwart bie Wahrheit nicht fagen werde. In einem gemwiffen Zuſammenhange 
damit fteht das Recht bes Angefchuldigten, „Sachverftändige zu benennen, denen bie 
Theilnahme am Augenjchein joweit geitattet werben muß, als dadurch die Thätig- 
feit der vom Richter beftellten Sachverftändigen nicht behindert wird‘ ($ 198). Die 
angeführten Stellen der Deutjchen StrafPO. fprechen allerdings nur von der An- 
wejenheit bei den fraglichen Akten der B., nicht von dem Zwede derſelben. Allein 
& liegt in der Natur der Sache, daß das Geje mit der Anweſenheit der Parteien 
auch einen anderen Zwed verbinden wollte, ala die bloße Kenntnignahme vom 
Refultat. Iſt ihmen alfo ein direktes Recht, einzugreifen und ragen zu ftellen, nicht 
gegeben, jo kann es boch nicht bezweifelt werben, daß fie ihr allgemeines Recht, 
Anträge zu ftellen, gerade bei dieſen Gelegenheiten fofort auszuüben berufen find, 
Anträge, die allerdings für den Unterfuchungsrichter nicht bindend find (vgl. Fuchs 
in v. Holgendorff’s Handb. I. 481 ff.). Daß die in der Deutfchen StrafpO. 
$ 191 gewährte Parteiendffentlichkeit auch im fonftigen Vorverfahren gilt (alfo im Vor 
bereitungsverfahren einerjeits und im Zwiſchenverfahren andererfeits), ift im ben 
Motiven (S. 91, die Stelle in diefem Sinne auch angeführt bei v. Schwarze, 
&. 312) ausdrüdlich ausgejprochen, indem gerade damit bie Beſtimmung bes 
& 167 Abſ. 2 motivirt wird, welcher dem Beichuldigten die in der Vorunter⸗ 
fuchung dem Angejchuldigten eingeräumten Rechte zuerkennt, „ſobald er ala Be 
ſchuldigter vom Richter vernommen ift oder fich in Haft befindet.” 

Sieht man nun von den Formen der Thätigkeit des Unterfuchungarichters 
ab, um fich mit feiner fachlichen Aufgabe zu bejchäftigen, fo kann dieſe noch heute, 
ebenfo wie bei der Unterfuchung des alten Gemeinen Deutjchen Strajprozefjes nur 
in der Sicherung des Zweckes des Strafverfahrens (Anwendung des Strafgeiees 
auf den wahrheitsgetreu feitgeftellten Sachverhalt) mit der einzigen Beſchraͤnkung 
geiehen werden, daß zunächſt darauf Hinzuarbeiten ift, die Hauptverhandlung ent 
behren zu können, und wo dies nicht ermöglicht werden Tann, die Abhaltung und 
fachgemäße Durchführung detfelben zu fichern. Dieſe Aufgabe Löft fi dann auf in: 
die Borforge für die Feltnahme des Angefchuldigten oder Sicherung feines Erſchei⸗ 
nen® vor Gericht, jo oft diefelbe zum Zwecke des Strafverfahrens erforderlich ift — 
in die Fefthaltung der Spuren ber ftrafbaren Handlung und aller Gegenjtände, 
welche geeignet find, die Aufklärung des Sachverhaltes zu fördern — Bernehmung 
der Perfonen, von welchen brauchbare Auskunft zu erwarten fteht, alfo der Zeugen, 
Sachverſtändigen, der Angefchuldigten — Beurkundung aller Ergebnifje dieſer Thö- 
tigkeit durch Protokolle unter Beobachtung der für bie Verläßlichfeit derjelben vor- 
gezeichneten Formen (vgl. inabejondere $$ 185 und 186 der Deutichen StrafPO., 
88 283, 101—107 ber Defterr. StrafPO.), Vereinigung der Protokolle und ber 
Verfügungen des Unterſuchungsrichters, fowie aller eingelangten zur Sache gehörigen 
Scriftftüde zu vorjchriftsmäßig geordneten Alten. Dies find die äußeren Mittel, 
deren fich der Unterfuchungsrichter bedienen muß. Was den Geift betrifft, der ihn 
dabei beherrfchen joll, fo muß er erwägen, daß allerdings der Sieg der Wahrheit 
und des Rechtes in diefer Sache weſentlich von dem Eifer und der Gejchielichteit 
abhängt, mit welchen er jeine Aufgabe Löft, und daß ihm deshalb volle Freiheit in 
der Anjtellung der nöthig fcheinenden Nachforſchung gelaffen ift, daß feine Aufgabe 
aber doch eine richterliche ift, daß auch der Angefchuldigte Progekpartei mit felbfte 
ftändiger Berechtigung, nicht ein Objelt von Unterfuchungsfünften ift. Ein näheres 
Eingehen ift hier um fo weniger geboten, weil fich mit den Einzelaften der V. eine 
ganze Reihe von Artikeln dieſes Rechtslexikons zu bejchäftigen hat. 
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E. Beendigung der V. In erfter Linie hat der Unterfuchungsrichter 
ſelbſt darüber mit fich zu Nathe zu gehen, ob er die ihm vermöge des oben dar— 
geftellten Zweckes der V. übertragene Aufgabe für gelöft erachte, ob Alles gefchehen 
fei, was nach Lage des Falles geichehen kann und geſchehen muß. Natürlich ift 
bierbei die Meinung maßgebend, die er fich über die Frage bildet, ob das Straf⸗- 
verfahren überhaupt jortzufeßen oder einzuftellen fei. In letzterer Hinficht kommen 
zunächft alle diejenigen Umftände in Betracht, welche für ſich allein ſchon die defini« 
tive oder vorläufige Einftellung bes Verfahrens nöthig machen, alfo das Hervor⸗ 
treten von Thatjachen, welche die Strafbarfeit oder die Strafverfolgung aufheben 
oder ausschließen, die Feftjtellung von Thatjachen, welche die Zuftändigkeit alteriren 
oder welche nach $ 208 der Deutichen StrafpO. die vorläufige Einftellung des 
Verfahrens nöthig machen (Abweſenheit oder Geiftesfrankheit des Andeſchuldigten), 
wobei allerdings vorausgeſetzt wird, daß Alles erhoben ift, was bei einer Wieder« 
eröffnung der B. nöthig fein wird. Schon in allen folchen Fällen ift daher eine 
verſchiedene Auffaffung möglich; in noch höherem Grade aber kann eine Meinungs« 
verjchiedenheit bei der fachlichen Behrtheilung der Ergebniſſe des Verfahrens, fowol 
bezüglich der Frage, ob letzteres für vollitändig zu erachten fei, ala bezüglich des 
Ausreichens zur Rechtfertigung weiterer Verfolgung des Angefchuldigten herbortreten. 
Darüber num, daß in diefer Hinficht keinesfalls die Anficht des Unterfuchungsrichters 
allein entfcheiden dürfe, find die Deutſche und die Oeſterreichiſche StrafPO. einig. 
Bei der Ziehung der Konfequenzen ſchlagen fie aber verichiedene Wege ein, und ift 
in letzter Linie eine prinzipielle Differenz vorhanden. Nach $ 109 der Oeſterr. 
Straf PO. ift die V. durch Verfügung des Unterfuchunggrichters einzuftellen, fobald 
der Ankläger das Begehren nach ftrafgerichtlicher Verfolgung zurüdzieht oder auf Ein- 
ſtellung der V. anträgt, ober erklärt, daß er feinen Grund zur weiteren gerichtlichen 
Verfolgung finde. Im der Regel wird den Anlaß zu einer ſolchen Erklärung die 
Mittheilung der Akten an die Staatsanwaltichaft bilden, welche der Unterfuchungs« 
richter zwar, ohne feiner Meinung Ausdrud zu geben, verfügen Tann, immer fie 
aber zumeift erft dann eintreten laffen wird, wenn er Anlaß zu haben glaubt, dem 
Staatsanwalt zu eröffnen, daß er der Anficht fei, es jei die B. einzuftellen oder im 
Gegenfag Hierzu, daß er die V. für geichloffen erachte. Stimmt der Staatsanwalt 
der Einftellung der V. zu, fo erfolgt dieje durch Verfügung des Unterfuchungsrich- 
ters; fieht er die V. nicht als erſchöpft an, fo ftellt er (innerhalb der geſetzlich be— 
ftimmten Friſt) den Antrag auf Ergänzung der V. Tritt in der einen oder in der 
anderen Hinficht eine Meinungsverſchiedenheit hervor, fo entfcheidet darüber die 
Rathefammer, welche allerdings auch in den Fall kommen Tann, die Einftellung 
auch gegen die Anficht des Unterfuchungsrichter® und des Staatsanwaltes zu be= 
ſchließen. Gegen den Einftelungabeichluß der Rathskammer fteht dem Ankläger die 
Beſchwerde an dag Oberlandeägericht offen, welches, wenn es derfelben jtattgiebt, 
unter Umftänden fogar auch ohne weiteres die Verſetzung in Anklageſtand ausſprechen 
tan. Der normale Vorgang ift aber der, daß die Alten der vom Unterfuchungs- 
tihter oder der” Rathskammer für gejchloffen erklärten B. dem Staatsanwalt zur 
Ueberreichung der Anflagefchrift übermittelt werden ($$ 109—112; 8 114 ber 
Oeſterr. ShrafPO.). Die Deutfche StrafBO. geht von der Grundregel aus, daß 
zwar zur Gröffnung, nicht aber zur Einftellung der V. die Nebereinftimmung zwifchen 
Staatsanwalt und Unterfuchungsrichter genüge und daß über das Ergebniß der V. 
immer das Gericht Beichluß zu jaflen habe. Der Anlaß dazu kann allerdings darin 
liegen, daß die Staatganwaltihaft von ihrem Rechte Gebrauch macht, „von dem 
Stande der V. durch Einficht der Akten Kenntniß zu nehmen unb die ihr geeignet 
erſcheinenden Anträge” zu ftellen ($ 194). Regelmäßig wird es fich aber um bie 
Anwendung des $ 195 Handeln: „Erachtet der Unterfuchungsrichter den Zweck der 
V. für erreicht, fo überfendet er die Akten der Staatsanwaltichaft zur Gtellung 
ihrer Anträge.” Dieſe Faffung ift zutreffend, gleichviel ob der Unterfuchungsrichter 
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der Anficht ift, e8 fei das Strafverfahren einzuftellen oder das Hauptverfahren zu 
eröffnen; fie fcheint aber augzufchließen, daß der Unterfuchungsrichter, den Anträgen 
der Staatsanwaltſchaft vorgreifend, feiner Meinung Ausdruck gebe; allein der Um- 
fand, daß die Anträge der Staatdanwaltichaft, wenn fie nicht Ergänzung der V. 
bezweden, an das Gericht zu richten find, Hat alle Ausleger veranlakt, anzu⸗ 
nehmen, daß der Unterfuchungsrichter bei der Mittheilung der Akten auch den 
Schluß der Vorunterſuchung auszufprechen habe. Diefer Vorgang ift aber deshalb 
mißlih, weil „von dem Schluffe der V. der Angeſchuldigte in Kenntnik zu ſetzen 
ift* ($ 195 Abſ. 3) und weil nad $ 147 Abf. 1 „nach dem Schluffe der V.“ 
die Vertheidigung zur Ginficht der Alten unbedingt befugt ift. Richtet nuy die 
Staatsanwaltſchaft an den Unterfuchungsrichter den Antrag auf Ergänzung ber V., 
fo kann der Anterfuchungsrichter diefem Antrage ſofort ftattgeben oder er muß, wenn 
ex dies nicht will, die Entfcheidung des Gerichtes einholen. Im erfteren Falle ift 
der Ausſpruch, die V. fei geichloffen, rüdgängig gemacht, im zweiten bleibt jeine 
Geltung bis zur Entſcheidung des Gerichtes umd falls gegen dieje die Staatsanwalt- 
ſchaft Beſchwerde einlegt, bis zur Erledigung Ber Iehteren dahingeftellt, und es iſt 
ebenfo mißlich, die an den Angefchuldigten ergangene Mittheilung unberichtigt zu 
laflen, als fie von Phafe zu Phafe zu ergänzen. Die Staatsanwaltichaft kann an« 
dererfeitö den Antrag auf Einftellung des Verfahrens ftellen, oder die Anklageichriit 
überreihen (vgl. d. Art. Eröffnung des Hauptverjahrens). In beiden 
Fällen kann das Gericht Ergänzung der V. beichließen oder umgekehrt das Ber 
fahren einftellen. Hat die Staatsanwaltfchaft die Anklagefchrift jofort ober in Folge 
der Ablehnung ihres Einftellungsantrages überreicht, jo ift diefe dem Angejchul- 
digten mitzutheilen. — Das Gefeh ſchreibt andererjeitd der Staatganwaltichaft keine 
Friſt für die Stellung ihrer Anträge vor; e& verfteht ſich aber von jelbft, daß das 
Gericht ungebührliche Verzögerung, zumal wo der Angejchulbigte verhaftet ift, nicht 
dulden darf. 

F. Die Rechtsmittel in der V. find theils im Verlaufe dieſes Artikels 
erwähnt worden; theils bilden fie den Gegenftand bejonderer Artikel (f. d. Art. Be- 
ichwerbe, Erdfinung des Hauptverfahrens, Unterfuhungsrichter). 
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maier, Das Deutihe Strafverfahren, II. ee 15) 111-156; errle Be: Feen 
ebung und Rehtaßbung Über Stra foerfahren Erl. "1856), 335 ff. — er ariä, 
linien des Gem. Deutichen dm Bey ae 1837), > a al * Hand» 
Deutſchen Strafprogefies, IL 313 F land, 
8 3 Darſtellung des Beutlgen — Ten 'e. 214 f. — Brauer, 
Die Deutſchen Schwurgerichtögefehe (Exl. 1858), S. 82 fi. — elgingen, Die Schwurgerichte 
in ne (Stu ni 1 u, ©. 88 ff. — v. Würth, Die Straf PO. von 1850 
(Wien 185 kn. Stlnet, Die leitenden Grundfähe det Orflerr. Straf PO. 
von 1858 bien 8 — we Rul f, Kommentar zur ram, für Oefterreih 
von 1853 (Wien 1857), I. — Walther, Lehrbuch des Banerilchen vetrafoen eh» 
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penale (ed. Mandalari Napoli 1876), p. 
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tr Hwarze im Archiv des Kriminalrechts 1849 483 ff. und in 
v. Holgenbor pa m eutſcher a echtästg. 1862 © Ms ff., "ei fi. — Ritter» 
mater ım 6 töfanl 1862 ©. 86 ff —— in Goltbammer’s Archiv IL 
©. 639-642. — Sunbelin in en ige. Deutfcjen Strafrechtägtg. 1861 ©. 880-686, 
698— 702. — 9. Drtloff, Lehrbuch ber Kriminalpolizei Hay 1881), ©. 135—148, 
170—243. — II. Beriheidigun und Afteneinficht: Ardib des Kriminalrechts 1858 
= 76 Dt Bopp, N 1856 ©. . (Arnold, — Goltdammer’8 Ardiv: UML, 
0.800806; Ib. X. 8889, il. baf. Bd. VIL ©. 667; ®i 
© 338) — I. görntigteiten: Motivirung des Antrages auf Eröffnung ber B.: Golt⸗ 
dammer’3 Archiv VII. 68-72. — Berhältnig zum Antrag auf Verhaftung: Schward in 


ber Allgem. Deutſchen Strafrechtäztg. 1861 ©. 506-510. — ittheilung an ben Ans 
gphäntbigten: Abeag im Ar ya des — 1844 ©. 206-229. — Obebret in 
oltdammer’3 Archiv X. ©. 158-157. — Zur Spradenfrage: Goltdammer’s 
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Archiv VII. ©. 683 f.; X. ©. 631 ff.; XL S. 90 ff. — Protokolle: Zeitfchr. f. Deutiches 
Strafverfahren I. ©. ide f. (W. Brauer); IL ©. 314 fi. (Röllner). — = N Beweis- 
aufnahme in der ®. und bamit Zufammenhängenbes: Birnbaum, Neber 
Thatbeſtand im Friminalprogeffunlifgpen Sinne, im Arch. d. Kriminalrechts 1845 ©. 493 ff 
Kitka, —— — —— ifiten aus ben, Anzeigen, daf. 1841 ©. 571 fi. — al: 88 
(Korreiponbenz des eſchuldi, igten), un — EN 4 — Gerau (Gehanti, Zeitkhe, 
M — — ©. 36 fl. — Dbebreät, Die Be der 
hie, in —— Kehle XI. ©. 660-671. — twirkung ber Gerichtd- 
e Sellın a gpeifelbafter Serlenguftände x.: Mittermaier in Krim 8 ar id 
279306 ; 137 ff., 513 ff., 585 ff, 658 


Ro 
ae 10 hr 321 „er fi. und in Friebreid’3 Taten hi ge — 


een 1863 ©. Ag chka in — — Hs N 480 fi. — 
v. Ja a in ber Zeit! für Beiläg Strafverfahren IL 226 fi. — — baf., 
N. Bol. diejer Zeitfchr. N. 282 ff. — —E der Unterfudhungs: 
tigter: er "Hinter d. Art. Unterfu ten Glaſer. 


Vreede, Georg Willem, 8 14. IV. 1809 zu Tilburg, ſtudirte in Gent, 
Löwen und &eyden, Advokat im Haag und in Gorkum, feit 1841 Prof. in Utrecht, 
ſchied 1879 aus, F Ende Juni 1880. 

Neber jeine Säriften vgl. Rivier in ber Revue de droit international XII. 458, 454. — 
Revue hist. de Monod, tome 17, pag. 186—141. Teihmann. 

Bulgariubftitution Heißt im Römiſchen Erbrecht die letztwillige Bezeichnung 
einer Perfon, welcher die Zuwendung (Erbſchaft, Vermächtniß) nächjt einem An— 
deren d. 5. für den Fall zufallen foll, daß diefer fie nicht erwerben wird (nicht will 
ober nicht Tann). Zweck ift Ausſchließung der Inteſtaterben bzw. des Onerirten, 
ſowie des Anwachſungsrechts. Gleichwie das Geſetz in feiner Erbjolgeordnung ent 
ferntere Klaffen und Grade nächft den näheren beruft, jo kann auch der Zeftator 
feinem zuvörderſt Bedachten einen Ferneren unterfügen (fubjtituiren); und zwar in 
entweder eventueller ober fucceffiver Weife, d. h einen folchen, dem bie Zumendung 
entweder nächft oder nach jenem zufallen fol. Vorausgeſetzt wird im erfteren 
Falle (eben dem der gemeinen oder vulgären Subftitution, subst. in primum ca- 
sum), daß der Erftbedachte nicht Erbe wird, das Vermächtniß nicht erwirbt; im 
legteren (fideilommiffariiche Subftitution, subst. in secundum casum), daß der Vor⸗ 
bedachte Erbe, Vermächtnißnehmer wird, aber nach Maßgabe der Verfügung das 
Zugewendete demnächft an den Nachbebachten ausfehren fol. Dan follte daher den 
Bulgarfubftituten Nächfteingefegten, Nächitbedachten, den fideikommiſſariſchen Sub- 
ftituten Nacheingeſetzten (nicht Nacherben, wofern man feſthält an dem: semel heres, 
semper heres) bat. Nachbedachten nennen. Somit it der Bulgarfubftitut ftets ge- 
wiffermaßen bedingt (richtiger: eventuell) berufen, und die jog. Bedingung tritt ein 
mit dem Wegfall des Vormannes (Subftitution ſchließt an fi) Accrescenz aus); 
ift er dagegen Miterben bzw. Kollegataren oder fucceffiv Berufenen d. 5. ſolchen ver- 
ſchiedenen Grades juhftitwirt, fo tritt fie im Zweifel erſt dann ein, wenn alle jene 
fortgefallen find, ohne daß aber auf die Reihenfolge des Wegfalls etwas anfäme 
(substitutus substituto censetur esse subst. instituto). Jene jog. Bedingung ift 
defizirt für den Subjtituten, fobald der Vorbedachte (institutus, Vermächtnißnehmer) 
erwirbt, follte derjelbe auch nachträglich dagegen reftituirt werden. Auch fönnen 
mehrere, fei es Eingeſetzte jei es Nächitberufene, einander gegenfeitig fubſtituirt fein 
(subst. reciproca), was oft in Einer Satzform geſchieht (s. breviloqua); hier ift bie 
für die Inftitution verfügte Theilbeftimmung im Zweifel auch für die Subftitution 
maßgebend. — Während der Code civil diefe Art der Subftitution zwar an« 
erfennt, jeboch ohne weitere Erörterung, behandeln das Preußifche, Defterreichiiche 
und Sächſiſche Recht die gemeine Subftitution ausführlih und im Ganzen jad- 
gemäß. Deren Abweichungen theils untereinander theil® vom Gemeinen Recht be- 
treffen nur Einzelftagen: das Verhältniß des Subftituten zur Accrecenz und zur 
ZTrangmiffion des Erbrechts bzw. Vermächtniffes; ob der Subftitut für beide Fälle, 
ben des Nichtwollens und Nichtkönnens bes Vorgängers, auch dann ernannt fei, 
mern der Erblaffer nur den einen Fall ausgedrüdt bat, oder nicht (Defterr.); wie 
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ein erlebigter Erbtheil zu vertheilen ſei, wenn neben gegenfeitig fubftituirten Mit- 
erben noch ein nichteingefegter Nacherbe berufen worden. Der Subititut Hat ſchon 
mit des Erblaſſers Tode ein auf feine Erben vererbliches, wenngleich bebingtes 
Recht; wird das bereits erworbene Recht des Vorbedachten wieder aufgehoben, fo 
Iebt das Recht des Subftituten wiederum auf; der ſubſtituirte Miterbe kann als 
Nacherbe noch antreten oder außfchlagen, wenn er ala Erbe bereits ausgeſchlagen 
bzw. angetreten hatte. 

Bit. u. Durlien: Glüd, 2b. — — Arndts im Rechtslex. X. — Minds 
icheib, „Seheb, II . 8 557. — Inst. 2, 3, 6. — Preuß, dom. & a. 12 
458 de civ. art, 898, Tr here 8 u N, ® ya 
Strohal, Trandmilfion zc. [1879], ©. A 88 2 26h, 4ll.— 
Mommfen, —— ‚88 148 ff., 357. Shüpe. 

mB, Hermann, 8 i6. XII. 1555 zu Wetter, ftubirte in Marburg, 

war daſelbſt Lehrer, machte Reifen nach Frankreich, der Schweiz und $talien, trat 
1581 in die juriftifche Fakultät, F 31. VII. 1634. 


—— *7* Tract. tres, 1586. — Disceptt. scholast. jur. liber unus, Marp. 158: Kor) 
1600, 1 1630. — Comm. in Institutiones, Marp. 1598, 1606, 1610, 1 1613. — an 
—— * = —— — et foro com; Meer) Fef. 2.090 1625, 1630. — Tract. de 
judiciis c. Jo. Vulteji, Cas ui en ‚onsilia Marpurgensia, Marp. 
1611, 1618, 1614, Francof. 1631. — — Rom. ustiniano a, Saraposiise 1 I, Marp. 
159, aulept 1748 curante Estore. — De feudis iche Fc£. 1620 


ur] für a VIIL 289, 290. — eiebbr er = — ber Ehe 
fotießung, ihrb. — emeinen — satten Rech 8,11 — Muther, 
AR erigine rocessus provocatorii ex lege difhmarı — Efor, reine riften, 
— XVI. 851 r — v. ce Geſchichte der —5 — echts⸗ 

—ãâ (1880), I. 452—465 u. Teihmann. 


W. 


Waare (Engl.: marchandise, Franz.: marchandise; denrees bedeutet Haupt 
ſächlich Konfumtibilien). „Keine Sache ift an fich eine W." (THöl). Zur W. wird 
vielmehr jedes Gut erft dadurch, daß ſich der Tauſchverkehr feiner bemächtigt. 
„Sin zum Bertaufchen beftimmtes Gut Heißt W.“ (Nofcher). In engerem Sinne 
verfieht man darunter jeden Gegenftand des Handels (fo ſchon „merz“ in den 
Römiſchen Rechtsquellen) , infonderheit des Kaufe, nicht blos Sachgüter, fondern 
alle umfagfähigen Güter, auch bloße Werthörepräjentanten, wie die Werthpapiere. 
Indeſſen fpricht man vom „Waarenhandel,” „Waarenlombarb“ u. |. w. im Gegen- 
jaß zum „Papierhandel“, „Effeftenlombarb“ u. f. w. Unbeweglihe Saden 
find nicht W. im Sinne des Handelsrechts, wohl aber zur Abtrennung beftimmte 
Theile des Bodens (3. B. ftehende Bäume, Torf, Kohlen u. ſ. w.); ebenjo wie 
letztere kommen ala W. vor Schiffe, obwol dieſe öfters neben den W. beſonders 
genannt werden und manchen Grundjähen bes Immobiliarrechts unterliegen. Sachen, 
welche der privatrechtlichen Herrſchaft überhaupt nicht unterliegen oder doch aus 
natürlichen oder rechtlichen Gründen von dem Rechtsverkehr ausgeſchlofſen 
find, können auch nicht W. fein. Die Res litigiosa (welche Goldjchmidt darunter 
noch aufführt) gehört (wenigſtens nach Deutſchem Reichsrecht) nicht dahin. Eben- 
fowenig vernichten bloße Ein» und Ausfuhrverbote, Verbote des Befikes und 
Mitfichführens (3. B. von Waffen) und andere Hemmniſſe des Verkehrs die W.⸗ 
Onalität. — Im Sprachgebrauh des D.HGB. kommt W. abmwechjelnd mit 
„Gut“, „bewegliche Sache” u. dgl. vor. Häufig werben die W. auch (als regel⸗ 
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mäßige Objekte des Handels) neben „anderen beweglichen Sachen‘ genannt und 
den gleichen Rechtsſätzen unterworfen (3. B. Art. 271 Nr. 1, 273, 306); immer 
aber werden alsdann die Werthpapiere unterfchieden. In ber Lehre vom Kauf 
vertrage ift „W.“ der Gegenftand im Gegenja zum Preife. — Das Waaren- 
zeichen (Marke), welches den Urſprung der W. angiebt, ift gefehlich geſchützt N 
Deutichland durch Gel. v. 30. Novbr. 1874). Nach erfolgter Eintragung darf 

Niemand daffelbe mißbrauchen. — Die Haupteigenfhaften der W. find: 

Gattung (Oualität), Menge und Werth. Innerhalb der Gattung werden 
Häufig noch mehrere Arten und Abftufungen der Güte unterjchieden mit eigen- 
thümlichen Bezeichnungen, wie prima, fein, mittel, orbinär u. dgl., welche bei nur 
generifch beſtimmtem Gegenftande deſſen Indivibualifirung fichern. Zur Zur 
jammenfafjung und Veranſchaulichung veriprochener GEigenjchaften dient oft eine 
Probe Der Großhandel beichäftigt fi) Hauptjächlih mit vertretbaren 
(fungiblen) W., welche meiftens au) verbraudbar find. W., welche hinfichtlich 
ihrer. Gattung , bzw. Qualität, nicht zu beanftanden find, fondern die berechtigten 
Boraugfegungen bes Erwerbers erfüllen, nennt man Lieferbar oder empjangbar. 
(„Smpfangen Heißt billigend annehmen — vgl. HGB. Art. 346). Iſt im Ber 
trage über bie Beichaffenheit und Güte der W. nichts Näheres beftimmt, jo Hat ber 
Berpflichtete „ Handelsgut mittlerer Art und Güte“ zu gewähren (HGB. 
Art. 335 ſ. d. Art. Handelagut). Für den Beweis der bedungenen Qualität ift 
oft das Waarenzeichen (f. oben) von Bedeutung. Zuweilen beftehen zu biefem 
Zwede bejondere Sachverftändige (Beichauer, Brader n. |. w.). — Die Menge 
der W. beftimmt fi) nad) Maß, Gewicht oder Zahl. Maß und Gewicht find für 
das Deutfche Reich einheitlich geregelt. Fehler Hinfichtlich der Menge berechtigen 
zur Zurädweifung ber Theilleiftung und zur Nachforderung. Zur Feſtſtellung der 
Menge find oft obrigfeitlich angejtellte ober beftätigte Meſſer und Wäger berufen. 
Die Koften trägt in der Regel der Verkäufer. Iſt der Kaufpreis nach dem Gewicht 
der W. zu berechnen, jo kommt in der Regel dad der Verpackung (Taragewicht) in 
Abzug. — Der Werth ift die Stufe der Tauglichkeit einer W. fir menichliche 
Bwede; Taufchwerth (im Gegenjag zu Gebrauchswerth) die Fähigkeit, gegen 
andere Güter umgetaufcht zu werden. Derjelbe drückt fi in dem Preife, injonder 
beit dem Geldpreije aus. Dem gemeinen Werthe (für Jedermann) ent- 
fpricht der Markt oder Börfenpreis (f. d. Art. Marktpreis) im Gegenſatz des 
Gelegenheitzpreifed. Wo eine W. einen Marktpreis hat, ift fie marktgängig. 
Wenigitens bei biefen gilt im Zweifel der übliche Preis ala von den Kontrahenten 
gewollt. Jeder Kaufmann bat, nach dem D.HEB. mindeftens alle zwei Jahre den 
Werth feines MWaarenlagers buch Inventur zu ermitteln. 

Für die Rechtsverhältniſſe der W. bildet das bürgerliche Recht die 
Grundlage. Aus der Gigenthümlichleit des Handels haben fich indeſſen zur 
Erleichterung des Umfages manche bejonderen Rechtsſätze entwidell. So ein weit 
gehender Schuß des guten Glaubens. Nach dem D. HGB. erlangt der redliche Er 
werber bzw. Piandnehmer das Eigenthum bzw. Pfandrecht an ben von einem 
Kaufmann in deſſen Handelsbetriebe veräußerten bzw. verpfändeten und übergebenen 
W. ober anberen beweglichen Sachen, auch wenn der Beräußerer oder Berpfänder 
nicht Eigenthümer war. Ein früher begründetes Pfandrecht oder anderes Dingliches 
Recht fteht dem gutgläubigen Erwerber nicht entgegen. Das kaufmänniſche Fauſt⸗ 
piandrecht ferner ift feiner Entftehung und Geltendmachung nach freier geftaltet, ald 
bag gewöhnliche Pfandrecht. Die Nebertragung der W. geichieht Häufig in 
lareren Formen (als fog. ſymboliſche Tradition), 3. B. durch bloße Zeichnen 
ber W. ober mit Hülfe fog. Dispofitionspagiere (Waarenpapiere), 
3. B. des Konnofjements (f. diefen Art.), obſchon dieſe zunächft nur die Bedeutung 
von Beweisurfunden haben. Goldſchmidt unterfcheidet Transportpapiere, Lager 
papiere (Waarenanweifungen, Auslieferungsicheine, Lagerſcheine u. |. w.) und Umſatz⸗ 
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papiere (Fakturen, Schlußfcheine u. ſ. w.). Die einzelnen Arten gehen jedoch vielfach in 
einander über. Die Anftellung in einem Waarenlager gilt als Vollmacht zur Vor⸗ 
nahme der üblichen Verläufe und Empjangnahmen. Dagegen ift der Ueberbringer 
der W. und einer unquittirten Rechnung deshalb noch nicht ermächtigt, die Zahlung 
zu empfangen. — Das Geld — das allgemeine Werthmaß und ZTaufchmittel 
(. d. Art. Geld) — ift auch allgemeines Taufchgut, aljo allgemeine W. In 
befonderem Sinne ift daflelbe in feinen verfchiedenen Geftalten Gegenftand eines 
beionderen Handelszweigs, des Gelbhandels (Bankiergewerbes). 

.. Gieb. u. Sit.: Bejonders: Alam. Deutſches HGB. Art. 29, 50, 51, 80, 371, 273, 306 
bis 308, 385, 342 ff. — Die Handbücher und Kommentare von Thöl, L (6. Aufl.) ; 204; 
Goldigmidt, I. 1 (2. Aufl.) ©. 415 fj., 1. 2 88 60 ff.; Enbemann, 3. Aufl. 88 75 Fi n 
Derjelbe, Handb. (1881) 1.1 ©. 2 ff.; v. Hahn, Anihüh und v. Volderndorff, 
Makower zu ben betr. Paragraphen bed HGB. — Pardessus, Cours de droit comm., 
Lar. 8-10. R. Koch. 


Wächter, Karl Joſeph Georg Sigismund don, aus einer altwürttem⸗ 
bergiſchen Beamtenfamilie, 5 24. XII. 1787 zu Marbach am Neckar, als Sohn des Ober⸗ 
amtmann Eberhard Wächter (1762—1839), nad des Königs Machtſpruch: „Soll 
Juriſt werden, weil fein Vater Zurift iſt“ in Tübingen 8. IV. 1815 als stud. jur. 
inftribirt, dann nach Heidelberg fi) wenbend, beitand 1818 in Tübingen (cum 
eximia eruditione) das Eramen, im Jan. 1819 (ſehr gut) die Dienftpräfung, acht 
Tage Referendar, dann Afleffor in Ehlingen, im Auguft außerordentl. Profeffor in 
Tübingen, Juni 1822 ordentl. Profefjor, gründete 1826 mit gleichftrebenben Freunden 
(MoHl, Rogge, Scheurlen, Schrader, K. Wächter) die Tübinger Krit. Zeitſchrift, 
1825—28 Rektor, 1829 Vizekanzler, lehnte einen Ruf nach Zürich ab, ging, in 
Tübingen don der philojophifchen Fakultät zum Doftor philos. kreirt, 1833 nad) 
Leipzig, wo er 1834 ind Appellationzgericht fich meldete, Tehnte Rufe nach Erlangen 
und Bonn, wie in fpäterer Zeit nach Wien ab, folgte dagegen 1835 einem Rufe als 
Kanzler und erſtes Mitglied der Juriftenfatultät nach Tübingen, defien Ehrenbürger 
er wurde, nahm in der Ständeverfammlung hervorragenden Antheil an Berathung 
des StraiGB., wirkte für Ablöfung der Seuballaften, 1839 und 1845 je auf 6 
Jahre zum Präfidenten der Ahgeorbnetentammer gewählt, theilnehmend an ber 
Germaniften=-Verfammlung zu Lubeck (Berhandl., Lübed 1848 ©. 118 ff., 236 ff.), am 
22. IV. 1851 feines Kanzleramtes enthoben, indem er die betr. Ständeverfammlung ala 
oftroyirte anfah, wurde noch 1851 Präfident des OApp.Ger. in Lübeck, ging 1852, 
um wifjenfchaftlich arbeiten zu können, nach Leipzig, 1855 Mitglied des Staatsraths, 
1859 Ehrenbürger, 1862 erfter Profefjor und Orbinariug der Fakultät, ſowie Dom» 
herr zu Merfeburg, Präſident des erften und vieler nachfolgenden Deutſchen Juriften- 
tage, 1867 Abgeordneter Leipzig's für den konſtit. Reichstag bes Nordbeutichen 
Bundes, 1869 zum Wirkt. Geh. Rath mit Titel Excellenz ernannt und fein fünfzig⸗ 
jährige Profeffor-Jubiläum feiernd, 1876 in ben erblichen Adelſtand erhoben, ließ 
fh 1877 dispenfiren, F 15. I. 1880 zu Connewitz. Gleich Hervorragend ala 
Theoretiker wie als Praktiker, unvergleichlich als akad. Lehrer, ein Dann von 
edelſtem Charakter, treuefter Patriot. 

— Schriften; Doctrina de condictione causa data causs non secuta in contractibus 
innominatis, Tub. 1822. — De conditione et statu jur. crim. posit. et de methodo tract. 
nostris temporibus in acad. jur. scientiae criminalis, Tub. 1822. — Sehrb. bes Romiſch⸗ 
Zeutichen Strafrecht, Tüb. 185, 1826. — Die Strafarten und Strafanftalten bes König. 
Württemberg, Tüb. 1832. — De crimine incendii, Lips. 1833. — De lege saxonica die 
VII m. Febr. 1834 lata comment., Lips. 1885. — Ad hist. C.C.C. symbolarum pars L, 
äps. 1835. — Abhandlungen aus dem Strafrecht, Leipz. 1835. — Hanbbuch bes im Königs 
—— geltenden Privatrechts, Stuttg. 18 1851. — Gemeines Recht Drug, 
lands, insbejonbere gemeine® Deutiches Strafrecht, Leipg. 1844. — Beitr. zur Deutichen Ge 
Nichte, inabeiondere zur Geichichte des Deutichen Strafreht?, Tüb. 1845. -— Erörterungen 
aus dem Römilchen, Deutichen und Württemb. Privatrecht, Stuttg. 1845, 1846. — Das 
Gemeine Pfandrecht, Tüb. (1851, 1852). — Der Entwurf eines BEL. für das Königreich 
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Sadjen, Leipz. 1858. — Das Lönigl. Sächftiche und dad Thüringiiche Strafrecht, Leipz. 1856 
bis 1858. — Borrede zu: Die Vorarbeiten zum —— Lanbrecht von 1610, Eiuttg, 
1859. — De partu vivo non vitali, Lips. 1863—1866. — Da3 Superficiar« oder Plahzrecht, 
1866—1868 (2. Ausg. Seipz. 1868). — Gutachten in ©. von Dreyic contra Sm zu Anhalt, 
1869. — Beitr. zur Geſchichte und Kritit der Entwürfe eines SirafGB. für den Rorddeutſchen 
Bund, Leipz. 1870. — Das Jagdrecht und bie Jagbvergehen, Leipz. 1870. — Ueber die bona 
fides, beſonders bei ber außerorbentlichen GErfikung, Leipz. 1871 (Der gute Glaube, Zeipz- 
1870). — Das ſchwebende Eigenthum, Leipz. 1871. — Ber entichuldbare Rechtsirrthum, 
befonbderd bie Prpentung ber von Ma HH einem Laien ertheilten Belehrung über be- 
ftehendes Recht, Bein 871. — Die Bube bei Beleidigungen u. Körperverlegungen nad) dem 
heutigen gemeinen Recht, Leipz. 1874. — Strafrechtliche Bragem: L Ueber bie Gewalt bei 
der Erpreſſung, Akad. Progr. 1875 (Gerichtafaal XXVIL); I. Ueber den Thatbeſtand des 
Berbrechend der Kindesabtreibung, Programm 1876 (Gerichtzfanl XXIX.); IH. Zur Zextes: 
kritik und gr Auslegung bes CiuioR, namentlich ber SS 88 und 89, Programm 1877 
(Gerihtsfaal XXIX.). — Die Entheibungsgründe zu bem Schiebeiprude in der Berlin: 
Dresdener — — Leipz. 1877. — Beilagen An ben Borlefungen über das Deutice 
Sigien Fan a 7, vervollftändigt Leipzig 1881. — Panbelten, herausgeg. von ©. v. 

er, Leipz. 5 

zit. eliari tL16. 1-21, 35—70; 2 ©. 39—48; 3 &. 4—77; II. &. 3841, 
169—189, 34228; IV. ©. 3542, 48-51, 81-91; V. ©. 98—102; VI S&. 55—67, 237 
bis 258, 268—408. — Neues Archiv d. Kriminalreht3 X. 72—111, 216-266, 634880; 
XL 685-647; XI. 82-99, 341389; XIII. 147, 195—248, 374—415; XIV. 102, 305 
bis 331; getag 1834 ©, 82-94, 309-338; 1835 ©. 71-92, 469492; 1836 ©. 115158; 
1837 ©. 59-—-86, 343—370; 1840 ©. 198; 1844 ©. 413486, 535558. — Archiv f. civil. 
Praxis XIV. 341-998; xV. 97—138, 188—222; XVL_107—124; XVII 420-440; XIX. 
114—125; XX. 8937—861; XXIIL 88-111, 432446; XXIV. 155197, 230-811; XXV. 
1-60, 161—200, 361—419. — Goltdammer’3 Archiv VIII. 2-40; XVII. 521-529. — 
Gerichtöiaal XVL. 56-59; XX. 1-9; XXVIL 161—174; XXIX, 1-18, 9321839. — 
MWeiste’3 Rechtälexiton: Art. Accessio, Acceffion, Aufruhr, Diebftahl. — Rotted und 
Welder’3 Stantsleriton, 2. Aufl. Bd. XIL 469-470; 3. Aufl. Bd. VI. 462-517. — 
— Monatsſchrift IV. 808- 459; V. 419- 428; . 472 —492; IX. 234-258. — 
Atadem. Monatsfchrift von Lang und Sületter, Leipz. 1850, ©. 4—11. — Sdletter’s 
zehrbüger L (1855) ©. 105113. — Hirzel’3 Hauslexikon, 3. Ausg., Leipz. 1859, viele 

itel. 


Sit: Mandry in db. Beilage bed Staatsa eigers für Württemberg vom 18. Februar 
1880. — Bernburg, Halle 1880. — Windſcheib (Binding), Leipz. 1880. — v. Schwarze 
im Gerichtsſaal ak. 561—578. — Seeger in „Unfere Zeit“ Yabr . 1880 Heft 11. — 
Glajer in Allgem. Oefterr. Seeicptägeitu 1880, 20. Janırar. — ah jemeine zurilem 
eitung 1880, ©. 38, 697, 714. — sie fe Preſſe Nr. 5549, — Slufktirte ipalger 
Setung (mit Bilb) Hr. 1908. — Braun-Wiesbaden in „wie Gegenwart” 1880 Nr. 3, 
1, — Jaques in ber Gerichtähalle 1880 Nr. 18. — OD. v. Wächter (Sohn) in ben 
Nekrologen bes Schwäbiſchen Merkurs, ber Augab. Allgem. Big. und des Württemberg. 
Archivs (XXI. 1), beſonders aber in der Schrift: Carl er von Wächter. Beben eines 
Deutfchen Juriſten, Leipz. 1881. — Bekker in ber Kit. V.J. Schr. N. — 
eihmann. 


Wäãchter⸗Spittler, Karl von, ð 26. IV. 1798 zu Gochsheim, 1822 Oberjuftig- 
aſſefſor zu Ellwangen, 1824 zu Tübingen, zugleich mit Vorleſungen beauftragt, 1827 
ordentlicher Profeflor des Deutfchen Rechts, 1829 Obertribunalsrath in Ellwangen, 
1831 in Stuttgart, 1838 Mitglied des Geh. Raths und lebenslängl. Mitglied der 
erften Kammer, 1841 in ben Freihernftand erhoben, Kultusminifter und proviſo— 
riſcher Departementschef des Minifteriums des Auswärtigen 1849, legte diefe Aemter 
1850 nieder, übernahm fpäter das Kultus=, dann dag Yuftigminifterium, trat 1864 
in Ruheſtand, T 21. IX. 1874. — Im Jahre 1850 wurde gegen ihn Miniſter⸗ 
anflage erhoben, der Staatsgerichtshof jprach ihn 9. IX. 1850 frei. Beſonders ver⸗ 
dient um kirchenftaatsrechtliche, Württembergifche und zuc, 2a Deutſche Geſetzgebung. 

Er ſchrieb: Grundriß zu Vorleſungen über Naturrecht, Tübh. 1821. — Ueber Ehe⸗ 
— bei den Römern, Etuttg. 1822. — Betheiligt an ber Srit. Zeitichrift für Rechte: 
wiſſenſchaft. 


Lii. Klupfel, Univerfität Tübingen, Leipz. 1877, &.137. — Nekrolog in der Augsb. 
Allgem. Zeitung 1874 Beilage Nr. 309, ©. 4802, 4808. — Golther, Der Staat und bie 
tatholifche Kirche im Königreich Württemberg, Stuttg. 1874, ©. 150 fi. — Berhanblungen 
des Staatögerichtähofes bed Könige. Württemberg in Betreff der Anklage gegen den Stantarath 
dv. Wächter-Spittler wegen Berfafjungsverlegung, Stuttg. 1850. Teihmann. 
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Waffenſtillftandsvertrãge (pacta indueiarum, trait6s d’armistice) werben 
von im Sriegaftande befindlichen Mächten gejchloffen, um gegenfeitige, zeitweilige 
Einftellung der Feindfeligfeiten vertragamäßig ficher zu ftellen; ſei es, daß es fich 
handle um die Vorbereitungen zur Herbeiführung des Friedensſtandes, zur Feſt⸗ 
ftellung eines beftimmten friegerifchen Erfolges (3. B. Kapitulation); fei es, daß 
nur eine Paufe der Kriegsoperationen beabfichtigt werde. Man unterjcheibet all» 
gemeine W. (tröves) für die Friegführenden Mächte in ihrem gefammten Umfange, 
auch die Alliirten mit eingefchloffen, und bejondere (partielle, jpeziale) für bloße 
Theile der kämpfenden Parteien, einzelne Operationslinien, Rayons bes Kriegafeldes, 
Arten von Teindfeligfeiten. Die erfteren find Staatsafte; fie werden nur don den 
anerfannten Häuptern der Kriegsparteien, ingbefonbere den Souveränen ober ihren 
Bevollmächtigten, abgeſchlofſen. Die Iehteren tragen ben Charakter militärischer 
Maßregeln. Zu ihrem Abſchluß gilt völkerrechtlich jeder militärische Befehlahaber 
fomeit befugt, als fein Kommando (3. B. Feſtungskommando) reicht, auch ohne 
Ratifilation des Kriegäheren. Gingen die von einem folchen ühernommenen Ber- 
pflichtungen weiter, jo wären fie ala bloße Sponfionen zu betrachten. 

W. heben nicht den Kriegsſtand unter den Parteien auf, jondern fußpendiren 
nur alle weiteren Friegerifchen Maßregeln. Demnach ift jedem Waffenftillftande die 
Klauſel der Erhaltung des räumlichen Statusquo immanent. Cine Ausdehnung 
des Operationgjeldes gegen den Feind darf nicht unternommen, eine Deffnung der 
feindlichen Linien nicht gefordert werben. Innerhalb feines Gebietes kann aber 
jeder Theil (3. B. die belagerte Feftung) zu Bejeftigung, Sicherung, Ausbeſſerung 
feiner Pofitionen thun, was ihm gut dünkt (jo ſchon H. Groot, III. 21, 7; 
Pufendorf, De jure nat., VII. 7, 9, und neuerdings vornehmlich Heffter, 
dagegen ſehr entſchieden Vattel, 88 246 ff. und ihm nah Wheaton, au 
Bluntſchli, Mod. Völkerrecht, $ 691). Um jeden Zweifel zu bejeitigen, werben 
häufig Demarlationslinien vereinbart. Mit der Suspenfion der militäriichen Maß- 
tegeln wird im Allgemeinen ein unjchädlicher Privatverfehr der im Kriegsſtande be= 
findlichen Perjonen für vereinbar erachtet. 

W. werden bald auf beftimmte, bald auf unbeftimmte Zeit gefchlofjen. Im 
erfteren Falle unterjcheiden fie fi, wenn die Friſt auf Jahre bemeffen wird — 
jo oftmals im Mittelalter, in der Neuzeit noch bei W. der Türkei, des tröves & longues 
anndes —, vom Friedensſtande nur dadurch, daß der Kriegsgrund perpetuirt wird. 
Im Iehteren Falle wird zur Aufhebung derfelben vorherige Auffündigung verlangt. 
Die Verbindlichkeit der W. beginnt für bie fontrahirenden Theile mit dem verab- 
redeten Anjangapunft, für die Truppen mit der Kenntnißnahme; für den Schaben, 
der durch verzögerte Kenntnißgabe gefchieht, ift die Staatsgewalt jelbft verantwortlich. 

In Bezug auf Form, Beſtärkung, Interpretation, Aufhebung unterliegen die 
DB. den gewöhnlichen völferrechtlichen Regeln. Einen ganz formlos, auf kürzefte 
Zeit geichloffenen, örtlich befchränkten Maffenftillftand nennt man Waffenrube 
(cessation, suspension d’armes). 

.. Duellen: Actes de la conference de Bruxelles, 1874. Projet d’une declaration 
internationale art. 47—52, F. v. Martih. 


.‚Wahtgeſetze find diejenigen Geſetze, durch welche die Berechtigung zu wählen, 
die jog. aktive Wahlfähigkeit, die Fähigkeit gewählt zu werden, die jog. paffive 
Bahlähigfeit, und die Art und Weife, in welcher bie Wahl vollzogen wird, der 
Wahlmodus ober das Wahlverfahren, Hinfichtlih aller durch Wahl zu beſetzender 
Pläge in den Volfsvertretungen ber einzelnen Länder beftimmt werden. Regelmäßig 
entalten die Deutfchen Berfafjungsurfunden mehr oder weniger ausführliche Be— 
fimmungen über die Wahlen der Ständemitglieder, haben jedoch meiſtens die ein- 
gehende Normirung der Wahlberechtigung, ber Wählbarkeit und des Wahlverfahrens 
befonderen Geſetzen überlaffen. Diefe find Hin und wieder, z. B. in Bayern, in 
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ihrem Beitande dadurch gefichert, daß ihnen ausdrücklich der Charakter eines Ber- 
faffungsgeſetzes beigelegt, ihre Abänderung alfo von der Einhaltung der erſchwerenden 
Formen abhängig gemacht wird, welche in den Berfaffungsurfunden ſelbſt für deren 
Abänderung feſtgeſetzt worden find. 

Die W. der einzelnen Deutfchen Länder find nach der Zeit ihrer Entftehung 
außerorbentlich verjchieden. In den älteren W. herrſcht die Tendenz, die alten 
Geburts und Berufsftände, wie fie regelmäßig in den altlandftänbifchen Berfaffungen 
vertreten geweſen waren, auch in den modernen Repräfentativverjaffungen zur Grund» 
lage der aktiven und paffiven Wahlfähigfeit zu machen ober doch die Wahlberech- 
tigung und die Wählbarkeit Hauptfächlich an den ritterichaftlichen, ſtädtiſchen und 
bäuerlichen Grundbefig zu fnüpfen. Die neueren W. haben dagegen dem Wahlrecht 
in altiver wie paffiver Beziehung eine immer größere Ausdehnung gegeben, bis 
endlich das W. für ben Norbbeutfchen und nunmehr Deutichen Reichstag das 
allgemeine, gleiche und direlte Wahlrecht eingeführt hat. 

Was zuerit .die aftive Wahlfähigkeit, d. h. das Recht, zu der Wahl eine 
Mitgliedes der Ständeverfammlung eine Stimme abzugeben, betrifft, fo ift diefelbe 
am bejchräntteften Hinfichtlich aller derjenigen Pläße der erften Kammern, welde 
durch Wahl vergeben ober doch durch die auf Grund einer Wahl vollzogene landes⸗ 
herrliche Ernennung befeßt werben. Um nämlich an der Wahl des Mitglieds einer 
erſten Kammer Theil nehmen zu können, muß ber Wähler regelmäßig demjenigen 
Berufs oder Geburtsftande, bzw. berjenigen Klaſſe des Iehteren angehören, welche 
durch den Gewählten vertreten werden fol. So können die in dem Preußifchen 
Herrenhaufe den Befitzern bes alten und befeftigten Grundbefitzes eingeräumten Pläbe 
nur auf Grund einer Wahl von Seiten biefer Befiker durch den König beſetzt werden; 
fo fteht nur den mit einem Rittergute angefeffenen Grafen ein Recht zu, einen Ber 
treter der einzelnen Preußifchen Grafenverbände zu wählen und dem Könige zur 
Berufung in das Herrenhaus zu präfentiren. 

Das Gleiche gilt für diejenigen Staaten des Einkammerſyſtems, deren Bolle- 
dertretungen aus einzelnen, nach Geburtäftand, Grundbeſitz, Beruf, Vermögen u. dal. 
beftimmten Gruppen beftehen: auch in ihnen Tann der Vertreter der einzelnen Klafſe 
nur von ben Mitglievern biefer Klaſſe gewählt werben. 

Weniger beſchränkt ift durchgehende die aktive Wahljähigkeit: Hinfichtlich der 
Zufammenjegung ber zweiten Sammern. Bor dem Jahre 1848 war man freilich 
überall darauf bedacht, das Gewicht der Kopfzahl bei den Wahlen für die zweiten 
Kammern möglichft abzufchwächen, da daſſelbe jelbftverftändlich bei einem unter 
ſchiedslos gleichen Stimmrecht Aller das Gewicht der Bildung und der wirthſchaft⸗ 
lichen Bebeutung volltommen aufzuheben im Stande ift. In Folge diefer Erwägung 
teilten die älteren W. und DVerfaffungen die Bevölkerung durchgehende in gewiſſe, 
durch Vermögen, Gewerbe, Grundbefik beftimmte Klafſen, deren jede eine beſtimmte 
Zahl von Abgeorbneten zu wählen hatte. Regelmäßig wurden die Wähler in drei 
Hauptgruppen getheilt, von welchen bie erſte aus ben Mittergut&befikern, die zweite 

aus den Bürgern ber Stäbte und die dritte auß den Fleinen bäuerlichen Grund- 
befigern beftand, zu denen in einzelnen Verfaffungen (wie Bayern, Württemberg) 

noch Vertreter der Kirche und der Univerfitäten Hinzulamen. Im Einzelnen war 
dieſe Zufammenfeßung ber zweiten Kammern in den verjchiedenen Ländern verichieben; 
während nämlich ein Theil der Berfaffungen aus dem Zeitraum von der Gründung 
bes Dentfchen Bundes bis zu dem Jahre 1848 regelmäßig an diefer Dreitheilung 
der Wähler jefthält, gehen andere Berfaffungen (3. B. Sachſen) und W. aus der- 
felben Periode darauf auß, das Hervorragende Gewicht des Grundbefitzes zu mindern 
und dafür dem nicht in Grundbeſitz beftehenden Vermögen, ferner den gelehrten Be 
zufaftänden, dem Gewerbe und dem Handel eine größere Bedeutung in den land» 
ftändifchen Verfammlungen zu fihern (die fog. Intereffenvertretung). 
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Sonach war vor dem Jahre 1848 die aktive Wahlfähigfeit vegelmäßig nicht 
blos von dem Befig des Staatsbürgerrechts, fondern überdies noch von der Zugehörigkeit 
zu einer der verichiedenen Wählerklafſen abhängig, und in allen Deutjchen Ländern 
war ein großer Theil der Stanisangehdrigen, nämlich die nicht im Befite bes 
Bürgerrechts befindlichen Stadtbewohner und die nicht grundbeſitzende Landbevölkerung, 
ſowie regelmäßig alle Nichtehriften von der aftiven Wahlfähigfeit ausgeſchlofſen. 

Das Jahr 1848 war für die Weiterentwidelung der Deutſchen W. von größter 
Bedeutung: die demofratifchen Träger der politifchen Bewegung dieſes Jahres for⸗ 
derten da8 allgemeine Stimmrecht und waren wenigſtens vorübergehend im Stande, 
ihre Forderung burchzufegen. Seiner Idee nach jollte daß allgemeine Wahlrecht 
die aktive Wahlfähigfeit aller willensfähigen Perfonen bebeuten; doch ift in feinem 
Geſetze, welche das allgemeine und gleiche Wahlrecht dem Volle zuſprach, dieſe Idee 
zu volllommener Erſcheinung gebracht worden. Vielmehr Hat man fowol in dem 
NReichswahlgefeg vom 12. April 1849 als auch in den dieſem nachgebildeten ober 
doch unter bdenjelben Einflüffen entftandenen W. der einzelnen Länder an ber aus— 
fchließlichen Wahlberechtigung der Männer feitgehalten. Ferner ift Allen, welche 
das 25. Lebensjahr noch nicht zurücgelegt haben, endlich Denen, welche nicht voll⸗ 
Tommen felbftändig find, wie den in väterlicher Gewalt, unter Kuratel oder in Koft 
und Lohn eines Anderen ftehenden Perfonen regelmäßig die aktive Wahlfähigfeit 
vorenthalten worden. Endlich ift überall den Beicholtenen, welche wegen eines ent- 
ehrenben Verbrechens beftrait oder wegen eines folchen angeflagt und noch nicht 
freigefprochen worden find, und den im Konkurs Befindlichen, fowie Hin und wieber 
den wegen verjuchter oder verübter Wahlbeftechung Verurtheilten die Wahlberechtigung 


en. 

Nachdem die Bewegung des Jahres 1848 niebergeworfen worden war, find 
auch die unter ihrer Einwirkung zur Entftehung gefommenen W. der einzelnen 
Zänder wenigftens theilweije wieder unpraktifch geworben. Aber dennoch hat man 
fi) in mehreren Deutfchen Staaten des Zweikammerſyſtems von der Bildung der 
zweiten Kammern nad Standes-, Vermögend- oder Berufsklaſſen dauernd abgewendet 
und ben zweiten Kammern die Aufgabe zugeiprochen, das gefammte Volt als eine 
einzige und einheitliche, durch Beruf, Stand, Vermögen nicht getrennte Maffe zur 
Erſcheinung zu bringen. Um jedoch den Staat vor den möglicherweife gefährlichen 
Folgen diefer neuen Zuſammenſetzung der Volfsrepräfentation zu ſchützen, hat man 
fich entweder zu einer Beſchränkung der aktiven Wahlfähigfeit ober zu anderen 
Modifitationen de aus dem Jahre 1848 überfommenen allgemeinen Wahlrechts 
entichloffen. So haben mande W. die altive Wahlfähigkeit ſchlechthin nur dem zu 
den Gemeindewahlen ihr Wohnorts Berechtigten zugefprochen und überdies gefor- 
dert, daß der Wähler irgend eine direfte Staatäfteuer zu zahlen habe, auch mit 
derſelben nicht im Rüdftande jei. Andere W., 3. B. das Preußifche, Haben die 
aktive Wahljähigfeit allen Staatsangehörigen zugeiprochen, welche das in ben ein= 
zelnen W. vorgefchriebene Alter — meiſtens 25 Jahre — erreicht Haben, voll- 
kommen jelbftändig find, alfo insbeſondere fich nicht unter einer Vormundſchaft be- 
finden, im Bollbefik der bürgerlichen Rechte find und überdies einen gewifſen Zeit 
raum hindurch in der Gemeinde fich aufgehalten haben, in welcher fie von ihrem 
Wahlrecht Gebrauch machen wollen. Um aber dem ausfchlaggebenden Gewicht der 
bloßen Kopfzahl vorzubeugen, hat die Preußiſche Verordn. vom 30. Mai 1849 alle 
Wähler in drei nach der Höhe ihrer Steuerzahlungen beftimmte Klaffen eingetheilt, 
bie indirefte Wahl eingeführt und jeder der drei Wählerklaſſen die gleiche Zahl von 
Wahlmännern zugewieſen. 

Neuerdings ift man bei Begründung des Norbbeutfchen Bundes auf das gleiche 
Wahlrecht Aller zurkcgelommen. Schon der Bildung bes fonftituirenden Reiche- 
tags war das Reichswahlgeſetz vom 12. April 1849 freilich unter manmigfachen, 
von ben Landtagen der einzelnen Länder befchlofjenen Mobifilationen zu Grunde 
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gelegt worden. Dann hatte die Norddeutſche Bundesverſaffung ausdrücklich beſtimmt, 
daß der Reichstag aus allgemeinen Wahlen hervorgehen ſolle, und endlich ift durch 
die Berathungen des erjten ordentlichen Reichſstags das W. für den Norbdeutjchen 
Reichstag vom 31. Mai 1869 feftgeftellt worden, welches die in den einzelnen Nord⸗ 
deutfchen Bundesländern. für die Reichstagswahlen erlaffenen Geſetze und Berord- 
nungen aufgebt, ſeit der Begründung des Deutfchen Reichs aber auch für die Süd⸗ 
beutichen Staaten Geltung hat. Das W. vom 81. Mai 1869 jpricht jedem männ- 
lichen, mehr als 25jährigen, innerhalb des Norddeutſchen Bundesgebietes, und nun« 
mebr des Deutichen Reiches wohnenden Deutichen die aktive Wahlfähigfeit zu. Doch 
find alle Diejenigen, welche ſich als Soldaten, gleichviel ob ala Offiziere oder Ge 
meine, als Rejerviften oder Landwehrmänner, im Heere ober in der Marine, bei der 
Tahne befinden, ferner Diejenigen, welche unter irgend einer Vormundſchaft ftehen 
oder endlich im Zuftande des Konkurſes find, jo Lange nicht wahlberechtigt, als diejer 
Zuftand dauert. Endlich find die aus Öffentlichen oder Gemeindemitteln unterftüßten, 
bzw. im letzten der Wahl vorangegangenen Jahre unterftüht geweſenen, ſowie bie: 
jenigen Perfonen, denen in Folge rechtsfräftigen Erkenntniſſes ber Vollgenuß der 
ftantsbürgerlichen Rechte entzogen ift, für die Zeit der Entziehung nicht wahlberechtigt. 
Eine Berurtheilung wegen politifcher Verbrechen. und Vergehen zieht den Verluft ber 
Wahlberechtigung nur für die Zeit bis zum Ablaufe der Strafvollitredung oder bis 
zu ber etwaigen Begnadigung nad) fi. — 

Die paffive Wahlfähigfeit, d. h. das Recht, ala Ahgeorbneter gewählt au 
werben, ift überall von benfelben GEigenjchaften abhängig, an deren Vorhandenſein 
die aktive Wahlfähigkeit gefnüpft if. Doch Haben die meiften W. noch eine Reihe 
anderer Erjorbernifje aufgeftellt, durch welche die paffive Wahlfähigfeit bedingt ift. 
Auch hier ift ein allmählicher Fortſchritt zu freifinnigeren Beftimmungen von den 
älteren W. biß zu den neueren zu erkennen. 

rüber war bei ber gruppenweifen Zuſammenſetzung der Landtage, wie fie fi 
noch immer in ben meiften Staaten des Einkammerſyſtems findet, regelmäßig vor- 
geichrieben, daß der Abgeordnete jeder Gruppe auch dieſer jelbft angehören müſſe, 
Beitimmungen, welche fich in entiprechender Weiſe da wiederholen, wo in dem erften 
Kammern Site durch Wahl bejeht werden. Eine jelbftverftändliche Beſchränkung 
der Wählbarfeit war bie Beftimmung, daß Jemand, der bereits Mitglied der erften 
Kammer fei, nicht zugleich zum Abgeordneten für die zweite Kammer gewählt werben 
bürfe. Ferner galt früher Hin und wieder, daß ber einzelne Abgeordnete in bem 
Wahlkreife, in welchem er gewählt worden, auch wohnhaft jein müfle. Endlich war 
häufig ein längerer, zwei⸗, drei⸗ ober fünfjähriger Aufenthalt im Lande, ſowie ſtets 
ein höheres Alter ald Bedingung für die paffive Wahlfähigfeit vorgeichrieben, meiftens 
80 Jahre; für die paffive Wahljähigkeit zur erften Kammer wurde Hin umd wieder 
ſogar die Erreichung des 40. Lebensjahres gefordert. Schließlich beflimmten die W. 
wol auch einen höheren Cenſus für die paffive wie für die aftive Wahlfähigkeit, 
ober fie forderten da, wo die aftive Wahljähigfeit an dergleichen Vorausſetzungen 
nicht gebunden war, für bie paffive Wahlfähigfeit überhaupt die Entrichtung eines 
beftimmten Steuerbetrags ober auch einen Grundjak von beitimmtem Ertrage. 
Staatediener find zwar von jeher in Deutichland für paffiv mwahlfähig erklärt 
worden; aber auch ber Eintritt der Staatsdiener in eine Ständeverfammlung war 
in den älteren Verfafſungen an den von der Regierung ertheilten Konſens gebunden. 
Erft neuere Wahl- und Verfafjungsgefege beitimmten, daß gewählte Staatsbiener 
entweder gar feines Urlaubs bebürfen ober daß ihnen berjelbe nicht oder nur aus 
bejonderen, dem Landtage mitzutheilenden oder von diefem zu genehmigenden Gründen 
verweigert werben könne. 

Nachdem die neueren, unter der Einwirkung des Jahres 1848 entftandenen W. 
durchgehends die Bedingungen der Wählbarfeit gemildert hatten, hat das W. zum 
Norddeutichen Reichstag auch auf diefem Gebiete den Forderungen des Liberalismus 
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weitgehende Konzefſionen gemacht. Hierher gehört vor Allem die Beſtimmung, daß 
der Reichstagsabgeordnete fein höheres Alter als der Wähler (25 Jahre) zu haben 
brauche. Ebenſo ift die Wählbarkeit von der Bedingung befreit, daß der Abgeorbnete 
in dem Wahlkreiſe feinen Wohnfit haben müffe, und endlich find auch Mitglieder 
des ftehenden Heeres, obgleich fie die aktive Wahlfähigkeit wicht befiten, für wählbar 
erflärt. Beſchränkende, die Wählbarkeit betreffende Beftimmungen find nur dieje: 
Während jeder im Deutjchen Reiche wohnhafte Reichsangehörige wahlberechtigt if, 
ift nur derjenige Reichgangehörige wählbar, welcher feit mindeſtens Einem Jahre 
einem zum Deutfchen Reiche gehörigen Staate angehört, jedoch ohne daß er feinen 
Wohnfitz zur Zeit der Ermwählung innerhalb des Deutjchen Reiches haben müſſe. 
Weiter fann Niemand zum Reichstagsabgeorbneten gewählt werben, welcher bereits 
Mitglied des Bundesrat ift. — 

Die Gefchichte des Wahlverfahtend oder des Wahlmodus in Deutfchland zeigt 
diefelben Wandlungen wie die Gejchichte der aktiven und paffiven Wahljähigfeit. 

Zur Zeit der alten Landftände war der Wahlmodus überall da, wo die Lande 
fände gewählt wurden, die direfte Wahl, d. 5. der meiften® fehr enge Kreis der 
Wahlberechtigten wählte unmittelbar aus jeiner Mitte den Abgeorbneten. Die 
tonfervativen Wahl- und. Verfaffungageiebe aus dem Anfange des Deutichen Kon- 
fitutionaliamus haben dieſen älteren Wahlmodus meift behalten und konnten Dies 
auch im vollen Einflange mit ihrem Stanbpunfte thun, weil die älteren Berfafjungen 
die überfommene Stänbetheilung zur Grundlage der Volksvertretung machten, die 
Landſtände in Gruppen theilten und jeder Gruppe die Wahl und Wählbarkeit aus⸗ 
ſchließlich zuſprachen. Mit der fortichreitenden Ausdehnung der aftiven und paffiven 
Wahljähigkeit wurde auch der Wahlmodus verändert; man glaubte nämlich, durch 
eine Veränderung des Wahlverfahrens den Gefahren vorzubeugen, welche aus einer 
Verallgemeinerung der Wahlberechtigung erwachſen könnten. Dieſes Schugmittel 
glaubte man in. der indirekten Wahl entdeckt zu haben, welche in Folge beffen auch 
der von vielen neueren Deutfchen W. (3. B. Preußen, Bayern, Baden u. ſ. w.) 
angenommene Wahlmodus geworben iſt. Hiernach Haben alle Wahlberechtigten, die 
fog. Urwähler, nachdem fie in der von der Verfafjung vorgejchriebenen Weiſe berufen 
und auf Grund der Wählerliften ala wahlberechtigt anerfannt worden find, unter 
der Leitung entweder eine von dem Landesherrn ernannten Wahlkommiſſars oder 
der durch das Geſetz beitimmten obrigfeitlichen Perfonen aus ihrer Mitte Wahl- 
männer zu wählen, welche alle Eigenfchaften ber aktiven Wahljähigfeit befien und 
überdies ftets in dem betreffenden Abſtimmungsbezirke wohnhaft fein müffen. Hierbei 
iſt es regelmäßig geftattet, daß der Urwähler fich felbft feine Stimme giebt. Dieſe 
Wahlmänner Haben dann, und zwar ohne auf ihren Wahlkreis befchränft zu fein, 
den Abgeordneten zu ermwählen. 

Weiter hat man fi) in einzelnen Deutſchen Staaten, insbefonbere in Preußen 
und Bayern, gegen die geheime Abftimmung erflärt, da man von der Einführung 

. der öffentlichen, von einem durch die Regierung ernannten Wahlfommiffar zu Protokoll 
genommenen Abftimmung erwartete, fie werbe eine faktifche Kontrole der für Wahl: 
männer und Abgeordnete abgegebenen Stimmen ermöglichen. 

Auch in Bezug auf das Wahlverfahren ift die Begründung des Norbdeutjchen 
Bundes von bebeutendem Ginfluffe geweſen. Einmal ift die Wahl zum Reichstags— 
abgeorbneten direft, d. h. der Ahgeorbnete wird unmittelbar von den in den Wähler- 
(ten der einzelnen Abſtimmungsbezirke ala wahlberechtigt anerkannten Perſonen ge= 
wählt. Ferner ift die Abftimmung eine geheime, d. h. der Wähler hat einen zufammen- 
gefalteten umd nicht unterfchriebenen, überhaupt in feiner Weife die Perfon des 
Abftimmenden kenntlich machenden Wahlzettel, worauf der Name des Abgeordneten 
iu ſchreiben ift, in eine Wahlurne zu werfen. Endlich müffen die Wahlzettel 
außerhalb des Wahllofald mit dem Namen des Kandidaten verjehen werden. 
Schutzmittel gegen einen Mißbrauch dieſes Wahlmodus find einmal die Beftimmung, 
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daß jeder Wähler ſeinen Zettel nur perſönlich in die Wahlurne werfen kann, ferner 
daß die Beauffichtigung der Wahlhandlung nur ſolchen Perſonen, welche kein Staats-⸗ 
amt bekleiden, übertragen werben darf, und daß die Funktion als Vorſteher, Bei- 
figer und Protofollführer in den Abftimmungsbezirten während der Wahlhandlung 
für ein umentgeltliches Ehrenamt erflärt worben ift, ſowie endlich, daß die Wahl- 
handlung und die Ermittelung des Wahlergebnifles öffentlich find. Das letztere 
wird nach den meiften W. nach abjoluter Mehrheit und zwar regelmäßig der ab- 
gegebenen Stimmen, nicht der wahlberechtigten Perfonen bejtimmt, jo daß aljo eine 
ültige Wahl auch dann vorliegt, wenn überhaupt nur die Minorität ber wahl- 
——— Perſonen wirklich an der Wahlhandlung Theil genommen hat. Ueber 
Gültigkeit oder Ungültigkeit der abgegebenen Wahlzettel entſcheidet nach dem Nord- 
deutſchen Reichstagswahigeſetz der Vorſtand der einzelnen Abſtimmungsbezirke, muß 
jedoch die für ungültig erklärten Zettel dem Wahlprototoll beifügen, um dem Reichstag 
eine Prüfung derjelben zu ermöglichen. Die Abſtimmung felbft erfolgt überall in 
den einzelnen Abftimmungs- und MWahlbezirken des Wahlfreifeg, deren Feſtſtellung 
früher allgemein den Adminiftrativbehörden überlaflen war, jegt aber in mehreren 
Staaten, 3. B. auch in Preußen und dem ganzen Norbbeutfchen Bunde für die Wahlen 
zum Reichstage, durch Gefeh erfolgt ift. Jeden Wahlkreis joll bei feiner gefeßlichen 
Feſtſtellung diejenige Einwohnerzahl haben, auf welche nach der Verfafſung oder den 
W. Ein Abgeordneter kommt; in jedem Abftimmungsbezirke dagegen müflen min- 
deftens jo viele Urwähler wohnen, als nach dem betreffenden W. zur Wahl Eines 
Wahlmannes oder einer andern gejetlich beftimmten Zahl von Wahlmännern — in 
Preußen drei — nöthig find. Bei der direften Wahl fällt diefe Rückſicht felbft- 
verftändlich fort, und die Begrenzung der Abftimmungsbezirfe wird deshalb hier 
weſentlich durch die Nüdficht auf die Bequemlichkeit der Abftimmenden beherricht. 
Eben deshalb ift im Norddeutichen Reichstagswahlgeſetz vorgefchrieben, daß die Abftim- 
mungäbezirfe möglichft mit den Ortsgemeinden zufammenfallen jollen. An der Spike 
des Wahlkreiſes fteht nach demjelben Geſetze ein Wahldireftor, welcher das Refultat 
aus fämmtlichen, in den einzelnen Abftimmungsbezirten abgegebenen Stimmen zu 
ziehen und danach den mit abjoluter Mehrheit erwählten Kandidaten für den Ab- 
geordneten des Kreifes zu erflären hat. Bei bloß relativer Mehrheit Hat überall 
eine Neuwahl ftattzufinden; bei Stimmengleichheit enticheidet Häufig das Loos. Die 
Wahl Hat regelmäßig im ganzen Lande bzw. im ganzen Gebiete des Deutfchen 
Reiches an Einem und bemfelben Tage ftattzufinden, um eine Beeinfluffung der 
fpäteren Wahl durch das Refultat der früheren zu vermeiden. 

Ueberdies pflegen die W. meijtens Beftimmungen über die Abhaltung von 
Wahlverfammlungen, Gründung von Wahlvereinen zur Berathung und Betreibung 
der Wahlangelegeneiten zu enthalten. Das W. für ben Norbdeutichen Reichstag ge: 
ftattet diefelben in einem weiteren Umfang, als dies früher in Deutjchland der Fall 
war. Doch gehören die einjchlagenden Beitimmungen in die Vereins- und Berfamm- 
Lungögefeße, und regelmäßig pflegt auch eine Verweiſung auf dieſelben ftattzufinden. 


Quellen: 8. u. Verfaſſungsbeſtimmun Aber bie age aus ber Periobe 
von 1815— 1848: Bayern: Verf. Urk 7—15 und Beilage X. zu ber 
Verf. Urk. — — NEE m 2% v. 9. September 1881. — — 
beng: Verf. Urk. 88 1 aden: Verf.Urt, gs 27-37; Wahlorbn. dv. 28. Dezem 
1818. — len armfabt- Verf. Ark. $$ 51-6 Meiningen: Grundgef. Age 162 
bis 198 zc. — W. und Berfaffungsbeflimmungen aus ber Periode von 1848 Ai auf bie 
Gegenwart: Preußen: Verf. Urk. Art. 6574; Verordnung vom 30. Mai 1849. (Die hierzu 
gehorigen —— und fonftige die Wahlen betr. — und, Geſetze . bei 

Rönne, Staatsrecht der Preuß. Monarchie, 3. Aufl. Bd. I. Ab $ 115.) — Bayern: 
Bert. Gel., bie Wahl = Sandtagsabgeorbneten betr., = Juni 1 — —— — weig: 
Sep ib über na 51) Gr von der en vom 22. — r. 1851; vom 

ovbr. dom Kran — A vom 8. Rovbr. 1872. — 
Bürtiembeng, m 26. Mär |. vom 3. Dezbr. 1868. — 
Baden: Gejeh vom 1. April 1870; en vom 3. Fa 1870. — Deutſches Reid: 


Wahlvbergehen. 1219 


Verf. Urt. Art. 20, 21; W. vom 81. Mai 1869 x. Ein vollſtändiges Verzeichniß ber in 
Setung befindlichen Seutfigen MD. giet, ©. Mener, Sehrbud) des Dentichen Staatörechts, 
ote 1; Wahlreglement vom Mail 


Lit: A. Zahariä, Deutf 8 Staatds und Bundesrecht, 3. Aufl. Bb. I. ©. 625 
bis 629, le 3 Fr, en 6 Grundfäße ud Deutichen Staats: 


echt 3, 5. Aufl. Er. u. Pr 255 — — Thudihum, Berfaflungsrecht des Norbbeutichen 
Bundes, Tüb. 1870, ©. —— 18100, 599—606. — v. Rönne, Staatsrecht d. Deutichen 
Reiches, Bd. I. 88; 3b. II. Abth. 2 ©. 3294-326. — Saband, Stantöreht 2 Deutichen 
Rei — Bd. J.8 40. — J. Meyer, —— des Deutſchen ——— NAodꝛl, 
19. — „Außerdem die Darftelungen des Partilularftantsreht? von v. Rönne, Bazl, 
v. Mohl. — ferner: Fr. Bülan, Wahlrecht und anhtoerfahren, zn; 1849. — 


R. v. Mopt, — —— um Politit, Bb. I. S. 383 ff. — G. Wa Grund» 
gie ber Politik, Kiel 1862, ©. 219. Sääffle, Die geheime Stimmgebung, gelte für 
ie gelammte Slaatswiffenicaft, 21. Yabıg. 5. Brodha 


Wahlvergehen find die Uebertretungen der Vorfchriften, welche zum Schutze 
des Wahlrechts erlaffen find. Sie gehören zu ben Verbrechen und Bergehen in 
Beziehung auf die Ausübung ftaatsbürgerlicher oder politifcher Rechte. Ein Be- 
bürfniß nach einem folchen Schuße ift erft in der neueren Zeit hervorgetreten. Es 
liegt im Intereſſe des Staates, daß Jeder nach freiem Ermeflen wählen und ftimmen 
kann und daß die vollzogenen Wahlen auch das richtige Ergebniß der Wahlhandlung 
find. Hieraus ergiebt ſich, daß in doppelter Weile ftrafbare Handlungen begangen 
werden Können, einmal gerichtet gegen die Perfon bes Wählers und dann gegen das 
Wahlergebniß. — Mufter, obgleich nicht muftergültig, waren für einige Deutiche 
Part. StrafGB., auch für das Preußifche, die Art. 109—118 des Code, die aber 
durch ſpätere Spezialgejeße ergänzt und verbefjert wurden. Das Deutiche StrafGB. 
bat die betreffenden Vorjchriften des Preußiſchen wefentlich verbeffert und drei ſtraf⸗ 
bare Handlungen ala W. aufgeftellt ($$ 107—109), die fich übrigens nur auf in 
ländijche Verhältniffe beziehen. Während $ 107 von dem Wahlrecht fpricht als 
Ausfluß der ftanatsbürgerlichen Rechte, findet fich in den $$ 108 und 
109 das Wahlrecht in Öffentlichen Angelegenheiten erwähnt. Beide Be 
griffe find nicht identiſch, fondern in dem erfteren ift auch der Ießtere enthalten, jo 
daß, wer in Ausübung feiner ftaatsbürgerlichen Rechte wählt, durch die drei citirten 
Paragraphen, wer in öffentlichen Angelegenheiten wählt, nur burch die 88 108 und 
109 geihägt ift. 

Die einzelnen Wahlvergehen find: 

1) Verhinderung eines Deutjchen durch Gewalt oder Bedrohung mit 
einer jtrafbaren Handlung (Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung), in Aus— 
übung feiner ftaantsbürgerlichen Rechte zu wählen oder zu ftimmen 
($ 107). Hierher gehören nit nur Wahlen zu gejeßgebenden Berfammlungen, 
fondern auch zu Gemeinde, Kreiß- und Provinzialvertretungen, dagegen nicht zu 
Kirchenwahlen. DOlshaufen, ©. 394 R. 1, rechnet auch die Gemeindewahlen 
nicht hierhin. Subjekt diefer ftrafbaren Handlung kann auch der Ausländer, 
Objekt nur der Inländer fein. Der angegebene Thatbeitand umfaßt fowol den 
an wo eine Wahl ober Abgabe der Stimme vollftänbig verhindert wurbe, ala auch 
den Fall, wo jenes nicht in der Weife erfolgen konnte, wie e8 der Wählende ober 
Gtimmende wollte. Nicht beftraft wird bie Nöthigung zur Wahl. Vollendung 
liegt vor, wenn die Verhinderung wirklich eingetreten if. Für die obige ftraibare 
Handlung, bei der auch der Verfuch bejtraft wird, ift angebroht Gefängnißjtrafe 
nit unter 6 Monaten ober Seftungshait bis zu 5 Japren (db. 5. Minimum 1 Tag 
und nicht 6 Monate; anderer Meinung: Schüße, Lehrb., S. 259 Anm. 16). 

2) Wahlfalſchung ($ 108) iR bie vorjäßkiche Herbeiführung eines unrich · 
tigen Ergebniſſes der Wahlhandlung ober die Verfälſchung des Wahlergebniſſes in 
einer Öffentlichen Angelegenheit. In $ 85 des Preuß. StrafGB. waren ala Hand- 
lungen, durch welche die Wahffälfchung begangen werden konnte, aufgeführt, die Ver- 
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mebrung ober Verminderung ber rechtmäßigen Anzahl der Wahl- ober Stimmzettel ober 
zeichen; die Verfälſchung ober Bertaufchung derſelben; das Niederjchreiben anderer 
ala der angegebenen Namen auf die Zettel derjenigen Perfonen, die nicht fchreiben 
tönnen, und dag Niederſchreiben anderer ala der angegebenen Namen in das Protokoll. 
Da aber eine Wahlfälſchung noch durch andere Handlungen möglich ift, hat das 
Deutfche StrafGB. derartige Fafuiftifche Beftimmungen vermieden. — Nicht jehlechthin 
ftrafbar ift, wenn Jemand wifjentlich unberechtigt ſtimmt, denn diefe Stimme ift 
zu den ungültigen zu rechnen (Olshauſen, ©. 396 N. 2). Ye nachdem Subjeft 
der Wahlfalſchung Derjenige ift, welcher mit der Sammlung der Wahl- oder Stimm- 
zettel ober »zeichen beauftragt ift, ober eine andere Perfon, ift die Strafe ver- 
ſchieden; im erfteren falle Gefängniß von einer Woche bis zu drei Jahren, im 
legteren von einem Tage bis zu 2 Jahren; in beiden Fällen kann außerdem auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werben. 

8) Wahlbeftehung ($ 109) nennt man den Kauf bzw. Verkauf einer 
Wahlftimme. Dem Wahlrecht entjpricht nicht eine rechtliche Pflicht, zu wählen; 
das Geſetz verlangt daher auch nicht, daß Jemand wähle, vielmehr nur, daß bie 
Abgabe der MWahlftimme nicht aus perjönlichen Motiven erfolge. Verkäufer der 
Wahlſtimme kann nur der Wahlberechtigte, Käufer auch eine andere Perfon als ber 
zu Wählende fein. Gleichgültig ift es, von welcher Seite die Initiative ausgeht. 
Die ftrafbare Handlung beiteht darin, daß der Verkäufer der Wahlftimme verfpricht, 
eine beitimmte Perſon oder in beftimmten Sinne zu wählen, — die Wahlenthaltung 
gehört nicht hierher, ift daher ftraflog — der Käufer dafür eine Vergütung gewährt 
oder zu gewähren verjpricht. Da auf ein folches Uebereinfommen nicht die civil- 
vechtlichen Grundſätze vom Kaufe zur Anwendung kommen, fo kann die Vergütung 
nicht blos in baarem Gelde beftehen (der erſte Entwurf enthielt die Worte „für 
Geld oder andere Vortheile“). Für den Begriff und die Vollendung der W. 
ift es irrelevant, ob der Wähler auch ohne die Vergütung in gleihem Sinne geftimmt 
baben würde und ob die Wahlftimme wirklich abgegeben ift. Nothwendig ift jedoch 
eine Willensäußerung beider Theile, d. 5. des Käufers und des Verkäufers. Die 
Handlung eines Theil fann nur als Verfuch aufgefaßt werben, ber ftrafloß bleibt. — 
Wie bei der Wahlfälfchung wird auch bei der Wahlbeftechung verlangt, daß es fi 
um eine Öffentliche Angelegenheit Handelt. — Als Strafe ift Gefängniß von einem 
Monat bis zu 2 Jahren nebſt fakultativem Verluſt ber bürgerlichen Ehrenrechte 
angedroht. 

Gigb.: Deut ſches Straf®B. 88 107—109. — Tode p£Enal art. 109118. — Belgien 
art. I 141. ; aſel⸗ ten 57-59. — Fury er 1. — Oeſterr. a 
vom Jahre 1874 $ 88 115—117. — Ungarn,$$ 178-189. — Niederlande $$ 124-130. 

Sit: Mittermaier im Archiv des Reiminatuehte, Pa 1849, ©. 888 ff. — Drent: 
mann in Goltbammer’3 Archiv Bd. XVII. (186; .— Yohn in vd. Holgen: 
borff’s Hanbbud | des Deutichen Strafrechts, E13 M — Dazu bie Kommentare 
von Dppenhoff, v. Samann was ıff, Rubo u. —— Ols hauſen. — Deutſche 

Strafrechtspraxis ». L (18 7) 6. 85 ; 2b. I. (1880) &. 113-116. — Boitard, Legons 
je droit criminel (X. 6d.), ei) 89 88. Dodon. 


Wahrheitsbeweis (vgl. d. Art. Beleidigung). Der W., d. h. als ter- 
minus technicus des Strafrechtö: der Beweis, daß eine in Beziehung auf einen Andern 
behauptete oder verbreitete Thatfache, welche denfelben verächtlich zu machen oder in 
ber öffentlichen Meinung herabwürdigen ober feinen Kredit zu gefährden geeignet 
ift, wahr fei, wird häufig auch ala Einrede der Wahrheit, exceptio veritatis (veri) 
bezeichnet. Diefe Benennung ift befier zu vermeiden, da fie Veranlaffung zu ber 
Annahme geben Tann, der W. jei wie eine Einrede im Civilprozeß zu behandeln, 
was durchaus falſch fein würde Im Strafprogeß, auch wenn derfelbe die Form 
der Privatllage annimmt, ift von einer DVertheilung der Beweislaſt zwiichen 
Anfläger und Angellagtem nach Art bes Eivilprogefjes feine Rede. Namentlich liegt 
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die Erbringung des W. nicht in dem Sinne dem Angeklagten ob, daß der Richter 
nicht die Unerweislichkeit der gemachten Behauptung, wo dieſelbe Thatbeftandemoment 
ift, gerade fo feitzuftellen die Aufgabe hätte, wie jeden andern, die kriminelle Ver— 
ſchuldung des Angeklagten beftimmenden Umftand. Die Erweiglichkeit der behaupteten 
Thatjache muß alfo ſtets geprüft werden, wenn fie fraglich erjcheint, auch wenn ber 
Angeklagte keine darauf bezüglichen Beweisanträge ftellt (vgl. Oppenhofi, ©. 408 
N. 9 und die dort citirten Erkenntniſſe oberjter Gerichtshöfe; anderer Meinung: 
v. Schwarze, ©. 569). 

Im Gegenſatz zu früheren Gejegebungen, welche den W. nach den verfchiebenften 
Seiten und aus den verfchiebenften Gründen zu beichränfen fuchten (vgl. beſonders 
Köftlin), ift im Deutſchen ebenjo wie im Preußifchen StrafGB. daß Recht, die 
Wahrheit zu jagen, unbedingt anerkannt und als etwas Selbſtverſtändliches unter 
lafjen, darüber eine Beitimmung zu treffen. In $ 192 des StrafGB. findet fich 
nur die an fich überflüffige Vorſchrift, daß der W. der behaupteten oder verbreiteten 
Thatjache die Annahme einer Beleidigung nicht außfchließe, wern die Form ober die 
Umftände, unter welchen die Aeußerung gemacht, 'beleidigenb fei, wa8 Berner 
(S. 460) treffend mit den Worten bezeichnet: „Man Tann jede Wahrheit jagen, 
aber man kann nicht jede Wahrheit in jeder Form fagen.” Mebrigens genügt der 
bloße animus iniuriandi nicht um die Behauptung einer erweislich wahren Thatſache 
zu einer ftrafbaren Beleidigung zu machen, da darin allein eine rechtswidrige Ver— 
legung fremder Ehre niemals enthalten fein kann. Wol aber Liegt eine foldhe vor, 
wenn auf Grund einer wahren Thatjache ein verallgemeinerndes, beleidigendes Ur- 
theil über eine Perjönlichkeit gefällt, 3. B. Jemand „Dieb“ geicholten wird, jelbft 
dann, wenn dem Betreffenden die Begehung eines Diebſtahls nachzuweifen wäre, 
oder mit der fraglichen Behauptung fonjt beſchimpfende Meinungsäußerungen ver— 
bunden worben find. 

Der W. hat demnach bezüglich der verfchiedenen Arten der Beleidigung ver- 
ſchiedene Bedeutung: 

1) Bei der einfachen Beleidigung ($ 185 des Straf®B.) wird der W. niemals 
geeignet fein, die Schuld ganz auszuſchließen. Doch darf er darum vom Gericht — 
& jei denn, daß es fi) um ein Schimpfwort Handle — nicht ohne weiteres abge- 
lehnt werben, ſchon deshalb nicht, weil der Ausfall deſſelben für die Strafzumeffung 
von Bedeutung fein kann. Das Gleiche gilt Tür den Fall, daß auf Grumb bes 
$ 186 des StrafGB. Anklage erhoben wurde und der Richter annimmt, daß die 
fragliche Aeußerung in jedem Falle eine einfache Beleidigung enthalte (vgl. das Ur- 
theil des Neichägericht® vom 11. Februar 1880 — Rechtſprechung I. ©. 338, 
Entſch. II. S. 160 —, welches in einer ſolchen Ablehnung eine unzuläffige Bes 
ſchränkung der Vertheidigung [StrafBO. $ 377 N. 8] findet). . 

2) Bei der übeln Nachrede (StrafGB. $ 186) ſchließt der W. die Beftrafung 
aus, die eintreten muß, wenn derſelbe mißlang, gleichviel auß welchen Gründen, 
alfo 3.3. auch Wann, wenn die Zeugen, welche die Wahrheit beweifen würden, von 
einem ihnen etwa zuftehenden Recht der Zeugnikverweigerung Gebrauch machten. 
Darauf, ob der Angeklagte die Uneriweiglichkeit feiner Behauptung kannte oder die- 
ſelbe für erweislich hielt, kommt nichts an (jo mit ausführlicher Begründung 
d. Schwarze ©. 568 ff.). Uebrigens ift nicht die Erweislichfeit ein Strafaus- 
ſchließungsgrund, fondern die Unerweiglichkeit ein Thatbeſtandsmerkmal und bildet 
alfo einen Theil der Schuldfrage, was auch mit Rüdficht auf $ 262 der StrafPO. 
von Wichtigkeit fein kann (vgl. das Urtheil de Reichsgerichts vom 13. Oft. 1880 — 
Entih. II. S. 380; anderer Meinung: Olshaufen, ©. 666 ff.). Es fehlt die 
firafrechtliche Verſchuldung, wenn die behauptete Thatſache wahr iſt, ala wahr darf 
fie aber nur angefehen werben, wenn auch der Richter von diefer Wahrheit überzeugt 
werden kann. Etwas Weiteres umfaßt das Erforderniß der Beweisbarkeit nicht, und 
es gilt für dafjelbe, wie im Strafprozeß überhaupt, das Recht der freien Beweis- 
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würdigung im vollen Umfange. Eine Präſumtion der Unmwahrheit, welche der An- 
geflagte zu widerlegen hätte, befteht nicht. 

8) Bei der verleumbderifchen Beleidigung (Straf®B. $ 187) ift der W. jeden- 
alla von untergeordneter Bedeutung, da die Anwendung diefes Paragraphen nicht 
die Unerweislichkeit, fondern die Unwahrheit der behaupteten Thatfache und das 
Wiffen um diefe Unwahrheit auf Seiten de Angellagten vorausſetzt. Doch wird 
das Gericht Anträge, die auf Erbringung des W. gerichtet find, nicht ablehnen 
dürfen, da durch Erbringung deffelben eine Berurtheilung auf Grund jowol des $ 187, 
wie auch zugleich des $ 186 außgefchloffen wird. Anderer Meinung: Rüdorfi, 
©. 368 N. 2, und Dochow, ©. 261. Bezüglich der Anwendbarkeit der 88 190 
und 191 vgl. unten. 

4) Dafjelbe gilt bezüglich der Beſchimpfung des Andenkens Verftorbener ($ 189 
des StrafGB.). 

Als erbracht ift der W. anzufehen, wenn die behauptete Thatfache im Allge 
meinen wahr ift, jslbft wenn die erweislichen Einzelheiten der fraglichen Handlung 
mit den behaupteten nicht ganz Üübereinftimmen, 3. B. wenn die Vornahme un« 
züchtiger Handlungen, wenn auch anderer als der behaupteten, nachweisbar ift 
(ogl. das Urtheil des Reichägericht vom 7. April 1880 — Entſch. II. ©. 2). Doch 
dürfen Die Abweichungen nicht der Art fein, daß dadurch ber Charakter der fraglichen 
Handlung wejentlich mobifizirt erjcheint. So wäre 3. B. der W. nicht erbradt, 
wenn die Behauptung lautete: A. habe einen Meineid geleiftet, während nur ein 
Falſcheid erweiglich if. So v. Schwarze, S. 575; Olshauſen, ©. 666. R. 9. 
Näheres bei Kroneder und den dort Citirten. (Kroneder jelbft Hält eine in 
diefem Sinne ergangene Entfch. des Kammergerichts für zwar gerecht, aber de lege 
lata unrichtig.) Daffelbe gilt bezüglich eines Irrthums über Zeit und Ort ber be 
haupteten Handlung, falls dieſelbe nur vor der gejchehenen Behauptung wirklich be- 
gangen wurde. 

Ebenfo wie der W. ſelbſt, wurde früher auch der Gebrauch von gewiflen Ber 
weismitteln bei der Beweisführung theil® ganz ausgeichlofien, theils erheblich bes 
ſchränkt. Dies galt auch noch für das Preuß. StrafGB. Zwar wurde in $ 157 
der Sat auögefprochen, daß ber W. durch alle im Straiprogek zuläffigen Beweiö- 
mittel geführt werden fönne, allein in demjelben Paragraphen wurde bann der 
Zeugenbeweis beichränkt und der WB. gegenüber einem rechtäfräftigen Urtheil, durch 
welches ber Beleidigte von der ihm dorgeworjenen ftrafbaren That freigefprochen war, 
ausgeſchloſſen. Die erftere Beichränfung hat das Deutiche StrafGB. aufgehoben, 
die Ießtere dagegen beibehalten ($ 190) und nur Hinzugefeht, daß die Freiſprechung 
vor der Behauptung oder Verbreitung ber betreffenden Thatſache erfolgt jein muß. 
Dr W. Hit aber (Straf6B. 8 190) auch umgefehrt als erbracht anzuſehen, 
wenn ein rechtöfräftiges verurtheilendes Erkenntniß vorliegt. Daffelbe braucht ber 
geichehenen Behauptung oder Verbreitung nicht vorhergegangen zu fein, es genügt, 
wenn bdaffelbe noch während des Injurienprogefjes erfolgte. — Beibe Beitimmungen 
des $ 190 können bedenklich erſcheinen, da fie in manchen Fällen die materielle 
Wahrheit nicht auflommen laſſen, wo dies möglich wäre. Doch find fie mit Rüd« 
ficht auf die Bedeutung, welche der res iudicata im Strafprozeß auch ſonſt beigelegt 
wird, wol nicht ungerechtfertigt. Nur da® muß unbedingt verterflich erjcheinen, 
daß es einen Unterfchied macht, ob das freifprechende Erkenntniß vor oder nach der 
geſchehenen Behauptung ergangen ift. Nicht darauf darf e8 ankommen, ob der Be 
bauptende von dem Urtheil Kenntniß hatte oder Hätte haben können, fonbern nur 
darauf, daß eine definitive gerichtliche Entſcheidung zu der Zeit ergangen war, wo 
der W. in Frage kommt, ber möglicherweile in Gegenfak zu derjelben treten könnte. 

Keinesfalls darf $ 190 ausdehnend interpretirt werden. Daraus folgt: 

1) Der W. wird nur durch ein freifprechendes Urteil, nicht auch dadurch aus⸗ 
geichlofien, daß die Staatsanwaltſchaft den Beichluß gefaßt hat, die Unterfuchung 
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wegen Mangels an Beweijen um u ra (vgl. Urtheil bed Reichsgerichts dom 
22. Dezember 1879 — Entſch. I. 

2) Wenn der W. auf Grund = Fi 190 außgefchloffen ift, muß eventuell eine 
Verurtheilung aus $ 186 erjolgen. Nicht jedoch auch aus $ 187, wenigitens nicht 
allein deshalb, weil dem Angeklagten das freifprechende Urtheil bekannt war. Biel- 
mehr bebarj es auch in diefem alle noch eine bejonderen Beweiſes dafür, daß er 
wider befjereg Willen gehandelt habe. Die Thatjache, daß res iudicata vorliegt, . 
verpflichtet Niemanden, fih von der Richtigkeit des fraglichen Urtheils überzeugt zu 
balten, eine Anwendung bes $ 190 anf die Fälle des $ 187 enthielte die Aufftellung 
einer durchaus ungehörigen praesumtio doli. So mit Recht Binding und dem 
Sinne nach auch Rüdorff und Dochow. 

3) Fraglich iſt, ob der W. auch dann ausgeſchlofſen iſt, wenn Die Freiſprechung 
erfolgte, nicht weil der Beleidigte die That nicht begangen habe, jondern weil Straf 
ausfchließungsgründe, 3. B. Eintritt der Verjährung u. ſ. w., vorhanden oder Bes 
dingungen ber Strafverfolgung nicht vorhanden waren, 3. B. der nothwendige Straf 
antrag ſehlte. Hier liegt res iudicata nur bezüglich der Strafbarkeit vor und nur 
bezüglich dieſer ift der AB. durch das Urtheil ausgeichloffen, in der Sache ſelbſt 
aber find alle ſonſt im Strafprozeß zuläffigen Beweismittel auch hier anwendbar. 
Diefe Enticheidung iſt jedoch nicht unbeftritten. 

Um bie Anwendung des $ 190 zu fichern, ift in 8 191 vorgejchrieben, daß, 
jalls die Beleidigung in dem Vorwurf einer ftrafbaren Handlung beiteht und wegen 
leßterer zum Zweck der Herbeiführung eines Strafverfahrens bei der Behörde Anzeige 
gemacht worden ift, die Entfcheidung über die Beleidigung ausgefeßt werden muß, big 
der Beichluß gefaßt ift, daß die Eröffnung der Unterfuchung nicht ftattfinde, oder 
bie eingeleitete Unterfuchung beendigt wurde. Offenbar fteht dieſe Vorſchrift mit dem 
W. in engftem Zufammenbang und ift deshalb gegebenen Falls überall da anzu= 
wenden, wo jener möglich ift. Die Anwendbarkeit auf die 88 185 und 187 ($ 189 
kommt jelbftredend nicht in Betracht) ift nicht unbeftritten. Näheres vgl. bei 
Zimmermann. 

Da der W. ſtets Theil eines Strafprogeffes ift, jo können andere als ſtraf⸗ 
progefiualifche Beweismittel nicht zur Anwendung kommen, namentlich ift Beweis 
durch Eideszuſchiebung an den angeblich Beleidigten unftatthaft. 

Bit. un neben ber einichlägigen Sit. die Angaben hinter Dem Art. meleibigung — 
Mittermaier im m td des Rriminalzechts N. 5. 1889 ©. 1 ff. — Röftlin in 
u s Archiv IN. ©. 306 ff. immermann im Gerichtöfaal XX VII. 
— Rroneder eben, XXX .e. ff. — 2. Schwarze, ebenda ©. 561 ff. — 
Baba, Normen, U. 3 dgl. "aud S. 601 Rote 892. — Die Kommentare von 
Ta Aufl.), v. PR na, 4. Aufl), Rüdorff 2. Aufl). — — — den 
bett. Paragraphen. — Die Lehrbucher von Berner (j1. Aufl), ©.. 459 Lg üge 
2. Aufl.), ei ; 9. Meyer (2. Aufl), ©. 433; v. Liszt, & 326. — a in 
d. Holgenborff’ 35 — des Deutſchen Sirfrechts II. ©. 360 ff. 


v. Lilienthal. 
en und Blödfinn ſ. Zurechnungsfähigkeit. 


hrſpruch (vere dictum, verdict) iſt der Ausſpruch ber Geſchworenen über 
die in aan Anklage angeregte Schuldfrage. Nach Englifchem Recht ift dabei die 
Bezugnahme auf die Anklage eine unmittelbare und die Antwort ber Geſchworenen, 
welche mündlich und daher ziemlich formlos abgegeben wird, kann neben dem ein» 
jachen „Schuldig“ oder „Nichtſchuldig“ mandherlei Varianten bieten; fie wird daher 
et vom Gerichtehof in Form gebracht, zu Protofoll genommen und nöthigenfalls 
den Geſchworenen mit der Frage verleſen: Iſt dies Cuer W.? — In Frankreich, 
Italien, Defterreichu. Deutfchland findet dagegen eine felbftändige, ſchrift⸗ 
liche Frageftellung (f. diefen Axt.) an die Geſchworenen ftatt, durch welche der 
weientliche Inhalt bes W. für die zwei regelmäßigen Fälle der einfachen Bejahung oder 
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Verneinung fchon vorher genau jeftgeftellt ift. Es ift daher hier nur noch von dem 
formellen Borgange bei Feitftellung und Verkündigung bes W. zu fprechen. 

Während in England es zuläffig ift und thatfächlich die Regel bildet, daß bie 
Geſchworenen fich über ihren W. noch im Situngsfaale einigen, müjjen fie auf 
dem Kontinent ſich in ihr Berathungszimmer zurüdziehen. Che fie fich zurüdziehen, 
werben ihnen die vom Vorſitzenden unterjchriebenen Fragen übergeben; der Bogen 
ift fo eingerichtet, daß neben jede Frage die Antwort gefchrieben werden Tann. 
Nach der Oeſterr. StraBD. ($ 325 Abſ. 2) werden ihnen außerbem die Anklage 
ſchrift, das über einen Einfpruch gegen diefelbe ergangene Erkenntniß, ſofern es in 
der Hauptverhandlung vorzulefen war, die Beweisgegenjtände, die Augenjcheinspro- 
tofolle fowie die übrigen Prozeßakten, mit Ausnahme der in der Hauptverhandlung 
nicht verlefenen Vernehmungsprotofolle mitgegeben. Die Deutſche StrafBO. be— 
ftimmt hierüber nur ($ 202): „Gegenftände, welche in der Verhandlung den Ge 
ſchworenen zur Befihtigung vorgelegt wurden, Fönnen ihnen in das Berathungs- 
zimmer verabjolgt werden‘. — Sowie fich die Geſchworenen zurückziehen, wird auch 
der Angeklagte aus dem Sitzungsſaale entfernt, in den er der Regel nach nicht eher 
zurückkehrt, ala bis der W. als regelrecht vom Gerichtshof angenommen ift; eine 
Ausnahme tritt jedoch ein, wenn über Aenderungen der Fragen verhandelt werben muß. 

Die Gefchworenen müſſen unaufgehalten in das Berathungszimmer gehen und 
werden in demſelben von jedem Verkehr mit der Außenwelt abgefchnitten ; nur Dürfen 
fie unter Umftänden (f. unten) den Schwurgerichtspräfidenten zu fich bitten. Das 

Verbot des Verkehr? mit der Außenwelt läßt fich aber nicht unbebingt aufrecht 
halten; e8 fann bie Erkrankung eines Geſchworenen die Beiziehung eines Arztes 
nöthig machen und es kann auch fonft nöthig fein, daß den Geſchworenen etwas 
gebracht werde, da dag Engliſche Verbot der Einnahme von Erfrifchungen u. dgl. 
auf den Kontinent nicht übergegangen ift. Der Borfigende darf daher ausnahma- 
weile geftatten, daß ein Dritter das Berathungszimmer betrete; das Oeſterr. Geſetz 
fordert in diefem Falle eine jchriftliche Bewilligung, welche aber keinesfalls bezüglich 
desjenigen nöthig ift, welcher berufen ift, nöthigenfalls den Verkehr zwiſchen dem 
Vorfigenden und den Geſchworenen herzuftellen. Das Deutiche Geſetz erwähnt auch 
des Nechtes des Vorfitenden, zu geftatten, daß ein Geſchworener das Berathung®- 
zimmer verlaffe. — Die Oeſterr. StrafPO. fpricht noch ausbrüdlih aus, daß ber 
Abjtimmung der Gefchworenen bei jonftiger Nichtigfeit Niemand beimohnen bürfe; 
diefe Beftimmung ift auch auf Ergänzungs- (Erjag-) Geſchworene, welde 
nicht zur Ergänzung der Zwölfzahl herangezogen waren, angewendet tworben. 

Das erſte Geichäft, das die Gefchworenen in ihrem Berathungszimmer vor- 
nehmen, ift die Wahl des Obmannes (foreman, chef du jury). Das Deutiche 
Gefe verlangt Hierfür fchriftliche Abſtimmung; nach demjelben ift nur „Mehrheit 
der Stimmen“ erforderlich und entjcheidet bei Stimmengleichheit das höhere Lebens- 
alter; die Oeſterr. StrafPD. verlangt „einfache Stimmenmehrheit". — Nach Ich 
tevem Geje hat der Obmann zunächt die dem Franzöfiſchen Gefeße entnommene 
„Belehrung“ über die Pflichten der Gejchworenen, welche nebit den den Vorgang 
im Berathungszimmer betreffenden Gejeßesftellen auch an der Wand angefchlagen ift, 
zu verlefen. 

Sodann haben die Geſchworenen fich über ihren W. zu berathen, eine For 
derung, auf welche mit Recht großes Gewicht gelegt wird, welche aber mit der in 
Sranfreich und nach defien Vorbild in Italien eingeführten fehriftlichen Ab- 
ftimmung fich gar nicht vereinen läßt, da nothwendig entweder die Berathung 
oder das Geheimniß der Abftimmung illuforifch werden muß. — Die Ab- 
ftimmung findet mündlich in der Weife ftatt, daß der Obmann den Geſchworenen 
die vom Gericht feftgeftellten Fragen vorlieft, worauf dann jeder Einzelne mit Ja! 
oder Nein! antwortet. Das Ja! kann indeß dadurch bejchränft werben, daß ein- 
zelne in der Frage enthaltene Momente verneint werden. Dieje Geftattung hat 
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ihren Urſprung nicht etwa in der Englifchen Einrichtung des Spezialverbiftes 
(vermöge deſſen die Gejchworenen ſich ihres Nechtes der Beantwortung der Schuld- 
frage in ihrer Totalität begeben und die letzte Entſcheidung von der Rechtsanficht 
des Gerichtähofes über ein beftimmt bezeichnete Dloment des Thatbeftandes ab⸗ 
hängig machen), jondern in dem im Franzöfiſchen Code d’Instr. crim. im Gegenſatz 
zur boraußgehenden Gejehgebung angenommenen Syftem einheitlicher Faffung der 
Trage nach objeftivem Thatbeftand, Thäterfchaft und Schuld. In dem Motiven- 
vortrage Treil hard's beißt es: „Wenn die Jury glaubt, daß die Hauptſchuld 
ertwiejen jei umd wenn fie alle Nebenumftände (circonstances) ebenfalls für eriviefen 
anfieht, bejaht fie das Ganze. Erſcheint ihr dagegen irgend ein Umftand nicht fo 
völlig eriwiefen, wie Die Hauptthat (fait principal), fo ift ihre Antwort bezüglich 
eines Theiles der Frage bejahend, bezüglich des Reſtes verneinend.“ Die Deutiche 
StrafßO. erflärt: „Sie find berechtigt, eine Frage theilweiſe zu bejahen und theil- 
weife zu verneinen“, die Defterreichifche fügt Hinzu: „Bei theilmeifer Bejahung 
einer Frage ift die Beichräntung kurz beizufügen.“ Ihre Antwort ift dann: „Ya, 
aber nicht mit diefen oder jenen in der Trage enthaltenen Umftänden.” Auß diefer 
Befugniß der Geſchworenen können namentlich dann Schwierigkeiten entftehen, wenn 
die Beſchränkung feinen Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung übrig läßt, und aljo 
der Sache nad) die Antwort nicht eine theilweife bejahende, fondern eine gänzlich 
verneinende ift. Die Meinung ber Geſchworenen kommt Hier jedenfalls nicht in 
korrekter, jeden Zweifel außfchließender Weile zum Ausbrud, dba fie damit einen Um⸗ 
weg einjchlagen, wo ihnen der gerade Weg offen ſteht. Es Kann ferner vorkommen, 
daß die Gefchworenen ihrer Antwort Zufäße beigeben, die auf eine Einſchränkung 
abzielen mögen, die aber doch nicht lediglich Verneinungen einzelner Stellen der 
Frage enthalten, vielleicht fogar pofitive Teftftellungen (3. B. bie eines Strafe 
ausfchließungsgrundes, eines Umftandes, welcher die That unter einen anderen ftraf- 
rechtlichen Gefichtepunft bringt) enthalten. Zu ſolchen Zufägen find fie nicht be= 
rechtigt und es fönnen biefelben ala rechtsunwirkſam angejehen werben; wol aber 
kann fich in dem Vorgange zeigen, daß die Geſchworenen auch bei der Faſſung ber 
geftellten ragen nicht Gelegenheit haben, ihrer wahren Meinung vollen Ausdrud 
zu geben. 63 können alfo Antworten diefer Art Anlaß geben, die Berichtigung 
des W. (f. dieſen Art.) einzuleiten. Aber die Geſchworenen haben auch felbft dag 
Recht, auf Abänderung der geftellten Fragen hinzuwirken; die Defterr. StrafPO. 
($ 327 Abſ. 4) ſpricht es ihnen ausdrüdlich zu und bei der Auslegung der 
Deutſchen ift mit Recht angenommen worden, daß das ihnen im $ 291 ein- 
geräumte Recht durch die Betretung des Berathungszimmers nicht unanwendbar 
werde. Beide Geſetze bieten ihnen jedenfall Gelegenheit, ihre Zweifel dem Bor- 
figenden vorzutragen, Belehrung zu verlangen und fo zu einer Aenderung der ge= 
ftelften Fragen, auch wenn fie jolche nicht außbrüdlich begehrten, Anlaß zu geben. 
Der Vorgang ift aber verjchieden. Nach der Deutſchen StrafPO. müffen fie zu 
diefem Zwecke in das Sitzungszimmer zurückkehren; nach der Oeſterr. hat der Vor— 
figende auf fchriftliches Anjuchen des Obmannes, fi unter Zuziehung des Protofoll- 
führer, dann des Anflägers und Vertheidigers, „wenn biefe im Gerichtähaufe an— 
wejend find‘, zu ihnen zu begeben, und ift die bei diefer Gelegenheit ertheilte 
Rechtsbelehrung auf Verlangen zu Protokoll zu nehmen. Handelt e8 fich jedoch um 
eine Aenderung der Fragen, jo ift darüber in wiebereröffneter Sitzung zu verhandeln. 

Bei der Abftimmung ift die bei Stellung der Fragen ertheilte Weifung be= 
zäglich der Haupt, Neben» und Hülfsfragen (f. d. Art. Fragejtellung) 
maßgebend. — Was die Frage der Stimmenthaltung betrifft, fo enthält $ 197 
d. Deutichen GBG. die Vorſchrift: „Kein Richter, Schöffe oder Geſchworener darf die 
Abftimmung über eine Frage verweigern, weil er bei der Abftimmung über eine vor⸗ 
bergegangene Trage in der Minderheit geblieben iſt.“ Nach der Oeſterr. StrafPO. 
(8 129) können fi), wenn eine Hauptfrage bejaht wurde, die dabei überftimmten 
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Geſchworenen der Abſtimmung über die für dieſen Fall geſtellte Zuſatzfrage (Neben⸗ 
en ihre Stimmen werden dann den dem Angellagten günftigiten 
zugezäßlt. 

Der Obmann zählt jodann die Stimmen, konſtatirt da Abſtimmungsergebniß 
und jchreibt dafjelbe auf dem Fragebogen auf die neben der Frage offengelafiene 
zweite Hälfte bes Bogend. Da, wo die Gejeße es vorſchreiben, oder wo es für das 
weitere Verfahren nothwendig ift, feßt er auch dag Stimmenverhältniß an. 

In Bezug auf das nothwendige Stimmenverhältniß befteht große Mannig- 
faltigkeit. Belanntlich verlangt das Englifche Recht einen einftimmigen Ausſpruch 
der Gefchiworenen ; allein es gefchieht dies nicht, wie in Braunschweig ber Fall 
war, in ber Yorm, daß bie dem Angeflagten zur Laft gelegte Thatfache ala ver- 
neint zu gelten hat, wenn fie nicht einftimmig bejaht ift; fondern es wirb bie 
Einftimmigkeit auch für den W. „Nichtfchuldig“ gefordert. Das Hat nun bie 
ichlimme Folge, daß nach altem Gebrauche die Gefchtvorenen beifammen gehalten 
werden können, biß fie fich geeinigt Haben, und wenn auch in unferer Zeit Die bar- 
barifchen Webertreibungen dieſes Zwanges zur Einftimmigfeit leicht befeitigt werben 
Tönnen, fo bleibl doch der Uebelſtand, daß ein Einzelner, welcher aus unlauteren 
Motiven entfchloffen ift, die Anficht der Uebrigen nicht zur Geltung kommen zu 
laffen, dazu die Macht hat, und daß jedenfall die Sache nicht ausgetragen und 
der Angeklagte neuerlicher Verfolgung außgefeßt if. — Andererſeits and es bie 
überwiegende Mehrzahl der Schwurgerichtsgeſetze bedenklich, fich für dag „Schuldig” 
mit einer einfachen Majorität (7) der zwölf Stimmen zu begnügen. Die große 
Mehrzahl fordert eine Zweidrittelmehrheit, jo daß eine auf Konftatirung der Schuld 
(nur nach wenigen Gejegen auch eine auf Straffchärfungsgründe) gerichtete Frage ald 
verneini gilt, wenn fie nur von 7 Geichtworenen bejaht wird. Bekanntlich hat bie 
Sranzöfifche Gejegebung für dieſen Iegteren Fall einen Ausweg in der Heranziejung 
des Gerichtshofes zur Entſcheidung der Schuldfrage gejucht, mit diefer ganz mill- 
fürlichen und unzwedmäßigen Beitimmung aber fo oft Aenderungen vornehmen 
müffen, daß damit allein ſchon die Bedenklichkeit dieſes, im Frankreich ſelbſt jeit 
1858 aufgegebenen legislativen Vorganges Mar gemacht ift. Trotzdem hatte ber- 
felbe nicht blos in Preußen, fondern noch in neuerer Zeit in Heffen-Darmitadt 
Eingang gefunden, und awar in der Form, daß bei einem mit nur 7 Stimmen 
außgeiprochenen „Schuldig‘ der Gerichtshof allein den entjcheidenden W. Tällte. 

Die Deutiche StrafPO., melde in $ 262 für jede dem Angeklagten nad 
theilige Entſcheidung, welche die Schuldfrage betrifft (und dazu rechnet fie ausdrüch⸗ 
lich die Umftände, welche die Strafbarkeit außfchließen, vermindern oder erhöhen), 
eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen fordert, fchreibt bezüglich bes W. 
(8 307) vor: „Bei jeder dem Angeflagten nachtheiligen Entſcheidung ift anzugeben, 
daß dieſelbe mit mehr als fieben Stimmen, bei DVerneinung ber mildernden Um- 
ftände, daß diefelbe mit mehr als ſechs Stimmen gefaßt worden ift. Im Uebrigen 
darf dag Stimmenverhältniß nicht ausgedrüdt werden.” Im Gegenfat Hierzu ver⸗ 
langt die Oeſterreichiſche StrafPO. ($ 329), daß bei jeder Antwort auch das 
Stimmenverhältniß angegeben werde. „Zur Bejahung der Schuldfrage, ſowie zut 
Bejahung der in Betreff erichiwerender Umftände geftellten Fragen ift eine Mehr 
heit von wenigſtens zwei Drittheilen der Stimmen erforderlih. In allen anderen 
Fällen entjcheidet Die einfache Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit giebt bie 
dem Angeflagten günftige Meinung den Ausichlag. In den Motiven zur Regie 
rungsvorlage war bezüglich der Anordnung der Stellung einer befonderen Frage über 
Strafaugschliegungsgründe u. ſ. w. bemerkt: f 

„Die Einrichtung der StrafPO. von 1850, nad; welcher Behauptungen diefer 
Art den Gegenftand einer bejonderen Frage bilden, hat jaft allgemeine Billigung 
gefunden, und es läßt fich nicht verfennen, daß dadurch die Aufgabe der Jury wer 
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ſentlich erleichtert wird. Indeß darf nicht überſehen werden, daß die Einrichtung 
eine praktiſch nicht unwichtige Konſequenz habe. Wird eine beſondere Frage hin— 
fichtlich der Zurechnungsfaͤhigkeit nicht geſtellt, jo iſt dieſe Frage unbeſtritten in der 
allgemeinen mit enthalten; jene Geſchworenen, welche die Zurechnungsfähigkeit als 
ausgeſchloffen anſehen, werden die Hauptfrage mit Nein beantworten, und es ges 
nügt daher, daß ihrer fünf dieſer Anficht find, um den Angellagten der Strafe zu 
entziehen. Anders, wenn eine Zufabfrage gejtellt wird; in diefem Falle nämlich 
müſſen fich zur Bejahung derjelben mindeſtens ſechs Stimmen zufammenfinden. 
Inſofern Tiegt nun allerdings in der Aufftellung ber befonderen Frage eine Benach- 
theiligung des Angeflagten; allein fie wird volltommen dadurch ausgeglichen, daß 
dem Gerichtöhof die Verpflichtung auferlegt ift, jedesmal die Frage zu ftellen, 
fobald eine entjprechende Behauptung vorgebracht wird.” 

Sind alle Fragen beantwortet (foweit nicht duch Bejahung einer Haupt⸗ 
frage die Neben-Zuſatz-]Fragen, oder durch Verneinung berfelben die Hülfs- 
ober Eventualfragen entjallen), jo unterzeichnet der Obmann den Fragebogen, und die 
Jury tritt in den Sitzungsſaal zurüd. Nach wieberaufgenommener Sigung verfün= 
det der Obmann den W. mit den vom Geſetz vorgezeichneten folennen Worten und 
durch Berlefung der Fragen und Antworten. In diefem Stadium bes Verfahrens 
können Jrrthümer, die fich in den vorgelefenen W. eingefchlichen haben, noch berich- 
tigt werben, während eigentliche Meinungsänderungen nur bis zum Verlaſſen des 
Berathungszimmers berüdfichtigt werden können. 

Den verfündigten W. prüft nun der Gericht8hof, und wenn fich Formgebrechen, 
Undeutlichkeiten, unlögbare Widerfprüche u. dgl. zeigen, jo ſchickt er die Gefchtworenen 
zur BVerbefferung des W. ins Berathungszimmer zurüd (Moniturverfahren, 
Berichtigung des W,, j. diefen Art.). 

Nimmt der Gerichtshof den W. an, jo kommt ihm weiter das Recht zu, falls 
er der einhelligen Heberzeugung ift, daß die Geſchworenen fich in der Hauptfache 
zum Nachtheile des Angeflagten geirrt haben, von Amtswegen das weitere Verfahren 
aufzufchieben und die Sache zu nochmaliger Verhandlung in die nächfte Schwur— 
gerichtzfeffion zu verweilen (Deutiche StrafPO. $ 8317, Defterr. $ 332). 

Iſt der W. vom Gerichtshof annehmbar befunden worden, jo wirb der An= 
geflagte vorgerufen, und in beffen Gegenwart das Verdikt definitiv verkündet. 


Gigb. u. Sit.: Brauer, ie N, — — ©. 195 —212. — Plang, 


Gaftem. ar ellung, 88 145, abhariä, idea Gkenforogehreiht, 1. ©. 5: 
alther, Bayer. —— S. 8 4. — Doll mean: open, 
© ——e— ade, ‚gragenfelung unb — — — —D 116—174. — 
d. Bar, Recht und Beweis im et (Hann. 1865), ©. 258 fi. — Dppen- 
See a Bi ide —* xt. 88 rn bes Set es an 1852. Fre ger Sin 
rundriß bes ſchwurgerichtlichen Strafprogeffe — 148. — Siman, Preußiſcher Stra 
kroaeh, I ’ 7 —— im Königreich Suchen, 1 es 
©. 6-87. — "nitiermeier, "Geiehgebung und Rehtsübun Dirfeiben — 


Stuaherlahren, . 446 fi. — Slafer, Antlage x. im Erden © © tourgerichtö jahren, 
&1 , 874—400. — Helie, Theorie de Y’Instr. crim., 88 684—6898, 704; Der 1 
— eriminelle, I. nr. 864-877, p. 464472. — Trößikien, 1 & 9, 
455. — Dalloz, Repertoire verbo: Instruct. criminelle, ar. 2996— 3561. — Anspach, 
Proc&dure derant les Cours d’Assises, p. 207 -284. — Perr&ve, Manuel des Cours d’Assises, 
. 408—483. — Cubain,’ Procödure dev. les Cours d’Assises, p. 30—419. — Deutliche 
traf PO. 85 801— 318, 17. — Defterreich. StrafPO. 88 925332. — ©. bie bei d. Art. 
auichnung von Ge Gmozenen angef. nad} Paragraphen geordneten Kommentare ve au b beiden 
Geſe — Ullmann, Dad Oeſterr. Stra mogehreit Innsbr. 189), | ©. 614-6299. — 
De Ser ee @. — er. 1880) ©. 251 fe — de ee in 
v —B 8 Handb. II. 211, 213—217. — Geyer, Lehrbuch, z6 222 
8224 — , Daß Deutſche —— 49, 51. — Mel, Il Codice di proc. 
— G. ed. — 1879), art. a nd 4 iov. de Gioannis Gian- 
qpinta, Rinvio di giudizlo penale ad un’ altra sessione Pisa 1868). — Pessina, Elementi 
process. (Ed. Mandalari, Nap. 1876), p. 205, 208, 
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Waiſenrath ift das zur Mitwirkung bei der Vormundſchaft berufene Ge— 
meindeorgan. Der Bevormundete iſt nicht nur Mitglied des Staates, welcher für 
ihn zu ſorgen hat — und eben deshalb wird ja das Vormundſchaftsrecht als Theil 
des Staatsrechts angeſehen — ſondern ebenſoſehr Mitglied der Gemeinde, welche ein 
erhebliches Intereffe an der ſittlichen Erziehung ihrer Angehörigen hat und auch 
zunächſt im Fall der Verarmung zur Unterftüßung berufen if. So war ſchon 
im Römifchen Recht unter Juftinian den Stadtbehörden die Beftellung des Vor— 
mundes Übertragen und auch nad) ber RPO. wird ala Obervormundichaftsbehörde 
die politifche angefehen, jo daß fie in den Neichaftädten vorzugsweiſe im Rath ber 
Stadt fich verkörperte (Roth, Bayeriſches Civilrecht, J. S. 497; Mittermaier, 
Archiv F. civil. Pre. XVI. ©. 210), 68 bat fich daher jowol in ber Deutfchen 
Säge (Gefegbuch des Kantons Zürich von 1853 8 358 ff.; Mittermaier a. 

©. 211, 213) als auch in EEE fübbeutfchen Staaten (Württemberg, Ba⸗ 
den — Landesordn. je 10. Mai 1810 —, Hohenzollern) eine mehr oder weniger 
ausgedehnte Mitwirkung der politiichen Gemeinde bei Führung der Vormundſchaft 
erhalten. Die Preuß. Bormundfchaftsordnung dv. 5. Juli 1875 bat die Betheiligung 
der Gemeinde bei der Vormundſchaft neu belebt; fie hat ihr zwar die Führung felbit 
nicht übertragen, weil ſich in den ländlichen Gemeinden die erforderlichen Organe 
nicht würden finden laſſen und weil eine allzu große Belaftung der Gemeinden mit 
ftaatlichen Funktionen jchädlich fein würde; allein fie hat die Gemeinde berufen, 
um namentlich die bisher nur mangelhaft gewejene Fürforge für die Perjon des 
Mündels wirkſamer zu geftalten. Die einzelnen Anordnungen find folgende: 


J. Beftellung des W. 

Für jedes Vormundfchaftsgericht find W. zu beftellen, welche aus einem oder 
mehreren Gemeinbegliebern beitehen und ihren Wirkungskreis entweder auf eine ganze 
Gemeinde ober einen Theil derfelben oder mehrere benachbarte Gemeinden zu er 
ftreden haben. Die weiteren Detailfragen über Amtsdauer, Ablehnung, Verbindung 
mit anderen Gemeinbeämtern, tollegiale Einrichtung u. dgl. m. find der Autonomie 
der Gemeinden zur Regelung überlafjen (Girkularreftr. des Min. des Innern vom 
3. Nov. und 9. Dez. 1875 — Min.Bl. für die innere Verw. ©. 269 bis 273 —, 
Allg. Verf. vom 8. Mai 1875 — a. a. O. ©. 140—). Kann die Frage dennod 
nicht entſchieden werden, fo find die Vorfchriften der Städteordnung für die dftlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853 88 56, 74, für MWeftfalen vom 19. März 1856 
88 56, 74, reip. Allg. ER. IL. 6 88 159 ff. und Kreisorbnung vom 13. Dezember 
1872 8 23 maßgebend. Für die Gutäbezirfe werden die W. von dem Gutsvor⸗ 
fteher ernannt. Das Amt eine MW. ift ein unentgeltliches Ehrenamt, welches ald 
Gemeindeamt nicht unter der Aufficht des VBormundichaftsrichters fteht, fondern unter 
der betreffenden politifchen Behörde, an welche etwaige Beichwerben zu richten find. 
Auch Piarrern kann das Amt übertragen werden (Cirkularreſtr. des Evang. Ober 
kirchenraths vom 14. März 1876 — Min. Bl. f. d. innere Verw. ©. 78 — und Eir- 
kularreſtr. des Min. d. Innern vom 21. April 1876 — Min. Bl. f. die innere Verw. 
©. 97). Die Organifation des W. und die Bezeichnung feiner Mitglieder, ſowie 
etwaige Veränderungen in den Perſonen find von den Gemeinden bzw. dem Guts- 
vorfteher den Vormundfchaftsgerichten anzuzeigen. 

I. Pflichten des W. 

1) Der W. hat dem Bormundfchaftsgericht die geeigneten Perjonen zu Bor 
mündern, Gegenvormündern und Pflegern vorzufchlagen. Hierbei ift der W. einer 
jeit8 an die Reihenfolge der nach den 883 17—21 der Vorm. Ordn. zu Berufenden ger 
bunden, andererſeits fteht dem Richter frei, wietvol er ben Vorſchlag des W. jeden 
falls einzuholen hat ($ 19 Abf. 1), ob er demielben Folge geben will oder nicht. 
Der Zweck der Vorjchrift ift nur, daß dem Richter die Möglichkeit gegeben wird, 
eine geeigngte Perſon für das Amt zu finden. 
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2) Der W. überwacht die förperliche und fittliche Erziehung des Mündels. 
Nach diefer Richtung it die Thätigfeit des W. ausgedehnt worden, da feiner Auf 
fit nicht blos die eigentlichen Pflegebefohlenen unterliegen (Borm.Orbn. 88 53, 54, 
91 bj. 1), jondern auch diejenigen Kinder, welche zum Ziwede der Zwangserziehung 
nach Maßgabe des Gejeges vom 13. März 1878 von den Gemeinden und Provin- 
sialverbänben untergebracht find. Der W. jelbft Tann feine Mafregeln zur Erfül- 
kung jeiner Aufgabe jelbft treffen, jondern nur Mängel und Pflichtwidrigleiten bei 
der körperlichen und fittlichen Erziehung der Mündel — auch wenn diejelben in 
öffentlichen Verpflegungsanftalten untergebracht find — dem Vormund und, falls 
diefer nicht den Weifungen Gehör giebt, dem Vormundſchaftsrichter anzeigen. Dies 
gilt auch bei ber religiöjen Erziehung und bei der Wahl eines Berufes. Ausbrüde 
lich ift noch beftimmt ($ 28 Abf. 1), daß der MW. zu hören ift, wenn der Mutter 
des Mündels die Erziehung genommen werben fol. 

3) Der W. Hat dem Vormundſchaftsgericht auf Erfordern über die Perfon des 
Miündels Auskunft zu ertheilen. Das Geſetz fchreibt nicht — wie dies früher bez. 
des Bormundes der Fall war — vor, daß der W. periobifche Erziehungsberichte 
erftatten foll, weil erfahrungsmäßig diefelben in ben meiften Fällen unzuverläffig und 
ſchablonenhaft waren. Vielmehr ſoll der Richter gerade bei einzelnen Beranlafjungen 
(Dienft- und Lehrverhältnifie, Wahl des Berufs, Progeffe, Eheſchließung) den W. 
auffordern, eine ſpezielle Thätigkeit eintreten zu Laffen und über deren Ergebniß zu 
berichten. Hält übrigens eine Gemeinde die periodiſche Berichterftattung für erforderlich, 
fo fann fie den W. auch Hierzu verpflichten. 

4) Der W. Hat beim Berziehen des Mundels diefen dem neuen W. zu über 
weifen. Umgekehrt ift dem Vormund es zur Pflicht gemacht, daß er von einer Ver⸗ 
fegung der Wohnung (nicht blos des juriftifchen Wohnſitzes) den W. in Kenntniß ſetzt. 

Damit der W. diefe ihm obliegenden Pflichten gehörig erfülle, muß der Vor- 
mundſchaftsrichter feinerjeit3 den W. des Bezirks von ber einzuleitenden Vormund⸗ 
fchaft, auch von der über ein uneheliches Kind, und von der Aufnahme de Mün— 
dels in eine GErziehungsanftalt ($ 12 Abi. 2, $ 13) in Kenntniß fegen. Auf 
Kinder, über welche der Vater gejehlicher Vormund ift, erftredt fich die Thätigkeit 
des W. nur nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. März 1878 über die verwahr- 
loften Kinder. 

Quellen: Preuß. Borm.Orbn. vom 5. Ali 1875 88 53, 54 
kit.: Roth, —— Civilrecht, L ©. 197. — ittermaier im —— 
ris x*vi s 0 ff. — Dernburg, Preuß. Bormundfchaftsrecht, 2. Aufl. 1: 
is 76. — Die en der Preuß. Vormundſch. Ordn. von Anton, —— 
Birder, Zöwenftein, Heſſe. — Kurlbaum II. in bem Preuß. Ada 1875 
Ra Tr 
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Waizenegger, Gerdinand, 5 in Bregenz, 1612 Prof. in Ingolftadt, 
7 1634. Gehört zu den Erſten, welche neben dem Röm. Recht das moderne ftaat- 
liche Leben Ele zu erörtern begannen. 

Schriften: Tractatus de Servitutibus in mehreren Difiertationen. - De Venatione, 
Ancnpio et Piscatione. — De Maleficio et Processu adversus veneficos instituendo. — 
Diesert. de e Origine ‚Juris, 4 . Formis Berpablione ac variis Monaschiin de Imperio et Im- 
peratore. — Quaestiones Monetariae, 1 Speculum juridi 1634. 

Bit: Prantl, Geſchichte ber EM. — — L ©. 421; II. ©. 499. 8 1 
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Wal, Sabinus de, & 1785 zu Leeuwarden, promovirte 1808 in Grö— 
ningen, 1809 Notar in feiner Baterftabt, 1811 Subftitutprofureur, hernach Richter, 
fit 1816 Prof. in Franeker, 1821 in nt + 22. IX. 1833. 

Zelannt durch feine: Oratio de claris Frisiae ICtis (Ann. Acad. Groning. 1817, 1818), 

1825. — Over den invloed van wetboeken en Je taal des lands op de wetenschappeli jke 
beoefening van het recht, 1820. — Over het bestaan, den aard, de zondelng en en de 
3 — van het naturregt als wetenschap, 1833 (in ben Verhandl. es Bnigl. Nieberländ. 
m 

Lit.: nat A. den Tex in Bijdragen VIII. 151—164. — Rivier, Introd. historique, 
1881, p. 680 Zeihmann. 


1280 Wealdedc — Baldgenoffenicaften. 


Walde, Benedikt Franz Leo, 5 31. VII. 1802 zu Münfter, ftudirte 
1819—1822 in Göttingen, 1832 Rath in Vlotho, 1836 Oberlandesgerichtsrath in 
Hamm, 1846 Obertribunalsrath in Berlin, 1849 einige Zeit verhaftet, bis fich die 
erhobenen Anfchuldigungen al® Gewebe von Fälfchungen enthüllten, feit 1860 in 
der Kammer in den erſten Reihen der Oppofition, legte am 26. V. 1869 fein 
Mandat zum Preuß. Abgeorbnetenhaufe und zum Norbd. Reichstage nieder, ſchied 
25. I. 1870 aus dem OXrib., F 12. V. 1870 zu Berlin. 

Schriften: Ueber das bäuerliche —— — in Weſtfalen, Arnsb. 1841. — Ueber bie 
Art des Votirens bei Erlafjung der — erl. 1843. — Das Baer vom em 
Se Bat 1845. — Die Nichtigkeitsbeſchwerbe als alleiniges Rechtömittel fter Inflanz, 

erl. 

Lit.: Zacharias, W.'s Leben, Thätigkeit und Charakter, Berl. 1849. — W.s Leben 
und Prozeß bis zu feiner Freiſprechung, Bresl. 1849. — Steinitz, W. und die Militärfrage 
2) Berl. 1863. — Eberiy, W. ein Lebensbild, Berl. 1869. — Oppenheim, Benebitt 
Kay Leo W., Berl. 1874. — Klüpfel, Gelhihte ber Deutichen Ginheitäbeftrebungen, 

d. 2 (Berl. 1873) ©. 182. — Sonnenfhmidt, Gedichte des fol. OTrib. Berl. 1879 
©. 292, 442 u. d. Teihmann. 


WBaldgenofienihaften. I. Sejchichtliches. In den Anfängen der Deutſchen 
Staats- und Rechtsgeſchichte überwiegt die genoffenjchaftliche Form der Waldnutzung. 
Die im Berhältni zu Feld und Wiefe und zu der geringen Bevölferung überreichlich 
vorhandenen Walbungen bilden einen Hauptbeftandtheil der gemeinen Mark, welche 
don den Angehörigen der Marfgenoffenichaft, fowol was Holz ala Weide, ala was 
fonftige Gebrauchsarten angeht, ungetheilt genußt wird. Dabei galt in der Regel 
der Grundjag, daß allen mit einer freien Hufe in der Gemarkung angefefjenen 
Befigern, und fpäter, als ſich mit der geänderten Heeresverfaſſung die Zahl der Freien 
fortwährend minderte, auch den mit abgeleitetem Eigenthum angefefjenen Gemarkungs- 
genoffen ein Nutzungsrecht am Markwalde zuftehe. Die Beihlußfaffung und Ber 
waltung in Angelegenheiten des Genoſſenſchaftswaldes ſtand den Organen ber 
Genoſſenſchaft, insbeſondere der periobifch zur Thätigung und au ſonſtigen Beichlüffen 
aufammentretenden Genoffenfchaftsverfammlung und dem Markvorfteher (Obermärter, 
Holggrafen) zu, deffen Amt fich nicht felten mit dem Befitz eines größeren Guts in 
dingliche Verbindung ſetzte. Die Antheile der einzelnen Genofjen an den Nutzungen 
des Markwalds beftimmen ſich nach alten Genoſſenſchaftsbeſchlüſſen, Weisthümern 
und Herlommen, meift derart, daß fie fich nach dem Bedürfniß des berechtigenden 
Guts abftufen. Das Nechtöverhältniß der Genoffenfchaft am Markwald wird als 
Gefammteigenthum bezeichnet, wodurch ausgedrückt wird, daß der Wald zwar einer- 
ſeits der Gefammtperjönlichkeit der Martgenoſſenſchaft zu eigen gehöre, anbererjeits 
aber ben einzelnen Mitgliedern ein dem Eigenthum ähnliches dingliches Recht am 
ungetheilten Walde zuftehe. Durch verſchiedene Einfliffe find dieſe namentlich im 
füblichen und weftlichen Deutjchland, felten in den eroberten flavifchen Provinzen 
beſtehenden genofjenfchaftlichen Verhältniſſe des Markwaldes zerfeßt und entweder 
in Alleineigentfum Ginzelner oder in korporatives Eigenthum oder in Römifchrecht- 
liches Miteigentgum übergeführt worden. Bor Allem erwarben mit der Hebung der 
landwirthfchaftlichen Kultur ſchon feit der Karolingifchen Zeit die Grundherrichaiten, 
bie Territorialherren und die kirchlichen Korporationen einen beträchtlichen Theil der 
Markwaldungen zu ausſchließlichem Eigentum, indem fie für Herbeiführung dieſes 
Uebergangs theils ihre wirthichaftliche Weberlegenheit, theils die ihnen ala Inhaber 
ber Grafengewalt oder der Zerritorialherrfchaft oder ala Markvorſteher zuftehenden 
öffentlicherechtlichen Befugniffe augnüßten, und indem auch die bäuerlichen Mitglieber 
der Marfgenofjenichaft e8 vielfach als vortheilhaft erachteten, gegen Gewährung äußeren 
Schußes oder wirthichaftlicher Förderung und gegen Befreiung vom läftigen Heeres 
bienft den Markwald unter Vorbehalt beftimmter Nutzungen an die Grundherrichaften 
zu Übertragen. Dieje Entwidelung fand im Wejentlichen ihren Abſchluß im 16. 
Jahrh. mit der Einführung des Röm. Rechte, welches durchgängig eine fehärtere 
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Unterſcheidung der dinglichen Befugnifſe am Wald zur Folge Hatte, eine Unterſchei⸗ 
dung, die in den meiften Fällen unter der Wirkſamkeit der gelehrten Richter zu 
Gunften des Eigenthumßrecht3 der Grundherrfchaften und Territorialherren auzfchlug. 
Die Eigenthums- und weitgreifenden Nutungsrechte der ehemaligen Waldgenofjen am 
gemeinen Wald verflüchtigten ſich dabei jehr Häufig in beichränfte dingliche Gebrauchs- 
befugniffe, Servituten, Reallaften, die der Gemarkungsgenoſſenſchaft, der Gemeinde, 
als folcher für ihre Angehörigen oder die unmittelbar den einzelnen Befiern bäuer= 
licher Güter vorbehalten blieben und ihnen den Anfpruch auf gewiffe Haupt und 
Nebennugungen, Holz, Weide, Maft, Laub u. dgl. im berefchaftlichen Walde gaben. 
Auch wo der marfgenofjenfchaftliche Wald nicht in das Eigenthum ber Grund» oder 
Landesherren ober ber kirchlichen Korporationen überging, haben fi} feit den lebten 
Jahrhunderten die Rechtsverhältniffe der genofjenfchaftlichen Waldungen unter der Ein- 
wirkung der Nechtöbegriffe des Röm. Rechts, ſowie unter dem Einfluffe der vom 
Standpunkte des Territorial- und Polizeiftants jeit dem 16. Jahrh. erläffenen parti⸗ 
kularen Forft- und Waldordnungen und der modernen Landesfulturgejeßgebung, ins⸗ 
befondere der Gemeinheitstheilungen und der neueren, die öffentlich-vechtliche und 
privatwirthichaftliche Seite der kommunalen Thätigkett jchärfer fondernden Gemeinde⸗ 
verfaffungen, in tiefgreifender Weife umgeftaltet. In vielen Territorien Deutſchlands 
und der Schweiz ift der Marfwald in das Eigenthum der politifchen Stadt- und 
Landgemeinden übergegangen, wobei meift bie früheren genoffenjchaftlichen Nutzungs- 
echte der bäuerlichen Befitzer entweder ala privatrechtliche Servituten und Real- 
rechte oder als aus der Gemeindeangehörigfeit abgeleitete öffentlich - rechtliche 
Gebrauchabefugniffe am Allmend- und Markungswald ganz ober theilweiſe ge= 
wahrt wurden, jo 3. B. in vielen Gegenden von Bayern, Württemberg, Baden, 
Naſſau, in einzelnen Preußifchen Provinzen, in manchen Kantonen ber Schweiz. 
Oder e8 wurde neben der politifchen Ortögemeinde eine bejondere Agrargemeinde 
gebildet, deren WMitgliedfchaft fi) nach den für die frühere Markgenofjenichaft 
geltenden Grundfägen beftimmte und welcher al einer juriftiichen Perſönlichkeit das 
Eigenthum des genoffenjchaftlichen Waldes zufiel, während die Anfprüche der Marf- 
genofjen als Dingliche Nugungsrechte amı forporativen Walde erhalten blieben, und 
zwar derart, daß fie entweder ala Zubehörden an das Eigenthum beftimmter Güter 
gefnüpft waren oder als jelhitändige Perfonalrechte, wie Aktien, abgelöft vom Liegen- 
Ichaftlichen Eigenthume befefjen und frei veräußert werden konnten. Dies ift im 
Wefentlichen der in größeren Gebieten von Sachfen, Württemberg, Braunfchweig, 
in manchen Preußifchen Provinzen und in einigen Schweizer Kantonen geltende 
Rechtszuſtand. Endlich find in den alten Preußifchen Provinzen, im Rheinland und 
in Weftfalen bie Weberrefte der marfgenofienjchaftlichen Waldungen und ferner auch 
die gemeinen Waldungen, welche im Often bei der Durchführung der Gemeinheits— 
teilung und der Ablöfung der Forſtſervituten aus den fisfalifchen und herrſchaft⸗ 
lichen Wäldern neu abgejondert wurden, größtentheil® ala im Miteigenthum ber 
nußgung&berechtigten Gemarkungsangehörigen ftehend anerkannt worden, jo daß dieſe 
Waldungen, freilich nicht ohne gewiſſe polizeiliche Beſchränkungen, zum Gegenjtand 
freier Theilung unter den Miteigenthümern gemacht unb eine lebenskräftige dauernde 
genoffenjchaftliche Organijation zum Zweck gemeinjamer Erhaltung und Bewirth- 
ſchaftung ſehr erſchwert wurbe. 

I. Jetziges Recht. Nicht überall wo einer Mehrheit von Perſonen an 
einem phyfiſch ungetheilten Walde dingliche Rechte des Eigenthums oder der Nubung 
zuſtehen, liegt das Rechtsverhältniß einer W. vor; andererſeits kann eine W. auch 
beitehen, wo die privatrechtliche Grundlage der Gemeinſamkeit binglicher Rechte an 
einem ungetheilten Walde nicht vorhanden if. Das Charakteriftifche ber W. 
nad) jegigem Recht befteht darin, daß eine Anzahl von Waldbefigern burch eine 
bauernde Organifation zur gemeinfamen Bewirthichaftung und Benutzung oder zur 
Bornahme gemeinfamer Schugmaßregeln hinfichtlich eines äußerlich zufammenhängenden 
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Waldgebiet vereinigt find und zwar derart, daß dieſe Bereinigung nicht durch 
den bloßen Willen eines Theilhabers, fondern nur unter beftimmten gefeglichen oder 
fatungsgemäßen Vorausfegungen gelöft werben kann. Nicht als ein Berhältniß der 
W. ift es daher zu betrachten, wenn das Eigenthum des Walds der politifchen 
Gemeinde ala folder gehört; hier ift eine Mehrheit von Walbbefitern mit einer 
befonderen für die Waldwirthſchaft und den Waldſchutz eingerichteten Organifation 
nit vorhanden; fondern bie Gemeinbeperfönlichfeit allein ift Eigenthümerin und 
verwaltet den Wald durch die nach der Gemeinbeverfafjung auftändigen Organe in 
der Regel unter weitgreifender Aufficht der Staatsbehörden. Und auch wo bie 
Gemeindeangehörigen ober gewifle Klaffen berfelben, ſei es kraft dinglichen Rechts 
ober kraft ber Öffentlich-rechtlichen Eigenſchaft als Gemeindebürger einen Anſpruch 
auf Nugungen im Gemeindewald Haben, bilden die Nußungaberechtigten Leine kor⸗ 
porativ geitaltete, mit Wirthſchaftsbefugniſſen und bejonderen Organen außsgerüftete 
W. — Ebenſowenig ift das Vorhandenfein einer W. anzunehmen, wo der Walb 
im ungetheilten Eigenthum mehrerer Perfonen fteht. Für diefeg Miteigentyum 
am ungetheilten Wald gelten im Allgemeinen die aus dem Röm. Recht entnommenen 
Rechtegrundfäe des Civilrechts; demnach ift für jede in die Bewirthſchaftung und 
Nutzung des Waldes eingreifende Handlung der übereinftimmende Beichluß Jämmt- 
licher Miteigenthümer nöthig, die Verwaltung des Waldes, die Verfügung über den 
Betriebsplan, über Kulturänderungen kann nur im beftändigen Einvernehmen fämmt- 
licher Miteigenthümer erfolgen, der einzelne Miteigenthümer Tann jederzeit die Their 
lung bes gemeinfchaftlichen Waldes und, ſoweit eine ſolche aus Gründen des Privat: 
recht? oder öffentlichen Rechts nicht zuläffig fein follte, die Verſteigerung beffelben 
verlangen. Es ift daher hei dem Rechtsverhältnifie des Miteigenthums keinerlei 
Gewähr für einen dauernden Beitand der Gemeinſchaft und für eine planmäßige 
Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten durch geeignete Organe gegeben. Diele 
Römischrechtlichen Grundjäge pafjen übrigens nur auf die wenigen Fälle, wo das 
Miteigentum am Walde durch befondere privatrechtliche Rechtsvorgänge, 3. B. dur 
gemeinfamen Kauf, Schenkung, Erbtheilung, entftanden ift, nicht aber auf die nad) 
Zahl und Wichtigkeit weit mehr in Betracht kommenden Berhältniffe, wo das Mit- 
eigenthum am gemeinjchaftlichen Walde ſich in Folge ber oben dargeftellten Ent- 
widelung aus den Zuftänden der Markgenofſenſchaft und der am Herrichaftswalb 
früher beftehenden gemeinen Nutzungen herausgebildet hat. Bei den Gemeinfchaits- 
waldungen ber Ießteren Art, welche neuerdings meift mit dem Ausdruck: gemeine 
Holzungen aufammengefaßt werden, hat fich die Idee der Waldgenoſſenſchaft noch 
in verfchiebenen Beziehungen erhalten, indem für die Wirthichafte- und Nutzungs- 
bandlungen nicht der Römifchrechtliche Grundfag der Stimmeneinpelligteit, ſondern 
das dem Genofjenjchaftsverhältniß eigene Prinzip des Beſchluſſes nach Stimmenmehr- 
heit zur Anwendung kommt, indem ferner nicht felten auf Grund des Herkommens 
ober ftatutarifcher Beftimmungen ein gemeinfchaftliches Organ zur Verwaltung und 
Nubung der gemeinen Holzung beftellt ift und indem endlich auch die freie Theil» 
barfeit des Genoffenjchaftswaldesg manchmal fagungsgemäß oder geſetzlich bejchränft 
ift, Beichränfungen, wie fie in freilich nicht genügender Weife durch die Preuß. Ge 
meinheitatheilungsordnung vom 7. Juni 1821 und durch den Art. 20 des Bay. 
Forſtgeſetzes für folche Miteigenthumswaldungen eingeführt wurden. Der Umftand, 
daß dieſe gemeinen Holzungen Hinfichtlich der Bewirthſchaftung und der Verfügung 
über Betriebd- und Kulturart einer weiteren forſtwirthſchaftspolizeilichen Aufficht, 
als die im Eigenthum Eingelner ftehenden Privatwaldungen, nicht unterworfen waren, 
bat namentlich in den Staaten, wo — wie 3. B. in ben meiften Preußifchen Pro- 
vinzen — die Bewirthichaftung der Privatwalbungen vollftändig freigegeben war, all« 
mählich die Parzellirung und Devaftirung dusgedehnter Flächen Herbeigeführt, welche 
fi; meift ala abjoluten Waldboden kennzeichnen und deren Erhaltung und nad« 
baltige Bewirthichaftung als Wald im Intereſſe der Landeskultur geboten ift. 
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Zur Bejeitigung diefer neuerdings ſchwer empfundenen Mißftände waren zwei Wege 
offen. Der eine leitete zur Wiederherftellung einer genoſſenſchaftlichen Organifation 
der Wirthichaft in den gemeinen Holzungen, und mußte dahin führen, daß aus ber 
Iofen Gemeinfchaft der Miteigenthümer unter Erlafjung von Satzungen eine öffentlich- 
rechtliche W. gebildet würbe, welche durch ihre Organe unter der allgemeinen Auf-⸗ 
fit der Staatsverwaltungs- und Forſtbehörden und unter beftimmten, durch dag 
öffentliche Intereffe der Walberhaltung gebotenen Beichränfungen die jorftmäßige 
Bewirthſchaftung und Nutzung für bie betheiligten Befiter würde zu beforgen Haben. 
Das Betreten dieſes Wegs bot freilich vielfache Schwierigkeiten, indem die Schaffung 
folcher lebenskräftigen Genofſenſchaften ein verſtändnißvolles Mitwirten ber Ber 
theiligten voraußfeßt, indem ferner die Erlaffung und Beftätigung einer großen 
Anzahl von Genofjenichajtsfagungen und die Beauffichtigung der genofjenfchaftlichen 
Tätigkeit für die Staatsbehörden eine mühſame und wegen des nur partiellen und 
jeitweifen Eingreifens den Erfolg nicht ausreichend fichernde Aufgabe gefchaffen 
hätte. Es wurde daher burch das Preuß. Geſetz vom 14. März 1881 ein zweiter, 
einfacherer Weg beichritten und beftimmt, daß die gemeinen Holzungen, welche fidh 
nach ihrer Beichaffenheit und ihrem Umfange zu einer forſtmäßigen Bewirthichaftung 
eignen, Hinfichtlich des Forſtbetriebs und der Benugung ber Aufficht des Staats 
nah Maßgabe der für die Forften der Gemeinden geltenden Bejtimmungen unter 
liegen follen. Wo daher nach der Gejehgebung der einzelnen Landestheile die Ger 
meindewaldungen durch die Staatsbehörden beförftert werden, übernehmen die letzteren 
nunmehr auch bie Bewirthichaftung der gemeinen Holzungen, wo die nach dem Gejek 
vom 14. Auguſt 1876 beftimmte Staatsaufficht. über die Gemeindewaldungen Platz 
greift, find bie gemeinen Holzungen auf Grund des ftaatlich genehmigten Betriebs- 
plans nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit und unter eingreifender ftaatlicher Kon- 
trofe durch die Beauftragten der Gemeinfchaft zu verwalten und zu nußen. Dagegen 
find die Miteigenthümer nicht zu einer Genoffenfchaft organifirt und zur Erlaffung 
von Statuten nicht gehalten; fie find nur verpflichtet, wo ihre Zahl mehr ala fünf 
beträgt, Bevollmächtigte zu ernennen, welche die Gemeinjchaft gegenüber der Auf⸗ 
fihtebehörbe zu vertreten und alle von Ießterer erlaffenen Verfügungen auszuführen 
haben. Endlich ift auch die Theilung der gemeinen Holzungen erichwert worden, 
indem der 8 6 des Gefehes die Naturaltheilung Tür die Regel ausſchließt und nur 
dann zuläßt, wenn landes- oder forftpolizeiliche Intereſſen nicht entgegenftehen und 
entweder bie Holzung zu einer forftmäßigen Benugung nicht geeignet ift oder der 
Grund und Boden zu anderen als forftlichen Zwecken dauernd mit erheblich größerem 
Vortheil benüßt werden kann. 

Während in ben bisher betrachteten Fällen nur Anklänge an waldgenofienichaft- 
liche Organifationen zu finden find, jo beftehen auch jeßt noch in Deutfchland 
eigentliche W. in zwei Hauptjormen, die einen auf ber privatrechtlichen 
Grundlage forporativen Waldeigenthums, meift in Antnüpfung an das Rechteyer- 
bältnik der Marfgenofjenfchaft, ala noch lebenskräftige Weberbleibfel früherer Rechts— 
geftaftumgen ; die anderen lediglich auf der Öffentlich-rechtlichen Grundlage moderner 
dorftverwaltungögejeßgebung, ohne das Band gemeinfamen dinglichen Rechte am 
Genoſſenſchaftswalde, ald die erft noch der Bewährung bedürftige Verſuchsſtation für 
künftige Entwickelungen. 

Was die erjtere Gattung der W. angeht, jo haben fie fich in einer Anzahl 
Deuticher Staaten in den als bejondere Korporationen neben der politischen Gemeinde 
aufrecht erhaltenen Realgemeinden, Alt« oder Nutzungsgemeinden, Märkergenofjen- 
ſchaften, Interefſentenſorſten erhalten, fo in den Preuß. Provinzen Hannover und 
Hffen-Naffan, im Königreich Sachen, Württemberg, Großh. Heflen, Braunfchtweig 
und mehreren Deutjchen Kleinſtaaten und Schweizeriſchen Kantonen. Die biefen 
Realgemeinden gehörigen Waldungen werben durch befondere Genoffenfchaftsorgane 
derwaltet und unterftehen Hinfichtlich ihrer Bewirthſchaftung und Theilung in der 
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Regel den für die Gemeindewaldungen geltenden Beftimmungen und einer hierdurch 
bedingten ziemlich eingreifenden Staatsaufſicht. Namentlich aber find ein merk— 
würdiges Beifpiel ſolcher Waldgenoffenfchaften die in der Rheingegend beftehenden 
Haubergägemeinfchaften. Hier Haben bie Mißftände, welche die ins Merk geſetzte 
Naturaltheilung der Gemeindewaldungen mit fich brachte, ſchon im vorigen Jahr⸗ 
Hundert die Landesherrſchaft dazu veranlaßt, die getheilten Waldftüde zu korporativem 
Eigentgum mit verhältnißmäßigen Antheilsberechtigungen ber früheren Waldbefitzer 
zufammenzufaffen und bie genoſſenſchaftliche Bewirthſchaftung und Nuhung durch 
Statuten zu regeln, ſowie obrigteitlich zu beauffichtigen. Zuerft geſchah bies 
im Anfang des vorigen Jahrhunderts in dem Fürftenthume Siegen; ähnliche 
Ordnungen wurden auch für die Walbungen der Kreife Dillenburg, Altenkirchen, 
Wittgenftein und des Amtes Olpe erlaffen und durch neuere Gejege revidirt. Die 

ientlichen Grundzüge diefer Ordnungen beftehen darin, daß durch Beichluß der 

erwaltungsbehörbe aus den Befitern, denen ein wirthichaftlich aufammengehöriges 
Waldgebiet in Parzellen gehört, eine Genoffenjchaft gebildet wird, manchmal, 3. 8. 
nach dem MWaldkulturgefeg vom 1. Juni 1854 für den Kreis Wittgenjtein, auf 
Grund eines Mehrheitsbeichluffes. Die neugebildete W. wird Gigenthümerin der 
feither im Einzel» oder Miteigentfum der Genofjenjchaftsmitglieder befindlichen Wald: 
ftüde, und jeber Genoffe erhält nach Verhältniß des Ertrags des ihm früher zu 
ftehenden Rechts einen auf feinen Namen lautenden, frei veräußerlichen dinglichen 
Antheil am Genofjenjchaftswald und an den Erträgniffen defielben, eine Holzaktie 
oder ein Waldrecht. Der genoffenfchaftliche Wald wird durch die ftatutenmäßigen 
Organe ber Genofjenjchaft verwaltet und genüßt; nach der Größe der Antheile werden 
die Nußungen und die Betriebskoſten auf bie Genoffenjchaftsmitglieder vertheilt. 
Neben den Verwaltungsorganen befteht ein DBertretungsorgan in der Genofjenfchaite- 
verfammlung, welche mit einer nach der Zahl und Größe der Holzaktien zu be 
rechnenden Stimmenmehrheit über alle wichtigeren Gemeinjchaftangelegenheiten be 
ſchließt. Die ftaatlichen Verwaltungsbehörden üben eine weitgreifende Aufficht über 
die Thätigkeit der Genoſſenſchaft und enticheiden Streitigkeiten zwiſchen ihren Or- 
ganen; die Auflöfung der Genoſſenſchaft und die Theilung des Waldeigenthums it 
nur mit Iandesherrlicher Genehmigung zuläffig. 

Don ähnlichen Ausgangspunkten, wie die Haubergsordnungen, ift die neue 
Preuß. Waldſchutzgeſetzgebung von 1875 zu einer fehr verichiedenen Organi- 
fation der W. gelangt. Auch fie fucht den in Folge der Walbparzellirung, der 
Ausforftung und Devaftation entitandenen Mißftänden durch Förderung genoffen- 
Ichaftlicher Organifationen entgegenutreten. Durh das Landeskulturebift vom 14. 
Septbr. 1811 waren die Beichränkungen in der Bewirthichaftung und der Theilung 
der Privatwaldungen mit einem Schlage befeitigt worden; auch die Gemeinheits· 
theilungsordnung vom 7. Juni 1821 hatte die Waldiheilum noch in weitem 
Umfange zugelaſſen, indem ſie überall dort ſtatthaft ſein ſollte, wo entweder die 
einzelnen Antheile zur forſtmäßigen Benutzung geeignet bleiben oder wo fie vortheil⸗ 
haft als Weder oder Wieſen benußt werben können. Hierdurch ift in den alten 
Preuß. Provinzen zur dauernden Schädigung der an Erhaltung eines verhältniß- 
mäßigen Waldbeſtandes betheiligten Intereſſen die Parzellirung der Wälder und die 
Meberführung abjoluten Waldbodens in andere Kulturarten nachhaltig bejörbert 
worden. Auch abgefehen von dieſen allgemeinen Rachtheilen ftellte fich bald Heraus, 
daß die in den parzellirten Waldſtücken von jedem Befiker gefondert betriebene 
Waldwirthſchaft eine Minderung des nachhaltigen Ertrags zur Yolge Hat, daß das 
Nebeneinander einer größeren Anzahl von Waldbeftänberi verjchiedener Altersklaflen 
und getrennter Betriebsformen dad Wachsthum des Waldes benachtheiligt. Diele 
Nachtheile der Walbparzellirung Haben namentlich darin ihren Grund, daß dem 
Heinen Waldbefiter in der Regel die zu einer forftmäßigen Wirthichaft erforderlichen 
techniſchen Kenntniffe und fonftigen Hilfsmittel, wie gutes Pflanzenmaterial und 
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zweckmäßige Wege, abgehen, daß der Kleinbeſitzer zur Durchführung größerer Beſchützungs ⸗ 
und Kulturmaßregeln im Walde materiell nicht Hinlänglich leiſtungsfähig ift, daß endlich 
die Nutzungen beim kleinen Waldbefig, ſofern nicht ganz ſyſtemlos gewirthfchaftet wird, 
nur in längeren Perioden nach Unterbrechungen von mehreren Jahren bezogen werden 
fönnen und ber Verkauf der auf Heinen Parzellen erzogenen Holziortimente erfahrungs= 
gemäß fchwierig und wenig lohnend ift. Die neue Preuß. Gejeßgebung vom 6. Juli 
1875 fucht nun dem Befiger der Waldparzellen, ſoweit thunlich, die Vortheile einer 
auf eine größere Walbfläche ausgedehnten Wirthſchaftsführung zugänglich zu machen, 
ohne doch, wie dies bei Einführung der Haubergsordnungen geſchah, eine Aenderung 
binfichtlich der Eigenthumsverhältnifſe vorzunehmen. Es können hiernach die Befiger 
neben einander ober vermengt gelegener (parzellirter) Waldgrundtüde, ober Flächen 
ober Heidelänbereien, ſofern die forftmäßige Benutzung derſelben nur durch Zufammen- 
wirken aller Betheiligten zu erreichen ift, zu einer „WB." vereinigt werben, welche ent= 
weder blos die Durchführung einer gemeinfamen Beichügung und anderer ber forſt- 
mäßigen Benutzung des Genofjenfchaftswälde jörberlicher Maßregeln zum Zwecke 
hat oder zugleich auf die gemeinfchaftliche forftmäßige Bewirthichaftung des Genofjen- 
ſchaftswaldes nach einem einheitlich aufgeftellten Wirthſchaftsplane gerichtet ift. Die 
Anregung zur Bildung folder W. Tann von jedem einzelnen Befiger, außerdem 
auch von den kommunalen oder Staatöbshörden ausgehen; die Bildung der W. 
jegt voraus, daß eine beftimmte Mehrheit ber betheiligten DBefiber, welche nach dem 
Kataftralreinertrag der Grundſtücke berechnet wird, zuftimmt; fie erfolgt nach voraus⸗ 
gegangener Erörterung der thatfächlichen und rechtlichen Verhältnifſe durch eine bejondere . 
Verwaltungsbehörbe, ala welche in der Regel der Kreisausſchuß funktionirt. Die fo 
errichtete WB. bildet eine juriftifche Perſönlichkeit des öffentlichen Rechts, welche ihre 
Berhältniffe durch Satzungen regelt, Genofjenjchaftzorgane einjegt und von den Ge- 
noſſen nach den für öffentliche Laften geltenden Beftimmungen Beiträge zur Er— 
füllung der Genoffenjchaftsaufgaben erhebt. Ein Eigentyum oder jonftige® dingliches 
Recht an den den Mitgliedern der Genoſſenſchaft gehörigen Waldparzellen wird für bie 
Genofjenfchait Durch die Thatjache der genofjenfchaftlichen Organifation nicht begründet, 
wohl aber Tann fie durch beſondere Rechtstitel Eigentgum und andere dingliche 
Rechte erwerben. Die Satzungen der W. bedürfen der ftantlichen Genehmigung, wie 
denn auch die Thätigkeit derfelben unter analoger Anwendung der für Beauffichti- 
gung der Gemeinden geltenden Normen der Kontrole der Staatsbehörde unterliegt. 
Hiernach hängt die Bildung folder W. von der Zuftimmung der Mehrheit ber 
Vefiger, ihre erfolgreiche Thätigkeit im Wejentlichen von Einficht und Hingebung der in 
bie Genofjenjchaftsorgane berufenen Mitglieder ab; die Verbindung der Genofjen ift 
ferner eine Lodere, indem dag gemeinfchaftliche Band ungetheilten dinglichen Rechts am 
Genoſſenſchaftswalde jehlt und auch der Genoſſenſchaftszweck keineswegs auf bie 
gemeinschaftliche Bewwirthichaftung ausgedehnt zu werden braucht; emblich find auch 
die Beftimmungen über Errichtung, Organifation, Thätigkeit und Beauffichtigung 
der W., namentlich in einfacheren Verhältniffen, für die praktiiche Handhabung etwas 
derwidelt. Alle dieſe Momente haben dazu mitgewirkt, daß eine lebhaitere Ent- 
widelung des W. weſens auf Grund des Geſetzes vom 6. Juli 1875 bisher in 
Preußen nicht eingetreten ift, wie denn die Regierung bei Berathung des Geſetzes 
über die gemeinen Holzungen erflärt hat, daß durch das Waldſchutzgeſetz von 1875 
feither erhebliche Erfolge nicht erzielt wurden. 

Einen ähnlichen Weg zur Bildung von W. hat neuerdings auch dag Württemb. 
Forſtpolizeigeſetz vom 8. Septbr. 1879 einzufchlagen verjucht; nach Art. 18 dieſes 
Gefeges können Meine Waldbefiger fih zu W. derart vereinigen, daß fie die Ver- 
waltung ihrer Waldftüde ala ein Ganzes oder im Anſchluſſe an benachbarte Staats- 
oder Körperichaftswaldungen den Organen der Staais- bzw. der Körherjchaite- 
Forſtverwaltung übertragen; bie Bildung einer ſolchen W. ſetzt ſtets Einftimmigfeit 
der betheiligten Befiger voraus; auch hier ift von der Genoſſenſchaft ein ftaatlich 
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zu genehmigenbes Statut aufzuftellen; die Organijation und Tätigkeit der W. ift 
aber dadurch jehr erleichtert, daß mit der Bildung derfelben die techniſche Wirth: 
Ichafteführung an bie Organe der jtaatlichen ober Zörperfchaftlichen Forſtbehörden 
übergeht. 
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Walther, Friedrich, 5 6. VIII. 1822 zu Bonn, ſtudirte an der Hochſchule zu 
München und wurde an berjelben 1849 Privatdozent, fodann 1854 zum außerord., 
1860 zum ord. Profeffor des Strafrecht? und Strafprozeſſes ernannt, aus Geſund⸗ 
heitsrüdfichten 1871 in den Ruheſtand verfegt, F 1. X. 1874 zu München. 

Schriften: Neber ben — 1848. — Beitrag zur Lehre vom hochverrät 
Komplott, 1849. — Die Rechtsmittel im En — — ben Grundſähen des ltr 
eanadflähen Strafprogekrechts, I. 1853 — Lehrb. des Bayer. Strafprozeßrechte 

— Aus feinen zahlreichen Bein, im —5* des —— ‚im „Geri ya 
jaal“, „Higiga Annalen“, „Kritiſche erihau“ und Kritiſche B.I.Schrift" eben. 5 


h ber Ie tgenannten Se ft WA * "für die Jury ( Bb. II. 7 f.) and 
ben a gegen die Todesſtrafe ob. xl fi) Pirng In — 8 ee taatd 
bearbeitete er vr mi ee Stonteenwaltidant Staatöverbrechen und 


Shafup e. —— verdffentlichte er außer den dihriften ei Biftoeii politiier 

Brofchären: Heber ber den Anſchluß Süddeutſchlands an u rbbeutich 8 1866/67 

FH und eine Reihe von Auflägen in ber „Augsb. Allgem. zu zur —ã—, — gen 
urg 

Sk: wigratt, Geſchichte der L. M. Univerfität, Bd. I. S. 627; II. ©, 540. — Nelkro⸗ 

Inge in ber „Augeb. Abend tg. Beibtatt) vom 29. u. 31. Oftober unb in ber Augab. 
g. Btg.“ Beil.) vom 12, Dezbr. 1 Bezolb. 
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Wanderlager. Darunter iſt jeder Gewerbebetrieb innerhalb des eigentlichen 
Wohnfitzes des Gewerbetreibenden in ſolchen Zweigniederlaffungen, die nur als mobile, 
vorübergehende betrachtet werden können, zu verſtehen. Die Gewerbeordnung für den 
vormals Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869 hat dieſe Art des Gewerbebetriebs 
keineswegs zu dem eigentlichen Gewerbe gezählt. Zwar haben die Motive dieſes Geſetzes 
nicht verkannt, daß, eine gleich gute und gleich wohlfeile Verſorgung des verbrauchen⸗ 
den Publikums vorauögefegt, eine Berforgung deffelben durch ben ftehenden Gewerbe- 
betrieb, ftatt durch den umbherziehenden, im Allgemeinen vorzuziehen jein wird. 
Alein ein Zuftand, wo der ftehende Gewerbebetrieb jo auögebilbet ift, daß er ber 
Ergänzung durch den ummberziehenden nicht mehr bedarf, und in Folge befjen den 
umberziehenden Betrieb durch die natürliche Uebermacht feiner Konkurrenz ausfchließe, 
könne nicht Durch das Geſetz erziwungen werden, er bilde für jeden Zweig ber Ver⸗ 
forgung des Verbrauchs das Ergebniß einer Tangjährigen gewerblichen und Kultur- 
entwidelung. Da nun die Möglichkeit des ftehenden Betriebs von einem gewifjen 
Umfange des Abſatzes abhänge und die hauptfächlichfte Wirkung des umberziehenden 
Betriebes darin beftehe, Propaganda für den Abſatz, für Erweiterung bes Marktes 
zu machen, fo wirb eine Beichräntung bes umberziehenden Betriebes zu Gunften des 
ftehenden, eine dem Bedürfniß des Publikums entiprechende Entwidelung des ftehen- 
den Betriebes nicht fördern, fondern hemmen. Leider find in erfter Linie die Zeit- 
verhältniffe, welche dem weit über bag Ziel hinausgreifenden Aufſchwunge bes An- 
Tanga der fiebziger Jahre unmittelbar geiolgt find, einer Prüfung dieſes Theils der 
Deutſchen Gewerbeordnung Höchft ungünftig geweien. Die große Meberfegung aller 
Gewerbe, vielfach veranlaßt durch das völlige Mißverſtehen des eigentlichen Zwecks 
der Gewerbefreiheit, — der Reichthum an Ausihuß- und Zallitwaaren, den eben 
jene Zeiten einer traurigen Krife nur zu häufig Lieferten und deren Verſchleiß auf 
dem mobilen Wege der W. viel bequemer war ala burch den leichter kontrolirbaren 
ftehenden Gewerbebetrieb ließ wenigftens in gewifjen Gegenden Deutſchlands das 
W.wefen in einer Weife auftreten, daß fich fortgeſetzte lagen über dafjelbe erhoben, 
die um fo nachhaltiger wurden, je mehr allmählich eine weitere Reihe von Beitim- 
mungen des ganzen Gewerbegefeßes Gegenftand der öffentlichen Anklage von Seite 
des Kleingeverbeftandes geworben war. Die Deutfche Reicheregierung hielt dieſer 
fortgejegten Bewegung gegenüber eine eingehende Enquöte für geboten, deren Reſultat 
aber nur bewies, daß die Nachtheile der W. denn doch ganz erheblich überſchätzt 
worden waren, daß viele Folgen, die den W. nachgefagt wurben, mehr zufällig, 
vorübergehend waren, ja daß in gar manchen Fällen die W. fich als eine durchaus 
berechtigte Erfcheinung, wenn nicht als eine höhere, geichichtliche Phaſe im Anfchluffe 
an die Jahrmärkte der früheren Zeiten barftellten, nur mit dem Unterjchiede, daB 
diefe Jahrmärkte früher an beftimmte Zeitmomente geknüpft waren, nunmehr aber 
in beweglichfter Form ben jeweiligen Bebürfniffen der Konjumenten fich anpaßten. 
Das Reich ift daher bis zur Stunde mit einer Aenderung der Geſetzgebung ſelbſt 
nicht weiter vorgegangen. Nur der Bundesrath Hat beftimmte Beichlüffe, eine Art 
Direktiven gefaßt, die aber zum Theil noch gar nicht ausgeführt erfcheinen. 

1) Es feien die W. ala ein Gewerbebetrieb im Umherziehen zu behandeln und 
au demfelben der Regel nach diejenigen Unternefmungen zu rechnen, in welden 
außerhalb des Wohnortes des Unternehmer? und außer dem Meß- und Marktverkehr 
don einer feften Verkaufsftätte (Laden, Magazin, Zimmer, Schiff u. dgl.) aus 
vorübergehend Waaren jeilgehalten werben, wobei die Anzeige von der Eröffnung 
eineg beftehenden Gewerbebetriebes nach $ 14 der Gewerbeordnung nicht als ein 
Moment anzufehen fei, welches der Beurtheilung, ob ein Unternehmen thatjächlich 
ala W. anzufehen ſei, präjudizire. 

2) Es fei, foweit thunlich, der Erlaß von Polizeiverordnungen herbeizuführen, 
nach welchen Inhaber von W. a) öffentliche Ankündigungen ihrer Waaren nur unter 
den in ihrem Legitimationsſcheine aufgeführten Namen mit Hinzufügung des Wohn- 
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ortes erlaffen dürfen und b) verpflichtet find, einen ihren Namen und Wohnort in 
deutlicher Schrift enthaltenden Aushang vor ihrem Gefchäftslofale an einer für Jeder— 
mann filhtbaren Stelle anzubringen. 

3) Es fei der $ 8 des Gejehes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 
dahin auszulegen, daß derjelbe die Gemeinden nicht hindere, die Unternehmer von 
W., und zwar von Beginn des Betriebes an, zu jolchen Abgaben heranzuziehen, 
welche auf bie in ber Gemeinde vorhandenen gewerblichen Betriebe gelegt find, 
mögen dieje Abgaben nun nad; dem Umfange der Dauer ded Betriebes ober nad) 
anderen, auß ber Natur bes Iekteren und nicht aus ber Perfon bes Unternehmers 
abgeleiteten, fachlichen Momenten verlangt werden; Yoogegen die erwähnte Gejehes- 
beftimmung allerdings die Heranziefung der Unternehmer von W. zu folchen Ab- 
gaben ausſchließe, welche die Perſon dieſer Gewerbetreibenden treffen, insbeſondere 
alſo auch die Heranziehung zu denjenigen Abgaben, welche unmittelbar auf ihr Ein- 
kommen, wenn auch nur auf den aus bem MW.betriebe treffenden Theil befjelben, ge- 
legt werben. 

Anders die Deutfche Partikulargefeggebung. Diefe hatte den Umftand, daß die 
Deutfche Gewerbeordnung vollftändig vom fteuerpolitifchen Geſichtspunkte abfieht, 
benußt, um auf dem Wege fteuerlicher Beftimmungen das W. weſen auf ein Minimum 
zu veduziren. Preußen, Württemberg, Bayern und Sachſen, auch Baden find in 
diefer Beziehung vorangegangen und haben fpeziell auch den Gemeinden ein Steuer 
recht eingeräumt. Speziell verdient genannt zu werben die Bayeriſche Geſetzgebung; 
ihrer Definition des W. ift ja auch die erwähnte bundesräthliche Begrenzung dieſes 
Begriff gefolgt. Getreu dem beftehenden Bayerifchen Gewerbefteuergeieh, beſteht hier 
auch bei den Gewerben im Umherziehen bie Steuer in einer Normal» und in einer 
Betriebsanlage, und ift die Größe berfelben nach einem vielgeftaltigen Steuertarif 
bemefjen. Die Steuer ift in Bayern jeweils beim Gejchäftsbeginn für das Kalender 
jahr im Voraus mit dem ganzen Betrag zu entrichten. Sehr einfchneidend in 
finanzieller Beziehung ift das königl. Sächſ. Gefeß vom 23. März 1880, zugleich das 
neuefte derartige Gefeß; ein Beweis, daß die Bewegung zur Korrektur der Beſtim⸗ 
mungen der Gewerbeordnung in diefer Richtung noch immer im Zunehmen, ftatt im 
Abnehmen begriffen ift. Dieſes Geſetz beftimmt: Wer außerhalb der Meflen, 
Jahrmärkte und öffentlichen Ausftellungen ein Waarenlager (W.) außerhalb feines 
Wohnortes ohne Begründung einer gewerblichen Nieberlafjung, gleichviel ob zum 
Verlaufe aus freier Hand oder im Wege der Berfteigerung feilbietet oder durch 
Andere feilbieten läßt, hat, auch wenn er biefen Gewerbebetrieb ala einen ftehenden 
anmeldet, neben der Steuer für ben Gewerbebetrieb im Umberziehen (Gejeh vom 
1. Juli 1878) in jedem Orte, an welchem er das Gejchäft betreibt ober durch 
Bermittelung eines einheimifchen Verkäufer oder Auktionators betreiben läßt, eine 
für dieſe Gemeinde und von berfelben zu erhebende, dem Jahresbetrage der vor- 
erwähnten Steuer gleichhohe, jedoch die Summe von 60 Mark nicht überfteigende 
Steuer für die Woche beim Vertriebe aus freier Hand, und wenn die Waaren ar 
einem Orte in mehreren Lofalen gleichzeitig ober nacheinander verfauft werden, für 
jedes Lokal bejonders, eine gleiche Steuer aber für den Tag und für jedes einzelne 
Lokal beim Vertriebe durch Berfteigerung in Vorauszahlung zu entrichten. Eine 
Theilung des Steuerjabes für einen kürzeren, ald einmöchentlichen, beziehentlich ein 
tägigen Betrieb findet nicht ftatt. 

Landgraf. 


Wandlungsklage ift das Rechtsmittel, Kraft deffen ein Käufer wegen Mangel- 
bajtigfeit der Sache das Geichäft rückgängig machen kann (vgl. darüber den Art. 
Gewähr der Mängel). Das ältere Deutiche Recht ließ die W. nur befchränft 
zu. Der Käufer Tonnte, nachdem er die Sache beim Empfang bejehen hatte, Mängel 
derfelben überhaupt nicht mehr oder doch nur dann rügen, wenn fie troß forgfamer 
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Unterfuhung nicht wahrnehmbar gewejen waren. Daher das Sprühwort: Augen 
für Geld. Später, nach dem Einbringen des Römiſchen Rechts, geitatteten bie 
BPartifularrechte die W. wenigſtens nur bei beſonders erheblichen Mängeln. An bie 
letztere Beichräntung knüpft das Sächfiſche BGB. $ 1097 wieder an, und an bie 
eritere da8 HGB. Art. 347 ff. Bejondere Rechtsſätze aber haben fich für das Ge— 
biet des Viehhandels in Deutfchland ausgebildet und zum Theil noch erhalten. Hier 
fiel die W. nicht blog dann hinweg, wenn ber Käufer die Fehler hätte jehen können, 
jondern vielfach auch ſchon bei Unfenntniß des Verkäufers. Werner galten auch als 
Haftungagrund nur gewiſſe, geſetzlich beftimmte, jog. Hauptmängel, und zwar unter 
der Borausfegung, daß fie binnen Kurzer Friſt zu Tage getreten und vom Käufer 
gezeigt waren. Andererſeits kam dem Käufer die Präfumtion zugute, daß ber in 
jener Frift zu Tage getretene Fehler bereit? beim Vertragsſchluſſe beitanden habe. 
Manche Geſetze geben auch dann, wenn das Bieh geichlachtet worden ift, nicht mehr 
die W., jondern nur die Minderungsflage (Sächfiichee BGB. $ 927). Das Preuß. 
Allg. ER. (8 198— 206 I. 11) und das Defterreichiiche BGB. (88 924 ff.) haben 
die Beichränfungen der Haftung des Viehverfäufers in abgejchwächter Geftalt, daneben 
aber auch die dem Käufer günftige Beweispräfumtion beibehalten. Das HGB. be= 
ſchränkt zwar die Rechte des Käufers noch mehr; doch gilt der Art. 347 als auf 
Biehfäufe unanwendbar (Seuffert, Arch. XXXII. 72; vgl. überhaupt Stobbe, 
Handbuch, III. $$ 184, 185). Ed. 


Warnfönig, Leopold Auguft, 5 1. VII. 1794 zu Brucjfal, ſtudirte in 
Heibelberg, Göttingen, wurbe 1816 Doktor, 1817 Profeffor in Lüttich, 1827 in 
Löwen, 1831 in Gent, 1836 in Freiburg, 1839 Geheimer Hofrath, 1844 in Tübingen, 
7 19. VIII. 1866 zu Stuttgart. 

Säriften: ze 8. elem. jur. rom. priv. libri VI, Lütt. 1819, ed. IV. Bonn. 
— Oratio de studüi jur. rom. utilitate ac necessitate, Lutt. 1819. — Berfud einer 
Begründung bes R. duch eine Bernunftibee, Bonn 1819 (aud Hollänbifd). — Comm. jur. 
rom. priv., Lütt. 1825—1832. — Analyse du droit de la possession de Saviguy, 1824 
und 1 (engl. von Cushing, 1838). — De jurisprud. gent. Europ. una eaque — 
doctrina commercio excolenda, Leov. 1827. — Doctrina philos. aphorismis distincte, L oy. 
erches sur la legislation Belge au moyen Age, Gand 1 Flandrifche 

Stantö: 3 und Rechtsgeſchichte, Tüb. 1835—1842 (franz. von Gheldolf, Be 1836 —1 864). — 
Hue externe du droit Domain, Brux. = 8 (and) italieniſch und Ipanif). — Ordo judiciorum 
lossa e cod. Trevir. dı — 1885. — Bon der Wichtigkeit ber Funde des 
R t8 unb ber Seigihte der Kader Same für bie Deutſche — und —— 
ichte, Freibu— — Hist. du droit belgique pendant la période franke, Brux. 1837. — 
ge zur Geſchit er und — des Lütt. — ee, Beeiß, 1888 u. 1854. — 


Rechtäphilofophie ala —— des Rechts, Freib. 1839, usg. 1854. — Vorſchule ber Inftit. 
und Pandelten, Freib. 1839, 1854. — (Mit Stein) Sram. Der und Retsgeli, Baſ. 1846 bis 
1848. — Die Kirche ante und bie Unterrichtäfrage, Freib. Die 1 Tatholifche 


tage im Sommer 1848, Züb. 1848. — Die katholi — : im änfang bes Jahres 1849. — 
uriſtiſche Encyflopäbie, "El. 1853. — — — Konflitt des Epistopats ber — 
rovinz mit ber Landesregierun— m Philos. jur. delineatio (1830) ed. II, 
— Die ftaatsrechtliche Stellung der tihigen Rinde, in den katholifchen Sänbern 
Ar Deutkgen Reiche, befond. im 18. Jahrh., Erl. &rard) Histoire des Carlo- 
vingiens, 862. — Don Carlos, —8 1 _ On. cont. l’expos6 des droits de 
Succession — i maison de Sonderbo: Augustenbo! a ade ci-devant Gotto! une, 
— 1864. — Er begründete bie Themis, Par. 181 1. — Gab heraus: Zeitſchr. 
ivil⸗ u. Kriminalrecht, Heibelb. 18381848, und Fer gel rift ir Rechtswi uwai 
und Geſehzgebung bes Auslandes, Heidelb. 1828-1856. — Viele Abhanbl: ungen. 
Lit.: Mobl, 1 218, 243; II. 802; DE 15, 29, 186. — Laboulaye e une 
&rangere, 1841. — Notice ur W., par_ 3 ules de Saint- Genois, Brux. 1868. — 
v. Weed, Bad. Biographien, II 42. — Säulte, Geſchichte, II. a — 5 
eihmann. 


Warrauts. Unter „Lagerſcheinen“ veriteht man im Allgemeinen 


Papiere, welche der Inhaber fremder Waaren, gewöhnlich der Depofitar, über den 
Empfang derfelben dem Eigenthümer außftellt; außer dem Empfangsbekenntniß kann 
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ein derartiges Papier ein Auglieferungsverjprechen bes Befierd der deponirten Waaren 
und eine Empfangsermächtigung für den Befiger des Papiers enthalten. Die juriftiiche 
Ausbildung diefer beiden letzteren Eigenfchaften ſetzt die Lagerpapiere in die Möglich 
keit, ala Werthrepräjentanten in ähnlicher Weife zu gelten, wie das SKonnofjement 
Cirkulations· und Krebitmittel für ſchwimmendes Gut und, in freilich weniger ent- 
wickeltem Umfang, der Ladeichein für Frachtgüter ift; Die Lagericheine find aladann 
Papiere, welche die Werthe individuell bejtimmter lagernder Waaren repräfentativ 
cirkuliren laſſen, Diepofitivurkunden, die dem Waareneigenthümer in jedem Augen 
blick die Ausnügung des fonft nur mit vielleicht großen Koften und Gefahren trans: 
portablen Waarenwerthed ohne Weiteres geftatten und dadurch die Ununterbrochenheit 
ber Rapitalnugung und die Benutzung jeder Konjunktur mit den ſonſt geiefjelten 
Werthen ermöglichen. Derartige Lagerjcheine, hervorgegangen aus einfachen Empfangs- 
befcheinigungen, find Träger einer Skripturobligation und ala ſolche Werthpapiere. 
Hiervon verfchieben find die „Waareuanweifungen“, fogenannte Außlieferungs- oder 
Extraditionsſcheine, mittels welcher entweder der Inhaber der Waare (ala Äſſignat) 
aufgefordert wird, die mehr oder weniger präzis bezeichnete Sache dem legitimirten 
Inhaber der Anweifung (Affignatar) für Rechnung des Ausſtellers der Anmweifung 
(Affignant) auszuhändigen, oder der Aifignatar angewiefen wird, die Waare bei dem 
Affignaten zu empfangen (hierüber ſ. Goldjchmidt, H.R., 1. Aufl. ©. 769—773). 
Den Lagerfchein als Empfangsſchein ftellt der Inhaber, der für die Empjangnahme, 
Aufbewahrung, Bewachung und Auslieferung regelmäßig eine Provifion erhält, dem 
Uebergeber der Waare aus; zunächſt ift diefer Schein nur Beweismittel, und eine 
Uebertragung an einen zweiten oder jolgenden Inhaber bewirkt nichts Anderes, ala 
ben Beweis einer Ermächtigung, die dem erften Empfänger des Scheins zuftehenben 
Rechte in Vertretung defjelben auszuüben. Geftattet jedoch das objektive Recht, 
daß ber Ausſteller des Scheines fich dem erften Nehmer befjelben gegenüber fo ver- 
pflichte, daß jeder Inhaber des Scheineg (jeder Iegitimirte Befiker des Scheineß) ein 
jelbjtändiges Recht auf Auslieferung bzw. Rückgabe der Waare erwerben foll, und beab- 
fichtigt der Wille der Betheiligten in der That dieſen Erfolg, fo ift dadurch der Lager 
ſchein zwar noch nicht Werthrepräfentant, aber doch auf ben Weg gebracht, es zu werden. 

Schon eine Preußifche Deklaration vom 16. Juli 1785 that Schritte hierzu: 
fie geftattete, daß ſolche Waaren, welche in den „mehreren Kaufleuten gemeinjamen 
Speichern und Magazinen“ oder in den unter Öffentlicher Aufficht ftehenden Nieber- 
lagen deponirt find, mittel® Behändigung eine® dom Depofitar außgeftellten und 
dom verpjändenden Eigenthümer mit dem Verpfändungsvermerf verfehenen Empfangs- 
ſcheines (Mezepiffe) verpfändet werden können ꝛc. („Verpfändung durch ſymboliſche 
Uebergabe“). Dieſe Beſtimmungen gingen auch in das Preußiſche Allg. CR. über, 
Thl. I. Til. 20 88 345 und 348-—858, 360-366, 380 f. Während dieje Der 
pländungspapiere von der Natur der Empiangsfcheine ausgingen, entiprangen bie 
viel weiter entwidelten Holländifchen Zagerpapiere aus der Waarenanmweifung ; dieſe, 
die zuerſt in der Gefchäitspraris der Holländifch » Oftindifchen Kompagnie üblich ger 
wordenen „Ontfangcedullen”, veränderten jedoch ihre Natur, ſobald fie außerhalb 
diefer Gefellfchait und der ihr nachfolgenden Handelamaatichapij vorfamen ; fie wurden 
zu Quittungen der Depofitare mit Verſprechen der Auslieferung der Waare an den 
Tegitimirten Papierinhaber gegen Nüdgabe des Papiers und dienen zur Cirkulation 
(Eigenthumsübertragung) wie zur Verpfändung der Waaren; doch in letzterer Be— 
ziehung beichränkt, indem der Darleiher den Schein nicht weiter begeben darf. Eine 
viel weiter gehende Entwidelung fanden die Lagerpapiere in England: dort wurden 
fie „warrants“, d. 5. Gewährfcheine (dock oder warhouse warrant, storage receipt, 
auch certificate, receipt cheque) genannt und dienen im ausgedehnten Maße zur 
Eigenthumsübertragung wie zur Berpfändung der Lagernden Waaren; eigenthümlic 
iſt dabei, daß die Depofitare (e8 find die Verwaltungen der warehouses der Docks- 
Kompagnien, namentlich der Londoner, in denen fich das Recht diefer Papiere zumeiſt 
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und zwar durch Uſancen beranbildet) auf Verlangen der Deponenten ein zweites 
Papier, die jog. weightnote (Gewichtenote) ausſtellen; alsdann Liefert die Lagerhauß- 
verwaltung nur gegen Rüdgabe beider Papiere das deponirte Gut aus; die weight- 
note dient der Eigenthumgübertragung der W. zur Verpfändung; erhält der Käufer 
nur die weightnote, fo hat er lediglich eine Prämie & conto des Waarenpreiſes bei 
ber Uebernahme dieſes Papier? zu zahlen, aber das Recht, an einem beftimmten 
Tage (Berfalltage) den W. gegen Zahlung des übrigen Preifes zu beziehen, wodurch 
er in die Lage kunmt, die Auslieferung der Waare zu verlangen; verichafft er fich 
bis zu diefem Tage den W. nicht, fo ift die weightnote ungültig und der Inhaber 
des W. allein kann die Auslieferung der Waare fordern. Zu einem vollftändigen 
Syftem wurde das W.R. ausgebildet durch die Franz. und Belgifche Gejeggebung ; 
in beiden Ländern erzeugte das Jahr 1848 eine Normirung der W.verhältnifie, 
welche fich nicht bewährte. Das neuere Franzöfiiche Recht (Gefek vom 28. Mai 
1858) ftatuirt die Ausftellung zweier indofjabler Papiere: eines Empfangsſcheines 
(„recepisse*) und eines nach feitftehender Uebung damit äußerlich verbundenen 
Piandfcheins, „warrant“ genannt. Das Inboffament beider zugleich überträgt 
piandfreie® Eigentum, das des warrant allein Pfandrecht an der Waare, das bes 
„recspisse* allein Eigenthum der als einem Dritten verpfändet anzufehenden Waare, 
letzteres alfo einjtweilen nur eine beichräntte Dispoſitionsbefugniß. Durch das voll- 
gültige erfte Indoffament des W. wird das Fauſtpfandrecht Eonftituirt; die ſämmt⸗ 
lichen Indoſſanten des W. find dem unbefriedigten W.inhaber regreßpflichtig hin⸗ 
fihtlih) der Suffizienz des zu verpfändenden Guts. Das Belgifche W. geſetz vom 
18. November 1862 hat mit dem erwähnten Franzöfiichen gemeinfam die Zweiheit 
der Papiere (das reckpisse heißt dort c&dule) und bie Negrekpflicht der W.in- 
doffanten bei Mindererlös. Doch ift im Belgifchen Geſetz das Verhältniß der beiden 
Papiere unter einander und ihr juriftifher Charakter ſchärfer präzifirt, der W. 
eirfulationsfähiger und Recht und Pflicht aus ber c6dule eingehender normirt ala 
im Franzöfiſchen. Die Geltendmachung der c6dule allein ift ähnlich wie im Engl. 
Recht die Ausübung des Rechts aus der weightnote normirt. Die übrigen Geſetze 
folgen größtentheild dem Franzöfifchen Recht; am wenigften jedoch da8 Spanifche und 
das Defterreichiiche, welche beide von fehr beichränkter Wirkſamkeit find. 

Das Deutſche Reich hat fein W.R.; zwar befreit dag HGB. den Handels⸗ 
verkehr don den Iandrechtlichen Förmlichkeiten bei Beftellung von Fauftpfändern, und 
& könnten fomit im Handelsgeſchäfte Waaren mittels Lagerjcheinen werden; auch 
nennt das HGB. ausdrüdlih die „Auglieferungsjcheine (Lagerſcheine, W.) über 
Waaren und andere bewegliche Sachen, welche von einer zur Aufbewahrung folcher 
Sachen ftaatlich ermächtigten Anftalt ausgeftellt find“ als indofjahle Papiere; auf 
der Bafis diefer Normen allein (Art. 302, 308, 305, 309 des HGB.) kann fich 
jedoch das Syſtem der Werthvertretung durch Waarenpapiere nicht entwideln. Nach 
den bisherigen Erfahrungen ift zur gebeihlichen Entwidelung des W.ſyſtems die 
pofitive Firirung folgender vier Grundprinzipien unerläßlih: I. Die Unterfcheidung 
don zwei verſchiedenen Arten von Lagerpapieren: 1) Lagerſcheine (r6c6pisses, c&dules) — 
Papiere behufs Eigenthumsübergang, und 2) Lagerpfandicheine, eigentliche W., — 
Papiere, welche dem Zwede dienen, Pfandrechte an den deponirten Waaren zu be= 
gründen, mithin den Waarenkredit heben ſollen. (Diefe Unterfcheidung fehlt in dem 
älteren Franzöfiſchen und Belgifchen, fowie im Oefterreichifchen Recht.) II. Feſt⸗ 
fegung beftimmter Formen und des weſentlichen Inhalts dieſer Scheine geſetzlich. 
II. Regelung des Verhältnifjes ber Inhaber des Lagerſcheins und des Lagerpfand- 
ſcheins zu einander, vor und nach Verfall. IV. Anerkennung der formalen Ent- 
ſtehung und Natur des durch die W.übertragung gefchaffenen Pfandrechts und der 
daffelbe garantirenden obligatorifchen Regreßaniprüche. — Dieſen Erforderniffen ent- 
ſpricht z. B. das W.gejeh des Kantons Bajel-Stabt von 1864. — Das In— 
dofjament des W., namentlich das erjte, unterjcheidet ſich nach allen Geſetzen, die 
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daffelbe kennen, fowol in Form (Bezugnahme auf den Lagerfchein und dag Magazind- 
zegifter ꝛc.) als Wirkung (Pfandrecht und Regreßpflicht) vom Indofjament anderer 
Werthpapiere und kann daher nicht durch einfache Berweifung auf das Inboffament 
der Wechfel normirt werden. — Das W.ſſyſtem ift natürlich nicht durchzuführen 
ohne folide Lagerhäufer, Über deren Konzeffionzpflichtigkeit oder Konzefſionsfreiheit 
geitritten wird. 


Quellen: W.gefege von Norbamerilan. Union: 6. . 1846, 8. Mär 
1854, 14. März 1866. — Frankreich: 21. März, 26. — 38./28. . 1848, 28. Mat 
1858, 12. März 1859, 31. Aug, 1010. — Belgien. 26. Mai 1848, 18. Novbr. 1862. — 
Spanien: 9. Juli 1862. — Bajel»Stabt: 21. Dan 1864. — Oeflerreich: 19. Juni 
1866. — talien: 3. Juli 1871. — Brafil. H@B. Art. 87—98. — HGB. von Buenos 
Ayres Art. 124—132. 

Lit.: Niederländ.: C. J. A. den Tex, Kist, Polak; engl.: Mac-Culloch; franz: 
Aldrick, Caumont, M. Damaschino, Alix Souzeau, Langlois de Neu- 
ville — Wurth, jämmtl. cit. von Golbjcymidt, H.R., 1. Aufl. $ 76. — ferner Errara, 
I magazini generali, le fedi di deposito e le note di pegno, Venezia 1872. — Grain elevators 
in Amerifa (und England). — American Law Review 1872, u. Golbf mibt, zeittär- f. 
d. g Fan 3b. XVII. ©. 418-427 (€. Sea, HR, 6. 168—786. — 
8. arl, Die wichtigften Lagerpapi des Auslandes ꝛc. Münden 1873. — Mun— 

inger, Motive zum Entwurf eined weizer. H.R., Bern 1865, ©. 429443. — Adolph 

eine, Die Dod:W. oder Waarenlager-Scheine, in Tüb. Ztichr. für bie gfemmte Staat# 
tiffenfchaft, 28. Sabıg. 1867, &. 571—649, u. jeparat. — Emil Sa ‚ Ueber Sagerhäufer 
und Lagı ine mit Rüdficht auf deren Einführung in Defterreich, Wien 1869. — Enbes 
mann, HR., 3. Aufl. 8 78 IV. — Gareiß, Kucagefahtet Lehrbuch des H.R., ©. Sl, 
441. — Golbihmibdt’s Zeitichr. für das DR; d. IL ©. 119; IIL 6. 107—1% 
Goldichmidt)h; VL 586; . 406 fi.; VII. 298; XI. 156 R 347 ff, 3852 fi.; XXII. 
108 ff., 418 ff., 619 ff. — Qertmann Gentralorgan für das Deutihe H. und WR, 
N. F. Dh. VII. 6. 01-314 (Gareis, Dad Warrantindoffament), — Deutſches HBl. 
2. Jahrg. 1872, &. 130 ff., 414 ff.; 3. Jahrg. S. 54 ff, erhanblungen bed 
Hanbelätages, 1873, ebenda. — Bayeriiche Dunbelantg 1871 Nr. 1, 8-5, 7 (Bayer. s 
entwurf über W. von Adler und Gen.), 1872, Nr. 54-58. — Weitere Lit. bei Bold: 
ſchmidt, H.R., L Anm. zu 8 76, bei Karl a. a. O. und L’organisation commerciale et 
le magazinage public en France et en Angleterre (Paris). — d’Aulnis de Bourouill, 
lets over „warrants“ etc, in Themis, ig tijdschrift XXXIX deel p. a. 
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Warren, Samuel, ð 23. V. 1807 zu Racre (Denbigh), Hatte ſchon 1891 
eine große Klientel als special pleader, wurbe 1887 zur Bar zugelaffen, 1851 
D. €. und Präfident der Korporation des Inner Temple, 185% Recorder zu Hull, 
1853 Doktor des Givilxechts, jeit 1859 Master of Lunacy + 29. VII. 1877. Be 
rühmt ala Romanfchriftjteller (Works 1853—55, 18 Bbe.). 

Schriften: Popular and Practical Introduction to Law Studies, 1835, (8) Lond. 
1863. — Select Extracts from Blackstone’s Commentaries, 1839. — Blackstone’s 
Commentaries, (2) 1856. — Moral, Social and Professional Duties of Attorneys and Soli- 
citors, (2) 1851. — The Queen and the Pope, 1850. — Manual of the Parliamentary 
Election Law of the United Kingdom, 1857. 

Lit.: Brodhaus. -- Vapereau. — Times 1. Aug, 1877 p. 10. — Unfere Zeit 1877 
&. 870. — Revue generale 1877 p. 657. Teihmann. 


Wafhburn, Emory, 514. II. 1800 zu Leicejter (Daffachafutts), wurde 1821 
Advokat dafelbit, dann in Worcefter, Richter in Common Pleas, 1853 Gouverneur 
von Maffachufetts 1856 Profeffor am Harvard College, trat 1876 in die Legislative 
ein, + 18. III. 1877. 

Schriften: The Part taken br the Inhabitants of Leicester, Ms. in the Events of 
the Revol., 1849. — Address of the Social Festival of the Bar of Worcester County, 
1856. — 'Hist. Sketches of the Town of Leicester, 1860. — Sketches of the Judicial 
History of Ms., 1680—1775. 1840. — Law of Easements and Servitudes 1863, (2) 1867. — 
Professional Training, 1861. — A Treatise on the American Law of Real Property, 
1860—1862, (8) 1868. — Abhanbl. in Albany Law Journal, International Review. 

Sit.: Rivier im Annuaire de l’Institut de droit intern. II. (1878), p. 28, 4. — 
Drake, Dictionary, Boston 1879, p. 958. Zeihmann. 
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Waſſerbauten. W. im weiteren Sinne find alle fünftlichen Anlagen, die 
in einem Gewäffer und im Bereich feiner Ueberfluthungswelle hergeftellt werben, jei 
es zum Schuße gegen das Wafler, fei e8 zur Benubung beffelben, fei es zu anderen 
Zwecken, 3. B. zur Ueberbrüdung. Im engern Sinne verfteft man darunter nur 
Diejenigen Bauten, bie im Waſſer felbft und deſſen Bett, ſoweit der normale mittlere 
Waſſerſtand reicht, ausgeführt werden, 3. B. Sobhlenfchwellen, Zeilen, Buhnen und 
Sporen, Wehre, Durchftihe und jonftige Korreftionen oder Regulirungen. Diefen 
W. im engern Sinne ftehen aladann die Uferbauten gegenüber, wozu alle zur 
Beieftigung und zum Schuß der Ufer und zur Eindeichung dienenden und bie 
fonftigen auf den Ufergrundftüden vorgenommenen Bauberftellungen gehören. Der 
Unterſchied ift infofern von rechtlicher Bedeutung, als nach manchen Gejehgebungen, 
3- B. Preuß. Recht, blos für die W., nicht auch für die Nferbauten im engern 
Sinne polizeiliche Genehmigung erforderlich ift und als bei öffentlichen Flüffen der 
MUierbefiber fraft feines Privateigenthums am Ufergelände wol zu Uferbauten, nicht 
aber auch zu Bauten im Wafler und in deffen Bett, welches kraft der Eigenſchaft des 
Fluſſes dem Privatvermögensrecht der Anlieger entzogen ift, bie Berechtigung hat. 
Darüber, inwieweit bejtimmten Perfonen und Gemeinfchaften kraft öffentlichen 
Rechts die Verpflichtung zu Wafler- und Uferbauten obliege, und welchen poligei= 
Lichen Beichräntungen ſolche Bauten unterworjen find, vgl. d. Art. Waijerpolizei, 
wofelbft auch die Nachweifungen über Gejeßgebung und Literatur enthalten find. 

K. Schentel. 


Waſſerbe . (Th. J. ©. 495 fi) I. Geſchichtliches. Bei der 
Frage nach dem Subjelte und dem Umjange des W.rechts unterfcheidet dag Röm. 
Recht zunächit zwei große Kategorien von Gewäfjern ; bie eine umjaßt die ftehenben, 
die wild ablaufenden und die nicht beftändig fließenden (torrentia) Gewäſſer, ein= 
Ichließlich der Ouellen und unterirdifchen Wafferadern ; die andere Kategorie ſchließt 
alle Wafferläufe (rivi und flumina) in fi}, in welchen das Waſſer fich zwiſchen 
zwei Ufern innerhalb eines Bette beftändig jortbewegt. Die Gemwäfler der erſtern 
Art find unbeftritten Zubehörden der Liegenfchaft, auf ober in welcher fie fich be— 
finden, und der Grundeigenthümer übt an ihnen alle aus dem Eigenthum abzu- 
leitenden außfchließlichen Nutzungsbefugnifſe. Hinſichtlich ber zweiten Kategorie 
befteht eine noch unausgetragene Kontroverje. Die Einen (3.8. Hofmann, Börner, 
Kappeler) ertlären alle beftändig fließenden Gewäfler für res publicae, ohne daß 
zwiſchen rivi und Aumina, fchiffbaren und nicht jchiffbaren Waſſerläufen ein rechtlich 
relevanter Unterjchied gemacht wird; diefe öffentlichen Gewäfler ftehen in einem all» 
feitigen Gemeingebrauch, welcher durch jeden, der die rechtliche Möglichkeit des Zu⸗ 
gangs und der Ableitung hat (nicht blos den Anlieger) jowol fir ben usus 
innoxius, d. 5. die vorübergehenden Nubungshandlungen wie Baden, Tränfen, 
Schöpfen und Schwemmen, als zu intenfiveren Gebrauchg- und Offupationgmaßnahmen, 
wie zum Flößen, zur Schiffahrt, zur Bewäflerung, zum Treiben von Waſſerwerken, 
zur Einleitung fremder Stoffe, ausgeübt werden kann. Wenn auch eine Konzeffion 
der Staatögewalt ſelbſt für die intenfivften, durch dauernde Anlagen — Stau- 
werte — ausgeübten Nutzungen nad Röm. Recht nicht erforderlich ift, jo übt doch 
der Staat im Intereſſe der Erhaltung der allgemeinen Brauchbarkeit eine Aufficht 
über die Benugung der öffentlichen Gewäffer aus und fann den Gemeingebraud 
Eingelner von diefem Gefichtapunft aus befchränfen oder ganz verbieten. Eine Reihe 
von Interdikten, welche zur Sicherung des Gemeingebrauchs öffentlicher Gewäfler 
gegeben find, ermöglichen es jedem Betheiligten, im Wege ber Popularklage bie Ab- 
ftelfung von Webergriffen Einzelner zu bewirken. — Die früher herrſchende Anficht 
Dagegen (welche neuerdings auch wieder von Baron vertreten wird) will biefe Grund» 
füge nur auf die größeren Waſſerläufe (Aumina) angewendet willen; wogegen bie 
rivi, wozu ſowol die Zünftlich geichaffenen Wafjerableitungen als bie natürlich 
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fließenden Bäche gerechnet werden, als Privatgewäſſer erklärt werben, die dem 
unbefchränkten und ausſchließlichen Benutzungsrecht der MWieranlieger (bzw. der 
Kraft befonderen Titels Eigenthums- und Benutzungsberechtigten) unterworfen 
find. Uebrigens wird auch von ben Bertretern der SVeffentlichkeit aller be— 
ftändig fließenden Gewäſſer Hinfichtlich der künſtlich geſchaffenen, in fich abichließ- 
baren Wafferleitungen (rivi im engeren Sinne) eine ſolche ausjchließliche Benutzungs- 
bejugniß der Berechtigten anerkannt. — Auch Hinfichtlich des Wafferbenugungsrechts 
des Deutſchen Mittelalters, wie es im Sachjenfpiegel feinen Ausbrud gefunden 
bat, bejtehen ähnliche Kontroverfen. Unbeftritten ift, daß das ſtromweis fließende 
Waſſer „gemein zu fahren und zu fiſchen“, alfo dem Gemeingebrauch untenworien 
fei; ob aber Hierunter alle fließenden Waflerläufe, oder nur die größeren (Aumina), 
ober gar nur die fchiffbaren Ylüffe begriffen feien, ift fraglich. Die gegrabenen 
Teiche und die wilde Wage (letztere wahricheinlich die Heineren für die Landwirth- 
Schaft wichtigen Bäche) ftehen nach dem mittelalterlichen Rechte im Privateigenthum 
der Grundbefiger oder im Privatbenugungsrecht der Anlieger ; die Bäche find übrigens 
vielfach wie Wald und Weide der gemeinen Nubung der Gemarkungegenofjen vor⸗ 
behalten. In Antnüpfung an das zunächft für Italien gegebene Geſetz des Kaiſers 
Sriedrich I. über die Negalien nahmen aber ſchon früh die Deutichen Könige und 
in der Folge auch die Territorialherren an den ſchiffbaren und dann überhaupt an 
allen größeren Gewäfjern gewifje Gebrauchsrechte als aus der Landeshoheit abgeleitet 
für fich im Anfpruch: namentlich das Recht, die Schiffahrt und Flößerei mit Zöllen 
und Abgaben zu belegen, die Fiſcherei auszuüben, die Anlage von Mühlen zu ges 
ftatten. Und es entftand fo partifularrechtlich das Rechtsſyſtem der Regalität der 
fließenden Gewäffer, welches übrigens in den einzelnen Territorien ſehr verjchieden 
auögebildet war, bald fich blos auf die jchiff- (bzw. floß-) baren, bald auf alle 
größeren oder auf alle Mühl-Getwäffer bezog, bald der Landesherrſchaft jede intenfivere 
Gattung des Waflergebrauch® vorbehielt, bald die Nußungen oder beitimmte Arten 
berjelben nur von einer bejonderen Verleihung der Landesherrſchaft — durch 
Privileg, Erblehen und dgl. — abhängig machte. Die partiluläre Einführung des 
Waſſerregals Hatte eine große Rechtsverwirrung binfichtlich des Wafferbenugungs- 
rechts zur Folge; es kam dahin, daß e3 für jeden Fluß und jeden Bach auf Grund 
des Herlommens und der bejonderen Privatrechtätitel einer eigenen Feſtſtellung der dem 
Landesherrn, den Gemeinden, dem Anlieger und Werkbeſitzer zujtehenden Nugungs- 
befugniffe bedurfte und allgemeine Rechtsgrundſätze über das Wafjerbenugungsrecht, 
mit Ausnahme der fchiffbaren Gewäfjer, welche überall als öffentlich oder ala 
Staatseigenthum anerfannt waren, faum mehr zur Anwendung gelangten. Run« 
mehr ift übrigens durch bie feit Ende bes vorigen Jahrhunderts auf dem Gebiete bes 
Wafferrehts thätige Landesgeſetzgebung in den meiften Staaten wieder Klarheit und 
Ordnung in die Rechtsverhältniffe der Waflerbenugung gebracht worden. 

U. Jetziges Recht. 1. Rechtliche Natur der Gewäfjer und des 
Benutzungsrechts an bdenfelben; gefeglihe Schranken bes Be— 
nutzungsrechts. Die neueren Deutſchen Partikulargeſetze unterjcheiden meift drei 
Kategorien von Gewäſſern, mit der Maßgabe, daß fich für jebe derſelben die recht: 
liche Natur und das Benutzungsrecht beſonders geftaltet. Zur erften Kategorie 
gehören die dem gemeinen Gebrauch für die Verkehrszwecke gewibmeten Gewäfler, 
die öffentlichen Gewäſſer im eigentlichen Sinne. Hierzu find insbeſondere 
zu rechnen dad Meer, die Häfen, die jchiff- und floßbaren Flüſſe und Geen. 
Mebrigens find auch die für Verkehrszwecke benubbaren Seen und die nur floßbaren 
Flüffe zuweilen — fo im Preuß. Allgem. ER. — aus diefer Kategorie aus— 
geſchieden; biejelben find dann entweder den Privatgewäflern zugetheilt oder es iſt 
beftimmt, daß für ihre rechtliche Natur das konkrete gefchichtliche Rechtsverhältniß 
(Herlommen) maßgebend fei. Die öffentlichen Gewäſſer dienen dem gemeinen 
Gebrauche Aller, welche die rechtliche Möglichkeit des Zugangs haben, namentlich für 
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die Verkehrszwecke, ſodann zum Baden, Tränken, Schöpfen u. dgl., endlich auch für 
die dauernden Sondernugungen des Wäflerns, der Triebkraft, der Stoffeinleitung. 
Die Staatsgewalt beauffichtigt kraft bes ihr zuftehenden Hoheitsrechts den Gemein- 
gebrauch derfelben und erläßt die zur Ordnung des Verkehrs und der anderen Ge- 
brauchshandlungen erforderlichen Verordnungen — namentlich Schiffahrts- und Floß⸗ 
orbnungen — und Verfügungen. Nicht felten ift auch kraft Geſetzes dem Staate 
ein fiskaliſches Cigenthumsrecht an dieſen öffentlichen Gewäſſern eingeräumt (3. 2. 
Preuß. Allg. CR. II. 14 $ 21; Code Nap. art. 588), welches fich übrigen nach 
der Natur der Sache nicht auf das Meer, ſondern nur auf die Öffentlichen Binnen- 
gewäfler erjtreden kann. Sonderrechte ber Einzelnen zur abgefchloffenen Benugung 
folcher öffentlicher Gewäfler für Privatziwede können nunmehr nur durch eine be= 
fondere Kongeffion oder Genehmigung der zuftändigen Staatsbehörbe erworben werben. 
Someit der Staat bei Ertheilung der Konzeffion als fisfaliicher Eigenthümer aufe 
tritt, der einen Theil feiner Eigenthumsbefugniffe an einen Privaten zur Sonder⸗ 
benugung abtritt, entfteht durch die Verleihung ein wohlerworbenes, nur im Erpro» 
priationawege entziehbares Privatrecht. Diefe Auffaffung war namentlich) während 
der Herrichaft der Regalitätstheorie maßgebend, Hat fich aber auch noch im Preuß. 
Allg. ER. und im Bayer. Waſſergeſetz von 1852, erhalten. Wo dagegen die Kon⸗ 
zeffion als ein Ausfluß der kraft der Staatshoheit erfolgenden Regelung bes Ge— 
meingebrauch® erjcheint, wird durch die Konzeffion nicht ein wohlerworbenes Privat- 
benußungsrecht am öffentlichen Gewäffer verliehen, fondern nur der Umfang einer 
über den allgemeinen Gebrauch Hinausgehenden Sondernußung eines Einzelnen ge= 
regelt, mit dem durch die rechtliche Natur des Gewäffers bedingten Vorbehalt, dieje 
Sondernugung ohne Entjchädigung zu widerrufen, jobald fie mit dem öffentlichen 
Intereſſe des Gemeingebrauchs, namentlih der Schiffahrt, in Widerfpruch tritt; 
dieſe Auffaffung liegt dem Franzöf. Recht zu Grunde und ift auch, freilich mit ber 
Modifikation, daß ausnahmaweife bei Ertheilung der Genehmigung eine Entſchädigung 
für den Fall des Widerrufs zugefagt werden Kann, in den Art. 2 ded Bad. Waffer- 
geſetzes von 1876 übergegangen. 

Eine zweite Kategorie der Gewäſſer, entgegengejet den öffentlichen, bilden 
nach den neueren Gejeßen diejenigen, weldde im Privateigenthum ober im 
ausichließlichen Benutzungsrechte Einzelner ſtehen. Es find dies, wie im Röm. 
Rechte und im Rechte des Deutfchen Mittelalters, die unterirdifchen Wafferadern, 
das Grundwaſſer, die Quellen, das wild fließende und im Boden ftodende Regen⸗ 
waſſer, die Teiche und nicht Schiffe und floßbaren Seen, endlich die künftlich her⸗ 
geftellten Waflerableitungen, wie Gräben und Kanäle. Im Allgemeinen gilt für 
biefe Gewäfler der Grundfaß, daß ber Eigenthümer des Grund und Bodens die 
ausfchließliche VBerfügungsgewalt Über derartige darauf und darunter befindliche 
Gewäffer hat; er darf die Eigenfchaft des Waſſers für alle erlaubten Zwecke nutzen, 
daffelbe abgraben, ableiten, verbrauchen. Freilich findet diefe Verfügungsgewalt bes 
Eigenthümers kraft Gejehes und namentlich in Folge beſonderer Rechtstitel eine 
Anzahl von Schranken. Schon kraft Geſetzes (Nechtenormen des Nachbarrechts) ift 
er gehindert, durch die Art der gewählten Verfügung jchädliche Einwirkungen auf 
die nachbarlichen Grundftücde und Anlagen zu bewirken (vgl. d. Art. Borfluth 
und Wajferlauf). Nicht jelten wird auch der Inhalt und Umfang ber Nutzungs⸗ 
beiugniffe an ſolchen Gewäſſern durch befondere Rechtetitel näher beftimmt und ein- 
geichränkt, namentlich durch Miteigenthumsverhältniffe, Dienitbarkeiten, regale Ber- 
leifungen aus früherer Zeit. Insbeſondere find die Rechtsverhältniffe der fünftlichen 
Leitungen, der Entwäfferungs- und Bewäflerungsgräben, ber Gewerbs-, Floß- und 
Schiffahrtskanäle nach diejen befonderen Nechtötiteln zu beurtheilen, welche jehr 
häufig dag Nutzungsrecht des Eigenthümers mit Rückſicht auf die Antereffen ber 
anderen an ber fünftlichen Leitung und an dem Hauptgewäſſer Berechtigten in 
engere Schranfen verweilen. Auch ift zu beachten, daß fünftlich geichaffene Waffer- 
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züge, welche gelegentlich einer Regulirung an die Stelle bes Bettes eines natürlich 
fließenden Waſſerlaufs treten, nicht ala Kanäle zu behandeln find, fondern die recht- 
liche Natur des regulirten Fluſſes oder Baches annehmen. 

Zwiſchen dieſen beiden Kategorien der öffentlichen und der im außfchließlichen 
Eigenthums-⸗ und Nutzungsrecht befindlichen Gewäffer fteht eine ſehr veich beſetzte, 
wichtige dritte Kategorie mitten inne, die natürlich fließenden Ge— 
wäſſer, welche nicht ſchiffbar, bzw. floßbar find. Dazu gehören auch 
die ſchiff und floßbaren Gewäfler mit ihren Streden oberhalb des Punktes, von 
dem an bie Schiff und Floßfahrt beginnt, und die Zuflüffe derſelben, jemer nad) 
einigen Gejegen — z. B. Preußen — auch die floßbaren Gewäſſer. Hinfichtlich ber 
rechtlichen Natur diefer Gewäſſer und der gefeglichen Befugniß zu ihrer Benubung 
gelten nach den Deutichen Partilularrechten zwei verſchiedene Syfteme. Nach ber 
älteren, für den größten Theil Deutichlands geltenden Gefeßgebung, werben bieje 
natürlich fließenden Gewäffer ala Gegenjtand bes Privatrechts, ala Privatilüfje 
und Privatbäche, anerkannt, mit ber rechtlichen Folge, daß die Eigenthümer der 
von dem Gewäfjer berührten oder durchſtrömten Grundſtücke kraft Geſetzes entweder 
einen Privatrechtsanfpruch auf ausfchließliche Benutzung des Bettes und des Waſſers 
oder fogar ein Eigenthumsrecht am Bett und manchmal auch an dem Wafjer haben. 
So nad) dem Code civil art. 640, dem Preuß. Gefeh vom 28. Febr. 1843, dem 
Bayer. Waſſergeſetz von 1852, dem Oeſterr. Waſſerrechtsgeſetz von 1869, bem Bad. 
Waffergejeß von 1876 u. a. m. Nach einer Anzahl neuerer Wafſergeſetze werden 
dagegen auch dieſe nicht Schiffe bzw. floßbaren fließenden Gewäfjer ala öffentlich 
behandelt, derart, daß, abgejehen von ben auf befonderen Privatrechtätiteln beruhenden 
Anfprüchen,, ein dingliche® Necht der Anlieger am Bett oder doch am fließenden 
Waffer nicht begründet ift, vielmehr der Gebrauch des Waſſers ſowol zu den Heinen 
Nutungen als auch zur Bewäflerung und Kraftleiftung Jedermann zufteht, der nad) 
der örtlichen Lage zur Benutzung thatſächlich im Stande ift. Dies ift namentlich 
der Standpunft der Wiefenordn. für den Kreis Siegen vom 28. Ott. 1846 und 
der neueren Waffergefehe einer Anzahl kleinerer Deuticher Staaten, 3. B. des 
Gothaifchen Geſetzes vom 12. April 1859, des Sachſ.-Altenb. Geſetzes vom 18. Oft. 
1865, des Schwarzb.-Rudolit. Gejeße® vom 7. Fehr. 1868, des Koburg. Gejeßes vom 
7. Sehr. 1871, des Meining. Gejehes vom 6. Mai 1872, des Braunſchw. Gejehes 
vom 20. Juni 1876. — Der Unterfchied zwifchen den beiden Arten der juriftijchen 
Geftaltung des W.rechts ift übrigens nicht jo erheblich, als er bei der erften Be— 
trachtung erjcheint. Auch wo die nicht jchiffe und floßbaren Bäche und Flüſſe als 
Privatgewäfler dem Beſitze und der Benugung der Anlieger überwieſen find, ift 
nach der Natur der fließenden Wafferwelle, welche ſich durch beftändige Fortbewegung 
einer allfeitigen privatrechtlichen Herrſchaft entzieht, ein Eigenthum der Anlieger am 
Waſſer ſelbſt nicht zu konſtruiren; ja auch bezüglich des Bettes dieſer Gewäfler 
wird, wo es nicht ausbrüdlich kraft Gefees den Anliegern zu Eigenthum zugewieſen 
ift, von der neueren Praxis und Theorie (vgl. die Schriften von Nieberding, Huber, 
Peyrer, Schenkel) meift angenommen, daß dafjelbe, folange e8 zur Zufammenhaltung 
des fließenden Waſſers dient, die juriftiiche Natur der darin befindlichen, dem Eigen- 
thumsrecht fich entziehenden Wafjerivelle theile. Es jchrumpft daher auch bei dieſem 
Syſtem da8 den Anliegen am Wafferlauf geſetzlich zuftehende Recht auf einen privat 
rechtlichen Anfpruch zur Benußung ber treibenden und befruchtenden Kraft des 
Waſſers, jowie zur Okkupation der Waſſerwelle und einzelner Beftandtheile des 
Bettes zufammen, ein Anſpruch, der außerdem noch vielfach durch die Jedermann 
eingeräumte Befugniß ber Heinen Nutzungen (Tränken, Schöpfen u. dgl.) und ſtets 
durch die dem Benugungsberechtigten zur Pflicht gemachte Rüdfichtnahme auf bie 
anderen am gleichen Waſſerlaufe Berechtigten erhebliche Einfchränkungen erleidet. 
Andererſeits aber findet auch dort, wo bie nicht ſchiffbaren Wafferläufe ala öffentliche 
Gewäſſer erklärt und prinzipiell der allgemeinen Nupung eröffnet find, biefer Ge 
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meingebrauch, fowie er über die unfchädlichen Nutzungshandlungen des Schöpfens, 
Baden, Tränkens hinausgeht, eine ſehr wirkſame thatfächliche Grenze darin, daß 
nur derjenige, welcher ein Eigenthumsrecht am Ufergrundftüde oder die Leitungs- 
bejugniß für jonftige im Waflerbereich gelegene Liegenjchaften oder Anftalten befikt, 
die Kräfte des fließenden Waſſers dauernd für feine wirthichaftlichen oder häuslichen 
Zwede zu benußen vermag. Wenn aljo auch bie beiden Syfteme von ſehr ver- 
jchiedenen Standpunften ausgehen, jo treffen doch die Ergebniffe derſelben jehr nahe 
zuſammen. Beim erften Syſtem ift zwar an fich der Uferanlieger nutzungsberechtigt; 
wo aber die nährenden und bewegenden Eigenjchaften des Waſſers für ein weiteres 
rüdliegendes Gebiet von Grunbftüden und Anlagen ausreichen, wird es auch bei 
diefem Syſtem den Hinterliegern theil® im Wege ber Bereinbarung mit den Ufer 
befigern, theils durch Geltendmachung öffentlicherechtlicher Zwangsbefugniſſe er- 
möglicht, ſich das Waffer für ihre wirthichaftlichen Zwecke dienftbar zu machen. 
Bei dem zweiten Syſtem hat zwar der Anlieger rechtlich kein die Hinterlieger aus— 
Ichließendes Alleinrecht auf W., thatfächlich aber ift er durch die günftige Lage 
feiner Grunbftüde und Anftalten in ber Nähe des Waflerlaufes in den Stand gefekt, 
ſofern die Kräfte des Waſſers nur für die wirthichaftlichen Zwecke der angrenzenden 
Grundftüde und Anlagen ausreichen, in der Regel die Hinterlieger von der W. aus⸗ 
zuſchließen, welcher thatfächliche Zuftand manchmal fogar dadurch eine geſetzliche An— 
erfennung gefunden bat, daß den Anliegern Hinfichtlich der W. ein Vorzugsrecht von 
den Hinterliegern eingeräumt ift, 3. B. Gothaiſches Geſetz 55 20 ff., Sadjj.-Altenb. 
Geſetz 88 138—15. Beim Syſtem ber Privatgewäſſer ift zwar der Bach und Fluß 
ein Beſtandtheil des privaten Vermögensrechts der Anlieger, aber wegen des daneben 
meift augelaffenen Gemeingebrauchs der Tleinen Nutzungen — 3. B. Preuß. Geſetz 
von 1843 $ 2 — und wegen der zur Verhütung von Kollifionen verfchiedener Be— 
nutzungsberechtigter und zur Verhinderung von Schädigungen bes öffentlichen und 
Landeskulturintereſſes Platz greifenden vielfachen Einwirkungen der Verwaltungs— 
behörben doch in einer Reihe von Beziehungen durch das öffentliche Recht beherricht 
und ber Nußung weiterer. Kreife erjchloffen. Bei dem zweiten Syftem ber öffent- 
lichen Gewäfler ift der Waflerlauf zwar an fich eine öffentliche, dem allgemeinen 
Gebrauch beftimmte Sache, deren Rechtöverhältnifie durch die Verwaltung georbnet 
werben, gleichzeitig aber ift, foweit die Benugung des Waſſers für dauernde Zwecke 
und durch befonbere Anlagen in Frage fteht, biefer an fich öffentliche Wafjerlauf 
theils in Folge älterer Rechtsvorgänge, wie Verjährung, regale Verleihung, theils 
auch durch neue Vereinbarungen und jonftige Rechtstitel mit einer Anzahl wohl- 
errvorbener Benußungsrechte beſetzt und fomit noch in einer Reihe von Beziehungen 
ala ein Gegenftand des Privatvermögensrechts der richterlichen Entjcheidung unter 
worjen. Indem fonach das Ergebniß beider Syfteme fich nahe berührt, ift es wol 
thunlich, in Folgendem ohne eine durchgreifende Unterjcheidung eine zuſammen⸗ 
jaflende Darftellung der Grundzüge des W.rechtd, wie es fich in dem einen und 
anderen Fall Hinfichtlich der dritten Kategorie von Gewäſſern, der natürlich 
fließenden, nicht jchiff- bzw. floßbaren Waflerläufe, geftaltet, zu geben. 

Derjenige, welchem das Recht zur Benutzung eines nicht ſchiffbaren, natürlich 
fließenden Gewäfjers, ſei e8 kraft Geſetzes, ſei es Fraft bejonderen Rechtsvorganges, 
zuſteht, iſt befugt, im Bereiche ſeiner Berechtigung die Waſſerwelle durch Schöpfen 
und ähnliche Handlungen ſich anzueignen, das Waſſer zum Baden, Waſchen und 
Schwemmen zu gebrauchen, die Nutzungen aus dem Bett, Sand, Schlamm, Steine, 
Waſſerpflanzen, zu beziehen, endlich insbeſondere die Kräfte des Waſſers zu dauernden, 
mit dem Grundbefig oder mit befonderen Anlagen und gewerblichen Unternehmungen 
in Berbindung ftehenden Zwecken zu benuben, wie zur Bewäfjerung von Wiefen, 
zur Bewegung von Triebwerken, zur Einleitung von Abgängen. Dabei find aber 
dem Benubungsberechtigten durch die eigenthümliche Natur des den Gegenftand des 
Rechts bildenden fließenden Waſſers, namentlich durch die Rückſicht darauf, daß bie 
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gleiche Wafferiwelle und diejelbe Waflerkraft im Berlauf ihrer Fortbewegung auch 
dem Benubungsrechte Anderer unterworfen ift, eine Anzahl meift gejehlich firirter 
Schranken gezogen. 

a) Der Benußungsberechtigte darf dem Waffer durch Ableitung einen anderen 
Lauf nur auf der Strede geben, two er auf beiden Ufern das anftoßende Gelände 
befigt, und bat, im alle innerhalb der Grenzen ſeines Beſitzthums eine Aenderung 
in der Leitung vorgenommen wird, den früheren Lauf jedenfalls dort wieber her⸗ 
äuftellen, wo auch nur auf der einen Uferjeite der Beſitz eines Anderen beginnt. 
Nur dann ift dem Benubungsberechtigten eine weitergehende Aenderung des Wafler- 
laufs geftattet, wenn biefelbe durchführbar ift, ohne daß andere Betheiligte dadurch 
eine Schädigung oder Benachtheiligung ihrer wirtbichaftlichen oder perjönlichen ne 
tereffen erfahren. Wenn mehrere benachbarte Befitzer über die Art der Leitung des 
Waſſers einverftanden find, fo gilt der Bereich ihrer Grundftüde für diefes Rechte- 
verhältniß als eine einzige zufammengehörige Fläche, innerhalb deren beliebige 
Aenderungen bes Wafferlaufs zuläffig find. 

b) Der Benubungaberechtigte darf nicht durch die Art feiner W. fchäbliche 
Einwirkungen auf die Grundftüde und Anlagen anderer Betheiligter hervorbringen, 
alfo insbejonbere nicht eine Aufftauung des Waflers vornehmen, durch welche fremdes 
Eigenthum überſchwemmt oder verſumpft, Abbrüche und Auskolkungen an fremden 
Ufergrundftücen erzeugt werden, oder welche auf ſonſt benachtheiligende Weiſe in 
das Anweſen eines Nachbars Hinüberreicht, 3. B. dem Triebwerk eines Oberliegers 
Hinterwaffer verurſacht. Er darf ferner das Waſſer nicht derart benußen, daß er 
& vollſtändig aufbraucht oder durch Einleitung fremder Subftanzen für die Gebraud- 
zwecke Anderer untauglich oder ſogar geſundheitsſchädlich macht. 

c) Ueberhaupt ſoll der Berechtigte feine Waflernugung im Kreife der fibrigen, 
am gleichen Laufe geübten Gebraucherechte, derart einrichten und ausüben, daß es 
auch dem Anderen möglich bleibt, nach Verhältniß des Bedürfniſſes ihrer Grundſtücke 
und Anlagen die Kräfte des Waſſers für ihre wirthichaftlichen und perjönlichen Zwede 
nußbar zu machen. Er hat deshalb ingbejondere feine Benutzungsanlagen, Zu⸗ und 
Ableitungslanäle, Stauwehre u. dgl., jo einzurichten und im Stand zu halten, daß 
jede für Andere benachtheiligende Verſchwendung des Waflers vermieden wird. Wenn 
das Waſſer nicht für Alle ausreicht, die nach Maßgabe ihres Rechtstitels oder nad 
der natürlichen Lage ihrer Grundftüce und Benukungsanftalten davon Gebrauch 
machen können, gilt in der Regel der Grundſatz, daß eine Vertheilung des Waffers 
nad) Menge, Art und Zeit der Benugung und nöthigenfalls eine verhältnigmäßige 
Minderung des Umfangs und Maßes der Benubung für alle Betheiligten zu er 
folgen hat, umd zwar derart, daß die etwa dauernd oder vorübergehend nöthige 
Einſchränkung im Waflergebrauche thunlichſt alle Berechtigten gleichmäßig trifft, und 
daß die verfchiedenen Antereffen, insbeſondere die der Landwirtbichaft, der Induftrie, 
der Flößerei möglichft in Einklang gefet werden. Wo in der Geſetzgebung dad 
Syftem bes Privatbenupungsrehts der Anlieger zu Grunde gelegt ift, gehen bie 
Befiger der unmittelbar an den Wafferlauf angrenzenden Grundjtüde und Anlagen, 
fowie diejenigen, welche fraft eines wohlerworbenen Privatrecht? eine Leitungs- ober 
fonftige Nutzungsbefugniß haben, allen übrigen Intereſſenten bei der Vertheilung 
bor; und zwar gilt dort, wo die beiden Ufer verichiedenen Eigenthümern gehören, 
in der Regel der Grundſatz, daf jeder Anlieger zur Hälfte ober bis zur Mitte bes 
Wafferlaufs benugungaberechtigt ſei. Wo das Wafler der Bäche und Flüffe als 
öffentliches anerkannt ift, Hat die Verteilung unter gleihmäßiger Berüdfichtigung 
aller nach der natürlichen Lage ihrer Grunditüde und Anftalten zur Benutzung bes 
fugten Interefienten zu geſchehen; jedoch ift auch hier meift ein Vorzugsrecht der- 
jenigen Beſitzer anerfannt, welche Traft bejonderen Privatrechtstitel® einen vor⸗ 
gehenden Anspruch auf Benugung Haben; auch find zuweilen — 3. B. Sachſen⸗ 
Altenb. Gef. von 1865 88 18—15, 18 — Normativbeftimmungen fir die Wafler- 
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vertheilung im Falle verminderten Waſſerſtandes aufgeſtellt, derart, daß zunächſt die 
Anlieger zu befriedigen ſind und bei ſonſtiger Konkurrenz mehrerer Anſprüche von 
Anliegern oder Hinterliegern demjenigen der Vorzug zu geben iſt, deſſen Benutzungsart 
die größeren volkswirthſchaftlichen Vortheile darbietet, insbeſondere im Zweifelsfalle 
ber, Wieſenwäſſerung vor der Benutzung für Trieb werte. 

Mebrigens finden diefe gejetlichen Beftimmungen über das an Gewäffern 
ber britten Kategorie ftattfindende Benugungsrecht mır infoweit unbebingte An- 
wendung, ala nicht durch rechtsgültige Vereinbarungen unter den Be- 
teiligten und jonftige Rechtstitel bie Benubung bes Waſſers nach Umfang, 
Zeiten und Modalitäten in einer abweichenden Weife geregelt ift. Solche bejonbere 
Regelungen, durch welche das Recht der Anlieger einerjeitö aufgehoben ober über 
die gefeßlichen Grenzen hinaus beſchränkt oder andererſeits wieder zu einer ausſchließ⸗ 
lichen und vorzugsweilen Befugniß geftaltet werben kann, vermittelft derer es zu⸗ 
läffig ift, befondere, in fich abgefchloffene Rechtsverhältnifie Hinfichtlich der Wafler« 
vertheilung und Waflernugung, ſogar unter Ausdehnung des Benutzungsrechts auf 
gejetzlich nicht berechtigte Befiger, zu fchaffen, kamen namentlich früher, fo lange 
partifularrechtlich der Rechtezuftand eines Waſſerregals beftand, nicht jelten vor; 
durch regale Verleihung, durch Beftallung von Erblehnmühlen, durch landesherrliche 
Privilegien über die Waflervertheilung, durch Konftituirung von Wafferfervituten 
und enblich durch die ordentliche und unvordenkliche Verjährung find eine große 
Zahl derartiger bejonderer NRechtstitel auf W. geichaffen worden. Aber auch nach 
den neueren Gefeßgebungen gelten in ber Pegel die gejehlichen Normen über bie 
Benutzung ber nicht ſchiffbaren Flüffe und Bäche als lediglich dispofitive Beitimmungen, 
welche durch Bereinbarung unter den Betheiligten und fonftige Rechtstitel innerhalb 
der durch das Öffentliche Recht gezogenen Schranken abgeändert werden können. 

2) Einwirkungen der Verwaltung auf die W. Auch wo das Recht 
auf die W., wie die, abgefehen von ben ſchiff- und floßbaren Gewäffern, ſowol 
nach Gemeinem Recht ala auch nach den das größte Gebiet Deutſchlands beherr- 
fchenden Partifulargejeßen der Fall ift, als ein Privatrecht anerkannt wird, defſen 
Borausfegungen, Inhalt und Umfang fich nach den civilrechtlichen Normen und 
Rechtsvorgängen regelt, ift doch überall wegen der bei der W. gleichzeitig in Frage 
ftehenben öffentlichen Interefſen ben ftaatlichen Berwaltungsbehörden auf 
Grund der Normen des Öffentlichen Rechts eine weitgehende Einwirkung auf 
die W. eingeräumt. Dieje verwaltungsrechtlichen Normen und Einwirkungen haben 
den Zweck, einerfeit® den Gefahren, Benachtheiligungen und Beläftigungen entgegen- 
äutreten, welche erfahrungsgemäß eine rückfichtslos vom Standpunkte des Einzelintereſſes 
geübte Waffernugung für die Allgemeinheit und überhaupt für andere Beteiligte 
zur Folge haben Tann, andererfeits, joweit ein öffentliches oder überhaupt ein über- 
wiegendes volfawirthichaftliches Intereſſe, namentlich ber Landeskultur ober der 
Induftrie vorliegt, durch die Zwangsmittel der Verwaltung eine intenfive, rationelle 
und möglichft weiten SKreifen zugute kommende Waſſernutzung zu fichern. Die Ein- 
wirfungen, der Berwaltungsbehörden find beſonders weitgehend bei ben ſchiff- und 
iloßbaren Gewäfjern, welche, wie ſchon oben bemerkt wurde, in der Regel der 
allfeitigen Aufficht und Leitung der Verwaltungsbehörben unterworfen find; auch 
binfichtlich der fonftigen natürlich fließenden Gewäfler greiten dieſe Ber- 
waltungseinwirkungen nad) einer Reihe von Beziehungen in das Benupungsrecht 
der Einzelnen ein, während fie bei den im Brivateigenthum ftehenden, ge= 
ſchloſſenen Gewäffern nur in jehr beichränktem Maße zur Anwendung kommen. Im 
Einzelnen äußert fich die Thätigkeit der Verwaltung hinfichtlich der Waffernugung 
insbefondere nach folgenden Richtungen: 

a) Genehmigung der W. Gewiffe Arten der W. bebürfen, ehe fie ins 
Berk gejet werden, einer vorausgehenden polizeilichen Genehmigung; jo namentlich 
die Errichtung und wefentliche Aenderung von Stauanlagen für —— 

dv. Holgenbdorff, Eme. II. Rechtslexikon III. 8. Aufl. 
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(Gew.D. 88 16 ff.); ebenſo nach den meiſten Partikulargeſetzen die Errichtung und 
Aenberung von Waflertriebwerken und ihrer Zubehörden, 3. B. der Zu- und Ab» 
leitungafanäle (Preuß. Allg. CR. II. 15 88 231236, 238, 239; Edit vom 
29. März 1808 $ 4; Edikt vom 28. Oft. 1810 88 6 ff.; Bayer. Waſſergeſetz 
Art. 73 ff.; Bad. Waflergejeh Art. 28); ferner die Herftellung von anderen ftän- 
digen Vorrichtungen und Anlagen zur Aufftauung und Ableitung von Gewäflern, 
fofern dieſelben auf fremde Grunbftüde und Anlagen Einwirkungen ausüben Tönnen 
(Wiefenorbn. für Siegen 88 1, 6 ff.; Bad. Waffergejeg Art. 23), oder fojern fie an 
Gewäfjern, wo ſchon Triebwerke vorhanden‘ find, errichtet werden follen (Bayer. 
Waffergefeß Art. 73), die Einleitung von Fabrikabgängen ober anderer Stoffe, durch 
welche bie Eigenfchaften bes Waſſers geändert werben fünnen (Bayer. Geſetz Art. 58; 
Bad. Geſetz Art. 23); nach manchen neueren Geſetzen (3. B. $ 42 des Weimar. Ge- 
febes, $ 86 bes Braunſchw. Gefehes von 1876, 88 16 u. 17 des Defterr. Waflergefeges) 
bedarf enblich überhaupt jede W., welche mittels befonderer Anlagen er— 
folgen foll, ber polizeilichen Genehmigung. Die Konzeſſionspflicht greift bezüglich 
diefer Anlagen nicht blos dann Platz, wenn fie an öffentlichen Gewäfjern oder Privat: 
flüffen und Bächen, fondern auch dann, wenn fie an künftlichen Gräben und Kanälen 
errichtet werden jollen. Manchmal ift übrigens die Konzeffionspflicht im weiteften 
Umfange, affo für alle mittels bejonderer Anlagen erfolgenden Waflernugungen, nur 
infoweit eingeführt, als fie an öffentlichen Gewäflern im engern Sinne außgeübt 
werben jollen, fo nach Franzöſ. Recht und nach dem Bad. Waſſergeſetz Art. 1; und 
zuweilen, 3. B. nad) Art. 61 des Bayer. Waffergeſetzes, ift bei gewiſſen minder be 
deutenden Anlagen dem Unternehmer nur die Pflicht vorheriger Anzeige an bie 
DVerwaltungsbehörde auferlegt. Das Etforberniß einer polizeilichen Genehmigung für 
die Errichtung und wefentliche Aenderung von W.anlagen hat die Bebeutung, daß 
allen Betheiligten Gelegenheit gegeben werben foll, auf Grund ber Pläne und Be— 
fchreibungen des beabfichtigten Unternehmens zu prüfen, ob bafjelbe etwa NRüd- 
wirkungen auf bie öffentlichen oder die nachbarlichen Intereſſen und Rechte ausüben 


* Tann, und bie fich Hierbei ergebenden Einwendungen vor der Berwaltungsbehörbe 


zur DBerüdfichtigung bei ber über das Genehmigumgagefuch zu ertheilenden Ent- 
ſchließung geltend zu machen. In der Regel wird zu dieſem Zwede das Vorhaben 
öffentlich befannt gemacht mit einer Aufforderung, binnen einer Präflufionzfrift alle 
nicht Lediglich auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Einwendungen bei der Ber: 
waltungsbehörde anzubringen. Zur Geltendmadung von Einwendungen find fowol 
die mit Vertretung der in Betracht Tommenden öffentlichen Intereſſen betrauten 
Staats- und Kommunalbehörden als auch Privatbetheiligte befugt; die Einwendungen 
tönnen fich fowol auf Gefährdung und Verlegung der allgemeinen Interefien, 3. B. 
des Wafferichuges, der öffentlichen Geſundheit, der Erhaltung bed einer Gemeinde 
zukommenden Trinkwaffers, als auf die Beeinträchtigung blos nachbarlicher In—⸗ 
terefien, 3. B. Schuß einer Wiefe gegen Ueberſchwemmung ober gegen GEntziehung 
der Bewäfferung, einer Mühle gegen Hinterwaſſer beziehen. Weber die erhobenen 
Einwendungen, fowie bie fonftigen bei der polizeilichen Genehmigung in Betracht 
tommenben Punkte wird durch die Verwaltungsbehörbe unter Einforderung technifcher 
Gutachten mit den Betheiligten mündliche Verhandlung gepflogen, welche ihren Ab⸗ 
ſchluß in einer die Genehmigung unbedingt ober bedingungsweife ertheilenden oder 
die Benutzung unterfagenden Entfcheidung findet. Bei diefer Entſcheidung ift bie 
Verwaltungsbehörde an gewiſſe Normativbeftimmungen gebunden; eine Berjagung 
der Genehmigung und die Auflage von Bedingungen foll nur infoweit eintreten, 
als durch das beabfichtigte Unternehmen die öffentlichen Intereſſen gefährdet oder 
erhebliche Benachtheiligungen und Beläftigungen für andere Grundftüde, Gebäude, 
Anlagen ober Benutzungsrechte verurfacht würden. Namentlich ift der in einer Reihe 
von Gefeen (3. B. Franzöſ. Recht, Bayerifches, Weimarifches, Gothaifches, Badifches 
Waſſergeſetz) aufgeftellte Srundja von großer Bedeutung, daß die Verwaltungshehörde 
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bei Ertheilung der polizeilichen Genehmigung und bei der Auflage von Bedingungen 
darauf Rüdficht zu nehmen Hat, daß nicht der Beitand und Betrieb bereits vor- 
handener Nubungseinrichtungen, wie Triebwerke, Bewäfjerungsanlagen, Wafjer- 
leitungen, durch das beabfichtigte neue Unternehmen beeinträchtigt werbe. Diejer 
von der Verwaltungabehörde zu beachtende Grundfaß der Prävention bietet eine 
werthvolle Garantie für die geficherte, rationelle und dauernde Ausnutzung des 
Waffers; das Preußifche Gejeh vom 28. Febr. 1843 giebt einen folchen Schuß für 
beftehende Anlagen nur in beichränttem Maße, indem nach 88 16 ff. nur denjenigen 
ZTriebwerten, denen bejonbere Rechtötitel zur Seite ftehen oder welche fehon vor In- 
krafttreten des Geſetzes errichtet wurden, durch die Verwaltungsbehörde das zur un- 
geftörten Fortſetzung des Betriebes erforderliche Wafler gegenüber neu zu errichtenben 
Anlagen gefichert werden fol. Indem die Verwaltungsbehörde bei der Entfchließung 
über die Genehmigung nicht blog das Öffentliche Intereffe im engern Sinne, ſondern 
auch die Intereſſen benachbarter Werk⸗ und Wiejenbefiger in Rüdficht zu ziehen 
bat, ift es Aufgabe der Berwaltungsbehörbe, gelegentlich des Genehmigungabeichluffes 
vielfach auch Über kollidirende Privatintereffen zu befinden, aljo insbeſondere je nach 
Umftänden auch die Stauhöhe, das Benußungsquantum und die Benuhungszeiten 
feftzufegen. Nur ſoweit nicht lediglich auf Grund der gefeglichen Normen, fondern 
unter Berufung auf beſondere Nechtstitel, 3. B. Vertrag, Dienftbarkeit, regale Ver⸗ 
leihung, Privileg, Einwendungen erhoben werden, find diefelben, nachdem vergebens 
gütfiche Erledigung verfucht worden, der richterlichen Entſcheidung vorzubehalten. — 
Rachdem die Benupungsanlage polizeilich genehmigt worden ift, fann in Anwendung 
des im $ 26 der Gew. O. auigeftellten Prinzips auf Grund ber privatrechtlichen 
Beitimmungen des Nachbarrechts nicht mehr auf Einftellung. des Betriebs, ſondern 
nur auf Herftellung der zum Schub der nachbarlichen Grundftüäde und Anlagen 
erforderlichen Vorkehrungen gellagt werden. — Eine Konfequenz der Verwaltungs» 
genehmigung ift es, daß die Verwaltungsbehörde auch über ben Betrieb und bie 
Unterhaltung der genehmigten Anlage eine dauernde Aufficht ausübt, Traft deren 
fie im Benehmen mit den zuftändigen techniſchen Behörden darüber wacht, daß die 
W. entiprechend den Vorfchriften der polizeilichen Genehmigung eingerichtet und be= 
trieben wird und kraft deren fie in®bejondere bei Stauanlagen durch obrigkeitfiche 
ea einer Aich« oder Höhenmarfe für die Einhaltung der genehmigten Stau= 
höhe jorgt. - 

b) Unterfagung der W. Die Verwaltungsbehörbe Tann eine W. unter 
fagen oder befchränfen, wenn und ſoweit diefelbe eine Schädigung des Gemeinwohls 
oder der Öffentlichen Interefjen im engeren Sinne bewirkt, 3. B. eine Berfumpfung 
für größere Flächen oder Ueberſchwemmungsgefahren hervorruft, einem ſchiffbaren 
Fluß das für die Verkehrszwecke erforderliche Waſſer entzieht oder fonft den Waffer- 
verkehr hemmt, den Wafjerbedarf einer Ortfchajt verdirbt, die allgemeine Geſundheit 
durch Verurſachung von Ausdünftungen ſchädigt. Hinfichtlich der Stauanlagen für 
MWaffertriebwerke gilt in diefer Hinficht der gemeinrechtliche Grundfat der Gew. O. 
$ 51, wonach bie Unterfagung nach vorheriger Prüfung der Verhältniſſe durch die 
höhere Verwaltungsbehörde ausgeſprochen wird, dem Beſitzer der eingeftellten Anlage 
aber gleichzeitig für den erweiglichen Schaden Erfat zu Ieiften iſt. Diejer Grundſatz 
tommt in der Regel analog auch dort zur Anwendung, wo nach dem partikulären 
Geſetze andere Benutzungsarten unterfagt werden können. Hinfichtlich der befonderen 
Waflernugungen, welche an öffentlichen Gewäflern im engeren Simme, d. h. an 
Khiff- bzw. floßbaren Gewäflern, ausgeübt werden, gilt partifularrechtlih manchmal 
die Beftimmung, daß im alle der Unterfügung eine Entjehädigung für dad Auf- 
hören ber Nutzung nicht zu gewähren fei, foweit nicht bei Ertheilung der Genehmigung 
Schadenserjag ausdrücklich zugefagt wurde oder ein auf bejonderen Titeln beruhendes 
Benugungsrecht vorliegt; ebenjo ift manchmal, 3. B. Bad. Waflergefe Art. 27, 
beftimmt, daß die Genehmigung zın Einleitung von Abgängen und fremden Stoffen 
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in fließende Gemwäfler jederzeit ohne Entfchädigung zurüdgenommen werden, und daß 
überhaupt außsnahmaweife die Genehmigung einer W. an ben Vorbehalt eine® ent« 
ſchädigungsloſen Widerrufß geknüpft werden Tönne (Bayer. Waſſergeſetz Art. 14, 
Bad. Waflergefeß Art. 27). Wo aber nicht dieſe befonderen Borausfegungen vor⸗ 
kiegen, find auf die Unterfagung einer rechtmäßig ftattfindenden W. Die allgemeinen 
Grundfäße der Erpropriation in Anwendung zu bringen, jo daß ftet? volle und 
zwar, joweit nicht dringende Öffentliche Interefien die fofortige Einftellung verlangen, 
vorgängige Entſchädigung zu leiften und Streitigkeiten über Vorausfegungen und 
Höhe der Entfchädigung dem richterlichen Erkenntniß vorzubehalten find. 

c) Zwangsbejugnifjfe. Den neueren Waſſergeſetzen ift es eigenthümlich, 
daß demjenigen, welcher eine im volkswirthſchaftlichen Intereffe gelegene W. ausübt 
ober einzurichten beabfichtigt, im Intereſſe eines rationellen Gebrauchs des Waſſers 
unb einer zwedmäßigen Herftellung der Benukungsanlagen gewiffe Zwangsbefugnifie 
gegen die Befiger benachbarter Srundftüde, Anlagen und Benupungsrechte eingeräumt 
werben. Als eine ſolche Zwangsbefugnik Tann es ſchon betrachtet werden, daß nach 
den meiften neueren Geſetzen, 3. B. Preuß. Gejeg von 1848 $ 2, Bayer. Waflergejeh 
Art. 53, Bad. Wafjergejeh Art. 6, Jedermann das Recht eingeräumt wird, für jeine 
häuslichen und wirthichaftlichen Zwecke das Waſſer von Privatflüffen und -Bächen 
zum Schöpfen, Tränken, Baden und Schwemmen zu benußen, fojern ihm nur die 

rechtliche Möglichkeit des Zutritts zu dem Gewäſſer offen ſteht. Dahin gehört ferner 
auch die der Verwaltung zuftehende Befugniß, im alle der Feuersnoth alles, auch 
das in ausfchließlicher Privatnugung und im Eigenthum Einzelner befindliche Wafler, 
meift ohne Entſchädigung, zum Löfchen in Anfpruch zu nehmen, 3. B. Bad. Wafler- 
geje Art. 21, fowie Überhaupt die ſchon aus den allgemeinen Grundfägen bes 
Erpropriationgrechts abzuleitende Befugniß des Staats und der kommunalen Ge- 
meinfchaften bei der Herftellung von Unternehmungen, die dem öffentlichen Intereſſe 
der Landeskultur dienen, 3. B. bei Korreftion von Ylüffen, Entfumpfung größerer 
Flächen, bei Einrichtung der Wafferverforgung für Gemeinden, die Abtretung fremder 
W.rechte und die Belaftung fremder Grundftüde mit Leitungadienftbarkeiten und 
ähnlichen Laften gegen Entjchädigung in Anjpruch zu nehmen. Die bejonderen 
wafjerrechtlichen Zwangsbefugniffe gehen aber bedeutend weiter, indem hiernach auch 
ben einzelnen Benußungsberechtigten und den Genoffenfchaften derſelben 
ein ſolches zwangsweiſes Eingreifen in frembe Grundftüde, Anlagen und Nubungs- 
rechte geftattet it, umd indem für die Antvendung des Zwanges nicht das Vor⸗ 
handenſein eine® Öffentlichen Intereffes gefordert wird, ſondern in der Regel das 
Obwalten eine überwiegenden volkswirthſchaftlichen Nußens — der 
Landesfultur, des Bergbaues, manchmal auch der Induftrie — genügt, ja zuweilen 
die Zwangsbefugniß ala ein gefeßlicher Anfpruch des Nachbarrechts, ähnlich wie der 
Nothweg, auch jchon dort zuläffig ift, wo eine Lediglich dem Privatnupen des Ein- 
zelnen dienende W.anlage ohne ein folches Uebergreifen im fremden Beſitz nicht 
zweckmäßig Hergeftellt oder betrieben werden kann. Die einzelnen Zmangsbefugnifle 
find im Wejentlichen jolgende: 

aa) Das dem Befiker des einen Ufers eines fließenden Gewäſſers zuftehende 
Recht, eine Stauanlage an das Ufer des Gegenüberliegers gegen Entichädigung des 
leßteren anzufchließen, welche Befugniß entweder nur für Bewäfferungszwede ein⸗ 
geräumt ift — 3. 3. Preuß. Geſetz von 1848 $ 24, Franzöſ. Geſetz vom 11. Juli 
1847, Bayer. Gejeg von 1852 Art. 86—88 — ober fowol für landwirthſchaftliche 
als gewerbliche Zwecke geltend gemacht werben kann (Sachſ. Altenb. Gefeh von 1865 
88 78, 79; Bad. Waflergefeß von 1876 Art. 10); diefe Zwangsbefugniß greift 
meift fchon dann ftatt, wenn ohne den Anfchluß an das fremde Ufer die W. nicht 
zwedmäßig durchführbar ift, zuweilen aber, 3.3. nach dem Preuß. Gefeß von 1843, 
nur, wo die Bewäfjerungsanlage einem überwiegenden Landeskulturinterefie dient. 
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bb) Das Recht, zum Zweck einer Be- ober Entwäflerungsanlage das Wafjer 
über fremde Grundſtücke oder unter Mitbenubung fremder Leitungen zu⸗ ober abzu- 
leiten. Diejes Recht greift in der Regel nur Platz, wo ein überwiegenbes Intereſſe 
der Sandesfultur vorliegt, jo nach dem Preuß. Vorfluthedikt vom 15. Nov. 1811, 
Preuß. Geſetz von 1848 $ 25, Bayer. Waſſergeſetz Art. 89 ff. Bad. Waffergeſetz 
Art. 12, manchmal übrigens auch lediglich im Privatintereffe des Unternehmers 
einer Be⸗ ober Entwäfferungsanlage, 3. B. nach dem Franzöf. Gefe vom 29. April 
1845 ; zu Gunften der Entwäfjerung war die Ableitungabefugni früher meift auf 
die Fälle beichräntt, wo offene Ableitungsgräben Hergeftellt werden ſollten; nach⸗ 
dem fich die Entwäfferung durch verbedte Röhren — die Drainage — neuerdings 
ungemein entwidelt hat, wurbe meift auch zur Anbringung von unterixdifchen Drain- 
zöhren ein Bmwangsrecht” ertheilt (Preuß. Gejeg vom 11. Mai 1858; Franzöſ. 
Geſetz vom 10. Juni 1854; Bayer. Geſetz vom 15. April 1875). 

cc) Das Recht, fremde Stauanlagen für andere W.anftalten mitzugebrauchen, wird 
nach manchen Geſetzen zugeitanden, jofern die Mitbenugung des Waflerftaues für Die 
Bewäfſerung von Grundftäden ober die Bewegung eines Triebwerkes von Vortheil 
iſt und der Befiger der Stauanlage in der eigenen Waffernugung durch den Mitgebrauch 
einen Schaden erleidet; wer auf eine folche Mitbenukung Anipruch erhebt, hat 
natürlich einen entiprechenden Theil der Koften für Herftellung und Unterhaltung 
der Stauanlage zu tragen (vgl. Sachſ. Altenb. Geſetz I 88 ; Bad, Waſſergeſetz Art. 11). 

dd) Das Recht, das einem Anderen Fraft Privatrechts zur außfchließlichen Be 
mugung ober zu Eigenthum gehörige fließende Waſſer für eine Benugungsanlage in 
Anſpruch zu nehmen, ſofern daffelbe von bem zunächit Berechtigten nicht benußt 
wird (Bayer. Waſſergeſetz Art. 62 ff.; Sachſ. Altenb. Gejeh $ 16; Bad. Waffergefek 
Art. 14 ff.); diefe Bwangsbefugniß greift aber nur Pla, wenn das nicht benußte 
Wafler für einen Benutzungszweck in Anſpruch genommen wird, der einen über 
wiegenden landwirthſchaſtlichen oder induftriellen Nutzen barbietet; auch ift dem 
Berechtigten der Werth ber ihm entzogenen Waſſerkraft zu erjegen und, ehe die 
Entziegung durch die Verwaltungsbehörde ausgeiprochen wird, eine Friſt zu geben, 
innerhalb deren er die Entziefung dadurch abwenden kann, daß er das Waſſer für 
eine eigene Anlage in Benugung nimmt. — Richt felten ift unter den gleichen 
Boraugfegungen auch die Befugniß gegeben, die äußeren Anlagen eines fremden 
Waſſerwerks (Zu- und Ableitungs-⸗ Stauanlagen) unter Entſchädigung des Befitzers 
zum Zwed der Erzielung eines Waflerüberfchuffes abzuändern, fofern in Folge der 
mangelhaften Einrichtung dieſer Anlagen eine Waſſerverſchwendung verurfacht wird. 
& im Preuß. Gejeh von 1848 $ 37, Bad. Waflergejeß von 1876 Art 15. 

ee) Der Unternehmer einer Bewäfferungs- oder Entwäfjerungsanlage, 
welche einem überwiegenden Nußen der Sanbeskultur dient, kann gegenüber anderen 
Beſitzern von Grundftüden und Anlagen, ſowie gegenüber anderen Waflernugungs- 
berechtigten im Zwangswege alle jene Abtretungen und dinglichen Belaftungen in 
Anſpruch nehmen, welche zur planmäßigen und zwedentiprechenden Ausführung und 
Inftandhaltung der Anlage erforderlich find, natürlich nur nach vorausgegangener 
Prüfung des Planes und ber thatfächlichen und rechtlichen Verhältniffe durch bie 
Berwaltungsbehörde, mur gegen vollftändige Entfchädigung für alle Nachtheile und 
unter Vorbehalt beftimmter Anlagen, Gebäude, Hofräume, bezüglich deren eine ſolche 
Zwangsbefugniß nicht ftattfindet. So nach Sachſ. Altenb. Geſetz 88 96. 113 ff.; 
Bad. Waffergeiek Art. 12. 

ff) Endlich gehört Hierher die einer Mehrheit von Beſitzern zuftehende Befugniß, 
die betheiligte Minderheit im Berwaltungswege zur Theilnahme an genoffenfchaft« 
lichen W.unternefmungen zu zwingen. Bgl. d. Art. Waſſergenoſſenſchaften. 

d) Regelung der W. im Verwaltungsmwege. In einer Anzahl von 
Fällen ift den BVerwaltungsbehörden die Befugniß eingeräumt, die Benubung von 
Gewäflern und ihres Bettes für beftimmte Zwecke, auch wenn es ſich nicht um eine 
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der befonderen polizeilichen Genehmigung bebürftige Anlage handelt, zu regeln, zu 
leiten und zu überwachen. In fehr ausgedehnten Mafe ift dies binfichtlich der 
ſchiff· und floßbaren Gewäfler der Zall, deren Verkehrsgebrauch durch beſondere 
Schiffahrts⸗ und Floßordnungen im Berwaltungswege geordnet, beren fonftige Be- 
nußung durch bie Verwaltungs-, insbeſondere die Waflerbaubehörben im öffentlichen 
Sinterefje überwacht wird. Auch Hinfichtlich der fonftigen fließenden Gewäſſer — 
mit Ausnahme der im abgeichloffenen Eigenthum ober außfchließlichen Benutzungs- 
rechte ftehenden Kanäle — ift es meift ala Sache der Berwaltung anerkannt, foweit 
es die Öffentlichen Interefien des Waſſerſchutzes und ber Verhütung von Benutzungs- 
tollifionen erfordere, die Benutzung der Gewäfler zur Entnahme von Sand, Schlamm, 
Steinen, Waflerpflanzen u. dgl. zu regeln, ſowie ben binfichtlich der unſchädlichen 
Nutzungen, wie Baden, Tränken, Schöpfen u. dgl., zugelafſenen Gemeingebrauch zu 
ordnen. Endlich iſt überhaupt nad) manchen neueren Gefeken die Regelung der W., 
foweit die Vertheilung des Waffers nach Menge, Zeit, Modalitäten des Gebrauchs 
unter verfchiedene am gleichen Laufe berechtigte Gebrauchsintereſſenten in Frage 
tommt, mehr oder weniger Sache der Verwaltungsbehörden, welche dabei die gejeh- 
lichen Normativbeftimmungen anzuwenden haben. So insbeſondere nach den Geſetz⸗ 
gebungen, welche, wie in einer Anzahl ber Thüringifchen Staaten, ferner in 
Braunfchweig, Oldenburg, für den Preußiſchen Kreis Siegen, die natürlich fließenden, 
nicht ſchiff⸗ oder floßbaren Bäche und Flüffe als öffentliche Gewäfſer erklären. Aber 
au, wo das Syſtem ber Privatbäche und Flüfſe zu Grunde Liegt, iſt nicht felten 
der Verwaltungsbehörde die Befugniß gegeben, durch Werwaltungsreglements die 
Art, Zeit und Menge der Benutzung für ein gufammengehöriges, eine Anzahl von 
Bewäflerungd- und Triebwerksanlagen in fich jaffendes Gebiet zu ordnen; fo nad 
dem Franzöf. Recht Art. 6 8 3 des Gejehes vom 18./20. Aug. 1790 und Dekret 
vom 13. April 1861, Anlage V. Nr. 4, 5, 7; nad Art. 60 des Bayer. Wafler- 
geſetzes, nach 8 75 des Defterr. Wafjergejehes von 1869, nach Art. 30 des Bad. 
Waſſergeſetzes von 1876. 

8) Zuftändigkeit der Behörden. Während ungeachtet der Verſchiedenheit 
der Ausgangapunkte und der Mannigialtigkeit der Einzelbeftimmungen die materiellen 
Normen über die Benugung der Gewäfler in ganz Deutichland übereinftimmende 
Grundzüge aufweilen, jo macht fich Hinfichtlich der Regelung der Zuftändigleit der 
Behörden eine große Verſchiedenheit geltend, welche eine zufammenfafiende Darftellung 
ſehr erſchwert; gerade bei diefer Frage war e8 meift für die Art der Regelung von 
großer Bedeutung, ob die dritte Kategorie von Waflerläufen, die nicht jchiffe und 
floßbaren Zlüffe und Bäche, als Gegenftand bes Privatrechts oder ala öffentliche 
Gewäſſer erklärt wurden, indem bei dem erften Syitem in ber Regel der civilrecht- 
lichen Enticheidung, bei dem zweiten Syftem meiſt ber Buftändigfeit der Verwal⸗ 
tungsbehörben das Webergewicht gegeben wurde; auferbem aber ift es theils durch 
die Mannigfaltigfeit der Behördenorganifation in der inneren Verwaltung der ein« 
zelnen Deutſchen Staaten, theil® auch durch Die fehr verfchiedenartige, in den Eleineren 
Territorien meift ganz fehlende Organifation der Verwaltungsrechtäpflege bedingt, daß 
die Grundfäße über die Zuftändigkeit der Behörden in W.fachen jo verichiedenartige 
find. Es jollen daher in Folgendem nur einige Grundzüge hervorgehoben werden. 

3) Zuftändigfeit der Gerichte. Allgemein haben die bürgerlichen Gerichte 
über Streitigkeiten zu entſcheiden, die fich Hinfichtlich des Eigenthums und de Be— 
nutzungsrechts an Gewäflern ber erften Kategorie, den fog. geichloffenen Gewäfſern, 
Quellen, Zeichen, Regen« und Grundwafler, fünftlichen Gräben und Kanälen, er 
heben. Ferner fteht den Gerichten meift auch die Enticheidung der Streitigfeiten zu, 
welche zwifchen Einzelnen über bie Benußung ber fließenden Gewäfler der dritten 
Kategorie, der nicht fchiff- und floßbaren Bäche und Flüſſe entſtehen; doch ift nad 
den neueren Geſetzen, welche diefe Gewäffer als öffentlich erklären, nicht felten den 
Verwaltungabehörben die Befugniß zur Schlichtung von Kollifionen der Benutzungs- 
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berechtigten für ſolche Gewäfjer eingeräumt (vgl. Oldenb. Deich“ reſp. Waſſerordn. 
vom 8. Juni 1865 und 20. Nov. 1868 Art. 128, 129 bzw. Art 3, 5, 16; Sädjf.- 
Altenb. Geſetz $ 12; Braunſchw. Geſetz 88 4 ff.). Ueber Benutzungsrechte an 
Gewäfſern der zweiten Kategorie, fchiff- und floßbaren Gewäfſern, haben bie Civil» 
gerichte nur dann zu befinden, wenn es fi) um ein auf bejonderem privatrechtlichen 
Titel, 3. ®. regale, lehnrechtliche Verleihung, Privileg, beruhendes Recht handelt. 
Endlich enticheiden die bürgerlichen Gerichte über alle Entichäbigungsanfprüche, die 
fi) durch Verlegung fremder Rechte gelegentlich der W. und bei Geltendmachung 
don Bwangsbeiugnifien ergeben. Auch ſind fie zum Theil, ſoweit nämlich einzelne 
Zwangsbefugniffe, wie das Recht auf Anſchluß von Stauanlagen, auf Mitbenugung 
fremder Staumehre und auf Ableitung des Waffers über fremde Grundftüde, als 
nachbarrechtliche Laften anerfannt find, auch mit der Entſcheidung über die Zuläffig- 
keit diefer dem Privatrecht angehörigen Zwangabefugniffe betraut, fo nach den Fran⸗ 
zöfifchen Gefeken von 1845, 1847; Bad. Waflergejeg Art. 92. 

b) Den Berwaltungsbehörden fteht in folgenden fällen die Entfchließung zu: 
aa) Ueber die Negelung des Verkehr? und fonftigen Gemeingebrauchs an fchiffe 
und floßbaren Gewäfjern und ber dann ftattfindenden Sondernußungen, vorbehaltlich 
ber richterlichen Enticheidung über Berechtigungen, die auf bejonderen Privatrechte- 
titeln beruhen. Namentlich ift e8 auch Sache der Verwaltungsbehörbe, jeft- 
zuſtellen, ob und inwieweit ein Gewäſſer ala ſchiff- und floßbar zu behandeln ſei. 
bb) Ueber die Regelung der an nicht jchiff- und floßbaren Gewäſſern Fraft Gemein- 
gebrauchs jtattfindenden Heinen Nubungen des Badens, Schöpfens u. ſ. j., über 
die Regelung der Entnahme von Sand, Schlamm u. dgl. aus ſolchen Gewäffern. 
ec) Ueber die Genehmigung von W.anlagen und W.arten, die nach dem Geſetze 
einer vorgängigen polizeilichen Zulaffung bedürfen, woran fich eine ftändige polizei= 
liche Aufficht über den Betrieb und die Befugniß zur Setzung der Wichmarke, 
fowie zur Entjheidung über die Anwendung der Konzeffionsbedingungen anjchließt. 
dd) Ueber die Unterfagung einer W. im öffentlichen Intereſſe. ee) Ueber die 
Boraugfegungen und den Umfang der Statthaftigkeit von Zwangsbefugniſſen im 
Intereſſe der W., joweit nicht die Gerichte als zuftändig erklärt find. ff) Enblich 
in ſehr verfchiedener Ausdehnung über Kollifionen, die fich bei der Benutzung eines 
nicht Schiff: und floßbaren Gewäfjers durch mehrere Berechtigte ergeben. 

e) Die Verwaltungsgerihte. Die Zuftändigfeit der Verwaltungsrechts- 
pflege in W.fachen ift einerjeit® begrenzt durch die Fälle, für welche Die Kompetenz 
der bürgerlichen Gerichte anerkannt ift, ambdererjeits durch den den Berwaltungs- 
behörben eingeräumten Befugnißfreis. Soweit die Berwaltungsbehörden nach freiem 
Zweckmäßigkeitsermeſſen unter Wahrung der öffentlichen und unter Außgleichung der 
fich gegenüberftehenden nachbarlichen Intereffen die W. regeln und über die Ge— 
nehmigung und Interfagung von Benugungsanlagen und Benugungshandlungen, ſowie 
über die Zulaffung von Zwangsbefugniſſen bejchließen, ift an fich für die verwal⸗ 
tungögerichtliche Entjcheidung fein Raum gegeben. Je mehr aber bei allen diefen 
Entſcheidungen und bei der Ordnung ber ſich daran anknüpfenden Kollifionen das 
freie Ermeſſen der Verwaltung durch Normativbeftimmungen beichränft wird, je 
forgfältiger und eingehender fich die Geſetzgebung im Gebiete des Waſſerweſens ent· 
wickelt, deſto mehr bilden ſich auch im öffentlichen Rechte der W. zwiſchen den 
eingeinen Benutzungsberechtiglen, zwiſchen den Waflergenofjenfchaften, ihren Mit- 
gliedern und dritten Betheiligten feſt umgrenzte Nechteverhältniffe aus, welche fich 
im alle des Streites zur verwaltungsgerichtlichen Enticheidung eignen. Don diefem 
Gefichtapuntte aus find in denjenigen Deutfchen Staaten, welche die Berwaltungs- 
rechtspflege organifirt Haben, überall in größerem oder geringerem Umfange bes 
ftimmte NRechtsverhältniffe der Waflernugung der Entfcheidung der DVerwaltungs- 
gerichte überwiefen. Am umfangreichiten in Württemberg, wo nach dem Art 10 
3. 24 des Gejehes von 1876 über die Verwaltungsrechtöpflege die Vertvaltungs- 
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gerichte die Streitigkeiten über die Benutzung Öffentlicher Gewäſſer, einſchließlich der 
Frage, ob einem Waſſer die Eigenſchaft eines öffentlichen Waſſers zukommt, zu ent⸗ 
ſcheiden Haben. Aehnlich auch nach Art. 8 Ziff. 14 des Bayer. Verw.Ger. Geſ. 
von 1878, wonach, freilich vorbehaltlich der georbneten und in Waflernugungsfachen 
ſehr weit reichenden civilgerichtlichen Zuftändigfeit, den Berwaltungsgerichten die Ent- 
ſcheidung von Streitigkeiten über die Benutzung des Waflers und über Bewäſſerungs- 
und Entwäfferungsunternehmungen zugewieſen wird. Dagegen bat fich die Preußiſche 
Geſetzgebung darauf beſchränkt, für einzelne beftimmt bezeichnete Fälle die verwal« 
tungsgerichtliche Kompetenz feftzuftellen, 3. B. über die interimiftiiche Feitfegung der 
Stauhöhe, vorbehaltlich endgüftiger richterlicher Entſcheidung, über Anträge auf 
Mitbenugung von GEntwäflerungsanlagen, über die von Triebwerksbeſitzern gegen 
neue Bewäfferungsanlagen erhobenen Widerfprüche, namentlich aber können polizeiliche 
Verfügungen der Orts⸗ und Sreisbehörden in Wafjernugungsfachen durch Klage gegen 
den in Mäter Inſtanz ergangenen Berwaltungsbejcheid wegen Nichtanwenbung ober 
unrichtiger Anwendung des Rechts zur Entſcheidung der Verwaltungsgerichte gebracht 
werden (Art. 63 des Gejehes vom 26. Juli 1880). Auch nach dem neueften Bad. 
Waſſergeſetz von 1876 Art. 90 und 91 ift die Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichte 
in Waflernugungsfachen auf wenige Fälle, namentlich Streitigkeiten zwiſchen Wafler- 
genoffenshaften und ihren Mitgliedern und über die Aufnahme in Waffergenofien- 
ſchaften, beſchränkt. 
b. Allg. SR. 1.888 96 19 88 176, 223 II. 15 88 38 ff. 229 ff. — 
Gele ——— — —3* vd. * ef 1811. — ji Sc a bie Be ng ie Ur 
flüffe vom 28. fyebr. — Ei vom 28. Sehr. 1848 und 11. Mai — Fre 
ordnung für Siegen vom 26. Dftober —— ayr. Geſeß vom 28. Rat 1852 und 15. 
April 1873, betreffend bie Benupun, mg, bes Waſſers u. betr. die Be und Entwäfjerungsunter: 
nehmungen zum Zwecke ber Bobenkultur. — dl. * Saat ee, bie en von 
Woflerläufen vom 15. Auı uß 1855 und 9. 2—56 des Sä u. 
Bad. en dom 1876 und — vom 24. Dezember 1876. — 
Sub, get j. Gelege vom Febr. 1858, be. ie Megulirung ber Bäche, u. vom 20. Febr. 
die —— und RD von Waflertriebwerten. — Medlenburg: 
a Derorbn. dom er die Entwäflerung ber Ländereien. mar 
Geſetz vom 16. Febr. 1854 Ph ben Schug & egen fließende Gewaſſer und über die Be 
derſelben. — —— Dlben Oldenburg. Dei; und Sielorbnung vom 8. Yuni 1855 
MWafferordnung vom 20. 863 und Birkenfeld. Seien vom 22. Mar 1861 über Be- 
und Entwäfjerungsanlagen. — —— Waſſergeſe dv. 20. Juni 1876. — Meining. 
Gejeh vom 6. Mai 1872, die Zenuung und Behandlung ber Gewäffer betreffend. — Sad. 
Altenburg. Geſetz vom 18. Oftober 1865 über bie Beatäverh. „Pupatuig des Waflerd. — 
Gotha reip. Rubur Gefeh vom 12. April 1859 reſp. 871 über bie Benupung 
12 —— u. den Shut m en bafielbe. — Sanarı * s tubotf. Gele vom 7. Februar 
68. — Shmarzb. erah. Geſetz vom 26. — Reuß, Geſetz vom 6. 
Si 1872. — Sippe-Detmold. "Sefeh über Be And en vom 17. 
ärz 1859. — Walbded. Geſetz vom 18. Juni 1862 über Ent: und Bewäſſerung ber Grund: 
made — gübed" ie an a boe ih 2. — — — Brem. Waflerorbnung 
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Lit.: Lehrb. b. Panb. u. d. Privatrechts, Are: 1Windideib, I Ss * 8.3, 8 169 8.5; 
v. Gerber, 88 61— a mnletn ; Stobb 64. — Rösler, 
Beutiches Verwaltungsrecht L 214— 2244. — Pia Eh 1876, ‘ar — v. Sancrin, 
Abhdl. zum Waflerrechte, he ke. 1790 und 1: eurer, Wafjerrecht. 
Gejterding, Beitr. 14 fferrecht, im Arc h civ. Prx. Bd. IL 1820. — Funde 
um Waſſerrecht, ebenda Bd. XII. — Kori, Ueber das Baflerreäit, ebenda, Bb. u _ 
Örner — — Seh re über bie ehörigkeit ber fließenben Gerwäffer, ebenba, 
2, XXXVI — Kant flikte b. Safe — u 1 1,1847. — Elvers, ©. Recht 
d. Waflerlaufs, in = nie, Feue — e I. omagnofi, Bom fer- 
Teitungs recht, überjegt von Riebuhr, I: ef I" — zwiſchen —— 
barn (Rai le t), 2. Aufl. 1880; ER rund, afſerrechts nach Gem. Recht, in 
zoheb. f. b. VII. 1865. — Slaß, Die wa. tl. © Hay ‚1865. — Schent, Bur 
—ES 1860. — Endemann, Das ländl. Wafferr: — Weite, Recitöler. 
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3b. XIV. Art. Waſſerrecht. — Kappeler, Der Rechtsbegriff d. öff. Baflerlaufe, 1867. — 
Bappäus, Zur Lehre von den dem Er a enen Sadıen, 1867. — 8. dv. Stein: 

Die Bafferrechtäleher, in Haimerl "3 V. J. S .— Eiſele, Aeber d. Rechtsv 

res publicae in publ. usu, 1 _ Ben ie Unzulän, lichteit der beftehenden Wa 
eſeße, 1876. — Brüdner, a Deutiche — in irth’8 Annalen, Pape _ 
Be. Begriff und Bedeutung des Öff. umd priv. Wafferlaufs, in der Zeitſchr für vergl. 
Rechtaw., Bd. I. u. IL. 1878/1880. — subanen,, Zulammenftellung des in Deutichland 
eltenden Waflerreiht?, 1881. — Sarwey, Oeff. Redt u. Vermaltınge-Rechtäp ege 1880, 
E35 Für Preußen: Aa * ——— über eupung ber tibatfäe, 
En _ „Sheet, Dad Preuf — Rieb erbing, Waffer: und 
Do 1 Preuß, Staat, — — here, D. Waffergeii eogebung — ak uni, 
2. Au Für TE v. Fluß und fierpo 1848. P. 
Kath Br Sa dz3l, Dad Bayı. Woflerader ı ei "852, — 
—38 ür Sad fen: Rigmann, Dad Wal — nah Gem. und Sächſ. 
Bet —* — Für aüzttemberg: Art Sacenzeiit, $ 116-123. — Für Baben: 
—A— Bad. — 1877. 17 Seanteeig zu — u er 
Daviel, Treitö de Teekıltion et as la ue 1845. A. 
Ploeque, Des cours d’eau navigables et flottal 1es, —* —E — "Nedault de 
Buffon, Des usines et an een sr les cours d’eau, — a 2 vol. 1874. — 
Br Bfenige Elli keimgene 16h, e denn, Ripti no, DE Ra 
e of — Für Defterreid: v. Kißling, Die ur 
henden ee 1870. — ». Ranba, Aibling 2 Oeſterr. 

u ee, 1877. — Beyrer, Das Oeſterr. Waſſerrecht, 1 
8. Schentel. 


Waflergenofienihaften. (S. Thl. I. S. 496 u. d. Art. Bewäfferungs- 
und Entwäfferungsanlagen.) I. Geſchichtliches. Die Bildung von W., 
deren Zwed entweder gemeinfame Benußung eines Waflerlaufes zur Bewäſſerung 
oder zur Bewegung von Mühlen, oder ber gemeinfame Waſſerſchutz ift, reicht in bie 
älteften Zeiten der Deutfchen Rechtsentwickelung zurüd, da die Natur der Dinge es 
mit fich bringt, daß die Befiger der im Wafferbereich gelegenen Grundftüde und 
Anlagen, joweit ihre Interefien in bem gemeinfamen Bebirfniß einer geregelten 
Vaflerbenugung und eines geordneten Waſſerſchutzes einen Vereinigungapuntt finden, 
unter genofjenfchaftlicher Organifation zur gemeinjchaftlichen Leitung und Ueber« 
wadung der zur Erfüllung diefer Aufgaben erforderlichen Maßregeln zufammentreten. 
Die Rechtsverhältniffe diefer W. entwidelten ſich in ben einzelnen Deutjchen Ge- 
bieten nach ber befonderen Lage der Landwirthſchaft und ber Subuftrie, nach ber 
eigenthümlichen Art der Bodengeftalt und der Ablaufsbedingungen, je nachdem das 
Bedürfniß ber Entwäfſerung, des Uferſchutzes, ber Eindeichung oder das Streben 
nach Ausnutzung des Waſſers für bie Wieſenwäſſerung oder als Triebkraft voran⸗ 
ſtand, auf Grund partikularrechtlicher Gewohnheiten, Statuten und ſonſtiger Rechts⸗ 
quellen ſehr verſchiedenartig, zunächſt auch durch die Einführung des Römiſchen 
Rechts, welchem derartige Organiſationen unbekannt find, nur wenig beeinflußt; 
nicht ſelten lehnten fich die W. an die beſtehende Organiſation der Markgenoſſen⸗ 
ſchaft oder der ländlichen Gemeinden an, welche in vielen Gebieten als Beſitzer 
ber die Gemarkung berührenden Bäche und nicht ſchiffbaren Flüfſe betrachtet wurden. 
Das Thaͤtigkeitsgebiet dieſer W., ihre — — ihre Zwangs⸗ und Straf⸗ 
befugniffe und ihre Drganifation waren durch Herlommen, durch Vereinbarungen 
der Betheiligten, durch Weisthümer und ZTaidinge, dur Flur⸗ und Feldord⸗ 
nungen, und ſeit Erſtarkung der Territorialgewalten auch nicht ſelten durch Privi—⸗ 
legien, Statuten und Edikte der Landeöherren geregelt. Als ſich der Polizeiftaat 
herausbildete, welcher jede nicht ftaatspolizeilich genehmigte Vereinigung mit Mike 
trauen betrachtete, und namentlich feit Anfang dieſes Jahrhunderts, als die Grund» 
ſatze des Rechtsftaats in den Deutfchen Territorien immer mehr zur Anerkennung 
gelangten, als in Folge davon bie Geltung bes Gewohnheitsrechts zurüdgebrängt 
und eine zwangsgenoffenfchaftliche Organifation nur auf Grund befondern Gejehed 
ala rechtsgultig erachtet wurbe, ift die rechtliche Grundlage diefer W., welche fich 
mangel® genauer Nachweife über ihre Entjtehung vielfach nur auf eine feit unvor⸗ 
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denklicher Zeit ftattfindende Uebung berufen fonnten, tief erjchättert worden. Zum 
NachtHeile der Landeskulturinterefien find manche dieſer Genoffenfchaften ber ihnen 
ungünftigen Rechtöentwidelung zum Opfer gefallen oder zur Ginftellung ihrer or- 
gantfationamäßigen Thätigfeit veranlaßt worden. Vielfach wurden fie nur nod 
als Gejellfchaften oder Miteigenthumsverhältniffe im Sinn bes Röm. Rechte be 
handelt, wodurch ber dauernde Beftand und das ftetige Funktioniren ihrer Organe 
in® Ungewiſſe gejegt wurben. Namentlich aber war es in Ermangelung einer ent- 
ſprechenden Gejeßgebung nicht Leicht möglich, Die beftehenden Genoſſenſchaften durch 
Mehrheitsbeichlüffe ober durch Berwaltungseingreifen, entiprechend den geänderten 
Berhältniffen, umzubilden und zu erweitern ober neue W. gegen den Willen einzelner 
Wiberftrebender zu errichten. Das Bebürfniß nach einer geſetzlichen Regelung der 
Berhältniffe ſolcher Genofſenſchaften ward aber um fo dringender, je mehr die Zu- 
nahme der Bevölkerung, die Entwidelung einer fich der Waſſerkraft in weiterem Um« 
fange bebienenden Induftrie und einer auf den Futterbau angewiefenen intenfiven 
Landwirthſchaft zu einer rationellen Ausnügung der treibenden und befruchtenden 
Kräfte des Wafler und zur nachhaltigen Abwehr feiner fchädigenden Wirkungen 
Beranlaffung gaben umd je mehr fich die Staatsverwaltung der auf dem Gebiete 
der Landesfultur ihr geftellten Aufgaben bewußt ward. Seit den dreißiger Jahren 
beginnt auf biefem Gebiete eine nad Inhalt und Umfang beftändig wachſende 
Thätigfeit der eingelftaatlichen Gejehgebungen. Nachdem jchon durch das Groß. 
Heſſ. Wiefenkulturgefeg vom 7. Oftbr. 1830 die Herftellung gemeinfamer Anlagen 
zur Berbefierung von Wiejenfluren und durch das Kurhefſ. Geſetz vom 28. Oktbr. 
18834 die zwangsweiſe Bildung von Genoffenichaften für die Be- und Entwäſſerung 
geregelt worden war, ift durch die 88 56—59 bes Preuß. Gejehes vom 28. Febr. 
1843 über die Privatflüffe für ein großes Staatögebiet eine neue Rechtsgrundlage 
für die Bildung von Bewäflerungsgenofjenichaften hergeftellt worden; nach den Be 
ftimmungen des Preuß. Geſetzes können die an einem gemeinnüßigen Waflerbenügungs 
unternehmen betheiligten Befiger auch gegen ihren Willen durch landesherrliche Ber- 
ordnung zu einer Genofjenfchaft vereinigt und zur gemeinjamen Anlage und Unter 
haltung der erforderlichen Waſſerwerke verpflichtet werden; auch ift der Beftand der 
von Alters her vorhandenen Genoſſenſchaften ausbrüdlich als tehtögültig anerkannt 
worden; dieſe Beftimmungen des Preuß. Geſetzes von 1843 erhielten eine wejentliche Er- 
gänzung dadurch, daß fie Durch das Gefek vom 11. Mai 1853 auch auf Entwäflerung® 
genoſſenſchaften (mit Ausnahme der Drainage) ausgedehnt wurden und daß bie 
Rechtsverhältnifſe der Wafferjchubgenoflenfchaften durch das ausführliche Geſetz vom 
28. Januar 1848 über das Deichtweien eine Regelung erfuhren. Indem nach dem 
Scheitern der politifchen Bewegung der Jahre 1848 und 1849 die Thätigkeit ber 
Regierungen fich überall mit bejonderer Sorgfalt ber Hebung der wirthichaftlichen Ber- 
hältniffe zuwandte, wuchs insbeſondere in den fünfziger Jahren eine jehr umfang: 
und inhaltreiche partifulare Geſetzgebung im Gebiete des Waſſerrechts empor, welche 
auch das Genoſſenſchaftsweſen in ihren Bereich zog. Namentlich wurde die zwange 
weiſe Bildung don W. zum Theil im Anſchluß an die eben erwähnten Geſetze durch 
das Badifche Gejeb vom 18. Febr. 1851 und durch die umfaſſende Bayr. Waſſer⸗ 
geſetzgebung vom 28. Mai 1852 geordnet; ferner in ähnlicher Weiſe im Königt. 
Sachſen durch Gelee vom 15. Auguft 1855 und 9. Febr. 1864, im Großh. Heffen 
durch Gefeg vom 2. Jar. 1858, im Groß. Sacjen-Weimar durch Geſetz vom 
16. Sehr. 1854, im Herzogth. Sacjen-Roburg-Gotha durch Gejege vom 12. April 
1859 und 7. Febr. 1871, in Schwargburg-Sondershaufen durch Gele vom 26. 
Yan. 1858, in Lippe-Detmold durch Gefeh vom 17. März 1859, in Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt durch Geſetz vom 7. Febr. 1868, in Sachien-Altenburg durch Geſetze vom 
18. Oftbr. 1865 und 25. April 1866, im Großh. Oldenburg durch Gejee vom 
8. Juni 1865, 20. Novbr. 1868 und 22. März 1861. Nachdem die im Jahre 
1876 erlafjene ausführliche Waffergefeggebung von Baden und Braunjchweig aud 
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die Verhältniffe der Waflergenoffenfchaften einer Neuregelung unterworfen hatte, ift 
für daß ganze Gebiet bes Preuß. Staats durch das Gele vom 1. — 1879, 
betr. die Bildung von W. eine wol zunächft abjchließende und auch für das 
Deutſchland vorbildliche Regelung diefer Materie erfolgt. Tür Oefterreich enthält 
dad Waflerrechtögejeh vom 80. Mai 1869 eine ausführliche Orbnung der Rechts⸗ 
verhältniffe der W.; für Eljaß-Lothringen ift in diejer Hinficht im Ganzen bie 
Franz. Gefehgebung maßgebend, die Übrigens durch ein Geje vom 11. Mai 1877 
nicht unweſentliche Andernngen erfahren bat. 

I. Grundzüge ber partitularrehtlihen Normen über W. 

Nach den Beitimmungen des Civilrechts ift es zuläffig, daß die Eigenthlimer 
von Grundſtücken und Anlagen, welche ein gemeinjchaftliches Intereffe der Waſſer⸗ 
benugung oder des Waſſerſchutzes haben, fich zur gemeinjamen Befriedigung dieſes 
Intereſſes vereinigen; eine neue Perfönlichfeit wird durch dieſe Vereinigung nicht 
geichaffen ; e8 wird blos Durch Webereinftimmung der betheiligten Beſitzer eine privat« 
rechtliche Gejellichaft gebildet und es regelt fi) die Frage der Gejchäftzleitung, die 
Betheiligung an den Koften und Ergebniffen der gemeinjchaftlichen Thätigfeit, die 
Auflöfung der Gefellihaft nach dem Inhalte des abgeichloffenen Geſellſchaftsvertrags, 
bzw. nach den civilvechtlichen Beſtimmungen über das Sozietätsverhältniß. Eine 
beiondere Bedeutung in wirthichaftlicher Hinficht können derartige Geſellſchaften kaum 
erlangen, da ihr Beftand und ihr Funktioniren im Wefentlichen von der jortdauern- 
den Webereinftimmung der Gejelligaftömitglieder abhängig if. Diefe Waffer- 
gefellfhaften bebürfen daher auch hier keiner weiteren Betrachtung, vielmehr 
hat fich die Darſtellung auf die W. zu beſchränken, d. h. diejenigen Vereinigungen 
mehrerer Befitzer zum Zwecke gemeinſchaftlicher Waſſernutzung ober Waſſerſchutzmaß⸗ 
regeln, wobei die Gemeinſchaft der Betheiligten als juriſtiſche Perſönlichkeit anerkannt 
und durch ihre Organiſation die Gewährleiſtung dauernden Beſtandes gegeben iſt. 
Die neuere Geſetzgebung re zwei Hauptformen diefer W., die freien (nicht 
autorifirten) und bie öffentlichen WB 

1) Die freien W. werben dadurch gebildet, daß jämmtliche Betheiligte aus⸗ 
drüdlich und übereinftimmend erflären, für bie Verfolgung beitimmter gemeinichaft- 
licher Zwecke des Waſſerſchutzes ober der Waſſerbenutzung eine Genoſſenſchaft errichten 
zu wollen. Der Umkreis der Zwecke freier W. iſt ein ſehr weiter. Nach dem - 
Preuß. Gefeh dv. 1879 Türmen fie gebildet werden zur Benutzung und Unterhaltung 
von Gewäflern, zur Ent- und Bewäfferung von Grundftüden, zum Schuß der Ufer, 
zur Anlegung, Benutzung oder Unterhaltung von Wafferläufen oder Sammelbeden, 
zur Waflerverforgung, zur Heritellung und Berbefferung von Wafferftraßen und 
anderen Schiffahrtsanlagen; in ähnlichem Umfange — mit Ausnahme der Herftellung 
von Schiffahrtswegen und -anlagen — ift die Bildung nicht autorifirter W. zu⸗ 
läffig nach dem in Elfak-Lothringen geltenden Franz. Gejehe vom 21. Juni 1865 
äber die Syndilatafjoziationen, welchen Geſetze das Preußiſche in mehrfacher Hin- 
ficht nachgebildet ift. Die Uebereinftimmung der Betheiligten muß übrigens, damit 
fie der Vereinigung die Rechte der juriftifchen Perjönlichfeit verfchafft, im einer be= 
fimmten Rechteform feftgeftellt werden; die Webereinfunft muß ſchriftlich — Franz. 
Gele Art: 5 — ober gerichtlich bzw. notariell — Preuß. Geſetz $ 11 — ab» 
geihloffen werben; auch iſt die Organifation der Genoffenichaft dur ein Statut 
zu regeln, welchen entweder in einem gerichtlichen Register — Preuß. Geſetz $ 13 — 
einzutragen ober im Amtsblatte öffentlich zu verfünden ift — Franz. Gefe Art. 6 —. 
Wenn auch die freien W., foweit nicht für die Art der von ihnen zu beforgenben 
Aufgaben allgemein=polizeiliche Vorſchriften maßgebend find, ala Perfonen des Privat- 
rechis ohne unmittelbare Einwirkung und Kontrole der Verwaltungsbehörden thätig 
find, fo gelten doch Hinfichtlich der Beftellung der Organe, des Ein- und Austritts 
und der Haftbarfeit der Mitglieder, ſowie ber Auflöfung ber Genofienfchaft geſetzliche 
Rormativbeftimmungen, welche durch freie Mebereinfunft der Betheiligten nicht ab⸗ 
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geändert werben können. Es findet in diefer Hinficht auf die W. im Allgemeinen 
die Analogie der Erwerbs- und Wirthfchaftsgenoffenfchaften Anwendung; jedoch wird 
ein wejentlicher Unterfchied durch die BVerichiedenheit der von beiden Arten von 
Genofſenſchaften zu verfolgenden Zwecke bedingt. Die Angehörigkeit zur Erwerbs 
und Wirthichaftsgenofienfchaft ift ein Lediglich perfönliches, zur Förderung des in- 
bividuellen Kredits geknüpftes Band, defien Feſtigkeit durch die jolidare Haftbarteit 
der Genoffen gewährleiftet wirb, das aber durch Austritt des Mitglieds jederzeit 
gelöft werben fann; bei der W. dagegen ift das einigende Band in das dingliche 
Verhältniß eingefchlungen, in welchem das Genofienfchaftsmitglied zu den durch die 
genofſenſchaftliche Thätigkeit zu ſchützenden und zu verbeffernden Anlagen und Grund: 
ftüden fteht. Wegen diefer dinglichen Grundlage der W. bedarf es zur Sicherung 
berfelben nach Außen der Solidarhaft der Mitglieber nicht; es genügt, wenn der 
Genoſſenſchaft die Möglichkeit gegeben ift, im Grumbbuch die Eigenſchaft der Zus 
gehörigteit der betr. Grundftüde und Anlagen zur W. zu vermerfen und bie Bei- 
tragsverpflichtung als eine Neallaft oder doch ald eine durch Vorzugsrecht oder 
Hypothek geftcherte Forderung im Pfandbuch einzutragen, wenn ferner den Gläubigen 
ber W. die Vefugniß eingeräumt wird, die Genoſſenſchaftsorgane zur Beitreibung - 
der in biefer Weife gebedten Genoffenjchaftsichulden bei den Mitgliedern zu zwingen. 
Mit diefer dinglichen Grundlage der W. hängt es dann auch zufammen, daß bei 
einem Befigwechjel der neue Erwerber des zur Genoffenfchaft gehörigen Grunditüds 
kraft Gefehes an Stelle des früheren Genoffenfchaftemitgliebs eintritt und daß den 
Mitgliedern der Genofienfchaft, To Lange fie im Befike zugehöriger Grundſtücke find 
und folange nicht die Genoffenfchaft aufgelöft wird, grundfäglid — alfo abgefehen 
von beionderen ftatutarifchen Beitimmungen oder von befonderer Geftattung durch 
bie Genoffenjchaftgorgane — ber freie Austritt aus der Gemofienfchaft nicht geftattet iſt. 

2) Defjentlihe Genofjenfhaften. Während die freien MW. juriſtiſche 
Perfonen bes Privatrechts find und die durch das Genoſſenſchaftsverhältniß begrün- 
beten Beziehungen, ſowol zwiſchen den Genoffen untereinander und gegenüber der 
Genofienichaft, als auch nach Außen im Wefentlichen durch die civilvechtlichen Normen 
und Zuftänbigleiten beherricht werden, fo wurzeln die öffentlichen WW. im öffentlichen 
Recht, ihre Errichtung jet ein durch die Verwaltungsbehörbe geleitetes Verjahren 
voraus, fie unterliegen Hinfichtlich ihrer Organifation und Thätigkeit der Aufficht 
der Verwaltungabehörben, dag Rechtsverhältniß zwiſchen ber Genoffenfchaft und ihren 
Mitgliedern beftimmt fich nach öffentlich-rechtlichen Normen. Vorausſetzung für die 
Bildung einer Öffentlichen W. ift, daß ein öffentliches oder doc) ein gemeinwirth« 
Tchaftliches Interefle bei der Vereinigung der betheiligten Befiger obwalte; es braucht 
nicht ein unmittelbare Intereſſe des Staat oder einer fommunalen Gemeinſchait 
vorzuliegen; es genügt, wenn ein überwiegender Bortheil der Landeskultur, ein über 
ben Gewinn der Einzelwirthſchaft Hinaugreichendes nationalöfonomijches Intereſſe 
einer Anzahl von Grund» ober Anlagenbefigern anzunehmen ift. In der Regel 
find die einzelnen Zwecke, für welche üffentliche W. gebildet werben können, in den 
Geſetzen genau bezeichnet, während die älteren Geſetze die Genoffenſchaftsbildung 
vorfichtig auf wenige Fälle, namentlich die gemeinfchaftliche Bewäflerung und Ent 
wäſſerung, Yehtere meift mit Ausnahme der Drainage, ferner auf die Herftellung 
don Deichen und die Korreftion von Flüffen beſchränken, jo macht fich in der neueren 
Geſetzgebung, namentlich im Preuß. Gelege von 1879, das Beftreben geltend, der 
genofſenſchaftlichen Thätigkeit einen möglichft weiten Spielraum auf dem ganzen 
Gebiete gemeinſchaftlicher Maßregeln der Waffernugung und des Waſſerſchuhes zu 
eröffnen. 

Die öffentlichen W. zerfallen wieder in zwei Sategorien, folche, die durd 
übereinftimmenden Beſchluß der Betheiligten gebildet werden, und ſolche, 
bei welchen en Zwang zum Beitritt ausgeübt wird. Faſt alle Geſetze, welche 
das Inſtitut der W. regeln, begründen eine Zwangspflicht zum Beitritt für die 
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Befiger der in ben Bereich der genofjenfchaftlichen Anlage jallenden Grundſtücke, 
wenn es fich um bie Errichtung von gemeinichaftlichen, einem überwiegenden Intereſſe 
ber Landeskultur dienenden Bewäjferungs- und Entwäjferungsunter- 
nehmungen handelt; und zwar wird nunmehr in ber Regel auch die Drainage ben 
zwangsgenoſſenſchaftlichen Entwäfferungsanlagen beigerechnet. Vgl. Bayr. Nachtrags- 
geſetz vom 15. April 1875; $ 1 des Gljaß-Lothr. Gefehes vom 11. Mai 1877 
und Preuß. Gejeg von 1879 8 62; nur das königl. Sächſ. Geſetz vom 15. Aug. 
1855 über die Berichtigung ber Wafferläufe und die Ausführung von Ent- und 
Bewäfferungsanlagen ftatuirt bei Anlagen ber Iegteren Art keine Verpflichtung zur 
Genoffenſchaftsbildung. Was die Aufgaben des Waſſerſchutzes angeht, fo ift nach 
Preuß. Recht nur Hinfichtlich der Herftellung und Unterhaltung von Schußbeichen 
im Gejeg vom 28. Januar 1848 eine Verpflichtung ber beteiligten Grund- 
befiger zur Theilnahme an den Schußgenofienjchaften begründet; die Geſetze anderer 
Staaten dagegen laffen einen Beitritiszwang auch dann zu, wenn es fich um ge— 
meinfame Maßregeln zur Ausführung von Korrektionen eines Waflerlauf® — 3. B. 
fönigl. Sächſ. Gejeh vom 15. Auguft 1855 —, oder wenn es fich überhaupt um 
gemeinfame Bauten zum Schuß der Grundftüde und um Anlagen gegen Ujerabbruch 
und Ueberſchwemmung handelt, in bejonder® weitem Umfange 3. B. nah Art. 56 
bes Defterr. Waffergefeges von 1869, nach Art. 9 de Franz. Geſetzes vom 21. Juni 
1865, nach Art. 66 des Badifchen Waſſergeſetzes vom 25. Auguft 1876 und nad 
den meiften Waflergefegen der Thüringiſchen Staaten. — Damit ein Beitrittözwang 
dur die Berwaltung ausgeübt werden Tann, muß in der Regel auf Grund aus— 
führlicher Vorarbeiten und Pläne dargetfan werden, daß das Unternehmen einem 
gemeinwirthſchaftlichen Nuten diene und daß es ohne den zwangsweiſen Beizug der 
an der Ausführung beteiligten Befiker von Grundftüden und Anlagen nicht zwed« 
mäßig ausgeführt werden könne. Auch ift in einem von der Verwaltungsbehörbe 
zu leitenden Verfahren nach vorausgegangener öffentlicher Aufforderung allen Be— 
teiligten, namentlich auch dritten Befikern von Grundftüden, auf welche die 
genofienfchaftliche Anlage vielleicht Einwirkungen ausüben könnte, Gelegenheit zu 
geben, ihre Intereffen und Rechte zur Geltung zu bringen. Bei den meiſten Arten 
gemeinfamer Anlagen ift ein Zwang gegen einzelne Betheiligte nur dann zuläffig, 
wenn mindeſtens eine beftimmte Mehrheit der durch die Anlage berührten Befiker 
dem Unternehmer zuftimmt; dieſe Mehrheit ift insbeſondere bei Be- und Entwäfjerungs- 
anlagen nicht nach Köpfen, ſondern nach dem fachlichen Intereſſe, aljo nach Größe 
und Werth der beteiligten Grundſtücke und Anlagen zu berechnen, mit welcher 
Berechnung manchmal die nach Köpfen kombinirt ift; 3. B. nach Art. 16 des 
Bayr. Gejehes vom 28. Mai 1852 und nach Art 31 des Badiſchen Wafjergejepes 
don 1876 mindeſtens zwei Drittel der beteiligten Grundfläche, nach $ 65 bes 
Preuß. Gejees von 1879 die Mehrheit der Betheiligten nach der Fläche und 
dem Kataftralveinerttag der zu betheiligenden Grundſtücke berechnet, nach Art. 12 
de Franz. Geſetzes vom 21. Juni 1865 eine Mehrheit, welche entweder zwei Drittel 
der Grundfläche vertritt, oder zwei Drittel der Betheiligten, denen mehr als die Hälfte 
der Grundftüde gehört. Nach manchen neueren Gejeken, 3. B. Koburg-Gothaifche 
Geieke vom 12. April 1859 und 7. Febr. 1871, genügt ſchon die Zuftimmung 
der Hälfte, nach ber Siegener Wiefenordnung fogar die Zuftimmung eines Viertel; 
auch ift manchmal, 3. B. Badifches Waſſergeſeh von 1876 und Elfah-Lothr. Gefek 
vom 11. Mai 1877, beitimmt, daß die Nichterfcheinenden und Nichtabftimmenden 
don vornherein als zuftimmend gezählt werben. Endlich ift bei gewiſſen, unzweifel« 
daft dem öffentlichen Intereſſe dienenden gemeinfchaftlichen Anlagen, namentlich bei 
Erichtung und Unterhaltung von Deichen nach dem Preuß. Geſetze von 1848, 
'erner bei jchon von Alters ber beitehenden gemeinfchaftlichen Bewäſſerungs⸗ und 
Sntwäflerungsanlagen nach Art. 59 des Badiſchen Waflergefehes von 1876, ber 
Verwaltungsbehörbe bie Befugniß eingeräumt, auch ohne bie Zuſtimmung einer 


1262 BBaflergensttenichaften. 


Mehrheit der Betheiligten die Bildung von Genofienfchaften und die gemeinfame 
Unterhaltung der früher errichteten Anlagen zu verlangen. 

Sowol die auf freier Vereinbarung, als die auf Zwang beruhenden dient: 
lihen W. erhalten die Gigenfchaft als juriſtiſche Perjönlichleit des öffentlichen 
Recht? durch eine bejondere, nach Prüfung der gejehlichen Vorausſetzungen ergebende 
Entſchließung der DVerwaltungsbehörbe, entweder ſchon durch die dem Unternehmen 
ertheilte Verwaltungsgenehmigung, 3. B. Badiſches Waſſergeſetz Art. 41, oder durch 





‚die Genehmigung der Sapungen, Preuß. Gejeh von 1879 88 4 u. 57; wo Zwang 
gegen einzelne Betheiligte zur Durchführung gelangt, ift in der Regel eine lande» 


herrliche Entſchließung erforderlich. Die inneren Verhältnifſe der öffentlichen W. 
find durch eingehende Statuten zu regeln, welche insbeſondere Namen, Wohnfi, 
Zweck, Umfang der Genofjenjchaft, die Verpflichtungen der Genoffenfchajter, die Wahl 
und Berugniffe der Genofienfchaftsorgane ordnen und einer Beftätigung der Verwal⸗ 
tungsbehörde bedürfen. 

Noch fchärfer ala bei ben freien, tritt bei dem öffentlichen W. und namentlich 
bei den Zwangsgenoffenfchaften die dingliche Natur des genofjenfchaftlichen Rechte 
verhältnifjes hervor. Als Mitglieder diefer W. können nur ſolche Perfonen ein- 
treten, welche durch den Beſitz von betheiligten Grundftäden und Anlagen ein ding: 
liches Interefie an dem Beftehen und der Thätigleit der W. Haben, ein Prinzip, 
welches nur infofern manchmal «ne gewiſſe Einfchränfung erfährt, ala ben Ge 
meinben, jelbft wenn fie feine Grundftüde oder Anlagen im Bereiche der genofjen- 
Schaftlichen Unternefmung befigen, der Eintritt in die Genoſſenſchaft freifteht. Auch 
für die Höhe der Beiträge zu den Koften der genofjenjchaftlichen Verwaltung wie 
anbererjeit8 für den Umfang des Stimmrechts bei der Beichlußfafjung über genofien- 
ſchaftliche Angelegenheiten ift ber bingliche Nutzen der einzelnen Genofjenichaits- 
mitglieder maßgebend, joweit nicht durch freie Vereinbarung oder ftatutarifche Be- 
flimmung etwas anderes feftgefeßt ift; manchmal, 3. B. im $ 16 des Preuß. Teich: 
geſetzes dv. 28. Yan. 1848, 88 66 u. 67 des Preuß. Geſetzes von 1879, begnügt ſich 
der Gefehgeber das allgemeine Prinzip aufzuftellen, daß Laften und Stimmrecht 
nach dem den Genofjen aus den gemeinfamen Anlagen erwachienden Bortheile zu 
regeln jeien; manchmal find im Geſetz jelbft Normativbeitimmungen für die Be 
meffung des in dieſer Hinficht in Betracht kommenden bdinglichen Nutzens der 
Genoffenfchafter enthalten; fo ift 3. B. nach Art. 18 d. Bayr. Geſetzes vom 28. Mai 
1852 und Art. 53 des Bad. Waſſergeſetzes von 1876 beftimmt, daß die Koſten 
zunächft nach dem Flächenmaß der in den Bereich der Anlage fallenden Grund- 
ftüde zu vertheilen, fodann aber die Antheile einzelner Meitglieder, deren Nupen 
bejonder8 groß oder verhältnifmäßig gering ift oder welche bejondere Leiſtungen 
für die gemeinfchaftliche Anlage zu machen haben, entiprechend erhöht oder vermindert 
werden follen, auch zu dieſem Zivede eine Eintheilung der Grundftüde in Mafien 
von verſchiedener Beitragapflicht ftattfinden kann. Die Verpflichtung, zu den genoffen- 
ſchaftlichen Laften beizutragen, liegt dem Genoffenfchajter nur injolange ob, ala er 
Befitzer von betheiligten Grundſtücken oder Anlagen ift, bzw. inſoweit, als bie Ber 
pflichtung während dieſer Befibzeit fällig wurbe; manchmal haftet der Beitrag al 
Reallaft auf dem Grundftüd, 3. B. nach Art. 14 des Bayer. Geſetzes von 1852, 
oder kann durch Eintrag eines Vorzugs⸗ oder Unterpfandsrechts in dauernde Dingliche 
Beziehung zum Grundftüd gejegt werben, 3. B. Bad. Gefek von 1876 Art. 56. 
Die Ausſcheidung von Grundftüden und Anlagen aus dem genofjenfchaftlichen Unter- 
nehmen ift in der Regel nur zuläffig, wenn ſowol der Beſitzer der auszuſcheidenden 
Liegenfchaft als bie zuftändigen Genoffenfchaftsorgane der Ausſcheidung zuftimmen; 
gegen ben Willen eines dieſer Theile findet die Ausſcheidung nur unter eng begrenzten 
Borausfegungen ftatt, welche bie Wahrung der dinglichen Interefien der Genoſſen⸗ 
Ichaft zum Zwecke haben, in&bejondere dann, wenn die Zugehörigkeit der betreffenden 
Grunbftüde oder Anlagen für die Erfüllung der genofjenfchaftlichen Aufgaben nicht 
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nöthig oder fogar hinderlich ift (vgl. Preuß. Geſetz 88 59, 66 Abi. 3 und 68). 
Außerdem aber befteht bei den gemeinfamen Ent und Bewäfjerungsanlagen für die 
Genofienfchaft die Berpflichtung, auch die Befitzer von benachbarten Grundftüden 
und Anlagen in den Genofienichaftsverband aufzunehmen, wenn die Ent oder DBe- 
wäfjerung biefer Grundftüde durch Mitbenutzung der genoffenfchaftlichen Anlagen auf 
die zwedmäßigfte Weife erfolgen kann und die Anlagen der Genofjenjchaft bei ent⸗ 
ſprechender Einrichtung hinreichen, um ohne Nachtheil für die bereits vorhandenen 
Mitglieder den gemeinfamen Bebürfniffen zu entiprechen (Preuß. Geſetz von 1879, 
$ 69; Bad. Waſſergeſetz von 1876, Art. 45—47). Wenn auch im Allgemeinen 
bei der Regelung des Stimmverhältnifies das gleiche Prinzip, daß für den Umfang 
des Recht? die Größe des Nubens und der Laft maßgebend jei, zur Anwendung 
gelangt und daher nicht felten, 3. B. Bad. Waſſergeſetz Art. 44, feſtgeſetzt ift, es 
regele fich das Gewicht der Stimmen nach der Größe der Grundfläche, jo ift doch 
im Intereſſe einer genoffenfchaftlichen Bethätigung aller Mitglieder dieſes Prinzip 
mehrfach abgejchwächt, indem namentlich beftimmt wird, daß jeber beitragapflichtige 
Genofje mindeſtens eine volle Stimme, fein Mitglied mehr als die Hälfte oder zwei 
Fünftel der Stimmen führen foll, und indem meift der flatutarifchen Regelung eine 
andere Bertheilung des Stimmrecht? vorbehalten wird (vgl. Preuß. Geſetz $ 67). Der 
dinglichen Natur der W. entipricht es endlich, daß auch die Auflöfung nur unter 
beichränkten Vorausſetzungen zuläffig ift; in der Regel (3. B. Preuß. Geſetz $ 62; 
Bad. Waffergefeg Art. 57) ift zur Auflöfung die Zuftimmung von mindeſtens zwei 
Drittel der Genofjen nach dem Nuben, bzw. ber Grundfläche berechnet, erforderlich. 

Die Öffentlichen W. find ſonach Realgenoffenfchajten, indem ihr Zweck in der 
Berbefferung und dem Schuhe beitimmter Grundſtücke befteht, ihre Mitgliedfchaft 
durch den Befitz genoffenfchaftlicher Grundſtücke und Anlagen bedingt ift, Rechte und 
Saften fich nach dem dinglichen Nuben der Genoffenjchafter bemeſſen. Im Unter 
ſchiede von den freien Genoffenfchaiten gehören die Verhältnifje der W. bem öffent 
lichen Rechte an; diefer difentlich-rechtliche Charakter prägt fich fchon bei 
der Bildung der Genofjenjchaft und der Feſtſetzung der Satzungen durch die dabei 
der ftaatlichen Verwaltungsbehörde zuftehende Mitwirkung, Leitung und Genehmigung 
deutlich aus; aber auch während der genofjenfchaftlichen Thätigkeit üben die ftaat- 
lien Berwaltungsbehörden eine eingreifende Aufficht, deren Zweck es ift, die Ein- 
Baltung der gejeglichen Normen, der Genehmigungsbebingungen und ber beftätigten 
Satzungen durch die Genofſſenſchaftsorgane und die Erfüllung der der Genoffenichaft 
kraft Geſetzes obliegenden Verpflichtungen zu gewwährleiften, und fr deren Handhabung 
in der Regel die für die Aufficht des Staats über die kommunalen Gemeinjchaften 
geltenden Beitimmungen analog anwendbar find. Die Rechtsverhältniffe der Genofjen- 
haft zu ihren Mitgliedern als folchen gehören daher auch dem öffentlichen Recht 
an; die Beiträge der Genofienjchafter werben nach den für öffentlich-rechtliche For⸗ 
derungen geltenden Grundfäßen im Verwaltungswege beigetrieben; die den Genoffen- 
Ihaftsmitgliedern in biejer Eigenfchaft obliegenden Verpflichtungen zu einem Thun 
oder Unterlaffen Lönnen im Verwaltungswege, nöthigenfalls durch abminiftrative 
Orbmungafteafe, erziwungen werden; über Befugniß und Verpflichtung zum Aus- 
ſcheiden aus der W. ober zur Aufnahme von Grundftüden in dieſelbe entfcheiben 
im Streitfalle die Verwaltungsgerichte; die Auflöfung der W. ift nur mit Genehmi« 
gung der Verwaltungsbehörde zuläffig. Nach manchen Gejehen, 3. B. Bayr. Geſetz 
von 1852, Axt. 11; Bad. Waflergefeg von 1876, Axt. 51; Elfah-Lothr. Geieh 
dom 11. Mai 1877, 8 5, ift für beftimmte Arten gemeinfchaftlicher Anlagen, ins- 
beiondere Be⸗ und Entwäfferungsgenoffenfchaiten, eine polizeiliche Benutzungs ⸗ und 
Unterhaltungsordnung zu erlaffen, welche, foweit ein öffentliches Intereſſe beſteht, 
mit Straffanttion die Benutzung und Inftandhaltung der gemeinfamen Anlagen 
ordnet, die Verpflichtungen und Beſchrankungen ber betheifigten Befiger im Ein- 
deinen regelt und das Funktioniren der Anlage auch gegen Eingriffe Dritter fichert. 
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Endlich find auch in der Regel den öffentlichen W., ſoweit es zur zweckmäßigen 
Herftellung, Unterhaltung und Benußung ber gemeinfamen Anlagen erforderlich ift, 
beftimmte, im Verwaltungsweg durchauführende Zwangsrechte eingeräumt, Traft deren 
fie die Abtretung oder Belaftung fremder Grundftüde oder Benutzungsrechte gegen 
Entſchadigung, namentlich die Einräumung von Zu⸗ und Ableitungsdienſtbarkeiten, 
in Anſpruch nehmen können. 
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Lit.: S. die — — d. Art. Ballerbenuhung, außerdem: Dogelmann, 
Das Bad. Geſeß von 1851 Über die Ber und Entwäflerungsanlagen, 1851. — F. Künzel, 
Die tgl. Sächſ. Landeskulturgeſehe, erläutert 1872. — v. Bülow und Behanan, in 
Gefeh, betr. bie Waffergenoflenii ften, erläutert, 1879. Schenkel. 


Waſſerlauf. Nach Gemeinem Recht wie nach ben meiſten Partikulargeſezen 
find zwei Arten von W. zu unterſcheiden, nämlich einerſeits ſolche, welche dem Ge 
meingebrauch Aller für die Verkehrszwecke dienen, die fehiffbaren und meift auch bie 
zum Transport gebundener Flöhe dienenden floßbaren Gewaͤſſer, und andererſeits 
Diejenigen W., welche den wirthſchaftlichen und perſönlichen Zwecken der Anlieger 
ober ber im Wafferbereich angefefienen Grund⸗ und Anlagenbefiger gewidmet find, 
bie — ſchiffbaren (bzw. nicht floßbaren) Flüfſe, Bäche und ſonſtigen Waſſerzüge. 
Erſtere W. find grundſätzlich dem Privatrecht und den Sondernutzungen Einzelner 
entzogen, lehlere dagegen, auch wo fie rechtlich als öffentliche Gewaͤſſer charakterifirt 
find, doch zunächft dazu beftimmt, in einer Reihe abgejchlofjener Benutzungsakte ben 
Sonderintereſſen der einzelnen Benubungsberechtigten zu dienen. Das Nähere über 
die rechtliche Natur diefer beiden Arten von W. und über die VBorausfehungen, den 
Inhalt und die Grenzen der an ihnen begründeten Benutzungsrechte findet fi in 
dem Art. Wafferbenugung ausgeführt. Hier ift nur noch zu betrachten, wer 
über den Lauf und Richtung bes Waflers zu verfügen berechtigt ift. — 
ber ſchiff⸗ (bzw. floß⸗)baren Gewäſſer iſt in Deutſchland allgemein anerkannt, 
der Staat, dem das Eigenthum oder die allſeitige ſtaatsrechtliche Herrſchaft he 
diefe öffentlichen Waflerzüge zufteht, auch berechtigt ift, im öffentlichen Intereſſe, 
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namentlich zur Förderung ber Verkehrszwecke, dieſe Gewäffer zu reguliren, einzuengen, 
zu vertiefen, ja fie durch Einlegung von Wehren fünftlich zu kanaliſtren, wobei 
natürlich diejenigen Befiger von Grunbftüden und Anlagen, welche durch die 
Korrektions⸗ und Kanalifirungsarbeiten des Staats in ihren wohlerworbenen Rechten 
geihädigt werden, einen civilrechtlichen Anſpruch auf Schabensvergütung haben. 
Zur Geltendmachung diejeg Anſpruchs genügt übrigens keineswegs der Nachweis, daß 
gewiffe Nutzungen, welche die Anlieger jeither an bem öffentlichen Gewäſſer hatten, 
in Folge der W.berichtigung gemindert oder hinfällig gemacht worden jeien; denn 
an fi} Haben die Sondernußungen, welche an einem bem Verkehrszwecke gewibmeten 
öffentlichen Gewäfler beftehen, entiprechend der rechtlichen Natur ihres Gegenstandes, 
den Charakter der Widerruflichkeit, und fie müffen ohne Entſchädigung zurücktreten, 
fobald fie mit der öffentlicherechtlichen Hauptbeftimmung des Gewäflers und den da⸗ 
durch bedingten Maßnahmen in Widerfpruch gerathen. Der Erjakanfpruch greift 
alfo nur dann Platz, wern das Privateigentjum an Ufergrundftüden oder -Anlagen 
beichränft oder belaftet, oder wenn Benußungsarten, bie auf bejonderen privatrecht- 
lichen Titeln, auf unwiderruflichen Verleihungsakten beruhen, aufgehoben werben 


follen. 

Was das Recht zur Verfügung über nicht ſchiffbare (floßbare) W. angeht, jo ift 
hierfür im Allgemeinen der einfache Grundſatz maßgebend, daß derjenige, welchem das 
Recht zur Benutzung des W. oder dag Eigenthum an bemfelben zufteht, auch befugt 
it, innerhalb des Bereichs feines Benukungs- oder Eigenthumsrechts, den W. ab- 
zuändern, zu berichtigen, zu vertiefen. Am weiteften geht diefe Bejugniß bei den, 
dem Gigenthumsrecht des Grunbbefigers überwiefenen wilden Läufen des Negen- und 
Grundwaſſers und der unterirbifchen Wafjeradern, indem der Befiker des W. hier 
auch befugt ift, denfelben abzugraben, volljtändig zurüdzuhalten, den Lauf nach einer 
andern Richtung zu Ienfen, nur befchränft durch die nach dem Vorfluthsrecht (j.d. Art. 
Borfluth) geltenden geſetzlichen Beitimmungen. Hinfichtlih der an ein ober 
irdiſches, natürliches oder fünftliches Bett gebundenen nicht jchiffbaren (floßharen) Bäche 
und Flüfſe ift der Benutzungsberechtigte dagegen nicht befugt, ohne die Zuftimmung 
der anderen, an dem gleichen Waflerzuge Berechtigten, die Richtung des W. zu 
ändern; ſoweit er auf beiden Seiten die Ujergrundftüde befigt, darf er Aenderungen 
des Lauſs vornehmen, muß aber dem Waſſer fpäteftens dort den früheren Lauf 
wieder verfchaffen, wo bie eine Ujerfeite in fremdes Eigenthum übergeht. 

Im Uebrigen ift der Staat und die Gemeinde Fraft ihrer öffentlichen Aufgabe 
im Gebiete der Landesfultur berechtigt, auch an nicht jchiffe oder floßbaren W. 
Gradlegungen, Korrektionen, Vertiefungen vorzunehmen, fojern dieſelben zum Schutze von 
Gemarkungen, Ortichaften oder größeren Flächen gegen Uferabbruch, Ueberſchwemmung 
und Berfumpfung, zur Hebung der Landeskultur, zur Befeitigung von Geſundheits- 
geiahren erforderlich ericheinen; ebenſo Können durch; Maßnahmen ber Staatsgewalt 
nicht hilfe und floßbare W. für die Verkehrszwecke umgeftaltet, alfo jchiff- oder 
floßbar gemacht werden, natürlich aber unter dem Vorbehalt, daß diejenigen, deren 
Privateigentfum oder ſonſt mwohlerworbene Rechte durch dieſe Maßregeln entzogen 
ober gejchädigt werben, volle Vergütung erhalten. Bei ben Korreftionen erjterer Art 
it die Gemeinde nach ber partifulären Geſetzgebung nicht jelten befugt, den Aus 
wand ganz oder vorzugsweiſe, ala Sozietätslaft, auf diejenigen Befitzer umzulegen, 
deren Grundftüde und Anlagen durch die Korrektion geſchützt oder verbefjert werden. 
Endlich ift auch nach der partifulären Geſetzgebung vielfach einer Mehrheit don 
Befitzern der im Bereiche eines W. gelegenen Grundſtücke die Möglichkeit gegeben, 
unter Ausübung eines Zwangs gegen die betheiligte Minderheit eine Genofjenichaft 
ww bilden, welche die im überwiegenden Intereſſe der Landeskultur gelegene 
Korreltion eines W. durchführt. 

Gig. u. Sit.: S. unter d. Art. Vorfluth, Waſſergenoſſen ſchaften, Waljer- 
ent —— ln een 
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Waflerpolizei. Unter W. im weitern Sinne verfteht man die Gejammtheit 
der Mafregeln, die von den Verwaltungsbehörden auf Grund bes Öffentlichen Rechts 
im Intereſſe bes Waflerfchuges und ber Waflerbenugung ins Werk gefeßt werben; 
das Recht der W. in diefem Sinne ift identiſch mit dem öffentlichen Waſſerrecht, 
es umfaßt auch die der Staatöverwaltung hinfichtlich der Schiffahrt, Flößerei und 
der Fiſcherei zuftehenden Auffichtöbefugnifle. Die bezüglich der Waſſerbenutzung ge- 
übten polizeilichen Maßnahmen find bereits in dem von der Wafferbenußung 
handelnden Artikel dargeftellt, ebenjo die Schiffahrte- und Flößereipoligei, jowie bie 
Fiſchereipolizeilichen Maßregeln unter den bezüglichen Rubriken. Im Folgenden ſoll 
daher nur dag Recht der W. im engeren Sinne behandelt werben, d.h. die Summe 
von Rechtsnormen und Maßregeln der Verwaltung, welche fich auf die Inftand- 
haltung ber Gewäfler und ben Schuß der im Waflerbereich liegenden Ländereien 
gegen Zerftörung, Ueberjchwemmung und Verfumpfung beziehen. Durch das Recht 
der WB. werben einerjeitö pofitive Verpflichtungen für den Staat, die öffent: 
lichen Gemeinfchaften, die einzelnen Befiber und Benubungsberechtigten begründet, 
kraft deren fie die für den Wafferfchuß gebotenen Maßnahmen durchguführen und 
die Koften berfelben zu tragen haben; andererſeits bedingt Die W. für die Be 
theiligten eine Reihe negativer Befchränfungen, kraft beren fie fich gewwifler, 
dem Intereſſe des Wafferfchubes zumiderlaufender Handlungen zu enthalten Gaben 
und beftimmte, für bie Inftandhaltung der Gewäſſer erforderliche Eingriffe der 
Waflerverwaltung in ihren Beſitz dulden müflen. In einem engiten Sinne werben 
— letztgedachten negativen Beſchränkungen unter den Begriff W. zufammen- 
gefaßt. 

Schon das Römiſche Recht enthielt in ben Dig.-Titeln, ne quid in flumine 
publico und de ripa munienda (D. 43, 12—15), wafferpolizeiliche Beftimmungen 
wejentlich negativer Natur, welche namentlich zum Zwed hatten, zu verhindern, daß 
durch die von dem einen Uferbefiker zum Schutze feines Eigenthums oder zu fonftigen 
Zweden hergeftellten Ufer- und Waflerbauten jchädliche Einwirkungen auf den Beſitz 
anderer Betheiligter ausgeübt werden. Diefe Beitimmungen des Römifchen Rechts 
wurden in Deutjchland rezipirt und die Aufficht über ihre Einhaltung mit der Ent 
widelung des territorialen und des Polizeiftantes zur Aufgabe der ftaatlichen Ber- 
waltungsbehörben gemacht ; namentlich feit dem vorigen Jahrhundert wurden dieſelben 
durch landesherrliche Edikte und provinziale Ordnungen häufig ergänzt und ent- 
fprechend ben örtlichen Bedürfniffen genauer geregelt. Vielfach erkennt es auch der 
feine Thätigfeit im Kulturgebiet erweiternde Territorial- und Poligeiftaat als feine 
Aufgabe an, durch pofitive Maßregeln, foweit die Leiftungsjähigfeit der un- 
mittelbar betheiligten Beſitzer nicht ausreicht, für den Schuß gegen Wafferſchaden 
zu forgen, wie denn fchon die Reichefhlüffe vom 31. Juli und 10. Oktober 1668 
fämmtliche Reichsſtände verpflichtet Hatten, „in allem ſchuldigen Eifer und Fleiß 
nichts eriwinden zu laffen, damit die verberbten Waflerftröme, Dämme und Geftade 
gebeffert, reparirt und ausgeräumt, auch aller Orten in gutem und beftändigem 
Wejen erhalten werben“. Es gelangte dabei vielfach partifularrechtlich der Rechts— 
grundjag zur Anerkennung, daß die gewöhnlichen Arbeiten zur Erhaltung des Ufers 
und lußbettes, bzw. der dadurch verurfachte Aufwand von den Eigenthümern ber 
anliegenden oder der im Wafferbereiche gelegenen Ländereien zu beftreiten feien, 
während der außergewöhnliche Aufwand von der Gemeinfchaftefafle (Gemeinden, 
Aemtern, Ländern) zu tragen und die Unterthanen Hierbei zu NRaturalleiftungen, ind 
bejonbere Frohnden, verpflichtet waren (vgl. Berg, Handbuch des Deutfchen Polizei⸗ 
rechts, 1808, TH. II. ©. 76 ff.). Namentlich war fchon jeit Jahrhunderten in 
Norbdeutichland für die Befiter der im Ueberfluthungsgebiet des leeres oder eine 
größeren Fluſſes gelegenen Ländereien bie Verpflichtung anerkannt, daß fie unter 
einer jeften Organifation zur Herftellung und Unterhaltung der Hochwaflerdeiche in 
Genoſſenſchaften zufammenzutreten und entſprechend der Größe und dem Werthe ihres 
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Befikthumes an den Deicharbeiten und dem Aufwande Theil zu nehmen haben, 
welche beichrechtliche Berpflichtungen feit Erſtarkung des territorialen Staats der 
landesherrlichen Aufficht unterworfen und durch obrigkeitliche Deichorbnungen, 
3. B. gräflich Oldenburgifche Deichordnung von 1658, fürftlich Braunfchweig-Lüne- 
burgifche Deichordnung von 1664, herzoglich Bremer Deichorbnung von 1748 u. a. m., 
geregelt wurben. Nunmehr find in Deutichland bie waflerpolizeilichen Normen in 
der Regel durch die Kobififationen des Waſſerrechts (f. unter dem Art. Waffer- 
benugung) oder durch bejondere Geſetze über den Waſſerſchutz und über die 
Deichlaft, 3. B. das Preußifche Deichgefek vom 28. Januar 1848, geregelt; vielfach 
find auch die negativen Beichränfungen und Verpflichtungen der Uferbefiter durch 
Verordnungen, namentlich auf Grund bes $ 366 de RStrafGB., und durch pros 
vinzielle, bezirf- und ort&polizeiliche Vorſchriften feftgefeht, wie denn auch manchmal 
noch in den neueren waſſerpolizeilichen Gefeßen, 3. B. in Preußen und Bayern, die 
Geltung ber provinziellen und örtlichen Vorjchriften und Herkommen hinfichtlich der 
Verpflichtung der Ufer-, Grund» und Anlagebefiger zu wafjerpoligeilichen Leiftungen 
vorbehalten ift. 

Die Grundzüge der in wafferpolizeilicher Hinficht geltenden Normen lafſen fich 
in Folgendem zufammenjaffen: , 

1) Beſchränkungen Hinfichtlich des Bauens an öffentlichen, ſowie über 
haupt an fließenden Gewäflern. Auch abgefehen davon, daß bejondere Anlagen 
(wie 3. B. Stautehre, Triebiverfe, Beräflerungsfanäle), welche zur Waſſer⸗ 
benugung bienen jollen, einer polizeilichen Genehmigung bebürien, beren Zweck es 
neben Anderen namentlich ift, die Beachtung der wafferpoligeilichen Interefſen zu 
gewährleiften, fo ift überhaupt die Errichtung und Abänderung von Bauten in 
und an einem öffentlichen ober einem jonjtigen fließenden Gewäſſer, auch wenn fie 
nicht der Waflerbenugung, fondern zu anderen Zwecken, 3. B. zum Schuße der Uſer 
oder zur Weberbrüdung, dienen, wafjerpolizeilichen Beſchränkungen unterworjen. Es 
gilt zwar im Allgemeinen der Grundſatz, daß an fich ber Uferbefitzer befugt ſei, 
innerhalb der Grenzen jeines Befitzthums Waſſer⸗, Ufer- und Regulivungsbauten zum 
Schutze feines Grundſtücks und der darauf befindlichen Anlagen oder Herftellungen zur 
Meberbrüdung und zu anderen erlaubten Zweden vorzunehmen; aber e8 ift bemfelben 
gleichzeitig in der Regel fraft öffentlichen Rechts die Schranke gezogen, daß er nicht 
dich folche Bauten fchäpliche Einwirkungen auf fremdes Beſitzthum erzeugen, bie 
Borfluthverhältniffe nachtheilig ändern, den Uferangriff auf fremde Grundftüde Hin- 
leiten oder gar die öffentlichen Interefien durch Erzeugung von Ueberſchwemmungs- 
gejahr, Hemmung der Schiffahrt u. dgl. beeinträchtigen darj. Wenn ber Ujerbefiger 
die ihm Hierdurch gezogenen Schranken bei der Herftellung und Aenderung von 
Ufer und Wafferbauten überjchreitet, fo kann er durch die Verwaltungsbehörbe zur 
Einftelung der Arbeiten und zur Befeitigung der jchäblichen Bauten angehalten 
werben. Meberhaupt ift die Verwaltungsbehörbe befugt, Ufer- und Wafferbauten, 
welche das öffentliche Intereffe ſchädigen, im abminiftrativen Wege zu bejeitigen oder 
abzuändern, wobei nach Analogie der für die Unterfagung von Wafjerbenugungs« 
anlagen (f. d. Art. Wafferbenugung) geltenden Grundfähe, dem Befitzer Ent« 
ſchädigung zu leiften ift, fofern er dadurch im Beſitze einer kraft wohlerworbenen 
Privatrechts beftehenden Bauanlage geftört wird. Damit von vornherein eine 
Garantie für die Wahrung der wafjerpofizeilichen Antereffen bei der Herftellung von 
Ufer- und Waflerbauten gegeben jei, ift nad) den meiften Gefeßgebungen die Bor 
nahme folcher Bauten an die Vorausſetzung vorgängiger polizeilicher Genehmigung 
geknüpft, ähnlich wie die Errichtung von Benugungsanlagen. In Preußen ift die 
obrigkeitliche Erlaubniß übrigens in der Regel mur erforderlich, wenn es fich um 
eigentliche Waffer- und Regulirungsbauten in öffentlichen, d. h. ſchiffbaren Gewäſſern 
(ANg. ER. I. 9 88 237 ff.) und um die Anlage und Wieberherftellung von Hoch⸗ 
waflerbeichen Handelt (Preußifches Gejet vom 28. Januar 1848 8 1). Weiter 
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gehen die meiften anderen Deutfchen Waſſergeſetze, jo ift 3. B. nach Art. 10 des 
Bayeriſchen Waflergefeges die obrigkeitliche Erlaubniß einzuholen, wenn innerhalb 
des Ueberſchwemmungsgebietes eines öffentlichen (jchiffe oder floßbaren) Flufſſes ein 
Damm ober eine ähnliche Anlage, welche auf den Lauf bes Waflers oder die Höhe des 
Waflerftandes Einfluß ausüben Tann, errichtet werden foll; und es ift ferner nad) 
Art. 61 dieſes Gefeßes der Verwaltungsbehörde behufs Prüfung der wafjerpoligeilichen 
Verhältniffe vorgängige Anzeige zu eritatten, wenn in Privatflüffen ober Bächen, an 
welchen fich Triebwerke befinden, bleibende Anlagen oder Einrichtungen hergeftellt 
ober geändert werben jollen, wodurch der Lauf bes Wafſers gehemmt ober be— 
fchleunigt wird, endlich ift auch außerdem nach Art. 20 des Bayeriſchen Uferſchutz⸗ 
gejebes zu allen Werfchuß-, Damm- und Deichbauten polizeiliche Genehmigung er- 
forderlih. Nach dem Sefterreichifchen Waffergefeg von 1869 8 41 ift zu allen. 
Schutz⸗ und Negulirungswaflerbauten, welche in öffentlichen Gewählern ausgeführt 
werben, allgemein, und wenn fie in Privatgemwäflern beabfichtigt find, wenigftens 
dann, wenn durch diejelben auf fremde Rechte ober auf die Bejchaffenheit, die Höhe 
und den Lauf des Waſſers in öffentlichen Gewäflern eine Einwirtung entitehen 
ann, die Genehmigung der Verwaltungabehörde einzuholen. Das neue Babiiche 
Wafjergefeg von 1876 Art. 86 ftellt das Erforderniß der polizeilichen Genehmigung 
fr alle Bauten auf, welche in einem öffentlichen (fchiff« oder floßbaren) Gewäſſer 
oder an dem Ufer innerhalb bes Ueberſchwemmungsgebietes errichtet werben, und 
überläßt e8 der ortö= ober bezirfspolizeilichen Vorſchrift, das Erfordemiß der Ge 
nehmigung auch auf andere Gewäfſer auszudehnen. Meift find übrigens Ufer- und 
Wafferbauten, welche durch die technifchen Behörden des Staates ausgeführt oder 
geleitet werben, von der Einholung ber polizeilichen Genehmigung befreit. 

2) Wafferpolizeilihe Beſchränkungen hinfichtlich der Benutzung ber 
Ufergrundſtücke und des fließenden Waſſers. Theils durch Geſetz, theils 
durch Verordnungen find den Befſitzern der Ufergrundſtücke und den Waſſerbenutzungs⸗ 
berechtigten beftimmte Handlungen und Benutzungsarten unterfagt, durch welche bie 
wafjerpoligeilichen Interefjen beeinträchtigt werden können; jo bag Einwerfen von 
Sand, Steinen, Schlamm in das Bett des Gewäſſers, bie Verengung des Fluß- und 
Bachbereich® durch Anpflanzung von Bäumen und Heden; nicht jelten ift ben Ufer- 
befigern überhaupt die Freilaſſung eines Wierftreifens beftimmter Breite von Baum- 
pflanzungen und von der Anbringung jedes fonftigen Hemmniſſes zur Pflicht gemacht, 
damit das Ufer durch die Wafferpolizeibehörde begangen werden und das Hochwafler 
in einem weiteren Profil ungehemmten Abflug finden Tann. Ferner dürfen bie 
Wafferbenugungsberechtigten das aufgeftaute Waſſer nicht zum Nachteile tiefer ge- 
legener Anlagen und Grundftüde plöglich ablaffen, auch nicht dem Hauptwaſſerlaui 
zur Benachtheiligung ber gefundheitlichen und fonftigen öffentlichen Intereſſen jänmt- 
liches Waſſer entziehen. Soweit das Ufer durch fünftliche Anlagen gefichert ift, find 
alle Handlungen poligeilich verboten, durch welche die Zweckbeſtimmung biefer An= 
lagen beeinträchtigt werden könnte, 3. B. das Durchftechen ber Dämme, das Vieh— 
treiben und Weiden auf Dämmen und Uferanlagen, das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträudern, Zäunen u. dgl. auf den Schubbauten. Sodann find den Befitern der 
Afergrundftüde im Intereſſe der Wafferpolizei auch gewiſſe Laften auferlegt: die 
Beſiher müffen das Begehen der Ufer durch die mit der Handhabung des Wafler- 
ſchutzes, mit der Ausführung und Weberwachung der Schubarbeiten betrauten Per- 
jonen zulaffen, ferner dulden, daß der Aushub und die Wafjerbaumaterialien auf 
ihren Grundſtücken gelagert, daß die Schußbauten auf ihren Grundſtücken bergeftellt 
werden, ja manchmal auch die Entnahme der für den Ufer- und Waſſerſchutz er- 
forderlichen Baumaterialien aus ihren Grundftüden geftatten, wobei eine Entſchädigung 
in der Regel nur infoweit geleiftet wird, ala die verurfachten Nachtheile den Nuten 
überfteigen, welchen fie von den wafjerpolizeilichen Maßnahmen haben. Endlich find 
die Beier von Waſſerbenutzungsanlagen verpflichtet, fich die vorübergehende Ein- 
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ftellung berfelben ohne Vergütung gejallen zu laſſen, ſoweit diefelbe zur Durchführung 

der gewöhnlichen Räumungs- und Inftandhaltungsarbeiten erforderlich üft. 

5 Fu Verpflichtung zu Wafferfhugnahmen und zur Tragung der 
often. 

Nach den neueren Gejehgebungen find in der Regel Beitimmte Betheiligte kraft 
Öffentlichen Rechts pofitiv verpflichtet, foweit ein allgemeines mwaflerpolizeiliches In= 
tereffe vorliegt, die Maßregeln des Waſſerſchutzes zu beforgen und die erwachjenden 
Koften zu tragen, eine Verpflichtung, deren Erfüllung durch die zuftändigen Ber 
waltungsbehörben überwacht und nöthigenfalls vollzogen wirb. \ 

a) Oeffentliche Gewäſſer. Hinfichtlih der difentlichen, d. 5. ſchiff⸗ 
und floßbaren Gewäfjer ift in Deutfchland meift anerkannt, daß es Sache des 
. Staats oder manchmal auch der größeren kommunalen Gemeinfchaften, der Provinzen, 
Kreife (letzteres 3.8. nach Bayeriſchem Geſetz Art. 2 und 11) fei, unter Verwendung 
Öffentlicher Mittel für die Inftandjegung und Unterhaltung zu forgen; dieſe ftaat- 
Lichen Unterhaltungs- und Korreftiongarbeiten haben hauptjächlich zum Ziel, dieſe 
Gewäſſer für ihre Hauptbeftimmung, die Verkehrszwecke, tauglich zu erhalten, bzw. zu 
machen, wobei aber auch gleichzeitig das andere Ziel der W., Schuß der Ufer und 
der im Hochwaffergebiet befindlichen Ländereien, Ortfchaften und Anlagen, ins Auge 
Zu Taflen ift. Eine dffentlicherechtliche, klagbare Verpflichtung gegenüber einzelnen 
Anterefienten oder Gemeinfchaften ift aber baburch für den Staat nicht begründet; 
wol aber bringen e& bezüglich der mehreren Staaten gemeinfchaftlichen jchiff- und 
floßbaren Gewäfjer, der jog. konventionellen Ylüffe und Ströme, 3. B. des Rheins, 
der Weiler, Elbe, die beitehenden internationalen Vertragsverhältniſſe in der Regel 
mit fi), daß für den Staat gegemüber den anderen Verträgsmächten eine Ver— 
pflichtung zur Inftandhaltung und manchmal auch zur Verbeſſerung begründet ift, 
welche Verpflichtung fich aber meift auf die zur Förderung der Verkehrszwecke dien⸗ 
lien Maßnahmen beichräntt. Da es Hiernach in der Regel im freien Ermeſſen 
der zuftändigen Staatsorgane liegt, inwieweit an Öffentlichen Gewäfſern die Maß- 
nahmen der Räumung, der Uferdeckung, Korreition, Eindeichung ausgedehnt werden 
follen, fo ift der Staat auch vielfach in der Lage, die Durchführung folder Maf- 
nahmen davon abhängig zu machen, daß bie zunächft betheiligten Antereffentenkreife, 
3. B. Handelaftädte, welche von ber Vertiefung des Fahrwaſſers eine Hebung ihres 
Verkehrs erwarten, Gemeinden, deren Gemarkungen gegen Ueberſchwemmung geſchützt 
werden follen, einen Borausbeitrag leiften. Manchmal, 3. B. nach dem Badiſchen 
Waffergefeh von 1876, find die betheiligten Gemeinden fraft Geſetzes zu ſolchen Bei— 
trägen, */; ober !;, ber Koften, verpflichtet; auch ift micht felten die Deichlaft an 
folchen öffentlichen Flüſſen an bie unmittelbar betheiligten Gemeinden oder Grund- 
befiger übertragen. 

b) Hinficgtfich der nicht öffentlichen Flüffe, Bäche und fonftigen 
Waſſerzüge beitehen in Deutjchland jehr verjchiedenartige Vorfchriften über bie 
Bafferjcäuppflict. ; 

aa) Was ingbejondere die gewöhnlichen Inftandphaltungsarbeiten 
angeht, wodurch das Gewäffer zur Erhaltung geregelter Vorfluth don Steinen, 
Schlamm, Sand, Wafferpflanzen geräumt und die normale Breite und Tiefe, das 
Rormalprofil, erhalten, woburch jerner die Sohle gegen Auskolkungen, die Ufer 
gegen Abbruch und Unterjpülung gefichert und vorgefommene Unregelmäßigkeiten 
befeitigt werben follen, jo wird in ber Regel unterfchieden zwifchen den Lünftlichen 
Gräben umd Leitungen, wie fie im Intereffe einer geordneten Entwäflerung, zum 
Zwede der Bewäflerung und zum Treiben von Werken Hergeftellt find, und zwiſchen 
den natürlich fließenden Bächen und Flüſſen. Soweit die Räumung und bie 
fonftige Inftandhaltung der fünftlihen Gräben, Kanäle, Leitungen im 
waſſerpolizeilichen Intereſſe geboten ift, alſo namentlich ſoweit durch Bernachläffigung 
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diefer Maßnahmen Hemmniffe des Waſſerablaufs und jonftige Schädigungen Dritter 
oder der Bffentlichen Intereſſen bewirkt werden, find bie Befiger diefer künftlichen 
Anlagen kraft öffentlichen Rechts zur Imftandhaltung und Räumung verpflichtet; 
bei Staumwehren eritredt fich diefe Verpflichtung in der Regel auch jo weit in den 
Hauptbach ober Hauptfluß hinein, ala die Stauung auf» ober abwärts einen Einfluß 
‚ausübt. Damit biefe Verpflichtung zutreffe, braucht ein Eigenthumsrecht an ber 
Zünftlichen Leitung und Anlage nicht nachgewieſen zu fein; wer dieſelbe befigt und 
benutzt, ift auch kraft Öffentlichen Rechts zur Inftanbhaltung verpflichtet. Was 
dagegen die natürlich fließenden Bäche und Flüſſe angeht, fo ift Die ger 
wöhnliche Inftandhaltung berfelben entweder blos Sache der Anlieger, 3. 2. 
nad Art. 1 und 13 des Bayer. Uferſchutzgeſ. von 1852, derart, daß es denſelben 
fafultativ überlaffen bleibt, unter Beachtung der wafferpoligeilicden Vorfchrüten, 
zuweilen auch, 3.8. nad) Art. 13 ff. des Bayer. Gejeßes, unter Bildung von Schuß- 
genofjenfchaften, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen; bies ift auch im Weſent⸗ 
lichen der Standpunkt des Oeſterr. Waſſergeſetzes von 1869 8 44 und des Preuß. 
Rechts, obwol Hier durch den Vorbehalt der propinzialvechtlichen Vorſchriften für 
eine Anzahl von Landesgegenden weitergehende Berpflichtungen begründet find. Ober 
es ift den Anliegern, bzw. überhaupt den Befigern von Grundftüden und Anlagen, 
welche im Bereiche der Waſſergefährdung liegen, Frajt öffentlichen Rechts 
die Verpflichtung auferlegt, die gewöhnliche Räumung bes Gewäflerd und bie 
Inftandhaltung von Bett und Ufer längs ihres Beſitzthums zu bejorgen; fo 3. B. 
nach mehreren Provinzialxechten des Preuß. Staats, nad dem Weimar. Gejeg vom 
16. Febr. 1854, dem Koburg-Goth. Geſetze von 1859 bzw. 1871, dem Schtwarzb.- 
Sondersh. Gejeh vom 26. Jan. 1858 und nach dem Rechte von Mediend.-Schiwerin; 
auch in Frankreich wird diefe Verpflichtung Häufig den Anliegern überwiejen, indem 
nad dem Gejeh vom 4. Mai 1803 für die Ausräumung und Unterhaltung nicht 
ichiffe oder floßbarer Gewäfler die früheren Reglemente und Ortögebräuche, nad 
welchen vielfach die Befiger der im Wafjerbereich gelegenen Grundftüde als ver 
pflichtet behandelt werden, maßgebend find, in Ermangelung folcher Reglemente und 
Herlommen aber für die Inftandhaltung durch Taiferliche Verordnung, welche die 
Pflichten der Beteiligten nad) Maßgabe der ihnen aus dem Gewäffer zugehenden 
Vortheile regelt, gejorgt werben fol. Auch nach ber neueften Bremer Waflerordn. 
vom 27. Dez. 1878 können bie Befiter der Grundſtücke, welche von natürlichen 
Wafferläufen begrenzt oder durchichnitten werben, durch die Verwaltungsbehörden 
angehalten werden, die Reinigung und Unterhaltung längs ihres Beſitzthums zu 
vollziehen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß die Verwaltungsbehörbe diefe Arbeiten 
in geeigneten Fällen für die Gemeinfchaft der Betheiligten ausführen laſſen und bie 
Koften auf diefelben nach Verhältniß ihrer Verbindlichkeit vertheilen darf. Endlich 
ift vielfach die Verpflichtung zur gewöhnlichen Räumung und Inftandhaltung ber 
natürlich fließenden, nicht jchiff- und floßbaren Gewäfler der organifirten Gemein- 
Ichaft der Gemarkungsgenofien, d. 5. der Gemeinde, übertragen, joweit es fi 
um den Schuß der Gemarkung, der Ortichajt oder größerer Flächen handelt. So 
nach mehreren probinziellen Vorſchriften in Preußen, 3. B. Felbpolizeiorbn. für das 
Fürſtenthum Halberſtadt von 1759 88 15, 16, nad dem Provinzialrecht für das 
Fürſtenthum Münfter und der Wafjerlöfungsordn. für Holftein vom 16. Juli 1857; 
ferner nach dem großh. Hefſ. Gejeh vom 18. Febr. 1853, nach den Oldenb. Geſetzen 
vom 8. Juni 1855 und 20. Nov. 1868, nach dem Braunfchw. Waſſergeſetz vom 
10. Juni 1876, Bad. Waffergefeh vom 25. Aug. 1876, und fofern die Abwäſſerung 
eine ganzen Gemeindebezirks ober eines erheblichen Theiles in Frage fteht, auch 
nad $ 6 der Bremer Waflerorbn. von 1878. Vielfach ift die Gemeinde berechtigt, 
die an dem Erfolg diefer Arbeiten unmittelbar betheiligten Befiter von Grundſtücken 
und Anlagen zu Vorausbeiträgen heranzuziehen, auch jofern die Räumung und In— 
itandhaltung hauptſächlich im Intereſſe einer anderen Gemeindegemarkung erforderlich 
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ift, von ber letzteren Gemeinde gänzlichen und theilweifen Erſatz des Aufwandes zu 
verlangen. 

bb) Someit im Intereſſe des Wafſerſchutzes außerordentliche Maf- 
regeln, insbeſondere Berichtigungen, Gradlegungen, Durchſchnitte, überhaupt 
Korreltionen von nicht Öffentlichen fließenden Gewäſſern nöthig oder zweckmäßig 
find, ift in der Regel eine allgemeine öffentlich-rechtliche Verpflichtung zur Durch- 
führung dieſer Mafnahmen und zur Tragung der Koften nicht begründet. Es ift 
Tafultativ Sache bes Staates, ber größeren kommunalen Gemeinfchaften und der 
Gemeinden, berartige Korreftionen aus öffentlichen Mitteln durchzuführen und wegen 
der Beitragßleiftung mit den unmittelbar Betheiligten Vereinbarungen zu fchließen. 
Richt jelten wird bei größeren Unternehmungen folder Art die Pflicht zur Aus- 
führung und zur Beitragsleiftung durch Spezialgeje geregelt. Manchmal, z. B. 
nad Art. 68 ff. des Bad. Waſſergeſetzes, bejorgt für getwiffe größere, nicht öffent⸗ 
liche Gewäfjer der Staat die erforderlichen Korreltiongarbeiten, wobei die im Ueber- 
ſchwemmungsgebiete liegenden Gemeinden geſetzlich beftimmte Beiträge, ein Drittel 
des Jahresaufwandes, zu tragen Haben. Endlich können fich nach manchen Geſetzen 
zur Durchführung folder Korreltionen auch Genoffenjchaften der betheiligten Grund» 
befiter bilben, welchen bet Zuftimmung einer beftimmten Mehrheit die Möglichkeit 
eingeräumt ift, bie übrigen Beteiligten zur Theilnahme an den Arbeiten und an 
er ra im Verwaltungswege zu zwingen (vgl. d. Art. Waffergenofjen- 
Tchajten). 

cc) Bejondere Beitimmungen gelten endlich Hinfichtlich der Verpflichtung zur 
Herftellung und Inftandhaltung der Hochwaſſerde iche (in Sübbeutichland Häufig 
als Dämme bezeichnet), durch welche größere Gebiete gegen Neberfluthungen gefichert 
werben jollen. Nach dem für den größten Theil von Norbdeutichland maßgebenden 
Preuß. Deichgefe vom 28. Januar 1848 fönnen bie Befiker von Grundftüden, 
welche in einem ber Ueberſchwemmung außgejegten und durch Deichanlagen zu 
Tchüßenden Nieberungsgebiet gelegen find, durch Fönigliche Verordnung auch gegen 
ihren Willen zu einem Deichverband vereinigt werben, welcher ala eine durch Statut 
organifirte Korporation des öffentlichen Rechts die Herftellung und Unterhaltung der 
Hochwafſerdeiche und der zugehörigen Anlagen, wie Siele, bejorgt; die hierbei er⸗ 
woachjenden Koften find auf Grund des Deichkatafterd auf die Befiker der gejchüßten 
Grundſtücke nach Verhältniß der Größe bzw. des Nutzens umzulegen. Nach dem 
in Gljaß-Lothringen und im Großherzogthum Baden geltenden Rechte werben bie 
am Rhein Herzuftellenden Hochwafjerbämme vom Staate Hergeftellt und unterhalten, 
wobei bie geichüßten Gemeinden Beiträge zu leiſten Haben, die nach dem Art. 75 
des Bad. Waſſergeſetzes bie Hälfte des Aufwandes betragen. Nach Art 18 des 
Bayer. Uferſchutzgeſetzes von 1852 ift die Verpflichtung zu Damm und Deichbauten, 
welche zum Schuße von Ortsfluren oder Ortſchaften gegen Ueberſchwemmung dienen, 
ben Gemeinden ausſchließlich auferlegt. 

ec) Nothhälfe. Endlich befteht überall für die Einwohner der im Ueber: 
fchwemmungsgebiet eines Fluſſes gelegenen und der benachbarten Gemeinden die Ver- 
pflichtung, im Falle drohender oder eingetretener Hochwaſſergefahr durch Fubrleiftungen 
und Handdienfte die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Rothhülfe zu leiften, 
wobei eine Entjchädigung nicht oder nur in mäßigem Anſchlage gewährt wirb, 
3. B. Preuß. Allg. VBeftimmungen zum Deichgefeg vom 14. Nov. 1853 88 18 ff.; 
Bayer. Uferfchußgejeb von 1852 Art. 17; Bad. Waffergefe Art. 88; Defterr. 
Waffergeje $ 50. — 

9 Zuſtändigkeit der Behörden. Die W. wird durch die zuſtändigen 
kommunalen und ſtaatlichen Verwaltungsbehörden, nöthigenfalls unter Anwendung 
des adminiftrativen Zwanges gegen die Betheiligten, ausgeübt und beauffichtigt. In 
technifcher Beziehung wirken dabei die in den meiften Staaten organifirten Wafler- 
baubehörden mit. Nach manchen Gejegen ift beftimmt, daß die Verwaltungs- ober 
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techniſchen Behörden zur Ueberwachung der wafferpoligeilichen Vorſchriften periodifche 
Schauungen an den Ylüffen und Deichen vorzunehmen haben. 

Auch gegenüber den adminiftrativen Verfügungen, welche in wafjerpoligeilichen 
Angelegenheiten, 3. B. über die Verpflichtung der Einzelnen und Gemeinden zu 
Waſſerſchutzmaßnahmen und zur Tragung der Koften, über die den Uferbefigern und 
jonftigen Betheiligten aufguerlegenben Beſchränkungen und Laften, ergehen, ift in den 
neueren Verwaltungsrechtögejegen nicht felten der Weg der Klage oder Beichwerbe 
an die Verwaltungsgerichte eröffnet. 


Gigb.: Preuß. Allg. ER. J. 8 88 96 F. — Preuß. Belt, Hy das Deihtmehm vom 
22. Januar 1848. — Gefegentwurf vom 12. Dezember 1880, betr. die Befugniffe Strom: 
bauverwaltung — den —— — an öffentl. Flüffen. _ Sen ii, vom 28. 
Mai 1852 über & en Uferjchui den er en Beberfnmemmungen. — Wafler- 
polizeiordnung vom 24. 2 r. 1876. — Ba Waherme ordnung von len ——— — 
Großh. Hefi. @eiehe vom 18. Februar 1858, betr. die Aufräumung und Unterhaltung der 
jäche, u. vom 19. Febr. 1858, betr. bie Regulirung der Bache. — Bär Medlenburg: 
Sähwerin: Ebitt vom 18. Auli 1846 über bie entimäffern: der Ländereien und Stroms 
—— vom 26. Mai 1860 und 26. Mai 187 ür Oldenburg: Gele vom 
ovember 1854 über bie Unter! —5 — ber fen lieh enden Gewäffer im Fürftenthum 
über und Mafferoebnung vom 9. April, 879. — Wafler Mungdorbmung EHE die Freiſtadt 
Lübed vom 2. Dezem 1865. ©. — die unter aſſerbe⸗ 
— 2 bezeichneten Geha, welche neben ber Wafferbenupung — er bie — — 
ehandeln. 
Lit: waitig, —— 1789. — v. Cancrin, Abhandl. v. € Aalleret, 1789, 
1800. — — 1808. — 


1790, 1 ded Denticen en Poligeiseht 8. Th. © 
Rösler, Date, Beeren Bd. 1 5 225. Stein, Handh., ir, se 331. — 
©. auf bie Lit. unter d. Art. Bafferbenugung R.6& hentel. 


Waſſerſervituten find Dienftbarteiten, welche auf Leitung von Waller durch 
frembes Gebiet oder auf Benugung fremden Waſſers gerichtet find. Da in Italien 
die Benugung des Waſſers für die Kultur der Grunbftüde von erheblicher Bedeutung 
war, fo erfreuten fich die W. jchon frühzeitig einer Ausbildung durch das Recht. 
Die Römifchen Quellen unterfcheiden folgende Arten: 

1) Servitus aquse ductus s. aquae ducendae. Dieje fann in der Befugniß 
beftehen, entweder a) aus einem fremden Grundſtück oder durch dafjelbe Wafler zu 
leiten, oder b) fich außerdem noch fremdes Wafler anzueignen, ober c) auf einem 
fremden Grundftüd Waller zu fuchen und aladann zu benutzen. Die Bejchaffenheit 
der Einrichtungen für dieſe Dienftbarkeit unterlag mannigjachen Bauvorſchriften 
(1. 15 D. 8, 3; 1.1781 D. 39, 3), welche nur als aufgehoben zu betrachten 
find, fofern fie aus rein Römifchen Gewohnheiten entjpringen. Das Eigenthum der 
wir Fra nach richtiger Meinung dem Belafteten au (1. 2 $$ 1,.2 D. 8, 3; 

4 D. 43, 20). Dieje Servitut muß nicht nur, wie jede andere, "Hfleglich auß« 
— — kann ſowol auf ein beſtimmtes Rubitmaß, ala auch auf Jahreszeiten 
(aqua aestiva und hiberna, Gegenſatz quotidiana), fowie auf Tage und Stunden 
(aqua diurna — nocturna) eingejchränft werben. Nach altem Givilrecht konnte die 
8. a. d. nur unmittelbar an einer Quelle, und erſt nach jpäterem Haffiichen Recht 
an jedem lebendigen Waffer errichtet werden, aus welchem Umftand man un- 
zuläffiger Weife das Erforderniß der perpetua causa für die fpätere Zeit beftritt. 
Der Aquäbult Tann auch zu Gunften eines ftädtifchen Grundftüds, fowie für 
Mehrere (rivales) gleichzeitig beftehen, welche aladann bei mangelnder Feſtſetzung 
ober Vereinbarung auf fchiebsrichterliche Entſcheidung angewiejen find. 

2) Servitus aquae educendae s. immittendae ift das Recht, Wafler von dem 
eigenen Grundftüc auf das des Nachbars abzuleiten. Sie bildet den Gegenjak zum 
aquaeductus, unterliegt aber benjelben Grunbjägen und Beſchränkungen wie biefer. 

3) Servitus aquae haustus s. jus haustus, hauriendi, aquae hauriendae ift die 
Befugniß, auf fremdem Grundſtück Waſſer zu Holen. Sie ift denſelben Beſchränkungen, 
wie die s. aquae ductus unterworfen, kann ebenfalls für ein praedium urbanum 
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beftellt fein und gilt nicht blos ala ein perfönliches Recht, ſondern ala wirkliche 
Servitut. In ihr ift der iter ad aquam enthalten, ohne daß es einer bejonderen 
Begründung befjelben bebarj; fie kann aber nur ex fonte oder ſonſtigem Quellwaſſer 
entftehen. 

4) Servitus pecoris ad aquam appulsus s. appellendi begreift unter Benutzung 
des nöthigen Weges (actus) bie Befugniß das zur Bewirthſchaftung des eigenen 
Grundſtücks erforderliche Vieh auf einem fremden Grundſtück aus dem Waſſer zu 
tränfen. Anch hier find allerlei Beſchränkungen, namentlich auf die Stückzahl des 
Viehes, zuläffig, und es können nach der Anficht des Marcellus (entgegen der 
von Trebatius) die überzähligen Stüde zurückgewieſen werden (1. 1 $ 18. D. 48, 20). 

Die s. navigandi, welche daB Recht, einen fremden See zu durchichiffen, ge= 
— 23 $ 1 D. 8, 8), wird nicht den W., ſondern den Wegegerechtigfeiten 
ugezählt. 

Hinfichtlich ber W. kommen zunächſt die allgemeinen Grundſätze ber Dienft= 
barkeiten in Anwendung; von Bejonberheiten ift Folgendes hervorzuheben: 

Mafferleitungen, welche feit unvorbenklicher Zeil beftehen, gelten ala zu Recht 
beftehend (1. 26 D. 39, 3; 1.3 $4D. 48, 20; 1. 7 C. 3, 34). In Betreff 
des Unterganges find die Vorſchriften der Ruſtikalſervituten in Rüdficht zu nehmen 
und daß, namentlich) was den Nichtgebrauch betrifft, die Zeit von 20 Jahren in 
Anwendung zu bringen ift. Der Beſitzesſchutz, welcher gerade bei den Servituten 
ohne Syſtematik ausgebildet ift, umfaßt für die W. zahlreiche Vorſchriften. Es 
beftehen Hier neben den Interdikten zum Schub des Rechtöbefiges (interd. de aqua 
quotidiana, aestiva, hiberna, de fonte) auch Schuhmittel gegen Störungen bei 
Ausbefſerungen der für die W. erforderlichen Anftalten (interd. de rivis, de fonte 
reficiendo). Dieſe Interdikte ſetzen das dem Beſitz font fremde Element der bona 
fides voraus und fordern alfo, daß der Kläger in dem Glauben, dag Recht zu haben, 
nec vi nec clam nec precario ab adversario, fei e8 auch nur einmal, das Waſſer 
in dem Umfange der Servitut benußt Habe. Accessio temporis findet ohne Aus— 
nahme ftatt. Gerichtet find die Interdikte gegen jegliche, unmittelbare oder mittel= 
bare, thätliche ober wörtliche Störung. Bei der Augbeflerung find Veränderungen 
in der Leitung unterfagt; es iſt nur ber Befibftand, nicht,' wie bei dem interd. de 
itinere reficiendo, auch dag Recht jelbft au beiveifen. 

Die Römifchen VBorfchriften werden von dem Cod. Max. Bav. geradezu wiederholt. 
Das Defterr. BGB. erwähnt nur den aquae haustus und aquae ductus, unter 
welchen e8 auch nach Vorgang ber älteren Theorie das jus aquae educendae mit- 
begreift; in dem erfteren liegt auch ber iter ad aquam, bie Anftalten der letzteren 
gehören dem Berechtigten, welcher fie anzulegen hat. Das altbeutjche Recht Hat 
eigenthämliche Grunbjäße über W. gar nicht aufgeftellt und daher mag es wol 
tommen, daß das Preuß. Allg. ER. und ber Code civil über W. im engeren Sinne 
überhaupt feine Borfchriften enthalten, jondern nur Normen über den Gebrauch des 
Waflers überhaupt jeftfegen. In Frankreich ift erſt durch loi du 29 avril 1845 
die serv. aquae ductus mit der Maßgabe eingeführt, daß ein Eigenthümer, welcher 
die Berfügungsjähigkeit über ein Wafler hat, zum Zweck ber Bewäfferung gegen 
Entſchädigung eine Leitung über fremde Grundſtücke anlegen kann. Diefe servitute 
d’aqueduc ift dann noch durch loi du 11 juillet 1847 weiter ausgebildet worden, 
indem dem Inhaber die Befugniß gewährt wurde, künftliche Werke auf dem Nachbar- 
grundftüd anzulegen (servitute d’appui). In Preußen würden bei Beurtheilung von 
W. die Grundfäge über Wegegerechtigfeiten analog anzuwenden fein. Das Sächſiſche 
BGB. enthält über W. keine Borjchriften. 


Quellen: P.$ 2123 —1l.1pr$1;1.28$$1, 2:1.383 1581; 1.9; 
1.20838D.83—1.10D.8,2—1.1D8,6-—-1148$2D81.-—115L 21, 
1.22 D. 83. — 1.81.17 pr. 8 1 D. 39, 3. — Tit. D. 48, 20. — 1. 29 D. 8, 98. — 
1.885D8,5.—1416D.838. _L1$18D.8,%0. — it. D. 48, 21, 22. — 
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Dad: as. Dat. IL 8, 12. — Oefterr. BGB. 88 496, 497. — Loi du 29 avril 1845, du 
Juillet 

Lit.: Unter ben Lehrb. bef. Keller, $ 166. — Bertin, Code des irrigations, Par. 
1852. Kayfer. 


Watdorf, Bernd. v., großherzogl. Sadhj.-Weimar. Staatsminifter, 512. XII. 
1804 zu Schloß Berga an der Elfter, ſtudirte 1823—1827 in Leipzig, 1830 
Oberhofgerichtsrath, 1835 App.Ger.Rath in Zwidau, 1840 OApp.Ger.Rath in 
Dresden, trat ind Minifterium ein, verdient um die Herftellung und Pflege von 
Einrichtungen für ausgebehntere Selbftverwaltung des Volle, Vizepräfident des Stände 
hauſes im Erfurter Parlament, thätig für die Entwidelung des Norddeutſchen Bundes, 
7 15. IX. 1870 zu Weimar. 

Er begründete und gab (mit Siebbrat) Heraus: Jahrbücher f. Sächſ. Strafrecht, 
Zwidau 1839, 40. 
git.: Brodhaus. Teihmann. 


Webfter, Daniel, berühmter Amerikanifcher Staatsmann, & 18. I. 1782 
zu Saliabury, N. H., wurde 1812 Abgeordneter im Kongreß, dem er bis 1816 
angehörte, 1827—1839 im Senat, trat gegen die Politit Jadjon’s, fowie gegen 
die von Galhoun geleiteten jüdftaatlichen Seceffionsbeftrebungen auf, 1841 Staate- 
fefretär, fchloß den Aſhburton-Vertrag zur Negulirung der Grenzen, Unterdrüdung 
des Sklavenhandels, Außlieferung der Verbrecher, ab, trat dagegen 1850 auf die 
Seite der Skflavenhalter, wodurch er Anfehen und Vertrauen beim Volle verlor, 
t 24. X. 1852 auf dem Landſitze Marfhfield bei Bofton. Ausgezeichneter Redner. 


Seine Speeches, forensic — and diplomatic papers wurden von Everett, 
Bost. 1853 herausgegeben, ſowie at Speeches and Orations with an Essay by Edwin 
E binnie, Bost. 1879. — Sein Sohn Fletcher veröffentlichte feine Brida Horzefponbeng, 
ofton 
8it.: Lanman, Private life of Daniel W., Boston 1859. — Curtis, Biography, 


New-York 1869. — March, D. W. and his contem oraries, ver. York 1876. — Irving 
Brown, Short studies of great lawyers, Albany I 8 — Drake, Dictionary, Boston 
1879, p. ’964. — Mohl, 1 556. — Calvo, (8) I. 255. dv. Holft, Berfafiungageichichte 


der Dereinigten Staaten von Amerita, Bb. 26. 394 fl. "Berlin 1881. Zeihmann. 


Wechſel (W.brief) ift ein Werth- (Srebit- ober Handelö-)papier, welches 
mindeftens ein formales Gelbjummenverfprecden in fich trägt, inhaltlich defſen ein 
benannter (unter beftimmten Vorausſetzungen — ſ. d. Art. Blankoindoſſament — 
auch ein unbenannter) Inhaber des Papiers von einer oder mehreren auf dem W. 
unterſchriebenen Perſonen die Zahlung einer beftinnmten Geldfumme an einem be— 
ftimmten Berfalltage fordern Tann, ein Papier, welches fich von allen anderen Werth⸗ 
papieren ähnlicher Art äußerlich durch ein formelles Unterfcheibungszeichen aud- 
zeichnet, nämlich dadurch, daß ed das Wort „W.“ (oder wenn das Papier in einer 
fremden Sprache ausgeſtellt ift, einen diefer Bezeichnung entiprechenden Ausdruck ber 
fremden Sprache, jo Deutjche WO.) oder (nach anderen Rechten) ein anderes for 
melle8 Charakteriſtikum ausbrüdlich nennt. Der W. ift „Welthandelapapier”, „bag 
Papiergeld der Kaufleute”, dazu beftimmt, Zahlungen ohne Baargeldtransport durch 
verſchiedene Länder Hin zu vermitteln, die Nothwendigkeit des Münzen-W.. zu um- 
gehen und den Kredit zu erhöhen ober verwertäbar zu machen. Die Wurzel des 
W. im heutigen Sime ift der ſog. Hand- oder Geld-W., das cambium minutum, 
welcher in dem Austaufch von Münzen beftand und im internationalen Verkehr, 
namentlich im Verkehr der Südfranzöſiſchen und Rorditalieniichen Märkte ſchon vom 
12. und 13. Jahrhundert an dadurch in den Hintergrund gebrängt wurbe, daß wer 
eine Zahlung an einem außwärtigen Plate zu machen hatte, fich von einem Wechsler 
(campsor) ſeines Wohnortes einen Brief (eine Anmweifung) geben ließ, worin ein 
Wechsler des Zahlungsortes erfucht wurde, die Zahlung an den benannten Weber 
bringer des Briefe oder eine fonftige benannte Perfon zu bewirken; wer einen ſolchen 
Brief „kaufte“, hatte dafür eine Geldjumme an einen Wechsler zu bezahlen, bie 
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Valuta; wer einen ſolchen Brief ausſtellte (der Wechsler in der Heimath), erhielt 
die Valuta, mußte aber unter eigener Haftung dafür ſorgen, daß ſein auswärtiger 
Geſchäftsfreund (der Wechsler am Zahlungsorte, häufig Inhaber einer Filiale oder 
Kommandite des Ausſtellers, der Adreffat des Briefes) die Zahlung am auswärtigen 
Orte wirklich und richtig leiſte; dieſer letztere erhält Für die geleiftete Zahlung Erſatz, 
die Dedung, Revalirung. Dieſe Einrichtung dehnte fich bald über den Bereich ber 
berufsmäßigen Wechsler aus auf den gefammten Kaufmannaftand, fpäterhin auf alle 
Handlungafähigen Perfonen ; geregelt wurde fie urjprünglich durch Gewohnheitsrecht, 
die Ufancen, welche in ben Kreiſen der Wechsler und übrigen Kaufleute entftanden; 
diefen folgten bald Kodififationen, welche Einzelheiten des Verkehrs mit Wechslern 
betrafen und fich theil® im Stalienifchen Stabtrechten, theils in Privilegien und 
Statuten von Kaufmannfchaften, theils in Meßorbnungen fanden. In Deutfchland 
unterlag der W. einer ſehr verjchiedenartigen Regelung durch zahlreiche partifuläre 
WB. und Meßordnungen, bis die im Jahre 1847 entworfene, in den Jahren 1848 
und 1849 in ben Dentichen Staaten allgemein eingeführte und nun zum Ref. 
erhobene WHO. die auf diefem Gebiete jo dringend nödthige Rechtseinheit ſchuf. 

Die Hauptarten des W. find: gezogene W. (fog. Tratten) und eigene W. Die 
gezogenen (traffirten) W., weitaus die wichtigften W. im großen Handelsverkehr, 
find Geldantveifungen (formelle Geldzahlungsanfträge) mit weientlich hinzukommendem 
W. verſprechen, nämlich dem Regreßveriprechen des Ausſtellers. (Das Nähere Hier- 
über ergiebt fid) aus den folgenden Artikeln, namentlih W.accept, W.proteft 
und W.regreß.) Meber ben eigenen W. f. d. At. Eigen-W. Nebenarten des 
W., ſog. accefiorifche find: dag Ind ojjament, ſ. unter diefem Art, ber Aval 
(fog. en und da8 Accept; jemer Domizil-W., Raten-W., 

Rüd-W. u. |. w. ſ. die einfchlägigen Artikel. — 

Rimeffe —* der W. ., infofern ein W.inhaber (Remittent) den W. eines Anderen 
jeinem Gläubiger oder überhaupt ein W.gläubiger einem W.ſchuldner, dem er ſchuldig 
ift, den W. zum Zwecke der Berichtigung einer Schuld, zur Gutfchrift u. dgl. zufenbet, 
übermacht (vgl. d. Art. Wechſelregreß im Anhange). — In kaufmännifcher Ver⸗ 
kehrsſprache wird ftatt W. oder W.brief auch „Brief”, „Appoint”, „Papier“, „Des 
vife” gefagt, |. v. Wächter, a.a. O. S. 1018 Anm. 2—4. — Die Vereinbarung, 
inhaltlich welcher ein W. auögeftellt werben foll, ein Pactum de contrahendo, welches 
der zulünftige W.nehmer mit dem Ausfteller abſchließt, heißt W.ſchluß; derſelbe ift 
ein borbereitender Vertrag, der in ber Regel nicht bloß die Pflicht, den W. zu geben 
und bzw. zu nehmen, fondern auch die Valuta und die Ginzelheiten der W.aug- 
ſtellung (Summe, Zahlungszeit, Zahlungsort u. dgl.) jeftitellt. 

Die juriftiiche Natur des W. ift beftritten,; Heutzutage ftehen fich Hauptfächlich 
noch zwei Meinungen darüber gegenüber: die Kreationstheorie und die Vertrags- 
theorie; ficher ift, daß das Weſen des W. in einem (fei es ohne Acceptation ſchon 
wechjelmäßig verpflichtenden, fei es erft durch das Nehmen der W. bindend und 
berechtigend werdenden) Verſprechen befteht, welches formeller Natur ift und eine 
Geldzahlung (Zahlung der Wfumme oder bzw. Rezeßſumme) zum Inhalte hat. 
Bel. im un nn bie a er Artikel. 

“irE U. Bd. W.R., 4. Aufl., 327 fr, 51 Ai — Runpe, W.R., 1862, 
insbei. ©. 1 All * die von Dielen eit. git. — :d. unter: Encptlop. bed 
W. R., 1880, & . 1017 ff. u. a. a. O. Wehtaſgiuße "ebenda e. "1084-104 5 — 

arei 


Wechſelaccept. Dos W. ift bie wechſelmäßige Erklärung eines Trafiaten, 
daß er den in ber an ihn gerichteten Tratte enthaltenen Zahlungsauftrag vollziehen 
werde. Mit diefer Erklärung giebt der Traffat, num Acceptant genannt, ein wirk- 
liches Wechſelverſprechen ab, welches ihn gegenüber jedem rechtmäßigen 
Wechlelinhaber, nicht etwa blog gegenüber dem zur Annahme präfentivenden, auch 
gegmmüber dem Ausſteller des Wechjels, zur Zahlung der Wechjelfumme ohne Rüd- 
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fit darauf, ob er Hierfür gedeckt ift oder nicht, nach Wechfelrecht verpflichtet (Art. 
23 der WO.; Thöl, a. a. O., 88 74 ff.; Kuntze, W.R., 8 34). Der Abgabe 
jener Erklärung, Acceptation oder Annahme genannt, geht die Präfentation zur 
Annahme vorher, d. 5. der von dem Befiker der Tratte unter Vorzeigung biefer 
an den Bezogenen gerichtete Antrag, biefelbe zu acceptiren. Zu diefem Antrag if 
der Befiker des Wechfels regelmäßig nur berechtigt, nicht verpflichtet, Art. 18 ber 
WO. (f. aber unter d. Art. Domizilwechfel). Wechiel jedoch, welche auf eine 
beftimmte Zeit nah Sicht Lauten, müfjen, fofern nicht ausdrücklich eine längere 
oder fürzere Friſt Hierzu beftimmt ift, Längftens binnen zwei Jahren nach der Aus- 
ftellung zur Annahme präfentirt werden, wibrigenfalla der wechielmäßige Anſpruch 
des Inhabers gegen Ausſteller und Indoſſanten erlifcht; fo bei den im Inlande 
auägeftellten Wechſeln; ausländifche Wechjel werben, auch wenn fie im Inlande 
Giri erhielten, in Bezug auf die Präfentationspflicht Lediglich nach dem am Orte 
der Auaftellung geltenden Recht behandelt (j. Prot. 3. WO. ©. 4145). Gebt 
die Yirirung einer befonderen Präfentationzfrift von einem einzelnen Indofſanten 
aus, jo bat die Nichteinhaltung biefer Frift lediglich den Untergang der wechjel- 
mäßigen Berpflichtung dieſes einzelnen Indoffanten zur Yolge. Meb- und Markt- 
wechſel find in ber an dem Meß- oder Marktorte geſetzlich beftimmten Präfentationg- 
zeit zur Annahme zu präfentiren. Dem Antrag, die Tratte zu acceptiren, braucht 
der Bezogene nah WR. nicht zu entiprechen (. ımter d. Art. Wechfelproteft), 
entfpriht ex ihm aber, jo tritt die angebeutete Verpflichtung zur Zahlung dann und 
infoweit ein, wenn und wie weit der Auftrag in der hiermit acceptirten Tratte gilt; 
doch behält ein W., welches nicht durch einen fpeziell gegen den Bezogenen gerichteten 
Betrug des Ausftellerg mit Wiffen eines Wechſelinhabers oder des Lehteren allein 
veranlaßt wurde, feine wechjelmäßige Wirkung auch dann, wenn die Unterfchrift des 
Ausſtellers fich ala falfch ober verfälfcht ergiebt (Art. 75 d. WO. Borchardt, 
a. a. D. Zuſ. 704). 

Der Form nad ift dag W. eine fchriftliche Erklärung bes Traffaten, auf der 
Tratte felbft abgegeben und des Inhalts, daß er ben Zahlungsauftrag annehme; 
diefer Inhalt kann ganz beliebig ausgebrüdt fein, 3. B. wie gewöhnlich durch die 
vom Acceptanten unterfchriebenen Worte: „angenommen“, „acceptirt“, „acc.“, 
„gejehen“, „vu“, „visa“, „gut für” u. dgl., ja e8 genügt bie einfache Namens- 
zeichnung des Traffaten auf dem Wechjel, welche in der Regel unten links ober 
quer am linken Rande des Wechſelbriefs angebracht wird und bei Wechieln, welche 
auf eine gewiffe Zeit nach Sicht geftellt find, mit dem Datum der Acceptation zu 
verſehen iſt (Art. 20 d. WO.). 

Der in dieſer Weiſe — d. h. mindeſtens durch Unterſchrift — beſchriebene 
Wechſel verdankt wie jede andere Art des Wechſels dem Wechſelvertrage feine ver- 
bindliche Wirkung: der mit der Accepterflärung verjehene Wechjelbrief wird vom 
Bezogenen dem Inhaber gegeben und von Diefem genommen, und jo entfteht auch 
bier der Wechjelvertrag durch Schreiben, Geben und Nehmen, Hier Acceptvertrag, 
Annahmevertrag, Acceptation genannt. Daraus würde folgen, daß, wenn ber Be- 
zogene, ehe er den mit feiner Acceptunterfchrift verjehenen MWechjelbrief dem Präjen- 
tanten wieder einhändigt, dieſe Unterjchrift tilgen (3. B. durchſtreichen oder jonft 
taffiren) würde, fein Accept vorläge, da ber Acceptvertrag nicht zur Perfektion 
gelangte. Da jedoch einer auf einem Wechjelbriefe befindlichen Acceptunterfchrift, 
welche zwar durchftrichen aber noch lesbar ift, zwar einerſeits anzufehen ift, daß das 
Accept gefchrieben und in diefem Sinne erfolgt ift, aber nicht anzufehen ift, warn 
und von wen es durchitrichen wurbe, da jerner an dem Dafein des Accepts dem 
Weſen der Tratte nach nicht ein einzelner Interefient (etwa der Remittent allein), 
fondern eine Reihe von Intereſſenten (Ausfteller, Indoffatare, Indoffanten, Roth- 
adreſſen und fo weiter) intereffirt ift, jo fordert die Nüdficht auf die Verkehrsſicher⸗ 
beit und das allgemeine Intereſſe, daß in folchen Fällen — immer aber die Gr- 


Wechſelaccept. 1277 


kennbarkeit ber durchſtrichenen Unterſchrift vorausgeſetzt — von dem Zuſtandekommen 
oder Nichtzuſtandekommen des Wechſelvertrags abgeſehen und die bloße Niederſchrift 
der Annahme (Unterſchrift des Bezogenen) allein ſchon als unwiderruflich und als 
bindendes Accept angeſehen werde. Die Deutſche WO. (wie die meiſten anderen) 
drüdt dieſen Gedanken nur undeutlich aus; fie jagt nämlich: „Die einmal erfolgte 
Annahme kann nicht zurüdgenommen werden“ ; deshalb ift die hier vertretene An- 
ficht außerordentlich beftritten. Iſt die Durchſtreichung oder Tilgung de Accepts 
in ber Weife bewirkt, daß gar nicht erfennbar ift, ob eine Unterfchrift des Bezogenen 
auf dem Wechſel ftand oder was fonft kaſſirt wurde, fo liegt nach der WO. eine 
Rechtsverlegung (— nicht gerade Verlegung eines Wechfelvorvertragg —) vor, auf 
Grund deren der Verletzte eine neue Acceptunterfchrift fordern Tann. 

Was die Wirkung des Accepts anlangt, fo haftet der Acceptant aus dem W. 
wechjelmäßig für die Zahlung ber Wechjelfumme zur Verfallgeit bes Wechſels (im 
Berzugsfalle ſammt Zinfen); er haftet wicht blog dem zur Annahme präfentivenden 
Inhaber, fondern jedem Indoffatar, der den Wechſel innehat; er haftet auch dem 
Außfteller aus dem Accepte wechjelmäßig (vgl. Entich. d. ROHG. Bd. VII. ©. 288). 
Hierbei kann das zwifchen dem Ausfteller und dem Acceptanten beftehende Dedungs- 
verhältnik (Revalirungsverhältniß) eine Einrede des Letzteren erzeugen (vgl. Entich. 
d. ROHG. Bd. XIV. ©. 225). (Dagegen fteht dem Bezogenen fein W.R. gegen 
den Ausfteller zu.) Der Inhalt der wechfelmäßigen Haftung des Acceptanten richtet 
fich nad) dem Inhalte des in der Tratte an ihn gerichteten Zahlungsauftrags; doch 
haftet der Acceptant aus feinem Accept, wie eben gejagt, jelbft dann wechjelmäßig, 
wenn die Unterjchriit des Ausſtellers ſich ala falſch oder verfälicht herausſtellt oder 
an den Beftandiheilen der Zratte Aenderungen nad ber Austellung bewirkt 
wurden, — all die jeboch nur dem gutgläubigen Inhaber gegenüber und vor« 
behaltlich der Einrede des Betrugs, welche der Acceptant demjenigen fordernden 
Inhaber gegenüber geltend machen Tann, welcher gegen ihn argliftig auftritt. Be— 
ftritten ift die Wirkſamkeit eines W., welches eine höhere Summe ald die in ber 
Zratte genannte, zufihert; nad) KCuntze, W.R., $ 34 II, gilt ein derartiges W. 
bis zum Betrage der Wechfelfumme (ald summa concurrens), nad Renaud, 
W.R., $ 35 Anm. 2, ift e& „fein W.“ (aber deshalb noch nicht nothwendig ganz 
ungültig), nah Thöl, a. a. ©. $ 78,4 u.$ 81 II, muß es biß zum Betrag 
der Wechjelfumme ala W., für den Ueberſchuß — wenn e8 Orts⸗ und Zeitbatum 
trägt — als eigener Wechjel angefehen werben; letztere Anficht verdient ala bie 
tonfequentefte den Vorzug. 

Das Deutſche W.R. erkennt au ein Limitirtes W. an: der Wechſelinhaber 
muß fich gefallen Iafen, daß der Bezogene nur zum Theil acceptire; wegen der 
Nichtacceptation des andern Theils der Wechjelfumme ift aladann Proteft zu erheben. 
Andere Einfchränkungen des W. gegenüber dem Zahlungsauftrag ftehen einer völligen 
Verweigerung des W. gleich; jeboch bleibt der Acceptant, ſoweit ein derartiges W. 
einen für die Wechjelinhaber intereſſanten Inhalt hat, hierfür wechielxechtlich haftbar. 

Eine Tratte Tann aber auch durch eine andere Perſon, als den Trafjaten, voll⸗ 
wirkſam acceptirt werden (Intervention durch W.); ein derartiges, fog. 
Ehren-W., wird entweder don einem in einer Nothabrefie des Wechſels Genannten 
oder von einem völlig Unberufenen mit den gewöhnlichen Wirkungen des W. gegeben. 
Hierüber ſ. ausführlich d. Art. Nothhülfe. 

Ueber W. auf Domizilwechjeln f. d. Art. Domizilwedjel. 

Das W. kommt auch außerhalb des W.R. bei anderen (gezogenen) Handels« 
papieren, 3. B. faufmännifchen Anweifungen, vor und zwar, abgejehen vom Wechfel- 
arreft bzw. =prozeß, mit denfelben Wirkungen wie bei Tratten, 

Quellen: Allgem. Deutjche W.O., Präfentation zur Annahme, Art. 18-20; Annahme, 
Art. 2124; Regreß wegen nicht erhaltener Annahme, Art. 25-28; Ehrenannahme, 
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Art. 56-61, 65; Accept eines Wechſelduplikats, Art. az 69 — Al Deutſches B., 
Accept einer Aniveilung u. dal. Art. 300, 301 Abſ. 3. — Code de — art. er 


Bit.: BAUR OR 2 3b. 1, WR, 8. Aufl. 86 4-4 — DO. v. Bäßter, „Ener: 


d. WR, Bordarbt, "Algen. Deuticye WO., 7. Aufl., 1879, zu 
dv. WO. — © ee bie is: der Vollendung und ber Hurdffreihung des m. 9 late 
Gramein, Die Perfettion des Arceptet, Graz 1: — ——— Gareis in Goldſchmidt's 
tſchr. Bd. XXIV. 809 ff. und anders: Thal, 879 ©. 274—276, auch Entſch. d. ROHG. 
. 274. — Ueber Blantonccept f. Sehm, Bertrngsfäjluß. unter Aumejenben und Vertrag: 
9 mit einer persona incerta, in Goldbihmibt’3 Zeitichrift Bd. XVIL. ©. 72 fi. — 
anal ‚0. 0. D. ©. 2381. — Urtheil des ROHG. dom 9. April 18%. Entſcheid. Bb. VI. 
©. 45 fi, 52 ff. Garei3. 


Wechſelausſteller, jo viel als Wechfelzieher, Traflant, drawer, ift diejenige 
Perſon (oder auch Firma), welche den Wechjelbrief auf der Vorberfeite defjelben zum 
Zweck der Uebernahme der Wechjelverbindlichkeit gemäß Art. 4 Ziff. 5 oder Art. 
96 Ziff. 5 unterjchreibt und dem Nehmer des Wechjels, dem (erften) Gläubiger, 
Remittenten, in eben dieſer Abficht giebt; nach der Kreationstheorie (f. unter den 
Art. Wechjel) ift die Thätigkeit des W., des Ausſtellers des Wechfels, eine einfeitige, 
nach ber Bertragstheorie ift fie Beftandtheil eined Vertrags, des Wechſelvertrags, 
und zivar entipricht dem Schreiben und Geben als vertragerzeugenbeß Korrelat das 
Nehmen des Wechfeld. Der W. muß, um einen vollgültigen Wechſel auszuftellen, 
wechjeljähig fein (Hiervon f. unter dem Art. Wechſelfähigkeit) und den Wechſel 
unterfchreiben (Hiervon j. Art. Wechjelunterfchrift im Anhange) ; die Wirkung der 
vollendeten Ausſtellung und Begebung de Wechſels ift die wechielmäßige Haftung 
des W., und zwar ift ber Außfteller eines gezogenen Wechſels (einer Tratte) Regrek- 
ſchuldner, d. h. er haftet wechfelmäßig dafür, daß bie Tratte angenommen unb 
bezahlt werde (f. unter den Art. Wechfelaccept und Wechſelregreß), während 
ber Ausfteller eines eigenen Wechjels (f. unter den Art. Eigenwechjel) direkt für 
die Zahlung der Wechjelfumme haste. Die Verpflichtung des W. ift eine wechſel⸗ 
mäßige: d. 5. er giebt ein bindendes reines Summenverjprechen ab, welches unter 
den Vorausſetzungen und Förmlichkeiten des Wechfelrechts geltend gemacht werben 
tann; nach der DVertragstheorie beginnt diefe Haftung mit der Vollendung des 
Wechſelvertrags, welchen ber Ausſteller mit dem Remittenten (erjten Nehmer) buch , 
Geben und Nehmen des richtig unterfchriebenen Wechſels abfchließt ; ift der Remittent 
durch Zufall ober durch eine unerlaubte Handlung in ben Beſitz des ihn als 
Gläubiger nennenden Wechjels gelangt, fo erwirbt er dadurch feinen Anfpruch gegen 
den Augfteller (f. Entich. d. ROHG. Bd. XIX. ©. 33), denn der W. Könnte ber 
Wechjelflage eines folchen erften „Nehmers“ die Einrede des fehlenden Vertrags⸗ 
willens (als Betrugseinrede) entgegenjegen und ſelbſt den Wechfel vindiziren, ſofern 
er beweift, daß der „Nehmer“ denjelben in böfem Glauben erworben hat oder ihm eine 
grobe Fahrläffigkeit bei ber Erwerbung des Wechſels zur Laft fällt. Hat ber W. 
feiner Unterjchrift die Worte „ohne Obligo“ beigefügt, fo ift der Wechſel, bevor 
feine andere binbende Unterfchrift auf dem Wechfel ſteht, kein wirklicher Wechſel, 
fondern nur ein Scheinwechſel. Der Ausfteller eines an eigene Orber gezogenen 
Wechſels wird erjt durch ein Indofjament wechjelmäßig verpflichtet. Die wechſelmäßige 
Haftung des Ausſtellers endigt mit der Zahlung des Wechſels (Entſch. d. ROHG. 
2b. XXIV. ©. 1) oder mit der Verjährung (f. den Art. Wechfelverjährung). 
Zwilchen dem Außfteller und dem Nehmer kann ein Mandatsverhältniß, 3. 2. 
Inkaſſoauftrag, beftehen, baffelbe ift aber ohne Einfluß auf das Wechſelrecht 'an 
ch, kann aber möglicherweife wie jedes andere zwiſchen jenen beiden Perſonen 
konkret beitehende Vertragsverhältniß eine Einrede des Ausſtellers gegen dieſen 
Nehmer erzeugen. Sind mehrere Außfteller vorhanden, fo Haftet jeder berfelben 
In a Ganze, gleichviel ob ein Vertragsverhältniß (oder welches) zwiſchen ihnen 
ejte 
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Wie der Ausſteller, haftet auch der Avaliſt (ſog. Wechſelbürge), welcher ſeine 
Unterfegrift unter die des Ausſtellers gejeht, den Wechſel per aval gezeichnet Hat. — 
Neber das zwijchen dem W. und dem Bezogenen beftehende Verhältniß ſ. unter ben 
Art. Dedung und Deckungsgeſchäft. Weber daB zwifchen dem W. und dem 
Nehmer beftehende materielle und civilvechtliche Verhältniß, den Wechſelſchluß, ſ. den 
Art. Wechſel. 

Rit.: O. v. Wächter, Encyllop. d. W.R. unter „Begebung“ (5. 120 fi.) — THBl, 
HR, BL, DR, j Aufl, Fr Pr f. — Runge, Beutihes Es 3239 © 81 f. 2 
Gareis. 


Wechſeleinreden, Einreden, welche gegenüber einem wechjelmäßigen Anſpruche 
ſeitens eines wirklich oder fcheinbar aus dem Wechſel Verpflichteten zum Zwecke 
gänzlicher ober theil- ober zeitweifer Befreiung geltend gemacht werden können, ent= 
fpringen entweder dem Prozeßrechte, einfchließlich dem Wechfelprogehrechte, oder dem 
materiellen (d. i. Eivil-) Rechte einfchlielich dem materiellen Wechſelrechte; der 
Begriff der Einrede ift zunächſt fo zu faflen, wie im übrigen Rechte, auch Tann 
zwiſchen verzögerlichen (dilatorifchen) und zerftörlichen (peremptorifchen) Einreden wie 
jonft unterſchieden werden. Allein das Einrederecht ift wechjelrechtlich beſchränkt; 
als Grund diefer Beichränfung wird die ſog. Wechjelftrenge, der rigor cambialis, 
angefehen, und der letztere Begriff wird ſowol als prozefjuale, wie ala materielle 
Wechielftrenge verftanden. Die materielle Mechjelftrenge wird in der Gültigkeit des 
einen Summenverfprechene, welches zum inneren Weſen des Wechſels gehört, gejehen, 
insbejondere darin, daß die Verpflichtung des Wechfelſchuldners Losgelöft von jedem 
materiellen Schuldgrumde, folglich unabhängig ift von allen dem Summenverfprechen 
unterliegenden Berhältnifien. 

Bon diefer materiellen Wechfelftrenge ift zu jagen: einerfeits befteht fie — in 
ber behaupteten Ausdehnung und Eigenthümlichkeit — überhaupt nicht, andererſeits 
it fie dem Wechſel nicht eigenthümlich; fie beſteht nämlich nicht, infojern ber 
Schuldner gegen den Gläubiger alle aus materiellen Schuldverhältnifien (unter 
liegenden gewöhnlichen Verträgen u. ſ. w. 3. B. Wechjelvorvertrag) hergenommenen 
Einreden einmwenden, folglich die Geltendmachung des wechjelmäßigen Anſpruchs bes 
Gläubigerd gänzlich von materiellen gewöhnlichen Schulbverhältniffen abhängig 
machen Tann, vorauagefegt nur, daß ihm jene Einreben unmittelbar gegen den 
Hagenden Gläubiger ſelbſt erwachſen find oder zuftehen; dies ift aber dem Wechſel 
nicht eigenthümlich, fondern durch dad HGB. auf alle handelsrechtlich anerfannten 
Werthpapiere, welche Orderpapiere find, gleichmäßig ausgedehnt. Hieraus ergiebt 
fh, daß der Wechſelſchuldner (Acceptant der Tratte, Außfteller, Indofſſant ober 
Avaliſt eines gezogenen oder eigenen Wechjels) dem auf einen Wechjel gegründeten 
Anipruch des Klägers emtgegenftellen kann: a) diejenigen Einreben, welche aus 
ben WR. felbft hervorgehen (3. B. Mangel eine® mejentlichen Erforderniſſes der 
Tratte), zu dieſen gehört auch die Eintede der Verjährung, und b) ſolche Einreden, 
welche ihm unmittelbar gegen ben jebesmaligen Kläger zuftehen (3. B. Einrede 
bed Betrugs, Einrede mangelnder Valuta, Erlaßvertrag). Auf folche Einreden ift 
das Einrederecht des Wechſelſchuldners beichränkt, gleichviel ob bie Klage im 
orbentlichen Verfahren oder im Wechielprozefle erhoben wurde. Wird bie Klage 
im Wechjelprogefje erhoben, ein Umſtand, der ausdrücklich hervorgehoben fein muß, 
fo ift daß materielle Einteberecht noch mehr beſchränkt; da nämlich der Wechjel- 
Prozeß nach dem in Deutſchland geltenden Civilprozeßrecht eine Art des Urkunden- 
brogeffes ift, jo find alle Einwendungen des Wechſelſchuldners, jelbft wenn fie nach 
der WO. zuläffig wären, als im Urkundenprogefje unftatthaft zurückzuweiſen, wenn 
der dem beflagten Wechſelſchuldner obliegende Beweis feiner Einwendungen nicht 
mit den im Urkundenprogefje zuläffigen Seweismitteln angetreten oder mit jolchen 
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Beweismitteln nicht vollſtändig erbracht wird. (Außerdem iſt als Eigenthümlichkeit 
bes Wechſelprozeſſes die eigenartige Freiheit in der Wahl bes Forums und bie 
Kürze der Einlafjungafrift hier beſonders hervorzuheben.) 

Die aus dem Prozeßrechte fließenden W. find durch die Art des Verfahrens 
befchräntt; im Wechſelprozeſſe wie im Urkundenprozeffe überhaupt haben progeß- 
hindernde Einreden nicht die Wirkung, daß durch fie die Verhandlung der Haupt- 
face aufgejchoben wird. Weber diefe Art von Einteben, welche nicht eigentliche W. 
find, |. d. Art. Wechſelprozeß. 

Diejenigen Einreden, welche deshalb materiell zuläffig find, weil fie „aus dem 
WR. ſelbſt hervorgehen“, gründen fich entweder auf einen formellen ober materiellen 
Mangel ber Wechfelobligation. Das erftere ift 3. B. der Fall, wenn dem Wechfel einer 
der Beitandtheile mangelt, welche nach dem Geſetz der WO. (Art. 4, 96 u. a.) 
„wefentliche Erforderniffe“ des Wechſels find; die Prüfung und Erhebung folder 
Thatfachen, von denen die Eriftenz des Wechjels ala folgen überhaupt abhängt, 
obliegt übrigens dem Richter von Amtöwegen. Zu den im W.R. beruhenden Ein- 
reden gehört die Eintede der mangelnden Wechielfähigfeit (vgl. Entſch. des ROHG. 
Bd. XIX. ©. 319). Sehr zahlreiche Präjudizien des ROHG. eriftiren über bie 
Zuläffigfeit von W. So 3. B. über die Einrede der Zahlung in der Regel (nur 
wenn dem jebedmaligen Kläger gegenüber begründet, möglich). Entſch. des ROHG. 
3. I. ©. 122; Bd. IV. ©. 249, 252; Bd. VII. ©. 121; Bd. VIII. ©. 387; 
Bd. KX. ©. 42; Bd. XV. ©. 22, 24; Bd. XVIU. ©. 310. Entſch. des Reichsger. 
Bd. U. ©. 180, über die Einrede der Simulation, ſ. Entſch. des ROHG. Bd. VI 
©. 55 ff., 59; Bd. V. ©. 86, 37; Bd. IV. ©. 191; über die Einrebe ber nicht er 
baltenen Baluta — diefe Einrede fann entweder die Bedeutung einer exceptio nondum 
adimpleti contractus rejp. doli, oder exceptio compensationis haben und ift nur 
individuell und unter befonderen Umftänden oder unter Selbftiubjtantiirung des 
Dolus zuläffig — |. Entich. des ROHG. Bd. III. ©. 182, 314; Bd. IV. ©. 282; 
Einrede bes Nachlaßvertrags u. dgl. |. ebenda Bd. VIII. ©. 387; Bd. XI. ©. 92; 
Bd. XIV. ©. 165; aud; Bd. IV. ©. 392; Bd. V. ©. 37. (Dgl. jener d. Art 
Wechfelprozeß.) 

Quellen: Allg. Deutihe W.O. Art. 82. 

Bit.: TH5l, HR, Bb. IL. W.R.,, 4. Aufl. gu GS. giy — Runge, WR, 8 50, 
©. 114 fi. — DO. v. Wächter, Enchllop. d. WR, ©. 356 ff. — Ebenba und bei Otto 
Sudsberger, Die Entſcheidungen d. ROHG. und?d. Reichäger. auf b. Gebiete b. Wechſel⸗ 
er prozebrechts, Gießen 1881, S. 274, fehr eingehenbe Sufammenfellung ber Präjn- 


Werhielfähigleit.. Man untericheidet objektive und ſubjektive W. 
Da Objekt eines wechfelmäßigen Verfprechens nur eine Geldfumme jein kann, jo 
befigen nur Geldfummen objektive W. Unter der ſubjektiven W. wird bie 
Fähigkeit, Subjekt einer wechfelmäßigen Obligation zu fein, verſtanden, und zwar 
nennt man die Fähigkeit, Wechjelgläubiger zu fein, aktive W., — eine Fähigkeit, 
welche jedem Rechtsſubjekte zukommt, — und die Fähigkeit, Wechſelſchuldner zu fein, 
die paffive W. Die Iehtere Eigenjchaft, die W. im gewöhnlichen Sinne des Wortes, 
bat eine mit der Entwidelung des Wechſels eng zufammenhängende Gefchichte (f. d. Art. 
Wechſel); zur Zeit des Urſprungs des Wechjelinftituts kam die W. nur den beruif- 
mäßigen Wechslern (campsores nummularii, monetarii, bancherii), ſpäterhin wenigftens 
nur eingefchriebenen Kaufleuten zu ; in neuefter Zeit, und ingbefondere in ganz Deutſch⸗ 
land feit der Unifizirung des W.R., ift die fog. „allgemeine W.“ Rechteng geworben; 
es ift dies eine folge der erhöhten Kreditwirthſchaft, des vermehrten Bebürfniffes 
nad Erjag am effeftiven Werthe durch Papiere und nad) Krebitficderungsmitteln, 
fowie eine Folge des Ineinanderübergehens von verſchiedenen Berufßarten und Be 
ſchäftigungsweiſen; wie der Großbetrieb der Landwirthſchaft (3. B. mittels des Ge 
treidehandels oder des Verkehrs mit jog. Handelspflanzen), jo zieht auch der Klein⸗ 
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betrieb von Gewerben (4. B. mittels ber Kreditgenoffenichaften) Bevölferungsfreife, 
welche in früheren Jahrhunderten niemals in ſolider Weiſe mit Wechſeln zu thun 
hatten, heutzuiage naturgemäß in den Verkehr mit Wechſeln, eine Thatſache, welche 
von ber Geſetzgebung berüdfichtigt werden und nothiwendig zur fog. allgemeinen W. 
führen muß. Deshalb ftehen mit ganz verſchwindenden Ausnahmen bie Gefeßgebungen 
aller civilifirten Staaten auf dem Boden der allgemeinen W. (v. Wächter, 
a. a. O. ©. 452). Nach dem geltenden Deutichen Rechte kommt die W. allen 
Perſonen zu, welche fich durch Verträge verpflichten können (mithin: Vertrags- 
fähigleit als W.); ob oder inwieweit fich Jemand durch Vertrag verpflichten 
Tann, 3. B. ein Minderjähriger, eine Ehefrau, ein Hausfohn u. |. w. hängt von 
dem bürgerlichen Rechte des Wohnfiges diefer Perfon ab. Iſt nach bdiefem Rechte 
3. 2. die Zuftimmung des Ehemanns zur vechtsbeftändigen Entftehung von Ver— 
pflichtungen der Ehefrau erforderlich, jo befteht dieſes Erforderniß auch für die 
Entſtehung einer wechjelmäßigen Haftung der Ehefrau (fofern dieſe nicht etwa 
Handelafrau ift); eine derartige Zuftimmung muß im Wechſel ſelbſt erflärt fein, 
zweifellos mindeften® dann, wenn der Wechjel die Frau ala Eherrau bezeichnet 
Cogl. Entſch. des ROHG. Bd. I. ©. 177 und Thöol, a. a. ©. $ 28), doch 
ift die Zuftimmung des Ehemanns zum Indofſſament der Ehefrau aus der That- 
fache zu folgern, daß Erfterer an die Order ber Lehteren traffirte oder inboffirte, 
und die Zuftimmung zum Accept aus der Thatfache, daß der Ehemann die Ehefrau 
als Bezogene nannte, nicht aber aus der einfachen Mitunterfchrift des Mannes neben 
der Ehefrau (vgl. Buſch, Archiv für H.- und WR. Bd. IV. ©. 192) und auch 
nit daraus, daß der Erjtere eine von Lehterer auf ihn gezogene Tratte acceptirte 
(dem dag Accept ift gültig, auch wenn die Ausftellung ungültig war, vgl. Thöl, 
a. a. ©. ©. 106, anderer Anficht das ROHG., Entſch. Bd. III. ©. 51, 52). 
(Ueber Kaufmanns W. und fog. relative W. j. Thöl a. a. O. 88 24, 25.) Weber 
die nichtwechjelmäßige Haftung für Wechſelſchulden a — des ehelichen Güter⸗ 
rechts u. dgl. ſ. Entſch. des ROHG. Bd. XXIV. ©. 

Die von Wechſelunfähigen auf einen Wechſel PER Unterfchriften find un⸗ 
gültig, derart, daß fie auch nicht durch Vertrag, Verzicht oder dgl. gültig gemacht 
werben fönnen, fie find aber ohne Einfluß auf die Verbindlichkeiten der wechjel- 
fähigen Perfonen, welche denjelben Wechjel gültig unterzeichnet Haben. “Jede wechjel- 
mäßige Erklärung (3. B. Ausftellung, Giro, Accept) ift demnach für ſich allein 
wirffam, injofern fie unabhängig ift von der Unwirkſamkeit von Erklärungen wechfel 
unfähiger Perfonen, nicht aber infofern es ſich um objektive Eigenfchaiten des Wechſels 
Handelt. 

Was die W. eines Ausländers anlangt, fo hängt diefelbe prinzipiell von dem 
Heimatörechte (nicht gerade ber lex domicilii) ab; dieſem fog. Nationalitätsprinzip 
Huldigt mit den meiften geltenden Gejeggebungen auch die Deutihe WO.: die 
Fähigkeit eines Ausländers (über den Begriff Ausland |. Entich. des ROHG. Bd. VI. 
S. 358, Bd. XXI. ©. 386), mechjelmäßige Verpflichtungen einzugehen, wird nad 
den Gefeßen des Staates beurtheift, welchem derjelbe angehört. (Dal. Aller, 
Das internat. Privatrecht, bearbeitet von M. Cohn, 1880, ©. 29 ff. und bie 
dort cit. Lit.) Allein im Interefje der Verkehrserleichterung macht die Deutiche 
WO. eine Ausnahme von jenem Prinzipe: Ein Ausländer, der nach den Geſetzen 
feines Baterlandes der W. entbehrt, wol aber nach dem Recht des Inlandes wechſel⸗ 
Tähig ift, kann fich im Inlande wechſelmäßig verpflichten. 

Quellen: Allg. — WO. Art. 1, 84. 

Sit.: Thol, HR, Bd. I. WR., 4. Aufl. 88 21-26. — ©. v. Wächter, Enchtlop. 
BR, ©. 448 ff, beibe iR * viel veiail bietend. — Die Präjudizien |. bei RENT, 
Die Entfcheidungen des ROHG. und des ee Sr dem Gebiete des W. R. 
und Borharbt, Allg. — WO, 7. Al Gareis. 

d. Doltendorff, Gnc. II. Rechtolexikon II. 8. — 81 
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Wechſelformular. Die Formulare der Wechſelbriefe ſetzen ſich zuſammen 
aus den nothwendigen und aus den willkürlichen Beſtandtheilen des Mechiels. 
Nothwendige Beſtandtheile find diejenigen, welche zum Weſen des Wechſels ge 
hören und daher theils vom Geſetze (3. B. Deutſche WO. Art. 4, 96; Code 
de comm. art. 110, auch art. 188) ausdrüdlich gefordert werben, im Deutichen 
Rechte „wejentliche Erforberniffe” genannt, theils fich aus dem Begriffe des Wechſels 
dergeftalt ergeben, daß ohne ihre konkrete Anweſenheit auch bei — fcheinbarer — 
Erfüllung ber gefeglichen GErforberniffe ein Wechſel rechtlich nicht eriftiren könnte. 
‚Da der gezogene Wechſel (die Tratte) begrifflich eine Geldanweifung (ein Geld» 
zahlungsauftrag) mit wejentlich Hinzutommendem Wechfelveriprechen, nämlich Regreß- 
verſprechen des Ausſtellers ift, jo ergiebt fich als wefentlich für das Yormular des 
gezogenen Wechfels ein Zahlungsauftrag („Zahlen Sie*, „Belieben Sie zu 
zahlen“), dann die Beziehung auf die Präfentation und Aushändigung des Briefes 
(„gegen dieſen Wechſel u. dgl.) und dazu die damit verbundene Erfüllung der 
ausbrüdlichen gefehlichen Erforberniffe, Angabe der Perſonen, Daten u. j. w. Und 
da ber eigene Wechfel (f. d. Art. Eigenmwechjel) ein jchriftliches mechjelmäßiges 
Summenverfprechen ift, inhaltlich deften fich der Ausſteller unmittelbar und direkt, 
d. 5. nicht unter der Bedingung, daß ein Anderer nicht zahle und dies wechſel⸗ 
mäßig feltgeftellt ſei, verpflichtet, die verlautbarte Summe an den Berechtigten zu 
zahlen, fo ergiebt fich Hieraus die Nothwendigkeit im Formular bie erfüllten gejeh 
lichen Erfordernifje um ein direktes Zahlungsverfprechen („Ich zahle“ u. dgl.) und 
um die Beziehung auf die Präfentation und Aushändigung des Briefes zu gruppiren. 
Die Gewohnheit, unter deren Einfluß fich die Technik des Wechſels überhaupt aus⸗ 
bildete, bat eine beſondere Yorm in der Aufeinanderfolge und Ausdrucksweiſe des 
W. eingeführt, von welcher abzumeichen fich nicht wol empfehlen dürfte; unter ihrer 
Herrſchaft find auch Erklärungen (Klaufeln) im Wechſel üblich geworden, welche als 
unweſentliche Beitandtheile zu bezeichnen find, inforern ihr Fehlen die rechtliche 
Gültigkeit der Wechjelobligation jelhft nicht beeinflußt. In dieſem Sinne find ala 
unwejentliche Beitandtheile des Wechfelbriejes anzufehen: die Orderklauſel, der 
Wechjel ift nämlich felbft dann ein Orberpapier, wenn er diefe Klauſel nicht ent 
hält, ex ift nur dann fein Orberpapier, fondern ein Reftapapier, wenn die Anorder- 
ftelung ausdrücklich ausgeichloffen ift; ferner die Valutaklauſel („Werth er 
halten“ oder dgl., Angabe des materiellen Schuldverhältnifjes, welches, die Wechfel⸗ 
auöftellung veranlafjend, zwiſchen dem Ausſteller und Remittenten befteht) ift nad 
Deutſchem Rechte ebenfalls unweſentlich; nach älteren Rechten war fie erforderlich 
und diefen folgt noch das Franzöfifche Recht. Code de comm. art. 110: La lettre 
de change ... enonce.... la valeur fournie en espdces, en marchandises, en 
compte, ou de toute autre maniöre. Die Revalirungsflaufel („fellen Werth 
in Rechnung laut Bericht“ oder dgl. Avis, Deckungsklauſel, d. h. eine Bezugnahme 
auf dag zwijchen dem Ausſteller und dem Bezogenen eventuell beftehende Deckungs- 
verhältniß) Hat zwar wie auch die Valutaflaufel möglicherweife civilrechtliche Be 
deutung, indem — in ber Valutaklauſel ein Empfangsbekenntniß — in der Dedungs- 
klauſel ein motivirtes Leiſtungsverſprechen oder — bei Kommiffionstratten — eine 
Anweiſung enthalten fein Tann, ift aber für dag W. R. ohne juriftiiche Bedeutung. 
Untwefentlich, jedoch gebräuchlich und förderlich ift auch die Wiederholung der Wechſel⸗ 
fumme außerhalb der Tratte des Wechſels, die Angabe des Wohnorts oder Etahliffe 
ments bed Begogenen (vgl. Deutiche WO. Art. 4 Ziff. 8 und Art. 24) und bie 
Angabe der Vornamen der im Wechjel weſentlich zu nennenden Perſonen (vgl. 
Ben y Entih. des ROHG. Bd. IIL.. ©. 271 und Bd. IX. ©. 25, au Bd. XI. 

2183 

Anweſentlich für die Gültigkeit des Wechſels ift die Entrichtung oder Richt 
entrichtung ber gejeblich geforderten Stempelabgabe; doch unterliegen alle diejenigen 
Perfonen, welche an dem Umlaufe des Wechſels im Neichagebiete Theil genommen 





Bechſelformular. 1283 


haben, folidarifch der Pflicht jener Abgabe und im Falle der Unterlafjung richtiger Ber 
fteuerung einer Steuerftrafe, welche in einer Geldbuße von dem fünfzigfachen Betrage 
der Hinterzogenen Abgabe befteht (j. RGeſ., betr. die Wechjelftempelfteuer vom 
10. Mai 1869 und vom 4. Juni 1879, wie die Belanntmachung des Bundesraths, 
betr. die Abänderung der Borfchriften über die Verwendung der Wechfelftempelmarten, 
bom.16. Juli 1881, R.G.Bl. 1881 Nr. 19 ©. 245. Die Präjubizien ſtellt 
Borharbt, WO., 7. Aufl. 1879, ©. 75—77 zufammen; j. im Uebrigen 
b. Art. Wechſelſtempeh. R 

Den gejeglichen Erforderniffen und der Uebung folgend find nachftehenbe Formu— 
late der gebräuchlichften Wechjelarten zu verzeichnen und beifpielshalber ausgefüllt. 


J. Formular einer gewöhnlichen Tratte 
(gezogener Datowechſel an Order mit Indoffamenten). 


a) Borderfeite: 


Frankfurt a.M., den 10. Aug. 1881. Gut für 1000 # R.-W. 


Sechs Monat a dato zahlen Sie gegen diesen meinen Prima-Wechsel 
an die Order der Herren Rudolf Schulee & Comp. die Summe von 
Eintausend Mark R.-W. 

Werth erhalten und stellen solchen auf Rechnung laut Bericht. 


„ä 
Es 
==) 
= 
= 
E 


Herm Theodor Maier Adolf Müller. 
in Berlin. 





b) Rüdfeite: 


Oarl Mohr. 


g 
2 
3 
2 
2 
ä 


Für mich an die Order des 
Herrn Rechtsanwalt Heinrich 


Günther zum Incasso. 


An Herrn Carl Mohr ohne 


Obligo. 


5 
o© 
8 
» 
< 
“ss 
s 
8 
u} 
A 
) 
7 
o 
m 


Bremen, den 19. Sept. 1881. 
Hamburg, den 20. Jan. 1881. 


E 
& 
$ 
BE 
8 
— 





(In dieſen Beiſpielen iſt Adolf Müller Ausſteller, Theodor Maier Bezogener, 
Rudolf Schulze & Comp. Remittent und erſter Indoſſant, J. Lerche erſter Indofjatar 
und zweiter Indoſſant (letzteres jedoch ohne Gewähr), Carl Mohr Blankoindoſſant, 
Heinrich Günther Inkaſſogiratar, Ferdinand Moſer Inkaſſoindoſſant und berechtigt, 
das vorhergehende Blankogiro mit ſeinem Namen auszufüllen.) 
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Beielformnlar. 


U. Formular eines eigenen Wechfels und zwar Rektawechſels 





SOLA-WECHSEL. 


und Tagwechſels: 


Giessen, den 24. April 1881. Gut für 600 4 R.-W. 


Am 29. Juli l. J. zahle ich gegen diesen meinen Wechsel an 
Herm Georg Götze nicht an Order die Summe von 
Sechshundert Mark B.-W. 
Werth habe ich baar erhalten. 


Auf mich selbst. Adolf Müller. 





(In diefem Beifpiele ift Adolf Müller Ausfteller, Georg Götze Nehmer, 


Gläubiger.) 


IV. Tratte, 


IN. Trafſirt- eigener Wechſel auf Sicht: 


Potsdam, den 3. Oktober 1881. Gut für 1200 4 R.-W. 


Auf Sicht zahlen Sie gegen diesen Wechsel die Summe von 
Zwöltmmdert Mark R.-W. 
an Herren Rudolf Schulze & Comp. oder deren Order. Werth erhalten 
und stellen solchen auf Rechnung laut Bericht. 


Herrn Adolf Müller Adolf Müller. 


in Berlin. 





Datowechfel, Selunda mit Depofitionspermert und 
Domizilirung: 


Berlin, den 3. Oktober 1881. Gut für 500 4 R.-W. 


Drei Monat nach heute zahlen Bie gegen diesen Sekunda-Wechsel 
(Prima unbezahlt) an die Order der Herren Rudolf Schulse & Comp. 


den Betrag von 
Fünfhwndert Mark R.-W. 


Werth in Rechnung und stellen solchen auf Rechnung laut Bericht. 


Herrn Theodor Maier Adolf Müller. 


in Potsdam. Prima zur Annahme 
Zahlbar in Berlin. bei Herr Gg. Burkhardt. 
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V. Tratte an eigene Order (Zeitfihtwechfel) mit Nothadreſſe, 
Indofſanten und Ehrenaccept. 


a) Borderfeite: 


Frankfurt a. M., den 10. Aug. 1881. Gut für 850 4 R-W. 


Acht Tage nach Sicht belieben Sie zu zahlen gegen diesen 
Prima-Wechsel an die Order meiner eigenen die Summe von 
Achthundertfünfsig Mark B.-W. 


Werth habe ich erhalten und stelle solchen auf Rechnung laut Bericht. 


Herrn Theodor Maier Adolf Müller. 
in Berlin. 


Im Falle bei Herm Roderich Huber. 


Angenommen 
Berlin, den 20. Sept. 1881. 
Roderich Huber. 





b) Rüdfeite: 


J. Lerche. 


J. Deloluge. 


E 
3 


Für mich an die Order des 


Payez & Tl'ordre de M. F. 
Garnier & Cie. Valeur en compte. 
Payez & l’ordre de M. H. Roth. 


Nancy, le 10. sept. 1881. 


Herrn J. Delchise in Lyon. 


Werth erhalten. 


P. Pon. de F. Garnier & Oie. 


Bremen, den 24. Aug. 1881. 


7 
3 
E 
i 
£ 


Lyon, le 2. sept. 1881. 


ä 
E 
: 
E 
3 
N 
S 
Ä 
ic 





Sit.: THöl, H.R., Bb. I. WR., 4. Aufl. 1878, 88 31-84, 158. — D. v.Wädter, 
Encpllopäbie bes W.R., 1880, S. 1070—1088. Gareis. 


Wechſelinhaber — Befizer und zwar näher: berechtigter Befitzer eines 
Wechſelbriefes — Tann Jemand fein kraft eigenen Rechts oder kraft abgeleiteten, 
fremden Rechte. W. kraft eigenen Rechte, Wechjelgläubiger und nach dem Sprach- 
gebrauch der WO. „Eigenthümer“ des. Wechfels ift vor Allen der Nemittent, 
d. i. der erfte Nehmer des Wechſels; die WO. fchreibt vor, daß der Wechjel den 
Namen der Perfon oder die Firma ausdrücklich enthalte, an welche oder an deren 
Order gezahlt werden fol, und dies ift der Remittent. Mit jener Vorfchrift ver- 
bietet Die WO. den Inhaberwechfel und den Blankowechſel (vgl. Entſch. d. ROHG. 
3.1. ©. 98), ein Verbot, welches dem Erfolge nad) dadurch umgangen werben 
tann, daß der Wechfel an eigene Order des Ausſtellers geftellt und von biefem dann 
in blanco girirt wird (WO. Art. 6). Die als Remittent im Wechſel genannte 
Perſon kann eine phyſiſche oder eine juriftiiche Perfon, auch eine Mehrheit von 
phyfiſchen Perſonen, 3. B. eine Gejellichaft jein; über Wechiel, welche ala Remittenden 
eine bei der Ausſtellung noch nicht eriftirende, wol aber fpäter vorhandene Aftien- 
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geſellſchaft nennen und dann gültig fein können, |. Entſch. d. ROHG. Bd. IN. 
©. 301; wird eine überhaupt nie exiſtirende Firma als Remittent genannt, fo iſt 
der Wechfel unwirkſam (Entſch. d. ROHG. Bd. IX. ©. 329). Ebenjo ift der 
Wechſel ungültig, wenn der Nemittent durch eine dem Gegenftand einer merlantilen 
Unternehmung entnommene Bezeichnung, die nicht Taufmännifcher Name ift, benannt 
wird, denn die WO. verlangt Angabe der „Firma“, diefe in geſetzlichem Sinne ge 
nommen (Entjd. d. ROHG. Bd. XXI. ©. 28 ff). Als Remittent kann auch eine 
Staatöbehörde oder eine politifche Gemeinde im Wechſel genannt jein (ebenda 
Bd. XV. ©. 315). Vorname und Wohnort des Remittenten braucht nicht genannt 
zu fein, vorausgefeßt, daß der Sachlage nad im vorliegenden alle fein nicht zu 
befeitigender Zweifel in Betreff der gemeinten Perfönlichkeit vorliegt. Unweſentliche 
Abweichungen in den Namen- oder Yirmenbezeichnungen ſchaden der Gültigkeit des 
Wechſels nicht (Entſch. d. ROHG. Bd. IX. ©. 25, Bd. XVII. ©. 418). W. 
fraft eigenen Rechts ift aber auch der Indofjatar. Nach der WO. gehen durch 
das Indoffament alle Rechte aus dem Wechfel auf den Indoffatar über, insbeſondere 
auch die Befugniß, den Wechjel weiter zu indoffiren (Transportjunftion be 
Indoffaments); auch an den Ausfteller, Bezogenen, Acceptanten oder an einen 
früheren Indofjanten Tann der Wechfel gültig indoffirt und von demſelben weiter 
indoffirt werden. Das Recht des Indoſſatars aus bem Wechjel ift infojern ala 
eigenes Recht deſſelben zu bezeichnen, als Einreden aus der Perſon eines Vorgängers 
im Recht ihm nicht entgegengefegt werden dürfen (vgl. die Art. Wechfeleinreden, 
Indoſſament und Wechjel überhaupt). In Bezug auf bie Legitimation des 
Indoſſaiars, die Zahlung bes Wechjeld zu empfangen, zu fordern und einzuflagen, 
fchreibt die WO. vor, daß der Inhaber eines indoffirten Wechjel® durch eine zu 
fammenhängende, bis auf ihn Hinuntergehende Reihe von Indofjamenten ala „Eigen 
thümer des Wechſels“ Iegitimirt wird; das erfte Indofjament muß demnach mit 
dem Namen bed Memittenten, jedes folgende Indoffament mit dem Namen Des⸗ 
jenigen unterzeichnet fein, welchen das unmittelbar vorhergehende Indoffament als 
Indoſſatar benennt; wenn auf ein Blankoindoffament (ſ. d. Art. Indoffament) 
ein weiteres Giro folgt, jo wird angenommen, daß der Ausfteller des letzteren ben 
Wechjel durch das Blankoindoffament erworben hat; darauf ift auch bei ber durch 
Art. 18 der WO. dem MW. geftatteten Ausfüllung der Blankoindoſſamente — des 
zur Legitimirung erforderlichen Zufammenhanges wegen — Rüdficht zu nehmen 
(ogl. Entih. d. ROHG. Bd. XV. ©. 168 u. Bd. XVI. ©. 39). Der hieinach 
legitimirte W. Tann nur dann zur Herausgabe des Wechſels angehalten werben, 
ivenn er denfelben in böfem Glauben erworben hat oder ihm bei der Erwerbung 
deſſelben eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. Ausgeftrichene Indofjamente werden 
bei der Prüfung der Legitimation des W. ala nicht gefchrieben angeſehen; die Echtheit 
der Indoffamente zu prüfen ift der Zahlende nicht verpflichtet. Chenſo wie der In 
doffatar ift auch der Blankoindoffatar, d. i. der Eigentümer eine mit einem 
Blankoindofjament verjehenen und durch dieſes erworbenen Wechſels W. Kraft eigenen 
Rechts (f. unter d. Art. Blanfoindofjament). Das Gleiche gilt von dem 
Indoſſatar eines Orderwechſels, welcher durch ein Rektaindoſſament weiterbegeben 
wurde; nur haben die Indoffatare, an welche der mit einem Rektaindofjament (Giro 
mit Klaufel „nicht an Order”) verjehene Wechſel aus der Hand des Rektaindoffatard 
gelangt, gegen ben Rektaindoffanten keinen Regreß (anders beim Giro eines Rekta— 
wechſels, |. unten). Auch der Nachindoffatar, Indoffatar eines Wechjels nad; Ver: 
Tall, ift W. kraft eigenen Rechts, fofern die Protefterhebung unterblieb; unter biejer 
Vorausſetzung erlangt der Nachindofſatar als eigene Rechte die Rechte aus dem etwa 
vorhandenen Accept gegen den Bezogenen und die Regreßrechte gegen die Rad 
indoffanten, nämlich gegen Diejenigen, welche den Wechfel nach Ablauf diefer Friſt 
indoffirt haben (anders die Rechte aus dem Nachindoffamente eines proteftirten 


Wechſels, |. unten). Endlich ift auch ber Ehrenzahler als W. kraft eigenen Rechts 
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aufzufafſen, infojern er durch die Ehrenzahlung in die Rechte des Inhabers gegen 
den Honoraten, defjen Vormänner und den Acceptanten eintritt. 

Die W. kraft fremden Rechts üben fremde Wechfelrechte aus entweder als 
„übertragene Rechte“ oder nur in Vollmacht. Das Eritere ift der Fall, 
wenn eine Wechjelforderung civilvechtlih cedirt wird (Anterſchied zwifchen Geifion 
und Indofjament f. unter d. Art. Indofjament); kann ein W. ein Wechjelrecht 
nur ala übertragenes, nicht als eigenes Recht im Sinne der WHO. ausüben, jo 
ftehen ihm die Erceptionen ex persona cedentis entgegen. Zwei Fälle dieſer Art 
fallen beſonders in die Augen: das Recht des Nachindoſſatars eines proteftirten 
MWechjeld und das Recht des Giratard eines Rektawechſels. Wenn ein Wechjel in- 
doffirt wird, nachdem er Mangels Zahlung proteftirt worden, fo hat der Indoffatar 
(Rachindoffatar) nur die Rechte feines Indofjanten gegen den Acceptanten, den Aus— 
fteller und Diejenigen, welche den Wechjel bis zur Protefterhebung inboffirt haben 
(vgl. unter d. Art. Indofjament); demnach ift ein ſolches Nachindofjament, das 
Nachindofſament eines proteftirten Wechſels, nır als eine Ceſſion von Rechten zu 
betrachten (Entſch. d. ROHG. Bd. VII. ©. 317, Bd. VIIL ©. 168); einem ſolchen 
Nachindofſatar Tönnen nicht bloß die Einreden aus der Perfon feiner Inbofjanten, 
jondern auch diejenigen aus den Perfonen der Bormänner deffelben, fogar derjenigen, 
welche nicht aus dem Wechjel erfichtlich find, aufwärts bis zum Proteft, entgegen- 
gejegt werben (ebenda Bd. XXI. ©. 35; vgl. auch Bd. II. ©. 62, II. 214, 
V. 418, VO. 79, VIII. 169); dagegen kommt dem Nachverjallindofjatar eine inner= 
Halb der Berjährungsfrift von jeinem Vorgänger angejtellte Wechjelflage ala Unter 
brechung der Verjährung zu Gute (ebenda Bd. XXIU. ©. 406). Der W., welcher 
einen proteftirten Wechjel durch ein nach Verjfall ausgeftelltes Indofjament erwarb, 
Tann zwar ein vor Verfall ausgefülltes Blankoindoffament, nicht aber ein un- 
ausgefülltes vorproteftliches Blankogiro zu feiner Legitimirung benutzen (Entſch. d. 
Reichsger. Bd. D. ©. 75 und die dort angeführte Lit.). 

Was das Giro eines Rektawechſels anlangt, fo fagt die WO. nur, daß wenn 
der Ausſteller die Mebertragung im Wechſel durch die Worte „nicht an Order“ oder 
durch einen gleichbedeutenden Ausdruck unterjagt, ein trogdem auf den Wechiel 
gejehtes Indoffament keine wechſelrechtliche Wirkung hat; damit ift die Möglichkeit, 
daß ein folches Indoffament al Ceffion gelte und demnach civilrechtlich wirke, nicht 
ausgeſchlofſen; die Vinkulirung, welche durch die Worte „nicht an Order“, mit 
denen übrigens Die Bezeichnung des Wechjels ala „Depotwechjel” nicht gleichbedeutend 
ift (vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. XII. ©. 413, 414), bewirkt wird, nimmt dem 
trotzdem vollzogenen Indoffament jogar die Wirkung eine Profura » Indoffamente. 

In anderen Fällen ift der W. nur al Bevollmädtigter eines „Eigen- 
thümers“ des Wechſels anzufehen. So vor Allem bei Profura- und Inkaſſoindoſſa⸗ 
menten: bat ein Indofjant feinem Giro die Bemerkung „zur Einkaffirung“, „Pro= 
kura“ oder eine andere, die Bevollmächtigung ausbrüdende Formel beigefügt, jo 
überträgt dag Indoffament das Eigenthum an den Wechjel (d. i. das eigene jelbft- 
ftändige Recht aus dem Wechjel) nicht, ermächtigt aber den Indofſſatar zur Ein- 
ziehung der Wechjelforderung, Protefterhebung und Benachrichtigung des Vormanns 
feines Indoffanten von der unterbliebenen Zahlung (Art. 45), ſowie zur Einflagung 
der nicht bezahlten und zur Erhebung der deponirten Wechſelſchuld. Daher wird 
ein Bevollmächtigungsindoffament auch zweckmäßig zur Bevollmächtigung eines 
Rechtsanwaltes verwendet. 

Der W., welcher einen Wechfel auf Grund eines ſolchen Indoffaments innehat, 
ift zwar berechtigt, diefe Bejugniß durch ein weiteres Profuraindoffament einem 
Andern zu übertragen; dagegen ift berfelbe zur weiteren Begebung durch eigentliches 
Indoffament ſelbſt dann nicht befugt, wenn dem Profuraindoffamente der Zuſatz 
„oder Order” Hinzugefügt ift. Eben deshalb ijt das Profuragiro wie das Rekta— 
indoffament ausgejchlofien, wenn im Konmiffionsgefchäft der Auftraggeber W. werben 
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will: der Kommiſſionär, welcher den Ankauf eines Wechſels übernommen hat und 
den Wechſel indoffirt, muß ein volles und echtes Indoſſament auf den Wechſel 
ſetzen. — Noch weniger Rechte aus dem Wechſel erlangt ein Depofitar, welchem, 
ohne dak an ihn girirt ober traffirt ift, eim Wechjel oder ein Wechſelduplikat zur 
Aufbewahrung übergeben wurde. Der Verwahrer des Originalwechfelse (W. in 
diefem Sinne, uneigentlich) ift verpflichtet, benjelben dem Befiker einer mit einem 
oder mehreren Originalindofjamenten verjehenen Kopie auszuliefern und ebenjo bei 
Griftenz von Wechfelduplifaten der Verwahrer des zum Accept verfandten Wechſels, 
fofern fich der die Augfieferun Fordernde ala Indoffatar oder auf andere Weiſe 
zur Empfangnahme Iegitimirt (W. in diefem Sinne). Weber die wegen bverweigerter 
Auglieferung erfolgenbe Protefterhebung ſ. unter d. Art. Wechjelproteft Ziff. 5 
und 6. In einigen Fällen gilt der W. ohne weitere Legitimirung zu gewifien zur 
Erhaltung des Wechjelrechtes erforderlichen Handlungen bevollmächtigt: der bloße 
Beſitz eines Wechſels vertritt die Stelle einer Vollmacht, wegen Unficherheit des 
Acceptanten von Diefem Sicherheitsbeftellung zu fordern, und wenn folche nicht zu 
erhalten ift, Proteft erheben zu laſſen. Der W. ift berechtigt, in den gejeblichen 
Unficherheitafällen (WO. Art. 29) auch von dem Acceptanten im Wege des Sr 
prozeſſes Sicherheiisbeſtellung zu fordern (Nürnberger Novelle zur WO. VII 

in Oefterreich Novelle IV.). 

74, N Allg. Deutihe WO. Art. 4 Ziffer 9, Art. 9—19, 29, 36, 63, 68, 69, 72, 

Bit.: dv. Wächter, Enchflop. bed WR. unter „Remittent“, „Sadoffament‘ a. a. ie 
arei 


Wechſelproteſt. W. ift eine öffentliche Urkunde, welche in einer geſetzlich 
genau beftimmten Form aufgenommen ift, die Konftatirung gewiſſer wechſelrechtlich 
bedeutungsvoller, einen beftimmten Wechjel betreffender Handlungen, ſowie de Er— 
folgs derſelben enthält und dieſe außfchließlich zu beweiſen im Stande iſt. Die 
Handlungen, welche im W. fonftatirt werden, find jehr verfchieden und demnach bie 
Bedeutung des W. jelbft eine mannigfaltige. 

1) Der Broteft Mangels Annahme muß erfehen laffen, daß ein be— 
ftimmter Wechjel dem Trafjaten (bzw. der Nothadrefle [Art. 56 der WO.], bzw. 
dem Domiziliaten, wo dies vorgejchrieben ift, Art. 24 Abſ. 2 der WO.) zur An— 
nahme gehörig vorgelegl, von biefem aber nicht ober nicht volljtändig acceptirt 
worden fei (perfönlicher Proteft, Weigerungsproteft, Unfähigkeitsproteſt). Findet der 
die Annahme Suchende das Kofal des Bezogenen (bzw. der anderen genannten Per- 
fonen) verfchloffen, jo wird Broteft gegen die Wand, findet fich das angegebene 
Gefchäftzlofal oder die Wohnung gar nicht, jo wird Abweſenheits-, im alle 
die gejuchte Perjon gar nicht an dem angegebenen Orte wohnt, noch fonjt zu treffen 
ift, allgemein: Wind» oder Pla&proteft erhoben. Nur wenn Mangels An= 
nahme (rechtzeitig) proteftirt worden ift, find Ausfteller und Indoffanten des fo 
proteftirten Wechſels verpflichtet (und zwar wechjelmäßig), dem NRemittenten, ſowie 
jebem Indofjatar, der den Wechjel vor der Protefterhebung erwarb, gegen Auß- 
händigung des Proteſtes hinreichende Sicherheit für Zahlung der (ganzen) Wechſel- 
fumme und fir Koftenerjaß zu leiften (ſofern nicht der BVerpflichtete die fchuldige 
Summe bei einer zur Annahme von Depofiten ———— Behörde oder Anſtalt 
deponirt, Art. 18, 25 ff. der WO.). 

2) Der Broteft Mangel? Zahlung muß erſehen laffen, daß der Wechſel 
am gehörigen Orte der gehörigen Perjon zur Zahlung präfentirt wurde, von dieſer 
jedoch vollftändige und richtige Zahlung nicht zu erlangen war. Domizilirte Wechjel 
müffen dem Domiziliaten am Domizil des Wechſels, nicht domizilirte Tratten dem 
Bezogenen an feinem Wohnorte zur Zahlung präfentirt und dafelbft, wern Zahlung 
nicht erfolgt, proteftirt werden. Nur wenn dieſer Proteft richtig und rechtzeitig 
erhoben ift, Hat der Inhaber oder Inbofjatar des Wechſels ein Regreßrecht gegen 
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Ausſteller und Indoſſanten. Auch dieſer Proteſt kann als Platz- ober Windproteſt 
aufgenommen werden, ſ. Renaud, W.R., ©. 71. Ueber die Verpflichtung zur 
Notifikation (Kontraproteft in dieſem Sinne) ſ. d. Art. Notifilation und Braun 
im Gentralorgan |. 9. u. WR. N. 3. 3b. VIIL ©. 257 ff. 

8) Siherheitsproteft wird erhoben, wenn eine Tratte ganz ober theilweife 
angenommen, fpäter aber über das Vermögen des Acceptanten Konkurs eröffnet 
worben ift ober diejer feine Zahlungen eingeftellt hat oder nach Ausftellung bes 
Wechſels eine gegen das Vermögen des Acceptanten gerichtete Exekution fruchtlos 
ausfiel oder gegen denfelben wegen Erfüllung einer Zahlungsverbindlichkeit Perjonal- 
arreft verfügt wurde. Der Inhaber eines acceptirten Wechſels und ebenfo jeder In⸗ 
doffatar Tann in einem ſolchen Proteftfalle von dem Acceptanten wechfelmäßig Kaution 
fordern, wenn ihm dieſe nicht geleiftet wird, W. erheben lafjen und dann, wenn von 
der auf dem Wechſel etwa genannten Nothadreſſe die Annahme nicht zu erhalten 
war und deshalb Mangel® Annahme proteftirt wurde, gegen Aushändigung bes 
Proteſtes von feinen Vormännern Sicherheit verlangen (Art. 29 d. WO. und 


4) Der Proteft Mangels Annahme ift Vorausſetzung einer gültigen 
Ehrenannahme, Proteft Mangel® Zahlung ift Vorausſetzung einer vollwirkfamen 
Ehrenzahlung. Der Ehrenannahme und Ehrenzahlung muß im Proteft (Inter- 
dentionsproteft) fpeziell Erwähnung gefchehen (Art. 88 Ziff. 5 d. WO.) Die 
bezüglichen Protefte find dem Ehrenacceptanten, bzw. Ehrenzahler auszuhändigen 
(Art. 57, 58, 62, 63 d. WO.; Hierzu |. d. Art. Nothhülfe). 

5) Der Proteſt Mangels Herausgabe des verwahrten Wechſel— 
duplikats Bat zum Inhalte die Feftftellung, daB das zum Accept verjandte 
Gremplar dem (den W. veranlaffenden) Inhaber des anderen Exemplars vom Aufs 
bewahrer nicht verabfolgt worden ift und auf das letztere die Annahme ober bie 
Zahlung nicht zu erlangen war, und ift damit bie nothwendige Vorausſetzung ſowol 
bes Regrefſes Mangels Annahme ala auch bzw. des Regreſſes Mangels Zahlung 
im angegebenen Falle (Art. 69 d. WO.). 

6) Der Proteft Mangels Herausgabe des verwahrten Driginal- 
wechjels hat zum Inhalte die Feſtſtellung, daß ber Originalwechjel troß berech- 
tigter Aufforderung zur Ueberlieferung an den ben W. veranlafienden Inhaber der 
Wechſelkopie vom Aufbewahrer nicht verabfolgt worben ift, und ift damit die noth« 
wendige Vorausſetzung des Regreſſes auf Sicherftellung wie (nach Eintritt des in 
der Kopie angegebenen Verfalltages) de Regreſſes auf Zahlung gegen diejenigen In⸗ 
boffanten, deren Originalindoffamente auf der Kopie ftehen (Art. 72 der WO.; 
Swoboda, a.a. O. ©. 359 ff.). 

7) Die Mebergabe des Proteftes Mangels Zahlung (jammt Wechjel und 
quittirter Netourrechnung) ift Vorausſetzung der Ausübung des Regreßrechts gegen 
jeden Regrekverpflichteten (Art. 54 der WO.). 

8) Der Proteft Mangels Annahme muß einen beftimmten Tag (Protefttag) 
erſehen laſſen: diejer wird von befonderer Bedeutung: a) bei Wechjeln, welche auf 
eine beftimmte Zeit nad Sicht lauten (Art. 20 A. 4 Ziff. 4 der WO.), und 
b) wenn der Traffat die Datirung feines Accept® verweigert. Der Proteittag gilt 
in beiden Fällen als Tag der Präjentation, im letzteren Fall wird die Verfallzeit des 
Wechſels vom letzten Tage der Präfentationzfrift an gerechnet (Art. 19, 20 dr WO.). 

9) Der W. Mangels Zahlung muß ftets einen beftimmten Tag (Protefttag) 
erſehen laſſen: a) mit Diefem Tage ift der regelmäßige Lauf eines Wechſels begrenzt: 
wer denfelben durch ein mach dieſer Protefterhebung ausgeftelltes Indoflament 
erhält (Rachindoffatar), der erlangt Hierdurch nur die Rechte feines Indoffanten 
Racindoffanten, der felhft nicht wechſelmäßig verpflichtet if) gegen Außfteller, 
Acceptanten und Borindoffanten; b) mit dem Protefttage beginnt die Verjährung 
der Regreßanfprüche des Inhabers (Art. 50) gegen Ausfteller und die übrigen Vor— 
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mänmer (Art. 78 der WO.). Beſtritten iſt, ob dieſer Tag mit in die Friſt ein⸗ 
zurechnen ift; für die Einrechuung Thöl, a. a. DO. $ 195 a. E. Entgegengejſetzter 
Anfiht: Runge, W.R., $ 49 IL, das ROHG,, |. deffen Entſch. Bb. IT. ©. 415 |. 
und die Er. bei Borchardt, WO., Zuf. 715 u. Zuf. 721. 

Die Form des Proteftes im allen diefen Funktionen ift genau vorgeichrieben: 
er muß durch einen Notar oder einen dazu fompetenten @erichtsbeamten auf 
genommen werben und enthalten: 1) eine wörtliche Abſchrift des Wechjela oder der 
Kopie und aller darauf befindlichen Indofjamente und Bemerkungen (Art. 88 Ziff. 1 
der WO.). Ueber die Nothwendigkeit der Beglaubigung dieſer Abfchrift ſ. Kuntze, 
a. a. ©. S. 117; Borchardt, a. a. DO. Zuf. 885 u. Anm. Die Abſchrift muß 
auch durchſtrichene Indofjamente enthalten, j. Hoffmann, WR., ©. 617. Andere 
Anfiht |. bei Borchardt, a. a. O. Zuf. 884 Ziff. 6 (S. 490). Zweck der 
Genauigkeit der Abſchrift ift Die möglichſt ſichere Feftftellung der Identität 
des präfentirten und proteftirten Wechſels, und darin Liegt auch das Maß jener 
Genauigkeit, ſ. Thöl, a. a. O. $ 89 Anm. 28 u. 29 (&. 318) und die dafelbit 
ange. Entih. d. ROHG. (Bd. I. ©. 142, Bd. XIV. &. 39, Bd. XVIN. ©. 209); 
Hoffmann, WR, ©. 616. Daher nur einmalige Abſchrift gleichlautender 
Theile: Thöl, a. a. DO. Anm. 80 u. 31 (Ar. für Deutiches WR. Bd. VII. 
©. 248 ff. IX. 6.77 ff). Andere Anfiht |. Borhardt, a. a. D. Zuf. 886 b; 
Proteſt über mehrere zugleich proteftirte Wechfel kann in Einer Urkunde aufgenommen 
werben (Erk. d. ROHG. vom 21. April 1871, ſ. Borchardt, Zuſ. 886 a; 
2) den Namen oder die Firma der Perfonen, für welche (d. h. in beren Namen 
und Auftrag), und jener Perſonen, gegen welche der Proteit erhoben wird; 3) das 
an die Perfon, gegen welche proteftirt wird, geftellte Begehren, deren Antwort (jedoch 
teineg wörtlich, |. Borchardt, a. a. DO. Zuſ. 898, 894) oder die Bemerkung, 
daß fie feine gegeben habe oder nicht anzutreffen gewefen jet, Hierzu ſ. Entich. des 
Reichager. Bd. II. ©. 90—91, Bd. II. ©. 60 ff., 28 ff.; 4) die Angabe des 
Orts (Stadt, Dorf, dergl. |. Entſch. d. ROHG. Bd. I. ©. 144), ſowie des Kalender 
tages, Monats und Jahres, an welchem jenes Begehren geftellt oder ohne Erfolg 
verjucht wurde, f. Swoboda, a. a. DO. ©. 369; 5) im Falle einer Ehrenannahme 
ober Ehrenzahlung die Erwähnung, von wen, für wen und wie fie angeboten und 
(d. 5. „oder“, f. Leipz. Konf.-Prot. $ 28, Borchardt, a. a. O. Zuf. 910 a) 
geleijtet wird; und 6) Unterichrift und Siegel des proteftirenden Beamten (Art. 88). 
Iſt eine wechjelmäßige Leiftung von mehreren Berfonen zu verlangen, jo ift über bie 
mehrfache Aufforderung nur eine Protefturkunde erforderlich (Art. 89). Die auf 
genommenen Protefte find in ein beſonderes Regiſter chronologifch einzutragen 
(Art. 90 der WO). Die früher übliche Proteftnotirung (Pränotation) ift 
nach der Deutſchen WO. überflüffig und wirkungslos, |. Swoboda, ©. 372 bis 
874; Rune, ©. 118, aber Thöl, a. a. O. $ 91 ©. 326. Mit der Zulafjung 
des jpringenden Regreſſes (jus variandi) ift die Nothwendigkeit der Kontra— 
protefte (in diefem Sinne), d. h. eines Proteftes, der erjehen läßt, daß der Regreß 
per ordinem gejucht, aber einer oder mehrere Zwiſchenindoſſanten vergebens an- 
gegangen wurben, hinweggefallen; THöI, a. a. DO. ©. 399, vgl. mit ©. 464. Ueber 
die Form der im Auslande aufgenommenen Protefte und die ſich daran knüpfenden 
Kontroverfen |. Hoffmann, WR. ©. 607 ff, und Swoboda, a.a. O. 
©. 380 ff. Ueber die Zeit ſolcher Protefte |. Ladenburg, Gentralorgan f. H.⸗ 
u WR N F. Bd. VO. ©. 287 ff. und unten Jaques, Goldſchmidt x. 
Dgl. auch d. Art. Vis major. ft der Proteft erlaffen (durch die Bemerkung: 
„ohne Proteſt“ oder „ohne Koften“ auf dem Wechiel), jo iſt damit keineswegs bie 
Pflicht zur Präfentation nachgelaſſen; es ift Hierdurch vielmehr nur der Uebergang 
der Beweiglaft Hinfichtlich der Vornahme oder Nichtvornahme der Präfentation vom 
Präfentationspflichtigen diefem gegenüber bewirtt (Thöl, a. a. O. $ 90). Hin 
fihtlih der Erfagpflicht der troßdem erwachſenen Proteftloften ift der Erlaß ohne 
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Wirkung (Art. 42 d. WO.). Ueber dieſen Erlaß ſ. Swoboda, a. a. O. ©. 374 
bis 379. Ob vis major von Präfentation und Protefterhebung befreit, ift beftritten, 
f. Thöl, a. a. ©.$ 101 Tert u. Anm. 6; Runge, ©. 118; Hoffmann, WR., 
©. 375—377; Borchardt, Zuf. 507 Ziff. 14 u. 15 ©.'233— 235 nebft den Anm. ; 
Entid. d. ROHG. Bd. V. ©. 101, Bd. XI. ©. 74. Ueber Geichichte und ältere 
Formen des W. ſ. Swoboda, a. a. O. ©. 341—355. 

Außer dem W.R. kommt Proteft mit der Bedeutung einer öffentlich gefertigten 
Beweisurtunde im HR. vor bei Fixgeſchäften, mit deren Erfüllung der eine 
Kontrahent jäumig ift; der andere Kontrahent Tann alsdann den Verzug durch 
eine Öffentliche Urkunde (Broteft) auf Koften des Säumigen feftftellen laſſen (Komm. 
zum Deutichen HGB. von v. Hahn, Bd. II. ©. 388—390). Konnoffemente unter 
Proteft, |. Erk. d. ROHG. vom 10. Januar 1871. Koſten eines Proteftes wegen 
Meberliegezeit |. Entſch. des Reichöger. Bd. IH. ©. 151 (vgl. Lewis, Seereht, I. 
©. 202). Eine andere Bedeutung hat „Seeproteft“ (= Berklarung), vgl. Gareis, 

R. S. 569. 
2 Sieb: Deutihe WO. Art. 1820, 25—29, 41-45, 54, 57, 58, 62, 68, 69, 72, 18, 
ST—9I1, 99. — Novellen V. u. VII. zur WO. — Deutides bp, Art. 358, auch 572. 
Franfı.: Code de comm. art. — — 124, 1 160—170, 184. 

Kit: Meiteeät von Runpe, 58 40 Kenaud, 2. — a, HR., DB. 

I. W.R., 4. Aufl., 88 88 ff. und bie dort ie 5 u. Gigb, — een‘ Aug. Deutiche 
BD, 7. Aufl. 1er, zu ben anger. Art. — emosabs im Ach. f. D. WR, Bb. XVIL — 
Ercole Vidari, La lettera cambio, Firenze 1869, $$ 477 ss.; ; Derfelbe, Di alcuni 

ogetti di legge sulle cambiali, Bologna 1871, * 66 ss. — Die zeiche Kit. über bie Sranz. 
Abe Slelmoratorten von 1870 und 1871 er namentlich bei Heinrich Jaques, Die durch bie 
Kram Moratorienverfügungen hervorgerufenen Regreßfra lan — und bie teferirenbe 
— mm un ms Gold ramidt in Keiner gel XVI. 


R., Bd. 
und Bd. XVIIL ©. 625—648. — Cesare — Sa conflitto internazio- 
nale delle leggi cambiarie, Milano 1871. Gareis. 


Wechſelprozeß. Man kann weder jagen, daß zur gerichtlichen Geltend- 
machung wechjelrechtlicher Anfprüche jeit dem Urfprung des W.R. allenthalben eine 
bejondere Prozedur eingeführt und gebräuchlich war, noch auch, daß die Art der 
gerichtlichen Geltendmachung, jelbft wo diefelbe an ein beftimmtes eigenartiges Ver⸗ 
fahren gebunden war, einen Einfluß auf das Weſen ber Werhjelobligation geäußert 
hätte; Die prozefiuale Wechfelftrenge (dev rigor cambialis in diefem Sinne), wovon 
unter dem Art. Wechfeleinreden gefprochen wird, ift nur irrthümlicher Weife 
ala ein Gfjentiale des W.R. bezeichnet worden, das Weſen des Wechſels ift in 
feiner Eigenart auf dem Gebiete des Obligationenrecht? (reines Summenverjprechen 
„gegen“ ein Orberpapier u. ſ. w.), nicht auf dem des Prozeßrechts begründet. 
Dennoch bat fich an vielen Orten entweder im Zuſammenhang mit den Meß—, 
Markt-, Yremden-, „Gaft“gerichten, oder im Zufammenhang mit ftändifchen Ein- 
richtungen von Kaufmannjchaften ein beſonderes prozekrechtliches Verfahren zur 
Durchfuhrung wechfelvechtlicher Aniprüche eingebürgert und entwidelt, welchem bei 
aller Verſchiedenheit im Einzelnen eine bejondere Bejchleunigung, und eine Anzahl 
von Mafregeln zur Sicherung und Rafchheit der Exekution, die Tendenz zur perjün= 
lichen Haftnahme des ſaumigen Wechjelfchuldners, Beichlagnahme von Waaren u. f. w., 
ein kategoriſches aut solve aut mane und dgl. charakteriftiich war. Das 17. und 
18. Jahrhundert bildete in Deutfchland an ben meiſten Hanbelaplägen W. ordnungen 
aus, die fich in der Einzelheit jehr von einander unterfchieden. Zur Rechtzeinheit 
it Deutfchland auch Hierin erft durch die Juftiggejeße vom Jahre 1877, in Geltung 
fit 1. Oft. 1879 gelangt. In der nun geltenden REPO. ift zwar von einem 
bejonderen „W.“ bie Rede, aber ex erjtredt fich weber auf alle wechfelmäßigen An- 
fprüche, noch bietet ‘er den einzigen Weg, auf welchem wechieltechtliche Anjprüche 
geltend gemacht werben können, noch auch find die Eigenthümlichfeiten dieſes „W.“ 
derart bedeutend, daß darunter eine verichiebene Prozeßart gedacht werden Könnte. 
Der W. ift nämlich nad) der REPO. nur eine Unterart des Urkundenprogefies, und 
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bie Unterſcheidung diefer Unterart von dem Urfunbenprogeß liegt nur in brei Punkten 
von verhältnigmäßig untergeorbneter Bedeutung: 1) in der Bezeichnung der Klage; 
die Klage, welcher eine wechfelprozefjuale Behandlung zu Theil werden fol, muß 
die Erklärung enthalten, daß im W. geklagt werde; 2) im Gerichtöftande: Wechjel- 
flagen können fowol bei dem Gericht des Zahlungsorkes, als bei dem Gericht ans 
gejtellt werben, hei welchem der Bellagte feinen allgemeinen Gerichtsſtand bat; 
werden mehrere Wechjelverpflichtete gemeinfchaftlich verklagt, fo ift außer dem Ge 
riht des Zahlungsortes jedes Gericht zuftändig, bei welchem einer ber Beklagten 
einen Gerichtäftand bat; und 3) in der Einlafjungzfrift, diefe beträgt nämlich, wenn 
bie Klage am Site des Gerichts zugeftellt wird, minbeftens 24 Stunden; wenn fie 
an einem anderen Orte im Bezirke des Gerichts zugeftellt wird, mindeſtens drei Tage, 
und wenn fie an einem anderen Deutfchen Orte zugeftellt wirb, mindeſtens eine Woche. 

Die Frage, welche Anſprüche in dem hierdurch charakterifirten W. geltend 
gemacht werben können, ift zu beantworten einerſeits auß der Beftimmung des $ 565 
der CPO., welche nur von „Anfprüchen aus Wechjeln im Sinne der WO.” fpricht, anderer- 
ſeits aus der auch über ben W. dominitenden Begriffsfaffung des Urkundenprozefie: 
ein Anſpruch, welcher die Zahlung einer beftimmten Geldfumme oder die Leiftung 
einer beftimmten Quantität anberer vertretbarer Sachen oder Werthpapiere zum 
Gegenftande Hat, kann im Urkundenprogeffe geltend gemacht werben, wenn die jänmt- 
lichen zur Begründung des Anſpruchs erforderlichen Thatfachen durch Urkunden be 
tiefen werben fünnen. Die Beftellung einer Bürgfchaft oder die Errichtung einer 
Hypothek kann demnach nicht im Urkundenprogefle und folgetweife auch nicht im W. 
gefordert werben; fo kommt es, daß eine Anzahl von Anfprüchen, welche auf das 
WR. direkt bafirt fein können, doch nicht im Wege der W. geltend zu machen 
find, weil e8 an einem den Urkundenprozeß zulaſſenden Objekte der Klage fehlt, fo 
insbeſondere der Regreß auf Sicherftellung Mangels Annahme und der Regreß wegen 
Unficherheit des Acceptanten, ſoſern etwas andere ala Leiftung von Fungibeln 
mit diefen Anjprüchen gefordert wird. Demnach find die Worte „im Wege des W.“ 
der WO. Art. 26 u. Nürnberger Novelle VI. hierzu durch 88 555 und 565 der 
CRD. theilweife eliminirt (f. Thöl a. a. O. ©. 804). 

In denjenigen Fällen, in welchen die Wechielflage im W. geltend gemacht 
werben kann, bat ber Kläger die Wahl, ob er das ordentliche Verfahren ober den 
MW. oder ben Urkundenprogeß eröffnet wiflen will (Tegteren dann, wenn er die Er 
klaͤrung unterläßt, daß im W. gellagt werde, und ftatt deffen'den Urkundenproge nennt; 
ältere Rechtiprechung |. Thöl a. a. O. ©. 806—807, auch Anm. 8 u. 9 ebenda). 
An Eigenthümlichkeiten, die aus ber Natur bes Urkunbenprogeffes für den W. ſich 
ergeben, jei erwähnt, daß die Verhandlung der Hauptfache nicht auf Grund prozeh- 
bindernder Einreden verweigert werden darf, daß bie Urkunden (hier aber Wechiel, 
Proteft, Retourrechnung u. ſ. w.)i in Urfchrift oder in Abſchrift der Klage beigefügt 
fein müffen, daß Widerlagen im W. unftatthajt find und daß als Beweismittel 
bezüglich der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde, nur Urkunden und Eided- 
zufchiebung zugelaffen werben. Die dem Zahlungsorte beigefügte Klauſel „zahlbar 
aller Orten“, oder „zahlbar aller Orten wo zu treffen“, begründet einen berein« 
barten Gerichteftand (PO. $ 38), fie bedeutet, daß der Mechfetfehutbner fich dem 
Gerichte des Ortes unterwerfe, an welchem er "ei oder nach Verfall des Wechield 
betroffen wird. Anfprüche aus einem Wechjel im Sinne der WO. gehören nad 
dem GBG. 8 101 vor die „Kammern für Handelöfachen*. Weber die MWechjel- 
einreden ſ. dieſen Art.; dgl. jerner d. Art. Sqhurdbaſt, Wechſelinhaber, 
letzteren Art. in Betreff der ametin des Klägers 

Quellen: CPO. 8$ 565567, 555—564, 18 = — 6238. $$ 101 ff. 

Lit.: Sn Kommentare der PO. —* den angefül ren aragraphen. — 2 

3, W.R., 4 Aufl. SS 189a— 204. — DO. v. Wächter, Encyt 
Gareis. 
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Wechſelſtempel iſt eine Art der Verkehrsſteuer. Nah Ad. Wagner hat 
dieſe Steuerart eine doppelte Aufgabe. Einmal fol fie ergänzend eintreten, wo 
thatfächlich durch die fonftige Erwerbäbefteuerung der Erwerb nicht genügend ge= 
troffen wird, und dann foll fie ſolchen Erwerb durch einzelne Nechtsgefchäfte oder 
Verkehrsakte treffen, welcher fteuerrechtlich unter die Einkommen- und Ertrags- 
befteuerung nicht fällt und gewöhnlih auch nicht fallen könnte. Urfprünglich 
wurbe dieſe Steuer in Deutihland blos in mehreren Norbbeutichen Staaten ala 
Landesſteuer erhoben, bis diefelbe auf Befürwortung durch den Deutfchen Handelstag 
mittel® Gejeg vom 11. Juni 1869 zur Bundesſteuer umgewandelt wurde, und zwar 
in ber Weife, daß nicht nur die Regelung biefer Steuer Bundesſache ift, ſondern 
auch deren Ertrag zunächſt in die Bundeskaſſe fließt, jedoch worbehältlich der Rück- 
erftattung eines fucceffive fich vermindernden Prozenttheils des Erlöfes aus ben in 
den einzelnen Bunbesftaaten bebitirten W.marken und geftempelten Wechſelblankets. 
Seit dem 1. Januar 1876 beträgt dieſer Antheil für immer 2 Prozent. Als der 
Rorddeutjche Bund fi zum Deutichen Reich erweiterte und dieſes Gefeg auch auf 
das übrige Reich erftredte, wurde im Jahre 1879 auch das Gejeh ber neuen 
Reichawährung angepaßt. Was nun in erfter Linie das Steuerobjekt betrifft, 
fo unterliegen dem W. ala einer, wie gejagt, die Befitänderung von in wechjelmäßiger 
Form gekleideten Schulbforberungen treffenden Verkehrsſteuer alle im Herrſchafts- 
gebiete der Deutichen Reichsgeſetzgebung vor fich gehenden Verkehrsakte in Wechieln. 
Weder die Art des Wechſels rate, Solawechſel), noch fein Zweck (Depot= 
wechjel u. 5. mw.) kommt des Weiteren dabei in Betracht. Nur der Zahlungsakt 
des Wechſels ift von Einfluß: vom Ausland auf das Ausland gezogene und zugleich 
im Ausland zahlbare (nicht etwa auf das Ausland domizilirte) Wechjel find ftempelfrei. 
Enger begrenzt ijt aber fchon die Ausnahme bei von dem Inland auf da Ausland 
gezogenen Wechſeln; um bier Mißbräuche zu verhüten, ift die Stempelfreiheit nur 
dann garantirt, werm fie von dem Inland auf das Ausland gezogene, nur im Aug- 
land und zwar auf Sicht oder ſpäteſtens innerhalb zehn Tagen nach dem Tage der 
Auaftellung zahlbare Wechfel find, und fofern fie vom Ausſteller auch direlt in das 
Ausland remittirt werben. Speziell erflärte auch der Bundesrat die Prima eines 
vom Ausland auf das Inland gezogenen, im Ausland bomizilirten Wechſels, die 
von dem SKorrefpondenten dem Bezogenen vorgelegt, vom Bezogenen acceptirt und 
nach gefchehener Durchkreuzung der Nüdfeite underfteuert zurüdgegeben wurde, für 
feuerpflichtig. Das einſchlägige Geſetz hat übrigens auch über den Wechjel ſelbſt 
binausgegriffen und ala weitere ftenerpflichtige Werthpapiere erklärt: die an Order 
lautenden Zahlungsverſprechen (billets à ordre) und die von Kaufleuten auf Kauf 
leute außgejtellten Anweifungen (nicht auch an andere Perfonen, etwa Behörben, 
wenn dieſe auch dann an einen Kaufmann zahlen ſollen), (Affignationen jeder Art 
auf Geldzahlungen, Akkreditive und Zahlungsaufträge) gegen deren Vorzeigung oder 
Auslieferung die Zahlung geleiftet werben ſoll, ohne Unterfchied in welcher Form 
diefelben geichehen. Befreit find aber die fat der Baarzahlung dienenden, auf 
Sicht zahlbaren Platzanweiſungen und Checks (d. 5. Anweilungen auf das Gut= 
haben des Ausſtellers bei dem die Zahlung deſſelben beſorgenden Bankhaus ober 
Gelbinftitut), wenn fie ohne Accept bleiben, anderenfall® muß die Beiteuerung er- 
folgen, ehe der Acceptant die Plaanmweifung oder den Che aus den Händen giebt. 
Dagegen bewirkt die Thatſache, daß der Check an Order geftellt ift oder auch in⸗ 
doffirt wird, die Stempelpflichtigleit eines Ched nicht. Wenigſtens hat diefes das 
ROSHS. in einem Falle ausgeiprochen, wo ein Herr 8. dv. Wafferling im Elſaß 
unter Ausfüllung eines don der Bank in Mülhaufen herrührenden, mit der Meberichrift 
Check verfehenen Formulars, einen folgendermaßen lautenden Che ausgeftellt Hatte: 

W. le 15 Juill. 1874. ; 
La banque de M. est priee de payer A l’ordre de G. 87 fr. 15 cts.; 
dont elle debitera le compte de Unterſchrift. 
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Diefer Check wurde von dem in Bafel wohnhaften Remittenten H. auf O. im 
Offenbach} und von diefem auf €. in Mülhaufen girirt, der auch den Betrag erhob. 
Der wegen W.fteuerhinterziefung angellagte Ausfteller 2. wurde jreigeiprochen. 

Was nun das Subjekt der W.fteuer betrifft, jo iſt feltzuhalten, daß nur 
das Wechjelgeichäft ſelbſt, welches in mannigfach verzweigter Weile den Kapitalien- 
umfaß vermittelt, befteuert werben ſoll; damit ift nicht gejagt, daB jede Befitzes - 
änderung deffelben Wechſels neu befteuert werde, nur pflanzt fich die Steuerpflichtig- 
teit, jo lange fie unerfüllt ift, auf die folgenden Wechjelintereffenten jort, um fo die 
Erfüllung der Wechfelpflicht zu ſichern. Das Geſetz hat daher beftimmt: für Ent- 
richtung der Abgaben find der Bundeskaſſe jämmtliche Perjonen, weldde an dem 
Umlaufe des Wechfela im Reichgebiete teilgenommen haben, folidariich verhaftet, 
alfo der Ausſteller, jeder Unterzeichner eines Accepts, eines Indoſſaments, einer 
anderen Wechjelerflärung, jeder der für eigene und fremde Rechnung den Wechjel 
erwirbt, veräußert, verpfändet, als Sicherheit nimmt, zur Zahlung präfentirt, 
Zahlung darauf empfängt oder leiftet, Mangel Zahlung Proteft erheben läßt, one 
Unterjchied, ob Name oder Firma auf den Wechjel gefegt wird. Iſt nun in einem 
beftimmten alle die Verfteuerung noch nicht gefcheen, fo iſt der nächſtfolgende 
Inhaber verpflichtet, fie jofort zu bewirken, ehe der Wechfel in weitere Hände ge— 
langt. Jeder Nichtverftenernde verwirkt ſodann die Strafe jeinerjeits vollftändig. 
Iſt ein Wechjel nur unvollftändig, ſonſt aber formell korrekt verfteuert, jo ift jedem 
fpäteren Inhaber geftattet, die zu wenig entrichtete Steuer nachzuentrichten und fich 
dadurch gegen die Folgen der Steuerhinterziehung zu jchügen. Daß auch der Pro— 
kurift, der im Namen feiner Firma einen Wechfel unterzeichnet, perjönlich für Die 
Hinterziehung haftbar ift, Hat zum Ueberfluß das ROHE. noch ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen. — Die Steuerpflicht beginnt, ehe ein inländiſcher Wechſel vom 
Ausſteller, ein ausländiſcher vom erſten inländiſchen Inhaber aus den Händen ge⸗ 
geben wird. Zur Einholung des Acceptes hat jedoch der Geſetzgeber eine Be— 
günſtigung eintreten laſſen. Dieſe dauert aber nur fo lange, als nicht der Ver— 
wahrer eines zum Accepte verſandten und verfteuerten Wechſelexemplars bafjelbe 
gegen Borlegung eines verjteuerten Exemplars defjelben Wechſels augliefert. Bon 
in mehreren Gremplaren auägeftellten Wechſeln ift dasjenige zu verjteuern, welches 
zum Umlaufe beftimmt ift; aber freilich auch jedes andere Eremplar, auf das eine 
MWechjelerflärung mit Ausnahme des Accept? und der Nothabrefie geſetzt ift, bie 
nicht auf einem nach Vorſchrift dieſes Geſetzes verfteuerten Exemplare fich befindet. 
. Der Steuerfuß ift, wie ſchon gejagt, nunmehr nach der Reichgwährung geändert. 
Die Steuer beträgt von der Summe 

von Mark 200 und weniger Mark 0,10 


"über „ 200 bis 400 „0,20 
"400 „ 600 » 0,80 
"600 „ 800 „0,40 

„ 800 „ 1000 0,50 


und von jedem ferneren 1000 Mark der Summe 0,50 Mark mehr, dergeſtalt, daß 
jedes angeiangene Taufend für voll gerechnet wird. 

Für die fremden Metall- und theilweife Papierwährungen und Münzen find 
dieſerhalb beſondere Gleichungen aufgeftellt worden. Für das Pfund Sterling 
Markt 20,40, für einen Gulden Niederländifcher Währung Mark 1,70, für einen 
Amerikaniſchen Dollar Mark 4,25, für einen Frank, ein Lire Gold, Finniſche Mark, 
Spanische Pefata Gold Mark 0,80, ein Lire Italieniſches Papier Marl 0,75, 
einen Ruffifchen Rubel Mark 2, einen Oefterreichiichen Gulden Silber oder Papier 
Mart 1,70, 100 Schwediſche, Norwegiiche, Dänifche Kronen Mark 112,50, 
100 Spanifche Realen Mark 21, ein Portugiefiicheg Milreis Mark 4,50. 

Ganz bejonder8 wichtig ift bei diefer Steuer die Yorm ihrer Tilgung. Eine 
unglücklich gewählte laftet nach dem allgemeinen Urteile des Handelaftandes ungleich 
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ſchwerer auf dem Verkehr als das materielle Opfer, welches darin enthalten it. Zu 
verjchiedenen Malen find dieferhalb Vorſchläge zur Erleichterung gemacht worden; die 
jeit 16. Juli bzw. 1. Septbr. 1881 beftehenden Mafregeln find bereit? das Reſultat 
einer dritten Enticheidung des Bundesrathes. Das Gejeh geitattet die Kaflation in 
doppelter Form: a) durch Ausftellung des Wechſels auf dem mit dem erforberlichen 
Reichsſtempel verjehenen Blantet, oder b) durch Verwendung von Stempelmarlen. 
Gerade der letztere Fall hat begreiflicherweife feine großen Schwierigkeiten, ba natürlich 
ber Fiskus dag Möglichfte vorkehren mußte, damit die Steuerpflicht nicht umgangen 
werben Zönne; aber bei folchen Vorkehrungen finb eben gleichgroße Beläftigungen des 
Handelaftandes nicht zu umgehen. Zur Zeit ift beitimmt, daß die Marken auf der 
Rückſeite der Urkunde und zwar wenn die Rüdfeite noch unbejchrieben ift, unmittelbar 
an dem Rande derjelben, andernfalls unmittelbar unter dem Iehten Vermerke (In⸗ 
doffament u. ſ. w.) auf einer mit Buchftaben oder Ziffern nicht befchriebenen ober 
bebrudten Stelle aufzufleben find. Das erfte inländifche Indoſſament, welches nach 
der Kaffirang der Stempelmarke auf die Rückſeite des Wechſels gefeßt wird, bzw. 
der erfte fonftige inländifche Vermerk, ift unterhalb der Marke nieberzufchreiben, 
wibrigenfall® die leßtere dem Nieberjchreiber dieſes Indoſſaments bzw. Vermerks und 
defien NRachmännern gegenüber ala nicht verwendet gilt. Es bürfen jedoch die Ver- 
merfe „ohne Proteft”, „ohne Koften” neben der Marke niedergefchrieben werden. 

Dem inländifchen Inhaber, welcher aus Berjehen fein Indoffament auf den 
Wechſel geſetzt hat, bevor er die Marfe aufgeklebt Hatte, ift geftattet, vor der Weiter- 
gabe des Wechſels unter Durchftreichung diefes Andoffament? die Marfe unter dem 
letzteren aufzukleben. 

Soviel über den Ort. Was aber das „wie“ betrifft, ſo ſind die einſchlägigen 
Beſtimmungen nunmehr in gleichem Maße milder gefaßt, wie bie eben ſchon er- 
wähnten. Es braucht nur mehr das Datum der Verwendung ber Marke in jeder 
einzelnen der aufgeklebten Marken auf dem Wechjel angegeben, jedoch der Tag und 
das Jahr in arabijchen Ziffern, der Monat aber mit Buchftaben mittels deutlicher 
Schriftzeichen, alfo niemals mit Ziffern, und zwar an der durch den Vordruck be= 
zeichneten Stelle (die Wechfelftempelmarken find darauf eingerichtet) niedergefchrieben 
zu werden; die Anwendung von Stampiglien ift daher nicht weiter geftattet. All« 
gemein übliche und verftändliche Abkürzungen der Monats bezeichnungen mit Buch- 
ftaben find zuläffig, 3.8. 7. Sept. 1881, 8. Oft. 1882, dagegen ift eine Abkürzung 
der Jahreszahl nicht korrekt. Weitere Zuſätze als geboten find nicht nachtheilig 
für den Erfolg der Berfteuerung, wenn nur das Vorgefchriebene genau nach Vor— 
ſchrift ausgeführt ift. 

Auf die Hinterziefung der Steuern ift eine große Strafe gejeßt, eben weil bie 
Entrichtung der Steuern bier den Steuerpflichtigen felbft auferlegt, alſo troß 
aller Vorfchriften ſchwerer kontrolirbar ift, nämlich das fünfzigfache der Hinterzogenen 
Abgabe. Bejonders und ganz hat fie Jeder zu entrichten, welcher der ihm ob» 
liegenden Verpflichtung nicht genügt Hat. Doc kann hier die Geldbuße in feine 
Freiheitsftrafe verwandelt, keine Subhaftation eines Grundſtückes zu diefem Zwecke 
wenigſtens bei Inländern bethätigt werben. Diefeß Vergehen verjährt in fünf Jahren, 
bom Tage ber Ausftellung des Wechſels an gerechnet: Befondere Strafen find auch 
für die Herftellung unechter und die Verfälichung echter Stempelmarken, wie enblich 
für die Verwendung fchon einmal verwendeter Marken angebroht. Landgraf. 

Wegeorbuungen. Die Rechtsverhältniſſe der öffentlichen Wege haben zu 
allen Zeiten ein wichtiges Gebiet der faatlichen Kulturzwede und der Lokalen Selbft= 
verwaltung gebildet, haben aber erſt im 19. Jahrh. durch die Entiwidelung der 
induftriellen Geſellſchafi die hervorragende Bedeutung erhalten, welche ihnen in ben 
Europäifchen Kulturländern jet mit Recht beigelegt wird. 

Am weiteften voraußgefchritten ift in biefem Gebiet die Engliſche Gejeß- 
gebung. Die Erhaltung der Bffentlichen Fahr-, Neit- und Fußwege war bort 
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ſchon durch die Anglo-Normannifche Geſetzgebung eine ftreng georbnete, durch, öffent- 
Tiche Anklage erzwingbare Laft der Ortsgemeinden geworden. Durch bie Gejehgebung 
der Reformationgzeit ift dafür das Amt des Wegeaufiehers gebildet. Auf ihn, als 
das verpflichtete Organ bes Kirchipiels, geht die Wegebaulaft über, mit der Gr- 
mächtigung, die Gemeindeglieder nach der Größe ihres Grundbeſitzes und Hausſtandes 
zu Hand und Spanndienften zu zwingen und die Baumaterialien von benachbarten 
Grundftüden zu entnehmen. Dies Syftem fehte indefjen einen lebendigen Gemeinde 
verband von anfäffigen Leuten voraus, der mit dem jortichreitenden Berjall des 
Bauernftandes verloren ging. Im Laufe bes 18. Jahrh. mußte fich daher bie 
Gefehgebung zu einer ergänzenden Wegefteuer entfchließen, durch welche die Ratural- 
leiftungen fehrittweife verdrängt wurden. Die W. von 1836 geht bereits in das 
Syitem ber reinen Gelbwirthichaft über. Dem Wegeaufjeher des Kirchſpiels Liegt 
nunmehr ob: bie Einfchägung, Außfchreibung und Beitreibung der Wegefteuer 
nach ben Srundjäken der Armenfteuer, alfo Realfteuer,; die Inftandhaltung ber 
Wege durch Annahme von Lohnfuhrwerk und Lohnarbeiten oder durch Berbingung 
bes Gefchäfts mit Konfens der Gemeindeverfammlung, erziwingbar durch Strafbeiehle 
ber Friedensrichter; die Ausführung ber Wegepoligeiordnung mit der Ber- 
pflichtung zu Strafverfolgungen und Bejeitigung von Wegehindernifien; Buch⸗ 
führung, Rechnungslegung und Berichterftattung an die Seffionen ber Friedens- 
rihter. — Immer mehr trat jedoch ber Uebelſtand hervor, daß bie Kleinen Kirch-⸗ 
fpiele nicht das nöthige Perfonal für dieſe zum Theil technifche Verwaltung befigen. 
Die W. von 1862 und 1864 führen daher zwangsweile eine neue Bezirks— 
bildung ein, die fchon früher fakultativ geftattet und gefördert war. Die Duartal- 
fitzungen der Friedensrichter follen nach Anhörung der betheiligten Gemeinden bie 
Grafſchaften in eine angemeffene Zahl von „Wegebezirken“ eintheilen nach Analogie 
der Unions der Armenverwaltung (welche jetzt burchfchnittlich 30 000 Einwohner 
umfaffen, im einzelnen Fall aber auch bis zu 3000 Seelen herabgehen). Für jeden 
MWegeverwaltungsbezirt wird ein Berwaltungsrath, District Board, gebilbet. 
Jedes Kirchipiel wählt dazu einen Wegepfleger, Waywarden, große Gemeinden 
beren mehrere nach Feſtſetzung der friebensrichterlichen order. Die Wahl erfolgt 
nach Haffifizirtem Stimmrecht, in ſechs Steuerftufen, nach der General Vestries Act 
bemefien. Das Hauptgeichäft des Verwaltungsraths bildet die Ernennung, Ent 
laffung und die Beftimmung der Gehaltsetats eines bejoldeten Sekretär, Rendanten 
und Wegeinſpektors, deren Amtepflichten daß Geſetz normirt. Das verpflichtete 
Subjelt für die Unterhaltung ber Wege bildet nunmehr die Bezirkswegekaſſe, 
vertreten durch das Board und feine Beamten. Die Koften werben direkt auß ber 
Ortögemeinbefteuer (Poor Rate) beftritten, unb vertheilen fich in den Bezirks: 
fonds für die Beamtenbefolbungen und Gemeinkoften, zu welchen jedes Kirchfpiel 
nach dem Durchichnitt feiner Wegefoften in den Iekten brei Jahren beiträgt, und 
in die Spezialfonds zur Erhaltung bes einzelnen Weges, welche jedes Kirchſpiel 
gefondert in feiner Armenfteuer trägt. Diefe neue wirthfchaftliche Organifation lehnt 
fi noch immer an die älteren Funktionen des Friedensrichteramts an. Die ein- 
zelnen Friedensrichter erkennen ala Poligeirichter auf die zahlreichen Bußen der W. 
und auf die Orbnungsftrafen gegen bie Ortsbeamten wegen Verjäumung ber geieh: 
lichen Obliegenheiten. Die Spezialſitzungen der Friedensrichter für den Weg⸗ 
bezirk nehmen den Jahresbericht über den Zuftand der Wege entgegen, üben ein 
Ordnungsftrafrecht biß zu 5 £ gegen die ausführenden Beamten, und erzwingen ver- 
fäumte Reparaturen, indem fie auf jchriftliche Anzeige den Verwaltungsrath und 
ben Waywarden zur Verantwortung laden, einen Kommiffar zur Befichtigung er- 
nennen, eine Exekutionsorder erlaflen, eventuell die nothiwendigen Arbeiten durch 
einen Dritten vornehmen laffen und die Koften dafür durch Anweifung auf bie 
Bezirkskafſe einziehen. Sie enticheiden auch Streitigkeiten wegen unterlaffener Lichtung 
ber Wege und erlaffen die darauf bezüglichen Strafe und Zwangsorders. Sie ent 
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ſcheiden nach Augenſchein über eine nöthig befundene Verbreiterung des Weges und 
laſſen die Entſchädigung dafür durch eine Jury feſtſtellen. Die Quartalſitzungen 
der Friedensrichter endlich bilden die Beſchwerdeinſtanz der Verwaltung und der 
Rechnungslegung für alle Intereſſenten, beſchließen über die Verlegung und Schließung 
eined Weges, nöthigenjall® mit Zuziehung einer Jury, und entfcheiden auch über 
die flreitige Wegebaulaft eleftiv mit den ordentlichen Gerichten. Cine Kontrols 
inftanz der Reichsgerichte ift vorbehalten nur für bie ftreitige Wegebaupflicht und 
für die Wegefteuerrellamationen. — Die wirthichaftlichen Erfolge des Englifchen Syſtems, 
welches einen der befler konſervirten Theile bes Seligovernment darftellt, find im 
Ganzen zufriedenftellend, ebenfo wie für das Berwaltungsiyftem der Chaufleen, für 
welche ein gemifchter Verwaltungsrath von Friedensrichtern und Aftionären nad 
der Ehauffeeordnung 8. Georg IV. c. 126 und Lofalacten gebildet wird. 

In Srantreich hatte das ancien régime fein Augenmerk nur auf die Staats- 
ſtraßen gerichtet, bie mit bebeutenben Gelbaufwenbungen und durch das berüchtigte 
Syſtem der Wegefrohnden, corvees, verhältnißmäßig gut außgeftattet wurden. Für 
bie Gemeindewege gab es nur einige Parlamentzebifte und Orbonnanzen der 
Intendanten. Nach dem Ausbruch der Revolution befaßte fich zwar die Geſetzgebung 
auch mit den Gemeindewegen, ermächtigte die Gemeinden zur Aufbringung der 
eriorderlichen Mittel und Dienfte, überließ aber die Ausführung dem Lolalinterefje 
der Gemeinden. Der daraus hervorgehende Zuftand unglaublicher Bernachläffigung 
wurde ein Hauptgrund der zurückbleibenden Agrikulturentwidelung Frankreich, und 
wurbe als ‘unvereinbar mit ben heutigen Bebürfniffen der Gejellichaft bald nach der 
Aulitevolution anerfannt. Dad Geſetz vom 21. Mai 1836 hat die burdh- 
greifende Hülfe gebracht mittels eines ſcharf durchgeführten Zwangefyitems zur Neu- 
anlegung und baulichen Erhaltung ber chemins vicinaux. Es ift dabei das 
Englische Wegefyftem mehrfach nachgebildet; in Ermangelung eines obrigfeitlichen 
Selfgovernment mußte aber überall der Prefet und jeine Unterbeamten als Organ 
des Öffentlichen Interefſes die verantwortliche Ausführung übernehmen. Der Prefet 
enticheibet über die Nothwendigkeit und Angemeffenheit der Anlegung und Klaffifitation 
eines Öffentlichen Vizinalweges nach Anhörung bes Munizipalraths. Gr entjcheibet 
über die Breite und nöthigenfalls Verbreiterung defſelben, ſowie über die Schließung 
bes Weges. Er überwacht die Ausführung durch Wegeinipeftoren, agents voyers, 
deren Gehalte ber Generaltath zu bewilligen hat. Die Koften werben (abgejehen 
von den jeltenen Fällen, wo die laufenden Gemeindeeinkünfte dafür ausreichen) 
durch Zufchläge zu den Staatzftenern und durch Naturaldienfte aufgebracht. Im 
Fall einer Säumniß der Gemeinde können mit gewifjen Formalitäten die nothwen- 
digen Wegeloften zwangsweiſe auf den Gemeindehaußhalt gebracht werben. Die 
Steuerzufchläge finden auf die vier direkten Staatsſteuern bis zu einem 
Marimum von 5 Gentimes ftatt. Die Naturaldienfte werden auf jährlich drei 
Tagearbeiten bemefien, welcher jeder chef de famille ou d’etablissement für fich, 
für jedes männliche Samilienglied im Alter von 18—60 Jahren, für jeden Diener, 
jedes Geipann und jedes Zug oder Sattelthier zu leiften hat. Diefe Naturaldienfte 
mögen aber mit Geld abgelöft werben nach einem Tarif, welchen der Generalcath 
des Departements mit Rückſicht auf die Ortsverhältniffe feftftellt. Zu dieſen ordent- 
lichen Mitteln der Wegeerhaltung treten dann noch die verhältnigmäßigen Beiträge 
der Stantsdomänen, welche zu diefen Zwecken voll herangezogen werben; freiwillige 
Beiträge von Privatintereffenten; Spezialbeiträge von Fabriken und Etabliffements, 
welche die Vizinalwege in ftärkerem Maße in Anfpruch nehmen und dafür unter 
Beobachtung gewiffer Formen zu erhöhten Beiträgen gezwungen werben; endlich 
ergänzende Zufchüffe aus der Departementztaffe nach Beichließung der Generalräthe, 
für welche Zwecke noch einmal Steuerzufchläge bis zu 5 Gentimes ausgeſchrieben 
werden mögen. Das wirtbichaftliche Gefammtrejultat der neuen Geſetz- 
gebung war ein überrafchended. Schon in dem Zeitraum von 1837—1841 beliefen 
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Äh die Verwendungen zur Wegebeſſerung auf 243 Mill. Francs, umfaſſend 
338 529 Vizinalwege in einer Länge von 139862 Kilometern (während bie ge- 
fammten Sandftraßen und Departementalwege nur 72000 Kilometer betrugen). Einen 
Theil des Syſtems bilden auch die chemins vicinaux de grande com- 
munication, bie in der früheren Gefehgebung ala Kantonal= oder Kreiswege be- 
zeichnet wurden. Ihre Deklaration als folche erfolgt durch Beichlüffe des General- 
raths nach Anhörung der Munizipal- und Kreisräthe. Dem Generalrath ftehen 
auch die Beſchließungen über die Direktion, über die DVertheilung der Erhaltungs- 
pfliht, die Zufchüffe aus der Departementafafje und die Etat? der Wegeinfpeftion 
zu. Zu ber Erhaltung berfelben tragen aber die Eingelgemeinden nur mit zwei 
Drittel ihres Zufageentime® und mit zwei Drittel ihrer Naturalleiftungen bei, 
während das Departement für diefe Wegeerhaltung einen regelmäßigen und anjehn- 
lien Beitrag gewährt. — Eine völlig gejonderte Geſetzgebung befteht Für die 
Sanbftraßen, la grande voirie, welche feit 1811 in die routes nationales 
und routes departementales zerfallen. Die routes nationales Türmen nur kraft eines 
Geſetzes nach vorgängiger enquöte administrative dafür erflärt werden, ihr Boden 
gilt ala Staatseigenthum, für ihre Breite und gewwifle Grundzüge der Verwaltung 
find gefegliche Normativbeftimmungen gegeben. Die Beſtreitung ber Koften und die 
Einzelverwaltung fallen den Gentralbehörden ded Staat? zu. — Wieber ein völlig 
geſondertes Syſtem bilden die ftäbtifchen Straßen, la voirie urbaine, welche 
auch die neueite Englifche Gejehgebung immer mehr von der gewöhnlichen Wege— 
verwaltung trennt und mit bem verwidelten Syſtem ber Gejundheitg- und Bau= 
polizei der neueren Health Acts verbindet. 

Die W. Deutfhlands bieten noch immer das Bild einer jehr ungleich 
artigen, zum großen Theil vernachläffigten Geftaltung dar, welche im Zufammenhang 
mit ber örtlich ungleichen Entwidelung der inbuftriellen Geſellſchaft, mit den 
noch fortdauernden Elementen der Naturalwirthſchaft und mit einem ſehr 
unentwidelten, ungleichartigen Rommunalfteuerfyftem ftehen. In reicheren Landes⸗ 
theilen und Kleinftaaten ift durch die Einficht der Lolalintereffenten und der Staats- 
behörben ein verhältnigmäßig guter Zuftand gejchaffen. In einem großen Theile 
Deutjchlands aber ift der Zuftand der Vizinalwege wie der Chauffeen Hinter dem 
Bebürfniß_ des heutigen Verkehrs zurüdgeblieben, namentlich auch noch in einem 
großen Theil des Preußifchen Staats. Die Land- und Heeritraßen waren auch 
hier Lediglich dem Staat überwiefen mit einer Befugniß, die Hand» und Spann- 
bienfte ber Nachbarſchaft „zur Beihilfe“ heranzuziehen. Etwas beftimmtere Grund⸗ 
füge enthalten die Provinzial-W., aber mit fehr unmotivirten Abweichungen 
unter einander. Zu den Gemeindemwegen follen nad dem Allg. ER. die „Ge 
ſpann Haltenden Einwohner“ nach Verhältniß ihrer Klaffen zu Spanndienften, die 
„vertrags⸗ oder getwohnheitsmäßig verpflichteten Wirthe* zu Handdienften heran- 
gezogen, die Gelbausgaben nach Berhältniß der „Stantäfteuern” aufgebracht werden. 
Sole Lüdenhafte, völlig unzureichende Vorſchriften ergänzen fi) dann nothdürftig 
durch eine elaftifche Verwaltungspraxis. Das „Oberauffihtsrecdht” tritt Bier 
wie fonft an die Stelle der fehlenden Verwaltungsgeſetze, zu welchen bisher weber 
der abfolute, noch der Eonftitutionelle Staat zu gelangen vermochte. Regierungen, 
Sandräthe, Magiftrate, Ortspoligei, Genbarmen bilden in den meiften Landestheilen 
bie eigentliche W. Ihre allgemein gehaltenen Befugniffe haben den vorhandenen 
erträglichen Zuftand gefchaffen unter einer Gefeßgebung, welche fich vielfach noch in dem 
patriarchalifchen Buftand des 18. Jahrh. befindet. Alle Verfügungen, Veränderungen, 
BVerlegungen der Wege, die Erklärung eineg Weges für einen öffentlichen Weg, die 
Maßregeln zur Reparatur und Sperrung von Wegen, die Streitigkeiten über das 
Maß der Benugung öffentlicher Wege, Über die Verpflichtung der Anwohnenden zu 
Hand» und Spanndienften, jallen dem laufenden Verwaltungsdecernat zu, mit Vor⸗ 
behalt des Rechtswegs nur über Eigenthumsverhältniffe, Servituten, Privatrechts- 
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titel. Eine neue W. war feit 1820 vorbereitet, jeit 1862 dem Preußifchen Landtag 
vorgelegt, aber nicht zu Stande gebracht wegen des fortdauernden Wiberftandes 
kollidirender Intereſſen. Für diefe Gefehgebung Handelt es fich 1) um die Neus 
bilbung eines gefeglichen Gemeinbefteuerfyftems, neben welchem bie Natural= 
dienfte in der heutigen Volkswirthſchaft nur noch eine ergänzende, fakultative Bes 
deutung Haben können; 2) um bie Organifation des Perſonals zur verantwort« 
lichen Verwaltung unter Beihlilfe bejoldeter technifcher Beamten, alſo um Ein- 
tihtungen, die für ifolirte Dorfgemeinden und Gutsbezirke nicht zu beichaffen 
find, fondern bie Bildung größerer Wegediſtrikte (Amtsbezirke) vorausſetzen; 

3) um ein verantwortliches Perfonal zur Ausführung der gefegliden 
Rormativbeftiimmungen und ber Berwaltungsjurisbiltion, welches 
nur in der Zollegialifchen Formation einer verwaltenben Kreißbehörbe, analog den 
feiedendrichterlichen Seffionen im Englifchen Seligovernment, zu bilden if. — Die 
Berwaltungsreform in Preußen bat feit der Kreisorbmung von 1872 zu einer an= 
gemefienen Geftalt der Wegepoligeiverwaltung und der Rechtiprechung geführt, ift aber 
mit einer Allg. W. und mit der Regelung der Kommunalfteuern noch im Rück— 
fand. — Die volle Entwidelung der Wegegefehgebung wird folgerichtig zu einem 
neuen Syſtem einer Kreiß- und Gemeindeverwaltung führen. Die Geftaltung der Vizinal⸗ 
wege ift für Aderbau und Handelsverkehr nicht weniger Lebensfrage ala das Syſtem 
der Ehauffeen und Eiſenbahnen; oder vielmehr alle drei Syſteme ſetzen fich gegen- 
feitig voraus als Lebensbedingung der heutigen Erwerbsgeſellſchaft. 


Bit.: Für England: R. Gneift, Selfgovernment, Sommunalverfaffung u und Verwal- 
tungögerichte in England, 3, 8. Fe I 1er, aa. ZU xo. — Für Frankreich: Batbie, 
Cours da droit public, 3. A ür eutiglanb: Badarid, 
Dentſches Staat: und Sunbeareit, I 
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Rem 15; Derfelbe, Die Wege —— und das Wegerecht des * Staats, rei] 

2. — De lege ferenda: Gneift, Preuß, Kreisorbnung, 1870, Abſchn. X.h. — Die ” 
er au ſehgebung in dv. Braüchitſch, Die Organiſationsgeſehe ber Er 
Sage hr eaß. Gekhaebung | Sit1G, Die Drganfftiondgeige der Pr 


Wegefervitnten (Th. I. S. 401). Das Röm. Recht kennt drei juriftifch 
antgehafter W., iter, actus und via, deren Bebeutung fich, ſoweit nicht der 
befondere Rechtatitel der Entftehung eine Beitimmung trifft, nach den Borfchriften 
des Gefees regelt. Hiernach giebt die serv. itineris da® Recht, über bie fremben 
Grundftüce zu gehen, zu reiten und Gegenflände, 3. B. eine Sänfte, zu tragen, bie 
serv. actus außer den ebengebachten Befugnifjen noch das Recht bes Fahrens und 
des Viehtreibens, die via neben allen diefen Befugniffen auch noch die, Gegenftände 
zu fchleifen; überhaupt ift mit der via nach überwiegender Anficht das Recht ver- 
bunden, eine Tunftmäßig hergerichtet, außfchließlich dem Verkehrszwecke beftimmte 
Straße auf remdem Eigenthum zu haben, die geradeaus 8 Fuß, in Krümmungen 
16 Fuß Breite befiten darf; jo Buchta, wogegen Keller dies nur für ben that- 
ſächlich gewöhnlichen Zuſtand hält. Fur gewiſſe eng begrenzte Fälle, namentlich 
wenn ber Zugang zu einem locus religiosus abgeſchnitten ift, fennt das Röm. Recht 
die geſetzliche Verpflichtung des Eigenthümers, über fein Grundſtück einen Nothweg 
einzuräumen. Die Beitimmungen des Deutfchen Rechts über die Wegedienſt- 
barkeiten entiwidelten fi) nad ben befonderen landwirthſchaftlichen Bebärfniffen 
wnabhängig vom Röm. Recht und wurden nur in einer jehr Außerlichen Weife mit 
ben Röm. Normen nach deren Reception in Beziehung geſetzt. Bor Allem ift fchon 
in den älteren Quellen des Deutichen Rechts als eine aus ben Bedürfniffen der 
damaligen Landwirthſchaft, insbeſondere des Dreifelderfyftems, fich ergebende Befugniß 
anerkannt, daß der Befiter eines mit Zufahrtswegen nicht verfehenen Grunbftüde 
einen Zugang oder eine Zufahrt über die Nachbargrundftüde nehmen darf und zwar 
an der Stelle, wo ihm der Zugang am zmedmäßigften, nächiten und für Andere 
am wenigften nachtheilig geboten werden kann. Nach Einführung des Röm. Rechts 
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knüpfte man dieſes fchon althergebrachte Rechtsverhältniß des Nothmweges an die 
Spezialfälle der Panbeten, 1. 12 pr. D. derel. 11, 7, an. Die neuen Gejegbücher, 
Preuß. Allg. ER. I. 22 88 8 und 4; Code civ. art. 682—84; Sächſ. BGB. 
88 345 ff., ftatuiren in engerem und weiterem Umfange den Anſpruch auf Einräumung 
des Nothiveges, fo daß entweder nur der Grunbeigentgümer, der vollftändig von der 
Straße abgefchnitten ift (Code eiv. art. 682, Zürich. Priv. GB. 8 578) ober 
fchon derjenige, welcher nur mit unverhältnigmäßigen Aufwande oder beſonderer 
Beläftigung auf dem eigenen Grunbftüde einen Zugang herftellen könnte, den Roth- 
weg verlangen darf (Sächſ. BGB. 8 345). Nur wenn das wirthichaftliche Be 
dürfniß des Grundftüdes felbft, nicht etwa wenn das perfönliche Interefje des Eigen- 
thumers die Geftattung eines Zugangs oder einer Zufahrt bedingt, kann die Ein- 
räumung eines Nothwegs verlangt werben, und es ift die Richtung deſſelben ftets 
fo zu wählen, daß die in Anfpruch genommenen Grundſtücke möglichſt wenig beläftigt 
werden, gleichzeitig aber auch dem DBeanfpruchenden ein thunlichft geringer Auf 
wand erwachſe. Der Anfpruch auf den Nothweg fteht kraft Geſetzes dem Einzelnen 
im privatwirthichaftlichen Intereffe feines Grundſtückes zu, und er wird daher nicht 
wie eine auf das allgemeine Interefje geftügte Exrpropriationsbefugniß bes öffentlichen 
Rechte im Berwaltungswege, fonbern ala eine gejehliche Befugniß bes Privatrechts 
dor dem bürger!. Richter geltend gemacht. Da aber die dem fremden Grundftüde durch 
den Nothweg auferlegte Laft über die gewöhnlichen gefeßlichen Bejchräntungen des 
Nachbarrechts Hinaußgeht, fo gilt der dem Erpropriationsrecht entlehnte Grundſatz, 
daß die Belaftung nur gegen vollftändige vorausgehende Entſchädigung verlangt 
werden kann. 

Was die eigentlichen W. angeht, fo ift deren Bedeutung im jegigen Recht 
thatfächlich dadurch ſehr wejentlich vermindert, daß es nunmehr in ber Regel kraft 
öffentlichen Rechte® ala Aufgabe der Gemeinden bzw. der Gutsbezirke aner- 
kannt ift, die zur Vermittelung des Öffentlichen Verkehr8 innerhalb der Gemarkung 
oder zwilchen mehreren Gemarkungen erforderlichen Wege anzulegen und zu unter 
halten, wobei die Gemeinbegenofien zur Tragung der Koften ober zur Leiftung von 
Hande oder Spannbienften und einzelne vorzugsweife intereffirte Befiker und Gewerks— 
unternehmer zu Voraugbeiträgen verpflichtet find. Diefe Wege gehören, fojern nicht 
bejondere Vorbehalte bei der Anlage gemacht wurden, der Gemeinde zu Eigenthum 
und find dem allgemeinen Gebrauche beftimmt; es ift übrigens nunmehr, im Unter 
ichiede von dem Röm. Recht, als zuläffig anerfannt, daß die Gemeindelorporation 
als jolche zum Gebrauch durch die Gemeindeangehörigen eine W. über fremde Grund- 
ftüde erwerbe. Endlich find eine Anzahl Gemarkungswege, namentlich diejenigen, 
welche außfchließlich den Zweden der Feldbeſtellung dienen, die Feldwege im 
eigentlichen Sinn, nach der Art ihrer Entftehung nicht jelten gemeinfchaftliches Eigen- 
thum der Flur und Gewanngenoffen. Uebrigens beftehen auch jetzt noch eine 
Anzahl von Sewituten hinfichtlich des Sehens, der Viehtrift und der Ueberjahrt 
über fremde Grundſtücke, welche ſich entweder äußerlich durch befondere Anlagen 
kennzeichnen und, funftmäßig zum Verkehre hergerichtet, den dazu beftimmten Theil 
des fremden Grundſtückes jeder anderen Benutzung entziehen, oder welche Lediglich 
das Recht gewähren, ohne befondere Anlage in möglichjt wenig beläftigender Weiſe 
Gang, Fahrt oder Trift über fremde Liegenschaften zu nehmen. Was die Entftehung 
folcher W. angeht, jo ift in den neuen Gefeßbüchern meift auch die Möglichkeit 
einer jtillfegtweigenden Beftellung anerkannt; wer nämlich ein Grundftiik veräußert, 
das ben einzigen Zugang über ein anderes, dem veräußernden Eigenthümer ver- 
bleibendes Grunbftüd Hatte, beitellt damit ſtillſchweigend dem Erwerber auch eine 
Zugangs oder Zufahrtafervitut, jo daß fich im Augenblid ber Veräußerung das 
feither thatfächlich zwifchen ben beiden Grundftüden beitehende Wegeverhältnig nun 
in den rechtlichen Zuftand einer W. verwandelt, jo Code civ. art. 694, Sächſ. BEL. 
8384. Auch ift es nach dem Deutfchen Recht und in einzelnen neueren Gejegbüchern, 
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3. ®. Code civ. art. 698, als zuläffig anerkannt, daß dem Eigenthümer des dienen- 
den Grundſtücks, wo die darauf Yaftende W. fich durch befondere, einer ftändigen 
Unterhaltung bebürfende Anlagen kennzeichnet, kraft bes Rechtstitels der Begründung 
oder durch jpätere Vereinbarung eine dingliche Verpflichtung zur Wegeunterhaltung 
auferlegt werde, eine Verpflichtung, die ſich als eine mit der Wegedienſtbarkeit ver⸗ 
tmüpfte Reallaſt darftellt. Im Mebrigen ift die Bedeutung der W. nicht mehr nach 
der Terminologie des Röm. Rechts zu beurtheilen; bie Begriffe iter, actus und via 
find den Deutjchen wirthfchaftlichen und rechtlichen Berhältniffen fremd. Wenn e8 
fih nunmehr darum Handelt, welche Befugniffe durch eine beitehende W. dem Be— 
rechtigten gegeben feien, jo ift zunächit der Rechtstitel der Begründung maßgebend, 
aljo, wo die W. durch eine Willenserklärung der Parteien beftellt wurde, Wortlaut 
und Abficht diefer Erflärung, wo bie Begründung durch einen ftilljchtweigenden Akt 
des Veräußerers eines Grundſtücks erfolgt, der vor ber Veräußerung zwiſchen den 
beiden Grundftüden beſtehende thatjächliche Zuftand ber Verkehrsbeziehung, wo 
endlich die W. durch Verjährung erworben ward, die während der Verjährungszeit 
ftattgehabte Art ber Ausübung, wobei ftet3 auch das örtliche Herfommen, die alt« 
bergebrachten, durch Gemarkungaftatuten feftgefeßten Feldordnungen und ähnliche für 
die Abficht der Betheiligten maßgebende Rechtsquellen in Nüdficht zu ziehen find. 
Der Fußweg giebt daher nach dem jeßigen Recht keineswegs immer auch an ſich 
ſchon das Recht zum Reiten und zum Tragen von Laften; der Fahrweg enthält 
daher jett keineswegs immer auch die Befugniß zum Schleifen fehtwerer Gegenftände 
und zum Xreiben von Viehherden; Hinfichtlich der Breite des Fahrwegs find nicht 
die Beftimmungen des Röm. Rechts, ſondern befondere Iandesgefehliche Normen, 3. B. 
Sächſ. BGB. 88 548 ff., umd örtliche Uebungen maßgebend. Was inäbejondere 
die Dienftbarkeit des Viehtreibens, die Triftgerechtigkeit, angeht, fo ift jet in dem 
Necht des Viehtriebs die Befugniß, über das belaftete Grundſtück zu reiten oder zu 
Jahren, nicht mehr begriffen, ber Triftberechtigte ift verpflichtet, baflix zu forgen, daß 
das übergetriebene Vieh dem dienenden Grundftüd feinen Schaden durch Abfreſſen 
zufüge, Daß es bie zuläffige Breite bes Uebertriebs nicht überfchreite und Hat den 
etwa entftandenen Schaden zu vergüten. In den Partikulargejegen ift manchmal 
die thatfächlich weit verbreitete Mebung zum Rechtsgrundſatz erhoben, daß, wo in 
Folge dew Dienftbarfeitsrechte eigentliche, dem Verkehrsgebrauch ausfchließlich gewid⸗ 
mete Feldwege angelegt find, die Benußung berfelben nicht blos dem NWegeberech- 
tigten, jondern überhaupt Jeder, welcher zu berechtigten Zwecken das dienende 
Grundftüc erreichen oder die Flur begehen will, offenfteht, 3. B. Preuß. Allg. ER. 
1.22 8 68, Sächſ. BGB. $ 554. Endlich ift in weiterem Umfange, ähnlich wie ſchon 
nah Röm. Recht, die Beſugniß der Gerichte zur Regulirung ber Wegedienſtbarkeiten 
anerfannt, derart, daß überall, wo nicht kraft bejonderen Rechtstitels Richtung, 
Breite und Körper des Weges beftimmt ift, die Modalitäten für Ausübung ber W. 
unter thunlichiter Berüdfichtigung ber örtlichen Tanbwirthichaftlichen Zuftände und 
Bedärfniffe richterlich feftgefeßt werben. Was ingbejondere Die bei Mangel einer 
geordneten Flureintheilung und bei der Gemenglage der landwirthſchaftlich benußten 
Grundſtücke ſehr zahlreichen Ueberfahrtsrechte angeht, jo ift nach der neueren Gefeh- 
gebung, 3. B. Code civ. art. 690, eine Erſitzung derartiger durch offene Anlagen 
nicht gefennzeichneter W. vielfach ausgefchloffen, oder ausdrücklich feſtgeſetzt, daß dieſe 
Ueberfahrten im Zweifel nur als Zuftände freier Duldung, alſo als precarium und 
nicht ala Dienftbarkeit, zu betrachten feien und im alle der Herftellung eines 
geordneten Feldwegnetzes von Rechtswegen wegfallen, 3. B. Württemb. Geſetz über 
Feldwege vom 26. März 1862, Art. 40. Ueberhaupt ift die Sorge für zweck⸗ 
mäßige Zugänge, Ueberfahrten und Feldwege, für ihre Inftandhaltung und Sicherung 
nunmehr meift partitularrechtlich al® eine Aufgabe der Verwaltung anerfannt; die 
Zerftörung oder Beſchädigung folcher Feldwege, die Hemmung ihres beftimmunge- 
gemäßen Verkehrsgebrauchs ift nach $ 376 Ziff. 1 und 2 des StrafGB. und nad 
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den Feldpolizeiordnungen, z. B. Preuß. Geſetz vom 1. April 1880 8 10, mit 
Strafe bedroht; auch hat es in Folge der neueren Geſetzgebung über Gemeinheits- 
theilung, Servitutenablöfung und über fonftige örderung ber Landeskultur bie 
ftaatlihe Verwaltung übernommen, unter Anwendung abminiftrativen Zwangs für 
die Beleitigung kulturſchädlicher Ueberfahrtsrechte und die Anlage eines zweckmäßigen 
Feldwegnetzes zu forgen, wobei entweder, wie in Preußen, ber Grundſatz zur Aner- 
tennung gelangt, baß ein ſolches Zwangsvorgehen ſchon auf Antrag der Berwal- 
tungs= oder Gemeinbebehörben oder einzelner Vetheiligten zuläffig fei, oder wobei, 
wie 3. B. in den fübbdeutjchen Staaten, die zwangsweiſe Felbweganlage von ber 
Zuftimmung einer beftimmten Mehrheit ber betheiligten Befiger abhängig gemadt 
wurde; bie in biefer Weife Hergeftellten Feldwege find in ber Regel gemeinjchaft- 
— — der betheiligten Güterbeſitzer oder gehen in das Eigenthum ber 
emeinde 
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Weiberlehen. Aus dem Zwede des Lehnsinftituts erklärt es fi, daß die 
Ausſchließung der Frauen vom Lehnserwerb zu den naturalig feuda gerechnet wird 
und die Zulafjung berfelben eine Improprietät begründet. Die Lehnsfähigkeit 
ift aber eine Vorausſetzung des Lehnfolgerechts, und deshalb erflären die Quellen 
bes Deutfchen und Langobarbifchen Lehnrechts, insbeſondere auch die Rechtſprechung 
des Deutſchen Reichshofes (vgl. Franklin, — curiae regise, Nr. CCXXVI. sq.), 
die Weiber für unfähig zur Lehnzfucceffion (vgl. H. Schulze, Erb⸗ und Familien- 
echt der Deutfchen Dynaftien des Mittelalters, & 88— 42); da zugleich die ganze 
Lehnsfolge eine agnatiſche ift, find mit den Frauen auch alle Diejenigen ausgeſchloſſen, 
welche mit dem erften Erwerber nur durch fie verwandt find. Diefe Unfähigkeit ift aber 
nur eine relative; es Tann den rauen und Kognaten das Folgerecht im, Lehnsver⸗ 
trage eingeräumt fein (feudum femininum) und man nimmt an, daß dies ftill- 
ſchweigend der Fall fei, wenn die erfte Verleihung an eine Frau erfolgte (feudum 
femineum) und nicht die Beichräntung der Lehnsfolge auf den von ihr deicendirenden 
Mannzftamm verabrebet worben ift; für gewiſſe Arten von Lehen galt nach dem 
Recht mancher Lehnahöfe bie Tognatifche Succeffion überhaupt für zuläffig. Bei 
einem W. fchliegen die Kognaten alle Diejenigen aus, welche nur aus befonberen 
Gründen das Lehn in Anſpruch nehmen könnten (Mitbefehnte und deren Deſcen⸗ 
benz ꝛc.); wie fich aber ihr Recht zu dem der Agnaten jtelle, hängt von der Art 
der Verleihung ab. Erjolgte die Verleihung des W. in der Weiſe, daß unter den 
Nachlommen des erften Erwerber ein Unterſchied zwiſchen Agnaten und SKognaten 
überhaupt nicht ftattfinden folle, fo jpradd man von einem durchgehenden Lehn 
(feudum fm. promiscuum), im Gegenjaß zum jubfibiarifchen (f. f. subs., successivum), 
bei welchen die Kognaten erſt nach dem Abgange de Mannzftammes berufen 
m bei jenem ift die Improprietät des Lehns noch mehr erweitert, ala bei ben 

W. überhaupt: im Zweifel find letztere immer für fubfibiär zu halten. Die Regel 
ift alfo, daB die Kognaten und Frauen bis zum völligen Erlöfchen deg Manns 
ftammes ausgeichloflen find; fie behalten aber ihr Lehnzfolgerecht, und zwar alle, 
das heißt: bei Eintritt bes Succeffiongjalles konkurriren die bisher übergangenen 
Frauen und deren Deſcendenz mit Denjenigen, an welche die Lehnsfolge noch gar 
nicht gelangt war. (Beitritten; man ftellte den Satz auf: semel exclusa, 
excluse.) Unter den mehreren konkurrirenden Kognaten entjcheibet beim Aus] 
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des Mannaftammes das Verhältniß zum letzten Befier, aljo die Nähe ber Linie 

und des Grades zu diefem. (Dementiprehend Hat die Erbtochter der Regredient⸗ 

erbin gegenüber ben Borzug.) Konkurriren beim Webergange des Lehns vom Manns- 

ftamme berechtigte Kognaten verjchiedenen Gefchlechte, jo hat das männliche Gejchlecht 

den Borzug; ebenfo tritt unter den Deſcendenten bed Lehnsfolgers, der hiernach zur 

un gelangt, wieder der Borzug des Mannsſtammes ein. (Beides jehr 
tten. 
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Weideſervituten (Th. J. ©. 502). I. Begriff und Arten. Das Recht, 
auf den einem Anderen zu Eigenthum ober zur dinglicden Hauptnutzung gehörigen 
land» und forftwirthfchaftlichen Grundſtücken Vieh weiden zu Laffen, auch die Hutung 
ober Hube genannt, kann auf einem obligatorifchen oder einem binglichen Rechtstitel 
berußen. Ein obligatorifcher Titel liegt dann vor, wenn die Weidenutzung durch 
Pachtvertrag ober prefäre Geftattung eingeräumt iſt. Gin binglicher Titel kann 
durch den Borbehalt bes Weiderechts für den Obereigenthümer an den zu Lehn, 
Erblehn und Erbzins vergebenen Gütern oder durch dad Miteigentfum der Ge— 
markungsgenoſſen an den noch in ungetheilter Gemeinheit ftehenden Weide- und 
Waldflächen begründet fein; am häufigften aber beruht das Dingliche Weiberecht 
auf einer Servitut. Solche W. find auf dem Boden des Germanifchen Landwirth- 
ſchaftsrechts als Ergebniffe der mittelalterlichen Flurverfaffung in einer großen Fülle 
mannigfacdher Geftaltungen erwachien,; mit Einführung des Röm. Rechts find fie im 
Weientlichen in den Römifchen Servitutenbegriff eingeordnet worden, der übrigens 
in Berückfichtigung der gefchichtlichen Entwidelung und der landwirthichaftlichen Ber 
dürfniffe mehrfache Modifitationen erfuhr. 

Man unterjcheidet folgende Arten der W.: 1) nach der Berjon ber Berech- 
tigten: Real oder Perjonalfervituten. Bei den Realfervituten fteht das Recht 
ber Weide dem Eigenthümer, bzw. Nutzeigenthümer bes herrichenden Grunbftüds zu; 
der Inhalt der Realjervitut kann bei den Weiberechten, abweichend vom ftrengen 
Servitutenbegriff des Röm. Rechts, derart erweitert werben, daß für ben Befitzer 
des herrfchenden Grundſtücks auch über den Iandwirthichaftlichen Bedarf feines Be— 
fitzthums hinaus und auch an nicht nachbarlich gelegenen Gütern Weibebefugniffe 
begründet werden. Als PBerjonalfervitut kommt das Weiderecht jeltener vor, 
namentlich derart, daß eine juriftifche Perfon, 3. B. die Gemeinde für ihre Mit« 
glieber in dem Herrfchaftswalbe, weibeberechtigt if. 2) Wo einer Mehrheit von 
Berfonen Weiberechte zuftehen, welche burch das ungetheilte der Weide unterliegende 
dienende Grundftüd bder durch Verhältniffe der Wechfelfeitigkeit in einen rechtlichen 
Zufammenhang — Koppelweide im weiteren Sinne — gebracht find, unterjcheibet 
man von Alteröher folgende Arten von Weiderechten: a) das jus compascendi, das 
Recht des Eigenthlimerd des dienenden Grundftüds, neben dem Servitutberechtigten 
die Weide auszuüben, feine Servitut, fondern ein Ausflug des Eigenthumsrechts ; 
b) das jus compascui, die Mehreren gemeinfchaftlih an einem fremden Grundſtück 
äuftehenbe W.; c) das jus compasculationis reciprocum, da® Recht mehrerer Grund» 
beftger, gegenfeitig auf ihren Grunbftäden die Weide gemeinfchaftlich auszuüben, 
welches Recht entweder ein dingliches, auf den Titel des Eigenthums ober einer 
Servitut gegründetes ift, oder fich als ein obligatorifches Verhältniß der prefären 
wechjelfeitigen Geftattung barftellt; letzteres ift insbeſondere dann anzunehmen, wenn 
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die wechjeljeitige Weide (Behütung) nicht regelmäßig und beftändig auf ebendenfelben 
Grundftücden angrenzender Befiter, jondern nur zuweilen und bald auf biefen, bald 
auf jenen Stüden ftattfindet (Preuß. Allg. LH. I. 22 $$ 135, 186); d) das jus 
compasculationis im engeren Sinne, da® Recht der Gemeindemitglieder, entweder 
auf ben ungetheilt der Gemeinde gehörigen Grundſtücken oder überhaupt auf ber 
ganzen Gemeindemarkung gemeinjchaftlich und wechjelfeitig zu meiden. Soweit dieſes 
Recht an der gemeinen Allmend ftattfindet, ift e&, falls die Allmend ungetheiltes 
Privateigenthum der Gemarkungsgenofjen ift, als ein Ausfluß des Miteigenthums, 
falls dagegen das Allmendgut der Gemeindelorporation ala folder zu Eigenthum 
gehört, je nach dem Rechtstitel entweder ald eine den Gemeindeangehörigen an dem 
liegenfchaftlichen Eigentum der Gemeinde zuftehende Servitut oder ala eine ge 
meindeverfaffungsmäßig durch die kommunalen Organe den Gemeindeblrgern kraft 
Öffentlichen Rechts eingeräumte und in gleicher Form widerrufliche Befugniß zu be= 
trachten. 8) Nach jeinem Inhalte ift das Weiderecht entweder ein beftimmtes, 
wenn nämlich) Art und Zahl bes einzutreibenden Viehes, Zeit und Dertlichkeiten 
ber Hutung und fonftige Modalitäten kraft Rechtstitels beſonders feſtgeſetzt find; 
oder es ift nach der einen und anderen Beziehung unbeftimmt. 

II. Bejugniffe des Weideberechtigten. Dei ber beftimmten W. ift für 
dad Maß und die Art der Ausübung zunächit der Rechtötitel maßgebend, und zwar 
nicht blos der Vertrag ober der fonftige Akt, wodurch die W. beftellt ober deren 
Inhalt geregelt wurde, fondern da W. auch durch Ausübung ſeit unvordenklicher 
Zeit und durch fonftige Verjährung erfeflen werden können, auch der während der 
Erfigungszeit maßgebend gewejene Zuftand thatjächlicher Ausübung. Liegt eine 
folche nähere Beftimmung Hinfichtlich des Inhalts der W. nicht vor, fo gilt der 
Grundſatz, daß die Art und die Zahl bes einzutreibenden Viehs fich nach dem Be- 
bürfniß bes Berechtigten, alſo bei Realjervituten nach dem wirtbichaftlichen Bebari 
des herrſchenden Grundſtücks bemißt; der Berechtigte darf jo viel Vieh zur Weide 
treiben, ala er mit dem auf dem berrichenden Grundftüd geivonnenen Futter über 
wintern kann; nicht aber Vieh, dag er für ben Handel aufzieht, oder das er für 
ein neben der Landwirthſchaft betriebeneg Gewerbe (3. B. ala Fuhrmann) bedarf; 
wol aber kann er burch rationelleren Ianbwirthichaftlichen Betrieb auf bem herr⸗ 
ſchenden Grundſtück die für die Weberwinterung borräthige Futtermenge und damit 
auch die Zahl des einzutreibenden Weideviehs vermehren. Fremdes, insbeſondere 
gepachteted Vieh darf der Berechtigte nur dann eintreiben, wenn er bafjelbe zur 
Berbefferung der Kultur des berrichenden Grundſtücks Hält. Die Ausübung des 
Weiderechts darf er an Andere nicht gefondert, fondern nur durch Verpachtung des 
herrſchenden Grundſtücks überlaſſen. Cine wichtige Schranke für die Ausdehnung 
.des unbeftimmten Weiderechts ift durch den allgemeinen Grundſatz pfleglicher 
Ausübung gezogen; danach darf der Weibeberechtigte Weidevieh nur in ſolcher Zahl 
und Art und zu ſolchen Zeiten eintreiben, daß dadurch die land- oder forſtwirth⸗ 
ſchaftliche Hauptnutzung des dienenden Grundſtücks nicht wejentlich beeinträchtigt und 
die Subftanz defjelben nicht gejchädigt wird. Don biefem Gefichiapunfte aus muß 
fich. der Berechtigte fogar unter Umftänden die Beſchränkung einer quantitativ bes 
ftimmten W. gefallen laſſen und darf er bei unbeftimmten W. nur ſolche Vieharten 
eintreiben, welche dem dienenden Grundſtücke nicht jchäblich find, in der Regel nur 
Pferde, Rindvieh und Schafe, ohne befondere Nechtstitel keine Schweine oder Gänſe, 
in ben Wald feine Biegen; aus dem gleichen Grunde darf er verjeuchtes oder un⸗ 
reines Vieh nicht zur Weide fchiden und die W. nur in ben offenen Zeiten und 
Schlägen, alfo im Walde nicht in Schonungen, im Felde nur auf ber Brachflur 
und nach eingeheimfter Ernte, ausüben; auch hat er für das Vorhandenſein gehöriger 
Aufficht durch Beſtellung eines Hirten oder in anderer Weife, zu forgen. 

UI. Verpflichtungen und Befugnifje des Beſitzers des dienenden 
Grundſtücks. Der Lektere darf nicht durch Kulturveränderungen ober fonjtige Maß⸗ 
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nahmen die Ausübung der W. unmöglich machen ober deren Werth erheblich ver- 
mindern. Im Uebrigen aber Tann er die durch die Yand- oder forftwirthfchaftliche 
Beitimmung des Grundſtücks gebotenen Handlungen und Nutzungen vornehmen, auch 
wenn fie, wie 3. B. die Legung eines Waldſchlags in Schonung, die Ausübung ber 
Weide erjchweren oder ſchmälern. Hat der Weideherechtigte nicht ein außfchließliches 
Recht, jo fteht dem Eigenthümer die Bejugniß zu, nad) Maßgabe des Bebirfniffes 
feiner Wirthſchaftsgüter gleichfalls Weidevieh in das dienende Grundftück einzutreiben 
oder Anderen in dieſem Umfange die Mitweide zu geftatten. Wenn in biefem Falle 
das dienende Grundftück nicht zur Dedung de Weidebedarfs beider ausreicht, jo hat 
gegenüber der quantitativ beftimmten W. der Eigenthümer zurüdzuftehen, während 
bei der quantitativ unbeftimmten Servitut nach überwiegender Anficht (Preuß. Allg. 
ER. I. 22 $ 203) eine verhältnißmäßige Einfchränfung beider einzutreten hat. 
Manchmal, namentlich bei den Schäfereifervituten, Hat der Eigenthümer des 
dienenden Grundſtücks ein mit der Servitut als defien Kehrſeite verbundenes Real- 
recht, kraft deſſen der Weibeberechtigte verpflichtet ift, das Vieh über Nacht auf 
dem beweibeten Grundſtück in Hürden zu lafſen, Pferchrecht. 

IV. Beſchränkung und Aufhebung ber W. Die Weiderechte bereiten 
namentlich, foweit fie an Walbungen beftehen, einer geordneten und nachhaltigen 
Forftkultur ſchwere Hinderniſſe (j. d. Art. Forſtſervituten); aber auch für eine 
intenfivere landwirthſchaftliche Kultur, die zur Stallfütterung, Fruchtwechſelwirthſchaft 
und zum Bau von Handelspflanzen übergeht, find fie vielfach ftörend und benach- 
theiligend. Die neueren Gefeßbücher und Partikulargeſetze haben es daher vielfach fich 
zur Aufgabe geſetzt, die Entſtehung neuer W. zu erjchweren und die Beichränkung, 
Fixirung, Ummandlung oder Aufhebung ber beftehenden W. durch Darbietung des 
Verwaltungszwangs zu ermöglichen und zu erleichtern. Vielfach iſt nunmehr be 
ftimmt, daß bie gemeine Weide und Trift auf fämmtlichen Feldgrundſtücken ber 
Gemarkung nicht mehr durch einen Beichluß der Gemeindeorgane ober ber Mehrheit 
der in der Gemarkung angefeffenen Grundbefiger, fondern nur durch übereinftimmenden 
Beſchluß ſämmtlicher Beſitzer eingeführt werden kann; auch iſt jeder Grundbeſitzer 
befugt, fein Grundftüd gegen die Ausübung der gemeinen Weide und Trift ab⸗ 
zuſchließen, wenn er auf ſeinen verhältnißmäßigen Antheil an der beſtehenden ge— 
meinen Weide verzichtet. Neue W. ſollen durch Erfitzung gar nicht mehr, durch 
einen Beſtellungsakt wenigſtens nicht mehr für gewiſſe Arten von Grundſtücken 
(namentlich Waldungen) begründet werden dürfen. Es wird ferner den Betheiligten 
überhaupt oder doch den Beſitzern der dienenden Grundſtücke bie Möglichkeit eröffnet, 
vorhandene W., ſofern fie unbeftimmt find, durch ein meift von ber DBerwaltungs- 
behörbe (Ahlöfungsbehörde) zu leitende Verfahren nach Art und Zahl des ein- 
äutreibenden Viehs zu firiren, auf gewiffe Grunbftüde örtlich einzufchränfen oder 
gegen Entrichtung einer dem Werthe der W. entſprechenden Geldentſchaͤdigung oder 
gegen eigenthümliche Abtretung eines entſprechenden Grundſtücks ganz zu beſeitigen. 
Namentlich bietet dad Gemeinheitstheilungsverfahren Gelegenheit, kulturſchädliche W. 
in diefer Art zu beichränfen oder aufzuheben, vielfach find aber auch bejondere Ge- 
feße über die Aufhebung und Beichränkung der W. erlaffen worden. Auch ift die 
Ausübung der W. nach den Feldpolizeigejeen, und Feldpolizeiordnungen, 3. B. 
811ff. es Preuß. Geſetzes dom 1. April 1880, einer Anzahl von Beichräntungen 
unterworfen. 

— — Allg. IR. EN rn Delle err. BGB. —— — Code civil 

—5 — Sidi. lanbat vom betr. die in tungbfachen. anzu. 

Für Ablöfung der ® vn ii Oemein.Th.O. von 1 
ix nö, — if Zuli 1848 über die —— der Weiderechte. — Bayr. Yan * 


Mai 1852 über Ausübung und Ablöfung der Weiberechte auf fremdem Boden. — 
ee Gefeh vom 26. Mai 1878 über bie Ausübung und Ablöfung ber Weiberechte. 


Rit.: Strampffer, Bom Hutrechte, 1798. — Münter, Weiberecht, 1804. — Hage⸗ 
mann, Handbuch bes Landwirth ſchaftsrechts, 1807, ©. 551.ff. — Seuf ert, Beiträge zur 
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Lehre vom Weiberechte, 1837. — Mittermaier, Deutſches Privatrecht, I. E 168—170. — 
dv. Gerber, 58145, 146. — Stobbe, Hanbb. beö Deut! em Privatrechts, F en“ 
chenkel. 


Weier, Joh. (Wierus, Piscinarius), & 1515 zu — * Cleve, Arzt, 
trat zuerſt gegen die Herenprozeffe auf, } 1588. 

Er ſchrieb; De praestigiis daemonum et inssutaneulbas — veneficiis, Basil. 1563, 
6. ed, — aus — und franaötiih. 1 De lamiis il 

Sit: v. Wächter, Beiträge, TO ©. 283. — els, Bibliothöque, 104. — 
zeibe ‚Di Hexenbrogefje in Beuticjland u. ir ervoxra * — ae 1874, 
S. 9-11. — v. Stinging, Geſchichte der Deutſchen Rı awiftenfehaft, 1 
Sprenger, Geſchichte fegmeifunde, Im. 275 fi. — Soldban’s ie de —* 
prozeſſe, 2. Aufl. bearbeitet von Heppe, Stuttg. 1880, I. 889, 354, 477 23 ve 

ei El 


Weintanf (Littauf, mercipotus) ift eine Summe Geldes, welche nach altem 
Deutichen Rechte beim DVertragsfchluß gegeben und dann von den Parteien und 
Zeugen gemeinjam vertrunfen wurde. Der W. ift Hervorgegangen auß der Arrha 
(f. diefen Art.), welche den Schein des Reallontratts wahren jollte (So hm). Regel- 
mäßig von relativ geringem Werth wurbe fie oft fofort verwendet, fei e8 zu frommen 
Zweden (ſog. Gottespjennig), fei e8 zu einem Mahle ala W. Nach vielen Rechten 
war ber leßtere geradezu das Mittel der Vertragsvollendung. Er konnte von einer 
ober von beiden Parteien zufammen aufgebracht werben. Anwendung fand er wie 
bei Verkäufen von Grunbftüden, jo auch bei anderen Geichäften und anderen Gegen- 
ftänden, in®bejondere beim Viehhandel, bei Wetten, bei Dienftverträgen ımb Ber 
Löbniffen. Eine Abſchwächung des W. ift es, wenn ftatt Ausrichtung eines Maple 
den Zeugen eine Gabe ala Gedenk- oder Trinkgeld gegeben twurbe. ine weitere 
Bebeutung des W. war es, daß bie zugezogenen Zeugen (Litlaufleute) zum Beweiſe 
für den Abfchluß und In halt des Vertrages benutzt werden konnten, während freilich 
nach dem Recht des Sachſenſpiegels der beklagte Verkäufer zur Ableugmung durch Eid 
berechtigt blieb, und dem Kläger zur Ausfchließung defielben nur das Gerichtszeugniß 
offen ftand. Näheres bei Stobbe, Ztſchr. für Rechtögefch. XII. ©. 231—235 
und bei Sohm, Das Recht der Ehefchliekung, S. 28—830. Eine andere Bedeutung, 
welche mit ber obigen wol zufammenhängt, ift es, daß W. auch dag Laudemium 
(j. diefen Art.) bezeichnet. Ed. 


Weiß, Philipp Friedrid, 5 1766 zu Darmftabt, ſtud. im Gießen 
und Göttingen, promovirte in Marburg, wurde 1789 aufßerorbentl. Prof., 1798 
ordentl. Prof., F 28. XII. 1808. Lehrer v. Savigny's. 

Säriften: Ad Domitii Ulpiani Fragmente nonnulla quae ex libro IV. J 
tationum in Digesta migrarunt, Marp. 1788. — Ku Etwas über die in dem za 
Banbelten vorlommenden — namentlich bie Masbilce Note, Marb. 1798. — 
Novellarum liter. partic. 1800. — Anzeige Au —— — Sanbiärift anf ge 
der Univ.Bibl, in arbung ——ã— IV. Abth. I. &. 198) — De Brachylogi aetate 
obseryatio, 1808 (al ebrudt Bodin ’3 Brachylogus). 

Be Er ee 152 in. En ie, tung» 3 1.— a In 

elligenzblatt der Jenai iteraturgeitun a, 
Eee 41-46) — Fi Borit, Friedrich Kar v. —S nr 1668, 1 
14, 15. an 


Weishaupt, Adam, & 6. II. 1748 zu Ingolſtadt, F 18. XI. 1830, ward auf 
Verwendung Ickſtatt's 1772 Prof, an der Univerfität Ingolftabt. Seitens ber die 
Mehrheit bildenden jefuitifch-reaktionären Partei an ber Univerfität brach alabald 
nach der Ernennung ſowol gegen Ickſtatt, als W. ſelbſt ein förmlicher Sturm los. 
Bon Kurfürft Max Joſeph III. gehalten, begann er nun eine auf einen liberalen 
Geheimbund gerichtete Thätigfeit, ähnlich dem der Freimaurer und direft auf Ver⸗ 
bindung mit Norbdeutfchland abzielend. Der Plan dieſes fog. Illuminaten- 
ordens war 1781 vollendet. 
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Schriften: Jus Oi privatum ac Determinationes juris Boici, 1771, 1773. — De 
lapsı Academiarum, 1785. — Ueber geheime Welt u. Regierungstunft, 1795. — Eine Reihe 
von Sri in Bezug auf den lluminatenorben. 

t.: Gedichte von m m don en Fe I — 814 ff. — Prantl, Geſch. d. 
LM. Daher 1872, 3b. I. ©. 572 fj., 687 I. &. 512, vealichen "mit beffen 
At. Zlluminaten in Bluntih v3 —E —E Bd. Sn nr 
e30 


Weiske, Julius, 5 4. X. 1801 zu Erlbach bei Chemnitz, ſtud. zu Leipzig, 
Heidelberg und Göttingen, feit 1826 Privatdozent, jpäter Prof. extraordinarius 
an ber Univerfität Xeipzig, F 10. III. 1877. 

‚Shriften: Srunbfäge des —— * Privatrechts, nach dem Gadjjenfpiegel, mit Berüds 


i unb Bergleichun: gamab ws ela, vermehrten Sachſenſpiegels und Süd]. 
Bien e Beine 108 ns ülau, 3. Weite und A. v. ET Bir ——— 
ha 


bes ZTaeitu ndlungen auß dem Gebiete bed en * ts, 7 — 
und praft. ne Behr ig 1829. — De geptem Aynei, militaribus, —X . — Ein- 
leitung in das Deutiche Privatze t, ebenbaf. 1880 u. Erin und Bülau) Recht ⸗ 
liche und ſtaatawi —5— liche ittheilungen mit bei. ent auf das ‚Aönigeei , Sadıien, 
Seibgig 18 Ir = — feiert ber Bürger und Landmann das Konftitutionzfeft? Leipzig 


Balla Carol IV., ebendaf. 1833. — Handbuch ber Satan bes a 
= n n 1572 bis auf bie neuefte Zeit, ebendaf. 1833. — Die Grundlagen ber früh: 
affung Deutichlands beleuchtet, Leipzig 1836. — Hochverrath und Majeftätaverbeechen, 
F erimen majestatis der Römer, Leipzig 1836. — Commentatio de J. 11 P. ad | 
jestatis, qua nihil inter perduellionem et crimen majestatis interesse probatur, Xeipzig 
— Conspectus juris feudalis, Seipzig 18 — Er redigirte das — At yu 
Hm aller Dat en —— im a ss —62). Darin don ihm 3. im 1. 
Artikel Bergrecht. — biegel 5 ber älteften Seipaigen, Sau rift, einge 
1840, (5) 1877. — Der am * as Zrateael Fr a le 
freies ort über bie Augtwei ng von in er aus Preuben  (enomm) Leipzig 
1845. — Die Quellen des gemeinen Säd]. Rede, ee ia Fe iſche Unterfuchun 
auf bem Gebiete bes einheimifchen Rechtes, Leipzig 1846. — Die reine ber — 
Baperikhen Eifenbahn an den Staat, ſowie über Altien und Altienfompagnien, Leipzig 
1841. — Sammlung ber neuen Deutſchen Gemeinb ge e, nebft einer Einleitung: Die Bemeinbe 
ald Korporation, Leipzig 1848. — Das Deutſche Schuß ber Arbeit, Leipz. 1 
Die Guishexrlichkeit und die gutshexrlich Kin, bauen und Seiftungen, Spz. 180. — 
Rechtliche Bedenlen zu dem Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für er Königreich Sachien 
(anonym), Leipzi Br. — Außerdem; Beiträge in ge HER für Deutiches Recht von 
Bele er, Rey her und Hdtyi von 1839 an; dlig’3 Jahrbuch für ——2 
nb Politik 1835 an. — Bergrechtliche Aufiäge in dem Brian sfreunb von 1! 
hr der a Defterr. Gerichtözeitung von 1852—57. — Mit Bülau gab er gt 
bie on e Seitfärift „Dad Vaterland“ heraus. 
Sãchſ. riftſtellerlexilon von Haan. — Beil. d. Leipz. Tagebl. Nr. 71, 72 
or itin er Here AL 255. yi Eeigmann. 


Weiße, Chriſtian Ernft, 5 19. XI. 1766 zu Leipzig, wurde 1788 Privat 
dogent daſelbſt, 1796 außerorbentl. Prof., 1805 orbentl. Prof., 1809 Beifiker der 
Juriſtenfakultät, 1813 Prof. des Kriminalrechts, T 6. IX. 1832. 

Schriften: Einl. in das gem Dentiche Te N Beipaig, 1 1817, 2. Aufl. 1882, 
ah bes Sädji. ——— eipz. 1824—18 Kurſa di. a Zeig 

8&02—1806. — Neu Kar. Sachſen nad dem Si Wein, Leip; un 1808— 
& ab das —— it Ge Bit. u. Staatöfunde, Leipz. 1794—1796, DRG 2 
Mujeum, Freib. 1 1804, heraus. 


Sit: Neuer ze für 1832, 3b. II. 654-668. Zeihmann. 


Welder, Karl Theodor, & 29. I. 1790 zu Grünberg in Heffen, ſtud. 
in Gießen und Heidelberg, wurde 18183 Dozent, 1814 außerordentl. Prof. in Gießen, 
ging nach Kiel, fpäter nach Heidelberg, 1819 nad) Bonn, 1823 nach Freiburg, 
1832 wegen feiner politifchen Thätigkeit in den Ruheſtand verfegt und erft 1840 
wieber eingefegt, 1841 abermals fuspendirt, zog nach Heidelberg, nahm 1848 am 
Sieheneraußjchuffe Theil und ging als Bunbestagagefandter nach Frankfurt, welches 
ihn zum Abgeordneten wählte, brachte 12. III. 1849 den Antrag, betr. die erb⸗ 
liche Kaiferwürde des Königs von Preußen, ein, und F 10. III. 1869. 


18308 Bend — Wernher. 


— — Die „uhten Gründe von net, Staat und Strafe, Gießen 1818. — Inter- 
pret 1. 9 D. de negotiis gestis, Giess. 1818. — Oeffentl. attenm, —— en 
erbächtig. dema Ko —— Stuttg. 1 — lieber b. Pr Berh. v. 
Kirche und Schu — Das innere u. äußere Syuftem der pratti , natürlichen 
unb rdm. chrifil. Er Sc, Staat und an @efepgebungaleht re, Ba 1 — Die voll: 
oa und it, Freib. 1830. otion auf eine fonftit., weniger * 
eee ek ie — ehrverfaffung, Stuttg. 1831. — Dervoltommmun ber org 
twidelung bes Deutichen Bundes, Karldr. 1891. — Aufl bun d. Senfur, Rarl 2 — 
a. Beitr. zur Lehre d. ber Imjurien- und ber Preffreil ib. Die I Seichren 
es Baterlandes und die Gchupmittel A geam bi en, Alk, —A — , 
it ung und —— — Stutig. Ein ſtaaisrechtl. Injurienprozeh in aktenmähiger 
—5 — Mannheim 1848. — Die gel re — und Jordan, 
Karls. (Georgt, Exwiederung, Siegen 1844) — Zur gericht! —— 
—— — ber Hefl. Reg airrung wegen ber Schrift: — —— 
Kabinets etafuig (herausgegeben von Welder mit Schulz, Karlar. 1845), 1 
gig m rundvertrag. Grundlage F ur Beurtheilung ber Preuß. Dekeflune om ker 
ufl. Altona 1851. — Der Bentindiiche Grbfolgeftreit, —2 1847. — (Aotfee & und) 
MWelder) Staatsleriton, Alt. 1834; 3. — Zeipzii — Die te Begrünbung 
der u Reform, Frtf. 1861. — Der Preuh. Derfa! Mfenatlont gel 1 
: Bibliothet botitiier Ram ee 1845, 1. & — Bluntidli, 
—E des allgem. Staatsrechts, 585 — Mohl, 1. 261, 808, 81; IL. 250. 
are 


Wend, Karl Friedrich Ehriftian, & 5. II. 1784 zu Leipzig, promovirte 
1809, wurde 1810 außerorbentl. A nn a, 1817 Univerfitäts- 
fonbitus, 1821 ordentl. Prof., F 6. VI. 1828 


Schriften: Dims Pius 8. ad N m Pi comm., Lips. 1805. — De traditione, 
1809. — 8ehrb. b. Gncptlopäbie, Beipa- 1810. — De dominio um metallicarum, 1814. 

— De Verb. Signif. tit. Pand., 1815. — Magister Vacarius, 1 — Die Kriminalpro; FR 
wie fie nicht fein jo, Tea. — Observat. triga, 1825. — Ad hist. const. Augusti 
Saxon. symbolse, 1825. — Cod. Theod. libri V priores, 1825. — Hauboldi opusc. er 
mica, ed. Wenck; Lips. 1825. — — 3- —8 Beurtheilu - Etäbeltihen Beerbungẽ · 
falles, 1828. — Opuse. acad. ed. F. C. G. meleber; Lips. 1: 


Lit.: Neuer Nekrolog, VI. ©. 457478. 


Sein Sohn Rubolf Ferdinand, & 23. VIII. 1820 zu Leipzig, wurde 
Advokat, 1856 Gerichtsrath beim Bezirksgericht Leipzig, 1863 Rath am dortigen 
App.Ger., 1873 Vizepräfident dafelbft und Präfident der Reichsdisziplinarkammer, 
bei Errichtung des Reichögerichts als Rath eintretend, F 283. VII. 1880. 

trieb: Vexord. b. Ber abeen, in in nichtftreitigen Rechtsſachen betr., 1865. — Die 


Er ih 
l. Se Givilprogeßnovelle, (2) Vpz. 
“ er he 3. Big, N. 1892 « oo. 1879) S. 270. — Augsb. Allgem. Zig. 18%, 
& 081. Zeihmann. 


Wering-Ingenheim, Nepomuk von, 5 zu Hohentſchau, wurde 1818 

RN in Göttingen, 1818 Prof. in Landshut, dann in München, t 16.X. 1831. 

Säriiten: Neber den Geift des Stubiums ber Jurisprudenz, Landsh. 1814. — Ueber 

d. Wichtigkeit der polit. und gericht. Bexedſamkeit, Landah. ae — Ueber bie Mängel und 

Gebrecien der jurift. Behrmethobe, Landsh. 1820, — Lehrb. d. Enchflopädie u. Methobologie 

, Bechtämifl., Zanbah. 1821. — Lehrb. b. gem. SR, Mänd. 1822—25, 5. Ausg. dv. Frif 
Exläuter. x. von Xp, Freib 


Bit: Reue Nekrolo; ) 2b. ee. — Neues Arch. f. Krim. Recht, L — Arch. |. 
civil. Pragis I. 0. — J. = Wening : Ingenheim, Lehre u Schnbenterap, 
Heibelb. 1841. : Zeihmann. 


Wernher, oh. Barth. Sreiherr von, & 1675 zu Rothenburg a. T., 
wurde 1699 prof. math. zu Wittenberg, 1700 Dr. jur. utriusque, 1702 orbdentl. Prof, 
1719 Praeses ordinarius der Juriſtenfakultät, 1729 Reichshofrath, F 11. XI. 1742. 

Er jhrieb: Selectae observationes forenses, Viteb. 1710, Jen. 1738-49. — De 
reservato eccles., Witeb. 1725. — De eo quod in piis causis impium est, Witeb. 1744, (1750. 


Ait: Nettelbladt, Hall. Beitr., AR 1755—62, Bd. II. ©. 450, St — Bütter, 
Vitt. I. S. 354, XL — Egulte, Geſch., IIL.b 95: Teihmann. 
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Werth des Etreitgegenflandeß. Der W. d. S. im Civilprozeß ift des⸗ 
halb von großer Bedeutung, weil in vermögensrechtlichen Streitigkeiten von ber 
Höhe dieſes Werthes die fachliche Zuftändigfeit regelmäßig und die Höhe der Gerichts- 
toften und Anwaltsgebühren immer abhängig iſt und weil endlich bie Zuläffigfeit 
bes Rechtsmittel der Revifion in vermögensrechtlichen Streitigkeiten regelmäßig durch 
einen die Summe von 1500 Mark überfteigenden Werth des Streitobjeft3 bedingt 
iſt (vgl. EBG. 8 28 Nr. 1, 8 70 Abf. 1; Gerichtskoftengeieß $ 8; Rechtsanwalts- 
gebührenordnung $ 9; CPO. $ 508). 

Die CPO. ($ 3) ftellt Hinfichtlich der Feſtſtellung des Werthes eines nicht 
in einer beitimmten Summe inländifchen Geldes beftehenden Streitgegenftandes das 
Prinzip auf, daß das Gericht diefen Werth nach freiem Ermeffen feitzufegen habe. 
Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß, der übrigens von dem feftjeßenden fowol, wie von 
dem höheren Gerichte jederzeit von Amtswegen abgeändert werben kann, findet bie 
Beſchwerde Ftatt (Gerichtskoſtengeſ. $ 16; Rechtöanwaltägebührenordnung $ 12). 
In den 88 4—9 enthält die CPO. eine Reihe von Beftimmungen, welche das 
Bene, freie Ermefjen des Gerichts bei Feſtſetzung des Werthes einfchränten, wie 
folgt: 

1) Für die Berechnung des W. ift außfchließlich der Zeitpunkt der Alageerhebung 
entfcheidend. Spätere Veränderungen des MW. kommen nicht in Betracht. Früchte, 
Zinſen, Nutzungen aller Art, Schäden und Koften, fofern fie ala Nebenforderungen 
geltend gemacht werben, bleiben immer außer Anja. 

2) Im Falle der Klagenhäufung findet Zuſammenrechnung der W. aller ©. 
ftatt. Im alle einer Widerflage ift dieſe Zufammenrechnung ausgeſchlofſen, joweit 
der W. für die Zuftändigfeit in Betracht kommt, fie findet aber, wenn Klage und 
Widerklage verfchiebene Gegenftände betreffen, ftatt bei Berechnung der Gerichts- 
foften und Anwaltsgebühren (Gerichtöfoftenge. $ 11; Rechtsanwaltsgebühren⸗ 
ordnung $ 10.) \ 

3) Bildet der Beſitz einer Sache den Streitgegenftand, jo enticheidet ber Werth 
der Sache; der Betrag (micht Werth) einer Forderung entfcheibet, wenn eine 
dorderung, deren Sicherftellung oder ein Pfandrecht in Frage ift. Letztern Falles 
twird jedoch der Werth der Pfandfache zu Grunde gelegt, wenn er Hinter dem 
Forderungsbetrag zurückbleibt. 

4) Der Werth einer in Streit befangenen Grunddienſtbarkeit wird durch den 
We beſtimmt, den dieſelbe für das herrſchende Grundſtück hat, wenn aber der 
U bes dienenden durch bie Dienftbarfeit in erheblicherem Betrage verminbert 
wird, durch biefen letzteren Betrag. 

5) Bei Streitigkeiten über das Beftehen, oder die Dauer eines Pacht- ober 
Miethverhältniſſes ift der Betrag des auf die gefammte ftreitige Zeit fallenden Zinjes 
in Anſatz zu bringen oder der fünfundzwanzigfache Betrag des einjährigen Binfes, 
wenn diefer geringer ift. 

6) Bei Streitigkeiten über das Recht auf wiederkehrende Nubungen ober 
Reiftungen wird ftet® der einjährige Bezug der Werthberechnung zu Grunde gelegt 
und der Werth beitimmt: a. durch das zwölfundeinhalbfache Produkt, wenn ber 
künftige Wegfall des Rechtes gewiß, die Zeit des Wegfalls ungewiß ift; b. durch 
dag fünfundzwangigfache Produkt bei unbefchränfter ober beftimmter Dauer des Be⸗ 
zugsrechts. Wenn jeboch bei beftimmter Dauer die Summe aller künftigen Bezüge 
geringer ift als dieſes fünfundzwanzigfache Produkt, kommt dieſe in Anſatz. 

Hellmann. 


Werthpapiere find Urkunden, deren Beſitz privatrechtliche Vorausfſetzung für 
die Verwerthung des darin verbrieften Rechtes ift. 

Die Urkunden über Konftituirung von Privatrechten haben für das darin ver⸗ 
briefte Recht entweder mur beweißrechtliche oder auch privatrechtliche, Bedeutung. 
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Lebtere kann entweber die Entſtehung ober die Verwerthung des Rechtes betreffen. 
Urkunden, welche für die Entftehung bes darin verbrieften Rechtes privatrechtliche 
Bedeutung haben, zählen zu den jog. dispofitiven Urkunden, d. h. zu dem Urkunden, 
durch welche das Rechtsgeſchäft, über welches fie aufgenommen werden, nicht blos 
bewiefen, jonbern abgefchloffen werben ſoll. Ihren Gegenſatz bilden die jchlichten 
Beweisurfunden, welche einen Rechtsakt dofumentiren, ber unabhängig von der 
Urkunde vollzogen wurde. Das durch bie dißpofitive Urkunde abzufchließende Rechts- 
geichäft vollzieht fich durch den Urkundungsaft, welchem die Begebung der mit ber 
Unterfchrift des Außftellerd ober einem Surrogat berfelben verjehenen Urkunde 
weſentlich ift. Dei der fchlichten Beweisurkunde folgt die Beurkundung der Per- 
fektion des zu beurfundenden Rechtägeichäftes nach. Iſt das Rechtögeichäft ein folches, 
durch welches ein Recht begründet wird, jo ift die biapofitive Urkunde Entftehungs- 
form, die jchlichte Beweisurfunde bloße Beweisform des verbrieften Rechts. Das 
ältere Germanifche Urkundenweſen bezeichnete die bi8pofitive Urkunde Als carta, 
bie fchlichte Beweisurkunde ala notitia. 

Die privatrechtliche Bedeutung, welche eine Urkunde für die Verwerthung des 
darin verbrieften Rechtes beſitzt, äußert ſich in der Uebertragung und in der Geltend⸗ 
machung des Rechtes als den beiden Formen feiner rechtlichen Verwerthung. €: 
giebt nun aber gewiſſe Urkunden, welche die rechtliche Eigenſchaft beſitzen, dak die 
Mebertragung und Geltendmaghung des barin verbrieften Rechtes, um privatrechtlich 
wirkſam zu werben, die Vorlegung oder Uebergabe ber betreffenden Urkunde voraus 
feßt. In biefer privatrechtlichen Yunftion, vermöge deren der Befib des Papiers 
(im Sinne von thatfächlicher Innehabung) die Verwerthung des darin berbrieiten 
Rechtes bedingt, Liegt das Werthmoment, welches die W. charakterifirt. Nicht jede 
dißpofitive Urkunde ift ein W. Nicht jedes W. ift eine dispoſitive Urkunde. Beifpiela- 
weiſe ift ber Verpfänbungafchein, durch welchen ber Verpfänder einen fchriftlichen 
Piandvertrag eingeht, zwar dispofitive Urkunde, aber nicht Werthpapier, weil der 
Piandgläubiger fein Pfandrecht ohne den Verpfändungsfchein ausüben kann. Dagegen 
ift der Pfandfchein des Preußifchen Pfanbleihgejegeg vom 17. März 1881 zwar feine 
dispoſitive, ſondern fchlichte Beweisurkunde weil das Pfandrecht ſchon durch die 
Eintragung bes Gefchäftes in das Pfandbuch des Pfandleihers entfteht, wohl aber 
ein Werthpapier, weil der Verpfänder fein Einlöfungsrecht bis zum Ablauf von brei 
Wochen nach ber Fälligkeit des Darlehens nur gegen Rückgabe des ee 
dem Piandleiher gegenüber geltend machen fanı. Bas Weſen bes W. beruht, eben 
nicht darin, daß es Entſtehungsform, jondern darin, daß es Uebertragungs- 
form ober Ausübungsjorm des barin verbrieften Rechtes iſt. Demnach find 
alle Urkunden, welche für die Uebertragung und für die Ausübung des Rechtes, 
defſen Konftituirung darin verbrieft ift, nur als Beweisdokument feiner Entftehung 
in Betracht fommen, aus dem Gebiete der Werthpapiere auszufcheiden. Ebenfo die 
Werthzeichen, wie das Papiergeld, die Poft- und Stempelmarfen, welche nicht ein 
Privatrecht verbriefen ſondern rechtlich in den Begriff von Lörperlichen Sachen auf- 
gehen, benen eine davon unlösbare „Werthfiktion einverleibt ift“ (Knies). 

Der Begriff der W., wie er fich aus ber Betrachtung ber privatrechtlichen 
Funktionen von Urkunden ergiebt, wirb im gewöhnlichen Sprachgebrauch und in ber 
Sprache der Geſetzgebung und juriftiichen Literatur nicht felten mehr oder minder 
eingeengt, indem nur Urkunden über gewifje wirtbfchaftlich werthige Rechte darunter 
inbegriffen oder gewifje Urfundenkategorien davon außgefchlofien werben, wie denn 
überhaupt die Anwendung des Wortes eine außerordentlich ſchwankende, oft 
eine willfürlihe if. Der Laufmännifche Sprachgebrauch ftellt den W. bie 
Wechfel und Hypothekenurkunden gegenüber. Das HGB. nennt in Art. 876 die 
Wechſel neben den W. Die REPO. ſchließt in den SS 722, 723 von den W. 
im engern Sinne die Wechjel und alle jonftigen indofjablen te 
($ 7832) aus. Die Neichebank fcheidet die W. in eigentliche W. (Aktien, 
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ee, a. ſ. mw) und in Dokumente Gypothetenbriefe, Schuldſcheine 
u. dgl. mehr). 

Die W. zerfallen in abjolute und in relative W., je nachdem die Verwerthung 
des Rechtes in allen ober nur in gewiſſen Beziehungen durch den Befit des Papiers 
bedingt ifl. Zu den relativen W. zählen ingbefondere diejenigen, deren Befitz nur 
für die Uebertragung nicht aber für die Geltendmachung des verbrieften Rechtes als 
privatrechtliche Vorausſetzung erſcheint, wie 3. B. die Stammaltie, der Kurſchein, 
der Reichabankantheilichein. Der Preuß. Hppothefenbrief und der Grundſchuldbrief 
find W., ſoweit e8 ſich um die Eintreibung des eingetragenen Kapital handelt, 
dagegen ift ber Bezug der Zinjen unabhängig von dem Befig der Urkunde. Der 
Pjandſchein des Preuß. Pfandleihgefeges ift relatives W. denn er ift nur W. durch 
eine beftimmte Zeit. Nach Ablauf von drei Wochen feit der Fälligkeit des Dar- 
lehens kann der Verpfänder das Pfand auch ohne Präfentation des Pfandicheins 
einlöfen. Abfolute W. find diejenigen, bei welchen die Geltendmachung des Rechtes 
in jeder Beziehung an daB Papier gebunden ift, wie bei dem Wechjel, der Banknote 
und anderen reinen Inhaberpapieren. ft ein W. Ausübungsform des Rechtes, jo 
it es zugleich auch weientliche Form feiner vollwirkſamen Uebertragung. 

Die W. find enttveder dispofitive Urkunden ober fchlichte Beweisurkunden, 
je nachdem bie Urkunde das verbriefte Recht zu privatrechtlicher Eriftenz oder nur 
zu beweisrechtlicher Evidenz zu bringen beftimmt war. Den Charakter der ſchlichten 
Bewweigurfunde haben 3. B. der Kuzfchein, der Hypotheken- und Grundichuldbrief, 
nicht felten auch die Stammaktie und die Verſicherungspolize. 

Mit Nüdfiht auf den Inhalt des Rechtes, deſſen Verwerthung durch ben 
Befik des Papiers bedingt ijt, laſſen fich unterjcheiden: 1. Korporationspapiere, wie 
die Aktien, Kurſcheine und andere Papiere, welche die Mitgliedſchaft an einer 
Korporation mit vermögensrechtlicher Baſis verbriefen; 2. jachenrechtliche Werth- 
papiere, wie die Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefe, die älteren Tandichaftlichen 
Panddriefe, die Bremer Handfeften, die Grundrentenbriefe; 8. Forderungspapiere, 
die zahlveichfte Klafje der W. Sie find Geldpapiere, wenn bie orberung auf eine 
Summe Geldes geht. Es giebt aber noch Yorberungspapiere anderer Art, wie die 
Waarenpapiere, welche Werthpapiere find, die Talons oder Erneuerungsſcheine, bie 
Marken und Karten des täglichen Verkehrs, deren Werthpapierqualität von Manchen 
mit Unrecht grundſätzlich beftritten wird. Die Forberungspapiere haben entweber 
bie Form eines Leiftungsauftrages, wie ber gezogene Wechſel, die faufmännifche An« 
weifung, der gezogene Chef oder die Form eines Schulbicheins, wie der Eigenwechjel, 
bie zahlreichen Arten von Schuldverichreibungen auf den Inhaber, oder bie Form 
der Quittung, wie die Zinsquittungsſcheine der Preuß. Grundfchulbbriefe, die weißen 
Checks, die Depot» und Depofitalicheine der Reichsbank. Die Forderungspapiere 
enthalten entweber das Verſprechen dem Mitfontrahenten zu leiften oder das Ver—⸗ 
Iprechen einem Dritten, ober das Verſprechen dem Mitkontrahenten oder einem 
Dritten zu leiften. Sie find Präjentationspapiere, wenn die Pflicht vorgängiger 
Präfentation nicht durch die negative Präfentationgflaufel oder einen entiprechenden 
Inhalt des Papiers ausgejchloffen ift (vergl. den Art. Präfentationspapiere). 

Gewiſſe W. gelten für Handelspapiere, nämlich Staatspapiere, Aftien und jene 
W., welche im Handelsverkehr Gegenſtand von Rechtsgeſchäften zu fein pflegen. Als 
Gfieften bezeichnet man W., welche einen Markt- oder Börfenpreis Haben mit Aus— 
ſchluß der Wechjel (vergl. den Art. Effekten). 

Bei gewiſſen Kategorien von W. unterfcheibet man zwiſchen dem Haupt⸗ ober 
Stammpapier und den dazu gehörigen Neben- ober Zweigpapiern. Die Neben- 
papiere enthalten Tein abftraftes, fondern ein inbividualifirte® Schulbveriprechen, 
denn fie nennen das in dem Hauptpapier verbriefte Rechtsverhältniß ala Schuldgrund. 
As ſolche Nebenpapiere erfcheinen die Coupons, bie Zins und Gewinnantheilfcheine 
(Dividendenfcheine), welche dazu dienen, um bie auf dag Stammpapier entjallende 
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Zing« reſp. Gewinnantheilforderung geltend zu machen, ferner die Talons oder. 
Ernenerungafcheine, Nebenpapiere, Iaut welchen der Inhaber die Aushändigung einer 
neuen Serie von, zum Stammpapiere gehörigen Coupons nebſt Talon verlangen Tann. 

Die W. find ſchlichte Namenpapiere, wenn nach dem Wortlaut der Urkunden 
die Geltendmachung des verbrieften Rechtes jchlechtweg der darin namentlich 
genannten Perjon, fie find Orberpapiere, wenn die Geltendmachung dem namentlich 
Genannten, ober Demjenigen, den diejer nennen wird, fie find Inhaberpapiere, wenn 
die Geltendmachung dem Inhaber fchlechtweg zuftehen ſoll. (Berge. die Art. 
Orderpapiere, Inhaberpapiere) Die fchlichten Namenpapiere werben 
mitunter kraft Rechtafiftion jo behandelt, als ob fie die Orberflaufel enthielten. 
Sofern diefe Fiktion nicht Platz greift, find die fchlichten Namenpapiere, welche ben 
Charakter des W. Haben, als Rektapapiere zu bezeichnen. 

Je nach der Perfon des Ausftellerd unterjcheidet man Reichs- oder Staate- 
papiere, Papiere öffentlich rechtlicher Korporationen und Privatpapiere. Unter 
Staatspapieren im engern Sinne (Fonds der Börfenjprache) faßt man die Schuld- 
verjchreibungen zufammen, welche vom Reiche oder vom Staate zur Aufnahme 
größerer Anlehen als Partialobligationen emittirt werben. Sie find in Deutichland 
in der Pegel Inhaberpapiere. Unter den Preußifchen Staatspapieren bilden die 
Namenpapiere (ältere Schulbpapiere der Erwerbungen von 1866) eine von Jahr zu 
Jahr verſchwindende Ausnahme. Bayern, Baden, Würtemberg, Medlenburg, Hamburg 
und einige andere Bundesſtaaten, ebenjo Oefterreich emittiren neben den Inhaber 
papieren auch Namenpapiere. In England und Holland find die Staatspapiere 
ſämmtlich, in Frankreich, Rußland und in den Bereinigten Staaten zum großen 
Theile Namenpapiere. Lautet das Stammpapier auf Namen, jo find bemjelben 
mitunter auf den Inhaber lautende Zinzfcheine und Erneuerungsſcheine beigegeben 
(titres mixtes der Franzoſen). Staatspapiere mit der alternativen Inhaberklaufel, 
finden fi} unter ben Bonds der Vereinigten Staaten, werden aber in Deutfchland 
nicht emittirt. (Vergl. den Art. Staatsſchulden.) 

Unter den W. find als eine rechtlich audgezeichnete Gruppe die W. öffentlichen 
Glaubens hervorzuheben, d. 5. die W., deren Wortlaut unbedingt maßgebend ift für 
die rechtliche Stellung desjenigen, ber fie in gutem Glauben an ihren Wortlaut 
erworben hat. Das Recht des gutgläubigen Erwerber ift unabhängig von etwaigen 
Mängeln in dem Rechte feines Rechtsurhebers, welche aus dem Papier nicht erficht- 
lich find. Der Erwerber erwirbt, joweit er guten Glaubens ift, das Recht, wie 
e& in der Urkunde verfchrieben ift. Die in ber Urkunde erwähnten Thatfachen gelten 
für wahr zu Gunften des gutgläubigen Erwerber mit Ausfchließung bes Gegen- 
beweifes. Die in dem Papier enthaltenen Willensertlärungen des Ausfteller gelten 
für gewollt, ohne daß zum Nachtheil des gutgläubigen Erwerbers eine Inkongruenz 
zwiſchen Wille und Wortlaut des Papiers zu beridfichtigen wäre. Einrede— 
begründende Thatſachen, welche dem aus dem Papier apparirenden Rechtsverhältniß 
wibderftreiten, find rechtlich unwirffam im Verhältniß zum gutgläubigen Erwerber. 
War dem Erwerber die Diskrepanz zwiſchen dem Wortlaute des und ber 

- rechtlichen Stellung des Autors bewußt, fo wird fein Wille, das Recht troß dieſes 
Bewußtſeins gemäß dem Wortlaute des Papiers zu erwerben, als ein rechtswidriger 
Wille nicht anerfannt. Deffentlichen Glauben genießen in dem angebeuteten Sinne 
der Wechiel, die techniſch indofjablen Papiere (kaufmänniſche Anweifung, kauf 
männifcher Berpflichtungsfchein, Konnoffement, Ladeſchein, Lagerſchein, Seeaſſekuranz⸗ 
polige, Bodmereibrief und die ihnen landesrechtlich gleichgeftellten Papiere), die 
Inhaberpapiere, auch einzelne Rektapapiere, wie das Reftafonnoffement, der Preuß. 
Grundſchuldbrief. Bei Forderungspapieren Öffentlichen Glaubens ſpricht man von 
Stripturobligationen. 

Unter den W. zeichnen fich einzelne dadurch aus, daß für Denjenigen, gegen 
welchen fie geltend zu machen find, eine Erleichterung der Legitimationapräfung ver⸗ 
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tragsmäßig oder durch Rechtsſatz ftatuirt ift. Diefe Erleichterung kann fich darauf 
beziehen, daß ber Leitende nicht zu prüfen verpflichtet ift, ob der Präjentant des 
Papiers ibentifch fei mit dem in der Urkunde bezeichneten Deftinatär der Leiftung, 
oder daß er nicht verpflichtet ift, die Echtheit gewiſſer fchriftlicher Erklärungen zu 
unterfuchen, welche ben Deftinatär der Leiftung als jolchen legitimiren ober endlich 
darauf, daß die Präfentation des Papiers an ſich als ausreichende Legitimation 
betrachtet werben darf. Letzterenfalls ift der Leiftungspflichtige befugt, ſchlechtweg 
an den Inhaber des Papiers zu zahlen. Leiſtet er bona fide an den Inhaber, jo 
wird er liberirt. Man faßt Urkunden der Ießtgedachten Art als Legitimationgpapiere 
zuſammen. Sind fie ihrem Wortlaut nach Namenpapiere, jo ftellen fie ſich ala 
hinkende Ramenpapiere dar, denn der Berpflichtete wird befreit, auch wenn er einem 
anderen als dem Genannten gegen Präjentation des Papiers leiftet. Lauten fie auf 
den Inhaber, fo ftellen fie filh als hinkende Inhaberpapiere dar, denn der Bere 
pflichtete ift nicht gebunden dem Präfentanten ohne Prüfung ber Legitimation zu 
leiten, fondern nur hierzu berechtigt. Die Gruppe der W. und die Gruppe ber 
Segitimationspapiere decken fih nicht. Es giebt zahlreiche W., welche nicht 
egitimationspapiere find. Andererfeits find die Legitimationspapiere nur dann W., 
wenn der Befit des Papiers für die Verwerthung des darin verbrieften Rechtes ein 
privatrechtliches Erforderniß ift. 

Bei allen Wertpapieren ift zu einer vollwirkſamen Uebertragung ded Rechtes 
die Mebergabe des Papier erforderlih. Sie muß die Ceffion des Rechtes aus dem 
Rektapapier ergänzen, damit die Geffion eine vollfommene fe. Bei den Order 
papieren iſt die Uebergabe bes indoffirten Papiers nothwendig. Zur Webertragung 
des Nechte® aus dem Inhaberpapier genügt bie mit biefer Abſicht erjolgende 
Tradition des Papierd. Bei dem Wechſel, der nicht Rektawechſel ift und bei ben 
übrigen technifch indoffahlen Papieren erwirbt ber guigläubige Indoffatar, bei den 
Inhaberpapieren der gutgläubige Empfänger, wenn ein, bie Uebertragung bes Rechtes 
bezweckendes Rechtsgeſchäft vorliegt, da Papiereigentfum und mit ihm das in der 
Urkunde verbriefte Recht, auch wenn fein Auftor es nicht hatte. 

Der Uebergabe des Papier bedarf e8 ferner zur Berpfändung des Rechtes. 
Bezüglich der Rektapapiere greifen im Uebrigen die Borfchriften des bürgerlichen 
Rechtes über die Form der DVerpfändung ein. Um an Orberpapieren und an den 
ihnen vechtlich gleichgeftellten jchlichten Namenpapieren ein Fauſtpfand zu begründen, 
bedarf es Feiner anderen Förmlichkeit als der Uebergabe bes inboffirten Papiers. 
Zur Beftellung eines Yauftpfandes an Inhaberpapieren ift außer dem Pfandvertrag 
nur die Tradition des Papiers erforderlich. 

Befondere Grunbjäße beftehen gemäß der REPO. für die Zwangsvollftreckung 
in W. Die gerichtliche Pfändung erfolgt bei den W. nach den Grunbjähen ber 
Piändung von beweglichen Sachen, nämlich in der Weile, daß der Gerichtsvollzieher 
fie in Befig nimmt. Reltapapiere (mit Ausnahme bes Rektawechſels), für deren 
Verwertfung der Berlaufswerth nicht der Nennwerth maßgebend ift, indoſſable 
Papiere welche keine Forderungspapiere find, und die Inhaberpapiere find zu ver- 
fteigern, bzw. wenn fie einen Markt oder Börjenpreis haben, vom Gerichtsvollzieher aus 
freier Hand zum Tageskurſe zu verlaufen. Bei anderen, als den oben erwähnten 
Reltapapieren, bei Wechieln und bei indofjablen Forderungspapieren wird nicht 
das W., jondern dag verbriefte Recht ala Gegenjtand der Zwangsvollftredung behandelt. 
Die Geldforderung aus ſolchen Papieren wird dem exequirenden Gläubiger zur Ein- 
ziehung oder an Zahlungaftatt zum Nennwerth überwiejen. Betrifft der Anſpruch 
& rung oder Heraußgabe körperlicher Sachen, fo greifen die $$ 745—-748 ber 

. ein. 

Eigenthumserwerb und Eigenthumsverluft an W. find nad) anderen Grundfägen 
geregelt, ala dies bei den beweglichen körperlichen Sachen der Fall iſt. Da das 
Bapier juriftiiche Vorausfegung für die Verwerthung des Rechtes ift, da bie Ueber 

b. Holgendorff, Enc. I. Rechtälegiton II. 3. Aufl. 88 
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tragung des echtes die Uebergabe, die Geltendmachung die Rüdgabe oder doch die 
Borlegung des Papiers erfordert, fo beftehen beſondere Rechtsſätze, welche ein Aus- 
einanderfallen des Papiereigenthums und bes verbrieften Rechtes verhindern. Diefe 
Rechtefäge find verfchieden bei den Reftapapieren, bei den Orberpapieren und bei 
den Inhaberpapieren. ft der Veräußerer eines Rektapapiers zur Webertragung des 
verbrieften Rechtes nicht befugt, fo geht auch das Eigenthum an dem trabirten 
Papier nicht auf den Erwerber über, troß ber etwaigen Geltung des Grunbfaßes: 
Hand muß Hand wahren, teok des Borhandenjeind der Borausfegungen von Art 
306 des HGB. und troß ber jonftigen rechtlichen Begünftigungen, welche nach 
Landesrecht den gutgläubigen Erwerber einer unbeweglichen Sache zu fchüßen be- 
ftimmt find (Entih.d.ROHG. VII. 130, XVII.12). An Wechjeln und anderen technifch 
indoffablen Papieren (HGB. Art. 301, 302, 304) erwirbt der Indofjatar das Eigentum, 
wenn ihm nicht bei der Erwerbung mala fides ober culpa lata zur Laft Fällt. 
Ueber die eigenthumbegrünbende Wirkung des gutgläubigen Erwerbs von Inhaber- 
papieren dgl. den Art. Inhaberpapiere. Dem gutgläubigen Erwerb bes 
. Papiereigenthums forreipondirt bei den Orber- und Inhaberpapieren ein bona-fide- 
Erwerb der Forderung oder des fonftigen in der Urkunde verbrieften Rechtes. 

W. können nach) richterlichem Ermeſſen zur Beftellung einer prozeffualiſchen 
Sicherheit verwendet werden ((PO. $ 101). 

Anfprüche auf Leiftung einer beftimmten Quantität vertretbarer W. können im 
Mahnverfahren (CPO. $ 628) und im Urkundenprozeß (CPO. $ 525) geltend gemacht 
werben. Ueber derartige Anjprüche können vollftrefbare Urkunden (EBD. $ 702), 
über Quantitäten vertretbarer W. können Taufmännifche Anweifungen und Ber- 
pflichtungsicheine (HGB. Art. 302) ausgeftellt werben. 

Falis ein W. vor Verwerthung des Rechtes vernichtet worben oder dem Be- 
zechtigten abhanden gekommen, ift der Berechtigte nicht in ber Lage, das Recht aus 
dem Papier geltend zu machen. Der Verluſt des Papiers hätte daher, wenn nicht 
das abhanden gefommene Papier wieder erlangt werben Tann, thatjächlich den 
Berluft des Rechtes zur Folge. Diefe ftrenge Konſequenz wird in ber That bei 
den Banknoten und nach manchen Kandesrechten bei den Inhabercoupons gezogen. 
In der Regel aber bietet bie gerichtliche Kraftlogerflärung der Urkunde ein Mittel 
dar, das Recht aus dem verlorenen Papier geltend zu machen. Die Zuläffigfeit 
der Amortifation ift bei den Reichöpapieren, Reichabankantheilicheinen, Wechjeln, bei 
ben fieben Papieren der Art. 301 und 302 des HGB. reichsrechtlich ausgeſprochen. 
Im Webrigen enticheidet das Landesrecht. In neuefter Zeit haben zahlreiche Landes 
gejege unter dem Impuls der Beftimmungen, welche die CPO. über das Amortifationd- 
verfahren enthält, auch das materielle Amortifationsrecht ganz oder theilweife geregelt. 
Das Badiſche Geſetz geftattet die Amortifation in Ergänzung der reichgrechtlichen 
Borfchriften bei rechtsgültig auögeftellten Inhaberpapieren, indofjablen Aktien und 
Interimsſcheinen, bei Legitimationspapieren und bei folchen Urkunden, welche das 
Geding enthalten, daß der Ausſteller nur gegen Vorzeigung oder Rüdgabe der Urkunde 
zu leiſten verpflichtet jei. Analoge Beitimmungen enthält das Heffiiche Geſetz. Das 
Anhaltifche Geſetz geitattet da Aufgebotsverjahten ſchlechtweg bei Urkunden, die auf 
einen beitimmten Namen oder auf den Inhaber lauten. Das Württembergijche 
Geſetz läßt, abgefehen von Staatsſchuldurkunden, die Amortifation zu bei Inhaber 
papieren, in blanco indoffirten indofjablen Papieren, bei Schulburfunden auf Namen, 
Altien und Kuxſcheinen. Bremen unterwirft der Kraftloserklärung abhanden gefommene 
oder vernichtete Urkunden, welche Rechte und Verpflichtungen begründen oder zum 
Zwecke des Beweiſes berjelben ausgeftellt find. Im Uebrigen vgl. den Art. Amorti⸗ 
fation. Wo die Zuläffigkeit der Amortifation über den Bereich der W. hinaus 
ausgedehnt ift, geftaltet fich das materielle Amortifationgrecht bei W. und anderen 
Urkunden infofern verjchieden, als nur bei den erfteren ber Leiftungspflichtige ober 
Derjenige, gegen den dad Recht geltend zu machen ift, von dem Berechtigten ver— 
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langen Tann, daß er die Krajtlogerflärung auf feine eigenen Koften berbeiführe. Bei 
anderen Urkunden kann der Leiftungspflichtige die Leiftung nicht von vorausgehender 
Amortifirung der Urkunde abhängig machen. 

Neuere Amortifationagejege Tennen neben dem Aufgebotöveriahren zum Zweck 
der Kraftlogerflärung das Inſtitut der Zahlungsſperre. Diefelbe äußert ihre Wirkung 
darin, daß der Schuldner bei Vermeidung doppelter Zahlung die Einlöfung des 
geiperrten Papiers abzulehnen hat. Die Zahlungafperre tritt entweber ein als eine 
Folge des Aufgebotöverfahrens, ober fie kann neben dem Aufgebotöverfahren beantragt 
werden. Nach Württembergifchen Rechte kann die Zahlungsiperre bei Inhaber- und 
in blanco indoffirten Papieren jelbftändig ohne Aufgebotsverfahren beantragt werben 
und ift fie bei Coupons ausfchlieklich zuläffig. Cine felbftändige Zahlungsiperre 
geftatten bei Eoupons auch Baden, Hefjen und Rafſau. — Der Betrag des gejperrten 
Papiers ift dem Antragfteller außzufolgen, wenn fi bis zum Ablauf der Ber- 
jährungsfrift fein Inhaber der Urkunde gemeldet hat. 

Coupons find in Deutfchland in der Regel von der Amortifirbarkeit ausgefchlofjen. 
Allein zahlreiche Gejege geben einen Anſpruch auf Erſatz, wenn der Verluſt des 
Coupons vor Ablauf der ſog. Verjährungsfriſt oder Einlöfungsfrift angemeldet und 
wenn ber Eoupon bis nach Eintritt der jog. Verjährung von einem Dritten nicht 
präfentirt worden ift. Bei den Preußifchen Staatäpapieren befteht feine Erſatzpflicht 
in Bezug auf verlorene Coupons. Die Einführung einer jolchen Erſatzpflicht würde 
großen praktifchen Schwierigkeiten begegnen, da fie eine Buchung jedes einzelnen ein= 
„wlölten —— voraus en würde. 

Gigb. u. B. Art. 271, 273, 301, 313, 376, 305, 608, 674, 710, 725. — EBD. 
8,101 Sa ae , 722, 733, 770, 83 fi. — RO. 881 18, 125.; —* KO. 817. — 

hi. BGB. 5 297. — Breuß. en dom & a en N 1. — Neuere 
Amortifationsgefege: Koburg vom 30. November 1: Gien-Meiningen vom 8. 
Juni 1859, vom 14. Oftober 1872, vom 6. Juni 1879 $ 2 — Naffau vom 2. Juni 
1860. — Oldenburg vom 5. April 1867. — ee vom 15. 
Auguft 1873 und dom 1. Mai 1879 $ 13. — Saälen dom 6. R 
vom 9. April 1879 und vom 10. Mat 1879 8 12. — Anhalt Yon 10. Mai 1879. 
Beat vom 14. Juli 1879 betr. Eantsfhulbiotumente _ Wünttemberg, Sin 
te. bie auf ben anhaber lantenden Staatsſchulbſcheine vom 18. Aug. 1879, betr. die Kraft» 

Ioserlärung von mben vom. felben Datum. — Bad. Geieh betr. bie Einführung ber 
—— e vom 8. März 1879 SS 105 ff. 145. — Bremen, Geſetz betr. die Aus— 

en 5 — Saufen Prozebgefepe = 25. Juli 1879 5. — Elia —— 
Ausführung ber —— vom 8. Juli 1 79 5 ff. — — er 
A für, Braun ch weig vom ; für Gotha vom 7. 

Reuß j. 2. Dom x — er $$ 15, 16. — In Preußen er für 
—— die Verordnungen vom 16. Juni 1819 und vom 3. Mai 1 J andere 
die allg. Serichtäochnung 1.51 8 120 und Anhang $$ 385, 388 ſowie eine 
55 dom 9. Dezeniber 1809. — Nur da joe — re ht rot Daß Przuf, Bua- 

— — 24. März 1879. Ein Spezialgejeg v. 10. M 7 gilt für die Aktien 

Suhaberichuldbriefe der en dtliengefeiicef fen 
Bit.: Bluntſchli, Deut ivatrecht, $ 168. — Beſel Deutfi watrecht, 
944. ——— 3 > ” Fear na 427. 5 iL HR, 2." Eulen 
Krebit, I. — — "ie Werthpapiere, in Enbemann’s "Handbuch dee HR. I 
140 f. — Buchöre, Traits des valeurs mobiliöres et effets publies, 2. ed. 
Heinrih Brunner. 


Werthseiulage, Apport. Die Erwerbsgeſellſchaft beruht der Regel nach auf 
der gleichmäßigen Betheiligung Mehrerer an bem Erwerbsgeſchäft durch Arbeit und 
Kapital, aljo einer gleichen Arbeite- und Sapitalgeinlage aller Gefellichafter. Der 
Nebereintunit ift die verſchiedenartigſte Geftaltung freigegeben. Wenn regelmäßig 
die Kapitaleinlage in Geld ftattzufinden hat, jo fann in Abweichung deſſen verab- 
vebet „werden, daß eine Sache eingelegt werben foll, jei dies unter Vorbehalt bes 
Eigenthuma zur Benutzung für die gejellfchaftlichen Zwede, oder zu Eigenthum. 
Raturgemäß erfolgt letzteren Falles die Einbringung unter Angabe eines beſtimmten 
Geldbetrages, welcher, wie wenig das auch oft zutreffend fein mag, —  befien Werth 
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bezeichnet wird. Die nicht in Geld beſtehende Kapitalseinlage eines Geſellſchafters zu 
Eigenthum der Geſellſchaft geftaltet fich damit zur W. Dieſelbe iſt bei allen Ge— 
ſellſchaftsformen mit Kapitalseinlage möglich, z. B. auch bei der Genoffenſchaft, ſtillen 
und Gelegenheitsgeſellſchaft. Ueber den Betrag, zu welchem der einzelne Gejellichaiter 
feine Sache einbringt, haben Lediglich die Geſellſchafter unter fich zu beftimmen; ob 
der angenommene Werth auf eine allgemeine Anerkennung Anſpruch hat, muß die 
Einfchägung des Gejellfchaftsvermögens, die Bilanz ergeben. Hat bei der Kommanbit- 
gejellichaft die Vermögengeinlage der Kommanbditiften im Hanbelaregifter lediglich einen 
Ausdrud in Geld erhalten (HGB. Art. 151 Nr. 4), fo können die Gläubiger 
gegen eine 28. den Minderwerth geltend machen; ift die W. vegiftrirt ohne Werths⸗ 
angabe, was durchaus nicht außgefchloffen, oder mit Kennzeichnung der interfozialen 
Einſchätzung (Art. 91), jo Haben die Gläubiger nur auf die Thatſache der Ein- 
bringung der Sache Anſpruch, ohne aus einem Minderwerth Rechte für fich ber 
feiten zu können. Eine Rüdgabe oder Werthserſatz aus dem Gefellichaftsvermögen 
ift durch Art. 165 $ 2 ausgeſchloſſen. Bei Auflöfung der Gefellichaft fällt die zu 
Eigenthum eingelegte W. nicht an dem Einlegenden zurüd, was in Art. 143 dei 
HGB. ausbrüdlich Anerkennung gefunden hat; es Liege denn eine anderweite Abrede 
vor. Bei der Liquidation von Atiengejellichaften ift häufig das eingelegte Etabliffer 
ment vom früheren Eigenthümer wieder erworben worden (Buſch, Arch. N. F. V. 
S. 311); die Webertheuerung bei der W. ift dabei oft deutlich zu Tage getreten. 
Für W. auf das Aftienlapital einer Kommanditgefellichaft auf Aktien und das 
Grundlapital einer Aktiengejellihaft find wegen ber hierbei erfahrungsmäßig in. 
Erſcheinung getretenen Mißbräuche, beftehend in einer übermäßigen Preis- ober 
Werthsbeftimmung für die Anrechnung auf die Einlage (vgl. d. Art. Gründer 
gewinn, Gründungsprojpekt), durch die .Gefeßgebung Maßregeln getroffen. 
So namentlich in Frankreich durch die Geſetze vom 17. Juli 1856 über bie 
Kommanbditgefellfchaften und die Geſellſchaftsgeſetze vom 28. Juni 1863 und 24. Juli 
1867 ; in Deutichland Art. 180 des HGB., Art. 209 a, b (Gejeg vom 11. Juni 1870); 
in England Gejellichaftsacte v. 1867 8 25. Die Mafregeln zielen darauf ab, die fi) 
bildende Aktiengejellichaft von den übermäßigen Preisbeftimmungen, welche unter 
den Gründern für die W. getroffen find, unabhängig zu machen, die Offenlegung 
der Vorverträge zu erzwingen und damit ben Unterjchieb des Koftenbetrages zu dem 
wirthichaftlichen Werth zum Bemußtfein zu bringen. Ob bie für die Gefellfchafts- 
gründung vorgejchriebenen Mafregeln des Gefeßes vom 11. Juni 1870 (Art. 209 a, b 
des HGB.) auch auf eine Kapitalerhöhung Anwendung finden, ift beftritten. Die 
auf eine weitere Regelung des Aktienrecht? abzielende Gefeggebung wird jedenfalls 
ausdrüdlich die W. bei der Gründung und bei der Kapitalerhöhung gleichftellen. 
Das Einbringen von nicht in Geld beftehenden Sachen in die Gejellfchaft ift nicht 
etwa wegen der damit verbundenen Eigentfumsübertragung als ein Kaufvertrag an⸗ 
äufehen ; Die Abreden find vielmehr Theil des Geſellſchaftsvertrages. Es folgt hieraus, 
daß die Klage auf Preisminderung, Wandelung oder Eviktionsleiftung und Ein- 
zahlung des ausgleichenden Betrages nicht zuftändig iſt. Es ift jedoch nicht auß 
geichloffen, daß Mangels der vertragsmäßigen Leiftung ber Gejellichaftsvertrag ala 
Ganzes angefochten werden kann (Entich. des ROHG. Bd. X. ©. 486). Sind bie 
Parteien darüber einig, daß tro der vertragswidrigen W. die Gefellichaft fortgefetzt 
‘ werben foll, jo kann fich der Streit um die Außgleichung bes Minderwerthes zu 
vertragamäßiger W. drehen. Für die Kapitalsgeſellſchaften ift zu beachten, daß 
eine Berabfäumung oder Verftoß gegen die zur Sicherung gegen überfchägte W. ger 
troffenen Maßregeln nicht als ein Einwand benugt werben fann, um fi) ber Ein- 
zahlungspflicht zu entziehen. Mit ber Eintragung der Aktiengefelljchaft, bzw. der 
Kommanditgefellichaft auf Aktien, hat diefelbe ihr Dafein erlangt, und müſſen die 
ihr gegenüber beitehenden Verpflichtungen erfüllt werden (Keydner, Kommentar 
zum HGB. zu Art. 178 N. 2; Erf. des Reichsgerichts vom 18. Oft. 1880 — 
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Braun und Blum, Annalen II. ©. 463). Es folgt ferner, daß für die W. nicht 
ber Kaufftempel erhoben werden kann (Hoyer, Preuß. Stempelgefehgebung, 3. Aufl., 
©. 447, 849; Keyßner, Kommentar zu Art. 91 N. 7; Erk. des Neichagerichts 
vom 8. Zuli 1880 — Entf. II. S. 303). Betreffend das Erforderniß der Auf: 
laffung bei Einbringung von Immobilien vgl. Dernburg und Hinrichs, Preuß. 
Hypoth. Recht, I. 6.328; Achilles, Grundbuchordn. 2. Aufl, S.181; v. Krämel 
in Gruchot's Beitr. XE. N Turnan, Srundbuchorbn., 2. Aufl, II. S. 114. 
Lit.: Die Kommentare aum m GBb. vor . von d. 5a a, Anjhüg und vd. Bolderndorff, 

Renbner u Art. 91, 148 — 8a —* ur Geſchichte des H.R. 
in der — eift für bad gienmte 98 XXIV. jener, ie Erri— bung 
Ir Altiengefelliche! af ud. ei mberverantwoztlichteit, —* — (demoren en! 

Nieifen, Neber Erhöhung des Grundkapitals einer — eben! f. X — 
Reykner, Derſ. Gegenftand, in za ——— 6. — —5 Fr Ende: 
mann’8 Handel, See und Wechſel — Kane en en 
2. Aufl. S. 276 752 ff.; Derfelbe, Hecht ber Rommanbitgefellichaflen 
Juſtinus Möl er, Gränberprogefe (Berlin 1876). — Civ. u. friminalvegtl. E eniheungen 
In Grümbungefadjen @berlin 1 876). — Mattieu Bourguignat, Commentaire de la loi sur 
les soci6t6s des 23—29. Juillet 1867. — I on-Caen et Renault, Droit commercial, I. 
Ha — Boistel, Droit commercial, p. 174. — Vidari, Corso di diritto com 

arghieri, Diritto commerciale. -— Smith, Mercantile law. — Lindlen, Law of 

partnership. — ferner die hinter dem Art. Gründungsprofpeft angefübzte ee 
ner. 


Wefenbed, Matthäus, 5 25. X. 1581 zu Antwerpen, ae 1550 

‚in Löwen, ging nach Frankreich, wurde Doktor und Profeffor in Jena, 1569 in 

Bittenben 1 5. VI. 1586. 

ar Oeconomia juris utriusque, Basil. 1573 um _ — 2 jur 8. comm. 

in Pandoctie, Baal 1565, auı In Codiem 182 (m. im 1575, c. Vinnii 
et c. notis Bachovii, Colon. 1659 Amst. 1665). — Consilia, Bad, 1er Ta LL beio 
in serbenierier | Auag. Eolerna, II. IV. ed. Bulacher 1611, V. ed. Krembergk 16 

Vu ed. Reusner 1719, 1630). — De actionibus et interdietis. — Comm. in In- 

in 1569, Colon. 1508. — Exempla jurisprudentiae, Bas. 1578, Lips. 1585, 

Witel 

Lit.: Biog En in, — aan la juris rud., „Line. 1585. — Rauchbar, Oratio 

de vita et obitu Bor 158. — {a d. PBerre in Den gerztite, 
Colon. 1659. — —— der aan hen "Reha jenfchaft, 1: S. 28. — 

Günther, Lebensſkizzen, 1859, ©. 49, 50. — v. Stintzing, — der Se en "Rechts: 

— (1880) I. 1.806 u — * „gmie ©. 714 über Peter Wejenbed (Neffe), 3 1546, 

608. — Schulte, Geſch., II. Teihmann. 


Weſſely, Ritter Joſef von, 5 31. V. 1800 zu Preßnig, wurde 1881 
Prof. in Innsbruck, 1885 in Prag, 1850 ordentl. Minifteriafrath in Wien, ver- 
dient um Reugeftaltung des Sandtafel- und Grundbuchinſtituts, 1861 penfionit, 
1862 in den Nitterftand erhoben, — 19. X. 1872 zu Maria⸗Enzersdorf bei Wien. 

Schriften: Zeitſchrift: Themis 184144. — Handbuch bed gerichtl. Verfahrens für 
Zöhmen, (1835) Din au » Prag 1846; für Galizien und Butowina, d 2 Ara 1846; für 
Sa burg, Prag 1846 Zeihmann. 


Weflely, Wolfgang, 5 1801 zu Trebitich (Mähren), Sohn eines Arren⸗ 
dators, ftub. in Prag, promovirte 1828 zum Dr. jur. et philos., wurde jüdifcher 
Religiongprofeffor in Prag, welches Amt er bis 1859 bekleidete, reifte 1848 im 
Auftrage der Defterr. Regierung nach Deutjchland und Belgien, um bie Einrichtung 
der Schwurgerichte zu ſtudiren. Nach feinen Vorſchlägen wurden die erften Schwur- 
gerichte in Defterreich eingeführt. Er Iehrte zu jener Zeit ala Dozent am Karolinum 
Rechtephilofophie und Oeſterr. Strafrecht, wurde 1852 außerorbentl. Prof. für 
— an der Univerſität, 1858 ordentl. Prof. (der einzige Jude in Oeſterreich), 

21 1870. 
Schr n: Die Befugnifſe des Not! anded, unb ber Matimehe na Defterr. Recht, 
— mer — n P ve — a a 
13 rchenr wiſſenſcha — Zeitſchr. err. n * i er’ 
Jadıbb. für Serie Rehtswifienicaft. — Haimerl'’s Defterr. ® —EE 
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Oeſterr. Gerichtögeitung. — 8dm’8 Zeiticrift Ben Shamanja über bie collatio legum 
mosaicarum — aa KR (bad Strafrecht ber ebrder vor und nach ber 
finaitifchen Gſgb.) 
Sit.: Bohemia, 1870, N. 98, 99. — Tagesbote aus Böhmen, 1870, N. 114. 
Teihmann, 


WVeftenberg, Jod. Ortwin, & 1667 zu Bentheim, ftub. in Holland, 
wurbe 1688 Prof. "in Steinfurt, 1695 in Harderwyk, 1716 in Franeker, 1728 in 
Leyden, t 1737. 

Schriften: Frincipia jur. sec. ord. Institutionum — sec. ord. Digestorum, Harderov. 
1712, ed. noviss. Berol. 1814, 283. — Diss. de Gere obligationum, de usuris, de servitu- 
ubus, de emphyteusi, de querela inoffic. testamen! open omnia, Han. 1746—1758. — 

vus Marcus 8. Diss. ad const, Aurelii, Ta Bat. 

Lit phie v. Rücker — Jöcher. — Wächter, Württember; rivatrecht. 
Stuttgart en En 1119 ff. — Rivier, ntrod. hist, a, 609. —— 


Wette iſt ein Vertrag zwiſchen zwei ſtreitenden Parteien, welche fich einen 
beſtimmten Preis ausſetzen, mit der Beſtimmung, daß diejenige Partei, die in dem 
Streit unterläge, denjelben an die fiegenbe Partei verliere. 

Während einige Deutfche Quellen des Mittelalterd eine Klage aus dem W. vertrage 
ebenfowenig gewähren, als aus dem Spiel, erflären andere den W.vertrag allgemein 
als erlaubt und klagbar, bejonder® wenn der W.preis bei einem dritten am der 
W. Unbetheiligten hinterlegt worben ift, oder wenn aus anderen Umftänden, als da 
find: Zuziefung von Zeugen, Trinken des Weinlaujs auf die Ernſtlichkeit der 
Wettenden, geſchlofſen werben kann. 

Mit der Rezeption des Röm. Rechts in Deutſchland wurde der W. vertrag 
allgemein für erlaubt und klagbar erklaͤrt. Im Röm. Recht war ber W. vertrag 
(sponsio) von Alter&her auf alle Verhältniffe und Thatfachen des ‚täglichen Lebens 
anwendbar (Keller, Civ. Prz., $ 26). Zuerſt ericheint die W. in der Form der 
legis actio per sacramentum (vgl. Gaius, IV. 18, 17) zur Entfcheidung von 
Privatrechtäftreitigfeiten, eine Progeß-W., bei welcher jeber ber beiden Litiganten vor 
dem Prätor eine Summe Geldes einfeßt, mit der Abficht, fie an das Nerar zu ver 
lieren, falls er Unrecht Habe. Bei fortfchreitenber Rechtsentwickelung bediente man 
fih der sponsiones als Mittel, welche entweder ein bloßes praejudieium in Betreff 
des ftreitigen Rechts ober noch außerdem eine poena für ben temere litigans ber 
zweckten. Obwol in ber Folge die Unterfuhung und Beurtheilung des ftreitigen 
Rechts unmittelbar dem Jadex übertragen wurde, fo erhielt fich troßdem Die sponsio 
im praftifchen Leben ala ein Vertrag zwifchen zwei ftreitenden Parteien, die fich 
mutuis stipulationibus einen beftimmten Preis ausſetzten, mit der Abrede, daß bie 
unterliegende Partei den Preis an die fiegenbe als Strafgeld verliere. Die Stipulationen 
waren beide bebingt, die eine gerade unter der entgegengejeßten Bedingung der an 
deren. Daher mußte, wenn die Bedingung der einen Stipulation eintrat, bie ber 
anderen wegfallen, und fo ging immer nur eine in Erfüllung. Der Preis wurde 
bei einem ber Wettenben ſelbſt, bald bei einem unparteiifchen Dritten deponirt, ohne 
daß dadurch ein wejentlicher Unterfchied der sponsio begründet worden wäre. _ In 
diefer Geftalt und Bedeutung erwähnt auch die Juſtinianiſche Gejebgebung der W. 
ala eines an fich durchaus gültigen Vertrages. Nach Gem. Recht ift alſo ber 
W.vertrag erlaubt und erzeugt die feinem Inhalte gemäße rechtliche Wirkung (Wind⸗ 
ſcheid, Lehrb. d. Pand.R., 5, Aufl. $ 419 ©. 582). Im Uebrigen werben bei dem 
W. bertrag alle weſentlichen Grforberniffe eines gültigen Vertrages verlangt. So muß die 
DB. in der ernftlichen Abficht, fich verbindlich zu machen, eingegangen worden fein. Auch 
hat der dolus eines Kontrahenten hier die gewöhnlichen Wirkungen; aber man darf 
nicht ſchon darin einen dolus finden, wenn der eine Kontrahent,. ber von der 
Richtigkeit feiner Behauptung fichere Kenntniß Hat, diefelbe dem Gegner verſchweigt, 
er müßte fich denn den Schein eines unficher Wilfenden geben. Liegt der W. eine 
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causa inhonesta zu Grunde, jo ift fie nichtig. — Die neueren Gejebgebungen werben 
von dem Beſtreben geleitet, daß durch die W. nicht verbotene Spiele umgangen 
werben, ja fie verbieten bisweilen auch W. über erlaubte Spiele. Nach Preuß. 
Allg. ER. I. 11 $ 579 ift wegen W. eime gerichtliche Klage nur dann zuläffig, 
wenn bie W. fogleich baar, d. h. corporaliter gejeht und entweder gerichtlich oder 
in die Verwahrung eines Dritten niedergelegt worden ift. Nach dem Code civil 
art. 1965 und dem Oefterr. BEB. $ 127 und dem Sächf. Geſetz vom 11. April 1864 
8 6 fowie Sächſ. BEB. $ 1480 Hat der. W.vertrag überhaupt Teine verbindliche 
Kraft. Die ſpezifiſch Preußifch- rechtliche Beitimmung, wonach die zur W. ge- 
liehenen Gelder nicht eingeflagt werben därjen ($ 581), mag zwar aus dem Deutjchen 
Recht, welches Spiel und W. im Wejentlichen gleich behandelt, erklärt werden, er- 
ſcheint aber unbillig, da nach $ 579 die gehörig eingegangene W. durchaus gültig 
ft und die W.ſchuld eingeflagt werden Tann. Ueber den begrifflichen Unterſchied 
äwifchen Spiel und W. vgl. d. Art. Spiel. 

Quellen: Dig. 11 5 de aleatoribus. — L iR 5 Dig. de prasseriptis verbis 18, 5. — 
Fuß, ug ER. L 11 98 579-581. — Defterr. BEB. $ 1271. — Code . art. 1965—1967. 

ik: Dgl. Hinter d. Art. Spiel. elig Brud. 


®heaton, Henry, 5 27. XI. 1785 zu Providence in Rhode-Island, ging 
nad) Srankreih, Holland und England, wurde Advolat in Rhode-Island, dann in 
New-York, 1812 Mitglied des Seegerichts, praftigirte in Wafhington, Mitglied des 
Verfafſungsausſchufſes, ftiftete 1824 das Athenäum zu New-NYork, ging 1827 in 
diplomatifcher Sendung nach Kopenhagen, 1835 Gejandter am Preuß. Hofe, 1887 
bevollmächtigter Miniſier, 1846 abberufen, + am 11. III. 1848 zu Rorbury. 

Schriften: Digest of the law of maritime captures or prizes, 1815. — orts 
1816- 27. — Life Ela Pinkney, 1826. — History of the Northmen, or er anı 
Normans, Lond. 1831 (Franz. von Gui lot 1844). — (Mit Crich t on) History of Scandinavia, 
1898. — Elements of international law, Lond. 1836, 8. edit. by Dana 1866, by Boyd 
Lond. 1878 8 .Leipz. u. Par. 1848, 5. Aufl. 1874; yapanefiich 1860; $tal. v. Arlia, 
Reap. 1862; Spa: il von Calvo; Ehinefiich 1854); annotated by William Beach Lawrence, 
1855, 2. edit. 1869. — Histoire des progres du droit des gens en Europe depuis la paix 
de Westphalie, Lpz. 1841, 4. Aufl. 1865 (History of the law of Nations in urope and 
America from the earliest times to the treaty of Washington 1842, New-York 1 _ 
Inguiry into the validity of the British claim to a right of visitation and search of Ameri- 
can vesgels, suspected to be engaged in the African slave-trade, 1841. 

8it.: Commentaire sur les elements du droit international et sur Yhistoire des pro- 
73 du droit des gens de H. Wheaton précédé d’une notice sur la carriöre diplomatique 

M. Wheaton par William Beach Lawrence, Lpz. 1868—1880. — Revue de droit inter- 
national 1869, p. 637—648. — Fiore, Diritto internazionale pubblico, I. 139, 187, 194. — 
Drake, Dictionary, Boston 1879, p. 972. — KRaltenborn, Kitik, Bart i& 
eihmann. 


Wiarda, Tilemann Dothias, 5 18. X. 1746 zu Emden, ftud. in Duis- 
burg und Halle, wurde 1770 Juſtizkommiſſar in Aurich, 1781 Affiftenzrath, 1808 
Landſyndikus, 1811 Präfelturrath, 1818 wieder Syndikus, F 7. III. 1826. 

‚ Schriften: Oftfriefifhe Gefch., Aurich 1791—98; Zeer 1817. — Bon den Landtagen b. 
iefen bei Upftalaboom, Brem. 1777, 2. Aufl. Leer 1818. — Altfriej. Wörterbuch, Aurich 
186. — Aſegabuch, ein altteief Geſehbuch der Rüftringer, Berl. 1805. — Geſch. u. Ausleg. 
des Saliſchen Gel. u. der alberaiföen Glofjen, Berl. 1808. — Willtüren der Brodmänner, 
eines freien Frieſiſchen Volkes, Berl. 1820. 
Lit.: Neuer Nekrolog für 1826, II. 819. Teichmann. 


Widerklage (civil proz., reconventio) iſt diejenige Klage, welche der in einem 
Progeß in Anſpruch genommene Beklagte jeinerjeits bei dem den Rechtsſtreit verhan- 
delnden Gericht gegen den Kläger (Wiberbeflagten) anbringt. Im Gemeinen Prozeß 
wurde nach einer längſt jeftitehenden Praxis, abweichend vom Röm. Recht, keine 
Konnerilät mit der erſt erhobenen lage (Borklage) für fie erfordert, wol aber, daß 
der Richter der letzteren überhaupt Gerichtebarleit für den Gegenftand hatte und 
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für denjelben nicht ein außfchließliches Forum beſtand. Die W. unterſchied ſich von 
einer fonftigen Klage des Bellagten gegen den Kläger dadurch, daß fie bei dem für 
die Vorklage kompetenten Gericht, d. h. im forum reconventionis, verhandelt wurbe. 
Wurde fie mit der Bernehmlafjungsichrift auf die letztere angebracht, jo hieß fie eine 
fog. reconventio perfecta oder propria, d. 6. fie hatte den ſog. effectus simultanei 
processus, weil fie Schritt für Schritt gleichzeitig mit ber Vorklage weiter verhandelt 
wurde, nur daß fie jelhftverftändlich immer einen Schritt hinter derfelben zurückblieb. 
Bedingt war diefe Wirkung aber dadurch, daß die W. fich zu derſelben Prozekart, 
wie die Vorklage eignete, und daß die letztere nicht für Die erftere präjubiziell war. 
Auch Hatte der Richter die Befugniß, die W. ad separatum zu verweijen, wenn eine 
Verwirrung ober Verzögerung bes Verfahrens zu befürchten ſtand. Die umeigentliche 
ober fucceffive W. (Nachflage, reconventio impropria), welche nur die Wirkung hatte, 
das forum zu begründen (effectus prorogationis fori), lag dann vor, wenn eine W. 
bis zum Schluß ber erften Inftanz angebracht wurde. Sie hatte feinen effectus 
simultanei processus unb wurbe in bejonderen Alten verhandelt. Die Deutfche 
CPO. Tennt ebenfalls die W., aber nur als MW. fchlechthin, d. 5. ala Klage, welche 
der Beklagte im Laufe des Rechtsſtreites vor demſelben Gericht und in demjelben 
Berfahren gegen den Kläger erhebt; die umeigentliche W. ift fortgefallen. Boraus- 
fegung der W. ift 1) die rechtögültig erfolgte Erhebung der Vorflage durch den 
Kläger; 2) die Fortdauer des dadurch Herbeigefüßrten Progefjes über die letztere in 
erfter Inftanz zur Zeit ber Erhebung der W., während nach der W.erhebung 
eine Beendigung des Vorprozeſſes, jelbft durch Zurücknahme ber Vorklage auf den 
Beltand des W.prozeſſes keinen Einfluß äußert. 3) Kraft pofitiver Vorjchrift ift fie 
ausgeſchloſſen gegen Klagen im Urkunden- und MWechjelprogeß, jowie im Entmün- 
digungaverfahren. 4) Die herrſchende Meinung (vertreten von den Kommentatoren 
der CPO.) verlangt auf Grund des $ 33, daß der durch die W. geltend gemachte 
Gegenanfpruch mit dem Klageanfpruch oder mit den gegen den letzteren vorgebrachten 
Vertheidigungsmitteln mindeftend in einem thatſächlichen Zuſammenhang ftehen, 
ferner auch vermögensrechtlicher Natur fein und feine Verhandlung nicht dor einem 
ausſchließlichen Gerichtäftand gehören muß. Dem gegenüber Hat R. Löning mit 
Recht betont, daß der $ 33 nur eine Vorſchrift über die Vorausſetzungen des Ge 
richtsſtandes der W., nicht aber für die Erforderniffe der letzteren felbft aufftelle. 
Hieraus folgt, daß die Erhebung einer W., welche nicht in dem erwähnten Zuſammen⸗ 
bang mit der Vorklage oder den dagegen geltend gemachten Bertheidigungsmitteln 
fteht, zuläffig ift, daß aber anbererjeits in diefem alle der Gerichtäftand für die: 
ſelbe nach allgemeinen Regeln als gefeglicher oder prorogirter begründet jein muß, 
fowie daß nur, wenn die Iegtere Vorausſetzung nicht vorliegt, die W. an die Be 
ſchränkungen des $ 38 gebunden ift, weil allein dann der Gerichteftand der Bor 
lage auch zugleich dag Forum für die W. bilden kann. 

Für die Erhebung der W. gelten in formelle Beziehung nicht biefelben Regeln, 
wie für bie Erhebung ber Klage. Es giebt alfo feine biefer entiprechende W.⸗ 
erhebung, vielmehr erfolgt die Ießtere in der oder einer mündlichen Verhandlung des 
Vorprozeſſes und damit tritt die Rechtshängigkeit der W. ein. Eine Vorbereitung 
der W. durch Zuftellung eines borbereitenden Schriftfahes ift im Anwaltsprozeſſe 
zwar vorgefchrieben, aber dieſer Schriftfag hat nicht die rechtliche Bedeutung der 
Klageſchrift und die Unterlafjung der Zuftellung zieht nur die gewöhnlichen Nach 
theile, welche mit der Nichtbeachtung der inftruftionellen Anordnungen über Die vor: 
bereitenden Schriftfäße verbunden find, nach fi. Ihrem Inhalte nach muß da- 
gegen die W., wie fie münblich vorgetragen wird, den wefentlichen Erforder⸗ 
niffen der Klage entſprechen. Die Erhebung der W. führt einen neuen Prozeß 
herbei. Derſelbe ftellt fich als ein äußerer Beſtandtheil des Vorprozeſſes dar und 
& wird gemeinfam in beiden und über den Klage- und W. anſpruch verhandelt. 
Die Verbindung kann aber, falls der Gegenftand der W. nicht mit dem der Bor: 
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Hage in rechtlichen Zujammenhang fteht, Kraft de Prozeßleitungsrechtes des Gerichtes 
gelöft und eine bejondere Verhandlung des W.progeffes angeorbnet werden. 

Die Doltrin des Gemeinen Prozeſſes läßt gegen eine W. bes Vorbeflagten nicht 
eine fernere des erſten Vorklägers und Widerbeflagten zu (reconventio reconventionis 
non datur). Die EBD. Hat diefen Satz nicht aufgenommen, er kann alfo für das 
neue Givilprogeßrecht nicht mehr als maßgebend betrachtet werden, was freilich bie 
berrichende Meinung ohne haltbare Gründe annimmt. 

Quellen: Deutjche EPO. 88 33, 40, 136, 251—254, 491, 558, 565, 574—576, 587, 
608, 620, 624, 626. 

Lit.: Goldſchmidt, Abhdg. aus bem gem. Deutichen Civ. Proz., Yrankfurt a. M. 1818, 
880 ff. — er oriuß, Ei % e von vr W., Lee — — — Mehrheii 
der Reiiäftetigsiten, Oblkingen 1044, ©. 80 fi, SI fi — Fuct, Kr. für co. Bauzik, 
LIU. 149 f — R. Löning, Die W. im ReichsCiv. Proz. Berlin 1881, Separatabbrud aus b. 
Ziſchr. f. civ. Prx., IV. 1 fl. P. Hinſchius. 


Widerklage (ſtrafproz.). Nach 88 198 und 232 Abſ. 8 des Deutſchen 
StrafEB. ſollen wechſelſeitige, d. h. in einem urſachlichen Zuſammenhange ſtehende 
Beleidigungen und auf Antrag zu verfolgende Körperverletzungen in einem Ver— 
fahren erledigt werben. Hat daher ber eine Theil den Antrag auf Strafverfolgung 
geitellt, jo ift der andere Theil bei Verluſt feines Rechtes verpflichtet, den Antrag 
auf Strafverjolgung fpäteftens dor Schluß der Verhandlung in erjter Inftanz zu 
ftellen, hierzu aber auch dann berechtigt, wenn zu jenem Zeitpunkte die dreimonatliche 
Friſt bereit? abgelaufen ift. Diefe Beftimmung des StrafGB. behält nach Ein- 
führung der Deutfchen Straf PO., welche für die obigen Fälle die Verfolgung durch 
Privatflage vorgeichrieben Hat, praftiiche Bedeutung nur dann, wenn die Staats- 
anwaltfchaft in einem folchen alle ausnahmsweiſe die öffentliche lage erhebt. 
Als Regel gilt aber der Sag, daß der Bejchuldigte, wenn er die Beſtrafung 
einer ihm don dem Privatkläger zugefügten Beleidigung oder Körperverlegung wünfcht, 
bie W. erheben muß. Die W. ift alfo nichts anderes als eine von dem Beichul- 
digten gegen den Privatfläger erhobene Privatflage. 

Die W. ſetzt voraus, daß mit ihr eine duch Privatllage verjolgbare Be— 
leidigung ober Körperverlegung verfolgt wird. Gleichartigfeit der ftrafbaren Hand» 
lungen ift jedoch nicht erforderlich, die Privatllage kann wegen Beleidigung, die W. 
wegen Körperverlegung oder umgekehrt erhoben werben. Die W. ift nur gegen 
ben, welcher als Privatlläger aufgetreten ift, und nur von bem, welcher zur Privat⸗ 
Mage jelbjtändig berechtigt ift, zu erheben. Muß eine Vertretung des Beichuldigten 
wegen der ihm fehlenden Prozeßfähigkeit ftattfinden, jo kann der Vertreter jelbftver- 
Rändlich nur eine dem Vertretenen zugefügte ftrafbare Handlung geltend machen. 
Da der Bertretene Kläger und zugleich Angeffagter ift, fo wird feine perjönliche 
Zuziehung zu dem Verfahren nothwendig, denn die Vertretung exftredt fi nur auf 
die Erhebung der Privatflage (Löwe, zu $ 428 Note 2 b). 

Die W. ift bei dem Gerichte zu erheben, bei welchem bie Privatklage erhoben 
ift, auch wenn dieſes an fich für die ben Gegenſtand der W. bildende Handlung 
nicht zuftändig wäre. 

Beſondere Formen für die Erhebung der W. find nicht aufgeftellt. Erfolgt 
fie vor der Hauptverhandlung, fo gelten die gewöhnlichen Vorſchrifien (Stra PO. 
8 422 ff). Dies wird aber wol nur ausnahmaweife geichehen und die W. in der 
Regel erft im der Hauptverhandlung jelbft erhoben werben; es genügt dann eine 
einfache mündliche oder fchriftliche Erklärung. In beiden Fällen findet jedoch ein 
Suhneverſuch nicht ftatt; auch ift der Widerkläger zu einer Sicherheitsleiftung nicht 
derpflichtet. — Für die Erhebung der W. gilt nicht die breimonatliche Antrags- 
fift, fie fann vielmehr bis zur Beendigung ber Schlußvorträge in erfter Inftanz 
erhoben werden (StrafßO. 8 428 Abf. 1). 
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Das Gericht hat zunächſt zu prüfen, ob die Erjorderniffe der W. vorhanden find, 
und entjcheidet dann, ohne daß ein Gröffnungsbeichluß wie bei der Erhebung ber 
Privatklage erlaffen wird, gleichzeitig über Klage und W. Dabei ift eine 
etwaige Zurüdnahme der Klage auf das Verfahren über die W. ohne Einfluß. Ueber 
den gewiß jeltenen Fall, wenn die Staatsanwaltſchaft in das Privatklageverjahren 
eintritt, wodurch der Privatlläger die Rolle de Nebenklägers übernimmt, die W. 
verſchwindel und Privatlläger und Widerfläger als — ri vgl. be 
ſonders Doch ow in v. Holtzendorff's Handb. Bd. II. 

Handelt es fich bei Privatklage und W. um —æ— Pas und 
Körperverlegungen, die auf der Stelle erwibert find, jo können beide Theile oder 
nur ein Theil für ftraffrei erflärt werben, bzw. ein Theil eine milbere Strafe er⸗ 
balten (vgl. den Art. Retorfion im Strafrecht). Die Verurtheilung eines 
oder beider Theile in bie Koften wird hierdurch aber nicht ausgeichloffen (StrafPO. 
N a Für die W. wird ein befonderer Satz nicht erhoben (Gerichtskoſtengeſetz 

70 
s Lit.: a den Komm. zu A} 438 ber Straf PO., bei. den von Löwe (2. Aufl.) und 
Men — Dohom ind. —A 3 —— * — 5 Strafprozeßrechts Rd. 
. und in feinem ReichsStraf Proz. (3. Aufl.) 69 ff. — v. Samare, | 
pralktiſch —2 — Materien, Heft 1 (1880) 82 86. Do 


Widerſetzlichkeit (rect. Widerjegung) oder „Unbotmäßigkeit“ begeht, wer 
durch Gewalt oder Drohung einer Amtshandlung der vollftredenden Obrigkeit Wider 
ftand entgegenfegt, 3. B. einer Verhaftung, Hausfuchung, Auspfändung, Stenerein- 
treibung. Dies Vergehen, nach neuerer Gfgb. eine Spezies des „Widerftandes gegen 
die Staatögewalt“, nach Gem. Recht der Gewaltthätigteit ſchlechthin (crimen vis), 
fcheidet fich einerfeits vom bloßen nichtftrafbaren Ungehorfam des Einzelnen und 
dem ftrafbaren Ungehorfam einer Menge (Auflauf) durch pofitive gegen die Obrig⸗ 
keit gerichtete Thätigkeit als Mittel zur Behauptung im Ungehorſam, andererjeitd 
durch letztgenannten Zweck, nämlich ihre befenfive an ‚Richtung, don ber 
Nöthigung wider die Obrigkeit ala That des Einzelnen oder einer Dienge. Dem 
Gem. Recht jehlt ein Strafgeſetz über Widerjegung als folche, indem das Röm. 
Recht regelmäßig vis publica, ausnahmsweiſe (bei Verübung gegen magistratus 
majores) crimen majestatis annimmt, die Reichögefeße fie jchweigend der Landes: 
gejeßgebung überantworten. Höchſt verjchieden behandelt und bezeichnet im ben 
heutigen Strafgejegbüchern, im Code penal als „attaque ou resistance avec vio- 
lence et voies de fait“ unter die allzuweite rebellion geftellt, im geltenden Oeſterr. 
Strafgefeg als dritter Tall des jog. Verbrechens der „Deffentlichen Gewaltthätigkeit“ 
behandelt, wird der Begriff der W. jachgemäß gekennzeichnet (aber in unklarer 
Weife zufammengeftellt mit „thätlichen Angriff” auf Beamte während einer recht- 
mäßigen Amtsausübung, ohne den Zweck eines Widerftandes) im Preußifchen und 
Deutjchen Straf®B. Subjekt: der Einzelne als folcher, bald, was am nädhften Liegt, 
ein von der Amtshandlung Betroffener, halb ein Dritter; wogegen Aufruhr vorliegt, 
wenn eine äufammengeottete Menge mit vereinten Kräften W. verübt. Objekt: 
die Staatsgewalt in einem Vollſtreckungsorgan, gleichviel ob berufen zur Vollziehung 
von Gefeßen oder von Verwaltungsmaßregeln und Gerichtöverfügungen, gleichviel ob 
der Bollitredungsbeamte ſelbſt ober zu deſſen Hülfe verwendete Militärmannichaft, 
Miliz oder Privatperfonen ; jedoch nur infoweit, ala diefes Organ „in der vedhte 
mäßigen Ausübung feines Amtes“ fich befand. Ueberaus beftritten ift der Sinn 
diejer Worte des Deutfchen Straf6B. Nach jachgemäßer Auslegung ift Straflofig- 
teit der W. (oder gar Nothwehr) nur dann anzunehmen, wenn die angebliche Amts- 
handlung, nach Zuftändigfeit oder Form ober Inhalt, objektiv und unzweifelhaft 

gejeßwibrig war. That: vorfägliche Widerſtandshandlung durch Anwendung von 
Gewalt (auch gewaltſames Sichlosreißen, Entreißen einer Sache, Zuräddrängen, 
Einfperren Tann genügen) oder durd) Bedrohung mit Gewalt, die den Bollftreder 
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zum Abftehen oder zum Aufbieten überwältigender Körperkraft nöthigt; und zwar 
verübt zu einer Zeit, wo die Amtshandlung begonnen und als ſolche dem Subjelte 
befannt war. Vollendung Liegt vor mit der bewußten Gewalthandlung, auch ber 
eriolglofen. Strafe: Gefängniß von 14 Tagen bis 2 Jahren, bei mildernden Um— 
Händen Gefängniß bis zu Einem Jahr oder bloße Gelbftrafe. Die Oefterr. Entwürfe 
haben die W. als Spezialbelift nicht aufgenommen. — Unter befonderem Straf 
geieh fteht Widerfegung gegen Forſt- oder Jagd, g gesen Steuer- und Zollbeamte, 
Berreiung eines Gefangenen, Meuterei der Gefangen 
git.u. Quellen: v. Wächter, Lehrb., II. ©. a " Mittermaier zu Feuerbach, 
$ 201. — Shüße, Nothw. Theiln., Ss 61 ff. —- Lehrbb. von Berner, Shüße, Meyer 
ad $ 113 bes Deutiten trafOB. — John und Meves in v. ee Jen buch, 
IL iller, D. Redtmäßigteit b. Ausübung im Begr. d. B —— 79 
Der elbe im Gerihtöfaal XVV.⸗- nos u. Bolge in G. Fe "XXI u. 
48, 4, 6; C. 9, 12, 30. — Preuß. Ag, ER u 66. (Reitript vom 24. * 1a) _ 
$ pet So, eh ta ———— le i u ff 
ren ra — eu e ra’ 
traf@ef:Rov. v. 26. Febr. Ai ad $ 119) En 


Wiederaufnahme des Verfahrens. Im Civilprozeß fann eine ſolche 
durch die Nichtigleitsflage und die Reſtitutionsklage, welche die Deutſche CPO. unter 
diefer gemeinfamen Bezeichnung behandelt, erfolgen. Beide Rechtsbehelfe find nur 
zuläffig gegen ein Berfahten, welches bereit durch ein rechtskräftiges Urtheil abger 
ſchloffen ift, aljo niemals gegen Entfcheidungen, welche mit der Beichwerde ange- 
iochten werben können. 

1. Die Richtigkeitsklage, welche der querela nullitatis ob defectus insanabiles, 
der Nichtigkeitsbeſchwerde wegen unbeilbarer Nichtigkeiten de Gem. Proz. verwandt 
ift, findet ftatt: 1) Wenn ein geſetzlich ausgejchlofiener Richter bei der Enticheidung 
mitgewirkt bat, fofern nicht da8 Hinderniß mittels eines Ablehnungsgeſuches oder 
eines Rechtsmittels ohne Erfolg geltend gemacht ift; 2) wenn eine Partei in dem 
Verjahren nicht rechtmäßig vertreten war, jofern fie nicht die Progekführung aug« 
drücklich oder ftillfchweigend genehmigt Yat; 3) wenn das erfennende Gericht nicht 
vorſchriftsmäßig bejegt war; 4) wenn ein Richter bei der Enticheidung mitgewirkt 
bat, obwol derſelbe wegen Beſorgniß der Befangenheit abgelehnt und das Ab- 
lehnungsgeſuch begründet war, in ben beiden zuleßt gedachten fällen über 
dig auch nur dann, wenn bie Nichtigkeit nicht mittels eines Rechtsmittels geltend 
gemacht werden konnte, d. 5. wenn die Partei ben Nichtigfeitägrund fo jpät lan 
bat, daß die Frift zur Ginlegung des Rechtömittels verfäumt war und fie bei ber 
Verhandlung über das etwa auf andere Gründe geftüßte Rechtsmittel die Nichtigkeit 
zu ragen außer Stande war. 

U. Die Reftitutionsflage, in welder fi) ein Reft der restitutio in inte- 
grum contra rem iudicatam bes früheren gemeinen Prozefjeg wieder findet, ift nur 
zuläſfig: 1) wenn das Urtheil auf einen vom früheren Progeßgegner unter vorjäßlicher 
oder fahrläffiger Berlehung des Eidespflicht (NStrafG8. $$ 153—156, 168) ab- 
geleifteten Parteieid; 2) auf eine faljche oder verfälichte Urkunde; 8) auf ein unter 
borjäglicher oder Tahrläffiger Verlegung der Eidespflicht beſchworeneẽ Zeugniß oder 
Schderſindigen· Guiagien gegründet iſt; 4) wenn das Urtheil, von dem Vertreter 
der Partei oder dem Gegner ober deſſen Vertreter durch eine in Beziehung auf den 
Rechtsſtreit verübte, mit Kriminal- (nicht bloßer Disziplinar-) Strafe bedrohte 
Handlung (RStrafGB. 53 333, 834, 356) erwirkt if; 5) wenn bei dem Urteil 
ein Richter mitgewirkt hat, weldher fie; in Beziehung auf den Rechtaflreit einer mit 
*riminalftrafe bedrohten Verlegung feiner Amtspflicht (RStraf6B. 88 332, 384, 
336) ſchuldig gemacht Hat; jedoch in allen dieſen fünf Fallen nur unter der 
weiteren Vorausfegung, daß wegen der jtrafbaren Handlung eine rechtöfräftige Ver⸗ 
urtheilung erfolgt oder das Verfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels 
an Beweiſen (3.3. wegen Todes des Schuldigen) unterblieben oder nicht durchgeführt 
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worden ift; 6) wenn ein Strafurtheil, auf welches das Civilurtheil gegründet war, 
durch ein anderes rechtskräftiges Urtheil aufgehoben worden ift; 7) wenn bie Partei 
ein in berfelben Sache erlaffenes, früheres rechtskräftiges Urtheil auffindet; 8) wenn 
fie eine andere Urkunde entdeckt oder zu benußen in den Stand gefeßt wird, welche 
eine ihr günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde; jedoch darf in dieſem 
Falle das anzufechtende Urtheil nicht darauf beruhen, daß die betreffende Thatfache 
oder deren Gegentheil auf Grund einer Eidegleiftung de Gegners für erwieſen erachtet 
war. Selbſt aber beim Vorliegen eine der erwähnten Reſtitutionsgründe ift bie 
Klage immer ausgefchloffen, wenn die Partei es durch ihr Verſchulden unterlafien 
hat, den Reftitutionsgrund in dem früheren Verfahren, namentlich durch Einſpruch 
oder Berufung oder Anjchließung an eine folche geltend zu machen. 

Sowol mit der Nichtigfeitg-, wie auch mit der Reftitutionsllage können 
Anfechtungsgrlinde, durch welche eine dem angefochtenen Urtheil vorausgehende Ent- 
fcheidung derjelben oder einer unteren Inſtanz betroffen wird, geltenb gemacht werben, 
fofern das Urtheil auf der gedachten Entſcheidung beruft. 

‚Beide Nechtöbehelfe find im Wege einer gewöhnlichen Klage geltend zu machen. 
Zuftändig dafür iſt ausſchließlich das Gericht, welches in erfter Inftanz erfannt hat, 
ausnahmsweiſe aber das Berufungsgericht, wenn das angefochtene Urtheil ober auch 
nur eins der mehreren angefochtenen Urtheile von demfelben ober von dem Reichs— 
gericht gefällt ift und im Jehteren alle die Anfechtung auf einen ber vorhin unter 
1-3, 6, 7 gedachten Reftitutionggründe geftüßt wird, enblich auch das Revifions- 
gericht, wenn gegen deſſen Urtheil die Nichtigfeitöffage, ferner eine auf die Reftitu- 
tionggründe 4 und 5 bafirte Neftitutionsflage erhoben wird. 

Die Anftelung beider Klagen ift an eine einmonatliche Nothfriſt, angerechnet 
vom Tage der erlangten Kenntniß des Anfechtungsgrundes ſeitens der Partei, jedoch 
bei vor ber Rechtskraft davon erhaltener Kunde erft von bem Eintritt berfelben, 
gebunden. Ausgefchlofien find die Klagen ebenfalls, wenn fünf Sabre vom Tage der 
Rechtskraft des Urtheils abgelaufen find. Nur für die Nichtigleitslfage wegen 
mangelnder Bertretung (f. oben unter Nr. 2) befteht bie Ausnahme, daß bie ein- 
monatliche Friſt, jelbft wenn ſchon fünf Jahre verfloffen find, von dem Tage abläuft, 
an welchem der Partei und bei mangelnder Prozeßfähigkeit derſelben ihrem geſetz- 
lichen Vertreter das Urtheil zugeftellt ift. Weſentlich ift e&, daß die Klage das 
Urteil, gegen welches fie gerichtet ift, und auch ihren Charakter als Nichtigleits- 
ober Reftitutionaflage bezeichnet. Als vorbereitender Schriftfaß joll fie aber — das 
ift nur inftruftionel — außer den allgemeinen Erfordernifſen enthalten: 1) die Be- 
zeichnung des Anfechtungsgrundes ; 2) die Angabe der Beweismittel für den letzteren 
und für die Innehaltung der Nothirift und die Erklärung inwieweit die Befeitigung des 
angefochtenen Urtheils und welche anderweite Entfcheibung in ber Sache jelbft beantragt 
werbe, auch find der Reftitutionzflage die Urkunden, auf welche fie geftüßt wird, in 
Urſchriſt oder Abfchrift beizulegen, oder falls fie fi nicht in den Händen des Klägers 
befinden, eine Erklärung darüber abzugeben, welchen Antrag er zur Herbeifchaffung 
zu ftellen beabfichtigt. Nach Erhebung der Klage hat das Gericht, aljo auf Grund 
der mündlichen Verhandlung, zu prüfen, ob die Mage an fich ftatthaft und ob die 
geſetzlichen Formen und Friſten gewahrt find. Vorher find die Thatjachen, welche 
die Wahrung der Notbfrift ergeben, glaubhaft zu machen. Mangelt e8 an einem 
wejentlichen Erforderniffe, jo wird die Klage durch Urtheil ala unzukäffig verworfen. 
Im anderen Fall wird ohne Erlaß eines bejonderen Urtheils die Hauptjache, inſoweit 
fie von dem Anfechtungsgrunde betroffen wird, nochmals von Neuem verhandelt, und 
es ergeht dann auf das fombinirte jog. indicium rescindens und iudicium rescissorium 
nur ein Erkenntniß. Es fteht aber im Ermeſſen des Gerichtes vorab die Verhand⸗ 
lung auf das iudicium reseindens zu beſchränken, und dann erfolgt eine bejondere Ent— 
ſcheidung, ein Zwiſchenurtheil über die Zuläffigkeit der W. d. V., die fich dann daran 
anschließende, ala Ausführung des Zwiſchenurtheils erjcheinende Verhandlung in ber 
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Hauptfache, das iudicium rescissorium, wird aber immer ala Fortſetzung des erfteren 
angefehen. Wird die Klage bei dem Nevifionsgericht verhandelt, jo Bat bafjelbe, 
obwol ihm der Regel nach die Würdigung beftrittener Thatfachen entzogen ift und 
es nöthigenfalls die Sache in die frühere Inftanz zurüdzumeifen bat, ſtets das 
iudicium rescindens (nicht das rescissorium) zu erledigen, jelbt wenn es dabei auf 
die Feftjtellung und Würdigung von Thatjachen ankommt. 

Im Mebrigen kommen die allgemeinen Vorſchriften über den Anwaltsprozeß zur 
Anwendung. Indeſſen ift eine Eideszufchiebung zum Beweife der Thatfachen, welche 
die Reftitutionsflage begründen, außgefchloffen. Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen 
fiber die beiden Klagen find infoweit zuläffig, ala fie überhaupt gegen die Urtheile 
der betreffenden Gerichte ftatthaben, 

Man Hat neuerdings, jo Shwalbadh, Archiv für civ. Praris Bd. LXII. 
S. 122 ff., einen begrifflichen Unterjchieb zwifchen beiden Klagen geleugnet. Wenn 
aber auch die Deutiche CPO. beide Magen progefjualifch faft durchweg nach den⸗ 
felben Grundfägen behandelt, jo erfennt fie doch ſelbſt die prinzipielle Verſchiedenheit 
ihrerſeits in der Borfchrift deutlich genug an, daß wenn beide Klagen von derfelben 
Partei oder von verfchiedenen Parteien erhoben werden, die Verhandlung und Ent- 
ſcheidung über die Reftitutionsflage bis zur rechtskräftigen Eniſcheidung über bie 
Nichtigkeitsklage auazufegen if. Sie geht aljo davon aus, daß in dem alle ber 
Nichtigkeit das Urtheil nur eine Scheineriftenz führt, in dem anderen Yalle 
dagegen an fich völlig rechtögültig iſt. Der Schein der inneren Verwandtſchaft 
wird nur dadurch erregt, daß bie Rechtöorbnung im Intereſſe der Rechtaficherheit 
die Rüge ber Verletzung abfoluter Prozeßvorſchriften beſchränken und unter gewifjen 
Vorausfegungen ganz ausſchließen muß (vgl. darüber Bülow, a. a. DO. Bb. LXIV. 
©. 33 ff). Die Sache liegt demnach fo, daß bie Reftitutionsflage fih als ein 
außerorbentlicher Weife gegebenes Anfechtungsmittel gegen formal allen abjoluten 
Progevorfchriften entiprechende Urtheile darftellt, dagegen bie Nichtigfeitsflage dag 
begrifflich ftatthafte Anfechtungsmittel wegen Verſtöße gegen abfolute Prozeßvorſchriften 
ift, welches aber fowol durch Reduzirung der letzteren als auch duch Anerkennung 
der nachträglich heilenden Kraft einer Reihe von Momenten erft außerordentlicher 
Weiſe beichränkt wird. 

Quellen: Deutſche EBD. 88 541-554. 
Bit.: v. Kries, D. Rechtsmittel bed Civ.Proz. u. StrafProz. nach d. Beft. d. Deutſch. 
Reichsgeſ., Berlin 1880, ©. fr ff. a vo a Nurm ” 


Wiederaufnahme des Strafverfahrens. I. Es wiberfpricht dem in dem 
heutigen Prozeß anerlannten Prinzipe der Rechtskraft des Urtheils (f. den Art. 
Rechtskraft im Strafprogeß), wenn über eine endgültig entſchiedene Strafjache 
noch einmal verhandelt wird; allein e8 wiberfpricht ebenfo ſehr dem Streben nach 
materieller Wahrheit, wenn man Strafurtheile aufrecht erhalten wollte, deren Un- 
haltbarkeit dargethan werden Tann. Daher Haben die StrafPO. die W., auch 
Reftitution genannt, theils nur zu Gunften, theil® auch zu Ungumften des Ange 
klagten ausnahmaweije aus gewiffen Gründen geftatttet. Die verfchiedenen 
Beſtimmungen der StrafBO. über die W. find vollftändig abgedrudt in ber 2. 
Anlage zu den Motiven einer Deutjchen StrafPO. (Hahn, Materialien zur StrafPO. 
Bd. II. Abth. I. S. 378—389). 

I. Die Deutſche StrafPO. widmet der W. das vierte Buch und geftattet 
den Antrag auf W., den fie nicht ala Rechtsmittel anfieht, obgleich die allgemeinen 
Beſtimmungen über Rechtömittel auf ihn anzuwenden find, ſowol zu Gunſten als 
zu Ungunften des Berurtheilten bzw. Freigeſprochenen. Der Berurtheilte iſt hier⸗ 
bei jedoch beffer geftellt ala die Stantsanwaltichaft, 
ums 3u Gunften des VBerurtheilten findet die W. ftatt (StrafPO. 

9): 
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1) wenn eine in der Hauptverhandlung zu ſeinen Ungunften ala echt vorge 
brachte Urkunde fälſchlich angefertigt oder verfäljcht war; 

2) wenn durch Beeidigung eine zu feinen Ungunften abgelegten Zeugniſſes 
ober abgelegten Gutachtens der Zeuge oder Sachverftänbige ſich einer borfäglichen 
ober fahrläffigen Verlegung ber Eidespflicht ſchuldig gemacht hat; 

3) wenn ein bei dem Urtheil betheiligter Richter, Schöffe oder Geſchworener 
fi in Beziehung auf bie Sache einer kriminell ftrafbaren Verlegung feiner Amts 
pflichten ſchuldig gemacht Hat, ſofern diefelbe nicht von dem Berurtheilten ſelbſt 
veranlaßt ift; 

4) wenn ein civilgerichtliches Urtheil, auf welches das GStrafurtheil gegründet 
ift, durch ein anderes rechtskräftig geworbenes Urtheil aufgehoben ift; und 

5) wenn neue Thatfachen oder Beweismittel beigebracht find, welche allein ober 
in Verbindung mit ben früher erhobenen Beweifen die Freiſprechung des Angeklagten 
oder in Anwendung eines milderen Strafgejeßes eine geringere Beftrafung zu be 
gründen geeignet find. In Schöffengerichtsjachen Lönmen nur ſolche Thatjachen oder 
Beweismittel beigebracht werben, welche ber Verurtheilte in dem früheren Verfahren 
einjchließlich ber Berufungsinftanz nicht gefannt hatte ober ohne Verſchulden nicht 
geltend machen Tonnte. 

B. Zu Ungunften des Angellagten findet die W. ftatt (StruaPO. 
$ 402), wenn eine der unter A 1—8 erwähnten Handlungen zu Gunften des An- 
geflagten vorgenommen ift und außerbem noch, wenn von bem {yreigefprochenen vor 
Gericht oder außergerichtlich ein glaubwürbiges Geſtändniß ber frafbaren Handlung 
abgelegt wird. 

Der Antrag auf W., welcher auf die Behauptung einer ftrafbaren Handlung 
gegründet werben foll, ift nur dann zuläffig, wenn wegen ber betreffenden Handlung 
eine rechtöfräftige Verurtheilung ergangen ift, oder wenn bie Einleitung oder Durd- 
führung eines Strafverfahrens aus anderen Gründen ald wegen Mangel an Beweis, 
3. B. wegen Tod, Abmwejenheit, Verjährung nicht erfolgen kann (StrafPO. 8 404). 

Zwed bes Antrages auf W. ift die Freiſprechung des Verurtheilten oder bie 
Berurtheilung des Freigeſprochenen ober die Anwendung eines milderen Stu 
gejeges. Der Antrag ift nicht geftattet zur Aenderung der Strafe innerhalb bes 
durch daffelbe Geſetz beftimmten Strafmaßes (StrafBO. $ 403). 

Die W. erfolgt nur auf Antrag, nicht von Amtswegen, und zwar fteht der 
Antrag zu der Staatsanwaltichaft (StrafpO. $ 338 Abſ. 2), dem Angeklagten 
es Io jonft noch zur Einlegung von Rechtemitteln befugten PBerjonen (Sta PL. 

340). 


Eine Frift ift für die Stellung des Antrages auf W. nicht vorgefchrieben: 
& ift daher irrelevant, ob die erfannte Strafe ſchon vollitredt ift oder nicht. Wird 
die W. nach dem Tode bed Verurtheilten beantragt, fo Tann dies nur von Seiten 
des Ehegatten, der Verwandten auf- und abfteigender Linie und der Gejchwifter des 
Verſtorbenen erfolgen, jedoch nur unter ber Bedingung, daß es fich um Freiſprechung 
handelt (StrafPO. $ 401 Abf. 2; $ 411 Abf. 1). 

Der Antrag auf W. muß den geſetzlichen Grund und die Beweismittel ent- 
halten. Er muß mittels einer von bem Vertheidiger ober einem Rechtsanwalt 
unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll des Gexichtsſchreibers angebracht werben, 
wenn der Antrag von dem Angeflagten ober den Perſonen geftellt wird, welche im 
Falle des Todes des Angeklagten zu dem Antrage befugt find (StrafPO. $ 406). 
Der Antrag hat feine auffchiebende Wirkung, doch Tann das Gericht einen Aufichub 
fowie eine Unterbrechung der Strafvollftredung anordnen. 

II. In dem Verfahren, welches auf Grund eines Antrages auf MW. ftattfindet, 
lafſen fich drei Stadien unterjcheiden: die Prüfung des Antrages, die Wiederauf⸗ 
nahme der Unterfuhung und die anderweite Entfcheidung in der Sache ſelbſt. 
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Die W. ift bei demjenigen Gerichte zu beantragen, deſſen Urtheil angefochten 
ft. Iſt ein Urtheil in der Berufungsinftang ergangen, jo ift da Berufungsurtheil 
in der Regel das angefochtene, jedoch ausnahmaweile das erjtinftanzliche, wenn das 
Berufungsgericht die Schuldfrage nicht erörtert Hat. Hinfichtlich der in der Revifions- 
inftang erlafjenen Urtheile hat die Deutſche StrafPO. vorgeichrieben, daß ber Antrag 
nur dann bei dem Reviſionsgerichte zu ftellen ift, wenn es fi um eine in ber 
Revifionzinftanz begangene mit krimineller Strafe bebrohte Verlegung der Amte- 
pflicht eines Richters, Schöffen oder Geſchworenen Handelt. Abgefehen von bem 
erwähnten Falle muß der Antrag alfo bei dem Gerichte geftellt werben, gegen beflen 
Urteil die Revifion eingelegt war. (Ueber die beftrittene Auslegung des $ 407 
und die Details vgl. beſonders Löwe, Binding und v. Kries.) 

Ueber die Zulafjung des Antrages auf W. enticheibet das Gericht (Amterichter 
ohne Schöffen, Straflammer in der Belegung mit drei Mitgliedern, Strafjenat des 
Oberlandes- ober Reichsgerichts) ohne mündliche Verhandlung. Der Antrag wird 
durch Beſchluß ala unzuläffig verworfen, wenn die jormalen Borjchriften 
nicht beobachtet find, d. 5. Wenn er nicht in der vorgefchriebenen Form angebracht 
ober ein gejeßlicher Grund der W. oder ein geeignete® Bemweißmittel nicht angegeben 
if. Sind dagegen die formalen Vorfchriften beobachtet, jo wirb ber Antrag dem 
Gegner des Antragfteller® unter Beftimmung einer Frift zur Erklärung zugeitellt. 
Zugleich wird ein Verfahren eingeleitet, um die Frage beantworten zu können, ob, 
wenn die Behauptungen des Antragftellerd richtig find, zu einer erneuten mündlichen 
Verhandlung zu fchreiten jei. Mit der au dieſem Zwede eintretenden Beweis- 
aufnahme wird ein Richter beauftragt. Ob Zeugen oder Sachverftändige eidlich zu 
vernehmen jeien, ift dem Ermeſſen des Gerichts überlaffen. Die Parteien Tönnen 
unter denfelben Bedingungen wie in ber Borunterfuchung der Beweisaufnahme bei« 
wohnen. Nach Schluß berjelben find beide Parteien unter Beftimmung einer Frift 
zur Erklärung aufzufordemn. i 

Die Entfcheidung über die fachliche Zuftändigfeit der W. erfolgt ohne 
mündliche Verhandlung. Der Antrag wird durch Beſchluß des Gerichts als 
unbegründet verworfen, 1) wenn die in bemjelben aujgeftellten Behauptungen 
feine genügende Beftätigung gefunden haben oder 2) wenn zwar in dem früheren 
Berfahren die ala echt vorgebrachte Urkunde fälfchlich angefertigt oder verfäljcht war 
oder der Zeuge oder Sachverftändige fich einer vorjäglichen oder fahrläffigen Ber- 
legung der Eibespflicht ſchuldig gemacht hat, allein die Annahme ausgeſchlofſen ift, 
daß biefe Handlungen auf das Urtheil von Einfluß geweſen find. 

° Wird der Antrag für begründet erachtet, jo verordnet das Gericht die W. 
und die Erneuerung der Hauptverhandlung (erſter, zweiter oder dritter Inſtanz). 
Kommt das Gericht in der neuen Hauptverhandlung zu der Anficht, daß ein von 
dem früheren Urtheil abweichendes nicht zu erlaffen, jo ift das frühere Urtheil auf- 
recht zu erhalten, in allen übrigen Fällen dagegen unter Aufhebung deſſelben 
anderweit in der Sache zu erfennen. Für das Gericht gilt das Verbot ber 
reformatio in pejus (f. diefen Art.), wenn die W. nur von dem Berurtheilten 
oder zu Gunften defjelben von der Staatsanwaltſchaft ober von dem geſetzlichen Vertreter 
des Befchuldigten bzw. dem Ehemanne einer beichuldigten Frau beantragt worden ift. 

IV. Ein abgefürztes Verfahren, d. h. eine Erledigung des Antrages durch Urtheil 
ohne Erneuerung der Hauptverhandlung, tritt ein, wenn der Verurtheilte 
bereits geftorben und auf Freifprechung zu erkennen ift. Iſt dies Iebtere jedoch nicht 
der all, fo ift der Antrag nicht zu verwerfen, ſondern abzulehnen. Auch in 
anderen Fällen kann das Gericht ohne Erneuerung der Hauptverhandlung den Antrag 
erledigen, wenn auf Grund der bereit? vorliegenden Beweife auf Freiſprechung 
zu erkennen ift und die Staattanwaltfchaft bzw. der Privatfläger ihre Zuftimmung 
extheilt haben. Mit der Freifprechung ijt die Aufhebung des früheren Urtheils zu ver= 
binden. Auf Verlangen des Antragftellers ift die Aufhebung durch den Deutfchen 
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a oder auch durch andere Blätter auf Koften der Staatskafſe bekannt 
zu machen. 

Die Beichlüffe, mr von dem Gericht in erfter Inſtanz Hinfichtlich des 
Antrages auf W. ergehen, können, fofern fie nicht von dem Oberlandes- oder Reiche- 
gericht — find, durch fofortige Beichwerbe angefochten werben. 


Lit.: Außer ben — Her cl Werken von acharia und Pland: 
Remeis, Pen iederaufnahme im 1864. ayer, Zur R dei 
em jefled, ber dritte Theil bie ® rn Fig 171. — » S mwarze in v. Holken- 
dorff’8 Handb. des Deutichen Stra rechts, ®b. I. ©. 8285 Doch ow, Rei 
Straf Proz. (8. ae ©. ai Me. rieß, — Rechtsmittel de Eiv.Proz. und 
ei 03. (1880 41 Ge, Behrb. d. gem. Deutichen na GBI E10 BR 
Sm _ Binding und. db. gem. Deuticen” Strafprozehrechts — 


Wie dereinſetzung in ben vorigen Stand (restitutio in integrum) im 
Privatrecht war die Aufhebung einer nachtheiligen Rechtswirkung durch außerordent- 
liches Einfchreiten des Magijtrats aus Gründen der Büligkeit. Beſtimmt, die Härten 
des pofitiven Rechts in ihren Wirkmgen zu befeitigen, wurde fie zunächft nicht von 
feften Rechteregeln beherricht, jondern nach freier Würdigung bes einzelnen Falles 
gehandhabt und eben darum durch den Prätor ſelbſt zur Anwendung gebracht. In 
dieſem Sinne war fie ein auxilium extraordinarium (1. 16 pr. D. de min. 4, 4). 
Indeſſen bat fich ihre Bedeutung ſehr geändert. In vielen Fällen ift fie ſchon von 
den Prätoren jelbft durch feftbeftimmte Klagen und Einreden erjeßt worden, 3. 2. 
durch die actiones doli und quod metus causa. für andere fälle wurde fie theils 
von den Prätoren, theil® von den das Edikt fommentirenden Juriften genauen 
Regeln über Ertheilung und Berweigerung unterworfen und jo ber freien Macht der 
Behörde mehr und mehr entrüdt. Und endlich ging die Befugniß zur WB. mit dem 
Wegfall der alten Gerichtöverfaffung an die ordentlichen Richter über, deren Sprüche, 
wie überhaupt, jo auch in diefem Punkte durch Appellation zu bejeitigen waren. 
Aus allen diefen Gründen ift die W. ſchon im Yuftinianifchen Recht den ordent⸗ 
lichen Rechtämitteln jehr nahe gebracht. Im Heutigen Recht aber find die Bebürf 
niffe, denen fie bei Yuftinian noch diente, größtentHeil® auf andere Weiſe fo wohl zu 
befriedigen, daß ihr ortbeftehen nur noch in engen Grenzen als berechtigt anerfannt 
werden kann. Eben darum ift fie auch in ben neueren Gefeßgebungen bis auf wenige 
Spuren verſchwunden. — Borausfegungen hat die W. nach dem Römiſchen Recht 
zwei: eine Verlegung (laesio) und einen rechtfertigenden Grund (justa causa). Die 
Verlegung muß ein kraft Rechtens eingetretener Nachtheil fein, mag bie Beranlaffung 
deffelben eine Unterlafjung, wie bei der Klagenverjährung, oder eine pofitive Hand» 
Tung, insbeſondere ein Rechtsgeſchäft bilden. Gegen den Nachtheil darf nicht ſchon 
in einem anderen Rechtsmittel erſchöpfender Schuß gewährt fein (1. 16 pr. D. min. 
4, 4; 1.2 C. de fil. fam. min. 2, 28). Doch braucht es nicht gerabe ein Ber 
mögensnachtheil zu fein (1. 8 $ 6; 1. 6 D. de min.; Seuifert’s Archiv XVL 
172), und als letzterer gilt nicht blos ein erlittener Berluft, fondern auch ein ent 
gangener Gewinn (1. 7 $ 6 D. eod.). Andererſeits darf der Nachtheil micht un 
verhältnigmäßig gering fein (l. 4 D. de in int. rest. 4, 1); und ganz entzogen ifl 
der W. der Nachtheil aus dem Abſchluß einer Ehe, weil einige der geſetzlichen Re 
ftitutionägründe (Zwang und Betrug) fogar Nichtigkeit der Ehe wirken, die anderen 
aber ja nicht einmal als Scheibungsurfachen geltend gemacht werben könnten. Als 
rechtfertigende Gründe einer W. find in den Quellen fowol bei Handlungen als bei 
Unterlafjungen des Berlegten nur Minberjährigleit, Betrug, Zwang und Irrthum 
anerkannt; bei einer Unterlafjung ift außerdem neben der Abwejenheit ganz all- 
gemein jedes berjelben gleichftehende äußere Hinderniß (si qua alia justa causa esse 
videbitur, 1% gemeralis clausula) dem Richter zu berädfichtigen geftattet (1.1. 1, 2 
D. eod.; 1. 26 $ 9 D. ex quib. caus. maj. 4, 6). Am wichtigften von 
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Gründen ift die Minderjährigfeit. Sie fommt in Betracht, infofern der mit ihr 
verbundene Mangel an Erfahrung e8 war, welcher dem Minderjährigen ben Nach— 
theil zuzog (1. I pr. $ 1; 1. 11 88 4, 5 D.de min. 4, 4). Indeſſen ſoll fie nach 
den Quellen auch demjenigen minor bzw. impubes, der mit bem Beiftand eines 
Kurator bzw. Tutors gehandelt hat, oder gar durch einen folchen vertreten worden 
ift, nicht verfagt werden (1. 29 pr.; 1. 47 pr. D. eod.), ein Satz, ber freilich ſchon 
über das bei den Römern burch die frühe Selbftändigkeit der puberes bedingte Be— 
dürfniß Hinausging, Heutzutage aber bei der Ausdehnung ber Vormundſchaft big 
zum einundzwanzigften Jahre jeder Nothwendigkeit entbehrt. Den Minderjährigen 
ftellt das Geſetz Gemeinden und kirchliche Korporationen und die Praxis auch andere 
Bevormundete und andere juriftiiche Perfonen glei. Indeſſen ift, nachdem bereits 
das Preuß. Allg. ER. die MW. gegen Rechtögeichäite überhaupt aufgehoben hatte, 
nımmehr durch das Geſetz vom 12. Juli 1875 8 9 diefe Maßregel menigftens in 
Bezug auf Minderjährige und die denfelben gleichgeftellten Perfonen für den ganzen 
Umfang ber Preuß. Monarchie generalifirt worden. — Der Zwang (metus) begründet be= 
Zanntfich auch eine perfönliche Schadenderfahflage gegen jeden durch das erzwungene 
Rechtsgeſchäft Bereicherten. Folglich bleibt der Zwang ald Grund einer W. nur 
nod für die Fälle von Wichtigkeit, wo jene Klage wegen thatjächlicher Umftände 
nicht zum Ziele führt, wie 3. B. für den Fall der Zahlungsunfähigkeit. Der Irı= 
thum kommt faft ausfchließlich bei progeffualifchen Verſtößen als justa causa resti- 
tutionis vor; im Gebiet des materiellen Rechte nur zu Gunſten des Gläubigers, 
der fich durch Erwirkung ber separatio bonorum (f. biefen Art.) in Nachteil 
verfeßt Hat (l. 1 $ 17 D. de separ. 42, 6). Beim Betruge aber ift es be 
ftritten, ob er überhaupt außerhalb des Prozeßrechts und neben der aus ihm ent- 
fpringenden actio doli eine W. rechtfertigen könne. Doch wird man biefe Frage, 
wegen ber inneren Berwanbtichaft des Betrugs mit dem Zwange einer- und dem 
Irrthume andererjeits, wenigſtens für diejenigen Fälle bejahen müffen, in welchen 
aus Zwang oder Irrthum ein Reftitutionsanfpruch bergeleitet wird. Die Haupt— 
ftellen, um deren Auslegung der Streit fich dreht, find 1. 7 $ 1 D. de in integr. 
rest. 4, 1; 1.18 6 D. de dolo 4, 3. Was endlich die Gründe angeht, welche 
nur zur W. gegen die Folgen einer Unterlafjung ausreichen, jo können dieſelben 
jowol in der Perfon Deffen, der hätte Handeln follen, als in der Perfon Desjenigen, 
in Bezug auf welchen zu Handeln war, als in ber Perſon bes Richters, als auch 
in ſachlichen Verhältniffen gelegen fein. Bei beiden Parteien gilt ala ausreichender 
Grund Abwejenheit vom Wohnort und reiheitsberaubumg; doch muß bie erjtere, 
wenn fie in der Perfon des Verſäumenden jelbft ftattfand, gehörig motivirt fein 
Neu Staatsgeſchäfte, hc x.) (I. 1$ 1 D. ex quib. caus. maj. 4, 6; 1. 2 

biß 1. 7; 1. 28 pr. D. eod.). Ob der Abweſende auch, wenn er einen Ber- 
ne hatte, ſich reſtituiren lafſen könne, iſt beſtritten wegen 1. 89 D. ex quib. 
cans. maj. 4, 6, doch zu bejahen, 1. 26 $ 9; 1. 15 pr. D. eod. Sonſtige Hin⸗ 
derniſſe find in der Perfon des Verfäumenden: Ungeborenfein (1. 45 pr. D. de min. 
4, 4), in der Perfon des Gegnerd: Arglift, Wahnfinn oder jonftige Zuftände, 
welche der Belangung im Wege fanden (1. 18 1; 1.28 $ 4; 1.1. 24, 25 D. ex 
quib. caus. maj.); in der Perjon bes Richters Rechtöverweigerung, außerordentliche 
Serien ıc. Ein Beifpiel eines fachlichen Hindernifieß bietet die Bejchaffenheit bes 
dienenden Grundftücks, welche bie Ausübung der Servitut ausfchloß (1. 84 $ 1; 
1.85 D. d. 8. P. R. 8, 8). — Gegen Ablauf der Verjährung hat auch das 
Preuß. Allg. LR. die W. beibehalten ($$ 530, 581, 537—540 I. 9). Die Ber- 
wirklichung der W. geichieht auf Antrag des Verletzten oder feines Rechtenachfolgere ; 
doch ift diefer Antrag binnen einer vierjährigen Frift von dem Zeitpunkte ab, wo 
der Grund der W. wegfiel, anzubringen (1. 7 C. de temp. i. i. r. 2, 58). Uebri« 
gens bleibt nach Wegfall des Reititutionsgrundes möglich, daß ein anderer Grund 
befteht, welcher die Verſäumniß der Reftitutionsfrift entfchuldigt und — Reſti⸗ 

v. Oolzendorff, Ene. II. Kechtslexikon M. 8. Aufl. 
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tution gegen jene rechtfertigt (1.1. 1—8 C. eod.). Die Anbringung des Geſuchs erfolgt 
bei dem zuftändigen Progekrichter. Diefer muß die andere Partei hören und hebt 
dann, wenn ber Antrag begründet ift, durch feinen Spruch die verletzende Nechte- 
änderung auf (fog. judicium rescindens). Inſofern aber damit ein untergegangener 
Anfpruch wieberhergeftellt ift, kann num noch dieſer Iektere in einem befonderen Ver⸗ 
fahren ausgeführt werben (judicium rescissorium). Im Römifchen Recht bilbete die 
Trennung beider Progeduren in Folge der Theilung der richterlichen Funktionen die 
Regel. ı Heute werden fie zwedimäßig beide zu einem Verfahren vereinigt. Die Partei, 
gegen welche Reftitution erbeten wird, ift in der Regel nur der durch die Rechts- 
beränderung unmittelbar Begünftigte oder deſſen Erbe (restitutio in personam). 
Ausnahmaweife kann die W. aber auch gegen jeden Dritten (in rem) erfolgen (1.18 
S 1;1. 14 D. de min.; 1. 17 pr. D. ex quib. caus. maj.). Endlich die Wirkung 
der Reftitution befteht einfach in der Herftellung des geweſenen Rechtazuftandes. 
Dadurch wird aber nicht blos der Reftitutiondfläger, jondern unter Umftänden aud 
die Gegenpartei berechtigt. Jener muß das herausgeben, um was er burch bie 
Rechtsveränderung reicher ift, und die dadurch befeitigten Verbindlichkeiten wieder 
übernehmen. Dritte Perſonen werben dagegen durch die W. als gr — 
nicht berührt (1. 7 8 551.24 8 45 1.27 8 1-8; 1.47 $1D. de min; I. 
7 & 1 fin. D. de except. 44, 1). — Ueber die W. in ihrer Antvendung auf 
den Prozeß dgl. d. Art. Wiedereinfegung in ben vorigen Stand gegen 
Verſehen und Berfäumniffe. 
— ei Tit. og je Integrum restitutionibus D. 4, 1 u. 4, 2—6; C. 2, 20—54; X.L41; 
Sit: hurgenht, Bi —— von ber W. i. d. v. S., Gott. 1831. — M. Spaltenſtein, 
Die W. i perl. 873. — v. Savigny, Syftem, VI. &. 90-309. — v. Wächter, 
Württ. Beibaten ne 11.85 Beim. — v. —E dehrb. I. 88 175—188. — v. Wind: 
ſcheid, Lehrb. 1. 88 n⸗ Ed. 


Wiebereinfehung in ben vorigen Etand gegen Berjehen und Ber- 
fäumniffe(®rung, Thl. 1. ©. 378, v. Bar, Thl. I. Suppl. ©. 58 ff., John, 
Thl. I. Suppl. ©. 78) nennt man bie Reftitution in ihrer Anwendung auf De 
feitigung von Nachtheilen, welche einer Partei aus ihren Handlungen oder Unter 
laffungen im Progeffe in Abficht auf ihre Rechtöverfolgung entftanden find (restitutio 
contra lapsum fatalium aut termini praejudicialis), Die W. ftammt aus dem 
Römifchen Recht. Das Gemeine Recht, welches fpäter freilich in Straffachen für fie 
feinen Raum hatte, rezipirte fie in ihrem vollen Umfange und erweiterte ihre Gründe, 
indem man zu den Römifchen causae der Minberjährigkeit, des Zwangs, des Be— 
truge, de Irrthums, der Abweſenheit und ex clausula generalis jedes fonftigen 
nach den Umftänden des Falls gerecht fcheinenden Grundes noch mangelndes Ber 
ſchulden der Partei Hinzufügte, auch ex beneficio novorum, bei welchem es vor: 
gängiger richterlicher Entjcheidung nicht bedurfte, Nachbringen verfpäteter Rechts 
verfolgungsmittel als noviter reperta oder noviter allegata geftattete, wenn bie Partei 
beſchwor, daß fie diefelben früher nicht einbringen könne oder daß fie fie einzu 
bringen nicht für dienlich oder nöthig erachtet habe, dies aber nunmehr thue. Die 
neue Deutfche Reichägefeßgebung fennt die formale W. nur gegen Unterlaflungen und 
nur aus ſehr befchränkten Gründen, ftatuirt daneben aber Einfpruch und Nachholung 
bei der Berufung ohne befondere Gründe, ſowie Nachholung auf Reſtitutionsgründe 
bin. Da bie Verhältniffe im Civil- und Strafverfahren keineswegs gleich georbnet 
find, fo erfordert jede Prozedur ihre befondere Darftellung. I. Im Civilprozeß 
wird 1) gegen Berfäumnißurtheile einfchließlich der Zwiſchenurtheile bei Verſäumniß 
des Termins der mündlichen Verhandlung und bes Schwurtermins, ſowie gegen Voll⸗ 
ſtreckungsbefehle im Mahnverfahren bei Verſäumung des Widerfpruch® Einſpruch, 
alfo W. ohne Gründe gewährt. 2) Bei Berfäumung progeßhindernder Einreden, 
bes Beweisterming, des Antrags auf Aufhebung eine? Schiedsſpruchs wird Rad 
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Holung auf Grund mangelnder Verſchuldung der Partei (und ihtes Vertreters), bei 
DBerfäumung von Rekufationen, jowie im fommifjarifchen Verfahren in Rechnungsſachen 
bei Berfäumumg von Anfprüchen, Angriffe-, Vertheibigungs-, Beweismitteln und 
Beweißeinreden Nachholung wegen fpäterer Entftehung oder fpäteren Bekanntwerdens, 
bei anberweitiger Verfäumung vereinzelter Rechtsverfolgungsmittel Nachholung in 
der Berufungainftanz ohne Gründe zugelafien. 3) Gegen Berfäumung von Noth» 
friften, zu welchen jedoch nicht die W.frift gehört (restitutio restitntionis non da- 
tur), wirb W. ertheilt. Die Läfion befteht in dem Verluſte des Rechtsmittels oder 
des entiprechenden Behelfs, welche in der Nothfrift eingewandt werben konnten. 
Grund der W. find Naturereigniffe und unabwendbare Zufälle, welche von ben 
Motiven auf vis major beſchränkt werben, ferner rechtzeitige, jpäteftens am britten 
Tage vor Ablauf der Nothirift erfolgte, Webergabe des oder der zuzuſtellenden Schrift-⸗ 
ftüde an Gerichtövollzieher bzw. Gerichtsjchreiber, wenn die Friſt durch Verſpätung 
oder Unterlafjung der Zuftellung von Schriftftüden verfäumt worden ift, enblich bei 
Verſäumniß der Einipruchgfrift unverſchuldete Unfenntniß der Zuftellung des (Ber- 
ſaumniß⸗) Urtheils. Zur Einwendung der W. bedarf es regelmäßig eines Schrift: 
ſatzes, welcher die Angabe der ihren Grund bildenden Thatfachen, die Benennung 
der Beweismittel, welche zu deren Glaubhaftmachung benußt werben jollen, und die 
Nachholung der verfäumten Handlung oder, wenn leßtere bereit nachgeholt ift, eine 
bezügliche Anführung als nothwendige Beftandtheile enthalten muß, wozu außerdem 
der Antrag auf W. und andere Beftandtheile der Schriftfäge überhaupt hinzukommen 
Lönnen. Diefer Schriftfag muß innerhalb unerſtreckbarer Frift von zwei Wochen, 
vom Tage der Beſeitigung des Hinderniffes an gerechnet, im Yall der Berfäumung 
der Beſchwerdefriſt beim beſchwerenden oder beim Beſchwerdegericht eingereicht, jonft 
aber dem Gegner zugeftellt werben; die MW. ift jedoch nach Ablauf eines Jahres 
vom Ende ber verjäumten Nothirift überhaupt nicht mehr zuläffig. Bei unver- 
ſchuldeter Verfäumung der Zuftellung, welche für die fofortige Beſchwerde ja nicht 
in Betracht kommt, ift die W. nur innerhalb eines Monats vom Ende der ver- 
ſaumten Nothirift zuftändig, auch innerhalb deſſelben einzuwenden, ja fie kann Hier, 
wo der Implorant von einer verjpäteten Zuftellung vielleicht nicht früh genug Kunde 
erhielt, auch ohne Zuftellung eines Schriftfages mündlich im Termin, in welchem 
die Berufung, der Einfpruch ꝛc. zu verhandeln find, beantragt werben, wofern bie 
(verjpätete) Zuftellung der Ladung zu diefem Termin nur noch innerhalb der ein- 
monatlichen W.frift an den Gegner erfolgt ift. Berechtigt zur Entfcheidung über 
die W. ift das Gericht, welches über die nachgeholte Handlung, aljo über die ver- 
fäumte Beſchwerde, Berufung, Einfpruch ꝛc., zu entjcheiden hat. Das Verfahren über 
die W. ift mit dem Verfahren über die nachgeholte Handlung zu verbinden, und es 
gelten die Vorſchriften über das Iektere auch für die Verhandlung über die W., 
ſelbſt wenn diefe abgejondert zuerſt erledigt wird. Demgemäß ift auch die Entfchei- 
dung über die W. durch die Rechtsmittel anzufechten, welche gegen bie Entfcheibung 
über die nachgeholte Handlung zuläffig find, dagegen ift dem Imploranten der Ein- 
ſpruch verfagt. Die Koften der W. trägt der Implorant, foweit jolche nicht durch 
unbegründeten Wiberjpruch des Imploraten verurfacht find. II. Im Strajver- 
fahren kennt die Reichsgeſetzgebung 1) feinen Einfpruch gegen Berfäumnißurtheile, 
da der Einſpruch -gegen Strafbefehle des Amtsrichters einfacher Proteft (opposition 
in diefem Sinne) gegen diefe Entſcheidungsform iſt und der Befehl eine Verſäumniß 
nicht voraugfegt. Ebenfo kennt die StrafPO. 2) in Straflammer-, Reichs⸗ u. Schwur« 
gerichtsfachen feine Berufung, während in Schöffengerichtsfacden eine Nachholung von 
Thatſachen und Beweismitteln im Berufungswege allerdings geftattet wird. 3) Da⸗ 
gegen gewährt die StrafPO. die W. in viel weiterem Umfange als die EPO., nämlich, 
a) bei Verfäumung von Friften überhaupt, Verfäumniß der Frift zur W. nicht aus— 
genommen, auch einfchlieplich der Einſpruchsfriſt bei amtärichterlichen Strafbejehlen 
und ber Frift des Antrags auf gerichtliche Entjcheidung gegenüber Strafverfügungen 
84* 
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und Strafbefcheidef® der Polizei- und Adminiftrativbehörden; b) bei Aus 
bleiben in der Hauptverhandlung, foweit der Angefchulbigte in derſelben nicht dur 
einen Bevollmächtigten vertreten oder auf feinen Antrag dom Gricheinen dispenfirt 
war oder in der Sache nicht jchon früher gegen Verfäumung der Einſpruchsfriſt W. 
erhalten hatte. Grund ber W. find Naturereignifie und andere unabwendbare Zu- 
fälle, zu welchen auch unverfchuldete Unkenntniß einer Zuftellung gehören foll, wegen 
welcher im Uebrigen aber von den Motiven auf die CPO. verwiefen ift. Wie weit 
Berfüumung des Vertheidigers oder Vertreters mit Löwe und v. Schwarze zu 
den unabwendbaren Zufällen zu rechnen find, Tann zweifelhaft fein, da die Hand» 
lungen bes Vertreter Handlungen ber Partei und eine Verfäumnifje ihre Berfäum- 
niffe find, fich fomit, und ohne daß bier etwas auf Solvenz des Vertreters und 
Regreßmöglichkeit anlommt, immer nur fragt, wie weit die Zufälle für ben Ber 
treter unabwenbbar waren. Der Begriff der unabwendbaren Zufälle ift für den 
Strafprogeß kein anderer ala für den Civilprozeß, und nur das kann die Frage fein, 
ob man barunter mit den Motiven der CPO. den casus und bie vis major ober 
überhaupt Ereigniffe und Umftände zu verftehen hat, welche der Implorant wegen 
ihrer objettiven Unwiderftehlichkeit oder wegen feiner jubjektiven Unkenntniß, Ab- 
weſenheit zc. unter ben gegebenen Berhältnifjen nicht zu befeitigen vermochte, eine 
Alternative, welche in der milderen Praris der früheren Preußifchen und Sächfiichen 
höchften Gerichte eine Unterftüßung befigen würde. Das Gefuch, in welchem bie 
Hinderungagründe anzuführen und glaubhaft zu machen find, bei Friſtverſäumniß 
auch die verfäumte Handlung nachzuholen ift, muß bimmen einer Woche von Be 
feitigung des Hindernifjes bzw. von der Zuftellung des Urtheils an, wenn diefelbe 
teine blos fiftive war, bei dem Gerichte angebracht werben, bei welchen bie ver- 
fäumte Handlung vorzunehmen war, bei Berfäumniß der Antragsfrift bei der Be- 
börbe, welche die Strafverfügung oder den Strafbeſcheid erlafjen, oder beim Amts 
richte. Wo die MW. mit der Berufung oder Revifion gegen Urtheile konkurrirt, 
läuft die Friſt für letztere Rechtsmittel jelbftändig ab. Will der Implorant fid 
daher diefe Rechtsmittel für den Fall fichern, daß die W. abgeſchlagen werden follte, 
fo muß ex fie, die Revifion unter Begründung der Revifionsanträge, eventuell aljo 
mit der W. zugleich oder wenigftens unter Bezugnahme auf fie innerhalb der Be 
rufungs- und Revifionzfrift einlegen. Legt er diefe Rechtsmittel pure ein, jo foll 
dies ald Verzicht auf die W. gelten. Die Enticheidung über die W. jteht bem 
Gericht zu, welchem bei rechtzeitig borgenommener Handlung die Entjcheidung in 
der Sache gebührt hätte, alfo bei verfäumter Berufung dem Berufungsgericht, nicht 
dem Amtsgericht, welches das Rechtsmittel wegen Verſäumung der Berufungsfriſt 
verwerfen durfte. Die Enticheidung über die W. bei Verſäumung bes Antrags auf 
gerichtliche Entſcheidung gegenüber abminiftrativen Strafbefehlen liegt dem Amtd- 
richter ob. Für die Koften der W. gilt die gleiche Regel, wie im Civilprogeß. 
Eine die W. gewährende Entſcheidung ift unanfechtbar, gegen eine abjchlägige fteht 
fofortige Beichwerde zu. — Die W. ift in beiden Prozeſſen nicht an fich, ſondern 
nur nach Bewilligung des über fie en — ſuspenſiv. 
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Strafverf. w. Abweſ. S. aus — a in Teut, © Strafverf., ©. N 
eh Audio, X . 450 — Hui ier, ars, 
X. &. 542 — Annalen des ea — eue Folge, 3b. 
m. — FE zur Sale, Straf PO. Li. von Löwe, v. Schwarze, Seins, 
Dalde. er Straf‘ 40 fi., 262, 268, 265, 275. — Dodomw, RStrafPrz. 
45, 79, 87, — v. Holpenborff, "Handbuch bes Dentfchen —2 ts, I. 

ff. —E ieding. 

Wiederlaufß- oder Rücklaufsrecht nennt man das Recht des Verkäufers, 
die Sache vom Käufer zurückzukaufen. Die Abrebe, welche den Käufer zum Rüde 
verkauf verpflichtet, heißt neulat. pactum de retrovendendo. Die herrſchende Mei⸗ 
nung findet daffelbe behandelt in 1. 12 D. praescer. verb. 19, 5 und inl2C. 
de pact. inter. emt. 4, 54. Allein in Wahrheit geht ber bafelbft beiprochene Ver⸗ 
trag nicht auf Abſchluß eines zweiten Kaufvertrages, fondern auf Rüdgängigmachung 
des erften, fo daß er ſich von einem pactum displicentise zu Gunſten des Ver— 
Läuferd nicht unterjcheidet. Auch hat es in der That Fein Antereffe, in dem alle, 
wo mur eine beiberfeitige Rüdleiftung jeftgeießt, und der künftigen Vereinbarung 
nichts vorbehalten wird, noch eine obligatio ad contrahendum einzufchieben (De= 
gentolb, Borvertrag, ©. 23, und Göppert, Krit. B.I.Schrift XIV. ©. 107). 
Andererſeits bleibt es möglich, daß die Abficht der Parteien auf einen wahren W. 
mit vertaufchten Rollen gerichtet war, und zwar ift dies um fo eher anzunehmen, 
je mehr Punkte bei demjelben neu beftimmt werden follten. Zu diefer Auffafjung 
des Geſchafts neigt ſogar die gemeintechtliche Doktrin (Sintenis, Gem. Civilr., 
I. 8 116 9.226—284; Seujfert, Pand.R., II.$ 391; Windſcheid, Lehrb., 
II. $ 888) überwiegend. Im älteren Seutichen Recht Yam der Borbehalt des ®. 
noch zu einem anderen Ziwede vor, um nämlich unter Umgehung der Tanonifchen 
Zinsverbote einem Geldgeber einem Höheren Kapitaldertrag und dem Geldempfänger 
das Recht zur Wiedereinlöfung der Sade zu fihen (Plathner, Zeitjchr. für 
R.Geſch, IV. ©. 193—167). Die verichiedenen Geftalten des W. find jedoch in 
der neueren Gejehgebung nicht ſcharf gefondert, und darum die Beftimmungen der= 
ſelben meift ohne feftes Prinzip (vgl. Preuß, Allg. ER. I. 11 89 296—830 ; Oeſterr. 
BGB. SS 1068—1071; Code civil art. 1659— 1673; Sächl. BEB. 88 1131 bis 
1137). In Gemäßheit jener Unterjcheidung zwiſchen der Verabredung eines Riüd- 
trittsrechts umd einem pactum de contrahendo löfen fih nun bie einzelnen beim 
W. entjtehenden Fragen. Insbeſondere ftreitet man, ob der Preis beim Wiederkauf 
berfelbe, wie beim urfprünglichen Kaufe ſei (Bindf che i d), oder ber Taxwerth der 
Sache in ihrer gegenwärtigen Beſchaffenheit (Sintenis). Das erftere entipricht 
der Annahme eines Rüdtrittsrechts, das letere der eines Anſpruchs auf Errichtung 
eined neuen Vertrages. Ebenfo beantwortet fich die Trage, ob der Wiederkäufer für 
Berwendungen auf die Sache Erſatz zu leiften und für Berfchlechterungen derſelben 
Erſatz zu fordern habe oder nicht. In beiden Fragen enticheiben fich die neueren 
Geſetze meift für Die erftere Alternative. Webrigens ift die Wirkung des W. nad 
Gem. Recht ftet? nur obligatorifch; nach älterem Deutichen Recht war es dinglich, 
und diefe Eigenfchaft kann ihm auch nach Preuß. Recht durch Eintragung im 
Grundbuch beigelegt werben. Weber die Verjährung des W. ift viel geftritten wor« 
den. Sie beginnt vom Abſchluß des Vertrages und dauert dreißig Jahre (vgl. 
Windfheid, I $ 107 U. 9. Abweichend jedvoh Sintenis, Seuffert, 
v. Savigny u.a.m.). Rad) dem Code civil und dem Sächſ. BGB. erliicht das 
W. fogar ſchon nad) einer kürzeren Reihe von Jahren, nach Preuß. und Heſterr. 
Recht mit dem Tode des Berechtigten. Das Preuß. Recht jchließt auch die Abtre— 
tung des W. ohne Willen des Befitzers aus, das Defterr. Recht beſchränkt es auf 
Immobilien. Die Anwendung des MW. zur Umgehung der Zinsbeſchränkungen 
(88 321—8326 I. 11 des Allg. ER.) war durch das Neichögefeg vom 14. Nov. 
1867 unpraftifch geworden (Ginſchius, Zeitſchr. ſ. Gef. und Rechtepfl. II. ©. 
47), Tann aber gegenwärtig in Folge des Weichögejeßes, betr. den Wucher, vom 
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24. Mai 1880 wieder vorkommen. Auch ſtellt die Novelle zur RGew.O. vom 
23. Juli 1879 in Art. 4 dem Pfandleihgewerbe den gewerbamäßigen Ankauf be- 
weglicher Sachen mit Gewährung des Rüdkaufsrechts gleich, und ebenfo bedroht das 
angeführte Wuchergejeg in Art. 2 den Pfandleiher oder Ruckkaufshändler, der bei 
Ausübung feines Gewerbes den darüber erlafjenen Anordnungen (vgl. für Preußen 
das Gef. vom 17. Mai 1881) zumiderhandelt, mit Strafe. Berfchieben vom W. 
ift dag Recht des Käufers, vom Verkäufer ben Wiederabkauf der Sache zu ver- 
langen. Die Abrede eines folchen heißt pactum de retroemendo. Sie iſt praktiſch 
feltener und im Allgemeinen nach Analogie des p. de retrovendendo zu behandeln. 
Bit.: Außer den im Zert citixten riften: Koch, Recht ber Forderungen, IIL 
ee rn Kot, Beftedge x. ©. eris zebfte Theorie uns Vrgrin. 
rd . 


Wiebernahme (reprise, recousse, recapture) ift vorhanden, wenn die vom 
Kriegafeinde gemachte Seebeute demfelben im Wege der Erbeutung, aljo durch Staats- 
oder etwa durch Privatfchiffe, ſoweit ſolche noch mit Kommiſſion verfehen werben 
dürfen, wiederum abgenommen wird. Die W. fteht unter den Regeln des Prifen- 
rechts; doch ift die Frage, in welchen Fällen wiebergenommenes Gut als gute Prife 
tondemnirt, demnach dem Wiedernehmer zugeiprochen werden Lönne, eine der kompli— 
zirteften Fragen des Seevölkerrechts. Denn da die dem Feinde wieder abgejagten 
Schiffe und Güter urjprünglich der Nation des Wiedernehmers oder einem dritten 
Staate angehören, jo handelt es fich immer darum, ob die Eigenthumßrechte daran 
durch die Nehmung überhaupt verloren gegangen find. Iſt dies der Fall, fo wird 
die W., wie jebe andere legale Prife, dem Nepreneur gebühren. Iſt dies nicht der 
Tall, jo muß fie dem urfprünglichen Eigenthümer ausgehändigt werben. 

Das pofitive Völkerrecht diftinguirt den Fall, 1) daß nationale Schiffe und 
Güter dur W. zurüdgenommen werden. Hier ift die Frage, wer nunmehr Eigen 
thümer daran fei, eine civilrechtliche und von den verfchiedenen Staaten verfchieden 
beantwortet worden. Das Römifche Recht gab nur für gewiſſe Schiffe das Poft- 
fiminium (Groot, III. 9, 14). Auch dad Konfulat (c. 287). hält, und zwar 
allgemein, die vom Feinde genommenen Schiffe für verloren, ſobald fie in „Sicher 
beit” gebracht find. Nur die vor dieſem Zeitpunkte gemachte Reprife wird dem 
urfprünglichen Eigenthümer gegen Bergelohn reftitwirt. Einige neuere Rechte Halten 
zwar noch gegenwärtig diefen Grundfaß feft, jo das Preußifche (Allgem. LR. I. 9 
88 208 ff.). Dagegen haben die meiften Seemächte denfelben mit dem bei weiten 
ftrengeren vertaufcht, daß die vom Feinde gemachte Priſe bereit? nach 24 ftündigem 
Befig verloren gegeben wird, daß alja die Reprije dem Wiedernehmer gehört, jobald 
fie nur fo lange in feindlichen Händen geweſen ift (jo insbeſondere frankreich: 
Ordonnanzen von 1584, 1681, 1779; Groot, II. 6, 8). Doc ift die An- 
wendung dieſes Prinzips für die vorliegende Frage dadurch fehr gemildert, daß die 
Reprife, fofern fie nur durch Staatsichiffe bewirkt war (und das ift ja gegenwärtig 
die Regel), regelmäßig bem Eigenthümer gegen Bergelohn zurüdgegeben wird; fo 
Frankreich ſchon unter dem ancien rögime objervanzmäßig, dann gefeßlich feit 
2. prair. an XI; England feit den Parlamentsacten von 1692 und 1740 gegen 
1/, des Werthes an Bergelohn für die Mannfchaft des Kriegsſchiffs; Holland, Ver⸗ 
ordnung von 1659, gegen ?/; des Werts ala Bergelohn; Schweden, Reglement 
von 1788 gegen !/, des Werthe. Amerika läßt immer reftituiren, twenn die wieder 
genommenen Güter nicht bereit? ala Prife kondemnirt worden waren, gegen 1/, des 
Werths für Bergelohn. 

2) Im entgegengeſetzten Fall, wenn alſo die W. fremdes und zwar a) neu⸗ 
trales Gut zum Gegenftand hat, das vom Kriegsfeinde wegen neutralitätswibrigen 
Verhaltens jaifirt worden war, Tann über die Trage, ob das Eigenthum dem Neu- 
tralen bereit3 verloren gegangen, nicht das Recht des W.ſtaats enticheiden. Wol 
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aber können Hier Verträge die Reftitutionspflicht auch zu Gunften des Reutralen 
begründen. Solche Verträge find feit dem 17. Jahrh., wenngleich in fpärlicher 
Zahl, gefchloffen worden, insbeſondere von Frankreich, Holland, England, Norb- 
amerila. Balb machen fie die Reftitutionzpflicht davon abhängig, daß ber captor 
die Prife noch nicht in Häfen aufgebracht (fo —— Amerikaniſcher Vertrag vom 
i. Mai 1828, Art. 12), bald davon, daß er fie noch nicht 24 Stunden befefien 
babe; bald führen fie für den Bergelohn eine Skala ein nach der Dauer des feind- 
lichen Beſitzes; bald lafſen fie ſchlechtweg reftttuiren (jo Englifch-Spanifche con- 
vention concernant les navires recaptures vom 5. Febr. 1814), bald nur 'vor 
erfolgter Kondemnation (jo der „Muftervertrag” zwifchen Dänemark und Genua von 
1789, Art. 11). Wie aber, wenn folche Verträge nicht gejchloffen find? Dann 
könnte nur eine allgemein anerfannte völferrechtliche Norm den poftliminifchen Wieder- 
erwerb zu Gunften des Neutralen vorjchreiben. ine ſolche Norm eriftirt nun aber 
nit. Aus allgemeinen Gründen läßt fich nur deduziren, daß, da legale Prifen- 
urtheile res judicata auch unter den Staaten machen, ein bereit? burch ben Feind 
kondemnirtes Schiff im alle der W. gute Prife ift, demnach nicht rejtituirt zu 
werden braucht. Ob aber die vor erfolgter Kondemnirung wiedergenommenen Schiffe 
dem Neutralen zurüdzugeben feien, darüber hat jeder Staat nach eigenem Ermeſſen 
zu entfcheiden. Doch neigt die Praris allgemein dahin, die Neutralen den Natio- 
nalen gleichzuftellen, alfo die W. gegen verhältnigmäßigen Bergelohn auch den neu- 
tralen Reflamanten auszuhändigen, vorausgeſetzt, daß man ſich der Reciprocität ver⸗ 
fichert hat. b) Sind Schiffe und Güter, die einer alliirten oder bloßen Auxiliarmacht 
gehörten, wiedergenommen worden, jo muß auch hier principaliter das vertragamäßige 
Rest die Entſcheidungsnorm abgeben. Gebricht es am einem folchen, fo läßt fich 
eine völferrechtliche Neftitutionspflicht des Wiedernehmers nach richtiger, wiewol 
beftrittener (v. Martens, Essai, $$ 49, 50; v. Steck, Essai sur — la navi- 
gation, 1794) Anficht Tebiglich betreffg der für den Krieg verwandten Staatzfchiffe 
der Verbündeten rechtfertigen. Denn die Allianz der Staaten läßt wol ihre Kriegs— 
macht als eine Einheit erfcheinen, kann aber Hinfichtlich der Handelamarine nicht 
diefe Bedeutung haben. Im Uebrigen treten auch hier die Säße von ben an den 
neutralen Schiffen gemachten Repriſen ein. 
Nach den Regeln der W. ift auch eine etwaige zweite oder folgende W. zu 
behandeln. 


Sit.: Hauptiärift: De Marten, Essai concernant les armateurs, les prises et sar- 
tout les reprises, Gott. 1795. — Die neuere Sit. hat die Lehre nicht meet ee 
Bol. diefelbe unter d. Art. Prijengerichte F. v. 


Wielant, Philipp, 5 1489 (1440) zu Gent, wurde 1464 Dottor, 1478 
Rath am Parlamente von Mecheln, dann Präfident des Rathes von Flandern, ſchloß 
1515 einen Handelsvertrag mit England ab, f 1519. 

Er ſchrieb: Recueil des er de Flandr. publ., 1865 (in Smet’s Corpus chro- 
nicorum Flandrise Vol. IV.). — Seenrechten (1491), Inn. 1555 (tomment. v. Declerd im 
17. 30} » — Eine Eivilprattit, 1558 — eine Kriminalprattit, deren Manufcript vor einiger 
Zeit gefunden worben. 

8it.: Orts in ber Belgique judiciaire, 1867, t. XXV. 88. p. 1898-1401. — 
Allard, Hist, de la justice criminelle au 16lme siöcle, Gand 1üss, p. * an 

mann. 


Wieling, Abraham, 5 1693 zu Hamm, wurde, an Stelle von Heinecciuß, 
Hat Profeffor in Franeker pater in Utrecht, F 11. I. 1746. 
Seine Schriften bei Augle er, VI. 195—212 und in Roppe’3 Sur a ageatn, 
1798. — Vol. Rivier, Introd. hist, "1881, p. 809. — Schulte, Sun. eye 
Zei mann. 


Wide, Wildelm Eduard, & 17. VII. 1800 zu Altona, ftudirte in 
Göttingen und Heidelberg, reifte 1884 auf Koften der Preußifchen Regierung nad 
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Dänemark und Schweden, wurde 1842 ordentlicher Profefjor in Breslau, ging 1854 


nach Kiel, 7 9. VIII. 1856. 

Säriften: Das Gildentwefen im Mittelalter, Halle 1831, 2. Aufl. — 1838 — 
De libertate Romana, qua urbes Germaniae ab imperatoribus sunt exornatae, Hal. 1831. 
— Strafe t der Germanen, Halle 1842. 

Bit.: Zeitſchr. f. NReqht XVI. S. 444-468. Teichmann. 


Wilddiebſtahl (uneigentlich ſogenannter): Die Verletzung fremden Jagdrechts 
durch widerrechtliche Aneignung von Wild (jagdbaren Thieren). Den Gegenſtand 
dieſes Delikts bildet das Privilegium der ausſchließlichen Okkupation von Wild 
innerhalb gewiſſer Bezirke. War das weggenommene Wild bereits in das Eigen— 
thum und den Gewahrſam des Okkupationsberechtigten übergegangen, ſo liegt nicht 
W., ſondern gemeiner Diebſtahl vor. Der Unterſchied zwiſchen beiden iſt, obgleich 
ex vielfach ignorirt worden iſt (jo bis Heute in Defterreich), ein durchaus weſent⸗ 
licher (f. auch den Art. Diebftahl). Dabei ift es gleichgültig, ob nach dem 
Privatrecht eines Landes ber Wilderer das Eigenthum an dem erjagten Wilb erlangt 
oder nicht. Das MWeientliche ift, daß letzteres vor der rechtöwidrigen Zueignung 
noch nicht in eine jefte Beziehung zur Perjon und Wirthſchaft des Berechtigten 
getreten war. Die Handlung muß darauf gerichtet fein, unmittelbar zur Befik- 
ergreifung an Wild zu führen. Sie kann begangen werben durch ben nicht jagd— 
berechtigten Eigenthümer des Grund und Bodens oder durch einen nicht jagd— 
berechtigten Dritten ober durch einen fein Jagbrevier überfchreitenden Jagd— 
berechtigten. 

Das RStrafGB. droht Geld- oder Gefängnißftrafe. Für den Gall gewerbs- 
mäßigen Betriebe, welcher eine bejonbere Deliktsart bildet, nur letztere, welche hier 
mit dem Verlufte der bürgerlichen Ehre und mit Stellung unter Polizeiaufficht ſoll 
verbunden werden können. Allgemein orbnet es bie Einziehung ber Werkzeuge bes 
Delikts an und zwar ohne Rüdficht darauf, ob diefelben bem Thäter oder einem 
Dritten gehören. Als Erſchwerungsgrund gilt die Begehung während der Schonzeit, 
in Wäldern, zur Nachtzeit, in Gemeinfchaft mit Anderen und bie mittels Schlingen, 
Negen ober Fallen. Die Verfolgung foll bei Begehung gegen Angehörige (vor der 
Novelle vom 26. Februar 1876: im Allgemeinen) nur auf Antrag eintreten, ab⸗ 
geieben 20 von bem all der hg Betreibung. 

Are ——— 
Li ja 
Leipziger Sustfienforuttar 5 auch d. Art. Fagdredt, a a rer tel. 

Wildfolge. Dad Recht der W. oder auch umpaffend ſog. Jagdfolge ift bie 
Befugniß des Jagdberechtigten (f. d. Art. Jagdrecht), das verwunbete oder an= 
gehette Wild über den eigenen Jagdbezirk hinaus zu verfolgen. In fremdes Staats— 
gebiet erjtredt fich das Recht ber W. nicht. Vorausſetzung derſelben ift, daß die 
entjcheidende Okkupationshandlung auf bieffeitigem Gebiete erfolgt ſei. Das Preuß. 
Allgem. ER. geftattet fie nur dort, wo fie gewohnheitsrechtlich hergebracht ift, und 
nur fo lange, al der Spürhund die Yährte des Thieres nicht verloren hat. In 
einzelnen Staaten Deutſchlands (fo in Preußen, Bayern, Defterreih) wurde die W. 
durch neuere Gefehe und Verordnungen in vermeintlicher Konfequenz des Grundſatzes, 
der das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden aufhob, vollftändig befeitigt. 


Sir a. Gigb.: ©. ——— — zum Art. —ãA euß. Allg. ER. J. 
— 30 ff. — Preuß. Gef. dv. 3. Oft. 1 4. — Baper. 25. Zu 1850 Art.2. — 
Oeſierr. Minifterialerlaß v. 15. Dez. — 95 Heinrich Brunner. 


Wildſchaden ift der durch —— Thiere an beſtellten Aeckern, Gärten und 
Waldungen angerichtete Schaden. Obſchon bereits frühzeitig die Saat vor Schaden 
geſetzlich geſchützt wurde (1. Sal. Tit. 10 de damno in messe; Rip. Tit. 82 (84) 
de damno in ınesse vel in clausura; Sacjfenip. II. 61 $ 5), fo veränderten fich 
boch die Grundfäße mit der Negalität der Jagd und dem mit diefer in Verbindung 


Bildihaden. 1337 


flehenden Verbot für den nicht jagbberechtigten Grundeigenthümer, fein Grundftück 
gegen das Wild zu ſchützen. In Folge deſſen begann man fchon im 16. Jahrh. 
eine Pflicht des Jagdber; chtigten zum Erſatz des W. herzuleiten. Theilweiſe wurde 
dieſelbe auf ein — übrigens unerweisliches — Eigenthum des Jagdberechtigten 
an dem Wilde begründet, theilweiſe — und das war bei dem ſog. Wildfraß am 
Meiſten der Fall — ſtritt man, ob die actio de pastu oder eine actio legis Aquiliae 
in factum gegeben werben follte. Die Entjcheibung Hing davon ab, ob man zur 
Begründung der Exrſatzpflicht dolus ober Verſehen des Jagdherrn für erforberlich 
exachtete und gerade hierbei wechſelte je nach Gunft oder Ungunft gegen die Jagd 
Gefeßgebung, Theorie und Praris. Während ein Defterreichifches Betet aus ber 
$ofefinifchen Zeit vom 28. Febr. 1786 $ 15 (de Luca, polit. God. 3, 196) ohne 
jede Unterfcheidung die Vergütung jeglichen W. anorbnete, beftimmte bag Allgem. 
DER. I 9 8 147, daß folange der Jagdberechtigte fich eineg Mißbrauchs in Hegung 
des Wildes nicht jchuldig macht, die Befitzer der angrenzenden Ländereien jelbft ver- 
pflichtet und befugt jeien, ſich mit den nach den Gefegen zuläffigen Mitteln gegen 
den W. zu ſchützen. Diefe Anordnung jpiegelt die damals Herrichende Anfchauung 
des Gemeinen Rechts wieder, wonach in der nicht pfleglichen Ausübung des 
Jagdrechts der Erfah des W. feine Rechtfertigung fand, d. 5. man Hatte auch auf 
diefem Gebiete die Aquilifche Lehre in analoger Weife zur Herrfchaft gebracht. Hier- 
nad) forderte man zur Klage gegen ben Jagdherrn den Nachweiß einer übermäßigen 
Hegung bes Wildjtandes, oder eine Hegung ſchädlicher Wildarten — nach manchen 
Landesordnungen galten Hafen als ſchädliche Thiere nicht — und man verjagte den 
Anfpruch der Beichädigung durch Streife oder Wechſelwild, fofern dem Herrn nicht 
ein Berfchulden durch Anloden des fremden Wildes (3. B. Salzleden) nachgewieſen 
werben fonnte. Der Erſatz bezieht fich auf dem eigentlichen Schaden und auch auf 
den Berluft von Feldfrüchten, abzüglich des für das Einfammeln erforderlich gewejenen 
Aufwandes. Die Erjagpflicht fällt fort durch Verzicht oder Vernachläffigung der 
nad Vertrag oder Gele erforderlichen Vorſichtsmaßregeln. In diefer Richtung 
gingen die Geſetze freilich weit auseinander; manche verboten bei Todesſtrafe jede 
Abwehr durch Schießen und Werfen und unterfagten fogar bei gleicher Pön bas 
Halten von Jagdhunden (Wendifch-Rugianifcher Landgebrauch Tit. 16), andere ges 
ftatteten nicht einmal da® Einzäunen der Grundftüde, während man dies gemein- 
rechtlich für zuläffig hielt, fofern durch folche Zäune nicht Gefahr für das Wild ent« 
fand. Spätere Geſetze verfielen auf das entgegengefehte Extrem, indem fie ben Erſatz 
jedes Wildſchadens geboten, fo die großherzogl. Heffiiche Verordnung vom 6. Aug. 
1810 $ 1, das Preußifche Kulturebift vom 14. Septbr. 1811 8 57. Letzteres 
wurde freilich durch Kabin. Ordre vom 10. Novbr. 1838 wieder aufgehoben und bie 
Iandrechtlichen Beftimmungen bergeftellt, wonach ein Mißbrauch des Jagdherrn für 
die Erfaßpflicht zur Vorausſetzung wurde, d. h. man machte den Anſpruch auf Erfah 
iluforiih (v. Bülow-Reith in der Forft- und Jagdzeitung 1829, ©. 88). 
Daber kam der Haß, der fich gegen die Jagd richtete und dem in der Revolution 
von 1848 das alte Recht als erſtes Opfer fiel. In den meiften Deutichen Ländern 
ift feit diefer Zeit die Jagd auf fremdem Grund und Boden abgefchafft, jo auch in 
Preußen durch das Jagdgeſetz vom 31. Oktober 1848 und das Jagdpolizeigeſetz 
vom 7. Mär 1850 88 21, 28, 25. Hiernach darf Jeder das Wild von feinen 
Befigungen abhalten und kann, ſofern der Nachbar für einen regelmäßigen Abſchuß 
Teine Sorge trägt, fogar in der Schonzeit poligeilich zum eigenen Abſchuß ermächtigt 
werden. Der Erja eine W. findet demnach nicht mehr ftatt. 
Quellen: Breußen: parte vom 7. März 1850 88 21, 23—25. — Yagbs 
Ihe vom 26. Februar 1 — Berorbnun m vom 80. März 1857 88 25, 26 (fi 
Tau). — Hannover: Segen vom 11. März 1859 SS 25, 27. — Kurfürftlich 
Hell. si. vom % September 6f. — Seien 90 mburg: Geſetz vom 8. Okt. 
1849 8 18. — —— Seien, 6 ke Griah be3 Wildſchabens, vom 15. Suni 1850 und 
Berordnung vom Ottober — Heſſen: Jagdgefep vom 26. Juli 1848 
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— 18. — —— Geſetz vom 27. Oktober 1855 Art. 15. — Baden: v. 
2. Dezember 1850 $ 2 en _ 


git.: Kraut, — des Deutſchen Privatrechts, 5 108. — Koch, Recht der Forde ⸗ 
zungen, in. ©. 1191 fi. (wo —E S. 1191 Anm. 6 die * weile ber älteren Kit) — 
Sämmitice Jagdgeſetze für bie Lönigl. Preuß. Staaten, Berlin 1 — Die Lehrbücher bes 


Deutichen — und darunler bei. Mittermaier. — Bfeiffer, ne Ausfüh- 
zungen, II. Re. 5. Kayſer. 


Wines, Enoch Cobb, Doktor der Theologie und der Rechte, 5 17. II. 1806 
zu Hannover in New⸗Jerſey, Yeitete 1833—1839 das Seminar Edgehill zu Princeton 
(New-Jerjey), dann gegen 20 Jahre Profeffor an einer öffentlichen Lehranſtalt zu 
Philadelphia, wirkte für Errichtung von Schullehrerfeminarien, nahm 1862 die Ger 
fängnißreform als Bereingfefretär zu New-York in Angriff, wirkte unermüdlich theils 
für Zuftandefommen des Gefängnißkongreſſes von Cincinnati (1870), theils für ben 
internationalen Kongreß zu London (1872), von dem er zum Präfidenten der ber 
treffenden Kommiffion ernannt wurde, ferner für den äweiten Kongreß zu Stockholm 
(1878), 7 10. XII 1879 zu Cambridge (Mafj.) in dem Haufe feines Druders. 
Auf den zahlreichen in Amerika und Europa zu Gunften der Gefängnißreform ge 
machten Reifen hat er eine Strede von mehr als 150000 Engl. Meilen zurückgelegt. 


Er ſchrieb außer vielen anderen philophifchen, 8 iſchen und theol 
(Comment. on the laws of the Ancient Hebrews, 1 58. —5 — —— 
mi In igen Aufichlüffen und Frörterungen (gegen 1 Seiten), namentlich aber: 
Gin — ons and of Child-Saving Institutions B we civilized World, Canfbridge 

8. 


een Le congrös penit. de Stockholm, Stockholm 1879, t. IL — 
etert. " Biätker für Gefängnißtunde, . 1983, 218—228. — Rivista di disci line carcerarie 
anno X, p. 11. Bull. de la Societe des Prisons, 1880, p. 124. — Nordisk Tidsskrift 
for Feengselsvoesen II. (1880) 36-43. — Nieuwe Bijdragen voor Rechtsgeleerdheid en 
Weigeving, 1880 (Art. v. Ploos van Amstel). — Drake, Dieklonay), Felge 1879, 
p- 9 eihmann. 


Winkelrecht umfaßt die rechtlichen Beziehungen venachbarter Hauseigenthũmer 
an ber zwiſchen ihren Häuſern liegenden Schlucht (Winkel). Die Entwickelung dieſes 
Rechts iſt von der Bauart der Häuſer abhängig, und mit dieſer hängt es zuſammen, 
daß die Quellen des Röm. Rechts über das W. nichts enthalten (analog will man 
die Grundfäße von vestibulum commune unb der paries communis anwenden) und 
daß auch im heutigen Recht der Winkel immer mehr an Intereffe verliert, da jeine 
Eriftenz nicht gerade zur Verſchönerung gereicht und in den Städten vermieden wird. 
Unrichtig ift auch die Annahme, daß das W. einem uralten Deutichen Gewohnheits- 
recht entjtamme (Hol zſchuher, Theorie und Praxis, II. 1 ©. 88), da fich Spuren 
von einem ſolchen nicht auffinden laſſen. Man unterjcheidet trockene und naffe 
Winkel; trodene, welche den Zweck haben, nicht zur Aufnahme von Unreinlich- 
feiten benußt zu werden, ſondern Lediglich zur gemeinfamen Benutzung von Licht 
und Luft beftimmt find; nafjfe, welche dazu dienen, die in den Gehöften fich an 
fammelnden Yeuchtigkeiten, Dachtraufen und Abtritte aufzunehmen. Das Eigenthum 
des Winkels Tann ein gemeinjames fein, jei es, daß ohne bejondere Abrede jeder 
Nachbar einen Theil bes Winkels hergegeben hat (communio incidens), ſei es, daß 
auf Grund eines ausdrüdlichen ober ſtillſchweigenden Bertrages die Gemeinfchait 
entftanden ift (societas). Je nach diefer thatfächlichen Grundlage entſcheiden fich bie 
rechtlichen Beziehungen, mit der Mafgabe jedoch, daß eine Kündigung der Gemein 
ſchaft oder eine Theilung des Winkels ausgeſchloſſen it. Dagegen wird die Gemein 
ichaft aufgehoben, fobald ber eine Nachbar fein Gebäube bejeitigt, ober der Zweck, 
zu welchem der Winkel beitimmt war, nicht mehr vorhanden ift. Iſt fein Mit 
eigenthum vorhanden, jo lafjen die .Einen (Hefje) den bigherigen Gebrauch als 
Norm entjcheiden, während Andere (Stölzel) davon ausgehen, daf eine Sozietät 
des Gebrauchs vorhanden ift. 
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A aa 2 I ALM Banordnungen, jo 3. B. bie Frankfurter Reformation von 1578 
reſp. 
: Schilter, Prax. jur. Rom., XVIIL $ 22. — sch Deber die Rechtänerhättniffe 
ra EEE EL 
ie Rechtöverhältnifie zwiſchen Gru— machbarn, uf _ 
FRE Arch, Bi — Fa Kayſer. 


Winkler, Beneb., 5 1579 zu Salzwedel, — 1616 in Baſel, wurde 
Prof. in Leipaig, baı dann „Sorbius in Zübed, T 1. VI. 1648, 
nie ichs, ee Fe a ei De 1cın, 97-51. & Syſt. der Rechts 
it. int ei u. taatäprin; ten, — — eyer ja 
Philofophie, 30. — Dmpteba, L 170; R 2 ei mann. 


Wippermann, Eduard, jüngfter Sohn de früheren Prof. der Rechte in 
Rinteln und fpäteren dortigen Obergerichtsratig Johann Georg Liborius W., 
& 26 IX. 1814 zu Rinteln, ftubirte in Heidelberg, Göttingen und Marburg, wo 
er 1837 promovirte, bat nach Beſtehen der juriftiichen Prüfung um Zulaſſung bei 
Geriht, was aber (wol weil er Bruder von Karl Wilhelm W., des Führers 
der Oppofition in der Stänbeverfammlung, fpäteren Yinanzminiftere und Staats- 
raths, war), gleich einem zweiten Gejuche abgeichlagen wurde. Er begab fi) 1839 
nad Göttingen, wo er 1840 promovirte und 1844 außerordentl. Prof. wurde, 
1848 nad Gießen ala ordentl. Prof. berufen, jedoch in Folge Verurteilung zu 
mebrmonatlicher Feſtungshaft (wegen öffentlicher Aufforderung an den Steuererheber 
in Gießen, die von den Kammern verteigerten Steuern nicht zu erheben) 1852 
aus dem Hefien-Darmftäbtifchen Staatsdienſte entlafjen. Nachdem er 1854 und 
1855 Dozent in Zürich geweſen, trat er als Rechtskonſulent in Dienfte des Fürften 
Hermann von Hatzfeld zu Trachenberg (Schlefin), 1875 von deſſen Nachfolger ohne 
Penfion entlaffen, kurze Zeit in Stellung bei einem Anwalte in Schmalfalden, 1880 
endlich zur Anwaltichaft für das Amtsgericht Schmalkalden zugelaffen, aber gekränkt 
durch Ablehnung des weiteren Gejuchs für das Landgericht Dleiningen, nahm fich, 
um die Zufunft bangend, 13. VII. 1880 in Schmallalben dag Leben. 
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Wirthſchaftsjahr bezeichnet in der Landwirthſchaft denjenigen Zeitraum eines 
Jahres, welcher nach der Ernte beginnt und mit der nächften Ernte abfchließt, alſo 
den Zeitraum, in welchem die für das Laufende Jahr gemachten Aufwendungen und 
der Wirthichaft zugeführten Ausgaben durch bie aus der Wirthichaft gezogenen 
Nubungen, fo viel wie möglich, wieder ausgeglichen und die Jahreserträge bes 
Grundſtücks feftgeftellt werben. Es unterfcheidet fi) von der Wirthfchaftsperiode 
dadurch, daß letztere eine Durchnugung bes ganzen Grunbftüds nach wirthichaftlichen 
Prinzipien umfaßt, alfo den Zeitraum begreift, in welchem nach den Grundjäßen 
entweder der Dreifelder- oder der Schlagwirthfchaft jämmtliche zum Grundftück ge 
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hörigen Ländereien einmal durchgebraucht worben find. Der Begriff des W. in 
diefem Sinne hat infofern nur eine relative Bedeutung, als er eine feſtbegrenzte 
Zeitdauer nicht bezeichne® weil Mimatifche und Bodenverhältniffe den jährlichen An- 
fangs⸗ und Endpunkt der Nutzung eine Grundſtücks verfchieden beftimmen. Gleich 
zeitig folgt aber auch aus dem Inhalt des Begriffs, daß er mur für vollftändige, 
jelbftändig bewirthichaftete Grundftüde, nicht auch für andere oder für fonftige Frucht- 
tragende Sachen verwendbar ift. 

Das Römifche und das Gemeine Recht Haben ben Begriff nicht weiter ver- 
werthet. Dagegen ift er in verfchiebene Landesrechte, und inäbejondere auch in das 
Preußiſche aufgenommen worden. Den Fällen, in welchen in bem Ießteren don ihm 
Gebrauch gemacht worden, Liegt ber gemeinfame Gedanke zum Grunde, daß, wenn 
unter gewiſſen Vorausſetzungen eine fruchttragende Sache aus einer Hand im eine 
andere übergehen ſoll, die Uebergabe jo erfolgen müffe, daß fie feinem Theil zum 
Nachtheil gereicht. Das Preuß. Recht jpricht nämlich von einem W. in den Lehren 
vom Befit, vom Nießbrauch und von der Pacht. 1) Muß der bonae fidei possessor 
dem dominus weichen, fo haftet er nach Röm. Recht (ſ. Windſcheid, 8 161) 
nur auf Herausgabe deſſen, was er hat oder durch feine Schuld verloren hat. Ihm 
bleiben alſo bei fruchttragenden Sachen bie während ber possessio ordnungsmäßig 
gezogenen Früchte, während er die noch nicht perzipirten herausgeben muß. Das 
Preuß. Allg. ER. (1. 7 88 188 ff.) baut zwar fein Syftem auf benfelben Grund: 
fäßen auf; wenn jedoch die zurückzugebende Sache ein Landgut, ein Haus oder ein 
anderes nutzbares Grunpftüd ift, jo geht das Gefeh davon aus, daB die von der 
Mebereinftimmung bes Willens beider Theile unabhängige Reftitutiongzeit weber dem 
einen zum Nachtheil, noch dem andern zum Vortheil gereichen dürfe. Es joll der 
Befiger, der nach wirthichaftlichen Grundfägen Aufwendungen für das Grunbftüd 
gemacht, der Entfchädigung für diefelben nicht gänzlich verluftig gehen, noch dazu 
verleitet werden, unter Nichtbeachtung ber Prinzipien eines guten Landwirths fid 
borzeitig in den Beſitz der Früchte zu ſetzen. Andererſeits foll aber auch der Eigen 
thümer nicht in die Lage gebracht werden, die Hauptnugungen des Grundſtücks gänzlich 
zu verlieren und mur die Laft der neuen Aufwendungen für die fpätere Zeit zu 
tragen. Zur Ausgleichung der Intereſſen beider Theile hat das Gejeh das W. 
herangezogen und die Beitimmung getroffen, daß die Nutzungen des letzten W., d. h. 
desjenigen, in welchem bie Herausgabe erfolgen fol, zwifchen beiden pro rata ber 
Befibzeit zu theilen find. Hierbei wird unterfchieden, ob es fich um ein Landgut, 
alfo einen felbftändig zu bewirthſchaftenden, mit eigenen Ausgaben und Einnahmen 
verbundenen Sandbefig oder um ein anderes Grundſtück Handelt. Im erfteren Falle 
wird für die Dauer des laufenden W. ein die Rechte beider Theile wahrnehmender 
Berwalter beitellt. Die zu theilende Maffe befteht in dem Werth der Nutzungen 
des ganzen W., jedoch nach Abzug der für die Wirthichaftsführung nothwendigen, 
nicht auch der zu Meliorationen verwendeten Ausgaben, der zum Unterhalt des possessor 
und feiner Yamilie bis zur Zeit ber Mebergabe nöthig gewejenen und verbrauchten 
Nutzungen, der zur Verzinfung der Hypothefen und Berichtigung der Abgaben ge: 
brauchten Beträge und der zur Weiterführung der Wirthichaft nach wirthfchaftlichen 
Prinzipien nothwendigen Vorräthe. Bei anderen Grundftüden ala Landgütern er- 
folgt die Theilung unter den Intereffenten dahin, daß die Nubungen, wie die Lajten 
und Abgaben bis zum Ablauf besjenigen Vierteljahres des W. in welchem ber 
Beſitz aufhört, dem Befiger, die anderen dem Eigenthümer zufallen. Um die Un- 
beftimmtheit des Begriffs eines W. zu befeitigen, jchreibt das Geſetz ausdrücklich vor, 
daß e8 am 1. Juli beginnt. 2) Aehnlich wie bei der possessio gilt im Röm. Recht 
auch beim ususfructus der Sat, daß bei ber Beendigung defjelben die Sache in dem 
Stande zurüdzugeben ift, in welchem fie fich befindet (restituturum quod inde 
ezstabit: 1. pr. D. 7, 9). Anders das Preuß. Recht. Von den gleichen Grund 
fäßen, wie bei der Lehre vom Beſitz ausgehend, ordnet das Allg. ER. in den 88 148, 
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144 I. 21 an, daß bei der Beendigung be Nießbrauchs, wenn derfelbe durch Ver» 
trag beftellt ift, über die Neftitution Die Vertragsbeſtimmungen maßgebend bleiben, 
daß aber beim Fehlen berfelben und bei dem gejeßlichen Nießbrauchsrecht die 
Nutzungen des legten W. zwiſchen bem Eigenthümer und dem Nießbraucher bzw. 
defſen Erben getheilt werben follen. Die Art der Theilung ift diefelbe, wie in der 
Lehre vom Beſitz, jedoch mit der auffälligen Wtobififation, daß zwar bei Landgütern 
das W. am 1. Juli, bei anderen Grundftüden aber am 1. Juni beginnt. Welche 
Gründe dieſe Verſchiedenheit rechtfertigen können, bleibt unerfindlid. Die von ein- 
zelnen Schriftftellern beliebte Motivirung befriedigt nicht. Eine Anwendung diefer 
Grundfäge findet fi im Allg. ER. $ 615 II. 1. bei dem gefehlichen Nießbrauche- 
teht bes Ehemannes und in dem Geſetz vom 10. Mai 1855, welches die Aus— 
einanderfegung zwiſchen dem Pfarrer bzw. befien Erben und feinem Amtsnachfolger 
regelt, das jeboch infofern von ihnen abweicht, ald es den Anfang des W. auf 
ben 1. Oktober verlegt. 3) Auch bei der Pacht wirb das W. wefentlich, jedoch 
nur, wenn ba® Objekt derjelben ein Landgut ift. Es fommt in Betracht im Falle 
der Entjeung des Pächters innerhalb ber Kontraktszeit, bei der Beftimmung ber 
Kündigungsirift, falls weber eine folche, noch die Daner der Pachtzeit im Vertrage 
verabredet ift, bei der Geltendmachung von Gewährämängeln und bei den Remiffiong- 
forderungen. Wird der Pächter des Pachtbefiges innerhalb eines W. entſetzt, fo ſoll 
er zwar ben Pachtzins für dag ganze W. bezahlen, das Pachtgut jedoch während 
diefer Zeit für ihm verwaltet werden. Die beim Mangel einer vertragamäßigen 
eintretende geſetzliche Kündigungsfriſt von ſechs Monaten wird nach dem Endpunkt 
des W. berechnet. Zu Tage getretene Gewährsmängel hat der Pächter zur Ver— 
meidung der Präffufion noch vor Ablauf des W., in welchem er fie wahrgenommen, 
dem Verpächter anzuzeigen. Bei Remiffionsforderungen endlich ift behufs Feftjegung 
der Höhe der Remiffionsjumme auf das W. und die Einkünfte während beffelben 
zurüdzugehen. In allen diefen Fällen jpricht das Gefek wol vom W., ftellt jedoch 
nicht jeft, wann baffelbe beginnt. Man bat deshalb auf die Vorichriften in ber 
Lehre vom Nießbrauch Hingewiefen. Allein die Praris Hat mit Nüdficht auf ben 
Umftand, daB ber Wille ber Kontrahenten dem Gejeg vorgeht, ſich dafür entichieden, 
daß in allen diefen Fällen unter dem W. das Pachtjahr zu verftehen, daß aljo der 
Beginn defjelben mit dem Anfang der Ah zufammenfällt (Entih. des OTrib. 
Bd. XXI. ©. 422, Bd. XXXIV. ©. 174). Mit Recht wird für dieſe Anficht 
aud) der $ 162 ber Gemeinheitstheilungsorbnung vom 7. Juni 1821 herangezogen, 
in welchem ausbrüdlich ala W. das Pachtjahr bezeichnet ift. Meves. 


Wiſſenbach, Joh. Jakob, 5 1607 zu Fronhauſen, ſtudirte in Gröningen 
und Marburg, ging nach Paris, wurde Profeſſor in Franeker, T 1665. 
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Witte, Hermann Adolf Joſef, 5 22. XI. 1833 zu Breslau, ftudirte 
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Witthum (vidualitium) ift im heutigen Deutfchen Recht eine der älteren Beib- 
zucht entiprechende, der Frau ohne Rüdficht auf ihr Eingebrachtes und neben ihrer 
ftatutarifchen Erbgebüähr vom Manne audgejegte Wittwenverforgung, welche bald in 
ber Neberlaffung einer Wohnung, bald in dem Nießbrauche von Grunbftüden oder 
KRapitalien, bald in der Beftellung von Natural» und Gelbrenten befteft. Im 
Uebrigen vgl. d. Art. Leibgedinge BP. Hinſchius. 


Wohnfitz (domicilium, domicile) ift derjenige Ort, den Jemand zu feinem 
bleibenden Aufenthalt, alfo zum Mittelpunft jeiner Gefchäfte und feines Haushalts 
gewählt hat (nach 1. 7 C. de incolis 10, 39: „ubi quis larem rerumque ac for- 
tunarum suarum summam constituit, unde rursus non sit discessurus, si nihil 
avocet, unde quum profectus est, peregrinari videtur, quo si rediit, peregrinari 
jam destitit* — fo aud) Preuß. Ger.O. Thl. J. Tit. 288 3, 10; Code civil art. 102, 
dagegen befiniven nicht Hannov. Prozeßordn. $ 5, Bayer. Prozeßordn. von 1869 
Art. 12, Deutſche CPO. $ 18). Vorausſetzung des Domizil ift alfo einmal der 
fog. animus remanendi, d. 5. die Abficht, fi an einem Orte dauernd aufzuhalten, 
und ferner eine dieſer Abficht entfprechende, fie verwirklichende That. Deshalb währt 
auch das Domizil fo Lange, bis diefe beiden Momente jortgejallen find („domi- 
cilium re et facto transfertur, non nuda contestatione“, 1. 20 D. ad municip. 
1. 1, f. auch Code civil art. 103). Nicht ausgefchloffen ift, daß Jemand feinen 
W. an mehreren Orten neben einander, alfo zwei Domizile befigt, weil man feinen 
Haushalt jo vollftändig auf zwei Orte (4. B. auf eine Wohnung in der Stadt und 
eine Billa in einer nahe gelegenen Gemeinde) vertheilen kann, daß weber ber eine, 
noch der andere Ort fi) als außfchlieklicher Sit der Wirthichaft betrachten läßt. 

. Progefjualifch ift der W. deshalb wichtig, weil der allgemeine Gerichtäftand (das 
forum commune generale) dadurch beitimmt wird, d. 5. jowol nach Gem. Recht, 
wie nad) dem Code de proc. art. 2, 4, 59 und nach ber Deutichen CPO. 88 12, 
13, kann eine Perfon in allen Angelegenheiten bei dem Gerichte des Domizils, 
welches in der betreffenden Rechtsfache Gerichtsbarkeit befitt (aljo je nach Umftänben 
bei dem Sollegialgerichte, dem Cinzelrichter, d. h. Amts⸗ Friedensrichter, Handels» 
gericht), belangt werden, reſp. bei doppeltem Domizile bei dem Gericht des einen 
ober anderen, jelbft wenn ein befonderer Gerichtäftend (f. d. Art. Gerihtsftand) 
begründet ift, fofern letzterem nicht der Charakter der Ausſchließlichkeit zuklommt. 
Da die Wahl des Domizild ein Akt von rechtlicher Bedeutung ift, fo jet er 
volle Handlungsfähigfeit und das Recht, über feine Perfon zu verfügen, voraus. 
Es haben daher Diejenigen, welchen diefe Fähigkeit fehlt, entweder nur einen Ge— 
richtsſtand, welcher durch den anderer Perfonen mittelbar beftimmt (ſog. abgeleiteter 
Gerichtaftand) wird oder Doch einen folchen, welchen fie weder freiwillig wählen, noch 
aufgeben können. Im bie erite Kategorie gehören die in civilrechtlicher Abhängigkeit 
oder in einem Gewaltverhältniß zu einem Anderen ftehenden Perjonen, jo haben 
Kinder in väterlicher Gewalt, nach Gem. Recht, Code civil art. 108, Deutiche 
CPO. $ 17 den Gerichtsftand ihres Vaters, die Ehefrauen den ihrer Ehemänner, 
Deutiche CPO. $ 17; Code civil art. 108; ferner uneheliche Kinder, über welche 
eine Bormundfchaft eingeleitet ift, fowie andere Bevormundete den Gerichteftand am 
Sige der Vormundſchaft, der fich jedoch wieder nach dem Domizil der Mutter, reſp. 
des verftorbenen Vaters beftimmt (daraus erklären fich die Abweichungen in ben 
Feſtſetzungen der verfchiebenen Prozeßordnungen, welche bald des Domizils der Mutter, 
reſp. des Vaters, fo Deutihe EPO. $ 17; bald des des Vormundes, reſp. 
der VBormundichaft, Code civil art. 108, gedenken). Wenn eine mweitverbreitete ge= 
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meinrechtliche Praris dem Gefinde und den Gefellen allgemein das Domizil ber 
Herrſchaft anweiſt, jo erfcheint dies mit Rückficht auf die allgemeinen Vorausſetzungen 
er Wahl des Domizils nicht richtig, vielmehr kann das nur für Perſonen dieſer 
Kategorie, welche felbftändig (sui juris) find, gelten (fo indirekt Deutſche CPO. 
8 21). In bie zweite der oben erwähnten Kategorien gehdren Diejenigen, welchen 
das Öffentliche Recht einen beſtimmten W. anweiſt, alſo alle Beamten, welche ihr 
Domizil an ihrem Amtöfige, und Berufsfoldaten, die dafjelbe an ihrem Garniſons⸗ 
orte haben; nicht hierher aber Diejenigen, welche nur im Garniſonsorte ihrer Militär 
pflicht genügen ( Deutſche EBD. SS 14, 21). Für diejenigen Beamten, welche ihr 
Amt zum Refidiren im Auslande verbflichtet, welche aber bort, wie 3. 3. die 
biplomatifchen Bertreter, dag Recht der Exterritorialität genießen, if das Gericht der 
Hauptitabt zum alfgemeinen Gerichtsſtand, mitunter letzteres jedoch nur fubfibiär für 
den legten allgemeinen Gerichtsſtand im Heimathalande dazu beftimmt (jo Deutiche 
ERD. 8 16). Im Gemeinen Prozeß werben meiftens auch die Sträflinge zu ber 
Klaffe von Perfonen gezählt, welche, kraft öffentlichen Rechte, ein Domizil, nämlich 
am Orte ber Strafanftalt, Haben, jedoch läßt fich das nicht auf die Betimmungen 
des Röm. Rechts über die Nelegirten gründen, wie denn auch die zeitweiſe DVer- 
büßung einer Freiheitsſtrafe noch nicht ftets die Auflöfung des Haushalts zur Folge 
Hat (die erwähnten Partifulargejefe haben feine Beftimmungen). Juriſtiſche Per- 
fonen und andere Vereine, welchen Prozeßfähigkeit zukommt, find eines W. im natür- 
lichen Sinne nicht fähig, als ihr Domizil gilt der für fie ftatutenmäßig feſtgeſetzte 
Hauptfig ber Gejchäfte, eventuell der Ort, wo die Verwaltung geführt wird (Deutiche 
CPO. 5 19). Der allgemeine Gerichtsſtand bes Fiskus ift ba, wo bie zu feiner 
Vertretung im fpeziellen Rechtaftreit berufene Behörde ihren Sitz Hat (Deutiche CPO. 
8 20). Neben dem allgemeinen Gerichtsſtand des MW. Tennen einzelne neuere Geſetz⸗ 
gebungen auch noch einen Gerichtsftand des dauernden Aufenthaltes, 
indem fie die Perfonen, welche fich, mögen fie ein Domizil jelbftändig begründen können 
ober nicht, nur wegen beftimmter, eine fefte Niederlaffung nicht nothwendig bedingender 
Zwede an einem Orte aufhalten, für perjünliche Klagen dem Gerichte befjelben 
(eleftiv mit dem des Domizils) unterwerfen. So namentlich Deutſche EPO. 8 21, 
lautend: „Wenn Perfonen an einem Orte unter Berhältniffen, welche ihrer Natur 
nad) auf einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweifen, insbeſondere ald Dienſt⸗ 
boten, Hand» und Yabrikarbeiter, Gewerbegehülfen, Studirende, Schüler oder Lehr- 
linge, fich aufhalten, jo ift das Gericht des Aufenthaltsort? für alle lagen zu— 
ftändig, welche gegen dieſe Perfonen wegen vermögensrechtlicher Anfprüche erhoben 
werden“. Man könnte dieſen Gerichtsftand füglich den des Quaſidomizils nennen. 
Eine andere Abart des forum domicilii, welche allerdings ben fpeziellen Gerichts- 
ftänden näher fteht, als ber des Quafidomizils, bildet der unter Verallgemeinerung 
handelsrechtlicher Auffaffungen von ‚der Deutfchen CPO. $ 22 dahin normirte Ge— 
richtsftand der Niederlafſung: „Hat Iemanb zum Betriebe einer Fabrik, einer 
Handlung ober eines anderen Gewerbes eine Niederlaffung, von welcher aus un« 
mittelbar Gefchäfte gefchloffen werden, fo können gegen ihn alle Klagen, welche auf 
den Gefchäjtsbetrieb der Niederlaffung Bezug haben, bei dem Gerichte des Orts 
erhoben werben, wo fich die Niederlaffung befindet. Der Gerichtäftand der Nieder- 
Laffung ift auch für lagen gegen Perjonen begründet, welche ein mit Wohn» und 
MWirthichaftsgebäuden verfehene® Gut als Eigenthümer, Nutznießer oder Pächter be 
wirthichaften, ſoweit dieſe Mlagen die auf die Bewirthichaftung des Gutes fich be— 
ziehenden Rechtsverhältniſſe betreffen”. — Während das Röm. Recht das forum 
originis, d. 5. den Gerichteftand desjenigen Ortes, an welchem Jemand das Stabt- 
bürgerrecht Hatte, allgemein mit dem forum domicilii konkurriren ließ, ift heute in 
Folge ber Veränderung ber ftaatlichen und kommunalen Berhältniffe diefes Forum 
Tortgefallen. Das Heutige jog. forum originis des Gemeinen Prozeſſes ift nichts als 
ein früheres Domizil, welches Jemand oder fein Gewalthaber gehabt hat, und 
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welchem man die VBagabunden im rechtlichen Sinne, d. h. alle Perjonen ohne einen 
feften W., und die Kinder nach dem Tode ihrer Eltern bis zur Begründung eines 
eigenen Domizild unterwirft. Was die erfteren, alfo die Perfonen, welche feinen W. 
haben, betrifft, jo wollen fie einzelne gemeinrechtliche Progeffualiften, falls ihr forum 
originis nicht befannt ift, dem Gericht des jeweiligen Aufentgaltsorts allgemein 
unteriverfen, während andere dies für unzuläffig halten. Die Deutſche CPO. ($ 18) 
erflärt für den allgemeinen Gerichtsſtand einer Perfon, welche im Inlande feinen 
W. bat, dag Gericht, in deffen Bezirk fich diefelbe aufhält, und wenn der Aufent- 
haltsort einer Perfon ohne W. unbelannt ift, den letzten W. Uebrigens Hat das 
eivilprozefjualifche Domizil nichts mif der Staatsangehörigkeit zu thun, es können 
daher auch Ausländer, ohne dieſe aufzugeben, im Inlande ein Domizil erwerben. — 
Der im Franzöfiichen Prozeß vorkommende Ausdrud election de domicile oder Er- 
wählung des Domizils (ſ. Code de proc. art. 61, 485, 559, 584, 637, 678, 
7883, 789, 927) bebeutet nur jo viel, als eine Perfon bezeichnen, welche zur Empjang- 
nahme von gerichtlichen Zuftellungen für eine außerhalb des Gerichtsbezirks wohnende 
Partei bejugt fein ſoll. P. Hinſchius. 

Wohnungsrecht — habitatio. — Das Röm. Recht kennt neben dem Nieh- 
brauch und dem Gebrauchsrecht an einem Haus als Perjonalfervitut die habitatio, 
ihrem Inhalt nad) dem Nießbrauch nachitehend, ſofern fie den Berechtigten nicht 
zu jeber Art ber Ausnutzung ermächtigt, vielmehr wejentlich die Benugung durch 
ihn ſelbſt, wenn auch nicht ausfchließlich durch ihm vorausſetzt, — dem usus in 
allem Welentlichen: Umfang, Entjtehung, Beendigung, gleichitehend, nur barin ver- 
ſchieden, daß fie durch Nichtgebrauch nicht erlifcht (1. 10 pr. — 8 3 D. 7, 8), eine 
Beitimmung, die daraus zu erklären ift, daß das Vermächtniß eines W. (eine an- 
bere Art der Entftehung als durch Legat ift in den Quellen nicht erwähnt) ebenjo 
wie ein Legat von jährlichen oder monatlichen Alimenten behandelt wird (1. 11. D. 
de usu et habit. legata 33, 2; 1. 10 D. de cap. min. 4, 5), aljo mit 
jedem Jahr erſt von Neuen fällig wird. — In mehrfacher Beziehung ſehr ver- 
ſchieden von der Röm.-techtlichen habitatio ift das W., wie e& heutzutage namentlich 
in bäuerlichen Verhältniffen häufig vorfommt; dieſes W. hat regelmäßig den 
Charakter einer Reallaft, es kann durch letztwillige Verfügung entftehen, wird aber 
ebenfo Häufig oder häufiger durch Vertrag, insbeſondere bei Gelegenheit elterlicher 
Gutsübergabe begründet, und zwar nicht blos für den Uebergebenden jeldft, ſondern 
auch — einer ber von der Praxis allgemein anerfannten Fälle eines für den Dritten 
rechtöerzeugenden Vertrags zu Gunſten Dritter — für Andere, jpeziell die Kinder 
des Mebergebenden, Geſchwiſter des Uebernehmers (vgl. Seuffert, Archiv, Bd. I. 
Nr. 327,328; XVII. Nr. 269). — Inhaltlich tritt die Verſchiedenheit des (bäuerlichen) 
W. von der habitatio darin hervor, daß bei erjterem noch viel mehr als bei letzterem 
die Nüdficht auf die Individualität, auf die berfönlichen Bebitrfniffe bes Berech- 
tigten zur Geltung fommt; das W. bes Leibzüchters, Außdingers ift ein weſentlich 
beſchränktes gegenüber der habitatio, nicht blog da, wo es auf die Mitbenutzung 
ber einem Anderen gehörigen Räumlichkeiten reduzirt ift (vgl. Seuffert, VI. Ar. 237), 
fondern auch da, wo ber Berechtigte abgefonderte Wohngelaffe hat: zur Vermiethung 
ift er überhaupt nicht berechtigt (Seuffert, XXXI. Nr. 28), zur unentgeltlichen 
Aufnahme dritter Perfonen nur in beſchränktem Umfang: er darf im Allgemeinen 
nur die zu feiner Pflege erforderlichen Perſonen und die feiner Pflege bebürftigen 
Kinder, jedoch auch einen fpäter geheiratheten Ehegatten (Mann oder Frau) auf 
nehmen (Seuffert, I. Nr. 250; XIN. Nr. 50; XX. Nr. 236, 237, 288). 
Streitig, ob, wenn ein W. Mehreren zufammen vorbehalten ift, nad) dem Wegfall 
eines Berechtigten eine Beſchränkung des Umfanges zuläffig ift (Seuffert, I. 
Nr. 328). Selbftändiges Recht der Ehefrau, wenn das MW. für Eheleute begründet 
war? (Seuffert, X. 266.) — Die Unverjährbarteit wird auch dem Deutjchrecht- 
lichen W. zufommen, da der Alimentencharafter hier noch mehr vorherrſcht. 
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Bit. (außer ben Hand» u. Lehrbüchern d. Röm. u. Deutſchen Privatrechts): Thibaut, 
Civiliſt. en ag 2. — & Pe Die Röm. — 86 Fr in Släd, 
m., iger. 


Wolff, CHrift. Freih. v., 5 24. I. 1679 zu Breslau, wurde 1707 Prof. 
der Mathematit und Naturlehre, 1728 feiner Stelle entjebt, flüchtete nach Marburg, 
1740 Geb. Rath, Vizekanzler der Univerfität und Profeflor des Natur- und Völfer- 
— in Halle, 1748 Kanzler, 1745 Reichsfreiherr, F 9. IV. 1754. 

riften: Bernünftige Gebanten von ber Menichen Thun und Laffen, Halle 1710. — 
Benin ige Gedanken von — geſellſch. Beben En —— Sen, a. infonberheit dem gem. Weſen 
oder Buch — bie Politit, Halle 1721, — Jus naturae methodo scientifica 
ertractatum, Lipe, 1740—1748. — Zus —— methoao scientifica pertractum. 1749 
— daraus: stit. jur. naturae et. gent., 1754 (Deutſch: Grundfäge bes — — 
—— Halle 1754, 1769, Er v. Forney, Amst. 1758, v. Luzac, Lugd. 1772). 
Bluntf al i Kin des allg. Staatörehts, ©. 213-228. — Mil, 1. 75, 241, 
28. ink ber Staat und Rechtäprinzipien, U. 347. — Aluge, 
Shift dv. Wolff, ber FL “a Breslau 1831. — Seine sigene Biographie, ‚gPrandgeg, von don 
Her, ges d. Rational:Detonomit, 1874, 
e ir ter, Naturrecht, 54. — A tens, Raturs 
recht 9 I, 1-18. — — Dicquo teilig pubblico, (2) 1879, I. 58, 116, 
186, 171. — Kaltenborn, Kritik, 66 ff. Teihmann. 


Woringen, Franz Arn. Maria v., 5 6. VII. 1804 zu Düffeldorf, 
promopirte 1828 auf Grund einer preiägefrönten Differtation: De crimine inter- 
versionis 1827, habilitirte fich in Heidelberg, wo er 1829—832 lehrte, ging nad) 
Berlin, wo er 1837 außerordentl, Profeffor wurde, fiebelte ala ordentl. Profeffor 
1848 nnd „geribung i.B. über, 1861 Hofrath, 1869 Mitglied der I. Kammer, 


176l 
al Beitr. zur Seaicte des Deutfchen. ‚Staotsrehtg, Berlin 1836. — Beleudt. 
bes Prozefled Lafar ge nach Preuß. Strafrecht, 841. — Einig je Worte zur Verth. der 


Univ. Freiburg (Progr.), Freib. 1848. — Heber = Pr riff bes orte eſetzten Verbr. (Brogr.), 
reib. — üeb be 1% Grenzen des Einflufles ber Ein ei. te ’ Straf⸗Geſ. Boa. )» 
reib. ner ſchrieb er: Märchen, Berl. 2. u ı 1870, das Trauerjpiel Jabd- 

mia, Bedin. 1870, und Gebite, Bremen 1872. 

.: Behagdel, Gebädhtn! fprebe, Freib. 1871. Teichmann. 


Wucher. Wucher (vom goth. vökrs, althd. wuochar) bedeutet zunächſt nur 
den Ertrag des Bodens, den Zuwachs durch natürliche Vermehrung: wuocharhaft 
heißt fruchtbar, wuocherbaum der Fruchtbaum, der Zuchtſtier wuocherſtier u. ſ. w. 
Jedoch wird mit demſelben Wort auch das Uebermaß und der unerlaubte Gewinn 
bezeichnet, wuochergülte z. B. bedeutet verbotene Zinſen, und im heutigen Sprach- 
gebrauch ift mit „Wuchern“ immer der Begriff ber übermäßigen, unnatürlichen und 
unerwünfchten Fruchtbarkeit verbunden: man jpricht von wuchernbem Unfraut, nicht 
von wuchernder Feldfrucht. Dem entiprechend bedeutet tropiſch, Wucher“ den über- 
mäßigen, Andere beeinträchtigenden Gewinn, „W. treiben“, den Mißbrauch einer 
zeitweiligen ober bauernden wirthfchaftlichen Machtſtellung. Man redet in dem 
Sinne von Kornwucher, Wucher mit ber Kraft der Arbeiter. In weitaus den meijten 
Fällen freilich denft man an das Streben nach übermäßigen Vortheilen für die 
Gewährung eines Gelddarlehns. Namentlich hat fih die Gefehgebung, während fie 
früher auch wol auf andere Arten des W. Rüdficht nahm, Heute auf den Darlehna- 
W. beſchränkt. Inſofern derjelbe eine ftrafbare Handlung bdarftellen ſoll, muß 
geſetzlich feſtſtehen, welche Vortheile als übermäßig anzufehen find. Als übermäßig 
fann jede Vergütung für Gewährung eines Darlehns erfcheinen, wenn man davon 
ausgeht, daß Zinslofigkeit defjelben der naturgemäße Zuftand fei, dann ift Zins und 
W. identifh. Oder das Geſetz ftellt einen Höchitbetrag für die zuläffige Zing- 
forderung auf, dann ift W. die Ueberfchreitung diefer Schranke. Endlich kann es 
dem Richter überlaffen werden, nach Maßgabe geſetzlich bejtimmter Gefichtspunfte 
im einzelnen Falle darüber zu enticheiden, ob W. vorliegt. Die Aufftellung 

v. Holgenborff, Enc. II. Redtäleriton II. 3. Aufl, 8 
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beftimmter Zinsſchranken war im Altertum wol die Regel, bei den orientalifchen 
Völkern, wie bei den Aegyptern, kommen fie vor. Eine eigenthümliche Stellung 
nahm da8 Moſaiſche Gejek ein, indem es den Juden das Zinsnehmen untereinander 
verbot, Fremden gegenüber aber unbeſchränkt geftattete. — Vollkommene Zinzfreiheit 
herrſchte in Griechenland, wenigitens in Athen (vgl. Böckh, Staatshaushalt ber 
Athener, I. $ 22). Urjprünglich kannte auch dad Römifche Recht eine Bejchränfung 
der Vertragsfreiheit nicht, doch führte ſchon die Zwölftafelgefeßgebung ein Zins— 
mazimum ein (fenus unciarium — !,, bed Kapitals für das zehnmonatliche Jahr, 
alfo etwa 10%). Die Ueberjchreitung beffelben wurde wie furtum manifestum 
mit der poena quadrupli bedroht. Es war das offenbar nur ein Verſuch, die 
Schäden zu lindern, an welchen das wirthichaftliche Leben bes Staates krankte. Der 
Betrieb der Handwerke durch Sklaven, welcher die erwerbende Thätigfeit unbemittelter 
Freier auf Schritt und Tritt hemmte, die Latifundienwirthichaft, das Syftem der 
Steuerverpachtung, Alles trug dazu bei dem großen Kapital ein ungeheures Weber 
gewicht zu verichaffen und den Armen in peinlicher Abhängigkeit von bem Reichen 
zu erhalten. Die Folge diefer Verhältniffe war, daß die vollfommene Verſchuldung 
der unteren Klaſſen eine beitändige Gefahr für ben Staat bildete, der man mit 
allerlei Mitteln zu begegnen juchte, ohne doch das Uebel ausrotten zu können. 
Neben der Sorge für billige Xebensmittel, eventuell unentgeltliche Bertheilung der- 
jelben, dem Erlaß der rüdjtändigen Zinſen, der Vernichtung der Schulpbücher 
(novae tabulae), dem Austheilen zinslojer Darlehen auf Staatskoften, fpielte die 
Wiebereinfchärfung ber ſtets aufs neue in BVergeffenheit gerathenden Zinsgeſetze in 
allen ſozialen Krifen eine große Rolle. Im einzelnen werden erwähnt: lex Dauilia 
et Maenia de unciario fenore (397 u. c.), welche den Zinsfuß der 12 Tafeln be- 
ftätigte, eine rogatio tribanieia von Jahre 407, welche den Zinzfuß auf die Hälfte 
herabſetzte, lex Marcia, welche gegen die Wucherer manus iniectio geftattete, lex 
Genucia (412), welche das Zinsnehmen überhaupt verbot. Dies Geſetz wurde freilid) 
jo wenig beachtet, daß eine ausdrüdliche Aufhebung, wie e8 fcheint, gar nicht erfolgte. 
Die erwähnten Geſetze, welche fi nur auf die Römischen Bürger bezogen, Eonnten 
durch Bermittelung der Bundesgenoffen Leicht umgangen werden, es dehnte deshalb 
eine lex Sempronia (561) die Zinsgeſetze auch auf Nichtrömer aus. Neben den 
beftehenden Privatitrafen wurden auch öffentliche Gelbitrafen von den Aedilen gegen 
die Wucherer verhängt und die jo gewonnenen Gelder zu gemeinnüßigen Sweden, 
namentlich zur Verfchönerung der Stadt durch Bauten verwendet. Während noch 
Cäfar die alten Zinabeftimmungen wieder aufnahm und ein 8. C. von 704 ben 
Griechifch-Aegyptifchen Zinsfuß von 12%, als centesimae usurse zum gefeßlichen für 
alle Provinzen gemacht Hatte, verjchwinden in ber Kaiferzeit die W.geſetze, wenn 
auch die Klagen über W. nicht aufhören. Man begnügte fich mit privatrechtlichen 
Beitimmungen wie: usurae supra centesimam solutae sortem minuunt, consumpta 
sorte repeti possunt (Paullus, rec. sent., II. 14, 2 vgl. 1. 26 D. de condict. indeb. 
12, 6). Erſt Diofletian drohte für den gewerbamäßigen W. und den Anatociamus 
die Strafe der Infamie an (l. 20 C. de causis ex quibus inf. 2, 11 [12]). Unter 
Konstantin wurde der Zinsfuß infojern verändert ala von da an 3 siliguae auf den 
solidus von 24 siliquse ala centesimae usurae galten. Die poena quadrupli, welche 
Theodofius für Ueberſchreitung dieſes Satzes aufs Neue androhte (1. 2 C. Th. 2, 33), 
ging in das Yuftinianifche Necht nicht über. Selbft da, wo der Kaifer das Treiben 
der Wucherer, welche fich für Kleine Darlehen den ganzen Ländlichen Grumbbefik 
ihrer Schuldner verjchreiben ließen (vgl. nov. 32, 84), hoͤchlichſt mißbilligt, werden 
Kriminalftrafen nicht angedroht. 

Dagegen wurde Korn-W. beftraft als crimen annonae, auch crimen Dardans- 
riorum (Dardanariat) genannt mit Anfpielung auf einen mythiſchen Zauberer 
Dardanus aus Phönikien (vgl. Plinius, Hist. nat., 30, 1), gleichfam ala wenn die 
Wucherer fremdes Getreide mit Zauberfünften an ſich zögen oder um die Verächtlic- 
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Teit ihres Gewerbes zum Ausbrud zu bringen (2). Man verſtand darunter ſowol 
das Ankaufen fremden, wie das Auffpeichern eigenen Getreide, um there Jahre 
“abzuwarten (vgl. Ulpian in 1.6 pr. D. de extraord. crim. 47, 11) auch dag Ein⸗ 
gehen einer Gejellichaft zu dem Zweck, die Getreidepreife hoch zu halten ober zu 
fteigern (1. 2 D. de 1. Jul. de annona 48, 12). Bei der großen Bedeutung, welche 
für den Römifchen Staat die VBerforgung der ärmeren Volksklafſen mit billigen 
Nahrungsmitteln hatte, Tann eine Beftrafung der künftlichen Vertheuerung der Korn⸗ 
preife nicht auffallen. Urſprünglich wurde von den Aebilen, welchen die Weber 
wachung bes Getreideverkehrs oblag, eine Mult verhängt, ſpäter führte eine lex Julia 
de annona (vgl. $ 11 I. de publ. ind. 4, 18 umd 1. 2 cit.) von Gäfar ober 
Auguftus eine Geldftrafe von 20000 HS. ein. In der Kaijerzeit wurbe das Ver— 
brechen noch Härter beftraft: es konnte Händlern ber Betrieb ihres Geſchäftes unter 
ſagt, doch auch Relegation und für humiliores Verurtheilung in opus publicum 
verhängt werben (1. 6 cit.) Eine Konftitution des Kaifer Zeno (vgl. C. de mono- 
poliis 4, 59) verbot Vereinigungen zur Beftimmung von Preifen irgend welcher 
Art bei Konfisfation des ganzen Vermögens und Lebenslänglicher Verbannung. Vgl. 
Nein, Kriminalrecht der Römer, ©. 829 ff.; Rudorff, Römifche Rechtagefchichte, II. 
©. 395, über bie Behandlung des Darbanariat im fanonifchen Recht, München, II. 
©. 529 ff., im gemeinen Deutſchen Strafrecht: Kleinfchrod im Archiv des Kriminal- 
recht? Bd. III. ©. 2, ©. 90 ff. Feuerbach, Lehrbuch, 88 441—444, 13 Aufl. 
©. 620 ff; Walther im Gerichisſaal 1871, ©. 450 ff. 

Die Einführung des Chriſtenthums blieb zunächft ohne Einfluß auf die Zins- 
gejehgebung. Das Zinsnehmen erfchien freilich den Kirchenlehrern ala unchriftlich, 
theils wegen ber Zinsverbote des alten Teftament? und einzelner Textesworte des 
neuen, namentlich Ev. Sul. 6, 35 dave/bere undev dnehnllovres (mutaum date nihil 
inde sperantes), theil® aus allgemeinen Erwägungen über die Pflicht der Wohl« 
thätigfeit, den Mißbrauch der Noth, der darin Liege, mehr zu empfangen, ala man 
gegeben habe, die natürliche Unfruchtbarkeit des Geldes n. ſ. w. Doch fehlte‘ viel, 
daß diefe Anſchauung ‚im praftiichen Leben der Ehriften durchgebrungen wäre, nicht 
einmal bie Geiftlichen fühlten fich durch biefelbe gebunden. Für die Iekteren erließ 
das erfte ökumeniſche Konzil zu Nicaen (325) ein allgemeines Verbot Zinfen zu 
nehmen bei Strafe der Abſetzung, für die Laien wurden Kirchenftrafen nicht eingeführt. 
Ein entgegenftehender Befchluß der Spanifchen Synode zu Elvira (306) ift, feine 
Echtheit vorausgeſetzt, durchaus vereinzelt geblieben. In der Griechiichen Kirche ver⸗ 
ließ man biefen Standpunkt nicht, ein ftaatliches Zinjenverbot des Kaiſers Bafilius 
(867—880) wurbe von feinem Nachfolger Leo Philofophus wieber aufgehoben. — 
Anders im Abendlande, wo im 8. Jahrhundert zunächit auf einigen Engliſchen 
Synoden, dann auch auf der Synode zu Aachen (789) ein allgemeines Verbot des 
Zinsnehmens erlaffen wurde. Karl der Große führte bafjelbe in die ftaatliche Ge— 
jeßgebung ein (vgl. Gapt. v. 789, 5 bei Bert, Legg., I. 55), was fchon deshalb 
ohne Schwierigkeiten möglich war, weil in den wirthichaftlich unentiwidelten Ver— 
hältniffen des Frankenreiches wol bie eigentlichen Nothdarlehen die Regel bildeten, 
und gerade bei dieſen eine Zinforderung am erſten gehäfftg ericheinen kann. — Die 
Kirche Hielt an dem einmal außgejprochenen Verbote auch da jeft, wo fie praftifch 
mit demfelben nicht durchdrang, und das zweite fateranenfische Konzil (1139), defjen 
Berorbnungen für die ganze Kirche galten, erflärte die Wucherer für dauernd infam 
und fchloß fie vom kirchlichen Begräbniffe aus. Papft Alexander III. (vgl. c. & 
und 7 X. de usuris 5, 19) verhängte über usurarii manifesti außerdem noch die 
Exkommunikation, Gregor X, (vgl. c. 1 und 2 in VI° h. t. 5, 5) drohte diejelbe 
Strafe Privaten wie Städten an, welche Wucherer bei fich beherbergten, und Clemens V. 
(vgl. Clemt. un. h. t. 5, 5) erklärte, indem er den Obrigfeiten, welche da® Zinsnehmen 
geftatteten, aufgab bei Strafe der Erfommunikation innerhalb von drei Monaten 
alle derartigen Geſetze abzufchaffen, Jeden ala einen Ketzer qui in illum errorem 
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inciderit, ut pertinaciter affirmare praesumat exercere usuras non esse peccatum. 
Diefen Standpunkt Hat die Kirche im Prinzip erft jehr jpät aufgegeben, wenn fie 
auch auf die praftifche Verwirklichung ſchon früh verzichten mußte: Noch die Encyclica 
Benedikt's XIV. Vix pervenit vom 1. November 1745 hielt daran: jeft und erit 
am 8. Juli 1822 hat eine Entſcheidung des Heiligen Officium das Binsnehmen 
innerhalb der Iandesgefehlichen Grenzen für ftatthaft erflärt. Bon Seiten ber firengen 
Kanoniften wurde diefe Konzeffton entfchieden mißbilligt und die gangbarften Moral- 
tompendien, 3.8. Liguori und Gury, drüden fich über dieſen Punkt jehr zweifelhaft aus. 

Unter W. (usura) verftand die Kirche nun quidquid sorti accedit fei e& in 
Geld oder anderen geldiverthen Gegenftänden (vgl. c. 1—4 C. XIV. qu. 8). Alle 
Mittel, das Zinsverbot zu umgehen, fich usurae palliatae zu verichaffen, waren 
ftrafbar. Man durfte die Rückzahlung nicht auf eine andere Zeit au&bebingen, 
wenn man wußte, daß ber Werth der zurüdzuerftattenden Gegenftände aladann ein 
höherer fein werde, ober fich eine fruchtbringende Sache verpfänden laffen, ohne den 
Betrag der genoffenen Früchte von der Hauptfchuld abzuziehen. Außerdem machte 
die usuraria voluntas, d. 5. die Ahficht Etwas ultra iustum debitum zu erlangen, 
auf die es entiprechend den Triminaliftifchen Anfchauungen ber Kanoniften allein 
ankam, jebes Gejchäft ftrafbar. So konnte 3. B. der Kauf wucheriſch werben, wenn 
fih der Verkäufer für Kreditirung des Kaufpreiſes bejondere Vorteile ausbedang. 
Mafgebend war bier überall die Meinung, daß Gelb allein niemals Geld erzeugen 
fönne, natürlich und juriftifch unfruchtbar fei. Geld in Verbindung mit Arbeit 
erfannte man ala wertherzeugend an und geftattete Daher eine Gewinnſtnahme, jobald 
mit ber Verabreichung des Darlehns fich Arbeit irgend welcher Art verband. So 
konnte das Wechalergeichäft und der damit verbundene Gewinn aus dem Diskonto 
ala erlaubt gelten, weil die Mühe, welche das Bereithalten ber nothwendigen ver- 
fchiedenen Geldforten, der labor numerandi, damit verbunden war. Ebenſo durjten 
die Bezahlung bes Gefchäftsperfonals, überhaupt bie impensae nach ihrem wahren 
Betrage angerechnet werden, denn baare Auslagen konnte man dem Darleiher von 
Rechtswegen nicht auferlegen, darum wurde auch damnum emergens als genügender 
Grund für eine Forderung ultra sortem angejehen. Daneben fand — beides jchon 
bei Thomas von Aquino — Iucrum cessans Berüdfichtigung,, vorausgeſetzt daß 
bafjelbe unzweifelhaft und nicht blos möglich war. Da auch das Rififo (periculum 
sortis) ala Grund einer Mehrforderung anerkannt wurde, wenigftens wenn es be 
beutend war, wie beim fenus nauticum (vgl. c. 19 X. 5, 19, welche Stelle zwar 
anfcheinend das Gegentheil beiagt, in der aber offenbar nach der ganzen Faffung 
bes Textes ein „non“ ausgefallen ift), jo bedeutet usura fpäter nur noch dag lucrum 
(ultra sortem) quod nullo sumptu, nullove periculo conquiri studetur. Zu diejen 
fogen. „Zinstitein“ kommt noch als vierter die poena conventionalis Hinzu, durch 
welche bie Zahlung von Verzugszinſen gefichert werden konnte. Gine Bergütung 
für den Gebrauch des Geldes hielt man für berechtigt nur als Sachmiethe ber 
einzelnen Geldftüde, z. B. si quis ad ostendendum se divitem vel ornandum gazas 
suas aut bancum aceipit pecuniam. Die erwähnten Zinstitel hatten das theoretiſch 
ftrenge Zinsverbot praktiſch fehon ſehr durchbrochen, aber die Kirche mußte noch 
weitergehende Zugejtändnifje machen. So geftattete fie Zinsnahme in Form ber 
Selbftverficherung gegen den Berluft des Darlehns. Der Gläubiger konnte Bürg- 
jchaft für rechtzeitige Zurückzahlung verlangen, der Bürge ſeinerſeits Entjchädigung 
für feine Mühewaltung. Wenn nun der Gläubiger erflärte jein eigener Bürge jein 
zu wollen, jo konnte er eine Bezahlung ebenjowol verlangen wie ber fremde Bürge. 
Weit wichtiger war ber Gefellfchaftövertrag, bei dem eine Verzinfung des angelegten 
Kapitals ſowol wegen des periculum sortis ala auch wegen ber aufgewenbeten 
Arbeit gerechtfertigt erſchien. Abgefehen nun davon, daß bei weitausfehenden 
Unternefmungen die societas die gemöhnlichfte Form der Kapitalbetheiligung bildete, 
wurde fie oft nur zur Umgehung der Zinsverbote benußt, jo 3. B. ala societas sacri 
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offieii, welche die wirkliche oder oft auch nur fingirte Erlangung eines verkäuflichen, 
mit Einkommen verbundenen Amtes beim päpftlichen Stuhl bezwedte. Dabei ftellte 
das Einkommen des Amtes bie Zinjen des zum Kaufe hergegebenen Kapitals bar, 
und jo verftanden e& die Päpfte auch, indem fie bei Finanzverlegenheiten fich durch 
Einrichtung neuer Aemter Geld zu verichaffen fuchten. — Bon größter Bebeutung 
aber war, daß man die zinsbare Geldanlage in Form bes Rentenkaufes (vgl. d. Art. 
Rente) für ftatthaft erflärte (vgl. c. 1 und 2 Extr. comm. de empt. et vend. 
8, 5). Damit war die Gelegenheit gegeben für eine beftimmte Gelbfumme fich ein 
feftes Einkommen zu fichern, welches an einem Grundſtücke Haftete. Mit der Ablög« 
barfeit ber Rente, bie ſpäter regelmäßig ausbedungen wurde, und der Verpflichtung 
des Rentenjchuldners mit feinem ganzen Vermögen für das Rentenfapital zu haften, 
welche allmählich beinahe überall an die Stelle der urjprünglich auläffigen Befreiung 
durch Dereliktion des Grundftüdes trat, war der Rentenkauf faktiſch zum hypothekariſch 
fichergeftellten zinsbaren Darlehn geworden. — In direkten Gegenſatz zu ihren 
tHeoretifchen Anjchauungen trat aber die Kirche durch Gründung von Anftalten zur 
Berabreihung zingbarer Darlehen. Dieje ſog. montes pietatis follten zwar urjprünglich 
Geld ohne Bergütungsanleihen aufnehmen, aber troß der kirchlichen Vergünftigungen, 
die durch Einzahlung in die montes oder unentgeltliche Thätigfeit bei denjelben 
erworben wurben, mußten zum Betrieb zinsbare Darlehen aufgenommen und darum 
auch den Entleihern ein beftimmter Betrag ala Koften für Kapitalbefchaffung und 
Berwaltung (meift 10—15 %,) berechnet werden. Das Konnte ala Erfah ber 
impensae gelten, und bie Verzinſung des Betriebafapitals rechtfertigten die Kanoniften 
damit, baß fie die Betheiligung an einem mons als Eintritt in eine societas an= 


en. 

Trotz aller Ausnahmen vom Prinzip hätte das Tanonifche odium fenoris wol 
ſchon früher Fiasko gemacht, wenn nicht die Juden, denen man die Zingnahme 
uneingeſchränkt verftattete, den Geldverkehr vermittelt hätten. Sie beuteten das 
ihnen verliehene privilegium odiosum der W.freiheit rückfichtslos aus und gaben 
dadurch die erfte Veranlaffung zu gefeglichen Beftimmungen über die Höhe der zu= 
Läffigen Zinfen (vgl. Näheres bei Neumann, $$ 319 ff.). Auch die Kirche verjuchte 
auf ihre Weife bie fozialen Mehelftände des Juben-W. zu befeitigen, indem fie ftrenge 
den Verkehr der Ehriften mit den Juben verbot, freilich ohne allen Erfolg. Es 
Tann eben feine Geſetzgebung die Bebürfniffe des Verkehrslebens umgejtalten. Darum 
tamen auch die kirchlichen Zinsverbote in Deutfchland praftifch nicht recht zur Anz 
wendung. Im Norden wenigftens ift in den Gewohnheitsrechten vom W. feine 
Rede. Erſt mit dem Eindringen der fremben Rechte werben bie kanoniſchen Gebote 
zwar theoretifch anerfannt, 3. B. in den Schriften von Konrad Summenhard von 
Calw u. Chriſtoph Kuppener (vgl. v. Stinging, Geſchichte der Deutſchen Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, ©. 19 ff.), aber praftifch nach wie vor meift nicht beachtet. — Mit ber 
Reformation erwachte auch auf dieſem Gebiete die Oppofition. Luther freilich ftand 
mit feinen wirthichaftlichen Anfchauungen ganz auf Seiten ber Kanoniften, deren 
„Zingtitel” ihm noch ala zu weit gehende Ausnahmen erſchienen: nur alten Leuten, 
MWittwen und Waifen, bie fonft nichts hätten, wollte er ein „Nothwücherlein“ 
geftatten, dag fei nur ein Werk der Barmberzigleit (Werke, Bd. 23 ©. 306). Doch 
wollte er die etwa entgegenſtehende Gefeßgebung durchaus nicht abgeändert wiffen 
Cogl. den bei Neumann, ©. 617 ff., abgedrudten Brief an die Stadt Danzig). Aehnlich 
ftelfte fi) auch Zwingli, während Calvin, den feine Abftammung offenbar an 
praftifchere Anfchauungen gewöhnt Hatte, Zinfen für durchaus berechtigt hält, da 
Geld keineswegs unfruchtbar fei, ſchon deshalb nicht, weil man dafür Dinge kaufen 
Zönnte, die Geld einbrächten (vgl. Epistolae, Nr. 883). — Auch das Studium des 
Römiſchen Rechtes wirkte befreiend ; bie großen Juriſten bes 16. Jahrhunderts, be⸗ 
ſonders Eujacius und Donellus, ignorirten die Beftimmungen bes kanoniſchen Rechtes 
in diefer Richtung vollfommen. — In Deutichland trat für die volllommene Bes 
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rechtigung der Zinſen zuerſt Bezold ein (1598), nach ihm erſt in den Niederlanden 
Salmafius. Dort wurde ber Streit um die fittliche und rechtliche Qualifikation 
des Zinsdarlehns, bejonderd auch die Abendmahlafähigkeit der „Zafelhalter”, in 
beftigfter Weiſe ausgefochten (vgl. Las peyres). Der Kampf führte zum allmählichen 
Siege ber freieren Richtung, die nun bie Herrichende blieb. Auch Grotius und Pufen- 
dorf befannten fich zu ihr. — Für das Deutfche Reich wurde diefe in der Landes- 
geſetzgebung fchon früher zum Ausdruck gelommene Auffaflung endgültig beftätigt 
durch den jüngften Reichstagsabjchied (1654), der in $ 174 ein Zinsmarimum von 
5%, einführte. Damit way ein neuer dem Rechtebewußtfein entiprechender W. begriff 
gegeben: nicht Zinfen an fich, fondern nur dad Uebermaß ber Zinfen ift verwerflich 
und ftrafbar. Daß freilich in allen Fällen die Grenze für bie rechtlich erlaubte 
Zinsforderung bie gleiche war, ſchlug den Verkehr in Feſſeln, welche auf die Dauer 
ebenſo bdrüdten, wie früher das Tanonifche Verbot, und denen man fich auf alle 
Weiſe heimlich entzog. Daß die vorhandenen Zinsgeſetze praltiſch unwirkſam und 
auch theoretifch ungerechtjertigt feien, begann man in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts zu erkennen. Der energifche Angriff auf fie ging von Jeremias 
Bentham aus. In feiner 1785 zuerft erfchienenen Defence of usury ftellte er bie 
Gründe, "auß welchen Binsgefege verwerflich erſchienen, in einleuchtender und fo voll- 
ftändiger Weile zufammen, daß Spätere dem kaum noch Wefentliches hinzuzufügen 
vermochten. Er wies nach, baß diefelben 1) überfiiifig feien, indem fie ihre angeb- 
lichen Zwede nicht erfüllen könnten und weder die Bebrüdung der Armuth und 
bie Ausbeutung bes Leichtfinns oder der Unerfaßrenheit verhüteten, noch bewirkten 
daß die disponibeln Kapitalien nur an folide und nicht an Leichtfertige Unternehmer 
auögeliehen würden, was A. Smith als beſonders gefährliche Folge der Zinzfreiheit 
angeführt hatte, daß der Eintritt eines ſolchen Erfolges auch unerwänjcht fei, da 
übergroße Vorficht aller Kapitaliften den Fortſchritt der Induftrie hemmen mäffe, 
indem gerade bie wichtigften Erfindungen vor ihrer praktiſchen Bewährung ala Kühne 
Projekte bebenklich erfchienen; 2) geradezu jchadeten, weil fie die Gelbbebikritigen, 
die ohne Schaden, vielleicht noch mit Nutzen, mehr als bie gefeglichen Zinfen zahlen 
Tönnten, daran verhinderten Gelb zu erhalten, bzw. das Darlehn vertheuerten durch 
Bezahlung der Gefahr, welche der Darleiher bei Umgehung der Wuchergefete läuft; 
8) auch moralifch verjchlechternd wirkten, indem fie den Borger wol veranlaßten 
ben Gläubiger, der ihm vielleicht geholfen habe, zu denunziren. Endlich machte 
Bentham barauf aufmerfjam, daß erfahrungsgemäß bie beftehenden Geſetze überall 
umgangen würben, ſelbſt von ben Geſetzgebern welche häufig Anleihen zu Bedingungen 
aufnehmen müßten, die im Privatverfehr als wucherliche gälten. Diefe Anfchauung, 
welche auch Turgot vertrat, gewann mehr und mehr Boden, jowol unter den 
Nationalbkonomen wie unter ben Juriften. Man wurde darüber einig, daß ber 
Preis eines Gelddarlehns fich nach allgemeinen Geſetzen richte, die feine Staate- 
gewalt abändern könne, daß ber einzig denfbare wenn auch nirgends erreichte Erjolg 
ber Zinstaren ber fein würde, daß gewiſſe Perjonen gar fein Geld, niemals aber, 
daß fie Geld zu billigen Preifen erhielten. 

Auch die neueren Gefegebungen beruhen auf dieſer Weberzeugung. Zuerſt 
gingen in freiheitlichem Sinne Oefterreich und Frankreich vor. In Defterreich fchaffte 
Sofef II. 1787 das Therefianiſche W.patent vom 26. April 1751 ab, „um dem 
durch gejeßmäßige Beftimmung der Zinfen gehemmten Privatkredit Erleichterung zu 
verichaffen und durch Befreiung vom Fiskalzwang den Zufammenfluß der Darlehen 
zu vermehren“. Das Refultat war kein befriedigendes, vielmehr wurde die Therefio- 
nifche Gejegebung durch das W.patent vom 2. Dezember 1808 im Wejentlichen 
wieberhergeitellt. Doc follte baffelbe auf die „eigentlichen Handelsgeſchäfte ber 
Handelsleute und Fabrikanten unter ſich“ nicht angewendet werben. Aufgehoben 
wurbe dies W.patent erſt durch das Gefeg vom 14. Dezember 1866. Dieſes be 
jeitigte zwar die Zinsſchranken, behielt jedoch die W.ftrafen bei. Vgl. daB Weitere 
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unten. — In Frankreich, wo bis zur Revolution Zinfen überhaupt als gefeßlich 
umzuläffig galten, führte das Geſetz vom 3./12. Oftober 1789 eine geſetzliche Taxe 
ein, welche das Geſetz vom 11. April 1798 umiftieß, indem es ausdrücklich erflärte: 
que l’argent &tait marchandise. Auch die Napoleoniſche Givilgefehgebung kannte 
Binstaren nicht (vgl. Code eivil art. 1907), doch wurde am 3. September 1807 
ein W. geſetz (Loi sur le taux de l’inter&t de l’argent) erlaffen, wegen der offen- 
baren Schäben, welche ber W. angerichtet habe. Der gefehliche Zinsfuß follte 
5 Prozent, in Handelsfachen 6 Prozent betragen. Die Ueberichreitung deſſelben war 
civilrechtlich unverbindlich und verpflichtete zur Reftitution; gewohnheitsmäßiger W. 
wurde mit Gelbftrafe, betrügerifcher mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft. 
Dieſes Geje wurde zwar zeitweilig fußpendirt (1814) und für Algier (Ordonnance 
vom 7. Dezember 1835) ganz bejeitigt, jedoch für Frankreich felbft nicht aufgehoben, 
fondern durch Loi relative au delit d’usure vom 19. Dezember 1850 noch ver- 
Ichärft: gewohnheitgmäßiger W. wird neben ber Geldftrafe mit Gejängniß von 
6 Tagen bis zu 6 Monaten bebroßt, beim Rüdfall ſoll ſtets das Strafmarimum 
angemwenbet werben, Die escroquerie wird mit Gefängniß von I—5 Jahren, eventuell 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft. Dies Geſetz ift noch Heute im Kraft, 
wird jedoch anfcheinenb wenig angewendet, vgl. die minifterielle Enquöte v. 1864. — 
Treigegeben wurde der Zinsfuß in England (Gefeh v. 10. Auguft 1854, welches 
nur noch für die Pfandleiher ein gewifjes Zinsmaximum vorjchreibt), Norwegen 
(1857), Schweden (1864), Dänemark (Gefek dv. 6. April 1855), Spanien 
(14. Mai 1856), Portugal (1833 Nr. 279 de HEB.), Italien (das für 
daß Königreich Sardinien am 5. Juni 1857 gegebene Geſetz gilt jet in ganz 
alien), Holland (29. Dezember 1857), Belgien (5. Mai 1865, vgl. jedoch 
art. 494 des Code penal, in welchem für übermäßige Zinsnahme, die en abusant 
des faiblesses ou des passions de l’emprunteur geichieht, Geldftrafe von 1000 bis 
10000 Franc und Gefängniß von 1 Monat bis zu 1 Jahre angedroht wird), 
Schweiz (wenigftend in den wichtigften Kantonen), ferner in manchen überfeeifchen 
Staaten, meift ſchon früher wie in @uropa, 3.8. Brafilien (24. Oktober 1832), 
Ecuador (7. Oftober 1838), Uruguay (2. April 1838), New-Granada 
(1885), Beru (1852). In den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ift fein allgemeines Geſetz ergangen, fondern jeder Staat Hat die betreffenden Ver- 
Hältniffe felbftändig geordnet. In Deutfchland war ebenfalls in einer Reihe 
von Staaten die Zinsfreiheit eingeführt. So in Baden (es galt der Code civil 
frangais und außerbem von beftimmten Zinstaren unabhängige W.ftrafgefege 8 588 
bes Straf6B.), Württemberg (Art. 75 des PolizeiStrafGB. von 1889, val. 
Gejeh vom 1. Mai 1849), Weimar (1858), Oldenburg (18. Juni 1858), 
Bremen (27. Dezember 1858), Koburg (10. Februar 1860), Bayern (Art. 2 
Rr. 5 des EG. zum StrafGB. von 1861, vgl. Geſetz vom 5. Dezember 1867), 
Frankfurt a. M. (2. Februar 1864), Sachſen (25. Oftober 1864), Lübel 
(81. Juni 1862), Hamburg ($ 33 de EG. zum HGB. vom 22. Dezbr. 1865), 
Braunſchweig (18. Aprit 1867), Meiningen (7. Juli 1867). In Preußen 
hatten die Zinagefeße tro der mannigfachiten Angriffe ſich bis zur Gründung des 
Norddeutſchen Bundes erhalten, beffen erſter Reichttag durch das Geſetz, betreffend 
die vertragamäßigen Zinfen, vom 14. November 1867 die Langerjehnte Freiheit 
gewährte, welche hernach auf das ganze Deutjche eich erftredt wurde. — Dieje 
Aufhebung der ftaatlichen Einmifchung in den Darlehnsverkehr Hatte nun nicht die 
Wirkung, daß der W. verſchwand, im Gegentheil wurden nach wenigen Jahren 
Klagen Über unerträgliche Zunahme beffelben laut. Die Stellungnahme ihnen gegen- 
über war um fo ſchwieriger als nicht geleugnet werben konnte, daß biejelben viel 
fach durchauß berechtigt waren. In einigen Ländern (vgl. z. B. Platter) war 
der W. eine Landeskalamität geworden und zahlreiche Symptome wiejen barauf hin, 
daß eine folche Gefahr auch fr Deutfchland drohe. Ebenfowenig aber konnte man 
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verfennen, daß eine genügend lange Erfahrung bie vollfommene Nublofigkeit, ja 
Schäblichkeit der älteren Zinsgeſetze hinreichend erwieſen babe. Ihre Wieder- 
einführung wurde nur ganz ausnahmsweiſe anempfohlen, 3.8. von Reichenjperger, 
der aber andere als bie längſt wiberlegten Gründe zur Stüßung feiner Anficht nicht 
beizubringen vermochte. 

Wirklich durchgreifende Maßregeln gegen den W. find nur möglich, wenn den 
Faktoren Rechnung getragen wird, aus beren Zuſammenwirken fich die Höhe bes 
Zinsfußes im einzelnen Fall naturgemäß ergiebt. Am eimfachiten Liegt bie Sache, 
wenn der Entleiher genügende Garantien für die Rüdzahlung des Darlehns bietet, 
ſei es durch jeine unbezweifelte Kreditwürdigkeit, ſei es durch Piandbeftellung irgend 
einer Art. Die Höhe des Zinjes richtet fich bier Lediglich nad dem momentanen 
Gebrauchswerth im Allgemeinen, individuelle Verſchiedenheiten kommen dabei kaum 
in Betracht, denn ber Andrang der Kapitalien zu ficherer Anlage ift nicht weniger 
ftark, wie die Nachfrage. Die Konkurrenz von beiden Seiten regelt bier den Preis 
des Geldes jo vollftändig und jo jachgemäß, daß jede Intervention des Staates 
nur jchädlich fein könnte Wenn dem Darleiher die Rüdzahlung feines Kapitales 
nicht abfolut gewiß erjcheint, jo wirb er die Gefahr nur dann tragen, werm ihn 
der Entleiher durch Verſprechung von größeren Bortheilen, als fonft üblich, dazu 
veranlaßt. Um wie viel dieje Geiahrprämie ben Zins fleigert, hängt von der 
Schätzung ber Betheifigten ab, welcher auch Hier durch bie etwa vorhandene Kon⸗ 
kurrenz Schranken gejeht werben. Dabei kommt aber ber Entleiher weniger gut 
weg, benn ber gefteigerten Nachfrage fteht ein verminberte® Angebot gegenüber, da 
ftet nur ein kleiner Bruchtheil der möglichen Gläubiger der Höheren Zinfen wegen 
das Kapital aufs Spiel jegen mag. Noch ſchlimmer ift für ihn der Umftand, daß 
nit nur die Quantität, fondern auch die Qualität der Darleiher abnimmt, je 
gewagter das abzufchließende Gejchäft erjcheint. Je größer die Gefahr für das 
Kapital felbft, um jo Höher müfjen die zu zahlenden Zinfen werden, um jo näher 
Liegt aljo die Möglichkeit, daß der Schuldner fie auf die Dauer nicht ertragen kann, 
jebenjalla zu ihrer Bezahlung des Aufgebotes aller Kräfte bedarf. In der Regel 
kommt es zu dieſer Außerften Anfpannung mur dann, wenn der Gläubiger feine 
Ruhe läßt, wenn er alle ihm zu Gebote ftehenden juriftiichen und moralifchen 
Zwangsmittel ſchonungslos anwendet. Zu einem folchen Geſchäftsbetrieb verftehen 
fih aber nur Leute, welche feine andere Rüdficht ala die auf möglichft hohen Gewinn 
kennen und ihre Webermacht über den Darlehnfuchenden bis an bie Grenze ber 
Möglichkeit ausbeuten. Bedarf Lebterer nun das Geld nothwendig, jo bleibt ihm 
kaum etwas Anderes übrig, als fich den Bedingungen des Wucherers zu fügen. 
Hier ift der zu Stande gelommene Vertrag nicht das Probuft wirthfchaftlich be= 
rechtigter Faktoren, jondern ein Akt brutaler Vergewaltigung des Schwachen durch 
den Starken. Dem kann der Staat nicht müffig zufehen, denn bie Wirkungen des 
W. in diefem Sinne find höchſt gemeingefährlih. Wenn der Staat dem Wucherer 
Schuß und Beiſtand gewährt, und biefer unter dem Schein und in der Form des 
Rechts die wirthichaftliche Eriftenz feines Schuldners vernichtet, fo muß fi) das 
einfache Rechtsgefühl verwirren. Dazu kommt, daß die im MW. enthaltene rüdfichts- 
loſe Manifeftirung der Kapitalgewalt ganz dazu geeignet ift, den Gegenfaß zwifchen 
Befig und Nichtbefib auf die äußerſte Spige zu treiben und die Opfer derfelben zu 
überzeugten Feinden einer Staatögewalt zu machen, welche einen ſolchen Mißbrauch 
zu billigen und zu unterftüßen jcheint. — Abgefehen von den civilrechtlichen Mitteln, 
3. B. der Ungültigkeitserklärung der W.forderung, fehlt es auch nicht an Anknüpfungs- 
punkten für die ftrafrechtliche Behandlung des W., ber ſtets entweder dem Betruge 
oder ber Erprefiung nahe jteht. Beides find Mittel, durch welche Jemand dazu 
gebracht werben kann, einem Andern wiberrechtliche Vortheile jcheinbar mit, in 
Wahrheit aber gegen jeinen Willen einzuräumen. Beim Betruge wird gewollt, weil 
eine faljche Annahme über thatfächliche Verhältniffe künſtlich erzeugt wurde, bei der 
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Erpreffung, weil das Geichehene ala das Eleinfte der zur Wahl ftehenden Webel 
erſchien. Das ift ganz ebenfo beim W.: der Bewucherte erfennt entweder die Schwere 
der ihm aujerlegten Bedingungen nicht, oder er nimmt fie nur an, weil er muß. 
Wenn Jemand Geld haben muß, um ben ihm drohenden Ruin abzuwenden und 
ihm die Alternative geftellt wird, entweder fein Geld zu befommen oder übermäßige 
SEN zu verfprechen, fo ift von einer wirklichen Wahl keine Rebe, ebenjowenig 
wie bei der Erpreffung. Doch reichen die allgemeinen Beftimmungen über Betrug 
und Erpreffung nicht aus, einmal weil fie vom Wucherer leicht umgangen werben 
Zönnten, dann auch weil ihr Thatbeftand das W.delikt doch nicht ganz umfaffen 
würde. Bei der Grpreffung insbefondere erzeugt der Schuldige eine Nothlage, 
während der Wucherer Häufig eine vorhandene nur benußt. — Bezüglich bes 
W. deliktes jelbft konnte e8 nicht zweifelhaft jein, daß das Ausbedingen übermäßiger 
Bortheile bei Gelegenheit eines Darlehns den Thatbeſtand deffelben erfüllen werde. 
Auch bei der betaillirteren Beftimmung des Thatbeitandes ging man in Defterreich und 
Deutichland bei Erlaß von W.ftrafgejehen im Wefentlichen gleiche Wege. In Oeſter⸗ 
reich war in bem Gejehe v. 14. Dezbr. 1866 derjenige mit Strafe bebroht, welcher 
„die Nothlage, den Leichtfinn, die Unerfahrenheit oder die Verſtandesſchwäche bes 
Anleihers zu deſſen empfindlichen Rachtheile mißbraucht, um für ſich ober andere, 
unter was immer für einer Form, einen Vortheil zu bedingen, welcher zu dem am 
Orte üblichen Zinſenmaße und zu den mit einer Leiftung etwa verbundenen Aus⸗ 
lagen, Berluften oder fonjtigen Opfern in anffallendem Mißverhältniſſe fteht“ ($ 3). 
Diefe Umjchreibumg des Begriffes W. wurbe Heftig getabelt, 3. B. von Glafer, 
wegen ihrer zu großen Dehnbarkeit. Mehr Tadel verbiente wol die Beitimmung, 
daß die Strafverfolgung: regelmäßig auf dem Wege der Privatllage und von Amts- 
wegen nur dann erfolgen follte, „wenn ber W. gewerbsmäßig und zugleich in der 
Art betrieben wird, daß Beträge biß höchſtens 100 Gulden mit oder ohne Pfand 
nur auf Tage, Wochen oder Höchftens drei Monate dargeliehen werben“. Es fpricht 
eher für als gegen die Brauchbarfeit dieſes Gejehes, daß, wie Chorinsky mit- 
tHeilt, 59 Fälle unter feiner Herrichaft zur Erledigung kamen, trogdem es ſchon am 
14. Yuni 1868 wieber aufgehoben wurde. Dies neue, volllommene W.freiheit ge- 
währende Geſetz wurde für die Königreiche Galizien, Lodomerien, das Großherzog: 
thum Krakau und das Herzogtum Bulowina außer Kraft gefeßt durch Gejeh vom 
19. Juli 1877, betreffend Abhilfe wider unvebliche Vorgänge bei Strebitgejchäiten. 

Dies letztere ift jet durch das Für bie ganze ‘Monarchie geltende Geſetz vom 
28. Mai 1881 (R.G.BL. Nr. 47), betreffend Abhülfe wider unredliche Vorgänge bei 
Kreditgejchäften, welches einen im Wefentlichen gleichen Inhalt hat, abgeichafft 
worden. Der Thatbeitand des W. wird darin folgendermaßen beftimmt: „Wer bei 
Gewährung ober Verlängerung von Kredit ben Leichtfinn ober die ihm bekannte 
Nothlage, Verſtandesſchwäche, Unerjahrenheit oder Gemüthsaufregung des Krebit- 
nehmers dadurch ausbeutet, daß er ſich ober einem Dritten Bermögensvortheile ver- 
Äprechen oder gewähren läßt, welche durch ihre Maßloſigkeit das wirthichaftliche 
Berberben des Kreditnehmer herbeizuführen oder zu beförbern geeignet find, macht 
fich eines Bergehens ſchuldig“ u. |. w. ($ 1). Das Vergehen wird qualifizirt durch 
a) Verſchleierung des Gejchäftes oder Erlangung eines richterlichen Spruches über 
noch nicht beftehende Forderungen; b) feierliche Betheuerung ober fonftige Er- 
ſchwerung der Form des Verſprechens; c) Rüdjall; d) Gewerbs⸗ und Gewohnheits⸗ 
mäßigfeit. Die angedrohten Strafen, ftrenger Arreft und Geldftrafe in verfchiedenen 
Abftufungen, treffen auch den dolofen Erwerber der W.forberung, fall er biejelbe 
weiter veräußert oder geltend macht (88 2—6). Die Strafbarkeit erlijcht, wenn 
der Thäter, bevor der öffentliche Ankläger oder das Straigericht von der That 
Kenntniß erlangt, ben gejegwibrigen Vorgang behebt und dem Kreditnehmer das 
bezogene Uebermaß jammt gejelichen Zinfen vom Tage de Bezuges an zurück⸗ 
erftattet ($ 7). Der Strafrichter, ober, wenn dieſer nicht einfchreiten ober ‚ver= 


1854 Wucher. 


urtheilen Tann, der Civilrichter, hat das fragliche W.geſchäft für nichtig zu erklären 
und anzuordnen, daß das von dem Kredit⸗Geber und ⸗Nehmer gegenfeitig Geleiſtete 
ſammt gefeglichen Zinſen vom Tage der Leiftung an zurüdgzuerftatten ift ($$ 8—10). 
Ein wegen einer W.forderung etwa anhängiges Givilverfahren muß von Amtswegen 
oder auf Erjuchen bes Strafrichters fiftirt werden, wenn ein Strafprogeß eingeleitet 
oder einzuleiten ift ($ 11). Es gilt auch für den Givilrichter die Theorie der freien 
Beweiswürbigung ($ 12). Das Geſetz hat bezüglich feiner civilrechtlichen Ber 
ftimmungen rüdwirtende Kraft (8 18). Auf Handelögefchäfte findet e& feine An- 
wendung (8 14). Einer Mebertretung macht fi) derjenige ſtrafbar welcher ſich von 
einem Diinberjährigen ober von einer Perſon, für welche die Nichteinhaltung einer 
unter Ehrenwort übernommenen Verpflichtung Die Strafe des Berluftes ihrer Dienftes- 
ftellung zur Folge Haben kann, die Erfüllung ber Verpflichtung uus einem wenn 
auch nicht wucherlichen Krebitgefchäft unter Berpfändung der Ehre eiblich oder unter 
ädnlichen Betheuerungen verfprechen läßt. Ebenſo derjenige, welcher wifjentlich eine 
folche Forderung erwirbt und dieſelbe weiter veräußert oder geltend macht. Rüdfall 
fowie — ober Gewohnheitsmäßigkeit kommen als Strafichärfungsgrände in 
Betracht. 

In Deutſchland waren in den Landtagen verſchiedener Staaten, z. B. in 
Preußen, Bayern, Sachen, Heffen, Anträge auf Wiedereinführung von W. ſtrafgeſetzen 
zeip. die Befürwortung derſelben durch die Regierung im Bundesrathe geftellt worden, 
als die Abgeordneten dv. Kleiſt⸗Retzow, v. Flottwell und Freiherr v. Marfchall bie 
Trage auch im Reichstage anregten. Ihr Antrag fowie der des Abgeordneten 
Reichenfperger wurde einer Kommiffton von 21 Mitglievern überwieſen, welche mit 
einem ausführlichen Berichte auß der Feder bes Generalftaatsanwalts v. Schwarze 
dem Reichstage einen W.gefegentwurf vorlegte.e Der Schluß bes Reichstags ver- 
binderte die weitere Berathung. In der nächſten Seffion griff die Regierung die 
fchwebenbe Frage wieder auf und legte am 13. März 1880 einen Entwurf vor, der 
fi) von dem der erwähnten (XII.) Kommiſſion nur durch unbedeutende redaktionelle 
Aenberungen und eine durchgängige Erhöhung des Strafmaßes unterfchied, außerdem 
aber auch die civilrechtliche Behandlung der W. geſchaͤfte berüdfichtigte. Der Ent- 
wurf ging aus den Berathungen in ber Kommiffion wie im Plenum ziemlich un- 
verändert hervor und wurde als Gefeh vom 24. Mai 1880, betreffend ben W., 
publizirt (vgl. R.G.Bl. ©. 109, ausgegeben in Berlin am 81. Mai 1880, aber 
in Kraft getreten am 14. Juni 1880). Dafjelbe zerfällt in drei Artikel, von denen 
ber erfte die ftrafrechtlichen, der dritte die civilrechtlichen Beftimmungen bezüglich 
des W. und der zweite eine Aenderung der R. 12 des $ 360 des StraſGB. enthält, 
welche ihre Ergänzung nunmehr für Preußen durch das Gejeh vom 17. März 1881 
bezüglich des Pfandleihgewerbes gefunden hat. 

Die ftrafrechtlicden Beftimmungen fchließen ſich an $ 302 des StrafGB. (Ueber⸗ 
vortheilung Minderjähriger) an und find ala 88 802 a—d bezeichnet, gehören aljo 
zu dem 25. Abfchnitt: Strafbarer Eigennug und Verletzung fremder Geheimniffe. 
Der Thatbeftand des W.beliftes erfordert: 1) objektiv, daß die für ein Darlehn 
ober im Falle der Stundung einer Geldforberung zu Gunften des Bertragfchließenden 
ober eines Dritten ausbedungenen Bortheile a) den üblichen Zinsfuß überjchreiten, 
b) nach den Umftänden des Falles in auffälligem Mißverhältniffe zu der Leiftung 
ftehen; 2) fubjeltiv, daß das Berfprechen- oder Gewährenlaffen berjelben unter Auß« 
beutung ber Nothlage, des Leichtfinng oder der Unerjahrenheit eines Andern gefchehen 
fei. — Nicht nothwendig ift, daß die verabredeten Bedingungen den wirthichaftlichen 
Ruin des Schuldner® herbeiführen oder befördern. Gin folder Zuſatz Hätte dem 
Wucherer leicht einen Ausweg offen gehalten, denn nur ausnahmsweiſe wird man das 
eingetretene wirthjchaftliche Verderben gerade einem beftimmten W.geichäfte zur Laft 
legen können. ebenfalls wären bie Schwierigfeiten des Beweiſes jehr groß unb 
ftänden in feinem Verhältniß zu ber praftifchen Bedeutung einer ſolchen Beftimmung 


Buder. 1355 


da ohnehin meift nur Verſprechungen ruindfer Natur in einem auffälligen Miß- 
verhältniffe zu der ihnen entiprechenden Leiftung ftehen. Außerdem ift für das 
Strafrecht direlt nur die Handlung des Gläubiger® maßgebend, welche denfelben 
Charakter behält, auch wenn Jemand bewuchert wird, der an dem folgen bes be= 
treffenden Deliktes nicht zu Grunde geht, während umgekehrt die auferlegten Be— 
dingungen dem Schuldner wirklich ſchaben können, ohne daß eine ſtrafbare Be— 
wucherung vorläge. . 

Die erfte Vorausſetzung für Anwendung des W.gefeßes ift nun Die Gewährung 
eines Darlehns, refp. die Stundung eines jolchen, denn nur der Darlehna-W., nicht 
auch bie Webervortheilung und Ausbeutung bei anderen Geichäften, 3. B. beim 
Kaufe, follte unter Strafe geftellt werden. Diefelben kommen hier nur in Betracht, 
werm fie zur DVerjchleierung von Darlehnsgeſchäften dienen jollen, wie das 3. B. bei 
dem Geichäftsbetriebe ber jog. Rückkaufshändler regelmäßig der Fall ift (f. unten). — 
Weiter müfjen die Vermögensvortheile gerade für die Hingabe oder Stundung des 
Darlehns veriprochen oder gewährt fein, jo daß Gefchäfte, die nur im Zufammenhang 
mit einem Darlehn ftehen, fi) 3. B. auf die Wieberauffebung beffelben ober bie 
Freigebung einer bejtellten Sicherheit beziehen, niemals unter das W. geſetz jallen 
können (vgl. Urtheil des Neichäger. vom 18. April 1881 — Entih. IV. ©. 104, 
Rechtipr. II. ©. 280). 

Die ausbebungenen Bermögensvortheile, zu benen auch ein jog. freiwilliges 
Gefchent gehören kann, wenn baffelbe in Wahrheit nicht aus freiem Antriebe, ſondern 
in Folge einer ausbrädlichen ober ſtillſchweigenden Uebereinkunft gewährt wurde 
(vgl. Oppenhoff, ©. 701 N. 10), müffen alfo zunächft den üblichen Zinsfuß 
überfteigen. Bei der Beſtimmung bes Ießteren wirb Ort, Zeit und Art des ab- 
geichloffenen Geſchäftes zu beachten fein, für kaufmänniſche Geichäfte mag der Reiche- 
bankdistont, auf welchen der Kommiffionzbericht ald Norm Hinmweift, einen gewifſen 
Anhalt geben. Die Rüdfihtnahme auf die Individualität des Gejchäftes darf 
keinesfalls zu weit getrieben und ein Zinsfuß nicht deshalb als üblich angejehen 
werben, weil er häufig vorkommt, fonft könnte ſich auch der Wucherer mit Erfolg darauf 
berufen, daß er nicht mehr nähme, ala Leute feines Schlages zu thun pflegten. 
Wenn v. Schwarze in feinem Bericht der XII. Kommiffion (vgl. S. 65 feines 
Kommentars) meint, der übliche Zinsfuß könne eben, weil ex ber übliche jei, niemals 
wucherlich werben, jo verfennt er, daß bie „Ueblichkeit“ einer Forderung ftet® nur 
in Begug auf Perfonen und Geichäfte bejtimmter Art ermittelt werben kann und 
daß auch die Wucherer ihre Gejchäfteufancen haben. Doch nimmt der Gejehgeber nur 
auf rechtmäßige Gebräuche Rüdficht, und e& muß barum ber Zinsfuß, den er als 
einen „üblichen“ und demgemäß normativen anerfennt, ber in dem regelmäßigen 
Verkehre krebitwürbiger Perſonen gebräuchliche fein. Derfelbe kommt ala Schranfe 
nach unten Hin in Betracht und giebt die Gewißheit, daß jebe Verfolgung wegen 
DW. ausgeichloffen ift, jo lange er nicht überfchritten wird. Nicht jede Ueberjchreitung 
ift W., doch wäre es wünſchenswerth geweien, die Möglichkeit einer Strafverfolgung 
auch bei Verabredung eines Zinsfußes, der den regelmäßig üblichen nicht allzuſehr 
überfteigt, vollfommen auszufchließen. Die Ungewißheit darüber, was Staatsanwalt 
und Richter ala W. anfehen, wird gewiß manchen rechtlich denkenden Kapitalbefiger 
zu äußerfter Vorſicht veranlaffen und kann leicht dahin führen, daß eine Reihe von 
wirthſchaftlich Höchit wünjchenswerthen Unternefmungen nicht zu Stande kommen 
oder zum Schaden des SKrebitbebüritigen enden, weil berfelbe, ſtatt eine mäßige 
Gefahrprämie zu vergüten, entweber fein Gelb bekommt ober Wucherern in die Hände 
fällt, welche bie Gefahr einer Verurtheilung Lediglich ala einen Grund betrachten, 
ihre Forderungen zu erhöhen. Eine ſolche Begrenzung nad) unten hin Tann den 
alten Zindtagen nicht gleichgeftellt werden, fie hemmt den Verkehr nicht, jondern 
ſchützt vielmehr feine Freiheit auf gewiffen Gebieten. Sie macht auch keines- 
wegs, wie v. Schwarze ©. 18 meint, ben ganzen Gedanken, aus welchem das 
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W. geſetz entſtanden iſt, illuſoriſch, denn fie würde das W.delikt begrifflich gar nicht 
berühren, ſondern nur den Eintritt der Strafbarkeit an eine Bedingung knüpfen. 
Bandesgejeglich ift eine ſolche Beſchränkung bezüglich der Piandleiher eingeführt, die 
nach $ 1 des Preußifchen Gejehes 3. B. 2 Pi. pro Mark und Monat von Darlehen 
bi8 zu 30 Mark (24 Proz.) und von jeder dieſen Betrag üherfteigenden Mark 
monatlih 1 Pf. (12 Proz.) nehmen dürfen. Weberfchreiten fie dieſe Säße, jo ift 
das eine nach $ 360 Nr. 12 des StrafGB. zu beitrafende Uebertretung, W. nur 
dann, wenn der Thatbeitand der 88 302 a—d des StrafGB. jeftgeftellt wurbe, was 
niemals geichehen Tann, jo lange bie Piandleiher innerhalb der landesgefetzlichen 
Grenzen fi) beivegen (vgl. Urtheil des Reichäger. vom 5. Januar 1881 — Entich. 
II. &. 176). Eine allgemeine Zinsfchrante in gleicher Höhe (12—15 Proz.) wäre 
wol um fo unbedenklicher, da biefer Sat zwar als dauernde Rente unerfchwinglich 
fein mag, für ein Nothdarlehn jedoch billig ift, dem eigentlichen Wucherer wenigſtens 
faum jemals genügen wird. Biel höher wird man nicht greifen dürfen, ober gar, 
wie Ortmann will, 25 Proz. als Marimum im Sinne ber alten Zinsgeſetze auf⸗ 
ftellen. Damit wäre berfelbe Fehler gemacht, der zur Abichaffung jener Gefege 
führte und außerdem ber Richter gezwungen, viele Fälle ſchamloſen W. ftraflos zu 
laffen. Sonft fünnte man formell gegen die Straflofigkeit einer Zinsforderung bis 
zu einer gewiſſen gefeßlich ein für allemal beftimmten Höhe jo wenig einmwenben, 
wie dagegen, daß jugendliches Alter biß zu einem beftimmten Termine vor Strafe 
ſchützt, ohne daß die individuellen Berhältniffe, 3. B. etwa vorhandene Erkenntniß 
der Strafbarfeit, auf bie allgemein gegebene Beftimmung von Einfluß wären. Die 
Befürchtung aber, daß ein ſolcher eine Gefahrprämie einfchließender Sat bald ber 
regelmäßig zur Anwendung kommende fein werde, ift wol müffig. Wenn auch nach 
früheren Erfahrungen der übliche Zinsfuß ſtets nur wenig unter dem erlaubten 
Marimum blieb, jo lag das an ber geringen Höhe bes letzteren. Die pofitive 
Geſetzgebung kann den Zins nicht gewaltſam ermäßigen, aber auch nicht erhöhen, da 
fich die maßgebenden Faktoren in beiden Fällen ihrer direkten Einwirkung entziehen. 

Das Ueberſchreiten des üblichen Zinsfußes wird in ben meiften Fällen ficherer 
feftzuftellen fein als ein Mißverhältniß zwiſchen den vom Schuldner verjprochenen 
Vermögensvortheilen und den Leiftungen des Gläubiger. Die Ermittelung bes 
richtigen Maßes in diefer Beziehung Tann jedenfalls nur unter Berüdfichtigung aller, 
den Preis eines Darlehns beftimmender Faktoren gefchehen. Falls der Schulbner 
in vollem Umfang kreditwürdig ericheint, wird der Gebrauchswerth entſcheidend fein. 
Derfelbe ift für den Gläubiger nach allgemeinen Gefichtspunften zu beftimmen, beffen 
individuelle Bedürfniffe ben Preis des Darlehns nur außnahmaweife beeinfluffen. 
Es kommt dem Schulbner eben regelmäßig weniger auf die Perfon bes Gläubigers 
ala darauf an überhaupt Gelb zu erhalten. Bei Lebterem dagegen macht es einen 
wejentlichen Unterjchied, ob er das Geld benutzen will um burch bafjelbe ein Ein- 
fommen zu erzielen oder ein beftimmtes Genußbedürfniß zu befriedigen, ob es ſich 
um ein Probuftiv- oder ein Konfumtivdarlehn Handelt. Im erſten Fall richte 
fi) der Gebrauchswerth für den Schuldner nach der Höhe bes Einkommens, welches 
ex durch Verwendung bes geborgten Kapitals zu erzielen hofft. Er muß deshalb 
das fremde Geld fo Lange behalten können, bis er deſſen Nutzwirkung für fich genofjen 
bat und wenn bazu Monate, Wochen, vielleicht gar Tage, 3. B. bei Ausnutzung 
einer beftimmten Konjunktur, außreichen, fo kann er als Gebrauchsvergütung Vortheile 
gewähren, die als jährliche Prozente ungeheuerlich fcheinen, im gegebenen Fall aber 
erträglich find, weil auch unter Hinzurechnung derſelben zu den Geſchäftsſpeſen dem 
Schuldner noch ein Gewinn verbleibt. Eine ſolche Höhere Verzinfung kurzzeitiger 
Darlehen ift auch vom Standpunkt des Gläubiger aus eine berechtigte Forderung, 
weil mit ber Wiederanlegung des Geldes neue Mühe verbunden, ferner biejelbe 
vielleicht nicht gleich thunlich ift, aljo Zinsverluft eintreten Tann. Wucherliche Aus« 
beutung liegt darin nicht, auch dann nicht, wenn fich der Schuldner über den er 
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bofften Gewinn täufchte, denn die Möglichkeit eines Verluftes hätte er von vornherein 
in? Auge fafjen müflen. — Bei einem Konfumtivdarlehn werben höhere Zinjen 
nur jelten gewährt werden, doch find immerhin Fälle denkbar, wo es dem Schuldner 
auf den augenblidlichen Genuß ankommt. Es ift dann feine Sache, wie hoch er 
den Werth beflelben ſchätzt und wie viel er für die Gewährung der Möglichkeit 
dazu geben will. An einem objektiven Maßſtab fehlt es Hier volllommen, doch ift 
gegen ein wirkliches Uebermaß der Forderung der kreditwürdige Schuldner durch 
die Konkurrenz ber Gläubiger geſchützt, welche an der fichern Unterbringung ihrer 
Kapitalien jelbft das Iehhaftefte Interefje haben. — Das ift anders, fobalb in dem 
Zins neben dem Nutzungspreiſe aud) eine Rifiloprämie geboten werden muß. Ihre 
Höhe joll der wirklich vorhandenen Gefahr proportional jein, doch giebt es für deren 
Schäbung keine beitimmten Anhaltspunkte, jondern es entſcheidet im einzelnen Falle 
fchlieglich nur das Ermeſſen der Kontrahenten. Trotzdem die Sachgemäßheit diejer 
Entſcheidung höchſt zweifelhaft iſt, ſobald der Schuldner des Darlehns dringend 
bedarf, wird der Richter doch nur felten das Vorhandenfein eines Uebermaßes feit- 
ftellen Tönnen, eben weil ihm ein fefter Maßftab für das richtige Verhältniß zwiſchen 
Gefahr und Gefahrprämie fehlt. Er muß fich namentlich davor Küten, das Gefchäft 
nach feinem Ausgange zu beurtheilen, denn gerade die Ungewißheit befielben läßt 
das Ausbedingen bejonberer Vortheile gerechtfertigt erjcheinen. Auch darf er nicht 
nur das einzelne Gejchäft als folches ins Auge faflen, wenn ber betreffende Gläubiger 
ein gewerbsmäßiger Gelbausleiher ift, alfo darauf rechnet, daß die Vortheile bei 
dem einen bie Verlufte bei dem andern Gejchäfte ausgleichen. Daß ein jolcher 
Ausgleich jelbit bei anfcheinend übertrieben hohen Zinsforderungen mitunter nur 
eben genügt, beweift das von Turgot angeführte und ſeitdem oft berufene Beifpiel 
des pröt & la petite semaine. Es mußten, wie er erzählte, arme Gemüſehändler 
in Paris für ein Darlehn von 3 Frs. wöchentlich 2 Sous, d. 5. 173%, %,, bezahlen: 
les emprunteurs-ne se plaignent pas des conditions de ce pröt, sans lequel ils 
ne pourraient faire un commerce qui les fait vivre, et les pröteurs ne s’enrichiss- 
ent pas beaucoup, parce que cet interöt exorbitant n’est guöre que la compen- 
sation du risque que court le capital ($ 14, p. 224). Man könnte auß dieſer 
und ähnlichen Beobachtungen den Schluß ziehen wollen, daß zwifchen probuftiven 
und konſumtiven Darlehen zu unterfcheiden und bei jenen ein höherer Zinsfuß zu= 
läffig fei ala bei diefen. Dem ftünde entgegen, daß bie Gefahr für den Gläubiger 
bei fonfumtiven Darlehen eher Höher ift als bei produftiven, aljo gerade hier höhere 
Zinſen fich rechtfertigen. — Allgemeine Regeln Lafjen fich nicht aufftellen, und es 
bleibt nichts übrig, als den Richter auf den einzelnen Fall zu verweilen, obwol 
die Gefahr nahe Liegt, dadurch Entjcheidungen bervorzurufen, welche mehr einem 
unbeftimmten Rechtsgefühl als klaren juriftiichen Erwägungen ihren Urſprung ver= 
danken. Einen bejtimmten Maßſtab für die Höhe der Rifiloprämie hat v. Cannftein 
in dem Betrage zu finden geglaubt, welchen der Kreditgeber zahlen müßte, wenn 
er das Treditirte Kapital ſammt Zinfen für die Dauer des Kredits bei einer Lebens— 
verficherungägejellichaft verfichern wollte. Doch Hat dies Rifiko offenbar nichts mit 
der Gefahr zu thun, welcher der Gläubiger bei einem unfichern Schulbner ausgeſetzt 
üft, denn jene läßt ſich nach allgemeinen Geſetzen abſchätzen, biefe ift rein individuell, 
Weit eher kann der Weg zum Ziele führen, den 2. dv. Stein einfchlägt um Wucher 
und berechtigte hohe Zinfen von einander zu unterfcheiden. Er erkennt die Berech- 
tigung Hoher, jelbft auf die Dauer unerjchtwinglicher Gefahrprämien im vollen Umfang 
an und ftellt ihnen als Wucher die Erzeugung einer „darlehnsloſen Schuld“, d. h. 
einer folchen entgegen, für welche der Gläubiger feine wirkliche Leiftung gemacht, 
3. B. fein Darlehn gegeben, fondern nur eine Prolongation bewilligt Hat. Diejer 
Begriff jelbft ift freilich zur Konftruftion des W.deliktes nicht zu verwenden, da die 
Prolongation allerdings ala formell genügende causa erfcheint. Um fo beherzigens⸗ 
werther ift der darin Liegende Hinweis auf die Thatfache, daß der Wucherer wirth- 
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Ichaftliche Gejehe für fich anruft, während er die Bedingungen für deren Wirkſamkeit 
in feinem Treiben thatfächlich ausschließt. Er will nicht eine gewiffe Gelbfumme 
an einen möglichen großen Gewinn wagen, fondern er will von einem wirklich 
durchaus fichern Kapital Vortheile ziehen, deren Gewährung ben wirthſchaftlichen 
Ruin des Schuldners bedeutet. In der That giebt kaum jemals ein Wucherer ein 
Darlehn, wenn er nicht die Möglichkeit fieht, ſich durch den Befitz des Schuldners 
oder aus deſſen Einkommen reichlich bezahlt zu machen. Sein Streben geht dahin 
in feinem Interefje den Schuldner fortwährend zu höchfter Anfpannung aller wirth- 
Ichaftlichen Kräfte zu zwingen und ihm doch zugleich die Tilgung feiner Schuld 
unmöglich zu machen und unter der Form von Zinszahlungen, nicht nur die Amorti- 
fation des urfprünglichen Kapitals einfhließlich der nothwendigen Binfen, fondern 
noch darüber hinaus fo viel wie möglich zu erhalten. Das wird am Einfachiten 
erreicht, wenn der Gläubiger die Fälligfeitstermine jo Iegt, daß fie von Seiten des 
Schuldners nicht eingehalten werden können und nun bei den nothwenbig werbenden 
Stundungen von Termin zu Termin die nominell zu verfchreibende Summe wächlt. 
Hier genügen felbft anfcheinend mäßige Zinfen, und außerdem hat der Gläubiger 
noch die Ausficht eines Gewinnes bei dem enblichen Konkursverfahren, ba feine 
angebliche Forderung die wirkliche Leiftung um ein Vielfaches überfteigt. Hier 
befteht unzweifelhaft ein auffallendes Mißverhältniß zwiſchen Leiftung und Gegen- 
leiftung, welches der Richter mit Sicherheit erfennen kann, ohne fi) an der unlöß- 
baren Aufgabe abzumühen, das iustum pretium im einzelnen Fall zu ermitteln. 
Da das Deutſche W.gefeg ausgefprochener Maßen feine allgemeine Regelung des 
Darlehnspreiſes erzielen, jondern das Parafitenthum des die wirtbichaftlichen Kräfte 
ausſaugenden Wucherd betämpfen will, jo entipricht eine folche Beichränfung ebenjo 
wol dem Geifte des Gefehes, wie feinem Wortlaut. Die Leiftungen des en 
und bes Schuldners ftehen nur dann in einem auffallenden Mißverhältniffe, wenn 

das gegebene Darlehn der Anlak dazu war, von dem Schuldner Vermögenbortheile 
zu erlangen, deren Betrag nicht mit Rückficht auf jenes, jondern einzig nach der 
individuellen Leiſtungsfähigkeit des Schuldnerd bemeffen wird. Diejes wirthichaitlich 
ungerechtfertigte Verfahren braucht fich nicht fchon bei der Hingabe des Darlehms 
jelbft zu zeigen, es fann exft bei den Prolongationsverhandlungen zu Tage treten, 
darum muß ber Richter beides, überhaupt das ganze Verfahren des Wucherers im 
Zufammenhang prüfen. Als Anzeichen eines unerlaubten Gejchäftes erjcheinen unter 
Anbern (vgl. auch v. Stein, ©. 154 ff.): die Feſtſetzung augenscheinlich unerihwing- 
licher Konventionalftrafen für den Fall der Nichtzahlung, welche gar nicht im Ernſte 
beigetrieben, fondern nur als Mittel dienen jollen, den Schuldner in dauernder 
Abhängigkeit zu erhalten. Ferner die Verichreibung von Pfandobjekten, deren reeller 
Werth das Darlehn jelbft meit überfteigt,, kurz alle Manipulationen, aus denen 
hervorgeht, daß ber Gläubiger nicht einen beftimmten Vortheil erzielen, fondern fich 
auf Koften des Schuldner? in vorher nicht genau beftimmbarer Weife bereichern 
will. Dahin gehört namentlich auch die Bnpotetarifäje Belaftung des Grundbefies 
für lediglich rechnungsmäßig erwachſene Schulden, bei welcher e8 dem Ermefjen des 
Gläubiger überlaſſen bleibt, ob er es vorzieht, fich das fragliche Grundſtück anzu= 
eignen, indem er auf DVerfteigerung anträgt, oder den urfprünglichen Befiker darauf 
zu belaſſen, um die Früchte feiner harten Arbeit mühelos zu ernten. 

Daß zu fo unvortheilhaiten Geichäften ſich Niemand entichließt, der ihre Trag- 
weite würdigen kann, wenn er fich nicht in einer Zwangslage befindet, Liegt auf der 
Hand, und es ift im Grunde nur ein felbftverftändliches Korrelat, wenn das Geſetz 
die Ausbeutung der Nothlage, des Leichtfinng oder der Unerfahrenheit ala That- 
beftandsmomente des W.beliftes binftellt. Auf den Ausdrud „Ausbeutung“ bdari 
man, troß der entgegengejeßten Anficht bes Kommiffionsberichtes (vgl. v. Schwarze, 
©. 48), fein beſonderes Gewicht Legen, denn zwiſchen Ausbeutung und Bemußung be 
fteht nur der Unterfchieb, daß erftered die Benugung zum eigenen Vortheil bebeutet 
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(vgl. Grimm, Wörterbuch, I. Sp. 831). Namentlich follte damit kein aggreffives 
Borgehen des Wuchererd erfordert werden: ob die übermäßigen Vortheile vorgängig 
vom Darleiher ausbrüdlich gefordert, oder zunächſt vom Schuldner angeboten worden, 
ift gleichgültig (vgl. Urtheil d. Reichsgerichts vom 10. Januar 1881 — Entſch. III. 
©. 218; Rechtſprechung II. ©. 706). Nothlage, Leichtfinn, Unerfahrenheit bezeichnen 
die Motive wol vollftändig, durch welche Jemand veranlaßt werden kann in ein 
W.geihäft zu willigen. Entweder verjteht er vermöge feiner geringen wirthſchaft⸗ 
lichen und intellettuellen Bildung nicht recht, was er verjpricht, oder er kümmert 
fich um die erfannte Gefahr nicht, oder er weiß feinen anderen Ausweg aus feiner 
augenblidtichen Berlegenheit. — In einer Nothlage befindet fich derjenige, welcher 
das Gelb nicht hat, defien er dringend, gleichviel zu welchem Zwecke, bedarf. Da- 
bei ift die größte Verſchiedenheit möglich, je nach den durch verſchiedene Lebens⸗ 
gewohnheiten, Bildung und Sitte bedingten Anfchauungen des Einzelnen. Zuſtände 
und Verhältniffe, welche dem Einen ganz erträglich jcheinen, können für den Andern 
das Motiv zu ertremften Entſchlüfſen fein. Hier darf ber Richter fein allgemeines 
mittlereg Maß jeftftellen wollen, jondern ex muß indivibualifiren und eine Nothlage 
dann ſtets annehmen, wenn ex fich überzeugt, daß der Bewucherte jeine bamalige 
Lage als eine ihn bedrängende anjah. Anderer Meinung wol nur fcheinbar der Kom⸗ 
miffionabericht ©. 48, vgl. v. Schwarze, ©. 44. Jede weitere Unterſcheidung, 
namentlich auch die zwiſchen Produktive und Konfumtivdarlehen, ift nur dazu ge= 
eignet, die Theorie mit den Bebürfniffen des praftifchen Lebens in Zwieſpalt zu 
bringen. Wer probuzirt um für ſich und die Seinen ben Lebensunterhalt zu er- 
werben, befindet fich, wenn ihm das nothwendige Betriebafapital fehlt, er die Roh— 
produfte oder Arbeitskräfte nicht bezahlen kann, unter Umjtänden ebenfo in Noth, 
als wenn ex die Mittel zur Bejchaffung der direkten Verbrauchsbedürfniſſe Durch das 
Darlehn gewinmen wollte. Ebenjo Urtheil des Reichsgerichts vom 25. Mai 1881 — 
Rechtiprechung III. ©. 325. Daffelbe gilt von dem Kaufmann, der feine Zah— 
Lungen einftellen muß, wenn ex einen fälligen Wechjel nicht einlöfen Tann, dem 
Spieler, der ruinirt ift, wenn er feine „Ehrenfchuld” nicht det, kurz bei Allen, 
denen eine Veränderung ihres Zuftandes in fo hohen Maße wünjchenswerth er- 
ſcheint, daß fie jede Laft für die Zufunft Lieber auf fich nehmen, als die gegen- 
wärtige länger tragen. Ebenſo Urtheil des Reichsgerichts vom 10. Januar 1881 — 
Entſcheidungen II. ©. 219, Rechtſprechung II. ©. 707. Nur auf den faltiſchen 
pigchologifchen Zwang kommt es an, nicht darauf, daß fich bie betreffenden Per— 
fonen geradezu vis-A-vis de rien befinden, wenn feine Aenderung ihrer Lage ein- 
tritt. — Offenbar hat auch der Gejeggeber nicht gewollt, daß ber Begriff der Noth- 
lage zu eng aufgefaßt werbe, fonft hätte er nicht den „Leichtfinn“ auf gleiche Stufe 
mit ihr ftellen Eönnen. Natürlich wird die Anwendung des $ 3022 nicht durch 
ein leichtfinniges Leben des Schuldners im Allgemeinen, jondern dadurch bebingt, 
daß derjelbe den Abjchluß des betreffenden Gejchäftes Leichtfinnig behandelt, daß er, 
wie v. Schwarze fagt (©. 45), „bei Eingehung des Geſchäftes, ohne die völlige 
Würdigung des Einfluffes, den das Geſchäft auf jeine wirthichaftlichen Berhältniffe 
in ihrer Gejammtheit äußern mußte, gehandelt babe.“ Ein folcher Leichtfinn kann 
ebenjo oft das Grgebniß einer brüdenden Lage, wie einer unbebachten Behandlung 
der Geichäfte überhaupt fein. Daß ihm ein befonderer ftrafrechtlicher Schub ge: 
währt wird, Tann überfläffig erjcheinen, und die verfuchte Motivirung defjelben im 
Kommiffionsbericht vermag died Bedenken keineswegs zu befeitigen. Es wird bort 
angeführt, daß die Erfahrung gelehrt Habe, wie „Leichtfinnigen Menfchen, welche wohl» 
babenden Familien angehören, dag Gelddarlehn oft unter den jeltfamften, aber die 
verſteckte Berechnung und Hinterlift verhüllenden Vorwänden, jowie durch jchein- 
bar unverbächtige Mittelöperfonen, durch Agenten ıc. geradezu aufgebrängt und hier- 
mit der Schuldner, welcher ohne eigentliches Bedürfniß das ihm jo übermittelte 
Geld angenommen und es ebenjo leicht wie er es erhalten vergeubet Habe, in das 
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Netz des Wucherers hineingezogen werde, fo daß ſchließlich zur Rettung feiner gefell- 
fchaftlichen Stellung und der Yamilienehre die Verwandten ſich veranlaßt fänben, 
das Bermögen der Familie zu opfern, und daß durch dieſes Opfer der Wohlftand 
und die Stellung der einzelnen Yamilienmitglieder vernichtet werde.“ (Bericht der 
XI. Kommiffion, vgl. v. Schwarze, ©. 47.) Man hätte dies höchſt verwerf⸗ 
liche Treiben eventuell als ein eigenthümliches Delikt behandeln können, W. ift es 
an fich nicht. Derſelbe beginnt erft mit dem Ausbedingen übermäßiger Bortheile, 
welches wol erſt dann ftattfindet, wenn die urjprünglich zu mäßigen Bedingungen 
vorgeftredtte Summe nicht zurädgezahlt werden fann.. In dem Augenblid aber be= 
findet ſich der Schuldner in einer Notblage, welche die Anwendung des W. geſetzes 
ohnehin ermöglicht. — Umſomehr bedarf die Unerfahrendeit, d. h. ber Mangel an 
Einficht in die Bedeutung uud Tragweite des Geichäfts, das Fehlen der Geſchäfts- 
kenntniß (vgl. Urtheil des Reichager. — Entſch. II. ©. 176), des Schutes, be= 
ſonders da die wucherlichen Vortheile oft eine harmlofe Form annehmen, anſcheinend 
Heine Beträge darftellen u. |. w., fo daß ber gefchäftlich ungewanbte, im Berechnen 
von Zinsbeträgen ungeäbte Schuldner häufig mehr veripricht, ala er ahnt. Doch 
kommt e8 im einzelnen alle nicht darauf an, ob der wirkliche Inhalt des Geſchäfts 
leicht oder ſchwer zu erfennen war, fondern darauf, ob der Schuldner ihn ſaktiſch 
erfannt hat ober nicht. 

Natürlich muß der Gläubiger, welcher wegen W. beftraft werben foll, gewußt 
haben, fowol daß die ausbedungenen Vortheile übermäßig find, als daß Noth, 
Leichtfinn oder Uneriahrenheit den Schuldner zur Gewährung derjelben veranlaßte. 
Eine ausbrüdliche Feſtſtellung durch den Richter braucht jedoch nur dann zu er= 
folgen, wenn ber Angellagte beftreitet den erforberlichen dolus gehabt zu haben. 

Vollendet wird das Vergehen, deſſen Verſuch nicht ftrafbar ift, dadurch, daß 
der Gläubiger für fih oder einen Dritten die Vermögensvortheile oder das Ber- 
ſprechen derjelben angenommen bat. Das DVeriprechen und das Gewähren berjelben 
find auf gleiche Stufe geftellt, eben darum aber kommt es für die Strafbarkeit nicht 
in Betracht, ob dem Verſprechen die wirkliche Gewährung nachfolgte oder nicht. 
Darum erfcheinen bie einzelnen Zinszahlungen nicht als jelbftändige Delikte, welche 
eine neue Verurtheilung herbeiführen fönnten. Eine folche verftieße gegen den Rechts- 
grundjag non bis in idem, denn e8 mußten von vorneherein die einzelnen Zahlungs 
atte nicht ala vereinzelte TIhatfachen, fondern ala Theile eine Ganzen ins Auge 
gefaßt werden, um das Borhandenfein von W. feftzuftellen. Vorausgeſetzt ift dabei 
natürlich, daß fich die mehrfachen Gewährungen nur ala Ausführung bes einmal 
gegebenen Verſprechens darftellen. Sobald in Folge eines neuen Uebereinkommens 
Etwas gewährt wirb, liegt ein neue Delikt vor, 3. B. bei einer neuen Prolonga- 
tion eines ohnehin ſchon wucherlichen Bertrages. — Daffelbe gilt auch bei der Ber 
jährung, deſſen Lauf bezüglich des W. delikts nicht durch jede einzelne Leiftung un⸗ 
terbrochen wird. Anderer Anficht ift v. Schwarze (©. 69 ff.), „denn bie An« 
nahme des Verſprechens wie die der Zahlung find wucherifche Handlungen, und 
zwar ſowol in ihrer Verbindung, ald auch für fich allein; jedoch ftehen fie zu ein- 
ander im Fortſetzungsnexus“. Dagegen läßt fich wol einwenden, daß bie ftrafbare 
Handlung mit der Annahme des Verſprechens beendet ift und aljo auch bezüglich 
der Berjährung jelbftändig behandelt werden muß, fo daß bie fpäter wirklich ge- 
leifteten Zahlungen nur ala befondere Delikte oder gar nicht in Frage fommen. — 
Ebenfo können bezüglich des Beweiſes der Gewerbs und Gewohnheitsmäßigkeit nur 
die verſchiedenen wenn auch mit berfelben Perſon abgefchloffenen W.geichäfte, nicht 
fchon die mehrfachen Zinszahlungen auf Grund eines und befjelben Gejchäftes in 
Betracht kommen. So auch das Preußifhe O.Trib. auf Grund des $ 263 bes 
Preuß. StrafGB., vgl. Soltdammer, Archiv Bd. VIIL ©. 567. 

In Betreff der Theilnahme kommen die allgemeinen Grundfäge zur Anwen⸗ 
dung, jelbft dann wenn das Verhalten der Heljeröhelfer des Wucherers, dieſem bie 
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Möglichkeit gewährt, jene ebenfalls wegen Zahlung der Wucherforderung in An- 
pruch zu en (vgl. OppenHoff, ©. 702 u. 19). 

Mit dem W. kann ſowol Betrug wie Erpeeffung konkurriren. Betrug info 
fern als das Verſprechen ber wucherlichen Vermögensvortheile nur burch eine Vor— 
fpiegelung falfcher Thatfachen auf Grund einer Täufchung des Bewucherten erlangt 
worden ift, Erprejjung wenn das Verſprechen dadurch errungen wurde, daß ber 
Gläubiger drohte, im Fall der Nichtgewährung bie fällige Forderung einzuffagen | 
(vgl. für einen ähnlichen Yall Urtheil des Reichöger. vom 12. Yebruar 1880 — 
Entfcheidungen I. ©. 205, Rechtſprechung I. S. 345). Aladann kommen die 88 
268 reſp. 253, welche die ſchwerere Strafe androhen, zur Anwendung. 

Bei kaum einem anderen Bergehen Liegt die Gefahr jo nahe wie beim W., 
daß das Geſetz durch Manipulationen umgangen werde, welche den ftrafbaren Cha= 
after der fraglichen Handlung verdecken jollen. Das Tann gefchehen: a) durch 
Zwifchenfchieben von anderen Perfonen, die als Makler, Unterhändler, Zutreiber ıc. 
thätig . Bezüglich derfelben kommen natürlich zunächft die allgemeinen Grund- 
ſätze über Mitthäterfchaft und Beihälfe zur Anwendung, doch wird häufig der Nach- 
weiß bewußten Zuſammenwirkens ber betreffenden Perjonen kaum zu erbringen jein. 
Deshalb beftimmt das Geſetz, daß ala Wucherer beftraft wird, ſowol wer den wucher- 
lichen Bermögensvortheil für einen Dritten ausbedingt ($ 3028), ala auch wer 
mit Kenntniß des Sachverhaltes eine wucherliche Yorderung erwirbt und diefelbe 
weiter veräußert oder die wucherlichen Vermögensvortheile geltend macht ($ 302 c). 
Ein Nachweis des vorſätzlichen Zufammenwirkens ift nicht erforderlich, es treten 
vielmehr bie Strafen auch dann ein, wenn ein folches thatjächlich nicht vorhanden 
if, 3. B. der Dritte keine Kenntniß von dem Abfchluffe des Geſchäfts felbft hatte, 
ober die fragliche Forderung durch einen Univerfaltitel etwa durch Erbgang erwor⸗ 
ben wurbe. Ebenſowenig braucht unterfucht zu werden, ob der Wucherer wirklich 
für einen Dritten ober faktiſch mır für ſich handelt, 3. B. die Vortheile für feine 
Brau oder feine Kinder u. |. w. außbedang. Die Erwerbung einer wucherlichen 
Forderung, die ja auch aus Löhlicher Abficht, 3. B. zur Befreiung des Schuldners, 
geichehen kann, ift noch nicht ftrafbar, jondern erft das Verfügen über biefelbe in 
gewwinnfüchtiger Mbficht. Als Weiterveräußerung kann unter Umftänden ſchon eine 
Verpfändung erfcheinen, ala Geltendmachung der Verſuch, die Forderung zur Kom⸗ 
penfation zu benußen. Wenn bagegen ber dritte Erwerber von dem Schuldner nur 
das zurädfordert, was derjelbe wirklich erhalten hat, etwa unter Berechnung mäßiger 
Zinfen, fo macht er nicht „die wucherlichen Vermögensvortheile“, jondern nur eine 
durchaus rechtöbeftändige Forderung geltend, vgl. Oppenhoff, ©. 704 N. 4. 
Daſſelbe gilt von demjenigen, welcher im Auftrage des Schuldners oder eines An— 
bern die Forderung von dem Wucherer oder deſſen Rechtsnachfolger erworben hat 
und num den wirklich gezahlten Geffionspreis gegenüber feinem Auftraggeber geltend 
macht. Jedoch jet die Anwendung des 8 302c den Nachweis voraus, daß der 
Erwerber den Charakter der Forderung wirklich kannte; daß er ihn hätte kennen 
mäüffen, genügt ebenfowenig wie dolus subsequens; andererjeit8 wird die Strafbarkeit 
nicht dadurch außgefchlofien, daß ihm einige Details bezüglich des Geſchäftsabſchlufſes 
unbelannt geblieben find. 

Eine Umgehung bes Geſetzes kann auch verfucht werden b) durch Verkleidung 
bes Geſchäftes. Solche Manipulationen waren von jeher üblich und ſchon bie 
R.Polizei Ordn. von 1530 (Art. 26) und 1548 (Art. 17 und 19) ftellen bezüglich 
einiger Gejchäfte die Präjumtion auf, daß dieſelben wucherliche feien, ebenfo das 
Preußifche ER., 3. 3. Thl. I. Zit. 11 88 323, 718; das Defterr. W. Patent von 
1808 88 8—10 umb mehrere der früheren Deutichen Partikularftrafgefeßgebungen. 
Die gewöhnlichften Formen (vgl. Merdel, ©. 8 ff.; Braun und Wirth, ©. 
194 ff.) find, abgejehen von dem fog. W. am Kapital, d. 5. den Fällen, in welchen 
die Verfchreibung auf eine größere ala die wirklich gegebene Summe lautet, bie 

v. Holgenborff, Gnc. I. Kechtalexikon II. 8. Aufl. 86 


1862 Wucher. 


Umgehung durch 1) Kauf, indem z. B. Jemand eine Sache zu einem hohen Preiſe 
von dem Wucherer auf Kredit kauft, um ſie ſofort demſelben oder einem ſeiner 
Helfer zu einem geringern Preiſe gegen baar wieder zu verfaufen, ober ſich unter 
einer hohen Konventionalftrafe verpflichtet eine Waare, für Die er fofort den verein 
barten Preis erhält, zu liefern, unter der flillfchweigenden Vorausſetzung, daß er 
nicht Tiefen ann, ober endlich in Form des Rüdtaufgefchäftes, bei welchem Jemand 
unter Preis verfauft und für die Geftattung des Rüdkaufes innerhalb einer be- 
ftimmten Zeit eine hohe Prämie gewährt Cost. Urtheil des Reichsgerichts vom 
25. Mai 1881 — Entfcheidungen IV. ©. 208, Rechtſprechung IIL ©. 822). 2) 
Geffion, 3. B. wenn Jemand wirkliche aber noch nicht fällige Anfprüche dem 
Wucherer für einen geringen Betrag in baar, oder eine unrealifirbare For⸗ 
derung unter ber Haftung für ihr Eingehen ‚gegen einen unbebeutenden Geffiongpreis 
abtritt u. ſ. w. 8) Wechfel, die ihrer rein formalen Natur wegen zur Verdeckung 
des W. am Kapitale bejonderd geeignet find, aber auch in Tomplizirterer Form, 
3. B. fo daß ein Vermittler dem Gelbfuchenden vorfchlägt für ihren gemeinfchait- 
lichen Bedarf einen Wechjel auszuſtellen, den dann ber eigentliche Wucherer billig 
diskontirt, von beffen Betrage der Bewucherte aber nur einen Theil erhält, 
während er beim Verfall für die ganze Summe auflommen muß, da fein Mit- 
kontrahent zahlungsunfähig ift. 4) Nebengefchäfte wie billigen Berlauf wert 
voller, theueren Ankauf werthlofer Sachen u. |. w. — Auch wirb eine Berfchleie 
rung häufig dadurch bewirkt, daß die über bag fragliche Geichäft aufgenommene 
Urkunde die Bedingungen befjelben nicht vollftändig enthält. 

Alle Fälle der Art werden von $ 3028, welcher ganz allgemein von der Ge— 
währung von „Vermögensvortheilen“, b. 5. von Geld oder geldiverthen Sachen rebet, 
mit umfaßt. Außerdem begründet die Thatfache der Verſchleierung die Zuläffigfeit 
einer Strafihärfung bis zum doppelten Betrage der Strafe für einfachen Wucher, 
d. 5. e8 kann auf Gefängniß bis zu einem Jahre und Geldftrafe bis 6000 Mark 
und auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden ($ 302b.) Ob die 
Verjchleierung mit oder ohne Wiſſen des Schuldners geſchah, ift gleichgültig, nur 
wird im erften Falle meiſt Betrug vorliegen. Als fernere Dualififationsgründe 
werben behandelt a) die Wechjelmäßigfeit des Verſprechens, welche bie Durchführung 
des ungerechtjertigten Anfpruches wefentlich erleichtert, b) die Anwendung von 
Mitteln, welche einen moralifchen Zwang auf den Schuldner ausüben follen: das 
Deriprechenlaffen unter Berpfändung ber Ehre, auf Ehrenwort, eibfich oder unter 
ähnlichen BVerficherungen oder Betheuerungen ($ 302b). Gine weitere Erhöhung der 
Strafe, im Minimum und Maximum (Gefängniß von drei Monaten bis zu füni 
Jahren, Geldftrafe von 150 bis 15000 Darf, und ftet® Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte) tritt ein, wenn ber W. gewerbs- ober getvohnheitemäßig betrieben wird 
($ 302d). Die Bebeutung biefer Begriffe ift Hier diefelbe wie im Strafrecht fonft, 
d. h. es kommt in der Praris für ihre Anwendung wejentlich auf die Wiederholung 
des Delikte an. Die allgemeinen Vorfehriften über Konkurrenz hätten wol voll 
fommen genügt, eventuell wären beſondere Rüdfallsftrafen vorzuziehen geweſen. Daß 
der gewerbamäßige Wucherer ein gejährlicheg Subjekt ift, wird Niemand Leugnen, 
daß er aber unter Anwendung von $ 74 angemefien und zugleich Hinlänglich hart 
beftraft werben könnte, ift wol ebenfo gewiß. Wenn man außerdem fortjährt das 
gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßige Delift ala kollektives zu behandeln, d. h. babei 
nur die Summe der ftrafbaren Handlungen und nicht diefe felbft berückfichtigen zu 
wollen, jo werben zahlreiche Kontroverſen nicht ausbleiben, wie die Nechtiprecjung 
auf Grund des $ 2683 des Preußifchen Straf®&B. zur Genüge bewieſen hat. 

Auf Beftimmungen über die civilrechtliche Wirkung bes W. (Art. 3) Hatte bie 
Reichstagskommiſſion in ihrem Entwurfe verzichtet, da fie der Meinung war: „bie 
Praris werbe in den beftehenden civilrechtlichen Borjchriften über Anſprüche aus 
unerlaubten ober ftrafbaren Handlungen die nöthige Anleitung zur Beurtheilung der 
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civilrechtlichen Folgen eines wucherlichen Gejchäftes finden.“ Die Regierung da— 
gegen ging davon aus, daß zwar allen Rechtsſyſtemen ber Grundfatz, daß unerlaubte 
gegen ein Strafgeje verftoßende Handlungen feine Nechte für den Handelnden be= 
gränden, gemeinſam ſei, daß fie aber in der Ausbildung befjelben nicht unerheblich 
abwichen, jo daß wichtige Bedenken nicht augbleiben würden. Es dürfte baher die 


Regelung der civilvechtlichen Folgen des eigenartigen W.deliktes in dem Gefehe 


nicht unterbleiben. Im Reichstage wurde der Art. 3 des Entwurfes von nam» 
haften Juriſten (3. B. Dreyer) einfach für unannehmbar erflärt und eine neue 
Kommiſſion Hauptjächlich deshalb ernannt, um eine jachgemäße Redaktion des frag- 
lichen Artikels zu ermöglichen, denn eine Erörterung ber einfchlagenden ſchwierigen 
Fragen jei im Plenum unthunlid. Die Kommiffionsberathungen, über die nur 
mündlich Bericht erftattet wurde, führten eine wefentliche Abänderung des Negie- 
rungsentwurfes nicht herbei, ebenfowenig bie Plenarverhandlungen, in welchen be- 
fonbers bie Stellung des gutgläubigen dritten Erwerbers ber Forderung, bie Ber- 
zinfung des vom Gläubiger wirklich Geleifteten und die Dauer der Verjährung für 
die Rüdforderung des Schuldners erörtert wurde. Nur bezüglich des legten Punktes 
kam man zu einem pofitiven Refultate, indem der jehige Abſ. 8 dem fonft unver 
ändert angenommenen Kommiffions= reſp. Regierungsentwurfe Hinzugefügt wurde. — 
Berträge, welche gegen die Vorjchriften der $$ 3028 und 302b verftoßen, find un= 
gültig. Korrekter hätte man wol gejagt „nichtig“, denn fo find Zweifel nicht aus— 
geſchloſſen, ob die Ungültigfeit nicht ala „Anfechtbarkeit“ oder als die von Einigen 
ſogenannte „relative Nichtigkeit” aufzufaflen jei. Erſteres wäre, wenigſtens nach 
Anficht der Motive, welche wiederholt die Ungültigkeit ala kraft Geſetzes eintretend 
bezeichnen, unrichtig, und man wird dem um jo eher beitreten können als das 
Gejeß keinen Anhalt für eine anderweitige Auslegung bietet. ine Nichtigfeit aber, 
die nur für die Kontrahenten und nicht auch Dritten gegenüber beftände, ift ein 
Widerſpruch in fich und daß ber Gefeßgeber einen jolchen gewollt habe, kann man, 
wie dv. Kübel ($ 162) hervorhebt, auf Grund eines unklaren Ausdrucks doch nicht 
annehmen, Natürlich bezieht fich die Nichtigkeit nur auf die wucherliche Forberung 
und nicht auf Geichäfte, welche derfelben vorausgingen, jo daß 3. B. die uriprüng- 
liche Forderung rechtebeftändig bleibt, wenn dad W.geichäft erſt bei der Stundung 
beginnt. Bezüglich der Kontrahenten Liegt aljo die Sache fo, daß beide Theile nicht 
zu leiſten brauchen und das etwa ſchon Geleiftete zurückfordern können, wobei der 
Wucherer für die von dem Schuldner oder für denfelben geleifteten Bermögensvortheile 
vom Tage des Empfanger an die gejeglichen Zinfen vergüten muß, während dem 
Schuldner bezüglich des dom Gläubiger Erhaltenen eine ſolche Verpflichtung nicht 
obliegt. Es ift das eine Unbilligfeit gegen ben Wucherer, der freilich, wie der Kom⸗ 
miſſar de Bundesrathes dv. Schelling im Reichstage meinte: auf Billigfeits- 
rüdfichten feine Anfprüche hat (!), eine Art von Privatitrafe, die neben den ver- 
Hängten kriminellen zum minbeften überflüffig erfcheint. Es ift allerdings durchaus 
richtig, das Muchergeichäft ganz und nicht nur ſoweit, ala übermäßige Vortheile 
ausbedungen waren, für nichtig zu erflären (anderer Meinung: v. Schwarze, 
S. 31), einmal weil das Geſetz Niemanden verpflichten kann, ein Gefchäft unter 
anderen ala den von ihm gewollten Bedingungen aufrecht zu erhalten, dann auch 
weil dem Richter Unmögliches zugemuthet würbe, wenn er jebesmal das iustum 
pretium für ein Darlehn bejtimmen follte. Darum brauchte aber die Verpflichtung, 
Zinſen, etwa die jonft gefegmäßigen, für wirklich Genoffenes zu gewähren, durchaus 
nicht befeitigt zu werden. ebenfalls ift der Schuldner zur Zahlung von Verzugs- 
jinfen anzuhalten, wenn er das Empjangene nicht rechtzeitig zurückzahlt. Die Zu- 
rüdzahlung aber kann der Gläubiger ohne Rüdficht auf etwa ftipulicte Befriftung 
* verlangen, ſobald das betreffende Gefchäft, ſei es vom Civil- oder vom Kriminal⸗ 
richter für wucherlich erklärt wurde, alfo feine Nichtigkeit jeftfteht. Fir dieſen An- 
ſpruch des Gläubiger haftet die vertragsmäßig beftellte Sicherheit. — iſt dies eine 
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Beltimmung, die fich mit der Nichtigkeit des ganzen DBertrages nur ſchwer in Ein- 
lang bringen läßt (vgl. v. Kübel, ©. 164 ff.) und entgegen bem ſonſt vom 
Gefege zur Schau getragenen odium foeneratorum in den Motiven nur durch Hin= 
weis auf allgemeine Billigfeitögründe gerechtfertigt wird. — Wenn von Seiten des 
Gläubiger nicht baares Geld, fondern andere Leiftungen zurüdzugewähren find, fo 
richtet fich feine Verpflichtung bezüglich der Erſtattung von Früchten, Erfah für 
BVerichlechterungen, Haftung im Fall des Verbrauchs, der Veräußerung, des Unter- 
gangs der empfangenen Sache u. f. w. nach den allgemeinen gejehlichen Beitim- 
mungen. Gr ift dabei ſtets ald malae fidei possessor zu behandeln. — Daß die 
jenigen, welche fich des W. ſchuldig gemacht Haben, d. h. die Mitthäter, nicht auch 
die Anftifter, Gehülfen zc. dem Schuldner ſolidariſch haften, ift nur den in allen 
Rechtsſyftemen übereinftimmenden Grundfäßen über bie obligatio ex delicto ent» 
ſprechend. Jedoch erſtreckt fich die Haftung desjenigen, welcher die wucherliche For⸗ 
derung mit Kenntniß des Sachverhaltes erwarb, nur auf diejenigen Vortheile, die 
feit feiner Succeffion in die Rechte des frühen Kontrahenten an ihn ober jeinen 
Rechtsnachfolger gezahlt worden find. — Bezüglich des gutgläubigen dritten Er 
werbers entſcheiden die beftehenben geſetzlichen Vorſchriften. Es Tann alfo, abgejehen 
von den Fällen, wo wegen ber formalen Natur der betreffenden Verträge Einreden 
aus dem Urfprung des Gejchäftes geſetzlich unzuläffig find, 3. B. bei Wechieln, 
Hypotheken u. ſ. w., ihm ebenjo wie dem erften Kontrahenten gegenüber die Nic; 
tigfeit des Vertrages geltend gemacht werden. Andererſeits fteht ihm neben bem 
Regreß an feinen Rechtsvorgänger auch die Rückforderung gegen den Schuldner in 
demfelben Umfange wie jenem zu. — Das Recht der Rüdforderung verjährt in 5 
Jahren ſeit dem Tage, an welchem die Leiftung erfolgt ift. Für jede einzelne 
Leiftung läuft bie Berjährungsfrift befonders, denn für das Civilrecht kommt nicht 
wie für da8 Strafrecht das W. geſchäft ala Ganzes ausſchließlich in Betracht, ſon⸗ 
dern jeder einzelne Leiſtungsakt ift ein Rechtsgeſchäft für fich und begründet ein 
jelbftändiges, darum auch ſelbſtändig verjährendes Rückforderungsrecht. Uebrigens 
wird bie Einrede des W. dem ganzen Gejchäfte gegenüber nicht dadurch ausgeſchlofſen, 
daß einzelne auf Grund defjelben gemachte Leiftungen nicht mehr rüdjorderbar find. 
Bezüglich der Beurtheilung des fraglichen Gefchäftes ift der Civilrichter vom ſtri⸗ 
minalrichter und biefer von jenem vollftändig unabhängig, wie das nad, ben all 
gemeinen Grundfähen über das Verhältniß don Civil- und Kriminalurtheil fich von 
ſelbſt verfteht. Ein Antrag, welcher darauf abzielte, daß zunächſt der Strafrichter 
über die Eriftenz bes Vergehens zu entſcheiden berufen und die Entſcheidung deſſelben 
für den Civilrichter bindend ſei, wurde im Reichstag abgelehnt. 

Die mehrjach aufgeworjene Trage, ob das Wuchergejeh ruckwirkende Kraft babe, 
ift entfchieben zu verneinen. Bezüglich der Art. 1 und 2 befteht darüber kaum ein 
Zweifel, $ 2 des RStrafGB. ift hier unbeftritten maßgebend (vgl. Urteil des 
Reichsgerichts vom 26. April 1881 — Entjcheidungen IV. ©. 111, Rechtipr. III. 
©. 247). Bedenklich könnten nur die Fälle jcheinen, in denen nach dem 14. Juni 
1880 auf Grund eines früher abgejchlofjenen Vertrages Vortheile in Empfang ge 
nommen wurden, welche in ihrer Gejammtheit betrachtet für wucherlich erklärt wer⸗ 
den müßten. Auch hier liegt eine firafbare Handlung nicht vor, denn das Ges 
währen ift nur die Ausführung eines Vertrages, auf den das Gejeh feine Anwen- 
dung findet (vgl. Urtheil des Reichager. vom 25. Mai 1881 — Entjcheidungen IV. 
©. 203, Rechtſprechung II. S. 322). Ebenfowenig liegt ftrafbarer W. vor, wenn 
Jemand ein vor dem 14. Juni 1880 gemachtes wucherliche® Darlehn nach dieſem 
Zeitpunft zurüdjordert und nimmt. So Urtheil des Reichsgerichts vom 26. April 
1881 — Entfcheidungen IV. ©. 109, Rechtiprechung III. ©. 235. Weitere wucher- 
lie Stundungen eines früher gegebenen wucherlichen oder nicht wucherlichen Dar- ˖ 
lehns müfjen natürlich als jelbjtändige Delikte behandelt werden. Bezüglich des 
8 802e find folgende Fälle zu unterfcheiden: a) wer eine vor dem 14. Juni 1880 
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erworbene Forderung beräußert ober geltend macht, bleibt ftraffrei; b) wer dagegen 
nach diefem Termine eine W.jorderung eriwirbt und fie veräußert oder geltend macht, 
wird beitraft, auch wenn diejelbe früher entftanden war. Nach dem Wortlaut des 
& 802c ift das Erwerben u. j. w. ein‘ beſonderes Vergehen, es kommt alſo nur 
darauf an, daß bie betreffende Forderung im Moment des Erwerbens als wucher⸗ 
— angeſehen werden muß, nicht darauf, ob der frühere Inhaber derſelben wegen 

W. beftraft werden kann. Anderer Meinung ift allerdings die Reichſtagskommiffion 
gewefen, welche den Paragraphen urfprünglich vorfchlug. Ihr Bericht fagte: „Die 
Rechtsbeftändigteit der Forderung kann nur nad) dem Beitpunft ihrer Entſtehung 
beurtheilt werden. Dieſer Satz leidet auch auf die Fälle Anwendung, in denen eine 
vor dem Inkrafttreten bes Geſehzes entſtandene Forderung, welche die in $ 8028 be= 
zeichneten Merkmale an fich trägt, nach dem “Inkrafttreten des Geſetzes von einem 
Dritten erworben wird und bem Letzten die Verhältniffe und Umftände, unter denen 
fie zu Stande gelommen, zur Zeit der Erwerbung völlig befannt find. Der Dritte 
würbe daher Hier befugt fein, die Forderung ihrem ganzen Inhalte nach geltend zu 
machen, ohne den Beftimmungen des vorgeichlagenen Geſetzes zu verfallen“ (vgl. v. 
Schwarze, ©. 34). Wenn auch ber erfte Satz dieſer Ausführung unzweifelhajt 
richtig ift, fo braucht man doch den daraus gezogenen Folgerungen nicht zuguftim« 
men, fobald der Ausdruck bes Gejehes ſelbſt eine andere Auffaſſung nothwendig 
macht. — In Anfehung des Art. 8 find ebenfalls die allgemeinen Grundſähe über 
a rücwirkende Kraft der Geſetze entſcheidend (vgl. v. Schwarze, ©. 29 ff., 108). 

Es ift mın fowol in der Gejehgebung wie in der Wiflenfchaft allgemein anertannt 
(vgl. Roth, Syftem des Deutichen Privatrechts, I. $ 50, ©. 273), daß Geſetze 
rückwirkende Kraft nur dann haben, wenn fie fich biefelbe beilegen, fei es ausdrüd- 
Lich, fei es ftillichweigend als nothwendige Konjequenz ihres fonjtigen Inhaltes. In 
dem Geſetz, betreffend den W., findet fich eine ausdrückliche Beſtimmung nicht; daß 
diefelbe ftillfchweigend gegeben jei, würde man nur auf Grund zwingender Anzeichen 
voraußfegen dürfen und jolche fehlen gleichfalls. Am wenigften fann man fich darauf 
berufen, daß das Geſetz die ſchon immer beftehende turpitudo des W. nur aner- 
tannt habe. Wie v. Schwarze (©. 39) richtig Hervorhebt, wäre es ein offenbarer 
Widerſpruch, das Verhalten eines Gläubiger ald contra bonos mores verſtoßend zu 
behandeln, jo Lange fich derfelbe nur einer ihm duch ein Geſetz außbrüdlich ein- 
geräumten Sreiheit bedient. 


Sit. hiſtoriſch: Rein, Dad ae are ber Römer ꝛc. 1844, &. 830 ff. (Vgl. dort 
Angaben über bie ältere Literatur.) — a —— bes Somiiden Rechts (am verichies 
denen Stellen, , 8.1. S * 102, 35 arquarbt, Romiſche 
Etontövermalttn 1876, I. buff. — us, 2. nationalötonomifcen =. 
jibe ber tanonifen Sehre, 188; Derfelbe, Die Bebeutung ber en 

eumann, en ichte des W. in Deuticgland bis zur Denrünbung ber Ser 
Eh], Rn — ober: Die Juden in Deutjchland w hrenb des Fred I, 1 

Minden, Das kanonif — täue en und Stra! 

Rap, Gr— undriß_bes Tanonilchen & , ©. 186 f. ping) rer 

ei 1a hte er fir lichen inäverbotes ee niver len Aw 1876. — Saspepres, 

ichte ber — ftlichen An ——— ber Niederländer und ihrer Kiteratur zur 

En der Republik, 1868, 256 fi. — Shanz a Hanbelöpolitit gegen Ende es 

ittelalters, 1881, Bb. I. ©. 541-584. — Ro ofger Gefchichte der Nationalölonomil in 

Zeuff ER (am zer iebenen Stellen). — Heim ad in Weiske's Rechtslex. Bd. XV. 


seoblon in Herzog’s Realenchklopädie für proteftanti 
Sheotogit ae b. vie 68 ff. — Anies, Ser Krebit, 67 ee = 32 tr 


Aeltere Lit.: Suther, Großer und feiner Sermon vom W., 1519 (erla er Auds 
abe Bd. 20 ©. 89 ff., 1 M, von auf handlung au a 1524 (8b. 22 S. 199 ff.), an bie 
farcheren wider den 2. I beebigen, 1 40 (Bb. ). — Besold, Quaestiones 

aliquo! de usuris, 1588, "aba xuckt in Vitae et Se Con! leratio politica, 1628 lib. I 
«a — Salmasius, e usuris liber, Lugd. Batav. 1638, de modo usurarum liber, 
1, Diatriba de mutuo non esse alienationem auctore Alexio a Massala (pfeudbonym für 
Salmasius), 1640. 
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Au neuerer Zeit Haben ſich u. A. erklärt: Si: Zindtagen: Merdel, Ueber den 
ins⸗W., 1855. — Rip, Neber Zinstaxen und —8 — 1859 (vgl. bie Gegenichrift von 
eiffer, 1859). — Keihenjperger, Die Zins⸗ und fe e, 1 und in Umarbeitung, 
1879. — Wagener, Staatd und ejeffichaftälertton, Bd. . 483 R. — Rösler, Volks 
wirthfhaftälehee, 1864, ©. 490 ff. — Funk, Zins und W., eine moraltheologiiche Abhand⸗ 
lung, 1 (ein Rechtfertigungsverfuch der Tanoniftiichen W.lehre). — b) Gegen iunstazen 
und W.gefege: Bentham, Defence of usury, 3. ed. 1816. — Turgot, Memoire sur 
les pröts d’ t. — Berk, im Archiv bes Kriminalvecits, Neue Botge 1841, ©. 118 ff., 
269 7. — R. Braun und M. Wirth, Die Zind- und W.gejepe, .— Berndt, Die 
W. if und über Aufhebung, 1857. — Lette in v. Rotted und Welcker's Staatäler., 
3. Aufl., Bd. XIV. ©. 6er}. —_R. dv. Mohl, Syſtem ber Präventivjuftiz, 3. Aufl. S. 
365 f — Gutachten für den VI. Deutichen Yuriftentag von Sasfirath t erhandblungen 
Bd. 1. S. 395 ff.) und golbjamibt (ebenda &. 227 fi); Derielbe in Bluntjhli und 
Brater'3 Deutihem Staats Wört.B., Bd. 11 ©. 219 ff. zen, Die W. Geſehgebung 
und das Civil⸗ und Strafrecht, 1867 (enthält auf S. 13, 40 Angaben über bie ranzöfiiche 
Literatur und im aiupang Auszüge aus der W.Gejehgebung verfchiedener Staaten), — Kemer bie 
aehracht der Nationaldtonomen: Bol. Rofher, Die Grundlagen der Nationalökonomie, 
88 178—194 unb bie dort angeführte Kit. — Knies, Der Kredit, II (1879) &. 1—181. — 
PAR} die Stenfgeie e: Drimann in Goltbammer’s Arch. Bd. 27 ©. 409 fi. — 
heberg in v. Holgendorff und Brentano’8 Jahrb. für Gefehgebung zc., 1880, ©. 
63 f. — d. Ganflein in Allgem. O a Geriätäntg. 1881, Nr. 24. — 8. b. Stein, 
Der W. u. fein Recht, 1880. — Bol. jener: Groß, Ueber die Behandlung bes Verbrechens 
des W. in einigen ber neuen Striminalgejegbücher, im Archiv des Kriminalrechts, Neue Folge 
1851, &. 254 fj. — Engu£te sur la legislation relative aux taux de l’interät de l’argent, 
2 vol. Paris 1865 (im Anhang wirb die außlänbifche Geießgebung in mzbfiſcher eberfehung 
mitgetheilt),. — Verhandlungen bes Preußiſcheu Wbgeorbnetenhaufs, 1878/79, ©. fi, 
641 _ff., ber Bayeriih en Sammer der Abgeorbneten, 1879, ©. 78 ff., der Reichſsräthe 
©. 890, bes Deutfchen Neichätages, 1879, ©. 739 ff., 766 ff., auch Anlagen Nr. 265, 
(Berijt der XII. Kommilfion) 1880, &. 572 ff., 827 ff., 1212 ff., Anlagen Nr. 58 (Entwurf 
des W.gejeßed mit Motiven). 


Bezüglich des Deutſchen W.gefepes vgl. dv. Kübel im Württemb. Gerichtäblatt, Bd. 
17 Nr. 5 ©. 138 ff. — v. Lilienthal in Conrad's Jahrbb. für Nationalöfonomie zc., 
Neuer Folge Bd. 1. 6.140 f, 866 ff. — Die Kommentare von Reinwalb, v. Shwarze — 

ner Berner Lehrbuch bes Deutichen Strafrechts, 11. Aufl. S. 598 ff. — v. Lißzt, Das 

eutiche Neichäftrafrecht, 1881, ©. 802 ff. — Oppenhofff, Kommentar zum Strafgefe: 
bud, 8. Aufl. &. 699 ff., 872 ff. — Die Kommentare von Rüdorff-Stenglein und 
DOlshaujen. — Snticeidungen des Reichkaeri t3 in Straffachen, herausgegeben von ben 
Mitgliebern bes Gerichtähofs, Bd. I. ff. — eat prechung des Deutſchen Keichsgerichts 
in Strafſachen, herauögegeben von den Mitgliebern der Reichsanwaltſchaft, Bd. L ff. — 
Einen Auszug aus ben Motiven und Verhandlungen über das W. geſeß giebt im Anhang 
Höinghand, Das neue Preußiiche Gele betr. das Pfandleihgemwerbe, 1881. 


Für Oefterreich vgl. Glaſer, Gefammelte Kleinere Schriften, Bd. L ©. 315 ff. — 
Sherin sin, Der W. in Oefterreich, 1877 (vgl. dort auch die ältere Defterr. Literatur), — 
Platter, Der W. in ber Bulomwina, 1878. — Rajerer, Die Selehe vom 19. Juli 1877 ꝛc. 
und vom 28. Mat 1881 zc., in Oefterr. Geiegen mit Materialien, 1877 u. 1881. — v. Rizy 
in Grünhut's Zeitfche. Bd. VII. ©. 774 ff. dv. Silienthal. 


Wunden (med.-for.), ſ. Körperverlegung (med.-jor.). 


Wunderlich, Agathon Gottlob Friedrih Walter, 5 1810 zu 
Göttingen, 1883 Privatdozent dafelbft, 1838—42 Profefjor in Bafel, ging nad 
Roftod, 1847 nad) Halle, 1850 an das Oberappellationsgericht Lübeck, 21. XI. 1878. 


Säriften: De antiqua literarum obligatione, Gott. 1832. — Joannis Andrese summula 
de proc. judic., Basil. 1840. — Tancredi summa de matrimonio, Gott. 1841. — Anecdota 
186 proc. civilem spectant, Gott. 1841. — KRechtsſprüche und Gutachten der Juriftenfatultät 
Kokos, Berl. 1846. — Zurift. Aufgaben, Halle 1849. — Bibliotheca Wunderlichiana, Hal. 
Sax. 1853. — Jurisprudenz in benteljaden, 1821—57, Frankf. 1858. — Heile’3 HR, 
Fe 1858. — Yurisprudenz d. O.App.Ger. ber vier freien Städte Deutichlands in bürgerL 
echtsſachen aus Lübeck, 1848—64, Bremen 1866. — Walther’s merkwürd. Rechtöfälle der 
Begentuart, ee = = 1 Fur ar Be er ( willen) —— Dun — 
nna ormählen, 5 . Qu rantf. Big. ‚ Re. , en . 8). — 
Juriſt. Studien und Feititen, 1er. as 


8it.: Ihering in feinen Jahrbb. XVII. 145—157. Teihmann. 
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Würberungßeid, Schägungseid, juramentum in litem, war nach Römifchem 
Recht der Eid, durch welchen der Kläger bei den auf restituere oder exhibere 
gerichteten actiones arbitrariae und bonae fidei den Werth des GStreitgegenftandes 
refp. fein Intereſſe, mit einem Wort das quanti ea res est, an Stelle bes Richters 
dann abſchätzen durfte, wenn der zum Neftituiren oder Erhibiren verurtheilte Ber 
lagte dieſem Urtheil contumaeia, oder weil er es fich dolo oder culpa lata unmöglich 
gemacht hatte, feine Folge Leiftete. Obgleich aber ſchon die Gloſſe und bie ältere 
gemeintechtliche Doktrin dies beſchränkte Anwendungsgebiet des juram. in litem 
richtig erfannt;; obgleich e8 dann insbeſondere Schröter wieder aus den Quellen jo 
überzeugend nachgewiefen Hatte, daß, abgefehen von der allfeitigen Zuftimmung ber 
Theorie, auch verichiedene Gejehgebungen (3. B. die Hannov. Proz.O. von 1850, 
$ 302) das Refultat feiner Unterfuchungen in diefer Richtung geradezu Iegalifixten, 
jo war bie Praxis doch von jeher und auch nach Schröter geneigt, dem W. ein 
weiteres feld einzuräumen. Sie geftaltete ihn zu dem Eid, wodurch Kläger den 
Betrag eines ihm vom Bellagten zu erjeßenden Schadens ſchlechthin, ohne Rückficht 
auf die Art ber Klage, beweiſen durfte, falls dem Beflagten dolus oder culpa lata 
zur Laft fiel (vgl. Strippelmann, ©. 412 und bie hier Eit). Der W. 
bezwedte neben ber Beweißerleichterung Tür den Kläger zugleich einen Nachteil 
(„cam et contumacis punienda sit“,1.8D.h.t.; 1. 60 8 1 D. ad leg. Falc. 35,2), 
gewiffermaßen eine Privatftrafe, für den Bellagten, indem Kläger, werm er auch jein 
Affektionsintereffe nicht mit veranfchlagen durfte (fo insbeſ. Schröter, ©. 359, 402, 
gegen Glück, ©. 433), doch die Möglichkeit hatte und ſtets geneigt fein mußte, den 
objektiven Werth des Schadens durch jeine ſubjektive Schätzung zu fteigern (1. 1 
D. h. t.). 418 Begünftigung des Klägers war der W. nur auf Antrag beflelben vom 
Richter zu deferiven und hierdurch nicht nur vom Schiebgeid, fondern auch vom Er⸗ 
füllungseid weſentlich verjchieden, mit welch letzterem ihn die gemeinrechtliche Doftrin 
(3. 38. Malblanc, Doctr. de jurej., $ 74; Tevenar, Theorie d. Bew., ©. 99 
„juramentum suppletorinm aestimationis®) vielfach verwechjelte. — Noch weiter ala 
der W. ging in der Begünftigung des Klägers der ihm ſonſt nahe verwandte, vom 
Kaifer Zeno in der 1. 9 C. unde vi 8, 4 verordnete, vom fanonifchen Recht (c. 7 
C. 2 qu. 1; c. 7 X. de his quae vi 1, 40) aufgenommene und in ber gemein- 
rechtlichen Doktrin feit X. Faber „juramentum Zenoniarum“ genannte Eid, wodurch 
ber Kläger, welchem in Folge gewaltfamer Entfegung aus dem Befit eines Grund» 
ſtücks angeblich auch bewegliche Sachen beſchädigt oder entzogen fein follten, Eriftenz 
und Umfang des Iehteren Schadens beweijen durfte. Als Korrelat des Zenonianifchen 
Eides war endlich insbeſondere in Sachſen der jog. Minderungs- oder Mino- 
rationgeid in Gebrauch, welcher vom Beklagten über den Umfang bes 
Schadens geſchworen werden durfte, um jo aus ben Angaben des Klägers und bed 
Beklagten den mittleren Werth, als ben der Wahrheit entiprechenben, feſtſtellen zu 
tönnen. Bon vornherein aber lag es im richterlichen Officium, einen Marimal- 
betrag feitzufegen, welchen des Klägers Schätzung nicht überfteigen durfte. — Iſt 
nun der Minderunggeid jchon früh in Sachſen als verwerflich aufgegeben worben 
(Müller, ©. 72), jo mußte da8 Streben der neueren Gefeßgebung, alle bedent- 
lichen und überflüffigen Eide aus dem Prozeß zu entfernen (f. den Art. Eid), zu 
einer Befeitigung auch des W. wie be jur. Zenonianum um jo mehr führen, als 
bei ihnen einerſeits die Gefahr ne facillimus quisque nemine sibi deferente ad jus- 
jurandum decurrat ganz beſonders nahe liegt, andererjeit das Prinzip der freien 
tichterlichen Bewveiswürdigung das in jenen Eiden bisher gelegene Korrektiv für die 
Mängel des gemeinrechtlichen Schädenprozefſes durchaus entbehrlich macht. So ift 
der Schägungseid denn auch in ber Deutichen (PO. $ 260 Abf. 2 ausdrücklich 
aufgehoben ; der Hier im Abſ. 1 normirte Eib ift Lebiglich eine Spezies des richter- 
lichen Eides (Motive zu $ 250 des Entw. von 1874 ©. 475). 
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@igb.: Tit, D. 12, 18; C. 5, 58. — Allg. Preuß. Ger O. 1. 22589 5. 
8it.: Wirfhinger, Derfut einer neuen Aheorie über b. jur. in ütem (1806), — 
——— es — — En —— — ‚perl über ben — 


* Sec Boa I and) d bie — u EEE hr —* 
arſtellun hre dom eh ra — aſſe 
ER ufeum, VI ne — v. Schröter, Fein 


it! 
159 u. 160. - _ ats, fü ie A le — 
irkmeyer. 


Wurm, Nikolaus (Vermis), 5 zu Neu⸗Ruppin, Schüler des Johann 
de et 18) N — — — —* 
verfaßte im Auftrag und auf Antrieb des 8 t von Liegnig, in 

Dienften er eh bie Glo eb den j. Rechteb: ee 9 Kieqniber Stabkredhte h 
Blume beö Sadjlenipi ei, ham Magbeb. Rechts, ne 3. eſm Beicbi und zu —— 
Alberti, Umarbeitung b. tſteig 
it.: Böblau — —— pper. an Weim. 1858, B XVM. — 
Stobbe, Reihtäquellen, 1. 880-882, menen, Biätfiig, 6 856 ff. — 
v. Stinging, Geſchichte ber Deutichen geht ifienideR (1880), I. zeis 
eichmann. 


Würth, Joſeph Edler von, ð 1817, wurde 1849 mit der Ausarbeitung 
eines Entwurfs einer StrafPO. betraut, deſſen fchleunigfte Bearbeitung zum Erlaß 
der StrafPD. v. 17. I. 1850 führte, F ala Oberlandes-Gerichtsratö und Referent 
im Auftigminifterium 17. I. 1855. 4 = z ER 

t t 3 [3 8 B 
—E ei ien untere, —S— Bien S —— * A eh! 
aus dem 13. Jahrh., Wien . — Die De "StrafBD. v. 17. Januar 1850, Wien 1851. 

8it.: Mayer, — des Oeſterreich. Si wege tB, Wien 4876, 3.1. ©. 6. — 
Wahlberg in Beil. } Wiener Zeitung vom 1 —— Einl. in das 
Dein. Strafprogehrecht, (2) 1871 ©. — Wahlber Gelammelte le Schriften, 

. Wien 1877, ©. 62, 64, 68. — UI Imann, Dad Oi terreich. ee Ye 
1870, &15.—- Geyer, Lehrb des Gem. Deutichen Strafprozeßrechts, Beine. 1 5 
eihmann. 


3 


Babarelliß, Franciſscus de, 5 um 1385 zu Padua, bis 1879 Profeffor 
daf., 6i8 1382 zu Florenz, wurde Bifchof, dann Kardinal, entwidelte auf dem 
Koftnier Konzil als Legat und Borfiender große Thätigkeit, F dajelbft 6. XI. 
1417 („Cardinalis‘). 

Schriften: Comm. in Clement,, Rom. 1477, Venet. 1497, u Lugd. 1548, 1551. — 
Comm. in V libr. Decretal., Venet. 1622. — Consilia, Mediol. 

Bit: Schulte, Geſch. II. 283—285. Teihmann. 


Zachariä von Lingenthal, Karl Salomo,S 14. IX. 1769 zu Meißen, 
Stud. in Leipzig, promovirte 1796 in Wittenberg, wurde 1798 außerord., 1802 ord. Prof. 
daf., ging 1807 nach Heidelberg, wo er bis zu feinem Tode, 27. ILL 1848, lehrte. 
Im Jahre 1820 war er in die erfte Kammer gewählt worden, 1825 in die zweite; 
ſehr thätig in ber Geſetzgebungskommiſſion, 1818 Geh. Hofrath, 1842 als 3. d. Lingen- 
— den Adelsſtand erhoben. 

chriften: De ee perfeetis, Lips. 1791. — Grunblinien einer twifl. jur. Eucyllo⸗ 
Habe eng 1795. — Origines comitiorum gu in imperio Rom. germ. celebrantur, 1795. — 
anbbud es Pre: Wontecte, 1796, 2. Audg. v. Weiße und v. Bangenn, 1823. — 
ie Einheit des Staates und ber Kirche, 1797. — Jur. ‚gublici delineatio, Lips. er = 
Diss. quatenus infamia a feudo s. uirendo 3. Bau lo probibeab, Vit. 1797. — 
de libertate Rom. civitatibus Germ. olim commissa, 1797. — De divisione Saxon. en in 
»irculos, 1797. — De dominio quod est auctoris in — a se scriptis, 1799. — Quomodo 
Rom. de delictis eorumque poenis philosophati sint, 1799. — Rechtliche Bemerkungen 
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über bie durch A wemmun nung fortgerifienen Saden, Witt. 1799. — Geift der Deutjchen 
Zerritorialverfa| eber die vollkommenſte Staatsverfaffung, Veipz. 1800. — 
Ueber die m yon tenfcheng chlechts durch den Staat, 1802. — Anfangẽgründe des 
phil. Beivatrachth, mment. I—-IIL instrumentorum pacis Imp. nov. qua· 
tenus ad statum Seel ertinet., Vit. 1804, 1805. — Liber quaestionum, Vit. 
1805. — Anfangögründe bes philof. —— —F 3. 1805. — Jus publ. civitat., 
foederi Rhenano tae sunt, Heidell ‚nleitung zur gerichtlichen Beredſam⸗ 


teit, Heidelb. 1810. — —E der ein Bunbesfinaten, 810. — Staaiswiſſenſch 

Betracht. über Cicero’ twiedergefundenes Werk vom Staate, Heibelb. 183. — A ‚gr 
anzöfiichen Civilrechts, Heidelb. 1808, 6. Aufl. von Puchelt herausgeg., ee, 9 
urs de droit civil fraugais, par Aubry et Rau, 4. edit, 1869—1880). — J— 

vom Staate, 1820—1832, Aufl. Stutig. 1889 — 1842. — Entwurf eined Babilı 

— Heibelb. 1826 = 1840, — Reit — — „Der Wächter am ee 


1832. — Lucius Cornelius Sulla, Heibelb. 1 tachten Fre bie Per 
Augufl’3 v. Efte, 1834 und 1836. — Abhandlum; en aus ig Biete a Staatswirthſchafts⸗ 
lehre, 1885. — Rechtsgutachten über Lippe und Lippe⸗Schaumburg, — Die Souvberane⸗ 


tätsrechte der Krone Württemberg, 1836. — Succeffion in dem —— en Fideilommiß, 
1836 und 1888. — Recht ber Badge des Hauſes Vöwenftein- Wertheim, Anjprüce 
der Gutöbefiger in Medlenburg, 1841. 

Sit.: Autobiographie (in „Biogr. und jurifl. A No Wi vom Sohn R. E. 
dad, vd. Bing., Stuttg. Tüb. 1849), — MoBl, untihli, Geſchichte 

Allgem. stantöreht8 und ber Politik, Mind, "1884, wi — Orsier, Vie et 
travaux de Paris 1869. — Revue historique 1868 p. 4383; —* * 480, 557. — 
Rojder, © ichte ber Nationaldfonomit, 9 934. — Brocher, Pe . Zachariae, sa 
vie et ses oeuvres, Par. 1870. Zeihmann. 


Zachariä, Theodor Mar, 5 30. VIM. 1781 zu Meißen, Bruder von 
Karl Salomo 2. (f. o.), wurde Sogeni in Wittenberg, 1810 Prof. in Königs⸗ 
berg, 1811 in Breslau, 1820—23 in Marburg, 7 22. VII. 1847. 


Säriften: Universalia quaedam de possessione Ben e e jure rom. collecta, Lips. 
— De rebus maneipi et nec maneipi conject., Lips. 1 Instit. hist. jur. rom. 

lineamenta, Wit. 1808. — Lehrb. eines civil. Kurjus, Seipn. 1810. — Verſuch einer Gesiäe 
des Römifchen Ra, Leipz. 1814. — Die Lehre des Römiſchen Recht? vom Befit und Wi 
jährung, Bresl. 1816. — . der Teftamente und Enterbung nad Römiichen Bat t, Bueal. 
1816. — Inſtit. des Römi en Rechts, Bresl. 1816. — er Abriß des MW. Berl. 
1819. — Philoſoph. Rechtslehre, 1820, 2. Aufl. 1825. — Rn briß bes vn BR Sul 
Marb. 1822. — Nene Revifion ber Theorie dom zBefipe, Bein Leipz. 1824. 

Sit.: Ri Kr and Schneider's Jahrbücher 1847 © 726-734. — Neuer Nekrolog . 
für 1847, Bd. Zeihmann. 5 


Zachariä, Heinrich Albert, 5 20. XI. 1806 zu Herbsleben im Gothai- 
ſchen, habilitirte fi 1830 zu Göttingen, wurde 1842 orbentlicher Prof. daſelbſt, 
1848 Mitglied des Vorparlaments, dann Bevollmächtigter der Krone Hannover im 
BVertrauengkollegium, Mitglied der Nationalverfammlung ſowie der Kaiferdeputation, 
1863 Mitglied des Staatsratha u. Benollmächtigter der Deutſchen Standeßherren in 
Frankfurt a./M., im Febr. 1867 Mitglied des Norddeutſchen Reichstages, 1873 
Mitglied der Bundestommiffion zur Prüfung bes Entw. der Deutjchen StrafPO., 
+ 29. IV. 1875 zu Ganftatt. 

Schriften: De fiducia, Gott. 1829. — Grundriß zu Vorlefungen über Braunfchweig. 
Privatrecht, Gött. 1832. — Die rückwirkende ih neuer Strafgeieße, ebendaf. 1834. — Ges 
Haichtaen lungen, aus Kriminalatten, 1835. — Lehre vom Derluce der Verbrechen, ebendaſ. 

Grundlinien bed gemeinen Deutichen Er Iproge jed, ebenda. 1837. — 

Deutiches Staats: und Bundesrecht, ebenbaf. 1841—1845, 1867. — Die Ge 
brechen und bie Reforn des aagntichen Strafverfahrens, — 1846. — Zur Schleswig⸗ 
Su el chen Frage, ebendaf. 1: — Die Schweizeriſche Eidgenoffenichaft, ber Sonberbui 

unbesrevifion, et "an. — Die Rehtsmibrigtet der Realtivirung ber 1848 

—* Beutihen Bundesverſammlung, ebendaſ. 1850. — Das mündliche öffentliche Ver⸗ 
[m ven mit Geichworenen im Königreich Hannover, ebendaf. 1850. — Rechtliche Beleuchtung 

der Bucheffilchen Septemberverordnungen, ebendaf. 1851. — Votum über die neueften Vorlagen 

ber Qannoveriäen Regierung, bie Abänderung bes Ver! Fumgaosiepes betr., ebendaf. 1853. — 
eutſche— erfafengsgeieke ber Gegenwart, ebendat. 1855—1869. — Der Koburger Unter- 
— gegen 8. Hannibal Fiſcher ebendaf. 1857. — Dentiärift, den privil. Gerichtas 
fand Siandes herren v5 Bayern in Strafſachen betr, Nürnb. 1858, Nachtrag, 1860, — 
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Das meet 2 Se ltniß b. en Rai , Obtt. 1861. bb. b. Ds * 
progefled, 2 2 Bde le ges ueceffiongrecht im inadın mthaufe Bi i 
—8 ur Kritil der Bohlmann'ſchen Demi ft über bie er 


eu! bene auf Ei ae — 8 Gott. 1862. — Staatsrechtliches at über die Schleswig: 
elfeintiche Succeffionzfrage, Gött. 1868. — ne Art. 84 der Preuß. a 


eipz. 1 — Das EigentHumsrecht am Deutfchen Kammergute, Gött. 
über ben ——— ah ber ftandesherrli — in ke Donauekhingen 
1867. — Hochber: athaprozek Platen-Halleemund, Münd. 1 Berfaffungsänberung 
nad Art. 12 Krb Bunbeöverfaffung, Brauuſchw. 100 — Zur page Den ber ber 


Sa jengericht chen Zeit⸗ und Streitfragen von v. olgendortt 7 
—— —— ger than een en Ba — 
Due Abhandlungen im — Kriminalrechts, befien Mit! rausgeber er war (1888 
1859, 1840, 1841, 1842, 1848, 18a, 1 1848, ‚31850 1851), mGoltdammer’8 Archiv Bb. 
V., XIX, im Geridtöjal IX, XX in eitihist für Die gel. Stantötwiffenicpaft 
1868. — "Argibi’ 8 Ziſchr. für —8 —* t, 1867 u. a. 
Kit.: Krit. BI.Cchrift XVII. 479484. — Gerichtsſaal XXVIL (1875) ©. 505-516. 
Teichmann. 


BahlungSbefehl, mandatum de solvendo (v. Bar, Suppl. Th. I. ©. 75), ift 
ein richterlicher Befehl, durch welchen in der Exekutionsinſtanz dem Beklagten vor der 
Verhängung ber eigentlichen Erefutionsmaßregeln aufgegeben wird, binnen beftimmter 
Zrift bei Vermeidung der Exekution den Kläger freiwillig zu befriedigen. Eben 
darım Hat es nicht blos mandata de solvendo, fondern auch de restituendo x. 
gegeben, je nach der Natur der Rechte, um beren Exekution es ſich handelte. Inſofern 
die Exekution auf die Titel des rechtskräftigen Urtheil® und der confessio in jure 
hin im Mittelalter gewährt wurde, fam in alien der Gebrauch auf, fich über 
eingegangene Schuldverhältniffe zunächft vor dem Richter und fpäter vor dem Notar 
ein Belenntniß ablegen und dieſes jammt einem Zahlungsbefehl des Richters, fpäter 
auch des Notar, in die Schuldurfunde aufnehmen zu laffen, um auf folche Weife 
fich die Möglichkeit zu verfchaffen, ohne vorgängigen Rechtzftreit jofort zur Exekution 
au gelangen. Aus folchen instrumenta confessionata sive guarentigiata, deren Gr- 
forberniffe im Laufe der Zeiten auf eine vertragemäßige causa und ein Zahlungs 
verſprechen reduzirt wurden, ward der Mandatsprozeß gegeben, welcher auf Antrag 

N mit einem mandatum de solvendo eröffnet wurde und, wenn bafjelbe unbefolgt blieb, 
zu weiteren Grefutionämaßregeln führte. Die Mandate, die indeffen auch auf 
andere causae hin erlangt werden Tonnten, wurben gelegentlich mit dem Zuſatze 
erlaffen, daß, wenn der Beflagte Gründe habe, weshalb er dem Befehl nicht nach⸗ 
tommen zu dürfen glaube, er diefelben binnen der Paritionsfriſt anzubringen habe. 
Der fo entſtandene Unterſchied zwiſchen mandata sine clausula und cum clansula 
bat manche Rechtölehrer veranlaft, zwifchen unbedingtem und bedingtem Mandats- 
progeß zu umterfcheiden und letzteren auf bloßen Wahrſcheinlichkeitsbeweis für den 
Anjpruch oder da, wo feine Einreden zu erwarten feien, zu geftatten. Diejeß letztere 
Verfahren mit bedingten Mandaten hat unter dem Namen Mahnverfahren in die 
Hannover’fche Bürgerliche Prz.O. Eingang gefunden und ift aus diefer unter Demfelben 
Namen in die Deutfche CPO. übergegangen. Mit ihm ift der bedingte 3. in bie 
Deutfhe CPO. gelangt, der wie früher durch einfachen Widerſpruch des Schuldners 
bejeitigt wird, eventuell aber zu einem Vollſtreckungsbefehl führt, der vorläufige 
Vollſtreckbarkeit befißt, gegen welchen aber noch, da er einem Verſaumnißurtheil 
gleichgeftellt ift, der Franzoͤſiſche Einfpruch möglich ift. Einfpruch wie Widerſpruch 
leiten die Sache in das gewöhnliche Ianb- oder amisgerichtliche Verfahren hinüber. 
Im Uebrigen ift der 3. aus dem Rechte der CPO. und namentlich auch aus ber 
Zwangsvollſtreckung verſchwunden, deren Vollſtreckungsklauſel mit dem 3. in keinerlei 
Zufammenhang fteht. Vgl. den Art. Mahnverfahren. 

Bit: Briegleb, Geichichte des Exekutivprozeſſes, 2. Aufl. 1845, Bd. 1.58 10 fi. 

R. Wieding 


Fr EI ee Ben —— — Jogma, aunſchw. 1871. — 
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Zahlungseinftellung, cessation de paiements, ift die auf Zahlungsunver- 
mögen berubende Unterlafjung der Befriedigung berechtigter und jälliger forderungen. 
Im Franzöfiichen Recht, welches nur’ bei Kaufleuten einen Konkurs kennt, ift die 
3. die einzige Vorausſetzung des Konkurſes, der bei ihrem Eintritt fofort von 
Amtswegen eröffnet wird: die Deutfche KO., welche zwifchen Kaufleuten und anderen 
Schulbnern nicht unterjcheibet, knüpft an fie zu Gunsten des auf Konkurs antragenden 
Gläubigers eine Präjumtion des hauptfächlichften Konkursgrundes, der Zahlungsun« 
Tähigfeit des Schuldners, in Sonfequenz welcher fie auch die 3. Hinfichtlich der 
Anfechtbarkeit von Rechtshandlungen und Nechtögeichäften, welche der Schuldner zur 
Berkürzung ber Gläubiger vorgenommen hat bzw. eingegangen ist, dem Antrag auf 
Konkurseröffuung und Hinfichtlich der Beftrafung des Bankerutts der gerichtlichen 
Konkurgeröffnung, wenn diefe wegen unzureichender Theilungsmafje abgelehnt ift, 
gleichgeftellt Hat. Es kann fraglich erfcheinen, ob die KO. eine blos thatfächliche 
ober eine gejebliche Präfumtion vorgejchrieben habe. Erwägt man, daß eine that 
jächliche Präjumtion einer Hervorhebung im Geſetze nicht beburft hätte, da das 
Gele bei ihr nichts Anderes vorfchreibt, ala was die Regeln der Logik und Er— 
fahrung ohnehin dem Richter an bie Hand geben, erwägt man ferner, daß die Form 
des Ausdrucks, welchen die Präfumtion im $ 94 der KO. enthalten Hat, eine 
gebietende und keine bloß erlaubende ift, jo könnte man verjucht fein, die Präfumtion 
für eine gejeßliche zu Halten. Nichtebeftoweniger muß man fich gegen die Annahme 
einer jolchen enticheiden. Denn erftlih würde eine geſetzliche Präfumtion, 
weil fie eine gefeßliche Vorausſetzung für eine beftimmte Rechtsſolge ftatuirt, eine 
genaue Beitimmung des Begriff der 3. erheifchen, um das Anwendungsgebiet der 
Rechtsfolge jeftftellen zu können; dieje Begriffsbeftimmung ift aber im Geſetz nicht 
gegeben, ja nicht einmal in den Motiven. Zweitens würde eine gejehliche Präfumtion 
zum Mindeften eine praesumtio juris fein müſſen und als folche den Richter ver- 
pflichten, bei glaubhaftem Nachweis der Unterlaffung einer oder mehrerer Zahlungen 
die Zahlungsunfähigteit als erwielen anzunehmen, es ſei denn, daß der Beklagte den 
Beweis des Gegentheils erbrächte: ftatt deſſen verpflichtet der $ 97 der KO. das 
Gericht, bei Beſtreitung der Zahlungsunfähigfeit oder 3. offizielle Ermittelungen 
vorzunehmen, alfo ben Nachweis nicht für erbracht anzufehen. Die Präfumtion Tann 
daher als geiegliche nicht gemeint fein, fondern nur als thatfächliche. Bei ber 
thatfächlichen Präfumtion, dem bloßen Indizium, fommt es nun weniger auf genaue 
Begrifföbeftimmung des betreffenden Indiziums an, al auf die Thatjache oder auf 
den Begriff, welche aus ihm gefolgert werben follen, und die größere oder geringere 
Sicherheit der Erfahrungsregel, mit welcher dieſelben aus ihm gefolgert werben 
tönnen. Kann man daher den Motiven daraus, daß fie eine genaue Beitimmung 
des Begriffs der 3. ablehnen, Keinen Vorwurf machen, fo fcheinen doch manche der 
von ihnen zur 3. gerechneten Thatfachen, wie die gerichtliche oder aufergerichtliche 
Sinfolvenzerflärung des Schuldners, Schließung des Geſchäfts, fruchtlofe Erefutionen, 
heimliche Entfernung und Verborgenhalten des Schuldners geradezu einen unmittel- 
baren Schluß auf die Zahlungsunfähigfeit zu geftatten, jo daß es ala ein Umweg 
erfcheint, auß ihnen zunächſt die 3. und dann aus dieſer wieder die Zahlungs- 
unfähigkeit zu folgern. Vielmehr wird man unter 3. an fi nur die außerhalb 
des Prozefjes erfolgte Unterlafjung von fehuldigen und fälligen, dem Kläger oder 
Dritten zu leiftenden Zahlungen, wo folche gefordert waren oder wegen Abweſenheit 
des Schuldners nicht gefordert werben Tonnten, zu verftehen haben, wobei e8 dahin 
geftellt bleiben mag, mwieweit nach Standes, Orts- oder Landesgebrauch Unterlaffung 
der Zahlung zu beitimmten allgemeinen ober periodiſch wiederkehrenden Terminen 
ala 3. auch ohne Mahnung zu gelten hat. Die 3. muß ferner, den Motiven zu= 
Folge, auf Zahlungsunfähigfeit beruhen, was mit Recht gefordert wird, da aus ihre 
auf letztere gejchloflen werden ſoll. Die Zahlungsunfähigfeit wird von den Motiven 
im Gegenjaß zur Inſuffizienz des Vermögens ober der Ueberſchuldung darin geſetzt, 


1372 Zallwein — Zaſius. 


daß der Schuldner außer Stande ſei, berechtigte und fällige Forderungen aus eigenen 
Mitteln oder durch Hülfe Dritter ohne Aufenthalt zu befriedigen. Hiernach wird 
3. auch bei vorübergehender Zahlungsftodung trotz überjchießender, aber für den 
Augenblick nicht zu realifirender, Werthe anzunehmen fein, weil die Gläubiger nicht 
zu warten verpflichtet find. Ein ficherer Schluß auf Unvermögen ferner wird fich 
jelten auf Unterlaffung einer vereinzelten Zahlung, es fei denn, daß e& ſich um 
einen erheblichen Betrag handelte, oder aus ber Richtbefriedigung geringfügiger, wenn 
auch mehrerer Forderungen ziehen lafſen, obwol wiederum die Nichtbefriedigung 
jelbft geringfügiger Forderungen ein ſprechendes Zeugniß für gänzliches Unvermögen 
ſein kann. Im Ganzen überhaupt werben die jeweiligen DBermögensverhältnifie des 
einzelnen Schuldners meift immer den Außichlag geben müſſen. Die 3. fol auf 
Unvermögen fchließen Yafjen: ein ſolcher Schluß ift möglich, wo die Zahlung aus 
nichtigen Gründen verweigert wird, nicht aber wo ber Forderung Gegenjorderungen 
oder berechtigte Einwendungen entgegengefeßt werben, nicht wo Eigenfinn oder Bos- 
heit oder Nachläffigleit der Nichtzahlung zu Grunde Liegen und Klage und Spezial- 
exetution zum Ziele führen können. Die zweite Regel der Motive geht dahin, daß 
die 3. eine allgemeine fein müffe, daß alſo nicht bloß eine einzelne Zahlung, ſondern 
alle vorkommenden Zahlungen unterbleiben follen. Die Regel jcheint jedoch weniger 
auzutreffen. Im Grunde nämlich würde fie darauf hinauskommen, daß alle fälligen 
Zahlungen verweigert oder eine allgemeine Infolvenzerflärung abgegeben jein müßte; 
die Motive jelbft aber erklären, daß die Unterlaffung auch einer einzelnen Zahlung 
und zwar jelbft dann, wenn andere geleiftet feien, außreiche. Vielmehr, injofern aus 
der 3. auf die Zahlungsunfähigfeit gefchloffen werben joll, handelt es fi) darum, 
daß allgemeine Zahlungsunfähigfeit vorliege, ein Unvermögen aljo, allen laufenden 
Forderungen gerecht zu werben, welches auch dann vorhanden ift, wenn der Schulbner 
eine einzige Forderung nicht zu zahlen vermag, obwol er vielleicht andere befriedigt 
bat. So verftanden, dürfte die zweite Regel ſchon in der erften enthalten fein und 
als jelbftändige nicht aufgefaßt werden fünnen. Vgl. d. Art. Konkurserdffnung. 

Quellen: Code de comm. a “ 83. — Deutihe KO. 88 23, 26, 94, 97, 209 ff.; 
Mot. ©. 319 ff.; Komm. Prot. ©. 7 

Bit.: udB, — Burn eb, 88 8, 28. — ur Reutiihen *— 11 
von v. Wi momwati, f.; v. Dölberndorft, Bd. I. S. 268, Bd. 4 ff.; 
Hellmann, $ 9; v. es. 894. R Bieiny 


Ballwein, Sregor, & 20. X. 1712 zu Oberaltaih, trat bei den Benebif- 
tinern in Wefjobrunn ein, Prior 1744, wurde 1749 ord. Prof. und Dr. jur., auch 
erzb. Kirchenrath in Salzburg, T 6. VIII. 1766. Bekannt durch feine Principia 
juris ecel. univ. et partic. Germaniae, 1768, 1781. 

Lit: Schulte, Geihichte, IILa ©. 218, 219. Teichmann. 


Zanger, Johann, 8 1557 zu Braunſchweig, Profeffor zu Wittenberg, 
1607 


Schriften: Tract. de exceptionibus, Viteb. 1586, 1593; cura de Senckenberg 
1730, 1733. — Comment. in libri II. Deer. titulos de sent. et re ' judicata de appellationibus 
etc., "Viteb. 1620, 1661. — Opera Joh. Zangeri quae exstant omnia, 1644. 

git.: be Val, Beitr., Erl. 1866, &. 74. — Wepell, Syftem des ordentlichen Givil- 
progefles, $ 46. Teihmann. 


Bafluß, Udalricus (Zäſy), 5 1461 zu Gonftanz, ſtud. zu Tübingen, 
wurde Gerichtsfchreiber der Kurie in Konftanz, Stabtjchreiber in Freiburg i. B., 
trieb auf der Univerfität nochmals juriftiiche Studien, wurde 1500 Doctor und 
Dozent, dann Prof. legum und nebenbei Stadtfchreiber, + 1535. 


Schriften: ——— Scholia, Antinomiae, Basil. 1518 (Scholia ad 1.24.0. 
3. Colon. 1540, Zugd. 1 ). — Intellectus jur. civ. singulares denuo excusi, Frib. 1. 
1532. — In Usus feudorum itome, Basil. 1535. n tit. I. de actionibus — 
Basil. 1586; ed. Freigius, Lugd. 1591. — Responsa * Consilia I. 1538, ed. H. Ar- 


Behnten. 1373 


tolph II. 1539, Basil. ed. Held (deutſch Bajel 1574). — Singularia responsa s. intellectus 
jar. singulares, Basil. 1541 (Lugd. Batav. 1545). — Opera omnia, Lugd. 1548, 1550, 1551; 
c. J. Mynsinger a Frundeck, Francof. 1590, 1595. — 3. entwarf bie Erbordnung für 
die Markgraffhaft Baden (1511), jowie das Stadtrecht von fyreiburg von 1520. 

Sit.: v. Stin ing, Misic gofius, Bafel 1857; Derjelbe, Geichichte ber Deutfchen 
8 ‚1. 


Rechtäwiffenichaft, 1 65—172 u. 8. — Etobbe, Rechtsquellen, II.9, 12, 40, 61, 306, 
3%. — Riegger, Udalr. Zasii epistolae ad virog aetatis suae doctissimos, Ulm. 1774. — 
Zasius, J. Th. Freigii h. e. in pandectas jur. civ. comm. nunc in compendium redacti, 
Basil. 1576. — v. Gerber, Prinzip, Jena 1846, ©. 209. — Schulte, —— 124. 
eichmann. 


Zehnten (decimae, Thl. I. ©. 664) find diejenige Ouote von den Ein— 
fünften der Gläubigen, welche die fatholifche Kirche jeit dem Ende des 6. Jahrh. und 
zwar bald als eine auf göttlichem Rechte beruhende Gebührniß gefordert Hat. Der 
Zehnt Tann demnach als die allgemeine Tirchliche Steuer betrachtet werden. Mit 
Rückſicht darauf, daß im Mittelalter eine ganze Reihe von firchlichen Zehntberech- 
tigungen durch verfchiebene Erwerbsgründe in bie Hände von Laien gekommen 
waren, theils aber die Ießteren folche auch eigenmächtig ufurpirt hatten, unterjagte 
die kirchliche Gefehgebung des 11. und 12. Jahrh. die Veräußerung von 3., ordnete 
die Zurädgabe der wiberrechtlich veräußerten an, und erklärte den Befib von Firch- 
lichen 3. durch Laien für eine ſchwere Sünde und einen Verſtoß gegen da& göttliche 
Gefeh. Nah Kanon. Recht, nicht aber nach der deutfchrechtlichen Entwidelung, 
ftreitet für das Behntrecht des Pfarrers in feiner Parochie die Bermuthung, während 
für andere Tirchliche Perjonen und Inſtitute, welche ebenfalls 3. befigen können, 
die allgemeine Regel zur Anwendung kommt, daß fie den Erwerb des Rechtes, 
welches, fofern es fich nicht um Pjarr-3. handelt, auf alle möglichen Titel, aljo 
auch auf Erfikung, gegründet werben Tann, beweifen müflen. Der Pfarrzehnt erftredt 
fh nach Kanon. Recht, das freilich in Deutichland nicht praktiſch ift, einmal auf 
den perfönlichen Erwerb (decimae personales), ferner auf den Erwerb aus gewiſſen 
fruchttragenden Sachen (decimae reales). Lehterer ift ein Feldzehnt (decimae 
praediales), wenn er von den Erträgniffen der Grundftüde, ein Thier- (auch Haus-) 
Zehnt (decimae sanguinales), wenn er von den lebendigen Jungen der Thiere oder 
von den animalifchen Produkten ber legteren (3. B. als Butter-, Schmalzzehnt) ge= 
feiftet wird. Da aber der Kanonifche Satz, daß der Pfarrer zu allen diefen Arten 
von 3. berechtigt fei, vielfach namentlich in Deutſchland nicht zur Geltung gelangt 
ift, vielmehr feine Zehntberechtigung ſowol Lokal, wie auch hinfichtlich der Arten der 
3. öfters beſchränkt geweſen ift, fo fchied man ein jus decimandi universale oder 
particulare, je nachdem baffelbe fich auf die ganze Gemarkung oder nur auf einzelne 
Theile derfelben erftredte, decimae veteres und decimae novales, je nachdem es 
auf die feit alter Zeit bebauten Aecker oder auch auf die neu in Kultur genommenen, 
feit Menſchengedenken wüft liegenden Felder ging, ferner ein jus decimandi plenum 
s, perfectum und ein jus decimandi minus plenum oder imperfectum, je nachdem 
es auf alle zehntpflichtigen Fruchtgattungen oder blog auf beftimmte gerichtet war. 
In Verbindung damit jteht ber Unterſchied zwifchen decimae majores (Grofzehnt) 
und decimae minores s. minutae (leinzehnt); zu erfteren gehören gewöhnlich alle 
Früchte, die der Halm trägt, alſo alles Sommer- und Wintergetreide, ferner aber 
auch Wein und Del, während die anderen und öfters auch Blutzehnt zu den decimae 
minores gerechnet werden. Der Prädialzehnt hat die Natur einer Reallaft und muß, 
während er der Natur der Sache nach von den einer anderen Religionspartei an« 
gehörigen Eigenthümern ber pflichtigen Grundſtücke nicht gefordert werben kann, oft 
auch von dieſen entrichtet werden. Iſt der 3. in einer Feldmark überhaupt here 
gebracht, jo gilt die Vermuthung, daß ihm alle Grundftüde innerhalb derjelben 
unterworfen find. ine Befreiung muß alfo bewiefen werden, jedoch find nach Kanon. 
Recht die eigentlichen Benefizialgüter in derjelben Pfarrei gejeglich erimirt (clericus 
dericum non decimat). Der Zehntherr Hat den 3., welcher übrigens nicht noth— 
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wendig gerade in einem Zehntel ber Früchte zu beftehen braucht, nur nach dem 
jebesmaligen Ertrage des Grundſtücks zu fordern, und Hat auch fein Recht, den 
Pflichtigen zu einer beftimmten Kultur zu zwingen. Für die Regel muß der Zehnt- 
berr fi) ben 3. abholen und zwar die Außzehntung gleich nach dem Schnitte an 
dem in Fruchthaufen aufgefchichteten Getreide vornehmen. Die Produktionskoſten 
darf ber Pflichtige weder bei dem Prädial-, noch Blut-3. in Abrechnung bringen, 
vielmehr ift der Bruttoertrag dem 3. unterworfen. An der zu zehntenden Mafje er⸗ 
wirbt der Berechtigte mit ber Trennung ber Frucht von der Hauptfache das Mit- 
eigenthum zu der feiner Berechtigung entiprechenden Quote und Tann dieſes aljo im 
Ball einer vor der Auszehntung erfolgten Veräußerung gegen jeden dritten Erwerber 
einzelner zehntpflichtiger Quantitäten mit der actio communi dividundo verfolgen. 
Das Zehntrecht überhaupt kann der Zehntherr poffefjoriich und petitoriich (mit einer 
eonfessoria utilis) geltend machen, während demjenigen, welcher bie freiheit be 
bauptet, die actio negatoria zufteht. Das Zehntrecht wird durch rechtsgültige Ver⸗ 
träge ganz oder aud für einzelne Pflichtige befeitigt, ebenfo ift eine Erfigung ber 
Freiheit von demſelben möglih. Für die evangeliiche Kirche kommen die eben ge 
dachten Vorſchriften bes Kanon. Recht? mit ben durch die beutjchrechtlidhe Ent 
wickelung hervorgebrachten Abanderungen ebenfalls zur Anwendung, und die Par- 
tikularrechte haben im Mejentlichen diefelben Grunbjäße kodifizirt. In Folge der 
mobernen Agrargefeggebung (. diefen Art.) find aber die 3. vielfach unpraktiſch 
geworben, indem fie theils in eine feſte Gelbrente verwandelt, theils auf andere 
Weile abgelöft worden find. Freilich iſt in einzelnen Staaten, nachdem man die 
Ablösbarkeit der Kirchenlaften in olge der Bewegungen bes Jahres 1848 im 
weiteften Umfange zugelafjen Hatte, dieſe fpäter wieder eingejchräntt (Preußen) ober 
bie ai ganz w — oe): 

Quellen: Tit X, DI le ee ee — Ar 
tit, Extrav. comm. eod. ee 7. — Cod. Maxim. bavar. II. 5. Ag 
Fr ati J — le — die —— bei —A —E $ 315, und 

ulie ei u 
Birnbaum, —S Kr] Fe Zehnten, hiſtori — — Bonn 1881. — 
Rüplenthal, Geſchich die * Schnten, © Seibel. 1 Neber den Ur⸗ 
— des firdlicyen Behnte Wagner, ehntrecht, Berl. 
1815. — v. Sicherer, —— nach na ini —* und Bayeriſchen Reit, Re: 
ug 1845. — Zahariä, Die Aufhebung, X dfung und Umwandlung des ae Heibelb. 
P. Hinſchius 

Zeiller, Franz Aloys Edler von, 5 1751 (1758%) zu Graz, wurde 
Prof. der Rechtswiffenichaft, Mitglied der Hoflommiffion in Juſtizſachen, Rektor der 
Bus — 7 23. VIII. 1828 zu — 

at ten: Diss. ad 1. 6 Inst. 1, 26, 1778. — lect, acad. ad Heineccii elem. jar. 
civ., 1781. — Daß natürliche Fenlee breit, 1802, Aufl. 1818. — Jaͤhrliche ir A zur 
Gejepestunde und Rechtswi eh in ben Dehersei Erbländern, Wien 
— zur neueſten Oe ni Gekpeatunde im Straf: und Eiviljuftigfache, 810, 2 Aufl. 

— Kommentar über das Allgem. BGB. 1812, 18193. — Bemerkungen Be den Geift 
= ans ——— FR ag ad gebung (BL. fir, bie Defterr. Kalferftanten, I. 1808). 

Lit.: Neuer Nekro eutichen, Bb. 6 ©. 957, Nr. 968. — Harrafowäty, 
Geſchichte ber Kohiffakione bes Defterreich. Civilrechts, Wien 1868, &. 168. 
Teichmann. 
Zeitbere un. Indem der Ablauf beftimmter Zeitfriften ober die Erreichung 
beftimmter zeitlicher Zermine vielfach von rechtlicher Bebeutung ift, ift die frage 
nad) ihrer Berechnung nicht nur vechtlich erheblich, ſondern fie ift auch jelbft zum 
Gegenftande rechtlicher Normirung geworben. Erfolgt aber jede Anordnung einer 
Friſt oder eines Termines durch Verweifung auf beftimmte für den Ablauf der 
Friſt oder die Erreichung des Termines maßgebende Zeitabfchnitte, fo erhebt fih 
die doppelte Frage nach ber Beichaffenheit diefer Zeitahfchnitte und nach der Art 
ihrer entſcheidenden Bedeutung für das durch Verweiſung auf fie beftimmte Zeit- 
verhältniß. 
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L Das Römifche Recht ftatuirt: A. als entjcheidend den Kalendariſchen Zeit 
abſchnitt des von Mitternacht zu Mitternacht reichenden Tages. Der Kalendertag 
heißt daher dies civilis oder der Tag im Sinne des Rechtes, insbeſondere des 
Privatrechtes, im Gegenfahe zum naturalis dies oder zur Zeit vom Sonnen⸗ 
aufgang zum Sonnenuntergang. Zum natürlichen Tage verhält fi} der bürgerliche 
ala tünftliche Erweiterung bdefjelben durch Annexion der angrenzenden Nachthälften, 
weshalb fein Anfang und Ende von dem bes natürlichen Tages verfchieden, fein 
Mittelpunkt dagegen (meridies) mit dem bes bürgerlichen Tages identisch ift (Censor. 
de die nat. 28, 11; Gell. n. a, IIL 2; 1. 8 D. fer. 2, 12). Wenn bie Neueren 
dem Stalendertage den beweglichen Tag entgegenjegen, d. h. umter einen Tage auch 
einen zu beliebiger Tageszeit beginnenden Zeitabſchnitt von ber Länge eines Tages 
verftehen, jo ift diefe Auffaffung dem Sprachgebrauche des Röm. Rechtes vollſtändig 
fremd. Daß daher ein Rechnen nach Tagen irgend etwas anderes bebeuten könnte 
als ein Rechnen nach Kalendertagen, ja daß ein wirklich genaues Nechnen nad 
Tagen nur dasjenige fei, welches den Zag als einen zu beliebiger Tageszeit beginnenden 
Zeitraum von der Länge eine® Tages behandle, dieſes Ariom ber meiften Neueren ift 
der Römifchen Anfchauung ebenfo zuwider, wie bie Bezeichnung dieſer Berechnungs- 
weiſe ala der naturalis im Gegenfaße zur civiliscomputatio, welde auf bie 
Zeitberechnung in einem gänzlich unrömifchen Sinne die Römifche Entgegenfegung 
eines naturalen und eines civilen Begriffes des wichtigſten Zeitabſchnittes überträgt. 

Nah Tagen rechnet nur das Röm. Recht in dem boppelten Sinne, daß es 
Zeitunterfchiede innerhalb des Tages nicht berüdffichtigt (1. 16 $ 8 D. de pign. 20, 1) 
und unter Jahren und Monaten nicht wirkliche Kalenderijahre und Kalendermonate, 
fondern Summen von Tagen verfteht. Daß im Röm. Rechte die Bezeichnung des 
Jahres und des Monats lediglich eine Kollektivbezeichnung für eine bejtimmte Zahl 
von Tagen ift, jtellt dieje Bezeichnungen in den jchärfiten Gegenfag zu der bes 
Tages; denn mensis und annus bedeutet in der Sprache der civilis computatio 
immer eine bejtimmte mit einem beliebigen Tage beginnende Summe von Tagen, 
dies bagegen bezeichnet nie eine bejtimmte zu einer beliebigen Stunde beginnende 
Summe von Stunden, wie ja auch nach Römifcher Sitte gar nicht der Kalenbertag, 
fondern der natürliche Tag und die Nacht in Stunden zerfällt, jo daß für bie 
Stundenzählung bie Grenze des Kalendertages gar nicht eriftirt und die Länge ber 
Tages» und der Nachtftunden mit ber Jahreszeit wechſelt. Es ift aber a) bie 
Jahresbezeichnung gemeint als Bezeichnung einer Summe von 365 Tagen (1. 134 
D. de v. s. 50, 16). Mit der wirklichen, im Schaltjahre dieſe Zahl von Jahren 
überjchreitenden Jahresdauer ift dies dadurch in Uebereinftimmung gebracht, daß der 
Schalttag (dies intercalaris) nicht als eigener Tag gezählt wird. Wie nämlich 
im Römifchen Kalender der Schalttag feine eigene Zahlbezeichnung dat, fonbern als 
bisextum Kalendas Martias dem 24. Februar (a. d. VI. Kal. Mart.) an- 
gehängt ift, jo wird ex rechtlich mit biefem durch die eu verboppelten 
Tage ibentifizirt. Beſtritten ift aber, ob die Einfchaltung erfolge vor oder Hinter 
dem 24. Februar bes Gemeinjahrs; doch ift die letztere Annahme aufs Beitimmtefte 
bezeugt in 1. 3 $ 38 D. de min. 4, 4 mit den Worten: posterior dies inter- 
calatur. Daß mit Rüdficht auf die Römische Art von ben Kalenden des nächften 
Monats rüdwärts zu rechnen, unter dem posterior dies ber frühere, unter dem prior 
dies der jpätere zu verftehen fei, ift eine durchaus unzutreffende Behauptung; wird 
doch der ben Kalenden vorhergehende Tag ala pridie Kalendas und damit im 
Berhältniß zu den Kalenden al prior dies bezeichnet. 

b) Die Monatsbezeichnung eignet fich wegen der wechjelnden Länge bex einzelnen 
Monate nicht zur genauen Bezeichnung einer beftimmten Zahl von Tagen. Während 
daher Jahresfriſten ſchon in ben zwölf Tafeln vorfommen, kennt die ältere Geſetzgebung 
Triften von der Dauer eines Monats nur in der Weije, daß fie die Zeit eines 
Monates auf die beftimmte Zahl von 30 Tagen reduzirt. Als dann bei abnehmender 
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Genauigkeit der Geſetzesſprache die Anordnung von Monatsfriſten auflam, war es 
Sache der Interpretation, die nicht mehr vom Geſetze ſelbſt vollzogene Reduktion des 
Monats auf eine beſtimmte Zahl von Tagen vorzunehmen. Die Zahl von 80 Tagen 
ergab fich hierbei aus ber von Alters her üblichen Anordnung dreißigtägiger Friften 
in Verbindung mit dem Umftande, daß fie fowol eine runde Zahl als auch diejenige 
Zahl von ganzen Tagen ift, welche der durchichnittlichen Länge der Monate am nächften 
fommt (1. 12 $ 6 verglichen mit 1. 80 $ 5 D. ad leg. Jul. de adult. 48, 5). 
Immer ift jedoch die Monatöbezeichnung eine ungenaue Bezeichnung einer beftimmten 
Zahl von Tagen, welche nur im Zweifel in der angegebenen Weife zu verftehen ift; 
ergiebt die einzelne Beitimmung hinreichende Anhaltspunfte für eine andere Aui- 
faffung, fo ift diefe vorzuziehen. So fcheint && in dem uns nicht überlieferten Falle 
der 1. 101 de R. Jur. 50, 17 dem Sinne ber fraglichen Beftimmung entjprochen 
zu haben, bie in ihr genannten 2 Monate als 61 Tage zu verftehen. 

B. Das Rechnen nach Tagen ift ein Rechnen von einem beftimmten Kalender- 
tage zu einem beftimmten Kalendertage. Sollen die Tage gezählt werden von einem 
beſtimmten Greignifie an, fo ift nothwendig der Tag dieſes Ereigniffes derjenige, von 
dem an gezählt wird. Fraglich ericheint aber, im welchem Sinne von ihm bie 
Zählung auszugehen hat, ob nämlich die erforderliche Zahl von Tagen zu ihm Hinzu- 
zuzählen oder ob er jelbft ſchon als ber erfte dieſer Tage zu zählen if. Ebenſo 
erhebt fi ſodann für den letzten oder denjenigen Tag, mit welchem die erforderliche 
Zahl voll wird, die Frage, ob fein Anfang ober erft fein Ablauf enticheivet. Nah 
Röm. Recht wird nun berjenige Tag, bon welchem die Zählung ausgeht, ftets 
mit gezählt, während derjenige Zag, welder dadurch als ber letzte ſich er 
giebt, in getoiffen Fällen abgelaufen, in anderen nur angebrochen fein muß. Sebe 
Beitimmung einer Friſt nach Tagen Hat Hier die Bedeutung, daß Anfang und Ende 
der Friſt innerhalb ber beftimmten Zahl von Tagen liegen, fo daß der Anfang in 
den eriten, das Ende auf den lebten Tag fällt. Jene Einteinung des Anfangstages 
ſowol, ala bie verichiedene Behandlung des Iehten Tages nach Berichiedenheit der 
Fälle beruht darauf, daß jede Friftbeftimmung aufgefapt wird als Beltimmung eines 
Termine; bie Beitimmung einer Friſt von x Tagen ift nah Röm. Recht nichts 
anderes, als die Beftimmung des xten Tages, ala des für eine rechtliche Ber- 
änderung entſcheidenden Termines. Die Fixirung bes hiernach enticheidenden Zeit- 
punttes ergiebt ſich a) durch die Röm. Sitte bei der Beftimmung des Verhältnifies 
zwiſchen zwei Gliebern einer Reihe nicht nur die Mittelglieber zu zählen, ſondern bie 
Endpunkte mitzuzählen. So ift nach Römijcher Zählung der 10. Januar, vom erſten 
an gerechnet, nicht erft der neunte, ſondern ſchon der zehnte Tag, d. h. der Römiſche 
Sprachgebrauch erblidt in ihm nicht fowol den neunten der an ben erſten fich an- 
reihenben, als ben zehnten der mit ihm eine Reihe bildenden Tage ar 1 88 5,6 
D. q. appell. 49, 4). 

b) Iſt der entſcheidende Termin ber Iekte Tag ber mit dem Anfangstage 
beginnenden Reihe, fo ift er entweder der Anfangstermin oder der Endiermin 
einer rechtlichen Wirkung , indem eine folche entiveber mit ihm eintreten oder mit 
ihm erlöfchen fol; im erften alle ift der Zeitpunkt ihres Eintrittes der Anbruch, 
im legten ber Zeitpuntt ihres Erlöfchen® der Ablauf des entjheidenden Tages. Soll 
etwa® bis zu einem beftimmten Tage dauern oder bon einem beftimmten Tage an 
eintreten, fo pflegen wir zu fragen, ob diefe Beftimmung zu verftehen fei ausſchließlich 
oder einfchließlich des entſcheidenden Tages. Indem aber der Römifche Sprad« 
gebrauch jede folche Beſtimmung unter Einfchluß des enticheidenden Tages verfteht, 
eriftirt dasjenige Verhältniß, welches biß zu einem beftimmten Tage dauern fol, 
gerade noch an biefem Tage ala dem Iehten feines Beſtehens; ebenfo exiftirt aber 
dasjenige Verhältniß, welches von einem beftimmten Tage an beftehen foll, ſchon 
an diefem Tage, ala dem Tage feiner Entftehung (1. 49 D. de cond. 35, 1). 
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Iſt ein Termin zugleich Anfangs- und Endtermin, indem ſowol der Eintritt 
als das Aufhören rechtlicher Wirkungen mit ihm verbunden ift, fo entſcheidet die— 
jenige Bedeutung beffelben, welche als die prinzipale erfcheint. Dies findet ing» 
befondere Anwendung: s 

1) Auf Berjährungsfriften. a) Der Tag, an welchem eine Forderung verjährt, 
ift ein reiner Endtermin für deren Exiſtenz; die Forderung erlifcht daher erft durch 
feinen Ablauf (1. 6 D. de obl. et act. 44, 7). 

b) Durch Erſitzung entfteht und erlifcht gleichzeitig Eigenthum, jedoch fo, daß 
das bisher beftandene Eigenthum verdrängt wird durch dad neu entftehende des 
Ufufapienten; der Wechfel des Eigenthums erfolgt daher mit dem Anbruche bes 
legten Tages (l. 15 pr. D. de div. temp. praeser. 44, 9 Richtiger Anficht nad) 
befagen baffelbe 1. 6 und 7 D. de usurp. et usucap. 41, 

c) Indem die Verjährung dinglicher Klagen bebingt Mr nicht nur durch die 
Unterlaffung ihrer Anftellung ſeitens der Berechtigten, fondern durch den ununter- 
brochenen Befig einer zufammenhängenden Kette von Rechtsnachfolgern , berußt bie 
Unmöglichfeit fernerer Klage auf dem wegen feiner Dauer dem Befitze zu Theil 
werbenben Schutze, tritt Daher ſchon ein mit dem Anbruch des lebten Tages. 

2) In Beziehung auf Alterstermine erfcheint a) die beginnende pubertas als 
Anfangstermin ber vollen Handlungafähigkeit; daß mit ihr zugleich die tutela impu- 
berum erliſcht, ift Yebiglich eine Konſequenz ihrer prinzipalen Bedeutung (1. 5 D. 
qui test. fac. 28, 1). 

b) Der Ablauf der minor aetas ift nah Röm. Rechte Enbtermin ber in integrum 
restitutio und cura minorum, weshalb in J. 3 $ 3 D. de min. als felbftverftändlich 
vorauggefeßt wird, daß die minor aetas nicht vor dem Ablaufe des letzten Tages des 
fünfundztvangigften Lebensjahres erlifcht. 

8) Bon jelbit verfteht fi das Erforberniß des Ablaufes des letzten Tages 
a) für alle Präklufivfriften, welche ſtets erfordern, daß eine ganatun fpäteftens 
an einem beitimmten Tage erfolge (1. 1 $ 9 de succ. ed. 38, 9). 

b) ft ausdrucklich nicht die Erreichung, fondern die Meberfchreitung eines Ter= 
mines verlangt, jo bedarf e8 natürlich diefer (1. 38 D. de iur. immun. 50, 6). 
‚Hierher. gehört auch der Fall einer erforderlichen Altersbifferenz, welche nur gewahrt 
ift, wenn die Geburt der fraglichen Perfonen nicht inmerhalb der beftimmten Zahl 
von Zagen erfolgt ift. 

C. Eine ausnahmsweiſe Erweiterung ber nach obiger Berechnung fich ergebenden 
Ränge rechtlicher Friſten ſtatuirt das Röm. Recht 

1) für einen Fall durch Berückfichtigung der Tageszeit, indem die in integrum 
restitutio minorum noch zugelaffen wird wegen ber am Geburtstage vor der Tages⸗ 
zeit, zu welcher vor 25 Jahren die Geburt erfolgt war, eingetretenen Schäbigung 
(1. 3 $ 3 D. de minoribus 4, 4). 

2) Bei einer Reihe von Präflufivfriften werben diejenigen Tage nicht mit- 
gezählt, am welchen wegen eines vorübergehenden Hinderniffeg die Vornahme der 
Handlung nicht möglich war. Indem hier nur die dies utiles mit gezählt werben, 
iſt die jo berechnete Friſt ein utile im Gegenfage zum continuum tempus. 
Utiliter berechnet werben ſolche Friften, welche von Rechtswegen laufen für Hand» 
kungen in iure und nicht über ein Jahr betragen (1. 2 pr. D. quis ordo 38, 5). 
Juftinian Hat eine Reihe jolcher Friſten erweitert und in tempora continua ver 
wandelt (1. 8 C. de dolo 2, 20; 1. 7 C. de temp. i. i. r. 2, 52). 

II. Keine Webereinftimmung herrſcht darüber, inwieweit die gefchilberten vielfach 
jelbft beftrittenen Grundfäge des Röm. Rechts in unſer Recht übergegangen find. 

1) Bezüglich der Reduktion der Jahres und Monatsbezeichnung auf Tage ift 
beftritten: a) welcher Tag des Schaltjahres nach heutigem Recht nicht mitzuzählen ift. 
Der Heutige Kalender rüdt den im Gemeinjahre auf den 24. Yebruar fallenden 
Matthiastag im Schaltjahre auf den 25., behandelt alſo als en den dieſem 

v. Holgenborff, Gne. II. Kechtalexikon W. 3. Aufl. 
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vorhergehenden in Uebereinſtimmung mit derjenigen Annahme, welche bezüglich des 
Röm. Rechts bis in die neueſte Zeit herrſchte. Der heutigen fortlaufenden Zählung 
der Tage und bem gemeinen Bewußtjein der Gegenwart entipricht es jedoch allein, 
als denjenigen Tag des Schaltjahres, welcher dem gemeinen Jahre fehlt, den 
29. Februar zu behandeln, fo daß fowol jeder Tag des Schaltjahres dem gleich 
namigen Tage bes gemeinen Jahres ala auch ber letzte Februar des Schaltjahres 
dem lebten Februar bes gemeinen Jahres entipricht. 

b) Im Zufammenhange mit der den Römern fremden fortlaufenden Zählung 
aller Tage eines Monats fieht man vielfach im heutigen Leben als maßgebend für 
bie Frift eines Monates nicht eine fich immer gleichbleibende, ſondern diejenige Zahl 
von Tagen an, welche im konkreten Falle den innerhalb der Friſt ablaufenden 
Monaten zulommt, jo daß die Zahl der einem Donate zulommenben Tage ab- 
gelaufen ift mit der Wiederkehr des dem Anfangstage gleichnamigen Tages des 
nächiten Monats oder, falls diefer jene Zahl nicht erreicht, mit dem Ablauf des 
Monats. Ob rechtögefchäftlich angeordnete Monatzfriften fo zu verftehen find, ift 
eine Frage der Auslegung; für die von Rechtswegen laufenden ift dagegen eine 
Aenderung der Römifchrechtlichen Beftimmungen um fo weniger anzunehmen, dba 
diefe auch in neueren Geſetzen wiederfehrt und nicht zu vermuthen ift, daß das 
Recht unter der für eine Anzahl von Tagen gebrauchten abfürzenden Benennung 
eines Monats eine nach den Umftänden des fonkreten Falles wechjelnde Anzahl von 
Tagen verftehe. 

2) In Anfehung der Art nad) Tagen zu rechnen eriftirt a) feine feſte Sitte 
bezüglich ber Einrechnung des Anfangstages. Zwar hat unfer Sprachgebraud) 
vorwiegend die Neigung, den Anfangstag nicht mitzurechnen ; dieſelbe ift aber feine 
augfchließliche, indem 3. B. die ein oder mehrtägige Gültigkeit von Eiſenbahnbillets 
ftets verftanden wird unter Einrechnung des Anfangstages. Daß diefer nicht mit- 
gezählt werben foll, ift daher nach Gem. Recht nur bei folchen Friften anzunehmen, bei 
welchen durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht dieſe Behandlung feititeht, wie namentlich 
bei Prozeßfriften. Allgemein wird der Anfangstag nicht mitgezählt nach Preußiſchem. 
Franzöſiſchem und Sächfifchem Rechte. 

b) Die Annahme, daß irgend eine Frift ſchon mit Anbruch ihres letzten Tages 
ablaufe, ift unſerem Rechtöbewußtjein gänzlich fremd. Begnügt fich vielfach das Röm. 
Recht mit der Erreichung einer beftimmten Zahl von Tagen, ohne den Ablauf des 
legten Tages zu fordern, fo fieht unfer Rechtsbewußtſein in jeder Friſt einen Zeit: 
raum, welcher ganz durchmeſſen fein muß, um die mit feiner Erfüllung verbundenen 
Wirkungen zu äußern. Unfer Rechtebewußtjein hat ſchon deshalb die davon ab- 
weichende Römifche Behandlung fich nicht angeeignet, weil fie bis in unfer Jahr 
Hundert hinein nicht erfannt wurde. Bezüglich der Erſitzung wird fie noch heute 
für das Röm. Recht ſelbſt nur von Wenigen anerlannt und für Alterstermine wider 
ſpricht es nicht nur dem allgemeinen Bewußtfein, irgend eine mit der Vollendung 
eines Jahres verbundene rechtliche Wirkung nor dem Anbruch des das nächſte Lebens⸗ 
jahr eröffnenden Geburtötages zuzulaffen, ſondern es wiberjtrebt auch dem heutigen 
Rechte, den Termin der Pubertät ander zu berechnen, als den ihm für das Gem. 
Recht ganz analogen der Volljährigkeit. Das Preuß. Recht begnügt fich bei dem 
an ein beftimmtes Alter gefnüpften Rechtserwerbe mit bem Anbruche deg (ohne Mit- 
zählung bes ae berechneten) lebten Tages. 

3) Die bejondere Behandlung des bie Reftitation begründenden Alters und des 
ber neueren Gejeßgebung fremden tempus utile befteht ala Singularität don geringer 
Tragweite fort; etwas dem tempus utile Aehnliches hat die Allg. Deutfche WO. 
Art. 92 angeführt, nach deffen richtigem Verſtändniß bei Berechnung der Proteft- 
frift Sonn- und allgemeine Feiertage nicht mitgezählt werben. 

Quellen: D. de fer. 2, 12; de air iv. temp. praeser. 44, 3. — Preuß. ER.1.3 88 45 ff. — 
BEL. für dad Königr. Sadfen gols⸗ 
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Koch, Belehrungen über Münbigkeit zum Teftixen, Eivi ttomputgtion m. Gihalttag, [706 19; Ders 
1502 Beftätigung ber Belehrungen zc., 1798. — Erb in Hug0’3 Maı an ff., 18i4. — 
weppe im Jurift. Magı a al 1818. wm iv. Arch. _Rein- 
ice — a une civilis Km Rats, 1829. — Behnien jeitfchr. für Civ. R. 
‚VII. ©. 88 —A— — Kruͤger, D. de temporam computatione Ro- 
en we Derje be, Krit. Ber). im m Gebiets bed Römifchen Re t8, ©. 59 fj., 1870. — 
— Er Zeie der Zeitberehnung nad —— echt, 1 3. — vd. Sani ny, 
pftem, IV. 835 ff. — v. Bangeroiw, Pandekten, $ 196. — Windigeib, . — 
v. —A "Württemb. Privatreht, ©. 828 ff.; Derielbe, — L de fl. 
Unger, Osfierneidifiien Briatreht, U. 8 106. — Stobbe, Deutices Bribatrenit, 1 
6 Roth, L ©. 8. — Dernburg, Preu —88 t, L_&. 69 ff. — Ueber 
den Schalttag: Arnbts in. Mommſen, Jahıb. bes Gemeinen Re is UL ©. 28 ns 359 ff. 


£it.: Rücker, Diss. de civili et naturali tem — computatione in jure, 1749. — 
1828, 


Zeitkauf it ein Kaufvertrag, bei welchem entweder die Zahlung des Kaufe 
—* En die Lieferung der Waare vereinbarungamäßig — auf Zeit — aufge 
ſchoben ift. 

I Iſt die Zahlung des Kaufpreifeg durch den Vertrag aufgefchoben, fo Liegt 
ein 3. vor, zu welchem im Gegenſatz ftehen: der Baarkauf (Kauf Zug um Zug, 
Kauf per contant, per Cassa, Kontantlauf) einerjeit® und der Pränumerations- 
tauf (Kauf gegen Vorausbezahlung) andererſeits. Der 3. in dieſem Sinne heißt 
auch Kauf auf Kredit, auf Borg, auf Zeit, auf Ziel, feine juriftiiche Charakteriſirung 
erhält er dadurch, daß die Zahlung des Kaufpreifeg im 3. von vornberein, bis 
nach ber Mebergabe der Waare aufgefchoben, gefriftet, der Kaufpreis demnach krebitirt 
ft. Durch vertragswibrigen Verzug des Käufers bei Zahlung des Saufpreifes Tann 
ein ala Baarkauf abgeſchlofſenes Gejchäft nicht einfeitig in einen 3. umgewandelt 
werben; ebenfowenig liegt ein 3. in biefer technischen Bedeutung vor, wenn auch die Ueber⸗ 
gabe der Waare aufgefchoben und babei nur vereinbart ift, daß die Zahlung nicht vor 
ber Webergabe der Waare gefordert werben kann (in letzterem alle liegt ein „befrifteter 
Kauf Zug um Zug” vor). Möglich if, daf ein 3. in dem gleich nachher (unt. II.) 
zu erörternden Sinne, aljo mit Aufichub der Waarenlieferung, zugleich ein 3. in 
dem eriten Sinne, nämlich mit Kreditirung des Preifes, ift, wobei vorauszuſetzen ift, 
daß der Aufichub ber Preiszahlung — die Kreditwirtung — erft beginnt mit der 
Effektuirung der Waarenlieferung, denn andernfalls ift das Geſchäft troß der Auf- 
ſchiebung der Lieferung ala ein Baar» oder gar als Pränumerationglauf zu erachten. 
(Dal. Entſch. d. ROHG. Bd. XI. ©. 85.) Die Rechtövermuthung, welche vom Geſetz 
aufgeftellt ift, fpricht weder für den 3. noch für den Pränumerationskauf; ſondern, 
fofern nicht ein Anderes durch die Natur bes Geſchäfts bebingt oder durch Vertrag 
oder Handelsgebrauch beftimmt ift, muß der Kaufpreis bei der Nebergabe der Wanre 
entrichtet werben; folglich ift der Kauf präfumtiv ein „Kauf Zug um Zug“; 
doch Tann eine Zahlungsfrift auch ftillfchweigend gewährt, der Zahlungskredit burch 
konkludente Handlungen eingeräumt werden, und eine folche ſtillſchweigende Ver- 
abredung eines 3. kann insbejondere ſchon dann angenommen werben müſſen, wenn 
in den von denfelben Kontrahenten vorher ſchon abgefchloffenen Kaufverträgen der⸗ 
felben Branche Krebit gegeben worden war. Das Regelmäßige ift in vielen Hanbels- 
zweigen bie Eriftenz einer einen oder mehrere Monate umjafenden Kreditfrift; dieje 
ift durch Die Ufance häufig derart allgemein, daß in fcheinbarem Widerfpruch mit 
der gejeglichen VBermuthung — bei Mangel anberweiter Verabredung die nad) Ort 
und Waarengattung übliche Zahlungsfrift als ſtillſchweigend gewollt anzunehmen 
if; diefe Annahme fügt fich richtig auf Vertragsauslegung, nicht auf Gewohnheits- 
tet. Ebenſo ift es Frage der Auslegung ded Parteiwillens, wie lange fich bie 
Zahlungsfriſt erftredt. Man wirb annehmen müffen, daß zunächſt wenn der Vertrags- 
wortlaut Zweifel übrig läßt, das Ortsübliche ala gewollt anzujehen jei, eventuell 
dann die befonderen Umftände des Falles, der Grund der Kreditirung, die Möglich- 
teit der Weiterveräußerung, wenn als gewollt gilt, daß der Erlös hieraus zur 
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Zahlung des Kaufpreiſes verwendet werben ſoll u. dgl. Die Verabredung, daß ber 
Kaufpreis „mach Belieben“, „nach Bequemlichkeit“, „nach Belieben und Möglichkeit‘ 
bezahlt werben folle, bewirkt zunächit eine Kreditirung des Kaufpreiſes bis zum 
Ablauf der orts⸗ oder brancheüblichen Kreditfrift und dann noch dazu Die Gewährung 
einer nach den Umftänden zu bemeffenden billigen Wartefrift (Entich. d. ROHG. Bd. II. 
©. 185; v. Hahn, Komm. Bd. II. ©. 265. Anm. 8). Steeitig kann werden, 
in welchem Momente die Zahlungafrift zu Laufen beginnt, wenn die „Uebergabe” ber 
Waare mehrere zeitlich) von einander getrennte Momente umfaßt (wie 3. B. beim 
Diftanzkauf), die Abfendung und die Ablieferung; es ift zu unterfcheiden: Befteht 
durch Hebung, Vertrag ober Ortsrecht eine Krebitfrift, fo beginnt diefelbe im Zweifel 
bereit8 mit dem Tage der beginnenden Nebergabe, alfo der Abjendung der Waare 
(Entſch. des ROHG. Bd. I. ©. 377, Bd. VI. ©. 168). Iſt jedoch feine 
Kreditirung des Kaufpreifes anzunehmen, jondern der gejehlichen Vermuthung ent- 
fprechend „ein Kauf Zug um Zug“ als gewollt anzufehen, fo ift ber Kaufpreis erit 
mit der Ablieferung fällig: die Waare muß am Ablieferungsorte realiter offerirt 
fein (Entich. des ROHG. Bd. XIL ©. 275). Andernfalls wäre ber Kauf ein 
Pränumerationslauf und für deſſen Annahme jpricht bie Rechtsvermuthung nicht; 
eben deshalb ift der Verkäufer ohne vertragsmäßige Nebereinfunft nicht berechtigt, 
den Kaufpreis bei Ueberſendung der Waare durch Nachnahme zu erheben, denn hier 
durch würde der Käufer in die Lage verjegt, mit der Zahlung vorangehen zu müſſen 
(Entſch. d. ROHG. Bd. XII. ©. 187—189). 

Die ausbrüdliche oder ſtillſchweigende Bewilligung einer Zahlungsfrift hat in 
jedem alle zur Folge, daß der Verkäufer vor Ablauf diejer Frift die Zahlung 
nicht fordern kann, felbft dann nicht, wenn der Kredit des Käufers nach Uebergabe 
der Waare und vor Ablauf der Zahlungzfrift erichättert worden ift (vgl. Entſch. d. ROSG. 
Bd. XXIII. ©. 137); vor Ablauf der Friſt wachen auch feine Zinfen aus dem 
Kaufpreiſe an, denn letzterer ift aladann noch nicht fällig; bei Zahlung vor 
Ablauf diefer Frift verfteht fild der Stonto nicht von felbft, wohl aber kann er 
orts⸗ oder brancheüblich fein. (Vgl. hierüber d. Art. Verjalltag, auch Entid. 
d. ROHG. Bd. I. ©. 58.) 

Was die Beweispflicht betrifft, jo richtet fich diefelbe im Falle der Behauptung 
einer Zahlungsfrift nach den gewöhnlichen Grundſätzen; wer ein Recht auf bie 
Eriftenz oder Dauer einer Kreditfrift ftüßt, Hat diejelbe zu beweiſen; wenn ber 
klagende Verkäufer behauptet, daß nicht ein Baarberfauf, fondern ein Srebitverlauf 
abgefchlofjen und dabei vereinbart worden fei, der Kaufpreis folle innerhalb 6 
Monaten nach der Uebergabe der Waare bezahlt werden, und ber beflagte Käufer 
hierauf ertwiedert, daß die Zahlung bes Kaufpreifes in fein Belieben geftellt ſei, fo 
ift Hierdurch ſeitens des Beklagten ein Theil des Klagefundaments, nämlich die 
Verabredung einer beftimmten Zahlumgazeit, in Abrede geftellt, und deshalb obliegt 
dem Kläger der Beweis. (Vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. I. ©. 74, Bd. II. ©. 92, Bb.IIL 
©. 167, Bd. IV. ©. 127, Bd. VII. ©. 37, Bd. VII. ©. 887, Bd. X. ©. 234.) 

Iſt der Kaufpreis Erebitirt, jo darf, wenn nicht die Umftände des alles dagegen 
Äprechen, angenommen werben, daß der Verkäufer eine Sicherung nicht mehr in der 
Waare fuche, dad Eigenthum alfo fofort mit der Mebergabe auf den Käufer über 
gehe, dem der Verkäufer perjönlich Kredit ſchenkt. (Vgl. Hierüber Thöl a. a. O. 
8 257, Ziffer 2 und die dafelbft angeführte Literatur.) 

Ueber die Bedeutung von 3., Lieferungs« und Kontantgefchäften im Deutſchen 
Reichsgefetze, betr. die Erhebung von Neichaftempelabgaben, vom 1. Juli 1881 
(R.G.BL. 1881, Nr. 17, ©. 185 ff.) fiehe unten III. a. €, 

I. 3. in dem Sinne eine Kaufvertrags, bei welchem die Lieferung (Tradition, 
Uebergabe) der Waare nicht fofort bei, oder fofort nach Abſchluß (Perfektion) des 
Bertragß, fondern einige Zeit nachher ftattfinden foll. In dieſem Sinne findet 
3. (Beitgefchäft, auch Lieferungsfauf, Lieferungsgefchäft genannt) feinen Gegenjag im 
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Tageskauf (der auch „Kafſageſchäft“ — im der Börjenfprache insbeſ. — Heißt). 
Die Terminologie ift nicht ganz feftitehend (THöL, inabefondere $ 258 Anm. 9), 
und ebenjo iſt die Bedeutung der Gegenſätze von „ſofort“ und „nach einiger Zeit“ 
im Rechtsverkehr auch derart, daß fie nicht zu der Unterfcheidung von Tages⸗ und 
3. verwendbar ift, infofern nämlich ala einerjeit3 auch im Tagesfauf ein mäßiger 
Aufſchub der Leiftung des Verkäufers und andererſeits im Lieferungsfauf eine nur 
ſehr kurze Friſt zwiſchen Abſchluß und Lieferung gejegt fein Tann. Dennoch befteht 
der Unterſchied und ift derfelbe von größter Bedeutung für dag Handelsrecht. „Der 
Unterjchied liegt nämlich”, wie TH 51 ©. 827 fehrrichtigfagt, „ineinerden Umftänden 
nad verſchiedenen Zeit und die genauere Firirung berfelben im einzelnen 
Hall ift eben nach dem Grunde zu machen, weshalb man auf den Unterfchied, 
auf welchen oft wenig oder gar nichts ankommt, Gewicht legt.” Großes Gewicht 
legt der Börſenverkehr auf jenen Unterfchied, und zwar auß dem Grunde und in 
dem Maße, weil und foweit eine aus Spekulations- und Realiſationsgeſchäft zus 
fammengejegte Hanbelsoperation in ihrem Gelingen oder Mißlingen von dem verein- 
barten oder ujancemäßigen Zeitablaufe abhängt. Dies ift insbefondere der Fall bei 
den Fix⸗, Differenz«, Prämien», Report« und Promeffengejchäften, welche durchweg 
Lieferungsgeſchäfte find. (Vgl. Entſch. d. Reichsger. Bb.I. ©. 241.) Für die Erfüllung 
der 3. werden in Börfengejegen oder Börjenreglements die bejonderen Liquidations- 
termine jeftgejegt, welche ala im Zweifel vertragamäßig gewollt aufzufaffen find. 
(Bgl. Oeſterr. Börfengefeg $ 10.) Der 3. in diefem Sinne ift ebenjo wie der 3. 
in obiger (I) Bedeutung ein perfekter Kauf; der 3. in diefem Sinne kann zugleich 
ein 3. in obiger Bedeutung, aber auch ein Baarlauf, und dann ber 3. in der 
zuerſt erörterten Bedeutung ein Tageskauf fein. ; 

IU. Bei der Berathung des Neichägefegentwurfs, betr. die Erhebung von 
Reichsſtempelabgaben, entitand die Frage, ob e8 nicht nothiwendig fei, eine Definition 
des Begriffes „Zeitgefchäfte” in das Geſetz aufzunehmen. Bon einer Seite wurde 
folgende Formulirung vorgefchlagen: „Auf Zeit abgejchloffen oder prolongirt gilt 
im Sinne diejes Geſetzes jedes auf Kauf, Anjchaffung oder Lieferung von Werth- 
papieren oder Waaren, die einen Börfen- oder Marktpreis haben, gerichtete Gejchäit, 
durch welches bedungen wird, daß die Lieferung genau zu einer fpäteren feftbeftimmten 
Zeit oder binnen einer feitbeftimmten Friſt für einen beim Abichluß des Gejchäfts 
feltgefeßten Preis erfolgen fol.” Bon anderer Seite wurbe hervorgehoben, das 
Gharakteriftifche des Zeitgefchäftes fei, daß die Lieferung jpätefteng an einem Börfene 
abrednungstage (Medio, Ultimo) zu erfolgen habe, wenngleich allerdings auch 
Zeitgefchäfte mit anderer Lieferungabeftimmung (per morgen und dergl.) vorkämen. 
Die Reichstagskommiffion Tam jedoch fchließlich zu ber Anficht, daß es bedenklich 
fei, eine Legaldefinition einer Gattung von Geſchäften in ein Steuergefeh aufzunehmen, 
daß jede Definition die Gefahr einer Gejeßesumgehung vergrößere, da ber Verkehr 
leicht Formen finden und ausbilden könne, welche von irgend einem ber in ber 
Definition aufgeftellten Requifite abjehen und damit den gejeblich feftgeftellten Begriff 
des Zeitgefchäftes außfchließen würben, daß im praftifchen Börfenverfehr keine Zweifel 
darüber obwalteten, ob ein Gefchäft ein Zeitgejchäft ſei oder nicht und daß durch 
Zuziehung von Börfenfachverftändigen die Frage im einzelnen Yalle daher Leicht 
werde entfchieden werben können. Aus dieſen Gründen, welchen auch ſeitens der 
Regierungsvertreter beigepflichtet wurde, beichloß man, von einer Definition der 
Zeitgefchäfte Abftand zu nehmen und die Löfung ber Frage der Praris zu übere 
lafjen. Einig war man jedoch darüber, daß ein Lieferungagefchäft, deffen Abwickelung 
fih, wenn auch vielleicht längere Zeit Hindurch, dadurch verzögere, daß die zu 
liefernden Werthpapiere oder Waaren aus zufälligen Gründen noch nicht zur Hand 
feien, etwa weil fie von einem anderen Orte erft an ben Lieferungsort geſchickt 
werben müßten, nicht ala Zeitgeichäft im Sinne dieſes Gejeges zu betrachten jei. — 
Was fpeziell noch die Zeitgefchäfte über Waaren betrifft, jo Hat die Regierungs- 
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vorlage dieſe von ber Höheren Befteuerung der Zeitgefchäfte ausgeſchloſſen. Die 
Kommilfton war jedoch der Anficht, daß Hierzu ein genügender Grund nicht vorliege, 
und daß, wenn man bie Zeitgefchäfte höher befteuern wolle, ala die Kontantgeichäfte, 
man nicht nur bie Zeitgeichäfte über Werthpapiere, fondern auch die Zeitgejchäfte 
über Waaren, welche ebenfo wie jene häufig ber wilden Spekulation dienten, der 
höheren Befteuerung unterwerfen müffe. (So ber Kommiffionsbericht der XII. Kom- 
miſſion, 1881, Drudfachen Nr. 162, ©. 11, verfaßt von Bankdirektor Büfing, 
Mitglied des Reichstags.) 

Im RGeſetz vom 1. Juli 1881 ift folgendermaßen unterfchieben, Tarif Ziff. 4. a.: 
1) Schlußnoten ıc. „über den Abſchluß oder die Prolongation oder die Bedingungen 
des Abſchluſſes oder ber Prolongation eines Kaufe, Rücklauf, Taufch- oder Lieferungs- 
geichäfts, welches Wechſel... oder Waaren jeder Art, die nach Gewicht, Maß und Zahl 
gehandelt zu werben pflegen, zum Gegenftanbe hat“ (Firftempel 20 Pf.). 2) „Wird eines 
der vorftehend bezeichneten Geſchäfte auf Zeit abgefchlojfen oder auf Zeit pro- 
longirt“ .. . Fixſtempel 1 Mark. 3) Die vorbeftimmte Abgabe wird nicht erhoben. ... 
„von den zu a bezeichneten Schriftftüden, joweit fie nur jogenannte Kontantgefchäfte 
über Wechfel, gemünztes oder ungemüngtes Gold oder Silber zum Gegenftande haben 
und diefer Inhalt aus den Schriftftüden erfichtlich if.‘ Diefe Beitimmungen auf 
den bier zu Grunde gelegten Sprachgebrauch reduzirt ergeben: Schlußnoten über 
Tageskäufe (wenn über 300, bzw. bei Waaren über 1000 Mark hinaus gehend) 
unterliegen dem fyirftempel von 20 Pf.; über 3. (das find Käufe, bei denen bie 
Kieferung der Werthpapiere ober jonjtiger Waaren, auf Zeit aufgeſchoben ift, mithin 
3. ober Lieferungagefchäfte im Sinne von Ziff. II.) unterliegen dem Firſtempel von 
1 Mark; Kontantgeſchäfte das find Baarkäufe, „Käufe Zug um Zug', find 
ftempelfrei, wenn fie, gleichviel bis zu welchem Betrage, Wechjel, Gold oder Silber 
erfichtlich zum Gegenftande haben. 

Quellen: Allg. Deutſches HGB. Art. 342, 325, 357—359. — Allegirtes Ref. vom 1. 
Juli 1881. — Oeſterr. Börfengeje vom 1. April 1875, insbe. 88 10 ff. 

8it: zZ sl HR, Bd. L 6. Aufl. 88 257, 258 und die bort angef. bedeutende Lit. — 
Hierzu no de —E b. HGB. zu den is Artikeln. — Ferner Guſtad Cohn, ‚de reichäfte 
b N Bart rend, —— Ti ) 18 Ina: — Saling, Börfenpapiere, Led. 

frieb, 3. Aufl, ©. 138 Grünhut, Bi 1» und — in ſeiner 

Zuge für da Privat: und tie Recht ber Gegenwart, Wien 1875, auch jeparat 


James Mojer, Die Lehre von A — eſcha ten unb ben Kombinationen, 
Berlin 1875. — Bericht der XU. Kommilfion utfden Weis tagt, 4. Legisl.-Beriodt, 


IV. —— — u: ae Nr. 162 —E a — Die in Betracht 
tommenden auı den 8, betreffenden Uſancen der Börfen find = Rn, Iömiprs #7 
Kr das A H. 2, abgeben, und zwar bie ber Berliner —ã— 

©. 466, 625; 2b. XVIU. ©. 187, Aa 


3 Zr. Pr et S. 285; Bb. XXIV. ©. 588; Berliner Teoputlenbbeie !. —* en 
hg a Bd. X S. 526; ’Bp. xxIV. ©. 232; bie ber — Frankfurt aM. 
b. XXIV. ©. 525 fi die der Probuftenbörfe bajetbit h, vi € 142; bie ber 
Beni urger ——— Bd. XXII. Beil.Heft; Bd. XX en ber Breslauer 
; bie ber Breslauer Probultenbörje I a vi „ 860; Bd. XXIV. 

6. ai fi. 9 fi; hehe der Wiener Fondöbörfe |. Bd. 295 ff. 
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Beugenbeweiß (civilproz.). 1. Da das einfacjfte und zuverläffigfte Mittel, 
die Wahrheit ftreitiger Thatfachen im Prozeß feftzuftellen: die eigene Wahrnehmung 
des Richters, nur in verhältnigmäßig feltenen Fällen anwendbar ift, fo muß da® 
jelbe in anderen Fällen erjet werben durch die Wahrnehmungen dritter Perjonen 
und deren Mittheilung ans Gericht. Solche Mittheilungen heißen Zeugniffe, testi- 
monia. Gie fünnen an das Gericht gelangen direft, indem der Dritte mündlich vor 
Gericht feine Wahrnehmung bekundet; dann ift der Dritte felbft Beweismittel als 
Zeuge, testis, dann handelt e8 fi) um 3. (ec. 15 C. IH. qu. 9). Iſt das Zeugniß 
aber aufergerichttich abgelegt, dann ift feine Mitteilung ang Gericht nie Z., ſon⸗ 
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dern entweder Beweis eines, vielleicht als Indiz in Betracht kommenden, Zeugnifjes, 
ſofern die Mittheilung durch andere, von der Perfon de Wahrnehmenden verjchie- 
dene, Perjonen erfolgt; oder Urkundenbeweiz, fofern die Mittheilung jchriftlich ge» 
ſchicht (ef. insbeſondere 88 380, 383, 646 ber Deutſchen EPO.). Der 
erjorbert demnach einen Zeugen ala Beweismittel und ein Zeugniß als Beweis“ 
grund. — Außer ala Beweismittel fönnen Zeugen im Prozeß auch als Erforderniß 
zur Gültigkeit progefjualer Handlungen, d.h. ala Solennitätszeugen, erfcheinen, vgl. 
3. B. $ 679 der Deutfchen CPO. — Was gehört nun zum Begriff eines Beweis- 
zeugen? Das Gemeine Recht befinirte das Zeugniß im technifchen Sinne gewöhne 
lich als „die Außfage eines beim Ausgang de& anhängigen Progefjes nicht bethei- 
ligten Dritten über die Wahrheit einer von ihm wahrgenommenen ftreitigen That- 
ſache.“ Es unterfchied dann unfähige oder untüchtige Zeugen (testes inhabiles), 
welche zum Zeugniß überhaupt nicht zugelaffen, und unglaubwürbige oder verdäch⸗ 
tige Zeugen (testes suspecti), die zwar vernommen werden, deren Beweiskraft aber 
vermindert fein ſolle. Beiden Kategorien gegenüber ftand ber jog. flaffiiche Zeuge 
(testis omni exceptione major). Innerhalb ber unfähigen Zeugen aber unterjchieb 
man wieber einmal abjolut und relativ unfähige, je nachdem der Unfähigfeite- 
grund ein allgemeiner, oder ein nur ben konkreten Prozeß betreffender; ſodann 
natürlich) und juriftifch umfähige (omnes testes esse possunt, qui natura non im- 
pediuntur, nec lege prohibentur), je nachdem der Unjähigfeitsgrund ein im Begriff 
des Zeugen liegender ober pofitiv gefeßlicher war. Innerhalb der unglaubwürdigen 
Zeugen endlich unterſchied man folche, welchen die gefeßlich verlangten Garantien 
der Glaubwürdigkeit (eidliche Ausſage; gerichtliche Ausſage; Uebereinftimmung 
mit der Ausfage eines anderen unverdächtigen Zeugen), abgingen, und folche, 
gegen welche pofitive Gründe der Unglaubwirbigfeit vorlagen, welche vom Probaten 
in Geftalt von Beweigeinreben geltend zu machen waren (testes suspecti im engeren 
Sinne). — Allein nicht nur nicht Hinfichtlich der praktifchen Bedeutung diefer Ein- 
tHeilung, ſondern auch nicht Binfichtlich der Abgrenzung ihrer einzelnen Glieder 
gegeneinander umd endlich nicht einmal Hinfichtlich des Begriffes Herrichte im Gem. 
Prozeß Uebereinſtimmung. Es war einerjeit3 beftritten, ob unjähige Zeugen ex 
officio zu verwerjen jeien; Mevius Iehrte: Nulla facta exceptione judex indiscri- 
minatim nominatos admittit; und noch Gejterding (IV. 1, 224 Nr. 18) ſcheint 
fich dieſer Anficht zuguneigen. Andererjeits fehlte es nicht an Vertretern der Mei- 
nung, daß auch bloße Verbachtägründe, jelbft abgejehen von ben aus dem Inhalt 
* — felbſt fich ergebenden, ex offieio geltend zu machen feien (Gefterding, 
94; Schmid, II. $ 134 N. 27). — Es Hat jemer Bayer ($ 246) bie 
— 55 „unfähige Zeugen“ beſchränkt auf ſolche, welche die Wahrheit nicht 
fagen fönnen, d. 5. auf die „natürlich unfähigen“ ber herrſchenden gemeintecht= 
lichen Doktrin; alle anderen dagegen, namentlich alfo auch die „juriftiich unfähigen“ 
lediglich ala verbächtige Zeugen, d. 5. als folche, von welchen e8 zweifelhaft ift, 
ob fie die Wahrheit jagen werben, gelten lafſen. — Erklären fich biefe Differenzen 
Binlänglich aus der umficheren geſetzlichen Grundlage der ganzen Eintheilung in un- 
tisige und verbächtige Zeugen (vgl. Langenbeck, ©. 485 R. b.; Groß, IL. ©. 
11 R. 26); jo refultiven hinwiederum die Schwantungen hinfichtlich des Begriffes 
aus dem mehr ober weniger vermiedenen Fehler, durch die gejehlichen Beweisregeln 
des gemeinen Prozeſſes den Begriff des Beweismitiels jelbft influiren zu laffen 
(wogegen zu vgl. Wetzell, $ 21 zu N. 1). Auf folder Verquidung beruht. es, 
wenn man 3. B. lehrte, zum Begriff bes Zeugen gehöre die Leiftung bes Beugen- 
eides, unbeeidigt Vernommene jeien nur Außfunftöperfonen, nie Zeugen (4. B. 
Hanno. Prot. 2145; 2164 unten; 5697; Endemann, Deutiches Eiv.Prz.R., $ 190 
sub III; Kommentar, 1. ©. 202 R. 5); während es doch feftiteht, daß es Lange 
Zeugen dab, ehe noch ein Zeugeneid — und daß Zeugen, welche in Folge 
Verzichts der Parteien auf die Beeidigund unbeeidigt vernommen werben (c. 39 X. 
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h. t.), deswegen nicht aufhören Zeugen zu fein (vgl. Gefterding, IL. 422; IV. 2 
©.114; Hannod. Prot., 2150; daher testi injurato non creditur); — ober wenn 
man aus den Worten der 1. 9 $ 1 C. h. t.: ut unius testimonium nemo jadicum 
facile patiatur admitti, und wieber: ut unius omnino testis responsio non audiatur 
die Yolgerung zog: unus testis, nullus testis; vox unius, vox nullius, während 
freilich die gemeine Meinung dem entgegenhielt: unus testis proficit, non sufficit; 
und Manche unter Umftänden fogar einen einzigen Zeugen als vollbeweifend be— 
trachteten (vgl. über den testis unicus und bie testes singulares: Geſterding, I. 
©. 177, ©. 180; II. 421 ff.). — Derjenige Begrifföbeftandtheil aber, welcher der 
Sit der meiften Kontroverfen im Gemeinen Prozeß geweſen ift, war das Unbetheir 
ligtfein des Zeugen am Prozeß. In Wahrheit lediglich ein Moment der Glaub» 
würdigkeit de8 Zeugen, warb e& auf Grund ber 1. 10 D. h. t. u. ber 1. 10 C. eod. 
zu einem Begriffserforbernig gemacht, Hinfichtlich defſen Bedeutung jedoch eine Eini- 
gung nie erzielt werben fonnte. Während die Einen (3. B. Wetzell, $ 23 sub 
1. 2) Jeden für unfähig hielten, der ein unmittelbares oder mittelbare Intereſſe 
am Ausgang des Prozefieg habe, wollten Andere (vgl. Renaud, $ 110. N. 34 
und 35) Iebiglih ein unmittelbares Intereſſe als Ausſchließungsgrund gelten 
lafien. Wann das Intereſſe ein unmittelbares, warn ein mittelbares fei, war eben 
fo beftritten, als die Frage, ob es ein pefuniäres fein mäfje, oder auch ein anber« 
weites genüige. Berzweifelnd an der Durchführbarkeit des MRequifits befeitigten es 
re vera ſchon bie Alten durch die Statuirung der Ausnahme: ubi veritas aliter 
haberi non potest (Hannov. Prot., 2160; Renaud, $ 110 N. 86). Bayer 
endlich, welcher in $ 246 sub II. 1 richtig jedes Interefſe des Zeugen ala bloßen 
Verdachtsgrund erflärt, Tonzedirt der Gemeinen Meinung in $ 247 doch dies, daß 
der Richter einem folchen Zeugen „gar feinen Glauben beimefien darf“. 

U. Die Rüdlehr zum Syſtem ber freien richterlichen Beweiswurdigung in den 
neuen Prozeßgeſetzen und -Geſetzentwürfen mußte vor Allem auch auf den Begriff 
des Zeugen teinigend einwirken. "Dies Spftem, gejehliche Regeln über die Zuläffig- 
keit wie über bie Beweiskraft der Beweismittel gleichmäßig verbannend (mit Unrecht 
fuchte man erftere von ihm gerade bei Erörterung des Zeugenbegriffes zu emanzi« 
piren: Hannod. Prot., 2155, 2168), mußte zur Ausſtoßung all’ defien aus dem 
Zeugenbegriff führen, was nicht die Eigenfchaft des Zeugen auf die freie richterliche 
Ueberzeugung einzuwirken, alterixt. 

1) Nicht in den Begriff des Zeugen gehört nach den neueren Rechten das im 
Uebrigen feftgehaltene Requifit der Beeidigung (ſ. unten sub V.). Es enthält Lediglich 
„eine formell e Garantie für die Glaubwürdigkeit ber Zeugenausſagen“, welche 
man in Abweichung vom Prinzip ber freien richterlichen Beweißwärbigung den Bar- 
teien zu ſchulden glaubte (Mot. 3. Deutfchen Entw. 88 345—349, ©. 495). 
Daher denn nicht nur die Parteien jederzeit auf die Beeidigung des Zeugen ver- 
zichten können (Deutiche CPO. $ 356 Abf. 2; Defterr. Entw. $ 385), fonbern wo 
höhere Intereſſen es gebieten, das Geſetz felbft dem Richter Die unbeeidigte Verneh⸗ 
mung vorſchreibt (Deutfche CPO. $ 358; Defterr. Entw. $ 885), ohne daB in 
beiden Fällen der Bernommene deswegen aufhörte Zeuge zu fein. 

2) Nicht einmal als Garantie der Glaubwürdigkeit feftgehalten ift in ben 
neueren Geſetzen das, im Gemeinen Prozeß auf das Kanoniſche Recht umd von 
dieſem auf die Bibel geftüßte, Erforderniß ber übereinftimmenden Ausfage von min 
deſtens zwei Zeugen. Der Möglichkeit, daß der Richter auch durch die Ausſage nur 
eines Zeugen überzeugt werben könnte, ift freies Feld gelafien und damit der oben 
ſchon berührten gemeinrechtlichen Streitfrage, unter welchen Umftänden die Ausfage 
eines einzigen Zeugen Beweis erbringen könne, der Boden entzogen. 

3) Wohl wurde noch im Schoße der Hannoverichen Kommilfion darüber ge 
ftritten, ob das eigene Intereffe an der Sache den Begriff des Zeugen ausſchließe, 
ober nur feine Glaubwürdigleit angehe (Prot., S. 2155). Allein die letztere An- 
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ficht fiegte (Prot., ©. 2201; Entw. 89 328, 342 Abſ. 2) und ift ſeitdem micht 
wieber aufgegeben worden. Ihre volle Konfequenz (vgl. Hannov. Prot., ©. 2156) 
Hat das Defterr. Recht gezogen, indem e& in bem Gejeh vom 27. April 1873 über 
das Bagatellverfagren 88 58 ff. und im Entwurf einer CPO. von 1876 85 411ff. 
bie Vernehmung der Parteien ſelbſt ald Zeugen ſtatuirt. Außerordentlich nahe ift 
diefer Konſequenz die Deutfche CPO. in $ 579 Hinfichtlich der Vernehmung der 
Partei in Ehefachen gelommen (vgl. insbeſondere Abf. 3 des $ 579 und die Dot. 
au $ 556 des Entw., ©. 543), während die Vernefmung der Partei nach $ 132 
der Deutfchen CPO. jchon de nöthigen Zwanges entbehrt, um ala Zeugenverneh- 
mung au erfcheinen. Jedes weitere Antereffe aber am Ausgang des Rechtsſtreites, 
ala das der Partei felbft (und fonftiger als Partei zu betrachtender Perfonen, wie 
Streitgenofjen, Hauptintervenienten, gejeglicher Vertreter: Gaupp, II. S. 247 oben) 
it für den Begriff bes Zeugniffes auch nach der Deutfchen EPO. irrelevant: arg. 
g 358 3. 4 ee. aber auch Heusler, Arch. f. d. civil. Prax. LXU. ©. 278, 
N. 14). Nur die Funktion ald Richter in einer Streitfache iſt mit der Funktion 
als Zeuge in ber nämlichen Sache unvereinbar nach $ 41 3. 5 der Deutichen CPO. 

4) Schon aus dem Weſen des Beweiſes und Beweismittel® (judici fit pro- 
batio) ergiebt fi) aber, wie Eingangs angedeutet, das Erforderniß einer ge— 
richtlichen Außfage für den Begriff des Beweiszeugen; jo jehr daß, wie oben 
gezeigt, beim Fehlen dieſer Form daB Zeugniß fofort zum Inhalt eines anderen 
Beweismittels wird. — Und fo wäre der Begriff bes Beweiszeugen nach ber Deut⸗ 
ſchen CPO. ber einer dritten, d. h. am anhängigen Prozeß weder ala Partei noch . 
als Richter betheiligten, Perfon, welche über eine von ihr wahrgenommene That« 
ſache gerichtlich ausſagt. 

II. Mit dem Syſtem der freien richterlichen Beweiswürdigung mußten auch 
die an dad Gemeine oder Franzöfifche Recht angelehnten Eintheilungen der Partiku— 
larprozeßgeſetze in unfähige, verdächtige und Maffiiche Zeugen, reip. in Zeugen, die 
von Amtswegen, Zeugen, die auf Antrag des Gegnerd zu verwerjen find, und un= 
verwerfliche Zeugen, an Werth verlieren. Verſchwunden find fie aber auch in ben 
neueften Rechten nicht. Daß Perjonen, welchen die Begriffserforberniffe eines Zeugen 
fehlen, „nicht die Fähigkeit zum Leugniffe Haben und ein Antrag auf Bernehmung 
derartiger Perfonen zuriczumeifen ift“, halten die Motive zur Deutjchen CPO. ad 
85 384, 885, Entw., ©. 493 für jelbftverftändlich, während es der Defterr. Entw. 
8 368 2. 8, wie ſchon der Hannov. Entw. $ 328 3. 1 und ber Norbd. Entw. 
$ 498 3. 1 und 2, ausdrüdlich anspricht. Aber außer diefen „natürlich unfähi« 
gen“ ift auch bie Kategorie der „juriftiich unfähigen“ den neueften Gejeen nicht 
unbelannt, indem fie jelbft Perfonen, welche begrifflich Zeugen fein Tönnten, vom 
Zeugniß überhaupt oder über einzelne Thatſachen unter gewiffen Vorausſetzungen, 
die freie richterliche Beweiswürdigung aus Gründen des öffentlichen Intereſſe be 
ſchränkend (Hannov. Prot., ©. 2280), ausſchließen. Es gehört Hierher das Verbot 
ber Bernehmung öffentlicher Beamter über Gegenſtände ihres Amtsgeheimniffes ohne 
Genehmigung der vorgejeten Dienjtbehörbe nach $ 341 der Deutſchen CPO., $ 368 
3. 2 des Defterr. Entw. (vgl. Hannov. Prot., &. 5666); und dad Verbot der Ver⸗ 
nehmung von Beamten, und anderen Perjonen und von Geiftlichen über ſolche 
Thatfachen, über welche auszufagen fie unter allen Umftänden nicht berechtigt, wenn 
vielleicht auch troß ihres Verweigerungsrechtes Willens find, nah $ 348 Abi. 3 
der Deutfchen EPBO. (vgl. Hinfichtlich der Geiftlichen $ 368 3. 1 des Defterr. 
Entw.; 8 328 3. 2 des Hannov. Entw. und dazu die Prot., ©. 2147). — Alles 
Andere aber ift der Frage nach ber Beweisfraft und Glaubwürdigkeit des Zeugen, 
und damit dem freien Ermefjen des Richters überlaffen. Die Geſetze ftellen weder 
ſelbſt Verdachtsgründe auf, noch beſchränken fie ben Richter auf die Beachtung der 
von den Parteien geltend gemachten, noch beeinfluffen fie jeine Würdigung ber 
irgendwie Tonftatirten. Die Deutihe CPO. $ 360 und der Oeſterr. Entw. $ 388 
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bejchränfen fich fogar darauf, die Stellung von Generalfragen über ſolche Umſtände, 
welche die Glaubwürdigkeit des Zeugen in der vorliegenden Sache betreffen, gänz 
lich dem Ermefjen des Gerichts anheimzugeben, während ſolche interrogatoria gene- 
ralia, wie nad) Gemeinem Recht die Parteien, fo fpäter Die Geſetze und Entwürfe 
(ef. die in den Motiven zu 88 845—849 der Deutichen CPO. ©. 495 citirten) 
dem Richter aufnöthigten. Die Würdigung ber fides testiam aber unterliegt dann 
volltommen unbefchräntt dem Grundſatze des $ 259 der Deutfchen EPO. ($ 297 
des Defterr. Entw.), wobei den Richter’die Refultate der gemeinrechtlichen Theorie, 
die Anmweifung, die Glaubwürdigkeit eine® Zeugen zu prüfen nach feiner Perjönlich- 
keit, jeinem Verhältniß zur Sache, feinem Verhältniß zu dem Parteien und nad} der 
Art feiner Ausſage (Gefterding, IV. 2 ©. 85; Langenbed, ©. 486); ſowie 
die Eremplifilation der einzelnen Verdachtögründe (3. B. Wetzell, $ 28 nad R. 
32) als „goldene Erfahrungsſätze“ Leiten werben. 

IV. Den Gegenftand des 3. kann an fich Alles bilden, was Gegenftand 
des Beweiſes überhaupt ſein kann. Alfo: äußere Thatfachen nicht blos, ſondern 
auch innere, wie Gefühle und Empfindungen, Zwede und Motive (Gefterding, 
I. ©. 163); negative Thatfachen ferner, wie pofitive, während man einft unter ber 
Motivirung non entia non cadunt in sensus corporeos bie verneinenben Zeugen 
verwerfen zu müffen glaubte; weiter eigene wie fremde Handlungen (Langenbed, 
©. 448); endlich nicht nur die unmittelbar relevanten ftreitigen Thatjachen, jondern 
auch Indizien. Letzteres verfannte das Gemeine Recht (und verfennt noch Fit⸗ 
ting, $ 45 in.), wenn e8 da® Zeugniß vom Hörenfagen, testimonium de andita, 
als gänzlich beweisuntauglich Hinftellte, und höchiteng eine Ausnahme zuließ in an- 
tiquis: beim Beweis einer Gewohnheit, eines unvordenklichen Befiges u. |. w. Das 
t. de auditu beweift das Hören und foll nur dies beweilen; biermit aber Tann 
unter Umftänden ein wichtiges Indiz für das eigentliche Beweisthema erbracht fein 
(Zangenbed, ©. 445, 487; Heußler, I. c. ©. 254, 274 ff). 

Eine konjequente Durchführung des Prinzips der freien richterlichen Beweis- 
mwürdigung verbietet die Beſchränkung dieſes 3.themas, wie fie bekanntlich das 
Franzoͤſiſche Necht, folgend Italiſchen Statuten (Mittermaier, ©. 88), aufgeftellt 
- Bat. 3. ift nach art. 1841 des Code civil außgefchloffen in Prozefſen, deren Streit- 
gegenftand ben Werth von 150 Francs überfteigt; ferner gegen den Inhalt voll- 
beweijender Urkunden und über Verabredungen, welche bei oder vor ber Errichtung 
folcher Urkunden ftattgefunden haben follen. Die art. 1847 und 1348 ſtatuiren 
einige Ausnahmen. Nachdem man einft auch in Frankreich — fo ezählt Boi- 
tard, $ 469 p. 429, die Geſchichte diefer Normen — wie überall, wo dad Recht 
noch in der Wiege Liegt, der Anſicht geweſen war: Te&moignages de vive voix de 
passent lettres, jei man jpäter durch Erfahrung Klug geworden und zu ber ume 
gekehrten Maxime gelangt: Lettres passent t6moins. Diefer veränderten Anfchauung - 
babe zuerſt bie Ordonnance de Moulins von 1566 Ausdruck gegeben (diefelbe, welde 
anfänglich in Frankreich felbft mit Murten aufgenommen, jpäter von Boncenne 
als le triomphe de la civilisation sar la barbarie bezeichnet wurde) ; die Orbonnanz 
von 1667 Habe Hierauf die Strenge der neuen Marime durch einige Ausnahmen 
gemilbert; und Regel und Außnahmen feien dann in die oben citirten Wrtifel des 
Code civil übergegangen. Noch die Hannoverihe Kommiffton wollte, unter Hinweis 
auf die günftigen Erfahrungen, welche man mit diejer Beſchränkung des 3. in 
Frankreich, Holland, Belgien, Genf, Italien, Griechenland und England (Protokolle, 
©. 2251, 2290, aber auch 2298), bejonder® aber in den Deutfchen Rheinpropinzen 
gemacht habe, die Statuirung ähnlicher Beichränkungen der Landesgeſetzgebung über 
laſſen, ausgehend davon, daß fie mehr civilrechtlicher ala progefiualer Natur jeien 
($ 310 des Entw.; vgl. Prot., 2152 ff.; 2227; 22512800; 5707; 5988). 
„Der Zug ber Zeit" — behauptete man dabei — „gehe auf eine Beſchränkung des 
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3." (©. 2158). Gleichwol hat die Deutſche EPO. jo wenig, als der Defterr. 
Entw. von dem Grundjaß ber freien Beweiswürbigung eine Ausnahme zu machen 
fi veranlaßt gefehen, $ 14 3. 3 de EG. zur Deutfchen CPO. vielmehr die be= 
ftehenben landesgeſetzlichen Ausnahmen ausbrüdlich aufgehoben. Den inneren 
Grund der Franzöfiichen Einrichtung, die größere Verläffigfeit des Urkundenbeweiſes, 
tonnte man dabei um fo weniger ignoriren, als nicht nur dag Römische Recht die 
testium facilitas hervorhebt (1. 18 C. h. t, auf welche man ſich auch für die Be- 
ſchränkung des 3. beruft: Mittermaier ©. 97), fondern auch Deutſche Rechte- 
ſprüchwörter wie „Briefe find beffer denn Zeugen“ (Eifenhart, Sprüchw., 536) 
ihn anerfennen und ſchon der alte Hommel äußerte: Omnes fere testes mentiun- 
tur. Mllein man fonnte fi) der Hoffnung hingeben, in der Unmittelbarleit der 
Zeugenvernehmung vor dem erfennenden Richter und in der freien vichterlichen Ber 
weißwürbigung aureichende Korrektive gegenüber ber natürlichen Unzuverläffigfeit des 
3. zu befifen (Hannov. Prot., 2275; Mot. zu $ 245 des Entw., ©. 472). Dazu 
kam die tieigewurzelte Abneigung des Deutfchen Rechtsgefühls gegen die Beichrän- 
tung bes 3., wie fie fich neuerdings wieder in dem Votum des fünften Deutfchen 
Zuriftentages ausgeſprochen Hatte (vgl. auch Hannov. Prot., 2284). Entſcheidend 
aber mußte gegen jenen inneren Grund, wie noch mehr gegen ben äußeren ber Ber- 
einfachung des Progefleg, der übrigens durch die Erfahrungen in Frankreich jelbft 
widerlegt ift, ins Gewicht jallen die Erwägung, daß man dem Richter fein Mittel 
zur Erſorſchung der Wahrheit entziehen dürfe (Hannov. Prot., 2280, 2284; Mot. 
zum Entw. 1. c.; neben ben bier in Bezug genommenen Pland und Hin— 
ſchius dürfte nod Mittermaier, S. 97—104, genannt werden, der bereits 1822 
die Gründe überzeugend ausgeführt hat, die man jeßt noch gegen bie Beſchränkung 
des 3. zu verwerthen pflegt). 

V. Die Beitimmungen des Gemeinen Prozeſſes über dag Berjahren beim 
3. waren von einem tiefen Mißtrauen gegen die Zeugen jelbft und gegen die Par- 
teien erfüllt. „Bald fürchten fie Kollufion, bald Subornation, bald Suggeftion” 
(Sönner, S. 538). Schon Gefterding (I. 215 ff.) verlangte, daß der Schleier 
des Geheimnifies, mit welchem man in Folge deffen den 3. umhüllte, weggezogen 
und Alles vielmehr darauf berechnet werbe, „baß die Wahrheit rein und volljtändig 
an den Richter gelange.“ Die einzelnen Forderungen, welche er in biefer Richtung 
für das Verfahren beim 3. aufftellte, find nunmehr vollftändig erfüllt. 

1) Die artitulirte Form der Z.antretung (und damit auch des Zeugen- 
verhörs) ift aufgegeben. Im Gemeinen Prozeß wurde das Beweisthema in kurze 
Säfte in Frageform zergliedert, welche fich einft an die Pofitionen anfchloffen, aber 
auch nach deren Abſchaffung noch geftattet blieben (J.R.A. 88 34, 87, 41, 49, 
52). Zu den einzelnen Ärtikeln wurden in der Beweißantretung die benannten 
Zeugen durch Zahlen birigirt: denominatio testium cum directorio. Probat hatte 
dann das Recht, weitere fchriftliche ragen behufs Vorlegung an den Zeugen, inter- 
rogatoria specialia — ein Surrogat für die verfagte Gegenwart bei der Verneh⸗ 
mung — einzureichen. Artifel und Frageſtücke aber bildeten feiner Zeit den Gegen- 
fand der Vernehmung. Im Anfchluß ſchon an die Allgem. Preuß. Gerichtsordnung 
1. 10 8 169 und an die neueren Deutfchen Entwürfe hat $ 328 der Deutichen EBD. 
und 8 867 des Defterr. Entw. Artikel und Frageſtücke befeitigt. Die Z.antretung 
geichieht einfach durch Benennung ber Zeugen und Bezeichnung ber durch Zeugen 
zu beweifenden Ihatjachen in den vorbereitenden Schriftjähen, oder doch auf alle 
Bälle in der mündlichen Verhandlung (88 121 3. 5, 255 ber Deutfchen CPO.). 
Auf eine beftimmte Zahl von Zeugen ift Probant babei nicht beichräntt; die be= 
nannten mäffen vernommen werben, fofern der Richter nicht feine Ueberzeugung fich 
bereitö gebildet hat und foweit nicht $ 839 eingreift; vor Mißbrauch jchüßt bie 
Vorſchrift des $ 87 über die Erftattung der Prozeßkoſten (Mot. ad 88 328—351 des 
Deutſch. Entiw., ©. 491; vgl. Hannov. Prot., 2249 und die hier in Bezug genommenen 
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Fr Beitimmungen des Franzöfiichen, Preußifchen und Braunfchweigifchen 
echts). 

2) Die Siſtirung der in der Beweisantretung benannten Zeugen geſchah im 
älteren Römiſchen Recht ſtets durch den Beweisführer unmittelbar. Der regel⸗ 
mäßige modus sistendi Heutzutage iſt die Ladung, welche nach Franzöſiſchem 
Recht! auf Betrieb der Parteien (art. 259, 260 Code proced.) , nad Gemeinem 
Recht auf Betreiben des Gerichts erfolgt. Abweichend im Beweisverfahren über- 
haupt von dem fonft aboptirten Grundſatz des Prozeßbetriebs durch die Parteien 
hat die Deutfche EPO. 8 342 wie der Defterr. Entw. 8 370 (ander der Hannov. 
Entw. $ 330) gleich dem Gemeinen Recht die Ladung der Zeugen zur Offizialfache 
gemacht. "Dagegen entfernen ſich beide vom Gemeinen Prozeß durch die Vorfchrift, 
daß die Ladung auch die Bezeichnung der Thatfachen zu enthalten habe, über welche 
die Vernehmung erfolgen foll. Dem Zeugen fol Hierdurch Gelegenheit gegeben wer- 
den, fich auf das Verhör vorzubereiten und die fraglichen Thatſachen ſich ins Ge— 
dächtniß zurüdzurufen, um die Bereitelung der Beweisaufnahmetermine möglichſt zu 
verhüten (Mot. ad $ 331 des Deutſch. Entw. S. 492, vgl. Hannov. Prot. ©. 2271). 

3) Der rite ergangenen Ladung hat der Geladene Folge zu leiften kraft ber 
ftaatzbürgerlichen Zeugenpflicht, welche Juftinian (1. 16 pr. [restit.]; 1. 19 C. 
h. t.) aufgeftellt, da® Kanoniſche Recht (t. X. de test. cogendis 2, 21) wiederholt 
eingejchärft, neuere Geſetze und Entwürfe aber als felbftverftändlich übergangen haben 
(Dot. zu 88 334, 835 des Deutih. Entw., ©. 498). Sie bringt für den Geladenen bie 
doppelte Verpflichtung mit fich, vor Gericht zu erjcheinen und dort in ber vor« 
geichriebenen Form (in&befondere „cum sacramenti praestatione“, 1. 16 pr. C. cit.) 
auszufagen ($ 342 3. 3 der Deutichen CPO., $ 370 Abſ. 2 des Defterr. Entw.). 
Bon beiden Verpflichtungen entbindet nach der Deutſchen EPO. 8 351 Abj. 1, 
Defterr. Entw. $ 381 Abf. 1 das Recht zur Beugnißverweigerung, während das— 
ſelbe nach Gemeinem Recht (und ebenfo noch nach dem Hannov. Entw. 8 334, vgl. 
Prot., ©. 2188, 5687 und dagegen die Motive zur Deutichen CPO., ©. 494) 
lediglich vom testimonium dicere, aber nicht vom Erſcheinen befreite. Die Fälle 
des Zeugnißverweigerungszwanges find gewachjen, je mehr die yälle der „juriftifchen 
Unfähigkeit” zum Zeugniß fich minderten, ftatt der früheren bevormundenden An- 
weiſung an den Richter, jolche Perfonen nicht zuzulaffen, hat man fich damit be— 
gnügt, ihre berechtigten Interefien an ber Nichtvernehmung durch das Recht der 
Entſchlagung zu fihern. Als folche berechtigte Intereſſen aber find anerkannt: die 
Aufrechthaltung des Familienfriedens zwifchen nahen Verwandten in $ 348 3. 13 
(ogl. $ 349 3. 1 und 2) der Deutichen EPO. und $ 379 3. 1 (und 2) des 
Oeſterr. Entw.; die berufsmäßig obliegende Pflicht zur Verſchwiegenheit in $ 348 
3. 4 und 5 ber Deutfchen PO. und $ 379 3.-8 des Deflerr. Ent. ; endlich bie 
Möglichkeit einer hervorragend nachtheiligen Rückwirkung des Zeugnifles auf die 
Berhältniffe des Zeugen ſelbſt oder feiner nächften Angehörigen in $ 849 3. 1-83 
der Deutfhen CPO. und 8 379 3. 2 des Oeſterr. Entw. Einige Ausnahmen von 
dieſen Zeugnißverweigerungsbefugniffen enthalten im Anfchluß ans Gemeine Recht 
& 350 der Deutſchen EPO.; $ 880 des Defterr. Entw. (vgl. Hannov. Prot., & 
2189 ff.). Wenn dagegen dad Römifche Recht Befreiung von der Beugenaußfage 
auch eintreten ließ in Anfehung folcher Perfonen, die wegen gar zu weiter Entfer- 
nung, Alter, Krankheit oder Geſchäfte Halber nicht ohne Härte würden gezwungen 
werden können, vor Gericht zu erfcheinen (Langenbed, ©. 512), jo greifen ba= 
gegen in folchen Fällen nach heutigem echt entweber die Grundſätze über Requifi« 
tion ein, ober höchſtens eine Befreiung von ber Pflicht zum Erſcheinen aber nicht 
zur Ausſage: c. 8 X. h. t.; $ 340 3. 3 der Deutſchen EPD.; 8 369 3. 4 
und Abſ. 2 des Oeſterr. Ent. Andere hierher gehörige Fälle, wo — Gericht dem 
Zeugen nachzugehen Hat, ſtatuirt (nachdem die Beſtimmung der nov. 128 c. 7 
antiquirt ift) $ 340 3. 1 und bf. 2, $ 347 der Deuticen EPO.; $ 369 3. 1 


Beugenbeweis. 1389 


und Abſ. 2 des Defterr. Entw. Im engſten Zufammenhang mit den Borfchriften 
über bie Zeugnißverweigerung fteht die Norm des $ 358 3. 3 der Deutjchen CPO., 
wonach das Gericht gewiſſe Zeugnißverweigerungaberechtigte, falls fie von dieſem 
Rechte feinen Gebrauch machen, zur Verhütung eines möglichen Meineides unbeeidigt 
vernehmen muß, ein Reft der alten Benormundung, welchen ber Oeſterr. Entw. 
$ 386 Abf. 5 vermieden hat. Die Verlegung der Zeugnißpflicht aber ohne be— 
gründende Berufung auf eine der gejehlich ftatuirten Ausnahmen ruft den Zeug« 
nißzwang wach, hierüber ſ. diefen Art. Hier fei nur noch erwähnt, daß ber 
Zeuge, welcher, wenn anders der Zeugnißzwang berechtigt fein foll, mit feiner Aus— 
fage nicht blog den Privaten, fondern auch dem Staate dient, ebendeswegen dem 
Staate gegenüber das Recht auf Vergütung für Zeitverfäumniß und Baaraud« 
lagen hat (1. 16 8 10. h. t.: sine damno et impendio; Mot. zu $ 838 des Deutich. 
Gntw. ©. 492). Diefer Anipruch ift daher aus der Gerichtslaffe zu decken und gehören 
die gezahlten Gebühren und Auslagen zu den Gerichtauslagen ($ 366 der Deut- 
chen CPO.; 8 79 3. 4 des RGer. KoſtenGeſ.), deren Höhe fich nach der Reichsgebühren⸗ 
ordnung für Zeugen und Sachverftändige vom 30. Juni 1878 bemißt, hinſichtlich 
deren aber das Gericht Hinmwiederum der Partei gegenüber fich dadurch fichern darf, 
daß es die Ladung von Grlegung eines Vorſchuſſes abhängig macht ($ 344 der 
Deutfchen CPO.). 

4) Was nun die Z. aufnahme jelbft amlangt, fo ift a) für ein Prozeßſyſtem, 
welches den Grundfaß ber freien richterlichen Beweiswürdigung auch rüdfichtlich des 
3. ftreng durchführen will, die Unmittelbarfeit der Z.aufnahme vor dem erfennenden 
Gericht als Regel unumgänglich. Denn die ganze Art und Weife, wie ber Zeuge 
feine Ausfage macht, ift für die Glaubwürdigkeit derfelben meift entjcheidender, als 
der Inhalt der Ausſage und die perfönlichen Verhältniffe des Zeugen (Mitter- 
maier, &©.199; Gefterding, IV.95; Hannov. Prot., ©.2161, 2219, 2238 ff., 
5668 ff.). Das erkannte ſchon das Römiſche Recht: Alia est auctoritas praesen- 
tium testium, alia testimoniorum quae recitari solent, reffribirt Hadrian im ber 
1384 (ct. 8 8) D. h.t. Dem Gemeinen Prozeß mit feiner gejehlichen Beweis— 
theorie ging dies Prinzip verloren. Bei den Untergerichten zwar pflegte der Richter 
das Zeugenverhör felbſt vorzunehmen „weil er ſich die Sportuln nicht gern ent« 
sieben läßt“; bei den Obergerichten aber und den höchſten Gerichten im Reich 
pflegte man die Zeugen durch commissarii vernehmen zu laſſen (Seyjart, Deut: 
cher Reichsprozeß, I. c. 13, $ 14). Aber jelbft in Frankreich werben die Zeugen, 
abgejehen von jummarifchen und Handelsſachen, nicht in der Aubienz des Progeß- 
gerichts, ſondern durch einen juge-commissaire verhört, und erſt wenn es zur Prü- 
fung des 3. kommt, gelangt derfelbe durch die betreibende Partei an das tribunal. 
Die Ordonnanz von 1667 Hatte dies Syſtem der enqußtes secrätes geſchaffen, 
das decret du 7 fructidor an III baffelbe befeitigt, der Code de proc. civ. 
art. 255 (cf. art. 407 u. 482) es wieder eingeführt (ſ. die vernichtende Kritik bei 
Boitard, $ 498 p. 454 suiv.). Dagegen hat die Deutfche CPO., folgend den 
neueren Deutfchen Entwürfen, die Unmittelbarkeit der Z.aufnahme „als eine Kon— 
ſequenz des Grundfaßes der Unmittelbarkeit der Verhandlung und der freien Be— 
weiswürdigung“ (Mot. zu $ 811 d. Entw., ©. 489; cf. zu $ 330, ©. 491) in 
ihrem $ 820 als ein Prinzip ftatuirt, von dem fie nur in dem dringendſten Fällen 
nach $ 340 Abweichungen, nämlich die Z.aufnahme durch einen beauftragten oder 
erfuchten Richter, geftattet. Der Oeſterr. Entw. entipricht in den 88 816, 369, 
fowol was die Regel ala was die Ausnahmen angeht, dem Deutichen Geſetze. — 
Mit dem Prinzip der Unmittelbarfeit ift nach $ 196 der Deutfchen CPO. zugleich 
als regelmäßiger Ort der Z.aufnahme das Amtslofal des Prozeßgerichts gegeben, 
foweit nicht der eben citirte Paragraph felbft, reſp. die SS 340 und 347 Auß- 
nahmen mit ſich bringen. — Die größte Schwierigkeit aber für die Durchführung 
des Prinzips bot bie Nothwendigkeit einer Protofollirung ber Ausſagen einerſeits 
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und der Grundſatz der Mündlichkeit andererſeits (Hannov. Prot., 2203 ff. 2215 ff.). 
Die 88 146 3. 3, 147 der Deutichen EPO. haben diefe Schwierigkeit im Anſchluß 
an den Hannov. Entw. $ 845 dadurch möglichſt zu verringern verfucht, daß fie bei 
inappellablen Sachen die Protofollirung der Außfagen für ganz überflüffig erflären, 
fonft aber, richtig verftanden, dieſelben nicht wörtlich, fondern nur ihrem Haupt⸗ 
inhalte nach firirt wiffen wollen. b) Die Ausbildung des geheimen Verfahrens im 
Allgemeinen, Mißverftändniß der 1. 14 C. h. t., der „vanus metus subornationis“, 
und „die jonderbare Analogie des Beichtvaters, der mit dem Beichtkind allein fei“, 
im Beſonderen brachten es mit fich, daß ber Gemeine Prozeß, im Gegenſatz zum 
Römischen und Altdeutichen Recht (Mittermaier, ©. 69 ff.; Gefterding, I. 
©. 211 ff.), den Parteien die Gegenwart bei der Zeugenvernehmung felbft wehrte, 
und ihnen nur geftattete, der Beeidigung der Zeugen beizumohnen,; das Beugen- 
verhör war „heimlich“, die Parteien wurden geladen nur ad videndum et audien- 
dum jurare testes. Dem entgegen ift, wie es ſchon Mittermaier, ©. 202 fi. 
warm befürwortete, im Interefje der Wahrheit von allen neueren Gejegen und Ent- 
würfen den Parteien geftattet, nicht nur dem Verhör der Zeugen beizumohnen (vgl. 
die zahlreichen Nachweiſe aus Deutjchen Partikulargeſetzen beiKenaud, 2150.17, und 
außerdem Codeproc. art. 261, 262, 269; Preuß. Entw. 8409; Hannov. Entw.$ 288; 
Nordd. Entw. 8 478; Deutihe EPO. $ 322; Defterr. Entw. $ 321), fondern 
auch entweder durch den Richter (Code proc. art. 273; Hannov. Entw. $ 344; 
vgl. Prot. S. 2234) oder mit Erlaubniß des Nichter® unmittelbar (Preuß. 
Entw. $ 473; Norbd. Entw. $ 528; Deutſche EPOD. $ 362; Oeſterr. Entw. 
$ 389) an den Zeugen Fragen zu richten, um Unklarheiten oder verkehrte Auffaf- 
fungen in feinen Außfagen zu bejeitigen, oder Widerfprüche und Unwahrfcheinlichkeiten 
in denſelben aufzubeden. c) Die Vernehmung jelbft, welche das Altrömiſche (Mit- 
termaier, ©. 70 N. 2; Gefterding, I. ©. 211) mie heute noch das Gnglifche 
und Nordamerilanifche Verfahren in die Hände der Parteien Legt (ſog. Kreugverhör), 
geichieht im Gemeinen und heutigen Deutjchen Prozeß durch den Richter. Freilich 
im Gem. Prz. lediglich al Mund der Parteien, indem er die Zeugen „uff 
alle Artitul und interrogatoria der Ordnung nach abhört“ (J. R. A. 8 52; 1. 
aber au Mittermaier, ©. 183), nach neuerem Prz.R. aber durchaus jelbit- 
ftändig kraft des richterlichen Progeleitunggamtes. — Die Zeugenausfagen erfolgen 
unter Gib; vgl. über defjen Inhalt und Form fowie über die Frage, ob promifio- 
rifcher oder affertorifcher Eid? d. Art. Beweißverjahren Bd. I. ©. 382 
und Eidesformel Bd. I. ©. 618. — Jeder Zeuge ward von jeher (Mitter- 
maier, ©. 74) und wird (Code proc. art. 262; Deutjche EBD. $ 359 und 
Motive zu 88 345849, ©. 495; Defterreichifcher Entw. $ 887) „einzeln und 
in Abweſenheit der fpäter abzuhörenden Zeugen” vernommen. Und zwar beginnt 
bie Vernehmung mit den ragen über die perfönlichen Verhältniſſe des Zeugen be— 
hufs Gewinnung eines allgemeinen perjönlichen Eindruds: $ 360 der Deutfchen 
CPO.; 8 388 de Defterr. Entw.; ragen, die übrigens auch ſchon vor der Be 
eidigung geftellt werben können, um Zweifel über Identität oder Eidesfähigkeit zu 
befeitigen (Preuß. Entw. $ 470; Hannov. Entw. $ 840 und dazu Prot. S. 2199, 
5698; Norbd. Entw. $ 520; Oeſterr. Entw. $ 386 Ab. 3; Mot. zum Deutfchen 
Entw. 8 844, ©. 494). Zur Sache ſelbſt hat Zeuge jeit Abfchaffung der 
Artikel und Frageſtücke (ſ, oben sub 1) feine Wiſſenſchaft zunächft im Zufammen- 
bang zu deponiven (Deutiche CPO. $ 361 Abf. 1; Oefterr. Entw. $ 388 Abi. 2); 
und zwar rein mündlich, auch ohne Benütung etwa eines jchriftlichen Entwurfes 
(Code proc. art. 271; Mot. zur Deutfchen GPO. ©. 495), foweit nicht bie 
Beitimmung des 8 188 des Deutichen GBG. über die „Verhandlung mit tauben 
oder ſtummen Perjonen“ eine Ausnahme mit fi) bringt. Zur Aufklaͤrung und zur 
DVervollftändigung der Ausſage jowie zur Erforſchung des Grundes der Wiſſenſchaft 
des Zeugen („der Seele des Zeugniffes”) können dann Richter und, wie oben er— 
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wähnt, Parteien weitere Fragen an den Zeugen richten: $ 861 Abſ. 2 der Deut⸗ 
ſchen CPO.; 8 388 Abſ. 3 des Oefterr. Entw. d) Im Gemeinen Prozeß jand 
das Beugenverhör feinen formellen Abſchluß in der Anfertigung und Publikation des 
Zeugenrotulus. Diefer Zeugenrotulus war eine fehriftliche Zufammenftellung aller 
Zeugenaudfagen nach der Reihenfolge der Artikel zur Bequemlichkeit des Richters 
(IRA. 8 52): Er wurde verfiegelt und in einem eigenen Termine publizirt, 

wonach — Beweis über dieſelben oder gerade entgegengeſetzte Artikel ausgeſchlofſen 
war und das Difputirverfahren begann. Bis zu dieſem Moment pflegte Probat 
fich feine Einreden gegen die Zeugen vorzubehalten (Mittermaier, ©. 192 ff.), 
um nicht durch frühere Vorbringung berjelben auf Grund der 1. 17 C. h.t. des 
Rechtes verloren zu gehen, die Zeugen feines Gegners zur — ſeines direkten 
ober indirekten Gegenbeweiſes zu benützen GGeſterding, IV.2 ©.105). Der Ro⸗ 
tulus, von der gemeinrechtlichen Doktrin heftig bekämpft (j. Mittermaier, ©. 
207 und bie von ihm in N. 64 Citt.) und von vielen Partikulargeſetzen ausdrück- 
lich abgeichafft (Renaud 8 215 N. 26), hat in einem vom Grundſah der Münd- 
lichkeit beherrfchten Verfahren von vornherein keine Stätte mehr. An bie Beendi- 
gung bes Beugenverhörs jchließt fich daher unmittelbar die Yortjegung der DBer- 
handlung nad $ 258 der CPO.; $ 292 des Defterr. Entw. an, fofern nicht 
Widerjprüche in den Ausſagen verfchiedener Zeugen erſt noch eine Konfrontation 
berjelben nach $ 359 Abi. 2 ber Deutichen ChO.; $ 387 Abf. 3 des Defterr. 
Entw. nothwendig erjcheinen laffen, eine Maßnahme, welche dem Gemeinen Recht 
bei der Bernehmung auf Grund fchriftlicher Artikel unbelannt fein mußte (Hannov. 
Prot., 6.2208; Mot. zu $ 346 des Deutjchen Entw., ©. 495). e) Endlich ge 
ftattet der $ 368 der Deutſchen CPO. dem Richter die wiederholte Vernehmung 
eined Zeugen nach feinem Ermefien, ohne mit dem Preuß. Entw. $ 476; Hannov. 
Entw. 8 347; Rordd. Entw. $ 851; Oefterr. Entw. $ 390 ihn mit diefer Maß⸗ 
regel auf beſtimmt ſpezialifirte Fälle zu beſchränken. 
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Beugenbeweiß im Strafprozeß. I. Zeugniß ift die gerichtliche, münd- 
tige Ausſage einer vom Bejchuldigten verjchiedenen Perjon über finnliche Wahr- 
nehmungen, welche fie felbft, und zwar nicht in der Eigenfchaft ala eigens berufener 
Sachverftändiger, in Bezug auf für einen Sträfprogeß unmittelbar oder mittelbar 
erhebliche Thatfachen gemacht hat. Weber das Verhältniß der Zeugen zu den Sad- 
derftändigen und zu fjachverftändigen Zeugen vgl. d. Art. Sachverſtändige. 
Auszufcheiden vom 3. find fog. Gerichtözeugen, d. 5. Urkundsperſonen, welche zur 
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Erhöhung der Beglaubigung richterlicher Verhandlungen beigezogen werben. Die 
Deutſche StrafPO. läßt ſolche überhaupt nicht mehr zu, während die Defter. 
StrafPD., den meiften der früheren Deutfchen StrafPO. folgend, deren Beiziehung 
teils vorfchreibt (bei Einnahme des Augenfcheines, bei Hausdurchſuchungen), theils 
geftattet (bei der Vernehmung des Beichuldigten, „wenn der Unterfuhungsrichter es 
fr nöthig erachtet oder der Beichuldigte es verlangt“). Außgejchkofen vom 3. im 
oben bezeichneten Sinne find jerner — weil nicht unmittelbar bei Gericht abgelegt — 
fchriftliche Beglaubigungen oder Beftätigungen (jog. Zeugniffe) von Privatperfonen, 
aber auch amtliche in jchriftlicher Form abgegebene Beftätigungen über Wahrnehmungen, 
die eine Behörde als folche gemacht Hat. Natürlich folgt aus der Ausfchließung vom 
Begriff des 3. nicht, daß folche ſchriftliche Zeugniffe nicht zur Beſcheinigung 
im Strafprozeß verwendet werben; felbft im eigentlichen Beweisverfahren können fie 
ala urkundliche Beweiſe benupt werben. In diefem Sinne geftattet $ 255 der 
Deutfchen StrafPO. die Berlefung der „ein Zeugniß ... enthaltenden Erklärungen 
Öffentlicher Behörden” „mit Ausſchluß von Leumundszeugniffen” in der Hauptver- 
handlung. Die Oefterr. StrafPO. berüdfichtigt ſolche „Urkunden, welche für bie 
Sache von Bedeutung find“ im $ 252 Ießter Abſatz. Amtliche Zeugnifje biejer 
Art werden dann von Wichtigkeit, wenn es fich um eine Erflärung handelt, welche 
nur auf Grund längere Zeit fortgefeßter Beobachtung oder einer Nachforſchung in 
den Akten abgegeben werden Tann (3. B. Beitätigungen über das Nichtvorfommen 
von Strafanzeigen gegen eine beftimmte Perfon, über die Anhängigleit und Nicht 
anhängigfeit von Prozeſſen u. dgl.). Ihnen reihen fih an amtliche gleichzeitige 
Aufzeichnungen über Vorgänge, welche fich vor einer öffentlichen Behörde zugetragen 
haben, und welche wegen ber für fie fprechenden Vermuthung größerer Genauigfeit 
und verläßlicher Feſtſtellung aller Details vor mündlichen Beugniffen der anmwejenden 
Perſonen auch für den Strafprogeß den Vorzug verdienen; das wichtigite Beiſpiel 
geben Protokolle über Eidegleiftungen und Zeugenausfagen, welche bei Strafprozeffen 
über Meineid und falſches Zeugniß der Verhandlung zu Grunde zu legen find. 
Darüber, ob daneben noch eine perfönliche Vernehmung fich als nothwendig 
erweift, lafjen fich Grundfäge nicht aufftellen. Dasjenige, was nur auf Grumb der 
Alten und amtlicher Aufzeichnungen verläßlich bezeugt werden fann, wird bem 
ſchriftlichen Zeugniß vorzubehalten fein, ſonſt aber die mündliche Zeugenausſage 
höheren Werth haben. Letztere wird übrigens, wo über die Ladung von Zeugen 
lediglich der Wille des Prozeßbetheiligten entfcheidet, ohnehin nicht ausgeſchlofſen 
werben Tönnen. Gerade in jolchen Fällen wird aber auch der Gegenjah zwiſchen 
fegriftlichen Beurkundungen von amtlichem Charakter und dem 3. durch die Ausſage 
der Perjonen, wären fie auch die Urheber jener Beurkundung, hervortreten: die 
fraglichen Amtsperjonen ftehen, foweit nicht der Schub des Amtsgeheimniſſes in 
Betracht kommt, ganz allen anderen Zeugen gleich. (Ueber Erleichterungen be 
züglich = Vernehmung und Hinfichtlich der Beeibigung in geringfügigen Sachen 
ſ. unten. 

Gegenftand des 3. ift die eigene finnliche Wahrnehmung des Zeugen, nicht 
die Meinung, die er fich über die Wahrheit oder Beichaffenheit einer Thatſache 
durch Schlußfolgerungen gebildet Hat oder bildet. Allerdings aber kann die Sache 
fo Liegen, daß von der Wiedergabe jeiner perjünlichen Eindrüde eine Schlußfolgerung 
auf die Eriftenz oder Nichteriftenz einer Thatfache oder auf beftimmte Merkmale und 
Eigenschaften des Vorfalles möglich ift. Die Beichaffenheit des menjchlichen Ger 
dächtnifſes bringt es auch mit fich, daß oft nach einiger Zeit auch von dem Er⸗ 
lebten und ſinnlich Wahrgenommenen nur ein „Einbrud“ übrig bleibt, der trotzdem 
bei forgfältiger Erwägung der Verhältniffe einen brauchbaren Anhaltspunkt für die 
Bildung der richterlichen Weberzeugung bietet, namentlich bezüglich der Nicht- 
eriftenz einer Thatfache. Der Zeuge ift daher berechtigt und verpflichtet, auch 
folche „Eindrüde“ wiederzugeben, felbftverftändlich indem er fie als ſolche ausdrücklich 
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bezeichnet. Auch Wahrnehmungen folder Art, über welche e& wünjchenswerth und 
nothwendig ift, einen Befund von Sachverftändigen zu erlangen, find Gegenftand 
des 3. Das Gewicht, welches ber Ausſage ded Zeugen, bie oft durch nichts an⸗ 
deres zu erjegen ift, beigelegt werden muß, hängt dann von ber im Beweißverfahren 
Teftauftellenden Fähigkeit defſelben, Thatfachen diefer Art zu beobachten und das Be— 
obachtete zu jchildern, ab; der fachverftändige Zeuge hat darum doch nicht die 
Stellung des Sachverſtändigen, die Zuläffigkeit und Pflichtmäßigkeit feiner Aus- 
ſage illuftrirt aber am beften den Umfang des Gegenftandes des 3. in dieſer Hinficht: 
Soweit das Wahrgenommene ohne Heranziehung der Beurtheilung nicht mitgetheilt 
werben kann (3. B. bei der Frage nach der Identität), iſt auch die letztere Gegen- 
fand der Zengenaugfage. — Auch bezüglich des nach Englifchem Recht ftreng auß- 
geichloffenen Zeugnifieg vom Hörenfagen (hearsay evidence) hat man fich nur vor 
ber Verwechslung zwifchen Bezeugung de Gehörten und bei Hörens zu 
hüten; letztere ift nicht nur zuläffig, fondern oft ganz unentbehrlich, zumal im 
Borberfahten; bei ber eigentlichen Beweißaufnahme wird es dann darauf ankommen, 
ob es möglich ift, da® mittelbare Zeugniß durch ein unmittelbare zu erfeken, und 
wo dies nicht möglich ift, den Werth des erfteren jorgfältig zu prüfen. 

Der 3. beruht durchaus auf der gerichtlichen Ausfage unter ber den Zeugen 
treffenden ftrafgerichtliden Verantwortung; eben darum erſchöpft er die 
Formen nicht, unter welchen Menſchen der Entdeckung und Feſtftellung der Wahrheit 
im Straſprozeß dienftbar gemacht werden können. Es kann daher eine Perſon auch 
ald Beweisgegenftand im Strafprogeß benußt werben; ber Umftand, daß jaft 
immer mit diefer Benugung die Vernehmung ala Zeuge verbunden wird, und daß 
dadurch die Möglichkeit zur Anwendung der Beitimmungen über Zeugnißzwang einer 
ſeits, BZeugengebühren anbererfeits auf folche Fälle geboten ift, ändert daran nichts, 
daß jene etwas vom 3. ganz Verfchiedenes if. (So würde 3. B. Derjenige, ber 
fich Fünftlich ſcheinbare Spuren von Verletzungen beibringt, um eine an ihm verübte 
ftrafbare Handlung glaubhaft zu machen, nicht wegen faljchen Zeugnifles geitraft 
werben fönnen.) Ebenſo wie eine vom Beichuldigten verfchiedene Perſon Gegenftand 
einer Befihtigung fein fann, Tann fie auch als Gegenftand von Erperimenten, 
von welchen man fich eine Aufklärung verfpricht, behandelt werben, wie 3. B. zu 
dem Verſuch, ob ihr beftimmte Kleider pafien, ob fie durch eine beftimmte Oeffnung 
hindurch gelafgen Tann, ob fie von einem. Hunde erfannt wird u. dgl. Weiter 
gehend jchließen fich Hieran jene bebenklichen Verſuche, welche mit der Vernehmung 
von Perſonen gemacht werben, welche fich in einem abnormen, jede Verantwortung 
ausfchließenden Zuftande befinden (Wahnfinnige, Taube, Schlafwanbelnde, an— 
geblich im magnetiſchen Schlaf Befindliche u. dat.). Das Gleiche gilt von Kindern, 
die noch jo jung find, daß bei ihmen irgend ein Gefühl moralifcher Verantwort⸗ 
lichkeit für ihre Ausfagen nicht vorausgeſetzt werden kann. In welchem Umfange 
und unter welchen Vorfichtsmaßregeln ſolche Experimente vor Gericht benußt werden 
fönnen, ift hier nicht zu erörtern; bier genügt es, zu betonen, daß bie für ben 3. 
geltenden Regeln auf diejelben nicht angewendet werden fünnen, alſo namentlich nicht 
das Recht der Parteien, ſolche „Zeugen“ zu laden und deren Vernehmung kraft 
ihres Rechtes auf Zeugenladung zu begehren. 

II. Unter den Perfonen, deren Prozeßſtellung verhindert, baß ihre 
Ausfagen als 3. dienen, fteht obenan der Bejchuldigte. Diefe Ausſchließung 
vom Begriff des Zeugnifles kann nicht mit dem Sa begründet werben, daß niemand 
verpflichtet ift, gegen fich felbft auszuſagen, einerfeits weil fie auch dort feftgehalten 
wurde, wo das Gegentheil ber gebachten Regel galt, anbererfeits weil mit letzterer 
nicht gerechtfertigt werden fünnte, daß der Beichuldigte nicht zu feinen eigenen 
Gunften Zeugniß joll ablegen dürfen. Vielmehr ift e8 gerade der bereits auf dem 
Beſchuldigten Taftende Verdacht und feine hierdurch hervorgerufene höchſt bedrohte 
Stellung, welche ſeinen Ausſagen gegenüber einen ſo hohen Grad von > 
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erregen, daß es nicht nur im höchſten Grade unbillig wäre, ihn zu einer Zeugen- 
ausſage zu verhalten, fondern ganz unlogiſch, ihn zu eimer ſolchen, die doch nur, 
fomweit fie ihm ungünftig wäre, an fich beweiskräftig, unter biefer Vorausfegung aber 
als Geftändniß zu behandeln wäre, zugulaffen. (Dies fpricht insbefondere gegen 
den in neuefter Zeit in England gemachten Vorſchlag, dem Angeklagten zu geftatten, 
fi als Entlaftungszeuge vernehmen zu laſſen; vgl. d. Art. Hauptverband: 
lung Bd. II. ©. 282, 283). In Wahrheit entſcheidet hier die Unvereinbarkeit der 
Prozepftellung des Beſchuldigten mit der eines Zeugen, und dieſer Geſichtspunkt ift 
auch maßgebend für die Löſung der ehr bedeutenden Schwierigkeiten, welche fich bei 
der Durchführung des im Allgemeinen ala richtig anerlannten Sabes ergeben. Diele 
Schwierigkeiten zeigen fich zunächft in jenem Vorgange, welcher im Gemeinen Deutfchen 
Inquifitionsprozeß ala Vernehmung inter reum et testem bezeichnet wurde. Ohne 
hier auf den mit der Gefchichte der Gliederung des Strajprogefle auf das engfte zu- 
jammenhängenden Einfluß des Reates, auf die Behandlung des Verdächtigen in den 
verſchiedenen Stadien des Progefjes einzugehen, ift Hervorzuheben, daß der Vorgang 
bald erlaubt und zweckmäßig, bald ein ganz abufiver fein kann. Sobald fich gegen 
eine beftimmte Perfon erheblicher Verdacht einer ftrafbaren Handlung ergeben hat, 
darf fie in feinem Fall mehr ald Zeuge behandelt werden, weder indem man iht 
geradezu bie Pflichten eines Zeugen vorhält, noch indem man fie im Zweifel darüber 
läßt, in welcher Eigenjchaft fie vernommen werde. Andererfeits ift es beim redlichiten 
Willen nicht zu vermeiden, daß jehr Häufig bei den erften Nachforſchungen unter 
den Perfonen, von welchen über das Verbrechen Aufichluß erwartet wird, auch der- 
jenige vernommen wird, wiber welchen ſich ſpäter der Verdacht und jelbft die An- 
Klage wegen dieſes Verbrechens erhebt. Die beiden Vorgänge, moralijch joweit von 
einander verjchieden, gehen in ihrer prozeſſualen Geftaltung Leicht ineinander über, 
und es giebt in der That nur eim ficheres und gerechtes Mittel, wenigſtens gröb- 
lichen Mißbrauch fern zu halten, daß Dasjenige, was der fpätere Angeflagte über 
die den Gegenftand diefer Anklage bildende That bei einer Zeugenvernehmung ober 
bei einem Verhör, welches ihm als folche ericheinen konnte, ausgeſagt hat, ala Be 
weismittel gegen ihm nicht benußt werden darf. Wird daran feſtgehalten, daß die 
Ausfage jedenfalls nicht unter den Begriff des 3. fallen kann, fo erledigen fih 
auch die fehr erheblichen, hier nicht zu erörternden Schwierigkeiten bezüglich ber 
ſtrafrechtlichen Beurtheilung falſcher Ausſagen der Beichulbigten verhältnigmäßig 
leicht. — Biel größer und bedenklicher find die Schwierigkeiten, welche bei einer 
Mehrheit von Beſchuldigten oder Verdächtigen fich ergeben Tönnen. 
& können bier nämlich die verſchiedenſten Verhältniſſe eintreten: 

1) Es kann der Verdacht über zwei Perſonen fo ſchweben, daß es als gewiß 
gilt, eine von beiden ſei der Verbrecher. In der Regel wird hier lediglich die 
Prozeßſtellung, welche vor der Hauptverhandlung regulirt ſein muß, entſcheiden; 
auf Grund der Ergebniſſe des Vorverfahrens wird die eine der beiden Perſonen an⸗ 
geflagt, die andere außer Verfolgung gefebt fein; bie letztere wird vielleicht ein be— 
denflicher,, verbächtiger Zeuge fein, aber fie muß, wenn fie vernommen werben fol, 
ala Zeuge behandelt werben. (Nur im Falle der Wiederaufnahme wäre e8 denkbar, 
daß gleichzeitig die wieberaufgenommene Verhandlung gegen die eine, und die Haupt- 
verhandlung über die Anklage gegen die andere Perjon vorgenommen würde.) 

2) Es kann die Anklage gegen Mehrere ald gemeinjchaftlich an derfelben ftraj- 
baren Handlung Betheiligte (Mitthäter, Iheilnehmer, Begünftiger, Hehler) erhoben 
fein und gegen alle gleichzeitig verhandelt werden. In diefem alle mag materiell 
ein Mitangeflagter gegen oder für den andern ausſagen, aber prozeffualifch ift keiner 
ala Zeuge zu behandeln; insbeſondere fteht daher die dag Fragerecht gegenüber dem 
Angeklagten auf die Perfon des Vorſitzenden einſchränkende Beftimmung des $ 289 
der Deutfchen StrafPD. einer Befragung eines Mitangellagten durch einen anderen 
entgegen. Der Benußung einer von dem Mitbefchuldigten als folchem in der Vor⸗ 
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unterfuchung abgelegten Ausſage fteht der Umftand nicht entgegen, daß dieſer als 
Zeuge nach $ 59 der Deutfchen StrafPO. von der Zeugnißpflicht befreit und hier⸗ 
über zu belehren gewejen wäre. (Dagegen ift in Bezug auf Zuläffigfeit der Ver⸗ 
fefung von Ausfagen in der Hauptverhandlung der Mitbefchuldigte im $ 250 ber 
Deutichen StrafBO. dem Zeugen gleichgeftellt.) ; 

3) Die Anklage wider mehrere an derſelben ftrafbaren Handlung Betheiligte 
oder dieſer Beteiligung Beichuldigte ift oft nicht Gegenftand derfelben Hauptver⸗ 
Handlung, da die Verhandlung gegen einen derſelben mitunter erft zu einer Zeit 
dorgenommen wird, wo die anderen bereits außer Verfolgung geſetzt ober verurtheilt 
find. Es kann im Allgemeinen nicht? dagegen eingewenbet werben, daß letztere bei 
dieſer Hauptverhandlung vernommen werden; und e& kann dieg nur in Geltalt der 
Bernehmung ala Zeugen geichehen. Beftünde darüber fein Zweifel, jo müßte er vor 
den Gejebesbeftimmungen verſchwinden, welche die Außfchliegung folcder Zeugen vom 
Eide und Überhaupt ihre Behandlung ala verbächtige Zeugen betreffen (ſ. darüber unten). 

4) Bei gleichzeitiger Verhandlung über mehrere ftrafbare Handlungen Tann eine 
Berjon bei der einen mitbetheiligt fein, während fie über die andere lediglich als 
Zeuge auszuſagen hätte. Dies kann aber nichts daran ändern, daß wenn die ver- 
ſchiedenen ftrafbaren Handlungen den Gegenftand einer Hauptverhandlung bilden, 
in biefer auch alle wegen einer derjelben Angeflagten nur die Stellung von Mit- 
angeflagten einnehmen, als Zeugen aljo nicht behandelt werben können. Ergeben 
fih daraus Nachtheile, jo muß eben rechtzeitig auf die Sonberung der bezüglichen 
Straffachen Bedacht genommen werden. — 

Auch abgeſehen von der Stellung des Beichuldigten, läßt fich der civil- 
prozeffuale Grundfag, daß Niemand Zeuge in eigener Sache fein könne, ein 
Grunbjaß, welcher in neuerer Zeit namentlich in England aufgegeben ift, auf den 
Strafprogeß nicht einfach Übertragen. Das Haupthinderniß liegt in dem Gegenſatz 
zwiſchen der theoretischen und ber praktifchen Stellung des Beſchädigten. Der 
Theorie nad) berührt die ftrafbare Handlung als ſolche nur den Staat und bie öffent- 
liche Rechtsorbnung, das Intereſſe des von derfelben Betroffenen geht unter in dem 
allgemeinen Intereſſe an ihrer Beftrafung; der Beichädigte hat in der Sache nicht 
mehr als ein Anderer zu jagen. In Wahrheit wird aber der Beichädigte auf dieſe 
Theorien nicht eingehen; er wird immer dag Gefühl haben, daß ihn die Sache 
näher angehe, und jehr häufig wird, auch da, wo der Adhäfionsprozeß außgeichloffen 
ift, ihm ein wichtiges Intereffe mit der Verhandlung der Strafjache verknüpfen. 
Tragen nun auch die modernen Gefehgebungen diefem praftiichen Bedürfniß Rechnung 
(ogl. d. Art. Privatanklage), jo kann dies doch nicht (oder nur ganz aus— 
nahmaweife) dahin führen, daB man dag ausſchließliche oder auch nur überwiegende 
Intereffe des Beſchädigten anerkennt, daß man ihn ala dominus litis betrachtet. 
Damit ift e8 auch theoretifch gerechtfertigt, dak man die Ausſage des Beſchädigten, 
deſſen Zeugniß in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle ganz unentbehrlich ift, 
nit aus dem Bereich des 3. ausjchließt. Iſt das im Allgemeinen richtig, fo 
können und follen weitere Modififationen in der Progeßftellung darauf feinen Einfluß 
üben. In ben meiften fällen ift der Anzeiger (Denunziant) der wahre Anreger 
bes Prozeffes, recht eigentlich der promotor inquisitionis. Das Franzdf. Recht 
kennt eine Spezialausfchließung der bezahlten Anzeiger (denonciateurs, dont la denon- 
eiation est r6compensde p6cuniairement par la loi, art. 322.n. 6 des Code d’In- 
struction). Nach ber Deutſchen StraBD. nimmt der Anzeiger infofern auch eine 
progeffuale Stellung ein, als dieſe nicht blos Jedermann geftattet, bei ber Staats⸗ 
anwaltfchaft den Antrag auf Erhebung der Öffentlichen Klage anzubringen, jondern 
die Staatsanwaltſchaft auch verpflichtet, den Antragiteller umter Angabe der Gründe 
zu befcheiden, wenn dem Antrag feine Folge gegeben wird ($ 169). Noch meiter 
gehen die Rechte des „Antragſtellers“, welcher „zugleich der Verletzte“ ift, da dieſer 
bewirken kann, daß der Staatsanwaltſchaft vom Gericht die Erhebung ber ffent- 
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lichen Klage aufgetragen wird ($ 170), in Wahrheit alfo dieſe erhebt. Trotzdem 
wird er in feiner Weiſe ala Prozekpartei behandelt, eine Ausfchliekung vom 2. 
kommt daher gar nicht in Frage. Nach Oeſterr. Recht fommt dem Anzeiger als 
ſolchem eine Progeftellung nicht zu; dagegen kann allerdings der durch die ftrafbare 
Handlung Verletzte unter Umftänden als Subfidiarankläger allein dem Beichuldigten 
gegenüber ftehen, wenngleich die Staatsanwaltfchaft in jedem Stadium des Ver— 
ſahrens die Strafverfolgung wieder jelbft in die Hand nehmen kann. Schon dadurch 
ift es gerechtfertigt, daß nach $ 172 der Defterr. StrafPO. auch auf ihn „alle 
über die Zeugenvernefmung ertheilten Vorfchriften Anwendung finden“, eine An= 
ordnung, aus welcher auch beutlich hervorgeht, daß bei einer Kollifion der aus der 
Stellung als Zeuge zu ziehenden Folgerungen mit ben Prozefrechten des Subfidiar- 
anklägers (oder Privatanflägers) die Iegteren weichen müflen, was übrigens in $ 241 
ber Oefterr. StrafPO. bezüglich der Entfernung der Zeugen aus dem Sitzungsſaal 
ausdrüdlich ausgeſprochen ift. (Nach Franzöſ. Recht ift ber Beichädigte, defien Klage 
den Strafprogeß in Bewegung geſetzt hat, le plaignant, vom 3. nicht ausgeichloffen ; 
ſchließt ex ſich aber mit feiner Eivilflage dem Strafverfahren an, fo wendet man 
auf ihn, als partie civile, den Satz: nullus idoneus testis in re sus intelligitur 
an: allein die Anwendbarkeit des anerkannten Prinzips unterliegt erheblichen Aus- 
nahmen. Des considerations ont fait souvent hesiter, et la jurisprudence pro— 
sente de notables variations, jagt Morin (Repertoire sub verbo: Temoins n. 17. 
Bol. die Zufammenftellung von Entfcheidungen bei Helie, Pratique, I. n. 714). — 
Auch der Antragsberechtigte hat nach Deutſchem Recht nicht die Stellung des 
Träger der Anklage, obgleich er in gemifjen Fällen diefelbe rüdgängig machen 
kann; feine erwähnte Eigenfchaft Hat alfo auf die Zeugenftellung feinen Einfluß. 
Dagegen wurbe die im Gntw. der Deutichen StrafPD. ($ 348) enthaltene Be— 
ſtimmung: „Das Gericht ift befugt, den Privatkläger als Zeugen, nach Befinden 
jelbft eidlich, zu vernehmen. Jedoch darf der Privatkläger, auch wenn er als Zeuge 
zu vernehmen ift, der ganzen Verhandlung beimohnen.” — bei der Berathung in 
der Reichstagskommiſſion geftrichen. Die gegen die Beftimmung vorgebrachten Gründe 
bezogen fich überwiegend auf die eidliche Vernehmung, was darüber hinausgeht, 
fallt unter den allerdings ſtets umwiderleglichen Grund: „fteht mit der Deutfchen 
Auffaffung in direktem Widerfpruch“. Der durch die Ablehnung des $ 348 ber- 
dorgerufene Antrag auf Zulafjung eines Parteieneides ward mit vollem Recht ab» 
gelehnt (Prot., ©. 661, 666). Als das Ergebniß bezeichnet v. Schwarze (Er⸗ 
drterungen, ©. 61): „Bei Injurien, welche ohne Zeugen begangen werden, ift daher 
thatjächlich der Beweis gegen den Leugnenden Bejchuldigten ausgeichlofien“, ſofern 
nicht, — muß man Hinzufügen — der Richter’ dem freien Vortrag des Privatklägers 
auch ohne irgend ein anderes Beweismittel Glauben’jchentt. Was vom Privatfläger 
gilt, müßte man eigentlich nach $ 437 der Deutichen StrafPO. auch vom Nebenlläger 
gelten lafjen, da es bort heißt: „Der Nebenfläger hat nach erfolgtem Anjchluß die 
Rechte des Privatklägers“. Allein auf die bereits vor dem Anſchluß erfolgte Ber« 
nehmung als Zeuge könnte das Verhältniß keinesfalls zurückwirken, und jo wäre Die 
Handhabe geboten, praftiich die Inkompatibilität in bedenklichſter Weiſe zu umgehen, 
und dazu würde, mit Rüdficht auf den Zweck der Gewährung der Stellung ala 
Nebenkläger, das Bedürfniß des Lebens drängen: der Verletzte müßte entweder auf 
die Forderung der Geldbuße ober auf dag für deren Zuerfennung oft unentbehrliche 
Beweismittel, fein eigenes Zeugniß, verzichten. Aehnlich verhielte es fih in den 
Fällen, wo Jemand durch feinen Antrag auf gerichtliche Entfcheidung allein die . 
Erhebung der öffentlichen lage herbeigeführt hat: entweder die Prozeßitellung, die 
ihm das Geſetz fichern wollte, oder dag für die Aufllärung der Sache beiden Par- 
teien unentbehrliche Zeugniß ginge verloren. In einem Erkenntniß der vereinigten 
Senate des Reichägerichts vom 25. Oft. 1880 (Annalen II. ©. 535 ff.) ift daher 
unter Hervorhebung dieſer Mißftände außgeiprochen worden, daß die Vernehmung des 


Beugenbeweis. 1397 


Nebenklägers als Zeuge nicht gegen Normen des Verfahrens verſtoße; das Er- 
Tenntniß kann ſich allerdings nur auf die oben angeführte Gefahr der Umgehung 
und darauf ftügen, daß bie Unvereinbarfeit nicht ausdrücklich ausgeſprochen jei, 
daß nichts vorliegt, was beweift, fie ſei beabfichtigt worden, und daß fie nicht noth- 
wendig aus ber Progehftellung folge. Was das Defterr. Recht betrifft, jo umiakt 
die oben angeführte Beftimmung des $ 172 auch den Privatankläger. — Eine 
Progeßftellung, mit welcher die eines Zeugen nicht vereinbar ift, ift ferner bie des 
Richters. Nah Engl. Recht zwar wird es nicht als unzuläffig angefehen, daß 
Richter ſowol wie Geſchworene ala Zeugen in der Sache vernommen werben, über 
die fie zu entfcheiden haben (Best, Law of Evidence, $$ 187, 188, fehr entſchieden 
Dagegen unter Berufung auf neuere Prari® Greenleaf, 12. Ausg. 1866, $ 364). 
Letzteres erklärt fi) aus dem Biftoriichen Zufammenhange zwifchen der Jury und 
dem Zeugenbemweife, ſowie aus der Beforgniß, daß fonft der Gefchinorene auf 
Grund feiner außergerichtlichen Wahrnehmungen urtheilen und felbft feine Mit- 
geihtworenen dazu beftimmen könnte. Bezüglich der Richter oder vielmehr bes in 
der Regel allein die Schwurgerichtsverhandlung leitenden Richters ift der Vorgang fo 
bedenklich, daß es ſchwer ift, an mehr als bie theoretifche Zuläffigleit des Vorganges 
zu glauben. Allerdings wird darauf Hingewiefen, daß der Richter in der Kenntniß 
entjcheidender Thatumftände fein könnte, und daß in England die Parteien gar kein 
Recht Haben, auf die Ausſchließung oder Ablehnung des Richters Hinzumirken. Die 
fontinentale Geſetzgebung ſucht die Abhülfe eben auf dem hierdurch angebeuteten 
Wege. Nah der Defterr. Stra PO. ift derjenige vom Richteramt ausgeſchloſſen, 
welcher „außerhalb feiner Dienftverrichtungen Zeuge der in Trage ftehenden Handlung 
geweſen ift oder in der Sache als Zeuge (oder Sachverftändiger) vernommen worden 
ift“ (8 68 3. 1). Nah $ 22 3. 5 der Deutſchen StrafPO. ift von der Aus— 
Übung des Richteramtes audgefchloffen, wer „in der Sache ala Zeuge vernommen 
iſt“; und was dom Richter angeorbnet ift, gilt auch für Geſchworene und Schöffen. 
Ganz vermieden find Schwierigkeiten durch diefe Anordnungen nicht. Daß nicht 
die unbebingte Berechtigung, Zeugen zur Hauptverhandlung zu laden, wie fie bie 
Deutſche StrafPO. den Parteien gewährt, dazu benußt werben dürfe, nach Belieben 
Perſonen von ber Richter- und Geſchworenenbank zu entfernen, wird man als eben 
jo unbeftreitbar anjehen müffen (vgl. auch Motive zum Entw., &. 25), als daß 
andererfeitö Perjonen, deren Vernehmung ala Zeugen fich ala nothwendig ober billig 
darftellt, zur Thätigkeit ala Geſchworene oder Richter in der Sache nicht heran= 
gezogen werben follen. Auch über die jehr ftriften Vorjchriften, durch welche will 
Türliche Aenderung der Belegung der Richter- und Geſchworenenbank verhindert 
werden foll, wird man hinauskommen. Allein für den immerhin möglichen all, 
daß erft in der Hauptverhandlung der Anlaß zur Vernehmung fich herausſtellt, iſt 
& ſchwer beftimmte Regeln aufzuftellen, wenn nicht Ergänzungsrichter und Ergänzungs- 
geſchworene zu Gebote ftehen, und nur zu wählen ift zwiſchen dem Verzicht auf bie 
Bernehmung und dem Abbruch der Hauptverhandlung; zwijchen beiden Uebeln muß 
nah Anhörung der Parteien das Gericht in billiger Würdigung aller Verhältniſſe 
wählen; im Zweifel ift aber für die Abbrechung zu entfcheiden, weil doch font, 
troß der unterlafjenen Vernehmung des Richters ala Zeuge, auch die Unbeiangenheit 
der Enticheidvung Bedenken unterliegen mag. — Die Mitglieder der Staats- 
anwaliſchaft find durch feine Beſtimmung unferer Gelege von der Ver— 
nebmung als Zeugen in einer Sache, in welcher fie amtlich einfchreiten, aus⸗ 
geſchloſſen. Nach Deutſchem Recht fehlt es andererjeit? an Beftimmungen über 
Ausfchliegung der Staatsanwälte von diefer ihrer Funktion; es wird jeboch in den 
Motiven zum GVG. darauf hingewieſen, „die Organifation der Staatsanwaltichaft 
geftatte, daß in den Fällen, wo die Erfegung eines ftaatsanwaltjchaftlichen Beamten 
durch einen anderen geboten oder wunſchenswerth erſcheine“, fie in formlofer Weiſe 
herbeigeführt werde. Nach 8 75 der Defterr. StrafPO. find die Mitglieder ber 
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Staatsanwaltjchaft ausgefchloffen, wenn fie in der Sache ald Zeugen vernommen 
werden. Tritt alfo eine Kollifion ein, fo zieht die Unentbehrlichleit des Zeugen 
deffen Ausichließung auch von der Fortſetzung der Thätigkeit als Staatsanwalt nad 
fih. Was endlich den Vertheidiger betrifft, fo ift auch Hier die Bereinigung 
feineg Amtes mit der Stellung eine® Zeugen ſchwer benkbar. Im Vorverfahren, 
wo jebt dem Vertheidiger die Akten nicht mehr unbedingt verjchloffen find, kann es 
wichtig fein, daß der Zeuge von deren Inhalt nichts erfahre. In der Hauptver- 
handlung fünnen auf ben Vertheidiger die Beitimmungen über die Fernhaltung noch - 
nicht vernommener Zeugen nicht angewendet werden, und umgefehrt kann er während 
feiner Vernehmung ala Zeuge feine Pflichten ala Vertheidiger nicht erfüllen und es 
hat daher der Franzöfifche Kaffationshof (H6lie, Theorie, VIII. 501) zum minbeften 
für unerläßlich erflärt, daß der nothwendige Vertheidiger während feiner Abhörung 
ala Zeuge in feiner Funktion als Verteidiger durch einen Anderen vertreten werde; 
noch jchwerer kann er nach feiner Vernehmung, zumal wenn er etiwa genöthigt war, 
zum Nachtheil des Angellagten auszufagen, deſſen Intereſſen noch weiter wahr- 
nehmen. Die Deutiche StrafPO. enthält indeß Feine Beitimmung über die Un- 
vereinbarfeit der beiden Stellungen. Die Beftimmung des $ 52 3.2 der Deutfchen 
StrafpO. auf die fpäter zurückzukommen ift, enticheidet die Frage weder in dem 
einen noch im anderen Sinne, fie beweift nicht die Unvereinbarfeit der beiden 
Stellungen (worauf die Worte Keller's zu deuten fcheinen : „auch derjenige, welcher 
durch einen Anderen erſetzt werden kann“), da fie nur für Ausfagen über einzelne 
Gegenftände ertheilt ift; fie beweift aber auch nicht ohne Weiteres das Gegentbeil, 
‚da e8 dort nicht darauf ankommt, daß Jemand jetzt in dieſer Sache als Verteidiger 
fungirt, fondern daß er das, worüber er ausſagen foll, ala Bertheibiger di eſes 
Beſchuldigten erfahren Hat. — Die Defterr. StrafPO. ($ 40) fchließt den Zeugen 
von der Bertheidigung (nicht den DVertheidiger vom Zeugniß) auß. Um den Ber 
ſchuldigten vor Beirrung in feiner freien Wahl möglichit zu ſchützen, unterjcheidet 
fie zwiſchen Vorverfahren und Hauptverhandlung; bezüglich des erſteren ftellt fie es 
dem Grmefjen der Rathskammer anheim, ob in bemfelben ein Vertheidiger zugelaffen 
werden folle, der al® Zeuge ‚vernommen wurde oder zur Hauptverhandlung vor 
gelaben werben joll. Umgekehrt jchließt von ber Vertheidigung in ber Hauptver- 
handlung der Umftand nicht aus, daß der dazu Beftimmte im Vorverſahren ald 
Zeuge vernommen wurde: ausbrüdtich ausgeſchloſſen find nur „Diejenigen, welche 
als Zeugen zu berfelben vorgeladen wurden“. Da nad Defterr. Recht über die 
Borladung nie blos das Ermefjen der Partei entfcheidet, jo fehlt e& dem Angeklagten 
nicht an Mitteln, geltend zu machen, daß ihm durch die beabfichtigte Zeugenlabung 
ohne Noth der erwünſchte DVertheibiger entzogen werde. Auch Hier ift aber bie 
Frage nicht gelöft, was angeficht® der erft in der Hauptverhandlung berbortretenden 
Nothwendigkeit der Vernehmung des Vertheidigers geſchehen folle; nur das ſteht jeft, 
daß die Nothwendigkeit des Zeugniffes den Ausſchlag jelhft gegenüber dem gerecht- 
fertigten Wunfche, den Bertheidiger beizubehalten, giebt. Der Bertheidiger ift nicht 
vom Zeugniß außgefchloffen, nur der vorgelabene Zeuge von der Vertheibigung. 
Unzweifelhaft drüdt fi) darin der Wunfch des Geſetzes aus, die Kollifion, fo viel wie 
möglich, zu vermeiden. Allein daraus folgt nicht, daß die Ausſchließung des Ber- 
theidiger? auch dann eintreten müſſe, wenn fich die Nothwendigkeit der Bernehmung 
erit in der Hauptverhandlung heraugftellt. Das Gericht wird die Umftände des 
Falles und billig auch die Wünjche des Angellagten berüdfichtigen und davon es 
abhängig machen, ob die Verhandlung mit demjelben Bertheidiger oder unter Zur 
ziehung eines anderen Vertheidigers fortzufegen oder, wo dies nicht möglich, abzu⸗ 
brechen und zu erneuern ſei. 
IH. Unzuläſſige und verdächtige Zeugen. Gieht man von denjenigen 
ab, deren Progeßftellung mit der eines Zeugen in berjelben Straffache unvereinbar 
ift, To hat man noch die mannigjachiten Berhältniffe zu berädfichtigen, welde 
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geeignet ſcheinen, die Ausſage einer beſtimmten Perſon als Zeuge unzuläffig ober 
doch bedenklich zu machen. Die überzeugende Kraft des 3. beruht auf der Voraus— 
fegung, daß der Zeuge fähig war, richtige Wahrnehmungen zu machen und daß er 
den Willen und bie Fähigkeit beſitzt, über diejelben getreue, richtige und keinem 
Mikverftändnig ausgeſetzte Mittheilungen zu machen. So mannigjaltig find dieſe 
Bedingungen, fo leicht kann in einer oder der anderen Beziehung ein Hinderniß 
oder doch der Verbacht eines folchen fich ergeben, daß es nicht zu verwundern ift, 
wenn in ben frübeften Rechtszuftänden jchon ein entfchiebenes Mißtrauen, eine Ab⸗ 
neigung gegen den 3. hervortritt, welche in meiſt fortichreitender Entwidelung 
die Richtung der Gefehgebung und Rechtiprefung in dem Sinne beftimmen, daß 
Durch pofitive Normen von Anfang an die Einwirkung unglaubwürdiger Zeugniffe 
ferngehalten werben fol. Dazu kommt, daß im Prozeß der früheiten ftaatlichen 
Entwidelungsftadien der Anklagegrundfat entweder noch ganz von der privatrecht- 
Lichen Behandlung des Strafrechts getragen ift oder, wenn dies (mie fchon im älteren 
Römifchen Kriminalprozeß) nicht mehr der Fall ift, wieber unter dem Einfluß des 
natürlichen Mißtrauens fteht, welchen das Auftreten eines Anklägers erregen muß, 
welcher dazu kaum anders als durch Motive perjönlicher und meift gehäffiger Natur 
bejtimmt fein kann. Eine gewiffe Gleichgültigfeit gegen den Mißerfolg des Anklägers, 
auch wenn derſelbe durch Zufall befördert wird, ift von dem einen wie dem anderen 
Standpimfte aus erffärlich; und die einmal zum Schub gegen bedenkliche Anklage- 
beweiſe aufgeftellte Regel muß dann auch den Entlaftungabeweis beeinträchtigen, 
was übrigens im Germanifchen Recht des Mittelalter um fo weniger bedenklich 
machte, weil der Wunderglaube der ficheren und unfehlbaren Beweismittel genug 
zur Verfügung ftellte.e So Tonnte e8 kommen, daß während in Iehterem der 3. 
überhaupt nur ausnahmsweiſe Pla fand, das Römifche Recht eine ganze Reihe von 
Beitimmungen aufftellte, welche auf Ausſchließung von Zeugen abzielten, Beitimmungen, 
welche das über das Germanifche Recht fiegende Juriftenrecht überall in Europa, 
ſelbſt in Großbritannien zur Geltung brachte. Wie bei jeder von Willkür nicht 
freien Satzung kam dann dazu, daß nicht blog die Rüdficht auf den muthmaßlichen 
Unwerth des Zeugniffes für Aufftellung folcher Beftimmungen maßgebend wurde, 
fondern, daß man diefelben auch benußte, um andere Zwecke, namentlich die Beſtrafung 
beitimmter Perſonen, durch Ausſchließung von der Zeugnißfähigfeit (4. B. die ber 
Ehebrecherin) zu erzielen. Abgejehen von dieſer Ieteren Verirrung Haben Vorgänge 
dieſer Art fo viel Beftechendes für die juriftiiche Denkweiſe, daß fie diefelbe Leicht zu 
immer weiter gehender Strenge verloden. Selbit ber tiefgehende Gegenfag in der 
Entwidelung des Beweisrechtes, welcher die Gejchichte des Strafprogefjes beherricht, 
der Gegenjaß zwiſchen gejeblicher Beweisregelung und freier Beweiswürdigung und 
der fortichreitende Sieg der Ießteren vermag diejelbe nicht ohme weiteres zu befeitigen: 
ein naheliegender Gedanke ift es, bie für unausführbar erkannte Regelung ber 
Beweiswärdigung durch Aufftellung von Regeln über das Material, das 
der Würdigung unterftellt werden Tann, zu erfeßen umd auf diefem Streben beruht 
die Entwidelung des Engliſchen Beweisrechtes. Allein jene theoretifche Strenge 
ftößt zunächit auf die Bedenken, welche aus der allzugroßen Einengung des Ber- 
theidigungsbeweiſes fich ergeben und andererſeits Tonnte e8 ja auch nicht jehlen, daß 
das mehr und mehr fich geltend machende öffentliche Intereffe am Strafrecht, zumal 
in der Epoche äußerſt harter Behandlung des Angeflagten, daß das immer mehr ala 
oberjtes Gefetz des Strafprogefjes (angeblich als defjen untericheidendes Merkmal) 
proflamirte Streben nach materieller Wahrheit gegen jene Beichränfungen auf ben 
verſchiedenſten Wegen reagirten. Schon in das fpätere Röm. Recht ift hierdurch 
ein Gegenfag gelommen, welchen Filangieri mit Recht als die Vereinigung über« 
mäßiger Vorficht durch Häufung von Ausnahmen im Interefje bes Angeklagten mit 
maßlojer Zulaffung von Ausnahmen in entgegengejetter Richtung bezeichnet. So 
führten jederzeit auch fpäter die Ausſchließungen der Zeugen auf der andern Seite 
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dahin, daß diefelben als Auskunftsperfonen, ala Perfonen, von welchen Aufflärungen 
zu erwarten find, doch wieder vernommen wurden und im ältern Recht die Handhabe 
für die Anwendung der Tortur, im neueren für eine Zünftliche Zufammenftellung 
halber Beweismittel, im neueften für die unberechenbare Einwirkung auf die Ueber= 
zeugung der auf Grund freier Beweiswürdigung, losgezählt von Beweisregeln 
Urtheilenden boten. Bon den Jtalienifchen Wortführern der Strafrechtsreform im 
letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts, obgleich biefelben von dem Verzicht auf 
gejeßliche Beweisregeln weit entfernt waren, ging daher die Richtung der Wiſſenſchaft 
unb Gejeßgebung aus, welche in Bentham's Wort: Let in the light of evidence! 
und in der aus Bentham's Anregungen berborgegangenen Aenderung bed älteren 
Englischen Beweisrechtes ihren deutlichften Ausdrud fand. Die Ausichliefung von 
Zeugen ward ſchon unter dem Einfluß der älteren Strömungen immer jeltener und 
den Uebergang erleichterte die Aufftellung der Kategorie der verbächtigen oder be— 
denflichen Zeugen. Allein die Bedeutung biefer Unterſcheidung beruhte wejentlich 
auf Zünftlicher Regelung der Beweiswürdigung und der Forderung zweier voller, 
oder einer größeren Anzahl bedenkliche Zeugen für die Herftellung des Betveifes. 
Mit der Befeitigung biefer Regeln ſchwand auch der Werth ber Unterſcheidung, und 
e3 bleibt naturgemäß nichts übrig, als irgend eine Mahnung an die Urtbeiler, 
geroiffe, einmal zugelafiene Zeugenausfagen mit mehr Miktrauen aufzunehmen, fie 
Torgfältiger zu fichten. Diefe Mahnung bringt im Englifchen Recht der Borfigenbe 
des Schwurgerichtes in feiner Belehrung der Geſchworenen an; im neueren fontinen= 
talen Prozeß ift diefelbe in der Unterlaffung ber Beeidigung gewiſſer Zeugen aus- 
gebrüct, dem legten Reſt des älteren Rechtes, welches die Außfage, die zufällig 
nicht beeibigt war, als minder volles Beweismittel behandelte und denjelben Charakter 
von vornherein ber bebenklichen Zeugenausſage durch abjichtliche Ausſchließung des 
Eides aufprägte. Das Zweiſchneidige dieſes Vorganges, bei welchem einerfeits das 
Streben nach Fernhaltung muthmaßlicher Meineide maßgebend war, andererſeits aber 
boch der Mißſtand eintritt, daß eine Ausfage von unberechenbarer Wirkung zugelaffen 
werden muß, welche nicht nur am fich bedenklich ift, ſondern noch durch pofitive 
Anordnung des Geſetzes einer Veranftaltung entrückt wird, in welcher mit Recht eine 
Gewähr ber Wahrhaftigkeit erblickt wird, läßt fich nicht verkennen, und es ift daher 
erflärlich, daß manche Gefeßgebungen diefen Weg überhaupt nicht gingen und (wie 
namentlich das Englifche Recht) kein unbeeidigtes Zeugniß zuließen, die anderen 
aber die Fälle der Nichtzulaffung zum Zeugniß fowol, ala blos zum Zeugeneid 
möglichft einfchränkten. Damit find alle die Gefichtspunkte, welche für die Häufung 
folder Ausjchliefungen im älteren Rechte maßgebend geweſen, dem Gebiete aus— 
drüdlicher Regelung durch die Gefeßgebung entrüdt; die beachtenswerthen Gedanken 
aber, welche denſelben meiftens zu Grunde lagen, jollten von ber modernen Rechte= 
wiſſenſchaft nicht bei Seite gelafjen werben. Denn nicht nur kommt letzterer bie 
Anleitung zu richtiger Beweiswürdigung zu, auf welche die Gejehgebung verzichten 
mußte, jonbern es hängt bie Leitung des Beweisverfahrens, die Entfcheidbung don 
Zwiſchenfällen, welche fich in demfelben ergeben, weſentlich davon ab, ob gewiſſe 
zur Sprache gebrachte Umftände mit Recht als folche bezeichnet werden, welche bei 
der Würdigung einer Zeugenaußfage zu berüdfichtigen find. 

Das Franzöſiſche Recht Idft ald Zeugen nur ſolche zu, die es als voll⸗ 
gültige anerkennt ; die Beeidigung ift mit dem Zeugniß jo untrennbar verknüpft, dat 
fie ſelbſt auf übereinftimmenben Antrag ber Parteien nicht unterlafien werden darf. 
Ein ziemlich weiter Kreis von Perjonen ift vom Zeugniß durch art. 156 und 322 
bes Code d’Instr. auögefchloffen; e& find dies die Afcendenten, Dejcendenten, Geſchwiſter 
und im gleichen Grade Verſchwägerte, Ehegatten (ſelbſt noch nach Auflöfung der 
Ehe) eines der Mitangeflagten und Anzeiger, welchen geſetzlich ein Anzeigerlohn 
gebührt. (In vollem Umfange gilt das nur in der Hauptverhandlung vor dem 
Schwurgericht.) Neben diefe fategorifchen Beſtimmungen ftellt fi) aber eine be— 
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trächtliche Abſchwächung nicht blos durch den Einfluß ftillfchweigender Zuftimmung der 
Parteien, fondern auch durch die dem Präfidenten kraft feiner diskretionären Gewalt 
auftehende mündliche Vernehmung derjelben Perjonen, die ala Zeugen nicht ver— 
nommen werden dürfen, ala Austunftsperfonen (pour renseignement). In 
ähnlicher Weife geftattet art. 75 des Code d’Instr., „daß die Kinder unter 15 
Jahren“, und zwar auch ſchon in der VBorunterfuchung „in der Form der Erflärung 
(par forme de declaration) und ohne Eibesleiftung vernommen werben“, woraus 
gerolgert wurde, daß fie auch in der Hauptverhanblung unbeeidigt vernommen werden 
dürfen; die Prariß geftattet übrigens, mindeſtens folange fein Wiberfpruch erhoben 
if, au die Beeidigung. 

Die Defterr. Straf PO. erflärt als zeugnißunfähig ausbrüdlich „Perjonen, 
die zur Zeit, in welcher fie da® Zeugniß ablegen jollen, wegen ihrer Leibes- ober 
Gemüthabeichaffenheit außer Stande find, die Wahrheit anzugeben“ ($ 151 3. 3). 
Die Zahl der Perſonen, welche durch Ausichliefung vom Eide als verbächtige 
Zeugen Hingeftellt (jedoch nicht ala jolche ausdrücklich benannt) werden, ift eine 
diemlich große; der maßgebende Geſichtspunkt iſt durchgehends nur der, daß irgend 
ein greifbarer Grumd vorhanden ift, die Unbefangenheit, Unabhängigfeit oder Auf: 
richtigkeit des Zeugen oder feine Fähigkeit, die Wahrheit zu jagen und die Wichtig- 
keit des Eides zu erfafſen, zu bezweifeln. Solche Umftände find: 1) der Verdacht, 
die ftrafbare Handlung jelbft begangen ober daran teilgenommen zu haben, 
2) wegen eines Verbrechens ſchwebende Unterfuchung oder deshalb noch abzubüßende 
Freiheitsftrafe, 3) vorausgegangene Verurtheilung wegen jalfchen Zeugnifies oder 
jalſchen Eides; 4) Alter unter 14 Jahren; 5) „erhebliche Schwäche des Wahr- 
nehmungs⸗ ober Erinnerungsvermögens“ ; 6) offene Feindſchaft mit dem Beſchuldigten; 
7) eriwiejene Unwahrheit erheblicher, vom Zeugen ausgeſagter Umftände ($ 170). 
Zur vollen Würdigung dieſes Syſtems ift e8 aber nothwendig zu beachten, daß 
auch das nicht beeidigte falſche Zeugniß nach Defterr. Necht ala Verbrechen ge— 
fraft wirb. 

Die Deutjche StrafPO. enthält feine Beſtimmung über die Unfähigkeit zum 
Zeugniß. „Sonach,“ jagt Löwe, „Lönnen auch Kinder ala Zeugen vernommen 
werden. Desgleichen ift die Bernehmung geiftesfranfer Perfonen ſelbſt in ber 
Hanptverhandlung nicht ausgeichloffen; fie Tann vielmehr ftattfinden, wenn das 
Gericht von der Auslaffung der betreffenden Perfon oder von ber Art ihres Auf 
tretens eine Aufklärung der Sache erwartet.” Gegen die Zulafjung der Ver— 
nehmung folcher Perfonen ift allerdings nicht? einzuwenden (j. oben unter I); die 
unter folden Modalitäten ftattfindenden Vernehmungen unterjcheiden fich aber von 
Zeugenvernehmungen jehr wejentlich, welche wenigjtens von der Vermuthung aus- 
gehen, daß man werde glauben dürfen, was ber Zeuge jagt. Die Unterjcheidung 
ift feine blos theoretifche; werden folche Perfonen ala Zeugen, nicht blog ala Objekte 
eines Verſuches behandelt, jo Hat das Gericht es gar nicht mehr in feiner Hand, 
ob es fie vernehmen will, da den Parteien ihre Ladung freifteht und ſobald dieſe 
erfolgte, fann die Vernehmung nur mit Zuftimmung beider Parteien unterbleiben 
(Deutfche StrafPO. $ 244). Bezüglich ber Geiftesfranken wird überdieg, wenn . 
man fie ala Zeugen zu behandeln Hat, $ 56 3. 1 der Deutfchen StrafPO. nicht 
einmal unbedingt ausreichen, um die Unterlaffung der Beeidigung zu rechtfertigen. 

Auch die Deutihe StrafPO. ftellt nicht eine Kategorie von ausdrücklich als 
verdächtig oder bedenklich erklärten Zeugen auf; aber auch fie jchließt eine 
(verhältnigmäßig geringe) Anzahl von Perfonen vom Zeugeneide aus, ohne deren 
Vernehmung als Zeugen zu unterjagen, und der dafür maßgebende Gefichtspunft 
ift doch in erſter Linie das Mißtrauen gegen den Zeugen, fei es, baß bei ihm, weil 
er das ſechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet oder wegen mangelnder Verſtandes⸗ 
reife oder wegen Berftandesichwäche „von dem Weien und der Bedeutung des Eides 
teine genügende Vorftellung“ vorauszufeßen ift, — ſei es, daß er „nach den Be- 
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ftimmungen der (beftehenden oder zur Zeit einer ihn betreffenden Verurtheilung be— 
ftandenen, — auch der auswärtigen) Strafgefeße unfähig” zum Zeugeneide ift, — 
ſei e8, daß er „Hinfichtlich der den Gegenftand der Unterfuchung bildenden That 
ala Theilnehmer, Begünftiger oder Hehler verdächtig oder bereit verurtheilt ift“ 
(Deutihe Stra OD. $ 56). Letztere Beitimmung läßt manchen Zweifel offen. Dan 
muß davon ausgehen, daß jeder betroffen ift, bezüglich deffen nach der Auffaffung 
des Gerichtes ber Verdacht obwaltet, daß er in einer der bezeichneten Richtungen 
mit der That zuſammenhänge; wenn dabei der Verurtheilung noch außbrüdlich ge— 
dacht ift, ſo geſchah dieg wol nur aus Beſorgniß, es könnte der zur Gewißheit er- 
hobene Verdacht als folcher nicht mehr angefehen werden. Der bereit Verurtheilte 
ſteht aber der Sache gewiß unbefangener gegenüber ala ber Freigeſprochene, der eine 
Emeuerung des Verfahrens oder doch eine Beinträchtigung feines guten Namens zu 
beforgen hat; zudem ift e8, da auch der Verdächtige freigefprochen werden muß, wenn 
Gewißheit der Schuld nicht zu erlangen ift, und da e& Gründe der Freiſprechung 
giebt, welche davon ganz unabhängig find, ob Jemand einer beitimmten That ver— 
dächtig ift ober nicht, ganz gut möglich, daß ein Freigefprochener der That u. |. w. ver⸗ 
bächtig bleibt. Ein Antrag die Beeidigung außer Verfolgung geſetzter Mitbeſchuldigter 
zu unterjagen, warb in ber Reichstagskommiffion abgelehnt. Die Sache fteht alfo 
fo, daß diejes Verhältniß an und für fich nicht entfcheidet: dad Gericht hat fich 
darüber ſelbſt eine Dleinung zu bilden, ob noch Verdacht gegen den zu Vernehmen- 
den obwaltee — Ein eigenthümliches Verhältniß befteht nach der Deutfchen 
StraPBO. ($ 57) bezüglich der Perfonen, welche als Angehörige des Beſchulbigten 
das Zeugniß verweigern können; fie find einerſeits berechtigt, „auch nach ber 
Vernehmung die Beeidigung des Zeugniſſes zu verweigern; andererjeit? hängt es 
von dem richterlichen Ermeſſen ab, ob fie unbeeidigt zu vernehmen oder zu beeidigen 
find.“ Diefe letztere Beitimmung reiht fie der Sache nach in die Kategorie der 
verbächtigen Zeugen. Die Mißlichkeit des ganzen Gegenftandes und jedes bier ein- 
äufchlagenden Weges ift durch die außerordentlich große Verſchiedenheit der Gefeh- 
gebungen dargethan, die zwiſchen vollftändiger Ausſchließung und unbeichräntter 
Bulaffung des Zeugenbeweifes der Angehörigen des Angefchuldigten ſchwanken und 
verſchiedene Mitteliwege verjuchen. Der in der Deutſchen StrafPO. eingefchlagene 
hat das Bebdenkliche, dab für die Beeidigung die Meinung des Gerichtes über bie 
Wahrheit der abgelegten Ausſage wol allein ausfchlaggebend fein Tann und daß 
ein „Vorurtheil” hierüber immer bedenklich ift, fei e8, daß nur ein Richterkollegium 
enticheibet, jei e®, daß vor Geichworenen verhandelt wird. Auch bei Berathung der 
Oeſterr. StrafPO. ſchwankten die Anfichten Hierüber zwifchen Einräumung des Rechtes, 
den Eid zu berweigern, Außichließung vom Eid und unbedingter Auferlegung des⸗ 
jelben. Zuleßt gab, wie e8 in den Motiven ber letzten Regierungsvorlage heißt, 
die Erwägung den Ausfchlag, daß die den Angehörigen des Beichuldigten gewährten 
Rechte diefem unter Umftänden auch gefährlich werden können. „Nicht immer müffen 
folche Perjonen ihm wohlwollen; oft ift gerade bie zwifchen Verwandten herrichende 
Veindfchait die bitterjte. Dennoch ſteht es nach dem bißherigen Recht diefen Perfonen 
frei, auch den Eid nach Belieben zu verweigern oder zu leiften. Der Entwurf be 
feitigt nun diefe Anomalie, indem er die Ausnahmaftellung jener Perfonen auf das 
Necht einſchränkt, fich des Zeugnifjes zu entfchlagen. Unterwerjen fie fich dagegen 
freiwillig der Zeugenvernehmung, fo find fie auch im vollften Umfang nach den für 
Zeugen überhaupt geltenden Borfchriften, namentlich alfo Hinfichtlich der Beeidigung 
und der Konfrontation, zu behandeln.” 

IV. Die Berufung zum Zeugniß gefchieht in der Regel in der Form der 
Ladung. Das ältere Recht brachte ungeladenen Zeugen ein Mißtrauen ent 
gegen, das biß zur Ausfchließung ging. Zwar im älteren Römijchen Recht, wo das 
Zeugniß in der Regel nicht erziwungen werden Tonnte und nur ausnahmsweiſe der 
Ankläger dazu ein Recht Hatte, war daran nicht zu denken; und auch als dies 
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päter fi) änderte, beftand feine anerfannte Regel über die Unzuläffigkeit ungeladener 
Zeugen, wol aber wurden einzelne Stellen ber Duellen von den Glofjatoren und fpäteren 
Schrüftftellern in diefem Sinne gedeutet, und fo bürgerte fich z. B. im Schottijchen Recht 
diefe Regel jo ein, daß fie erſt in diefem Jahrhundert durch Geſetz befeitigt wurde 
(9 Geo. IV. c. 29 810). Im Franzöfiichen Recht hat fich die in der Ordonnanz 
von 1670 enthaltene Regel, daß die Zeugen vor ihrer Vernehmung über die an fie 
ergangene Ladung ſich ausweilen müffen, in den art. 74 des Code d’Instr. hinüber⸗ 
gerettet, — fie gilt daher in der Vorunterfuchung nicht nur, jondern für die Ber- 
Handlungen der Polizei» und Zuchtpoligeigerichte; dagegen ift fie auf Schwurgerlchts- 
verhandlungen nicht anwendbar (art. 324). Die Defterr. und Deutſche StrafPO. 
ſehen, weder im Vor⸗ noch im Hauptverfahren, der Vernehmung freiwillig fich dar 
bietender Zeugen ein Hinderniß entgegen; wol aber bedarf es der Ladung der Zeugen, 
um ihre Pflicht zum Erſcheinen und ein volles Parteirecht auf deren Vernehmung 
au begründen (vgl. übrigens den Art. Ladung). Hier ift nur noch hervorzuheben, 
daß eine Beſchraͤnkung bezüglich der Zahl der zu ladenden und zu vernehmenden 
Zeugen in der Deutjchen und Defterreichifchen StrafPO. nicht befteht, wenngleich 
das Syftem der beiden Geſetze ein verichiedenes ift (vgl. den Art. Beweisver— 
fahren). Das nach der Deutſchen StrafPO. beftehende unbedingte Recht, eine 
beliebige Menge Zeugen auf eigene Koften zu laden, bringt die Gefahr von Mik- 
bräuchen mit fi, wie man in England, Frankreich und felbft in Italien 
erfahren bat. In lebterem Lande, wo art. 885 Regol. di p. p. bem Präfie 
denten das Recht einräumt, die Lifte der für den Angeklagten oder die Eivilpartei 
zu ladenden Zeugen auf eine befcheidenere Zahl herabzufegen, weift ber Bufammen- 
bang (obgleich es an entgegengejeßter Auslegung nicht fehlt) darauf hin, daß die 
Beitimmung nur für Ladungen gelte, die auf Soften des Staates vorgenommen 
werben jollen; auch kann die Beftimmung gegen Mißbrauch in der Auswahl 
der Perjonen (4. B. Schaffung von Kollifionen von der umter I. bezeichneten Art — 
ober der einft in England gemachte Berfuch, durch eine Zeugenlabung die Wegführung 
Napoleon’ nah St. Helena zu verhindern) feinen Schuß gewähren. Die im 
Kriminalprogeß der Römifchen Republit in einzelnen Leges aufgeftellte Beſchränkung 
der Zeugenzahl traf nur den Ankläger und follte der allzugroßen Behelligung Un— 
betheiligter vorbeugen. 

V. Zeugnißpflicht und Begrenzung berjelben. Die Zeugnißpflicht 
iſt ein Ausfluß der allgemeinen Bürgerpflicht, zur Handhabung ber Rechtspflege das— 
jenige beizutragen, was für diefelbe unentbehrlich ift und auf andere Weiſe ala 
durch die Mitwirkung eines beftimmten Privaten ihr nicht verjchafft werben Tann. 
Man muß hier, wie auf vielen Gebieten des Öffentlichen Rechtes, wohl unterfcheiden 
zwiſchen Demjenigen, was der Staat erwartet, durch feine Organe annehmen, ja zu 
deſſen Leiftung er mahnen kann, und Demjenigen, was er, wenn es verweigert wird, 
fordern und erzwingen darf. Um lebteres zu rechtfertigen, dazu genügt die bloße 
Berufung auf jene allgemeine Pflicht nicht im neueren Staatsweſen, in welchem auch 
das öffentliche Recht wejentlich Gefehesrecht ift, und zwar eben darum, weil bie 
Begrenzung der Rechte des Staates dem Bürger gegenüber nicht der einfeitigen 
Beurtheilung ber Organe der Staatsverwaltung überlaffen werden Tann; es bedarf 
daher eines Gefetzes, welches zur Erzwingung ber Leiftung ermächtigt. Wo dieſes 
Geſetz nicht deutlich ift, da muß es jo ausgelegt werden, daß es auf ganz außer» 
ordentliche Bebürfniffe, deren Befriedigung kaum je unbedingt nothiwendig fein wird, 
nicht bezogen werbe, zumal hier der Zwang nicht durch die Erwägung gemilbert 
wird, daß er Demjenigen, den er trifft, Yeicht in einem ähnlichen Falle auch wieber 
zu Gute fommen könnte, Die Gefeße kennen nur eine Zeugenpflicht und ftellen dieje 
unter Santtion eines Zwangsrechtes, welches ſich naturgemäß eben nur auf die 
Ablegung des Beugniffes und Dasjenige, was damit untrennbar zufammenhängt, 
bezieht. Der Zeuge ift alfo verpflichtet: 1) Bei Gericht zu erfcheinen und zwar 
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ſowol an ber ordentlichen Gerichteftätte, ala an jedem Orte, wo ſich das Gericht 
zu der Amtshandlung einfindet, zu der auch die Entgegennahme des Zeugniſſes ge 
bört. 2) An dem Orte fo lange auszuharren, bis die Vernehmung vor fich gehen 
Tann und bis fie für beendigt erflärt und feine Entlafjung ausgefprochen ift (Deutfche 
StrafPO. 8 247, Defterreichifche $ 248) und ſich denjenigen Anordnungen zu 
fügen, die getroffen werden, um die Borfchrift de Geſetzes über die Nichtanweſenheit 
noch nicht vernommener Zeugen bei anderen Vernehmungen auszuführen (Deutiche 
StraPD. 8 58; Oeſterreichiſche StrafpO. 88 162, 241, wo es u. U. beißt: 
„Der Vorfigende "ordnet nah Befinden Maßregeln an, um Berabredungen ober Be 
ſprechungen der Zeugen” — dieje find auch nach $ 248 Abf. 3 verboten — „zu 
verhindern”, 8 248). 8) Er muß ſich in diejenigen Anordnungen fügen, welche 
nöthig find, damit feine Vernehmung fachgemäß durchgeführt werben könne, daher 
auch ihm vorgezeigte Perfonen und Sachen befichtigen, wenn dies nöthig ift, um 
die Fragen, die an ihn gerichtet werben, zu verftehen oder die Antworten verftändlich zu 
machen. Sehr empfindliche Beichränfungen der perjönlichen Freiheit können ſchon damit 
verbunden fein; wie 3. B. die auß dem Art. 34 des Franzoſiſchen Geſetzes in manche 
Deutſche Strafprozeßordnungen übergegangene Vorſchrift, daß ber an Ort und Stelle 
erfchienene Unterfuchungsrichter „Jedem, bei dem er es nothiwendig findet, verbieten 
Tann, während beffelben oder auch noch während des folgenden Tages feinen Aufent- 
haltsort zu verlaffen” ee Straf PO. $ 182). Darüber Hinaus geht 
aber die Zeugenpflicht nicht. Es ift, nach Heinze’s treffender Ausführung (im 
Gerichtefaal, 1862) „nachdrücklichſt zu betonen die Beſchränkung der Zeugenpflicht 
auf Offenbarung defien, was der Zeuge weiß. Darin liegt ein Doppeltes: der 
Zeuge hat nicht zu Handeln, fonbern nur zu reden, und zu reden hat er nur von 
dem, was er jeht bereit? weiß“; man bat fein Recht, ihm zur Pflicht zu machen, 
Nachforſchungen und Beobachtungen anzuftellen, „über ein bemfelben unbekanntes 
Sachverhältniß fich zu unterrichten, .... für die Zukunft fich zum Zeugen zu machen, 
während er e8 in der Gegenwart nicht ift“. Ebenſowenig ift der Zeuge .ale 
folcher verpflichtet, fich zu Thätigkeiten oder Experimenten berzugeben, welche der 
Entdedung der Wahrheit förderlich fein mögen, aber mit dem Zeugniß nichts zu thun 
haben. Eine Ausnahme von diefem Grundfag kann kaum in ber Pflicht des Zeugen, 
fich Die Gegenüberftellung mit Beichuldigten und anderen Zeugen gefallen zu Lafien, 
erfannt werden; wol aber Täge in der Ladung von Perjonen, die nichts außzufagen 
haben, blos vorzuftellen find, eine bedenkliche Ausdehnung der Zeugnißpflicht. Eine 
Zwangspflicht, fich zum Objekt des vichterlichen Augenfcheines oder der Befichtigung 
durch Sachverftändige herzugeben, ift in ben Gejeßen nicht ftatuirt; aber da dieſe 
Unterfuchungshandlungen den Behörden zur Pflicht gemacht und ganz alltägliche 
Natur find, fo kann an deren Recht zur Vornahme derjelben auch wider Willen der 
Betroffenen nicht gezweifelt werden, aber mögen fie paffiven Widerftand überwinden 
können, fo find fie doch nicht berechtigt, den Zeugenzmwang anzuwenden, um die 
Darbietung zu folchen Akten zu erzwingen oder deren Unterlaffung zu beftraien. 
Andere Unterfuchungshandlungen ungewöhnlicher Art, folche, welche die Gefumdheit 
gefährden könnten (4. B. Verſetzung in ben ſog. magnetifchen Schlaf, Hypnotismus 
u. dgl.) oder dem perfönlichen Gefühle widerſtreben 6. B. Verkleidungen, Verſtellen der 
Stimme u. dgl.) find ſo beſchaffen, daß mehr als ein Appell an den guten Willen und 
an die Opferwilligkeit des Privaten nicht geftattet ift (infofern jagt Heinze mit 
Recht: „Der Richter darf nicht befehlen, was er nicht phyſiſch oder moralifch er- 
zwingen Tann“). Für diefe Stelle genügt es übrigens, Hinzuzufügen, daß e& ſich 
bei Dingen diefer Art Teinegjall® um ein Zeugniß handelt, wenngleich die Perfon, 
bezüglich welcher fie ins Werk gefeht werden ſollen, ein Zeuge fein mag. Es gilt 
dies nach beiden Seiten hin: Es dürfen ſolche Zumuthungen nicht auf den Zeugniß- 
zwang geftüßt werben; aber die Befreiung vom Zeugniß ift nicht ohne Weiteres 
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Befreiung von der Pflicht, folche Unterfuchungsakte über fich ergehen zu laſſen, die 
Jeder, er fei Zeuge oder nicht, fich gefallen laſſen muß. 

Die Befreiung von der Zeugnißpflicht gilt entweder für alle ober nur für 
beftimmte Straffachen und ift entweder eine vollftändige oder theil weiſe, die 
letztere bezieht fich wieder entweder auf die Form, im weldher das Zeugniß abzu— 
legen ift, oder auf dag Wefen, die Ausfage felbft. 

A. Für alle Strafſachen vollftändig befreit ift auf Grund bes 8 4 des 
EG. zur Deutfchen StrafPD. in denjenigen Deutfchen Staaten, deren Geſetze dies 
ausſprechen, der Landesherr (nach der Zufammenftellung in Geyer's Lehrbuch, 
©. 589, find dies die Königreiche Sachjen und Württemberg). Wo folche ausdrück- 
liche Satzungen nicht beftehen, jchließt die Faffung des $ 71 der Deutjchen 
Straf PO. die fonft wol naheliegende Annahme aus, daß, da gegen das Staats— 
oberhaupt wie überhaupt Heinerlei Gerichts-, jo auch fein Zeugnikzwang geübt 
werden Tann, es einer Zeugnißpflicht nicht unterliegt. Nach Defterreichiichem Recht 
ift daran nie geziveifelt worden, ebenfo beftimmt ift dies im Englifchen Recht aner= 
fannt (vgl. Beft, 88 125, 249). — Für alle Straffachen gilt ferner das in dem 
eben angeführten $ 71 der Deutfchen StrafPO. begründete Vorrecht der (nicht über⸗ 
haupt befreiten) Landesherren, der Mitglieder der landesherrlichen Yamilien, jowie der 
Mitglieder der fürftlichen Familie Hohenzollern, in ihrer Wohnung (in Abweſenheit 
der Parteien) vernommen zu werden, den Eid nur mittels Unterfchreibens ber die 
Eidesnorm enthaltenden Gidesformel zu leiten und zur Hauptverhandlung gar nicht 
geladen zu werden. (Im Defterreich werden bie Mitglieder des faiferlichen Haufes 
ala Zeugen durch den Oberfthofmarfchall und außer Wien durch den Präfidenten 
des Gerichtöhofes erfter Inftanz in ihrer Wohnung vernommen und gilt eine an 
Eidesſtatt abgegebene fchriftliche Verficherung derfelben für die wirkliche Ablegung bes 
Eides — 3155 der StrafPO. und $ 31 des Familienſtatuts von 1839). Hieran 
ichließt fich das im $ 49 der Deutichen Stra PO. begründete Vorrecht des Reichs— 
kanzlers und einer Anzahl höchfter Reiche und Landesbeamteter, an ihrem Amtsfie 
oder Aufenthaltsort vernommen zu werden, und ein ähnliches Vorrecht der Mitglieber 
des Bundesrathes und der Deutichen gefeßgebenden Berfammlungen, während der 
Situngaperioden an ihrem hierdurch beftimmten Aufenthaltort vernommen zu werben. 
Damit wird in vielen Fällen die Vernehmung in der Hauptverhandlung unmöglich 
gemacht, welche in den im 8 49 der Deutjchen StrafPBO. erwähnten Fällen durch 
fommiffariiche Vernehmung erjeßt werden muß ($ 222 der StrafPO.). Ausnahmen 
von dieſer im öffentlichen Intereſſe aufgeftellten Regel hängen nicht von dem Privis 
legirten felbft, fondern von höherer Genehmigung ab (Ab. 3 des 8 49). Hier ift 
auch die Vorfchrift des $ 48 Abſ. 2 der Deutjchen StrafPO. zu erwähnen, wonach 
die Ladung „einer dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörigen Perfon 
des Soldatenftandes” „durch Erfuchen der Militärbehörde* erfolgt, welche die Er- 
füllung der Zeugenpflicht mit den Anforberungen bed Dienftes in Einklang zu bringen 
Hat (vgl. 88 161 und 223 der Oefterreichifchen StrafPO.). 

B. Auf dag Wefen der Sade (die Ausfage) bezieht fich die ebenfalls 
für alle Straffachen geltende Befreiung gewiſſer Perjonen von ſolchen Ausfagen, 
durch welche fie die mit ihrer öffentlichen Stellung oder ihrem Berufe verbundene 
Pflicht zur Wahrung des Geheimniffes Anderer verlegen würden. Es find dies: 

1) „Deffentlide Beamte” ($ 58 der Deutfchen StrafPO., vgl. $ 151 
der Oeſterr. StuBO. „Stantsbeamte“); fie „dürfen über Umjtände, auf welche 
fich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezieht”, fojern fie leßterer nicht entbunden 
wurden, nicht vernommen werben. Gleichgültig ift, wie die Deutiche StrafPO. aus» 
drucklich entjcheidet, ob der Beamte noch im Amte ift ober nicht, fofern nur die 
Ausfage das Verrathen eines im Amte erfahrenen Geheimniffes wäre. Gin Berzicht 
des Beamten ift ebenjo ohne Einfluß, wie fein MWiderftreben, nach erfolgier Ge- 
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nehmigung feiner Vernehmung außzufagen ; e8 handelt ſich eben nicht um fein Recht oder 
Intereſſe. Der zweckmäßigſte Vorgang ift daher gewiß der, daß der Richter fchon 
vor der Bernehmung des Zeugen die Genehmigung der dem lehteren borgefeßten 
Dienftbehörde anfucht. Den an der Sache Betheiligten fteht e& allerdings frei, diefen 
Schritt auch zu unternehmen und, ſofern es fi) um eventuelle Anrufung einer Be 
ſchwerdeinſtanz Handelt, Yiegt dies auch in ihrem Intereſſe. Andererjeit kann Tür 
die Entſcheidung der Behörde die amtliche Mittheilung des Richters über den Stand 
der Sache von außfchlaggebender Bedeutung fein, und e& kann daher deflen DBer- 
mittelung den Parteien nicht verſagt werden. Alles dies ift aber nur anmwenbbar, 
wenn von Anfang an erfennbar ift, daß es fich um Gegenftände handelt, die unter 
dem Schuße der Amtsverſchwiegenheit ftehen. Zeigt ſich aber erft bei der Ber- 
nehmung, daß diefelbe auf Gegenftände auszudehnen ift, die unter diefen Geſichtspunkt 
fallen fönnen, dann ift die Lage eine ſchwierigere. Zunächſt ift e8 da gewiß 
Sache de Vernommenen jelbft, die ihm durch feine Pflicht borgezeichnete Grenze 
einzuhalten, und wenn er Zweifel hegt, wird ihm die Möglichkeit gelaffen werden 
müffen, eine Entſcheidung jeiner vorgefeßten Behörde einzuholen. Ueberdies wird 
auch fonjt den Zweifel nur die Dienftbehörbe Iöfen können; dem Richter würde 
nicht felten ſogar die Norm, welche die Grenze der Amtsverſchwiegenheit bezeichnet, 
unbelannt fein; auch wo folche Normen ihm zugänglich oder amtlich befannt find, 
kann es immerhin fo liegen, daß man ohne Verrath des Geheimnifjes ihm die Be 
urtheilung des Falles gar nicht ermöglichen Tann. Als Regel ift e8 daher gewiß 
richtig, daß der Richter der Dienftbehörde auch die Entſcheidung der Trage über- 
lafjen muß, ob e8 fi) um Umftände handelt, auf welche fich die Pflicht zur Amts- 
verſchwiegenheit bezieht. Nicht durchaus ift die Bemerkung entfcheidend, welche bei ber 
Berathung der Juſtizkommiſſion des Reichstages der Regierungsfommifjär machte 
(Prot., ©. 808), und welche auch infofern unwiderſprochen blieb, als ihr keine ab» 
weichende Aeußerung nachfol gte (vgl. darüber Keller einer und Puchelt an 
dererſeits); allein vorher ſchon hatte ein Ahgeorbneter erklärt: er gehe davon aus, 
daß das Gericht jelbftändig zu prüfen habe, ob die im Gefetz gemachte Vorausſetzung 
gegeben jei; und es läßt fich nicht verfennen, daß in ſehr vielen Fällen die Sache jo 
liegen kann, daß dem Gerichte die Materialien für diefe Beurtheilung vollftändig 
vorliegen, und daß demfelben das Nichteintreten der Vorausſetzungen völlig zweiel⸗ 
los ift. In folchen Fällen wird das Gericht lediglich nach feiner Auffafjung handeln, 
fowie es durch die entgegengefeßte Weberzeugung, die es fich in Fällen bilden kann, 
wo ber Beamte zur Ausſage bereit jcheint, ebenfalls fich verpflichtet ſehen wird, 
leßtere nicht zu geftatten. 

2) „Geiftliche“ können das Zeugniß verweigern „in Anfehung desjenigen, was 
ihnen bei Ausübung der Seelforge anvertraut ift” (Deutjche StrafPßD. $ 51 3.1, 
vgl. Defterreihiiche StrafPO. $ 151 3. 1), — femer unter gleicher Bezug: 
nahme auf das in Ausübung des Berufs Anvertraute Vertheidiger des Beichuldigten 
¶ Deutſche StrafPO. $ 52 3.2; vgl. Oeſterreichiſche StrafpPO. $ 152 3. 2), 
Rechtsanwälte und Aerzte (Deutſche StrafPO. daf. 3. 8). Nach Oeſterreichiſchem 
Recht find Geiftliche über das, was ihnen unter die Pflicht zur Verſchwiegenheit be 
gründenden Umftänden anvertraut wird, auch mit ihrer Zuftimmung nicht zu 
vernehmen (vgl. Deutiche CPO. $ 848); jo weit es fich nicht um die Beichte 
handelt, wird aber die Erflärung Desjenigen, der die Mittheilung machte, daß er 
fie nicht als „anvertraut“ anfehen wolle, nicht ohne Einfluß bleiben fönnen. Im 
Einzelnen ift Hier zu bemerken: 

a) Im Inlande fungirende Geiftliche müfjen als folche nach ben Geſetzen des 
Landes anzuerkennen fein, d. h. es darf fich der Richter nicht mit den Landesgeſetzen 
in Widerfpruch ſetzen, indem ex die betreffende Berfon als Geiftlichen, ihre Thätigfeit 
ala amtliche behandelt. Daß eine pofitive ftaatliche Anerkennung ftattgefunden haben 
mäüffe, wenn das Geſetz ein Fungiren auch ohne folche geftattet, folgt baraus 
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nit. Wo alſo neben den ftaatlich anerlannten Kirchen andere beitehen, die nicht 
verboten find, wird bie Stellung ihrer Geiftlichen ebenjo berüdfichtigt werben 
möüffen, wie wenn e& fich um im Auslande vorgenommene geiftliche Berrichtungen 
Handelt; die Beweisfrage wird natürlich in beiden Fällen manchmal Schwierigkeiten 
maden und der Würdigung des Gerichts unterliegen, während fie in ben anderen 
durch die flantliche Anerkennung entſchieden ift. 

b) Rechtsanwälte und Aerzte find bezüglich alles deſſen befreit, was ihnen von 
wem immer „bei Ausübung” ihres Berufes anvertraut wurde. Das iſt aber doch 
nur auf das aum Zweck der Ausübung vorſätzlich Mitgetheilte, nicht auf gelegentlich 
der Ausübung gemachte Wahrnehmungen zu beziehen; die Scheidelinie freilich a 
oft eine kaum wahrnehmbare. Der Zweck des Geſetzes ift nur, zu erreichen, daß 
man fich mit Beruhigung den gedachten Perfonen anvertrauen Yonne; und nır was 
dieſen Zweck beeinträchtigen würbe, fällt unter das Privilegium. Stellvertreter der 
Anwälte u. ſ. w., die jelbft unter ben gleichen Begriff fallen, find zur Zeugniß- 
verweigerung auch dann berechtigt, wenn ihnen etwas zum Zweck der Mebermittelung 
an ihren Chef anvertraut wurde; und ebenjo ift es Ießterer bezüglich des jo ver— 
mittelten „Anvertrauens“. Dagegen -ift Hülfgperfonal anderer Art (Schreiber, Kanzlei= 
beamte u. dgl.) nicht in die Befreiung eingefchloffen; gewiß nicht dem Wortlaut 
nad, aber auch nicht unbedingt vermöge des Zweckes des Geſetzes, weil die Mit- 
theilung an jolche Perfonen vermuthen Läßt, daß ein Bedurfniß der Geheimhaltung 
nicht empfunden wurde und daß fie daher auch nicht nur im Vertrauen auf benufe« 
mäßige Berjchwiegenheit gemacht wurde (anderer Meinung: v. Schwarze). Es fommt 
dazu, daß bei Aufnahme der Beitimmung der Deutſchen StrafpPO. $ 52 3. 3 die 
Abſicht unverkennbar obwallete, fie auf Perfonen von einer höheren Lebenzftellung, die 
einige Gewähr gegen Mißbrauch bietet, einzufchränten, weil fonft die Richterwähnung 
der Hebammen ganz unerflärlich wäre. 

c) Troß der Erwähnung der Rechtsanwälte mußten die Vertheidiger be 
fonder8 hervorgehoben werben, da dieſe nicht immer dem SKreife der erfteren an= 
gehören. Es ift nun durchaus fein Grund denkbar, warum das Privilegium jolcher 
Dertheidiger ein bejchräntteres fein follte, als das der Rechtsanwälte; wenn daher 
auch der Wortlaut „DVertheidiger des Beſchuldigten“ darauf hinzudeuten jcheint, daß 
Dafjelbe nur in der Strafiache Geltung Hat, in welchem Derjenige als Beichuldigter 
ericheint, in defjen Intereſſe dem Verteidiger die Mittheilung gemacht wurde, fo 
nöthigt doch die Vermuthung innerer Konfequenz de Geſetzes, von welcher der Aus— 
Teger auszugehen hat, anzunehmen, daß die Befreiung für alle Mittheilungen gelte, 
welche einem Bertheidiger in dieſer feiner Eigenfchaft, gleichviel ob es ſich um die 
Vertheidigung des heutigen Beichuldigten oder eine® Anderen Hanbelte, gemacht 
wurbe. Anders nach Defterreichiichem Recht, welches ein Privilegium ber Rechts- 
anwälte als folcher nicht kennt und das der Vertheidiger auf dagjenige beſchränkt, 
„was ihnen in dieſer Eigenſchaft von dem Beſchuldigt en anvertraut worben 
ift“. In dem Progeh gegen einen beftimmten Beichulbigten find daher nur deſſen 
ee an einen Vertheidiger geſchützt. Es ift dagegen gleichgültig, ob der 
berufamäßige Vertheidiger als folcher auch in. der gegenwärtigen Straſſache ein= 
fchreitet; genug, daß ihm die Mittheilung von dem Heute Beſchuldigten gemacht 
wurde, weil er Vertheidiger ift; ob er zu ber Zeit ber beitellte Vertheidiger 
des Beihuldigten war, darauf kommt es nicht an; e8 Tann die Mittheilung auch 
aus Anlaß von Verhandlungen über die Uebernahme einer eventuellen Vertheidigung 
ober eine Rathes, der noch vor Einleitung einer Strafverhandlung erbeten wurde 
(4. B. weil der ſpätere Beſchuldigte als Zeuge über den Gegenftand der fpäteren 
Anklage gegen ihn vorgeladen wurde), gemacht worben fein. Zu dem gleichen 
Refultat führt auch nach der Deutfchen Straf PO. die oben hervorgehobene Konfequenz 
der 3. 3 des $ 52 (anderer Meinung: v. Schwarze). 
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d) Nach der Deutichen StrafPO. haben alle Hier genannte Perfonen das 
Recht, das Zeugniß zu verweigern, und fie haben e8 mit Ausnahme der Geiftlichen 
nur fo lange als fie nicht „von der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit entbunden 
find“. Es Handelt fi alfo nur ſcheinbar um ihr Recht; es ift vielmehr ein fremdes 
Recht, welches jo wie unter den Schuß ihrer berufsmäßigen Verſchwiegenheit auch 
unter ben ihres Taktes und ihrer fachmänntfchen Beurtheilung geftellt ift. Im erfter 
Linie Hat aljo ber Zeuge zu beurtheilen, ob er durch Beantwortung einer an ihn 
gerichteten Frage feiner Berufspflicht gegenüber Demjenigen, deffen Geheimniß er zu 
bewahren hat, verleft. Glaubt er dies nicht, fo hat Niemand ein Recht, ihn von 
der Ausfage abzuhalten; im entgegengejeßten Falle wird allerdings auch das Gericht 
fi) die Ueberzeugung verfchaffen können, ob die Vorausſetzungen der gejehlichen 
Befreiung vorhanden feien; allein auch bie hierauf gerichteten Fragen zu beantworten, 
Kann der Zeuge verweigern, fobald er hierdurch in Gefahr käme, durchblicken zu Laffen, 
was er zu verſchweigen berechtigt ift. Dies ändert fich durch die Entbindung 
vom Geheimniß. Diele kann offenbar nur von Demjenigen ausgehen, welchen 
gegenüber der Zeuge gebunden ift; es ift dies keineswegs immer der Beichulbigte, 
fondern der Regel nach Derjenige, welcher den Zeugen in Ausübung feines Berufes 
um Rath und Beiftand anging und zu diefem Zwecke ihm vertrauliche Mittheilungen 
machte ober zuführte, gleichviel ob er dies mittelbar oder unmittelbar that, 3. B. 
ihm etwas durch einen Dritten jagen ließ. Mit einem Worte: Derjenige kann auf 
die Berufßverjchwiegenheit verzichten, welcher an den Zeugen al® an eine Perjon 
feines Vertrauens fich gewendet, feine Dienfte in Anſpruch genommen hat. 

e) Bei Beratung der StrafPO. war von der Reichstagskommiſſion eine Be— 
ftimmung vorgejchlagen worden, welche, wenn auch nicht außgefprochenermaßen, doc) 
ihrem eigentlichen Grunde nach ein Privilegium für das der Beruisverſchwiegenheit 
ber Redakteure, Verleger und Druder anvertraute Geheimniß der Berfafler, 
Herausgeber oder Einfender eines anonymen Preferzeugniffe begründet hätte. Diele 
Beltimmung ward jchließlich fallen gelaflen, und die Sache ift jet unter ben aller 
dings auch in dem Borfchlage jelbft vorangeftellten Gefichtspunkt zu bringen, in 
wieſern bie erftgedachten Perjonen wegen der fie ſelbſt treffenden Verantwortlichteit 
eine Augnahmäftellung beanfpruchen können (vgl. hierüber — außer der Literatur, die 
fchon vor der StraPO. auf Grund bes Reichspreßgeſetzes angewachſen war, jetzt 
am vollftändigften zufammengeftellt in Geyer's Lehrbuch, ©. 529 Anm. 6 — 
Heinze, Strafproz. Erörterungen, ©. 112 ff.; v. Schwarze, StruPO., ©. 183 ff. 
und ©. 189—190; Löwe, ©. 944 ff. (2. Aufl. ©. 778 ff.); Keller, bei $ 56 ber 
Stra PO. N. 6; Bom hard, bei 853 R. 8u. 5 56 N. 6; Puchelt, bei $52N.2 
u. bei $ 56 Nr. 7). Danach kommt es auf folgende Geſichispunkte an: Die gedachten 
Perfonen können geltend machen, daß fie in der Sache jelbft Beichuldigte feien; 
hier find alſo die oben unter I bezeichneten Rüdfichten maßgebend; es Tann dies 
am ebeiten beim Redakteur vermöge der ihn treffenden Vermuthung der Thäterfchait 
($ 20 des Preßgejeges) der Fall fein. Seine eigene Erklärung kann aber an ber 
Beurtheilung des Falles nichts ändern, weil ja überhaupt fein Schuldbekenntniß 
für fich allein entſcheidet. Die Berufung auf $ 54 der StrafPO. wird im ber 
Regel wenig fruchten, weil die Anttvort gewöhnlich nicht für den Zeugen, jonbern 
für Dritte gefährdend fein wird, Vielmehr werden regelmäßig alle gedachten Perfonen 
nach $ 56 3. 3 der StrafPO. als verbächtige Zeugen unbeeidigt zu vernehmen 
fein; darauf weifen auch die Regierungsmotive (S. 46) Hin, wobei nur nicht zu 
begreifen, wie biefelben erklären konnten, daß vermöge der gerade hierdurch konſtatirten, 
wenn auch befchränkten Zeugnißpflicht derfelbe Zweck erreicht werde, wie durch bie 
Beitimmungen folcher Gejete, welche, wie Art. 143 der Witt. StrafPO., das Recht 
zur Verweigerung bed Zeugniffeg ertheilen. — Nach Defterr. Recht befteht ebenfalls 
fein PBrivilegium aus dem Gefichtepunfte der Wahrung des berufgmäßigen Ge 
heimniffes, immerhin aber kann im gegebenen Falle auf Grund des $ 153 der 
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Straf PO. zu erwägen fein, ob die Ablegung des Zeugniſſes aus dem angegebenen 
Grunde dem Redakteur u. ſ. w. zur Schande gereichen würde, in welchem Falle er 
mr in „befonder® wichtigen Fällen” zum Zeugniß verhalten werben fol. Bei 
diefer Beurtheilung Tann aber nicht davon ausgegangen werben, daß jener Grund 
der Regel nach eintrete, da im Allgemeinen, eben weil keine gejebliche Befreiung 
befteht, auch nicht angenommen werben Tann, daß ber bezügliche Verkehr auf ber 
Bafis unbedingter Verſchwiegenheit, auch dem Gericht gegenüber, erfolgte; es wird 
fi vielmehr darum Handeln, ob individuelle Vorgänge vorliegen, welche eine aus» 
nahmaweife moralifche Verpflichtung zur Verſchwiegenheit begründen. 

C. Auf Humaner Rüdficht für das Gefühl des Zeugen beruht die Befreiung 
der näcften Angehörigen des Beichuldigten von der Zeugnißpflicht. Die 
Gejehgebung jelbft zollt darin dem familienfinn, der es dem Zeugen ſchwer 
macht, felbft eine Thätigkeit zu entwideln, welche dazu beitragen Tann, einem 
nahen Angehörigen ein hartes Schidjal zu bereiten, feine Huldigung, obgleich 
vielleicht um den Preis der Schädigung wichtiger öffentlicher Intereffen. Diejer 
Geſichtspunkt und nicht der der Beſorgniß vor der naheliegenden Verſuchung 
zu falfchen Ausſagen ift — im Gegenſatz zum Römijchen und Yranzöfifchen, theil- 
weiſe auch Englifchen Recht — mafigebend. Eben daraus folgt, daß die Gejeh- 
gebung feinen Anlaß Hatte, ſolche Zeugniffe auszujchließen. Der Zeuge hat es 
mit fich auszutragen, ob er das Gefühl wirklich ſchonen will, welches das Geſetz im 
Allgemeinen bei ihm vorausſetzt, und ob dieſes Gefühl nicht vielmehr ihn zur Aus- 
fage drängt. Im letzterer Hinficht wird das Intereſſe des Angeflagten für ihn 
entfcheidend fein, nicht aber (wie Dalde ohne Angabe von Gründen behauptet, 
1. Dagegen Geyer, Lehrb., ©.510, bejonderd Boitus, Kontroverfen, I. ©. 188 ff.) für 
den Beftand de Rechtes zur Zeugnißverweigerung. Es handelt fich dabei über- 
haupt nicht um ein Recht des Angeklagten (abgejehen von dem auf Einhaltung 
der geſetzlichen Vorſchriften), fondern Lediglich um ein Recht des Zeugen. Dagegen 
bezieht fi die Behreiung nur auf die Zeugenaußfage, dabei jedoch auf bie 
ganze Ausfage. Der Berechtigte ift don der Pflicht, der Vorladung Folge zu 
leiften und diejenige Auskunft zu ertheilen, die — ohne Verlegung des Zweckes ber 
Berreiung — den Richter in den Stand ſetzt, das Borhandenfein des Befreiungs- 
grundes zu prüfen, nicht befreit. Andererjeit® bat der Zeuge nur das Recht, die 
Ausjage Überhaupt zu verweigern, nicht aber die Antwort auf einzelne ragen 
(anderer Meinung Löwe, welcher die im $ 54 gewährte Befreiung auch den An- 
gehörigen des Beſchuldigten zuerkennt). Die Deutiche StrafPO. enthält allerdings 
im $ 51 Abf. 2 die Anerkennung des Rechtes des Zeugen, „den Verzicht” auf das 
Recht zur Verweigerung de Zeugniffes „jederzeit auch während der Bernehmung 
zu widerrufen” ; allein mit diefem Widerruf endigt auch die Vernehmung und es 
lann nicht die Vernehmung in der Weife fortgefeht werden, daß die Beantwortung 
einzelner Fragen vom Belieben des Zeugen abhängt. — Eine andere Frage ift, ob 
der fpätere Widerruf des Verzichtes auch die bereit? abgelegte Ausſage unwirkſam 
madt. Die Trage, ob das darüber aufgenommene Protokoll fpäter verlefen werden 
darf, wird im Zufammenhang mit der gleichen bei anderen Fällen fich ergebenden 
unten erörtert. Wenn dagegen die durch Zurüdnahme des Verzichtes unterbrochene 
Ausjage in der Hauptverhandlung abgelegt wurbe, jo könnte darin, daß das Gericht 
jein Urtheil auf das kraft gefegmäßigen Vorganges bereit® Vernommene fügt, ein 
Nichtigkeitsgrund nicht gefunden werden. 

Das Recht fteht den Angehörigen des Beſchuldigten zu. ALS foldhe 
„Angehörige” find im 8 51 der Deutichen StrafPO. aufgezählt: 1) der Verlobte, 
2) der Ehegatte des Beichuldigten, „auch wenn die Ehe nicht mehr befteht”, 3) durch 
option, durch Verwandtſchaſt, Verſchwägerung in gerader Linie oder bis zum britten 
Grade der Seitenlinie im erſten, bis zum zweiten Grade im zweiten Fall Ver— 
bundene. — Vergleicht man diefe Aufzählung mit der der Defterr. StrafPO. $ 152 3.1 

dv. Holgendorff, Gnc. I. Kechtaleriton III. 3. Wufl. h 89 
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fo fehlen in Ießterer: der Verlobte und die Schwiegereltern, umgekehrt im Dentfchen 
Geſetz: die Geſchwiſterkinder, Pflegeeltern und Pflegefinder, Vormund und Münbel. 
Was nun die Verlobten betrifft, jo bemerkt bereit? v. Schwarze, es könne im 
einzelnen Falle zweielhaft fein, ob ein derartiges Verhältniß vorliegt; „jedenfalls 
ift ein öffentliches Verlöbniß zu verftehen“. Thilo dagegen meint, e& komme nur 
auf das thatjächliche Eingehen auf ein folches Verhältniß an; Dalde fordert bie 
Verabredung der Ehe mit Zuftimmung derjenigen, deren Einwilligung erjorberlich 
war; Buchelt meint, es komme auf Stand, Ortäfitte und Gebrauch an und ſchließ⸗ 
lich enticheide das richterliche Ermeſſen. Bomhard und Koller halten fih nur 
an letzteres; ebenfo Voitus, der den Richter „nach den obwaltenden Umftänden 
urteilen” Täßt, und Löwe, der nur ein „thatfächlich beftehendes Verlöbniß, ein 
rechtöverbindliches alſo keineswegs erfordert, ebenjowenig ein öffentliches". Keller 
hält mit Recht nur folche für „Ehegatten“, deren Ehe bürgerlich gültig ift; bie 
„tanonifche Ehe“ genügt ihm nicht, aber auch nicht als Verlöbniß. : 

Das Geſetz verlangt ein Verhältniß von Angehörigfeit gegenüber dem Be— 
Ichuldigten. Eine progefjualifch ausgeprägte Stellung ift nicht nothwendig, jo 
lange eine folche nicht durch das Prozeßſtadium ohnehin bebingt ift; d. h. es genügt, 
wenn das DVorbereitungsverjahren eine deutlich erkennbare Richtung gegen eine be= 
ſtimmte Perfon genommen hat. Iſt dies nicht der Fall, jo kann die allgemeine 
Verficherung des Zeugen, es liege ber Befreiungsgrund vor, nicht genügen; ber 
Richter muß das BVorhandenfein deſſelben prüfen können; und andererfeits muß 
dafür geforgt fein, daß eine mit Unrecht vorgenommene Vernehmung, gleichviel ob 
ſich der Zeuge vergeblich widerſetzte ober jelbft nicht wußte, daß ber Fall der 
Zeugnißvertveigerung borliege, nicht gegen den Beichuldigten gebraucht werde (j. unten). 
Handelt e8 fih um eine Mehrheit von Beſchuldigten, jo haben Mitbeſchuldigte 
für ihre Perſon, eben weil fie nicht als Zeugen, jondern ala Bejchuldigte vernommen 
werben, fein Recht, die Ausfage aus dieſem Grunde zu vertveigern (vgl. oben I.). 
Allerdings unterliegen fie eben darum auch nicht dem Zeugenzwang; 8 fragt fich aber, 
ob ihre Ausſage benußt werden darf, ohne daß fie ausbrüdlich über ein ihnen zu⸗ 
kommendes Recht ber Weigerung belehrt find und darauf verzichtet Haben, und dies 
ift aus dem angegebenen Grunde zu bejahen. Ueber den Umfang des Rechtes der 
Angehörigen einesbder Mitbeſchuldigten, das Zeugniß zu verweigern, Heißt 
es in der Defterr. StrafPO. ($ 162, zweiter Abfah): die vorgeladene Perſon kann 
fich „des Zeugniffes Hinfichtlich der anderen nur dann entfchlagen, wenn eine Sonde- 
rung der Ausſagen, welche die letzteren betreffen, nicht möglich ift“. Mit denfelben 
Worten löſt v. Schwarze diefe Frage für dag Deutfche Strafprogeßrecht, wo fie 
das Geſetz nicht entfcheidet. Der gleichen Anficht find Thilo, Puchelt und 
Dalde, der noch weiter geht. Dagegen erklären Löwe, Geyer und Boitus 
das Recht für ein unbedingtes, es wäre denn, daß die Unterjuchung mehrere felbit- 

ſtändige Straffälle umfaßt. Allein die Möglichkeit, die Ungefährlichkeit der Ausſage 

für den Angehörigen des Mitbejchuldigten zweifellos zu erkennen, kann auch jonit 
vorhanden fein; und umgefehrt Tann das Gegentheil auch bei Verfchiedenheit der 
Strafjälle eintreten; der Angehörige bleibt im derſelben Berhandlung Mit- 
beſchuldigter und & ift möglich, daß dasjenige, was die Berurtheilung eines 
feiner Genoffen wegen einer anderen Sache jürdert, auch auf ihm nachtheilig zuräd- 
wirkt. (ft A eines Raubanjalles überführt, jo wird man leichter an einen zweiten 
Raubanfall defielben, an dem auch B betheiligt ift, glauben. Noch aufjallender kann 
das Verhältniß hervortreten, wenn zwei Perfonen gleichzeitig wegen gegenjeitiger 
Körperverlegungen angeflagt find.) 

Irgend einen Grund, warum nad) bem Tode eined Mitbefchulbigten 
deſſen Angehörige das Zeugniß noch follten verweigern fünnen, vermag ich nicht zu 
erfennen, wenigſtens joweit nicht die Aufhebung eines gegen jenen ergangenen Urtheils 
in Frage fteht (vgl. v. Schwarze, ©. 177 Nr. 11 und Puchelt, ©. 128 Ar. 8). 
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Auf diefen Ausnahmsjall muß e8 wol auch bezogen werden, wenn v. Schwarze 
bezüglich des Ehegatten des Beſchuldigten jagt: „Es ift gleichgültig, ob die Löfung 
der Ehe durch Tod ober Scheidung erfolgt“. Unbedingt gilt dies übrigens von 
dem Schwägerichaftsverhältnig. (Nach Defterr. Recht Tommt die im $ 153 ber 
Straf PO. vorgejehene, unten näher zu beiptechende bedingte Befreiung, wegen Gefahr 
der Schande, auch den Angehörigen eine Verftorbenen zu ftatten.) 

D. In engem Zufammenhange mit der Befreiung von der Zeugenaußfage in 
einem Strafprogeß, in welchem ein Angehöriger des Zeugen als Beichuldigter er» 
fcheint, fteht das Recht jedes Zeugen, die Antivort auf Fragen zu beriveigern, 
deren Beantworbung einem Angehörigen im oben bezeichneten Sinne oder ihm ſelbſt 
die Gefahr ftrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde ($ 54 der Deutfch. StrafPO.). 
Der Ausprud „trafgerichtliche Verfolgung” wurde eigend angewendet, um bie Be— 
rüdfigtigung der Gefahr einer Disziplinarunterfuchung auszuſchließen. Nach $ 158 
der Oeſterr. Straf O. foll der Zeuge „nur in befonder® wichtigen Fällen“ zur Aus— 
Tage verhalten werden, „wenn die Ablegung des Zeugniffes oder die Beantwortung 
einer Frage für den Zeugen einen unmittelbaren und bebeutenden Vermögensnach- 
tHeil nach fich ziehen oder ihm felbft oder einem jeiner Angehörigen Schande bringen 
würde“. Die Vergleihung ergiebt, daß hier einerfeit® ein weiterer Kreis von Motiven 
zur Berweigerung der Ausfage berüdfichtigt, andererfeit® aber dem Zeugen fein ab- 
ſolutes Recht gewährt, fondern der Richter in bie Lage gebrauht ift, dag Gewicht 
der Abhaltungsgründe in die eine Wagfchale zu Iegen und in die andere daß ber 
an die Ausfage im konkreten alle gefnüpften Interefſen. Das Deutiche Geſetz Legt 
das Gewicht auf die Gefahr ftrafgerichtlicher Verfolgung, nicht auf die 
Schande. - Auch die geringfügigfte Uebertretung genügt hierzu, jo lange nicht durch 
Tod, Verjährung, res judicata u. f. m. die Verfolgung ausgeſchloſſen ift. 

E. Als eine partielle Befreiung von der Zeugnißpflicht ift das Recht ber An- 
gehörigen des Beichuldigten, die Beeidigung ihres Zeugniffes „auch nach ihrer 
Vernehmung“ zu verweigern, anzufehen ($ 57 der Deutih. StrafPO.). Diefem Recht 
fteht aber, wie oben unter III. bemerkt wurde, andererjeit3 die aus der verbächtigen 
Beichaffenheit ſolcher Zeugnifle abgeleitete Beftimmung gegenüber, daß die Beeidigung 
vom richterlichen Ermeffen abhänge. Aus dem Sneinandergreifen beider Beftimmungen 
folgt, daß die Beeidigung bis nach der Vernehmung ausgeſetzt werden kann und wol 
auch fol. Das Mifliche, das darin Liegt, eine wichtige Gewähr ber Richtigkeit der 
Ausfage nach zwei Seiten hin der Ungewißheit preiszugeben, zeigt ſich, wenn die 
Tälle erivogen werden, wo das Zeugnie eine große Wichtigfeit hat, ber Angehörige 
ein wahrer Belaftungszeuge ift u. |. w. (Bol. Löwe bei $ 57 Nr. 1. Der da= 
jelbft erwähnte Tall einer Mehrheit von Mitbeichuldigten bedarf einer weiteren 
Unterfcheidung: dag Recht der Eidesweigerung reicht keinesfalls weiter, als das der 
Zeugnißverweigerung.) Wie ſchon erwähnt, werden nach ber Defterr. StrafPO. die 
Angehörigen des Beichuldigten, ſobald fie auf ihr Recht verzichtend ausſagen, jo be= 
handelt, wie dies Die Deutjche StrafPO. bezüglich der im $ 52 erwähnten Zeugen 
tut: fie find vom Eid weder befreit, noch ausgefchloffen. Damit hängt e8 auch 
zuſammen, daß nad) $ 205 Abf. 2 der Defterr. StrafPO. die Angehörigen des 
Beſchuldigten, die Gegenüberftellung mit diefem, wenn fie fi) als Zeugen abhören 
faflen, nur dann ablehnen können, wenn nicht ber Beſchuldigte ſelbſt fie verlangt. 
Nah Deutichem Recht kann dem Angehörigen des Beichuldigten feine Gegenüber- 
ftellung weder mit diefem noch mit anderen Zeugen aufgenöthigt werden, ba fie 
den Verzicht auf daB Recht der Zeugnißverweigerung jederzeit widerrufen können. 

Zu der partiellen Befreiung von ber Zeugenpflicht gehört auch die gewiſſen 
Beamten für einzelne Arten von Straffachen zugeftandene Befreiung vom Zeugeneide. 
Auf Grund des $ 8 des EG. zur Deutichen StrafPO. Tann diefe Befreiung die 
Landesgeſetzgebung für als Zeugen in Forft« und Feldrügeſachen auftretende Forſt⸗ 
ober Feldbeamte verfügen (Löwe zum angez. $ Nr. 12). Nach der Defterr. StrafPO. 
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($ 453) find im Verfahren wegen Webertretungen „Beamte und beeibete Diener der 
öffentlichen Gewalt, welche eine Ausſage über Thatfachen oder Umftände ablegen, 
welche fie in Ausübung ihres Amtes wahrgenommen haben, .... nur unter 
Erinnerung an ihren Dienfteid als Zeugen zu vernehmen“. 

F. Ueber die prozeſſuale Geftaltung der Ausübung der vorftehend 
behandelten Befreiungen von der Zeugnißpflicht ift Folgendes zu bemerken: Wo für 
die Beireiung in erfter Linie öffentliche Rückſichten fprechen, muß bag Gericht von 
jelbft darauf Bedacht nehmen. Wo es ſich um die Befreiung von der Pflicht, der 
Ladung nachzutommen, bei Gericht zu erfcheinen u. |. w. Handelt, wird die Löſung 
etwa aujtauchender Zweifel der Regel nach auf Grund jchriftlicher Mittheilungen 
der Geladenen zu erfolgen haben. Bezüglich der Fälle, wo e8 fi) um die Wahrung 
des Amtögeheimniffes Handelt ($ 53 der Deutfchen StrafPO.), ift oben ſchon das 
Wichtigfte befprochen. In den übrigen Fällen kommt in Betradt: , 

1) ob die Zeugen über das ihnen zukommende Recht zu belehren find. Aus- 
drüdlich vorgefchrieben ift dies im $ 52 Ab. 2 der Deutjchen StrafPO. (bezüglich der 
Angehörigen des Befchu‘digten), und zwar mit dem Beiſatz „vor jeder Bernehmung“, 
offenbar vorfäglich unterlaffen bei $ 52 (berufamäßige Verſchwiegenheit), weil bier 
vorausgeſetzt wird, daB der Zeuge vermöge feiner Stellung über fein Recht unter 
richtet und darauf vorbereitet iſt, es auszuüben, woraus nicht folgt, daß es unter 
fagt ei, eine darauf abzielende Hinweifung zu machen, wenn Zweifel über das Zu 
treffen dieſer Vorausſetzungen fich ergeben. Wo es fih um die Anwendung des 
8 54 der Deutfchen Straf PO. Handelt, ift die Belehrung nicht vorgefchrieben ; fie wird 
auch in vielen Fällen ganz unmöglich, in anderen ſehr mißlich ſein, weil fie einen 
bedenklich juggeftiven Charakter annehmen kann. In anderen Fällen wird es da 
gegen ganz im Geifte des Geſetzes Liegen, fie nicht zu unterlaffen; das Gleiche gilt 
auch bezüglich des Rechtes der Angehörigen des Befchuldigten, den Eid zu ver 
weigern. Dabei barf aber nicht üiberjehen werden, daß die Unterlaffung der Be 
lehrung im alle des $ 51 der Deutichen StrafPO. eine gang andere Wirkung 
bat, ala in den anderen Fällen. 

2) Nach der Oeſterr. StrafPO. ($ 152 letzter Abſatz) ift der progefiuale Vor⸗ 
gang bei Vernehmung von Angehörigen des Beichuldigten jo geregelt, daß der Richter 
fie „vor ihrer Vernehmung oder doch ſobald ihm das Verhältniß zu dem Beſchul⸗ 
digten befannt wird, über ihr Necht, fich des Zeugniffes zu entfchlagen, zu belehren 
und ihre barüber erjolgte Erklärung in das Protokoll aufzunehmen“ hat. „Hat 
ber Zeuge auf fein Recht ... nicht außdrüdlich verzichtet, jo ift feine Ausſage 
nichtig“. Die Folge Hiervon ijt insbeſondere, daß die Verlefung des Protofolles in 
der Hauptverhanblung, wenn fie nicht ohne Widerjpruch erfolgt, oder die Ablegung 
der Ausfage in der Hauptverhandlung ſelbſt, Nichtigkeit der Hauptverhandlung herbei⸗ 
führt ($ 281 3. 3 und 4). — Es ift ſomit „ausdrüdlicher Verzicht“ des 
Zeugen Bedingung der Verwendbarkeit feiner Ausſage, ob die Vernehmung ohne 
diefen Verzicht erfolgte, weil der Angehörige des Zeugen noch nicht Beichuldigter 
war, weil das Berhältniß noch nicht erfannt war, oder weil der Richter regelwidrig 
vorging, macht dabei feinen Unterfchied. — Die Deutjche StrafPO. begnügt ſich 
mit einem ſtillſchweigenden Verzicht, unter der Vorausſetzung der voraus 
gegangenen Belehrung. Iſt daher die „Belehrung unterblieben und das geforberte 
Zeugniß abgelegt worden, jo darf von der niedergejchriebenen Außfage ein weiterer 
Gebrauch nicht gemacht werden* (KLöwe); ebenfo wird wol auch, wenn der Vorgang 
in der Hauptverhandlung jelbft fich zutrug, dies einen Reviſionsgrund bilden. In 
beiden Fällen kann es meines Erachtens aber nicht darauf anlommen, ob dem Richter 
eine wiſſentliche oder jahrläffige Verlegung des Geſetzes zur Laſt fällt, fondern darauf, 
ob das geſchehen oder unterblieben ift, was das Geſetz vorſchreibt. (Derjelben Anz 
ſicht: v. Schwarze; anderer Meinung: Löwe.) 
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3) Das Formgebrechen der Vernehmung ohne vorausgegangene Belehrung kann 
Telbftverftändlich durch ausdrücklichen Verzicht des Zeugen auf fein Recht unfchädlich 
gemacht werden; ob auch dur nachträglichen Verzicht? Griolgt dieſer 
während des Verfahrens, fo wird er der ausbrüdlichen Zuftimmung zur ferneren 
Verwendung der Ausfage nach Deutichem Rechte (nicht nach Defterreichifchem) gleich- 
fommen. Nach Schluß der Hauptverhandlung abgegeben, fünnte er meines Erachtens 
an der EN Te Nichtigkeit des Verjahrens nichts ändern. (Vol. v. Schwarze, 
©. 177 3.9 

4) Der gleichviel ob ausdrückliche oder ftillfchweigende Verzicht kann jederzeit 
widerrufen werden, und es fragt fich, welche Wirkung dies anf die ſchon erfolgte 
Vernehmung übt. Abgefehen von dem im Laufe der Vernehmung erfolgten Wider 
rufe, don dem fchon oben die Rede war, wird der Fall meift in der Weife ein= 
treten, daß der Verzicht erft in der Hauptverhandlung (oder in einer neuen Haupt⸗ 
verhandlung) hervortritt. Diefen Hauptiall regelt nun $ 251 der Deutfchen Stra PD., 
welcher die Verlefung der früheren Ausſage verbietet, wenn der Zeuge in der Haupt- 
verhandlung das Zeugniß verweigert. (Daflelbe ergiebt ſich aus $ 252 der Defterr. 
StrafPD.) Nach den Beftimmungen der Deutjchen StrafPO. wird der Fall, daß 
die Ausfage des Zeugen verlefen wird, wenn er nicht zur Hauptverhandlung geladen 
war, ohnehin nicht leicht vorkommen; und ift andererfeits jelbft die unberechtigte 
Derweigerung de Zeugniffes in der Hauptverhanblung fein Grund, welcher die Ver— 
Lefung der Ausfage des Zeugen rechtfertigt. Uebrigens ift aus $ 251 noch ferner 
zu folgern, daß auch eine fchriftliche Verwahrung des etwa gar nicht geladenen Zeugen 
ein Hinderniß der Berlefung feiner Ausſage bildet. 

5) Dagegen begründet das Recht der Zeugnißverweigerung fein Hinderniß dagegen, 
Daß, wenn der Zeuge ftirht, ohne den Verzicht widerrufen zu haben, die Ausſage 
verlefen werbe, jerner daß aufßergerichtliche Mittheilungen eines Angehörigen bes 
Beichuldigten erwieſen und benußt werden. Wohl aber wäre es eine ummwürbige Um⸗— 
gehung des Gefeßes, das Protokoll über die Vernehmung des Zeugen, nach Widerruf 
feines Berzichtes, durch die mündliche Ausſage über feine Vernehmung zu erfegen. 
(Bedenken erregt da nur der Fall der Konfrontation, wo ficher nicht dem Beichul- 
digten, aber auch faum einem Zeugen verwehrt werden kann, anzuführen, mas der 
mit ihm konfrontirte Angehörige des Beichuldigten ihm ins Geficht gejagt habe.) — 

6) Wenn der Zeuge die Befreiung in Anſpruch nimmt, fo muß er, ſofern das 
Vorhandenſein des Befreiungsgrundes einem Zweifel unterliegt, den Richter in den 
Stand ſetzen, darüber ſich ein Urtheil zu bilden. Nach 8 55 der Deutfchen Straf PO. 
Hat er fogar die Thatjache, auf welche er die Verweigerung des Zeugniſſes' ſtützt 
(außer dem alle, wo es fich um das Amtsgeheimniß handelt), glaubhaft zu machen. 
„Es genügt die eibliche Verficherung”. Bei alledem ift aber daran feſtzuhalten, daß 
der Zeuge zu Feiner Angabe genöthigt werben darf, durch welche fein Recht ſchon 
vereitelt würde. Ueber die Statthaftigkeit der Zeugnißvermweigerung entfcheidet der 
Nichter, welcher die Vernehmung leitet, alfo auch ber requirirte Richter. 

VI Unberedtigter Verweigerung des Zeugniffes oder Eibes 
gegenüber tritt der Zeugenzwang (ſ. d. Art. Zeugnißzwang) ein. 

VI. Die Entgegennahme der Zeugenansfage erfolgt auf verfchiebene 
Art, je nachdem fie in ober außerhalb ber Hauptverhandlung vor fich geht; in 
fegterem Falle muß nach Deutfchem Recht wieder unterfchieben werben, ob eine 
Vernehmung ftattfindet, welche beftimmt ift, die Stelle der Vernehmung in der 
Hauptverhandlung zu erjegen (kommiſſariſche Vernehmung). Im Allgemeinen 
ift bezüglich der Vernehmung im VBorverfahren auf die Artikel Einleitung der 
Unterfuhung und Borunterfuchung, bezüglich ber Vorbereitung der Haupt» 
verhanblung und des Ganges ber Vernehmung in derjelben auf den Art. Beweiß- 
verfahren Bezug zu nehmen. 
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Uebrigens gelten für die Zeugenvernehmung folgende Grundſätze: 

1) Jeder Zeuge ift einzeln zu vernehmen. Damit lift zunächſt eine Kollektiv- 
abhörung unterfagt, wie fie immerhin bei Vorfällen denkbar wäre, die fih in Gegen- 
wart zahlreicher Perfonen zutrugen. Der Zeuge ift ferner in Abweſenheit noch zu 
vernehmender anderer Zeugen zu vernehmen, was in der Hauptverhandblung 
befondere Veranftaltungen nöthig macht. Der wichtigfte Grund dafür ift der, daß 
zu den wirffamften Mitteln der Erprobung des Werthes der Zeugniffe gehört, daß 
mehrere Zeugen über ihre gleichzeitigen ober gleichartigen Wahrnehmungen und über 
Gegenftände, über welche fie unerwartet befragt werben, auch übereinftimmend aud- 
jagen. Steht dieſes Erprobungsmittel außer Frage, jo kann die Anweſenheit noch zu 
vernehmender Zeugen ſogar nüglich fein. Der Hauptiall ift der der Gegenüber- 
ftellung, welche einen dreifachen Zweck verfolgen kann: a) die bloße Vorzeigung zum 
Zweck der Wiedererfennung (Rekognition); b) den Austaufch von Detailangaben be- 
huis Herftellung einer vollkommenen Webereinftimmung unter Umftänden, wo an der 
Aufrichtigkeit feines der beiden Zeugen gezweitelt, dagegen erwartet wird, daß fie 
fi gegenfeitig die Erinnerung auftrifchen und ergänzen, c) die Erprobung ber 
Feitigleit und de Beharrens auf einander widerjprechenden Behauptungen. Die 
letztere Form ber Gegenüberftellung, welche (zumal gegenüber dem Beſchuldigten) un- 
verfennbar etwas Peinliches mit fich führt, wird jetzt in der Regel in der Haupt: 
verhandlung in einfacherer und minder verlegenber Weiſe durchgeführt und Tann 
jedenfalls jajt immer auf diefe verfpart werden (Deutfche Stra PO. 5 58 Abi. 2; 
Defterr. StrafPD. 88 168 und 205), was bezüglich der beiden anderen Formen 
der Gegenüberftellung wol nicht „ohne Nachtheil für die Sache“ möglich if. — 

2) Die Vernehmung des Zeugen muß ftet® in Gegenwart des Richters und 
des Schriftführers ftattfinden; bezüglich der Hauptverhandlung ergiebt fidh die Zu- 
laffung weiterer Zuhörer aus der Natur des Vorganges. Im Vorverfahren kommt 
es zunächſt auf die frage an, ob die Progeßbetheiligten ber Vernehmung beimohnen 
dürfen. In dieſer Hinficht find für das Vorverfahren die 88 167 und 191 der 
Deutjchen StrafPO. maßgebend, nach welchen biefelben ber Vernehmung folcher 
Zeugen beitwohnen dürfen, „welche vorausfichtlich am Erfcheinen in der Hauptver⸗ 
handlung verhindert oder deren Ericheinen wegen großer Entfernung bejonders er- 
ſchwert wird“. (Das Nähere in Abſ. 3—6 des $ 191.) Dieſe Beſtimmung findet 
ihre Ergänzung in den $$ 222, 223, welche die Vernehmung durch einen beaui: 
tragten oder erfuchten Richter regeln, die ausbrüdlich zu dem Zweck erfolgt, um die 
Stelle der Vernehmung in der Hauptverhandfung zu erjeben. 

3) Die Zeugenvernehmung iſt ftets eine mündliche. Die einzige Ausnahme 
fritt bei der Verhandlung mit tauben oder ftummen Perjonen ein ($ 188 des Deutſchen 
GVG.), in welchem Yalle die Fragen jchriftlich geftellt oder die Antworten 
Schriftlich ertheilt werden ($ 164 der Defterr. StrafPD.). Eine jchriftliche Erklärung 
des Zeugen, welche dem Gericht eingejendet wird, vertritt die Stelle des Zeugnifies 
in feiner Weile. Es Lonımt dagegen wol vor, daß eine jolche Erklärung vor der 
Vernehmung ſchon überreicht war; ganz beſonders gilt dies von Anzeigen, Die der 
Beichädigte, gewöhnlich der Hauptzeuge, erjtattet hat. Wenn ſich im bejonderen 
Falle keine Bedenken dagegen ergeben, iſt e8 nicht unzuläffig, daß der Inhalt dieſes 
Schriftftüdes durch Verlefung und ausdrüdliche Genehmigung im mündlichen Verhör 
in eine Zeugenausfage umgewandelt wird. Nur muß ber Richter fich völlig davor 
überzeugen, daß das Niedergefchriebene der freie und treue Ausdrud deffen iſt, was 
der Zeuge jagen will, daß er fich der rechtlichen Wirkung diejer Beftätigung und 
feiner Verantwortlichkeit bewußt fei; auch muß der Richter fich zu dem Vorgelejenen int 
Uebrigen verhalten, wie zu jeder anderen zufammenhängenden Erzählung des Zeugen. — 
Eben daraus ergiebt fih, daß dem Zeugen nicht geftattet werden kann, feine Aus: 
fage auf Grund eines mitgebrachten Schriftftüces zu diktiren; wol aber kann ihm 
nicht verwehrt werden, Aufzeichnungen über Gegenftände, die das Gedächtniß allein 


Zeugenbeweis. 1415 


unmöglich ficher feitgalten kann, Rechnungen, Togebuchnotizen u. dgl. zu benußen. 
Aber auch dabei muß nöthigenjalls Kontrole geübt werben: es handelt ſich darum, 
daß der Zeuge feine Erinnerungen auffrifchen Tönne, nicht aber, daß einem Dritten 
ein Mittel geboten werde, feine Ausſage ihm vorzufchreiben. — 

4) Iſt bei ftummen oder tauben Perjonen die Berftändigung durch die Schrift 
nicht möglich, oder macht die Verſchiedenheit der Sprache den direkten amtlichen 
Verkehr des Richters mit dem Zeugen (bei Anweſenheit anderer Betheiligter deren 
Theilnahme am Verhör) unmöglich), jo muß durch Herbeiziefung eines Dolmetich 
die Vermittelung erzielt werden. Bei Verfchiedenheit ber Sprache gilt als Regel, 
Daß das Protokoll in beiden Sprachen aufgenommen werbe ($$ 187 und 188 des 
Deutſchen GVBG.; 88 163 und 164 der Oeſterr. StrafPO.). 

5) Die Vernehmung beginnt mit der Feſtſtellung der Perfönlichkeit des Zeugen 
und feiner DVerhältniffe, foweit es des letzteren für die Zwecke des Verfahrens bedari 
«8 67 der Deutichen, $ 165 ber Defterr. StrafPO.). Die mitunter vorfommende 
Unterfcheidung zwiſchen Berfonal» und Generalfragen, von denen letztere die 
Beziehungen des Zeugen zur Sache und zum Beichuldigten bezeichnen follen, ift 
ohne Bedeutung. Wichtig ift dagegen der Umfang der in ſolchem alle zu ftellenden 
Fragen. An der Spitze fteht bier das Verhältniß zum Beichuldigten und Ver— 
legten; danach muß gefragt werden, wenn es nicht ganz außer Zweifel fteht, daß 
nichts vorliegt, mas entweder das Necht zur Zeugnißverweigerung begründen könnte 
oder ein Licht über die Glaubwürdigkeit des Zeugen verbreiten könnte. In letzterer 
Hinfiht nachzuiorichen, Tann übrigens ber Fortſetzung des Verhöres, dem Verhör 
zur Sache, vorbehalten werden. Was insbejondere die Frage nach dem Vorleben 
des Zeugen, nach erlittenen Verurtheilungen u. f. w. betrifft, fo deutet das Deutiche 
Gefe mit den Worten: „erforderlihenfalls find dem Zeugen Fragen über 
ſolche Umftände, welche feine Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Sache ber 
treffen, vorzulegen“, hinlänglich an, daß der Zeuge nach Möglichkeit gejchont werden 
fol. Diez gilt namentlich von der öffentlichen Hauptverhandlung; aber auch ſchon 
bezüglich der Vernehmung durch ben Unterjuchungsrichter ift im $ 166 der Defterr. 
StrafPD. angeordnet, daß nach dorausgegangenen ftrafgerichtlichen Unterfuchungen 
und deren Ergebniß nicht gefragt werben ſoll, wenn es nicht „nach den befonderen 
Umftänden de3 Falles unumgänglich nothwendig ift“. 

6) Bor Beginn der Vernehmung zur Sache muß dem VBernommenen volllommen 
ar gemacht fein, daß er ald Zeuge in einer Straffache und unter ber Hiermit ver- 
Bundenen Verantwortlichkeit ausſage. Es genügt nicht, daß dies der Erfchienene fchon 
aus der Ladung wiſſen joll und kann. Nach der Defterr. StrafpO. ($ 165) 
geht eine Mahnung, unter ausdrüdlicher Hinweifung auf die eventuell bevorftehende 
Beeidigung, jelbft den allgemeinen ragen voran. In der Hauptverhandlung bildet 
na Deutjhem wie Defterr. Recht die voraußgehende Beeidigung die Regel 
und überhebt jeden Zweifels, wobei wieder umgekehrt die Beeidigung nach Deutichem 
Recht der Beantwortung der allgemeinen Fragen vorangeht, nad) Defterr. Recht 
ihr nachfolgt. Für die Vernehmung im Vorverfahren fchreibt $ 68 der Deutſchen 
Straf PO. vor, daß vor derſelben bem Zeugen „der Gegenftand der Unterfuchung 
und die Perjon des Beichuldigten, fofern ein folcher vorhanden ift, zu bezeichnen 
it“, eine Anordnung, deren unbedingte Geltung auch für das Vorverfahren doch 
auch die Sicherung der Wahrheit erſchweren, namentlich den Zeugen zum Nachtheil 
des ihm namhaft gemachten Beſchuldigten, auf welchen vielleicht fein Verdacht ſich 
noch nicht gelenft hatte, beeinflufien oder von der Angabe folder Umftände, die er 
fonft für wichtig gehalten hätte, abhalten kann. 

7) Die Vernehmung zur Sache ift eine weſentlich verjchiedene, je nachdem fie 
im Vorverfahren oder in der Hauptverhandlung (zumal als wiederholte) erfolgt. Im 
Allgemeinen zeichnen unſere Gefeße berjelben aber den Gang vor, daß zunächſt dem 
Zeugen zu zujammenhängenber Darlegung des Gegenftandes feiner Vernehmung Ge- 
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legenheit gegeben werden ſoll, und daß erft, wenn dies gejchehen oder nicht zu 
erreichen ift, einzelne Fragen (befondere Fragen) an ihn gerichtet werden follen 
($ 68 der Deutichen, 8 167 der Oeſterr. StrafPO.). Der Zweck diefer Fragen 
ift zunächft Ergänzung der jpontanen Ausfage und Aufflärung befien, was in der— 
felben dunkel oder wiberjprechend jcheint, fobann Gewinnung von Anhaltspunkten 
für die Beurtheilung des Werthes der JZeugenausjage. Dabei handelt 
es ſich in erfter Linie darum, Klarheit darüber zu erlangen, daß die Ausſage wirklich 
ein Zeugniß, eine Ausſage über eigene Wahrnehmung des Zeugen ift; zu diefem 
Zwedk ift der Grund feines vermeintlichen Wiſſens zu ermitteln. Das Verbot von 
Suggeftivfragen ann nicht unbedingt Hingeftellt werben (vgl. letzten Sa des 
$ 167 ber Defterr. StraPD.), und zumal bei wiederholter Vernehmung des Zeugen 
in der Hauptverhandlung Tann mit dem Berfuch, fie zu eriparen, eine zweckloſe, 
Taft Tächerliche Weitwenbigfeit verbunden fein; andererfeits laſſen fich ſehr entichiedene 
Vorhalte bei bedenklich zurüdhaltenden Ha gar nicht vermeiden. So wenig fich 
feſte Regeln aufftellen Laffen, jo wichtig iſt es, daß feitgehalten werde, was der 
Zwed der Frageftellung ift, weil nur auf diefe Weile die aus dem Fragerecht 
der Parteien unvermeidlich entſpringenden Streitigkeiten vor Gericht entſchieden 
werden können. Inſofern hat die Theorie des Z. als die Darſtellung der 
Gründe, auf denen die Beweiskraft des Zeugniſſes ruht, und derjenigen, welche 
dieſe ſchwächen und untergraben, auch für das geltende Recht, trotz der Freiheit der 
richterlichen Beweiswürdigung und der meiſt ausgeſchloſſenen Ueberprüfung derſelben, 
eine ſehr große Bedeutung. 

VII. Ueber den Zeugeneid f. d. Art. Eidesformel Bd. I. ©. 618 und 
im Art. Beweisverfahren Bd. I. ©. 382. 

IX. Ueber Zeugengebühren ſ. diefen Art. Bd. III. ©. 1417 u. $ 70 der 
Deutſchen StrafPO. Daß fie demjenigen nicht zufommen, der der Ladung nachkam und 
dann rechtmäßig das Zeugniß verweigerte (v. Schwarze), halte ich nicht für richtig. 

Gigb. u. Lit.: Mathaeus, De criminibus, Ad. 1. 47, tit. 15 cap. 2—4. — Prosp. 
Farinacius, Tract. de testibus. — Curpzovius, Practica nova, III. qu. 114. — 
Böhmer, Observationes selectae, Obs. 2—11 ad. h. quaest.; Derjelbe, Reit in C.C.C. 
ad art. 63 su. — Filangieri, Scienza della islazione, \. III Parte 1, cap. 9, 12—15. 
— — FA einer Theorie d. Wahricheinlichkeit, (Hegensb. 1806), Bd. I. % 97 7 
Bd. II. — 6. Gro ob Die Beweiötheorie im tanonifchen Zu eb, Bb. IE 
(1880) es Ben u rs 291 ff. — Quiftorp, Grundf. d. Deutichen peinl. Rechte, (5. Aurl. 
1794) I. ©, 258 ff. (83 688 ff.) — 6. 4. Zittmann, Handbuch der Strafr: ah ih '& Aufl) 
4. erw] &. 606 ff., 88 817 ff. — Stübel, Das —— * (18 
1 167, 82451, 2584— 2622. ente, Zarftel Fl = v3 geri Ri — 
in (Bürich 1817) ©. 189 ff Dejleiben Handbu⸗ iminalrechis, IV. 
ER 9 ff. — Martin, Berka; des Krim. Proz. (5. fl sr ©. 257—270, 

3 — Bauer, Lehrbu ie Gluaforaz. (1835) Ran 141—147. — Ubegg, Lehrbuch 
be gemeinen Krim. Eh ( 29. — Müller, Lehrbuch des gemeinen —— 
KrimProz., (1837) 88 104—1 u 7 — Kittler, Corpus | jur. crim., (1884) 
494. — — — bes Stra verfahreng, (1836) ©. 96 — 91. Fahariä, 
Grundlinien bes gem. Deutihen Krim.Proz., (1837) &. 106—113, 18— — Kita, Die 
—— des —A — assı, 8 88-208; Derfelbe, Beweislehte im Defterr. Krim.r 
Ark 1% agemann, Hanbbuc der ger. Unterſuchungskunde. 
je eo, sog. _ eh ermaier, Die Lehre vom Beweife im Deutj 
——— (1834, italienifche Beberepung mit Zufäpen des Berfafler, von Ambrofo dr 
Mailand 1858), 85 38-47; Derjelbe, Handb. ». Deutſchen Stra berjahreng, (89 —* L 1 
bis 107, 187—178. —Bentham, Ehe e d. Kan: — 1838) ud 
TIL. Cap. 1-18, Bud) VII. — Best, Pri of Evidence (6. Ed. London ern Geutihe 
Heberfefung von Marquarbdien, eibebeng 1851) Book Part I. 8 124195. 
Roscoe, Digest of the Law of Binden 6, oe A eg 1877) p- 99—136. — Alison, 
Practice of the Crimin. Law of Scotland 898—555. — Mac Donald, 
w ractical treatise on the criminal en F (Ba? 1867), p.585—549, 565, 566. — 
arton, Criminal Law of Ameri 852) Book 2 Cap. 8. — Greenleaf, Law 
M Evidence (12. Ed. 1866), $$ 326—4 N — Prim st, Over de personlike bewijzmiddelen 
in het Engelske en Nederlandske regt, Nieuwe ijdragen XVIL 4 bl. 598 ss. — Code 
«@Instr. criminelle art. 71—86, 159—157, 190, 304, Ss. 28, 355, 356, 510 ss. — Tre- 
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butien), Cours de droit crim., (1. &d.) II. p. 236244. — Helie, Pratigue, u. Rolland 
de Villargues bei ben ange. Artifeln. — Helie, Theorie de l’Instruction criminelle, 
(1. &d.) Vol. V. p. 531—693 $$ 853-872; Vol. VII. p. 285-8317 $ 499; Vol. VII. p. 
682768, 98 835842. — Morin, Repertolre du droit criminel sub verbo: Temoins. — 
Bonnier, Traite des preures, (8. &d.) I. p. 286 ss. — Mangin, De l’instruction &crite, 
(Paris 1847) p. 163—212, Nr. 97—126. — Duverger, Manuel du juge d’instr., (2. &d.) 
IL _p. 309-411, 88 254—816. — Jtalieniicyes Regolamento di procedura penale art. 
160—179. 285—315, 490, 492, 498, bazu ber Rommentar von Mel (3. Ed. Napoli 1880). — 
G.BorsanieL.Casorati, Codice di procedura penale, Vol. II. p. 375—418, 88 715755. — 
P.Ellero, Critica criminale, (Venezia 1860; aud) aufgenommen in befien Opuscoli, p. 267 38.) 
Cap. 21--23. — Carrara, Programma. Parte generale, II. 8 88. (5. Ed. p. 510 ss.); 
Derfelbe, Lineamenti di pratica legislat. penale, (1874) VI. p. 191 ss. — Neber 
ben Konflitt zwiſchen Bertheibigung und Zeugniß Rivista penale, Vol. V. p. 78 ss. 
Pland, Suftemat. Tarſtellung des Deutichen Strafverfahren, ©. 281 ff., 362 ff. — 
Zayaris, Handbuch des Deutichen Strafproz., I. S. 181—216, 439-440. — —RXR 
XLehrbuch des Bayeriſchen Gtrafprog, 54, 55, 79. — Dollmann, Syſlem des Bayeri 
Strafprozeßrechts. S. 94—96, 105—108. — HERD Die Preußiichen — über 
Strforrha en, ©. 120, 155. — Löwe, Der Preußiiche Strajprogeh, ©. 169—178. — 
v. Würth, Oefterr. Siraf PO. v. 1850, &. 256—275. — Rulf, Kommentar z. StrafPD., 
b. A. Oefterreihh von 1858, I. ©. 208-232. — v. Schwarze, Kommentar zur 
Straf PO. bes Königreich Sachien von 1855, I. 6. 292 ff. — Einzelne Abhandlungen 
Cogl. die Anführungen beim Art. B eweisverfahren, — Be I eig She der Zeugen: 
fäbhigteit und bes Werthes der Zeugniſſe: 8. Stempf, Ein ftummer Zeuge, Stra! rechtöpft. 
U. 75—78. — mieiguldi e: efhter im Archiv für Kriminalr. 1845, S. 89-104. — 
Mittermaier baf., 1852, ©. 51—68. — Krall, Allgem. Oeſterr. Serigtäntg, 1875, Rr. 
104, 105. — Unvereinbarfeit mit anderen Benaehfellnngen: olze in Goltbd. 
le, 5 


Arch, XXV. S. 202 ff. — Casorati in ber Rivista . 514. — In— 
[ormationsgeu en u. bol.: Goltdammer’8 Arch, XI. 75—78. — Mittermaier im 
Gerichtsſ., 1858, € B—1%0. — Zeugnißpfliht und Befreiung von derfelben: 


einze, Eine Amgutäffige Ausdehnung der Zeugenpflicht, im Gerichtsfaal, 1862, &. 452 ff. — 

eiticht. für Bayern, IX. 421 ff. — Roßhirt, Zeiticheift für Deutiches Strafverfahren, 

eue Folge III. 94—144. — Goltdammer’3 Arc, VII. ©. 56—62 (Dulheuer, Beicht- 
fiegel); X. ©. 820 ff, 826; XI. ©. 504 ff, 816-848; XXVI. ©. 118 fi. Betten = 
v. Holgendorff’3 Gtrafredhtäztg., IIL &. 138 ff. (Sunbelin), ©. 429 ff.; IV. S. 545 ff. 
Hohn). — Dochow, Der ge nikzwang, Jena 1877. — Rubo, Ueber ben 1 Zeugni! 
wang, Berlin 1878. — D. PB. Kayjer, Der Zeugnißzwang im Strafverfahren n geſchicht⸗ 
icher Entwidelung, Berlin 1879. — Berhandlungen ded Deuticyen grientage, V. Band 1 
©. 53 fi. (Geyer), ©. 78 f (Zippelsticd); Band 2 ©. 62 ff., 188 ff; X. Bb. 1 
©. 144 fi. (Gewalb); XI. Bb.1 6.90 ff. Ullmann) XI. Band 3 &. 154 ff, Sir fe — 
Huber-Liebenau im ber Zeitichrift des Anwaltvereins für Bayern, XIX. ©. 826 fi. — 
vd. Bar, Krit. d. Entw. einer Deutſchen StrafBD., (1873) ©. 54-567. — Niffen, Bemert. 
} Eniw., (1874) S. 23 ff. — Angehörige bed eaulbigten: Brauer im Gerichtäfaal, 1856, 
. &. 3—18. — Hafßlwanter in. au. Oeſterr. erigten 1856, Nr. 76ff. — —— — 
Gerichtsſaal, 1869, S. 60 ff. — Weſche, Vorleſ. ber Ausfagen eines Verwandten in ber 

auptverhandl., Gerichtsſaai 1870, ©. 869 fj. — Muteau, Le secret professionel Kar — 

oodts, InviolabilitE du secret du defenseur, Belgique Jediclairs, XXXVL Nr. 19. — 
Borbeftrafungen und Generalia: v. Kräwel in Goltd. Arch, IX. 807-809, — 
Abegg im Gerichtäfaal, 1856, 11. ©. 62-85. — Amtsejdbliche Berfiherungen: Buttel 
im Axchiv des Kriminalrechts, 1844, 8. 213—222. 

Neueſtes Deutihes und Defterr. Recht: ©. d. beim Art. Ablehnung ber Ge- 
ſchworenen angeführten nad) 88 gereihten KSomment. — John, Tas Deutihe Strafprogeh- 
echt (Suppl. zu Holkendorff’s Encytlopädie 1880), ©. 45, 46. — 8. v. Bar, Euftemat. 
bes Deutſchen Strafprozeßrechts, (1878) S5 52-54. — Dogod, Der Reichs⸗Strafprozeß, 
(8. Aufl.) S. 159 ff. — Geyer in v. Holgendorff’s Handbuch, I. ©. 265 ff.; Derielbe, 
Lehrbuch b. gem. Deutichen — rechts, (1880) ©. 505 ff. — Ullmann, Das Oeſterr. 
Strafprogekrecht, ©. 395 ff. — Binding, Grunbriß, $ 81. — S. Mayer, Handbuch des 
Oeſterreich. Strafprozefied, II. 13. Haupiſtück. — Frrhmann, Suftem. Handb. der Der: 
theibigung, (1878) ©. 141—145, 166—112, 200-210. — Bargha, Die Bert! sibigun ‚, (1879) 
©. 315— 316, 554—579. — fr. v. Liazt, Lehrb. bed Oeflert. Preßrechts, (1878) $ 84. — 
Fuchs in Golib. Arch, XXVIII. 168 ff. (Vernehmung ‚don Genbdarmen.) Glafer. 

Beugengebühren. Der von dem Gejehe jedem Staatsbürger auferlegten, 
nöthigenjalls erzwwingbaren Pflicht, fi ala Zeuge vernehmen zu laſſen, fteht bie 
Verbindlichkeit des Staates gegenüber, jeden materiellen Schaben, der dem Zeugen 
aus der Erfüllung jener Pflicht erwächft, zu decken, wenn auch unter Vorbehalt des 
Rückgriffs an den demnächit zur Koftentragung Verurtheilten. Gleichgültig ift es, 
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ob der Zeuge in einem gerichtlichen ober in einem Adminiftrativverfahren vernommen 
wird. Ein materieller Schaden entfteht dem Zeugen nicht blos dann, wenn er ge 
nöthigt ift, eine Reife zu unternehmen, um an den Ort feiner Vernehmung zu ge: 
langen, ſondern in jedem Falle auch dadurch, daß er während der Zeit, die er be- 
hufs Genügung der Zeugenpflicht aufwendet, feinem Berufe und Erwerbsgefchäfte 
entzogen wird. Es umfaßt daher die dem Staat obliegende Entjchädigungsverbind- 
Tichteit einestheils die Erftattung der Auslagen für die nothwendig geweſene Reife 
und des durch den Aufenthalt außerhalb feines Haufes bedingten Aufwandes, andern- 
theils den Erjaß für den verſäumten Erwerb. Beide Arten der Entichädigung fallen 
unter den Begriff der Zeugengebühren. Was die erftere betrifft, jo behandelt fie ber 
Art. Reifeloften der Zeugen und Sachverftändigen. In Anjehung ber 
anderen gehen die verjchiedenen Gefeßgebungen mehr oder weniger weit auseinander. 
Die Preußische Verordnung vom 29. März 1844 unterjchied, ob ber Zeuge einen 
mehr als eine Viertelmeile langen Weg bis zum Orte feiner Bernehmung zurüd- 
zulegen hatte oder nicht. Im erfteren alle bewilligte fie Neifekoften, deren Höhe 
die Verfäumnißfoften mit deden fjollte, für den andern Fall ftellte fie das Prinzip 
auf, daß dem Zeugen eine Vergütung überhaupt nicht zuftebe, er müßte denn den 
Nachweis führen, daß ihm durch die Verſäumniß ein Schade in feinem Ermwerbe ge 
fchehen jei. Nur für Perfonen niederen Standes wurde ein berartiger Schaden prä- 
fumirt und ihnen eine Verſäumnißentſchädigung auch ohne jenen Nachweis zugebilligt. 
Die Defterreihifche StrafPO. vom 23. Mai 1873 fchreibt im $ 383 vor, daß 
ſolchen Zeugen, welche von Tag= ober Wochenlohn leben und denen daher eine Ent 
ziehung don ihrer Arbeit, wenn auch nur auf wenige Stunden, einen Entgang an 
ihrem Erwerbe bringen würde, auf ihr Verlangen ein Erſatz des entgangenen Er- 
werbes zu zahlen fei, anderen Zeugen aber, wenn fie nicht auf die durch eine Ent: 
fernung ihres Wohnorts von zwei Meilen (4 Stunden) bedingten Reifefoften Anfpruch 
haben, eine Zeugengebühr überhaupt nicht zuftehe. Das Hierdurch zum Ausdruck ges 
brachte Prinzip fteht nicht im Einklang mit der im $ 150 daf. getroffenen Anordnung, 
daß Jeder, der vom Gericht ala Zeuge vorgeladen wird, der Ladung Folge zu leiſten 
verpflichtet if. Anders die Deutjche Gejeßgebung. Sie erkennt zunächft im $ 366 
der GPO. und im $ 70 ber StrafPD. die Berechtigung des Zeugen auf Ent: 
ſchädigung für Zeitverfäumniß neben der für eine etwa zurückgelegte Reife aus- 
drüdlih an. Sodann beftimmt fie im $ 2 der Gebührenordnung für Zeugen vom 
30. Juni 1878, daß jeder Zeuge einen Anjpruch auf Entſchädigung für Zeitverfäumnik 
hat und regelt die Höhe derjelben. Sie geht dabei von dem Grundfa aus, daß 
mit jeder Zeitverfäumniß präfumtiv auch eine Einhuße am Erwerbe verbunden jei, 
Yaßt deshalb, wenn nach dem Ermeflen bes Gerichts dieſe Präjumtion durch dir 
Stellung und den Beruf de8 Zeugen befeitigt erfcheint, einen Anfpruch auf die Ent- 
Schädigung nicht zu und macht andererfeit? eine Ausnahme zu Gunften der Berfonen, 
welche durch gemeine Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringen Gewerbebetrieb 
ihren Unterhalt fuchen, indem fie ihnen den Anspruch zubilligt, jelbft wenn eine 
Berfäumung in dem Erwerbe nicht ftattgefunden Hat. Der im Defterreich. Recht 
ziemlich eng gezogene Kreis der abfolut berechtigten Perfonen ift jonach erheblich erweitert. 
Alle diefe Vorſchriften beziehen fich nur auf das gerichtliche, nicht auch auf das 
Adminiftrativverfahren. Auch in diefem fteht nach den Preußischen Gejegen von 
8. Februar 1819 und 23. Januar 1838 der Verwaltungsbehörbe da® Recht ber 
jummarifchen Unterfuchung, alfo auch der Zeugenvernehmung, zu. Daß auch Hier 
dem Staat die Verpflichtung obliegt, den Zeugen wegen etwaiger durch Reifen und 
Zeitverfäumniß gehabter Aufwendungen und DVerlufte zu entfchädigen, wird zwar in 
jenen Gejeßen nicht vorgejchrieben (— ber maßgebende Anhangs $ 253 der Allg. Ger. O. 
ſchreibt zwar die Anfftellung einer Gebührenliquidation für das Verfahren vor, läßt 
fich jedoch nicht darüber aus, ob zu dieſen Gebühren auch die Auslagen gehören —), 
Tolgt aber aus dem allgemeinen Grundſatze, daß fein Zeuge verbunden ift, behufs 
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g ber Zeugnißpflicht einen Schaden zu tragen. Dagegen ift der Zeuge 
en Beretigt, auf die Beitimmungen der Gebührenordnung vom 80. Juni 1878 
jeinen Anspruch zu ftügen. Er kann daher nur die wirklichen ihm erwachjenen Auß- 
lagen und Schäden erftattet verlangen. In dem reichsrechtlichen Adminiftrativver« 
fahren kommen nach dem Vereinszollgeſetz, dem Braufteuergefeg und dem Wechfel⸗ 
ſtempelgeſetz die landesrechtlichen Vorſchriften zur Anwendung: es iſt demgemäß in 
dieſen Geſetzen über die Zeugengebühren keine Anordnung getroffen. Das Poſtgeſetz 
endlich ſchreibt ein beſonderes Verfahren vor und verpflichtet ausdrücklich die Zeugen, 
der Ladung der Pofibehörben Folge zu leiften ($ 38 bes Geſetzes vom 28. Oktober 
1871). Wenn e& nun auch nichts Beſonderes Über die dem Zeugen zu gewährende 
Entſchädigung jagt, ſpricht doch der $ 45 von den baaren Auslagen des Verfahrens 
und bezeichnet als folche u. A. auch die „Zeugengebühren”. Nach welchem Maß: 
ftabe fie zu bemefien, ift nicht vorgejchrieben. Jedenfalls aber ift die Verpflichtung 
des Staates zur Entrichtung derfelben Hierdurch anerkannt. 

Der Anfpruch des Zeugen entfteht dadurch, daß er der Ladung Folge Ieiftet, 
und ift nicht von feiner Vernehmung abhängig. Er bleibt beftehen, auch wenn dieſe 
aus irgenb einem Grunde ausgejebt wird. Selbſt ber Zeuge, welcher von bem Recht 
der Zeugnißverweigerung Gebrauch macht, geht deſſelben nicht verluftig, da die In— 
ausfichtfiellung der Zeugengebühren kein Mittel fein foll, ihn zur Ablegung eines 
Zeugnifjeß zu bewegen. Eine Ausnahme tritt in Anfehung der im Strafverfahren 
von dem Angeklagten unmittelbar geladenen Zeugen ein. Sie find zwar nicht vom 
Gericht oder der Staatsanwaltfchaft geladen, haben fomit nach $ 70 der Stra PO. 
feinen Anfpruch gegen den Staat durch ihr Ericheinen erworben. Wenn fich jedoch 
bei ihrer Vernehmung ergiebt, daß ihre Ausfage zur Aufklärung der Sache nach ber 
einen oder anderen Seite hin dienlich war, joll ihnen ein Anſpruch auf die gejeh- 
lichen Beugengebühren zugebilligt werden: es joll alſo angenommen werben, als 
feien fie vom Gericht geladen worden. Nicht daffelbe gilt von den Zeugen, welche 
der Angeklagte nicht geladen, jondern zum Termin gejtellt hat; ebenfowenig von 
dem Nebenkläger, wenn er und troßdem er ala Zeuge eiblich (vgl. das Urtheil des 
Reichsgerichts vom 25. Oft. 1880, Rechtſpr.. Bd. II. ©. 380) vernommen wird. 

Der Anſpruch erlifcht, wenn er nicht binnen einer beftimmten Srift geltend ge— 
macht wird. Er geht durch Verzicht oder durch den Tod be Berechtigten nicht 
unter. Wenn er troß eines Verzichtes innerhalb ber gejehlichen Friſt erhoben wird, 
ericheint jener wirkungslos, weil der Anfpruch nicht im Privatrecht, fondern im 
öffentlichen Recht wurzelt, und die Gebührenordnung feines Unterganges durch Ver— 
zicht nicht gebdenkt. Iſt er erworben, jo geht er in Folge ſeines vermögensrechtlichen 
Charakterd auf die Erben über. Die Defterreichiiche StrafPpO. fegt die Friſt zur 
Geltendmachung auf nur 24 Stunden, die Deutjche Gebührenordnumg dagegen auf 
ri er feſt, welche mit dem Tage der Beendigung der Vernehmung beginnen 

16 1. c.). 

Der Anſpruch unterliegt der Prüfung und Feftfegung bes Gerichts, von dem 
auch die Anweifung zur Zahlung der Gebühren ausgeht. Gegen die Fetjegung ift 
das Rechtsmittel der Beſchwerde gegeben, das jeboch nicht den in Verwaltungsſachen 
zuläffigen Weg geht, jondern einen progefjualen Charakter Hat. Obwol nämlich die 
Entfegädigung des Zeugen mit der Enticheidung des Rechtsſtreites oder der Straffache 
in feinem inneren Zufammenhange fteht, jomit ihrer Natur nach in das Gebiet der 
Juſtizverwaltung jällt, wird dennoch das Rechtsmittel ebenfo behandelt, wie wenn 
es ſich auf die Sache jelbft bezöge. Es ift daher das Verfahren verfchieden, jenach- 
dem es von einem in einem Prozeſſe oder einer Straffache vernommenen Zeugen 
eingelegt wird. Nur darin ftimmen beide überein, daß auch im Prozeſſe der An= 
waltszwang ausgefchloffen ift und es ſowol bier wie dort durch Privatfchrift oder 
Gerichtafchreiberprotofoll erhoben werden kann.. 

: Meves. 
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Zeugnißzwang. Unter 3. verfteht man die Anwendung der gefehlid 
zuläffigen Mittel gegen Perfonen, welche ihrer Zeugnißpflicht nicht genügen, d. h. 
entweder auf gehörige Vorladung nicht erjcheinen oder fich weigern auszuſagen 
ober ihre Ausfage zu beeidigen. Sobald man eine Verpflichtung des Staate- 
bürger® anerfennt, bei der Erforſchung der Wahrheit durch ben Richter jowol im 
Eivil- wie im SKriminalverfahren mitzuwirken, kann es faum einem Zweifel 
„unterliegen, daß die Verweigerung diefer Pflicht einen Ungehorfam gegen ftaat- 
liche Normen enthält und darum mit Strafe bedroht werben kann. Da mın aber 
die Auferlegung einer folchen Strafe in concreto nicht geeignet ift, die That: 
fache zu befeitigen, daß der widerſpenſtige Zeuge feiner Pflicht nicht genügt hat, 
und «8 gleihwol Fälle giebt, in denen die wirkſame Handhabung ber Juſtiz 
möglicherweife von der Ablegung des verweigerten Zeugnifies abhängt, fo lag es 
nahe, Mafregeln anzuordnen, deren Anwendung dem Zeugen nicht zur Strafe dienen, 
fondern ihn veranlaffen jo, feine Pflicht zu erfüllen. Sehr Häufig befchränft man 
fih nicht auf Strafe oder executio ad faciendum, ſondern wendete beides neben: 
einander fumulativ an. Abgefehen von dem älteren Inquiſitionsprozeſſe, in welchem 
auch Zeugen der Folter unterworfen werden Eonnten, beftehen die gebräuchlichen 
Zwangsmittel im Givil- und Strafprozeß in Geldftrafen oder Haft, und nur darin 
unterfcheidet ſich executio ad faciendum von Strafe, daß bei erfterer der Betrag, 
reip. die Dauer bes Zwangsmittels gefteigert werben konnte, bis der zu Zwingende 
nachgab, bei leßterer von vorneherein ein Marimum gejeglich fejtgeftellt war. Die 
richtige Erwägung, daß, wenn Mittel und Zweck nicht in fehreiendes Mißverhältniß 
gerathen follten, auch der Zwang zur Ablegung eines Zeugniſſes gewiſſe Grenzen 
haben müffe, und daß es beſſer ſei diefelben im Geſetze zu bejtimmen, ala dieſe 
Aufgabe ben jebesmaligen Takte des Richters allein zu überlaffen, näherte executio 
ad faciendum und Strafe in ihrer äußeren Erfcheinung noch mehr. Dennoch müfjen 
beide Begriffe auseinander gehalten werden, nicht nur im theoretifchem Intereſſe, 
fondern auch aus weientlich praktiſchen Rüdfichten. Nach dem allgemein anerkannten 
Grundſatz ne bis in idem fann die Strafe für Zeugnißverweigerung, auch wenn bad 
zuläffige Marimum nicht erreicht way, nicht wiederholt werden, bei Zwangsmaß⸗ 
regeln dagegen ijt eine Wiederholung jolange zuläffig, ala deren Geſammtbetrag dad 
gejeglich zuläffige Maximum noch nicht erreicht hat. 

Die Progekordnungen für das Deutſche Reich (über die Beftimmungen der 
früheren partilularen StrafPO. vgl. die Zufammenftellung in den Motiven zur 
Straf PO. Hahn, III. 88 114 ff, au Binding, ©. 114 ff., und bezüglich des 
Eiv.Prz. die Motive zur CPO., Hahn, UI. 810 ff., 313 ff.) drohen Strafen an 
für das Unterlaffungsdelift des Nichterfcheineng und der Zeugnißverweigerung, und ges 
ftatten daneben die Anwendung von Zwangsmaßregeln in bejtimmten Umfange 
(vgl. 88 345, 855 der CPO.; 88 50, 69 der Stra O.). 

I. Bezüglich der anzumendenden Mafregeln muß unterſchieden werden zwiſchen 
dem Nichterfcheinen und dem Verweigern des Zeugnifies. 

1) Damit das Nichterfcheinen ftrafbar fei, wird vorausgeſetzt, daß ber Zeuge 
ordnungsmäßig geladen worden ift, die Ladung alfo den in 88 342 und 343 ber 
CPO. und 88 48 und 49 der StrafPO. aufgeftellten Erforderniſſen entſpricht und 
namentlich) auch vorjchriitsmäßig zugeitellt worden ift (vgl. 88 152 ff. der EPO.). 
Der in derjelben angegebene Ort des Erſcheinens braucht nicht der des Gerichts zu 
fein, vielmehr muß der Geladene überall erjcheinen, wo es ihm die Ladung angiebt. 
Diefe Pflicht wird nicht dadurch aufgehoben, daß der Zeuge ein Recht hat jein 
Zeugniß zu verweigern. Fraglich ift, ob auch der Zeuge als auögeblieben zu bee 
handeln ift, der ſich ohne Erlaubniß von dent Orte der Vernehmung entfernt bat. 
Zu unterjcheiden ift dabei, ob der Zeuge ſchon vernommen worden war oder nicht. 
Im eriteren Fall muß die Entfernung offenbar dem Nichtericheinen gleichgeftellt 
werben, ba der Zeuge zur Zeit feiner Vernehmung nicht anmejend ift (vgl. auch 
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Strudmann und Koch, 8 824 N. 1 und die dort Citirten). Bezüglich des letztern 
Falles find die Anfichten ei Dohomw, Neichd-Straiprogeß, S. 166; Thilo, 
©. 151 R. 2; Puchelt, ©. 122 R. 6; Löwe, ©. 246 R.5; Keller, ©. 54N.5 
bejahen; v. Schwarze, ©. 173 R. 8; Boitus, Kontroverfen, I.S. 28 f.; Geyer, 
Lehrb. '&. 518 verneinen die Trage. Lehterer war früher (vgl. in v. Holgendorif 8 
vandbuch I. ©. 271) anderer Anſicht. In dem Entwurfe zur StrafPO. $ 48 war uner⸗ 
laubtes Sichentjernen und Nichtericheinen neben einandergeftellt, in der Reichsjuſtiz⸗ 
lommiffion wurde erſteres geftrichen, um Webereinftimmung mit der CPO. ber- 
auftellen. Jetzt ſpricht das Geſetz von nichterfchienenen Zeugen, und da man ben= 
jenigen, der fich nach gefchehener Vernehmung unbefugter Weile entfernt Hat, doc 
taum als nichterjchienen bezeichnen Tann, fo wird man von feiner Beftrafung Abſtand 
nehmen müſſen und $ 50 der StrafPO. nicht auf den Fall des $ 247 anwenden 
dürfen. — Iſt der Zeuge nicht exfchienen, jo wird er: a) im Civilprozeß ſowol wie 
im Strafprogeß ($ 345 der CPO.; 8 50 der StraMO.) in die Durch das Ausbleiben 
verurjachten Koften, ſowie zu einer Geldftrafe bi zu 800 Mark und für den Fall, 
daß dieſe nicht beigetrieben werden kann, zur Strafe der Haft bis zu 6 Wochen 
verurteilt. Diefe Strafe, deren Charakter in beiden Prozefſen naturgemäß voll- 
Iommen gleich ift, wird ganz allgemein ala „Ordnungsſtrafe“, von einigen, 3. B. 
Endemann, ©. 214, auch ala „Disziplinarftrafe” bezeichnet, während andere 
wenigſtens von ihrem „rein dißziplinären Charakter“ reden, 3.8. Gaupp, ©. 260. 
Dieſe Auffafjung wird ala jo jelbftverftändlich angejehen, daß eine Begründung über: 
jlüffig erfchien. Höchſtens wird auf $ 318 des StrafGB. hingewieſen. Allerdings 
findet ſich diefe Bezeichnung jchon in den Motiven zur CPO. (vgl. Hahn, II 
©. 810) und ebenfo in den Verhandlungen der Reichajuftiztommiffion, auch bort 
ohne Begründung. Diefe Thatfache allein Tann für die Auslegung des Geſetzes 
natürlich nicht maßgebend fein, ebenfowenig aber kann man fich auf$ 138 des StrafGB. 
berufen. Daß darin von „Orbnungäftrafen” geredet wird, welche auf das Nichterfcheinen 
von Zeugen gejeßt find, ift für die Dualififation der in der EPO. und StrafPO. 
angedrohten Strafen ſchon darum ohne Bedeutung, weil das StrafGB. den Prozeß⸗ 
ordnungen zeitlich vorangeht. Aber auch der Inhalt der Beftimmung in Abjah 3 
Tann nicht den Ausfchlag geben, da das Nebeneinanderbeftehen der fraglichen Strafen 
auch dann nicht zweifelhaft fein Tann, wenn man die im Prozeffe zu verhängenden als 
Kriminalftrafen anfieht. Das Vorſchützen unmwahrer Thatfachen als Entſchuldigung 
iſt gegenüber dem Nichterjcheinen eine jelbftändige Handlung, jedoch kann die fonft 
bei realer Konkurrenz zu verhängende Gejammtftrafe nicht ausgefprochen, ſondern es 
muß auf die verichiedenen Strafen gefondert erfannt werden, weil $ 138 des StrafGB. 
Gefängniß, $ 345 der GPO., $ 50 der Straf PO. Geldftrafe oder Haft androhen. Eben- 
jowenig jprechen innere Gründe dafür, die Strafen des Ausbleibens nicht für kriminell zu 
halten. Zwar liegt ber Begriff der Ordnungsftrafe (vgl. diefen Art.) noch jehr im 
Argen, doch kann man immerhin zwei Kategorien derfelben aufjtellen: a) jolche, welche 
begrifflich fich ‚von der eigentlichen Strafe unterjcheiden und zwar dadurch, daß fie 
ezecutio ad faciendum bezüglich einer beftimmten Leitung bezweden, b) jolche, bei 
denen biejer begriffliche Unterfchied fehlt und die nur deshalb nicht ala kriminelle Strafen 
angejehen werden, weil die Rechtsverlehungen, auf welche fie fich beziehen, dazu nicht 
bedeutend genug erfcheinen. Die Strafen gegen renitente Zeugen gehören zu feiner 
von dieſen Gruppen, zur erften nicht, weil fie unabhängig bon der nebenher zu⸗ 
läffigen executio ad faciendum verhängt werben müſſen, zur zweiten, auch nicht, 
weit fonft diefer Umftand einen befonderen gejeßgeberifchen Ausdruck gerunden haben 
würde, außerdem aber auch die fragliche Rechtaverlegung, d. h. die Nichtachtung ber 
durch ſtaatliche Normen auferlegten Zeugnißpflicht von mindeſtens jo großer Be: 
deutung ift, ala manches Vergehen, 3. B. gegen die öffentliche Ordnung (vgl. auch 
Binding, ©: 115). — Praktifche Bedeutung hat die Frage, ob Ordnungs- oder 
Kriminalftrafe, inſofern, als die Grundfäge des Abſch. I. des Strai®B. auf Ord- 
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nungsſtrafen keine Anwendung fänden, alſo eine Lücke vorhanden ſein würde, falls 
es ſich um ſolche handelte (vgl. Doch ow, Zeugnißzwang, ©. 45). Sind die erwähnten 
Beſtimmungen aber anwendbar, ſo muß das Nichterſcheinen als Vergehen behandelt 
werden und iſt demnach der Mindeſtbetrag der Geldſtrafe 3 Markt und bei deren 
Umtwandlung der Betrag von 3—15 Mark einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleich 
zu achten. Ebenſo wird $ 28 Abf. 4 zur Anwendung zu bringen fein, während 
Abf. 1 durch Die ausdrückliche Vorfchrift der Progekorbnung über die Strafumwandlung 
ausgefchloffen ift. Dem fteht freilich die communis opinio, ber fi auch Doch ow, 
©. 46, bezüglich der 88 28 und 29 anjchließt, jowie die Aeußerungen der Bunbes= 
rathsbevollmächtigten (vgl. Hahn, II. 625) in der Reichsjuftiztommilfion entgegen. 
Doch wird Häufig eine Ausnahme wenigftens bezüglich des $ 18 Abſ. 2 gemacht, 
da es an bejonderen Beftimmungen über die Bollitredung der Haft mangelt (vgl. 
3. B. Geyer, Handb. ©. 512 ff.; Löwe, ©. 276). Nah Endemann, ©. 214 
N. 5, follen freilich SS 785 ff. der EPO. für die Vollftredung maßgebend fein, 
was fchon darum nicht angeht, weil diefe Paragraphen fich Lediglich auf die Haft- 
vollitredung zum Zweck einer executio ad faciendum beziehen (vgl. au Strud- 
mann und Koch, ©. 324 R. 1; Seufjert, ©. 411; Gaupp, ©. 261; 
Puchelt, ©. 176); v. Sarwey, ©. 508; Seuffert, 1.c., erklären wenigftens 
den $ 29 für anwendbar. — Bei der Auferlegung der Strafe ift die eventuelle 
Umwandlung gleichzeitig vorzunehmen, wobei natürlich nur auf die verwirkte Geld» 
ftrafe, nicht auch auf den Betrag der Koften Rüdficht zu nehmen ift. Unter den 
letzteren find ſowol die durch Vereitelung des Termined entftandenen, alfo namentlich 
die für Neuladung der erfchienenen Zeugen, Anwaltsgebühren ıc., al® auch bie durch 
Vollſtreckung der Strafe jelbft entſtandenen begriffen. — Ausgeſchloſſen ift jede Be— 
ftrafung, wenn Gründe vorhanden find, welche das Erfcheinen unmöglich machen, 
3. B. Krankheit, wol auch andere dringende Abhaltungen, nicht jedoch zu große 
Entfernung, vorausgeſetzt, daß von ber Verhinderung rechtzeitig Anzeige gemacht worden 
ift. Ob die Gründe zur Entichuldigung genügen, hat der Richter nach feinem Er- 
meſſen zu entfcheiden. Erfolgt die Entſchuldigung nachträglich, jo werben die gegen 
den Zeugen getroffenen Anorbnungen wieder aufgehoben, auch die Verurtheilung in 
die Koften, jelbft dann, wenn die Verfpätung lediglich dem Zeugen zur Laft fällt 
(8 346 der CPO.; $ 50 Abf. 2 der StraPOD.). Daß das Gericht nach Lage der Um⸗ 
ftände die getroffene Anordnung nur theilweife wieder aufzuheben brauche, alſo 3. B. 
die Verurteilung im Koftenpumkt beftehen laſſen könne (vgl. Strudmann und 
Koch, ©. 326 N. 1; Gaupp, ©. 262; v. Sarwey, ©. 506; Keller, ©. 55 
N. 10; v. Schwarze, ©. 174 N. 13; anderer Meinung Seujjert, ©. 412), 
entfpräche zwar den Forderungen der Billigfeit, ift aber durch die Faſſung des Ge- 
fees wol außgeichloffen. — Das mehrmalige Ausbleiben eines wiederholt geladenen 
Zeugen barf nicht wie die Verweigerung des Zeugniffes, als eine einheitliche Handlung 
angejehen werden, es ift vielmehr jeder neue Ungehorfam ein neues Delikt, das eine 
neue Beitrafung rechtfertigte. Jedoch kann eine Beichräntung bier aus praftifchen 
Gründen geboten ericheinen. Die Prozekorbnungen enthalten in diefer Beziehung 
die wörtlich übereinftimmende Vorſchrift: „Im Fall wiederholten Augbleibens kann 
die Strafe noch einmal erfannt werden“. Dem allgemeinen Sprachgebrauch folgend, 
ift Bier das „noch einmal”, kaum anders ald Limitativ zu verftehen, aljo in dem 
Sinne von: „nur noch einmal”. Trotzdem erklärte bei ber Verhandlung der Reiche- 
juftiglommiffion über $ 374 der CPO. der Abgeordnete Strudmann, man fei bei 
Berathung des $ 345 davon ausgegangen, daß die dort ftatuirte Strafe nicht nur 
zweimal, fondern fort und fort außgefprochen werben könne, welcher Auffaffung der 
Bundesrathsbevollmächtigte beitrat (Hahn, II. ©. 642). Wollte man biefe 
Aeuperungen für eine authentifche Interpretation halten, fo müßte man fie natürlich 
auch auf den 8 50 der StrafBO. ausdehnen. Im Allgemeinen hat diefe Anficht 
mit Recht feinen Beifall gefunden (vgl. bie Literaturangaben bei Strudmann 
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und Koch, ©. 324 N. 2; anderer Meinung Peterſen, ©. 188, der fie für 
unzweifelhaft richtig erklärt, ebenfjo Hellmann, ©. 231 ff.; Kleiner, ©. 296 
ud v. Schwarze, ©. 178 N. 9). Eine ſtets twiederholte Beitrafung ift 
um fo überfläffiger als der Richter das Erfcheinen des Zeugen erzwingen Tann. 
Rah der richtigen Auffaffung geftaltet fi das Berjahren jo, daß ber Richter 
den renitenten Zeugen verurtheilt, dann ihn aufs Neue vorladet und, falls 
er wiederum nicht erfcheint, nochmals verurtheilt und dann entweder von dem 
Ericheinen des Zeugen Abftand nehmen oder — was auch ſchon früher Hätte gejchehen 
fönnen — feine zwangsweiſe Vorführung anorbnen muß. — Auch im Fall bes 
wiederholten Ausbleibens ift die PVerhängung der Strafe nicht fakultativ. Die 
nicht ganz korrekte Fafſung des Gefehes erklärt fi) daraus, daß $ 345 ber 
EPBO. uriprünglich eine Verdoppelung der Strafe und dieje allerdings fakultativ 
zuließ, bei den Kommiffionsberathungen wurde der Inhalt geändert, die Form 
aber in Folge eines Redaktionsverſehens beibehalten (vgl. Strudmann und 
Rod, ©. 324 N. 2; Gaupp, ©. 261; dv. Sarwey, ©. 504; Seuffert, 
5. 411; Hellmann, ©. 231). In $ 50 der StrafPO. wählte man dann ben- 
ielben Ausdruck, um Uebereinftimmung mit der CPO. zu erzielen. Trotzdem würde 
der Wortlaut des Geſetzes entjcheidend fein, wenn derjelbe die Annahme ausſchlöfſe, 
daß Beſtrafung ſtets erfolgen folle. Das ift aber keineswegs der Fall, denn eine 
Strafe, die der Richter verhängen kann, muß er verhängen, wenn bie Vorausfetzungen 
der Beftrafung gegeben find. Uebrigens ift dem richterlichen Ermeſſen praktiſch aus— 
teichender Spielraum gegeben, indem e3 ihm überlaffen bleibt zu enticheiben, ob ber 
Zeuge genügend entjchuldigt ift oder nicht. — Wenn Löwe, ©. 276 N. 7 (vgl. auch 
die dort Gitirten), und mit ihm Geyer, Lehrbuch ©. 513, der früher anderer Anficht 
war (vgl. v. Holkendorjf’8 Handbuch, S. 271), und Puchelt, S. 122 N. 8, an— 
nimmt, die Beftrafung könne fi in einem andern Stadium befjelben Verfahrens noch 
einmal wiederholen, fo ift das wohl eir Irrthum (vgl. Doch o w, Reicha-Strafprogeß, 
©. 167), jedenfalls aber infonfequent und nicht damit zu rechtfertigen, daß alsdann 
ein neuer Ungehorſamsfall vorliege. Das ift nur in demjelben Maße ber Fall, als 
wenn ber Zeuge einer zum dritten Mal wiederholten Vorladung nicht gehorchte. Ein 
Grund, dieſe beiden Fälle verichieden zu behandeln, Liegt nicht vor. Anderer Mei— 
nung Voitus, Kontroverjen, II. 16 ff., der fich in ausführlicher Weiſe über die 
Frage ausfpricht und zu Gunften der von Löwe vertretenen Anficht enticheidet. 
b) Als wirkliche Zwangsmaßregel ift die Vorführung des Zeugen zuläffig: im 
Strafprozeß von vorneherein, im Civilprozeß erſt wenn die wieberholte Bor- 
ladung erfolglos bleibt. Davon, ob die erfte reip. zweite Strafe vollitredt ift, 
hängt die Zuläffigfeit der ziangsweifen Vorführung nit ab, wohl aber wird man 
ein wiederholtes Ausbleiben exit dann annehmen dürfen, wenn nach vorgängiger 
Verhängung der Strafe eine neue Ladung erfolglos geblieben if. Es muß aber, 
ehe zur Vorführung gefchritten werden fann, bie Strafe im Kriminalprogeß einmal, 
im Givilprozeß zweimal ausgeſprochen worden fein. Die Vorführung gefchieht durch 
die Polizeibehörde oder einen Gerichtsvollzieher. Cine beitimmte Yorm für den zu 
erlaffenden Vorführungsbefehl ſchreibt das Geſetz nicht vor, es würde aljo eventuell 
ein mündlicher Befehl genügen, doch wird regelmäßig eine ſchriftliche Ertheilung 
defielben zu erfolgen haben. Puchelt, ©. 122 N. 7, Hält den $ 134 A. 2 ber 
StraBO. für analog anwendbar. 

2) Bezüglih der Zeugniß- oder Gidesverweigerung wich der Entwurf der 
EtrafP DO. von dem der EBD. infofem ab, als jener in $ 61 mur eine executio ad 
faciendam durch Zwangshaft bis zu 6 Monaten (bei Uebertretungen 6 Wochen) 
oder Gelbftraie bis zum Gejammtbetrage von 600 Mark (bei Uebertretungen 150 
Mark) kannte. Die Reichsjuftizlommiffton führte auch hier das boppelte Syſtem 
mit Strafe und Zwang dur. Vorausſetzung ur Anwendung derjelben ift im 
Strafprozefie, daß kein gefeglich von der Zeugnißpflicht befreiender (vgl. 88 
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51—54) oder die Beeidigung hindernder (vgl. $ 56) Grund vorliegt, im Civil- 
grozeife daß ein Grund nicht angegeben wurde (über bie geſetzlichen Befreiungs- 
gründe vgl. 88 348 und 349, bezüglich der unbeeidigten Vernehmung $ 358) ober 
der angegebene rechtskräftig für unerheblich erflärt wurde und der Zeuge in dem 
neuen Termin gleichwol bei feiner Weigerung verharrt. Weber die Geltendmachung 
der Gründe und das Verfahren bei deren Prüfung vgl. 88 351—354. — Das 
Zeugniß ift auch dann als verweigert anzujehen, wenn die geforderte Auskunft über 
einen beftimmten Punkt nicht erteilt wurde. Der Eidesweigerung fteht die Ent- 
fernung dor geleiftetem ide gleich. Die Eidesweigerung ift auch dann ftrafbar, 
wenn fie im Vorverfahren gefchieht, denn wenn auch die eibliche Vernehmung in 
diefem Stadium des Strafprogeffes nur ausnahmsweife gefchehen ſoll (vgl. $ 65 der 
StrafPO.), jo hat doch nur der Richter und nicht der Zeuge über die Zuläffigteit 
in concreto zu entfcheiden. 

a) Ueber den widerfpenftigen Zeugen muß diefelbe Strafe verhängt werben wie 
über den nicht erfcheinenden (vgl. $ 355 der CPO. und $ 69 der StrafPO.), be- 
züglich deren Alles unter 1a Gefagte zutrifft, jedoch mit der eigentlichen felbftver- 
ftändlichen Modifikation, daß die Strafe nur einmal verhängt werben Tann. Eine 
Wieberauffebung findet niemals ftatt in ber Weife wie fie beim Nichterfcheinen 
zuläffig ift, da bei der Zeugnikverweigerung eine nachträgliche Entſchuldigung der- 
jelben nicht wol möglich ift. ; 

b) Das zuläffige Zwangsmittel ift hier Haft, die nicht über die Beendigung 
des Prozeſſes in der Inſtanz und jedenfalls nicht über die Zeit von 6 Monaten 
(vgl. 8 794 der CPO.), bei Uebertretungen von 6 Wochen hinaus erftredit werden 
darf. Das Verfahren in einer Inftanz ift beendigt, wenn das Verfahren überhaupt 
eingeftellt ober ein Urtheil gefprochen worben ift, vgl. Löwe, S. 227 N. 6, a 7; 
auch Keller, ©. 79 R. 11, ber feine frühere Anficht aufgegeben hat, daß unter 
„Inſtanz“ Hier derjenige Theil eines Verfahrens zu verftehen fei, welcher die Thä- 
tigfeit des Richters oder Gerichtes umfaßt, von welchem die Zwangshaft ausging. 
Daß diefelbe auch wegen Eidesverweigerung angeordnet werben kann, ift durch ein 
Redaktionsverfegen nicht wie im Entwurfe ausbrüdlich Hervorgehoben, verfteht fich 
aber von felbft, da die nicht beeidete Anzeige einer eidesfähigen Perfon ala Zeugniß 
im Rechtsfinne nicht betrachtet werden kann. Zwijchen Civil- und Strafprozeß be= 
fteht Hier der Unterihied daß: «) in erfterem wiederholte Weigerung vorausgeſetzt 
wird, während in letzlerem einmalige genügt. Es muß alfo im Civilprozeß die Strafe 
verhängt und dann ein neuer Termin anberaumt werden, in welchem exit Zivangs- 
Haft verfügt werden kann, während das im Strafprozeß ſchon beim erften Termin 
zuläffig if. Anderer Meinung: Thilo, ©. 73 N. 8. Darauf daß die Straje 
vollſtreckt ſei, kommt e8 in beiden Progeffen nicht an. 4) Im Strafprogeß werben 
die Zwangsmaßregeln von Amtswegen angeorbnet, im Civilprogeß bedarf e& dazu 
eines Antrages und nur in Entmündigungsfachen wird die Strafe von Amtswegen 
verhängt (vgl. 88 597 Abf. 4, 621 Abf. 3). Der erforderliche Antrag kann von 
jeder Partei geftellt werden, nicht nur von der, welche ben Zeugen produzirt Hat. 
Diefe Beſchraͤnkung der richterlichen Gewalt ift infofern naturgemäß ala auch die 
Vernehmung nicht vom Willen des Richter abhängt, ſondern die Partei auf diefelbe 
verzichten kann, in welchem Fall die Zwangshait gegenſtandslos wäre. Da jeboch 
nad $ 364 die Gegenpartei ein Recht Hat zu verlangen, daß der erfchienene Zeuge 
auch vernommen werde, jo Tonnte man nicht umhin, ihr auch das Recht einzuräu- 
men, Zwangsmaßregeln gegen den renitenten Zeugen zu beantragen. Dem Antrage 
muß der Richter Folge leiften, während im Strafprogeß die Anordnung der Haft 
lediglich feinem Ermeſſen anheim geftellt ifl. — Auigehoben wird die Hait, wenn 
diefelbe die vorgefchriebene Marimaldauer erreicht hat oder überflüffig geworden iſt. 
Letzteres kann geichehen dadurch, daß der Zeuge fich fügt oder feine Ausſage ent- 
bebrlich geworden ift, jei es daß die fragliche Thatfache anderweitig fonftatirt, die 
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Unerheblichfeit der geforderten Ausſage fich herausgeftellt hat oder auf die Berneh- 
mung verzichtet wurbe (vgl. 88 364 der CPO., 244 der StrafBO.), womit im 
Civilprozeſſe die Gegenpartei, im Strafprozeſſe auch das Gericht einverftanden fein 
muß. Als ftillfchweigender Verzicht wird im Givilprogeß das Ausbleiben beider 
Parteien im Termine, fowie der Antrag auf Aufhebung der Haft anzufehen jein. 
Letzterer kann nur von ber Partei ausgehen, welche die Anwendung der Zwangs- 
maßregel beantragt hat, dem Prozeßgegner fteht ein Widerſpruchsrecht nicht zu (vgl. 
Gaupp, ©. 281). Hanbelte es fi) nur um Eidesweigerung, jo muß die Haft 
au dann aufgehoben werben, wenn der Zeuge eidesunfähig geworden ift (vgl. 
Pudelt, ©. 162 N. 9). — Die Haft kann im Straiprozeſſe auf beftimmte oder 
unbeftimmte Zeit angeorbnet werden, im Civilprozeß ift wol nur Ießteres ftatthaft, 
da zur Fortſetzung der unmwirffam gebliebenen ein neuer Antrag erforderlich wäre 
und die EPO. ein folches Verfahren nicht erwähnt. — Auf die Vollftredung finden 
im Givilprozek (vgl. $ 355 Abſ. 2) die Vorfchriften über die Haft im Zwangsvoll⸗ 
ftredungsverfahren (vgl. 88 785794) entiprechende Anwendung. Es muß alfo 
don dem Gerichte ein Haftbefehl erlafien werden, den ber Gerichtsvollzieher dem zu 
Berhaftenden auf Verlangen abfchriftlich mitzutheilen Hat. Wollftredt werben muß 
die Haft in einem Raume, in welchem richt zugleich Unterſuchungs⸗ oder Strafe 
gefangene fich befinden. Sie darf nicht vollitreeit werden, wenn die Gejundheit bes 
Zeugen dadurch einer nahen und erheblichen Gefahr außgefegt würde. Unftatthaft 
iſt fie gegen: 1) Mitglieder einer Deutichen gefeßgebenden Berfammlung während 
der Situngsperiode, foern nicht die Verfammlung die Vollſtreckung genehmigt; 2) 
Militärperfonen, welche zu einem mobilen Truppentheile ober zur Beſatzung eines 
in Dienft geftellten Kriegafahrzeuges gehören; 3) den Schiffer, die Schiffsmannſchaft 
und alle Übrigen auf einem Seejchiff angeftellten Perfonen, wenn das Schiff jegel- 
fertig ift. Sie wird unterbrochen gegen: 1) Mitglieder einer Deutfchen gefehgebenden 
Verſammlung für die Dauer der Situngsperiode, ‚wenn die Verſammlung die Frei⸗ 
lafjung verlangt; 2) Militärperfonen, welche zu einem mobilen Zruppentheil ober 
auf ein im Dienft geftelltes Kriegsfahrzeug einberufen werden, für die Dauer dieſer 
Berhältniffe. Die durch die Verhaftung entftehenden Koften hat der Antragfteller 
vorauszuzahlen, und zwar minbeftens für einen Monat; wird die Zahlung nicht 
tehtzeitig erneuert, jo wird der Zeuge feiner Haft von Amtswegen entlafjen. — 
In der Stra BO. find Vorichriften Über den Vollzug der Zwangshaft nicht ent 
halten; daß fich diefelbe von der Strafhaft unterjcheiden muß, ergiebt ſich aus der 
Natur der Sache. Anderer Meinung: Löwe, ©. 278 N. 6f. Der analogen An- 
wendung der in ber CPO. getroffenen Beftimmungen dürfte nichts im Wege ftehen 
und ausgeſchloſſen wären nur die Aber die Koften, welche im Straiprozeß natur« 
gemäß dem Staate zur Laft fallen. — Rach erfolgter Aufhebung kann die Haft 
nöthigenfall® von neuem angeordnet werden, wozu im Givilprogeß ein erneuter An⸗ 
trag vorausgeſetzt wird, und zwar jo lange bis der Gefammtbetrag die zuläffige 
höchfte Dauer erreicht hat. Ob die Wiederholung in demfelben Stadium bes Ver- 
fahrens nöthig wird ober in einem andern, ift babei gleichgültig. Entgegengefehter 
Anſicht ift v. Schwarze, ©. 204 N. 13. Die Beendigung des Verfahrens in ber 
Inſtanz hebt die Haft awar auf, fehließt aber, falls diejelbe überhaupt noch fort- 
gejegt werben Tann, nicht die Wiederholung in einem neuen Verfahren, b. h. weber 
in einer ferneren Inſtanz, noch bei Zurüdverweifung in die frühere Inftanz, noch 
bei Wieberaufnahme des Verfahrens aus. Zwar find die geſetzlichen Beftimmungen 
nicht ganz zweifellos, da $ 355 Abf. 2 der CPO. die zuläffige höchſte Dauer über- 
Haupt nicht erwähnt, und in $ 69 Abf. 2 der StrafPD. die Beendigung des Ber: 
jahrens in der Inftanz dem Ablauf des Marimums der Haftdauer in der Wirkung 
gleihzuftellen fcheint. Doch darf man daran feinen Anftoß nehmen, um fo weniger 
als der Entwurf den Gruridgedanfen des Gejehes klar zum Ausdruck gebracht Bat, 
indem er ($ 61) die Beendigung der Inftanz als Aufhebungagrund der Zwangshaft 
dv. Holtzendorff, Gne. IL Kechtslexiton II. 3. Aufl. 9” 
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überhaupt nicht erwähnt. Die wirklichen Grenzen des Zwanges find nur im Ablanj 
der 6 Monate reip. 6 Wochen zu juchen und bie Aufhebung bei der Beendigung 
der Inſtanz hätte kaum beſonders hervorgehoben zu werben brauchen, da mit Diefem 
Moment dad Zeugniß vorläufig jedenjalls überflüffig geworben ift, ein weiterer 
Zwang aljo ohnehin nicht gerechtfertigt wäre. 

Die Anwendung von Strafe und Exekutionszwang gegen den erfchienenen Zeit 
gen ift unabhängig von den bei Gelegenheit bes Nichterfcheinens ergrifienen Maß- 
regeln und auch gegen den Zeugen zuläffig, der nach wiederholter Beftrajung zwangs- 
weife vorgeführt werden mußte. Sind fie erjchöpft, d. h. ift die Strafe einmal aufs 
erlegt und das Marimum der Zwangshaft erreicht worden, jo können fie in dem— 
jelben oder in einem anderen Verfahren, welches diefelbe That zum Gegenftande hat, 
nit wiederholt werden ($ 69 Abſ. 4 der StrafRO.). In der CPO. fehlt eine aus- 
drückliche Beftimmung, doch wird allgemein bie bei der Berathung bes Entwurjs 
von dem Bundesrathsbevollmächtigten ausgejprochene Anficht angenommen, welche 
dahin lautete: „Soweit e& ſich in den verfchiedenen Inftanzen um dafjelbe Zeugniß 
handele, dürfe die Zwangshaft in allen Inftanzen zufammengerechnet nicht über 6 
Monate dauern. Wenn dagegen in der höheren Inſtanz das Zeugniß über einen 
anderen Punkt in Anfpruch genommen und geweigert werde, jo könne deswegen von 
neuem eine ſechsmonatliche Zwangshaft vollſtreckt werben“ (vgl. Hahn, II. ©. 627). 
Identität des Verfahrens im Strafprozeß ift auch dann vorhanden, wenn bafjelbe 
fih auf mehrere jelbftändige Delikte erſtreckt und der Zeuge bezüglich mehr als eines 
derjelben feine Außfagen reſp. deren Beeidigung verweigert. Identität ber That Liegt 
vor, jo lange es fidh um denſelben Straffall Handelt. Der Ausdruck, dieſelbe That” 
muß im weiteften Sinne des Wortes verftanden werben, derart daß neuhinzutre— 
tende Umftände, auch wenn fie den ftrafrechtlichen Charakter des Deliktes ändern, 
gleichwol die Jdentität nicht aufheben. Nur auf die objektive Seite kommt es an, 
jo daß dieſelbe That auch dann noch vorliegt, wenn die Perfon des Beichuldigten 
gewechfelt haben follte, ſobald nur derſelbe thatfächliche Vorgang noch in Frage 
ſteht. So jeßt auch Keller, ©. 80 N. 20, ber früher annahm, es ſei die That 
mit Beziehung auf die Perfon eines beitimmten Thäters gemeint. 

U. Zur Anwendung kommen dieje Diaßregeln, ſowol Strafe wie executio ad 
faciendum, innerhalb des Geltungsgebietes ber Prozeßorbnungen überall da, aber 
auch nur da, wo die Erforſchung der Wahrheit durch einen Richter oder ein Ge 
richt vorgenommen wird. Den Polizeibehörden und der Staatsanwaltichaft fteht das 
Recht, 3. zu üben, niemals zu; nöthigenfalls muß leßtere bei dem zuftänbigen Amts- 
richter einen Antrag auf Vernehmung der Perfonen jtellen, welche auf ihre Borla- 
‚dung nicht erjcheinen oder nicht ausſagen wollen. Berechtigt zur Anwendung find 
ſowol das erfennende Gericht, wie der beauftragte oder erfuchte Richter (vgl. $ 365 
der CPO.) während des Hauptverfahrens, im Strafprogeß auch der Unterfuchungs= und 
der Amtsrichter (vgl. 88 160, 163, 164, 183) im Vorverfahren (88 50 Abſ. 3, 69 Abf. 
3 der Straf O.). Unter beauftragtem Richter ift nach dem Sprachgebrauch der Progeß- 
ordnungen (vgl. Löwe, ©. 120 N. 6b) dasjenige Mitglied des mit der Sache be 
faßten Gerichtes zu verftehen, welches mit der Vornahme einzelner Unterfuchungs- 
bandlungen betraut wurde, während der erfuchte Richter, reſp. das erfuchte Gericht, 
dagjenige ift, welches dem mit der Sache befaßten durch Vornahme von Unter 
fuchungshandlungen Rechtshülfe Leiftet. In den verjchiedenen Stadien des Strajr 
progefjes kommen in Betracht: im Vorbereitungsperjahren der Amtsrichter, 
in der Vorunterſuchung der Unterfuchungsrichter und der Amtsrichter ala er⸗ 
fuchter, im Hauptverjahren das erfennende Gericht, nicht nur deſſen Vorfikender 
in fchöffengerichtlichen Sachen, alfo Schöffen und Amtsrichter, eventuell ein erjuchter 
ober beauftragter Eingelrichter. — Daß der erfuchte Richter — von dem beauftrag- 
ten gilt daſſelbe — Strafe und Zwangsmaßregeln jelbftändig anwenden darf und 
nicht lediglich als Mandatar des erjuchenden Gerichts handelt, unterliegt bei der 
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beftimmten Faſſung des Gejehes feinem Zweifel (vgl. Hahn, III. ©. 1232; Dochow, 
S. 127; von Schwarze, ©. 205 N. 15; Puchelt, ©. 162. 6; Keller, ©. SO 
N. 17). Doch findet diefe Selbjtändigfeit ihre Grenzen daran, daß der Richter dag 
Erfuchen eines im Inftanzenzuge ihm vorgefeßten Gerichtes überhaupt nicht und das 
eines andern nur dann ablehnen kann, wenn ihm die örtliche Zuſtändigkeit mangelt 
oder die fragliche Handlung in abstracto unzuläffig ift ($159 des GVG. vgl. Löwe, 
S. 122 N.3 b). Einer Ablehnung aber würde es gleich kommen, wenn er nicht 
alle geſetzlich zuläffigen Mittel anwendete, um das Gefuch im Sinne des erfuchenden 
Gerichtes zu erledigen. Er muß daher die gefeßlichen Strafen gegen ben nicht er— 
icheinenden Zeugen außfprechen,, falls ex deſſen Entſchuldigung nicht für genügend 
hält, und fich denjelben fchließlich vorführen lafſen. Weigert der Zeuge bie Aug- 
Tage oder die Eidesleiſtung und der Richter hält diefe Weigerung für berechtigt, fo 
wird er barüber an das erfuchende Gericht berichten, und, ſalls diejes fein Gejuch 
gleichwol wiederholt, jet eventuell die gejehliche Strafe auferlegen müffen. Bezüg- 
lich der Zwangshaft, deren Verhängung fakultativ ift, Tann der erfuchte Richter 
natürlich, wenn ihm die Zweckmäßigkeit der Anwendung im gegebenen Falle zweifel- 
baft erfcheint, von vorneherein an das erfuchende Gericht fich wenden, muß dann 
aber dem eventuell erneuten Erſuchen im vollen Umfange nachlommen. So kann 
die Anordnung de facto von dem erfuchenden Gericht ausgehen, während fie formell 
von dem erfuchtel Richter vorgenommen wird (vgl. Löwe, ©. 280 N. 10; Geyer 
in v. Holgendorjf’s Handbuch, S. 274, und Lehrb. ©. 516). Die Dispofi- 
tion über die Höhe der zu verhängenden Strafe bleibt babei ftet? dem erfuchten 
Richter überlaffen, der die Zwangshaft jedoch nicht aufheben kann, bevor diefelbe von 
felbft endigt ober das erfuchende Gericht auf die Vernehmung verzichtet. 

Das Verfahren gegen den Zeugen ift ein durchaus formlofes, die Berhängung 
don Strafe und Zwangsmaßregeln geichieht durch einfachen Beſchluß, dem .eine 
eigentliche Berhandlung nicht voraufgeht, doch ift im Strafprogeß $ 33 der StrafPO. 
zu berüdfichtigen. Der nicht erfchienene Zeuge hat auf Anhörung vor Erlaß bes 
Beichluffes jedenfalls keinen Anfpruch, um jo weniger als die Strafe eventuell fpäter 
noch rüdgängig gemacht werden kann. Dagegen muß ber erfchienene, aber bie Aug- 
fage ober den Eid verweigernde Zeuge gehört werden und hat ber Richter jedenfalls 
dag Recht, fich eventuell weitere Aufllärung über die von jenem etwa borgebrachten 
und möglicherweife relevanten Behauptungen zu verichaffen. Im Civilprogeß muß 
über die Rechtmäßigkeit der Weigerung nöthigenjall® nach Anhörung der Parteien 
dur ein Zwifchenurtheil entfchieden werben, welches durch fojortige Beſchwerde 
anfechtbar ift ($ 352). Weber die Form, in welcher der Beichluß dem davon Be— 
troffenen befannt zu machen ift, fehlen bejondere Vorſchriften, daher die allgemeinen 
Beitimmungen über Zuftellung anzuwenden find. Da die Entfcheidung durch ein 
Rechtsmittel angefochten werden kann, jo muß fie nad) $ 34 der StrafPO. mit Gründen 
verfehen werben. Das zuläffige Rechtsmittel ift die Beſchwerde, welche an feine 
beftimmte Frift gefnüpft iſt. Auffchiebende Wirkung hat fie nur im Givilprogeß 
(vgl. $ 535 der EPO.). Berechtigt zu derfelben find ſowol die betroffenen Zeugen, wie 
die Parteien, ſoweit fie fi) beichwert fühlen, im Strafprogeß namentlich auch die 
Staatsanwaltichait. $ 352 der Stra PO. ift nicht anwendbar, vgl. Löwe, ©. 614 
N. 8. Im Uebrigen gelten die allgemeinen Beftimmungen über bie Beſchwerde 
(vgl. 38 530 ff. der CPO.; 88 346 ff. der StrafPO.) auch Hier. 

II. Dem 3. unterworfen find alle Perfonen, welche der Beugnißpflicht 
genügen müffen, auch die Militärperfonen, boch find bezüglich deren beſondere in 
beiden Prozeßorbnungen übereinftimmende Anorbnungen, wenigften® rüdfichtlich der 
Strafe getroffen. Die Feſtſetzung und bie Vollſtrecung der Strafe gegen eine bem 
aktiven Heere ober der aktiven Marine angehörende Militärperfon, d. h. ſowol 
Perſonen des Soldatenftandes ala auch die Militärbeamten, erfolgt auf Erfuchen 
durch das Militärgericht (88 345 Abſ. 4, 355 Ab. 4 der EPO., 850 Abf. 4,69 Abf. 5 ber 
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StrafBD.). Das Erfuchen gejchieht Durch den betreffenden Civilrichter reſp. den Borfigenben 
bes betreffenden Gerichtes. Bezüglich der Zwangsmaßregeln ift nur in 88 345 Abf. 4 
und 50 Abf. 4 vorgeichrieben daß die Vorführung auf das Erfuchen des Civilrichters 
durch die Militärhehörde gefchehe. Ueber die Zwangshaft fehlen direkte Beitimmungen, 
vgl. jedoch 88 798, 794 der CPO. Ferner wurde in der Reichsjuftiglommiffion folgende 
Interpretation zu $ 365 der CPO. ($ 343 des Entwuris) beſchloſſen und in die Zu- 
ſammenſtellung der jogen. authentifchen Interpretationen aufgenommen: „Dan ift in der 
KRommiffion darüber einverftanden, daß auch der Schlußabſatz bes $ 343 nur auf 
ben erjten nicht auch auf den zweiten Abſatz dieſes Paragraphen fich beziehe, da die in 
letzterem angedrohte Zwangshaft feine Ungehorjamftrafe, fondern ein Erefutivmittel 
ift, daß jerner auch die Grefutivhaft nach 88 738, 739 (793, 794 der CPO.) durch 
die Militärbehörde zu vollftreden, dagegen bie Seftfegung berjelben durch 8 843 
nicht der Militärbehörde zugewieſen ift.” Dieje Interpretation auch auf den ganz gleich 
Tautenden $ 69 Abf. 5 der StrafBOD. zu beziehen, ift wol ganz unbedenklich. Kontrovers 
ift, ob den Militaigerichten nur die Strafzumeffung oder auch die Entiheidung 
darüber zufteht, ob fich ein Zeuge durch fein Verhalten gegenüber dem Eivilgericht 
ftrafbar gemacht habe. Lehteres nehmen an: Bodom, ©. 169; Puchelt, ©. 124 
N. 13; Voitus, ©. 117 N. 3, Kontroverien, I. ©. 20 ff; Geyer, Lehrbuch 
©. 514, der früher anderer Meinung war, vgl. in v. Aa Handbuch 
©. 273. Nach Anficht von Löwe, ©. 248 N. 22, fteht die EnMbeidung über die 
Strafbarkeit felbft dem Givilgerichte zu. Darin nun ift Löwe beizuftimmen, daß 
die Entfcheidung bezüglich der 88 50 unb 69 der StraBO. — und für bie 88 345 
und 355 der EPDO. Liegt die Sache vollkommen ebenjo — eine einheitliche fein muß. 
Diejelbe wird freilich nicht im Sinne Löwe's getroffen werben können. Daran 
hindert fchon, daß nach allgemeinen Sprachgebrauch unter der Befugniß, eine Strafe 
Teftgufegen, auch die Entſcheidung darüber mitbegriffen ift, ob überhaupt Strafe ein- 
treten ſoll. Ferner hängt die Strafbarkeit des Nichterfcheinens Häufig von thatfächlichen 
Umftänden ab, die zu würdigen das Militärgericht bei Militärperjonen weit eher 
im Stande ift als das civile. Endlich konkurrirt im Fall des unentjchulbigten 
Nichterſcheinens, da die Vorladung ebenfalls durch die Militärbehörde gejchieht (vgl. 
8 348 der CBO., $ 48 Abſ. 2 der StraPO.) mit dem civilen Delikt bas 
militärifche des Ungehorfams gegen einen militärifchen Befehl, in welchem Falle nad) 
den Grundfäßen über ideale Konkurrenz gar nicht 88 345 der EBD. ober 50 ber 
Straf PO., jondern $ 92 des MiL.StrafGB. zur Anwendung kommen müßte. 

IV. Die Vorjchriften der Prozeßordnungen betreffs des 3. find nicht über das 
Gebiet außzudehnen, für welches jene Geſetze Überhaupt Geltung haben. So einjach 
und felbftverftändlich diefer Satz fcheint, fo ftößt er bezüglich der StrafPO. doch 
nicht felten auf Widerſpruch. Denn da es feinem Zweifel unterliegt, daß $ 3 bes 
EG. zur Straf PO. von dem fachlichen Geltungsgebiet derſelben das Verwaltungs 
und Disziplinarftrafverfahren ausſchließt, jo ift mit Anerkennung de obigen Satzes 
zugleih auch die Thatjache anerkannt worden, daß in jenen Arten des Verfahrens 
die Beltimmungen über 3. nur dann anzuwenden find, wenn in den betreffenden 
Gefegen auf das Reichsrecht direkt oder indirekt, ſofern dafjelbe an Stelle des Landes- 
rechts getreten ift, Bezug genommen wird. Das ift 3. B. der Fall im Reichepoftgeich 
$ 28, im Neichegefeß, betr. die Unterfuchung von Seeunfällen, $ 19, defien Abi. 2 
aber die Anorbnung von Haft zur Erzivingung eines Zeugnifies ausſchließt. Es 
wird alfo, wie Löwe S. 274 N. 1 richtig hervorhebt, die Frage nach Anwendbarkeit 
der StrafBO. bezüglich des 3. nur auf Grund der betreffenden Spezialgejete zu 
beantworten fein. Uebrigens muß die Bezugnahme auf die StrafPO. deutlich aus= 
geiprochen fein und es genügt keineswegs, daß man einzelne Beftimmungen als einen 
ſtillſchweigenden Hinweis möglicherweije auffaffen könnte. — Im Reichabeamtengeich 
vom 31. März 1873, welches in den 88 80 ff. ausführliche--Bejtimmungen über 
das Disziplinarverjahren enthäft, find weder direkte noch indirekte Vorſchriſten über 
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3. enthalten, die Ausübung eines folchen wäre alfo ungeſetzlich. Ebenſo liegt die 
Sade für das Dißziplinarverfahren gegen Preußifche Beamte, bei welchem Zweifel 
nur injofern entitehen könnten, ala die Vernehmung von Zeugen auch hier durch 
richterliche Beamte gejchieht (vgl. Gef. vom 7. Mai 1851, betr. Dienftvergehen der 
Richter, 88 27 u. 31) ober doch kommifjarifch gefchehen kann (vgl. Gef. vom 21. 
Juli 1852, betr. Dienftvergehen der nichtrichterlichen Beamten, $ 32), indem der 
von einer zuftändigen Disziplinarbehörde um Bornahme einer Zeugenvernehmung 
erfuchte Richter dieſer Requifition Folge Ieiften muß. So Beichlüffe des Preußifchen 
Obertribunal® vom 12. Yebruar, 16. Mai und 5. November 1862 und Erkenntniß 
vom 26. März 1863 (vgl. Oppenhoff, Rechtſprechung ıc., Bd. II. ©. 249, 408; 
III. ©. 109, 374). Doch wäre es ein Trugichluß, anzunehmen, daß, weil diefelben 
Perfonen jungiren wie in einem eigentlichen Strafprogeß, nun auch, ungeachtet der 
pringipiellen Berfchiedenheit der in Rede ftehenden Unterfuchungen, diejelben Vor— 
Schriften zur Anwendung kommen müßten. Das Preußifche Obertribunal Hat freilich 
in einem für die Praris maßgebend gebliebenen Beihluß vom 10. Mai 1861 
(Oppenhofi, Redhtipr., I. ©. 388) angenommen, daß auch in Disziplinarfachen dag 
Zeugniß erzwingbar und die $$ 7, 8, 312, 337 der Kriminalordnung anwendbar 
feien. Diejelben find, wie die Kriminalordnung überhaupt, durch die Deutſche Stra PD. 
aufgehoben worden und können auch für das Disziplinarverfahten nicht mehr ans 
gerufen werden, ba fie eine direlte Beziehung auf dafjelbe gar nicht enthalten und 
fie ebenjowenig in den betreffenden Spezialgefeßen ausbrüdlich für anwendbar erflärt 
werden. Uebrigens würbe ihre Anwendung zu dem wunderlichen Verhältniß führen, 
daß der 3. in einem Disziplinarverfahren Härter, weil gejeßlich nicht bejchräntt, 
fein würde ala im Strafprogeß jelbft. Daß ed an einem Mittel fehlt, bie Er— 
tüllung der auch für Disziplinarfachen vorhandenen Zeugnißpflicht zu erzwingen, 
ift eine Lücke der Gefeßgebung, die vorfommenden Falls um jo weniger eigenmädtig ' 
ausgefüllt werben darf, ala es fich dabei um wejentliche Befchränfungen der perfönlichen 
Sreiheit Handelt, denen Niemand ohne gejehliche Anordnung unterworfen werden 
kann. Wenn Dohom (Zeugnißzwang, ©. 57 ff), in Anfchlug an Laband’g 
Auffaffung des Disziplinarrechts, Überhaupt die PO. für anwendbar Hält, fo dürfte 
dem de lege lata doch daffelbe entgegenftehen wie der Anwendung der StrafPO., 
nämlich der Mangel einer gejeßlichen Anordnung, welche die Erſtreckung der betxeffenden 
Vorſchriften auch auf Disziplinarfachen rechtfertigen würde. 

In Defterreich find detaillirte geſetzliche Vorfchriften über dad Zwangsver⸗ 
fahren gegen Zeugen a) im Givilprozeß nieht vorhanden. Nur die Pflicht, vor 
dem Richter zu ericheinen und auszufagen, ift ausbrüdlich anerfannt und dem Richter 
gejtattet worden, deren Erfüllung durch Gelb» oder Arreitftrafen zu erzwingen (vgl. 
$ 160 ber Allg. Gerichtsordn.; 8 232 der Weſtgaliziſchen Gerichtsordn. ; 88 185 i. f., 
192 4.3 deg SKaiferlichen Patents vom 3 Mai 1853). Das Verfahren Hat fih in 
der Prariß folgendermaßen geftaltet (vgl.v.Schrutfa-Rectenftamm, ©.174 ff): 
Wenn der ordrungsmäßig geladene Zeuge nicht erfcheint oder die Ausfage verweigert, 
jo wird auf ben Antrag bes Produzenten nach Anhörung beider Parteien ein neuer 
Termin zur Vernehmung des Zeugen anberaumt und derſelbe noch einmal unter 
Androhung einer angemefienen Geldftrafe vorgeladen. Gegen den wiederum unge 
horfamen Zeugen wird bie Strafe für verfallen erklärt und aladann, auf Antrag des 
Produzenten, der Zeuge abermals und zwar unter Androhung einer höheren Geld- 
ftrafe, eventuell der zwangsweiſen Vorführung oder Verhängung einer angemeffenen 
Vreiheitsftrafe vorgeladen. Ueber das zuläffige Maß der im einzelnen Yalle anzu= 
wendenden Erefutivmittel entfcheidet das richterliche Ermeſſen, ebenſo darüber, ob 
die Gelbftrafe dem Zahlungsunfähigen exlaffen oder in Arreft verwandelt werden joll. 
Gegen alle richterlichen Verfügungen ftehen dem Zeugen Rechtsmittel zu, und zwar 
entweder der Refurd oder bie einfache Vorjtellung, von denen nur das erftere devo- 
lutive Wirkung hat (vgl. $$ 9 und 10 des Gefehes vom 9. Auguft 1854; R. G. Bl. 
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Nr. 208). Sind die nach Anſicht des Richters in conereto angemeſſenen Mittel 
erichöpft, jo wird ein peremptorifcher Termin anberaumt und wenn es dem Beweis- 
führer nicht gelingt in demfelben den Zeugen zu einer Ausſage zu veranlafien, jo 
bleibt ihm nur noch ein, in felbftändigem Verfahren geltend zu machender Schadens- 
erjaganfpruch gegen den ungehorfamen Zeugen übrig, während in ber Hauptfache das 
Zeugniß als nicht erbracht angejehen wird (über den Schadenderfaganipruh vgl. 
v. Schrutka-Rechtenſtamm, ©. 155 ff.). — b) Im Strajprozeß find die zu⸗ 
läffigen Maßregeln im Geſetz felbft als executio ad faciendum bezeichnet, doch iſt 
diefer Charakter keineswegs konſequent durchgeführt, da eine Wiederholung der 
Strafen nicht möglich ift. Geregelt ift das Verfahren zunächit für die Vorunter- 
ſuchung ($ 159 ff. der StrafPO.), welche Beftimmungen auf das Hauptverfahren zu 
übertragen find, da nach $ 248 der Borfikende bei Abhörung ber Zeugen die für 
den Unterfuchungsrichter ertheilten Vorſchriften zu beobachten hat. Das Berjahren 
ift folgendes: Wenn ein Zeuge der ihm zugeftellten Vorladung nicht Folge leiftet, 
jo geichieht feine neuerliche Borladung unter Androhung einer Geldftraie bis zu 
100 Gulden für den Fall des Nichterſcheinens und unter der ferneren Drohung, daß 
ein Borführungsbefehl gegen ihn werde erlaffen werden. Bleibt der Zeuge ohne 
gültige Entſchuldigungsgründe dennoch aus, jo hat der Unterfuchungsrichter bie Gelb- 
ftrafe wider ihn zu verhängen und den Vorführungsbefehl auszujertigen. In dringen- 
den Fällen kann ber Unterſuchungsrichter ſchon nach dem erften nicht gerechtiertigten 
Ausbleiben gegen ihn einen Vorführungsbefehl erlaffen. Die Koften ber Vorführung 
hat der Zeuge zu vergüten. Erfcheint der Zeuge, verweigert er aber ohne geſetzlichen 
Grund ein Zeugniß abzulegen oder den Zeugeneid zu leiften, jo kann ihn der Unter 
fuchungsrichter durch eine Geldftraie bis zu 100 Gulden, und bei jernerer Weigerung 
in wichtigen Fällen durch Arreft bis zu 6 Wochen dazu anhalten, ohne daß deshalb 
die Fortfegung oder Beendigung der Borunterfuchnng aufgehalten werden muß. 
Sollte ein der Militärbehörde unterftehender Zeuge fi) weigern vor dem Unter 
ſuchungsrichter zu erjcheinen oder die abgejorberte Ausfage oder den Zeugeneid abzu- 
legen, jo hat fich der Unterfuchungsrichter unmittelbar an den Vorgefehten des Zeugen 
zu wenden, welchem es obliegt, denſelben zur Befolgung des Geſetzes anzuhalten. — 
Für die Hauptverhanblung beftimmt ferner der $ 242: Wenn Zeugen der an fic 
ergangenen Borladung ungeachtet bei ber Hauptverhandlung nicht erfcheinen, fo fann 
der Gerichtshof deren ungejäumte Vorführung verfügen. Iſt diefe nicht möglich, fo ent: 
ſcheidet ber Gerichtshof nach Anhörung des Anklägers und des Angeklagten oder jeines 
Vertheidigers, ob die Hauptverhandlung vertagt ober fortgefeßt werben und ftatt der 
mündlichen Abhörung jener Zeugen die Verlefung der in der Vorunterfuchung abge- 
legten Ausſagen derſelben erfolgen jol. Daffelbe Tann geſchehen, wenn das Zeugniß 
oder die Eibesleiftung verweigert wird (vgl. $ 252 N. 3). Der Ausgebliebene iſt 
zu einer Geldftrafe von 5—50 Gulden zu verurtheilen. Sit die Hauptverhandlung 
vertagt worben, jo Hat er überdies bie Koſten der durch fein Ausbleiben vereitelten 
Sitzung zu tragen. Auch kann, um fein Ericheinen bei der neu angeorbneten Situng 
zu fichern, ein Vorführungsbefehl wider ihn erlaffen werden. Gegen die in Gemäß» 
heit des $ 242 ausgeſprochene Verurtheilung kann ber Zeuge binnen 8 Tagen nach 
Zuftellung des gegen ihn ergangenen Erkenntnifſes bei dem erkennenden Gerichtshore 
Einfpruch erheben. Wenn er nachzuweifen vermag, daß ihm die Vorladung nicht ge= 
hörig zugeftellt worden, oder daß ihn ein unvorhergefehene® und unabwendbares 
Hinderniß vom Erjcheinen abgehalten habe, wird die wider ihn außgefprochene Straie 
aufgehoben. Eine Minderung derjelben, fowie des auferlegten Koftenbetrages kann 
ausgeſprochen werden, wenn er darzuthun im Stande ift, daß die Strafe oder 
Koftenverurtheilung nicht im richtigen Verhältniß zu feinen Verſchulden oder zu den 
Zolgen feines Augbleibens fteht. Wird der Einfpruch erft nach dem Schluffe der 
Hauptverhandlung erhoben, jo enticheidet darüber der Gerichtähof erfter Inftanz in 
nichtöffentlicher Sigung, in einer VBerfammlung von 3 Richtern, von denen einer den 
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Borfig führt. Gegen das über den Einſpruch ergehende Erkenntniß iſt fein Rechts- 
mittel zuläffig ($ 243). — DVerläßt der Zeuge ohne Erlaubniß des Borfigenden 
das Gerichtslokal, jo ift zwar ein Vorführungsbefehl, aber feine weitere Ziwangs- 
maßregel zuläffig. 

In Frankreich ift ebenfalls der Grundfaß anerkannt, daß jeder ordnungs- 
mäßig geladene Zeuge feiner Zeugnißpflicht genügen muß, widrigenfall® er vom 
Richter in der gejeplich vorgeſchriebenen Weiſe dazu angehalten werden Tann. 

a) Im Civilprozeß bezieht fich der anzumwendende 3. jowol auf das 
Nichtericheinen wie das Verweigern der Ausſage oder des Eides. Freilich ſpricht 
das Gele nur von t6moins defaillants, doch wird ganz übereinftimmend angenommen, 
daß darunter auch die Verweigerung der Ausſage begriffen jei (vgl. Schlint, II. 
©. 428; Gilbert, S. 196 N.1). Die widerfpenftigen Zeugen müffen zur Zahlung 
einer bejtimmten Summe, von mindejtens 10 Francs, ala Schadenserſatz an die Partei 
verurtheilt, und können außerdem mit einer Geldftrafe bis zu 100 Francs belegt 
werben. Sie find ferner auf ihre Koſten von neuem zu laden und, wenn fie wiederholt 
ihrer Zeugenpflicht nicht genügen, nochmals zu einer Geldftrafe von 100 Francs zu 
verurteilen. Außerdem Tann aladann ein Vorführungsbefehl gegen fie erlafjen 
werden. Die früher zur Beitreibung der Geldftrafe zuläffige Exekutivhaft (contrainte 
par corps) ift durch Gejeh vom 22. Juli 1867 aufgehoben worden. Die betreffende 
richterliche Anordnung (ordonnance), welche übrigens jofort vollftrefbar ift, kann 
durch Oppofition und Berufung angefochten werden. Wenn ber Zeuge jpäter nach» 
weift, daß er verhindert war zu ericheinen, jo kann ihn der Richter, nachdem er 
jeine Ausfage abgegeben Hat, noch nachträglih von Strafe und Koften und jelbt 
von dem Schadenzerfaße an die Partei freifprechen (vgl. art. 268, 265 Code de 
proc6dure civile). 

a b) Im Strafprogeß ſpricht art. 80 Code d’instruction criminelle den 
maßgebenden Grundjag aus, daß toute personne cite pour ötre entendue en 
t6moignage sera tenue de comparaitre et de satisfaire à la citation. Daß unter 
den Ießten Worten auch die Pflicht, Zeugniß abzulegen, veritanden ſei, wird faum 
bezweifelt werben dürfen (vgl. in diefem Sinne Ortolan, U. ©.582, Faustin- 
Helie, nr. 5000, welche die communis opinio außfprechen, aber auch Goltdammer, 
Archiv Bd. X. ©. 816 ff. und die dort mitgeteilten Gutachten)... Die Nicht 
erfüllung dieſer Pflicht zieht eine Geldftrafe von Höchften® 100 Francs nach fich, 
außerdem Tann ein Vorführungsbefehl erlafjen werden (vgl. art. 92). Das Gefſetz 
ſpricht zwar von contrainte par corps, doch ift darunter nach Annahme der Franz 
zöfiichen Jurisprudenz (vgl. Trebutien, II. ©. 240) nicht Exekutivhaft, jondern 
ein mandat d’amener zu verftehen. Anderer Meinung find die Rheinpreußifchen 
Gerichte und dag Obertribunal geweſen (vergl. Goltdammer, Archiv 1. c. und 
Erkenntniß vom 18. September 1873 — Oppenhoff, Nehtiprehung, Bd. 14 
©. 547 fi). Diefe Maßregeln werden auf Antrag der Staatsanwaltihaft ange 
wendet durch den Unterfuchungsrichter, art. 80, den Poligeirichter, art. 157, und 
das Zuchtpoligeigericht (tribunaux en matiere correctionelle), art. 189, welche jedoch 
erſt bei einem zweiten Ausbleiben contrainte par corps im obigen Sinne anwenden 
Tönmen (vgl. auch art. 304). Wenn der Zeuge auf die zweite Vorladung Bin 
erjcheint und genügende Entſchuldigungen vorbringt, jo kann ihm, nach Anhörung 
der Staatsanwaltſchaft, die Strafe erlaffen werden (art. 81, 158, 189). — Bezüglich 
des Schwurgerichtöverfahrens find befondere Beftimmungen getroffen. Dabei ift 
nämlich zu unterſcheiden, ob das Ausbleiben reſp. die Zeugniß- ober Eidesverweigerung 
eine Vertagung der Verhandlung bis zur nächſten Seffion herbeigeführt hat, ober 
ob innerhalb derfelben Sitzungsperiode ein neuer Termin anberaumt wurde, Im 
erftern Falle (über deffen Eintritt vgl. art. 854) werden dem ungehorfamen Zeugen 
außer der nad) art. 80 verwirften Strafe, auf Antrag der Staatsanwaltjchaft, nicht 
auch des Angeklagten, durch ein Urtheil die jämmtlichen dadurch entftandenen Koften 
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zur Laſt gelegt, zu deren Zahlung er durch contrainte par corps, d. h. hier durch 
Exekutivhaft, angehalten werden kann. Außerdem ift zwangsweiſe Vorführung zuläffig 
(vgl. art. 355). Wie gegen alle Kontumazialerkenntnifje, ift auch gegen dieſes 
Oppofition auläffig und es Tann daraufhin Freiſprechung erfolgen, wenn der Zeuge 
nachträglich einen genügenden Entſchuldigungsgrund vorbringt. — Hat die Vertagung 
innerhalb derſelben Periode ftattgefunden, fo findet art. 355 feine Anwendung 
(vgl. Faustin-Helie, nr. 4962). — Nach art. 236 Code penal wird der Zeuge, 
welcher eine falſche Entfchuldigung vorbringt, mit Gefängniß von jech® Tagen bis zu 
zwei Monaten bejtraft. 

In England wird 3. a) im Civilprozeffe nur infojern ausgeübt, als 
Perſonen, deren Erſcheinen vor Gericht zweifelhaft ift, auf Antrag der Partei durch 
einen richterlichen Befehl vorgeladen werden. Derjelbe Heißt Writ of sub poena, 
weil darin eine Strafe von 100 2 für den all des Ausbleibend angebroht wird. 
Diefe Strafandrohung ift jedoch regelmäßig eine leere Form, jaktifch wird ein Geſetz 
der Königin Eliſabeth (5 Eliz. c. 9) noch heute angewendet, welches den Zeugen 
zum vollen Schadengerfaß und zur Zahlung einer Privatitrafe von 10 4 an den 
Produzenten verpflichtet. Doch ift die sub poena Ladung infofern wichtig, als gegen 
‚den fo Geladenen eventuell ein Verhaftsbefehl (attachment) erlafjen und die Haft jort= 
gefegt werden Tann, bis der Zeuge fich fügt, zu welchem Ende das Beweisverjahten 
verſchoben werden darf. Doch braucht fein Zeuge zu erfcheinen ober auszufagen, 
dem nicht bei der Ladung Dedung für feine Baarauslagen angeboten worden ift. 

b) Im Strafprozeß find dieſelben Maßregeln zuläffig, wie im Givilprogeh, 
außerdem aber kann der Zeuge, welcher fich weigert, vor dem Friedensrichter eine 
Ächriftliche Verpflichtung (recognizance) zu unterfchreiben, daß er in der Hauptver⸗ 
handlung erjcheinen werde, oder deſſen Erfcheinen jonft zweifelhaft ift, bis zur Haupt- 
verhandlung in Hajt genommen werden. Uebrigens gilt die Weigerung eines Zeugen, 
feine Ausſage abzugeben oder den Eid zu leiften, ala Nichtachtung ber richterlichen 
Autorität (contempt), welche die Gerichtshöfe berechtigt, den Ungehorjamen fo Lange 
in Haft halten zu laſſen, bis er fich fügt. Nur die Friedensrichter find durch die 
Parlamentsacte 11 und 12 Viet. c. 42 u. 48 ſowol in der Vorunterfuchung, ala 
in dem jummarifchen Hauptverfahren in der gedachten Bejugniß dahin bejchränft, 
daß die von ihnen zu verhängende Haft den Zeitraum von fieben Tagen nicht 
überfteigen darf. 
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Zinſen (fenus, usurae) nennt man eine Quantität vertretbarer Sachen, welche 
ala der Ertrag einer anderen größeren Quantität gleichartiger Fungibilien (Kapital, 
caput, sors) fich daritellt ; diefer Ertrag wird von dem an dem Kapital gleich einem Gigen- 
thumer Berechtigten dadurch gewonnen, daß das Kapital von einem Anden ihm 
geſchuldet und diefer entweder nach gefeßlicher Vorjchrift oder nach Privatdispofition 
verpflichtet wird, ihm, folange er das Kapital nicht heraus-, reſp. zurüdgegeben Hat, 
zu gewiffen Zeiten eine Leiftung gleichartiger Zungibilien zu machen, ohne daß dieje 
ala eine Abfchlagszahlung auf das Kapital anzujehen wäre. Wefentlich iſt dem 
Begriffe der 3. Übrigens noch, daß deren Betrag zu einer gewiffen Einheit der 
Kapitalsſumme in Beziehung geſetzt fei (Finsfuß). Schon nad; Römifchen Recht 
ward ala regelmäßige Kapitalseinheit die Ziffer 100 betrachtet, nur rechnete man 
nicht jährliche Prozente, wie heutzutage, jondern monatliche, ſodaß 3. B. semisses 
usurae — !, Proz. monatlich, alfo 6 Prog. in unſerem Sinne; indeflen war 
früder der Zins immer ein Bruchtheil des Kapitals (unciarium fenus — !;,, Kapital 
oder 8%/, Proz. jährlich), und jo findet fich noch in nachkonftantinischer Zeit ale 
Regel eine andere Rechnungseinheit, der Solidus, von dem man ®/,, (3 siliquae) 
jährlich, alfo 1, des Kapitals, berechnete (Marquardt, Römifche Stantöverwal- 
tung, II. 57—63; Streuber, Der Zinsfuß bei den Römern, Bajel 1857). 

Nach dem Gefagten giebt es alſo nicht blos Gelbzinfen, fondern auch Zinſen 
von Feldfrüchten in Feldfrüchten beftehend (c. 11, 23 C. h. t.), von aurum, argen- 
tum, vestis (c. 25 ib., wozu übrigens zu vgl. Jhering, Jahrb. |. Dogm. XII. 
334 fi.) u. j. w. Indeſſen läßt man, wo die Leiftung ſolcher Zinjen nicht ausge 
macht ift, bei derartigen Kapitalobjeften mit Recht ſtillſchweigende Suppofition des 
Geldwerthes des Kapitala zu und verwandelt die 3. in Geldzinjen (vgl. fr. 8 $ 4; 
fr. 1788 D.h.t.;c. 20.4, 2), auch it die Gewährung anderer Vortheile 
(@. 2. habitatio, natürliche $rüchte, c. 14, 17, 11 C.h.t.; fr. 11 $ 1 D. 20, 1) 
anftatt ber eigentlichen 3. durch Privatsdispofition nicht ausgefchloffen. — Nach 
dem Gefagten können ferner die 3. nicht ohne einen Anjpruch auf das Kapital ent 
ftehen und beftehen, möge nun das Stapital vor Begründung des Zinsanſpruchs in 
den Händen des orderungäberechtigten geweſen jein (3. B. vegelmäßige® Darlehn) 
oder nicht (3. B. gewöhnliche Schuldiorberung auf vertretbare Sachen, Anſpruch 
wegen negotiorum gestio), und mag ber Anfpruch auf das Kapital ein dinglicher 
ober perfönlicher fein. Mit völliger Aufhebung des Anſpruchs auf das Kapital geht 
demgemäß auch der Anjpruch auf die 3. völlig unter (Windſcheid, $ 259, 8 
‚und c. 26 pr. C. 4, 32). Dennoch kann die Zinsverbinblichkeit, welche an ſich 
ftets eine obligatorifche, nicht bingliche ift, in einem verfchiebenartigen Verhältniſſe 
zur Verbindlichkeit auf Auslieferung des Kapitals ftehen: entweder ift fie nur eine 
Erweiterung der leßteren (gleich der Alluvion im Sachenrecht) oder fie führt neben 
jener ein jelbftändiges Dafein (etwa gleich der insula in flumine). Erſteres war 
nad Römifchem Rechte der Yall, wo 3. nofficio judieis praestantur", Letzteres, wo 
diefelben „in obligatione sunt“, d. 5. die auf einem pactum bonae fidei contractui 
adjectum oder auf bloßer Rechtsvorfchrift beruhenden 3. mußte der Richter, ohne 
daß auf fie beſonders geflagt worden war, zuerfennen, ja auf fie fonnte nicht anders 
als mit Einforderung des Kapitals zugleich geklagt werben, dagegen die in einem 
negotium stricti juris beredeten 3. (stipulatio, Damnationglegat) mußten bejonders 
begehrt werben, weil fie auch bejonders formell beredet werden mußten. Dieje 
NRömifcherechtliche Unterfcheidung hatte noch andere Konfequenzen, jo bie, daß bei 
den Offizial«3. die Litisfonteftation des Kapitalanjpruch® den Anſpruch auf die 3. 
Tonfumirte, bei den anderen 3. nicht (Carus, a.a. DO. $ 8 ©. 34 ff.). Dagegen 
tonnte Berpfändung und Berbürgung für die Kapitalfchuld gewiß auch die blos in 
obligatione befindlichen 3. und mußte nicht nothwendig die Offizial-3. umfaffen 
(Windſcheid, I. $ 226, 5; II. $ 477, 26, 28; Carus, a.a.D. ©. 51, 52) 
und für das Heutige Gemeine Recht iſt e8 überhaupt zweifelhaft, inwieweit der 
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Unterfchied zwifchen Offizial-3. und denen quae in obligatione sunt noch zur 
Geltung komme. Jedenfalls find die obigen progefjualifchen Unterfchiede Heutzu= 
tage weggefallen, das EG. zur Deutichen EPO. 8 14 Abſ. 2 Nr. 5 jebt ausdrück- 
lich die Borfehriften, nach welchen eine Nebenforderung ala aberfannt gilt, wenn 
über diefelbe nicht entfchieden ift, außer Kraft (Mandry, Civilrechtlicher Inhalt 
der Reichägefehe, 204, 25). Auch ift die Mebertragung des Begriffes der Offizial-g. 
und der 3. in obligatione auf den Unterjchieb der 3. nach ihrem Entftehungagrund: 
Die gefeglichen ſeien Offiziel-3., die auf einer an fi) Obligationen begründenden 
Zhatfache beruhenden feien in obligatione (Windſcheid, $ 259, 9, 10): doc 
nicht jo zweifellos. Selbft die Schriftfteller, welche den Unterſchied aufrecht erhalten 
wollen, wifjen eigentlich fein anderes wejentliches Unterſcheidungsmerkmal aufzuführen, 
als Dieg, daß bei den Offizial-3. die wifjentliche Empfangnahme des Kapitals ohne 
die fälligen 3. den Gläubiger des Anſpruchs auf die 3. beraube, und fie ftreiten 
nur noch darüber, ob der Gläubiger dieſe Verwirkung durch Erklärung eines Bor- 
behalts abwenden könne (Windfcheid, $ 259, 12; Göppert, Arndis, Unger) 
oder nicht (v. Wächter, Sintenis, Wefterburg, ſ. Eitate bei Windſcheid). 
Gegen jegliche heutige —— des Unterfchiebs erflären fih Randa, a. a. O. 25; 
Carus, a. a. O. 28, 

Die Verbindlichteit, zu zahlen, entfteht entweder auf Grund einer darauf 
bezüglichen Privatdispofition oder nach geſetzlicher Vorſchrift ipso jure oder, ſoweit 
der Richter Obligationen durch Urtheil begründen kann, durch richterliche Verfügung. 
Die Fälle gefeßlicher Begründung der Zinspflicht nach Gemeinem Recht find: Ver- 
zugs⸗ Z., 3. bei Leiftung des Interefie, 3. für Geldforberungen des Fiskus und ber 
Minderjährigen von der Fälligkeit der Forderung an, 3. des Kaufpreijes nach Tra= 
dition des Kaufobjekts, 3. der Judikatsgeldſumme vom Beginne des 5. Monats 
nach dem Urtheil an, 3. des fremden Geldes, welches Jemand entweder unberechtigt 
in eigenen Nuben verwendet oder nicht, wie er fol, nutzbar anlegt, 3. der Auslagen, 
welche man Jemandem erfeßen muß, von der Ausgabe an. (Weitere gejebliche 
Zinsverbindlichfeiten im Einzelnen, welche ſich unter einige der angegebenen Kate— 
gorien einreihen Laflen, f. bei Arndts, $ 208,2.) Andererſeits giebt es aber auch 
Fälle gefehlicher Zinsbefreiung: fiscus ex suis contractibus usuras non dat 
(Seuffert, II. $ 245, 11), der promissor einer Schenkung ift frei von Ver— 
zugs⸗3. und poenarum usurae peti non possunt (Arndts, $ 207, 3 9. €.). 

Die blos durch Rechtsſatz begründeten 3. nennt man gefeßliche im Gegenſatz zu 
den Konventional= und richterlichen 3. Indeffen verfteht das Römifche Recht unter 
legitimae usurae nicht die gefeßlichen in dieſem Sinne, fondern die Z., welche den 
gejeglich erlaubten Zingfuß nicht überſchreiten. Es Hat nämlich ſchon das Römiſche 
Recht, um dem Wucher zu fteuern, für die Konventional-3., mit Ausnahme des 
noh im Juftinianifchen Rechte keiner Beſchränkung unterworfenen fenus nauticum 
(f. Ihering, Yahrb. f. Dogm. XIX., 1880, ©. 2—23), Zingmarima feſtgeſetzt; bis 
auf Juftinian war 12 Proz. jährlich die Regel, Juftinian erlaubte nur 6 Proz., 
privilegirte aber gewiſſe, dem fenus nauticum verwandte Geſchäfte (ſ. Ihering 
a. a. DO.) bis zu 12 Proz. ſowie gewiffe Perjonen dahin, daß dieſe entweder mehr 
jollten nehmen dürfen (8 Proz.) oder daß von ihnen auch nicht fo viel follte ge= 
nommen werden (4 Proz.) (j. c. 26 88 1, 2 C. h. t.; Nov. 32—34). Die Wir- 
tung der Ausmachung über dag Marimum ift Klaglofigkeit hinfichtlich des zu viel 
Berfprochenen, Anrechnung des zuviel Empfangenen auf das Kapital (c. 26 $ 4 cit.). 
Die Höhe der gejehlich begründeten 3. war in ben einzelnen Fällen normirt: 12, 6, 
4, 3 Proz. jährlich (f. Arndts, 88 208, 2; 222, 2; Windſcheid, 8 260, 2); 
auch auf fie aber ſcheint fich die Juftinianifche Reduktion auf 6 Proz. zu beziehen, 
foweit fie nicht ſchon unter diefem Marimum ftanden (c. 26 $ 2 i. f. cit.). 

In Deutihland kam übrigens vor den Juſtinianiſchen Grundſätzen das Kano- 
niſche Recht zur Geltung, welches auf Grund von II. Mof. 22, 25; III. 25, 35—37; 
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v. 23, 19, 20 jeden 3. verbot und das Zinsnehmen als privilegium odiosum ben 
Juden überließ. Erſt die Reichsgeſetze "gingen unter dem Einfluß des Römiſchen 
Rechts in einzelnen Yällen, 3. B. durch ausdrüdliche Zulafjung des Rentenfauis, 
dem Kanonifchen Zinaverbot zu Xeibe, und jo wurde dieſes gewohnheitsrechtlich anti 
quirt; das Yuftinianifche Recht mit dem 6prozentigen Zinamarimum warb rezipirt 
und nur in Anlehnung an fpezielle reichsgeſetzliche Vorſchriften das 6 progentige 
Marimum in ein 5 progentiges verwandelt, nicht ohne daß jedoch die Zuläffigkeit 
des „iechften Zinsthalers“ eine Zeitlang noch behauptet worden wäre (Windſcheid, 
3 260, 3). Nach geltendem Gemeinen Recht nahm man denn noch neuerdings 
5 Proz. jährlich ala das höchſte erlaubte Zinsmaß für alle gejelich oder vertraga- 
mäßig begründeten Zingverbindlichkeiten, höchſtens mit Ausnahme des fenus nauticum 
(und der Judikats-3.: muß man arg. c. 2 C. 7, 54 binzufeßen), an (Arndts, 
$ 210, 3). Seit der Einführung des HGB. Art. 292 ift dies für die bei Hanbels- 
geichäften bedungenen 3. anders geworden, infofern die don einem Kaufmann auf 
genommenen Darlehen und die Schulden eines Kaufmannes aus Handelsgeſchäften 
von jeder Zinsſchranke entbunden, die Handelsgefchäite im Mebrigen mit einem 
Marimum von 6 Proz. belegt worben find; 6 Proz. gelten auch als „gejeßliche“ 
3. bei Handelsgeſchäften (Art. 287). — Sodann hat das zum Reichsgeſetz erhobene, 
nur in Bayern (wegen eine® dort am 5. Dezember 1867 erlaſſenen Gejeges) nicht 
rezipirte Norddeutſche Bundesgefeh vom 14. November 1867, betreffend die vertrags- 
mäßigen 3., die Zinsſchranke bei Konventional-3. durchgängig befeitigt und nur bei 
Feſtſetzung von mehr ala 6 Proz. dem Zinsſchuldner 6 Monate nach Vertragsichluß 
das unverzichtbare Recht 6 monatlicher Kündigung ber ganzen Schuld verliehen (Aus 
nahmen von ber Ießteren Vorſchrift j. 88 2, 3 des Geſetzes). So befteht denn das 
gemeintechtliche Marimum von 5 Proz. nur noch für die gejehlich und richterlich 
begründeten 3. außer Judikats-3. (f. oben), jedoch foll nicht bios bei den Kon— 
ventional-3., jondern auch bei den gejeßlichen da, wo eine beftimmte Norm nicht zu 
finden ift (alfo nicht bei den gefeßlichen 3. des HGB., wegen Art. 287), im Zweifel 
der Ortsgebrauch den Ausfchlag geben (Windfcheid, $ 260, 5). Daran hat das 
neue Reichsgeſetz, betreffend den Wucher, vom 24. Mai 1880 nichts weiter geändert, 
als daß es bie bei Darlehen oder Stundung einer Geldjorderung unter Ausbeutung 
der Unerfahrenheit u. f. w. des Schuldners, oder auch bei anderen Geſchäften, aber 
wechjelmäßig, auf Ehrenwort u. f. w. erfolgten Berabredungen, falls fie dem Gläubiger 
Dermögensvortheile gewähren, welche den üblichen Zinsfuß auffallend überjchreiten, 
für ungültig erflärt und, falls der Schuldner oder Jemand für ihn bereitß geleiftet 
hätte, die Rüdgabepflicht normirt (5 Jahre lang, gefeßliche 3. vom Tage der 
Leiſtung an: Art. 3 des Gefehes). 

Das Römiſche Recht Hat im Intereffe der Verhütung des Wucherd noch weitere 
Vorſchriften ala die über dag Zinsmarimum gegeben. 1) Hinfichtlich der Zinfeß-3.: 
& dürfen nicht von rüdftändigen, unbezahlten 3. wieder 3. genommen werben, jei 
es nun auf dem Wege, daß man die Rückſtände zum Kapital jchlägt, oder daß man 
fie ala befonderes Kapital darftellt (jpäter jog. anatocismus conjunctus, separatus). 
2) Der Zinslauf hört auf, ſobald die rüdjtändigen 3. (in ungloffirten Stellen Heißt 
& ſogar: die bezahlten, ſ. Arndts, $ 209, 3) in ihrer Summe die Höhe des 
Kapitals erreichen (ne ultra duplum s. alterum tantum). 3) Auch alle Geichäfte 
zur Umgehung der beiden obigen Verbote find ungültig, 3. B. Vorabzug ber 3. 
(vgl. c.26 $4C.h. t.), contractus mohatrae (Windjcheid, $ 261, 5. Zweifel⸗ 
haft, ob Novation: Arndts, $ 209, 2; Windſcheid, $ 261,2). — Die Wir- 
fung der Umgehung ift in allen drei Fällen die gleiche, wie bei Neberjchreitung des 
Zinamarimum (f. oben). — Bon diejen 8 Fällen find durch das moderne Reichsrecht 
die beiden erften nur für das Handelsrecht und zwar der zweite für alle Hanbelä= 
geichäfte, der erfte jedoch auch nur für das Kontoforrentguthaben unter Kaufleuten 
außer Kraft gejegt worden (HGB. Art. 293; 291,1), freilich hat das Reichs-Z. geſetz 
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von 1867 $ 4 nur die privatrechtlichen Beitimmungen über Zinjes-3. ausdrücklich 
aufrecht erhalten (j. Mandry, Civilr. Inh. d. Reicheg., 301). Das Verbot ber 
Vorwegnahme von 3. dagegen, nicht aber aud die Ungültigfeit der Übrigen Um— 
gehungsgeihäfte (wie Mandry, 299, 7 anzunehmen jcheint) ift für allgemein 
unanwenbbar zu erachten. 

Bon den geltenden Kodififationen behandeln die älteren (Preußifches Allg. ER. 
1. 11 8$ 808 —852; Code civil art. 1905 ss.; Oeſterreichiſches Allg. BGB. 
85 993—1000) die Lehre von den 3. beim Darlehn, das Sächſ. BEB. 88 673—684 
dagegen, der herrichenden Theorie folgend, bei ben Gegenjtänden der Forderungen 
(der Entw. eines Schweizeriichen Obligationenvechts von 1875 wieder beim Darlehn, 
aber nur Art 320—322). Dagegen erkennt einerfeit® (3. B. das Preußifche Recht) 
3. nicht blos bei Fungibilien, fondern auch bei Genugfchulden an (Dernburg, 
I. $ 34, 3), während andererfeits das Sächfiſche BGB. ($ 673) fie blos bei Geld- 
Schulden 3. nennt. — Die accefjoriihe Eigenſchaft der 3. ift imfofern zur Geltung 
gelangt, ala vorbehaltloje Quittung über die Hauptſchuld nach Preußiichen, Frans 
zöfiichem und Sächſiſchem Recht Verzicht auf die vorbedungenen 3. vermuthen läßt 
(Dernburg, I. $ 35 Nr. 3; Code eivil art. 1908; Saͤchſ. BGB. $ 986), da⸗ 
gegen hat der Code civil art. 2277 und das Defterreichiiche Allg. BGB. $ 1480 
fowie im Anſchluß daran das Preußifche Verjährungsgeje von 1838 $ 2 Nr. 5 eine 
jelbftändige und kurze (5, 3, 4 Jahre) Verjährungsiriſt für den Zinsanſpruch auf- 
geftellt. Eine eigentliche Unterſcheidung zwijchen Konventional- und richterlichen 3. 
einerjeit3 und den aus anderen Gründen entjtandenen andererjeits, findet ſich im 
Sächſiſchen BGB. 88 674, 675. — Gejehliche neben den vertragemäßigen Zingver- 
bindlichkeiten kennen die Gefeßgebungen alle (vgl. Dernburg, $ 37; Code civil 
art. 1907), indefien kennt 3. B. das Defterreichifche Recht feine Judikats-3., 
ſondern läßt diefelben in den Verzugs-3. aufgehen, für die vertragsmäßigen, jog. 
„vorbedungenen” 3. erfordern das Preußifche Recht (Dernburg, $ 35, 3) und 
Code eivil (art. 1907) Schriftlichfeit. — Die Zingmarima find für vertragsmäßige 
3. in den in Deutfchland geltenden Kodififationen jchon vor dem Reichsgeſetz von 
1867 normirt geweſen (fo für das ranzöfijche Recht durch das Gejeh vom 8. Sept. 
1807; Zachariä v. Lingenthal, Handb. d. Franz. Civilrechts, II. $ 396, 8 ff.), 
für Sachſen dur das Gejeh vom 5. Oktober 1864; vgl. Preußifche Verorbn. 
vom 12. Mai 1866 und 3. Januar 1867 [Dernburg, II. $ 36, 11] und das 
Bayeriſche Gefeh vom 5. Dezember 1867; die Deutjchen Gefege gewähren bereits 
den Kontrahenten die möglichite Freiheit und dieſe ift in dem Reichsgeſetze von 1867 
8 5 noch überdieß dadurch gewährleiftet, daß die dem Schuldner (gegenüber dem 
Reichsgefetz) noch günstigeren Beſtimmungen der Landesgeſetze aufrecht erhalten, veip. 
als künftig zu erlaffende vorbehalten bleiben (vgl. Mandry, a. a. DO. 300, 8). 
Der Zinsfuß für gefeßliche 3. bemißt fich nach Preußifchem Rechte nach dem Landes» 
üblichen Zinefuß (Dernburg, $ 88,1; j. aber für bie Fälle der Vormundſchafts- 
ordnung dafelbft Note 6), nach dem Bayeriſchen Geſetze von 1867 Art. 3 und dem 
Sächfiihen BGB. 8 677 beträgt er 5 Proz. — Das Nehmen von Zinſeszins iſt 
nad) den Kodifikationen gejtattet, meift freilich nicht ohne Beſchränkung auf einen 
gewifien Betrag des Rückſtandes al Minimum und nicht ohne Novation (Dern- 
burg, $ 36, 15. 16; Code civil art. 1154; Oeſterreichiſches BGB. 8 998; Ge- 
fe vom 14. Juni 1868 $ 3 a, b; Sächſiſches BGB. 88 679—681; Bayeriſches 
Geſetz don 1867 Art. 1); noch mehr, nämlich total, ift das Verbot der 3. ultra 
alterum tantum in den Deutfchen Landesrechten aufgehoben (Allg. ER. I. 11 9 851; 
Bayerifches Geſetz Art. 2; Sächfiſches BGB. $ 682; vgl. auch Oeſterreichiſches 
Allg. BGB. 3 1335). — Beſonders zu bemerken ift jehlieklich noch für die Landes» 
rechte, daß die Zinsvorſchriften für die gewerblichen Piandleihanftalten nach dem 
Reichsgeſetz von 1867 8 4 ausdrücklich aufrecht erhalten worben find (vgl. für 
Preußen Dernburg, $$ 36, 19 ff.). 
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Das neue Deutjche Reichsrecht hat außer den bereit? angegebenen Vorſchriften 
im Wefentlicden nur noch Beitimmungen über geſetzliche Zinsverbindlichkeiten im 
HGB. (z. B. Art. 289 ff.) und im Wuchergeje (Art. 8 Abſ. 2); vgl. noch WO. 
Art. 7 und CRD. $ 279. 

Ueber Interufurium f. den betr. Art. 


Quellen: D. 22, 1, 2; Cod. 4, 32, 33 de usuris, ” nautico fenore. — C. 5, 56 
de usur. pupillaribus; 6, 47 ‘de usuris ; legator. vel fideic-; 7, 54 de usur. rei judicatae; 10, 
8 de fiscalibus usuris. —- Deer. Grat. C. 14, q 4; X. 5,19; im VP 5,5; Clem. 5,5. 


8it.: Heimba —“ talex. XV. 889-462. — Unter ol ner, Säulbnen: 
ältniffe, or 50-59. — Inge. Fragm. aus einem ©! Obl. Rechts, in 
aimer ss Brehi. XIV. . — Randa, Die Lehre von u unb von 
der ———— ſtrafe, 1869. — Ga en ie felbftänbige agba ei der ehe at 
le 1876. — Gimmerthal, Neber die Offizialzinfen, im Archiv für bie civ. ® 
(1878) 371—402 (beichäftigt dh mit dem Dei der . überhaupt, ald Straf aber 
exiaggeld und mit bem Gniftehungägrunb b er eg icialz., wel {chen G. nicht in — Dir 
ation jelbft IS. 373], ſondern in ber „zinfenzeugenden funktion bes of jcium cn: 


©. 401] findet), — Lehrb. ber Pand.: Arnbts, at PURE: 1; 
digen II. 402—9; Keller, L 247; 'Fug ta, 8 Sen ext, IL 
231—88; intenis, U. $ 87; _v. Bangerom, wi —— — eib, I. 
259-6. — Partilularrecht: Dernburg, Breuf. ſtivatrecht 5 34—38. 
ahariä v. Singenthal (Pudelt), Handbi des Franzdſ. Shledie, Sr 8369. — 
eichsrecht: Mandry, Ber civilrechtliche Inhalt ber Reichsgeſetze. SS 28, 


a Merkel. 


Zinsleifte, gute Deutfche Bezeichnung für Talon (f. diefen Art.), welde 
bereits im Preuß. Gejeß vom 16. Juni 1819 3 17 GGeſ. Samml. 1819, ©. 160) 
vorfindli, in Norddeutichland in Vergefjenheit zu gerathen droht. Vgl. großb. 
Hefl. Ge. vom 20. Yuli 1858 Art. 18; Naff. Gel. dv. 2. Juni 1860 $ a6. 

zoßner. 


Zinsquittungsſcheine, die zu ben Preußiſchen Grundſchuldbriefen 
(. dieſen Art., wojelbft auch das Formular) auf Antrag des Eigenthümers des 
Piandgrundftüds für einen Zeitraum von fünf Jahren auszujolgenden Zinsquittungen, 
gegen deren Aushändigung der Schuldner dem Holenden Gläubiger (Holſchuld) zu 
zahlen Hat. Die Zinzforberungen verjähren mit Ablauf von 4 Jahren (Geſetz 
vom 31. März 18388 2 Nr. 5, $ 5 Nr. 3); ein Aufgebot der 3. findet nicht 
ftatt. Behufs Löſchung der Forderung im Grundbuch müfjen die noch nicht ver- 
jädrten 3. mit dem Grundjchuldbrief zum Grundbuch geliefert werden; anbernjalls 
find die Beträge zu Hinterlegen. Der Schuldner Hat deshalb die bezahlten 3. bis 
nah Ablauf der Verjährung aujzubewahren. 


Lit.: Die Kommentare zu $ 39 des Ya Gel. vom 5. Juni 1872 über ben Eigen⸗ 
ge zur Grundbucordnung 88 96, 128-180 von Zurnam, * Imaun, 
ephner. 


Zinsſchein ift die gute Deutiche, von der Deutſchen CPO. 88 843—845 
wieder aufgenommene Bezeichnung für Coupons, auch Hebeichein, Zinsabſchnitt ge- 
nannt. 3. ift das urkundliche Zahlungsverfprechen bes Kapitalſchuldners dem In— 
haber gegen Rückgabe den darin benannten Zingbetrag zu zahlen. Die 3. find 
nicht Legitimationspapiere zum Zweck der Ausübung des Zinsrechts, ſondern Werth- 
papiere(f. diefen Art.), Werthträger für die Zinsforderung. Entitanden ala Bezugs- 
mittel für die Zinſen, haben fie im Verkehr eine weit außgebehntere Bedeutung gewonnen ; 
fie werben ala Zahlmittel verwendet und find als Waare Gegenftand des Handels 
(Bedingungen der Wiener Effeltenbörfe-$ 20; Zeitſchr. F. das gej. Handelsrecht von 
Goldſchmidt u. A., XXIIL Beilageheit S. 307 ff.). Schlußnoten u. f. w. über 
den Kauf von 3. find ftempelpflichtig nach dem RGeſ. vom 1. Juli 1881, betr. bie 
Erhebung von Reichaftempelabgaben, Tarif 4a; die Rechnungen bei ber Einlöfung an 
einer inländifchen Zahlſtelle find ftempelfrei, Tarif Ab, denn hier ſind die 3. nicht für den 
Handelsverfehr beftimmte Wertpapiere, fondern lediglich Mittel zur Zinseinhebung. 
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Troß diefer Verwendung im Verkehr nehmen die 3. nicht die Bedeutung bon 
abſtrakten Zahlungsverfprechen auf den Inhaber an; fie bewahren vielmehr ihre 
Eigenſchaft als Zinsſchuldſcheine, womit im Zujammenhang fteht: die Verzinfung 
der Forderung nach den landesgeſetzlichen Beftimmungen über Zinsverzinfung, und 
die Ausfchliegung des Zinſeszins (ſ. d. Art. Zinjen), jelbft im alle des Zahlungs- 
verzuges des Schulbners, joweit landesgeſetzlich das Verbot des Anatofiamus befteht. 

Iſt das Kapital zur Rüdzahlung gefündigt, wird jedoch nicht eingehoben, jo 
Hat nach der Mehrzahl der Cmiffionsbedingungen der Schuldner die 3. der Folge- 
zeit dennoch, einzuldfen; fehlende 3. find dem Gläubiger am Kapital zu kürzen. 
Die zuftändige Amortifation (f. diefen Art.) der 3. fann für Deutfchland als 
befeitigt bezeichnet werden (Preuß. Verordn. vom 16. Juni 1819; Deutſches 
Bundesgeſ. vom 9. Nov. 1867 $ 6; Reichsgeſ. vom 12. Mai 1873 $ 1; Würt- 
temb. Geſ. vom 13. März 1868, Art. 1; vom 18. Aug. 1879, Art. 1; Hefien 
vom 4. Juni 1879, Art. 10; Sadfen-Weimar vom 10. Mai 1879, $ 12; 
Bremen vom 25. Juni 1879, $ 5; Eljaß-Lothringen vom 8. Juni 1879, $ 28), 
gleichwie für Papiergeld und Banknoten die Amortifation ausgeichloffen ift. Ein- 
zelne Gefeßgebungen haben die Zahlungsiperre auf die verlorene Haupturkunde auch 
für die 3. wirkſam erlärt (EG. zur CPO. $ 15 No 2; Heſſen vom 4. Juni 1879, 
$ 11; Württemberg vom 18. Auguft 1879, Art. 1). Die Außerkursfegung 
(j. diefen Art.) der 3. ift unbedingt außgefchloffen, mag auch die Haupturfunde 
außer Kurs gefeßt jein GGoldſchmidt, Handelsrecht, I. ©. 1201; Keyßner, 
Bom Preuß. Papiergeld, i. d. Zeitichr. f. Geſetzgeb. und Rechtöpflege in Preußen II. 
S. 125 ff). Verluſt oder Vernichtung der 3. ift in gleichem Maße definitiver 
Werthverluft, wie beim Papiergeld. Eine Zwangepflicht zur Zinszahlung an den 
nachweiglichen Verlierer und Inhaber der Schuldurkunde befteht der Regel nad, 
nicht; eine Mehrzahl der Gmiffionzbedingungen ftellt jedoch eine Nachzahlung nach 
Ablauf der Berjährungsfrift in Ausficht. 3. werben den Schulburkunden für mehrere 
Sabre beigefügt; die Ausgabe einer neuen Reihe (Serie) erfolgt gegen Talons, 
Zingleiften (ſ. diefe Art.). Es empfiehlt fi) das Auigebotsverfahren zur Kraft« 
(o8ertlärung der Haupturkunde der Art zu geftalten, daß der Zeitpunkt zur Aus⸗ 
reichung einer neuen Reihe von 3. überfchritten wird. Diejen Weg hat die Deutiche 
CPO. 5 843 ff. eingejchlagen, ebenfo das Franz. Sn bom an *— 1872. 

Lit: 2 RotHidild, Zufcenbud für Kaufleute, ri — Reybne 
Der Verkehr in Coupons, im Deutſchen — 1871, — 46,7 eat. ebenbaf, x. 5 
auch abgedruckt in aling'8 Bo F een, Band I. 8. Auflage ©.254 ; Derjelbe im 
Deutichen ruY I * a 5 Nr.39 &.825.— Gareiß, Del er —E 
zeichen, in Buſ 3 Ad). 08. — 355 Bertehr mit verfallenen inscoupons 
—— — a be Kir. ed. gh R. v „Soldiänikt, IV.247.— Saling 

Börfenpapiere, (3. Aufl. von Siegfried) & 2 ofder, Zindcsupon und Dividenden- 

ſcheine als Zahlungsmittel, im Zeutich. el att, — Nr. 44,45. — —— gr dat dag 
cl. t dv. Goldjhmibt u. XXIL 100. ih. b 

XXXII. 205; XXV. 257. — Söhr, Gentral-:Organ, N. F. II. 566. — 5 Pr 

IX. 178, 408. Keyßner. 

Boanettus, Franciscus (Giovanetti), 5 in Bologna, Schiller bes 
Alciatus, lebte in der Iehten Hälfte des 16. Jahrhunderts, Lehrte zu AIngolftabt, 
+ 1586. 

Schriften: ertorium legale. — Tract. de matrimonio. — De justitia et — 
De ar —— — Oper Ma arp. 1600. . den. 
2it.: Rivier, Introd. historique au droit romain, 1881, p. 598. Teichmann. 

Zollkredit wird in Deutjchland nach dem Ermeffen der Lanbesregierungen und 
auf die Gefahr derjelben jedem angefjeflenen Kaufmann, Fabrikanten und Gewerb- 
treibenden gewährt, der kaufmännifche Bücher führt, Geichäite von Bedeutung macht, 
in gutem Rufe fteht und Sicherheit für die kreditirte Summe zu Leiften vermag oder 
die Präfumtion Hinreichender Sicherheit für fich hat. Einzelne Beträge unter 15 
Mark werden nicht auf Krebit eingejchrieben, auch hängt die Kreditbewilligung 
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davon ab, daß der Kreditnehmer jährlich mindeftens eine gewiſſe Summe (wie 3.8. 
in Preußen, Sachjen, Hamburg 6000 Mark, in Bayern und Sachjen-Weimar 3000 
Mark) fich kreditiren läßt. Die 3. find dem Reiche erft als baar anzurechnen, 
wenn fie jällig find. 

Quellen: Veſon ders — vom 29. Novbr. 1888 zum Zollvereini, uagdertege 
vom 27. März 1884, Art. 10. — Hauptprot. der es Doll ugotommiffion vom 
Februar 1834, $ 25. — Reichägelek vom 4. Februar 187 ie Krebitregulative der 
a 50 Staaten (aufgeführt in dem Werke v. Aufſeß, si Fate und Steuern d. Deutichen 

A Bohhammer, Jahrbücher des Zollvereind von 1834, 1849. Jahrbũ — 
Er Mgeihgebung und Verwaltung bed Deutſchen Zoll» u. anbelävereins von 184—1 

#blätter ber Zolldirektionsbehdrden der einzelnen eutichen Staaten. — Tas — 
blatt der Abgaben, Gewerbe und ‚Banbelägeiehgrbung | in ben Deub Staaten v. 1890 an. — 
Die Verhandlungen der GeneralsZolltonferenzen von 1836—1863. irth’3 Annalen = 
Deutſchen — — v. Aufſeß, Die Zölle und Steuern des Deniß en Reiches, —A— 

eh, und Steuerſtrafſachen, j. Zollvergehen und ee 

ollvergehen: Zuwiderhandlungen gegen Zoll- oder andere auf indirekte 
Abgaben bezügliche Gefeke. Es gehören dahin: a) die Defraudirung ber be 
treffenden Zölle s. Abgaben; fpezieller: die Hinterziehung der Ein-, Auß- oder Durch» 
gangsabgaben und die Nichtanzeige von Gemwerbshandlungen, deren Ausführung die 
Verpflichtung zur Entrichtung einer Abgabe begründet; b) die Berlegungen der 
zum Schuße des Zollinterefjes gegebenen Verwaltungsvorſchrif— 
ten, wie 3. B. der mit Rüdficht auf jene Gewerbshandlungen und deren Beſteue— 
rung gegebenen Kontrolvorjchriiten über den Transport, die Aufbewahrung, bie Be— 
aeihnung und ben Verſchluß der Waaren, der befonderen auf Häfen, Niederlagen ıc. 
bezüglichen Regulative u. |. f. c) Jener Defraudirung wird an die Geite geftellt 
und nach gleichen Grundjägen behandelt die Kontrebande, d. i. bie einem Ver— 
bote zumider erfolgende Einführung, Ausführung oder Durchfuhr von Gegenftänden; 
ferner die verbotwidrige Erzeugung s. Veräußerung von Gegenjtänden der Staats- 
monopole. — Hinfichtlich der ftrafrechtlichen Natur jener Defraudirung ift auf den 
Art. Defraudation zu verweilen. Die Kontrebande und die sub b erwähnten 
Ordnungswidrigkeiten fallen unter den polizeilichen Gefichtöpuntt. 

Defraudirung und Kontrebande werden mit Konfisfation der bezüglichen Ge- 
genftände und einer Gelbftrafe (Deutſches Vereinszollgeſetz: dem boppelten — vier- 
fachen, unter Umftänden dem acht» biß jechzehnfachen, Defterreich: dem zwei⸗ bis 
zwölffachen ber defraudirten Abgabe, der Hälfte bis zum Duplum des Waaren- 
werthes), ausnahmaweife mit Gefängniß (Defterreich: einfachem oder ftrengem 
Arrefte, mit welchem verjchiebenerlei Rechtsfolgen verbunden werden können) be= 
ſtraft. — Das Deutfche Vereinszollgeſetz läßt bei den meiften einfchlagenden Hand⸗ 
lungen s. Unterlafjungen den Beweis zu, daß ein Vergehen nicht beabfichtigt war. 
Es fol dann nur eine Ordnungsbuße eintreten, wie fie auf die sub b erwähnten 
Ordnungswidrigkeiten geſetzt ift (150 teip. 300 Mark). Die Beweiglaft trifft hier 
den Beichuldigten. Oeſterreich jet im Allgemeinen nur Zurechnungsiähigleit 
(beren Mangel regelmäßig von dem Beſchuldigten zu ertveifen ift), nicht Zurechen— 
barfeit des vorfchriftswidrigen Vorgangs, ausnahmsweiſe aber rechtswidrigen Vorſatz 
voraus. — Als Auszeichnung, reſp. Erſchwerungsgründe gelten das künftliche Ver⸗ 
bergen der Gegenftände, dad Zufammenwirken Mehrerer, das Führen von Waffen, 
das Handeln unter bem Schuße einer Verficherung, der gewerbömäßige Betrieb. 

Eigenthümliche Beſtimmungen finden fi in Bezug auf eine fubfidiäre Hait- 
verbindlichfeit Dritter; jo der Handel« und Gewerbtreibenden für in ihren Dienften 
oder im Taglohn ftehende Perfonen, der Eifenbahnverwaltungen für ihre Angeftellten 
und Bevollmächtigten, des Familienhauptes für die Familienglieder (Defterreich: 
der nicht direkt mit Strafe bedrohten Mitſchuldigen). Die Haftung bezieht fich 
(Bereinsgollgefeß) auf die betreffenden Abgaben und, wenn ber Beweis ber Schuld» 


Bellverwaltung. 1441 


Tofigfeit nicht geführt werden Tann, auf die Gelbbußen und Gerichtskoſten. Defter- 
xeich fchließt, wenn diefer Beweis geführt wird, die Haftung aus. — Beſondere 
Beftimmungen finden fich ferner in Betreff der Theilnahme (Einſchränkung der 
Strafbarkeit), des Rüdfalle, der Verjährung, der Konkurrenz (Auiftellung des Ku— 
mulationsprinzips, jedoch Defterreih $ 107), des Verſuchs (Einſchraͤnkung der 
Strafbarkeit), der Strafverwandlung, der Haftung der Sachen, auf welche fich die 
Mebertretung bezieht, der Belohnung ber Anzeiger ıc. Sehr betaillirte Beſtim · 
mungen über dies und Anderes hat insbeſondere Oeſterreich. 

Die Erledigung dieſer Strafſachen erfolgt nach dem Vereinszollgeſetze regelmäßig 
im Wege eines abminiftrativen (in den Händen der Hauptzolle und Hauptſteuer⸗ 
ämter, fowie der Provinzialfteuerbireftoren Liegenden) Verfahrens. Der Angefchul- 
digte kann jedoch gegenüber einer Entfcheidung ber Adminiftrativbehörben auf ge= 
richtliches Gehör und Erkenntniß antragen. Die Berurtheilung auf Grund fubfidia- 
rifcher Haftbarkeit Tann nur durch die Gerichte erfolgen. Jenes abminiftrative Ver⸗ 
Tabren ift an leichte Formen gebumden. Dabei ift den Behörden (den Provinzial 
fteuerbireftoren) ein weitgehenbes Milderungsrecht eingeräumt. — Freiwilliges (ein 
Urtheil nicht abwartendes) Webernehmen der Strafe ftebt in Bezug auf die Rüd- 
Tallöbeftimmungen der rechtöfräftigen Verurtheilung gleih. — In Defterreih ın= 
theilen befondere, durch richterliche und politiſche Beamte gebildete „Gefällsbezirks- 
gerichte*, „Gejällsobergerichte" und ein „oberfteg Gefällägericht“. In Bezug auf 
das Verfahren unterjcheidet es mindere und ſchwerere Gefällsftrafjachen. Ueber jene 
findet ein abgefürztes Berjahren ftatt. 

ER b. m Ger ae — v. 1. Iuli 1869. — RStra 

reuß. — Big dung ne Juni 1867. — eye 

—— über © —X here: — 11. Juli 1885. — W. Rohr, 6 trafgelehgebun und 
Strafverfahren in Bezug auf die re bie Zolls, tenere u. Sommunilationz 
abga ben · Geſetze u bie onen, Ka rung bet ben Hauptzolls ne ben ae 
Breslau 1870. a Magnet eh Bat Sinanffeläeh, 1 _ öbe, 
DaB Deutſche Follftrafredit, b. Art. it og zoll. er Steuer- 
jaden. A. Merkel 

Bollverwaltung heißt diejenige Abtheilung der Staatsverwaltung, welche fich 
mit dem Schuße der Kontrole, Feſtſtellung, Erhebung der Zollgefälle unb mit der Ver- 
Tolgung, Unterfuchung und, unter gewiſſen Befchränkungen, mit der Beftrafung ber, 
gegen die Zollgeſetze und Z vorſchriten begangenen, Uebertretungen, dann aber auch 
mit der Statiſtik des ihr bekannt gewordenen Waarenverkehrs beſchäftigt und für 
die gejehlich zuläffigen Zollbegünftigungen bes Handels, der Induftrie und des Ver— 
kehrs nach getwiffen Borfchriften Sorge trägt. In Deutichland hat zwar das Reich 
na Art. 35 der Reichäverfaffung die Gejeßgebung für dag gefammte Zollweſen 
und gehören nad) Art. 88 der Neichsverfaffung die Zollgefälle zu den Reiche- 
einnahmen, die Erhebung und Verwaltung derſelben find aber nach Art. 86 Abj.1 
der Reichaverfaffung den einzelnen Bunbesftaaten überlaffen, ſoweit fie diefelbe bisher 
ausgeübt haben. 

Dagegen übt der Kaifer nach Art. 86 der Reicheverfaffung eine Kontrole 
des gejeglihen Verfahrens durch Reichsbeamte, welche von ihm als 
Reichsbevollmächtigte den Direktinbehörden der Bunbesftaaten und als Stationg- 
kontroleure den Hauptämtern beigeorbnet werben. 

Ebenſo bildet das eich mit geringen Ausnahmen (Zollausfchlüffe) nach Art. 
33 und 84 der Neichöverfaflung ein einheitliches Zoll- und Handels— 
gebiet, dem jedoch durch Verträge das Großherzogthum Luxemburg und die Defter- 
— Dorfſchaft Inaben angejchlofjen find. 

Nah Art. 40 der Reicheverfaffung gelten noch die Beftimmungen bes Zoll» 
vereinigungsvertrageß vom 8. Juli 1867, ſoweit fie nicht jpäter auf gejegmäßigem 
Wege durch das Reich geändert wurden. In Art. 1 dieſes Vertrages find die Be» 
ſtimmungen aller früheren Zollvereinigungsverträge von 1833, 1885, 1836, 1841 

v. Holkendorff, Enc. IL Reätslezikon III. 3. Aufl. 9 
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1853 und 1865, ſoweit fie nicht durch den Vertrag don 1867 abgeändert er 
aufrecht erhalten und im Schlußprotofolle zu diefem Art. 1 ift feftgejeßt, dab alle 
Berabredungen, welche zum Bollzuge der erwähnten Verträge in Protolollen ober 
fonftwie getroffen find, fo Lange gültig bleiben jollen, bis ihre Abänderung be= 
ſchloſſen werden wird. 

Hiernach gelten zur Zeit für die Deutſche 3. folgende Grundſãtze. Bezüglich 
der Organiſation iſt vor Allem hervorzuheben daß in jedem Bundesſtaate und 
in Luxemburg mit Ausnahme ber Thüringiſchen Staaten, welche mi Preußen ge 
meinfam als Thüringifher Zoll- und Handelsverein eine Generalbireftion 
in Erfurt errichtet Haben, und mit Augnahme von Heflen, das eine Abtheilung im 
Sinanzminifterium hierfür errichtet hat, Zoll- und Steuerdirektivbehörden 
beftehen, welche in Preußen wegen bes größeren Gebietes für jede Provinz orgas 
nifirt find. Diefe Behörden find den Finanzminiſterien birelt unterjtellt, von denen 
fie Weifungen erhalten und an die fie zu berichten haben. Als äußere 3.behörden 
find Zolle und Steuerämter errichtet. Die im fog. Grenzbezirke, einem um 
die ganze Zollgrenze des Deutjchen Bollgebietes in einer Breite von 10—15 Kilo- 
meter zum Zwede des Zollichußes gebildeten, und durch eine fog. Binnenlinie 
gegen da8 Inland begrenzten Landftreifen, errichteten Aemter werden als Haupt- 
zollämter bezeichnet, in deren Bezixt Nebenzollämter I. und IL Kaffe und 
fog. Anfagepoften errichtet find. Zur leichteren Kontrole des zollpflichtigen 
Waarenverkehrs find nur gewiſſe Straßen ala Zollftraßen für die Ein- und 
Ausfuhr geftattet, an denen die Zollämter je nach Bedarf errichtet find. Als ſolche 
Zollitraßen gelten gejehlich Eiſenbahnen, ſchiffbare Flüſſe, Kanäle und bzw. See— 
häfen, die übrigen Straßen werben immer ſpeziell beſtimmt und bekannt gegeben. 
Zur Kontrole des Verkehrs und zum Zollſchutze find in den, an ber Grenze baw. 
im Grengbezirte gelegenen, Ortfchaften Grengwagftationen errichtet, welche je 
nach Bedarf mit einer entiprechenden Anzahl von Grenzaufſehern su Fuß 
ober zu Pferd beſetzt find. Dieſe Grenzwachſtationen find in jedem Hauptamts- 
bezirke in mehrere Obergrenzkontrolbezirke eingetheilt, denen je ein fog. 
—— zur Anordnung und Kontrole des Grenzwachdienſtes vor⸗ 
geſeht ift. 

Dem Bezirke des Hauptzollamtes iſt ala erſter Beamter ein Oberzoll- 
inſpektor vorgejeßt, ber den äußeren und inneren Dienft des Bezirkes zu leiten 
und zu überwachen und deshalb Häufige Bereifungen feines Bezirks vorzunehmen bat. 

Dad Hauptzollamt ift außerdem mit zwei fich gegenfeitig kontrolirenden 
Kajjenbeamten und zum Zweck der Zollabjertigung und ber Bejorgung fonftiger 
Gejchäfte mit Nebenbeamten — Revijionsbeamten, Reviſionsoberkon— 
troleuren, Affiftenten und Amtsdienern — bejeßt. DieNebenzollämter 
im Grenzbezirke, welche nach ihren Befugniffen ala Nebenzollämter I. oder II. Alaſſe 
bezeichnet werden, find mit Zolleinnehmern, BZollverwaltern, Nebenzollamtsfontro- 
leuren, Affiftenten und Amtsdienern je nach Bedarf bejekt. 

Während ber Oberzollinfpeltor vornehmlich als Kaflenturator des Hauptzoll= 
amtes fungirt, ift dem Obergrenzkontroleur . ne und Gejchäjtsfontrole ber 
Nebengollämter feines Bezirkes zur Pflicht gemach 

Im Innern des Zollgebietes des Deutfhen keihen find für die vom Aus— 
lande eingehenben und von den Grengzollämtern unter Zollfontrole weiter abgejer- 
tigten Gegenftände Hauptfteuerämter (in Süddeutſchland Hauptzollämter) er- 
tichtet, deren Organifation und Beamtenbejegung den Hauptzollämtern an ber 
Grenze nachgebildet ift. In den Bezirken dieſer Hauptämter find Unterfteuer- 
ämter (in Suddeutſchland Nebenzollämter) errichtet, welchen je nach Unſtänden 
höhere oder geringere Befugniſſe zuftehen und die den Hauptiteuerämtern unter- 
geordnet find. Als Kaffaturatoren und Inſpektoren fungiven auch Hier die Bezirks— 
oberkontroleure, wo ſolche aufgeftellt find. Derartige Oberkontroleure- (Ober 
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fteuerfontroleure) find mit Ausnahme Bayerns und Württembergs überall 
fonft für die Kontrole des Steuerdienftes aufgeftellt. 

Die Thätigkeit und Befngniffe der Zollverwaltung find, wie be= 
reits auß den Bemerkungen über die Organifation hervorgeht, in mancher Beziehung 
verfchieden, je nachdem ſolche im Grenzbezirke oder im fog. Binnenlande oder in 
Bezug anf Zollabfertigung, Kaflen- und Abrechnungsweſen auszuüben find. 

Im Srenzbezirte find zum Schutze der Zollgefege den Zollbehörben be= 
Tondere Bejugniffe gejehlich eingeräumt, wodurch ſowol Perjonen als Waaren 
bejonderen Kontrolmaßregeln unterworfen werben. Es können Waaren, welche Ge— 
genftand der heimlichen Einfuhr, des fog. Schmuggelverfehres, zu fein pflegen, durch die 
oberfte Zandesbehörde der Transportfontrole (Legitimationzfcheinkontrole) un⸗ 
terftellt werben, wodurch jeder, der ſolche Waaren im Grenzbezirke transportirt, ver- 
pflichtet wird, dem Grenzzollbeamten gegenüber fich durch eine amtliche Befcheini- 
gung darüber auszuweiſen, daß diefe Waaren entweder aus dem Deutfchen Zoll 
gebiete abftammen, oder bereits ber Eingangsverzollung unterftellt worben find 
($ 119 de Vereinszollgeſetzes von 1869). Dielen Kontrolen können gewiſſe Gegen- 
fände gar nicht oder nur unter beftimmten Bedingungen unterworfen werden ($120 
des Vereinszollgeſetzes). 

Für den Transport auf Gewäffern und das Ausladen aus Fahrzeugen, 
welche fich auf den Gewäfjern im Grenzbezirke bewegen, hat der $ 121 des Ber- 
einszollgeſetzes beſtimmte Borfchriften gegeben. 

Die der Legitimationsſcheinkontrole unterliegenden Waaren dürfen ohne 
befondere Erlaubniß nur bei Tage transportirt werden ($ 122 des Vereinszollgeſ.). 
Meber die transportfcheinpflichtigen Waaren ftellen die Zollbehörden dem Tracht 
fhrer die nöthigen Legitimationsfcheine aus ($ 125 des Vereinszollgeſetzes). 
68 Fönnen zur Kontrole de Verkehrs von den Grenzwachbeamten nicht nur alle 
Waarenführer Eontrolirt, nach der Herkunft der Waaren befragt und Ausweiſe über 
diefelbe verlangt werden, fondern es können auch unter gewiffen Vorausſetzungen bei 
verbächtigen Perfonen Hausfuchungen und förperliche BVifitationen zur Aufjuchung 
von heimlich ohne Verzollung in das Zollgebiet eingebrachten Waaren vorgenommen 
werben (88 126-129 des Vereinszollgeſetze).) Haufirgewerbe, Markt— 
befuchende und ber ftehende Gewerbebetrieb können im Grenzbezirke be— 
fonderen Kontrolen unterworfen werben (K 124 des Dereinszollgefehes). Den 
Grenzbeamten ift bei Ausübung ihres Dienfteg unter gewiſſen Vorausſetzungen fogar 
der Gebraud ihrer Schußwaffen im Grenzbezirke durch Landesgeſetze 
geftattet. Ueber den Grenzbezirk hinaus, alfo im fog. Binnenlande, fönnen nad) 
Maßgabe der von den oberften Landesfinanzbehörden getroffenen Vorſchriften nur 
ſolche Waaren der Kontrole unterworfen werden, welche Gegenftände bes Schleich- 
handels bilden. 

Die Zollabfertigung if eine verfchiebene nach der Art der Transportſtraße 
(Landweg, Eiſenbahn, Fluß, Kanal, Meer) oder nach der Art des Transportmittels 
(Landfuhrwerke, Eifenbahnmwagen, Poftwagen, Binnen-, See, Kriegsſchiff, Floß; 
88 21—91 des Vereinszollgeſetzes). In der Regel haben die Zollbehörben auf Grund 
der ſchriftlichen Anmeldung (Deklaration) die Waaren nad) der Ausladung ſofort 
zu befichtigen (revidiren) und nach erfolgter Tarifirung (Beitimmung des Zoll- 
ſatzes) den Zoll zu berechnen und zu vereinnahmen. Zur Erleichterung des Ver— 
kehrs und im Spntereffe des Handels können aber folgende weitere Zollabjertigungen 
auf Antrag der Zollpflichtigen von den Zollbehörden vorgenommen werden. Die 
Waaren können im fog. Anjageverfahren mit Begleitzettel, oder im DBegleit- 
ſcheinverkehre mit Begleitfchein I. oder II. Klafſe an andere Zollämter über- 
wiefen werben. Die Waaren können beim Eingangsamte oder bei dem im Zoll- 
begleitpapiere genannten Amte in amtliche oder Privatniederlagen mit ober 
ohne Berſchluß der Zollbehörbe aufgenommen oder auf Veredelungs⸗, Mef- oder 

91* 
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fortlaufendem Conto angeſchrieben werden (8$ 97—117 des Vereinszollgeſetzes). 
Den Zollbehörden liegt in allen dieſen Fällen ob, für die Sicherheit des Zolles durch 
Kautionen der Zollpflichtigen und Zollverſchlußanlage bei eigener Veranwortlichkeit 
Sorge zu tragen (88 45, 94—96 des Vereindzollgejebes). Yür die Zollabiertigung der 
mit den Posten eingehenden Waaren ift ein erleichtertes Verfahren den Zollbehörden 
zur Pflicht gemacht, welches zwar nicht bei der Verzollung, wol aber bei ber Ueber⸗ 
weiſung von dem Grenzzollamte auf die Aemter im Inneren Pla greift. Die 
Gegenftände werben amtlich auf einfache Poſtdeklarationen Hin ohne Verſchluß in 
ber Art abgefertigt, daß eine zollamtlich abgeftempelte rothe Marke auf das Poſtſtũck 
gelebt und auf der Poſtdeklaration ein Vermerk gemacht wird ($ 91 des Vereinszoll⸗ 
geſetzes). Die bereitß berechneten und fälligen Zollgejälle können zuverläffigen Hanbels- 
und Gewerbtreibenden von den Landeszollbehörden freditirt werden. Ein gefehlicher 
Anſpruch Hierauf befteht nicht, auch kann vollftändige Sicherheitsbeftellung verlangt 
werden, da ber Kredit nur auf Gefahr des einzelnen Bundesſtaates gewährt wird 
(j. beſonders Protofoll vom 29. Nov. 1833 zu Art. 10 des Zollvereinigungsver- 
trage vom 27. März 1888). 

Ueber die Einnahme und Ausgabe ber 3. ftellen die Hauptzollämter am Schluffe 
de Etatsjahres Jahresrehnungen. Die Direktivbehörben fertigen auf Grumb 
vierteljähriger hauptamtlicher Einnahmenüberfichten über ihren Bezirk proviforiiche 
Hauptüberfichten an, welche am 15. Juli, Oktober, Januar, Mai an den Ausſchuß 
des Bundesrathes für Rechnungsweſen eingejendet und aus denen vom faif. Zolfe und 
Steuerrechnungsbureau gleichfalla proviforifche Einnahmeüberfichten für 
dag ganze Reich zufammengeftellt werden. Hieraus werden zum Zwecke ber jchlieh- 
lichen Abrechnung mit den Bunbesregierungen biß 1. November jeben Jahres bie 
definitiven Ueberſichten von ben Direftivbehörden angefertigt, aus denen 
durch das Zolle und Steuerrechnungsbureau — die definitiven Einnahme: 
überjichten und Abrechnungen zufammengeftellt und vom Ausſchufſe des Bundes 
rathes für Rechnungsweſen vollzogen werben. 

Ueber die nach Art. 38 Nr. 2 lit. a der Reicheverfaffung von den Bolleinnahmen 
in Abzug zu bringenden Ausgaben der Bundesftaaten, welche an den gegen 
das Auslarıd gelegenen Grenzen für den Schuß und die Erhebung der Zölle erforber- 
lich find, wird jährlich bis zum 1. November eine 3. liquidation von ben einzelnen 
Bundesftaaten mit Grenzzollverwaltung aufgeftellt und an den Ausſchuß des Bundes 
rathes für Rechnungsweſen zur Feftftellung eingejendet. Als Grundlage Hierfür dient 
der jog. Pauſchſummen-Etat, welcher für die Grenggollverwaltung jedes Bunbes- 
ſtaates vom Bundesrath aufgeftellt wird. 

Eine der wichtigften Bejugniffe der Z., welche auch nach Einführung der Prozeh- 
ordnungen des Deutfchen Reiches aufrecht erhalten ift, befteht in ber vorläufigen 
Teftftellung des Thatbeftandes der Mebertretungen der Zollgefege und Ber- 
waltungsvorfchriften und in der Verfügung derjenigen Maßregeln, welche erforber- 
Tich find, um die Perfon des Thäters und die Waare, mit der die Uebertretung 
verübt wurde, feftzuftellen und zu fichern. Es können deshalb von den Zollbehörben 

‚ nach dem Vereinszollgeſetze Törperliche Bifitationen verbächtiger Perjonen, 
Hausſuchungen unter Beachtung der gejelich vorgejchriebenen Förmlichkeiten, 
Beihlagnahmenvon Waaren, ja fogar Berhaftungen verbächtiger Perfonen 
und unter gewiffen Umftänden Berfolgungen berjelben unter Anwendung ber 
Schußmwaffe vorgenommen werben. Die von den Bollbeamten zur Feitftellung 
des Thatbeitandes einer Zollübertretung aufgenommenen Prototolle haben öffent 
lichen Glauben. 

Das Verfahren in Zollftrafjachen, welches gemäß Art. 165 bes Vereinszollgejehes 
nach den Landesgefegen der Bundesftaaten geregelt ift, findet ſummariſch ftatt. Die 
in ben meiften Bundesſtaaten zuläffigen Strafbefcheide der Zollbehörden 
dürfen nur Geldftrafen jeftjegen, weshalb in allen Fällen, in welchen eine Zus 
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erfennung von Freiheitäftrajen eintreten müßte, die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden 
haben. Die Strafbejcheide der Zollbehörden müſſen die ftrafbare Handlung, das 
angewendete Gejeg und bie Beweismittel bezeichnen, außerdem aber die Eröffnung 
enthalten, daß ber Beichuldigte, wenn er nicht eine Beſchwerde an die höhere Ver— 
waltungsbehörbe richten will, binnen einer Woche nach der Bekanntmachung der 
Berwaltungäbehörde, welche den Beſcheid erlaffen Hat, auf gerichtliche Ent— 
ſcheidung antragen fann. 

Schließlich ift noch zu erwähnen, daß den Zollbehörben die Aufftellung der 
Statiftil des Waarenverkehrs in ihren Bezirken, jowie die Erhebung der 
durch das Reichsgeſetz vom 20. Juli 1879 eingeführten ftatiftifchen Gebühr obliegt. 

Da die 3. verfaffungsmäßig Sache der einzelnen Bundesſtaaten ift (aud- 
genommen bie faif. Hauptzollämter zu Hamburg, Bremen und Lübeck), dem Reiche 
aber daran Liegen muß, daß eine gleichmäßige und richtige Anwendung ber reichs— 
gejeglichen Beftimmungen ftattfinde, jo ift, wie bereit3 oben erwähnt wurde, nach 
Art. 36 Abſ. 2 der Reicheverfaffung der Kaifer ermächtigt, durch Reichsbeanite, 
welche er den Zolldireftivbehörben beiorbnet (ſog. Reichsbevollmächtigte für 
Zölle und Steuern), und durch Reichabeamte, welche er den Zoll- und Steuer- 
ämtern beigiebt (jog. Stationsfontroleure, die unmittelbaren Wntergebenen 
der Reichabevollmächtigten) die Einhaltung des gejehlichen Verfahrens zu überwachen. 
Die Neichebevollmächtigten, welche dem kaiſ. Reichsſchatzamte unmittelbar unter 
geordnet find, Haben das Recht, allen Sigungen ber Direftinbehörden anzuwohnen 
und bei den Vorträgen ihre Anficht kund zu geben, fie können alle Entichließungen 
derjelben im Konzepte einjehen und Eontrafigniren. Im alle fie glauben, daß eine 
Entſcheidung gegen die geſetzlichen Beftimmungen getroffen ift, können fie Einfpruch 
erheben und bie Entfcheidung der vorgeſetzten Minifterien verlangen. Wichtigere 
ragen können fie direkt dem Reichafchagamte zur Entfcheidung vortragen. Außer: 
dem haben fie die Z3.koſtenliquidation und definitiven Einnahmelberfichten zu prüfen 
und zu befcheinigen und bei Veränderungen in der Organifation der Grenzbehörden 
ihre Gutachten abzugeben. Sie haben das Recht alle Akten, Rechnungsbelege und 
Rechnungen der Direktivbehörben und Zollämter einzufehen und alle Amtäftellen, 
Grenzwacdh-Steueraufficht-Stationen und Gewerbeanftalten zu infpiziven. Die Stationd- 
tontroleure haben ihre Bezirke zu bereifen fowie die Aemter und Gewerbeanftalten 
zu infpiziren. Sie können alle Zollregifter und Belege einjehen und die Grenz- 
bewachung perjönlich infpigiren. Weber ihre Thätigfeit Haben fie dem Reichsbevoll- 
mächtigten zu berichten. 

Quellen: Die Verträge ber Deutichen Staaten Mm enheiten. — Die 

Berhanblungen der General: Zolltonferenzen von 1836 Die D' chen d. Bundes⸗ 
— es, des Deutſchen Zollvereins und des Deutſchen — Die Verhandlungen d. Zoll» 
mente: und dee eutichen Reichsſtages. — Die Fi vereind: unb Reichsgeſetze. — Die 
Beigmerfefung — Die Zollregulative. — Die Zolle und Handelsverträge bes Zeutihen 
— —— Staaten. — $$ 480 -767 der Straf PO. vom 1. Febr. 1878 und 88 5 und 
6 er, 

——— Sammlung ber Vertragsverhandlungen über die Bildung u. Ausführung 
des Deutſchen Zoll: und Handelsvereins von 1888-1871. 5 Foliobände und ein Anhang 
en a Itend die Handels- und Schiffahrtöverträge Deutichlands mit dem Außlande, 

— Die Hauptprototolle der 15 General:Zolltonferenzen von 1836—1863 in 15 
—— Alphabetiſches Repertorium Hierzu, Berlin 1858. — Bundesgeſetzblatt von 
867—1870, Reichögejegblatt von 1871 an. — Drudfacgen und Preotofolle bes Bundesratha, bed 
Zollvereind und bed jeutichen Reichätages. — Eentralblatt für das Deutfche Reich von 1873 
an. — Jahrbücher der Zollgefegebung und Verwaltung des Deutichen Zoll- und Handels⸗ 
vereins don 183448, h beransgegeben von Bohhammer; dann von 1854—75 vom Königl. 
er — GStatiftit des Deurichen Reiches, von 1873 an. — Statiſtiſches 
für das Deutfche wid, von 1880 an. — Mnnalen beö Deutſchen Reiches don 
irth, von 1868 an. — v. Aufieß, Die Zölle und Steuern des Deutichen zu, 

— Üehrend» Oppelt, Kommentar . geltarit v. 1879, Berlin 1880. — 
Sermeltung an ‚Dersecinung ber Zölle mi eichafteuern, 1880. — Loͤbe, ae eutiche 

P) 
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2b „Heinrich, 5 6. IV. 1807 zu Bamberg, Sohn bes App.-Ger.-Rathe 
Joh. Bapt. 3., ftudirte in Würzburg, 1827 doctor juris, 1828 Privatdozent in 
Heidelberg, 1888—1842 außerorb. Profeffor, dann Nachfolger K. ©. Zachariaͤ's, 
1850 in die I. Kammer und von dieſer als Delegirter in das Erfurter Unione 
parlament entjandt, wurde Geheimer Rath, F 3. VII. 1877. 

Schriften: DVergleigung der Röm. Zutel und Cura mit der heut. Bormundicaft über 
Unmündige und Minderjährige, Bamberg 1828. — De tutela mulierum Germ., Heidelberg 
1838. — Die R eierungs-Borsuumföck, eibelb. 1830. — Mikrokosmos (Beitich.), Heibelb. 
1832. — —2 ten in Unterfuhunge sjachen des stud. jur. Hein. zahlen wegen eine im 
Mäder am Rhein Nr. 101 mit der U, Teberkhrift: „Deuticgland” gebrudten Artitelö, Heidelb. 

832. — Ueber akadem. Gerichtsbarleit “um Studentenvereine, Heidelb. 1832. — R tögut- 
nes (mit Kämmerer), dad Erbjungfernrecht im Gräfl. v. Bothmer'ſchen Sideitommifi betr., 
eibelb. 1837. — Das alte Bamberger De Recht als Quelle Ser en eibelberg 1839. — 
ie Span. Succeffionäfrage, 33 — Arit. Bemerk. den Schri ten von Raber. 
über ehel. Abftammung des —5— — — —— — und defſen Na 
in den Stammländern bed ‚gen ittelabach, Heibelb. 1889. — Denkſchrift über die 
mäßigfeit und Zweckmaͤßigleit der Todesſtrafe hr deren Abfhaffung, Heibelberg 1899. — 
Borwort zu Thilo, Kontroverjen des Franz. Civilxechts, 1841. Deutiche Staatd« und 
Rechtsgeſchichte 1886, Stuttg, 1841, (4) Braunſchw. 1872. — Geunbfäpe beB allgem. und dei 
Tonftit..monarch. Staatöred s in Deut! land, Bo 1841 (4. Aufl. als Grbi. des Allgem. 
un Deutſchen Staatäre: 2, 8 Aufl. ala Grundl. em. Deutichen — 18 — 
FRI der Peinl. D. Kaiſer Rare X. —— er Bamberger und Brandenbu J 
delb. 1842 (erflere parat 1870, fyndroniftiih 1876). — Antitritt der vom 5— 30 
BeHn — krit. Bel euchti ung ber Abhandlung im civil. Archiv J 
—— 1845. — Bundesreform, Deutſches —— — und Bunbesgerih 
onftit. onarchie und aoltsjauberänität, rantf. 1 Nechtögutachten über ect 
Beat. d. Beooinziallanbii. b ürftenth. Osnabrüd 27 Gefeh vom 5. September 8 
8 — Die teiblidhe henerbfolge in Fuldiſche mn afafulbilde —S und 
ur: en » Einttg 1852. — Neber Mißheirathen in den Deut‘ er. Hürftenhä en 
überhaupt und in dem Oldenburg. Gefamihthaufe inabefonbere, — I — ie 
Abel und Ebenbürtigteit, Stutig. 1853. — Die 
juris Confoeder. Germaniae von Guido v. LEE 2 der — Tab. — — Alten 
Khiimer des Deutichen Reichd und Rechts, Sp 1. — Gutachten über die Kompetenz 
der Deutichen Bundesverſainmlung bez. der —— in Deutſchen regierenden 
Särftenbäu jern, Lpz. 1864. — Beitr. zur Kritik des keautahtens * Kronigubilats bey. 
Schleswig, Holftein u. Zauenburg, Heibelb. 1866. — ten Angri auf die 
>, —52 Stellung der Deutſchen Standesherren, Rarler. I — ar rt * den 
ohen Abel und Ebenbürtigkeit des gräfl. Hauſes Seinsheim, Heidelb. 1867. a8 Gefammt: 
us Seinsheim na —— ge gegen Leop. Neumann — eer idel 1871) — 
—— über Bad. e entrourf über Sältungen, Freiburg tögutachten betr. 
von Urenberg, Hann. 1 Rechtögutachten beit. — im fe Lippe 
Jesarin, See b. rs —S ne oder kirchl. Umlagereät? reib. 1876. — 
an dei u Bye a ine "Rectäpbilolophie Raturtecht) Berl. 1878 u. 1879. 
Bit: Kit. V. » 804-906. — Hei ar in Ungab. augen. ne 1877, F 
2888, 2884. — —* “Aug, 1879, ©. 5261 (@lofjar). — Mohl, $o; IL 
Fin "304, 306, 328 T 


Zouchãus Bergpp Richard, & 1590, Profeſſor zu Orxforb, fpäter 
Admiralitätsrichter, T 

Er ſch rieb bad — — Lehrbuch be Volkerrechts; — et gedieti fecialis 
sive oris inter gentes et quaestionum de eodem explicatio, Lugd. Bat. 1651. 

Fir : Kaltenborn, Kritik, 58 fi. — Ompteba, — — Völterredit, 81 
Note 2, 5 10. — Calvo, Droit "international, (91.39. — Wheaton, Hist. des progres, 
&L 14 eihmann. 


Zuchthausftrafe, gegenwärtig in Deutſchland die ſchwerſte Art ber Freiheits 
ſtrafe, welche theils auf Zeit, theils Lebenslänglich erfannt werden kann. Urfprüng- 
lich Hatte „Zuchthaus einen anderen Sinn, als gegenwärtig, Die alten Zucht: 
bäufer, deren Entitehung in das Ende des 16. Jahrhunderts fällt (in Deutichland 
feit Beginn des 17. Jahrhunderts), waren Tanbespolizeiliche Befferungẽa nſtalten, in 
welche Bettler, Vagabonden, Zrunffüchtige biß zu ihrer Belferung einer Zucht unter- 
worfen wurden. Allmählich wurden die Zuchthäufer durch Abtrennung befonderer 
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Arbeitd-, Spinn- oder Korrektionshäuſer zu wirklichen Strafanſtalten. Die ihnen 
entſprechenden Einrichtungen find in England die convict prisons zur Vollſtreckung 
der penal servitude, in Franktreich theils die Anftalten für travaux forcss oder die 
maisons centrales (für r6clusion), in Belgien die maisons de force. Die kenn⸗ 
zeichnenden Merkmale der 3. im Verhältniß zu anderen Freiheitsſtrafen find in 
Deutfchland (vgl. $ 15 des Straf6B.): 1) ihr Minimum ift höher ala dasjenige 
anberer Strafen (ein Jahr); 2) fie ift mit Zwangsarbeit verbunden, zu welcher 
die Verurtheilten angehalten werben müffen (bei der Gefängnißftrafe nur angemeffene 
Beichäftigung nach Wahl der Behörden unter Berüdfichtigung ber perſönlichen Ver⸗ 
Hältnifje des Verurtheilien); 8) fie in Verbindung mit gewiffen nothwendigen 
Beichränkungen der perjönlichen Ehre (8 31); dauernde Dienftunfähigteit für Heer, 
Marine und Staatsämter ift die Rechtsfolge; 4) in ihrer Vollſtreckung findet dag 
Inftitut der vorläufigen Entlafjung vorzugsweiſe eine Stelle (85 28 ff.). Gegen 
Perſonen unter 18 Jahren findet 3. feine Anwendung ($ 57 N. 8). Daß zeitliche 
Verhältniß der 3. zur Gefängnißftrafe und diefer zur Feſtungshaſt ift wie 2:8. 
Ueber die Vollziehungsweife der 3. hat das Gem. Strafrecht nicht? beftimmt, außer 
daß a) die Strajarbeiten auch im Freien vollftreckt werben können; b) ftrenge Einzel- 
Haft ohne Zuftimmung des Gefangenen nur bis zur Dauer von drei Jahren an⸗ 
gewendet werden darf. Bis zur Emanirung eine Strafvollzugägefeßes (Reichstags- 
verhandl. vom 4. März 1870) beftehen daher die Verichiedenheiten in den einzelnen 
Deutichen Staaten überall fort. Die weientlichen verwaltungsrechtlichen Verſchieden- 
heiten der 3. in Deutfchland beftehen darin: daß abgefehen von der Anwendung 
des einen oder des anderen Haftſyſtems (f. d. Art. Einzelhaft) die Vollftretung 
entweder auf rein abminiftrativer Ordnung beruht (Preußen, Sachſen) oder auf 
gejeglicher Anordnung (Baden, Bayern, Württemberg). Als wichtige Elemente der 
Bollftredung der 3., welche theils durch Geſetz, theils durch Verordnung zu regeln 
find, kommen in Betracht: das Arbeitsweien unter dem Gefichtspunfte der vorwiegend 
mechanifchen oder „individualifirenden“ Leiftung (außerdem eigener Betrieb des Staates 
oder Berdingung der Arbeitskräfte an Unternehmer), der den Sträflingen zu belaflende 
Arbeitsantheil und Weberverdienft (peculium), Seeljorge und Unterricht, Dieziplinar- 
firafen und Bergünftigungen, phyſiſche Körperpflege (f. d. Art. Gefängnißver- 
waltung). 

El, d. Art. Einzelhaft; außerdem: Wahlberg, Das Prinzip der Individuali⸗ 
feung in ber Gtrafredhtäpflege, 1869. — Dalde u. Genzmer, Handb. ber Strafvollftredung 
und Gefängnißverwaltung in Preußen, 1881. — Yür die heutigen Zuftände der Strafanfialtäver- 
waltung find Die Materialien zerftreut theils in ben amtlichen ftatiftilchen Publikationen der Re- 

ierungen, theils in dem Zeitfchriften, bej. in v. Holgenborf R Allg. Deutſch. Strafrechtäzeitung, 
ke 1861, und in Efert’s3 Blättern für Gefängnißtunde feit 1864 (mufterhafte Berichte über 
ruchſal enthaltend). Bezüglich bes Auslandes wird das reichlichſte Material geboten durch 
die Rivista delle discipline carcerarie von Beltrani Scalia (Rom), in bem Bulletin der 
Societe generale des Aeisons zu Paris, — Außerdem Ri vergleichen: Die Preuß. Gefäng- 
eberfiht ber zum Refiort bes Minifteriums bes Innern gehörenden 
Straf- und Gefän, nftalten, 1870. — Statiftiihe Nachweiſungen über bie allg. Strafans 
flalten des Königr. en, 1867. — Bollftändige und periodiſche Publitation über bie 
Strafanftalteverwaltung liefern: Stalien, Schweben, Nortvegen, Dänemark, Holland, Belgien, 
Kranteeih, England (Reports of convicts gisons fr England, Schottland und Irland), 
lew⸗ Yort unb Maflachu jettö. — Preußen — inifterium des Innern) veröffentlicht gleichfalls 
period. Berichte; diefelben umfaffen aber nicht jämmtliche Strafanftalten. 
v. Holkenborff. 
pt, Auguft Wilhelm, 5 4. XII. 1815 in Königsberg, wirkte (als 
Profeſſor jeit 1846) 1838—51 am Sriebrich-Werber’ichen Gymnafium in Berlin, 
dann bis 1876 am Friedrich“ Wilhelms - Gymnafium, machte viele große Reifen, 
auch nach dem Orient, F 22. IV. 1877. - 

Schriften, (abgeiehen von ben philologikhen): Das Sriminalxeht ber NRömifchen 
Republik, Berl. 1865—1869. — Der Kriminalprogep der Röm. Republit, Lpz. 1871. 

„8it.: Guido Padelletti, A. W. Zumpt. Zur Erinnerung an fein Beben und feine 
Schriften, Spz. 1878. Teichmann. 
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Zurechnung (Thl. I. ©. 706 ff.). Unter 3. verſteht man das Urtheil, 
durch welches Jemand für das von ihm Gethane verantwortlich erklärt wird. Hierin 
Tiegt ein Doppeltes. Zunächft wird damit ausgejagt, daß das, was gejchehen ift, 
auf den Willen eines Menſchen zurüdzuführen, daß aljo diefer Wille dafjelbe ver- 
urſacht hat, oder, genauer gejagt, daß ein Wollen eine der Urjachen bes Gefchehenen 
war. Daher kann ohne Weitere von 3. nicht die Rede fein, wenn ein Menſch 
zwar thätig war, aber ohne (oder gegen) feinen Willen. Wer ein Uebel geftirtet 
bat, aber durch eine That, bei welcher der Wille nicht mitwirkte, durch eine Inftinkt- 
oder Reflex⸗, nicht eine willfürliche Bewegung, oder als bloßes, durch (mechanifchen) 
Zwang in Bewegung geſetztes Werkzeug, Hat bafjelbe nicht zu verantworten. Aber 
wenn auch ein Wollen als Urfache eines Geſchehniſſes nachgewieſen ift, ift damit 
noch nicht die Frage der 3. erledigt. Das Wollen jelbft muß weiter auch noch 
dem Wollenden zugerechnet werben können, wenn er für daffelbe einzuftehen hat. 
Wenn ber Wollende nicht im Stande war, dad Wollen zu beherrſchen, jo haftet 
er für bdaffelbe und deſſen Wirkungen nicht. Damit alfo 3. möglich wird, muß 
die That auf einem Wollen beruhen und das Wollen muß von einem Menſchen 
außgegangen fein, welcher in Bezug auf dieſes Wollen Beherrſchungsfähigkeit, pſych iſche 
Freiheit bejeffen Hat. Nicht Freiheit des Willens, fondern des Wollens, ober, 
deutlicher gejagt, des Wollenden ift alſo die Vorausſetzung der 3. Der Wille ift nie 
frei, fondern ſtets bejtimmt durch die Motive, aus welchen er hervorgeht. Das 
Gefühl ber Freiheit des Willens iſt ein täufchenbes, dem fich die nöthigende Macht 
der Beweggründe des Willens verbirgt unter dem Schein einer (nur in einem ganz 
anderen Sinn wirklich beitehenden) Wahlfreiheit; das Poftulat abfoluter (trans⸗ 
feendentaler) Willensfreiheit vollends ift in ber Welt des wirklichen Geſchehens nirgends 
erfüllbar. Ein Wille, der abjolut frei fich aus fich jelbft heraus beftimmte, wäre das 
Unding einer caussa sui;, überdieß wäre er als abfolut freier auch unnahbar jeder 
Einwirkung, darum ebenſowol unzugänglich dem Einfluß der Erziehung, Belehrung 
und Beiferung — den Bedingungen jeglichen Wortjchritt® der Menfchheit — ala 
verfchloffen der Einwirkung des Wollenden jelbft, jo daß damit jede Verantivortlich- 
teit des Letzteren bejeitigt wäre. Für ein urfachlojes Wollen kann man die Urſache 
nicht in dem wollenden Ich finden. Berantwortlichkeit jet verurfachtes, alſo 
unfreied Wollen voraus. 

Dem Menjchen kommt 3.fähigkeit (ein Wort, welches neueftend Binding 
durch das weniger pafjende Handlungsfähigkeit erfegen will) nur zu, ſoweit 
er Urjache für fein Wollen, joweit er Herr über daffelbe fein, daffelbe leiten, kräftigen, 
unterbrüden, umwandeln, zur That werden laſſen kann. Wodurch aber wird dieſe 
Leitung und Beherrſchung des Wollens, diefe Selbſtbeherrſchung, ausgeübt und zur 
Wirkſamkeit gebracht? Dadurch, daß der Wollende einmal im Stande ift, dem 
Wollen gegenüber eine Beurtheilung defjelben als Norm für daffelbe aufzuftellen 
und dann daß er ed auch vermag, diefer Norm, dieſem normirenden Urtheil das 
Wollen unterguorbnen,, fo daß es bemjelben entjprechend vom Handeln abläßt oder 
zum Handeln fortfchreitet. Die 3. und 3.jähigkeit hängt alfo ab von zwei pfychifchen 
Vorausſetzungen. Der zurechnungsfähige Menjch muß fo weit entwidelt jein, daß. 
ex ein Urtheil Über ein Wollen zu fällen vermag — daß er aljo Ginficht in 
die Beichaffenheit defjelben befigt und in Folge deſſen dafjelbe zu billigen oder zu 
mißbilligen im Stande ift — und er muß zweitens fo viele pfychiſche Regjam- 
keit und Kraft befigen, daß er jener Einficht die Herrichaft Über das Wollen zu ver- 
ſchaffen vermag. Mit Recht Hat man fonach gejagt: 3.fähigkeit ift bebingt durch 
ein Kennen und ein Können. Betrachten wir Beides genauer. 

Es giebt auch eine 3. in fittlich gleichgültigen Dingen; es kann Jemandem zus 
gerechnet werben, infofern er Hug, zweckmäßig u. ſ. w. gehandelt Hat oder nicht. 
Dies bei Seite lafjend, jaffen wir für unjeren Zweck nur die jog. moralifche 3- 
ins Auge, da fie die Grundlage der ftrafrechtlichen 3. bildet. Das theoretiſche 
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Element der Z., die Einficht, um welche es ſich bei der moraliſchen 3. handelt, iſt 
eben eine moralifche Einfiht. Wem etwas moralifch zugerechnet werben joll, ber 
muß alfo ein moralifches Urtheil über das Wollen zu fällen vermögen. Dazu 
bedarf es aber einer nicht unbebeutenden geiftigen Reife. In der Sinderfeele regen 
fich nicht derartige Urtheile, fondern vielmehr folche, welche fi auf Unangenehmes 
und Angenehmes, Schädliches und Nützliches beziehen. Die Ausbildung zur Moralität 
geichieht nur langſam. Es trägt dazu bei vor Allem der Verkehr mit anderen 
Menfchen und das natürliche Mitgefühl mit menfchlicdem Thun und Treiben, & 
tragen mannigjache abfichtlich gefchehene Einwirkungen bei, ebenfo wie Yamilien» 
und Volksfitte, rxeligiöfe Weberlieferung und Achtung vor einer Autorität. Nur 
böchft ausnahmsweiſe bei einer abnorm Trankhaft angelegten Natur oder unter einer 
verpefteten Umgebung kommt e& za feiner Entwidelung bes moralijchen Urtheils 
und damit auch nicht zur moralifchen 3.fähigkeit. Indeſſen läßt fich nicht wegleugnen, 
daß auch troß einer im Mebrigen nicht unbebeutenden intellektuellen Entwidelung 
fi) bei gewilfen, namentlich erblich belafteten und von den Ihrigen ſyſtematiſch 
zum Unmoraliſchen erzogenen Menfchen ein vollftändiger Stumpffinn in fittlichen 
Dingen findet und darum wegen „moralifchen Irreſeins“ die 3. und Beitrafung, 
hinwegfallen muß, jollte es gleich nothiwendig werben, gegenüber derartigen gefährlichen 
Individuen zu einjchneidenden Sicherungsmaßregeln zu .greifen. 

Unter jenen moralischen Urtheilen, durch deren Vorhandenſein die Z.fähigkeit 
bedingt ift, wird wol am früheften und deutlichſten gerade das moralifche Urtheil 
in dem Inneren des Heranmwachfenden vernehmbar, auf welchen die ſtrafrechtliche 
3. beruht, und da®, auf feinen allgemeinften Ausbrud zurüdgeführt, lautet: Thue 
Niemandem etwas Uebles, neminem laedel Die Entftehung diejes Verbot? knüpft 
ſich ja an jene fchon in der erften Kinderzeit fich mehr und mehr einprägende Er- 
fahrung, daß Störungen des eigenen Strebend und Befinden wehe thun und zur 
Reaktion des Selbſterhaltungstriebs herausfordern. Nicht blos muß num bie er- 
wachende Theilnahme an den Zuftänden anderer gleichfühlender Weſen zu der Ein- 
ficht Drängen, daß auch fie ähnliche Störungen ala Nebel und ala Antrieb zur 
Racheübung fühlen und fomit dazu, daß es ſchon ein Gebot ber Klugheit ift, ſolche 
Störungen zu unterlaffen, was fich bald ala erfte Bedingung jebes Verkehrs und 
Zufammenlebens unter den Menfchen geltend macht, es findet fich auch weiter das 
Bewußtjein ein, daß es in der That billig fei, wenn auf die Störung eine aus— 
gleichende Reaktion jolgt, womit die Grundlagen gelegt find zu der Einficht, daß 
Mebelthaten ungerecht, die dagegen gerichtete Vergeltung aljo gerecht ift — 
der Ginfiht, welche wir ala die eine theoretiiche Vorausſetzung für die ftrafrecht- 
liche 3. bezeichnen müfjen. 

Damit ift num freilich noch nicht das zweite, praktiſche Element ber 3.jähigteit 
gegeben. Dem Kennen muß auch ein Können entjprechen. Der Menſch muß jo 
viele Kraft in feinem Ich konzentrirt haben, daß er jein Wollen der ethiichen Norm 
gemäß geftalten Tann. Das ethiſche Urtheil darf alfo in ihm nicht blos, ſei es 
auch in tabellofer Reinheit, wie ein Schaugericht prangend, aufgerichtet daftehen, 
jondern es muß zur lebendigen leben&beherrfchenden Kraft werden fünnen. Das 
Urteil muß fich joweit zu einem Grundjaß des Handelns herausgebildet haben, 
daß bei dem Auftauchen eines Wollens, melches in die Kategorie der nach jenem 
Grundſatz zu prüfenden Begehrungen gehört, auch die apperzipirende Kraft jenes 
Urtheil® Herbortritt und dem Wollen nicht geftattet wirb, im Ich feſten Fuß zu 
faffen!, außer infoweit e8 fich dem in demfelben ausgebildeten Grundſatz unter 
ordnen läßt. Speziell auf dem das Strafrecht interefjirenden Gebiet muß der Grund» 
ja, feine Ungerechtigkeit, feine Uebelthat begehen zu wollen, jedem Wollen, welches 
den Verdacht der Ungerechtigkeit, der Verlekung fremder Güter an fich trägt, als 
maßgebend entgegentreten können, wibrigenfalla die 3. wegjällt. Diefe praftifche 
Kraft aber erlangt der Grundſatz durch die pipchifche Lebensgeichichte, welche ihn 
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zum Glied eineg mehr oder weniger mächtigen Borftellungsfreifes gemacht hat. Wo 
der Grundſatz nicht in das innere des pfychiſchen Gewebes aufgenommen, fondern 
nur von außen ber aufgenommen ohne innere Aneignung nachgebetet ift, bewährt 
er feine Kraftlofigkeit bei jeder Probe berfelben. Wo er getragen wird von der 
pfychiſchen Eigenthümlichkeit des Individuums, von deſſen natürlichen Anlagen und 
deffen erworbenen Anfchauungen, führt er zur Herrfchaft des Ichs, mit welchem er 
verſchmolzen ift, über die einzelnen Begehrungen, welche der Lebensſtrom mit fich 
führt. Freilich eine vollkommen geficherte, ſich immer gleichbleibende abfolute Herr: 
ſchaft ift dies nie. Sie hat ftet® ihre Schranken an der begrenzten pfychiſchen Krait, 
welche den Menfchen gegönnt iſt. Die Selbſtbeherrſchungsſähigkeit (piychiiche Frei⸗ 
heit) ift etwas durchaus relativeg. „Die Freiheit Verfchiedener ift eine verjchiebene, 
ift verfchieden bei Demfelben zu verſchiedener Zat und ift bei Keinem und zu feiner 
Zeit gefichert jedem Wollen gegenüber" (Bollmann). Zunächſt muß man an 
jeden Menfchen einen individuellen Maßftab anlegen; Hier ift in der That der 
Menfch fein eigenes Maß. Nur das Tann Jedem zugemuthet werben, was er eben 
in Folge feiner pfychifchen Organifation zu leiften im Stande ift. Aber es ift auch 
derjelbe Menſch zu verfchiedenen Zeiten nicht im gleichen Maß befähigt zur Selhft- 
beherrſchung; es giebt Fluth und Ebbe in der Sphäre der pfychiichen Freiheit, auch 
abgejehen von außerordentlichen Stürmen. Entſcheidend wird endlich bie Stärke, 
mit welcher das einzelne Wollen auftritt. Wo dies, begünftigt insbeſondere von 
anderen mächtigen Vorſtellungs⸗ und Gefühlefompleren, mit außerordentlicher Gewalt 
auftritt, wirft e8 die Grundfäge über den Haufen, welche der gewöhnlichen Willens: 
kraft gegenüber ihre Herrichaft hätten bewähren können. Namentlich wird dies der 
Fall fein, wenn eine außerordentliche Gemüthsbewegung (ein Affelt) zum vafchen 
Handeln Hinreißt, ehe die Entwidelung ber vom Handeln abhaltenden Vorftellungen, 
welche einer gewifjen Zeit bebarf, vor ſich gehen konnte. Dann geht das Wollen 
nicht vom Ich des Wollenden aus, biefer ift vielmehr, wie es die Sprache bezeichnend 
ausdrüdt, gar nicht bei fich, fondern außer fi. Es war daher, mit Rüdficht auf 
das eben Ausgeführte, theoretifch genommen ganz richtig, wenn ber zweite Nord⸗ 
deutjche Entwurf, entiprechend dem Gutachten ber Leipziger mediziniſchen Falultät, 
im $ 49 (jet 51) die 3. durch einen Zuftand ausgeſchloſſen haben wollte, durch 
welche bie freie Willensbeftimmung „in Beziehung auf die Handlung“ ausgefchloffen 
war, wozu die Motive bemerkten, es jolle dadurch auögefprochen werden: „daß ber 
Beweis des Ausjchluffes der freien Willensbeftimmung nur in Beziehung auf die 
dem Thäter zur Laft gelegte That zu erbringen, nicht aber der Beweis dafür zu 
fordern ſei, daß die freie Willensbeftimmung nach allen Richtungen hin außgefchloffen 
ſei.“ Nur war damit andererſeits bie Befürchtung nahegetreten, daß man auch bei 
Geiftestrankheit 3.Tähigkeit annehmen würde, falls — wie es bei vielen Geifte- 
Tranten vorkommt — die Freiheit der Willensbeftimmung bezugs der fraglichen 
einzelnen Handlung vorhanden war. Mit Rüdficht hierauf Yieß man jene Beziehung 
auf die einzelne That fallen, während e8 auch nach ber jeigen Faſſung des $ 51 
genügt, wenn bie freie Willensbeftimmung nur in Bezug auf die dem Strafrichter 
zur Beurtheilung vorliegende That ausgeichloffen war. Es Tann eben überhaupt 
nicht bezweifelt werden, daß ein am ſich zurechnungsfähiger Menſch, d. h. ein 
folcher, welcher im Allgemeinen im Stande ift, fein Wollen zu beherrſchen, dennoch 
betreffs eine einzelnen Wollens nicht im Stande ift, fein Ich zur Geltung zu 
bringen, fo daß er in der Beziehung zu dieſem nicht zurechnungefähig, oder mit 
anderen Worten, daß ihm dieſes Wollen und bie aus demſelben hervorgehende 
Thätigkeit nicht zurechenbar ift. (Bei diefem Anlaß jei bemerkt, daß es ungenau 
ausgedrückt ift, wenn man von zurechnungsfähigen Handlungen ftatt von zurechen ⸗ 
baren ſpricht. Die Fähigkeit, um welche es ſich fragt, ift nur auf den Mollen- 
den zu beziehen ; das, was er thut, ift ihm zurechenbar ober nicht zurechenbar.) 
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Wollen wir auf der Grundlage ber eben dargeftellten Anſchauung nun eine 
Weberficht über die Gründe der 3.umfähigkeit geben, jo müffen wir davon ausgehen, 
daß die 3. wegfällt, wenn einer ihrer beiden Waltoren, die Einficht oder bie 
Selbſtbeſtimmungsfähigkeit, fehlt. Jene Einficht aber wird, wo es fich von 
ſtrafrecht licher 3. Handelt, näher feftzuftellen fein als bie Einficht in die Straf- 
würdigkeit eines Handelns. Alſo nicht nothwendig Einfiht in die Strafbar- 
keit, d. 5. das Bewußtjein, daß die Handlung den Strafgejeken bes Staates zu⸗ 
wiberlaufe, aber doch die Erkenntniß daß die Handlung eine Mebelthat fei, welche 
Strafe verdiene. Ya noch genauer gejagt: die Möglichkeit diefer Erkenntniß 
iſt hinreichend, um Schuld zu begründen. Wer die Strafwürdigkeit feiner Handlung 
einzufehen im Stande war, bie hierzu erforderliche pfychijche Reife beſaß, war ver« 
pflichtet, diefe Einficht in fich zu erwecken und mit ihr dem zur Handlung drängen- 
den Wollen entgegenzutreten. Wo jene Möglichkeit der Einficht mangelt, fällt bie 
Schuld weg, dem wer nicht im Stande ift zu erkennen, was feine Pflicht fordert, 
Tann feine Schuld auf fi) laden, wenn er das für ihn nicht erkennbare Gebot (oder 
Berbot) verlekt. 

Hiernach alfo zerfallen die Gründe der Z.unjähigkeit in folgende Hauptgruppen: 
1) Mangelhafte pſychiſche Entwidelung, im Folge welcher entweder die 
Möglichkeit der Erkenntniß der Strafwürdigkeit oder die Kraft der Selbftbeitimmungs- 
Täbigfeit fehlt. Hierher gehören die Zuftände der Kindheit, ded angeborenen 
Blddfinns (Idiotismus), der fog. völligen Wildheit, auch der Zuftand eines 
ununterrichteten Zaubftummen. 2) Störung (oder Zerftörung) bereit? vor⸗ 
handener 3.jähigfeit, welche wieber auftritt a) als eine vorübergehende in ben 
Schlafzuſtänden, in der Beraufhung, in heftigen Gemüthöbewegungen 
und in vorübergehenden Anjällen von Geiſteskrankheit, b) ala dauernde — 
wohin dauernde Geiftesfrantheit gehört. 

Reben diefen Zuftänden können aber jene nicht außer Betracht bleiben, welche 
verminderte 3. begründen. Was man auch vom formaliftifchen logiſchen Stand⸗ 
puntt — wie er namentlich bei den Juriſten beliebt ift — gegen ben Begriff der 
verminderten 3. einwenden mag, die Wirklichfeit folcher Zuftände läßt fi) damit 
wicht wegbisputiren und wird auch faft allgemein von medizinifcher (pfychiatrijcher) 
Seite anerkannt. Iſt ſchon die Z.jähigfeit Überhaupt, wie wir gejehen haben, etwas 
relatives, individuelles, bei demjelben Individuum wechjelndes, jo kann man ebenfo- 
wenig das Beſtehen einer Kluft zwiſchen voller Z.fähigkeit und gänzlicher Z.unfähig- 
Zeit zugeben. Hier wie bei allen Geelenzuftänden findet vielmehr ein unmerfliches 
Mebergehen von dem einen zum anderen ftatt. Klar ift dies vor Allem bei den 
trankhaften Geifteszuftänden. Zwiſchen der normalen Geiftesgefundheit und der 
eigentlichen Geiftestrankheit giebt es eine Anzahl von Zwifchenzuftänden der Reiz 
barfeit und Ueberveiztheit, welche man nicht ignoriren darf. „Wenn bie Krankheit 
jeibft befonmenes Handeln unmöglich macht, jo wird dieſes durch die hochgradige 
Diatheie, die abnorme Konftitution des Nervenſyſtems, erjhwert. Soll barauf 
gar feine Rüdficht genommen werden?.... Wir rechnen im gewöhnlichen fozialen 
Leben Anderen das, was fie etwa gegen uns gefehlt haben, bald in höherem, bald 
in geringerem Grade zu .... warum denn nicht in ber richterlichen Sphäre?“ 
(Hagen.) Aber nicht nur bei Trankhaften Zuftänden Tann geminderte 3. vorliegen, 
fondern auch bei vorübergehenden bebeutenben Störungen des Gleichgewichtszuftandes 
der Borftellungen, wie Schlaftrunkenheits- Beraufchungs-, Affeltzuftänden, auch 
dann, wenn diefelben nicht die 3.jähigfeit vollftändig aufheben. Giebt es einen 
Grad der Beraufchung, welcher die 3. gänzlich ausfchließt, fo fteht daneben ein 
nächſt niedriger Grad, welcher die Selbftbeftimmung nahezu unmöglich macht, und 
Jedermann muß zugeben, daß in Wirklichkeit nicht blos die beiden Gegenſätze ber 
vollen Rüchternheit und ber vollen Berauſchung vorkommen. Ebenſo fteht neben 
jener heftigen Gemüthserfchütterung, welche die Bejonnenheit und Selbtbeherrfchung 
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vollſtändig raubt, mannigjach abgeſtuft eine Reihe von Gemüthsbewegungen, welche 
die Selbſtbeſtimmung in mehr ober minder hohem Maß erſchweren. Wer dem An- 
fturm eines Affeltes unterliegt, welchem er nur beim vollen Aufgebot feiner Seelen- 
fräfte mühfam hätte widerftehen können, dem kann die That, zu welcher ex hin⸗ 
gerifjen wurde, nur in geringem Maß zur Schulb gereichen. Darum ift es be— 
dauerlich, daß ber $ 47 des erften Norddeutſchen Eniwurſs, welcher bie Verfuche- 
ſtrafe (was freilich nicht ganz das Richtige war) dann eintreten laffen wollte, wenn 
der Thäter zur Zeit der That in einem Zuftande war, ber bie jreie Willene- 
beftimmung beeinträchtigte, nicht zum Gejeß geworben if. Während das StrafGB. 
in den meijten Fällen auf die mögliche Geringfügigfeit des üblen Erfolgs dadurch 
Rückſicht nimmt, baß es beim Borhanbenfein mildernder Umftände oder ſelbſt 
ohne ſolche biß auf ein Minimum der Strafe herabzugehen geftattet (jo namentlich 
bei den Vermögenöverbrechen), kann der geminderten 3.fähigfeit nur theilweife und 
in ungenügendem Maße Rechnung getragen werden, foweit mildernde Umftände zu- 
gelafjen find. Beim Tobtichlag hebt das Gejek ſpeziell die Provokation als Milderungs· 
grund hervor ($ 213); für die mildere Beitrafung des ſog. Kindesmordes jener 
($ 217) war Hauptfählich die Berückſichtigung der pfychifchen Lage der unehelichen 
Mutter maßgebend (tobei freilich das Minimum der Strafe — 2 Jahre Gefängnig — 
in einem aufjallenden Mißverhältniß zu dem Minimum der Todtſchlagsftrafe — 
Gefängniß von 6 Monaten — fteht!). — 
Adgefehen hiervon läßt fich wol fagen, daß unjer StrafGB. in der Hauptſache 
im Einklang fteht mit der richtigen Lehre von der 3. Allerdings ift die Formulirung 
de8 $ 51 feine glüdliche. Er lautet — und der Wortlaut ift Hier jehr wichtig —: 
„Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn der Thäter zur Zeit der Be 
gehung der Handlung (richtiger: der That) fi in einem Zuftande von Bewußt- 
lofigteit oder krankhafter Störung der Geiftesthätigleit befand, durch welchen feine 
freie Willensbeftimmung ausgefchloffen war“. Hier ift nun zunädjt nur, wie wir 
fehen, das Können und nicht das Kennen betont. Indeſſen kann man jagen: 
Freie Willensbeftimmung im Sinne des Gefeßes ift nicht möglich, wenn die Mög» 
lichkeit der Einficht in die Strafwürbigfeit der Handlung nicht gegeben war. Denn 
ber Wille kann nur bejtimmt werden durch Motive Dem Willen, ein Verbrechen 
zu begehen, muß ein abhaltendes Motiv gegenübergeftellt werben fünnen, wenn jenes 
unterbrüdt werden jol. Abhaltende Motive fönnen nun zwar allerbing® bei dem⸗ 
jenigen vorhanden fein, welchem feine Einficht in die Strafiwürbigfeit feines Thuns 
möglich ift. Motive der Bequemlichkeit, Zweckmäßigkeit u. ſ. w. fünnen bewirken, 
daß er das Mollen nicht zum Verbrechen werden läßt. Aber derartige Motive 
ftehen in feinem Zuſammenhang mit der moralifchen und insbeſondere ftrafrechtlichen 
. Wer auß Bequemlichkeit etwas an fich DVerbrecherifches begeht, ohne aber Ein- 
ficht in die Strafwürbigfeit des Gethanen zu beſitzen, ladet offenbar feine ftrafrecht- 
liche Schuld auf fih. Strafe ift nur verwirkt unter der Vorausſetzung ſchuldhaften 
Willens, und zwar muß die Willensrichtung entweder eine dolofe jein (d. h. es 
muß der Wille vorliegen, ein ala Uebel erfanntes Webel herbeizuführen) oder zum 
mindejten eine kulpoſe (d. h. es muß eine Handlung gewollt fein, obwol es bei ge 
bührender Aufmerkſamkeit erfennbar war, daß aus bderjelben ein Uebel entipringen 
werde). Wer aljo noch nicht fo viel geiftige Reife befigt, daß er feine Handlung 
als eine üble Erfolge mit fich führende zu erfennen vermag, kann weber dolos noch 
fulpos Handeln und muß daher ftraffrei bleiben. — Indirekt kann man weiter einen 
Schluß auf den eigentlichen Sinn des $ 51 daraus ziehen, daß das Geſetz im 8 56 
zur DVerurtheilung eines jugendlichen Angejchuldigten verlangt, daß berjelbe zur Zeit 
der Begehung der Handlung die zur Erfenntniß ihrer Strafbarfeit (maß freilich 
richtiger heißen follte: Strafwürdigfeit) erforderliche Einficht befaß, umd ebenjo im 
8 58 bie Freiſprechung eines Taubftummen anorbnet, welcher die zur Erlenntniß ber 
Strafbarkeit einer von ihm begangenen jtrafbaren Handlung erforderliche Einficht 
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nicht beſaß. Dean kann doch dem Geſetzgeber nicht zumuthen, daß er dem jugend⸗ 
lichen und dem taubftummen Angeflagten in dieſer Hinficht ein Privilegium ertheilen 
will, daß bloß bei ihnen alſo ber Befitz jener Einficht eine Borbebingung der 
Z.fähigkeit fein ſoll, während erwachiene Nichttaubftumme zu verurtheilen wären, 
auch wenn ihnen eine Einficht gemangelt hätte. So wie e8 fich von jelbft verfteht, 
daß ein jugendlicher Angefchuldigter auch dann freizufprechen ift, wenn ihm aur 
Zeit der That, trotz des Vorhandenſeins der Einficht in die „Strafbarfeit“ berjelben, 
die freie Willensbeftimmung fehlte, jo muß auch umgelehrt der erwachiene Angeklagte 
Treigefprochen werden, wenn ihm bie Einficht in die Strafbarkeit der Handlung 
gemangelt hat. ; 

Nicht ganz korrekt und vollftändig ift e& ferner, wenn der $ 51 nur von Bes 
wußtlofigfeit und krankhafter Störung der Geiftesthätigkeit ſpricht. Neben der krank⸗ 
haften Störung follte auch die krankhafte Hemmung ber Geiftesthätigfeit genannt 
fein, denn angeborener Blödfinn ift nicht Störung einer noch gar nicht enttwidelten 
Geiftesthätigfeit.. Das Wort „Bewußtlofigkeit” muß man in einem jehr weiten 
und uneigentlichen Sinne nehmen, wenn es auch alle jene Zuftände der höchften 
Aufregung und Verwirrung (Affelt, Schlajtrunfenheit, Berauſchung) mitumfaſſen 
foll, bei welchen zwar nicht wie in einem Ohnmachtsanfall alles Bewußtſein ge 
Ichwunden ift (mofür allein der Ausdruck Bewußtlofigfeit volllommen paßt), aber 
doch eine ſolche Störung des Bewußtſeins eingetreten ober eine ſolche Verwirrung 
des Gemũths hervorgerufen ift, daß die Selbftbeftimmungsfähigkeit verloren gegangen. 
Nichtiger formulirt fonach jedenfalls der erfte Defterr. Entwurf, wenn er im $ 56 
ſagt: „Eine Handlung ift nicht ftrafbar, wenn derjenige, der fie begangen hat, zu 
dieſer Zeit (9) fich in einem Zuftande von Bewußtlofigfeit (ber zweite Entwurf jet 
Binzu: voller Trunkenheit) oder krankhafter Hemmung ober Störung der Geiftes- 
thätigfeit befand, welcher ed ihm unmöglich machte, feinen Willen frei zu beftimmen 
oder das Strafbare einer Handlung einzufehen“. — Am beften aber ift die Materie 
geregelt im Züricher Straf6B., welches im 8 39 fagt: „Die Strafbarkeit einer 
Handlung ift ausgefchloffen, wenn der Handelnde fich zur Zeit ber Begehung der 
That in einem Zuftande befand, in welchen er die Fähigkeit der Selbftbeftimmung 
oder die zur Erkenntniß der Strafbarkeit der That erforderliche Urtheilskraft nicht 
Hatte“. (Aehnlich Bajelftadt bzw. Bafelland $ 30, Zug $ 26 Abf. 1.) Weiter 
jagt $ 40: „Iſt nachgewiefen, daß die Fähigkeit der Selbftbeftimmung oder die zur 
Erkenntniß der Strafbarkeit erforderliche Urtheilskraft in ſehr geringem Grabe vor 
Banden ift, jo Tann der Richter unter das Maß der vorgefchriebenen Strafe herab- 
geben oder zu einer anderen Strafart übergehen”. (Aehnlich Zug $ 26 Abi. 2. 
Nebrigens enthielten auch mehrere Deutfche Strafgejeßbücher, wie 3. B. das Sächſiſche 
Art. 88, das Bayerfche Art. 68, Beitimmungen über verminderte 3., fowie denn 
wol auch Art. 67 des Bayer. StrafGB. Abf. 1, ımter Hinweglaffung der unnöthigen 
Kafuiftit, im Wefentlichen in den $ 39 des Züricher Straf6B. übergegangen ift.) — 

Sehr mangelhaft find die Beſtimmungen des jehigen Dejterr. StrafGB. über 
die Z.unfähigfeit. Der $ 2 nennt unter den Gründen, bie ben „böfen Vorſatz“ 
ausfchließen, gänglichen Mangel des Vernunftgebrauche, Sinnenverrädung, dann Die 
(ohne Abficht auf das Verbrechen zugezogene) volle Beraufchung und bie Sinnen- 
verwirrung, in welcher der Thäter fich feiner Handlung nicht bewußt war. Dies 
Ale gilt zunächſt nur Hinfichtlich der Verbrechen im engeren Sinne. Dagegen ift 
& nicht einmal ausdrücklich ausgeſprochen, daß bie erwähntengBeftimmungen bes 
8 2 auch bei Vergehen und Webertretungen zu berüdfichtigen find! Natürlich hat 
Theorie und Praxis fie trogbem auch Hier für anwendbar erklärt. Eigenthümliche 
Beftimmungen giebt das Oeſterr. Straf6B. 88 237, 269— 278 über die ftrafbaren 
Handlungen der Unmündigen. — Betreffs der Beftimmungen des Deutfchen StrafGB. 
über die 3.unfähigkeit der Kinder ift Hier auf den Art. Altersftufen (ftrafrechtl.) 
zu verweilen. — 
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Zum Schluß fei auch hier dem Bedauern darüber Ausdruck gegeben, daß bisher 
noch nichts zur Ausführung der Refolution geichehen ift, welche der Reichstag zu den 
88 51 und 56 des StrafGB. faßte und welche dahin gebt, „den Bundeskanzler 
aufzuforbern, im Wege einer Vorlage bie Regelung eines Verfahrens herbeizuführen, 
durch welches Perfonen, die wegen ihres Geiſteszuſtandes oder als Taubſtumme für 
ftraflos erflärt worden find, im Falle der Gemeingefährlichkeit einer wirkfamen Be 
anffichtigung überwiefen werben können“. 

Gigb.: Deutſches Straf®B. 58 51, 55, 56, 58. — Defterr. $ 2 dit. ad. — ©. 
außerdem bie im Texte angeführten eäftellen. — Oefterr. Gntw. L u. IL 8 56. 

git.: Berner, Grun * e ber eiminali. —— —— Wahlberg, 
Das Prinzip ber Inbiebueli item 1869, ©. Der —7— in —— kleinen Schriften, 
1. (1875) * —— fen, De —— — 1870. — vd. Ronne, Die krim. 

echnungs —F % 0.— b. KrafitsEbing, Grundzüge ber Rriminalpfgchologie; Ders 
a Bel . gerichtt. etbolt ie, (2. Aufl, 1681; erjeibe u. et, 8 
Hand! buch s Gteafredhts, — 6t wzecat Is , Spiels 
mann, zu gnoftif ber Geifeafrant in 1855. Knop, Die — ie des Zia 
— ——— Pathol. um! 85*— der x Geil eöfzantheiten, 4 2 zuftage 1876. — 
F. W. en, Chorinaty, 1872. — Schüße in Goltdammer’8 Ärch. 1878. —— 
Gerichts ae 1874. — Th Sambenh ber gzistt Mebdicin, 6. —— bezanögegeben, bon 
giman, I. Bb. (18 Bollmann, Lehrbuch der Piychologie, A Aufl. 
= @b. 1876, e. EL _ Silk an IL & 3 fi. (Dazu Beyer in ber Reit. 
32.3.5. f. Rechtstifl. u. Gigb., ©. 405 ff), — Wheaton, A treatise on mental 
az er 1873 (dazu v PN in ber Zeitihrift für daB Privat⸗ n. Öffentliche Recht, I. 
) ——— — J keit der Seiſteskranken, Deutſch von Koſen⸗ 
Kal! 1875. — Brud 12 Sm von der Iriminaliftiichen ——— — 1878. — 
Drobildh, Die moral, ct Pa u. bie menſchl. Willensfreiheit, 1867. — Detin en, 
Die Moralftat iftit, 2. U ch war a Die ——— als Siraf⸗ 
ausichließungegrände, — — Sie Die Wi Henöbekimmung und Ki zu ben im 
pulfiven Hanb! —* I ofmann, Sehrbud der _gerichtl. Medici Auflage 
1881, ©. 719 ff. — IRaidtatk ubbuc; ber gerichtl. Mebicin, are. 1 Bau kahe 
erfhienen if, wird ber Falk bes 3. Bandes den piychiatrifchen Theil enthalt — 
eyer. 


Zurechnungsfähigkeit iſt derjenige Zuſtand, in welchem ſich Jemand be— 
findet, der fähig iſt, zwiſchen Begehung und Unterlaffung einer ſtrafrechtlich als 
Verbrechen ober Vergehen bezeichneten Handlung zu wählen, fich für diefelbe zu 
beftimmen. 

Das Urtheil, daß Jemand in einem ſolchen Zuftand der 3. eine ſtrafbare 
Handlung begangen Hat, daß diefe ihm zurechenbar fei, ift die Zurehnung. 

Als die Bedingungen diefer ergeben fi: 1) Ein objektiver Thatbeftand — 
eine vechtwibrige That (der bloße Wille oder Gedanke ift nicht ftrafbar). 2) Ein 
fubjektiver — die That muß a) gewollt, auf den Willen des Thäters beziehbar 
fein (Handlungen aus Zufall, Thatirrthum entbehren biefer Vorausſetzung); b) in 
dem Wollen des Thaters muß zugleich die Möglichkeit eines Nichtwollens der hat 
(Wahl oder Willengfreiheit) enthalten geweſen fein. Als die Vorausfetzungen eines 
folchen (freien) Wollens Iaffen ſich bezeichnen: «) das Unterfcheidungsvermögen 
(libertas judieii), d. h. die Fähigkeit eine® Individuums, die Beichaffenheit, Ver⸗ 
hältniffe und Folgen feiner Handlung zu erkennen. 

Daſſelbe involvirt die Ueberzeugung von ber Nühlichkeit und Nothwendigkeit 
einer gefeglichen und ftaatlicden Ordnung des menſchlichen Zuſammenlebens, die 
Kenntniß der Bedeutung der Geſetze für diefen Zweck, der Folgen ihrer Nebertretung 
für die eigene und gejellichaftliche Wohlfahrt. 

P) Die Fähigkeit, fich für Ausführung oder Unterlaffung einer ftrafbaren That 
auf Grund dieſer Motive zu enticheiben (tibertas consilii). 

Die libertas judicii jebt einen gewiffen Umfang von Erfahrung, intelleftueller 
Ausbildung und Bildungsjähigfeit, die libertas consilii eine ungehinderte Ideen ⸗ 
affogiation und eine ungeträbte Bejonnenheit zur jeweiligen und fofortigen &eltend- 
madung jener dom Unterjcheidungsvermögen gelieferten Motive voraus. Wo bieje 
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piychifcden Bedingungen erfüllt find, da befteht piychelogifche 3. Diefe fällt zu- 
ſammen mit ber riminaliftiichen, bildet ihre Vorausſetzung. Weber fie hinaus reicht 
die moralifche 3. Sie ift vorhanden, fobald Jemand im Stande ift, nicht blos aus 
logiſchen, von der Jutelligenz gelieferten Motiven des Nützlichen und Schäblichen, 
des Grlaubten und Verbotenen eine Handlung zu begehen ober zu unterlaflen, 
ſondern diefe Fähigkeit durch ihm zu Gebote ftehende Motive der Sittlichkeit befikt. 
Die moralifche 3. ift eine höhere Potenz als die pigchologifche und fegt eine höhere 
Kulturftufe des Individuums voraus. Der auf Prinzipien der Zwedwnäßigleit und 
Nützlichleit bafirte Rechtsſtaat fordert vom Staatsbürger nicht höhere ethifche, ſondern 
blos intelleftuelle Reife, deren praktiſcher Ausdrud ein Erfenntnißvermögen ift, dag 
ſich bis zur Höhe eines Strafbarkeitsbewußtſeins erhebt. Das Gebiet ber ſtrafrecht- 
lichen 3. ift damit nothwendig ein enger begrenztes als das ber moraliichen, die 
vor dem Yorum des Gewiflens, der Religion und der Zamilie nicht blos Geſchehenes, 
das vom Richter etwa gar nicht ober nur auf Antrag bebroht if, fondern auch 
Gemwolltes und Gedachtes verurtheilt. 

Seht auch die ftrafrechtliche 3. nur eine volle Einficht in die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit theoretiih voraus, jo werben doch im Kulturftaat und beim 
Kulturmenfch nicht blos logiſche, fondern auch ethiſche Motive im Bewußtjein vor- 
handen jein und den Erjolg beflimmen und ein völliges Fehlen ethiicher Beweg- 
gründe in diefem Berüdfichtigung (mildernde Umftände) verdienen, indem es er- 
ſahrungsgemäß durch eine inferiore Hirnorganiſation (moralifches Irreſein) oder ver⸗ 
tümmerte Erziehung bedingt ift. 

Der Geſetzgeber vermuthet die 3. von einem geſetzlich normirten Lebenzabfchnitt 
an, aber diefe Bermuthung involvirt nicht eine Präfumtion für ben konkreten Fall. 
Die Frage der 3. in diefem ift conditio sine qua non der Schulbirage überhaupt, 
der wejentliche Beſtandtheil des jubjeftiven Thatbeſtands. Das Urtheil, daß Jemand 
ſchuldig jei, enthält implicite den Ausfpruch ber 3., weshalb auch im jchiurgericht- 
lihen Berjahren bie Geſchworenen, falls fie an der Willensfreiheit des Angeklagten 
äweiteln, bie richterlicherſeits geſtellte Frage, ob ber Thäter ſchuldig fei, einfach 
verneinen. 

Die Beurtheilung der 3. als integrirender Beſtandtheil des Thatbeſtandes kann 
felbſtverſtändlich nur dem Richter zufallen. Da die Beweislaſt dieſem zukommt, 
kann vom Angellagten nicht verlangt werben, daß er ſeine Unzurechnungsfähigkeit 
beweife, ebenjowenig billigerweife fein eigener ober feines Rechtsbeiftandes Antrag 
auf Stellung der Frage nach der 3. abgewiefen werden. Die Formulirung der- 
jelben iſt jelbitverftändlich Sache des Gerichtshofes. 

Der Mangel der freien Willenabeftimmung zur Zeit ber ftrafbaren Handlung 
hebt die Zurechnung auf und bildet einen Strafausſchließungsgrund ($ 51 bes Deutfchen 
Straf6B.; 8 2 des Defterr.; $ 64 des Code p6nal frangais). Diefer Mangel 
muß thatſächlich erwieſen und vom Richter erfannt fein. Bloße Indizien, fo Lange 
fie nicht eine richterliche Weberzeugung herbeiführen, genügen nicht zur Freiſprechung. 
wol bürjte es aber dann geboten fein, die Schlußverhandlung zu vertagen und damit 
Zeit zur ferneren Beobachtung und Unterfuchung des Angeklagten zu gewinnen. 

Da thatfächlich viele ftrafbare Handlungen im Zuftand aufgehobener Willene- 
freiheit zu Stande fommen, weijen bie Sriminalorbnungen ber verjchiedenen Länder 
ben Unterfuchungsrichter an, ein forgjältiges Augenmert auf den Gemüths- und 
Geifteazuftand des Angeſchuldigten zu haben und, falls fich irgendwie Zweifel über 
deſſen Integrität ergeben, zur Ermittelung derſelben das Geeignete zu verfügen. Die 
Initiative zur Anftellung einer exploratio mentalis ift damit ganz in die Hände 
des Richters gegeben, und von feiner Umficht, Erjahrung und Gewiffenhaftigfeit 
ee & en ab, ob rechtzeitig ein vorhandener unfreier Geiftezuftand 

mut wird. 
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Bei ber Untviffenheit und ben Borurtheilen, in denen jo viele Richter über 
Weſen und Kennzeichen jolcher Zuftände befangen find, ift es nicht zu verwundern, 
daß fie häufig gar nicht oder erſt ſpät erfannt werden. 

Hat fich der Unterfuchungsrichter die Ueberzeugung verichafft, daß der An= 
geichuldigte zur Zeit feiner That im Zuftand aufgehobener Willensfreiheit fich be- 
Tunden babe, fo ift er befugt bie Unterfuchung wegen mangelnder 3. einzuftellen. 
Der Betreffende ift dann fein Gegenftand der Strafrechtspflege mehr, wol aber kann 
polizeilich die Trage feiner Gemeingefährlichkeit und ob er deshalb Gegenitand öffent- 
licher Fürjorge jein muß, erhoben werden. Sehr häufig fteigen erft nach geichlofjener 
Borunterfuhung und erfolgtem Verweiſungsbeſchluß Zweifel über die 3. des nun⸗ 
mehr Angellagten auf. Da die Anklage einmal erhoben ift, muß der Rechtsjall 
zum Austrag fommen. Zur Frage nach der 3. in Bezug auf die infriminirte That 
fommt bier die, ob mit dem Angellagten verhandelt werben könne. Eine Ber- 
handlungsfähigkeit in pfychifcher Beziehung kann nur dem zugeiprochen werben, der 
ſich vertheibigen Tann. Sie feßt nothwendig das Bewußtjein der Handlung in firafe 
rechtlicher Hinficht, die Kenntniß der Rechtsmittel und Rechtswohlthaten voraus und 
dürfte nur in den jeltenften Fällen Jemand zuzuerkennen fein, der fich unter der 
Fortwirfung von Bedingungen befindet, twelche zur Zeit feiner That ihm die Freiheit 
der Willenäbeftimmung raubten. Wird die Frage der Verhanblungsjähigfeit, bie 
natürlih nur auf Grund einer technifchen Unterjuchung beanttogrtet werben kann, 
verneint ober verfällt der Angeflagte erft während der Verhandlung in einen Zuftand 
geiftiger Unfreiheit, jo wird jene vertagt und ber Kranke in einer $rrenanftalt bie 
zu feiner Herftellung internivt. Iſt diefe erfolgt, fo muß, jall die ftrafbare Handlung 
noch nicht verjährt ift, der Prozeß wieder aufgenommen werden. Dieſes Vorgehen 
ift logiſch, aber hart. Die Rückverſetzung ins Gefängniß oder auf die Anflagebant 
Tührt Leicht eine Rezidive herbei, wodurch der Zweck verfehlt und die Gefahr einer 
AUnheilbarkeit des Leidens gejegt wird. Es dürfte hier Fälle geben, wo die Humanität 
eine Nieberfchlagung des Progefied auf dem Wege ber Gnade fordert. 

Häufig genug find die fubjektiven Momente des Thatbeſtandes fo beichaffen, 
daß zwar die Vorausfegungen der 3. nicht geradezu fehlen, aber doch äußere gefell- 
ſchaftliche (fehlende oder fchlechte Erziehung) oder innere organifche Bedingungen 
obwalteten, welche bie freie Selbftbeitimmungsfähigfeit beeinträchtigten und Damit 
die Schuld mindern. 

Unter den organifchen können es angeborene oder erworbene pſychiſche Schwäche 
zuftände, in erblichen Anlagen begründete Anomalien des Charakters u. dgl. fein, 
die das Gewicht unfittlicher Antriebe vermehrten, die Widerſtandskraft ſchwächten, 
ungewöhnlich ſtarke Affelte und Leidenſchaften provozirten, die Klarheit und Ber 
Tonnenheit der Benrtheilung trübten ꝛc. 

Die frühere Geſetzgebung fuchte ſolchen zahlreichen Füllen durch die Annahme 
einer verminderten 3. gerecht zu werben, die neuere durch die logiſcher gedachte 
Annahme mildernder Umftände. 

In einer Reihe von Fällen, wo die Zurechnung auf Grund äußerer Bedingungen 
(ohufiiche Gewalt, Drohung, Nothitand) entfällt oder die Schuld durch mildernde 
Umftände (fehlende oder jchlechte Erziehung, jugendliches Alter) gemindert wird, 
bemißt einfach der Richter der Thatirage das Gewicht diefer pfychologiichen Momente 
Tür die Beſtimmung von Schuld und Strafe. 

Sind jedoch, wie jo häufig, innere organifche Momente im Spiel, jo wird die 
Mitwirkung des ärztlichen Technikers erforderlich. 

Die Erkenntniß, daß jene in krankhaften Zuftänden des Gehirns beftehen, fordert 
Logifcherweife biefe Intervention des ärztlichen Sachverftändigen, die auch durch bie 
StrafPO. der verfchiedenen Länder vorgeichrieben ift. 

Ueber die Stellung des ärztlichen Technikers vor Gericht ift viel und unndthiger⸗ 
weije geftritten worden. Sie ift weder bie eines Zeugen noch die eines Gehülfen 
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des Richters. Der Gerichtsarzt Liefert einfach Beweismittel zur Klärung der That⸗ 
-Trage, die fich der Richter allein nicht zu verfchaffen vermag. Sein Gutachten ift 
ein Theil des Beweiſes. Selbitverftänblich muß ihm alles Material für die Löfung 
jeiner Aufgabe vom Richter zur Verfügung geftellt und genügende Zeit und pafjende 
Lokalität (bei jchwierigeren Fällen immer Krankenhaus ober Jrrenanftalt, nicht 
Gefängniß) zur Unterfuchumg geboten fein. Sein Mandat erhält der Sachverftändige 
vom Richter. Daffelbe enthält zugleich Zweck und Gegenstand der Unterfuchhung 
jomwie die Frageſtellung. Dieje auf das Vorhandenfein der 3. lauten zu laſſen, ift 
zu tadeln, fie ift ein juriftifcher und fein mebizinifcher Begriff. Als Sachverjtändiger 
ſollte nur Der berufen werben, ber wirklich mebdizinifch-pfychologifche Bildung und 
Piychiatrifche Erfahrung befikt. Bei der Vernachläſſigung diefer Studien auf den 
Univerfitäten befibt leider nicht jeder Arzt diefe Qualifikation. Das Refultat feiner 
Unterſuchung legt der Sachverftändige im Gutachten nieber. 

Die Beitandtheile des Gutachtens müfjen bilden: 1) die genaue Darftellung 
des gejammten förperlichen und geiftigen Vorlebens; 2) die Darlegung des geiftigen 
und körperlichen Zuftandes zur Zeit der That und nach berjelben; 8) die Begründung 
des etwa borgefundenen abnormen geiftigen Zuftandes ala eined Erankhaiten. 

Bon einem Gutachten ift zu verlangen, daß es Mar, umfaffend, von metaphyfiſchen 
Spekulationen und piychologifirenden Debuftionen frei, in allgemein verſtändlicher 
Sprache abgefaßt jei. Nur fein innerer Werth, feine überzeugende Kraft verichaffen 
ihm Gültigfeit in foro; denn der Richter ift an das jachverftändige Gutachten nicht 
gebunden. Er kann es verwerfen, fobald er Zweifel in die Glaubwürdigkeit des 
Sachverftändigen hegt, in deſſen parere er irrige Vorausſetzungen bes Thatbeftandes, 
Iogifche Widerfprüche zc. findet. Selbftverftändlich ift er aber dann verpflichtet, fich 
an einen anderen Sachverftändigen zu wenden. 

In nicht feltenen Fällen wird ein gewifjenhajter Experte fi) außer Stande 
jehen in der vom Richter gewünfchten Frijt ein technifches Urtheil über den Geiftes- 
zuftand eines Angellagten fich zu bilden und zu formuliren. Mangelhafte Anamnefe, 
vermuthete Periodizität der Krankheitserſcheinungen, Simulation und Diffimulation 
tönnen die Urfache fein. Ein einfichtsvoller Richter wird diefe im Gegenftand der 
Unterfuchung begründeten Schwierigkeiten zu würdigen wiffen und den Experten nicht 
drängen. Ganz zu mißbilligen ift die Berufung des Technikers erft im Laufe der 
Berhandlung und das Berlangen, fein parere im Termin ohne rechte Kenntniß der 
Lebensgeſchichte und Vorakten abzugeben. Aerzte, die fich dazu herbeilaſſen, handeln 
undorfichtig. Es ift ebrenvoller, jein parere in foldhen Fällen in suspenso zu Lafjen 
und fernere Beobachtung unter Vertagung der Verhandlung zu verlangen, ala durch 
ein apergu zu glänzen. 

Die organifchen Momente, aus welchen eine Unvollfommenheit oder Unfähigkeit, 
fih ſelbſt zu beſtimmen, entftehen und wegen deren Bedeutung und Tragweite 
die Zuziehung eines Sachverjtändigen nöthig werben Tann, Laffen fich überfichtlich 
aufammenfaflen in 

I. noch nicht erfüllte Reife der geiftigen und Zörperlichen Entwidelung eines 
zur Erreichung jener Reife befähigten Individuums (kindliches Alter); II. Hemmungen 
der Entwidelung und Entartungen, die das Gehirn vor erreichter Ausbildung ‚getroffen 
haben (angeborener Blöd⸗ und Schwachfinn); III. Krankheitsprozefſe, die nach 
erfolgter Hirmentwidelung die pfychiichen Leiftungen ftörten (Geiſteskrankheiten); 
IV. tranfitorifche Störungen der pfychiichen Verrichtungen (Traumzuftände, Fieber⸗ 
befirium,, Alfoholintorifation, tranfitorifches Irreſein). — - Zuftände krankhafter 
Bewußtlofigfeit. 

Wir geben im Folgenden eine Beiprechung ber Hauptjächlichen Legislatorifchen 
und anthropologifch pfychologijchen Momente, die bei der Beurtheilung der Zurech- 
nungsfähigfeit in diefen Zuftänden in Betracht kommen. 

dv. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexilon II. 3. Aufl. 92 
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I Kindheit und Unmünbigteit. Das Lebensalter, von welchem an 
eine ftrafrechtliche Berantwortlichkeit ftattfindet, ift je nach Klima, Raffe, früherer 
oder fpäterer Entwidelung, vom Gejehgeber beftimmt (3 55 des Deutſchen StmfGB. 
ſetzt das vollendete 12. Jahr, 8 2 Hit. d. bes Oeſterr. Straf5B. das zurückgelegte 
14. Jahr als Altersgrenze feft). Bor diefer Zeit gilt die Anmahıne, daß das Kind 
fich der Bebeutung einer ftrafbaren Handlung und der Stuafe nicht genigend bewußt 
ift, weshalb jene der Häuslichen Zucht überlaffen bleibt. 

Die Erkenntniß, daß die Entwidelung bes Seelenlebens eine allmäbliche, nicht 
ſprungweiſe ift, führte nothwendig den @ejehgeber zur Fixirung einer intermebiären 
Lebenszeit unentjchiedener 3. zwiſchen der fehlenden des Kiundes umd ber rn 
des Erwachſenen, der Zeit der Unmündigkeit. Oeſterreich 8 237 macht für im 
Alter von 11—14 Jahren begangene ftrafbare Handlungen verantwortlich, fotweit 
fie — find, indem es fie als Uebertretungen beſtraft, als ſolche aber qualifigirte 

äßt. 

Deutſchland 8 56 läßt von 12.—18. Jahre die Frage der 3. offen und macht 
fie abhängig von dem vorhandenen ober fehlenden Unterſcheidungsvermögen. 
werben im Fall der vorhandenen 3. in Bezug auf Strafmaß, Strafart und Straf- 
vollzug in $ 57 noch befondere Beftimmungen 

& kommt aljo hier weſentlich auf das Unterjcheibungs gevermögen an. Ein 
folche® darf nicht Leichtfinnig angenommen werden. Die Ginficht in bie Bebeutung 
der Hanblumg kommt jugendlichen Verbrechen vielfach erft hinterher, indem fie bie 
Bolgen jener empfinden. Es kommt bier auch auf die Art der ftrafbaren Handlung 
an. Das Unrecht einer begangenen Fälſchung wird nicht fo Leicht eingejehen ala 
die Bedeutung eines Diebftahle. Häufig werden auch Unmündige von Erwachſenen 
ala Werkzeug zum Verbrechen gebraucht. In das kritiſche Alter der Reife fällt 
auch eine Entwidelung wichtiger Funktionen, das Eintreten der Pubertät, die vielfach 
Störungen ber pfychiichen Thätigkeit fegt umd darum alle Beachtung verdient. Bei 
manchen jugendlichen Individuen, deren Körper: und Geifteßenttvidelung eine retar⸗ 
dirte war, iſt mit dem 18. Jahre die Reife noch nicht vorhanden. Anthropologiſch 
fteht feft, daß erft mit vollendetem 21. Jahre die Hirnentwickelung ihre volle Höhe 
erreicht Hat. Die Beachtung diefer Thatſachen dürfte den Richter öfters zur An- 
nahme mildernder Umſtände veranlaffen. 8 46 bes Defterr. StraiGB. fieht geradezu 
im Alter unter 20 Jahren einen Milderungsgrund. 

U. Pſychiſche Entwidelungshemmungen und Entartungen. & 
giebt zahlreiche Individuen, die durch zu frühen Schluß der Schäbelnähte und 
dadurch gehemmte Entwidelung bes Gehims oder durch ungänftige Hirnanlage ab 
ovo oder foetale oder in frühem Lebensalter erworbene Hirnfrankgeiten nicht die 
intellektuelle Reife erreichen, die zur Annahme ber 3. erforderlich ift. Man be 
zeichnet diefe geiftigen Anfuffizienzen, deren Abftufung eine äufßerft mannigfaltige üt, 
als Schwah- und Blöbfinn. Der Unterfchieb zwiſchen beiben und des exfteren 
gegenüber dem Zuftand des Bollfinnigen läßt fich dahin geben, daß im Blödfinn 
die Bildung überfinnlicher Vorftellungen, Begriffe und Urtheile mangelt, beim 
Schwachfinn zwar möglich wird, aber nicht den Reichthum und die Klarheit erreicht 
wie beim Bollfinnigen. 

Blödfinn, angeborener (Idiotie). Auf tiefiter Stufe defjelben dreht ſich 
das pfychiſche Lehen um bie Befriedigung der Triebe, namentlich des Nahrungs- 
triebes; auf Höherer kommt es zu finnlichen Vorftellungen und oberflächlicher Ber: 
knüpfung berfelben, aber die Welt des Ueberfinnlichen ift verfagt und damit fehlt 
jedes Verftändniß für die Bedeutung eines jozialen Lebens. Die Unvollkommenheit 
der Musfelinnerbation, befonders der Streckmuskeln, macht den Gang plump, täppifch, 
oft finden fi) auch Sinnesfehler, Schielen, Stottern, epileptifche u. a. krampfhafte 
Erſcheinungen auf Grund der urfächlichen Himanomalien oder Schädelverhilbungen. 
Meift kommen folche Weien mit dem forum in Berührung durch Affelte, die als 
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Ausbräche blinder Wuth fich äußern und der Sicherheit be Lebens und Eigenthums 
en werben, zuweilen auch durch unfittliche Attentate, deren Ave dann vielfach 
inder find. 

Schwachſinn (imbecillitas). Gier befteht nırr ein quantitativer Anterſchied 
gegenüber ber Leiſtungsfähigkeit des Vollfinnigen, und die Unterſcheidung des patho⸗ 
logiſchen Schwachſinns von der aus bloßer Dummheit, mangelhafter Erziehung 
reſultirenden Bejchränftheit des Vollfinnigen gehört deshalb zu den ſchwierigften 
gerichtsarztlichen Aufgaben. Im Allgemeinen charakterifiet ſich der Schwachfinn 
durch Verlangſamung und Schwerfälligkeit aller pſychiſchen Prozeſſe. Namentlich 
ſchwer fallen alle die Sphäre des Sinnlichen überſteigenden Leiftungen, die Bildung 
von Abftraktionen vom Sinnlichtontreten, von Begriffen, Urtheilen. Der intellektuelle 
Horizont ift bamit ein engbegrenzter, ein Wiflend- und Forfchungstrieb nach dem 
Grund der Dinge fehlt, eigene und neue Ideen kommen nicht zu Stande und damit 
jehlt das plan⸗ und Felvolle Streben des Vollfinnigen. Auch die Bildung ethiſcher 
und rechtlicher Begriffe iſt eine unzulängliche. Der Schwachfinnige bedarf in feinen 
intelleftuellen und ethifchen Leiftungen fortwährend ber Beihülfe bes Vollfinnigen, 
und bei feiner Unfelbftändigfeit genügt die Autorität Anderer, um, ſei es durch 
Meberrebung ober Drohung, feinen Beftrebungen eine beftimmte Richtung au geben. 

Die Unzulänglichfeit der intellektuellen und ethifchen Leiftungen des Schwach“ 
finnigen zeigt fich beſonders in feinen Affelten. Die Verlangſamung des Vorftellungs- 
progeffes und Dürftigfeit ber zu Gebote ftehenden hemmenden Vorſtellungen laͤßt 
eine Selbftbeherrfchung kaum zu. So gehen bie freudigen Affelte des Schwachfinns 
feicht in tolle Außgelafenheit, feine bepreifiven in Wuth ober in Verwirrung über, 
die namentlich Yeicht aus dem Affelt der Furcht erfolgt und dann in kopfloſes 
Entfetzen außartet. 

Eine Grundregel bei ſolchen Schwachfinnigen ift, daß man fie ſynthetiſch und 
nicht amalytifch beurtheile, die ganze Perfönlichkeit berüdfichtige und nicht einzelne 
Reiftungen, die, joweit fie in angeborenen Diepofitionen wurzeln (artiftifches Talent) 
oder durch Uebung erlemt find, denen Bollfinniger ganz gleichtommen Tönnen, 
während gleichwol das geiftige Leben nach allen anderen Richtungen ſich fteril und 
infuffizient erweift. 

Auch das Unterfcheidungsvermögen folder Individuen muß mit Vorſicht be 
urteilt werben. Biele derjelben kennen zwar auf Grund mühjamer Schulbildung 
die allgemeinen Vorſchriften des Sittengefeßes und Rechts, find im Stande, die ihnen 
einverleibten fittlichen Anſchauungen und rechtlichen Urtheile Anderer jederzeit zu 
reproduziren, aber von diefem abftraften Kennen gewifler Katechismus und Moral« 
begriffe ift e8 noch ein meiter Schritt zu ber -fittlichen und intellettuellen Höhe 
eines Bollfinnigen, der aus einem felbfterworbenen Charakter Heraus das Gewicht 
jelhfigefchaffener fittlicher und rechtlicher Motive beftändig geltend zu machen vermag. 
Diefe Fähigfeit, allgemeine fittliche und rechtliche Begriffe im eigenen und konkreten 
Tall zur Geltung zu bringen, fehlt großentheils dem Schwachfinnigen, wenn er auch 
die abftrafte Frage nach der Sündhaftigkeit und Unrechtmäßigkeit einer gebachten 
Handlung theoretifch ganz befriedigend zu beantworten weiß. 

Die 3. der Schwachfinnigen Tann nicht an und für fih in Abrede geftellt 
werden; in Affektzuftänden ditrfte fie fehlen. 

Zaubftummbeit, Beſondere Beftimmungen bat ber rn in Betreff 
der rechtlichen Berantivortlichkeit des Taubftummen getroffen. 8 58 des Dentfchen 
StrafGB. beftimmt, daß ein ZTaubftummer, welcher die zur Erkenntniß der Straf 
barkeit einer von ihm begangenen frafbaren That erforderliche Einficht nicht beſaß, 
feeiqufpredhen ift 

Wie beim Unmündigen muß alfo jeber Fall als ein konkreter beurtheilt, bie 
Frage der 3. offen gelafjen und burch eine exploratio mentalis geflärt werben. 
Was über das Unterfcheidungsvermögen beim Schwachfinnigen gejagt wurbe, gilt 
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auch Hier. Ueberhaupt dürfte der Taubftumme, wenn er auch mit Erfolg unter 
richtet wurde, dem Schwachfinnigen gleichzuftellen fein, denn nie wird die Zeichen: 
und Schriftſprache. das erſetzen, was dem geiftigen Leben folcher Unglüdlicher durch 
den Mangel des vermittelnden und belebenden Glementes der Sprache und des 
Austaufche des eigenen Bewußtſeinsinhalts mit dem anderer Menjchen abgeht. 
Auch die Affekte der Taubftummen haben viel mit denen Schwachfinniger Gemein- 
james. Zudem find die meiften Taubſtummen reizbar und zu Zornesausbrüchen 
geneigt. Ein Taubſtummer, der keinen Unterricht genofien hat, ift dem Blödfinnigen 
gleichzuſetzen. 

Das moraliſche Irreſein. Die althergebrachte Anſchauung, daß das 
Irreſein fi in Wahnideen und Sinnestäuſchungen äußere, hat lange einen pfychi⸗ 
chen Entartungszuſtand überjehen lafſen, der am beiten ala moralifches Irreſein 
(folie morale, moral insanity) bezeichnet wird. Es kann nach dem heutigen Stande 
der med.=pfychol. Wiflenfchaft nicht mehr bezweifelt werben, daß es piychifch abnorme 
Zuftände auf Grund organifcher Hirnveränderungen giebt, die ſich nur in krankhaften 
Stimmungen, Affelten, Aenderungen des Charakters, der ethiichen Gefühle umd 
Urteile, in unfittlichen Neigumgen und verbrecerifchen Inpulſen, bei höchftens 
formaler und quantitativer, nicht aber qualitativer Schädigung ber intellektuellen 
Prozeſſe kundgeben. 

Ein folder Zuſtand ift das moraliſche Irreſein. Die ſittliche Depravation ift 
hier keine ethiſche, ſondern eine organiſche, fie iſt hervorſtechendes kliniſches Symptom 
eines Degenerationszuſtandes, der ſchon ab ovo beſteht und in wirklich degenerativen 
Momenten (Trunkjucht, Epilepfie, Geiſteskrankheit der Erzeuger) begründet, fich ſchon 
von Kindesbeinen auf in völliger Unfähigkeit zur Erwerbung moralifcher Urtheile 
und fittlicher Gefühle verräth oder an eine im Laufe des Lebens entftandene ſchwere 
Hirnerkrankung (Epilepfie, Kopfverlegung, fenile Involution des Gehirns, Alkohol 
mißbrauch) ſich anjchließt. Es befteht gegrlindeter Verdacht, daB viele moraliſch 
Irre in obigem Sinn auf Grund einfeitig ethifcher Beurtheilung ala Getwohndeite: 
verbrecher in die Zuchthäufer wandern. 

Die negativen Merkmale dieſes eigenthümlichen Degenerationazuftandes find 
Fehlen von Delirien und Hallucinationen, die pofitiven, neben Erſcheinungen eines 
intellettuellen Schwachſinnes mäßigen Grades, ein vollftändiger Mangel der fittlichen 
und rechtlichen Gefühle, eine völlige Depravation des Charakters mit verbrecherifchen 
unfittlichen Trieben und Strebungen. 

Der intellektuelle Schwachfinn giebt ſich in Unfähigkeit zu einer geordneten 
Thätigkeit, zu einem wirklichen Lebenaberuf, in Befchränftheit des Urtheils, geringer 
Aktivität und Energie, Einſichtsloſigkeit nicht blos in das Unfittliche, ſondern auch 
pofitiv Verkehrte, den eigenen Intereſſen Schäbliche des Thuns, in Unbejonnenheit 
bei der Ausführung verbrecheriicher Handlungen, wenn fie auch vielfach den Stempel 
der Lift und Bogheit am fich tragen, fund, 

Der moralifche Defekt im Mangel aller jozialen Gefühle, in Roheit, Grau- 
ſamkeit, Gleichgültigkeit gegen fittliche Werthſchätzung durch Andere, Reuelofigkeit. 

Die unterjcheidenden Merkmale folder entarteten Individuen vom Gemohn- 
heitsverbrecher können nur durch den Nachweis einer Hirnerkrankung gelieiert werben. 

Die Monftrofität ihrer Handlungen, die Unwiderſtehlichkeit, Abjurbität ihrer 
Triebe, die Spontaneität und Plötzlichkeit, mit der diefe ſich regen, die Unvorfichtig- 
Teit, Rüdfichtelofigkeit, Graufamfeit, mit der fie befriedigt, der Cynismus, mit dem 
fie zur Schau getragen und eingeftanden werben, die Machtlofigkeit aller erziehenden, 
beffernden Einflüffe, haben nur Bedeutung, wenn jener Beweis erbracht ift. 

Wir jchöpfen ihn außer dem Nachweis der diefem Degenerationazuftand zu 
Grunde liegenden Urjachen aus Folgendem : 

1) Es finden fich vielfadh Funktionsſtörungen und körperliche Infinnitäten in 
ber Sphäre bes Nervenfyftens, die theils ala angeborene Hemmungsbildungen 
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(Schädelanomalien, Klumpfuß, Haſenſcharte, Wolfsrachen, Schielen, Verbildungen 
der Geſchlechtsorgane), theils als ab und zu im Verlauf ſich zeigende Symptome 
(große Geneigtheit zu Hirnerkrankung, Kongeſtionen, geringe Toleranz gegen Alkohol, 
abnorme Gemuthsreizbarkeit, pathologiſche Affekte, krankhafter Stimmungswechſel, 
epileptiſche Erſcheinungen ꝛc.) den allgemeinen Nachweis einer dageweſenen oder noch 
jortbeſtehenden Erkrankung des centralen Nervenſyſtems ermöglichen. Bemerkenswerth 
iſt auch das häufige Vorkommen von Nervenkrankheiten und Irrfinn bei den Nach- 
fommen. 2) Der Gecſchlechtstrieb iſt oft früh exceſſiv und nicht ſelten pervers, 
infofern die Befriedigung auf natürlichem Wege perhorregzirt wird und im eklen 
Trieb zum eigenen Gefchlecht ein Wequivalent findet oder die Wolluft bis zur 
Mordluft fi fteigert. 3) Es treten direkt aus der Hirnerkrankung herausgeſetzte 
ipontane, impulfive, vielfach perverfe Antriebe zu theils einfach bizarren, theils un= 
fttfichen und verbrecherifchen Handlungen (Alkohol⸗ und feruelle Exceſſe, Diebſtahl, 
Bagabondage) und, was beſonders wichtig, nicht felten periodifch auf. 

Die Stellung folcher Entarteten zur Gefelljchaft und zum Recht ergiebt fich 
aus der Thatjache, daß bei ihnen dag Strafgefeh nur die Bedeutung einer polizeis 
lichen Vorſchrift Hat und das ſchwerſte Verbrechen ihnen von ihrem eigenartigen 
inferioren, nur logiſche Begriffe ber Nüplichkeit und Schäblichfeit verwerthenden 
Standpunkt nicht ander erjcheint, als einem etHijch normalen Menfchen die Ueber- 
tretung einer einfachen polizeilichen Verordnung. Solche Menſchen find nicht irre 
im landläufigen Sinne des Wortes, aber pfychiich degenerirt. Statt ihrer 3., deren 
Vorhandenſein oder Umfang noch lange Gegenjtand der Kontroverſe bilden wird, 
wäre es beifer und praftiicher, blos von ihrer Gemeingefährlichkeit zu reden. Leider 
befteht diefe durchs ganze Leben, denn die Degeneration ift nicht zu befeitigen. 

II. Geiftesfrantheiten. Die häufigſte Urfache der fehlenden 3. find 
Geiſteskrankheiten, d. h. Krankheiten bes Gehirns mit vorwaltenden Störungen der 
pinchiichen Funktionen. Dieſe können jehr mannigfaltig fein. Am beiten gefannt 
und gewärbigt find die Wahnvorftellungen und Sinnestäufchungen. Indeſſen giebt 
es viele Fälle, wo fie fehlen und das Krankheitsbild durch bloße jormale Störungen 
des Vorſtellungsprozeſſes in Verbindung mit affektartigen Zuftänden ſich fundgiebt. 

In der Regel werden die Geiftesfrankheiten nach pſychologiſchen Prinzipien 
eingetheilt. Man unterjcheidet Gemüthskrankheiten, bei denen borwiegend 
das Fühlen und Streben ber Kranken affizirt, die Störung im Vorftellen nur eine 
formale ift und etwa fich bildende Wahnvorftellungen nicht firirt werden, gegenüber 
den Geiftestrankheiten im engeren Sinne, wo vorwiegend die Intelligenz noth- 
leidet, fei e& durch dauernde Verfälſchung des Bewußtſeins mit Wahnideen, fei e& 
durch Zerftörung des ganzen piychiichen Mechanismus und der Ginheit der Per- 
fönlichkeit. Inſofern Gemüthsleiden diefen geiftigen Schwächezuftänden voraus« 
zugehen pflegen, bezeichnet man auch wol jene als primäre, dieſe als jefundäre 
Irreſeinszuſtände. Die primären zerfallen, je nachdem der herrſchende Affekt ein 
depreffiver ober erpanfiver ift, in die Formen der Melancholie oder Manie. Den 
Uebergang zu den piychifchen Schwächezuftänden bildet der Wahnfinn. Die 
irühere Perjönlichfeit ift Hier in eine neue Franfhafte umgewandelt, aber die Einheit 
der pfychifchen Progefle ift erhalten, auch find noch lebhafte Affekte möglich. Sind 
diefe beiden Vorausſetzungen nicht mehr vorhanden, jo bezeichnet die Pfychiatrie den . 
Zuftand als Berrüdtheit. Geht endlich die Koordination der pfychifchen Alte, 
das Vermögen Borftellungen zu veproduziren, fombiniren, realifiren, ganz verloren, 
fo ſpricht man von Blödfinn. 

Die Aufhebung der 3. Geiftesfranker ift vom Gejehgeber anerkannt ($ 51 
Deutichland, $ 2 Defterreich, $ 64 Frankreich). Die Fortdauer des Unterjchei« 
dungsvermögens ſchließt Geiftestrankheit nicht aus; das Moment, auf das es 
wejentlich Hier anfommt, ift die zweite Grundbebingung der 3., die freie Willend- 
beftimmung. Ihr Fehlen beim Irren wird aber bedingt: a) dadurch, daß durch 
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aus der Gehirnerkrankung herausgeſetzte, ſomit fpontane Affelte, Triebe, Wahnideen, 
Sinnestäuſchungen ein Handeln bedingt wird; b) indem den irgendwie entftandenen 
Motiven deſſelben feine fittlichen, rechtlichen Gegenmotive entgegentreten können, da 
diefe entweder durch die Krankheit gleich anderen piychifchen Funktionen verloren 
gegangen find oder, durch Störungen in der Affoziation und Bewegung der Bor- 
ftellungen nicht mehr ins Bewußtfein eintreten (Melancholie, Manie); c) indem 
durch Wahnideen und Sinnestäufchungen das Welt- und GSelbftbewußtfein gefälſcht 
iſt. Diefe Störung kann foweit gehen, daß die ganze frühere Perfönlichleit durch 
eine neue krankhafte exrfegt ift, der nun die Handlung zugefchrieben werden muß 
(Wahnfinn, Verrüdtheit). 

Die frühere Irrlehre einer partiellen Z., die ſich auf die fälſchliche Annahme 
einer Selbftändigfeit vermeintlicher Seelenvermögen gründete, ift durch die Beobach⸗ 
tung und Erfahrung widerlegt, wonach e keine Seelenvermögen giebt und die ber- 
Schiedenen pfychiſchen Alte nur in engfter Wechſelwirkung gedacht werben Tönnen. 
Damit ift auch der alte Streit wegen der Monomanien abgeihan. Damit eine 
Störung der Geiftesthätigleit ala Aufhebungagrund der 3. anerlannt werde, muß 
fie als eine krankhafte erwiefen fein. Dieſe Aufgabe fällt dem Sachverftändigen 
zu. Sie kann nie von einem Kriterium aus gelöft werben, e8 giebt fein ſpezi⸗ 
fiſches Kennzeichen für Geiſteskrankheit, es giebt Leine piychiiche Funktionaftörung, 
die nicht auch beim Geifteagefunden möglich wäre. Die Hauptaufgabe befteht darin, 
dad Beſtehen einer Hirnkrankheit nachzuweifen und die anomalen piychiichen Symp- 
tome auf eine folche zurüdzuführen. Da das Gehirn nicht blos pigchiiche Funktionen 
vermittelt, fo wird fich die Unterfuchung nicht auf pſychiſche Phänomene beichränten 
dürfen. 

Don Wichtigkeit find hierbei: a) Eine erbliche Anlage zu Irreſein, wie fie 
durch Hirn⸗Nervenkrankheiten, Trunkſucht und andere degenerative Faltoren in ber 
Afcendenz bedingt wird. Ihre Bedeutung wird um fo größer, wenn fie fich im 
Vorleben dur Anomalien ber pfychifchen Entwidelung und Gebahrung verrieth. 
b) Der Nachweis wirkfamer Urſachen für Entftehung von Irreſein (Kopfverlefungen, 
Altoholerzeffe, Epilepfie, Wochenbett, Heftige Gemüthabewegungen zc.), namentlid 
wenn pfychiiche Abnormitäten im direkten Anfchluß an eine ſolche Urſache fich 
ermitteln Laffen. 

ec) Schäbelanomalien, fofern ber Schädel abnorme Kleinheit ober Größe zeigt 
ober der Stirnſchädel verfümmert ift. d) Berbildungen der Ohren, Extremitäten, 
Genitalien, Sinnesfehler, wenn fie auf eine centrale Urſache beziehbar find. 
e) Zittern, Lähmungen, Krämpfe, aufgehobene ober Erampfhaft gefteigerte Empfind- 
lichkeit ala kliniſche Zeichen einer Erkrankung des centralen Nervenſyſtems, ebenjo 
Kopfiveh, Schwindel, Schlaflofigkeit. f) Hallucinationen, wenn fie für Wahrheit 
gehalten werben, in mehreren Sinnen vorkommen und mit anderweitigen pfychiſchen 
Störungen zugleich fich vorfinden. g) Wahnibeen, die aber vom objektiven Irrthum 
eines Geifteagefunden zu unterjcheiden find. Der widerfinnige Inhalt allein ift hier 
nicht maßgebend. Im Allgemeinen unterfcheidet den Wahn des Irren von dem 
des Gejunden, daß jener mit der früheren gefunden Dent« und Anſchauungsweiſe 
im Widerfpruch fteht, immer einen fubjeftiven Charakter hat, als Produkt einer 
Hirnerkrankung nicht durch Logik und Raifonnement zu befeitigen und auf einen 
krankhaften piychiicden elementaren Vorgang zurückführbar if. Der Wahn bes 
Gefunden dagegen beruht auf einem Fehler im Logifchen Schließen oder auf einer 
aus Unwifſenheit entitandenen falſchen Prämiffe und wird aufgegeben, wenn ex dem 
Betreffenden ala pofitiv unmöglich erwieſen wird. h) Krankhafte Stimmungen, 
Affekte, die äußerlich nicht motivirt find. i) Periobizität gewiffer Symptome und 
Symptomreihen. k) Zeichen eines allgemeinen Krankſeins. Indeſſen ift es ein 
m an Irreſein zu zweifeln, wo bdiefe fehlen. Sie finden fi nur im Anfang 

en. 
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Ms Momente, die dem Richter Zweifel über die Geiftetintegrität erwecken 
müflen, find anguführen: 

Wiberfinnigfeit der That und ihrer Motive, Mangel eine Vortheils für den 
Thãter oder geradezu Nachtheil durch die That, — — Bere in der 
Wahl von Mitteln, Zeit, Ort; auffallende Grauſamkeit der That, Kontraftiren 
Derjelben mit der ganzen früheren Lebensführung. Selbftanzeige, jehlende Beftre- 
Bungen die Spuren ber That zu verwilchen, nd Rühmen berjelben, offenes Geftänd- 
niß, Selbftmordverjuche vor⸗ und nachher, Warnung der Umgebung vor der That; 
auffallende Aenderung des Charakter, dumpfes Hinbrüten, BVernachläffigung des 
Beruß. NAuffallende Gleichgültigfeit bei Verhaftung und Verhör, Spuren von 
Gereigtheit, intelletueller Schwäche in diefen. Mangelnde oder lüdenhafte Er- 
innerung für die That. Notorifche Geiſteskrankheit oder Epilepfie in der Familie 
ober früher beim Angeflagten. Geringen Werth Hat die Leumundsfrage, da ein 
laſterhaftes, vagabundirendes Leben „oft auf Geiftesftörung beruht und jtatt dieſer 
oft für Bosheit und Immoralität genommen wirb. 

Die Möglichkeit einer’ Geifteskrankheit ſchließen Reue, Motivirtheit der That, 
Huge Berechnung der Umſtände, Planmäßigkeit der Ausführung, Bernänftigfprechen 
durchaus nicht aus. Bei einer Beſprechung der einzelnen Formen des Irreſeins 
haben wir zunächit au gedenken ber 

2 Melandolie Mit ihr beginnt in ber Mehrzahl der fälle dad Irreſein. 
I Hr Weien ift eine Außerlich gar nicht ober ungenügend motivirte ſchmerzliche Ver⸗ 

als Ausdrud einer krankhaften Störung der Hirnthätigleit. Der von ihr 
Befallene fühlt fih traurig ohne Grund, bange, muthlo®, von trüben Gedanken, 
Sorgen und Zweifeln gequält. Er fühlt Er jelbft und alle jeine Beziehungen zur 
Außenwelt verändert, er ift gleichgültig gegen feine Lebensinterefien, feine gewohnte 
Thaͤtigkeit fallt ihm ſchwer bis zur Unmöglichkeit. Sein Gebantenfluß ift gehemmt, 
es Tönnen einzelne peinliche Borftellungen ſich beftändig dem Bewußtfein aufdrängen 
(Zwangavorftellungen) und dafjelde aufs Höchfte beunruhigen. Im Verlauf ann 
& zu Sinnestäufchungen, Wahnideen kommen, namentlich aber zu Anjällen heftiger 
bis zur Trübung und Aufhebung des Selbſtbewußtſeins fich fteigender Seelenangit, 
die dann in der Regel in der Herzgegend Iofalifirt wird. 

Solche Anfälle (raptus melancholicus) finden ſich auch bei Hhypochondern, 
Epileptiſchen, Hyfterifchen und Säufern, zuweilen auch bei wirklich ober ſcheinbar 
Gefunden während der Menftruation, dem Wochenbett. - 

Der Melancholifche kann a) aus jchmerzlichen Gefühlen, b) aus Zwangs⸗ 
vorftellungen, c) auf Grund krankhafter Affekte, d) aus Wahnideen und Sinneds 
täuſchungen Gewaltthaten begehen. 

Meiſt kommen dann äußerlich unmotivirte, dem Thäter ſelbſt zum empfindlichen 
Nachtheil gereichende Handlungen (Mord, Brandſtiftung, Selbſtmord) zu Stande. 

Bemerkenswerth find auch die aus krankhafter Willenshemmung (Abulie) und 
ichmerzlicher Verſtimmung nicht ſelten reſultirenden Unterlafjungen und Pflichtver- 
lehungen ſolcher Unglüdlicher. 

Da, wo ſchmerzliche Gefühle (des nicht mehr Könnens, troſtloſer Langeweile, 
gang veränderter Beziehungen zur Außenwelt) und Zmangavorftellungen die That 
motiviren, Tann fie mit Planmäßigleit, Strafbarfeitsbewußtjein, ja jelbft innerem 
Wibderftreben vollbracht werden, aber fie ift troßbem unfrei, der Kranke dem Zwang 
feiner organifch bedingten krankhaften Gefühle und Vorftellungen erlegen. 

Bemerkenswerth ift die Ernüchterung, bie mit erfolgter That vielfach eintritt, 
die kritiſche Bedeutung berfelben, jo daß unmittelbar nach derjelben bie Erjcheinungen 
der Krankheit ſchweigen. 

Beſonders erwähnenswerthe Handlungen, die hierher gehören, find Verbrechen, 
am dafür Strafe zu bekommen, nach der ſich der Kranke jehnt, Mord Anderer, um 
das unerträglihe Leben auf dem Schaffot zu verlieren (indirekter Selbftmorb), 


1464 Zureinungstähigfeit. 


Mord der geliebten Kinder aus vermeintlichen oder wirklichen, aber krankhaft über- 
triebenen Nahrungsſorgen oder aus fehmerzlicher Apperception der Außenwelt. 

Anders ift der Mechanismus des Handelns bei raptus melanchol. Der blinde 
Drang des Kranken, der fchredlichen Seelenangft ein Ende zu machen, die große 
Bewußtfeinsftörung bedingen ein äußerft ſtürmiſches, feine Wahl der Mittel, ber 
Zeit, des Ortes zulaflendes Handeln. Es find gleichſam konvulſiviſche Entlabungen 
unerträglicher Bemwußtfeinazuftände, die jede Prämeditation ausſchließen und mit 
einem gewiſſen Eklat und Rüdfichtelofigkeit erfolgen (Mord, Verſtümmelung, Selbft- 
mord, Brandftiftung). Die Erinnerung für die Zeit des Anjalls jehlt gänzlich oder 
ift eine traumartige. 

Da, wo Hallucinationen (ſchreckliche Vifionen, Stimmen, die zum Mord auf- 
fordern, eine drohende Gefahr dverfündigen ıc.) oder Wahnideen (Tobesgefahr, Ber- 
dammung ꝛc.) dad Handeln motiviren und feine Affekte interveniren, kann die That 
prämebitirt und zwedmäßig kombinirt gefchehen. Dauern ihre Motive fort, fo jehlt 
jede Reue und Einficht für das Geichehene. 

2) Manie. Unter Manie verfteht die Wiſſenſchaft affektartige Zuftände, 
deren Grundzüge äußerlich unmotivirte Affekte der Luft, ein gefteigerter Ablauf der 
Vorſtellungen, ein erleichtertes Uebergehen derſelben in motorifche Akte, eine Erhöhung 
der Erregbarkeit der piychiichen Prozeſſe überhaupt find. Zwiſchen diefen Zuftänden 
einfacher maniafalijcher Eraltation und der vollen Höhe der Krankheit, der Tobfucht, 
beftehen nur Gradunterſchiede. Wir jprechen von einer folchen, fobald der Vor⸗ 
ftellungsprogeß jo befchleunigt ift, daß feine Einzelvorſtellung mehr jeſtgehalten 
werden kann und damit Verworrenheit und Ideenflucht eintritt, ferner die motorie 
chen Akte nicht mehr durch Mar bewußte BVorftellungen, jondern nur noch durch 
dunfle allgemeine Borftellungsmaflen, Sinnesempfindungen oder organifche Gefühle 
ausgelöft und damit zufällige, ſpontane, triebartige werden. Die Zuſtände von 
„Tobſucht“ find feine zweifelhaften pigchiichen Störungen und können bier füglich 
übergangen werben. Anders ift es in jenen Zuftänden bloßer manialalifcher Eral- 
tation, wo der Kranke, obwol unfrei in feinen Handlungen, geradezu thatfräftiger, 
Icharffinniger, rebegewandier erſcheint, als in geſunden Tagen, und damit dem Laien 
hoöchſtens als aufgeregt, nicht aber als krank erſcheint. Solche Menſchen begehen in 
der Störung ihrer Bejonnenheit und bei ber krankhaften Erleichterung ihrer moto- 
riſchen Alte die unfinnigften Handlungen und Erceffe, ohne in Worten zu beliriren 
(folie raisonnante, delire des actes, mania sine delirio), ja wiſſen fogar trefflich 
ihr widerfinniges Handeln mit Vernunitgründen zu motiviren. Dieje rein affektiven 
Zuftände mit blos formaler Störung find forenfiich doppelt. wichtig, wenn fie mit 
krankhafter Steigerung ber Triebe oder triebartigen Handlungen einhergehen. Die 
Meberfedung des Grundzuſtandes von Seiten einer älteren unwiſſenſchaftlichen Be— 
obachtung mit einfeitiger Hervorhebung der EranfHaften Antriebe Hat zur Irrlehre 
der Monomanien geführt. Solche krankhafte Antriebe kommen allerdings vor, 
aber nur ala Folgen krankhaften Empfindens und Vorſtellens und als Theilerfchei- 
mn eines pathologiſchen Geſammtzuſtandes. 

So hat man eine Mord» und Selbſtmordmonomanie behauptet, die einfach auf 
ſchmergliche Gefühle, raptusartige Angftanfälle Melancholifcher, eine Pyromanie, bie 
auf die gleichen Motive des Melancholifchen, zufällige Entäußerung des Bewegungs« 
dranges bei Maniakalifchen oder auf die Rache eines kindiſchen, ſchwachſinnigen In— 
dividuums zurückzuführen ift. 

Wichtig ift die Kleptomanie, die Theilericheinung eines maniafalifchen Zuftandes 
ift, fich aber auch bei hyſteriſchen Schwangeren, bei Schwach- und Blödfinnigen, 
Verrüdten, Epileptilern und Paralytifern in verjchiedenartiger Motivirung findet. 
Eine periodiſche Sauffucht (Dipfomanie) ift nichts Anderes als eine Varietät der zu 
beiprechenden periodifchen Manie. Außerdem finden ſich impulfive Antriebe bei 
hereditär-begenerativen Irreſeinszuſtänden, namentlih dem moralifchen Irreſein. 
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Rechnet man noch dazu Fälle, wo Wahnfinnige und Verrückte aus nicht erkannten 
firen Wahnvorftellungen beftändig diefelbe Handlung mwieberholten, jo ya man das 
ganze Material beifammen, das zur Irrlehre der Monomanien Anlaß gab. 

Die oben erwähnten Zuftände von maniakaliſcher Eraltation verlaufen theils 
als jelbftändige Form, vielfach in periodiſchem Typus, theils bilden fie das Initial» 
ftadium der Tobfucht, theils interkurrente Aufregungszuſtände im Verlauf der Par 
ralyfe und der Häfterie. 

Der Vergleich mit ber früheren Perfönlichkeit, der beichleunigte, abipringende, 
unvermittelte Ideengang, die Schlaflofigfeit, die äußerlich unmotivirte zeitweife Zu⸗ 
oder Abnahme der Unruhe, die Unmotivirtheit, Planlofigkeit, Rüdfichtelofigkeit des 
Thuns und Treibend derartiger Kranker, die dem gefunden Leben ganz fremden 
Strebungen und Handlungen werden das Krankhafte des Zuftandes troß allen Ver— 
nünftigreden® herausfinden Laffen. 

Die Handlungen jolcher Kranken find unfrei, weil theils die natürlichen Triebe 
und finnlichen Bedürfniffe eine pathologifche Stärke befiten, theils ein zu beſchleu— 
nigter Vorftellungsprozeß ein ruhiges Befinnen und Meberlegen unmöglich macht, 
theils ähnlich wie im analogen Zuftand der Beraufchung fittliche, rechtliche, korri⸗ 
girende Borftellungen nicht zum Bewußtſein oder wenigitens nicht zur Geltung 
fommen. Berlebungen der Sittlichkeit, Diebftahl, Bagabondiren, Raufhänbel, Be— 
ſchädigung von fremdem Eigenthum find die häufigften Verlegungen des Rechts von 
Seiten folcher Kranken. 

Die Manie kann als kontinuirliche und periodifche Form verlaufen, in letzterem 
Fall die einzelnen Anfälle durch monate- bis jahrelange Intervalle geſchieden. Man 
Tpricht dann von Inciden Intervallen, die überhaupt bei allen primären Irreſeins- 
iormen vorkommen können. In der Regel beiteht Hier aber nur eine temporäre 
Latenz der äußeren Symptome ber Krankheit und keineswegs ein Zuftand völliger 
geiftiger Klarheit und Freiheit. Die Annahme von luc. int. im SKriminalforum 
it kaum haltbar. Bei man. period. find in der intervallären Zeit faft ausnahma= 
108 Gemüthsreizbarkeit, Gedächtnißichwäche und Beichränfung der intellektuellen 
Funktionen nachzumweijen. 

Es giebt endlich ganz afute, binnen */,—6 Stunden verlaufende Anfälle von 
ZTobfucht (mania transitoria), die in der Regel mit heftiger Kopflongeftion einher 
gehen, bei jugendlichen Individuen durch Bejtige Gemüthäbewegungen, große Hitze, 
Uebergenuß von Alkohol, zuweilen auch bei Gebärenden eintreten, in der Regel nur 
einmal fich einftellen, ausnahmslos mit einem tiefen Schlaf abfehlieken und völlige 
Aufhebung der Erinnerung für die ganze Zeitdauer des Anfalls Hinterlaffen. 

8) Wahnfinn und Berrüdtheit. Sie entflehen primär aus fieberhaften 
Krankheiten oder auf Grund erblich begenerativer Anlage oder auch aus melancho- 
liſchen oder manifchen Zuftänden. Es beſtehen bier fire Wahnvorſtellungen und 
Sinnestäufchungen, die Perfönlichkeit ift in eine krankhafte verwandelt oder wenigſtens 
die Beziehungen zur Außenwelt find total verändert. Damit ift jede Zurechnung, 
aufgehoben. Die Handlungen find durch Wahnideen und Sinnestäufchungen bedingt. 
Der pſychologiſche Unterichied zwiſchen Wahnfinn und Verrüdteit wurde oben 
hervorgehoben. Je nach der Selbſtempfindung kann man einen melancholiſchen 
und einen erpanfiven unterſcheiden. Die praktiſch wichtigſte Varietät des erſteren 
ift der Verfolgungswahnſinn. An ihm Leidende find febr gemeingefährlich. 
Sie ermorden ihre vermuthlichen Zeinde, von denen fie fi auf Grund von an— 
lagenden Stimmen verfolgt, beichimpft oder mittels wahnhafter Mafchinen, mit 
Gift oder fonftwie am Leben bebroht glauben. Hierher gehört auch der Wahır 
ehelicher Untreue, der zu Mord des Ehegatten führen kann, ferner der Querulanten⸗ 
wahnfinn, wobei der Kranke in irgend einem Prozeß fh Unrecht gethan wähnt, 
Richter, Geſchworene, ja ſelbſt das Staatsoberhaupt ber Parteilichkeit befchuldigt, 
beftändig um fein wahnhaftes Recht querulirt und da ihm dies' verfagt wird, 
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Amtsehren- und Majeftätsbeleidigungen begeht, ja ſelbſt Racheakte gefährlichfter Art 
vollbringt. Die Mehrzahl aller vor Gericht fo läſtigen Onerulanten dürften foldhe 
Unglüdliche fein. 

Bei Berrüdten, wo alſo feine affeltvollen Zuftände mehr vorhanden find, wenn 
der logiſche Mechanismus noch unverfehrt und die Wahnideen nicht befonders aui- 
fällig find ober der Kranke, wie fo oft, fie diffimulirt, kann es dem Laien, wozu 
auch vielfach Aerzte gehören, begegnen, daß er das Individuum für geſund hält. 
Auch hier ſchließt verftändiges Sprechen über Dinge des alltäglichen Lebens Irreſein 
nicht aus. Solche „vernünftige“ Kranke, bei denen man höchitens eine fire Idee 
Tand, Haben auch zur unfinnigen Theorie einer partiellen 3. Veranlafjung gegeben. 

4) Erworbener Blödfinn und Shwadfinn. Er ift der endliche 
Ausgang aller nicht zur Heilung gelangenden Irreſeinszuſtände ober findet fich 
primär als begleitende Erfcheinung ſchwerer Erkrankungen des Gehirns, feiner Hüllen 
und feiner Gefäße, wie fie im Verlauf der dementia paralytica und dementia 
senilis, ferner in Folge von habituellen Alkoholexzeſſen, Kopfverlegungen, Apoplerie 
und Erweichungaprozefien im Him aufzutreten pflegen. Im Allgemeinen handelt es 
fich bier um dauernde, unbeilbare Zuftände. Die Abftufungen find Hier jaft ebenſo 
individuell verfchieden wie bei den angeborenen piychiichen Schwächezuftänden. Im 
konkreten Falle wären die Art und Weiſe der Reproduktiong-, Kombinationg- und 
Attionzfähigteit — die Leiftungen des Gebächtnifles, die Schärfe des Urtheile und 
der Begriffe, die Schnelligkeit oder Langſamkeit des Gedankenablaufs, die Art des 
Strebens, aber auch die etHifchen und äfthetifchen Urtheile und Anfchauungen, die 
auweilen vorwiegend affizirt find, zu prüfen. Bon Wichtigkeit find Zuftände mäßigen 
Schwachfinns, relativer geiftiger Imfuffizienz, wie fie nicht felten nach pigchiicher 
Krankheit, namentlich Manie, als dauerndes Reſiduum fich finden. Die pfychiſche 
Schwäche wird nur dann merklich, wern man die frühere Perfönlichkeit kannte. Sie 
äußert fi dann in einer gewiflen gemuͤthlichen Abftumpfung, Indifferenz gegen 
manche Lebensbeziehungen, geringeren Schärfe des Urtheils und ber Erinnerung, 
einer geringeren Altivität des Vorftellens und Strebens bei verminderter Entſchluß⸗ 
Tähigkeit und leichterer Beftimmbarkeit. Cine folche fittliche und intellektuelle 
Schwäche ift auch die traurige Folge der Alfoholerzeffe. , 

Solche Menfchen vermögen ihre Affekte nicht mehr zu bemeiftern und Iaffen 
fich Leicht von ſchlechten Menſchen zu ftmibaren ‚Handlungen ( Unterſchlagung, Dieb- 
ſtahl, Meineid) verleiten. Wichtig iſt die Verblöbung im Greiſenalter (dementia 
senilis). Krankhafte Reizbarkeit, Mißtrauen, Verfolgungswahn können bier zu 
Triminellen Handlungen führen. Zumeilen kommt es auch zu Graltationgzuftänden 
mit geſchlechtlicher Aufregung und unzüchtigen Handlungen, namentlich mit Kiridern. 
Diefer Umſtand verdient in foro alle Beachtung und fordert dringend in derartigen 
Tällen eine exploratio mentalis. 

Häufig hat es der Kichter auch mit Füllen von dementis paralytiea („Gehirn- 
erweichung mit Größenwahn”) zu thun, namentlich im Beginn des Leidens, wo 
die piochifche Schwäche noch wenig entwickelt und durch eine maniakalifche Eral- 
tation verbedt ift. Die kriminellen Handlungen beftehen vorwiegend in Sittlich- 
— Diebſtahl, Raufhäudeln, bei Beamten vielfach auch in Disziplinar⸗ 
vergehen. 

Die Bewußtſeinsſtörung, Gedächtnißſchwäche, Reizbarkeit, fittliche und intellef- 
tuelle Abſtumpfung, maniakaliſche Erregung und Sammelfucht motiviren ſie. 

Leider wirb nur zu häufig das Pathologiſche ſolcher Fälle verkannt. Im 
Anfang iſt diagnoſtiſch wichtig die totale Umänderung des Charakters, die nament⸗ 
lich in fittlicher Beziehung age markirt zu fein pflegt. In vorgefchrittenen Fällen 
ſichern die Bewußtjeinäftörung, Gedächtnißſchwäche, Einſichtslofigkeit, — 
pa — Schwindelanfälle, Sprachſtörungen die Diagnoſe des ſchweren 

inleidend. 
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Bemerkenswerth ift auch die Plumpheit, Brutalität, Rückfichtsloſigkeit, Unge- 
ſchicklichkeit, Planlofigfeit der Handlungen, wie fie fich aus einem jolden Zuftand 
von Demenz und Bewußtjeinaftörung ergeben muß. 

5) Simulation von Beifteafiörung. Soweit bie Symptome von Geiftes- 
Rörung pfychiſche find, können fie fimulirt werden. Simulation ift im Ganzen 
jelten. Biel häufiger wird fie irrthumlich vermuthet. Motive find Entziehung ber 
Strafe, der Wehrpflicht, Löfung wiberwärtiger Verträge. Erfolgreiche Durchführung 
der Simulation ift einem wirklich Sachverftändigen gegenüber kaum möglich. Der 
Simulant kann blos einzelne Symptome des Irreſeins Topiren, aber nach fchlechten 
Originalen, wie fie gewöhnlich Bühnendichter und Romanfchriftiteller fchaffen und 
die der Wirklichkeit nicht entiprechen. Indem der Simulant meint, in rechtem 
Unfinnſchwatzen und Umhertollen Liege die Pointe des Irreſeins, fehlt feinem Krank⸗ 
heitsbild die Methode, die ber wirkliche Wahnfinn befikt, ganz abgefehen von dem 
Berlauf, dem inneren Zufammenhang ber Symptomreiden, der Konjequenz in ber 
—— derſelben und der Wiedergabe der äußeren facies des wirklich Geifted- 


en. 

Er wird nothwendig theatralifch, oftenfibel, inkonſequent, fieht e& gern, wenn 
man ihn für infinnig hält, was beim wirklich Irren nicht der Fall iſt. Fälle 
ganz offenbaren Betrugs abgerechnet, ift es wünſchenswerth, daß jeder der Simu- 
Iation Verdächtige in ein Irrenhaus zur Beobachtung abgegeben werde, denn nur 
dort ift jene unabläffige fachverftändige Beobachtung durchzuführen, bie gegenüber 
raffinirter Gaunerei nöthig if. 

Simulation kann durch die damit verbundene pfychiſche Anftrengung in wirt- 
Yiches Irreſein übergehen. Wol zu beachten ift ferner, daß Simulation neben wirt 
licher Geiſteskrankheit vorkommt. Folgerichtig ift der Nachweis der Geiſtesgefundheit 
nicht mit dem der Simulation erbracht, ſondern nur dann, wem auch das Fehlen 
der Geiftestranfheit erwieſen ift. Der ſynthetiſche Weg ber Beobachtung und Unter 
fuchung ift gegenüber Fällen zweifelhafter Simulation ber allein richtige. Einzel- 
Tomptome find nur im Zufammenhalt mit dem Gefammtbild zu verwerthen. In⸗ 
Zongruenz befjelben mit einer Haffiichen Form bes Irreſeins beweiſt nicht an und für 
fi) gegen Simulation, denn es giebt pfychiſche Degenerationazuftände, bie nicht in 
Das gebräuchliche Schema der Klaffifitation Hineinpaffen und gerade bei jenen findet 
fich verhältnigmäßig häufig Simulation. 

W. BZuftände krankhafter Bewußtlofigleit. Es giebt eine Reihe 
von unfreien Geiftegzuftänden, die ganz vorübergehender Art find und, zwar recht- 
lich gleichbedeutend mit Geiftesfrankheit, doch nicht unter biefen Begriff fich ſub⸗ 
jumiven laflen. Im Deutfchen Straf®B. $ 51 find fie vorgefehen als Zuſtände 
„tranfhafter Bewußtlofigkeit“ ; das Oeſterr. Straf6B. $ 2 lit. c fpricht von einer 
vollen Berauſchung oder einer anderen Sinnesverwirrung, in welcher der Thäter 
fich feiner Handlung nicht bewußt war. Der Schwerpuntt ber Entſcheidung Liegt 
Tomit hier im Begriff der Bemwußtlofigfeit. Diefer darf nicht im gewöhnlichen 
Sinn, ſondern muß im Sinne der Wiſſenſchaft interpretict werden, fonft entjtehen 
bedauerliche Mißverftändniffe. Bewußtlofigteit muß Hier identifch genommen werden 
mit Aufhebung des Selbftbewußtfeind. Ein folder Zuftand jchließt die Möglichkeit 
einer traumartigen pfychiſchen Fortexiſtenz nicht aus, die ſich in einer Anzahl ſchein⸗ 
Bar gewollter, indeß nur automatifcher Alte und zufammenhängender Reden äußert, 
obme daß jedoch der Betreffende fich derjelben betwußt wäre oder eine Erinnerung 
daran in den normalen felbltbewußten Zuftand mit binübernähme. Unter dieſe ge 
jegliche Kategorie gehören zunächſt 1) die Traumzuftände (Schlaftrunkenheit 
und Schlafwandeln). Die erftere ift ein ganz tranfitoriicher Zuftand von Sinnes- 
verwirrung, in welchem im Sinne noch nicht korrigirter Traumvorftellungen ober 
Talfcher Apperceptionen der Außenwelt Handlungen vollbracht werben Zönmen, bie 
der Umgebung zum Schaden gereichen. Die Schlajtruntenheit wird begünftigt durch 
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alle Momente, welche den Schlaf befonder® tief machen (Schlaf vor Mitternacht, 
lange Entbehrung, große Ermüdung, Genuß geiftiger Getränke, heiße Schlafftube ıc.). 
BVeranlafiende Urſachen find fchredhafte Träume oder plößliches Erwecktwerden burch 
Dritte. Die Handlungen der Schlaftrunfenheit können keine prämebitirten fein, 
möüffen den Charakter unbetvußter, zufälliger an fich tragen, zeitlich in den Moment 
des Aufwachens oder Erwecktwerdens fallen. Das Schlafwanbeln ift ein Zuftand, 
in welchem bei aufgehobenem Selbft- und Weltbewußtfein motorifche Akte durch 
Zraumvorftellungen hervorgerufen werden. Es giebt Bälle in der Literatur, wo 
diefe jedenfalls automatifchen und unbewußten Handlungen kriminelle waren (Tödtung, 
Diebftahl). Schlafwandeln ift ein Nervenleiden, das wol nur Theilerfcheinung einer 
allgemeinen krankhaften Störung im Nervenfyftem (Epilepfie, Hyſterie, statas nervosus) 
ift, fich vorzugsweiſe im jugendlichen Alter (Pubertätszeit) findet. Die Anfälle können 
zu beftimmten Zeiten ſich wiederholen. Kombinirte Handlungen find in denjelben 
möglih. Die Erinnerung für das im Anfall Geſchehene jehlt gänzlich oder dieſes 
kommt dem Betreffenden geträumt bor. 

Die Häufige Wiederkehr der Anfälle, die Zeichen eines allgemeinen Nervenleidens, 
das eigenthümliche Verhalten der Erinnerung fichern die Diagnofe. 

2) Die Intorilationgzuftände. Vielſach werden unfreie Geifteszuftände 
von furzer Dauer durch Erzeſſe im Genuß von Alkohol und narkotiſchen Stoffen 
hervorgebracht. 

Schon der einfache Rauſch ift ein fünftlich herrvorgebrachtes Irreſein und höhere 
Grade befjelben („Bewußtlofigkeit”) heben die rechtliche Verantwortung auf. Es ift 
hierbei nur zu berüdfichtigen, daß ein Zuftand von finnlofer Betrunfenheit nicht die 
Möglichkeit ausfchließt mit der Außenwelt in Verkehr zu treten. 

Bon ber größten Wichtigkeit ift ferner die Thatſache, daß ein Alkoholexzeß bei 
bejonberen Dispofitionen oder Zufammentreffen gewifier ätiologifcher Momente einen 
Anfall akuter Geiftesftörung (mania ebriorum acutissima) herbeiführen kann, der 
dann nicht mit einem gewöhnlichen Raufch zu verwechfeln ift. 

Prädifponirende Momente für die Entftehung jolcher Zuftände find Häufig Ab- 
flammung von irrfinnigen, epileptifchen ober trunkfüchtigen Erzeugern. Die Prädis- 
pofition ift dann angeboren. Erworben wird fie durch Kopfverlegungen, ſchwere Hirn= 
franfheiten aller Art, erichöpiende Krankheiten, wie Typhus. 

Aber auch ohne Dispofition Tann diefe Manie durch zufällig mit der Allohol- 
wirkung zufammentreffende und dieſe fteigernde Umftände (Gemüthsbewegungen, 
törperliche Anftrengung, große Hitze, nüchterner Magen, Beimiſchung narkotifcher 
ätherifcher Stoffe zum Getränk) zu Stande kommen. Als Untericheidungsmertmale 
dieſes Zuſtandes von einem gewöhnlichen Raufch können dienen: a) Menge des Ge- 
tränks und Wirkung ftehen in keinem Verhältniß, eben weil innere organifche oder 
außergewöhnliche offafionelle Bedingungen die Erregbarkeitsfähigfeit des Gehirns 
für den Alkoholreiz veränderten. b) Die akute Piychofe bildet Häufig nicht das 
Höheltabium einer fufenmweife fortfchreitenden Beraufchung, fondern tritt primär, 
plöglich auf, ober es liegt zwiſchen Exzeß und Ausbruch ein bis Stunden dauerndes 
Stadium Iatenter Hirnfongeftion, bis erft durch ein accidentelleg Moment, in der 
Regel einen Affelt, die Pſychoſe nachwirtend zum Ausbruch kommt. c) Der Zu⸗ 
ftand unterfcheidet fich auch qualitativ vom gewöhnlichen Raufch, indem es hier zu 
foftematifchem Delirium, Sinnestäuſchung und manialalifchen Außbrüchen kommt. 
d) Dazu kommen Erfcheinungen heftiger Kopftongeftion, oft Zähneknirſchen; die Bes 
wegungen find nicht unficher, wie beim Beraufchten, fondern kraftvoll, ficher unter 
dem Einfluß der maniakaliſchen Hirnreizung. e) Die Erinnerung für die ganze An- 
fallsdauer ift aufgehoben. 

Nicht felten erzeugen fortdauernde Altoholerzeffe auch ein biß etwa 8 Tage an- 
dauernde Delirium, das fog. delirium tremens, deſſen charakteriſtiſche Symptome 
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Schlaflofigkeit, stapor, Zittern der Extremitäten, kopiöſe Schweiße und beängftigende 
Befichtshallueinationen find, auf Grund deren Gewaltatte vorkommen. 

Das delirium tremens ift nur ein interfurrenter Aufregungszuftand- im Berlauf 
einer chronifchen Degeneration des ganzen Gentralnervenfyftens, des Alcoholismus 
chron., deſſen Symptome mehr ober weniger bei jedem Gewohnheitsjäufer ſich finden 
und in Nachlaß des Gebächtniffes, Gemüths- und fittlicher Stumpfheit, Schwachfinn, 
Willensſchwäche, Trankhafter Zornmüthigfeit, Kopfiveh, geftörtem Schlaf, zeitweifen 
Hallucinationen, Zittern der Zunge, Hände, jchlotterndem Gang, Muskelſchwäche, 
Ameifentriechen in den Beinen, Magenbeſchwerden, mitunter auch epileptifchen An⸗ 
fällen fich kundgeben. 

3) Delirium in fieberhaften Krankheiten, &8 findet fich auf der 
Höhe der Krankheit (Zieberdelirium) oder in der Rekonvaleszenz (Inanitionsdelirium). 
Namentlich bei Typhus, Wechielfieber, Cholera, Lungenentzündung, werben folche 
Delirien beobachtet. Es kommt bier zuweilen zu Mord, Brandftiftung ꝛc. Auch 
Ermordung des Kindes im Delirium eined Puerperalfiebers kommt vor. Anhaltspunkte 
für die Beurtheilung einer friminellen derartigen That ergeben ber Nachweis der 
fieberhaiten Erkrankung, der Mechanismus der That, der ganz mit einer im Intoxi⸗ 
tationsbelirium begangenen übereinftimmt und die fehlende oder ganz traumartige 
Erinnerung für die Vorkommniſſe des unfreien Zuftandes. 

4) Epilepfie und Hyfterie. Tiefe Störungen der pfychiſchen Funktionen, 
theils als ganz akute, theils in dauernder Weile, pflegen im Verlauf der genannten 
beiden Nervenkranfheiten aufzutreten. Namentlich bietet die Epilepfie eine Menge 
der wichtigften Gefichtspuntte für das Forum. Bei keinem Epileptifer follte eine 
Prüfung feines Geiftegzuftandes unterlafien werden. Faft immer, wo ein Mord ohne 
Motiv, eigennützigen Zwed, ohne Prämeditation, ohne Berüdfichtigung von Zeit, 
Ort, Mitteln, begangen wurbe, Handelt es fih um die That eines Epileptifchen 
(Zrouffeau). Bon größter Bebeutung find die akuten pſychiſchen Störungen der Epi- 
Teptifer (mania epileptica). Sie treten auf a) in unmittelbarem Anſchluß an einen 
oder ald Vorläufer eines epileptifchen Anfalls. Im erſten Fall beitehen fie in jchred- 
haften Gehörs- und Gefichtshallucinationen (Obrenbraufen, rothem Flammenſchein), 
Präforbialangft, raufchartiger Verwirrung, großer Reizbarkeit und ſchmerzlicher Ver⸗ 
ftimmung, im zweiten in großer pfychiicher Proftration mit Unjähigkeit zu denken, 
Berworrenheit, stupor, Reizbarkeit, ſchreckhaften Vifionen, die zu Mord und Selbit- 
morb führen können. Diefer eigenthümliche Dänmerzuftand kann bis zu mehreren 
Stunden andauern, der Kranke jcheinbar bewußt und geordnet handeln, obwol fich 
hinterher zeigt, daß der Kranke gar nicht weiß, was er in diefem BZuftande gethan 
hat. Zuweilen beobachtet man während dieſer Zeit auch Heptomanijche Antriebe. 
b) Die intervallären pfychiſchen Störungen find tHeils elementare (üble Laune, Reiz 
barkeit, Präfordialangit, ſchreckhafte Hallucinationen, Zwangsvorſtellungen, abruptes 
und ganz tranfitorifches Verfolgungsdelirium, wobei denn die feindlichen Appercep- 
tionen, Angftgefühle und Zwangsvorftellungen, nicht jelten gefährliche Angriffe auf 
die Umgebung herbeiführen), theils geichloffene Symptomentomplere. Es finden ſich 
hier wieder zwei Varietäten. Die eine (petit mal) ift ein Zuftand afuter, binnen 
Stunden ablaufender Präforbialmelandholie mit Drang, herumzuirren, Zwang 
fchmerzlicher Borftellungen, zerftörenden, nur halbbewußten Antrieben, die ganz im« 
pulfiv zur Ausführung fommen und wobei die Erinnerung für die Dauer bes ganzen 
Anfalls höchſtens eine fummarifche ift. Die andere (haut mal) ift ein brüsk auf» 
tretendes, mehrere Tage dauerndes juribundes Delirium, dem der exquifite ſchreckhafte 
Inhalt der Wahnporftellungen und Sinnesdelirien, die fich meift in grauenvollen 
Bifionen, Gefpenfterfput und Todesgefahr beivegen, die enorme Verworrenheit und 
Bewußtfeinsftörung ein ganz eigenthümliches Gepräge verleihen. Die Erinnerung 
fehlt Hier vollftändig für die ganze Dauer des Anfalls, aus dem der Kranke wie aus 
einem böfen Traum zu fi fommt. c) Anfälle von petit und haut mal vertreten 
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die Stelle ber konvulſiven epileptifchen Anfälle, die ſelbſt ganz verſchwinden können 
(epilepsia larvata, pfychiiche Epilepfie). Es kann von hödhfter Wichtigkeit fein, die 
epifeptifche Bafis diefer akuten piychiichen Störung zu erfermen. Hier find wichtig: 

a) Die Beachtung der im Obigen gefchilderten intervallären Störungen. 

4) Der im Gefolge der Epilepfie ſich ausbildenden dauernden Aenderungen des 
Charakters und der Beeinträchtigung ber Intelligenz (piychiiche Degeneration ber 
Epileptifer). Sie beftehen in progreffiver Abnahme ber intellektuellen Leiftungen, Er- 
löſchen der ethifchen Gefühle, exzeffiver Gemüthsreizbarleit, motivlofem Wechſel 
zwiſchen Graltation und Depreffion, Intoleranz gegen alfoholifche Getränte. 

y) Der Anamnefe, die früher dageweiene Epilepfie nachweiſt. Dieje zeigte fich 
Häufig nur ala epileptifcher Schwindel (vertigo) ohne Krampjanjälle. Auch nächt- 
un Bettnäffen und Herausfallen aus dem Bett machen den Verdacht auf Epir 
fepfie vege. 

6) Aber die Beachtung der Symptome und bes Berlaufs des Anjalles felbft 
genügt nicht felten, um mit Beitimmtheit die Diagnofe auf Epilepfie fielen zu 
Tonnen. Als der pfychifchen Epilepfie gemeinfame Zeichen laſſen fich aufführen: bie 
Plöplichteit und Unmotivirtheit des Anfalles, die enorme Verworrenheit und Be 
wußtfeinzftörung während deſſen Dauer, der erquifit fchredhafte Inhalt des vorzugs⸗ 
weife um Hallucinationen fich drehenden Deliriums; die aus diefem Bewußtſeins⸗ 
inhalt und ber ſchweren Bewußtſeinsſtoͤrung fich ergebende Heftigkeit und Brutalität 
etwaiger Gewaltafte; das plögliche Aufhören des eigentlichen Anfalles mit nad- 
tlingenden Erſcheinungen pfychifcher Proftration und großer Gemüthsreizbarkeit, die 
vollitändige Ammefie oder höchſtens traumhafte Erinnerung für die ganze Anfalle- 
dauer; das Stereotype folcher Anfälle, von denen jeder folgende dem erften bis in's 
kleinſte Detail gleicht. 

Im Zuftand der epileptifchen Degeneration und der „mania epileptica‘ ift die 
3. aufgehoben; aber auch der außerhalb diefer Zuftände ftehende Epileptiter ſollte 
in feiner ſchweren Krankheit einen Milderungsgrund finden. Immer befteht auch 
hier die Möglichteit, daß eine etwaige ftrafbare That in die Zeit eines epileptifchen 
Dämmerzuftandes fiel. 

Auch die Hyſterie verdient alle Aufmerkfamteit in foro. Es finden fich bier 
theils elementare piychifche Störungen (abnorme Gemüthsreizbarkeit, Zwangsvor- 
ftellungen, Hallueinationen, Wechſel zwiſchen Graltation und Depreifion, krankhafte 
Willensſchwaͤche, perverfe Gelüfte Heptomanifcher Art, krankhafte Sexualempfindungen 
und Steigerungen bes Gefchlechtätriebes), theils afute pfychifche Störungen (akute 
Delirium, maniafalifche Eraltation, Ertafe und fomnambule Zuftänbe), theils Weber 
gänge in wirkliche dauernde Geifterftörung (moralifches Irreſein, religidfer, erotifcher 
Wahnfinn). Bekannt ift der, man möchte jagen, inflinftive Hang zur Simulation 
und Uebertreibung, der Hyſteriſchen eigenthüntlich ift. Die 3. im tranfitorifchen und 
Gronifchen Irreſein muß als aufgehoben betrachtet werben, die elementaren Störungen 
dürften unter allen Umſtänden als Strafmilderungsgrände anzufehen fein. 

5) Bathologifcher Affekt. Der Affett hebt an und für fich die 3. nicht 
auf, aber als pfychifcher Ausnahmezuftand, in welchem die Befonnenheit getrübt ift, 
macht er auf eine mildere Beurtheilung Anfpruch, die auch ber Gefehgeber ftatuirt 
bat, ja felbft bei unverſchuldetein, bi8 zur Sinnesverwirrung gefteigertem Affelt 
(Meberichreitung der Grenzen ber Nothwehr) Straflofigfeit eintreten Täßt. Beſonders 
der Milde des Richters zu empfehlende Affektzuftände find die Handlungen auß un 
glücklicher Liebe (Doppelfelbftmord Liebender), Eiferjucht (Tödtung der Ehefrau im 
Ehebruch) und unehelich Gebärender (Kindesmord). Die Beurtheilung biefer Ber 
Hältniffe ift eine vorwiegend pfychologiſche und fällt deshalb dem Richter anheim. 
Anders ift es mit gewilfen Affektzuftänden, wo auf Grund organifcher Eonftitutio- 
neller Urfachen der Affekt eine pathologifche Höhe erreicht. Hier ift die Intervention 
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eines Arztes geboten. Die organifchen Bebingungen biefer pathologiſchen Affektzu- 
fände find folgende: 
a) erbliche Anlage zum Irreſein, erbliche oder ſonſtwie erworbene neuropathiſche 


y überftandene jchwere Kopfverlegungen, Hirnkrankheiten, Geiftesftörung, Typhus; 
angeborener Schwachfinn, Taubftummheit, Remiffionen und Smtermiffionen 
des periobifchen Irreſeins; 

a) Epilepfie, Hufterie, Hppochondrie, Veitstanz; 

e) Altohol- und feruelle Erzefle, chronifche, die Ernährung des Nervenfyften® 
tief beeinträchtigende Krankheiten. 

Vielfach wirken mehrere Bebingungen zuſammen, um ben Affekt zu einem patho- 
logiſchen zu geftalten, 3. B. Affelte und Epilepſie, piychopathiiche Anlage und Be- 
rauſchung. Solche Zuftände pathologifcher Gemüthsreizbarfeit hat man früher irr- 
tgümlich als eigene Form pfychifcher Krankheit (excandescentia faribunda, iracundia 
morbosa) Hingeftellt. Die wuthzornige Erregung ober Sinnesverwirrung bei dahin 
— Individuen wird in ber Regel jede rechtliche Verantwortlichkeit unmöglich 
machen. 

Anhaltspunkte für die Beurtheilung ſolcher, die 3. aufhebenber Affektftufen er- 
geben fih aus dem pſychiſchen Stammbaum, dem Borleben und der Sranlenge- 
ſchichte, der Planlofigfeit, Nücfichtslofigkeit und Grauſamkeit des Thäters, aus feiner 
durch die Umftände geftügten Angabe, daß er fich des im Affekt Begangenen nicht 
ober nur Tüdenhaft erinnere. Es muß endlich davor gewarnt werben, daß mar 
nicht aus einer gewiffen Dauer bes Affekts vorweg folgere, es hätte ihm widerſtanden 
werben fönnen, denn bei folchen pathologiichen Individuen kann der Affekt Tange 
währen, fich in fich ſelbſt fleigern ober durch ein geringfügige: Moment plöglich neu 
angejacht werben. Ihr Gemuͤthsleben ift eben auch außer dem Affekt beftändig in 
einem Zuftand labilen Gleichgewichts. 

8it.: Spielmann, Diagneftit der, Beifteßtonntpeiten, 1855. — Casper, Hanbb. ber 
gericht. Medicin, bearbeitet v. Siman, 7. a 1881. — Legrand du Saulle, La folie 

levant les _trib 1864. — v. Krafft buch. d. —— Biyhopatho ale, 2. Aufl. 
1881. — Siman, Ei Geifteszuft. vor Gericht, 1: Tardieu, Etude medico- 
legale vur la folie, li v. RraffteEbing. 


Burüdnahme ber Klage, d. h. die Abſtandnahme des Klägers am Prozeſſe 
im Gegenſatz zu dem Verzicht auf den geltend gemachten Anſpruch. Eine folche ift 
ohne Einwilligung bes Beklagten nur bis zu dem Zeitpunfte zuläffig, wo ber Be- 
klagte noch nicht die Berhandlung Aber bie Hauptfache begonnen hat. Die 3. d. K. 
fann in der mündlichen Verhandlung oder auch in einem bem Gegner zuzuſtellenden 
Schriftfaß erklärt werben, von welchem nach ber Zuftellung Abfchrift auf ber Gericht8- 
ſchreiberei mieberzulegen if. Sie bejeitigt bie durch die Klageerhebung eingetretenen 
prozefinalifchen und materiellrechtlichen Wirkungen ber Rechtöhängigleit. Ferner hat 
der Kläger die Koften des Nechtäftreites zu tragen, ſofern nicht bereits über diefelben 
rechtskraͤftig erfannt worden tft, und es ift dieſe Verpflichtung des Klägers auf Antrag 
bes Bellagten durch Urtheil außzufprechen, damit ber Iehtere einen exekutoriſchen 
Titel fir die etwaige Erzwingung ber Erftattung der Koften erhält. 

Der Geltendmachung befjelben Anfpruches durch eine neue Klage fteht die 3. b. K. 
nicht entgegen, inbefjen fann ber Beklagte auf biefe, nöthigenfalls durch Erhebung 
einer prozeßhindernden Einrede die Einlaſſung verweigern, bis ihm die im früheren 
Verfahren erwachjenen Koften eritattet worden find. 

Durch Urtheil des Prozeßgerichts iſt die Klage für zurückgenommen zu erklären, 
wenn ein außländijcher Kläger ſeiner Verpflichtung, dem Beklagten Sicherheit für die 
Prozeßkoſten zu beftellen, nicht nachgelommen ift und der Beklagte dies beantragt. 


Quellen: Deutſche © 248, 247 Rx. 5, 105, 
uellen: Deutfche CO. 88 1 2. Hinſchius. 
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Buftändigfeit (competentio judieis; v. Bar, ZH. I. Suppl. ©. 31 ff. 
John, Tb. I. Suppl. &, 22 ff.) ift die Eigenfchait eines Gerichte, vermöge 
welcher es dem Bellagten oder feiner Sache zufleht, vermöge welcher es aljo ver- 
pflichtet ift, im Prozeſſe des Beklagten feine Gerichtegewalt in Anwendung zu 
bringen, und der Bellagte wiederum ein Recht darauf befikt, nur von biefem ihm 
auftändigen Gerichte und von feinem anderen Recht zu nehmen. Die 3. ift ein 
dem Gerichtäftande Torrelater Begriff, und dieſelben Gründe, aus welchen der Be— 
klagte vor einem beftimmten Gerichte zu Recht zu ſtehen verpflichtet ift, entfcheiben 
auch über die 3. der Gerichte (vgl. die Art. Gerihtsftand). Zwifchen dem 
Bellagten und dem Gerichte befteht Tein privatrechtliches Vertragsverhältniß, auf 
welches jene gegenfeitigen Pflichten und Rechte gründeten; bie Verhältniffe der 3. 
find öffentlichen Rechtens, es ift der Staat, der in Ordnung ber Gerechtigleitpflege 
durch feine Gefehe dem Gerichte Gewalt über den Bellagten verliehen bat. Wo 
einem Gerichte vom Geſetz ſolche Macht nicht verliehen ift über den Bellngten, ba 
Hat es gegen ihn, es ſei denn daß ber Beklagte filh ihm aus freien Stüden unter 
werfen wollte, nicht mehr Recht wie ein Privatmann und kann ein ſolches auch 
durch keinerlei Entfcheidung gewinnen; denn von jeder Entſcheidung gilt ber Satz 
des Römiſchen Rechts: ne quemquam litigatorum sententia non a suo judice dieta 
constringst. Eben darum hat jedes Gericht gleich von Beginn bes Prozeffes an, 
ehe es thätig wird, feine 3. von Amtswegen zu prüfen, und kann fich auch im 
weiteren Berlauf des Verfahrens, wenn fie mit Grund angefochten wirb ober das 
Gericht ſelbſt fich überzeugt, daß feine Gerichtsgewalt Hier nicht geübt werden dürfe, 
ihrer erneuten Prüfung nicht entziehen. Der Bellagte ſodann darf jedes Berhandeln 
vor einem unzuftändigen Richter ablehnen und die Einrede der Unzuftändigleit 
namentlich auch unter Weigerung ber Einlafjung auf bie Hauptfache progeßhindernd 
vorbringen und Entſcheidung über fie fordern. Aber auch, wenn er dieß verfäumt 
bat, ift ihm darum fein Recht noch nicht verloren, er kann da8 Urtheil des unzu⸗ 
ftändigen Richterd auch fpäter noch mit Berufung und Nichtigkeitsbeſchwerde an- 
fechten. Es bat jreilich fjeit dem Mittelalter manche Rechtslehrer gegeben, welche 
dem Bellagten, wenn er fi) ohne die Einrede vorzubringen, auf bie Verhandlung 
der Hauptfache eingelaffen Hat, einen Verzicht auf die Rüge des Mangels beigemeflen 
haben. Diefe Anficht, welche, wie es fcheint, zuerft beim Verjaſſer des Ordo judiciarius 
des Codex Bambergensis ſich findet, ift Durch ein bedenkliches argumentum a contrario 
aus c. 3 C. 3 qu. 6 hergeleitet und durch eine verwerfliche Berufung auf die 
Vorſchriften über bie exceptio judicis suspecti geftüßt, und Hat gegenüber bem 
Römifchen Recht, welches Kenntniß der Unzuftändigkeit zur Annahme des Verzichts 
erfordert und im Falle des Irrthums die Zuftimmung der Parteien ausſchließt, ſich 
im Gemeinen Recht allgemeine Anerfennung nicht zu erwerben vermocht. Was nun 
die Deutſche Reichſgeſetzgebung anlangt, jo hat zunäcft im Civilprozeß 
jedes Gericht feine 3. wie im Gemeinen Recht von Amtswegen und auf Einrede 
oder Antrag zu prüfen und ſich eventuell für unzuftändig zu erklären. Der Bellagte 
kann die Einrede der Unzuftändigleit progekhindernd vor der Einlaffung vorbringen. 
Sat er dies unterlafien, jo fann er, auch abgejehen vom all unverſchuldeten Un— 
vermögen, die Rüge fpäter bis zum Urtheil und noch in der Berufungsinftang vor- 
bringen. Dies erleidet jedoch in vermögensrechtlichen Sachen, wo ein außfchließlicher 
Gerichtöftand nicht vorgefchrieben ift, eine Ausnahme, indem bier, wenn der Be— 
klagte zur Hauptjache mündlich verhandelt hat, ohne die Unzuftändigfeit geltenb zu 
machen, ſtillſchweigende Vereinbarung des unzuftändigen Gericht? angenommen werben 
fol, eine Präfumtion, welche jedoch nicht Plab greift, wenn der Beklagte noch mit 
der Einlafjung einen auch nur eventuellen Proteft gegen die Unzuftändigleit oder die 
Abficht der Vereinbarung verbindet, welche ferner nicht außfchliekt, daß das Gericht 
bei Verhandlung anderer progekhindernder Einreden von Amtswegen auf den Mangel 
der 3. aufmerkſam mache und, wenn berfelbe nicht durch Gründe des Klägers oder 
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freiwillige Uhterwerfung des Beklagten befeitigt wird, den Kläger von Amtstvegen 
abweife, und welche endlich im Berfäumnißverfahren feine Anwendung leidet (vgl. 
den Art. Berfäumnißverfahren). Gegen ein VBerfäumnikurtheil, in welchem 
die 3. zu Unrecht angenommen worden, fteht der Einfpruch zu, mit welchem bie 
Einrede der Unzuftändigkeit nachgeholt werden Tann. Das Ziwifcgenurtheit, durch 
welches die prozeßhindernde Einrede der Unzuſtändigkeit verworfen iſt, unterliegt der 
Berufung und eventuell der Revifion, welche jedoch nicht hindern, daß auf Antrag 
der einen oder ber andern Partei zur Hauptſache verhandelt werde. Das Endburtheil 
Tann wegen Unzuftänbigfeit mit denfelben Rechtsmitteln angefochten werden, wenn 
die Sache keine vermögensrechtliche ift oder dor einen außfchließlichen Gerichtsſtand 
gehörte ober wenn die Rüge der Unzuftändigleit mit der Einlafjung verbunden wurde. 
Die Rechtsmittelinftang kann das Urtheil ober Zwiſchenurtheil des unzuftändigen 
Gerichts jeboch nicht von Amtswegen aufheben, auch ſteht dem Bellagten wegen bes 
Mangels feine Nichtigkeitsklage zu, die Richtigkeit ift aljo Leine unheilbare. Wenn 
in einem Nechtaftreit ſich mehrere Gerichte rechtskräftig für zuftändig oder für nicht 
auftändig erflärt Haben, jo wirb das zuftänbige Gericht vom nächft Höheren gemein⸗ 
Ichaftlichen Gericht beftimmt. — Die letztere Regel gilt auch für den Strafprozeß, 
im Mebrigen Hat jedoch die StrafPO. über die 3. mehr oder minder abweichende 
Beſtimmungen getroffen. Das gilt zunächft von der Folge der Unzuftändigkeit, die 
zwar auch bier Nichtigkeit ift, nur daß Unterfuchungshandlungen nicht um dieſes 
Mangels allein willen ungültig fein jollen und daher dem Ermeſſen des zuftändigen 
Gericht? überlaffen bleibt, ob fie anzuerkennen oder wegen konkurrirender Mängel 
zu verwerfen find, und daß ein unzuftänbiges Gericht bei Gefahr im Verzuge Unter 
Tuchungshandlungen, welche in feinem Bezirke vorzunehinen find, vorzunehmen ver- 
pflichtet ift, ohne erft die Aufforderung des zuftändigen Gericht? abzuwarten. Die 
Einrede der Unzuftändigfeit ſodann Hat der Beklagte big zum Schluß der Borunter- 
fuchung und, wo eine folche nicht flattgefunden, vor Verleſung des Gröffnungs- 
beichluffes in der Hauptverhandlung geltend zu machen, wibrigenfalla er ber Eintede 
verluftig ift und nach den Motiven für verzichtend angefehen werben ſoll. Gegen 
die verwerjende Entſcheidung bes Beichlufies über Eröffnung der Borunterfuchung, 
über Impugnation diefer Eröffnung und über Eröffnung der Hauptverhandlung hat 
er die fofortige, gegen andere Beichlüffe der Vorunterfuchung nad; Löwe die ein- 
fache Beſchwerde, bei Vorſchützung der Einrede in der Hauptverhandlung die Rechts— 
mittel gegen das Endurtheil. Jedes Gericht Hat feine 3. auch Hier von Amtswegen 
zu prüfen und, wenn fie nicht begründet ift, dies durch Beſchluß auszusprechen, gegen 
welchen die Staatsanwaltjchaft bzw. der Privatlläger die fofortige, nach Löwe 
eventuell auch die einfache Beſchwerde befigen. Die Prüfung von Amtswegen unter 
Tiegt jedoch einer doppelten Einſchränkung durch die Vorfchriften, daß eine Ent- 
jcheidung, welche die 3. des Gerichts für die Borunterfuchung jeftftellt, diefelbe auch 
Tür die Hauptverhandlung begründet, und daß nad) Eröffnung der Hauptverhand- 
Tung das Gericht ſeine Unzuftändigkeit nur auf Einrebe des Bellagten ausſprechen 
darf. Der Beſchluß über Eröffnung des Hanptverfahrens ift hiernach in diefer 
Materie ein jehr bebeutfamer Aft; derſelbe fällt jeboch weg, wo eine Hauptverhand- 
Tung nach vorgängigem amtsrichterlichem ober abminiftrativem Strafbefehl ftattfindet, 
und Tann wegjallen vor Schöffengerichten bei Webertretungen, bei Vorführung und 
bei freiwilliger Siftirung des Beichuldigten. Löwe will in den Iebteren Fällen 
Abweifung von Amtswegen bis zum Endurtheil geftatten, die Einrede des Beklagten 
aber mit deffen Vernehmung zur Sache außfchließen, was auf einen Widerfpruch 
hinauskommen bürfte; in den erfteren ſoll für die Einrede dieſelbe Grenze gelten, 
Für die Abmweifung von Amtswegen ber Erlaß des amtörichterlichen Strafbejehls, 
bzw. die Anberaumung der Hauptverhandlung ber Eröffnung des Hauptverfahreng 
gleich zu achten fein, während doch vor diefen Alten ein rechtliches Gehör des Be- 
—— nicht ſtattgefunden hat. Vielmehr dürfte folgendermaßen zu Fin fein: 
v. Holvendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 8, Aufl, 
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In allen Hier fraglichen Sachen giebt es keinen Alt, welcher das Hauptverfahren 
eröffnet. Demgemäß fteht nach der Ratur der Sache Abweiſung von Amtswegen 
an ſich bis zum Enburtheil zu, wird jedoch ausgeſchlofſen, wenn ber Bellagte auf Grund 
der Verzichtapräfumtion die Einrede verloren Hat. Dies geichah nach dem Entwurf 
und defien Motiven mit dem Vortrag der Anklage. Die Reichstagskommiffion jehte 
an deffen Stelle die Verlefung des Gröffnungsbefchluffes, aber nur mit ber Wbficht, 
den Inhalt des Vortrags zu beichränfen und zu prägifiren, jo daß die Berlefung 
des Beichluffes Vortrag der Anklage fein ſollte. In Folge deſſen hat die Aus- 
ſchließung der Einrede wie der Abmweifung von Amtawegen in allen bier erörterten 
Fällen mit dem freien mündlichen Vortrage der Anklage oder, was durch das Geſetz 
nicht gehindert ift, mit der Verleſung des Strafbefehls bzw. des Protokolls ober 
der Ladung, in welchen die Anklage enthalten ift, einzutreten. Was endlich das 
Verfahren gegen Abweſende betrifft, jo ift da, wo eine Hauptverhandlung nicht zu⸗ 
Käfig ift, Die Abweifung von Amtswegen mit ber Eröffnung bes Hauptverfahrens 
auögefchloffen, die Einrede dagegen dem fpäter filtirten Angeflagten nicht abgejchnitten ; 
two dagegen Hauptverhandlung und Berurtheilung zuläffig find und ftattgefunden 
haben, kann die Einrede nach erfolgter Wiebereinfegung bis zur Verlefung des Gr- 
oͤffnungsbeſchluffes nachgeholt werden, was jedoch einem bereits zur Sache vernommenen 
Angejhuldigten nichts mehr hilft und für den Dispenfirten wegfällt. — Eine andere 
3., als bie bisher erörterte, ift für das Römiſche und Gemeine Recht micht anzu- 
erkennen. Es führt jedoch im Franzöfiichen Recht und in neueren Progeßorduungen 
und fo auch in den neuen Deutfchen Reichsgeſetzen die Gerichtsbarkeit durchgängig 
den Namen 3., und zwar fachliche 3. (competentia ratione materise vel causae) 
im Gegenjaß zu der vorhin erörterten, welche man Örtliche 3. nennt. Sachliche 
3. iſt in diefem Zufammenhange das Recht der Gerichte auf das ihnen angewiejene 
Geſchäftsgebiet eines beftimmten Sprengels und der Inbegriff der Bejugniffe, welche 
fie in dieſem Gebiete zu üben haben; fie umfaßt die Gegenſätze von Gerichten und 
Adminiftrativbehörden, von reichsgeſetzlich und landesgeſetzlich georbneter Gerichts- 
barkeit, von Gerichten erfter Anftanz und Nechtömittel- ıc. Berichten, endlich und 
zwar in Abficht jowol auf Mechtfprechung wie Vollſtreckung den Gegenfag von 
Amts- und Kandgerichten im Givilprozek und von Schöffengerichten, Straflammern, 
Schwurgerichten und Reichägeriht im Strafprozeß. Für alle diefe Gerichte gilt 
die, im Webrigen ja von jeder Behörde in entiprechender Weile bei ihrer Gejchäfts- 
führung zu beobachtende Regel, daß fie in jedem Prozefje und namentlich zu Anfang 
deflelben feftzuftellen haben, ob die der örtlichen 3. nach ihnen unterworfenen Prozeß⸗ 
jachen auch zu dem ihnen im Gegenfaß zu anderen Gerichten und zu Abminiftrativ- 
behörben überwieſenen bejonderen Gejchäitägebiete gehören, und ob fie die zu beren 
Erledigung erforderlichen Bejugniffe befigen, widrigenfalls fie zu irgend welchem 
Handeln in der Sache Bier ebenfowenig befugt find, wie bei Mangel der örtlichen 3. 
Auch fann der Bellagte den Mangel der fachlichen 3. fo gut, wie ben ber örtlichen 
rügen, aber, da es ſich nicht um jeine Rechte allein handelt, fondern Rüdfichten auf 
die gefammte Staatsordnung beftimmend eingreifen, bie fachliche 3. nicht durch Verzicht 
auf bie Rüge begründen und die Grenzen zwiſchen Juſtiz und Wbminiftration, 
zwiſchen reichsgeſetzlich und landesgeſetzlich geordneter Gerichtsbarkeit, zwiſchen Ge- 
richten erſter und höherer Inſtanz ıc. verrücken. Dies voraufgeſandt gelten nun zu⸗ 
nächſt im Civil prozeß für hie fachliche Z. der Land- und Amtsgerichte folgende 
Regeln: 1) bie fachliche 3. fcheidet zwiſchen Lande und Amtögericht nur da, wo 
beide Brtlich zuftändig find. Der Mangel fachlicher 3. bildet für das fachlich un 
zuftändige Gericht ein Hinderniß, von der Brtlichen Unterwerfung des Beklagten 
Gebrauch zu machen. 2) Jedes Gericht hat feine jachliche 3. in jeder Lage bes, 
Verfahrens von Amtswegen zu prüfen, da8 Amtsgericht und die Kammer für Hanbeld- 
fachen namentlich auch dann, wenn durch Erhebung von Widerklage, Präjudizial- 
inzibentflage ober durch Klagerweiterung die zu Anfang des Prozeſfſes vorhandenen 
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Verhältnifie eine Aenderung erleiden. 3) in bezüglich der Sage bzw. ber Klag- 
erweiterung, Widerflage zc. fachlich unzuftändiges Geriht kann in vermögensrecht⸗ 
lichen Sachen, wo ein ausſchließlicher Gerichtsftand nicht begründet ift, durch aus— 
drüdliche Vereinbarung der Parteien, wie fie nach vergeblichem Sühneverfuch vor'm 
Amtsgericht im Antrag der Parteien auf Entſcheidung der Sache durch daB Amts- 
gericht gelegen fein Tann, oder durch ſtillſchweigende Vereinbarung zuftändig werben, 
welche letztere auch hier angenommen werben foll, wenn ber Beklagte, ohne den 
Mangel geltend zu machen, auf welchen er im Amtagerichtsverfahten überdies aus- 
drüdlich aufmerffam zu machen ift, zur Hauptjache bzw. Widerffage ıc. mündlich 
verhandelt Hat. Die Kammer für Handelsſachen kann jedoch, fo Lange fe zur Haupt- 
fache, bzw. Widerflage ac. noch feinen Beichluß verkündet hat, den Prozeß von 
Amtswegen an die zuftändige Civilkammer oder das zuftändige Amtsgericht ver- 
weifen. 4) Der Bellagte hat in vermögensrechtlichen Sachen, wo ein ausjchließlicher 
Gerichteftand nicht vorgefchrieben ift, die fachliche Unzuftändigfeit bes Gerichts mittels 
Einrebe vor Berhanblung ber Hauptfache bzw. der Widerklage zc. geltend zu machen, 
worauf durch Zwiſchenurtheil, welches durch diefelben Rechtsmittel wie ein End» 
urtheil anfechtbar ift, über fte entichieden und bei Anerkennung der Einrede auf 
Antrag des Klägers der Rechtzftreit in feinem gefammten Umfange vor das zuftändige 
Gericht verwieſen wird; nach Rechtskraft des Urtheils foll der Prozeß ala bei diefem 
urfprünglich angebracht angefehen werben, vorbehältlich jedoch des Rechts der Kammer 
für Handelsſachen, eine vom Amisgericht an fie verwieſene Sache noch von Amts- 
wegen vor die Civilkammer zu verweiſen. Die Verweiſung des Prozeſſes von einer 
Kammer an die andere, welche vom Antragfteller vor feiner Verhandlung zur Sache 
oder Hauptjache beantragt werden muß, von der Kammer für Hanbelafachen aber 
auch von Amtöwegen verfügt werden kann, ift umanfechtbar und für die ala zu= 
ftändig bezeichnete Kammer fofort und dergeftalt verbindlich, daß auch die Kammer 
für Handelsfachen die 3. nicht ablehnen Tann. 5) Der Mangel fachlicher 3. kann in 
Vermögensſachen, wenn ber Bellagte ohne fein Verſchulden an rechtzeitiger Vorſchützung 
der Einrede verhindert war ober ein außfchließlicher Gerichteftand begründet iſt, 
ſowie in nicht vermögenarechtlichen Sachen auch nach der Verhandlung zur Haupt- 
Tache bzw. Widerflage zc. gerügt, die Einrede auch in ber Berufungsinftanz, jedoch 
nicht unter Weigerung der Einlaffung, nachgeholt werben. In dieſen Fällen kann 
über fie durch dag Endurtheil oder mittels Zwiſchenurtheil entfchieden werben, 
welches letztere aber jelbftändig durch Rechtsmittel nicht anfechtbar ift. Ein Land» 
gerichtsurtheil kann jedoch nicht angefochten werben, weil die Sache vor das Amts- 
gericht gehöre, da die höhere Gerichtägewalt hier die niedere in fich ſchließt. 6) Die 
Rechtsmittelinftang kann auch das Urtheil eines fachlich unzuftändigen Gerichts nicht 
von Amtswegen aufheben. 7) Die Nichtigkeitsklage fteht wegen fachlicher Unzu— 
ftändigkeit nicht zu. Ein Kompetenzkonflikt über die fachlichen 3., welchen manche 
Schrüftfteller aus $ 36 der REPO., der jeboch zur Materie der örtlichen 3. geftellt 
ift, entfcheiden wollen, ift in negativer Beziehung durch die vorhin angeführten Be— 
ffimmungen über die Verweiſung andgefchloffen. Ueber einen pofitiven Konflikt 
enthält die CPO. ausdrüdtiche Beſtimmungen nicht; es bedurfte deren aber auch 
nicht. Es verbindet fich nämlich mit biefem Konflikte ſtets auch eine Kollifion der 
örtlich zuftändigen Gerichte, da Amts⸗ und Landgericht ala rechtfprechende Gerichte 
erfter Inſtanz immer durch den gleichen Grund örtlich zuftändig werden. Da die 
Kollifion örtlich zuftändiger Gerichte fi nach $ 235 der CPO. durch Prävention 
entjcheidet, jo ift das prävenirte Gericht fchon im Folge deffen unzuftändig, und 
beburfte es daher einer Regulirung de pofitiven Konflikts über die fachliche 3. 
nicht. Die fachliche 3. ſodann von Schöffengeriht, Straflammer, Schwurgericht 
und Reichögericht im Strafprozeß Hat folgende Regeln: 1) Sie fcheidet, wie im 
Eivilprozeß, nur zwiſchen den Schöffengerichten, Straflammern ıc., welche zugleich 
örtlich zuftändig find. 2) Das Gericht hat feine fachliche 3. in jeder Lage des 
93* 
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Prozefies von Amtswegen zu prüfen und die Sache eventuell an das zuftänbige 
Gericht zu verweifen. Nach eröffnetem Hauptverfahren jedoch darf fein Gericht, in 
Verrathsſachen, wie Löwe ausführt, auch das Reichsgericht nicht, fich für jachlich 
unzuftändig erklären, weil die Sache vor ein Gericht nieberer Orbnung gehöre. Gr- 
giebt die Hauptverhanblung, daß die Sache die fachliche 3. des Gerichts überfchreitet, 
jo hat bdaffelbe feine Unzuftändigkeit durch Beſchluß auszufprechen und die Sache 
an das zuftändige Gericht zu verweifen, welcher Beichluß ala Eröffnungsbefchluß 
gilt. Ebenſo ift zu verfahren, wenn in der Hauptverhandlung ein neues Vergeben 
des Angeichulbigten ermittelt wird, welches die fachliche 3. des Gerichts überjchreitet, 
es ſei denn, daß dieſes Bergehen fich ala Verbrechen qualifizire, in welchem Fall 
Vorunterfuhung nothwendig oder auf Antrag bed Staatsanwalts oder Beklagten 
geftattet ift und Aburtheilung, wie Eröffnung des Hauptverfahrens daher nicht zu⸗ 
läffig find. 3) Negative Kompetenzlonflikte And hiernach, wie Löwe hervorhebt. 
über bie fachliche 3. außgeichloffen. Dagegen kann nach ihm ein pofitiver Konflitt 
entftehen, wenn wegen beffelben einfachen Diebftahls zum obngefähren Betrage von 
25 Mark der Amtsanwalt beim Schöffengericht und der Staatsanwalt bei der 
Straflammer die Klage erhoben Haben. Diefer Konflitt, meint Löwe, lafie ſich 
erledigen, wenn das Gericht niederer Ordnung das Verfahren einftelle, was im 
Anhalt an 88 2 und 4 der StrafPO. zuläffig erſcheine. Die letzteren Beftimmungen 
bezieen ſich jedoch auf zufammenhängende Straffachen, die Ginftellung des Ber- 
fahrens Hat ihre gegebenen Vorausſetzungen und dag Gericht niederer Ordnung durfte 
zu einer Einftellung um fo weniger geneigt fein, als dabei auch Rechte des Beklagten 
in Frage ftehen. Der Konflikt, welcher zwiſchen Reichägericht und Land- und 
Schwurgericht ebenfalls möglich erfcheint, dürfte ſich vielmehr wie im Civilprozeß 
dadurch erledigen, daß die kollidirenden Gerichte zugleich örtlich zuftändig find, dem⸗ 
gemäß nach $ 12 der StrafPO. die Prävention entfcheidet, das prävenirte Gericht 
die Unterfuchung einzuftellen und danach abzuwarten bat, ob e& durch Verfügung 
des gemeinfchaftlichen höheren Gerichts oder durch demnächftigen Unzuſtändigkeits- 
beſchluß des prävenirenden Berichts oder nach $ 369 der StrafPO. im Berufunge- 
wege zur Ausübung feiner Gerichtsbarkeit in der Sache gelangt. 4) Der An- 
geſchuldigte kann den Mangel ber fachlichen 3. geltend machen, wenn er über den 
Antrag auf Vorunterfuchung gehört wird, und Tann die Gröffnung der Borunter- 
fuchung auf Grund des Mangels beim Gericht anfechten, wenn er nicht zuvor ge: 
hört worden ift. Die verwerfenden Bejchlüffe des Gerichts unterliegen feiner ſofortigen 
Beichwerde. Dagegen kann der Angefchuldigte wegen Mangels fachlicher 3. den 
Beſchluß ber Eröffnung des Hauptverfahrend und den dieſem gleichitehenden Unzu⸗ 
ftändigfeitöbefchluß ber Hauptverhandlung felbftändig nicht anfechten, ſondern nur 
dur Anfechtung des Endurtheils und dies auch nur wegen Ueberſchreitung der 
fachlichen 3. 5) Einen Gerichtsbeſchluß, welcher wegen Mangels fachlicher 3. den 
Antrag des Staatsanwalt? auf Vorunterfuhung verwirft oder die eröffnete Vor⸗ 
unterſuchung wieder aufgeht, und ebenjo einen Beſchluß des Eröffnungsverfahrens 
ober der Hauptverhandlung, welcher in Widerfpruch mit dem Antrage des Staats- 
anwalts den Angefchulbigten vor ein Gericht nieberer Ordnung vermeift, kann die 
Staatsanwaltiaft mit fojortiger Beſchwerde anfechten, das Endurtheil dagegen nicht. 
6) Ein von einem fachlich unzuftändigen Gerichte gefälltes Urtheil kann durch das 
höhere Gericht nicht von Amtswegen aufgehoben tmerden. — Zür den Gegenſatz 
reichsgeſetzlich und landesgeſetzlich georbneter Gerichtabarfeit gilt im Allgemeinen der 
Grundſatz, daß der Mangel fachlicher 3., foweit nicht die Gefege, namentlich die 
Ausführungsgeſetze der einzelnen Staaten, ein Anderes vorjchreiben, abſolute Richtig- 
keit nach ſich zieht. Die Deutfche StrafPO. verordnet jedoch, daß für dad Ber 
hältniß bes Reichsgerichts und der Landesreviſionshöfe der Unzuftändigteitsbeichluß 
desjenigen Revifionsgerichts verbindlich fein joll, am welches die Akten eingefandt 
find. — Wenn einem Gerichte die fachliche 3. mangelt, weil fie den Verwaltungs⸗ 
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organen zufteht, jo ift die Abweiſung don Amtswegen durch die Reichsgeſetze an 
feine Beichränkung gebunden. Dem Bellagten fteht die Einrede der Unzuläffigfeit 
des Rechtsweges mit progekhindernder Wirkung zu; diejelbe kann aber auch nad) 
der Einlaffung zu jeder Zeit vorgebracht und auch im Rechtsmittelwege aber nicht 
durch Nichtigkeitsklage verfolgt werden. Daneben kann nach Landesgeſeh beſtimmten 
Berwaltungsorganen dad Recht gegeben fein, den Kompetenzkonflitt zu erheben, in 
Folge deſſen das Gericht das Verfahren bis zur Entſcheidung einer befonderen 
Behörde zu fiftiren hat. Dieſe Konflittserhebung ift jedoch, joweit nicht für die 
Sondergerichtsbarkeit Ausnahmen durch Landesgeſetz begründet find, ausgefchloffen, 
wenn die Zuläffigteit des Rechtsweges durch rechtskräftiges Urtheil oder Zioifchen- 
urtheil des | feſtſteht. 
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Buftellung oder Inſinuation iſt die Ueberlieferung einer richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung, einer Parteiſchrift, einer Urkunde, überhaupt eines Schriftſtücks an eine 
Partei, einen Zeugen, einen Sachverſtändigen und überhaupt diejenige Perfon, für 
welche es beftimmt ift, unter Beurkundung diefer Ueberlieferung. Die 3. ftammt 
ans dem Röm. Recht, in welchem bei der denuntiatio ex auctoritate (vgl. den Art. 
Zadung) Abichriften des die actio und bie magiftratifcen Ladungsedikte ent- 
haltenden libellus conventionis dem Bellagten in Gegenwart urſprunglich von 
Zeugen und ſpäter eines Gerichtsdieners vom Kläger nach gleichen Regeln, wie ſie 
noch heute gelten, infinuirt, und die Vorgänge dieſer Inſinuation von den Zeugen 
in einer testatio und fpäter auf Grund des vom Gerichtödiener erftatteten Berichts 
von der Behörde in einer publica testatio beurfundet wurden. Die Beurkundung 
war natürlich ſchon im Röm. Recht ein hauptjächlicher Zweck des denunziirenden 
und infinuirenden Kläger; bie Motive der Deutſchen EBD. Haben fie in den Be- 
griff der 3. aufgenommen, weil die CPO. verichiedentlich auch Weberlieferung von 
Schriftftüden vorfchreibt, bei welcher e8 ber Beurkundung nicht bedarf, z. B. bei 
abjchriftlich dem Gegner gefchehener Mittheilung einer Streitverfündigung oder bei 
Mittheilung der Nieberlegung von Urkunden ober Benachrichtigung vom Eingang 
der Alten einer erfuchten Beweisaufnahme oder von Erhebung des Widerſpruchs gegen 
einen Zahlungsbefehl. 

1. Rad) der Deutſchen EBD. erfolgt die 3. entweder für eine Partei ober einen 
Intervenienten ober für ein Gericht, und danach fann man die 3. fcheiden in 
Brivat- oder amtliche 3. Die Privat-Z. überwiegt, die amtliche 3. tritt nur 
ein: a) bei Entſcheidungen welche nicht verfündet worden find. VBerfündete Ent- 
ſcheidungen bebürfen einer 3. nicht; im öffentlichen Intereffe ift jedoch amtliche 3. 
der Entmünbdigungsbeichläffe, der Beichlüffe, welche die Entmündigung aufheben, und 
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der Urtheile, welche auf Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigfeit einer Ehe Lauten, 
allgemein vorgefehrieben, ſowie die Zuläfligfeit der Zwangsvollſtreckung und die Gin- 
wendung von Rechtömitteln und Einfpruch und der Antrag auf Urtheilsergänzung 
von privater vorgängiger 3. an den Gegner abhängig gemacht. Im Konlurſe iſt 
die 3. der Entjcheidungen immer eine amtliche. b) Bei Ladungen von Zeugen und 
Sachverſtändigen, bei Ladungen zu Terminen, welche durch nicht verfünbete Ent- 
ſcheidung von Amtswegen angefeßt oder verlegt find, bei Babungen im Konkurfe, 
bei welden letzteren die 3. meiſtentheils durch öffentliche Bekanntmachung geſchehen 
und mit dem zweiten Tage nach der Ausgabe des Amtsblattes, in welchem die erſte 
Inſertion ftattgefunden, ala bewirkt gelten, wenn nicht perjönliche 3. daneben vor⸗ 
geichrieben und früher erfolgt ift. — Objekt der 3. können Originale, Außfertigungen 
ober Abſchriften fein. Dem Infimsaten wird das Schriftitäd regelmäßig nur in 
Abſchrift, bei Entſcheidungen namentlich Urtheilen, ba deren Mrichrift im Gerichte 
— in Ausfertigung übergeben, in Urſchrift dagegen nur dann, wenn dies, wie 
bei der Mittheilung von Originalurkunden zwiſchen Anwalt und Anwalt, bejonbers 
beabfichtigt if. Mit Rüdficht hierauf unterjcheidet die CPO. zwiſchen dem zu über 
gebenden und dem zuzuſtellenden Schriftftüd. Bei einer Mehrheit von Infinuaten, 
3. B: Streitgenoffen, bedarf e& fo vieler Ausfertigungen oder Abſchriften, als In— 
finuaten vorhanden find, es jei denn, daß fie einen gemeinichaftlichen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten oder gefehlichen Vertreter hätten, wo die 3. einer Abjchrift zc. genügt. Die 
Abſchriften muſſen, außer im Konfurfe, beglaubigt fein, bei amtlicher 3. durch ben 
Gerichtäfchreiber, bei privater im Anwaltsprogek und, wo ein Anwalt für feine Partei 
die 3. betreibt, durch den Anwalt, im Uebrigen durch den Gerichtsvollzieher bzw. 
Gerichtafchreiber, wern von beiden die 3. aufgetragen iſt. — Die 3. kann geichehen 
an Parteien, Intervenienten, Litisdenunziaten, Zeugen, Sachverftändige, Hypotheken⸗, 
Grundbuch» ıc. Beamte n. ſ. w. Die 3. an Zeugen und Sachverftändige und über 
haupt an nicht im Progeffe befangene Perſonen regelt fich nach denfelben Beftimmungen, 
welche auch für die Parteien gelten, nur kann von einer 3. an Prozekbevollmächtigte 
oder andere progefiualiiche Vertreter bei ihnen keine Rede fein, weil ſie eben nicht 
prozejfiren. Eine Zuftellung, welche an eine Partei bewirkt werben joll, gejchieht: 
a) wenn biejelbe prozeßfähig ift, an fie felbft in Perfon, mit gleicher Wirkung an 
ihren Generalbevollmächtigten bzw. für den Betrieb ihres Handelsgewerbes an ihren 
Prokuriſten, nach begonnenem Prozefje ausſchließlich an den Progekbevollmächtigten 
der Inſtanz, einjchließlich des Verfahrens über Klagen aus Ginreden gegen den 
Anſpruch, Über Wiederaufnahme ꝛc.; ferner wenn die Partei einen Prozeßbevoli- 
mädhtigten nicht beftellt Hat, an ihren 3.bevollmächtigten und, wenn fie die Be 
ftelung eines folchen txoß ihrer gejeßlichen ober vom Gericht ihr auferlegten Ver⸗ 
pflichtung unterlaffen, durch Aufgabe zur Poft, mit welcher die 3. für bewirkt gilt, 
wie wenn fie die Poft als ihren 3.bevollmächtigten benannt hätte. Berufunge- 
und Revifiongichrift find dem Progeßbevollmächtigten der Inſtanz, ift ein folcher 
noch nicht beftellt, dem Prozeßbevollmächtigten der nächft vorhergehenden Inſtanz, 
eventuell dem der erſten Inftanz, demnächſt dem 3.bevollmächtigten, fei berjelbe auch 
nur für die erſte Inſtanz beitellt geweien, und wenn auch die Beitellung eines 
ſolchen verfäumt worben, dem Nechtömittel-Bellagten felbft durch Aufgabe zur Pol, 
wie angeführt, zuguftellen. Iſt bie Partei b) nicht prozekjähig, fo geichieht die 3. 
an ihre gejeglichen Vertreter, bei Behörden, Gemeinden, Korporationen, ſowie Per- 
fonenvereinen, welche parteifähig find, an ihre Vertreter und Vorfteher, und bei 
einer Mehrheit von geſetzlichen Vertretern oder Vorftehern genügt 3. an einen der- 
felben. Nach begonnenem Prozefje tritt auch Hier wie vorhin 3. an ben Progeß- 
bevollmächtigten, 3.bevollmächtigten und im äuferften Falle Aufgabe zur Pot an 
den gejeplichen Vertreter zc. ein. c) 3. für Unteroffigiere und Gemeine bes aktiven 
Heered oder der aktiven Marine werben ohne Nädficht auf Progehiähigkeit ober 
Prozeßunfähigkeit an den Chef der zunächſt vorgeſetzten Behörbe, den Batterie, ſtom⸗ 
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pagnie⸗ x. Chef, fpäter ebenfalls an den Prozeßbevollmächtigten ausgerichtet. Die 
CPO. unterfcheidet die 3. an Parteien, deren Aufenthaltsort bekannt iſt und an 
Tolche, deren Aufenthaltsort unbelannt ift. Die letztere nennt fie öffentliche Z., 
weil fie im Wege Öffentlicher Bekanntmachung gefehieht, und geftattet eine ſolche 
auch da, wo eine 3. im Auslande erforderlich wäre, die für bie 3. im Auslande 
beftegenden Borfchriften aber nicht ausfährbar find oder die Bejolgung berfelben 
Zeinen Grfolg verſpricht. Für die in diefem Sinne nicht öffentliche 3. Tennt bie 
CPO. eine befondere Bezeichnung nicht; infofern aber die Bedeutung de Wortes 
3. wie die des Wortes Infinuation genau betrachtet in der Behändigung an bie 
Perſon befteht, wird man diefe nicht Öffentliche 3. als eigentliche 3. bezeichnen 
Dürfen. Die eigentliche 3. Tann nun entweder unmittelbar von Anwalt zu 
Anwalt, wenn beibe Parteien durch Anwälte vertreten find, gegen bloße Em- 
piangöbetenntniß erfolgen, bei deſſen Weigerung freilich die Möglicteit diefer 3. 
ausgeſchloffen ift; ober fie wird bewirkt durch die Thätigkeit öffentlicher Be- 
amten, bei 3. im Inlande der Gerichtsvollzieher bzw. Gerichtsſchreiber und der 
Poſt, bei 3. im Auslande dur ein vom Vorſitzenden des Gericht® oder dem 
Amtsrichter erlaffenes Erfuchungsjchreiben an die zuftändigen Behörben ober Beamten. 
Bon den 3. im Inlande find im Anwaltaprogeß bie privaten dem Gericht3voll- 
3ieher unmittelbar anfzutragen, im anwaltzfreien Prozeß Können fie nad) Wahl der 
Partei ihm oder dem Gerichtafchreiber aufgetragen werden, der Gerichtsjchreiber hat 
jedoch im amtögerichtlichen Verfahren ſich als beauftragt anzufehen, wenn die Partei 
nicht ausdrädlich erklärt Hat, felbft für die 3. Sorge tragen zu wollen; die amt» 
lichen 3. bewirkt der Gerichtsichreiber in jedem Verfahren. Der Auftrag bei ber 
BPrivat-3. kann von der Partei jelbft und für fie vom Progeßbevollmächtigten, un« 
ſtreitig aber auch von jedem Iegitimirten Vertreter der Partei dem Gerichtsvollzieher 
oder Gerichtsſchreiber ertheilt werden und zwar durch blog mündliche Erklärung: 
der Inſinuat kann daher Borlage einer Vollmacht nicht fordern, ja bei einer vom 
Gerichtövollzieher bewirkten 3. reitet für den Auftrag der Partei zu berjelben eine 
gejegliche Präfumtion bis zum Beweiſe des Gegentheil®, wozu für den Gerichte- 
Ichreiber im amtögerichtlichen Verfahren die vorhin erwähnte Präjumtion hinzukommt. 
Mit dem Auftrage Kat der Auftraggeber dem Gerichtäfchreiber oder Gerichtsvoll- 
3ieher fo viele Augfertigungen oder die Urſchrift und jo viele Abjchriften zu über 
geben, al? Infinuaten vorhanden find. Die Zeit der Uebergabe ift auf der Urſchrift 
und den Abchriften vom Beamten zu vermerfen, auch auf Verlangen der Partei 
befonbers zu befcheinigen. Diefe zur Kontrolivung des Beamten und im Hinblid 
auf die im g 213 der CPO. zugelaffene Wiedereinjegung in den vorigen Stand von 
der Kommiffion des Reichstags aufgenommene Beitimmung ift, wie v. Bülow 
hervorhebt, nicht auf 3. von Augfertigungen,, deren Urſchriſt den Parteien ja nicht 
ausgehändigt wird, erftredit worden. Der Beamte wird jeboch bei Neberlieferung 
von Ausfertigungen ober Originalen eine beſondere Empfangabeicheinigung nicht ver- 
weigern dürfen bzw. eine jolche auf Wunfch der Partei auch ohne Nachtheil für 
die Gültigfeit auf eine andere, der Partei zurldzuliefernde Ausfertigung fchreiben 
können, da die Beicheinigung auf der Urfchrift nur die fyeftftellung der Identität 
des auzuftellenden und der zu übergebenden Schriftſtücke erleichtern foll, daher nicht 
abjolut nothwendiges Erfordeniß ift. Der Gerichtsvollzieher bewirkt ſodann, 
eventuell nach vorgenommener Beglaubigung der Abichriften, die 3. entweder felbft 
oder unter Benutzung der Poft, und zwar durchgängig in Iehterer Weife, weil bie 
in die Koften verurtheilte Partei, wo 3. durch die Poft möglich war, die Mehre 
toften der 3. durch den Gerichtövollzieher nicht zu tragen braucht. Bewirti der 
Gerichtsvollzieher ſelbſt die Z., jo darf er fie, was für die Poſt-⸗Z3. nicht maß- 
gebend ift, bei Vermeidung ber Weigerung der Annahme und der Ungültigkeit der 
3., an Sonntagen und nad; Ortöverhältniften allgemeinen Feiertagen nicht ohne 
eine, bet der 3. auch abfchriftlich mitzutheilende, Erlaubniß des Vorfipenben des 
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Prozeßgerichts oder des Amtarichters det Zuſtellungsbezirks bzw. des erjuchten oder 
beauftragten Richters, und nach Landesgeſetzen darf er fie auch zur Nachtzeit nicht 
ausrichten. Er kann die 3. an jedem Orte vollziehen, wo er den Infinuaten an- 
trifft. Beſitzt diefer jedoch Wohnung oder Geichäitslofal am Orte, fo ift ihm 
Weigerung der Annahme geftattet, mit welcher die 3. ungültig und vergeblich wird. 
Wird der Infinuat in feiner Wohnung nicht betroffen, fo findet, bei gefeßlichen 
Vertretern und Vorftehern von Behörden, Gemeinden, Vereinen ıc. jedoch nur, wenn 
fie auch kein bejonderes Geſchäftslokal befiten, die jog. Erſatz⸗3. flatt, und zwar 
zunächſt an einen in der Wohnung befindlichen erwachſenen, zur Familie gehörenden 
Hausgenoſſen oder an eine dort befindliche, in der Familie dienende erwachjene 
Perſon, eventuell an Hauswirth oder Vermieter, wenn fie in demſelben Haufe 
wohnen und zur Annahme des Schriftftüd bereit find, im äußerften Falle in der 
Weife, daß das Schriftſtück auf der Gerichtsichreiberei bes Amtsgerichts, bei ber 
Poſtanſtalt oder den Polizeivorfteher des Orts niedergelegt und eine fchriftliche An- 
zeige davon an der Thür der Wohnung befeftigt, auch joweit thunlich an zwei in 
der Nachbarſchaft wohnende Perfonen mündliche Mittheilung davon gemacht wird. 
Gewerbtreibenden, welche ein befonderes Gejchäitslofal haben, und Rechtsanwälten 
kann die 3. auch im Geſchäftslokal gefchehen, und wenn fie abwejend find, ihren 
anmefenden Gewerbegehülfen bzw. Gehülfen oder Schreibern. Bei 3. an Behörben, 
Gemeinden, Korporationen, Perjonenvereine Tann deren gejehlichen Vertretern oder 
Borftehern ebenfalls im Geichäftslofale zugejtellt werden, und wenn fie zu gewöhn- 
licher Geichäftzftunde dort nicht anweſend oder verhindert find, die 3. an einen 
andern dort anweſenden Beamten oder Bebdienfteten geſchehen. Wirb bei einer 3. 
vom Infinuaten oder feinen zur Annahme verpflichteten Erſatzmännern, zu welchen 
Hauswirthe und Vermieter nicht gehören, die Annahme des Schriftftüds ohne ge— 
jeglichen Grund verweigert, fo ift daffelde am Orte ber 3. zurückzulaſſen, womit 
letztere für bewirkt gilt. Weber die Vorgänge der 3. Hat der Gerichtsvollzieher auf 
dem Original des Schriftſtücks oder einem mit demſelben zu verbindenden Bogen, 
bei Urfchriften und Ausfertigungen, über welche, wie bemerkt, eine Beftimmung nicht 
getroffen ift, feparat bzw. auf einer als Urſchrift zu behandelnden Ausfertigung oder 
angebeftetem Bogen eine Urkunde aufzunehmen und diefelbe auf das dem Infinuaten 
zu binterlaflende Schriftftüd oder einen angeheiteten Bogen abzufchreiben, die Ur- 
ſchrift aber bzw. urfchriftliche Z.urkunde an die Partei, jür welche die 3. erfolgt ift, 
zu überfenden. Die Z.urfunde muß enthalten Ort und Zeit der Z., Angabe, für 
wen die 3. geſchah, an wen fie geichehen follte, an wen fie geichah und eventuell 
aus welchen Grunde fie an dieje Perfon gejchehen ilt, ober daß und wie fie durch 
Niederlegung und Anbeftung an der Wohnung bewirkt ift, ober im Fall der Ver- 
weigerung der Annahme und Zurüdlaffung des Schrütftüde eine bezügliche An⸗ 
führung, ferner die Bemerkung, daß die zu übergebende Abfchrift, Ausfertigung, Ur⸗ 
ſchrift und mit ihr eine Mbfchrift der Z.urfunde übergeben worben und endlich die 
Unterfhrift des die 3. bewirfenden Beamten. Mangelt es an der Unterfchrift des 
Beamten, jo ift natürlich die ganze 3.urfunde ungültig, mangelt e8 an einem ber 
anderen inhaltlichen Beftandtheile, fo ift mit Peterfen die Urkunde für gültig, 
der betreffende Umftand oder Vorgang aber für nicht vorhanden zu achten und 
danach die Bedeutung des Mangeld zu beſtimmen, welche freilich bei jedem Mangel 
die Zuläffigkeit des Verſäumnißurtheils ausjchließen wird. Will der Gerichtsvoll ⸗ 
zieher die 3. mit Hülfe der Poſt bewirken, jo hat er das zu übergebende Schriftftüd 
in einen Briefumfchlag zu tun, den Brief mit feinem Dienftfiegel zu verfchließen, 
eine Gefchäftanummer und die Adreſſe des Infinuaten darauf. zu feßen und ben 
Brief der Poft mit dem Erfuchen zu übergeben, beffen 3. einem Poſtboten bes Be— 
ftimmungsorts auftragen zu wollen. Die MWeberlieferung des fo gelennzeichneten 
Briefe nebſt Inhalt an die Poft Hat der Gerichtsvollzieher unter Benennung ber 
Perſon, für welche die 3. gefchieht, in einer auf die Urſchrift ꝛc. geſetzten Z.urlunde 
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au bezeugen, welche dann zufammen mit ber jpäter eingehenden Z.urfunde des Poft- 
boten alle Vorgänge dieſer Z.art beglaubigt. Der Poftbote nämlich, welcher die 
weitere 3. nach den für ben Gerichtsvollzieher geltenden Beftimmungen ins Wert 
jet, Hat ſeinerſeits eine befondere Z.urkunde unter Uebergabe einer Abjchrift der- 
jelben an den Infinuaten aufzunehmen, welche außer Anführung der Uebergabe des 
nah Adrefie, Geichäftenummer und Siegel zu bezeichnenden Briefes alle Beftand- 
theile der vollftändigen Z.urkunde mit Ausnahme der Angabe deſſen, für den die 3. 
geichieht, enthalten muß. Diefe Z.urkunde geht an den Gerichtövollzieher, welcher 
fie mit der ſeinigen, wie vorhin, der Partei zufertigt. Unterjchieben von dieſer 3. 
duch die Poft iſt die 3. durch Aufgabe zur Poft, bei welcher die 8. ohne 
NRüdficht auf ihre femeren Schickſale ſchon mit der Aufgabe bei der Poftanftalt für 
bewirkt gilt, eine Z.urfunde von dem Poftboten nicht ausgeftellt wird, die Z.urkunde 
des Gerichtsvollziehers aber bezeugt, für wen, an wen und unter welcher Adreſſe, 
bei welcher Poftanftalt und zu welcher Zeit der das Schriftitüd enthaltende Brief 
aufgegeben worden ift. — Hat der Gerichtsfchreiber eine Privat. zu be— 
wirken, jo kann er, und Gleiches gilt auch für die von ihm zu bewirkenden amt- 
lichen 3., diefelbe entweder durch die Poft in gleicher Weile, wie ein Gerichtävoll- 
zieher, und nach denjelben Vorſchriften bewirken, nur daß er, wie v. Bülow über- 
zeugend ausführt, zu perjönlicher Weberlieferung an die Poftanftalt genöthigt ift, 
oder durch den Gerichtövollzieher, über welchen 3.mobus die CPO. nähere Ber 
ffimmungen nicht getroffen hat. Wäre es an fich zunächit möglich, daß ber Ge— 
richtsſchreiber fich des Gerichtsvollgiehers in gleicher Weife, wie des Poftboten, ber 
diente, jo muß diefe Annahme dennoch verworfen werden, weil eine Webertragung 
der für den Poftboten und zwar namentlich bezüglich der 3.urfunde getroffenen 
Beftimmungen von der CPO. nicht vorgefehen ift. Ließe fich jerner annehmen, daß 
der Gerichtsvollzieher auf Selbftbewirtung ber 3. befchräntt jein follte, welche An— 
nahme durch das Necht des Gerichtsjchreibers, auch die Pot zu benuben, unterftügt 
zu werben Scheint, fo involviert doch die Nöthigung des Gerichtsfchreibers, das In⸗ 
finuandum der Poft perfönlich zu überliefern, für denfelben eine zu große Beläftigung, 
als daß der Gerichtöfchreiber von diefem Rechte allzuhäufig Gebrauch machen follte, 
und wie die Stübe damit eine hinfällige wird, jo würbe auch das Intereſſe ber 
Parteien an möglichft geringem Koftenaufwande der Annahme entgegenftehen.. Da— 
gegen entſpricht es dem Parteiinterefje, daß der vom Gerichtsfchreiber beauftragte 
Gerichtsvollzieher nach freiem Ermeſſen die 3. perfönlich oder durch die Poſt ber 
wirkt, und dieſe Anmahme bat darin ihre Rechtfertigung, daß nach $ 154 der EPO., 
wie Faffung und Motive zu ergeben fcheinen, ber Gerichtsichreiber den Auftrag zur 
ber „erforderlichen“ 3. bem Gerichtävollgieher Lediglich zu übermitteln und daher 
nicht weiter zu entſcheiden hat, welche Art der Zuſtellung im Falle erforderlich fei. - 
Darauf führt auch die, im Anjchluß an den $ 154 der EPO. erlaffene, Beftimmung 
des $ 162 des EB, nad) welcher bei einem an den Gerichtsjchreiber von Ge— 
richten ꝛc. geftellten Erfuchen um 3. durch ben Gerichtsvollzieher der Auftrag ala 
unmittelbarer gilt und daher ungetheilt auf Ießteren übergeht. — 3. im Aus— 
Iande werden vom Vorfikenden des Gerichts bzw. dem Amtsrichter auf Antrag 
der Partei, wenn fie private find, von Amtswegen, wenn fie amtliche find, bewirkt 
und zwar durch Erfuchen 1) der vorgejegten Kommanbobehörbe, wenn der Infinuat 
zu einem im Auslande befindlichen oder mobilen Truppentheil oder einem in Dienft 
geftellten Kriegsfahrzeug gehört; 2) des Reichskanzlers, wenn der Infinuat das Recht 
der GErterritorialität genießt und zu einer Miffion de Deutfchen Reichs gehört; 
8) des auswärtigen Minifteriums des Deutjchen betr. Einzelftants, wenn der Infinuat 
zu einer Miffion dieſes Staats gehört und ebenfalls Erterritorialität genießt; 4) des 
betr. Deutfchen Konſuls oder Gejandten oder der zuftändigen ausländiſchen Behörde, 
wenn es fi um 3. an fonftige im Auslande befindliche Perjonen handelt. Die 
3., welche, foweit fie durch Deutjche Behörden ausgeführt wird, nach den oben dar—⸗ 
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gelegten Beftimmungen zu bewirken ift, wird durch das fchriftliche Zeugni ber 
erfuchten Behörde, daß die 3. erfolgt fei, erwiejen. Der mit diefer Z. art verbundene 
Zeitaufwand Hat die Borfchrift veranlakt, daß, wenn die 3. bewirkt worden, i 

Abficht auf Friften, welche burch fie gewahrt ober unterbrochen werben, alfo namentlich 
auch in Abficht auf die Berjährungsfrift ihre Wirkungen ala mit dem Zeitpunft ein- 
getreten gelten follen, in melchem ber Antrag auf fie beim Richter geftellt wurde. — 
Die 3. dur difentlihe Belanntmahung endlich, deren Borausjegungen 
oben bereitd angeführt find, wird auf Antrag der Partei vom Progehgerichte ohne 
münbliche Verhandlung bewilligt; gegen ihre Berjagung fteht Beſchwerde zu. Iſt 
fie bewilligt, jo hat ber Gerichtafchreiber von Amtswegen fie durch Anbeftung Des 
Schriftftädß an die Berichtstafel zu bewirken, bei Ladungen kommt außerdem zwei⸗ 
malige Infertion eine® Auszugs im Amtsblatt des Gerichts, einmalige im Reiche- 
anzeiger unb bei befonderer Anorbnung des Gericht? auch ein- ober mehrmalige 
Inſertion in anderen Blättern Hinzu. Die 3. gilt ala gefchehen mit dem Ablauf 
von zwei Wochen nach Anheftung bes Schriftftüds, auch wenn daſſelbe vorher wieber 
entfernt worden, bei Labungen mit dem Ablauf eines Monats oder ber vom Gericht 
beftimmten befondern Yrift feit Ausgabe der 7— letzte Iufertion in die öffentlichen 
Blätter enthaltenden Zeitung; in Mbficht auf Wahrung oder Unterbreijung von 
— ſoll auch ihre Wirkfamteit jedoch ſchon mit der Stellung] des Gefuchs ein- 
treten. 

U. Die Deutſche StrafPO. enthält über 3. nur wenige ausdrückliche Ber 
fimmungen, im Webrigen verweift fie auf die Vorfchriften der CPO., welche ent- 
iprechende Anwendung finden follen. In dieſer Beranlaffung ift im Voraus aufs 
merfjam zu machen auf den Wegfall des Gegenjahes von Anwalts und anwalte« 
freiem Prozeß im Strafverfahren, auf die faſt vollftändige Ausſchließung bes 
Selbftbetriebes der Parteien im Hauptverfahren und noch mehr in den vor 
bereitenden Prozeduren, auf die Verpflichtung der Strafgerichte mit Ausnahme der 
Unterfucjungs- und der AmtBrichter, die 3. ihrer Entſcheidungen durch die Stants- 
anwaltſchaft bewirken zu laſſen, auf die Stellung der Staatsanwaltfchaft, die jelbft 
da, mo fie eine Parteithätigkeit übt, den Parteien des Eivilprogeffes nicht gänzlich 
gleichzuftellen ift, vielmehr immer zugleich ala von Amtswegen handelnde Behörde 
in Betracht kommt, und endlich auf die eigenthümliche Stellung des Beichulbigten 
im Strafprogeß, der mit dem zwölften Lebensjahre ftrafrechtlich verfolgbar und 
jelbftändig progekfähig ift und der nur in leichteren Straffällen, wo es fich um feine 
höhere Strafe ala Gelbitrafe, Haft ober Einziehung Handelt, nicht aber in ſchwereren 
und namentlich auch nicht in der Vorunterfuchung das Recht Hat, fich durch Be— 
vollmächtigte vertreten zu Iaffen. Died voraufgefandt, ift num zunächit der Begriff 
- der 3. fein anderer, wie im Givilprogeß, auch unterjcheidet die Straf BD. fo gut, 
wie die CPO. MWiſchen 3. und ſonſtigen Mittheilungen z. B. Benachri ichtigung der 
Parteien und des Vertheidigers von Augenfcheing- ıc. Terminen im Vorverfahren, 
welche nicht nothiwendig einer Beurkundung bebürfen. In Abficht anf den, Für 
welchen die 3. geſchieht, hat man hier zwilchen privaten, gerichtlichen und 
ſtaatsanwaltſchaftlichen 3. zu untericheiden. Private find nur injofern zu= 
Yäffig, alß die am Strafverfahren betheiligten Perfonen (außer dem Staatsanwalt) 
Zeugen und Sachverftändige unmittelbar laden Lafjen wollen, wozu auch ihre Ber- 
treter, einfchließlich wol bes Vertheibigers, für fie ben Auftrag ertheilen können. 
Don Gerichtöwegen erfolgen a) die 3. an die Staatsanwaltſchaft; b) die 3. von 
Entſcheidungen der Unterfuchungsrichter und Amtsrichter, welche diefe ohne DBer- 
mittelung der Staats⸗ bzw. Amtsanwaltſchaft bewirken Iaffen können, im 
auf Privatanflage und Klage von Adminiftrativbehörben bei Ladungen durch ben 
Gerichtsſchreiber bewirken zu laſſen haben. Alle übrigen 3. bewirkt bie Staats 
anwaltſchaft, mögen fle für deren eigene Handlungen oder für gerichtliche Ent- 
ſcheidungen erforderlich fein. Die 3. gerichtlicder Entſcheidungen iſt erforderlich: 
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1) wenn bie durch eine ſolche betroffene Perfon, bei a auf Zwangserziehung 
bes Beichulbigten der gefehlicde Vertreter defjelben der Verkundung nicht age 
2) wenn eine Partei gegen ein Urtheil Berufung oder Meviftion eingelegt hat, 

welchem Zall ihr daß Urteil mit Gründen ugeftellt werben muß, wenn dies nicht 
bereit8 gefchehen,; 3) wenn eine Berwaltungsbehörbe die Klage erhoben oder ala 
Nebenklägerin aufgetreten ift, wo bie Entſcheidung diefer Behörde immer zugeftellt 
werden muß. Objekt ber 3. können Abfchriften, Außfertigungen, Urfchritten fein, 
wie namentlich bei 3. an die Staatsanwaltſchaft das zuzuftellende Schriftſtück der⸗ 
jelben in Urjchrift vorzulegen und wo ber Beginn einer Friſt von ber 3. abhängt, 
der Tag der Vorlage von ihr auf der Urſchrift zu vermerken ift, eine Vorſchrift, 
welche von Löwe mit Grund auf den Fall beichränft wird, dak Staatsanwaltfchaft 
und Gericht an demſelben Orte ihren Sit haben. Eine Beglaubigung der Ab- 
ſchriften war in den Entwürfen der Civil- und Straf PO. nicht vorgefehen, die CPO. 
bat fie ımter Beitimmung der Perfonen, welche fie vorzunehmen haben, angeordnet. 
Eine Uebertragung der Vorſchrift auf ben Strafprozeß Hat für Privat-3. keine 
Schwierigkeit, die Beglaubigung geichieht bei ihnen durch ben Gerichtsvollzieher; 
ebenfowenig bei gerichtlichen Entſcheidungen und gerichtlichen oder von Gerichtäwegen 
angeordneten Ladungen, wo fie durch den Gerichtäichreiber zu erfolgen Hat. Fur 3. 
der Staatsanwaltſchaft aus eigener Initiative will Römwe fie durch den Gerichte- 
ichreiber vornehmen laſſen, der „von Amtswegen zuzuſtellende Schriftftüde” zu be— 
glaubigen habe, während doch das „bon Amtöwegen” der EPD. wol mr auf bie 
Gerichte zu beziehen ift. Gerichtsvollzieher und Gerichtöfchveiber können bei Partei=3. 
beglaubigen, aber die Thätigfeit der Staatsanwaltſchaft läßt fich vielfach auch nicht 
einmal äußerlich als Parteithätigkeit auffafſen, wie Grmittelungsverfahren und Straf= 
vollſtreckung beweifen: darum wird wol nur Beglaubigung durch die Staatsanwalt» 
ſchaft und ihr Büreau übrig bleiben, die freilich in der CPO. nicht vorgefchrieben 
ft. Die Infinuaten anlangend ift prinzipiell dem Befchuldigten felbft, nicht 
feinen gejeblichen Vertretern zuauftellen, während auf Privatfläger, Nebenkläger, 
Anminiftrativbehörden 2c. auch die Beftimmungen der EPO. über 3. an prozeßunfähige 
Parteien Anwendung leiden. Eine weitere Frage iſt die, ob nad begonnenem 
BProzefje dem Prozeß oder 3.bevollmächtigten, wenn freilich auch nicht zugeftellt 
werden muß, doch zugeftellt werben darf. Die StrafPO. verpflichtet einen gegen 
Sicherheitsleiftung aus der Haft entlaffenen Ausländer zur Beftellung eines Z. bevoll⸗ 
mächtigten, dem daher Ladungen nicht blos zur Hauptverhandlung, fondern jogar 
zu Berhandlungen ber Borprogeduren zugeftellt werden können: es ift nicht abzufehen, 
warum dem gegen Sicherheit entlafjenen ober dem nicht verhafteten Inländer nach 
Ermeffen des Gerichts nicht eine gleiche Bevollmächtigung geftattet werben kann. 
Im Berfahren ferner auf Privatlage, Klage einer Adminiftrativbehörde und Ver— 
Tahren nach vorgängigem Strafbejehl ꝛc., in Sachen auch, wo die That nur mit 
Gelbftrafe, Einziehung oder Haft bedroht ift, fchließt bie zuläffige Bevollmächtigung 
eined Rechtsanwalts, bzw. fonftigen Vertreters auch das Necht ein, ihn zum Empfang 
zuzuftellender Schriftftüde für die Partei zu ermächtigen, vorbehältlich des Rechts des 
Gerichts, perjönliches Erſcheinen des Angeflagten bzw. Privatklägers zc. und damit 
unmittelbare 3. der Ladung anzuordnen. 3. an Unteroffiziere und Gemeine ge= 
ſchehen, wie im Eivilprogeß, immer an die nächftvorgeſetzte Kommandobehörde, 3 
an Zeugen unterliegen ebenjall3 der für den Civilprozeß geltenden Regel, welche auch 
für die duch den Amtsrichter bzw. Staatsanwalt zu verfügenden 3. an Schöffen 
und Geichiworene maßgebend ft. — 3. von Anwalt zu Anwalt und 3. durch 
Aufgabe zur Poſt fallen im Strafverfahren weg. Im Inlande fann der Ge> 
tichtöfchreiber die ihm obliegende 3. von Ladungen, Berufungs· und Rechtsmittel⸗ 
ſchriften im Verfahren auf Privatanklage und auf Anklage einer Adminiſtrativbehörde, 
ſowie die ihm vom Unterſuchungsrichter bzw. Amtsrichter etwa zugewieſenen Z. von 
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Entſcheidungen und Ladungen durch den Gerichtövollzieher oder mit Rüdficht auf 
Koftenerfparung durch die Poft bewirken laſſen, wie im Civilprozeß. Alle übrigen 
3. find durch den Gerichtövollzieher zu bewirken, für defien Auftrag auch hier die 
geiegliche Präfumtion ftreite. Die Zahl der dem Gerichtvollzieher auszubändigenden 
Abfchriften und Augfertigungen beftimmi fich nach der Regel des Eivilprogefjes, ebenſo 
die Befcheinigung der Zeit der Uebergabe. Der Gerichtsvollzieher Tann durch bie 
Poſt oder perjönlich zuftellen, letzteres an Sonntagen und Feiertagen nur mit richter- 
licher Erlaubniß. Einem verhajteten Angeihulbigten find bei 3. von Ladungen zur 
Hauptverhandlung und von Entſcheidungen die Schriftftüäde nicht nur zu übergeben, 
fondern auch vorzulefen, im Uebrigen finden die Regeln der CPO. über den Ort 
der 3., die Erſatz-J., die Zurüdlafjung bed zu übergebenden Schriftftüds und über 
die Z. urkunde ſowol bei perfönlicher 3. des Gerichtövollziehers, ala bei 3. durch die 
Poſt auch im Strafverfahren Anwendung, nur daß der Landesgefehgebung geftattet 
ift, für den Nachweis der 3. im Ermittelungsverfahren, in der Borunterfuhung und 
im Vollſtreckungsverfahren einfachere Formen vorzufchreiben. 3. im Auslande können 
Staatsanwaltfchaft bzw. Amtsrichter und auch wol der Unterfuchungsrichter durch Er- 
fuchen der oben genannten Behörden ausrichten, für Privat-$. ift das Erſuchen ge- 
vichtlich zu beantragen. Die Beurkundung des Vollzugs geichieht durch Die erfuchte 
Behörde. Die Zuftellung durch dffentlihe Bekaänntmachung Hat gleiche 
Boraudfegungen, wie im Givilprogeß, und ift au Privat und Nebenkläger, wie 
Bürgen und Pjandgeber eines freigelafenen Beſchuldigten auch nach gleichen Regeln 
zu bewirken. Gegen ben abweienden Beichulbigten erfolgt die 3. der Ladung zur 
Hauptverhandlung durch Aushang an der Gerichtätafel bis zum Termin und durch 
dreimalige Infertion eines Auszugs in das Amtsblatt, nach Ermeſſen des Gerichts 
auch in ein anderes Blatt. Die 3. anderer Schriftftüde gefchieht, wenn dem Ber 
fchuldigten die Ladung zur Hauptverhandlung bisher nicht zugeftellt war, durch 
Inſertion des Schriftftüds nach Wahl des Staattanwalts bzw. Amts- oder Unter: 
ſuchungsrichters in ein Deutjches oder außländifches Blatt, wenn dagegen jene 
Ladung ihm gugeftellt war, durch Anheftung des Schriftftüds, bei Urtheilen und Be— 
ſchlüſſen ihres enticheidenden Theile an die Gerichtätafel des Gerichts erfter Inftanz, 
und wird die 3. Hier nach Aushängen während zwei Wochen, dort nach zwei Wochen 
vom Erjcheinen de Blattes ala bewirkt angefehen. 3. an abwejende Militärpflichtige 
werden nur durch gerichtlichen Aushang, wie bei zugeftellter Ladung zur Haupi⸗ 
verhandlung, bewirkt. 
Quellen: 1.4 88 5, 6 D.39, 
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BuftellungSbeamte find nad) den Motiven de Deutſchen GVG. diejenigen 
Beamten, welche bei Zuftellungen das zu übergebende Schriftitüd dem Infinuaten 
zu überliefern und dieſe Weberlieferung zu beurfunden haben. Als folche werden nur 
der Gerichtövollzieher und bei Zuftellungen zur Poſt der Poftbote bezeichnet, wobei 
theils der Meberlieferungsaft an den Iufinuaten den voraufgehenden Handlungen, ein 
fchließlich der bei Zuftellungen durch die Poft, vom Gerichtsvollzieher oder Gerichts- 
fchreiber zu bewirfenden und zu beurfundenden Kouvertirung des zu übergebenden 
Schriftſtücks entgegengefeßt, theiis von der, namentlich im Givilprogeß vom Gerichte- 
ichreiber zu beforgenden, öffentlichen Zuftellung abgeſehen ift, welche freilich auch als 
eigentliche Zuftellung nicht aufgefaßt werden kann. Die Eigenfchaft des 3. ale 
ſolchen bat ihre Bedeutung für die Gültigkeit der Zuftellung und der Zuftellungs- 
urfunde, deren Ungültigkeit Verſäumnißurtheil bzw. Verurtheilung des Abweſenden 
verhindert. Der Gerichtövollzieher ift jerner in gewiffen Fällen von der Zuftellung 
trait Geſetzes ausgeſchlofſen, wovon die Wirkung biefelbe ift; gleiche Ausichliekungs- 
gründe beftehen für ben Poftboten nicht, es fcheint folcher auch nicht zu bedürfen, 
weil es verjchlofjene Briefe find, welche der Poftbote zuzuftellen hat, über deren 
Inhalt daher er kaum jemals eine Bermuthung zu hegen vermag. Zuſtändigkeits- 
verhältniffe äußern auch Hier ihren Einfluß; bedeutfamer ift jedoch noch der Auftrag 
zur Zuftellung, ber bei Zuftellungen durch die Poft nur auf einen Poftboten des 
Beſtimmungsorts des Briefes lautet und der ebenjo nur einem beftimmten Gerichts- 
vollzieher ertheilt wird, wenn auch jede Zuftellung, welche ein Gerichtsvollzieher bes 
wirft, bis zum Beweiſe des Gegentheild ala aufgetragene gilt. Für Berjäumnik- 
verfahren bzw. Verfahren gegen Abwefende werden auch in dieſen Beziehungen etiwaige 
Mängel Hindernd in Betracht kommen. Im Uebrigen aber wird das Gericht bei 
jolchen, wie bei den fonftigen bervorgehobenen Mängeln, in jedem einzelnen Fall die 
Bedeutung berfelben zu prüfen haben, da mit der formellen Ungültigfeit der Zu= 
ftelung doch die Thatjache des Empfanges des zuzuftellenden Schriftftüds, die Kenntniß 
feines Inhalts und die Möglichkeit des Handelns und Verhandelns auf Grund 
defjelben nicht zugleich außgefchloffen zu fein brauchen. Vgl. die Art. Zuftellung 
und Gerichtsvollzieher. 

Quellen u. Bit.: 836. 38 15 156, 161, 162; Mot. 6. 181 ff. — Beterien in 
Buſch's Zeitfchr. für Deutichen Civ. Prz. Bb. L ©. 70 ff. ſÆ Wieding. 


Zwang (vis ac metus). Eine Handlung ift erzwungen, wenn ber Wille, durch 
den fie ins Werk gefeßt wird, dadurch hervorgerufen ift, daß der Handelnde abfichtlich 
durch widerrechtliche Bebrohung in die wohlbegründete Furcht vor einem verhältnik- 
mäßig bebeutendern Nebel verjeht worden war. Der Handlung bes Geziwungenen- 
liegt hiernach der eigene, wenn auch unfreie, Wille des Handelnden zu Grunde, 
quamvis coactus voluerit, voluit tamen. Nicht unter den Gefichtspunft ſolchen 3. 
jällt Die rein phyfiſche Nöthigung, bei welcher nur der Schein einer eigenen Handlung 
vorhanden ift, in Wahrheit aber der Handelnde filh nur in ber Lage eines Werk⸗ 
zeugs findet, defien fich der Nöthigende zur Ausführung feines Willens bedient, ſog. 
eg im Gegenfaß zu der man den phufifchen 3. als vis compulsiva be⸗ 
zeichnet. 

Die civilrechtliche Hauptfrage in der Lehre vom 3. ift die, ob ein erzwungenes 
Nechtsgefchäft für nichtig ober nur für anfechtbar zu erachten ift. Letzteres muß 
ſeit v. Savigny als die Herrfchende Lehre wenigſtens für Rechtögefchäfte unter 
Lebenden gelten: ein nenerer Gegner dieſer Lehre ift Schliemann. für ergwungene 
letztwillige Verfügungen ift der Streit ein Iebhafterer. Wenn jedoch die Rechtsmittel 
zur Anfechtung der erziwungenen Dispofition den Inteftaterben und ben durch ein 
früheres Teftament berufenen Erben gegeben werben (v. Bangerom), fo fcheint bie 
Erheblichkeit des Streites eine geringe. Die Berechtigung des Gegenſatzes wird für 
das Heutige Recht und überhaupt von Schloßmann in Frage geftellt. 


1486 Zwangsvergield. 


Dem Gezwungenen fteht auf Grund des erlittenen 3. eine lage, aetio quod 
metus causa, und eine Einrede zu;. der 3. gehört außerdem zu ben Reftitutions- 
gründen bes prätorifchen Cbikte. Die Klage hat die Beionderheit, nicht nur gegen 
den Zwingenden, jondern gegen jeden Dritten zu gehen, ber in Folge der 3. be 
reichert ift, fie ift eine actio in rem scripta. Gtreitig ift, ob bie verhältnigmäßig 
größere Bebeutung bes gebrohten Uebels, metus majoris malitatis, dazu nötBigt, 
einen zu berüdfichtigenden 3. mr bei einer gegen die Perſon felbft gerichteten 
Bedrohung nach einer ber in ben Quellen angebeuteten Richtungen, Leben, Leib 
und Freiheit, anzunehmen, ober ob auch andere Bedrohungen, 3. B. rüdfichtlich 
des Vermögens, ala erheblich zu erachten (Windſcheid). Ausdrücklich als un« 
wejentlich bezeichnet find Drohungen mit Infamie und Prozeffen. 

Das Defterr. und Franzöſ. Recht erklären alle erzinungenen Rechtsgeichäfte für 
nichtig, das Sächfifche erachtet Rechtegefchäfte unter Lebenden in Folge 3. für an⸗ 
fechtbar, Berfügungen von Todeswegen, foweit fie erziwungen find, für nichtig. 
In der Theorie des Preuß. Rechts ift die Frage ftreitig. Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden konvalesziren inbefien durch fpäteres Anerkenntniß nad gehobenen 3. ex 
tunc, was für bloße Anfechtbarfeit jpricht. Formelle letztwillige Verfügungen unter⸗ 
liegen der Anfechtung wegen 3. regelmäßig nicht; wenn jeboch der inftrumentirende 
Richter am 3. durch Mitwiffenfchaft beteiligt ift, jo ift die Verfügung nichtig. 
Dem Preuß. Recht eigenthümlich war eine Pflicht de® Gezwungenen zu gerichtlicher 
Anzeige von dem 3. binnen einmwöchentlicher Friſt nach der Hebung beffelben. Ver⸗ 
fäumniß dieſer Anzeige erſchwerte den Beweis: eine Vorjchrift, die durch die CPO. 
befeitigt ift. 

Im Strafrecht erfulpirt 3. ben Genöthigten, wenn er durch umwiberftehliche 
Gewalt ober durch eine Drohung, die mit gegenwärtiger, auf andere Weile nicht 
abzumendender Gefahr für Leib und Leben bes Thäters felbft oder feiner Angehörigen 
verbunden war, zur That gezwungen ift. Andererſeits ift Röthigung in mehrfacher 
Beziehung fteafrehtwibrig, crimen vis. 

Lit. u. Gigb.: v. Savigny, Syftem, III. & 114. — göliemann, Die Lehre dom 
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Bwangävergleih (v. Bar, Ih. I. Suppl. S. 91) ift nah ber Deutſchen 
KO. ein im Wege gerichtlicher Verhandlung zwifchen dem Gemeinfchulbner und der 
Mehrheit der nicht bevorrechtigten Kontursgläubiger abgeihlofiener und vom Kon- 
furögerichte beftätigter Vergleich, durch welchen nach Befriedigung bzw. Sicherftellung 
ber Maffegläubiger und beborrechtigten Konfurägläubiger dem Gemeinfchuldner unter 
Aufhebung des Konkurfes die Diepofition über feine Gilter gegen Sicherftellung ober 
Befriedigung aller nicht bevorrechtigten Konkursforberungen zu beftimmten Prozenten 
wieder zurüdgegeben wird. Die Defterreihiiche KO. kennt im gemeinen Konkurſe 
einen „Bergleich“ nur mit freier Einwilligung der Gläubiger, einen „Zwangs- 
ausgleich“ ftatuirt fie allein im kaufmanniſchen Konkurſe, und vegelt ihn in der 
Hauptſache nach gleicher Geſichtspunkten, wie die Deutſche KO. Die Iehtere num 
täßt den 3. in jedem Sonkurfe zu, felbft bei Aetiengejellichaften, bei welchen Vor⸗ 
fteher und Liquidatoren die Geſellſchaft zu vertreten haben; nur bei Genofjenichaften 
hat fie ihn als mit der eigentgämlichen Haftung ber Genoffentehafter unverträglich 
ausgefchloffen. Der 3. kann eine Stundung, einen theilwetfen Erlaß der Forberung, 
welchen aber Dürgen und andere Interzedenten des Gemeinfchuldners nicht geltend 
machen können, eine außergerichtliche Riquidation oder. fonftige Befriedigung: —— 
Teftfeger, wie die Parteien einig werden, nur follen die Rechte für alle nicht ber 
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vorrechtigten Konkursglaubiger bie gleichen ſein, eine Bevorzugung ober Zurückſetzung 
einzelner Gläubiger iſt nur dann geftattet, wenn die dadurch Benachtheiligten zu— 
flimmmen. Der 3. ift ein Vertrag des Gemeinſchuldners mit den nicht bevorrechtigten 
Konkarsgläubigern: die bevorrechtigten Gläubiger brauchen, ihres Recht? wegen auf 
Borzugsbefriebigung, fi) nieht auf ihn einzulaffen, Mafleglänbiger noch weniger, 
und Aus- und Abjonderungsberechtigte find als jolche ja an der Konkurdezekution 
gar nicht betbeiligt. Der 3. wird von der Mehrzahl der im Bergleichätermin an= 
weienden flimmberechtigten Konkursgläubiger abgeichlofien (vgl. d. Art. Gläubiger- 
verfammlung), feine Verbindlichkeit aber wird vom Gelege auf alle nicht bevor⸗ 
rechtigten Konkursgläubiger erftredt, .auch auf die üüherftimmten alfo, die ausge» 
bliebenen und diejenigen, welche ihre Forderungen vor dem Termin noch nicht an= 
gemelbet Hatten. Eben darum und weil der 3. jeine eigentliche Wirkſamkeit erft 
durch Die richterliche Beſtätigung erlange, wird von Ecciug der 3. nicht als Der- 
gleich, jondern als ein Judikat auf ein Verfahren aufgefaßt, in welchen dag 
Recht des Gemeinſchuldners jeftgeftellt werde, feine Gläubiger in einer Weiſe, 
welche von den Formen des Konkursverfahrens gelöft fei, zu befriedigen. Die 
Berechtigung dieſer Auffafjung für die nicht zur Majorität gehörenden Konkura« 
gläubiger kann nun freilich nicht geleugnet werben; es kann ſich mur fragen, 
ob dadurch Überhaupt bie Bergleichänatur des 3. aufgehoben werbe, und dieſe 
Brage, fcheint verneint werden zu müflen. Denn im Grunde bat das Geſetz 
nur die Entjcheibung ber Frage, ob das gemeinjame Intereſſe an der Befriedigung 
beffer durch Fortſetzung des Konkursverfahrens oder durch Annahme des Vergleiches 
gewahrt werde, ber Majorität der Gläubiger anheimgegeben, im Webrigen ift es doch 
nur der Wille der Gläubiger, durch welchen der 3. Tonftituirt wird, weil daß Ge— 
richt bei einem ablehnenden Beichluffe der Mehrheit die Gläubiger zur Annahme 
der Vorſchläge nicht ſchuldig erflären und bei einem annehmenben Beichluffe der 
Mehrheit feine Betätigung nur negativ aus Gründen verfagen kann, welche eben im 
wohlverftandenen Intereſſe der Gläubiger überhaupt gelegen find. — Das Berfahren 
anlangend muß zunächit der Vergleichsvorſchlag, mit deſſen Erhebung, die Ber- 
äußerung ber Konfurgmafie, von Nothverläufen abgefehen, zu fiftiven ift, angeben, in 
welcher Weife die beabfichtigte Befriedigung oder Sicherftellung bewirkt werden ſoll, 
wobei der imperative Ausbrud des Geſetzes jedoch fpätere Ergänzungen, auch Ver— 
einbarung von Abänderungen nicht ausfchließt. Das Gericht hat den Vorſchlag: 
1) von Amtswegen als unguläffig zu verwerfen, mit Rüdficht auf mögliche Güter- 
verichleppung, fo lange ber Schuldner flüchtig ift oder den Offenbarungseid 
weigert, mit Nücdficht auf Vertrauensunwürdigkeit bes Schuldners, wenn er wegen 
betrüglichen Banferutts rechtafräjtig verurtheilt if oder wegen deſſelben Vergehens 
das Hauptverjahren gegen ihn eröffnet baw. wiederaufgenommen und noch anhängig 
it; es Hat dagegen 2) den Vorſchlag nur auf Antrag des Konkursverwalters und 
Gläubigeraußfchufles bzw. des erfteren allein mit Rüdficht auf die vorausſichtliche 
Vergeblichleit der Verhandlungen zurückzuweiſen, wenn im Verfahren ſchon früher 
ein Vergleichsvorſchlag von den Gläubigern abgelehnt oder vom Gericht verworfen 
oder vom Gemeinjchuldner nach Bekanntmachung des DVergleichsterming zurückge— 
nommen worden ift. Wird der Vorfchlag nicht abgewieſen, fo bat der Ausſchuß 
ich über deſſen Annehmbarfeit zu erfläven; eine ungünftige Erklärung hindert die 
Terminsanfegung zur Berhandlung mit den Gläubigern nicht, entzieht aber dem 
Borfchlage jeine Suapenfipfraft bezüglich der Veräußerung der Mafle. Rach Ge- 
nehmigung ber Schlußvertheilung kann der Vorſchlag natürlich nicht mehr verhamdelt 
werben, wird alfo nach diefem Zeitpunkt vergeblich geftellt; vor den allgemeinen 
Prüfungstermin foll, weil die Verhältniffe von Theilungs- und Schuldenmaffe ſich 
nicht genau überjehen laſſen, ein Vergleich nicht geſchloſſen werben. Dagegen darf 
der Vertragstermin, der nicht über einen Monat hinaus anzuberaumen ift, auf An⸗ 
trag des Gemeinfäulbners und de. Ausfchuffes bzw. des Gemeinichuldners allein 
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mit dem allgemeinen Prufungstermin verbunden werden. Der Termin ift öffentlich 
belannt zu machen, bejondere Ladung auch an die Gläubiger, foweit fie ihre Horde 
rungen angemeldet haben, unter Mittheilung des Vergleichsvorſchlags und bed End⸗ 
ergebniſſes der Ausſchußerklärung, ergehen zu lafien; auch find Vergleichsvorſchlag 
und Erklärung bes Ausſchufſes in der Gerichtäfchreiberei zur Einficht der Betheiligten 
nieberzulegen. Im Termin wird unter Leitung des Gerichts verhandelt, nach Schluß 
der Berhanblung zur Abftimmung gefchritten. Die Annahme bes Vorſchlags er- 
fordert die Majorität der anweſenden ftimmberechtigten Konkursgläubiger und zu- 
gleich, daß diefe Majorität drei Viertheile der ftimmberechtigten Konkursforberungen 
repräfentire. Iſt eine Mehrheit nur in einer diefer Beziehungen erlangt worden, jo 
Tann der Gemeinjhulbner vor Schluß des Termins auf fofortige Anfegung und Ber- 
Zündung eines neuen Termind zur Wiederholung der Abftimmung antragen. 

der Bergleich angenommen, jo bat das Gericht nach Anhörung der Gläubiger, des 
Verwalter, des Außfchuffes, welche im Annahmetermin ober in einem bier zu ver⸗ 
lündenben neuen Termin erfolgen Tann, durch einen zu verkündenden Beichluß, gegen 
welchen binnen zwei Wochen von der Verkündung der Gemeinfulbner und jeder 
ftimmberechtigte oder feine Forderung befcheinigende Gläubiger die jofortige Beſchwerde, 
aber nur ein Mal, einwenden können, den Vergleich zu beftätigen oder zu vertverien. 
Die Verwerfung erfolgt 1) von Amtäwegen, wenn ein Fall der Unzuläffigkeit bes 
3. fich nachträglich ergeben - hat oder die für das Verfahren und ben Abſchluß bes 
Dergleich® gegebenen Vorfchriften nicht beobachtet find und das Fehlende nicht er⸗ 
gänzt werden Tann; 2) auf Antrag eines ftimmberechtigten ober feine Forderung be 
ſcheinigenden Gläubigers, wenn der Vergleich durch Begünftigung eine® Gläubiger 
oder durch Betrug, Auslaufen eines Gläubigers ober ſonſt in unlauterer Weile zu 
Stande gebracht ift, oder wenn der Vergleich dem gemeinfamen Interefie der bei 
ihm überhaupt betheiligten Gläubiger in Mbficht auf die Gleichheit der Rechte, die Güte 
der Sicherheitäleiftung, die Höhe der Dividenden ıc. widerfpricht. Der Gläubiger hat die 
betreffenden Thatjachen glaubhaft zu machen. Iſt der Vergleich beftätigt und die 
Betätigung rechtskräftig geroorben, fo ift nach Berichtigung der Maſſeanſprüche ober, 
wenn fie beitritten find, Sicherftellung, nach Berichtigung der beborrechtigten Forde- 
rungen ober, wenn fie glaubhaft gemacht find, Sicherftellung, nach Beſchaffung ber 
im Vergleiche bedungenen Sicherheit und nach Abnahme der Schlußrechnung, die 
jedoch ſchon im DVergleichätermin gefchehen Tann, die Aufhebung des Konkurjes zu 
beſchließen und unter Angabe des Grundes derfelben öffentlich, insbefondere auch im 
NeichBanzeiger, bekannt zu machen und denjenigen Hypotheken⸗, Dienftbehörden mit 
‚zutheilen, welchen die Eröffnung des Konkurſes mitgetheilt wurde. Mit ber dffent- 
lichen Bekanntmachung des Beichlufies erhält der Gemeinſchuldner die Diapofition 
über feine Güter zurüd. Die Konkursgläubiger, deren Forderungen jeftgeftellt und 
nicht vom Gemeinſchuldner im Prüfungstermin außdrüdlich beftritten find, erhalten 
durch die rechtöfräjtige Betätigung des 3. gegen ben Gemeinjchuldner und feine 
Vergleichsbüurgen und Interzedenten, wenn die Einrede der Vorausklage nicht vor- 
behalten wurde, das Recht fofortiger Zwangsvollftredung nach der CPO., in Abficht 
auf welche Klagen auf Vollſtreckungsklauſel, Klagen aus Einreden gegen den An⸗ 
ipruch ıc. vor dag Konkurägericht ala Amtsgericht bzw. das Landgericht des gleichen 
Bezirks gehören. Ein Recht auf eine Hypothek am unbeweglichen Vermögen des 
Schuldners kann für feftgeftellte Forderungen nur dann beanfprucht werben, wenn 
nad Landesgeſetz ein Urtheil eine folche überhaupt begründet, ober wenn ein Arreſt⸗ 
grund vorliegt. Die Aufhebung endlich des 3. anlangend, jo Tann ein einzelner 
Gläubiger für feine Perfon denfelben hinſichtlich eines vergleichsmäßigen Erlaſſes 
feiner Forderung anfechten, wenn er nachweift, daß der 3. durch Betrug zu Stande 
gebracht ift, vorausgefetzt, daß er biefen Anfechtungsgrumd nicht fchon im Beftäti« 
gungsverfahren vorzubringen vermochte. Die rechtskräftige Verurtheilung bes Ge 
meinſchuldners wegen betrüglichen Banferutts dagegen hebt nachträglich für alle Kon- 
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kursgläubiger den vergleichsmäßigen Erlaß ihrer Forderungen auf, fo daß dag Kon⸗ 
kursverfahren, vorbehältlich genügenber Maſſe, durch Beſchluß des Gerichts anf Antrag 
jedes Konkursgläubigers wieder aufgenommen, ja noch vor Rechtskraft der Verur— 
tHeilung des Schuldners vorläufige Sicherungsmaßregeln auf Antrag verfügt werben 
tönnen. Gläubiger im wieberaufgenommenen Konkursverfahren find, ſofern fie ſich 
melden, die alten Konkursgläubiger, die bevorrechtigten eingeſchloſſen, und zwar für 
den Theil ihrer Forderungen, welcher noch nicht getilgt ift; außerdem neu binzu= 
kommende Gläubiger der Zwiſchenzeit, die jedoch an einer für Erfüllung des 3. ge= 
leiſteten Sicherheit keinen Antheil haben. Früher geprüfte Forderungen werden nur 
hinfichtlich einer inzwiſchen eingetretenen Tilgung geprüft. In Abſicht auf Anfech- 
tung von Rechtshandlungen der Zwiſchenzeit gilt für das neue Verfahren der Tag 
der Verkündung des erften Strafurtheils gegen den Schuldner ala Tag der Zahlungs- 
einftellung. Im Uebrigen kommen die Borjchriften für das gewöhnliche Konkurs⸗ 
verfahren auch hier zur Anwendung. 
PR en a. Lit.: Bu e ND. ie Pa 13 200, Fetk nt. ©. 390 
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Zwanaoweunre rung (früher Erekution) iſt die zwangsweiſe Durch⸗ 
führung einer richterlichen Verfügung, insbeſondere aber des Endurtheils oder auch 
ausnahmsweiſe eines Parteidispoſitionsaktes gegen den renitenten Theil. Die 
Deutihe CPO. Hat troß der einheitlichen Regelung der 3. — abgefehen von ber 
durch fie nicht berührten Adminiftrativerefution — e8 bei den landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die 3. wegen Geldforberungen gegen den Fiskus, Gemeinden und 
andere Kommunalverbände, ſowie gegen Korporationen, deren Vermögen von Staats- 
behörben verwaltet wird, belafien. Werner ift auch die 3. in das unbewegliche 
Vermoͤgen wegen ihrer Berührung mit dem materiellen Grundeigentfums- und 
Hypothekenrecht nur hinfichtlich der — der Gerichte und der Grundſätze über 
das Bertheilungsverjahren einheitlich normirt. 

I Vorausſetzungen. Die 3. findet ftatt: 

1) aus einem jeiten® eine Deutfchen ordentlichen Gerichte erlaffenen Endur- 
teil (Theilurtheil), welches eine Partei zu einer beftimmten Handlung oder Leiftung 
verurtheilt, wenn daffelbe rechtäfräftig geworden, oder 

2) von dem Progeßgerichte für vorläufig (d. 5. ſchon vor Eintritt ber 
Rechtskraft) vollftredbar erklärt worden ift. 

Die vorläufige Vollſtreckbarkeit ift in dem zu erlaffenden Urtheil von 
Amtswegen auazufprechen a) bei Urtheilen auf Grumd eines Anerkenntniffes, 
b) auf Feſtſetzung einer der in einem früheren bedingten Endurtheile alternativ 
ausgeſprochenen Folgen, c) bei dem zweiten und jerneren in berjelben Inftanz gegen 
diefelde Partei in der Hauptjache ergehenden Berfäumnißurtheil, d) bei Urtheilen 
im Arkunden- oder Wechfelprogeß, e) bei Urtheilen auf Aufhebung von Arreften 
oder einftweiligen Verfügungen und f) auf Zahlung laufender, fünftiger und im legten 
Vierteljahr vor der Klagerhebung jällig getvordenen Alimente. Außerdem find auch 
auf Parteiantrag, welcher indefien in der mündlichen Verhandlung vor Erlaß des 
Urtheila zu ftellen ift, für vorläufig vollftreckbar zu erklären Urtheile, wenn fie 
betreffen a) Streitigkeiten zwiſchen Vermiethern und Miethern wegen Ueberlaffung, 
Benugung und Räumung von Wohnungs- und anderen Räumen oder wegen Zurück- 
haltung der vom Miether eingebrachten Sachen, b) Streitigkeiten zwiſchen Dienſt⸗ 
herrſchaft und Gefinde, zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern binfichtlich des Dienſt⸗ 
und Arbeitverhältniffes, fowie zwiſchen jelbftändigen Gewerbetreibenden unb ihren 
Gefellen, Gehülfen und Lehrlingen wegen Antritt, Fortſetzung ober mas des 

v. Holgenborff, Gnc. II. Retölegikon TIL 3. Aufl. 


1490 Zwangsvollſtreduug. 


Arbeite- und Lehrverhältniſſes, wegen der gegenſeitigen Leiſtungen während ber Dauer 
deffelben ober wegen der GErtheilung oder des Inhalts von Abgangszeugnifien, 
c) Streitigkeiten zwifchen Reifenden und Wirthen, Fuhrleuten, Schiffern, Flößern 
oder Auswanderungserpedienten in Ginjchiffungshäfen wegen Wirthözechen, Fuhrlohn, 
Neberfahrtögeldern, Beförderung der Reifenden und ihrer Habe, über Berlufte und 
Beichädigung der letzteren, ſowie Streitigkeiten zwiſchen Reifenden und Handwerkern, 
welche aus Anlaß der Reife entitanden find, endlich d) Erkenntniſſe, welche eine 
BVerurtheilung an Geld ober Geldeswerth bis zu 300 Mark einfchließlich ausfprechen. 
Daffelbe Hat zu geichehen, e) wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Ausfeung ber 
Vollſtreckung dem Gläubiger einen ſchwer zu erſetzenden ober ſchwer zu ermittelnben 
Rachtheil bringen würde oder wenn der Gläubiger fich erbietet, vor der Bollftredung 
Sicherheit (cautio de restituendo) zu leiften. In allen Fällen, mag die vorläufige 
Bollftrefbarfeit von Amtswegen oder nur auf Antrag auszufprechen fein, kann das 
Gericht auf Antrag des Schuldners die Anordnung der vorläufigen Bollftredbarleit 
von borgängiger Sicherheitaleiftung jeitens des Gläubiger abhängig machen, au 
bat es dem Schuldner auf feinen Antrag die Abwendung der Vollftredung durch 
Sicherheitsleiftung der Hinterlegung des Streitgegenftandes zu geftatten, falls der 
Gläubiger fi nicht zu vorgängiger cautio de restituendo erbietet. Macht endlich 
der Schuldner glaubhaft, daß ihm die Vollftrefung bes Urteils einen nicht zu er- 
ſetzenden Nachtheil zufügen würde, fo ift auf feinen Antrag auazufprechen, daß das 
(fonft von Amiswegen für vollftrefbar zu erflärende) Urtheil vorläufig nicht voll- 
ftredbar fei oder der Antrag auf Vollſtreckbarkeitserklärung zurückzuweiſen. In der 
Berufungsinftang muß auf Antrag über die vorläufige Vollſtreckbarkeit zunächft ver— 
bandelt und erfannt werben, und e& findet eine weitere Anfechtung ber ergebenden Ent⸗ 
ſcheidung nicht ftatt. Auch hat bei eingelegter Berufung oder erhobenem Einfpruch das 
zur Entſcheidung berufene Gericht in Betreff von Anordnungen der eben gedachten Art 
diefelben Befugniffe, wie das Gericht, welches das frühere Urtheil erlaſſen hat. Die 
vorläufige Voilſtreckbarkeit tritt außer Kraft mit der Verkündung eines Urtheils 
welches die Entſcheidung in ber Hauptſache oder die Vollſtreckbarkeitserklärung aui- 
hebt. In diefem Falle iſt der Kläger auf Antrag des Beklagten zur Rüderftattung 
bes dem erjteren auf Grund des vorläufig vollſtreckbaren Urtheils bereit? Gezahlten 
und Geleiſteten zu verurtheilen. 

3) Aus Vollftredungsurtheilen (f. diefen Art.), wenn fie rechtskräftig 
oder nach Maßgabe der zu 2 erwähnten Vorausſetzungen für vorläufig vollftredbar 
erflärt worden find. 

4) Aus Entſcheidungen, gegen welche das Rechtsmittel der Beſchwerde ftatt- 
findet (3. B. Koftenfeftfegungen, Entſcheidungen gegen ungehorfame Zeugen und 
Sachverftänbige). 

5) Aus dem im Mahnverfahren Erlaffenen Vollſtreckungsbefehlen. 

6) Aus Vergleichen, welche entweder nach der Klageerhebung vor einem Deutſchen 
Gerichte zur Beilegung des Rechtsſtreites, oder welche vor einem ſolchen im amts⸗ 
gerichtlichen Sühnetermin gefchloffen find. 

7) Aus Urkunden Deutfcher Gerichte oder Notare über Schulbverpflichtungen 
auf beitimmte Quantitäten von Fungibilien, in benen der Schulbner ſich der fofortigen 
3. unterworjen bat. 

8) Aus anderen Schulbtiteln, welche die Landesgeſetzgebung für vollſtreckbar 
erklärt Hat (3. B. in Preußen aus Vergleichen vor Schiedsmännern). 

In formaler Beziehung kann bie 3. nur auf Grund einer vollftredbaren 
Ausfertigung des Exekutionstitels erfolgen, d. h. einer folcden, welcher die unter- 
fiegelte und unterfchriebene Vollſtreckungsklauſel („Vorftehende Ausfertigung 
wird dem N. N. zum Zwecke der 3. ertheilt”) beigefügt ift. Sie darf bderjelben 
Partei für die Regel nur einmal ertheilt werden, um den Schuldner vor mehrfacher 
3. zu fügen. Die vollftrefhare Ausfertigung eines Urtheils ober einer Entſcheidung, 
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gegen welche die Beſchwerde ſtattfindet, iſt auf Antrag von dem Gerichtsſchreiber des 
erſtinſtanzlichen Gerichts, und nur ſo lange der Prozeß in der höheren Inſtanz 
ſchwebt, von dem Gerichtsſchreiber der letzteren zu ertheilen, einer gerichtlichen Ur— 
tunde (auch eines gerichtlich abgeichloffenen Vergleichs, vom Gerichtsfchreiber des 
AUrkundsgerichts) und einer notariellen von dem Notar oder der Behörde, welche die 
Rotariatsurkunde bewahrt, während dagegen die Vollftreckungsbefehle keiner derartigen 
Klauſel, abgejehen von dem Falle, wo auf Seiten des Gläubigers oder ded Schuldners 
eine Rechtsnachfolge eingetreten ift, bebürfen. Hängt die Vollſtreckung des Urtheils 
feinem Inhalte nach von einer anderen VBorbedingung als einer dem Gläubiger ob- 
Liegenden Sicherheitsleiftung ab, jo kann bem letzteren eine vollſtreckbare Ausferti— 
gung nur ertheilt werden, wenn zuvor der Eintritt der Bedingung durch öffentliche 
Urkunden dargethan if. Wenn nach Erlaß des Urtheils eine Rechtenachfolge auf 
Seiten der einen ober andern Partei ftattgefunden Haß fo kann die Außfertigung 
zwar fir und gegen ben Rechtsnachfolger ertheilt werben, inbeffen muß bie 
Rechtsnachfolge beim Gericht offenkundig fein oder durch öffentliche Urkunden nach— 
gewiefen werden. In beiden Fällen darf der Gerichtsichreiber die Vollſtreckungs— 
klauſel nur auf Anordnung des Vorſitzenden ertheilen und der letzteren ift in ber 
Klauſel ſelbſt Erwähnung zu thun, ja der Exekutionsſucher, welcher den erwähnten 
Nachweis nicht durch öffentliche Urkunden zu führen vermag, muß fogar beim Pro= 
zeßgericht erſter Inftanz auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel Klage erheben. 
Ueber Einwendungen, welche der Schuldner gegen die Ertheilung der Vollftredungs= 
£laufel erhebt, entfcheidet dasjenige Gericht, defien Gerichtäfchreiber fie ertheilt Hat. 
Die Entſcheidung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. Auch ift 
das Gericht befugt, vorher eine einftweilige Anordnung zu erlaffen, insbeſondere zu 
beftimmen, daß die 3. einftweilen gegen oder ohne Sicherheitsleiftung einzuftellen 
oder nur gegen eine folche (cautio de restituendo) jortzufegen jei. 

II. Organe der 3. Die Vollftrefungsorgane bilden die Gerihtsboll- 
zieher (f. diefen Art.) und ausnahmsweiſe bei Erefutionen in Forderungen und 
andere Bermögenärechte, fowie in unbewegliche Vermögensſtücke, ferner bei Exekutionen 
aus Urtheilen auf Handlungen oder Unterlaffungen das Gericht, ala fog. Boll- 
ftredungsgericht, d. h. in der Regel das Antögericht, in deſſen Bezirk die 
Bollftredung vorgenommen werden foll oder vorgenommen worden ift. Im Uebrigen 
greift das Gericht, abgejehen davon, baß e# die Auffichtebehörbe für die Gerichte- 
vollzieher bildet, nur dann ein, wenn eine Entjcheidung über Einwendungen und 
ſonftige Streitpunkte im Laufe ber 3. erforderlich wird. 

II. Das Z.verfahren im Allgemeinen. Dem Gerichtsvollzieher ift 
direft durch den Gläubiger oder unter Bermittelung des Gerichtafchreibers des Voll- 
ftredungsgerichteß der Auftrag zur 3. unter Zuftellung der mit der Volljtredungs- 
klauſel verjehenen Ausfertigung zu ertheilen. In dem Auftrage Tiegt zugleich die 
nad außen Hin nicht entziehbare ober beſchränkbare Ermächtigung des Gerichts- 
vollziehers, die fchuldigen Zahlungen oder Leiftungen in Empfang zu nehmen, 
darüber zu quittiren Corbefalttich bes Rechtes des Schuldners, auch noch vom 
Gläubiger Quittung zu verlangen) und dem Schuldner nach geleifteter Erfüllung 
die volſſtreckbare Augfertigung auszuhändigen, wogegen der Gerichtövollzieher theil- 
weife Leiftungen nur auf der Ausfertigung zu vermerken und dem Schuldner darüber 
Quittung zu geben hat. Der Befib der vollſtreckbaren Ausfertigung Iegitimirt ben 
Gerichtsvollzieher gegenüber dem Erequenden und britten Perfonen, ohne daß er 
den erhaltenen Auftrag nachzuweiſen verpflichtet, ja ohne daß ein Beweis der Nicht- 
extheilung ſeitens de3 Exequenden ftatthaft ift. 

Der Gerichtsvollzieher darf die 3. nur beginnen, wenn die Perfonen, für und 
gegen welche fie ftattfinden jo, in dem Exekutionstitel ober in der Vollſtreckungs- 
klauſel namentlich bezeichnet, und der Titel dem Exequenden jchon vorher zugeftellt 
ift oder gleichzeitig vor Beginn der 3. zugeftellt wird. Daffelbe gilt in Betreff der 
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Vollſtreckungsklauſel, wenn die Vollſtreckung des Urtheild nach feinem Inhalte von 
dem durch den Gläubiger zu beweifenden Eintritt einer Thatfache abhängt oder 
wenn e8 ſich um bie Vollſtreckung für oder gegen Nechtsnachiolger handelt. Iſt 
eine folche Klaufel auf Grund einer öffentlichen Urkunde ertheilt, fo bebarf es ferner 
auch der vorgängigen Zuftellung einer Abjchrift der letzteren. Ebenſo ift mit ber 
Abſchrift einer ſolchen Urkunde zu verfahren, wenn die Vollftredung von einer 
feiten® des Glaubigers zu beftellenden Sicherheitäleiftung abhängig ift, da die Kau- 
tionsbeftellung nur durch eine derartige Urkunde nachgewiefen werben kann. Bei 
einem erft an einem beftimmten Salendertage fälligen Anfpruche muß der Ablauf 
defjelben abgemwartet werden, ehe mit der 3. begonnen werben Tann. 

Die Art, wie des Näheren die 3. zu bewirken ift, hängt von ber Art der dom 
Schuldner zu machenden Leiftung, bzw. dem anzumendenden Zwangs- ober Ere- 
tutionsmittel ab. Wise ſolche Mittel gewährt die Deutſche EPD.: 1) die 
Wegnahme der gejchuldeten Sache; 2) die Pfändung und Veräußerung beweglicher 
und unbeiveglicher Sachen des Schuldners, einjchließlich der Pfändung von Yor- 
derungen und anderen Vermögensrechten; 3) die Androhung und Einziehung von 
Geldſtrafen und 4) die Haft. Dagegen kennt die Deutfche CPO. keine fog. Ere- 
tutionagrade, d.h. feine Vorjchriften dahin, daß beftimmte Exekutionsmittel erſt 
vergeblich verfucht fein mäüffen, ehe zur Anwendung eines anderen gejchritten werben 
ann, vielmehr darf, foweit ein ſolches Mittel überhaupt im gegebenen Falle ſtatthaft 
(fiede nachher) nicht nur eine beliebige Auswahl getroffen werben, ſondern, wenn es 
zur Erzwingung ber dem Schuldner obliegenden Leiftung in voller Höhe erforberlich 
ift, auch eine Häufung der Mittel erfolgen. 

Für alle Arten von 3. gilt Folgendes: 1) Der Gerichtsvollzieher kann die 3. 
zur Nachtzeit, ſowie an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen nur mit Erlaubniß 
des Amtsrichters, in deffen Bezirk er vollftreden will, und unter Borzeigung dieſer 
Erlaubniß vornehmen. 2) Soweit erforderlih, ift ex befugt, die Wohnung und 
Behältniffe des Schuldners zu durchſuchen, fowie verjchloffene Thüren und Behält- 
niffe öffnen zu laſſen. 3) Etwaigen Widerftand kann er durch Gewalt, und 
nöthigenfalla unter Heranziehung der Erefutivpoligei (und durch Vermittelung des 
BVollftredungsgerichtes auch militärifcher Hülfe) befeitigen. 4) Wenn bei einer Boll- 
ſtreckungshandlung Widerftand geleiftet wird oder in der Wohnung des Schuldners 
weder dieſer felbft noch eine zur Familie gehörige oder in berjelben dienende er» 
wachſene Perfon gegenwärtig ift, fo hat er zwei großjährige Männer oder einen 
Gemeinde» oder Polizeibeamten zuzuziehen. 5) Jeder bei dem Vollſtreckungsver— 
jahren betheiligten Perfon muß auf Begehren Einficht ber Akten des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers und Abfchrift einzelner Aktenſtücke ertheilt werden. 6) Ueber jede Boll- 
ftredungshandlung ift vom Gerichtsvollzieher ein Protokoll aufzunehmen, welches 
insbeſondere die weientlichen Vorgänge, ferner die Unterfchriften der Perfonen, mit 
welchen verhandelt worden, die Bemerkung, daß ihnen da® Protokoll vorgelejen 
worden, bie Genehmigung beffelben ſeitens der Ießteren, eventuell die Angabe der 
Gründe, warum dieſen eben gedachten Erforberniffen nicht hat genügt werden können, 
endlich die Unterfchriit des Gerichtövollzieherd enthalten muß. 7) Die bei der 3. 
erforderlichen Mittheilungen und Aufforderungen find dom Gerichtsſchreiber mündlich 
zu erlaffen und zu protofolliren, nur jalla das erftere nicht möglich ift, den Be— 
theiligten durch Zuftellung einer Protofollabfchrift fund zu thun und das Grforder- 
Tiche darüber im Protokolle zu bemerken. 

Ueber Anträge, Einwendungen und Erinnerungen in Betreff der Art und Weile 
der 3. oder des vom Gerichtsvollzieher zu beobachtenden Verfahrens enticheidet das 
Vollſtreckungsgericht, welches dabei dor der Entſcheidung einftweilige Anordnungen 
erlaffen, insbejondere die 3. gegen oder ohne Sicherheitäleiftung einftweilen ein= 
ftellen oder nur gegen eine jolche fortfegen iaſſen kann. Deögleichen gebührt dem 
Gericht die Entfcheidung bei der Weigerung des Gerichtövollziehers, einen Z.aui« 
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trag zu übernehmen oder die 3. dem Auftrage gemäß auszuführen, jowie bei Erin- 
nerungen gegen die vom Gerichtsvollzieher in Anſatz gebrachten Koften. 

Einwendungen gegen den zur 3. gebrachten Anfpruch find nur infoweit ftatt- 
haft, als fie erft nach dem Schluffe der mündlichen Verhandlung, in welcher fie 
fpätefteng hätten geltend gemacht werden können, entftanden find und auch nicht 
mehr im Wege des Einfpruch® erhoben werden können. Solche Einwendungen (und 
zwar wenn dem Grequenden mehrere derfelben zuftehen, alle gleichzeitig) find im 
Wege einer jürmlichen Klage bei dem Prozeßgericht, welches das Urtheil erlaffen 
bat, geltend zu machen. Dafjelbe ift der Fall, wenn der Schuldner feine Einwen- 
dungen darauf ftüßt, daß bei der Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel der Eintritt 
einer Rechtsnachfolge oder eine Thatſache, von welcher die 3. im Urtheil abhängig 
gemacht ift, zu Unrecht ala erwieſen angenommen worden jei. Bei biejen Prozefjen 
ann das Prozefgericht auf Parteiantrag, deſſen thatfächliche Gründe glaubhaft zu 
machen find, anordnen, daß biß zum Erlaß des Urtheil® die 3. gegen ober ohne 
Sicherheitzleiftung eingeftellt oder nur gegen eine folche fortgejeßt werde, ja auch 
die bis dahin erfolgten Bollftredungsmaßregeln gegen Kaution aufheben. Diefe 
Anordnungen Tann in dringenden Fällen auch das Vollſtreckungsgericht treffen, bat 
aber dabei eine Friſt zu ſehzen, innerhalb welcher die Entfcheidung des Progeßgerichts 
beizubringen ift, und nach deren fruchtlofem Ablauf die 3. fortgejeßt wird. Weber 
alle dieſe Anträge kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entſchieden werben. 
Das Prozegericht ift jerner befugt, in dem Urtheil über die flageweife geltend 
gemachten Einwendungen ebenfalls Anordnungen der bezeichneten Art zu erlaffen oder 
die bereit früher getroffenen aufzuheben, abzuändern oder au beftätigen. 

Wenn ein Dritter ein die Veräußerung Hinderndes Recht an dem Gegenjtand 
der 3. geltend machen will, fo Yat er bie im Wege der Klage gegen den Gläu- 
biger, bzw. auch den mitwiderfprechenden Schuldner bei dem fachlich zuſtändigen 
Gericht (Amts- oder Landgericht), in defien Bezirk die, 3. erfolgt, zu thun (ſog. 
Erefutiong« oder Bollftrefungsintervention). Für die Einftellung der 
3. und die Aufhebung der bisherigen BVollftrefungsmaßregeln kommen die für bie 
zuletzt erwähnten Fälle maßgebenden Borfchriften zur Anwendung, nur kann die 
Aufhebung der Mafregeln auch ohne Kautiongleiftung erfolgen. 

Eine Einftellung ober entjprechende Beſchränkung der 3. muß, abgefehen 
von einem Antrage des Exekutionsſuchers ſelbſt, erfolgen: 1) wenn vorgelegt wird 
die Ausfertigung einer vollſtreckbaren Entjcheidung, durch welche dag zu vollſtreckende 
Urtdeil oder defjen vorläufige Vollitrebarkeit aufgehoben oder die 3. für ungültig 
erklärt ober deren Einftellung angeordnet ift, 2) die Ausfertigung einer gerichtlichen 
Entſcheidung, welche die einftweilige Einftellung der Vollftredung oder einer Voll— 
ſtreckungsmaßregel verfügt, 3) eine öffentliche Urkunde, durch welche die Beftellung 
der zur Abwendung der 3. geftatteten Sicherheitsleiftung oder die Bewirkung einer 
derartigen Hinterlegung bargethan wird, 4) eine öffentliche oder eine vom Gläu— 
biger außgeftellte Privaturfunde, welche die Befriedigung des letzteren nach Erlaß 
des Urtheils oder eine Stundungsbewilligung ſeitens deſſelben darthut, 5) ein Poft- 
ſchein, nach welchem die zur Befriedigung des Gläubigers erforderliche Summe nach 
Erlaß des Urtheils zur Auszahlung an dem Iehteren bei der Poft eingezahlt ift. 
In den Fällen Nr. 1 und 8 find auch die ſchon erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln 
aufzuheben, in den Fällen 4, 5, ſowie auch im Fall 2, fofern im letzteren nicht 
etwa die Aufhebung gleichfall3 angeordnet ift, bleiben fie Dagegen einſtweilen beftehen. 

IV. Das Z.verjahren im Einzelnen. 

1) Bei Urtheilen auf Herausgabe von Saden. Steht hier eine 
bewegliche Sache oder eine beftimmte Quantität folder Sachen (gleichviel ob ver- 
tretbare ober nicht) in Frage, jo Hat ber Gerichtövollzieher diefe Sachen dem 
Schuldner wegzunehmen und dem Gläubiger zu übergeben. Werden die Sachen 
beim Schuldner nicht vorgefunden, jo kann der Gläubiger vom Schuldner die Ab— 
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leiftung bes fog. Offenbarungseides (f. diefen Art.) verlangen. Wenn e& ſich da- 
gegen um eine unbewegliche Sache oder ein bewohntes Schiff Handelt, jo hat der Ge- 
richtsvollzieher den Schuldner aus dem Befige zu ſetzen und den Gläubiger in denfelben 
einzuweifen. Die etwaigen, in ber Sache befindlichen Mobilien, welche nicht Gegen- 
ftand der 3. find, werben weggeichafft und dem Schuldner, eventuell feinem Vertreter 
oder feinen Yamiliengliedern oder Dienftboten übergeben, äußerſtenfalls auf Koften 
des Schuldners in das Pfandlokal gefchafft. Bei Zögerung defielben mit der Ab- 
forberung können fie auf Anordnung des Vollitredungsgerichtes verkauft und ber 
Erlös Hinterlegt werben. 

Eine Sache, welche fi in dem Gewahrfam eines Dritten befindet, darf ber 
Gerichtövollzieher aber gegen den Widerſpruch defielben nicht wegnehmen, vielmehr 
muß der Gläubiger in einem ſolchen Falle den etwaigen Anſpruch feines Schuldners 
gegen den Dritten auf Herausgabe der Sache pfänden Laflen (ſ. unten Ar. 2. A. b). 

2) Bei Urtheilen auf Zahlung einer Geldfumme. Die 3. kann 
bier in das bewegliche und unbewegliche Vermögen de Schuldners erfolgen. 
A. In dad bewegliche Vermögen gejchieht fie durch Pfändung, d. h. dadurch 
daß eine Sache ala Pfand des Gläubigers erklärt und behandelt wird. Gepfändet 
werben dürfen nur jo viele Sachen, als zur Befriedigung des Gläubigers und zur Dedung 
der Koften der 3. erforderlich find. Steht zu erwarten, daß durch die Verwerthung 
der abzupfändenden Gegenftände höchſtens die Koſten gebedt werben, jo hat die 
Pfändung zu unterbleiben. Durch die Pfändung erwirbt der Gläubiger ein Pfand- 
recht an den gepfändeten Sachen, welches ihn im Verhältniß zu anderen Gläubigen 
diefelben Rechte, wie ein vertragsmäßig begrändetes Fauftpfandrecht gewährt, und 
dem durch eine fpätere Pfändung erlangten vorgeht. Führt die Pfändung nicht zu 
voller Befriedigung des Gläubiger oder kann er glaubhaft machen, daß er eine 
ſolche dadurch nicht erlangen kann, fo ift er berechtigt, von dem Grequenden bie 
Ableiftung des Offenbarungseides (f. diefen Art.) zu verlangen. Ein Dritter 
kann ber Pfändung einer Sache, welche fich nicht in feinem Beſitze befindet, auf 
Grund eines Pfand⸗ oder Vorzugsrechtes nicht wibderfprechen, wol aber im Wege der 
Klage feinen Anfpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöfe bei dem Voll» 
ftredungsgericht oder bei fachlicher Zuſtändigkeit des Landgerichts bei demjenigen, 
in deſſen Bezirk das erftere Liegt, geltend machen. 

Des Näheren geftaltet fi) das Pfändungsverfahren dahin: a) Körperliche 
Sachen werden in der Weile abgepfändet, daß fie der Gerichtävollzieher in Beſitz 
nimmt oder daß er, wenn er fie im Gewahrfam des Schulbnerd läßt — was mit 
Einwilligung des Gläubigers ober bei etwaigen, einem anderen Verfahren entgegen- 
ftehenden, erheblichen Schwierigkeiten geſchehen kann —, die Pländung durch An- 
legung von Siegeln oder auf fonftige Weile erfichtlich macht. Bon der erfolgten 
Pfändung ift der Schuldner in Kenntniß zu jeßen. Ausgenommen von der Pjän- 
dung find gewiffe, dem Schuldner und feiner Familie unentbehrliche Sachen (Klei⸗ 
dungaftüde, Betten, Hausgeräth, Nahrungs und Feuerungsmittel, Vorräthe, Werk- 
zeuge, bei Beamten, Offizieren, Geiftlichen und Lehrern auch ein beſtimmter Geld- 
betrag, vgl. $ 715 der CPO.). Gepfänbetes Geld ift vom Gerichtsvollzieher an den 
Gläubiger abzuliefern. Die Wegnahme des Geldes gilt als Zahlung jeitens bes 
Schuldners, fofern dem letzteren nicht nachgelafjen ift, die 3. durch Sicherheits- 
leiftung oder Hinterlegung abzuwenden. Andere Sachen find vom Gerichtövollzieher 
— für die Regel nicht vor Ablauf einer Woche feit der Pfändung — Öffentlich zu 
verjteigern. Die Empfangnahme des Erlöfes gilt ebenfalls ala Zahlung ſeitens bes 
Schuldners in dem Umfange, wie bie Pfändung vorgejundenen Geldes. Koſtbarkeiten 
find vorher durch einen Sachverftändigen abzufchägen. Bon diefen dürfen Gold- und 
Silberſachen nicht unter dem Gold» und Silberwerth zugefchlagen werden, eventuell 
kann fie der Gerichtsvollzieher aus freier Hand zu dieſem Werthe verlaufen. Ge— 
pfändete Werthpapiere, welche einen Börſen- oder Marktpreis Haben, werben frei- 
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Händig zum Tageskurſe veräußert. Bei auf Namen lautenden Wertpapieren kann 
der Gerichtsvollzieher ermächtigt werben, die Umjfchreibung auf den Namen des 
Käufers zu erwirken und die dafür erforderlichen Erflärungen an Stelle des Schuld- 
ners abzugeben. Das Bollftredungsgericht Hat die Befugniß auf Antrag des Gläu⸗ 
biger8 oder des Schuldners eine anderweitige Art der Verwerthung der gepfänbdeten 
Sache ober eine DVerfteigerung durch eine andere Perſon, ala den Gerichtsvollzieher 
anzuordnen. Die Pfändung von Sachen, welche ſchon anderweit gepjändet worden 
find, wird dur die in das Protokoll aufzunehmende Erklärung des Ge— 
richtsvollziehers bewirkt, daß er fie auch im Namen feines Auftraggebers piände 
Gog. Anſchlußpfändung). Die Abfchrift des Protokolls ift dem Gerichtevoll- 
zieher, welcher die erfte Pfändung vorgenommen Bat, zuzuſtellen. Auf dieſen geht 
Terner Traft Geſetzes mangels anderweiter Anordnung des. Vollſtreckungsgerichtes ber 
Auftrag des zweiten Gläubigerd über und die Verfteigerung erfolgt für alle bethei⸗ 
ligten Gläubiger (im Uebrigen vgl. hierzu den Art. Bertheilungspverjahren). 
b) Die 3. in Forderungen und andere unkörperliche Vermögensrechte 
43. B. Nießbrauchsrechte) erfolgt unter Leitung und Bermittelung des Vollitredungs- 
gerichtes, hier de Amtögerichtes des allgemeinen Gerichtsftandes des Schuldners, 
eventuell de3 belegenen Vermögens. Nur die Pfändung von Wechſelforderungen und 
anderen indofjablen Papieren wird dadurch bewirkt, daß fie der Gerichtsvollzieher 
in Beſitz nimmt. In anderen Fällen erläßt das Gericht, fofern es id um For— 
Derungen auf Geld Handelt, auf Antrag bes Gläubigerd ein Verbot an ben 
Drittjchulbner, d. 5. den Schuldner des Erequenden, an ben erfteren (d. 5. ben 
Erequenden) Zahlung zu leiſten, ſowie ein Gebot an biefen, fich der Einziehung 
Der Forderung zu enthalten. Der Gläubiger hat diefen Beſchluß des Gerichtes dem 
Drittſchuldner zuftellen zu laffen. Mit diefer Zuftellung gilt die Pfändung der 
Worberung, bei Forderungen auf fortlaufende Bezüge, auch die der nach der erſten 
Pländung fällig werdenden Beträge ala bewirkt. Der Gerichtävollzieher, welcher die 
gedachte Zuftellung vorgenommen hat, hat fobann ben erwähnten Beichluß mit einer 
Abjchrift der Urkunde über die Zuftellung an den Drittichuldner auch dem Erequen- 
den zuzuftellen, fofern nicht eine öffentliche Zuftellung, welche unterbleibt, erfolgen 
müßte. Der Pfändung find gewifje Forderungsrechte (4. B. Arbeits- und Dienft« 
Lohn, geſetzliche Alimentenanfprüche, Hebungen aus Kranken⸗, Hilfe, Sterbe- ıc. 
Kaflen, Sold und Invalidenpenfion ber gemeinen Soldaten und Unteroffigiere, forte 
Iaufende Hebungen aus Stiftungen oder aus Yürforge und reigebigfeit eines Drit- 
ten, jomweit fie zum nothdürftigen Unterhalt der Familie erforderlich find) gar nicht, 
andere nur in gewiffen Umfange (jo dad Dienfteinfommen der Beamten, Offiziere, 
Geiftlichen, Lehrer an öffentlichen Anftalten, die Penfionen diejer Perſonen, Penfionen 
von Wittwen, Waifen und Erziehungegelder, wenn ber jährliche Betrag nicht 1500 
Mark überfteigt, von dem überjchießenden Betrag aber noch zwei Drittel) nicht 
unterworfen, jeboch ceffirt die letztgedachte Beichränfung, wenn die Pfändung zur 
Befriedigung der Ehefran und der ehelichen Kinder des Schuldners wegen Alimente 
für die Zeit nach der Klageerhebung und das letzte berfelben vorausgehende Viertel- 
jahr beantragt wird (8 749). Auf Verlangen des Gläubigers hat fich der Dritt- 
Tchuldner binnen zwei Wochen nach Zuftellung des Pfändungsbeichluffes darüber zu 
erflären, ob er die gepfändete Forderung anerfenne und zur Zahlung bereit fei, ob 
und welche Anſprüche von anderen Perfonen daran gemacht würden und ob etwa 
wegen folcher die Forderung jchon anderweit gepfändet worben fei. 

Der Gläubiger kann fich gleich mit der Pfändung oder nachher die gepfändete 
Forderung durch Beichluß des Vollftreetungegerichtes nach feiner Wahl entweder zur 
bloßen Einziehung oder an Zahlungaftatt zum Rennwerthe überweifen laſſen. Die 
Ueberweifung zur Einziehung berechtigt den Gläubiger die Forderung vom Dritt- 
ſchuldner einzuziehen, andererfeit? kann er aber jeder Zeit auf bie durch bie 
Pfändung und Ueberweifung erworbenen Rechte verzichten. Die Weberweifung an 
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Zahlungaftatt Hat dagegen die Wirkung, daß ber Gläubiger wegen feines zur 3. 
gebrachten Anfpruches injoweit befriedigt wird, als bie gepfändete Forderung befteht 
(d. 5. juriftiichen Beftand Hat). Klagt der Gläubiger in dem einen oder anderen 
alle die Forderung gegen den Drittichulbner ein, jo hat ex feinem Schuldner (dem 
Erequenden) ben Streit zu verkünden. 

Bei bedingten, betagten oder überhaupt ſchwer einziehbaren Forderungen fann 
dag BVollftredungsgeriht auf Antrag des Gläubigerd und nach Anhörung des Ere- 
quenden auch eine andere Art der Verwerthung (3. B. burch Kauf, Verſteigerung 
an den Meiftbietenden) anordnen. 

Bei der 3. in Forderungen auf Herausgabe und Leiftung kör— 
perlider Sachen ift das Verfahren im Weſentlichen daſſelbe. Ausgeichloffen 
bleibt indefien Hierbei: 1) die Ueberweiſung an Zahlungaftatt. 2) In dem Pjän- 
dungsbeſchluß ift zugleich anzuorbnen, daß die vom Drittichulbner zu Ieiftende be= 
wegliche Sache an einen vom Gläubiger zu beauftragenden Gerichtövollzieher, eine 
unbemwegliche dagegen an einen Gequeiter, welchen das Amtsgericht ber belegenen 
Sache zu beitellen hat, herauszugeben ift. Wenn die Herausgabe der Sache, jei es 
ohne Prozeß, jei es durch die Einklagung der zur Einziehung überwiefenen Forde- 
rung erreicht worden ift, wird die 3. in berjelben Weife bewirkt, wie bei Sachen, 
welche fich von vornherein im Befite des Exequenden befinden (vgl. hierzu weiter 
ben Art. Vertheilungsverjahren). 

Auf die 3. in andere Bermögensrechte ohne Immobiliarqualität finden 
die Grundfäße Über die 3. in Forderungen analoge Anwendung. Iſt ein Dritt- 
fchuldner vorhanden, jo gilt die Pjänbung in dem Zeitpunkt bewirkt, wo dem Erequenden 
das Gebot, fich jeder Verfügung über das Recht zu enthalten, zugeftellt worden ift. 

B. Fürdie 3. in Grundftüde bes Schuldners ift das Amtsgericht der be= 
legenen Sache zuftändig. Sie wird durch Subhaftation bewirkt (vgl. den be= 
treffenden Artikel). 

3) Bei Urtheilen auf Vornahme von Handlungen ift zu unterjcheiben, ob 
die Handlung fungibel, d. h. von einem Dritten bewirkt werden Tann, oder nicht. 
Im erfteren Falle ift der Gläubiger auf Antrag vom Prozeßgericht erfter Inſtanz 
zu ermächtigen, die Handlung durch einen Dritten auf Koften de Schuldners be— 
wirken zu laſſen. Auch kann auf feinen Antrag ber Iektere zur Vorausbezahlung 
der muthmaßlichen Koften, vorbehaltlich des Rechtes bes Gläubiger auf Nachfor- 
derung eines höheren Aufwandes, verurtheilt werben. Einer vorgängigen münd— 
lichen Verhandlung bedarf es in beiden Fällen nicht, wol aber muB der Schuldner 
vorher gehört werden. Bei einer Handlung, welche nur vom Schuldner felbft ge= 
leiftet werden kann, kommt es weiter darauf an, ob biejelbe in der Abgabe einer 
Willenserklärung befteht oder nicht. Zur Herbeiführung der erfteren wird fein 
Zwang angewendet, vielmehr gilt die Willengerflärung (abgejehen von der Berur- 
theilung auf Eingehung einer Ehe) mit der Rechtskraft des Urtheils ala abgegeben, 
d.h. fie wird ohne Weiteres durch das rechtskräſtige Urtheil erſetzt. Eine andere Hand⸗ 
lung wird auf Antrag bes Gläubigers, wenn fie lediglich vom Willen des Schulb- 
ner? abhängt — jeboch mit Ausnahme der Eingehung der Ehe und ber Herftellung. 
des ehelichen Lebens, fojern nicht etwa im lehteren Falle die Landesgeſetze einen 
Zwang zulafien — durch die Feſtſetzung von Geldftrafen bis zum Gefammibetrage 
von 1500 Mark oder Haft nach Wahl des Gläubiger ober nach anderer Meinung 
nach Wahl des Prozeßgerichtes, welches den Schuldner vorher zu hören Hat, er— 
zwungen, togegen bei Handlungen, welche nicht außjchlieklich von dem Willen bes 
Schuldner? abhängen, dem Gläubiger nur die Geltendmachung einer Interefjen- 
forderung im Wege ber Klage bei dem Prozeßgericht erfter Inſtanz übrig bleibt. 

Die Haft ift in gewiffen Fällen auß Gründen des Gemeinwohles (3. B. gegen 
Mitglieder geſetzgebender Verfammlungen während der Sitzungsperiode, mobil ge= 
machte Militärperfonen) außgeichloffen. Bei Anwendung der Haft erläßt das Gericht 
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einen Haftbefehl, auf Grund deſſen der Gerichtevollzieher im Auftrage des Gläu- 
biger8 bie Verhaftung vorzunehmen hat. Die Haft ift in Räumen zu vollſtrecken, 
in welchen fich nicht zugleich Unterfuchungs- ober Strafgefangene befinden, und barf 
die Dauer von ſechs Monaten nicht überfteigen. Bor oder bei der Verhaftung hat 
ber Gläubiger die Hait-, einfchließlich der Verpflegungs-Koſten auf einen Monat 
vorauszuzahlen und diefen Vorſchuß des Weiteren regelmäßig zu erneuern, wibrigen- 
falls der Schuldner nicht zur Haft gebracht werden kann oder fofort von Amts— 
wegen -entlaffen wird, und in leßterem alle ebenſowie wenn ber Gläubiger bie 
Entlaffung ohne Zuthun des Schuldners freiwillig geftattet hat, nicht wieder zur 
Haft gebracht werden kann. 

4) Bei Urtheilen auf Unterlafjung oder Duldung von Hand» 
(ungen ift der Schuldner auf Antrag des Gläubigers in dem Urtheil oder nachher 
beſonders durch das Prozeßgericht für jeden Fall des Zuwiderhandelns mit einer Geld- 
ftrafe (bis zu 1500 Mark) oder Haft (bis zu ſechs Monaten) zu bebrohen und 
eventuell auf Antrag des Gläubigers dazu zu verurtheilen, wobei aber bei gleich“ 
zeitig zu beftrafenden Fällen des mehrfachen Zuwiderhandelns nicht auf eine längere 
als zweijährige Haft erfannt werben darf. Auch kann auf Antrag des Gläubigers 
eine Berurtheilung zur Sicherheitsleiftung für den durch fernere Zuwiderhandlungen 
entſtehenden Schaden auf beitimmte Zeit gegen ben Schuldner erfolgen. Leiſtet der 
legtere Widerftand gegen eine zu duldende Handlung, jo kann der Gläubiger zur 
Beſeitigung beffelben einen Gerichtsvollzieher zuziehen, welcher dabei nöthigenfalls, 
wie jchon oben (S. 1492) angegeben ift, zu verfahren hat. Das Recht des Gläu— 
bigerd, die Leiftung des Interefſes zu verlangen, wird in allen erwähnten Fällen 
dadurch, daB er den Weg der 3. beichritten hat, nicht berührt. 

V. 3. im Auslande Wird eine 3. im Auslande erforderlich, jo hat das 
Progebgericht erſter Anftanz, falls deffen Behörden Deutſche Urtheile im Wege der 
Rechtshülfe vollftreden, auf Antrag des Gläubiger bie zuftändige Behörde, und wenn 
bie Vollſtreckung durch einen Reichskonful erfolgen kann, dieſen letzteren um bie 8. 
zu erfuchen. Wenn indefien die 3. im Auslande dur befonbere Vollſtreckungs⸗ 
beamte bewirkt wird, fo hat ſich der Gläubiger unmittelbar an einen ſolchen zu wenden. 

Dnellen: Deutiche CPO. SS 644795. — Bunbes(feichd-)geie betr. die — ahme 
re und ad v. Sn uni 1869. — ae Be)gejeh über d. Bolinsien 
Lit.: Bu, Vorträge über die REPO., Bonn 1879, ©. 217. — Einzelne Fragn 
beganbeln Haarmann in Buſch's ge det, fir Soden La S as — Sydow a. a. 


IL 515. — Drache a. a. D., III. 29 Brettiner 829. — R. Roc, ebendi., 
©. 873. — Voß in Raf fow u. Ainget, Beiträge zur — dbeß Deutſchen Rechts, 
Jahrg. * — 282 und 25 ©. 849. — Kühne, ebendaſ., S. 497. — Wefterburg, 
ebenbaf., Me Hinihius. 


ee (Branch-office). Der Geiverbtreibende, welcher von 
einem beftimmten Orte auß feine Gefchäfte führt, gelangt dadurch zu einer dem 
Wohnfik (f. diefen Art.) entiprechenden Nieberlafjung., Das HGB. nennt be 
züglich des Handelabetriebes diefen Ort Handelsnieberlafjung (Art. 19, 41), bei 
den Handelögefellfchaften Sit (Art. 86, 151, 155, 175, 176, 209, 210), woſelbſt 
der allgemeine Gerichtäftand begrlindet if (RO. 8 19). Der Gejchäitebetrieh kann 
ſich örtlich theilen, es entſteht eine zweite Niederlafjung, welche, weil in einem Ab- 
hängigfeitsverhältniß zu der von der Hauptnieberlaffung ausgehenden Leitung ſte— 
hend, 3. genannt wird (HGB. Art. 21, 86, 152, 212). Somit treten fich Haupt- 
nieberlaffung (Gej. betr. den Martenfhuß vom '30. Rob. 1874, $ 1) und & 
gegenüber. Ob ber örtlich getrennte Betrieb nur ein unfelbftänbiger Theil (4. B 
Fabrikationsſtelle) oder eine 3. ift, ftellt eine Thatfrage dar, zu deren Entigeidung 
zu unterfuchen ift, ob ein nad) außen. wirkfamer felbjtändiger Geſchäftsbetrieb ftatt« 
findet, für den der Ort als bauernder Mittelpunkt erfcheint. Das HGB. Hat bie 
Eintragung der Kaufleute und Handelögejelliaften in das Handelsregifter 
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(j. diefen Art.) und ebenjo der Genoſſenſchaften angeorbnet, hiermit treten die — 
niederlaffungen zu Tage, bie nachfolgenden Eintragungen an einem anderen Ort oder 
in einer anderen Gemeinde Tennzeichuen die 3., welche auch eintragungapflichtig 
find. Wenn der Urheber eines getverblichen Mufters ober Modells, welches eine 
eingetragene Firma befigt, dafſelbe nach dem RGeſ. vom 11. Januar 1876 geſchũtzt 
Haben will, jo muß die Anmeldung bei der Gerichtsbehörde der Hauptniederlafſung 
erfolgen; eine Anmeldung unb Eintragung bei dem Gericht der 3. ift wirkungslos 
($9a.a.D.). Wenn für das Dafein der 3. eine Selbftändigkeit beanfprucht wird, fo 
ergiebt fich daraus die Nothwendigkeit eines örtlichen Geichäfteleiterd, deſſen Stellung 
eine jehr verfchiedenartige fein Tann. Gemeinhin führen Haupt und 3. die gleiche 
Yirma ; es ift dies jeboch nicht notwendig. Bei Yirmengleichheit ift die Beftellung 
eines Profuriften für die 3. eine unftatthafte Beſchränkung (Art. 43); bei Firmen⸗ 
verſchiedenheit ift fie formell zuläffig. Die bandelögerichtliche Regiftrirung ber 3., 
welche zu vielen Streitigkeiten Anlaß gegeben hat (3. B. Filialen ber Preußiſchen 
Bank, Zeitſchr. f. d. gej. Handelsr. XX. 599), waren von jehr geringer praftifcher 
Bedeutung und vermittelten lediglich eine Publizität, wie am Orte der Haupt⸗ 
nieberlaffung. Nachdem $ 52 der CPO. den Gerichtsſtand der Niederlafjung firirt 
hat, gewinnt die Thatfrage nach dem Dafein einer 3. große Bedeutung. Das 
Neichögericht hat im Erl. vom 24. Sept. 1880 (Entich. II. 386) berechtigt an- 
genommen, daß Eifenbahnftationen als 3. nicht anzufehen jeien; übereinftimmend 
der oberfte Defterr. Gerichtshof, Erf. vom 30. Juli 1875 (Gerichtshalle 1875, €. 
266), entgegengejeht das Erk. vom 21. Dez. 1875 (Gerichtshalle 1876, S. 190). 

Für den allgemeinen Eifenbahnbetrieb, den Frachtverkehr, ift der Gerichtsſtand 
der Niederlaffung (CBO. $ 22) nicht anzuerkennen; fojern jedoch ein Betriebsamt 
dur felbftändigen und definitiven (nicht blos vorbereitenden) Abichließung und Gr- 
ledigung befugt ift, ift damit auch der Gerichteftand der Niederlafjung aus $ 22 
der CPO. begründet, rüdfichtlich derjenigen Gefchäfte, welche innerhalb der Gefchäfte- 
bezirke fallen (Erf. des Reichögerichts vom 23. April 1881, Neichd-Anzeiger vom 
13. Juni 1881). 3. und Nieberlaffung im Sinne des 8 22 der EVD. find nicht 
gleichbedeutend; vielmehr ift der letztere Begriff ein viel weiterer. 

Sit.: Rhenius, Zur Lehre von der 3. nach Deutſchem H.R. (1875), — Die Komm. 
in HER. Ba Sat, aut ſchüß u. a Bölbernberit Suäch, anne: u. zur 

PO. von Strudmann n. Ro Gaupp, Endemann n oben angegebenen 
Gefegeäftelen; Kommentare zum —— ih, 87 PN Serie, Sidherer. — 
mi 


Yand "Marl S. 9. — Golb 5 s 
men oh, © J ee — Aufl. — ee ie Bu ’8 Archiv, L 208: 


50. — Röiner al \ , De 61. — Deuticher Juriftentag, 1862, &. 130, 131. — 
Gabriel, Generalsfegifter zur Zeitjchrift für das gel. HR. v. Golvjämint u. u, €. 
78. — Regifter zu Buſch's Archiv s. v. 3. Keyßner. 


Zweikampf: Ein zwiſchen zwei Perſonen nach beftimmten Regeln mit töbt- 
lichen Waffen zur Austragung eines Ehrenhandels ftattfindender Kampf. Die ge: 
ſchichtlichen Wurzeln des 3. find in dem Gottesurtheil des gerichtlichen 3. in der 
Germaniſchen Vorzeit zu ſuchen. Seinen Halt in der Gegenwart hat derſelbe an den 
lege Grundlagen der (Standes-)Ehre innerhalb gewiffer Gejellichaftätreife. 

Der 3. hat eine Richtung 1) gegen die Integrität von Leib und Leben; 
2) gegen die Friedensordnung bes modernen Staates. In letzterer Hinficht erſcheint er 
ala eine eigenmächtige Form der Streiterledigung, welche fich mit den Prin- 
zipien unfere® heutigen Rechtslebens nit verträgt. In ihm Hat fich ein Bruchitüd 
einer älteren Rechtsbildung inmitten einer heterogenen Umgebung erhalten. Daffelbe 
trägt die natürliche Tendenz in fich, das Heute herrichende Syſtem einer friedlichen 
Rechtsverwirklichung aufzulöfen und unfer Raatliches Leben dadurch von ben Grund: 
lagen Herabzubrängen, auf welche es ein mehrhunbertjähriger Fortſchritt geftellt 
Hat. — Für die Behandlung bes Delikts in ihrem Gegenfage zu berjenigen anderer 
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Angriffe gegen die bezeichneten Objekte ift der bier beftehende Widerftreit zwiſchen 
Sitte und Recht entjcheidend. Die Betheiligten handeln im Ginflange mit den in 
ihren Kreifen herrſchenden Anfchauungen, nach den Vorſchriften eines Ehrenkodex, 
der bei ihren Standesgenoſſen nicht minder als unverbrüchlich gilt wie das ſtaat⸗ 
liche Geſetz. Der Staat kann jenen Anfchauungen keine Berechtigung zuerkennen 
und ihre Eriftenz an jich weder ala einen Strafausſchließungsgrund noch al8 einen 
Milbermgagrund in Bezug auf ein ihm feinbliches Verhalten gelten laſſen. — 
Dies fchließt jedoch nicht aus — und hierin Tiegt die Löfung des Hier für bie 
Strafrechtäpflege gegebenen Problems —, daß ber Einfluß, welchen jener Kodex auf 
das Berhalten der Betheiligten ausübt, eine Berüdfichtigung nad) Maßgabe ber 
eigenen Prinzipien des jtantlichen Rechts (alfo nicht auf Grund eines Preisgebens 
dieſer Prinzipien zu Gunften der ihnen wiberftreitenden Sitte) finde. In Betracht 
Tommt bier a) die unter jenem Einfluß ftehende Zuftimmung de8 Angegriffenen zu 
dem Angriff und den Formen, in welchen er erfolgt, b) die Natur und Stärke ber 
Motive, welche regelmäßig für die Herausforderung und deren Annahme beftimmend 
find. Beiden Parteien Handelt es fich präfumtiver Weife um Wahrung gewiffer 
Bedingungen ihrer Ehre, im Sinne und nach Maßgabe jenes Ehrenrechts. Diele 
Motive des 3. finden im Reichsftrafgeſetz eine fpezielle Berüdfichtigung in der aus- 
Tchließlichen Androhung der „custodia honesta““: Feſtungshaft. Aus dem Gefagten 
erhellt, daß die Beziehung auf die (Standes-)Ehre dem 3. durchaus wmeientlich fei, 
und daß e3 nicht richtig fein könne, in der Definition befjelben von den Motiven 
gänzlich abzufehen. Oeſterreich erklärt allerdings ausdrücklich die Motive für (bes 
— — gleichgültig. Seine Behandlung des Delikts iſt überhaupt unklar und 

widerſpruchsvoll. Das Neichzftraigefeß läßt dagegen, gleich den meijten anderen 
neueren Gejegen, Hinfichtlich des hervorgehobenen Punktes Leinen Zweifel. 

Das Neichsftrafgefeh fcheidet den 3. jelbft von der Herausforderung und 
Deren Annahme, welde Iektere Handlungen von ihm (vgl. Bayern), wenn 
nicht ein Freiwilliges Zurüdtreten vom Kampfe vor defjen Beginn erfolgt, ala jelbft- 
Trändige Delikte behandelt werben. Belgien ftellt der Herausforderung nicht bie 
Annahme derjelben, fondern die zu ihr Anlaß gebende Beleidigung zur Seite; 
Defterreich die Stellung zum Kampfe. Letzteres findet in diefen Handlungen das 
vollendete Verbrechen bes 3. jelbft. Als wichtigften Strafabftufungagrund behandelt 
Hier das Neichaftrafgejeg (vgl. Bayern) die Art des vereinbarten Kampfes (be- 
ftimmte Richtung auf den Tod eines der Streitenden). Oeſterreich läßt ben Her- 
außforderer im Allgemeinen ftrenger beftrafen ala den Herausgeforderten. Es ift 
nicht richtig, dieſe Delikte Lediglich unter dem Geſichtspunkte der Vorbereitungs- 
Bandlungen zum 3. zu betrachten. Bielmehr Liegt das zweite der oben hervor- 
gehobenen Berbrechengelemente (die Verlegung der Friedensordnung) bereits in der 
Herausforderung und deren Annahme. Nach der Faſſung des Reichsſtrafgeſetzes 
Tönnen diefe Delikte mit dem des 3. konkurriren. 

Der 3. ſelbſt ſetzt Waffen im technifchen Sinne, und bzw. „töbtliche" Waffen, 
d. i. zur Herbeiführung des Todes (wenn auch nicht außfchließlich) beftimmte Angriffs- 
und Vertheidigungsmittel, voraus (anderer Meinung: das Reichägericht). Streitig ift, 
ob Gleichheit der Waffen geforbert fei. Die Frage iſt mit Rückficht auf die jeweils von 
der Sitte rezipirten Formen des 3. und bzw. die in den betreffenden Kreifen herrſchenden 

” Anfchauungen zu enticheiden. Die Form des Kampfes ift wejentlich. Sie ift auch ge 
geben bei dem „Schießen übers Schnupftuch” ; fehlt dagegen bei bem „Amerifanifchen 
Duell”, der Lojung um das Leben. Das letztere will indefien de lege ferenda nach 
den nämlichen Gefichtspunkten behandelt fein, wie der eigentliche 3. Abfichtliches 
In⸗ die⸗ Luft⸗ Schießen jchließt den Begriff des 3. nicht aus. Doch ift der Betref⸗ 
fende gelinber zu beftrafen. Vgl. Belgien $ 426. Der Kampf muß ein vereinbarter 
fein. Daher die jog. Attale regelmäßig nicht Hierher gehören wird. Die von dem 
Angreifer bier zugerügte Körperverlegung ift nach den allgemeinen Beitimmungen 
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über letztere zu behandeln. Ebenſo fallen die Verwundung oder Töbtung eines ber 
Kämpfer, welche als die zurechenbare Folge einer vorſätzlichen Verletzung ber aus— 
drücklich oder ftilljchweigend vereinbarten Regeln des Kampfes ericheinen, unter die 
‚allgemeinen Beftimmungen über Zöbtung oder Körperverlegung. Wenn jedoch bie 
Borfchriften Über 3. zu einer härteren Beſtrafung führen, fo entfällt die Anwendung 
von jenen. Die im Einverftändniß erfolgende VBernachläffigung der bergebrachten 
Formen (NReicheftraigefeg: die Ausführung bes 3. ohne Sekundanten) erhöht die 
Strafbarkeit des 3. Das fog. „Rencontre“ gehört hierher. — Die gewöhnlichen 
Stubenten- „Baufereien“ fallen, vornehmlich weil dabei „töbtliche” Waffen in dem 
angegebenen Sinne nicht geführt werben, nicht unter den Begriff des 3., daher die 
dabei vorlommenden Körperverlegungen und Zödtungen nach den allgemeinen Be— 
ftimmungen des StrafGB. über biefe und jene zu behandeln find. Die Pauferei 
an fich fällt Lediglich unter die Disziplinargefeße (anderer Meinung: das Reiche- 
gericht). Der von Studenten ausgeführte eigentliche 3. (gu welchem wie zu jedem 
3. das in der Definition angegebene Motiv gehört) ift dagegen nach den Beftim- 
mungen des Straf$B. über 3. zu beftrafen. Die auf ihn begüglichen alademifchen 
Geſetze find, joweit fie nicht einen blos disziplinären Charakter haben, durch das 
Einführungsgeieg zum Straf GB. außer Kraft geſetzt worden. 

Bollendet ift ber 3., jobalb der Kampf wirklich begonnen, alfo jobald ein 
Kombattant von der Waffe Gebrauch gemacht hat. Der Verſuch wird im Reiche- 
ftrafgefeß nicht beftraft. 

Unter beſonderen Grunbfäßen fteht bei diefem Delikte die Theilnahme. Das 
RStrafGB. (wie ehedem Bayern) erklärt die Sekundanten, fowie die zugezogenen 
Zeugen und Aerzte allgemein für ſtraflos. Württemberg, Hefien und Sefterreich 
ftellten als Bebingung für die Straflofigfeit ber erfteren die thätige Bemühung um 
Verhinderung des Duell auf, Baden nur die Unterlafjung entgegengefeßter Be- 
mühungen. Hinfichtlich der Kartellträger knüpft das NStraf$B. die Straflofigkeit 
ebenfalla an bie Bedingung ernftlicher Bemühung um die Verftändigung. Dieſe 
Behandlungsweiſe begründet ſich in naheliegenden kriminalpolitiſchen Erwägungen. 
Was fpeziell die Sekundanten und Zeugen betrifft, fo giebt die Anweſenheit und 
bzw. Mitwirkung diefer Perfonen allein die wünſchenswerthe Garantie dafür, daß 
der 3. den Charakter bewahre, in welchem die Milde der Straigefeße ihre Begrün- 
dung findet. — Befondere, und zwar relativ ftrenge Beftimmungen finden fich ferner 
in Betreff Derjenigen, welche die Betheiligten zum 3., in&bejondere durch Bezeigung 
oder Androfung von Verachtung, angereist haben. Die Merkmale der Anftiftung 
werden Hierbei nicht vorausgeſetzt. Belgien bedroht auch diejenigen, welche Jemanden 
wegen Nichtannahme beleidigen. Alle Betheiligten werben ftraflos durch daß frei- 
tillige Aufgeben des 3. vor beffen Beginne. 

Bei der Beurtheilung der Schuld des einzelnen Kombattanten ift vor Allem 
darauf zu achten, in welchem Maße die oben hervorgehobenen für den 3. charat- 
teriftifchen Momente bei ihm gegeben find. Sie find es im jehr geringem Mafe 
oder gar nicht bei dem Naufbold, der, die Veranlafſung vom Zaune brechend, in 
frivoler Weife die Herrichenden Anfchauungen benüßt, um ein friebjertigea Indivi— 
duum zum 3. zu nöthigen. Es gejchieht daher nicht mit Grund, wenn bie bon 
ihm im 3. begangene Körperverlegung oder Töbtung milder beftraft wird, ala es 
fonft derartige Verlehungen der Integrität werben. Speziell ift es unbegründet, 
mit dem Reichöftrafgejeb und anderen Gejegen auch hier eine bloße Custodia ho- 
nesta eintreten zu lafjen. Im Uebrigen beitimmt ſich das Maß der Strafbarteit 
1) nach dem Inhalte der Vereinbarung, indem der Friedensbruch ala ein um fo 
intenfiverer erſcheint, je energifcher durch fie an die Stelle der geſetzlichen Rechte 
verfolgung die eigenmächtige gejeßt wird (Reichitraigefeg 8 2) nach dem Reſul⸗ 
tate des Kampfes (Neichitraigefeß 1. c.). Die Geſetze (3. das Defterreichifche) 
berüdfichtigen zum Theil nur das letztere, nicht auch ben ne ber Berein= 
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barung. Verkehrt iſt es, mit Oeſterreich und dem Oeſterr. Entw. von 1867 die 
Verlehung eines der Streitenden dem Berlegten und dem Urheber ber Verlegung in 
gleichem Maße anzurechnen. 

A Straf@B. 55 201—210. — — nl { 112. — Berorbn. vom 


2a bie art der Difigiere betr — Defterreich 88 158165. — Ungarn 


Bit.: v. Hol —— II. S. 881 -402; IV. 355—860 ( ie — 


Mittermaier, Archiv b 1845. — Hälfgner Neber das Duell, 1868. — 
Carrara, Programms, V. 1. — Die Kommentare u. Lehrbücher Zimmermann 
im Gerichtöfaale, XXX. E& en — Bezold, Strafrechtspraxis, I, ©. 31519 ; IL 289—92, 


A. Merkel. 


Zweiprämiengefhäft. Das 3., auch Doppelprämiengefchäft, von Einigen 
op6rations de primes contre primes genannt (wogegen fih Thöl, H.R., ©. 967 
Anm. 1, erklärt), ift die Verbindung zweier Prämiengeichäfte in der Spekulation 
eines Prämiengebers oder Prämiennehmerd. (Weber den Begriff Prämien- 
geſch äft ſ. diefen Art.) 1) Wer mit zwei Perjonen je ein Prämiengefchäft in 
der Weife abfchließt, daß er der einen derſelben das verfauft, was ex von ber an« 
deren Tauft, aber beiden gegenüber fi} die Wahl des Nüdtritts am Stichtage gegen 
Prämie vorbehält, der verbindet in feiner Spekulation zwei thatfächlich und juriftiich 
völlig von einander getrennte Geſchäfte; je nachdem der Kurs fteigt oder finkt oder 
fich wejentlich gleich bleibt, übt er fein Wahlrecht zwiſchen Wollen und Nichtwollen 
dahin aus, daß er im erften Fall dem Berkäufer gegenüber das Wollen, bem 
Käufer gegenüber das Nichtwollen, im zweiten gegenüber dem Käufer das Wollen und 
gegenüber dem Verkäufer das Nichtwollen, im legten Falle gegenüber beiden das Nicht- 
wollen wählt. 2) Wer mit zwei Perfonen je ein Prämiengejchäft in ber Weile ab- 
ſchließt, daß er der einen dafjelbe zu liefern verſpricht, was er von der anderen auf 
Lieferung Tauft, beiden aber gegen Prämie die Wahl des Rücktritts am Stichtage 
überläßt, der verbindet gleichjalla zwei Prämiengeichäfte in feiner Perſon und gewinnt 
insbefondere dann, wenn ber Kurs fich wenig (d. h. um weniger, als die Summe 
der von ihm bezogenen Lieferungs und Gmpfangsprämie beträgt) ändert und in 
Folge davon beide Prämiengeber das Nichtwollen wählen. 

Wer ein 3. in der einen oder anderen Weiſe abjchließt, fpelulirt ebenjo, wie 
Derjenige, der ein zweifchneibiges Prämiengejchäjt ala Prämiengeber, bzw. 
als Prämiennehmer abjchließt. Doch beftehen zwijchen beiden genannten Gefchäften 
folgende Unterfchiede: während im zweilchneidigen Prämiengeſchäft (f. dieſen 
Art.) das Wahlrecht des Prämiengeberd zwifchen So», Anders- und Richtwollen 
gegenüber Einer Perfon (dem Prämiennehmer) und von Einer Perfon (dem Prä- 
miengeber) geitbt wird, fteht es im 3. entweder Einer Perſon gegen zwei verichier 
bene Kontrahenten, oder zweien Kontrahenten gegen Eine Perjon zu; ferner hat fich 
der Gegenfaß: So⸗ und Anders wollen, bie erflufive Gegenüberftellung von Lie⸗ 
jern umd Beziehen, im 3. nicht zu einem juriftifchen Elemente eines beftimmten 
Geſchäfts entwidelt, wie dies im zweiſchneidigen Prämiengeichäft ber Fall ift, ſon⸗ 
dern wirb nur durch die Spekulation erzeugt und in ber Verbindung ber an fich 
völlig felbftändigen Prämiengeſchäfte im 3. blos thatjächlich jeftgehalten. 

Bom Stellgei chäft unterſcheidet fich das 3. dadurch, daß bei eriterem bie 
im 3. auf einer Seite wejentliche Zweiheit (dad Borhandenfein von zwei Prämien⸗ 
gebern oder zwei Prämiennehmern, da ja das 8. die Summe von zwei Prämien- 
geichäften ift), fowie bie Möglichkeit der Wahl des gleichzeitigen Rücktritts von 
beiden Erfüllungsarten (Liefern und Beziehen) nicht gegeben ift. 

Ueber Stellgejchäft f. oben d. Art. Stellgeſchäft. 

Sit.: Benber, Verkehr mit Staatspapieren, 2. Aufl. (Gött. 4890, 992 ©. 435. — Aus: 


führlicher: Thol, —8 — init —— — teren (Gött. elbe, H.K. J. Bb. 
& Yun 88 289, 290, 391. — Geme —— in in Gehigmins — er d. gei. 
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R., Bd. III. ©. 492. — Brintmann, ob 90 Note 7.— Endemann, % Sau, 
. 591. — Gad, H.R., ©. 255 Note 1 eſe lex, Deutiches Privatreiit, 

Gengler Deutiches Privatredht, ©. 407 Note 7. — Gareiß in — 3 es 

für Beutiäes Wechſel⸗ und H.R., Bd. XVII. ©. 131, 132, 154, 158, — 6. Grün: 

Das Borſen⸗ und Mäklerr erzecht zc., in feiner gilt "für das hab umb liche 
a ber Gegenwart, Wien 1875, und feparat ©. 70. — James Mofer, Die Lei 

den —53 Berlin — inäbel, ©. 75 ff. — Ueber Amiengekchäfte überhaupt and: 

Goudsmit, jegrip en Wezen der Kansovı Akad. 

Leiden 1871, = Area in ber zeitieeift 1. d. DR eb. wir (1874) &. 640. — 

Edm. Guillard, Les operations de bourse, Paris 1 Gareiß. 


Zweite Ehe und Strafen derfelben (poenae secundarum nuptiarum). 
Mit Rüdficht auf einzelne Schriftftellen (Römer VII. 2 ff.; 1. Korinther VII. 39 ff.) 
und auf die fi bald in ber chriftlichen Kirche geltend machende Auffaffung von 
der Verdienftlichkeit der gefchlechtlichen Abſtinenz behandelte die chriftliche Kirche 
icon früh die 3. E. mit einer gewiflen Ungunft, indem fie von bem fi) wieder 
verheitathenden Ehegatten die Uebernahme von Kirchenbußen verlangte, der 3. €. 
die Einfegnung vermehrte und die Männer, welche eine ſolche Ehe geſchloſſen Hatten, 
für irregulär erflärte. Die letztere Beftimmung gilt noch heute in der Tatholifchen 
Kirche, während allerdings die Benediktion vielfach nur der zur 3. E. fchreitenden 
Witiwe verweigert wird. Don diefen Anfchauungen beeinflußt, aber auch zur 
Sicherung der Kinder der erften Ehe, Iegte die jpätere Römifche Kaiſergeſetzgebung 
dem eine 3. €. fchließenden Gatten folgende Nachtheile (jog. poenae nuptiarum) 
auf: 1) Er verliert an die Kinder erfter Ehe das Eigenthum an allen Vermögens- 
ftüden, bie er der reigebigleit des früheren Ehegatten verdankt, und behält allein 
den Nießbrauch an denfelben; 2) alles Dasjenige, was er vor oder nach ber Wieder- 
verheirathung von einem Kinde aus der früheren Ehe geerbt hat, joweit e8 aus bem 
Bermögen der früheren Ehegatten herrührt; 3) er darf dem neuen Ehegatten weder 
unter Lebenden noch auf den Todesfall mehr zumenden, ala dem mindeſt bebachten 
Kinde aus erfter Ehe; das Mehr fällt bei feinem Tode zu gleichen Theilen an bie 
Kinder aus diefer Iegteren , 4) für Bermächtniffe, welche der ſich Wiederverheirathende 
feinen Kindern aus der früheren Ehe fpäter herauszugeben hat, tritt die Pflicht zur 
Kaution ein, obwol Eltern fonft von diejer befreit find. Die Wittwe, welche eine 
3. €. eingeht, verliert weiter 1) das Recht zur Erziehung ihrer Kinder früherer Ehe; 
2) die bisher geführte Bormundfchaft,; 3) Tann fie die an ihre Kinder erfter Ehe 
gemachten Schenkungen nur unter beftimmten engeren Vorausſetzungen wegen Un- 
danks widerrufen, und 4) treffen fie die Strafen der Berlegung des Trauerjahres, 
wenn fie fich bei geführter Vormundſchaft vor Abgabe derfelben und vor ordnungs⸗ 
gemäß gelegter Rechnung wieberverheirathet. Dieje Borichriften find Theile des 
Gem. Deutfchen Rechts geworden. Freilich Haben fie nicht überall in Deutichland 
(4. B. nicht in Sachſen) Geltung erlangt, und fo Haben auch die modernen Par- 
tifulargefeßbücher dieſelben nicht aufgenommen. Das Defterr. ($ 255) u. Sächſ. BGB. 
(88 1892, 1977) finden in der Wieberverehelichung ber Mutter allein feinen Grund, 
ihr bie Vormundſchaft über die Kinder erfter Ehe nicht zu übertragen, reip. fie ihr 
unter allen Umftänden zu entziehen. Näher ftehen bagegen bem Gem. Recht das 
Preuß. Allg. M. und namentlich der Code civ. Erſteres legt dem ſich wieder- 
derhetrathenden Ehegatten die Pflicht auf, fich zunächſt mit den Kindern erfter Ehe 
wegen ihrer Bermögendanfprüche auseinander zu ſetzen oder wenigſtens unter Aon- 
kurrenz des Vormundſchaftsgerichts dafür Sicherheit zu beſtellen. Dieſe Pflicht bildet 
allerdings nur ein aufſchiebendes Ehehinderniß, wird ſie aber verabfäumt, fo verliert 
der Bater die Verwaltung des Vermögens feiner Kinder erfter Ehe, jener Tann ber 
neue Ehegatte zum Nachtheil der letzteren feine Rechte an dem Bermögen bei 
Wiederheirathenden erlangen, ja das eigene Vermögen des Stiefvaterß, reſp. ber 
Stiefmutter haftet den Kindern jubfidiär für ihre Anſprüche (Th. II. Zit. 1 88 18, 
1001 ff). Ferner erflärt die Preuß. Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 $ 17 
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die Mutter, welche mit einem anderen ala dem Vater bes Mündels verheirathet ift, 
ihres gefehlichen Anrechtes auf Berufung ala Vormünderin für verluftig, und 
gewährt ($ 64) dem Vormundſchaftsgericht, wenn fich die zur Vormünderin beftellte 
Mutter erft fpäter wieder verheivathet, das Recht, fie nach Anhörung ber näheren 
Berwandten und Verſchwägerten des Mündels der Bormundichaft zu entheben. Der 
Code eiv. Hält dagegen zunächft die Beftimmung des Röm. Rechts aufrecht, daß 
der eine 3. E. abſchließende Gatte dem anderen nicht mehr ala dem minbeftbebachten 
Kinde erfter Ehe zumenden kann, und es foll weder bie gejehliche, noch die vertraga=- 
mäßige Gütergemeinfchaft die Folge Haben, dieſe Grenze zum Nachtheil der Kinder 
zu befeitigen (art. 1098, 1496, 1527). Der fich wiederverheirathende Vater ift in 
feinem Rechte, fein Kind behufs der Beflerung beffelben einjperren zu laſſen, ein= 
geichräntt (art. 380, 381); die Mutter verliert den Nießbrauch am Vermögen ihrer 
Kinder erfter Ehe (art. 386), ferner muß fie, wenn fie Vormünderin ihrer Kinder 
it, bei Strafe des Verluſtes der VBormundfchaft, vor der Wieberverheirathung bei 
dem Familienrath anfragen, ob ihr biefer biefelbe belaſſen will (art. 395), und end» 
lich Hat fie, wenn ihr die Bormundichaft genommen worden, kein Becht, ihren 
Kindern erfter sr einen Bormund zu wählen (art. 399). 

Onelen: C. 5, 9 de secund. nuptiis; Nov. 22 c. 20 ss. 

Sit.: Marezoll, Zeitihrift für Civilrecht und Proz. V. 364 ff. — vd. Löhr, Archiv 
für die civ. Praxis x si — Geiger, Zeitichr. f. Civilrecht u. Pr Freie f 
. in us. 


Zwiſcheuherrſchaft. Wenn durch eine Revolution bie bißherige rechtmäßige 
oder für rechtmäßig gehaltene Obrigfeit geftürzt und eine neue Regierungaform ein- 
geführt oder doch an die Stelle des vertriebenen Staatöherrfchers ein neuer Souberän 
gejet wird, fo entftehen zwei ragen: erſtens: in welchem Verhältniß befindet fich 
die neue revolutionäre Obrigkeit zu der bisherigen Rechtsordnung und zu dem ver» 
triebenen Monarchen? und zweitens: in welchem Berhältniffe befindet fich bie recht» 
mäßige Obrigkeit nach der etwaigen Vertreibung be revolutionären Machthabers, 
bzw. nach dem Umfturze der durch die Revolution gefchaffenen Verfafjung zu den 
während ber Zwiſchenzeit ergangenen Regierungshanblungen? Die gleichen Fragen 
werjen ſich auch dann auf, wenn das Faktum, welches den bisherigen Souverän 
eine Landes feiner Regierung beraubt, nicht innerhalb, fondern außerhalb des 
Staates feinen Urfprung Hat, d. 5. wenn die Anmendung kriegeriſcher Gewalt zu 
der Vernichtung des Staates durch Eroberung geführt hat. 3 

Die Antwort auf die erfte der beiden Fragen ift verſchieden, je nachdem es 
fh um die Stellung einer revolutionären Regierung oder um diejenige eines fremden 
Eroberers Handelt. 

Das Verhältniß des Lebteren zu der NRechtsorbnung des unterworfenen Staates 
wird nämlich durch den völferrechtlichen Satz beftimmt, daß der Krieg nur gegen 
die feindliche Staatsgewalt, nicht aber gegen die unbemwaffneten Bewohner des jeind- 
lichen Staates geführt wird. Hieraus ergiebt fich einmal, daß aud) eine volljtändige 
Unterwerfung des Staates dem Eroberer nicht das Recht giebt, die Privatrechte der 
einzelnen Bürger anzutaften, zu verlegen oder aufzuheben. Aus dem gedachten 
Satze ergiebt ſich aber auch weiter, daß mit der volltommenen Vernichtung bes 
feindlichen Staates alle diejenigen Rechte und Normen binfällig werben, welche in 
irgend einer Beziehung die Exiſtenz bed vernichteten Staates zur Vorausfetzung 
haben, aljo entweder dem Gebiete des BVerfaffungsrecht? oder demjenigen des Ver— 
waltungsrecht3 angehören. Das ortbeftehenlafien der öffentlichen Rechtsorbnung 
wäre fomit nur ein willfürlicher Gnadenalt des Eroberers; ein Recht auf die Er— 
Haltung der bisherigen Berfafjung hat das unterworfene Land nicht, und bie Be- 
Bauptung von Hugo Grotius, auch der Sieger könne keine anderen Regierungs- 
rechte in dem eroberten Lande auüben, ala fein bepofjedirter Vorgänger gehabt, ift 
deshalb ala irrig zu verwerfen. Nur. Eine Schranke fest das Völkerrecht der durch 
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das bisherige Staatsrecht in Feiner Beziehung befchränften Gewalt des Eroberers: 
die Bewohner des unterworfenen Landes müflen fortdauernd als rechtsfähige Weſen 
anerkannt, dürfen alfo nicht in den Zuftand.der Sflaverei gebracht werden, da ber 
Genuß der perfönlichen Freiheit von dem heutigen Völkerrechte fchlechthin dem 
Menjchen, fomit auch dem durch eine Eroberung ber ſtaatsbürgerlichen Rechte be- 
zaubten Menfchen, zugeiprochen wird. 

Anders ift die Antwort auf die frage nad; dem Rechtsverhältniß des revolu- 
tionären Machthabers zu der bisher gültigen Ordnung. In der Revolution 
liegt nicht wie in der Eroberung eine durch das Völferrecht geregelte Vernichtung 
eines völferrechtlichen Rechtsſubjekts vor. Vielmehr ift die Revolution ſtets ein 
Durch feine Rechtsnorm beberrichter, wenn auch vielleicht durch moraliiche Motive 
veranlaßter Bruch des beftehenden Rechts. Eine in rechtlichen Formen ſich bewegende 
Revolution ift feine Revolution, und der aktive Widerjtand, zu welchem ältere Ber- 
jaffungen Häufig einzelne Stände für den Fall berechtigen, daß der Landesherr die 
DVerfafjung nicht Halte, darf ebendeshalb niemals eine Revolution genannt werben. 
Wenn aber die Revolution ftet? eine gewaltthätige, durch keinen pofitiven Rechtsſatz 
beherrfchte, wenngleich möglicherweife duch fittliche Prinzipien getragene Durd;- 
brechung der beftehenden Rechtsordnung, d. h. wenn fie Die zeitweiſe Herftellung 
eine anarchiſchen, aljo vechtlofen Zuftandes ift, fo Tann auch feine Rechtsvorſchrift 
aufgeftellt werben, welche die Revolution in gleicher Weife wie die Eroberung be 
obachten müffe. Vielmehr ftellt eine Revolution fchlechterdings jedes Recht in Frage: 
vie Rechte der Einzelnen werden durch fie ebenfo ſchutzios, wie die von ber bisherigen 
Berfaffung den Bürgern gewährten politifchen Rechte. Was von dem früheren 
Rechtszuſtande bewahrt bleiben ſolle, hängt fomit bei einer gelungenen Revolution 
zunächſt nur von ber rechtlich vollfommenen unbefchräntten Erwägung ber revolu— 
tionären Machthaber ab, bis eine neue Orbnung aus der Revolution hervorgeht, 
welche einen Rechtszuſtand zwiſchen den Einzelnen und der neuen Obrigkeit ſchafft. 

Die Antwort auf die Frage nach dem Verhältniffe des Eroberer? oder der aus 
der Revolution hervorgegangenen Obrigfeit zu dem vertriebenen Staatäherrfcher ift 
dagegen in beiden Fällen die gleiche, denn beide find im Sinne bes Staats- und 
Volkerrechts wirkliche Ufurpatoren. So lange der Ufurpator aber wirklich Herricht, 
d. 5. im zweifellofen Befie der Staatögewalt ift, ift die Frage nach feiner Recht 
mäßigfeit durchaus irrelevant: feinen Unterthanen gegenüber legitimirt ſich 
der Ufurpator ala Staatöherrfcher durch die Gewalt, welche er ausübt. Es giebt 
tein Forum im Staate, das im Stand wäre, das Recht des aktiven Herricherd auf 
die Staatsgewalt zu prüfen und nöthigenfalls ihm abzujprechen. Die neuerdings 
zur Segalifirung der Ujurpation angewandten Bollsabftimmungen widerſprechen bem 
nicht; denn einmal find diefe Volksabſtimmungen rechtlich nicht im Stande, dem 
früheren rechtmäßigen Herricher das Recht auf die Krone zu nehmen, weil ihnen erft 
dom Ufurpator eine juriftiiche Bedeutung beigelegt worben ift; dann aber kann auch 
das Volt dem wirklich im Befik der Staatsgewalt befindlichen Herricher gegenüber 
kein fein Recht auf den Thron verneinendes Votum abgeben, weil e8 auch während 
der Abftimmung unter der zwingenden Gewalt des Staatäherrfchers fich befindet. 
3 Tann jomit die Bejahung des Recht? ded Uſurpators durch dad Volk weder ala 
eine rechtmäßige Vernichtung des Rechts des früheren Staatsherrſchers, noch ala 
eine rechtmäßige Mebertragung des Herrſcherrechts auf den Ufurpator angejehen werden. 
Dem Auslande gegenüber bedarf der Ufurpator ebenjowenig eines Nachweiſes 
feines Rechtstitels; denn das Ausland ift nicht berechtigt und ebenjowenig ver- 
pflichtet, die vein ftaatsrechtliche Frage nach der Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßig- 
Zeit des derzeitigen Souveräns in Betracht zu ziehen. Vielmehr Hat das Ausland 
den wirklichen Staatsherrſcher auch ſtets als ſolchen anzuerkennen und nimmt da⸗ 
durch dem bepoffebirten Fürften ebenjowenig fein Recht, als e& durch die Anerkennung 
des Ufurpatorß dieſem ein Recht giebt. Auf den verdrängten legitimen 
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Fürſten braucht aber der Ufurpator gar feine Rückficht zu nehmen: ift er wirklich 
im Befite der höchften Gewalt über das ganze Land, nicht blos über einen Theil 
deffelben oder feiner Bewohner, ift er aljo wirklich der einzige Staatsherrſcher, der 
frühere Landesherr vollftändig bdepoffedirt, jo kommt der letztere überhaupt gar nicht 
mehr in Betradt. Er hat mit dem Verluſte der Stantögewalt, in deren Befitze 
feine ftaat&rechtliche Stellung beſtand, diefe letztere verloren, und nur ein moraliiches 
Berhältniß Tann zwifchen ihm und jeinen früheren Unterthanen beftehen bleiben. 
Mit dem Berlufte der Souveränetät hat er aber auch die Möglichkeit verloren, als 
vöfferrechtliche Kriegapartei dem Ufurpator gegenüber in Betracht zu kommen. 

Bon wirklicher Bedeutung kann ſonach die Frage nach dem Rechtögrunde ber 
Stellung des Wfurpatord und nach der Rechtmäßigkeit der von ihm ausgegangenen 
Herrſchaſtsakte erft dann werben, wenn der Ufurpator wieder geftürzt und der früher 
verbrängte Staatöherrfcher wieder eingejegt wird, wenn alſo der Ufurpator im eigent- 
lichen Sinne des Wortd nur eine Zwiſchenherrſchaft geführt hat. Daß dieſe 
nicht auf Grund einer Anerkennung von Seiten des Volls oder des Auslandes als 
eine rechtmäßige Herrichaft angefehen werben könne, geht auß dem Vorigen hervor; 
nur ber Berzicht ber rechtmäßigen Herrfcherfamilie auf den Thron und bie hierauf 
folgende Erwählung oder fonftige Erhebung des Ufurpators würde diefen zu einem 
volltommen Yegitimen Herrfcher machen können. Ein jolcher Verzicht pflegt aber 
niemals geleiftet zu werben. Wenn jonach die Gültigkeit der Herrſchaftshandlungen 
des Zwiſchenherrſchers von feiner Legitimität abhängen follte, jo müßten dieſelben 
als null und nichtig, d. h. die Reftauration des legitimen Herrſchers müßte als 
ein wirkliche Boftliminium (vgl. diefen Art.) angefehen werden. Dies ift aber 
durchaus unzuläffig: die Herrfchaft des Uſurpators rechtfertigt fich durch ihre Noth- 
wendigfeit zur Erhaltung des Staates. Auch nach der Vertreibung des legitimen 
Fürften mußte der Staat eriftiren; da diefer aber nur durch die Staatsgewalt 
eriftiren kann und diefe filh in den Händen des Ufurpator® befand, jo war ber 
Tegtere durch den Befitz der Herrſchaft auch zur Herrſchaft berechtigt, und ebendeshalb 
mũffen feine Herrſchaftsakte, wenn fie nur überhaupt nach den während der 3. 
geltenden Rechtanormen gültig find, auch von dem reftaurirten Souverän ala fort 
dauernd gültig anerkannt werden, natürlich unbefchadet feines Rechts, fie auf ver- 
Taffungsmäßigen Wege zu befeitigen. Nur die unmittelbar zur Legalifirung der 
Stellung des Ufurpators aufgeftellten Nechtsnormen werden mit der Reftauration 
ipso jure nichtig, weil ohne ihre Befeitigung die Reftauration überhaupt nicht 
moglich = 

Sit.: eiffer, Inwi ind rungshanblungen eines Zwiſchenherrſchers 
üx ben — — IH ja —— derrernza en aumann, en No 

ALtmifle bed Iegitimen Yürflen, des Er — Fl 6 en en Volks, Kaflel 1820. — 

adaziä 5 Kr er Fübinger Se chrift für die gefammte antsiiffeniärft, Bd. X. 

Bi ER Grundfäge des Gem. Deutichen Staatsrechts, 4. Aufl. Bd. J. 88 

201-210. a Die Legitimation einer ufurpirten Ya gu 1866. — 

F. Brodhaus, Das ——— Leipz. 1868, ©. 288 ff., er, Sehrb. 
des Deutichen Gtantäredhts, F. Brockhaus. 


Zwiſchenraum zwiſchen Gebänden (TH. I. ©. 501). Im Gem. Recht 
ift die Pflicht des Grundſtücksbeſitzers, mit feinen aufzuführenden Baulichkeiten eine 
beftimmte Strecke von dem Nachbargrundftüc entfernt zu bleiben, nicht begründet. 
Hier ſetzt aljo diefelbe eine befonders fonitituirte Servitut voraus. Partikularrechtlich 
dagegen finden fich derartige Beftimmungen. Dabin. gehört die Vorſchrift, daß ein 
Neubau joweit von der Grenze des Nachbargrundſtücks zurücktreten muß, daß nicht 
die Dachtraufe des erſteren auf das letztere jällt, eine ‚Beichränkung, von welcher der 
Srundftüdahefiger, abgefehen von der Beitellung einer entgegengejeßten Servitut, 
durch Anlegung einer Rinne zur Abführung des Regenwaſſers ſich befreien kann 
(Reyicher, ©. 6). Weiter ift dahin zu zählen die Anorbnung, wenn auf 

v. Dolvendorff, GEnc. II. Reiitälegiton IE. 3. Aufl. 


1506 Zwiſchenſpediteur — Zwiſchenſtreit und Zwiſchenurtheil. 


bisher unbebauten Grundſtücken Häuſer gebaut werben, dieſe von den Nachbar⸗ 
gebäuden drei Schuh entjernt bleiben ſollen, damit den letzteren nicht Luft und Licht 
vollftändig entzogen werde (Keyſcher, a. a. O.). Ramentlich häufig finden fich 
derartige VBeftimmungen mit Rüdficht auf ſchädliche ober doch läftige Anlagen. So 
-beftimmt das Preuß. Allg. ER. (TH. I. Tit. 8 8 125), daß Schweineftälle, Kloaken, 
Dünger- und Lohgruben und andere ben Gebäuden ſchädliche Anlagen wenigftens 
drei Fuß von den benachbarten Gebäuden, Mauern und Scheimen entfernt bleiben 
follen. Eine ganz ähnliche Beſtimmung enthält das Sächſ. BGB. ($ 359), wie 
ſich ſche auch bereits im Sachſenſpiegel (TI. Art. 51 $ 1) findet. 

aubolb, Seht des Tal. Gädi. Velvatsects, L270f. — Re laser Gem. u. 

Wirttend, ibatrecht, I. ©. 6 ff. — Stobbe, Deutſches Privatrecht, IL. ©. J van 

ewi 
Zwiſchenſpediteur. Wenn nicht? Anderes im Spebitionsvertrage bedungen 
ift, jo Hat der Spediteur das Recht, die ihm zur Beſorgung bes Transports über 
gebene Waare an den Spediteur eines Zwijchenplaßes oder des Endpunktes 
(ſog. 3.) zur Weiterbeförberung abliefern zu laſſen, vorausgefeht, daß bies der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns entipriht. Für die gleiche Sorgfalt Haitet 
er nach ausdrücklicher Vorſchrift des Allg. Deutichen HGB. bei der Auswahl 
des 3., während er für ein Verſchulden deſſelben nur dann einjteht, wenn er 
das del credere ausdrüdlich übernommen ober fich mit dem Abfender oder Empfänger 
über beſtimmte Säße der Transportkoften geeinigt hat (j. d. Art. Speditions- 
gejhäft). Die Rechte und Verpflichtungen des 3. find im Allgemeinen dieſelben 
wie beim Spediteur. Der Kommittent und der Deftinatär ftehen jedoch an fich zu 
ihn nicht in unmittelbarem Berhältniffe und können daher nur ex iure cesso des 
Spediteur gegen ihn Hagen. Andererſeits ift der Z., wie das Allg. Deutſche HGB. 
verordnet, verpflichtet, zugleich die feinem Vormanne zuftehenden Rechte, insbeſondere 
defien Pfandrecht auszuüben. Er darf aljo das Gut nicht vorher abliejern, 
ift jedoch unbehindert, an Stelle ber Befriedigung aus dein Gute feinen Regreß an 
den Vormann zu nehmen (anderer Meinung das Preuß. OTrib.). Soweit der 3. 
den Bormann bzw. Zrachtführer bejriedigt, geht Forderung und Piandrecht 
dejfelben von ſelbſt auf ihn über. Er Hat nur zu beweiien, daB er die Nach- 
nahme feines Vormannes bzw. des Frachtführers bezahlt Hat; dagegen hat er 
die Richtigkeit und Rechtmäßigkeit diefer Auslagen des Vormannes nicht darzuthun. 
Freilich muß er auch Hierbei für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ein- 
ftehen. Aber e8 kommt nicht darauf an, ob der Bormann ıc. wirklich ein Pfand» 
recht gehabt Hat. Der 3. erlangt wegen der von ihm unter Beobachtung jener 
Sorgfalt gemachten Auslagen auß eigenem Rechte ein wirkſames Pfandrecht. — 
Verſchieden von dem 3. ift der Unter- Spediteur (Subftitut des Spebiteurs). 

Die u eines jolchen verftößt in der eg gepen en Seionsernig: 

u. Lit.: Allg. Deutſches HGB. Art. 
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verſtand man unter Incidentſtreitigkeit (quaestio incidens) eine jede im Laufe des 
Rechtsſtreites auftauchende Frage, welche fich nicht direkt auf den. urfprlinglichen 
Streitgegenftand bezog, mochte fie materieller oder progeßrechtlicher Natur fein. Das 
Zwijchenurtheil, Beiurtheil (interlocutoria vim definitivae habens) Hatte 
feiner Natur nach feine ausfchliegliche Beziehung zu biefen Inzident- oder Zwiſchen⸗ 
ftreitigfeiten, bildete vielmehr den Gegenjat gegen die einfachen richterlichen Dekrete, 
Interlokute, und war ein Urtheil, wie namentlich das Beweisinterlofut, welches, ohne 
den Prozeß in der Inſtanz zu beichließen, eine Entſcheidung über einen unter den Par- 
teien beftrittenen, dem Gericht zur Erlebigung unterbreiteten Punkt und (freilich 
nach einer nicht alljeitig getheilten Meinung) auch nach Gewährung des rechtlichen 
Gehörs an beide Parteien abgab. 
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Der Zwijchenftreit und das Zwifchenurtheil des neuen Deutfchen 
Prozeßrechts find völlig neue, von dem früheren Recht unabhängige Schöpfungen. 
Die EPO. bezeichnet indeffen mit dem Ausdrud Zwifchenurtheil drei ver- 
fchiedene richterliche Entfcheidungen, nämlich 1) biejenige, welche einen fog. 
Zwifchenjtreit zwiſchen den Parteien abichließt; 2) eine folche, welche einen 
Zwifchenjtreit zwijchen den Parteien oder einer berfelben einerfeit® und einem 
Dritten anbererfeits erledigt — (bie beiden gedachten Urtheife würden pafjender als 
Zwifchenftreiturtheile bezeichnet), und endlich 3) eine Entſcheidung, welche 
nicht in Bezug auf einen Zwifchenftreit ergeht, vielmehr ebenjo wie das End- und 
das Theilurtheil fich auf den Streitgegenftand felbft bezieht. Bei ben wenigen An- 
haltspunkten, welche die CPO. für eine prinzipielle Behandlung der fraglichen 
Materie bietet, bildet dieſelbe bereit? eine der beftrittenften Kehren des neuen 
Prozeßrechtes. 

1. Der Zwiſchenſtreit und das Zwiſchenurtheil: 1) zwiſchen den 
Parteien. Bei dem Mangel einer Begriffabeftimmung des Zwiſchenurtheils in der 
CPO. nimmt eine Anfiht an, daß es in das Ermeſſen des Nichters geftellt fein 
ſoll, einen jeden unter den Parteien im Prozeß entftandenen Streitpunft ala Zwiſchen— 
ftreit zu behandeln (Koch u. Strudmann, Komment., 3. Aufl. ©. 259; Ende- 
mann, Erläuterungen, I. 461), richtiger ift dagegen die entgegengejekte Meinung, 
welche in Anhalt an 88 123, 137, 275, 312, 315, 331, 426 davon ausgeht, daß’ 
die CPO. einen jeften Begriff des Zwifchenftreites aufftellt. Die Anhänger berfelben 
icheiden aus demfelben üibereinftimmend alle Streitpunfte unter den Parteien, welche 
den Anfpruch jelbft oder jelbftändige Angriffs» und Bertheibigungsmittel 
(1. diefen Art.) betreffen, aus (Fitting, ©. 122; Wad, ©. 88; v. Bülow, 
S. 815; Schollmeyer, ©. 36 ff.), weichen aber in ber pofitiven Begriffabeftimmung 
von einander ab. v. Bülow erflärt für Zwiſchenſtreite alle anderen, einer ab» 
gefonderten Entfcheidung fähigen Streitpunfte, welche entweder vom Geſetze ausdrücklich 
als ſolche erklärt find (88 331 und 430) oder thatfächlich als folche vom Richter 
daburch behandelt werden, daß er eine bejondere mündliche Verhandlung darüber 
eintreten läßt; Wach jeden Parteiftreit über progefjualifche Rechte und Pflichten ſowie 
über bie Vorausfegungen progefjualifcher Handlungen; Fitting jeden Streitpunft, 
welcher die Hauptjache nicht unmittelbar berührt, deſſen Entfcheibung aber für die 
Entfcheidung der Hauptjache oder in Rückſicht auf das Verfahren erforderlich ift; 
Schollmeyer (mol am zutreffendften) jeden im Laufe des Prozeſſes unter den 
Parteien entftandenen und verhandelten Streitpunft, welcher thatfächliche, in den 
Zufammenhang bes Prozefjes hineingehörende Borausfegungen für die Anwendung 
einer Prozeßregel zum Gegenftande hat und die Möglichkeit einer Erledigung durch 
Zwifchenurtheil gewährt, d. h. weder ohne mündliche Verhandlung, noch blos durch 
Beichluß, vielmehr unter Umftänden ftatt durch Zwiſchenurtheil, Lediglich durch End- 
urtheil erledigt werden fann. Im Geſetz ſelbſt werben als Zwifchenjtreitsfälle aufs 
gefaßt: ein dor dem beauftragten oder erfuchten Richter entftandener Streit, von 
deffen Erledigung die Fortſetzung der Beweisaufnahme abhängt und für welchen der 
erwähnte Richter nicht zuftändig ift ($ 8831), ferner dag Verfahren über die Eides— 
(eiftung, wenn der Schwurpflichtige im Schwurtermine ausbleibt (8 430) und bie 
Berhandlung über die Aufnahme bes Verfahrens durch die Rechtsnachfolger einer ver= 
ftorbenen Partei ($ 217). Die Motive (Allg. Begründung des Entw. der CRD. 
$ 7 und Begründung zu 88 262—265, 279) nennen ala weitere Beifpiele Streitigkeiten 
über Borlegung ober Echtheit einer Urkunde, über Beweiseinreden, über die Zu— 
ichiebung oder Zurüdichiebung eines Eides oder die Abnahme von Parteieiden. 
Berner find aber 3. B. auch hierher zu rechnen: Streitigkeiten über die progeß- 
hindernden Einreden, über den Einwand unzuläffiger Slageänderung (gegen beides 
indeffen Wach, S. 88), über die Zuläffigfeit einer nachträglichen Beweisaufnahme 
oder einer Vervollſtändigung derjelben, über die Faſſung einer Eidesnorm, über die 
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formgerechte Einlegung der Berufung, in welchem Falle allerdings nur das dieſelbe 
zulaffende Urtheil Ziifchenurtheil, das fie verwerfende aber ein Enburtheil ift. Da- 
gegen gehören nicht Hierher Verhandlungen über einen im Laufe des Prozeſſes be- 
antragten Arreft, über die Sicherung des Beweiſes, Streitigkeiten im Zwangs- 
vollſtreckungsverfahren, in welchen letzteren freilich in den aus Auslaß berjelben er- 
hobenen Progefjen wieder ein Zwiſchenſtreit möglich if. 

Die Belonderheiten, wodurch das Verfahren bei einem Zwifchenftreit von dem 
gewöhnlichen abweicht, find folgende: a) ein vorbereitender Schriftfag, welcher neues 
Vorbringen enthält, ift mindeſtens brei Tage vor ber mündlichen Verhandlung zuzu⸗ 
ftellen, und es bedarf b) der Zuftellung einer fchriftlichen Gegenerflärung überhaupt 
nicht ($ 123). c) Die Auferlegung eines zugejchobenen ober zurückgeſchobenen Eides 
kann nicht nur durch Beweißbeichluß erfolgen ($ 426), ſondern es ift jogar ein burch 
Eid bedingtes Zwiſchenurtheil ausgeſchloſſen, was freilich ftreitig ift (für die hier 
vertretene Anfiht Schollmeyer, ©. 42; Wach, ©. 90; Fitting, ©. 198; 
dagegen dv. Bülow, ©. 818). d) Ein Berfäumnißzwifchenurteil ift für die Regel 
nur ftatthaft, wenn der verfäumte Termin allein zur Erledigung des Ziwifchen- 
ſtreites beftimmt war ($ 312), alfo 3. B. über bie Verwerfung einer prozeß⸗ 
bindernden Einrede, wenn darüber eine abgejonderte Verhandlung ftattgefunden Hat 
(jo Schollmeyer, ©. 80; dagegen Wach, ©. 88, 89), ausnahmsweiſe ergeht 
aber ein ſolches VerfäumnißurtHeil, felbft wenn ber Termin gleichzeitig zur Haupt⸗ 
verhandlung beftimmt war, blos über die Folgen der Eibesveriveigerung, falls der 
Schwurpflichtige im Schwurtermin ($ 430) und der zur Wiederaufnahme geladene 
Nechtenachjolger einer verftorbenen Partei im Termin ($ 217) ausgeblieben ift. 
e) Das Gericht iſt an das Zwifchenurtheil, für welches im Uebrigen in Betreff der 
Form u. |. w. die allgemeinen Regeln über Urtheile zur Anwendung kommen, ge 
bunden ($ 289). Ebenjowenig ift e& mittels der Beſchwerde noch felbftändig mittels 
anderer Rechtsmittel anfechtbar, jedoch kann es mit den gegen das Endurtheil ein= 
gelegten Rechtsmitteln angefochten werben ($ 473) und gegen Verſäumnißzwiſchenurtheile 
it der Einfpruch ftatthaft ($$ 308, 217). Nur das Zwifchenurtheil, welches eine 
prozeßhindernde Einrede verwirit, wird Hinfichtlich der Rechtsmittel ala Endurtheil 
angejehen ($ 248), und ferner ift die jelbftändige Berufung ftatthaft gegen ein 
Zwifchenurtgeil des Amtsgerichts im Mahnverfahren, welches bei an fich für den 
geltend gemachten Anſpruch begründeter Zuftändigleit des Landgerichts ben Einfpruch 
gegen den Vollſtreckungsbefehl für auläffig erflärt hat ($ 640; Fitting, ©. 252). 
Endlich) ift ein Zwiſchenurtheil, welches ausſpricht, daß eine Slageänderung nicht 
vorliegt, überhaupt unanfechtbar ($ 242). f) Die Regel, daß die Partei, welche 
verhandeln will, zum Termin zu laden Hat ($ 191), erleidet in dem Falle eine 
Ausnahme. wo der Zwifchenftreit bei der Beweisaufnahme vor einem beauftragten 
oder erfuchten Richter entiteht. Hier ift der Verhandblungstermin von Amtstwegen 
vom Prozeßgericht anzufegen und ben Parteien bekannt zu machen ($ 381). 

2) Ein Zwifchenftreit und Zwifchenurtheil awifchen den Parteien 
einerjeit3 und einem Dritten liegt vor, wenn aus Anlaß des Hauptprozeſſes ein 
Streit entjteht, welcher feiner rechtlichen Natur wegen felbftändig, aber wegen feiner engen 
Verbindung mit dem Hauptprogefie innerhalb bes letzteren wie ein Stück beflelben be- 
handelt und vom Progeßgericht entichieden wird. Cine prinzipielle Abgrenzung ber 
Streitigkeiten diefer Art von den progefjualifch felbftändig zu behandelnden läßt fich 
nicht vornehmen, vielmehr fann einzig und allein der Wille des Geſetzgebers darüber 
entjcheiden, in welchen Fällen eine derartige progefjualiiche Verbindung eintreten 
Toll. Deshalb können als derartige Zwifchenftreitigkeiten nur diejenigen gelten, 
welche das Geſetz pofitiv als ſolche bezeichnet. Dies find a) der Streit über bie 
Zulaſſung ober Zurüdweifung einer Nebenintervention ($ 68); b) der Streit über 
die Herausgabe einer von Anwalt zu Anwalt direft mitgeteilten Urkunde ($ 126) 
und c) über die Rechtmäßigfeit der Weigerung eines Zeugnifies ($ 352) bzw. eines 
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ſachverſtändigen Gutachtens ($ 367) (fo v. Bülow, ©. 828, wogegen Fitting, 
©. 122 Anm. 2 noch ohne Grund die Berurtheilung eines Gerichtsfchreibers, Ge— 
richtsvollziehers u. |. w. zur Tragung ber durch grobes Verſchulden veranlaßten 
Koften [$ 97] und die Erftattung der Koflen eine® Zwiſchenſtreites mit bem 
Dritten [$ 98] Hierher rechnet, da im letzten Falle gar feine ihrer Natur nad) 
jelbftändige Streitigleit in Frage fteht und der erfte fall ebenfalls vom Geſetze nicht 
als jolde, wie die Möglichkeit der Berurtheilung von Amtswegen zeigt, behandelt 
wird, enblich auch das Geje in beiben eine mündliche Verhandlung für überflüffig 
erflärt). Für die prozefjualiiche Behandlung dieſer Zwifchenftreitigkeiten kommen bie 
im vorigen Fall unter a bis c erwähnten Regeln ebenfalls zur Anwendung. Eine 
Ladung von Amtzwegen ift in dem Zwifchenjtreit wegen Zeugnißverweigerung im 
Falle des 8 354 erjorberlich. Dagegen kann ein Berfäumnißzwifchenurtheil nicht 
ſtatthaben ($ 8312 bezieht fi) nur auf einen Ziwifchenftreit zwiſchen den Parteien), 
auch ift unter allen Umftänden, weil bie betreffenden Streitigkeiten eine ſelbſtändige 
Natur befigen, ihre Erledigung durch ein Zwiſchenurtheil erforderlich und es kann 
diefelbe nicht dem Endurtheil vorbehalten werden. Das einzige ftatthafte Rechte- 
mittel gegen da8 hier in Trage ftehende Zwifchenurtheil ift bie jojortige Beſchwerde. 

II. Wejentlich verfchieden von den unter I beiprochenen ift dag Zwifchen- 
urtheil, welches nicht in Betreff eines Zwifchenftreites, jondern in Betreff von 
Streitpunften im Hauptprozeſſe zur Vorbereitung bes GEndurtheil® ergeht. Ein 
Tolches Tann das Gericht, wenn ein einzelnes felbftändiges Angriffs- oder Ber- 
theidigungsmittel (f. den betr. Art.) zur Entfcheidung reif ift ($ 275), ins- 
bejondere auch wenn ein Anfpruch nach Grund und Betrag ftreitig, vorab über den 
Grund allein ($ 276) erlaſſen. Andererjeits bleibt ihm aber, falls es von biefer 
Takultativen Beſugniß feinen Gebrauch macht, nur der Weg offen, über derartige 
Streitpuntte erft im Endurtheil zu befinden. Gin folches Zwifchenurtheil hat, da 
es nur die Enticheidung über ein Element des Rechtäftreites antizipirt, kein un= 
mittelbare praktiſches Ergebniß, es bringt vorläufig nur einen Streitpuntt, indem 
es ihn von der weiteren Verhandlung ausſchließt, zur Erledigung. Ob die getroffene 
Enticheidung für die Fällung des Endurtheils noch als relevant in Betracht fommt, 
Hängt von der weiteren progefjualifchen Entwidelung und Geftaltung der Sache ab. 
Wenn fie aber noch relevant bleibt, fo ift das Gericht an diejelbe, wie fie im 
Zwiſchenurtheil erfolgt ift, gebunden. Daher beftimmt auch $ 426, daß wenn durch 
ein Zwifchenurtheil auf die Wbleiftung eines Eides erkannt ift, die Eidesleiſtung 
nicht fofort erfolgen darf, fondern erft dann, wenn durch bedingtes Endurtheil rechts- 
Träftig erfannt worden ift, daß es darauf für die Endentſcheidung noch ankomme. 
Aus demjelben Grunde wirb jedes Zwifchenurtheil bebeutungslos, wenn nach feinem 
Erlaß wegen totaler Verfäumniß ein Verfäumnißurtheil in der Hauptjache ergeht, 
& erhält aber, wenn ein zuläffiger Einfpruch das letztere befeitigt hat, feine frühere 
Bedeutung wieder. Endlich hängt es damit zufammen, daß die Zwiſchenurtheile 
nicht fofort und felbftändig mit befonderen, vielmehr nur gleichzeitig mit den gegen 
das Endurtheil eingelegten Rechtsmitteln angefochten werben fünnen ($ 478); jedoch 
ift ausnahmsweiſe dad vorab über den Grund eines auch feiner Höhe nach ftreitigen 
Anfpruches ergangene Urtheil ($ 276) dem Endurtheil in Betreff der Rechtsmittel 
gleichgeftellt. Schliehlich kann ein Zwifchenurtgeil der bier beiprochenen Art niemals 
als Verſäumnißurtheil ergehen, weil ein ſolches, abgejehen von hefonderen Aus— 
nahmen (j. unter I), nur bei totaler Verſäumniß, nicht bei partieller, um welche es 
fich bei der Verhandlung über jelbftändige Angriffe und Vertheidigungsmittel allein 
handeln Tann, zuläffig ift. Zu den Zwifchenurtheilen dieſer Art gehören auch dag 
Urteil, welches im Urkundenprogeß unter Vorbehalt der Rechte ($ 562) und ferner 
dasjenige, welches in der Berufungsinftang unter Vorbehalt verſpätet angebrachter 
Vertheidigungsmittel ($ 502) ergeht. Sie erledigen ben Rechtäftreit infofern nicht 
definitiv, als einzelne Vertheidigungsmittel nicht berüdfichtigt, vielmehr zur Geltenb- 
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machung in einem befonderen Verfahren vorbehalten werden. Andererſeits wird aber 
in beiden Fällen gerade eine derartige fummarifche Kognition, um dem Kläger 
ichleunige Rechtshülfe zu verſchaffen und einen probiforifchen Abſchluß herbeizuführen, 
beabfichtigt. Die erwähnten Urtheile erlangen dadurch eine felbftändige Bedeutung, 
ja auch fogar, jalls die vorbehaltenen Rechte nachträglich nicht weiter verfolgt werben, 
den Charakter eines den Rechtsſtreit definitiv erledigenden Enburtheils, und deshalb 
jtehen fie in Betreff ihrer Erefutiongjähigkeit und hinfichtlich der Anfechtbarfeit durch 
Rechtsmittel ben — — gleich. 
— Bol. den Tert. 
Lit.: F. Schollmeyer, Der Zwilchenftreit unter d. Parteien, Abth. L, Berl 1880. — 
v. Bülow 2 allow und Aangeh Beiträge zur Erläuterung bes Beutichen Rechts, 
Sadıg. 22, 809. — Wach, Vortr. iter, s —J Bonn 1879, ©. 85 ff. 97 ff. — 
Fitting, Reihen, 4. Aufl., ©. 121 ff. 2. Hiunſchius. 


Zwitter, hermaphroditus, ein Menſch, bei dem es nach feiner Körperbildung 
zweifelhaft ift, ob er dem männlichen oder weiblichen Gefchlecht zugerechnet werden 
muß. ine Zwiſchenſtufe zwiſchen beiden Geichlechtern wird rechtlich nicht anerfannt. 
Auch die medizinische Wiſſenſchaft lehrt nicht, daß es Fälle gegeben Kat, in denen 
bei bdemfelben Menſchen eine vollftändige Ausbildung der Gejchlechtätheile beider 
Gejchlechter vorgefommen ift. Weber die rechtliche Stellung des 3. entſcheidet danach 
dasjenige Gejchlecht, welches bei ihm vorwiegt. Mit diefer Vorſchrift des Röm. 
Rechts ftimmen auch die modernen Gejeßgebungen überein. Zwar haben nad} Preuß. 
Recht zunächft die Eltern über das zweifelhafte Gejchlecht eined Kindes zu entjcheiben. 
Jeder Dritte aber, deſſen Rechte dadurch berührt werben, und ebenfo das Kind jelbft 
nad) erreichtem 18. Lebensjahre kann auf eine entjcheidende Unterfuchung durch 
Sachverftändige dringen. 

Sit. u Seh; — Geriätt, Medizin, I. 56 L158$1 
D. 22, — 682D . 88, 2. — Preuß. Allg. & Sl. Y zu. F $ re Sãchſ. 
BGB. 8 46 Eccius. 


Zypaeus, Fr. (van den Zype), 5 1580 zu Mecheln, apoſtoliſcher Proto— 
notar in Antwerpen, bekleidete die Aemter des Offizials, bifchöflichen Generalvifars, 
Archidiakons an der Kathedrale, F 4. XI. 1650. Schroffer Vertreter des kurialen 
Standpunftes. 5 
,  Säriften: Juris pontificii novi analyt. enarratio, Colon. 1620, 1624, 1641. — Con- 
sultationes canonicae, (Antw. 1640) 1675. — Notitia jur. Belg,, Antw. 1035, 3. ed. 1665, 
Arnh. 1642. — Opera, Antw. 1675. 

git.: Veye, De F.Z. vita et meritis, Lovan. 1852. — Nypels, Bibliotheque, 9. — 
Schulte, Se Ula €. 695. Zeihmann. 


Ergänzungen und Berichtigungen. 
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. 1 im Art. Aageſen 3. 6 I. over, 3. 13 til. Hinzuzuſetzen: Goos in Revue de droit 
international XII. 428, 429. 

. 19 if der 3.7 v. 0. be —— Satz dahin zu berichtigen, dak Erbpacht und Erbzinsrecht 
u ehren N jejeg vom 2. März 1850 aufgehoben find. Bol. hierüber auch d. 

tt. Erbpad 

. 81 Iegte 3. iſt Pa ort „nicht“ zu flreichen. 

. 41 im Art. Accurſius 3.4 v. u. l. Bagnolo. 

47 3. 21 v. o. I. „folgen kann“ ftatt „folgt“. 

49 im Art. ——— alt: (legte %) L Revue generale 1879 547—552 und 1880 

‚p. 5856. — le l’Acad. de Legislation de Toulouse Sin, 260—262. 

. 54 im Art. Ye Art) en St. L Müller in Ziſchr. f. d. gel. Staatäwiffen- 
ſchaften XXXVI. 96-114, 568578, 673 — der 

. 73 im Art. Algreen-Miling l. g I1. ‘X. 1797...1840 an die Univerfität berufen... 

1859 Konferenzrath . . zu Taarbel. 

. 743.260. 1. „Gebers® ad „Nehmers“. 

©. 86 im Art. Althuſius Lit. binzuzufegen: dv. Stinking, Geſchichte der Deutſchen 

©. 8 Big —— Sti Sn — der De 

im Ari merba i jepen: inging, Geſchichte der Deutfchen 
Rn 3 Mer 3 vier 


a 


aaa aaaa 


tẽwiſſenſchaft I. (1880) ©. Sy ers eitichr. 
©. 101 * tt. Ancher Z.9 v. 'o. l. —— und niversitets. 
€. 110 im Art. Angelus Aretinus Sit. L. Savigny, VI. ge Hinzusufehen: Geyer, 
Lehrbuch — gem. Deutſchen —— ———— Lelpy 1880, S. 2 
©. 123 hinter Art. Antichrejis einzufügen: 


Antonii (Anton), Gothofredus, 8 1571 zu Freudenberg (Weftfalen), 
ftudirte am Gymnafium zu Soeft und an der Univerfität Marburg; 1608—1605 
Profeffor zu Marburg, dann bis zu feinem Tobe (16. III. 1618) professor primarius 
zu Gießen; erjter Rektor (1607) und Kanzler ber Iegteren Univerfität. Fürft- 
licher Rath. 

ie Schri ten: De indiciis et ſoro competente, 1594. — De iuramento calumniae, 
1599. — Disputationes feudales XV, 1603; wiederholt aufgelegt, aulet mit adnotationes 
heran eg. von Sam. Stryk, 1726, unter "en Titel: G. Antonli Jus feudale. — De iure 

a cupandi et piscandi, 1604. — De pactis, 1804. — Ad Inst. tit. 17 lib. 4 de 
Sctionibus, 18 — De © dagitima, 1607. — De iure belli, 1607. — De testamentis, 1607. — 
De litiscontestatione, 1 — De interdictis, 1607. — De possessione, 1607. — De 
camerae imperialis iurisdictione, 1607. — De — Imperatoris legibus soluta et 
hodierno Imperii statu adversus H. Vultejum, 1608. — Disp. anti-Vul Im secunda, iuris 
prudentiae romanae ab H. Vultejo editae specimen exhibens, 1609. — . anti-Vultejana 
tertia, primam partem examinis praecipuarum disceptationum juris schol, Pr Valteji con- 
tinens, 1609. — —2 anti·Vultejana quarta, 1610. — Adversaria in plerasque And. Gaillü 

o 


pract. ob: W. — edita, 1629. 
Sit: Th. "Reinkin kı —— parentalis (bei M. H. Witten, Memoriae iuris- 
onmulkortun, decas prima p. 42—55). — Seleben, »t eine 2b. I 
FRA — ——— "A. fe 1 ©. 496 ff. — v ehe 


jichte_ber Deutfe echtstifienichaft, Eis . 698 ff. — 8. Seu 
an Antonti alen He dien Than, fr F 8. Seuffert. 
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S. 180 im Art. Hal a a v. Stinging, Geſchichte der Dentichen Rechts- 


wiffen‘ ai 

©. 159 im ng Krmins Kit. ee v. Stinging, Geſchichte d. Deutichen Redts- 
wifieniäaft, I 

— mi Mat, ar si —* fehen: v. Stining, Geſchichte ber 

en er ü — en: ingin jichte 

—2 —— — Bar 2: 

©. 223 16, 16 m 51750 it. —8 — ®. de Croos in Revue generale, 1880 

©. 24 Kt. Banbtlie — E nah Rivier, Introd. hist. au droit romain, 1881 p. 685 
von 1792—1846. 


©. 234 hinter Art. Baron einzufügen: 


Barrilliet, Thaodore, & 1834, ftubirte in Genf und Paris, Advolat da- 
ſelbſt, zog fi auf fein Landgut Bourdigny bei Genf zurüd, 1876 Givilgerihte- 
präfident in Genf, F 6. VIII. 1880. 

Schriften; Du conflit de 1a loi frangaise avec les lois Etrangeres, r&sultant de 
Pabsence de stipulations relatives au r&gime des biens entre &poux, Geneve 1861. — 
Lesons, sur l’etat airil, le mariage et le divo: Paris Gendve 1879. — Du divorce des 
epoux ötrangers en Suisse et des &poux suisses & l’Etranger (im Journal du droit inter- 
national prive de Clunet tome 7 hıaso] p. 347—867). — Abhandl. in der Revue pratique 


de droit frangais 

Bit.: Journal de Genre 1880, no. 188. — Semaine judiciaire 1880, p- 525. — Journal 
des Tribunaux 1880, p. — Journal du droit intern, prive, VII. 347. — Revue de droit 
international 1880, p. 50 Zeihmann. 


©. 285 3.5 v. u. I. Edinburgh Review. 

©. 770 3. 8 v. o. l. Bruhns. 

S. 308 — Art. — Lit. Singugufehen: — Er Mme Jaubert, 1881. — Souvenirs 
e ]a vicomtesse A. janze, 188 

©. 308 Hinter Ben yer einzufügen: 

Bertin, 5 1806 zu Paris, wurbe 1829 Advofat, — 1848 die Redaktion 
des „Le droit“, welche er bis 1871 führte, 4 7. V. 

Säriften: Hist. de la revision du proc&s Lesurques, — — Code des irrigations, 
1852. — Chambre du conseil en matiöre civile et disciplinaire, introd. de M. de Belleyme, 
2. ed. 1856. — De la repression p6nale et des circonstances atten., 1859. — Des reformes 
de Pinstr. crimin., 1869. — Biographie de Ms de e Balleyme, 1864. — Du pouvoir dis- 
eretionnaire du president du ——8— 1806. — De la diffamation envers les morts, 1867. — 
Ordonnances sur requäte et r&i im 

Bit.: — ee 8; * 10 mai 1881. — Le Temps, 9 mai. — Revue 
generale 1881, p. 285. — Semaine judiciaire 1881, p. 336. Teidmann. 
©. 340 — — Bit. arzzulgn: v. Stinging, Geſchichte der Deutichen Rechts: 
©. sie! m Art. —— ——— Kit. hinzuzuſetzen: Wach in ber Allg. Deutſchen 
©. 391 am ki Bladftone Schriften 3.150. u. L 8. Ausg. 1880, v. Malcolm Kerr, 

1880; Analysis by F. 8. Dickson, 1880. 
&. 395 Yinker Art. Blumer einzufügen: 

Bluntihli, Joh. Caspar, ð 7. III. 1808 zu Zürich, fludirte auf dem 
Politiſchen Inftitut feiner Vaterftadt, feit 1827 unter Savigny zu Berlin, dann 
unter Niebuhr und Haffe zu Bonn, promovirte 1829, kurze Zeit in Paris, darauf 
beim Bezirksgericht in Zürich angeftellt und Dozent am Politifchen Inftitut, 1833 
außerorb., 1836 ordentl. Profefjor an der Univerfität, trat an bie Spike ber fog. 
Tonftitutionellen und ftädtiichen Partei, 1889 Mitglied der Regierung und der 
Bundesregierung, zog fich 1844 vom öffentlichen Leben zurüd, hauptſächlich an ber 
ihm übertragenen Rebaltion eines privatrechtlichen Gejegbuches des Kantons Züri 
arbeitend, fiedelte nach dem Unterliegen des Sonderbundes und feiner Partei nad} 
Münden über, wo er 1848 eine Profeſſur des Deutfchen Privatrecht? und de all- 
gemeinen Stantärechts erhielt, begründete mit Arndts und Pözl die „Seritifche Meber= 
ſchau für Gejehgebung und Rechtswiſſenſchaft, Münden 1859—1859", in näherer 
Derbindung mit den Führern der liberalen Partei in der Baprifchen Rammer, be= 
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ſonders mit Brater und Buhl, folgte 1861, von dem Münchener Partikularismus 
abgeftoßen, einem Rufe ala Profeflor der Staatswiflenfchaften nach Heidelberg. Er 
war Präfident des Deutfchen Yuriftentages 1861 und 1868, thätig bei Gründung 
des Deutſchen Ahgeorbnetentages (1862) und an dem Sechsunddreißiger Ausſchuß 
zur geſetzlichen Agitation für die Rechte Schlewig-Holfteind, einer der Stifter des 
Deutichen Proteftantenvereind und regelmäßig Präfident auf ben Proteftantentagen, 
auch der Badiſchen Generaliynode 1867, Mitglied des Zollparlaments, der I. Bab. 
Kammer (deren zeitgemäße Reorganifation er anregte), auch erſter Vizepräſident ber 
I. Kammer, Mitglied der Brüffeler Konferenz (bez. des Kriegsrechts), Mitbegründer 
des Institut de droit international, deſſen Präfident er 1875—1877 war, Mitglied 
der Kommiffion für das Schweizerifche Obligationenrecht, Doctor honoris causa der 
Univerfitäten Wien, Petersburg, Edinburgh, Moskau und Orford, ala Koryphäe auf 
mehreren Rechtögebieten geehrt durch viele Feftichriften zum 3. VIII. 1879, T 21. X. 
1881 zu Karlsruhe, nachdem er die Badiſche Synode geleitet und eben gefchlofjen hatte. 
Schriften: Entwidlung ber Erbfolge gegen den Iepten Willen nad Römiihem Recht, 
Bonn 1829 (gekrönt). — Ueber bie Berfajjung bes Gtantes Zürich, 1880. — Das Bolt und 
der Souverän, 1831. — Staotä: und Rechtsgeſchichte der Stadt und Landſchaft Zürich, 1838, 
1839; 2. Aufl. 1856. — Die neueren Rechtsichulen der Deutichen Juriften, 1841; 2. Aufl. 
1862. — Das Zürcherifche Bormundichaftägeieg vom 21. Bracmonat 1841, (1841) 1846. — 
Pſychologiſche Studien Über Staat und Kirche, 1844. — Geſchichte des Schweizeriichen Bundes- 
echte, 1846—1852; 2. Aufl. 1875. — Stimme eines Schweizerd für und über die Bundes⸗ 
zeform, 1847. — Angemeines —— 1852; 4. Aufl. 1868 (5. Aufl. Bd. 1: Allgemeine 
Stantälehre; Bd. 2: Staatsrecht 1875; Bb. 3: Bolitit, 1876) (franzöfifh von Riedmatten 
1877—1881 ; ſpaniſch 1880). — Deutiches Privatrecht, 1854; 9. ul. von Dahn, 1864. — 
Privatrechtliches Geſetzbuch für wid, 1854 ff. (Berfonens und Familienrecht, 4 Aufl. 1872 
von Gmalter; Erbrecht, 2. Aufl. 1865; Obligationenredht, 1855, 1856), — Deutiches 
Staats Wört.B. (mit Brater u. 9.), 1857—1870 in 11 %Bbdn.; abgefürzt von gönin 
(8 de.) 1869—1875. — Gefchichte des allgemeinen Staatsrechts u. der Politik, 1864; 2. Kur 
1867; 8. Aufl. 1881. — Die Bedeutung u. die Fortichritte des mobernen Völterrechts, 1866; 
2. Aufl. 1874. — Tas moderne Kriegsrecht ber civilifirten Staalen ald Rechtsbuch, 1866; 
2. Aufl. 1874. — Altafiatifche Gottess und Weltideen, 1866. — Das moberne Völkerrecht als 
Rechtöbuch, 1868; 3. Aufl. 1878 (Frangöfilh von Lardy, 1869, (8) 1881; engliſch als Inter- 
national Law, Peking 1880). — Geſchichte bes Rechts der religidien Belenntnibfreibeit, Elber⸗ 
felb 1867. — Die nationale Bedeutung des Proteſtantenvereins, Berl. 1868. — Die Gründung 
der Ameritaniichen Union (Heft 54 der Virchow-⸗Holßendorff'ſchen Sammlung), 1868; 
2. Aufl. 1872. — Charakter und Geift der politifchen Parteien, 1869. — Die nationale 
Stantenbildung und der moderne Staat (Heit 105 der Virchow. Holkendorff’icen 
Sammlung), 1870, 2. Aufl. 1881. — Das moderne Völkerrecht in dem Frauzöofiſch- Deutſchen 
Kriege, 1871. — Rom und die Deutichen (Zeit: und GStreitfragen, Heft 7, 8), 1872. — 
Tentide Stantslehre für Gebildete, 1874; 2. Aufl. 1880. — Die etliche Unverantwortlich 
feit und DVerantwortlichkeit des Römifchen Papftes, 1876 (franzöfifch von Rivier, 1877), — 
Deutſche Naturalifation einer feparirten Frangöfin und Wirkungen der Naturalifation, 1876 
(auch franzöfiich), — Tas Beuterecht im Krieg und das Seebeuterecht insbeſondere 1878 
(franzöfifch von Rolin-Jaegquemyns in der Revue de droit international IX. 508—557; 


X. 61— 82). — Freimaurergefpräche, 1879. — Die Nachbeftenerung de Tabaks und die Rechts: 
ordnung, Frankf 1879. — Geſammelte Heine Schriften, 1879, 1881. — Der Staat Rumänien 
und das Nechtsverhältniß ber Juden in R., 1879 (auch frangöfiih) — Geſpraͤche über Gott 


und Natur umd Unfterblichkeit, 1880. — Viele Artikel in ber „Gegenwart‘, „Deutichen Revue”, 
‚Revue de droit international“ u. a. Anonym erihien von ihm (nah Schulte, Geidichte, 
in. 236 s. v. Karl Bluntihli): Meinungsäußerung eines Publiziften über die neueren 
Deutichen ſtonkordate, Nördlingen 1860. 

8it.: Annuaire de P’Institut de droit international, 3. et 4. années, Brux. 1880, II. 
8-11. — v. Orelli, Rechtsſchulen und Redptsliteratur in der Schweiz, Züri 1879. — 
Zerue generale U. (1878) p. 266—268; IV. (1880) p. 99, 100. — Mohl, I. 259, 261, 479, 
488, 499; IIL 411, 598. — Calvo, (3) I. 101, 117, 234; II. 9, 30, 125, 330, 412, 565, 
588, IL 12, 38, 125, 141, 221, 228, 228, 30%, 466, 471, 476; IV. 100, 102, 207, 260 
359, 971, 378, 380, 385, 388. — Neue Zürcher Zeitung Nr. 294, 297. — d. olpenboxff 
in der „Gegenwart“ v. 39. Oftbr. 1831. Teihmann. 


©. 404 Hinter Art. Boncenne einzufügen: 


Boncom pagni bi Mombello, Conte Carlo, 525: VII. 1804 zu Saluggia 
in Piemont, ftubirte in Turin, 1830 Armenabvofat, 1838 mit Cavour in der 
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Commissione di Statistica, fehr thätig für Kinderafyle und das Volksſchulweſen, 
1848 Unterridts-, 1852 Auftizminifter, in welcher Stellung er namentlich bie 
Chegejeßreform durchſetzte, 1853 —57 Kammerpräfident, mitwirffam an der Tosta- 
nifchen Revolution von 1859, arbeitete 1870 den Garantiegefegentwurf aus, zuletzt 
Senator und Profeffor des Staatsrechts in Turin, T 15. XII. 1880. 

Säriften: Della monarchia rappresentativa, Törino 1848. — Introd. alla scienza 
del diritto, Lugano 1848. — L’unitä d’Italia e le elezioni, Torino 1861. — La rinuncia 
del Ministero Rattazzi ed il Parlamento, Torino 1862. — La Chiess e lo Stato in Italia, 
Firenze 1866. — Francia e Italia, Torino 1873. — Corso di diritto costituzionale, Roma 
1873. — L’antico dispotismo orientale e la ‚libertä della Grecid, discorso rec. il 4 nor. 
1878. — Außer feinen erften Schriften (Saggio di lezione par linfanzia und Storia della 
letteratura Cristiana degli undici primi secoli) und Beiträgen Hr für a iemontef. Annali di 
giurisprudenza verbient durch Herausgabe der Werke von Pellegrino Rolf. 

Bit.: Augsb. Allg. Zig. 1880, ©. 5264, 5299. — Yriebberg, Eheichließung, Leipz 
1865, S. 626. — Gubernatis, Diz. biografico, Firenze 1879. rodhaus 

Teihmann. 

Bordhardt, Siegfried, & 1. X. 1815 zu Stettin, flubirte in Berlin, 
arbeitete 1842—1847 am Kammergerichte, auf Grund feines „Syſtems des Preuß. 
Wechfelrechts“ dem Preuß. Kommiffar zur Berathung der Deutſchen Wechjelordnung 
in Leipzig attachirt, 1848 Unterfuchungsrichter beim Kriegsgericht, 1856 Mitglied 
der Minifteriallommiffion zur Ausarbeitung des Entwurfs des Deutichen HGB. in 
Nürnberg, demnächſt Stadtgerichtsrath und Vorſitzender der Wechieldeputation, 
dann Hulfsrichter am Obertribunal, 1868 bei feinem Austritt zum Geb. Juſtizrath 
ernannt, 1873 Minifterrefident für Coſta Rica, 1874 au in Wien affreditirt; 
gehörte zum Vorſtand der juriftiichen Gefellichaft in Berlin, zu dem des Deutjchen 
Juriftentages, Bizepräfident der Association for the codification of the international 
Law, jehr thätig für internationale Wechfelgefeggebung, F 24. XII. 1880 zu Berlin. 

Shriften: Die Wechſel ⸗Duplikate und Kopien, nebft Bemerk. über den Entwurf einer 
WO. für bie Preuß. Staaten, Berl. 1847. — Das Bunubiläe e Wechſelrecht in feinen Grund- 
ia en, Berl. 1847. — Mit Stolp: Das — — EN überjegt und erläutert, Berl. 

— Die Allgem. Deutſche WO. Berl. 1854, 9. — Terlauögabe der Deutichen 
— 4. Aufl. Berl, 1880. — BVollftändige — der geltenden Wechſel und Hanbelö- 
geiebe, aller Sänber, Berl. 1871. — Abhandl. in verſchiedenen Zeitjchriften und Art. el- 
zecht in Weiste’ 3 Rechtslexilon. 


EHE Nationalgeitung Nr. 606 vom 27. Dezember 1880. — Augsb. er 1880, 
©. 5349. — Keybner in Goldſchmidt's Zeitichr. für Bo gel FE XV 355, 356. — 
Sohn, Beitr. zur Lehre vom einheitlichen Wechſelrecht, 1880, 


©. 425 hinter Art. Brunnquell einzufügen: 


Brunß, Karl Georg, 5 24. II. 1816 in Helmftädt, Sohn des Advokaten 
und fpäteren Braunfchtweigifchen Kreisgerichtadireftord und Hofrathes Johann Georg 
Theodor B., bejuchte die Univerfitäten Göttingen, Heidelberg und Tübingen, wo er 
1838 promovirte. Nach kurzem Aufenthalte ala Advokat in Braunſchweig ging er 
im Sommer 1839 nad} Berlin, wo er philoſophiſche Studien trieb, und Habilitirte 
fi) im Herbfte 1839 ala Privatdozent für Nömifches Necht in Tübingen. 1844 
wurde er zum außerordentlichen Profefjor ernannt, ging 1849 nach Roſtock als 
ordentlicher Profeffor, 1851 nach Halle, 1859 wieder nach Tübingen. 1861 nad 
Berlin berufen, wurde er 1875 Mitglied der Alademie der MWifjenfchaften, und 
wirkte bis zu feinem plößlichen Tode am 10. XII. 1880 nad; den verichiedenften 
Richtungen anregend und einflußreich als Dozent (er las über Pandekten, Römiſche 
Rechtsgeſchichte, Inftitutionen und Civilprozeß), als Leiter des juriſtiſchen Seminars, 
ala Schriftfteller, der die gefchichtliche und die philoſophiſch-dogmatiſche Seite des 
Civilrechtes gleichmäßig beherrichte und als Förderer wiflenfchaftlicher Unternehmungen. 

Schriften: Quid conferant Vaticana Eragmenta ad melius co; a Be ius * 
manum, 1838 (Zübinger Preisſchrift und Dottordiſſertation. — Das Deripee, im 
Mittelalter und in der Gegenwart, 1848. — Geſchichte und Quellen des milder chts; 


Teich mann. 
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das heutige Römifche Recht, 1870 (3. Aufl. 1878), in v. SL enborff’3 Enchklopädie. — 
Tas Weſen der bona fides bei der Erfipung, En — D ei! lagen 3a ri en und 
heutigen Rechtes, 1874. — S wvriſch⸗ ——— tabuch aus 5. 
Fontes iuris Romani 1860, 4. Aufl. 1879. — Fr ‚reiche, umfaffenbe Aufl ie de Belters 3 
und Muther’3 Yahıbud), ber Zeitichrift für Rechtägefchichte (devem Mitbegründer und 
Een, es —— in ben Abhandiungen der Alademie u. a. find jeht vereinigt in: Kleinere 
riften, 2 Bbe. 
Sit: entolb, Karl Georg Bruns — ir civil. Praxis Bb. 69. — Gold⸗ 
ſchmidt, FA für das gefammte HR. XXVI. Bernice 


©. 433 im u mare find drei Schriften — Verſehen an den Sut der Lit. 


geftellt co 
©. 443 im Art. Ber Sit. ufepen: Nicoll, t Orators, Edinb. 1881. — Select 
Bee 
im Art. Buß Lit. hinzuzuſeßen: Hanzjalob in v. Wee al ographien 
a dit du zuzulegen: Hansj graphi 


ul 


Ber AN it. hi \ Holft, Verfaff ichichte der D. t 

447 im Art. Calhoun Sit. hinzugufegen: v. Ho affungsgeichichte ber Fat en 

Staaten, Berl. 1878, 1881. — Ebteiden in ben Preuß. Behr — 18H 

S. 451 im Art. Sarpenter Lit. hinzuzufehen: Mme Rosalie krÖllnscrona in Kor 
critique 1880 p. 48 712; 1881 p. 162 ss. — Journal officiel 1880, p. 840. 

&.452 8.5 0.0.1.2. Aufl. von Siman, 1881. 

©. 454 i Ai Art. Cauchy 3.14 v. u. Altes von Rivier an unter eine Rubrik: Lit. zu 

©. 462 im Art. Chair b’ is “Ange Lit. Hinzuzufegen: Rousset, Eloge, 1880. — Revue 
enerale 1880, p 

©. 464 im Art. — LAdoldhe Schriften hinzuzuſehen: De la procédure de l’ordre, 
par Dutruc 1881 (aud) Suppl. alphab. et analyt. par Dutruc, 1881). 

©. 467 im Akt. Shoate, Lit. Hinsngufefen: Irving Brown, Short studies of great 
lawyers, Albany 1878. 

©. 467 im Art. Einnd Lit. Hinzugufegen: Luigi Chiappelli, Vita e opere giuridiche 
di Cino da Pistoja con molti documenti inediti, Pistoja 1881. — Revue de droit 

e international, XIII. 228. 


469 im Urt. Elarus Schriften zu vermerlen: O. O. Tugä. 15 1575 u Geyer, Lehrb. d. 
meinen Deutſchen Strafprozehrechts, Leipz. 1880, 
S. 470 dere Art. Cocceji einzufügen: 


Cockburn, Sir Alerander James Edmund, & 1802 als Sohn bed 
ehemaligen Gefandten Aler. Cockburn, ftudirte in Cambridge, 1829 zur Bar berufen, 
1856 Chief-Justice ber Common Pleas, 1859 Lorboberrichter Englands, 1871 


Schiedsrichter im Alabamaftreite, F 20. XI. 1880. 

Er jdrieb: On nationality, Lond. 1869. 

8it.: Rivier in Revue de droit international XIII. 88. — ne Zeitung Nr. 328 

Abendblatt. — Academy 27 november. — Hansard Vol. 223 col. 1, 598. — Ueber fein abs 
wachenben Urtheil im Alabamaftreit vgl. Calvo, Le droit international theorique et pra- 
ige, 3. 64.1880, Vol. III. p. 434. — Ueber Mc Naughten’s defence vgl. Brain (A Journal 

Neurology) april 1881, p. 1—26. — Wharton, A Treatise on RN) Conflict of Laws, 
2. ed., Philad. 1881, p. 10 u. 3. Teihmann. 
©. a1 3.70. u. I. Colbjörnfon. 
— 481 im Kir Art. Cotelle I. Zouffaint-Ange. 

©. 493 am tt. Daguelfeau Lit. hinzuzufepen: Oscar de Vallse, Etudes et portraits, 


©. 494 wi er Dam Daber Bit. machen: v. Stinging, Geſchichte der Deutichen 
Rechtswiffenſchaft, I. (1880) © 

S. 496 im Art, Dante Sit. —* *— — Dante in Germania, Milano 
1881. — Fr. Bergmann te, 88 vie et 863 oeuvres, (2) Strasbourg 1881. — 
del Lungo, Dell’ esilio di Dante, Milano 1881. 

©. 496 hinter U Dany, Wild. Aug. Friedr., einzufügen: 

Danz, Heinrih Emil Auguft, 5 11. XII. 1806 zu Jena, 1831 Privat- 
dozent an der Univerfität Jena, 1834 außerorbentlicher Profefjor an derfelben. 1848 
ordentlicher Profefior und Rath am Oberappellationsgericht zu Jena, feit 26. VII. 
1861 Ordinarius der Yuriftentafultät, 4 17. V. 1881. 

Säriften: De litis contestatione, quae fuit tempore legis actionum. Diss. inaug., 
1891. — De externa codicillorum forma commentatio, 1835. — Lehrbuch ber Geſchichte des 
Römischen Rechts, Leipz. 1840—1846, (2) 1871—1873. — De sabina confarreationis origine, 
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1844. — Der fafrale. Schup im milden, Medpläuentehn, | er — Die Wirkung der’ Kodifi⸗ 

tationdformen auf ba8 materielle Recht, igung des revibirten Entwurfs 

eines —— Geſehbuchs für das Rönigreid Sadılen Frage Bapp: Rath rer bes 

ſprochen, 1861. — Aus Rom und Byzanz, Vorträge, 1867. Schul 

508 3. 4 v. o. [. förslag. 

©. 508 im Art. Demante & Schriften I. (Fortgeießt von Colmet de Santerre, 2. 64. 188 

©. 562 im Art. Donellus Lit. Hinaupukben: v. Stinging, Gedichte der Deuttäen 
Rechtswiſſenſchaft, I. (1880) S 

©. 569 im Art. Duarenus Sit. Hinzugufepen: v. Stinging, Geichichte der Deutſchen 

FR ee I. (1880) S. 


Art. Dubreuil bie Bit.-NRotiz zu lelen: Enenft 235. — Warnlönig- 
Stein, — — u ansctägelhiäte, IL 67; 1II. 582578. — Dupin- 
Camus, d’avocat, (5) Gaudr 1 140. 


— Desmare, Le 

ment de Paris, (2) 1860 p. Yo ecmal ig; Der, Giilpeogeh bes — fer 
Parlaments nad) dem Stilus Du Brueils, Freib. u 

. 569 im Art. Dubs hinzuzuſetzen: Jalob Dubs. Ein Ehe Republilaner, Zürich 


1880. 

. 570 im au Ducpeliaus Lit. hinzuzuſeen: Starte, DaB Belgiiche Gefängnißweſen, 
Berl. 1877, Ehre für bie gelammte ae 1881, 
Ste 62, 79. — —— Pr: bes Deutichen Strafrechts, (11) Leipz. 1881, ©. 3 


aa 


1. 
©. 571 im Ai. Dupaty Sit. binauufepen: Detourbet, La proc&dure criminelle au 
17. siöcle, Paris 1881, 
€. 581 No. ir amvergier Si 2% hinzuzuſehen: Kloge in der Gazette des Tribunaux 1880 
©. 755 im Act. Everarbi Bit. hinzuzuſehen: v. Stintzing, Gefchichte d. Deuticheu Rechts 
i enchaft I. (1880) S. Kine x un 
©. 801 der Art. Farinacius Taler &1. Xl. 1554. + 80. FR 1618. In den 
—X iſt zu notixen: O. O., Venet. 1596 ss., auch ein Wert: . crimin. libri 
8, tom. I. Venet. 1606, to m. II. Romae 1615, ‘tom. IIL Romae 10 1 ber Lit. 


rin 
inzuzufeßen: Geyer, Lehrbuch bes gemeinen Zeutichen Sn rozeßrechts. . 1880, 
age 3i ——— im Bi tsſaal Bd. 32 (1 oe x re, ” 
©. 808 im Art. Favre Schriften find zuzulehen: Den — publis 
as Jules Favre née Welten, 1881. In der Lit.: Revue generale 1 


p · 88. 
. 820 ei — euerba — Text hinzuzufügen: Sein dritter, Sohn Eduard Auguſt, 

— er 2, 1848 An —E Profefſor in —— ſchrieb: — 

as arY De —— Recenfionen, Erl. 1881. 
©. .828 im Art. A Kit. a Oingugufehen: v. Stinging, Geſchichte ber Deutſchen Rechts⸗ 

miffenfn t, 
©. 829 vo. hinz —— Bluntiäli, Staats Wort. B. IH. 514—520. 
S. 848 he Art, Bihherbert einzufügen 

Birgeimäft ift ein Lieferungsfauf, bei welchem ausdrücklich bedungen ift, 
daß die Waare genau zu einer feftbeftimmten Zeit ober binnen einer feſtbeſtimmten 
Friſt geliefert werde, jo zwar, daß jede fpätere Lieferung „nicht mehr in den Bereich 
der intendirten Vertragserfüllung fallen folle*. Dieſe Abficht der Parteien, die 
Garakteriftifche erhöhte Bedeutung der Lieferzeit wirb in der Regel ausgebrüdt durch 
die Worte: zu liefern „fir, „prägife", „prompt“, „späteftens um . . .“, „micht 
fpäter ala... .“ oder durch die ſog. kafſatoriſche oder Erlöfhungsflaufel („am . . . 
oder um . . . Uhr ift das Engagement erloſchen“) oder durch Verweiſung auf feſt⸗ 
ftehende Uſancen oder Statuten, fofern diefe einen ganz prägifen Lieferungstermin 
erſehen Yaffen, kann aber auch aus den den Vertragsſchluß begleitenden Umftänden 
hervorgehen, namentlich) aus der Beichaffenheit der Waare, dem evidenten Zwecke 
des Vertrags in Verbindung mit der Friſtſetzung zc. (Erf. bes ROHG. v. 13. Dezbr. 
1872 und vom 8. April 1873, vgl. auch Entſch. des Reichsger. Bd. I. ©. 64.) 
Sofern jene Abſicht der Parteien nicht ganz beftimmt anzunehmen ift, dem 
Kieferungspflichtigen noch eine weitgehende Wahl bleibt, oder es an einem 
feften Stichtage fehlt, wie 3. B. in der Slaufel: „pro Ende Dezember oder 
täglich“ u. dgl., ift Fein F., fondern ein gewöhnliche Lieferungsgeſchäft an= 
zunehmen (gZeitſchr. für das gefammte H.R. Bb. XVII. ©. 267; vgl. jedod 
Thöl, a. a. D. ©. 943). Die juriftiihe Eigenthümlichkeit des F. Liegt 
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darin, daß es ein unter ber ausdrücklichen Bedingung, es ſei zu erfüllen inner= 
halb der feftgejesten Friſt oder zur feſtgeſetzten Zeit, abgefchlofienes 
Lieferungageichäft ift, fo daß die Innehaltung dieſer Friſt oder Zeit einen wefent- 
Yiden Beltandtheil ber Leiftung bilden foll ‘ Entih. d. ROHG. Bd. IX. 
©. 406, Bd. XII. ©. 168, d. Reichsger. Bd. I. S. 241) und folgeweije fo, 
daß das Geſchäft, wenn jene "Bedingung nicht ——— iſt, finguläre Wirkungen 
erzeugt: es hat nämlich der nichtjäumige Käufer aladann das Recht, Nachlieferung 
nebft Scadengerfag ober blos Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder gänzliche 
Aufhebung des Vertrags vom jäumigen Verkäufer zu fordern; während jedoch ber 
Käufer, welcher eines der beiden legteren Rechte auf Grund eines gewöhnlichen 
Kaufe oder Lieferungsgeſchäfts geltend machen will, gehalten ift, dies dem ſäumigen 
Berkäufer anzuzeigen und ihm dabei, fofern es die Natur des Gefchäfts, namentlich 
der Zweck der Lieferung zuläßt, eine angemefjene Friſt zur Nachholung des Ver— 
jäumten gewähren muß, ift der auf ein %. fich ftüßende Käufer nur, im falle ev 
Nachlieferung beanfprucht, gehalten, dem Verkäufer dies unverzüglich (j. Prot. 
zum HGB. ©. 4600) anzuzeigen. Seiner derartigen Anzeige bedarf e8, wenn er 
Schadenserſatz oder Aufhebung des Vertrages verlangt; es wird vielmehr aus dem 
Schweigen des nichtbefriedigten Käufers im %. gefolgert, daß er die wirkliche (Real-) 
Erfüllung nicht wolle, und der Käufer kann in diefem Falle ohne Weiteres Ber- 
tragsaufhebung oder Schadenserſatz fordern; letzterer beiteht bei Waaren, welche einen 
Markt oder Börjenpreis haben, in der Differenz zwiſchen dem Kaufpreife und dem 
Markt oder Börfenpreife zur Zeit und am Orte der gefchuldeten Xeiftung, ſofern 
der nicht fänmige Käufer nicht einen höheren Schaben nachweilt. (Diefes Schaden?- 
erſatzprinzip ift den Umftänden nach auch auf Nichtfirgefchäfte anwendbar, ſ. Entfch. d. 
ROGG. Bd. XIV. ©. 142, Bd. XXI. ©. 248, des Reichager. Bd. I. ©. 241.) 
Der au kann den Verzug des Verkäufers auf deſſen Kojten durch Proteft feſt- 
ellen Lafjen. 
k PN ba 355—858, 838 b. Allg. HGB. — d. Selm, „Komment. — 2. Aufl. Bb. II. 
. im Ronturäve a! fren). an I Mr sa 6. u, — I. —— 
Ne pri 6 bes 18.08, . in — 1 
X. 88, , 2, KR: 
108, „10; xVL —— 195 —* 34 
— ee on zum ——— —* kb d. gu ala —8 — 
Enbemann, H.R., 3. Aufl, S. 582. — Ueber den Zufammenhang ded 
Si —— f. db. Art. rämien eihäft (8b. III. ©. 122) u. Gareis im Arı 
f. Deutiches .R., Bd. X 141869 869) ©. 165, 166, 170 1.0.0.0. — — Bol. aud) den 
Art. Zeitgeihäft und die dort cit. Bit. u. uellen. Gareiß. 
©. 875 im Art. — Lit. hinzuzuſeen: History of the family of F. in all its 
Pay A omas mas (Eörteacne) Lord Clermont, Lond. 1880. — Saturday Review 
S. 876 im Act. Fox Ft binanaufehen: Nicoll, Great Orators, Edinb. 1881. — Tre- 
velyan, Early hist. of Ch. J. Fox, Lond. 1881. — Rerue historique de Monod, 
©. 907 ma er — it uzuſehen: v. Stintzing, Geichichte ber Deutſchen Rechts- 
im Ar! reher je :b. ’ 
wiſſenſchafi, I. (1880) ©. 680 9; $ ar * 


Baud II. 


S. 2 im Art. Gail Lit. Hinzugufegen: v. Stinping, Geſchichte ber Deutſchen Rechts 
wiſſenſchaft, J. ee Hu un am M be 
©. 4 Hinter Art. Gärtner einzufügen: 
Gaftambide, Joſeph⸗Adrien, & 15. IV. 1808 zu Paris, gründete ala 
junger Advolat die conference Mole, dann erfter Präfident, er wurde procureur du 
roi (1840) zu Laon, dann zu Caen, 1849 procureur general zu Amiens, dann in 
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-Zouloufe, 1863 Rath am Kaſſationshofe, 1847 president de la chambre civile, 
ne des Konfliktsgerichtshofes, F 15. V. 1880. 

&riften: Trait6 des contrefagons, 1837. — Historique et theorie de la propriété 
des auteurs, 1862. — Revue Felix 1838: De la responsabilite des communes. — Rerue 
Wolowski 1838: De Pattentat aux moeurs prévu par l’article 334 du code penal. 

Vit.: (Glandaz) Notice sur la vie et leg oeuvres du president Gastambide, Paris 
880. Zeihmann. 

©. 89 im Art. Gentilis (Scipio) Lit. hinzuzuſehen: v. Stintzing, Gefchichte der; Deutſchen 
Rechtswiffenichaft, N 1880) ©. —X aan * 

©. 90, hinter Art. Gen einzufügen: 
Genußſchein, action de jouissance. Grundſätzlich foll das ſtatutariſche Grund⸗ 
Tapital ber Altiengefellichaft während des Beſtehens berjelben unverfürzt erhalten 
bleiben und eine Rüdzahlung an die Aktionäre nicht erfolgen dürfen (j. den Art. 
Aktiengeſellſchaft Bd. J. ©. 68). Hiervon macht die nach den Regeln der Liqui— 
dation erjolgende theilweiſe Zurückzahlung oder Herabiegung des Grundlapitals (f. den 
Art. Aktiengeſellſchaft Bd. I. ©. 70) eine Ausnahme. Es kann aber auch bereits 
in dem Grundvertrage bie allmähliche Zurüczahlung des Kapitals vorgefehen fein, 
was Art. 215, 8 3 ala Amortifation der Aktien bezeichnet (Keyßner, Altien- 
gejellichaften, ©. 231 ff.; Derjelbe, Kommentar 3. HGB. Art. 215 Nr. 8; Entfch. des 
ROHGG. XII. 483). Zur Erreichung eines, das öffentliche Intereſſe berührenden Zweckes 
ift das Kapital zufammengetragen ; daſſelbe foll an die Aktionäre zurüdgelangen, nach- 
dem dies gejchehen, die Aktiengejellichait aufgelöft jein, und das Unternehmen als 
ein jelbftändiges fortbejtehen (Beiſpiel: Stettiner gemeinnüßige Baugefellichaft, Preuß. 
Geſ.S. v. 1853 ©. 144 ff.). Dom Zeitpunkt der Rüdzahlung des Kapitals, bis 
wohin ein Kapitalzins aus dem Gewinn gewährt wird, hört jeder Anſpruch an 
den Ertrag des Unternehmens auf. Bei einer Anzahl von Unternefmungen ift das 
Eigenthum ber Gefellichait zeitlich begrenzt; 3. B. die Konzeifion für eine Eifenbagn 
nur auf eine Reihe von Jahren bewilligt, während nach deren Ablauf die Anlage ohne 
Entichädigung an den Staat jällt. Bei anderen Unternehmungen zehrt fich die 
Grundlage des Erwerbs allmählich auf (Bergwerf) oder ift durch Beitunftände, 
Konkurrenz, große Werthsminderungen einer gänzlichen Entwerthung ausgeſetzt 
(Betrieb einer Zeitung). Für ſolche Fälle ift in dem Grundvertrage für Sicherung 
der Rückgewähr der Einlagen Sorge zu tragen. Dies kann gefchehen in der Höhe 
der Dividendenbeträge, womit fich wirthfchaftlich jedoch die Gefahr verbindet, daß 
ſich die Kapitalganlage bei den Aktionären als ein Ertrag verflüchtig. Weiter 
bietet fich die Anfammlung einer Rejerve, aus welcher bei der Auflöfung der Aktien 
gejellichaft die Rückzahlung gleichzeitig und gleichmäßig an die Aftionäre erfolgen 
fol. Diefe Kapitalganfammlung, welche im Gegenftand des Unternehmens feine 
Verwendung finden kann, erfcheint gefährlich, weil fie Leicht verleitet, die Beftände 
‚in anderen Unternehmungen anzulegen und zu verlieren. Zweckmäßig ericheint eine 
planmäßige Tilgung des Einlagefapital® aus dem Gewinn. Beitimmte Gewinn- 
beträge werden zur Rückzahlung des Nennbetrages der, gemeinhin durch das Loos 
zu bejtimmenden, Aktien verwendet. Die zur Rüdzahlung beſtimmten Aktien werben 
eingezogen (amortifirt: Art. 215, $ 3 de HGB.) und werden dagegen Genußjcheine 
audgegeben. Diejelben berechtigen ebenjall® zum Dividendenbezug, jedoch abzüglich 
des aus der Nugung des zurüdgezahlten Kapitals zu entnehmenden Zinſes. Rechnungs- 
mäßig ergiebt fih, daß im Fall der Liquidation die noch richt zur Rückzahlung 
gelangten Aktien mit dem Nennbetrag vorweg gehen. Mit der fich hiernach ergebenden 
Beſchränkung find die Genußicheine den Aftien gleichzuftellen und gewähren mit 
Zinfen gleiche Geſellſchaftsrechte, fofern nicht etwa ftatutarifch Beſchränkungen (3. 2. 
Entziehung des Stimmrechts für eine vorzeitige Liquidation) vorgejehen find. Tie 6. 
find gleich den Aktien nach dem Reichsſtempelgeſetz v. 1. Juli 1881 ftempelpflichtig. 

Gegenüber dem Grundſatz, daß das Grundfapital zur Sicherung ber Befriedigung 
der Gejellichaftsgläubiger erhalten bleiben fol, rechtfertigt ſich die Einrichtung ber 
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allmählichen Heimzahlung dadurch, daß dieſelbe den Gläubigern ala eine befondere 
Gigenfchaft aus dem Handelagerichtlich offen liegenden Grumbvertrage bekannt fein 
muß, fo daß fie hiernach ihren Kredit einzurichten Haben. Empfehlen dürfte es 
fih bei der Eintragung der Aktiengejelichait (Art. 210 des HGB.) die allmähliche 
Rüdzahlung des Grundfapitals fundbar zu machen. Bei der Kommanditgefellichaft 
auf Aktien finden fih G. nit. Im 668. Bu II. Tit. 2 Abſchn. 2 fehlt eine 
dem Art. 215, 8 3 entiprechende Beitimmung. i 

Lit: Feiſtmantel, Neber Genußicheine, Juriſt. Blätter (Wien) 1881 Nr. 34. — 
Auerbach, Attienwejen, S. 52, 102, 129, 319. — Renaud, Altiengefellihaften, 2. Aufl. 
S. 760; Derjelbe, Kommanditgejellihaften, S. 707. — Keyßner, Aktiengejellichaften, 
©. 233; Derfelbe, Komment. zum HGB., S. 201. eyhner. 


©. 183 hinter Art. Gewinnſüchtige Abficht einzufügen: 

Side, Paul, 5 1832 zu Uzes, wurde 1859 agrege in Paris, 1870 prof. 
titulaire, 7 28. X. 1880. Giner der Begründer der Societe de legislation comparee, 
deren Präfident er zuletzt war; einer der Redaktoren der Nouv. Rev. historique; 
betHeiligt an dem Diction. des antiquites grecques et latines de Daremberg et 
Soglio. 

Schriften: Des droits de legitime et r$serve, 1855. — De la legisl. civile dans le 
nouveau royaume d’Italie (R. H.), 1866. — Etude sur la condition privee de la femme 
dans le droit ancien et moderne et en particulier sur le senatusconsulte Velldien, 1867 
(couronne). — Etudes sur la novation et le transport de cer&ances en droit romain, 1879. — 
Rev.. de legisl. anc. et mod. I. 74, 118, 674; 11. 121; III. 121, 432; IV. 83, 351. — Annuaire 
de la Soc. de legiel. mp 1.205, 224; II. 144, 208; II. 128; IV. 76, 147; V. 291, 394, 467; 
VI. 179; VII. 172; VII. 151. — Nouv. Rev. hist. I. 509; IV. 837, 409. — De la con- 
am de Venfant naturel et de la concubine dans la legisl. romaine (im Inftitut 1880 
gelejen). 

2it.: Nouv. Rev. historique IV. 641, 759—766. — L. R. in ber Revue de droit 
internat. XI]. 661, 662. — Zeitjchr. für das gi HR. XXVI 307. — Bevue generale 1880 
p. 556. — Kit. B. J. Echrift X. 485; XVL 585. Teihmann. 


S. 184 im Art. Gilhaufen Bit. Dinzugufehen: v. Stinging, Geſchichte der Deutichen 
Rechtewifienichait, I. (1880) ©. 737, 738. 
©. 184 hinter Art. Giphanius einzufügen: 

Giraud, EHarles, 5 20. II. 1802 zu Pernes (Vaucluſe), jtudirte in Air, 
wurde 1830 prof. titulaire de droit administratif in Air, 1842 inspecteur general 
des facultes de droit und Mitglied der Acad. des sciences mor. et polit., 1851 
(gweimal auf furze Zeit) Unterrichtaminifter, jchied 1852 aus Anlaß der beabfichtigten 
Ronfisfation der Güter der Familie Orleans aus dem Staatsrathe, wurde inspecteur 
pour l’ordre des lettres und Profeffor des Röm. Recht? in Paris, 1866 grand- 
officier de la Legion d’honneur, f 15. VII. 1881. 

Schriften: Notice sur la vie de Fabrot, 1834. — Introd, hist. aux Elements du 
droit romain d’Heineccius, 1835. — Hist. du droit romain ou introd. hist. à l’etude de 
cette legislation, 1841. — Recherches sur le droit de propriet& chez les Romains sous la 
Republique et sous l’Empire, 1842. — Rei agrariae script. reliquiae nobiliores, 1843. — 
Hist. du droit francais au moyen-Age, 1846. — Le trait# d’Utrecht (auch beutfh und 
ipanifch), 1847. — Des Nexi, 1847. — Trait6 des libertes de l’eglise gallicane, 1847. — 
Diss. sur la gentilit6 romaine, 1849. — Preeig de Pancien droit coutumier frangais, 1852, 
2. ed. 1875. — Tables de Salpensa et de Malaga, 1856 (La lex malacitana, 1868). — 
Bronzes d’Osuna, 1873, 1875. — Juris romani antiqui vestigia, fragmenta, monumenta, 
1871. — Novum Enchiridion juris romani. 1872. — Geii institutiones post Studemundi 
curas, 1881. — Hist. de la marechale de Villars, 1881. — Hist, de Saint-Evremond. — 
Viele Abhandlungen in der Revue Wolowski und im Journal des Savants. 

git.: Le vera juillet 1881. — Journal officiel 1881, p. 4112, 4113. — Semaine 
judiciaire 1881, p. 480. — Rivier, Introd. hist. au droit romain, 1881 p. 102, 419, 420. 

Teich mann. 
©. 192 im Art. Göbler Lit. Hinzugufegen: v. Stinking, Geſchichte ber Deutſchen Rechtes 
wiſſenſchaft, I. (1880) ©. — 2 . 
©. 192 im Art. Göd daus Lit. hinzuzufegen: dv. Stinking, Geichichte d. Deutfchen Rechts 
wiflenfchaft, I. (1880) S. 708, — na E x “ 6 - 
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&. 192 im Art. Göde (Henning) Lit. Hinzugufegen: v. Stinging, Geſchichte ber Deutſchen 
Koh io) ©.2 wach um 

S. 192 im Art. Gobelmann Lit. Binguauieken: dv. Stinging, Geſchichte ber Deutſchen 
Rechtstoiffenihaft, I. (1880) S. 727— 729. 

S. 197 Art. Gregorius Zolofanus, + nah dv. Stintzing (Geichichte der Deutſchen 
Rechtöwifienichaft, I. [1 | ©. 424) im Jahre 1614, nad Rivier (Introd. hist au 
droit romain, 1881 p. 592, 642) im Jahre 1597. 

S. 199 im Art. Gros Schriften 3. 12 v. u. I. notione — in ber Pit. hinzuaufepen: Hepp, 
Sirafeäkaffleme DIT Ra. — Abegg, Symbolae en er 

©. 201 im Art. Grotius Lit. hinzugufegen: Ernest Nys, La guerre mariti 1281 
B 13 ss. — E. Ranke, Rhythmica (mit Bild von Grotius), Vindobonae 1881. — 

alroger, Semaine judiciaire, 1881. 

©. 234 im Art. Hagen Schriften I. de puniendi juris notione... 

©. 272 im Art. Haubold Lit. Hinzuzufegen: Flathe, Gefchichte Sachſens, 1873 ©. 411. 

©. 292 hinter Art. Hauptverhandlung einzufügen: 

Haus, Jacques Joſeph, 59.1. 1796 zu Würzburg, aus einer Profefforene 
familie, Sohn des Pandektiften Er. Aug. Haus, wurde 1817 ala Profeffor an bie 
neu gegründete Univerfität Gent berufen, 1848 neben Anderen mit Abfafjung eines 
Straſgeſetzentwurfs beauftragt (woraus der code penal beige von 1867 hervorging), 
grand-officier de l’ordre de Leopold, jeierte 1867 das 5Ojährige Profefforjubiläum, 
Lehrer des Straj- und des Röm. Rechte, bis er Tetere Borlefungen an van Wetter 
abtrat, T 28. II. 1881. 

Schriften: Elementa doctrinae juris philosophicae sive juris naturalis, Gandavi 
1824. — Observations sur le projet de revision du code pénal, suivies du nouvean projet, 
Gand 1836. — Expose des motifs du code re belge, 1850 ss. (L£gisl. crimin. de la 
Belgique, 1867 as.). — Cours de droit criminel frangais, 1857, 2. ed. 1861.— Du prindipe 
d’expiation consideree comme fondement de la loi penale, Gand 1865. — De eine 
de mort, Gand 1867. — Principes fondamentaux du droit penal beige, 1869, 3. &d. 1879. — 
Arbeiten im Bulletin de l’Acad. des sciences et des lettres de B Ieique G B. 1871: La 
praigue eriminelle de Damhouder et les ordonnances de Ehilippe > 

it.: Rivier in der Revue de droit international XIII. 214, 215. — Riviste 
Vol. XIV. 5-9. — v. Hol enborff in feiner Steafrestägeitung 1868, Sp. 102-108. — 
Mittermaier im Gengislaat XIX. (1867) S. & ff. — Ullmann im Gerichtsfaal 
3b. XXX. 551. Teichmann. 
©. 309 im Art. Held Lit. hinzuzuſetzen: Flathe, Geſch. Sachſens, 1878 &. 608, 611, 713. 
S. 818 im Art. Hert L 3 6. X, 1652 zu Nieberflee bei Gießen, Prof. daſelbſt, 1710 

Kanzler. — In ber Bit. (S. 314) Hinzugufegen: Franck in ber Allgem. Deutfchen 
317 u * 3 d it. hi fe Schulte, Geichichte, II. a 40 
. im Art. enbran . hinzugufeßen: vd. ulte, ichte, a 404; 
Der eben der Ang, Deuticen Siehe. Ki. 410. . 
. 817 im Art. Hill Il. F 7. 1872 zu Heath-Houfe. 
. 818 im Art. Hippolithus Lit. I. Pütter, Litt., 1. 207—213. Hinzuzufegen: Weber 
in der Allg. —X Biogr. IV. 114—116 8. v. Chemnitßz. Diane 
. 318 im Art. Hitzig Lit. Hinzuzulepen: Hälſchner, Das Preuß. Strafrecht, 1855, 
©. 261. en das! 11, 512, Jeð Ir 
. 318 im Art. Hobbes Schriften: Neuefte Ausgabe des Leviathan, Oxford 1881. 
. 318 Hinter Art. Hobbes einzufügen: 


Höchfter, Ernſt Hermann, 5 1808 in Frankfurt a. M., lebte lange Zeit 
als Rechtsanwalt in Elberfeld, in den Maitagen 1848 Diktator des Wupperthales, 
ging als Dozent des Franz. Recht? nach Bern, dann nach Paris, wo er bis an 
jein Ende eine bedeutende Praris hatte, + 30. I. 1881. 

Er jchrieb: Lehrbuch des Franzöfiſchen Strafprogefied unter Beradfichligung bes Berner 
Geſehes vom 2. März 1850 über bad Verfahren in Strafſfachen und bes xtlembergiſchen 
Geſeßes vom 14. Aug. 1849 über das Verfahren in Straffachen, welche vor die Schtunrgerichtö- 
hofe gehören, Bern 1850 und gab mit Sacr& und Oudin ein Manuel de droit commercial 
frangais et &tranger, nouv. &dit. 1874, mit Sacre ein Manuel de droit commercial mari- 
time francais et ötranger, 1875 herauß. 

Lit.: Barmer Seltung Nr. 28 vom 3, Februar 1881. — Frankfurter Zeitung 1881 
Nr. 38. — Revue generale, 1881 p. 172. Zeihmann. 


aa a aa a 
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©. 322 i im De „Hofader Lit. Hinzuzufeßen: Eifenhart in ber Allg. Deutſchen Biogr. 


S. aee* * Art. Ho Ifmenn, (6s:if Sattteeh) a inzuzufegen: Eijenhart in ber 
an Bi _ Sr EM) Wilhel fd Hoffmann: 
Fenparı a. a. '& — Aber Bad 73 

©. 328 vi Art. Hojer Sit, Hinzugufepen: Carften® m ber Allg. Deutſchen Biogr. 


©. 325 im Art. Holzſchuher au inzuzufeßen: Gijenhart in ber Allg. Deutichen Biogr. 
— „Dinauaufeh ſen h g. Deutſch 8 


325 im Art. Homber Rs hr ) Bit. Bin leben; Eifenhart in ber AU 
Deutſchen Biogr. Ass 1 5 Sie der, —A % is it u folgenden, Kt 


Eijenhart in her Erg Deutföen Biogr. XI. 4 
. 926 ii ar u omeyer Sit. hinzuzufeßen: — in der Allg. Deutſchen Biogr. 


en Art. it Gantheim Lit. Hinzuzufegen: Kraus in ber Allg. Deutichen Biogr. 
327 im Im Sc Höhn er Bit. hinzuzufepen: Eifenhart in ber Allg. Deutſchen Biogr. 
329 En Howarb 'Lit. Hinzuzufeßen: Hälſchner, Dad Preuß. Strafrecht, 1855 


330 im Art. Hufsland (otttieb) Kit. Hinzuzufeßen: Eifenhart in der Allg. Deutſchen 
iogr. 
380 5 Dufnagel Bit. hinzugujegen: Teichmann in ber Allg. Deutichen Biogr. 


330 a —* du, Eubolph), Eit, Hinzuzufegen: rensborff in ber All Druticen 

a9 und im A Sufav Sue .Tv.n.: Mejer a. a. O. DH: —828. 

336 i E — QSumbolbt 8. 87 . 1767 und ©. 887 Lit. ae: 
Dove in ber Allg. Deatihen vhbi IL 338368. 

nei —— Lit. Hinzuzufegen: Teichmann in ber Allg. Deutſchen Biogr. 


7,6 
. 404 i im: Art. Jacobfon Lit. hinzuzuſetzen: Mejer in ber Allg. Deutihen Biogr. XI. 


618, 619. 

. 412 im Art. Yarde (t 28. XII. 1852) 1. daß’ Iete liter. Eitat: Phillips’ Nelcologe in 
deſſen tie Schriften II. Bl; und ift hinzuzufeßen: Eijenhart in 
der All, Beuticen Biogr. XII. 711—7 

414 ift der Art. Johannes Teutonicus — un exrfeßt durch den Art. Semeca (Bd. IT. 
670) — zu ftreichen. 

S. 450 hinter aut. Kemper (Joan Melchior) einzufügen: 
Kemper, Jeronimo de Boſch, & 23. III. 1808 zu Amfterdbam, 1841 

advocaat-generaal bij ’t Hof van Noord-Holland, 1857 Profeſſor am Athenäum, 


+ 20. X. 1876. 

Schriften: De indole juris crim. 'apud Romanos, L. B. 1830. — Hist. ge 
doctr. jur. Rom. de dominio, 1832. — Verhandelingen, redevoeringen en staatkundige 
schriften feines Vaters, 1836, 1837. — Wetboek van Strafvorderiug, 1838—1840. — a: 
leiding tot de Kennis van _de wetenschap der zamenleving en van het Nederlandsch 
staats — 1873. — Gab heraus (mit Anderen): andbock voor ‚regtwetenschap, 
1853—1 — Staat raatkundig en staath. Jaarboekje, 1849 ss. — De Tijd; — 1841— 
1845. — Biete fleinere Schriften (vgl. Bibliotheca juridica, 's Gravenhage 1 

Stt.: Biographie von Vreede, Utrecht 1877. — Nypels, No. 129, 1151. — Mohl, 

698. Zei ihmann. 
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&. 451 im Art. Kind I. + 16. XI. 1826. 
©. 600 Hinter Art. Sabittus einzufügen: 


Ladeſchein, dem Konnoſſement (ſ. diefen Art. Bd. II. 525) für den Seeverkehr nach« 
gebildet, und auch Binnen-Konnofjement, oder Konnofjement genannt, giebt dem legiti⸗ 
mirten Inhaber ein felbftändiges, von jeder Verfügung des Abſenders unabhängiges 
Forderumgärecht gegen den Frachtführer und die Verfügung über das auf dem Transport 
befindliche Gut. Durch die Ausftellung des 2. macht der Frachtführer die Verfügung 

- des in feinem Befih befindlichen Guts von dem Beſitz des 8. abhängig, Wie in 
Art. 392 de HGB. für den Frachtbrief (f. diefen Art. Bd. I. ©. 876), fo ift in 
Art. 414 der übliche Inhalt für den L. angegeben. Eine Verpflichtung zur Ausftellung 
des 8. ſeitens des Frachtführers befteht nicht; es bedarf einer befonderen Abrede (Art. 

v. Holßenborff, Gnc. II. Reötälegiton IT. 8. Aufl. 96 
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418 8 1). Die frühere reglementsmäßige Ablehnung der Ausftellung von L. feitens 
der Deutfchen Eiſenbahnen (Eifenbahnbetriebsreglement vom 10. Juni 1870 B. $ 5 
Rr. 6) ift in das Eifenbahnbetrieböreglement vom 11. Mai 1874 nicht übergegangen in 
Uebereinftimmung mit dem Oefterr.-Ungarifchen Reglement. Iſt die Ausftellung eines 
8. verabredet, fo kann ber Abſender einen den Anjorberungen des Art. 414 entiprechenben, 
auch an Order lautenden 2. verlangen. .. Hat der L. nicht den dort erforderten Inhalt, 
fo ift e8 Eingelnfrage, ob der Urkunde die Eigenfchaft von L. beimohnt. Bon Fracht⸗ 
briefen unterjcheidet fi) der 2. dadurch, daß er die Unterichriit des Frachtiährers 
trägt und in die Hand bes Abſenders und feiner Rechtenachtolger gelangt; während 
der Frachtbrief vom Abſender auageftellt für den Frachtführer beftimmt if. Eine 
nach den Eriorderniffen des 2. ausgeftellte Urkunde, welche im Befitz des Fracht- 
führers verblieben ift, hat Mangels Aushändigung die Eigenfchaft eines 2. nicht 
erlangt. Der 2. ift ebenfo wie das Konnoſſement Orberpapier nur dann, wenn er 
ausdrücklich die Stellung „an Order“ ober einen gleichbebeutenden Ausdrud (Art. 
301, 302 des HGB.) enthält. Die Unterfcprift des 2. if durch Art. 414 $ 2 
zum Zwangserforderniß erhoben; Schreibensunfundige Haben nad) Landesgeſetz zu 
veriahren. Ein Vertretung bes Frahtführers in der Unterfchrift ift gewohnbeite- 
rechtlich nicht üblich. (Val. Urt, bes Reichäger. in Blum-Braun, Annalen II. 564.) 

Wenn ih nad Art. 443 8 2 de HGB. der Frachtführer durch Auaftellung 
des L. zur Aushändigung des Gutes an den legitimirten Inhaber verpflichtet, jo iſt 
damit nicht ein abſtraktes Kieferungsverfprechen gegeben, ſondern nur eine Ablieferungs= 
derpflichtung übernommen, nach Inhalt des Frachtvertrags; alfo fein dare, fondern 
nur ein restituere. Der Frachtführer ift mur zur Zurückgabe der empfangenen 
Spezies verbunden, foern er hiervon nicht nach den den Frachtvertrag beherrſchenden 
Beltimmungen (Art. 419) befreit ift; er kann nicht nur Einreden aus Art. 395 
bis 397, d. 5. aus vis major, einem Verderb des Gutes, ſchuldloſe Verſäumniß der 
Lieferfriſt entgegenjegen, fondern farm auch gegen das im L. enthaltene Anerkenntniß 
des Empfangs des Gutes in der angegebenen Quantität und Qualität den Gegenbeweis 
führen und fi} fo von der Vertretung des 8. befreien. Es befteht hier eine Ab- 
weichung gegen bie Verpflichtung aus dem Seekonnoſſement, dort ift der Schiffer 
verpflichtet das Gut „nach Inhalt des Konnoſſements“ abzuliefern; er muß alſo den 
Inhalt des Konnofjements unbedingt vertreten. (Lewis, Das Deutiche Seerecht, 1. 
©. 809; Entſch. des ROHG. II. ©. 24.) Die Anficht, daß ein gleicher Grundiak 
auch für den 2. gelte, Hat in Goldſchmidt feinen Vertreter (Handbuch des 
——— II. ©. 764). Literaturnachweis über die Frage: Entſch. d. ROGE. 
VII. 414. 

Da der Iegitimirte Inhaber bes L. felbftändiger Gläubiger betreffs der vorbezeichneten 
Rechte aus dem Frachtvertrage ift, jo fünnen ihm Einreden aus der Perjon feiner 
Bormänner vom Frachtführer nicht entgegengejeßt werben. Der Inhaber des L. ift 
nur nad) Inhalt der Urkunde verpflichtet ; die im L. nicht aufgenommenen Beftimmungen 
des Frachtvertrages können ihm nicht entgegengefegt werden; dagegen fünnen ab» 
weichende, 3. B. den Frachtlohn ändernde Einreden, dem Frachtführer entgegengefeßt 
werben. 

Der Frachtführer, welcher einen L. ausgeſtellt Hat, darf nicht mehr den Anordnungen 
des Abfenders folgen, fojern derſelbe ſich nicht durch Befitz des L. ala noch berechtigt 
ausweift und was Zurüdgabe des Gutes oder Ablieferung an einen Anderen als 
den im 8. legitimirten Empfänger betrifft, ven L. an den Krachtführer zurüdgiebt. 
Der Unterfchied mit dem Frachtbrief (Art. 402) tritt bier hervor. 

Solgerecht ift in Art. 418 bes HGB. beftimmt, daß der Frachtführer nur 
gegen Rüdgabe bes L. zur Aushändigung des Gutes verpflichtet ift; der Frachtführer 
tann, fofern ber Inhaber des L. fich nicht meldet, nach Art. 407 verfahren. 

Betreffend die mit der Webertragung des L. verbundene unmittelbar die Waare 
ergreifenbe dingliche Wirkung vgl. den Art. KRonnofjement. 
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Bit.: Goldſchmidt, Banbbug de H.R., 3b. II. ©. 760 £ — THöl, H.R., Bd. IN. 
rachtrecht 8$ 18, 42—45, 112. — Endemann, H.R., 3. Aufl. ©. 364, 740 ff. — Bareiß, 
R., 6. 251, 350 ff., 441. — Die Kommentare zum Allg. Deutichen HOB. von v. Hahn, An: 
chütz u. v. Völberndorff, Puchelt, Leybner zu Art. 302—3u5, 413—419. — Eger, 

Das Deutſche Frachtrecht. — Rothſchild, Zafchenbuch, 25. Ausg. II. 90. 


©. 628 8. 5 v. o. I. Lovbögers Historie .. . 

©. 635 im Art. Laffalle Lit. Hinzuzufeßen: Aschinasi, Studio biografico, Milaro 
1880. — Lassalle, M. Bastiat-Schulze de Delitzsch ou capital et travail, trad. 
par E. Monti avec une biogr. par C. de Paepe, Brux. 1881. — Heinze in 
„Unfere Zeit“ 1881 ©. 292 fi. 

S. 628 Hinter Art. Lauterbad; einzufügen: 

Lawrence, William Bea, 5 23. X. 1800 zu New-VYork, eine Zeit 
fang Advokat dafelbit, dann Gefandtichaftsfefretär, fpäter Charge d’affaires in 
London, 1829—50 Advolat in New-York, lehrte 1872, 1873 an der Columbia 
Univerfity internationales Recht, auch in Bofton, war einer ber Begründer des 
Inftitut de droit international, F 26. III. 1881. Verdient durch Ausgaben bes 
Werkes (feines Freundes) Wheaton, International Law, 1855 und 1863, befonders 
aber bes Commentaire sur les Elements du droit international et sur l’histoire 
des progrös du droit des gens de Henry Wheaton, Leipzig 1868—80 (4 Bände). — 
Ferner: Indirect claims of the United States under the Treaty of Washington 
of may 1871 — Administration of Equity Juris prudence, Bofton 1875. 

Schriftenverzeichnitz in Ann. de l’Inst. de dr. int, 3. et 4. annees tome II., 
Brux. 1880, p. 38—40, und in ber unten angeführten Stelle der Kevue de dr. int. 

8it.: Rivier in der Revue de droit intern. XIII. 314, 315. — Charles Brocher in 
Nouv. Revue historique 1881, p. 387—899. — Revue generale 1881, p. 375. — Drake, 
Diet. of Amer. Biography, Boston 1879, p. 583. Teihmann. 


©. 660 im Art. Lezardiere Lit. hinzuzufegen: De Foresta, L’adulterio del marito, 
Milano 1881, p. 141. 


Keyßner. 


S. 661 um Mt, 29 öpita Lit. Hinzuzufegen Geuer, Die Kirchenpolitit des Kanzlers 

©. 663 im Art. Lieber Schriften lefte 3. I. Writings. 

©. 666 im Art. Linguet Lit. hinzuzufeßen: Revue britannique, aoft 1881, p. 431—459. 

©. 672 im Art. ar Kit. Ginguzulehen: Morselli e Tamburini, La mente di C. Livi, 
Beggio 1881. 

©. 696 im Art. Maiftre Lit. hinzuzuſehen: Molinier in Rec. de l’Acad. de Legislation 
de Toulouse XX VII. 257. 

©. 732 hinter Art. Maß: und Gewichtsordnung einzufügen: 


Motile, Georges Augufte, 5 1807 in Neucätel, Profeffor daſelbſt 
1839—48, verließ die Heimath bei Ausbruch der Revolution, ging nach Amerika, 
zulegt im Patent Office thätig, 6. II. 1881 zu Waihington, Mitarbeiter an der 
Bere, de droit eg — ee e 

ine rechtshiſtori erle über Neuenburg erwähn ulze, Die ftaatsredtliche 
Stellung hs Büreniguns Neuenburg, Jena 14 ©. Sir. KV KIX. A — 
Pautoriis du droit romain dans la principaut6 de Neuchätel, 1838. — Le Miroir de Souabe 
d’aprös le manuscrit frang. de la bibl. de la ville de, Berne, 1843. — Etudes sur la loi 
Gombette, Tur. 1847. — Les &coles de droit aux Etats-Unis, 1864 (R. H.). 

8it.: Rivier in der Revue de droit international XIII. 213, 214; Derjelbe in feiner 
Introd. hist. au droit romain, 1881 p. 579, 687. Teihmann. 
©. 748 hinter Art. Meyer einzufügen: 


Micelien, Andreas Ludwig Jakob, 51801, wurde 1829 außerordentl. 
Profeſſor der Gefchichte in Kiel, Tonnte aber, ba feine in vielen Schriften zur Landes⸗ 
geichichte ausgefprochenen Anfichten in Kopenhagen nicht Zuftimmung fanden, eine 
ordentliche Profeffur nicht erlangen, weshalb er 1842 ala ordentlicher Profeffor des 
Staat?= und Völferrechts nach Jena ging, wo er biß 1852 thätig war. In den 
Vorſtand des Germanifchen Mufeums gewählt, behielt er dieſes Amt bis 1864 
und lebte feit 1867 in Schleswig mit wiffenfchaftlichen Arbeiten beichäftigt, F 11. IL. 
1881 bafelbft. 
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Schriften: Diss. de exceptione rei venditae et traditae, Berol. 1825. — Ueber die 
vormalige Landesvertretung in Schleöwig-Holftein mit beſonderer Rüdficht auf bie Aemter 
und Sandichaften, Hamb. 1881. — Der ehemalige Oberhof zu Lübel und feine Rechtſprüche, 
Altona 1839. — Grundriß 3. Borlef. über pofit. Volkerrecht, Kiel 1840. — Entficehung und 
egründung ber Predi —8 in Schleswig⸗ Holſtein ala proteſt. Reform (Jubelſchrift), Kiel 
1841. — Sammlung Altdithmarſcher Rechtäquellen, Altona 1842. — Acta judicialia in causa 
quae inter Comites Holsatiae et Consules Hamburgenses medio saec. XV. agitata cst de 
libertate civit. Hamb. publica, 1844. — Polem. Exört. über die Schleäw.-Holftein. Staat 
fucceffion, Leipz. 1844 u. 1846. — Ueber die Genefiß ber Jury, Leipz. 1847. — Die vier 
wichtigſten Altenftüde der Schleswig ſchen Stänbeverfammlung von 1846, Jena 1847. — 
Die ußmarfe, Jena 1853. — Die Rathav fung von rt im Mittelalter, Sena 
1855. — un ntmale aus Thüringen, Jena 1859—1862. — Meber Echlesw.-Holfteiniiche 
Erbfolge (aud) franz., Leipzigh, Gotha 1864. — Bon vorrifilicden Kultuöftätten in umferer 
Heimath, Schlesw. 1878. 

Kgit.: Augsb. Allg. Zeitung 1881, &. 789. — Krit. Ueberſchau L 433—436. 

- Teichmann. 

©. 772 im Art. Milton Lit. Hinzuzufegen: Stern, Geſchichte der Revolution in England, 
Berlin 1881. 

©. 794 im Art. Mohl Lit. Hinzuzufegen: Schulze in dv. Weech, Bad. Biographien, II. 
(1881) 85—109. —— © 

©. 883 im Art. Nicolini Lit. (legte 3.) I. Brusa, Appunti... 

©. 952 im Art. Oppenhoff Schriften 3.3 v. u. I. (5. bis 8. Aufl. [1881] beforgt von 
feinem jüngeren Bruber . . Berfafier des Kommentars zu bem Preuß. Gejeken . . 

©. 964 3.7 v. u. füge hinter „a. a. O.“ Hinzu: „L“ und 3. 5 v. u. füge Hinter „find,“ 
hinzu: „ala OD.“ 

S. 971 3. 12 v. o. I. Laerebog. 


Band II. 


S. 3 im Art. Pacifici-Mazzoni Lit. Hinzugujegen: Sampolo, Di G. Ugdulena e di 
E. Pac. Mazz., Palermo 1881. — Revue generale 1881, p. 509, 504. 

S. 4 im Art. Baillet Lit. (lebte 3.) I. Liouville. 

S. 38 hinter Art. Peculium einzufügen: 

BPellat, Charles Augufte, ð 6. X. 1798 zu Grenoble, wurde daſelbſt 
1820 prof. suppleant, in Paris 1827, Proieffor des Pandektenrechts dajelbft 1829, 
Doyen 1847—1868, Mitglied der Akademie, + im November 1871. 

Säriften: Traite du droit de gage et dhypothögue chez les Romains, trad. de 
Yallem. de Schilling, 1840. — Cours d’introd. gener. & Pétude da droit ou Encyclopedie 
juridique par Falck trad. de Pallemand, 1842. — Institutes de Gaius, 1844. — Pröcis 
d@’un cqurs sur l’ensemble du droit prive des Romains, trad. de allem. de Marezoll, 2. ed. 
1852. — Textes de droit romain sur la dot, 2. ed. 1859. — Expose des principes 
generaux du droit romain sur la propriété et sur l’usufruit, 2. dd. 1859. — Textes 
choisis des Pandectes, 2. &d. 1866. — Manuale juris eynopticum, 6. &d. 1874. 

“Sit.: Rivier, Introd. historique au droit romain, 1881 p. 688. 

Zeihmann 
©. 42 im Art. Petrus Ravennas Lit. hinzuzufeen: Gierke, Das Deutſche Genofienidhafts- 
» reiht, Bd. III. (1881) Berichtigung € ee i ii —— 


©. 57 Hinter Art. Phillips, Georg J., einzufügen: 


Phillips, Georg, 5 3. IV. 1841 in Elbing, Sohn des dortigen Ober- 
bürgermeifters und Neffe von Georg Ph. (Bd. III. ©. 57). Er jtubirte von 1859 an in 
Königeberg, Jena, Göttingen und Berlin; wurde 1864 Doktor, arbeitete auf ben 
Bibliothefen in Breslau, Wien und Berlin und Habilitirte fi 1870 in Halle. 
1872 wurde er außerorbentlicher, 1873 ordentlicher Profeffor in Königsberg, wo er 
über Kirchenrecht, Völkerrecht, Encyklopädie und Deutfche Rechtsgeſchichte las. Cr 
ftarh 8. IV. 1877 an einem Herzleiden. 
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Säriften: Quid ius catholicum et protestanticum statuerint de impedimento quod 
vocant deficientis conditionis, 1864. — Zeitſchrift für Kirchenrecht, V. ff. — Das 
Regalienrecht in Frankreich, 1873. Pernice 


©. 58 im Art. Pifanelli L. 3 zu Tricafe. In ber Lit. hinzuzu : i 
Eiusskpe Ploanel, Lcso?1880. ei Kam neneraie lad na ——— 

©. 166 im Art. Priſenrecht 3. 28 v. u. l. engerichtsorganiſation“ . ie 
5* F ® Bu 2. a — gerichtäorganifation“ ſtatt „P.organi 

€. 167 & 4 dv. 0. I. „1778“ flatt „1771. 8. 25 v. 0. 1. „Priſenrechtsgeſehe“ ftatt 
V. Geſethe“. 

S. 172 3. 11 v. o. I. „art. 41“ ſtatt „art. 11%. 3. 22 v. u. I. „erhalten“ ſtatt „enthalten“. 

S. 174 3.4 v. u. l. „erzwungenen Stillliege ns“ ſtatt ‚erzwungener Stellungen“. 

©. 175 3. 39 v. o. I. „Maning“ ftatt „Morning“. 

©. 240 Hinter Art. Pupillarfubftitution einzufügen: 


Purgeldt, Johann, war zwiſchen 1480—90 Beiſitzer bes Gifenacher 
Schöppenftuhls, ſowie Stabtjchreiber dafelbft. 
Er jhrieb: Das Rechtsbu— rauögeg. von Ortloff, Sammlung Teutſcher Rechts— 
quellen, Bi 1860, 2. —8* Be if u ich s 
Sit.: Stobbe, Rechtsquellen, II. 144-147; Derſel be, Deutſches Privatrecht, I. 89. 
Zeihmann. 
©. 241 hinter Art. Putativehe einzufügen: 


Pütter, Johann Stephan, 5 25. VI. 1725 zu Iſerlohn, ftudirte in 
Marburg, Halle, Jena, Habilit. fi 1744 in Marburg, wurde 1746 außerorbentl. 
Prof. in Göttingen, 1757 Hoftath und ord. Prof. des Staatsrechts, begleitete 1764 
und 1790 die Kurbraunfchw. Gefandtfchaft zur Kaiferwahl, 1770 Geh. Juſtizrath, 
1797 Ordinarius der Juriftenjafultät, F 12. VIII. 1807. 

Säritten: Elementa jur. priv., 1748, 3. ed. 1776. — Elem. Pi: publici Germ, 1754, 
jeit 1770 unter dem Zitel: Institutiones juris publici Germanici, ed. VI. Gott. 1802; deutſch 
von Graf Hohenthal, mit Anmerkungen vom Senator Grimm, Bayreuth 1791. — Ente 
wurf einer jur. Encytl. 1757 (Neuer Verſuch einer jur. Greytt. und Methodologie, 1767). — 
Primae lineae jur. priv. principum spec. Germanige, ed. I. 1768, ed. III. 789. — Syl- 
loge comment, jus priv. illustrantium, 1768, 1779, 1789. — Beitr. zum Deutſchen 
Staate- und Fürftenrechte, Gött. 1777, 1779. — Erörterungen und Beilpiele des Deutichen 
Staats- und Fürftenrechts, Gött. 1793, 1794. — Geift bed Weftphälifchen Friedens, 1795. — 
Neber die Mikheirathen Zeuticher Fürften und Grafen, 1796. — Hiftoriihe Entwidelung 
ber heutigen Staataverfaffung des Deutſchen Reiche, Ott. 1786 (1790 ins Englifche überfekt), 
8. Aufl. 1798. — Ritt. des Deutſchen Staatörecht3, Gött. 1776—1788, ortgefeht von KHlüber, 
Erl. 1792. — Auserlefene Rechtajälle aus allen Theilen der in Zeutichland üblichen Rechts⸗ 
gelehrfamteit, Gött. 1763—1809. 

Bit: sataljen Geſchichte des 18. und 19. Jahrh., 5. Aufl. 1864, Bd. III. ©. 309 ff., 
2b. IV. &. 96, 221 fi. — Mohl, IL ©. 425488. — Bluntiäli, Staat WörtB. VILL 
©. 489-443. — Pütter’3 Selbfibiographie, Gött. 1798. Zeihmann. 


BPütter, 8. Th., 5 3. IV. 1803 in der Stennort bei Hagen in der Graf- 
Ichaft Mark, war Projeflor zu Greifswald, T 13. V. 1873. 

Schriften: Beiträge zu: Vollerrechtsgeſchichte und Wiflenfchaft, Leipz. 1848. — Das 
— nopange San eh haft 850 ee wi ee Br 

in — Zeitſchr. für Staatswiffen! S. . — Archiv für civil. Pragii 
KAXVIL. 384; Kr 57. = 
- Bit: Kaltenborn, Kritil, 162. — Mohl I. 342, 379, 448. — Bulmerincq, 
Praxis, Theorie und Kodifitation bed Volkerrechts, Leipz. 1874, ©. 89. Zeig 

eihmann. 


Püttmann, Joſias Ludwig Ernft, 5 1730 zu Oftrau bei Zörbig, ftub. 
in Leipzig, wurde Advolat, 1761 Doktor, 1764 Oberhofgerichtsabvofat, 1771 ord. 
Prof., zog ſich 1779 zurüd, F 1796. 

Schriften: Diss. de querela inofficiosi test. fratribus uterinis haud concedenda, Lips. 
1761. — Interpret. et obs. lib. sing., Lips. 1768. — Probab. jur. lib. sing., Lips. 1768, 
1778. — Adversariorum jur. civ. I. L—IIl., Lips. 1778. — Diss. de variis causis nonnullis 
adulterii poenam mitigandi spuriis, Lips. 1775. - Elementa jur. crimin., Lips. 1779, ed. 
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Biener, 1802. — Elem. jur. feud., Lips. 1781. — Ex gab Ieraus: Mascovii opuscula 
juridica &e philos., 1776. — Westenbergii opusc. acad. trias, 1795. 

Sit.: Meujel, Lexikon, X. 558—568. Zeihmann. 
©. 482 im ur Röder 3.61. „Giron“ ftatt „Giner“. Der Lit. ift bi St 

ind. Weed, Bad. Biographien, III. (1881) S. 190—132. art DRAMERRPIREN 
S. 526 hinter Art. Sambhaber einzufügen: 

Samnely, Adolf, 5 21. XII. 1843 zu Jägerndorf (Defterr. Schlefien), ver- 
lebte einen Theil feiner Jugend in Ungarn, wurde durch feine Studien nach Deutich- 
land geführt, wo namentlich Heidelberg auf feine wiflenfchaftliche Richtung enticheidend 
einmwirfte, promovirte 1865 zu Heidelberg, Dozent dajelbft, ala Profeffor nach Bern 
berufen, an welcher Hochfchule er während zehn Jahren mit großem Eriolge Lehrte, 
T (ala Neftor) 30. VIII. 1881. 

Schriften: Das Prinzip der Minifterverantwortlichteit in der konſtit. Monardjie, Berl. 
1869. — Art. 50 der Schweiz. en vom 29. Mai 1874. — Bern 
1875. — Zur Interpretation des Art. 5 2 der weiz. Bundesverfaffung v. ei 
1874, Bern 1875 ud, franzöfifh). — —e Bd. 82 (1880) S. 1-80. — Leh hrouch dei 
Eitrafrechi⸗ Manuſtript). 

Lit.: Der Bund = 241 vom September 1881. — Ktit. 2.3, Seit XL 615. — 
Gareis und Zorn, Staat und Kirche in ber Schweiz, J. (1877) ©. 4 


"Zeigmann. 

531 3. 90. L. „Coneilio“ ftatt „Consilio“. 

& 532 im Art. Savlany Schriften (brittlepte 8.) l. Guthrie, Edinb. 1869, 2. ed. 1880. — 
In der Lit. hinzuzufcgen: Laurent, Droit civil international, 1830 L. 608 55, 
ũ. 192, 929, 404, 465. 

31 30. u. L ‚nad flatt „aus“. 

413.1vuLl „sulla“ flatt „sulta“. 

711 3. 24 v. o. I. „gegen 1500“ flatt „900°. 

©. 823 hinter Art. Sfübel einzufügen: 

Etädgüter. 1) Der Scefrachtvertrag bezieht fich entweder auf das Schiff im 
Ganzen, ober einen verhältnigmäßigen Theil oder einen beftimmt bezeichneten Raum 
des Schiffes, endlich auf die Beförderung einzelner Güter, diefe heißen S. Man 
jagt „auf ©. laden‘ charge à cueillette, ein jo beirachtetes Echiff engl. general 
ship. Liefert ber Ablader auf Aufforderung des Sciffers die S. nicht ohne 
Verzug ein, fo Hat Letzterer keine Verpflichtung zu warten, vielmehr Anſpruch au’ 
Frachtlohn oder Ausfall, ſofern Erfaggüter eingenommen find. Sind die ©. bereits 
geladen, fo fteht dem Ablader fein Anfpruch auf Wiederaugladen zu, wenn damit 
eine Verzögerung ber Reife verbunden, oder ein Umladen nöthig wird; es jei denn 
alle übrigen Befrachter genehmigten. Jedenfalls ift die volle Fracht mit Auslagen 
zu zahlen und wegen ettvaigen Antheils an Havarie, Bergungshülfskoſten u. Bodmerei⸗ 
geldes Sicherheit zu ftellen. Iſt mit dem Schiffer, welcher auf ©. geladen, Die Zeit der 
Abreife nicht beftimmt, fo wirb fie durch den Richter des Ladungsplatzes (Preußen, 
Hamburg, beide Medlenburg, Oldenburg ber Amtsrichter; Lübeck, Bremen, bei 
Werthen bis 300 Mark ebenfalls, jonft Handelsgericht — Ztichr. f. d. gef. H.R. XV. 
S. 522 ff.) jeftgejeßt. Im Mebrigen wird auf den Art. Seejracht verwieſen. 

Lit.: Kommentar zum Allgem. Deutihen H68. von Makower zu Art. 557, 589 
biß 591, "<08, 606, 648. — Lewis, Das Deutſche Seerecht. — Kaltenborn, Seerechi. 

2) ©., welche nicht nach Maß oder Gewicht, fondern nach der Stückzahl auf: 
geführt und verkauft werden (Ballen, Ries, Pad, Gros u. ſ. w.). Solde ©. find 
‚Papier, Garn, Stab und Be Leber, Kohlen (Lowry Steinkohlen = 100 Gtr., 
Brauntohlen = 200 Ctr.) u. ſ. w 

Bit: Rothſchild, Zaſchenduch für Kaufleute, 25. Aufl. L ©. 284. Keyßner. 
©. 888 im Art. Tiſſot * l. Vapereau — Nour. Revue hist. 1880, p. 50 (cahier no- 
vembre, decembre) 
©. 898 im Art. Godenfleafe 3.9. u. 1. Peflanftalten (Patent vom 21. Mai 1805). 
©. N 24 vd. u. füge hinter eng inzu: „ober außerordentliche”. 10 v. u. l. 
ind* ſtatt — Fe l. ge t abgeändert, da die N. zu ben Präfumptiomen 
(8. zur EPO. 8 16 dir ij gehört” 


aaa 
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©. 952 3.8 0.0.1. „656 ff.“ ftatt „8, 56 ff.“ 
©. 1004 Hinter Art. Balla einzufügen: 

Balroger, François-Lucien de, 51807 zu Avranches, ftudirte in Caen, 
promovirte 1832, wurde 1837 Profefjor des Code civil, lehrte 12 Jahre neben 
Demolombe, daneben Advokat, errang 1850 in Paris den Lehrftuhl der Gefchichte 
des Römischen und Sranzöfifchen Rechte, welcher für Poncelet gegründet worben war, 


+ 30. VII. 1881. 

Er ſchrie b —— ze Barbares et leurs lois, 1867 (Revue critique). — Les 
Celtes, la Gaule ce Isiaue, 1879 

Kit.: Gazette des unaux du 3 septembre 1881. — Bemaine judiciaire 1881 p. 592. 

Teichmann. 

©. 1005 3. 6 v. o. 1.dieſe“ ftatt „bielen“. % au h u. 1. „nuda“ flatt „eine“. 
S. 1216 3. 11 v. u 1. „Grund beftg“ ftatt „ — 
©. en KH Fler 17 du. feeige: „und ee re orbbeutfchen Bunde für die Wahlen 
©. 1298” Hinter Art. Weolelprogeh einzufügen: 


Wechſelregreß (von regredi, Zurüdgehen, Zurückgreifen) umfaßt im Allges 
meinen die Thatjache, daß ein Wechjelinhaber wegen eines die Wechſelzahlung ge 
Tährdenden Ereigniſſes ſich „zurücdwendet” an einen Wechjelfchuldner, welcher Ab⸗ 
Hülfe oder Erſah fchaffen muß, weil er „regreßpflichtig” iſt. Diefe Thatfache tritt 
ingbejondere bei der Zratte ein, dann nämlich, wenn der nächte Zweck der Tratte, 
daß ber Bezogene eine Zahlung an ben rechtmäßigen Inhaber der Tratte leiften 
folle, nicht erreicht werden Tann oder die Erreichung beffelben wenigſtens als un= 
wahrjcheinlich oder gefährdet erfcheint: dann Tann fich der Inhaber des Wechfels 
an Denjenigen ober an Diejenigen, welche ihm oder feinen Vormännern den Wechiel 
gaben (begaben), zur ückwen den: im Nebrigen hat dieſes Sichzurückwenden einen 
je nad) feiner Beranlaffung jehr verjchiedenen Inhalt. Wenn der Bezogene, nachdem 
ihm der Wechfel zum Zweck der Annahme (Acceptation) präfentirt twurde, die Anz 
nähme verweigert oder nicht vollftändig ertheilt oder gar nicht aufzufinden ift u. ſ. w 
jo hat der Inhaber des Wechſels Grund zu befürchten, es werde auch Die gehoffte 
Zahlung am DVerfalltage verweigert werden, und biefer Befürchtung ober wenigſtens 
Unficherheit wegen kann er fich an den Ausſteller (oder die Indoffanten) zurückwenden 
und von ihnen Sicherheitäbeftellung fordern. Dies ift der „Regreß Mangels An— 
nahme“. Ganz dieſelbe Befürchtung tritt aber auch dann ein, wenn ber Bezogene 
zwar ben Wechjel acceptirte, Hinterher jedoch, bevor der Berfalltag eintrat, in eine 
derartig ſchlimme Bermögendlage geräth, daß er am Berfalltage vorausficgtlich kaum 
im Stande fein dürfte, die Wechjelfumme zu zahlen, felbft wenn er fie auch zahlen 
wollte. Deshalb kann ſich auch in diefem alle der Inhaber des Wechfels an den 
Ausſteller oder die fonftigen Vormänner zurückwenden, indem er von ihnen Sicher 
heitsbeftellung fordert, und dieſe Forderung ift der „Megreß wegen Unficherheit des 
Acceptanten“. Diefer Regreß und der zuerft erwähnte „Regreß Mangels Annahme” 
bilden die beiden Fälle des fog. „Seluritätsregreffes“, „Regreß auf 
Sicherſtellung“, Kautionsregreß. 

Von noch größerer Bedeutung als der ſog. Sicherheitsregreß iſt jedoch der 
„Regreß Mangels —— auch von dieſem kennt unſer Recht zwei Arten: 
Erſtens: Wenn bei Verfall des Wechſels die Zahlung deſſelben aus irgend welchem 
Grunde nicht erfolgt (gleichviel ob der Wechſel vom Bezogenen vorher angenommen 
worden war oder nicht), ſo tritt die (ſubſidiäre) Haftpflicht des Ausſtellers und der 
Indoffanten, überhaupt der Wechſelgaranten in den Vordergrund und gelangt zur 
wichtigften Aeußerung: der Inhaber bes Wechſels (d. i. der Nemittent oder, wenn 
der Wechſel girirt wurde, der legte Indoffatar) wendet fich mit ber Forderung der 
Regrekfumme zurüd an die Garanten bes Wechſels. Diefe Forderung ift der 
„Regreß des Wechſelinhabers Mangels Zahlung“. Bweitens: Wenn der Wechfel- 
inhaber den ebenerwwähnten Regreß Mangels Zahlung genommen hat, und zwar 
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indem er von einem Indoflanten des Wechſels die Zahlung der Regreßfumme forderte 
und gegen Aushändigung des Wechſels auch wirklich erlangte, fo daß nun diefer 
Indoffant in den Befi des Wechſels geſetzt ift, fo fann fich diefer nun feinerjeits 
bezahlt machen durch einen Regreß an feine Vorgaranten (nämlich den Ausfteller 
und bie allenfallfigen Vorindoſſanten) und diefer Regreß heißt „Rembours- 
regreß“, auch „Regreß des Indoffanten“. — ; 

Alle Negreßforderungen haben materiellvechtlich denfelben Charakter wie die 
Klage auf Zahlung der Tratte, welche gegen den Acceptanten erhoben wird: fie find 
wechjelmäßige Anfprüche; diefer ihrer Natur nach eignen fie fi insgefammt zur 
Eintlagung im Wechfelprogeffe; allein bei den Sefuritätsregrefien finden — ber 
Natur des Urkundenprozeffes wegen — Ausnahmen ftatt, hierüber f. d. Art. Wechfel- 
prozeß. Wenn bie Regreßklage im Wege bes ordentlichen Verfahrens gegen den 
Wechſelſchuldner (Regreßichuldner) erhoben wird, fo bleibt ihm doch die materielle 
Wechſelſtrenge und der regreßpflichtigte Beklagte (Ausſteller, Indoflant oder Avalilt) 
darf ſich auch im ordentlichen Verfahren nur folcher Einreden bedienen, welche aus 
dem Wechfelrechte ſelbſt hervorgehen oder gegen den jedesmaligen Kläger zuftehen 
(. d. Art. Wechjeleinreden und Wechſelprozeß). Normale Vorausſetzung 
jeder Regreßnahme ift die formelle Beurkundung jener gefährdenden Thatfache, wegen 
welcher der Wechielinhaber Regreß nimmt; dieſe Beurkundung ift der Proteit 
(f. d. Art. Wechjelproteft). Wie der Proteft je nach feiner Beranlafjung einen 
jehr verichiebenen Inhalt und Zweck Hat, fo auch die Regreßnahme im Einzelnen. 

Dermweigert der Bezogene die Annahme oder giebt er eine Erklärung ab, 
welche der Berweigerung der Annahme wechfelrechtlich gleihlommt, jo Tann der 
Inhaber des Wechſels gegen Aushändigung bes Mangels Annahme aufgenommenen 
Proteftes von dem Indoffanten und dem Ausfteller Sicherheitäbeftellung bafür fordern, 
daß die Bezahlung der Wechjelfumme oder bes nicht angenommenen Betrags der⸗ 
jelben, ſowie die Erftattung der durch die Nichtannahme veranlaßten Koften am 
Verfalltage erfolgen werde; die Regreßpflichtigen haben aber das Recht, auf ihre 
Koften die ſchuldige Summe bei Gericht oder bei einer zur Annahme von Depofiten 
ermächtigten Anftalt oder Behörde nieberzulegen. (In Betreff der Depofition j. 
Kowalzig, a. a. O. S. 72, 73). Die geforderte Sicherheit kann in Berpfändungen, 
Burgſchaftsbeſtellung u. dgl. beſtehen; zur Legitimation des Regreßberechtigten gehört 
lediglich der Befig der Proteſturkunde; die Wirkung der beftellten Sicherheit erftredt 
fi) über die veranlafjenden Negreßberechtigten hinaus: die Kaution haftet auch allen 
übrigen Nachmännern der Beftellung, infojern fie gegen ihn den Regreß auf Sicher 
ftellung nehmen ; fie find weitere Sicherheit zu verlangen nur in dem Fall berechtigt, 
daß fie gegen die Art oder Größe ber Kaution begründete Einwendungen geltend zu 
machen im Stande find. Ueber das weitergehende Franzöſiſche (Code de comm. 
art. IT er und das ältere Recht ſ. Kuntze, a. a. O. ©. 92 ff.; Bierer, 
aa 

Die — muß zurückgegeben werden, wenn ſie zwecklos iſt. Dies iſt der Fall, 
ſobald die wechſelmäßig vollftändige Annahme bes Wechſels nachträglich erfolgt; 
ferner wenn bie Kaution verjährt ift: nämlich wenn gegen denjenigen Regreßpflich- 
tigen, welcher bie Sicherheit beftellt hat, binnen Jahresfriſt vom Verfalltage bes 
Wechſels an gerechnet, auf Zahlung aus dem Wechfel nicht geflagt worden ilt; 
en Le: wenn die Zahlung bes Wechſels erfolgt, oder die Wechſelkraft deffelben 
erloſchen ift 

Der zweite Fall von Sicherheitsregreß liegt vor, wenn Sicherheitöproteft in 
einem der unter dem Art. Wechfelproteft Ziff. 3 (f. oben Bb. II. ©. 1289) auj- 
gezählten gefelichen Fälle richtig erhohen worden ift. Dabei hat der Beſitzer des Wechſels 
zunächſt von dem Acceptanten Sicherheitsbeftellung zu verlangen; der bloße Beſitz des 
Wechſels vertritt Hierbei die Stelle einer Vollmacht, in gejeglich aufgezählten Fällen 
von dem Acceptanten Sicherheitsbeftelung zu fordern und, wenn folche nicht zu erhalten 
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ift, Proteſt erheben zu lafſen. Diefe gegen den Acceptanten gerichtete Kautiongforderung 
ift eine Wechfelforberung, fie umfaßt auch die Proteft- und Prozeßkoſten und Tann, 
foweit fie im Urkundenprozeß geltend gemacht werben könnte (alfo Fungibilien ge» 
fordert werben u. f. w.), im Wege des Wechfelprogeffeg geltend gemacht werden. Doch 
fieht dem Acceptanten eine Einrede gegen den Kautionsanſpruch zu, wenn das zwiſchen 
ihm und dem Stautionglläger beftehende Rechtöverhältniß (3. B. Deckungsverhältniß) 
feinem Zwede und Inhalte nach die Zuläffigleit des Sicherſtellungsanſpruchs aus— 
ſchließt (f. die Entjch. des ROHG. bei Borchardt, a. a. D. S. 176 Zuf. 390), 
vorausgeſetzt, daß die Einrede vorliegenden Falls auch prozekrechtlich zuläffig ift. 
Um die Sicherftellung vom Acceptanten zu verlangen, bedarf es der Proteftaufnahme 
nicht (auch bei domilizirten Tratten nicht, ſ. Entich. bei Borchardt, a. a. O. 
©. 174—175 Zuf. 884); diefelbe wird erft nöthig, wenn der Acceptant die Sicherheit 
nicht leiftet; dann ift der Inhaber des Wechjels nämlich nur unter der Voraus 
jegung in ber Lage, Sekuritätsregreß gegen die Garanten des Wechſels zu nehmen, 
daß durch eine Protefturfunde ſowol die Unficherheit des Acceptanten, nämlich das 
Vorhandenſein eines der gejeblichen Gründe jener Proteftaufnahme (Konkurs ober 
fonftige Infolvenz, Hierzu vgl. die Entſch des ROHG. Bd.X. ©. 168; Bh. XIII. 
©. 275, fruchtlofe Erefution), ala auch die Verweigerung ber Kautionäbeftellung 
ſeitens de Acceptanten Tonftatirt ift. 

Wenn in ben beiden gejeglich aufgezählten Unficherheitsfällen die Sicherheit 
von dem Acceptanten nicht geleiftet und deshalb Proteft gegen denfelben erhoben 
wird, auch von ben auf dem Wechſel etiwa benannten Nothadreffen die Annahme 
nach Ausweis des Proteftes nicht zu erhalten ift, jo kann der Inhaber des Wechſels 
und jeder Indofjatar gegen Auslieferung des Proteftes von feinen Bormännern Sicher 
heit fordern (Art. 25—28). Nach einer Entſch. des ROHG. (Bd. XX. ©. 112) 
ift durch die Beftimmungen der WO. nicht außgefchloffen, daß aus Gründen, die 
das Wechfelrecht nicht nennt, wol aber das einjchlägige Kandes- oder Gem. Recht an= 
erkennt, Arreft gegen einen Wechſelſchuldner zum Zwecke ber Sicheritellung verfügt werbe. 

Während dem Sicherheitsregreß überhaupt nur die Bedeutung einer vorbereitenden 
und für GEventualitäten fichernden Maßnahme zukommt, befiegelt der Regreß 
Mangels Zahlung das Schidjal einer wechjelvechtlichen Forderung definitiv; 
die Einführung des Negrefieg Mangels Zahlung krönt gewiflermaßen den Bau der 
wechjeltechtlichen Anfprüche und jchafft erſt die Cirkulationsfähigkeit der Wechjelbriefe 
in großem Maßftabe. Dies gilt namentlich und in erfter Linie von dem „Regreß 
des Inhabers“, nämlich des Remittenten oder letzten Indofſatars, d. i. desjenigen, 
welcher Proteft Mangels Zahlung erheben lieh. 

In der Gefchichte dieſes Regreßrechts macht fich geltend, daß bie formale 
Natur des Wechſels, fowie die orbermäßige Negoziabilität beffelben fich nur 
allmählich entwidelten, demnach die Mebertragung der Wechjeljorderungen von einem 
erjten Gläubiger auf einen zweiten ala Art einer Ceffion aufgefaßt und behandelt 
wurde; daraus erklärt fi), daß die älteren WO. dem regreßnehmenden Wechjel- 
inhaber nur den Reibenregreß (regressus per ordinem) geftatteten, welcher darin 
beftand, daß jeder Wechjelinhaber fi nur an feinen unmittelbaren Bormann, der 
legte Inboffatar fih demnach nur an feinen, den legten Inboffanten halten konnte — 
gleichwie etwa ein Geffionar nur feinen Gebenten im Eviktionsfalle in Anfpruch 
nehmen kann. Nachdem aber die Bedeutung des an Order gegebenen Wechjelver- 
ſprechens vollftändig und richtig erfaßt worden, dieſem entiprechend die Wechiel- 
begebung des Außftellers und eines jeden Indoflanten fo zu verftehen ift, daß daraus 
jeder orbnungsmäßige Nehmer des Wechjels berechtigt werden fol, hat dag Ein— 
halten jener Reihenfolge in der Regreßnahme feinen Sinn mehr und demgemäß 
räumt die Deutjche WO. dem Wechielinhaber, welcher Regreß nehmen will, ein 
unbeſchränktes Wahlrecht unter den Regreßpflichtigen ein, infofern er nach -feiner 
Wahl Regreß nehmen kann gegen den Ausfteller, ben erften, zweiten oder einen 
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ſpätern Indoffanten, einen Abaliften u. ſ. w. oder mehrere zugleich. Die * 
WO. giebt dem Wechſelinhaber das Recht des ſpringenden Kegrefſes (regressus pe: 
saltum), und zwar mit dem vollen Variationsrechte (jus variandi), fo daß die ei 
überfprungenen (d. h. nicht der Reihe nach in Anjpruch genommenen, ſondern einft ⸗ 
weilen von dem Regreßanfpruche verichont gebliebenen) Regreßpflichtigen durch dieſes 
Ueberfpringen nicht von dem Regrefie beireit werben, der Regreßnehmer vielmehr auf 
fie zurüdgreifen kann, wenn ihm dies nöthig erfcheint. (Richt alle WO., welde 
den Sprungregreß geftatten, ränmen auch das Bariationsrecht ein.) In zwei Be: 
ziehungen bleibt aber die Reihenfolge der vorausgegangenen Wechfelbegebungen doch 
ohne wechjelrechtliche Bedeutung, auch nach der Deutichen WO., nämlich infolern 
als 1) der Remboursregreß nur gegen einen früheren Indoſſanten ober den Aue- 
fteller (d. i. gegen einen Bormann) — wenn auch mit Neberfpringungen — gerichtet 
werden Tann, und 2) die Notifikation ber beim Bezogenen mangelnden Zahlung 
der Reihe nach bewirkt werben muß, nämlich vom Nachmann an den unmittelbaren 
Bormann zu richten ift. 

Was den ER des Regreßanſpruchs anlangt, fo beſchränlen ſich nach gejek- 
licher Beftimmung (Art. 50 der Deutſchen WO.) die Regreßanfprüche des Inhabers, 
welcher den Wechjel Mangels Zahlung Hat proteftiren lafſen, auf: a) bie wicht be 
zahlte Wechielfumme nebjt 6 Prozent jährlicher Zinfen vom Berfalltage ab (vgl. 
hierzu die Entſch. des ROHG. vom 234. Januar 1871 und Borchardt a. a. O. 
Zuſ. 585 a); b) die Proteftloften und andere Auslagen; c) eine Provifion von 
/, Prozent. Die vorftehenden Beträge müflen, wenn der Regreßpflichtige an einem 
anderen Orte ala an dem Zahlungsorte wohnt, zu demjenigen Kurſe gezahlt werden, 
welchen ein vom Zahlungsorte auf den Wohnort bes Regrekpflichtigen gezogener 
Wechiel auf Sicht Hat. (Man nennt diefe Berechnungsart das „Syftern des fingirten 
Rückwechſels“.) Befteht am Zahlungsorte fein Kurs auf jenen Wohnort, jo wird 
der Kurs nach demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte bes Regreß⸗ 
pflichtigen am nächften liegt. 

Der Kurs ift auf Verlangen des Regrekpflichtigen durch einen unter öffentlicher 
Autorität ausgeftellten Kurözettel oder durch das Atteſt eines vereibeten Mäklers, 
oder in Ermangelung berfelben durch ein Atteft zweier Kaufleute zu befcheinigen. 
Hierüber |. d. Art. Kursberehnung. 

i Auf demfelben Fundamente wie der „Regreß des Inhabers“, nämlich auf der 
formalen Natur und der Negoziabilität des Wechjels, fteht der Remboursregreß; 
doch überragt diefer den erftern, der eine größere juriſtiſche Bedeutung für fich in 
Anſpruch nehmen Tann, durch eine erhöhte ölonomifche Bedeutung. Man rechnet 
den Remboursregreß zu dem Regreß Mangels Zahlung, man Tönnte ihm aber 
ebenfo gut Regreß wegen Zahlung nennen; wenn nämlich ein Inboffant einen 
Wechſel, der Mangels Zahlung proteftirt wurde, freiwillig (3. B. in einer nad 
Art. 48 zuläffigen Weiſe) ober durch die Regreßllage bed Wechfelinhabers gezwun« 
gen, eingeldft bat, indem er die nah Art. 50 der WO. zufamımnengefete und 
berechnete Regreßſumme bezahlte, jo twird ex in den Befig des quittirten Wechſels 
geſetzt und kann fi) dann für den Aufwand ber Wechfelfunme bezahlt machen („ch 
rembourfiren”) dadurch, daß er gegen einen Bormann den Rembouröregreß nimmt. 
Die Einlöfung erfolgt nämlich ftetd nur gegen Aushändigung bes Wechiels, des 
Proteftes und einer quittirten Retourrechnung (Art. 54 der Deutſchen WO.) und 
jeder Indoffant, der einen feiner Nachmänner befriedigt hat, Tann fein eigenes und 
feiner Nachmänmer Indoſſament (insbeſondere Die Unterfchriften derſelben) ausſtreichen 
(Art. 55 der Deutichen WO., ſ. Hierzu Borchardt, a. a. O. Zuf. 625), ein aus⸗ 
geftrichenes Indofjament gilt aber ala nicht geichrieben (Deutjche WO. Art. 36). 
Ob die Auslage, Baarzahlung u. dgl. wirklich oder in welcher Weiſe fie ftatt- 
gefunden Set, ift — nad Entſch. d. NOHS. Bo. III. ©. 128, Dh. XIV. ©. 327, 

3b. XVI. ©. 868 — ohne Einfluß auf den Remboursregreß. Aber auch Der 
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jenige (nämlich ein Vormann, früherer Indoſſant), welcher auf dem Wege des gegen 
ihn gerichteten Remboursregreſſes Regreß leiften mußte, kann jelbft wieder, ſofern er 
noch einen oder mehrere Vormänner hat, gegen diefe (d. i. Ausfteller oder Vor— 
indoffanten) alsdann feinerfeit® Regreß nehmen, Remboursregreß des einlöfenden 
Remboursregreffaten, und jo jort bis fein regreßpflichtiger Vormann mehr vorhanden 
ift. Die beim Remboursregreß überjprungenen Indoffanten werben durch das Ueber⸗ 
fpringen frei, weil fein Remboursregreßnehmer zurüdgreiin kann. Ein Inboffant, 
welcher Remboursregreß nimmt, ift nach geſetzlicher Beſtimmung (Art. 51 der 
Deuiſchen WO.) berechtigt, von einem früheren Indoſſanten ober von dem Aug« 
fteller zu fordern: a) die von ihm gezahlte oder durch Rimeſſe berichtigte Summe 
nebft 6 Prozent jährlicher Zinfen vom Tage der Zahlung; b) bie ihm erftandenen 
en eine Provifion von *, Progent (vgl. hierzu Entſch. d. ROGH. Bd. XVII. 
. 137). 


Die vorftehenden Beträge müfjen, wenn der Regreßpflichtige an einem anderen 
Orte, als der Regreßnehmer wohnt, zu demjenigen Kurſe gezahlt werben, welchen 
ein vom Wohnort des Regreßnehmers auf den Wohnort des Regrebpflichtigen ge— 
zogener Wechjel auf Sicht Hat (d. i. Syſtem des fingirten Rückwechſels). Dieje 
Berechnungen finden, wenn mehrere Remboursregreßnahmen nacheinander erfolgen, 
jedegmal aufs Neue ftatt, — Spftem ber mehrfachen Retourrechnung. Deswegen 
fteigt die Regreßfumme mit jeder neuen Regreßnahme en: (&. d. 
Art. Kursberehnung und vgl. DO. v. Wächter a. a. O., ©. 884.) 

Befteht im Wohnorte des Regreßnehmers fein Kurs auf en Wohnort des 
Negreßpflichtigen, jo wird der Kurs nach demjenigen Plage genommen, welcher dem 
Wohnorte des Regreßpflichtigen am nächften Liegt. Wegen der Befcheinigung des Kurſes 
Zommt die Beftimmungzur Anwendung, welche beim Regreß des Inhabers maßgebend ift. 

Remboursregreß kann gegen einen früheren Indoffanten oder den Ausfteller 
nicht blos jener Indoſſant nehmen, welcher den Wechfel eingelöft hat, ſondern auch 
derjenige Indoffant, welcher den Wechjel ala Rimejje erhalten hat. Man verfteht 
unter einer Rimefje einen gewöhnlichen gezogenen Wechfel, der von einem Inhaber 
einem Garanten dieſes Wechjels ala Dedung oder Zahlung einer beliebigen For⸗ 
derung zugefandt wird, welche der Garant gegen jenen Inhaber hat oder haben 
wird, 3. B. zum Zwecke der Vereinigung des Kaufpreifes für eine Waarenlieferung, 
welche der Indoſſant, der ein Vormann des den Wechſel zur Zahlungsausgleichung 
zufendenden Wechjelinhabers ift, an Lehteren gefandt bat; oder zum Zwecke einer 
Gutſchrift im Kontoforrentverlehr. (Vgl. auch d. Art. Wechjel. Doch wird dag Wort 
Rimeſſe auch in weiterer Bedeutung von Zufendung von Zahlungsmitteln und Papier 
überhaupt gebraucht.) Die Zufendung des Wechſels zum Zwed einer Zahlung oder 
Dedung (d. i. ala Rimeſſe) an einen Wechfelfchuldner kann mit oder ohne (neue) 
Indoſſirung geichehen. Dadurch, daß der Indboffant überhaupt rechtlich in den 
Befitz des eine ihn verpflichtende Unterjchrift tragenden Wechfels gelangte, ift er in 
der Lage, feinerfeits Vormänner mit Regreß zu belangen. Ueber die Art der 
Regreßnahme feitend des Wechjelinhabers oder des Rembourſanten — Retourrech- 
nung, Syſtem des fingirten Rücktritts, Syſtem der mehrfachen Retourrechnung — 
j. die Art. Kursberehnung und Rückwechſel. Im Einzelnen ift in Bezug 
auf den Regreß Mangels Zahlung noch darauf aufmerkfam zu machen, daß nad 
Deutſchem Recht das Bariationsrecht (Art. 49 der WO.) unbeichräntt ift und auch 
der Remboursregredient die freie Wahl unter den Wechjelgaranten hat, jedoch jo, 
daß die durch Ausübung diefer Wahl einmal Ueberjprungenen frei werben; jeder 
Wechſelſchuldner kann fich übrigens dem W. entziehen; es hat nämlich jeder Wedhjel- 
garant das Recht, gegen Erftattung der Wechjelfumme nebft Zinfen und Koften bie 
Auslieferung des quittirten Wechjels und des wegen Nichtzahlung erhobenen Pro= 
tefteg von dem Inhaber zu fordern. (Einlöfungsbefugniß extra ordinem.) 1leber 
die dem Wechfelnehmer obliegende Notififationgpfficht |. d. Art. Notifilation, 
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auch d. Art. Nothhülfe (Ehrenannahme, Art. 58 der WO.). Ueber die Ver— 
jährung des W. ſ. d. Art. Wechſelverjährung. 
Quellen: Allg. Deutſche WoO. Art. 47—52. — Code de comm. art. 120 ss., 160 ss. 


Lit.: Thol HR, Bd. II, WR, 4. Aufl, 88 99—105.— D.0.Wädhter, Enchflopädie 
des W.R., 1880 ©. 820873. .— Runge, Deuiſches W.R., 1862, ©. 92 ff. — H. Bierer, 
Deutiche Wedhfellchre mit ver teithender Tarftellun, * — hg, 2. Aufl, S. 711f.— 
8, Kowalzig, Allg. Deutihe WO. 3. Aufl., Berlin 1882, ©. 72—77. — Heber Wechſel· 
ur |. bie bei dem Art. Kurdberehnung angef. Lit. und hierzu noch m. Schraut, Lie 
Lehre von ben auswärtigen Wechielfurien mit beſonderer —— ti ung der Deutſchen Ber- 
ba tniffe, Leipzig 1881. — gar? guraget: Lehrbuch d. Sn —106. — Ba eine 
—D— en En Emil eidungen d. ROHG. eichöger. |. bei PR t, Allg. Deutki 
auf u. Fuchaberger, An Entiäeidungen x., 1881, zu den angef. Art. * 

arei 


Wechſelunterſchrift. Dieſe gehört zu den wejentlichen Erjorberniffen ſowol 
des gezogenen wie des eigenen Wechſels, fofern der Ausfteller auf dem Wechiel 
fich unterfchreiben muß. Sie hat zwar nicht die Bedeutung, daß durch fie allein 
ſchon die Wechjelohligation entftehe, vielmehr bedarf es zur Entſtehung von Redt 
und Pflicht aus dem Wechjel noch des Gebens und Nehmen des richtig unter 
jchriebenen Wechfelbriefes (f. d. Art. Wechfel, die Theorie de juriftifchen Weſens 
des Wechſels); allein fie iſt mit Recht als eine der vornehmften weſentlichen Erior- 
berniffe jedes Wechjelbriejes anzufehen, als dasjenige, welches dem Uebernehmer einer 
Wechjelverbinblichfeit die durch dieſe bewirkte Bindung des Willens zunächſt ins 
Bewußtfein zu rufen geeignet fein dürfte. Die Allg. Deutfche WO. bezeichnet (Art. 4 
‚Ziff. 5) ala weientliches Erforderniß: die Unterfchrift des Ausſtellers (Traffanten) mit 
jeinem Namen oder feiner Firma; die Unterfchrift muß eine handſchriftliche 
(Namenszug, nicht etwa nur ein Stempelabdrud) de Ausſtellers ſelbſt oder eines 
hierzu bevollmächtigten Vertreters fein; der Profurift einer Firma ift zur Aus— 
ftellung von Wechfeln für diefelbe ohne Weiteres berechtigt und ſoll dabei die Firma 
in Profura und mit feinem Namen zeichnen (doch kann auch feine bloße Ramens- 
unterjchrift genügen); bagegen bedarf jeder andere Handlungsbevollmächtigte einer 
befonderen Vollmacht, welche bei der Zeichnung angebeutet fein joll. Üeber die 
Vertretungsbefugniß entfcheiden im Nlebrigen die Beitimmungen des bürgerlichen 
Rechte. Perfonen, die des Schreibens unfundig find, oder Blinde können fich nicht 
durch eine bloße Unterzeicänung wechjelmäßig verpflichten, fondern, wenn überhaupt, 
nur unter gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung der Unterzeichnung, worüber 
bie Sanbesrechte maßgebend find. Die Unterfchrift muß in jedem Falle eine erfichte 
liche Unterzeichnung bes Wechfelbriefes fein, d. h. örtlich am Ende oder unter 
dem Ende des Textes ftehen (vgl. Entich. d. ROHG. Bd. IX. ©. 422, Bd. XIX. 
©. 89), während auf den Zeitpunft der Unterzeichnung, überhaupt auf die Reihen 
folge, in welcher die gejeblichen Erforderniſſe des Wechſels im einzelnen Falle erfüllt 
werden, Nichts ankommt. Weber „mangelhafte Unterjchriften” |. Deutihe WO. 
Art. 94; hierzu Borhardt, a. a. O. ©. 521; Gareiß, a. a. D. ©. 537,538. 

Aber nicht blog eine W. des Ausſtellers ift von wechſelrechtlicher Bedeutung : 
es fann überhaupt Feine wechfelrechtliche Obligation entftehen ohne Unterſchrift des 
Uebernehmers diefer Obligation und es wirb Jedermann, der feinen Namen auf einen 
Wechfel unter dem Namen eines bereits vorhandenen Wechjelgaranten fchreibt, 
Wechſelſchuldner; letzteres ift der Fall beim ſog. Aval, welchen man, nicht ganz 
zutreffend, auch MWechjelbürgjchaft nennt. Erſteres zeigt fich daran, daß fowol zum 
Indoffament, ala auch zum Accept fowie zum Ehrenaccept die W. erforder 
lich iſt. (©. die einfchlägigen Art. In doſſament, Wechfelaccept, Roth: 
hülfe, auch Wechſelausſteller.) In Bezug auf die Art der Unterfchrifte- 
abgabe, Beglaubigung und Bevollmächtigung gilt das von der W. des Augftellers 
oben Gefagte; nur ift Hinfichtlich des Plaes, welchen die U. einzunefmen hat, 
abweichend zu bemerken, daß die U. des Indoffanten auf dem Rüden des Wechiels, 





Bechielverjägrung. 1533 


die des Ncceptanten fowie des Ehrenacceptanten aber auf der Vorderſeite des Mech- 
ſels, jedoch am beliebiger Stelle derjelben ftehen darf, während die des Avaliſten 
ftet3 unter der eines anderen Regreßgaranten zu ftehen hat. 

— Allg. Deutſche WO. Art. 4 Ziff. 5, Art. 94. 


a. bt’3 ür bad ‚R. 3b. XXI. & —8* 
—ã— nen uf, — 5. wi Are Encykl. bes —X egẽ 


— er 

S. 988, 416—4 —* _ Bordardı a: Aufl., Buf. 942. — $u chs⸗ 
berger, Enid, 1881 En Art. 4 Ziff. 5, Pirgn 33 — —9 Bautiäe aD 
3. Aufl. 1882, &. 19—25. — Pre au N des H.R., , 


Bareis. 


Deghelver ia hrung Die Art der Cirkulation der Wechſelbriefe, die inter⸗ 
nationale Ratur des Verkehrs mit Wechjeln und die Höhe der darin verfirenden 
Werthe, fowie die Strenge der Haftung machten von dem Beginn des Wechſelrechts 
an wünſchenswerth, der zuleßt genannte Umftand aber auch möglich, daß die Gel- 
tendmachung der rechtmäßigen Anfprüche an kurze Verjährungsfriften gelnüpft wird. 
In der That Haben die WO. die rafche Abwidelung der Wechielgefchäfte durch 
Einführung einer befonderen W. beträchtlich gefördert. Es kann übrigens darüber 
geftritten werden, ob alle diejenigen Friften, welche im Wechjegrecht ale Berjäh- 
rungsfriſten bezeichnet werden, in der That folche und nicht vielmehr fog. gejebliche 
Befriftungen find, hierüber j. Aler. Gramein a. a. O. und den Art. Rothfriſt. 
Hiervon abgeſehen ift zu fonftatiren, daß die W. nach Gemeinem Rechte nicht 
von Amtswegen berüdfichtigt wird (ſ. Entjch. des ROHG. Bd. VI. ©. 229, Bd. 
I. ©. 124), nach demfelben Rechte kann aber auf die gefeglichen Verjährunggfriften 
nicht durch vorausgegangenen Bertrag verzichtet werden (Entſch. d. ROHG. Bd. IV. 
©. 377, Bd. VI. ©. 229, Bd: XL ©. 348), wol aber durch einen jpäterhin, 
nach eingetretener Verjährung abgejchloffenen Bertrag auf die Geltendmachung der 
MW. (Entih. d. ROHG. Bd. II. ©. 66, Bd. VI. ©. 367, Bd. XI. ©. 348). Die 
türzefte W.friſt beiteht au Gunften des Ehrenacceptanten; feine wechjelmäßige 
Berpflichtung erlifcht, wenn ihm der Wechjel nicht ſpäteſtens am zweiten Werktage 
nach dem Zahlungstage des Wechjeld zur Zahlung vorgelegt wird. (Iſt aber bein 
Ehrenacceptanten jpäteftens an dieſem zweiten Werktage Proteft Mangels Zahlung 
erhoben, jo verjährt der Anfpruch gegen ihn wie der Regreßanſpruch des Wechiel- 
inhaber8 gegenüber dem Außfteller und Indoſſanten) Am Tängften haftet 
Hingegen der gewöhnliche Acceptant: der wechjelmäßige Anfpruch gegen ihn verjährt 
erft in drei Jahren vom Berjalltage des Wechſels an gerechnet ohne Rüdficht darauf, 
ob die Anfprüche gegen die Garanten verjährt find oder nicht. Das gilt auch von 
Sichtwechjeln und von Nachfichtwechleln. Der Berfalltag jelbft wird nicht mitgerechnet. 
(Hierüber vgl. Entf. d. ROHE. Dh. VII. ©. 41, IV. 344, 376, XVI. 346.) 

Die Regrekanjprüche des (Ieten) Inhabers einer Tratte (Art. 50) gegen 
den Ausfteller und die übrigen Vormänner (Inboffanten) verjähren, vorausgeſetzt, 
daß der konkret in Anspruch genommene Wechjelverpflichtete im Geltungsgebiet der 
Deutſchen WO. domilizirt ift: a) in drei Monaten, wenn der Wechfel in Europa 
mit Ausnahme von Jaland und den Yardern zahlbar war; b) in fech® Monaten, 
wenn der Wechjel in den Küftenländern von Afien und Afrika längs des Mittel- 
ländifchen und Schwarzen Meeres oder in den dazu gehörigen Inſeln diefer Meere 
zahlbar war; c) in achtzehn Monaten, wenn der Wechjel in einem anderen außer- 
eutopätfchen Lande oder in Island oder den Fardern zahlbar war. 

Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber mit dem Tage bes erhobenen 
Proteftes. Die Regreßanfprüche des Indoſſanten (Art. 51) gegen den Aus— 
fteller und die übrigen Vormänner verjähren: 

a) in drei Monaten, wen der Negreßnehmer in Europa mit Ausnahme von 
Island und den Yardern wohnt; 


1534 Wechſelberjahrung. 


b) in ſechs Monaten, wenn der Regreßnehmer in den Küſtenländern von Aſien 
und Afrila längs des Mittelländifchen und Echwarzen Meeres, oder in den dazu ge= 
börigen Inſeln diefer Meere wohnt; 

e) in achtzehn Monaten, wenn der Regreßnehmer in einem anderen außer- 
europäifchen Sande oder in Island oder den Faröern wohnt. 

Gegen den Indoffanten läuft die Frift, wenn er, ehe eine Wechſelklage gegen 
ihn angeftellt worden, gezahlt Kat, vom Tage der Zahlung, in allen übrigen Fällen 
aber vom Tage der ihm gejchehenen Behändigung ber Klage oder Ladung. (Ueber 
die Berüdfichtigung fremder Rechte, Statutentolfikion f. die Entſch. d. ROHE. Br. 
ZIV. ©. 258, Bd. XVHI. ©. 186.) Hinfihtlic des Einflufes der Zahfunge- 
ftundungen auf bie W. |. Entſch. des ROHG. Bd. IV. ©. 375, des Protefterlafjes 
ebenda Bd. IV. ©. 376, des Krieges ebenda Bd. XI. ©. 318, der Vis major 
überhaupt |. d. Art. Vis major am Ende. Der wechlelmäßige Anfpruch gegen 
den Augfteller eines eigenen Wechjeld verjährt in drei Jahren, vom Berfalltage bes 
Wechſels gerechnet. 

Nach der Verjährung ber Wechjelflage kann gegen den Außfteller oder gegen 
den Acceptanten möglicherweife noch bie (civilrechtliche) Bereiherungsflage 
eg: nichteaber gegen die Indoſſanten, deren wechjelmäßige Verbindlichkeit 
erlofchen ift. 

Die Verjährung wird unterbrochen a) durch Behändigung der Klage oder 
Streitverfündigung ; b) durch Ueberreichung eine Geſuchs um Zuftellung einer Klage 
ober Streitverfündigung mittels öffentlicher Bekanntmachung oder Requifition 
(Deutfche CPO. 8 190); c) durch Geltendmachung des Anſpruchs in der münd- 
lichen Berhandlung (mittel® Incidentklagen und -Widerflagen oder Kompenjation) 
gemäß EPO. $ 254; d) durch mündlichen Vortrag ber Klage * dem Amtsgericht, 
wenn beide Parteien erſchienen find, gemäß GPO. 5 461 Abf. 2; e) durch münd- 
ni der Klage im Termin eines vereitelten ———— gemäß CPO. 

471 — 

In allen dieſen Fällen wird die Verjährung nur in Beziehung auf denjenigen, 
gegen welchen die Klage oder Streitverkundigung gerichtet iſt, unterbrochen. 

Kg Allg. Deutfhe WO. Art. 60, 77—79, 100. — Code de comm. art. 189. 


it.: 4. Grawein, Berjäheun und geſetzliche Befriftung are eig — und 
wege Unterfuchun fuung u. We I. ge 4 eipaig 1 ee e BL, % Ad 
a Säle, Enchtl. des BR, i 
Borhardt, 4 . —E BO, Aufl. S. 324-840 u. a. — Bepsia, Alsem 
Deutiche MO, Berlin 1882, ©. Bi 219. — Sußäbsrger, Die Entſch. des Alm. 
und des Reichäger., Gieken 1881, zu ben angef. Art. ber WO. s : 
areiß. 
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Ermiffionstlage 1. 760. 

Feldſervituten I. 810-811. 

Zrußt und Fruchterwerb I. 918-933. 
attungafauf II. 7—9. 

Gewähr ber Mängel IE 1 II. 152—154. 

Grabualfolge II. 

Grenzſcheidungẽklage II. —8 
nbatten II. 


Saiten u. 359-354. 
thum im ‚stilenst II. 399402. 
Kauf IL 437—44 
Lex commissoria iin 659 — 660. 
2003 11. 67 
Manbat Y 702-708. 
Miete IL 748—752. 
Minberungäflage IL_772. 
Mitbefig II. 785—786. 
Modus II. 792— 79. 
Negotiorum gestio Il. 858-861. 
Dep e = 

— m. 1 
arena Mage DIL © ur. Pen 


Peobetauf Fi 186er. 
Prodigalitätserflärung TIL. 187—188. 
Publiciana actio IIL 234—236. 
Buafeneng I. 236 

nuafi⸗ 

Realla he 264—266. % 
a ängi keit u. ale, 
Regreß III. 
—A m 473—474. 
Nüdbürge III. 488489. 
Rüdtritt vom Bertrage III. 492—494. 
Schulbicein III. 611-618, 

tio bonorum III. 672—673. 

Sicherheitgleiftung IIL_676—677. 
Societas II. 689—692. 
Subbaftation III. 823—830. 
Synbilat III. 838 -— a 
Xbierhaltung III. 88 
Berzicht —ãA I. ————— 
Wandliungsklage IIL. 1238-1239. 
Weintauf III 1306, 
Wiebrreinfehung in ben vorigen Stand III 


1 1380. 
Wiederlaufsrecht III. 1333—13834. 


Ekert, woebeimratg, Gefängnißdiretor, Frei 
burg i. 
* fängnißaxbeit il. 22—23. 
ingnißdi niplin IL 24. 
Sehnen Heibung 11. 24. 
ängniktoft IL 25 - 26. 
ingnißverwaltung IL 27—28. 


Eſſer, Profefior Dr., Göttingen: 
Schlachthaus II. 578 580. 
een III. 1136—1189. 
Biehfeuchen III. 1141—1148. 


ne a ren Regierungsrath, Pro⸗ 
onn: 
Smpfehee und "Ampfgwan; a ee 
Krantenanftalten II. 572—57: 


v. Holkenbdorff, Gnc. I. Retälezgikon III. 3. Aufl. 
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Eher II. 33— 4. 
oftitution III. 194—204. 
Sanitätspolizei III. 527— 531. 
Städtereinigung III. 768772. 
Zaubftummentefen III. 849 - 851. 
Volksſeuchen III. 1159—1166. 


Hranklin, Profefior Dr. O., Tübingen: 

Afterbelehnung I. 50-51. 

Allobifitation I. 77—79. 

Goentualbelehnung und Lehnserpeltang I. 758 
it te 

Kammer: und Kellerlehn 11. 431. 

Lehnzfähigfeit Il. 640 642. 

Lehnaichulden II. 643—645. 

Lehnaftamm II. 645—646. 

Meliorationen und Deteriorationen bed Lehns 
Il. 740 —742. 

Mitbelehnung 11. 784—785. 

Muthung bei Zehen II. 830. 

Neulehen II. 862—868. 

Pfanblehn IIL 45. 

Brodominium III. 188—189. 

Regalien III. 318-321. 

Stammgüter IIL 772—774, 

Thronlehen III. 887. 

Weiberlehen II. 1302 - 1808. 


Suchs, Oberlandesgerichtsrath Profeſſor Dr., 
Jena: 


Antragsbelitte I. 123—126. 


Gareis, Profeffor Dr. C., Gießen: 
Accept I. 36. 
Accommenda I. 38—89. 
Accreditirung 1. 39—40. 
Arbitrage I. 138—139. 
Aval I. 220. i 
Befichtigung ber Wanre I. 328329. 
Blantoindofjament I. 391992. 
Datowechjel I. 498499. 
Dedung I. 500-501. 
Deguftation I. 503-504. 
Deport I. 509. 
Depotgeſchaft I. 509-510. 
Depotwechfel I. 510-511. 
afferengeef ft L 538585. 
Dispofitionzftelung I. 542—543. 
—— jel I. 561. 
—— I. 618- 619. 
euerver Serung I. 824—828. 
ixgeicgäft III. 1516—1517. 
ndofjament IL 362—364. 
röberechnung II. 597—599. 
Votterie ee) IL 678680. 
Meßwechiel II. 746747. 
En jeichäft IL. 888. ° 
Rothfriſi IT. 896898. . 
Nothhülfe II. 898—900. 
Notifitation II. 906-907. 
Obligo IL 938—939. 
Ordrepapiere II. 964—965. 
olize III. 66 - 67. 
ämie III. 120—122. 
rämiengeichäft III. 122—128. 
rämienpapiere III. 123—124. 


Berzeihnik der Mitarbeiter. 


Primage IL 154—155. 
Eee II. 157—159. 
rolongationẽgeſchaft IIL 192—198. 
——— II. 1988-19. 
odifton 11-212. 
atenwechſel IIT. 255. 
Neportgeichäft IIL. 438-439. 
NRüdverficherung III. 494495. 
RKuckwechſel III. 495—496. 
Schuldhaft IL 609-611. 
Seeverfiherung III. 556662. 
Sichtwechſel TIL 681—682. 
Stontration IIL 687—688. 
Stellgefchäft IIL 781—782. 
BVerfalltag IIL 1019—1028. 
BVerpflichtungsichein III. 1066— 1067. 
Berfi göbertrag III 10791088. 
Pi jerungsweien (poliz.) III. 1088-109. 
Verträge zu Gunften Dritter III. 1101—1108. 
Vis major III. 1149—1152. 
Warrants III. 12389—1242. 
Wechſel II. 1374—1275. 
Wechlelaccept IIL 1275—1278. 
Wechſelausſteller U. 1278—1279. 
Wechteleinreden II. 1279—1280. 
Wechſelfähigkeit IIL 1280-1281. 
Wedjfelformular IIL 1282-1285. 
Wechſelinhaber III. 1285—1288. 
Wechſelproteſt III. 1288—1291. 
Wechſelprozeß Il. 1291—1292. 
Wechjelregreß IIL 15271532. 
Mechlelunterihrift III. 1592. a 
Wechfelverjährung IH. 1533—1534: 
eittauf III. 19879—1382. 
tweiprämiengefchäft III. 15011502. 


Sehner, Legationzrath Dr., Dreäben: 


Blokade J. 393894. 
Garantievertraͤge IL 3. 
Kongrefie 11. 500-501. 
Kontrebande II. 541—543. 
Zerritorialgemäffer III. 868—870. 


Geyer, Profeffor Dr. U., Münden: 
Alteräftufen (ftrafrechtl.) I. 84—85. 
Anftiftung J. 121—122. 

Aufforderung zu einem Verbrechen I. 178-178. 
Ausland, Verbrechen in bemi., I. 188—1%. 
Bande I. 224—225. 

Begnadigung I. 254—256. 

Begünftigung I. 257—258. 

Beihülfe L 259-260, 

Beweis (ftrafproz.), I. 366—889. 

Culpa (im Strafreiit) I. 489491. 
Dolus (im Strafredt) I. 554—556. 
Irrthum im Strafreht IL 402—408. 
Komplott II. 497—498. 

Konkurrenz II. 506-510. 

Mitt! ieh jaft IL 790—792. 

Nöthigung IL 901-902. 

Notbftand II. 902—903. 

Nothwehr II. 903— 905. 

Rüdtall_ III. 489490. 
Strafmilderungsgränbe II. 809-810. 
Straffchärfungsgründe III. 810-811. 
Strafverwandlungsgründe III. 811-818. 


Verzeihuig der Mitarbeiter, 


Strafzumeffun gßgelinbe 11. 818—814. 

TIhatbeitand III. 875—877. 

Zhäterfchaft IL 877—878. 

Trunkenheit I. armer 

— Strafverfahren IIL 970 
i 

Verjährung (im Strafrecht) TIL 1041 1043. 

—8 m. 1085—1097. 

Zurechnung II. 1448—1454. 

Gierke, Profefjor Dr. D., Breslau: 


Ablöfungatapitalien I. 14—15. 
ende Ye en L 15—18. 
Ita 1. — 

— 

Allmende I, 
Anſiedlung en. 
Yuffichtöret L 182—184. 
Bürgervermögen L 4838. 
Zeichverbänbe I. 504-505. 
Dismembrationen I. 537—588. 
Entwäfjerungsanlagen I. 695—696. 
Gemeinde, Gemeindeordnungen 11. 4249. 
Gemeinbebeamte II. 49—56. 
Gemeindebürgererät, Gemeinbeverfafiung II. 


Gemeindehaushalt II. 64-67. 
Gemeinheitätheilung U. 72—74. 
Generalverfammlung IL 79—88. 
Genoffenicaften IL. 8388. 
Sanagen UL. 91287 u. — 
Innungen 
— ein II. 18, 
uriſtiſche Perſon u 418—423. 
Kämmereivermögen 
Kommanbitgejef Hirn 11. 486488. 
Korporation II. 560-565. 
Marflofung IL 720—721. 
Nachbartofung II. 732. 
Ortöftatuten II. 972— 974. 
Taxation ber Grundftüde IIL 855—861. 
Verwaltungsrath IIL 1124—1126. 
Borftand III. 1181—1193. 


fafer, Dr. 3, f. 8. geheimer Rath und 
s Seneralprofurator, Km 
Ablehnung ber Geſchworenen I. 7—10. 
Ablehnung bes Richters I. 1018. 
Berichtigung bed Wahrfpruche I. 300-807. 
Bewersverfahren (ſtra —X sr 
Einleitung der Untı gung I . 639644. 
Ananda eſchworene 725728. 
Eröffnung ga ‚Haupturfahrens L 729 - 748. 


rageftellun; I 
—— Atrafprog,) U. 116—125. 
Geſchworene 


— — I. an, 
eſchworene 332 — 888. 
ar öffen IL 386, 
Sjahreslifte IL. 411—412. 
adung der Geſchworenen IL. 607—608. 
Nebenfrage Il. 854. 


Privatanflage IH. 175—185. 

Rechtökraft im Strafprozeß III. 284-289, 
Reduktion der Seihworenenlifte II. 314. 
Refume IH. 455459. 
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Sucnertändige (fr Reafprog,) II. 517--528. 
en II. 
öffengericht IL. 383-504. 

Schwurgericht IL 634—642. 
Schwurgeri af III. 642—644. 
Schwurgerii Hapeäfibent II. 644—645. 
Spruchliſte -29. 
Unterla| —— III. 982—938. 
— zugrrchteze III. 946—950. 

rli⸗ 
AUrtheil (ftrafproz.) Il. 982—999. 
Vorunterſuchung 1193—1208. 
Wahrſpruch III. 1223—1227. 
Zeugenbeweis (ſtrafproz.) III. 1891— 1417. 


Heut! Profefior Dr. ae Oberverwaltungs⸗ 
erichtörath, Berlin: 
Armeneefehgebung I 141—150. 
Beichwerde (verwaltungsrechtlich) L 322—328. 
Beſteuerung L 342—344. 
Budget I. 427—432. 
Shrenämter 1. 599— 602. 
Famitienftand 1. 797-800. 
jemeinbewege II. 67—69. 
Grundfteuer U. 207—211. 
Inbemnität IL. 360—362. 
Klafienfteuer II. 474—476. 
Miethöfteuer Il. 752—755. 
Polizeitoſten IH. 69—71. 
BVolizeiverordnungen II. 84—87. 
Schulaufficht II. 599—604. 
Eäntbanten, Schulbeiträge, Schulgeld IH. 


Sauer II. 618-615. 

Schulzwang UI. 615—618. 

Staatsrath III. 756—760. 

Steuerpflicht IH. 786— 791. 
Steuerverweigerung IIL 792796. 
Unterrichtögejeggebung III. 938—942, 
Verordnungsrecht 1059—1065. 
Berwaltunggerefution IIL 1106—1112. 
Bermaltungsjueiäbiktion, Verwaltungsjuſtiz 
Wegeordnungen III. 1295—1299. 


Sellmann, Dr., Rechtsanwalt und Privats 
Dozent, München: 
Bewe sverfa ren eirilpeng) L 371-375. 
Glögoigeeiiht I 6677. 
Gerichtsvoll ieher I. 114-115. 
Gerichtävor benber (eivilpr: vita) I. 116. 
aft (einitprog) 
seite, iM, 214—215. 
ftrafen IIL 223—224. 
Brose ollmadıt gr 224-225. 
Vernehmlafjung IIL 1055—1056. 
Werth des Steritgegenftandes IIL 1309. 


Dr. &,, — — Hamburg: 
auf alzufammenhang IL 4448. 


Stufgins, Profeſſor Dr. Paul, Berlin: 
Affinität I. 49-50. 

Angriffe u. Deetbeldigumadn gamittel I. 110—112. 
Anwaltsprogeß I. 12 

Armenrecht lee) I 10-181, 

Aufgebot ber Verlobten I. 173—174. 
Aufgebotsverfahren I. 174—176. 
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Augenichein I. 184. Fi gebeantwortung II. 471—472. 
Baulaft I. 236—237. zund IL 472473. 
Begräbniß und Kichhhöfe I. 256—257. Fe äufun MU SR: 
Berichte, Deichtgebeimmiß 1 258—259. züfle 2. 419. 
Beweiätheorie I. 370—371 Kollation — L. 484. 
Biſchofswahlen I. 389—391. Kommende II. 489. 
Genfuren I. 458—459. Kontorbate IL 5093506. 
Gölibat I. 472474. Konnezitätforum II. 524—525. 
Deſervitenjahr I. 519. Konfiftorium II. 597—529. 
Debolution I. 521 —522. Koften (civilproz.) II. 566—567. 
Diffelfion I. 585. Retbatragnen 569-571. 
Dimifforialien 1. 536. aten 1 7. 
Siffidenten I. 543-545. Reibgedinge II. 651—652. 
Euplit I. 572—573. Markt: und Mebiachen U. 725. 
e 1. 586—587. Meiergüter IL 734—735. 
Ehehindernifſe I. 589-591. Menfalgut IL 742—743. 
Eheprozeß 1. 591—593. Mepftipendium II. 746. 
ehr) jeidung I. 593—595. Militärperfonen (civilpeoz.) IL. 755756. 
ichließung I. 595—597. Morgengabe II. 805. 
Ein ließung (im ——— 1. 597—59. Mortuarium IL 806. 
Gibdeafähigfeit I. 612-618. Mündlichkeit (eioitpeog) IL 815-817. 
Einſpruch (civile.) I. 651632. Nichtigkeitäflage II 
Einftweilige Verfügungen I. 656. — Geengir IL 891. 
Enticheibungsgründe Frilproz) 1 692—693. Notariat II. 883 
—— I. Gg6 -6 Nuntien IL Frei 
ngaurtheil 1. zn. ; Obebienzeid IL 923. 
€ Mn I. 748—79. Oben rath 925— 977. 
Erſuchen I. 749. Offenbarungseid II. 940-941. 
milienſchluß I. 796-797. Offizial II. 944945. 
amilienftiftung I. 800—801. Orden II. 956—964. 
iertage (civilprog.) I. 803. Ordination IL 965—966. 
ragerecht (im Civilproʒeß) 1 880-881. anisbrief III. 5. 
reiwillige Geri — 1. 909 -910. artei, Parteipr: III. 16—17. 
Segen forderun, Patriarchen 1—22. 
enleiftung — Batronat III. 22-28. 
ge liche Gerichte I. 34-36. Pfarrer II. 52—58. 
Geldforderungen II. 37—38. ünde III. 56. 
Gelübde II. 42. cet II. 60-61. 
Gerichtöferien II. 93. iontifitalien III. 90. 


Gerichtäftand im Civilprozeß II. 99—100. Präbende IIL 115. 
Glaubengeid II. 187. Eee Il. 117—118. 
Gnadenzeit II. 191. ——— III. 126. 


— II. 218 - 220. Propft 
Hofgüter II. 323. Proze eh ir. 213—214. 
Immunität II. 354-855. Brozeglegitimation III. 215—216. 
nformativprozek II. 365. tativehe III. 240— 241. 
ntorporation II. 371-872. uinquennalfotultäten III. 251—252. 
nftitution II. 875. Ratihabition III. 259—260. 
nterbilt II. 375—376. Rechtsanwaltichaft III. 271—276. 
nterfalarfrüchte 11. 379. Nechtshülfe III. 278—280. 
intervention II. 381. Recursus ab abusu III. 307—309. 
Srregularität II. 394—895. Rekufationzredt ber Gemeinde III. 422-423. 
uben II. 415—418, Refervationen, päpftliche III. 449450. 
uftitium II. 423—424. Reftbengpflicht III. 454—455. 
uftizperiveigerung IL 424. Fetraltionsrecht III. 466. 
KRabinetzjuftiz II. 424. Revifion im Givilprojeß IIL 467469. 
Kapitel IL. 432—434. Sätularifation III. 524525. 
Kapläne II. 434. riftvergleihung III. 598. 
Karbinäle II. 435—436. Sebisvalanz III. 646647. 
Kirchenbann II. 462—463. Seminarien, firliche IIL 670-671. 
Kirchenfabrit IL. 403464. Sicherung des Beweiſes III. 680—681. 
Kirchengemeinde II. 464—465. Stanbeöregifter III. 774—776. 
Kirchengüter II. 465—466. Stiftungen II. 797—798. 
Kir emuat ll. 467—468. Stol —— IU. 799. 
Klage II. 468—470. a —— 1. 818. 


Aageänderung II. 470—471. GStreitverfündung IIL 820—821. 


Verzeihuig der Mitarbeiter. 


Eubftitution III. 830. 

Suffragan IIL. 831. 

Sühneverfuh ar II. 831— 
eu? eben II. 


Suäpenfion III. 836—837. 
Symbole III. 837—838. 
Sumobalverfaffung II. 841—845. 
Zermin II 
Zeftamentsvollfiredter III. 873 —874. 
Theilurtheil IIL 880. 
Titel II. 888—890. 
Titulus III. 890--r91. 
Todte Hand III. 894. 
Union Ul. 926—928. 
Nrkundenbeweis im Sivitpengeh III. 968-970. 
Urtheil (civilpr.) II. 981 2. 
Urtheiläberichtigung TIL. 999. 
Urtheilavertündigung III. 1000. 
Vartationdrecht 1006—1007. 
Berlöbniß IL 1048—1050. 
Berfegung eines firchlicgen Beamten I 1076. 
Veriheilungsverfahren III. 1100—11 
Dermaltungägemein haft III. 8, 
Verweiſun⸗ as: 
Vifarien M. 1145—1146, 
Bifitationen, —— IL 1152—1158. 
Bogtei II. 1155. 
Voũſireckungsuxtheil III. 1169. 
Borbereitende Schriftfäge III. 1169—1170. 
erde e ra u Bahn ii 
iederaufnahme rend (civilproz. 
11. 1323—1335. y a 
Wittfum TIL 1342. 
Wohnfig III. 1342—1344. 
ehnten III. 1373—1374. 
urücdnahme der Klage IIL 1471. 
mangsvollfiredung I I. 1489-1497. 
Sei &he IIL 1502—1508. 
roilchenftreit u D Fkgemuciteit IL 1506 


res Profeſſor Dr., Wien, fiehe Pfaff. 
fder, Profeffor Dr., Erlangen: 
oma afe IL. 544-546. 
Mora IL 796-801. 
Peculium III. 25—28. 
Bertinenz III. 38—40. 
Pönalklagen II. 87—90. 
2opularklagen III. 90-92. 
Precarium III. 130—182. 
Sachen I. 506-511. 
Bindifation IIL 1146—1149. 
Beitberechnung IH. 1374—1979. 


Hotgendorfl Profeffor Dr. Franz von, 


Yoteeibung der Beiesfeudt L 31-32. 

Arbeit] a L 197—188. 

Arreft 

—— I. 212—21 

——5 — iſung der Fremden 1. 215—216. 
laubigungafchreiben I. 252—254. 
en 1. 261—268. 

Beute 1. 349350. 

Capitelli I. 449. 

Durchſuchung I 574-575. 
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Einzelhaft I. 657— 661. 
Embargo 1. 677—678. 
ee L 785—786. 
ftnahme (vorläufige) IL 814—815. 
istusrecht I. 842-848. 
lange v 843. 
— 1. 845846. 
fehl_ II. 225—227. 
Kabotage II. — 
— Rear 
Ladung {im trafpeogeh) 3 604— 607. 
Nachtzeit II. 841—84: 
Oppostunitätäpringip U. 958—954. 
EN II. 67 
Brogeeifinhoftem II. 189-190. 
Prügelftrafe IIL 234. 
Schatullgut IIL 538—599. 
Seeraub III. 655. 
Staatsanwaltſchaft TIL. 739--745. 
Stantögerihtshof III. 750—751. 
Standgericht III. 776—777. 
Tobesftrafe III. 892—893. 
Unteriuchungshaft IIL 944—946. 
Berhör II. 1 1034. 
Vernehmung II. 1056—1059. 
— eibigung III. 1097—1100. 
jöge! oe III. 1185— 1136. 
So rungöbefehl III. 1172. 
Eh II. 1446—1447. 


Sübfer, Profeſſor Dr. H., Geheimer Ober⸗ 
Regerungera, Bein: 

Annaten ]. 115. 

Archidiakonat I. 139-140. 

— I der Geiſtlichen I. 260-261. 
Beneficium I 

Bulle 1. 433434. 

Degradation I. 508, 

Diatonat 1. 522. 

Dispenfation 1. 539—540. 

Eovotationen I. 755—756. 

Eremptionen I. 756. 

Exipektativen 1. 770. 

Koadjutoren II. 482, 

Konſekration II. 527. 

Kurie II. 596—597. 


Iagemann, Dr. von, Ninifterialaffefjor, Karls⸗ 


Ausfäliebung der Gerichtäperfonen I.204—205. 
Beweismittellifte ji 2 — Ei 


iskus (civilpro; Uns 
aftbarkeit für — An Rath II. 225. 
agemann 1 

ahlſcha Fi 680._890. 
Nebenftrafe Il. 855—856. 
Obmann II. 999. 
Seffentlichteit des Verfahren? II. 942—943. 


Joßn, Brofeflor Dr. R., Geheimer Juſtizrath, 
ttingen: 


— . 86—88. 
Amtögericht, Amtärichter I. 90—9. 
Ardiv I. 140—141. 

Beleidigung I. 263-270. 
Brandftiftung L 412—414. 
EHrengerichte I. 602—603. 
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önzungäriähter I I. 726. 
Be 
ungsrayon 1 
— I. 20—21. 
Gefangenhaltung Ir. 21—22. 
Gemeinbegerichte IL. 68—64. 
— ung 11. 104—113. 
verrath 11. 318-321. 
ülfärichter IL. 335—336. 
ontrafignatur II. 540—541. 
Kriegaartitel II. 578—579. 
Sandesverrath 11. 612—613. 
Landgerichte 618—620. 
Majeltätöbeleidigung TI. 696—698. 
Militärverbrechen 11. 765 —771. 
Minifter 11. 772-776. 
Mini erberanttuoettichfeit U._776—780. 
— — 11. 927— 928. 
lenum, Yenarbeiötuh II: 62 1. ee 
olitiſche Verbrechen I 
Raufhanbel III. Fe Page 
Redefreiheit III. 312—314. 
— II. 344—345. 
Reichagericht III. 386-394. 
Strandung III. 816-817. 
Deberihmemmung DL 919. ' 


Aavſer, Dr. Paul, k. Regierungtratt, und 
Bandig Hütfsarbeiter im Reihajuftize 
erlin: 


Able mungögrünbe des Vormundes I. 13—14. 
Angehöri; 109—110. 
Au ——* von der Vormundſchaft 


— 1 475—476. 
Delegation I. 505—507. 
Fratgeichäft 1. 877—880. 
Sesihren für Seöttanmile II. 12-14, 
Gegenvormunb IL 30-31. 
Sropjährigkeitgerklärum, I. 199—200. 
Konjumtion II. 539—540. 
Kuratel II. 591—596. 
Laesio enormis II. 623—624. 
Laudemium II. 626—627. 
Zegalfervituten IL 6898—685. 
Licht: und Fenfteruet 11. 661—683. 
——— im Romiſchen Recht II. 
670—672. 
— — DI. 78081. 
Mündelgut II. 818-815. 
achbartecht I 832—835. 
laßregulizung II. 886—839. 
gr II. 892—893, 
Novation II. 909-911. 
DObervormunbichaftöbehörbe II. 935—937. 
Operis novi nuntiatio II. 949—952. 
Pathengeſchenke III. 21. 
Pauperies II. 24—25. 
Pfandleihen III. 45—48. 
Prävention Ill. 123— 130. 
rotutor III. 210—211. 
uafitontratte und Duafidelitte III. 246247. 
Quatembergelder III. 249. 
ee 
ei | vilrechtlich 0 
Reichsland fr 402—408. 


Verzeihuig der Mitarbeiter. 


Remiffion bes Pachtzinfes III. 429 —431. 


Remotion bed Bormundes II. 431— 482. 
Remuneratorifche Schentung III. 482 —434. 
Rüdlaufsrecht 491—492 


< iebsmänner III. 548—551. 
Sciebsrichter III. 551—554. 
Simulation (civilrechtlich) TIL 685-686. 
Tauſch III. 858—855. 
Tutorium III. 916 —917. 
Berwandtfchaft II. 11261129. 
orkaufärecht III 1172—1174. 
Zormunbfchaft LIT. 1175—1180. 
Waifenrath III. 12281229. 
Wafferſervituten IIL 1272—1274. 
Wildihaden III. 1336—1338. 
Wintelrecht III. 1338—1339. 


Kell, Dr. F., Halle a. ©.: 
Sauimation IL. 6388640. 
Ofkupation IL 945—948. 
fänbung III. 48—51. 
änbungäflaufel III. 51—52. 
xeneticum III. 212—213. 
Schmerzensgelb TIL 583-584. 
Schriftlichteit ber Willenserflärungen III. 
Senueher, Gequetration II. 613--67 
equefter, ation —674. 
Symbitatöflage III. 839-841. 
Zrauerjahr 907—908. 
Universitas juris et facti III. 931—982. 
Unvorbentligteit IIL 951—952. 


Kenner, Hugo, Rammergerichtörath, Berlin: 
— en 216—217. 


infen 
äh I 1072408. 
Siftanggeichäft I. 545—548. 
Dividende I. 548550. 
Erneuerungsfonds I. 729. 
ttur I. 786— u 
irmenzeichnung L 836-837. 
ractbeief 1. 826—877. 


Genuhtiein II. 1518—1519. 
Qutgen icht II. 220-221. 
labũcher II. 237—239. 
mdelöfrau IL. 239—240. 
ndelöregifter IL 257 — 258. 
beichein —— 
Lowen 
Marktpreis Ti er 
— U. — ſhaſt IL. 89-500. 
achmann im Frachtge 
Rachnahme IL Hahn, 
Nahrunganame II. 851—852. 
Prioritätdattien II. 160—163. 
Rehnungalegun II. 268—271. 
Refattie 815. 
Reſervefonds III. 454. 
Rüdtaufshandel IIL 490—491. 
Selbfthülfenerfauf III. 665—668. 
Stüdgüter III. 1526. 
Zalon IIL 847—848. 
Verwaltung fremden Vermögens III. 1105 
bis 1106 


Biehhanbel III. 11891141. 
Werthaeinlage IL. 1815—1817. 


Verzeichnißz der Mitarbeiter, 


Hndleifte — m. 108 
insquittu eine 

insſchein 

—e— — 


kirdengeim, Dr.d., Privatbogent, Heidelberg: 
a m. 92—93. 


3oftverwaltung III. 109—114. 

Telegrap — IIL 868-865. 
telegraphenverwaliung III. 865-—867. 

Rod, R., Geheimer Ober⸗Finanzrath, Berlin: 
Ibandon L 1—3. 

Zantnoten I. 228—281. 

Börfe I. 405-407. 


Sörjenpreiß I. 408-409. 
ihartepartie I. 462—468. 
ten 

ourtage 
Space UL 

iſtanzfra 

— J. 585. 
site ag * — 
imiſſionsgeſchͤ — 
jauifra da 802—809. 
jeingehalt — 804. 
3elb II. 8 
Sroveriehe 184186. 
— L. 314—316. 
Einheit DI. 490-495. 
tonnofiement II. 525—527. 
trebitbrief IL re 
agergeld II. 608— 
Laͤkler II. — 
Peßbrief IL 744—745. 
Rünziwejen IL 821—825. 
tote II. 895—896. 
Mfexte IL. 9483—944. 
tentenbriefe III. 436 — 487. 
tiflontro III. 478—479. 
tiftorno II. 479—480. 
Seeproteft III. 658—655. 
Sortimentähandel III. 709-711. 
S5parkafien 712—714. 
Spebitiondgehäft II. 714—718. 
tagebuch der — III 847. 
3aluta TIL. 1004—1006. 
derberb der Güter IIL 1016-1017. 
Yerlagsbuchhandel II. 1046-1047. 
Baare III. 1209-1211. 
Zwifchenfpebiteur IIL 1506. 


König, B. — des Bundesheimathõ ·⸗ 
amtes, Berlin: 


!ipefenpeit (in armenrechtlicher Beziehung) 


Srmenterbänbe I. 151—158. 
Aufentgalt L 170-171. 
deſerleure (im Auslande) I. 517—518. 
yamilieneinheit L 79-792. 
ehand itapäffe II. 151—152, 
deimathsant 304— 306, 
—— II. 808-307. 
us angariae II. 423. 
Hein rteifchiffe II. — 
Ronfularagenten II. 529—530. 
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Konfularardjiv IL 530. 
Konfularattefte II. 530—581. 
Konfulargebühren II. 531. 
eg UI. 532—534. 
Rontularmatritel II. 584—585. 
Banjularzegfennents II. 535—536. 
KRonfularihup II. 536—537. 
Kriegafchiffe II. 584—585. 
Sandarmenverbanb II. 611. 

Rootien 1I. 674—675. 

Marine IL. 708—716. 

RUHE (ber Deutſchen im Auslaude) I. 


Niederlafjung IL. 883884. 
Quarantäneanftalten III. 241—244. 
Arſprungẽzeugnifſe III. 981. 


Kornfeld, Dr., Kreisphufitus, Wohlau i. Schl.: 


Abdedereitwefen I. 3—4. 
Abtreibung (med.»for.) I. 28—81. 
Berrbigunghieien, 1. 248252. 
Seiefinger IL 
Orfiia — 
Tardieu III. 848—849. 
Arafft-Ebing, Profefior Dr. med. Richard 
reiherr don, Graz: 
Geplovationäverfahren ( (Arztliches) L 760-764. 
Serichteärgte II —8 
Gutachten II. a ae 
Fu jefepgebung II. 395—899. 
Re ler II. — 
Lichte Zwiſchenräume II. 661. 
Zurecnungsfähigteit IL 1454-1471. 


Aratter, Dr. med. Julius, Graz: 
Kindesmord (mebiz.-foren].) I. 454459. 
Rörpernerlehung ( (meb.:for.) II. 550560. 
Obbuttion 18 


Arawel, Dr. von, Geheimer Juſtizrath und 
Dberlanbesgerichtärath, Naumburg a. S.⸗ 

Abweiſung der Klage I. 82—88. 

BL g Gejſellſchaft I. 115—116. 


Coke — Lan. 
Defekte der Beamten I. 502. 
Distonto L 536-597. 
Drohung I. 569570. 
Erölchen L 201. 
altor I. 786. 
riſt L. 916918. 
ernährleiftung im ——— IL 154—156. 
Gewerbliche Arbeiter II. 175—177. s 
nbelawerth IL. 268. 
jardipiel II. 801- 302. 
geantrag II. ER 
Kontofureent Il. 540. 
Kumulation ber z Restämittel U. 586-587. 
Kündigung II. 587 
Beben 
Sebenäbauer IL. 629. 
Zimitum II. 665. 
Liquidation II. 666667. 
Diokif es Teftament II. 832. 
obligatio IL — 


1544 


latzgeſchaft III. —— 
— u 
—e 880-881. 
ilzahlun⸗ 
Fe Ira 10851066. 


Jamm, „Dberappeflationägerichtärat a. D., 


Siegmann II. 683. 
Zauchnig III. 858. 


$andgraf, Dr. Joſef, Hanbelöfammerfefretär, 
Mannheim: 
Arbeitsbuch I. 134—136. 
Ürbeitdeinftellung L 196137, 
aanbel» und Gewwerbelammer IL 258260. 
Lehrlingsweſen II. 649—651. 
uckſyſtem 918—914. 
Wanderlager III. 1237—1238. 
Weielftenipel II. 12931295. 


Fafig, Profefior Dr., Halle a. S.: 
Generalhypothek IL N. 
Grundbuhamt IL 204. 

mdfefle II. 283—264. 

ppothet II. 339-845. 
—8 II. 43—45. 


Jentdoßd, seite Ania Profeſſor Dr., Frei⸗ 


—— —— I 171—172. 
Ausländer (polizeilich) I. 195—196. 
Auswanberungbagenten I. 214—215. . 
Bergbehörden 7—280, 
Bergpolizei I. 281-285. 
Bergrecht I. 285—295. 
Bergichäben I. 285—297. 
Berg Be sigentgum L 297-300. 
Erb 
—c* 1 706-707. 
Erziehungsanftalten I. 750—752. 
——— I. 821- 824. 
inderrecht I. 832—834. 
end Schantatet ſchaften II. 4-7 
aſt⸗ um! jankwirthichaften II. 4—7. 
Gelharmerte I. — 
Grubenfeld IL 201—203. 
Grubenſchulden II. 203. 


Sa 338. 

— 55 — er e 
nu taffen 48; 
Fe 


Kure 
Sanbeögrenzen II. 611—612. 
Leihbibliothet II. 655—656. 


Zuftbarkeiten IL 684—686. 
Maritpolizei II. 721—728. 
Maxktitandögelder II. 724—725. 
Meldeweſen II. 739740. 
Mitbaurecht IL 783—784. 
Muthung II. 829-880. 
Nahrungsmittel olin) I II. 844—848. 
—— III . 39—84. 
Iheftörung 10. 501-502. 
= —— öffentl. IIL 539—541. 
eaifianetzpotigei . 566—568. 
Schurfſchein IIL 618—6%0. 
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Stollnhieb III. 799—800. 
Stollnfteuer IIL_800. 
Vertehrepolizei III. 1043—1046. 
DVermefjungswelen 10501052. 
zogeli ug 1158—1155. 
Borfjpann 1180—1181. 


Fewis, Profefior Dr. William, Berlin: 


Altentheil 1. 79-80. 
Anerben L 101—102. 
— —— L 187 114. 
niven! t 1. 
Baraterie I. — 
Beneficiam abdicationis I. 272—273. 
—— 
upt 
Bienenrecht I. 384. 
Brau- und — einereihtigleit 1416411. 
Dedladung I. 499-500. 
Devalvation J. 520. 
Deviation I. 520—521. 
—— I. 622 624. 
Erbleihe I. 701. 
Exblofung I. 701—702. 
Erbihag 1. 705—708. 
Erbtochter I. 709. 
Exbverbrüderung I. 709-710. 
Exbvertrag I. 710-713. 
Erbverzict L. 713-714. 
re 1. 923— 924. 
— aft II. 2—8. 
Ge echten munbigaft U. 197—1838. 
Gefpilderecht II. 147—148. 
ammerichlagdrecht II. 236. 
ülfzleiftung in Seenoth IL 334—335. 
nterimöwirthichaft IL. 378—879. 
RKaplaten II. 434. 
Korrelponbentrheber U. 565-566. 
Krugverla IL 
Sabggeit 600801. 


Zieferum, Kr II. 6688—665. 
Bien ri rg 


Mialorat II. 698—699. 
Minorat II. 780. 
Mußtheil II. 828. 
Nachhude IL. 835—836. 
Näherrecht II. 842—844. 
Nebenabreden Il. 853—854. 
Veidbau II. 861. 
Neubruch IL. 862. 
Oberfeenmt IL. 934. 
Pferchrecht IL. 53—55. 
Reunionöflage IIL 466. 
Revalirung III. 467. 
Rittergütex III. — 
auf erzin® ILL 508, 

ei egeehtigtt u ‚iu. —— 


ea! läubiger Ti 70578. 
stollifion III. 572—574. 

i smannichaft IH. 574—575. 

€ iffapart II. 577—578. 


Berzeihnig der Mitarbeiter. 


Schneebrüche III. 586. 

Seeamt IIL 647—648. 

Seefrachtgeſchaͤft IIL 649-652. 
Seemannsamt III. 652—658. 
Seeftraßenrecht III. 656. 

Seewarte IIL 662. 

Seewurf III. 668. 

Sehunns recht III. 675. 

Staat: slernituten III. 766—768. 

Standſchaft TIL 777—778. 

Zelegrapbenredht III. 861—868. 
Neberhanga- und Neberfallsrecht III. 918-919. 
Urheberredgt III. 957—962. 

Vereinsrecht IIL 1017—1019. 
Derfolgungsrecht TIL. 1026. 

Verlagsvertrag II. 1047—1048. 
—— zwiſchen Gebäuden III. 1505 


——— en 8. Privatdozent, 


Polizei frafverjahren II. 71-83. 
Rechtsmittel ‚(im Strafprogeß) II. 294-801. 
Reformatio in I. 315—318. 
Strafbeicheib 808—809. 

Unfug II. 923-925. 

Ungebühr III. 925—926. 

Wahrheitöbeweis III. 1220—1228. 

Wucher III. 1345—1366,. 

Zeugnißzwang III. 1420-1433, 


iszt, Profefior Dr. von, Gießen: 
erauägeber IL 312—31 

Xotterie (fteafrechtl.) II. "80-882. 

— und Disziplinarſtrafen III. 966 


reßgeſeßgebun un 132—136. 
— I 36—141. 


Preßpolizei III. a. 
Brehhrn — III.1- 154. 
Rebalteur III. 800 -812. 


Aõwenſeld, H., Aſſeſſor a. D., Berlin: 
Grünbergewinn IL 204—207. 
Gründungsproipelt IL. 211-215. 
Sonderrechte III. 700—708. 


artig, Profefior Dr. von ati en: 
— aaae I. a 9 
rälıminarien II. —— 
rifengerichte III. 163—166. 
Protololle —— II. 200 -210. 
Regierungsſtellvertreiung III. — 
Requifition II. 4 
Seeceremoniell m. — 
Spionage III. 727—728, 
Waffenttillftandsverträi el IN: 218. 
Wiedernahme II. 1 


Reis Beofefior Dr. Dr. ‚Sat. — a. ©.: 
mtsvorſteher 

Apanage I. rg 

Apothefergewerbe I. 130—134. 

Aerzte I. 159—161. 

Givillifte I. 467—468. 

Dampfkeſſel I. 494—495. 

Siäten L 522-525. 

Dispenſationsrecht I. 540—542, 


von, 


1545 


Domänen I. 556—560. 
Boppelbeftenerung 1. 562—564. 
Ginigungsämter I. 621—622. 
Eintommenfteuer I. 624—634. 
Einquartierungslaft L 644—649. 
Gifenbahngefehgebung 1. 663—675. 
Grfindungspatente I. 715—728. 
Erpropriation L 74—769. 
Dabrifgejepgebung IL 774—782. 
‚Felbpolizetorbnung L 808—810. 
Fiſcherelordnungen I. 889840. 
öherei I. 844 —845, 
Flußſchiffahrt I. S50—854. 
Woritpoligei 1. 8. 858. 
Frreigligigteit I. 819-915. 
Gefährliche Anlagen U. 18—20. 
Gewerbebetrieb Il. 161—162. 
Gewerbefreiheit II. 162—167. 
Gewerbegericjte IL. 167—168. 
Gewerbeordnung IL. 168—173. 
Gewerbefteuer IL. 173—175. 
Geweribereine II. 179—180. 
Fanktan II. 228—229. 








andelöverträge II. 260—262. 
ausfideilommik IL. 294—295. 

— — pe II. 296— 293. 

ülfstaſſen IL 333-334. 

onfularverträge IL. 537—588. 
Sriegäleiftungen II. 580-583. 
Vahl- und Schlachtſteuer II. 690-694. 
Map: und Gewichteordnung IL 730—732. 
Militärpflicht IL. 757-762, 
Mufterfhug II. 826—828. 
Normalarbeitätag II. 891—892. 
Oberrehnungslammer IL 928—934. 
Petitionsrecht III. 40—41. 
Boft III. 94—97. 
Boftverträge III. 107—108 
Prüfungsren —F tetice) II. 225—227. 
Prüfungaweten II. 228—238, 
Reichskriegsſchaß IIT. 397402. 
Reichs⸗ und Stantdange örigteit IL 413419. 
Sonntagdarbeit III. 708—707. 
Sonntagsfeier III. 707—709. 
Staatsjchulden III. 760—766. 
Stempelfteuer IIL 783—786. 
Thronfolge III. 884—886. 


Merket, Profefior Dr. A., Straßburg i. E.: 


Anwerbung in fremden Militärdienft I. 127. 
Anzeigeunterlaffung eined Verbrechens I. 128. 
Ausfegung Hülfsbedürftiger I. 210—211. 
Banterutt L 225—228, 

Betrug I. 345848. 

Briefverlegung I er. 

Defraudation L 502—50: 

Diebftahl I. 525581. 

Eidesbruch I. 611—612. 

Einbrud L_619—620. 

Ginfteigen I. 658. 

Gabeit, ab anrenzeichen GSaͤlſchung von) 


Fatigung 1, 789—791. 

tenzverrüdung IL 198. 

— II. 80: 
olzfrevel IL 824— 325. 
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Kindedmorb (ftrafrechtlich) IL. 451—454. 
Kindesunterſchiebung IL 459 -460. 
Körperberleßung fFeſrechtlich U. 546- 550. 
Mebito| 

Meinei ir 7a 78, 

Menſchenraub II. 743. 

Mord II. 802-804. 

Münzverbrechen II. 819—821. 
Nabrungsmitteb Berfälfung IL 848-851. 
Roihzucht IL 

55 (Verbrechen gegen denſelben) LIL. 


Sadbeihädigung II. 504—506. 
Selbſthuife fir. 884-86 664—665. 
Selbſtinord TIL 668. 
Zobtichlag III. 894—896. 
Zöbtungsverbrechen III. 896899. 
Untefälagung IL | uU. Kr 944. 
Untreue 50— 
Ueber en I "974977. 
iftung III. 1026—1027. 
Der melun. a us: 
Wilddiebſtahl 
ollvergehen IIL aaa. 
weitampf III. 1488—1501. 


Merkel, Profeffor Dr. J., Roftod: 
Konjunttion der Erben II. 501-502. 
Sitigiofität II. 667—670, 

atorienfln U. —— ge 
Ni ba I 
Postumi II. PET ag . 
Sunf-Mfusfeuttus II. 47—249. 
Solibar- und Bomealobligation IH. 694700. 
Speyififation III 
Superfizies IIL 833—835. 
Unehelihe Kinder III. 920-922. 
Usus 1001—1003. 
Verj ährung (im Si Sieiluht) III. 1084—1041. 
Zinfen IL 


Weves, Oberlandeögerichtärath, Pofen: 
abisri iftaeetbeitung IL 24—25. 
tten 
Atteneinfit I. 61—63. 
er (Begriff und Stellung im Recht) I. 
Ausfegung ja 70; ebbanblung | 2 ——— 
Beſchwerde im —— 
Beſchwerde im Strafprz. i. — 
Depofitalwefen I. 511—514. 
elbfeenel L 804—806. 
ehaltzaniprüche II. 52—34. 
— U. 98—96. 
Jegppactnertuug IL I. 405—407. 
alende I] 
——— Fi 658-655. 
Martenihuß II. 716-720. 
Nomination IL 889890. 
Rotorietät IL. 907—909. 
Eee igung III. 28-838. 
Belkhofien ber Sengen ung Eadprrfänd 
eifefoften der Zeugen und Sachv igen 
m. it x ——— 


Staatsbeamte II. 746—749. 
Zaubfiummheit IIL 851—858. 
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Urkunden IIL 962—968. 


— der Staatsbeamten II. 1076 - 109. 


Wirthſchaftsjahr III. 1389—1341. 
Zeugengebühren III. 1417—1419. 


Pernice, Profefior Dr., Berlin: 
3runs III. 1514—1515. 
Poillips IIL. 1524—1525. 


vn... Beofeffor — L., und Hofmann, Pro: 


Bona 2 ge 200408. 
Causa I. 454—457. 
Gewalt (civilxecgtlich) LI. 156—160. 


Vſuer, Landgerichtsrath, Ulm: 
Acceffion I. 86 -88. 
Baurecht I. 287 -248 
Briefe (Eigenthum on L 419-420. 
Eigenthum L 614—617. 
Sigenthumäborbebalt FE 617—618. 
ußbett I. 847-848, 

fein IL 374. 

ommorienten II. 4935—496. 
Viteigenthum II. 786788. 

berelgentfum IL. 923-925. 
Bäterlihe Gewalt II. 1007—1011. 
Wohnungsrecht III. 1344—1345. 


Begelsderger, Profeflor Dr. F., Breilau: 


Rüdwirkung der Geſetze IIL 496—500. 
jabenserjaß III. 582-586. 
Schenkung IH. 542—544. 


Trabition II. 899-901. 
Xröbelvertrag IH. 911—912. 
BVeräußerungdverbote III. 1011—1018. 
Berglei) IN. 1081—1083. 


ivier, Profeffor na r un ons, Brüffel: 

55 Befiß J. has 
damaeus I. 42. 
— L 48—49. 
aftektionkinterefie I 49. 
läus I. 58. 

H hafius L 79. 
Alternativobligation I. 80—82. 
Alternativvermächtnig J. 82—88, 
Alteröftufen (ei re L 8-84 
Analphabeten I. 
Argon 1. 141. 
Arretiften L 157. 
Arrha I. 158-159. 
Auslobung I. 208-204. 
Baron I. 234. 
Bedingungen I. 245—248. 
Serbigungsphigt 1. 248. 

Bellen ertica I. 270. 

—— L_355—336. 


—E* J. Ey 
Bouchard I. 409. 
Bouchaud L 409410. 
Boucher d'Argis I. 410. 
Boubier J. 410. 
Breberode I. 418. 
Bretonnier I. 419. 
Brobdeau I. 424. 
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agnonius L 482—483, 
uca I. 446. 

meiuncnla I 449. 

itonianiſche Kegel 1. 454. 

yabrol I. 

yafjanäus et Art.) I. 463—464. 

jerbuliez L 466. 

‚Habon L 474. 

mmodatum I. 474-475. 

»nstitautum debiti I. 479—480. 

utümentommentare I. 481—485. 

ılpa (civilredtlich) J. 487—489. 

2 dest — 

efacqʒ 

emante I. 508. 

enifart L 508. 

epofitum L 515—517. 

espeiſſes I. 519-520. 

ucaurroy L 570. 

unod be Günzmane 1, 1. 571. 

nterbung I. 684—686. 

cfigung I. 745—748. 

Ekulatondgründe L 758. 

amilienrath L 796. 

elice L 812. 

ellenberg I. 812. 

Hiationflage I 831. 

leuxy L 844. 

welig I. 855. 
SHÄNGFührungTagen IL 128—129. 


jubelinuß 1. 216. 

yenrion de Banfey IL su. 

oltius IL 323—324. 

yopperus IL 327—328. 

acestuosus II. 359860. 

imfamie IL 364865. 

intexeffe IL 376—377. 

interpellation II. 379—380. 
fnterufurium IL 380—881. 
taptatorifche aitpoftion I II. 484—435. 
fautionen im Civilxecht IL 448450. 
tlimrath IL 478. 

tommentatoren II. 489490. 
konfufion IL. 499—500. 

—— — tögejchäfte IL 543—544. 
onvaleszenz der Staat jäfte 
!oriot II. 675676. x 

Meyer, 3. IL 748. 

Mudäus II. 808. 

bier II. 940. 

Be III. 25. 

Rudorff IIL 501. 

Ruffardus III. 508. 

Serimger III. 645—646. 

Chorbete III. 883—884. 


Auddefhel, C., General-⸗Direltions-Sekretaͤr, 


Münden: 
Reglement der Eifenbahnen IIL 327—340. 


Rüberfl, Dr., Geheimer Ober: Finanzrath, 
Berlin: 


Staatsanleihen I. 729—739. 
Stantstafienderwaltung III. 751—756. 
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schaper, Sanbgerichtspräfibent, Liegnitz: 
Abſchlagszahlungen L 2228. 
Abameigung ber © der Schulddokumente L 85—86. 


— —— I. 106—108. 


Anklaı ech jerung I. 112—113. 
Auflafjung I. 176—177. 
Augen! Ic I. 184—185. 


Suhand, Verbrechen gegen bafielbe I. 187 
bi 

Ausland, Vollſtreckbarkeit der in demſelben 

erg gangenen Erlkenntniſſe I. 190—192. 

Befiptitelberichtigung I. 337—388. 
Erbbegräbniß I. 699. 
GestBeiig ung L 699—700. 

Erbzind Ten. 

zuetefing gelber L 820821. 
ypot und Grundbücer IL a: 
— ꝛetceine und Grundſchuldbriefe IL 


Rafetorige Aa Maufel av 436-437. 
Seel Se En der Einfchreibungen Grundbuch 
alit er Ein — im mdbut 

IL 631—683. : 


Solgungen ‚im ‚im — und Hypothekenbuch 


Nilitarſtra BR II. 768—765. 
Publigität ITL. 236—288. 
Retognitionsfchein III. 422. 

Speralität ber — II. 718-719. 
Vormerkungen 1174 1175. 


qenlet, Dr. K., Miniſterialrath, Karlsruhe: 
— er 1. 350851. 
Fiihereigenoffenfchaften 1. R88—839. 
oritfgupperlonal 1. 853—859. 
Soritferbituten L 850862, 
Forſtſervituten (Mblöfung) 862—864. 
Trorftficherheitäpolizei I. 364866. 
Forftitrafrecht I. 866— 869. 
oritfttafverfahren I. 869-871. 
oritwirthichaftäpoligei I. 871875. 
Leinpfad II. 656—657. 
Mühlenrecht II. 8S08— 812. 
Borfluth UL 1170-1171. 
MWaldgenoffenfchaften ILL. 1230—1286. 
Fon II, 1243, 
Wafjerbenußung III. 1243—1257. 
Maflergenofienichaft TIL. 1257—1264. 
Waſſerlauf III. 1264—1265, 
——— DI. 1266—1272. 
Wegeiervituten III. 12991302. 
Fi; ejerbituten IIL 1803—1306. 


schuneider, Dr. jur., Berlin: 


Go tögelett IL 40—41. 
anbelsnceifihaft IL 246-256. 


Scäröder, Profeffor Dr. R., Würzburg: 
Abſchichtung L 19—21. 
Bernfteinzegal I. 307—308. 
Erxungenſchaft L 744—745. 
egemein — I 807—808. 
—E 831—832. 
erh 1 846-847. 
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Gerade IL 90. 

Zebiger Anfall II. 630. 

Lehnäfucceifion II. 646649. 

Schoohfallrecht III. 594595. 

Statutarifhe Erbportion III. 778—780. 

Theilrecht III. 878. 

Zottheilung III. 899. 

—— nm 
erfangenſchafts— 

Vie esheflung III. 1144. 


Säulge, Profefior Dr. 9. S. Straßburgi. E.: 


Addictio in diem L 42—43. 
Adoption I. 4748. 
Anastasiana lex I. 100. 

hit nation I. 164—165. 

Ce Kon 1. 459—461. 

Communio incidens I. 476—478. 
Rompenfation II. 496497. 


af; rofeſſor Dr. R., Bibliothekar am 
ak Beipaig: x 
Danz III. 1515—1516. 


Schüge, Profefior Dr. Th. R., Graz: 
Accrekenz L 40-41. 
Ademtion ber Legate I. 45. 
Amtaverbrechen I. 97—98. 
Blindenteftament I. 392—398. 
Codicilli L 470—471. 
Deliberationgfrift I. 507. 
Erbpacht I. 702. 
Erbichaftsantritt I. 702—708. 
Eh Er ölauf IL 708-704. 
Erbſchafistlage J. 704-705. 
Erblheilung 1. 707—709. 
alcidiſche Quart I. 787—788. 
jerwaltthätigkeit Il. 160—161. 
gen ötauf II. 322. 
indignität Il. 362. 
Snventarium II 392—893. 
Kollation (civiltechtlich) II. 483—484. 
Zanbftreicyerei II. 62I—622. 
Legat II. 685—637. 
Miterbe II. 788—789. 
Dralfibeitommiß IL. 956. 
flichttheilsberechnung IIL 54—55. 
rälegate IIL 118—119. 
räterition III. 126—128. 
ln II UL 240.° 
uarta Divi Pii III. 244. 
uarta Trebelliana III. 244—245. 
uafipupillarfubftitution III. 247. 
Querela inofficiosi IH. 249—251. 
Rentenlegat III. 437—438. 
Repräfentationsrecht III. 489440. 
Soldatenteftament III. 694. 
Testamenti factio III. 870—871. 
er II 871—872. 


mentsform II. 872—873. 
Testamentum corresp. unb recipr. III 874 
bis 875. 


Aminerfolenhtoige IIL 928-929. 
Univerfalfideitommip III. 929-981. 
Zulgarfubftitution III. 1208—1209.. 
Wiberfeplichteit III. 1832— 1323. 


Berzeihnig der Mitarbeiter. 


Seder, 3. A., Chriſtiania: 
Ander I. 100-101. 
Bornemann I. 404. 


mmingien IL 310. 
Sie Ir 323. 

n II. 622. 
DOerfteb II. 970-971. 
Rofenvinge III. 484. 
Scheel Ill. 541—542. 
Stange III. 774. 


Seelig, Dr. ©., Redttauwalt am Reicht⸗ 
gericht, Beipgig: 
Gefahr (handelsrechtlich) IL. 14—17. 


Senffert, Profefior Dr. Lothar, Greifswald: 


Anerfenntniß I. 102, 
Anerfennungsvertrag I. 102—106. 
Antonit IL 1511. 
Feftftellungaklage L 816-817. 


Simon, Dr. jur., Berlin: 
anbelögeiääft IL. 244—246. 
andelsgut IL 256257. 
anblungsbevollmächtigter II. 284—267. 
unblumgögebälfe . 267 —268. 

ndlungslehrling II. 268—269. 

anblungsreifender II. 269. 
aufmann IL 442444. 


Trausportgefahr III. 805—907. 
Anti Tode. 1001. 
Sontag, Profeffor Dr. Richard, Freiburg i. B.: 


ungshaft I. 817—818. 
& Honäverfehen UL 312. 


Stoerk, Dr. Felix, Privatdozent, Wien: 
Volksabſtimmung IIL 1155—1159. 


deichmaun, Profefior Dr. A., Bafel: 
Außer den biographiſchen Artikeln: 

Eee Teidung 1. 0. 

in . 177— 178. 

Aufruhr, Aufftand I. 178—180. 

Beſtechung L 340—842. 

Bettelei L 348. 

Brautgefchente I. 417418. 

Shrenfirn en I. 603—606. 

dirgeen Sachen I. 924—925. 
jebäudeferbituten IL. 10—11. 
ausfriedensbruch IL 295—296. 
'mpenfen II. 355. 
euterei II. 747—748. 

Dtuttergut IL 830-881. 


Augar, Dr. med., Bonn: 
Bergiftung (med.:for.) II. 1027—1081. 


Wagner, Profefior Dr. Abolf, Gharlotten: 
burg: 


Reichsbank III. 345—874. 


Mahlberg, Hofrath Profefior Dr. W., Wien: 
Anrechnung der Unt 1 t 1. 116—118. 
Fa e Veen lee 1 

Aufihub der Strafvollftredung 1. 180-181. 


Verzeichnißz der Mitarbeiter. 


zigamie L 385—387. 

ʒlutſchande I. 395—397. 

hebruch I. 587—589, 

fübzung I. 686-688. 

ung I. 748-744. 

lab 260— 261. 
bligiondberbreäen, II. 425429. 
Shänbumg LIT 587-538. 

;elbftve ümmelung III. 668—669. 
5obomie III. 698—694. 
nfruchtbarmachun⸗ II. 922—923. 
Inzucht III. 952—857. 


Steding, Profefior Dr. K., Kiel: 


bſchlagsvertheilung I. 21—22. 
Ibionderung im Konkurſe I. 26—27. 
Ibwefenbe, Strafverfahren — L 8386. 
Imtögerichtliches — 2466. 
Inmeldung des Konturſes L 118. 
lrreſtprozeß I. 154—157. 

Ixtifulirtes Verhor L 159. 

lufrechnung im Sonturfe L A 

Ins hliehung im Konkurſe I. 

— Im Konturfe I. Eite 
uch cium abstinendi I. 273—274. 
3erufung, civilproz. I. 808—811. 
Jejhlagnahme der Güter I. 314—8315. 
I — me ber Papiere I. 815-816. 


Beitätigung der Strafurtheife I. 340. 
driefer! v vehung J. en 
’essio bonorum I. 459. 


Anlaffng ung I. 634839. 

finftellung bes Ronturies L 659—654. 
Ent! cheibungen (ci (eivitpeog,) L 889-691. 
——— 





riſche That J. 

eleit, ficheres II. 41. 

Semeinidulbner IL. 7476. 

Berichtöfchreiber IL. 97, 

I to —— im Ehafpıe II. 100-104, 
tändrriß im Givilprozeß 148—150. 

Fr ändnig im Strafen; ge I I. 150—151. 

Blaubhaftmadun, 187—188, 

Bläubigerauaihuß IL 188-—189. 

Släubigerverfammfung IL. 189—190. 

Ronfrontation II. 

Ronfurd IL 510-518. 

Ronturzeröffnung IL 513—515. 

Ronfurägericht II. 515—516. 

Ronkuwrämaffe II. 516—517. 

Ronturöverfahren IL 518—521. 
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Roten eafpros) IE — Hr 
of (firafproz. — 
Zadung (im Einilprogeh) I. 601—604. 
Föhn 
nverfah 3 Ti. 694 - 695. 
een II. 728729. 
— 3 II. 801—802. 
Nachlakgläubiger IL. 836. 
gelah ah en III. 116. 
rajudiaien III. 117. 
Pratlufion IIL. 117. 
rotofoN im Givilprozeh III. 205—207. 
rototoll im Strafprozeß III. 207-209. 
togepleitung TIL 216223. 
an termin III. 227—228. 
angordnung der Stäubige jer III. 253-255. 
Relognition 421—4 
Emm TIL. 581. 
Schlußvertheilung II. 581 - 
Sicherheitäleiftung III. 677— 
Spezialprozefie 719—721. 
Stedbriefe 780—781. 
Streitobjelt III. 818—819. 
Zransmiffionsfälle III. 901—905. 
Aelunbenprogek II. 977— 98%. 
— 1067—1071. 
Berjäumni verfahren II. 1071-1075. 
Wiebereinfegung in den 1 gorigen © Stand gegen 
erfäumniffe IIT. 1: 
aptung jöbefehl “TIL. 1370. 
ahtungaeaeun III. 1871—1372. 
ändigfeit II. 1472—1477. 
arelung II. 1477—1484. 
Uungsbeamte II. 1485. 
wangsvergleich III. 1486—1489. 


T Zimmermann, 8. A. E.: 
Antichreſis I. 122. 
Carbonianum Edictum I. 449-450. 


3 Profeffor Dr. Ph. Königsberg i. Pr.: 
Ba ! 4438, 

Emeritirung L 679-680. 

Kaiferthum, bad Beutfähe II. 426—429. 
Option II. 954—956. 

—— II. 5-9. 


582. 
680. 


iallaften IIL 18—16. 
Reichsfinanzweſen III. 375—386. 
Reichskanzler III. 394— 397. 
Reichötag III. 409—413, 
Religionsgefellichaften ir. 423—425. 
Refervatrechte III. 450—458. 


I. 


Sachregiſter. 


Die Verweiſungen beziehen fi auf Band und Seitenzahl. Geſperrter Druck bedeutet, daß für den vn 
Gegenſtand ein befonberer Artikel vorhanden ift. 


Aageſen I 1. 

Abandon —— TI auch Diſtanz⸗ 
fracht L 545 um eeperfißerung I. 661. 

Abbitte |. Ehrenftrafen 1. 

Abbot, Charles Lord Senterden, L 38. 

Abdedereimeien 18. 

Abegg I. 4. 

Aberratio actus f. aud) I. 555 f., II. 402. 

Abfall vom chriſtli m Sauben II. 427. 

Abgeleiteter Beſitz J. 4. 

ab 33 der Geſchworenen I. 7. 

Ablehnung des —— 110. 

Ablehnung der Schöffen 

artehnungsgrän e ver "Bormundes 


aulnlenastepitalten 14. 

Ablöjungsfaden 1. 

Abmeierung I. 18. 

Abmufterung I. 19. 

Abolition ſ. Beynabigung I 254. 

— — 1. 9 f. Anertennungsvertrag I. 105. 
ru 

Algı Kat * 19. 

anjdlaganertpeilung (fonkursrechtl.) I. 


Wolätansaaptungen L 22. 

Ibjdoß 1. 

Ablar Aiöertgeilung I. 24. 
Abſonderung |. separatio bonorum III. 672. 
Abfonderung im Konturfe I. 26. 
Abjorptiondpeinzip (ftrafrechtl.) |. Konkurrenz 


Ahlen maßregeln, Verlegung ber A. 
—— —E an 71. 
ſt im mung in Richterkollegien L. N, ſ. 
jonft Geſchaͤftsordnung IL 188. 

4 treibung ber Beibestrußt, mediz.. 
foren]. I. 28, ſtrafrechtl. L 

Abtrieb |. Ahmeierung 1. 18. 

Abweifung ber Klage I. 32. 

Abwejende, Strafverfahren gegen I. 38. 


Abmeiendeit in armenvechtlicher Beziehung 


Abzugsgeld |. Nachfteuer II 840. 
——— der ScähulbbotumenteL 


Accept I. 86. 

Accessio possessionis ſ. Erfifung L 747. 

AYeceifion I. 36. 

Accoltis L 88. 

Accomenda I. 88. 

Uccreditirung I. 98. 

Accrescenz 1. 40. 

Accurſius I. 41. 

Achenwall L 42. 

Actio aestimatoria |. Minderungałlage II. 772. 
— pluviae arcendae ſ. Vorfluth IL 


me dividundo f. communio incidens 


— de albo corrupto |. Pönalflagen II. 91. 
_ aus dgjectis et effusis |. Bönalklagen IL 


_ De ns rem verso ſ. Geichäftsführungsflagen 
— egsı, liberis agnoscendis f. Filiationsklage 


— de mortuo illato ſ. Pönalflagen IH. 91. 
_ a partu agnoscendo j. iliationätiage L 


— de pauperie |. Pauperies III 24. 
— ‚2 peculio |. Get efüpngäflagen 1. 


ie testamento aperto |. Pönalflagen II. 


— doli |. Dolus L 552. 
selon I. Geichäftsführungsflagen IL 


— familise erciscundae |. communio incidens 
=E 477 und Srhtbeitung 1. 708. 

— finium regundorum f. communio incidens 
1. 477 und Grengtehribungstfa L 19. 

— injuriarum j. nalflagen I. 

_ institoriat, Gel —— — 128. 


Sachregiiter. 


Actio lezis Aquiliae j. j. Cuipa I. 487. 

— negatoria |. Nı atorienf! age II. 856, 

— Pauliana ſ. Anfechtungäflage I. 108. 

— Publiciana f. Publiciana actio IIL 284. 

— quanti minoris f. Minderungsflage II. 772. 

— quodjussuj. a a .128. 

— qaod metus causa |. Zivan 

— redhibitoria |. Gewähr ber Fänge IL 152 
und el — e 1238. 

-- sepuleri Sense . Dönaltingen II. 90. 


— s erolii f. B 
— Bbntaria Te esfäßrangeftagen u. 
— er — raptorum f. Ponalklagen M. 
88. 
Actiones adjeceticias —— ſ. Geſchaͤfts⸗ 
Führumgsflagen II. 
Actus |. pelent ejervituten III. 1299. 
Abamäud 
Addictio in Asa L 42. 
Abel L 48. 
Abdemtion Ma: er 
AbHäfiondproze u 
errte 1. 46. 


djunctio |. Acceifion 
abntnains Share Strafbeicheib 


Adoption L 47. 

Abvofaten, Advokatur |. Rechtsanwaltſchaft 
II. 271. 

Adulterini I 49. 

Adulterium j. Ehebruch I. 587. 

Aut Sn en fähigkeit II. 1470. 

Affekt urechnungsfähii . . 

A —— 49. 

Affinität L4 

a lerbelennung L 50. 

Afterbürgfgaft L 51. 

Aftermiethe I. 5l. 

Afterpacht |. vadtbertrag m. 2. 

Afterpfand I. 

Agenten I. 58. 

Aegidins de Fuscurariis I. 54. 

Zegihius Romanus L 54. 

a IL ol. 

4 ta ie gio I. 

Aönatio r —S III. 1126. 

Agrargeiehgebung 1. 54. 

Agpyläus I 

Ahnenprobe |. Adel I. 44. 

Ahrens I. 58. 

Attreditiv ſ. Krebitbrief II. 576. 

Alten L 59. 

Akteneinſicht 1. 61. 

Aktiencertifilat |. ———— III. 877. 

Aktiengeſellſchaft 

Albericus de Porta — 1 72. 

— de Roſate J. 72. 

Alberti J. 

Albrecht, "Mic. vom I. 78. 

Albrecht, Wild. Eduard I. 72, 

Alciatus L 73. 

Alencar I. 73. 

Alexander ab Alerandro I. 73. 

Alfons X, Abnig > von } Spanien, 178, 

AlgreensUflingL 
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Alimentationspflict I. 74. 
Aclius Antonius Nebriffenfis I. 75. 
Allarb L 75. 
AllmendeL 75. 
Eimentingen, ge I 1: 
mendingen, Harſcher von 
Alphojius 17 
Altentpeil L *. 
Alternat L 80. 
Alternativobligation I. vn 
Alternativvermädtniß L 
EB 
eröftufen (firai ) 1.84, fan 
809, 1457. 5; 


Altelerra” 18. 
Althuſius L 85. 
Alluvio f. Xeceffion I. 37. 
Alvarez 1. 86. 

Alveus derelictas |. Xcceffion I. 97. 
Avulsio |. Xcceffion L 37. 
Amart L 86. 

Amapya I. 86. 
Ambrojoli I. 86. 
Amenbement I. 86. 
el * 

‚mneftie jegnadigung I. 255. 
UAmortifation I 1b 
Amortifationdgeehe 1. todte Hanb III. 894, 
Amtsanwalt j. Stantsanwaltichaft II. 745. 
Amtsausſchuß j. ——— * 
Amtsbeleid Beleibii gung, 

Amtöbelikte ‚mißverbr. 
en 2 
mtser hun 1%. 
Amisgent tel. 
Amtögeri Hiden Verfahren 19. 
Amtslaution I. 9 
Amtsperbrehen n ‚97. 
gmtabir eher I. 98. 
Analphabeten I. 99. 
Anastasiana lex I. 100. 
Ancher I. 100. 
Ancillon I. 101. 
Anblam I 101. 
Andreas be Barbatia I. 101. 
QAnerbe I. 101, J. auch II. 785. 
Anertenntniß, jerichtliches I. 102. 
Anevtennungätlage 4 Feſtſtel ungöllnge L 816. 
guet ennun Kerr 02. 
al: gun fageLı 
“ tungstiagein@ntmündigungs 
ſaächen I 
Angehöri IE 109. 
Angeld ſ. Archa I. 158. 
Angelus Aretinus I. 110. 
—— — und Vertheidigungsmittel 


Enfogeeiuf %. Eröffnung des Hauptver⸗ 

fahrens 

Antlagebe ferung 1112, f. Tuch IIL 994. 

Anklagejury |. Schmwurgeridh ht II. . 630, 

Anflagemonopol F Prrbalanflage II. 188. 

Antiagefärift und Anklageftand |. Eröffnung 
a Dauptverfahren 1741. 

Pr bung bes Konkurſes I. 118. 

Anmufterung I. 118. 
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Annahme un gedtungsftatt L 114. 
QAnnatenL 
Anon —* Beleitfgaftı. 115. 


aus „nung der Unterſuchungshaft 
Aılalkus de an 1. 118. 
Antotubpfänbung | Ziwangsvollftretung III. 
Anfdhulbigung, falſche J. 118. 

aulgn — 

Ankitt ung I. 120. 

Anftiftung 1. 121. 

Anthoine 


e St. Joſeph I. 122. 
Antichreii I. 122. 

Antonii III. 1511. 

Antonius de Butrio I 128. 
Antragsbelikte 1. 128, |. aud III. 176, 


179. 
Anwalt, Anwaltihaft |. Rechtdanwaltſchaft 
— ſchaft ſ. Re chaft 


Anwaltsprozeß I. 126. 

Anwaltszwang I. 126. 

Anwenderecht L 127. 

Anmerbung für fremden Militärdienft I. 


Anzeige eines Verbrechens, unterlafiene 


Apanage I. 128, 

Apel L 180. 

Apostoli |. Rechtämittel III. 293. 
XApothelergewerbe I. 180. 
Appellation }. Berufung I. 308. 
Apport |. Berthieinlage IU. 1815. 
Arbeiter |. — je Arbeiter II. 175. 
Arbeitsbuch I. 
Arbeitgeinfiellung L. 186. 
Arbeitshaus I 137. 

Arbitrage I. 188. 
Araidintenat 1. 189. 

Archiv J. 

Arealſteuer Sesaurpen I. 11. 
Aretin 1. 14l. 

Argentre 1. iai. 

Argou I. 141. 

Argyropulos I 141. 
Aemengefehgebung L 141. 
Armen rech 

Armenverbände J. 151. 

Arnbis I Iss. 

Arnold, Friedrich Chriſtian von I. 153. 
Arnold, oh ), Georg Zaniel I. 154. 


Aroudel, 
Arreft I. in — II. 769. 
Arrefiprozeh 
Arretiften L 157. 
Arrha 1. 158. 5 
Arrha sponsalitia |. Maptiän IL. 689. 
Arrogation 15 saaption 

efeparbung 1.57. 


Arrondirung f. 
® Ar mi; rt. 15 


Artitulirte 
Arumäus I 159. 
Aerzte 1. 159, 1. aud) Gerichtsärzte II. 90 
den Art. Beterinärweien IIL 1136 
bi? 1139, J 
Aerztliche Verbrechen J. 161. 


Sachregiſter. 


— f. Verſicherungẽvertrag IIL 


QAljen L 164. 
ignation I. 164. 
&verus L 165. 
Afylrecht I. 165. 
Eihemprobe j. Rinbesmorb II. 456. 
Atkyas, Gir opel 1170. 
Audlanb L 170. 
Aufenthalt (in armenrechtl. Beziehung) I. 


nu) Entgaltäbeföräntungen L 11. 
ufforderung zu einem Berbreden 
N Erbieten zu einem ſolchen L 172. 
Aufgebot ber Verlobten L 178. 


Aufgebotäverfahren 1. 174, |. aud I. 91, 


Aufgeld f. Agio I. 54. 
a — 176. 

Auflauf 1. 177. 
Aufrechnung im Konkurſe I. 178. 
Aufruhr oder Aufftand I. 178. 
Aufſchüb der —— 18. 
Auffihtsrath I. 182. 
Aufftand |. Aufruhr I. 178. 
Aufwendungen 13 Impenfen IL 855. 
Augenidein L 

Augufinnd, — 185. 
Auktion J. 
Aurbad I. 186. 
Sul nn 186. 
Ausfuhrvergütungen I. 187. 

Susgebing |. Altenthei Mn . 

Auslagen | enſen IL 
Ausland, Verbrechen go na I. 187. 
Ausland, Verbrechen ım I. 188. 
Base, Vonftredbarteit” ber im U. ex: 

gungen en Setenntnifie L 19%. 

Ausländer I. 192. 
Ausländer (poli ilich L 195. 
ualiferungprvihen . Kommiffionageihäft 


unicielerungansnträge 196. 
Auslobun 
Auafälichung der Gerichtsperſonen 


surlalieguns im Konturfe L 206. 
in un Bgrünbe von der Bor: 
mundſchaft 

Außertursfegung L 216. 

Ausjegung der Progeßhandlung 1.207. 
Ausjegung Hülfsbedürftiger 1. 210. 
Ausfondberung im Konturje L 3ıl. 
Auftin I. 212. 

—— Auſtragalinſtanz ſ. Schiedeſpruch 


Auswanderung I. 212. 

Ausmwanderungsagenten I. 214. 

Ausmweifung ber senden 1. 215. 

Auszug |. Altentheil I. 

Authentica si ir mul Bürgkäaft I 442. 

Autonomie 1. 218, ſ. 

— 1. Wrheberect n. Ar 
dal 

Averanius I. 220. 

Averfionaltauf I. 220. 


Sachregiſter. 


Avezan I. 221. 

Avulsio ! Acceffion I. 37. 

Ayala 1. 221. 

Aylies 1. 221. 

BE 
yrer, Georg Heinr 

Ayo Porcius Soldanus I. 221. 
30 Lambertaccius I. 221. 

U de —— I. 222. 

gapileuele 

Azuni L 222, 


B. 
Baarkauf |. —— DIL: 1870. 
Babeuf 


2° os. 

ofen De van Et I. 222. 
FR 
en 3 ſ. ——— I. al 
Baco von Berulam I 
Balbuini, Jacobus J. — 
Balduinus, Franciscus 1. 228. 
Baldus be Aatbis I. 228: 
Ballande 1. 224. 
Ballerini I. 2%. 
Balthajar, . don L 224 
Baluzius, Stephanus L 224. 
Banbtlie L 224, 
Bande L 224. 
Bang I 225. 
Banterutt L 225. 
Bantnote I. 228 F 
Bantordnungen |. Reich: 
Banttheihung | 3 Zotiheilung DIL 899. 
Banniza 
Bannredt I. BB1. 
Barante I. 288. 
Baraterie I. 288. 
Barbacovi I. 234. 
Free L 234. 
Barbota I. 234. 
Barclay I 234 
Baroe, Eguinarius, J 234. 
Zarriltiet II III. 1512. 
Barrot I. 
Be, Barthen eim I. 285, 
Bart —— rixienſis J. 285. 
Bartolus I. 285 
Saſſus L — 
Baftiat I. 285. 
Baubi bi Vesme L 285. 
Baudoza L 286. 
Bauer, Anton L 286. 
Bauerband 1. 286. 
Bauergäter |. Hofgüter II. 323. 
Baulaftkirheneßtt) L 26, Pa auch IIL 18, 
ER 


Bauredt I 
Derlepung der B. ſ. gemeingefährl. 


— 
Bauſch * 8 i Averfionaltauf 1. 220. 
Bauzinien 1.845, 

Bayer 1. 244. 

Bazianus I. 24. 
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bir 1. Gemeinbebeamte II. 49, Reichsbeamte 
II. 374, Staatöbeamte III. 745, an lebter 

Stelle iſt aud über Privat-, Eivil: und 
Militärbeamte gehandelt. 

Beaumanoir I. 

Bebenburg L 244. 

Beccaria 1. 245. 

Bedingung en I. 245, 

Behrobung E Drohung 1. 568 und Nöthigung 


Beredtgungäpflict L 248. 

een. 248. 

8. a bi 3 ben L 252. 
eglaubigun reiben 

Beanabigung % Eh 

Begräbniß und Kirchhöfe L 256. 

Be Anfigung L 257. 

Bebr L 

Beipälfel weihtoeheimnit L 258. 


BeihälfeL 

Beilbrief ſ. Be U. 744. 

Beilpruchsrecht Grötsfung 1 701. 

Belenntnißichriften |. Symbole III. 837. 

geleuninibamang der Geiftlichen L 260. 
e 

Belagerungszuftand I. 26 

2elebnung Bu gefammten — ſJ. Mitbeleh⸗ 
mung I 

Belei igungl. 263. 

Bellapertica, Petrus be J. 270. 

Bellarmin I 270. 

Belleyme I. 270. 

Bello, Pie. 270. 

Bellot 1. 270. 

Belvifio 1. 271. 

Bemeierung 5 — L 18. 

Bender I. 27 

Benech L Fi 

BenedeL 271. 

Benedict XIV. L 271. 

Beneficium (Pfrünbe) I. 272. 

— abdicationis I. 272. 

— abstinendi L 273. 
— cedendarum actionum a Bürgfchaft J. 441. 

— competentiae I. 27 

— deliberandi |. —— I. 507. 

— divisionis ſ. Bürgichaft I. 

— excussionis |. Buͤrgſchaft 20. 

— inventarü |. nventarkum I. 392. 

— separationis |. Separatio bonorum III. 672. 

Bentham L 275. 

— — g, J. Abſtimmung L 27 und Ge 
ichäftsorbnung II. 134. 

Dgzeiherunghflage I. 275. 

Börenger I. 276, 

Berg I. 276. 

Bergbehdrbden I. 277. 

Bergelohn I. 280. 

Berger, Joh. rich edler Herr von I. 


Berger, Joh. Nepomuf I. 281. 
Bergpolizei 1. 281. 
Bergreht 1. 285. A. Geſchichtliche Ent- 
fung 286. B. a — . ©. Berg: 
baubetrieb 291. taatörechtlidh 293. 
Bergſchäden J. 23. 


dv. Holgendorff, Enc. IL Rechtalexitkon IL. 8. Aufl. 98 
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Bergion I 297. 

Bergmerlieigentfum L 297. 
Beriätigung des Wahrſpruches IL 
Berlich I. 807. 

Bernarbus be Botone L 307. 

B r xdu8 Compoſtellanus senior u. junior 


Bernarbus Papienfis I. 307. 


Bernfteinregal I. 307. 
Berriat St. Prix I. 308. 
Berryer 1. 308. 


Beriin III. 1512. 
er im Givilprozeß I. 308. 
Berufung im Strafprogep I. Si, 
Selheinigung i im m Öegenfah zum weis 1.861. 
3:19 re er ter I. 314. 
Beihlagnahme ber Papiere I. 815, 
von Drudichriften II. 145. 
Beihwerbe im Civilprozeß I. 316. 
Brldnene in Strafjaden 1. 819. 
Beihwerbe, verwaltungsredtlideL 


Sc ngörecht |. Staatsſervituten III. 767. 

St der Waare I. 328. 

Befi 

Bi erwerb I. 384. 

Beſißesſchutz I. 385. 

Beligtitelberihtigung I. 837. 

Selen 1. 838. 

Bejold I 

gen der ‚Steafurtheite 1 840. 
ehun 8 

Beleder Pig 

Befteuerung I. on 

Beſthaupt L 

e iwes von L. 844. 

Betrug I. 345. 

Bettelei I. 348. 

Betts L 348. 

Beute I. 349. — Beute maden (Militärs 
verbrechen) II. 768. 

Bewälferungsanlagen L 350. 

Beweis im Civilprozeß I. 351: Deeiff 
351, Gegenftaud 353, Beweislaft 854, Ein» 
theilungen: natürlicher und Künftlicher 354, 
Beute unb Gegenbeweis 355, Beweis und 

eſcheiniguug 1% Beweisinterlofut 362, 
Bereisbeihleh 368. — Beweis zum ewigen 
Gebächtniß |. Sicherung be? Beweiſes III. 

Beweid im Strafprogeß I. 866: Begriff, 
Gegenftand, Bemweistheorie 366, Eintheiluns 
gen: vollftändiger und nichtvollftändiger, 
unmittelbarer und mittelbarer (cirtumftan- 
tieller) 368, ne und Entſchul⸗ 
bigungabemeia 369, Beweislaſt, Beweisfriſt 


Beweismittelliſte I. 369. 
Beweistheorie 1. 870, f. auch 1. Er 
Bsmeisverfahren im Givilprogeß I. 


— — im Strafprozeß I. 
Beyer I. 388, 


Biberg L 883. 
Bidell I 38. 


Sadregiter. 


Bielbrief ! gutehbrief U. 74. 
Bielig 

Denmark t L 38. 
Bienerl. 


Bier« und Branntwei 
Brennereigereiti teit 
Bierfteuer I. 
Bigamiel 385. 
„aus I. 387. 
gigot de mesamenen L 887. 
ilanz I. 38 
Bildedbur 388. 
Binding I. 888. 
Birnbaum I. 388. 
Bijhofamahlen I. 389. 
Bladftone I. 391. 
Blanche I. 391. 
Blanloinbofiament I. 391. 
Blafenzin |. Brannttveinftener I. 414, 
Bladphemie |. Religionsverbredjen III 425. 
Ste ament 1 biete — 
un urechnungafä t I 
Blokaden ah 
BlondeauL 394. 
Bluhme I 394, 
3lumer 1 395. 
Bluntjli III. 1512. 
Blutſchande I. 895. 
Bödelmann 1. 397. 
Böding I. 397. 
Bobinus I. 897. 
Bobmerei I. 398. 
Bosrius 1. 399. 
Böhmer L 39. 
Boitarb I. 399. 
Bolley I. 399. 
Bolognetus I. 400. 


Bona adventch, maternaf. Muttergut IL 830. 
Z Yacantia 1. Ya sucht I. 8. 

— vacantia istus: 

Bona A Dias 

Bonald I. 403, 

Boncenne I 404. 

goncompaani bi bi Mombello IL 1518. 
Bonfidius 

Bonjeau I. 404. 

Bonnier I. 404. 

—— L 404. 

Borcharbi Il. 1514. 

Bornemann, Fredrik en L 40. 
Bornemann, Fr. Wild. Ludwig L 404. 
as: 1 405. 


ang Brau · und 


Börjengeihäfte I. 407. 
Börjenpreis I. 408. 
Bollt, U ie 409. 
ojjius, is 1. 409. 
Seller 1.08. 
Boitröm 1. 409. 
Botero I. 409. 
Bothmer I. 409. 
Bouchard I 409. 
Bouchaud I 409. 
Boudel L 410. 
Bouder Sr argis L 410. 
Bouhier I. 410. 
Bourbeau I. 410. 


Sachregiſter. 


Bo urdin L. 410. 
Bourguignon-Dumoulard J. 410. 
Bouteiller 1. 41l 
Bouvier I. 4ll. 
Bogdorf I. 411. 
Boypvel.4ll. 
Bradenhoeft I. 411. 
Bracton 1. 4ll. 
Bradford I. 412. 
Brandu 1. 412. 
Branbdftiftung I. 412. 
Branntweinfteuer I. 414. 
Brant, Seb. I. 416. 
Brater 1. 416. 


Braun: und Brennereigrechtigkeit J. 


416. 

Brauer L 417. 

Braunl. 417. 

Braufteuer |. Bierſteuer I. 384. 

Brautgejchente I. 417. 

Brautfäng Nahlſchatz in. 689. 

Bravard:Beyridres L 418. 

Brederodel. 418. 

Breibenbad I. 418. 

Breitenbad I. 418. 

Brencmann I. 419. 

Brendel L 419. 

Brequigny I. 419. 

Bretonnier 1. 419. 

Breve |. Bulle I. 433. 

zeit (Cigenthum an Bilden) 1 419. 

Brieferbrehung I. 4 

en Ares 

Brie wei [el im im BertragsihlußL 422. 

Briegleb 

Brillat-Savarin I. 423. 

Brintmann I. 428. 

Brifjonius I 428. 

Brijjot 1.428. 

Brito L 424. 

Brodeau I 424. 

Brondorft I. 424. 

Brorion 1. 424. 

Brou ham and Baur, Lord I. 424. 

Brüderichaften ſ. Den IL 956. 

—— 12 N r 
runnen, iftun, * emeingefaͤhr ⸗ 
liche —E 7 ‘ — 

Brunnquell l. 425. 

Bruns III 1514. 

— Sutgemicht II. 220. 

Si &, 2, von I. 425. 


sr =. 


m sun 8 ‚ taufmännifche I. 425. 


f. Sortimentsbuchhandel TU. 709 
u. Berlagsbuchhandel IL 1046. 

Buchholg I 427. 

Bubdaens I. 427. 

Bubbens I. 427. 

uber L 427. 

Bub — 427, ſ. auch III. 882. 

Bauff L 482. 

Bugnet I 432. 

Bugnonius I. 482. 
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Bulau I. 438. 
Bulgarus I 488. 
Bulle I. 488. 
Bunbesheimathdamt |. Heimathaamt II. 304. 
Bunbesrath I. 434. 
Bärgervermögen 1 488. 
Bürgihaft 1 438. 
Burn von I. 442, 
Burte I. 442. 
Bürfel I. 443. 
Burlamagui 1. 448. 
Burril 8 
alas 

Süſch I. 448, 
Buß, a 448. 
Buße Il. 44. 
Byntershoet I. 445. 


€. 


Gabet L 446. 
Cabral I. 446. 
Caduca L 446. 
Gaines I. 446. 
Galame 1. 447. 
Salhoun I. 447. 
Calonius L 447. 
Calvin L 447. 
Calvinus IL 447. 
Gamara I 447. 
Cambacérès I. 447. 
Sampanella L 448. 
Gampbell I. 448. 
Gamu® L 448. 
Ganifins I 448. 
GSanngießer I. 448. 
Gantiuncula I 449. 
Gapitelli I. 449. 


"&aepolla I. 449. 


Garavellas I. 449. 

Carbonianum edictum I. 449. 

Gargoverficderung f. Geeverficherung IIL 658. 

&armer, bon 1. 450. 

Sarmignanil. 450. 

Garneiro de Campos I. 450. 

Carnot I. 450. 

Carpenter, Mary L 451. 

&arpzov I. 451. 

Garrel. 451. 

Gartellberteäge 11 . Muätieferumgdberträge 1.19. 

Caſanova 

Cafſaregis I. 2 

Gekcoeriäerung $. Seeverficherung III. 658. 
asper IJ. 

Caſtro I. 452. 

Casus ]. 452. 

Satonianilge Regel I 454. 

Cauchy I. 454. 

Causa 1. 454. 

Cautela Socini III. 55. 

Cautio damni infecti |. Communio incidens 
1. 477 und Rautionen 11. 448. 

— Muciana j. Rautionen Il. 448. 


Gayru 1. 458. 
Gent Greßrechtlich) ſ. Preßgefehgebung III. 
98* 
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Genfuren 1. 458. 
Census hereditarias }. Al 
Cessio bonorum I]. 
Seifion I. 459. 
a I. 462. 


. 28. 
vera uch II. 518. 


Chabrol 1. 462, 
CHaiz d’Eft-Ange I. 462. 
ambon 1. 462. 


Charondas I. 462. 

artepartie I. 462, |. auch IU. 650, 
aljanäud, Aleranber 1. 468. 
aflanäus —— 468. 
auveau, Adolph he I. 

anbeau, Sagarde I. Ir 

ed 1. 464. 

erbuliez I. 466. 
Shlingensperger, Ehriftoph von L 466. 
Splingenäperger, Hermann Anton von 


& oate I. 467. 
Shrifianien I 487. 
Cinus I 
Sirtumfteipfionabulfen f. Rontorbate IL 508. 
Cironius I 487. 
Citation |. Ladung II. 601 ff. 
Civilehe ſ. Eheſchließung I. 595. 
— —E II. 1875. 
Civillifte L 
Claproth I. r% 
Claxus I. 469. 
Glojfius I. 469. 
Cobb L 469. 
Gobben I. 489. 
Cocceji I. 469. 
&odburn IN. 1514. 
Codicilli I. 470. 
— confirmati I. 471. 
Cognatio 1. Drrmanbiiiaft II. 1126. 
Goin:Delidlel. 
Cote I. 471. 
sorpiörnfin 1. 471. 
Colibat I. 472. 
Collabon 1. 474. 
Gollett I. 474. 
Comitas gentium I. 474. 
Commixtio |. Ucceffion 1. 38. 
Commodatum |. 474. 
Commodum I. 475. 
Communio incidens I. 476. 
Oomparauc literarum ſ. Schriftvergleicgung 


—— 1. Befih I. 329 u. Mitbefig II. 


— — f. Schiedsſpruch II. 551. 
ComteL4 

Concursus — Konkurrenz II. 506. 
Condictiones |. Bereiherungäflagen I. 275. 
Condominium f. communio incidens I. 477. 
Conßlatio . Acceffion I. 38. 
Confusio j. Acceifion 1. 38. 
Connanus I. 478. 
Conrabi, Kun Karl —J 418. 
Sonrabi, ob. Ludw. I. 478. 
Sonting 1.478. 

Eonftant de Rebecque, Benj. I. 478. 


wasaanaa 


Sadıregifter. 


Constitutum debiti I. 479, |. auch Bürg- 
ſchaft 1. 489. 
——— possessorium ſ. Beſiherwerb 1. 


Conticini I. 480 

Contius L 480. 

Contractus Socidae]. Eifern-Biehvertrag1. 676. 
= —— ſ. Berfiherungsvertrag III. 


Sontmbernium 1 Verwandiſchaft II. 1127. 
Gooper I. 480. 

Coquille I. 480. 

Coras(ius) I. 480. 

Gorbeiro I. 480. 

Gormenin I. 480. 

Coſta I. 480. 

&otelle, Bernard I. 481. 
Eotelle, Zoufjaint buge L 481. 
Courtage I. 4 481. 

Gouftant I. 481. 
Soutümentommentare L 481. 
Covarruvias y Leyva L 485. 


oz I. 485. 

Gramer, 3. Uri) I. 485. 

er ndr. Wild. 485. 
reafy 


Credits möbiliers f. Reichsbank III. 348. 
Gremani I. 486. 

Gremieur I. 486. 

Gresp 1. 486. 

Crimen ambitus h Amtzerichleichung L_90. 
— majestatis |. Politifche — III.64. 
— repetundorum ſ. Amtäbelitte I. 97. 
— residuis |. Amtäbelitte I. 97. 

— vis |. Gewaltthätigteit IL 160. 
Cropp L 486. 

Gucumuß I. 486. 

Gujaciuß I. 487. 

Culpa (eivilzechtlich) L 487. 

Culpa im'Strafreht I. 489. 
Gumberland L 491. 

Cunha l. 491. 

Euperus 1. 491. 

Cura |. Suratel IL 591. 

Eurtis 1. 492. 

Curtiuß I. 492. 

Gusbing I. 492. 

Custodia I. 492. 


D. 


Dabelow I. 498. 

Dagueſſeau I. 498. 
ablmann 1. 498. 

Bene 1. 494. 


Damaſus L 49. 

Damhouber 1. 494. 

Damnum emergens |. Gchabenserjaß III. 533. 
Dampftellel, L 494, 

Dane l. 495. 

Daniels, Heine. Gottfr. Wild. von I. 495. 
Daniels, Ülerander Edler von I. 495. 
Dante 1. 496. 

Danz, Wilh. Aug. Bien L 496. 

Danz, Heint. Emil III. 1515. 


Dardanariat |. Wucer IL. 1846. 


Sahregifter. 


Datio in solutum f. Annahme an Zahlungs: 
anftatt I. 114. an 

Daries I 496. 

Tarlehnavertrag I. 496. 

Datowechſel I. 498. 

Datt L 49. 

Dawfon I. 49. 

Deät L 49. 

Decianus I. 49. 

Decius 1. 499. 

Dedladung I. 499. 

Dedung, edungsgeihäft I. 500. 
Decretum de aperiundo concurso II. 518. 

— Divi Marei I 501, III. 665. 

26 I. 502. 

Defekte ber Beamten I. 502. 

Defraubation I. 502, f. auch IN. 102. 

Degrabation I. 508, 

Deguftation I. 508. 

Deihverbände I. 504. 

Delangle I. 505. 

Zelapalubd I. 505. 

Delbräd I 505. 

Delegation I. 505. 

Deliberationgfrift I 507. 

Delirium |. Zurechnungsfähigkeit III. 1469. 

Delkredere |. Rommilfionägejeäft IL 490. 

Dellben!. 

De Lolme J — 

Del pech I. 508. 

Demante I. 508. 

Demeritenanftalt |. Verbrechen der Religions» 
diener III. 1015. 

Dempfter I. 508. 

Denich I. 508. 

Deniſart I. 508. 

Den Tex I. 508 

Deo I. 509. 

Depeſchengeheimniß |. Drielberlebung 1. 421 
und Zelegranhenberträge II a 

Deport 1. 509. 

Debolitalmefen J. 511. 

Zepofiteng eichäft |. Reichebant III. 345, 349. 
Depafittont. 514. 

Depofitowechfel |. Flgenwechſel I. 618. 

Depositum 1. 515 

Depotgeſchäft J. —— 


ſel I. 510. 
Derelittion }. "oefigverfuft L 389. 
Dernburg I 


Dejertion 

De ervitenjahe L 519. 

Desmares 

Des peiſſes L 519. 

Deteriorationen bed Lehns ſ. Meliorationen 
I. 740. 


Detractus realis f. Abſchoß I. 28. 
Devalvation I. 520. 
Deviation (ſeerechtlich) I. 520. 
Devilleneuve I 521. 
Devolution I. 521. 

Devoti I. 522. 

Diatonat L 522. 

Diäten I. 522, 

Diebftahl L 525. 


Selection im Auslande L 517. 


Died I. 581. 
Dienfteid . Amtseid I. 59. 
Dicnnmietbr 1. 531, j. 
Silleifiorisse 1 
eifion I. 535. 
FH orialien 1. 5 
Dinus I 536. 
Dirkſen I. 586. 
Distonto I. 586. 
Dismembrationen I. 537. 
Dispache (feerechil,) 1. 535, |. auch II, 
Dispenfation irhencehtlih) 1 539. 
Dispenfationsrecht 1. 540. 
Dispoſitionspapiere . Waare III. 1210. 
ieneeznd (handelsrechtlich) 


N: Moten 1. 543. 
Dilangfrant (jeerechtlich) 1. 54 


Diftanzgeihäft I. 515 
Een 11,90 n ſ. Ordnungs· u Disziplinar- 
n II.966, geı FRONtAEHeH Jane 11. 770. 

less: L 

Dolliner 551. 

Dollmann I. 551. 

Dolmetier I. 551. 

Dolus im Givilredt 1. 551. 

Dolus im GStrafredit 1. 554 

Domänen I 556: Gigenthumsfrage 550, 
Veräußerlichleit 557, bi und die Staats⸗ 
557, D.ablöjungen 558, D. benutzung 


Bent 1. 560. 
Domherr j. Kapitel 11 
Domizil |. Wohnfig 111 
Domizilwechſel I. 501 
Domtapitel |. Kapitel 11 
Domftift ſ. Kapitel II. 432 
Donanbt I. 561. 
Donatio ante und propter nuptias j. Brauts 
geſchenke I. 417. 
Donellus I. 562. 
Dong 1. 562. 
Doppelbefeuerung I 
Doppelehe ſ. Bigamie 1. : 
————— IB 


Doppelteitige Klagen. Geſchaftsführungsklagen 





uch II. 147 











300. 





. auch 

















Sweiprämiengeichäft 


Sanpeiiäeung 1 Verficherungevertrag IH. 


Doppelmwährung |. Man weſen 11. 823 
Dos |. Dotaliyftem I. 
Dotalgrund üdel 
Dotalflage 1. 564. 
Dotalfyfiem. 565. 
Dotationspfict 1. 
Doviatius I. 567. 
eye Le Arrha I. 158. 





Drei 

Dreyer L 308. 

Fe Pike g.L 568. 

Droftes HülsHoff, ehr. von L 569. 


Drudereigewerbe |. Preſgewerbe III. 136. 
Drummond I. 569. 


Duane I. 569, 
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Duarenuß I. 569. 

Dubreuil I. 569. 

Dubs L 569. e 
Ducaurroy be la Croix 1. 550. 
Dud I. 570. 

Ducpetiaur I. 570. 

Dumont, Jean I. 570. 

—, Pierre Et. Louis 1. 570, 
Dunder I. 570. 

Dunter I 571. 

Dunob be Charnage I. 571. 
Dupaty I. 571. 

Dupin, Eouiß Elties L 571. 

—, Charles I. 571. 

—, Andre Marie Jean Jacques I. 571. 
Duplitl 572. 

Dupont:W Biss 1. 573. 
Duranb L 573. 

Durantis 1. 578. 

Ban. — —— 
Durchfuchung (firafproz. 
Durchſu en (oölterrechti.) L 575. 
Duret I. 581. 

Du Roi I. 581. 

Dürr L 581. 

Duvergier I. 581. 
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Earle I. 581. 
Eaftman I. 581. 
Ebenbürtigteit I. 581. 
Eberhaufen I. 588. 


Eck 1 588. 

Edictum Carbonianum f. Carbonianum 
edictum II. 449. 

Gbittalladung |. Sabung 1. 605. 

Editiongeib I. 584. 


ebitonepilQkL 585. 
Effekten I. 585, |. auch III. 346. 

Ehe I 586, €. © gun tinten Hand 1. morganas 
iſche Ep: IL 


—, betrügliches Eingehen einer ©. |. a 
brechen — den — — II. 7 


: ebru 
En nie L 589, 
— eprozeß I. 591. 
delbung 1. 593. 
Sheldliehung 1. 595. 
im Auäslande I. 597. 
Ehrenaccept i. gaochbälfe II. 898 u. Wechſel⸗ 
accept III. 127 
Ehrenämter n 599. 
Ehrenbürgerrenht |. ee IL 60, 
Ehrenerttärung f Ehrenftrafen 
Ehrengerichte (militäriihe und E. ber 
Redtäanmälte) 1. 602. 
Ehrenrath f. Shrengerichte 1 602. 
an (ve hfelvechtlich) |. Dedung 1.500. 
venzahlung (mechielzeghtli eckung 
Ehrverletz sung J Beleidigung J. 268. 
Siäyehn 
Ei gebmung L 607. 
€ib IL 608. 
Gideöbrugl. sell. 
Eidesfähigteit 1. 612. 
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Giheafattlige Berficherung, falfche I. 


—— I. 614. 
Eigenthumsvorbehalt L 617. 
gigekie ſel I. 618. 
e von Reptow I. 619. 
Eilbert von Bremen I. 619. 
Einbrud 1. 619. 
Einert I. 620. 
Einfuhrverbote I. 620. 
Sinigungsämter I 621. 
Einkindſchaft I. 622. 
Eintommenfteuer I. 64: —— 624, 
eg: Reit un und zwar Stlafieniteuer 626, 
affifizirte E. 
Einlagen ſ. —2 IL 1315. 
Einlaffung L 634. 
Einlaffungafrift ſ. Klage II. 470. 
ginteitung der Anterſuchung I. 639. 
Einlöfung I 644. 
Ginguartierungdlaft L 644: Einleitung 
644, Verpflichtung 645, Umfan Aka 625 — 
wabigung 688, €. während des 
Einrede l. 649. 
einfabftrafe 1 Ronturre u 0 
Einjprug (eipitpeog,) 
afptoz.) L 65° 
Sinn tandörecht ! bes U. 843. 
in 
HE este des Ronturfes L 658. 
—— re 1.654, £ andy 


Einwand (frafproz.) |. Rechtsmittel a 297 
Einftweilige Berfügungen 
gintbeilung ber ber — ie ve 656. 
Einzelhaft 
AR ung 1,8. M 
tjenbahn: und Telegraphenbeichädigung |. Ge⸗ 
Eee Verbrechen 1 Ir 78 
Eijen ahngejehgebung 1. 663: Gin- 
leitung 663, Anlage 665, Betrieb 667, be- 
jondere Rechte und Pfli ten der Eifenbahnen 
670, Organifation ber Behörden 678. 
Eijembapnergtements f. Reglements ber Eifen- 
Ei — t, Joh. Friedr I. 675. 
ifenhar oh. Friedr. 

„Gruft Lubiv. Aug. I. 676. 
SiiernBiehbertrag L 676. 
— 

zol erst I 676. 

Elvers Le 
ee fi väterliche Gewalt III. 1007. 
Emballage ſ. Berpadung IH. 1065. 


Embargol 

Gmerigon I. 673, 

Emeritirung I. ER 
Emiijionsgeihä 

RR 2 Wilh. I. 681. 


— er 631. 
—, Juſtus Chriſt. Beenharh L 681. 
Emphuteufe I. 68 
Emtio spei |. fa —— I. Sa 
Enbemann, Herm. 
—, Ronrab I. 688. 
Engau I. Fa 
Engel I. 684. 
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Imgelbertus Admontenfis I. 684. 
Iateignung ſ. Erpropriation L 764. 
interbung I. 684. 

ntfernung, unerlaubte (Militärverbrechen) IL. 


—— L 686 

——* —X j. Progreſfivſyſtem II. 
nilaufen mit ber Heuer IIL 1103. 
Intmündigungöberfahren L 688. 
intfagung |. Verzicht II. 1181. 
(eivilproz.) I. 689. 
ſſtrafproz.) 

int[geibungsgeänbe (eivilproz.) I. 692. 
ſſtrafproz.) 

ntwährung I. 694. 
nimällerungäanlagen L 69. 
ötvds I. 696. 

pidemien \ Vollsſeuchen III. 1159. 
pistopaliyftem 1. 697. 

pisfopat I. 696. 

po L 698. 

rbbegräbniß I. 699. 
xbbeiheinigung L 699. 

rbtur I. 700. 

xblehen 1. 701. 

rbleihe I. 701. 

xblofe Güter |. Fitusrecht L 842. 


—— 
a 702. 
lntanntrit 1. 702. 


aftslauf L 708. 
7 I 704. 


ya 1 705. 
Ilen 1. 706. 
een 5 707. 
rbtochter 


— 709. 
tbvertrag 1. 710, 
rbverzidt L 718. 
rbzinsgut I. 714. 
rfinbungspatente 1. 715. 
ne 123. 

üllungszeit I 724. 
rgänzungsgeihmworene L 725. 
rgänzungsrichter L 726. 
—E — ſJ. Grgängunggricter 1. 726. 


rgänzungßur 
: ? — 1. 689 ff. und 


:tenntniß |. 
Urtheil 11. 98 

Kran 15 — I. 744. 

rla 

———— ſ. Einleitung ber Unter⸗ 
ſuchung 

rneuerungsfonds IL 729. 

söffnung bes Hauptverfahrens L 


—— L 748. 
or in objecto I. 556, |. auch II. 402. 
erungen — L 744, f. auch II. 220. 


eligung I. 
eBfine, Sein 748. 
‚ Thomas 1. 748, 


ie Bitte L 748. 
ejuchen (um Rechtshülfe) I. 749. 
tziehungsdanftalten I. 750. 


Eſcher I. 752. 

Gamard 1. 752. 

Gäpen, Beget Bernhard van I. 752. 

Eſtor J. 

—— J Staatsſervituten III. 767. 

Etat ſ. Budget I. 427. 

Gtatsjahr |. Staatstaffenperivaltung III. 754. 

EventualbelehnungunbXehnseripels 
tanz 1. 753. 

Eventualmarime I. 754. 

Everardi Il. 755. 

Gverharb I. 755. 

Evittion j. Entwährung I. 694. 

Evokationen (firchentedhtl.) I. 

Exceptio doli |. Dolus I. 553. 

— veritatis ſ. Wahrheitsbeweis III. 1220, 

Exclusiva bei ber Papſtwahl IL. 7. 

Excommunieatio |. Kircjenbann II. 462 

Srefution ſ. Zwangsvollſtreckung III. 1489. 

Grefutivflaufel j. Pfandungstlauſel III. 51. 

Gretutivftrafe |. Poligeiftrafverfahren II. 71, 

Exekutivzwang |. Vermaltungserefution II, 
1106. 

Gremtionen (fiechentechtl.) I. 756. 

Greguatur 1, 756 

Erhibitionspflidt I. 

Er£ufationsgründe bei 
icaft I. 758. 

Ermiifionsflage 1. 760, 

Erplorationsperfahren, 
760. 

Expromiſſion ſ. Novation II. 910. 

Erpropriation 1. 764, 

Erpulfion ſ. Abmeierung L 18. 

Gripeftativen (firchenreghtl.) I. 770, 

Grterritorialität I. 7. 
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F· 


Faber, Antonius I. 773. 
— Johanncs 1. 774 
„ Petrus 1, 774, 

Sabriciuß 1. 774 
Fabrilarbeiter |. gewerbliche Arbeiter II 175. 
Tabrifgejetgebung IL 774, 
Frabrif- und Waarenzeichen, Fälſchung 

von 1. 78 
Fabrot 1. 784, 
Fachineus I. 
Fagnauusl 
Fahneneid I. 784. 
Fahnenflucht ſ. Deiertion 1. 518, 
Fahrlaſſigleitsſtrafen (preßrechtl.) III. 152. 
Fährgerechtigkeit I. 785. 
Faktor I. 786. 
Falttur 1. 786. 
Falcidiſche Quart I. 
Fald 1. 788. 
Falſchmünzgerei ſ. Münzverbrechen II. 820. 
Fallwild ſ Jagdrecht II. 410. 
Falſcheid, fahrläffiger |. Meineid II. 737. 
—— 789, 

Familiendiebſtahl ſ. Diebftahl I. 581, 
Fomilteneln heit (im armenrechtlicher Bes 

ziehung) L 791 
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amilienfideitommiß I. 792. 
amilientath L 79. 
amilienihluß I. 796. 
amilienftand I. 797. 
amilienfittung 1. 800. 
arinaciu® I 

sic L 801. 

ajolns 1. 801. 

en a Er 

auftpfan 

autfracht I. 802 

avard Sende L 808. 
avre L & R 
eiertage 

ägheit — II. 767. 
ein I. 

ein et L 804. 

ei) revel iaaft — 

eldgemei a 

eld dmehler 1. Berncfungtmden II. 1051. 
elbpolizeiordnun 
eihlerpituten I. 8 6 
elice I. 812. 

ellenberg I. 812. 

ellinus L 812. 

elonie I. 812. 

enelon I. 813. 

ergufon I. 814. 

errarius I. 814. 

erretti 1. 814. 

erriere L 814. 

— . Acceffion I. 38. 


eſtnahme, vorläufige I. Fri 
— 816. 
ungshaft I. 
An ee ie, 
euerbad 1. 820. 
euertal engeiben 1. 820. 
— 
— — 1. 824. 
ard J. 
tel. 208 
—8* legis Corneliae f. Poſtliminium III. 97. 
ih f. Samilienfideitommiß I. 792. 
idejussio |. Bürgichaft I. 498. 


Eidepromineio L. 
ueira de Mell 
i tionen I. 829. 
ilangieri L 830. 
Hinttansflagel. 831. 
. 881. 


ilmer I 

inderre I 881. 

inderrecht (bergredtl.) I. 882, 

— p 3 onjalvo 1 88% 

irma I 

ae dis 4 andelsoeſchaft II. 246 

und Firnia 

er L 886. 

take Fr. Kari Jonathan I. 888. 
seta 
ere ———— 1 888. 
—————— 839. 


N 1 438. 
Brafdaft L 


_ ER du. 
iötusrecht I. 842. 
ixgeſchäft III 1516. 
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ißherbert I. 843. 


lagge 5 Hm 
— 

lint 

——8 
Lößerei 1. 84. 
lurywang 1.84 L — 
lurzwan 

lußbett 


lüſſe I 348 br auch II. 869. 

In Haitfaprt I 850. 

velig I. 

'oenus nauticum f. Boomerei I. 398, Dar- 
lehnävertrag I. 497 und Zinſen II. 1485. 
ontaine, Pierre be L 865. 

orſtfrevel ſJ ‚Dnlafeenel IL 324. 
drftemann I. 

drfter I. 855 

orftpolizei I. 855. 

or jöufperfonst.7, 858. 
orfijervitnten I. 859: Begriff und Ges 
Iihte © 89, Entftehung, en lune 860, 


— bexfelben L 862. 


icherheitspolizei I. 864. 
or 5 t L 866. 
ji rafverfahren I. 


—A L 871. 
ortescue 1. 875. 
Fe Verbrechen |. Konkurrenz II. 


orti L 87 

orum f. Seriätsftand u. 9. 
oucher I. 875. 

en — 876, 


— — I. 876, A auch IIL 334. 


tgef 
—A im Sit — I. 880. 
—WV t im ar proͤzeß L 881. 
vage — 
ranciß an ip, L — 
range 1. 9 
ranklin ⸗ ir. 
räuleinfteuer f. Pringeifinfteuer III. 157. 
teher 1. 907. 
teießleben In et 
reitirche I. 907. 
teituz I 908. 
seimlitige Gerichtsbarkeit L 909. 
reizügigteit I. 910, preuß. Recht 910, 
—32— Reichsrecht t 912 — bei Richtern 


35 ie Ehat 1. 915. 


* ſ. — III. 266. 
tofteru® I. 918. 
mn. unb "Fıu terwerb I. 918. 
Elifabeth, L 
lin L 988. 


ähzung, R Recht der feerechtlichen, L 928. 


ungible Saden 1 985. 
utterdiebftahl |. Diebflahl I. 527. 
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G. 


Gabella hereditaria |. Abſchoß I. 28 unb 
Nachſteuer II. 840. 

Sad IL 1. ee 
agern, Frh. von IL 1. 
ai IL Pig 


Galeottus I. 2. 

Galiani II. 2. 

Galvanus de Bettino II. 2. 
Galvanus, Mark. Aurelius II. 2. 
Gandinus, Albertus II. 2. 
Ganerbigaft I. 2. 

Sans, Eduard II. 8. 

Gantmann |. Gemeinſchuldner II. 74. 
Sarantieverträge (völkerrechtl.) IL 8. 
Gärtner Il. 4 

Saftambide III. 1517. 

Saft: und Syantwirtbigaften M. 4 
gattungstauf u. 

Gaupp 

Gebinde ervituten IT. 10. 
Gebäubefteuer II. 11. 

Gebauer II. 11. 

Gebrauchsrecht |. Usus III. 1001. 
Gebühren |. Koſten II. 566. 

Gebühren für Redtsanmwälte IL 12. 
Geburtäregifter |. Stanbesregifter IIL. 776. 
Gefahr (handelsrechtl.) I 14, beim Kauf 


—— II. 17. 
ährliche Anlagen, 1. Ss 
% angenbefzeiung IE 
Geiangenhaltung II. 2 
Sefängnißarbeit IL en 
Gefängnißbisziplin II. 24. 
Gefängniptleibung II. 24. 
Gefängnißtoft II. 25. 
Gefängni — 26 


Gefängnißverwaltung II. 27. 
Gegenbewveiß |. Dune, 15 = 
Gegenforberung IL 
Gegenleiftung 1 


Gegenvormunb II. “ 
Gehaltsanjprüde IL 
genälfen !. ßz gerperbliche Yubeiter D. 176. 


Geihstnneeten 1. Zurechnungsfähigkeit II. 


eis Eigenthum f. — IIL 959. 
FRISCHE Gerichte IL 
Gelb 
Geld gesungen 1. 37. 
sn m Hr efellſchaft II. 40. 
elegenheitsgefe a 
Bee H) dl. 
e 
Gemeinde, ne 11.42. 
Gemeinbebeamte II. 49. 
Gemeinbebürgerreit, Gemeindever: 
faffung IL 
Gemeinde ee te IT. 68 
Semeinbehaugshalt II. 64. 
Gemeindewege IL 67. 
Gemeingefährlie Berbrechen II. 69. 
Gemeinbeitätheilung u. 72. 
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Gendbarmerie II. 76. 
Generalhypothet IL 77. 
Gensraffuperintendent J. Superintendent II. 


Generaliynode ſ. Stmobalverfaffung II. 843. 
Generalverfjammlun 

Generalvikar ſ Bilarien fr 1145. 
genoflenisaften D. 88, 

Gengler IL 

Gentiliß, Albericus II. 88. 

Gentilis, Scipio II. 89. 

Gentilis, ae IL 89. 

Sentitis: Berufinus II. 89, 

Geng I. 89. 

Genu —3 ſ. Rahrunges» und Genußmittel 


Bench ein IIL 1518. 
Geometer }. ermeffungeielen II. 1051. 
Gerade II. 90. 


Geritsärzte Ir 91. 

Geri tbferien 11. 98. 

Gerichtskaſſenweſen IL. 93, 

Gerichtötoften |. Kolten II. 566. 

IEIHISCH IL 97. 

Geri rache II. 98, 

Geri Ya im Giiprogef 1. 99. 

Geri Hananı im Strafprozeß II. 100. 

Gerichtsverfaſſung IL. 104. 

Gerichtspollzieher II. 114, |. aud Zus 
Pe — 1485. —— 

Grriätöuorfigenber (eivilprogefiualiich) 


Grriätsvorfiptnder (frafprogefiualiich) 
Gerlach IL 125. 


Gerfon II. 126. 
Gerftlader II. 126. 


2 Gefammtbelehnung J. Mitbelehnung IL 784. 


Gelammteigenthum II 

Gelammiftzafe f. Konkurrenz Ir "507. 

EHE Aftsführungsflagen II. 507. 
äftsgang im Gerichtöverfahren IL 


— bei geſetzgebenden Ver⸗ 

ſammlungen I 

——— 1. 187. 
chworene II. 138 

Gejellen f. gewerbliche Arbeiter II. 176. 


gerufen ftäbertung | — III. 689. 
Gefindevertra 

Seſpilderecht er 

Geftändniß im Eivil! zozeß II. 148. 
Geftändnik im Stra —— 1I. 150. ” 
Gefterding, Chr. Gottfr. Rit. II. 151. 
Gefterding, Franz Chr. II. 151. 


Gefundheitspäf e II. 151. 

Gewahrjam f. Custodia I. 492. 

Gewähr der Mängel II. 152. 

Se tleiftung In Hanbelsredt IL 


Gewalt (ivilrechtl.) II. 156. 

Gewalt Batigtettlı 1. Vis ia major II. 1149. 
Gemwaltthätigkeit Il. 

Gewerbebetrieb 1. I 
Gewerbefreiheit II. 162. 
Gewerbegerichte II. 167. 
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Gewerbelammer |. Hanbelö« und Gewerbe 
tammern II. 258. 

Gewerbeordnung IL 168. 

Gewerbefteuer Il. 178. 

Gewerbliche Arbeiter IL 175. 

Gemwerb3- und gewohnbeitämäßige 
Berbreden IL 177. 

Bewertvereine IL 179. 

ana e Abficht II. 180. 

Gewiſſensehe }. Wıtativehe II. 240. 

Gewi enäverttetung J. Schiebeib III. 546. 

Side, Paul, ILL 1519. 

Gilbert II. 188. 

©ildemeifter IL 188. 

Silhaufen II. 184. 

Sillis IL 184. 

Giphanius II. 184. 

&Siraud IIL 1519. 

Giro ſ. Indofjament II. 362. 

Sirobant |. Reichdbant III. 346. 

Sirovertehr IL 184. 

Sirtanner II 186. 

Siuliani IL 187. 

&lafey II. 187. 

Glaubenseid II. 187. 

Slaubhaftmadung II. 187. 

Släubigerausihuß Il. 188. 

Släubigerverfammlung IL 189. 

Slobig II. 190. 

SLüd II. 190, 

Glüdsipiel |. Hazardipiel IL 801. 

Smelin, Ghrift. Gottl. von U. 191. 

Smelin, EHrift. von IL 191. 

Smelin, $riedr. Ludw. IL 191. 

Gnadenzeit II. 191. 

Göbler IL. 192. 

Göddäuß II. 192. 

Gode, Henning IL 192. 

Göde, Ehrift. Aug. Gottl. II. 192. 

Godelmann II. 192. 

Goldaſt II. 192. ; 

en " Er fm II. 822. 
oldwährung |. weſen II. 822. 

Soltdammer I. 1. 

&olther II. 198. 

Somey, Antonio U. 193. 

&omey, Luiz IL 193... 

Sönner II. 194. 

Görres IL 194. 

Goͤſchel IL. 194. 

Göſchen, Fra riebr. Ludw. IL 194. 

Söidhen, Dtto I. 195. 

Sothofredus IL 195. 

—— ſ. Religionsverbrechen II. 


Gottestäfterung ſ. Religion®verbrechen III. 426. 
Goveanus U, 195. 
Srabualfolge II. 195. 

Gram II. 196. 

Gratia II. 196. 

Grävell IL. 196. 

Sravina IL 197. 

Greenleaf IL 197. 

Gregoxius Zolofanus II. 197. 
Grenzfheidungstlage II. 197. 
Grenzverrädung II. 198. 
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Gries II. 198. 

Griejinger IL 19. 

Grohmann II. 199. 

Grolmann IL 19. 

Gros II. 199. 

Großjährigkeitsertlärung II. 199. 

Grotins IL 200. 

Grubenfelb IL 201. 

Grubenihulden IL 208. 

Gruchot I. 209. 

Grundbuchamt, Grund» und Hypos 
thetenbehörbe IL 204. 

Grunderbe |. Anerbe I. 101. 

Grünbdergewinn IL 204. 

Grundlug |. Erblur L 700. 

Grünbler U. 207. 

Grundihuld, Grundichuldbrief |. Hypothek II. 
339 und Hupothelenfcheine IL 349. 

©rundfteuer IL 207. 

—— |. Diameubrationen 1. 


Grundtheilung |. Kottheilung IIL 899. 
Gründungspzoipett u. 211. 
Grupen I. 215. 

Gudelinus II. 216. 

Guben II. 216. 

Guido de Bayfio UI. 216. 

Guido de Sıgaria IL 216. 

Gundling II. 216. 

een Chr. Aug. II. 216. 
Günther, Karl Friedr. IL 216. 
Guftermann II. 217. 

Gutachten (ärztlides) IL 217. 
Sütereinheit |. Gütergemeinfchaft IL 218. 
Gütergemeinfhaft II. 218. 
Gütertrennung f. Separatio bonorum II. 672. 
Güterpfleger | Konturäverwalter IL 522. 
Gutgewicht II. 220. 

Gutierrez IL 221. 

Guy⸗Pape IL 221. 

Gupet L 221. 

Guyot IL. 221. 
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— ken En 
jabitatio |. Wohnungsrecht III. 1344. 
ad II. 222. — 


aft II. 222. 
aft im Givilprogeß II. 228, 
aitbuztei aus Empfehlung u. Rath 


geht ehl II. 285. 
alte it IL 228, ber Eifenbaynen IL. 
Saftpttiät in Zoll⸗ und Steuerſachen IL, 


agemann IL 234. 

agemeifter Il. 234. 

agen, Albr. friebr. v. d. IL 284 
agen, Karl Hein. II. 234. 

adn II. 234. 

aimberger II. 285. 

aimerl II. 235. 

ale II. 285. 

all, Maurits Cornelis van IL 235. 
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all, Jakob van IL 285. 

allager I. 285. 

aller IL 285. 

alvander II. 236. 

ameaux Il. 236. 

amilton II. 286. 

— I. 286. 
anbaften II. 237. 

andelsbücher IL. 237. 

anbel3frau II. 237. 

anbefägebeäuche f. Ufance II, 1000. 
andelsgerichte II. 240, 

andelög gejhäht II. 244. 
anbelagejellihaft II.246: Erforbernifie 
247, offene 9. 248, Stellung zur Sozietät 
249, echtäberhältnifie der Gefellichafter 
unter fi) 250, PR außen 251, Auflöfung 


, ftille 
—— eit ſJ. alfance II. 1000. 
anbels I. 256, 
andelsleule " Raufmann II. 442. 
andelämäfler |. Mätler II. 699. 
— J. — III. 1800. 


andelsregiſter IL 
unb Gewerbekammern 1. 


andels⸗ 


REN e II. 260. 
andelöwerth IL 268. 
—— IL. 263. 
anbgeld |. Iey L 158. 

anbhafte That |. kile, Eat 1915. 
andlohn ſ. Exbleige L. 
ae nsbeusllohgrigter I. 264. 
anblungabücher j. mucführung I 425. 
Enbluntslnrtin, 
andlungslehrling II. 268. 
———— 11. 269. 
änel II. 269. 
aneton 11. 270. 
ardwicke II. 270. 
armenopulos II. 270. 
arpprecht, Joh. IL. 270. 

— erdin. Chriſtoph II. 270. 

auritius David II. 270. 

— 30h. — 11. 270. 

—. oe Kin F — 

—, Chriſtoph Friedr. 71. 

—, Ehriftian Se 11. 271. 
arrington II. 271. 
artmann 1. 271. 
arum II. 271. 
afjje II. 272. 
aubolb II. 272. 
— — j. Staatskaſſenverwaltuug 
D 

Hauptintervention |. Intervention IL 381. 


Hauptverhanblung Il. 272: Vorbereitung 
273, Unterbrejung und DBertagung 275, 
Stellung der Perfonen 277, Ordnung des 
Verfahrens 278, einleitende Schritte 279, 
Vernehmung des Angeklagten 282, Beweide 
verfahren 286, Parteivorträge 287, Zwiſchen· 
fälle 29) 
aus, S “3. IIL 1520. 
auadiebftaht |. Diebftahl I. 531. 
ausfibeitommiß Il. 294. 
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änfungsprinzip ſ. Konkurrenz IL 508. 
änferfteuer |. Gebäubeftener 1l. 
ausgeſetze II. 

Saulizhanbel U. 298, mit Drudſchriften 


gasudung {. Burafugung L 574. 
autefeuillel 
authuille II. —* 
avatie II. 299. 
awfins II. 301. 
arthaufen II. 301. 
aanrbipiel u. 301, f. auch IIL 723. 
eer II 
effter II 302. 
egel II. 302. 
edlerei II. 308. 
eige II 304. 
eimathaamt II. 804 
eimathsrecht gi ũ⸗ gleit I. 918 
eimathsweſen I 
eimbad, Karl eig, Ernſt II. 308, 
—, Guftav Ernſi I. 
Heim urg II ie 
eineccius II 308. 
— F —— III. 
eiſe 
Held I. 309. 
Bellen! II. 309. 
eller von slteräberg I. 309 
ellfeld IL 
ello II. 810 


Be IL 310. 
Ei I. 310. 


— II. 295. 


776. 


enricus de Haffia IL. 310. 
enrion de Panſey 11. 311. 
enriot II. 311. 
enrys II. 311. 
enryfon II 311. 
epp I. 311. 
essungeben Freßrechtl.) 11. 312. 
erbert ] 
ereditas j pe 5° en Berfonen 11, 422. 
. Erbihaftäflage I. 704, 
a ſ. Fio tubreh 1842. 


Hereditatis 
— 
ert I 
— ſJ Promerfengefchäft II. 193 
euerbertrag IL. 3 

exerei . Reli —2 II. 425. 
eydeman ni I. 316. 


| 


etitio | 


ierfemen el.II. 316. 
ilbebrand II. 316. 
ill I. 317. 
illebranb II. 317. 
Aber [egun Roertiag j. Depositum 1. 515 
inrich 
ini es En u. 
— a Lapibe II. 318. 
% Marfiliis II. 318. 
g II. 318. 
A Des 11. 318. 
ochverrath II. 318, 
dchfter III. 1520. 
veven II. 321. 
ofader II. 322. 
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Solfmenn, FL HL Gottfr. II. 322, —— ſJ. Altersſtufen I. 84. 
„oh nceft |. Blutichande I. 895. 
ee auf I. 322. Incestuosus II. 359. 
ojgüter II. 828. meibentjachen f. Zwifchenftreit III. 1506. 
ofſpeiſe |. Mußtheil II. 828. nbdemnität (flaatörechtl.) IL 860. 
oier DL. 323. u nität (erbredhtl.) II. 362. 
old II. 323. nalrechte |. —— IIL 700. 
olt U. 323. rireen IL 862. 
oltius II. 323, nfamie II. 364. 
ehbeeätiung (5 Forſtſervituten I. 859. nfantia |. Alteräftufen L_84. 
olzfrevel nformatibprogeh dind (ticchenxechtl.) IL. 365. 
Holzihuher U. 325, nbaberpapiere 1 
ombergf II. 325. integrum restitutio 8 Wiedereinfefung in 
ome II. 326. ben Mi Stand III. 1328. 
omeyer Il. 326. N Injurxie |. Beleidigung I. 268. 
ommeL II 826. — 5 Gudoffoment I. 
ontheim I. 327. torporation (lichen u. haniseakit.) 


Höhere Gewalt ſ. Vis major IIL 1149. 
öpfner IL 327. er sen II. 372, 
opperu8 II. 327. njel Ol. 974. 
Dorn, Caspar IL. 828. nfinuation ſJ. Zuſtellung IIL 1477. 


, Job. Friede. 328, —— (tirchenrechtl.) II. 85. 
Hoftienfis u. 328. Interdietum de arboribus caedendis IL 833. 
otomannu3 II. 328. — de glande legenda 11. 833. 
omwarb IL 928. — de liberis exhibendis I. 757. 
uber II. 329. — de precario an. 131. 
übner, Martin II. 329. — fraudatorium |. Anjechtungaflage L. er 

— Shrift. Gotthelf II. 329. — ne quid in loco publico j. Bauredht I. 
ufeland IL — quod vi aut clam f. Baurecht J. nn 
ufnagel ll. 330. — quorum bonorum |. Erbichaftäflage L 704. 
ugo, Xubolf, II. 330. — unde vi |. Exmiffionätlage 1. 760. 

uftan II. 880. — uti poläes f. Ermiffiondklage I. 760. 
— — Alberico de porta Ravennate IL 380. Interbikt II. 375. 


Hugolinus Preöbyteri II. 381. ntereife IL 376. 
Duguccio IL 391. nterimsſchein II. 877, 
Hu bigung der Stände II. 381. nterimswirthichaft IL 378. 















Hälfe Hy rg, II. 382, ntertalarfrüdte II. 379. 
a in u internirung der Fremden |. Ausweilung I. 
Ifslei in Geenoth IL 334. 215. 
4m srichter II. 88 in f. Nuntien Il. 918. 
Hälfsihöffen is 336. nterpellation II. 379. 


Hülfsfenat |. Reichögericht TIL. 388. lee IL 380. 
Humboldt, Ah. von II. 386. ntervention IL 381. 


Hume IL 337 Sutoritationdguflände I. Zurechnungsfahigkeit 

gund, Bi uleins II. 337. 

Hunde I. 1. ds8- een IL 881. 

Hunger, ‚Botfgans 1. 388. ndventarium II. 392. 

Hunniuß 1 Saenlart 11. 398, 

Hürbenfe lag J Ifr chrecht II. 58, iſches Sftem \. rogreifiofgtem II. 189. 

Hypothek eneriuß I 

Hypothetenbüder (Grund- und) IL 345. a llaet (ixchenregiti.) I. 894. 

Hypothefengeichäft |. Reichäbant TIL 346. trengejeßgebung II. 395. 

RL hefen aigelne und Grundſchuld⸗ lies ſ. Zurechnungsfähigkeit 
tiefe IL 


rrthum im Civilrecht II. 399. 
rrthum im Strafrecht II. 402. 


J. fambert IL 408. 
Ithsfaf 1. im Gingelaft L 657 
Do. jolixha| inzel 
— — Pl: ter |. Wegeierviiuten III. 1299. 
Hration der Do3 Il. 352, 
mbert II. 858. Jod. 
mmijfion II. 858 
mmunität Girchenrechtl.) 1. 354, acobfen IL 404. 
mpenjen II. 355. acobjon IL 404. 
Fmpfmweien und Impfzwang II. 855. acobus de porta Ravennate II. 404. 
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Jacobus de Ardizone II. 404. 
— be Arena II. 404. 
— de Ravanis II. 404. 
— be Theramo II. 405. 
Jactus lapilli {. Baurecht I. 239. 
gdfolge ſ. Wildfolge III. 1336. 
gdgenofjenichaft ſ. SJagdreät DI. 409. 
agdpadtvertrag Il. 405. 
agbredt II. 407. 
agemann, 8. von II. 411. 
abrealifte ber Geſchworenen IL All. 
arde II. 412. 
ajon, de Mayno II. 412. 
aup II. 412. 
eiferjon IL 418. 
4 rey II. 418. 
Jeffreys II 413. 
entins IL 418. 
ervis IL 413. 
uiten |. Orden II. 958. 
ohannes Andreae IL 413. 
— ab Jmola I. 414. 
— Monadhus II. 414. . 
— Teutonicus II. 414. 
Jones IL 414. 
Jordan II. 414. 
ouffe L. 415. 
ubden II. 415. 
—— divisorium ſ. Theilungsflagen III. 


Jugendliche Verbrecher ſ. Altersſtufen I. 84 
und Srgiebungsan alten I. 750. 
ulius II 418. 

uramentum litis deeisorium ſ. Schiedseid 
III. 545. 

— necessarium f. richterlicher Eid III. 476. 

— pzomissorium f. Verſprechungsſeid IIL 


— Zenonianum |, Würberungaeid II. 1367. 
Suriftifhe Berfon I. 418. 
Jus angariae II. 428, 
— f. Verfangenſchaftsrecht II. 
— protimiseos ſ. Vorkaufsrecht III. 1172. 
— tollendi ſ. Impenſen II. 355. 

uſtitium IL 423. 

uftizverweigerung II. 424. 


Kabinetsjuftiz IL. 424. 

Kabotage II. 424. 2 

Kahrel II. 426. 

Kaiſerſchnitt |. Perforation III. 38. 
Kaiferthum, das deutſche III. 426. 
Kalende II. 429. 

Kaltenborn von Stachau IL. 430. 
Kämmereivermögen II. 431. 
Kammergut j. Eivillifte J. 467. 
Kammer: und Kellerlehen IL. 481. 
Ramptz, v. I. 481. 

Rant Il. 482. 

Kanzelmißbrauch III. 1013. 

Kaper |. Loslafjungsverträge II. 673. 
Kapitel IL 432. 
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Raplaten II. 484. 

Kapläne Il. 434. 

Kaptatoriiche Disposition II. 434. 

Rarbinäle I. 485, J. auch II. 6, 

Kardinalvikar ſ. Vikarien III. 1145. 

Karo II. 486. 

Karolus de Tocco Il. 46. 

Kartellverträge |. Auslieferungsverträge I. 199. 

Kaſſageſchaͤft f. Zeitfauf III. 1351. 

Kaſſatoriſche Klaujei Il. 430. 

Kathebraltirche II. 483. 

Katihenowaty II. 437 

Kauf IL 487, f. au I. 329. — Kauf in 
Bauſch und Sagen f. Averfionalfauf I. 220, 
— Kauf nach Befiht 1. 505. — Kauf nach 
Probe |. Probefauf III. 18 

Kauffahrteifciffe II. 441. 

Kauffrau ſ. Handelöfrau II. 239 

else I. 442. 

Rau alqufammenhung 11. 444, bei Theil: 
nahme II. 447, bei Unterlafjungsverbrechen 
448, bei Verſuch II. 447 

Raution der Beamten |. Amtskaution I. 9%. 

Kautionen 'im materiellen Recht II. 448, 
Im, Gtrafprogeh f. Sicherheitsleiſtung IIL 
678: 


Rautiondbeflelung (prehirechtl.) III. 147. 
Rautionehnpotget {. Spezialität der Hypothef 


Keefſel DL. 450. 

Keller vom Steinbod 11 

Kelterzwang |. Bannrecht T. 

Kemper II. 450. 

—, 3. be Boſch II. 1521 

Kent DI. 451. 

Ketteler II. 451. 

Keherei |. Religionsverbrechen III. 425. 

Kind, Joh. Ad. Gott. II. 451. 

Kindeamord (firafrechti.) I. 451. 

Kindesmorb (mediz.-joreni.) II 454. 

Kindeaunterjhiebung Il. 459. 

Kindheit 1. Alteröftufen 1. 83 

Kinihot IL 460. 

Kircheiſen, Friebr. Leob, von II. 460. 

Kirchenagenbde II. 460. 

Sirhenamtävergehen J. Verbrechen der Reli— 
onsbiener III. 1013 

Kirhenbann IL 462. 

Kicchenbaulaft ſ. Baulait I. 236 

Kirchendiebftahl, Kirhenraub j. Neligionss 

verbrechen III. 425, 

Kirchenfabrik II. 463. 

Kirchengemeinde II. 454. 

Kirchengüter IL 465 

Kirchenſteuern II. 466 

Kirchenzucht IL 467. 

Kicchhöfe |. Begräbnik 1. 250 

Kirchſietter, Ludw. von II 






450 
231. 





463 


Klage II. 468. 
Klageänberung IL 470 
Klageantrag I. 471 


Mlagebeantwortung II. il 
Klagegrund I. 472. 
Klagehäufung II 475. 
Raftentener D. 474 

Klein II. 476. 
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Kleinbanbel II. 477. 
Kleinſchrod IL 478. 

Klentot 11. 478. 

Klenze IL 478. 

Klimrath II. 478. 

Klinz IL 478. 

Klöfter II. 479 

Klüber IL 480. 
Knappihaftstafien IL. 480. 
Koadjutoren IL 482. 

Koch II. 482. 

Kodizillarklaufel |. Codicilli L_470. 
Kollation (civilxetl.) II. 488. 

— (firchenrechtl.) IL. 483. 
Rollegiatficche j. Kapitel II. 488, 
Kollaboration I. Gütergemeintoft U. 220. 
Kollufionshaft II. 484. 
Kolonat 11. 485. 

Kolportage |. Pregemerbe III. 197. 
ea — IL 486. 
Kommende (irchenrechtl) II. 489. 
— —— Poſtglofſatoren II. 


Kommiſſionsgeſchäft IL. 490. 

— onstratie |. Deckung L 500. 
Kommitfionsverleger |. Preßpoligei IIL 148. 
ATDRCLHE f. Unterlafjungsverbrecden 


Kommil 

OL 
Kommorienten II. 495. 
Kompenfation 11.496, j. auch IL 498, 570. 
Kompetenz |. Gerihtäftand II. 100. 
Kumpetenztonftit Srricteverfaflung D. 107. 
Komplott II „ha 
Romptabilitätägefe u 7. 
Konbdittionen 
Konditiond ehrt, —D ſ. Sorti⸗ 

mentsbuchhandei I 
Konfiskation |. Ei a I 661. 
en I. 499, |. auch 286. 
Konfufion IL 49. 
Kongregationen |. Kurie IL. 596, 961. 
Kongrefie 500. 
König, Chilian IL 501. 
Königdwarter IL 501. 
Konjunttion ber Erben IL 501. 
Konkordate II. 508. 
Konfurrenz IL 506. 
Konturs II 510. 
Konturserdffnung IL 518. 
Konturagericht II. 515. 
Kontursmaife II. 516. 
KRontursverfahren IL 518. 
Kontursvermwalter IL 522. 
Konneritätdforum IL 524. 
Konnoffement IL 525. j. auch IIL 650. 
Ronopat II. 527. 
Konfetration IL. 527. 
Konfiliatoren ſ. Kommentatoren II. 489. 
KRonfiftorium II. 527. 
Konfolibation II. 529. 
Konfularagenten IL 529. 
Konſulararchiv II. 580. 
Ronfularattefte II. 530. 
Konjulargebühren IL 581. 
FE II. 532. 
KRonjularmatritel II. 584. 
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Ronfularreglements IL. 585. 

Ronjularfhug II. 536. 

Ronfulaspertzäge IL 587. 

Konjumtion I. 

rd eichäfte h, Pet Fir 1382. 
Kontofturrent II. 540, f. aud IIL 346. 

Rontraltbud | ee ſtrafbare 


— I. 540. 

—— — Berk ; 
ontumazialverfahren umnißverfahren 
III. 1071 und Strafverfahren gegen Ab- 
weienbe I. 33. 

Aunpalekteng der Rechtsgeſchaäfte II. 


Ronventionalfirafe IT. 544. 

Kooge f. Deichverbände I. 504. 

Buppelimeibe |. Weibefervituten IH. 1308. 
ori 

Körperichaft I juriftiiche Perſon IL 418 und 
Korporationen II. 560. 

Körperverlegung (ftrafredhtf.) II. 546. 

Körperverlegung (mediz.forenf.) IL 550. 

Korporation, KRorporationdrechte 1. 

ah TÜR In Some 
orrealhupo! |. Spezialität der 14 
IL 719. * 


Korrealobligation |. Solibar: und Korreal⸗ 
obligation IIL 694. 
Korreſpondentrheder IL 565, ſ. auch 
II. 475. 
Koften (civilproz.) IL 566. 
Bun (ſtrafproz.) II. 567. 
entragung IL 571. 
FI age ? Repontgefihäft II. 488, 


Kothing ir 3 
Brantenonfalten N. 572. 
Kraufe II. 576. 
Kraut IL 576. 
Kreditanftalten |. Reichäbant III 348. 
Krebitbrief IL. 576. 
Kreditive ſ. laubigungsfchreiben IL 252. 
Kreisftandichaft 1. Standfaft IIL 777. 
Kreittmanr II. 578. 
Krenner 
Kreß IL 578. 
——— J. Verhör III. 1084. 

Kridar |. — —— II. 74. 
Kriegel II. 578. 
Kriegsartitel II. 578. 
Kriegatontribution II. 579. 
Rriegbleiflungen Hr 580. 
Kriegsſchaden I 
Rriegsie N Arien Wontribution I. 579. 
Kriegs a 
Krug 
— "IL 585. 
— II. 585. 

na II. 586. 

FH entamp II. 586. 
Kulpis IL 586. 
Kumulation der Rechtsmittel IL 586. 
Kumulationsprinzip |. Konkurrenz IL 508. 
Kündigung IL 587. ; 
Kunftfehler II. 587. 
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Kunſtmann IL 591. 

Kuppelei |. Ungucht III. 955. * Verbrechen 
der Religionsdiener IIL 1014. 

Ruppener I. 591. 

Kuratel IL 591. 

Kurie IL 596. 

Rurmebe |. Beflhaupt I. 844. 

Kuraberehnung IL 597. 

Kure I. 599. 


® 


Labbé IL 600. 
Zabittus II. 600, 
Ladeſchein IEL 1521. 
Ladezeit IL 600. 
Ladung im Givilprogeß IT. 601. 
— im Strafprozeß II. 604. 
— der Gejäworenen I. 607. 
RZaferridre II. 608. 
Zagergelb IL 608. 
Lagerſchein |. Warrants IM. 1239. 
Xagus, Conrad II. 609. 
Zambertinns de Ramponibus II. 610. 
Sammenais IL 610. 
Zamoignon II. 810. 
8ampredi U. 610. 
Zampugnano IL 610. 
Bancelotti IL. 610. 
Landarmenverband IL 61l. 
Landesgrenzen II. 611. 
Landeskirchen 425. 
Sanbesperrati I. 612. 
Zandgeriht IL. 613. 
Zandlofung ſ. Markloſung II. 721. 
Landſa iat I. 620. 
Landflandſchaft ſ. Standſchaft III. 778. 
Landſtreicherei IL 621. 
Zang I. 622. 
Languet II. 622. 
Zanjuinais IL 622. 
zanpenber IL 622. 
Sarjen IL 
Laesio enormis II. 623. 
Xa8penyreß II. 624. 
Sa falle IL 625. 

berg, ER von II. 625. 
Sa tifches t ——— IL 485. 
* on, Peder U. 

jeder Karl IL 4 

haumaſſièere II. 625. 
Sacıas Pomponius IL 626. 
Laudatio auctoris f. rare II. 889. 
Laudemium II. 626, Yan L 701. 
Laufende Konten IL 67 
Zauriöre IL 628 
Lauterbach II. 628, 
Zawrence IH. 1528. 
Leben, Beweis Drfieiben II. 628. 
Xebensbauer IL. 629 
tehenbvesficgerung ſ. Derficherungẽvertrag II. 


Ben IL 62. 
Xect IL 629. 
Lediger Anfall IL 630. 
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Leeuw, Elbert de II. 630. 

geeumen, Simon van II. 630. 

Segalität im Grundbuchweien IL 631. 

Begalitätäpringip ( (frafproz.) |. Opportunitätse 
prinzip II. 

Zegaljervituten IL 638. 

Zegat II. 635. 

Legaten (firhenzehtl.) IL 687. 

Legitimation II. 638. 

Legrand de Zalau II 640. 

Legraverend IL 640. 

gehnzerfpetta 13 Suentualbelehuung L 758. 

nsfähigteit IL. 640. 

% ndbo A Il. 642. 

Lehnsretralt |. Näherr KARL 843. 

Lehnsſchulden IL 

Zehnaftamm II. 645. 

Lehnsfucceffion IL 646. 

Lehxlingsweſen IL 649, |. aud IL. 176. 

geibgedinge IL 651. 

Beibeenienuerfiherung 1, Derfiherungsvert 
erbrentenverficherung |. Verficherungsvertrag 
Te . 


Leibrentenvertrag IL. 658. 
Keibzuät | f. Altentheil I. 79 und Beibgebinge 


Feichenihändung . Religionsverbredgen II. 
ergehen und Leichenöffnung |. Obduktion 


Leichenverbrennung 1. Beerbigungtoefen L 249. 

Beihbibliot et IL. 65 

Leihvertrag |. —— L 474. 

ee I. 656. 

Leiterrecht { Rabarreht II. 888. 

Beonharbt I. 65 

Serminier IL Fe 

Zeffius II. 657. 

Zette IL 658. 

Zeu II. 658. 

Leucht II. 658. 

Zeuenberger IL 658. 

Zeunclavins II. 658. 

Zeuteration |. Rechtsmittel III. 291. 

Lex Aelia Sentia |. Anfechtungsflage I. 106. 

— Anastasiana f. Anastasiana lex L 100. 

— ——— € jadenderfag II. 532, f. auch 
Culpa I. 

_ — — IL. 659. 

_ — ſ. getzenn L 417 und Schen⸗ 


ara f- Balcidifche Ouart I. 787, 
Zn a 299, III. 668, 
geyfer IL 660. 

Xezarbiedre II. 660. 
eihepitet II. 660. 
Ar tH a LT al. 

s und Yenfterre 
Sieber I. — 

—— U. 668. 
Bat, „Ui und sbvertrag |. Vieferungs⸗ 

Se ‚ ſtrafbare, Nichterfüllung 

ii ——* Verbrechen IL Fach 
Ziegegeld IL. 665. 
Simitum IL 665. 
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Simnäus IL 666. 

Linde IL 666. 

Linden IL 686. 

Linealgrabualfyftem ſ. 
IH. 10. 


Singuet II. 666. 

Liquidation II. 666, J. auch IL. 512. 
Ziquibität II. 667. 

Literalfonventionen III. 961. 

Sitigiofität IL 687. 

— — ſ. Streitgenofſenſchaft III. 


gitisdenuntiation |. Steeitverfündung III. 820. 

Sapenbeng. —EX glei II. 276 
itispendenz }. shängigtei B . 

Sivi IL —8 

Livingſton II. 672. 

Bizet I. ar ER 
ocatio conductio operis und operarum 
f. Dienftmiethe L Fu 

2occeniuß IL 673. 

ode 1. 678. ; 

Locré II. 673. 

göhr IL. 673. 

Son — Deboigeſchaſt L 509 und 
ombardge) . epoige un 
Reichsbank fir a x 

2003 II. 674. 

Loot ſen IL 674 

Lori I. 675. 

EB ungen im Grund: und Gppotfetenbudh 

ungen im Gruud⸗ und Hypothekenbuche 
I 876 ® 


Loslaſſungsverträge I. 678. 

Botterie (privatzechtl.) IL 678. 

— (rafreiit.) I. 631. 

8ouvrer IL 682. 

Zömwenberg IL 682. 

Koylenn, ‚harles II. 682. 

— de Dauleon IL 682. 

Lucida intervalla. lichte Zwifchenräume L. 661. 

Lucrum cessans |. Schal * In. 588, 

Zuden, Heinrich, Vater und Sohn II. 688, 

gubenig IL. 688, 

Subolf IL 688. 

Sinenfitafen 1. Sen Hinung II. 1057 
genftrafen |. Bernehmung 1087. 

&und I. 684. 

Zungenprobe f. Kindesmord IL 456. 

Zünig II 684. 

Suftbarteiten IL 684. 

x%uther IL 686. 

2yclama van Nyeholt IL. 686. 

Lyncker IL 686. 


Barentelenordnung 


’ 


Mabillon IL 687. 
Mably I. 687. 
Machelard II. 687. 
Maciavelli IL 687. 
Madelbey I. 688. 
Madenzie Il. 688. 
Madintoih IL 689. 
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3 a bt et 
adihn, Georg Sam. r 

— Ludw. Gottfr. II. 689. 
Mahlſchaß IL 689. 

Mahl: und Schlachtſteuer IL 6%. 
Mahlzwang f. Bannrecht I. 231. 
Mahnung ‘ Snterpellation IL 379. 
Mahnverfahren IL. 694. 

Mai, Angelo II. 695. 
Maiihraumfteuer |. Branntweinfteuer I. 414. 
Maiftre I. 695. 

Majaniius II. 696, 


Majer II. 696. 
Mazjeftätdbeleidbigung IL 696. 
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Resutkion der Geihmworenenliite Ul 


Rerdes IL 315. 
Refattie III 315. 
Reformatio in pejus III. 313. 
Regalien II. 31h. 
Regentichaftsgefege III. 321 
Regierungöftellvertretung ILL 


Bverbrechen III. 897, 
62, j. auch Zöbtungs« 


cauponum, 





9, Hafe 


324. 
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Regifter ſ. Standesregifter III. 774. 
Reglement ber Eifenbahnen II. 327: 
eförderung von Perjonen 328, von Reife 
epäd 330, von Reichen, eqni ipagem, Thieren 
2, von Gütern 993, Fragt —ã— Der 
—* mb Zahlung racht 835, Haft» 
pflich 
NRegrebienterbin IIL 340, |. aud Erb⸗ 
tochter I. 709. 
NRegreß IL. 341, bed Bürgen 341, eines 
elammtidhulbners ven bie übrigen 342, bei 
—— Dande 2, im2Be Ielreht 342. 
Regula Catoniana |. Catonianiche egel 1.454. 
Negularen |. öfter IL. 479 und Oxben II. 956. 
Rei vindicatio |. Binbitation IIL 1146. 
Reihsämter IIL 348. 
Rei Benwalt| galt m. 344, 
Reihöbant IL au 1. Begriff und Wefen 
der Bant 845. IL Bantteht im im ee meinen 
346. II. Zettelbankrecht und Banfuotens 
audgabe insbeſondere IV. Streitfragen 
bes Zettelbankrechts 356. v. Zettelbant- und 
Ba Nesgelbueform im m Deutfihen Reiche 368. 
Reihsbeamte 
—— — j. Erfenbaßngefepgebung L 


Reidsfinan weſen III. 375: J. —— — 
Erdrterung 375. II. Reichsfistus und Reichs⸗ 
eigenthum 376. III. Die eingelnen Einnahme- 
mellen des Reichs 377. IV. Die Erhebung, 
erehnung unb Pertvaltung der Mei — 
sirma men 879. Die finanziellen 
ie formelle Veen ‚ner a 
—— und ⸗Ausẽgaben * 


lehen 385. 
Reichsgericht IIL 386. 
—— je |. Staatskaſſenderwaltung II 


—— 4 denweſen IL 383. 


Rei ; jeri amt 

Kei Arke er III. 394. 

winstrireiänh $ DI. 397: Der Preußiſche 
Staateichag Der Rei — Ha 400. 

Ferien II. 402. L ei tlihe Ent- 
widlung des R. 408. Gegentoärtige 


Berfaffung 405. Be Die Bone Stellung 


des R. im Rei 
oftverwaltung II. 114. 


Reichspoſtamt f. 
Reit Hua amt f. Reiche! — II. 879. 


Reichsſtanbſchaft j. Standichaft IH. 777. 
Keide fan !. Vene II. 377. 
Reichstag 409: I. Das konſtitutionelle 
we * Beutichen Kt e 409. II. Bils 
* es R. 409. echtsverhältnifie 
itglieber des R. 411. Funktionen 
4 R. 411. V. Verhandlungen d R.412. 
Reichs-u. Stantsangehörigteitlll 413. 
Reiffenftuel II 4 
Reifetoften ber 
Händigen II. 
Reitemeier II. 4 
Rei II. 421. 
Rekognition ug ) II. 421. 
Retognitionajheind. Hypothefen I. 422. 
Reltaindoffament |. Indofjament TI. 363. 
Rektawechſel |. Wechfelformular III. 1284. 


en und Sachver⸗ 
1, N auch Diäten I. 524. 


Sadpregiiter. 


Reluſation |. Ablel un der Richter I. 10. 

Rekuſationsre ſgeeg .) IL 422, 

Religionsbiener (Begriff) 

Religionäfrieben, Berbrechen gr BR R.IL427. 

Religionsgejelliaften 

Religionsberhre en IIL 42 * 

Remboͤursregreß IL 598. 

Remilfion des Badıtzinfes IIL 429. 

Remotion des Bormunbes III. 481. 

Remuneratorifhe Schenkung "II. 482. 

Remus III. 434. 

Renazzi IIL 434. 

Renouard III 434. 

Rente, Rententauf III. 434. 

Rentenbanten j. Rentenbriefe Mi 486. 

Rentenbriefe III. 486. 

Rentenlegat II. 437. 

Renuſſon IIL 498. 

Replik |. Duplit L 572. 

Reportgeſchäft III. 438. 

BE lerbreihtl) IIL489. 

Repreffalien ILL 440. 

Reprife |. Prifenzecht DIL 170. 

Aequifsiton (oölterrechtl.) III. 447. 

Res corporalis, incorporalis, extra commer- 
cium, . publicae u. vn j. Saden III. 507. 
res Htipionn |. Beräußerungsverbote IIL. 1011. 


Rejervationen, ‚ pepfttiche je II. 449. 

Reſervatrechte 

Reſervefonds II. 454, j. auch Reichsbank 
346, 860. 


. Refibengpflicht (tirchenrechtl) TIL 454. 
Restitutio in integrum f. — ung in 
ben vorigen Gtand III. 182! jerung 
Refritutionettage 1 i. Wicbernufnahme des Ver⸗ 


fahrena IIL 1 
Rejume im eh erichtsve ——— 
Netention bes Bandes 
Retentionsrecht 460, |. je Kom⸗ 

„niRonzgeiäft I. 4 

Retorjion im item t IH. 461. 

— im Strafrecht III. 464. 


Retourrechnung II. 598. 
— ex jure incolatus II. 720, vicini- 


8 832. 
Reiraltzeht i ee L IL 848. 
Retraftionsredt II. 466. 
Reugeld |. Arrha I. 158. 
NReunionsflage III. 466. 
Reuöner IIL 467. 
Revalirung II.467, |. auch Dedum: 
Renalirungsftaufel |, Deiieformular 
Reverhon I 
Revifion im "il IN. 467. 

im Strafprozeh 
Renotatorienflage II. 474, |. au) Fa⸗ 

milienfideitommiß 1. 794. 
Aa II. 474. 

— III. 1280. 
ederei II. 

—I m — 
Ricard II. 475. 
Ricarbud, Anglicus IL’ 475. 
Richter, Am. Ludiv. II. 476. 
Ricteramt, Sualiitaftan zum R., |. Gerichts⸗ 

verfafjung II 


Sachregiiter. 


Richterlicher Eid IIL 477. 
Riegger IL 478. 
Rinderpeft |. Viehfeuchen IIL 1141. 
4 —ãe— uch Seeverfichern: 
ornolIIl.4 ai ng 661. 
Rittergüter II. 480. er 5 
Ritteröhufius IL 431. 
Rivallius IIL 481. 
Robert, Sean II. 481. 
Robertus IL 481. 
Rocco II 481. 
Röber II. 481. 
Rodidre III. 482. 
Roffredus IIL 482. 
Rogerius IIL 482. 
Rogron III 482. 
Bohmer II. 482. 
Rolandinus IIL 488. 
Romagnofi II. 488. 
Römer IIL 488. 
Rofenvin 
Rotfi IIL 
de II. 484. 
ößler II. 485. 
Rota romana II. 597. 
Rotted II 485. 
Rouffeau IIL 486. 
Rübenzuderftener II. 486. 
Rüdbürge IIL 488. 
Rüdfall, II. 489. 
Rückkaufſshandel IIL 490. 
Rüdtaufsrecht IIL 491. 
Rücprämiengeichäft j. Aeämiengefipäfe II. 122. 
Rüdtritt vom Derttage 492. 
ee II. 494, |. auch Sees 
verſich erung 658 
Rückwechſel IL. "495. 
Rüdmwirtung ber Geſetze IIL 496. 
Rubhart IN. 500. 
Rubdorff II. 501. 
Ruheftörung IN. 501. 
Runde, Juft. Sriebr. IIL 502. 
— Sun Yan prenfing TIL. 508. 
Ru don ng 
Ru ar IIn°sos. : 
Ruilgergimsl II. 508. 
Rüttimann II 508. 


©. 
gesuehiny Faxaxdo II. 504. 


be a ung II 504. 
En igung 


Sa verftänbige rilven) II. 512. 
fproz.) III. 517. 
Saint: S mon II. 598, 
Sätularijation UL 524. 
Sala IN. 525. 
Saldo |. Kontofurzent IL 540. 
Salmafiugs II. 525 
Salpius II. 525. 
Salsfteuer II. 525. 
Samphaber II. 526. 
Samphaber II. 526. 
Samuely IIL 1526. 


Sande, Sa van ber II. 526.1 
Sandeus Il. 526. 
Sandhaas II. 527. 
Sanität3polizei IIL 527. 
Sa II. 581. 
Sarti ID. 581. 
Satio |. Acceffion I. 37. 
Saunbers II. 531. 
Saurin II. 591. 
Sauter II. 581. 
Savareje III. 591. 
Savary OL 581. 
Sapvigny II 532. 
Scaccia II. 582. 
Schabenzerjag III. 532. 
3 äfereigerechtigteit II. 536 
au KZeitberechnung III. 137; 3. 
michi, Peslepung der ©. III. 956. 
hand un 


Shan Taf ſ. Baſtwirthſchaften 11. 4. 


€ alau ut Fin. 588. 
Schatz ſ. Sftupation IL 946. 


Säaganmeitungen ſ. Staatsanleihen IIL. 734, 


atzſcheine |. Staatötafiennerwallung II. 754. 
äyungseid |. Würderun mgörib III. 1367. 
aufsllungen IL 
eel I. 541. 
ent II. 542. 
entung IIL 542. 
eurl IM. a 
chiedseid IH. 545. 
Schiedbömänner II. 548. 
&iebsrichter IM. 551. 
Siebstpruß —— — I. 
&ieferdeder 
hiffahrtbeichädigung 1. Strandung LI. 816 
gi fabztöpatiaei IH. 566. 
iffer II. 566. 
i 50 läubiger IIL 570, 
iffstollifion IIL 572. 
i Smankldn t II. 574. 
iffspapiere II. 575. 
iff8paztIll. 577, auch Rhederei TIL. 474. 
illing 578. 
i 
i 
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Itenberger II. 578. 
Iter II. 578. 
—X aus II. 578. 
lägerei |. Rörperberlegung I, 549 und 
aufhanbel III. 262. 

letter III. 580, 

— III. 580. 

Llözer II. 580. 

dub au auf feft und offen |. Prämiengeichäft 


Si j. Note II. 895. 

Schlußſchein ſ. Note II. 895. 

Ben im Konkurſe III. »=1. 

€ Iußvertheilung im Konlurſe III. 581 

Schlußvortrag 
und Rejume 

< —8 F 11. 895. 


— — III. 588. 
mauß IH 
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Schmerzensgeld II. 583 

San, * Rapp. v. II. 585. 

Karl, 585. 

— Reinhoid Ita 585. 
Shmibt, ob. Sudiv. III. 585. 
Sähmidt-Phifelbed, zuftus v. IH. 585. 
—, Konr. Sriebr. v. III. 585 


Sämier 586. 
Scämitthenner IIL 566. 
Schnaubert, Andr. Sulepn, II. 586. 
—, Zul. Friede. Xheob. IH. 
Shan UI. 586. 


a 


neidemwin II. 586. 

nell II. 

Sale: DIL 587. 
dffengericht II. 589. 

din an IIL 594. 


dn III 594. 
ooßfallrecht III. 594. 
ott II. 595. 
taber III 595. 
Schriftlichkeit der Willengertläruns 
IIL 595. 

eärituergtsigung m. 598. 

Säulauffidt IH. 


Sautbenten Schulbeiträge, Schul: 
en ae Art. II. 608. 


AARARAAAAA 


uldfrage ſ. Syrageltellung I. 884. 

s 8 Pengete 8 8 

Shulbidein re 6il. 

ern: onfelfionete um und Simultanfchulen 
‘ Schnlaufl 

Säulle rer 


Schulſparkaffen |. ke I. 713. 
Sdulting IH. 615 
u ulawang II. dis. 

ürpf IIL 618. 
Sdushfgein (bergrechtl.) III. 618. 
Schuttung |. Pfändung III. 48. 
Schwachfinn f. Zure mngeäßigei I 1459. 
= ht Affinität I 

wängerungsflage 1. 620. 

SE v. IH. 622. 

weber II 

weiganrd III. 622. 

weißer III. 622. 

weppe III. 622. 
FREUE j. Kindesmord II. 456. 
Shwur 1 (geiichtl.) TIL 622, Eivils 


jum, 6 Jury in —— 630, Ans 
agejury ®, Dura ury 
— (heutiged Rı echt) 


Schwurgerihtähof II. "642. 
Schmwurgeriht3präjident IIL 644. 
Sclopis IIL 645 

Scrimger ine 645, 

Sedendorf, Beit Qudiw. v. IIL 646. 
Sebisvatanz IIL 646. 

Seeamt II. 647. 
Seeceremoniell II. 648. 
Seefrachtgeſchäft —*— 
Seemannsamt 

Seeproteſt II. 658. ° 

Seeraub IH. 655. 

— III. 656. 


dubwi⸗ 


Sachregiſter. 


Seeverſich erung IIL 656. 

Seewarte III 662. 

Seewurf II. 668. 

Seguier, Pierre is 668. 

int Lonis III. 668. . 
Seidenflider IT. 668. 

Sektion |. Obbuttion II. 921. 

Selunbos und Zertiogenituren IIL 


664. 
Selbfthälfe II. 664. 
Selbfidülfevertauf IIL 665. 
Selbjtmor . 668. 
Selbitverfiümmelung IIL 668. 
Selcho w II. 669. 


Et We II. 669. 
Ye Bi Wild. Aug. III. 669. 


an II. 5%. 

Seminarien, firdplicdhe IH. 670. 

Sendenberg II. 671. 

Senatusconsultum Hosidianum ſ. Beräußer 
zungöverbote IIL 1011. 

— Macedonianum f. Darlehnsvertrag L 498. 

— Vellejanum |. Ziralchefi I. 441. 

Seniorat IIL 671. 

Senſale |. Mätler I. 699. 

Gerlach | {. Courtage I. 481 und Mäflergebühr 


Separate a thoro et mensa |. Eheſcheidung 


Separatio bonorum IH. 672. 
Separationen |. Agrargefeßgebung L 57. 
Separatiften (fonkurdrechtl.) II. 511, II. 48. 
Sequefter, Sequefttation II. 678. 
Serzigny II, 674. 

i 674. 


ee isn. 18 

erwirihſcha mterimsw 

Seüchenkommiſſion, internationale, |. Volls⸗ 
bee III. 1165. 

Seuffert IH. 675. 

S2ze IU. 675. 

Sicarbu8 IH. 675. 

Siccama IH. 676. 

Sidardt IH. 676. 


Sinerpeitäleihung im Givilprozeß II. 


im Strafprozeß II. 67: 
Sicrzung des Doeneties II. 680. 
Sisimealetun 


Siebdrat II. 82. 

Siegel II. 683. 

Siegmann II. 683. 
Siegwart-Müller II. 688. 
Sielöäten j. Entwäfjerungdanlagen I. 695. 
Sieyes II. 684. 

Sigonius II. 684. 

Sigurdſſon II. 684. 

Silberwährung f. Münzwejen IL 823. 
Simson II. 684. 

Simon, Beincih, IIL 684. 

IIL 684. 

Simoni II. 685. 

Simulation (eivilx IR IL 685. 
Simultanſchule }. Schulaufficgt III. 608. 


Sadregifter. 


Sinibalbu3 Fliskus III. 686. 
Sintenis IH. 687. 
Sirmond II 887. 
eismond I en: iät nn 
ungspolizei jerichtBporfibender II. 120. 
—— . Seeraub III. 655. 
EINE IU — 
tiniald inleitung der Unter- 
ſuchung L u 
Slevogt IH. 688. 
Smallenburg III. 688. 
Snell, Ludwig III. 688. 
— Wilheim 688. 
Societas II. 689. 
Socinus IIL 692. 
Soben III. 693. 
Sobdomie IH. 693. 
Sohet III. 674. 
Solawechfel |. Eigenwechſel I. sis 
Soldatenteftament II. 6 
Solibarobligätton- Eh 
obligation IH. 695. 
Sanberteäte flaais⸗ und handelsrechtl.) 
III. 700, |. N auß Reichäfinanziefen II. 381. 
Sonnenfels IL 
—A 708. 
Sonntagöfeier IM. 707. 
Sortimentsbughandel II. 709. 
Soto, Dominicus II. 711. 
F Betruß be III. Sm Beter Joh. TIL. 712. 
pangenber ruſt Peter Jo 1 
Sparfallen A? 
— ———— IH. 714. 
Spee IH. 718. 
Spetulationsverein . Gelegenheitägejellichaft 


Speranaty II. 718. 

Spezialität der Hypothet IIL 718. 

Spezialprogefle fomturdrett.) IH. 719. 

Soeglalnerbitt — III . 1125. 

Spezififation IIL 721. 

Spiel DI. 723. 

Spinoza II. 727. 

Spionage II. 727. 

Spittler, ch. v. III. 628. 

Sponsio |. Bir ſchaft I. 498. 

Sprudlifte II. 728. 5 

Staatdangehörigfeit . Reichs⸗ und Siaats- 
angehörigfeit III. 413. 

Staatsanleihen IM. 789: Allgemeines 
729, —— —— 729, ats: 
u liches 731, Arten und Formen 738, 

apenweilengen en 734, Staatsichuldver: 
Far ungen 785 Renten 736, Begebung 
oder Emtifion 787. 

Staatsanwaltidaft IH. 739: Geſchichtl. 
739, Funktionen 750, Organifation 744. 

Staatsbeamte II. 745. 

Staatsgebiet III. 749. 

Staatögericht3hof II. 750. 

Staatstafjenverwaltung IIL 751. 

Staatspapiergelb j. Reichsbank III. 363. 

—— IH. 756, für Eljaß-Lothringen 


Staatsſchatz ſ. Reichskriegsſchatz II. 397. 
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Staatsjhulden IIL 760, Begriff 760, 
Arten ber Finanzſchulden 781, Kontrahirung 
764, Verwaltung und Kontrole 764. 

Staotöiäulänerfäreibungen f. Staatsanleihen 


Staatsjervituten DIL 766. 

Stabel II. 768. 

Stäbtereinigung IIL 768. 

Stahl IL 

Stammalttien f. Prioritätsaktien IL. 160. 

Stammgiüter II. 772. 

Stampe II. 774. 

Standesregifter IH. 774. 

Standgeri —— 0: 

en 

Stara IU. Er 

Statutariſche — DU. 778. 

Statthalle ter Bi Eljaß- Lothringen IEL 405. 
e 

—A Ohr. 780. 

Stell Ye II. 781, |. auch Prämien: 


gjmar 

Stellvertretung im Befih_f. Be an un 
Stellnertretungätoften 
Stemann, v. III. 788. 
Stempelfteuer IH. 788. 

Stephani II. 786. 

Sterberegifter |. Stanbeöregifter IIL 776. 
Sterbemonat, «Quartal. {oeiervitenjabe 1.519. 
Steuerkredit II. 7 

Steuerpflidt IN. Te. 
Steuertheorien |. Beſteuerung I. 343. 


Steuervergehen bzw. Nebertretungen ſ. Zoll: 
vergehen LIT. 1440 und Befraubation I. 502. 

Steuerverwaltung IH. 791. 

Steuerverweigerung III. 792. 

Stichtoupon |. Talon 847. 

Stiftmäßig II. 796. 

Stiftungen, milde II. 797. 

ein Geſellſchaft |. Kommanditgeſellſchaft IL 


Erörgardt IH. 798. 

Stolgebühren IIL 799. 

Stolinhieb II. 799. 

—— — III. 800. 

Story III. 800 

Stracha IH. 800. 

Strafbefeh! IT. 801. 

Strafbeiheid III. 808. 

Straferhöhungsgründe |. Strafzumeljungs- 
gründe 818. 

Straflammer f: Sanbgericht II. 616. 

Strafmilderun gerue IL 809. 

Stra inberungs nde |. Strafzumefjungs- 

nde IH. 

eertaärfumgsgeänbe II. 810. 

Strafienat |. Oberlandesgericgte IL. 927 und 
Rei ögericht III. 386. 

Stra verwandlungsgrände I. 8ıl. 

Stra 3umeffungs ründe IH. 818. 

Strampff, n. IE. 8la. 

Srzandreät a. Strandungsorbnung 


814. 
ur 816. 


Strandun 
Straud 
Streitbefengenheit, jJ. Sitigioßtät IL. 667. 
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Streitaenolleniäe t IIL 818. 
Streitobjeft II 
Seecuriantans Ai. 820. 


Strombed, v. TIL 821. 
Strube II. 821. 
Struvde, Georg Adam II. 822. 
—, Guftav v. M. 822. 
Stryf III. 822. 
Stübel II. 828. 
Stubenarreft |. Militärverbrechen II. 769. 
zeatgüter II. 1526. 

nr 1. Schändung IIL 587. 

rzer III 823. 

Su ‚game, II. 823. 
—, Karl Gottlieb III. 823. 
Subhaftation II. 828. 
Subftitution III. 880. 
——— ex pacto et providentia majorum 


55 an II. 881. 
gen f. Vernefmung IH. 1057. 
& neveriug (eivilproz.) 831. 
afpxoz.) II. 832. 

en 
Superfizies II. 888. 
Superintenbent, 

tendent II. 835. 
Suspenfion — m 8836. 
Suftentationagelb II. 88 
Symbole IIL 
Synditat IN. 838. 
Synbitatsflage III 839. 
Sunobalverfaffung II. 841. 


Generalfuperins 


T. 


Zabaföfteuer II. 845. 

Zafelgut |. Menſalgut III. 742. 

Zagebuc ber Mäkler III 847. 

Tagestauf 1. Zeittauf III. 1381. 

Zagfahrt |. Zermin III. 868. 

Zeil andier III. 847. 

Zalon II. 847. 

Talon, Omer II. 848. 

Zancrebuß III. 848. 

Tardieu III. 848. 

Target III. 849. 

Tartagnus II. 849. 

Zaubftummenwefen IIL 849. 

Taubftummheit II. 851, ſ. auch Zus 
ee II. 1459. 

Zauhnig II. 

ZTaulier IIL — 

Taurellius III. 858. 

Tauſch II. 858. 

Taxation ber Grundftüde II. 858: 
en gerichtliche 857, öffentliche 858, 

Senerserfiherungsanftalien unb Steuer 

behörben 859, unter wahren Werth 860. 

Xelegraphente t IH. 861. 

ö Zelegraphentegal ZTelegraphenverwaltung 


Eeishrahbenvenme e III. 868. 
Telegraphenverwa tung III. 865. 
Tellez, Öonzale IE. 


Sachregiſter. 


Tengler, Alrich Fr 867. 
Tenor |. uͤrtheil IIL 982. 
Termin III. 868. 
Zerraffon III. 868. 
Territorialgemwäjfjer III. 868. 
Zerritorialretraft ſ. Diarklofung IL 721. 
ZTertiarier |. Orden II. 96 
Testamenti factio Mm 80. 
Zefiamentseröffnung II 1. 
er II. 872. 
Teftamentsvollftredung IIL 878. 
Testamentum Korrespectirum unb 
reciprocum III. 87: 
Thatbeftand IN. a 
Thäterihaft IIL 877. 
Thatfrage |. Frageſtellung I. 884. 
Theillofung |. 5* t IL 147. 
Theilreht ILL 878. 
T eilumgäftage TIL € 878. 
Theilurtheil 
T silaaplung IIL 880, |. auch Abſchlags⸗ 
ahlungen I. 
beine $ob. Anton III. 881. 
— II. 881. 


Thierärzte |. Beterinfne II. 1136. 

T — 

Thomas von Aquino IIL 882. 

Thomaſius III. 888. 

Thomaffin II. 888. 

Thorbede III 883. 

Thronfolge IIL 884. 

Thronlehen II. 887. 

Tilius DU. 887. 

Ziffot II. 888. 

Titel (titulus acquirendi dominii) IIL 888. 

Titius II. 890. 

Zitimann II. 890. 

Titulus III 890. 

Zocqueville IIL 891. 

Tobesftrafe II. 892. 

Todte Hand II. 89. 

Zobtijchlag IIL 894. 

Töbtungsderbreden IIL 896. 

ZTontinenvertrag f. Veibrentenvertrag II. 653. 

Zottheilun 9. 

Zoullier II. 89. 

Tradition II. 899; traditio breri manu 
1. Befipertwech I. 385. 

Traktate |. Punktation III. 239. 

— In. 901. 

Transportge. abe DI . 905. 

Zrauerjahr 

Sxaumguine i. Wanungefahigteit II. 


—— Trauformular, 
ordnung II. 908, 

Treitſchte II. 911. 

Tretel II. 911. 

Trenbelenburg II. 911. 

Zreutler II. 911. 

— Triftgerechtigkeit |. Wegeſervituten 


Triplit ſ. Duplit I. 573. 


Kraus 


Sadıregifter. 


Trithemius IIL 911. 
— IH. 911. 
Zrondet IIL 912. 
Zroplong II. 918. 
Trotſche 918. 
Xreoxler III. 918, 
Truchyſtem III 913. € 
Truntenheit Muafestt. IIL 914. 
Tudeſchis, Nicolau: . 916. 
Zulden ILL 916. 

Turpitudo ſ. Infamie II. 865. 
Tutorium III. 916. 

Tweften III 918. 

Tzerſtedt, Brand von IIL 918. 


u 


Heberbüngfchoft ! Afterbürgiäe| L 51. 
Heberhangare — — 
‚recht II. 918, and Rahbareecht 
Beberiämemmung 

Neberverfiherung | jerficherungdvertrag III. 
Heben ungBeib | 15 ——— I. 187. 
Umfriedung I] 

Unehelide uber TIL. 920. 

Uni Eee er Richters ſ. Ablehnung des 


ers L1 
najın !barmadung II. 922. 
unseba 


II. 928. 
x III. 925. 
Unger 926. 
Unio prolium f. Eintkindſchaft I. 622. 
Union deren) III. 926. 
Univerjalerbfolge II. 928. 
Univerjalfibeitommiß III. 929. 
Universitas juris et facti III. 981. 
Unmittelbarfeit de3 Verfahrens |. Mündlichs 
feit II. 815. 
Unmünbige j. Alteröftufen Te *8 „unzuät mit 
Unmündigen f. Unpu in 
Unterbrechung des are % Ausfegung 
ber Kon —— 
Unterhalt ijner II. 9 
Untertoffung der Ynzeige don Verbrechen j. 


unterteifungsberbregen III. 932. 
Unterviätögejehge bung II. 988. 
Unterſch aan Hi 942, |. aud Defekte 
— — —— 
nterſtütßungswohn reizügigkei 9 
Unterjuhungsh — gis 
Unierludungsrt In IL 946. 
—E Befitz |. abgeleiteter Beſih I. 6. 
nvollſtändiger Be abgeleiteten 
PR ET HAgN 951. 
Unzudt I. — — ur U. 954, 
— . ſJ. Sodomie III. 608. 
—— 
in. 957. 
unden II. Ho 1. Begriff 962. IL. Ein- 
ng 9 Form und Beweiskraft 
Genen und Benutzung 966. 
— 967. VI. Aufgefundene Urkunden 
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Urkundenbeweid im Sivitprogeh IIT, 868, 


— im nn 'ozeß III. 97 
Urkundenfäl un nr ‚974. 
Hetunbenpzngeb . 9. 
Urlifte III. 980. 


Urfprungszen nifje II. 981. 
Urtpeil im Klar eg III. 981. 

— im Gtrafprogeß II. 982. 
Urtheilaberi tigun II. 999. 
Heligeim f. Rechtsmittel IL 2%. 
nude Bverfündigung (eivilpeog) TIL. 

Neber D. im Strafprogeh |. IIL. 997. 
Njance IH. 1000. 
Mutapion ſ. Safhung 1. 745. 
Usus II. 
sn Riehbvauch 1. 884 


V. 


Vacarius II. 1008. 
Vacca IIL 1003. 
Dagabunben, Baganten |. Lanbitreicherei II, 


Balett, Karl Zul. Meno IH. 1004 

Balette, A. II. 1004. 

Valin IIL 1004. 

alla III. 1004. 

Balroger III. 1527. 

SEE en. 
alutaklauſel echſelformular III. 1282, 

Bangerom, v. II. Koh 

Bariationdreht III. 1006. 

Bäterlihe Gewalt IL 1007. 

Vattel IIL 1011. 

Vegius II. 1011. 

Venia aetatis |. Gtoßjährigteitserflärung II. 109. 

Beräußerungsverbote II. 1011. 

DVerbodmung ſ. Bobmerei I. 398. 

Arehrenen der Religionäbiener III 


18 
Derbächtigteit des Richterd |. Ablehnung bed 
Richter 1. 10. 
VBerberb ber Güter II. 1016. 
Verditt |. Wahripruc, II. 1220. 
Vereinsrecht II. 1017. 
2erfalltag II. 1019. 
Der angenſchaftsrecht III. 1023. 
Verfafſungseib III. 1024. 
DVerfolgungdrecht III 1026. 
Vergantung |. Konkurs IL 511. 
Bergiftung (keafeeitt.) II. 1026, 
== (mebigsfor). ILL 27, f. auch 
verletzun⸗ 
Veraleich II. To. 
wer !. Seftnahme I. 814 und Haft- 
befeh) 
Berhör —* 1038. 
Verjährung im girinent II. 1034 
im Strafrecht III. 104 
Berta thülfe ſ. Selb wulfedertauf II. 


Beetchräpntiget II. 1048. 
Verklarung ſ. Seeproteft III 653. 
DVerloppelung |. Agrargefek, hgebung, 1-5 I. 
Verlagsbüchhandel II. 1046 


Körper: 
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Berla Sverteng II. 1047. 

BDerleumdung |. Beleidigung I. 268. 

Berlöbnig IIL 1048, 

Dermächtnikvertrag |. Exbvertrag I. 711. 

Bermeijungsmwefen II. 1 

Bermittelung (völkerrechtl.) II. 1052. 

Bermuthun, er } Rectänermuutöungen II. 301. 

Bernehmlai ul 

Bernehmung 

Derorbnungsrent Mn. 1059. 

DVerpadung II. 1065. 

Bersläge  Burnungfß 1066. 
—— ſ. Zurechnungsfähigkeit TIL 1461, 


—— IH. 1067. 
Berjäumnißverfahren II. 1071. 
Berjchollenheitserklärung IIL 1075. 
Ber eelehung eines tirgligen Beamten 
Berfepung der Staatöbeamiten II 


Derfiherungsbetrug 1 Betrug I. 847. 


al: erungäbertra 1079. 
Verſicherungsweſen Perg 
Beriprehungseib II 1098 

185 und Sub⸗ 


Berfteigerung |. Auftion 1. 
baftation nr 823, f. au Konturd II. 511. 

Berfümmelun ui. m 

Berſuch II. 1095. 

Bert eibigung IH. 1097. 

BertHeilungsverfahren II. 1100. 


Berträge zu Bunften Dritter II. 1101. 
B Bertzagdverlegung, firafbare IH. 


Derwahrungsvertrag |. Depofiten I. 515. 
Dernaltung fremben Vermögens II. 


Berwaltungsezgetution III. 1106, 

Verwaltun bau) IR. 1200 unter Ehe 
gatten III. 1112, |. au 

Verwaltungsjurisdittion, Verwal⸗ 
tungsjufttz II. 1118. 

Berwaltungsrath III. 1124. 

Verwandtſchaft II. 1126. 

Verweis III. 1129. 

—— (progeßrechtl.) III. 1130. 
Verweiſungse enn tuiß ſ. Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens I. 786. 

Verwirkung II. usi. 

Ban — — im Strafrecht ſ. 

erzicht 

Ver —28 — UI. 1181. 


Den 15 Ko Mr KR 
Verzugögefahr IIL. 1135. 
Beterinärweien Il. 1186. 
Vie ſ. —— IH. 1299. 
2icat II. 1139. 

Vico II. 1189. 

Victoria, Frances de II. 1189. 
Die Here IH. 1139. 
Biehſeuchen II. 1141. 
Die berfteltung II 1144. 
Viglius van Aytta III. 1145. 
Qilarien IIL 1145. 

Bincentius Bellovacenfis III. 1146. 


Sachregiſter. 


Vindikation II. 1146. 
Vinnius IH. 1149. 
Viel Gemaltthätigteit IL 160 und Zwang 


von Eu Sim. 1149. 
Bifitationen, firhliche IH. 1152. 
nd (völferreghtl.) j. Durchſuchungs · 


Voerda II. 1158. 

Voetus, Giäbert II. 1153. 

Bostns, auluß LIT. 1158. 

Voetus, Johannes II. 1158. 

Bo elfug IL UI 1158. 

Do ———— IH. 1155. 

Be  Beyeboti Gt IL. 294 und 
ollına ozeßvollmacht un 
Mandat IL. 7 

A— ren Strafurtpeile I. 
1166: Begriff, vollfitedende Behörbe 1166. 
— 1167, |. auch I. 190. 

Bollfitedu — II. 1169. 

Vorbereitend e —— II. 1169. 

Te Tr Verſuch IIL 1095. 

Sorlahı befehl III. 1172. 
or rungöbefe 7 

Bor aufsreht Hr 1172. 

Dormerinngen im Grund» oder Hypo⸗ 
thefenbuch 1174. 

halt IH. 1175: Seiciätlige 
Entwidlung 1175. Grundzüge be Gem. 
und Preuß V.xechts 1177. 

Borprämiengeichäft ſ. rämiengeiäft I IIL 122. 

20 sn f. Dolus im Strafrecht I. 

Seribann ILL. 1180. 

Borftand IL. 1181: ber Altiengeiellichaft 
1182, der ein Mentatt Erwerb: und 
— enſchaft 1190, bei In⸗ 


nungen, eingeſchriebenen Hälfata, jen 1190, 
landesgeſe ji —— en 1 
et ung IH. Geſchichtliche 


Entwidlung 1192, —— deutuuis 
Est Borausfegungen der Einleitung ber 
1196, Hang der 2. 1202, Beendigung 
= 2. 1o0s, 8 tömittel in der 2. 1206. 
Vorvermãchtnifſe |. Prälegate IL 118. 
Vorvertrag |. Punktation III. 239. 
Vreede 1208. 
Bulgarjubftitution III. 1208. 
Qultejus IL 1209. 


W. 


Waare II. 1209. 

Waarenzeichen, Ay von, ſ. Fabrik: und 
Waatenzeich en I 

Wächter, 8. G. v. IH. 1211. 

Wü ter-Spittler, R. v. 1212. 

Waf enftillftandänerträge IIL 1213. 

Wahlgejepe III. 1218. 

Wahlbergehen IIL 1219: Verhinderung zu 
wählen oder flimmen 120, ablfälichung 
1219, Wahlbeftech 

mehpeitäbeme nm in, Br A 
ahnfinn um an urechnumgs- 
fähigteit III. 1465. 


Sachregiſter. 


ae ir 1._Religionsverbrechen III. 425 


ae DI. 1220. 

Waifenrath II. 1228. 

Waizenegger IIL 1229. 

Wal, Gabinus de III. 1229. 

Walbed IT. 1230. 

Waldgenofjenihaften II. 1280: Ge 
ſchichtliches 1230 Sun Recht 1281, 
Hauptformen 1288 reuß. aldſchuß⸗ 
geießgebung 1234. 

Waldſervituten |. — — L 859. 

Walter, Ferdinand III. 1286. 

Walther, Friedxich III. 1286. 

Wandelgeichäft f. Prämiengeiääft III. 122. 

Wanbderlager II. 1297. 

Wandlungstlage II. 1288. 

Warntönig II. 1289. 

Warrants 1239. 

Warren I. 1242. 

zelnen II. 1242. 

Waſſerbauten II. 1248. 

BWafjerbenugung II 1243: Geſchichtliches 
1243, Jetziges Recht: rechtliche Natur der 
Gewäffer und bes Senußungän tes an den: 
jelben 1244, Einwirkungen erwaltung 
auf die W. 1249, Zuftändigteit ber Behörden 


Wajjergenojjenihaften II. 1257: Ges 
ſchichtliches 1257, Srunbage be} der —— 
rechtlichen Normen über 9. 

Wafjerlauf II. 1264. 

Waj nn IH. 1266. 

Wafjerjervituten II. 1272. 

mean IH. 1274. 

Wechlelaccept IH. 1275. 

MWechlelausfteller III. 1278. 

Wechleleinreden II. 1279. 

a elfähigkeit III. 1280. 

We ler ormular Ill. 1282. 

We Iren 1285. 

Wechſelproteſt III. 1288. 

Wechſelprozeß II. 1291. . 

Wechſelregreß III. 1527. 

—2 Beleidigungen ſ. Beleidigung 


Wechſelſtempel IH. 1298. 
Wechſelunterſchrift III. 1582. 
Wechſelverjährung IM. 1588. 
Wegeordnungen II. 1295. 
Wegejervituten IH. 1299. 
MWeiberlehen II. 1302. 

Sue iBefernitu ten DI. 1808. 
Meier, Joh. IH. 1306. 
Weihbiſchof ſJ — IH. 1145. 
Weintauf II. 1306. 
Weinzwang |. —e I. 281. 
Weis II. 1 

Weis aut EHI. 1306. 
Weiste II. 1307. 

Weiße II. 1807. 

Welder IH. 1307. 

Wend II. 1308. 

Wening: ‚{nsenbeim II. 1808, 
Wernher III. 1308. 

Werth }. Valuta DI. 1004. 
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Werthpapiere IIL 
Werthseinlage IH. 1315. 
Wejenbed II. 1317. 

Welſely, Joſef v. m. 1317. 

— Bolfg gang IH. 1317. 
Weftenber III. 1318. 

Wette IIL 1318. 

Wheaton IIL 1319. 

Wiarba III. 1319. 

a ——— IH. 1819. 
— (ftrafp beop) 

— rliche Unzucht ſ. Sobomie III, 


693. 
— F Ehrenſtrafen L 606. 
Widerſeßlichkeit III. 1822. 
— des Verfahrens 
(civilproz.) III. 1828. 
——— bes Strafberjah- 
rens IIL 1325 
Wiebereinfegung in_ ben vorigen 
Stand (privates) I. 1828, 
— (progeßrechtl.) III. 1390. 
Wiebertaufdr ober Räückkaufsrecht 
III. 1333. 
miebrenagm: (oölterrechtl.) III. 1334 
Wielant IH. 1335. 
Wieling IH. 1335. 
Wilda II. 1885. 
Wilddiebftah IH. 1386. 
Wilbfolge III. 1336. 
i en u: 13836. 


Birken: A. 1388. 
Wintler 
Wippermann IN. 1339. 
mirtbigaftsiahz I IN. 1839. 
Wiſſenbach 
Witte II. 1341. 
Witthum II. 1342. 
Wohnfig IIL 1342. 
Wo — 1344. 
Wolff I 
Woringen, v. II. 1346. 
—— eſetze III. 1346. 

unben ſ Körperverlefung (mebiz.-foreni.) 11 


A Streitoegenftands II. 1309. 


Wirberungssit II. 1867. 
Wurm II 
Würth III. 1368. 


3 
3a ariä von am enthal III. 1868 
3 U 186. 


Er a. III 1369. 

Zabarellis III. 1368. 
ahlungsbefehl IIL 1370. 
ablungseinftellung II. 1871. 
allmwein II. 1372. 

anger III. 1372. 

aftıs IH. 1372, 

aunrecht |. Nachbarrecht IL. 835. 
Zehnten III. 1373. 

eil ler III 1374. 


1584 Ablürzungen. 


Neuer rasen ber Deu! — Neuer Nekrolog ber Deutf Weimar 18241854 (ort: 
ſerung zu Sch —— 8 —— ** 1791-1 806). 

Niceron = Niceron, \Memoires pour servir & P’histoire des hommes illustres dans la 
r£publique des lettres, Paris 1727—1745. 

Nouvelle bios aphie universelle — Nouvelle bis hie universelle, Sr 1847—1850. 

Nypels = Tpeis, Bibliothöque choisie da droit criminel, Brux. l 

——— — — Literatur bed giſammten natürlichen und Eike Bollerrechts, 

egens burg 

Ott, Beitr. = Dit, Beiträge zur Kereptionägeiihichte bes Römikchetanoniichen Prozeffes in 
ben Bohmiſchen Bändern, Leipz. 1 

Pütter, Litt. — Pütter, Litteratur bed 5 Lentiöen Staatsrechts, Göttingen 17761788. 

Revue de Gand — Revue de droit international, 1869 ss. 

Revue generale = Revue generale du droit de la gialation € et de la jurisprudence, 1877 ss. 

Rivier = Rivier, Introduction historique au droit romain, 1872. Die neue Auflage 
(1881) konnte erft gegen das Enbe benupt werben. 

Rotermund — Rotermunb, — au Jocher's und Adelung's Gelehrten⸗ 
lexikon, Bremen 1810-18 

Rodidöre = Rodidre, Les da jurisconsultee, Toulouse 1873. 

Savigny 2 Savions, Geſchichte des Nömikhen Rechts im Mittelalter, 2. Aufl. 1834 


Saxe = Baxe, Onomasticon litterarium, Utrecht 1778 s8 

Säulte, haar — Schulte, Geige ber Onellen x. Rditeratur des Canoniſchen Rechts, 

Selo we = — — della legislazione italiana, nuova edizione, Torino 1888. 

Hr jet = Senebier Berne Tr ee © Se — 
ein-Warntön arntönig ui ein, e ai 

Stingi al, day 10 as — d lären Viteratur des Rd 
npin eſchichte = Stin ehdiche, ber popnläzen iteratur mi! 

Ernoniigen Rechts in ping. 0 Being. 1867 — 
Stobbe, —— = Stobbe, Geſchichte der Deutſchen Rechtsquellen, Braunſchweig 


—— F — eder din Brumblage zu einer Heffiihen Gelehrten: u. Schriftſtellergeſchichte, 

fiel 

Themis — Themis ou Biohögne du jurisconsulte, Paris 1820 ss. 

Van der Aa Van der Aa, Biographisch woordenboek der nederlanden voortgezet 
door van Harderwijk en Schotel, Haarlem 1852—1877. 

Vapereau — Vapereau, Dictionnaire universel des contemporains, 4. ed. 1870. 

Wal, Beitr. = be Wal, Beiträge zur Viteraturgeichichte bes Givilprozefies, deutſch von 
Stinging, Exl. 1866. 

Walter, Naturreht — Walter, Naturrecht und Politik, 2. Aufl. Bonn 1871. 

wurzbach — — Wurzbach, Biographifches Lexikon bes Kaiſerthums Defterreich, Wien 1856 ff. 
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